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Das Überfegungsredht wie alle andern Rechte fir bad Ganze und bie einzelnen Teile vorbehalten. 


Tie Berlagsbudhbanplung. 


Vorbemerkung zur fünften Auflage. 


Wenige Tage, nachdem die Vorarbeiten für die erforderlich gewordene fünfte 
Auflage der „Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft in ſyſtematiſcher Bearbeitung” in 
der Hauptfahe beendet waren, wurde der Herausgeber, Herr Profeffor Dr. Franz 
von Holgendorff, vom Tode überrafcht. Dadurch erwächt der unterzeichneten Ver— 
lagsbudhhandlung die traurige Pflicht, der neuen Auflage einige einleitende Worte 
vorauszujchiden. Indem fie fich diefer Aufgabe entledigt, gedenkt fie vor allem mit 
aufrihtigem Danke der warmen Fürforge und des regen Intereſſes, die Herr Profeſſor 
von Holgendorff dem gemeinschaftlich unternommenen Werke zwanzig Jahre bin- 
dur gewidmet bat. Sie dankt zugleih, auch in feinem Namen, den Herren Mit- 
arbeitern für die Bereitwilligfeit, mit der fie dasjelbe bisher und aud in dieſer 
fünften Auflage unterftüsten. 

Wie in der vorhergehenden, jo find auch in diefer neueſten Auflage fämtliche 
Beiträge Jorgfältiger Durhficht, mehrere erheblicher Ergänzung und Bearbeitung teil- 
baftig geworden. Um den Band nicht allzuſehr anjchwellen zu lafjen, ift das Format 
der fünften Auflage vergrößert worden; dennoch übertrifft der Umfang der neuen 
Auflage den der vierten um mehrere Drudbogen. 

In diejer fünften Auflage iſt der einleitende Artikel in jeiner erjten Hälfte („Ele— 
mente der allgemeinen Nechtslehre*) von Heren Profefjor Dr. A. Merkel in Straß- 
burg neu gefchrieben worden, während die zweite Hälfte („Überficht über die Geichichte 
der Staatd- und Rectspbilojophie” von Profefjor Dr. Gever) von ihm durchge— 
jeben und ergänzt wurde. Herr Neichsgerichtsrat Dr. Behrend hat in dem Ab- 
ſchnitt „Die neueren Privatrehts-Kodififationen“ den Entwurf eines deutſchen bür- 
gerlichen Geſetzbuches eingehend berüdjichtigt; das „Wechſelrecht“, aus der bis- 
berigen Verbindung mit dem Handeld- und Seerecht gelöjt, bat in Herrn Profejjor 


vI Vorwort. 


Dr. von Sicherer in Münden einen neuen Bearbeiter gefunden. Die Beiträge des 
verewigten Herausgebers über deutihes Verfaſſungsrecht und über Völkerrecht find 
von Herrn Profeffor Dr. Stoerf in Greifswald durcdhgejehen und ergänzt worden; 
Herr Brofeffor Dr. John in Göttingen jandte uns das vollftändig durchgeſehene 
Manuſkript feines Artikel „Strafprozeß” wenige Tage vor feinem Tode zu. 

Möchte auch dieje fünfte Auflage des Werkes gleich günftiger Aufnahme, wie die 
vorhergehenden jie gefunden, ſich zu erfreuen haben. 


Leipzig im April 1890. 


Die Verlaggbuhbandlung: 
Dunker & Humblot. 
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Das Deutſche 





Berichtigungen. 


125 3. 7 v. u. lies: bier Centurien Handwerker (ſtatt eine). 
180 3. 5 v. o. lies: Negeln Ulpians (jtatt Papinians). 


S. 89 3.23 v. u. lies: 2 Bde. 1882. 89. J. 9. v. Fichte. 

S. 89 3. 18 v. u. lies: H. Ahrens (jtatt J.). 

©. 114 3. 32 v. u. lies: Populus Romans Quirites (ohne Komma). 
S. 121 3. 31 v. o. lies: borm römischen Gerichte (ftatt vom). 


I. 


Philojophifche Einleitung 


in die 


Rechtswiffenfchaft. 


v. Holgendborff, Encnllonäbie I. 5 Aufl, 


1. 


Elemente der allgemeinen Rechtslehre 


von 


Dr. AR. Merkel, 
0. ö. Profefior der Rechte in Straßburg i. E. 


Erſtes Kapitel. 
Das obiektive Redt. 


I. 
Allgemeine Eharakterifierung!. 
$1. Vorläufige Drientierung. 


1. Recht im objektiven Sinne diefes Wortes nennen wir die NRichtfchnur, welche eine 
Gemeinihaft in Bezug auf das Verhalten ihrer Angehörigen anderen und ihr felbjt gegen: 
über ſowie in Bezug auf die Formen ihrer eigenen Wirkſamkeit zur Geltung bringt. 

2. Eine folde Richtſchnur ift teils in abftraften Regeln — Rechtsſätzen —, teils in 
konkreten Feitfegungen und Anordnungen gegeben. Gewöhnlich aber denkt man, wenn vom 
Rechte die Rede ift, nur an jene Regeln. 

3. Unter dem Einflufje des Rechtes bildet und erhält fich eine beftimmte Ordnung 
yet der Gemeinschaft, die Rechtsordnung derfelben. Das Recht ift ein Prinzip der 

ronung. 

4. Das Recht erzeugt diefe Ordnung, indem es die Machtſphären der an der Gemein- 
Schaft Teilhabenden gegeneinander und im Verhältnis zur Gemeinfhaft abgrenzt. Seine 
Beitimmungen haben den Charakter von Grenzbejtimmungen. 

5. Diefe Grenzbeftimmungen wirken einerfeits beſchränkend und bindend, andererſeits 
als eine Gemährleiftung von Macht und Freiheit. Das Hecht befchränft die Willkür in 
beftimmten Richtungen, damit in anderen menſchliche Intereſſen und menschliches Wollen zu 
freier Bethätigung gelangen können. Inſofern ift das Recht ein Prinzip der Freiheit. 

6. Dur diefe Wirkſamkeit beugt das Recht Konflitten vor und regelt, mo dies nicht 
erreichbar ijt, deren Ausgleihung. Es ermeift fi fonad als ein Prinzip des Friedens. 

7. Der Umfang diefer Wirkſamkeit und die Art, in welcher durd fie die verfchiedenen 
Machtgebiete abgegrenzt werden, ift abhängig: 

a. von den Intereſſen, welche der Gemeinschaft zu Grunde liegen oder in ihr zu maß- 
gebendem Einfluß gelangen. Das Recht ftellt Bedingungen für deren Befriedigung 
ber und ift ald ein Mittel zu diefem Zwecke davon abhängig, in welcher Weife 
es on“ gegebenen Verhältniſſen diefer Befriedigung dienlih zu fein vermag 
(839 f.). 

b. von den MWerturteilen, melde innerhalb der Gemeinſchaft in Bezug auf die in 
— kommenden Subjekte, Intereſſen und Handlungen Geltung haben ($ 3, 

12—14). 





1 Bezüglich des wiſſenſchaftlichen Standpunkte, von dem aus diefe Einleitung gefchrieben ift, 
ogl. den Schluß des Abſchnitts über die Gefchichte der Rechtäphilofophie. 
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e. von dem Willen, der in der Gemeinjchaft herricht und den Satungen des Rechts 
die ihnen weſentliche praktiſche Geltung ſichert (58 4. 12) 

8. An dieſen Satzungen läßt ſich ihr Inhalt — der ——— — von den 
Eigenſchaften unterſcheiden, welche ihm von der Seite des bezeichneten Willens und der 
Macht, über welche er verfügt, zulommen ($$ 3 ff. 12). 

9. Als die Gemeinfhaft, in welcher eine rechtliche Drbnung ſich bildet und behauptet, 
ift hier im Zweifel die ftaatlihe Gemeinschaft vorausgeſetzt. 


N. Merkel, Juriftifhe Encyklopädie. 1885. (Citiert: „Zur. Enc.*.) 


82. Nedt und Staat. 


1. Recht und Staat find gemeinfam entjtanden und haben fich gemeinfam fortgebildet.. 
Die älteften Rechtsfähe betreffen das Verhältnis von Herrfchenden und Gehorhenden bei 
einem Bolfe, das iſt den Kernpunft der ftaatlihen Organifation. Derfelbe ift mit dem 
Kernpunfte der Rechtsordnung identifh. Es ift daher weder richtig den Staat als dem 
Rechte noch das Recht als dem Staate vorausgehend zu denfen. 

2. Auch bleibt der Staat die Heimat und der vornehmfte Bildner des Rechts. So— 
wohl der Umfang der ihm geftellten Aufgaben wie die Art berfelben ftellen ihn in das 
nächſte Verhältnis zum Rechte. Denn die äußeren PVerhältniffe bei einem Volke deſſen 
Lebensintereffen gemäß zu ordnen, die fonfurrierenden Machtelemente, die ſich bei ihm finden, 
in den gebührenden Schranfen zu halten und fo den öffentlichen Frieden fowie die nationale 
Leiftungsfähigfeit zu wahren, ift feine erfte Aufgabe. Das Mittel hierzu aber ift das Recht. 

3. Indeſſen ift weder der Staat allein, mie gegenwärtig die meiften annehmen, im 
ftande, Recht zu ſchaffen, * haben, wie behauptet wurde, alle Willensäußerungen des 
Staates den Charakter des Rechts: 

a. Jede Gemeinfhaft, welche die Macht beſitzt, Verhältnifje ihrer Angehörigen zu ein- 
ander und zu ihr felbit in der obenbezeichneten Meife felbftändig zu ordnen, kann 
ihr eigenes Recht haben. Ob ihr jene Macht vom Staate übertragen und ob die 
bindende Kraft ihres Rechts in oberjter Inftanz auf die Autorität der Staatsgemalt 
zurüdzuführen fer, ift eine thatfächlihe Frage, deren Beantwortung fi) weder aus 
dem Begriffe des Nechts noch aus dem des Staates herleiten läßt und welche zum 
Beifpiel in Bezug auf das Recht, das ſich die Fatholifche Kirche bezüglich ihrer 
Drganifation geihaffen hat, zu verneinen ift. Die Annahme, daß diejes Recht, 
obgleih weder feine Eriftenz noch feine bejtimmende Kraft für die Angehörigen der 
Kirche auf Bethätiqungen irgend einer Staatögewalt zurüdgeführt werden fünnen, 
gleihmohl jtaatlicher Natur oder vom Rechte des Staates abgeleitet fei, enthält eine 
bloße Fiktion. Bal. Jur. Enc. $$ 807. 827 ff. Im folgenden foll übrigens nur 
das Recht der ftaatlichen Gemeinfchaft eine fpeciellere Berückſichtigung finden. 

b. Der Staat ift nit bloß Rechtsanftalt und der in ihm lebende Wille bethätigt fich 
in mannigfader Weife, ohne dadurch Necht hervorzubringen. Eine Kriegserflärung 
3. B. ift feine Rechtsnorm, und der Gewerbe betreibende und Verträge ſchließende 
Staat bringt durch diefe Thätigfeit zwar Rechtsverhältniffe, in der Regel aber fein 
objeftives Recht hervor (A. M. befonders Schuppe). 

4. inwieweit das Recht der ftaatlihen Gemeinfhaft als eine Schöpfung bes 

Staates anzufehen fei, wird genauer aus dem über „Rechtögevanfe und Rechtswille“ zu 
Sagenden ($ 12) zu entnehmen jein. 


R. v. Jhering, Der Zweck im Recht I 2. Aufl. 1884, II 1883. 
$ 3. Der Rechtsgedanke. 


1. Das Net bezieht fich feinem Gedanfengehalte nad auf das, was verſchiedenen 
Subjeften im Verhältnis zueinander zufommt, auf das, was fie in diefem Verhältnifje 


1. Glemente der allgemeinen Rechtslehre. 7 


einerfeitö thun und unterlaffen, fordern und behalten dürfen, andererfeits leiften, dulben 
und unterlafjen jollen. 

2. Beiſpiele von Rechtsfägen: „Dem Kaifer fteht es zu, den Bundesrat und ben 
Neichötag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen“ (Art. 12 der Neichöver- 
fafjung). „Der Kaifer ernennt die Reichsbeamten“ (Art. 18 a. a. O.). „Wer Geld ober 
andere vertretbare Sachen ald Darlehen empfangen hat, iſt verpflichtet, dem Darleiher das 
Empfangene in Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zurüdzuerftatten.” „Dur den 
Kaufvertrag wird der Verkäufer verpflichtet, dem Käufer, wenn eine Sache Gegenftand des 
Kaufes ift, die verfaufte Sache zu übergeben und das Eigentum an bderfelben zu ver- 
ſchaffen. . ...... Der Käufer wird durch den Kaufvertrag verpflichtet, dem Verkäufer den 
vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die verfaufte Sache abzunehmen” (Entwurf eines 
bürgerlichen Gefegbuches $$ 453. 459). „Wer vorfälich einen Menfchen tötet, wird, wenn 
er die Tötung mit Überlegung ausgeführt hat, mit dem Tode beitraft" (Strafgefehbud für 
das Deutfhe Reid $ 211). 

3. Das Necht enthält ſonach Ausfagen über ein beftimmtes praftifhes Verhalten. 
Diefe Ausfagen find meift Hypothetifher Natur, d. h. fie geben an die Hand, was unter 
bejtimmten Borausfegungen — im Falle der Berwirflihung eines beftimmten Thatbeitandes — 
geichehen darf und beziehungsweise fol (Val. $ 453 a. a. D.). Doch iſt dieſes Feineswegs, 
wie man angenommen hat, ausnahmslos der Fall, da vielmehr mande Rechtsſätze auf ge- 
gebene und als dauernd betrachtete Verhältniffe Bezug haben und eine unbedingte Norm für 
die Abgrenzung der Machtgebiete in diefen Verhältniſſen aufjtellen (Vgl. die cit. Art. der 
Reichsverfaffung). 

4. Die Ausfagen des Rechtes betreffen niemals bloß ein thatfächlihes Geſchehen als 
ſolches, fondern enthalten immer zugleich eine fi ald maßgebend geltend machende Be- 
urteilung diefes Gefchehend. Die bloße Vorherfage bejtimmter Vorgänge hat mit dem 
Rechte ebenfomwenig zu thun wie bloße Ausfagen über Verhältniffe und Vorkommniſſe der 
Gegenwart oder Vergangenheit. Unfere Gefegeswerfe haben weder die Natur von Chroniken 
nod die von ſibylliniſchen Büchern, und die Urteile unferer Gerichte gleihen nicht den Mit- 
teilungen eines Ausfunftsbureaus. Die Form der gejetlihen Beitimmungen läßt freilich 
häufig den Schein entjtehen, als handle es ſich dabei um bloße Befchreibungen, Mitteilungen 
oder Prophezeiungen. Beifpiele bieten die cit. Art. 15 und 18 der Reichöverfafjung und 
$ 211 des Strafgefegbuds. Aber ftets ift dabei gemeint und nur als jelbitverjtändlich 
nicht befonders hervorgehoben, daß die befchriebenen Handlungen oder Unterlafjungen als 
ein beftimmten Perfonen zuftehendes oder vorgefchriebenes oder verbotenes Verhalten zu be- 
trachten jeien und daß man fich hiernad) zu richten habe. Nicht von dem, mas zufällig, 
oder von dem, was nad Naturgefegen gejchieht, handelt das Recht, jondern von dem, was 
geichehen fol, was in den Beziehungen der Menjchen zueinander ald das Angemefjene zu 
gelten hat. 

5. Der Rechtsinhalt ſchließt ſonach als ihm weſentliche Beftandteile Werturteile in 
fih. Diejelben erjtreden fi) auf Handlungen, Unterlafjungen und Duldungen, auf menſch— 
liche Zuftände, Verhältniffe und Interefien und auf die menſchlichen Individuen felbjt und 
auf deren Verbände. So enthält der Rechtsſatz, daß der Mörder mit dem Tode zu be- 
ftrafen fei, ein Werturteil in Bezug auf das Lebensintereſſe jedes menſchlichen Individuums 
und folgeweife in Bezug auf das menſchliche Individuum felbft, in Bezug auf die That 
des Mörder und den letteren felbjt und in Bezug auf die Verhängung der Tobesftrafe 
gegen denfelben ꝛc. 

ber das Wertmaß, das vom Rechte bei diejen feinen Werturteilen angelegt wird, ſ. 
die 88 10. 12 ff. 


Jur. Ene. $$ 24—4l. 
$4 Der Redhtsmille, 


1. Irgend welche Gedanken über die angemefjene Ordnung menſchlicher Verhältniſſe find 
Rechtsgedanken nur, fofern fie der in der Gemeinschaft herrſchende und durch ihre Organe zum 
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Ausdrud kommende Mille fih zu eigen gemadt und fie für eine verbindlihe Richtfchnur 
praktiſchen Verhaltens erklärt hat. Die Form, in welcher leßteres gefchieht, kann eine ver- 
fchiedene fein. Hierher gehört die Kundmadung jener Gedanken in der Form von Geſetzen. 
Ferner die Form gerichtlicher Entfheidungen, welchen diefe Gedanken zu Grunde liegen. Des- 
gleichen Zwangsmaßiregeln, melde diefe Gedanken und beziehungsmeife jene gerichtlichen Ent- 
ſcheidungen irgend welchen MWiderftänden gegenüber zur Durchführung bringen. Genug, jenes 
Verhältnis von Wille und Gedanke muß durch Drgane der Gemeinfhaft irgendwie erkennbar 
gemadt fein. 

2. Wir fünnen die Rehtäbeftimmungen hiernah als Willensäußerungen und 
fpecieller als Außerungen des mehrfach bezeichneten Willens charakterifieren. Damit ftellen 
fie fih in einen Gegenfaß u. a. zu den Lehrfägen irgend welcher Naturrechts- oder Moral: 
fompendien, zu religiöfen Satzungen als folhen, zu Gebräuchen und Regeln des Verkehrs, 
um welche fich jener Wille nicht kümmert u. f. w. (Anderer Meinung u. a. Binding und 
Zitelmann.) 

8. Der bezeichnete Wille äußert ſich vor allem in der Form von Ge- und Verboten. 
Dem Recht ift ein imperatives Element weſentlich. Es giebt feinen Rechtsſatz, der nicht 
entweder ein felbjtändiges Ge- oder Verbot darftellte oder menigftens mit einem folchen als 
ein Beftandteil oder als Korrelat desfelben in Zufammenhang ftände. So enthält die Be- 
jtimmung: „Der Zweikampf wird mit Feſtungshaft ... . . beſtraft“ (Strafgeſetzbuch $ 205) 
einen Rechtsſatz nur fraft der ftaatlihen Imperative, die er konkludenterweiſe in fich begreift: 
de8 an die einzelnen gerichteten Imperativs, Zweikämpfe zu meiden, des an die Organe 
des Staates gerichteten, einen dennoch ftattfindenden Zmweilampf zum Grunde einer Be- 
ftrafung der Thäter zu nehmen, und des an die leßteren gerichteten Sjmperativs, biefer Be- 
ftrafung ſich ohne Widerftandsleiftung zu unterwerfen. Streihen wir dieſe Jmperative, fo 
jtreihen wir den Rechtsſatz. 

4. Die verbreitete irrige Anficht, daß irgend welchen Teilen des Rechts das impera- 
tive Element unweſentlich fei, hat 2 Hauptquellen: 

a. bie erfte liegt in der Form, in welche viele Rechtsfäge eingefleidet find und melde 
nicht die bejchränfende und befehlende, jondern die jenen forrefpondierende gewähr- 
leiftende und beziehungsmweife erlaubende Seite des Rechts hervortreten laſſen. Val. 
in diefer Hinficht 3. B. die Artikel der Neichsverfaffung über die dem Kaifer, dem 
Bundesrate und dem Reichstage gewährten Befugniffe. Daß die andern fich hier- 
nad richten und die bezüglichen Befugnifje rejpeftieren follen, aljo das Element des 
Befehls, kommt dabei nicht befonders zum Ausdrud. Jenes ift aber felbjtverftänd- 
lich die Willensmeinung des Geſetzgebers und die erwähnten Artifel würden, wenn fie 
den bezeichneten Befehl nicht in fich fchlöffen, Feine Nechtsfäse enthalten. Über die 
Gründe, weshalb in der Formulierung der Rechtsſätze bald die befehlende bald jene 
andere forrefpondierende Geite des Rechts einfeitig hervorgehoben wird, ſ. ur. 
Enc. $ 100. 

Redaktionelle Verfhievenheiten der erwähnten Art haben Anlaß zu der völlig 
unhaltbaren Unterfheidung zmwifchen befehlenden und erlaubenden Rechtsſätzen ge- 
geben. In Wahrheit giebt e8 weder einen befehlenden Rechtsſatz, der für niemanden 
bezüglich der Frage, mas ihm erlaubt fei, bedeutſam wäre, noch einen erlaubenden 
Rechtsſatz, der für niemanden direft oder indireft Befchränfungen mit fi führte 
und für niemanden eine imperative Bedeutung hätte. 

b. die Abgrenzung der Thatbeftände, auf welche die Nechtsvorfchriften Bezug haben, 
geſchieht meiſt mittelft einer Mehrzahl von Beftimmungen, welde einen befchreiben- 
den und beziehungsweife beariffsentwidelnden Charakter zeigen. Ebenſo die Ab— 
grenzung der Folgen, welche das Recht an jene Thatbeftände gefnüpft haben will. 
Dahin gehören 3. B. die Beftimmungen der bürgerlichen Gefegbücher über die allge- 
meinen Merkmale rechtswirkfamer Geſchäfte, die Beftimmungen der Strafgeſetzbücher 
über die allgemeinen Merkmale ftrafbarer Handlungen oder über die Merfmale ver 
verschiedenen Strafarten u. ſ. w. Diefer Sachverhalt hat dazu geführt, daß man 
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den befehlenden Rechtsſätzen begriff sentwickelnde gegenüberſtellte. Dabei iſt nicht ge— 
nügend beachtet worden, daß die begriffsentwickelnden Beſtimmungen durchweg Be— 
ſtandteile von Rechtsgeboten find und nur, fofern ihnen diefe Eigenſchaft beimohnt, 
eine rechtliche Bedeutung befigen. 

5. Der Rechtswille äußert ſich indefjen nicht lediglich in der Form des Befehls. Das 
imperative Element läßt fi zwar aus feinem Teile des Rechts ausfcheiden, aber es er- 
ihöpft den Willensgehalt desjelben nit. Denn dieſes wendet ſich nicht bloß an diejenigen, 
welchen es durd) feine Gebote Schranken zieht, jondern aud) an diejenigen, zu deren Gunſten 
es jene Gebote aufftellt, welchen es Macht zuteilt oder deren Intereſſen es feinen Schutz 
verheißt, und auch in diefer Zuteilung und Schugverheißung liegt eine Willensbethätigung. 
Auch befigt dieſe Willensbethätigung meiſt eine unmittelbare (nicht erft durch die an die 
Gegenjeite gerichteten Befehle vermittelte) praftiiche Bedeutung; den ntereffen und An- 
ſprüchen, welche das Necht unter feinen Schuß ftellt, erwächit hieraus eine direkte Wert- 
erhöhung, welche auf das Verhalten der Beteiligten in mannigfacher Weife Einfluß übt 
und jie Bedenken, Rüdfichten und Schwierigfeiten, die der Geltendmachung jener nterefjen 
fih entgegenfegen können, entjchiedener befämpfen läßt. Wenn 3. B. der Erbe einer Krone 
die Herrfchaft über einen Staat antritt, fo gefchieht dies gewiß nicht lediglich mit Rüdficht 
auf die Art, wie das Recht fich befehlend und befchränfend den andern zumendet, jondern 
unmittelbar unter dem Einfluß der Aufforderung zu jenem Echritte, welchen der Rechtswille 
an ihn felber richtet. Es ift daher nicht richtig, daß, wie man behauptet hat (Thon u. a.), 
das Recht lediglich dur feine Imperative wirkſam werde oder gar überhaupt nichts fei 
als ein Inbegriff von Imperativen. 

Bierling, Zur Kritif der juriftifhen Grundbegriffe. 2 Teile. 1877 und 8. Thon, Nedts- 
norm und fubjettives Recht. 1878. Binding, Die Normen und ihre Übertretung I. Bitelmann, 
— u. Irrtum, im Archiv für d. civ. Praxis 1883. Merkel, Lehrbuch des Strafrechts 


$5. Primäre und ſekundäre Gebote, 


1. In der Regel verknüpfen ſich mit Bezug auf die Ordnung eines beftimmten Ver— 
hältnifjes eine Mehrzahl von Imperativen derart, daß der zweite und beziehungsmeife dritte 
2c. in einem Eventualverhältnis zu dem erften ftehen. Der erfte — der primäre Imperativ 
— meift auf die normale Geftaltung des Verhältnifjes und auf diejenigen Handlungen hin, 
welche den vom Recht zu ſchützenden nterefien von Haus aus entjprehen. Man vente 
zum Beijpiel an das in dem cit. $ 453 des Entwurfs enthaltene an den Darlehngempfänger 
gerichtete Gebot, das Darlehn zurüdzuzahlen, oder an die Verbote willfürlicher Verlegungen 
fremden Lebens oder Vermögens, fremder Ehre, Freiheit oder Gefundheit. 

Hinter diefen Geboten ftehen andere — fefundäre Imperative —, melde eine 
Verlegung der erjteren vorausjegen und an die Hand geben, was in diefem Falle zu 
geichehen habe. 

2. Diefe jetundären Imperative haben eine doppelte Richtung. Einerfeitd wenden fie 
fih an diejenigen, welche fih in einen Widerſpruch mit den primären Geboten geſetzt haben, 
und legen diefen irgend welche Leiftungen, Unterlafjungen oder Leiden auf, welche die Be- 
deutung des begangenen Unrechts auögleihen oder mindern, feine Fortſetzung oder Er- 
neuerung hindern und die unter den Schutz des Rechts geftellten Interefjen unter den durch 
das Unrecht gejchaffenen Bedingungen, nah Thunlichkeit wahren follen. Dahin gehören 
3. B. die Gebote, welche demjenigen, der im Widerſpruch mit den primären Geboten andere 
geichädigt hat, eine Entſchädigung diefer oder das Erdulden einer Strafe auferlegen. An: 
dererjeits wenden diefelben ji an Organe des Staates und befehlen diefen die Feititellung 
des begangenen Unrehts und der dem Gefehe entiprechenden Folgen desjelben ſowie bie 
etwa erforderliche zmangsweife Durchführung diefer Folgen. 

3. Auch diefe fetundären Gebote haben vielfach wieder Beftimmungen neben fid, 
welche den Fall ihrer Verlegung vorausſetzen und die Folgen diefer Verlegung beitimmen. 

4. Das Recht ftellt jo im voraus den Maßſtab auf, nad welchem die durch feine 
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primären Gebote begründeten Anfprühe und Pflichten begangenem Unrechte gegenüber ber 
jeweils durch diejes veränderten Sachlage gemäß fich modifizieren und wandeln jollen. Es 
gefchieht dies in dem nämlidhen Sinne, in welchem es fonjt Eventualitäten aller Art vor- 
jieht und die Veränderungen von vornherein feſtſtellt, welche die von ihm gezogenen Grenzen 
im Wechfel der Lebensverhältnifje unter bejtändiger Anpaffung jener an die für feine ord- 
nenden Funktionen maßgebenden Intereſſen erfahren follen. 

5. Da die Folgen begangener Rechtsverlegungen, welche den Gegenjtand der ſekundären 
Rechtsgebote bilden, regelmäßig die Bedeutung eines Übels für diejenigen haben, welche 
fi jene zu fhulden fommen ließen, für den Willen und die Intereſſen aber, welche in den 
verlegten Geboten zum Ausdrud gelangen, die Bedeutung eines Triumphes über die ihnen 
feindlichen Elemente , jo fteigert die Androhung diefer Folgen die bewegende Kraft und das 
Anfehen der primären Gebote. Cie ift daher im allgemeinen geeignet und überall dazu be- 
jtimmt, die etwa fich geltend machenden Antriebe zur Verlegung diefer Gebote zu ſchwächen 
und auf ſolche Weife vorbeugend zu wirken. Diefe Androhung und aljo das Ganze der 
einem primären Gebote an die Seite gegebenen fefundären Beitimmungen enthält fonad eine 
Belräftigung des erjteren und heift mit Nüdficht darauf defjen „Sanftion“. So bilden 
3. B. die Vorfchriften, wonad der Dieb zur Herausgabe des Gejtohlenen, zur Schablos- 
haltung des Bejtohlenen und zur Erbuldung einer Gefängnisftrafe verpflichtet jein und dazu 
genötigt werden foll, die „Sanktion“ des Diebjtahlsverbots. Völlig zutreffend ift indefjen 
diefe Bezeichnung infofern nicht, als die primären Nechtögebote ihre Gültigkeit nicht und 
ihre pfychologifche Kraft nur zum Teil aus diefen Sanktionen herleiten. 

6. Sanktionen der bezeichneten Art gehören zur normalen Ausjtattung der Rechtsſätze. 
Doc bilden fie fein begrifflich weſentliches Clement derſelben. Zahlreihen Bejtimmungen 
des BVerfafjungsrechts der deutfchen Bundesjtaaten und des Reichs fehlen diefelben, ohne 
daß jenen Beitimmungen der Rechtscharakter um diefes Mangels willen abgejtritten werden 
fönnte. Wefentlich ift den Geboten des Rechts, Äußerungen eines beherrjhenden Willens 
zu fein ($ 4) und, was damit zufammenhängt, ein gewiſſes Maß bewegender Kraft zu be- 
ſitzen (4 7), aber die Energie jenes Willens äußert fi nicht lediglih in den Formen 
jener Sanktionen und ihrer Verwirklihung, und Nechtsvorfchriften können ein hohes Maß 
bemwegender Kraft befigen, auch wenn für den Fall ihrer Verlegung rechtliche Folgen nicht 
angeordnet find. An die Stelle der legteren können unter Umftänden ungeregelte fociale 
Gegenmwirfungen, irgend welche Formen der Selbfthülfe treten, und die Verteilung der 
Machtverhältniffe kann fo geordnet fein, daß die Scheu vor jener Selbithülfe die gleiche 
praftiihe Bedeutung befist mie fonjt die Scheu vor den durch die ſekundären Rechtsgebote 
vorher beitimmten Unredhtsfolgen. 

” rn "ding, Die Normen und ihre Übertretung. A. Merkel, Lehrbuch des Strafrechts 
i f- 


86. Die Adreſſe der Rechtsnormen. 


1. Die Rectsbeftimmungen wenden fih an alle diejenigen, deren Verhältniſſe jie 
ordnen und welchen Befugniffe oder Pflichten aus ihnen erwachjen fönnen. 

2. Man hat angenommen, daß die Nechtänormen ihrer juriftiichen Form nad lediglich 
an die Organe der Staatögewalt ergingen (von Ihering). Hiernach würde die Norm, welche 
den Darlehnsempfänger verpflichtet, das Empfangene zurüdzuerjtatten, und würden überhaupt 
die primären Gebote, fomweit fie fich an die einzelnen wenden, Rechtsnormen an fi nicht 
fein; nur die Anmweifung an die Organe der Staatögemwalt, im Falle des Ungehorfams 
nötigend einzugreifen, würde die fennzeichnende Form der Nechtsvorjchriften haben. Diefer 
Anficht ift jevoch nicht beizutreten. Sie macht das Sekundäre, das bloße Belräftigungs- 
mittel zur Hauptfache. Jene Anmeifung an die Organe der Staatögewalt foll nur wirkſam 
werben, fofern die Verlegung einer Nechtsvorfchrift bereits vorliegt, daher wir das primäre 
Gebot, um deſſen Verlegung es ſich handelt, wohl als eine ſolche Vorſchrift gelten laſſen 
müffen. Pflichten und Befugnifje der Staatsangehörigen gehen direft aus den primären 
Vorfchriften hervor und follen unmittelbar aus denfelben entnommen werden fünnen. Auch 
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ift e8 zweifellos die Intention des Nechts, diejenigen, deren Pflichten es normiert, Direkt 
zur Erfüllung derfelben zu bejtimmen. Folglich ift es eine ihm weſentliche Form, fi an 
diefe Perfonen zu wenden. Wer Befehle ergehen läßt, der fpricht zu denjenigen, welde 
diefe Befehle vollziehen follen, und wer erlaubt, ermächtigt, gewährleiftet, zu denjenigen, um 
deren Freiheit und Willensbethätigung es fi handelt. Dem Necht gegenüber aber find 
alle in dieſer Lage, denn jedem liegt es ob, Befehle des Rechts zu befolgen und jeder hat 
teil an der Freiheit, welche das Recht gewährleifte. Daher eriftiert niemand, zu dem das 
Recht feiner Intention nad nicht ſpräche. 

3. Eine Übertreibung der befämpften Anficht liegt in der Theorie, nad) welcher das 
Recht nichts fein foll als „der Inbegriff der Negeln des ftaatlihen Handelns”. Daß die 
Kegeln des Nechts thatfählih das Handeln auch der einzelnen und zwar in unmittelbarer 
Weiſe bejtimmen und, wie Inhalt und Form feiner Vorfchriften und die für den Fall des 
Ungehorfams gebrohten Folgen ergeben, bejtimmen wollen, wird hier ganz willkürlich als 
etwas dem Weſen des Nechts Fremdes behandelt. Diebe und Mörder würden ſich hiernad) 
nicht im Widerfpruch mit dem Nechte befinden, denn die Negeln des jtaatlihen Handelns 
werden von ihnen nicht verlegt! Das Privatrecht würde identifch fein mit den Regeln, 
nah welchen die Behörden im Falle der Verlegung feiner VBorfchriften thätig werden. Dazu 
würde es ein Analogon fein, wenn man die Gerichtsorganifation oder die Heeresverfajjung 
für identisch erflärte mit den Regeln, nach welchen Berlegungen derfelben durch die Behörden 
geahndet werden, oder wenn man die Religion als den nbegriff der Regeln definieren wollte, 
nad welchen der göttliche Wille ihre Verlegungen ahndet. 


» Ihering, Zwed im Recht J. J. Schein, Unfere Rehtäphilofophie und Jurisprudenz. 1889. 


87. Recht und Madt. 


— Das Recht eines Volkes iſt die Beherrſcherin ſeiner Lebensordnung. Als ſolche iſt 
es Macht. 

Regeln und Gebote, welche niemand befolgt und welche an jener beherrſchenden Wirk— 
ſamkeit keinen Anteil haben, ſind keine Rechtsnormen. 

2. Die dem Rechte weſentliche Macht aber äußert ſich in verſchiedenen Formen, und 
die nötigenden Wirkungen ſeiner Gebote werden teils durch mechaniſche teils durch geiſtige 
Kräfte und, was dieſe betrifft, unter anderem und insbeſondere durch moraliſche Kräfte vermittelt. 

3. Das Recht kann im allgemeinen des mechaniſchen Zwangs zur Unterlaſſung beab— 
ſichtigter und zur Verwirklichung der Rechtsfolgen begangener Rechtsverletzungen ſowie des 
pſychologiſchen Zwangs, den die Androhung des erſteren begründet, nicht entbehren. Die 
Natur der Gegenfäße, welche zwiſchen Individuen und focialen Gruppen innerhalb einer 
Volksgemeinſchaft fich geltend machen und eine Ausgleihung durch das Recht finden follen, 
und die Natur der Mächte, welche es in Schranfen zu halten hat, ſchließen einen Verzicht 
auf die Anwendung diefer Mittel aus. 

4. Die Eigenfhaft einer einzelnen Norm, Rechtsſatz zu fein, ift jedoch nicht davon 
abhängig, daß gerade für ihre zwangsweife Durchführung mechaniſche Machtmittel bereit- 
geftellt und deren Anwendung für den Ungehorfamsfall geregelt und gefichert iſt. Wie nicht 
jeder Nechtsfa eine Sanktion hat ($ 56), fo ift nicht jeder durch mechanische Zwangsmittel 
geftügt. Daher ift es nicht forreft, wenn man das Recht als das Ganze der focialen 
Zmwangsnormen (fofern dabei nur an jene vom Recht vorgefehene Anwendung medanifcher 
Zwangsmittel gedacht ift) charakterifiert. 

5. Auch würde das Necht eines Volfes nicht aufhören, Necht zu fein, wenn die An- 
wendung mechaniſcher Machtmittel zu Gunften desſelben allgemein überflüffig würde. Sa, 
die völlige Befeitigung aud der Androhung ihrer Anwendung würde ihm den Rechtöcharafter 
nicht entziehen, folange feinen Geboten durch die Achtung vor dem in ihnen ſich ausfprechen- 
den Willen und dur die Scheu vor den vom Rechte unabhängigen Folgen ihrer Verlegung 
eine durchgreifende Wirkſamkeit gefichert wäre. Aber der Gang der Gefhichte Hat uns einem 
folden Zuftande bisher nicht näher gerüdt. 
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6. Diefem materiellen Machtelemente fommt indefen, mie fehr es uns als unentbehr- 
lich erfcheinen möge, doch nur eine fubfiviäre und untergeordnete Bedeutung im Vergleiche 
mit denjenigen Eigenichaften des Rechts zu, kraft deren dasfelbe für die Mehrzahl der Fälle 
auf eine freiwillige Befolgung feiner Gebote redinen fann, oder, anders ausgevrüdt, im 
Vergleiche mit der Macht, die feinen Normen aus dem Werte zufließt, welcher ihnen in der 
Gemeinschaft beigemefjen wird. 

Hierbei handelt es fich, anders wie bei jener Verfügung über mechaniſche Zwangsmittel, 
um ein Merkmal feines Begriffs. Denn das Recht ijt ein Inbegriff „geltender" Normen ; 
in dem „Gelten“ aber liegt hier jene Anwartſchaft auf eine freiwillige Befolgung. „Eine 
Norm hat Geltung bei einem Volke“ heißt foviel wie: es wirb ihr von diefem ein Mert 
zuerfannt, auf welchen fich eine von der Anwendung irgend welder Zwangsmittel unab- 
hängige Wirkungsfähigfeit und thatfächlihe Wirkfamfeit gründet. Gebote irgend einer Macht, 
welde lediglich mit Hülfe phyfifher Machtmittel oder kraft der Furdt vor deren Anmwen- 
dung ſich Durchzufegen vermöchten, würden hiernach nicht als Rechtsnormen zu betrachten fein. 
Man könnte fie Papieren, welchen niemand einen Wert beimift und melde jemand mit 
der Piftole in der Hand anderen als Zahlungsmittel aufnötigt, in ihrem Verhältnis zu 
wirflihem Gelde vergleihen. Wie zu dem Begriffe des letzteren das „Geltung haben“ (in 
entfprechend mobifiziertem Sinne diefer Morte) gehört, wie es bei ihm auf einen Wert hin- 
weiſt, der ein Motiv zu freiwilligen Handlungen darjtellt, und mwie dies beim Gelde dafür 
bedingend ift, daß dasfelbe feine Beftimmung zu erfüllen vermöge, fo verhält es ſich auch 
mit den Normen des Rechts. 

7. Sener Wert der Nechtönormen aber iſt einerfeits ein Zmedmäßigfeitswert, d. i. ein 
Wert, der fih in ihrem den Beteiligten zum Bemußtfein gelangten Verhältnifje zu gemein- 
famen Intereſſen begründet, andererfeits ein ethifcher, auf das Verhältnis diefer Normen zu 
den ethifchen Bollsanfhauungen, fpeciell den Anjchauungen über das Gerechte, ſich gründender. 
Mie ſich beiderlei Werte zueinander verhalten, wird in der Folge näher dargelegt werben. 
Hier ein Wort über die verpflichtende Kraft der Rechtsnormen, in welcher jener ethifche 
Wert zum Ausdrud fommt und in welder das mwichtigfte Machtelement des Rechts ge- 
geben ift. 

v. Ihering, Der Zweck im Recht J. N. Merkel, Recht und Madıt, in Schmollers Jahrbuch 
für Gefeggebung, Verwaltung und Boltswirtichaft im Deutihen Reih V. 


88. Die verpflidtende Kraft der Nehtsnormen. 


1. Was wir verpflichtende Kraft der Nechtsvorfchriften nennen, das tjt diejenige Eigen- 
Schaft derjelben, melde ihnen eine Unterftügung feitens des Pflichtgefühls derer fichert, an 
welche fie ſich wenden, oder, anders ausgedrüdt, fie ift das Bündnis mit den im Bolfe 
lebenden moralifchen Kräften, kraft defjen von den letteren eine Nötigung zur Erfüllung der 
Rechtsgebote ausgeht. 

Wie fi jene Eigenfhaften näher beftimmen und bezw. von welchen Umſtänden 
diefes Bündnis abhänge und wie fich überhaupt die Beziehungen zwiſchen dem Rechte und 
den moralifchen Faktoren in der Gegenwart und in der Geſchichte des Rechtslebens dar- 
ftellen, das wird in Abfchnitt IIT. zu unterfuchen fein. 

2. Da die verpflichtende Kraft den Nechtsvorfchriften mefentlih ift (S 7), fo folat, 
daß eine gemwaltfam octroyierte Ordnung erft von dem Momente an Rechtsordnung (oder 
Teil einer foldhen) ift, wo das Übergewicht der moralischen Kräfte im Wolfe ſich auf ihre 
Eeite neigt und ihr eine freiwillige Beachtung als einer maßgebenden Richtſchnur des Han— 
delns fichert, mit anderen Morten von dem Momente an, wo ihr die legtere Eigenſchaft 
durch das Fonkludente Verhalten der Bevölkerung zuerfannt wird. 

3. Es ergiebt fih aus dem Gefagten, daß aus Unrecht und Gewalt Recht hervorgehen 
kann. Es grfchieht dies, indem unter dem Einfluffe der Gewohnheit und anderer vermitteln- 
der Faktoren die Kräfte des Volksgewiſſens in ein begünftigendes Verhältnis zu den durch 
jene gefchaffenen Thatjachen treten. 
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Ebenſo fann aus Recht Unrecht werden. Wenn das Recht in feiner Entwidlung der 
Entwidlung der ethifhen Anfhauungen bei einem Wolfe nicht folgt und die legteren jo in 
einen feindlichen Gegenfag zu jenem geraten im Sinne des Goethefchen „Vernunft wird Un- 
finn, Wohlthat Plage u. ſ. w.“, jo daß eine Auflehnung gegen dasfelbe feine fittliche Miß— 
billigung mehr erfährt, jo ftreift e8 den Rechtscharakter ab; feine Herrſchaft verwandelt fich 
in eine Herrfchaft bloßer Gewalt, wie in dem vorher betrachteten Falle die Herrſchaft der 
Gewalt in eine ſolche des Rechts. Es giebt fein moralifches Anfehen für das Recht und 
demgemäß feine verpflichtende Kraft feiner Vorfchriften, welche von feinem Einflange mit 
den im Volke ſich geltend machenden moraliſchen Kräften unabhängig wären ; dieſer Einklang 
aber ijt an veränderliche Bedingungen gebunden und fann daher, felbjt wenn der Rechts— 
inhalt an fi der nämliche bleibt, fich in fein Gegenteil verkehren, womit ein dem Rechte be- 
grifflich mwejentliches Element in Wegfall fommt. 

4. Der frage, was die verpflichtende Kraft der Rechtsbeſtimmungen fei und movon 
fie abhänge, hat fi bisher troß ihrer Bedeutung für die allgemeine Rechtslehre nur ein 
geringes wiſſenſchaftliches Intereſſe zugewendet. Ein um fo größeres, dem vorherrfchenden 
Charakter der bisherigen Rechts- und Staatsphilofophie gemäß, der Frage, wovon jene ver- 
pflichtende Kraft vernünftigerweife abhängen oder wovon fie ald abhängig gedacht werden 
jollte. Bezüglich ihrer, welcher im Berciche der allgemeinen Rechtslehre eine Berechtigung 
nicht zuzuerfennen ift, fei auf den Schluß des gefchichtlihen Abſchnitts verwiefen. S. im 
übrigen $ 12 f. 

Bierling, Kritik der juriftifchen Grundbegriffe J. Jur. Enc. $$ 47—49. 


II. 


Recht als Mittel zum Zwechk. 
59 Das Nedt nidt Selbitzwed. 


1. Das Recht trägt feinen Zweck nicht in fi felbit. Somwenig die Mauern und 
Zäune, welche das befriedete Befigtum einzelner einfchließen und gegeneinander abgrenzen, 
um ihrer jelbjt willen errichtet find, ſowenig gilt dies von den Schranfen, mit welchen 
das Recht die Machtſphären der ihm Unterworfenen fcheidet; und fowenig die Ordnung, in 
welcher ein Heer ausrüdt, fich felbit Zweck ift, ebenſowenig ift es die gefamte Ordnung, 
in welcher der Staat feine Thätigfeit entfaltet. Wie es überhaupt feinen vernünftigen 
Sinn hätte, Gebote und Verbote aufzuftellen bloß um ihrer felbjt willen, fo nicht in der 
Sphäre des Rechts; und mie es überhaupt abjurd wäre, jemandes Intereſſen zu ſchützen 
nicht um eines beitehenden Schugbedürfnifjes willen, ſondern wegen des Schutzes jelbit, jo 
verhält es ſich auch mit dem Schutze, welcher menſchlichen Interefien durch das Necht 
gewährt wird. 

2. Das Recht ift auch nicht da, um der ethifchen Befriedigung willen, welche feine 
Funftionen, fofern fie als gerechte erfcheinen, uns gewähren. Wohl iſt diefes Moment, wie 
ausgeführt worden iſt, für das Necht beveutfam, da feine verpflichtende Kraft und folge 
weije die Fähigkeit, feinen Zweck zu erfüllen, von dem zuftimmenden Verhalten der morali- 
ſchen Faktoren abhängig ift und dieſes Verhalten in jener Befriedigung fich befundet. Aber 
nicht hier liegt die treibende und zweckſetzende Kraft der Nechtöbildung. 

So befiehlt das Recht den Schuldnern nicht um jener ethischen Befriedigung willen 
die Bezahlung ihrer Schulden, jondern wegen der wirtfchaftlihen Intereſſen, die da— 
bei im Spiele find, und jo bedroht es Diebe mit Strafen nicht, weil eine gerechte Beitrafung 
gefällt, jondern um das Eigentum zu ſchützen. So ſchützt es den Frieden, nicht um des 
ethiſchen Eindrucks willen, den die Gerechtigfeit der hierzu dienlihen Normen hervorbringt, 
fondern es achtet auf diefe Gerechtigkeit und die durch fie hervorgerufenen Eindrüde, damit 
es den Zwed, dem Friedensintereſſe zu dienen, erfüllen fünne. 

3. Für alle Teile des Nechts gilt hierin das Nämliche. Alle dienen beftimmten Sweden 
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und dienen ihnen, unter fonjt gleichen Vorausfegungen, um fo befjer, je vollflommener fie 
mit den ethiſchen Anfchauungen der beteiligten Bevölferungskreife harmonieren. Auch läßt 
fi in diefer Hinficht nicht, wie mandje wollen, zwiſchen den primären Rechtsbeftimmungen 
und ihren Sanktionen unterfcheiden, etwa in dem Sinne, daß die Beftimmungen, welche das 
Mein und Dein der Staatsangehörigen begrenzen, auf den Nuten, die Sanktionen dagegen, 
welche diefe Beitimmungen befräftigen, auf die Gerechtigkeit zu gründen feien. Ebenfowenig 
läßt fi der Inhalt diefer Sanktionen oder irgend welcher Nechtäbeftimmungen unter die 
Gefihtspunfte der Zweckmäßigkeit und der Gerechtigkeit nad irgend welchen Proportionen 
aufteilen, etwa jo, daß der Dieb die Hälfte feiner Strafe um ihrer Zweckmäßigkeit, die 
andere Hälfte um ihrer Gerechtigkeit willen zu erdulden hätte! Vielmehr will das Recht 
feinem Gejamtinhalte nah zwedmäßig und zugleich feinem Gefamtinhalte nad gerecht fein. 

4. Seine Zwede verhalten ſich zu feiner Gerechtigkeit analog wie die Zwede eines 
Baues zu der Beachtung der Negeln der Baukunſt bei feiner Ausführung; wie die Zwecke 
der Heilkunft zu den wiſſenſchaftlichen Anjhauungen der Mediziner, die bei ihrer Ausübung 
ſich geltend machen; wie der Zweck einer wiſſenſchaftlichen Unterfuhung zu der methodifchen 
Korrektheit ihrer Ausführung ; wie der Zwed einer Rede zu der Wahrheit ihres Inhalts. 
Gerechtigkeit ift, wie näher auszuführen fein wird ($ 14), praftifche Wahrhaftigkeit. Wie dieſe 
nun im menschlichen Berfehre nicht den beherrfchenden Zweck und nicht das treibende Motiv 
bildet, wohl aber für die Erreichung jenes Zweds von wejentlicher Bedeutung iſt, fo verhält 
fie fih aud) zu der Ordnung, welche der Verkehr durch das Recht empfängt. 

5. Dem Gefagten zufolge nimmt das Recht feineswegs alles, was als gerecht erfcheint, 
in den Inhalt feiner Normen auf. Was Schiller dem einzelnen anempfiehlt: 

„Alles ſei recht, was du thuft, doch dabei laß es bewenden 
Und enthalte dich ja, alles, was recht ift, zu thun“, 

das gilt auch für den Staat und feine in der Schaffung von Recdtsnormen fich äußernde 
Wirkfamkeit. Die Ausdehnung der lehteren fteht in grundſätzlicher Abhängigkeit, erftlich 
von der Art der Intereſſen, für welche fie als ein Mittel zum Zwed in Anfprud genommen 
wird, zweitens davon, ob fie nach den mafgebenden Anfichten al3 ein pafjendes Mittel für 
dieſe fi darftellt. Die Geſchichte läßt uns in vielen Richtungen eine fortſchreitende Er— 
meiterung der Herrſchaft des Rechts und der Zahl feiner Normen erkennen, in einigen 
Richtungen dagegen (man denke 5. B. an die Wahrung der Einheit und Reinheit des 
Glaubens) eine Verengerung feines Gebietes. jenes Wachstum entſpricht den fortſchreitenden 
Prozeſſen einer Verknüpfung menfchlicher Intereſſen und eines Bewußtwerdens der gemeinfamen 
Bedingungen ihrer Befriedigung (f. aber aud) $ 208) ; diefes Abjterben einer Erweiterung der Ein- 
fiht in die jpecififche Leiftungsfähigfeit des Rechts und einer höheren Wertung der Güter, welche 
in bejtimmten Richtungen feiner Wirffamfeit dur diefe gefchädigt oder gefährdet werden. 

6. Dem bezeichneten Sachverhalt gemäß fönnen wir mit von hering den Zweck 
als den Schöpfer des Rechts bezeichnen. Doch ift hierbei ein Mifverftändnis zu vermeiden. 
Der Zwei, dem ein fertiges Nechtsintitut dient, ift keineswegs immer deſſen Schöpfer 
geweſen. Biele Rechtsinſtitute find das Ergebnis eines gefchichtlihen Prozeſſes, in welchem 
ſehr verfchiedene und zum Teil einander gegenfeitig ausfchliefende Zwedvorftellungen eine 
Rolle gefpielt haben; daneben aud Faktoren, man denfe an die Entjtehung von Gewohn— 
heiten, welche mit Zwedvorftellungen an fi nichts zu thun haben. Manche find freilich 
einer teleologifhen Weltanficht gemäß überall geneigt, das Endergebnis eines aefchichtlichen 
Prozeſſes feiner Idee nad) als das jenen Prozeß von Anfang beherrſchende Prinzip zu be- 
tradhten. Allein joweit die faufalen Glieder nicht dargelegt find, welde den Einfluß dieſes 
Elementes in den verfchiedenen Abjchnitten des geſchichtlichen Prozefjes vermittelten, gehört 
diefe Auffafjung dem Glauben, nicht der Wiſſenſchaft an. 

v. Ihering, Zweck im Rechte J. Nur. Enc. $$ 35—4. N. Merkel, Lehrbuch des Straf 
rechts S. 10 ff. 177 ff. 


$ 10. Das Redt als Drgan gefellfhaftlider Intereſſen. 


1. Die Wirffamfeit des (jtaatlichen) Rechts ftellt eine Machtäußerung der im Staate 
zufammengefaßten und organifierten gejellfchaftlihen Kräfte im Dienfte gefellichaftlicher In— 
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terefjen dar. Die Frage, weſſen Zmweden fie dient, weiſt daher im allgemeinen auf das 
feiche Subjeft hin wie die Frage, weſſen Wille und Macht in den Normen des Rechts 
ich — Die Geſellſchaft iſt wie das wirkende, ſo auch das Zweckſubjekt (von Ihering) 
des Rechts. 

2. Es giebt hiernach fein Privatrecht in dem Sinne, wonach irgend welche Rechtsbeſtim— 
mungen ihren oberften Zmwed in der Befriebigung privater Intereſſen einzelner hätten. 
ever Teil des Rechts ift ein Organ gefellfchaftlicher d. i. öffentlicher Jnterefjen und in— 
ſofern öffentliches Recht. 

3. Eine Verfchievenheit befteht nur in den Verhältnifjen, welche das Recht diefen öffent- 
lichen Intereffen gemäß ordnet und gegen Störungen fichert, in den Subjeften, melde ſich 
in diefen Verhältnifjen gegenüberftehen, und den Befugnifjen und Pflichten, welche es für 
fie begründet. So ift das öffentliche Friedensinterefje eine Quelle von Rechtsbeſtimmungen, 
deren Zwed, wie fih von felbjt verjteht, in der Befriedigung dieſes Intereſſes liegt, aber 
die Verhältniffe, melde ihm gemäß eine rechtlihe Ordnung empfangen, find teils Berhält- 
nifje zwiſchen Privatperfonen teils Verhältnifje zwifchen Korporationen oder zwifchen einzelnen 
und dem Staate oder zwifchen Organen des letteren 2c. 

4. Auch läßt ſich hier nicht, wie man gewollt hat, zwiſchen den Rechtsſätzen felbit 
und ihrer Anwendung im einzelnen Falle, als wenn zwar die erfteren überall um öffent- 
licher Intereſſen willen aufgejtellt wären, diefe Anwendung aber bald um öffentlicher bald 
um privater Intereſſen willen erfolgte, unterfcheiden (vgl. Keßler a. a. D.). Wohl geben Ber: 
legungen oder Gefährdungen von Privatinterefjen in zahllojen Fällen Anlaß zur Anwendung 
der Nechtsjäte, aber es geſchieht dies überall nur, weil und infoweit als hinter den Inter— 
ejlen der einzelnen allgemeinere Intereſſen ftehen, welche unter den gegebenen Umſtänden 
zugleich mit jenen irgendwie als gefährdet oder verlegt erſcheinen. 

5. So fpielt im Strafprozeß die Nüdficht auf die legitimen Intereſſen des Beichuldigten, 
welche in ihm jelbft und beziehungsweife in feinem Verteidiger ihre befonderen Anwälte 
haben und dem in der Thätigfeit des Anklägers ſich äußernden öffentlichen Verfolgungs- 
interefje gegenüberftehen, eine große Nolle und läßt den Schein entjtehen, als wenn hier 
Einzelinterejjen einen Schuß fünden allgemeinen ntereffen gegenüber. In Wahrheit aber 
machen ſich die letzteren gleicherweife auf beiden Seiten geltend, denn die Gejamtheit hat 
das gleiche Intereſſe daran, daß fein Unfchuldiger verurteilt werde, wie daran, daß thun- 
lichſt jeder Schuldige feine Strafe finde, und in demfelben Sinne, in weldem das letztere 
Intereſſe für die Nechte der Verfolgung maßgebend ift, beherricht das erftere die Geftaltung 
der prozefjualifhen Befugnifie des Beihuldigten und feines Verteidigers. 

So fiegt ein Kläger im Civilprozeß nicht etwa, fofern und weil das bei ihm auf dem 
Spiele ftehende Privatinterefje an fi) größer wäre ald das ſeines Gegners oder fraft irgend 
einer willfürlichen Barteinahme für ihn, fondern weil unter den Umjtänden des Falles der 
Sieg feines Interefjes eine Bedeutung hat für die allgemeinen Intereſſen, welche in den 
zur Anwendung fommenden Nechtsbejtimmungen ihren Ausdrud gefunden haben und be— 
ziehungsweife von ihrer Geltung und bejtimmenden Kraft abhängen. 

6. Die Gefellichaft, welche hier als das Subjekt des Nechts bezeichnet wurde, iſt nicht 
etwas bloß Gedachtes; auch nicht bloß ein anderer Ausdrud für die Vielzahl der in einem 
Sande lebenden Individuen. Sie ftellt vielmehr, wie bereits gejagt wurde, ein Ganzes 
geiftiger Kräfte dar, das ſich in beftimmten Wirfungsformen, den Formen ftaatliher Thätig- 
feit, äußert und zu welchem die einzelnen ſowie private Verbände und deren Intereſſen ın 
ſehr verfchiedenen und veränderlihen Beziehungen ſtehen können. Da ihr Net, das Recht 
eines Volkes, diefer Vielheit und Veränderlichkeit gegenüber einen vergleichsweiſe einheitlichen 
und beharrlichen Charakter und meijt eine durchgehende nationale Färbung zeigt, jo meinte 
man jene Kräfte einem beharrenden befonderen Subjekte, dem als ein felbftändiges Weſen vor- 
geitellten nationalen Geiste, beilegen zu müfjen (f. $ 194 und den Abjchnitt über die Gefchichte der 
Nechtöphilofophie). Für die Eriftenz eines jo gedachten nationalen oder Volf3-Geiftes aber 
giebt e3 feine Beweiſe, und die hervorgehobenen Erjcheinungen lafjen eine Erklärung unab- 
hängig von jener Hypotheſe zu. Die bezüglichen Theorieen enthalten zugleich eine Über- 
treibung der Bedeutung, welche den fpecififh nationalen Elementen des Rechts zukommt, 
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ſowie die Vorausfegung einer Einheitlichfeit feiner Quellen, wie fie in Wirklichkeit nicht 
bejtcht. Jene nationale Färbung, auf welde die Hypothefe von dem bejonderen National- 
geifte ſich ftügt, tritt, obgleich fie nirgends völlig verfhwindet, doc) in ihrer Bedeutung neben 
Nechtselementen von einem univerfelleren, über befondere nationale Eigenfchaften und Be- 
dürfnifje hinausweifenden Charakter mehr und mehr zurüd. Die Quellen aber, aus welden 
jenes im Rechte wirkſame Ganze feine Elemente und die Gedanken gewinnt, die es zu 
Rechtsgedanken erhebt, find vielartiger, als jene Theorieen vorausfegen. Auf die Bildung 
jener Gedanfen und auf die Herftellung und Erhaltung der Machtelemente der verfchiedenen 
Teile des Rechts üben gejellichaftliche Faktoren von verfchiedenem Urfprung und Charakter 
teild nebeneinander teild einander ablöfend, teils zufammenwirfend teils einander befämpfend, 
einen in feinem Umfang veränderlichen Einfluß aus. Daher denn auch die Einheit des 
Rechts felbit, wie im folgenden näher auszuführen fein wird, nur eine relative ift. 

Bal. die Eitate zum vorigen Paragraphen. Kefler, Die Einwilligung des Verlegten in ihrer 
ſtrafrechtlichen Bedeutung. 


$ 11. Die Kompromifnatur des Rechts. 


1. Die Interefjen, melden das Recht dient und welche auf feinen Inhalt und feine 
Wirkfamfeit Einfluß üben, ftehen nicht in einer vollfommenen Harmonie zueinander, und es 
macht ji unter ihmen eine Konkurrenz in Bezug auf jenen Einfluß geltend. Gelingt es 
einem unter ihnen, ben legteren in einer einfeitigen Weiſe auszudehnen, jo geſchieht dies 
auf Koften anderer. Zwar handelt es ſich hierbei im allgemeinen nur um relative Gegen 
ſätze, aber doch um foldhe, welche eine vollftändige und dauernde Ausgleihung nicht zulafjen 
oder welche, wenn fie in einer Form definitiv überwunden find, demnächſt in anderen Formen 
wieder zum Vorſchein fommen. 

2. So ijt beftimmten Intereſſen vor allem durch eine gewiſſe Stabilität der ftaatlichen 
Einrihtungen und durch ein öffentliches Necht, welches eine energifche, einheitlihe und viel- 
thätige Verwaltung begünftigt, gedient, anderen vor allem durd eine gewiſſe Beweglichkeit 
und Anpafjungsfähigfeit jener Einrichtungen und durch ein Recht, welches der freien Be- 
thätigung individueller Kräfte einen reichlichen Spielraum läßt, das Machtgebiet der Ver— 
waltung dagegen einengt. So fteht das Alaffeninterefje der Befigenden in einem Konfurrenz- 
verhältnis der bezeichneten Art zu dem Klaſſenintereſſe der Nichtbefigenden, die Intereſſen 
der Induftrie in einem foldhen zu den ntereffen des Aderbaues ꝛc. ꝛc. Da es feinen 
Mapitab giebt, nach welchem fich der jenen Intereffen im Verhältnis zueinander zukommende 
Wert in einer logisch zwingenden Weife und ein für allemal feititellen ließe, unveränder- 
liche Größenverhältnifje hier überhaupt nicht vorliegen, fo ijt die Möglichkeit ausgeſchloſſen, 
daß der Inhalt des Rechts den bezüglichen Anfprüchen gleihmäßig entſpreche. Jede be= 
ftehende Rechtsorbnung erfcheint, an dieſen Anfprüchen gemefjen, in der einen oder anderen 
Nichtung als parteilich; daher bei entwideltem öffentlichen Leben naturgemäß auf Reformen 
drängende Parteien folden gegenübertreten, welche das Beſtehende feftzuhalten wünſchen. 

3. Ein Gegenfag von allgemeinerer Bedeutung ergiebt ſich aus dem Verhältnis von 
Neht und Macht. Jenes kann feine Aufgabe nur erfüllen im Bunde mit den bei einem 
Volfe gegebenen Machtfaftoren. Nun weiſt das Herrichaftsinterefje der Mächtigen diefe 
darauf hin, ſich des Nechts als eines Mittels zum Zwede zu bedienen, ihm demgemäß ihre 
Kraft zu leihen und fich fo in den Dienft der allgemeinen Intereſſen zu ftellen. Auf dieje 
Weife ergiebt fih ein natürliches Bündnis zwifchen jenen und diefen. Allein diefes Bündnis 
Schließt einen relativen Gegenjag nicht aus. Das Necht erfcheint auf Grund desjelben gleich 
zeitig als ein Organ der ntereffen der Herrfchenden und derjenigen der Beherrichten. 
Beiderlei Intereſſen aber deden fıch niemals volljtändia, und es findet auch unter ihnen jene 
Konkurrenz um die vorwiegende Beeinfluffung des Nechtsinhaltes ftatt. Wohl hat man 
Staatsformen erfinnen zu fünnen gemeint, durch welde hier eine vollfommene Harmonie 
verbürgt werde, oder von bejtimmten Staatsformen zu erweifen gefucht, daß fie dies leilteten, 
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aber es iſt unfchmwer einzufehen, daß man mit folhen Bemühungen über bloße Fiktionen 
nicht hinausgelangen fönne. 

Deshalb haben andere ihr Sinnen und ihre praftifchen Beftrebungen darauf gerichtet, 
jedes Verhältnis von Herrfchenden zu Beherrfchten durch eine Ausgleihung aller Machtver- 
hältnifje zu bejeitigen. Auch hier aber handelt es fi um bloße Utopieen. Wäre es auch 
möglih, ein Syſtem zu erfinnen und zur Anwendung zu bringen, wodurd menſchliche Macht 
in ebenfoviele völlig gleiche Stüde geteilt werden würde, als menſchliche Individuen eriftieren, 
was nicht der Fall ift, jo würde dabei nur zweierlei herausfommen fünnen, nämlich entweder 
die Aufhebung von Staat und Recht — der Traum der Aufrichtigen unter den Anarchiſten — 
oder bei Feithaltung von Staat und Redt eine Majoritätsherrfchaft, von welder in den 
oben hervorgehobenen Beziehungen das Nämliche gelten würde (wie dies thatjächlich bei 
den bejtehenden Majoritätsherrichaften der Fall ift) wie von jeder anderen Herrichaft. 

4. Da die bezeichneten Werhältniffe nicht zu befeitigen find, jo ergiebt fich naturgemäß 
ein Kampf um die Herrſchaft unter allen denjenigen Geſellſchaftselementen, welche denſelben 
jeweils aufzunehmen vermögen, und damit wieder eine Fülle von Gegenſätzen mannigfaltiger 
Art, gegen deren Einwirkungen das Recht nicht ficherzuftellen tft. 

5. Wohl hat eine fortjchreitende Entwidlung zur Ausbildung folder Rechtsſyſteme 
geführt, welche heterogenen Intereſſen einen reichlicheren Spielraum nebeneinander zuſichern, 
ſowie in beſtimmter Richtung zu einer Annäherung der Anſchauungen über das Gerechte 
und folgeweiſe derjenigen über gewiſſe Grundgedanken, welche im Rechte ihren Ausdruck finden 
ſollen (vgl. $ 13 unten); und dies iſt gleichbedeutend mit der Herſtellung und beziehungs— 
weije Erweiterung eines dem Streit entrüdten Gebietes, auf welchem Parteien aller Art 
fih zufammenzufinden und ihre Streitigfeiten in friedlichen Formen ausjutragen vermögen. 

Gleichzeitig aber hat diefe Entwidlung in anderen Richtungen zu einer Vervielfältigung 
der Gegenjäge und in einigen zu einer Vertiefung von alters her beftehender geführt. Dieſe 
Thatfahe tritt und u. a. greifbar entgegen, wenn wir das Leben geiftig tief ftehender 
Stämme mit demjenigen der Aulturvölfer vergleihen. Welche Einheitlichfeit dort im Ber: 
gleiche mit der Fülle und Tiefe der Gegenfäte hier! So weicht das Ziel einer Harmoni- 
jierung der Intereſſen und Anfchauungen, dem wir ung, wenn wir die zuerjt erwähnten 
Thatſachen betrachten, zu nähen fcheinen, vielmehr in weitere Ferne zurüd. 

6. Das jeweils geltende Recht nun hat den Intereſſen gegenüber, welche bei feiner 
Bildung fonfurrierten, die Bedeutung eines Friedenspaftes, gleichviel in welchen Formen es 
zu ſtande gefommen fein möge, und zwar eines FFriedenspaftes, welcher auf das Verhältnis 
der Kräfte hinmweift, welche die in der Zeit feines Zuftandefommens ſich gegenüberftehenden 
Mächte für fich ins Feld zu bringen vermochten. Da diefes Kräfteverhältnis ſich ändert, fo 
bat der inhalt jenes Paktes feine Anwartſchaft auf eine dauernde Geltung. 

7. Wie jeder Friedenspakt zeigt das Necht eine Kompromißnatur, und es fünnte die 
jelbe nur abjtreifen, wenn es fich einfeitig zum Organe eines jener Intereſſen und zu einem 
Werkzeuge der Untervrüdung aller anderen machte. Diejes als ein Ziel des Fortſchrittes 
zu betrachten, wäre eine Thorheit. Und doch ift das Streben der Parteien vielfach auf 
eine prinzipiell einheitliche Gejtaltung des geſamten Rechts und demgemäß auf eine Aus- 
ſcheidung aller Beſtandteile gerichtet, in welchen ihnen jene Kompromißnatur erfennbar ge 
worden ift. Das Kompromiß gilt ihnen meift als ein Zeichen der Schwäche, das Beſtehen 
auf grundfagmäßiger Einheit und ftrenger Durchführung aller logiſchen Konfequenzen eines 
Prinzips als Stärke. Die Doftrin aber hat jenem Streben, einem eitlen Dogmatismus 
huldigend, aufs mannigfachſte Vorſchub geleiftet. 

8. Dem Kompromiß geht in irgend welchen Formen ein Mefjen der Kräfte, wie jchon 
gefagt wurde, voraus. Machtentjcheivungen beherrichen demgemäß die Fortbildung des 
Rechts, und es wird dies folange der Fall fein, als der oben harafterifierte Thatbeſtand 
fortbeſteht, das iſt, ſolange als die Verſchiedenheit der Menſchen und eine Verſchiedenheit 
der Bedingungen dauert, unter welchen fie zu einem befriedigenden Daſein zu gelangen hoffen 
fönnen. Nicht, zu einer Bejeitigung diefer Machtentiheidungen führt der Fortſchritt, jondern 
nur zu einer Anderung ber Formen, in welchen fie ſich vollziehen, — an die Stelle friege- 
riſcher Kämpfe treten die Kämpfe in der Preſſe und in den Parlamenten, an die Stelle der 

v. Holgendorff, Encytlopädle. 1. 5. Aufl. 2 
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Waffen die Stimmen der Wähler und ihrer Abgeordneten, an die Stelle der Nevolutionen 
die aus jenen friedlichen Kämpfen hervorgehenden Neformen 2c. — ſowie zugleid zu einer 
Ausbildung neutraler Faktoren, welche dem Mißbrauch einer momentanen Machtüberlegenheit 
entgegenwirken, ein Feſthalten an den friedlichen Formen jenes Meffens der Kräfte begün- 
ftigen und fo die Opfer an menſchlichen Gütern mindern, welche bisher mit der einer auf- 
wärts gerichteten Entwidlung der menfchlichen Dinge entfprechenden Fortbildung des Nechts- 
inhaltes verbunden waren. 


Merkel, Recht und Macht, in Schmollers Jahrbuch für Gejeggebung, Verwaltung und Volks— 
wirtihaft V. 


Ill. 
Die Pofitivität des Rechts und das Gerede, 
$ 12. Nehtsgedanfe und Rechtswille in ihrem Verhältnis zueinander. 


1. (Urjprüngliches Verhältnis.) Die Nechtögedanfen gelten urfprünglih als etwas 
von dem Willen der Regierenden und Negierten an fi Unabhängiges. Als die Aufgabe 
der erjteren erſcheint es, diefe Gedanfen Zweifeln und Widerſtänden gegenüber mit Hülfe 
der Machtmittel, über welche fie verfügen, zu praftifcher Verwirflihung zu bringen. 

Diefe Gedanken gelten als richtig und als einer pofitiven Anerkennung nicht bedürftig 
kraft ihres Urfprunges, als Gedanken eines Gottes oder der vergötterten Vorfahren oder 
auch als zu dem gehörig, „quod natura omnia animalia docuit“. 

In der Kenntnis und Marftellung der Nechtögedanfen äußert ſich menſchliche Meisheit, 
die Meisheit der großen Richter und Geſetzgeber alter Zeit. Nicht fie zu erzeugen gilt es, 
fondern fie zu bezeugen und ihre Wirkſamkeit zu fichern. 

So ift es nad) altgermanischer Auffaffung nicht Sache des Könige, Recht zu Schaffen, 
fondern das überlieferte, an ſich gültige Recht mit der Kraft feines Willens und feines 
Schwertes zu bewehren, „das Recht zu jtärken, das Unrecht zu fränfen“. 

Diefer Auffaffung entſprechen die Formen des altgermanifchen Gerichtäverfahrens. 
Rechtsgedanke und Nechtswille fommen hier gefondert und als aus verfchievenen Quellen 
fließend zur Erſcheinung. Der Rechtsgedanke hat fein Organ in den zur Urteilsfindung 
berufenen Volksgenoſſen. Diefe ſchöpfen ihn aus der Überlieferung und den gemeinfamen 
Überzeugungen. Unter Umjtänden aber wird die Gottheit in der Form des gerichtlichen 
Zweilampfes oder in anderer Weife angerufen, auf daß fie entſcheide, welches der richtige 
Rechtsgedanfe fei. Der Nechtswille hat dagegen fein Organ in dem König und beziehungs- 
weife in deſſen Vertreter, dem das Gericht hegenden und mit der Macht zur Bollziehung 
des gefundenen Urteils betrauten „Richter“ im älteren Sinne diefes Wortes. 

2. (Umbildung des urfprünglihen Verhältnifjes.) Mit der Entwidlung des Staates 
entwidelt ſich auch die rechtsbildende Thätigfeit desfelben und demgemäß ein Necht, deſſen 
Gedantengehalt feine Gültigkeit von dem in jenem herrfchenden Willen und aljo, ſoweit 
demfelben nicht göttliche Attribute beigelegt werden, von menfchlicher Satung herleitet: ein 
als folches erfanntes „pofitives“ Nedt. 

Aber diefem Nechte kommt während langer Zeiträume nur eine ergänzende Bedeutung 
zu und fein Wert gilt als ein geringerer wie derjenige des nicht durch die Staatsgewalt 
geſetzten Nechtes. So ftellt ſich nach dem Sachſenſpiegel (f. den Abſchnitt über die deutſche 
Rechtsgeſchichte) das gefehte Recht dem göttlichen und natürlichen als ein ergängendes von 
geringerer Kraft zur Seite. „Ein gefabt Recht mag wohl das andere aufheben, aber fein 
natürliches Recht mag es abthun.“ 

3. (Schwinden des urſprünglichen Dualismus.) Einer fortfchreitenden Entwidlung 
entipricht die Ausdehnung der geſetzgeberiſchen Thätigfeit und im Zufammenhange damit 
eine jteigende Abhängigkeit des zur Verwirklichung gelangenden Nechtsinhalts von der 
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Staatsgewalt. Das ungefegte, „natürliche“ Necht tritt num feinerfeits in eine ergänzende 
Stellung zurüd, um zulegt auch aus diefer verdrängt zu werben. 

Neben dem Gefehesrecht behauptet fi wohl in gemifjen Grenzen ein in ber Form Des 
Herlommens zur Entjtehung gelangtes Recht — Gewohnheitsreht —, aber die Auffaffung 
desjelben ändert fih. Seine geſchichtliche Bedingtheit gelangt zu beutlicherem Bewußtjein 
und feine praftifche Verwirflihung tritt in eine anerfannte Abhängigkeit von dem ftaatlichen 
Willen. Alles Recht erfcheint fortan in dieſem Sinne als ein pofitives, und der Dualismus 
von Rechtsgedanke und Nechtswille ift feiner alten Bedeutung nach geſchwunden. Der 
ftaatlihe Wille ift nicht mehr bloß der Diener des erjteren, fondern fein bewußter Bildner. 

Zwar treten Nechtsgedanfe und Rechtswille auch im modernen Staate vielfach gefondert 
hervor, 3. B. in der Weife, daß die Feititellung des Gefegesinhaltes fih von der Sanktion 
und Publikation des Geſetzes fcheidet und die parlamentarifchen Körperfchaften zwar an ber 
eriteren Funktion, nicht aber an der leßteren teilhaben, oder fo, daß der Inhalt eines 
richterlichen Urteils von andern feitgejtellt wird, ala welchen die Verfündigung besfelben 
und feine Bollziehung obliegt. Allein alle diefe Faktoren handeln als Organe des nämlichen 
Willens, desjenigen, der in dem Verfaſſungsrechte der ftaatlichen Gemeinfchaft feinen oberſten 
Ausdruck findet. 

4. (Neuer Dualismus.) Dem bezeichneten Prozefje geht ein anderer zur Seite, der 
einen Dualismus von anderer Bedeutung an die Stelle des bisher betrachteten treten läßt. 
Mit dem jteigenden Einfluffe des jeweils im Staate herrfchenden Willens auf den Inhalt 
des Rechts und dem Verftändnis und der Erkenntnis der pofitiven Natur des letzteren 
ergiebt jich die Möglichkeit eines Widerſtreits zwifhen ihm und den im Wolfe oder einem 
Teile desjelben lebenven ethifchen Anfchauungen. Zugleich wird hierdurch eine Verſelb— 
ftändigung diefer Anfchauungen dem geltenden Nechte gegenüber begünftigt. Iſt das Rechte 
und Geltung Forbernde nicht ohne weiteres Recht und kann das lettere als menschliche 
Satzung von jenem abirren, fo gewinnen die Anschauungen über das Nechte oder Gerechte 
unvermeidlich eine Stellung außerhalb der Herrfchaftsfphäre diefer Satzung und geben einen 
Maßſtab zur Kritif derfelben an die Hand. 

Eine Bedeutung erlangt diefes Verhältnis vor allem im Zufammenhange mit Unter: 
brechungen der Kontinuität eines Wolfslebens durch gemaltfame und tiefgehende Anderungen 
feiner Einrichtungen, ſowie infolge einer Erhöhung des geiftigen Lebens innerhalb der 
Gemeinfchaft und der Selbitändigfeit ihrer Glieder. 

Vielfah verfnüpfen ſich nun die Borftellungen von dem Seinfollenden mit ben 
ibealifierenden Borftellungen von einem Gewejenen. Das Urfjprüngliche, wie e8 in ber 
Phantafie lebt und hier unter dem Einfluffe neuer Erlebniſſe und Bedürfniffe neue Formen 
und Farben annimmt, wird zu einem Maßſtab der Beurteilung des Beftehenden und wirft 
fo als ein Brinzip der Reform. 

In den Kämpfen der Parteien um die Herrihaft im Staate oder um die Fortbildung 
feines Rechts bieten diefe Vorftellungen, der Entwidlung der Parteiinterefien gemäß fi 
felbjt entwidelnd und ermweiternd und in verfchievene fich gegenfeitig verneinende Gedanten- 
fyfteme auseinandertretend, beitändig wichtige Stüßpunfte. 

Die Geſchichte diefer Gedankenſyſteme iſt Die Gefchichte der idealen Rechts- und Staats- 
philojophie, bezüglich welcher im allgemeinen auf die Geyerfce Daritellung derjelben weiter 
unten verwiefen werden mag. Hier fei nur der Naturrechtöiyfteme, der gefchichtlich bedeut— 
famften unter den Gebilden diefer Bhilofophie, fpecieller gedacht. 

5. (Das Naturredt.) Im Einklang mit primitiven Anfhauungen geht das Natur: 
recht von der Vorausfegung aus, daß es ein an fi und allgemein gültiges Gerechte gebe, 
welches fein Erzeugnis des menfchlichen Geiftes, aber ein Gegenftand möglicher Erfenntnis 
desjelben fei. Im Gegenfag zu jenen primitiven Anschauungen aber beanfprudt dasjelbe 
feine unmittelbare praltifche Geltung, fondern will nur als die oberſte Richtſchnur für die 
Fortbildung des in Wirkſamkeit ftehenden, pofitiven Nechtes angeſehen fein. 

6. (Schwinden des neuen Dualismus.) Die verfchiedenen Eyfteme, in melden dieſes 
Naturrecht Geftalt gewonnen hat, haben ſich indefien als gefchichtliche Gebilde von einer 
gleihen Abhängigkeit von gegebenen und veränderlihen Lebensbedingungen erwieſen wie 
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das pofitive Necht, dem fie ewig gültige Mufterbilder gegenüberitellen follten. Aud ihr 
Inhalt ift ein pofitiver in dem Sinne, daß er die Empfindungsweife, die Bedürfniſſe und 
die Willensrichtungen beftimmter Generationen fpiegelt und auf einen gleichartigen Urfprung 
hinweiſt wie der Inhalt des jeweils in praftifcher Geltung ftehenden Rechtes. 

Das Verftändnis hierfür begründet zu haben, ift das Verbienft der gefchichtlichen Nechts- 
fchule. Unter ihrem Einfluſſe ift das Naturrecht von der Tagesordnung unferes Jahrhunderts 
verſchwunden. Aud ift ein Weg, auf welchem Entdedungsfahrten nach dem gefchichtslofen, 
an fich gültigen Nechte mit befjerer Ausficht auf Erfolg unternommen werden könnten, bisher 
nicht aufgefunden worden. Solange dies aber nicht der Fall ift, fieht fi die Wiſſenſchaft 
allein dem in Gegenwart und Vergangenheit gegebenen, feiner Willensfeite nad} wie bezüglich 
feines Gedanfengehaltes pofitiven Rechte gegenübergeftellt. Defjen Elemente und Funktionen 
fowie die Bedingungen feines Werdens und Wirfens und feiner Fortbildung Flarzuftellen, 
ift ihre vornehmfte Aufgabe. 

7. (Die Anfchauungen über das Gerechte.) Zu den an der Bildung des Rechts und 
an feiner Wirffamfeit beteiligten Faktoren, welchen die Wiffenfchaft der bezeichneten Aufgabe 
— ihre Aufmerkſamleit zuzuwenden hat, gehören die Anſchauungen über das Gerechte. 

ieſelben büßen ihre Bedeutung nicht dadurch ein, daß wir auch ſie als ein Gegebenes 
gleich allen anderen an der Geſtaltung des Rechtsinhalts beteiligten Anſchauungen betrachten 
und darauf verzichten, für ſie als für ein ſchlechthin Seinſollendes einen Wert zu erweiſen, 
der unabhängig von menſchlicher Erfahrung und von der in einem geſchichtlichen Prozeſſe 
ſich fortbildenden Empfindungsweiſe der Völker wäre. 

Dieſen Anſchauungen aber wollen wir uns hier ſpecieller zuwenden und zunächſt das 
bisher über ihre Entwicklung Geſagte durch einige Bemerkungen vervollſtändigen. 


v. IJozring Geiſt des römiſchen Rechts I, II. Derſelbe, Zweck im Recht. Merkel, Über das 
Verhältnis der Nechtöphilofophie zc., in Grünhuts Zeitfchrift I 1 fi. 202 ff. Jur. Enc. $ 58. 
88 114 ff. S. Schulke, Privatrecht und Prozeß in ihrer Wechfelbeziehung. 1883. 


$ 13. Zur Gefdidte der Anfhauungen vom Geredten. 


1. Die Nechtsgevanfen gelten urfprünglih, wie im vorigen ausgeführt wurde, als 
rihtig und gerecht und folgeweife als eine gültige Richtichnur für das Verhalten der 
Menſchen kraft der ihnen zugefchriebenen Herkunft von beitimmten Autoritäten. 

Die Thätigfeit, aus welcher diefe Gedanken in primitiven Verhältniffen wirklich hervor- 
gehen, ijt zumeift eine durch Generationen hindurchgehende und dem Bewußtſein der ein- 
zelnen in ihrem Zufammenhang ſich entziehende Kolleftivarbeit, deren Ergebnis feine Gültig- 
feit für das Individuum nicht aus deſſen Beteiligung herleitet und für deren Beurteilung 
es ein jelbitändiges Wertmaß nicht befist. Seine ethifchen Empfindungen fpiegeln vielmehr 
inhaltlih nur jenes Ergebnis. 

2. Zwar üben in primitiven Verhältnifjen wie in modernen auch Verträge einen Ein- 
fluß auf die Geftaltung des Nedtsinhaltes aus. Dahin gehören 3. B. Sühneverträge, 
welche den Grund zur Entwidlung der wichtigften Teile des Strafrechts legten. Aber die 
Normen, welde aus ihnen hervorgehen, löſen fich von diefem Grunde ab und treten in 
einen Zufammenhang mit der die geltenden Nechtsgedanfen umfafjenden und tragenden 
Volksmetaphyſik. Verträge ferner, welche unmittelbar die beftehende Ordnung umbilden, 
(Unionsverträge), bedürfen einer Anfnüpfung an diefe Metaphyfif durch irgend welche ſym— 
boliſche Afte. 

3. Jene urfprünglice Art der Ableitung des Rechtsinhalts und feiner Gültigkeit iſt 
nicht völlig geſchwunden, nur haben ſich den alten Autoritäten im Fortgang der Zeiten 
andere fubjtitwiert. So wird bei den modernen Völkern der Anhalt und die Heiligkeit des 
überlieferten Nechts auf den in der Leitung der Völfergefchide fich fundgebenden göttlichen 
Willen oder im Sinne der biftorifchen Rechtsſchule auf den als ein Wefen von realer 
Selbjtändigfeit gedachten Volksgeift oder im Sinne unferer Demokratie auf den mit be- 
fondern Attributen ausgeftatteten Mehrheitswillen zurüdgeführt 2c. 
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Aber diefe Ableitung hat nicht mehr die gleiche umfafjende Bedeutung. In dem 
Maße, als der in $ 12 3. 4 bezeichnete Prozeß vorjchreitet und im Zufammenhang damit der 
Geift der Kritik bei einem Volfe lebendig wird, bedarf das Anſehen der Rechtsnormen 
weiterer Stützen und vollzieht fi eine Änderung der Anſchauungen in doppelter Richtung. 
Erftlih nämlich in Bezug auf den dem Rechte zufommenden Inhalt (4—7), dann in Bezug 
auf die Art feiner Fortbildung (8). 

4. Die Gedanken über den dem Rechte zufommenden und im Namen der Gerechtigkeit 
zu fordernden Inhalt treten in eine beftimmtere Abhängigkeit von den eigenen Lebens— 
erfahrungen jeder Generation und gewinnen einen Halt an der ausgebilveteren und felbit- 
ftändigeren Denfweife der einzelnen. Das Recht aber muß fi, will es fein moralifches 
Unfehen behaupten, mit ihnen in Einklang ſetzen. Zu den eine folde Selbitändigfeit ge- 
winnenden Gerechtigkeitsforderungen gehört 3. B. die für das moderne Rechtsleben jo be— 
deutſam gewordene Forderung der Gleichheit vor dem Geſetz, die Forderung, daß niemand 
ungehört verurteilt, niemand durch einen andern als einen gefeglich bejtimmten Nichter 
und zu anderen als gefeßlich bejtimmten Strafen verurteilt werde, daß nicht Angehörige 
eines Verbrehers, fondern nur dieſer felbit nad dem Maße feiner Schuld zu ftrafen 
fei, daß niemand über Freiheit oder Vermögen der Bürger nah Belieben folle verfügen 
fönnen u. dal. 

5. Die Anfhauungen über dad Gerechte, wie fie bei den modernen Völkern zur Ent: 
widlung gelangt find, bilden übrigens fein einheitliches Syitem. Sie meifen vielmehr 
gleih dem Inhalte des geltenden Nechts auf vielartige und zum Teil einander wider: 
jtreitende Einflüffe hin. Zugleich zeigen fie fich bei den einzelnen je nad) deren gefellfchaft- 
licher und politifcher Stellung, nach ihren religiöfen Anſchauungen und ihrer individuellen 
Empfindungsmweife und Erfahrung verfchieden ausgeprägt. 

Diefelben bleiben ferner Umbildungen zugänglid. Unter anderm ift eine Einwirkung 
großer gemeinfamer Erlebnifje auf diefelben vielfach nachweisbar. So hat z. B. die 
franzöfifhe Revolution mit ihrem Gefolge friegerifcher und politifcher Ereigniffe tiefgehende, 
obgleich feineswegs einheitlihe Wirkungen auf die Nechtsanfhauungen der europäifchen 
Völker ausgeübt; fo. haben fich bei uns mit der Neubildung des Deutſchen Neih3 und mit 
den modernen Wandlungen auf wirtfchaftlihem Gebiete nahhaltige Wirkungen im Bereiche 
diefer Anfchauungen verbunden. 

6. Gleichwohl läßt fi in ihnen ein Gemeinfames von anfcheinend konſtanter Be- 
deutung und laffen fih Richtungen erfennen, in welchen die Entwidlung feit Jahrhunderten 
beharrlich voranfchreitet. Wir fünnen hier von gefcdhichtlichen Tendenzen fprechen, die in 
den gleihartigen Anlagen der menfhliden Natur, den verwandten Einflüffen, unter welchen 
diefe Anlagen fih entfalten, und den geiftigen Wechſelwirkungen zwifchen den Nationen ihre 
Erklärung finden. Die Völfergedanfen über das Nechte, welche von Haus aus verwandte 
Elemente enthalten, entwideln fih in dem Maße, ald den Völfern gemeinfame Erlebnifje 
die Gefchichte erfüllen, zu Menjchheitsgedanfen. 

7. Was jene Richtungen der Entwidlung betrifft, fo ift bisher für fie vornehmlich) 
eine ſich fteigernde Wertſchätzung der menfchlichen Perſönlichkeit als folder und, während 
ber legten Jahrhunderte, ihrer geiftigen Selbſtändigkeit bezeichnend gnewejen. Mit dem 
erfteren Momente hängen die unter 4 erwähnten Forderungen, ferner die Negel des 
modernen Rechts, wonad jedem, gleichviel welchem Volke er angehören möge, Rechts— 
fähigfeit zufommt und jedem, der innerhalb feiner Herrfchaftsiphäre in feinen privaten 
Anfprüchen verlegt wird, der Nechtäweg offenfteht, desgleichen die fittliche Mifbilligung, 
welche jede Art von Leibeigenſchaft oder Hörigfeit bei den modernen Völkern erfährt, mit 
dem zweiten die in ber modernen Welt beinahe überall zum Siege gelangte Anſchauung 
von der Berwerflichfeit jeder Art von Glaubenszwang zufammen. 

8. Dem wachſenden Selbjtändigfeitsjtreben und der Erhöhung feiner Wertſchätzung ent- 
fpriht eine bejtimmte Entwidlung der Anfchauungen in Bezug auf die gerechten Formen 
der Fortbildung des Nechts und alfo der Geſetzgebung. Mit wachſender Energie hat ſich 
bei den modernen Völkern das Verlangen geltend gemacht, daß die geſetzgeberiſche Arbeit 
fih unter der Kontrolle der Gefamtheit vollziehe und daß allen männlichen Staatsangehöriger 
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entweder eine unmittelbare oder eine durch gewählte Vertreter vermittelte Einwirkung auf 
diejelbe ermöglicht werde. Es foll das Necht eines Volkes diefem Begehren zufolge nicht 
bloß inhaltlich im Einklang ftehen mit deſſen Überzeugungen, jondern zugleich aus diejen 
als eine bewußte Schöpfung der Gefamtheit hervorgegangen fein. 

9. Diefe Anfchauungen haben ihren dogmatifchen Ausdrud in den Theorieen gefunden, 
welche die Gültigkeit jeder ftaatlichen Ordnung und die verpflichtende Kraft aller Gejege 
auf einen Vertrag oder auch auf einen gleichviel wie fich vollziehenden Akt ver Ans 
erfennung, furzum auf die Autonomie der einzelnen zurüdführen. Inſoweit diefe Theorien 
damit eine allgemein gültige Wahrheit zum Ausdrud bringen follen (mie es bei allen der 
Fall ift) find fie gleichmäßig unhaltbar. Thatfächlih war jene Kraft bei den meijten 
Völfern bisher von autonomen Akten der einzelnen nicht abhängig. Nicht weil diefe durch 
Vertrag oder in anderer Weife die Gefete als gültig anerkannt hätten, empfanden fie eine 
moralifche Nötigung, denfelben zu gehorchen, fondern umgefehrt fanden die Geſetze die ihnen 
wejentliche Anerkennung, weil ihnen ein aus anderer Quelle fließender Wert und Gehorfams- 
anſpruch beigemefjen wurde. Wo 3. B. die Lehre des Paulus: „Seid gehorfam der 
Obrigkeit, denn wo Obrigkeit ift, die ift von Gott”, Anhänger hat, da läuft es offenbar 
auf eine bloße Fiktion hinaus, wenn man die verpflichtende Kraft der obrigfeitlichen An— 
orbnungen auf autonome Willensäußerungen der einzelnen zurüdführt. Und um nichts 
anderes als um Filtionen handelt es fi, wenn bei diefen Theorieen nicht an die wirklichen 
Quellen der bindenden Kraft des Rechts, fondern an diejenigen, welche fie haben jollte, 
gedacht wird. 

Auch wird fich neben dem Verlangen nad) Autonomie bei den Völfern wohl immer 
ein Autoritätsbebürfnis regen, und es wird die natürliche Autorität überlegener Kraft, An— 
erfennung ſich erzwingend, nicht erſt auf Grund einer folchen wirkſam werdend, aud in 
fommenden Zeiten in irgend welden Formen Einfluß auf den Inhalt des Nechts und die 
bewegende Kraft feiner Normen äußern. 

Sene Theorien aber nehmen fraft ihrer Beziehung auf den im bisherigen 
charafterifierten Thatbeftand eine gefchichtliche und beziehungsweife focialpolitifche Bedeutung 
in Anſpruch. 

10. Die Entwidlung der Anfchauungen über das Gerechte ift im übrigen von der 
Gejamtentwidlung des geiftigen Lebens abhängig. Was hier jpecieller ihren Zufammen- 
hang mit der Erweiterung menſchlichen Wiffens betrifft, jo mird eine Unterfuhung der 
allgemeinen Elemente aller Urteile über Gerechtigfeit oder Ungerechtigkeit von Einrichtungen, 
Geſetzen und Handlungen ihn als einen nicht zufälligen, fondermwwejentlichen erfennen lajjen. 


v. Ihering, Geift des römischen Rechts. A. 9. Poſt, Baufteine für eine allgemeine Rechts— 
wiſſenſchaft auf vergleihend»ethnologiicher Bafis. 2 Bde. 1881—82, Bierling, Zur Kritik der 
juriftiihen Grundbegriffe I. 


8 14. Der Begriff des Geredten. 


1. Die Frage nad) der Gerechtigkeit fest einander gegenüberjtehende Subjekte voraus, 
von welchen das eine auf das andere einwirkt, eingewirkt hat, einwirfen will oder foll, 
und aeht darauf, ob dasjenige, was dem paſſiv beteiligten Subjefte Gutes oder Übles 
geſchieht, aefhah oder aefchehen fol, ihm auch in Wahrheit zulomme. 

2. Da es die Funktion des Rechts ift, zu bejtimmen und abzugrenzen, was innerhalb 
feiner Herrichaftsiphäre einem jeden zufommt, jo ergiebt fi der nahe Zufammenhang 
zwifchen feiner Wirffamfeit und jener Frage. 

3. Innerhalb der genannten Sphäre wird diejelbe durch das Necht in einer für defjen 
eigenes Forum definitiven Weiſe entſchieden; wo aber die ethifchen Anſchauungen bie oben 
(SS 12 4. 13) erwähnte Selbitändigfeit dem geltenden Nechte gegenüber erlangt haben, da ift die 
Frage mit dieſer Entſcheidung nicht ſchlechthin abgethan. Die letztere kann fich vielmehr 
an diefen Anſchauungen gemejjen als eine irrige erweifen. Was jemandem nach der Ge- 
rechtigfeit zulommt, iſt bier nicht identifch mit dem, was ihm nad dem Nechte zukommt. 
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Ebenfomwenig iſt hier die Frage durch die Berufung auf Entfcheidungen irgend einer Au— 
torität zu erledigen. Man will felbft prüfen und fich überzeugen, ob die fachlichen Merk— 
male eines bejtimmten Verhaltens dasjelbe an fi als ein gerechtes oder als ein ungerechtes 
erfcheinen lafjen. In welcher Richtung aber bewegt fich hierbei die Unterfuhung? Was ift 
überhaupt der genauere Sinn der Frage, ob jemandem etwas nad der Gerechtigkeit zu⸗ 
fomme? was überhaupt Gerechtigkeit? 

4. Zunächſt iſt leicht zu zeigen, daß die Gerechtigkeit einer Einwirkung auf Dritte an 
ſich nichts zu thun habe mit ihrer Nützlichkeit oder Zweckmäßigkeit für den Handelnden 
oder aber für den durch die Handlung Betroffenen. Wer, mit ſchädlichen Einwirkungen 
bedroht, die Gerechtigkeit anruft, der meint damit weder den eigenen Nutzen noch den 
ſeines Gegners. Vielmehr iſt dabei überall an ein Prinzip gedacht, das den kollidierenden 
Intereſſen und Anſprüchen der einander gegenüberſtehenden Subjelte als übergeordnet er— 
ſcheint und einen unparteilichen Maßſtab für die Entſcheidung der zwiſchen jenen ſich er— 
hebenden Fragen darbietet. 

5. Man hat dieſes Prinzip in den Intereſſen oder Zwecken der die beteiligten Sub— 
jekte umfaſſenden Geſellſchaft gefunden und demgemäß das Gerechte identifiziert mit dem 
Socialzweckmäßigen. In der That ſteht der Inhalt der Anſchauungen über das Ge— 
rechte, wie die Geſchichte derſelben überall erkennen läßt, in einem Abhängigkeitsverhältnis 
zu den in der Geſellſchaft maßgebenden Intereſſen. So galt z. B. die Sklaverei in den 
Südſtaaten der nordamerikaniſchen Union unter dem Einfluß der wirtſchaftlichen Intereſſen 
der dort herrichenden Klaſſe als eine gerechte njtitution, während fie der Bevölkerung des 
Nordens, für deren Intereſſen fie feine Bedeutung hatte, ald die ungerechtefte aller denk— 
baren Einrichtungen erjchien. Aber das Werhältnis zwiſchen Gerechtigkeit und focialer 
Zwedmäßigfeit hat nicht die von jener Anficht vorausgefegte Einfachheit. Das Urteil 
„eine Einrichtung ift ungerecht“ hat logifch mit dem Urteile „dieſe Einrichtung ift focial 
unzwedmäßig“ an fi nichts zu thun. Seit den Disfuffionen der Griechen über die Ge- 
rechtigfeit oder Ungerechtigkeit der Sklaverei hat wohl niemals jemand im Ernfte die An- 
fiht, dieſe Inftitution ſei nad der Gerechtigkeit zu verwerfen, damit logiſch begründen zu 
fönnen gemeint, daß er die ſchädlichen Wirkungen derfelben für die in der Gefellfchaft 
herrjchenden ntereffen darlegte. Auch hat wohl niemals jemand bei der Frage nach einer 
jenfeitigen Gerechtigfeit an ein Jenſeits zwedmäßiger gefellfchaftlicher Einrichtungen gedacht ! 
Menn die Gerechtigkeit des Tadels, den jemand erfährt, in Frage gezogen wird, fo meint 
man damit nicht, daß im irgend einer Richtung feine Zmwedmäßigfeit zweifelhaft fei, und 
wenn unfere Altvordern die Gerechtigkeit ihrer Sahe durch ein Gottesurteil ermweifen zu 
fönnen meinten, jo ſchwebte ihnen dabei eine göttliche Bezeugung nicht der gejellfchaftlichen 
Bedeutung, fondern der Wahrheit ihrer Behauptungen vor. Um Wahrheit handelt es fich 
in der That bei allem Streite um die Gerechtigkeit menfchlichen oder göttlichen Handelns, 
nidt um — Aber um welcherlei Wahrheit? 

6. Die Frage, was jemandem nach der Gerechtigkeit zukomme, bezieht ſich auf den 
Wen feiner Perſönlichleit und beziehungsweiſe feiner Thaten. Lob und Tadel, die er 
erfährt, find gerecht, infofern fie jenen Wert wahrheitägemäß zum Ausdrud bringen! Ge⸗ 
ſetze erſcheinen uns als ungerecht, welche irgend einer Volksklaſſe eine dem ihr zufommenden 
Werte nicht entjpredhende Behandlung zu teil werden laſſen oder welche wertgleihe Perfonen 
oder Handlungen mit ungleihem Maße meſſen oder weſentlich Verſchiedenes in ihren 
Werturteilen ($ 35) mwahrheitswidrig als gleich vorausfegen. 

Wenn wir in irgend einer Angelegenheit Gerechtigfeit für uns fordern, fo fpricht fi) 
darin ein Wertgefühl und zugleih das Bemwußtjein aus, daß dasfelbe auf wahre Voraus: 
jegungen gegründet jei. 

Hierbei macht ſich die Auffafjung geltend, daß die behauptete oder in Frage ge- 
zogene Wahrheit fih auf Grund von Epyllogismen im Wege richtiger Subfumterung 
richtig aufgefaßter Verhältniffe unter als richtig anerfannte Oberſätze feftitellen laſſe. 

Man vergegenwärtige fih die Verurteilung jemandes zu einer Strafe und die Vor- 
ausfegungen, unter welchen wir fie al3 eine gerechte gelten lafjen. 

Letzteres gefchieht: 
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a. wenn die thatſächlichen Borausfegungen des gefällten Urteils dem Sachverhalte 

wirklich entjprehen, die „quaestio facti* aljo der Wahrheit gemäß erledigt wurde; 
b. wenn ferner die fejtgeitellten Thatjachen richtig unter die in Betracht kommenden 
Geſetze jubjumiert worden und diefe zu einem wahrheitsgemäßen Ausdrud in dem 
Urteil gelangt find (richtige Entjcheidung der „quaestio juris“); 

ec. wenn die Gejege felbit ih im Einflang befinden mit dem, was uns in thatfädh- 
licher und in ethiſcher Hinficht als Wahrheit erfcheint, und die in Betracht fommen- 
den Verhältniſſe ihrerfeits fehlerlos unter gültige Oberfäge fubjumieren. Wir be 
trachten heute Beitrafungen wegen Zauberei und Hererei, wegen Srrglaubens oder 
wegen des Belennens irgend welcher wiffenfchaftlicher Überzeugungen, fowie die Ver- 
hängung von halben Strafen wegen eines halben Schuldbeweiſes als ungerecht, ob— 
gleich alles dies feiner Zeit im Einklang mit geltenden Geſetzen erfolgte, weil die 
legteren uns teils mit logijchen Fehlern behaftet oder auf faktifchen Irrtümern be- 
ruhend erjcheinen, teil im MWiderftreit ftehen mit dem, was uns in Bezug auf Die 
Wertung menſchlicher Überzeugungen und deren Bekenntnis heute als richtig gilt. 

8. Die Nichtigkeit der allgemeinen Urteile aber, die hierbei in oberjter Ordnung zur 
Anwendung kommen, liegt in ihrer Übereinftimmung mit unferen ethifhen Empfindungen 
und Anſchauungen, welche ihrerjeits feine theoretifche Ableitung zulafien, da fie ſich zum 
Teile aus Quellen nähren, die nicht auf wifjenfchaftlihem Grunde liegen. Es machen fich 
bei ihrer Ausbildung Gemütsfräfte und Lebensinterefjen geltend, die fi zwar in der form 
ihrer Hußerungen durch die Wiffenfchaft beeinfluffen, ihrem Wefen nad; aber durch fie fo- 
wenig aufheben oder verwandeln wie hervorbringen laffen. 

So find die Anſchauungen der fonfervativen Parteien über gerechte Staatsformen an 
fi ebenfomwenig wie diejenigen der liberalen und demofratifhen Parteien wifjenjchaftlicher 
Natur. Sie haben fi zwar unter dem Einfluß wiſſenſchaftlicher Arbeiten mannigfad um- 
gebildet, und es wird dies zweifellos auch in Zufunft geichehen. Aber ihre letzten Quellen 
liegen nicht im Machtbereich der Wiffenfchaft, und unter den Mächten, welche für die Fort— 
bildung diefer Anfchauungen beftimmend find, Hat die Wifjenfhaft im allgemeinen nicht 
die führende Rolle. 

Immerhin läßt fich diefelbe aus der Gefchichte der Völkergedanken über das Gerechte 
nicht wegdenken. Speciell fonnte diejenige Entwidlung diefer Gedanken, auf melde in 
$ 13 hingewiefen wurde, nur erfolgen im Zufammenhange mit einer Überwindung mannig- 
fachjter Vorurteile und abergläubifcher Vorſtellungen, an welcher wifjenfchaftliche Arbeit einen 
reihlihen Anteil hatte. Auch verbürgt das Ganze der Beziehungen zwifchen Wahrheit und 
Gerechtigkeit, wie es hier dargelegt wurde, die Fortdauer dieſes Verhältniffes. 

9. Unter den realen Mächten aber, welche auf die Ausbildung unferer ethiſchen Wert- 
urteile Einfluß üben, ftehen gejellihaftlihe Intereſſen, auf welche wir jo zurüdgeführt 
werden (vgl. 5 oben) in erfter Linie. Demgemäß iſt der bei jenen Urteilen in Betracht 
fommende Wert beftimmter Berfonen und Handlungsweifen vor allem ein focialer, d. i. 
ein von ihrer Bedeutung für Staat und Volk und beziehungsweife für die Intereſſen be— 
ftimmter Klafjen oder anderer Gefellfhaftsgruppen abhängiger Wert, gleichviel ob dieſe Ab- 
bängigfeit den Urteilern bewußt ift oder nicht. Werhältnifje, in denen dies offen zu Tage 
liegt, find jchon hervorgehoben worden. Hier fei auf die Gerechtigfeitslehre hingewiefen, 
welche ſich die modernen focialiftifchen Arbeiterparteien im Einklang mit den Intereſſen ihrer 
Klaffe gebildet haben. Ferner auf die Werturteile über die verfchiedenen Arten von Ber- 
brechen, bei welchen die Abhängigkeit von der gefelihaftlichen Bedeutung diefer Handlungen 
meiſt in die Augen fällt. 

10. Es ijt aber zu beachten, daß nicht bloß die hierbei maßgebenden geſellſchaft— 
lihen Intereſſen ſelbſt geſchichtlichen Wandlungen unterliegen, ſondern auch ihr Verhältnis 
zu dem Gefamtinhalte und der Kraft jener Anfchauungen. Das Ethos des modernen 
Menſchen ift nicht in demfelben Maße wie das des primitiven eine von den Kräften der 
umgebenden gejellichaftlihen Welt in feinem Bewußtſein ausgelöfte Erſcheinung. Wie feine 
geiftige Selbjtändigfeit überhaupt, fo ift fie auch auf diefem Gebiete zwar eine bejchränfte 
geblieben, aber nicht aleih Null. Es denkt und empfindet in ihm nicht lediglich (wie u. a. 
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Gumplowicz annimmt) feine Rafje, Nation oder Klafje, und das Material zu feinem Denten 
giebt ihm die gefamte Lebenserfahrung, die fich nicht auf das befchränft, was er in feinem 
Verhältnis zur Gejellihaft als paffiv Beteiligter zu erfahren hat. Dieſe Geſellſchaft fteht 
überhaupt nit in einem einfeitigen Beherrichungsverhältnis zur Cinzelperfönlichkeit, 
fondern erleidet auch ihrerfeit3 Einwirfungen von diefer. Die Geſchichte der ethifchen An— 
fchauungen läßt überall den Einfluß bedeutender Perfönlichfeiten erfennen, ohne daß fi 
die bei diefen zu Grunde liegenden Empfindungen ihrerfeits wieder als bloße Reflexe jocialer 
Vorgänge und Machtäußerungen betrachten ließen. So gehen unfere heutigen Anfchauungen 
über Gerechtigkeit in gewiſſen Bejtandteilen auf Chriftus zurüd, deſſen Anſchauungen und 
Lehren nicht als ein bloßer Nefler focialer Erfheinungen definiert werden fünnen. 

11. Ferner gewinnen diefe Anfchauungen, gleichviel unter welchen Bedingungen und 
Einflüffen fie entjtanden fein mögen, ein gewifjes Ma von Widerſtandskraft den jeweils 
in der Gefellfhaft hervortretenden ntereffen gegenüber, fo daß fi hier ein gegenfeitiges 
Abhängigfeitsverhältnis ergiebt, da einerfeits diefe Intereſſen fih mit jenen Anfchauungen 
auseinanderfegen müſſen, andererjeits die Fortbildung der letzteren beeinflufjen. 

12. Endlich ift e8 ein Jrrtum, wenn viele glauben (v. Kirchmann, Nee 2c.), daß 
deutlichere Vorftellungen über den Urfprung jener Anfchauungen und den Einfluß focialer 
Mächte auf diefelben deren Kraft zerftören müßten. Diejenigen, welche fi über dieſe 
Verhältniffe far geworden find, werden um desmillen nicht darauf verzichten, gegebenen 
Falld Gerechtigkeit für fih zu forden, und werden die Marimen, welche jie damit 
ihrer eigenen Perſon gegenüber als gültig und verbindlich angejehen wiſſen wollen, auch 
in Beziehung auf andere in dem gleichen Sinne gelten lafjen müſſen. So gewiß das eigene 
MWertgefühl nicht dadurch zerftört wird, daß man fich über die Bedingungen feiner Entwid- 
lung flar wird, fo gewiß werben die auf andere, auf die gefellichaftlihen Einrichtungen und 
die ftaatlihen Geſetze bezüglihen Wertgefühle famt den ihnen entiprechenden Anſchauungen 
über Gerechtigkeit ihrem Kerne nad nicht durch die Erweiterung unferer Einfichten in den 
Prozeß ihres Werdens in Wegfall gebracht werden. 

Zur. Enc. $$ 4—4. ©. Schmoller, Die Gerechtigkeit in der Volkswirtſchaft, in Schmollers 


Jahrbuch V. H. Meyer, Die Gerechtigkeit im Strafrecht. 1881. Merkel, Lehrbuch des Straf 
rechts ©. 183 ff. ©. Jellinek, Die focialethifche Bedeutung von Recht, Unrecht und Strafe. 1878. 


IV. 
Der Staat inäbejondere. 
8 15. Die Natur des Staates. 


1. Der Staat ift die Drganifation einer Volfsgemeinfchaft oder das Ganze der Ein- 
richtungen, durch deren geregelte Wirkſamkeit die Lebensgemeinſchaft eines Volkes ihre Ver- 
wirflichung findet. 

Diefe Wirkfamkeit feht eine Macht voraus, welche die Ordnung des gemeinfamen Lebens 
gegen Störungen ficherzuftellen und Widerftrebenden erforderlichen Falls aufzuzwingen ver- 
mag und melde die oberfte Gewalt bei dem betreffenden Volfe daritellt. 

2. Elemente des Staates find hiernach eine mitteljt fetitehender Einrichtungen fich 
äußernde Macht, welde in ihrem Wirfungsbereiche feine andere über fih hat — die Staats: 
gemalt — und eine den gemeinfamen Angelegenheiten des Volkes zugewendete, feine Ein- 
heit wahrende und zur Erſcheinung bringende geregelte Thätigfeit derfelben. 

3. Auf einer bejtimmten Stufe ftaatliher Entwidlung ftehen jene Macht und ihre 
Wirkfamfeit zugleih in einem beherrfchenden Verhältnis zu einem beftimmten Territorium 
— dem Staatögebiete —, indem fie fich nicht bloß über die Glieder des Volkes, fondern 
über alle erjtreden, welche ſich innerhalb diefes Gebietes befinden oder Intereſſen dafelbjt 
geltend zu machen haben. 

4. Auf das Verhältnis von Staat und Recht und auf gewiffe Änderungen, welche 
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dasfelbe im Laufe der Gefhichte erfahren hat, ift oben (8$ 2 und 12) hingewiefen worden. 
Hier eine ergänzende Bemerfung. Der moderne Staat erkennt ich gleich dem des klaſſiſchen 
Altertumd in Bezug auf die Ordnung innerhalb feines Gebietes eine unbefchränfte recht- 
lihe Macht zu. Speciell bezeichnen die Nechte der einzelnen feine Schranke diefer Macht, 
fondern fönnen, wie fie aus den ftaatlichen Rechtsnormen fich herleiten, jo durch dieſe be- 
feitigt werden. Wohl find der ftaatlichen VBerfügungsgewalt thatfächlich gewifje Grenzen wie 
überhaupt, fo in der hervorgehobenen Richtung gezogen. Allein diefelben find an fi nicht 
rechtlicher Natur. 

5. Bezüglich diefer Grenzen bejteht, fomweit dabei die Einzeiperfönlichkeit in Betracht 
fommt, wie überhaupt bezüglich der Verhältniffe des Staates zum einzelnen, ein Gegenſatz 
zwifchen der modernen und der antifen Welt. Jene erkennt der menfchlihen Perfönlichkeit 
einen jelbjtändigen Wert der Gefamtheit gegenüber zu und zieht daraus die Folgerungen, 
daß jene einerfeits gemwiffe natürliche Anfprühe an die Gefamtheit und deren Organe habe 
und andererfeit3 eine Sphäre der Freiheit und des Lebens nad eigenem Maße für ſich 
fordern fönne, in welche der Staat nicht oder nur in einer diefe Freiheit fürdernden Weiſe 
ir * während der antiken Welt dieſe Anſchauungsweiſe in der Hauptſache fremd 
geblieben iſt. 

6. Umfang und Inhalt deſſen, was als gemeinſame Angelegenheit des Volkes gilt 
und demgemäß in das Herrſchaftsbereich des Staates zu fallen hat, find überhaupt verän— 
derlih. Ebenſo die Rangordnung, in welcher gemeinfame Angelegenheiten die Kräfte des 
Staates für fih in Anfprud nehmen. 

Doch ftehen im allgemeinen zweierlei Angelegenheiten im Vordergrunde des ftaatlichen 
Lebens. Erftlih die Wahrung von Eriftenz, Unabhängigkeit und Ehre des Volkes äußeren 
Mächten gegenüber, zweitens die Aufrechterhaltung von Frieden und Drbnung jowie 
der beftehenden Herrfchaftsverhältnifje durch die Nechtspflege und die fonftige das Recht be: 
treffende Thätigfeit. Diefen Angelegenheiten zeigt fich die ftaatliche Organifation von Haus 
aus vornehmlih angepaßt, und während langer Zeiträume bleiben Heeresverfaſſung und 
Gerichtsverfaſſung deren Hauptbeftandteile. Auch fünnte der Staat die Sorge für fie nicht 
auf eine andere Macht übertragen, ohne daß damit feine Staatsqualität jelbjt auf dieje 
überginge. 

Mit den genannten Angelegenheiten verbindet fich überall die Sorge für Heritellung 
und Erhaltung der für ihre Verwaltung erforderlihen Mittel. 

Größeren Schwankungen unterliegen dagegen die Beziehungen des Staates zu den reli- 
giöfen und wirtfchaftlihen ntereffen der Staatsangehörigen jowie zu Erziehung und Unter- 
richt, Kunft und Wiffenfchaft. 

In fehr verfchiedenem Sinne war insbefondere die Neligion ein Gegenftand jtaat- 
licher Wirffamfeit. Sie war es unter anderm als ein für die nationale Einheit und Kraft 
und für die beherrfchende Wirkſamkeit der beſtehenden Gemwalten bedeutſames Clement 
(Klaffische Welt); zu anderer Zeit um ihrer felbit willen als höchſte menſchliche Angelegenheit, 
für welche der Staat unter der Leitung einer höheren Organifation, der zur religiöfen Er- 
ziehung der Menjchheit berufenen Kirche, feine Kräfte zur Anwendung zu bringen habe 
(Mittelalter) ; und wieder zu anderer Zeit in erfter Yinie mit Nüdficht auf die Aufgabe des 
Staates, unter Angehörigen von verfchiedener religiöfer Überzeugung den Frieden zu wahren 
und deren ideale nterefjen wie im Bereihe von Kunft und Wiffenfchaft, jo auch in dem 
der Religion thunlichft nach einem gleihen Mafitabe zu fördern (Gegenwart). 

In Bezug auf die wirtſchaftlichen Intereſſen macht fich in bejtimmter Zeit vor 
allem die Eorge um die Wahrung der wirtfchaftlichen Grundlagen und Vorausfegungen des 
beitehenden politiicen Zuſtandes, in anderer die Sorge für den Neichtum des Volkes und 
die damit zufammenhängende Wehr- und Anariffsfähigfeit des Staates als die für das 
Verhalten der Staatsgewalt enticheidende Nüdjicht geltend. Die lettgenannte bald in dem 
Sinne, daß der Staat zum Zwede der Mehrung feiner Mittel entweder felbit zu wirt: 
ſchaften oder wenigſtens die wirtfchaftliche Thätigkeit der einzelnen zu leiten, bald in dem 
Einne, daß er vor allem den wirtfchaftlichen Unternehmungsgeift der einzelnen zu befördern 
und ihm freie Bahnen zu eröffnen habe. Cine dritte Nüdjicht noch von ähnlicher geichicht: 
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licher Bedeutfamkeit reiht ji) den vorgenannten an: diejenige auf eine thunlichjt allfeitige 
Verteilung mirtfchaftliher Güter unter die verfchievenen Volksklaſſen im Intereſſe des 
öffentlichen Friedens, der nationalen Harmonie und der Humanität. 

Alle hier in zweiter Linie genannten Thätigfeiten pflegt man im Gegenſatze zu den 
- zuerjt genannten, oder auch mit Einfluß der die auswärtigen Beziehungen des Staates 
betreffenden, ald Wohlfahrtspflege zufammenzufafjen. 

7. Hinfihtlih der Formen der Staatöthätigfeit fommt der folgenden Dreiteilung 
eine allgemeinere Bedeutung zu: 

Aufftellung, Änderung und Aufhebung von Rechtsfägen durch Gefege oder Verord— 
nungen ; 

— gegebener Rechtsſätze auf gegebene Verhältniſſe durch die Thätigkeit der 
Gerichte; 

Erledigung konkreter Angelegenheiten in den Formen der Verwaltung oder auch der 
Geſetzgebung (in dem formalen, auf ein Zuſammenwirden von Regierung und Volksver— 
tretung hinweifenden Sinne diefes Wortes). Die Verwaltung hat zum Teil den Charakter 
der Ausführung beftimmter Gefege, zum Teil den einer in gewiſſen gefeglihen Schranken 
fih frei entfaltenden Verfolgung jtaatlicher Aufgaben. 


$ 16. Fortfegung. 


1. Der Staat bildet jich feine Einrichtungen den Aufgaben gemäß, die ihm bei einem 
Volke geftellt find, und in Abhängigkeit von den Bedingungen, unter welchen eine beherr- 
chende Gewalt bei diefem Volke fih zu behaupten und zu ftetiger Wirkſamkeit zu gelangen 
vermag. Die Gejhichte der Staatsverfaffungen ift daher die Gefchichte einer fortfchreitenden 
Anpafjung öffentlicher Einrichtungen an die bei einem Volke hervortretenden Bebürfnifje und 
Machtverhältnifie. Neben diefen üben ethifche Anfhauungen wie auf das Recht überhaupt, 
jo auf die Verfafjungen der Staaten einen bereits charafterifierten Einfluß aus. 

2. Das Gleichartige und Beharrende in den Bebürfnifjen der Völker und in gewiffen 
Bedingungen ihrer Befriedigung erzeugt eine gewiſſe Verwandtſchaft ihrer ftaatlihen Ein— 
richtungen oder läßt menigitens verwandte Bildungstriebe bei der Entwidlung diejer Ein- 
richtungen zur Erſcheinung fommen. Es lafjen fich unter den Formen der lehteren jolche 
von typifcher Bedeutung erkennen, fowie in den Veränderungen, welche diefe Formen er 
leiden, typifche Regelmäßigfeiten. 

Auch ergiebt fi eine Tendenz zu einer Verähnlihung der ftaatlihen Einrichtungen 
daraus, daß die letzteren bei aufiteigender Entwidlung des öffentlichen Lebens in fort 
fchreitendem Maße der Eigentümlichfeit der zu löfenden Aufgaben angepaßt werben, da biefe 
Aufgaben in einem gewiffen Umfange überall die gleichen find. So zeigt die Organifation 
der Nechtöpflege in ihrem Verhältnis zu derjenigen der Geſetzgebung und der Verwaltung 
bei den modernen Rulturvölfern gleiche Befonderheiten, welche als das Ergebnis eines durch 
Jahrhunderte hindurchgehenden Prozefjes der Anpafjung jener Organifation an die überall 
gleiche Natur rechtlicher Angelegenheiten zu betrachten find. 

3. Die allgemeinere Aufgabe des Staates, eine Friedensordnung unter der Herrichaft 
von Nechtsgrundfägen zu begründen, läßt überall Beitrebungen hervortreten, deren Ziel in 
der Ausbildung des „Nechtsftaates” im eminenteren Sinne diefes Wortes liegt. Wir denfen 
hierbei an einen Staat, in welchem ein in geficherter Wirffamteit jtehendes öffentliches Recht 
die Verhältnifje zwifchen den öffentlichen Gemwalten und zwijchen diefen und den einzelnen 
allfeitig regelt und in welchem bei Überfchreitungen der von diefem Rechte gezogenen 
Schranken Gerichte angerufen werden können, welche Garantieen für eine unparteiliche Necht- 
ſprechung darbieten. 

4. Hinſichtlich der politischen Einrichtungen im engeren Sinne fommt dem Neben- 
einanderbejtehen ſolcher von ariftofratifchem, monarchiſchem und demofratifchem Charakter eine 
typische Bedeutung zu. Die ftaatlihen Funktionen fallen der Hauptſache nach überall einer 
aleichviel wie fpecieller charakterifierten Ariftofratie — der Geburt, des Beſitzes, der In— 
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telligenz oder Bildung, des Priefter-, Soldaten oder Beamtentums 2c. — zu, unter welcher 
durch das Bedürfnis einer einheitlihen Leitung und Vertretung und den Kampf um die 
bevorzugte Stellung ein einzelnes Geſchlecht oder auch einzelne Perfonen emporgehoben zu 
werben pflegen, während die Menge der vollberechtigten Bürger unter begünftigenden Um— 
ftänden irgend einen aktiven Anteil am ftaatlihen Leben in der Form einer Wahl ihrer 
Herrfcher oder einer Zuftimmung zu bejtimmten Aften der Gejeßgebung oder Verwaltung 
oder in anderen Formen für fich zu behaupten oder zu erringen vermag. In primitiven 
Verbänden fehen wir fo einen Häuptling oder König umgeben von den Bornehmiten feines 
Völkchens, welches letztere bei wichtigen Beſchlußfaſſungen gehört wird; in ausgebilveteren 
Gemeinmwefen einen König, Konjul, einen Präfiventen, Dogen 2c. an der Spite, neben 
ihnen einen Senat oder andere ariftofratifche Körperfchaften und ein mehr oder minder 
mächtiges Beamtentum, während das Volk in Volksverſammlungen oder, auch in gewählten 
Vertretungsförpern oder in anderer Weiſe einen unmittelbaren oder mittelbaren Einfluß auf 
die Verwaltung ftaatlicher Angelegenheiten ausübt. 

Hiernach würde fich die durch ein folches Nebeneinander jener Elemente dharafterifierte 
gemischte Staatsform als die natürlichfte unter den Staatöformen bezeichnen lafjen. Es ift 
aber ein vollfommenes Gleichgewicht und ein vollfommener Frievensjtand unter diefen Ele: 
menten nicht herzuitellen und überall, wo fie nebeneinander bejtehen, läßt ſich eine Rich— 
tung erfennen, welche auf die Herjtellung einer unbedingten Vorherrfchaft eines unter ihnen 
zielt. Betrachtet man daher jenes Gleihgewicht als ein Merkmal der gemischten VBerfaffungen, 
fo hat Tacitus recht, wenn er fagt, daß es leichter fei, diefelben zu rühmen als fie zu 
praftifcher Geltung zu bringen, und unmöglih, ihren Beitand zu fihern. Die univerjelle 
Bedeutung der bezeichneten Elemente wird hierdurch indeſſen nicht widerlegt. Auch pflegt 
das unvollfommene Nebeneinander derfelben in der Beherrihung des ftaatlichen Lebens eine 
gewiffe Ausgleihung darin zu finden, daß fie fi in einem gefchichtlihen Nacheinander in 
der dominierenden Stellung ablöfen. 

In einem engeren und mehr juriftiihen Sinne wird von gemifchten Staatsformen in 
$ 17 die Rede fein. 

5. Erſcheint nad dem bisher Ausgeführten eine gemwiffe Übereinftimmung in ven 
ftaatlichen Einrichtungen der verfchiedenen und inäbefondere der auf einer verwandten Ent- 
widlungsftufe ftehenden Völker als tiefbegründet und unvermeidlich, fo find doch diefer 
Übereinftimmung Grenzen gezogen. Die Verfchievenheit der bei ihnen beitehenden Macht- 
verhältnifje, der verfchievdene Umfang der Aufgaben, welche nad ihrer Auffajjung und den 
bei ihnen fich geltend machenden Bebürfnifjen der Staatsgewalt zufallen, der verfchiedene 
nationale Charakter und anderes ſchließen die Möglichkeit aus, daß eine für alle gleihmäßig 
pafjende jtaatlihe Organifation erfonnen werde. 

Auch läßt die Kompliziertheit der in Betracht fommenden Verhältnifje der freien Aus: 
wahl hier nur eine beſchränkte Bedeutung zuerfennen. Wohl gefchah es in alter und neuer 
Zeit, daß ein Volf in Momenten einer geiftigen Erhebung mit dem gefchichtlich Überfom- 
menen aufzuräumen und fich gleichſam einen neuen politifchen Körper nad) vernünftigen 
Ideen anzubilden unternahm, aber nicht oft ijt es vorgefommen, daß ein ſolches Gebilde 
fi ohne tiefgreifende Änderungen behauptete, feltener noch, daß es in der vorausgefehten 
Weiſe wirkſam wurde. Deshalb erfcheinen uns diejenigen Völfer als bevorzugt, bei welchen 
auf diefem Gebiete Altüberliefertes in ftetiger Anpaſſung an neue Bedürfniſſe und Zuftände 
fih von Jahrhundert zu Jahrhundert verjüngte und den fehöpferifchen Trieb jeweils nur in 
beſchränkten Grenzen ſich entfalten lieh. 


$ 17. Fortfegung. 


1. Der Einheitlichfeit der ftaatlihen Aufgaben entipricht eine einheitliche Organifation, 
eine ſolche, welche einen feiten Mittelpunkt hat und einem einheitlichen Willen zum Aus- 
drud dient. Damit fteht es in Einklang, daß die ftaatlihe Organifation in der Negel in 
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einem Organe — einer Perſon oder einer Körperfchaft — gipfelt, — die höchſten 
ſtaatlichen Funktionen zufallen und welches die größte Fülle der Macht beſitzt. 

2. Die Macht des erwähnten höchſten ſtaatlichen Organes pflegt als fouveräne Ge⸗ 
walt“, ihr Träger als „Souverän“ bezeichnet zu werden, und man unterfcheidet die Staaten 
nad) der Beichaffenheit des letzteren. 

Hiernach heißen Monarchieen diejenigen Staaten, in welchen die ſouveräne Gewalt im 
Beſitze einer Perſon, des Monarchen, ſich befindet; Ariſtokratieen diejenigen, bei welchen 
jene Gewalt einer Minderheit; Demokratieen oder Republiken, bei welchen fie der Gejamt- 
heit der in bejtimmten Formen thätigen vollberechtigten Bürger zufteht. 

3. Möglicherweiſe ift der Souverän das einzige unmittelbare Organ des ftaatlichen 
Willens, von dem alle andern für den Staat thätigen Perfonen das Necht zu diefer Thätig- 
feit herleiten. Diefe handeln hier als Organe des erjteren, in feinem Auftrag und nad 
Mafgabe feiner Befehle. Seine Gewalt ift hier iventifh mit der Staatägewalt. So 
verhält es fih in den abfoluten Monarchieen fowie in den reinen Demofratieen ober 
Ariftofratieen. 

4. Einen Gegenfag hierzu bilden Staaten, in melden mehrere voneinander unab- 
hängige Inhaber politifcher Rechte den Staatswillen unmittelbar zum Ausdrud bringen 
oder auf diefen Ausdrud einen maßgebenden Einfluß äußern. Bei ihnen fünnen wir von 
einer gemifchten Staatsform im engeren Sinne diefes Wortes reden. 

Eine ſolche Staatsform hat 3. B. das Deutſche Reich. Dasſelbe bejigt eine Mehrzahl 
von Organen, melde ihr Recht nicht voneinander, fondern gleicherweife unmittelbar von 
dem in der Neichsverfafjung zu feinem höchſten Ausdrud gelangten nationalen Willen her: 
leiten und von welchen feines über die ungeteilte Reichsgewalt verfügt. So ift der Kaifer 
zweifellos ein Organ des Reichswillens kraft eigenen, d. i. von feinem andern Organe ab» 
geleiteten, jondern unmittelbar auf die Verfaffung gejtügten Rechts. Das Gleiche lt von 
dem Bundesrate ꝛc. 

Allgemein ijt die E£onftitutionelle Monarchie durch folche Verhältnifje charafterifiert. 
Eine Summe wichtiger Entfcheidungen in ftaatlihen Angelegenheiten geht hier aus Verein— 
barungen zwifchen Regierung und Parlament hervor, wobei dieje fich mit eigenem Rechte 
auf dem Grunde der Verfafjung gegenüberftehen und unmittelbar für das Ganze ald Organe 
des ftaatlihen Willens thätig werden. 

Die Verjchievenheit diefer jelbjtändigen politifchen Faktoren aber weiſt einerjeits auf 
eine Verfchievenheit ftaatlicher Funktionen, andererfeit3 auf den oben beſprochenen Gegenjat 
zwifchen monarchiſchen, ariftofratifchen und demofratifchen Elementen hin. 

Daß die Selbftändigfeit derfelben Gefahren in Bezug auf Einheitlichfeit und Energie 
in der Führung der Staatsgefchäfte mit fich führen fünne, iſt augenfcheinlich; anvererfeits 
bietet fie unter begünftigenden Umftänden mwertvollfte Garantieen gegen Gewaltmißbrauch und 
gegen Einfeitigfeiten bei der Führung jener Geſchäfte. 

5. Die herrfchende ftaatsrechtliche Lehre fteht mit dem hier Gefagten nicht in Einklang. 
Nah ihr folgt aus der „begrifflich notwendigen“ Cinheit der Staatsgemwalt, daß diefelbe 
identifch mit der Gewalt einer Perfon oder einer Körperfhaft — des Souveräns — fein 
müſſe. Hiernach würde es nur die unter 3 erwähnten ungemifchten Staatsformen geben 
fönnen, und in den Monarchieen müßte die Staatsgewalt ſtets und notwendig ungeteilt in 
den Händen des Monarchen ruhen; den Parlamenten der fonftitutionellen Monarchieen aber 
würde eine nicht näher beftimmte und überhaupt nicht bejtimmbare Stellung außerhalb der 
Staatsgewalt zufallen. Zu den eigentümlichften Konfequenzen führt diefe Theorie in ihrer 
Anwendung auf das Deutfche Neid; da der Kaifer die fouveräne Gewalt im Reiche nicht 
hat, jo würde er jener zufolge an der Neichsgewalt überhaupt feinen felbftänbigen Anteil 
haben, was den Thatſachen aufs handgreiflichite widerjtreitet, 2c. 2c. 

Diefer Theorie liegt einerfeits eine unfritifche Anwendung des Beariffs der Einheit auf 
ftaatlihe Dinge, andererjeits die Vorjtellung zu Grunde, daß Thatſachen, welche fi einer 
begrifflichen Konftruftion nicht fügen wollen, von Rechts wegen zu ignorieren feien. 

6. Wie wenig dem Staate die hier geforderte Einheit weſentlich fei, ergiebt vor allem 
die Organifation des Bundesftaates, welche in Deutjchland, Nordamerifa und der Schweiz 
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ihre Lebensfähigkeit erwiefen hat. Den eigenberedtigten, ftaatlihe Gewalt und eine Herr- 
fchaft über Yand und Leute in ummittelbarer Meife zur Ausübung bringenden Organen 
des Ganzen ftehen hier eigenberechtigte und ftaatlihe Gewalt in ebenfo unmittelbarer Weiſe 
bethätigende Organe der Gliedftaaten gegenüber. 

Es bezeichnet diefen Sadpverhalt, obwohl in einer übertreibenden und nicht Forreften 
Weife, wenn man fowohl auf die gemeinfamen Einrichtungen — das Neid in dieſem 
engeren Sinne des Wortes — mie auf die Organifation der Glieder Namen und Beariff 
des Staates zur Anwendung bringt. Übertreibend ift diefe Bezeichnung infofern, als die 
ftaatlihe Drganifation eines Boltes in einem Bundesftaate nur einmal vorliegt. Die ge 
meinfamen Einrichtungen ſowohl wie die Einrichtungen der Glieder ftellen für fich betrachtet 
nur Bruchſtücke eines Staates dar; nur in ihrer Verbindung erfüllen fie deſſen Begriff, und 
nur aus ihrem Zufammenmwirfen ergiebt fih die Löſung des Ganzen der dem Staate ge- 
ftellten Aufgaben. 

7. Der Staat ift eine juriftifche Perſon, d. i. ein Träger von fubjeltiven Rechten 
($ 21) und von Rechtsverbindlichkeiten. Man hat bejtritten, daß er fubjeftive Nechte haben 
fönne (Schuppe), weil er identisch fei mit dem objektiven Nechtswillen, diefer aber nicht als 
ein Träger fubjeltiver Rechte gedacht werben fünne. Aber jene Identifizierung ift, wie be- 
reits gefagt wurde ($ 2 sp), unhaltbar. Die Thätigkeit des Staates erihöpft fi) nit in 
der Aufftellung und Anmwendung von Rechtsnormen. Beftändig vielmehr werden durd ihn 
Lebensverhältniffe erzeugt, welche unter rechtliche Geſichtspunkte fallen und in welchen er ala 
eine Individualität bejonderer Art anderen ndividualitäten gegenübertritt und den objef- 
tiven Rechtsnormen gemäß bald Rechte befist, bald Pflichten zu erfüllen hat. Daf die 
hierbei zur Anwendung fommenden Normen zumeift von ihm felbjt aufgeftellt worden find, 
enthält nichts, was hiermit im Widerſpruch ftünde. 

8. Man hat den Staat häufig nicht bloß in feiner Eigenfhaft als Träger von 
Rechten und Pflichten, fondern feiner gefamten Organifation und Lebensthätigfeit nach mit 
der menschlichen Perfönlichkeit verglichen oder auch ihm geradezu für eine Perfönlichkeit 
höherer Art erklärt. Hierüber vgl. $ 19 a. 


$ 18. Entftehung des Staates. 


1. Dem Staate gehen genofjenschaftlihe Bildungen verjchiedenen Charakters voraus; 
unter ihnen als die älteiten Blutsverbände, Vereinigungen, deren nicht fehr zahlreiche 
Glieder in verwandtihaftlihem Berhältniffe zueinander jtehen. Diefe letteren Verbände 
fcheiden fi in zwei Hauptgruppen, je nahdem „Mutterrecht“ oder „Vaterrecht“ bei ihnen 
gilt. Dort bejtimmt ſich die Verwandtſchaft nach Beziehungen zu gemeinfamen weiblichen 
Afcendenten, der Vater fpielt feine Nolle, dem Kinde fteht von Männern der Bruder der 
Mutter am nächſten, und die Kührung fällt dem mit Rüdficht auf Kraft, Alugheit oder 
Erfahrung Angefehenften zu. Hier dagegen find die Beziehungen zu einem gemeinfamen 
Vater oder Großvater ꝛc. entjcheidend und bejteht ein patriarchalifhes Negiment. Diefe 
legteren Verbände ftellen wohl durchweg die jpätere Form dar, diejenige jedenfall, welche 
der werdende Staat in der Negel vorfand und für ſich benutzte. Zufammengehalten werden 
alle diefe vorftaatlihen Verbindungen durch gemeinfame wirtfchaftlihe, Friedens- und 
friegerifche Intereſſen, auf höherer Stufe zugleich durch einen gemeinfamen Kultus. 

2. Lange Zeit herrfchte die Anficht, daß ſich die Familie in organisch fortjchreitendem 
MWahstum zu dem im Staate organifierten Volke erweitert habe und daf hierbei aus der 
Familiengewalt des Vaters die Gewalt des Oberhauptes der größeren Gemeinschaft hervor- 
gegangen fei. Das organische Wachstum erflärt an ſich jedoch die Staatenbildung nicht. 
Dasjelbe führt an fih nur zu einer Abſchwächung der Bande, melde die einzelnen in 
primitiven Genoſſenſchaften zufammenhalten, zu einer Erjchwerung gemeinfamer Wirtfchaft 
und zu einer Scheidung in engere Verbände. Die Ausbildung des Staates fett in ent- 
gegengefegter Nichtung wirkſame Verhältniffe voraus. Sie ſchließt Die Unterwerfung einer 
Vielzahl nebeneinander eriftierender Blutsverbände unter eine fie gemeinfam beherrichende 
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Gewalt in fih. Eine folde aber ijt wohl niemals in der form organischen Werdens zu 
ftande gefommen. 

3. Der vornehmfte Staatenbilver ift der Krieg, und zwar ift die Rolle, in welcher 
er diefe Eigenſchaft bethätigt, eine dreifache. Es kommen erjtlih andauernde Fehden unter 
Nachbarn in Betracht, melde, zu feinem Ergebnis als zu gegenfeitigen Schädigungen 
führend, ein gemeinjfames Friedensbedürfnis und durch Vermittlung desjelben Anfänge einer 
ftaatlihen Organifation entjtehen lafjen. Ferner gemeinfame Intereſſen der Verteidigung 
und des Angriffs gemeinfamen Feinden gegenüber. Endlich und insbeſondere die gewaltſame 
Unterwerfung eine® Stammes durch einen andern, und hier ift vor allem die Unterjochung 
der anjäljigen Bevölkerung eines Landes durch von aufen her eindringende Friegerijche 
Horden von Bedeutung. Die Notwendigkeit, die unterjochten Mafjen in Unterwürfigfeit zu 
erhalten, und das Verlangen, fie wirtichaftlich auszubeuten, führt in Verbindung mit dem 
Bedürfnis einer Hriegsbereitfchaft fremden Stämmen gegenüber zu einem engeren Zufammen- 
Schluß der herrſchenden Raſſe und zur Ausbildung der Formen eines ftabilen NRegimentes. 

4. Innerhalb der Staaten erhalten fich meift, obgleich unter mannigfadhen Modififa- 
tionen, die alten Genoſſenſchaften, fpeciell die patriarchalifchen Blutsverbände. Diejelben 
treten hier vielfah in einen Zufammenhang mit den neuen Einrichtungen und erheben ſich 
zu Trägern ftaatlicher Funktionen. Demgemäß lafjen fi in der Verfaffung älterer Staaten 
häufig zwei miteinander verflochtene Formationen, eine fpecififch ftaatliche und eine auf vor- 
ftaatliche Verhältnifje zurücdtweifende, unterſcheiden. So leben in den Gefchlechtern, in welchen 
die Organifation der antifen Stadtjtaaten ihre Grundlage hat, die alten Verbände fort, 
obwohl fie in der Art ihrer Begrenzung und in den ihnen obliegenden Leijtungen die Ein- 
wirfungen des Staates erkennen lafjen; während in dem Königtume und in der Magijtratur 
ihnen jpecififch ftaatliche Gebilde gegenübertreten. 

5. Der Staat erfcheint zugleich in feiner ſchöpferiſchen Thätigfeit und in feinem ge- 
famten Haushalte in einer gewiſſen geiftigen Abhängigkeit von jenen Verbänden. So bildet 
er feine Organe vielfah nad dem im jenen vorliegenden Mufter; insbefondere nimmt 
der König eine der väterlichen Gewalt in den patriarhalifch organifierten Blutsverbänden 
entjprechende Gewalt für fih in Anſpruch. Es bildet fich ferner der ftaatlihe Kultus 
im Anſchluß an die in jenen zur Entwidlung gelangten religiöfen Vorftellungen und Ge 
bräude aus. Der Staat tritt überhaupt das geiftige Erbe der Genofjenichaften an 
und bildet es feinen Bebürfniffen gemäß meiter. Jene find die Keimſtätten des menſch— 
lichen Ethos, das unter der Einwirkung des Staates zur Entfaltung gelangt und ihm jelber 
bienjtbar wird. 

6. Der ältefte Kultus iſt ein Ahnenkultus. Den großen Verjtorbenen der Sippen 
ftellen fih im Staate die des Gejamtvolfes an die Seite und ordnen ſich ihnen über. Die 
Gründer des Staates und feine thatkräftigften Beherrfcher erheben ſich in der Phantafie 
der Völker zu Göttern oder zu Halbgöttern. Solche Gottheiten aber, welche, wie die 
Dlympier, diefen Urfprung abjtreifen oder anderen und neueren Urjprungs find, treten gem 
in verwandtjchaftlihe Beziehungen zu den führenden Gejchlechtern. Große Könige wollen 
als ihre Abfömmlinge gelten. 

7. Der weitergebildete Kultus tritt überhaupt in enge Beziehungen zu den jtaatlichen 
Einrichtungen und ihrer Wirkſamkeit und verleiht ihnen eine höhere Weihe und ein beveut- 
james Element der Kraft. Diefe Einrichtungen gelten als von den Göttern eingefest und 
ftehen unter ihrem Schuße. Diefe find ferner die Behüter der gefamten Volksfitte, die Ne- 
präfentanten der Einheit und die Bürgen der Kraft und des Ruhmes ihres Volkes. Gie 
ftellen dem einzelnen alles dies ala ein Erhabenes gegenüber, für welches er Kraft und 
Güter mit Freuden einzuſetzen lernen foll. 

Die Religion ſelbſt gewinnt auf diefe Weife einen bedeutenderen Inhalt. Wie fi 
der Staat mit ihrer Hülfe aufbaut, fo entfaltet fich jene unter dem Einfluß des Staates. 
Denken wir bei dem Worte Neligion an entwideltere Vorftellungen und an Lehren und 
Satungen von ethifchem Gehalte, jo können wir fie ihren ältejten Formen nad) als eine 
Schöpfung des Staates bezeichnen, und ebenfo die Götterwelt, infofern wir dabei an er: 
habene, in verpflichtenden Geboten und in einer Beförderung gemeiner Wohlfahrt ſich 
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äußernde Mefen denfen. In diefem Sinne hat Hobbes recht, wenn er die Geburt der 
gr Götter mit der Geburt des jterblichen Gottes Staat in engiten Zufammen- 
ang ſetzt. 

8. Die Fortbildung der ftaatlichen Herrfchaftsverhältniffe und des gefamten ftaatlichen 
Rechts erfolgt im übrigen, unter dem Einfluß verfchiedenartigfter Faktoren, vor allem des 
Kriegs und der wirtfchaftlihen Bebürfniffe, in drei Hauptformen, denjenigen der Machtent- 
ſcheidungen zwiſchen den um die Herrfchaft ringenden Elementen, denjenigen der Verein- 
barungen und jonftigen Willensäußerungen der beteiligten VBolfsgenofjen und denjenigen 
eines langjam fortfchreitenden Prozefjes: den formen, in welchen ſich das Herfommen und 
die für die Wirkſamkeit der ftaatlichen Einrichtungen bedingenden ethifchen Anſchauungen 
unter dem Einfluß beftehender Machtverhältniffe, neu hervortretender Bebürfniffe und des 
Volksdenkens bilden und verändern. Auf alle diefe Formen iſt im bisherigen bereits hin- 
gewiefen worden und es wird im folgenden im Zufammenhange mit einer Betrachtung der 
verſchiedenen Theorien über den Staat darauf zurüdzutommen fein. 

Das Herrihaftsrecht des Staates wird nämlid von dieſen Theorieen gegründet ent 
weder auf die Unterwerfung der Schwächeren durch die Stärferen oder auf Vertrag be- 
ziehungsmweife einen fonftituierenden Willensaft der Beherrſchten oder endlich auf organijch- 
geſchichtliche Bildungsprozeſſe und die in folden wirkſamen oder als wirfjam vorgejtellten 
geijtigen Mächte ($ 19). 

9. Die Entjtehung des Staates ift der bedeutjamite Vorgang in der Gefchichte der 
— Arbeitsteilung und der Ausbildung und Sonderung verſchiedener geſellſchaftlicher 

nftionen. 

Mit der Unterfcheidung der den Herrfchenden und der den Beherrfchten zufommenden 
Thätigfeiten verbindet fi) das Hervortreten des Rechts aus dem Bereiche der früher unge: 
jchiedenen Sitte in den Formen ber ftaatlihen Nechtspflege und überhaupt eine Unter- 
ſcheidung der durd; den Staat geregelten von der ungeregelten Bethätigung gefellichaftlicher 
und individueller Kräfte Mit ihr verbindet fich ferner ein intenfiverer Betrieb des Ader- 
baus dur die politifch und wirtichaftlich abhängigen Klafjen u, ſ. w. 


$ 19. Theorieen über den Staat und die Begründung feiner Gewalt. 
g 


1. Dem Urfprung des Staates und des Nechtes der Herrfchenden haben denkende 
Köpfe zu allen Zeiten nachgeforſcht, und es gefchah dies meiſt in der Meinung, daß der 
flargelegte Urfprung nicht bloß das Verftändnis des gewordenen Staates, fondern zugleid) 
ein Mufterbild und Wertmaß für alle Staatsbildungen an die Hand gebe. Mit der Frage 
nad der Entjtehung verknüpfte ſich fo diejenige nach der rechtlichen Begründung ſowie die— 
jenige nach der richtigen Form und Wirkjamfeit und dem Weſen ftaatlicher Gewalt. Dem: 
gemäß lafjen fi die meiften zu gefchichtlicher Bedeutung gelangten politiſchen Theorieen 
nad) den Anfichten gruppieren, welche fie bezüglich jener erften Frage entwideln, und fpecieller 
danach, ob hierbei die eine oder die andere der im vorigen bezeichneten drei Hauptformen 
= Entftehung jtaatliher Macht und ftaatlihen Rechts zu einjeitiger Berüdfichtigung 
gelangt. 

2. Madttheorieen. Theorieen, welche den Staat auf eine fei es dem Geſetze 
der Natur, fei es dem göttlichen Willen entiprechende Unterwerfung des Schwächeren unter 
den Stärferen gründen, liegen in ausgebildeter Geftalt nur von wenigen vor. ihnen ent- 
jprechende mehr oder weniger entwidelte Anfichten aber waren in alter und neuer Beit 
verbreitet und zwar insbefondere unter den thätigen Volitifern. Diefe huldigten meijt 
gleichen oder verwandten Anjchauungen, wie fie die Athener bei Thukydides den Meliern 
gegenüber ausſprechen: „Was die Götter betrifft, fo alauben, und was die Menfchen be- 
trifft, fo willen wir, daß dur Naturnotwendigfeit jeder über den herrjcht, über welchen 
er Gewalt hat.“ 

Von Theoretifern gehören aus alter Zeit einige Sophijten hierher, aus moderner Zeit 
ın einem gewiffen Sinne Spinoga — fofern der Ausgangspunkt feiner Lehre vom Rechte 
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durch den Satz bezeichnet ift, daß jedes Ding von Natur foviel Recht habe, als Naturfraft 
in ihm ift —, aus unjerem Jahrhunderte Haller. Siehe über alle diefe den gejchicht: 
lichen Teil. 

Eine Modififation jener Auffaffung enthält die fogenannte Legitimitätstheorie, welche 
während der Neftaurationszeit im Bereiche der hohen Politif eine gewifje Rolle gefpielt und 
zweifellos auch heute noch ihre Anhänger hat. Dieſe Theorie führt das Recht der Herr: 
fchenden auf die Geſchichte, als in welcher eine göttliche Weltleitung zu erkennen fei, zurüd, 
wobei aber nicht an die Gejchichte der ethifchen Überzeugungen, fondern an die Gejcichte 
der Staatsaftionen und alfo in der Hauptjahe an Machtentjcheidungen im Kampfe um 
ftaatlihe Herrfchaft gedacht ift. Die alte Auffaffung, melde in dem Ausgange eines Zwei— 
fampfs unter jolden, welche über eine frage des Rechts fich entzweit haben, ein Gottes- 
urteil fieht, hat fich bier in ihrer Anwendung auf den Zweikampf zwiſchen Kriegsparteien 
erhalten. Das Tedeum, welches einem Siege zu folgen pflegt, enthält ein hinreichendes 
Zeugnis dafür, daß wir es hierbei mit einem Elemente unter ung wie unter unfern Vor— 
fahren verbreiteter Anfchauungen zu thun haben. 

Unter den lebenden Gelehrten ift Gumplowicz („Rechtäftant und Socialismus“, 
„Grundriß der Sociologie”) der entjchiedenfte Vertreter jener Grundanfiht. Der Staat ift 
nach ihm von Haus aus und bleibt alle Zeit eine Organifation der Herrfchaft mächtiger 
Raſſen, Klafien oder Gejchlechter über die zum Gehorfam bejtimmte Maffe, Recht der Wille 
der Herrfchenden. Folglich giebt es nad ihm fein dieſen Willen bindendes oder bejchrän- 
fendes Recht, der fogenannte Nechtöftaat ift ebenſo wie das Prinzip rechtlicher Gleichheit 
im Bereiche ftaatlichen Lebens bloßer Unfinn. 

Eine in bejtimmter Richtung verwandte Anfhauung in Bezug auf das Verhältnis 
von Macht und Recht tritt in der Rechtöphilofophie und Ethik des jüngftverftorbenen 
v. Kirchmann hervor, infofern derjelbe Moral und Recht auf die Achtung vor Autoritäten 
gründet, welche man ſich als mit einer fchlechthin überlegenen Macht ausgejtattet vor- 
gejtellt habe. 

In der Gegenwart ift das Hervortreten derartiger Anfhauungen in weiteren Kreifen 
bemerkbar und durch mandjerlei Umftände begünftigt. So durd die Ereigniffe, welche der 
lebenden Generation die Bedeutung des Machtmoments im jtaatlihen Leben in greifbarer 
Weiſe vor Augen geitellt haben, fo durch die Ausbreitung und beziehungsweife die vulgäre 
Deutung darwiniftifher Anjchauungen, jo durch den Umitand, daß die Grundlagen, auf 
welhen eine idealere Auffaffung der ftaatlihen Dinge bisher bei den meiſten beruht hat, 
vielfach ins Wanken gefommen find. 

Auf die relative Berechtigung dieſer ganzen Betonung der Machtjeite des ftaatlichen 
Rechts ift im bisherigen ($ 11) bereits Hingewiefen worden. Staatliche Herrſchaft fällt nature 
gemäß demjenigen zu, der die Macht hat, fie auszuüben, und fie jtüßt fi von Haus aus 
auf „das Recht des Stärferen“. 

Dazu fommt, daß zwifchen den Intereſſen, melden jene Herrfchaft dienen foll, Kon- 
furrenzverhältnifje . beftehen und Entfcheidungen fordern, die, auch wenn fie in rechtlichen 
Formen herbeigeführt werden, die Natur von Machtentfcheidungen, mie gezeigt worden ift, 
nicht völlig abzuftreifen vermögen. 

Andererfeits ift jenen Theorieen gegenüber zu betonen, daß das Übergewicht beftimmter 
Machtfaktoren bei einem Volke ftet3 ein bebingtes, eine beherrfchende Stellung derjelben 
überall von dem abhängig ift, was fie für jene nterefjen leiften, von den Formen, in 
welchen dies geſchieht, und von den herrjchenden ethifchen Anfchauungen; daß hier ferner 
ein Fortſchritt möglich ift und fich vollzogen hat im Sinne einer Steigerung jener Abhängig- 
feit, einer Erftredung derfelben auf die Beachtung ausgebildeter Rechtsformen, einer Erwei- 
terung der Zahl derjenigen, deren Intereſſen und deren Willen die Staatögewalt fraft jener 
Abhängigkeit zu beachten nicht umhin fann, und einer Entwidlung der ethiſchen Anſchauungen 
in einer damit harmonierenden Richtung. 

2. Bertragstheorieen und Verwandtes, Einen Gegenſatz zu den Madttheorieen 
bilden diejenigen, welde den Staat aus dem Willen aller in ihm vereinigten und als 
gleichwertig und gleichberechtigt vorgeftellten Individuen, fei e8 in der Form bes BVer- 
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trag? fei es in anderer Form, hervorgehen laſſen. Erfcheint der Staat im Lichte der 
eriteren ala eine Schöpfung der Herrfchenden und zugleich als ein Drgan ihres Willens 
und ihrer Interefien, fo im Lichte der lehteren als eine Schöpfung der Beherrfchten und 
ala ein Werkzeug des verbundenen Willens und der gemeinfamen Intereſſen aller. Beide 
Auffafjungen find mohl glei alt. Empfahl fi die erftere naturgemäß den Herrfchenden, 
infofern fie ihr Recht auf überlegene Kraft oder auf Entfcheidungen in äußeren Macht: 
fämpfen jtüßten, fo die legtere den Beherrfchten, fofern fie fich ihrer weſentlich gleichen 
Beihaffenheit mit den Herrſchenden bewußt und zu jelbitändigem Nachvenfen über die Be- 
gründung ftaatlider Gewalt befähigt und geneigt waren. Der Syllogismus, der ſich hier- 
bei auf der letzteren Seite geltend zu machen pflegt und unzähligemal zum Ausdrud ge: 
langte, ift diefer: Von Natur ift Feiner zur Herrfchaft über die andern berufen, da alle 
von Haus aus ein gleiches Anrecht auf die Geltung ihres Willens haben, folglich kann 
eine rechtmäßige Herrſchaft fi nur auf eine freimillige Unterwerfung gründen und nur als 
aus dem Willen der Untermworfenen hervorgegangen gedacht werden. 

Die theoretiiche Ausbildung diefer Auffaffungsmeife aber fehte voraus, daß ein Geift 
der Kritik den bejtehenden jtaatlihen Zuftänden gegenüber zur Entwidlung gelangt war, und 
gehört € bejtimmten gefchichtlichen Entwidlungsftadium an, deijen oben ($ 13) näher gedacht 
worden ift. 

Auf der bezeichneten Grundlage find übrigens Theorieen von fehr verſchiedenem Gehalte 
zu ftande gefommen. ft der Staat auf einen Willensaft der einzelnen und fpeciell auf 
einen unter ihnen abgejchlofjenen Vertrag gegründet, fo ergeben fich die Fragen nad) den 
Motiven, auf welche diefer Akt zurüdzuführen fei, nach feinen befonderen Zweden und deren 
Bedeutung ſowie nad dem fpecielleren Inhalte des Altes felbit, und da man fich bei der 

anzen Unterfuhung nicht im Bereiche gefchichtlicher Forſchung und erfahrungsmäßigen 

ifjens bewegte, fondern im Bereiche begrifflicher Konftruftionen und beziehungsweife bloßer 
Hypotheſen, fo war für eine verfchiedene Beantwortung jener Fragen ein genügender Spiel- 
raum gegeben. So liegt denn z. B. nad) Hobbes der Grund des Staatävertrags in den 
Übeln des unter Freien unvermeiblichen Streits, fein Zwed in der Herftellung einer diefe 
Übel befeitigenden Friedensordnung, das Mittel in der gänzlichen Entäußerung der freiheit 
feitens der einzelnen zu Gunften eines unbefchräntten Herrſchers, während andere fi an 
der Begründung anderer Annahmen verfuchten. 

Gleichwohl war es nicht zufällig, daß diefe ganze Gedanfenbewegung immer entjchie- 
bener in eine liberale und beziehungsmweife demofratifche Richtung eintrat. Wenn man die 
Autonomie der im Staate Vereinigten, jo wie es hier gefchieht, zum Ausgangspunfte nimmt, 
fo wird fie fi naturgemäß auch am Ziele des Weges geltend machen. Auch forgten hier- 
für die treibenden Kräfte, welche Ddiefer Bewegung von Haus aus zu Grunde lagen. Es 
find aber zweierlei Gedanfenreihen, melde hier eine gejchichtlihe Bedeutung gewonnen 
haben. 

Nach der einen (liberalen) liegt der einzige oder der Hauptzwed des Vertrags und folg- 
lich des durch ihn gefchaffenen Staates in der Sicherung der Freiheit aller und ift dieſem 
Zwecke entiprechend Gewalt und Wirkſamkeit der Obrigfeit zu bejtimmen und zu begrenzen, 
fowie die Form des jtaatlihen Regimentes feftzuftellen. Die vornehmfte Repräfentantin 
diefer Anſchauungsweiſe ift in der Kantſchen Rechtsphilofophie gegeben. Siehe im übrigen 
den Abjchnitt über das Naturreht in dem geſchichtlichen Teil. Jene entjpricht im allge 
meinen den nterefien des nicht zu einer privilegierten Ariftofratie gehörigen, aber zum 
Dafeinsfampfe wohl ausgerüfteten oder gefellfchaftlich aut fituierten Individuums. 

Nach der anderen (demokratischen) Gedanfenreihe liegt der Zwed des Vertrags in der 
allgemeinen Wohlfahrt und wird nicht die Freiheit des einzelnen, fondern Freiheit und 
Macht des durch den Vertrag gebildeten Kollektivwillens in erjter Linie betont. Dem leh- 
teren wird eine unbefchränfte und auf feinen einzelnen und feine Minderheit übertragbare 
Gewalt zuerfannt und das Recht aller Negierenden von einem zurüdnehmbaren Auftrage 
abgeleitet. Als der felbitändigfte unter den Vertretern diefer Auffafjungsmeife ift Alt- 
haus, als der berühmtejte und einflußreichſte Nouffeau zu nennen (fiehe den geichicht: 
lien Teil). Diefelbe entipricht den Inſtinkten und unter gewiſſen Vorausfegungen den In— 
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tereffen der zu bewußtem Leben fich erhebenden Mafjen. Ihre neuefte Geftalt hat fie in ven 
Lehren der modernen Socialdemofratie erhalten. 

Bezüglich der Kritif der ganzen Gruppe der hierher gehörigen Theorieen fiehe oben 
8 13 und die Schlußbemerfungen über das Naturrecht im gefchichtlichen Teile. 

4. Organiſche Staatsanfidt. Einen Gegenſatz zu den beiden biöher behan- 
delten Gruppen von Theorieen bilden diejenigen, welche in der Gefchichte oder in der Dr- 
ganifation und im Leben der Staaten folde Elemente hervorheben und zum Ausgangs- 
punfte nehmen, welche Analoga haben in der Entwidlung und beziehungsmweife in Bau und 
eben organifcher Gebilde und fpeciell der menſchlichen Perſönlichkeit. Auch ihre Geſchichte 
reicht gleih der im vorigen behandelten Anjchauungsmweife in das Altertum zurück. Plato 
und Nriftoteles gehören hierher. ener, infofern er vom Staate verlangt, daß er in harmo= 
nifhem Zufammenftimmen feiner Teile dem Organismus der menſchlichen Perfönlichteit 
gleihe; diefer, infofern er den Staat in der Weife organifcher Gebilde entjtanden denkt und 
fein Verhältnis zu den Bürgern analog findet dem Verhältnifje des Ganzen eines Drganis- 
mus zu deſſen Glievern. In der neueren Zeit tritt eine organifche Staatsanfiht vornehm- 
lih im Zufammenhange mit einer Belämpfung der Bertragstheorieen und des gefamten 
Naturrehts, dem fie angehören, hervor, und fie gelangt zu einer praftifchpolitifchen Bedeu— 
tung fraft ihrer Beziehungen zu den antirevolutionären Beftrebungen am Schluß des vorigen 
und in den erften Decennien unferes Jahrhunderts. Stand das Naturreht in einem 
innern Zufammenhang mit denjenigen politifhen Strömungen, welche in der erjten fran- 
zöfifchen Revolution und in den fpäteren Volfserhebungen gewaltfam zu Tage traten, fo 
erfcheint die organifche Staatsanficht innerhalb des angegebenen Zeitraums in einem Bünd— 
nifje mit denjenigen politifhen Mächten, welche jene Erhebungen und die in ihnen mirt- 
famen Kräfte befämpften. 

Zu den Vertretern diefer Anficht gehörten im vorigen Jahrhundert unter andern ber 
Staliener Vico, der Deutſche Juſtus Möfer, der Engländer Burke und in einem ein- 
geſchränkten Sinne der Franzofe Montesquieu; im Anfange des unfrigen v. Savigny 
und die ganze gefchichtlihe Rechtsſchule (fiehe den geſchichtlichen Teil). Diefelben fetten 
dem Dogmatismus des Naturrechts eine geſchichtliche Betrachtungsweiſe und mit ihr den 
Gedanken entgegen, daß Völker und Staaten einer Entwidlung unterliegen, an welcher eine 
Vielzahl von Kräften und beziehungsmweife objektive Mächte verſchieden bejtimmter Art in 
einer dem Bewußtfein des einzelnen fich vielfach entziehenden und von feiner Willfür un- 
abhängigen Weife Anteil haben, und fie finden das Recht einer Einrichtung durch ihren 
organischen Zufammenhang mit dem ftaatlihen Ganzen, als beffen Glied fie unter dem 
Einfluß jener Mächte fi entwidelt hat, begründet. Betont wird hierbei die Abhängigkeit 
des einzelnen im Neben: und Nacheinander des gefchichtlichen Lebens und die relative Ohn— 
macht feiner refleftierenden Vernunft dem in den überlieferten Einrichtungen, Normen und 
Eitten verförperten Geifte gegenüber. 

Aus dem Bereiche der fpefulativen Philofophie find als Vertreter einer verwandten 
Betradhtungsmeife Scelling und Hegel hervorzuheben. ine PVerfnüpfung jener mit 
theologischen Anfhauungen findet fih unter anderem bei Stahl und Baader. Im 
übrigen lafjen fich hier zwei Gruppen von Theoretifern unterjcheiven, folche, für deren An- 
ſchauungen die Anwendung des Entwidlungsbegriffs auf die Geſchichte der ftaatlihen Ein- 
richtungen, und ſolche, für welche die Hervorhebung des wirklich oder vermeintlich Organiſchen 
im Staate vornehmlich bezeichnend ift. Zu jenen gehören unter anderen Lotze (Mikro— 
fosmus), Spencer (Grundlagen der Philofophie, Sociologie), Gierfe (Das deutſche 
Genofienfhaftsreht), Wundt (Ethik), zu diefen die Kraufefhe Schule, Bluntſchli (All 
gemeines Staatöreht und andere Werke), Trendelenburg (Naturreht), Schäffle (Bau 
und Leben des focialen Körpers), P. v. Lilienfeld (Gedanken über die Staatswiſſenſchaft 
der Zukunft). 

Sene Anwendung des Entwidlungsbegriffs tritt auch bei den modernen Socialiften, 
fpeciell bei Lafjalle und Marr, als ein wichtiger Beftandteil ihrer Gedanfenfyfteme hervor. 
Diefelbe hat ich hier aber wie überhaupt bei den meiften neueren „Entwidlungstheoretifern“ von 
fpecififch konſervativen politifhen Anſchauungen losgelöſt. Won den beiden Elementen, 
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welche der Begriff der Entwidlung einschließt: Kontinuität und Formenwechſel, mar an- 
fänglich meift das erfte einfeitig hervorgehoben worden. Bejtrebungen, frei erfonnene Ver— 
faſſungs- und Rechtsformen mit völligem Abfehen von dem geſchichtlich überlieferten Be- 
ftande zur Geltung zu bringen, ſetzte man den Hinweis auf das Gejeg der Entwidlung, 
weldes wohl ein Fortichreiten begonnener Prozeſſe, aber feine Sprünge und feinen abjo- 
luten Neubeginn gejtatte, entgegen. Gegenwärtig beruft man ſich auf jenes Geſetz meift im 
Hinblid auf das zweite der hervorgehobenen Momente und im Sinne eines Hinweifes 
darauf, daß diefem Geſetz zufolge feine Einrichtung ein Recht auf unveränderten Beltand 
abe. 
y Die ganze Auffaffung, daß das ftaatlihe und gefellfchaftliche LXeben einer gefegmäßig 
verlaufenden Entwidlung unterliege, ift unanfechtbar, und ihr Hervortreten in der Denkweije 
unferes Jahrhunderts bezeichnet diejenige Richtung derfelben, in welcher fie eine entſchiedene 
Überlegenheit der im vorigen Jahrhundert herrſchenden Dentweife gegenüber erfennen läßt. 

Der Begriff der Entwidlung aber ift abftrahiert von Erfcheinungen im eben der 
Drganismen, und feine Anwendung auf den Staat erjcheint nur als berechtigt, inſofern fich 
in diefem etwas den erfteren Sleichartiges erfennen läßt. Dies ift denn auch, wie alsbald 
zu zeigen fein wird, in der That der Fall, wenn es auch nicht als richtig erjcheint, den 
Staat, wie es feitens vieler Vertreter der organifchen Staatsanficht geſchehen ift, geradezu 
für einen Organismus oder auch für eine Perfönlichkeit höherer Art zu erklären. Das 
erjtere nicht, weil der Begriff, welchen der Sprachgebraud mit dem Worte Organismus ver- 
bindet, eine förperlihe Einheit vorausfegt, wie fie im Staate nicht gegeben ift; das letztere 
nicht, weil der Staat und die in ihm oraanifierte Gejellfhaft fein eigenes Bewußtjein 
haben. Aber es handelt ſich bei der Hervorfehrung der hier in anderer Hinficht beſtehenden 
Gteichheiten nicht um eine bloße Spielerei, wie manche glauben, fondern um eine freilich 
mit mancherlei Mifverftändniffen und Übertreibungen fi) verfnüpfende Bemühung, die Natur 
des Staates in folhen Richtungen klarzulegen, in melden fie auf geanerifcher Seite nicht zu 
ihrem Rechte gefommen: ift. 

Hierher gehört es, daß der Staat nicht eine bloß gedachte Einheit oder bloß die be- 
fonders benannte Summe feiner Angehörigen ift, daß fih in ihm vielmehr eine reale 
Zebenseinheit darftellt, welche fich behauptet und ihren Zwed erfüllt durch Zeiftungen, die 
in fefter Ordnung an dienende Organe verteilt find, welche einem bejtändigen Erneuerungs: 
prozeß unterliegt und bei welcher einerjeits ein Ausfcheiven und ein Wechjel der Grundelemente 
erfennbar ift, ohne daß dadurch die Form des Ganzen und der Charakter und die Verteilung 
jener Leiftungen geändert, würden und andererſeits ein Prozeh des Wachstums und mannigfacher 
Metamorphofen bei dem Ganzen, welchem entjprechende Veränderungen bei jenen Elementen 
nicht gegenüberftehen, welche endlich ihre Formen von innen heraus bildet und eine Fähigkeit 
und Tendenz erfennen läßt, Störungen von innen heraus auszugleichen. Alles diefes hat 
der Staat mit dem menjchliden Organismus gemein. In geiſtiger Hinficht aber zeigt fich 
bei aufmerfjamer Beobachtung eine große Übereinftimmung zwifchen der ftaatlichen Willens- 
bildung und der Willensbildung bei dem einzelnen. Die geiftigen Kräfte, welche dort ins 
Spiel treten, wenn Entfcheidungen einer bejtimmten Art zu treffen find, erjcheinen den— 
jenigen gleichartig, die (zumal bei den für ein bejtimmtes Volkstum typiſchen Perfönlichkeiten) 
in der Seele des einzelnen unter analogen Verhältniffen fich zu äußern pflegen. Die Ge: 
danfen, welche im disfurfiven Denken des leßteren einander gegenübertreten und ihre be- 
wegende Kraft erproben, fowie die einander widerjtreitenden Gemütserregungen, welche einem 
wichtigen Willensentfcheive hier vorangehen, haben freilich im Bereiche des ftaatlichen Lebens 
ihre befonderen Repräfentanten — diefelben find in den politifchen Parteien gegeben —, 
allein dadurch werben Gleichartigfeit und Gleichwertigfeit der erwähnten Vorgänge hier und 
dort nicht ausgeichloffen. Auch find in der Aufeinanderfolge der Entſchlüſſe und Affekte, 
welde im ftaatlihen Handeln zum Ausdrud gelangen, die gleihen Regelmäßigfeiten zu 
erfennen, wie in der Succeſſion diefer Erjcheinungen bei dem einzelnen. 

fehler aber, mit welden die organischen Staatstheorieen ſich vielfad behaftet zeigen, 
find neben ver fchon hervorgehobenen Übertreibung der beitchenden Analogieen vornehmlich 
die Meinung, daß das Drganifhe im Staate als ein Seinfollendes, dasjenige dagegen, 
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was fih dem Begriff des Drganifchen nicht Jubfumieren laſſen will (mie etwa das allgemeine 
Stimmrecht) kraft dieſes Umſtandes als ein zu Bekämpfendes zu betrachten ſei — eine 
bloße petitio prineipii —, ſowie eine hiermit in innerem Zuſammenhange ſtehende Ver— 
kennung der Stellung der Einzelperſönlichkeit zum Staate. Indem man das Verhältnis 
diefes zu jener mit dem eines Organismus zu einem feiner Glieder verglich oder auch mit 
ihm identifizierte, überfah man häufig, daß die menschliche Perfönlichkeit nicht aufgehe in 
ihrer Eigenſchaft, ein abhängiges Glied am „Organismus“ des Staates zu fein, daß jie 
vielmehr zugleich etwas für fich jet und fein wolle und in Bezug auf ihr Verhältnis zum 
Staate ein Verlangen in fich trage, nicht bloß als ein beftimmtes, fondern auch als ein 
beftimmendes Element zu erfcheinen, fowie daß dies vor allem für die moderne Welt gelte, 
in meit höherem Maße mie für die Welt jener griechifchen PVhilofophen, deren Einfluß in 
der Geſchichte diefer Theorieen überall erfennbar ift. 


Merkel, Der Yen Ba der Entwidlung in feiner Anwendung auf Recht und Geſellſchaft, 
in — drundiiſchen Zeitſchrift für das geſamte öffentliche und Privatrecht der Gegenwart III 625 ff. 


Zweites Kapitel. 
Das fubicktive Recht und die Rechtsverhältniſſe. 





$ 20. Die Rechtsverhältniſſe. 


1. Das Recht orbnet, wie in $ 1 ausgeführt worden ift, die Verhältnifje verfchiedener 
Subjefte zueinander, indem es deren Machtgebiete gegeneinander abgrenzt und durch 
Sicherung der von ihm gezogenen Grenzen einerfeits ſchützt und andererſeits beſchränkt, 
einerſeits Befugniffe und eine entfprechende Macht und andererfeits eine Gebundenheit be- 
gründet. 

So zieht es Grenzen zwiſchen den Machtgebieten benachbarter Grundeigentümer, Ge- 
meinden und Staaten, und diefe Grenzen wirken ald Schugwehr zu Gunften derer, welche 
innerhalb ihrer Gebiete fich gefichert fühlen und ihre Kräfte und Intereſſen frei zur Geltung 
dringen wollen, als Schranfe gegen diejenigen, welche verfucht fein könnten, die ihnen zu— 
fommende Sphäre zu überfchreiten. 

Durch diefe zweifeitige Wirkſamkeit erhebt das Recht die Lebensverhältnifje zu Nechts- 
verhältniffen. Diefes aber find die Grundbeitandteile der von ihm hergeftellten Lebens- 
ordnung. 

2. Elemente der Nechtöverhältnifje find hiernach eine vom Recht verliehene Befugnis 
und Macht und eine diefen forrefpondierende rechtliche Gebundenheit und Pflicht. In jedem 
Rechtöverhältniffe ift jene Macht zum mindeften bei einem der beteiligten Subjelte vor- 
handen, und ihr entfpricht jtet3 eine rechtliche Gebundenheit bei dem gegenüberftehenden oder 
einer Mehrzahl gegenüberftehender Subjekte. Man denke an das Verhältnis eines Darlehns- 
fchuldners zu demjenigen, der ihm das Darlehn gegeben hat. Jener repräfentiert hier Die 
paffive Seite des Nechtsverhältnifjes, die Seite der Gebundenheit, da ihm das Recht 
eine bejtimmte Handlung, die Zurüdzahlung des Empfangenen, auferlegt, dieſer die aktive 
Seite des BVerhältniffes, indem das Recht ihm Befugnis und Macht verleiht, das Em- 

pfangene zu beſtimmter Zeit zurüdzufordern. In zahlreihen Rechtsverhältniſſen aber (man 
denfe 3. B. an die dur ein Kaufgeſchäft oder durch einen Geſellſchaftsvertrag gegründeten 
Verhältniſſe) ijt bei jedem der beteiligten Subjefte ſowohl Befugnis und rechtlihe Macht, 
wie in anderer Richtung rechtliche Gebundenheit vorhanden. 
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Die mehrfach vertretene Annahme, daß es Rechtöverhältniffe gebe, in welchen nur eine 
aftive, nicht auch eine paffive Seite eriftiere, enthält einen Widerfprud und beruht lediglich 
darauf, daß man bei einigen Rechtsverhältniffen die pafjive Seite, obgleich fie auch bei 
ihnen unſchwer zu entdeden ift, nicht wahrgenommen hat. 

Gleihen Wert hat die Annahme, daß eine paffive Seite eriftieren fünne, der eine 
aktive nicht gegenüberftehe, eine Gebundenheit alfo, die für niemanden da wäre und bei 
welcher die frage, in weſſen Macht der gebundene Gegenitand gegeben, wem er gebunden 
fei, nicht aufzumwerfen oder nicht beantwortbar fein würde. Es ift nichts Singuläres, daß 
wir uns einen Schuldner nicht denken fönnen, der feinen Gläubiger hätte, ebenfowenig wie 
einen Gläubiger ohne Schuldner, vielmehr handelt es fi dabei um einen allgemeinen Grund- 
fat der juriftifchen Logik, defjen Anwendung auf das Verhältnis zwiſchen Schuldner und 
Gläubiger nur wegen ber einfachen Struktur diefes Berhältnifjes für niemanden Schwierig- 
teiten darbietet. 

Paſſive und aktive Seite der Rechtsverhältniſſe find ebenfo unzertrennlich wie die be— 
fehlende und ſchützende Seite des objektiven Rechts ($ 4). 

3. Für die Erhebung von Lebensverhältnifjen zu Rechtsverhältniffen ift im allgemeinen 
um fo mehr Anlaß gegeben, je größer die Selbjtändigfeit der in jenen einander gegenüber- 
ftehenden Subjekte iſt und je mannigfaltiger bie bejonderen Intereſſen find, melde fie im 
Verhältnis zueinander geltend zu maden haben, da die Wahrfcheinlichkeit von Konflikten 
zwifchen jenen im geraden Verhältniffe zu diefer Selbitändigkeit und Mannigfaltigfeit jteht. 
Deshalb find z. B. die Verhältniffe zwifchen Eltern und ihren unfelbjtändigen Kindern in 
geringerem Umfang rechtlich geordnet als die zwifchen jenen und zu ihrer Familie nicht ge= 
hörigen Perfonen. 

4. Auf der aktiven Seite der Rechtsverhältniſſe ift ſtets ein menſchliches In— 
terefje in Frage, zu deſſen Gunften die orbnende Funktion des Nechts eingreift. Und dieſes 
Eingreifen hat in Bezug auf die Befriedigung des Intereſſes eine zwiefahe Bedeutung. 
Es fommt darin nämlich erjtlih zum Ausdrud, daß diefe Befriedigung innerhalb der vom 
Rechte gezogenen Grenzen dem Intereſſenten zufomme, daß er befugt fei, fie anzuftreben, 
und daß eine Störung derfelben durd andere mißbilligt werbe; und es wird zweitens bieje 
Befriedigung kraft jenes Eingreifens Dritten gegenüber unter den Schuß der Staatsgewalt ge- 
ſtellt. Jenem Intereffe wächſt auf diefe Weife eine zwiefache Kraft zu: eine ethifche, weil 
die Störung feiner Befriedigung Gegenftand einer öffentlihen Mißbilligung ift, und eine 
materielle, infofern die Macht des Staates gegen folde Störungen in Anſpruch genommen 
werden fann. Wir nennen diefe dem jubjeltiven Intereſſe aus dem objektiven Recht zu— 
fließende Kraft unter beftimmten Vorausfegungen ($ 21 4) ein fubjeltives Recht. 


Bol. zu diefem Kapitel Jur. Enc. $5 146—310. 


$ 21. Das fubjeltive Nedt. 


1. Das fubjeltive Net ift nad dem Gefagten eine beftimmten Intereſſen durch 
das objektive Recht verliehene Macht, an welder wir eine ethifche Seite (ihr Verhältnis 
zu den im objektiven Rechte zum Ausdrud fommenden Werturteilen) und eine materielle (ihr 
Verhältnis zu den dem objektiven Rechte zur Verfügung ftehenden äußeren Madjtmitteln) 
unterſcheiden können. So ijt das Recht eines Darlehnsgläubigers die Macht, welche feinem 
Intereſſe an der rechtzeitigen Wiedererlangung der geliehenen Geldfumme aus dem objef- 
tiven Rechte zufließt, und diefe Macht ijt einerfeits eine ethifche, infofern der jäumige 
Schuldner die im Recht zum Ausdrud fommenden Anfhauungen und die mit lehterem ver- 
bündeten ethischen Mächte gegen fi hat, deren Einfluß alfo zu Gunften der Befriedigung 
jenes nterefjes ins Gewicht fällt, und andererjeits eine materielle, infofern zum Zwecke 
diefer Befriedigung erforberlihen Falls die ftaatlihe Hülfe in Anfprucdh genommen werden 
fann. 

2. Das fubjeltive Recht iſt Macht eines Subjelt3 einem andern gegenüber. 
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Das objektive Recht kümmert fih um unfere Intereſſen überall nur infoweit, als deren 
Befriedigung von dem Verhalten anderer abhängig erfcheint; die diefen Intereſſen verliehene 
Macht hat daher eine ausfchließlihe Beziehung auf Dritte Cie betrifft ein beftimmtes 
Handeln, Unterlafjen oder Dulden diefer, von dem vorausgefegt wird, daß es für die Be 
friedigung jener Intereſſen beveutjam fei. Der Inhaber des Rechts hat einen Anſpruch auf 
diefes Verhalten, und leßteres ift bei dem anderen Gegenjtand einer Pflicht. 

Es giebt fein Recht, welchem nicht eine rechtliche Verpflichtung bei einem andern Sub- 
jefte gegenüberjtünde. 

Es ift daher nicht forreft, wenn man von Rechten über Sadhen, von einer Gewalt 
über Sahen, melde das fjubjeftive Recht gewähre, oder von der rechtlichen Gebundenheit 
einer Sache dur dasfelbe ſpricht. Das Recht fümmert fih um das Verhalten der Sachen 
zu unferen Intereſſen an fich nicht, und der Gewalt, die es und im Eigentumsrechte ver- 
leiht, fteht feine Gebundenheit der Sachen, fondern eine ſolche der Nichteigentümer gegen- 
über. Ob meine Obftbäume blühen und Früchte tragen oder nicht, das ift an fich rechtlich 
gleichgültig; die Annahme eines Rechts darauf, daß fie es thun, wäre ebenfo abjurd wie 
die davon unzertrennliche Annahme einer Pflicht der Dftbäume, meinen Wünfchen zu ent- 
fprechen. Meine Herrfchaft über fie ift rechtlicher Natur nur infofern, als ich von andern 
im Namen des Rechts verlangen darf und eventuell mit den Machtmitteln des Rechts er- 
zwingen fann, daß fie diefelbe refpektieren. In dieſem Dürfen und Können liegt mein 
Recht. Gegen jene Ausprüde würde im übrigen nicht viel einzuwenden fein, wenn man 
fih bei ihrer Anwendung der Inkorrektheit derjelben und des wirklichen Sachverhalts be— 
mußt bliebe. Dies ift jedoch vielfah, namentlich bei der Mehrzahl unferer Pandektiſten, 
nicht der Fall. 

3. Man hat das Weſen des fubjeltiven Rechts mehr geiſtreich als zutreffend in die 
Abhängigkeit des objektiven Rechtswillens von dem fubjeftiven Willen gefegt. Jemand 
habe ein Recht auf beftimmte Handlungen, wenn es fein Wille fei, durch welchen eö ge- 
hehe, daß das objektive Recht eben diefe Handlungen wolle (Schuppe). Es ift inftruftiv, 
diefe Charafterifierung auf ihre Fehler zu prüfen. Zunächſt bleibt hierbei unberüdjichtigt, 
daß der objektive Rechtswille demjenigen, welchem er ein fubjeftives Recht zuerfennt, damit 
eine Macht über andere verleiht; darin aber liegt, wie ausgeführt wurde, das Weſen des 
fubjeltiven Rechts. Die Annahme ferner, daß der objektive Rechtswille die bezüglichen 
Handlungen feinerfeit3 wolle, injofern der Berechtigte fie wolle, ift in zwiefacher Richtung 
nicht forreft. 

Erftlih will der objektive Rechtswille die bezüglichen Handlungen vielfad; unabhängig von 
dem Willen des Berechtigten. Dies aber fommt in zwiefacher Meife zum Ausdrud. Einmal 
nötigt er vielfach die andern, auf deren Handlungen der Berechtigte einen Anfpruc hat, zur 
Vornahme diefer Handlungen unabhängig von Billensäußerungen des Berechtigten. So 3. B. 
zu Handlungen, welde dem Rechte auf Achtung unferes Lebens oder unferer Gefundheit ent- 
fprehen. Er läßt Störungen diefer ſowie anderer Rechte durch Drgane des Staates vor- 
beugen und ihnen gegebenen Falls direft entgegenwirken, ohne ſich von den Berechtigten erft 
eine Erlaubnis dazu auszuwirken oder damad zu fragen, ob dies überall ihrem Willen 
gemäß fei. Dann verpflichtet er bisweilen die Berechtigten oder diejenigen, welche für fie 
zu handeln berufen find, zur Ausübung des Rechts. So trägt er 3. B. aus eigner Ini— 
tiative dafür Sorge, daß die Rechte der Unmündigen zur Ausübung gelangen, und achtet 
darauf, daß die Gemeinden ihre Rechte nicht ungenußt lafjen. Die Erklärung für dieſes 
Verhalten des Rechtswillens liegt in dem Zufammenhange zwiſchen Einzelintereſſen und 
Gejamtinterefjen, welcher überall dafür entfcheivend ift, in welchem Umfange und in welcher 
Art jene Interefjen mit der Macht des fubjektiven Rechts auszuftatten und wie die Grenzen 
zu beftimmen feien, in melden den Berechtigten eine Verfügungsgewalt zufommen fol. 
Yenen Gefamtinterefien fann es entjprechen, in Bezug auf die Ausübung bejtimmter Rechte 
deren Inhabern völlig freie Hand zu laſſen und ihnen eine ftaatliche Unterftügung nur zuzu⸗ 
wenden, fofern fie eine folche begchren; anderen Rechten gegenüber kann es ihnen dagegen ent- 
fprechen, eine Abwehr von Störungen und Gefährdungen unabhängig von dem Begehren 
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der Berechtigten eintreten zu laffen und die Verfügungsgewalt der Bereditigten in Bezug 
auf die Ausübung ihres Rechts mehr oder weniger zu befchränfen. 

Zweitens will der objektive Nechtswille die dem Berechtigten zuftchenden Handlungen, 
im Falle diefer fie will feineswegs allgemein auch feinerjeits. Zu diefen Handlungen 
fönnen unter anderem die verjchieveniten Arten eines thörichten, ſchädlichen und fittlich 
verwerflihen Verhaltens gehören. Wenn der objektive Rechtswille ein Recht dazu verleiht, 
fo liegt darin mit nichten, daß er, wenn nur der Berechtigte fich dazu entfchließe, auch 
feinerfeit3 Narreteien und Immoralitäten wolle; vielmehr hat dies nur die Bedeutung, 
daß er um der die individuelle Freiheit betreffenden Intereſſen und um des Friedens willen 
willfürliche Eingriffe Dritter ausgefchloffen und die Verantwortlichkeit für jene Handlungen 
dem Bercchtigten überlafjen haben mill. 

4. Die unter 1. gegebene Definition des fubjeftiven Nechts dedt fih übrigens nicht 
völlig mit dem Sinne, melden der juriftiiche Sprachgebraud mit den Morten „jubjeltives 
Recht” verbindet; vielmehr ift diefer Sinn ein engerer, ohne daß der Gebrauch jedoch eine 
Icharfe Abgrenzung desjelben an die Hand gäbe. Nicht überall nämlih, wo menjchlichen 
Intereſſen aus der Wirkſamkeit des objektiven Rechts eine Macht zuflieht, iſt nach jenem Gebrauche 
von einem fubjeftiven Nechte zu reden, vielmehr nur dort, wo ein Stüd diefer Macht einem 
abgegrenzten Intereſſe bejtimmter Art angepaßt und dadurd) in gewifjer Meife individualifiert 
ift und mo dasſelbe zugleich von dem objektiven Rechte als ein relativ jelbjtändiges Erzeug- 
nis desſelben fich deutlich abhebt. Dieſe Merkmale find bei den FForderungsrechten der 
Darlehns- und anderer Gläubiger, bei dem Eigentumsrechte, den politifchen Rechten der 
Wähler, der Abgeorbneten ꝛc. 2c. leicht zu erfennen. Wenn die Jurisprudenz dagegen nichts 
von einem Rechte, zu dinieren, fpazierenzufahren oder Zeitungen zu lefen, weiß, obgleich 
ein rechtliches Dürfen und Können auch bezüglich diefer Handlungen befteht, fo liegt der 
Grund hiervon darin, daß die in ihnen fich äufernden Intereffen nur inter ceteros Gegen— 
ftand eines ihnen nicht jpecieller angepaften Schutzes find. (Siehe im übrigen hierüber 
Sur. Enc. $$ 154 ff.) 

v. Jhering, Geift des römifchen Rechts IIT. Thon, Rechtsnorm und fubjeltives Recht. 1878. 
Schuppe, Begriff des erg Rechts. 1887. Neuner, Weſen und Arten der Privatrechtöver« 
hältniſſe. 1866. Wallaſchek, Studien zur Nechtsphilofophie. 1889. Die Pandekten-Lehrbüder. 


$ 22. Die Entftehung von Nedhtsverhältniffen. 


1. Die Aufgabe des Rechts ift im allgemeinen feine fchöpferifche, fondern eine ord— 
nende. Es erhebt die bei einem Volke gegebenen Zuftände zu Beftandteilen einer Friedens— 
orbnung, wobei es im einzelnen jedoch den Bedingungen diefer Drbnung gemäß und im 
Einklang mit den herrfchenden Bedürfniſſen und Überzeugungen umbildend und befjernd 
eingreift. 

2. Demgemäß verleiht es Befit und Machtverhältnifien vielfach als ſolchen oder mit 
Nüdficht auf eine gewiſſe Dauer ihres Beitandes und auf ihr Verwachjenfein mit den Ver— 
hältniffen eines bejtimmten Yebensgebietes, ohne auf die Art ihrer Entjtehung zu achten, den 
Charakter von R:chtsverhältniffen (Nur. Enc. $$ 220—23. 227. 228). 

3. Aber es geſchieht diefes in einem verjchievenen Umfange. Je mehr innerhalb 
einer beftimmten Sphäre die Macht des Nechts fich erhöht und die Gedanken über das 
Rechte fich ausbilden und eine Selbftändigfeit dem thatjächlich Beftehenden gegenüber erlangen, 
defto mehr achtet jenes auf die Art, wie neue Verhältniffe zur Entjtehung fommen, und 
dejto entſchiedener bringt es einen fritifchen Maßſtab diefer Entitehungsweife gegenüber zur 
Anwendung, um ihm gemäß hier ablehnend und befämpfend, dort begünftigend und ftärfend 
Einfluß zu üben und der Bewegung des Lebens in möglichft weitem Umfange eine den 
gemeinfamen ntereffen und Überzeugungen entſprechende Nichtung zu fichern. So 3. B. 
werben die Vorgänge auf wirtfchaftlihem Gebiete einer Prüfung bezüglich ihrer allgemeinen 
Bedeutung unterworfen und im Sinne einer focialen Auslefe hier befämpft und dort be— 
günftigt. Die BVerfchiedenheit der Schätung und folgemeife der Behandlung des Raubs 
und anderen auf den Mißbrauch phyfisher Kraft gegründeten Erwerbs auf der einen Seite, 
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des auf Arbeit oder auf Verträge gegründeten Erwerbs auf der anderen Seite erweitert ſich 
(man vergleihe 3. B. die Verhältniffe auf internationalem mit denjenigen auf nationalem 
Gebiete). Jener wird mit fteigender Energie unterdrüdt, dieſer geſchützt. Auch die Ver- 
träge aber werben mit wachjender Aufmerffamfeit einer Prüfung in Bezug auf die Art 
ihres Zuitandefommens und das Verhältnis derfelben zu dem bezeichneten Maßſtabe unter- 
worfen und Art und Umfang derjenigen Wirkungen, welche unter die Garantie des Nechts 
treten jollen, danach beitimmt. 

4. Unter den Vorgängen, an welche die Entftehung von Rechtäverhältnifien fich knüpft, 
nehmen Handlungen derjenigen Subjefte, welche an den entitandenen Verhältnifien als Be- 
rechtigte oder als Berpflichtete Anteil haben, die erjte Stelle ein. Unter ihnen wieder 
Rechtsgeſchäfte und Rechtöverlegungen. 

Rechtsgeſchäfte find Handlungen, welde darauf gerichtet und unter den gegebenen Um- 
ftänden dazu geeignet find, beftimmte Nechtsverhältnifje den Intentionen des objektiven Rechts 
gemäß zur Entftehung zu bringen (abzuändern oder aufzuheben). 

Rechtöverlegungen find Handlungen, welche dem Nechte und den unter feinem Schutze 
jtehenden Intereſſen widerjtreiten und deren rechtliche Wirkungen jih um dieſes Umſtandes 
willen gegen den Handelnden fehren. Unter ihnen nehmen die ftrafbaren Rechtsverlegungen — 
Verbrechen im weiteren Sinne diefes Worts, Strafthaten — eine befondere Bebeutung in 
Anfprud. 

5. Nechtögefchäften und Rechtöverlegungen ift eine äußere und eine innere Geite 
wejentlich. 

Bloß innere Vorgänge und bloße Gefinnungen haben an fich feine rechtliche Wirkungen 
und erfüllen jpeciell, wie fie auch bejchaffen und woraus fie auch erjchlofjen werden mögen, 
weder ven Begriff der Rechtsgeſchäfte noch den der Rechtöverlegungen. Zu beiden gehört 
ein beitimmtes äußere und für die vom Rechte geſchützten Intereſſen anderer als bedeutſam 
erachtetes Verhalten. 

Andererſeits kommen äußere Vorgänge hier nur in Betracht, ſofern ſie auf den Willen 
einer Perſon zurückgeführt und ihr nach ihrer rechtlichen Bedeutung „zugerechnet“ werben 
fönnen. Das Wort Rechtsverletzungen wird allerdings bisweilen in einem weiteren Sinne 
genommen, in welchem es aud Schädigungen anderer umfaßt, welche auf den Willen nicht 
zurüdgeführt werben Fönnen und den verpflichtenden Anforderungen des Rechts nicht wider— 
jtreiten. Bon diefem wiſſenſchaftlich anftößigen, weil einen Widerſpruch enthaltenden, Sprad)- 
gebraudy wird hier abgejehen. 

6. Der Begriff der Zurechnung ift näher zu betrachten. Er hat für verfchiedene 
Rechtögebiete die gleiche Bedeutung, wenn auch feine Anwendung verfchievenartigen That: 
beftänden gegenüber nicht überall gleich geregelt und nicht überall mit gleichen Folgen für 
die beteiligten Individuen verbunden iſt. Diefe Anwendung bezieht ſich in der Sphäre des 
Rechts auf Vorgänge, melden eine objektive Bedeutung für rechtlich geſchützte Intereſſen 
zufommt. Die Zuredinung eines folden Vorgangs aber enthält ein zwiefadhes Urteil, näm- 
lid: a. ein faufales Urteil, dahin gehend, daß der Vorgang auf den Willen einer be- 
jtimmten Perfon zurüdgeführt werden könne, und b. ein distributives Urteil, dahin gehend, 
daß der Vorgang, kraft diefes faufalen Verhältniffes, der Perfon feinem pofitiven oder 
negativen Werte nah auf Rechnung zu fegen fei, in dem Sinne, daß fie wegen der Art, 
wie die Intereſſen anderer durch denjelben berührt worden find, und jenem davon abhängigen 
Merte gemäß in Anfprud genommen werben fönne. 

Innerhalb des Rechtögebietes wird von Zurechnung vormehmlih mit NRüdjicht auf 
Thaten geſprochen, welche die rechtlichen Intereſſen anderer verlegen, welchen alfo unter dem 
rechtlichen Geſichtspunkte ein negativer Wert beizumefjen ift. Diefe Anwendung des Wortes 
Schließt die Behauptung einer Schuld bei demjenigen, welchem zugerechnet wird, in ſich und 
jpecieller die Behauptung einer rechtlichen Schuld; denn Schuld ift das pflichtwidrige Ver— 
halten einer Perſon, welches diefer als foldes auf Rechnung geſetzt ift, rechtlihe Schuld 
diefes auf Rechnung gebrachte pflichtwidrige Verhalten, fofern es Nechtsanforderungen mider- 
ftreitet. Sin dem Begriff der Schuld fommt alfo zu demjenigen, was mit der Zurechnung 
der bezeichneten Thaten gegeben ift, nichts hinzu. 
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7. Die Zurechnung rechtlich bedeutfamer Thaten feht voraus, daß derjenige, dem fie 
zugerechnet werden jollen, fie im Momente ihrer Begehung nad) ihrer rechtlich in Betracht 
fommenden Bedeutung zu erfennen im ftande gemefen ift, alfo rechtliche Unterſcheidungs— 
fähigkeit bezüglich ihrer befefjen hat, fomwie ferner, daß er fähig gewejen ift, feinen In— 
terefjen und feiner Individualität gemäß wirkſam zu werden, aljo die Dispofition über feine 
geiftigen Kräfte oder die Fähigkeit der Selbftbeftimmung oder die freiheit feines Willens, 
was alles auf das Gleiche hinausläuft, gehabt hat. Wo diefe Vorausfehungen gegeben 
find, da fprechen wir von Zurechnungsfähigkeit der Perfon; im Hinblid darauf, daß mit 
ihnen zugleih die Macht der Perfon, Rechtsverhältniſſe durch rechtlich bedeutfame Hand- 
lungen ihren Zweden gemäß hervorzubringen, gegeben ift, von Handlungsfähigfeit derfelben. 


$ 23. Fortfegung. 


1. Mande betrachten das objektive Recht ala das bei der Entftehung von Rechtsver— 
hältnifjen und ihrer Verfnüpfung mit rechtlich beveutfamen Thatbeftänden allein Wirtfame. 
Für die rechtlichen Folgen von Rechtsgeſchäften fol in diefer Beziehung das Gleiche gelten 
wie für die Folgen von Rechtäverlegungen und bezüglich der Anfnüpfung von Ent- 
ſchädigungspflichten an die leßteren das Gleiche wie bezüglich der Anfnüpfung von Strafen. 
Demgegenüber ift auf das zurüdzumeifen, was über die produktive Seite des Rechts und 
deren bejchränfte Bedeutung oben gejagt worden ift ($ 22). 

Dem Recht liegt es in diefem Bereiche nur ob, das, was die Natur der im Spiele 
ftehenden Intereſſen und Vorgänge und die zur Ausbildung gelangenden ethifchen und 
Zwedvorftelungen an die Hand geben und mas auch ohne fein Zuthun im freien Spiel 
der individuellen und geſellſchaftlichen Kräfte wenigftens teilmeife, wenn auch in ungleich— 
mäßiger und unvollfommener Weife, zur Erfheinung gelangen würde, einer maß- und form- 
bejtimmenden, fichernden und nad Umftänden veredelnden Behandlung zu unterziehen. 

Wenn 3. B. irgendwo die geltenden Nechtänormen über Kauf und Taufh aufgehoben 
und nicht alsbald durch andere Normen erfet werden würden, fo hätte dies gewiß nicht 
das plögliche Verf hmwinden von Handel und Wandel oder den Wegfall aller mit den betreffen- 
den Vorgängen bisher verbundenen Wirfungen während der rechtöfreien Zeit zur Folge. 
Es würden vielmehr diefe Wirkungen nur zu einer unfiherern und unvollftändigern Erfchei- 
nung gelangen und freilih feine Rechts wirkungen mehr fein, infofern eben bei diefem 
Worte an den regelnden und gemwährleiftenden Einfluß des objektiven Rechts gedacht ift. 

Wenn das Recht fich ferner um Mord, Brandftiftung und andere Verbreden nicht 
mehr kümmern würde, fo würde das, was die obengenannten Faktoren bezüglich einer Gegen- 
wirfung gegen diefe Thaten an die Hand geben, nicht fchlehthin wegfallen, fondern ge- 
wiſſen Elementen nad, in den Formen der Selbfthülfe, wenn auch freilih in unficherer, un- 
gleihmäßiger, roher und mit Übeln der mannigfachſten Art fich verbindender Weife, zur Ver: 
wirflihung gelangen. Nirgends tritt die auslefende, formgebende und veredelnde Funktion des 
Rechts deutlicher hervor, mie im Bereiche diefer Gegenmwirfungen gegen Verbrechen, in ber 
Art nämlih, wie deren urfprüngliche Formen umgebildet und den fid; ausbreitenden und 
vertiefenden Gemeinintereffen in langfam fortfchreitender Arbeit angepaßt worden find und 
immerfort vollflommener angepaßt werden wollen (Nur. Enc. $ 242; Lehrb. des Straf: 
rehts ©. 178 ff.). 

2. In dem Gefagten liegt, daß die Verfnüpfung von Thatbeftänden und Rechtswir— 
fungen nit eine Sache bloßer Willtür fei. Erftlih find bei diefer Verfnüpfung reale 
Faktoren beteiligt, deren Wirkſamkeit unter pfychologifchen Gefegen fteht und ſich nicht durch 
irgend einen Machtipruch befeitigen laſſen würde. Zweitens macht fi in diefem ganzen 
Gebiete eine naturalis ratio geltend, deren Interpreten Volksgewiſſen und Volksverſtand und 
in ergänzendem Sinne Wifjenfchaft und Gefeggebung find; eine naturalis ratio freilic), 
bezüglich welcher das, mas oben über die Nelativität der Nechtswahrheiten gefagt worden 
iſt ($ 14), Geltung hat. 

3. Unter den Gefichtspunften, welche jener naturalis ratio gemäß in Bezug auf die 
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Verbindung von Thatbeftänden und Rechtsfolgen feit jeher eine Bedeutung beſeſſen haben, 
verdient einer vor anderen hervorgehoben zu werden. Er betrifft die Frage, welcherlei Ver: 
pflihtungen aus Nechtögefhäften und Nechtöverlegungen fowie aus anderen, eigenem In— 
terejje entfpringenden aber für die rechtlichen Intereſſen Dritter bebeutfamen, Handlungen 
für den Handelnden hervorgehen follen, und geht dahin, daß ein jeder handelnd und 
leivend die Bedingungen verwirklichen fol, unter welchen die Geltendmadhung feiner Inter 
efien und fein Gefamtverhalten jih mit dem Wohle der anderen vertragen unb unter 
welchen das Hecht feine Herrfchaft behaupten und feine Beitimmung erfüllen fann. In ihm 
ift ein Grundelement der Nechtögedanfen aller Völfer gegeben, und zahllofe Beitimmungen 
unferes geltenden Rechts ordnen ſich ihm unter. So der Gefamtinhalt des Strafredts. 
Desgleichen diejenigen Rechtsnormen, welde die Ausgleihung von Schädigungen oder Ge- 
fährdungen fremder Vermögensintereffen oder die verpflichtende Kraft der Verträge ober 
den Zwang zur Erfüllung derfelben zum Gegenftande haben ꝛc. 

Man hat jene verpflictende Kraft der Verträge meift auf den Willen der den Vertrag 
Schließenden zurüdgeführt; diefe feien gebunden, weil fie felbjt es fo gewollt hätten. Dabei 
hat man jedoch nicht zu erflären vermocht, weshalb, wenn die Autonomie ihres Willens 
das Entfcheidende fein fol, ein fpäteres entgegengefehtes Wollen weniger Geltung haben 
foll mie das erjte und weshalb überhaupt das Feithalten an dem zuerjt Gewollten oder 
vielmehr ald gewollt Erflärten hier zum Inhalt einer Rechtspflicht gemacht wird. Der 
Grund hierfür liegt in Wahrheit darin, daß zwar nicht das Wollen, das an ſich indifferent 
ift, aber die bejtimmte Meife feiner Bethätigung fi mit den vom Recht gefchühten Ver— 
fehräintereffen einerfeit3, mit den dieſen Intereſſen entfprechenden Rechtsanſchauungen an- 
dererſeits nur verträgt, infofern die Konfequenzen diefer Bethätigung gezogen werden und 
die Leiftungen, auf melde zu rechnen die andern durch diefen Willensausdruf veranlaßt 
wurden, wirklich nachfolgen. Nicht das Wollen alfo bindet die Individuen, fondern ihr 
Handeln, und diefes Handeln, weil und infofern es die Bedingungen fremder Wohlfahrt 
berührt. Für Verträge gilt in diefem Punkte nichts Beſonderes. Wir find frei in Bezug 
auf die Vornahme unendlich vieler Arten des Handelns, zu welchen unter dem hier vor« 
angeftellten Gefichtspunfte andere, fei e8 nachfolgende fei es —— Handlungen gehören, 
und bezüglich dieſer anderweitigen Handlungen pflegen wir rechtlich unfrei zu ſein. Wir 
ſind frei in Bezug auf den Bau eines Haufes, den Betrieb einer Fabrik, die Übernahme 
der Pflege eines Kranken, eines Unmündigen ꝛc. ꝛc., aber gebunden in Bezug auf die er— 
gänzenden Handlungen, von melden e3 erfahrungsgemäß abhängt, daß die ntegrität 
fremden Lebens, fremder Gefundheit oder fremden Vermögens foldem Verhalten gegenüber 
Beitand habe. 

Als bejonders bedeutfam erweiſt fich der bezeichnete Gefichtöpunft in Bezug auf die 
Umwandlung von Redtöpflichten im Falle ihrer Verlegung. Der neue Inhalt, welchen 
diefe Pflichten in Konfequenz erfolgter Verlegungen aufnehmen, entjpricht überall dem Ein- 
fluß der leßteren auf die an der Erfüllung der Pflicht beteiligten und unter rechtlihem Schuße 
ftehenden Intereſſen fowie den Bedingungen, unter welden das Hecht feiner Aufgabe ge- 
recht zu werden vermag, dieſe Intereſſen Pflichtverlegungen der betreffenden Art und der 
durch fie gefchaffenen Sachlage gegenüber zu ſchützen. 

So nehmen z. B. aus vermögensrechtlihen Verträgen entfpringende Pflichten im Falle 
ihrer Verlegung, der durch diefe geänderten Sachlage gemäß, die Pflicht zur Erbuldung des 
Zwangs zu ihrer Erfüllung auf oder wandeln ſich in die Pflicht um, das nterefje, das 
der Gläubiger an der Erfüllung hatte, zu beden. So wandelt ſich die Pflicht, welcher 
die vorfägliche und rechtswidrige Zerftörung einer fremden Sache wiberftreitet, in eine Mehr- 
zahl von Pflichten um, welche der durch eine folhe Handlung veränderten Lage der recht 
lihen Intereſſen des DVerlegten und der mit diefen verknüpften allgemeinen Intereſſen ſich 
angepaßt zeigen. 

Welchen befonderen Inhalt diefe erweiterten oder umgewandelten Pflichten aufnehmen 
und welche Rechtswirkungen überhaupt mit Verletzungen rechtlicher Pflichten ſich verbinden, 
das hängt überall von der Art ab, wie die rechtliche Lage durch diefe Verlegungen als 
verändert erfcheint und durch melche ergänzenden oder ausgleichenden Leiſtungen oder Leiden 
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der Schuldigen eine Verfchlechterung diefer Lage verhindert oder mwenigitens nah Möglich— 
feit eingejchränft werden fann. 

Alles dies gilt auch bezüglich der Strafen. Diefelben werden mit Nechtöverlehungen 
dort verbunden, wo entweder für andere Rechtsfolgen ein Objekt überhaupt nicht vorhanden 
ift oder die Wirffamfeit folder anders gearteter Nechtsfolgen in der hervorgehobenen Richtung 
eine Ergänzung und Verftärkung fordert, wie fie durd Strafen ſich erzielen lafjen. (Über 
fpeciellere Anwendungen des aufgeftellten Gefichtspunftes vgl. Jur. Enc. SI 673—683; 
Lehrb. des Strafrehts ©. 111 ff.; bezüglich feiner Anwendung auf die Rechtsfolgen über 
haupt Sur. Enc. $$ 274—310, auf die Strafen Lehrb. des Strafrehts S. 172—204.) 

4. Indem wir jemanden für die Übereinftimmung feines Verhaltens mit der recht— 
fihen Ordnung und den von ihr abhängigen Intereſſen in dem angegebenen Sinne verant- 
wortlih machen und ihn erforderlichen Falls nötigen, die ergänzenden und beziehungsweife 
ausgleichenden Bedingungen diefer Übereinftimmung handelnd oder leivend zu erfüllen, 
gehen wir von feiner andern Vorausfegung aus, als daß wir es mit einem zurechnung$- 
fähigen Subjefte und mit zuredhenbaren Thaten desfelben zu thun haben. 

Bezüglich einer Seite rechtlicher Verantwortlichteit und der ihr entfprechenden Rechts— 
folgen menfchlicher Handlungen glaubte man indefjen eines beſonderen Yundamentes zu bes 
dürfen. Es betrifft dies die Verantwortlichfeit für ftrafbare Nechtsverlegungen ſowie die 
vom Strafrechte normierten Folgen derfelben. Jene Verantwortlichteit foll nämlich nach der 
herrſchenden Meinung an die Borausfegung geknüpft fein, daß zwifchen den Thaten eines 
Menſchen und feinem Weſen ein gejegmäßiger Zufammenhang nicht bejtehe, der menschliche 
Wille alfo in feiner Bethätigung der Herrſchaft des Kaufalgefeges entrüdt und im Befige 
einer Wahlfreiheit fei, welche es ihm geftatte, zu einer gegebenen Zeit ebenfomohl die Ge- 
finnungen eines Chrenmannes wie die eines Schurken in Handlungen zum Ausdrud zu 
bringen. In diefer Mahlfreiheit alfo findet man das Fundament des Strafrechts. 

Die bezeichnete Meinung behauptet fich als die herrfchende auch in dem wachſenden 
Kreife derer, welche den Glauben an die charafterifierte MWahlfreiheit des Willens nicht 
teilen, und für diefe ergiebt ſich hieraus der Schluß, daß eine Verantwortlichfeit des 
Menſchen für Verbrechen und folgeweife eine Beftrafung von Verbrechern ſich in feiner Weife 
begründen laſſe. Daß eine ſolche Folgerung fih, wenn jene Meinung richtig wäre, aud 
gegen ein Berantwortlihmachen für vechtlich relevante Handlungen nad) den Grundſätzen des 
Privatrechts richten ließe, hat man nicht bemerft. 

In Wahrheit ift das gefamte Necht auf die gerade entgegengejehte Vorausſetzung, 
auf diefe nämlich, daß die Handlungen eines Menſchen der Ausfluß feines Weſens und aljo 
mit diefem durch das Kauſalgeſetz verfnüpft feien, gegründet. Das Recht jteht nämlich erjtlich 
auf diefem (determiniftifchen) Standpuntte dort, wo es den Wert, welcher der menschlichen 
PVerfönlichkeit als folcher von ihm zuerkannt wird, in einem gewiſſen Sinne auf deren 
Handlungen überträgt. Dies aber gejchieht überall, wo es diefe Handlungen refpeftiert 
haben will und ihnen feinerfeits eine Wirkſamkeit fichert unabhängig von ihrer Zwedmäßig- 
feit und überhaupt unabhängig davon, ob ihnen an fich, von jener Übertragung abgefchen, 
ein Wert beizumeffen fei. Diefe Übertragung aber ift nur zu verftehen unter der Voraus- 
ſetzung, daß wir es in den Handlungen eines Menfchen nicht mit etwas feinem Weſen 
Fremden oder fi als zufällig ihm gegenüber Verhaltenden, fondern mit einem Ausfluß 
diefes Weſen zu thun haben. 

Das Recht jteht zweitens auf diefer Vorausſetzung dort, wo es umgelehrt den recht— 
lichen Wert bejtimmter Thaten auf den Handelnden überträgt, ihm für die Zufunft auf 
Rechnung ſetzt und von ihm die Begleichung diefer Rechnung fordert, und überhaupt überall, 
wo es den unter 3 entwidelten Gefichtspunft zur Geltung bringt. Denn mie ſollte es 
dazu fommen, fi in folcher Weife an eine beftimmte Perſon zu halten, wenn nicht in 
ihren Handlungen dem Kaufalgefege gemäß ihre Eigenfchaften ſich ausiprächen, nicht in ihr 
das beharrende Element gegeben wäre, das ſich dur diefe Handlungen charakterijiert, und 
wenn fie nicht kraft diefes Sachverhaltes fich felbit in ihnen wiederzuerfennen und deshalb 
für fie verantwortlich zu fühlen vermöchte?! 


2. 


Überficht über die Gefchichte der Rechts: und 
Staatsphilojophie'. 


* Dr. R. Geyer, 
o. ö. Profeffor der Rechte in München. 


Durchgefehen und ergänzt 
von 
Dr. A. Merkel. 


! In dem nachfolgenden Abfchnitt find die Zufäge des Herausgebers durch Klammern und ben 
Buchſtaben M. erfennbar gemacht. 


A. Das Altertum. 


81. Die Sophiften und Sokrates. Rechtsphiloſophiſcher Spekulation begegnen 
wir zuerft bei den Griechen. Bei den orientalifhen Völkern läßt die Anfchauung, daß 
alles, namentlich auh das Rechts- und Staatsleben, auf göttliher Einfegung berube, Feine 
felbftändige wifjenfchaftlihe Behandlung ethifher Dinge auflommen. Aber auch bei den 
Hellenen ift von einer Richtung der NReflerion auf diefe Dinge nicht eher die Neve, als bis 
e3 überhaupt zum „Durhbrud der fubjeltiven Perſönlichkeit“ (Steinthal) bei ihnen ge- 
fommen ift. Solange fi der einzelne der Volksſitte widerſpruchslos unterwirft und eine 
Autorität anerkennt, über deren Urfprung und Grund zu vernünfteln ihm nicht in den 
Sinn fommt, hat er feine Veranlaffung, in dem eigenen inneren nach dem Urquell der 
Rechtfertigung, Billigung und Mißbilligung feiner Gefinnungen und Thaten zu ſuchen. 
Der Maßſtab ift als ein fertiger gegeben in dem allgemeinen Ethos, wie es in feit einge 
Iebter Sitte hiftorifch überliefert ift. Daher befaſſen fih aud die älteften griechiſchen Philo- 
fophen, die ionifhen Naturphilofophen, im weſentlichen nur mit der Beantwortung 
der Frage nad der Entftehung der Welt; erjt bei den Pythagoreern (melde die Ge- 
rechtigfeit ihrem Zahlenſyſtem ala die Duadratzahl, das gleihmal Gleihe, einfügten, da- 
mit auf die dee der vergeltenden Gerechtigteit hinweifend) finden fich Anſätze zur ethifchen 
Spekulation. Den kräftigſten Anftoß zur Ausbildung der Ethik aber gaben die Sophiften, 
welche als Kinder einer Zeit des Verfalls, in der das Gemeinethos fich bereits zu zerſetzen 
begann, diefen Prozeß dur ihre Theorieen befchleunigten, indem fie den Menfchen Ioslöften 
von der Gebundenheit an jede objektive Autorität, ihn auf fich felbft als fein eigenes Maß 
ftellten und damit die fubjeftive Willfür und Meinung zum Prinzip für Wiffenfhaft und 
Leben erhoben (Protagoras). Auch das Gute und Gerechte ift ihnen nur ein Probuft 
der Meinung und konventioneller Satung; von Natur aus giebt e3 weder Necht noch Un- 
recht. Sprachen Sophiften wie Hippias gleichwohl von einem natürlichen Recht, jo ver- 
ftanden fie unter diefem doch nur die natürliche Macht des Stärferen, welcher gegenüber 
der Rechtszuſtand als ein Erzeugnis der Schwächeren erfcheint, die fih durch einen Redts- 
verein gegen die Stärferen zu ſchützen gejudt haben. Diefem widernatürlichen „Rechts- 
zuftand“ gegenüber folgt der Stärfere mit Recht dem wahrhaften Naturgefeß, dem des eigenen 
Nutzens. Ja mandje gehen foweit, daß fie, weil gut ja nur fei, was glücklich mache, die 
Gerechtigkeit eine Dummheit und die Ungerechtigkeit die wahre Tugend und Klugheit nennen. 
Die Gerechtigkeit fei ja ein Glüd nicht für den, der fie übe, fondern für den, gegen den 
fie — daher ſei Unrecht thun beſſer als Unrecht leiden GKallikles, Thrafy- 
macho s). 

Dieſe und ähnliche Lehren nun waren gleichſam der Sauerteig, welcher erforderlich war, 
um die ethiſche Spekulation zu zeitigen. Den Sophiſten trat Sokrates gegenüber, deſſen 
Streben es vor allem war, das Scheinwiſſen jener zu zerſtören und an deſſen Stelle wahres 
Wiſſen zu fegen. Wenn der Menſch, fein eigen Selbſt erfennend, ſich ein richtiges Wiſſen 
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um fein Können, feine Anlagen und feinen Beruf erworben hat, dann muß nad) ihm aus 
diefem richtigen Wiſſen aud das richtige, dem eigenen Beruf entſprechende Handeln, d. 5. 
die Tugend entjpringen. Die Gerechtigkeit insbefondere fahte Sofrates auf ala ein Wifjen um 
die Geſetze, aus welhem gemäß feiner Jpentifizierung von Wifjen, Können und Wollen aud die 
den Geſetzen entjprechende Lebensführung hervorgehen fol. Unter den Geſetzen verfteht Sokrates 
dabei nicht bloß die Staatsgejehe (gegen welche er ſich befanntlich gehorfam bis in den 
Tod bewährt hat), fondern aud die ungefchriebenen Geſetze, welche überall gelten und von 
den Göttern gegeben find. Über den Staat hat Sokrates nur fragmentarifche Anfichten ge- 
äußert und namentlich betont, daß nur derjenige Herricher fein follte, welcher im Bejit der 
wahren Einficht jei, da das Staatsoberhaupt immer nur zum Wohl des Ganzen regieren folle, 
wie denn überhaupt das Wohl aller Bürger der letzte Zweck des Staates ſei. Gleichwohl 
bat er durch feine ethifche Geſamtanſchauung den Grund gelegt zur ganzen Entwidlung der 
Ethik bis auf Kant herab und insbefondere auch zu dem großartigen erjten Verſuch einer 
philoſophiſchen Staatslehre, welchen Solrates’ größter Schüler, Platon, unternommen hat. 


82. Platon. Ein Verweilen bei den Anfichten, welche die fogenannten unvoll- 
fommenen Sofratifer, wohin Zenophon, die Kynifer und die Kyrenaifer zu rechnen 
find, über Recht und Staat geäußert haben, würde uns über den Rahmen der gegenwärtigen 
Darftellung hinausführen. Dagegen müſſen wir auf das Ideal, welches Platon in feiner 
Politeia vom Staat entworfen hat, einen Blick werfen, da dasjelbe neben vielem Phan- 
tajtifchen und Unhaltbaren auch manchen großen und fruchtbaren Gedanken in fich enthält. 

Der ideale Staat erſcheint ihm als eine Nachbildung jenes harmonischen Zuftandes der 
Seelenfräfte („Seelenteile”), in welchem nad) feiner Meinung die Tugend des Einzelmenfchen 
befteht. Die letere faßt fih ihm in der Gerehtigfeit zufammen; diefe ift aber nichts 
anderes als eine harmoniſche Zufammenjtimmung des Seelenganzen, indem die Tugend des 
höchſten Seelenteils (des Logos), die Weisheit, mit Hülfe der Tugend des zweiten, der Andria 
(virtus), die Begehrlichkeit des niederen Seelenteiles mäßigt und beherrfcht. Ebenfo wie die Seele 
drei Teile, hat der wahre Staat drei Stände: die Negierenden, die Krieger und die Aderbau- 
und Gemwerbetreibenden (Lehr, Wehr-, Nährtand). Der erfte Stand muß mit Hülfe des 
zweiten den dritten beherrichen, dann waltet im Staat die Gerechtigkeit, d. h. ein Zuftand 
geglieberter Ordnung, Über- und Unterordnung der Berufsftände, in welhem jeder das 
Seinige thut, während die Ungerechtigkeit in der Überfchreitung des natürlichen Berufs 
beiteht. Der Zweck des Staates ift, die Gefamtheit der Vollbürger (freilich alſo nur die 
Angehörigen der beiden höheren Stände) geredyt und damit glüdlich zu machen. So ver- 
fehrt, unnatürlih und gewaltfam nun aud zum großen Teil die Mittel und Einrichtungen 
find, welche Platon zu diefem Zwed fordert, Staatserziehung, Gemeinfchaft des Eigentums, 
der Weiber und Kinder u. f. w., fo fehr er dem Einfluß der Zeitanichauungen unterliegt, 
fofern er den Nähritand nur als dienftbares Material für das wahrhaft menſchenwürdige 
Leben der höheren Stände behandelt: jo großartig erhebt er fich doch über feine Vorgänger, 
indem er die dee eines Gemeinweſens aufitellt, in welchem ein von Gemeinfinn getragenes, 
harmonisch geglievertes und geregeltes Zufammenmirfen aller zur Begründung eines Gefamt- 
lebens jtattfindet, in dem die Weisheit alle edleren Kräfte der Bürger ſich dienftbar macht, 
um die fittlihe Vollkommenheit derjelben zu bewirken, Vieles Beherzigenswerte hat er 
außerdem auch dort vorgebraht, wo die dem „deal nicht entfprehenden Berfafjungen und 
ihre Ausartungen gejhildert werden. Den Begriff des Nechts hat er freilich nicht erkannt; er 
will weder von Gejegen etwas in feinem Staat wifjen noch von Rechtögewohnheiten, denn 
die einzige wahre Nechtsquelle fei nur das Wiffen der Philofophen um das Gerechte. 

Durch feine jpätere Schrift „Bon den Geſetzen“ geht ein pejfimiftiicher Zug, der ihm 
jegt nicht mehr in der Weisheit der Negierenden allein, fondern vor allem in genauer Negelung 
aller Verhältnifje durch Gefege das Heil des Staats begründet erfcheinen läßt. Diefe Geſetze, 
welden in Broömien eine Motivierung vorangeſchickt werden fol, weil blinder Gehorjam des 
Bürgers unwürdig ift, haben auch das Privatrecht und das Strafrecht zu regeln. Die Inſtitute 
des erjteren beruhen auf Willensübereinftimmung und find aus religiöjen Gründen und um 
des Staats willen zu jhügen, während die Strafe als ein Heilmittel erfcheint, welches den 
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Verbrecher befjern, andere vor Anſteckung bewahren, den Staat durd) Befeitigung des Un- 
verbefjerlichen reinigen foll. 


83. Ariſtoteles. Unter den Merken des Ariftoteles find hier die (Nikomachiſche) 
Ethif und die Bolitif ins Auge zu faflen. 

In jener bietet er, von dem Satze ausgehend, daß die Glüdjeligfeit das höchſte Gut 
fei und in der der Tugend gemäßen Thätigfeit der Seele beitehe, eine Auseinanderjegung 
über die verfchiedenen menfchlichen Tugenden, unter welchen fi auch die Geredhtigfeit 
vorfindet. Was Ariftoteles hierüber ausführt, ift bis in das vorige Jahrhundert hinein für 
die Rechtsphilofophie maßgebend geweſen, ja es enthält zum Teil Wahrheiten von emwiger 
Gültigkeit. 

Ariſtoteles unterfcheivet vor allem zwijchen Gerechtigkeit im weiteren und im engeren 
Sinn. Jene ift ihm der Inbegriff aller Tugend, fofern diefe gegen andere geübt wird. Die 
Gerechtigkeit im engern Sinn dagegen hat zu ihrem Prinzip die Gleichheit oder Ver- 
hbältnismäßigfeit. Sie bezieht ſich auf die Verteilung der Güter unter den gemeinfam 
lebenden Menſchen. Jedem foll das ihm Gebührende zu teil werden. Dementfprechend 
muß auch jever, falls er nicht eine Ungerechtigfeit begehen will, in feinem Streben nad) 
äußeren Gütern das gehörige Maß halten. Dabei muß unterfchievden werden: 1. die ver- 
teilende Gerechtigkeit (dixuov dıaveunrıxöv), welche, nad; einer geometriſchen Proportion 
verfahrend, die Güter an die Staatsbürger je nad ihrer Würdigkeit (d. h. nad) ihrer Be- 
deutung für das Gemeinweſen, nicht gerade nach dem jittlihen Wert) verteilt, fo daß Un- 
gleiche Ungleiches erhalten; 2. die ausgleichende Gerechtigkeit (dixuov diogdwrıxov), welche 
ih in den Verfehrsverhältnifien (vuradkdyuare) geltend macht. Der Verkehr aber ift ent- 
weder ein freiwilliger (in Verträgen) oder ein unfreiwilliger (Beichädigungen eines anderen 
durh Liſt oder Gewalt). Für alle diefe Verhältniſſe ift die arithmetiſche Gleichheit 
das Gerechte; denn es macht feinen Unterfchied, ob ein guter einen ſchlechten Menſchen be- 
raubt hat oder ein jchlechter einen guten; und ebenfo wenn der eine gejchlagen hat und 
der andere gejchlagen worden ift, fo verhalten fich Erleiden und Thun ungleich und ber 
Richter verſucht durch die Strafe dies auszugleihen, indem er dem erjiteren den Gewinn 
(im weiteren Sinne) wegnimmt. (Dabei eine bemerfenswerte Polemif gegen die Wieder- 
vergeltungs: [Talions: [Theorie der Pythagoreer — Eth. Nie. V 8.) 

So hat Ariftoteles in der That einen Grundbegriff der Nechtsphilofophie, den ber 
Gerechtigfeit oder Vergeltung, im allgemeinen richtig auf ein Prinzip der Gleich— 
heit gejtüßt. Dadurch ift aber zugleich der eigentliche Begriff des Rechts ganz in den 
Hintergrund gedrängt worden, was für die ganze Entwidlung der Rechtsphilofophie von 
verhängnisvollem Einfluß war. Zudem ift die richtige Charakterifierung und Beftimmung 
bes Begriffs der Gerechtigkeit gerade für ein Hauptgebiet der Anwendung, das Strafrecht, 
mißlungen, weil Ariftoteles das Weſen der Verbrechen felber nicht richtig erfaßt hat. Ebenſo 
reicht fein Begriff der ausgleichenden Gerechtigkeit nicht aus für die gerechte Negelung der 
Privatrechtsverhältniffe, weil es bei dieſen bei weitem nicht immer auf Gleichheit der 
Leiftung und Gegenleiftung abgejehen ift (man denfe 3. B. an die Liberalitäten, den Ver— 
wahrungs-, Bevollmäcdhtigungsvertrag u. f. w.). Auch Familien- und Erbredt find dabei 
ganz außer acht gelaffen. 

[Über den allgemeinen Gerechtigfeitäbegriff, von dem ſich bei Ariftoteles zwar einzelne 
forrefte Anwendungen finden, aber feine befriedigende Gefamtbejtimmung, ſ. $14 der Ein- 
leitung. M.] 

Das ftaatliche Necht ift nad Ariftoteles teils ein natürliches, teils ein gefeh- 
liches. Das natürliche hat überall diefelbe Geltung und hängt nicht vom Belieben ab; 
bei dem gejeglichen ift es zwar urfprünglich gleichgültig, ob es fo oder anders bejtimmt 
werde; ift es aber einmal feftgejegt, dann ift nur das ihm Entfprechende gereht. Das 
Billige endlich ift ein befieres Gerechte gegenüber den mangelhaften, ergänzungsbebürftigen 
geſetzlichen Gerechten. 

Höchſt Bedeutſames enthält ſodann die uns leider nur teilmeife erhaltene Bolitif des 
Ariftoteles. Ihr Gegenftand ift die Staatölehre. Vor allem wird hier die Entjtehung des 
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’ 
Staates eingehend behandelt. Mangel an Selbitgenügfamkeit der einzelnen führt zunächſt 
zur Bildung der Familie (melde nit im Staat aufgehen darf, wie Platon wollte!), dann 
zur Gemeinde, welche in den Staat (den hellenifchen Städtejtaat) übergeht. 

Entjteht fo der Staat auch bloß infolge der Bebürftigfeit der Menfchen, fo ift doc 
fein Zwed das «3 Liv. Er ift die Gemeinichaft des vollendeten Lebens zum Zweck eines 
vollfommenen, d. 5. glüdjeligen (und darum aud) tugendhaften) Lebens. eine Hauptaufgabe 
ift deshalb die Erziehung der Bürger zur Tugend (nur bis zum fiebenten Lebensjahre 
werben die Kinder im Elternhaus erzogen). Die befte Verfaſſung ift diejenige, in welcher 
alle Bürger (natürlih immer abgefehen von den Bauern und Gewerbetreibenden, über 
welche Arijioteles ähnlich denkt wie Platon) fucceffive herrfchen, nachdem fie in jüngeren 
Jahren zum Herrfchen erzogen worden find. Eine Verfaffung ift überhaupt nur dann gut, 
wenn die Staatsmadht zum Belten der Beherrfchten eingefegt ift. So ift’3 in der Bafılie, 
Ariftofratie und Politie, während in der Tyrannis, Dligardhie und Demofratie die Herricher 
nur zu ihrem eigenen Vorteil regieren. Übrigens liegen jeder Verfaffung drei Elemente zu 
Grunde: das zu oberit beratichlagende und entfcheivende, das verwaltende und das recht- 
fprechende (Heim der Lehre von den drei Staatägewalten). Der beite Staat muß aud ein 
gewijjes Naturmaß zur Grundlage haben, er muß fich felbit genug fein, das Land muß 
für Urproduftion und Handel hinreihen, die Leute müfjen männliche Thatkraft, Einficht 
und Kunjtfertigfeit vereint bejigen. Die Haltbarkeit der Staaten beruht ferner auf der 
richtigen Mifchung der Güter, von denen nirgendivo ein Zuviel oder Zumenig vorhanden 
fein darf, denn das Beite ift das Maßhaltende und Mittlere. Der Überfchöne, Überftarke, 
Überreiche (und der Überhäßliche, Überſchwache u. f. w.) fügen ſich nur ſchwer der Leitung 
der Vernunft. 

Auf die reichhaltigen, vielfah von piychologiihem Scharffinn und von Erfahrungs: 
weisheit zeugenden Ausführungen über den Charakter der verfchiedenen Verfafjungen und 
ihre Dauerhaftigfeit und über mannigfadhe Fragen der Staatönaturlehre und der Politik, 
welche jich bei Arijtoteles finden, einzugehen, ift hier nit am Drte. In derlei theoretifchen 
und praftiihen Bemerkungen beruht der Hauptwert feiner Staatslehre. Im übrigen ift er- 
fichtlich, daß dieſe fich zwar der Wirklichkeit (und damit der Ausführbarfeit) viel mehr an- 
nähert als das platonijche Staatöideal, daß ihr aber jene ethifche Durchdringung, melde 
den platoniſchen Staat zu einer Darftellung der von Gemeinjinn und Aufopferung belebten 
Bürgertugend macht, nicht in gleihem Mahe eigen tft. 

84 Stoiſche, epifureifhe und römiſche Nedhtsphilofophie. 

Die ftoifhe Ethik ift eine Fortbildung des Kynismus. Der Genußſucht und Weich: 
lichfeit des Zeitalters jtellen die Stoiler ihre Apathie entgegen und finden in der Weisheit 
das höchſte Gut, welches allein zur Glüdjeligkeit hinreiht. An Platon fih anlehnend, 
nehmen fie vier Kardinaltugenden an — unter diefen deuten fie aber die Gerechtigteit mehr 
im arijtotelifhen Sinn als die Wifjenfchaft jedem das ihm Gebührende zuzuteilen. Für 
das Gemeinleben ftellen fie das Ideal des Weltftaats (in einem höheren Sinne als die 
Kynifer) auf; der wahre und einzige König aber fei der Meife. Für den Einzelſtaat ſei 
die gemifchte Verfaſſung die beite. 

Die Epifureer, anfnüpfend an die Kyrenaifer, ftellen die Luft als Ziel eines 
glüdlichen Lebens hin. Dauernde Luft muß felbft durch vorübergehende Unluft erfauft 
werden, darum muß man Vernunft und Gerechtigfeit der Zügellofigkeit vorziehen. Recht 
und Staat entftehen durch einen Sicherungsvertrag; von Natur aus giebt es fein Gerechtes. 
Verträge braudt man darum aud nur infofern zu halten, als dies dauernden Nuten ge 
währt. Der Weife jucht dem öffentlichen Leben möglichit fernzubleiben. 

Die römische Vhilofophie iſt ebenfowenig ein originelles Erzeugnis des römischen Volks— 
geijtes wie die römische Kunft. Einem philofophifchen Eflefticismus zu huldigen ward aller: 
dings zum Mobdeton feit den legten Zeiten der Nepublif; dabei lehnte man ſich mit Vorliebe 
an Ariftoteles, die Stoa und Epifur. So namentlid Cicero, der in feinen Schriften de 
legibus und de republica eine Art Philofophie des römischen Necht mit Hülfe peripatetifcher 
und namentlich ſtoiſcher Sätze zu jchaffen trachtete. So jpricht er von den vier Tugenden 
unter welchen die iustitia alle Pflichten gegen das Gemeinweſen umfaßte: neminem laede, 
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honeste vive, suum euiqui tribue. Die lex naturae, das ius naturale, fei die Nicht- 
fchnur für das pojitive Recht, allein in diefem erzeuge die utilitas zahlreiche Normen, 
welde nicht im ius naturale vorfommen. Das pofitive Recht zerfalle in das allen Völfern 
gemeinfame ius gentium und in das ius eivile. Die Menjchen feien zum Gemeinleben 
geihaften und diejes entwidele fih in Familie, Staat, societas hominum und endlid in 
der societas hominum atque deorum. Die Voltsgemeinfchaft im Staat (populus) wird 
von Cicero definiert als coetus multitudinis iuris consensu et utilitatis communione 
sociatus. Das Bedürfnis der Sicherheit veranlaffe die Menfhen zur Staatengründung ; 
ver legte Zweck des Staates aber fei Glücjeligkeit durch Förderung der Wohlfahrt und 
Heranbildung zur Tugend. Was die Staatöverfaffung betrifft, jo mwäre an ſich zwar 
eigentlih nad dem Vorbild der einheitlichen MWeltregierung und der Herrichaft der ratio 
in der Seele das Königtum die vorzüglichite Verfaſſung, aber in Wirklichkeit führe unbe- 
Ichränfte Gewalt zum Mißbrauch, daher jei eine gemischte Verfafjung, wie die römische, 
am meijten zu empfehlen. 

Wie wenig philofophiihe Bedeutung die gelegentlichen Bemerkungen der römiſchen 
Suriften über das ius naturale in Anfprud nehmen fünnen und wie wenig Einfluß fie 
im einzelnen auf die Entwidlung des römifchen Privatrechts geäußert haben, ijt befannt. 
Eine viel wichtigere Rolle jpielt im römischen Nechtsleben der Begriff der aequitas. Gegen- 
über der Starrheit und rüdjichtslofen Formſtrenge des ius civile brach fich unter dem 
Namen der ratio aequitatis eine mannigfaltige Nüdfichtnahme auf Forderungen der Ge- 
rechtigfeit und der mwirtfchaftlihen Wohlfahrt Bahn. Namentlich wurde von ſolchen Ge- 
fihtspunften ausgehend gegenüber dem formaliftiichen Feithalten an Solennitäten und dem 
„Kultus des Worts“, welcher durch alle Verhältniſſe des öffentlichen und Privatlebens ging 
(Ihering), die Berüdfichtigung des innerlihen Momentes bei Nechtsgründung und Nechts- 
verluft, bei Interpretation von Gejegen und Nechtsgefhäften immer mehr in den Vorder: 
grund geitellt. Welche große Rolle dabei in der Rechtspflege das arbitrium boni viri und 
die Betonung der bona fides jpielte, ift befannt. 

[Die Nömer haben ein im großen einheitliches Syitem des Privatredhts aus einer 
einheitlihen Auffafjung der privaten Lebensverhältniffe und der bezüglich ihrer Ordnung 
fich geltend machenden „naturalis ratio“ heraus gejchaffen. Diefe Auffaffung ſelbſt aber 
blieb bei ihnen in der Hauptſache eine intuitive. Die Nechenfchaft, welche fie jich über ihre 
Arbeit und über die Grundgedanfen geben, die dabei in ftufenmweifer Entwidlung zu taufend- 
fältiger Anwendung gelangen, ift fragmentarifch und wenig eindringend. In der Hauptſache 
blieb es den Späteren vorbehalten, dieſe Gedanken in ihrem inneren Zufammenhange und 
in ihrer gefchichtlihen Entfaltung bewußt zu erfaffen. Hierauf ift u. a. und insbefondere 
das Werk v. Iherings über den „Geiſt des römischen Rechts auf den verfchiedenen Stufen 
feiner Entwidiung ° gerichtet. Was in diefer Hinficht germonnen worden ift oder gewonnen 
werden wird, das fällt der allgemeinen Nechtslehre zu. 


K. Hildenbrand, Geſchichte u. Syitem der Rechts- u. Staatöphilofophie J. TH. Ziegler, 
Geihichte der Ethik I. 


Be Das Mittelalter 


85 Mllgemeines und insbefondere Auguftinus und Thomas von 
Aguino. 

Eine neue Weltanfchauung wird mit dem Zieg des Chriftentums auch für das Rechts— 
und Staatsleben maßgebend. Während der antife Geift feine Ideale nicht in einem über- 
irdischen Jenſeits ſucht, ſondern ihre Verwirklichung in einem die höchſte Blüte ſchöner 
ke in ſich entfaltenden ftaatlichen Gemeinweſen findet!, wendet fi der chriftliche 


ı Nur Platon mit feiner Jdeenlehre eilt gleichſam ahnungsvoll feiner Zeit voraus; gleichwohl 
findet er in dem idealen Staat das höchſte Ziel der Menfchheit verwirklicht. 
4 * 
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Geift dem himmlischen Jenfeits zu und erwartet erft von demſelben die Erfüllung menfchlichen 
Geſchickes; während alſo dort der Staat die Gemeinfchaft unter den Menfchen ift und die voll- 
fommene Bürgertugend zugleich als höchfte Menſchentugend gilt, tritt jegt die Kirche als die alles 
umfaffende Gemeinfchaft auf, und was fie verlangt, ift die hriftliche Tugend. Während das 
Altertum bei allem Humanismus, bei aller Freude am Menſchlichſchönen auf einem engen natio- 
nalen Standpunfte jteht, nur in dem Bolfsgenofjen einen wahren Menſchen und Vollberechtigten, 
in dem fremden aber einen Feind und Barbaren fieht, ja auch fein Staatsideal nicht ohne 
die Grundlage der Sklaverei zu denfen vermag, verfündet das Chriftentum das Evangelium 
der Gleichheit aller Menſchen, welche berufen find, als Kinder Gottes der Mitgliedſchaft an 
dem Himmel und Erde umfafjenden Neich Gottes teilhaftig zu werden. An die Stelle der 
Weltfreudigkeit, welche das Altertum charafterifiert, tritt ein tranfcendentes Schwärmen, welches 
fih bis zur Meltflüchtigfeit fteigert. Gleichwohl fieht ſich die Theorie genötigt, an die 
überfommenen antifen Bildungselemente anzufnüpfen, und fo lehnt fich denn die Theologie 
hauptjählih an die theofophijchen Spekulationen der Neupythagoreer und Neuplatonifer, 
während für die Auffafjung weltlicher Dinge, insbefondere auch des Staatslebens, vorzugs- 
weile Ariftoteles, ſchlechtweg „der Philoſoph“ genannt, maßgebend wird, der Ariftoteles 
freilih, wie man ihn aus den (ihm zum Teil fälfchlich zugefchriebenen) verjtümmelten und 
oft mißverftandenen Schriften zu erkennen glaubte. Die Kirche felber fuchte man unter 
dem Einfluß der antiken Anfchauungen als einen Staat, als eine eivitas aufjufaffen. So 
vor allem der bedeutendfte unter den Kirchenvätern, Augustinus, in feinem Bud: De 
civitate Dei, in welchem er in myſtiſcher und vielfach fich felbit widerfprechender Weiſe die 
civitas coelestis der civitas terrena entgegenjeßte, welche legtere (den Staat) er als eine 
Folge der Sünde bezeichnete (Brudermörder wie Hain und Nomulus feien die erften Staaten- 
gründer geweſen). Wenn aud der Staat einen an ſich löblihen Zweck, den irdifchen 
Frieden, habe und wenn man daher den Staatsgeſetzen gehorchen müſſe, infoweit fie den 
göttlichen nicht wiberftreiten, fo ſei doch die im Irdiſchen befangene, nicht ad supernam 
eivitatem bezogene eivitas terrena eine fündliche Gemeinfchaft und werde aeternum supplicium 
subire cum diabolo, fo daß zuleßt die eivitas Dei herrſche. Bis dahin aber fei es der 
Hauptberuf des Staates, der Kirche dienjtbar zu fein, ihre Lehren zu bejchügen und die 
Irrlehren zu ftrafen. „Im Grunde ift die Kirche der wahre einzige Staat, dem die welt- 
lihe Gewalt als Werkzeug zu dienen hat” (Gierfe). 

Im fpäteren Mittelalter ragt unter den Schriftftellen, die über Recht und Staat 
philofophierten, Thomas von Aquino (T 1274) hervor, der in feiner Summa theo- 
logiae die lex aeterna, lex naturalis und lex humana unterſcheidet. Die erjtere ift die 
weltbeherrfchende ratio im göttlichen Geift, die lex naturalis ift die partieipatio der 
Menſchen an der lex aeterna, secundum quam bonum et malum discernunt, während 
die lex humana eine lex ab hominibus inventa ift, secundum quam in particulari 
disponuntur quae in lege naturae continentur. Dieſes menſchliche Gefeß iſt aber nur 
eine teilmeife Sanktion des Sittengefehes; es fann nicht alle Sünden und Laſter verbieten 
und bejtrafen, jondern nur die fchwereren, von welchen die große Menge abgehalten werden 
fann. Die wahre lex humana muß per conclusionem oder per determinationem aus 
der lex naturalis entftanden fein. Allein auch tyrannifhen Geſetzen muß man gehorden, 
wenn fie bloß gegen das bonum commune (das die Geſetze anjtreben jollen) gehen, 
„propter vitandum scandalum aut perturbationem“, nicht aber, wenn fie contra Dei 
mandatum verjtoßen, 3. B. Götendienjt befehlen. 

[Die Staatsgewalt (deren Formen Thomas in liberalem Sinne behandelt) joll der 
firchlichen untergeordnet fein. Da die Fürforge für die Erreichung des letzten Zieles der 
menfchlichen Gefellichaft dem Papſte anvertraut ift, jo müflen diejenigen, welche die voraus: 
gehenden Ziele zu vertreten haben, und dahin gehören die Könige, an die Entſcheidungen und 
Weifungen des erfteren gebunden fein. Val. Baumann, Die Staatslehre des heil. Thomas 
von Aquino. 1873. i 

Unter den vier Kardinaltugenden erjcheint auch bei Thomas die Gerechtigkeit. Er teilt 
fie, mwejenlih im Anſchluß an Ariftoteles, in eine iustitia universalis und partieularis 
und fnüpft daran interefjante (freilich nicht von einem einheitlichen Prinzip getragene) ftraf- 
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rechtliche und prozefjualifhe Erörterungen. — Unter ius naturale (im fubjeftiven Sinne) 
verjteht Thomas das, was jemandem ex ipsa rei natura gebührt; ius positivum ift, was 
ihm ex eondicto ober ex communi placito zufommt. 

[Die Wertfhägung der ftantlihen Gemeinfhaft ſank im Mittelalter; die der Einzel- 
perjönlichfeit erhöhte fi, da dieſer ein von ftaatlichen Beziehungen unabhängiger Wert und 
eine ewige Beitimmung zuerkannt ward. In Bezug auf die Erreichung diefer Beftimmung 
erjchien der Staat als ein Werkzeug von an fich untergeorbnetem Werte. 

Entſprach es jener Wertfchägung im allgemeinen, daß der einzelne fich berechtigt fühlen 
fonnte, Anfprühe an die Gemeinjchaft zu ftellen, fo doch feineswegs in der befonderen 
Richtung auf Anerkennung geiftiger ‚Freiheit und GSelbjtbeftimmung. Da der einzelne die 
ihm zuerfannte und feinen Wert begründende Bejtimmung nad der Lehre der Kirche nicht 
aus eigener Kraft zu erfüllen vermag, fo ergab ſich vielmehr aus jener eine unbebingte 
Gehorfamspflicht in geiftigen Dingen der Kirche gegenüber. Dieſe hatte die Aufgabe über- 
nommen, welche dem antifen Staate jeitens ber griechifchen Vhilofophen zugefprochen worden 
war: die einzelnen zur Tugend zu erziehen, und in dem Maße, als das QTugendibeal er- 
höht und über die Ziele gemeinmenſchlicher Beftrebungen hinausgehoben war, bedingte diefe 
Aufgabe eine vollftändigere geiftige Unterwerfung der einzelnen unter die erziehende Gewalt. 
Zugleih ergab fih aus diefer Stellung der Kirche die Intoleranz ihres und des von ihr 
beeinflußten ftaatlihen Nechts. Solange freilich die Kirche verfolgt wurde, traten ihre Wort- 
führer für den Grundjag der Neligionsfreiheit ein, nach ihrem Siege aber machte fih jene 
Konfequenz ihrer Stellung mit wachiender Kraft geltend. ; 


Th. Ziegler, Gefhichte der Ethik I. 


86. Die Staatslehre des germaniſchen Mittelalterg!, 

Die Staatslehre des germanischen Mittelalters trägt eine Menge innerer Widerſprüche 
in fid, da fie einerfeits feitzuhalten fuchte an der Überorpnung der Kirche über den Staat 
und auch den letzteren aus chriftlihen Gefichtspunften aufzufafjen trachtete, andererjeits für 
die meltlihe Sphäre (das regnum im Gegenfa zum sacerdotium) der Autorität des 
Ariftoteles huldigte, endlich aber auch das römiſch-deutſche Kaifertum ala das gottgewollte 
Weltreih zu verherrlichen bejtrebt war, was fich weder vereinigen ließ mit Ariftoteles’ An- 
fichten über den Staat noch mit der Lehre des Auguftinus von der eivitas terrena. 

Mafgebend tritt insbefondere die Lehre von den zwei Schwertern auf, welde 
fih aus höchſt gefünftelter Auslegung einer harınlofen Schriftftelle, wie Lukas XXI 38, 
entwidelte. Hiernach hat Gott zwei Schwerter (d. h. zwei Gewalten) über die Chriftenheit 
eingefegt, ein geiftliches und ein weltliches, Papfttum und Kaifertum. War man hierüber 
im ganzen einig, fo gingen nun die Meinungen weiterhin auseinander: ob auch das welt— 
lihe Schwert unmittelbar von Gott eingefegt jei, wie die Ghibellinen behaupteten, oder ob 
23 dem Kaifer erſt dur den Papſt übertragen werde (welfifche Lehre). Aus der letzteren 
Anficht ergab fich denn auch, daß der Papft den Kaifer betrafen und abjegen fönne, die 
erſtere fteigerte fich bei einzelnen ihrer Anhänger bis zu der entgegengefegten Behauptung. 

[Der Gegenfag zwiſchen Kaifer und Papft übt überhaupt einen wejentlihen Einfluß 
auf die Entwidlung der Anfchauungen über Staat und Kirche aus. Das grundfätliche 
Verhältnis zwifchen den Gemalten beider bejchäftigte das Wolfsdenten und die Gelehrten, 
und in den Theorieen ber legteren fpiegelt fi deren Parteiftellung. M.] Der hervorragendfte 
wiſſenſchaftliche Vertreter ghibellinifscher Anſchauungen ift der Verfafler des um 1324 er- 
fchienenen Defensor paeis, der (jpäter erfommunizierte) Francisfaner Marfilius von Padua. 
Derfelbe verwirft in dem genannten Merfe die weltliche Jurisdiktion und jeve Zwangs— 
gewalt der Päpſte ſowie der Geiftlichfeit überhaupt. Zugleich entwidelt er, von antifen 
Anfchauungen und dem Nepublifanismus einiger Stadtftaaten Italiens beeinflußt, eine 
Lehre von der Volfsfouveränität, welche fih in ihren legten Konfequenzen indefjen weniger 


1 Bol. über dieſe neueftend bie lehrreihen Forihungen von Gierke, Das deutiche Genoffen« 
ſchafsreche 1881. II 502 ff. Forſchung 
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gegen das Fürſtentum mie gegen kirchliche Anſprüche richtet. Die Spitze des Staates ift 
nad ihm der Gefetgeber, als folder aber wie überhaupt als Inhaber der ftaatliden Auto- 
rität erfcheint ihm civium universitas aut eius pars valentior, quae totam universi- 
tatem repraesentat; biefe universitas überträgt bloß die Führung der Regierungsge— 
fchäfte, welche fie felbft nicht beforgen fann, an den princeps. Diefer muß die Regierung 
iuxta subditorum suorum voluntatem et consensum führen, fann aud vom Gefeßgeber 
gerügt und abgejegt werden, da er nur bie secundaria quasi instrumentalis seu exe- 
eutiva pars des Staates ift. Ähnliche Theorieen finden fi dann im fünfzehnten Jahr: 
hundert, 3. B. bei Zupold von Bebenburg und Nifolaus von Cues. So lehrt der 
legtere, der Kaifer fünne vom Volk abgefegt und gerichtet werden und zwar nad unver- 
jährbarem, göttlihem Recht. 

Den Staatszweck jah man in jener Zeit faft allgemein nicht in der bloßen Sicherung 
des Rechts, fondern in ber Beförderung irdifcher Glüdfeligfeit (bene vivere secundum 
virtutem). Das natürlihe Recht aber betrachtete man ala ein über Fürſten und Staaten 
jtehendes, wirklich geltendes Recht. Ein Gefeg, welches die Grundſätze des Naturrecht3 ver- 
legte, galt daher nad der herrſchenden Lehre als unverbindlih, und viele gingen fomeit, 
daß fie die Verjagung des Tyrannen, ja ſelbſt feine Tötung für eine natürliche Befugnis 
erklärten. So find denn die Anfänge der Lehre von der Volfsfouveränität, fowie der Auf- 
ftellungen der Monarchenfeinde insbefondere, bis ins Mittelalter zurüdzuführen. 


[$ 7. Renaiffance Gleich Marfilius vepräfentiert Machiavelli (1469—1527) 
den wachſenden Einfluß des Altertums. Diefer zugleih Anfchauungen, welche für die 
italienische Kultur fowie für das politifche Leben feines Zeitalter bezeichnend waren. In 
feinen Werken finden fih Anſätze zu einer Naturlehre des Staates, d. i. einer Lehre, welche 
fi nicht mit der Aufftellung und Bertretung von Idealen, fondern mit der Aufbellung 
des Gejegmäßigen in der Bildung und Umbildung ftaatliher Lebensformen befaßt. Die 
berühmtefte feiner Schriften ift die über den Fürſten (1515). Darin unterzieht er die 
Mittel einer Prüfung, durch welche ehrgeizige Staatsmänner eine ftaatliche Herrichaft zu er- 
ridhten und zu behaupten vermögen. Dabei vertritt er die Anficht, daß die Verjchiedenheit 
zwifchen moralifhen und unmoralifhen Mitteln dem angegebenen Zwede gegenüber eine 
Wertdifferenz nicht begründe. Von gewiſſen, auf die Freude des Autors an fühnen Unter- 
nehmungen und an der rüdjichtslofen Bethätigung überlegener Kraft zurüdführbaren Über- 
treibungen abgefehen, treffen feine Ausführungen für feine Zeit im weſentlichen das Richtige. 
Auh Hat fih die Ausbildung des modernen Staates zu einem guten Teile auf den von 
ihm gezeichneten Wegen vollzogen. Sein Hauptfehler ift, daß er eine Entwidlung in ftaat- 
lihen Dingen leugnet. Nach feiner Anficht ift es im der Welt immer auf gleihe Weife 
zugegangen und wird es immer in berjelben Weiſe zugehen. 


88 Reformation. Die Reformation hat die Gedanken der Renaifjance wie 
überhaupt, fo in ihrer Beziehung auf Staat und Necht in bejtimmten Richtungen entwidelt 
und zur Geltung gebradt, in anderen zur Seite gedrängt. Hier verdienen zwei für die 
Träger der Bewegung und insbefondere für die deutfchen Reformatoren dharakteriftifche 
untereinander aber nicht durchweg harmonierende Gedanfenreihen eine Erwähnung. 

Die erſte betrifft den ftaatlihen Beruf und die Autorität des fürftlichen Regimentes. 
Jener erfcheint den Neformatoren als ein erhabener und univerfeller, dieſe Autorität als 
unmittelbar auf göttliche Einjegung gegründet. In letterer Richtung gingen fie infofern 
weiter als die MWortführer der ahibellinifhen Parteien, als fie die Lehre vom göttlichen 
Urfprung des obrigfeitlihen Rechts dem paulinifhen Ausſpruch: „wo Obrigkeit ift, da ift 
fie von Gott“ gemäß auf die fonfrete Obrigkeit bezogen. Sie erfannten ferner lediglich 
dem jtaatlihen Negimente eine Herrichaft zu, hierin mit Marfilius zufammentreffend, zu dem 
fie andererfeits, da jenes Necht bei diefem einen demofratifchen, bei ihnen einen theofra= 
tiſchen Charakter hat, im fchärfiten Gegenfage ftehen. Dem göttlichen Necht der Obrigkeit 
jteht bei ihnen ein äquivalentes, jenem Schranken ziehendes Hecht der einzelnen nicht gegen- 
über, daher fi eine unbedingte Gehorfamspflicht für fie von ſelbſt verſteht. 
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Die zweite Gedanfenreihe betrifft das Verhältnis obrigfeitliher Gewalt zum Glauben. 
Der Grundauffafjung der Reformatoren von dem letteren entſprach die Verwerfung äußeren 
Zwangs jowie allgemein einer Gehorfamspfliht äußerer Gewalt gegenüber in Glaubens- 
fahen. Die Verwerfung des Herrfhaftsrehts der Kirche hängt hiermit zufammen. Aber 
diefe Auffafjung harmonierte nicht mit derjenigen von dem univerjellen Berufe des jtaat- 
lichen Regimentes und von der unbebingten Gehorfamspflicht ihm gegenüber, und im Ge- 
dränge der Ereigniffe ift fomohl die eine wie die andere verleugnet worden. 

Während der Kämpfe des Reformationszeitalters haben fid) von den bisher erwähnten 
Ideen in den verfchiedenen Lagern jeweils diejenigen entwidelt und Geltung errungen, 
welche den Parteibedürfniſſen entſprachen. 


V. Die neuere Jeit. 
J. Vor Kant. 


89, Insbeſondere Hugo Grotius, feine Schule und feine Gegner. 

Der Brud mit der mittelalterlihen Weltanfhauung, welcher fih am Ende des 15. 
und am Anfang des 16. Jahrhunderts vollzog, mußte ſich natürlich aud in der Auffaffung 
der Grundlage von Recht und Staat widerjpiegeln. Die Wiſſenſchaft emancipierte fich jetzt 
allmählich von der Herrfchaft der Theologie, der Staat errang theoretiſch und praftifch feine 
volle Selbftändigfeit und Unabhängigkeit von der Kirche. „Das wurde ja auch der Grund— 
zug der neuen Bervegung, nad Möglichkeit den Himmel auf Erden zu verfegen, das Dies- 
feit3 weniaftens in den Vordergrund zu ftellen, die Forfhung auf die Welt und die Natur, 
auf den Menſchen und die Verbeſſerung der gefellfchaftlihen Zuſtände zu richten. Den 
eigentlihen Mittelpunkt in diefer nad; verfchievenen Richtungen ſich organifierenden Be- 
wegung bildet jedoch der Menſch, den das Mittelalter nah Ständen, Zünften u. ſ. w. 
zergliedert hatte und der jet als das Ganze über den Gliedern, als die höhere Einheit 
und das Ziel aller Betrebungen begriffen wird. Die Humanität, das Streben nad 
voller und allgemeiner menfchlicher Bildung und nad Gejtaltung eines menjchheitwürdigen 
Daſeins für alle Kreiſe der Gefellihaft, wird die edelſte forttreibende Kraft diefer Epoche, 
wenngleich auch hier die Abtrennung von den göttlichen (befjer: fittlichen) Lebensprinzipien 
öfter die Gefahr des Verflahens und Verſinkens in eine materialiftifhe Auffafjung des 
menſchlichen Wejens herbeiführt” (Ahrens in der 3. Aufl. diefes Werkes S. 20). 

Indem wir hier abfehen von den fjogenannten VBorläufen des Hugo Grotius, 
gehen wir fogleich zu deſſen epochemacdendem Wert: De iure belli ae pacis (1625) über, 
welches zwar nicht das erjte felbjtändige naturrechtlihe Werk ift (als ſolches ift vielleicht 
Alb. Bologneti de lege, iure et aequitate disputationes. 1584 zu nennen), aber 
die Emancipation des Naturrehts von Theologie und pofitivem Recht nahdrüdlicher und 
mit größerem Erfolge als feine Vorgänger vollzieht und welches zugleich zuerjt die Prin- 
zipien des Wölferrehts in umfaffender Weife und im Zufammenhange mit den allgemeinen 
Prinzipien des Naturrehts entwidelt. Mit Recht nennt man darum Grotius den Vater 
des Wölferrehts und datiert von ihm einen Abjchnitt in der Geſchichte der Rechtsphilos 
fophie, welcher bis zu Kant reicht. — Grotius bezwedte mit feinem Hauptwerfe nicht ein 
volljtändiges Syftem des Naturrehts, fondern nur eine wiffenfhaftlihe Begründung des 
Völterrehts zu liefern. Aber wenn er zeigen wollte, daß zwifchen den Staaten, obwohl 
für fie fein pofitives Geſetz gilt, dennoch Necht beitehe, jo mußte er vorher nachweifen, daß 
e3 überhaupt unabhängig vom pofitiven auch ein natürliches Recht gebe. Für dieſes, 
welches er für unveränderlihd und unabhängig von Gottes Willen und Exiſtenz erklärte, 
ftellte er ald Nechtsquelle die Vernunft auf, melde alles das als Necht anerfenne, was dem 
Gefelligfeitstrieb entipreche, einem Triebe, der, fofern er auf gegenfeitinem Wohl- 
wollen beruhe, dem Menfchen allein zulomme und ihn vom Tiere unterſcheide. Ius est, 
quod iniustum non est. Iniustum autem est, quod naturae societatis ratione uten- 


50 1. Philoſophiſche Einleitung in die Rechtswiſſenſchaft. 


tium repugnat, Crfannte fo Grotius in dem Rechte eine yriedensorbnung, fo war er 
auf der richtigen Spur. Ebenfo, wenn er das Nechtögebiet damit umfchrieb, daß er als 
zur friedlichen Gemeinschaft erforderlich erflärte: alieni abstinentia et si quid alieni habe- 
amus aut lucri inde fecerimus restitutio, promissorum implendorum obligatio, damni 
culpa dati reparatio et poenae inter homines merita. Allein während er fein Augen- 
merf allzufehr nur auf die völferrechtlichen Verhältniffe richtet, verfäumt er es, den Rechts— 
begriff jelbjt genau feitzuftellen, und läßt ſich, von der mittelalterlichen Theorie der „iustitia 
universalis“ beeinflußt, zur Annahme eines vagen ius laxius und einer iustitia attributrix 
verleiten. Ebenfo ſchwankend find feine Anjhauungen über angeborene Rechte, Rechtszwang 
und Strafe. Dem Staat giebt er einen (ausbrüdlichen oder ftillfchweigenden) Vertrag zur 
Grundlage!, deſſen Inhalt auch Unterwerfung des Volfes unter eine fchranfenlofe Herrichaft 
jein fann. Der Staatsvertrag ift unwiderruflich, doch giebt es in Fällen der summa ne- 
cessitas ein Recht des aftiven MWiderftandes gegen den Herricher. Die Souveränität ift in 
Monarchieen zwar beim Fürſten ald dem subiectum proprium derfelben, indefjen bleibt das 
Volt dod ihr subiectum commune; das Wolf behält das imperium, quamquam non 
exercendum a corpore, sed a capite. Die Hauptabficht bei diejer Unterjcheidung tft die, 
die bindende Kraft der Völferverträge au begründen. Der Staat bleibt derfelbe, auch 
wenn Fürften, Dynajtieen und Verfafjungsformen mwechieln — est enim idem populus —, 
alfo dauern auch alle völferrechtlic eingegangenen Verbindlichkeiten fort. Auf ausdrüdlichen 
oder ftillfchweigenden Vertrag aber gründet fich überhaupt das Völkerrecht, deſſen Endzweck 
die Wohlfahrt der Wölfergemeinde, magnae illius universitatis, ift, ſowie der Staat eine 
Gemeinihaft nicht bloß zur Aufredhterhaltung des Rechts, fondern auch communis utilitatis 
eausa if. Auch im Kriege herrfcht nit Willfür, fondern ein Kriegsreht. Die Normen 
für diefes ſucht nun Grotius eingehend feftzuftellen und durch den Beweis, daf der Krieg 
nur aus gerechten Urſachen umd mit gerechten Mitteln geführt werden dürfe, jener zügel- 
und ſchamloſen Willfür der Eroberungsluitigen entgegenzumwirten, welche der Fluch feiner 
Zeit war. 

Seine Lehre aber ſtieß bald auf Widerſpruch. Die Lostrennung des Naturredhts von 
der Theologie wurde befämpft von Selden, den beiden Cocceji, Alberti, Seden- 
dorf, Crufius, Buddeus, Keftner u. a. Nicht die Vernunft follte ihnen zufolge 
die Rechtsquelle fein, jondern der geoffenbarte Mille Gottes. Der bedeutendſte unter feinen 
Miverfahern aber war Hobbes (Elementa philosophiea de eive. 1642. Leviathan 
sive de republica ecelesiastica et eivili. 1651). Er fommt auf fenfualiftiicher Grund- 
lage zu dem Sate, daß die einzige lex naturae das Geſetz der Selbiterhaltung jei. Von 
der Natur ſeien die Menfchen nicht mit einem mwohlmollenden Gefelligteitstrieb ausgeftattet, 
fondern es fei der Naturzuftand vielmehr ein bellum omnium in omnes. Die gegenfeitige 
Furt treibe daher die Menfhen zur Staatengründung. Um der Selbjterhaltung willen 
ſchränken fie ihr urfprünglich unbegrenztes Recht auf alles durch Verträge ein, deren bin- 
dende Kraft notwendige Borausfegung für den Frieden unter den Menſchen ift. Zur 
Sicherung der Friedensordnung aber muß eine Staatsgewalt durd Vertrag gejchaffen werden, 
auf welche unmiderruflich alles Recht und alle Macht übertragen wird, weil fie jonft feinen 
unbedingten Schuß verbürgen würde, Die eivitas muß absolutissima fein, jonft erneuert 
fih das bellum omnium. Am zwedmäßigften weil am fräftigjten ift aber die monarchia 
absolutissima. Die Staatsgewalt fett alfo endgültig feit, was recht und unrecht, gut und 
böſe jei, ſie allein entjcheidet auch über religiöfe Angelegenheiten und legt die Bibel authen- 
tifh aus. Gemiffenspflicht des Herrfchers ift es allerdings, das Wohl des Volkes möglichit 
zu fördern. Diefe Theorie des Defpotismus erflärt fih aus den Zeitverhältniffen, in 
welchen Hobbes lebte. Die religiöfen Bürgerfriege brachten damals England an den Rand 
des Verderbens; Hobbes ſah feine Nettung außer in einem militärtfchen Cäfaropapismus, 
welcher auch in Firdlichen Dingen unwiderſprechlich zu entfcheiden hätte. 

Ihm trat nun namentli in Deutjchland eine naturrechtlihe Schule entgegen, welche 
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ſich hauptſächlich auf Grotius ftüßte, deren Begründer Samuel von Bufendorf war und 
welche man mit dem Namen der Socialiften bezeichnete, weil fie Hecht und Staat auf 
den Gefelligfeitstrieb der Menjchen gründete. Pufendorf (Hauptwerfe: De iure na- 
turae et gentium libri octo. 1672; De officio hominis et eivis. 1693) ſchuf die wenig 
ſyſtematiſche Lehre Grotius’ zu einem vollftändigen Syſtem um, verſank dabei aber wieder 
in baren Eudämonismus, indem er den Gejelligfeitstrieb nicht wie Grotius als einen mwohl- 
wollenden, ſondern al3 einen Ausfluß des Egoismus auffaßte. Das Gebiet des Natur- 
rechts umfaßt bei ihm und feinen Anhängern die gefamte natürliche Moral. Für die Ein- 
teilung des Naturrecht3 im engeren Sinne wird maßgebend der Unterjchied zwiſchen dem 
status naturalis (einem Stand des Friedens, in dem alle Menfchen frei und gleich find 
und angeborene Rechte haben) und dem status adventicius, in welchem Rechte entjtehen, 
deren Vorausjegung ein ausdrüdlicher oder ftillfchweigender Vertrag oder certus status ober 
certum institutum ift. Danach jcheidet fi das ius naturale in absolutum und hypo- 
theticum. Der Staat ift eine Schöpfung menſchlichen Willens, eine „moraliſche Perfon“, 
deren Zwed pax et securitas communis ift. 


8 10. Spinoza. Eine ganz ifolierte einflußlofe Stellung nimmt in feiner Zeit 
Spinoza ein. Er bedarf gleichwohl der Erwähnung, meil feine Lehre auf den neueren 
Monismus, namentlih auf Schelling und Hegel, fehr tiefgreifend eingewirkt hat. Da e8 
nach feiner pantheiftiihen Anfchauung nur eine Subftanz (Gott) giebt, kann aud) fein Böfes 
erijtieren ; alles, mas geichieht, ift gut und recht, weil es notwendig ift. Unrecht ift, was 
niemand will und niemand Tann. Für die Ethik folgt aus dieſer lleinsehe das Prin⸗ 
zip der Selbſtliebe des einen — der conatus proprium Esse conservandi. Auch die 
Menſchen als modi der einen Subſtanz find nur ſoweit tugendhaft, als fie die Macht 
haben, ſich ſelbſt zu erhalten; Recht und Tugend find ſonach identijh mit der Macht. 
Jus naturae est ipsa naturae potentia. Gott hat ein Recht auf alles, weil er alle Macht 
hat, und jedes Individuum hat summum ius ad omnia quae potest. Vom Recht ver- 
boten ift nur, was niemand kann und will. Nach den Gejeten unferer befchränften Ver: 
nunft aber ericheint uns ſchlecht, was unferem wahren Nuten zumwiberläuft. Folgt jeder 
jeinen Leidenſchaften, fo entiteht allgemeine Unſicherheit, darum ift es zwedmäßig, fich zu 
einer vernünftig geleiteten Nechtögemeinfchaft zu vereinigen, in welcher der Grundſatz der 
Unterordnung unter Gefege gilt und die bindende Kraft der Verträge anerkannt ift. Allein 
freili: nur wenn das Halten am Vertrag mehr nüßt oder weniger ſchadet als Vertrags- 
bruch, bindet der Vertrag, denn unus quisque naturae iure dolo agere potest nec pac- 
tis stare tenetur, nisi spe maioris boni vel metu maioris mali! Die Staatsmadt hat 
das höchſte Recht aegen alle, fofern und folange fie die höchſte Gewalt hat; die Über- 
tragung der Macht auf den Herrſcher iſt aber widerruflich, da fie nur auf Nüplicteits- 
gründen beruht. Die Regierung muß deshalb im eigenen ntereffe, weil fie font ihren 
Sturz zu erwarten hat, für das Gemeinmwohl forgen. (Man vgl. über das Hierhergehörige 
Spinozas Tractatus theologieo-politicus. 1670 und feinen unvollendeten Tractatus poli- 
tieus. 1677. Leibniz nannte wohl nicht mit Unrecht feine Lehre eine doctrina pessimae 
notae.) 


$ 11. Entwidlung des Naturrehts im 18. Jahrhundert in Deutſch— 
land bis auf Kant (des fogenannten älteren Naturredt3). 

Leibniz hat in feinen Ausführungen über Necht und Staat (vgl. über fie namentlich 
N. Zimmermann, Das Nechtsprinzip bei Leibniz. 1852), melde er niemals in ein 
Syſtem zufammenfaßte, das Recht auf das von Gott dem Menfchen eingepflanzte Gefet der 
Vernunft zurüdgeführt: man müfje fo handeln, daß möglichft viel Gutes gejchehe und mög- 
lichft große Glüdjeligfeit über alle und alles fich ergieße. Gerecht ift darum das in öffent- 
licher Hinficht (publice) Nütliche. Hierbei ift in erjter Linie an die Welt und ihren Lenker, 
dann an die Menschheit, dann an den Staat zu denfen. Hiernach ift ein dreifaches Ge- 
rechte zu unterfcheiden: Ein göttliheg — probitas, pietas —, ein menfchheitlihes — 
aequitas — und ein ſtaatliches — ius strietum. Dem entiprechen in umgefehrter Reihen- 
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folge die Dreiteilungen: iustitia commutativa, distributiva, universalis und neminem 
laede, suum cuique, honeste (oder pie) vive. Im Kollifionsfall geht das göttliche dem 
menfchheitlichen,, diefes dem ftaatlichen Gerechten vor. In diefer großartigen, aber unflaren 
Rechtsanſchauung, welche allgemeinethifhe, ſpecifiſch rechtliche. und religiöfe Prinzipien ver- 
mengt, erbliden wir eine eigentümliche Umbildung Ariftotelifcher und chriſtlichmittelalterlicher 
Doktrinen!. 

Im Gegenſatz zu der bisher herrſchenden Vermiſchung von Recht und Moral ſucht 
Thomaſius (Institutiones iurisprudentiae divinae. 1688, und beſonders Fundamenta 
iuris naturae et gentium. 1705) zuerſt das Recht gänzlid von der Moral loszulöfen. 
So löblid der Beweggrund war, von dem er fi dabei leiten ließ (es handelte fich ihm 
vor allem darum, Zwangsmaßregeln auf religiöfem Gebiet, wie fie damals gegen die Pie- 
tiften geübt wurden, auszufchließen), jo unheilvoll war diefe Trennung für die Rechtsphilo— 
fophie, die nun von ihrem Mutterboden losgeriffen, notwendigerweife in ihrer Entwidlung 
gehemmt und verfümmert werden mußte. Nah Thomafius zerfällt das rectum (d. h. das 
Sittlidhe) in honestum, decorum und iustum. Prinzip des rectum ift die Glücfelig- 
feit, zu welcher äußerer und innerer Friede erforderlich ift. Das iustum foll bloß den erjteren 
herftellen, ift daher erzwingbar. Im Naturjtand hat der Menfch angeborene Nechte und ift 
befugt, einen jeden, der ihn mit einer iniuria quamquam minima bedroht, nötigen Falls 
durch Tötung abzuwehren („Totfchlagsmoral” nannte dies Schleiermader). 

Späterhin gewann Chriftian v. Wolff (Ius naturae methodo scientifica per- 
tractatum. 1740—48; Institutiones iuris naturae et gentium. 1754) ungemein hohes 
Anfehen. Er führte das Syſtem des Naturrehts, ſich teilweife an Leibniz anlehnend, in 
allen Detaild mit ziemlich nüchterner und platter Verftändigfeit in weitſchweifiger fyllo- 
giftifcher Form durch. Aus dem Moralprinzip: Vervolltommne dich felbit (um glüdlich zu 
werden), folgert er Pflichten gegen fich felbjt, gegen andere und gegen Gott. Someit die 
Pilichten gegen andere erzwingbar find, find fie Nechtspflichten; das Necht felbit aber folgt 
aus der Pflicht, denn: Was ich foll, das darf ich aud (eine Verwechslung des Rechts mit 
den Grlaubten, ebenfo faljh wie die Ummandlung des Sates bei Heydenreih und 
Hoffbauer in den anderen: „Wann ich für dich foll, jo darfſt du, meine Befchrän- 
fung ift von felbft eine Erweiterung für dich“, weil ja aus meiner Pflicht noch bei weitem 
nicht ein Zwangsrecht des anderen folgt). Die Nechte find entweder angeborene oder hypo— 
thetifche (erworbene); zum Schuß beider ift Zmang geftattet, weil ſonſt das Recht nichts 
nügen würde, Alle erworbenen Rechte beruhen auf Vertrag, Durch dieſen fünnen die 
Menſchen, da fie ja angeborene Freiheit haben, alles, auch die Freiheit felbft, veräußern. 
Jeder Vertrag alfo, welchen Inhalt er immer habe, muß gehalten werden. Dieſes ältere 
deutſche Naturreht hat aljo feine revolutionäre Tendenz, wie fie ihm Stahl vorwirft, fon- 
dern ihm fehlt vielmehr das Prinzip für die Fortbildung des Rechts. Revolutionär ift nur die 
Lehre, melde den Vertragsbrud für rechtmäßig erklärt, wenn er von dem Wohl der ein- 
zelnen oder des Volfes gefordert ift. In diefem Sinn haben allerdings mande der fpäteren 
Wolffianer, wie befonders Höpfner, zum Teil unter dem Einfluß Rouſſeaus, argumentiert. 

Auch der Staat beruht nad) Wolff auf einem Vertrag, und fein Zwed tft vitae suf- 
ficientia, tranquillitas et securitas. Das Volk fchuldet nur verfafjungsmäßigen Gehorfam ; 
verlegt der Fürft das Nerfafjungsrecht, jo tritt der Naturzuftand ein, in welchem ein jeder 
das Recht der Selbithülfe hat. Übrigens fann der Inhalt des Verfaffungsvertrags ein 
beliebiger fein; das Naturreht hat weder gegen Republik noch gegen Monarchie etwas ein- 
zumenden. Im einzelnen dringen allerdings Wolff und feine Anhänger auf Reformen zur 
Förderung ber allgemeinen Wohlfahrt und haben, indem fie jo dem Streben des aufge- 
Härten Abjolutismus entgegenfamen, ferner durd die Betonung der Unabhängigkeit des 
Naturrehts von der Theologie und durch die eingehende Behandlung des Völkerrechts, 
weldes fie im humanen Sinne fortbildeten, manches Gute gewirkt. Die wiſſenſchaftliche 
Grundlage aber, auf welcher fie jtanden, war innerlid) hohl und ftürzte zufammen, als 
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Kants Stimme wie die des Rufers in der Wüſte ertönt. Ehe wir indes zu Kant über- 
gehen, müffen wir, da feine Staatslehre von Rouſſeau beeinflußt ift, auf jene Entwidlung 
der Staatslehre, vornehmlich in Frankreich und England, hinmeifen, welche zum Rouffeaufchen 
Geſellſchaftsvertrag hinführt. 


3 12, Die Staatsredtsphilofophie (vornehmlich in England und Frankreich) 
von den Monardhomaden bis auf Rouffeau a. Die Monardomaden 
und ihre Gegner. 

Die Lehre der Monarchenfeinde, deren Keime, wie wir fahen, bereit? im Mittelalter 
gelegt waren, entfaltete fich infolge der religiöfen Kämpfe zuerft bei den romanifhen Völfern 
und in Schottland im fechzehnten Jahrhundert zu einem förmlichen Syiteme. Proteſtanten 
und Katholifen, Hugenotten und Jefuiten lehrten mehr oder weniger ungejcheut den Tyrannen- 
mord, und verjtanden unter einem Tyrannen jeden Fürſten, welcher der Religionspartei feindlich 
gegenüberftand, der fie angehörten. So gehört denn ebenfo der Hugenotte Humbert Languet 
(mit dem Schriftftellernamen Stephanus Junius Brutus) wie der Jeſuit Mariana, ber 
ichottifche Gelehrte Buhanan und der englifche Dichter Milton, fpäter auch Algeron 
Sidney und der mehr Maß haltende J. Locke hierher. Der mitunter theologijch ver- 
brämte Grundgedanke aller diefer Schriftiteller ift die Bolfsfouveränität, woraus fi die 
Berechtigung zur Revolution, zur Abſetzung und Beitrafung des Fürſten, wenn ungerecht 
regiert wird, von felbft ergiebt. In Deutichland wurde diefe Anſchauung in folgerechter 
Durchführung vertreten von Johannes Althufius, deſſen faſt verfchollenes Andenken vor 
furzem von Gierke (Johannes Althufius und die Entwidlung der naturrechtlichen Staats- 
theorieen. 1880) wieder erneuert worden ift. Er veröffentlichte 1603 eine Politica metho- 
dice digesta, in welcher er den Staat als durch vertraggmäßige Vereinigung von Ge- 
meinden und Provinzen entitandene universitas definiert, in der die Gefamtheit des Volfes 
notwendiger: und unveränderlicherweife das ius maiestatis, die Souveränität befite. Die 
universitas habe das Necht, Verwalter des Gemeinweſens anzuftellen und zu bevollmächtigen. 
Solcher Verwalter gebe e8 zweierlei: die Epboren und summus magistratus. Die 
erfteren feien jene Behörden, welche im Auftrag des Volkes deſſen Rechte gegenüber dem 
oberften Magiftrat zu verwalten haben. Sie bilden ein mit Mehrheit befchließendes, mit 
den Rechten einer Vollsvertretung ausgeftattetes Kollegium, welches äußerſten Falld den 
Herricher abſetzen darf, ſowie dasjelbe andererfeitö diefen gegen ungerechte Angriffe zu be- 
ſchützen bat. Cine derartige Einrichtung follte in feinem Staate fehlen. it fie nicht vor— 
handen, fo müfjen alle ihre Funktionen unmittelbar in der Verfammlung des gejamten 
Volfes durch Abjtimmung ausgeübt werden. Der summus magistratus heißt fo bloß 
respectu inferioris, iſt aber nur minister einer aliena potestas; er wird eingefegt durch 
einen Mandatövertrag feitend der consociatio mandans, welcher beiderfeitig bejchworen 
wird. Das Volk fann aber nur einen eingefchräntten und im Fall des Mißbrauchs wider- 
ruflihen Auftrag erteilen. Die Volkswahl erzeugt das Recht des Herrſchers nad dem 
Willen Gottes, und nur in diefem Sinne ftammt fein Recht von Gott. Brit das Volf 
den Vertrag, fo ift der Herrfcher feiner Pflichten ledig; bricht ihn der Herrfcher, fo fann 
fih das Volk nad Belieben einen neuen Herrfcher oder eine neue Verfafjung geben. In 
einer umfangreichen Erörterung handelt Althufius fodann von der Tyrannis. Er veriteht 
unter einem Tyrannen nicht den illfegitimen Herrfcher (Ufurpator), der als öffentlicher Feind 
von jedem Privaten befriegt und vertrieben werden fann, fondern den legitimen Herrſcher 
(fei er ein Monarch oder ein republifanifcher Magiftrat), der die Verfafjung verlegt oder 
feine Pflicht verfäumt. Die einzelnen Unterthanen haben diefem gegenüber nur das Recht 
des paffiven Widerſtandes und der Notwehr. Die Ephoren in ihrer Gefamtheit dagegen 
haben die Pflicht, nachdem fie frievlihe Mittel vergebens verfucht haben, den Tyrannen 
mit Gewalt zu vertreiben oder zum Tode zu verurteilen und binzurichten. — Was den 
Unterfchied der Staatöformen betrifft, fo fieht Althufius dieſelben bloß als verfchiedene 
Verwaltungsformen an, da die Majeftätsrechte ſtets dem Volke gebühren. Staats- 
zwed ift ihm ſowohl das Heil der Seelen ala das leiblihe Wohl. 

Diefe Ausführungen zeigen in fo vielen Punkten eine Übereinftimmung mit Rouffeaus 
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eontrat social, daß Gierfes Vermutung, Noufjeau habe „das damals auch in Frankreich 
wohl befannte Bud) gelefen und benützt“, nicht ohne Grund ift. 

Zur Charakterifierung von Althufius’ Rechtsanſchauung heben wir noch hervor, daf er 
in feiner ſyſtematiſchen Darftellung des geltenden Rechts (Dicaeologicae libri tres. 1617) 
fagt: Das natürlihe Necht wird von der recta ratio communis den allgemeinen Bebürf: 
niffen menfchliher Gemeinfchaft gemäß aufgeftellt, das pofitive Recht von der recta ratio 
specialis den bejonderen Bebürfnifjen örtlich begrenzten Gemeinlebens gemäß erzeugt. 
Lebteres muß, um überhaupt Necht zu fein, mit den oberften Prinzipien des Natur: 
rechts übereinftimmen, um pofitives Recht zu fein, vermöge der Anpaflung an fonfrete 
Verhältniffe von ihm abweichen. 

Diefen monardenfeindliden Schriftftellern ftanden die Verteidiger der abfoluten Fürften- 
gewalt gegenüber, zu denen unter anderen Bodinus, Grasmwinfel, Horn, Boſſuet, 
Salmafius und Filmer gehören, welcher legtere in feinem Buch Patriarcha or the 
natural power of kings (1680, 2. Ausg. 1685) lehrte, daß die Fürſten die von Gott 
eingefegten Erben der unbeſchränkten Gewalt Adams über feine Kinder jeien, und felbit für 
die englifchen Könige den Sat aufrechterhielt: Princeps legibus solutus est. 


813. b. Lode, Montesquieu und Rouſſeau. 

Unter den Anhängern der Volksſouveränität ragt, wie ſchon angedeutet, Locke (Two 
treatises on government. 1680; De intelleetu humano. An Essay concerning human 
understanding. 1690) dur jeine Mäßigung und durch feine philofophifche Auffafjung 
hervor. Als Senfualift geht er vom Glüdfeligfeitsprinzip aus, doch nicht ohne Hinneigung 
zu einer reineren ethiſchen Auffaffung. Er erfennt einen Naturzujtand und in diefem Zwangs— 
rechte an. Dabei jpricht er zuerjt mit voller Entjchiedenheit den weittragenden Gedanlen aus, 
dab das Eigentum im Naturzuftand nur infoweit begründet fei, als e8 the use of men 
fordert und durch Arbeit, welde die Sachen dem Bedürfnis dienftbar macht, erworben wird 
(an welchen fih Anklänge allerdings ſchon im Mittelalter, 3. B. bei Johannes Barifienfis, 
finden), Um Berfon und Eigentum durch Zwang, insbefondere durd Strafen zu ſchützen, 
gründen die Menjchen vertragsmähig den Staat, dejjen wahrer Souverän das Gejeh, die 
standing rule ift. Dem Volke fteht die Gefeggebung, aljo die Souveränität zu. 
Zweckmäßig ift es, die vollziehende Gewalt einem Fürſten zu übertragen, dem fie wegen 
Mißbrauchs auch wieder entzogen werden fann. 

Zu einer eigentlichen „Teilung der Staatsgewalten“ war alfo Locke nicht vorgejchritten, 
diefe wird zum Angelpunft des Staatsrechts erft erhoben von Montesquieu, dem „Vater 
des Konftitutionalismus”. Diefer teilt in feinem berühmten Buch: De l’esprit des lois 
(1748, 2. verbejj. Ausg. 1757) im allgemeinen die herrichende Anſicht über den Natur- 
ftand, in welchem die Menfchen, von Natur gleih, nur dem Geſetz der raison humaine 
unterworfen find. Die Staatsgeſetze aber jollen nichts jein als befondere Anwendungen der 
raison humaine. Daraus folgt, daß die menfchliche Freiheit nicht durch Geſetze becin- 
trächtigt und ihrer wohlthätigen Wirkungen beraubt werden fol. Wenn er aljo aud in 
dem berühmten 6. Kapitel des 11. Buches, das die Überfchrift Hat: De la constitution 
d’Angleterre, fcheinbar nur die Frage aufwirft und beantwortet: Wie ift der Staat ein- 
zurichten, falls er fich etwa (mie England) neben dem allen Staaten gemeinfamen Zwed der 
Selbiterhaltung noch als befonderen Zweck die Aufrechterhaltung politifcher Freiheit 
jegen wollte?, jo erſieht man doch aus feiner oben angeveuteten Grundanſchauung, daß er 
mit diefer angeblichen Darjtellung der (von ihm übrigens aanz mißverjtandenen) englifchen 
Verfaflung die Grundlinien feines Staatsideals ziehen wollte. Dieſe gejtalten fih nun in 
folgender Weiſe: 

Da politische Freiheit nur vorhanden ift, wenn der Bürger vor jedem Mifbraud der 
Staatsmacht gejichert leben fann, fo ift eine Trennung der Staatsgemwalten not- 
wendig. (Pour qu’on ne puisse abuser du pouvoir, il faut que, par la disposition 
des choses, le pouvoir arräte le pouvoir, heift es ſchon im 4. Kapitel des 11. 
Buches.) Es ift erforderlih, daß drei Staatsgewalten: pouvoir legislativ, p. ex&cutif 
und p. de juger beitehen, welche ſich gegenfeitig zu hemmen im ftande fein müflen und 
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daher nicht in derfelben Hand vereinigt fein dürfen. Die richterlihe Gewalt ift in Europa 
bereits fajt überall abgejondert. Dagegen bevarf es noch der Teilung der beiden übrigen 
Gewalten zwifchen Volk und Fürſten. Diefe fol nun folgendermaßen durchgeführt werden: 
Die gejehgebende Gewalt verteilt ſich zunächſt an zwei Körperfchaften (erblihe Pairs und 
Abgeordnete) mit gegenfeitigem BVerhinderungsrecht, dem Fürften aber fommt das Veto zu. 
Er hat die vollziehende Gewalt und feine Perfon muß unverleglich fein, damit nicht Die 
vollziehende von der gejeßgebenden Gewalt abhängig werde. Allein er kann feinen Re- 
gierungsaft ohne die Gegenzeihnung verantwortlicher Minifter ausüben, und fo ift denn 
ein Räderwerk fich gegenfeitig hemmender Gemwalten gejchaffen, welches, fobald es in Be- 
wegung gejegt wird, notwendigerweife fich innerlich übereinjtimmend fortbewegen muß. 

An Außerlichkeiten der englifchen DVerfaffung lebend, ohne ihren wahren Geift zu 
erfaffen (mas ihm bezüglih viel fremdartigerer geichichtlicher Gejtaltungen viel befier 
gelungen war), entwirft fo Montesquieu ein fchablonenartiges Verfaffungsideal, dem 
nit nur die Grundlage fehlt, da an die Stelle des Gemeinfinns das Prinzip des 
Mißtrauens gejett wird, fondern das überhaupt innerlihd unmwahr und zur Realifierung 
der politifchen Freiheit ganz ungenügend ift. Politiſche Freiheit ift nicht, wie Mon- 
teöquieu meint, dort vorhanden, wo dein Bürger eine geficherte Privateriftenz ver- 
bürgt, fondern dort, wo er zur aftiven Beteiligung am Staatsleben, insbefondere an der 
Gejebgebung, berufen if. Kommt nun auch Montesquieu zur Cinräumung folder Mit: 
wirkung, weil ohne fie eine Trennung der Gewalten nicht durchführbar ift, fo führt doch 
jene negative Faſſung der politifchen Freiheit zu einer ebenfalls bloß negativen ‚Formulierung 
der Aufgabe der Stantögewalten. Sie haben die Beitimmung, fich gegenfeitig zu hemmen 
und den Mißbrauch der Macht unmöglich zu machen; vergebens aber fragt man nad) 
einem pofitiven Gebraud und Zmwed der Gemwalten. Der Zwed des Staates ift eben rein 
negativ bejtimmt und gefegt in die Verhütung von Eingriffen in die private freiheit, d. h. 
der Staat als notwendiges Übel muß ſich jelbjt möglichſt unſchädlich zu machen trachten. 

[Montesquieu zeichnet fih im Gegenfage zu den Vertretern naturrechtliher Anfchau- 
ungen, in beren Mitte er bier erfcheint, durch Sinn und Verftändnis für das gefchichtliche 
Leben der Völfer fowie dur die Nichtung feines Getftes auf Erforfchung der in jenem 
herrſchenden Regelmäßigfeiten und der Bedingungen, unter welchen bejtimmte Staats- 
einrichtungen fih zu behaupten und ihren Zwed zu erfüllen vermögen, aus. In diefen 
Beziehungen hat er einen hervorragenden Vorgänger in dem geiftvollen Neapolitaner Vico 
(1668— 1744), welchem die Gefchichte als eine von Geſetzen beherrfchte und in gewiſſen 
Eyklen ſich bewegende Entwidlung der als gleichartige Glieder der Menfchheitsfamilie be: 
trachteten Völker und ihrer Zuftände fich darftellt und welcher diefe Geſetze zu beſtimmen 
verfucht („Grundzüge einer neuen Wiffenfchaft über die gemeinfhaftliche Natur der Völker.“ 
„Bon dem einen Anfang und dem einen Ende alles Nechts."). Unter den zahlreichen 
Nacfolgern Montesquieus verdient der Neapolitaner Filangieri (1752—88. „Die 
Wiſſenſchaft der Geſetzgebung“) hervorgehoben zu werden. M.] 

Solche Halbheit und Schiefheit mußte in einem Gemüt, weldjes, wie das Rouffeaus, 
von bitterem Schmerz über die Greuel des Defpotismus ergriffen war, einem jchranfenlofen 
Freiheitsbegriff zum Durchbruch verhelfen. So ftellte er denn in feinem Bude: Du contrat 
social (1752) eine Staatslehre auf, deren Grundgedanke nicht mehr jene negative „politifche 
Freiheit" Montesquieus, fondern die volle unveräußerlihe Freiheit aller war. Da es nad 
ihm die Pflicht des Menfchen ift, frei zu fein, fo giebt es nur einen rechtlich gültigen 
Staatsvertrag, denjenigen nämlich, durch welchen die Freiheit den einzelnen nicht entzogen, 
fondern gefichert wird. Dies ift nur dann der Fall, wenn jeder im Staatävertrag alle 
feine Rechte sans reserve an die Gemeinfchaft veräußert. Infolge foldher abfoluten Reci— 
procität erhält dann jeder ebenfoviel wieder, als er veräußert hat, es entfteht condition 
6&gale, und jeder ift gezwungen — frei zu fein. Das Produkt des Staatövertrages ift 
die von der volunte des tous zu unterjcheidende volont& generale, welche fein Sonder- 
intereffe, fondern bloß das öffentliche Wohl berüdfichtigt, und diefe ift der Souverän. Das 
Volk aljo ift fouverän, und zwar ift feine Souveränität unveräuferlihd. Daher it fie: 
1. unteilbar; fein Teil fann an einen Fürſten übertragen werden. 2. unvertretbar; 
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nur das Wolf felbft in Urverfammlungen fann Geſetze geben. 3. unbefhränft; der 
Souverän fann ſich nicht felbit durch Befchränlungen verpflichten; was die Gemeinfchaft 
fordert, müſſen die Bürger opfern, denn der Souverän fann nicht unrecht thun, fondern 
fi höchitens über fein Beſtes (das allgemeine Wohl) irren. 

Indeffen ift das Volk nur betreffs der Geſetzgebung unvertretbar, nicht auch bezüglich 
des gouvernement. Das gouvernement fann verjchiedene Formen haben: die der Demo- 
fratie (mas nicht zwedmäßig ift, weil dann Souverän und Gouvernement fich nicht unter- 
ſcheiden lafjen), der Ariftofratie oder Monardie. Diefe Form wird durch Volksgeſetz be— 
ftimmt; das Voll wählt ſodann den (oder die) Negenten. Der Negent hat fein eigent= 
liches Recht, ſondern nur eine commission, ein emploi, er ift simple officier du souverain. 
Er darf nicht einmal fein Amt niederlegen, während das Volk feine Kommijfion abändern, 
zurüdnehmen, den Regenten zur Rechenſchaft ziehen fann u. f. w. 

Zmwed des Staates ift das gemeine Mohl; jeder ift verpflichtet, bei der Abftimmung 
bloß diejes im Auge zu haben, aber nur aus dem egoiftifchen Grunde, weil man damit 
aud fein eigenes Wohl befördert, wie es denn überhaupt das erfte Gefeg der menschlichen 
Natur ijt, de veiller A sa propre conservation. 

Rouffeaus Lehre predigt nicht bloß die Nechtmäßigfeit der Revolution gegenüber allen 
Staaten, denen nicht fein Staatsvertrag zu Grunde liegt (und das waren alle Staaten mit 
Ausnahme einiger fleinen fchweizerifchen Demofratieen, in welchen er wenigſtens den Staats- 
vertrag — fälſchlich — für verwirklicht anjah), fondern fie müßte in ihren Konjequenzen 
zum Kommunismus, ja zur permanenten Anarchie führen. Zum Kommunismus infofern, 
als eine Beifeitefegung aller Sonderinterefjen bei der Voltsabftimmung nur dann allenfalls 
zu erwarten wäre, wenn alles Sonbereigentum und Familienleben bejeitigt wäre, zur An— 
archie aber, weil jede Unterwerfung unter eine Herrichaft, fei e8 auch die der Gefamtheit, 
unverträglih ift mit dem Grundfage der Unveräußerlichfeit der Freiheit. Jeder müßte hier- 
nad in jevem Augenblide den Staatsvertrag widerrufen können, fobald er durch denfelben — 
bezw. durch die auf deſſen Grundlage entjtandenen Gefege — fi irgendwie in feiner natür- 
lichen Freiheit beeinträchtigt fühlen würde. Klugheit, Nütlichleitserwägungen möchten ihn 
etwa bejtimmen, von diefem Rücktrittsrecht nicht ohne weiteres Gebraud zu machen; daß 
aber dem abjolut Freien diefes Necht am ſich zuftehen müfje, ift eine unabmeisliche Folge 
rung aüs dem Begriffe der Freiheit. Schleht genug fucht fie Rouffeau fich felbit zu ver- 
büllen, indem er meint, die unveräußerliche Freiheit jet jedem dadurch gewahrt, daß er über 
die Gefege mit abftimmen dürfe. Denn wer in der Minderheit bleibt und fi nun dem 
feinem Sonderintereffe zumiderlaufenden Beſchluß der Mehrheit fügen muß, dem reiht man 
Steine ftatt Brot, wenn man ihn mit feiner Beteiligung an der Abftimmung tröften will. 
Der Rouſſeauſche Gejellihaftsvertrag ift alfo nad feinen eigenen Prinzipien eine Unmöglich— 
feit; für die angeborene unveräußerliche freiheit giebt es feine objeftive verpflichtende Norm; 
nur die Macht kann ihr faktiich Schranken fegen und, ſoweit fie felber Macht hat, hat 
fie Recht. Es muß aber doc, etwas firenenhaft Verlodendes in dem Wort „unveräußerliche 
Freiheit” liegen, weil auch einer unferer befonnenften und gemäßigteften Staatsrechtslehrer 
die Beweisführung Rouſſeaus, daß die Freiheit unveräußerlich fei, „begründet und nützlich“ 
gefunden hat! 


O. Von Kant bis auf die Gegenwart, 


3 14. Insbefondere Kants Rechts- und Staatslehre. 

(Hierher gehörige Schriften Kants find hauptfählih: Grundlegung zur Metaphyfif der 
Sitten. 1785; Kritif der praftifhen Vernunft. 1788; Abhandlung über den Gemeinſpruch: 
das mag in der Theorie richtig fein u. f. w. 1793; Zum ewigen Frieden. 1795; Meta: 
phyfiihe Anfangsgründe der Nechtslehre. 1797, 2. vermehrte Ausg. 1798.) 

Einen „Meiſterzug“ Kants nennt e3 Herbart mit Recht, daß er die „praftifche Ver— 
nunft“ von der „theoretifhen“ ganz unabhängig machte, mit anderen Worten: die Ethik 
aus ihrer Abhängigfeit von der Metaphyſik losiöfte. Nicht minder war es ein epoche— 
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madender Schritt, daß Kant die Glüdfeligkeitslehre mit ihren „Schlangenwindungen” als 
durchaus untauglicd zur Begründung der Ethif zurüdwies., Alle „materialen“ Prinzipien, 
d. h. ſolche, welche ein Objekt des Begehrungsvermögens als Bejtimmungsgrund des Willens 
vorausſetzen, find, wie Kant ausführt, insgejamt empirisch und können feine praftifchen Ge- 
fee abgeben. Luft und Unluft find durchaus ſubjektiv, individuell verſchieden. Iſt es 
nach eudämoniftifher Anfchauung ein Verbrechen, feiner Glüdjeligfeit Abbruch zu thun, fo 
würde eine Handlung erft durch ihre Bejtrafung zum Verbrechen, und die Gerechtigkeit müßte 
darin bejtehen, alle Bejtrafung zu unterlafjen und felbit die natürliche zu verhindern; denn 
alsdann wäre in der Handlung nichts Böſes mehr, weil die Übel, die ſonſt darauf folgten, 
um deren willen die Handlung allein böfe hieß, nunmehr abgehalten wären. 

Somit hatte Kant ganz richtig gefunden, daß der Wert des Willens nicht nad dem 
Wert des Objefts desjelben gemefjen werben fann, daß die Ethik von dem Inhalte des 
Willens abſehen müſſe. Der nächſte Schritt wäre der geweſen, fih der Form des 
Willens zuzumenden. Statt dejien fat Kant die Form des Geſetzes ins Auge und 
fagt, das Geſetz für die menjchlichen Handlungen fei ein bloß formales. Da aber eine 
bloße Form nicht dur die Sinne erfannt werden fann, fo fann auch der Wille, welcher 
durch das Sittengefeß beftimmt werden fol, nit von Gejegen der ſinnlichen Natur 
abhängig fein, er muß fich aus fich ſelbſt bejtimmen, frei, autonom fein, und Sittlichfeit ift 
Autonomie Der fittlihe Wille iſt demnach unabhängig von allen äußeren Triebfedern, er 
* nur durch die Achtung vor dem Sittengeſetz, dem kategoriſchen Imperativ, 

timmt. 

Das rein formale Sittengejeg lautet aber: „Handle fo, daß die Marime deines Wil- 
lens jederzeit als Prinzip einer allgemeinen Gefeggebung gelten könne.“ Hier nun über- 
fieht Kant, daß nicht die bloße Form eines Gebotes, die bloße Thatſache, daß geboten wird, 
fondern nur der muftergültige Inhalt des Geſetzes fittlich verpflichten fann. Jene all- 
gemeine Form läßt einen verjchiedenartigen Inhalt zu; ſelbſt die Glückſeligkeitslehre Tieße 
fih in diefelbe leiden, denn man könnte wohl den Sat aufitellen: Befördere das Wohl 
anderer, damit du von ihnen wieder förderung erfährit — und ihn. als allgemeines Prinzip 
für den Verkehr der Menfchen ohne logiſchen Widerſpruch durchgeführt denten. Der Wert 
des Guten hängt nicht davon ab, daß es ſich zum Prinzip einer allgemeinen Geſetzgebung 
eignet, fondern umgekehrt: weil das Gute Wert hat, foll es zu einem folchen Prinzip er- 
hoben werben. 

Ein weiterer Fehler, den Kant begeht, iſt der, daß er fein Sittengeſetz als ein Gefeg 
für die Handlungen, nicht für den Willen als folhen aufftellt, während doch die Handlung 
nur fefundär als Ausdrud des Willens in Betracht fommt. Dies treibt ihn vorwärts auf 
der abjchüffigen Bahn zur Trennung von Recht und Moral. Da das oberfte Sittengefet 
zunächſt nur ein Handeln verlangt, nicht die Motive ind Auge faft, fo läßt fich fein Um- 
fang weiter zerteilen in ein Geſetz für das Handeln als ſolches ohne Berüdfichtigung der 
Motive und ein Geſetz für die Motive, die Gefinnung. In den Umkreis des erfteren (des 
Rechtsgeſetzes) müßten nun allerdings alle Gebote für das Handeln, abaefehen von den 
Motiven, fallen. Kant aber kommt zu einer Beſchränkung diefes Gefetes auf die Hand— 
lungen, welche mit der äußeren freiheit aller übereinftimmen, indem er die Bedingungen 
für die vom Sittengefeg geforderte Autonomie des Willens unterfudt. Zu ihnen gehört 
nach ihm nämlich fowohl innere Freiheit (Selbjtüberwindung um der Pflicht willen) als 
äußere Freiheit. Hiernach fcheiden ſich Moral: und Rechtsgeſetz. Rechtmäßig ift, was 
mit der äußeren Freiheit aller Menſchen übereinftimmt. Das Recht ift der Inbegriff der 
Bedingungen, unter denen die Willfür des einen mit der Willfür des andern nad) einem 
allgemeinen Geſetze der Freiheit zufammen vereinigt werden fann. Eine jede Handlung ift 
recht, durch die oder nad) deren Marime die Freiheit aller nach einem allgemeinen Gefete 
zufammen beitehen Tann, — Marime der Koeriften;z. 

Die Rechtspflichten find erzwingbar, denn der Zwang ift rechtmäßig, infofern er 
nur Hindernis des Hindernifjes der Freiheit if. Somit fann man fagen: Recht ift das 
Geſetz (die Möglichkeit) eines mit jedermanns Freiheit zufammenftimmenden durchgängigen 
wechſelſeitigen Zmwanges. Und Recht im fubjektiven Sinne ift „die Befugnis zu zwingen“. 
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Darum find auch Billigfeits- und Notrecht nur „vermeinte Rechte“, denn fie fallen außer- 
halb des Gebietes der Zwangsgefeße. Anſprüche der bloßen Billigfeit fönnen nämlich wegen 
ihrer Unbejtimmtheit nicht vor Gericht geltend gemacht werden. Ebenfo ift eine Straf: 
drohung gegen den im äußerften Notftand Befindlichen fruchtlos und darum unzuläffig. (In 
dieſem Satze ift aljo der Gedanfe ausgeſprochen, daß Strafprohungen dort nicht zuläfjig 
find, wo fie nicht abjchredend wirfen fünnen — ein der Generalpräventionstheorie angehöriger 
Sat, der mit den fonftigen Anfhauungen Kants über die Strafe im Widerſpruch jteht. 
Denn er leitet die Strafe im allgemeinen richtig nicht aus dem Nechtsprinzip, fondern 
aus einem jelbitändigen Poſtulat der praftifchen Vernunft ab. „In jeder Strafe als foldher 
muß zuerjt Gerechtigkeit fein und dieſe macht das Wefentliche diefes Begriffes aus... . 
Strafe ift ein phyfiiches Übel, welches, wenn es auch nicht als natürliche Folge mit 
dem Moralifh-Böfen verbunden wäre, doch als Folge nach Prinzipien einer fittlichen Gefeb- 
gung verbunden werden müßte.... Richterliche Strafe .... fann niemals bloß als 

ittel, ein anderes Gute zu befördern, für den Verbrecher felbft oder für die bürgerliche 
Gefellihaft, fondern muß jederzeit nur darum wider ihn verhängt werden, weil er ver- 
broden hat . . . .“ Irrigerweiſe hielt freilich Kant die Talion für den richtigen Aus- 
drud der Ideen der Strafgerechtigfeit.) 

Alle Rechte im fubjeltiven Sinne find nah Kant entweder angeborene oder erworbene. 
Der Inbegriff der eriteren ijt das Urrecht der Freiheit, melches zugleih den Charakter der 
Pflicht hat, denn man darf fih nie für andere zum Mittel machen. Konfequent durchge: 
führt würde diefes (an Rouffeaus Lehre mahnende) Prinzip jede Rechtsverbindlichkeit unter 
Menfchen unmöglih maden, da durch eine jede die angeborene unveräufßerliche Freiheit 
irgendwie bejchränft, d. h. veräußert wird. 

Die erworbenen Rechte find entweder Sachenrechte oder perfönliche oder auf dingliche 
Art perfönliche (Nechte des Ehegatten, der Eltern und der Dienjtherren, weil der Hausvater 
ein Familienglied gleich einer „Sache“ in feinen „Befig“ zurüdbringen fann). 

Im Naturftande giebt es fein peremtorifches Mein und Dein, fondern bloß ein 
proviforifches, den Befit. Die Decupation führt nur zu einem proviforifchen Mein und 
Dein, denn ein einfeitiger Wille kann andere nicht verbinden. E83 muß aber erlaubt fein, 
jeden anderen, mit dem es zum Streit „des Mein und Dein über ein äuferes Objeft“ 
fommt, zu nötigen, in eine bürgerliche Verfaffung zu treten. Man darf alfo zur Staaten: 
gründung nötigen, nur damit der eigene Beſitz gefichert jei — man fieht, wie Nant wieder 
der Glückſeligkeitslehre verfällt — Was die Verträge betrifft, jo ift ihre Heiligkeit für 
Kant (dev Sade nad) richtig) ein Ffategorifcher Imperativ, während freilih, wie erwähnt, 
aus dem Prinzip der angeborenen unveräußerlichen Freiheit anderes folgen würde. Diefes 
Prinzip führt ihn nun auch zu dem Sabe: Alle Verträge find rechtlich unmöglid, durch 
welche das Urrecht der Freiheit aufgegeben werden müßte. Daher ift nur die Monogamie 
eine rechtmäßige gefchlechtliche Verbindung und die Sklaverei, auch die vertragsmäßige, it 
wider das Recht. 

Dem Naturzuftand fteht der bürgerliche gegenüber. In erfterem ift Die gegenfeitige 
Befehdung formell fein Unrecht; er ift ein Zuftand der NRechtlofigfeit (institia vacuus), wo 
für ftreitiges Necht fich fein kompetenter Nichter findet und alle Erwerbung nur proviforifch 
ift. Es thun daher alle höchſt unrecht daran, in einem folchen Zuftande zu bleiben. Der 
Sat: du follit in den bürgerlichen Zuftand treten, ift alfo ein Gejeg a priori. Zufolge 
einer weiſen Einrichtung der Vorfehung aber drängt die Not zu eben dem, was die praftijche 
Vernunft gebietet, zu dem pactum unionis eivilis. 

Der Alt, wodurd fih das Volf ſelbſt zu einem Staate fonjtituiert, eigentlich aber nur 
die dee desfelben, nad der die Nechtmäßigfeit desfelben allein gedacht werben fann, 
ift der urfprünglide Kontrakt, nad) weldem alle (omnes et singuli) im Volfe ihre 
äußere Freiheit aufgeben, um fie ala Glieder eines gemeinen Wefens, d. i. des Volkes als 
Staat betrachtet (universi), fofort wieder aufzunehmen. Dabei opfert der Menſch nichts 
von feiner angeborenen Freiheit, weil die Abhängigkeit vom Geſetz aus feinem eigenen 
geſetzgebenden Willen entjpringt. Darum fann das Wolf aud den Staatsvertrag nicht 
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widerrufen. Dur ſolche Umbiegungen des Prinzips der unveräußerlichen Freiheit entzieht 
fih Kant dem Gedantenfreis des contrat soc ial — freilid auf Kojten der Konſequenz! 

Der Staat ift die Bereinigung einer Menge von Menſchen unter Redts- 
gejegen — eine Definition, welche weder die territoriale Grundlage noch die Sou— 
veränität des Staates gehörig betont und den Staatszweck zu eng als bloße Verwirklichung 
des Rechtes auffaßt. 

Yu unterfcheiden ijt nun aber der Staatin der dee, wie er nad) reinen Nechtsprin- 
zipien fein foll (respublica noumenon), von dem wirklichen Staat (respublic a phaenomenon), 
für welchen jener zur Richtichnur dient. Der Idee nad) enthält jeder Staat drei Gewalten 
in fi: die Herrfchergewalt (Souveränität) in der Perfon des Geſetzgebers, die vollziehende 
Gewalt in der des Negierers (zufolge dem Geſetz) und die rechtjprechende. Sie müſſen 
richtig verteilt fein. Die gejeggebende Gewalt fann nur dem vereinigten Willen des Volkes 
zufommen, da nur diefes fich nicht unrecht thun fann (volenti non fit iniuria). Die zur 
Geſetzgebung vereinigten Glieder des Staates heißen Staatsbürger. Ihre Attribute 
find: Freiheit, Gleichheit, Selbtändigfeit. Darum Gleichheit angeborener Rechte und Gleich 
heit vor dem Geſetz, nicht etwa Gleichheit an Glüdsgütern. Die Vermifhung der Gewalten 
wäre Deſpotie. Der Geſetzgeber kann daher den Regenten abſetzen, aber nicht ſtrafen, weil 
dies ein Aft der ausübenden Gewalt wäre. 

In der Vereinigung der drei Staatögemwalten befteht das Heil des Staates (salus 
reipublicae suprema lex est); mworunter man nidt das Wohl der Staatöbürger ver- 
ſtehen muß, ſondern den Zuſtand der größten Übereinſtimmung der Verfaſſung mit Rechts- 
prinzipien. 

Die Form der Beherrfhung (Auto-, Arifto-, Demokratie) hat weniger Bedeutung, 
denn die Staatsformen find nur der Buchftabe der urfprünglichen Gejeggebung im bürger- 
lihen Zuſtande. Aber der Geist jenes urfprünglichen Vertrages enthält die Verbindlichkeit 
der fonjtituierenden Gewalt, die Negierungsart jener dee angemefjen zu machen und 
fo fie allmählich dahin zu verändern, daß fie mit der einzig rechtmäßigen Verfafjung, ber 
reinen Republif, ihrer Wirkung nad zufammenjtimme. In diefem Sinne ift der 
„Republifanismus“ die einzige rechtmäßige Verfaſſung (vgl. den erſten Definitivartifel zum 
„ewigen Frieden“). 

Damit hat fih Kant die Brüde gefchlagen von dem Staat in der dee zu dem Staat 
in der Erjcheinung. Wiederholt betont er dabei — mit offenbarer Hindeutung auf Friedrich 
den Großen —, dat der Monard) zwar autofratifch herrſchen, aber republikaniſch regieren 
folle, d. h. ſo, wie ein vernünftiges Volk ſich ſelbſt regieren würde, wenn es um feine Ein— 
willigung befragt würde. Ein Geſetz fei deshalb ungerecht, wenn es jo beidaffen ift, daß 
ein ganzes Volt unmöglich zu demielben feine Einwilligung geben fönnte (offenbar un- 
gerecht jeien darum Steuerfreiheiten, Privilegien des Erbadels u. dgl.). Das Volk aber 
darf hierüber nicht einmal vernünfteln: es muß gehorchen, denn die dee einer Staatsver- 
faffung iſt überhaupt heilig und unmiberftehlih. Dürfte man der oberjten Gewalt wider— 
jtehen, jo wäre ſie ja nicht die oberfte Gewalt! Das „Net zur Empörung“ ijt nur ein 
Ausfluß der Glüdfeligfeitslehre. Das Volt hat zwar unverlierbare Rechte gegen das 
Staatsoberhaupt , indefjen dieſe ſind (im Widerrprud mit Kants eigenem Rechtsbegriff) 
feine Zwangsrechte. Selbſt im einer parlamentarifhen Verfaſſung it dem Volke nur 
negativer Widerftand (Steuerverweigerung im Parlament) erlaubt. Übrigens, wenn die 
Revolution einmal gelungen und eine neue Verfafjung gegründet ift, jo müffen die Unter 
thanen als gute Staatsbürger der neuen Ordnung der Dinge fih fügen, während dem 
„Prätendenten“ fein voriges Necht unbenommen bleibt. — Unbedingt muß aud jedem das 
Recht zuftehen, „von feiner Vernunft in allen Stüden öffentlich Gebrauh zu machen“, — 
d. h. es muß Breßfreiheit herrichen. 

Was das Völkerrecht betrifft, fo gilt auch für die Staaten (ähnlich wie für die 
einzelnen) das Gebot, aus dem rechtlofen Zuftande des (mirflihen oder möglichen) Krieges 
allmählich zu dem gefetlichen des Rechts überzugehen. Das Recht des Krieges iſt bloß als 
ein proviforifches und bloß als Annäherung zu jenem Rechtszuftande zu begreifen. Die 
Vorfehung hat es auch hier fo eingerichtet, daß die beftändige Not aus den Kriegen bie 

v. Holgendorfi, Encgtlopäbie, I. 5. Aufl. 5 


66 I. Philoſophiſche Einleitung in die Rechtswifſenſchaft. 


Staaten endlih zum ewigen Frieden drängen wird und die allgemeine und fortdauernde 
Friedenſtiftung bildet „den ganzen Endzweck der Nechtölehre innerhalb der Grenzen der 
bloßen Vernunft“. Als ein Mittel zu diefem Zwed empfiehlt ſich ein permanenter Staats: 
kongreß mit jchiedsrichterlicher Aufgabe. 


$ 15. Fichte (Grundlage des Naturrehts. 1796; Syftem der Sittenlehre. 1798; 
Der geichloffene Handelsftaat. 1800; Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters, 1804; Das 
Syſtem der Rechtslehre. 1812; Die Staatslehre oder über das Verhältnis des Urftaates 
zum Vernunftreihe, aus feinem Nachlaß herausgegeben. 1820). Kants Metaphyfif war 
von dem alten naiven Realismus zu einem halben dealismus vorgefchritten, der not- 
wendigermweife weiter drängen mußte. Er nahm zwar an, daß es Dinge an ſich gebe, daß 
mir aber nicht wilfen, mas fie feien. Die Formen, in welchen wir die Erfahrungsgegen- 
ftände aufzufaffen genötigt find, feien nicht Formen der Dinge an fi, fondern aprioriftifche 
Formen unferes Gemütes. Der Stoff unferer Erfenntnis fomme uns alfo von außen, die 
Form aber, meint Kant, fchaffen wir jelbit. Allein jene Annahme, dat die Materie der 
Erfahrung von außen kommend faufal auf uns wirfe, war eine Inkonſequenz feiner Lehre. 
Das Verhältnis der Kaufalität gilt ja derfelben zufolge nur im Reich der Erjcheinung, 
nicht für die Dinge an fih. Die Materie der Erfahrung fonnte demnad nicht eine Wirkung 
diefer Dinge fein, aud fie mußte in unferer eigenen Vernunft ihren Urſprung haben. 
Diefe Konfequenz zog Fichte, indem er, das „Syitem der reinen Vernunft” vollendend, 
zum vollen fubjeftiven Idealismus vorſchritt. Alles Wifjen und Sein ift nur eines, ein 
Thun, mweldes dur das ch gefett wird, die ganze Welt ift ein Erzeugnis unferes Thuns. 
Alles, auch der Nechtöbegriff, muß demzufolge als im Begriff des Selbitbewußtfeins gelegen 
nachgewieſen werden. Er wird abgeleitet aus dem falihen Sat, daß ein einzelnes Indi— 
viduum ohne andere Individuen nicht gedacht werden könne. Sobald aljo ein Individuum 
frei gedacht werde, müffe man fonfequentermweife auch alle anderen frei denfen. ch 
fann alfo meine Freiheit nur jo fegen, daß auch die Freiheit des anderen neben mir be- 
ftehen fann, — die Marime der Koeriftenz erweiſt fich als ein logiſches, nidt als ein 
ethiſches Geſetz. 

Die Anerkennung des anderen als eines Vernünftigen und darum Freien hängt aber 
von der Bedingung ab, daß dieſer mich ebenfalls als ein freies Weſen anerkennt. Nur wer 
ſich durch ſeine Mäßigung mir gegenüber als vernünftiges Weſen bewährt, muß von mir 
als ſolches behandelt werden, wenn ich meinen Erkenntniſſen gemäß verfahren will. 
Das Nechtögefeg lautet alfo: Ich muß meine Freiheit durd den Begriff der Möglichkeit 
von des andern ‚Freiheit befchränfen, unter der Bedingung, daß diefer das Gleiche 
thut. Alle Rechte auf etwas beruhen darum auf Vertrag und fie müfjen durch eine unbe- 
dingt zwingende Gewalt aufrechterhalten werden, das Recht muß durch den Staat zur 
Macht werden; der Staat ift fomit bloße Rechtsgefellfhaft. Er beruht auf einem Geſell— 
fchaftsvertrag, der aber nicht ausdrüdlich geichlofien zu fein braucht; ſchon darin liegt eine 
Anerkennung des Staates, daß jemand in demfelben geboren auch in ihm bleibt. — Alle 
Verhältnifje aber, welche nicht unmittelbar zu einer Verlegung der perfönlichen Freiheit 
führen fünnen, liegen außer der Sphäre des Rechts und daher aud des Staats. Dieſer 
gründet fi auch nicht auf den guten Willen, fondern rechnet nur auf den Eigennuß ber 
Menſchen; er ift auf das allgemeine Miftrauen aufgebaut, „auch wird ihm jelbjt nicht 
getraut und ift ihm nicht zu trauen“. Wenn die Staatsgewalt unrecht thut, fo hat 
nicht bloß das Volk, fondern jeder einzelne das Recht der Empörung. 

So Fichte in feiner erften Periode, in der „Grundlage des Naturrehts‘. Im „Syitem 
der Sittenlehre“ dagegen nennt er den Rechtsſtaat einen bloßen Notjtaat, der dem Ver- 
nunftjtaat entgegengeführt werden müjje, während zulest in der „Gemeinfchaft der Hei- 
ligen“ Staat und Kirde als überflüffig verfhwinden müſſen. — Um die Sittlichkeit zu 
fördern, muß der „geichlofiene Handelsjtaat” jedem Arbeit verichaffen, denn der Zweck der 
Arbeit ift Eigentum, Zweck diefes ungeftörter Genuß, Zweck des Genuffes Muße, deren 
Zwed endlich: Ausbildung der geiftigen und fittlihen Anlagen. Dem Ideal entſpräche cs, 
daß ſtets nur der Gerechtefte Herrfcher jei, dieſe Aufgabe iſt aber nicht durch menjchliche 


2. Überficht über die Geſchichte der Rechts- und Staatsphiloſophie. 67 


Freiheit zu löfen, ſondern nur durch die göttliche Weltregierung, und die Bethätigung dieſer 
MWeltregierung in der Geſchichte nachzuweiſen ift der Hauptgegenftand der „Grundzüge des 
gegenwärtigen Zeitalter“ und (in gereifterer Durchführung) der „Staatslehre“. In der 
erjterwähnten Schrift wird die Geſchichte als eine Erziehung durch äußeren Zwang zur 
inneren freiheit gefchilvert, die fich in fünf Epochen vollzieht; in der Staatslehre unter- 
fcheidet Fichte nur zwei Zeitalter, das vordriftliche und das chriftlihe. Er beabfichtigt hier, 
„die äußeren in der gegebenen Welt liegenden Bedingungen der fittlihen Frei— 
heit darzuftellen“. (Hier kommt er jelbit im Ausdrud der Krauſeſchen Rechtsphilofophie 
ganz nahe, welche überhaupt ihren Urfprung aus dem Fichtefhen Syſtem ableitet.) Die 
Heranbildung zur Freiheit geſchieht durch den Staat. Es ijt nämlich das Recht desjenigen, 
der die wahre Einficht hat, den anderen gegenüber zwingend aufzutreten. Er muß aber 
alle zur Einfiht in die Nechtmäßigfeit diefes Zwanges bilden, daher Necht und Pflicht der 
Volfserziehung (ähnlih die Begründung der Mundfchaft im weiteren Sinne und ins- 
befondere auch der Strafe als Nacerziehung bei Krauſe). Rechtmäßiger Oberherr ift 
jonad derjenige, welcher die höchſte Einficht feines Zeitalters befist. Jener Lehrer, dem 
fih alle Lehrer ald dem Höchſten unterwerfen, ift wahrhaft Herrfher von Gottes 
Gnaden. — In dem wahren Staate giebt es nur zwei Stände: Lehrer und durch Lehrer 
Gebildete. Der Lehrerftand beftimmt die weitere Einteilung der Volksklaſſen und zu welcher 
derfelben jeder einzelne gehöre. Das höchite Ziel aber für die Weltgeſchichte ift die abfolute 
Theotratie, die Alleinherrihaft Gottes, d. h. des Sittengefeges. Dann wird der 
Staat mit feinem Zwang überflüffig werden. Diefer ift ja nur gerechtfertigt als Erziehungs: 
mittel zu dem Neiche Gottes. Ber all feiner hochfliegenden Schwärmerei läßt alfo Fichte 
den Zwangscharafter des Rechts nicht fahren, erklärt es vielmehr für heilige Pflicht, Die 
Menſchen zur rechtlichen Verfafjung zu zwingen. — 

Wir fehen, wie der abjolute Idealismus, von ganz willfürlihen Vorausſetzungen an— 
hebend, aus einem angeblich einheitlichen Prinzip heraus zu den widerſprechendſten Nefultaten 
fommt. Zuerſt geht natürlich die Selbftändigfeit der Ethik in der moniſtiſchen Anfchauung 
verloren, und das Recht wird zu einer bloßen logifchen Formel. Einen Inhalt fuchte Fichte 
für diefe vorerft durch Anlehnung an die hergebrachte Naturrechtslehre zu gewinnen. Gerade 
feiner mehr auf ethiiche als metaphyfifhe Spekulation angelegten Natur fonnte dies bald . 
nicht genügen, und nun feßte er das Recht zu einem bloßen Mittel für die Sittlichfeit 
herab. So ging ihm die Erkenntnis des eigentümlichen Wefens des Rechts und die Achtung 
vor dem beftehenden Recht verloren, während er (zum Teil unausführbare) Forderungen der 
Sittlichfeit, insbeſondere des Wohlwollens, als zwangsweiſe durchzuführende Staatsein- 
richtungen hinftellte. 


$ 16. Das neuere Naturredt. Unter den zahllofen hierhergehörigen Schrift— 
ftellern wären etwa hervorzuheben: 


Hufeland, Yehrfäge des Naturrechts. 2. Ausg. 1795; B. J. U. Feuerbach, Kritik des natür« 
lichen Rechts. 1796; Derſelbe, Anti-Hobbes. 1797 (in vielen Beziehungen feinen eigenen Weg 
ehend); 8. 3. v. Gros, Lehrbuch des Naturrechts. 1802, 6. Ausg. 1841; Fries, Philoſophiſche 
Ketslchre. 1803; 8. S. Zachariä, Anfangsgründe des gbitofopstfihen Privatrechts. 1804; Vierzig 
Bücher vom Staat. 2. Ausg. 4. Band. 1840; Bauer, Lehrbuch des Naturrechts. 1803, 3. Ausg. 
1825; Krug, Difäologie. 1817, 2. Ausg. 1830; v. Droſte-Hülshoff, Lehrbud des Naturrechts 
oder der Rechtäphilofophie. 1823, 2. a 1831; v. Notted, Yehrbud des Vernunftrechts und der 
Staatswiffenichaft. 4 Bände 1829—34, 2. Ausg. 1841: Franz Fiſcher, Naturreht und natürliche 
Staatälehre. 1848; Snell, Naturreht (nad) feinen Borlefungen herausg.), neue Ausg. 1359; ©. 
Schilling, Lehrbuch des Naturrehts. 1. Abteil. 1859, 2. Abteil. 1863; Baroli, Diritto naturale. 
1837: Tolomei, Corso elementare etc. 2. ed. 1858; Soria de Crispan, Philosophie du droit 
publie. 1853. Vgl. das Verzeichnis bei Warnkönig, Redhtsphilofophie als Naturlehre des Rechtes. 
2. (Titel-Musg. 1854. S. 137 ff. 


Die neueren Lehrer des Natur oder „Vernunftrechts“ find in der Hauptfahe An- 
hänger Kants ; nur einzelne fließen fich zum Teil an Fichte an, wie 3. B. Fries die Wechfel- 
feitigfeit der Nechtöpflichten mit befonderem Nachdruck hervorhebt und aud im jeiner 
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Strafrechtstheorie an die Abbüßungstheorie Fichtes mahnt. Im allgemeinen ift ihr Ge- 
danfengang folgender: 

Will man die Notwendigkeit von Recht und Staat nachweiſen, jo muß man vom po= 
jitiven Recht abjtrahieren und auf die Natur des Menfchen zurüdgehen, jomit einen Natur: 
ftand annehmen, wenn er aud geſchichtlich nicht eriftiert haben follte. Die Natur des 
Menfchen aber ift eine finnlich-vernünftige. Darum muß er als Vernunftwejen innere Frei— 
heit und, um ſich in der Sinnenwelt bethätigen zu fünnen, äußere Freiheit haben. Die 
Geſetze für die innere Freiheit find die Moralgefete, die Geſetze für die äußere Freiheit die 
Rechtögefege. — | | 

Die äußere Freiheit ift an fich fchranfenlos. Allein da jeder Menſch ſolche Freiheit 
hat und ihr Objekt, die Sinnenmwelt, ein begrenztes ift, jo würde fich die unbegrenzte Frei— 
heit aller wechjelfeitig aufheben. Die Vernunft würde fih alſo in ihren Gejegen wider: 
fprechen, wenn nicht jeder feine Freiheit ſoweit zu befchränfen verpflichtet wäre, daß die Frei— 
heit aller anderen daneben bejtehen fann, — Marime der Koerijten;. 

Das ganze Syſtem des neueren Naturrehts ift nichts weiter als eine Anwendung 
diefer Marime auf die möglichen thatfächlihen Beziehungen der Menſchen zueinander. 
Mas ihr entfpricht, iſt erzwingbar, denn der Zwang ijt nur gerechtfertigt als Hindernis 
des Hinderniffes der Freiheit. Alles wird nad) diefer einen Schablone zugejchnitten, ohne 
gebührende Berüdfichtigung der menfhlichen Natur: und Gefellungsverhältnifje, jo daß dieſes 
Naturrecht feinen Namen wie lucus a non lucendo hat. 

Die Marime der Koeriftenz ift, fubjeftiv ausgedrüdt, das Urrecht des Menjchen, 
nämlich die an fih unbegrenzte ‚Freiheit, beichränft durch die gleiche Freiheit aller übrigen, — 
Freiheit und Gleichheit. Mit der Menfchennatur unmittelbar verfnüpft ift bloß das 
Recht des Menſchen auf fich felbjt, welches der Inbegriff der angeborenen, urfprünglichen 
oder abfoluten Rechte if. Ein Recht auf etwas Äußeres dagegen fann der Menſch nur 
unter Borausfegung einer That erhalten, es ift alfo „hypothetifches” Nedt. 

Nah einem anderen Einteilungsgrund zerfällt das Recht in Privat-, Staatd- und 
Völferreht. Das natürliche Privatrecht ift die Lehre von den Rechten, welde dem Menjchen 
ohne Vorausjegung der Eriftenz eines Staates nach Vernunftprinzipien zuſtehen; das natür- 
liche (oder allgemeine) Staatsrecht die Yehre von den natürlichen (vernunftgemäßen) Nechts- 
verhältnifjen zwifchen dem Staat ala Ganzem und feinen Gliedern, das natürliche Völkerrecht 
die Yehre von den Rechten und Verbindlichkeiten eines Volfes gegen außer ihm jtehende 
einzelne oder Staaten. Werben beide Einteilungen fombiniert, jo ergiebt fih der Gegenſatz 
von abjolutem und hypothetiſchem natürlichen Privatrecht u. ſ. w. 

Das abjolute natürliche Privatrecht ift nichts als eine Analyje des „Urrechts“. Hier— 
her gehört das Hecht auf die eigene Perfon, auf die Ehre, Denk: und Gemifiensfreiheit, 
nad) einigen aud) das Cigentum (nad anderen, 3. B. v. Gros, ijt es ein hypothetifches 
Recht, wie jedes Necht auf etwas Außeres). Die angeborenen Rechte find (relativ oder 
abfolut) unveräußerlih, doc ſucht man diefen Sag, welcher, fonjequent durchgeführt, die 
Gültigkeit aller Verträge, Gefellihaften und Staatsordnungen aufheben würde, mannigfach 
einzufchränfen. Die Verträge (von denen das hypothetifche Privatrecht handelt) müſſen 
jedenfalls infoweit gehalten werden, als fie dem unveräußerlichen Urrecht nicht widerfprechen. 
Die widtigjten unter ihnen find Ehe- und Gejellichaftsvertrag. 

Die Ehe wird in der Regel aufgefaßt als eine vertragsmäßige Vereinigung zur natur- 
gemäßen Befriedigung des Gejchlechtstriebes, doc ſetzen mande, wie z. B. Snell, ihr den 
höheren Zweck der vollfommenjten phyſiſchen und geiftigen Gemeinfchaft. Die letteren er: 
flären dann aud nur die Monogamie für rechtmäßig (namentlih auch im Hinblid auf die 
Nechtspflicht, die Kinder zu erzichen), andere, wie 3. B. v. Gros, halten auch Polygamie 
und Rolyandrie für rechtmäßig, wenngleich unfittlih. — Das Erbrecht wird in der Negel 
naturrechtlich nicht anerfannt, weil man nichts verjprechen fünne für den Fall, daß man es 
jelbjt nicht haben werde (fo 3. B. nod Sell und Schilling). 

Die Geſellſchaft ift das fortdauernde Verhältnis, worin mehrere gegeneinander 
zur Thätigfeit für einen gemeinfhaftlihen Zweck rechtlich verpflichtet jind. Darum iſt zu 
ihrer Gründung jtets ein Vereinigungsvertrag (pactum unionis) erforderlich, welcher den 
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Willen aller in Anfehung des Zwedes und der dazu notwendigen Mittel zu einem Willen 
zuſammenſchließt. Gewöhnlich werden aber auch durch Übereinkunft befondere Normen feft- 
gejegt über die Art und Weife, wie jedesmal die Mittel zum Zweck bejtimmt und ange- 
wendet werden follen — Verfafjungsvertrag (paetum ordinationis). Beide Verträge zu- 
jammen find die Grundverträge oder Grundgefehe der Gejellichaft. 

Für den Staat wird meijtens noch ein Unterwerfungsvertrag (paetum subiectionis) 
angenommen, „meil der Staatszwef ohne Unterwerfung unter ein Oberhaupt nicht zu er- 
reihen fei”. Rotteck dagegen nimmt nur einen Cinigungs- und einen Bevollmäd- 
tigungspertrag an; durch den erjteren unterwerfe fi jedermann dem Gefamtwillen. Der 
richtigen Auffaffung des jogenannten Staatövertrages fommt wohl Welder am nädjiten, 
welcher in feiner Univerfal- und juriftiich-politifhen Encyflopädie und Methodologie (1829) 
unter dem urfprünglichen Nechts- und Staatövertrag die freie Willensübereinftimmung ver- 
fteht, welche fi in der Anerfennung der natürlichen und fittlihen Notwendigkeit einer 
bejtimmten Rechts- und Staatsordnung fundgiebt. Der Staatövertrag wird übrigens all: 
gemein als ein notwendiger erflärt, weil die Vernunft einen Zuftand fordert, in welchem 
das Rechtsgeſetz dauernd realifiert und gefichert ift. Abfjoluter und notwendiger Zwed des 
Staates ſei eben Nealifierung des Rechtsgeſetzes, Begründung und Handhabung des Rechts— 
zuftandes. Nur dazu fei eine gegenfeitige rechtliche Verpflichtung, aljo eine wahre Ge- 
ſellſchaft möglid. Glüdjeligfeit oder Moralität fann nicht Staatszweck, nicht Gegenftand 
des ftaatlihen Zmwanges fein — laissez faire, laissez passer. Das Staatswohl bejteht 
nicht in dem Wohl der Staatögenofien, jondern es iſt der Zuftand der ungehinderten Er: 
reichbarfeit des Staatszweckes oder, wie Snell fi ausdrüdt, „das progreffiv fortfchreitende 
Gedeihen der Gerechtigkeit”. 

Der Unterwerfungsvertrag fann nicht einfeitig aufgehoben werden: fein Bürger hat ein 
zu Recht bejtändiges Urteil über Regentenhandlungen, er muß unbedingt gehorchen; der 
Regent ift unverantwortlich, fann nicht gezwungen werden, fonjt würde er zum bloßen Be- 
amten (Rotted). Allerdings dürfen die Bürger aber Privatvorftellungen maden, aud mittels 
der Prefje ſich äußern. 

In Bezug auf das Hypothetiihe Staatsreht, d. h. die Lehre von den Staatsformen, 
gehen die Meinungen weit auseinander. Gros z. B. erklärt, feine vertragsmäßige Ver- 
faffungsform widerjpreche unbedingt dem Recht, doch feien Defpotie, Dligarchie, Ochlofratie, 
als auf Willfür beruhend, gar feine Verfafjungen. Sobald das Volf ferner die Fähigkeit 
zur Repräfentativverfafjung habe, ſei diefe allein der Jdee des urfprünglichen Staatsvertrag 
angemefjen. Rotteck unterfcheidvet die natürliche und die fünftlihe Staatsgewalt. jene iſt 
die Majorität der vollbürtigen Gefellfchaftsglieder; die fünftlihe entfteht durch Geſetz, ift 
Daher auch der Veränderung oder Abjchaffung durch die gefeggebende Gewalt unterworfen. 
Die fünftlihe Staatsgewalt fann nie das volle Recht des natürlihen Drgans in Anfprud 
nehmen, fonjt wäre die Gejamtheit rechtlos. Das Vol bleibt vielmehr ſtets eine politische 
Gejamtperfönlichkeit und iſt zu felbiteigener Vertretung berechtigt, wenngleich der Staats- 
vertrag das Gegenteil enthielte. Diefer wäre dann ungültig — der fonftitutionelle 
Staat allein ift ein wahrer Staat. — Noch weiter geht Snell, der den Freiſtaat (Die 
Demofratie) allein für einen vernunftgemäßen Staat erklärt. 

Konfequent durchgeführt geftaltet fich das Syftem des mit dem Naturrecht ſich dedenden 
(„vormärzlichen”) Liberalismus ungefähr folgendermaßen: 

Das Volk iſt der Souverän, denn der Staat iſt eine Vereinigung freier und Gleicher. 
An den Regenten ift nicht von Gottes Gnaden, jondern vom Volf die Ausübung der Ge- 
malt übertragen. Um den Mifbraud der Staatögewalt zu verhindern, muß dieſelbe geteilt 
werben in gejeßgebende, ausübende und richterlihe Gewalt (daneben nehmen mande eine 
oberauffehende Gewalt an). — Die Gefesgebung hat urfprünglic das Wolf; aber die Zweck— 
mäßigfeit fordert in jedem größeren Gemeinwejen eine Vertretung. Wähler für dieſe ift 
jeder volljährige beiteuerte Staatsbürger, denn wer Steuer zahlt, hat einen befonderen An- 
fpruh auf Staatsfhus. (Überhaupt ift das Vermögen „der Erponent der Rechte und 
Pflichten“, weshalb von vielen ein Cenſus ſyſtem verteidigt wird.) Je mehr Rechte, deito 
mehr Pflichten hat man aber aud, d. h. es muß Gleichheit vor dem Geſetz herrſchen. — 
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In der Regel wird das Zweikammerſyſtem bevorzugt. Die Volfövertretung hat das Recht 
der Steuerverweigerung; fie it nur dem Volt verantwortlih, fann aber formell fein Un— 
recht thun — volenti non fit iniuria. — Der Staatsbürger ift dem Staat nur vollfommen 
unterworfen, fomweit dies zur Sicherung der Rechte erforderlich ift; bloß in diefer Hinficht. 
ift der Staat „abfolut“, in jeder anderen hat der Staatsbürger vollflommene Freiheit. — 
Die ausübende Gewalt ift verantwortlich für die richtige Ausführung der Gefege. Sie jtellt 
auch die Richter an, doch ift die richterliche Gewalt unabhängig. Die Richter find unab— 
fegbar, Kabinettsjuftiz ift verboten; das Volk foll bei der Rechtspflege durch Geſchworene 
mitwirfen. 

Eine Verfaffung, welche diefem Ideal nicht wenigjtens in ihrem Grundcharafter ent- 
ſpricht, iſt niht rehtmäßig. Die geichichtlihen, nationalen und Kulturverhältniſſe 
fönnen nur in Einzelheiten Modififationen rechtfertigen, das Weſen, der Grundtypus, muß, 
derjelbe bleiben. Das Volt hat unveräußerlihe Menfchenrechte, welche Zwangscharakter 
haben; ihnen gegenüber gilt fein Vertrag und fein pofitives Recht. Darum fann das Volk 
zwangsmeife die rechtmäßige Verfaſſung herftellen, ohne daß man dies Revolution nennen 
dürfte, 

Eomit iſt diefes „Natur- oder Vernunftrecht” ein volljtändig ausgebautes Syſtem all- 
gemein wirklich geltender Rechtsſätze, welches dem pofitiven „hiftorifchen“ Hecht derogiert, 
falls diefes im Widerſpruch zu ihm ſteht; in foldem Fall ift das angeblide hiſtoriſche 
Recht in Wirklichkeit bloß Unreht. Man fieht nicht ein, daß die Theorieen der Wiffen- 
haft, felbft wenn fie — mas ja bei weitem nicht zutrifft — einjtimmig von allen Ge- 
lehrten anerfannt würden, für feinen Dritten bindende Nechtsfraft haben fünnen, daß aus- 
ihnen feine Zwangsbefugnis entipringt und daß es fein Recht der Wiffenfhaft giebt, 
auch wenn man als die Gründer derfelben Philofophen und nicht Juriften anfehen wollte. 
Die Kraft, welche wiffenfhaftlihen Lehren innewohnt, ift nur die der Wahrheit, melde 
durch Überzeugung die Gemüter lenkt, ihre Feſſeln find nicht die des Kerfermeifters, in 
ihrem Gefolge jchreiten nicht Liktoren und Guillotinen einher, und ihr Zwang ift nur ein 
logifcher, nicht ein phyſiſcher. Naturrecht aber darf ih, wir wiederholen es, eine Wifjen- 
fchaft nicht nennen, melde, die Naturverfchievenheit der menfchlichen Individualitäten und 
die natürlichen Einflüffe der verfchievenen BVerhältnifje, unter welchen einzelne und Völker 
leben, ignorierend, die Menſchen als bloße Eremplare ſich denfend, ihnen als ſolchen gleich- 
wohl Perfönlichkeit, d. h. einen unbedingten Wert, und damit das Urredht der Freiheit 
beilegt. Von der fo geſetzten abfoluten Selbftherrlichteit des Individuums fann man dann 
nur durch einen Sprung und dur handgreiflihe Inkonſequenz zur Beſchränkung durch eine 
Rechtsordnung fommen, welche ohne Negierung des angeblichen Urrechts gar nicht gedacht 
werden fann. Dazu kommt jene völlige Loslöfung von der Moral, welche zu einer ganz. 
einfeitigen Auffafiung aller menfchlihen Gemeinjhaftsverhältniffe führt, insbejondere weder 
für die Familie noch für den Staat eine befriedigende Begründung möglich macht und der 
legteren zu einer Affefuranzanftalt für die Rechte herabfegt. 

Wir haben übrigens noch einen Blid zu werfen auf die völferrehtliden Aus— 
führungen der Naturrechtölehrer. Hier wiederholen fih im allgemeinen die Grundbeitim- 
mungen bes natürlichen Privatrehts — eine Auffafjung, melde in der Hauptſache ſchon 
durd Hugo Grotius begründet war. Gewöhnlich bemerkt man, daß es eigentlid nur ein 
natürliches Völkerrecht gebe, weil das pofitive Recht, genau genommen, einen Oberherrn 
vorausfege, deſſen Wille gefesgebend ift, und nur infofern man unter pofitivem Recht das 
durch Willenserflärungen feitgefegte Necht verftehe, fünne man von einem pofitiven Völker— 
recht, welches duch Verträge entjtehe, fprechen. — Zunädft nun wird vom abſoluten 
Völferreht gehandelt. Das Volt nämlich hat wie der einzelne ein unveräußerliches Urrecht 
der Freiheit, es iſt unabhängig allen anderen Völkern gegenüber. Rechtlich find alfo alle 
Staaten einander gleich; feiner fann von dem andern zu etwas verbunden werden, ohne 
diefen wieder wechfelfeitig auf diefelbe Art verbinden zu fünnen. Darum iſt auch Nicht— 
einmifhung in die inneren Staatsverhältniſſe völferrechtlihe Negel; eine Ausnahme bildet 
der Fall, wenn die Intervention ein Aft der Notwehr ift. — Da das Vol wie der einzelne 
frei ift, fann es auch wie diefer freie Urfache in der Sinnenwelt fein und Nechte erwerben. 
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Dies leitet hinüber zum hypothetiſchen Völkerrecht. Hier wird gehandelt vom Völker— 
eigentum (auch dem mare clausum im Gegenfaß zum mare liberum), völferrechtlichen 
Servituten (Recht des Durchzugs fremder Gamifonen u. f. w.), Völferverträgen und Bünd- 
niffen (Allianzen d. h. dauernden Geſellſchaften). Das Geſandtſchaftsrecht regelt die Mittel, 
den völferrechtlichen Verkehr zu pflegen. 

Aber es giebt auch einen Schub der Nechte des Volkes anderen Völkern gegenüber, 
nicht bloß ein Friedens-, fonden aud ein Kriegsrecht. Ein Volk hat ebenjo wie 
der einzelne die Befugnis, zur Abmwendung einer Beleidigung oder Wiederaufhebung des 
entitandenen Schadens nötigen Falls Gewalt zu brauden. Ein Straffrieg dagegen ift ebenfo 
ungereht wie (menigjtens der herrfchenden Meinung nad) eine Strafe im Naturzuftande. 
Zum Ariege wird erft zu fchreiten fein, wenn alle gelinderen Mittel (Retorfionen, Re: 
prefjalien u. dgl.) fruchtlos waren. Er muß ſtets mit der Abficht, dauernden Frieden her: 
beizuführen, und bementiprechenden Mitteln geführt werden. Das Ideal für das Völker— 
recht it der ewige ‘Friede, d. h. ein Zuftand, in welchem aller Krieg für die Zukunft 
unmöglid gemadt wird. Die Vernunft gebietet ihn, weil ohne ihn Rechtsunficherheit vor: 
handen ift und die Macht ftatt des Rechts den Ausjchlag geben fann. Ein Mittel, ſich 
ihm zu nähern, ijt ein Völfertribunal, ein allgemeines Bundesgeriht. Der ewige Friede 
ift fein Traum, fomwenig ald die Tugend darum ein Traum ift, weil nie ein Sterblicher 
vollfommen tugendhaft fein wird (Gros). Da durch den Sieg der Nectsftreit der Völker 
auf feine allgemein gültige Weife entſchieden wird, fo ift es eine unabmweisbare Forderung 
der Bernunft, daß . . . Streitigkeiten nie durch Waffengewalt entſchieden werden, fondern 
ein ewiger Friede unter den Völkern herrfhe (Krug). 

[Das Naturrecht hat in feinen finalen Formen (für England durch Locke, für Franfreid) 
durch Rouſſeau, für Deutichland durch Kant und den Schwarm feiner Nachfolger reprä- 
fentiert) die feit den Kämpfen der Reformationszeit allmählich zur Entwidlung gelangende 
Anſchauungs- und Empfindungsweife der Mittelflaffen bezüglich einer idealen Ordnung des 
Gemeinlebens und des prinzipiellen Verhältnifjes zwifchen Individuum und Staat in einer 
iyftematifchen Form zum Ausdrud gebracht und zugleich ihre Wirkſamkeit im Bereiche praf- 
tifchpolitifcher Bejtrebungen in hohem Maße begünftigt. Es harmoniert ferner mit den 
ethiſchen Idealen der Blütezeit unferer deutfchen Litteratur. Ein Zeugnis biefür enthält 
z. B. die Schrift W. v. Humboldts: „Ideen zu einem Verſuch, die Grenzen der Wirkfam- 
feit des Staats zu bejtimmen“ (1791), in welcher die genannten Grenzen in einer den 
Lehrſätzen des deutfchen Naturrecht3 entiprechenden Weife und zwar vom Standpunfte jener 
Ideale (dev Forderung möglichjt alljeitiger Entfaltung perjönlicher Kräfte und Cigenart 
gemäß) bejtimmt werden. Das Naturrecht harmoniert endlich mit den wirtfchaftlichen Idealen 
der aufiteigenden Klafjen bei Ausgang des vorigen und im Anfang diefes Jahrhunderts 
und ijt geiftig aufs nächſte verwandt den Lehren der Phyfiofraten und der mit Adam 
Smiths Buch über Natur und Urfachen von Nationalreihtümern anhebenden fogenannten 
klaſſiſchen Nationalötonomie und hat im Bunde mit diefer jüngeren, unter feinem Einfluß 
groß gewordenen Schweiter zur Herbeiführung der heutigen Zuftände in Staat und Gejell- 
ichaft mächtig beigetragen. In diefem Zufammenhange mwurzelt feine Bedeutung. hr ent- 
ſpricht fein wiſſenſchaftlicher Wert in feiner Weife. Es will allgemein gültige Wahrheit 
darbieten. In diefer Hinficht aber ift das Ergebnis der geiftigen Arbeit, die jih in ihm 
verkörpert hat, gleih Null. Auf dem von ihm eingefhlagenen Wege liegt überhaupt fein 
für die Wiffenjchaft erreihbares Ziel. Es will das „natürliche“ Necht ergründen, indem 
e3 fi) von dem, was die Erfahrung bezüglich des Natürlichen in diefer Sphäre an die Hand 
giebt, abwendet. Man hätte ebenfogut verſuchen fünnen, mit Abjehen von der Erfahrung 
eine „natürliche“ Ajtronomie oder Anatomie zu fonftruieren. Was der Natur entiprecde, 
das läßt fich im einen diejer Gebiete wie im andern nur den Äußerungen diefer Natur 
jelbft und aljo der Erfahrung entnehmen. Auch liegt die bereits bezeichnete Quelle, aus welcher 
der Inhalt der Naturrechtsiyiteme ftammt, im Bereiche diefer Erfahrung. Die vermeintlich 
logiſche Deduktion diefes Inhalts ijt bloßer Schein. Das Recht ſelbſt iſt eine Schöpfung 
realer und vielartiger Faktoren und mißt fi) an dem, mas es unter gegebenen Bedingungen 
für gegebene Bebürfniffe leiftet. Diefe Faktoren, Bedingungen und Bedürfniſſe aber ent- 
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ziehen fich einer Deduktion aus den Prämifjen des Naturrehts; und was fi aus dieſen 
ableiten läßt oder was per fas aut nefas aus ihnen abgeleitet worden ift, fällt nicht unter 
den Begriff des Rechts. Das, was man für das Recht der Natur ausgab, hatte zum Rechte 
ein glei fragmwürdiges Verhältnis wie zur Natur. Das aber, was man unter dieſem 
Namen fuchte, die an fih und fchledhthin gültige Norm des Gemeinlebens, war und blieb 
poftuliert; das goldene Vließ, nach dem man auszog, eriftiert nicht. M.] 


Zur Gefhichte des Naturrehts vgl. Gierke, Johannes Althufius und die Entwidlung der 
naturrehtlihen Staatstheorieen. 1880. 


8 17. Scdelling (Über die Methode des afademifhen Studiums. 1803; ſiehe 
auch jein Syitem des tranfcendentalen Fdealismus. 1800). 

Bei Scelling verwandelt ji der fubjeltive Idealismus Fichtes in einen objektiven. 
Die Vernunft, melde allein ift, iſt fein Sch, fie ift eine objektive, ift das eine Abfolute, 
welches in fi die beiden abjoluten Potenzen des Nealen und Idealen enthält und durch 
einen Prozeß diefer Potenzen das Weltall aus fich entwidelt. Mit Schelling beginnen jene 
Tafchenipielerftüde des modernen Monismus, welcher aus einem im Umfehen mehreres 
macht, Wirkungen ohne Urjachen (fogenannte causae sui) produziert und alles mit einer 
genialen Intuition ebenſowohl begreift als entitehen läßt. Das verblüffte Publikum fah 
eine Zeit lang bewundernd zu, wandte ſich aber achjelzudend ab, als es dahinter fam, daß 
es fich eben um bloße Tafchenfpielerei handelte!. So fam die Philofophie felber in Ber: 
ruf, und man glaubte ihr zulegt felbjt den Namen einer Wiſſenſchaft abfprechen zu müſſen. 

Das Prinzip der Moral ift bei Schelling: Sei abjolut! Denn das Abfolute allein ift 
das Wahre, Göttliche; das Nichtwahre muß man abftreifen und die Vollendung dieſes Pro- 
zefjes wäre das Untergehen im Abfoluten, das Cinswerden mit Gott. 

Das Abjolute foll aber jeder in der Form der Individualität zur Erfcheinung bringen. 
Darauf gründet fi der Unterfchied von Moral und Recht. Die Moral hat den Inhalt, 
das Recht die Form des Willens (die Individualität) zum Gegenftande. Um den ab- 
foluten Willen zur Darftellung zu bringen, bedarf ich einer äußeren Sphäre, welche mir vom 
Necht gewährt wird. Sonach habe id ein Recht auf alles das, deſſen ich bedarf, um das 
Sittliche unter der Form der Freiheit zur Erfcheinung zu bringen, oder: ich habe ein Necht 
zu allem, ohne das mein Wille aufhören müßte, Wille d. h. frei zu fein, denn der Wille 
ift nur Wille durch die Freiheit (Urrecht der Freiheit). Der Staat aber muß dafür forgen, 
daß aud die Macht ftets auf feiten des Rechts ſei. Hierfür forgt indes auch die Welt- 
geſchichte. hr Produkt ift der Staat, und wie alle Produkte der Geſchichte ift er ein Glied, 
ein Organismus des Abjoluten, darum ein organifches Gewächs, welches keimt, wurzelt, 
jproßt, blüht und welkt wie eine Pflanze (Grundlage der naturphilofophifchen Nechtsfchule, 
die mit der hiftorifichen zufammenhängt). 

Sit nach jener früheren Auffafjung Schellings, wie fie das Syitem des tranfcenden- 
talen Idealismus darlegt, der Staat bloße Rechtsjiherungsanftalt, jo faßt er ihn fpäter als 
ein Kunftwerf auf, welches die Schönheit des öffentlichen Lebens in fich entfaltet. Hiernach 
ift er nicht Mittel zu dieſem oder jenem Zwed, fondern als notwendiges Moment des Ab- 
foluten ſich ſelbſt höchiter Zwed. Er iſt das mittelbare und fichtbare Bild des abjoluten 
Lebens, ſomit wird er auch von felbjt alle Zwede erfüllen, die man ihm etwa feten könnte, 
und die echte Konftruftion des Staates fann nur darin beftehen, ihn als abjoluten Orga- 
nismus in der Form des Staates zu begreifen. Das heißt mit flareren Worten: Die 
wiflenfchaftliche Erfenntnis des Staates als ſolchen ijt nicht die wahre Konftruftion, man 
muß wie jeden fittlihen Organismus, aud den Staat als ein Moment des Abjoluten 
anjhauen, man muß das Allgemeine, das Abjolute in ihm fchauen, wie überhaupt in 
jedem einzelnen das Ganze gefchaut werden muß. Man muß den abjtraften, ſich wider— 
jprechenden Begriff des abjoluten Werdens — welches ja allein iſt — auch in der beion- 
deren Form des Staates aufweifen, dann erit hat man fein Weſen „angefchaut”. Aber 


Natürlich meinen wir nicht, dab die „Anichauungsphilofophen" felber das Bewußtſein 
hatten, fie trieben bloße Taſchenſpielerſtückchen. Ihre bona fides zweifeln wir nicht an! 
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aus dem Ganzen fann man eben das einzelne nicht finden, weil in jenem leeren Allgemeinen 
das Bejondere, worauf es anfommt, nicht enthalten ijt, und fo fann aud Scelling nicht 
aus dem „abjoluten” Organismus heraus den bejonderen des Staates beftimmen. Mit 
den Phrafen vom Gelbitzwed, oder daß der Staat der Ausdrud der Harmonie von 
—* und Notwendigkeit im Realen ſei, wird unſere Erkenntnis vom Staat um nichts 
ereichert. 


8 18. Hegel (Grundlinien der Philoſophie des Rechts. 1821, 2. Ausg. von 
Gans 1833; fiehe auch feine Encyflopädie der philofophifhen Wiſſenſchaften. 1. Ausg. 
1817, 2. Ausg. 1827). 

Auch Hegel geht von der Einheit alles Seins und Gejchehens aus. Das Abjolute ift 
ihm aber nicht die abjolute Thätigfeit, fondern der Begriff. Alles, was it, ift nur ein 
Moment in dem fich jelbft fortentwidelnden Begriffe, ein Moment im „dialektiſchen Prozeß“. 
Alles ift im Fluß und der bachantifche Taumel, an dem fein Glied nicht trunfen ift, iſt 
die Wirklichkeit und Wahrheit. 

Der dialektifche Prozeß geht in einer unaufhörlichen Dreigliederung vor fih. Urfprüng- 
lich ift Denken und Sein, Begriff und Ding intinkftiv eins und ungeſchieden, dann treten 
die Unterfchieve beider heraus, differenzieren fih und werden einander durch Neflerion 
entgegengejegt, endlich werden fie in eine höhere bemwußte Einheit durh Spefulation 
zufammengefaßt. Die ganze Methode beruht alſo auf Sat, Gegenſatz und Aufhebung 
beider in eine höhere Einheit; fie ift eine fortgehende Analyfe deſſen, was in einem Be- 
griffe Schon enthalten ift. Denn was in der That vorhanden ift, ift, daß etwas zu an- 
derem und das andere überhaupt zu anderem wird. Hiernad nimmt Hegel jene wider— 
fpruchsvolle Erfahrungsthatfache, daß ein Ding, welches ſich geändert hat, dennoch dasjelbe 
wie früher zu fein fcheint, einfah als die Löſung aller Rätſel, als das allein wirklich 
Eriftierende hin. 

Hegels Ethik ift ganz in feiner „Rechtsphilofophie” enthalten. Sie beginnt mit 
jenem Moment des dialektifchen Prozeſſes, in welchem derfelbe als Wille auftritt, deſſen 
Entwidlung zum Weltgeift nun nachgemwiefen wird. 

Die Zwedthätigfeit des Willens iſt es, feinen Begriff, die freiheit, in der äußerlichen 
Objektivität zu realifieren, fo daß fie eine durch den vernünftigen (objektiven) Willen be- 
ftimmte Welt ſei. Das Allgemeine, Objektive nämlich ift das allein Wirklihe, weil Ver- 
nünftige, der Einzelmwille als folder hingegen ift das Zufällige, Unvernünftige, das einzelne 
ift nicht (und foll aud nicht fein, denn Sein und Seinfollen fällt zufammen). So fommt 
Hegel zu derjelben Umkehrung des richtigen Sates, daß das Vernünftige feines Wertes 
wegen allgemeingültig werden ſoll, wie Kant; ihm it, mas allgemein ift, eben darum 
notwendig, fittlih und vernünftig. 

Anfofern nun der Mille Trieb, Neigung, Leidenſchaft it, ift er ein einzelner, unver- 
nünftiger — der endliche, natürlihe Wille. Indem ferner der Wille in der „unendlichen“ 
Menge von Trieben und Neigungen, welche er vorfindet, fich entjchließt für das eine oder 
andere, wird er Wille eines Individuums, unterfcheidet fih diefer Wille von dem andern. 
Der aljo individualifierte unmittelbare Wille ift jedoch, infofern er fih von Naturimpulfen 
frei madt, nur formell frei; er fann ſich fo oder anders entfchließen, ift Willfür — die 
Zufälligfeit, wie fie als Wille ift. Der Wille muß denfend feinen Zweden die immanente 
Allgemeinheit geben, dann erit hebt er den Unterfchied von Inhalt und Form auf, macht 
fi zum objektiven, unendlihen Willen (wird fittlih). Diefe „geiftige Naturgeſchichte“ des 
Willens aufzumweifen, iſt Gegenftand der Ethik, fie it Phänomenologie des Geiftes. 

Der Wille bejtimmt fich zuerft durd die Einzelmillen hindurch zu feiner Objektivität, 
giebt fih in ihnen ein Dafein. Dies, daß ein Dafein überhaupt Dafein des freien 
Willens ift, ift das Nedt. Es iſt jomit überhaupt die Freiheit ala Idee (d. h. als 
ein nicht bloß innerliches, ſondern als ein objeftiviertes Verhalten, denn jeder Begriff wird 
dee nur durch feine Objektivierung). 

Das Recht ift etwas Heiliges überhaupt, weil es das Dafein des abfoluten Begriffes 
ift. In feiner Entwidlung durch verfchievene Momente oder Stufen hindurch liegt zugleich 
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fein „Formalismus“ und die Möglichkeit von Kollifionen der einzelnen Rechte (und Pflichten) 
gegeneinander. Dann muß das abjtraftere und eben darum bejchränttere Necht dem fon= 
freteren höheren weichen. Aber nur das Recht des Weltgeiftes ift das uneingefchränft 
abfolute. 

Der Stufengang der Entwidlung der dee des an und für fich feienden Willens ijt 
folgender: 1. Zunächſt eriftiert er unmittelbar (an fi) in einer Mannigfaltigfeit von Per— 
fönlichfeiten und den ihnen angehörigen äußerlihen Sahen — abjtraftes oder for— 
melles Recht. 2. Der Wille, aus dem äußeren Dafein in fich reflektiert, tritt als ſub— 
jeftive Einzelheit auf: ihm jteht das Allgemeine gegenüber, teils als Inneres — das Gute, 
teils als Außeres — die vorhandene Welt. Hier ift die Idee in ihrer Entzweiung oder 
beionderen Exiſtenz. Zwiſchen dem Gemwiffen und der äußeren vorhandenen Melt fünnen 
Kollifionen entjtehen, und hieraus entipringt in der fich ſelbſtändig ſetzenden Einzelheit, der 
Verhärtung des Willens, die Möglichkeit des Böfen — Stufe der Moralität. 3. Die 
Einheit und Wahrheit diefer beiden abitraften Momente — die dee des Guten realisiert 
fih in dem in ſich refleftierten Willen und in der äußerlichen Welt, fo daß die Freiheit 
als die Subſtanz ebenfofehr als Wirklichkeit und Notwendigkeit eriftiert wie als fubjeftiver 
Wille, — die Idee in ihrer an und für ſich allgemeinen Exiftenz, die Sittlichkeit. 

Innerhalb des Gebietes der Sittlichkeit beginnt der dialeftifche Prozeß von neuem. 
Sie offenbart fi nämlih: 1. als natürlicher Geift — die Familie; 2. in ihrer Ent- 
zweiung und Erfcheinung — die bürgerliche Geſellſchaft; 3. als jelbitbewußte fitt- 
fihe Subſtanz, verwirflihte Sittlichkeit, vollftändige Einheit des einzelnen und Allge- 
meinen — der Staat. 

Diefer wirflihe und organische Geift eines Volkes aber erweitert fi, durd das Ver— 
hältnis der befonderen Volfsgeifter hindurch (zweite Stufe), zum allgemeinen Weltgeift — 
deſſen Net das höchſte ift. 

Wir fehen, daß Hegel, um zu einer Dreiteilung des ethifchen Gebietes zu fommen, den 
Begriff der Moralität ganz willfürlih als einen Zuftand innerer Entzweiung und Differenz 
fchildert. Überdies verfehlt er ſich dabei gegen fein eigenes dialektifches Geſetz, welches einen 
vollen Gegenjat zwifchen erftem und zmweitem Glied verlangt, während hier der abjolute 
Gegenſatz (Möglichkeit des Böfen, Unmöglichkeit des Böfen) zwifchen dem zweiten und 
dritten liegt. 

Die Grundlage der Lehre vom abjtraften Recht ift die Verfönlichkeit. Das Nechts- 
gebot lautet: Sei eine Perſon und refpeftiere die anderen als PBerfonen. 
Die Perſon ift die Einzelheit der Freiheit in ihrem Fürſichſein. Sie muß, um als dee 
(in Wirflichkeit) zu fein, fich eine äußere Sphäre ihrer Freiheit geben — daher das (an- 
geborene) Hecht der Eriftenz und des Eigentums. Die Perfon ift in ihrem Verhältnis 
zu der Natur das Thätige, fie (die Natur) aufzuheben und ſich in ihr Realität zu geben. 
Das Recht iſt ſonach: 1. das unmittelbare Dafein, welches fich die freiheit auf unmittel= 
bare Weife giebt, — Beſitz, welcher Eigentum ift. Die Perfon hat das Recht, in jede 
Sade (d. h. in alles, was nit Freiheit ift, daher auch Leib und Leben im Eigentum und 
das Perfonenreht Sachenrecht iſt) ihren Willen zu legen. Etwas mir zueignen heißt nur „die 
Hoheit meines Willens gegen die Sache manifejtieren und aufweifen, daß dieſe nicht Selbit- 
zweck iſt“ (ein Nechtöverhältnis zwischen Perfon und Sade!). 2. Die Perfon, fih von fih 
unterfcheidend, verhält fich zu einer andern Perfon, und zwar haben beide nur als Eigen— 
tümer füreinander Dafein — im Vertrag. 3. Der befondere Wille fann fih dem an 
und für ſich feienden Willen entgegenfegen — Unrecht und Verbrechen. Das Redt 
in feinem unmittelbaren Anfichfein nämlich trägt zunädit den Charakter der Ericheinung, 
d. h. es jelbit und fein mefentlihes Dafein, der befondere Wille, ſtimmen unmittelbar 
d. i. zufällig überein. Dieſe Erſcheinung geht zum Schein fort — zur Entgegenjehung 
des Nechtes an fi und des befonderen Willens — zum Unredt. Die Wahrheit dieſes 
Scheines aber ift, daß er nichtig iſt und daß das Hecht durch das Nenieren diefer feiner 
Negation fich wiederherjtellt, durch welchen Prozeß es ſich als wirkliches und geltendes be- 
jtimmt. 

Abermals eine vollitändig verunglüdte Dreiteilung. Das dritte Moment des dialef- 
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tischen Prozeſſes joll eine Zufammenfaffung der beiden früheren Momente in einer höheren 
Einheit fein. Wie ift es nun möglih, im Unrecht eine höhere Einheit von Eigentums— 
und Vertragsverhältniffen zu erfennen? Nicht minder verfehlt ift aber die nun folgende 
Dreiteilung des Unrechts jelber. Diefe nämlich lautet fo: 

1. Aus der Mannigfaltigfeit der Rechtsgründe, welche durch Bejignahme und Verträge 
möglich werben, entitehen Rechtsfollifionen — bürgerliher Redtsftreit, unbefangenes 
Unredt. 2. Das Redt wird dur das Subjeft als Schein gejeßt — Betrug. Hier 
treten zwar Strafen ein, allein der Betrug ift dennoch fein Verbrechen, weil bei ihm in 
der Form des Thuns noch eine Anerkennung des Rechts liegt. 3. Das Recht · wird ſchlecht— 
bin als nichtig geſezt — Verbrechen. — Wie ift es denkbar, ein Drittes zwijchen Civil- 
und Kriminalreht zu finden? Und wie fann der Betrug diejes Dritte fein, wenn er doch 
itrafbar, aljo Verbrechen ift, wenn er nicht unbefangenes, aljo befangenes (bemwußtes) Un- 
recht ift ? 

Jedes Unrecht ift nichtig, darf alfo durh Zwang in feiner Nichtigfeit aufgewiefen 
werden. Das Unrecht ift nämlich ein erfter Zwang oder mwenigitens eine Gewalt. „Der 
Zwang aber hebt fi unmittelbar in feinem Begriff auf, da er Äußerung eines Willens 
ift, welche die Außerung oder das Dafein eines Willens (Recht ift ja Dafein des Willens 
oder der Freiheit) aufhebt.“ Daher muß ihm ein zweiter Zwang entgegengejegt werben. 

Hier beruht vor allem die Deduftion der Nichtigkeit des Zwanges auf einem bloßen 
Wortfpiel. Das Unrecht ift infofern Außerung eines Willens, als ihm eben der Wille 
des Unrehtthuenden zu Grunde liegt. Hebt es die Hußerung des Willens eines 
anderen auf, fo it das folglich feine Selbjtaufhebung, feine Aufhebung der eigenen 
Willensäußerung. Wäre Unrecht aber Selbjtaufhebung, jo bedürfte es feiner Aufhebung 
dur Zwang; wäre es wirklich nichtig, jo brauchte man es nicht zu vernichten. Anderer: 
ſeits wäre, wenn der Zwang nichtig wäre, doch auch der „zweite Zwang”, der Rechtszwang, 
und insbefondere die Strafe nichtig, d. h. müßte dur einen dritten Zwang aufgehoben 
werden, u. ſ. f. ins unendliche. 

Die Negation der Negation des Nechts findet Hegel in der Vergeltung, weil 
eine Negation der anderen angemefjen fein müffe. Doc muß das Strafübel dem Verbrechen 
nicht (wie die Talion) fpecifiich, fondern nur dem Werte nach gleich, d. h. jenes wie diejes 
muß Verlegung fein. Dies ift jevenfalls eine ungenügende Gleichung; eine Berüdfichtigung 
der Strafzwede aber vermift man bei Hegel gänzlich. 

Zur „Moralität” leitet Hegel durch die feltfamen Säge hinüber: „Im Recht hat 
der Wille fein Dafein in einem Äußerlichen; das Weitere ift e8, daß er es in einem Inner— 
lihen habe. Dies Verhalten zu fich it das Affirmative; aber dies fann er nur durch Auf: 
hebung feiner Unmittelbarfeit erlangen. Die im Verbrechen aufgehobene Unmittelbarfeit 
führt jo dur die Strafe, d. h. durch die Nichtigkeit der Nichtigkeit, zur Affirmation — zur 
Moralität.” Hier muß man denn doch verwundert fragen: ob jeder erit als Berbrecher 
beitraft worden fein müſſe, ehe er zur Moralität gelangen könne? Die Hegelſche „Moralität“ 
ift freilich ziemlich unmoralifch und mehr negativ als „affirmativ“ ! 

Die Sittlichfeit aber ift das Syftem der an und für fich jeienden Gejehe und 
Einrichtungen, durch welche das Sittlihe einen feiten Inhalt hat, der Kreis der Notwendig: 
feit, deſſen Momente die fittlihen Mächte find, welche in den Individuen, als in ihren 
Accidenzen, ihre Vorjtellung, erfcheinende Geftalt und Wirklichkeit haben. Diefer Kreis um- 
faßt: 1. den natürlichen jittlichen Geift der Familie, ferner 2. die bürgerlide Geſell— 
ſchaft. Dieſer fommen drei Momente zu: a. das Syſtem der Bebürfniffe, welche durch 
drei Stände (Bauernjtand, Gewerbejtand, allgemeiner Stand d. h. Beamte und Gelehrte) 
Befriedigung finden. b. Nehtspflege, melde dem Privatrecht objektive Wirklichkeit 
verschafft. e. Polizei. Diefe fowie die Nechtspflege fallen alfo feltfamerweife nicht in 
das Gebiet des Staates. 3. Der „äußerlihe Staat” (die bürgerliche Gefellihaft) nimmt 
fih in den Zweck und die Wirklichkeit des fjubjtantiellen Allgemeinen, in die Staats- 
verfafjung zurüd und zufammen. Sollen und Sein werben jetzt vollitändig eins, denn 
das Geſetz ift im Staat unabhängig von der Wahl und freien Befolgung der Menjchen, 
andererfeitö befteht das Geſetz, ungeachtet ihrer freien Wahl und der etwaigen Übertretung, 
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als Regel fort. Cine Pflihtenlehre kann alſo nur diejenigen Verhältniffe entwideln, „die 
durch die Idee der ‚Freiheit notwendig und daher wirflid in ihrem ganzen Umfange im 
Staate find“. Schmilzt das Individuum in der Sitte, die ihm zweite Natur geworden 
it, zufammen mit der vernünftigen Allgemeinheit, dann hat es erit feine wahre Geltung, 
fein Recht erlangt. Der einzelne fommt alſo erft dadurch zu feinem Rechte, daß er Bürger 
eines guten Staates if. Das Individuum hat nur Wahrheit und Sittlichfeit als Mitglied 
des Staates, es ift darum auch höchite Pflicht, ein folches zu fein. Denn die Idee des 
Staates ift der „mwirflihe Gott“. Sofern nämlid „Sein“ der einfachſte Ausprud 
für Gott ift, andererfeits aber Sein und Denken gleichgefegt, der Wille als mwirfendes oder 
wirkliches Denken definiert und der Staat als höchſte Nealifierung des Willens aufaefaft 
wird, ergiebt fich jene Apotheofe, die übrigens nur vom idealen Staate gilt, denn die „be- 
fonderen“ Staaten find mie alles Befondere unwahr und unvernünftig. Es iſt alfo aud) 
nur Pflicht, Mitglied eines ſolchen Staates zu fein, ſolange und fofern er Träger der gegen: 
wärtigen Entwidlungsitufe des Meltgeiftes it. Je nachdem man nun diefe Sätze fo oder 
jo wendet, fommt man zur unbedingten Unterwürfigfeit unter die bejtehenden Geſetze oder 
zur Rechtfertigung der Revolution — und beide Meinungen bis zu ihren Ertremen find 
einerfeit3 von den Alt, andererfeits von den Junghegelianern verfochten worden. 

Die dee des Staates hat 1. unmittelbare Wirklichfeit — Verfaſſung oder inneres 
Staatsrecht; 2. fie geht in das Verhältnis des einzelnen Staates zu anderen über — äuferes 
Staatsrecht; 3. fie ift die allgemeine Idee als Gattung und abjolute Macht gegen die in- 
dividuellen Staaten, der Geift, der fih im Prozeß der Weltgefchichte feine Wirklichkeit giebt. 

Die „Eonftitutionelle Monarchie“ iſt die allein vernünftige Staatsform, denn in ihr 
unterfcheidet und beftimmt der Staat feine Wirffamkfeit nach der Natur des Begriffes. Der 
„politifhe Staat” dirimiert fih nämlich in folgende Unterfchieve: 1. die Gewalt, das All- 
gemeine zu bejtimmen und fejtzufegen, die gejeßgebende Gewalt; 2. die Subjumtion der 
befonderen Sphären und einzelnen Fälle unter das Allgemeine, die Negierungsgemalt ; 
8. die Subjektivität als die letzte Willensentfcheidung, die fürftlihe Gewalt, welche die 
Spige und der Anfang des Ganzen ift. Die fürjtliche Gemalt jtellt ſonach das dritte 
Moment im Willensbegriff, das Veſchließen, dar, kann alfo nur einem Individuum, dem 
Monarchen, zulommen, in deſſen Perſon die Perfönlichkeit des Staates erft wirklich wird 
(eine ganz unerweisbare Behauptung!). Aber doch hat diefer Monarh, in deſſen Gewalt 
alle Gewalten zufammengefaßt fein follen, nur das „formelle Entſcheiden; er hat nur ja 
zu fagen und den Punkt auf das zu ſetzen“! — Die Negierungsgewalt als ein Geſchäft 
der Subfumtion wird von den Staatsbeamten (den unbeftimmten mehreren) ausgeübt, welche 
der Fürſt anftellt. In der gefebgebenden Gewalt ift das monardifche Element wirkſam, 
da dem Fürften die höchite Entjcheidung zukommt, ferner die Negierungsgewalt als be- 
ratendes Moment (die Minifter als Mitglieder des Parlaments), endlich das ſtändiſche 
Element. Letzteres, damit die allgemeine Angelegenheit nicht nur an fich, jondern auch für 
fi, d. 5. damit das Moment der fubjeltiven formellen Freiheit, das öffentliche Bewußtſein 
als empirifche Allgemeinheit der Anfichten und Gedanken der vielen darin zur Eriftenz fomme. 

Obwohl nun der Staat die verwirflichte Sittlichfeit, ja der wirkliche Gott ijt, jo weiß 
ihm Hegel doch feinen höheren Zweck zu ſetzen als Schub der Perſon und des Eigentums 
und Berüdjichtigung des allgemeinen Wohles und erflärt es geradezu für eine Wahrheit, 
wenn man gejagt habe, der Zweck des Staates ſei „das Glück der Bürger”, ganz nad Art 
der alten Glüdjeligfeitslehre. 

So wenig befriedigende Ergebnifje fonnten nicht ausbleiben, wenn der Ausgangspunkt 
wie die Methode gänzlich verfehlt waren. Wer, von einem oberften einheitlichen Begriff 
ausgehend, aus diefem alles Weitere ableiten will, muß fcheitern, da man aus einer Prä- 
mifje überhaupt nichts folgern fann. Die angebliche oberite Einheit wird daher vielmehr 
als eine Mehrheit von Gegenſätzen aufgefaht, damit aber zugleich als ein Gebilde voll 
inneren logiſchen Widerſpruchs. Daß jedes Ding zugleich fein Gegenteil fei, wie uns Hegel 
zu glauben zumutet, widerfpridht dem Beariffe des Seins fo fehr als möglich und beruht 
auf der dentifizierung von Sein und Denfen, welde der Grundfebler des Monismus tft. 

Der dialektifhe Prozeß foll eine bloße Analyſe des oberjten ganz leeren Begriffes fein, 
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aber aus dem Allgemeinen fann man zum Beſonderen nicht durch Analyfis, ſondern nur 
durch Syntheſis fommen, und zu dieſer greift Hegel auch ganz willfürlich, indem er aus 
dem empirifch Gegebenen herbeizieht, was ihm eben in feinen Gedanfengang paßt. 

Diefe Wilfürlichkeit zeigt ſich darin, daß der Gegenſatz zwiſchen dem erjten und zweiten 
Moment des dialeftiichen Prozeſſes bald ein fontradiktorifcher, bald ein fonträrer diefer oder 
jener Art iſt. Wir Haben Beifpiele davon genug wahrgenommen. Der Gegenjag zwifchen 
Recht und „Moralität” ijt ein ganz anders gearteter, als der zwifchen Eigentum und Ber: 
trag, bürgerlichen Nectsitreit und Betrug, Familie und bürgerlicher Geſellſchaft u. f. w. 
Vollends die Zufammenfafjung in die „höhere Einheit“ des dritten Moments ift bald wirf- 
ih eine Art Verſchmelzung und „Aufhebung“ im Sinne der Aufbewahrung (jo z. B. das 
Verhältnis des Staates zu Familie und bürgerlicher Geſellſchaft), bald eine "Aufhebung" 
im Sinne des Negierens (fo 3. B. Unrecht als drittes Moment von Eigentum und Ver⸗ 
trag). Aufheben ift bald conservare bald tollere! Treffend hat Trendelenburg die 
Hegelihe Methode verurteilt, wenn er jagt: „Es giebt für die Dialektik des reinen Ge 
danfens ein unvermeidliches Dilemma. Entweder iſt die Vereinigung, durch welche fie 
allein den Fortſchritt des zweiten und dritten Gedanfens vermittelt, die reine logifche 
Berneinung (A niht — A), fo fann fie weder im zweiten Moment etwas in fi Be- 
jtimmtes erzeugen, noch im dritten Moment eine Vereinigung zugeben. Oder fie ift ber 
reale Gegenſatz, dann ift fie wiederum nicht auf logiſchem Wege zu erreichen und die Dialektik 
it nicht Dialektik des reinen Denkens.“ 

Zu melden bevenflichen Ergebniffen die Methode im einzelnen führt, haben wir in 
der früheren Darftellung bemerft. Hier fei nur noch auf den untergeorpneten Wert hin- 
gewiefen, den Hegel der Ethik zuichreibt, die nur Bedeutung für den „bornierten Verſtand“ 
habe. Staaten, Bölfer und Individuen find ihm nur bewußtlofe Werkzeuge des Welt: 
geiftes, d. h. des abjoluten unperfönlichen Begriffes; Gerechtigkeit und Tugend, Unrecht, 
Gewalt und Yaiter, Schuld und Unſchuld haben nur in der (untergeordneten) Sphäre der 
bewußten Wirklichkeit Bedeutung und Wert und finden darin ihr Urteil und ihre (jedoch 
unvollfommene) Gerechtigkeit. Die Weltgefchichte fällt außer diefen Gefichtspunften! 


8 19. Krauje (Grundlage des Naturrehts. 1803; Das Urbild der Menfchheit. 
1811; Abriß des Syſtems der Philofophie des Rechtes oder des Naturrehts. 1828. — 
Unter den Werken feiner Schüler find hervorzuheben: Röder, Grundzüge des Naturrechts 
oder der Redtsphilojophie. 1846, 2. Aufl. 1860— 63; Ahrens, Naturredt oder Philo- 
jophie des Rechts. 6. Aufl. 1870; Organiſche Staatslehre. 1850). 

Kraufe jtrebt den Pantheismus mit der Anerkennung felbitändiger Individuen zu ver: 
einigen — ein in ſich widerfpruchsvolles Unternehmen — und nennt jih daher einen 
Tanentheijten. Das Endlihe ijt nad) Kraufe nicht bloß ein Moment „Weſens“ (db. h. bes 
Abjoluten oder Gottes), jondern es ift ſelbſt „Weſen“ im Gliedbau der Welt. Gott ift 
Gegenwejen, weil er den Gegenfag von Natur und Geift in fich hat, ja Wefen ift im fich 
und unter fich zwei Wejen (1 = 2!), welche gegeneinander gegenheitli find (A = non A!?), 
aber infofern er diefe Gegenfäge umfaßt und vermittelt, ift er Bereinwejen. Aus ihm aber 
entipringt alles; er fteht au im Bund mit den Einzelwefen, und die Form für diefe 
Gemeinschaft ift der Bund. Darum giebt es einen Rechtsbund, Sittlichleitsbund u. ſ. w. 

Nicht blog „Weſen“ ift nämlich der Träger des ethifchen Prozeſſes; dieſen vollziehen 
auch die „Eigenweſentlichkeiten“ (Individuen). jeder muß jtreben feine Beitimmung zu er: 
füllen, d. h. feinen Play im Gliedbau der Welt auszufüllen. Das Weltall ftellt einen 
ethiſch-organiſchen Glievbau dar; auch das Necht beruht darum auf der Eittlichfeit und hat 
nicht bloß einen negativen, fondern einen pofitiven Charafter, d. h. jeder hat ein Recht auf 
alles, was Bedingung zur Erreichung feiner Beſtimmung ift; diefes muß ihm pofitiv ge 
leiftet werden. Alfo nicht bloß neminem laede, fondern suum euique! Im höchſten 
Einne, al3 eine der Grundwefenheiten Gottes aufgefaßt, iſt das Necht der eine Gliedbau 
der inneren zeitlichfreien Bedingtheiten des einen Lebens, in welchen allen Gott das eine 
Recht it. Da der einzige Inhalt des Lebens aber das Gute oder die abfolute Vernunft 
ift, jo ift Necht das organische Ganze der zeitlichfreien Bedingtheit des Bernunftlebens. Das 
„menfchliche“ Hecht iſt nur ein Teil des einen Nechtes aller endlichen bewußten Weſen in 
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Gott, es ift „die freie Bedingtheit des menfchlichen Lebens“ (Röder) oder, wie Ahrens 
formuliert: „Das (menfchliche) Necht ift die Norm zur Regelung des Ganzen der von ber 
Freiheit oder Millensbeftimmung abhängigen Bedingungen für die geordnete Verwirklichung 
alles Guten und aller Güterzwede des einzelnen und der menſchlichen Geſellſchaft.“ 

Das Necht fordert, daf jedes Vernunftwefen fein eigenes Darleben habe und dod das 
Allgemeine darleben fünne. Das Leben ift alfo innerlich und äußerlih und der Menſch 
hat zunädjt ein inneres Recht, er ift bereditigt (und verpflichtet) gegen fich felbit, hat 
das Recht, gewifje leibliche und geiftige Bildungsmittel von ſich zu fordern, weil er ihrer 
zur Erreihung feiner Beitimmung bedarf. Das Einzelmefen fann aber nur im Vereinleben 
mit anderen feine Beitimmung erreihen, darum fommt ihm äußeres Nedt zu. Diefes 
ift wechfelfeitig und enthält in fi, was jeder dem anderen zu leiften hat, es hat aber 
feinen Zwangscarafter, 

Das Recht iſt zwar auch negativ, infofern es Hinderniffe der menschlichen Beitimmung 
bejeitigt, vor allem aber ift es pofitiv. Der Rechtsbau ift zuerft pofitiv herjuftellen, erſt 
hieraus ift das wechjeljeitige ſich Einfchränten als Ergebnis aus dem Grundbau abzuleiten. 
Jedes Weſen ift ja äußerlich, ift ein individuelles Weſen in Gott, darum hat jeder ein 
Recht nicht bloß auf feine Perfönlichfeit, fondern auch auf Arbeit, auf feinen Beruf, ja auf 
die ihm angemefjene Nahrung, Kleidung, Wohnung (diefe ift der Kraftort der Vereinbildung 
des ganzen perfönlichen Lebens in Vertrauen und Liebe, weſentlich Haus, Hof und Garten). 

Wie der einzelne, jo haben auch die höheren Grundperfonen ihr Recht. Solche Grund- 
perfonen find: die Menjchheit des Weltall in Gott und unter Gott, die Menfchheit eines 
Himmelsförpers (der Erde), Völfervereine, Völfer, Stämme, Ortsvereinfchaften, Chetum, 
Familie, Freundfhaft — endlich der Einzelmenſch. Die Familie ift der erfte vollitändige 
höhere Menſch, der kleinſte Nechtsftaat unter Vormundfchaft der höheren Geſellſchaft, die 
gebietet, daß den Kindern ihr ganzes Recht, durch höhergejellihaftlihe Bildungsanftalten 
dem allgemeinen Leben zubereitet zu werden, geleiftet werden müfle. — Die Menſchheit er: 
zeugt den Rechtsſtaat, jofern fie das Recht verwirklicht, aber zugleih auf individuelle 
Weiſe darlebt; derjelbe mißt jeder Grundperfon ihr inneres Recht zu, nad außen hin fie zu— 
gleich in demfelben fchügend. Der Staat iſt zuerjt Familienftaat; fpäter tritt an deſſen Stelle 
die äußere lieblofe Gewalt, welche zunächſt, fi gegen die Willfür des Naturzuftandes ficher 
ftellend, nur der Selbftfucht und bloß mittelbar dem Necht dient. Bei fteigender Bildung 
nähert fi) der Staat der „Gemeindeverfaſſung“, in welcher nur der fittlichfreie und gerechte 
allgemeine Geſellſchaftswille zur Verwirflihung fommt. Bis dahin müſſen die untergeord- 
neten Formen des Rechts im Staate in Geltung bleiben, fofern fie nur überhaupt mit der 
allgemeinen Rechtsivee zufammenhängen. An —* kommt es zwar den vereinten Rechts— 
perſonen zu, den Staat zu ſtiften und deſſen Verfaſſung zu beſtimmen als eine Gemeinde— 
verfaſſung mit gleicher Berechtigung und Verpflichtung aller Staatsbürger, denn der Staat 
beruht auf einem Vertrag, der der Ausdruck der gemeingültigen Vernunftform des Rechts— 
willens fein muß. Die Ausübung diefes Rechtswillens hat dann eine verantwortliche 
Beamtenſchaft, welche zugleih Obrigkeit iſt. Geſchichtlich betrachtet hingegen entwidelt 
fi) das Gemeinleben in drei Perioden: 1. Ungeſellſchaftlicher Naturzuftand. 2. Einzelne 
Perſonen repräfentieren den Nechtswillen im Staat und üben Rechtszwang gegen die übrigen. 
3. Verwirflihung der Monardie im höchften Sinne des Wortes, d. h. der Alleinherricaft 
des Rechts. Hier ift das Wolf und nur das Volf Nechtsverwalter und Herrſcher oder, nod) 
tiefer gefaßt: Der eine unbedingte Nechtsverwalter, Negent und Monarch ift Gott jelbit. 
Die vollendetfte Staatsform der zweiten Periode, der Übergang zur dritten, ift die fon- 
ftitutionelle Monarchie. — 

St Schon der Ausgangspunkt (die „Weſenlehre“) Kraufes ganz verfehlt, jo Fonnten 
fchiefe Folgerungen nicht ausbleiben. Die panentheiftiihe Auffaffung führt zu einer un- 
Haren Bermifchung von Recht und Moral. Das erftere erfcheint als bloßes Mittel für die 
legtere, woraus fich die Folgerung ergeben muß, daß alles mirflich geltende Necht doc) 
fein Necht iſt, ſobald es dem fittlihen Zweden nicht entſpricht, — alſo ein Prinzip der 
Nevolution, deſſen praktischen Folgen Krauſe nur dadurch entgeht, daß er (richtigermweife) 
dem Recht den Zmwangscharafter abjpridt. Eben dies jcheidet ihn aud von jenen ertremen 
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Lehren des Socialismus, welchen er ſich mit der Forderung „angemefjener“ Nahrung, Kleidung 
und Wohnung bedenklich annähert. Hierin ebenfo wie in der Annahme des „inneren Rechts“ 
zeigt fich gänzliche Berfennung des fpecififchen Weſens des Rechts und eine aus übelgeleitetem 
Wohlmollen hervorgehende Vermengung desfelben mit anderweitigen ethiſchen Prinzipien. 
Eben diejes falſche Wohlwollen läßt ihn in der Strafe ein bloßes Erziehungsmittel erbliden. 
Anzuerkennen find die Verdienſte, die Kraufe und feine Schüler fi um die Entwidlung 
der Gefellfhaftslehre erworben haben, indem fie die einfeitige Gleichfegung der Staats- 
gemeinfchaft mit dem Gemeinleben der Menſchen überhaupt vermieden. Indem fie dabei 
nicht, wie die „Naturrechtölehrer“ im engeren Sinne, abjtrahierten von den verfchiedenen 
Naturverhältnifien und Aulturftufen des menſchlichen Lebens und das Recht nicht loslöjten 
von dem Boden, auf dem es allein gedeihen kann, dem der Ethik, kamen fie auch zu einer 
umfafjenderen und würdigeren Auffaſſung des Staatslebens und feiner Zwede. Freilich 
mußten fie, wie gejagt, aud das Nechtögebiet nicht gehörig zu unterfcheiden von anderen 
ethiſchen Gebieten, und die Dämmerung, die fich deshalb über ihre Ausführungen legt, wird 
noch dunkler gemadt durch die emphatiiche, aus dem „Gliedbau“ abgeleitete Betonung des 
„Organifchen“ in allen Rechts- und Staatögeftaltungen. Wir werden no darauf zurüd- 
fommen, wie gefährlich es ijt, wenn aus dem Begriff des „Organismus“ voreilig Folge: 
rungen gezogen werden. Hier ſei nur noch erwähnt, daß ähnliche Anfichten über das Recht, 
wie bei Kraufe, ſich auch bei anderen Scriftjtellern finden, die auf felbjtändigem Wege 
zu der Auffafjung des Rechts als eines bloßen Mittels für die Eittlichfeit gefommen find. 
Wir nennen 3. B. Abicht, Henrici, Bouterwek, Trendelenburg. 


820. Scleiermader (Grimdlinien zu einer Kritif der bisherigen Sittenlehre. 
1803 u. a. D.; befonders: Die Lehre vom Staat — Werke zur Philoſophie VII. 1845; 
fiehe ferner H. Ritter, Encyklopädie der philofophifchen Wiffenfchaften. 3. Band. 1864). 

Die Ethik (die Lehre vom Geift) ift bei Schleiermader eine Darftellung phyfiologifcher 
und piychologifcher Prozeſſe. Unter diefen Prozeffen findet fi auch der Verkehr, weil 
die Vernunft fittlihe Gemeinfchaft der einzelnen fordert, während thatſächlich Trennung be- 
fteht, darum ift das Recht das fittlihe Zufammenfein der einzelnen im Verkehr. In— 
defien haben die Rechtsregeln gleichwohl nur den Wert „technifcher Regeln“ für die richtige 
Ausführung eines anderweit Beſchloſſenen. So, wenn die Pflicht erwiefen und anerfannt 
ift, Eigentum zu jtiften, ift e8 nur „eine technifche Bemerkung für den Unverftändigen und 
Unbedachtſamen“, daß er diefes nicht verlege! 

Aufgabe der Staatslehre ijt es nit, ein deal des Staates aufzuftellen, ſondern 
nachzuweiſen, wie „aus Nicht-Staat Staat werde” (dies ift aber nur ein Teil der Staats- 
lehre). Der Staat entjteht aus der Horde, wenn irgendwie der Gegenjat zwiſchen Obrig- 
feit und Unterthan hewortritt. Er beruht nicht auf Vertrag, denn jeder Vertrag ſetzt den 
Staat ſchon voraus (eine „ſchwer zu begreifende“ Verwechslung zwifchen den Bedingungen 
der Ausführbarfeit eines Vertrags und dem rechtlichen Weſen einer bindenden Willens: 
einigung, wie R. v. Mohl, Encyklopädie der Staatswifjenfhaften. 2. Aufl. S. 99, mit Necht 
bemerkt). Ebenſo beruht der Staat nicht auf Überredung, nicht auf Ufurpation, fondern 
auf dem naturbildenden Prozeß. Someit eine Gefamtphyfiognomie von Volf und Boden 
reicht, foweit follen auch die Staatögrengen reihen. Daher auch nicht bloß die Bebürfnis- 
ober ftaatverteidigenden Kriege, ſondern auch die Vereinigungs- oder ftaatbildenden Kriege 
ethifche Bedeutung haben. Weſen und Zwed des Staates ift der Naturbildungsprozek, der 
das Gepräge der Vernunft trägt, wenn die Volfseigentümlichkeit fih in ihm wirklich 
darftellt. Für größere Staaten paßt die fonftitutionelle Monarchie am beiten. — 

Der Staat erzeugt Verkehr und Eigentum, Taufh und Erwerb und dadurd das 
Recht. Nur foweit der Verkehr reicht, erftredt fi das Gebiet des Rechts. So läßt 
Scleiermader alles vor- und auferjtaatlihe Leben rechtlos und betont andererfeits Die 
Naturgrundlagen des Staates in einfeitiger Weiſe. Für eine Würdigung feines verfehlten 
moniftifchen Ausgangspunftes fehlt hier der Raum, fiehe darüber Thilo in der Zeitjchrift 
für erafte Philofophie I 394 ff. 

Heinrih Nitter hat die Schleiermacherfche Lehre in manchen Einzelheiten fort 
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und umgebildet. Er formuliert die Aufgabe der Nechtsphilofophie dahin, daß fie in Be- 
urteilung des Nechts mit Berüdjichtigung feiner natürlihen und geſchichtlichen Grundlagen 
die Forderungen der Vernunft geltend zu machen habe (S. 400), und findet (S. 480) den 
höheren Zwed des Staates nit im bloßen Rechtsſchutz, ſondern darin, daß er durch die 
Geſellſchaftsordnung alle ihre Glieder zu gemeinjchaftlichen Unternehmungen in dem Fort— 
jchreiten der nationalen fittlihen Bildung vereint. In feinen Ausführungen über Recht und 
Staat erfennt man den gereiften Blid des Kenners der Gefchichte der Philoſophie. 


$ 21. Die theologifierenden Neftaurationsphilofophen. Die dem 
Naturrecht eigentümliche Betonung des fubjeltiven Freiheitsprinzips, welches durd die fran- 
zöfifche Revolution einen mit Blut gefchriebenen praftifchen Kommentar erhalten zu haben 
ihien, mußte die fonjervativen Gemüter zu der Frage drangen, ob es nicht einen vom 
menſchlichen Willen unabhängigen objektiven Duell des Rechts, eine über allen Menfchen 
jtehende Autorität gebe. Man fand eine ſolche Autorität nun, an halbverichollene Lehren 
anfnüpfend, zunächit in dem Willen Gottes. Diefer theologifierenden Nichtung gehören 
in und außer Deutjchland eine große Anzahl Schriftiteller an. So in Frankreich Bonald, 
der in allen Nechts- und Staatsinftituten ein Abbild der Dreieinigfeit findet (ähnlich in 
Deutfchland Göjhel und Moy) und de Maijtre (der im Scharfrichter das Band der 
menſchlichen Geſellſchaft jieht und bei Konflikten zwifchen Fürſten und Volf den Papſt und 
die Konzilien entjcheiden laſſen will); in Deutichland Friedrich Schlegel, Steffens, 
Baader, Adam H Müller, der feine Rettung fieht, als wenn der geiftlihe Stand 
als oberjte weltliche Autorität wiederhergeitellt wird, K. E. Jarde u a. Das Staats: 
ideal der meiften diefer Schriftiteller entlehnt dem chriftlich-feudalen Staatswefen des Mittel 
alter wefentlihe Züge. Cine jpeciellere Berüdfichtigung verdient unter ihnen (von dem 
weiter unten behandelten Stahl abgejehen) v. Haller. Vorher erinnern wir im all» 
gemeinen daran, daß überhaupt diefe ganze theologifierende Richtung unwiffenfhaftlid 
ift, weil jie gläubig vorausfeßt und zum Prinzip erhebt, was erjt des Beweifes bedarf, 
und weil fie insbejondere den Vorzug des Guten und Rechten nicht in feinen innern Wert, 
jondern in feine Abjtammung aus Gottes Willen jeßt. 

K. L. v. Haller (Nejtauration der Staatswiſſenſchaft oder Theorie des natürlid- 
gejelligen Zujtandes, der Chimäre des fünftlich = bürgerlihen entgegengejegt. 6 Bände. 
1816— 34, zum Teil in 2. Auflage) nennt es die ewige unabänderliche Ordnung Gottes, 
dab der Mächtigere herriche, herrichen müſſe und immer herrfchen werde. Dies iſt der 
„Stand der Natur”, der niemals aufgehört hat. Die Herrichaft beruht demnach auf höherer 
Macht und dauert auch nicht länger als diefe. Jene höhere Macht aber ift von Gottes 
Gnaden, nicht vom Bolf gejegt. Die Fürften haben vielmehr das Volf nad) und nad um 
fich her verfammelt; der Fürft ift vor dem Wolf wie der Vater vor feinen Kindern, der 
Herr vor feinen Dienern, er iſt jelbjtändige Perfon, die nicht ein Gemeinwejen, ſondern 
ihre eigene Sache regiert. Die Beamten find Diener des Fürften, nicht des Staates, nicht 
den Gejegen, fondern dem Fürſten verpflichtet; die Kriege find feine Fehden, die er auch 
durch Zweifampf führen fünnte, die Steuern find feine Einfünfte. Aber jomweit die Unter- 
thanen Macht haben, haben auch jie Necht, fie brauchen ferner von Rechts wegen nicht 
Steuern, Kriegsdienite u. ſ. w. zu leiften, da dieſe nicht zu öffentlichen Zweden bejtimmt 
find. Der Staat iſt ein bloßes Aagregat von Privatinterejjen. Nur moralijche 
Pflicht (evidente Billigfeit), eigenes Intereffe der Unterthanen oder bejonderer Dienjtvertrag 
verbindet zu Leiſtungen an den Fürſten. Verletzt der Fürft Rechte der Unterthanen, fo 
fünnen fie auswandern oder, bewaffnet widerſtehend, „Notwehr”" üben. Klüger aber 
handelt das Volk in der Negel, wenn es auf göttliche Hülfe vertraut, d. h. teil auf die 
Kraft der Natur, welche großes Unrecht in die Yänge unmöglich macht, teils auf das 
erige Naturgefeg, nach welchem böfe Thaten ſtets mit böfen Folgen für ihren Urheber be- 
gleitet jind. 

Die beite Regierung iſt die für das Wohl der Unterthanen beftverwaltete, aljo die- 
jenige, welche die Geſetze der Gerechtigkeit und des Wohlwollens beobachtet. — Der Form 
nah find die Staaten entweder Nepublifen, denen ein Societätsvertrag zu Grunde liegt, 
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oder Fürſtentümer, die letteren wieder entweder Patrimonial- oder militärifche oder geiſt— 
lihe Staaten, denn die Oberherrichaft fann ſich nur gründen auf Überlegenheit an Eigen: 
tum, an Tapferfeit, an Geift und Erleuchtung. Zuletzt müſſen fi aber alle Herrfcher auf 
Grundeigentum ftüen, weil ohne diefes niemand unabhängig fein oder bleiben fann. 

Viele fcharffinnige Bemerkungen macht Haller über die Mittel, die Oberherrichaft 
dauernd zu erhalten, in feiner „Mafrobiotif” der Staaten. Aber ihm fehlt, wie wir fahen, 
gänzlich der Begriff des Gemeinwejens, welches über die Privatinterefjen Gemeinwohl und 
öffentliches Recht erhebt. Darum fagt er auch (TI 63) geradezu: „Die Zeit wird fommen, 
wo man fein befonderes Staatsreht mehr jchreiben, fondern dasfelbe nur in dem natür- 
lihen Rechte überhaupt, bei der Lehre von den Dienft- und Societätsverhältnifien, abhan- 
deln und höchſtens auf deren Modifikation durch höhere Macht und Freiheit beiläufig Rück— 
fiht nehmen wird.“ 

In der Lehre Hallerd tritt uns Die unfittlihe und irreligiöfe Lehre, da Recht und 
Macht identifch jeien, in dem Gewand der Religion und Offenbarung ſelbſt entgegen, und 
mit unleidlihem Hochmut ruft er feinen Gegnern zu: „Auf den Felſen der Natur ge- 
gründet, werden die Pforten der Hölle, die Bemühungen aller Sophiſten diefe Doftrin nicht 
überwältigen.“ 


8 22. Die hiftorifhe Rechtsſchule. (Hierher gehört namentlih: Saviany, 
Über den Beruf unferer Zeit für Gefeggebung und Nedhtswiffenihaft; Syſtem des heutigen 
römischen Rechts I. Puchta, Gewohnheitsreht. I. Bd. „Die allgemeinen Lehren“ 
©. 133 ff.; Einleitung zum Kurſus der nftitutionen.) 

Nicht in dem Willen Gottes (obwohl eine gewiſſe Hinneigung zum Theologifieren bei 
Puchta vorhanden ift), fondern im Volksgeiſt alaubten die Begründer der hiftorifchen 
Rechtsſchule jene höhere objektive Autorität gefunden zu haben, von welcher im Gegenjat 
zu dem jubjeftiven Prinzip des Naturrehts das Recht abhängig zu machen wäre, Das 
Recht, jo hieß es jebt, hat jo wie Sprache, Eitte, Kunſt des Volfes fein abgejondertes 
Dajein; alle diefe Erjcheinungen find nur Thätigfeiten des einen Volfs, welches in ihnen 
jeine Cigentümlichfeiten darjtellt. Es ift der in allen einzelnen gemeinschaftlich lebende und 
wirfende Volksgeiſt, der das pofitive Necht erzeugt, das alſo für das Bewußtſein jedes 
einzelnen nicht zufällig, fondern notwendig ein und dasjelbe Recht ift. Ein Beweis für 
diefe Entjtehung des Nechts liegt in der allgemeinen gleihförmigen Anerkennung des pofi- 
tiven Rechts und in dem Gefühl innerer Notwendigkeit, wovon die Vorjtellung desjelben 
begleitet it, ſowie in der Analogie mit der Sitte und vor allem der Sprache des Volfs. 
Urfprünglich lebt das Recht in dem Volksbewußtſein nicht als ein Inbegriff von Regeln, 
fondern als lebendige Anſchauung der Redtsinftitute in ihrem organischen Zufammenhang, 
welche ſich dur ſymboliſche Handlungen offenbart. Das Necht wird ſich dann weiterhin 
durh Übung entfalten, und wie wir in der Sprache tete Fortbildung und Entwidlung 
finden, auf gleiche Weife in dem Net. In demfelben Maße aber, in welchem die Bildung 
der Individuen ungleichartiger wird und in welchem eine ſchärfere Sonderung der Beſchäfti— 
gungen, der Kenntnifje und der dadurd bedingten Stände eintritt, wird aud die Nechts- 
erzeugung, die auf der Gemeinichaft des Bewußtſeins beruhte, fchwieriger werden; ja fie 
würde endlich faſt ganz verfchwinden, wenn ſich nicht dafür wiederum eigene Organe bil« 
deten — die Gejeggebung und die Rechtswiſſenſchaft. Das Geſetz ift das Drgan 
des Volksrechts. Hat fich ferner ein befonderer Stand der Nechtsfundigen gebildet, jo führt 
das Necht nunmehr ein zwiefaches Leben: feinen Grundzügen nad lebt es fort im gemein- 
famen Bewußtſein des Volks, die genauere Ausbildung und Anwendung im einzelnen ijt 
der bejondere Beruf des Juriftenitandes. Die rechtserzeugende Thätigfeit des Volkes zieht 
fih großenteils in diefen zurüd und wird von ihm, als dem Nepräfentanten des Ganzen, 
fortwährend geübt. Das Necht wird alfo immer dur innere ftillwirfende Kräfte, nicht 
durh Willfür eines Geſetzgebers erzeugt; es befindet jih auch, wie alle anderen Volks— 
zuftände, in jteter Fortbildung, kann nicht abbrechen mit der Vergangenheit, ſich nicht ab- 
fchließen gegen die Zukunft. Nur jo aufgefaßt kann jedes geltende Hecht gehörig veritanden 
werden — dies iſt die wahre Bedeutung der gefchichtlichen Nechtsitudien. 

v. Holvendorff, Encntlopäbte, 1. 5. Aufl. 6 
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Die leiblihe Gejtalt der geiftigen Volfsgemeinfchaft ift der Staat. Auch er entiteht 
durch eine höhere Notwendigkeit, durch eine von innen heraus bildende Kraft. Denn aud) die 
Erzeugung des Staates iſt eine Art der Nechtserzeugung. Seine erjte und unabweisliche 
Aufgabe ift die Idee des Nechts in der fihtbaren Welt herrfchend zu machen, doch ijt er 
nicht auf die Zwecke des Rechts zu befchränfen, die Theorie foll fih überhaupt nicht an- 
maßen, die Freiheit individueller Entwidlung durch Aufitellung ausſchließender Zwecke der 
Staatsthätigfeit begrenzen zu wollen. 

Unleugbar ift viel Wahres an den Grundgedanken diefer Ausführungen; ficherlich ent: 
jteht urfprünglich zumeist ohne Abfiht und Neflerion Recht, ehe folches abjichtlih bewußt 
errichtet wird. Allein daß gerade nur das „Volt“ das wahre Subjekt der Rechtserzeugung 
fei, iſt unrichtig. Die Anhänger der hiſtoriſchen Rechtsſchule müfjen zunächſt den geſchicht— 
lihen Thatfahen gegenüber einräumen, daß fih auch „partifuläres Recht“ innerhalb „volts- 
mäßiger" (?) Abteilungen des Ganzen (Städten, Dörfern, Innungen, Korporationen) bilden 
fönne. Ebenſo müſſen fie zugeftehen, daß auch „unter verfchiedenen Völkern eine ähnliche 
Gemeinschaft des Nechtsbewußtjeins entftehen“ Fönne, wie fie in einem Volk das pofitive 
Necht erzeugt, um fo das Völkerrecht erflärlich zu machen. Aber weiter. Laſſen wir, um 
nicht der Härte und Übertreibung geziehen zu werden, einen Mann reden, der gewiß; nicht 
zu den prinzipiellen Gegnern der hiftorischen Rechtsſchule gehört. Kein Geringerer als 
Bruns (in der 3. Aufl. diefer Encyfl. ©. 342) jagt: „(Die feit Savigny herrjchende 
Lehre von der Entitehung des Nechts) ſtellt nur das normale Verhältnis auf und verall- 
gemeinert dieſes, verleugnet aber, daß es auch abnorme Verhältnifje geben fann, wo der 
Geſetzgeber nicht Kind und Träger des Volfsgeiftes ift, vielmehr als Eroberer und Uſur— 
pator auch Geſetze geben fann, die im ſchreiendſten Widerfpruche mit dem Bolfsgeifte und 
feinem Rechtsbewußtſein ſtehen. Diefes dann auch auf die Nechtsüberzeugung des Volkes 
zurüdzuführen, weil es duldend das fremde Recht in fi aufnehme, tft eine leere und un- 
würdige Sophifterei.” Die Fpentifizierung von Volfsüberzeugung und wirklichem Recht 
führe dazu, den Einfluß von Willfür, Irrtum, Zufall auf die Gefege ganz zu negieren, 
„denn jonjt müßte neben dem Gefege eine Unterfuhung über feine Übereinjtimmung mit 
dem Volksbewußtſein zuläffig fein, was natürlich feine Nechtstheorie zulafjen fann. Der— 
jelbe Fehler liegt bei der Anficht zu Grunde, daß die Wifjenjchaft eine Nechtsquelle fei..... 
Wie der Inhalt der Volfsüberzeugung nur durch Geſetz oder Gewohnheit wirkliches Necht 
werden fann, ebenfo auch der Inhalt der Wiſſenſchaft.“ 

Den Begriff des Nechts ſelbſt läßt übrigens die hiftorifche Nechtsfchule im Dunkeln. 
Aus dem Volfsgeift entjteht ja, wie wir hören, in ganz ähnlicher Weife wie das Recht 
aud Sitte und Sprache. Wodurd nun unterfcheiden fich diefe verfchiedenen Erzeugnifje des 
Volfsgeiftes voneinander? Der Volksgeiſt fann fogar Nevolutionen erzeugen — wie unter: 
ſcheiden ji diefe vom Neht? Sehen wir uns in den mafgebenden Syitemen der Schule 
nad einer Definition des Rechts um, fo werden wir wenig Befriedigung finden. In einem 
vollftändigen Kreis bewegt fih Puchta, wenn er (Pandekten $ 10) fagt: „Das Nedt ift 
eine gemeinfame Überzeugung der in rechtlicher Gemeinfchaft Stehenden.“ Wie unter- 
fcheidet die rechtliche fi von jeder anderen Gemeinschaft? — Der Kreislauf beginnt von 
neuem, wenn Puchta ausführt, daß die „angeborne” äußere Freiheit bloße Nechtsfähigfeit 
ſei, während ein wirkliches Necht für die Perfon erſt durch Einräumung einer Macht feitens 
des objektiven Nechts entjtehe. Diefes objektive Necht nämlich ift der allgemeine Wille, 
d. h. der Wille der in rechtlicher Verbindung Stehenden (des Volks). Saviany feiner 
jeits erklärt (Syſtem I 53 ff.), die allgemeine Aufgabe des Nechts laſſe ſich einfach 
auf die fittlihe Beftimmung der menſchlichen Natur zurüdführen, ſowie fich diejelbe in der 
hrijtlichen Lebensanficht darftellt, und es erfcheine als ein eigentümliches Element in der 
Reihe der Bedingungen jener allgemeinen Aufgabe. Ganz abgejehen von der unrichtigen 
Beichränfung der Aufgabe des Nechts auf die hriftliche Lebensbeſtimmung und der ebenjo 
unrichtigen Auffaffung des Rechts als eines bloßen Mitteld zur Sittlichkeit: was die 
„Eigentümlichfeit“ diejes Elements in der Neihe der Bedingungen für die Erreichung 
der fittlihen Beitimmung fei, erfahren wir damit jedenfalls nicht. An einer anderen Stelle 
(a. a. D. ©. 331 ff.) jagt Savigny: „Sollen in (mwechjelfeitiger) Berührung freie Weſen 
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nebeneinander bejtehen, fich gegenfeitig fördernd, nicht hemmend in ihrer Entwidlung, jo ift 
diefes nur möglich durch Anerkennung einer unfichtbaren Grenze, innerhalb welcher das 
Dajein und die Wirffamfeit jedes einzelnen einen ficheren, freien Raum gewinne. Die 
Regel, wodurd jene Grenze und durch fie diefer freie Raum beftimmt wird, ijt das Necht.” 
Nichts weiter als eine Umfchreibung der Marime der Koeriftenz, etwas anders gefärbt durch 
den Zuſatz: „Das Net dient der Sittlichfeit, aber nicht indem es ihre Gebote vollzieht (?), 
fondern indem es die freie Entfaltung ihrer jedem einzelnen Willen innewohnenden Kraft 
ſichert.“ Indeſſen hat auch Kant ſchon erklärt, der Wille bebürfe, um autonom d. h. fitt- 
lid zu fein, der äußeren Freiheit und daher des Rechts. Faſt ganz mit Kants Ausdrüden 
ftimmt die Formel a. a. O. V 1 zufammen, daß die Rechte „die notwendigen Be— 
dingungen des Zufammenlebens freier Weſen“ feien!. Wollten wir auf die Begriffs- 
bejtimmung anderer Juriften eingehen, fo würden mir faum weſentlich Neues erfahren. 
Dan lefe 3.8. nur, was Windfheid in $ 15 feines Lehrbuchs des Pandektenrechts 
fagt, und nehme dazu die ganz formale Definition des Rechts (als eines von der Rechts: 
ordnung verliehenen Mollendürfens) in $ 37, aus welchem nur die Anerkennung hervor- 
zuheben ift, daß der ftaatliche Zwang nicht notwendig zum Begriffe des Rechts gehöre, 
während 3. B. Brinz (Pandeften 2. Aufl. $ 18) in Verwirklichung des Rechtsgeſetzes 
durch Zwang feinen Hauptunterfchied vom Sittengeſetz findet. 

Daß der Staat als eine organifierte Volksgemeinſchaft aufgefaßt wird, hat im all- 
gemeinen diefelben Einwände gegen ſich wie die Lehre der hiftorifhen Schule von der Ent- 
ftehung des Rechts überhaupt. Nicht bloß in „amerifanifchen Sflavenjtaaten“, auf melde 
Savigny hinweist, fondern überhaupt in der bei weitem überwiegenden Mehrzahl unferer 
Kulturftaaten dedt fich Staats- und Volkseinheit nicht, ja genau genommen fönnen wir fein 
einziges Beifpiel eines Staats aufführen, defjen Grenzen vollftändig mit den Grenzen des 
ihm angehörenden Hauptvolfes zufammenfielen. In diefem Sinne paßt der Ausdrud 
H. Ritters, mwelder „volfbildende Staaten“ den „ftaatbildenden Völkern“ entgegenfegt, 
auf unfere modernen Staaten. Daß eine Nationalität die Führung im Staat übernehmen 
muß, beruht auf anderen hier nicht zu erörternden Gründen. 


8 23. # 3 Stahl (Philofophie des Rechts nad) gefchichtlicher Anfiht. 1830—37, 
5. Aufl, 1878). 

Stahl fucht, wie fchon der Titel feines Hauptwerks andeutet, die Anfchauungen der 
Hiftorischen Nechtsfchule auf philofophifcher Grundlage auszubauen und namentlich durd eine 
Staatölehre zu erweitern. Jene philofophifhe Grundlage aber ift eine theologifierende. 
Stahl geht vom göttlihen Weltplan aus, in welchem der Menſch nicht bloß zur Vereinze- 
lung vorgefehen ſei, fondern auch das menschliche Gejchleht als Einheit. Das Sittliche be- 
ziehe fich jomit entweder auf das Urbild des Menfchen als einzelnen — Moral, fubjektives 
Ethos, oder auf den Plan Gottes für das menſchliche Gefchleht — Gemeinethos, objeftives 
Ethos. Jenes umfaſſe den fittlichen Willen nad) feiner Beihaffenheit in ihm ſelbſt und im 
Verhältnis zu anderen einzelnen und zu den Inftituten der Gemeineriftenz, das objektive 
Ethos ftelle feine Forderungen nicht an den einzelnen, fondern an die Gemeinfchaft als 
ſolche. Im „Reich Gottes” müßten allerdings alle dieſe Gebiete zufammenfallen; im 
„ernpirifchen Zuftand“ (nad) dem Sündenfall) aber trenne ſich die Kirche von der bürger- 
lihen Ordnung (Recht und Staat). In diefem Zuftand ift auch die Erfüllung der Moral 
zufällig. Die Erhaltung des objektiven Bejtandes der fittlihen Welt macht darum eine 
lediglih in ihr felbjt ruhende Macht nötig, welche unabhängig ift vom Willen des einzelnen, 
ja gegen ihn, alſo ihn äuferlich zwingend, fi bewährt. Um dieſer Außerlichkeit willen 


’ Die bis in die meuefte Zeit herab die Marime der Koeriftenz Anklang findet, zeigt Baus 
manns Handbuch der Moral, 1879. Der Berfaffer, nichts weniger als ein Nantianer, ftellt doch 
(S. 383) einen Nechtöbegriff auf („das Necht ift der Inbegriff derjenigen Forderungen von Menſch 
zu Menſch, welche für einen auf Freiheit aller gegründeten Verkehr unerläßlich find“), von welchem 
er ſelbſt jagt, daß er „der Tendenz nach“ mit dem Fantifchen übereinitimme. Daß in der Definition 
u die „Forderungen“ an die erfte Stelle treten ftatt der objektiven Ordnung, ift fein Vorzug 

erfelben. 
6* 
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fann das Geſetz der fittlihen Gemeinfchaft nicht alle fittlihen Anforderungen in fich auf- 
nehmen, es enthält die fittlihen Ideen nur in ihrer äußerjten bürftigjten Grenze, von ihrer 
negativen Seite. In diefer Gejtalt des empirischen Zuftandes ift das Geſetz der fittlichen 
Gemeinjchaft (das objektive Ethos) das Recht. Es ift nit unmittelbar von Gott jelbft 
gegeben, es ift vielmehr Sache des Volkes, in feiner Einheit, d. h. in feinem Verband als 
Staat, eine bürgerlihe Ordnung jenem Weltplane gemäß zu errichten. Die fittlihe Macht 
des Rechts aber ruht in „diefer äußerlich bereits beftehenden Ordnung“, melde ſich dem 
Mideritrebenden gegenüber ald Zwang äußert. Diefe Ordnung ift troß ihrer möglichen 
Disharmonieen mit ihrer göttlihen Beſtimmung verbindlih, aber um diefer Disharmonieen 
und um feiner zwangsweifen Wirkſamkeit willen ein bloßes Surrogat der fittlihen Welt 
in ihrem wahren Zuſtand. 

Auch abgefehen von den willfürlihen theologifierenden Zuthaten (dem unbeweisbaren 
„göttlichen Weltplan“) ift Stahls Unterſcheidung zwifhen Recht und Moral ganz verfehlt. 
Das Recht ftellt Anforderungen nicht bloß an die Gemeinschaft, ſondern auch an den einzelnen, 
und umgekehrt die Moral jolhe an die Gefamtheit. Und ruht denn die fittlihe Macht des 
Nechts nur im ftaatlihen Zwang? Zwang fei, meint Stahl, zwar nicht der primäre, aber 
doch der notwendige Charakter des Nechts, führt indes gleichwohl felber als Ausnahmen die 
Rechtspflichten des Fürften und die Pflichten des Völkerrechts an! 

Infolge des Theologifierens ift Stahl nit im ftande zu jagen, warum das pofitive 
Recht eigentlich bindet. Er meint: „Der letzte Grund feines bindenden Anſehens ijt Gottes 
Weltordnung, aber der Sit desſelben ift doch die menfchlich feitgefegte Ordnung.” Und 
wenn nun die menfchlihe mit der „göttlihen“ Weltordnung im Widerfprud ftände? Gilt 
fie dann? Stahl antwortet: Auch das jchlechtejte Recht halte doch irgendwie die Welt- 
ordnung Gottes aufreht. Dann müßte diefer auch Blutrade, Sklaverei und das Königreich 
Dahomei entiprechen ! 

Um der Volfsfouveränität zu entgehen und doch die Entitehung des Rechts aus dem 
Volksgeiſt feitzuhalten, jcheut ferner, wie wir gefehen haben, Stahl den fehlerhaften Kreis 
nicht, zu behaupten, das Volk ſchaffe die Rechtsordnung, wenn es bereits in feiner Einheit, 
d. h. in feinem Gehorfam unter einer Obrigkeit, da fei, alfo wenn Necht und Staat bereits 
beiteht. 

Wie diefe Grundlagen, fo find die weiteren Folgerungen Stahls voll inneren Wider- 
ſpruchs. So jtellt er für den Inhalt des Rechts zwei fich aufhebende Prinzipien auf, ein 
objeftives, die den Yebensverhältniffen innewohnende Beitimmung, ihr og — wobei 
er behauptet, alle Rechtsinftitute hätten den Zug nad) dem „Perfönlichen” oder Organiſchen —, 
und ein fubjeftives, nämlich das Recht im ſubjektiven Sinne, ein „eigenes“, jedod ein 
„ſekundäres“ Prinzip. Diefes fjubjektive Prinzip bringt ihn nun in Widerſpruch zu dem 
von ihm aufgeitellten Sat: Alles Recht ift pofitiv. Denn aus jenem folgert er natürlich 
angeborene Rechte, aber bald heißt es: das Necht der Perfon fommt dem Menfchen vor 
aller bürgerlichen Ordnung als uranfängliche göttlihe Verleihung zu. Wie fann gegenüber 
ſolchem Nechtstitel das pofitive Necht noch jtandhalten? Wie verträgt ſich überhaupt Be- 
ſchränkung durch die Rechtsordnung mit der Perfönlichfeit, die aud bei Stahl abjoluter 
Selbſtzweck iſt? 

Bezüglich der Verträge erklärt Stahl, daß die Willenseinigung nur bindend ſei unter 
der Vorausſetzung eines rechtlichen und moraliſchen Inhalts — eine bedenkliche, zum Rechts— 
bruch hindrängende Lehre. 

Den Staat ſucht Stahl zwar nicht bloß als Rechtsanſtalt, ſondern als „ſittlich-intellek— 
tuelles“ Reich aufzufaffen, liefert aber für dieſe Aufitellung feinen Beweis. Auch dafür 
erbringt er feinen Beweis, daß der jeder Nechtsbildung innewohnende Zug zur „Perſönlich— 
feit“ für die vollfommene Geftaltung des Staates die Monarchie fordere. Der Staat wird 
doch nicht wirklich als Monarchie zu einer Berfon im engeren Sinne — e3 müßte denn 
gelten: I’&tat c'est moi —; Perſönlichkeit im weiteren Sinne aber wird man auch einem 
Freiſtaat zufchreiben müffen. Stahl jelber verlangt für die Gemeinden eine republi- 
kaniſche Verfafjung, obwohl aud) diefe „eine Herrichaft von perfönlicdem Charakter“ haben 
follen. 

Für die „ewige Ordnung” des Staates jtellt Stahl drei „notwendige Elemente“ auf: 
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1. eine über den Menſchen ſchlechthin erhabene Autorität, eine reale Macht außer ihnen, 
welder als jolcher Gehorfam und Chrfurdt gebührt, — Prinzip der Legitimität; 
2. ein fittlich-verftändiges Geſetz, das, als gefchichtlih überfommen, über Fürft und Wolf 
fteht, — Prinzip der Konjtitution; 3. die Anerkennung der Nation als einer fittlichen 
Gemeinichaft, die Beltätigung des Gefees durch die eigene Würdigung des Volles ala Be- 
dingung der Unterwerfung unter dasjelbe — Prinzip der Nepräfentation. Daß dieſe 
drei Prinzipien fich felbit aufheben, zeigt der erfte Blid. Der legitime Fürft foll als folder 
die höchſte Autorität fein und andererſeits doch das Geſetz über ihm ftehen, ebenfo fol 
diefes gefchichtlich überfommen über dem Volk ftehen, gleichwohl die Anerkennung feiteng 
des leßteren eine Bedingung für die Unterwerfung unter das Geſetz bilden. Da bleibt 
nun freilich nichts übrig als fi auf den unbegreiflichen göttlihen Willen zu berufen. Die 
Gewalt des Staates it, wie Stahl erflärt, von Gott, nicht in dem Sinne, wie alle Rechte 
von Gott find, fondern in dem ganz fpecififchen Sinne, daß es das Werk Gottes ift, das 
der Staat verfieht. Er herrfcht nicht bloß kraft Gottes Ermächtigung, fondern in Gottes 
Namen. Dies fol dadurch bewiefen fein, daß der beitimmte Staat das unberechenbare Er- 
ebnis vieler ſich durchkreuzender und, einzeln betrachtet, auf etwas ganz anderes gerichteter 

ilfen ſei; er ſetze alſo eine höhere Urfahe — Gottes Fügung — voraus. Allein diefe Ent- 
ftehungsweife teilt der Staat mit den meiſten gefchichtlihen Bildungen ; auch Nevolutionen 
entitehen in diefer Weiſe, wären ſonach ebenfalls Gottes Fügung. 

Eine höchſt bedenkliche Anwendung von der Lehre, daß nur der Inhalt der Verträge 
bindend jei, macht Stahl in der Lehre von der Konititution. Diefe iſt an fich nicht heilig, 
fondern nur ihr inhalt verleiht ihr Heiligkeit. „Königtum, erworbene Rechte, Rechte der 
Konfeffionen find an ſich heilig und verleihen vielmehr der Konftitution die Heiligfeit, als 
daß fie diefelbe von ihr empfangen.“ Das heißt mit anderen Worten: feine Partei im 
Staat braucht das Stantsgrundgeje als unverlegbar zu achten, wenn deſſen Inhalt nicht 
mit ihren Anfichten über Königtum, erworbene Rechte u. ſ. w. übereinftimmt. Ebenſo wird 
der König das „Blatt Papier” als ſolches nicht zu refpektieren brauchen — alfo eine wahre 
Theorie der Parteimoral und rettenden That. Das Prinzip der Nepräfentation endlich 
fchrumpft bei Stahl in der Ausführung darauf zufammen, daß die Reichsftände, der Urtypus 
des Volfes, bloß die „Idee des Volks“, nicht die Maſſe der einzelnen repräfentieren follen. 
Dann ift aber ihre Zuftimmung doch nicht der „Anerfennung der Nation“ ſelbſt gleichzu- 
feen, denn dazu wäre erforderlich, daß das Volk felbit und nicht bloß die Idee des Volfes 
dem Geſetz beiltimme. 

Soldie Widerſprüche und Sophismen waren nicht geeignet, der Mahnung Stahls, daß 
die Wiſſenſchaft umkehren müſſe, Nachdruck zu verleihen. 


8 24. Herbart (1776-1833) hat, feithaltend an dem Kantſchen Gedanken, daß 
die Ethif ihre von aller Metaphyſik unabhängigen Anfangspunfte habe, daß darum das 
Seinjollen nicht mit dem Sein vermengt werden dürfe, und in feiner Weife anfnüpfend an 
die gegebene pſychologiſche Thatſache, daß wir über menschliche Willensverhältnifje unwill— 
fürliche Urteile des Lobes und Tadels fällen, in feiner Allgemeinen praktiſchen Philofophie 
(1808) die ethifchen Ideen nachgewiejen, welche die Mufterbilver für das menjchliche 
Wollen find. 

[Als Objekt feiner Urteile erfcheint ihm dabei nicht das, worauf der Wille ſich richtet, 
fondern das Wollen ohne Rückſicht auf einen bejtimmten Gegenjtand, genauer: gewiſſe Formen 
des Wollens oder gemifje abitrafte Willensverhältniffe. Dieje heißen, infofern fie als Vor: 
bilder für das menſchliche Wollen dienen follen, ethiſche Ideen. Solcher Ideen ſoll es fünf 
geben, nämlid: 

1. Die Idee der inneren Freiheit. Gie betrifft das Verhältnis unferes 
MWollens zu unferen eigenen Urteilen über dasjelbe. Gegenjtand eines unmillfürlichen und 
unintereffierten Wohlgefallens ift hier die Übereinftimmung. Derjenige aber, bei dem fie ſich 
findet, ift innerlich frei. 

2. Die Idee der Vollkommenheit. Sie betrifft die vergleichsweiſe Stärfe 
zweier Wollen. Das ftärfere Wollen gefällt hier gegenüber dem ſchwächeren. 
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3. Die dee des Wohlmwollens Cie betrifft das Verhältnis des Wollens 
einer Perſon zu dem Wollen einer anderen, wovon das eine ſich das andere zum Zwed ſetzt. 

4. Die Idee des Rechts. Sie betrifft das Verhältnis zweier Wollen zueinander, 
weldhe in der äußeren Sphäre fonfurrierend zufammentreffen. Das Miffallende iſt bier 
der Streit, das Gefallende feine Vermeidung und bezw. Schlichtung. Dieſes Gefallende 
aber fordert, joll es zu allgemeiner Verwirklichung gelangen, die Herrſchaft bejtimmter Negeln, 
und diefe Regeln bilden das objektive Recht. Das legtere wird fpecieller definiert als eine 
durch Übereinftimmung der Willen entjtandene Norm zur Beilegung vorangegangenen und 
zur Verhütung fünftigen Streits. Den Inhalt diefer Norm giebt die Idee des Nechts 
nit an die Hand. Für ihn find die übrigen Ideen und die Natur des Menfchen maß: 
gebend. 

5. Die Idee der Vergeltung. Sie betrifft das Verhältnis zwiſchen zwei Willen, 
von welchen der eine ſich abfichtlih im Guten oder im Schlimmen auf den anderen richtet, 
ein Verhältnis, in welchem ein Wille als aftiv, der andere als paſſiv beteiligt ericheint. 
Hier gefällt die Ausgleihung, die Heritellung des geftörten Gleihgewichts. In diefer dee 
findet Herbart das Prinzip des Strafredts. 

Von einer allgemeineren Kritik diefer bemerkenswerten, jedoch in mehrfacher Hinficht 
anfechtbaren und an Dogmatismus franfenden Ideenlehre wird hier abgejehen. Nur fei 
bemerit, daß die riedensliebe zwar mit Recht als ein Element fittliher Gefinnung von ihr 
behandelt wird, aber aus verfchiedenen Quellen fließt und zufammengefegter Natur ift; daß 
ferner das Verlangen nad Vergeltung nicht ſchlechthin fittliher Natur iſt und daß die dee 
der Gerechtigfeit in dieſer Theorie feine Stelle gefunden hat, da diefelbe weder mit der 
Idee des Nechts, wie jie von ihr bejtimmt wird, noch mit der dee der Vergeltung zu: 
fammenfällt. 

Das Recht hat allerdings, wie Herbart annimmt, die Bedeutung eines Triedenspaftes ; 
aber es iſt feine Schöpfung des unintereffierten MWohlgefallens an der Vermeidung des 
Streits. Seine Eriftenz und Wirkfamfeit find daher dur das ſittliche Prinzip, das hier 
Nechtsidee heißt, an fich nicht zu erklären. Ferner ift die Trennung von Recht und Straf- 
recht unhaltbar. Sie bezeichnet die ſchwächſte Seite der Herbartichen Nechtsphilofophie. Am 
Strafreht haben wir es lediglicd mit einer Anwendung der allgemeinen Prinzipien des 
Nechts auf befonders geartete Verhältniffe zu thun, wie dies im erjten Abſchnitt dieſer 
Einleitung näher dargelegt worden ift. Speciell weiſt die ethifche Seite des Strafredhts auf 
das gleiche Prinzip hin wie die ethiſche Seite der übrigen Nedtsteile: auf das oben be- 
ftimmte Prinzip der Gerechtigkeit. Wir fprechen von einer „gerechten“ Bejtrafung in feinem 
anderen Sinne wie von einer „gerechten“ Entſchädigung, einer „gerechten“ Verteilung von 
Nechten und Würden, einer „gerechten“ Behandlung der verſchiedenen Volksklaſſen feiteng 
der focialpolitifchen Gefetgebung. Und ein gerechter Richter in Givilfachen iſt durch feine 
anderen ethiichen Eigenſchaften charakterifiert wie ein gerechter Richter in Strafſachen. M.] 


8 25. Utilitarianismus. Diefer Name bezeichnet eine Richtung der Ethik und 
Nechtsphilofophie, welche, das Nütliche oder eine Art des Nüslichen mit dem Moralischen 
identifizierend, in der Hauptjade auf den Engländer J. Bentham (1748—1832) zurüdgeht 
und ihre zahlreichjten Vertreter noch heute in England hat. Bentham findet, daß Die in der 
Geſellſchaft herrſchende Triebfeder in dem allgemeinen Streben nach Wohlſein gegeben ſei. 
Hieraus ergiebt ſich nach ihm die Aufgabe, eine ſolche ſtaatliche und geſellſchaftliche Organi⸗ 
fation herzuſtellen, durch welche die möglichſt große Summe von Wohlſein auf möglichſt 
viele ausgebreitet werden würde. Dieſe „Maximation“ des Glücks gilt ihm als das ethiſche 
Prinzip ſchlechthin. Ihm ſoll aber eine ſelbſtändige Anlage in der Seele des Menſchen 
nicht entſprechen. Die Sorge für das Wohl der andern ſoll ſich aus den Erfahrungen her— 
leiten, welche der einzelne im Wechſelverlehr mit jenen in Bezug auf die Bedingungen der 
eigenen Wohlfahrt macht. Der Begriff der Gerechtigkeit exiſtiert für Bentham nicht; er 
kennt nur Schädliches und Nützliches, nicht ein Gerechtes und ein Ungeredites. Verbrechen 
fommen demgemäß hier nur als jchädliche Handlungen in Betracht, Strafen als Übel, welche 
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um übermwiegender ihnen fich geſellender Vorteile willen mit ſchädlichen Handlungen ver- 
fnüpft werden. 

Diefe Anſchauungen haben in verfchiedenen Richtungen eine Fortbildung durch englische 
und deutiche Gelehrte erfahren. So durd J. St. Mill und %. Spencer. ener betont 
die Wirkjamfeit der focialen Gefühle, welche das der allgemeinen Wohlfahrt Entiprechende 
unmittelbar, ohne daß von Fall zu Fall erjt eine Vermittlung zwijchen Cigeninterefje und 
Intereſſe der andern hergejtellt werden müßte, an die Hand geben; ferner die auch für den 
utilitarianiftifhen Standpunft fich ergebenden Wertunterfchieve zwischen verjchiedenen Triebfedern 
des menſchlichen Handelns. Diefer hat den Utilitarianismus in eine förderlihe Verbindung 
mit den Thatfachen der focialen Entwidlungsgefhichte gebracht, ohne indeijen felbit den 
Gewinn vollitändig auszufhöpfen, den diefe Verbindung uns in Ausficht jtellt. 

Unter den Deutjchen erwarb fih NR. v. Ihering in feinem Werfe über den Zweck im 
Recht (I 2. Aufl. 1884, II 1883) ein Verdienſt um jene Fortbildung durch Betonung 
und vieljeitigite Beleuchtung der Bedeutung, melde dem focialen Faktor in Bezug auf die 
Ausbildung der ethifchen Normen und der ihnen entjprechenden Triebfedern des Handelns 
zufommt. Nicht das Wohl einer Vielzahl nebeneinandergereihter Individuen erjcheint bei 
ihm als das Zmwedjubjet von Necht, Sitte und Moral, fondern die dem einzelnen als ein 
reales und relativ einheitliches Ganzes gegenübertretende Geſellſchaft. Dieſe paßt das In— 
dividuum durch eine in verfchiedeniten Formen erfolgende Erziehung ihren Intereſſen und 
Lebensbedingungen an, und die normalen Gewöhnungen, Neigungen und Überzeugungen, 
welche ſich unter dem Drud diefer Erziehung bei ihm entwideln, bilden feine Moralität. 
Das Necht aber ift nach Jhering ein Mechanismus, der die zwangsweife Verwirklichung der 
Lebensbedingungen der Gefellichaft, ſoweit die Wirffamfeit der moralifchen Kräfte diefe Ver- 
wirflihung nicht fichert, zum Zwecke hat; der Staat die Organijation des focialen Zwangs. 
Mit v. Ihering berühren jih u. a. Xeslie Stephen (The science of the ethies) und 
E. Laas (Idealismus und Pofitivismus. II: Ethif 1882). 

Zu diefer Richtung ift, foweit das Recht in Frage fommt, im allgemeinen bereits in der 
dogmatifchen Einleitung Stellung genommen worden. Cine umfafjendere Kritik derfelben ift im 
übrigen nicht beabfichtigt. Doc fei einer Unterfcheidung gedacht, welcher auch der fortgebildete 
Utilittarianismus das ihr gebührende Gewicht nicht zuerfannt hat und melde das Verhältnis 
der Gejellihaft zum Gefamtgebiet des Ethijchen betrifft. Die Ausführungen der hierherge- 
hörigen Theoretifer haben nämlich eine uneingeſchränkte Gültigfeit nur bezüglich der imperativen 
Formen, in welche das Ethifche fich zu kleiden pflegt, und bezüglich der (irdischen und himm— 
lichen) Sanktionen der ethifchen Normen, nicht auch bezüglich der Eigenschaften, welche einer 
Verfönlichkeit unfere Achtung zuwenden, bezüglich des Inhaltes von Empfinden, Wollen und 
Handeln, welcher den Gegenitand der ethiſchen Gebote bildet, und hinſichtlich der Ideale, die ſich 
in Bezug auf menjchlihes Sein und Handeln unter uns ausbilden. Hinter jenen Geboten, 
mögen fie fpecieller der Moral, Sitte, Etifette, dem Ehrencoder oder dem Nechte angehören, 
jteht überall die Gefellichaft, und fie ſuchen gleichmäßig in den Intereſſen der legteren und 
in der gefchichtlichen Wirkſamkeit der ihnen dienenden und ihre Organifation geftaltenden 
Kräfte ihre Erklärung. Mit jenen Eigenſchaften und Idealen und dem Inhalte des Wollens, 
dem wir einen ethiichen Wert zuerfennen, hat es nicht durchaus die gleiche Bewandnis. 
Gewiß ift freilich, daß fich alles dies unter dem Einfluß jener jocialen Gebote entwidelt. 
Aber die erziehende und anpafiende Gefellichaft ift hier, gleich der Familie einem ihrer Spröß- 
linge gegenüber, an ein gegebenes und feineswegs indifferentes oder lediglich paſſives Ele— 
ment: an die natürlichen Anlagen und die in der menſchlichen Organijation überhaupt und 
der bejonderen Struftur des einzelnen wurzelnden Triebe gebunden. Die Seele des jungen 
Weltbürgers hat nicht die Bedeutung eines leeren Blattes, auf welches ſich jeder beliebige 
Inhalt eintragen läßt und welches, ohne eigenes Leben, diefem Inhalte von ſich aus nichts 
zuzufügen hat! Der Menſch iſt ein Produft der Gefellihaft nur in dem Sinne, in welchem 
die Eihe ein Produft des Bodens ift, in dem fie mwurzelt und welder aus der ihm an- 
vertrauten Eiche doch eben nur eine Eiche hervorgehen lafjen fann. Und für die ethifchen 
Eigenihaften und Kräfte gilt in dieſer Hinficht nichts anderes wie für die egoiſtiſche Seite 
der menschlichen Natur. Auch diefe entwidelt ſich unter dem Einfluffe der gejellichaftlichen 
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Zustände, wenn auch die Formen dieſes Cinfluffes hier als andere erfcheinen wie bei der 
ethischen Erziehung. Herzensgüte iſt nicht in anderem Sinne eine Frucht gejellihaftlicher 
Einwirkungen wie Herzenshärtigkeit. Die Annahme, daß der Menih als ein abfoluter 
Egoiſt auf die Welt fomme und daß die Gefellfchaft aus feinem Egoismus die fittlihen 
Kräfte hervorzaubere, deren fie für ihre Zwede bedarf, ijt ebenfo willfürlih wie die andere, 
daß der einzelne als ein geiftiges X in ihre Reihen trete, um hier den focialen Intereſſen 
gemäß in eine beliebige Größe verwandelt zu werden. Man braucht diefe Annahmen, um 
ſich von ihrer Unhaltbarfeit zu überzeugen, nur etwa auf die Mutterliebe zu beziehen, welche 
einerfeits als ein mwefentliches und zugleid mit Naturgewalt ſich geltend machendes Element 
des menfchheitlihen Ethos erfcheint und andererfeits auf höheren und mittleren Stufen des 
tierifchen Lebens eine Nolle fpielt. Sind doch überhaupt unferen moralifchen Gefühlen ent- 
fprechende Inſtinkte in der Tierwelt vielfach verbreitet, wo fie nicht wohl als ein fünftliches 
Erzeugnis focialer Erziehung betrachtet und ebenjowenig auf die Erfahrung des einzelnen 
Tieres in Bezug auf die Bedingungen feiner Wohlfahrt als auf ihre legte Duelle zurüd- 
geführt werden fünnen. Daß aber die menfchlice Organifation in diefer Hinficht ärmlicher 
ausgeftattet fei, jo daß ihr erjt Fünftlich eingepflanzt werden müßte, was fih dort aus na- 
türliher Anlage heraus entfaltet, wird niemand annehmen, der nicht unter der Herrichaft 
eines die Thatſachen überfpringenden Dogmatismus fteht. Der Menſch ift von Natur aus 
ein fociales Weſen, wird diefes nicht erjt durch die Gefellihaft. Seine Erfahrungen treffen 
demgemäß von vornherein nicht bloß auf egoiftifche Triebfevern, und fie löfen Kräfte aus, 
welche nicht bloß als ein Echo focialer Befehle, fondern in felbftändiger Weife an der Bil- 
dung der ethiſchen Ideale teilnehmen. 

Diejenigen freilich, für welche die Moral mit den ethifhen Jmperativen zufammen- 
fällt, für melde daher ein Mollen nur als fittlih gilt im Hinblid auf diefe Imperative 
und kraft feiner Abhängigkeit von ihnen, haben vet, wenn fie die Moral ganz und gar 
ala eine Schöpfung der Gefellfchaft betrachten. Aber fie befinden ji von Haus aus im 
Widerfprucd mit dem Sinne unferer ethifchen Urteile, infofern für diefe überall der Inhalt 
des Wollens und Handelns nach feinen eigenen Merkmalen (ald ein unwillkürlich gefallender 
und Achtung erzeugender), nicht feine Abhängigkeit von irgend welchen mperativen ent: 
icheidend iſt. Wer fih als „evel, hülfreih und gut“ erweilt, den lieben und achten wir um 
der Eigenschaften willen, die hierbei wirkfam werden, nicht wegen feines Gehorfams irgend 
einem Sollen gegenüber, und jenes um fo mehr, je freier diefe Eigenschaften fih äußern und 
je entichiedener wir den Eindrud empfangen, daß ein foldyes Verhalten in nichts anderem 
begründet fei als in der geiftigen Individualität des Handelnden. jene Auffafjung ent: 
fpriht dem Standpunkte des Kindes, das ſich als qut erfcheint, fofern es den elterlichen 
Befehlen gehorcht, nicht dem Standpunkte des felbjtändigen Mannes, deſſen Selbſtachtung 
fih auf Inhalt und Kraft feines MWollens und Handelns gründet, und nicht dem Stand- 
punkte der modernen Gefellichaft, mit deren Idealen eben diefe Art der Selbjtihätung 
harmoniert. 

Mit den Schwächen des Utilitarianismus in den hier hervorgehobenen Beziehungen 
hängt es u. a. zufammen, daß er die felbjtändige Bedeutung der Anjchauungen über das 
Gerechte den jeweils fich geltend machenden Zwedmäßigfeitsvorjtellungen, fowie den Satzungen 
des (pofitiven) Rechts gegenüber nicht zu würdigen vermodht hat. M.] 


[$ 26. Socialismus. Auch die Litteratur des modernen Socialismus (Werke von 
Marz, Engels, NRodbertus, Laſſalle, Bebel beziehungsmweife A. Wagner u. a.) enthält Anſätze 
zu einer Rechtsphilofophie von eigentümlidhem Inhalte. Dabei tritt einerfeits eine bejondere 
Auffaffung des überlieferten Nechts und feiner Vergangenheit und andererjeits eine befondere 
Auffafjung von dem Nechte, das da fein follte, hervor. In eriterer Hinficht iſt die Be— 
tonung der Abhängigkeit aller rechtlichen nftitutionen von der wirtichaftlichen Produftions- 
weife ſowie von der Verteilungsmweife der wirtichaftlichen Arbeitsprodufte, ferner die Be— 
tonung der in dieſer Abhängigfeit wurzelnden geichichtlihen Wandelbarfeit Diefer Inſti— 
tutionen für fie charafteriftiich; in letzterer Hinficht die ‚Forderung eines Rechts, das den 
Arbeitern die gefamten Früchte ihrer Arbeit, d. i. nach focialiftiicher Auffafjung das Ganze 
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des nationalen Reichtums, fihern würde. Das Mittel hierzu fol eine genoſſenſchaftliche 
Drganifation der gefamten Produltion und die Überweifung fämtlicher Produftionsmittel 
(des Kapitals) an die Gefellichaft darbieten. 

Das Hervortreten und die Ausbreitung diefer Anſchauungen fennzeichnet die Thatfache, 
daß die Arbeiterflaffe (zunächſt die Klaſſe der induftriellen Arbeiter) zum Bewußtjein ihrer 
Lage und der Abhängigfeit diefer von der Gejamtorganijation der Geſellſchaft gelangt ift 
und fih anfchidt, unter Anwendung der durch eine liberale Verfaſſung dargebotenen Mittel, 
ihre Kraft zu Gunſten einer ihren Sonderintereffen entjprechenden Umbildung der focialen 
Organifation einzufegen. Die jocialiftiichen Theorieen find ein Werkzeug für den von ihr 
eröffneten Kampf gegen die bejigenden Klaſſen als die natürlichen Vertreter der beftehenden 
DOrganifation. Sie haben das Programm und das Kriegsgeichrei dargeboten, deren bie 
Klafje bedurfte, um diefen Kampf als eine geichlofjene Partei mit einiger Ausfiht auf Er- 
folge führen zu fönnen. In wiſſenſchaftlicher Hinficht fommt der focialiftiichen Litteratur 
vornehmlich eine kritiſche Bedeutung zu, infofern fie manche theoretische Legende zerjtört hat. 
Ihre pofitiven Lehren find dagegen einer mifjenschaftlichen Begründung im allgemeinen nicht 
zugänglid. So nicht ihre Lehre von den Quellen der wirtfchaftlihen Werte und des natio- 
nalen Reihtums, weldhe die wichtigite Prämiſſe ihrer rechtsphilofophifchen Aufftellungen 
bildet, infofern fie der Bedeutung der Unternehmerthätigfeit ſowie der in freier Konkurrenz 
fi entfaltenden individuellen Kräfte für die Entwidlung des wirtfchaftlihen Lebens nicht 
gerecht wird. Auch in den focialiftifchen Theorieen fpielt der Begriff der Gerechtigkeit eine 
Rolle, aber die Anwendung, welde von demjelben gemacht wird, ift feine mwiderfpruchsfreie. 
Die wirtihaftliden Werte werden für die Arbeiter in Anſpruch genommen, weil fie lediglich 
durch dieſe erzeugt jeien. Darin tritt die alte ethische Anfchauung hervor, daß Güter und 
Zeitungen einander entjprechen follen. Daneben macht fih aber im Widerfprud hiermit 
bald die Auffaffung geltend, daß jedem das Gleiche zufomme, bald die andere, daß jedem 
zuzuteilen ſei nad) Maßgabe feiner vernünftigen Bedürfniſſe. Die focialiftifhen Theorieen 
haben im ganzen ein gleiches Verhältnis zu den überwiegenden ntereffen der Arbeiterflaffe 
wie die Lehrgebäude des liberalen Naturrehts und der klaſſiſchen Nationalöfonomie zu den 
überwiegenden Intereſſen der Mittelflaffen, und es erſcheint nicht als ausgefchloffen, daß fie 
fraft dieſes Verhältnifjes eine analoge geſchichtliche Rolle zu jpielen berufen find, wie fie 
jenen anderen theoretifchen Gebilden beſchieden war. 


Zur Geſchichte der Rechtsphiloſopt ie a0 — unbe: den bisher genannten: F. Seal: Geſchichte 
der Ethik in der neueren Vhilofophie. : 39. 3. 3. v. Fichte, Syftem der Ethit I. 1850. 
. Borländer, Geichichte der — * — Rechts⸗- und Staatslehre der Engländer und 
Franzoien. 1555. J. Bluntidli, Geſchichte des allgemeinen Staatärechts. 1864. M. Guyau, La 
morale Anglaise contemporaine, morale de l’utilit& et de l’&volution. Paris. 1878. 79. 
Neuere Werke ganz oder teilweiie a Sg a learn Anhalts: a 18 9 Naturrecht 
auf dem Grunde der Ethik. 2. Aufl. J. Ahrens, Naturredt. 6. Au J. H. v. 
Kirchmann, Grundbegriffe des — = der Moral. 1869. W. Arnold, —2 — und Rechts— 
leben. 1865. A. H. Poͤſt, Bauſteine für eine allgemeine Rechtswiſſenſchaft auf vergleihend ethno⸗ 
logiſcher Baſis. 1881. 82. Binding, Die Normen und ihre Übertretung. 1872. 77. J. ©. Bier— 
ling, Zur — der juriſtiſchen Grundbegriffe. 1877. 83. A. Thon, Rechtsnorm und ſubjektives 
Recht. 1878. A. Lafjon, Syſtem der Rechtsphilofophie. 1882. ©. Lotze, Mikrokosmus. 3. Aufl. 
1878. W. Wu ndt, Ethik, eine Unterfuhung der Thatlachen und Geſetze des fittlihen Lebens. 1886. 
x Baulfen, Syftem der Ethit mit einem Umriß der Staats» und Gefellichaftsichre. 2 Bde. 1889. 
ezüglih v. Iherings ſ. $ 25. M.] 


I$ 27. Zufunft der Rechtsphiloſophie. Für die bisherige Nechtsphilofophie 
ift es im ganzen charakteriftiich gewejen, daß zweierlei ragen von ihr nicht mit genügender 
Schärfe auseinandergehalten worden find: die ragen, welde das wirkliche Recht, deſſen 
thatfächlihe Grundlagen und deijen gefegmäßige Wirkungsweiſe betreffen, einerfeitS und die- 
jenigen, melde ein jeinfollendes Recht und defjen ideale Beziehungen zum Gegenitande 
haben, andererjeitt. Man vergleiche in diefer Hinfiht 3. B., was die einfchlagende Yitte- 
ratur bezüglich der verpflichtenden Kraft der Gefehe, der Begründung der Strafe, der Be- 
aründung des Eigentums, über das Weſen des Staates oder über die dee irgend eines 
Nechtsinftitutes beibringt, und man wird erkennen, daß fich überaus häufig nicht mit Be- 
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ftimmtheit jagen läßt, wovon die Rebe fei: ob von den Thatjachen, Elementen und Geſetz— 
mäßigfeiten des wirklichen Xebens oder von dem, was fein follte. Das dem leteren zu— 
gewendete, idealiftifche, Intereffe erwies ſich dabei im allgemeinen ald das überwiegende. 
Im Bereiche der Nechtsphilofophie ebenfo wie in demjenigen der Ethik. Nicht bloß galt 
es in diefer Sphäre ſeit je al das Vornehmere und mehr Philofophifche, zu erforfchen und 
zu lehren, wie die Welt fein und wie es eigentlich in ihr zugehen follte im Vergleiche mit 
der „reizlofen” und vermeintlich untergeorbneten Aufgabe, die gegebene Melt veritehen zu 
lernen, jondern es fchöpft jenes idealiftifche Intereſſe eine Kraft aus Quellen, welche außer: 
halb des Herrfchaftsbereihs der Miffenfchaft liegen und welde im Zufammentreffen mit 
dem auf das BVerftändnis des Gegebenen gerichteten Intereſſe ſich als das ftärfere Element 
zu erweifen pflegen. Die Folge war, daß die Wifjenfhaft in der letzteren, pofitiviftifchen, 
Richtung zu feinen befriedigenden Ergebniffen gelangte. In jener idealiftifchen Nichtung 
aber iſt es zu einem Wiſſen troß taufendjähriger Bemühungen überhaupt nicht gefommen 
und wird ed wohl wegen der Natur des Problems felbit, das man zu löfen verfucht, auch 
in der Zukunft nicht fommen. 

Wie fih dies letztere aber auch verhalten möge, jedenfalls wird von jeder fünftigen 
Rechtsphiloſophie erftlih eine Sonderung der bezeichneten Fragen und zweitens, fofern fie 
fih mit der Frage nad) dem feinfollenden Recht überhaupt befaßt, eine klare Auskunft 
darüber zu fordern fein, in welchem Sinne diefe Frage verftanden werde. Zwar hat man 
behauptet, daß diefe Frage einen einfachen und bejtimmten Sinn habe; es verhält fich je- 
doh nicht jo. Bon einem Sollen zu reden hat überall einen Sinn nur mit Rüdfiht auf 
die Gebote einer bejtimmten Autorität. An welche Autorität aber bei jener Frage zu 
denfen fei, das iſt keineswegs von vornherein Elar. Auch find die Vorausfegungen der 
Schriftjteller in diefem Punkte feineswegs übereinftimmend, überdies, ſoweit nicht von ben 
Geboten des göttlichen Willens geredet wird, felten in unzmweideutiger Meife bejtimmt. 
Suden wir aber aus dem Inhalte, welchen nad diefen Schriftitellern das Necht haben foll, den 
Geſetzgeber zu erfennen, welcher ſich in diefem Sollen ausfpricht, jo führt uns dies ftets auf 
Faktoren fubjektiver Natur, für deren Hußerungen eine objeftive Gültigfeit und allgemeine 
Verbindlichfeit nicht nachgewieſen werden kann. Als der gefuchte Gefeßgeber jtellt ſich hier— 
bei jtets die Empfindungsweife heraus, welche fich bei dem betreffenden Philoſophen feinem 
Zeitalter und Volfe, feiner Gejellfchaftsklaffe und Partei und feiner Individualität und be- 
fonderen Lebenserfahrung gemäß geltend macht. Die hierher gehörigen Theorieen find im 
Grunde nur künſtliche Verſuche, das, was diefer Empfindungsmweife des einzelnen entipricht, 
als ein an fih und allgemein Gültiges und für die Menſchheit Verbindliches zu erweifen. 
Wer fi die Gefchichte diefer Theorieen, ihr Verhältnis zu den jeweiligen geijtigen Strö- 
mungen, zu den Zwiltigfeiten und Parteiungen, Bedürfnifjen und Hoffnungen einer ge— 
gebenen Geſellſchaft ſowie das bejondere Verhältnis der Schriftjteller zu jenen und ihre 
Perfönlichteit felbft unbefangen vergegenwärtigt, für den kann in diefer Richtung ein Zweifel 
nicht bejtehen bleiben. 

In jener Empfindungsweife der einzelnen und der Völker laſſen fich freilich gemein- 
jame Elemente und in der (bisherigen) gefhichtlihen Entwidlung derfelben läßt fich eine 
bejtimmte Richtung erkennen. Will man jenen Elementen und diefer Nichtung einen Maf- 
jtab für die Kritif eines gegebenen Nechts entnehmen, fo ijt dagegen nichts einzuwenden, 
und dem fo gewonnenen Maßitabe ift eine allgemeinere Bedeutung nicht abzufprechen. Aber 
er jelbjt ift eim gegebener, und fein Wert bleibt abhängig von der Empfindungsweife jeder 
neuen Generation. Auch bewegen wir uns bei feiner Gewinnung innerhalb der Grenzen, 
welde das oben erwähnte pofitiviftifche Interefje an die Hand giebt. Denn es handelt ſich 
dabei um die Erforfchung der allgemeinen Natur und um die Analyfierung eines der bis- 
her bei aller Rechtsbildung beteiligt gewejenen Faktoren. 

Im Sinne der idealiftiihen Ethif und Nechtsphilofophie würde jenem Maßſtabe eine 
Bedeutung nur zuzuerfennen fein, jofern der pſychologiſche und neichichtliche Ihatbeitand, 
dem er entnommen it, jeinerfeits als ein feinfollender ſich erweifen ließe. Bisher iſt aber 
ein Standpunft, von dem aus ein derartiger Nachweis erbracht werden könnte, nicht ent- 
det worden, und die Annahme, daß ein folcher innerhalb der Grenzen möglicher Wiſſen— 
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Schaft liege, ijt eine bloße petitio geblieben. Die Nachforſchung nah ihm dürfte faum be- 
gründeter und ausfichtsreicher fein, als es eine Ausfahrt nad) dem archimedifchen mechanischen 
Stüspunfte außerhalb der gegebenen Welt fein würde. 

Diefer Sachlage gegenüber empfiehlt ſich ein Verzicht auf die Behandlung der Frage 
nad dem an fich gültigen und feinfollenden Recht. Hiernach aber fällt der Nechtsphilo- 
fophie oder allgemeinen Nechtslehre lediglich die Aufgabe einer Ergänzung der juriftifchen 
Teilwiſſenſchaften hinfichtlich der Gewinnung des Verſtändniſſes und der geiftigen Beherrfchung 
des fogenannten pofitiven Rechtes zu, und zwar eine Ergänzung durd die Erforfhung und 
logiſche Bearbeitung defjen, was den verfchievenen Teilen des Rechts gemeinſam ift, ſowie 
der allgemeinen Gejege ihrer Entwidlung. Indem fie fo durch die orfehrung der ge⸗ 
meinfamen Beziehungen aller Rechtsinftitute das durd jene vermittelte Wiſſen vervollftändigt 
und zufammenfaßt, giebt fie das Band ab, das jene Teilwifjenfchaften zu einem Ganzen 
verfnüpft und durch welches die eine Rechtswiſſenſchaft zu ftande fommt. 

In diefer ihrer Bedeutung läßt fie fih dem Allgemeinen Teile jedes Zweiges der 
Rechtswiſſenſchaft in feinem Verhältnis zu defjen befonderen Lehren vergleichen und felbjt 
als „Allgemeiner Teil der Rechtswiſſenſchaft“ bezeichnen. 

Gehen wir von jenen bejonderen Lehren aus, fo ergiebt ji immer aufs neue ein 
Ergänzungsbedürfnis in der Richtung allgemeinerer Begriffe und Einfihten. So fuchen die 
Lehren von Kauf und Taufch und von den andern obligatorifchen Geſchäften eine Ergänzung 
in dem Allgemeinen Teile des Obligationenrechts; der Inhalt des letzteren ebenjo wie der— 
jenige des Sachenrechts, Erbrechts 2. in dem Allgemeinen Teile des Privatrehts; der In— 
halt des Privatrechts ebenſo wie derjenige des Strafrechts, Staatsrehts 2c. eine Ergänzung 
in der Allgemeinen Rechtslehre oder dem Allgemeinen Teile der Rechtswiſſenſchaft, und die 
gefamte Nechtswiffenschaft ihre Ergänzung in der Philofophie im engeren Sinne d. W., 
welcher bezüglih aller Sonderwifjenfhaften eine gleihe Aufgabe zufällt wie der All: 
gemeinen Nechtslehre bezüglich der juriftifchen Sonderwiffenihaften: die Teile zu einem 
geiftigen Ganzen zu verbinden. 

Bezüglich diefer Auffaffung vgl. Merkel, Über das Verhältnis der Rechtsphilofophie 
zur „poſitiven“ Rechtswiſſenſchaft und zum Allgemeinen Teile derjelben, in der Grünhutfchen 
Zeitfchrift für das Privat- und öffentlihe Net der Gegenwart I 1 ff. 202 ff. Die 
Grundlinien der Allgemeinen Nechtslehre enthält Merkel, Juriftifche Eneyklopädie. M.] 
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(Zur 4. Auflage.) 
Der Tert iſt bis auf geringfügige und formelle Änderungen wie in der dritten Auflage. 
Einige Zufäge, die ih für notwendig oder wünschenswert hielt, find in edige Klammern geichloffen. 


(Zur 5. Auflage.) 


In der 5. Auflage find ftärfere Veränderungen vorgenonmen und größere Zufäße gemacht. 
Es war nicht möglich, dad Neue genau vom urſprünglichen Terte zu fondern. 2 
A. P. 


Einleitung. 


5 1. Die geſchichtliche Betrachtung des Rechts muß eine philofophiihe Auffaſſung 
zur Grundlage haben. Sie muß davon ausgehen, daß das Recht nicht eine zufällige und 
willfürliche Einrichtung unter den Menfchen ift, ein notwendiges Übel, eine zwedmäßige 
Anordnung, fondern daß es im Weſen des Menjchen ſelbſt feinen eigentlichen inneren Grund 
hat, daß es einen Bejtandteil feiner fittlihen Natur, ein wejentliches Element feines jocialen 
Dajeins bildet. Die Verwirklichung der dee der Gerechtigkeit gehört ebenjo zur Entfaltung 
des menſchlichen Weſens in der Gefchichte wie die Entwidlung der Idee der Sittlichkeit, . 
Religion u. a. Das Recht fteht daher im Leben der Menfchen in enger Verbindung mit 
der ganzen Ausbildung ihres geiftigen Weſens. Die allgemeine Stufe ihrer geiftigen Ent- 
widlung iſt ftets auch maßgebend für den Standpunkt ihrer rechtlichen Anjchauungen. 

Die eigentliche Bildungsftätte des Nechts ift aber das Volfsleben, das Recht it ein 
Teil des Nationallebens der Völfer und iſt eben darum aud ein verfchiebenes bei den ver- 
ſchiedenen Völkern. Schon längit hat man die Frage aufgeworfen, woher die Verſchieden— 
heit des Rechts unter den Menſchen ftamme, wenn doch fein Begriff an ſich ein einiger und 
allgemeiner für die ganze Menjchheit if. Man hat den Grund in allerlei äußerlicen Zu- 
fälligfeiten gefucht!. Er liegt aber tiefer darin, daß die ganze Entwidlung der Menfchheit 
überhaupt nicht in abjtrafter Einheit und Gejamtthätigfeit der Gattung vor fi geht, 
ſondern fich gemäß der Gliederung der Menfchheit in Rafjen, Völfer und Stämme gejtaltet. 
Danad) find die phyftiihen und geiftigen Anlagen und das Temperament der Menjchen ver: 
ſchieden, danach trennt fich ihr thatfächliches jociales Zufammenleben, und danad) jondern 
fih auch allgemeine Hauptrichtungen ihres geiftigen und fittlichen Dafeins. Die einzelnen 
Völker aber, die fo dur Abjtammung, Anlagen, Charakter und Sprache zu eigentümlichen 
Nationalitäten verbunden find, bilden die fleineren Gattungseinheiten, im denen ſich das 
allgemeine Leben der Gattung zunächſt vollzieht. Jede Entwidlung allgemein menschlicher 
Feen in Neligion, Sittlichkeit, Kunſt, Wifjenfchaft geht in einzelnen Völkern vor ji, und 
befommt dadurd überall ihr befonderes nationales Gepräge. Dies fann beim Nechte nicht 
anders fein. Bei jedem Wolfe geftaltet ſich das Gefellichaftsleben in Sitte und Verkehr 
feiner bejonderen Nationalität gemäß, und danach bilden ſich auch die Anjchauungen über 
die rechtliche Ordnung des Lebens bei jedem Wolfe, der nationalen Richtung feines geiftigen 
und fittlichen Lebens entjprechend, in verfchiedener Weife aus. Jedes Volfsreht muß danad) 
feinen bejonderen nationalen Charakter haben, und wird fogar meiftens gerade das deutlichite 
Bild von den geiftigen und focialen Zuftänden des Bolfes geben. Die Idee eines abjtraften 
einheitlichen Weltrechtes und Weltſtaates widerfpricht der anthropologifchen Organifation 
der menjchlichen Gattung. Die Einheit der Nechtsivee geht darum doch noch nicht verloren, 


! Montesquieu, Esprit des lois. L. 14. 
v. Holsenborff, Encyflopädie. I. 5. Aufl. 7 
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fowenig wie die Einheit des menſchlichen Wefens in der Verfchievenheit der Raſſen. Die 
(Sliederung und die Verwandtſchaft der Raffen und Völker, die fih in ihrer Sprache und 
Nationalität zeiat, wiederholt ſich auch in den Rechten. Gs giebt engere nnd weitere Kreife 
verwandter Rechte, in allen aber ift die allgemeine Nechtsidee der Ausgangspunft und die 
treibende und bewegende Mad. 

Mit diefer nationalen Geſtaltung der Rechte ijt von jelbit auch der Begriff ihrer hiſto— 
rifchen Entwidlung gegeben. Die einzelnen Volksrechte find, wie die Wölfer felbit und 
ihre Zuftände, nichts Abjolutes, ſondern einzelne bewegliche Erſcheinungen im großen 
Strome der Gefchichte, und wo daher überhaupt eine hiftorifche Entwidlung des National: 
lebens ftattfindet, da muß fie auch das Nechtsleben als einen weſentlichen Bejtandteil mit 
umfaſſen. Wie jedes Volf, jo muß auch jede Zeit ihr eigenes und unterſcheidendes Recht 
haben. Die Umwandlungen, die in den ſocialen und geiſtigen Zuſtänden eines Volkes ein— 
treten, müſſen ſtets auch eine Anderung und Fortbildung ſeines Rechts nach ſich ziehen. 
Nur verfteht fih, daß das Recht als feite Yebensordnung mit dauernden Einrichtungen nicht 
jede Schwantung des Voltslebens und der Volfsanfihten mit durchmachen kann, daß es 
vielmehr jelbit bei wirklichen Anderungen der Zuftände oft erſt den abjoluten vollendeten 
Thatſachen nachgiebt und ihnen nicht jelten einen zähen Widerjtand entgegenjegt. Dann 
fönnen allerdings zeitweife Geſetz und Recht wie eine Krankheit forterben, Vernunft Unfinn, 
Wohlthat Plage werden; Ichlieklih muß indeſſen Abgeſtorbenes doc jtets aufammenftürzen. 
Umgekehrt fann das Necht jedoch auch dem Leben voraufgehen, wenn eine Geſetzgebung noch 
ſchlummernde Nidhtungen und Bedürfniffe der Zeit erfennt und das Recht danach einrichtet. 
Jedes wirkliche Recht iſt danach zwar Nejultat feiner Vergangenheit und nur aus ihr zu erfennen 
und zu würdigen, fchließt aber jtets mehr oder weniger auch die Keime der Zukunft in fic. 
Die Nechtsneihichte der Völker bildet auf dieſe Weife nur einen Teil ihrer allgemeinen 
Geſchichte, namentlich ihrer Kulturgeſchichte, und wie ſich die Geichichte der einzelnen Völker 
zu einer allgemeinen Weltgefchichte zuſammenſchließt, jo verbindet ſich auch die Rechte: 
geschichte der einzelnen Völker zu einer allgemeinen Weltgeihichte des Rechts. 


8 2. Aus der bisher dargelegten ethnologiſch-hiſtoriſchen Auffaſſung des Rechts er- 
giebt fih von ſelbſt, dak man die Verichiedenheiten und Wandlungen im Rechtsleben der 
Völker nicht als ein Spiel des Zufalls und der Willtür anfehen darf, daß ihnen vielmehr 
ftets eine gewiſſe innere Notwendigkeit zu Grunde liegt. Es ijt eine naive findliche Vor- 
jtellung, daß das Recht von den Königen gemacht werde und daß fie es nach Belieben fo 
oder jo wendeten. Der einzelne, auch der Herricher, ift ein Kind feines Volkes und feiner 
Zeit und fann die Schranken, die ihm dadurch aefegt find, nicht überfchreiten. Die höhere 
oder niedere Stufe der Entwidlung, die ein Wolf einnimmt, und das Steigen und Sinfen 
feiner geiitigen Kraft beruhen auf Berhältniffen und Umftänden, über die der Menſch nicht 
Herr iſt. Die Freiheit der einzelnen Handlung und Geſetzgebung, Berdienft und Schuld 
dabei, iſt damit nicht aufgehoben, und ebenſowenig darf die Idee der Notwendigfeit miß— 
braucht werden, um dadurd das Urteil über Wert und Unwert beftehenver Einrichtungen 
und das Streben nah ihrer Beleitiqung zu befchränten. Die Grenze freilich zwifchen der 
Freiheit und Notwendigfeit, und mie weit der einzelne treibt oder getrieben wird, Ambof 
oder Hammer it, ift hier fomenig mit dem Finger zu zeigen wie in anderen menschlichen 
Verhältniſſen. 

Eine andere Frage iſt, ob die Rechtsentwicklung der einzelnen Völker und die ver— 
ſchiedenen Stufen, die ſie dabei erreichen, als eine zuſammenhängende weltgeſchichtliche Ent— 
wicklung des Rechts ſelber, oder eigentlich des Geiſtes im Rechte, anzuſehen iſt, wobei 
jedes Volk die notwendige Vorſtufe für die nächſt höhere Stufe bildet, oder ob man darin 
nur die bunte Mannigfaltigkeit von mehr oder weniger glänzenden Erſcheinungen des menſch— 
lihen Wejens, veiferen oder unreiferen Früchten des menschlichen Geiftes, fehen darf. Das 
eritere war befanntlich die Hegelſche Anficht!, und wir verdanken ihr die erite Anregung zu 


I Hegel, Vhiloſophie des Rechts SI 341-300. Cine fpecielle Ausführung davon iſt Gang, 
Das Erbrecht in weltgeihichtliher Entwidlung. 4 Bde. 1824 1885. 
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der Idee einer Weltgefchichte des Nechts überhaupt und die erjten allgemeinen Gefichts- 
punkte für die Auffafjung der verfchievenen Nechte. Wirklich durchführbar ijt fie bei unbe- 
fangener Würdigung der fonfreten hiftoriichen Thatſachen nicht. Andererfeits löſt fich 
indejjen die Mannigfaltigfeit der Nechte doch auch nicht bloß in ein buntes Kartenfpiel auf. 
Es it vielmehr der Nechtsbegriff, der ſich im ihnen entfaltet, feine Elemente bieten den 
Grund zu den verfchiedenen Gejtaltungen dar, nur das einfeitige Überwiegen des einen oder 
des anderen Elementes in der Auffaſſung des Rechts ift es, was die Hauptverfchiedenheiten 
der Nechte hervorruft. Inſofern liegt daher den verfchiedenen Erfcheinungen der Geſchichte 
doc ein bejtimmtes Prinzip und Syſtem zu Grunde. Die einzelnen Volfsrechte, ſowenig 
fie auch auseinander herauswachſen, ſtehen doch logiſch in beitimmten Verhältnifjen zu- 
einander, und die Weltgefhichte des Nechts ift nicht ein bloßes Regiftrieren und Aufzählen 
endlojer Varietäten eines Begriffes, ſondern wirklich die Entfaltung und Entwidlung des 
Nechtsbegriffes in der Menfchheit. Im allgemeinen ift der Zufammenhang etwa folgender: 

Freiheit und Notwendigkeit find die Grundelemente des Rechts. Das jubjeltive Necht 
iſt die Freiheit, das objektive die Notwendigkeit. Beide find im Begriffe umlöslich mit- 
einander verbunden, feines fann aus dem andern abgeleitet werden. Bei der hiftorifchen 
Verwirklichung des Net aber fann das eine das andere in der nationalen Rechtsanſchauung 
überwiegen und einfeitig den Ausgangspunft für die Nechtsgeftaltung bilden. Damit iſt 
dann eine Grundverfchiedenheit für das gejamte Recht gegeben. Aſien und Europa find die 
Gebiete, deren Nechte fich danach ſcheiden. Aſien ift das Land der Notwendigkeit und des 
objektiven Rechts, Europa das der ‚Freiheit und des fubjeltiven Nechts. Die übrigen Welt- 
teile fommen nicht jelbitändig in Betracht. Sie haben ihr Recht entweder von jenen beiden 
empfangen oder find noch auf der Vorjtufe der erjten Rechtsbildung ftehen geblieben. 

In Afien tritt das Recht nur erſt ala eine objektive Macht und Notwendigkeit gegen 
das Individuum auf. Es ijt eine höhere Ordnung des Yebens, der der einzelne jchlechthin 
nur unterworfen iſt. Es gewährt ihm zwar eine gewiſſe Freiheit und fubjektives Necht, 
aber es hat jeinen Grund und Ausgang nicht in der ‚freiheit und dem Nechte des Zubjefts, 
fondern lediglich in der objektiven Anordnung von oben her. Die Unterwerfung, nicht die 
Freiheit, ift die Grundlage des Rechts. Je nach der Quelle des objektiven Gebots ergeben 
fih dann folgende weitere Unterfchieve: In den öftlichen Ländern ift es der Wille und 
Befehl des Herrichers, der das Prinzip des Nechts bildet, mag er eine patriarchaliſch 
familienmäßige Gewalt haben, wie in China, oder eine abſolut deipotifche, die das ganze 
Volf nur als feine Sklaven erjcheinen läßt, wie in Hinterindien, befonders in Siam. In 
Mittelafien, namentlich Indien, beruht das Necht auf der moralifch religiöfen Ordnung, die 
die Vriejter, die Brahmanen, dem Lande gegeben haben. In Vorderafien iſt es das Gebot 
des Neligionsitifters, der mit der Religion auch das Necht ordnet, jo bei den alten Perſern, 
den Juden und den Mohammedanern. Erit das Chriftentum trennt hier Religion und 
Recht, und macht dadurd eine Vereinigung beider mit der Freiheit möglich. 

Die europäifhen Rechte beruhen dagegen jämtlih auf dem Prinzipe der individuellen 
Freiheit. Necht und Geſetz werden nicht von oben her durch Herrfcher oder Prieiter gegeben, 
jondern gehen vom Bolfe jelber aus, und find nur Verförperungen feiner Freiheit, Im 
griehiichen Rechte iſt das objektive und fubjeftive Necht noch in unmittelbarer Einheit, die 
Freiheit befteht daher hauptfächlich in der allgemeinen Teilnahme am öffentlichen Yeben, das 
Privatrecht ift ihm völlig untergeordnet und fommt noch zu feiner Entwidlung. Die 
gleihmäßige Ausbildung des öffentlichen und des Privatrechts, oder des objektiven und jub- 
jeftiven Rechts, tritt erjt im römischen und germanischen Rechte ein. Beide bilden daher 
nebeneinander eigentlich die Spiten der Nechtsentwidlung überhaupt, in ihrer Wereinigung 
gewifjermaßen deren Vollendung, und darum find fie auch die Grundlage für das gefamte 
heutige Recht der gebildeten Welt geworden. Beide beruhen auf der Freiheit des Andividu- 
ums; der Unterſchied ift aber folgender: 

Im römischen Rechts- und Staatsleben, ſoweit wir es in die ältere Zeit zurüd ver- 
folgen können, ericheint die individuelle Freiheit und ihr Necht als ein abitrafter objektiver 
Begriff, an dem jeder einzelne aleihmäßig teilnimmt. Das Recht wird daher objektiv er- 
faßt und fo für alle aleihmäßig feitgejtellt. Alle werden danach beurteilt, alle nach gleichem 
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Maße gemefien. Dem Römer erjheint es als die höchſte Aufgabe der Geſebgebung ” 
dur die XII Tafeln erfüllt ſei, „omnibus, summis infimisque, iura aequare“ (Liv. 3, 
34. 3). Alles Recht geht daher zwar von den Individuen aus, beruht alſo auf ihrem fub- 
jeftiven Nechte und hat defjen Anerkennung und Schu zum Inhalte und Zwecke; allein 
zum wirklichen Rechte wird es nur, wenn es in objeftiver, alle beherrſchender, für alle 
geltender Form hingeftellt ift, durch Gefeß oder Gewohnheit, durch Beamte, Nechtsgelehrte 
oder Kaifer. Eine feſte und abfolute Staatögewalt, als allgemeine Trägerin der Objektivität 
und Notwendigkeit des Rechts, ijt dem römischen Nechte daher mwejentlid. Sie ruht aber 
an fih in den Subjeften jelber und wird zur Zeit der Republik von ihnen felbft durch 
die eigentümliche feſte Organifation der Bürgerfchaft gebildet, welcher als ſolcher die Herr- 
ſchaft über die unterworfenen Länder zuftcht. Mit der weiten Ausdehnung des Reichs— 
gebietes und des Bürgerrechts wird diefes Verhältnis unhaltbar, und da der Gedanke einer 
Volksvertretung nicht entiteht oder nicht verwertet wird (S 20), jo wird die objektive Macht 
des Staates in ihrer Einheit von einem ergriffen und der Mafje gegenüber erhalten. Der 
Kaifer ift der verkörperte objektive Volfsmwille. Er ift thatfählih Alleinherrfcher, als der 
Senat neben ihm mehr und mehr zurüdtritt, aber nicht wie die Dejpoten des Drientes, 
fondern rechtlih nur als Träger der abjoluten potestas und maiestas populi, der als 
folder für die Erhaltung des Nechts aller zu forgen hat. Erſt die jpätere Zeit (jeit Dio- 
fletian) macht den Kaifer auch rechtlih zum Monarchen im halbaftatifhen Sinne, dem als 
einer Gottheit extero ritu und regio more gehuldigt wird; fie ſchiebt dadurch der Kaifer- 
gewalt ein neues Prinzip unter, das der göttlichen Einjegung zur Durchführung der Rechts— 
ordnung. Damit ijt aber das eigentliche antifrömifche Leben aufgehoben, das alte Prinzip 
der Freiheit und Gleichheit im Reiche verſchwindet auch im Nechte, die deſpotiſchen, kaſten— 
artigen Scheidungen des byzantinifchen Staates treten ein, das Ganze geht feinem Unter- 
gange entgegen. 

Im germanischen Rechte erſcheint die Freiheit nur als ſubjektive Freiheit des Indivi— 
duums, fie ift feine eigene That, ein jeder hat foviel Freiheit, als er fich felber erringen 
oder bewahren fann. Es giebt feinen objektiven, abjtraften und gleihen Maßſtab für die 
Freiheit und das Recht der einzelnen, es iſt auch feine objektive Herrichaftseinheit da, wie im 
römischen Staate, die das Necht aller feitftellt und hütet. Das objektive Necht lebt nur im 
Bewußtſein und Zeuanifje der Genofjen und wird von ihnen geſchützt. Die einzelnen vereinen 
und gliedern ſich nad) ihren befonderen Lebensverhältnifjen entweder durch Unter- und Über- 
ordnung im Lehns- und Bauernrechte oder durch forporative Verbindung im Gemeinde— 
und Zunftwejen. Die Staatsorbnung ſelbſt ift nur die Gefamtheit dieſer fubjettiven Ver— 
einbarungen und Gejtaltungen. Danach hat oder vielmehr jchafft jich jeder Stand und 
Lebenskreis fein bejonderes Recht durch Satzungen und Gewohnheiten. Das allgemeine 
abjtrafte Recht behält nur einen fleinen Kreis für feine Wirkſamkeit. Allgemeine Geſetze 
über das Recht find faft gar nicht da, ebenſowenig allgemeine Gerichte; jeder Yebensfreis 
hat wie fein eigenes Recht, jo aud fein bejonderes Gericht. Die organifchen Elemente 
des focialen Lebens, Ständeweien, Gemeinde: und Korporationsleben, Verhältniffe des aroßen 
und kleinen Grundbefiges, die ganze Echeidung der Religion und der Kirche vom Etaate 
u. a. m., famen auf diefe Weife zu einer Geltung und Ausbildung, von der im römijchen 
Nechte kaum eine Spur zu finden ift. Dagegen ging die objektive Cinheit des Staats— 
organismus und die allgemeine reiheit und Berechtigung des Individuums, die doc) die 
Grundlage der bejonderen Berechtigungen bilden muß, in diefer fubjeftiven Gejtaltung der 
Dinge fajt ganz verloren. Dieſe Einfeitigfeit des Feudal- und Korporationsitaates trat 
denn aud am Ende des Mittelalters in einer völlig unhaltbaren Weife hervor und führte 
zu einer Reaktion in der Richtung der römischen objeftiven Staatseinheit. Cine Verbindung 
des objektiven römifchen Rechts- und Staatsprinzipes mit dem jubjeftiven germanijchen war 
zu einer wirflicd organischen Geſtaltung des Rechts- und Staatslebens unumgänglich nötig. 
Ihre Vollziehung begründet den Übergang aus dem Mittelalter in die moderne Welt. Sie 
ging in den einzelnen Ländern in verfchievener Meife vor fih. In Franfreih wurde das 
objektive Clement vom Königtume erfaßt und mit Yijt und Gewalt durchgeführt, Nepublif 
und Kaifertum vollendeten dann in ihrem Wechſel den franzöfiich-romanischen Abjolutismus 
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und Gentralismus. In Deutichland blieben die fubjeftiven Elemente der Partikularſtämme 
und =jtaaten überwiegend, die Nechtseinheit wurde zwar durch die Meception des römifchen 
Rechts vermittelt, die Reichseinheit ging aber ganz zu Grunde, und das moderne Staats: 
prinzip wurde in der bunten und unbefrievigenden Form der Kleinftaaten entwidelt. Allein 
diefe Einzelbildungen fiherten die Selbjtändigfeit der Glieder, die Einheit ver Nation ging 
darum im Bemwußtjein des Volkes nicht verloren und hat jet im neuen Neiche eine Form 
erlangt, die ebenſowohl das Recht und die Macht der Einheit gewährt, als fie ein felb- 
ftändiges Leben der Yänder und Provinzen offen hält. 


8 3. Die welthiftoriihe Bedeutung des römifhen Rechts beruht hiernad) 
hauptjächlicd; darauf, daß in ihm der abitrafte Begriff des jubjeftiven Rechts, alſo nament— 
lih die allgemeine gleiche Beredhtigung des Individuums im Privatrechte, zur Entwidlung 
gefommen ift. Darin liegt das, was man den univerfalen Charakter des römischen Rechts 
nennt. Dies heißt alſo nicht, daß das römische Necht einfach das ewige abjolute Recht für 
alle Völker und Zeiten ift oder daß auch nur ein einziges der modernen Völker ſich mit 
ihm begnügen fünnte, fondern daß in ihm ein mefentliches und allgemeines Element des 
Rechts, was fih im jedem Rechte finden und gewiſſermaßen die Grundlage darin bilden 
muß, in einer Weife und Vollendung ausgebildet ift, daß es infofern für alle Völfer und 
Zeiten ein theoretifch und praftifch verwendbares Vorbild enthält. 

Die Entwidlung dieſes univerfalen Charakters jteht natürlihd mit der Entwidlung 
der ganzen römischen Gejchichte überhaupt in engiter Verbindung. Sie iſt nur dadurch 
möglich geworden, daß aud; der römijche Staat ſich von einer Kleinen Stadt zu einem Welt- 
reihe, das die verjchiedenjten Völker in fih ſchloß, ausgedehnt hat. Doc darf man ſich 
diefe univerfale Ausbildung des römischen Nechts nicht als eine einfache Vereinigung der 
verschiedenen Volksrechte und ein Aufgehen des nationalen römischen Rechts in ihnen denfen. 
Vielmehr ift die Einheit und Gentralifation in der Rechtsbildung faft noch mehr als in der 
politiſchen Herrjchaft fejtgehalten. Allerdings zog man aus den fremden Rechten die braud)- 
baren Elemente heraus, allein nur um fie mit dem eigenen Nechte zu verarbeiten, in deſſen 
Geiſt und Form umzugeftalten und fie jo wieder als fpecifiich römifches Recht über die 
Melt zu verbreiten. Aus diefem eigentümlihen Affimilationsprozefle erflärt es fih, daß 
das römische Recht auch in feiner fpäteiten und univerfalften Ausbildung doch in Geift und 
Form jtet3 feinen Grundcharafter beibehalten hat und überall die Spuren feiner älteren 
Zuftände durhbliden läßt. 

Dementfprehend muß fih die Darftellung der römifchen Rechtögefhichte eng an die 
allgemeine politiiche Geichichte der Römer anſchließen. Namentlich find die politifchen Ent- 
widlungsperioden, Königtum, Nepublit und Kaiferzeit mit ihren verfchievenen Phafen, 
aud für die Nechtögefchichte als maßgebend feitzuhalten. ine genauere Beriodifierung hat 
für die NRechtsgefchichte feinen Wert, die nicht einzelne Thatfachen, fondern die Entwidlung 
der Nechtsideen und -inftitute, ihr Steigen und Sinfen, bejchreiben jol. Selbjt jo find 
die Grenzen faft nirgends fcharf zu ziehen. 

Man pflegt bei der Nechtögefchichte eine äußere und eine innere oder Geſchichte der 
Rechtsquellen und der Rechtsſätze zu unterfcheidven. Für Detaildarftellungen ift dies auch 
zwedmäßig. An fich jtehen aber natürlich beide in enger Verbindung und Wechſelwirkung 
und fönnen daher bei einer allgemeinen Darftellung der Rechtsentwidlung nicht eigentlic) 
getrennt werden, wenngleich die Schilderung der rechtsbildenden Organe und ihrer Thätig- 
feit die Hauptſache ausmachen muß. 


$ 4. Quellen und Litteratur. Die Römer felbjt haben noch feine eigentliche 
Rechtsgeſchichte gefchrieben, doch finden ſich zwei Schriften, die wenigſtens einen Anfang 
dazu enthalten. 

1. Die eine ift eine Art äußerer Rechtsgeſchichte, die die Einleitung eines kleinen 
Handbuches des Rechts (enchiridion) von ©. Pomponius (unter Hadrian) bildete. 





I Sie ift vollftändig in die Pandekten (1, 2, 2) aufgenommen. Bejondere Ausgaben: Pomponii 
de origine iuris fragmentum rec. F. Osannus. 1848 (mit Erläuterungen). Schulin, Ad pandectarum 
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Sie zerfällt in drei Abfchnitte: $ 1—12 Rechtsquellen: eine Skizze der Entjtehung und 
Fortbildung des Rechtes durch Geſetz, wiffenichaftliche Erörterung und Gewohnheit; $ 13 — 34 
Rechtspflege: die Ämter in ihrem allmählihen Auffommen mit befonderer Rückſicht auf 
die Rechtiprehung; $ 35—58 Rechtswiſſenſchaft: ein Überblid von den Anfängen bis 
in die Zeit Hadrians. Einen wirklichen Wert hat nur der legte Abfchnitt; er bildet für 
uns fajt die einzige Quelle für die Kenntnis der Juriſten bis Pomponius. Die beiden 
erften Abfchnitte enthalten neben richtiger Überlieferung eine Reihe grober Verftöße; darum 
darf man auch den Angaben des dritten, die wir nicht fontrollieren fünnen, nicht ohne 
weiteres trauen. 

2. Eine Art innerer Rechtsgeſchichte enthalten die Inftitutionen des Gajus (ſ. S 54 f.), 
infofern darin die einzelnen Redhtsinftitute mit hiftorifcher Entwidlung dargeftellt find. 

Adgefehen hiervon muß man das Material für die römifhe Rechtsgeſchichte 
aus den gefamten Überbleibjeln des römifchen Altertums zufammenfuchen. Man fann dabei 
die juriftifchen und die nichtjuriftifchen Quellen unterfcheiven. Die eriteren find: a. die 
Gejege (mit Einfchluß der gefegartigen Verfügungen des Senats, der Beamten u. f. w.), 
fomweit fie ihrem Wortlaute nah auf uns gefommen find, was aus der älteren Zeit jehr 
dürftig, aus der fpäteren Kaiferzeit ziemlich umfafjend der Fall ift. Die Art der Über- 
lieferung ift verfchieden, teils felbitändig durch Original-Erztafeln, Inſchriften, Handſchriften, 
teild mittelbar durch Citate in Büchern. Das Nähere darüber fiehe unten bei der Ge- 
ſchichte der Gefeßgebung felber!. b. Urkunden über einzelne Nechtsgeihäfte, Ber: 
träge, Teftamente, Urteile u. a. Davon find einzelne wenige in den urjprünglichen Wachs— 
oder Erztafeln erhalten, andere durch nfchriften und Schriftiteller, aus fpäterer Zeit einige 
auch durch Papyrus- und Pergamenthandfcriften?. ec. Bücher der römifchen Nuriften ; 
darüber fiehe unten $ 54 das Nähere®. 

Die nichtjuriftiichen Quellen find die Infchriften auf Dentmälen, Münzen u. ſ. w.* 
und die gefamte römische Kitteratur?, ſowie die jpätere griechiſche, namentlich Die griechischen 
Schriftiteller über römifhe Gefchichte, wie Volybius, Plutard, Dionys u. ſ. w. 

Die moderne Riffenfhaft der römifhen Rechtsgeſchichte hat ihren An- 
fang erft im 16. Jahrhunderte genommen®. Bei der erjten Wiederbelebung des römijchen 
Rechts in Italien im 12. und 13. Jahrhunderte war die Wiffenichaft rein praftifch, in den 
folgenden Jahrhunderten fcholaftifch-dogmatifch. Die humaniftifche Renaifjance des 15. Jahr: 
hunderts in Jtalien hat ſich nur wenig mit den Nechtsquellen befaßt: Yaurentius Valla hat 





tit. de orig. iuris commentatio. 1876 (mit bedenklichen tertkritiihen Hypotheſen). Bermutungen 
über die Quellen bei Sanio, Varroniana in den Schriften der römischen Juriften. M 

! Eine Sammlung aller auf uns gefommenen Geſetze u. dgl. bis ins dritte Jahrhundert n. 
Chr. ijt in den Fontes iuris Romani antiqui ed. Bruns (ed. V. eur. Th. Mommsen. 1887) p. 1 
bis 239 enthalten. Die durch Inſchriften überlieferten Gelege darin find aus dem Corpus inserip- 
tionum latinarum entnommen. 

® Alle dur nichriften überlieferten wichtigen Urkunden bis zum dritten Jahrhunderte find 
in Bruns, Fontes p. 240—329 gejammelt. Die jpäteren finden fi) in: Iuris Romani tabulae nego- 
tiorum sollemnium ed. Spangenberg. 1822. 

3 Alle Überrefte von juriftiichen Schriften der Römer außer Juftinians Inftitutionen und Pan— 
dekten find gefammelt in: Huschke, Iurisprudentiae anteiustinianae quae supersunt. Ed. VI. 1887. 
Colleetio librorum iuris anteiustiniani edd. Krüger, Mommsen, Studemund. 1884 (ed. II). 
1878. 2 Bde. (unvollendet). 

+ Die vollftändige Sammlung wird das von der Berliner Akademie d. Wiff. veranftaltete Cor- 
sus inseriptionum latinarum enthalten, von dem feit 1863 Bo. I—1la, Bo. 12 und 14 (Bo. 6 
[Stadt Rom] 5 Abteilungen noch unvollftändig) erfchienen flnd. Cine Auswahl enthalten: Orelli, Inser. 
lat. colleetio, II voll. 1828. Vol. IH. ed. Henzen. 1856. Wilmanns, Exempla inser. lat., 
II voll. 1878. 

5 Darüber ſ. Teuffel, Geichichte der röm. Yitteratur, 3. Aufl. 1875 (4. Aufl. von Schwabe, 
1882). Bon einigen weniger verbreiteten Schriftftellern, wie Feitus, Varro, den Scholiaften u. a., 
find Auszüge des juriftiichen Inhalts zufammengeitellt in Bruns, Fontes p. 330 sqq. 

Zu vergleihen mit der nachfolgenden Darftellung iſt die allgemeine Geſchichte der romaniſtiſchen 
Wiſſenſchaft unten beim Syſtem des heutigen römiſchen Rechts $ 2. Das einzige vollſtändige, aber 
ungenügende Werk über die moderne Geſchichte des römischen Rechts ift: Hugo, Geſchichte d. röm. 
Rechts Seit Juſtinian, 3. Aufl. 1830. [Stinging, Geſchichte der Deutichen Rechtswiſſenſchaft. I. 
1880. Ila von Yandsberg. 1884.) 
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grammatische Bemerkungen zu den Pandekten gemadt; Angelus Bolitianus(145480) hat 
die Florentiner Digejtenhandfchrift forgfältig verglihen und den Plan einer Ausgabe ent- 
worfen. Erſt feit der Neformation durchbrach auch auf dem Gebiete der Rechtswiſſenſchaft 
der freie kritiſche Geiſt die fcholaftifhen Dogmen; man fam dur das Studium des klaſſiſchen 
Altertums zu der Einfiht, daß aud das römiſche Recht nur einen Teil des römtjchen 
Lebens bilde und daß daher die philologifch-hiftoriiche Methode bei ihm gerade ebenjo mie 
bei dem übrigen römischen Altertume angewendet werden müſſe. In Deutſchland fand diefe 
Richtung nur kurze Zeit Vertreter in Ulrich Zafius! (Zäfy 1461/1535) und feinen Schülern 
3. Sichardt (1499/1552) und Gregorius Haloander (Melger 1501/31); von Italienern 
gehören A. Alciatus (1492/1550) und E. Sigonius (1524/1584) hierher; von Spaniern 
U. Auguftinus (1517/86). Aber der Hauptfig der neuen Schule wurde Frankreich, wo jie 
anfangs namentlih von dem ritterlichen Beſchützer der Wiſſenſchaften, Franz I, perjönlid) 
gehegt und gefördert wurde. Aufſuchung, Herausgabe, Kritif der alten Quellen, Benugung 
der nichtjuriftifchen Klaſſiker, gefhichtlihe Behandlung des Rechts ſelber jchufen hier eine 
ganz neue hiſtoriſche Wiſſenſchaft und gaben damit zugleich der praktiſch dogmatijchen eine 
neue Grundlage. Der berühmtefte Name iſt Cujas? (Cujacius 1522/90), außer ihm 
mögen nur Bude (Budaeus), Du Tillet (Tilius), Briffon, P. und F. Pithou, 
Fabrot, D. und J. Bodefroy? (Gothofrevdus) genannt werden. Mit der Bartholo- 
mäusnadht und dem Siege des Jeſuitismus wurde diefer ganzen Wiſſenſchaft für Frankreich 
der Lebensnerv abgejchnittn. Sie wandte fid daher im 17. Yahrhunderte mehr nad) 
Holland, wo namentlih Noodt, Schulting und Bynkershoet“ hervorragen. In 
Deutfchland, wo im 16. Jahrhunderte eine gewiſſe Verbindung mit der franzöfifchen 
Wiſſenſchaft beſtanden hatte, trat im 17. eine überwiegend praftijche Richtung ein, der im 
18. eine philofophifch-dogmatifche folgte. Hiftorifche Studien zwar wurden daneben betrieben, 
aber ohne wirkliches Leben, mehr als eleganter Zierat. Nur ein Mann ift zu nennen, 
Heineccius (r 1741), der namentlich durch feine Historia iuris nnd jeine Antiquitates 
iuris, die von 1719 bis 1841 nicht weniger als 20 Auflagen erlebten, für ein ganzes 
Jahrhundert und ganz Curopa maßgebend für äußere und innere Rechtögeichichte wurde. 
Ein Umfchwung trat erft im 19. Jahrhundert ein durch eine Art Reaktion gegen den 
naturrechtlihen Dogmatismus des 18. Jahrhunderts. Savigny® namentlid legte der 
Rechtsgefhichte zuerſt die tiefere Jdee zu Grunde, daß fie das Recht als Ausfluß des 
nationalen Lebens mwejentlih in feinem organischen Zufammenhange mit diefem aufzufafjen 
und danach bei jedem Volfe in der befonderen hiftorischen Entwidlung und nationalen 
Eigentümlichkeit feiner Ideen zu erfennen habe. Auch hier jtanden, wie früher in Frankreich, 
die neuen rechtshiftorifchen Studien in enger Verbindung mit dem Aufjchwunge der philo- 
logischen und allgemein hiftorifhen Studien, namentlid) waren Niebuhrs Unterfuchungen 
von mafßgebendem Cinfluffe. Cine ganz befondere Bedeutung gewann die Auffindung der 
Snjtitutionen des Gajus im Nahre 1816°. Die reihen Enthüllungen, die fie für alle 
Teile des Rechts, namentlich) den Prozeß brachten, gaben der Nechtsgefchichte vielfach gerade- 
zu neue Grundlagen. Sie riefen dadurch zunächſt eine unendliche Maſſe von Einzelunter: 
— — Für die Gegenwart erwächſt allmählich die zwiefache Aufgabe, einmal: 


I Stinging, U. Zaſius. 1857, und in der Geſch. d. DRAW. I 155 ff. 

2 Spangenberg, N. Eujas und feine Zeitgenoffen. 1822 (nad) Berriat-Saint-Prix, 
Histoire du droit Romain suivie de l’histoire de Cujas. 1821). 

° Biographien ſ. in Jugler, Jurift. —— 1 381. II 114. VI 240. 265. 

* Biographien ſ. Jugler I 24. II 36} 

5 Heinececius, Historia iuris ae. "1788 (herausg. v. Ritter, v. Silberrad, v. Bauer 
1765): Antiquitatum Romanorum syntagma. 1719 (ed. Haubold 1822; ed. Mühlenbruch 1841). 

® Zuerft in der Schrift: Vom Beruf unferer Zeit zur Geſebgebung und Rechtswiſſenſchaft. 
1814. Dann in der Einleitung zu der von ihm mit Eichhorn und Göſchen herausg. Zeitſchrift 
für geſchichttiche Rechtswiſſenſchaft. I 1. 1815. 

Naäheres darüber unten $ 54. 

8 Ein bejonderes Organ dafür war von 1815—1850 die von Savigny Eihhorn u. Göj 
gegründete Zeitichrift für geichichtliche Rechtswiſſenſchaft, 15 Bände: jeit 1861 ift es die von * 
dorff, Bruns, Roth, Merkel und Böhlau gegründete Zeitſchr. für Rechtsgeſchichte, 13 Bde.; 
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die Eigentümlichkeit des römischen Rechtsgeiſtes nad feinen allgemeinen Grundideen aus der 
Fülle der Einzelthatfahen zu entwideln!, und fodann: das römifch-italifche Nechtöleben in 
feinem Zufammenhange mit dem indogermanifchen zu erfaffen und den Verſuch einer Ber- 
gleihung der latinifhen Staats: und Rechtsbildung in ihren Grundlagen mit der indifchen, 
griedhifchen und germanischen zu unternehmen. Bisher fteht diefe Forſchung noch in den 
ſchwachen, zum Teil unerfreulichen Anfängen ?. 

Bei den Gejamtdarftellungen der römischen Nechtögefchichte ift die Scheidung der 
äußeren und inneren Gefhichte allgemein beibehalten. Hugo? hatte zwar einen Verfud) 
gemacht, beide zu verbinden und nad Perioden jynchroniftifch darzuftellen. Indeſſen hat 
die Schwierigkeit und Unbequemlichkeit diefer an fich allerdings richtigen Methode wieder 
zur Trennung geführt, jedod in der Weife, daß die Quellengefhichte in Verbindung mit 
der Staatsverfafjung nad) Perioden dargeftellt, die innere Geſchichte der Rechtsinſtitute felber 
aber nad den Teilen des Syſtems geordnet und für jedes felbjtändig gegeben wird. Häufig 
wird die ganze Gefchichte daher mit einer inftitutionenmäßigen Daritellung des Syſtems 
felber verbunden +, doch giebt es auch rein hiltorifche Darjtellungen®. Alle diefe Werte 
haben aber das Privatrecht zum einzigen oder wenigſtens hauptſächlichen Gegenftand. Für 
das öffentliche Net muß man die bejonderen Werfe über Staatsredht®, Strafrecht?, Civil: 
prozeß* und Kriminalprozeß zu Hülfe nehmen ®. 


— Zeitſchrift (d. ——— für ——— —— von (Bruns, Noth,) Bekker, 
(Böhlau,) Pernice, Schröder, Brunner, 10 Bde 

1 Das Dauptmwerf tit: Ihering, eilt des rom. Rechts auf den verichiebenen Stufen feiner 
Entwidlung. Seit 1852: Bd. I—3a (unvollendet); 4 Aufl. 1881—83. Bal. Arnold, Kultur und 
Rechtsleben. 1865; Kultur und Recht der Römer. 1868. 

? Hierher gehören: Schmidt, Der prinzipielle Unterfchied zwifchen dem röm. und germ. 
Rechte. 1853. Hahn, Die materielle Übereinftimmung der röm. und germ. Rechtsprinzipien. 1856. 
In anderem Sinne: Konſtruktion urrehtliher Anihauungen auf rechtsvergleichender Grundlage: 
BR. Leift, Gräfo:italifche Nechtsgeihichte. 1834; Altariſches ius gentium. 1889. Büdpeler 
und Bitelmann, Das Recht von Gortyn. 1885. Freeman, Comparative politics. 1873, In 
diefem Kreiſe hält fih aud nodh: Fustel de Coulanges, La eite antique. 11. Aufl. 1885. 
Weiter geht: H. Sumner Maine, Ancient law. 1861, 7. Aufl. 1875; The early history of insti- 
tutions. 1875; Early law and custom. 1883. Nocd mehr ausholend: Zaveleye, Ureigentum, über- 
legt von Bücher. 1579. Semiten oder dod Mongolen fünnte man fürs er Ka beifeite laſſen. 

* Xehrb. d. Beichichte des röm. Nechts bis Juftinian. 11 Auflagen. 

So: Puchta, Kurius der Anftitutionen. 1. Bd. äußere Geh. 2. ers 8. innere. Zuerſt 
1841: 9. Aufl. v. Krüger, 2 Bde. 1881. Burdardi, Lehrbud des röm. Rechts. 3 Bde. 1841 
bis 1846. Nein, Das Privatrecht u. d. Givilprogeh d. Römer v. d. älteften Zeit bis auf — 
1836. 2. Aufl. 1858. Kuntze, Inſtitutionen u. Geſchichte des röm. Rechts. Bde. 1869. 2. Aufl. 
1879. 1880. Baron, Geſchichte des röm. uns 1. 1384. 

5 Walter, Geſch. d. röm. Rechtes. 1840. 3. Aufl. 1860. 2Bde. Schulin, Lehrbuch d. ... 
d. RR. 1889. Unvollendet find: Zimmern, Geichichte d. röm, Privatredits. 1. u. 3. Bo. 

29. Karlowa, Römische Nechtsaeihichte, 1. Bd. (Staatsreht und — 1885 en 
—— mit Überſichten und Ausführungen: Dan): Lehrbuch d. Geſch. d. röm. Rechts. 2 Bode. 

42. 2. Aufl. 1871. 73. Esmarch, Röm. Nechtsgeihichte. 1856. 3. Aufl. 1888. Einen 
eigentämlichen Plan bat Rudorff, Röm. Rechtsgeſchichte. 1. Bd. Nechtsbildung. 1857. 2. Br. 
Rechtspflege. 1859. Bon ausländiichen Werfen: Padelletti, Storia del diritto R. 1877 (überj. v. 
Holgendorff. 1879) 2. Aufl. v. Cogliolo. 1887, Landneei, Storia del — R. 1886 (un⸗ 
vollendet, Muirhead, Historical introduetion to the private law of Rome. 1886. 

s Mommfen, Nöm. Staatsrebt. 2 Bde. 1371. 74. 3. Aufl. 3 Bde 1887. 88. Mar: 
quardt, Röm. Staatöverwaltung. 3 Bde. 1873—78. 2. Aufl. von Marquardt, Deffau, Do- 
maszemwäfi u. Wiffoma. 1881-85. Lange, Röm. Altertümer. 3 Bode. 1856 f., 3. Aufl. 1876 f. 
Madvig, Die Verfaffung und Berwaltung d. röm. Staates. 1881. 82. Herzog, Geſchichte und 
Syſtem der röm. Staatsverfaffung. 2 Bde. 1884. 87 (unvollendet. Willems, Le droit public 
Romain. 6. Aufl. 1889. 

’ Rein, Kriminalreht der Römer. 184. 4. W. Zumpt, Das Ariminalrecht d. röm. Re— 
publit. 2 Bde. 1865. 68. 

8 Keller, Der rom. Civilprozeß u. d. Actionen. 1852. 6. Aufl. v. Wach. 1883. Beth— 
mann-Hollweg, Der röm. Civilprozeß. 3 Bde. 1864—66. 

? Seib, Geſchichte des röm. Kriminalprozeffes. 1842, A. W. Zumpt, Der Kriminalprozeh 
d. röm. Republik. 1571. 
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Erfte Periode. Das Königtum. 
I. Der patriciſche Uritaat. 


$5. Es liegt nahe, bei einer fo großartigen Erfcheinung wie der römifchen Rechts— 
bildung die legten Gründe bereits in den erften Anfängen und Elementen des Staats 
und Volkes zu ſuchen. Unzweifelhaft ift darin auch der erjte Keim bereits enthalten. In— 
dejien muß man fich hüten, in einzelnen äußeren Thatfahen und Erfcheinungen den Grund 
für BVerhältnifje zu fehen, die do nur in dem geſamten Weſen und Charakter eines Volks— 
ftammes, die als foldhe ftets etwas Unerflärbares bleiben, ihre Begründung finden können. 
So hat man namentlich die verjchievenenen Sagen über die Entjtehung Roms zur Erklärung 
des römischen Rechtsfinnes benugen wollen: die Bereinigung allerlei heimatlofen Gefindels 
habe eine neue, gang originäre Nechtsbildung nad) dem Prinzipe der abftraften Perfönlichkeit 
hervorgerufen; oder die Verbindung von drei Stämmen habe notwendig Reibungen und 
damit eiferfüchtigen Nechtsegoismus und abjtrafte Vereinigung der Nechte nach fich gezogen. 
Allein mit Recht iſt gegen alle foldhe Spekulationen, abgejehen von anderen Gründen, be- 
ſonders von Mommſen die urfprünglice Einheit der römifchen Sprade, Religion und 
Lebens: und Rechtsfitte ſowohl in fich als mit den übrigen latinifchen Städten geltend gemacht 
worden. Rom erfcheint danad in feinen Anfängen einfah als eine latinifhe Stadt und 
zwar feine der mächtigeren, die nur durch ihre günftige Lage und weitere Umftände allmählich 
eine größere Bedeutung als die übrigen erlangt und diefe in fi aufgenommen hat. Ein- 
zelne fremde Beimifchungen mögen bei der Grenzlage ftattgefunden haben, allein der latinifche 
Stamm ift der eigentliche allgemeine Boden, aus dem das römische Volk und Recht hervor- 
gewachſen find. Wer aber waren die Zatiner? Jedenfalls indogermanifcher Rafje, Stamm- 
verwandte der Griechen, aber nicht Abkömmlinge von ihnen, zu Lande, nicht zu Waſſer, in 
Italien eingewandert. Griechiſche Eitelteit hat den Römern die griechiſche Abitammung 
einzureden geſucht, und die vielen Anklänge beider Sprachen haben der Idee auch bei uns 
hier und da Eingang verſchafft. Allein die tiefgreifenden Unterfchiede beiver Stämme in 
Anlagen, Charakter, Religion, Lebensfitte, Recht und der ganzen Richtung des geiftigen 
Lebens lafjen nur die Annahme der Seitenverwandtihaft, nicht der Abſtammung, zu!. 
[Nicht einmal das läßt fich behaupten, daß die Italiker zu den Griechen in engerer verwandt- 
Ichaftlicher Beziehung ftehen als zu anderen arifhen Stämmen, alfo mit ihnen einmal eine 
Einheit gebildet haben können (fogenannte gräfoitalifche Zeit).] 


86. Die ältejten Rechtszuſtände in Rom? muß man fi fehr einfach denken. 
Stadt und Gebiet waren Elein, wenige Quadratmeilen zum Teil unfruchtbaren Bodens, die 
Einwohner, höchſtens 10—20000, Hirten und Bauern. hr Leben war zwar über die 
-Buftände des Nomaden- und reinen Hirtenlebens hinaus. Ackerwirtſchaft ift bereits mit 
der Viehwirtſchaft verbunden, doch ſcheint die letztere nocd vorwiegend geweſen zu fein. Das 
Vermögen bejteht vorzugsmweife in Vieh und wird danach bezeichnet (pecunia). Die Weide 
ift Gemeinland (ager publicus), worauf jeder Bürger fein Vieh nad) Belieben treiben 
fann. Der Stand der Aderwirtihaft ift nicht ganz flar. ever Bürger fol ein fleines 
Privatgut (heredium) von zwei Morgen gehabt haben; allein es ift wahrfcheinlih, daß 
diefes nur für Haus, Hof und Garten beftimmt war (die XII Tafeln 7, 3a] brauchen 
heredium für hortus) und daß daneben noch, wie bei anderen indogermanifchen Völkern, 
in irgend einer Weiſe eine Adergemeinfchaft beftand, wahrſcheinlich nah Geſchlechtern 
(gentes), [fchwerlich] nach Gemeinden (curiae) — Dionys. 2, 7 a. E. — Das Grundeigentum 
war dann injoweit gebunden und unveräußerlich, wogegen die Heredien freies und veräußer- 
liches Eigentum bildeten. Die Annahme, daß umgekehrt die Heredien unveräußerliche 





ı Mommfen, Römiiche Gefhichte Bd. I Kap. 2. 
2 Bernhöft, Staat u. Recht der röm. Königäzeit. 1882. Carle, Le origini del diritto 
Romano. 1888. 


106 1. Die geſchichtlichen Grundlagen der Deutichen Rechtsentwicklung ıc. 


„Erbgüter“ geweſen feien, beruht auf falfcher Deutung des Wortes heredium: heres be- 
zeichnet urfprünglich nicht Erbe, fondern Herr, herus!, Bei den Heredien liegt daher der 
Anfang der eigentümlich römischen Gleichſtellung des Grundeigentums mit dem Cigentume 
an beweglichen Saden. Man hatte für die Veräußerung der ‚Herebien feine andere Form 
als bei den Hauptgegenjtänden der Aderwirtichaft, den Sklaven und Zajttieren [,‚und dieje 
war allem Anſcheine nad) für die beweglichen Sachen ausgebildet]. Der Erwerber ließ fich 
die Sache vor Zeugen zur förmlichen Befigergreifung (manu captio, mancipatio) über: 
geben, indem er jeinerfeits im alle des Kaufes den Kaufpreis in Kupferjtüden durd einen 
fogenannten libripens zuwägen ließ und übergab. Gewerbe und Induſtrie gab es bei ſolchem 
Kulturzuftande natürlich faſt noch gar nicht; zwar follen die nötigiten Handwerfe fchon von 
Numa in Zünfte geordnet fein, nämlih Zimmerleute, Schmiede, Gerber und Riemer, 
Töpfer, Färber und ſogar auch Goldarbeiter. Die Goldſchmiedekunſt fett einen gewiſſen 
Handel und Verkehr voraus. Dod war dies nur Binnenhandel mit den benadpbarten 
Satinern und Etrusfern, bejonders Eintaufh von Metallen gegen die Erzeugnifje der Land— 
und Viehwirtichaft. Der Seehandel entjtand erjt ſpäter. Das ſpätere Münzzeichen der 
Römer ift zwar der Sciffsfchnabel (rostrum), das frühere aber Kühe und Schafe ?. 

Diefen wirtihaftlihen Zuftänden entſprechend war aud der innere Verkehr nur gering. 
Die Bewegung des Eigentums fann noch feine lebhafte geweſen jein. Darum bejteht auch 
noch fein eigentliches Vertragsiyjtem; Barzahlung oder Treu und Glaube (fides) beherrfchen 
den Verkehr. Dieſer ift Taufchverfehr: das Vieh dient als Wertmefjer und Zahlungs: 
mittel. An deſſen Stelle tritt dann der Barren (rodus, raudusculum) aus Kupfer (aes), 
der von Privaten gegoffen wird und deshalb im Handel gewogen werden muß (pendere, 
dependere). Daher jtammen die fogenannten negotia per aes et libram: Kauf (mancipatio) 
und Darlehen (nexum), bei welchen Kaufpreis und Darlehnsjumme durch Zumägung vor 
Zeugen gezahlt wurden. Wahrſcheinlich erſt durch die Decemvirn wird Staatögeld (pecunia 
publica) aus Kupfer geprägt. Der Staat übernimmt nunmehr die Gewähr für Feingehalt 
und Gewicht der Münze. Damit werden jene Wägegeſchäfte zu Scheingeſchäften, die Zu⸗ 
wägung zur rechtlichen Form:] nur wo dieſe vor fünf Zeugen ſtattfindet, da entſteht eine 
feite Verpflichtung. Der Kauf verpflichtet zur Gemwährfchaft des Cigentums (auctoritas, 
actio auctoritatis auf doppelten Erſatz des Wertes der entjogenen Sache), das nexum zur 
Nüdgabe des Darlehens. Außerdem dienen Eid und feierlihes Gelöbnis (sponsio) zu 
religiöfer Beitärfung von Verträgen. 


ST. Gentes, Aurien, Tribus. m der Bevölkerung find zwei Beitandteile unter- 
ſchieden, das eigentliche Volk, die berechtigte Bürgerfchaft, und eine abhängige Bevölterung, 
die Klienten. Die erjtere befteht aus einer geſchloſſenen Anzahl von Gefchlechtern (gentes), 
d. h. größeren fFamilienverbänden, deren Zufammenhang nicht mehr auf nachweislicher Ver- 
wandtichaft beruht, ſondern auf der Gleichheit des Namens: fie werden durch gemeinjame 
Gottesverehrung (sacra), Feſte, Begräbnistätten, Gebräuche zufammengehalten, faſſen auch 
Beichlüffe, welche die Gefchlechtsgenofjen binden. In fpäterer Zeit ijt namentlich das aus 
der Gefchlehtsangehörigteit abgeleitete Erb- und Vormundichaftsreht von Bedeutung. Bei 
dem Beginne unferer gefhichtlichen Kenntnis iſt der Gefchlechtsverband gelodert und im 
Rückgange begriffen. Daher läßt fi die urjprünglihe Stärfe des Zuſammenhaltes nicht 
mehr jicher bejtimmen. Unzmweifelhaft war er viel enger und hat auch eine gewifje Güter: 
gemeinjchaft, wenigſtens gemeinfames Grundeigentum in jich geſchloſſen. Hiernach ift die 


! [Bielmehr beruht jie auf der Angabe von Varro, De re rust. 1, 10. 2: bina iugera quod a 
Romulo prima divisa dicebantur viritim, quae heredem sequerentur, heredium appellarunt. Damit 
iſt Die Jerersiigleit der heredia ausgeiprochen (heredem sequi ift vom Grabmale her befannt) im 
Gegeniage doch wohl zum Anteile an der Geſchlechtsmark; über die freie Veräußerlichkeit ift nichts 
geſagt. = aus der Gleichheit von heres und [hjerus zu folgern, ift etymologifh und aeichichtlich 
gleich gewagt 

ind und Schaf finden fich, aber nicht ausschließlich, auf den gemarkten Kupfer-Barren (aes 
signatum), die aber nicht als Münzen angejehen werden fönnen (Plinius, N. h. 18,8. 12; Plutarch. 
Poplie. 11; Hultich, Metrologie 5. 255 f 
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Zugehörigfeit zu einem römifchen Gejchlehte die Vorausfegung des Bürgertums: nur die 
patricii (patres) haben das caput. 

Die Gentes, angeblih 300 an der Zahl, gehen jtaatärechtlih auf in 30 Kurien. 
Das jind Verbände von je 10 Geſchlechtern. Sie find nidht als jelbitändige Körper: 
Ichaften oder eigene Gemeinden gedacht, jondern als Abteilungen der Samtgemeinde. Daher 
beitehen fie lediglich als fatrale Genofjenihaften: fie haben ein Gotteshaus, worin Opfer 
dargebracht werden, einen geiftlihen Vorjtand, den ceurio (eurio sacerdos sacris faciundis), 
und einen fHamen enrialis , deffen Gehülfen. Das erforderliche Geld (aes curionium) er- 
halten jie aus der Staatskaſſe. An der Spitze der Kurionen jteht der (jpäter gewählte) 
eurıo maxımus, 

Die Kurien verteilen fih unter die drei Tribus der Titienses, Ramnes und Luceres. 
Nach der Überlieferung (Cie. de rep. 2, 8. 14) find fie nad) dem Tode des T. Tatius 
von Nomulus zugleih mit den Kurien gebildet worden. Wahrſcheinlich find es drei 
urfprünglich felbjtändige, dann zu einem Staate vereinigte Stämme, Aber die Vereinigung 
liegt vor aller Gefchichte; in hiſtoriſcher Zeit hat der Unterfchied feine jtaatsrechtliche Be— 
deutung; er hat auch nicht, wie häufig angenommen worden iſt, Einfluß auf die Entwidlung 
des römischen Rechtes geübt. 

In den gentes jtanden die einzelnen Familien mit großer Selbjtändigfeit ihres inneren 
Lebens. Der einzelne Familienvater hat in feinem Haufe über frau und Kinder die abjolute 
Gewalt des Urzuftandes. Geſetz und Staat engen fie nod nicht ein, die natürliche Sittlich— 
feit des Familienlebens und die Religion find ihre einzigen, aber genügenden Schranten. 
Der Hausherr ift Herr über Yeben und Tod der Hausgenofien, er fann fie verfaufen, ihr 
gefamter Erwerb gehört von jelber ihm, und fein Net, über das Vermögen zu verfügen, 
wird durch ihr zufünftiges Erbrecht nicht beichränft. Nur bei fittewidriger Verſchwendung 
fann die gens eingreifen und ihm die Verwaltung und Verfügung zunädit über das Erbgut 
(bona paterna avitaque) nehmen (re commereioque interdicere). Die Söhne bleiben 
im Haufe und in der Gewalt, auch wenn fie erwachfen find und heiraten und Kinder be- 
fommen. Die Töchter treten dagegen mit der Heirat in die Familie und Gewalt ihres 
Mannes, ihre Kinder gehören in deſſen Familie. So fcheiden fich von felbit agnatische und 
kognatiſche Verwandtſchaft. Mit dem Tode des Hausvaters werden feine Kinder oder Entel 
von verjtorbenen Söhnen (sui) von ſelbſt frei und Herren des Vermögens. Sind feine 
Dejcendenten da, jo fällt das Vermögen an die nächſten Agnaten, fonjt an die gens. Doch 
fann wer feine Kinder hat, um das Nusfterben der ‚Familien und Gentes zu verhindern, 
unter Zuftimmung des Volfes nad Vorunterfuhung durch die Vontifices einen jelbitän- 
digen Bürger an Sohnes Statt annehmen (adrogare) und für den Fall feines Todes den 
fünftigen Herrn feines Vermögens bejtimmen (testamentum). Die Ehe ift monogamiſch 
und wird in religiöfer Form vor Zeugen mit Aufpicien und Opfern, namentlich des panis 
farreus, gefchlofien (confarreatio). Sie bringt die Frau in die volle Familiengewalt 
(manus) des Mannes. [Scheidung der Ehe foll nad einer Nachricht nicht erlaubt geweſen 
fein. Da aber ausdrücklich eine Form für die Yöfung der fonfarreierten Ehe überliefert iſt 
(diffarreatio, alfo aetus contrarius, bei welchem die Priefter mitwirken), fo ift es jedenfalls 
zutreffender, die Zuläffigfeit der Trennung anzunehmen. Vielleicht fonnte jogar wegen be- 
jtimmter Vergehen der Frau (Ehebruch, Zauberei) das Hausgericht auf Scheidung erfennen, 
die dann durch Diffarreation vollzogen wurde | So mar die verheiratete Frau rechtlich von 
ihrem Ehemanne abhängig; thatfächlich aber hat fie als materfamilias, als Herrin im Haufe 
eine ebenbürtige und geachtete Stellung neben ihm. Die unverheirateten Frauen jtehen, 
wenn fie feinen Vater oder väterlichen Ajcendenten haben, unter der Vormundſchaft ihrer 
Agnaten oder Gentilen. 


88. Die Klienten. Neben den Patriciern jtehen ſeit Urzeiten die Klienten (Hörigen) 
in einem erblichen Abhängigfeits- und Treuverhältnifie (obsequium und fides) zu den ein- 
zelnen Altbürgerhäufern. Sie find Nichtbürger, aber thatfählih frei (D. 49, 15. 7, 1). 
In fafraler Beziehung gehören fie zum Gefchlechte und führen deſſen Namen; jede Gegner- 
Schaft zwiſchen Patron und Klienten, namentlich jeder Prozeß (in ins vocatio) und Zeugnis: 
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abgabe (Plutarch. Mar. 5, 4), ift ausgeſchloſſen; der Patron, der den Klienten ſchädigt (fraudem 
faeit) verfällt fafraler (auch mweltliher?) Ahndung, und umgekehrt. Der Patronat erjcheint 
als gemindertes Herrenreht: der Klient it dem Patrone zu fteuerartigen Leiftungen (bei 
Ausitattung der Tochter, Loskauf aus der Gefangenschaft), namentlich zur Alimentation, zu 
Frondienſten (operae), vielleicht ſogar zur Heerfolge verpflichtet; der Patron hat Erb- und 
Bormundfchaftsreht. Dafür muß er den Klienten vor Gericht vertreten und ihm Unterhalt 
gewähren: wahrſcheinlich gejchieht dies dDurd das precarium, d. h. durch Hingabe eines 
Grundftüdes zur unentgeltlihen Nutung auf beliebigen Widerruf. — Der Urjprung der 
Klientel, die in Latium überall nachweislich ift, ift zweifelhaft. Man hat in den Klienten 
ſchwerlich unterworfene Ureinwohner zu fehen: dagegen fpricht der geiftlihe Schug und 
die Geſchlechtszugehörigkeit. Eher find es einmal 1. Yandfremde, die, um in Nom zu 
leben, ſich einem Patricier ergeben haben (ius applicationis: Cic. de or. 1, 187): fie 
büßen damit rechtlich die Freiheit ein, werden aber thatfächlid als Freie behandelt; ferner 
2. Anechte, die mit Willen des Herrn im Freiheitsbeſitze find (morantur in libertate), 
weil es eine rechtliche ;yorm der Freilafjung nicht giebt. Die jpätere Libertinität iſt eine 
nichtvererbliche Klientel. 


8 9. Die Staatsverfaffung diefer ältejten Zeit zu refonftruieren, ijt unmöglid). 
Nur die PVorftellungen laſſen fih zu einem Bilde zufammenfügen, welche die römischen 
Staatörechtögelehrten der Nepublif fi davon machten. Dieſe beruhen aber viel weniger 
auf jicherer Überlieferung als auf Rückſchlüſſen aus den Rechtsverhältniſſen, welche fie ſelbſt 
vor Augen hatten; dabei werden fie von der Neigung beherrſcht, die Anfänge der einzelnen 
Inftitute ſchon in der Königszeit zu finden. Danach ift die Verfaffung der eigentlichen 
Bürgerihaft eine eigentümlihe Mifhung von monardifchen, theofratifhen, ariſtokratiſchen 
und demofratifhen Elementen. Ein König mit vollem imperium, d. 5. unbejchränfter 
Banngewalt, der zwar thatjächlic nad; der Überlieferung vom Volke auf Lebenszeit gewählt 
wird, der aber fein Amt aus eigenem Rechte und als Recht übt und unverantwortlid iſt. 
Daneben ein Senat, der zwar nur felbjtgemwählter Nat des Königs ift, aber ſtets die mäch— 
tigjten und einflußreichiten Häupter der gentes in fih fließt. Bolfsverfammlungen, die 
zwar nur vom Könige berufen werden können, in denen dann aber einfach nad den Kurien 
abgejtimmt wird (comitia curiata), jeder mündige Bürger aljo gleiches Recht hat. Endlich 
priejterlihe Sachverjtändigenfollegien, die das fas, das geiftlihe Necht, zu wahren haben: 
fie find zwar vom Könige abhängig, nicht zu Rechtſprüchen und Anordnungen (edicta) 
befugt, fondern nur zu Gutachten (responsa); aber diefe find thatfächlih maßgebend und 
bilden fo eine felbjtändige Macht. So iſt das ?yetialenkollegium bedeutend für den völfer- 
rechtlichen Verkehr (Kriegserflärung und Friedensſchluß), die Augum für die Erforfchung des 
Willens der Götter in ftaatlichen Angelegenheiten (Aufpicien), vor allem der pontifex 
maximus mit feinem Kollegium als iudex atque arbiter rerum divinarum humanarum- 
que (Festus p. 185). Eine genauere Beitimmung des Verhältnifjes der drei weltlichen 
Gewalten: König, Volk, Nat, zueinander hat man bei uns vielfach verfucht; indefjen muß 
man fi hüten, die ſcharfen rechtlichen Grenzen der jpäteren und heutigen Zeit in dieſe 
Urzeit hineinzuverlegen. Die Macht der faktifchen Umftände und namentlih die Perjön- 
lichkeit der einzelnen Könige mögen wohl vor allem entjcheidend gewejen fein. immerhin 
wird man doch annehmen dürfen, daß ſchon damals die Grundzüge der jpäteren Verfaſſung 
vorhanden waren; denn die Nepublif tritt nicht als Neufchöpfung, jondern als Abwandlung 
und Abſchwächung des Beſtehenden auf. Danach erjcheint der König (rex) als ausſchließ— 
licher Inhaber aller geiftlichen und weltlichen Gewalt. Aber diefe gilt als ihm anvertraut. 
Er jelbjt beantragt bei der Volfsverfammlung die 1. curiata (de imperio), d. h. das 
Treugelöbnis der Bürger, das ihm nicht verweigert werden darf. Er muß auch feinerjeits 
nad) dem jpäteren Ausdrude die Gewalt zum Beſten des Gemeinweſens in Treue üben. 
Dabei fteht ihm der Senat zur Seite, aber lediglich mit beratender Stimme (consilium). 
Eine Schranke hat die Königsgewalt anfcheinend nur bei Erlaß allgemeiner, neuer Nechts- 
normen: Verfaſſungs- und Nectsänderungen find an die Zuftimmung der Kuriatfomitien 
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gebunden und müſſen vom Senat beſtätigt werden (auetoritas patrum). Die auch ſpäter 
unverrückten Grundlagen des Staatsweſens find die allgemeine Wehr-, Steuer: und Fron— 
pflicht der Bürger. Die legte (munera) ift, wie wir fie fennen, im Verfchwinden, aber jicher 
bezeugt und praftifch (Cicero, Verr. 5, 48; Liv. 1, 56. 1; lex Urson. 98). Jeder 
Bürger iſt dienftpflichtig und nur er hat das Wehrrecht: das Heer (legio) befteht nur aus 
Bürgern; jeder Bürger muß fteuern ; die nicht Wehrfähigen (viduae, pupillae, orbi) in be— 
fonderer Weife. Der König fürt (dileetus) das Kriegsheer, er fchreibt die Kriegsſteuer 
(für den Sold) aus (tributus), beides wohl unter Mitwirkung des Nates, wenn und fomweit 
ein Bedürfnis it; er befehligt das Heer und verfügt über Beute und erobertes Yand (ager 
publieus), — Der König ift endlich Gerichtöherr in Straffachen und Civilſachen. Die Straf: 
thaten zerfallen in Sakral- und weltliche Vergehen. Über beide richtet der König. Doch ift 
es jehr zweifelhaft, ob bei reinen Safralvergehen (Meineid, unabfichtliher Tötung) überhaupt 
eine Strafe verhängt wurde; jpäter ftand jedenfalls die Ahndung der Gottheit zu (diis sacer 
esto). Die Verbrechen der weltlichen Rechtsordnung richten fich entweder gegen den Staat 
(perdnellio, parieidium) oder gegen Privatperfonen und ihr Vermögen (Entwendung, 
iniuria, Sahbejhädiqung). Die legteren überläßt der Staat der Privatverfolgung (Tötung 
des abgefaften Diebes oder Ehebrechers) oder der lage auf Talion oder Erſatz. Bei 
eriteren wird von Amts wegen eingefhritten, ohne beftimmte Formen verhandelt, regelmäßig 
die Todesitrafe erfannt und vollfftredt. Doch fann der König auch der Berufung an die Ko: 
mitien jtattgeben (provocatio), die dann als eine Art Begnadigungsinftanz freiſprechen 
dürfen. Wohl im Zufammenhange damit fann der König die Aburteilung der einzelnen 
Sache zwei Vertrauensmännen, den duo viri perduellionis, überlafien, die an feiner 
Stelle richten. — In Civilſachen entfcheidet der König gleichfalls perfönlih, ohne Zuziehung 
von Geſchworenen (Cic. de rep. 5, 2. 3; Dionys. 4, 25). Die Klage um Cigen (und 
urfprünglid nur fie) wird im Saframentsverfahren verhandelt. Hier jcheinen fafrale Ele— 
mente wirkſam geweſen zu fein. Beide Teile behaupten ihr Net, beſchwören es (saera- 
mentum) und hinterlegen für den Fall des falf hen Eives eine Buße (auch sacramentum) 
bei der Pontifikalkaſſe: es wird dann unterfucht und erfannt, utrius sacramentum iustum 
sit. Eine Zmwangsvollitredung in unferem Sinne giebt es nit: die jtreitige Sache 
wird einer Partei überwiefen, diefe ftellt (dem Könige) praedes (Bürgen), und an fie 
und ihre Grundftüde (praedia subsignata) hält ſich der fiegreiche Gegner. Eine Klage um 
Schuld fann nur aus dem nexum ($ 6) entjtehen. Das iſt die manus iniectio: der 
Schuldner wird vor den König (in ius) gebradt; wenn er dort der formelmäßigen Be— 
hauptung des Klägers nicht widerſpricht, wird er in Schuldhaft abgeführt (ducere) 
und fann in die Fremde (trans Tiberim) verfauft werden: denn innerhalb Yatiums 
fann er nicht Knecht fein. 


8 10. Königsgefege und ius Papirianum. Daß diefer ganze Urzuftand des 
römischen Nechts nicht Durch refleftierte Geſetzgebung fünftlich aefchaften, fondern der Ausdrud 
eines urfprünglichen Volfslebens ift und feine Entitehung der Sitte und Gewohnheit des 
Volkes von feinen Urzuftänden her verdankt, bedarf feines Beweiſes. Die Darftellung der 
römischen Gejchichtfchreiber, als ob Romulus und Numa alles Recht durch Gejege neu ge- 
Ihaffen hätten, ſogar auch ſolche Inſtitute, wie Che, väterlihe Gewalt, Gentilität, beruht 
auf der vulgären Borftellung, dab ohne Geſetz fein Recht ſei. Man fchrieb danach einfad) 
jede uralte Einrichtung in Rom dem einen oder dem anderen Könige zu, je nachdem jie 
rein ‚rechtlich oder mehr religiös war. Eine andere Frage iſt, ob nicht im meiteren Ver: 
laufe der Königszeit Anderungen durch neue eigentliche Geſetze gemacht find. Die Römer 
felber, Nuriften und Nichtjuriften,, nehmen es einftimmig an. Und es wäre allerdings an 
ſich gar nicht unwahriceinlich, daß in dem drittehalb Jahrhunderten der Königszeit, in denen 
der Staat ſich doch fchon bedeutend vergrößerte und fich namentlich das neue Element der 
Plebejer bildete, wirklich mehrfach eigentliche Gelee gegeben wären. Bei der Verfafjungs- 
reform des Servius iſt dies fogar faum anders denkbar, und wenn Dionys fagt, daß Servius 
etwa fünfzig Geſetze über Verträge und Delikte gegeben habe, fo it dies am ſich hödhit 
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glaubwürdig!. Allein von allen diefen und ähnlichen Geſetzen haben wir durchaus feine 
genauere Kenntnis; die Geſetze von Servius follen aud von Tarquinius wieder aufgehoben 
und ihre Tafeln zerjtört fein. 

Die römifhen Altertumsforjcher und Juriſten (D. 11, 8. 2) führen daneben eine Neihe 
von Vorjchriften teils im Wortlaute, teils dem Inhalte nad an, die fie bejonders nad)- 
drüdlih als leges regiae bezeichnen und faſt ausſchließlich den drei erjten Königen zu— 
fchreiben. Lex regia bedeutet, entjprechend der lex tribunicia und consularis (Cicero, 
De Il. agr. 2, 21) ein von der Bolfsverfjammlung auf Antrag des Königs genehmigtes 
Geſetz. Aber man jcheint die Sagungen meiſt als königliche Verordnungen aufgefaßt zu 
haben. Alle hierhergehörige Vorjchriften beziehen jih auf geiſtliches Recht; fie beſtim— 
men über Opfer und Begräbnis (Wein von unbefchnittenen Reben, Fiſche ohne Schuppen 
follen nicht dargebracht werden ; das Kebsweib ift von der Opfergemeinfchaft ausgeſchloſſen; 
Verbot der Trauer um den vom Blig Erjchlagenen), über Ahndung und Sühne von Safral- 
vergehen (parieidium, unabjihtlihe Tötung, Beleidigung der Eltern, Grenzverlegung). Alle 
diefe Dinge gehören in den Bereih des Pontififalfollegiums. Mehrfah wird ala Quelle 
diefer „Gefege“ das ius Papirianum genannt, eine Sammlung wohl mit der Überjchrift 
de ritu sacrorum. Sicher bezeugt ijt das Dafein diefes Buches erft unter Cäfar durch 
die Erläuterungsichrift des Granius Flaccus (D. 50, 16. 144); Varro und Cicero er- 
wähnen es nit. Ein „Geſetz“ wird auf Nomulus und T. Tatius zurüdgeführt (Festus 
». 230), und die Sage von diefem ift erjt verhältnismäßig jung. Der PVerfaffer joll ein 
Nontifer Papirius aus dem Beginne der NRepublif fein; er führt verfchiedene Vornamen 
(S., W., B., C.); die Legende bringt das papirifche Geſchlecht gern bei geiſtlichen Ange- 
legenheiten an. Wenn ſonach die Sammlung auch exit jpäter entitanden ift, jo iſt doc 
fiher ein großer Teil der Satzungen uralt; fie find mehrfad in den XII Tafeln wiederholt. 
Wahricheinlich jtammt das Ganze aus den Aufzeichnungen der pontifices (commentarii): 
man wollte durch die Benennung den Tagungen eine höhere Weihe neben ?. 


1. Die Plebejer und die Servianiſche Reform. 


$ 11. Ein neues Lebenselement erhielt der Staat durd) die Bildung des Vlebejer- 
ftandes. Nach der römischen Darftellung hat der Unterjchied von Patriciern und Plebejern 
war von Anfang an beitanden: die Plebejer find die Armen, die Mafje des Volkes, die 
—8 die Reichen, der Adel. Indeſſen ſchließt dieſe Anſchauung eine ſolche Menge innerer 
und äußerer Widerſprüche in ſich, daß die neuere hiſtoriſche Kritit ſeit Niebuhr ſich über— 
wiegend (wenn auch nicht einſtimmig) für eine andere Auffaſſung entſchieden hat. Die 
Patricier waren urſprünglich die einzige wirkliche und berechtigte Buͤrgerſchaft. Die Plebejer 
ſind daneben erſt allmählich aufgekommen. Wie die Plebs ſich bildete, iſt lebhaft beſtritten. 
Die Alten ſetzen ſchlechthin Clienten und Plebejer gleich, und daran hält in neuerer Zeit 
namentlich Mommſen feſt. Sicher ſind die Clienten Plebejer, und ihre Abhängigkeit von 
den Altbürgern hat ſich mehr und mehr gelockert. Daneben aber hat es doch wohl auch 
Fremde gegeben, die nicht Clienten waren und deshalb den Batriciern von vornherein freier 
gegenüberitanden. Dahin gehören 1. die Bürger der eroberten, in Rom einverleibten, durd)- 
gängig latiniſchen Gemeinden (wie Alba), foweit fie nicht den Patriciat (mie die Julier, 
die Quinftilier) erhielten. Die Gemeinden ergeben fi dem Könige (deditio), der dadurch 
ihr Patron wird. Dies Verhältnis löft fi offenbar mit dem Sturje des Königtums; es 
ging aber wohl überhaupt nicht auf den Nachfolger über, der ja nicht agnatischer Defcendent 





! [Die Art, wie Dionys (4, 13, 25, 43: 5, 2) über dieſe fünfzig Geſetze berichtet, macht fie ſelbſt ſehr 
fragwürdig: Servius hat fie bei jeinem Negierungsantritte gegeben und auf Holz ichreiben laſſen, 
die von ihm neu eingelegten Privatrichter follen dieſe Geieke als „Schranke und Borjchrift“ haben, 
Superbus Bub jie auf und die eriten Konſuln führten fie wieder ein. Krüger, Rechtsquellen S. 7 f.] 

® Eine — — aller Beſtimmungen, die die Römer als leges regiae bezeichnen, ſ. in 
Bruns, Fontes p. 1-14, M. Voigt, Über die leges regine. 2 Abhandı. 1876. 77 (Mbband- 
lungen der philol.=hift. Klaſſe d. K. Sächſ. Geſellſchaft der Wiflenichaften. Bo. 7. Ar. VI u. VII. 
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war. Vielleicht traten hierzu 2. die Yatiner, die fi auf Grund der feit uralter Zeit im 
Yatinerbunde beitehenden Freizügigkeit (commereium) in Nom anfievelten. Jedenfalls 
find die Plebejer im weſentlichen als lateinisch zu denken. Sie find zunächſt unberechtigte 
Nichtbürger. Sie erlangen aber dur ihre zunehmende Mafje allmählich thatſächlich eine 
jolhe Bedeutung, daß Servius fie in feiner neuen Verfaffung mit in das Bürgerrecht auf: 
nahm. Indeſſen behielten die. Batricier daneben einen großen Teil ihres befonderen alten 
Rechtes und kamen dadurch, zumal da ihre Anzahl bei ihren gejchlofjenen gentes fortwährend 
abnahm, allmählich von felbit in die Stellung eines bevorrechteten Geſchlechtsadels. Cs ijt 
ein ähnlicher hiftorifcher Prozeß, wie er fi während des Mittelalters auh in Deutichland 
in vielen Städten vollzogen hat. 

Die Bildung des Plebejeritandes war für die Nechtsentwidlung von außerordentlicher 
Wichtigkeit. Die Plebejer waren zwar zum größten Teile auch latinifhen Stammes, allein 
durch die Zerftörung ihrer Städte, den Verlujt ihres Vermögens, die Aufhebung ihres Ge- 
meinmwejens, die Verpflanzung nah Rom, die VBermifhung mit der übrigen plebejtichen Be- 
völferung und die Unterwerfung unter die Patricier traten doch eigentümliche Verhältniſſe 
ein. Sie hatten ficher ſeit jeher Privatrechtsfähigfeit, das commercium, wie es alle Zatiner 
hatten. Sie fonnten untereinander und mit den Altbürgern gültige Rechtsgeſchäfte in 
römischen Formen abſchließen, wie Mancipation und Nexum. Darauf beruht die für den 
ſpäteren Ständekampf jo wichtige Thatjache, daß die Plebejer den Patriciern verſchuldet 
waren. Daher müſſen fie auch Prozeßfähigkeit befigen. Ihre Chen waren erflärlicherweife 
anerfannt und damit die väterliche Gewalt über die Kinder. Dagegen haben die Plebejer 
an den eigentlich patricifchen Inſtituten feinen Anteil, namentlih am Gentilrechte, an der 
geichlojjenen Flurgemeinfchaft der Gejchlechter, am gefamten Safralrehte, und deshalb an 
der Ebenbürtigfeit (conubium). Sie waren weiter ftaatsrechtlic unfähig; fie haben fein 
Stimmredt in den Komitien, und find damit von Tejtament und Arrogation ausgeſchloſſen; 
fie find nicht fteuer- und wehrpflictig und haben deshalb wohl auch feinen Anfprud auf 
Mitbenugung des ager publieus. Durd die fervianifhe Verfaffung und die Republik ift 
zwar mit den politifhen Befugnifjen und Pflichten vieles davon auf fie übertragen worden. 
Indeſſen ift bei der Plebs doch wohl der Urfprung für eine Neubildung des Nechtes zu 
Juden, die bei der fpäteren Gejtaltung der Verhältniſſe die allgemeine Herrichaft erlangte. 
Es tritt das namentlich in zwei Beziehungen fcharf hervor: in der Änderung der agrarifchen 
Verhältnifje und in der Bermeltlihung des Rechte. 

Bei den Plebejern war fein Boden für Feldgemeinfhaft und Familiengüter. Sie be 
famen überhaupt nur Eleine Aderlofe, ähnlich den alten Heredien, und auf diefe wurde ein- 
fach auch das alte Necht der Heredien, die freie Veräußerlichfeit und Teilbarfeit, und als 
Veräußerungsform die Mancipation angewendet. Dadurch wurde die dee des freien Grund- 
eigentums allmählich zur allgemein herrfchenden. Auch die Patricier teilten ihre Gemein- 
Ihaften (wohl nicht auf einmal, fondern nad) und nad in den einzelnen gentes), und jo 
wurde jene abjtrafte Behandlung des Eigentums, ohne wejentlihen Unterjhied von Mobilien 
und Immobilien durchgeführt, die das römische Recht jo gänzlich vom germaniſchen unter- 
ſcheidet, die aber für den alten patricifchen Geſchlechterſtaat nahezu unbegreiflich wäre. 
Näheres über Zeit und Art dieſer Umwandlung wiſſen wir freilich nicht, die ſpäteren Römer 
hatten fein rechtes Bewußtſein mehr davon. [Sie betrachten allerdings das private Grund— 
eigentum beider Stände als hervorgegangen aus Zumeifung (assignatio) ſeitens der Ge— 
meinde (Dionys. 2, 7): der Grund und Boden war alfo nad ihrer Anſchauung urjprünglich 
Gemeindeland (ager publieus), das nad) bejtimmten Grundfägen ausgemejjen und ausgeteilt 
wird (limitatio), wie das im gefchichtlicher Zeit bei Koloniegründungen mit einem Teile 
der eroberten Stadtmark wirklich geſchah. Allein es bleibt fraalih, ob dieje Anfchauung, 
welche die Heredien gänzlich außer acht läßt, einer Erinnerung an thatfächliche Vorgänge 
und nicht vielmehr theoretifcher Spekulation ihren Urfprung verdankt. Einmal fonnte man 
damit das Hecht der Gemeinde zur Zwangsenteignung von Grund und Boden, das ihr 
freilich nur in feltenen Fällen zuftand, in Verbindung bringen: man fahte es als den Aus— 
fluß eines Hoheitsrechts am Staatsgebiete als joldem auf, das man fonjt nicht zu fon- 
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jtruieren vermochte; jodann ließ fi daraus das Eigentum des Staates an Wegen, Plägen 
und Flüffen herleiten. ] 

Nicht weniger wichtig war die Verweltlihung des Rechts. Die PWlebejer hatten an- 
fangs gar feinen Anteil an den sacra der Patricier. Sie hatten zwar im wefentlichen die— 
jelbe Religion, aber doch je nah ihrem Urfprunge in verjchievener Weife. Daher bildete 
die Religion bei ihnen in Nom feine fete, das Recht äußerlich beherrihende Macht, jondern 
ging mehr nebenher, und das Recht befam feine felbjtändige, rein juriftische Kraft und Form. 
So mag es bei den Plebejern üblich geworden fein, die Form des Geſchäftsabſchluſſes per 
aes et libram von Kauf und Darlehen ($ 6) auf andere Nechtägeichäfte zu übertragen: 
auf die Errichtung eines Teftamentes dur familiae mancipatio an den Erben, auf Ehe: 
ihließung durch co@mptio, d. h. Mancipation der Braut an den Bräutigam durch den Vater 
oder Vormund, auf die Annahme an Kindes Statt durch adoptio, d. h. durch Mancipation 
des Hausfindes an den Wahlvater, drei Nechtögefchäfte, die in ältefter Zeit ein ſakrales 
Element haben. Man darf jogar noch weiter gehen und hier auch die Anfänge der form- 
lofen Rechtsgefchäfte finden. Die Confenfusehe ift als gültig ſchon in den XII Tafeln 
anerfannt: man betrachtete die geiftlichen Feierlichkeiten, die auch hier jedenfalls jtattfanden, 
als rechtlich bebeutungslos und nur die erflärte Übereinjtimmung der Cheleute als 
entfcheidend. Vielleicht in ähnlicher Weife ift aus der ſakralen sponsio ($ 6) der weltliche 
Vertragsihluß durch Frage und Antwort (stipulatio) hervorgegangen. Im Prozefie der 
Plebejer fällt naturgemäß der Nachdrud beim sacramentum meniger auf den Eid ($ 9), 
zu dem fie natürlich ebenfo fähig find wie die Adligen, als auf die hinterlegte Buf- und 
Wettfumme. Im öffentlichen Rechte, auf das die Batricier noch lange ausſchließlichen Ein: 
fluß übten, erhielt jich dagegen das ſakrale Element länger, jo namentlich bei allen Staats: 
aften und im Bölferrechte, aber aud im Strafrechte bei den Safralverbreden. Doch wurde 
es hier aleichfall® von den Plebejern allmählich bejeitigt oder eingeſchränkt oder wenigſtens 
zur leeren Form herabgefeßt. 


$12. Die Servianifhe Verfaſſung. Daß der vorlegte König, Servius Tul: 
lius, tiefgreifende Veränderungen im Staatsleben eingeführt habe, ijt einftimmige Über- 
lieferung der Römer. Sie jchreiben ihm eine vollftändige, tief durchdachte, alle Seiten des Staats- 
lebens, die finanzielle, militärische, adminiftrative und politische, organisch zuſammenſchließende 
neue Staatsverfaffung zu!. Servius erfcheint danach als einer der bedeutenditen poli- 
tiſchen Köpfe des ganzen Altertums. Die moderne Kritif hat diefes Verdienit auf das Maf 
einer neuen Militärorganifation zurüdführen wollen [weil die Servianifhe Ordnung den 
Plebejern nur Pflichten, nämlich Kriegsdienit und Steuern, aufleat, aber feine greifbaren 
politifhen Rechte verleiht]; daraus habe ſich dann erjt die politifche Verfaffung entwidelt. 
Indeſſen war die neue gemeinfame Militärorganifation für Patricier und lebejer nicht 
möglid ohne Aufnahme der legteren in die Givität und diefe wieder nicht ohne eine neue 
Ordnung der Komitien, dann aber fnüpfte fi) die neue Steuer- und Verwaltungsordnung 
von jelber daran. Überhaupt aber ift es faum glaublih, daß die innere Einheit des 
Ganzen nicht einem jchöpferifchen Geifte entfprungen ſei. [?] 

Die Stadt Nom wurde nach der Überlieferung von König Servius in vier Quartiere 
(tribus) eingeteilt. Dazu traten mit der Auflöfung der Geſchlechtsmarken eine Anzahl 
von Zandbezirfen (tribus rusticae). 16 davon find mit römifchen Gentilnamen bezeichnet 
und gewiß jehr alt. So gehörte jedes Grundftüd, was im römijchen Eigentume ftand, res 
maneipi war, einer Tribus an (Cie. p. Flacco 80). Nad) diefen örtlichen Tribus geſchah, wie 
ficher überliefert wird, die Aushebung und die Steuereinziehung (Varro, De lingua Lat. 5, 181; 
Dionys. 4, 14). So wird aus der Gebietseinteilung eine Berfoneneinteilung; jeder wehr: 
und jteuerpflichtige Bürger muß einer Tribus angehören. Aber diefe Verfonaltribus fünnen 
nur die Grundbefiger (adsidui) umfaßt haben; fie werden der Tribus zugefchrieben, in 
welcher ihre Grundjtüde liegen, wobei eigene Wahl und Belieben der Beamten mitwirkten?, 


— 





SHuſchke, Die Verfaſſung der Königs Servius Tullius. 1838. 
? Für die Urſprünglichkeit der reinen Perſonaltribus neueſtens Mispoulet, Etudes d'insti- 
tutions Romaines (1587) I. 
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Die Tribus find ſonach politische Abteilungen des Volks unter einem tribunus aerarius; 
als ſolche nicht jafrale Genoſſenſchaften, zu Rechtsgefchäften und ſelbſtändigen Beſchlüſſen 
unfähig. 

Auf der Grundlage der Tribus wird zuerjt und vor allem das Heer (exercitus) ge- 
bildet. Die Militärorganifation ruht auf der Volksanſchauung ($ 9), daß der Kriegsdienſt 
Pliht und Ehrenſache jedes Bürgers ſei. Daher ijt der eigentliche Kriegsdienft auf die 
Anfäffigen (MWohlhabenden) beſchränkt: die nichtanfäffigen Bürger (proletarii) werden nur 
als Erſatzmannſchaft herangezogen. Die wehrpflichtigen Bürger werden für die üblichen 
fünf Grade der Bewaffnung (Liv. 1, 43) mit Selbitausrüftung nah dem Vermögen 
(Grundbefige) in fünf Klafjen gefchieven; aus jeder wird eine bejtimmte Zahl von Gen- 
turien (armati) für das Heer entnommen, aus der erjten achtzig, aus den drei folgenden 
je zwanzig, aus der unterjten breißig, immer zur Hälfte iuniores (bi$ jechsundvierzig Jahr) 
zum Felddienſte, zur Hälfte seniores (bis fechzig Jahr) zur Verteidigung der Stadt (Land— 
wehr). Dazu fommen 1. nod vier Genturien Kriegshandwerfer und Mufifanten und eine 
Genturie Proletarier (c. inermes); 2. 18 Genturien Reiter (equites); jehs davon (sex 
suffragia) find rein patricifih. Später werden die Reiter aus den Höchjtbejteuerten ergänzt. 
Ob das auch früher der Fall war, mo fie eine wirkliche Reitertruppe bildeten, jteht dahin. — 
Im ganzen alfo find es 193 Genturien. 

Dem Heerdienſte entipricht die Beiteuerung. Alle Bürger find fteuerpflichtig (aerarii), 
alſo aud) die Proletarier, aber nur die in die Tribus eingefchriebenen werden zum tributus 
herangezogen. Das find in älterer Zeit nur die Grundbeliger. Die Hausjöhne ftehen in 
der Klaſſe ihrer Gemwalthaber ; fie fteuern aljo jelbitändig nicht. Die orbi, d. h. die vater- 
lofen Unmündigen, welche nicht dienjtpflichtia, aber in den Tribus find, haben das aes 
equestre (daS Geld für die Anſchaffung der Nitterpferde) aufzubringen , die viduae, Die 
jelbitändigen Frauen, das aes hordiarium (das Geld für das Futter der Pferde). Wahr- 
cheinlich waren den einzelnen Rittern einzelne Steuerpflichtige zugewiefen (attributio), von 
denen A ihre Forderungen mit Zwangsmitteln (legis actio per pignoris capionem) einzogen. 

Der Heeresordnung entfprechend ift die neue Komitialordnung. Jede Klaſſe bildet fo 
viel Eiiumcenbaien, als fie Heerescenturien zu ftellen hat, aud immer halb iuniores, halb 
seniores. Die Ritter ftimmen zuerft, dann die erfte Klaffe: find diefe 98 Genturien einig, 
fo ift damit die Mehrheit erreicht. 

Der eigentümliche jtaatsmännifche Gedanke in dem Ganzen ijt die Erfindung des Klaſſen— 
iyitems für Die politifche Berechtigung. Dabei liegt aber nicht einfah, wie man häufia 
annimmt, die ariftofratifche oder timofratifche Idee zu Grunde, daß die Neichen mehr gelten 
follen als die Armen, fondern das tiefere Prinzip, daß die politifche Berechtigung mit der 
politiihen Verpflichtung in einem entiprechenden Verhältniſſe jteht. Die höheren Klafjen, 
namentlih die erfte (classiei), müſſen natürlich die erforderliche Anzahl ftellen, um die 
Truppenförper zu bilden, urſprünglich alfo mußten fie wirflih 80 Hundertfchaften (zu 120 
Mann?) vollmachen. Abgeſehen von dem größeren Aufwande für die Ausrüftung, werden 
fie, felbit wenn fie gleich zahlreich find, öfter zur wirklichen Dienitleiftung eingezogen als 
die „infra classem“. Da aljo ihre Kriegs- und Steuerpflicht eine jchwerere ift, jo haben 
fie mehr Genturiatftimmen. Und ebenfo haben die Alten mit den ungen troß fleinerer 
Kopfzahl doch die gleiche Centurienzahl, weil fie die jtaatlihen Pflichten ſchon länger ge: 
tragen haben. Erſt jpäter, wo die Kriegspflicht anders geordnet war und die Steuerpflicht 
ganz aufhörte, ift das Klaſſenſyſtem auf das reine Vermögensprinzip zurüdgeführt, doch ift 
dann auch das Zahlenverhältnis der Genturien geändert und auf gleicheres Maß geſetzt. 
Die alten Zahlen find freilich in ihrer näheren Begründung für uns unklar. 


Zweite Periode. Die Republik. 
1. Das römische Neid und feine Verfaifung. 


8 13. Das römiſche Reid auf dem Höhepunkte feiner Entwidlung nah dem 
2. punifchen Kriege jtellt ſich — als eine unterworfene Staaten beherrſchende Stadtbürger— 
v. Holgendorff, Encytlopädie. I. 5. Aufl. 8 
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gemeinde. In der That aber bildet das Neich, jtaatsrechtlich angejehen, feine Einheit, feinen 
Bundesitaat, aber auch feinen Staatenbund. Nah Auflöfung des alten Yatinerbundes 
(338,416), der wirklich ein völferrechtlicher Verein war, hat die Stadt Nom nur noch Bünd— 
niöverträge mit den einzelnen Städten und daneben hat fie die Herrſchaft über außeritalifche 
Länder (Provinzen). eve Stadt hat alſo mit Rom einen Vertrag, nicht die Städte unter 
ſich: er läßt ihr Nom gegenüber mehr oder minder Freiheit (foedus aequum oder iniquum); 
aber immer gilt die Bundesjtadt als jouverän. Sie hat Gebietshoheit, d. h. ihre Bürger 
haben ihre Yandgüter im Eigentume (habere possidere frui), und Crilreht (d. 5. ihr 
Bürgerreht ift mit dem römifchen unvereinbar); fie hat Münzrecht, Steuern und Zölle, 
eigene Verwaltung, Recht und Gericht; fie jtellt Kriegsichiffe oder Mannſchaften zum Heere; 
eigene ausmärtige Politif aber ift ihr nicht geitattet. Zu dieſen eivitates foederatae gehören 
auch die alten Yateinerjtädte und die lateinischen Kolonieen: die socii Latini nominis 
aber haben commereium, leichten Zugang zum Bürgerrechte, ftimmen in einer ausgeloften 
Tribus, wenn fie in Nom find, und es ift ihnen zum Teil fogar das conubium gewährt. — 
Die Provinzen find praedia populi Romani. Der Grund und Boden gehört dem Volte, 
die Einwohner haben nur Nutniefung. Das Land wird von einem römischen Statthalter 
mit unbeſchränkter Militär: und Gerichtshoheit verwaltet: der Kriegszuſtand erfcheint hier 
dauernd. Die ftädtifchen Gemeinwejen bleiben als Verwaltungs-, namentlih als Steuer- 
bezirke bejtehen. 

Die herrfdende Gemeinde ift als fouveränes jtädtifches Gemeinweſen gedacht. 
Das bleibt fie troß der ihr einverleibten anderen Gemeinden, die feine ſelbſtändige Verwal: 
tung haben (Inmunieipia eivium Romanorum, coneiliabula, praefeeturae). Ihre Verfaflung 
ſchildert Polybius (6, 11—18) für die Zeit nach dem 2. punifchen Kriege als eine mwohl- 
abgewogene Verteilung der politiihen Macht und der jtaatsrechtlichen Funktionen zwifchen 
Volt, Nat und Beamten, fo daß das demokratische, ariftofratifche und monardifche Element 
gleihmäßig zu feinem Rechte kommt. 


Ss 14. Es hat einer Entwidlung in verjchiedenen Richtungen bedurft, ehe die römifche 
Republik dahin gelangte, und fie ift nur furze Zeit auf diefem Standpunkte geblieben. 

Zur Zeit der Nepublit, wie wohl ſchon in der Königszeit, ruht in letter Neihe die 
Souveränität bei der Nolfsverfammlung, d. h. dem ordnungsmäßig berufenen und geglie 
derten Volke (populus Romanus, Quirites). Aber das Wolf tritt zunächſt hinter den 
Beamten zurüd. Die fonfularifhe Gewalt ift die alte fönigliche (imperium regium); diefe 
it nicht abgeſchafft: fie fann in der Diktatur unbefchränft wieder aufleben; aber fie wird 
nur verliehen auf ein Jahr und an zwei gleichberechtigte Kollegen, d. h. jeder kann mit 
voller Wirkung handeln, aber jeder fann den andern durch Widerfpruch am Handeln ver 
hindern (melior est causa prohibentis). Die Gewalt wird weiter rechtlich bejchränft durd) 
Abtrennung der fakralrechtlihen Dberhoheit, durch die Quäftur, dur die Vrovofation und 
durch die Einführung des Einzelrichters im Givilverfahren. Alle vier Einrichtungen treten 
unferes Wiffens erſt und fofort mit der Republik auf, find demnad als verfafjungsmäßige 
Begrenzung der Königsgewalt zu betrachten: der Provofation muß der Konjul jtattgeben ; 
dem index muß er die Entſcheidung der Nechtsjtreite überlaffen; der Quäſtor, den er fid 
ſelbſt ernennt, der jpäter gewählt wird, verwaltet unter eigener Verantwortung den Staats- 
ſchatz. Diefen wechſelnden, für die eigentliche Verwaltungstechnik ſchlecht geſchulten Beamten 
gegenüber wuchs naturgemäß die thatfählihe Macht des Senats, obwohl er rechtlih das 
econsilium consulum bleibt: er wahrte die Überlieferungen der auswärtigen Politif; er er- 
langte vor allem die Leitung des Finanzweſens und machte dadurd die Beamten von fich 
abhängig, infofern fie für Krieg (Konſuln), Provinzialverwaltung (Prätoren), Bauten (Cen— 
joren), Spiele (Adilen) Geld aus dem Staatsſchatze bedurften. Die religiöfen Angelegen: 
heiten gehen auf den pontifex maximus und fein Kollegium über: er tritt erſt mit dem 
Beginne der Nepublif in den Vordergrund. Seine Stellung ift eigentümlid. Er ift nicht 
Beamter, hat aber doch ein gewiljes ius agendi cum populo (bei der Arrogation); er wird 
fpäter gewählt (von der Mehrzahl der Tribus), ift lebenslänglich und unabjegbar. 
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8 15. Daneben geht eine zweite Entwidlung her, der fogenannte Ständelampf. 
Durch die Servianische Verfafjung waren die Plebejer formell zu Bürgern geworden und trugen 
die bürgerlichen Laften. Sogar in den Senat find fie feit Beginne der Republif mit Sit und 
Stimme, aber nicht mit MNedebefugnis aufgenommen (patres [et] conseripti: Festus p. 
254) und haben ficher auch Anteil am ager publieus erlangt. Aber von der Verwaltung 
find fie ausgeſchloſſen; Ämter und Priefterfollegien bleiben patriciſch. Es ift erklärlich, daß 
die Plebejer danach ftrebten, ihre formale Berechtigung auch wirklich mit Inhalt zu er- 
füllen. Die reihen Grundbefiger, denen die Ämter zuerjt zufallen mußten, hatten dabei 
mit den ärmeren Klafjen und deren Mißtrauen gegen den Adel zu rechnen. Zunächſt ging 
die Bewegung auf Abwehr des Übermuts der Ämter. Das wirkſamſte Schugmittel in 
diefer Beziehung war 1. die Einfegung des Tribunats, welche die Plebs nah den Annalen 
durch eine Secejfion 260/494 erzwang. Man jtreitet darüber, ob die Tribunen ihre Macht: 
vollfommenheit, alle Maßregeln des Beamten, des Senats und der Volfsverfammlung 
durch perfönlices Einfchreiten zu hemmen, von vornherein beſaßen oder erit allmählich er- 
langten. Jedenfalls vermochten fie auch den einzelnen Plebejer gegen Willfürafte der Be- 
amten zu jchügen. Der Tribunat war mehr ein Hindernis des Amts als ein Amt, 
wie Plutarch jagt (q. Rom. 81). Aber die Tribunen gingen aud aktiv vor. Seit der lex 
Publilia (283/471) werden fie in plebejifchen Tribusverfammlungen gewählt. Und die da- 
mit anerfannte Organifation der anfäjfigen Plebs wird von ihnen benußt. Sie klagen 
Patricier, die fich gegen das Volf vergangen haben, an, und die Plebs verpflichtet fich ihr 
eigenes Urteil am Schuldigen zu volljtreden. Das ift ein Notwehrgericht, aber thatſächlich 
wirfjam, wie die Erzählung von Coriolan zeigt. — Schon vor dem Tribunate bejteht 
2. die Provofation an die Komitien in der Weife, daß der Konſul fie gegen Urteile auf 
Tod und Stäupung zulaffen mußte. Eingeführt wurde fie durch die lex Valeria des P. 
Poplicola; fie wurde aljo offenbar als volksfreundliche Maßregel aufgefaßt. Allmählich ent- 
widelt fid) daraus ein Strafverfahren vor den Komitien. Der Quäſtor (ftatt des Konfuls) 
rechtfertigt das von ihm gefällte (Vor-)Urteil vor dem Wolfe, der Sade nad aljo tritt 
er als Anfläger auf. Damit ift zugleid die Tötung und Stäupung römischer Bürger als 
Polizeiftrafe befeitigt. Aber Geldbußen (multa i. e. ©.) fonnten nody immer ungemefjen 
verhängt werden. Sie werden 3. bejchränft durch die lex Aternia Taarpeia (300/454), 
welche die multa suprema auf 30 Rinder und 2 Schafe (= 3020 asses) feitjeßt. Be— 
ſonders folgenreich für die Nechtsentwidlung war 4. die Trennung jwifchen ius und iudieium 
im Givilprozeffe. Die näheren Umftände der Einführung wifjen mir leider nit. Der 
Einzelrichter (iudex privatus) wird auf Serv. Tullius zurüdgeführt oder, was dasjelbe 
fagt, in den Beginn der Republif geſetzt. Er wird aus den Senatoren genommen. 
Damit ift eine Beſchränkung der Konfuln, aber feine bejondere Hülfe für die Plebejer ge- 
währt. Später finden wir verfchievene Richterfollegien: die decemviri (st)litibus iudi- 
candis, die in Tributfomitien aus beiden Ständen gewählt werden, aljo magistratus 
minores find; die centumviri, die durch Auswahl von je drei aus den 35 Tribus ge- 
bildet werben (Festus ep. p. 54); die Nefuperatoren, 3 oder 5, die für den Einzelfall vom 
Prätor auögeloft werden. Wann diefe verſchiedenen Nichterarten auffamen, iſt jehr 
beftritten. Der Annahme, daß die Gentumvirn uralt jeien, widerfpricht die Überlieferung : 
fie find wohl erft nach 513/241 entitanden. Die Decemvirn fcheinen mit den Tribunen 
zufammenzugehören und zum Schutze der Plebejer eingeführt zu fein (Pomponius feßt fie 
erjt ins 6. Nahrh. d. St.). Der Urfprung der recuperatio liegt vielleiht in den internatio- 
nalen Schiedsgerichten (Festus p. 274). Ebenſo zweifelhaft ift die Abgrenzung der Zu— 
jtändigfeit dieſer Gerichte gegeneinander. Mit Sicherheit fann man nur jagen, daß den 
Zehnmännern die Freiheits-, den Hundertmännern die Erbichaftsprozefie oblagen. Die 
Refuperatoren werden bei Befistreitigfeiten herangezogen; der unus iudex hat jedenfalls 
einen allgemeinen Wirfungsfreis. In allen diefen Fällen ift die Scheidung zwiſchen Be- 
amten und Nichtern in der Weife geordnet, da der Beamte nur die Einleitung und Kon- 
ftituierung des Streites hatte, die weitere Unterfuhung und die Entſcheidung Sade der 
Geſchworenen war und nur die erefutivifche Nachklage wieder an den Beamten fam. Die 
Bedeutung der römischen Gefchworenen ift danach eine mwejentlih andere als die des ger- 
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manifhen Volksgerichtes. Der römiſche Gefchworene ift notwendiger Vertreter des Be- 
amten, er foll defjen Willkür verhindern und eine objektiv den Gefegen entfprechende Ent- 
ſcheidung herbeiführen. Das Geſetz fteht aber über ihm mie über dem Beamten. Es ift 
nicht wie beim germanifchen Volfsgerichte, wo die Gemeinde oder in ihrer Vertretung bie 
Schöffen unmittelbar als ſolche das eigentlich nur in ihrem Bewußtfein lebende Recht felber 
finden und mweifen follen. In den Kreis diefer Beitrebungen gegen den Mißbrauch der 
Ämter gehört vielleicht 5. die Aufzeichnung des Landrechtes ($ 16). 

Die Hauptfache aber war doch, daß die Plebejer felbft an den Ämtern Anteil er- 
langten. Dies geſchah, aber es führte eine mwejentliche Verminderung der fonfularifchen Ge- 
malt herbei. Zunächſt wurden Militärtribunen mit fonfularifcher Gewalt eingefegt, die aus 
beiden Ständen hervorgingen. Zugleich aber wird endgültig die Cenſur vom Konfulate ab- 
getrennt (311/443) und den Patriciern zugewiefen. Die Cenforen haben die Schatung, die 
Ritteraushebung,, die Senatsergänzung, das Baumefen und fpäter eine fittenrichterliche Be— 
fugnie. Es wird dann dur die lex Lieinia Sextia (367/387) bejtimmt, daß mindeitens 
ein Konful (utique alter) Plebejer fein ſolle. Dabei wird die Prätur errichtet lediglich 
für Patricier: der Prätor erhält als collega consulum die Civilgerihtsbarfeit in der Stadt. 
Früher ſchon waren die Ädilen als eine patriciſche ſtädtiſche Polizeibehörde eingerichtet 
(368/388 ?): die Polizei ftand bis dahin den Konfuln allein zu. Alle diefe Ämter und 
der Pontififat find fpäter den Plebejern zugänglich geworden. Damit ift eine Ausgleihung 
der Bürgerrechte herbeigeführt, nicht eine Gleichftellung der Stände: denn dem ‘Batricier 
bleibt der Tribunat unzugänglih, dem Plebejer gewifje Priefterwürden. Thatſächlich aber 
wächſt der alte Adel mit den plebejifhen Familien, die einen furulifchen Beamten unter 
ihren Ahnen zählen, zu einem neuen, aber nicht aejchlofjenen Erbadel (Nobilität) zufammen. 


I. Die zwölf Tafeln. 


8 16. Die Nechtspflege lag, wie gejagt, ausschließlich in den Händen der patricijchen 
Konfuln. Die Patricier hatten daher vor allem Kenntnis des Gewohnheitsrechts (ius non 
seriptum). Die natürliche Biegſamkeit und Unbejtimmtheit des ungefchriebenen Nechtes zog 
jedenfalls der fubjeftiven Auffafjung feine fefte Schranke; es fonnte mwenigjtens zum Ded- 
mantel der Parteilichfeit mißbraucht werden. Das Mißtrauen der Plebejer forderte die Auf- 
zeihnung des Landrechtes (Dionys. 2,27). Schon im Jahre 292/462 jtellt der Tribun 
C. Terentilius Arſa den Antrag auf Abfafjung von aefhriebenen Geſetzen, an 
welche die Konfuln gebunden fein follten (Liv. 3,9). Die Batricier leiften den heftiajten 
Miderftand. Acht Jahre lang willen fie den Beſchluß über den Antrag zu hintertreiben. 
Endlich vereinigt man fi, das gejamte Recht in feite Gefege zu bringen. Neuer Aufichub 
wird durch eine Gefandtichaft nach Athen zur Herbeifchaffung der ariechifchen Geſetze er- 
langt. Dann geht man ans Werf (303/451). Aber es wird nicht eine Geſetzgebungs— 
fommiffion eingefegt, vielmehr wird die ganze Verfaffung aufgehoben, ftatt der Konfuln 
und Tribunen werben zehn Männer auf ein Jahr ernannt, die den Etaat regieren und 
zugleich die Geſetze machen follen. Vielleicht lag der Plan einer dauernden VBerfaffungs- 
änderung, namentlich Bejeitigung des Gegenjages von Konjuln und Tribunen,, dabei zu 
Grunde ; doch entiprach der Erfolg dem jedenfalls nicht. Die Geſetze waren auffallend ſchnell 
fertig. Noch in demfelben Jahre wurden fie den Komitien vorgelegt, von ihnen beftätigt 
und in zehn Erztafeln gegraben auf dem Forum aufgeftellt. Dennod wurden für das nächſte 
Jahr neue Decemvirn ernannt, weil Nachträge nötig feien. Sie liefern zwei neue Tafeln, 
Cicero (de rep. 2,63) nennt fie tabulae iniquarum legum; weshalb, find wir außer 
Itande zu fagen: die in den XII Tafeln feitgehaltene Unebenbürtigfeit der Plebejer (11,1) 
rechtfertigt die Bezeihnung nicht. Unter dem Vorwande noch weiterer Nachträge verlangen 
fie einenmädhtig ihr Amt auch ins folgende Jahr, werden dann aber auf Weranlafjung des 
berühmten Prozeſſes der Virginia geftürzt, und die alte Verfaſſung wird wieder herge— 
jtellt. Die gegebenen Geſetze bleiben: die beiden legten Tafeln werden auf den Antrag der 
neuen Konfuln von den Genturiatfomitien genehmigt (lex duodeeim tabularum). 
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Über den Inhalt der XII Tafeln ift nicht mit voller Sicherheit zu urteilen, weil wir 
nicht überfehen fünnen, wieviel davon uns verloren gegangen ift. Indeſſen fcheint es 
allerdings rhetorifche Übertreibung, wenn Livius (3,37) fie fons omnis publiei privati- 
que iuris nennt. Ihrem Zwecke entjprechend enthalten fie vor allen Dingen Normen für 
den Konful als Richter. Daher ift das Civilverfahren (einfhließlih des Kalenders) ein- 
gehend geordnet. Über das Strafverfahren willen wir wenigſtens, daß die quaestores 
parieidii erwähnt wurden, und fennen die beiden meittragenden Säge: es foll nicht in 
Form eines Sondergefeges gegen eine Einzelperfon vorgegangen werden (privilegia ne in- 
roganto), und ausjchließlih der comitiatus maximus (die Genturien, alſo nicht mehr die 
Tribus) joll über todeswürdige Verbrechen richten (9, 1 u. 2). Die wejentlihen Sätze des 
Privat: und Strafrehts waren natürlih in den Tafeln aufgeitellt. Indeſſen finden ſich 
ſehr alte Sätze, die nicht auf die XII Tafeln zurüdgeführt werden. So die Formen der 
Mancipation und des Nerum (fie find vielleicht ſchon durch Königsgeſetze georbnet), jo die 
pignoris capio wegen des aes equestre, die moribus rei militaris aufgefommen ift (Gaius 
4,28). Schwerlich ift das Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht durch die XII Tafeln feftgelegt: 
fonjt hätte fih nad) dem Sturze der Decemvirn die alte Ordnung der Dinge nit fo leicht 
wiederheritellen lajjen. Außer einer Reihe von polizeilihen und fafralen Satzungen ift uns 
denn auch nichts von Staatsreht aus den XII Tafeln überliefert. 

Die Quelle für den Inhalt war überwiegend das längjt in der römischen Gemohn- 
heit lebende Recht. Nur wurde es in allen Punkten genauer formuliert und gejtaltet, und 
dazu famen mannigfahe Änderungen und Zufäge aus Zwedmäßigfeitsgründen und poli- 
tiſchen Rüdfichten. Es mar eigentlihe Kodififation, nit bloße Inkorporation. Daß 
griechische Elemente berüdfichtigt find, darf man nicht bezweifeln: die Neife nach Griechen- 
land und die Beteiligung des Ephefiers Hermodoros zeigen ed; und an beidem läßt fi 
nicht rütteln. Aber aus den auf uns gefommenen Brucdjtüden fann man einen weit- 
gehenden Einfluß nicht erweifen; nur mweniges und Unbedeutendes läßt ſich auf attifhe Vor: 
bilder zurüdführen, und aud das nicht mit Sicherheit (7,2; 8,27; 10,2). Wenn alfo 
die Römer mitunter die Solonifchen Gefege als Hauptquelle bezeichnen (Aurel, Viet. 21), fo 
ift dies entichieden falſch. Recht und Prozeß find weſentlich römiſch. Anderungen am bis- 
herigen Rechte find überhaupt wohl im Privatrehte nur wenig und mehr nur im Prozeſſe 
und Strafrechte gemacht, namentlich durch Beichränfung der Beamtenjuftiz und Ausdehnung 
des BVolksgerichtes. 

Die Form ift eigentümlid. Cine Reihe abjoluter Gebote oder Verbote oder fatego- 
riſcher Nechtsfäge, alles im einfadhen Imperativ, mit lapidarijcher Kürze, aber einer ge- 
willen großartigen Rhetorik; die Detaillierung merkwürdig verfchieden: einzelnes, was Tages- 
fragen betraf, wie Prozeß, Exekution und Schuldhaft, mit peinliher Genauigkeit, anderes, 
an fich Wichtigeres, wie Verträge und Teſtamente, nur in allgemeinen Sätzen. Charakte— 
riftifch ift einmal die ängitlihe Vorfiht in der Wortfaffung, namentlich um bei den Impe— 
rativen das Müſſen und Dürfen zu trennen!; auf der anderen Seite der häufige unbe- 
fangene Wechjel des Zubjeftes im ſelben Satze?. 

Mert und Bedeutung des ganzen Geſetzwerles find jehr hoch zu jtellen, teils wegen 
der Vollftändigfeit, mit der e3 ſich über alle Teile des Rechts erjtredt, teild wegen des echt 
juriftiihen und praftifchen Charakters feiner Beftimmungen, teils wegen der Schärfe und 
Klarheit der Gedanken und des Ausdruds. Das juriftiihe Talent der Römer tritt ſchon 
hier jehr jcharf hervor, feine Geſetzgebung ähnlicher Kulturftufen fann fi in dieſer Be- 
ziehung ‚mit den XII Tafeln mefjen. 

Auf ung gefommen find die XII Tafeln leider nur jehr fragmentarifh. Die urfprüng- 
lihen Tafeln find bei dem Gallifchen Brande mit zu Grunde gegangen und jpäter allem 


13.8. — vineito compedibus XV pondo, ne ınaiore, aut si volet minore vineito. — libras 
farris endo dies dato, aut si volet plus dato. Am merfwürdigiten ift das berühmte: in partes se- 
eanto, si plus minusve secuerunt, se fraude esto, 

2 si in ius vocat, ito; ni it, antestamino; ni iudicatum faeit, seeum dueito; ni sam (viam) 
delapidassint, qua volet iumenta agito. 
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Anfcheine nad; nicht wieder aufgejtellt worden: am Ende der Republif waren fie es ficher 
nit. Sie wurden aber jedenfalls in Buchform verbreitet: denn bis ins legte vorchriſtliche 
Jahr wurden fie in den Schulen auswendig gelernt (Cicero, De leg. 2, 4. 9). Dabei wird der 
Wortlaut allmählich der neueren Sprache angenähert worden fein. So bildeten fie in der 
Tripertita des S. Aelius Catus den erften Teil ($ 31). Unter Auguftus wurden Kom— 
mentare dazu gefchrieben, ein juriftifcher von Labeo und ein hiftorifch-philologifcher von 
M. Meffalla (cos. 701)'; zulegt jogar noch unter Antoninus Pius ein jurtftifch-hifto- 
rifher von Gajus in ſechs Büchern. Allein der heutigen Zeit ift von allem dem weiter 
nichts überliefert als eine Reihe von einzelnen Anführungen, Inhaltsangaben und An- 
ipielungen bei juriftifhen und nichtjuriftiihen Schriftftellern, aus denen fich immer nur ein 
jehr unvollftommenes Bild des Ganzen wieder zufammenjegen läßt ?. 

Völlig ausfichtslos ift es, die Anordnung oder das „Syitem“ der XII Tafeln anders 
ala im äußerften Umrifje wiederherzuftellen. Man darf nah einer Außerung Ciceros (De 
leg. 2, 4. 9) annehmen, daß die erjten Worte des Geſetzes fih auf die Einleitung des 
Civilverfahrens bezogen („si in ius vocat ito*); man darf daraus fchliefen, daß am An- 
fange das Legisaltionenverfahren geregelt wurde. Dazu paßt, daß vom morbus sontieus 
als Grund für das Nichterfcheinen vor Gericht auf der zweiten Tafel die Rede war (Festus 
v. reus p. 273). Außerdem fennen wir noch von einigen einzelnen Säten den Platz. 
Wir mwiffen weiter, daß das teftamentarifche Erbreht dem gefeglichen vorging (D. 38,6. 
1 pr.). Aus allem dem aber läßt ſich nicht viel ableiten. Die dur Gothofred aufge 
fommene, feit Dirkſen übliche Ordnung der Bruchſtücke ift diefe: 1. u. 2. Civilverfahren ; 
3. Verfahren gegen den zahlungsunfähigen Schuldner ; 4. väterlihe Gewalt; 5. u. 6. Vormund— 
haft, Erbrecht, Eigentum ; 7. u. 8. obligatorifche Rechtsverhältnifje; 9. u. 10. ius publieum 
und sacrum; 11.u. 12. Nachträge. Diefe Ordnung beruht auf dem Gedanken, daß des Gajus 
Kommentar zu den XII Tafeln in 6 Büchern in je einem Buche den Inhalt zweier Tafeln 
abgehandelt habe. Damit ift 1. jtillfchweigend vorausgejegt, daß jede Tafel einen ſach— 
lihen Abfchnitt bildete. Dies widerfpriht dem Gebraude der römifchen Geſetze jpäterer 
Zeit durdaus: man fchrieb über die Tafeln ohne Unterbredung weg, Warum man die 
Geſetze nicht trogdem nach der Tafel hätte anführen und auffinden fönnen, ift nicht abzu- 
jehen. Aber 2. die Gleihung von einem Buche Kommentar mit zwei Tafeln führt zu un- 
lösbaren Schwierigkeiten: Gajus bejpricht im 1. Buch den Begriff von telum, das entweder 
zum Diebitahle (8,13) oder zum Totfchlage (8,24) gehört; er erörtert neben den prozefjua- 
liſchen auch andere mit dem Diebjtahle in Zufammenhange ftehende ragen (D. 50,16. 
233; 47,7. 2 u. 4.) Ebenſo Zabeo im 2. Buch feines Kommentars (Gellius 6,15 $ 1). 
Man ſucht das auf eine gelegentlihe Erwähnung zu beziehen. Gajus fpricht ferner über 
Eheſcheidung im 3. Bude (D. 48,5. 44); davon müßte alfo auf Taf. 5 zu lefen fein (4,3). 
Damit wäre die enge Verbindung von Vormundſchaft und Erbrecht geftört, die ohnehin 
höchſt zweifelhafter Natur iſt. 


II. Das ius eivile und das ius gentium. 


17. Die weitere Rehtsbildung im Verlaufe der Republik nimmt bei der 
allmählihen Entwidlung des ganzen römischen Lebens eine mannigfach bunte Gejtalt an. 
Es ift nicht eine einförmige Fortbildung durd neue Gefege, fondern in fait dramatifcdher 
Weiſe tritt jedes neue Element in eigener neuer Form neben oder nad) dem andern auf, 
das nationale in der priefterlihen Interpretation der XII Tafeln, das univerfale in der 
Bildung des ins gentium, das politifhe in der eigentlichen Volksgeſetzgebung, das rein 





! [Die Annahme dieies Kommentars beruht lediglich auf völlig unficherer Ergänzung der 
Feitusglofien p. 253. 321. Über einen Kommentar des £. Aelius Stilo f. Schoell, Legis XII tabu- 
larum reliquiae. 1866. p. 26 sq.] 

2 Dirkien, Überficht der Verſuche zur Herftellung der XII Tafel-Fragmente. 1824. Schoell, 
Leg. XII tabul. reliq. 1866. Bruns, Fontes p. 14—42, M. Voigt, Die XII Tafeln. 2 Bde. 1883. 
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juriſtiſche Utilitäts- und Aquitätselement in den prätoriſchen Edikten, das logiſche in der 
auffeimenden Wiſſenſchaft. 

Zunädjt von der nterpretation der XII Tafeln. Die XII Tafeln blieben in den 
nächſten Jahrhunderten die Quelle des Rechtes. Formal find fie in ihrer Gefamtheit nie 
aufgehoben worden. Manche von ihren polizeilichen Bejtimmungen, wie die über ven „Um- 
gang” (ambitus) bei Wohnhäufern (7,1), find bald in Vergeſſenheit geraten. Im öffent- 
lichen Rechte jcheute man ſich nicht einzelne ihrer Sätze aufzuheben, wie die Unebenbürtig- 
feit der Plebejer durch die lex Canuleia (309445). Dagegen im Privat: und Prozeßrechte iſt 
das Hecht der XII Tafeln durch neuere Gejege, Auslegung und prätorifches Edift wohl er- 
aänzt und thatfächlich beifeite gefchoben, aber nur in feltenen Fällen — lex Aquilia: D. 9,2. 
1 pr.; durd Gewohnheit (tacitus consensus): Gellius 20,10 — abgeändert worden. Diefes 
‚eithalten an den XII Tafeln fann nicht bloß, wie manche meinen, darin feinen Grund haben, 
daß fie aufgezeichnetes Stammesrecht enthalten; denn thatfächlich wird aud das Privatrecht 
meitergebildet. Vielmehr erklärt fih die Zähigfeit doch wohl aus der Entftehung des Rechts— 
buches: es war aus einer Einigung beider Stände hervorgegangen; innerhalb der Plebs 
entwidelte Nechtseinrichtungen find darin allem Anfcheine nad zur Anerfennung gelangt 
($ 11); jo erfchien es als eine Art Grundgeſetz, und auch das Wort wurde wichtig, weil 
es ein gejchrieben Wort war. Darauf beruht die eigentümliche ftrifte Wort- und Buch— 
jtabenauslegung der XII Tafel-Gefege, die uns bei den Nömern der folgenden Jahrhun— 
derte oft in befremdlicher Weife entgegentritt. Man hatte Sicherheit und Feſtigkeit des 
Rechts durd das gejchriebene Geſetz erlangen wollen. Kein Wunder, daß man fich jet 
ftreng auf das gefchriebene Wort jteifte und nichts gelten ließ, was daraus nicht abgeleitet 
werden fonnte. Die XII Tafeln legten felber geradezu den Grund dazu, teils durch die 
ängftlich forgjame Faſſung ihrer Vorjchriften, teils durch das Prinzip, das fie für alle Ver- 
träge und Tejtamente aufitellten: uti lingua nuncupassit, ita ius esto, und uti legassit, 
ita ius esto, Damit war die Souveränität der Privatwillenserflärung im Rechtsverkehr 
anerfannt, zugleich aber auch der Grundfat des aefprochenen Wortes (das Gefagte gilt und 
nur das Geſagte gilt) und damit der MWortauslegung für die Rechtsgeſchäfte ſcharf hinge- 
ſtellt. Natürlich hatte man auch ſchon vor den XII Tafeln, bei der Unvollfommenheit der 
Schrift, auf das Wort ein großes Gewicht gelegt, allein die eigentliche Zeit der feiten 
Formelbildung find doch erjt die Jahrhunderte nach den XII Tafeln. 

Die Fortbildung des Rechts hat hiernad in der nächitfolgenden Zeit einen gewiſſen 
formaliftifchen und fcheinbar engherzigen Charakter. Das Wort der Geſetze, der Prozeſſe, 
der Verträge, der Teſtamente jcheint alles zu beherrfchen. Man würde aber irren, wollte 
man darin nur Fleinliche Buchſtabenklauberei jehen. Das eigentlich Treibende find ftets die 
praftiichen Bedürfniſſe, man jucht diefen nur durch den Anjchluß an das feite Wort eine 
fichere aejetlihe Grundlage zu geben. Bon diefem Standpunkte aus hat man die Drei 
Hauptrichtungen diefer Nechtsbildung zu beurteilen. 

Zunädjt die Interpretation der XII Tafeln felber. Darunter iſt nicht bloß 
die Erflärung der einzelnen Worte und Sätze zu verftehen, ſondern aud die Feſtſtellung von 
Nechtöregeln nad) ihnen und die Schöpfung neuer Nechtsfäge aus ihnen. So bildete man 
3. B. das Inteſtaterbrecht durch nterpretation der Worte suus heres und proximus ag- 
natus aus, die Ujufapion aus den Worten usus auctoritas, die Emancipation und Adoption 
aus der Beitimmung über den Verfauf der Kinder; dabei wurde der Sat der XII Tafeln, 
der nur vom Hausſohne ſprach (4, 2), mit Bewußtjein unrichtig auf diefen beſchränkt: 
Tochter und Enkel ſollten durch einmaligen Verkauf frei werden. 

2. Die Bildung von Formeln für die verſchiedenen Rechtsgeſchäfte. Es 
find Formeln, die einerjeits Scharf und beftimmt den allgemeinen Hauptinhalt jedes Gejchäfts 
feftitellten und andererfeits doch biegfam genug waren, um Zufäße nad den befonderen 
Intentionen der einzelnen Fälle zuzulafjen, jo bei mancipium und nexum, Stipulation, 
Erbeinfegung, Legat u. ſ. w. Daß dabei im ganzen das Prinzip der Feſtigkeit überwiegend 
war gegen das der Bienjamkeit, fann nad) dem Obigen nicht auffallen. 

3. Die Bildung der Klageformeln für den Prozeß, der fogenannten legis ac- 
tiones. Dies war befonders wichtig. Beim Etreite um das Recht war es vor allem nötig, daß 
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die Anfprühe genau und fcharf den Geſetzen entjprechend formuliert wurden. Nur das 
Mort des Geſetzes und feine weitere Interpretation fonnte und follte ein Recht geben, fomit 
mußte auch jeder Klageanfprucd ſich direft auf einen beftimmten Ausspruch des Geſetzes 
gründen und daher auch genau den Morten des Geſetzes entiprechend formuliert werben. 
Die XII Tafeln fegen z. B. eine Strafe auf arbores furtim ceaesae. Waren mn Wein— 
reben heimlich abgefchnitten, fo durfte man die Klage nit auf vites suceisae formulieren, 
da davon nichts im Gefege ftand, fondern auf arbores caesae, und man mußte dann dar- 
thun, daß vites zu den arbores gehören. Cine folche peinlihe Formulierung ift natürlid) 
Schwierig und für den Laien gefährlich, auch hätte die Zulafjung der beliebigen freien Formu- 
lierung faptiös und für die Richter verwirrend werden können; deshalb wurden die Formeln 
allgemein und abjtraft für alle möglichen nah den Gejegen zuftehenden Rechte aufgeftellt, 
und fo, daß man dann im einzelnen notwendig eine von ihnen nehmen mußte, nicht 
approbierte Formeln gar nicht zugelaffen wurden. 

Die Gefamtheit der fo gewonnenen neuen Rechtsſätze bezeichnet die Folgezeit als ius 
eivile, oder nad der Methode, durch die man dazu gelangte, als interpretatio, 


8 18. Die Bontifices und En. Flavius. Die Rechtskunde ift in diefer Zeit 
feine eigene Wiſſenſchaft. Während der ganzen republifanifchen Periode ift fie immer als 
notwendiger Beſtandteil der allgemein ftaatsmännifhen Bildung angejfehen worden. Aber 
die Überlieferung fchreibt für die ältere Zeit (4. u. 5. Jahrh. d. St.) dem Pontififalfollegium 
den meiteftgehenden, ja ausſchließlichen Einfluß auf die Rechtsentwidlung zu (et interpre- 
tandi seientia et actiones apud (nicht penes!) collegium pontificum erant: D.1,2.2,6). In 
der That beginnt das Eingreifen der rechtiprechenden Beamten, der Prätoren, erft viel fpäter 
(etwa Mitte d. 6. Jahrh.). Und von einer Wiſſenſchaft, die durch Schriften belehrte, erfahren 
wir nichts. Die pontifices haben an ſich mit dem weltlichen Rechte nichts zu fehaffen. 
Indes ihr eigentlicher Berufsfreis, das ius sacrum, bietet mannigfache Berührungspunfte 
mit dem Prozefje und dem Privatrecdhte: der Kalender mit feinen dies fasti, Arrogation und 
Teftament, Vererbung der sacra privata, loea sacra und religiosa. So ijt es erflärlich, 
daß auch Kenntnis des weltlichen Nechtes hier gefordert und ausgebildet wurde: unter den 
bedeutenderen Rechtsaelehrten der fpäteren Zeit haben viele (Cicero, De or. 3, 134), vor 
allem die Mucier, dem Kollegium angehört. Hauptſächlich aber ſpricht dafür, daß ein jolder 
ftändiger Mittelpunkt beftand, die Art der Nechtsfortbildung. Sie ging nicht langfam, ge: 
mwohnheitsmäßig vor fid, fondern fie trägt durchaus den Charakter zielbewußter Einwirkung. 
Ein ſolches Vorgehen entfpricht gerade dem Weſen eines ftetigen ariftofratifchen Kollegiums 
mit uralter Tradition (commentarii pontifieum), Die pontifices find eine qutadhtende 
Behörde: nah einer dunfelen Außerung des Pomponius fcheinen fie in älterer Zeit auch 
auf Privatanfragen amtlihe Antwort erteilt zu haben (ex quibus constituebatur quis 
quoque anno pracesset privatis: $ 6). Damit jtimmt die Thätigfeit zur Fortbildung 
des Rechtes zufammen: fie geſchah nicht fhon in Büchern und Schriften, fondern rein 
praktiſch im Leben, bei den einzelnen Rechtöverhältniffen felber. Das ift wohl die fogenannte 
disputatio fori: in Gutadten und Gerichtsreden werden mwiberftreitende Anfchauungen 
geltend gemacht und begründet, wie etwa bei der von Cicero öfter erwähnten causa Curi- 
ana in betreff der substitutio tacita (de or. 2, 39; p. Caee. 18,53). Daß fid) dabei 
allein die pontifices beteiligten, iſt ſchwer glaublid. Aber fehr erflärlich ift e8, daß man 
fie als die Hauptträger der Nechtöfunde anjah. Jedenfalls war ihr Einfluß ein ſehr be- 
deutender. Und da Bücher nicht nefchrieben und Edikte nicht aufgeftellt werden, fo erfchien 
die Kenntnis der Formeln für Nechtsgeichäfte und Prozefje ald Geheimmiffenfchaft der ponti- 
fices; der für den Prozeß fo wichtige Kalender war wirflih nur ihnen genau befannt (ins 
eivile reconditum in penetralibus pontifieum: Liv, 9, 46. 5). Hiernach iſt die Er- 
zählung von En. Flavius nicht unglaubwürdig. Er war der Sohn eines FFreigelaflenen 
und Sefretär des Ap. Claudius Caecus (304/450). Nach Pomponius (8 7) hatte Claudius 
die „Aktionen“ d. h. die Prozeßformeln zufammengeitellt; Flavius ftahl fie ihm und ver- 
öffentlichte fie in Buchform. Das wird heifen: Claudius bediente fich des Flavius zu der 
von ihm beabfichtigten Veröffentlichung, um ihn nachher zu verleuanen. In feinem Wefen 
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lag eine derartige Maßregel, durch die er den übermäßigen Einfluß feiner Standesgenofjen 
brach. Man nannte das Bud ius (eivile) Flavianum. Daß es mehr als die Klagformeln 
enthielt, läßt ſich aus einer rhetorifch übertreibenden Äußerung des Livius nicht ſchließen 
(eivile ius repositum in penetralibus pontificum evolgavit: 9, 46. 4). Hiervon ver- 
ſchieden war anjcheinend die Veröffentlihung des Prozeßkalenders (dies fasti), den Flavius 
durd Aushang (als Ädil?) bekannt machte. Wie es Claudius und Flavius gelang, die 
Luchsaugen“ abzulenken. und fi die Kenntnis der Formeln und Gerichtstage zu verfchaffen 
(Cie. p. Mur. 25; Plinius, N. h. 33, 1. 16), darüber brauchen wir uns den Kopf nicht 
zu zerbrechen. 

In einem gewiffen Zufammenhange mit diefer Belanntmadhung ver „aeheimen 
Wiffenihaft” fteht es wohl, wenn von Tib. Coruncanius, dem erften plebejifchen pontifex 
maximus, berichtet wird, daß er primus profiteri coepit und daf vor ihm publice professum 
neminem traditur (Pomponius $ 38. 35). Die wie gewöhnlid dunkelen Worte wollen 
anjcheinend befagen, daß Goruncanius zuerjt bei Erteilung von Gutachten jedem den Zu- 
tritt gejtattete: jeder fonnte alfo die praftifche Handhabung der Nechtsfäge fennen lernen. 
Das war eine Art öffentlichen Unterrichtes in der „Geheimwiſſenſchaft“. 


8 19. Das ius gentium!. Die Nömer haben ftets an dem Grundſatze feitgehalten, 
daß das römische Landrecht (ius eivile) nur auf den römischen Bürger Anwendung finden könne. 
Grundſätzlich erfcheint ihnen der ‚jremde in Rom als rechtlos (D. 49, 15. 5). Aber durd- 
geführt ift diefer Grundfag praftiich nicht. Das Leben des in Rom ſich aufhaltenden Aus- 
länders war jchon ſeit Urzeiten durch die geiftlihe Satung, dann dur Strafgefet ge— 
fhügt. Denn es iſt höchſt wahrfcheinlich, daß die lex Numae: siquis hominem liberum 
morte duit, paricidas est, gerade auf den freien Fremden fich mitbeziehen fol. Dagegen 
jcheint der Fremde Gerichtsſchutz urfprünglid nur dadurd erlangt zu haben, daß er fi in 
die fides eines Bürgers ergab (S 8) oder begab: dieſer trat dann für ihn, fpäter neben 
ihm vor dem Gerichte auf. Und ſelbſt diefe Beſchränkung ließ ſich den Yatinern gegenüber 
nicht aufrechterhalten. Sie haben als Stammgenofjen dasjelbe Recht und auf Grund des 
alten Bundesvertrages das commereium, d. h. die Fähigkeit fih an römischen Rechtsgeſchäften, 
die den ihrigen gleich waren, wirffam als Subjekt oder Zeuge zu beteiligen: alfo Eigentum 
zu erwerben, Schuldverhältniffe einzugehen, an Sohnes Statt angenommen zu werben, ein 
Teftament zu errihten und daraus zu erben. Schwerlich ift ihnen je das Klagredt vom 
römischen Gerichte verfagt gemweien. Anders jteht es dagegen mit den Nom gegenüber jelb- 
ftändigen Staaten, wie Karthago, Maffilia, den unteritalifhen und griechifchen Städten. 
Hier ſchloß man vielfach Verträge ab, welche die Formen des Verkehrs beitimmten (Polyb. 3, 
22 teilt die Verträge mit Karthago mit): diefe werden jowohl über die Gerichte als über 
das anzumendende Necht das Erforderliche feitgefegt haben. In Rom war der Gerichtsitand 
vor dem Prätor, fpäter vor dem praetor peregrinus (feit 241/513). Die Richter waren 
höchſt wahrfcheinlich Rekuperatoren (Liv. 43, 2). Ob ein eigenes Verfahren bejtand, etwa 
gar Formularverfahren, wiſſen wir nicht. Auf diefem Boden bildet ſich allmählich ein 
internationales Recht aus, das man jpäter ins gentium nannte: die Anfänge mögen bis 
Ende des 5. Jahrh. d. St. zurüdgehen; aber recht entwidelt hat es ſich gewiß erit 
in den beiden letten vorcriftlichen Jahrhunderten. Die hauptfächlicheren Verhältniffe, die 
auf das ius gentium von den Juriſten der erjten Kaiſerzeit zurüdgeführt werden, find: 
Tradition (D. 41, 1. 9, 3; Vat. 47a); Stipulation und Xcceptilation (Gaius 3, 93; 
D. 46, 4. 8, 4); Darlehen und die anderen Nealverträge, Konfenfualverträge (einſchließlich 
Mandat und negotiorum gestio? D. 2,14. 7 pr.). Sehr zweifelhaft ift, ob auch precarium und 
Bereiherungsklagen hierher aehören (D. 43, 26. 1,1; 25, 2, 25). Hiernach jtellt fid) das 
neue Recht, feinem Urſprunge entiprechend, als Verkehrsrecht dar: es umfaßt wejentlic das 
Vertrags: und Mobiliarſachenrecht; Familien- und Erbrecht werden gar nicht, Rechtsver— 
hältnifje an unbewealihen Sachen faum berührt (Alluvion? D. 41, 1. 7, 1). In diejen 
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Beziehungen bleibt alfo das römische wie das fremde Landrecht in Geltung. Wie der römifche 
Prätor das Verlehröreht mit der römiſchen Familiengeftaltung vermittelte, zeigen die foge: 
nannten actiones adieeticiae qualitatis, — Das ius gentium erfcheint als römiſches Recht: 
denn eö bildet fi) vor dem römischen Gerichtshofe aus; zunädjit ift es wohl als Aushülfsrecht 
zu denten, wo die Verträge mit dem fremden Staate verfagen. Aber als durch Begründung 
des Mittelmeerreihes die Souveränität der Bundesitaaten nur noch eine fcheinbare war, 
wird die Subſidiarität fchwerlih mehr Bedeutung gehabt haben. . Bezeichnend für die neue 
Rechtsbildung ift die Formloſigkeit der Nechtsgefhäfte (D. 18, 1. 1, 2). 

Man würde irren, wenn man dies „Weltrecht” betrachten wollte als entjtanden aus 
der Herübernahme der Nechtsfäge anderer, namentlich griechiſcher Wölferfchaften. Denn 
einmal wäre doch noch nachzuweiſen, daß hier vollftändige Formloſigkeit herrſchte. Dann aber 
erfolgt gerade die Aufnahme wirklich griechiſcher Inſtitute des Verfehrsrechtes in peinlichitem, 
zum Teil unbeholfenem Anſchluſſe an bereit? vorhandene Gebilde des ius gentium. So 
wird Das faenus nauticum an das Darlehen angelehnt; die lex Rhodia an die Miete; 
die Hypothef an das pignus und die actio Serviana; mit der Arrha find die römischen 
Juriften nie recht fertig geworden. Vielmehr wird das Ganze hervorgegangen fein aus 
einer Bewegung innerhalb der handeltreibenden italifch-griehifchen Bevölkerung der Mittel: 
meerlänber ſelbſt. Deutlich zeigt das die Stipulation: fie ift eigentümlich römiſch geblieben, 
und doch iſt der Vertragsihluß durch Frage und Antwort international geworden. Ähnlich 
ift eö mit dem cereditum gegangen: denn die condietio aus Zahlung einer Geldſumme ift 
altrömifch (1. Silia); aber dad mutuum ift international (Gains 3, 132). Der Ver: 
fehr hat überall das beitimmte Streben, alle Formen abzuftreifen, gerade um international 
fein zu fönnen; das zeigt unfer heutiges Handelsrecht. Die Verträge, welche der römische 
Staat mit Privaten abjchloß, bedurften zur Gültigkeit feiner Jorm. Das mag in manden 
Fällen mit eingewirft haben, fiher 3. B. beim opus locatum. Sonach wird man eine ge 
wohnheitsrechtliche Neugeitaltung anzunehmen haben, die auch innerhalb der römischen Bürger: 
fchaft mit vor fi aing (Cie. de ofl. 3, 69), und die ſelbſtverſtändlich Zwiſchenſtufen der 
Entwidlung der einzelnen Rechtsverhältniffe nicht aus-, fondern einfchließt. Danach bedurfte 
es nicht, wie eine vielvertretene Meinung ıft, einer befonderen Aufnahme des ius gentium 
durch das Edikt des Prätors ($ 28). Es genügte, wenn der Prätor auch für den Verkehr 
unter römijchen Bürgern eine actio (eine Formel) in feinem Album aufjtellte, mit welder 
das Rechtsgeſchäft des ius gentium geltend gemacht werden fonnte. an einzelnen Fällen, 
wie bet Darlehen, war eine neue formel nicht einmal erforderlich. 

Der Ausdrud ius gentium hat nod eine weitere Bedeutung (Gaius 1,1; D.1, 1.1 
8 4): er bezeichnet das Net, quod apud omnes gentes peraeque eustoditur, d. h. die— 
jenigen Rechtsverhältnifje, welche bei den befannten Völkern übereinftimmend geregelt find: 
Sklaverei (D. 1, 5, 4 $ 1), Beutereht (D. 41, 1.5 8 7), Notwehr (Sallust. Iug. 227), 
Verbot der Dejcendentenehe (D. 23, 2. 68). Mit diefer Beobachtung verband ſich all- 
mählich erjt die Spekulation, daß mas bei allen Völkern gelte, aus der naturalis ratio 
hervorgegangen fein müſſe und deshalb bei ihnen neben dem ius eivile eine Art Jubjidiärer 
Geltung babe (D. 41, 1. 3 pr.; Cie. p. Mil. 4, 10). Eine Folge davon mar, 
daß man dann auch umgefehrt fagte, was natürliches Recht fei, müſſe bei allen Völtern 
gelten, wenngleich empiriſch die allgemeine Geltung nicht gerade nachgewiefen je. Man 
verfelbigte daher im allgemeinen die beiden Beariffe ius naturale und ius gentium (Cie. 
de oft. 3, 23, Gaius 3, 154), obwohl man im einzelnen, 3. B. bei der Sklaverei, den 
Unterfchied nicht verfannte (Inst. 1, 3 $ 2). 


IV. Volk und Rat. 


8 20. Die eigentliche jouveräne Gewalt ift in Nom während der ganzen Zeit der 
Republik ftets beim Volke geweſen und von ihm unmittelbar in Volfsverfammlungen, 
comitia, ausgeübt. Won einer Repräfentativverfaflung, ja nur einer Hinneigung dazu, 
findet fich nicht die geringite Spur. Selbſt Cicero bei feinen philofophiichen Betrachtungen 


1. Geſchichte und Quellen des Römiſchen Rechts. 123 


über Staatsverfafjung und Gefeßgebung fommt nie auf diefen Gedanken. Doch hätte er 
bei der Ausdehnung des Bürgerrechts auf ganz alien nahe genug gelegen. Ein Stimm- 
recht, zu defjen Ausübung ganze Städte Hunderte von Meilen reifen mußten, war doch in 
der That eine volljtändige Ironie des Stimmredhts, eine reine Fiktion. Der nächſte Grund 
der auffallenden Erſcheinung lag offenbar in der altrömifchen Identität von Stadt und Staat. 
Die Stadt war es, die die Welt erobert hatte, die Stadt follte ihre Herrin bleiben. Nur 
durch die Filtion des jtädtifhen Bürgerrechts fonnten andere Städte an ihrer Herrichaft 
teilnehmen, und wenn dabei ihr Einfluß faktiſch um fo geringer wurde, je weiter fie ent: 
fernt lagen, jo war das den Machthabern in Nom nur um fo lieber. Eine Repräfentation 
hätte die anderen Städte Rom gleichgeftellt und damit die ganze Nationaltradition ge- 
brochen. Indeſſen hätte diefer Umjtand gerade ein Streben nad) Repräfentation bei den 
anderen Städten hervorrufen müfjen: aber auch davon finden wir nichts. Der tiefere Grund 
ift daher wohl in der ganzen antifen Anjchauung [?] zu ſuchen, daß der Staat nicht ein 
idealer Organismus ift, fondern direft in der Gejamtheit der freien Bürger befteht, daß 
aber Freiheit unmittelbare Selbjtbethätigung ift und daher Stellvertretung in rechtlichen 
Dingen unzuläfjig erfcheint; war fie doch aud im Privatrechte und Prozefje ausgeichlofjen. 
Die Regierung zu führen war natürlih die Volfsverfammlung außer jtande; fie lag ver- 
faffungsmäßig in den Händen der Beamten, thatfächlich des Senates. Aber ihn fann man 
nicht ala eine Volfävertretung anjehen; er ift nur der Ausschuß des herrjchenden Amtsadels 
und der oberen hauptſtädtiſchen Gefellichaft. Denn nad; der fpäteren Übung ($ 23) ermög- 
licht thatfächlich nur die Bekleidung eines ſtädtiſchen Chrenamtes den Eintritt, wenn auch 
eine große Menge der Senatoren aus den Landſtädten jtammt: quotus enim quisque 
nostrum (ex munieipiis) non est, fragt Cicero (Phil. 3, 15). 


821. Voltöverfammlungen. Es beitehen zur Zeit der Republik mehrere Formen 
der Volksverſammlung nebeneinander. 1. Die Kuriatfomitien. Sie find jegt — unbejtimmt 
jeit welcher Zeit — als Verfammlung des geſamten Volks anzufehen, die Plebejer alfo 
haben darin Stimmredt (suffragium). Freilich wird das immer noch von manden beftritten. 
indes wenn überliefert wird, daß Nomulus die Plebejer mit in die Kurien einteilte, daß 
die Plebs ihre Tribunen urjprünglih in Kurien wählte, jo fönnen die Annaliften nicht 
nur patricifhe Kurien vor fich gehabt haben. Dazu fommt, daß 30 Liftoren, aljo Blebejer, 
in fpäterer Zeit die Kurien vertreten und daß der curio maximus feit 545/209 ein Ple- 
bejer fein fann: honor aber fegt immer suffragium voraus. Die Kuriatfomitien haben noch die 
lex de imperio zu genehmigen, fie haben bei Arrogation und Teftament mitzuwirfen. So 
jind fie bedeutungslos geworden und als eigentliche Träger der Volfshoheit erfcheinen 2. die 
Genturiatfomitien, das mwehrfähige Volk, der fogenannte comitiatus maximus. Sie fünnen 
nur von den Konfuln nad gehöriger Aufpifation abgehalten werden; fie haben die Wahlen 
der höheren Beamten (Konfuln, Prätoren), die Blutgerichtsbarfeit und das Geſetzgebungs— 
recht. Ihre Beichlüffe (leges) umfaſſen auch die „formellen Gejege” und die Souveräni- 
tätsafte (Begnadigung, Chrenauszeihnungen, Verleihung außerordentliher Gewalt). Da- 
neben jtehen 3. die comitia tributa als fogenannte comitia leviora (Cie. p. Plane. 7) — feit 
wann, ift fchwer zu fagen. Das find Verfammlungen des ganzen Volks, alfo aud des 
Adels, nach Bezirfen unter Vorfit eines patriciihen Beamten (Prätor, Adilen) nach Au- 
ſpikation. Sie haben die Heineren Straffälle, die Wahl der niederen Beamten (Ädilen, 
Quäſtoren) und auch Gefeßgebung (lex Quinetia bei Bruns, Fontes p. 112). Dieſen Verſamm— 
lungen gegenüber galten urfprünglic 4. die Berfammlungen der Plebs nad Tribus lediglich 
als coneilia plebis. Sie haben ficher feit der lex Publilia (283/471) die Wahl der Volks— 
tribunen ; fie maßten fi eine Blutgerichtsbarfeit aud über die Patricier an, die ihnen durch 
die XII Tafeln entzogen wurde; jie fonnten für die Plebs bindende Beſchlüſſe faffen, Die 
nicht maßgebend für die Gemeinde waren. Sie tagten ohne Aufpicien unter dem Vorfige 
der Tribunen. Im Ständefampfe wurden diefe Verfammlungen allmählich zu einem allge- 
meinen Organe der demofratiihen Richtung im Staate ausgebildet. Die Plebejer erreichten 
&, daß die plebei seita den leges gleichgeftellt wurden: ut quod tributim plebs iussisset 
populum teneret. Es werden drei Geſetze angeführt, welche dies bejtimmt haben follen: 


_ 
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die lex Valeria von 305449, die lex Publilia von 415.339 und die lex Hortensia von 
467/287. Das Verhältnis diefer Geſetze zueinander ift ſehr zweifelhaft: denn natürlich 
fann man nicht daran denfen, daß ein einmal erfämpftes Recht der Plebs in Vergefienheit 
geriet; das Ergebnis ift ficher. Indeſſen vermochte die Tributverfammlung doch nicht die 
Aleinherrichaft zu gewinnen, und die Genturiatfomitien ganz zu verdrängen. Vielmehr ent- 
ftand die fonderbare Erſcheinung, daß jahrhundertelang dieſelbe Bürgerfchaft für ihre Ge- 
jeßgebung zwei Arten von Verfammlungen hatte, die fi) durd ihre mehr ariftofratifche oder 
demofratifche Ordnung unterfchieven. Ihre Kompetenz war für die Gefeßgebung völlig 
aleich, es hing nur vom Zufall und von den Beamten ab, an welche Komitien ein Geſetz 
gebraht wurde; die Konjuln bradten jie an die Genturiatfomitien, die Tribunen an die 
Tribus, die Prätoren an die Tributfomitien. Daß faktiich die Mehrzahl der gegebenen 
Gefege aus den Tributfomitien ftammt, beruht nur darauf, daß die Tribunen bei ihrer 
agitatorifchen Thätigfeit natürlih mehr Veranlaffung zu Gefegesanträgen hatten als die 
meiftens im Kriege beichäftigten Konfuln. Die Tribunen benusten ihre Herrſchaft über die 
Plebs noch nad einer anderen Richtung in demokratiihem Sinne gegen die Beamten und 
die höheren Stände. Sie haben die Befugnis Gelditrafen anzudrohen (multae diectio). 
Solde Bußen werden gegen gewejene Beamte und hochgeitellte Private (publicani: 
Liv. 25, 3. 10) verhängt wegen verjchiedenartiger einzelner Vergehungen (Rechtsbeugung, 
Feigheit vorm Feinde, Kriegserflärung ohne Vollmacht). Yon dieſer Strafe wird regel- 
mäßig Berufung an die Tribus eingelegt, und das Verfahren geftaltet fih nunmehr ganz 
von ſelbſt als Ablegung der Nechenjchaft in betreff der Amtsverwaltung. 


8 22. Umgeftaltung der Tribus und Centurien. Beide Komitien find nichts 
weniger als demokratische Berfammlungen. Urfprünglid umfafjen beive nur die Anfäffigen : die 
legte Genturie der capite censi fommt thatfählih nicht in Betradht. Allerdings aber find 
die Centurien äußerlich ariftofratifcher, weil die großen Grundbefiter unverhältnismäßig mehr 
Stimmen haben als die fleinen. Dafür ftimmen in den Tribus die Nachbarn zufammen. 
Das Prinzip der abfoluten Demokratie, daß fchlechthin die Mehrzahl aller Bürger entjcheidet, 
wie in Athen und heutzutage in der Schweiz und bei den modern franzöfiichen fogenannten 
Plebisciten, galt in den Tributlomitien und bei ven römischen Plebisciten nicht. Die Abjtim- 
mung nad Tribus fonnte, wie jede Abftimmung nad Abteilungen, leicht dahin führen, daß die 
Mehrheit der Tribusftimmen keineswegs der Mehrzahl jämtlicher Einzeljtimmen entiprad). 

Mit der Ausdehnung des Bürgergebietes (ager Romanus) wird die Zahl der Tribus 
allmählich vermehrt in der Weife, daß das Gebiet der neuen Gemeinde das Stüd einer 
Tribus bildete. Das jcheint aber auch auf die perfönliche Zugehörigkeit der Neubürger zu 
den Tribus eingewirft zu haben: fie wurden alle in die Tribus ihrer Heimatsgemeinde ein— 
gefchrieben, 3. B. ſämtliche anſäſſige Arpinaten in die Cornelia, auch wenn ihr Grundbefis 
in einem anderen Bezirke lag. Für möglichjt gleihmäßige Verteilung der Bürger in die 
Tribus hatten die Cenforen zu jorgen. So wuchs die Zahl der Tribus bis zum Jahr 
513/241 allmählid auf 35, die vier alten ftädtifchen und 31 Yandtribus. Später wurden 
feine neuen Tribus mehr gemacht, fondern die neuen Bürger in die alten verteilt. [Diefe 
Schließung der Zahl hat ohme Zweifel politifche Gründe. Außer der Verbindung der Tribus 
und der Genturien bei der Reform der Servianiſchen Verfaſſung mag dabei die Erwägung mit- 
gewirft haben], daß fonjt die entfernten Tribus leicht nur durch wenig anmwejende Bürger 
hätten vertreten werden und möglicherweife ein Übergewicht hätten erlangen können. Selbſt 
als nad) dem Bundesgenofjenkriege dur die leges Iulia (66490) und Plautia (665,89) 
die ganze Fülle der Italiker zum Bürgerrechte gelangte, hat ſich dies Verhältnis nicht ge- 
ändert. Bielleicht wollte die lex Iulia neue Tribus bilden, nad) der lex Plautia find die 
Neubürger in 8 Yandtribus eingefchrieben. Aber dabei ift es nicht geblieben, wie manche 
annehmen; fondern durch Cinna und Zulpicius find die Italiker auf alle Yandtribus ver- 
teilt und die Grundjtüde allen zugefchrieben worden; nunmehr gilt ager Romanus und 
solum Italieum glei. indes die jo geichaffenen Neubürgergemeinden gehen nicht mehr, 
wie die alten coneiliabula ($ 14), verwaltungsmäßig in der Stadt Nom auf. In der 
That hatten fie als Bundesjtädte volle Selbjtverwaltung gehabt: fie wurde ihnen nicht 
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genommen, jondern umgekehrt jogar, wie es fcheint, den bisherigen Präfekturen ſtädtiſche 
Verfaffung gewährt (lex Iul. mun. v. 84 p. 106 Br.). Andrerſeits aber wird immer 
noch an dem Gedanken feitgehalten, daß das römische Bürgerrecht ftadtrömifche Gemeinde: 
angehörigfeit fei. So ergiebt fih, daß jeder Bürger einer Landſtadt als folcher auch Stadt: 
bürger von Rom ift; er hat demnach eine zwiefadhe Heimat, die origo in Nom, der com- 
munis patria, und Die domus in feiner Ortsgemeinde (D. 50, 1. 33; 48, 22. 18). 

Weit früher war fchon eine Umgejtaltung der Tribus eingetreten. Ap. Claudius 
nahm in feiner Cenſur (442/312) aud auf Grund beweglichen Vermögens die Bürger in 
die Tribus und damit in die mwehrpflichtigen Genturien auf: das Gefamtvermögen ſoll 
alfo für die Steuer maßgebend fein; möglid, daß Claudius nur die Folgerung aus diefem 
fhon anerfannten Sage zog. Der Erfolg diefer Mafregel war humilibus per omnes 
tribus divisis et forum et campum corrupit (Liv. 9, 46): die Demofratifierung der 
Tribus, namentlih durch das Eindringen der Freigelaffenen, und damit auch der Genturien. 
Der Schritt wird durh DO. Fabius Marimus Rullianus halb zurüdgethan (450/304): er 
ſchrieb die ſämtlichen nicht anjäffigen Bürger in die ſtädtifchen Tribus ein. Immerhin iſt 
es bei der Willfür der Genforen möglich, daß auch einzelne Nichtgrundbefiger in die länd- 
lihen Tribus übernommen murden. Dagegen ift das Stimmrecht der Freigelafjenen fpäter 
noch mehr bejchränft: troß mancher Schwanfungen iſt es ſchließlich dabei geblieben, daß 
alle, auch die anfäfligen Yibertinen, in den ftädtifchen Tribus ftanden. Grundſätzlich aber 
ift hiernach fpäteitens feit Claudius anerfannt, daß jeder freigeborene Bürger einer Tribus 
angehört: das wird auch auf die capite censi ausgedehnt. So ift die Tribus Beitandteil 
des Namens (8. Sulpieius Lem(onia) Rufus) und, von befonderen Fällen abgejehen, 
im Mannesitamme erblid. Die Neubürger haben die Tribus ihres Heimatéortes: allem 
Anscheine nah auch die Nichtanfäfligen !. 

Andererfeit3 wurden auch die Genturiatfomitien in demokratischer Richtung reformiert 
(Dionys. 4, 21). [Die Nachrichten über dieſe Verfaffungsveränderung find jo dürftig 
(Liv. 1, 43. 12; Appian. b. ce. 1, 59), daß man fait ganz auf Vermutungen über ihr 
Weſen und ihre Tragweite angemwiefen ift. Sicher bezeugt ift nur, 1. daß die 18 Nitter- 
eenturien davon unberührt blieben; 2. daß die alten Klaſſen und die Genturien der seniores 
und iuniores auch nad der Reform meiter beſtanden; 3. daß eine Verbindung der Tribus 
und der Centurien ſtattfand. Die Frage iſt aber, in welcher Weiſe dieſe letztere vor ſich 
ging. Vielleicht in folgender Art:] Die alten Genturienzahlen wurden aufgehoben, und 
jeder Klaſſe eine gleiche Genturienzahl (70?) gegeben, das Klafjeniyitem aber mit den Tribus 
verbunden. In jeder Tribus wurden die fünf Klaffen bejonders unterfchieven, jede mit 
zwei Genturien, seniorum und iuniorum, Das Brinzip war nun einfach, daß die reicheren 
und die älteren troß ihrer geringeren Kopfzahl doc gleiche Centurienzahl mit den ärmeren 
und jüngeren haben follten. Doch wurde dies wieder dadurch mobdifiziert, daß auch die Ab- 
ftimmung nad) Tribus auf die Genturiatlomitien übertragen wurde: die Mehrzahl der Tribus 
entjchied auch hier, der Unterichied von den Tributlomitien war nur, daß innerhalb der 
einzelnen Tribus dort nad Köpfen, hier nach Centurien abgeftimmt wurde. Die Zeit diefer 
Reform iſt ftreitig, jedoch höchit wahrſcheinlich das ſechſte Jahrhundert ?. 


! Grotefend, Imperium Romanorum tributim deseriptum. 1868. Kubitschek, De Ro- 
manarım tribuum origine ac propagatione,. 1882 (Abhandlungen d. archäol. epigr. Seminars in 
Wien. III) und Imperium R. tributim deseriptum. 1889. 

® Prüf, Die Entwidlung der Centurienverfafiung. 1870. Mommſen, Staatörecht III 270 fi. 
[Die obige Daritellung ift in betreff des Stimmenverhältniffes anfechtbar. Allerdings ift es wahr: 
iheinlih, dab jede Klaſſe 70 Centurien umfaht, jede Tribus alio zwei von jeder Kaffe, und daß 
dazu eine Genturie Handwerker und eine accensi velati treten. indes: geht man, wie oben geicheben, 
ift, davon aus, daß Cicero (de rep. 2, 39) richtig gerechnet bat, To bezeugt er ausdrüdlic, daß auch 
in der neuen Ordnung nur 193 Stimmcenturien ſich fanden. Wie die 100 Stimmen (außer 70 der 
ersten Klaſſe, 18 der Kitter, 5 der Dandwerfer und velati) ſich auf die 4 Klaſſen verteilten, ift qanz 
unficher. „Demokratiſch“ war Die Verminderung der Stimmen der eriten und Die Erhöhung der 
Stimmen der zweiten ‚bis fünften Klaffe um je 10, fo dat, wie Cicero fagt, die erite Klaſſe mit den 
Rittern nicht mehr allein den Ausſchlag gab. 
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8 23. Der Senat! ſetzt fi aus Patriciern und Plebejern zufammen. Urſprünglich 
wählten fich die Konfuln ihre Vertrauensmänner nad) Belieben; jpäter, nad einer 1. Ovinia 
(e. 442/312), werden die Genforen mit „Lejung des Nates“ (lectio senatus) betraut: fie 
dürfen feinen Senator willfürlih ausfchliefen. Cs wird üblich alle gewejenen patricifchen 
Beamten, zulegt auch Quäſtoren und Tribunen in den Senat zu nehmen. Mit der Ber- 
mehrung der Amtsjtellen bleibt fein Raum mehr für andere. So wird der Senat von 
den Konfuln unabhängig und als ftändige Körperfchaft ihmen überlegen. Die Senatoren, 
obwohl fie feinen Genfus haben, jind als Großgrundbefiger gedacht: Gewerbe und Handel 
zu treiben (große Laſtſchiffe zu halten), jih an Staatspadhtungen zu beteiligen, ſogar Geld 
auf Zinfen auszuleihen, iſt ihmen geſetzlich unterfagt oder erfcheint für fie als unanjtändig. 
Damit treten fie in Gegenfaß zu den Nittern, den höchſtbeſteuerten Freigeborenen, die gerade 
als Publifanen und Kaufleute lebten. Der Unterfchied wird auch äußerlich fühlbar, als 
(durh C. Grachus?) der Sat fih feftitellte, daß das Nitterpferd beim Cintritte in den 
Senat abgegeben werden mußte. 

Die beiden Funktionen des Senats find Wahrung des Yandredhts und Beratung der 
Konfuln. Die erftere hat jegt nur der Patricierfenat (patres); ihm liegt auch die Beitellung 
des interrex ob. Dieje wird beveutungslos, als die Beamten vorher gewählt (designare) 
werden. Das Recht der Beltätigung der Volfsihlüffe und Wahlen (patrum auctoritas) 
bezieht jich nicht auf Plebiscite. Seit den leges Publilia (415.339) und Maenia (467/287) 
muß fie vor dem entſcheidenden Afte erteilt werden. — Der Gefamtjenat ift formell con- 
silium consulum: er tritt nur auf ihre Aufforderung zufammen, und feine Beſchlüſſe er- 
icheinen als Gutachten (senatus eonsulta). Sie erjtreden ſich über die ſakralen, aus- 
wärtigen und finanziellen Angelegenheiten, die Vorberatung der Geſetze und die Einrichtung 
der Provinzen (lex provinciae). Eine eigentlich geſetzgebende Gewalt hat der Senat nidt; 
nur das Net für den Einzelfall vom Gejete zu entbinden (Dispenjationsredht) hat er all- 
mählich erlangt. Die Senatsjhlüffe werden nicht von Amts wegen aufgejchrieben. Der An- 
tragjteller forgt für die Aufzeichnung unter Zuziehung anderer Senatoren (qui seribendo 
adfuerunt). Der Beſchluß ift aber nur gültig, wenn er dem rar übergeben (deferre) und 
dort nad Prüfung feiner Echtheit durd den Quäſtor (Plutarch. Cato min. 17) in das 
Bud eingetragen (abgefchrieben ?) worden ift (in tabulas publicas referre). 


V. Gejeßgebung. 


5 24. Die äußeren Formen der Geſetzgebung waren folgende. Die nitia- 
tive zu den Gefegen war rechtlich ausschließlich bei den Beamten, thatſächlich konnte aller- 
dings auch der Senat die Beamten, wenigſtens die Konfuln und die Prätoren, dazu ver- 
anlaffen. Den Gefegentwurf mußte ftets der Beamte jelbit abfajjen oder durd andere ab- 
faffen lafjen. Faktiſche Negel war dann, daß der Entwurf im Senate zur Vorberatung 
eingebracht wurde; rechtlich nötig war es nicht und feinesfalls konnte die Mifbilligung des 
Senats die Volfsabjtimmung hindern oder ungültig maden. Der fertige Entwurf wird 
dur Edikt befannt gemacht und zugleich der Tag für die Abſtimmung feitgefegt (promul- 
gare, proponere): diefer Tag muß mindejtens ein trinundinum (drei Wochen, 24 Tage) 
hinausgefchoben jein (1. Caeeilia Didia 65698). Der Entwurf hängt öffentlich aus; er 
fann zwar zurüdgenommen (Ascon. in Corn. p. 58), aber nicht abgeändert werden. In 
diefer Zeit wird der Entwurf in formlofen Vorverfammlungen des Volkes (contio) beraten 
(suadere und dissuadere). Hier führt der antragitellende Beamte den Vorfis: er ſpricht; 
es durfte aber auch jedermann [, dem der vorfigende Beamte das Wort veritattete (3. B. 
Liv. 42, 37),] Neven für oder wider das Geſetz halten. In der eigentlichen Komitialver- 
jammlung war dann bei der Abftimmung nur einfache Annahme (ti rogas) oder Ver- 
werfung (antiquo) des ganzen Geſetzes möglich, Abänderungsvorichläge waren nit zuläflig. 
Beide Verfammlungen fönnen fi) unmittelbar aneinanderichliefen. Mit der Verfündung 





! Willems, Le scnat de la republique Romaine. 2 Bde. 1878. 83 (u. Nachtrag). 
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des Abjtimmungsergebnifjes trat das Geſetz fofort in Kraft, wo es nicht felbft einen jpäteren 
Zeitpunft bejtimmte (vacatio legis); einer öffentlichen Bekanntmachung bedurfte es nicht. 
Doch wurde das Geſetz meift auf Erztafeln (die beziffert werden) gejchrieben und eine Zeit lang 
öffentlich ausgejtellt. Eine Abjchrift wurde im aerarium aufbewahrt. Das Gefeg wird nad) 
dem Gefchlechtsnamen des einen Antragjteller8 oder der mehreren benannt. Denn die lex 
beginnt ftets mit einer über alle Tafeln weggefchriebenen Einleitung (praeseriptio, index); 
fie giebt an: die Namen der Nogatoren, Ort und Monatstag der entjcheidvenden Volksver— 
fammlung, den Namen der zuerjt jtimmenden Genturie oder Tribus, und des zuerjt in der 
Abteilung Stimmenden. Dann folgen die einzelnen Satungen im befehlenden Imperativ 
oder Konjunktiv, bei längeren Gefegen in einzelne Kapitel (wohl auch mit Überfchriften) ge- 
fondert. Am Schluffe die jogenannte sanctio legis (D. 48, 19. 14), Anordnungen gegen Zu- 
widerhandlungen : Strafen, Ungültigerflärung gegen das Geſetz verjtoßender Rechtsakte. 
Dazu können noch Bejtimmungen zum Schute gegen Aufhebung treten, 3. B. alle Beamten 
follen die lex beſchwören. Die Sprade war in der früheren Zeit furz und gedrängt, 
ſpäter pedantifch vorfichtig, langjtilig und ſchwerfällig. 


8 25. Die Gejesgebung. Die gefetgeberifche Thätigfeit der Komitien war eine 
jehr lebendige, doch hatte fie weſentlich einen politiichen Charakter: der größte Teil der Ge- 
jege betrifft das öffentliche Recht. Das Privatrecht und feine Weiterbildung überließ man 
im allgemeinen den Prätoren und der Gewohnheit. Doc läßt ſich das Privatrecht von den 
öffentlichen Verhältniſſen nicht loslöfen. Es find auch Privatrechtägefege in republifanifcher 
Zeit gegeben, bei denen mindejtens teilweiſe ſelbſt für uns noch die politifchen oder focialen 
Beweggründe erkennbar find. Abgefehen von den verfafjungsrechtlichen Geſetzen gehören 
hierher I. die das Straf- und Civilverfahren betreffenden. Unmittelbar mit den 
politifhen Kämpfen der Demokratie gegen die Nobilität hängen die zahlreichen leges iudi- 
ciariae zufammen. Es handelt fih um die Bejegung der Geſchworenenſtellen in beiden 
Prozejjen. Für das Civilverfahren ift diefe von geringerer Bedeutung: denn hier wird ber 
Richter meift durch Vereinbarung der Parteien gewählt, und für die Gentum- und Decem- 
virn gelten bejondere Beitimmungen. Der Kampf dreht ſich um die Gefchworenen in ben 
neuen quaestiones perpetuae. Urfprünglih follte nur der Senator Geſchworener fein. 
G. Grachus gab die Gerichte an die Nitter. Seitdem ift das ausfchließende Recht des 
eriten Standes bejeitigt und der Kampf dauemd: „bieipitem eivitatem feeit* fagt Varro 
(Non. p. 454). Die Umgejtaltung der Volksgerichte hatte ſchon vor der Gracchenzeit be- 
gonnen; vor allem aber erit durch Sulla, Bompejus, Cäfar und Auguftus wird die Komitial- 
juftiz in Kapitalfahen allmählid ganz aufgehoben und durch jtändige Schwurgerichte (foge- 
nannte quaestiones perpetuae) erſetzt. [Die mit zahlreihen Geſchworenen (100, 80, 75, 70) 
bejegten Bänfe entfchieden unter dem Vorſitze von Prätoren, die zu diefem Zwecke jährlich 
gewählt wurden (pr. repetundis, inter sicarios, maiestatis u. f. w.). Das Verfahren ift 
dem Civilprozeſſe nachgebildet, und deshalb Accufationsprozeß mit Privatankläger. Aber 
der Prätor injtruiert die Sache nicht bloß, fondern führt fie bis zu Ende: die Geſchworenen 
ericheinen als ſein consilium, an deſſen Mehrheitsbefchluß er rechtlich gebunden ift.] Die 
Umwandlung vollzog ſich nicht durch eine allgemeine Prozeßordnung, fondern durch einzelne 
Geſetze, welche zugleih den Thatbeſtand der Verbrechen fetftellten und das bei ihrer Ab— 
urteilung einzuhaltende Verfahren vorfchrieben. In den Civilprozeß haben neue Gejege 
tief eingegriffen, weſentlich um das formaliftifche Verfahren abzufürzen und biegjam zu 
machen. Zunächſt führen 1. die leges Silia und Calpurnia (aus ungewiſſer Zeit) die 
legis actio per condietionem ein. Sie bezog ſich auf Forderungen von certa (credita) 
peceunia und certa res. Dann folgt 2. die vielbeitrittene lex Aebutia, wahrjcheinlic aus 
dem letzten Jahrhunderte der Republif. Das Richtige trifft wohl die Annahme, daß fie 
ein neues Verfahren per formulam zur Auswahl neben die Legisaftionen ftellte: das 
Geſetz bezog ſich nur auf die in Nom vor dem unus iudex von römischen Bürgern verhandelten 
Saden (iudieia legitima). Der Kläger fonnte fih nad formlofer Verhandlung vor dem 
Prätor eine fchriftlihe Anmeifung für den Richter erbitten!. Dadurch wurden die Legis- 


Wlaſſak, Nöm. Prozeßgeſetze. 1. Bd. 1888. Eiſele, Abhandlungen (1889) IL. 
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aftionen allmählich unbequem, und die leges Iuliae iudiciariae des Auguftus fonnten fie auf- 
heben (Gaius 4, 30; Gellius 16, 10). II. Bolfswirtfchaftliche Gefege der verjchiedenften 
Art durchziehen die ganze republifanifche Periode. Cinmal find dies die zahlreihen leges 
agrariae, „formale Gefege“, die unentgeltlihe Aderanmweifungen an Bürger verfügen, 
um neue Bauernftellen zu ſchaffen (vor allem lex Flaminia 522/232). Im Zufammen- 
hange damit ftehen ferner die 1. Lieinia Sextia (367/387) und die I. Sempronia, welde 
die Dccupationen des Gemeindelandes dur die Reichen befchränfen. Endlich foll der Aus: 
beutung der Notlage der unteren Klafjen durch die Wuchergeſetze gefteuert werden (XII Tafeln ; 
l. Duilia Maenia 397/357, 1. Genueia 412/342). Zugleih wird auch eine Milderung des 
Schuldrechts und der Zwangsvollitrefung angebahnt (1. Poetelia). III. In anderer Beziehung 
zeigt ſich eine gewiſſe wohlmwollende, zum Teil altväterifhe Fürforge für die einzelnen 
Bürger: die hierher gehörigen Geſetze find fämtlih aus der Zeit nad dem 2. punifchen 
Kriege. 1. Die Aufwandgefehe (lex Oppia 539/215, lex Orchia 573/181, lex Fannia 
593/161) gegen Schmud- und Tafellurus find unwirkſam geblieben: fie find nur infofern 
von Bedeutung, als fie zeigen, wie die Römer verfuchten, den übelen folgen des zunehmen 
den Neichtums und der Verfeinerung entgegenzutreten. Nachhaltiger find die Verbote des 
Glücksſpiels geweſen: der Spielverluft kann noch im klaſſiſchen Rechte zurüdgefordert werden 
(lex Titia, Publilia, Cornelia nad) 200'554 erlaffen, wie Plaut. mil. 164 sq. (2, 2. 9) 
ergiebt; D. 11, 5. 259). 2. Der faufmännifche Geift weifer Sparfamfeit zeigt fih in den 
Geſetzen über Schenkungen und Vermädtniffe und die Bürgfchaftspflicht. Denn in Rom 
ſchenkt feiner feinem was, jagt Polybios (32, 12. 9). Die lex Cincia (349/205), Furia 
(e, 480/174) und Voconia (585/169) jchränfen Schenkungen und Bermädtniffe ein; die 
Cineia hat daneben nod den politifhen Zmwed, die Klienten nicht von ihrem Patrone ab- 
hängig werden zu laſſen (Taeit. ann. 11, 5; 13, 42; 14, 20); die lex Voconia ver- 
fürzt zugleich den herrichjüchtigen rauen die Geldmittel, indem fie ihnen das tejtamentarifche 
Erbrecht entzieht. Die lex Falcidia (714/40) hat einen ganz anderen Charakter. Die 
leges Appuleia, Publilia, Furia, Pompeia, Cicereia (Gaius 3, 121 ff.) erleichtern in 
verfchiedener Weiſe die Verpflichtung aus der Bürgfchaft, während dabei die fchärfite Nüd- 
ariffsflage (a. depensi) des zahlenden Bürgen gegen den Hauptichuldner beibehalten wird 
(Gaius 4, 22). Die Gefehe gehören in diefe Zeit, denn das ältefte ſetzt Provinzen voraus 
(Gaius 4, 25). 3. In das eigentliche Familienrecht hat die Geſetzgebung bis auf Augufts 
Ehe- und Kindergefeß (lex Iulia et Papia Poppaea) nicht eingegriffen; denn eine lex 
Maenia de dote hat es nie gegeben. Aber das Vormundſchaftsweſen wird jtarf von der 
Familie abgelöft: Der Prätor erhält das Necht, dem Unmündigen einen tutor zu bejtellen 
und ihn zu überwachen (1. Atilia, 1. Iulia et Titia: unbeftimmbar). Die Fürforge ift durch 
die 1. Plaetoria (ec. 554/200) auch auf die Minderjährigen ausgedehnt. 4. Andere Privat- 
rechtögefeße haben, ſoweit man erfennen fann, feinen ſolchen Hintergrund: die‘. Aquilia 
(467/287?) wegen Sahbefhädigung, die 1. Seribonia, die die Servitutenerfigung aufhebt, 
die 1. Atinia, die 1. Iulia et Plautia, die die Erfitung der res furtivae und vi possessae 
unterfagen. Bei damnum iniuria datum hätte der Prätor fogut helfen fönnen wie bei 
iniuria und Raub: die Geſetze fallen wohl vor feine Neformthätigfeit durch das Edikt. 
Faßt man alle diefe leges zufammen, jo darf man nicht jagen, daß die Geſetzgebung für 
das Privatrecht unthätig geweſen fer, befonders wenn man die gewaltige Triebfraft der 
XI Tafeln hinzunimmt. Allerdings aber bleibt die fozufagen juriftifhe Ausgeftaltung 
des Landrechtes der Gewohnheit und dem Prätor vorbehalten: namentlich die Abjchleifung 
des Formalismus und die Loderung des Hausverbandes (bonorum possessio cognatorum 
und contra tabulas). 


826. Überbleibjel. Auf ums gefommen find von den Geſetzen der Nepublif 
meiftend nur der Name und längere oder fürzere Angaben des Inhalts bei den Edhrift- 
ftellern , juriftiichen und nichtjuriftiihen. Den Wortlaut haben wir ganz vollftändig nur 
von einem einzigen Geſetze!, häufiger find Citate einzelner Site oder Worte. Aber nur 





1 Lex Qninetia de aquaeductibus vom 3. 9 v. Chr. Bruns, Fontes p. 112. 
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von wenigen Gefegen des jiebenten und achten Jahrhunderts find einzelne alte Tafeln oder 
Bruchſtücke von Tafeln der allgemeinen Zerftörung entgangen und wieder aufgefunden. Die 
wichtigſten find 1. elf Stüde von einer Tafel, auf deren einer Seite eine lex repetun- 
darum (wahrſcheinlich die Acilia 631/123), auf der andern eine lex agraria ftand (beide 
aus Grachifcher Zeit); 2. die 8. Tafel der lex Cornelia de viginti quaestoribus (etwa 
67381); 3. die 4. Tafel der lex Rubria de Gallia Cisalpina (zwiſchen 705/49 und 
721/42) [‚wozu auch höchſt wahrfcheinlich drei zufammenhängende Brudjftüde einer zweiten 
Tafel gehören, die 1880 gefunden find]; 4. eine Tafel von Cäjars Städteordnung, der 
lex Iulia muniecipalis [und 5. vier Tafeln des Stadtrehts von Urfo (Dfuna in Spanien), 
wohin 71044 auf Cäfars Befehl eine Bürgerfolonie geführt wurde, daher lex Coloniae 
Genetivae Iuliae]!. 


VI. Die Prätur und die Beamtenedifte, 


$ 27. Rechtsſtellung des Prätors. Es ift fchon oben bemerkt, daß die Volfs- 
gefeggebung ſich mit dem Privatrechte wenig befaßt habe, defjen Weiterbildung vielmehr der 
Gewohnheit und der Fürſorge der Beamten, namentlich der Prätoren, überlafjen blieb. 
Dieſe prätorifhe Nechtsbildung ift etwas höchſt Cigentümliches, ohne alles Seitenftüd bei 
anderen Völkern, aber einer der Grundpfeiler der Größe des römiſchen Rechts. Zu ihrem 
Verjtändnifje muß man von der allgemeinen Einrichtung der damaligen römischen Rechtspflege 
und der Stellung des Prätors in derfelben ausgehen. 

Die Rechtöpflege im römifchen Bürgerſtaate war von der heutigen weſentlich verſchieden. 
Es gab nicht mehrere Gerichte nebeneinander mit abgegrenztem Sprengel (die praefecti 
iure dieundo find Vertreter der Prätors in weiter entfernten Ortfchaften), und es bejtand 
‚fein geordneter Inſtanzenzug. Man hatte, abgefehen von der beſchränkten Marktgerichtsbarkeit 
der kuruliſchen Adilen, überhaupt nur einen Yuftizbeamten, den Prätor, mit feinen Gehülfen, 
den Geſchworenen. Diefer Prätor hatte aber eine Stellung, wie fie in unferer Gericht3- 
verfaffung gar feine Analogie findet. Er hatte einerfeits eine Macht, wie bei uns fein 
Juftizminifter, denn er war collega consulum und hatte wie diefe das volle imperium. 
Andererfeits hatte er weniger Gewalt als ein heutiger Amtsrichter; denn er mußte zwar 
jede, auch die kleinſte, Sache annehmen und inftruieren (D. 4, 3. 9, 5 sq.), durfte fie 
aber nicht jelber entjcheiden, fondern mußte fie an den Geſchworenen überweifen, gegen 
deſſen Spruch feine Berufung zuläffig war. 

Auf diefem Boden erwuchs das prätorifhe Recht. Der Prätor war zwar an fich 
bei der Nechtöpflege auf die Einhaltung und Ausführung der Geſetze verpflichtet und be— 
eidigt. Allein daneben war er auf Grund feines Imperiums im jtande, jede Mafiregel 
und Verfügung anzuordnen und durchzuſetzen, die ihm pafjend erjchien, fofern er nur nicht 
durch eine ntercefjion eines andern gleich oder höher ftehenden Beamten, namentlich eines 
Tribunen, daran verhindert wurde. Eine Anklage beim Volke war zwar auch möglich, aber 
doh immer erft nad) Beendigung feines Amtes. Seit welder Zeit etwa das Eingreifen 
des Prätors beginnt, ift ungewiß. Daß die Luftipiele des Plautus feinen Hinweis auf 
die rechtsumgeftaltende Thätigfeit des Prätors neben zahlreihen auf die ridhtende und be- 
fehlende enthalten, wird man nicht als ausschlaggebend anjehen fünnen. In den Jahr— 
hunderten nad den XII Tafeln, in der Zeit des Kampfes der beiden Stände, wo man 
eiferfüchtig am Buchſtaben des Gefetes feithielt und die ftrengen Formeln der Legis— 
aftionen jeden Eingriff fat unmöglich machten, fonnten die Prätoren zwar nicht leicht be- 
deutende Neuerungen einführen. Indeſſen ift der Begriff der Ausführung der Geſetze doch 
immer ein ziemlich dehnbarer, namentlich bei Gefegen von folcher Unvollitändigfeit wie zum 
Teil die XII Tafeln waren. Gewiſſe Anfänge der prätorifchen Nechtsbildung mögen daher 


! Eine vollftändige Zufammenftellung aller dem Wortlaute nad auf uns nefommenen Bruch— 
— und der wichtigſten Senatsſchlüſſe aus der Zeit der Republit ſ. bei Bruns, Fontes 
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ſchon in frühe Zeit fallen. Co treten Interdikte und stipulationes praetoriae ſchon bei 
Plautus auf; fie haben das Gepräge der älteften prätorifchen Nectsbildung: Nötigung 
durch das imperium (mixtum) und mittelbaren Zwang. Aber jedenfall gemöhnte man 
fich erſt jpäter (ob ſchon im ſechſten Jahrh. d. St.?) allmählid an eine freiere Auffaffung 
der prätorifchen Thätigfeit. Die große Veränderung der LYebensverhältnifje durch die Ver— 
mehrung des Verkehrs und die Ausdehnung des Staates jowie das Auffommen der Ideen 
des ius gentium ließen die alten Geſetze allmählidy als unzureichend, die „Strenge und 
Rauheit“ der Form und des Buchſtabens als unerträglich erfcheinen. Fortwährende Gefeß- 
gebung über alle die zerjtreuten einzelnen und Heinen fragen der täglichen Rechtspflege war 
gar nicht möglich. Viel pafjender erſchien es daher, alles diejes der freieren Anordnung 
der Prätoren zu überlajjen. Gegen Willfür und Mifbraud hatte man in dem ganzen 
öffentlichen Leben, den Gefchworenen, der \nterceffion, der kurzen Amtsdauer und der Anklage 
nad dem Amtsjahre ausreihenden Schug. Den entjcheidenden Wendepunkt aber bildet 
jedenfall die lex Achutia ($ 25), deren Zeitalter wir freilich nicht beſtimmen fünnen. 
Sie ermädtigt den Prätor, auf Antrag der Parteien ftatt der legisactio eine mit dem 
Prozehführenden vereinbarte ſchriftliche Anweiſung (formula) zu erteilen; darin wird der 
Geſchworene ernannt, der Thatbeitand des Nechtsjtreites feitgejtellt und dem Richter vor: 
gejchrieben, nad; Anleitung diefer Formel zu verurteilen oder abzuweiſen (si paret condemna ; 
8. n. p. absolve). Bon da an entfaltet ſich die rechtsbildende Thätigfeit der Prätoren mit 
größerer Freiheit. Sie greifen nun allmählich auch in das materielle Recht jelber ein, und 
zwar ohne die Grenze der alten Gefege genau einzuhalten. Wo das praftifche Bedürfnis 
des Lebens, die veränderten Verhältnifje, die freieren Rechtsanſchauungen es fordem oder 
es als pafjend und volkstümlich erfcheinen laſſen, fchreiten fie mit neuen Anordnungen und 
Verfügungen ein. Sie jtellen neue Klagerechte auf, laſſen Einreden zu, erteilen Reftitutionen, 
ordnen die Erbverhältniffe u. f. wm. Das neue Formularverfahren gilt bloß für den unus 
index und die Nefuperatoren, nicht für Gentumviral- und Decemviralprozeffe. Man hat 
mit Grund vermutet (Krüger), daß damit die eigentümliche Behandlung der Freiheits- und 
Erbichaftsjahen zufammenhänge. Denn in der legisactio fonnte der Prätor nit mit An- 
weiſungen die Richter leiten. So hebt die bonorum possessio contra tabulas die teftamentarifche 
Freilaſſung nit auf (D. 37, 5. 8, 3); die erzwungene Freilaſſung ift nichtig (D. 40, 
9. 9 pr., 17); dem, der fich in gewinnfüchtiger Abficht hat als Sklaven verkaufen laſſen, 
wird die assertio in libertatem verfagt (D. 40, 13. 1 pr., 3): es giebt eben feine 
reseissio libertatis. 

Die formale Rechtsgrundlage für diefe ganze Thätigfeit der Prätoren bildet ihr Im— 
perium. Zugleich ift ihr aber dadurd die Schrante gezogen. Die Prätoren hatten keine 
Geſetzgebungs-, ſondern nur Amtsgewalt. Sie fonnten daher feinen Satz der Geſetze und 
darum auch fein einzelnes gejegliches Recht eigentlih und direft aufheben und ebenjowenig 
eine neue Beitimmung mit formell gefeglicher Kraft einführen; beides fonnte nur das Volf. 
Mohl aber konnten fie gefeglichen Rechten, wenn fie unbillig erjchienen, indireft durch Ge- 
währung von Erceptionen, Nejtitutionen u. dgl. den rechtlihen Schuß entziehen und um- 
gekehrt geſetzlich nicht berechtigte Verhältniſſe faltiſch ſo behandeln und ſchützen, wie wenn 
fie geſetzlich wären. So z. B. fonnten fie niemanden zum heres oder dominus machen, 
der es dem Geſetze nad) nicht war, wohl aber fonnten fie einem folchen den Beſitz der Erbſchaft 
oder Sache zuſprechen und ihn wie einen heres oder dominus darin ſchützen, und ebenjo 
umgefehrt. Der Unterſchied fcheint allerdings formaliftifh. Indeſſen ift im Rechte die 
Norm immer von großer Bedeutung; und außerdem Fnüpften ſich daran von jelbit auch 
allerlei materielle praftifche Verſchiedenheiten, z. B. im Erwerbe, in den Wirkungen, der 
Verjährung u. a. So entitand ein höchit eigenartiger Gegenfaß von ciwilem und prä- 
torijhem Rechte, der ſich durch das ganze Rechtsſyſtem hindurd) zog und eine Menge von 
eigentümlichen VBerwidlungen und Schwierigkeiten mit fich führte. Man unterſchied civiles 
und prätorijches Eigentum, Obligation, Klage, Erbredt u. f. w. Im allgemeinen vertritt 
dabei das GCivilrcht das Prinzip des formellen und ftrengen Rechts (ins strietum), das 
prätorifhe das der Billigkeit (ins aequum), des natürlichen Rechts und des ius gentium. 
Die Träger der Weiterbildung find aud hier am letzten Ende die Juriſten. Abgeſehen 
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davon daß namhafte Juriften jelbjt Prätoren waren, hat der Prätor immer ein consilium, 
das ihm bei der Abfafjung feiner Edikte (J 28) berät. So ift auch dafür aeforgt, daß 
fein erheblicher, jachlicher Gegenſatz zwifchen den beiden Nechtsiyftemen flattfindet. Die 
Prätoren mildern den formellen Rigorismus des Givilrehts, indem fie Erceptionen 
gegen unbillige Klagen, Neititutionen gegen unbillige Verlufte einführen, durch Fiktion der 
civilen Erforderniffe die civilen Klagen in angemefjener Weife ausdehnen und auf formlofere 
Verhältnifje übertragen u. ſ. w. Indeſſen ftehen ihre Beftimmungen feineswegs immer in 
einem eigentlihen Gegenjage zu den civilen, fondern dienen vielfach nur dazu, fie zu fichern 
und zu fördern oder zu ergänzen und mweiterzuführen. Die Nömer jagen daher, das prä- 
torifche Necht fei iuris eivilis adiuvandi vel supplendi vel eorrigendi gratia eingeführt, 
e3 ſei aber felber eine viva vox iuris eivilis (D. 1, 1. 7, 1; 8). Vielfach hat der 
Unterfchied der civilen und prätorifchen Form in den Verhältnifjen ſelbſt feinen inneren 
materiellen Grund, jondern beruht eben nur auf der Zufälligfeit der prätorifchen Entitehung. 
Daher find aud eine ganze Anzahl zunächſt vom Prätor ausgeiprochener Nechtsgedanfen 
fpäter von der civilen Gefeggebung aufgenommen und weitergeführt und dadurd völlig in das 
Givilreht übergegangen, jo namentlih im Erbredte. Dem heutigen Nechtsbemußtfein iſt 
der ganze Gegenſatz als jolder überhaupt fremd, er hat bei uns weder in die Gewohnheit 
nod in die Gefeggebung Eingang gefunden, fondern lebt nur in der gelehrten Behandlung 
des römischen Nechts fort. 


8 28. Die Edikte. Ein Evikt ift, wie der Name fagt, eine mündliche Mitteilung 
in der contio. Später wurden fie jchriftlich verfündigt; aber die Form blieb immer, daß 
am Anfange der Name des Edicenten mit dieit fteht (C. 3, 3. 2; 7, 62. 6). Die 
Edikte umfaſſen alle öffentlichen Bekanntmachungen zur Nahadtung, ohne Unterſchied ob 
fie befehlend oder empfehlend over als Verheifung gefaßt find, ob fie ſich auf Verwaltung 
oder Nechtiprehung beziehen, ob fie allgemeine Verordnungen enthalten oder Verfügungen 
für den einzelnen Fall. Wie andere Beamte! erliefen aud die Prätoren ſolche Edikte. Es 
find entweder Befehle oder Bekanntmachungen für den einzelnen Fall (prout res ineidit, 
fogenannte edieta repentina), oder fie enthalten allgemeine neue Anordnungen, die jofort beim 
Amtsantritte des Prätors als Amtsprogramm veröffentlicht werden: es find Die Normen, 
nad) denen er fein Amt zu führen verfpridt. Der Prätor ediziert über fein offieium iuris- 
dietionis. Deshalb haben die Edikte jedenfalls für fein Amtsjahr mafgebende Bedeutung 
und heißen danad) edieta perpetua. Sie werden auf weißen Holztafeln (daher album) mit 
Schwarzen Buchitaben und roten Überſchriften (rubriene) aufgezeichnet und auf dem Markte 
zu allgemeiner Kenntnisnahme ausgejtellt (proponuntur apud forum palam, unde de 
plano reete legi possit). 

Dem Inhalte nah find fie Nechtsfäse, allgemeine Anordnungen; aber ihrer Form 
nach erjcheinen fie al$ Verheifungen. Der Prätor hat feine gejeßgebende Gewalt: deshalb 
fann er durch feine Beitimmungen nit ohme weiteres Nechtsfolgen eintreten lafjen wie 
das Geſetz durch feine sanctio. Er hat aber Befehls- und Banngewalt: er fonnte aljo 
gebieten und verbieten und für Zumiderhandlung Nachteile androhen. Aber von den 
Zwangsmitteln feines Imperium macht er auf dem Gebiete der Civilgerichtsbarfeit grund- 
fäßlich feinen Gebrauch. Dem Wefen des Privatrechtes und des Amtsprogrammes entjpricht 
es danach, wenn er nur erflärt, was er während feines Amtes thun werde. Er fonnte 
nicht fagen: familiam habeto (Gaius 3, 32), dupli poena esto; darum zieht er vor, den 
Imperativ ganz zu vermeiden und zu jagen: bonorum possessionem, in duplum iudieium 
dabo. Schon aus diefer Ausdrudsweife folgt, daß der Nachfolger im Amte nie an die 
Edikte feines Vorgängers gebunden war. Er fonnte fie nach Belieben verwerfen oder ändern 
oder auch annehmen. Indeſſen verjteht fi von ſelbſt, daß, wenn ein Edikt Beifall beim 
Volke gefunden hatte, der Nachfolger es beibehielt und daß die zweckmäßigen Edilte daher 
allmählich ganz feit immer von einem Prätor auf den andern übergingen (edietum vetus, 
tralatieium). Auf diefe Meifr vereinigte die Ediktsform die Vorteile der Geſetzgebung 








I Beifpiele von nichtprätoriichen Edikten ſ. Bruns, Fontes p. 214—221. 
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und des Gewohnheitsrechts, die Feitigfeit und die Beweglichkeit, in einer ganz merkwürdigen 
Weiſe in fi. Einerſeits traten die Nechtsfäge gleih in der beftimmten Form der all- 
gemeinen Vorfchrift hervor; andererfeits hing ihre Dauer ganz davon ab, ob fie dem Be- 
wußtjein und den Bebürfniffen des Volkes entſprachen. Sie waren der betändigen Prüfung 
des Lebens und der Kritif durd die Nechtfprehung und Rechtswiſſenſchaft unterworfen und 
fonnten jederzeit ohne die geringſte Weitläufigfeit verbefjert oder befeitigt werben. Cicero 
nennt die Edikte daher einerſeits leges annuae, während er fie andererſeits wieder zu dem 
consnetudinis ius rechnet. Mifbraud des Nechts zum Edizieren war natürlich aud möglich 
und muß in der Zeit der finfenden Nepublif nicht ganz felten geweſen fein. Man fieht 
das aus der Schilderung in Ciceros Verrinen [,‚mwonad der Kollege des praetor urbanus 
Verres diefem wiederholt intercediert, weil er aliter atque ut edixerat deerevit, und 
daraus], daß im 3. 687/67 eine Lex Cornelia bejtimmte, „ut praetores ex edictis suis 
perpetuis ius dieerent“ (qui varie ius dicere assueverant). 

Im einzelnen wifjen wir über die Entitehung der Ediktsſatzungen nicht viel und Ver- 
mutungen über das Alter der einzelnen Schichten! find unfider. Das Album des Prätors 
enthielt zwei Bejtandteile?. Einmal das eigentlihe Edikt: die Ankündigung des Prätors, 
daß er im Einzelfalle helfen wolle; es iſt allgemein gehalten (pacta conventa servabo; 
uti quaeque res erit animadvertam) oder verheißt ein befonderes Rechtsmittel (indieium 
dabo: actionem non dabo; in integrum restituam). Dann aber bringt das Album die 
Formeln für die Nechtsmittel, Klagen, Einreden, Stipulationen. Ob auch die Legisaktions— 
formeln im Album ftanden, ift zweifelhaft; ftantsrechtlid wäre fein Hindernis geweſen, aber 
wahrſcheinlich ift es nicht, da fie in Buchform verbreitet wurden. Dagegen mußten not: 
wendig Formeln für civile Klagen ins Album aufgenommen werben: bei ihnen war ein 
befonderes Edift überflüffig. Die vom Prätor neugefchaffenen Formeln wurden ftets durch 
ein Edikt eingeleitet. — Allmählich ſammelte ſich eine gewiſſe Mafje von Edilten an, die 
einen fejten Grundftod bildete, der unverändert von einem Prätor auf den andern überging 
und an den fi dann im Laufe der Zeit die neuen Edikte anfchloffen. Am Ende der 
Republik ift das Edikt zu einem umfangreichen, feiten und einheitlichen Ganzen geworben. 
Es wird als jelbjtändiges Syſtem neben das ius civile gejtellt, und die Juriften fangen 
an, es millenfchaftlich zu erläutern. Das darin niedergelegte Recht heißt ius praetorium 
oder, mit Nüdficht auf die anderen edizierenden Beamten, ius honorarium. 

Ähnlich wie der Bürgerprätor, der praetor urbanus, fonnten auch die übrigen Juftiz- 
beamten in ihrem Kreife Edikte erlaflen, fo der praetor peregrinus, die Ädilen und die 
Provinzialbeamten. Die Edikte der leßteren, die edieta provincialia, erjtredten fich jedoch 
bei der vollen Verbindung von Juſtiz und Adminiftration in den Provinzen in der Regel 
über die ganze Provinzialverwaltung, namentlich aud das Finanzweſen?. Im Rechte 
nahmen fie die Edikte der beiden Prätoren in Rom möglichſt zum Mufter und wurden auf 
diefe Weiſe ein Hauptmittel zur allmählichen Nomanifierung des Rechts der Provinzialvölfer. 


8 29, [Gewohnheitsredht. Für die MWeiterentwidlung des römifchen Nechtes im 
inne einer freieren Auffaffung ift das Gemwohnheitsreht von Einfluß gewejen. Dem 
tacitus consensus eivium fchreiben die römischen Juriſten eine rechtserzeugende Kraft 
neben dem Gefete zu. Allerdings werden nur wenige Rechtsſätze unmittelbar auf die Ge- 
wohnheit zurüdgeführt. Vor allem gehört hierher die Ungültigfeit der Schenkungen unter 
Ehegatten, die fich feit Überhandnehmen der Ehen ohne Manus als notwendige Ergänzung 
des jeitdem herrfchenden Dotalſyſtems herausbildete. Wichtiger ift die Gewohnheit als 
Grundlage vieler Satzungen des Ediktes ($ 19). Die Einführung neuer Klagen fonnte 
nur durch das Edift bewirkt werden; aber in vielen Fällen, 3. B. bei den formlojen Ver— 
trägen , tft die Aufftellung einer Aftionsformel nur der Abſchluß einer gewohnheitsmäßigen 
Entwidlung (Cicero, De inv. 2, 67). An anderen Fällen freilich ift der Prätor der ſich 


’ Ternburg, Über das Alter der einzelnen Satzungen des prät. Edikts. 1873. 
»Wlaſſak, Edikt und Klageform. 1882. 
° Ein Beifpiel ift Ciceros Provinzialedift für Cilicien. Cie. ad fam. 3, 8: ad Att. 6, 1. 15. 
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erit bildenden Gewohnheit entgegen- und zu Hülfe geflommen. Man darf vermuten, daß in 
folhen Fällen der Name des „Erfinders” des neuen Rechtsmittels bewahrt blieb: actio 
Serviana, formula Rutiliana und Octaviana, a. Publieiana, interdietum Salvianum, 
indieium Cascellianum. Endlich findet die Gewohnheit ihren bedeutungsvolliten Ausdruck 
in den Richterfprüchen ; nicht bloß in den Urteilen des Gentumviralgerichtshofes, durch deſſen 
Praris das Pflichtteilsrecht gefchaffen wurde, fondern auch der Einzelgefchmworenen: denn bei 
ihnen wird die Gleihmäßigfeit der Entjcheidungen durch die meift aus Nechtögelehrten be- 
ftehenden Konfilien vermittelt. Schon Cicero zählt die res iudicatae unter den Rechts— 
quellen mit auf. Der Einfluß der Nechtfprehung macht fich geltend einmal für die Aus- 
bildung einzelner Präſumtionen bei der Auslegung von Rechtsgeſchäften, 3. B. substitutio 
tacita; dann aber und vor allem für die Ausweitung des jogenannten offieium iudieis. Der 
Richter erhielt gemohnheitsmäßig immer mehr Freiheit, die befonderen Umftände des Einzel- 
falls auch) dann bei feiner Entfcheidung zu berüdjichtigen, wenn ihn der Prätor dazu nicht 
ausdrüdlih anmies. Dies führte zur genaueren Beitimmung der wichtigſten juriſtiſchen 
Begriffe und Verhältniffe, welche veniunt in iudieium, d. h. welche für die Beurteilung 
und Entjcheidung eines Falles maßgebend find: mora, culpa, Irrtum, omnis causa, bona 
fides u. ſ. w. Natürlich arbeitete hier die Wiffenfchaft dem Richter vor: ihre Ergebnifje 
aber werden gerade durch die rerum iudicatarum auctoritas bindende Nechtsnormen. ] 


VII. Rechtswiſſenſchaft und Rechtsunterricht!. 


3 30. Seit En. Flavius iſt die Privatrechtskunde nicht mehr eine „Geheimwiſſen— 
ſchaft“ und löſt ſich allmählich vom Pontifikalkollegium ab; ſeit dem 7. Jahrh. d. St. fängt 
ſie an, eine ſelbſtändige Wiſſenſchaft zu werden. Ihr Ausgangspunkt iſt es geweſen, daß 
Coruncanius öffentlich Rat und Belehrung in Rechtsſachen erteilte (S 18). Von da an 
wurde diefes bald allgemein. Wer Neigung und Fähigkeit fühlte, bejchäftigte ſich damit; 
es war ein Mittel, Anjehen und Beliebtheit beim Wolfe zu erlangen. Won Scipio 
Nafica (563/191 Konful) wird erzählt, daß er vom Senate ein Haus an der via sacra 
befommen habe, „quo facilius consuli posset“; von C. Marcius Figulus, daß er 
jih dadurd für das Konfulat habe empfehlen wollen und daher, als er es nicht erlangt, 
die Ratjuchenden mit den Worten abgewiefen habe: „omnes consulere seitis, consulem 
facere nescitis“. Die Thätigfeit war anfangs überwiegend eine praftifhe, die „urbana 
militia respondendi cavendi seribendi, wie Cicero jagt (p. Mur. 19, vgl. de or. 1,212): 
Erteilung von Gutachten in Nechtsftreitigfeiten (respondere), Ratſchläge für vorfichtige 
Abfaffung von Rechtsgeſchäften (cavere), Sadhmaltung in Prozeffen (agere, postulare). 
Indes die eigentliche Führung des Prozefjes wird wohl auch von Juriſten ald Anwälten 
übernommen, aber gewöhnlich wurde fie gefchulten Rednern übertragen; und die glänzten 
nicht immer durch Nechtsfenntnis (Cicero, De or. 1,166. 168). So tritt das agere hinter 
der anderen Thätigfeit zurüd und befchränft fih auf Abfaffung von Anträgen (seribere). 
Mit diefer praktiſchen Thätigkeit der Juriften hing der Nechtsunterricht eng zufammen. Wie 
es feinen eigentlichen Juriftenitand gab, jo giebt es auch feine geordnete Einführung in die 
Wiſſenſchaft, etwa durch Lehrvorträge. Vielmehr ſchloſſen ſich die Lernbegierigen als Schüler 
(auditores) einem Rechtsgelehrten an und waren bei der Erteilung von Rat und Gutachten 
zu Haufe und auf dem Markte anmejend (Cie. or. 142). Die responsa werden 
mündlich abgegeben (D. 1,2. 2, 49), doch wohl nad vorheriger Verhandlung des Nechts- 
punftes. Die Kenntnis der XII Tafeln brachten die jungen Yeute aus der Schule mit 
($ 16). Den Inhalt des Edikts werden fie ſich jelbftändig angeeignet haben, um den 
Erörterungen folgen zu fünnen. Dabei mag denn auch mündliche Lehre und Anmeifung 
für befonders vertraute Anhänger vorgefommen fein, Schulung und Prüfung des Verftänd- 
niffes durch Unterredungen. Das nannte man wohl instituere oder docere (Cie. or. 
141 sqq., Brut. 306). 


ı 9. Jörs, Römiſche Rechtswiilenichaft zur Zeit der Republik. 1. Bd. 1888, 
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8 31. Die Schriften. Die Bearbeitung des Sakralrechts verblieb im wejentlichen den 
priefterlihen Sadjverjtändigen (ius pontifieium, ius augurium). Die Kenntnis des Staats- 
rechts ift in republifanifcher Zeit eng mit der politifchen Thätigkeit verflochten, aljo nicht 
eine jelbitändige Wiſſenſchaft. Die Anfänge einer eigenen Schriftitellerei find wohl die An— 
weifungen zur Verwaltung der einzelnen Ämter. Auf beiven Gebieten iſt eine ftarfe Neigung 
zu antıquarifcher Forfhung vorhanden: die daraus hervorgegangenen Schriften können nicht 
mehr als juriftiiche gelten. Dagegen fnüpft die Schriftitellerei auf dem Gebiete des Privat- 
rechts an die praftiiche Thätigfeit der Juriften an. Wir find durch Pomponius ($ 35 sqq.) 
über die hauptfählihen Männer und ihre Werke wenigſtens notdürftig unterrichtet. Einmal 
werden die Rechtsqutachten aufgezeichnet (Schon von Coruncanius waren ſolche befannt) und 
bilden einen wichtigen Bejtandteil der juriſtiſchen Schriften, wie wir von M. Brutus und 
Gato wiſſen (Cicero, De or. 2,32. 142). Dann wurden auch Formulare für Rechtsgejchäfte 
veröffentlicht. Dahin gehören die venalium vendendorum leges des M'. Manilius (cos. 
605.149), den Pomponius als Mitbegründer des ius civile bezeihnet (Varro, De R. R. 
2,5. 11). Dieſe „KRautelarjurisprudenz” bejtand auch nod) weiter, als die Wiffenfchaft ſchon 
zu anderen Formen übergegangen war. C. Aquilius Gallus (Prätor 688.66), der Haupt- 
jhüler des Q. Mucius, gehört hierher mit feinen Erfindungen: stipulatio Aquiliana, Erb- 
einfegung der postumi, formulae de dolo malo. — Das ältefte Werk der Privatredts- 
wiſſenſchaft, eunabula iuris, iſt nad Bomponius ($ 35) des ©. Aelius Paetus (gen. 
Catus, cos. 556.199) tripertita (commentatio ?), Er jteht anfcheinend nod völlig auf dem 
Boden des Civilrehts und der disputatio fori: voran gingen die XII Tafeln (Tert oder 
Syſtem ijt ungewiß), es folgt die interpretatio (grammatifche Erklärungen, aber ſicher auch 
Erläuterungen aus der Praris: Cie. ep. 7,22; D. 19,1. 38, 1), endlich die legis actio, 
alfo die Prozefformulare. Das Verhältnis diefes Buches zu dem von Pomponius an anderer 
Stelle ($ 7) erwähnten ius Aelianum tft ftreitig!: dies umfaßte nur Yegisaftionen im An— 
Ihlufje an das ius Flavianum (vielleiht nur Ergänzungen). ine Gleichjegung mit dem 
dritten Teile der tripertita ließe fich nur dann denken, wenn diefer „liber“ aus drei „volumina“ 
beftanden hätte. Aber bald macht ſich der Einfluß der ariehiihen Bildung bemerfbar: man 
fängt an das ius civile darzuftellen; das fest eine gewiſſe fyitematische Anordnung und ein 
Zurüdgehen auf allgemeine Gefichtspunfte voraus. Davon berührt waren ficher ſchon die beiden 
Juriſten, von denen Pomponius jagt, daß fie mit Manilius „fundavere ius eivile“, d. h. doch 
wohl, daß fie zuerjt Nechtsfragen abſtrakt fchriftitellerifch behandelten. M.-Brutus, der «8 
nur bis zum Prätor brachte (um 130.620), fchrieb in drei Büchern de eivili iure; die Schrift 
hat die Form eines Gefprädhes mit feinem Sohne (Cicero, De or. 2,223 sq.), alfo ganz nad 
griehifhen Vorbilde. Sie enthielt Erörterungen jehr mannigfaltiger Fragen, unzweifelhaft 
nicht bloß unmittelbar praftifcher Fälle (D. 7,1. 68 p.; 41,2. 3,3; 49,15. 4); wie An- 
lage und Überfchrift zeigen, follte eine Art von Überblid gegeben werden. P. Mucius 
Scaevola (pontifex, cos. 621/133) hinterließ zehn libelli, über deren Inhalt nichts Näheres 
befannt ijt (D. 24,3. 66 pr.) Gin wirkliches Syſtem des Civilrechtes verfuchte erit Q. 
Mucius Scaevola (pontifex, cos. 659.95) in 18 Büchern. Bomponius, der das Werf 
jelbit bearbeitet hat, jagt davon: ius eivile primus constituit generatim in libros reli- 
gendo. Das fann nur heißen, daß Q. Mucius eine überfihtlihe Darftellung angejtrebt 
habe durch Zurüdführung des Gleichartigen auf allgemeine Kategorieen und Scheidung des 
Ungleichartigen (Gaius 1,181). Das „ESyſtem“ wiederherzuftellen ift nicht möglich ; ficher it, 
daß die Darftellung mit dem teſtamentariſchen Erbredhte begann. — Die Begründung der 
eigentlichen juriftifchen „Dialektik“ fchreibt Cicero erit feinem Freunde Serv. Sulpicius (cos. 
70351) zu (Brut. 42). Er hat fein ſyſtematiſches Werk geichrieben, aber in mehrfadem 
Segenfage zu Scaevola (reprehensa Q. Mueii capita) durch eine Menge von Einzelfchriften 
und Gutachten die volle griehifchrömische Bildung für die Nechtswifjenihaft verwertet; er 
zuerjt hat das Edikt felbjtändig behandelt (duo libri perquam brevissimi). Zahlreiche 
Schüler verbinden ihn unmittelbar mit den Nuriften der faiferlihen Zeit. Sie haben viel- 
fach nur die Reſponſen des Servius zufammengeitellt und bearbeitet. So vor allem P. 
Alfenus Varus (cos. 715 39) in feinen Digeiten: fie find in den Pandeften benugt. Weniger 
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abhängig ift A. Ofilius, der Cäſar bei feinen geſetzgeberiſchen Plänen unterftüßte. Die 
Arbeiten der Schüler des Servius (auditores Servii) fammelte Aufidius Namufa. Nicht 
zu den Schülern des Servius gehören A. Cascellius (vielleiht Prätor 5. 3. des Trium- 
virats: Val, Max. 6, 2. 12), ein Mann der republifanifhen Oppofition; C. Trebatius 
Teſta, der liebenswürdige, viel jüngere Freund Ciceros, Lehrer Yabeos, von großer Bedeutun 
als juriftifcher Beirat des Auguftus; Q. Aelius Tubero, der Anfläger des Ligarius, Halb 
Juriſt halb Gefchichtfchreiber, von altertümelnder Schreibweiſe. 


8 32. Regulae iuris. Die meiften von diefen älteren Schriftitellern! find der 
klaſſiſchen Zeit (unter den Antoninen) nur aus zweiter Hand befannt?. Sie werden daher 
vielfach unter der Gefamtbezeihnung veteres zufammengefaßt. Die fich bildende Wiſſen— 
ichaft hat eine erflärliche Neigung, allgemeine Sätze aufzuftellen, deren Anmendung auf 
den Einzelfall die praftiihe Thätigkeit erleichtert. In diefem Sinne jchrieb Scaevola ein 
Bud) 50: (regulae, definitiones). Einzelne von diefen Negeln find an bejtimmte alte 
Juriſten angefnüpft: regula Catoniana (M. Porcius Cato d. I. T 602/152), constitutio 
Rutiliana (do wohl P. Rutilius Rufus cos. 649/105), praesumptio Muciana (D. 24,1. 
51). Den jpäteren find diefe Sätze vielfah zu Dogmen geworden: man verwendete fie 
als Begründung, fragte aber ihrer eigenen Begründung nicht mehr nad. Das geichah, 
weil man ihren Urfprung und ihre Motive nicht mehr feititellen konnte. Zum Teile find 
fie den Juriſten der Kaiferzeit für ihre freiere und feinere Nechtsgeftaltung geradezu unbe: 
quem geworben; man umging fie dann wohl, aber man leugnete ihren Rechtsbeſtand nicht. 
Dahin gehören ſolche Sätze wie: nemo pro parte testatus, pro parte intestatus decedere 
potest; nemo sibi causam possessionis mutare potest; servitus servitutis esse non 
potest (D. 33,2. 1), und jelbjt bis de eadem re ne sit aetio fünnte man hierher rechnen. 


Dritte Periode. Das republikanifhe Baifertum. 
I. Entwidlung und Ausdehnung des Rechtes. 


8 33. Die Nechtsbildung der Kaiferzeit hat einen wejentlih andern Charakter 
als die der Nepublif. Der Grund dazu liegt nicht nur in der umgeftalteten Verfaffung und 
Einrichtung des ganzen Staates, ſondern hauptfächlich in der einſchneidenden Veränderung der 
Aufgabe, die der weiteren Rechtsentwidlung jest durch die Verhältniffe felber gejtellt wurde. 
Bis zum Ende der Nepublif waren die Hauptgrundlagen des gefamten Rechts, namentlich 
des Privatrehts, im ius eivile, gentium und praetorium ziemlich vollftändig gelegt. Es 
handelte fich jet weniger mehr darum, neue Rechtsbegriffe und -verhältniffe und eigentlic) 
neue Prinzipien aufzuftellen, als die vorhandenen in der entſprechenden Weife auszubilden 
und weiter zu geitalten, und zwar in zwei Hauptrichtungen: 

1. Zunächſt mußten die allgemeinen Prinzipien, die in den Geſetzen, Edikten und 
Gewohnheiten meiftens nur furz, abftraft und allgemein enthalten waren, für ihre Anwen— 
dung auf die einzelnen, fonfreten und verwidelteren Fälle des Lebens mehr ins einzelne 
und feinere Detail entwidelt und zu ihren tieferen Konfequenzen weitergeführt werben. 
Dazu mußten die Prinzipien felbft fchärfer bejtimmt und abgegrenzt, in ihrer Beziehung 
und ihrem Gegenfage zu anderen feitgeftellt und in ihrer organijchen Verbindung zu einem 
Ganzen abgerundet werden. Dies auszuführen war natürlich nicht Sache der Gejehgebung, 
fondern eine Aufgabe, die nur in ftetem Kampfe der Meinungen und unter den Erfahrungen 
des täglichen Lebens von der Wiffenfchaft und Praris in entſprechender Weife gelöft werden 
fonnte. Demgemäß nimmt in der Kaiferzeit im Anfange zunächſt die Rechtswiſſenſchaft die 


1 Eine Zufammenftellung |. bei: Huschke, Iurisprudentiae anteiustinianae quae supersunt 
p. 1—18; p. &4—109. 
3 Sanio, Zur Gefchichte der römischen Rechtswiſſenſchaft. 1858. 
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Hauptftelle in der ganzen Rechtsbildung ein, daneben dann die Praris, namentli in den 
Entjcheidungen der Faiferlichen Juſtiz. 

2. Zugleich erhält das Recht einen univerfaleren Charakter. Im römischen Welt- 
reiche find die verfchiedenften Nationen verbunden. Allmähli werden auch die Provinzen 
aus beherrfchten Gebieten felbjtändige Glieder des Staates und der Unterjchied der Bürger 
und Peregrinen gleicht fih aus: auf dem Kaijerthrone folgten den Altrömern (AJulier, 
Claudier) erjt Italiker (Flavier), dann Provinzialen (Hlier). In den Senat traten auch Pro— 
vinzialen immer zahlreicher ein. Der Einfluß der Provinzen wächſt, obgleich Italien immer 
noch rechtlich das herrichende Yand bleibt. Die Rechtsordnung ftreift unter diejer Ein 
wirkung mehr und mehr die nationalen Befonderheiten ab. Dadurch wird fie fähig, ſich 
einheitlich auf das ganze Weltreih auszudehnen und fo ein ftarfes Bindemittel für die aus- 
einanderjtrebenden Neichsteile zu werden !. 


8 34. Die Unterthbanen. Seit dem Beginne der Kaiferherrfhaft vollzieht ſich 
die Ausbreitung des Bürgerrehtes oder doch der Latinität auf die Provinzen langiam, aber 
fiher: feit Cäfar wird die Civität bald an einzelne bald an Gemeinden verliehen, jo daß 
am Ende des zweiten Jahrhunderts mindeitens die weitlihe Hälfte des Reiches (Sicilien, 
Gallien, Spanien) ein Gemenge von Bürgern, Zatinern und Peregrinen erfüllt. Erklärlicher— 
weife erneuern fich immer wieder die abfälligen Außerungen der Altbürger über diefe unge- 
hörige Verfchleuderung der Civität, von Cicero an, der Hagt: Der tote Cäfar (d. h. An- 
tonius nach Cäfars hinterlaffenen Verfügungen) gewähre ganzen Ländern und Völkern das Bürger: 
reht. So that Caracalla nur den legten Schritt: er verlieh allen freigeborenen Unter: 
thanen des Reiches gleichmäßig das volle römische Bürgerreht, hauptfählid nur wegen 
der gleichen Bejteuerung [um feine Einkünfte dadurch zu vermehren”, wie Dio Caſſius 
(77,10) es darftellt, der damit feinem Hafje gegen den Kaifer einen bezeichnenden Ausprud 
giebt]. Die näheren Beitimmungen des Geſetzes fennen wir nidt. Sicher ijt, daß damit 
Zatinität und Peregrinität innerhalb der Neichsgrenzen nicht verſchwanden. Deshalb iſt an- 
zunehmen, daß das Bürgerrecht nur perfönlich an die Gemeindemitglieder verliehen wurde. 
So wurden die unvolllommen Freigelaffenen nur Yatiner und ſelbſt die volllommen be- 
freiten nur Gemeindebürger, nicht Neihsbürger. Dazu famen dann noch die übergetretenen 
Fremden (coloni). m ganzen aber ift im dritten Jahrh. n. Chr. die Nechtögleichheit unter 
den Unterthanen hergeitellt. Die ſtändiſchen Abftufungen: ordo senatorius, Ritter und 
Plebs, bedingen feine Rechtsungleichheit von irgendwelcher Bedeutung. 

Hierdurh war dann von felbjt aud das Prinzip der Nechtseinheit für das ganze Neid) 
aufgejtellt. Zwar ſchloß das Bürgerrecht eigentlich eine Rechtsverfchiedenheit nicht aug. Und 
die frühere Kaiferzeit hat das örtliche Gemwohnheitsreht (mos regionis) und das „Qulgar- 
recht” , das neben den amtlich anerkannten Rechtsinftituten neue Verkehrsformen ſchuf, nie 
grundſätzlich unterdrüdt (Iulian. D. 1,3. 32 pr. Papinian. 22,1. 1 pr.). Indes verloren 
die Nationalrehte der einzelnen Völker damit ihren alten Boden. Die neuen Bürger mußten 
eine Ehre darin fehen, als Bürger der Stadt Nom, der „eommunis patria“, nad) deren 
Recht beurteilt zu werden, die Beamten ließen fich jedenfalls nicht leiht mehr auf etwas 
anderes als die römischen Geſetze, Edikte und juriftiichen Bücher ein, und die Kaifer 
machten vollends feine Unterfchievde mehr. Dazu kam die Einführung des Chriftentums, 
durch welches in allen religiöfen Beziehungen, namentlid; Ehe und Familienrecht, von ſelbſt 
alle Verfchiedenheiten aufgehoben wurden. Alles dies machte, daß man im Laufe des vierten 
Jahrhunderts die Durchführung einer fait vollftändigen Necdhtseinheit durch alle Provinzen 
des Neiches annehmen fann. Natürlich war fie nicht ohme bedeutende Veränderungen im 
römischen Rechte ſelber möglich, teils ſchon als Vorausſetzung der Vereinigung, teils als 
Folge des Einfluffes, den jest die fremden Völker auf die weitere Entwidlung des römi- 
ſchen Rechts gewinnen mußten. 

Sofort mit der Begründung der Kaiſerherrſchaft maden fi die eriten Anfänge der 
Bewegung bemerkbar, welche fchließlich zur Teilung des Reiches führte. Nom blieb freilich) 
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die Hauptſtadt, obwohl ſchon der Plan aufgetaucht zu fein fcheint, den Schwerpunft nad) 
Oſten zu verlegen, und Italien ftand außerhalb der Provinzialverwaltung. Die Trennung 
in der Verwaltung zwiſchen dem lateinischen Weiten und dem griehifhen Dften beginnt auf 
dem Gebiete des KHeerwejens!. Die allgemeine Wehrpflicht war thatjächlich befeitigt: das 
in Grenzbejagungen verteilte jtehende Heer wird aus ;Freimilligen und Ausgehobenen ge- 
bildet. In den Legionen dürfen nur Bürger dienen. Aber man nimmt aud freigeborene 
Provinzialen jtädtifcher Herkunft, denen das Bürgerrecht verliehen wird. Das Wefentliche 
it, daß ſeit August die weſtlichen Grenzbefagungen fi) aus dem Weiten, die öftlihen aus 
dem Oſten des Keiches ergänzen. Seit Hadrian erhalten die Legionen ihren Erſatz aus den 
faiferlichen Provinzen, in denen fie ftehen. Damit ift hier die adminiftrative Scheidung 
und der nationale Gegenfat der beiden Reichshälften feitgeftellt. Sie finden ihren Abſchluß 
in Diofletians Verfafjung, die den Gegenfag durch die Trennung der Verwaltung bei feit- 
gehaltener Reichseinheit zu überwinden verfuchte. 


I. Reichsvberfaſſung. 


835. Kaifer und Senat. [Der Übergang der republifanifhen Verfafjung in 
eine monarchiſche war durch wiederholte Erſchütterungen der bejtehenden Ordnung und durch 
mißlungene Reftaurationsverfuche fett langer Zeit vorbereitet. Cäſar unternahm, auf Grund 
der lebenslänglichen Diktatur die Königsherrfhaft thatjächlic zu erneuern; er brach mit den 
ariftofratifhen Überlieferungen vollftändig und ftüßte fich auf Volt und Heer. Auguftus 
it ihm darin nicht gefolgt. Er legte feine außerordentliche Gewalt im Jahre 727/27 nieder 
und jtellte, wie die amtliche Wendung lautet, die Nepublif wieder her. Rechtlich ift die 
Augufteiiche Verfafjung eine Teilung der oberjten Regierungsgewalt zwiſchen dem Princeps, 
als dem erjten lebenslänglichen Beamten des Volkes, und dem Senate unter der Yeitung 
der Konjuln (Dyardie). Aber die faiferlihe Gewalt ift rechtlih und erflärlicherweife that- 
fählih die hervorragendere?. 

Die beiden Grundlagen des faiferlihen Imperium find die profonfularifche und die 
tribunicifhe Gewalt (potestas): daneben wurden die Befugnifje des Princeps noch durd 
bejondere Geſetze erweitert. Seit Veipafian erfolgt die Übertragung diefer Machtbefugnis 
durch die jogenannte lex (regia) de imperio, einem vom Volke genehmigten Senatsjhluß. 
Damit iſt in der Theorie das Prinzip der Volfsfouveränität gewahrt. Noch unter Hadrian 
fprehen die Juriſten das Dogma von der Volfsfouveränität aus, daß die Gefege nur 
gälten, weil fie dur den Willen des Volkes angenommen feien; noch unter Severus 
gründet Ulpian die Kraft der faiferlichen Konftitutionen darauf, daß das Volk fein Imperium 
auf den Kaijer übertragen habe?. Der Kaifer hat den ausſchließlichen Befehl über das 
Heer, die Ernennung der Offiziere und die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten mit 
dem Rechte der Kriegserflärung,, des Friedens- und Bündnisſchluſſes. Dagegen wird die 
Verwaltung der Provinzen geteilt: es giebt faiferlihe und ſenatoriſche; demgemäß zerfällt 
auch die Staatsfaffe, die wejentlih dur Abgaben der Provinzen genährt wird, in das 
aerarium, das unter jenatorifcher Verwaltung fteht, und den fiseus, d. 5. die faiferliche 
Privatfaffe, in welche aber aud die Einkünfte aus den Provinzen des Kaifers fließen ; 
Senat und Kaifer find gleichmäßig Berufungsinftanz in Straffahen und beide haben neben- 
einander das Münzprägerecht geübt, der Senat freilid war ſehr bald auf die Kupfer: 
prägung beichräntt. . 

Dem materiellen Übergewicdhte des Kaiſers vermochte der im Senate vertretene alte 
Amtsadel nicht genügenden Widerſtand entgegenzufegen. Nah den dyarchiſchen Verfuchen 


ı Mommifen, Hermes XIX 1-79. 210—234. 

2 Mommien, Rom. Staatdreht II 793-—1171. 

3 [Die Stelle (D. 1, 4. 1 pr.) kehrt wörtlich Inst. 1, 2. 6 wieder. Da hat fie Gaius 1, 5 verdrängt, 
der ſich ähnlich, aber richtiger (imperium aceipiat ftatt lex quae lata est) ausdrüdt. Die Stelle tft 
doch wohl interpoliert.] 
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der Haifer des eriten Haufes find zunächſt thatfählih, dann rechtlich der Senat und das 
Volk zu Gunften der faiferlihen Alleinherrfhaft immer mehr in den Hintergrund geſchoben 
und die republifanifchen formen fogar werden mehr und mehr befeitigt, jchon von Hadrian, 
dann vor allem von Septimius Severus.) Vollendet wird die Umgeſtaltung erit 
durh Diofletian und Konitantin IT. 


S 36. Die Bürgerihaft. Neben dem Kaifer und dem Senate tritt die Volksver— 
ſammlung von vornherein zurüd, wenn auch die Volksſouveränität rechtlich anerfannt wird. 
Die Blutgerichtsbarteit ift dem Volle fchon zur Zeit der Nepublif fait vollitändig entzogen; 
jest gelten die quaestiones perpetuae als ordentlihes Geriht in Strafjahen, Kaifer und 
Senat als außerordentliche Gerichtsſtände. An fie acht auch die Provokation aus der 
Provinz (Apoſtel Paulus). Das Geleggebungsrecht ift den Komitien nie ausdrüdlich ge- 
nommen, aber thatfächli bald verloren gegangen ($ 39). Die Wahl der Jahres: 
beamten haben ſie unter Auguftus noch gehabt; die Wahlverfammlungen waren nicht 
eigentlich mehr aefährlih, konnten aber, wie Auguftus erfahren mußte, unbequem werben. 
Von Tiberius heißt es aleih im Beginne feiner Regierung: tum primum e campo comitia 
ad patres translata sunt (Taeit. ann. 1, 15), d. 5. die Wahl der Yahresbeamten 
wird vom Wolfe auf den Senat übertragen. Das aefhah auf legtwillige Anordnung des 
Auguftus (Velleius 2, 124) und vollendet das dyarchiſtiſche Syſtem: der Senat ald Mit- 
herricher wählt fich feine Beamten wie der Kaiſer feine Gehülfen. Der Kaifer hat durch 
feine Empfehlungsbefugnis (commendatio) rechtlichen Einfluß auf die Wahl; nur bezüglich 
der Konſuln beſchränkten ſich die erften Kaiſer anscheinend auf thatfächliche Einwirkung. 


337. Die Beamten. Die altftädtiihen Beamten: Konfuln, Prätoren, Tribunen, 
AÄdilen und Quäftoren, wurden nad wie vor gewählt; Konfuln und Prätoren gehen nad) 
verwaltetem Amte als Brofonfuln in die Zenatsprovinzen. Die Magiitrate haben der 
Idee nah ihre alte Stellung: nur geht ihnen überall der Princeps vor, und fie find zu 
rein bürgerlichen Beamten geworden; jelbjt die Statthalter haben feine militärische Eigen- 
haft mehr; denn in den Senatsprovinzen jtehen (außer in Afrifa) feine Truppen. Die 
Tribunen jind durd des Kaiſers tribuniciihe Gewalt lahm gelegt; die Adilen gaben ihre 
verfchiedenen polizeilichen Ibliegenheiten fehr bald an faiferlihe Diener ab; die Duäftoren 
verlieren die Verwaltung der Arars, find alſo nur noch in der Provinz und als Gehülfen 
des Kaiſers als Profonfuls thätig. Die Konfuln haben als Yeiter des Senats und wegen 
der Jahresbenennung immer nod hohes Anjehen. Es werden ihnen richterliche Verwaltungs: 
geſchäfte vom Kaiſer zugewiefen ($ 43). Sie behalten das Amt regelmäßia nicht über 
ein halbes Jahr (suffectio). Die Prätoren haben aufer der Civilgerihtsbarfeit und dem 
Vorfige im Gentumviralgerihtshofe und in den quaestiones aud noch „außerordentliche“ 
Gerichtsgeſchäfte (35. 43) und reine Verwaltungsfachen (rar) übertragen erhalten. 

Neben und vor diefen republifanifchen Magiſtraten fteht der Kaiſer mit lebensläng- 
licher außerordentliher Amtsgewalt. Darin liegt, daß er perfönlih fein Amt führen 
muß. Aber das war bei der Verwaltung der Provinzen von vornherein unausführbar. 
Dorthin gehen als Vertreter legati (Augusti) pro praetore, aljo Männer fenatorifchen 
Standes. Im übrigen nimmt der Kaifer zur Unterftüsung bei halbitaatlihen und Staats- 
aeichäften die Vertrauensperfonen feines Hofhaltes, namentlich Freigelaſſene. So aud 
(wie unter Claudius) für Die Finanzen (procurator a rationibus), für Bittfchriften 
(a libellis), als Sefretäre (ab epistolist. Die wichtigſten Stellen der kaiſerlichen Staats 
verwaltung werden gleich anfangs mit Nittern bejegt: der praefectus praetorio, der An- 
führer der Garde, der jpäter zum „Vicekaiſer“ wurde; der praefeetus vigilum, der die 
faiferliche Feuerwehr in Rom befehligte ; der praefeetus annonae, der für die Getreidezufuhr zu 
jorgen hatte: die beiden letzteren verdrängten die unfähigen Hoilen aus wichtigen Teilen 
ihres Amtes. Später — etwa feit Hadrian — wurden aud die anderen „Profuratoren“ 
aus dem Nitterftande genommen. Cine ganz eigene Stellung hat feit Tiberius der prae- 
feetns urbi, der Polizeimeifter von Nom und den umliegenden Yandidaften (regiones 
suburbieariae}: er ijt Stets Senator des höchſten Nanaes und Civilbeamter, obwohl er 
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cohortes urbanae befehligt. Alle diefe Faiferlihen Diener werden allein vom Kaifer be- 

rufen, fie find beliebig abjegbar und ihr Mandat erliſcht mit des Kaifers Tode; alle be- 

ziehen Gehalt, und gerade mit Rüdfiht darauf bildet fich eine Rangordnung: non sunt 
magistratus, jagt Pomponius, sed extra ordinem utilitatis eausa constituti sunt. 


8 38. Kaiſerliche Verwaltung. Die Schwäche der Senatäregierung lag auf dem 
Gebiete der inneren Verwaltung, namentlich im Finanz: und Steuerwejen und in den Pro- 
pinzialverhältniffen. Der Grund war ein doppelter. Das Senatsregiment konnte wegen 
des Mangelö an genügenden und geeigneten Beamten ſich nicht um die technifchen Einzel: 
heiten fümmern; man wurde zu einem weitreichenden Eyfteme von Verpachtungen und Ver— 
dingungen gedrängt. Damit wirtichaftete man weit foftjpieliger, und der Drud der nur 
auf den Erwerb bedachten Wublifanengenofjenfhaften lajtete ſchwer auf den Provinzen. 
Dann aber bleibt die Fürforge für den Nichtbürger und Provinzialen gänzlich außerhalb 
des Gefichtäfreifes des Senats. Für die wirtfhaftlihe Wohlfahrt der Bürger hat die re- 
publifanifche Gejeggebung mandes gethan oder zu thun verfucht (F 25); die Bundes- 
genofien find jouverän und müſſen für fich felbjt einjtehen ; die Provinzen find praedia 
populi Romani, Die Stärle der Kaiferregierung, wie jeder Monardie, ift gerade die innere 
Verwaltung. Sie übernahm Rom in voller Auflöfung, das nunmehrige Bürgerland 
Stalien zerrüttet, die Provinzen verarınt und ausgefogen. Zunächſt wird fchon von Auguſt 
und Tiberius in der Hauptjtadt geforgt: für Ruhe und Ordnung (dur die Freilaſſungs— 
gejege und den praefeetus urbi), für Zufuhr billigen Getreides (durch den praefecetus annonae 
und die Zargitionen), für Feuerlöſchweſen und nächtliche Sicherheit der Straßen (durch den prae- 
feetus vigilum). In Italien (und in den Provinzen) werden die verrotteten ſtädtiſchen 
Finanzen feit Nerva und Trajan geregelt: durch Einfeßung von euratores rerum publicarum 
(logistae), welche die Aufficht über die Vermögensverwaltung und namentlih das Bau— 
weien führen. Damit gleichzeitig ift Trajans große Alimentenjtiftung, die einen völlig 
neuen Gedanken für talien umfafjend verwirklicht. Es wurden vom Kaiſer ausgeworfene 
Kapitalien an Grundbefiger ausgethan und auf die Grundftüde eine ewige Nente zu 
Gunften der Städte gelegt: Die jährlichen Zahlungen werden an Kinder dürftiger Eltern 
verteilt. Der Zins iſt fo niedrig bemefjen, daß auch die Grumdbefiger einen Vorteil haben. 
Die Aufficht führen feit Hadrian praefeeti alimentorum, die Einzelgefchäfte wahrſcheinlich 
die Gemeindebeamten!. Bon Privaten werden diefe Stiftungen nachgeahmt (Plin. ep. 
7, 18). In den Provinzen hört die Steuerverpadhtung auf, die der Zölle wird anfcheinend 
eingeichränft ; die Gefälle werden von faiferlihen und Senats-Beamten erhoben. Die Kehr— 
jeite diefer unzweifelhaften Verbefjerungen ift das ſtarke Anwachſen des bejoldeten Beamten- 
tums: die Ausgaben des Staates wurden dadurch beträchtlich vermehrt und allmählich 
wieder eine Lait. 


III. Gejetzgebung und Editt. 


8 39. Lexund senatusconsultum. Am Beginne der Kaiferzeit haben die Komitien 
ihr republifanifches Geſetzgebungsrecht weiter geübt. Auguſtus ſelbſt hat, wohl fraft feiner 
tribunicifhen Gewalt, Geſetze beim Bolfe beantragt: die leges Iuline de maritandis 
ordinibus (736/18), indieiorum publicorum und privatorum (737/172), de adulteriis, 
de ambitu, auch wohl de vi publiea und privata. Unter feiner Regierung wie unter 
der des Tiberius find Gefege von den Konſuln mit dem Volfe vereinbart: jo die leges 
Aelia Sentia (4 p. C.), Papia Poppaea (9 p. C.), Fufia Caninia (?), Innia Norbana 
(19?)®?, Iunia Petronia (19: D. 40, 1, 24), Visellia (24), Iunia Vellaea (27 ?); ver: 


1 Belannt ift diefe Einrichtung weientlich durch Inschriften, namentlich die tabula Veleias und 
die tab. Baebianorum (Bruns, Fontes p. 285). Sie geben indes feine Auskunft über dad mit den 
Orundbefigern abgeihloffene Rechtsgeſchäft; daher ift das Rechtöverhältnis ve 

2 Schneider und Hölder, Zeitihr. }. RG., N. F., VI 186 fi. VIT 8 
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einzelt find von Claudius (lex Claudia de tutela mulierum und über Darlehen an Haus- 
föhne) und von Nerva no die Komitien befragt (D. 47, 21. 3,1). 

Indeſſen kam die Gejeggebung durch die Volfsgemeinde allmählich ab, ſie zieht ſich 
vom Volfe in den Senat zurüd. Möglich iſt es, daß man ji dieſen Übergang durch 
die Annahme vermittelte, die altübliche — und Empfehlung des Senats genüge 
er drücke den Volkswillen aus, der formellen Zuftimmung bevürfe es nicht mehr io 
Inst. 1,2. 5]; der Voltsbeichluf wurde jedenfalls nicht etwa fingiert, jondern einfach weg— 
gelafjen. Das Senatusto nfult wird danad) von [der zweiten Hälfte der Regierung 
des] Tiberius an bis zu den Severen die feite Form der Geſetzgebung. Eigentümlich 
dabei ijt, daß die alte Form, daß der Senat nicht befichlt, ſondern nur meint, rät und 
empfiehlt (eenset, videtur, placet), ſtets feitgehalten wurde. 

Der Gedanke ift dem Verhältnifje zwifchen Senat und Beamten in dieſer Zeit ent- 
fprechend: dem Konjul oder Prätor wird eine Anmweifung erteilt, der er nachzukommen hat. 
Das fann unmittelbar und abjtraft gefchehen: usuras non esse exigendas (Sc. Iuvent.); 
permittendum nundinas habere; quae iudicata sunt rata maneant. Aber es fann dem 
Beamten auch überlafjen bleiben, wie er das vom Senate vorgezeichnete Ziel erreichen will; 
dann bedarf es regelmäßig noch einer Ausführungsverordnung ($ 40). in beiden Fällen 
pflegt der Senat gewiſſermaßen als Anleitung für die Beamten feinen Beſchluß zu be— 
gründen. Die Senatsſchlüſſe werden jetzt in der juriſtiſchen Sprache ähnlich wie die Ge— 
ſetze nach dem Namen oder Zunamen des Antragſtellers genannt; nur das Sc. Mace- 
donianum madt eine Ausnahme. Auch der Kaifer fann auf Grund feines ius referendi 
ad senatum Anträge ftellen. Er begründet dann wie jeder andere Beamte feinen Vorſchlag 
mit einem Vortrage (oratio prineipis). Häufig ftellt er den Antrag jchriftlih und läßt ihn 
durch einen Vertreter (einen Uuäftor) verlefen. Begreiflih wird der Antrag regelmäßig 
zum Beſchluſſe erhoben (Sc. auctore principe factum). Formell geſchieht das anſcheinend 
in der Weiſe, daß die oratio in den Senatsſchluß aufgenommen wird. So iſt es er— 
klärlich, daß die Juriſten die oratio, die ja für die Auslegung Geſichtspunkte enthielt 
(D. 5,8. 22; c. Tanta 8 18), häufig ſtatt des Senatsſchluſſes anführen. Ferner aber mußte 
die oratio je nach dem Charakter des Kaiſers einen höflichen oder befehlenden Ton an- 
nehmen (Severus D. 27, 9. 1,1). Daß die Kaifer ſeit Hadrian die ausfchließende Be- 
fugnis zu Anträgen im Senate hatten, wird fi nicht behaupten lajjen; fie haben das 
ius quintae relationis, d. 5. fie dürfen bis zu fünf Anträgen einbringen ; aber auch andere 
brachten welche ein (V. Marci 10; V. Pertinacis 9). 

Dem Inhalte nad) beſchrantte ſich die Geſetzgebung dieſer Zeit durch leges, senatus- 
consulta, orationes auf wenige Gebiete des Privatrechts. Der Schwerpunkt der Rechts— 
bildung lag eben in der Wiſſenſchaft und Praris. Jene Gebiete jind zunächſt die, welche 
Augajius bei feiner Überführung der Republif in die Monarchie neu geordnet hatte, nämlich 

Strafrecht und Straf- und Civilprozeß; das Recht der Freilafjungen und der Freigelafjenen 
(dadurch follte der Vermehrung des ſchwer zu bändigenden freien Proletariats in Rom entgegen- 
getreten werden) ; und namentlich das Eherecht, bei dem Augustus in der großen lex Papia Pop- 
paea der eingerifjenen Sitten, Che: und Kinderlojigfeit einen Damm entgegenzufegen ver- 
fuchte. Außerdem find über Inteftaterbrecht und Vermächtnifje mehrere wichtige Senatöfonfulte 
gegeben: Sc. Tertullianum (100?) und Orfitianum (178), die ein Erbredt zwiſchen 
Mutter und Kindern einführen; Sc. Trebellianum und Pegasianum über Univerjalfivei- 
kommiſſe. Sonjt aber finden fich nur mehr vereinzelte Beitimmungen, wie 3. B. das Se. 
Vellacanum über die Bürgschaften der Weiber, das Macedonianum über die Darlehen 
der Hausföhne, die oratio Severi über die Veräußerung der Münvdelgüter u. a. 

Auf uns gefommen find alle dieje Gefege faſt nur durd Citate und Relationen in den 
Pandeften und anderen Schriften, nur weniges auf den alten Erztafeln!. Dahin gehört 
namentlid ein Stüd der lex de imperio für den Kaiſer Veipafian, das ſchon im 14. Jahrh. 
gefunden wurde”. 


a. Eine Zulammenftellung der Senatusfonjulte, deren Wortlaut wir haben, ſ. Bruns, Fontes 
p- 151—1 
® Bruns, Fontes p. 182. 
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8 40, Das Edikt. [Die Gerichtsbarkeit der Prätoren in Civilfachen bejtand in der 
alten Weife fort und im Zufammenhange damit auch das Recht zu edizieren. Es ſcheint 
indes, als hätte der Prätor feit dem Beginne der Kaijerzeit ſich begnügt das alte Edikt 
beim Amtsantritte zu veröffentlichen, ohne neue Zuſätze zu machen oder Änderungen vor- 
zunehmen. Sicher ift ihm die Befugnis dazu nicht durd einen Nechtsfat entzogen. Aber 
einmal ftand „das Edikt“ bereits am Ende der Nepublif als etwas inhaltlich Abgejchlofjenes 
neben dem Civilrehte: das bemweifen die Kommentare des Servius und Labeo; dann wurde 
dur die neue Verfaſſung die unabhängige Stellung des Prätors beeinträchtigt: der Prin- 
ceps ging ihm als höherer Beamter mit eigener Gerichtsbarkeit vor, und der Senat war 
rechtlich den Beamter übergeordnet und mit jelbitändiger Initiative ausgeftattet. Ohne An- 
regung von einer diefer Behörden handelte der Prätor nicht mehr. In der That machte 
1. eine Neihe von Gejegen, namentlich von Senatsſchlüſſen, Einfhaltungen in das Edikt 
nötig. Die Senatsfonfulte jtellen öfters nur einen rechtlichen Grundſatz auf und überlafjen 
es dem Prätor, ihn durch Anordnungen und Edifte nad feinem freien Ermefjen praftifch 
zu verwirflihen. So erzählt Plinius (ep. 5, 9. 4; 14), der Senat habe durch einen Be- 
ſchluß auf die fortdauernde Geltung des Cinciſchen Geſetzes hingewiejen und die Prätoren 
hätten diefem Beſchluſſe durch Einſchaltung einer Klaufel (breve edietum) fofort Folge ge: 
geben. So verfuhr der Senat namentlih beim Sc. Vellaeanum. Hier werden die Prä- 
toren geradezu aufgefordert, darauf zu fehen, „ut ea in re senatus voluntas servetur“, 
d. h. fie follen mit ihren Mitteln dahin wirken, daß die nterceffion der Frauen überall 
da ungültig fei, wo eine Verpflichtung der rauen mit den Abfichten des Senates unver- 
einbar jein würde. Und fie genügen der Anmweifung durd Aufitellung bejonderer Klagen 
(der restitutoria und institutoria). — Daß 2. ſolche Anregungen aud vom Kaifer ausgehen 
fonnten, ijt zweifellos; aber bis jegt it fein Ediktsſatz nachgewiejen, der auf ſolche Ein- 
wirfung zurüdginge (D. 43, 4. 2, 3?).] Es ließe fich etwa denken, daß mande forref- 
toriiche Edikte mit direfterem Eingriffe in die Geſetze, befonders im Erbrechte, erſt aus diefer 
Zeit ftammen und gerade durch die faiferliche Autoriät möglich wurden. Indeſſen war 
eben dieſe faiferlihe Autorität, die alles beherrfchte und nichts Selbitändiges neben ſich 
duldete, bald auch in der Rechtöpflege das allein Mafgebende. Die Prätoren wurden wie 
alle Beamte Diener des Kaifers, und da gerade die Nuftiz ſtets eine befondere Liebhaberei 
der Kaifer war, fo hörte die lebendige freie und volfstümliche Nechtsbildung der Prätoren 
bald auf. Ihre Zeit war in der That vorbei: ihre Hauptaufgabe, die freieren Nechtsele- 
mente neben dem Givilrechte zur Geltung zu bringen, war gelöft!. 

So war die Möglichkeit eines formalen Abſchluſſes des Ediktes gegeben. Bollzogen 
wurde er durch Hadrian (ec. Tanta $ 18). Diefer ließ durch Salvius Julianus, 
einen der bedeutenditen aller römischen Juriften, eine Nevifion, Sichtung und Ordnung der 
geſamten bisher aufgefammelten Edikte vornehmen. Die Arbeit fällt wohl vor das Jahr 
128. Zunächſt wurden die beiden ftädtiichen Edikte und das der Ädilen feitgeftellt. Ob 
fie in eins zufammengefaßt wurden, ift zweifelhaft. Die Kommentare der Juriſten aber 
behandelten fie gemeinjam. Hierdurch ift auch das Provinzialedift im mwefentlichen feitge- 
legt: denn es ift ja, von den provinziellen Befonderheiten abgefehen, ohnehin nur eine 
Wiederholung des ftädtifchen. Das edietum perpetuum wird nicht als Reichsgeſetz ver- 
fündigt, fondern es wird nur auf Antrag des Kaifers durch einen Senatsfhluß für unab- 
änderlih erklärt; Zufäge und Ergänzungen zu machen behielt fi der Kaifer in feiner 
oratio felbft vor. Daher jtellten die Prätoren nach wie vor das Edikt in Nom und den 
Provinzen auf, aber in der endgültigen Julianiſchen Bearbeitung. So bleibt der Unter- 
ſchied zwifchen ius eivile und honorarium aud für die fpätere Zeit bejtehen. 


! [Die obige Darftellung bedarf der Einfhräntung: 1. Die Prätoren find niemals im Nechtö- 
finne Diener des Kaifers geworden: fie widerjegten fih nur feinem Willen thatfächlich nicht. 2. Die 
faiferliche Gerichtsbarkeit ging neben der prätorifchen her ($ 43), e8 war nicht auf eine Verdrängung, 
fondern auf eine Ergänzung dabei abgefehen. Ob auch nur Berufung vom Gefchworeneniprude an den 
Kaiſer zuläffig war, ift zweifelhaft. 3. So blieb das Formularverfahren vor dem Stadtprätor unbe- 
rührt. Das beweift die klaſſiſche Rechtswiſſenſchaft, deren Erörterungen zum größten Teile dies Ver— 
fahren zur Borausfegung haben. 4. Die prätoriiche Rechtsbildung ift nicht fobald erftorben. Sie 
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Die Julianiſche Ediktsredaktion! iſt es, die allen fpäteren Arbeiten und Kommentaren 
der Römer über das prätorifhe Necht zu Grunde liegt und aus der auch unfere Kunde 
davon faſt allein ftammt. Nur wenige vorjulianiiche Spuren haben ji bei nichtjuriftifchen 
Schriftitellern erhalten. Doch ſcheint Julian danach feine fehr bedeutenden Änderungen 
des Tertes und der Anordnung vorgenommen zu haben. Das Julianiſche Edikt ift uns 
nicht erhalten; aber mit Hülfe der großen Kommentare von Julian felbit, von Gajus (ad 
ed. provinciale), von Ulpian und Paulus ift nicht bloß ein vollftändiger Überblid zu ge- 
winnen, jondern es läßt ſich fogar teilmeife der Wortlaut der Ediktsſätze und der 
Formeln miederherftellen. Verſuche von Refonjtruftionen find in älterer und neuerer Zeit 
mehrfach gemacht worden?. Gin ausgebildetes Syſtem darf man dabei nicht erwarten: 
praftifche Gefichtspunfte und geſchichtliche Zufälligfeiten find bei der allmählichen Feititellung 
wirkſam geweſen. Das Edikt zerfällt nur in Titel mit Überfchriften (de iudiciis, de rebus 
ereditis), nicht in größere Abſchnitte. Dennoch laſſen ſich umfafjendere Mafjen unterſcheiden. 
Der Prätor ediziert über fein officium, die Prozefleitung: darum folgt er dem Gange 
des Prozeffes. Den Anfang bilden die Satzungen, durch welche das Verfahren (in iure) 
bis zur Nieberfegung des Berichtes geregelt und gefichert werden fol. Am Sclufie ftehen 
die Negeln über Zwangsvollitredung (missio in possessionem u. actio iudicati). Sie leiten 
zu einem Anhange über: interdieta, exceptiones und stipulationes praetoriae, ohne 
Zufammenhang unter fi; fie waren im Hauptteile des Edikts ihrer abweichenden Form 
wegen nicht gut unterzubringen. Dieſes Mittelftüd giebt die Aktionen und fonftigen prä- 
torifhen Nechtsmittel. Allem Anfcheine nah find fie fo geſchieden, daß voran die auf 
der Yurisdiftion, dann die auf dem Imperium ruhenden ftehen: im zweiten Teile aljo ſo— 
wohl bonorum possessio wie iudieia recuperatoria. 


IV. Kaiſerliche Gejeggebung. 


8 41. Gefesgebende Gewalt des Kaiſers. Neben den abjterbenden republi- 
fanifhen Formen der Gefeßgebung erwächſt allmählich eine felbjtändige Geſetzgebung 
der Kaifer. [Ein eigentliches Geſetzgebungsrecht jteht dem Kaiſer nur in jehr engen 
Grenzen zu. Allgemein verbindlihe Geſetze kann er nicht geben. Selbjt das Hecht, von 
dem Geſetze im Einzelfalle zu entbinden, verbleibt im erjten Jahrhunderte der Kaiferherrichaft, 
wie zu republifanifcher Zeit, dem Senate. Später übt es indes der Haifer: er verleiht 
3. B. das ius trium liberorum, d. h. er entbindet von den erbrechtlichen und ſonſtigen 
Beichränfungen, welche die lex Papia Poppaea für die Kinderlofen eingeführt hatte. 
MWahrfcheinlic beruht diefe Verdrängung des Senates einfach auf Faiferlihem Übergriffe. 
Dagegen hat der Princeps von vornherein die Befugnis, einzelnen Perfonen die Civität zu 
verleihen, eine Stadt zur Bürger oder Latinergemeinde zu erheben und für fie ein Stadt- 
tet (lex coloniae) zu erlaſſen. So haben wir zwei Tafeln des (gleichlautenden ?) Stadt- 
rechts der latinifchen Gemeinden von Malaca und Salpenfa in Spanien, das ihnen Do- 
mitian (um 82) gab, nachdem allen jpanifchen Städten von Veſpaſian die Latinität ver- 
liefen war?, Man darf doch hierher auch rechnen die lex metalli Vipascensis (wahrſchein— 
lid aus dem 1. Yahrh.), von der eine Tafel im füdlihen Portugal gefunden worden tft: es 
ift nicht bloß eine Bergmwerfsordnung, fondern eine Gemeindeordnung für den ganzen Bezirk 


zeigt jih in der Schöpfung von actiones und exceptiones in faetum und in der Ausdehnung und 
Übertragung vorhandener Nechtsmittel auf neue Fälle (a. utilis legis Aquilae, a. utilis institoria). 
Das geihah unter Einfluß der Juriſten; aber anders war es auch früher nicht.] 

! Rudorff, Die \ulianifche Ediktsredaktion, in der Zeitichrift für Rechtsgeſch. III 1. Lenel, 
Beiträge zur Hunde des prätoriihen Edikts. 1878; Zeitichr. f. Rechtsgeſchichte, N. F., IT 14-8. 
III VI u. IX. IV VII, 

® Rudorff, Edieti perpetui quae reliqua sunt. 1869. Wirklich Eritiih und brauchbar aber 


erit von: Lenel, Edietum perpetuum. 1883. Eine Zufammenitellung der erhaltenen Edikte giebt 
Yenel bei Bruns, Fontes p. 138—215. 
® Bruns, Fontes p. 136 sq. 
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von Bipasca!. Das find eigentlich geſetzgeberiſche Akte, welche nad) republifanijcher Ver: 
fafjung von den Komitien ausgehen mußten. Dem Kaiſer iſt alfo (waährſcheinlich durch 
ein befonderes Geſetz) das Recht eingeräumt, ſolche Akte jtatt des Volkes vorzunehmen. Die 
Erlafje find leges datae, Etwas anderer Art find dagegen die fogenannten tabulae honestae 
nissionis (privilegia veteranorum). Durd fie wird ausgedienten Soldaten bei ihrer 
Entlaffung die Civität und, wenn fie ſchon Bürger find, das conubium mit ihren pere- 
grinifchen Ehefrauen gewährt. Es ift eine große Anzahl folcher in Diptychenform (3 55) 
auf Erztafeln gefchriebener Urkunden erhalten ?; fie find Abjchriften der kaiſerlichen Erlafje, 
die auf dem Kapitole angeheftet waren: durch fie wird regelmäßig einer größeren Anzahl 
ausgedienter Soldaten das Privileg verliehen. Das geſchieht auf Grund der dem Impe— 
rator als ſolchem zuftehenden feldherrlichen Befugnis. 


8 42. Form der faiferliden Erlaffe?. Viel umfafjender und eingreifender 
iſt die geſetzgeberiſche Thätigkeit der Kaifer durch Verordnungen. Ihre Form ift fehr ver: 
ſchieden. 1. Der Kaiſer fann als höchſter Staatsbeamter Edikte erlaffen; fie werden wie 
die republifanifchen öffentlich auögeftellt und binden natürlid aud die anderen Beamten. 
Es find nie edieta perpetua, fondern immer Verfügungen für den einzelnen Fall zur Nad)- 
achtung. Der Kaifer fann 2. allen feinen Dienern Anweifung für die Führung ihres Amtes 
erteilen; denn fie jtehen zu ihm wie Beauftragte; er hat als allgemeiner Prokonſul diefe 
Befugnis gegenüber allen Statthaltern, auch den fenatorifchen. Diefe Mandate werden 
wie das Edikt ftändig („caput ex mandatis* wird mehrfach angeführt: D. 29, 1.1 pr.; 
48, 3. 6, 1), waren aber nit für alle Provinzen gleih (D. 23, 2. 65 pr.). Auch Pri— 
vate fönnen fi darauf berufen. 3. In ftreitigen Sachen entjcheidet der Kaiſer regelmäßig 
mit feinem consilium (deereta). Das gilt für Verwaltungsfahen fogut wie für die pri- 
vaten Nechtshändel, die an ihn gelangen (D. 1, 22. 2). Endlich 4. erteilt der Kaifer 
Antwort (reseriptum) auf Anfragen von Beamten (relatio, consultatio) oder von Pri— 
vaten (preces) duch bejonderes Schreiben (epistula) oder Randverfügungen (subscriptio, 
annotatio?). Der Ausgangspunft diefes Refkriptenweiens war wohl, daß Beamte und Private, 
namentlich) in der Provinz, fi an den Kaifer um Auskunft wendeten, wie man fich fonft 
ein Gutachten von einem Juriften erbat. Daher betrifft die Anfrage immer nur den Rechts— 
punkt. Die Partei richtet jie vor dem Beginne des Prozeſſes an den Kaiſer. Diefer ent- 
ſcheidet alſo auf einfeitigen Vortrag des Thatbeitandes, daher unter der ausdrüdlichen oder 
ſtillſchweigenden Bedingung: si preces veritate nituntur (C. 1, 23. 7). Diefe Boraus- 
jegung hat der Richter zu prüfen. Die Unterfuhung der Sache gehört vor den ordentlichen 
Richter. Diefer ift an die Nechtsauffaffung des Kaifers in ähnlicher Weife gebunden wie 
an das Juriſtengutachten (S 47). Das Verfahren wird feit Hadrian immer üblicher: der 
Kaifer ift ja feit Feititellung des Ediktes die viva vox iuris eivilis geworden. 


843. Kaiferlide Geridtsbarfeit. Der Umfang und die Art des Einflufjes 
der faiferlihen Verordnungen auf die Nechtsentwidlung läßt fi nur im Zufammenhange 
mit der faijerlichen Nichterftellung beftimmen. Uuäftionen- und Formularverfahren blieb 
vorläufig als das ordentliche Verfahren bejtehen. Aber 1. neben die Quäftionen traten als 
außerordentliche Gerichtsftände in Strafſachen Senat und Kaifer. Zwiſchen ihnen entfchied 
im allgemeinen wohl der Vorgriff (praeventio). Die Form des Verfahrens vor dem Kaifer 
und den Konfuln und ihren Konfilien ift die cognitio, d. h. das obrigfeitlihe Vorgehen 
von Amts wegen, wenn e8 auch mehr und mehr an den Quäſtionenprozeß angeglichen wird. 
Der Kaifer überträgt feine Strafgewalt an feine Gehülfen, namentlich die Legaten in den 
Provinzen und den praefeetus urbi, zum Teil aud auf andere Präfekten und Profuratoren. 
So tritt der Stadtpräfeft neben die Quäftionen; unter Teilnahme des Bolfes, das der 

U Bruns, Fontes p. 247. 

— J III 2. s43—919. Ephem. epigr. II 452 6q.; IV 181 sq.; 495 sq. Bruns, Fontes 
° Wlaſſak, Kritiihe Studien zur Theorie der Rechtsquellen im Zeitalter der klaſſiſchen Ju— 
riiten (1884) II. 
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fchnellen und wirfjamen Strafjuftiz nachgeht, werden fie beifeite gehoben und endlich ver- 
drängt. Zugleich finden die Präfeften es angemefjen, Vergehen, die bis dahin überhaupt 
nicht ftrafbar waren, wie Diebitahl, Betrug u. dergl., nad) Kognition zu ahnden (Stellionat, 
Abigeat u. ſ. w.): fogenannte erimina extraordinaria. Auf diefem Gebiete ift der Kaifer 
überall höchſte Inſtanz; feine Weifungen alfo find unbedingt maßgebend. Für die Civilfachen ! 
ift 2. Grundſatz, daß der Kaifer jede noch beim Prätor anhängige Sache an ſich ziehen und 
jelbjt darüber entfcheiden darf. Das gefchieht mitteljt Dekrets nad) gehöriger cognitio. Daß 
der Kaifer Gefchworene bejtellt hätte, ift wenig wahrfcheinlih, ein Beifpiel jedenfalls nicht 
überliefert. Bon diefer bedeutenden Befugnis haben die Kaifer, foviel wir wiffen, nur 
fparfamen Gebrauch aemadt (D. 5, 2. 28; 28, 5. 93); vielleicht nur da, wo das im- 
perium mixtum des Prätors in Frage fam (Neftitution, Miffion, bonorum possessio). In 
ganz ähnlicher Weife greifen die faiferlihen Diener mit polizeilicher Hülfe ein, wenn der 
prätoriſche Rechtsſchutz verſagt. So werden die Sachen an fie gebracht, die mit der öffent: 
lichen Sicherheit und dem Kornhandel zufammenhängen (D. 1, 12. 2), 3.8. Mietsftreitig- 
feiten an den praefeetus vigilum (D. 19, 2. 56; 20, 2. 9), Schiffsdarlehen an den 
praefectus annonae (D. 14, 5. 8; 14, 1.1, 18), Straßenverbauungen an den curator 
viae (Paul. sent. 5, 6. 2). Viel wichtiger ift eine andere Art des faiferlihen Eingreifens 
in die Rechtspflege. Das Edikt ift mit dem Beginne der Kaiferzeit thatſächlich abgefchlofjen 
($ 40); der Prätor fchafft von fich aus feine neuen klagbaren Nechtsverhältniffe mehr; er 
dehnt höchitens die bejtehenden Klagen analog aus (actiones utiles, in factum). Aber 
mande neu auflommenden Anfprüche bedürfen der Klage und neue Verhältnifje der recht— 
lichen Regelung, während man fie bisher der Sitte überlaffen hatte. Der Kaifer hilft hier 
auf Grund feiner höchſten Vertrauensitellung und forgt für die Verwirklichung folder ſchutz— 
würdiger Anfprüde. Regelmäßig handelt er indes nicht ſelbſt. Er überweiſt die Fälle 
vielmehr an Konfuln und Prätoren zur weiteren Veranlaſſung, d. h. zur Unterfuchung, Ent: 
ſcheidung und Vollftredung. Dieje Staatsbeamten find feine Delegaten; daher ift das Kog— 
nitionsverfahren durchgängig üblih, alfo ohne Gefchworene und Formel; denn es ift fein 
Gerichtöverfahren. Allmählid aber erfolgt ein geregelter Ausbau nah dem Vorbilde des 
ordentlichen Prozeſſes. Hierher gehören: Fideikommiſſe (Konjuln und praetor fideicommis- 
sarius), gefegliche Alimenten- und Dotalanfprüche (Konfuln), Anfprüde auf Freilaffung und 
Emancipation (praetor de liberalibus eausis), Honorar- und Salarforderungen (praetor 
urbanus?). Andere Sachen werden als dem öffentlichen Rechte angehörig überhaupt nicht 
im Civilprozefje verhandelt, wie Ararial- und Fiskalforderungen und -fchulden (praetor 
aerarii, praetor fiscalis) und Pollicitationen (Konfuln). In allen diefen Fällen war der 
Kaifer oberfte Inſtanz; feine Entfcheidungen und Verfügungen an den Unterrichter mußten 
alfo bindend fein. 


44. Auf diefem Gebiete des fogenannten ius extraordinarium? ift der Einfluß 
der Kaiſer auf die Nehtsbildung ein fehr bedeutender, wenn nicht ausſchließender. 
Die Defrete und Rejfripte follen freilih zunähit nur Anwendung des bejtehenden Rechtes 
auf die einzelnen Fälle enthalten. Aber hier war ja eine Ordnung überhaupt erjt durd) 
die Braris zu fchaffen. Und dabei verfteht es fih, daß die Kaifer in freierer Weife ver- 
fahren und Rüdjichten der Billigfeit und Zwedmäßigfeit in größerem Maße einfließen lafjen 
fonnten, als dies dem gewöhnlichen Nichter möglich gewejen wäre. Dod muß man ans 
erfennen, daß fie es mit einem fo echt juriftiichen Takte und Sinne gethan haben, daß 
diefe ganze Nechtsbildung mit zu den alänzendften Seiten des römischen Rechtölebens ge- 
hört. [Der Grund dafür liegt darin, daß die Haifer ſich der Fachjuriften als Berater be- 
dienten und fie in ihr consilium zogen. Dieſe Behörde, aus Senatoren und Nittern ge 
bildet, für die Zwede der Rechtſprechung und Nechtweifung beitimmt, wird feit Hadrian 
feſt organifiert. Von ihm iſt namentlich ficher überliefert, daß er Juriſten in feinem 
eonsilium hatte. Und mit ihm beginnt nad der Hodififation des Ediktes die unmittelbare 


! Bernice, Vollsrechtl. und amtsrechtl. Verfahren, in der Feſtgabe für Beſeler S. 51. 
F Wlaſſak, Kritiſche Studien J. Kuntze, Die Obligation und das ins extraordinarium 
(1856) II. 
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Einwirkung der Kaifererlafie auf die Nechtsbildung!. Schwierig ift es zu beftimmen ‚Tin— 
wieweit diefer faiferliche Einfluß durch Defrete und Neffripte auch auf den ordentlichen Prozeß 
mit Gefchworenen übergriff. Gegen die Verfügung des Prätors durfte fiherlih an den Kaifer, 
wie früher an die Tribunen, Berufung eingelegt werden?. Er mag dann allmählich nicht bloß 
vernichtet und zurüdverwiefen, ſondern jelbjt entfchieven haben. Das machte ſich dann auch im 
Formularverfahren geltend. Dagegen war der Gejchworenenfprucd jedenfalls unabänderlid. 
In den faiferlihen Provinzen aber wird wohl überhaupt nicht mit Geſchworenen verhandelt ; 
in den jenatorifchen gerät das Inſtitut der Schwurgerichte mehr und mehr in Verfall: der iudex 
privatus wird zum Unterrichter (iudex datus, pedaneus: D. 2, 8. 9). Damit dehnt ſich 
das Gebiet der faiferlichen Gerichtöbarfeit immer weiter aus. Zweifelhaft it es, ob die 
Kaifer auch auf Parteianfragen im Formularverfahren Rejfripte erließen. Die Einholung 
eines faiferlichen Gutachtens wäre an ſich nicht ausgejchloffen. Aber in dem eigentlichen 
Reffriptsverfahren vertritt der faiferlihe Beſcheid jo vollftändig die Formel, daß für beide 
fein Play iſt. Sicher aber haben die Prätoren ihnen befannte Reftripte analog verwertet 
(Inst. 4, 6. 30). — Nad allem dem erwedt es eine unrichtige Vorftellung, wenn man die 
richtende und gutachtende Thätigfeit der Kaifer als Kabinettsjuftiz bezeichnet.) Jedenfalls 
ift fie im ganzen nicht gemißbraucht worden. Die Reftripte treten nad dem Untergange 
der großen Jurisprudenz gewiſſermaßen an die Stelle der responsa der Juriſten. Wie die 
Geſetzgebung, fo fonzentrierte fih auch der Rechtsgeiſt vom Volke durd die Juriſten zulegt 
im Kaifer. Die Zahl der Neftripte ging weit in die Taufende, von Diofletian allein 
fennen „wir gegen 1300. Auf uns gefommen find fie hauptſächlich durd die jpäteren Samm- 
lungen?., 


8 4. Rechtskraft. Alle Erlaffe der Kaifer wurden mit dem allgemeinen Worte 
eonstitutio bezeichnet. [Die mandata werden formell darunter nicht mitbegriffen (D. 1,4. 1): 
wohl weil jie fih nicht ald Weifungen an die Unterthanen richten.] Die faiferlihe Ver— 
ordnung umfaßt daher gleichmäßig die allgemeinen Edikte und Mandate und die fpeciellen 
Reſkripte und Defrete, und ohne Unterfchied zwifchen Verwaltungs: und Juſtizſachen. Die 
rechtliche Kraft aller diefer Verfügungen hätte eigentlih nad den einzelnen Verhältniffen 
verjchieden bejtimmt werden jollen. [Und fo ift es auch urfprünglich gemwejen. Denn der 
Kaifer jteht nicht über dem Gejege. Der Sa: princeps legibus solutus est (D. 1, 3. 31) 
bezieht fich ſelbſt noch im Munde Ulpians lediglich auf die Befreiung des Kaifers von ge- 
wiſſen Formvorſchriften (bei Freilaſſung, bei Adoption) und von den läjtigen Beſchränkungen 
namentlich durch die lex Papia Poppaea. Und ebenfo äußert fih Kaiſer Alerander (C. 6, 
23. 3). So waren denn aud) die acta Caesaris, namentlid die Edifte, der Aufhebung 
ausgejegt, wenn der Kaifer nach dem Tode dur den Senat wegen Hochverrats verurteilt 
wurde (damnatio memoriae). Indes wurde es damit nicht juriftifch genau genommen. 
Und darin mag mit ein Grund liegen für die im Laufe der Zeit ſich befejtigende Annahme, 
daß alle Verfügungen der Kaifer (die mit feinem Tode erlöfchenden Mandate ausgenommen) 
vicem legis, d. h. die Kraft der Volksgeſetze haben, aljo allgemein anzuwenden jeien. Dan 
begründet das damit, daß der Kaifer das Imperium vom Volfe erhalte (Gaius 1, 5) oder 
das Volk ihm fein ganzes Jmperium übertragen habe (Ulpian. D. 1, 4. 1 pr.?). Wann 
diefe Anfchauung Geltung gewinnt, ift ungewiß. In den Provinzen jheint fie ſchon unter 
den Antoninen geherrfcht zu haben, da fie Gajus vertritt. Allgemein wurde fie wohl erjt 
beträchtlich jpäter. Dio Cafjius (53, 18) trägt unter Alerander vor, die Kaifer feien von 





! Haubold, De consistorio prineipum (opuse. I 186—314); eben darüber und über vielerlei 
anderes Cuq, Le conseil des empereurs. 1854 

® Merkel, Abhandlungen II (1883). 

? Alle außerdem erwähnten oder überlieferten Konftitutionen von Auguitus bis Konitantin j.: 
Haenel, Corpus legum ab imperatoribus romanis latarum (1857) p. 1—182. Cine Anzahl in» 
Ihriftliher Konftitutionen find feitdem gefunden: das edietum Claudii de civitate Anaunorum (einer 
Völkerihaft bei Trient) v. J. 46 (Ti. Claudius dieit); dad decretum Commodi de saltu Buruni- 
tano, etwa v. 180, über die Fronden der Domänenbauern in Afrika. Die injhriftlih erhaltenen 
Erlafie bei Bruns, Fontes p. 222 sqgq. 

v. Holgenborff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl. 10 
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allem gefeglichen Zwange befreit und durch Fein gefchriebenes Recht gebunden. — Das Ber- 
hältnis des Kaifererlafjes zum Senatsgefege ift hienach anfänglid das: der Kaifer fann den 
Senatsſchluß wohl auslegen, d. h. einſchränken oder ausdehnen, aber nicht aufheben (D. 48, 
10.15 pr.; 47,11. 6, 1). Nachdem die Gejetesfraft der Konjtitutionen anerfannt worden 
ift, befeitigt auch der Erlaß das Senatusfonfult. Daß indes die römischen Juristen ſoweit 
gegangen jeien, anzunehmen, durch die Konftitutionen werde Civilrecht begründet, iſt zwar 
mehrfach behauptet, aber nicht bewiefen. Der Unterfchied von den eigentlichen Geſetzen wird 
doch immer noch empfunden; und das ift erflärlih. Denn fehr viele faiferliche Verfügungen 
beſchränken fi auf den Einzelfall und follen nur für ihn gelten. Reſkripte und Defrete 
werden nicht amtlich verfündet: fie fommen alfo nur zufällig zur Kenntnis der übrigen redht- 
ſprechenden Beamten und wirkten nur thatfächlich auf die Entjcheidung analoger Fälle. So 
bleiben als allgemeine Verordnungen 1. die edieta, Schriftftüde, die unmittelbar für das 
Volk beftimmt find (D. 50, 7. 4, 6; 42, 5. 24, 1): unter den erjten Kaifern wurden 
die Edikte eine Zeit lang öffentlich ausgeftellt und zu diejer BVeröffentlihung verjandt. 
Dazu fommen 2. die epistulae generales oder rescripta generalia (D. 11, 4. 1, 2; 
26, 4. 1, 3; 35, 2. 89, 1), die an einen Beamten gerichtet, aber für alle Be- 
amte bejtimmt find. Auf der anderen Seite nehmen aud die orationes den Charakter von 
Handfchreiben an den Senat an ($ 39). Geſetzvorſchlag und Verordnung nähern fi ein- 
ander an. 


V. Billenidaft. 


8 4. Weſen der Rechtswiſſenſchaft. Das Hauptelement für die Nechts- 
entwidlung der erjten Jahrhunderte der Haiferzeit war, wie ſchon oben hervorgehoben tft, 
die Rechtswiſſenſchaft. Sie ift überhaupt das, was dem römijchen Rechte feine mwelthifto- 
tische Bedeutung gefichert oder eigentlich verfchafft hat. Die römischen Geſetze, Edikte, Kon: 
ftitutionen mit ihren vereinzelten Bejtimmungen würden nie im ftande gewejen fein, eine 
weit über das römische Neich hinausgehende Bedeutung zu erlangen. 

Nur dadurch, daß die Miffenjchaft den gefamten Nechtsorganismus als foldhen in 
feinen allgemeinen logifchen und naturalen Elementen erfaßte und darleate und damit alle 
Einzelheiten zu einem innerlic) zufammenhängenden Ganzen vereinigte, entjtand eine Schöpfung, 
die fih als eine dauernde geiftige Errungenschaft der Menfchheit darjtellt und die darum 
das römische Neich überleben und bei uns von neuem die Grundlage des Rechts werden 
fonnte. 

Um diefe Bedeutung der römifhen Rechtswiſſenſchaft gehörig zu wür— 
digen, muß man von dem mejentlichen Gegenfage ausgehen, in dem fie zu der heutigen 
Rechtswiſſenſchaft ſteht. Die heutige Wiſſenſchaft hat gerade im römischen Rechte einen 
durdhgearbeiteten Rechtsorganismus mit ausgebildeter Technik vor fih. Ihre Aufgabe ift, 
die Fülle der Einzelheiten auf allgemeine Grundfäße zurüdzuführen und aus diejen praf- 
tiſche Folgeſätze abzuleiten, dann das Ganze zu einem Syſteme zufammenzufaffen, aus dem 
neue Rechtſchöpfungen hervorgehen fünnen. Ganz anders die römiſche Wiſſenſchaft. Sie 
hatte nur einzelne Rechtsbegriffe, Inftitute und Regeln als ſolche ohne nähere Beitimmung 
und genauere Verfnüpfung vor fih und mußte die eigentliche Nechtötheorie und -technif 
daraus erit neu fchaffen. Sie hatte z. B. den Begriff Befis, und daß er Interdikte und 
Uſukapion begründe, den Begriff Kauf, und daß er Obligationen und Klage nad) billiger 
Beurteilung der Verabredungen der Parteien begründe, u. ſ. w.: mas aber Beſitz eigentlich 
jet und was Kauf, Vertrag, Bedingung, Obligation, lage, Recht, Billigfeit u. ſ. w. ſei, 
das jtand weder in Geſetzen noch in Edikten, fondern war dem allgemeinen Rechtsbewußt— 
jein und Gefühle der Richter überlaffen. Die Aufgabe der MWiffenfchaft war daher, alle 
diefe Begriffe rechtlich feitzuftellen, ihre Vorausfegungen, Beftandteile, Wirfungen zu be- 
jtimmen, die Beziehungen zu anderen zu ordnen, das Gemeinfame und Verbindende in 
ihnen ſowie das Unterfcheidende und Trennende aufzuweifen, fo den Boden, in dem alle 
Einzelheiten wurzeln und verbunden find, Har zu legen und dadurd für die unendliche 
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Mannigfaltigfeit der praftifchen Fragen und Fälle fonjequente und reihhaltige Entſcheidungs— 
normen zu gewinnen. [Siernad war die Aufgabe der römifhen Wiſſenſchaft feine weſent— 
lich andere, als fie der heutigen gegenüber einem neuen Geſetzbuche obliegt. Es gilt aud 
hier nachzuweiſen, dab die einzelnen „Beitimmungen“ nicht vereinzelte und pofitive find, 
fondern aus höheren allgemeineren Anſchauungen herrühren, von denen der Geſetzgeber be- 
wußt oder unbewußt geleitet wurde, und womöglich, daß diefe Anfchauungen einem einheit- 
lihen Gedanfenkreife angehören. Auch die römischen Nechtsfundigen der Kaiferzeit hatten 
in den XII Tafeln, dem ius eivile und dem prätorifchen Edikte eine ſolche feite, geichrie- 
bene und ungefchriebene, Rechtsordnung, deren Gedanfen fie entwideln follten (8 17, 1); 
man fann nicht einmal jagen, daß die Nechtsordnung lüdenhafter und unvollfommener ge- 
wejen wäre als ein neueres Gefegbuh. Der gewaltige Unterfchied zwifchen damals und 
jegt aber ift, daß wir die Kunſt der Analyje und Synthefe an den römischen Juriſten 
(nicht durch fie) gelernt haben. Für fie dagegen mußte] der ganze innere technische Bau 
des Rechts erit neu geihaffen werden, und zwar vom Anfange bis zum Ende des gefamten 
Spitems. Von der Bedeutung und dem Wefen diefer Aufgabe, ja von ihrem Daſein über- 
haupt, hatte man noch feine dee, da der Begriff einer juriftiihen Technik überhaupt noch 
gar nicht im Bewußtjein der Welt vorhanden war. [Eine folde kann ſich da nicht leicht 
bilden, wo die Volfsgemeinde ſelbſt oder ein Ausſchuß naiv nach ungeichriebenem Gewohn- 
heitsrechte die Nechtshändel entfcheidet. Hier ift die Nechtweifung ſtets mehr oder minder 
Nehtichöpfung, unbewußt tritt das Gefühl an Stelle des Rechtsſatzes, und es wird ein 
Rechtsſatz für den Einzelfall gefunden. In Rom aber ift von alters her der Richter wie 
der Beamte unter das Geſetz geftellt. Das ijt die Folge der ftaatlihen und Gerichts-Orga- 
nifation und vor allen Dingen der frühen Aufzeichnung des Landrechtes.) So führten das 
wirflihe Leben und das praftiihe Bedürfnis die römischen Juriſten von felber auf die 
Technil hin. Eben darum bejteht ihre Wiſſenſchaft aud nicht in einem Suchen nad ab- 
itraften Prinzipien und ihrer theoretifchen Entwidlung, ſondern fie iſt eine rein praftifche, 
unmittelbar durch das Leben und das praftifche Bedürfnis angeregt, unmittelbar auf deſſen 
Befriedigung gerichtet. Dabei aber gehen fie nicht in bewußter Weife induktiv und deduftiv 
zu Werke, fondern fie entfalten ein jo wunderbares Talent der unbewußten naiven Pro- 
duftion, daß fie einzig und unerreiht dajtehen. Sie haben gewifjermaßen die jchöpferifche 
Kunſt des Nechts, der die erflärende Theorie erit nachfolgt. Jeder Fall, jedes Verhältnis 
ericheint ihnen fofort im Lichte der maßgebenden Nechtsfäte, und mit faſt unfehlbarer Sicher: 
heit treffen fie die Entjcheidung der entitandenen Nechtsfrage.. Das Prinzip mit feinen 
Folgen jteht feit vor ihrem Auge, aber nur in unmittelbarer Intuition; es abitraft jcharf 
auszusprechen, im Grunde genau darzulegen, halten fie einerfeits nicht für nötig, find aber 
andererjeits auch nicht fühig dazu. Sie geben oft geradezu falihe Gründe, und wenn fie 
Prinzipien und Begriffe abitraft bejtimmen und entwideln wollen, werden jie rhetorisch, 
ſelbſt trivial, und verfallen fofort wieder in die Einzelenticheivungen. [Im Gegenjage zu 
den jpätrepublifanifchen Juriſten, die in der Bildung von Nechtöregeln das Heil jehen 
($ 32), erflärt ein Jurift der Hadrianifchen Zeit: omnis definitio in iure eivili perien- 
losa est (D. 50, 17. 202).] Syſtematik hat eben für fie feinen Wert und jteht auch in 
ihren Werfen noch auf der unterften Stufe. 

Ihre Wiffenfchaft bleibt darum weſentlich fajuiitifch, aucd) ihre Kommentare und Syiteme 
find kaſuiſtiſch, aber es iſt nicht jene ſpitzfindige ſcholaſtiſche Kaſuiſtik, die ſich darin gefällt, 
möglichjt fonderbare und paradore Kombinationen zu löfen, fondern eine lebendig-praftifche, 
die nur den Reichtum und die Mannigfaltigfeit des wirklichen Yebens zu erfaflen und zu 
beherrſchen bejtrebt iſt. 

Fragt man nach dem inneren Werte der Ergebniſſe der römiſchen Rechtswiſſenſchaft, 
jo iſt die althergebrachte Anfiht, daß fie die Entwidlung des reinen Naturrechts enthalte. 
In gewifjer Weiſe ift dies richtig. Die römischen Juriſten der klaſſiſchen Zeit haben in 
der That dem Rechte vielfach die nationalen Beionderheiten abgejtreift und es zum Welt- 
rechte ausgeweitet. Noch mehr ficht das fo aus in der Nuftinianifchen Kompilation: denn 
hier ift eine große Anzahl in klaſſiſcher Zeit noch durchaus gebräuchlicher nationaler In— 
jtitute grumdfäßlich befeitigt (Mancipation, Fiducia, Sponfion und Fideipromiſſion, Adſtipu— 
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lation). Immerhin fonftruieren die römifchen Juriften bei allgemeinen Rechtsbegriffen, wie 
Beſitz, Eigentum, Obligation, Vertrag und anderen in der Negel nit aus den be- 
fonderen Geſtaltungen der nationalen Gewohnheit, fondern jelbitändig aus ben naturalen 
Elementen der Begriffe felber; alfo 3. B. aus den abjtraften Begriffen bes rechts- 
fähigen Eubjefts und Objekts, des Willens, der Willensvereinigung , der Gebundenheit des 
Willens u. ſ. w. [Die Juriften verftärten den Anfchein, als bauten fie die Dinge wirklich 
rein begrifflih a priori auf, durch zwei Eigentümlichfeiten. Sie bezeichnen einmal manche 
Inftitute (mie Tradition, Decupation, Alluvion) und einzelne Rechtsſätze (superficies 
solo cedit) als naturgemäße (naturalis ratio, naturale ius), fie fegen fie dem ius civile 
entgegen und übertreiben ihre Lehre fogar dahin, daß eivilis ratio naturalia iura cor- 
rumpere non potest (D. 7,1. 45; 43,16. 1, 27; 9,2. 50; 50,16. 42; 4,5. 8; Gaius 
2,66, 69 6q.; Ulpian. 28,9). In ähnlicher Weife handhaben die Nuriften auch die aequi- 
tas: fie reicht bei ihnen über die „Billigfeit“ und verfhwimmt manchmal geradezu 
mit dem Naturrehte (D. 38,8. 2; 41,1. 9, 3; 49,15. 19 pr.) Mit der aequitas 
werben nicht nur Einzelentfcheidungen bequem — — (D. 18,4. 2, 3), ſondern auch 
civile und prätorifche Rechtsinſtitute innerlich gerechtfertigt (D. 12,6. 14 und 66; Gaius 
4,71. 75), ja fie wird den Juriften zu einem höheren Maßjtabe, nad) dem fie das bürger- 
liche Recht fritifh beurteilen (D. 2,14. 7, 10; 15.1. 32 pr.; 44,4. 1, 1).] Wenn 
man in einer ſolchen abftraften Entwidhung ber Elemente Naturrecht ſehen will, ſo iſt 
dieſes allerdings im römiſchen Rechte vielfach enthalten. Indes darf man ſich darüber nicht 
täuſchen, daß jene ganze Auffaſſung eine durchaus einſeitige iſt, die dem Reichtume des 
Rechtslebens an Bildungen und Begriffen in keiner Weiſe genugthut: eine andersartige Ent— 
faltung der ſocialen Verhältniſſe, als das römiſche Leben ſie hatte, mußte notwendig eine 
andere Auffaſſung und Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe und andere Rechtsbegriffe hervor— 
rufen. Man denke z. B. nur an Grundeigentum und Hypothekenweſen. Eben darum kann 
man den Wert der römiſchen Auffaſſungen auch nicht in ihrer abſoluten Zweckmäßigkeit 
für die Lebensverhältniſſe finden. Denn dieſe unterliegt bei veränderten Grundlagen des 
ſocialen Lebens, wie ſie bei uns eingetreten ſind, vielfach ganz anderen neuen Anforde— 
rungen, denen bie römiſchen Beſtimmungen keineswegs immer entſprechen. Daß endlich 
der Wert der römiſchen Jurisprudenz auch nicht in der wiſſenſchaftlichen Form ihrer Theorie 
liegt, iſt ſchon oben bemerkt. Das, was eigentlich den Wert der Wiſſenſchaft der Juriſten aus: 
macht, ift vielmehr die Begründung und Ausbildung der juriftiichen Technif, d. h. der fcharfen 
Erfaffung, Sonderung und entjprehenden Durhführung der einzelnen Elemente der Nechts- 
begriffe und Nechtsverhältniffe. Ihre Kafuiftif beruht nie auf einem bloßen allgemeinen 
Rechtsgefühle, weldes nur nad) dem Gefamteindrude eine letzte billige und zwedmäßige Ent- 
ſcheidung fucht, fondern fie operieren ſtets nur mit genauer Scheidung der verjchiedenen 
rechtlichen Elemente, Rüdfichten und Standpunfte, die in einem Verhältniſſe liegen, und 
erreichen das Nefultat dann durch fonjequente Verfolgung und entiprechende Verbindung. 
Die Billigfeit und Zwedmäßigfeit des Ergebnifjes ift erjt eine fefundäre Frage, die wieder 
ihre befondere Beurteilung hat. Nicht unpafjend nannte Leibniz dies ein Rechnen mit Be- 
griffen. Es führt allerdings nicht felten zu einem etwas jtarren Begriffsformalismus, allein 
wir verdanfen ihm die fcharfe Gliederung des Rechtsſyſtems bis in feine feinsten Elemente 
hinein, die durd das römische Recht die Grundlage unferer Wiffenfchaft geworden ift. In 
diefer Beherrichung der juriftifchen Technik ftehen ſich im weſentlichen alle römischen Juriſten 
gleich, fie find in diefer Beziehung bei aller individuellen Verfchiedenheit dod), wie Savigny 
einmal jagt, gewifjermaßen fungible Perfönlichfeiten, und darauf beruht es, daß wir in 
dem unendlichen Detail ihrer Kafuiftit doh ein Syſtem von fo merkwürdiger Konjequenz 
finden. 


8 47. Tas ius respondendi. Ein wefentliches Element in der Entwidlung der 
römischen Rechtswiſſenſchaft bildet die große praftifhe Bedeutung, die ihren Aus- 
ſprüchen zu teil wurde. Sie beruhte zunächit Shen auf der natürlichen Macht, die die 
Wiffenichaft als folde auf die unftudierten Beamten und Geſchworenen ausüben mußte. 
Tazu fam, daß die bedeutenderen Juriſten meiftens eine hohe politifche Stellung einnahmen 
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und damit ihr perfönliches Anſehen auf ihre Schriften übertrugen. Sie waren häufig 
Beamte, Freunde (amiei) und Räte der Kaifer, d. h. Mitglieder des faiferlichen consilium, 
welche aus der Zahl der amici gewählt zu werben pflegten, nämlich der Männer fenato- 
rifchen oder ritterlihen Standes, welche die nähere Umgebung des Princeps bilden ($ 44). 
Die Hauptfahe war indejjen eine eigentümliche politifche Einrichtung, die fhon Augustus 
eingeführt hat, das fogenannte ius respondendi. Pomponius erzählt, Auguftus habe, 
„ut maior iuris auctoritas haberetur“, beftimmt, „ut ex auetoritate eius responderent“ ; 
die folgenden Kaifer hätten dies weiter geführt, und immer einzelnen Juriften das „ius 
publice respondendi* erteilt (benefieium dari coepit). Jedenfalls wurde dies Necht 
älteren und vornehmeren Männern verliehen; es jcheint auf ftabtrömifche Juristen beſchränkt 
geweſen zu fein, was nicht ausfchließt, daß einmal ein Konful mit dem Patente fich in 
der Provinz aufhielt (Fronto, Ep. ad am. 2,10 (6)). Das ift indes nicht fo zu denen, 
als ob den nichtpatentierten Juriſten das utachtenrecht entzogen worden wäre; es iſt fein 
Vorreht, um das man fih, wie etwa um das Dreikinderrecht, beim Kaiſer bewerben 
fonnte, fondern es ift eine Auszeichnung für verdiente Nechtsfenner. Dies fcheint die Mei: 
nung des Kaifers Hadrian nad einer dunfelen Stelle des Pomponius ($47). Thatſächlich 
aber entjtanden allerdings zwei Schichten von Juriſten. Denn nur den Reſponſen der 
patentierten wird ein Einfluß auf die richterlichen Urteile eingeräumt. Die Gutachten werden 
daher jegt nicht mehr mündlich erteilt oder in einem Briefe an den Richter, ſondern be- 
fiegelt (signata), d. 5. im verfchloffenen Diptychon ($ 55) der Partei übergeben (der In— 
halt des Gutachtens war jedenfalls auf der Außenfeite wiederholt, der Partei alſo befannt) ; 
begründet brauchten die Gutachten nicht zu fein. Sie enthielten aber immer eine gedrängte 
Darftellung des Sadverhaltes; denn hier wie bei den Kaiferreffripten ($ 42) ift die Wahr- 
heit des Vortrages Vorausfegung für die Wirkfamfeit der Entfcheidung. An eine eigent- 
lich gejegliche Geltung der responsa darf man dabei nicht denken, ſchon darum nicht, weil 
ja immer auch widerjprechende Reſponſen leicht möglich waren. Es war mehr nur eine 
moralifche oder politifhe „maior auectoritas“, die fi bei den beftehenden Berhältnifien, 
namentlich der faiferlihen Appellation, von felbft erklärt. Die Möglichkeit von Wider- 
fprüchen zwifchen den Reſponſen fowohl der lebenden als der verjtorbenen Juriſten machte 
fi natürlich bald geltend und wurde um fo wichtiger, weil man das größere Anfehen der 
privilegierten Juriſten bald von ihren Refponjen auch auf ihre fonjtigen Schriften und Aus- 
ſprüche übertrug. Hadrian bejtimmte daher, daß, wenn die Anfichten und Ausſprüche 
aller privilegierten Juriſten übereinftimmten, fie „legis vicem* haben follten, bei Wider- 
fprüchen aber der Richter freie Wahl behalten folle!. Damit war der Anfang einer eigent- 
lich gejeglichen Kraft der Wifjenfchaft und ihrer Lehrſätze gemadt. Es konnte nicht fehlen, 
daß dies auch auf fie felbit zurüdwirkte und daß die Juriſten in der Behandlung des Rechts 
und der Interpretation der Geſetze allmählich einen bedeutend freieren Standpunft einnahmen, 
als er an fich eigentlich der Theorie zufteht und bei uns zuläffig iſt. 


848. Stellung der Rechtswiſſenſchaft. Die Nehtswiffenihaft erlangt in der 
Kaiferzeit dur die Veränderung des Staatslebens eine andere Stellung als früher. Die 
monarhifhe Ordnung des Staates wies dem Chrgeize und dem Talente eine andere Lauf- 
bahn an als im Leben der Nepublif. Statt der Politik war jest hauptjächlid die innere 


1 [Die Auslegung von Gaius 1,7 ift ftreitig: f. Krüger, Rechtsquellen S. 113. Die Außerung 
für verworren und irrtümlich zu erklären, fcheint in einer folden frage nit anzugehen. Man muß doch 
wohl daran feithalten, dak Gajus wirkliche Prozeßgutachten im Auge hat, die dem Richter vorgelegt 
werden; jtimmen fie überein, jo ift der Nichter an diefe Enticheidung gebunden. Gajus nennt die 
responsa prudentum unter den Necdhtsquellen. Da kann er das Wort nur im tehniihen Sinne 
nehmen. Die Erläuterung mit sententiae et opiniones, Urteile und Darlegungen, iſt nicht geichidt; 
aber man ift jchwerlich berechtigt, diefe Worte in folhem Zufammenhange auf den Gejamtinhalt der 
Suriitenichriften zu beziehen. Ein Erlaß Hadrians, der Nichter dürfe bei Uneinigkeit unter den 
Juriftenichriften nad) freiem Ermeſſen enticheiden, jcheint mir unmöglid. Wohl aber kann der 
Kaifer auf Anfrage fih dahin geäußert haben: wenn die vorgelegten Gutachten ſich widerſprechen, 
folle der Richter feiner eigenen, nicht einer der „juriftenmeinungen folgen.) 
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Verwaltung und namentlich die Juftiz das Feld, auf dem man zu Anfehen und Ehren ge- 
langen fonnte. Dabei trat aber jet, mehr und mehr das Bedürfnis eigentlicher Fachkennt— 
nifje zur gehörigen Verwaltung der Ämter hervor. [Die höhere profuratorifhe Laufbahn 
war in der erjten Kaiferzeit ausfchließlich eine militärifhe. Die faiferlihen Vermwaltungs- 
beamten find durdgängig frühere Offiziere. Später aber — etwa jeit Hadrian, vielleicht 
Schon früher — fommt daneben eine rein bürgerliche juriftifche Vorbildung auf, welche, wie 
es fcheint, der militärifchen gleichberechtigt wurde!.] Die Kaifer fuchten möglichſt Männer 
von anerfannter juriftiicher Bildung für die höheren Ämter und zu ihren Ratgebern zu ge: 
winnen. Das ficherjte Mittel, juriftiiche Befähigung zu zeigen, war aber, fid) als Reſpon— 
dent, Lehrer und Schriftjteller hervorzuthun. Demgemäß jehen wir, daß es die gemöhn- 
lie Yaufbahn der bedeutenderen Juriften war, als Lehrer und Nefpondenten anzufangen 
und dann allmählich zu Ämtern und in den Nat der Kaifer aufzufteigen ®. 


849. Der Rechtsunterricht. In Verbindung mit diefer jtärferen Beteiligung an der 
Rechtswiſſenſchaft jteht die Ausbildung eines ſchulmäßigen juriftifchen Unterrihts. [Im Be- 
ginne der Kaiferzeit war der Nechtsunterricht von der republifanifchen Weife nicht wejentlich 
verſchieden. Er bejtand darin, daß befannte Nechtögelehrte öffentlich Gutachten erteilten 
(publice respondere): die Jünger hörten zu; es wurde über den Fall verhandelt (tractare) 
und gejtritten (disputare). In diefer MWeife „lehrten“ Labeo und fpäter 3. B. Nerva, 
Javolen (D. 40,2. 5) — vornehme Männer, die man nicht zu gewöhnlichen Nechtölehrern 
jtempeln darf. Erſt allmählih famen — dod wohl nad dem Mufter der feit Tiberius 
eingebürgerten Rhetorenfchulen — Anftalten für den Rechtsunterriht auf. In einer ſolchen 
Schule lehrte fiher Sabin, wahrfheinlih aud Profulus. Hier wird der Unterricht ſyſte— 
matifch getrieben. Es werden zur Einführung zufammenhängende Vorträge gehalten (in- 
stituere) und dementſprechend Yehrbücer für den Anfangsunterricht geſchrieben (institu- 
tiones, regulae); im weiteren Fortſchritte werden dann auch einzelne Fragen und Rechts— 
fälle behandelt. Mit dem Zudrange zur profuratorifhen Laufbahn wuchs das Bedürfnis 
nad) juriftifcher Gewandtheit und Geübtheit. Und jo werden zur Zeit des Pius zahlreiche 
„stationes ius publice docentium et respondentium* erwähnt (Gellius 13,13). Man 
fann jie nur als private Lehranſtalten für Rechtswiſſenſchaft auffaffen. Gegenüber den 
römischen Schulen traten die außeritalifchen noch zurüd: auch die Provinzialen kamen ſehr 
zahlreih nah Rom, um zu ftudieren (D. 5,1. 18,1; 12,1. 17 u. a.). Die berühmten 
Rechtsſchulen in Beryt, Cäfaren und Alerandrien find erſt viel fpäter entitanden; die von 
Beryt wird zuerjt unter Severus Alerander erwähnt. ] 


S 50. Die beiden Jurijtenfhulen. In den Anfang der Kaiferzeit fällt die 
Begründung der beiden berühmten „sectae* oder „scholae* der Sabinianer und Profu- 
lianer. Ihre Entftehung und Bedeutung find nod immer nicht far, wohl hauptfächlich 
darum, weil der Urjprung etwas anderes war als die fpätere Ausbildung. Der erite 
Anfang lag in einem rein individuellen Gegenfage zwijchen zwei bedeutenden Juriſten. 
M. Antiftius Labeo und C. Atejus Capito waren anerfannt die beiden erjten 
Juriſten unter Augujtus, „decora paeis“, wie Tacitus (ann. 3,79) fagt. Beide waren 
aber nah Anlage, Charakter und geijtiger und politifcher Richtung volljtändige Gegenſätze. 
An der Grenzſcheide der Nepublif und Monarchie ftehend, waren jie gewifiermaßen die theo- 
retifchen Nepräfentanten beider. Yabeo?, aus alter plebejiiher Familie, war wie jein 
Vater, der mit Brutus bei Philippi gefämpft und ſich jelbit den Tod gegeben hatte, ſchroffer 
Republifaner, „incorrupta libertate*, mie Tacitus jagt. Verſchiedene Eleine Anekdoten 
von ihm bejtätigen ed. ein eigener Gegner Gapito ſchrieb von ihm, er fei ein ausge 
zeichneter Rechtögelehrter geweien (eum iuris eivilis doctum adprime fuisse), und fügt 


R Rn. D. Hirſchfeld, Unterfuhungen auf dem Gebiete der römischen Verwaltungsgeichichte I (1877) 
j *Bgl. Bremer, Die Rechtsiehrer und Nechtsichulen im römischen Naiierreiche. 1868. Dazu 
die Kritit von Degenfolb in der kritiſchen Vierteljahrsichrift XIV 517. 

U. Pernice, M. Antiftius Labeo. 2 Bode. 1873. 78. 
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hinzu: „sed agitabat hominem libertas quaedem nimia atque vecors“ (Gellius 
13,10). Gapito dagegen, aus einer erjt in Sullanifcher Zeit heraufgelommenen ‚Familie, 
entwidelte ein ſolches „absequium“ gegenüber den Gewalthabern, wie es Tacitus nennt, 
daß er zwar bei Auguftus und Tibertus in hohen Ehren ſtand (cos. 5 p. C.), aber durd) 
jervile Schmeichelei in allgemeine Verachtung fam: fie war um fo größer (insignitior in- 
famia fuit), jagt Tacitus, quod bonas domi artes (feine umfafjende Rechtskunde) deho- 
nestavisset. Beide waren Schriftiteller und Lehrer, Yabeo aber weit überwiegend an Geift, 
Gelehriamfeit und allgemeiner Bildung. Pomponius charafterifiert den wiſſenſchaftlichen 
Unterfchied beider jo: „Labeo ingenii qualitate et fidueia doctrinae plurima ınnovare 
instituit, Capito in his, quae ei tradita fuerant, perseverabat.“ Offenbar mar der 
ganze Gegenſatz danach ein höchſt individueller und vorzugsweife auf dem eigentümlich her- 
vorragenden Geifte und Charakter des Yabeo beruhender. Indeſſen führte er zu einer Reihe 
einzelner praftiicher Nechtsfontroverfen, in denen er aud in Schülern ohne die Jndividua- 
lität der Lehrer fortleben fonnte. Ungmweifelhaft jtand jedoch die fürmlihe Scheidung von 
zwei eigentlichen „sectae“ oder „scholae* mit der jchulgemäßen Ausbildung des Unter: 
richts und den verjchiedenen fejten „stationes“ in Berbindung!. Die scholae waren nidt 
bloß ideelle Richtungen der Wiſſenſchaft, fondern beruhten auf diefen verfchiedenen Unter- 
richtseinrihtungen und Anitalten, in denen bejtimmte Anfichten traditionell fortgepflanzt und 
von bejtimmten Lehrern vertreten wurden. Die alten individuellen Gegenfäge von Yabeo 
und Gapito verfchwanden dabei vollftändig, nicht nur der politifche, fondern aud) der wiſſen— 
ichaftlihe von jpefulativer und pofitiver Nichtung. Der Unterfchied der Schulen löfte fich 
in eine Reihe einzelner, zum Teil jehr unbedeutender Kontroverfen ohne alle tendenziöfen 
Unterfchievde auf?. Doch war der Streit von großem Einfluß auf die Wiffenfchaft, zu- 
nächſt jchon durch die allgemeine Steigerung des Intereſſes für juriftifche Fragen und dann 
namentlih dur die Schärfung der Dialektik und PBolemit. 

Den Anfang der eigentlichen Schulen hat man ziemlich bald nad) Labeo und Gapito 
jelbjt zu fegen; darauf deutet wenigſtens, daß die Schule des Capito nad) feinem unmittel- 
baren „Nachfolger” Sabinus benannt wurde und die des Yabeo nah einem zweiten 
Nadhfolger Profulus. Fortgedauert haben die Schulen bis auf Hadrian. Noch bei 
Gajus, der ſelbſt Sabinianer ift, tritt der Streit ſehr hervor |: das erklärt fi, wenn man 
annimmt, daß er fern von Nom war. Bei feinem Zeitgenofjen Pomponius erjcheint der 
Schulgegenſatz bereits völlig verwifht. Er nennt zwar in feinem Abrifje der Nechtsgefchichte 
die Hadrianischen Juriſten Gelfus und Julian als legte Schulhäupter. Aber in feinen 
fonjtigen Schriften iſt feine Stellung zu den einzelnen Kontroverien ſowenig ausgeprägt, 
daß man darüber ftreitet, welcher Schule er felbit angehörte. Wie und warum die Schulen 
aufhörten, ijt unklar. [Man könnte vermuten, daß die Wiſſenſchaft durch die großen 
Juriſten der Hadrianiſchen Periode auf andere Probleme als die Schulfontroverfen hinge- 
wiefen wurde und daß andere Gegenfäge an Stelle der abgelebten traten ®.] 


I Schrader, Seidelberger Jahrbb. 1823. S. 979. Bremer, Nedtsiehrerdie. S. 68 ff. 

2 Völlig veraltet ift: Vitae tripertitae letorum veterum a B. Rutilio, I. Bertrando, G. 
Grotio conseriptae, ed. I. C. Franck. 1718. 4 Zimmern, Geſchichte des röm. Privatrechts 
11 263—401. Krüger, Rechtsquellen S. 147—228, . 

3 [Zur Ergänzung der obigen Darftellung iſt auf folgende Punkte binzumweifen. 1. Der von 
Vomponius geſchilderte Gegenſatz zwiihen Labeo und Gapito läßt ſich nicht an ihren Schriften 
nadhprüfen. Bon Capito giebt es fogut wie feine privatrechtlihen Außerungen. Es iſt höchſt aufs 
fällig, daß die Folgezeit fih auf Yabeo überall, auf Capito gar nicht als auf eine Autorität beruft. 
Dies läßt fi nicht aus feinem „Berharren beim Überlieferten“ erflären. Mit feiner Stellung als 
Schulhaupt iſt es faum vereinbar. 2. Man hat neuerdings (Schanz, Philologus XLII XII) ausge: 
führt, Yabeo jei in grammatiſchen fragen Analogiit geweien: er habe die Sprade angeſehen ald durd) 
Geſetzmäßigkeit (ratio) beherricht (Festus v. penatis, p. 253); die Anomaliften laffen den Gebrauch 
(usus) enticheiden. Träfe dies für Yabeo felbit zu, fo wühten wir doch noch nicht, wie Gapito dachte. 
Wie die Übertragung der Grundiäge der Analogiften auf die Rechtslehre überhaupt vorzuftellen jei, 
ift ſchwer zu jagen; jedenfalls ift in Labeos Schriften fein „analogiftiihes“ Verfahren zu entdeden. 
3. Die Hoffnung, daß eine vollitändigere Sammlung der Schulftreitfragen (ald Dirkien, Beiträge. 
1825. I) mehr Yicht über den tieferen Gegenfag verbreiten werde, ift trügeriſch. her find einzelne 
Schulſtreitfragen, als bloß verfönlihe Meinungsverichiedenheiten, auszufondern. Es wird dabei bleiben 
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8 51. Von der Gefchichte der einzelnen römischen Juriften wiſſen mir nicht viel. 
Die römische Geſchichtſchreibung der Kaiferzeit fchrumpft ja [bei den römischen Hiftorifern] faft 
ganz zu einer Geſchichte der Kaifer zufammen. Was mit diefen nicht in Berührung tritt, 
wird der Vergeſſenheit überlaffen. Daher, erfahren wir von den Juriften immer nur einzelne 
gelegentliche Notizen, wenn fie höhere Ämter hatten oder fonjt in die Kaiſergeſchichte ver- 
widelt wurden. Und dazu fommen eine Reihe von Inſchriften. Von vielen fennen wir 
geradezu nichts al3 ihre Namen und ihre Bücher. Man darf ſich aber auch die Zahl diejer 
ſchriftſtellernden Juriften nicht zu groß denfen und nicht etwa heutige Maßſtäbe anlegen. 
In den Pandekten find 39 Schriftteller ercerpirt, davon find 34 aus der Zeit von Auguftus 
bis in die Mitte des dritten Jahrhunderts. Sie waren zwar nicht die einzigen, aber dod) 
mit wenigen älteren Ausnahmen die einzigen bedeutenden. Außerdem fennen wir noch etwa 
30—40 Namen. Darüber hinaus fann es nichts Nennenswertes mehr gegeben haben. 

Die Juriften der erften anderthalb Jahrhunderte der Kaiferzeit gruppieren ſich begreif- 
licherweife um die Schulen. Der Nachfolger des Capito war Mafurius Sabinus. Er hat 
fein höheres Amt befleivet, lebte zuerjt in bürftigen Verhältniffen und wurde von feinen 
Schülern unterftügt. Er war Nechtslehrer und erhielt von Tiberius das ius respondendi. 
Daß er bis in Neros Zeit gelebt habe, wird vielfach, wahrſcheinlich nicht mit Necht, ange- 
nommen (Gaius 2, 218). Sein berühmtes Werf libri III iuris eivilis bildete den Mittel: 
punkt der fpäteren Civilrechtswiſſenſchaft. Ihm folgte als Schulhaupt fein Schüler (D. 4, 
8.19, 2) C. Caſſius Longinus, Konful im Jahre 30, 65 von Nero verbannt; er jtarb bald 
nah feiner NRüdberufung durch Befpafian (c. 72). Er mar als Jurift fehr einflußreich 
(Taeit. ann. 12, 12), namentlid aud als Schriftiteller durch feine libri iuris eivilis (in 
Javolens Auszuge 15 Bücher). Nach ihm, ihrem „princeps et parens“ wird die Schule aud) 


müffen, daß ein grundfäglicher Unterfchied der Aufiaffung und der Methode nicht nachweisbar iit. 
Der legte Verſuch fchreibt den Profulianern Feithalten an römiſch-republikaniſchen, den Sabinianern 
Neigung zu naturalen und peregrinifchen Rechtsanfhauungen zu und findet hier die beginnende „Ent- 
nattonalifierung“ des römischen Rechtes. Mit Pompenius’ Schilderung der beiden Schulhäupter fteht 
das in jeltiamem Wideripruche: von ihnen aber wichen die „Nachfolger* nicht ab (adhuc eas dissen- 
siones auxerunt). 4. Der Vergleich der Juriftenichulen mit den griechifchen Bhilofophenichulen drängt 
fi auf; es fieht jo aus, als habe ihn Pomponius veranlaffen wollen, wie es die römischen Juriften 
lieben, ihre Wiſſenſchaft neben die PVhilofophie zu ftellen. Er fagt: veluti diversas sectas fecerunt: 
secta aber ift der Kunſtausdruck für den Thiafos (D. 50, 5. 8, 4). Er läßt immer ein „Schulhaupt“ 
dem anderen „nachfolgen“ (succedere) wie die griehiiden Archonten; dabei gerät er in Verlegenheit 
bei Zeitgenoffen: Nerva, Profulus, Xonginus; Celfus und Neratius; Aburnius, Julian und Tufcian. 
Näher zugejehen it der Vergleich mit den griehiichen Schulen äußerlich und innerlich völlig undurd)- 
führbar. Die Philofophenihule ift, wie wir jegt wilfen (Wilamomwig, Antigonos (1881) S. 263 ff.), 
ein Eranos, auf ewige Dauer angelegt, durd religiöfe Gemeinschaft zufammengehalten, mit einem 
lebenslänglihen Borftande und anderen Beamten, mit eigenem Vermögen und Monatäbeiträgen, mit 
gemeinjfamen Mahlzeiten der Genoſſen (Athenaeus 5, 2). Diefer Organijation entſpricht in Nom genau 
das Kollegium. In der Kaijerzeit würde dies — anders als nad attiſchem Rechte (D. 47, 22. 4) — 
einer Entbindung vom Verbote der lex Iulia bedürfen. Davon ift nicht die Nede: die römiſche 
Juriſtenſchule ift ein ganz freier Verein; bei den vielfahen Erörterungen über die Unentgeltlichkeit 
des Unterrichtes hätte von den Brüderfchaften die Rede fein müſſen. Sadlidy aber ift der Philo- 
jophenverein nicht eine Einrichtung bloß für den Unterricht, fondern zu gemeinichaftlicher Arbeit; er 
iſt nicht anders zu denfen als die Schulen der Maler, Ärzte und Sänger (Diels, Philoſ. Auifäge, 
Seller gewidmet, S. 243 ff... Die Schüler tragen dem Meifter den Stoff zu, helfen ihm bei der 
Vorbereitung und nehmen teil an der wiſſenſchaftlichen Verarbeitung: die Werke erfcheinen vielfach 
als Gefamteigentum der Schule. Etwas Ähnliches könnte man vielleicht bei den auditores Servii 
finden (Pomponius $ 44); ficher aber nicht bei den fpäteren Schulen. 5. Daß die Schulhäupter in 
ähnlicher Weiſe wie Eabin Rechtslehrer waren, läßt ſich nicht erweifen. Es ift ſehr unwahricheinlich, 
daf fie eine berufsmäßige Lehrthätigkeit neben einer amtlichen Stellung ausübten; höchſtens Fönnte 
fie deshalb in ihre jüngeren Jahre fallen. So müßte Cafjius, der im Jahre 30 Konſul war, zu 
einer Zeit gelehrt haben, wo Sabin noch in voller Kraft ftand. Cälius Sabinus, Konjul von 
69, ift ihm „gefolgt“, als er fhon Prätor war, wenn es bei Caſſius Verbannung (65) geſchah. 6. Um 
nicht bloß zu verneinen, jo wage ich zu vermuten: Die sectae waren die ehemaligen Schüler der 
beiden älteften und angeiebenften stationes. Diefe traten als Nebenbuhler in einen wenig greifbaren, 
mehr gefühlten wiſſenſchaftlich-politiſchen Gegenſatz, etwa wie Orford und Cambridge. Die Schüler 
halten ihren Zujammenhang und ihre Traditionen im jpäteren Leben feft, vielleiht waren einzelne 
davon ſelbſt Yehrer an der statio geweien: ihr „Haupt“ ift das gerade lebende hervorragendfte alte 
Mitglied der statio (dev senior wrangler), das dann jeinerfeits die alte Anstalt ſchützt und fördert. 
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Caſſiana genannt (Plin. ep. 7, 24). Daß Caſſius Rechtslehrer war, läßt ſich nicht er- 
weiſen, aber öffentlich Gutachten erteilt hat er ſicher (D. 4, 8. 40). Auf ihn folgt als Schul— 
haupt (En. Arulenus) Caelius Sabinus, cos. 69, nad Pomponius unter Veſpaſian be- 
deutend: wir fennen von ihm nur einen Kommentar zum Ädilenedikte. Der hervorragendite 
Führer der Sabinianer iſt C. (L.?) Javolenus Priscus (cos. vor 90); er befleivete unter 
Domitian und Trajan die wichtigſten militärischen und Verwaltungsämter (CIL. III 2864; 
Ephemeris epigr. 5, 652; D. 40, 2. 5). Außer mehreren Bearbeitungen älterer Werke 
fchrieb er namentlih 14 Bücher Epifteln voll feiner Erörterungen praftifher Fälle. Ihm 
folgen gleichzeitig unter Hadrian: (X. Fulvius) Aburnius VBalens, aus vornehmer fena- 
toriſcher Familie (Orelli 3135), fpäter anſcheinend im consilium Hadrians, als Schrift— 
fteller aber nicht bedeutend, ein ganz unbefannter Tufcian und Julian ($ 52). 

Die Schulhäupter der Profulianer find nacheinander M. Coccejus Nerva, der 
Freund des Tiberius (cos. vor 24, F 33), der nad) Pomponius' Berichte durch feinen Wider: 
fpruch gegen Sabin die Schulftreitigfeiten „noch vermehrte” ; dann Profulus, von dem die 
Schule den Namen trägt; im Staatsdienſte fcheint er nicht geweſen zu fein, wiſſenſchaftlich 
aber hat er vielfach eingegriffen; wir fennen von ihm nur Briefe in mindeſtens 11 8. Er 
überragt feine beiden Zeitgenofjen, den jüngeren Nerva (den Vater des Kaiſers, Konful furz 
vor 43)! und einen fonjt gänzlich unbefannten Zonginus. Ferner Pegaſus: er war von 
niedriger Herkunft, begann, wie es fcheint, als Nechtslehrer, war Konful unter Veſpaſian, 
Stadtpräfeft unter Domitian ; er war wegen feiner Gelehrfamfeit berühmt („liber, non homo“): 
wir find aber aufer ftande, diefen Ruf nachzuprüfen. Weiter Celfus der Ältere: fein 
Sohn bezieht fih mehrfach auf feine Ausfprühe; Schriften von ihm find nicht befannt. 
Endlich gemeinfam Celſus, der Sohn ($ 52), und 2. Neratius Priſcus (CIL. IX 
2454 sq.), der freund und Natgeber Trajans (cos. unter Domitian, D. 48, 8. 6). 

Außerhalb der Schulen ftand die Mehrzahl der Juriſten. Wenigftens ift es un- 
möglich, ihre Zugehörigkeit nach äußeren oder inneren Merkmalen feitzuftellen. Zum Teile 
gelingt es nicht einmal, von ihrer mwiljenfchaftlihen Richtung und Bedeutung ſich ein 
ungefähres Bild zu machen. Hervorragend find unter ihnen Titius Arifto, der im 
eonsilium Trajans faß (D. 37, 12. 5), im ganzen aber alö Gelehrter wirkte und einen 
großen Einfluß übte, S. Pedius (vielleicht nod unter Nero und Veipafian): er wies im 
Vertragsrechte neue Wege. 


8 52. Höhepunft und Verfall. Den Höhepunkt erreichte die Rechtswiſſenſchaft 
unter der Regierung des Hadrian und Pius. In diefer Zeit wirkten nebeneinander P. 
SJuventius Celfus (cos. IL. 129: D. 5, 3. 20. 6), einer der fchärfften, aber aud) 
rückſichtsloſeſten Juriften; er hat in der Auffaffung wie in der Darftellung etwas Alter- 
tümelndes, und vielleicht gerade deshalb tritt er in einen perjönlichen wiſſenſchaftlichen Gegen- 
fat zu Salvius Julianus (fein Konfulatsjahr ift unbekannt), der als „ordinator 
edieti praetorii et summae auctoritatis homo* durch feine Schriften (namentlich durch 
feine Digefta in 90 Büchern) einen außerordentlich weitgreifenden Einfluß gewann und als 
Begründer der freieren Richtung der Wiffenfhaft nah Hadrian bezeichnet werden darf. 
Keiner ijt von den fpäteren Schriftitellern foviel benutzt und citiert wie er, in den Pan— 
deften an mehr ala 500 Stellen (abgejehen von feinen eigenen Ercerpten). Cin Schulgegen- 
fat zwifchen Gelfus und Julian findet ich nicht mehr, obwohl Pomponius beide als letzte 
Schulhäupter bezeihnet?. [Endlih Ser. Bomponius: er ift freilich ein weniger felb- 
ftändiger Kopf, hat aber in feinen großen Kommentaren feiner hiſtoriſchen Richtung ent- 
fprehend das bis dahin angejammelte wifjenschaftlihe Material kritiſch verarbeitet. Er 
ſcheint fein Amt befleidvet zu haben: vielleiht war er Rechtslehrer.) Neben dieſen ver- 
Ihwindet Gajus (unter Pius und M. Aurel), der bei Lebzeiten als praftifcher Juriſt 


ı Der Prätor vom Jahre 65 (Taeit. ann. 15, 62), der wegen feiner Verdienfte bei der Piſo— 
niihen Berichwörung von Nero Triumphalornamente erhält, ift der fpätere Kaiſer felbit, nicht fein 
Vater (Orellisdenzen 5435). 

® Buhl, Salvius Julianus. 1. Bd. 1888. 
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fein befonderes Anfehen gehabt zu haben fcheint (vielleicht nur „Brovinzialjuriit” und ohne 
ins respondendi war), der aber durch feine Inftitutionen, feine Syſtematiſierung und feine 
hiſtoriſche Richtung für den fpäteren Unterricht und die heutige Theorie eine ganz befondere 
Wichtigkeit erlangt hat!. [Unter Pius und den folgenden Katfern find bedeutend: L. Volu— 
fius Maecianus, M. Aurel juriftifcher Yehrer, im consilium des Pius, Marcus und Lucius; 
er wurde als iuridiens von Mlerandrien 175 ermordet; Ser. Caecilius Africanus, 
Sultans Schüler und Ausfchreiber (neun Bücher Suäftionen); &, Ulpius Marcellus 
(CIL. III 3807), im Staatsrate M. Aurels (D. 28, 4. 3), der Yulians Neuerungen 
gegenüber eingelenft zu haben jcheint; und U. Gervidius Scaevola (unter M. Aurel), 
der als Lehrer des jpäteren Kaifers Sever und Papinians den Übergang zu der Gruppe 
rein praftifch gerichteter Juriften der Severifchen Zeit bilvet.] Aemilius Bapinianus, 
Domitius Ulpianus und Julius Paulus jind die nah der Meinung der Folgezeit 
berühmteiten von allen. Papinian galt bei den Römern jelbjt als der Gipfel der römi- 
ſchen Jurisprudenz, obaleich er nicht fehr viel geichrieben hat, fat nur responsa (19 Bücher) 
und quaestiones (37 Bücher). Er war praefeetus praetorio unter Septimius Severus und 
als folcher mit auf deilen Feldzuge in England. Bon ihm mit dem Schute feiner Söhne, 
Garacalla und Geta, betraut, wurde er von dem eriteren, dem älteren, ermordet, weil 
er die Ermordung des lehteren verhindern und nicht rechtfertigen wollte (D. 28, 7. 15). 
Ulpian war aus Tyrus gebürtig; allmähli in der profuratoriichen Yaufbahn empor- 
gefommen, aber nie, foviel wir wiſſen, Nechtslehrer, ftieg er bis zum praefectus praetorio 
unter Severus Alerander und wurde von den Trätorianern, deren Zügellofigfeit er 
bändigen wollte, ermordet. Seine vielen Schriften gewannen durd ihre Klarheit und Voll— 
ftändigfeit, die er, ähnlich wie Pomponius, durch Ausnutzung und nicht immer kritiſche Ein- 
arbeitung der Schriften feiner Vorgänger erreichte, eine fole Bedeutung, daß ein ganzes 
Dritteil der Pandeften aus ihnen entnommen it? Paulus war mit oder nah Ulpian 
praefeetns praetorio und der fruchtbarite unter allen römiſchen Juriſten; er jchrieb über 
90 verichiedene, zum Teil jehr große Werfe®, 

Nach diefen, etwa mit der Mitte des dritten Jahrhunderts, hört die produktive Yuris- 
prudenz raſch und volljtändig auf*. Cs trat die Zeit des kläglichen Zerfalles des Neiches 
ein, wo in 50 Jahren 17 Kaifer aufeinanderfolgten und nur zulest Diofletians Thatkraft 
den Staat vom Untergange rettete, 


353. Aud die Schriften der römifhen Juriften darf man ſich der äußeren 
Maſſe nach nicht zu aroß denken und nicht mit heutigem Maße meſſen. Juſtinian ſagt, 
in den Pandelten ſeien die Sriften fämtlicher benutzten Juriſten auf "20 reduziert; danad) 
würde die ganze juriftiiche Literatur der Kaiferzeit nur eima 20--30mal foviel wie die 
Pandeften ausgemadt haben, aljo, da diefe 5 mäßige Oftaubände füllen, nur 100—150 
Dftavbände?. Dabei muß man natürlich die Kürze der lateiniſchen Sprache überhaupt, die 
concife und gedrängte Schreibart der Juriſten und endlich die eigentümliche fategorifche Art 
ihrer Methode, die fait immer nur die Reſultate, nie lange Begründungen giebt, in Betracht 
ziehen. 

Die juriftiihe Schriftitellerei, wie fte uns befannt it, umfaßt das gefamte pofitive 


1 Kuntze, Der Vrovinzialjuriſt Gajus wiſſenſchaftlich abgeſchätzt. 1883. 
BVerniee, Ulpian als Schriftiteller Sitzungsberichte der Berliner Akademie. 1885. S. 446 f. . 

K. Witte, In Erich u. Grubers Eneyklopädie II 14 &. 221 ff. 

FA M. Hofmann, Kritiiche Verfuche (1885) II. 

> [Dieie Berechnung ericheint nicht ohme weiteres annehmbar. Sie bezieht ſich lediglich auf die 
Werke, welde die Kompilatoren noch hatten und fannten: das war aber nur ein Bruchteil der Yitte- 
ratur und namentlich vielfach nur Auszüge umfafjenderer älterer Werke. Yabeo allein hatte 400 
Bücher geichrieben; von Pomponius fönnen wir nahe an 800 nachweiſen: Paulus war mindeftens 
ebenfo fruchtbar; Ulpian ftand wenig inter ihm zurüd. Setzt man nad den Büchern des Cicero 
und Livius den durchſchnittlichen Umfang des volumen auf 36 — 40 Oktavſeiten, io ergeben 10 Bücher 
einen mäßigen Oftavband. Dann belaufen ſich allein die Werfe der ebengenannten vier Schriititeller 
auf 120 Bande.) 
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Recht. Ob auch Rechtsphilofophie und Naturrecht behandelt wurden, läßt ſich nicht ent- 
ſcheiden: von ſolchen Schriften ift natürlich nichts in die Pandekten Juftinians übergegangen. 
Dod ift die litterarifche Bearbeitung nicht eben wahrſcheinlich: die Juriſten fahen im Rechte 
jelbit die Philojophie, veram non simulatam (Ulpian. D. 1, 1. 1, 1). Die einzelnen 
Teile des Rechtes find in verfchiedener Weife und in verſchiedenem Umfange behandelt. Im 
öffentlichen Necht knüpft die Schriftitellerei an die einzelnen Ämter an: es werden An- 
weifungen für deren Verwaltung gegeben (de oflieio consulis, praefeeti praetorio, assessoris 
u. ſ. w.); nad) unſeren Bruchſtücken wird dabei die Rechtiprehung hauptſächlich berüdfichtigt. 
Daneben gehen Schriften über Steuerverwaltung (de censibus), Finanzrecht und Städte: 
ordnung. Das Strafreht wird regelmäßig in Form von Erläuterungen zu den einzelnen 
Sefegen, namentlid den Quäjtionenordnungen, erörtert; zu ſyſtematiſcher Darftellung ift man 
nit gelangt. Dagegen giebt es zufammenhängende Schriften über Strafverfahren (de 
indieiis publieis) und einzelne Fragen daraus (de delatoribus, de poenis). Der Civil- 
prozeß mußte begreiflich zum großen Teile im Zufammenhange mit dem Edikte befprochen 
werden. ber einzelne Punkte wurde monographifch gejchrieben (de interdietis, de con- 
eurrentibus actionibus, de appellationibus, de testibus). Das amtsrehtlihe Verfahren 
wird jelbjtändig behandelt (de cognitionibus). Bei weitem überwiegend aber find die 
Schriften über Privatrecht. 

Der Form nad hatte man ähnlihe Unterſchiede wie bei uns, eregetische, ſyſtematiſche, 
monographifche, kaſuiſtiſche Schriften, unter den verfchievenartigjten Titeln. In der Aus- 
führung waren freilich alle mehr oder weniger fafuiftiich, wie das der Art und Weiſe der 
römischen Jurisprudenz entipricht (S 46). Cine Ausnahme machen nur die Schriften zur 
Einführung in die Nechtsfunde (institutiones, regulae): fie geben einen furzen Abriß des 
gefamten Privatrechtes, arbeiten alſo Civil» und Ediktsrecht ineinander. Für unfere Kennt— 
nis gejhah das zuerjt von Gajus. Sonſt wird durchgängig Civil- und Ediktsrecht ausein- 
andergehalten. Bei dem erjteren wurde das Syitem des Sabinus, das vielleicht wieder 
auf dem des Q. Mucius beruhte, die allgemeine Grundlage. Die größeren Werke darüber 
wurden daher libri ad Sabinum betitelt, jo von Bomponius, Ulpian und Paulus. 
Die Werfe über das prätorifche Necht hatten durchgängig die Form von Kommentaren „ad 
edietum*, fo von Bomponius, Gajus, Ulpian und Paulus. Rein äußerlich ver: 
einigen mehrere der größeren „Digejten“werfe (von Gelfus, von Julian) die beiden Nechts- 
teile: fie fügen an den Ediftsfommentar eine Erläuterung der wichtigiten Geſetze (lex Cincia, 
Faleidia, Papia, Aquilia u. f. w.) und verbinden damit dogmatishe Ausführungen über 
die civilrechtlihen Lehren. Kaſuiſtiſche Schriften find die responsa (Öutachtenfammlungen), 
epistulae (Briefe auf wirflihe Anfragen von Juriſten und anderen, auch bei Gelegenheit 
von Necdtshändeln), quaestiones und disputationes (Erörterungen von Rechtsfällen aus 
der eigenen und fremden Praris, wohl im Zufammenhange mit dem publice respondere). 
Privatrehtlihe Monographieen find nicht zahlreich (de formula hypothecaria, stipulationum 
1. 19 von Benulejus), mehr noch finden fe fi im Ertraordinärrechte (de fideicommissis, 
de manumissionibus, de exeusationibus). 


8 54. Überbleibjel. Die heutige Überlieferung dieſer ganzen Litteratur ift 
äußerjt mangelhaft. Auch nicht ein einziges von allen jenen Werfen iſt vollftändig auf ung 
gekommen! Zwar ift gewilfermaßen die praftifhe Uuinteffenz der ganzen Yitteratur in den 
Ercerpten, die Juſtinians Pandelten bilden, erhalten; allein dabei iſt die alte Geftalt zum 
Teile bis zur Unfenntlichfeit zerftüdelt und forrumpiert !. Außerdem aber find nur wenige 
Bruchſtücke der allgemeinen Zerjtörung entgangen?. Die wicdtigiten find: 


ı Man hat die Bruchitüde der Pandekten nad Verfaſſern und Werfen geordnet und dadurch 
für eine Benutung der Pandelten als Quelle der Nechtigeihichte erit die Grundlage geihaffen. 
O. Lenel, Palingenesia iuris eivilis. 2 Bde. 1889. Das gleichnamige Wert von Hommel, 3 
Bde. 1767 f. ift gänzlich veraltet. 

? Eine vollitändiae Zulammenftellung enthält: Huschke, Iurisprudentiae anteiustinianae quae 
supersunt. Ed. V. 1836. 
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1. Die Injtitutionen des Gajus, ſchon im fpäteren Rom ein vielgelefenes Werk in 
4 Büchern, die erften Inftitutionen, die unferes Wiffens überhaupt gefchrieben find, aus- 
gezeichnet durch Vereinigung des civilen und prätorifchen Rechts zu einem Geſamtſyſteme 
(personae, res, actiones), dur hiftorifhe Ausführungen und eine merfwürdig flare Dar- 
ftellung!. Sie blieben troß der fpäteren nftitutionenwerfe von Marcian, Ulpianu. a. 
überall im Decidente wie im Driente bei Nuriften und Grammatifern im Gebraud), fo jehr, 
daß fie im fechiten Jahrhunderte dort in das weſtgotiſche, hier in Juftinians Geſetzbuch 
mit aufgenommen wurden, in beiden freilich überarbeitet und verjtümmelt. Noch im fünften 
Jahrhunderte wurden fie in der echten alten Gejtalt in Abſchriften in Italien verbreitet, 
und eine ſolche Abjchrift, eine recht fehlerhafte, ift uns erhalten. Man hatte das Pergament 
im achten oder neunten Jahrhunderte benugt, um Briefe des h. Hieronymus nad Ab- 
waſchung der alten Schrift darauf zu fchreiben (fogenannter codex reseriptus), und dadurch fam 
die Handſchrift in die Bibliothek des Domfapitels zu Verona, wo dann im Jahre 1816 die 
echte Handfchrift darin von Niebuhr entdedt wurde, Drei Blätter find verloren, und 
auch auf den vorhandenen läßt ſich vieles nicht mehr entziffern, fo daß etwa ein Fünftel des 
Ganzen fehlt ?. 

[Man machte für das Schulbedürfnis daraus einen Auszug in zwei Büchern, der das 
Gefchichtlihe, namentlich den unpraftiih gewordenen Prozeß, wegläßt. In diefer Geitalt 
wurde der Gajus zu Yuftinians Zeit beim Nechtsunterrichte aelefen (c. Omnem $ 1), und 
fo wurde er im fehlten Jahrhunderte ins weſtgotiſche Gefegbuch aufgenommen. Juſtinian 
dagegen ließ das echte Werk überarbeitet feinen nititutionen zu Grunde legen. ] 

2. Mäcians 1. de distributione partium ad Cnesarem, an Mark Aurel zu defjen 
Belehrung gerichtet, alfo fpäteftens 150 verfaßt. Es handelt von der Einteilung des As 
und der Bezeichnung der Teilftüde, aud mit Rüdficht auf die Zerlegung der Erbſchaft?. 

3. Die fogenannten fragmenta Ulpiani, d. h. ein Bruchjtüd (ein verftümmeltes Proömium 
und 29 einzelne Titel) von einem Auszuge aus einer Schrift Ulpians: liber singularis 
regularum. Das Werk folgt derfelben Ordnung wie Gajus’ Inſtitutionen, mit denen es 
auch im einzelnen oft übereinftimmt: unfer Bruchjtüd behandelt Verfonen-, Saden- und 
Erbredt. Zeit und Ort der Entftehung find unbefannt. Die uns erhaltene Abjchrift iſt 
im zehnten Jahrhunderte in Frankreich gefchrieben und im Jahre 1549 von Du Tillet (Tilius) 
aus einer Handjchrift des weſtgotiſchen Geſetzbuchs herausgegeben *. 

4. Ulpiani institutionum fragmenta: 5 Bruchſtücke, deren Zufammenhang nicht 
beftimmt ift, aus Ulpians nftitutionen (Precarium, Verträge, Interdikte behandelnd). Auf: 
gefunden 1835 von Endlider in einem Buceinbande in Wien ?. 

5. Die sententiarum libri quinque ad filium, vielfach, aber ohne Gewähr, senten- 
tiae receptae genannt, von Paulus, ein Handbuch des Privat: und Strafrehts und des 
Prozefjes, welches wegen feiner Bollftändigfeit bei verhältnismäßiger Kürze weite Verbreitung fand 
und von den Kaifern in den fogenannten Gitiergefegen ($ 67) befonders hervorgehoben wurde. 


I Dernburg, Die Inftitutionen des Gajus, ein Kollegienheft. 1569. Dazu die Kritik von 
a de in der frit. Bierteljabrsfhrift XIV 489. Fitting, Beitichriit für Rechtögeichichte 
I 3 


? Die erite Ausgabe, von Göſchen (mit Unterftügung J. Bekkers u. Bethmann-Holl— 
wegs) gemacht, erihien 1820. (3. Aufl. von Lachmann 1342.) Nah einer nicht glüdlihen Nadı- 
prüfung der Dandichrift durch Bluhme (val. Zeiticht. f. NG. III 446) wurde fie mit ausgezeichnetem 
Erfolge genau geleien von W. Studemund. Auf diefe Bergleihung gründet fih: Gai institu- 
tionum commentarii IV. Codieis Veronensis denno collati apographum. 1874. 40. und dazu Die 
Ausgabe: Gai institutiones ed. P. Krüger et G. Studemund. 1877 (ed. II. 1354). Bon anderen 
neueren Ausgaben find zu nennen: die von Böcking (1866), von Huſchke (1856), letztere mit vielen 
aeiftreichen und gewagten Konjekturen), von Polenaar (mit Juitinians nititutionen: syntagma insti- 
tutionum novum. 1876), von Dubois (institutes de Gaius 1881, der Verſuch eines Kommentars). 

® Ausgaben von Böding 1831; von Mommfen, Abhandlungen der Yeipziger Gejellihaft der 
Wiffenichaften. Bd. 3. 

+ Die erite Ausgabe: Tituli ex corpore Ulpiani, ed. I. Tilius. 1549; die neueiten: Ulpiani 
fragmenta, ed. Böcking. 1855, mit einem apographum des cod. Vatie.; Ulpiani e libro regularıum 
singulari excerpta, ed. Vahlen. 1856. 

° Ausgaben von Böding bei Ulpians reg.; Krüger, Kritiiche Verſuche S. 140. 
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Ein Auszug davon ift in das weitgotifhe Gefeßbudh aufgenommen ($ 74, 1) und daraus 
fhon im J. 1525 von Bouchard herausgegeben. 

6. Das fragmentum de iure fisci, zwei Blätter aus dem 7. Jahrhunderte (?), 
zugleih mit Gajus in Verona entdedt; es ift ein Aufjah über Rechte und Vorrechte des 
Fistus, wohl noch aus Severifcher Zeit. Der Verfaffer ift nicht feitzuftellen ?. 

7. Der jogenannte Dofitheus: einige Briefe des Kaiſers Hadrian und ein Bruchftüd über 
Freilafjung. Diefe Stüde finden fi in mehreren Handichriften verbunden mit einem anderen 
„de Hygini genealogia“, das nad) dem Eingange im J. 207 verfaßt ift. Die Stüde find 
Übungsbeifpiele zum Überfegen aus dem Griechiſchen ins Lateinifche und äußerſt verborben 
überliefert: daß fie gleichzeitig find und zufammengehören, läßt ſich füglich nicht bezweifeln. 
Wegen ihres Charakters und weil fie in Handfchriften der ars grammatica des Magifter Dofitheus 
(4. Jahrh.) angehängt find, hat man fie vielfach diefem zugefchrieben, was eine offenbare Un- 
möglichkeit ijt. immerhin wäre es denfbar, daß diefe älteren Stüde zu dem Bude des 
ſonſt ganz unbefannten Dofitheus gehören. — Das Stüd über die Freilaffungen ift ficher einem 
römischen Juriften entnommen; man hat auf ſehr verfchievene Berfafjer geraten: Paulus (was 
der Zeit wegen unwahrſcheinlich iſt), Gajus (mas bei der Stellung dieſes Juriften fich ver- 
bietet), Pomponius, Q. Cervidius Scaevola (Huſchke). Es wird beim Raten bleiben müfjen?. 

8. Dazu fommen no einige teils altbefannte, teils fürzlih aufgefundene fleine 
Bruchſtücke: eine regula des BPomponius, eine Anzahl von (zum Teil aus den Pandekten 
befannten) Reſponſen Papinians, eins aus dem erften Buche am Schlufje der lex Visigotho- 
rum*, vier aus dem fünften auf Pergamentblättern in Berlin, einige aus dem neunten 
auf Pergamentblättern in Paris (Vormundſchaft, bonorum possessio, Freilaffung), drei Frag: 
mente unbefannter Juristen mit der Subjfription de iudieiis 1. II (aus einem Edikts— 
fommentare?) auf Pergamentblättern in Berlin®. 

9. Die Excerpte in den Sammelwerfen des 4. und 5. Jahrhunderts, worüber $ 68 
das Nähere. 


VI. Urfundenweien. 


$55. Die Schriftform. Die Rechtsgeſchäfte wurden ſchon zur Zeit der Nepublif viel: 
fach ſchriftlich abgeſchloſſen. Bei Teftamenten ift die Schriftform mit fieben Siegeln und 
Zeugen faſt ausſchließlich im Gebrauche. Aber auch über die Mancipation wurden Urkunden 
aufgenommen; die Stipulation zählt ſchon Cicero zu den res quae ex seripto aguntur 
(top. 96; de part. or. 107, 130; ad Her. 2, 13). Wie weit auch andere Verträge, 
namentlich konſenſuale, ſchriftlich aufgezeichnet wurden, läßt ſich nicht beitimmen. Doch 
deuten viele Anzeichen auf eine allgemeine Sitte (Cicero, De or. 1, 174; Seneca, De benef. 
3, 15); jo bei Darlehen (Seneca, De benef. 7, 10. 3), Pfandbeitellung (D. 22, 4. 4), 
p. de manumittendo (Seneca, Ep. 80, 5); bei Kauf, Miete und Gefellihaft laſſen ſich die 
eingehenden Beftimmungen und die häufige für einzelnes oder das Ganze hinzutretende Stipu= 
lation (D. 17, 2, 71) nur fchriftlich vorftellen. Das cavere der römischen Juriften bezieht 
jih doch auch auf fchriftlihe Gejchäftsentwürfe (S 30). 

Die Form der Urkunde fcheint während der klaſſiſchen Zeit im Bereiche des römifchen 


! Ausgaben: Pauli receptarum sententiarum libri V, ed. L. Arndts. 1833. 

? Ausgaben von Göſchen beim Gajus. Wiedergabe der Handichrift: Fragmentum de iure 
fisei, ed. Krüger. 1868. 

3 Ausgabe von Bödina 1832. Lahmann, Verſuch über Dofitheus. 1837 (Kt. Schriften II 
196). Alle vorjtehenden Schriften find jest vereinigt in der Collectio libr. i. anteiust. vol. II. 
+ Bei Krüger, Coll. II 148. 157. 
° Die Berliner Blätter find herauägegeben von Mommfen, Monatäberichte der Berliner Afad. 
1879 €. 502 f.; Krüger, Zeitichr. f. RG. XIV 93: XV 83; die Parifer von Dareste, Nouvelle 
revue historique de droit. 1883. ©. 361 f., von Krüger, Zeitichr. f. RG. XVII u. 


— 
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Nechtes überall dieſelbe geweſen zu fein: die Wachstafel!. Ihre Geitalt war durch einen 
Senatsfhluß unter Nero genau geregelt (Paulus 5, 25. 6). Die Urfunde ift ein Dipty- 
con oder Triptychon: zwei oder drei rechtedige Holztafeln werden an einer Langſeite durch 
Bänder zufammengehalten ; fie find durch Zerfpalten eines Kloges entftanden, fugen alfo 
mit der Spaltfläche genau ineinander. So hat man ein feines Bud. Beim Triptychon 
bleiben S. 1 und 6 als Dedel Hol. Dagegen S. 2—5 find bis auf einen Rand aus: 
getieft (die 2. Tafel beiderfeits, wie eine Schiefertafel) und mit ſchwarzem Wachſe über- 
zogen. In dieſe Fläche wird die Schrift gerigt, die num heller erjcheint. Die Urkunde 
wird auf ©. 2 und 3 gefchrieben, parallel mit der äußeren Yangjeite. Die beiden eriten 
Tafeln werden dann mit einem durch Löcher (je eins an den Langjeiten) gezogenen Faden 
ummunden, und der Faden wird auf ©. 4 in einer im Wachſe angebrachten Rille von den 
Zeugen feftgefiegelt: neben das Siegel fchreibt jeder Zeuge parallel der Schmalfeite jeinen 
Namen (im Genetiv). Der freibleibende Teil von ©. 4 und 5 wird zu einer Wieder— 
holung der inneren Urkunde (fogenannte scriptura exterior) benußt. Bei Diptychen wird 
auf dem Holze des Dedels gefiegelt und darauf die Zeugenjchriften und die scriptura ex- 
terior mit Tinte geſetzt?. 

Die Zahl der Zeugen ift nad dem Inhalte des Nechtögefchäftes? und nad der Form 
der Beurkundung verſchieden. Alle Urkunden find nicht als folche Verfügungen, fie jollen 
nur dem Beweiſe dienen; das geichieht in doppelter Weife (namentlich deutlih auf den 
pompejanifchen Uuittungstafeln). 1. Die Urkunde wird vom daraus Berechtigten (dem 
Deitinatäre), der fie in Händen hat, gefchrieben: er bezeugt felbjt die Thatſache, deren Be- 
weis ihm gefichert werden fol. Bei Uuittungen 3. B., daß der Gläubiger den Zahlungs: 
empfang eingeräumt habe (dixit se accepisse). Hier beruht die Beweisfraft der Urkunde 
lediglih auf den Zeugen; fie werden in großer Zahl, meiſt 7, zugezogen (jogenannte 
ichlichte Zeugenurfunde). 2. Die Urkunde wird von dem gejchrieben, der einen Beweis gegen 
ſich liefern will, und in der erjten Perſon abgefaßt (fogenanntes chirographum: Gaius 3, 
134). Hier ift die Handichrift das Hauptbeweismittel; es werden nur wenige Zeugen beteiligt*. 


8 56. Überbleibfel. Es find nicht ganz wenige Urkunden uns erhalten, zum Teil 
auf den urjprünglihen Wacstafeln, einzelne auf Steinen oder in Abjchriftl. Cs find 
Schenkungen, Tejtamente, Käufe, Vermietungen und Verdingungen, Gejellihaft, Darlehen, 
Duittung, Servituten= und Superficiesbejtellung und Vereinsfagungen (leges eollegii)®. Her: 
vorzuheben find davon: 

1. Die fiebenbürgifhen Wacstafeln®. In den alten, neueröffneten Goldbergwerten 
bei Vöröspataf (bei Zlatna im füdmwejtlichen Siebenbürgen) find von 1786 bis 1855 mehr 
als vierzig Wachstafeltriptychen aufgefunden, teils vollitändig teils bejchädigt; fait alle 
werden in Peſt im Muſeum aufbewahrt. Sie enthalten auf den inneren vier Seiten Ur- 
funden (cautiones) über Rechtsgefchäfte der verfchiedenften Art: Kauf, Dienftmiete, Darlehen, 
Geſellſchaft. Alle zeigen römische Gejchäftsformen, obwohl viele der vertragichließenden 
Perſonen Beregrinen (Breufen, Biruften) find. Alle ftammen aus der Zeit von 131 bis 
167, mwo der Marfomannenfrieg beginnt. Die Schrift ift ein verfchnörfeltes Kurfiv und 
jehr ſchwer zu entziffern. 


ı Aus Agypten haben wir einen Kaufvertrag v. 153 auf Papyrus (Bruns, Fontes p. 262). 
Im 6. Jahrhundert find Papyrusurfunden jehr gewöhnlih: Marini, I papiri diplomatiei. 1805. Ein 
Erztäfelden mit erhöhtem Nande, im Guadalquivir gefunden, enthält den Teil eines pactum fidu- 
eiae (CIL II 5042; Bruns, Fontes p. 251). Es iſt aber ein Formular, nicht ein wirklich errid)- 
tetes Rechtsgeſchäft. 

2 So bei der neuentdedten pompejaniichen Fiduciaurfunde (Ed, Zeitichr. f. RG. XXI IV): |. 
bullettino dell’ istituto di diritto Romano I p. 5. 205. 

Bruns, Die jieben Zeugen des römischen Rechts. 1877. (Kleine Schriften. II 119. 131). 

* Brunner, Zur Nechtögeihichte der röm. und german. Urkunde (1880). I 44 ff. 

® Sie finden fih bei Bruns, Fontes p. 252 sqq. 

% Herauögegeben von Massmann, Fivenus anrarins. 1841: CIL III p. 921 (Mommien 
und Zangemeiiter). 
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2. Die Pompejaner Quittungstafeln!. 6 Diptychen und 121 Triptychen von Wachs— 
tafeln find 1875 in einer Kiſte in einem Haufe Rompejis gefunden, das wahrfcheinlich dem 
L. Gaecilius Secundus gehörte. Sie wurden mit äußerjter Vorſicht nad) Neapel geichafft. Es 
jind lauter Duittungen (apochae), die für den Caecilius Secundus, offenbar einen Banquier, 
ausgejtellt worden find, aus den Jahren 52—68, eine aus dem Jahre 15, zwei andere von 
37 und 46. Sie beziehen ſich teils auf VBachtgelver, die Caecilius Secundus für die Gemeinde 
eingezogen und an fie abgeführt, teils auf Auftionen, die er für Private vorgenommen hatte. 


Vierte Periode. Das abfolute Raifertum. 
I. Berfailung. 


S 57. Weſen der neuen Verfafjung. Die abjolute Beamtenmonardie iſt ſchon 
unter dem Principate langfam vorbereitet?. Es handelt ſich im mejentlihen darum, den 
Senat aus feiner ftaatlihen Stellung zu verdrängen, damit dem Syſteme der Chrenämter 
ein Ende zu maden und die Scheidung von Militär- und Civilverwaltung durchzuführen. 
Indes der Senat hatte unter den jchnell wechjelnden Kaiſern in der zweiten Hälfte des 
dritten Jahrhunderts an Anfehen und Einfluß wieder gewonnen. Durchgeſetzt hat die 
Neuerung erit Diokletian. Seine funftreihe Verfafjung it von Konitantin ausgebaut und 
umgejtaltet worden; ihre Elemente finden ſich ſchon im alten Reiche. 

Der Grundgedante der Neuordnung ist, das auseinanderjtrebende Reich, das unter 
Valentinian und Gallien nahe am Zerfalle gewefen war, bei Trennung der ungleihartigen 
Gebiete unter der Samtherrfchaft der einträchtigen Negenten deſto feiter durd den Ver— 
waltungsorganismus zufammenzufchließen. Es wird daher in zwei große Verwaltungsbezirfe 
(Orient und Decident) zerlegt. Sie werden von zwei Augusti beherricht, denen zwei Caesares, 
als Gehülfen und künftige Nachfolger beigegeben find. Die Verwaltung (Krieg, auswärtige 
Politik, Finanzen) find gejondert, die Geſetzgebung gemeinfam ($ 66). Alles beruht auf 
den Augusti und diefe müſſen eines Sinnes fein. Bei diefer Verfaſſung iſt es nicht ge— 
blieben: das Neich ift wiederholt unter einem Herrfcher vereinigt gewejen. Seit VBalentintan 
ift die Trennung dauernd geworden. Man hielt trogdem an dem alten Gedanken feit, am 
Ende blieb nur die Fiktion übrig, daß die Neichsteilung nur zu Berwaltungszweden beftehe. 
Begreiflih konnte man damit das Auseinandergehen des romanifchen Abend» und Des 
helleniſtiſchen Morgenlandes nicht verhindern. 


8 58. Der Kaiſer iſt hiernach notwendigerweife alles in allem; denn auf den faifer- 
lichen Berfönlichkeiten beruht die Reichseinheit. Er iſt nicht mehr der erfte Bürger (princeps), 
fondern dominus und deus, dem als ſolchem Aniebeugung und Gewandfuß (adoratio) zu— 
fommt; jchon durch feine Tracht iſt er von allen Sterblihen unterjchieden: alles, was ihn 
angeht, vom Palaſie bis zum Geldbeutel, wird als sacrum bezeichnet. Eine wirkliche Erb: 
folge ift auch jest nicht anerfannt: das Wahlrecht fteht thatfächlid dem Heere, rechtlich und 
fiftiv (Nov. Maior. 1) immer nod dem römiſchen Senate zu; man wählte aber aus der 
Familie des Verftorbenen, folange es anging. Immer aber gilt der Kaiſer als durch gött- 
liches Recht zum Throne gelangt: „wenn er den Auguftusnamen erhalten hat, muß man ihm 
als der gegenwärtigen, leibhaften Gottheit treue Ergebenheit erweiſen und jtet3 wahren 
Dienfteifer widmen; denn er herrfcht nad Gottes Ordnung“ (Vegetius, De re mil. 2, 5). 
Daran hat alfo auch das Chriftentum nichts geändert. — Der Kaijer ift von feinem Nate 
(consistorium) umgeben („umftanden“), dem alten consilium, das jetzt aus den höchſten 
Staatsbeamten mit bejtimmter Rangabitufung beiteht. Das consistorium hat vor allem die 


I Duerft herausgegeben von de Petra, Le tavolette cerate di Pompei. Rom 1876; Mommfen, 
Hermes XII 88 (giornale degli scavi di Pompei 1879 p. 70). ar 

2 J. Burdhardt, Die Zeit Konitantins des Großen. 1853 (2. Aufl. 1880) Schiller, 
Geſchichte der römischen KHaiferzeit. II (1887), 
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Rechtſprechung des Kaifers (als Gerichtshof wird es wohl manchmal auditorium genannt) ; es 
hat die Vorberatung der Gefege und Verwaltungsfadhen, die von Rechtsſachen nicht gefondert 
werden; feierliche Gefandtichaften werden im consistorium empfangen und bejchieden. 


8 59, Der Reichsſenat und die hauptftädtifche Verwaltung. Der Senat hat 
feine alte Stellung fogut wie ganz eingebüßt. Er ift im mwefentlichen der Stadtrat von Rom 
geworden. Das tritt noch mehr hervor, als Konftantin in Byzanz Neurom gründet, das 
faft genau wie die urbs aeterna auägeftattet und eingerichtet ift, alfo auch einen Senat 
hat. Immerhin werden dem Senate noch Ehren erwiefen: jeine Mitglieder find mindeſtens 
elarissimi (Räte britter Klaffe), fie haben einen bevorzugten Gerichtsftand vor dem prae- 
feetus urbi, der Negierungsantritt des Kaifers, neue Geſetze werden dem Senate mitgeteilt, 
er wird zu Faiferlichen Gerichtsfigungen zugezogen. Dafür haben die Senatoren ſchwere 
Laften für die Allgemeinheit zu tragen: als Prätoren müjjen fie Spiele veranftalten, neben 
der gewöhnlichen eine außerordentliche Grundfteuer (follis, gleba) entrichten und als „frei- 
willige Gabe“ das umablehnbare aurum oblatieium bei feitlihen Gelegenheiten an den 
Kaifer zahlen. Der Senat befteht auch jegt aus den Grofgrundbefigern ($ 23), aber zu= 
gleih aus den höchſten Faiferlichen Beamten. Die mehreren taufend Mitglieder nehmen 
nicht alle an den Situngen teil (durften es wohl gar nicht), müſſen aber die finanziellen 
Verpflichtungen erfüllen. 

Die Senatsgefchäfte beziehen ſich fonach wefentlih auf die Verwaltung der Hauptitädte ; 
fie werden zum Teil von den altrepublifanifchen Beamten geführt. Damit find die beiden 
Städte von der Reichsverwaltung ausgenommen ; fie haben ihren eigenen Beamtenorganismus. 
An der Spige fteht der praefeetus urbi, der die Leitung des Senats, die Verwaltung und 
die Gerichtsbarkeit (in Rom bis zum 100. Meilenfteine) im fich vereinigt. Unter ihm jtehen 
die praefecti vigilum und annonae auf der einen, Prätoren (mit einer Gerichtsbarkeit in 
Vormundihafts: und Freilaffungsfahen) und Duäftoren auf der anderen Seite. Tribunat 
und Ädilität find höchſtens nod Titel. Die consules ordinarii (nad) denen das Jahr 
heißt) werden, einer aus jeder Neichshälfte, vom Kaifer ernannt und find die vornehmiten 
Beamten. Die suffeeti, Prätoren und Uuäjtoren wählt der Senat. 


860. Die UnterthHanen. Das Bürgertum ift feit Caracalla allgemein ($ 34) und es 
find — abgefehen von der unvollflommenen Freilaſſung — feine rechtlichen Unterſchiede der 
Unterthanen vorhanden. Wohl aber giebt es geſellſchaftliche Abftufungen und Abfonderungen : 
der ordo senatorius, der Soldaten und Beamtenjtand, der Dekurionat (die landſtädtiſchen 
Senatoren), die collegiati (die zu einzelnen feitgeichlofjenen Körperfchaften (navicularii, 
negotiatores, pistores) geeinigten Berufsgenoffen), die possessores (die Kleingrundbefiter). 
Das Strafrecht unterfcheivet honestiores und humiliores und läßt erftere leichter beftrafen ; 
einzelne Klaſſen haben bevorzugten Gerichtsftand und fonftige Privilegien. Die Stände find 
infofern geſchieden, als fie fich regelmäßig aus fich ſelbſt ergänzen. Die Berufsarten, 
namentlich auch der einzelnen collegiati, werden erblih. Der Staat befördert diefe Neigung, 
um fo die den einzelnen Klaffen auferlegten Pflichten, vorzüglich Abgaben und Fron— 
leiſtungen, ficherzuftellen. Der legte Stand des Reiches find die coloni: ehe: und ver- 
mögensfähige Bauern, die gegen jährlichen Grundzins (vielleiht aud) Hand- und Spann- 
dienfte?) als Erbpächter auf den Höfen des Kaifers und der Grofgrundherren figen. Sie 
gelten als Freie und find deshalb heerpflichtig ; aber fie find an die Scholle gebunden, fie 
dürfen den Hof nicht verlaffen, werden mit ihm veräußert, follen aber auch nicht davon 
getrennt werden. Das Verhältnis wird durch Geburt, Vertrag, Freilafjung und Verjährung 
begründet, Die Herfunft der Kolonen iſt fehr zweifelhaft. Sicher ift, daß zahlreiche unter 
worfene Germanen als Kolonen angefiedelt waren, und es iſt möglich, daß ihre Anfieblung die 
Anfänge des Kolonates bildet. Aber fie miſchien ſich jedenfalls mit einheimiſchen Bauern: 
freigelaſſene Meier (viliei) und freie Zeitpächter (Columella 1, 7) fünnen dem Zuge der 
geit gemäß allmählid in dies erbliche Hörigfeitsverhältnis gefommen fein !, 





! Savigny, Berm, Schriften. II 1. Seifterbergf, Die Entjtehung des Nolonats. 1876. 
Mommfen, Sermes XV 385; XIX 393; Esmein, M&langes d’histoire du droit (1886) p. 306. 
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8 61. Die Amterordnung lernen wir hauptſächlich aus der fogenannten notitia 
dignitatum ' fennen. Sie beruht auf vier nicht neuen, aber hier zuerjt durchgeführten 
und miteinander verfnüpften Grundfägen: 1. Vollitändige Trennung der militärifchen und 
ciwilen Befugniffe; nicht einmal die militärifhen und die Verwaltungsbezirfe deden ſich. 
Dagegen ift im Givilamte Gerichtsbarkeit und Verwaltung ungeſchieden. Doch tragen die 
bürgerlihen Beamten Soldatenmantel (paenula) und Scärpe (cingulum). 2. Durd- 
gängige Befoldung, aber ohne Penfionsberedtigung. 3. Ernennung durd den Kaifer regel: 
mäßig auf ein Jahr (per indietionem). Die Ernennung geſchieht durd Erlaß an die 
Reichsfanzlei; dort wird der Name in die „Matrifel“ (laterculum) eingetragen und das 
Patent (eodieilli dignitatis) fojtenpflichtig ausgefertigt. 4. Genaue Abjtufung der Amter 
nad) Titeln (illustres, spectabiles, elarissimi, perfectissimi, egregii, 5 Klaſſen von Näten), 
nad Gehalt und nad Unterordnung (sub dispositione): der Niedere fteht unter Befehl und 
Zudt (Gerichtsgewalt) des unmittelbaren Vorgejegten. 

Die Civilverwaltung ift Gentral- und allgemeine Staatsverwaltung. Bei erfterer ift 
feine ganz ftrenge Scheidung zwiſchen Hof: und Staatsdienft. Der Kaiſer ift ſo jehr mit dem 
Reiche verjelbiat, daß auch feine nächſte perfönliche Umgebung — der praepositus s. cubiculi 
(Oberftfämmerer) und der castrensis s. palatii (der Pagenmeifter) als illustris und specta- 
bilis — unter den Würdenträgern und Beamten jteht. Die eigentlihen Staatsämter am 
Hofe (dignitates palatinae) find: der magister offieiorum, der Oberjthofmarfchall: Führer 
der Palajttruppen und Vorgeſetzter der Hofdienerfchaft, zugleich Leiter der großen Hoffanzlei, 
der Poſt und des Ceremonienweſens; er vereinigt alſo Hof- und Staatsftellung, die Würde 
iſt offenbar dur millfürlihe Zufammenlegung verfchiedenartiger Befugniffe entjtanden ; der 
quaestor s. palatii, der Reichsfanzler; er hat die Geſetze und die Beſcheide des Kaifers zu 
entwerfen, darüber Vortrag zu halten und die Unterfchrift des Kaifers zu erwirken; die 
Kräfte der Hoffanzlei ftehen ihm dabei zur Verfügung; der comes largitionum und der 
comes rei privatae, die beiden Reichsfinanzminifter. Die Hoffanzlei ift viergeteilt (serinium 
memoriae, epistularum, libellorum, dispositionum); tribuni und notarii arbeiten darin ; 
an ihrer Spike der primicerius notariorum, spectabilis und Mitglied des Staatsrats: 
er führt die Matrifel der höheren Beamten (laterculum maius). — Zu den Hofbeamten 
zählen auc die jogenannten agentes in rebus: eine große Anzahl von Männern ohne be: 
ftimmtes Amt zur Verfügung des Kaifers. Er bejegte daraus erledigte Stellen und benußte 
die einzelnen zu befonderen Aufträgen. Die schola fteht unter dem magister officiorum. 


862. In der allgemeinen Staatsverwaltung tritt allbeherrfchend auf der Gedanke 
der mechanischen Neichseinheit durch Gentralifierung der Verwaltung. Die Selbjtverwaltung 
wird bis auf geringfügige Überbleibfel in den unterſten Verwaltungsförpern, den Gemeinden, 
befeitigt.. Die hergebradhten landsmannjhaftlihen Provinzialverbände werden in fleine 
Verwaltungsbezirfe zerfchlagen, wie die franzöſiſchen Provinzen in Departements: fie find 
weniger wiberjtandsfähig und leichter zu überjehen. Die Provinzialverwaltung wird einer 
mehrfahen Auffiht in auffteigenden Inſtanzen, zulegt der der unmittelbaren Vertrauens- 
männer des Kaifers unterworfen. So laufen alle Fäden beim Kaifer zufammen. 

Der eigentliche Verwaltungsbezirk ift die Provinz. Der Leiter (consularis, rector oder 
ceorreetor, praeses, die im Range verfchieden find) hat die gefamte Verwaltung, namentlich 
die Steuererhebung, vor allem aber die Gerichtsbarfeit. Er richtet in Civil- und Straf- 
fällen in erfter Inftanz, fogar auf Todesitrafe fann er erfennen; nur geringfügige Sachen 


ı Ein Verzeichnis der Amter des diokletianisch» fonftantiniichen Reiches nebſt den ihnen unter» 
gebenen Truppen und Bureaus (officia), mit Angabe und Abbildung der Amtsjeihen. Das Wert 
it unzweifelhaft aus dem amtlichen Staatshandbuche gefloffen, dad der primicerius notariorum hielt 
und in das er alle Veränderungen (Truppenverfhiebungen, Amterumgeftaltungen) eintrug. Aus diefen 
fortwährenden Umformungen im einzelnen erklären ji die Ungleichmäßigfeiten de Buches. Verfaht 
ift unjere Redaktion ein your zwiſchen 409 und 413, bald nad Stilihos Sturze. Dafür ſpricht 
befonders, daß die Kommandos der Neiterei und des Fußvolfes getrennt find, die Stiliho in fi 
vereinigte und die bald nachher wieder vereinigt wurden. — Ausgabe mit großem Kommentare von 
Böcking, 2 Bde. 1839-56; von Seeck 1876. Seeck, Quaestiones de notitia dignitatum. 1872. 


v. Holgenborft, Enegllopäbte, 1. 5. Aufl. 11 
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gehören vor das Stadtgericht: da ift der Präfes dann Berufungsgericht (mie unfere Landgerichte). 
Das Gericht hat feinen feiten Sit in der Hauptitadt; Geſchworene giebt es nicht mehr: 
in weniger erheblichen Fällen darf der Präfes einen Unterrichter (index pedaneus) beitellen, 
von defjen Sprude an ihn jelbjt Berufung zuläffig ift (C. I. 3, 3. 2). Unter den Reftoren 
jtehen die Städte mit ihrer alten Verfaffung: die curia wählt jegt die duoviri (magistratus) 
auf Vorfchlag des Vorgängers, der für fie haftet. Sie haben Gerichtsbarfeit in gering- 
fügigen Sachen und Steuererhebung. Die Selbjtverwaltung ift in fiskaliſchem Vorteile ver- 
wertet: die Kurialen haften für den aufzubringenden Steuerbetrag perfönlid. Der alte 
eurator reipublieae (S 38) fpielt nur eine untergeordnete Rolle mit unficheren Befugniſſen 
(C. Th. 8, 12. 8). Dagegen wird neu eingeführt der defensor eivitatis. Er ſoll nad) 
Valentinians I Verordnung von 364 von allen Gemeindeglievern aus den vornehmen Leuten 
auf fünf Jahre gewählt werden und die „Niedrigen” gegen die „Mächtigen“ ſchützen. Er 
erhielt aber auch die Befugnis Beichwerden fofort zu erledigen, bei Vergehen einzugreifen, 
bei Steuerbeitreibung mitzuwirken; er wird jo ein neuer Beamter neben den jtädtifchen. 

Mehrere Provinzen werden zu einer Diöcefe unter einem vicarius, mehrere Diöcejen 
unter einem praefectus praetorio zufammengefaßt: allmählich (feit 365) ftellen ſich dieſe Prä— 
fefturbezirfe auf 4 (Oriens, Oceidens, Italiae, Galliae). Doch ift das Schema nie voll- 
ftändig durchgeführt. Der Präfekt hat die oberite Verwaltung, das Recht, die Beamten 
vorzufhlagen und zu beauffichtigen, alfo Disciplinargewalt; er ift gegenüber den Neftoren 
Berufungsgericht und darf jogar allgemeine Verordnungen mit bindender Kraft (formae gene- 
rales) erlajjen. Der Vikar jteht ebenfo in der Diöcefe an Stelle der Präfeften: er ift nicht 
Delegierter feines Präfekten, ſondern hat felbitändige Amtsgewalt neben ihm: daher fon- 
furriert er mit ihm namentlich) in der Gerichtsbarkeit: beide urteilen an Kaifers Statt (vice 
sacra), es geht feine Berufung mehr an den Kaifer: man foll ſich an den nächſten wenden ; 
im Zweifel geht der Präfekt vor. 


Il. Ghriitentum und Kirde. 


S 63. Ein ganz neues Element in Neid) und Recht ift das Chriftentum. Unter Kon- 
ftantin wird es anerfannt, unter Gratian und Theodos I in der römischlatholiichen Form 
zur Staatöreligion erhoben. Von da ab beginnt es fofort auf alle Staatseinrihtungen 
einen weitgreifenden Einfluß zu üben und den Staat zu einem chrijtlichen umzugeftalten. 
Zunädjt wird der heidniſche Kultus abgejchafft, die alten Tempel und die Kollegien aufgehoben 
und ihr Bermögen eingezogen. Dann folgen Mafregeln gegen Heiden, Juden, Ketzer und 
namentlich Apoftaten: fie werden für ehrlos erklärt, es wird ihnen in verfchiedener Form 
und verjchiedenem Umfange die Rechts- und Handlungsfähigfeit entzogen, das Recht letzt— 
willig zu verfügen, Erbſchaften und Schenkungen zu erwerben, der Eintritt in die Amter 
unterjagt. 


S 64. Die Bifhöfe!. Die Kirche ift feit Konftantin als jelbjtändig in ihren 
inneren Angelegenheiten anerfannt. Ihre Vertreter find die Bifchöfe: fie werden von der 
Gemeinde gewählt, höchſtens die in den Nefidenzen vom Kaifer ernannt. Sie haben in 
ihren Sprengeln eine monarchiſche Gewalt über Klerus und Laien in allen religiöfen Dingen 
und nehmen eine unabhängige, thatfählic der des Statthalters ebenbürtige politiiche Stel- 
lung ein. Ihre Machtmittel find einmal die geiftliche Zuchtgewalt: fie üben fie fraft gött- 
liher Vollmacht unter jtaatliher Anerfennung über Geiftlihe und Laien, ſogar Beamte, 
namentlich verhängen fie Ausschluß aus der firdlichen Gemeinſchaft. Ferner haben die Bi— 
ſchöfe dem Gebrauche der Chriftengemeinden entiprechend eine ausgedehnte fchiedsrichterliche 
Thätigfeit entwidelt. Zeitweife wurde ihnen fogar, wohl nad) Analogie der jüdifchen Ge- 
ee Givilgerichtsbarfeit neben den ordentlichen Gerichten verliehen, dann aber wie 





Löning, Geſchichte des deutichen u gg 1878. Bo. I. Bal. Matthiaß, Die Ent» 
widlung des römischen Schiedsgerichts (1888) S 
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Diefen entzogen. Das bifhöflihe Schiedsgericht blieb; fein Spruch ſoll aber von den Be- 
amten volljtredt werden (C. I. 1, 4. 8). Auch für die Strafrechtöpflege war der biſchöf— 
Iihe Einfluß ftaatlich anerfannt: die Biſchöfe haben das Recht der Fürbitte für den An- 
gellagten und überwachen die Gefängniffe: in beiden Beziehungen wird ihre Macht durch 
Suftinian noch vermehrt. Endlich verwaltet der Bifchof jelbjtändig, ohme Kontrolle und 
Rechnungslegung, das Kirhengut: nur VBeräußerungen find erit erfchwert, dann geradezu ver- 
boten. Die Einfünfte find für ihm jelbit, den Gottesdienit und die Gebäude, den Unterhalt 
der Geiftlihen, die Armenpflege und MWohlthätigfeit beitimmt. Aber erſt allmählich wird 
es Grundfaß, daß für jeden diefer Zwede ein Viertel verwendet werden müſſe. Die Macht— 
jtellung des Bischofs iſt aljo auch dadurch eine bedeutende. 


8 65. Einfluß des Chriftentums. Die Bifhöfe hatten hiernach feine feite und 
anerkannte Stellung im Berwaltungsorganismus. Deſto größer war ihr perfönlicher Einfluß 
auf die Mehrzahl der Kaifer (mie der des Ambrofius auf Gratian). Sie haben ihn benußt, 
um Vorredhte für die Nechtgläubigen und Verfolgung der Andersgläubigen zu ermwirfen, 
aber nit um die faiferlihe Gefeggebung mit chriftlihem Geifte zu durchdringen. Im 
Grunde find es nur zwei Ideen des Chriftentums, die einen bedeutenden Einfluß erlangten, 
die Keufchheit und die Wohlthätigfeit. Die naive Sinnlichkeit des Altertums war allmählich) 
in eine bodenlofe Ziederlichfeit ohne Scham und Sitte umgefchlagen. Auguftus hat zwar 
durch jeine lex Papia entgegenzumirfen und die Ehe zu heben gejucht, aber in den Strafen 
der Ehe- und Kinderlofigkeit und den Belohnungen für die Verheirateten und mit Kindern 
Gejegneten auf eine rohe und befchränfte Weife. Die ascetifhe Richtung des Chriftentums 
rief hier wejentliche Änderungen hervor. Zwar vermochten auch die chriftlichen Kaiſer die 
Erlaubtheit des Konkubinats und die Freiheit der Eheſcheidung nicht zu befeitigen, doch 
wurde fie bejchränft, und auch jonjt die Ehe würdiger behandelt. Die Wohlthätigfeit als 
Tugend war ein dem Heidentume fremder Begriff; weder Cicero (de offieiis) noh Seneca 
(de benefieiis) ſprechen davon; das Chriftentum rief fie aber in der mannigfadhiten Weife 
hervor, und die Kaifer haben fie in ihrer Weife mit Gefegen und Privilegien geihügt und 
gefördert. Dahin gehört die Sorge für die Findlinge — die Kinderausfeßung hatte er- 
jchredend zugenommen, jo daß chrijtliche Schriftiteller fogar (mohl aud mit Rüdjicht auf 
die Keufchheit) das Dreifinderjyitem empfahlen (Lactant. inst. 6, 20) — und für die 
Kriegsgefangenen — römische Unterthanen werden in Maffe von den Barbaren meg- 
geſchleppt —: in beiden Richtungen fteht die Gejeggebung entſchieden unter firchlichem 
Einfluffe. Sonft, und namentlih auf dem Gebiete des Privatrehts, ift von einer Ein- 
wirkung des Chriftentums im Sinne der Menjchlichkeit nicht viel zu fpüren. Die Sklaverei 
ift nicht aufgehoben: fie wurde von der Kirche als NRechtsinftitut anerfannt; man iſt faum 
über die Milderungen der Antonine hinausgegangen (etwa C. Th. 15, 8. 2 zu Gunften 
projtituierter Sflavinnen). Nur die Freilaffung wird als ein Werk der Barmherzigfeit bei 
den Laien gefördert und die manumissio in ecelesia als vollwirffam durchgeſetzt. Ebenſo— 
wenig werden die Härten des Strafrehts und die Berrüdungen des Volfes im allgemeinen 
gemildert. Man könnte hierher nur etwa rechnen die vereinzelt auftauchenden ſchwächlichen 
Verſuche der Kaifer, durch Gefege die Ausbeutung der Notlage der „miseri homines* zu 
verhindern, befonders den „elenden Schuldnern“ zu helfen: die Ausdehnung des Selbithülfe- 
verbotes (durch Valentinian), das Verbot der lex commissoria durch Konjtantin, die lex 
Anastasiana, die Einführung der laesio enormis (dur Juftinian ?). Dazu gehört auch die 
querella non num. pecuniae, die fhon unter Alerander auftritt. 


III. Gejetggebung. 


8 66. Daß die Gefeggebung ſich vollftändig im Kaifer konzentriert, verfteht fih von 

ſelbſt. Der Kaiſer ift der u Geſetzgeber, und fein Wille ift unbedingt Gefeg. Die 

Gejege werden daher nun einfah vom Kaifer erlaffen und zwar jett, wie früher vom 

Volke, mit dem faiferlihen iubemus oder saneimus. Die Kaifer Theodos IT und Ba- 
11” 
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lentinian III erklären zwar im Jahre 446, fie wollten fein Gefeg ohne Anhörung und Zus 
ftimmung des Senats und des Konfiftoriums erlaffen, und fogar Juftinian hat dies noch 
wiederholt (C. I. 1, 14. 8); indefjen ift daran faum feitgehalten worden. Die Formen der 
Geſetzgebung find mannigfaltig. Eigentliche Gefege find die leges edietales oder generales: 
fie haben die Form von brieflihen Anſprachen und richten fih ad populum, ad senatum, 
namentlich aber an die Präfeften der Prätoriums. Daher fnüpfen fie eher an die orationes 
in senatu habitae an ($ 39), die vollitändig aufhören, als an die alten Edikte. Die 
Verfündung erfolgt durch Aushang oder durch Verlefen im Senate. Die Mandate ver- 
ihwinden, wenn aud der liber mandatorum ein Abzeichen der Statthalter bleibt; erit 
Juſtinian hat fie erneuert. Die Bedeutung der Reffripte wächſt mit der Zunahme des 
Nefkriptsverfahrene. Sie verjchwimmen jet mit den Defreten in eins: denn der Kaifer 
entfcheivet auf Berufung durch Handfchreiben. Die Gefahr einer unrichtigen Verall- 
gemeinerung wird bamit größer. Deshalb wird beitimmt, daß die Nefkripte nur für den 
Einzelfall maßgebend fein follen, wo fie fich nicht felbjt in irgend einer Form allgemeinere 
Geltung beilegen (C. 1.1, 14. 3); dagegen jollen ihre Auslegungen des beftehenden Rechtes 
authentifch fein. Bejondere Formen faiferlicher Neffripte fcheinen die adnotatio und die 
sanctio pragmatica, deren Weſen bis jest noch nicht ficher fejtgeftellt ift. 

Die Teilung des Reiches erfcheint lediglich ala Abgrenzung von Verwaltungsbezirfen 
der Samtfaifer ($ 57). Daher hat fie auf die Geſetzgebung zunächſt feinen erheblichen 
Einfluß. Die Gefege jedes einzelnen Herrfchers werden regelmäßig unter dem Namen aller 
Mitkaifer veröffentlicht !, fie geltend deshalb als für das ganze Reich verfündigt und bindend. 
Das änderte fih, als thatfäkhlih die beiden Neichshälften mehr und mehr auseinander- 
gingen (C. Th. 1, 1.5). Die einfeitig erlaffenen Geſetze gelten nur dann in dem anderen 
Gebiete, wenn fie dort gleichfalls verfündigt worden find. Die Sprache der Gefege ift, 
wie die faiferlihe Kanzleifprache überhaupt, lateinifh. Erſt jeit dem Jahre 584 wird das 
Griechifche überwiegend, das früher nur hie und da, bejonders in Gefegen für die öftliche 
Reichshälfte auftritt. 

Der Geift der neuen Gefeggebung? wird allmählid ein anderer. Unter Diokletian 
hält fih no die fnappe Form und die juriftifche Sauberkeit. Aber bald verjchwinden 
die alte Schärfe des Gebanfens, die legislative Umfiht und namentlich die feite Technik 
des Rechts. Die Geſetze werben meiftens durch einen fonfreten Fall veranlaft, und man 
vermag dann nicht die allgemeine Beitimmung von deſſen Gepräge loszureifen und jelb- 
ftändig zu bilden, ebenfowenig neben dem bezwedten faktifchen Erfolge auch die technische 
Form ins Auge zu faflen. Die Gefese find daher breit und ſchwülſtig in den faktifchen 
Elementen, ungenau, unflar und befchränft in den juriftifchen Gedanken. Doc haben fie 
die Entwidlung des römiſchen Rechts zu feiner weiteren Univerfalifierung fortgeführt wenn 
auch nicht in befriebigender, doc in erträglicher Weije. Die Macht der Verhältniſſe trieb 
mit einer gewiſſen Notwendigkeit dazu, das Bedürfnis und die Aufgabe der Geſetzgebung 
wurde in der Regel wenn nicht erfannt, doch gefühlt, man hatte nur nicht mehr die Kraft, 
fie in entiprechender Meife zu erfüllen. 


IV. Wiſſenſchaft. 


867. Die erftorbene probuftive Wiſſenſchaft der aroßen Juriften wieder ins 
Yeben zu rufen, war natürlich fein Kaifer im ftande. Die Wiſſenſchaft erloſch nicht wegen der 
Ungunjt der Zeiten und nicht, weil ihre Aufgabe erfchöpft gemwejen wäre. Man hat mit 
Recht darauf hingewieſen, daß die geſchichtliche Zwieſpältigkeit des ius eivile und hono- 

rarinm und das kaiſerliche Konſtitutionenrecht den Verſuch einer Zuſammenarbeitung 
geradezu forderten. Wie ſchwierig es war, das klaſſiſche Recht mit ſeinem Formularverfahren 
für den neuen Prozeß zu verwerten, zeigten Juſtinians Rechtsbücher. Dennoch iſt auch 
hier nichts geſchehen. Die Produktivkraft der Juriſten iſt eben zu Ende, nachdem ſie ſchon 


Vommſen, Hermes XVII 523 ff. 
? Auf uns gefommen find die Kaifergefege dieier Zeit hauptſächlich durch die Sammelwerte deö 
5. und 6. Jahrhunderts. Alle außerdem erhaltenen ſ. bei Hänel, Corpus legum ab imperatoribus 
romanis ante Tustinianum latarum (1857) p. 182—282. 
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in der Zeit der Severe ftarf abgenommen hatte. Sogar die Erteilung von Gutachten hört 
auf und das ius respondendi verfhwindet (Inst. 1, 2. 8). Die Epigonen zehren von den 
Schätzen der klaſſiſchen Jurisprudenz und ſuchen die Schriften durch Bearbeitungen und 
Erläuterungen zugänglid zu machen. Die PBraris behandelt die Werfe der alten Juriften 
geradezu als ius: man beruft fi darauf wie auf gejchriebenes Recht. Die alten Gefehe, 
Edikte, Senatsjhlüffe brauchte man gar nicht mehr, in den Kommentaren ftand ja alles 
bequemer, befler und deutlicher. Mit der Einftimmigfeit, die Hadrian verlangt hatte, 
nahm man es natürlich nicht genau, wer hätte fie auch genau unterfuchen fönnen? Schwierig- 
feiten und Streit waren doch genug da. Geſetzlich war der Zuftand nicht; da die Kaifer ihn 
aber nicht ändern fonnten, ordneten fie ihn wenigſtens durch fogenannte Citiergeſetze!. Konftantin 
„Ihaffte” die fritifhen notae des Ulpian und Paulus zu Papinian „ab“ (aboleri prae- 
eipimus), jo daß Papinians Meinung „galt“ (C. Th. 9, 43 1 pr.); er beftätigte die 
sententiae ded Paulus: fie follen unzweifelhaft gelten, wenn fie vor Gericht vorgelegt 
werden — in iudiciis prolatos valere (sententiarum libros) minime dubitatur —. iter 
griffen durch das große Gejeh vom Jahre 426 von Theodos II und Valentinian IIL 
Es wurde nicht mehr Einftimmigfeit verlangt, fondern fchon der Majorität die Geſetzeskraft 
beigelegt, bei Stimmengleichheit ſoll Papinian entſcheiden. Zugleih wurde beftimmt, melde 
Scriftfteller angeführt werden durften, was vielfach, zweifelhaft war. Fünf werden genannt: 
Gajus (dem hier nachträglich das ius respondendi beigelegt wird), Bapinian, Ulpian, 
Paulus und Modejtinus, der legte, ein unbeveutender Schüler Ulpians, offenbar nur, 
weil er zu den leßten der großen Zeit gehörte. Alles, was fie gefchrieben haben, darf 
angeführt werden mit Ausnahme der tadelnden Noten von Ulpian und Paulus zu 
Papinian, außerdem aber auch die Schriften aller der Juriften, die von jenen Fünfen 
irgendwo citiert find, d. h. die das ius respondendi gehabt hatten, denn andere waren 
von der Nriftofratie der Juriſten nicht citiert. 

Das Gefeg war gut gemeint, aber unausführbar. Welcher Richter war reich genug, 
um fi alle jene Bücher anzufhaffen? und wer von den reichen hatte Fleiß und Geſchick 
genug, um die Majoritätsbejtimmung herauszulefen? In den großen Städten, in den 
Rechtsſchulen, bei den höchſten Beamten mochte man die Bücher wohl finden, d. h. mehr 
oder weniger, aber der gewöhnliche Provinzialpräfes, der Advokat, der nievere Nichter be- 
gnügte fich jedenfalls mit jehr wenig Büchern, Gajus' Inftitutionen und Paulus’ Sen- 
tenzen reichten in der Negel aus. In der Reihe von Gutachten eines Juriften des fünften 
Jahrhunderts, die zufällig auf ung gefommen ift und bei ung consultatio iuris consulti 
euiusdam genannt wird, find neben den Kaifergefegen einfah immer nur Pauli sen- 
tentiae citiert ($ 68 III). In den römischen Gejegbücern der Goten und Burgunder find 
aud nur diefe sententiae und Gajus' nftitutionen benußt?. 


ı Zie ftehen im Cod. Theodos. 1, 4, 1-3. Rudta, Über das fogenannte Citiergeſetz 
v. 3. 426 (Kleine civilift. Schriften S. 284); Sanio, Über die fogenannten Citiergeſetze von Kon: 
ftantin und Valentinian (Rechtshiſtoriſche Abhandlungen und Studien (1845) I 1). 

2 [liver die Auslegung des Citiergefeges herricht viel Streit: Krüger, Rechtsquellen S. 263. Mir 
fcheint die obige Erörterung feine rechte Erflärung zu geben. Ausgehen muß man von der Thatjache, 
dab die Citate aud den Werfen Haffiiher Juriiten in den Gerichten der damaligen Zeit an die 
Stelle der responsa für den befonderen all treten. Darum find es vor allem die Anwälte, um die 
eö fich beim „Anführen von Stellen“ handelt. Darauf deuten mit Beftimmtheit die Worte: lectio- 
nesque ex omni eius opere reeitentur; denn das heißt „Stellen verlefen“. Das beftätigt Konftantins 
Geſetz, das die „im Gerichte vorgebradhten Schriften” des Paulus „gelten“ läßt. An fich liegt ſchon 
die Bermutung nahe, daß die Anwälte verſuchen mochten, durd Citatenkram den unfundigen Richter 
zu verwirren. Sie wird zur Gewißheit durch Ammian. 30, 4. Il sq. Er führt — doc wohl un- 
befangen, nad) eigener Erfahrung — eine Klaffe von Anwälten vor, die immer nur den Trebatius 
und Cafcellius im Munde führen und ſelbſt zur Rechtfertigung des Muttermordes „Stellen“ willen 
(leetiones pollicentur). Valentinian regelt nun das Citierwefen ähnlih wie Hadrian dad Gutachten- 
weſen ($ 47). Die fünf Juriften, die in der Praxis offenbar fchon die maßgebenden waren, follen 
in erfter Reihe benugt werden, aber nicht ausfchließlih: auch die von ihnen angeführten älteren, 
nicht bloß die Citate, Sondern ihre jämtlihen Schriften. Der Kaiſer wuhte ohne Zweifel, daß Ulpian 
und Paulus außer Gajus alle älteren Nuriften citieren; er wußte aber ebenfogut, daß man die 
Schriften Scävolas und Sabins nicht mehr hatte: man berief fi eben nur auf Ulpians Ans» 
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Die ganze Arbeit und Weisheit der großen Juriften würde allmählich vollftändig ver- 
loren gegangen fein, wenn ihre Refultate der Praris nicht näher aelegt und zum täglichen 
Gebrauche bequemer gemacht worden wären. Die Arbeit des Sammelns, Vergleichens, Ab: 
wägens und Entjcheidens mußte ein für allemal von oben her, von Staats wegen geſchehen 
und danach eine gejeglihe Zufammenftellung der Praris in die Hände gegeben werden. Das 
erfannte Juftinian, führte es in feinen Pandeften aus und ift damit der Erhalter der 
römifchen Jurisprudenz für die Nachwelt geworden. 


V. Sammlungen des Nedts. 
A. Vor Iuftinian, 


568. Das Bedürfnis, die Ergebnifje der Rechtsbil dung überfichtlich zufammen- 
zufafien, wurde fchon lange vor Nuftinian dringend fühlbar und rief allerlei Vorläufer feiner 
Sammlungen hervor. Am dringendften war es bei den faiferlihen Verordnungen. Die 
Neffripte und Defrete wurden für den Einzelfall an und nad verjchiedenen Orten erlafjen 
und ihre weitere Verbreitung hing ganz vom Zufalle ab. So konnten fie eigentlih von 
niemandem recht überjehen werben, und es war ſchwierig, die Echtheit eines älteren Er- 
lafjes feftzuitellen, auf den fich eine Partei berief. Schon zur Zeit der großen Juriſten 
finden ſich daher Schriften, welche Kaifererlafie wiedergeben: jo das Werk des Papirius 
Juftus (unter Marfus) de constitutionibus (der divi fratres und des M. Aurel) in 20 
Büchern: es bringt nicht den Wortlaut ſelbſt, fondern den Inhalt der Entſcheidung. Das 
Bedürfnis nah Sammlungen wuchs nod mit der ftarfen Vermehrung der faiferlihen Er- 
laffe ſeit Diofletian. Man fing nun an den Tert der Kontitutionen ſelbſt zu veröffentlichen. 

Dies gefhah zuerjt in zwei Privatfammlungen, dem nad ihren Verfaſſern benannten 
codex Gregorianus und Hermogenianus. Sie treten immer zufammen und in diefer Folge 
auf; jedenfalls ift die zweite Sammlung danad) als Ergänzung der erften anzujehen. Demgemäß 
zerfällt der cod. Gregor. in 14 Bücher und diefe in Titel, der cod. Hermog. nur in Titel. Der 
erite enthält Erlafje von Hadrian (wie wir aus Juftinians Coder bejtimmt entnehmen können) 
bis auf Diofletian. Wahrſcheinlich ift er alfo unter diefem Kaijer, vielleicht auf feine Ver- 
anlafjung, angelegt: denn der Verfaffer hat ficher das faiferlihe Archiv benußt. Der cod. 
Hermog. fällt wohl in feiner urfprünglihen Faſſung in die Zeit zwiſchen 314/324; 
aber es find Nachträge und Neuausgaben davon gemacht. Von beiden Sammlungen haben 
wir nur bürftige Bruchftüde in den fpäteren Werfen, die fie benugen!, 

Im Anfchluffe an diefe beiden Codices ließen Theodos II und PWalentinian III 429 
eine Sammlung der edicta und leges generales ſeit Konftantin anlegen. Die dazu ein- 
geſetzte Kommiffion wurde nicht fertig; es mußte 435 eine neue gebildet werden und diefe 
brachte das Werk in etwas über zwei Jahren zu ftande. Es hat Gefeesfraft feit 1. Jan. 
439 al$ codex 'Theodosianus, nahdem es 438 durch Vorlegung im römischen Senate ver: 
fündigt war. Das Geſetzbuch enthält über 3000 leges; es zerfällt in 16 Bücher, wie es 
ſcheint: nad dem Syſteme der Digeſtenwerke ($ 53), dieſe in Titel, in denen die Erlafje 
nad der Zeitfolge ftehen. Die ſachliche Ordnung hat vielfach die Zerlegung größerer Kaifer- 
erlaffe bedingt, wenn fie Verfchiedenartiges enthielten; Verkürzungen und Umgeftaltungen, zu 
denen die Verfaſſer ermächtigt waren, finden ſich häufig. Das Werk it fait vollftändig auf 


führungen. Zum Überfluffe bezeugt es die interpretatio ausdrücklich: in suis corporibus non in- 
veniuntur, sed in praefatorum opere tenentur inserti. Und jo wird denn daran die wichtigste Be- 
ftimmung bes ganzen Gefeges gefnüpft: si tamen eorum libri propter antiquitatis incertum eodi- 
cum collatione firmentur: die Werfe der älteren Juriſten jollen ſelbſt vorgelegt, alfo durch 
Veibringung von Handſchriften (das find codices) foll das Citat fichergeftellt werden, denn 
mittelbare Citate find unſicher. Damit ift formell den Anwälten freie Hand gegeben, materiell mit 
dem Citatenwufte aufgeräumt. Denn die Bücher konnten fie nicht vorlegen. Darum hat der Kaiſer 
im folgenden wieder nur die fünf Juriften vor Augen und läßt den Richter unter ihnen mechaniſch 
eine Enticheidung treffen.) 

’ Neuefte Ausgabe: Codieis Gregor. et cod. Hermog. fragmenta, ed. G. Hänel. 1837. 
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uns gefommen!, Urfprünglic war aud eine Bearbeitung der Juriſtenſchriften beabfichtigt: 
diefer Plan wurde aber anfcheinend ſchon 435 aufgegeben (cod. Theod. 1,1. 5 u. 6). Die 
nad dem Goder bis zum Untergange des abendländifchen Reiches in beiden Reichen erlafjenen 
Geſetze (novellae leges), die nach Verabredung ſtets in beiden publiziert werden follten, find 
im abendländifchen Reiche gleichfalls zu einer Sammlung vereinigt und dadurch teils direkt 
teils im Auszuge im meitgotifchen Gefegbudhe auf uns gefommen?, Man nennt fie bei 
uns die pofttheodofifhen Novellen. Es find über 100, fie betreffen meiftens Ber- 
waltungs:, Straf: und Kirchenrecht. 

Neben diefen Sammlungen der Kaifergefege finden fi im vierten oder fünften Jahr- 
hunderte auch zwei Verſuche, das ältere Hecht aus den Schriften der Juriſten mit dem 
Konftitutionenredhte zu verbinden. Man unterfchied beides als ius und leges. 

I. Die jogenannten fragmenta Vaticana. In der Vatilanifhen Bibliothek find im 
Jahre 1821 in einer arößeren Handſchrift dreiunddreißig reffribierte Blätter gefunden, die zu 
einer ziemlich umfangreichen Sammlung von ius und leges gehört haben müffen. Bei An: 
fertiqung der neuen Handſchrift find die Blätter zerfchnitten: daher fehlt den Zeilen bald der 
Anfang bald der Schluß. Sie enthalten fieben Titel über Kauf, Niekbrauh, dos, Vormund— 
Ihaft, Schenfung und Vrofuratoren. Das ins befteht nur in Erxrcerpten aus Papinians, 
Ulpians und Paulus’ Schriften, Gajus fehlt. Die leges find fat nur Reffripte bis zum 
Nahre 318, offenbar aus dem cod. Gregor. und Hermog. entnommen, außerdem nur 
drei unverfürzte weitfchweifige Gefege von Konftantin und eines von Valentinian I vom 
Jahre 372. Über den Ursprung der Sammlung, namentlid ob fie Privatarbeit oder 
amtlich war, wiſſen wir gar nichts. Angefertigt it fie wahricheinlih im Decidente, ent: 
weder in den eriten oder den legten Jahrzehnten des vierten Jahrhunderts, je nachdem die 
erwähnten vier Gefege urfprünglicher Bejtandteil oder fpäterer Zuſatz find®. 

II. Die lex Dei, quam Deus praecepit ad Moysen, gewöhnlich eollatio legum 
Romanarum et Mosaicarım. Es ift das eine Zufammenftellung des römischen und jüdifchen 
Rechtes in 16 Titeln, überwiegend Strafrecht, nur tit. X. de deposito, tit. XVI. de legi- 
tima suceessione, Das mofaifche Recht geht voran, dann folgen Stellen aus den Werfen 
von Gajus, Bapinian, Paulus, Ulpian und Modeſtin, Konftitutionen der Kaifer, darunter 
eine von DValentinian, Theodos und Arfadius von 390 (5,2 — C. Th. 9, 76). Offen- 
bar ift eine Vergleichung beabfichtiat; der Verfaffer will die Übereinftimmung des heid- 
nischen Rechtes mit dem mofaifchen darthun. Daher muß das Bud aus chriftlicher Zeit 
ſtammen. Wahrſcheinlich iſt es aber erſt nach 426 entitanden, denn es berüdfichtigt nur 
die Citierjuriſten, und vor 438, denn es berüdfichtigt nicht den Theodofifchen Coder. Daß 
[5,3] Theodos II als lebend erfcheine, ijt nicht zutreffend. Als PVerfaffer hat man den 
Kirchenvater Rufinus (Hufchle) oder den h. Ambrofius (Rudorff) vermutet und hat dar- 
an weitere Vermutungen über den praftifchen Zwed gefnüpft*. 


’ Teils durch einen Auszug im meitgot. Geſetzbuche, teils direft durch verichiedene Reſte von 
Dandichriften, die zum Teil ſchon im 16., zum Teil erſt in diefem Jahrhunderte aufgefunden find. 
Die erite vollitändige Ausgabe ift: Codex Theodosianus, ed. G. Hänel. 1342. [Die erften 
5 Bücher herausgegeben in Form eines Apographum der Turiner Dandichrift von P. Krüger: 
Codieis Theodosiani fragmenta Taurinensia. 1880. 40.) Bon den älteren ift die von Jak. Gotho- 
fredus in 6 Foliobänden wegen ihres großartigen Kommentars noch jetzt unentbehrlid. Sie tft 
erft nad) Bothofreds Tode von Marville 1665 herausgegeben, in 2. Aufl. von Ritter 1736-45. 
Dazu aehört: Haenel, XVII eonstitutiones, quas I. Sirmondus a. 1631 divulgavit. 1344. Es 
find das 18 faft nur kirchliche Gelege von 318—425, die im cod. Theod. teild nur ercerpiert teils 
gar nicht aufgenommen, in fränfiichen Handjchriften aber erhalten find, von Gothofreb jedoch wegen 
ihres Inhaltes für uneht gehalten waren. 

® Neuefte Ausgabe: Novellae constitutiones imperatorum Theodosii II ete., ed. Hänel. 1848. 

Erſte Ausgabe: vom Entdeder Kardinal Angelo Mai: iuris eivilie anteiustinianei reliquiae 
ineditae. 1828. Weuefte: Iuris anteiust. fragmenta, quae dieuntur Vaticana, ed. Th. Mommsen. 
1861. Dazu das Apoaraphum: Codicis Vaticani exemplum, ed. Mommsen. 1860. 4°. 

Es giebt 3 Handſchriften aus dem 8.—11. Jahrhunderte. Erite Ausgabe: Pithou, Fragm. 
quaedam Papiniani al. cum Moysis legibus collata. 1573. Neueſte: Lex Dei, ed. F. Blume. 1833. 
— Rudorfl, Ursprung und Beitimmung der lex Dei. 1869 (Abhandlungen der Berliner Afademie). 
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In diefen Zufammenhang gehören endlih noch zwei Werfe, die fih gleichfalls als 
Kompilationen aus älteren Schriften darftellen: 

II. Die fogenannte consultatio veteris cuiusdam iuris consulti de pactis: es 
find gutachtliche Antworten auf eine Reihe von ragen aus dem Vertragsrechte. Ob die 
Antworten von demfelben Juriften oder von mehreren herrühren, ift zweifelhaft. Die 
Frager find jedenfalld Anwälte, und der Gutachter giebt ihnen in zum Teile bevenklicher Weiſe 
Ratſchläge in ihrem Sinne. Überall werden die Belegftellen (leetiones: $ 67) beigefügt: 
fie find Paulus’ Sentenzen und den drei Codices entnommen. Die Abfafjungszeit iſt un- 
gewiß. Doc fcheint die Schrift am beften in die zweite Hälfte des 5. Jahrhunderts zu ſetzen. 
Sie ift vielleiht in Frankreich entftanden, wo fie zuerft erwähnt wird !, 

IV. Das fogenannte ſyriſch-römiſche Rechtsbuch, eine unvollftändige, unſyſtematiſche, 
wiſſenſchaftlich wertloſe Darftellung des römischen Rechtes, hauptſächlich Erb- und Che: 
reht, Strafrecht und Prozeß, mit mandherlei fremdartigen, wohl dem Vulgarrrechte ent- 
nommenen Zufägen, namentlih in Bezug auf ntejtaterbfolge. Die Ausſprüche der klaſſi— 
ſchen Juriſten liegen zu Grunde, find aber durch ftarfe, teilmeife mißverftändliche Überar- 
beitung faft unfenntlih gemadt. Das Bud ift urfprünglih griechiſch gefchrieben, dann 
ins Syriſche überfegt. Diefe Überjegung ift dann armeniſch und arabifch bearbeitet: wir 
befigen den jyrifchen, armenifchen und arabifhen Tert. Das Werk ift höchſt wahrfcheinlich 
ums Jahr 476 (unter Bafilisfos) in der Dfthälfte des Reiches verfaßt, ſicherlich nicht 
von einem Juriften, eher von einem Geiftlichen zum Gebrauche in den geijtlichen Gerichten. 
Die Kompilation iſt im praftifhen Gebrauche nicht von der Juſtinianiſchen Geſetzgebung 
verdrängt worden, fondern hat bis ins 17. Jahrhundert in aroßem Anfehen aeftanden ?. 


B. Iufinian. 


8 69. Das abendländifhe Kaiferreih war untergegangen, Italien von den 
Dftgoten erobert, ein neues Reich durch Theoderich gegründet, da beitieg in Ronftantinopel 
im Jahre 527 ein Mann den Thron, der, weder an Geift noch Charakter groß, doch durch ge- 
ſchickte Benugung der Verhältnifje und Perfonen noch einmal eine Art Rejtauration des alt 
römifchen Reiches und feines Glanzes durd Verbindung von Italien, Aften und Afrika mit 
Griechenland herzuftellen vermochte und für das römische Recht in kurzer Zeit die Arbeit 
ausführte, die notwendig war, um es zu einer Art gefchichtlichen Abſchluſſes zu bringen und fo 
feinen Übergang auf die Nachwelt zu ermöglichen. Dies ift Juftinian, der im Jahre 482 in 
Taurefium, einer fleinen Stadt des heutigen Serbiens, geboren ijt?. Sein Onkel Juſtinus, 


! Aus einer jet verlorenen Sandichrift herausgegeben von Cujaz 1577; von Bugat 1888. 

2 Zuerſt vollftändig mit großem Kommentare herausgegeben: Syriſch-römiſches Rechtsbuch aus 
dem 5. Jahrhundert von Bruns und Sadhau. 1880; vgl. Hube, Zeitichrift für Rechtsgeſchichte, 
N. F, rom. Abt. III 17 ff. 

® Ludewig, Vita Iustiniani 1731. I. Bryce, The life of I. by Theophilus (English historical 
review. 1887. N. 8 p. 657 ss.). In diefer muſterhaften Unterfuhung ift ausgeführt: Zuerſt Ale» 
manni bat in Borrede und Anmerkungen zu jeiner Ausgabe der historia arcana des Prokop 
(1623) auf eine Lebensbeſchreibung uftinians von feinem Lehrer, dem Abte Theophilus, hingewieſen 
und einzelne Angaben daraus gemacht. Andere, bis in die Neuzeit, haben ihm dieſe nachgeſchrieben. 
Die Schrift ift nie veröffentliht und nirgends eine Dandicrift aufzufinden. Bryce hat aber in der 
Bibliothel Barberini einen kurzen lateiniihen Aufiag mit erläuternden Anmerkungen entdedt, der ſich 
als Auszug aus dem Yeben Juftinians von feinem Lehrer Bogumil bezeichnet. Bogumil iſt Theo- 
philus. Diejer Auffag rührt ber von J. Th. Marnavich, Biſchof von Bosnien (1579/1639), einem 
unfritifchen, erfindungsreichen Slawiſten, der mit Alemanni Beziehungen hatte. Unzweifelhaft machte 
NAlemanni feinen Angaben lediglich nah diefem Scriftftüde. Es ift von geringer Bedeutung, ob 
Marnavich feine Erzählung aus der Tradition nahm oder es wirklich ein Leben Auftinians von 
diefem Bogumil giebt: denn unglaubwürdig wäre dies auch. Den Slawen war Juftinianus ein fagen- 
hafter Held ihres Stammes geworden, weil er da geboren wurde, wo fie fpäter faßen, ähnlich wie 
Theoderich den Deutihen. So fallen alle Nahrichten zufammen, die ſich allein auf Theophilos ſtützen: 
Juftinians flawifhe Abkunft (die Slawen waren damals noch nicht ſoweit ſüdlich vorgedrungen : 
Rösler, Situngsberichte der Wiener Afademie. 1873. I 115 ff.), der Name Uprauda (den Marnavic 
flawijch deutet), Die Namen der Eltern und Verwandten, der Heldenkampf mit Reccared, der Auient- 
halt am Ho’e Theoderichs u. f. mw. 
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der fich vom gemeinen Soldaten allmählih zum Kaiſer emporgefhmwungen hatte, ließ ihn 
ftudieren und in den Staatsdienft eintreten, nahm ihn 527 zum Mitfaifer an, ftarb aber 
bald darauf und hinterließ ihm den Thron, den er bis zu feinem Tode 565 behielt. 
Suftinians Perfönlichkeit ift bei feiner politifchen Thätigfeit weder imponierend noch an- 
ziehend. Er war feig, treulos, hinterliftig, graufam, habſüchtig, eitel, frömmelnd, nie 
jegte er feine Perſon ein, weder bei inneren Aufftänden nod bei äußeren Kriegen, feine 
Erfolge verdankte er lediglich feinen Feldherren Belifar und Narjes, gegen die er dann 
doch wieder argwöhnifc und undankbar war. Größere perfönlihe Bedeutung wird man 
ihm bei feiner gejeßgeberifchen Thätigfeit zufprechen fünnen, da er dazu durch Studium und 
Staatsdienft vorbereitet war und offenbar feine Hauptpläne ſchon von daher mit auf den 
Thron brachte. Das Hauptverdienft in der weiteren Durchführung hat zwar auch hier wohl 
fein Juftizminifter Tribonianus, ein Pamphylier, der ein bedeutendes Talent geweſen 
feip muß und dabei von feinen Zeitgenofjen als ein menjchenfreundlicher, freidenfender, 
liebenswürdiger und wißiger Mann gejchildert wird, freilich zugleih aud als habjüchtig 
und gemwiljenlos!. 

Die Bedeutung der legislativen Thätigfeit beider bejteht nun feineswegs bloß in der 
Bewerkitelligung der großen Sammlungen, fondern ebenfofehr au in den mehr als 500 
neuen Geſetzen, mwodurd die lange vernadläffigte römische Nechtsentwidlung jegt in kurzer 
Zeit in einer Menge der wichtigften Punkte erjt zu dem nötigen oder wenigitens möglichen 
Abſchluſſe gebracht wurde. Zwar hätte eigentlich noch viel mehr geſchehen follen, und aud 
alle jene Gefege leiven an den oben befprochenen Mängeln der jpäteren Kaifergejeßgebung, 
unflarer Erkenntnis der Aufgabe und mangelhafter Löſung, namentlih in techniſcher Be— 
ziehung, allein im ganzen und weſentlichen haben fie doch meiftens die rechte Richtung 
und übertreffen jedenfalls weit die ganze voraufgehende Geſetzgebung feit Konitantin. 


8 70. Der Verlauf der Juftinianiihen Geſetzgebung ift im einzelnen 
folgender: 

1. Der alte Coder. Die eigenen Erfahrungen, die Juftinian im Staatsvienite 
über den troftlofen Zuſtand der Rechtsquellen gemacht hatte, hatten offenbar den Plan in 
ihm erwedt, als Kaifer durchgreifende Reformen darin vorzunehmen. Schon wenige Monate 
nach Juſtins Tode fing er damit an. Das erfte war eine neue Sammlung der Konjtitu- 
tionen, unter Vereinigung der drei bisherigen Codices zu einem, jo daß ihre Geltung auf- 
hören follte, Bejeitigung des Veralteten, Hinzunahme der neuen Geſetze, befjerer Anord- 
nung des Ganzen; Wiederholungen follten vermieden, Widerſprüche befeitigt, nad) Klarheit 
und Kürze geftrebt werden. Am 15. Februar 528 murde eine Kommiffion von 7 Be- 
amten, 2 Advokaten und 1 Profefjor eingeſetzt; den Vorfig führte der Exquäſtor Johan- 
nes; Tribonian gehörte der Kommilfion an: er hatte eine hervorragende Stellung 
(magisteria dignitas) unter den agentes in rebus (? $ 61). In einem Jahre war das 
Werk fertig und wurde am 7. April 529 publiziert mit Gefegesfraft v. 16. (ec. Summam 
reip.). Dur die Nevifion vom Jahre 534 ift es wieder aufgehoben und daher aud nicht 
auf uns gefommen. Nur die beiden Geſetze, wodurch es anbefohlen und publiziert wurde, 
find auch dem neuen Cover vorne vorgejeßt. 

2. Die fünfzig Decifionen. Die zweite Aufgabe, die Sammlung und Sich— 
tung des ius, war ungleich jchwieriger. Juſtinian ſah ein, daß zur Befeitigung der Streit- 
fragen unter den alten Juriften das Abzählungsprinzip des Citiergefeßes nicht ausreichte, 
fondern jelbjtändige Entfcheidungen nötig waren und daß aud eine Menge von Reiten ab- 
gejtorbener Inſtitutionen vollftändig befeitigt werden mußte, ehe man das ius mit Erfolg be- 


ı [Über Juftinians Charakter und Regierung ſ. Ranke, Weltgeichichte IV a: er findet jeine Be— 
deutung darin, dab er dem Kaifertume die alte Stellung unter den Völkern wieder begründete Durd) 
feine Eroberungen, feine Bauten und feine Gejeßgebung. Die Quellen der Geſchichte des Kaifers 
find vor allem die Schriften des Geheimfchreibers Prokop. Deſſen historia arcana, die aud den 
Hofklatſch aufzeichnet, hält Rante für uneht (S. 300 ff... Ganz anders urteilt über die Schrift 
Mommien, Dftgotiihe Studien IT (Neues Archiv für ältere deutihe Geihichtsftunde XIV) 519, und 
damit auch über Juftinian und feine Regierung.) 
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arbeiten fonnte; jo 3. B. die Unterfchiede von res maneipi und nee mancipi, quiritariſchem 
und bonitarifchem Eigentum, Yegaten und Fideilommiffen u. a. Er erledigte diefes zu: 
nächſt durch eine Anzahl einzelner Gefege. Wir fennen aus dem Jahre 529 gegen achtzig, vom 
Jahre 530 gegen einhundertunddreißig, vom Jahre 531 gegen einhundert. Man fcheint 
davon fünfzig Entfcheidungen alter Kontroverfen in einer befonderen Sammlung vereinigt 
und an die Rechtsſchulen geihidt zu haben; denn eine amtlihe Sammlung des liber quin- 
quaginta constitutionum wird nod in Juftinians Zeit angeführt (Inst. 1,5. 3). 

3. Die Pandekten. Nachdem das Werk fo vorbereitet war, erließ Juftinian am 
15. Dezember 530 eine nitruftion (ce. Deo auetore)an Tribonian, der inzwischen zum quae- 
stor palatii erhoben war, worin er ihn beauftragte, eine Kommiffion zufammenzujegen und mit 
diefer aus den Schriften der alten Juriſten, aber nur der mit ius respondendi, alles noch 
praftiich Brauchbare wörtlich zu excerpieren, alles Veraltete und Überflüffige auszufcheiden, 
alle Widerfprüche zu befeitigen und danach auch foviel als nötig am Terte zu ändem; 
die gefamten Ercerpte jollten dann nad ihrem Inhalte in der Ordnung des prätorifchen 
Edikts in fünfzig Büchern mit Titeln zufammengeftellt werden und fo unter dem Namen 
nardietar oder digesta als codex iuris (enueleati) neben dem codex legum jtehen und 
mit diefem zufammen ein vollftändiges Geſetzbuch in zwei Teilen bilden. Tribonian förderte 
das Werk jo, daß es bereits in drei Jahren fertig war; am 16. Dezember 533 wurde es 
durch Überfendung an den Senat verfündiat (ec. Omnem), am 30. Dezember trat es in Kraft. 

Über die Art der Ausführung läßt fih aus den Verordnungen und dem Werfe jelbit 
folgendes entnehmen: die Kommifjion bejtand aus 4 Profefforen (Theophilus, Doro: 
theus, Anatolius, Kratinus), 11 Advokaten und 1 Beamten. Man bezeichnet fie 
nad ihrer Thätigfeit als die Kompilatoren. Nach Juftinians Angabe haben jie 2000 
Bücher mit drei Millionen Zeilen (versus) auf einhundertfünfzigtäufend Reihen zuſammen— 
gezogen, aljo etwa auf ein Zwanzigſtel. Bon den benugten Schriftitellen in ihren Werfen 
wurde ein Verzeichnis (fogenannter index Florentinus) angefertigt und den Pandekten vor- 
geſetzt: es jtimmt mit dem aus den Digeften gewonnenen Ihatbeitande nicht ganz überein. 
Benust find im ganzen die Werke von 39 Schriftjtellern. Darunter find drei (Q. Mucius, 
Alfenus, Alius Gallus) noch aus republifanifcher Zeit: fie haben alfo, der Vorjchrift zu- 
wider, fein ius respondendi; die Benugung der urfprünglichen Werfe, nicht von Auszügen, 
ift recht zweifelhaft; vierunddreißig find aus der großen Zeit, zwei Nachzügler aus dem 
vierten Jahrhunderte. 

‚Für die Ercerpierung ſchied man die aefamten Bücher nad dem Inhalte und der bis- 
herigen Studienordnung in drei Klaſſen, Civilrecht, prätorifches Recht, Refponjen und ähn- 
liche praftifche Schriften, wozu dann noch ein weniger umfaffender Reit von Werfen ge- 
miſchten und unbejtimmten Charafters fam. ntiprechend wurde dann aud die Kommiſſion 
in drei oder vier Abteilungen geteilt, jede ercerpierte zunächſt eine Klaſſe für fih, worauf 
dann in Generalfigungen die vier Excerptmaſſen in Übereinftimmung und Ordnung gebracht 
wurden. Die Wahl der Ercerpte aus den einzelnen Schriften war ſehr ungleihd. Im 
ciwilen und prätorifchen Rechte bilden die beiden Werke von Ulpian ad Sabinum und ad 
edietum die Grundlage, bei den Reiponjen die von Papinian. Man nennt die Maſſen 
danad) bei uns Sabinus-, Edikts-, Papinians- und Poſtpapiniansmaſſe (S. E. P. pP.)!. 
Die Ercerpte aus den beiden Werfen von Ulpian bilden aber bei weitem das meijte, fait 
ein Drittel des Ganzen. 

Die Ordnung des Stoffes ift im ganzen die des prätorifchen Edilts, jedoch mit 
manchen Abweichungen, und in den legten vier Büchern ift ein Zufag von Strafredt und 
Staatsreht, d. h. Appellation an den Kaifer, und Fiskal-⸗, Militär, Municipal: und 
Steuerreht gemadt. Die Bücher find in Titel mit Überfchriften (rmbrieae) geteilt (nur 
in Bud 30 32 de legatis iſt umgefehrt ein Titel in drei Bücher aufgelöft). In den 
Titeln find die einzelnen Excerpte in der Negel nicht weiter fyitematifch geordnet, fondern 
einfah nad) den vier durch die Ercerpierung entitandenen Maſſen hintereinandergeitellt, 


’ Blubme, Die Ordnung der Fragmente in den Pandeltentiteln. 1820 (Zeitfchr. für geſch. 
Rechtswiſſ. IV 256). 
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meiftens die Mafle voran, die gerade das meiſte enthielt, natürlich mit manderlei einzelnen 
Abweichungen. Bei mehreren Ercerpten über denjelben Gegenftand legte man eines zu 
Grunde und jchaltete aus den anderen nur einzelne Säte oder ſelbſt nur Worte ein. Bei 
jedem, auch dem fleinjten, Excerpte wurde nad der Beitimmung Nuftinians der Name des 
Verfafjers mit Titel und Buchzahl feiner Schrift darüber gefegt (inseriptio). 

Die Bruchſtücke der Juriſten find grundfäglihd im Wortlaute wiedergegeben, aber die 
Kompilatoren haben von ihrer Befugnis, Änderungen vorzunehmen, einen ziemlich meit- 
gehenden Gebraud gemacht (jogenannte interpolationes, emblemata Triboniani, Tribonia- 
nismen). Häufig haben fie nur der Kürze halber mehrere Sätze in eins gezogen, längere 
Ausführungen weggeſchnitten, namentlich Berichte über Streitfragen unter den älteren Ju— 
riften, und in Verbindung damit find öfters zweifelnd ausgefprochene Meinungen bejtimmt 
hingeitellt: denn es fam überall nur auf die lette praftifche Entſcheidung an. Veraltete 
Rechtsinftitute, namentlich ſolche, die Juftinian felbit aufgehoben hat, find natürlich fyite- 
matifch bejeitigt: mancipatio (traditio), fidueia (pignus), in iure cessio (cessio), sponsor 
und fidepromissor (fideinssor), dotis dietio, cognitor (procurator), eretio, actio auctoritatis. 
Für die Feititellung des Urfprünglichen ift von großer Michtigfeit die inseriptio der Stelle, 
weil fich aus ihr ergiebt, in welchem Zufammenhange der Jurift die Frage behandelte. Aber 
auch Zufäge find gemacht. Zum Teile find das nur Verdeutlihungen im Sinne der Kom: 
pilatoren (id est); in anderen Fällen find es weife Einfchränfungen zu allgemein flingender 
Sätze (D. 1, 5. 24), vor allem foll dadurd die Erwägung der Befonderheiten des Falles 
oder die Nüdficht auf dem Sinn der Parteifagungen angeregt werben (si modo). Endlich 
find aber damit auch wirkliche Nechtsänderungen zum Ausdrude gebracht. Die Kompila— 
toren haben fich nicht geicheut längere Sätze und fogar ganze Bruchjtüde zu erfinden, bei 
denen höchſtens einzelne Worte und Wendungen des Juriften benugt wurden: fo zur Ein- 
leitung neuer Abjchnitte, zur Überleitung (D. 8, 2. 9), aber auch um eigene Gevanfen zur 
Geltung zu bringen (D. 19, 2. 25 pr. [Gaius 3, 140. 143]; 24, 2. 6; 22, 3. 25), wie 
das Neureht (D. 12, 4. 5). Man erkennt die Zufäge am Stile (Gräcismen: D. 39, 5. 22), 
an gewiſſen jpätlateinifchen, bei Yuftinian beliebten Wörtern und Wendungen (coadunare, 
inramentum), vor allem aber daran, daß fie den Zufammenhang unterbredden (D. 19, 2. 
30: idem iuris esse rell.) und den erfennbaren Gedanfengang des Nuriften ftören und 
verwirren. Einzelne Schriftiteller find mehr interpoliert ala andere; jo Ulpian, weil er 
die Grundlage des ganzen Wertes bildete; jo Scävola, meil feine responsa direeta 
aspera simplieia den Kompilatoren bedenklich erichienen !. 

Der Wert der Kompilation muß, wenn man einen billigen Mafftab nach den damaligen 
Verhältniffen anlegt, ziemlih hoch aeftellt werden. Die Aufgabe war außerordentlich 
ſchwierig, äußerlich wegen der Maſſe und Unbequemlichkeit der Bücher, innerlich wegen der 
vielen und großen Veränderungen, die im ganzen echte eingetreten waren. Die erite 
Schmwierigfeit haben die Rompilatoren qut überwunden, namentlich bei der furzen Zeit, die 
fie brauchten; Yüden, Wiederholungen und Widerfprüche find verhältnismäßig wenige vor- 
handen. Weniger gewachſen waren fie der zweiten Schwierigkeit, die nterpolationen find 
oft recht oberflählih und ungeichidt. Das tritt befonders bei der Befeitigung der alten 
Rechtsinftitute hervor: die Kompilatoren ändern mechanisch die Worte und lafjen die Rechts: 
folgen jtehen, die zu den neueingefegten Inſtituten nicht paflen, jo bei Mancipation und 
Tradition ; die erite jet feinen Befigübergang voraus (D. 23, 5. 167). Docd war allerdings 
eine vollftändige Löſung diefer Aufgabe faum ohne eigentliche neue Kodififation des Rechts 
möglid). 

Über die gefegliche Kraft der Sammlung beitimmte Juftinian, daß alles Aufgenommene 
vollftändig gelten folle, wie wenn es fein eigenes Geſetz wäre, alles nicht Aufgenommene 
dagegen gar nicht mehr. Daraus ergiebt fi) Die Notwendigkeit der fogenannten duplex interpre- 


I Die Forſchung nach Interpolationen war wegen ftarfer Übertreibungen (namentlih A. Faber, 
Rationalia ad Pandectas u. a.) sum Schaden der Nechtsgeichichte zurüdgedrängt. Neuerdings ift fie 
mit ficherer Methode und ichönem Erfolge wieder aufgenommen worden: Gradenwitz, Inter— 
polationen in den Pandekten. 1837. Eifele, Zeitichrift . RG. N. F. VII 2: X. 
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tatio der Digeften: die Stellen find erjt auszulegen im Sinne ihrer Verfaſſer; dabei ijt der 
gefamte Gedanfengang entfcheidend; dann aber im Sinne Juftinians; und da fommt es 
weſentlich auf die praftiihe Spitze an. In thörichter, aber nicht beifpiellofer, legislativer 
Verblendung verband der Kaifer damit das Verbot, die alten Bücher mit jeinen Pandekten 
noch zu vergleichen oder gar neue darüber zu fchreiben. Das leßtere wurde ſchon bei feinen 
Lebzeiten und von den Berfafjern der Pandekten ſelbſt übertreten, das erjtere fcheint man 
gründlicher befolgt und einfach durch Vertilgung der alten Bücher gefichert zu haben. Wenig- 
ftens läßt ſich der abfolute Mangel alles und jedes Überrejtes faum anders erklären. 

4. Die Inftitutionen. Das neue Geſetzbuch des codex iuris und legum machte 
eine neue Ordnung des ganzen Rechtsſtudiums nötig. Juftinian hat darüber ein eigenes 
Geſetz erlaffen. Dabei ftellte fich heraus, daß für die Einleitung in das Studium ein 
anderes Buch als die alten Inftitutionen von Gajus, Ulpian u. ſ. w. notwendig jei. Die 
Abfaſſung der Wiſſenſchaft zu überlaffen, entjprach dem Geifte der Zeit nicht. Es mußte 
ein geſetzliches Inftitutionenfompendium angefertigt werden. Tribonian befam den Auftrag 
dazu fchon während der Abfafjung der Pandekten, und es war jchon früher als diefe fertig, 
fhon am 21. November 533 wurde es verfündigt (c. Imperatoriam). Zwei Profeſſoren 
von Konftantinopel und Beryt, Theophilus und Dorotheus, hatten es verfaßt, Tri- 
bonian hatte nur die Oberleitung. Sie teilten fich anfcheinend fo, daß der eine Bud 1 
und 2 und 4, 18 (de publieis iudieiis) bearbeitete, der andere Buch 3 und 4; wer dies, 
wer jenes, ift jtreitig!. Im ganzen haben fie fih die Sade leicht gemadt. Sie legten 
den Gajus wörtlich zu Grunde (daher fehlen Pfand- und Dotalrecht); fie ließen das Ver— 
altete und die hiftorifchen Ausführungen weg oder machten furze Einleitungen daraus, 
fchalteten dagegen, damit es nicht gar au kurz würde, Ercerpte aus anderen Schriften ein 
und fügten auf Juftinians bejonderen Befehl Zufäge über das neuere Konftitutionenrecdt 
hinzu. Das Ganze wurde in vier Bücher und diefe in 98 Titel geteilt, in diefen aber 
nit, wie in den Pandekten, die urfprünglihe Quelle genannt, fondern alles zu einem ein- 
fahhen Terte verbunden, wobei Juftinian jelber als redend fingiert wird. Das Werk befam 
volle Gefeesfraft mit den Pandeften gleichzeitig. 

5. Der neue Coder. Die Abfafjung der Pandekten machte eine Revifion des Coder 
nötig. Die vielen durch die Pandekten veranlaften Geſetze mußten ihm einverleibt, die alten 
in Inhalt und Ordnung den Pandekten angepaßt werden. Schon im Januar 534 befam 
Tribonian den Auftrag, eine „repetita praeleetio* des Coder zum Zwede dieſer Ver- 
änderungen zu veranftalten. Er nahm den Dorotheus und drei Advofaten zu Hülfe, und 
jhon am 11. November wurde der Goder in der neuen Gejtalt publiziert (c. Cordi). 
Er enthält über 4600 Konftitutionen, doc find darunter 80 doppelt und 500 find durch 
Zerlegung von 200 größeren entjtanden. Die größere Hälfte, über 2600, ift aus der Zeit 
ver Konjtantin, alfo aus der Reſkriptszeit. Die ältefte ift von Hadrian, aber nur eine, 
die übrigen verteilen fich jehr ungleih; von den beiden Severen und Caracalla find 
880, Gordian 272, Diofletian 1222, von allen übrigen bis Konftantin nur 280; 
aus der fpäteren Zeit find von Konjtantin 208, den beiden Theodoſen 567, Juiti- 
nian 403. Die älteren bis Konftantin find wenig verändert, die fpäteren find meiſtens 
fehr abgekürzt, in mehrere zerlegt, oft im Wortlaute ganz umgeftaltet; nur Juſtinians Ge- 
fee find meiftens in ihrer ganzen Breite aufgenommen. Die ganze Mafje iſt in zmölf 
Bücher geteilt und diefe in fehr viele Heine Titel mit Überjchriften. In den Titeln jtehen 
die einzelnen Konftitutionen rein der Zeit nah, immer mit den alten In- und Subjfrip- 
tionen. Die Ordnung it im mwefentlihen wie in den Pandekten, jedoch mit Abweichungen. 
Außerdem ijt im eriten Buche das Kirchenrecht vorangejtellt, in den beiden letzten das 
faiferlihe Finanz: und Verwaltungsrecht angefügt. Über 150 Konftitutionen find griehifch, 
die frühejte von Septimius Severus. Dieje find fpäter in Italien in den Handjchriften 
ſämtlich weggelaſſen, daher meiftens ganz verloren und erjt feit dem fechzehnten Jahrhunderte 


! Grupe, De Iustiniani institutionum compositione. 1884 (er weiſt den von Huſchke zuerit 
ausgefprocdhenen Gedanken als richtig nad). Ferrini, Archivio giuridieo XXXVII 373. 
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aus den Bafılifen und anderen griechifchen Uuellen zum Teil wieder eingefegt — „reſti— 
tuiert“. Man nennt fie danach bei uns leges restitutae!, 

6. Die Novellen. Zwei jo rührige Gefesgeber, wie Juſtinian und Tribonian, 
blieben natürlich auch nad Vollendung der Sammlungen nicht unthätig, namentlich da alle 
fchwierigen und zweifelhaften Rechtsfragen, die in der Praris auftaudten, an den Kaifer 
zur Entſcheidung berichtet werden mußten. Schon am 1. Januar 535 erfchien die erfte 
novella constitutio, veug& dıdrafig, ein wichtiges Geſetz über Tejtamente, das, worin die 
Ausſchließung der Faleidia erlaubt wurde. hr folgten in demfelben Jahre noch gegen 
30 andere, und fo in den nächiten zehn Jahren bis zu Tribonians Tode (545) noch über 
100, in den dann folgenden zwanzig Jahren bis zu Juftinians Tode (565) faum noch 20. 
Wieviel im ganzen, wiffen wir nicht, wir fennen 166. ihre Geftalt iſt die, daß eine 
praefatio über den Anlaß des Gejeges vorangeht, dann die Beitimmungen in Kapiteln 
folgen und ein epilogus fließt. hr Umfang ift ſehr verfchieven, manche haben nur ein 
furzes Kapitel, andere 40 bis 50. Sie beziehen fich meiftenteils auf Staatsverwaltung und 
Kirchenweſen, mande enthalten aber auch tiefeingreifende privatrechtliche Beitimmungen, 
namentlich über Familien und Erbredt. Ihre Sprache ift meiftens die griechiſche, nur 
15 find lateinifh (fie waren für die Meftprovinzen bejtimmt), drei in beiden Epraden. 

Gefammelt find fie von Juftinian felber nicht mehr. Auf uns gefommen find drei 
Privatfammlungen. 

a. die epitome Iuliani, ein lateinifcher Auszug aus 124 Novellen (zwei doppelt), 
von einem Profefjor in Konftantinopel; die jüngfte Novelle ift von 555, alfo wahrfchein- 
lich it der Auszug 556 gemacht; 

b. das authenticum oder der liber authenticorum (fogenannte Bulgata), eine Samm- 
lung von 134 Novellen, die lateinifchen im Urterte, die griehifhen in lateinifcher Über- 
ſetzung. [Vielleicht ift diefe Sammlung die im Jahre 556 in Italien amtlid gemachte 
— der bis dahin erſchienenen Novellen Juſtinians zur Einführung im wiedereroberten 
Lande?. 

e. die Sammlung der 168 Novellen, die aber mehrere doppelt, mehrere von Juſtinians 
Nacfolgern und nur 153 wirklich Nuftinianifche enthält, die griehifchen im Urterte, die 
lateiniſchen im griechiſchen Auszuge. Sie ift unter Juftinians Nachfolgern angelegt, im 
byzantinischen Reihe allgemein benutzt, im fünfzehnten Jahrhunderte nad Italien gebracht 
und im Jahre 1531 in Deutſchland von Haloander zuerjt herausgegeben. 

d. Dazu fommen noch mehrere vereinzelt aufgefundene Novellen, namentlich die fo= 
genannten dreizehn edieta Iustiniani. 


8 71. Studienordnung. Der Rechtsunterricht hat fich feit der Mitte des 
3. Jahrhunderts immer mehr zu einer ftaatlichen Einrichtung geftaltet. Es giebt Rechts: 
ſchulen mit öffentlich angejtellten und befolveten Yehrern in Bergt, Rom und ſpäteſtens feit 
425 in Konjtantinopel. Daneben bejtanden ftaatlide Akademien in Athen, Alerandrien 
und Gäfarea: fie hat Juftinian aufgehoben. Die Lehrer an diefen Hochſchulen ſcheinen nicht 
ohne wifjenfchaftlihe Bedeutung geweſen zu fein, namentlich die von Beryt: ihre Jünger, 
die Kompilatoren, rühmen fie ald „Helden und Lehrer des Erbfreifes“. Vielleicht find auf 
diefe Kreife die Bruchſtücke griehifher Kommentare zu klaſſiſchen Schriften zurüdzuführen, 
die man neuejtens entdedt hat?. Der Lehrkurfus an allen diefen Anjtalten war wohl gleich— 
mäßig geordnet. Er war vierjährig. Im erjten Jahre führten die Studenten den (nicht 
recht zu erflärenden) Spignamen dupondii; fie lafen die Inſtitutionen des Gajus (in zwei 
Büdern?) und 4 libri singulares, d. h. fie hörten erläuternde Vorträge darüber. Im 
zweiten Jahre hießen fie edictales und lafen die „prima pars legum“ und einzelne Titel 
ı 8. Witte, Die leges restitutae des Juſtinianiſchen Eoder. 1830. 

? So Zachariä, Eigungsberichte der Berliner Akademie. 1882. XLV. Dagegen Krüger 
E. 357 Anm. 29 wegen der Schlechtigfeit der Überſetzung und der (wahrſcheinlichen) Fehler der Vorlage. 

8 Sie find von Bernar dakis auf dem Einai entdedt und zuerft auf Grund mangelhafter Abichrift 
erauögeneben von Dareste, Nouvelle revue historique de droit. 1880. p. 645 s. (Xenel, Beit- 
chrift f. RG., N. 5, U 233); dann von Jadariä, Monatöberichte der Berliner Afademie. 1881. 
€. 620 ff.; endlih von Krüger, Zeitſchrift f. RG., N. F. IVI. 
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der 2. und 3., das ift doch wohl ein Eviftsfommentar. m dritten Jahre werden fie 
Papinianistae, leſen die übrigen Bücher der 2. und 3. pars und zugleich (die eriten) acht 
Bücher von Bapinians Refponfen. Das vierte Jahr der Lytae (Gefreiten) ift zum Privat- 
ftubium in Paulus’ Werfen beitimmt. 

Juſtinians Gefeggebung machte eine neue Studienordnung erforderlid. Mit Rüdficht 
auf die Lehre hat er feine Digelten in jieben Teile zerlegt: zour« (1-5), de iudiciis 
(6—11), de rebus (12-—- 19) — fogenannt von den Überfchriften 5, 1 und 12,1 —, umbilieus 
(20—26), p. V. (de testamentis, 27—37), p. VI. (38—44), p. VII. (45—50). Der 
Kurfus dauert jebt fünf Jahre. Die Füchle heißen Iustinianei novi und hören über Inſti— 
tutionen und no@ra; die edietales des zweiten Jahres und die Papinianistae des dritten 
abwechjelnd Teil 2 oder 3, im zweiten Jahre außerdem die libri singulares: 23. 26. 28. 
30, im dritten Bud) 20 —22 (den jogenannten Antipapian, r& dvri rod Ilamıovod Sıßkla). 
Im vierten Jahre find fie Lytae und lefen für ſich die übrigen Bücher der 4. und 5. pars; 
alö Prolytae des fünften Jahres den Coder. Teil 6 und 7 follen fürs Studium im 
Leben aufgehoben werden. 


Fünfte Periode. Das byyantinifhe Raifertum. 


872, Mit Auftinian iſt die eigentliche römifche Rechtsgeihichte zu Ende. Das 
römifche Recht hat in feinen Gefegen und Gefegbüchern eine Art Abſchluß gefunden und 
die Form erhalten, in der e3 auf die Nachwelt übergegangen ift. Das byzantinifche Reich 
dauerte zwar noch beinahe neunhundert jahre fort, allein es ift fein römiſches Reich mehr, 
jondern ein griechifchee, wenn aud einzelne Teile von Italien und namentlich die Stadt 
Nom noch längere Zeit damit verbunden blieben. Das Recht wurde zwar noch weiter ge- 
bildet, aber nicht mehr in der römischen univerfalen Richtung, vielmehr ſchrumpft das uni» 
verfale römische Necht jetzt allmählidy wieder zu einem nationalen zufammen, und zwar einem 
von fo fläglicher Nationalität, wie die byzantiniſch-griechiſche war!. Die ſpätere Geſetzgebung? 
hat daher für das römische Recht als Weltrecht feine Bedeutung mehr, das ganze Intereſſe 
ver byzantinischen Rechtsgefchichte Inüpft fich für das römische Necht nur noch an die weiteren 
Scidjale der Juſtinianiſchen Geſetzbücher. 

Das Wichtiafte dabei find die wiſſenſchaftlichen Arbeiten des fechiten Jahrhunderts. 
Jedes neue Geſetzbuch reizt zu mwifjenfchaftlichen Arbeiten darüber. So den oberiten Schaum 
abzuſchöpfen, ift nicht mühevoll und doch belohnend. Hier fam dazu, daß ſchon die Über- 
tragung ins Griechiiche ein Verdienſt war und ein Bedürfnis für den Unterricht und die 
Praris. Wir fehen daher, daß fchon von den vier Profefforen, die bei der Abfaffung der 
Geſetzbücher mitgewirkt hatten, wenigjtens drei fofort griechiſche Arbeiten darüber fchrieben. 
Theophilus fchrieb einen index der erften drei Teile der Digeften, d. h. eine freie Über- 
tragung des Tertes; von ihm rührt ferner nad der handfchriftlichen Überlieferung her die 
fogenannte Paraphrafe der nftitutionen, d. h. eine genaue dem Texte folgende Umſchrei— 
bung mit Beifpielen und hiftorifchen Erklärungen, die aber troß des reihen Materials, das 
zu Gebote ftand, eine Menge grober rrtümer enthalten, jo daß man auch gegen die nicht 
nachzuprüfenden Angaben mißtrauifch werden muß?. Dorotheus fchrieb eine Überſetzung 


! Über die äußere Geſchichte des byzantiniſchen Rechts ſ. Zachariae, Historia iuris graeco- 
romani. 1839, Mortreuil, Histoire du droit byzantin. 3 voll. 1843; über die innere: Zachariä, 
Geſchichte des ariediich römischen Privatrechts. 3 Hefte 1856-64; 2, Aufl. unter dem Titel: 
Geſchichte des griechiſch- römiſchen Rechts. 1377. 

Geſammelt in: Zachariae, Novellae constitutiones imperatorum post Iustinianum, 1857. 
(dritter Band des Ius graeco-romanuım). 

Die Hauptausgabe: Theophili antecessoris paraphrasis Graeca institutionum, ed. O. Reitz. 
2 voll. 1754, ift ohne genügende bandichriftlihe Grundlage gemacht (C. Ferrini, Rendieonti dell’ 
Istituto Lombardo II vol. XVI 1). Eine neue Ausgabe ift begonnen von Ferrini: Institutionum 
graeca paraphrasis Theophilo antecessori vnlgo tributa. 1584-88 (bis 3, 23). Ferrini will die Bara- 
phrafe dem Theophilus abiprechen. Indes wird er ſchon in Scholien aus dem Ende des 6. Jahrh. als Ver— 
faffer genannt (Ferrini, Seolii inediti allo Psendo-Teotilo. 1386. 2, 13 $ 1. p. #5). 
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der Pandekten (irdı5), die ſich der wörtlichen Wiedergabe (zar& nude) ſehr annähert, mit 
Anmerkungen (zuoayoayar). Anatolius verfaßte einen kurzen Auszug (oUrrouos xü- 
dıE) aus dem Coder genau nah den einzelnen Stellen!. Neben und nad ihmen jchrieben 
auch andere Profefforen von Konftantinopel und Beryt Überfegungen, Umfchreibungen, Aus- 
züge, Überfichten, auch wohl Anmerkungen und Erklärungen und felbſt Monographieen. Die 
wichtigjten Werke darunter find: von Stephanos, der no zu Juftinians Zeit Profefjor 
in Konftantinopel war, eine weitläufige Paraphraſe der Pandeften mit Anmerkungen: in 
diefen wird öfters auf vorjuftinianisches Necht Bezug genommen, ſogar Prozeßformeln werden 
angeführt (a. prohibitoria): es ift aber fraglid, wie weit feine Glaubwürdigkeit reicht ?; 
ein Auszug oder eine abgefürzte Überfegung der Pandekten mit Anmerfungen von einem 
Unbefannten, dem jogenannten Anonymus (um 570), den man mit Julian, dem Novellen: 
herausgeber, fälfchlich verfelbigt hat?; von Thaleläus, an den die c. Omnem mit ge- 
richtet ift, eine wörtliche Überfegung des Goder (urjprünglich vielleicht des alten) mit An- 
merfungen, die vielfah auf älteres Hecht Bezug nehmen. Auf uns gefommen ijt von 
allen diefen Werken, außer Theophilus, feines vollftändig, jondern nur Excerpte daraus in 
den jpäteren Schriften, namentlid) den Bafilifen und ihren Scholien. Für die Kritik des 
Tertes der Pandeften und des Coder find jie äußerft wichtig, für die Interpretation weniger. 
Ihre Wiſſenſchaft iſt ſehr äußerlich. Auch bei den Verfafjern der Pandekten und des Co— 
der ſucht man (außer bei Thaleläus) nad Andeutungen über die Motive der Aufnahme 
oder Interpolation der einzelnen Stellen oder über die damalige Praris vergebens, ebenjo 
it von Benutung der älteren Bücher feine Spur, man ſcheint Juſtinians Verbot nur gar 
zu gern befolgt zu haben. 

Die ganze Thätigkeit hörte auch bald wieder auf. Vom fiebenten bis neunten Jahr- 
hundert wiſſen wir fajt gar nichts mehr. Die ν vouwr von Xeo Jfaurus 
(740) wurde als Geſetz verfündigt, hat aber durd; ihre willfürlihen Neuerungen und doch 
wohl auch wegen der Stellung der Ikonoklaſten fein Anfehen erlangen können“. Erit am 
Ende des neunten Jahrhunderts wurde durch den Kaifer Bafilius Macedo (867— 886) 
und feinen Sohn Yeo Philofophus (886— 911) eine neue Thätigfeit angeregt. Juſti— 
nians Gejegbücher konnten jelbjt in ihren griehifchen Bearbeitungen nicht mehr von ver 
Praris bewältigt werden. Bafilius unternahm daher die Vereinigung zu einem Ganzen 
unter Weglafjung des Veralteten und Abkürzung des noch Geltenden. Erjt Leo vollendete 
das Wert und veröffentlichte es unter dem Namen r& Auoıkıxa (vorıma). Es ift faft nur 
aus den griehifchen Werfen der Juftinianifchen Juriften zufammengefeßt, bei den Pandekten 
legte man die Bearbeitung des Anonymus und Anatolius zu Grunde, beim Goder 
die von Thaleläus. Das Ganze wurde in fechzig Bücher mit Titeln geteilt, in jedem 
Titel ftehen die aufgenommenen Stellen der Gefegbücher und Novellen in der alten Reihen- 
folge hintereinander, aber ohne In- und Subjfriptionen und einfach als diyeora und F- 
zarte mit Zahlen bezeichnet. Das Syſtem ift im ganzen das des Coder, aber mit Ab- 
änderungen. Eine Art gefeglicer Jnititutionen dazu ift das nodzeıgor von Bafilius?, 
revidiert von Yeo unter dem Titel inavayaryrı, tod röuov®. Die Bafıliten behielten ihre 
gefeglihe Geltung eigentlih bis zum Untergange des Neiches 1453. Indeſſen verlor man 
bei den kläglichen Zuftänden, die dur das lateinifche Kaifertum (1204— 1261) herbei- 
geführt wurden, die Fähigkeit, die Bafilifen zu durchdringen und zu benugen. Sie wurden durch 
Auszüge aus dem Leben verdrängt, fo jehr, daß auch nicht eine einzige volljtändige Hand- 
Schrift im fünfzehnten Jahrhundert in das weſtliche Europa gelangt ift oder neuerdings in 
Griechenland oder der Türkei wieder hat aufgefunden werden fünnen. Cie wurden im weit: 


2 68 ift indes beftritten, daß er der Nompilator ift: von Zachariä, Zeitihr. f. RE, R. F., 
VII ı 70 (gegen Ferrini). 

2 Lenel, Zeitichr. f. RG., N. F. II 72; vgl. Zachariä ebenda VI 6 fi. 

® Zachariae, M&moires de l’academie de St. Petersbourg. 1855. XXXI 169 f. 

+ Ausgabe in: Zachariae, Collectio librorum iuris graeco-romani. 1852. 

® Ausgabe: Zachariae, 'O moözeıpos vouos. 1837. 

® Ausgabe in: Zachariae, Colleetio librorum iuris graeco-romani. 1852. 
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lihen Europa überhaupt erft im fechzehnten Jahrhunderte befannt, wo namentlih Cujaz die 
erften Bruchjitüde herausgab. Seitdem ift zwar vieles Weitere aufgefunden, teils bireft 
teils wenigſtens in fpäteren Auszügen und anderen Echriften, allein vollftändig haben wir 
das Merk auch jegt noch nidht!. 

Das neue Gefegbuh rief auch wieder eine neue wiſſenſchaftliche Thätigfeit hervor. 
Schon Yeos Cohn, Conftantinus Porphyrogenetuß, lieh einen amtlichen Kom- 
mentar zu den Bafıliten aus den Schriften der Juftinianifchen Juriften zufammenftellen, der 
in den Handichriften unter Bezeichnung der Verfaffer auf den Rand gefchrieben wurde. Dies 
find die fogenannten auoeyougyui row nuluör, die für uns als Ergänzung des Bafılifen- 
tertes von großem Werte find. Geringen Wert haben dagegen die veu nupeygayai, d. h. 
die Anmerkungen, die von den fpäteren Juriften allmählich hinzugefügt und im zwölften Jahr: 
hunderte zu einer Art glossa ordinaria verarbeitet wurden. Wir nennen alle diefe An- 
merlungen „Scholien“ ; eigentlih nannte man oyoAıor nur die kurzen MWorterflärungen und 
Gitate?, 

Die felbftändigen Schriften aus der Zeit bis zum dreizehnten Jahrhunderte find fajt nur 
Auszüge (irerouai, &xhoyal) oder Überfihten (owvöwes) oder kurze Handbücher (medyeıoor) 
in verjchiedenen Formen, eines aud in Berfen von Pſellus für den Kaiſer Michael 
Dufas 1072*. 

Den Schluß macht der fogenannte &£adıfaos, d. h. ein mo6yeıgor vorm» in ſechs Büchern, 
von Gonftantinus Harmenopulos, einem Ridter in Theffalonih, vom Jahre 
1345*, ein Häglicher Auszug aus den Auszügen der Auszüge, der aber in der türfifchen 
Zeit der einzige Überreft des großen römischen Rechts blieb und im Königreiche Griechen: 
land im Nahre 1835 eigentliche Geſetzeskraft erhalten hat *. 


Sechſte Periode. Das römilhe Recht im Mittelalter”, 
J. Das römiihe Recht bei den Germanen, 


8 73. Dem fenilen Marasmus, in den das römische Recht im Driente verfanf, fteht 
die .eigentümliche Erſcheinung gegenüber, daß es im Abendlande verjüngt wieder auflebte. 
Als das römishe Reich durd die germaniſchen Völker umgeſtürzt murbe, hätte damit 
leicht auch das römische Recht verdrängt werden fönnen. In der That ward in England 
und Deutichland mit der römischen Berölferung und Kultur aud das römische Recht weg— 
gefegt. In Italien, ranfreih und Epanien dagegen fonnte begreifli nicht die ge 
famte romanifierte Bevölferung vernichtet ober vertrieben, ja nur unterbrüdt werben. 
Die Eroberer begnügten fih mit der Dberherrihaft und der Abtretung eines Teiles 
von Grund und Boden, ließen aber übrigens, namentlid in den Städten, die römische 


— — — 


Die erſte vollſtändigere Ausgabe war von Fahrot, 7 voll. fol. 1647. Die neueſte ſehr ver— 
vollftändiate ift: Basilicorum libri LX, ed. E. Heimbach. VI voll. 4, 1533—70. Die Brole- 
aomena im 6. Bande enthalten eine genaue Ausführung über Entftehung und Zufammenfetung der 

aſiliken. Wichtige Nachträge zu Buch 15—19 liefert: Supplementum editionis Basil. Heimbachi- 
anae, ed. E. Zachariae. 1846. 

? Näheres über diefe Scholien ſ. in Heimbachs Baſiliken VI 191-215. 

° Die widtiaften finden fih in: Baar ecloga s. synopsis ex ed. Leunclavii. 1575. 
Leunclavii ius graeco-romanum. 1593. (ed. I. 1596.) Ius graeco-romanum, ed. Zacha- 
riae. VII voll. 1856-84. Gin Kevertorium aus dem 12. ahrbunderte iſt der ſogenannte 
Tipueitus (ri ou xeiras) in Heimbachs Baſ. II 742. i 

* Mich. Pselli synopsis legum, ed. Teucher. 1789. 

® Const. Harmenopuli manuale legum, ed. Heimbach. 181. 

% Geib, Darftellung des Rechtszuſtandes in Griechenland. 1835. 

? Das Hauptwerk über diefe ganze Periode und die Grundlage für alle fpäteren Unterfuhungen 
iſt: Savigny, Geſchichte des römischen Rechts im Mittelalter. 7 Bde. 2. Aufl. 1898451. Conrat 
(Cohn), Geſchichte der Quellen u. Yitteratur des römischen Rechts im früheren Mittelaiter. 1. Bd. 1539. 
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Bevölferung in ihren alten Zuftänden und mit ihrem alten Rechte fortbeitehen!. Der 
Gedanfe der Merjonalität des Nechtes ift dabei ohne alle Bedeutung geweſen. Denn 
der Grundfaß, daß jeder nad feinem angeborenen Rechte leben und beurteilt werden 
müſſe, hat fich erft im fränfifchen Reihe und zunächſt nur für die darin vereinigten 
germanifhen Stämme herausgebildet. Den Römern gegenüber it bei feinem der er- 
obernden Stämme auch nur die Frage aufgeworfen, ob fie zur germanifchen Rechts— 
gemeinschaft zugelaffen werden jollten. Das römische Recht wird nicht geduldet, wie das 
jüdifche, jondern anerfannt. Cs blieb für die Römer unter fi gültig, wie man auch das 
Recht unterworfener germanifcher Stämme unberührt ließ; aber man wandte germanifches 
Neht an, wo Römer und Germanen ftritten. Das römifche Recht hielt fih nur, wo die 
Römer dicht zufammenfaßen, auch dort entfernte es ſich unter dem Einflufje des Vulgarrechts 
(5 34) vom urfprünglihen und erfuhr Wandlungen durch germanifche Einwirfung. Um- 
gefehrt beeinflußte auch das römische Net das germanifche, jo daß fich allmählich eine 
Miihung vollzog. 

In dem Augenblide, wo die germanischen Stämme fih endgültig auf römifchem Boden 
anfiedeln oder in dauernde enge Beziehung zu den Römern treten, empfinden ſie das Be- 
dürfnis, das eigene Necht aufzuzeichnen: Wejtgoten, Burgunder, Langobarden, Sal- und 
ribuarifhe Aranten. Im inneren Deutichland wird das Recht nicht aufgefchrieben, weil der 
Gegenfag fehlt. Zugleich aber wird den unterworfenen Nömern dur eine Aufzeichnung 
des römifchen Rechtes geholfen: denn die Römer wiſſen die Fülle ihres Nechtsftoffes nicht 
mehr zu bewältigen. Die leges Romanae haben aljo diejelbe praftifche Bedeutung mie 
die codices und das Citiergefeh. 


8 74. Leges Romanae. m einzelnen gejtaltete ſich die Fortdauer des römifchen 
Rechts bei den einzelnen Bölfern natürlich verfchieden : 

1. Im Weftgotenreiche lebten Goten und Nömer bis zur Mitte des 7. Jahrhunderts 
nad aejondertem Nechte. Aber erſt 100 Nahre nach der Gründung, und nachdem wahrſchein— 
lid von Euridy (466) das gotische Recht unter ftarfem römiſchem Einfluffe aufgezeichnet 
war, gab Alarich II (506) jeinen römischen Unterthanen ein eigenes Geſetzbuch, lex Romana 
Visigothorum, das jogenannte breviarium Alarieianum?, Vielleicht beftimmten äußere Verhält- 
niffe, der drohende Krieg mit den fatholifchen Franken, den arianifchen König zu diefem 
Entgegenfommen. Die VBerfaffer waren zweifellos Römer. Sie haben das damals geltende 
römische Recht, ius und leges, fompiliert, indem fie die hauptfächlich für beide benußten 
Werfe in Auszügen nebeneinanderftellten. Das ins find die zu zwei Büchern verfürzten 
Snftitutionen des Gajus (S 54, 1), die sententiae (receptae) von Paulus, diefe wörtlich, 
aber mit großen Auslaffungen, und eine Stelle von Bapinian. Als leges ift der codex 
T'heodosianus mit den Novellen aufgenommen, aber auf ein Sedjitel reduziert, dazu 22 Stellen 
aus dem Gregorianus und zwei aus dem Hermogenianus. Dem Ganzen, mit Ausnahme des 
Gajus, wurde eine amtliche, wifjenfchaftlih wertloſe „interpretatio* beigefügt, die zum 
großen Teile älteren römischen Schuljchriften entnommen ift?. Das Werk ift allerdings 
eine bürftige und rohe Zufammenftellung,, allein es entſprach den damaligen Bebürfnifjen 
und Kräften, gewann daher weite Verbreitung und hat nicht wenig zur Erhaltung des 
römifhen Rechts im Mittelalter beigetragen. Im jpanifchen Wejtgotenreiche ſelbſt wurde 
es zwar im fiebenten Jahrhundert durch die neue lex Visigothorum, die das römische und 
gotifche Necht vereinigte, aufgehoben; in Südfrankreich blieb es aber unter der fränfifchen 
Herrichaft, wurde auch im Norden verbreitet und ift erft im zwölften Jahrhunderte durch 
die Juftinianifchen Gejegbücher verdrängt. Von Frankreich kam es auch nad) Deutjchland 


1 Die Fortdauer des römischen Rechts in den germanischen Reihen tft zuerit von Savigny 
(8 73 Anm. 7) im erften und zweiten Bande feiner Gefchichte nachgewiefen. Eine vollitändigere Darftellung 
der Rechtözuftände in diefen Staaten niebt: Bethmann-Hollweg, Der Civilprozeß d. gem. Nechts 
in geichichtl. Entwidlung. Bd. 4 (1868). Brunner, Deutihe Rechtsgeſchichte I 254 ff. 

? Ein offizieller Titel findet fih in den Dandichriften nicht. Breviarium bedeutet Auszug und 
wird in den Handichriften jowohl für das Geſetz jelber als für die Auszüge gebraudt. Modern ift 
die Bezeichnung lex Romana Visigothorum. 

° Fitting, Zeitjchrift für Rechtsgeſchichte XI 222 ff. 

v. Solgendorff, Encytlopädie. I. 5. Auil. 12 
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und jelbft nad England und ift bis zum elften Jahrhunderte fat bei allen Benugungen 
des römischen Rechts, die fih in Aranfreih, Deutihland und England in Gefegen, Samm- 
lungen und Schriften finden, die allgemeine Quelle. Im zwölften Jahrhunderte fam es 
zwar in Bergefjenheit und wurde erft im fechzehnten wieder aufgefunden, indeſſen giebt 
es noch eine Menge von Handfchriften (über jiebzig), teils vollitändige, fogar nod mit 
Zuſätzen aus den echten römifchen Quellen vermehrte, teild mehr oder weniger abgefürzte!. 
Eine eigentümlihe freie Bearbeitung und Vermiſchung mit germanifhem Rechte entjtand 
wahrſcheinlich um die Mitte des achten Jahrhunderts in Graubündten (Churrätien), weldes 
früher völlig romanifiert war, aber jpäter viele germanifhe — namentlich allemanniihe — 
Einwanderer erhalten hatte. Man nennt diefe die lex Romana Curiensis oder aud) 
Utinensis, weil die erite Handjchrift davon in Udine gefunden ijt?. 

2. Bei den Burgundern hat König Gundobald (474— 516) zwei Geſetzbücher erlafien, 
die in der nächiten Beziehung zueinander ftehen. Einmal die fogenannte lex Gundobada, 
wahrjceinlih um 495, eine Sammlung von Verordnungen des Königs felbjt und feiner Vor— 
fahren, für die Burgunder, aber auch für die Nechtshändel zwifchen Burgundern und Römern 
bejtimmt. Die Geltung des römischen Rechtes für die Römer wird dadurch nicht berührt ; 
eine Geſetzſammlung für fie wird gleichzeitig verfprohen. Das ift die fogenannte lex 
Romana Burgundionum, eine Anweiſung an den Nichter in 47 Titeln über Straf-, Privat: 
und Prozeßrecht. Die Titel gehen der Gundobada parallel und zeigen den gleihen Mangel 
an Ordnung: fie wollen die Fragen nad römischen Nechte behandeln, die dort für die 
Burgunder entfchieden find. Ihre Uuellen find die 3 codices, Pauli sententiae, eine 
Schrift des Gajus, doch wohl die nftitutionen, und nterpretationen der Schulen: wo jie 
verfagen, fehlt die Entſcheidung. Hiernach iſt fein Zweifel, daß König Gundobald auch 
dies Geſetz erlafen hat, wahrjcheinlih vor dem Breviare: denn es find Stellen des Paulus 
benußt, die fich dort nicht finden. Die lex foll nur eine Erleichterung für den Richter fein; 
das übrige römische Recht gilt natürlich weiter. Nach der fränfifchen Eroberung benuste 
man zur Ergänzung das Breviar, und damit wird die lex in den Handfchriften oft 
verbunden. Daraus ift ſchon im neunten Jahrhunderte der jonderbare Irrtum entjtanden, 
als ob fie nur die Fortfegung der kurzen Stelle aus Papinians Reſponſen wäre, die den 
Schluß des Breviard bildet. Man nannte fie daher fpäter Papian, als Abkürzung von 
Papinian, ein Name, der fich troß feiner Sinnlofigfeit bis in die Gegenwart erhalten hat?. 

3. Im fränfifhen Reiche im nördlichen Frankreich ift zwar fein eigenes Geſetz— 
buch für die Römer gemacht, indefjen blieb das römische Recht für die römische Bevölferung 
auch hier in Geltung. Es trug dazu namentlid das weſtgotiſche Breviar bei, das vom 
fechiten bis zehnten Jahrhunderte die allgemeine Quelle war. Doch erlangte das Werk hier 
nie eine eigentlich gefeslihe Geltung, auch jcheint die römische Bevölferung hier geringer 
als im Süden geblieben zu fein. Darauf beruht es, daß die germanischen Gewohnheits- 
rechte hier das Übergewicht befamen und man den Norden und Süden fpäter unterjchied 
als pays du droit coutumier und du droit £erit. 

4. In Italien fonnte natürlih die kurze Herrfchaft Odovakars (476 — 493) das 
römische Necht nicht verdrängen. Allein auh Theoderich dachte bei der Gründung feines 
oftgotifchen Reiches (493) nicht daran. Er wollte — abweichend von den anderen germa- 
nischen Fürften — vor allem die Einheit des römischen Neiches aufrechterhalten. Darum 
tritt er als Reichsverweſer für den Weſten auf: fein Hof ift vollftändig wie der römische 
eingerichtet, und die Givilverwaltung wird durchgängig von Römern aeleitet. Daaegen wird 
das Heer ausfchließlich aus den Goten gebildet und lediglich von Goten befehliat. Theoderich 
jelbit, der als römischer magister militum Italien eroberte, hat anscheinend die Heermeiiter- 


’ Derausgeben ift es vollitändig nur zweimal: von Sichardt, C. Theod. 1. XVI, quibus sunt 
adiectae nov. Theod. ete. 1528: und neuerdings mit Benugung aller Handidriften und reichen Pro— 
legomena von Hänel, Lex Romana Visigothorum. 

? Herausgegeben von Hänel al$ epitome St, Galli neben der lex Romana Visigothorum. 
Zeumer, Zeitidhr. 5. NG, N. F., germ. Abt. IX 1. 

° Die neueſte Ausgabe mit fritiicher Einleitung ift von Bluhme in den Monum. Germ. hist. 
Leg. III 579624. 
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würde auch fpäter für fich behalten. Die Goten find angefievelte Soldaten, im römijchen 
Sinne Peregrinen. Darum leben fie unter ſich nad ihrem eigenen Nechte jowie die Römer 
nah ihrem. Giviljtreitigfeiten zwifchen Römern und Goten werden vom Militärgerichte, 
aljo vom gotifchen comes, unter Zuziehung eines römischen Aſſeſſors entfchieden ; dabei 
wird wohl auch römisches Recht zur Anwendung gelommen fein!. Aus diefem ftantsrechtlichen 
Zuftande erklärt fih das edietum Tiheodoriei. Es ift feine lex; denn der König nahm 
formell das Gejeßgebungsrecht nit in Anſpruch. Wahrſcheinlich ijt es erlaſſen zwiſchen 
511 und 515°. Es behandelt in 155 Kapiteln privat- und ftrafrechtlihe Punfte ohne er: 
fihtlihe Ordnung auf Grund des römischen Rechts (der drei codices, des Paulus, der 
interpretatio); es finden ſich aber auch neue Sätze. Es ift eine Eröffnung an beide Völfer 
und — die Abſtellung von Übelſtänden, die bei beiden ſich fanden: es gilt unzweifelhaft 
für beide. 

5. Im ſchärfſten Gegenfage hierzu ftehen die Langobarden. Das fleine Volt, voll 
„Kampfluft und Wagemuts” (Taeit. Germ. 40), hat zäh und treu wie faum ein anderer 
Stamm fein Recht bewahrt. Als die Langobarden (568) fi zu Herren von Oberitalien 
machten, haben fie die römischen Verwaltungseinrichtungen vollftändig befeitigt und die 
Nömer als unterjochtes Volk behandelt. Staatsrehtlih und in den Beziehungen zu den 
Zangobarden fommt deshalb auch für die Nömer germanifhes Recht zur Anwendung. Im 
Verkehre der Römer unter fi und vielleicht im Familien- und Erbrechte wird das römifche 
Necht weitergegolten haben. Bis zur Mitte des fiebenten Jahrhunderts (edietum Rotharis) 
ift das langobardifche Recht von römischen Einfluffe ganz frei. Erft mit der Ausdehnung 
und Befeftigung des Reiches wird eine Einwirkung, namentlich im Urkundenweſen, bemerf- 
bar. Als es Karl dem Großen im Bunde mit dem Papfte gelungen war, die Langobarden zu 
unterwerfen, galt auch für die Römer der fränfifche Grundſatz der Perfonalität des Rechtes. 

6. Ecelesia vivit lege Romana, d. h. die Kirche als Anſtalt wird nad römiſchem 
Rechte beurteilt (nicht der einzelne Geiftliche). Diefer Sat gilt ſchon in den älteften Volks— 
rechten der Germanen (l. Rib. 58, 1) und ſcheint nie angefochten worden zu fein. Der 
Grund ift, daß die Fatholifche Kirche eine aus dem römischen Reihe übernommene und 
aufrechterhaltene Einrichtung ijt. Daher findet ſich das römische Recht in den kirchenrecht— 
lihen Schriften, Entideidungen, Beitimmungen und Sammlungen aller Zeiten jtets als 
unzweifelhaft geltend vorausgefegt. Die Hauptquelle wurde anfangs auch hier das Breviarium, 
doch werden feit dem neunten Jahrhunderte auch Juftinians nititutionen, Coder und 
Novellen, diefe in Julians Epitome, benußt, erft im elften Jahrh. auch die Pandekten. Das 
Nähere darüber gehört in die Gefchichte des Kirchenrechts. 


1. Die Wiſſenſchaft. 


8 75. Das frühere Mittelalter. In Italien war Juſtinians Geſetzbuch 
nad der Eroberung des oftgotifhen Neiches eingeführt. Es wurde hier ſofort Gegen- 
ftand einer Art mwiljenfchaftliher Behandlung. Die jogenannte Turiner Jnftitutionenglofie, 
d. h. kurze auf den Rand einer Inſtitutionenhandſchrift geichriebene Erläuterungen, fällt 
wohl noch unter Juftinian?. Sie zeigt Berührung mit der griechiſchen Wiſſenſchaft, 
vielleicht wegen Gleichheit der Quellen. Sie iſt fpäter durch Zuthaten vermehrt. Weiter 
befunden die Beichäftigung mit den Rechtsbüchern die summa Perusina (ein Coderausjug) 
aus dem 7. Jahrhundert und Piftojefer Scholien zum verkürzten Coder*. Die Nechts- 


ı Mommfen, Dftgotiihe Studien. I. II. (Neues Archiv der Gejellichaft für ältere deutſche 
Geſchichtskunde XIV.) 

® Gaudenzi, Gli editti di Teoderico. 1884; Zeitichr. f. RO, N. F. germ. Abt. VII I. 

° Herauögegeben von Savigny, Geſchichte des römischen Rechts im Mittelalter II 429: unter 
Ausiheidung der jüngeren Zuthaten von Krüger, Zeitichr. für NO. VII 44. Fitting, ber Die 
fogenannte Zuriner nititutionenalofie. 1870. — 

* Heimbach, Anecdota Il (1840). Chiappelli, La glossa Pistoiese. 1885. Fitting und 
Chiappelli, Zeitichr. f. RG., N. F., VIII ın. 
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bücher werden in juriftiichen und anderen Schriften vielfah benußt, vorwiegend freilich 
Goder, Novellen und nititutionen, während die Pandekten zurüdtreten, wenn auch nicht 
vollftändig verſchwinden. In Frankreich blieb eine Überlieferung des vorjuftinianifchen 
Nechtes, die ſich an das Breviar anſchloß, in fränfifcher und fapetingifcher Zeit beſtehen; 
Abjchriften der collatio und der Negeln Papinians find nod im 9. bis 11. Jahrhunderte 
gemacht worden. Aber das römifche Recht ift auch während diefer ganzen Zeit (bis zum 
„Jahre 1100) in Italien und Frankreich gelehrt und fchriftftellerifch behandelt worden. Nur 
über drei Fragen fann man jtreiten und jtreitet man lebhaft!: wie ausgedehnt und gründlich 
der Rechtäunterriht war, wie hoch die wiſſenſchaftlichen Arbeiten zu jchägen find, ob und 
wieweit fie nad Methode und Inhalt den Glofjatoren als Vorbild und Grundlage gedient 
haben. 

Der Nechtsunterricht bildete im studium grammaticum lediglih ein Anhängfel der 
Rhetorif, die ihrerfeits zum trivium, aljo zu der niedrigſten Stufe der Schule gehörte. 
Daher mußte fi der Unterricht, ganz abgefehen von der Unfunde der Yehrer, in den enajten 
Grenzen halten. So wurde das römifche Net in vielen Städten taliens mit dürftigem 
Erfolge gelehrt. Daneben bejtanden oder entitanden eigene höhere Rechtsſchulen. Ob die alte 
Schule in Rom fi durch das ganze Mittelalter bis in Gregors VII Zeit erhalten hat 
(fo will man nach einer Hußerung Odofreds annehmen) und ob fie, wenn fie bejtand, eine 
größere Bedeutung hatte, bleibt ungewiß. Dagegen iſt eine Schule in Ravenna für das 
11. Jahrhundert ficher bezeugt; ihre Lehrer, die zugleih auch Richter und Sachwalter 
waren, find jedenfalld nicht ohne Einfluß geweſen. Rückwärts läßt fih die Schule nicht 
über den Beginn des 11. Jahrhunderts verfolgen, wenn auch in der ehemaligen Hauptitadt 
fi von jeher ein studium grammaticum befunden haben mag. In Aranfreid wurde an- 
fcheinend ſchon im 11. Nahrhundert in Orleans römisches Necht gelehrt. Der große Ruf, 
den nad) gleichzeitigen Äußerungen diefe Schulen haben, beweiſt bei der mittelalterlichen 
Screibweife für ihre wirkliche wifjenfchaftlihe Bedeutung wenig oder nichts. Wir fennen 
feinen der Lehrer bei Namen; Schüler haben jie alfo fchwerlich gezogen. 

Neben diefen Schulen läuft eine ebenfo namenlofe Schriftitellerei her: fie ſteht offen- 
ſichtlich mit dem Necdtsunterrichte in Beziehung; doch lafjen fich die einzelnen Bücher nicht 
auf bejtimmte Xehranftalten zurüdführen. Durch Entdedung von Handichriften wächſt die 
Zahl diefer Bücher fortwährend; nicht von allen ift der vorglofjatorifche Ursprung außer 
Zweifel. Den Charakter der Yitteratur haben die neuaufgefundenen Schriften nicht verändert. 
Es find 1. Glofjen zu Coder, nititutionen und Breviar, aber aud) zu neueren Lehrbüchern 
(zum Brachylogus, zu den exceptiones Petri); 2. Glofjare, alphabetifch geordnete Wort: 
erflärungen ; vielleiht enthalten fie noch einen Kem aus dem finfenden Altertume; fie 
wurden emfig vermehrt und verfchlechtert. So vor allem die epitome exactis regibus, die 
in ihrer jegigen Gejtalt aus dem 12. Jahrhunderte ftammt, der aber ein viel älteres alpha- 
betifches Werf zu Grunde liegt?. 3. Selbjtändige Lehrbücher; fie find in der Meife des 
Mittelalters eins aus dem anderen abgefchrieben und unter Hinzunahme anderer Hülfsmittel 
erweitert und vervollftändigt. Das fjogenannte Tübinger Nehtsbud wurde die Grundlage 
der exceptiones legum Romanorum des Petrus? unter Heranziehung des kürzlich ent- 
dedten* jogenannten Aſhburnhamer Rechtsbuches. Diefe Werfe find in Italien, Frank— 
reih und Spanien benußt worden. Aus Franfreih (Orleans) jtammt wahrſcheinlich der 
fogenannte Brachylogus, den man jet in die Wende des 12. Jahrhunderts zu ſetzen pflegt: 
ein viel benußter, geſchickt geichriebener Überblid der Anftitutionen, der von gloſſatoriſchem 
Einfluffe ganz unberührt ijt?. 


ı Fittina, Die Anfänge der Nechtsichule von Bologna. 1888 (da au) alle weitere Kitteratur): 
andererieitd M. Conrat, Die epitome exactis regibns. 1884 (Einfeitung). Val. Landsberg, 
Zeitſchr. j. RG, N. F. IN 413 ft. 

? Conrat, Die epitome exactis regibns. 1884. 

’ Savigny, Eeſch. d. rom. Nechts im Mittelalt. II. Bal. Stinging, Populäre Yitter. ©. 78 ff. 

+ Von Conrat, Das Aſhburnhamer Rechtsbuch, o. J. (ald Manuffript nedrudt). 

® Nusgabe von Böding 152% (ohne die Scholien); val. Fittina, liber die Heimat uw. das 
Alter des fogenannten Brachylogus. 1880. 
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Die Beftimmung aller dieſer Bücher ift die, ald Lehrmittel zu dienen; fie zeigen alle 
Scattierungen vom glatten Lehrbuche bis zur Eſelsbrücke. Won den einen wird der 
litterarifche Wert der Schriften hoch angefchlagen und geradezu ala Rückſchritt bezeichnet, 
daß die Glofjatoren nichts Ahnliches hervorgebradht haben; andere möchten fie lieber mit 
unferen heutigen „Kommentaren“ und „Repetitorien” auf diefelbe Stufe ſtellen. Jedenfalls 
haben fie nichts vorwärts und aufwärts Strebendes. Sie arbeiten mit überlieferten Wahr: 
heiten, abgefchliffenen Begriffsbejtimmungen und eingerofteten Jrrtümern. 

Von diejer Literatur iſt der wiſſenſchaftliche Betrieb des langobardiſchen Rechtes ab- 
zufondern. Schon im 10. Jahrhunderte befteht eine Rechtsfhule zu Bavia!; wir hören, daß 
der Pavefe Yanfranf in feiner Jugend dort glänzte und mit Bonafilius und deſſen 
Schüler Wilihelmus mifjenjhaftlihe Kämpfe bejtand. Eine ganze Reihe von Namen 
fchließt jih an. Es erwuchs eine reiche Litteratur? des langobardifchen Rechtes: es find 
teils erläuternde (wohl aus Vorträgen herrührende) Gloſſen, teils fyjtematifche Bearbeitungen 
der Edifte der langobardifchen und der Kapitularien der fränfifchen Könige. Das römifche 
Recht wird überall ſtark benugt und fchon früh als lex generalis omnium bezeichnet. 


Ss 76. Bologna und die Glofjjatoren. Am Ende des 11. Jahrhunderts 
entwidelte fih aus dem studium artium, das feit lange in Bologna bejtand, ein studium 
generale: die verfchievenen am Orte wirkenden Lehrer der Wiſſenſchaften und „Künfte” 
und ihre Schüler (scholares) werden zu einer Körperfchaft einheitlich zufammengefaßt und 
diefe mit Vorrechten ausgeftattet®. Den Mittelpunft der neuen Univerfität bildet die 
Lehre des römischen Rechtes. Das römische Recht wurde ſchon früher in Bologna gelehrt: 
es wird um 1070 ein doctor Bepo urkundlich genannt. Aber die fpätere litterarifche Sage 
fnüpft den Auffhwung der Rechtswiſſenſchaft an die Auffindung der Nuftinianifchen Rechts— 
bücher und ihre Einführung in die Yehre und Braris an den Namen des Irnerius an. Und 
fie war dabei von einem ganz richtigen Gefühle geleitet. Wir wiſſen vom Leben des 
Irnerius fogut wie nichts. Er war zweifellos aus Bologna gebürtig und dort Bürger; 
er wird in Urkunden bis 1125 als iudex genannt, muß aber noch länger gelebt haben. 
Im Jahre 1115 jteht er ſchon in höherem Alter; möglich alſo, daß feine Gehrthätigfeit bis 
ins 11. Jahrhundert zurüdgeht. Er gilt als der Gründer der Schule der Glofjatoren. In 
der That jtellt ih mehr und mehr heraus, daß Jrnerius bereits eine umfaffende litte- 
rarifche Thätigfeit entwidelte, daß er vor allem zahlreihe Gloſſen ſchrieb‘. Es ijt nicht 
unmwahrfcheinlih, dah die Lehrer von Bologna, auf der Grenze des langobardiſchen und 
romanifchen Gebietes, von der lombardifhen Schule angeregt wurden® und daß daher 
namentlich die Vorliebe für die Gloffen jtammt, von der die Bolognefer den Namen haben®. 
Ob die fogenannten quattuor doctores (Martinus, Bulgarus, Hugo de Porta 
Navennate, Jacobus de Voragine) die unmittelbaren Schüler des Jrnerius 
find, wie die "Überlieferung es darftellt, kann zweifelhaft fein. 

Jedenfalls beginnt von der Mitte des zwölften Jahrhundert? an eine nicht mehr 
unterbrochene Reihe von Nechtslehrern, die fi über ganz Italien verteilen, eine Menge 
Rechtsſchulen gründen und die Grundlage der modernen Wiſſenſchaft des römifchen Rechts 
bilden, die fih von da über ganz Europa verbreitet hat. Ausgezeichnet find fie durch ihre 
frifhe und naive praftifche Auffaffung des römischen Rechts. Hiftorifche und philologische 
Anjhauungen und Kenntniffe fehlen ihnen volljtändig, aber mit gefundem und praktiſchem 
Takte erfafjen fie die römischen Ausſprüche, vergleihen, fombinieren fie, löfen die Wider: 
ſprüche, abjtrahieren allgemeinere Sätze und Begriffe daraus und vollziehen fo die erite 
Neception des römischen Rechts in das moderne Bewußtfein in einer Weife, daß ihre Ar- 
beiten noch jegt von Wert find. 








ı Merkel, Geichichte des langobardiihen Nechtes. 1850. 

®2 Boretius, Mon. Germ. hist. Leg. IV p. XCIII sqgq. ER 

3 Kaufmann, Die Weichichte der deutichen Universitäten. I (1858) 98 ff. 
+ Vescatore, Die Gloſſen des Irnerius. 1588. 

5 SFider, Forſchungen zur Neidhs- und Rechtsgeſchichte — III 138 ff. 
° Die Geſchichte der Gloffatorenzeit bei Savigny Br. 3— 
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Das Bedeutfame diefer neuen Richtung für ihre Zeit und gegenüber dem bisherigen 
Schulbetriebe der Rechtskunde liegt in zweierlei. Einmal haben die Glofjatoren, nad) der 
Überlieferung gerade [bon Irnerius, die Pandekten in den Mittelpunft ihrer Lehre und 
ihrer fchriftftellerifchen Thätigfeit geftellt. Die Wiſſenſchaft mußte fich vertiefen, da man der 
fchwierigen Aufgabe Herr zu werden fuchte, diefes bedeutendjte juriftische Werk des Alter- 
tums zu verftehen und zu lehren. Die Methode aber, womit die Glofjatoren diefe gewaltige 
Arbeit unternahmen, war bie der neu aufblühenden Scholaftif'. Das Corpus iuris war 
für die fcholaftifhe Art wie gefhaffen: ein in fich geſchloſſenes Syſtem, an defjen Wahrheit 
ald einer ratio seripta geglaubt wird wie an die Bibel und den Ariftotelee. Es ailt, 
dies Werk dialektifch zu zergliedern, zu erflären und zu ergründen, das ala Wahrheit Geglaubte 
zu freier Erkenntnis zu erheben. Die Glofjatoren find Pandektenſcholaſtiker: darum haben 
fie Epoche gemadt, wenn fie auch von ihren Vorgängern mandes genommen haben mögen. 

Als der Abſchluß der Gloffatorenfhule gilt Accurfius (1182—1260) in Bologna. 
Diefer jehte aus der gejamten bisherigen Litteratur einen vollftändigen Kommentar zu allen 
vier Juftinianifchen Rechtsbüchern zufammen, der unter dem Titel glossa ordinaria von da 
an allgemeine Verbreitung fand und einen folden Einfluß in der Praris erlangte, daß 
alle Stellen, auf die er ſich nicht erftredt, nicht zur Anwendung gebracht wurden. Dieje 
Stellen find teils ſolche, welche die Glofjatoren nicht fannten, teils ſolche, welche fie für 
unbrauchbar hielten, jo vor allem die Worfchriften über den Spielvertrag. Der nicht 
gloffierte Tert war demnah nit in usu. Daraus entwidelt ſich (feit Stryd) das 
Spridwort mit dem Charakter des Nechtsfages: das Ungloffierte ſoll nicht angewendet 
werden (quod non agnoseit glossa, non agnoseit euria)?. In den Pandeften find es 
nur wenige Stellen, die in den damaligen Handfchriften fehlten, im Cover aber alle leges 
restitutae ($ 70, 5) und von den Novellen 718. 


8 77. Der Zuftand der Handfhriften des Auftinianifhen Rechts, die 
den Glofjatoren zu Gebote jtanden und auf denen im mejentlihen auch noch unjere heutige 
Kenntnis beruht, war ein fehr mangelhafter. Von einer Vereinigung der vier Teile zu 
einem Ganzen, dem jogenannten Corpus iuris *, war nod) feine Rede, jondern die einzelnen Teile 
waren getrennt überliefert. Bon den Inftitutionen hatte man feine einzige alte Hand- 
Schrift aus der Juftinianifhen Zeit, fondern nur verfchiedene Abjchriften aus der Zwiſchen— 
zeit. Keine reichte aber über das neunte Jahrhundert zurüd?. Von den Bandeften gab 
es in Pia eine vollftändige Handſchrift aus der byzantinischen Zeit, ſpäteſtens dem fiebenten 
Sahrhunderte; wie fie dahin gefommen, ift ungewiß. Seit 1406 ift fie in Florenz und 
wird darum die Florentina genannt. Die erjte Abſchrift ift forgfältig durchgebeſſert, vielleicht 
nad einer andern Handſchrift. Indeſſen leiten die Gloffatoren ihren Tert nicht aus dieſer 
ab, fondern fegen ihn als littera vulgata in einen Gegenfaß zu der littera Pisana. Woher 
ihr Text ftammt, iſt zweifelhaft. Daß fie noch eine andere alte Handfchrift gehabt haben, 
fagen fie nicht, und es iſt auch nicht wahrjcheinlid. Man fann nur annehmen, daß ihrem 
Terte eine andere Handſchrift zu Grunde liegt, die aus der Pifaner abgejchrieben,, aber 
allerdings nad) einer andern alten forrigiert war. Aus diefen beiden Elementen find alle 
jpäteren Handjchriften hervorgegangen, ihre weiteren Verjchiedenheiten beruhen daher nur 
auf Korruptionen oder Konjefturen. Auffindung und Abſchreibung der Urhandfcriften 
muß im elften Jahrhunderte vor ſich gegangen fein (von da an beginnt die Benußung der 
Pandekten in den Yuriftenfchriften) und mit allerlei Zufälligfeiten. Wir haben darüber 
nur unflare und widerjprechende Nachrichten. Sicher beruht aber auf dem allmählichen 
Belanntwerden die finnlofe Einteilung der Pandekten in drei Teile, die ſich in allen 


! Kandäberg, Die Gloffe des Accurjius. 1883; Kaufmann a. a. DO. I 1-97. 

? Sandsberg, Über den Urfprung der Hegel: q. n. a. gl. n. a. c. 1880, 

3 Biener, Gefhichte der Novellen Juftinians S. 271 1V. 

* Die Bezeichnung findet ſich ſchon im 12. Jahrhundert, aber erft durch die Ausgabe von D. 
Gothofred (1583) ift fie allgemein üblich geworden. 

° ©. darüber: Schrader, Prodromus eorporis iur. eiv. 1823 p. 85-78: Krüger, Iustin. 
instit. praef, 1867. 
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Bulgathandicriften findet und felbit in den Ausgaben bis ins fiebzehnte Jahrhundert 
beibehalten ift, mit der Benennung Digestum vetus, infortiatum und novum. Der 
mittlere Teil — 24, 3—38, 17 — ging anfangs nur bis zu den Worten „tres partes“ 
in 35, 2, 82, mwurbe aber fpäter verftärft und befam dann den barbarifchen Namen in- 
fortiatum cum tribus partibus!. Vom Coder hatte man wieder feine alte byzantinifche 
Handichrift, jondern nur verfchiedene Abfchriften aus der Zwifchenzeit, in denen die In— 
jfriptionen und Subjfriptionen verfürzt und nadläffig behandelt find und in denen die 
griehifhen Konftitutionen fehlen, jpäter meiftens auch die drei letzten Bücher; fie find auch 
fpäter, al$ man fie wieder abzufchreiben anfing, nicht wieder mit dem Coder vereinigt. Eine 
alte byzantinifche Handſchrift des Coder ift erjt in neuerer Zeit, im Jahre 1817, in einem 
codex reseriptus in Verona, und aud nur zu einem Teile, gefunden?. Bei den No- 
vellen? fannte jhon Jrnerius den Yulian* und das Authentifum?, die Sammlung 
der 168 war dagegen aud den ſpäteren Glofjatoren noch nicht befannt®. 

Die Feitftellung des Tertes fann hiernah nur auf dem Wege der wifjenfhaftlichen 
Kritif vorgenommen werden, wie dies bei allen andern Schriftwerfen aus dem Altertume 
gefchieht. Doc ift die handichriftliche Überlieferung der Pandekten eine vergleichsweiſe fehr 
gute, und die Kritif wird durch die Hülfsmittel unterftügt, welche die vor- und nad)- 
juftintanifche Zeit liefert: die erhaltenen Driginalfchriften der Juriften und vor allem die 
wörtliche Überjegung der Bafilifen und ihre Scholien. In den älteren Ausgaben war der 
bandichriftlihe Apparat unvollftändig und die Benugung der Byzantiner faum begonnen ', 
Eine neue fritifche Ausgabe des gefamten Corpus iuris ift aber angefangen von Th. Mommfen, 
P. Krüger md R. Schöll®. 


8 78. Die weitere Gefchichte des römischen Nechts, namentlich) feine Neception in 
Deutihland und die Entwidlung der modernen Wifjenfchaft des römischen Rechts, wird 
unten bei der Gefchichte des deutſchen Nehts und der Darjtellung des Syitems gegeben 
werden. 


ı Mäheres über die Beichaffenheit der Florentina und der Vulgathandichriften f. in Mommſens 

Vorrede zu feiner Ausgabe der Digesta Iustiniani Augusti. 1868. p. 54—7 
rüger, Kritif des Nuftinianifchen Coder. 1867. Codieis Iustiniani fragmenta Veronensia, 

ed. P. Krüger. 1874 (reffribiert im 8. oder 9. Jahrhundert). 

3 Biener, Geihichte der Novellen Auftinians. 1824. 

+ Haubold, Kitterargeich. des Novellen -Auszuges von Nulian, Ztſchr. f. geſch. Rechts— 
wifl. IV 133; Hänel, Nadtrag dazu. VIII 357. Ausgabe von Hänel 1873. 

® Eine bejondere neue Ausgabe des Authentitums mit genauen Angaben über die Handidhriften 
ift: Authentieum. Novellarum Iustiniani versio vulgata, ed. G.E.Heimbach. 2 voll. 1846—51. 

6Es giebt nur zwei vollitändige Handichriften davon, in (Florenz und Venedig. Die erftere ift 
von Daloander 1531 herausgegeben, die andere von Scrimger 1558, beide aber nur nad Ab- 
fchritten. Darauf beruht der Tert in den neueren Ausgaben des Corpus iuris. 

* Eine Beichreibung der gefamten früheren Behandlung des Corpus iuris und ein Verzeichnis 
aller Ausgaben giebt Spangenberg, Einleitung in das römiſch-Juſtinianiſche Rechtsbuch. 1817. 
Eine kurze Überficht über Handfhriften und Ausgaben ſ. Böcking, Tandelten. Bb. I Anhang V. 

® Davon find fertig erichienen: Iustiniani institutiones, rec. P.Krüger. 1867. Digesta 
Iustiniani Augusti rec., adsumpto in operis societatem P. Krügero, Th. Mommsen. 2 voll. 
1868—70. Codex Iustinianus, rec. P. Krüger. 1877. Beide Werfe geben einen vollftändigen 
fritiihen Apparat. Daneben ift eine Heinere Geiamtausgabe nur mit den notwenbdigiten fritiichen 
Angaben in zwei Bänden erichienen unter dem Titel: Corpus iuris eivilis, editio stereotypa. Bb.I 
1 (4. U. 1886), Bd. II 1877 (4. U. 1888): und im Anſchluſſe hieran (nicht an die große Aus: 
gabe): Bd. III, rec. R. Schöll, bis jet drei Hefte: Novellae lib. I-LXXX, auf Grund neuer Ber 
aleihung des Marcianus, Yaurentianus und Ambrofianus. Nach jelbftändigem Plane: Novellae, ed. 
Zachariä de Lingenthal. 2 voll. 1881. 
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1. Quellen des kanonifhen Rechts im Wlittelalter. 


S1. A Allgemeine Charafteriftif. Die Geſchichte der Entjtehung und 
Entwidlung des fanonifhen Rechts im weiteren Sinne, d. h. der auf dem 
Boden der Kirhe erwadhjenen und durch firdlihe Organe gejdaffenen 
Nehtsnormen, weit diefelben Phajen wie die Entwidlung der Verfaſſung der fatho- 
lichen Kirche überhaupt auf. Die diefe beftimmenden Momente, namentlich die Ausbildung 
der leitenden Organe und ihrer Befugniffe darzulegen, ift hier nicht der Ort, wohl aber 
muß hervorgehoben werden, daß die im Yaufe der Zeit auftauchenden Beurfundungen des 
auf dem Boden der Kirche entjtandenen Rechts den allgemeinen Charakter jener Entwidlung 
abipiegeln. In den eriten Jahrhunderten der chriftlichen Kirche find es die Synoden für 
beitimmte Gebiete, welde die Necdhtsnormen firieren, und wenn unter diefen auch einzelne 
Synoden namentlich wegen ihrer hervorragenden dogmatishen Wichtigkeit (mie die zu Nikäa 
vom J. 325; NKonjtantinopel von 381; Ephefus von 431 und Chalfevon 451) das An- 
jehen allgemeiner, die ganze Kirche bindender Konzilien erlangt haben, fo ruhte doch der 
Schwerpunft der Rechtsbildung und der Fixierung der ſich entwidelnden Gejtaltungen in 
den einzelnen Kreifen der Kirche noch nicht in einem nach allen Seiten hin den maßgeben- 
den Einfluß ausübenden Mittelpunft. Allerdings haben jchon feit dem Anfang des fünften 
Jahrhunderts römische Bifchöfe, wie Innocenz I (402 - 417) und Leo I (440—461), 
das Recht für den römischen Stuhl in Anspruch genommen, das äußere Yeben der Kirche 
zu ordnen, aber vorerit hat diefer Anfpruch, wie viele andere, für den größten Teil der 
damaligen chrijtlihen Welt nur den Charakter einer idealen Prätenfion gehabt, und ſowohl 
im römischen Kaiferreihe wie auch bei den germanischen Nationen, namentlid der frän- 
fiihen, haben die Herrſcher nit nur die Synoden einberufen und ihre Beſchlüſſe beftätigt 
oder zu ſtaatlich bindenden Normen erhoben, fondern auch felbit — wenn freilich unter 
Mitwirkung der Geiftlichfeit — geradezu durch ihre Geſetze das Recht der Kirche bejtimmt. 
Hieraus erflärt es ſich, daß die römischen Rechtsbücher (wie z. B. der Codex Theodosianus 
und Codex Iustinianeus), die germaniſchen leges barbarorum und die fränfifchen Ka— 
pitularien eine Neihe firchenrechtlicher Vorſchriften enthalten, daß aber andererfeits weder 
im römifchen Neih noch in den eriten Zeiten des Mittelalters ein in der ganzen Kirche 
geltendes Geſetzbuch oder auch nur eine offizielle Nechtsfammlung für diefelbe hat entftehen 
fönnen. Erſt als die päpftlihe Macht ihren Gipfelpunft erreicht und jene im fünften 
Jahrhundert in Anfpruch genommene Gejeggebungsgemwalt eine volle Wahrheit geworben 
war, hat der Gedanfe, einen Teil der kirchlichen Normen, namentlich die päpftlichen Erlaffe 
(Defretalen), in authentischen Kollektionen zufammenquftellen, fich geltend gemadt. Der 
eriten, auf Befehl Innocenz' III (1198 —1216) von Petrus Collivacinus ange- 
fertigten Sammlung find mährend des dreizehnten und vierzehnten Nahrhunderts noch 
mehrere gefolgt, von denen die drei fpäter zu ermwähnenden Beltandteile des Corpus iuris 
canoniei geworden find. Alle dieje berüdjichtigen faſt ausschließlich das jeweilige Defre- 
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talenmatertal ihrer Urheber oder der unmittelbaren Vorgänger derfelben. Der frühere, im 
Laufe von Jahrhunderten feitgeitellte Firchliche Rechtsſtoff ift dagegen nie offiziell gefichtet 
und nie in einer authentifchen Kollektion vereinigt worden, teils weil jener Zeit der Gedanke 
an eine einheitliche, umfaſſende Kodififation des geltenden Nechts noch fremd war, teils 
aber auch, weil nad den damaligen Anfchauungen eine der vielen inzwiſchen entitandenen 
Privatfammlungen, das deeretum Gratiani, den Bedürfniffen des praftifchen Yebens wie 
der Schule vollfommene Rechnung trug. Sie hat durch ihr Anfehen den Gebraud der 
früheren Kolleftionen ähnlichen Charakters verdrängt und an fie haben ſich die jüngeren, 
das Corpus iuris eanoniei bildenden Sammlungen angeſchloſſen. Daß man fpäter unter 
der großen Anzahl von Rechtszuſammenſtellungen nur auf die durch ihr inneres Anjehen 
oder durch ihre gefehgeberifche Beftimmung ausgezeichneten refurrierte, lag auf der Hand. 
Weil diefe demnach allein für die Kunde des fanonifchen Rechts von Wichtigkeit blieben, 
verengerte jich der Begriff des letzteren nunmehr infofen, als man ſeitdem unter dem 
fanonifhen NRedte das in einem traditionell bejtimmten Kreife von 
Rechtsbüchern, d. h. dem Corpus iuris canoniei, enthaltene Recht ver- 
ftand. Materiell ift damit indeſſen feine erhebliche Verfchiedenheit gegen früher eingetreten, 
denn über jede auf dem Boden der Kirche nur einigermaßen bedeutfam gewordene Sejtaltung 
giebt das in jenem engeren Kreife von Sammlungen nievergelegte Material noch genügende 
Auskunft. Auch gegenüber dem Begriff: Kirchenrecht“ (d. h. der Geſamtheit der das 
Leben der Kirche, als einer äußeren Anjtalt, regelnden Normen) iſt dadurch nichts geändert, 
infofern das fanonifche Recht in jenem früheren ebenfo wie noch in dem neueren Sinne 
eine Reihe von Satzungen umfaßt, welche nicht die Kirche als ſolche betreffen, fondern Ver- 
hältnifje anderer Art, wie 3. B. civil-, ftrafrechtlicher und prozefjualifcher Natur, regeln. 
Dagegen fann die gefamte jpätere Nechtsentwidlung ſeit Abjchluß des Corpus inris cano- 
niei nicht mehr unter den in der gedachten Weiſe firierten Beariff des kanoniſchen Rechts 
fubfumiert werden. Und in der That iſt auch der materielle Charakter diefer neueren 
Rechtsnormen — es gehören hierher vor allem die Reformvorſchriften des Trienter Konzils 
(1545—1563) — ein anderer; dieſe beziehen ſich bei der Zurückdrängung der mittelalter- 
lichen Übergriffe der geiftlichen Gewalt durd das jeit dem dreizehnten und vierzehnten Jahr: 
hundert erwachte ftaatliche Bewußtfein mehr auf rein kirchliche Angelegenheiten, berühren 
alfo ſolche Berhältniffe, welche nur dem Gebiete des fanonischen, nicht dem des Kirchenredhts 
angehören, foqut wie gar nicht. 

Mas im einzelnen die älteren Sammlungen betrifft, welche fid den Zweck geſetzt 
haben, das fanonifche und kirchliche Necht zu überliefern — Quellen, welche nur beiläufig 
kirchliche Rechtsnormen enthalten, wie die oben erwähnten römischen Geſetzbücher und Die 
germanifchen leges barbarorum, fommen hier nit in Betracht —, fo nehmen fie, abge: 
fehen von ihrer Bedeutung als wichtigfte Erfenntnisquellen der kanoniſchen Rechtsentwidlung, 
auch gerade für die Gefchichte der Quellen felbit das Intereſſe noch befonders in Anfprud, 
weil fie die Kanäle geweſen find, durch welde die für die verfchiedenften kirchlichen Kreiſe 
und in den verjchievenjten Zeiten entjtandenen Rechtsſätze in den erjten Teil des Corpus 
iuris canonici, das Defret Gratians, geleitet worden find. Zum gerinaiten Teile hat ver 
Verfaffer des legteren aus den Driginalatten der Konzilien, den Driginalbriefen der Päpite 
u. f. mw. geichöpft, vielmehr das in den Kollektionen feiner Vorgänger längit verarbeitete 
Material benugt, jo daß feine Arbeit gewiſſermaßen den Niederfchlag aus allen früheren, 
nur einigermaßen bedeutenden Sammlungen enthält. 

8 2. B. Die Quellen bis zum Corpus inris canoniei. Die ältejten 
fiheren Quellen des firhlichen Nechts find die Beſchlüſſe der im Morgenlande während des 
vierten und fünften Jahrhunderts abgehaltenen allgemeinen und partifulären Synoden. 
Schon früh (wohl vor +51) find die Beichlüffe einzelner derſelben zufammengeftellt worden 
und die ältejte derartige, im Driente entitandene, nicht überlieferte Sammlung hat hödjit 
wahricheinlich die Synoden von Niläa (325), Ancyra (314), Neocäfarea (314) und Gangra 
(zwiſchen 325 und 370) umfaßt. Durch Hinzufügung der Schlüffe anderer Konzilien der- 
felben Zeit, wie der von Antiochien (341), von Yaodicea (zwiſchen 343 und 331), Kon 
ftantinopel (381) und Chalkedon (451) find weitere, aber ebenfalls verlorene Kollektionen 
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entſtanden. Im Abendlande waren dagegen zunächſt nur die Kanonen der Synode von 
Nikäa in verſchiedenen lateiniſchen Überſezungen und die mit ihnen ſchon früh vereinigten 
Schlüſſe der Synode von Sardika (343) — im lateiniſchen Originaltert — im Umlauf. Später 
fanden aber auch die Beſtimmungen der übrigen orientalifhen Konzilien Aufnahme und 
unter den verfchiedenen Überfegungen und Sammlungen, in denen dies geihah, laffen ſich 
namentlich zwei, wohl in Italien im Yaufe des fünften Jahrhunderts verfaßte und im 
jechiten in Gebrauch befindliche Berfionen, die fonenannte prisca translatio und die jo- 
genannte versio Isidoriana oder Hispana, unterfcheiden. Die leßtere, benannt nach der jpäter 
zu erwähnenden colleetio Hispana oder Isidoriana, umfaßte in ihrem vollen, allmählich 
erit erweiterten Umfange die Kanonen der Synoden von Nikäa, Ancyra, Neocäfarea, 
Gangra, Sardifa (diefe im lateinifhen Original), von Antiochien, Laodicea, Konftanti- 
nopel und Chalfedon, während die erftere die Synoden von Ancyra, Neocäfarea, Nikäa, 
Gangra, Konjtantinopel und Chalfedon in fid begriff. 

Konzilieniammlungen: 1. Ph. Lahbé und Gabr. Cossart, Sacros. coneilia ad regiam 
ed., Par. 1671. 18 voll. und Eupplement: Baluze, Nova colleet. eone. T. I. Par. 1683. 1707. 
fol.; 2. Io. Hardouin, Cone. gener. et provine. collectio regia maxima. Par. 1715. 12 voll. fol.; 
3. Coleti, Saeros. eone, ad reg. ed. exarata. Venet. 1728. 23 voll. fol. und Supplement: Mansi, 
Ss. coneil. et decretor. nova colleet. Luc. 1748. 6 voll. fol.; 4. Mansi, Ss. coneil. et nova et 
amplissima coll. Flor. et Ven. 1759. 31 voll. Vgl. über dieſe Ausgaben und die Sammlungen für 
einzelne Länder Bd. 1 ©. 61 von Hefele, KHonziliengeichichte, Freiburg 1855 ff., 8 Bde. (2. Aufl. 
Bd. 1 bis 5. 1873 ff. — Das alte Net betr. Guil. Voelli et Henr. Instelli biblioth. iur. 
canon. veteris. Par. 1661. 2 voll.; Beveregius, Zvrodıxör sive pandectae canon. ss. apostolor. 
et concil. ab ecclesia graeca recept. Oxon. 1672. 2 voll.; Assemanni bibl. inr. orientalis can. et 
eiv. Rom. 1672, 5 voll.; Bruns, Canon. apostolorum et concil. saec. IV—VII Berol. 1839. 
2 voll.; L.B. Pitra, Iur. ecelesiast. graecor. historia et monum., Rom. 1864. 2 voll. (vol. La I. 
ad VI. saec.), f. dazu Hergenröther in Moys Arch. f. kath. KR. XXIII 185. Dal. überhaupt 
auch das Werk von Maaiien (f. zu 4. 

83. Neben diejen planlofen Sammlungen eriftierten zwei weitere Kollektionen, deren 
Bezeihnungen: dıdunzukle Tür droorökem (constitutiones apostolorum) und xurdres 
tor dnootöhme (canones apostolorum), zwar auf ein hohes Alter und auf eine hohe 
Autorität fchließen laſſen, die aber beide zweifellos apofryph find. Die constitutiones 
apostolorum, ein umfafjfendes, didaktiſches Werk mit Vorfchriften moraliſchen, liturgifchen 
und rechtlichen Inhalts in griechiſcher Sprache, deſſen erite ſechs Bücher in Syrien Ende 
des dritten, deſſen legte beiden im vierten Jahrhunderte verfaßt find, wurden fchon im 
Orient auf der Trullaniichen Synode von 692 als unecht verworfen und haben im Abend- 
lande nie Anerfennung gefunden. Die canones apostolorum, eine Zufammenitellung von 
furzen Rechtsfägen, urſprünglich fünfzig, fpäter fünfundachtzig an Zahl, jtammen ebenfalls 
erſt aus dem Ende des vierten Jahrhunderts und entlehnen ihren Stoff namentlich aus den 
eben erwähnten Konititutionen und dem Konzil von Antiochien. Sie find dem achten Buche 
der Konjtitutionen als Schlußfapitel im fechiten Jahrhundert beigefügt worden, und wenn— 
aleich fie von der abendländifchen Kirche im Gegenfag zur orientalifchen anfänglich als 
apokryph zurüdgemwiefen find, haben fie doch in ihren eriten fünfzig Nummern in lateinischer 
Überjegung Aufnahme zuerit in die Dionyſiſche Sammlung (f. $ 4) und dadurch in 
die weiteren abendländifchen Kollektionen, ja felbit in das Defret Gratians erlangt. 

Ausgaben der Honftitut.: Guil. Ueltzen, Constit. apostolie. text. graec. Suerini et 
Rostochi 1553; Bunsen, Analeeta Antenieaena. Lond. 1854. II 23; de Lagarde, Const. apost., 
Lips. 1862; Pitral. ce. (1. $S 2) I4 111; die canones bei Bruns ($ 2) 1, 1: de Lagarde, Re- 
liqniae iur. eceles. antiquiss., Lips. 1856, p. 20; Bunsen. ce. II 8: Hefele, Konziliengeih. 2. Aufl. 
1800; Ueltzen 1. e. p. 238; Pitra l. ec. Il. — Yitteratur: Regenbrecht, De canon. 
apostol. Vratisl. 1828; Krabbe, Über den Urfprung und Inhalt der apoftol. Konft. Hamburg 1829; 
v. Drey, Neue Unterfuhungen über die Konft. und Kanon. der Apoftel. Tübing. 1832; Bidell, 
Geich. des KR., Gießen 1843. 11.52. 144: Bunsen, Hippolytus and his age. Lond. 1852. II 220. 
III 145: Desselben Analect. eit. III 343. 

84. Die erften planmäfigen und umfafenden Sammlungen der firchenrechtlichen 
Duellen im Abendlande veranitaltete gegen Ende des fünften Jahrhunderts der in Nom 
lebende Mönh Dionyfius (F vor 555) mit dem felbit aegebenen Demutänamen: 
Exiguus, ein Scythe von Geburt. Die frühefte feiner Kolleftionen, in ihrer zweiten und 


190 11. Die geidichtlihen Grundlagen der Deutichen Nechtsentwidlung ıc. 


legten Überarbeitung dem Biihof Stephan von Salona gewidmet, enthält aufer dem 
Dedifationsbrief die fünfzig erften canones apostolorum, die Schlüffe der Konzilien von 
Nikäa, Ancyra, Neocäfaren, Gangra, Antiohien, Yaodicea, Konftantinopel und Chalkedon, 
und zwar in einer neuen, von Dionys angefertigten, bie früheren bei weitem übertreffenden 
lateinifchen Überfegung. Diefen Konzilien find die Kanonen der Synode von Sardifa und 
einer Reihe afrikanischer, namentlich Karthagifher Synoden angereiht. 

Yitteratur zu $4 u. den folg. $$: Anton. Augustinus (archiep. Tarracon.), De quibusd. 
veter. canon. eccles. eollectoribus iudieium et censura (in opp. Luce. 1765. III 219): Fr. Florens, 
Diss. de origine, arte et auctor. iur. canon. 1632 (opp. I 1); P. de Marca, De veteribus collec- 
tion. canon. (opp. ed. —— 1788. IV 344); P. Coustant, De antiqu. canon. collectionibus. 
Einleitung zu den epist. RR. Pontif. Paris 1721; Seb. Berardus, De variis sacror. can. collec- 
tion. Einleitung zu: Gratiani canones genuini ab apoeryphis discreti. Taurin. 1752, Venet. 1783; 
Petr. et Hieron. Ballerini, De antiquis tum editis tum ineditis colleetionibus et collectoribus 
canon. ad Gratianum usque Traetat in der Ausgabe der opp. Leonis M. vol. III. Sämtliche Ab- 
handlungen bis auf die beiden erften aud bei Gallandius, De vetustis canon. collectionibus disser- 
tationum sylloge. Venet. 1778. fol. Mogunt. 1790. 2 voll; van Espen, De antiquis canonum 
eodieibus in eiusd. comm. in canones et decreta iur. veteris ac novi, in opp. Col. 1777. vol. III; 
Am. L. Richter, Beiträge zur Kenntnis der Quellen ded Kanon. Rechts. Yeipzig 1834: Aug. Theiner, 
Disquisit. eritic. in praeeip. canon. et deeret. colleetiones. Rom. 1836; Waſſerſchleben, Beiträge 
zur Geſchichte der vorgratianifchen Kirchenrechtsquellen. Yeipziq 1839; Roßhirt, Zu den firchenredht- 
lien Quellen des 1. Jahrtauſends. Heidelberg 1849; Maaifen, Geichichte der Quellen und Litte— 
ratur des Hanon. Rechts im Abendlande. Grat 1570. Bd. 1; Desselben bihliotheea latina iuris 
canon. manuscripta. I. Teil, Wien 1886; Schulte, Iter gallicum. Wien 1868; A. Tardif, Histoire 
des sources du droit canonique. Paris 1887. 

8 5. Seit dem vierten Jahrhundert waren als Nechtsquellen zu den Konzilienichlüffen 
die Briefe der Päpſte (zunächft deeretale constitutum, deeretum, dann epistola deeretalis 
und fpäter ſchlechthin decretalis genannt) hinzugefommen. 

Sammlungen der päpftlihen Briefe: P. Coustant, Epist. ss. Pontif. Par. 1721. 
(ad ann. 440); Thiel, Epist. ss. Pontif. Braunsberg 1867. T. I. (ad a. 523): Bullarium magn. 
Luxemb. 1727. 8 voll. mit den Ergänzungen bis Benedikt XIV. 19 voll.; Car. Cocquelines, 
Bullarum etc. ampl. colleetio. Rom. 1739. 14 voll.; Benedieti XIV. bullarium. Rom. 1754. 4 voll.: 


Barberi, Bullarii Rom. eont. Rom. 1835. 16 voll.; Bullarum, diplomatum ete. ss. Rom, Pontif. 
Taurinensis editio. Aug. Taur. 1857 ff. 


Dionys erwarb ſich ein ferneres Verdienft dadurd, daß er dieſe Briefe (zwiichen 498 
und 514) ebenfalls in eine Sammlung vereinigte; dieſe leßtere enthält Dekretalen der 
Päpfte Siricius (384—398), Innocenz I, Zofimus, Bonifacius I, Cölejtin I, Leo I, 
Gelafius I und Anaftafius II (496—498) umd zwar in der Weife zufammengeftellt, daß 
die Kapitel in den einzelnen Briefen jedes Papſtes durch dieſe fortlaufend durchgezählt find. 
Beide Sammlungen, welde in der damaligen Zeit die vollftändigjte und am beiten aeordnete 
Überficht über das firchenrechtliche Material und zwar auch bei den entipredhenden Stücken 
in der vorzüglichiten Überſetzung gewährten, find bald zu einer grofien Kollektion vereinigt 
worden. Seit Mitte des fechiten Jahrhunderts ift diefelbe, wenigſtens in ihrem eriten Teile, 
von den römiſchen Väpften und in der griechifchen Kirche benußt, jowie in Gallien und Bri- 
tannien jchon lange Zeit vor Karl dem Großen gebraucht worden. Ja das Anfehen der fogenannten 
eolleetio Dionysiana ift jo bedeutend geweſen, daß einige andere nad ihr entitandene 
Sammlungen nur geringe Verbreitung gefunden haben und daß fie felbit eine Anfang des 
fechiten Jahrhunderts in Gallien verfaßte Sammlung, welche planlos mit erfichtlich dog- 
matiſcher Tendenz ein ähnliches Material verarbeitet und die ihr eriter Herausgeber Pas- 
quier Quesnel (in den opp. Leonis M. vol. II. Par. 1675) irrigerweife als den ältejten, 
zu Nom offiziell gebrauchten Codex canonum eeelesiae Romanae bezeichnet, verdrängt hat. 
Zur authentiſchen Sammlung der gefamten Kirche ift aber aud; die Dionyjiana nie erflärt 
worden, wenngleid jie in einer vermehrten, den Bedürfniſſen der fpäteren Zeit entfprechen- 
den Geftaltung im Jahre 774 in einem Goder von Vapſt Hadrian I König Karl dem 
Großen (fogenannte collectio Dionysio-Hadriana) zum Geſchenk gemacht wurde und dem: 
nächſt in der fränkiſchen Kirche jogar förmlich als codex canonum derſelben recipiert 
worden zu fein fcheint. 


Schon mit fpäteren Zufägen vermehrte Ausgaben: Fr. Wendelstinus, Canones apostolor. 
ete., Mog. 1525: Franz Pithou, Cod. ean. vet. eceles., Rom. Par. 1609. 1687. 
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86. In Spanien, wo feit dem älteften, uns erhaltenen Konzil von Elvira (dem 
alten Iliberris in der Nähe von Granada) um 305 oder 306 die Thätigfeit der Synoden 
eine fehr rege war, wurden die Schlüſſe derfelben in Verbindung mit denen der wichtigeren 
griechiſchen, ſowie der afrifanifhen und gallifchen Synoden früh in einem codex canonum 
zufammengeftellt, deſſen Exiftenz für das fechite Jahrhundert ſicher bezeugt iſt. Mehrfad) 
dur fpätere Stücde erweitert und wohl nad) dem Übergang der Weftgoten vom Arianismus 
zum Katholicismus (589) revidiert, enthält diefe im Anfang des achten Jahrhunderts in 
ihrer jeßigen Geftalt firierte Sammlung (die fogenannte colleetio Hispana) zwei Abteilungen, 
einen Konzilien- und einen Defretalenteil. Nach einer auch in die Etymologiae des h. 
Iſidor, Biſchofs von Sevilla, hinübergenommenen Einleitung, welche die Veranlafjung ge- 
geben hat, diefen irrigerweife als Urheber und die Sammlung ſelbſt als collectio Isidoriana 
zu bezeichnen, weiſt der erfte Teil die griechifchen Konzilien in der $ 2 beſprochenen 
versio Hispana, dann die afrifanifchen Konzilien, ferner 16 gallifche Konzilien (vom erſten 
von Arles im Jahre 314 ab bis zum Konzil von Auvergne im Jahre 549) und endlich 
36 ſpaniſche (vom Konzil von Elvira bis zum fiebzehnten Konzil von Toledo im Jahre 694) 
auf. Wie diefer Teil bei weiten umfangreicher als der erjte Teil der Dionyjiana ift, ent- 
hält auch der zweite, den päpftlichen Defretalen gewidmete, ein größeres Material, indem er 
mehr Briefe der ſchon bei Dionys berüdfichtigten Päpfte aufgenommen hat und die ganze 
Reihe Schon mit dem Vorgänger des Siricius, mit Damafus (366—384), eröffnet, ſowie 
mit Symmadhus, Hormisdas, Vigilius (538—555) und Gregor I (590—604) fließt. 

Collect. canon. éccles. Hispan. Matrit. 1808; epist. decret. etc. Roman. pontif. Matrit. 1521. 
(Nahdrud: Migne, Patrolog. ceursus. t. 84), Regenbrecht, De canon. apost. et cod. Hisp., 


Vratisl. 1827; Eichhorn i. d. Ztichr. f. geſch. Rechtswiſſenſch. XI 2, 119; Sams in d. theol. 
Quartalſchr. (1867) 49, 3; Desfelben Kirchengeſchichte v. Spanien, II2 (Regensburg 1874) S. 463 ff. 


8 7. Im Frankenreiche furfierten neben der vorhin gedachten Dionyfifchen und Uuesnel- 
fhen Sammlung eigens für einzelne Provinzen und nad den Beſchlüſſen der bezüglichen 
partifulären Synoden und den an die Bilhöfe derfelben gerichteten Defretalen angefertigte 
Zufammenftellungen. Daneben verarbeiteten mande Bifhöfe das allgemeine und Firdhliche 
Material für den praktiſchen Gebrauch ihrer Diöcefen, in der Weiſe, daß fie aus demjelben 
gewifjermaßen furze Inſtruktionen für den ihnen untergebenen Klerus (jogenannte capitula epi- 
scoporum) anfertigten. Ferner hat auch ſchon im achten Jahrhundert die ſpaniſche Samm- 
lung und zwar in der ihr im fiebenten Jahrhundert in Spanien eigenen Geftalt Verbreitung 
gefunden, zweifellos deshalb, weil fie ſowohl hinſichtlich der gleichfalls in Frankreich inter- 
eifierenden gotifhen Bartikulär-Synoden als auch hinfichtlich der päpftlihen Defretalen alle 
übrigen befannten Kollektionen dur ihre Vollftändigfeit übertraf. 


Bal. Rihter-Dove-Hahl, Lehrb. d. KR., 8. Aufl. Leipzig 1877, 831; Maaſſen I 710; 
Desfelben Pſeudo-Iſidor. Studien I. Wien 1885. 


88. Bald nah Mitte des neunten Jahrhunderts erfcheint aber die jpanifche Samm- 
lung im Frankenreich, und zwar zunächſt im weſtlichen Teile desfelben, in einer eigentüm- 
lichen, durch falfche Stüde, namentlich falfche Defretalen, vermehrten Form. Charakteriftifch 
für diefe, die fogenannte pfeudo=ifidorifche, Sammlung ift eine ebenfalls gefälfchte Vorrede, 
in der ſich der Verfaffer als Isidorus Mercator (lediglih nad dem Vorbilde eines Zeit- 
genofjen des h. Auguftin, Marius Mercator) bezeichnet. Nach diefer Vorrede und einigen 
furzen, gleichfalls unechten Dokumenten, welche allein den Zwed haben, jeden Zweifel an 
der Echtheit der dargebotenen Erdichtungen von vornherein niederzufchlagen, folgen 60 ge- 
fälfchte Defretalen von Clemens I (91?—100?) bis auf Papſt Melchiades (311—314) in 
hronologifcher Ordnung. Den zweiten Teil der Sammlung bilden die Konzilien der collectio 
Hispana und zwar in der feit dem achten Jahrhundert in Gallien cirkulierenden Formation 
derjelben. Für den dritten Teil hat die in der Hispana enthaltene Defretalenfammlung 
ala Grundlage gedient, jedoch hat diefer nicht nur durch einzelne echte Defretalen, jondern 
auch durch Vor- und Hineinfchiebung von weiteren 35 gefälfchten Bapftbriefen eine bedeutende 
Vermehrung erfahren. Eigentümlich ift die Fälſchung dadurch, daß ihr Urheber — ficher 
ein fränfifcher Geiftliher —, deſſen Perſon aber font in rätjelhaftes Dunfel gehüllt it 


192 N. Die geihichtlihen Grundlagen der Deutſchen Rechtsentwicklung ır. 


und al3 den man u. a, bald den Erzbifchof Digar von Mainz bald den Erzbiſchof Ebo von 
Rheims bald den Erzbifhof Wenilo von Sens bald den Biſchof Rothad von Soiſſons 
bald Benedictus Levita, den Verfaſſer der falfchen Kapitularienfammlung, bezeichnet hat, 
jene Dichtungen — freilich im Einklang mit der das neunte Jahrhundert charakterifierenden 
geiftigen Unfelbjtändigfeit — nicht frei gefchaffen, fondern die einzelnen Briefe mofaifartig 
aus nur teilweife und mitunter nur in einzelnen Worten veränderten Stellen der echten 
Defretalen und Konzilien, der Bibel, einzelner Kirchenväter, des breviarium Alaricianum, 
des liber pontificalis, der Kapitularienfammlung des Benedictus Levita u. f. w. komponiert 
hat. Dagegen, daß der Fälſcher, welcher feine Arbeit etwa um die Mitte des neunten 
Jahrhunderts (um 850 oder 851) vollendet haben muß, allein den in der Vorrede ange- 
gebenen Zwed, eine vollitändigere Sammlung als die bisherigen anzufertigen, verfolgt und 
lediglih in unſchuldsvoller Naivetät auf die Namen der älteften Päpite, von melden feine 
Dekretalen erhalten jind, folche erdichtet hat, fpricht der Umftand, daß in feinen Defretalen 
ganz beftimmte Themata, und zwar mit unendlichen Variationen, abgehandelt werden. Er 
vindiziert dem geiftlihen Stande die entfchievene Superiorität über die Yaien und verpflichtet 
diefelben den Geiftlichen gegenüber zur demütigen Unterwerfung. Die Fülle der geiftlichen 
Gewalt ruht nah ihm in der römischen Kirche; die Zwifchenftufen der geiftlihen Negierung 
zwischen dem Haupte derfelben, dem Papſt, und den einfachen Bijchöfen, die Primaten oder 
Patriarchen und die Erzbifchöfe, haben ebenfowenig wie die Biſchöfe die volle Macht des 
Regiments empfangen, fondern find nur zur Teilnahme an der der Nömifchen Kirche all- 
gemein - obliegenden Fürſorge berufen. Diefe Gedanten find in den Defretalen ſelbſt nicht 
als abjtrafte Theoreme hingeftellt, ſondern ihre Entwidlung foll dazu dienen, die bifchöfliche 
Macht vom weltlichen Einfluffe und von der Abhängigfeit von den Metropoliten zu befreien. 
Zu diefem Behufe wird namentlich wiederholt ausgeführt, daß Laien überhaupt Biſchöfe 
nicht anflagen dürfen, daß das fompetente Gericht zwar die Synode des Metropolitanbifchofs 
bildet, das Endurteil aber in allen Fällen dem Bapft zuftehen foll, ſowie endlich, daß ein 
gefangen gehaltener oder jpoliierter Bifchof vor der Reftitution in feinen Biſchofsſitz nicht 
angeklagt werden fann. Gerade diefe Anführungen zeigen, daß die Erhöhung des Papft- 
tums nicht das Hauptziel des Fälſchers geweſen ift. Er bevenft den Papft nur da mit 
freigebiger Hand, wo er den Bilchöfen noch reichlihere Spenden zu teil werden läßt. ferner 
hat er überhaupt nur folde Ideen ausgeſprochen und näher präcifiert, welche längjt von 
einem Teil der fränkifchen Geiftlichfeit vertreten wurden. Die Verfchmelzung kirchlicher und 
weltlicher Verhältniſſe im fränfifchen Reiche hatte unter der ſchwachen Regierung Ludwigs 
des Frommen und während der Kriege desfelben mit feinen Söhnen und diefer untereinander 
für die Kirche die bitterften Früchte getragen. Schon auf den wichtigen Synoden von 829 
und 836 hatte die Neformpartei eine größere Unabhängigkeit der geiftlichen Gewalt bean- 
ſprucht, indeſſen weder dort noch auf der jpäteren Synode zu Meaur-Paris (845 und 846) 
war es ihr gelungen, ihre Forderungen gegen den Widerftand der weltlichen Großen durch— 
zufegen. Während aber demnächſt der vielfach mit Pſeudo-Iſidor übereinftimmende Bene- 
dictus Yevita jenes Elerifale Reformprogramm durch Erdichtung neuer, dasjelbe befräftigender 
Rechtsſätze auf den Namen des allgefeierten Karl d. Gr. wirkſamer zu machen fi bemühte, 
juchte der Verfafjer der faljchen Defretalen jenen Neformtendenzen den Nimbus der Heiligung 
durch die älteften römischen Bischöfe, die Zeugen der Stiftung des Chriftentums, und durch 
den Glanz der frühejten und reinften Verfaſſung der chriftlihen Kirche zu geben. 
Wenngleih die unmittelbaren Zmwede, welche der Verfaffer im Auge hatte, in den bald 
nad) Publikation feiner Sammlung eintretenden Zeiten allgemeiner Verwirrung nicht ver- 
wirflicht worden find, fo wurden doch die Ausfprüche jener falfchen Delretalen, deren Echt— 
heit nur anfangs nicht einmal aanz offen und ohne jede nahhaltige Wirkung in Frage ge 
jtellt worden war, in die fpäteren Sammlungen mit übernommen. So find jene Anjchau- 
ungen über das Verhältnis der geijtlichen zur weltlichen Gewalt und die bevorzugte Stellung 
des römischen Stuhls fort und fort überliefert worden, und fie haben mit dem geſchloſſenen 
Syſtem und der uralten Beglaubigung, in der fie dargeboten wurden, dem hierardhiichen 
Bewußtfein in dem gewaltigen Kampfe zwifchen Bapittum und Kaifertum eine energiiche 
Kräftigung gewährt. Mit dem Glauben an die Echtheit jener Sätze mußte notwendigerweiſe 
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das Bejtreben auf ihre praktiſche Durchführung den Charakter eines heiligen Kampfes für 
die MWiederherjtellung des Glanzes der urcriftlihen Zeit annehmen. Die hier in Rede 
ftehende Sammlung bietet ſomit das hervorragendjte Intereſſe für die Entwidlung der fird- 
lihen Verfaffung und namentlich des Verhältniffes zwifchen geiftlicher und weltlicher Gewalt ; 
fie ift daher nicht mit Unrecht als die intereſſanteſte Fälſchung, welche die Gefhichte auf- 
zumeifen hat, bezeichnet worden. Aber auch jonderbarerweife für das Civilrecht ift ein von 
dem Fälfcher freilih des näheren in durchaus unjuriftifcher Weife hingeftelltes Poftulat, das 
Verlangen der Rejtitution gefangener oder entjester Biſchöfe vor Erhebung einer Anklage 
gegen fie, von noch im heutigen gemeinen Necht fortdauernder Wirkung gewejen, da die 
mittelalterlihe Theorie an die bezüglihen, in das Defret Gratians übergegangenen Stellen . 
die Lehre von der actio und exceptio spolii angefnüpft hat. 


P. Hinschius, Decret. Pseudo-Isidor. et capit. Angilramni ad fid. libror. msec, rec., fontes 
indicavit, comment. praemisit. Lips. 1863; Waſſerſchleben in Doves Ztſchr. f. RR. IV 273 ff.; 
P. Rotbind. Ziſchr. f. Rechtögeih. V 1; Langen, Nochmals: wer ift Bieudo- Yidor?, inv. Sybels 
biftor. Ztſchr. 1882 S. 473 (dagen. Maaffen i. Abb. d. Akademie d. Wiflenfchaften in Wien 1882 
S. 73); B. Simſon, Die Entjtehung d. Pſeudo-Iſidor. Fälfchungen in Ye Mans, Yeipzig 1886 (dageg. 
E. Dümmler, Geſch. d. ojtfränf. Reiches. 2. Aufl. 1887. I 736 N. 1); P. Fournier, La question 
des fausses deeretales, nouvelle revue historique de droit frangais etc. Paris 1887 p. 70 und 1888 
p. 103; Maafſen, Pjeudo- Yidor. Studien Iu. II. Wien 1885; Föſte, Die Reception Pſeudo-Iſidors 
unter Nikolaus I u. Hadrian II. Yeipzig 1881: Lapötre, Hadrien II et les fausses deerötales, Paris 
1880. Altere Ausgaben u. Yitteratur fowie kurze Zufammenftellung des Standes der Frage bei 
Rihter-Dove-Kahl a. a. D. S$ 37 ff. — Ruffini, L’actio spolii. Torino 1889. p. 461 n 


8 9. Mit der pſeudo-iſidoriſchen Sammlung ſchließt die Reihe der Kollektionen, 
welche den vorhandenen Rechtsſtoff nach dem chronologiſchen Prinzip zufammenftellen. Wenn- 
aleih jchon in den eben bejprochenen Zeiten einige Sammlungen verfaßt worden find, welche 
im Gegenſatz zu den bisher erwähnten das Material nicht mehr nad) jeiner Herkunft ordnen, 
ſondern durch Subfumtion desjelben unter gewiſſe Rubrifen eine freilich noch rohe ſyſtema— 
tische Anordnung erjtreben, jo haben diefe doch weder auf die Nechtsentwidlung noch auf 
die Gejtaltung der weiteren, jeit Ende des neunten Jahrhunderts verfaßten und mwichtigeren 
Kollektionen einen Einfluß ausgeübt. Die legteren find dadurd hervorgerufen worden, daß 
das neue, in den jpäteren Defretalen, Provinzialiynoden und den fränfifchen Königsgeſetzen 
aufgefammelte Material in den befprochenen größeren Sammlungen nicht berüdfichtigt war 
und daß offenbar bei dem damaligen Stande des Bücher: und Schreibweſens die Zufammen= 
arbeitung des vorhandenen Stoffes noch viel notwendiger als heute erfchien. Durch diefelben 
Verhältnifje war dabei auch die Annahme einer ſyſtematiſchen Ordnung geboten. Unter der 
nicht unbeträchtlihen Anzahl diejer Kolleftionen — Walter zählt in feinem Kirchenrecht 
$ 100 allein 37 auf, eine Zahl, welche jid noch vermehren ließe — mögen von denjenigen, 
welche den Stoff in das Dekret Gratians hinübergeleitet haben, allein die wichtigften ge— 
nannt werden: 


1. Die noch ungedrudte, ım Mittelalter ald Corpus canonum mehrfad citierte, einem 
archipraesul Anselmus (d. h. Anfelm II, Erzbifchof von Mailand 883—897) gewidmete, 
heute daher collectio Anselmo dedicata genannt, welche während der Negierungszeit des 
gedachten Erzbifchofs in Italien verfaßt ift und ihr umfangreihes Material in 12 Bücher 
einteilt. Sie hat die Dionyfio » Hadrianifhe, die ſpaniſche Sammlung und viele Briefe 
Gregors I nad) deſſen registrum benußt, ift aber vor allem dadurch interefjant, daß außer: 
dem und zwar in jehr ausgedehnter Weife zuerft Stellen aus den Pſeudo-Iſidoriſchen Defre- 
talen und aus den römischen Nechtsbüchern aufgenommen worden find. i 

2. Namentlih fränfifche und deutſche Nechtsquellen hat dagegen der einftige Abt des 
Klojters Prüm an der Schnee-Eifel Negino in feinen nicht nur für die deutfche Kirchen- 
rechtsgefchichte, fondern auc für die Kulturgefchichte überhaupt wichtigen, um das Jahr 906 
geichriebenen libri duo de synodalibus causis et disciplinis ecelesiastieis (ed. Wasser- 
schleben, Lips. 1840) benußt, einem Werf, welches eine Anweifung für den Bifchof 
bei der PVifitation feiner Diöcefe, namentlid für die Abhaltung der Sendgerichte, zu geben 
bezwedt. 


v. Soltendorff, Encnflonädie, J. 5. Aufl, = 13 


. 
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3. Ebenfalls von Bedeutung für das deutſche Kirchenrecht ift das umfangreide, vor- 
züglih zum Lehrbuch bejtimmte, zwifchen 1012 und 1022 verfaßte Werk des Biſchofs 
Burhard von Worms in 20 Büchern, Colleetarium von ihm jelbit, gewöhnlich aber 
Deeretum genannt (Ausg. in Migne, Patrol. t. 140). Dasjelbe hat die beiden vorhin 
genannten Sammlungen benußt. Das Dekret des Burdard ift aber wieder ſelbſt von einer 
Reihe der nachfolgenden Kanonenfammler als Quelle gebraucht werden, ja fogar faft voll- 
ftändig in das Gratianifche Dekret aufgegangen. 

4. So hat Burdard 3. B. auch zwei dem h. Ivo, Bifchof von Chartres (f 1117), 
zugejchriebenen, ebenfalls von Gratian für fein Dekret benugten Kollektionen, dem fogenannten 
Dekret und der Pannormia (Ausg. in Migne, Patrol, t. 161), als Quelle gedient. 

5. Unter Übergehung der jonftigen Sammlungen des zwölften und dreizehnten Jahr— 
hunderts mag hier nur nod auf die Schrift des Scholaftifus Algerus von Yüttid (ver- 
faßt vor 1121): liber de misericordia et iustitia (Ausg. in Martene, Thes. anecd. 
V 1019) hingewiefen werden, ein Werk, das die Lehre von der kirchlichen Disciplin ſyſte— 
matifch behandelt und welchem Gratian die Methode der Verbindung des verschiedenen 
Duellenmaterials durch kurze Erörterungen, ja mitunter felbit den eigenen Tert der legteren, 
entnommen hat. 


Litteraturnachweiſungen bei Richter-Dove-Kahl a. a. O. $ 53 und bei v. Scherer, Hand— 
buch d. Kirchenrechts. Gray 1886. I 235. 


II. Das Corpus iuris canonici. 


Laurin, Introduetio in corpus iuris eanoniei. Friburgi Brisgov. et Vindobonae 1539. 


8 10. 1. Das deeretum Gratiani. Mitte des zwölften Jahrhunderts war, 
wie die bisherige Darftellung ergiebt, die Orientierung über das kirchliche Recht ſchon durch 
die vielen verſchiedenen furfterenden Sammlungen erfchwert; abgejehen davon litten aber 
alle diefe Sammlungen an dem Mangel einer rein mechaniſchen Zufammenhäufung des für 
die verfchiedeniten Teile der Kirche und in den verfchiedenften Zeiten entſtandenen Materials. 
Ste boten infolgedejjen vielfach länaft veraltete Beftimmungen dar, enthielten an vielen 
Stellen ſich widerfprechende Rechtsſätze und ftellten noch gewöhnlich feit der colleetio Anselmo 
dedicata diefem in fich disparaten Stoff unvermittelt eine Reihe römiſchrechtlicher Vor- 
fchriften zur Seite. Das Verdienft, ſich über das eben gefchilderte Niveau der Sammler: 
arbeiten jener Zeiten erhoben zu haben, gebührt dem Mönche des Klofters St. Felix zu 
Bologna Gratianus, welcher zuerit das kanoniſche Recht als eine eigene, von der Theo- 
logie abaefonderte Wiffenfchaft zu Bologna lehrte und demnad; als der Vater der fanoniftifchen 
Surisprudenz bezeichnet werden darf. In feiner nach früherer Annahme zwifchen 1141 und 
1150, nad einer neueren, wohl richtigeren Anficht zwifchen 1139 und 1142 verfaften 
Sammlung, am frühejten decereta, deeretorum eorpus oder noch pafjender concordantia 
diseordantium canonum, fpäter allgemein decretum genannt, hatte er es verfudht, Die 
Widerſprüche des zu verarbeitenden Uuellenmaterials zu löfen und dadurd ein die fichere 
Kenntnis und Anwendung des geltenden und praftifchen Nechtes fürderndes Werf zu liefern. 
Dasjelbe zerfällt in drei Teile (partes). Der erfte Teil, dejjen Einteilung in 101 Diſtink— 
tionen nicht von Gratian, fondern feinem Schüler Baucapalea herrührt — Unterabteilungen 
der einzelnen Diftinftionen bilden Die canones, daher die Citiermweite (ältere): can. Multis 
in deeretis; (neuere): e. Multis Dist. XVII; e. 5. Dist. XVII oder D. XVII —, han- 
delt zunädhit von den Quellen des Nechts, dann aber von den Firchlichen Berfonen und 
Amtern. In dem zweiten Teile werden 36 Nechtöfälle — daher die Bezeichnung Causa 
für die 36 Hauptabjchnitte diefes Teils — erörtert, bei denen die behufs der Enticheidung 
zu bejprechenden Rechtsfragen die naturgemäßen Unterabteilungen (quaestiones) ergeben. 
Da die gefeglichen Belegſtellen für die einzelnen Rechtsſätze die mitgeteilten eanones bilden, 
jo citiert man diefen Teil e. 29 C. XVII qu. 4 (früher: e. si qnis suadente in decretis, 
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dann 17 q. 4 c. si quis suadente)!. Die pars III. giebt die auf die Kultushandlungen 
und die Saframente, namentlid das Meßopfer bezüglichen Negeln in fünf, ebenfalls von 
Paucapalea abgeteilten Diftinktionen. (Citierart: ce. 1 D. I. de conseer. oder de conse- 
eratione.) Abgejehen davon, daß Gratian in feinem eben geſchilderten Werke das Material 
volljtändiger als feine Vorgänger zufammengeitellt hat, unterſcheidet er ſich weſentlich von 
ihnen dadurch, daß er nicht bloß ald Sammler, fondern auch als Schriftiteller aufgetreten 
ift. Er verbindet einmal die verfchiedenen Quellenjtellen durd einen eigenen, von ihm her- 
rührenden, mitunter freilih auch dem Alger von Yüttich entnommenen Tert, welder die 
allgemeinen Rechtsſätze angiebt, ſodann ſucht er die einzelnen ſich widerfprehenden Kanonen 
allerdings in durchaus fcholaftifcher Weife durch Unterjcheidungen, Vergleiche, Analogieen 
u. j. mw. miteinander in Einklang zu bringen, endlich zieht er vielfach aus den mitgeteilten 
Belegen die juriftifchen Konjequenzen. Man fann diefe Erörterungen (die fogenannten dieta 
Gratiani) füglic als den Tert eines gedrängt gehaltenen Lehrbuchs oder eines Grumdrifjes be- 
zeichnen, für melden überall die Belegitellen (die einzelnen canones) in bedeutendem Um: 
fange mitgeteilt find. Sowohl diejer Charakter des Werkes wie der Umjtand, daß Gratian 
in Bologna lehrte und hier das Buch von der Schule recipiert, fummiert und gloffiert, von 
den nad Bologna zufammenftrömenden Studenten aber auch überall außerhalb Italiens 
verbreitet worden iſt, haben gerade jeiner Sammlung das allgemeinite Anſehen verſchafft 
und die älteren Kollektionen aus dem Gebrauch verdrängt. Formale Autorität für das 
geltende Redt, d. h. den Charakter eines Gejegbuches, hat es indeſſen nie erlangt, und den 
einzelnen in dasjelbe aufgenommenen Rechtsſätzen fommt daher nur diejenige gefegliche Kraft 
zu, welche fie auch ohne ihre Stellung im deeretum Gratiani haben würden, ſofern nicht 
etwa gerade die Neception eines Satzes in dasjelbe Veranlaffung zur fortdauernden Übung 
und damit zur gewohnheitsrechtlichen Sanktion desjelben gegeben hat. 

Ant. Augustinus, De emendatione Gratiani. Tarrac. 1589; ed. Riegger Vindob. 1762; 
Berardus, Gratiani canones ete. (f. zu $4; Phillips, AN. IV 137 f.: Schulte, KR. I 317 fi; 
Maaſſen, Paucapalea. Wien 1859; v. Schulte, Zur Geſch. der Yitter. über das Defr. Gratians, 
3 Hefte, Wien 1870; v. Schulte, Geſch. der Quellen und Yitter. d. fanon. Rechts v. Gratian bis 


auf d. Gegenwart, Bd. 1, Stuttgart 1875, S. 46_ff. 109 fi. 221; Derf., Die Gloffe zum Dekret 
Sratians. Wien 1872. 


S 11. 2. Die Defretalenfammlungen. Gratian hatte in feinem bald als 
decretum bezeichneten Buch die neueren Defretalen nur bis zum Jahre 1139, d. h. bis zu 
den Defretalen des Papjtes Innocenz II, benußt. Die zweite Hälfte des zwölften und der 
Anfang des dreizehnten Jahrhunderts ift aber die Zeit gewejen, in welcher das Papſttum 
durd feine zahlreichen Defretalen den größten Einfluß auf die Entwidlung des firhlichen 
Nechtes ausgeübt hat. Zunächſt wurden die neuerlafjenen Defretalen neben dem Defrete — 
daher deeretales extravagantes, d. h. quae extra deeretum (Gratiani) vagabantur, ge- 
nannt — benußt; ihre Fülle ließ aber jchon in den letzten drei Jahrzehnten des zwölften 
Jahrhunderts das Bedürfnis nad Zufammenftellungen derfelben hervortreten. Unter den 
mehrfachen Sammlungen diejer Art haben fünf wegen ihrer Neception durd die Schule und 
als Quelle der nachher zu bejprechenden neuen Kompilation Gregors IX — die jogenannten com- 
pilationes antiquae — eine bejondere Bedeutung erlangt. Die ältejte diejer, das brevi- 
arium extravagantium des Propſtes, nachmaligen Bifhofs Bernhard von Pavia, jpäter 
compilatio prima oder liber primus genannt, um 1191 verfaßt, iſt dadurch von Intereſſe, 
daß die Verteilung des hauptfächlich den früheren Defretalenfjammlungen entnommenen 
Materials in fünf Bücher, deren Inhalt der nachſtehende Memorialvers: iudex (der kirch— 
lihe Beamte und Richter), iudieium (Verfahren in jtreitigen Rechtsſachen), elerus (perjön- 
liche Verhältniffe, Pflichten, Vermögensredt), connubia (Eherecht), erimen (Strafrecht, Straf- 
und Disciplinarprozeß), angiebt, für alle folgenden Sammlungen typiſch geworden ift. Unter 
diefen Kompilationen haben allein die ſchon oben ($ 1) erwähnte tertia und die quinta 


In C. XXXIII. qu. 3 befindet fi eine Abhandlung über die Buße (fogenannter tractatus de 
poenitentia), dieje ift in distinetiones und dann in canones geteilt. Man citiert Stellen aus diejer 
quaestio ſchlechthin ec. 1. D. I. de poenit. 

13* 
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(auf Veranlafjung des Papſtes Honorius III aus feinen eigenen Defretalen 1226 zufammen- 
geitellt) einen offiziellen Charalter. 

Ausgabe: Quinque compilationes antiquae etc. recognov. Aem. Friedberg. Lipsiae 1853. 

F. Yaurin, Die Defretalenfammiungen vor Gratian, in Moys Ar. f. kath. KR. XII 1. 337; 
Thillips a. a. D. IV 207, Schulte, AR. I 3932: Laspeyres, Bernardi Papiensis summa 
decretalium. Ratisbon. 1860. praefat.; Schulte, Die Kompilationen Gilbertö u. Alanus'. Wien 1870; 
Schulte, Litter. Geih. d. compilationes antiquae. Wien 1871: Schulte, Geſch. d. Tuellen und 
Yitteratur 2c. (f. zu $ 10) I 76 ft. 175 ff. 228 R 


a. Die Detretalen Gregors IX. Ähnliche Übelftände, wenn aud nicht in gleich 
hohem Mae, wie vor der Abfafjung des Gratianiſchen Dekrets, machten ſich bald wieder 
infolge der Verteilung des Defretalenmaterials in fünf verfchiedene Sammlungen geltend 
und veranlaßten Gregor IX (1227— 1241), feinen Pönitentiar, den Dominifanermönd) 
Raimund aus Peltaforte (bei Barcelona), welder früher drei Jahre in Bologna fano- 
nifches Recht gelehrt hatte, mit der Abfaffung einer neuen Kollektion zu beauftragen. Ge— 
mäß der ihm gewordenen Jnitruftion ftellte Raimund, welcher die hergebrachte Einteilung 
in fünf Bücher beibehielt, die in den erwähnten fünf Kompilationen enthaltenen Defretalen 
zufammen, ſchied dabet eine Neihe gleiche oder ähnliche Materien behandelnder aus, zerteilte 
die verfchiedene Punkte und Fragen berührenden in einzelne Stüde behufs Unterordnung 
unter die entjprechenden Titel, befeitigte etwaige Widerfprühe durch nterpolationen und 
fürzte endlich die einzelnen Defretalen durch Wegichneidung der nicht notwendig zur Entſchei— 
dung des Nechtsfalles gehörigen Mitteilungen, namentlich der species facti (fogenannte partes 
deeisae, in den Defretalen angebeutet durch ein: „et infra*), ein Verfahren, welches dem 
Vorwurf der Gemwaltfamfeit nicht entgehen kann, aber zum Teil auch ſchon von feinen Vor: 
gängern geübt worden ift. Die von Raimund angefertigte Sammlung, in welche die Defre- 
talen Gregors IX ebenfalld$ mit aufgenommen worden find und welde 1234 von leßterem 
ſelbſt durch Überfendung an die Univerfität Bologna mit der Bulle: Rex paeificus publi- 
ziert wurde, hat im Gegenfat zum Defrete Gratians — nicht nur in Bezug auf den In— 
halt, fondern auch auf die rubriene (die Bücher- und Titelüberfchriften) — den Charafter 
eines Gefegbuches, deſſen einzelne Bejtimmungen, fo verfhieden aud in Wirklichkeit ihr 
hiftorifcher Urfprung und ihr Alter fein mag, ebenjo wie die Paragraphen eines modernen 
Geſetzbuches als gleichzeitig erlaffen angejehen werden müfjen. Außerdem bildet die Samm- 
lung eine ausschließliche Kodififation des in den päpitliden Delretalen enthaltenen Rechts— 
ftoffes, und daher find alle das gemeine (nicht das partifuläre) kirchliche Necht betreffenden 
Defretalen, welche weder in dieſelbe nody in das Dekret aufgenommen worden, außer Kraft 
gefegt. Da infolgeveffen die Sammlung Gregors IX die compilationes antiquae be- 
jeitigt hat und als der einzige liber neben dem Dekret erfchten, jo nannte man diejelbe 
liber extra (se, deeretum), woraus ſich die Citierweife (ältere: Extra de rescriptis e. ex 
parte, neuere: e. 2 X. de rescript. 1. 3) erklärt. 

b. Der liber sextus. Die feit der Abfaffung der chen beiprodenen Sammlung 
erlaffenen, teils allein cirfulierenden, teil3 wieder in Kollektionen zufammengeftellten Defve- 
talen ließ Bonifacius VIII (1294—1303), um jeden Zweifel über das anmwendbare und 
echte neuere Defretalenmaterial zu bejeitigen, mit feinen eigenen Defretalen zu einem mei- 
teren Geſetzbuch, das als liber sextus den fünf aregorianifchen Büchern angehänat werden 
follte, verarbeiten und publizierte dasfelbe 1298 mit der Bulle: Saerosanetae durch Über: 
fendung an die Univerfitäten Bologna und Paris. Der liber sextus zerfällt ebenfalls in 
fünf Bücher (Gitierweifen: e. Lieet de eonst. in VI; ec. 1 de eonst. in VI® 1. 2; 
ec. 1 in VIE de eonst. I. 2), unterfcheidet fi aber dadurch mweientlih von der gregoria- 
nischen Sammlung, daß, während in dieſer die einzelnen Rechtsſätze im Anſchluß an die in 
den Defretalen entichiedenen Nechtsfälle dargeboten werden, hier die einzelnen Kapitel die 
Nechtsregeln nur allgemein in abstraeto hinftellen, viele aber geradezu Hontroverjen der 
kanoniſtiſchen Schule enticheiden. Ausfchließliche, die nicht aufgenommenen Defretalen be- 
feitigende Geltung fommt auch diefem Geſetzbuch zu, jedoch nicht aegenüber den ausdrüdlid 
darin als ferner geltend rejervierten (deeretales reservatae) und allen von Bonifacius VIII 
ſelbſt herrührenden, nicht verarbeiteten Defretalen. 
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e. Die fogenannten Clementinen. Aus den Beihlüffen des Konzils von Vienne 
(1311) und feinen eigenen vor und nad) demſelben erlaffenen Defretalen ließ Clemens V (1305 
bis 1314) eine neue, das frühere Syſtem befolgende Sammlung anfertigen, welche aber 
erit nach feinem Tode durch feinen Nachfolger Johann XXI (1315 —1334) im Jahre 1317 
mitteljt der Bulle: Quoniam multa und durch Überfendung an die Univerfitäten Bologna 
und Paris veröffentlicht worden ift. Auch diefe Sammlung, die fogenannten Clementinen 
(Eitterweife: Clem. Dispendiosam oder Clem. 2 de iudieiis II. 1; e. 2 de ind. II. 1 in 
Clement.), hat den Charakter eines Geſetzbuches, unterjcheidet ſich aber von der gre- 
gorianifchen Kolleftion und dem liber sextus dadurch, daß fie die Geltung der nicht auf: 
genommenen Defretalen nicht, wie dieſe, bejeitigt hat. 

d. Die Ertravaganten. Wit den Clementinen hat die Reihe der offiziellen, von 
den Päpſten ausgegangenen Nechtsfammlungen, welche ſchon auf dem Konzil zu Konitanz 
und zu Bajel in Verbindung mit dem Defrete Gratiand als Corpus iuris eanoniei be- 
zeichnet werden, ihren Abſchluß gefunden. Die fonftigen neben den Clementinen in Betracht 
fommenden, fowie die neueren Defretalen wurden in den Handichriften und fpäter in den 
Ausgaben in verfchievener Zahl und Ordnung der letztgedachten Sammlung angehängt, bis 
fie Johannes Chappuis in der im Jahre 1500 zu Paris beforaten Ausgabe des Corpus inris 
in zwei Reihen ordnete. Er ſtellte einmal 20 Defretalen Johannes’ XXII, die fogenannten 
extravagantes loannis XXI, in 14 Titel zufammen (GCitierart: ec. Execrabilis de praeb. 
III. in Extrav. Ioh. XXIL; e. un. de praeb. in Extrav, Joh. XXI, III.) und ver- 
fertigte außerdem aus 73 anderen Defretalen, die Zeit von Bonifacius VIII bis Sirtus IV 
(1471—1484) umfafjend, eine zweite, in fünf Bücher, in Wirklichkeit vier Bücher — 
beim Mangel jeder eherechtlichen Defretale iſt das vierte durch die Bemerfung liber IV. vacat 
erſetzt —, abgeteilte Sammlung, die fogenannten Extravagantes communes (Citierweife: 
c. 1 de elect. in Extrav. eomm. I. 3). Beide Ertravagantenfammlungen bilden feine 
Gefegbücher, es fommt aljo hier jede Defretale einzig und allein als folde in Betradt. 
Seit jener Zeit find beide Zufammenftellungen ſtets in den Ausgaben des Corpus iuris 
wiederholt und ſeit viertehalb Jahrhunderten werden fie herkömmlich als Teile des Corpus 
inris canoniei angefehen. Überdies hat dieſes Verfahren eine indirekte Sanktion dadurch 
erhalten, daß fie beide audy in die auf Veranlaffung Gregors XIII 1582 zu Nom heraus- 
gegebene, offizielle Ausgabe der kanoniſchen Rechtsbücher aufgenommen worden jind. 
Xeßtere enthält einen von einer HKommilfion von Karbinälen und anderen Gelehrten (den 
fogenannten correctores Romani) verbefferten Tert des gratianischen Defrets, ſowie einen 
revidierten Tert der übrigen Sammlungen, und mit dieſer ift — wenn aud) nicht für die 
MWiffenichaft, doch jomeit es auf die geſetzliche Gültigkeit anfommt — der Tert des Corpus 
iuris canonici offiziell und für alle Zeiten feitgejtellt worden. 

e. Verhältnis der einzelnen Sammlungen zueinander. Noch heute 
gilt vom Standpunkt der fatholifchen Kirche aus das Corpus iuris ennoniei als die Grund— 
lage ihres Rechts. Ob aber ein in demfelben enthaltener Rechtsſatz von diefem Standpunft 
aus heute noch als praftifch betrachtet werden fann, das bemißt fih nicht nur allein da- 
nad, ob ihn die jpätere Firchliche Gefehgebung — d. h. die fpäteren, nicht mehr in offizielle 
Sammlungen gebrachten päpftlichen Konftitutionen und die Neformkonzilien, vor allem das 
tief einfchneidende Konzil von Trient — hat beitehen lafjen, fondern es iſt für die Ent- 
fcheidung diefer Frage auch das Verhältnis der verfchiedenen, in das Corpus juris canonici 
aufgenommenen Sammlungen wichtig. in diefer Beziehung gilt jede fpätere als lex poste- 
rior, welche der früheren derogiert, jedoch mwaltet zwifchen dem gratianifchen Defret und 
den Ertravagantenfammlungen einerfeits und den übrigen drei Defretalenfammlungen 
andererjeitS der Unterſchied ob, daß im den beiden erjten eine der Zeit nad) jpätere Stelle 
eine temporär frühere Vorfchrift verfelben Sammlungen befeitigt, mährend für die drei 
anderen wegen ihres Charakters als einheitlicher Gejegbücher diefer Grundfag feine An- 
wendung finden fann. 

Phillips, KR. IV 252: Schulte, AR. 1336: Desfelben Beiträge zur Vitteratur üb. 
d. Defretalen Gregors IX x., Wien 1871: Derf., Die Delretalen zw. d. deeret. Gregor. IX. u. 


Lib, VI. Wien 18683: Desielben Lehrb. des KR., 3. Aufl., S. 33. 35; Desſelben Geich. Der 
Quellen II 1 ff.: Sentis, Clem. P. VIII decretales, Frib. 1870. 
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f. Ausgaben des Corpus iuris. Unter diefen find zu nennen: 1. die für ihre 
Zeit Shägenswerte Ausgabe von J. H. Böhmer (Halle 1747. 2 Teile), welcher aber den 
Fehler begangen hat, den römifchen Tert felbjt [f. unter d] zu emendieren ; 2. die von 
Am. 8. Richter (Leipzig 1839. 2 Teile), welcher das vorhandene gedrudte und ein 
freilich nicht erhebliches handichriftliches Material benugt und den Tert der römifchen Aus: 
gabe beibehalten hat, indem er die fritiihen Bemerkungen in den mitgeteilten Apparat 
verweijt; 3. die beite von E. Friedberg (Leipzig 1879. 1881. 2 Teile). Sie verjudht 
den Tert des Defretes mit Hülfe der Handichriften in feiner urfprünglichen Geftalt wieder: 
zugeben und verweift die Yesarten der römischen Ausgabe in die Anmerfungen, wogegen 
für die Defretalenfammlungen der Tert der legteren beibehalten ift, aber in dem Apparat 
auf handichriftliher Grundlage das Erforderliche über die urfprüngliche Geftaltung der ein- 
zelnen Sammlungen angegeben wird. 


III. Die Herbeiführung der Geltung des kanoniſchen Rechts durd die 
Entwicklung der kirchlichen Gerichtsbarkeit. 


8 12. Da die katholiſche Kirche innerhalb der einzelnen Staaten in die Erſcheinung 
getreten ift, fo war für die Anwendbarkeit der auf ihrem Gebiete entwidelten Rechtsnormen 
ftets das Verhältnis der weltlichen Gewalt zu ihr enticheidend. Im römischen Neide iſt 
zwar in der Theorie dem Sacerdotium das Recht zugeitanden worden, die rein geiftlichen 
Sachen zu verwalten (divinis ministrare), und ſchon im fünjten Nahrhunderte hat Papſt 
Gelafius I dem Kaifer gegenüber in den Worten: „Duo quippe sunt, imperator au- 
guste, quibus prineipaliter hie mundus regitur, auectoritas sacra pontificum et regalis 
potestas, in quibus tanto gravius est pondus sacerdotum, quanto etiam pro ipsis 
regibus Domino in divino reddituri sunt examine rationem“ die höhere Stellung des 
Prieftertums geltend gemacht; indeſſen alle wichtigen, die kirchlichen Verhältnifje ordnenden 
Beitimmungen find von der jtaatlihen Geſetzgebung ausgegangen oder haben erjt durch 
diefe ihre formell bindende Kraft erhalten. Wenn hierbei die Kaifer vielfah von den 
Nürdenträgern der Kirche geleitet und beeinflußt worden find, fo haben eritere doch anderer: 
feits, wie 3. B. die Geichichte des Arianismus nad feiner Verdammung durch das Konzil 
von Nikäa beweiit, auch wiederholt in die eigenfte Sphäre der Kirche, die Feittellung des 
Dogmas, eingeariffen. Von einer rein formellen Einwirkung der Kirche und des auf ihrem 
Boden entwidelten Rechts auf andere als ſpecifiſch kirchliche Verhältniffe konnte in einer 
foldhen Zeit, wo fie ſelbſt noch nicht einmal eine uneingefchränfte geſetzgebende Macht in 
ihrem eigenen Haufe hatte, feine Rede fein. 

Riffel, Geſch. Darftellung des Verb. zw. Kirche u. Staat. Mainz 1836. Bd. I; Niehues, Verb. 
zw. Kailertum u. Papfttum im Mittelalt., Münfter 1863. Bd. I 2. Aufl. 1877, Bd. II 1857; Hun« 
deshaanen in Doves Ztichr. f. AR. 1 232 ff.: Maaiien, Neun Kapitel über freie Kirche und 


Gewiſſensfreiheit. Gratß 1576. S. 1 ff.: E. Löning, Geſch. d. Deutich. Kirchenrechts. Straßburg 
1878. 120 f.: Hinſchius, Kirchenrecht III 668 ff. 


8 13. In den germanifchen Neichen, insbefondere im Franfenreihe, war der Einfluß 
der Geiitlichfeit, welche aus dem Zufammenfturz der antifen Welt die Reſte der römischen 
Bildung und der römiſchen Staatsfunft gerettet hatte, materiell ein viel bedeutenderer, aber 
auch hier war es die Zanftion der Germanenfönige, welche den von der Geiftlichkeit be: 
ſchloſſenen Satzungen die formelle Autorität gab. Wie der Codex Tustinianeus und die 
Novellen das Kirchenrecht des römischen Reichs enthalten, jo iſt das Kirchenrecht der frän 
kiſchen Monarchie in den Kapitularien und den von den ‚ranfenfönigen berufenen und (in 
farolingiicher Zeit) beitätigten Konzilien niederaeleat, ja, wie ſchon oben ($ 5) erwähnt, 
hat Karl der Große die Dionyfishe Sammlung recipieren laffen und damit erſt die in dieje 
aufgenommenen päpftlichen Defretalen zum fränfifchen Neichsreht erhoben. Die pin sanc- 
tae ecelesine gubernatio. d. h. das Hecht und die Pflicht des Papittums über die geift- 
liche Zeite der Kirche durch Aufrechterhaltung der canones zu wachen, hat Karl der Große 
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dem Papſt eingeräumt, aber ein felbjtändiges Gefeggebungsreht ihm nie zuerfannt. In 
dem Neiche, welches die von den Römern erjtrebte Beherrihung der Welt als feine Auf- 
gabe übernommen, aber dieſe antife Idee mit chriftlihen Anfchauungen verfeßt und fich 
den Beruf beigelegt hatte, äußerlich das Reich Gottes auf Erden zu verwirklichen , war der 
Papſt zwar als geiftlicher Leiter ein notwendiger Faktor, aber der Kaifer galt nicht nur als 
der von Gott eingefeßte Herrfcher jenes hriftlichen Staates, fondern er war es, von welchem 
überall zunächſt die entſcheidenden Impulſe ausgingen. Beruhte jo die Idee des Kaifertums 
und feines Berufes auf der Einheit des beherrfchten chriftlichen Neiches, ſtanden indefjen 
andererfeit3 zwei Häupter, ein weltliches und ein geiftliches, an der Spite diefer Ordnung, 
fo lag in diefer in ſich widerfpruchsvollen Gejtaltung einer geiftlihen und weltlihen Zwei- 
einigfeit ſchon von vornherein der Keim zur Zwietracht und zu fünftigen Streitigkeiten. 
Das Gebiet der Kirche und das Gebiet des Staates fielen nad den damaligen Anſchauungen 
zufammen, der Gedanke der Möglichkeit einer Koexiſtenz verfchiedener Kirchen und Religions- 
aejellfchaften nebeneinander war jener Zeit völlig fremd. Daher fonnte von dem Verfud 
einer Ausscheidung der prinzipiell der geiftlihen und der weltlihen Gewalt anheimfallenden 
Gebiete, welche noch in heutiger Zeit die erheblichjten Schwierigkeiten bietet, nicht die Nede 
jein, und in der That hat der jpätere Kampf zwifchen Bapfttum und Kaifertum nicht ein 
Mehr oder Weniger in der oben angedeuteten Richtung zum Gegentande, vielmehr handelte 
es ſich allein darum, weldes von den beiden anerfannten Häuptern des abendländifchen 
Kaifertums die oberjte leitende und bejtimmende Stellung einzunehmen und damit das 
andere zu beherrichen habe. Daß im neunten Jahrhundert ſich die Idee der überwiegenden 
Autorität der geiftlihen Gewalt geltend gemacht hat, ijt bereits oben erwähnt (8 8). 
Wenn auch in demjelben Jahrhunderte mande Päpſte, wie der bedeutende Nikolaus I, jene 
in einzelnen Fällen praftiid zu vealifieren verfuchten, jo machte doch im folgenden Jahr— 
hunderte die Verkommenheit des in den Händen römischer Adelsfattionen und römischer 
Buhlerinnen befindlichen Papſttums neben einem jo fraftvollen Kaifertum, wie dem Dttos 1, 
welcher jogar den allen Yüjten ergebenen und verfommenen Papſt Johann XII 962 ab- 
jegen ließ, jegliche Fortjegung der Bejtrebungen auf Erringung der Suprematie unmöglich. 
Erſt im Laufe des elften Jahrhunderts find dieſe wieder aufgenommen, feitvem aber mit 
Energie und in planmäßiger Kontinuität namentlih von Gregor VII (1073-—1085), 
Alerander III (1159 —1181) und Innocenz IIT (1198—1216) der Verwirklichung ent- 
gegengeführt. Ein Papittum, welches im Anſchluß an die pfeudo - ifidorifchen Defretalen 
Anfchauungen predigte wie die, daß alle weltlihe und fürjtliche Gewalt von des Teufels 
Gnaden jtamme!, daß der Papit dagegen der Stellvertreter des wahren Gottes auf Erden 
jei und die Verachtung der Defrete des apoftolifchen Stuhles durch die Könige ihre Ab- 
ſetzung als Strafe bedinge, ein Papſttum, welches dieſe Auffaffung feiner Stellung zum 
Staat praftifch geltend zu machen in der Lage war, mußte notwendigerweie aud auf die 
Entwidlung des Rechts in jolhen Verhältniſſen eingreifen, welche ihrer Natur nad einzig 
und allein zur Sphäre der weltlichen Geſetzgebung gehörten. Der Stellvertreter Gottes auf 
Erden, welder den Kaiſer joweit wie die Sonne den Mond überftrahlte und der von den 
beiden ihm von Gott übertragenen Schwertern nur das weltliche an den Kaifer geliehen 
hatte, der Beherrfcher des himmlischen und des irdischen Neiches war ficherlich dem Prinzipe 
nad) legitimiert, den Staaten feine Geſetze zu diftieren. Der Praxis nad haben aber die 
Päpſte diefe Macht in den feltenften Fällen dur den Erlaß allgemeiner Verordnungen aus- 
geübt, ja auch die Neprobation weltlicher Geſetze und weltlicher Rechtsnormen, deren be- 
rühmtejtes Beifpiel die durch Gregor XI im Jahre 1374 vorgenommene Verdammung von 
14 Artikeln des Sachſenſpiegels bildet, jteht jehr vereinzelt da. Ganz abgeſehen davon, 
daß eine geſetzgeberiſche Ihätigfeit, wie fie in unferen modernen Staaten geübt wird, jenen 
Zeiten des Mittelalters fernlag, daß vielmehr meiftens einzelne Vorkommniſſe oder einzelne 
icharf hervorgetretene Ubeljtände erſt das Einſchreiten der Geſetzgebung veranlaßten, bot ſich 
gerade der päpftlichen Macht die Möglichkeit dar, auf weniger auffällige und doch nicht 





1 Registr. Gregorii VII. lib. VIII. ep. 21 (Monumenta Gregoriana ed. Ph. Jaffe. Berolini 
1864. p. 457). 
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minder wirkſame Weife geftaltend in das Rechtsleben einzugreifen. Sie vereinigte Die 
höchite gefeßgeberiihe Befugnis und die oberjtrichterliche Stellung, und wie nad römiſchem 
Rechte den Kaiſer nichts hinderte, für den zu ſeiner Entſcheidung gelangten Einzelfall einen 
neuen Rechtsſatz anzuwenden, ebenſowenig war es dem Papſte verwehrt, bei der Recht 
ſprechung zugleich neues Recht zu ſchaffen. Gelang es alſo, eine beſtimmte Klaſſe von Per— 
ſonen und eine beſtimmte Klaſſe von Rechtsſachen der ſtaatlichen Gerichtsbarkeit zu ent: 
ziehen und] die geiftlichen Gerichte in den verfchiedenen Teilen der Kirche in unbedingter 
Abhängigkeit vom Papfte zu halten, jo war unter diefen Umjtänden der Einfluß ber päpit: 
lihen Macht ebenfogut gefichert als durch das bloße Geſetzgebungsrecht, ja noch befjer, da, 
wenn einmal der Anſpruch der Kirche auf eine ausgedehnte G jerichtsbarfeit anerfannt und 
durchgefegt war, das Eingreifen des Papftes in oberfter Inſtanz nit nur den im andern 
Falle leicht hervortretenden Schein einer Anmaßung und Ujurpation verlor, fondern auch 
fogar eine unantaftbare Berechtigung für fih in Anfpruch nehmen fonnte. In der That 
bat die mittelalterlihe Entwidlung mit dem vorhin angebeuteten, der Kirche und dem Papſt— 
tum günftigen Refultat abgefchloffen, und da gerade die Ausübung der Gerichtsbarkeit der 
Hebel geweſen ift, durch welchen beide auf die rechtliche Geftaltung der verfchiedenften Lebens— 
verhältniffe gewirkt haben, muß die Ausbildung der geiftlichen Jurisdiktion noch einer kurzen 
Betrahtung unterworfen werben. 

Barmann, Die Politif der Päpfte von Gregor I bis, Gregor VII. Elberfeld 1968. 2 Bbe.: 
Aem. Friedberg, De finium int. ecel. et eivitat. regund. iudieio quid medii aevi doctores etec., 
Lips. 1861: Derf. in Dove u. Friedberg, Ztichr. f. KR. VIII 89; Laurent, L’öglise et l’etat. 
Le moyen-äge, IL. éd. Paris 1866; Hinfcdhius, Kirchenrecht III 702, 722, 

8 14. Wenn aud vor der Anerkennung der riftlichen Kirche durch Konſtantin die 
Anhänger des Evangeliums ihre Streitigkeiten nicht vor den weltlichen Obrigfeiten, ſondern 
vor ihren Seelenhirten zum Austrag braten, jo fann in jener Zeit doch, weil es ſich hier 
lediglih um eine freiwillige Unterwerfung handelte und die Befugniffe und die Macht der 
firchlihen Oberen nur ſoweit gingen, wie jene Unterorbnung ſelbſt reichte, von einer eigent- 
lihen Gerichtsbarfeit der Kirche feine Rede fein. Erſt feit der Zeit, wo die chriſtliche 
Religion gleiche Berechtigung neben den übrigen im römifchen Reiche recipierten Kulten 
erhalten hatte, fann man von einer Jurisdiktion der Kirche ſprechen, und von diefem Augen- 
blid an ſehen wir die Kirche aumächft injtinftiv, dann aber im vollen Bewußtſein deſſen, 
worum es fich hier handelte, die Grenzen ihrer Kompetenz erweitern. In perfönlider 
Beziehung wurde den firhlichen Oberen in den Givilftreitigkeiten der Kleriker die Kompetenz 
eingeräumt, eine Begünftigung, die um fo meniger auffallen fann, als nad jpäterem 
römischen Staatsrecht Diejenigen, welche sub dispositione einer Behörde waren, auch bei 
diefer ihr civilrechtliches Forum ale Bellagte hatten. In ſachlicher Hinficht galt ber 
Grundſatz, daß die Biſchöfe in rein kirchlichen Sachen (de religione), alfo aud in kirch— 
lihen Straf= und Disciplinarftraffadhen der Laien und Geiftlichen zu fognoszieren hatten, 
mährend die Aburteilung der Kriminalvergehen der Geiſtlichen den ftaatlihen Gerichten über 
lafjen blieb, welche nach der disciplinarifchen Abfeßung durch den Bischof die KAriminalftrafen 
zu verhängen hatten, und nur den Biſchöfen das Privileg gewährt wurde, daß auch die 
Anklagen wegen gewöhnlicher Vergehen gegen fie vor den Synoden verhandelt, dann aber 
nad) Verhängung der Disciplinaritrafe ſolche Sachen zu weiterer Unterfuchung und Be- 
ftrafung an das ftaatlidhe Gericht abgegeben werden follten, bis durch Juſtinian die Vor- 
ladung der Bifchöfe vor die weltlichen Beamten in Straffadhen von der faiferlichen Ge: 
nehmigung abhängig gemacht wurde. Außerdem fonnte nad) einer Verordnung Konjtantins 
von 321 in jeder Streitfache der Bifchof als Schiedsrichter angerufen werden, wenn beide 
Parteien damit einverjtanden waren, nad einer jpäteren Bejtimmung desfelben Kaifers von 
331, welche aber bald wieder befeitiat worden iſt, fogar dann, wenn nur eine Partei auf 
die bifchöfliche Entfcheivung provoziert. Wenn fi trotz diefer privilegterten Stellung der 
Kirche in jener Zeit feine Einwirkung auf das zur Anwendung kommende Recht zeigt, jo 
lag das an dem damaligen Mangel einer oberftrichterlihen, kirchlichen Gewalt, weldye zu: 
gleich die höchſte Gejehgebungsbefugnis damit vereinigte. Die Abhängigkeit der Kirche von 
der Staatsgewalt und die Ausübung der firhlichen Geſetzgebung durch diefelbe machten viel- 
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mehr eine völlige Exemtion der dem Forum der Kirche unterworfenen Perſonen und Sachen 
noch vor der Hand unmoglich. 


‚ De iurisdictionis écclesiast. - progressu. Berolini 1855; Yöning, Deutſch. AR. I 
252 p 382 : Hinfhius, Kirchenrecht IV Ta8, 794. 


8 15. Auch im Frankenreiche ift der Kirche die Gerichtsbarkeit in kirchlichen Straf: 
und Disciplinarftraffachen der Laien und Geiftlihen, welche fie dort zu römischer Zeit be- 
ſeſſen hatte, verblieben. Bei weltlichen Straffadhen der Biſchöfe übte der König das Necht, auf 
einer von ihm einberufenen (Provinzial- oder Neichs-) Synode Anklage gegen die Bischöfe zu erheben, 
und nur, wenn das Konzil in feiner Funktion als kirchliches Disciplinargeriht das Vergehen 
feitgeftellt und auf die Abſetzung erfannt hatte, fonnte vom König unter Beirat der Neichs- 
großen, des Hofgerichts oder auch des Reichstags auf die weltliche Strafe, Todesitrafe (oder 
aus Gnade nternierung in einem Klofter) und Wermögensfonfisfation, erfannt wer— 
den. Die niederen Klerifer blieben dagegen bei weltlichen Vergehen unbeſchränkt der ftaat- 
lichen Strafgerichtsbarkeit überlaſſen. Was dagegen die Prieſter und Diakonen betraf, ſo wurde 
hinſichtlich ihrer im Jahre 614 der Kirche das Zugeſtändnis gemacht, daß, wenn ſie im weltlichen 
Strafverfahren überführt worden waren, das weltliche Gericht ſein Verfahren zunächſt ein— 
zuſtellen und dem geiſtlichen die Mogůchlei zu geben hatte, vor der Verhängung der öffent— 
lichen Strafe (Todesſtrafe) die Abſetzung im Wege des kirchlichen Disciplinarverfahrens aus— 
zuſprechen. Von den übrigen Rechtsſtreitigkeiten gehörten die Prozeſſe zwiſchen Geiſtlichen 
und Laien und auch zwiſchen den erſteren allein um unbewegliches Gut und was dieſem 
rechtlich gleichgeſtellt war (de possessione), ſowie die über Statusfragen (de libertate) 
vor das weltliche Gericht, nur follte zwischen Klerifern vor Angehung desjelben ein Sühne- 
verfahren vor dem geiſtlichen Gericht ftattfinden, Dagegen war feit 614 der Klerus in Schuld- 
und Bußfachen (bei Streitigfeiten de persona) von den weltlichen Gerichten erimiert, jedoch 
ſcheinen diefe Sachen, wenn der Kläger ein Yaie war, in karolingiſcher Zeit nicht mehr 
allein von dem Bifchof, fondern von ihm und dem Grafen abgeurteilt worden zu jein. 
Schon im neunten Jahrhundert tritt aber gegen dieſen Rechtszuftand eine Reaktion auf, 
welde das Gejeggebungsreht des Staates über die Kirche im Prinzip leugnet und für das 
Gebiet der letzteren nur das geiftliche Net und damit auch die Beitimmungen desjelben 
über die geiftlihe Gerichtsbarkeit allein als maßgebend betrachtet. Je mehr e3 der Kirche 
gelang, ihre Macht zu erweitern, deſto beſſer war fie auch im ftande, jene Anſchauungen, 
welche ſich ſchon in den Pſeudo— idorifchen Defretalen finden, praftifch zu verwerten und 
fomit ihre Kompetenz immer weiter auszudehnen ſowie die Handhabung ihrer Jurisdiktion 
von jeder jtaatlihen Einwirkung zu befreien. Nah ihren in den Defretalenfammlungen 
niedergelegten Anſprüchen, welde wenn aud nicht in allen Punkten, aber dod im großen 
und ganzen praftifches Recht des Mittelalters geworden find, hatte die Kirche zunädit und 
zwar ſogar nad) jpäter ausdrüdlicher Anerkennung des Deutjchen Kaiſers die Koanition über 
alle Disciplinar- und gewöhnlichen Kriminalvergehen ſowie in allen Givilftreitigfeiten der Geiſt— 
lichen, denen in leßterer Hinficht die Kreuzfahrer und auch die fogenannten personae misera- 
biles (Witwen, Waiſen u. ſ. w.), jofern das weltlihe Gericht letteren feine Nechtshülfe 
gewähren wollte, aleichgeitellt waren. In ſachlicher Hinficht gehörten nicht nur diejenigen 
Sachen, welche die Saframente und die Heilsgüter betrafen (die jogenannten cansae spirituales), 
ſondern alle diejenigen, welche eine firchliche oder religiöfe Beziehung darboten, ja ſelbſt 
folche, für welche die oben erwähnten Streitigfeiten nur eine präjubizielle Bedeutung hatten, 
vor das Korum der geiftlichen Gerichte. Daher verhandelten diefe in Eheſachen, Zehnt:, 
Teitaments- , Batronatsjtreitigfeiten, Prozeſſen über firchlihes Eigentum, Anjprüchen aus 
Gelübden und eidlich bejtärften Verbindlichkeiten, über civilrechtliche, des Wuchers verdächtige 
Kontrafte, Dotal- , Yegitimitäts- und Erbfchaftsitreitigfeiten, ja jede Givilitreitigfeit durfte, 
fofern das Unrecht der einen Partei als Sünde aufgefaßt werden konnte, unter dieſem Ge— 
ſichtspunkt vor das Forum der Kirche gezogen werden. In kriminalrechtlicher Hinſicht übte 
ſie endlich die Kognition über diejenigen Vergehen, welche allein wegen der Verletzung der 
eigentümlichen Lebensbedingungen der Kirche ihre Strafbarkeit erhielten, nämlich über die ſoge— 
nannten geiſtlichen Verbrechen, d. h. die Ketzerei, das Schisma, die Apoſtaſie, die Simonie, ſo— 
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dann über die fogenannten gemifchten Delikte, welche eine Beziehung zu der Yehre und den 
Einrichtungen der Kirhe hatten oder ein bejonderes fittliches Ärgernis zu erregen geeignet 
waren, hinfichtlih deren aber der weltliche Richter mit dem geiftlihen fonfurrierte, nament- 
lih über Blasphemie, Safrilegium, Ehebrud, Bigamie, Stuprum, Fleifchesvergehen, Zauberei, 
Eidbruch und Meineid, Fälſchung von Maß und Münzen, Wuder; ja mitunter ift die 
Praris einzelner Gerichte hierüber nocd hinausgegangen und hat eine Reihe anderer Vergehen 
nicht nur im Gewiſſensforum, fondern aud im Wege der Kriminaljuftiz geſtraft. 

Sohm, Tie geiftliche Gerichtäbarfeit im fränkiſchen Neid, in Dove u. Friedberg, Ztſchr. f. 
RR. IX 198: Yöning a. a. D. 11489 ff.: Niffl, Der Werichtsftand des Klerus im fränkischen Reich. 
Innsbruck 1886. 

8 16. Durch diefe umfangreiche Kompetenz waren eine ganze Reihe rechtlicher Verhält- 
nifje der Einwirkung und Umgeftaltung durch die firhlichen Anjchauungen zugänglich gemacht 
und außerdem der Kirche die Möglichkeit gegeben, für das Verfahren in diefen Rechtsſachen 
eigene prozeffualiihe Normen auszubilden. Kurz die Kirche hatte neben der weltlichen Macht 
ein Geſetzgebungsrecht erhalten, und da diefes im Mittelalter fomit durch zwei Faktoren 
ausgeübt wurde, iſt das Necht desielben das ius utrumque, das vom Kaiſer und das von 
der Kirche ausgehende Recht, geworden. Wie die leßtere von ihren Befugniffen Gebraud) 
gemacht hat, zeigt auf das flarfte ein Blid in die Defretalen Gregors IX, denn in dieſen 
läßt Sich fait für alle vorhin erwähnten civil- und friminalrechtlichen Verhältnifje ein eigener 
Titel nachweifen. Wenn fomit die Entwidlung und Ausübung der firdlichen Gerichtsbarkeit 
eins der treibenden Momente für die Ausbildung des fanonifchen Nechts geweſen ift, jo 
hat doch auch die bedeutende Machtjtellung der Kirche, ohne melde die Ausdehnung ihrer 
Kompetenz in der geichilverten Weife nicht möglich geweſen wäre, dem Papſttum die Kraft 
gewährt, ebenfalls in anderen Beziehungen, jo 3. B. auf dem völferrechtlihen oder jtaats- 
rechtlichen Gebiete, feine Nechtsauffafiungen praftiich geltend zu machen. Endlich ift auch 
zu berüdfichtigen,, daß viele Beitimmungen, welche die Kirche über den Kreis der eigentlich 
kirchlichen Sphäre hinaus erlaffen hatte, einen wirklichen Fortſchritt der Entwidlung enthielten 
und daß die Ausdehnung ihrer Kompetenz ſelbſt, jo fehr fie aud), von dem modernen Stand- 
punkt allein und einjeitig betrachtet, als eine Ujurpation ericheinen mag, doch für jene Zeit 
teilweife dadurch gerechtfertigt war, daß die Kirche damit nur Pflichten erfüllte, deren der 
Staat — ein folder eriitierte damals genau oder im modernen Sinne genommen überhaupt 
nicht — ſich noch nicht bewußt geworden war und welchen bei den zerflüfteten weltlichen 
Nurisdiftionsverhältnifien des Mittelalters, dem Fehdewefen, dem Mangel einer energiſchen 
Reichsjuſtiz und einer fortbildend eingreifenden Reichsgefeggebung weder die einzelnen Terri: 
torialherren noch der Kaifer gerecht werden fonnten. 

8 17. Aus dem eben geſchilderten Entwidlungsgange des kanoniſchen Nechts erklärt 
es fi zur Genüge, daß dasſelbe für feines der verjchiedenen Rechtsgebiete ein vollitändiges, 
zufammenhängendes Syſtem von Rechtsnormen ausgebildet hat, daß man alfo dem römischen 
und dem deutichen Privatrechtsſyſtem nicht ein fanonifches als ein drittes an die Seite jtellen 
fann. Es hat ſich vielmehr an den vorhandenen Nedtsitoff angeichlofjen und diefen hierin 
— dem ins praetorium der Nömer ähnlid — umgebildet. Die Gefahr einer bunten 
Manniafaltigfeit der Entwidlung, welche nod obendrein dem mittelalterlihen Weſen anflebte, 
lag ichon deswegen und bei der hauptſächlich durch die Gerichtspraris erfolgten Ausbildung 
des Rechts nahe, fie ift aber innerlich durch den die fatholifche Kirche beherrichenden Ein- 
heitsdrang und äußerlih durch eine eigentümliche, diejen bier verwirflichende Einrichtung 
vermieden worden, welche auf Das evidenteite die Berähigung des kirchlichen Nechts darthut, 
die vorgefundenen Nechtsnormen zu feinen Sweden zu benugen und umzubilden. Mit der 
gewaltigen Stellung des Papſttums trat auch deſſen oberftrichterlihe Gewalt in den Vorder: 
arund, und erſt durch eine freie, von ftaatlicher Einwirkung unbeeinflußte Ausübung derfelben 
war es mönlich, die jelbitändige Entwidlung des fanoniichen Nechts zu fihern und die Ein- 
heit in der Praxis der verschiedenen Gerichte gegenüber den naturgemäß fich geltend machenden 
Verfchtedenheiten und der Gegenaftion nationaler Rechtsauffafiungen zu bewahren. Bejonders 
günſtig wirkte hierfür die ebenfalls dur die vom Papittum erreichte Machthöhe bervorge- 
rufene Anficht, daß der Papſt eine mit der aller übrigen kirchlichen Richter konkurrierende 
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Jurisdiftion beige und als der iudex ordinarius singulorum ebenfo wie einjt der römifche 
Kaifer fofort bei Rechtsjtreitigfeiten angerufen werden fünne. Daß das in jener Zeit nicht 
bloß oft, fondern in unzähligen Fällen gejchehen ift, läßt fich leicht nachweifen. Es war 
unmöglid, daß die Päpfte ſelbſt alle diefe Angelegenheiten verhandeln und entjcheiden fonnten, 
andererfeit3 wurde aber ihr Einfluß in der Weiſe gewahrt, daß fie nach dem Vorbilde der 
Delegation oder Kommittierung höherer Beamten durch die römifchen Kaifer der jpäteren Zeit 
nit nur Kommifjarien (iudices delegati) für die Ausübung ihrer Jurisdiktion ernannten, 
ſondern diefen auch bejtimmte Anmerfungen ſowohl für das Verfahren als aud für das 
von ihnen anzumendende Recht erteilten. Dieſe Rechtsſätze hatten natürlich zunächſt nur 
Geltung für den einzelnen Fall. Bemwährten fie ſich aber zu öfteren Malen, jo wurden fie 
dann zu allgemeinen Rechtsnormen erhoben. Das nftitut der Delegation gewährte jomit 
einen der Hauptvortcile, welche das prätorifche Evift der Römer charafterifieren, die Mög- 
lichkeit, neue Nechtsfäge neuen Bedürfniffen gemäß zu gejtalten und doch vor der gejeßlichen, 
dauernden Fixierung ihre praftifche Brauchbarfeit zu erproben. Daher ift es leicht begreiflich, 
daß, wie eine Neihe der wichtigiten Inſtitute des römischen Rechts dem prätorifchen Edit 
ihre Entjtehung oder Ausbildung verdanfen, die Delegationen ebenfo für die Entwidlung 
des fanonischen Rechts von der größten Bedeutung geweſen find. So find 3. B. die Dele- 
gationsrejfripte für die Entwidlung des nftitutes der richterlichen Rekuſation und der 
prozeßhindernden Cinreden jowie für den ſummariſchen Prozeß von enticheidendem Einfluß 
geweſen. 


P. Hinſchius, Kirchenrecht I 177 ff. 


IV. Verhältnis des kirchlichen Rechts zum römiſchen und germaniſchen. 


8 18. Im römiſchen Reich wurden die Rechtsverhältniſſe der Kirche und des Klerus 
jelbjtverjtändlich nach römischen Nechte beurteilt. Aber auch nach der Zerjtörung der römischen 
Herrihaft trat in den einzelnen Germanenreihen hierin feine Veränderung ein, vielmehr galt 
auch hier der Grundfaß: écelesia vivit lege Romana. Wenn fpäter, als nicht mehr bloß 
Romanen, ſondern auch Germanen in den Klerus traten, und der einzelne Geiftlihe nach dem 
Recht feiner Geburt beurteilt wurde, das römische Recht defjenungeachtet als das perfönliche 
Recht der Kirche diefelbe Bedeutung wie früher behielt, fo lag dies darin, daß die Kirche 
mit ihrem Zuge nad Einheit und Univerfalität in den verfchtedenen germanifchen Staaten 
ein und dasfelbe Recht um fo mehr bewahrte, als diefes eine höhere Hulturitufe wie das 
ältere germanische Necht erreicht hatte. Das römische Necht ift daher vor der Wiedererwedung 
feines Studiums in alien in der Kirche fort und fort überliefert worden ; zuerjt hat man 
bejondere Zufammenftellungen der römischen Nechtsfäse für den firchlichen Gebrauch ange- 
fertigt (hierher gehört die dem neunten Jahrhundert angchörige, von Maaſſen entdeckte 
fogenannte lex Romana canonice concepta); dann wurden die entfprechenden römischen 
Stellen zunächſt in gefonderten Abjchnitten den einzelnen Kollektionen (fo 3. B. in der 
$ 9 beiprochenen Anselmo dedieata), fpäter aber nad ſyſtematiſchen Gefichtspunften 
den einzelnen Sammlungen (jo dem Delrete Gratians wie den unmittelbar demjelben voran- 
gehenden) eingereiht. Erſt in der lebten Periode nimmt die fanonifche Gejeggebung das 
römische Recht innerlihd in fi auf und modifiziert dasjelbe feinen Bedürfnifjen gemäß. 
Es iſt dies in den Defretalen ſeit der Mitte des zwölften Jahrhunderts geihehen. Die 
Möglichkeit einer folchen Verarbeitung des römischen Rechts lag in der That erjt vor, als 
durh das Wiedererwahen der Rechtswiſſenſchaft eine ausgedehntere und tiefere Kenntnis 
des römischen Nechts vermittelt, ferner die Anjchauung gäng und gäbe geworden war, daß 
in dem abendländifchen Kaiferreiche, der Fortſetzung des altrömifchen Imperiums, aud) das 
römische Recht das gemeine fubfidiäre Recht des Neiches und der Chrijtenheit geworden fei, 
und endlih das Papſttum eine Machthöhe erreicht hatte, auf der — wenn feine hödhjite 
geſetzgeberiſche Autorität auf dem weltlichen Gebiete auch nicht unbeftritten anerfannt war — 
es ihm möglich war, für eine ganze Weihe der jtaatlihen Jurisdiktion und Gefeggebung 
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entzogener Perſonen und Angelegenheiten die von der mittelalterlichen Theorie nicht bezwei- 
felte Auffaſſung praftiih zu verwerten, daß der kirchliche Richter die von der geiftlichen 
Autorität ausgehenden Geſetze unbedingt, die von der weltlichen erlafjenen aber nur unter 
der Vorausfegung ihrer firhlihen Anerfennung anzuwenden habe. 

Allerdings war das römische Recht das Recht eines heidnifchen Volkes, aber daran 
lonnte die Kirche in den erften Zeiten ihrer Anerfennung, wo der Gedanfe an die fofortige 
Geftaltung eines eigentümlichen chriftlihen Rechts" noch völlig fernlag, feinen Anſtoß 
nehmen, ganz abgejehen davon daß fie mit ihrer privilegierten Stellung im Neid) auch 
einen gewiffen Einfluß auf die faiferliche Gejeßgebung erhielt. Außerdem lief gerade die 
Eigenartigfeit des römischen Nechts, welches von der Freiheit des Nechtsjubjefts ausgeht, 
der chriſtlichen und kirchlichen Einwirkung infofern geeigneten Naum, als diefe innerhalb 
der dem Individuum gewährten weiten Schranken die Richtung der rechtlichen Herrſchaft 
desfelben nur näher zu bejtimmen, alfo nur das vorhandene Necht zu modifizieren brauchte. 
Eine gewiſſe Gleichgültigfeit der Kirche gegen das römische Necht ift erft eingetreten, als die 
päpftliche Geſetzgebung jenen oben gedachten Affimilierungsprozeß vorgenommen hatte, und 
eine gewiſſe Feindſchaft machte fich erjt geltend, als im vierzehnten Jahrhunderte die Ver: 
teidiger Ludwigs des Bayern ihre Theorie von der Unabhängigkeit des Kaiſers auf die 
römische Staatslehre gründeten und dieſe dur das Corpus iuris civilis, namentlid unter 
Berufung auf die alte römische lex regia, zu bemweifen juchten. 

E. Löning, Geſch. d. deutichen Kirchenrechts. Straßburg 1878. II 284; en —— 
Rechtsgeſchichte. —— 1887. 1269: R. Schröder, Lehrbuch d. deutichen Nechtsgeichichte. Yeipzig 
1887. ĩ 222 Note 9: Maaffen, Geſch. d. Quellen und Yitteratur des kanon. Nechts I 887: Des- 
felben Beiträge zur Geſch. d. jur. Yitterat. d. Mittelalters. Wien 1857. ©. 78. 

8 19. Anders jtand die Kirche dem germanischen Nechte gegenüber. Mit ihn war 
fie nicht von den erjten Anfängen ihrer Entwidlung an verbunden geweien, für die Ge- 
ftaltung ihres Nechtälebens hatte fie dasjelbe von vornherein nicht benußt, vielmehr trat ihr 
das germaniſche Recht in feinen verjchiedenen Gejtaltungen als etwas Fremdes und geraderu 
ihren religiöfen Vorftellungen und ihrem inheitsdrange Feindliches entgegen. Hier war 
ihr von vornherein die Aufgabe geſteckt, gewilfe rohe Auffaffungen ( 3. B. auf dem Gebiete 
des Strafrechts und Strafprozeſſes) zu überwinden und da, wo wie z. B. hinſichtlich der 
perſönlichen Seite der Familienverhältniſſe (namentlich hinfichtlich der Ehehindernifje, Ehe: 
Scheidung) das germanische Necht Feine oder nur wenige Grundfäge entwidelt hatte, die dem 
Chriftentum nach der damaligen Auffaflung entiprechenden Normen zu ſchaffen und durd)- 
zuführen. Allerdings haben auch germanifche Rechtsanſchauungen auf die Gejtaltung des 
fanonifhen Rechts eingewirkt, jo die Yehre von der Leihe und vom Lehn auf das Bene: 
ficialweſen, die germanifche Komputationsweife auf die Firchliche Verwandtichaftsberedinung 
und Ähnliches mehr, aber eine unmittelbare Verpflanzung germaniſcher Rechtsnormen in das 
fanonifche Necht hat doch nur fehr vereinzelt — die heute noch im Eheprozeſſe vorfommen- 
den Eidhelfer bilden ein Beifpiel dafür — ftattgefunden. 


V. Der Einfluß des — — auf die einzelnen Redts- 
gebicte. 


8 20. Wenngleich, wie ſchon vorhin bemerkt, das kanoniſche Necht fich dem römischen 
aegenüber hauptfächlich modifizierend verhalten hat, jo trat dasjelbe doc auf dem wichtigen 
Gebiete des Verkehrs der Nationen untereinander den römischen Anfchauungen direft ent- 
gegen. Die Bejeitigung des römischen Satzes, daß nicht in Bündnisgemeinichaft jtehende 
Völker hostes feien, durch die Auffaffung, daß die hriftlichen unter einem geiftlichen Ober— 
haupte vereinigten Nationen fi im Verkehr miteinander vollberechtiat gegenüberſtehen und 
unter ihnen der abendländiiche Kaiſer als oberiter Wahrer des Ariedens und der chrijtlichen 
Neligion die erſte Stelle einnehme, it freilich nicht durd) das fanoniihe Recht, jondern 
überhaupt dur die chriftlichen und kirchlichen Ideen herbeigeführt. Damit war aber der 


2. Geihichte und Quellen des Kanoniſchen Rechts. 205 


Boden für die Entwidlung des heutigen modernen Bölferrehts gejhaffen. Die 
Fäpite haben ferner, indem fie bei Streitigfeiten der Fürften untereinander das Nichteramt 
in Anjpruch nahmen, nicht nur die Anſchauung geltend gemacht, daß die Zwiſtigkeiten der 
Fürften und Völker nicht nad) der Willfür des Stärferen, jondern nad) den Grundſätzen 
der chriftlihen Moral und des Nechts zu entjcheiden feien, fie haben fogar für die Fälle, 
wo der Krieg nicht vermieden werden fonnte, geradezu feite, alfo im heutigen Sinne 
völferrechtliche, Normen erlaſſen, um unnötige Graufamfeit zu verhüten. So berührt fi 
z. B. der Ausfchluß von jogenannten Sprenggefhoffen durch die St. Petersburger Defla: 
ration von 1868 mit dem Verbote Innocenz' III (e. un. X. de sagittar. V 15), fid 
im Kriege gewiffer verheerender Wurfmafchinen und Pfeilgefchoffe zu bedienen. 

3 Die jtaatsrehtlidhen Theorieen der Kirche, fomweit es fih um die Auf: 
fafjung der Stellung der geiftlihen Gewalt handelt, find mehrfadh im Verlaufe der Dar- 
jtellung erwähnt worden. Gegen fie hat ſchon in den legten Zeiten des Mittelalters die 
fürftlihe Macht den Kampf erfolgreich eröffnet, von einer dauernden Einwirkung diefer An— 
Ichauungen auf die Entwidlung fann alfo feine Nede fein, wenngleich firchlicherfeits jene 
Theorieen ſtets feitgehalten und dadurd noch bis in die neueſte Zeit Konflikte mit den ein- 
zelnen Staatsregierungen herbeigeführt worden jind. Cinen mittelbaren Einfluß hat aber 
das firhlihe Necht auf dem hier in Rede ftehenden Gebiete infofern gehabt, als es den 
bewundernsmwürdigen Organismus einer Beamtenhierarchie gefchaffen und in Verbindung 
damit den Begriff des Amtes — im Gegenfaß zu der fpäteren germaniſchen Auffafjung 
als eines wefentlih nutzbaren Privatrehts — als Kompler gewiffer im öffentlichen In— 
terefje zu übender Nechte und Pflichten, jomwie den Grundfag, daß dem Amtsträger feine 
Stellung nur unter bejtimmten VBorausjfegungen und nur infolge eines bejtimmten Ver— 
fahrens. entzogen werden dürfe, zur Geltung gebracht hat. Seine Beamtenhierarchie und 
das Hecht derjelben hat das Vorbild für den fogenannten abfoluten Staat abgegeben, wie- 
wohl freilich andererjeits nicht verfannt werden fann, daß neben der Nachbildung diefer für 
die damalige ftaatsrechtlihe Entwidlungsjtufe brauchbaren und pafjenden Grundjäte das 
Beifpiel der Kirche, welche nad) ihrem Dogma dem Beamtenftande allein die Fähigkeit zur 
Regierung zufprechen mußte und die Laien lediglich als die mwillenlofen Objekte für die 
Vollziehung der dem Beamtentum obliegenden Miffion betrachtete, mittelbar jene befannte 
Anjchauung von der Allweisheit der Negierung und dem bejchränften Unterthanenverftand, 
fowie der Beamten: und Regierungsthätigfeit als einer von den Intereſſen des regierten 
Volkes losgelöften, jelbitändigen Aufgabe befördert hat. 

8 22. Ummittelbarer, viel einflußreicher und viel nachhaltiger hat die kirchliche Rechts— 
entwidlung dagegen auf den Gebieten des Strafrehts und des Strafprozefies ein- 
gewirkt. Bei den Germanen fand die Kirche ein Ariminalreht vor, weldes in feinem 
Kompofitionsiyfteme den privatrechtlichen Gefichtspunft in den Vordergrund jtellte, für die 
Feſtſetzung der Strafe allein das objektive Moment des äußeren Erfolges entſcheidend fein 
ließ und fomit in jener nichts als eine Abzahlung der Blutrache und des Verbrechens jah. 

Im Gegenfat zu diefen rohen Anfchauungen betrachtete die Kirche als die zur Heiligung 
der Menjchheit beitimmte Anftalt das Vergehen unter dem Gefichtspunft der Auflehnung 
gegen die das Leben der chriftliden Gemeinfchaft regelnden Normen, welche fie auf 
(Srund der auf Gott zurüdgeführten religiös = fittlihen Gebote feitgefegt hatte. Die 
privatrehtlihe Auffafjung des germaniſchen Rechts war damit verneint, zugleidh aber 
auch im Gegenfas zu dem Überwiegen des objektiven Moments das Hauptgewicht auf die 
Beichaffenheit des verbrecherifchen Willens gelegt. Die Strafe erſchien nicht mehr als ein 
Vefriedigungsmittel für die Nacheluft des einzelnen verlegten | Individuums, jondern vielmehr 
als ein dem Schuldigen für die Verlegung der gottgejegten Yirdlichen Ordnung auferlegtes 
Übel. Bei der Handhabung ihrer Strafgewalt fonnte aber die Kirche nicht bloß auf diefem 
Standpunkt ftehen bleiben, jondern fie mußte, nachdem ſie die alleinberechtigte Stellung 
erlangt hatte und für den von ihr Ausgejchlofjenen weder in einer andern Religionsgemein- 
ichaft noch im Staate Raum blieb, ſich auch das Ziel jegen, den einzelnen Schuldigen ſelbſt 
zwangsweiſe zu bekehren und zu beſſern. Zu dieſem Behuf hat ſie neben den Strafen, 
welche in erſter Linie den Amer haben, Vergeltung des begangenen Unrechts zu fein, neben 
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den fogenannten poenae vindicativae auch ein Syitem von Strafmitteln (jogenannte cen- 
surae oder poenae medicinales) ausgebildet, welche zwar ebenfalls dem Schuldigen einen 
Nachteil zufügen, denen aber zugleid der Zwed der Beflerung derart immanent iſt, 
daß die Art und Weife der Zufügung des Übels durch diefen bemefjen und bejtimmt wird. 

Praftiich Hat die Kirche dieſe Prinzipien bei ihrer ausgedehnten Jurisdiktion im Mittel- 
alter zur Geltung gebracht, aber aud die weltliche Gewalt, als fie ſeit dem dreizehnten 
Jahrhundert fich ihrer eigenen Aufgaben bewußter geworden war, hat jene humanen, eine 
fortgefchrittene Aulturentwidlung bezeichnenden Grundfäte ſich für ihr Kriminalrecht ange- 
eignet, und die auf diefem Gebiete ſchon früh vorgenommenen Kodifitationen in den italie- 
nifhen Staaten, die fpäteren, berühmt gewordenen legislatorischen Arbeiten Shwarzen- 
beras find ebenjo wie die weiteren Strafgefegbücher zum Teil von dem fanoniichen 
Recht beeinflußt worden, ja unfere heutige Zeit und Wiſſenſchaft ftrebt noch den tieferen 
Gedanken, welder in der fanonifchen Unterfcheidung der Vindifativftrafen und der beffernden 
Genfuren liegt, aber jelbitverjtändlich für das ftaatlihe Gebiet nicht durch eine bloße Kopie 
der kanoniſchen Inſtitute realifiert werden fann, bei den Bemühungen um Einführung einer 
wirffamen und künftige Verbrechen verhindernden Strafvollitredung zu verwerten. Mit dem 
eben Bemerkten iſt indefjen der verdienftvolle Einfluß der Kirche auf die Entwidlung des 
Strafrehts nicht erfchöpft. Ste hat durd die Ausübung ihrer Jurisdiktion gegen den 
Kaifer und den geringiten Unterthan und durd die Statuierung gleicher, nicht wie im 
römischen Recht nad) dem Stande abaejtufter Strafen das Vorbild eines Rechts gegeben, 
welches den modernen Grundſatz der Gleichheit vor dem Gefege verwirklicht. In der Ver- 
fündigung der Gottesfrieden behufs Befeitigung roher Gewalt dur die Kirche hat die welt- 
lihe Gewalt im Mittelalter die Anregung zur Auferrichtung ihrer Yandfrieven gefunden. 
Hann man ferner auch das dur den Sat: „ecelesia non sitit sanguinem“ gefennzeichnete 
Verdienft einer frühen Oppofition gegen die Todesitrafe durch die Hinweiſung darauf in 
Frage ftellen, daß die Kirche in vielen Fällen, namentlich bei Keerverfolgungen, die in- 
telleftuelle Urheberin der von den ftaatlihen Gerichten vollzogenen Hinrichtungen und Auto— 
dafes geweſen ift, fo bleibt ihr doch immer das Verdienft, durch ihre Lehre und durd die 
Beanspruchung des Aſylrechts die Anwendung der Todesitrafe und namentlich der verftümmeln- 
den Strafen befchräntt und aud in diefer Nichtung eine humanere Strafrechtspflege be: 
fördert zu haben. Was endlid die Grenzlinie betrifft, welche die Kirche bei der Aus- 
bildung ihres Strafrechts zwifchen den bloß der Kognition des Beichtituhles anheimfallenden 
Sünden und den der jtrafrechtlihen Verhandlung unterliegenden Vergehen gezogen hat, jo 
fann man vom heutigen Standpunkte aus in der Qualififation einzelner Handlungen zu 
Delikten, 3. B. der Ketzerei, der Apoftafie, des Schisma, eine Antoleranz, in der Stem- 
pelung des Zinfennehmens für freditiertes Geld zum Verbrechen des Wuchers ein Ber: _ 
fennen gefunder wirtjchaftlicher Prinzipien und der Tragweite der dem Nechte gegebenen 
äußeren Zwangsmittel und in manden anderen Fällen ein ungerechtfertigtes Zuweitgehen 
in der Geltendmadung moralifcher Verbote als Ariminalvergehen finden, aber man darf 
auch andererfeits nicht verfennen, daß eine Reihe hierher gehöriger Beitimmungen, wie das 
Verbot und die Beitrafung der Fehde, der Turniere, des Zweifampfs, der Gottesurteile, 
der Unzucht u. f. w., den wahren Intereſſen der Kultur durd Überwindung roher Sitten 
und Gebräude gedient haben. 

Nik. Münden, Das fanoniiche Werichtsverfahren u. Strafrecht. 2 Bde. Köln u. Neuß 1865. 
1866. 2. Auft. 1874; €. Kap, Ein Grundriß des fanon. Strafredhts. Berlin u. Leipzig 1881. (Beide 
Werfe unzureichend.) Hinſchius, Kirchenrecht IV 691 fi. 

8 23. Nicht minder einflußreich wie auf dem Gebiete des Strafrechts ift das fano- 
niſche Necht für die allgemeine Entwidlung des Strafprozejjes geweſen. Während für 
die Antlagen gegen Geiftliche im römischen Neiche im mwefentlichen die formen des römifchen 
Accufationsverfahrens beibehalten wurden, im Aranfenreihe aber ſowohl in den Send: 
gerichten für das Verfahren gegen Yaien als auch bei Anklagen gegen Geiftliche die Grund- 
ſätze des germanischen Prozeſſes, namentlich hinfichtlich des Beweisrechts, ſich geltend machten 
und die Kirche diefe Einflüſſe durch Zurüdgehen auf das römische Necht zu befeitigen ſuchte, 
hat fie gleichzeitig eine neue Prozedurart entwidelt, welche weit über den Kreis ihrer ur- 
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jprünglichen Grenzen Anwendung gefunden bat. Geiftliche, deren Ruf dur üble Gerüchte 
in der Gemeinde angetajtet war, fonnte die Kirche in ihrem eigenen Intereſſe nicht dulden, 
andererjeitS war bei Feithaltung des Anklageprinzips die Einleitung eines ſtrafrechtlichen 
Verfahrens ohne vorgängige Anklage nicht möglich. Schon früh war es indeſſen Sitte 
geworden, daß durch üble Gerüchte bezüchtigte Geijtlihe die gegen fie verlautenden Beſchul— 
digungen durch eidliche Ableugnung vor ihren Oberen zurüdwiejen, zu welcher infolge ger- 
manifcher Einwirkungen Eidhelfer hinzugezogen wurden. Das Verfahren hatte nur den dis— 
ciplinären Zwed, die getrübte Autorität des geiftlihen Standes wiederherzuftellen. Diefer 
Charakter zeigt fih am deutlichiten darin, daß bei verweigerter Eidesleiftung für den Be- 
zichtigten feine Strafe, wohl aber die im Intereſſe der Wahrung der kirchlichen Würde 
nötige Sufpenfion von feinem Amte ausgejprochen wurde, mwiewohl man freilich fpäter die 
Ablehnung des Eides als Überführung anſah und daher aud eine eigentliche Strafe ver- 
hängte. Die in dieſer Geftaltung liegenden Gedanken hat Innocenz III (1215) in der 
Weiſe praftifch weiter ausgebildet, daß in allen Fällen, wo ein glaubhaftes , öffentliches 
Gerücht (diffamatio), defjen ebengenannte Vorausſetzungen nötigen Falls durch eine präju- 
dizielle Kognition feitzuftellen waren, vorlag, eine Unterfuhung (Inquifition) gegen den bezichtigten 
Klerifer eröffnet werden follte. Dasjelbe gefhah, wenn auf eine jtattgehabte Denunciation 
der Denunciat geleugnet und der Denunciant, ohne als fürmlicher Ankläger auftreten zu 
wollen, bereit war, dem Richter die nötigen Beweismittel an die Hand zu geben. Wurde 
die jtrafbare Handlung durch Zeugenvernehmung oder andere Beweismittel fonjtatiert, fo 
fam e3 zu einer außerordentlihen Strafe, während bei bloß beitätigtem Gerüchte dem Ver- 
dächtigen der Neinigungseid (ohne Eidhelfer) auferlent wurde, deſſen Ableiftung die Frei— 
jprehung, deſſen Verweigerung aber die Verhängung der ſonſt angedrohten Strafe zur Folge 
hatte. Mit dem Inquifitionsprogeß war ein Verfahren gefunden, welches den Mangel des 
bisherigen Rechts infofern ausfüllte, als der Eintritt der Thätigfeit des Strafrichters nicht 
mehr dem Zufall der Erhebung einer förmlichen Anklage preisgegeben war. Wenn für 
rechtsunfundige Laien die Worte: nquifition und Inquifitionsprogeß mit einem ungerechten, 
es auf Verurteilung des Beihuldigten um jeden Preis abzielenden Verfahren gleichbedeutend 
find, jo ift diefer Anfchauung entgegenzuhalten, daß der Inquiſitionsprozeß in der ihm von 
Innocenz III gegebenen Gejtalt durch das Verlangen der perfönlichen Gegenwart des Be- 
ichuldigten, das Gebot der Mitteilung der Namen der Zeugen und ihrer Ausjagen an 
den leßteren behufs der Geltendmahung feiner Einwendungen und die Gewährung der 
Möglichkeit jeder Art von Verteidigung nicht den Charakter eines die Grundprinzipien der 
Gerechtigkeit verleugnenden Verfahrens an ſich getragen hat. Erſt feit dem breizehnten 
Jahrhunderte, der Zeit, wo die Kirche die Inquifition zur Unterdrüdung der immer zahl: 
reicher werdenden ketzeriſchen Sekten benuste, hat ein fanatifcher und undhriftlicher Glaubens: 
eifer jedes zur Schuldigerflärung zweddienlihe Mittel, 3. B. die Tortur, und jede die Ver— 
teidigung des Beichuldigten bejchränfende Mafregel wie die Verfchmweigung der Namen der 
Denuncianten und Belajtungszeugen) für gerechtfertigt erklärt und damit eine urfprüng- 
lih gejunde Prozedur in ein jedem Nechtsprinzipe hohniprechendes Verfahren verwandelt, 
welches nicht beſſer ald durch den Ausspruch eines zeitgenöffiichen Francisfanermönds charaf- 
terifiert werden fann, daß bei einem ſolchen Prozeß auch die Apojtel Petrus und Paulus 
einer Verurteilung wegen Keberei nicht entgangen fein würden. 


Das Bedürfnis, eine durchgreifende Anstalt zur Verfolgung der ftrafbaren Handlungen 
zu beſitzen, hat feit der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts die Neception des auf 
dem Boden der Kirche ausgebildeten Inquiſitionsprozeſſes (in feiner urfprünglichen Geſtalt) 
in den weltlichen Gerichten Italiens bewirkt, mit den fremden Nechten und der romaniftifchen 
Jurisprudenz hat derjelbe auch in Deutichland gegen Ende des Mittelalters Aufnahme 
gefunden, und er iſt feit dem Ende des jechzehnten Jahrhunderts bis zu den in dieſem 
Jahrhundert unternommenen Neformen die Grundlage des Strafverfahrens in Deutichland 
geblieben. 


Biener, Beiträge zur Geihichte des Inquiſitionsprozeſſes. Leipzig 1827: 8. Hildenbrand, 
Die purgatio canonica. Münden 1841. 
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8 24. Die Einwirkungen und Modififationen des fanonifchen Nechtes auf das 
Privatredt alle hier aufzuzählen,, ift nicht möglich, felbjt abgejehen von ſolchen Fällen, 
wo, wie 3. B. hinfichtlih der freien Stellvertretung, der Tejtamentserefutoren u. f. w., 
das fanonifhe und germanifche Hecht diefelben modernen Rechtsgedanken dem römiſchen 
Recht gegenüber zur Anerkennung gebradt haben. Ebenſo mag hier nur darauf hingemwiejen 
werden, daß die Kirche ein neues, die perjünlichen Berhältnifje der Ehegatten, die Schließung 
und Trennung der Che betreffendes Recht, weldes bis zum Jahre 1876, dem Inkraft— 
treten des Neichsperjonenjtandsgejeges, für die Katholifen das gemeine deutſche Hecht ge: 
bildet hat und zum Teil noch bildet und welches auch auf die Gejtaltung des protejtan- 
tiſchen Eherehts von Cinfluß geweſen, entwidelt hat. Xänger ift bei den weitgehenden 
Wirkungen des fanonifshen Rechts auf das Sachen- und Übligationenreht zu verweilen. 
Für das erjtere fommt die unter mitbejtimmendem Einfluß desjelben entwidelte Theorie des 
ins ad rem (d. 5. des Rechts zur Sache, des Anſpruchs auf Gewährung des Cigentums 
einer jolhen) und des ius in re (des dinglichen Rechts felbjt) in Betracht, eine Unter- 
ſcheidung, welche noch bis in unfer Jahrhundert in der gemeinrechtlichen Lehre vom titulus 
und modus acquirendi dominii fortgewirft hat. Während aber dieſe Anſchauung Jrr- 
tümer und Verwirrung erjeugt hat, gebührt dem kanoniſchen Recht das Verdienſt, durch 
die weite Ausdehnung des Befiges an Nechten die moderne, den Römern nod fremde An: 
ſchauung von dem Parallelismus des Befites an Saden und an Nechten, die prinzipielle 
Einheit beider Arten des Beſitzes, zum Bewußtſein gebradht zu haben. Auch die römische 
Lehre von den Echugmitteln des Beſitzes iſt durch die Einführung der Spolienflage und 
der exceptio spolii wejentlich umgebildet worden. Gerade hierin zeigt ſich die ſchon oben 
hervorgehobene Berüdfihtigung des ethiihen und des Aquitätsmomentes, welches hinſichtlich 
der Zulaffung der Spolienflage gegen den dritten von der Gewalt Kunde habenden Beſitzer 
einen praftifh haltbaren Ausdrud, in der weiten Ausdehnung der exceptio spolii aber 
eine unangemefjene, freilic der unjuriftiichen Theorie ihres Urhebers, des Pſeudo-Iſidor, 
entiprechende Verwendung erhalten hat. Diefelbe Tendenz, moralifches Unrecht in möglichit 
ausgedehnter Meife durch rechtliche Vorfchriften zu verhüten, tritt endlich in der Statuierung 
der fortdauernden bona fides nit nur für jede Art der (Sad: und Servituten-) Er- 
figung, jondern auch für Die Klageverjährung hervor. Die wichtigften Modifikationen auf dem 
Gebiete des Vertragsrehts erflären ſich ebenfalls aus demjelben Grunde. Die fittliche 
licht der Wahrung eines geleifteten Eides wurde für ſchwerwiegender gehalten als die 
Beachtung civilrechtlicher Ungültigfeitsgründe und daher der Sat aufgejtellt, daß jede durch 
den Eid befräftige Verbindlichkeit gehalten werden müſſe, ſofern nur ihre Erfüllung erlaubt 
und die Nechte Dritter nicht verlegt würden. Endlich muß hier auf die weittragende Be- 
deutung des Zins und des Wucherverbots für die Entwidlung des Obligationenredts 
hingewiefen werden. Von dem Standpunft aus, daß das Zinjennehmen undriftlich jei, daß 
das Geld einen feiten, unveränderlihen Wert habe und daß Geld an fi fein Geld er- 
zeugen fünne, fam das kanoniſche Recht und die dasjelbe weiter ausbildende Doktrin nicht 
nur zu dem Verbot des Zinjennehmens, fondern auch zu dem jedes den Zinswucher ver- 
dedenden Gefchäftes und der Aufitellung des Erfordernifjes der fogenannten „aequalitas 
dati et accepti* für zweifeitige Verträge. Die von vielen Romaniſten als unberedtigt 
bezeichnete Ausdehnung der laesio enormis von der Perfon des Verkäufers auf die des 
Käufers und vom Kauf auf alle Verträge des eben angedeuteten Charakters findet gerade 
von dem eben gedachten Gefichtspunft aus ihre tiefere, innere Begründung. Da jene irrigen 
wirtichaftlichen Theorieen aber der Kirche mit der gefamten Doftrin und der weltlicyen 
Geſetzgebung gemeinfam waren, jo wurde das Verfehrsleben, welches ſchon in den Zeiten 
des Mittelalters gegen dies Verfennen feiner wirtjchaftlihen Gejete reagierte, gedrängt, ſich 
neue Formen für die verbotene Kapitalsnutzung zu fuchen, wie denn — um nur eines Bei- 
jpiels zu gedenfen — die Anfänge der Kommanditgejellihaft gerade dadurch entjtanden 
find, daß der Darleiher fi mit einer Kapitaleinlage als Eocius bei einem Unternehmen 
beteiligte und nun als Dividende das zog, was ihm die Wucherlehre unter dem Namen 
des Zinſes vorenthielt. 
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MW v. Brünned, Über d. Uriprung des fogenannten ius ad rem. Berlin 1869. S. 38 ff.; 
F. Hoffmann, Die Yehre vom titulus und modus acquirendi. Wien 1873; EC. Groß, Das Recht 
an der Pfründe. Graz 1857. S. 274 ff.; Bruns, Recht des Beſitzes. Tübingen 1848. ©. 127 ff.; 
Goecke, De except. spolii diss., Berol. 1858; Ruffini (f. $ 8a. E.); Knitschky, De praescrip- 
tione iuris eanoniei diss., Ienae 1873; DO. Reich, Die Entwidlung der fanon. Berjährungstehre, 
Inaug.⸗Diſſ. Berlin 1880; Endemann, Die nationalöfonom. Grundfäge der fanon. Lehre. Nena 
1563: Derjelbe, Studien in der romaniich-fanoniichen Wirtfchafts- u. Nechtslehre. 1. Bd. Berlin 1874. 

8 25. Noch maßgebender endlich ift der Einfluß des kanoniſchen Nechts auf die Ge- 
ftaltung des gemeinen deutfhen Civilprozejjes geweſen. Das eigentümlich und 
fünftlich geitaltete Gebäude desjelben, welches allerdings infolge der Einführung der deutichen 
Civilprozeforbnung am 1. Oftober 1879 zum Abbruch gefommen iſt, ruht im großen 
und ganzen auf fanonifcher Grundlage, für welche die meiſten Baufteine allerdings wieder 
dem jpäteren römischen Verfahren entnommen find. An diefes lettere hat fich die Kirche, 
als ihre ausgedehnte Kompetenz die Ausbildung eines geordneten Verfahrens erforderlich 
machte, gehalten, aber die Natur der vor das Forum der Kirche gehörigen Sachen hat eine 
Reihe von Modififationen bedingt. Der römische Prozeß war auf die Geltendmachung der 
der freien PBarteidispofition unterliegenden Privatrechte berechnet. Um jolde, alſo um Aus- 
bildung eines Givilprozeffes, handelte es ſich aber auf kirchlichem Gebiete nicht. Gehörten 
auch eigentliche PVrivatitreitigfeiten (3. B. Vermögensklagen gegen Geiftliche) vor das kirch— 
lihe Forum, jo betraf der wichtigſte Teil der Prozeffe doch öffentliche, auf dem Gebiete der 
Kirche entitandene Rechte (Streitigkeiten über Erwerb von Ämtern, Prozeſſe zwifchen zwei 
in zwiefpältiger Wahl aewählten Bistumsfandidaten 2c.). Gerade für folde Streitigkeiten 
fuchte die Kirche eine geeignete Prozedur zu fchaffen, und infofern ift fie liberaler wie der 
moderne Staat gewejen, als fie alle von ihr anerkannten Rechte im Wege eines geordneten 
prozefjualifchen Verfahrens mit der Möglichkeit einer ausführlichen Darlegung der Ansprüche 
der Beteiligten gefhütt hat, während die meiften Staaten bis vor nicht langer Zeit über 
wichtige jtaatsrechtliche Befugniſſe ihrer Unterthanen im Wege der geheimen Verhandlung in 
den Negierungsfollegien und der ohne Zuziehung der Betroffenen erfolgenden Defretur be- 
finden ließen. Handelte es ſich aber für die Kirche um Ausbildung eines Verfahrens über 
öffentliche Nechte, fo durfte fie beifpielsweife feine rein formale Nefultate herbeiführenden 
prozefjualifhen Nechtsnormen anerkennen. Da die Partei über das öffentliche Recht nicht be- 
liebig verfügen fonnte, jo mußte davon abaejehen werden, dem Geſtändnis, der Cides- 
delation eine den Nichter abjolut bindende Kraft beizulegen. Da, wo zwei Parteien ein 
und dasſelbe Recht, 3. B. auf ein Amt, geltend machten, mußte der, welcher durchdringen 
wollte, jtets feine Befähigung und feine Berechtigung darthun, es konnte fomit der Satz: 
actore non probante reus absolvitur, für diefe Art von Prozeſſen feine Anwendung 
finden. Die Notwendigfeit, gerade in diefen, den ganzen Organismus der Kirche berühren- 
den Angelegenheiten, eine einheitliche Praris durch die oberjte Inſtanz herbeizuführen, führte 
weiter zu der unbedingten Schriftlichfeit des Verfahrens. Während aber ferner in Rechts— 
ftreitigfeiten des gedachten Charakters eine freie Beurteilung erforderlich erfcheint, hat die 
kanoniſche Theorie durch eine ftarre Gliederung des Verfahrens, durch Vorfchreibung einer 
ganzen Neihe von Solennitäten und durch die Überipannung des VBerhandlungsprinzips 
dem Nichter und den Parteien bei jedem Schritte beengende Feſſeln angelegt. Erklärlich 
wird dies nur daraus, daß man in der Aufitellung feiter, allgemeiner Regeln allein eine 
genügende Garantie der Gerechtigkeit fand und daß das Mifverjtändnis einer Reihe von 
römischen Beitimmungen und das Vorbild des germanischen, ftrenge in bejtimmte Abjchnitte 
gegliederten Prozefjes jene Nichtung noch unbewußt gefördert haben. Daß der Drang nad) 
der Aufitellung von allgemeinen Normen und nah dem Ausfhluß jeder freien Bewegung 
in der Zeit lag, iſt hinreichend befannt, und gerade die Entwidlung des Prozeſſes bietet 
dafür ein fchlagendes Beispiel, infofern als das kanoniſche Recht felbit die aus dem römi- 
fchen Necht übernommene freie Beweistheorie nur durch Aufftellung weniger und mit der: 
ſelben nicht abfolut unvereinbarer Beweisregeln eingefchränft, die den Prozeß weiter ge- 
ftaltende Doftrin aber jene Grundfäge durd Entwidlung eines feiten Syſtems von Nor- 
men für die Bildung der richterlichen Überzeugung befeitigt und die jogenannte formale 
Beweistheorie aeichaften hat. So ſehr das Bemühen des kanoniſchen Rechts nad Her— 


v. Holgendorff, Ercytlopödie. 1. 7. Aufl. 14 
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stellung eines die Gerechtigkeit ſchützenden Verfahrens anzuerfennen ift, führte doch gerade 
der Formalismus desjelben zu einer endlofen Verfchleppung und zu wenig dem mate- 
riellen Necht entfprechenden Nefultaten. Schon im vierzehnten Nahrhundert mußte man 
daher auf dem Boden der Kirche ſelbſt wenigitens für diejenigen Sachen, welche eine fchleu- 
nigere Erledigung erforderten, durch Einführung eines fogenannten ſummariſchen Verfahrens, 
in welchem ein Teil der unnützen Colennitäten und formen befeitigt wurde, Abhülfe 
ichaffen. Troß diefer Mängel ift das fanonifche Verfahren in Deutſchland mit den fremden 
Nechten recipiert worden, da es im Gegenſatz zu dem germanifchen Prozeß eine rationelle 
Trüfung der Rechtsanſprüche durch den Richter ermöglichte. Wenn auch fpäter in Deutſch— 
land außer den vom fanonifhen Recht ſchon felbit eingeführten Abkfürzungsmitteln noch 
andere derartige Mafregeln angewendet worden find, jo iſt doch damit der Formalismus 
nicht befeitiat, im Gegenteil dur die beliebten Beichleuniqungsmittel cher nod gefördert 
worden, vielmehr hat eine durchareifende Anderung erſt dadurd erfolgen fönnen, daß man 
in der jeßt geltenden Reichscivilprozeßordnung (von 1877) die römisch -fanonifchen Grund— 
lagen aufgegeben bat. 

P. Hinfhius, Beiträge zur Yehre v. der Eideödelation. Berlin 1860. ©. 82 f.: Endemann, 
Die Bemweislehre des Civilprozefles. Heidelberg 1860: Groß, Die Bemweistheorie im fanon. Prozeh. 
Teil I Wien 1867, Teil TI Innsbruck 1880: Briegleb, Theorie d. jummar, Prozeſſes. Leipzig 1859. 

Zu $$ 19—23 val. noh Walter, KH. SS 342 ff.: Roßhirt, Gefch. des Nechts im Mittels 
alter. Teil I Mainz 1846; Desielben Dogmengeſchichte d. Civilrechts. Heidelberg 1853. 


VI. Das kanonifdhe Recht in Deutſchland und feine Bedeutung für 
das heutige aemeine deutſche Recht. 


S 26. Infolge der Entwidlung der geiftlichen Gerichtsbarkeit hatte das fanonifche 
Necht ſchon früh in den Gerichten Deutichlands Cingang gefunden, und das Studium des- 
felben iſt bier viel cher als das des römischen Rechts betrieben worden; waren dod bis 
tief in das fünfzehnte Jahrhundert hinein die Jurtitenfafultäten an den feit dem vierzehnten 
Jahrhunderte gegründeten deutfchen Univerfitäten fajt ausfchließlih aus Kanoniften gebildet. 
Mit diefer Geltung in den geiftlichen Gerichten war aber die Verbindlichkeit des fanonischen 
Rechts für die weltlichen noch nicht entfchieden. Indeſſen ganz abgefehen davon, daf einzelne 
Vorfchriften ausdrüdlich durdh die deutichen Kaifer fanktioniert worden find, bejtanden in 
Italien die Legiſten- und Kanoniftenfchulen nebeneinander, und da das fanonifche Necht 
vielfach den Bedürfniffen der Zeit näherfam und diefen rechtlichen Ausdrud aegeben hatte, 
fo wurden feine Neuerungen auch von den Yegiften mit berücjichtigt, und es galt bei den 
mittelalterlihen Juriſten Italiens der Grundſatz, daß das fanonifche Necht als das jüngere 
dem römischen Rechte vorgehe. Die freilih noch im zwölften und dreizehnten Jahrhunderte 
beitehenden Zweifel über das Verhältnis beider Nechte, Anfchauungen wie die, daß die 
Refolaung der eanones durch den weltlichen Nichter wünfchenswert oder gar in Sadıen, 
welche das Seelenheil beträfen, notwendig fei, find mit der jpäter immer mehr abnehmenden 
Trennung zwifchen Yeaiften und Kanoniften und mit der Unmöglichkeit, auf einzelnen Ge- 
bieten (3. B. dem Givil- und Kriminalprozek) das reine römische Necht allein praftifch zu 
berüdjichtigaen und das kanoniſche aanz beifeite zu laſſen, bald überwunden worden. In 
der Gejtaltung, welche ihm die Yehre der Univerfitäten gegeben und welche fi in den von 
Legiſten und’ Kanoniſten herrührenden litterarifchen Werfen jener Zeit niedergelegt findet, 
nicht in feiner urfprünglichen Reinheit, ift das römische Necht und mit ihm zugleich auch 
das kanoniſche Recht in Deutichland recipiert und in den weltlichen Gerichten angewendet 
worden. Auf die Gründe jenes merkwürdigen Prozeſſes der Neception der fremden Rechte 
einzugehen, ift hier nicht nötia. Es ift vielmehr nur die Thatſache zu fonitatieren, daß das 
fanonifche Necht aleichfalls zu „des Meiches und Gemeinen Nechten” aehört hat, deren 
Beobachtung dem Neichsfammergericht ſchon feit Ende des fünfzehnten Jahrhunderts und 
den Hofgerichten der einzelnen Yandesherren feit dem Anfang des folgenden in den Neidhs- 
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fammergeriht3- und Hofgerichts-Ordnungen aufgegeben wurde. Das weitere Schidfal des 
fanonischen Rechts in Deutfchland in den Händen der weltlichen Jurisprudenz fällt der 
Darlegung der neueren Deutſchen Rechtsentwicklung anheim. Was aber die Frage nach 
ſeiner heutigen unmittelbaren Anwendbarkeit betrifft, ſo ſcheiden, wie die Ausführungen unter 
V ergeben haben werden, nicht nur die Gebiete des Völkerrechts und Staatsrechts, ſondern 
auch vor allem die des Strafredts, Straf: und Civilprozejjes aus, auf denen, 
nadıdem ſchon in den beiden erſten Beziehungen die Partikulargeſetzgebung in unſerem Jahr— 
hundert eine große Thätigkeit entfaltet hatte, nunmehr die Nechtseinheit für ganz Deutſch— 
land hergeftellt worden ift. Für das Privatrecht wäre heute noch am ehejten eine folche 
unmittelbare alljeitige Geltung der fanonifchen Vorſchriften denkbar, aber einmal hat die ftaat- 
liche Geſetzgebung mit manchen denjelben zu Grunde liegenden Anfchauungen (fo ſchon die 
beutjche Reichsgeſetzgebung mit dem Zinsverbote) gebrochen, und dadurch find eine Reihe 
hierher gehöriger Normen befeitigt worden. Sodann hat ud) jener alte Grundja von dem 
Vorrange des kanoniſchen Rechts namentlich in diefem Jahrhundert gegenüber dem Puris- 
mus eines Teiles der Giviliiten der hiſtoriſchen Schule nicht mehr jeine unumfchränfte Gel- 
tung behaupten fönnen, vielmehr hat man mehrfad, als Yegitimation für die heutige Gel- 
tung des kanoniſchen Rechts die klare Abjicht einer Abänderung des römischen Rechts ver- 
langt und Beitimmungen, welche durch diejen Paſſierſchein nicht gededt werden, als Miß— 
verjtändniffe bes römischen Rechts oder als unachtſamerweiſe zu weit gefaßte Vorfchriften 
(3. B. die Statuierung der bona fides für die Verjährung perfönlicher Klagen und für die 
Erſitzung der Dienftbarfeiten) in ihrer Anmendbarfeit zu befeitigen geſucht. Freilich muß 
dabei hervorgehoben werden, daß in dieſer rejtringierenden Theorie fih vielfah nur eine 
Reaktion des modernen Rechtsbewußtſeins geltend macht, welches von anderen Auffaffungen 
des Verhältniffes zwifhen Recht und Moral und von anderen wirtfchaftlihen Anſchauungen 
ausgeht. 

Daß das kanoniſche Necht eine bedeutende fulturhiftorifiche Miffton gegenüber den 
Rechtszuſtänden des Mittelalters erfüllt hat, werden die vorftehenden Andeutungen ergeben 
haben. Dieſe iſt erfüllt, die gefunden, von ihm entwidelten Gedanken hat die ftaatliche 
Geſetzgebung fich zu eigen gemadt. Daß aber Nechtsjäge, welde den Berürfniffen oder 
Anſchauungen unſerer Zeit widerſprechen, aus dem heutigen Rechtsſyſtem wieder ausge— 
ſtoßen werden, iſt ein durch die Kulturentwicklung gebotener Prozeß, welchen die Kirche ſelbſt 
allerdings beklagen mag, den aber zu hindern ihre Macht heute nicht mehr ausreicht. 

Stobbe, Geſch. d. deutich. DROHEN 119 5; Muther, Röm. u. fanon. Recht im Mittel: 
alter. Roſtock 1871: Schulte, KR. I 356. 
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Vorbemerkung. 


Das römische Necht nennen wir nad) einer Stadt, die fih im Laufe der Jahrhunderte 
zum Univerjalitaate des Altertums aufgeſchwungen hat. Dem deutſchen Nechte gab ein 
ganzes Volk den Namen, welches einer ftraffen Zufammenfaffung ſtets entbehrte, auch in 
der Zeit, als es im Nahmen des heiligen römifchen Neiches deutfcher Nation feine ſtaats— 
rechtliche Einheit gefunden hatte. Damit ift von vornherein ein tiefgreifender Gegenſatz in 
der Geſchichte beider Rechte angedeutet. In Deutichland gebrach es an den Vorausjegungen 
der einheitlichen und künſtleriſch abgeichloffenen Ausbildung des römischen Rechts. Der 
deutjchen Nechtsentwidlung fehlte ein Kryitallifationspunft, wie ihn das römische Necht in 
der urbs gefunden. Von oben her war fie fait vollftändig fich felbjt überlaffen. Nie hat 
ein deutjcher Herrſcher auf die Nechtserzeugung einen jo nachhaltigen Einfluß genommen, 
wie ihn der Papſt als das Haupt einer feitgegliederten Hierarchie durch feine Defretalen auf 
die Geſtaltung des fanonifchen Rechts ausübte. Umfonjt fuchen wir in der Gefchichte des 
deutichen Nechts nach einer Periode, da die Juſtizpflege in den Händen eines abjoluten 
Königtums und eines von ihm abhängigen Juriftenjtandes centralifiert wurde, wie dies in 
England unter den normannifchen Königen der Fall war. Mit dem hervorgehobenen Mangel 
ftändiger Organe einer einheitlichen Nechtsbildung hängt es zufammen, daß es dem deutichen 
Rechte nicht beſchieden war, feine Entwidlung jelbjtändig zu vollenden. Zu einer Zeit, als 
es feine Jugendperiode noch nicht überjchritten hatte, feit der Mitte des fünfzehnten 
Jahrhunderts, wurde in Deutfchland fremdes Recht recipiert, nämlich römifches Necht, fano- 
niſches Recht und langobardifches Lehnrecht. Dieſe beveutungsvolle Thatfache rechtfertigt es, 
mit Rückſicht auf diefelbe die Gefchichte des deutichen Rechts in zwei Hauptperioden zu 
teilen. innerhalb des Zeitraums feiner felbjtändigen Entwidlung unterfcheiden wir wieder 
die germanifche Nechtsbildung bis zum Abſchluß der Völkerwanderung, die Nechtsbildung in 
der fränfifchen Monarchie und endlich die des deutfchen Neichs bis in die Mitte des fünf- 
zehnten Jahrhunderts. 

Die Geſchichte des Nechts zerfällt nach dem Gegenftande ihrer Betrachtung in die all- 
gemeine und in die befondere Nechtsgefchichte, je nachdem jie die Entwidlung des Nechts in 
feiner Totalität oder die Entwicklung der einzelnen Nechtsinftitute verfolgt. Man pflegt 
dafür font von äufßererer und von innerer Nechtsgeichichte zu ſprechen, Ausdrüde, die wenig 
paſſen, weil das Ganze eines Organismus nicht mit deifen Außenfeite zufammenfällt und 
ebenfowenig die einzelnen Glieder die innere Seite desjelben bilden. 

Auch in der Geichichte des Nechts waltet das Geſetz der allmählichen Differenzierung. 
Einrichtungen, die fich in jüngeren Perioden mit jcharf ausgeprägten Gegenfäßen als ver- 
fchievenartige Nechtsinititute gegenüberftehen, find in den Anfängen der Entwidlung gegen- 
ſatzlos in einem Nedtsinftitute vereinigt, welches ſich erit im Yaufe der Zeit mit Rüdjicht 
auf die verfchiedenen Funktionen, die es übernimmt, im mehrere zerfpaltet. Im Hinblid auf 
dieſes Geſetz der Differenzierung der Rechtsinftitute ericheint es für die geichichtliche Be- 
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handlung des Rechts als geboten, den Stoff zunächſt nad Perioden und erſt innerhalb der— 
jelben, jomweit es angeht, nad) dem Syſteme der Nechtsinftitute zu gliedern. 

Um die allgemeine Nechtögefchichte der einzelnen Perioden darzuftellen, follen einige 
einleitende Worte den territorialen und hiftorifch = politiihen Rahmen der ihr zufallenden 
Rechtsentwicklung feſtſtellen, follen fodann die wirtfhaftlihen und geſellſchaftlichen Grund— 
lagen des Staats- und Rechtslebens ſtizziert und fchließlih die Rechtsquellen behandelt 
werden. Sodann werden von den Zweigen der befonderen Rechtsgeſchichte die des öffent- 
lichen Rechtes, nämlich Verfaſſungs- und Verwaltungsredt, Strafreht und Rechtsgang, er: 
örtert. Die Gefhichte des Privatrehts wird für die drei Zeitabfchnitte vor der Neception 
der fremden Rechte ohne Periodifierung im Zufammenhange dargeftellt werden. Für die 
Periode feit der Neception muß fich nach der ganzen Anlage der Encyflopädie diefer Über: 
bit auf die Aufſtellung der allgemeinften Geſichtspunkte befchränfen. 

Die Geſchichte des deutichen Rechts wurde zur jelbftändigen wiſſenſchaftlichen Disciplin erhoben 
durch Karl — Eichhorns Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte. 4 Bde. 5. Aufl. 184344, 
welche bis jetzt in Anbetracht der geiſtigen Durchdringung des geſamten Stoffes das Hauptwerk ge— 
blieben iſt, obwohl die erſten Bände zum guten Teile veraltet ſind. Von jüngeren Lehrbüchern ſind 
zu nennen: Phillips, Deutſche Reichs- und Rechtsgeſchichte zum Gebrauche bei akademiſchen Vor— 
lefungen. 4. Aufl. 1859; Zöpfl, Deuticie Rechtageſchichte. 4. Aufl. 1871. 72; F._ Walter, 
Deutſche Rechtsgeichichte. 2. Aufl. 1857; Gengler, Deutiche Rechtsgeſchichte im Grundriffe (unvoll- 
endet). 1850; v. Daniels, Handbuch der deutichen Neihs- und Staatenrehtsgeihichte. 1859—63, 
unvollendet; v. Schulte, Lehrbuch der deutihen Reichs und Rechtsgeſchichte. 5. Aufl. 1881; Hein— 
rih Siegel, Deutiche Rechtsgeſchichte, ein Lehrbuch. 1836. — Die Hechtsgeichichte der germaniichen 
Zeit und die allgemeine Rechtsgeihichte der fränkifchen Zeit enthält D. Brunner, Deutiche Rechts— 
geihichte 1. 1887. Ungefähr gleichzeitig erſchien die erfte Lieferung von Richard Schröders Yehr- 
uch der deutichen Rechtsgeichichte, deſſen Fortiegung mir zum größeren Teile in Aushängebogen vor— 
lage — Geihichte des deutichen Rechts, in 6 Bänden bearbeitet von Beſeler, Hälſchner 
Vland, Richter und Stobbe. Erſchienen ift nur der erſte Band, die Gefchichte der deutichen 
Rechtsquellen von Stobbe. 1860-64. Gierke, Rechtsgeſchichte der deutichen Genoflenichaft. 1863 
ift nach einem jo umfaffenden Plane angelegt, daß das Werk faft als eine deutiche Rechtsgeſchichte unter 
dem Gefihtspunfte der Genoſſenſchaft erfcheint. — Für die ältere deutſche Nechtsgeichichte kommt im 
Betracht Antonio Pertile, Storia del diritto italiano dalla caduta dell’ impero romano alla codifi- 
eazione. 6 Bde. 1871 ff. — Unentbehrlihes Hülfsbuch find dem Rectshiftorifer Jalob Grimms 
Deutihe Nedıtsaltertümer. 3. Ausa. 1881. Teils Auszug teils Überſetzung teils Ergänzung aus 
holländifhen und feeländiichen Rechtsquellen find im Verhältnis zu Grimms NRechtsaltertümern 
Noordewiers Nederduitsche Regtsoudheden. Utrecht 1853. — Yeider einzige Bibliographie der 
deutichen Rechtsaeichichteift die von Coſta. 1858. — Von den Beitichriften ift die mwichtigite die 
Ze für Rechtsaeichichte, herausaen. von Böhlau und anderen, feit 1880 als Zeitichrift der 

avigny-Stiftung f. NG. germanift. Abteilung, jest herausgeg. von Schröder und 9. Brunner. 


Erfter Abfchnitt: Die Rechtsentwicklung bis zur Reception der 
fremden Rechte. 


A. Allgemeine Nechtsgeichichte und öffentliches Ned. 
I. Bis zum Abſchluß der Völferwanderung. 


S 1. Das Volt der Germanen taucht nicht als ein großer nationaler Staatsverband 
in der Geſchichte auf, fondern es ijt in eine erhebliche Anzahl fleinerer Völferfchaften ge 
teilt, deren jede ein felbjtändiges politifches Dafein führt. Nach den Ergebniffen der neuejten 
Sprachforſchung zerfallen die Germanen in die Weftgermanen oder Deutichen und in die Dft- 
germanen, welde aus der gotifch » vandalifchen Völfergruppe und aus den jfandinavifchen 
Stämmen gebildet werden. Troß der politifchen Zerſplitterung beſteht ein Bewußtfein der 
Zufammengehörigfeit. Es äußert ſich in einer von den römischen Schriftitellern überlieferten 
Sage über die Abjtammung der Weftgermanen, welche zugleih die natürliche Gliederung 
derfelben in größere, durch nächſte Verwandtichaft verbundene Völterfchaftsaruppen zum Aus- 
drude bringt. Ununterbrochene harte Kämpfe, verurfacdht durd die Erwerbung und Behaup- 
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tung der in Europa befievelten Gebiete, erziehen in den Germanen ein wehrhaftes Gefchlecht, 
welches jich jeine Religion, fein Hecht und feine Verfafjung in weſentlich friegeriichem Geiſte 
geftaltet. Durch das Vorbringen gegen Gallier und Römer treten fie als ein eigenartiges 
Vollstum in das Gefichtsfeld der antifen Gefchichtichreibung ein. Wechfelvolle Kämpfe mit 
den Römern feen zwar ihrer Ausbreitung gegen Weſten und Süden eine vorläufige Grenze, 
doch bleibt der Kern des Volkes auf die Dauer unberührt von der Machtfphäre und von der 
nivellierenden Kultur des römischen Weltreichs. 

Seit dem dritten Jahrhundert drängen gefhichtliche Ereigniffe die vielgefpaltene Nation 
zur Bildung größerer Verbände. Verwandte und benachbarte Völkerſchaften ſchließen Bünd- 
nijfe und treten nad) außen hin unter gemeinfamem Namen auf. Im Laufe der Zeit er: 
wächſt aus dem Bund ein ftaatsrechtlicher Verband und haben fi) die Stämme aus natür- 
lichen Glieverungen des Volkes zu politifchen Einheiten umgejtaltet. Saliſche und ribuarifche 
Franfen, Alamannen, Thüringer, Sachen, Friefen und Bayern find diejenigen diefer Stämme, 
welche in Deutjchland ſeßhaft blieben, während Oſtgoten, Wejtgoten, VBandalen, Burgunder, 
Angelfahfen, Zangobarden und andere aus den heimischen Siten auswandern, um auf dem 
Boden des von ihnen zertrümmerten wejtrömifchen Reiches neue Heimmejen und Staaten 
zu gründen. 

Für alle diefen Zeitraum berührenden Materien oder doch für die meiſten derfelben fommen 
in Betracht: Waitz, Deutſche Verfaffungsgeihichte. 1. Bd. 3. Aufl. 1880; v. Bethmann-Hollweg, 
Über die Germanen vor der Völferwanderung. 1850; Derjelbe, Der Civilprozeß des gemeinen 
Rechts IV. 1868: Mascou, Geichichte der Teutichen bis zum Abgang der merowingifchen Könige. 
1750; Majer, Germaniens Urverfajiung. 179%: Baumſtark, Urdeutiche Staatsaltertümer. 1873; 
Dahn, Urgeihichte der germanischen und romanischen Völker. 1881 ff.; Kemble, The Saxons in 
England. 1849; Mund (überfest von Claußen), Die nordifch-germaniichen Völker. 1853; Stubbs, 
The constitutional history of England in its origin and development I. 1874; Arnold, Deutiche 
Urseit. 1879: Kaufmann, Deutiche Geihichte. I: die Germanen der Urzeit. 1880; Mommien, 
Römische Geichichte V. 1885: Hochbedeutſam ift für die Aufhellung unferer älteften Vergangenheit 
Karl Müllenhoffs Deutiche Altertumsfunde. I 1870, II 1887, Vı 1883. Die nod fehlenden 
Bände und Abteilungen follen aus dem Nachlaffe des Verfaſſers publiziert werden, ein Unternehmen, 
welches leider in den lebten Jahren eine unliebfame Unterbrechung erfuhr. 


82. Diegejellfhaftlihen Zuſtände der älteften Zeit charafterifieren ſich durch 
die Gleihförmigfeit der Bejigverhältnifie. Den Aderbau haben die Germanen feit den 
älteiten Zeiten gefannt, doch wurde er nicht intenfiv, jondern nad) dem von den National: 
öfonomen fogenannten Syſtem der Feldgrasmwirtichaft betrieben. Den Mittelpunkt des Er- 
werbslebens bildete die Viehzucht. Das Vieh war Geld, Viehſtand, nicht Landbeſitz, die 
Grundlage des Neihtums. Zur Zeit Cäfars bejtand an Grund und Boden weder Privat- 
eigentum noch Sonderbeſitz. Das Yand wurde alljährlih den Gefchlechtsverbänden des Gaus 
zu gemeinfchaftlicher Nutung zugewiefen. In der Zeit des Tacitus befanden ſich wenigitens 
Haus- und Hofjtätte im Sondereigen des einzelnen. Am Aderlande beitand fogenannte Feld— 
gemeinfchaft mit wechſelnder Hufenordnung. Als Eigentümer desfelben galt die Gefamtheit 
der Dorfgenofjen, während dem einzelnen fein Anteil an der Feldmark durch periodisch 
wiederfehrende Verlofung zur Sondernugung zugemwiefen wurde. Da feiner ein Intereſſe 
hatte mehr zu erhalten, als er bebauen fonnte, mögen ſich die Anteile der einzelnen mit 
Rückſicht auf die Arbeitsträfte, über die fie verfügen konnten, immerhin etwas verfchieden 
geitaltet haben. Weder Eondereigen noch Sondernugung gab es an der gemeinen Marf, 
Allmende, deren Hauptbeitandteil Wald- und Weideland bildete. Hier übten die Mark— 
genofien nach Bedarf Weide, Holzungs- und Rodungsrehte aus. Wo die Anfievlung 
nicht nach der herrjchenden Regel in Dorfichaften, jondern in Einzelhöfen erfolgt war, blieb 
der Ausschluß des Sondereigentums von vornherein auf die Allmende befchränft. Nach der 
Völferwanderurg tritt uns allenthalben ein Sondergut am Aderland entgegen, welches ſich 
in der Weife ausgebildet haben mag, daß die wechjelnde Hufenordnung eine feite wurde, 
dem einzelnen feine Quote ein für allemal belafjen ward und aus feinem Nutzungsrechte 
ein Eigentum erwuchs. Doc hat ſich die | am Aderlande ſtrichweiſe noch 
lange über dieſe Periode hinaus, in fpärlichen Überreiten bis auf unfere Tage erhalten. 

Die Bevölkerung aliedert fich in Freie, Yiten und Knechte. Letztere find rechtlos, fie 
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gelten als Sache. Cine Mitteljtufe zwiichen ihnen und den Freien nehmen die Yiten und 
Aldien ein, die Halbfreien, ein Stand, welcher freiwilliger Unterwerfung unter den Sieger 
feine Entjtehung verdankt, während Kriegsgefangenjchaft und gewaltfame Unterjohung den 
Ursprung der Unfreiheit erklären. Unter den Freien ragen als eine faktiſch bevorzugte Klaſſe 
die Adeligen hervor, Mitglieder der thatfächlich herrichenden Gefchlechter, aus welchen man 
die Könige, die Fürſten und Priefter zu nehmen pflegte. Doc fehlt ihnen das Merkmal 
des Standes, der Genuß erblicher Vorrechte. Erft um die Zeit der großen Wanderungen hat 
fi bei den meijten Stämmen die Klaſſe zum wahren Stande abgeſchloſſen. Zum deut- 
lihiten Ausdrud gelangten die Standesunterfchiede, ſeitdem eine rechtliche Jirterung der be: 
treffenden Anſätze ftattgefunden, im Wergelde, der Summe, welhe zur Sühne des Tot- 
ſchlags an die Verwandten der Erjchlagenen bezahlt wurde. Dem Knechte fehlte es, der Yite 
hatte nur das halbe Mergeld des Freien. Das volle entfpricht in jpäterer Zeit dem Werte 
des normalen Beſitztums, der Hufe. 

Innerhalb des Staates hatte der Verband der Sippe eine weitreichende öffentlichrecht- 
liche Bedeutung. Die Organifation der Sippe beruht auf der Gleichberedhtigung der Ge— 
ſchlechtsgenoſſen, eine patriarchaliſche Spitze ift ihr fremd. Die Schutzherrſchaft des Familien— 
hauptes bleibt auf die in feiner Hausgenofienichaft vereinigten Familienglieder befchränft und 
fällt mit dem rechtlichen Ausſcheiden aus der legteren hinweg. Die Geſchlechtsgenoſſen ge- 
währleiften fich gegenfeitig Schuß und Vergeltung. Innerhalb der Sippe herricht ein bejon- 
derer Friede, der unter den Sippegenofjen jede Fehde ausſchließt. Das Wort Sippe bedeutet 
auch Frieden, Freundſchaft. Die Friedensbürgichaft, welche die Sippe jedem ihrer Genofjen 
gewährt, äußert fich darin, daß fie die an ihm begangene Nechtsverlegung rächt, den an- 
gegriffenen Genofjen verteidigt. Im alle des Totſchlags war die Sippe des Erjchlagenen 
verpflichtet, zur Blutrache zu fchreiten oder den Anſpruch auf deſſen Wergeld (Manngelo, 
leudis) geltend zu machen. Das Wergeld fällt an die gefamte Sippe, „recipit satisfactio- 
nem universa domus“ (Tacitus). Die Verteilung desjelben war urfprünglid Sache des 
Geſchlechtes, doch hat fi bei den meiſten Stämmen ſchon früh ein bejtimmter Verteilungs- 
modus ausgebildet. Es fällt nämlidy ein Teil des Wergelds, gewöhnlich zwei Drittel, bei 
den Salfranfen die Hälfte, ald fogenannte Erbfühne an die nädjten Erben des Getöteten, 
während der Nejt als Magſühne, Maggeld unter die Seitenverwandten, „die gemeinen Magen“, 
in der Weife verteilt wird, daß unter ihnen die näheren Magen größere Anteile erhalten 
als die entfernteren. Andererfeits find die Verwandten des Mifjethäters gleich diefem der 
Rache des beleidigten Gefchlechtes ausgefegt, und haben fie für die Zahlung des von ihrem 
Genoſſen verwirkten Wergeldes teilweife, im Fall feiner Inſolvenz wohl auch vollitändig auf- 
zufommen. Auch im Nechtsgang tritt das Geſchlecht feinen Mitgliedern helfend zur Seite, 
die Geſchlechtsgenoſſen find fich aegenfeitig zur Eideshülfe verpflichtet. In erhöhten Maße 
äußert ſich die Schugpflicht der Sippe in Bezug auf Unmündige und Werber, welchen die 
Schußgewalt des Vaters beziehungsweife des Ehemanns fehlt. Diefelben befinden ſich unter 
der Gejamtvormundichaft der Sippe. Als Gefamtvormund bejtellt fie aus ihrer Mitte einen 
Vertreter, um unter ihrer Aufficht und Verantwortlichkeit die Gejchäfte der Vormundſchaft 
zu verwalten, die fie nicht in ihrer Gefamtheit erledigen kann. So beitand unter den Ver: 
wandten eine Art von Gefamtbürgichaft, Magenbürgjchaft, und bot der enge Verband der 
Eippe einen Erſatz für den Mangel einer allſeitig entwidelten Staatsgewalt. Wie es 
einerjeits zuläffig war, fich durch Entjippung, durd freiwilligen Austritt aus der Sippe, den 
P lichten zu entziehen, welde die Sippe ihren Mitalievern auferlegte, war es andererfeits 
der Sippe gejtattet, einen Genofjen, für den fie nicht mehr einjtehen wollte, auszuſchließen, 
fih von ihm öffentlich loszufagen. So groß aud die Beveutung der Sippe war, bildete 
fie doch feinen Staat im Staat. Die Unterordnung der Sippe unter die Staatsgewalt 
äußert fih u. a. darin, daß die Friedloſigkeit, welde das Gemeinweien verhängt, das Band 
der Sippe entzweifchneidet, indem jie die Gemeinfamfeit des Geächteten mit jeiner Sippe 
aufhebt, eine Thatjache, welche an fich die Auffaffung widerlegt, daß das germaniſche Ge- 
meinweſen fich nicht über die Stufe des fogenannten Gefchlechteritaates hinausgehoben habe. 
Künftlihe Geichlechtsverbände, wie fie unter Verhältnifien eintreten, da der natürliche Ge- 
ſchlechtsverband nicht mehr, das politische Gemeinweien aber noch nicht ausreicht, um die 
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hergebrachten öffentlichrechtlichen Funktionen der Sippe zu verjehen, find im altveutfchen 
Staate nicht zur Ausbildung gelangt. 

Seorg Hanſſen, Nararbhiitoriiche Abhandlungen. 1880 (Ansichten über das Agrarweſen der 
Vorzeit ©. 1, Wechſel der Wohnſitze und Feldmarken in germaniſcher Urzeit S. 77, Zur Ge— 
ſchichte der Feldſyſteme in Deutſchland S. 123); Roſcher, Anſichten der Zollswirt chaft, 1561; 
Dennings, Über die agrariiche Verfaſſung der alten Deutichen. 1869: Yaveleye, Das Ureigen— 
tum. Autorifierte deutiche Ausnabe, herausgeneben und vervollftändigt von Bücher. 1879: dazu 
Kohler in der Kritiſchen Vierteljahrsichrift XXIII 1ff.: Meitzen, Der älteſte Anbau der Deutichen, 
in den Sahrbüchern für Nationalölonomie und Statiftit. N. %. II. 1881; Yandau, Die Terri- 
torien in Bezug auf ihre Bildung ꝛc. 1854: Karl Lamprecht, Deutiches Wirtichaftsieben im Mittel- 
alter I. 1826: Schupfer, L’allodio. 1885; Scebohm (überiegt von Bunien), Die englische 
Dorfgemeinde. 1585; X. v. Maurer, Geſchichte der Markverfaſſung in Teutichland. 1356: Des- 
jelben Einleitung zur Geichichte der Mark-, Hof-, Dorf- und Stadtverfaffung zc. 1854; Ar. Thu— 
dichum, Die Gau: und Markverfaffung in Deutichland. 1860. 

Hüllmann, Geichichte des Uriprunas der Stände in Deutichland. 1530: Gaupp, Die aer- 
manifchen Anftedelungen und Yandteilungen in den Provinzen des römischen Weftreiches. 1544; 
Schupfer, Aldi, Liti e Romani, Eneiclop. giur. ital. 1587. Konrad Maurer, Uber das Weien 
des älteften Adels der deutſchen Stämme. 1846. 

Konred Maurer in der Nritiihen Überihau IIT: v. Amira, Erbenfolge und Berwandt- 
Ihaftsgliederung nadı den altniederdeutichen Nechten. 1574; F. Schupfer, La famiglia presse i 
Langobardi, im Archivio ginridieo. 1568; 9. Brunner, Sippe und Wergeld, BZeitichr. der Sav.- 
Se ERS. III I FR. Bat. zudem vie allgemeine Yitteratur des älteſten Strafrechts und Pro— 
zeßrechts. 


3 3. Das Recht (lag, ewa, wi⸗od) iſt in dieſer Zeit ein ungeſchriebenes, es iſt 
Gewohnheitsrecht. Eng mit Religion und Sitte verwachien, wird es durch unmittelbare 
Anwendung der Nedtsfähe im Nechtsleben entwidelt und fortgebildet. Der freie Mann 
fennt es infolge feiner pflichtmäßtgen Teilnahme an der öffentlichen Nechtiprehung. Die 
natv-finnliche Auffaffung, welche jelbit in der Sprache des Nechts zum Ausdrud fam, der 
Neihtum an Formen und Symbolen, in welche ſich der Nechtsgedanfe kleidete, trugen dazu 
bei, das Recht im Bewußtſein des Volles lebendig zu erhalten, Uralt ift ferner die Sitte, 
den Rechtsſatz in Sprichwörter oder in Neime zu faſſen. Als Träger des Nechtes erjcheinen 
nur die freien Volfsgenofien. Nechtlos ift der Knecht, rechtlos der Fremde. Trot gemein— 
famer Grumdlage iſt das Recht bei den verjchiedenen Völfergruppen ein verſchiedenes. Seit 
fih die Stammesbildung im rechtlichen inne vollzogen hat, ericheint jeder Stamm im Be- 
fite eines befonderen Stammesredhts. Die Kenntnis des Rechts ſchöpfen wir für diefe Pe— 
riode aus den Mitteilungen römischer Schriftiteller, namentlich aus der in den erjten Jahren 
der Negierung Irajans abaefaften Germania des Tacitus und aus einer Vergleihung der 
Quellen der Kolaezeit, welche zum Teil altes Gewohnheitsrecht enthalten, das noch in die 
Zeiten der Völkerwanderung hinaufreicht. Einzelne wichtige Eraebnifje liefert die vergleichende 
Sprachforichung, indem fie den Wortvorrat unterfucht, welcher den germanischen Sprachen 
und Mundarten mit den übrigen ariichen Sprachen von alters her nemeinfam it. Manche 
Lücden unferer Quellen vermag die vergleichende Nechtsgefchichte auszufüllen, indem fie die 
Nachrichten über die älteſten Rechtszuſtände bei anderen, insbefondere bei ariſchen Völkern 
fritifch verwertet. 

Graf und Dietherr, Deutiche Rechtsiprihwörter. 1864. Val. die Einleitung bei Gengler, 
Germaniihe Nechtsdenfmäler. 1875: 3. Grimm, Poeſie im Recht, Zeitichr. f. geih. NW. II 25: 
v. Amira, Über Zwed und Mittel der germanischen Rechtsgeſchichte. 1876: Gierke, Jugend und 


Altern des Rechts, in der Deutichen Rundſchau. 1879: Bernhöft, Uber Zwed und Mittel der ver- 
gleichenden Rechtswiſſenſchaft, in deſſen Zeitichrift für vergleichende Nechtswiffenichaft I. 


8 4. Verfaſſung. Der altveutiche Staat erfcheint als Kriegs- und Rechtsgenoſſen— 
ſchaft der freien Volksgenoſſen und beruht injofem auf demokratischer Grundlage, wenn man 
dabei von der Thatſache abſieht, daß ein Teil der Bevöllerung in Anechtichaft lebend Des 
Nechtes darbte und die Waffenfähigfeit Die Vorausſetzung der vollen Rechtsfähigkeit bildete. 
Die Bedürfniſſe des Gemeinweſens wurden durch die perfönlichen Leiſtungen der Volfs- 
aenofjen qededt. Allgemein waren Wehr: und Gerichtspflicht. ever freie Mann leijtete 
unentgeltlihen Kriegsdienit. Das Heer war das Bolf in Waffen, der Krieg nationaler 
Götterdienſt. Die Kraft der germanischen Heere beruhte auf dem Fußvolk, welches in feil- 
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fürmiger Schlachtordnung anzugreifen pflegte. Doc waren einzelne Völferfchaften auch durch 
ihre vorzüglihe Neiterei berühmt. Cigentümlich war den Germanen eine auserlejene Sonder- 
truppe, welche aus Neitern und leichtbewaffneten Fußfoldaten gebildet wurde. Die Recht— 
ſprechung geſchah in öffentlicher Gerichtsverfammlung, Ding, mallus, Warf. ever Freie 
war verpflichtet zu erfcheinen. Die Eröffnung erfolgte durd feierliche Hegung, welde in 
fafralen Förmlichfeiten bejtand und in der Verkündigung heiligen Dingfriedens gipfelte. 
Das Urteil wurde von der verfammelten Dinggemeinde gefällt auf einen Urteilsvorfchlag 
hin, zu welchem urfprünglich der Nichter jeden anmwejenden Dinggenofjen aufzufordern befugt 
war. Nachmals fiel der Urteilsvorihlag bei den Oberdeutfchen und riefen einem ftändigen 
Rechtipreher (ösago, asega), bei den Franken einem durch den Richter ernannten Ausſchuß 
der Gerichtsgemeinde, den fogenannten Nahimburgen anheim. Hatte der Vorfchlag die Zu— 
jtimmung, das Vollwort der Gerichtögemeinde gefunden, weldes in der Form des Waffen- 
ichlages gegeben wurde, fo erging ein dem Urteil entiprehendes Rechtsgebot des Richters. 

Die römischen Schriftiteller unterfcheiden bei den Germanen eivitas und pagus, Völker— 
ihaft und Gau, Bezeichnungen, welche fie urfprünglich für die feltifchen Verfaſſungs— 
verhältniffe zur technischen Anwendung gebracht und dann auf die Germanen übertragen 
haben. Die eivitas ift eine einzelne politifch felbitändige und abgeſchloſſene Volfsgemeinde. 
Eine Unterabteilung derfelben it der Gau, ein landfchaftlicher Verband, der vermutlich aus 
der Niederlaffung einer Taufendichaft hervorgegangen war. Die Gauleute jind in eine An— 
zahl fleinerer perfönlicher Verbände, Hundertichaften, gegliedert, welche den Zwecken des 
Heer: und Gerichtswejens dienen. Die Hundertjchaft bildete im Heere einen SHeerverband. 
Im Frieden wurde fie zum Gerichtsdienjt aufgeboten, und war fie als Gerichtsgemeinde 
das hauptfählide Organ der Nechtspflege. in landichaftlicher Bezirk war die Hundertichaft 
in der Zeit vor der Volferwanderung noch nicht. Erſt nachmals hat fie ſich bei einzelnen 
Stämmen zu einem ſolchen umgeftaltet. 

Der politifhe Schwerpunkt der Völferfchaft beruhte in der Yandesgemeinde, concilium 
eivitatis. Cie tritt zu bejtimmten Zeiten, gewöhnlich bei Neu: oder Vollmond zufammen. 
Die Volksgenoſſen erfcheinen bewaffnet. Die Landesgemeinde ift Heerverfammlung und dient 
zur Heerfchau. Sie entfcheidet über Krieg und Frieden und andere wichtigere Angelegen- 
heiten der Wölferfchaft. In der Landesgemeinde werden die Yünglinge wehrhaft gemacht 
und Freigelaſſene als vollberedhtigte VBolksgenofjen aufgenommen. Die Yandesgemeinde ijt 
Wahlverfammlung ; fie vollzieht die Wahl und Anerfennung des Königs, fürt die Gau- 
fürften und den Herzog. Sie waltet als Gerichtsverfammlung und richtet namentlich über 
politifch-militärifche Verbrechen, Landesverrat, Übergang zum Feinde und Feigheit. Aus 
der Bedeutung der Yandesgemeinde erflärt fih das verhältnismäßig loſe Gefüge der ger: 
manifchen Verfaſſung und die Yeichtigfeit, mit der aus der Vereinigung mehrerer Völker— 
fchaften neue Gefamtjtaaten hervorgehen. Länger dauernde Bündniffe machten eine gemein- 
fame Heereöverfammlung zur Notwendigkeit, und damit war das verfafjungsmäßige Organ 
des zum Staate erwachjenden Bundes im Keime gegeben. 

Die Führung der eivitas ftand allenthalben bei einem oder bei mehreren berrjchenden 
Geſchlechtern. Die Schriftiteller des Altertums unterfcheiden die germanischen Herrfcher als 
reges, Könige, und als prineipes, Fürſten. Das Merkmal des rex ift ihmen die ungeteilte 
Herrſchaft über die gefamte eivitas. Won prineipes fprechen fie, wo die Völferfchaft 
unter einer Vielheit von Klein- oder Gaufönigen fteht. Wenn auch der Umfang der fönig- 
lichen und der fürjtlihen Gewalt ein verfchiedener ift, jo ftellt fih do ihr Inhalt als ein 
im wejentlichen gleichartiger dar. Mitunter wechjeln innerhalb derjelben Völkerſchaft König- 
tum und Brinzipatsverfaflung miteinander ab. Die Fürjten walten als Richter im Gau, führen 
im Kriege die Heeresabteilung des Gaues und bilden in ihrer Gefamtheit einen Völker— 
Ichaftsrat, welchem die Erlediaung laufender, die Vorbereitung wichtigerer der Landes- 
gemeinde zufallender Sachen obliegt. Da die Staaten mit Prinzipatsverfaffung eine ftändige 
oberfte Spitze entbehrten, mußte hier für den Krieasfall zur Führung des Heeres ein Herzog 
geforen werden und führte das Bedürfnis nad fafraler Vertretung der ganzen eivitas zur 
Ausbildung eines befonderen Yandesprieitertums. Dagegen ift der König als foldher Heer- 


führer und Uberpriefter der Wölferfhaft und hat die Stellung des vorfigenden Richters 
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in der Zandesgemeinde. Unter ihm jtehen als Unterfönige die Vorjteher der einzelnen Gaue, 
mit welden er öffentliche Angelegenheiten berät, che fie an die Yandesgemeinde gelangen. 
Der König wird aus dem königlichen Gefchledhte gewählt, indem die Wahl den Mangel 
einer feiten Erbfolgeordnung erjeßt. Aber auch bei der Wahl der Fürſten hielt ſich die 
Landesgemeinde an die herfömmlich herrichenden Geſchlechter, wenn ſie taugliche Männer be— 
ſaßen. Zunächſt hauptſächlich bei den öſtlichen Stämmen vertreten, dringt im Laufe der 
Zeit das Königtum mehr und mehr auch bei den weſtlichen Völkerſchaften vor. Als ſich 
die Bildung der deutſchen Stämme vollzogen hatte, trat, bier früher dort ſpäter, ein 
Stammesfönigtum an die Spite der einzelnen Stämme. Nur die Sachſen haben an der 
Rrinzipatsverfaffung feitgehalten. 

In den Dienjt der Könige, der Fürſten und wohl auch anderer durch Anfehen und 
Reichtum hervorragender Perfönlichkeiten beaaben fic, freie wehrhafte Männer als Gefolgs- 
leute. Sie ſchwuren dem Gefolasherrn Treue, empfingen von ihm Schuß, Unterhalt und 
Bewaffnung und bildeten feine Umgebung im Frieden wie im Kriege. Hauptſächlich Die 
adelige Jugend ſuchte den Gefolgsdienſt als die hohe Schule kriegeriſchen Heldentums. Nad) 
dem Worbilde der unter dem Familienvater vereinigten Hausgenofienjchaft entwidelte fich in 
der Gefolafchaft ein Herrichaftsverhältnis, weldes beitimmt war, in feiner ‚yortbildung Die 
Verfafjungsgrundlagen total zu verändern. Doch darf ihre Bedeutung für den altdeutichen 
Staat nicht überfhätt werden. Da die Gefolgsleute im Haushalt des Gefolgsheren lebten, 
fo fonnte ihre Zahl nur eine verhältnismäßig geringe geweien fein, eine Ihatjache, die an 
fi die früher viel verbreitete Anficht ausichließt, daß die aroßen Wanderungen der Ger- 
manen im wejentlichen auf Züge abenteuernder Gefolaichaften zurüdzuführen feien. 

Die von den ojtgermanifchen Stämmen im füdlichen Europa gegründeten Staaten ſtellen 
ſich nicht in unmittelbaren Gegenſatz gegen die römiſche Staatsordnung, ſondern ſie fügen 
ſich formell, ſoweit es ihr Intereſſe geſtattet, dem Rahmen derſelben ein. Ihre Könige laſſen 
ſich von Rom oder Byzanz aus magiſtratiſche Titel und Würden verleihen. In der engſten 
Verbindung mit Oſtrom verblieb das oſtgotiſche Negiment, welches Italien nad) wie vor als 
einen Beftandteil des römischen Reiches betrachtete und den römischen VBerwaltungsorganismus 
fortbejtehen ließ, indem es den Römern den Givildienit, den Goten den Heerdienit vorbehielt. 
Eine Vorftufe ähnlicher ftaatsrechtlicher Abhängigkeit haben aud) die Neihsgründungen ver 
Meftgoten, Buraunder und Vandalen durchgemacht; doch wußten fie ſich zu gelegener Zeit 
davon zu befreien. Die inneren Einrichtungen diefer Reiche fnüpfen in vielen Punkten an 
die vorgefundenen römischen nititutionen an, welche freilich namentlih bei den Weitgoten 
und Burgundern eine wejentlihe Umbildung erfuhren, indem hier u. a. die römiſche Tren- 
nung der Givil- und Militärverwaltung in ber Hauptſache beſeitigt wurde. Die römiſche 
Bevölkerung behielt Freiheit, Recht und Habe, und nur eine Landteilung wurde vorgenommen, 
welche ſich dem römijchen Einguartierungsiyftem (hospitalitas) anfchloß. Der einzelne 
römische possessor mußte einen Teil feines Beligtums dem Germanen, dem es durch das 
Los zugewiefen worden war, abtreten, allerdings nicht zur vorübergehenden Einquartierung, 
fondern zum Zweck dauernder Nieverlafjung. Da diefe Art der Anfiedlung die neuen An- 
fömmlinge räumlich unter die römischen Provinzialen verteilte, hat fie die rafche Verſchmel— 
zung der beiden Nationalitäten mwejentlich befördert. 

Thudidum, Der altveutiche Staat. 1862: Wait, Über die prineipes in der Germania des 
Tacitus, in den Korichungen zur deutichen Gejchichte II; v. Sybel, Entftehung des deutichen König- 
tums. 2. Aufl. 1881: Köpke, Anfänge des Hönigtums bei den Goten. 1859; Saupp, Anfiede: 
lungen; Dahn, Die Könige der Germanen. 1861 fi.; Erbarbt, Ältefte germaniſche Staaten- 
bildung. 1879; Wild. Sidel, Geſchichte der deutiden Staatsverfaffung I. 1879 und in den Göt- 
tinger gel. Anzeigen vom 11. Febr. 1880; Mommien, Schweizer Nacitudien, im Hermes XVI 
486 fi; F. W. Unger, Die altveutiche Gerichtoverfaifung. 1842: Beaudouin, Partieipation des 
hommes libres au jugement dans le droit france. 1855; v. Peuder, Das deutiche Kriegsweien der 
Urzeiten. 1860 ff.; Binding, Geihichte d. burgundifch-romanifchen Königreichs. 1568; Mommfen, 
Ditgotiihe Studien, im Neuen Ardiv der Gejellfchaft für ältere deutiche Geichichtsfunde XIV; 
Sohm, Altveutiche Reichs und Gerichtsverfaffung. 1: die fränkische Reichs- und Gerichtsverfaffung. 
1571; Karl Lehmann, Der Köninsfriede der Nordgermanen. 1886. 


S5 Das altdeutihe Strafreht fuhte auf dem Gedanken, daß wer den 
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Frieden bricht, ſich felbit aus dem ‚Frieden fest. Der Friedensbruch iſt entweder ein folder, 
daß er den Thäter nur der Feindſchaft des Verlegten und feiner Sippe preisgiebt oder daß 
er ihn zum Feinde der Gejamtheit macht. Im erjteren Falle war es Sache des Verlegten 
bezw. feiner Sippe, fih Genugthuung zu verichaffen. Der Übelthäter wurde von der Ge- 
ſamtheit vor der Sippe, gegen die er den Ärieden verwirft, nicht geihügt, jondern er war 
von Rechts wegen der Fehde und Rache des Gegners ausgeſetzt, wenn diefer es nicht vorzog, 
Wergeld oder Buhe zu fordern. Das Necht der Fehde und Rache, der auch die Sippe— 
genofien des UÜbelthäters preisgegeben waren, bejtand in ‚Fällen, wo es fi um Blut und 
Chre handelte. Die in erlaubter Rache vollzogene Tötung mußte öffentlich verfündigt oder 
allgemein als ſolche erfichtlic gemacht werden, widrigenfalls fie als eime unrechtmäßige 
Tötung behandelt wurde. In leichteren Fällen war das Necht der Rache verfagt und nur 
ein gerichtliher Anfpruch auf Zühne begründet. Das Wergeld fühnte namentlich) den Tot- 
ſchlag; ſonſt waren die meisten befannten Nechtsverlegungen in Bußzahlen abgeſchätzt, welche 
entweder durch Teilung des Wergeldes entitanden oder auf eine bejtimmte nach den ver- 
jchiedenen Rechten verschiedene Grundzahl zurüdführen. Wenn Buße oder Wergeld gerichtlich 
eingeflagt wurden, hatte der Schuldige einen gewiſſen, bei den einzelnen Stämmen ver: 
Ichiedenartig abgejtuften Betrag, das Friedensgeld, fredus, an die öffentlihe Gewalt zu ent- 
richten als Preis für das Eingreifen derjelben in die Wiederheritellung des Friedens. 
Schwerere Mifjethaten machten frievlos. Der Friedlofe war nicht nur aus der Friedens— 
und Rechtsgemeinſchaft ausgeſchloſſen, jondern fonnte und jollte als Feind des Volkes von 
jedermann bußlos getötet werden. Die Verfolgung des Friedlofen war öffentliche Pflicht der 
Volfsgenofjen ; er galt für wolfsfrei, wargus „gerit eaput lupinum*. Er hört von Nedts 
wegen auf Geſchlechtsgenoſſe, Ehemann, Bater zu fein. Weder die Sippe noch feine nächſten 
Angehörigen dürfen ihn jchüten oder beherbergen. Sein Haus wird durch Brud) oder Brand 
zeritört, das Werk feiner Hände vernichtet. Sein Hab und Gut werden gefront, d. h. ein- 
gezogen von der öffentlichen Gewalt, der fie verfallen, ſoweit nicht der Verletzte daraus be- 
friedigt wird. Die Friedloſigkeit erfcheint nachmals in einer ftrengeren und milderen Form. 
Jene, die ältere und urjprüngliche, galt für unfühnbar; dieje gab dem Friedlofen den Nechts- 
anſpruch, ſich durch eine firierte Geldzahlung in den Frieden einzufaufen. Bei jchändlichen 
und fündhaften Ihaten, welche das Wolf und feine Götter direft verlegten, wurde die Fried: 
lojigfeit in der Weiſe vollftredt, daß man den Friedlofen den Göttern opferte. Der Opfer- 
tod jtellt fich im diefer Anwendung als eine dem juriftiichen Nahmen der Friedlofigfeit ein- 
gefügte Todesitrafe dar, deren jakraler Charakter fid) darin äußerte, daß nicht eine beliebige, 
jondern eine genau bejtimmte Art der Tötung ftattfand, welche mit Nüdficht auf die reli- 
giöſen Anſchauungen des Volkes bei den verfchiedenen todeswürdigen Verbrechen eine ver- 
ichiedene war. 

Vorwiegend hielt fih das Strafrecht an den äuferen Erfolg der That. Der allgemeine 
abitrafte Begriff des Verſuchs war dem altdeutichen Nedhte fremd. Der Verſuch war jtraf: 
(os, foweit nicht einzelne durd einen bejtimmten äußerlihen Thatbeftand gekennzeichnete Ver— 
ſuchshandlungen als jelbjtändige Übelthaten minderer Strafbarfeit, alſo formell als vollendete 
Verbrechen behandelt wurden. Andererfeits wird bei Beichädiqungen, welde ein generell 
qualifizierter Ihatbeitand für die Negel als ungewollt ericheinen läßt, die Sühne von vorn- 
herein mit Ausichluß von fredus und Strafbuße auf den Schadenerjag beichränft. Das 
Willensmoment fommt aljo, wenn That und Wille ſich nicht deden, nicht für den Einzel: 
fall, jondern für einen allgemeinen Typus von Thatbeftänden zur Geltung, welden das 
Volksrecht entweder troß mangelnder Beſchädigung das Vorhandenjein oder troß eingetretener 
Beſchädigung das Nichtvorhandenjein rechtswidrigen Willens unterjtellt hat. Abgeſehen hier- 
von werden die Strafen in mitunter peinlicher Weife nad) dem Grfolge der Handlung be- 
meſſen. So heißt es 3. B. noch in dem der folgenden Periode angehörigen Volfsrechte der 
ribuarischen Aranfen: Wenn jemand derart verwundet wurde, daß ein Knochen aus ber 
Wunde trat, welcher auf 12 Fuß Entfernung an einen Schild geworfen diefen ertönen macht, 
jo hat der Schuldige 36 Solidi als Buße zu zahlen. Die Außerlichkeiten der That ent— 
icheiden über die Natur des Verbrechens. So qualifiziert fich der Totichlag als Mord, wenn 
der Thäter die Spuren des Verbrechens zu verbergen fuchte. 
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Wilda, Strafrecht der Germanen. 1842: v. Woringen, Beiträge zur Geſchichte des deutſchen 
Strafrechts. 1836: Geib, Lehrbuch des deutschen Strafrechts. I: Geichichte. 1861: Köftlin, Das 
germaniſche Strafrecht. 1859 und Zeitichrift für deutiches Recht XII u. XIV; v. Soltendorff, 
Handbuch des deutichen Strafredhts. 1871. I SS 26 ff.: ©. v. Wächter, Beilagen zu Vorleiungen 
über das deutiche Strafrecht. 1877. Beil. 22; Pasquale del Giudice, La vendetta nel diritto lon- 
gobardo, in defien Studi di storia e diritto. 1859. S. 246 ff.: Dahn, Fehdegang und Rechtsgang der 
(Sermanen, Baufteine II. 1580. ©. 76 ff.: Frauenftädt, Blutrahe und Totichlagsfühne im 
deutschen Mittelalter. 1881: Allfeld, Entwidlung des Begriffes Mord bis zur Karolina. 1877; 
Thonissen, L’organis. judie, le droit penal et la procdd. pen. de la loi salique. 1881; v. Amira, 
Das altnorwegiſche Vollitredungsverfahren. 1874; 9. Brunner, Abipaltungen der riedlofigkeit, 
Zeitichrift der Saviany-Stiftung f. RG. XI 62. 


S 6. Der Rechtsgang. Neben der prozefjualen Geltendmachung des Rechts be- 
jtand für gewiſſe Fälle das Recht der Selbithülfe, welches jich als Fehde zum Zwecke ver 
Nache oder als Pfändungsrecht äußerte. Die Nechtsverfolgung vor Gericht, wie fie uns aus 
den Quellen der folgenden Periode als Verfahren nad) altem Volksrecht entgegentritt, zeich— 
nete ſich durch einen einfachen, aber jtrengen Formalismus, aus. Das Verfahren war öffent- 
ih und mündlid und ruhte vollftändig auf dem Verhandlungsprinzipe. Es bezwedte, ſo— 
weit es fih um fühnbare Rechtsverletzungen handelte, an Stelle des Streites einen Sühne— 
vertrag der Parteien zu fegen. Eng begrenzt war die Autorität des Gerichts; fie wurde 
zum Teil erfegt durch den rechtlihen Zwang des Formenweſens. Ohne Mitwirtung des 
Gerichts lud der Kläger in fürmlicher Weiſe feinen Gegner zum Rechtsſtreite. Vor Gericht 
ftanden die Parteien bei ihren Prozeßreden in unmittelbarem Verkehr. Durch einen Ver: 
treter zu prozejjieren war der jelbjtmündigen Partei nicht geſtattet. In feierlichen Worten 
und unter Anrufung der Götter erhob der Kläger feinen Klagevorwurf und bejchwor jodann 
den Bellagten, ihm auf die Klage zu antworten. Als Antwort wurde nur eine volle Be- 
jahung oder volle Verneinung der Klageworte betrachtet, mit welchen fie formell genau über: 
einftimmen mußte. Einwendungen waren jomit von der Antwort ausgefchloffen. Someit 
fie jpäter gejtattet wurden, gelangten fie als ein rechtmäßiges Verweigern der Antwort, als 
Verteidigung gegen das Verlangen der Antwort zum Ausdrud. Durch den Kläger rechts- 
förmlich aufgefordert geben die Dingleute das Urteil. Diefes ift bei den Wejtgermanen, wenn 
der Beklagte geleugnet hat und eventuell zu einer Leiſtung verbunden ift, ein zmweizüngiges 
Urteil; es ift nämlich einerfeits Beweisurteil, ſofern es die Beweisfrage regelt, andererfeits 
zugleich Endurteil, fofern es bejtimmt, was je nad) dem Ausgang des Beweisverfahrens zu 
geichehen habe. Es verurteilt 3. B. den Beklagten, zu geloben, daß er bemweijen oder 
zahlen werde. Die Partei, welche mit dem Urteile unzufrieden ijt, mag dasjelbe jchelten, 
d. h. eine Klage wegen ungerehten Urteils gegen den Urteilsfinder einbringen, welche nicht 
durch eine fachliche Prüfung des geicholtenen Urteils, jondern durch die formalen Beweis- 
mittel des Nechtsganges, bei manchen Stämmen durch Zweifampf entſchieden wurde. Be— 
jondere Grundjäge des Verfahrens müſſen bei todeswürdigen Verbrechen und bei Klagen auf 
Friedloslegung gegolten haben. Denn das Urteil konnte hier nicht einen Sühnevertrag der 
Parteien herbeiführen wollen. 

Dem Inhalte des Urteils entfprechend, fchlofien die Parteien vor Gericht einen Vertrag, 
in welchem die Beweisführung bezw. die Befriedigung des Gegners angelobt wurde. Den 
Beweis erbrachte die Partei der Partei und nicht dem Gerichte. Die Beweismittel waren 
demnach formal, fo daß ihr Ergebnis einer richterlichen Überprüfung nicht bedurfte. Der 
Auflegung des Beweifes durch Beweisurteil jcheint ein Nechtszuftand vorhergegangen zu fein, 
nad) welchem die Parteien über den Beweis in freier Weife von Fall zu Fall paftierten. 
Nach den Nechtsjäten, die dem Beweisurteil zu Grunde liegen, hatte in der Negel der Be- 
flagte die Beweisrolle. Er jchwur ſich von dem Klagevorwurf durch feinen Eid frei, den 
er entweder als Eineid oder mit einer bejtimmten Zahl von Eidhelfern ablegte, welche 
ſchwuren, daß fein Eid rein und unmein jei. Der Eid mit Helfern ift urjprünglic ein folt- 
darifcher Eid des Gefchlehtes. Die Helfer werden unter Teilnahme des Prozeßgegners oder 
nad herfömmlichen Grundſätzen der Sippe des Schmwörenden entnommen. Die Form des 
Eides ift eine forporative, indem die Helfer mit gefamtem Munde ſchwören. Der Begriff 
der Zeugen war ein ſehr beichränfter. Als ſolche galten Männer, welche bei Vornahme 
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einer rechtlichen Handlung zur Stätigung. derfelben beigezogen worden (Geichäftszeugen), und 
Nachbarn, die über gemeindefundige Verhältniffe und Ereigniſſe ausfagten (Gemeindezeugen). 
Zufällige Wahrnehmung genügte nicht, um die Zeugenqualität zu begründen. Die Zeugen 
des Klägers fchlofjen den Eid des Bellagten aus. Handelte es ſich um Gejcäftszeugen, fo 
hatte ja in der Negel der Beklagte jelbit ſchon durch die Zeugenziehung ein Beweisgedinge 
abgeſchloſſen, über das Nechtsgefhäft, wenn es ftreitig werden follte, den Zeugenbeweis ent 
ſcheiden zu laſſen. Brachten beide Teile bezüglich derfelben Thatſache Zeugen, jo gingen die 
des Bellagten vor. Der Zeugeneid war aſſertoriſch, fein inhalt durch das Urteil feſtgeſtellt. 
Subfidiär famen als Beweismittel Gottesurteile zur Anwendung. Als foldhe kannte man 
Feuer- und Wafjerordalien, das Yosordal und den Zweifampf. War der Bellagte berech— 
tigt und bereit, fich durd einen Eid mit Eidhelfern von der Klage loszuſchwören, jo 
fonnte ihm in wichtigeren Sachen der Kläger den Weg zum Eide durd) die Herausforderung 
zum Zweikampfe verlegen. Ebenſo durfte gegen den Zeugen des Gegners eine Meineids- 
flage erhoben werden, welche fampfbedürftig war, d. h. nur durd gerichtlichen Zweifampf 
entſchieden werden konnte. Abweichende Grundfäse hat das eigentümlid gejtaltete Beweis— 
verfahren des altjalifchen Volksrechtes. Es fennt den Zeugenbeweis in ausgedehnterer, das 
Drdal des Kefjelfangs in prinzipaler Anwendung. Für die allgemeine Entwidlung des ger- 
manifchen Beweisrechtes find diefe Bejonderheiten ohne bejtimmenden Einfluß geblieben. 

Der Bellagte, welder auf die Vorladung vor Gericht nicht erfchien, verfiel in eine 
Buße, wenn er nicht fein Ausbleiben durch echte Not (sunnis) entfchuldigen konnte. Die 
Abweienheit hatte aber nur dann rechtliche Wirkungen, wenn fie durch den Gegner bei 
Sonnenuntergang rechtsförmlich fonftatiert worden war, eine Handlung, die bei den Franken 
unter dem Namen solsadire (Sonne ſetzen) erjcheint. Fortgeſetzter Ungehorfam führte 
Schließlich zur Friedloslegung des Beklagten. 

Eine gerichtlihe Zwangsvollitredung war dem altgermanijchen Nechtsgang fremd. Hatte 
der Verurteilte die Erfüllung des Urteild verfprochen, jo war der Kläger befugt, unter 
Beobadhtung gewifjer Förmlichkeiten zur außergerichtlichen Pfändung zu fchreiten und ich 
durch Pfandnahme zu befriedigen. Gegen die Partei, welche ſich weigerte, die Erfüllung 
des Urteils anzugeloben, ſtand nur die Friebloslegung zur Verfügung, welde, wie oben 
bemerkt, nicht bloß die Perſon, fondern auch das Vermögen des Friedloſen ergriff. 

Der Gläubiger, dem fein Schuldner ein rechtsförmliches Schuldverfprechen gegeben hatte, 
fonnte, wenn der Abſchluß des Schuldvertrags außer Zweifel ftand, die Vertragsſchuld 
durch einen rein aufergerichtlichen Nechtögang beitreiben, indem er nad) mehrmaliger vergeb- 
liher Mahnung zur Pfändung jchritt. 

War die That eine handhafte und zugleich eine folche, auf welde Friedlofigfeit geſetzt 
war, fo beburfte es nicht eines ordentlichen Nechtöganges, um fie zu ahnden. Wer fie 
wahrnahm, fonnte das „Gerüfte" erheben, welches die Nachbarn zur Hülfe und Zeugen: 
ſchaft herbeirief. Angeſichts derfelben durfte der durch die That an fich friedlos gewordene 
Miſſethäter fofort getötet werden. Doch mußte die Tötung öffentlich verlautbart und auf 
Verlangen als rechtmäßige Tötung eines Friedloſen gerechtfertigt werben. 


Rogge, Über das Gerichtsweien der Germanen. 1820; Lud. Maurer, Geichichte des alt« 
germaniſchen und namentlich altbayeriichen Gerichtsverfahrens. 1824: Siegel, Geſchichte des deutichen 
Gerichtsverfahrens. 1857; Sohm, Der Prozeß der lex Salica. 1867; v. Bethmann-Hollweg, 
Civilprozeß des gemeinen Rechts. IV: der germ.-roman. Givilprozeß im Mittelalter I. 1863: Wach, 
Der Arreſtprozeß in feiner geihichtlichen Entwidlung I. 1868; Behrend, Zum Prozeß der lex Sa- 
lica. 1873 [Feitgaben für Seffter]; R. Löning, Der Vertragsbrud und feine Rechtsfolgen I. 1876; 
Sachße, Das Bemweisverfahren nad deutihem mit Verüdiichtigung verwandter Rechte des Mittels 
alters. 1855; Konrad Maurer, Das Bemweisverfahren nad deutichen Rechten, Kritiſche Überichau 
V: Sohm, Altdeutiche Reichs- und Gerichtsverfaffung. 1871; Heinrihb Brunner, Entjtehung der 
Schwurgerichte. 1571; R. Löning, Der Neinigungseid bei Ungerichtsflagen. 1850: v. Amira, 
Über ſalfräntiſche Eiveshülfe, Germania XX 53. 1875: Cofad, Die Eidhelfer des VBellanten. 1885; 
Majer, Geichichte der DOrdalien. 1795: Wilda in Erich und Grubers Encyklopädie s. v. Or 
dalien; Unger, Der gerichtliche Zweifampf. 1847; Wächter, Beiträge zur deutfchen Geichichte, ins- 
bejondere zur Geichichte des deutichen Strafrechts. 1845; Pfalz, Die germanischen Ordalien. 1866; 
Dahn, Studien zur Geschichte der germanischen Gottesurteile, Baufteine IL. 1850: Konrad Maurer, 
Das Gottesurteil im altnord. Redht, Germania XIX 139 ff.: Kaegi, Alter und Herkunft des ger— 
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maniſchen Gotteöurteils. 1887; Arthur Schmidt, Echte Not. 1888; v. Amira, Altnorwegiiches Voll- 
ſtreckungsverfahren. 1874. 


I. Allgemeine Rechtsgeſchichte und öffentlides Recht bis zur 
Auflöfung der fränfifden Monardie. 


ST. Das fränfifde Neid. Von unſcheinbaren Anfängen aus gelangte der 
Stamm der falifhen Franken zu weltgefchichtlicher Bedeutung. Das fränfifche Neich unter- 
warf fi die jämtlichen übrigen Stämme Deutfchlands und abforbierte — das weſtgotiſche 
Spanien ausgenommen — der Reihe nad die Staaten, welche germanifche Völker auf dem 
“ römifchen Kontinente gegründet hatten. Bei der Begründung und Ausdehnung des fränkischen 
Reiches halten fih die Erwerbungen romanifcher und germanifcher Volfsgebiete in merf- 
würdiger Regelmäßigfeit das Gleichgewicht, fo daß es bis zu Ende den gemifchten Charakter 
eines germanifch-romanifchen Staatswefens bewahrte. Mit der Chriftianifierung der Franken 
trat eine neue Macht in ihr Rechtsleben ein, die fatholifhe Kirche, melde die Ausbreitung 
des fränfifchen Reiches unter Chlodowech und feinen Söhnen weſentlich fürderte. Als die 
Thronftreitigfeiten der meromwingifchen Teilfönige und das Emporfommen territorialer Ge- 
walten das Königtum geſchwächt und das Neich der Auflöfung nahegebradt hatten, gelang 
es einer diefer territorialen Gewalten, den Herzögen von Auftrafien, das höchſte Staatsamt, 
die Hausmeierwürde, an ihr Gejchleht zu bringen und darauf geftüßt den Widerftand der 
territorialen Mächte zu brechen, die bedrohte Eriftenz des Neiches zu retten und wieder 
eine ſtarke Staatsgewalt herzuftellen. Die formelle Reftauration des Königtums erfolgte, 
als der legte Hausmeier fi mit Befeitigung des merowingifchen Königsgefchlehtes von den 
Franken zum König erheben ließ. Nachdem dann Karl der Große das fränfifche Neich zur 
germanifch romanischen Weltmonarchie erweitert hatte, wurde er zu Weihnachten 800 von 
Tapft Leo III zum Kaifer gefrönt und als ſolcher adoriert, ein Ereignis, weldhem die Auf- 
löfung des fränfifchen Reiches entfeimte. Die Kaiferwürde, welche die kirchliche Einheit der 
abendländifchen Chriftenheit zu ftaatsrechtlihem Ausdrud bringen follte und daher begrifflich 
die Unteilbarfeit der Negierungsgewalt vorausfehte, gab den Anlaß zu Mafregeln, welche 
die diefer dee mwiderfprechenden Grundfäße der herfömmlichen fränkischen Thronfolgeordnung 
zu befeitigen oder doch abzuſchwächen fuchten. Die inneren Kriege, welche dieſe ſchließlich er- 
folglofen Erperimente unter Ludwig dem Frommen und defjen Söhnen herbeiführten, ſchwächten 
die Kraft des Neiches in jo hohem Grade, daß es feinen Aufgaben nicht mehr gewachſen 
blieb und endlich in fünf Eleinere Neiche zerfiel. Eines derfelben bildeten die rein deutfchen 
Stämme, welde ji (887) Arnulf, einen Karolinger, zum König festen. Seit diefer Zeit 
aab es ein Deutiches Neid. Die Bedeutung der fränfifchen Univerfalmonardie liegt eben 
darin, daß fie nicht wie die römische nationale Bildungen auflöfte, fondern die Entſtehung 
nationaler Staaten vermittelte, zugleich aber gewifje Grundlagen des Nechts und der Kultur 
Ichuf, welche während des Mittelalters und zum Teil noch heute ein Gemeingut der Staaten 
des weftlichen und mittleren Europa find. 


Maik, Deutfche Verfaffungsgefhichte II. 3. Aufl. 1882. III. IV. 2. Aufl. 1883. 85; Sohm, 
Fräntifhe Reichs- und Gerichtsverfaffung. 1871; Dönniges, Das deutiche Staatsreht und die 
deutihe Reichöverfaflung. 1842; Schäffner, Gefhichte der Rechtsverfaſſung Frankreichs. 1859; 
Löbell, Gregor von Tours und feine Zeit. 2. Aufl. 1869; Unger, Gefchichte des öffentlichen 
Rechts in den Landen zwiichen Niederrhein und Niederelbe bis 840. 1840; Kaufmann, Deut re 
Seichichte bis auf Karl den Großen II. 1881; Arnold, Deutſche Geſchichte, fränkische Zeit, 1881; 
Fustel de Coulanges, Histoire des institutions politiques de l’aneienne France I. 1875; Jules 
Tardif, Histoire des institutions polit. et administr. de la France I. 1881; Glasson, Hist. du 
droit et des institutions de la France II. 1888. III. 1889; W. Sidel, Die Entftehung der frän- 
tiihen Monarchie, Weſtdeutſche Zeitichr. f. Geſch. u. Kunſt IV 231 ff.; Edgar Yöning, Das 
Kirchenrecht im Neiche der Meromwinger. 1878. 


88. Wirtfhaftsleben. Die Berührung mit der römischen Kultur, die An- 
nahme des Chriftentums, die Erwerbung römiſchen Gebietes, die Eritarfung der föniglichen 
Gewalt und die Wirkungen der Aufteilung des Aderlandes brachten tiefgreifende Änderungen 
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in den focialen Verhältnifjen des Volfes hervor. Die alte Gleichförmigfeit der Befit- 
verhältnifje verſchwand. Cine Landteilung haben die Franfen mit den römischen Provinzialen 
nicht vorgenommen. Durch die Eroberungen wurde zunächſt nur der König großer Grund- 
befiger, der die römischen Fiskalgüter an fich zog, allein dur ihn wurden es getreue Franken, 
die er für geleiftete Dienite mit Grund und Boden belohnte. Die Kirche, welche man in 
Gallien als Großgrundbefiger vorfand, ſetzte ſich in dieſer Eigenschaft aud in den deutſchen 
Stammlanden feit. Der Gegenſatz zwiſchen dem grundbefigenden Adel Galliens, den jena- 
torifchen Gefchlehtern und einem landlofen ‘Proletariat übte fchließlih feine Nüdwirkung 
auf die Verhältniffe bei den Germanen. Das Recht der Nodung mußte allmählich zu einer 
Verfchiebung der Befisitände führen, da nur den Neicheren die Verfügung über eine größere 
Zahl von Arbeitskräften die Mittel bot, die Gewinnung von Neuland durch Nodung im 
großen Stile zu betreiben. Wie fomit einerfeits ein großer Grundbeſitz entitand, wurde 
andererfeits der Normalbefit verringert, da er die auf ihm haftenden öffentlichen Laſten 
nicht mehr zu ertragen vermochte und vielfach in grundherrliche Abhängigkeit geriet. Die 
großen Grundfomplere welche fi auf diefe Weiſe gebildet hatten, fchieden aus dem Ver- 
bande der freien Dorfſchaften und Bauerſchaften, häufig auch der Marfgenofjenfhaften aus. 
Es entjtanden befondere grundherrlihe Dörfer und Bauerfchaften, bejtchend aus abhängigen 
Höfen, deren Mittelpunkt der Herrenhof, Fronhof oder Salhof war, an melden Abgaben 
und Dienfte geleiftet wurden, von welchem die Anordnungen über die Bewirtichaftung der 
Feldmark ergingen. Die Ausbildung großen Grundbefiges wird aber in ihren wirtichaft- 
lihen ‚Folgen fofort wieder ausgeglichen durch die Entſtehung zahlreicher Yeiheverhältnifie, 
welche die unmittelbare Nutzung desfelben unter viele einzelne verteilen. Die großen Grund- 
herren gaben nämlich einen namhaften Teil ihrer Ländereien, zum Teil ſchon durd den 
Mangel genügender unfreier Arbeitskräfte hierzu gedrängt, als Yeihequt aus. Das Yeihegut 
tritt in zwei Grundformen auf, welche auf Nahrhunderte hinaus die agrarifchen Verhältnifje 
Deutfchlands beherrfchen. Die eine ift das Zinsqut, in der Negel ein Leiheverhältnis 
nieverer Ordnung, welches ſich durd die wirtfchaftlihe Abhängigkeit von einem Herrenhofe 
und durch die Art der Zinfe und Dienfte als ſolches charakteriſiert. Die andere ift das 
Lehen, ein Zeiheverhältnis höherer Ordnung, welches öffentlichrechtlihen Zwecken feine Ent- 
ſtehung verdanft und den Belichenen nicht zu mwirtfchaftlichen, ſondern zu öffentlichrechtlichen, 
insbefondere militärischen Dienften heranzieht. Beide Befisformen wirken zufammen, um 
durch die Aufteilung der Bodenrente die germanifch-romanifhe Welt vor den fraffen gefell- 
ſchaftlichen Gegenjägen zu bewahren, wie jie im römifchen Reiche zur Zeit feines Verfalles 
vorhanden waren, 

Ständewefen. Hand in Hand mit der Umwandlung der Befigverhältnifje geht 
eine Zerfegung der bisherigen Stänpegliederung. innerhalb des Kreiſes ber Freien ent- 
ftehen perfönlide Schub: und dinglihe Abhängigkeitsverhältniſſe. Schutzbedürftige Freie 
begeben ſich als Mundmannen in die Echußherrfchaft eines Mächtigen, der fie vor Ber- 
gewaltigung ſchützen und im Bebürfnisfall vor Gericht vertreten fol. Sie bezahlen den 
gewährten Schuß mit einem firen Zinfe und gelten infolge diefer Standesvormundichaft 
nicht mehr für vollfrei. Neben diefem Vogteiverhältnis niederer Ordnung entjteht in der 
Vaſallität ein Schuß: und Dienftverhältnis höherer Ordnung, welches zwifchen freien Leuten 
ohne Schmälerung ihrer Standesredhte eingegangen werden kann. Zu einer Minderung der 
vollen Freiheit führte die Annahme eines wirtfchaftlid abhängigen Zinsqutes, wenn, was 
mehr und mehr die Negel wurde, der im übrigen bejiglofe Hinterfafje in ein Schugverhältnis 
zum Grundherrn trat, aus welchem dem Herrn Dritten und der öffentlichen Gewalt gegen- 
über eine dauernde Haftung für den Hinterfaflen erwuchs (vgl. unten $ 10 ©. 239). 

Während ein Teil der Freien unter das Niveau der gemeinen Freiheit hinabjanf und 
die Kluft zwifchen Freiheit und Unfreiheit ausfüllen half, ftieg ein anderer Teil über den 
Stand der Semeinfreien empor. Cs entwidelten fi nämlich die Anfäge eines neuen Adels, 
deſſen Entjtehungsgrund der —— war. Dieſer gab höhere Rechte, zumal höheres 
Wergeld, mochte er nun durch Übernahme eines föniglichen Amtes oder durd Eintritt in 
die fönigliche Gefolgsgenofjenichaft begründet werden. Mit dem Erblichwerden diejer und 
analoger Verhältnifje find alle Mertmale des höheren Standes gegeben. Der alte Gejchledts- 
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adel, welcher bei den Franken fehlte, aber bei den übrigen Stämmen ſich als wahrer 
Standesadel mit höherem Wergeld ausgebildet hatte, ift bei manchen Stämmen völlig, bei 
anderen zum Teil in den neuen Dienftadel aufgegangen. 

Der Gegenſatz zwifchen Freien und Unfreien erlitt auch von unten her eine allmähliche 
Abftumpfung, indem die Knechte fchlechtweg einer beſchränkten Rechtsfähigkeit teilhaftig 
wurden und einzelne Klafjen von Knechten eine der Halbfreiheit verwandte Stellung er: 
langten oder geradezu in den Stand der Halbfreien aufrüdten. Eine rechtlich bevorzugte 
Stellung gewannen die servi casati oder mansuarii, Knechte, die auf einer Hufe des 
Herrn angejiedelt find, ohne die Hufe vom Herrn nicht veräußert werden fünnen und daher 
zu den immobilien gezählt werden. Knechte höheren Ranges waren die Minifterialen, 
Unfreie, die in der perfünlichen Umgebung des Herrn dienten, insbefondere eines der vier 
gebräuchlichen Hausämter, des Truchſeſſen, Kämmerers, Schenten und Marfchalls, verfahen. 
Derjenige von ihnen, welcher zugleich die Oberaufficht über die Hausverwaltung führt, wird 
als Senefhall (maior domus) bezeichnet. Nicht felten pflegten die Herren ſolche Knechte, 
die ihre perjönlihe Umgebung bildeten, zu bewaffnen und aus ihnen eine Schar von 
Privatfoldaten zu bilden. Die Minifterialen des Königs und die servi casati des Fiskus 
erlangten das Wergeld und die Stellung der Halbfreien. Allgemeine VBorrechte hatten auch 
die Knechte der Kirche. Die unterfte Stufe der Unfreien bezeichnet der Ausdrud maneipia. 

Die Sippe büßte in diefer Zeit erftarfender Staatsgewalt an ihrer öffentlichrecht- 
lichen Bedeutung ein. Die Fehde zum Zweck der Rache wurde zunächſt durch das Verbot 
gewifjer Nadhethaten und durch die Einengung des ihr ausgefegten Familienkreifes befchränft, 
bis endlich die Karolinger die Neuerung anoroneten, daß in den Fällen, wo das Volfsrecht 
die Fehde noch erlaubte, die fehdeluftigen Parteien von den öffentlichen Beamten zum 
Cühnevertrag gezwungen werden fonnten durch den amtlichen Befehl, die Sühne zu em- 
pfangen bezw. zu bezahlen. Die Haftung der Sippe für das verwirkte MWergeld muß bereits 
in dieſer Beriode bei verjchiedenen Stämmen, insbefondere bei den Oberdeutjchen, verfchwunden 
fein. Die Vormundfchaft der Sippe wird dur die Nechte des geborenen Vormundes auf 
eine obervormundfchaftliche Stellung beſchränkt, während eine ſolche auch die Staatögewalt 
wenigſtens theoretifh in Anfpruh nimmt. Dem Feithalten des Grundbefiges innerhalb 
der Familie fette die Geſetzgebung im Widerfpruch zu mehreren Stammesrechten die volle 
oder doch eine beſchränkte Veräußerungsfreiheit des Befisers entgegen. Im Widerjtreite mit 
dem erflufiven Familiengeifte brachte die Kirche mit Hülfe des Staates ein ausgedehntes 
Verbot der Verwandtfchaftschen in Geltung. 


Wait, Über die altveutihe Hufe, Abhandl. der Göttinger Gefellichaft der Wiſſenſchaften. 1850; 
v. Inama-Sternegg, Die Ausbildung der großen Grundherrſchaſten in Deutichland während der 
Karolingerzeit, in Shmollers ftaats: und foctalwiflenichaftlichen Forſchungen I. 1878; Derielbe, 
Deutſche Wirtichaftsgeihichte I. 1879; Lamprecht, Deutſches Wirtichaitsieben I; Gierfe, Erb- 
recht und Bicinenreht im Edikt Chilperichs, Zeitichr. F. NG. XII; Rid. Schröder, Die Aus— 
breitung der jalifchen Franken, Forſchungen 3. deutichen Geſch. XIX; Schupfer, L’allodio, studi 
sulla proprietä dei secoli barbariei. 1885; Roth, Gejchichte des Benefizialweſens. 1850; Ludw. v. 
Maurer, Gejchichte der Fronhöfe, der Bauernhöfe und der Hofverfaflung in Deutichland I. 1862; 
Chabert, Brucjtüd einer Staatös und Rechtsgeſchichte der deutſch-öſterreichiſchen Länder, Denk— 
Ichriften der Wiener Afademie IN. IV; Laboulaye, Histoire du droit de propriété foneiöre 
en Oceident. 1839; Gu&rard, Polyptique de l’abb& Irminon .... avec des prolögomenes pour 
servir A l’'histoire de la condition des personnes et des terres ... . 1836 ff.; Schupfer, Degli 
ordini sociali e del possesso fondario appo i Longobardi, Sifungsberichte der Wiener Akademie 
XXXV; Dahn, Gefellihaft und Staat in den german. Reichen der Völkerwanderung, Hiftorifches 
Taſchenbuch 5. Folge II. 


89. Nechtsbildung und Nedtsquellen. Innerhalb des fränkischen Reiches 
erhielt fi) die Befonderheit des Nechts nad Nationalitäten und nad Stämmen. Für die 
Wechjelbeziehungen der Unterthanen verfchiedenen Nechts entwidelte fi das Prinzip der 
Perjönlichkeit des Nechts, demzufolge jeder nad dem Rechte beurteilt wurde, in weldem er 
geboren worden war. 

Wo die römische Bevölkerung dichter ſaß, lebte fie nach römischen Nechte. Diejes hat 
bei ihr eine ähnliche Brehung erfahren wie das von ihr gejprochene Latein. Es entwidelte 
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fi nämlich bei den römischen Provinzialen ein Vulgarrecht, welches den Zuftänden der Zeit 
angepaßt fich als eine Fortbildung oder Entartung des reinen römijches Nechtes darftellt. 
Schon in fränfifcher Zeit haben die germanifchen Stämme, welde mit den Römern in 
engere örtliche Berührung traten, einzelne römische Nechtsanfhauungen und Einrichtungen 
aufgenommen, nicht ohne fie felbjtändig umzubilden und fortzubilden. Die Sprache der 
Gefeggebung und der Urkunden entlehnten fie durchweg den Nomanen. Gleichwie diefe unter 
dem Einfluß des Qulgarlateins jteht, fo diente auch bei der Aufnahme römischen Nechts- 
ftoffes nicht das römische Necht der Nechtsfammlungen, fondern das Vulgarrecht der römischen 
Provinzialen als Anfnüpfungspunft. 

Unter den deutichen Stammesrechten hat im fränfifchen Neiche, entſprechend der 
herrfchenden Stellung der Franken, das fränkiſche Recht, zuerft mehr das falifche, dann das 
ribuarifche, die führende Rolle. Abgefehen von den füniglihen Satungen und Verordnungen, 
welche fränfifche Nechtsbegriffe und Einrichtungen außerhalb der fräntifhen Stammesgebiete 
zur Anwendung brachten, wirkte die Nechtiprehung des fränfifchen Königsgerichtes uni- 
formierend und machten die zahlreihen Franken, welche als missi, als Grafen oder fünig- 
lihe Gutsverwalter oder als geiftlihe Mürdenträger in den nichtfränfifchen Neichsteilen 
thätig waren, bewußt oder unbewußt ihren Einfluß zu Gunften des fränkischen Rechtes 
geltend. Troß der Anfänge einer auf vorwiegend fränfifher Grundlage fi ausbildenden 
Nechtseinheit ift es jedoch der Nechtsentwidlung innerhalb des fränfifhen Reiches mit 
nichten gelungen, den Gegenfat der Stammesrehte zu überwinden. Das zeigt am deut- 
lichften das Auftauchen von Projekten, die vermißte Rechtseinheit auf dem Wege der Geſetz- 
gebung herzuftellen. Karl der Große hegte nach feiner Kaiferfrönung den Plan, die Ver: 
ſchiedenheiten zwifchen den beiden Volksrechten zu befeitigen. Ein fränfifcher Prälat, Biſchof 
Agobard von Lyon, ſchrieb an Ludwig den Frommen, er möge das fränliſche Stammesrecht 
zum allgemeinen Reihsreht erheben, damit alle wie unter der Herrſchaft eines Königs, 
fo auch unter der Herrſchaft eines Nechts ftünden. Werfen diefe Pläne, welche nicht zur 
Ausführung gelangten, ein helles Streiflicht auf die Tragweite jener centraliftifchen Tendenzen, 
wie fie unter Karl dem Großen herangereift waren und unter Ludwig dem Frommen 
namentlich von der hohen fränkischen Geiftlichfeit vertreten wurden, fo zeigen fie andererjeits, 
wie weit man thatjächlid von der Nechtseinheit entfernt war zu einer Zeit, da die Einheits- 
bejtrebungen in der fräntifchen Monarchie auf ihrem Gipfelpunfte jtanden. 

Die hervorragende Stellung, welche das fränkische Königtum erlangt, erhebt dasſelbe 
zu einem felbftändigen Faktor der Nechtsbildung, indem ſich auf Grund föniglicher Anord- 
nung neben den Inſtitutionen des alten Volksrechts neue, den Bedürfniffen des Nechtslebens 
entfprechende Rechtseinrichtungen durchfegen, welche in den Volksgerichten mit Hülfe der 
richterlihen Amtsgewalt zur Anwendung gebracht werden. Eine Zeit lang ftehen diefe durch 
den König und durch deijen Beamtentum gejchaffenen Neuerungen dem Volfsrechte der ein: 
zelnen Stämme als Amtsreht gegenüber, bis fie die ihnen forrefpondierenden Einrichtungen 
des Volksrechts verdrängen und ſchließlich vollftändig in das Volfsrecht übergehen. Am 
weitejten gedieh die Entwidlung des Königsrehts im Königsgerichte, wo durd die außer: 
ordentliche Gerichtsgewalt des Königs eine Anzahl von nftitutionen gaefchaffen wurde, 
welche den Volfsgerihten als ſolchen verjagt blieben. 

Neichlich fließt in. diefer Periode die Quelle des gefchriebenen Rechts. Allenthalben 
machten die neuen Lebensverhältnifje das Bedürfnis rege, neues Necht zu ſetzen und das 
beitehende Gewohnheitsrecht aufzuzeichnen. Den entjcheidenden Anlaß zur jchriftlichen Fixie— 
rung des Nechtes gab die Einwirkung der hriftlihrömiichen Kultur. Darum fest auch bei 
den Stämmen, die zuerft mit ihr in dauernde Berührung traten, die Aufzeichnung des 
Rechtes am früheften ein. Unter den Nechtequellen diefer Zeit find zu unterfcheiden: die 
fogenannten Volfsrechte, leges barbarorum, die Verordnungen der fränfifchen Könige und 
Hausmeier, die Formelſammlungen und Urkunden. 

1. Die Vollsrechte. Bei ihnen geht die Satzung und fFirierung des Nechts vom 
Volfe aus, oder fie findet doch, wo nicht Ausnahmeverhältnifie vorliegen , unter Beteili- 
aung des Vollkes jtatt, denn der König iſt nicht befugt, die lex des Stammes einfeitig zu 
ändern und neues Vollsrecht zu fchaffen. Der Inhalt der leges ift zum großen Teile jtraf- 
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rechtlicher und progefirechtlicher Natur; einen Hauptbejtandteil bilden die Bußbeſtimmungen. 
Die Volfsrehte wollen übrigens den Nechtszuftand nicht in erjchöpfender Weiſe dartellen, 
fondern befchränfen ſich auf jene Nechtsfäge, zu deren Firierung eine befondere Beranlafjung 
vorlag. Bei den verfhiedenen Stämmen hat der inhalt der urſprünglich abgefaßten lex 
hinterher dur neue Satzungen Zufäge erhalten, Änderungen erlitten. Bei den Weftgoten 
ist aus ſolchem Anlafje die urfprüngliche Aufzeichnung einer offiziellen Umarbeitung unter- 
zogen worden. — Bon den deutfchen Volfsrechten fommt als das ältefte und altertüm- 
lichite das der falifhen Franken, die lex Salica, in Betradt. Nach den Prologen zum 
ſaliſchen Volksrechte hat bei den ſaliſchen Franken eine Satzung und Aufzeichnung des 
Rechts bereits in der Zeit vor Chlodowech jtattgefunden. Allein die aus den älteſten vor- 
handenen Terten erjichtliche Grundgeftalt fann die lex erjt erhalten haben zu einer Zeit, 
da die Franken nur erjt zum Teil chriftianifiert waren, jo daß Chriftentum und Heiden- 
tum, welche in den Nechtsfägen gleichmäßig ignoriert werden, fich in der Mafje des Volfes 
noch gegenfeitig die Wagichale hielten, da das fränfifche Neich fich bereits unter der Herr— 
fchaft eines Königs befand und mit dem Reiche der Weſtgoten grenzte, Anhaltspuntte, 
welche die Zeit vor Chlodowech ausschließen, unter welchem fie wegen ihres fonftigen alter- 
tümlichen Inhaltes noch zum Abjchluß gelangt fein muß. Einzelnen Stellen und Rechts— 
fägen der lex liegt die Verwertung der Gefete des Weftgotenfönigs Eurich zu Grunde. 
Das Beweisiyitem verrät zum mindejten bei der Behandlung unfreier Perfonen fremdredht- 
lihen Einfluß. Die älteren Terte enthalten die jogenannte Malbergiſche Glofje, Einfchiebfel 
von altfränfifhen Worten, welche den praftifchen Gebrauch der lex durch Erläuterung und 
Ergänzung des Tertes erleichtern follten und teilweife in Prozeßformeln beftehen mögen, wie 
fie gemäß dem Formalismus des altfränfischen Nechtsganges an der Gerichtsftätte (in mallo- 
bergo) üblich waren. Der Inhalt der lex wurde, abgejehen von der gemohnheitsrechtlichen 
Umbildung des altfalifchen Nechts, vielfach durch neuere Satungen verändert. Jedoch wurde 
der Tert des Volfsrechts nach Chlodowech weder offiziell umgearbeitet, noch wurden die 
Novellen mit demjelben irgendwie amtlich in Verbindung gebracht. Es wurde vielmehr den 
Abjchreibern überlaffen, fie der lex beliebig ein- oder anzufügen, jo daß die Handſchriften 
ſehr jchwanfende und abweichende Formen aufweifen. Soweit fie uns erhalten find, zer: 
fallen fie in vier Familien, von welchen die erite aus vier Handfchriften gebildet wird, 
welche den Tert in einer der urſprünglichen Form am nächſten ftehenden Geftaltung in 65 
Titeln überliefern. Die zweite Familie bietet einen aus Handjchriften der erſten fompilierten 
und erweiterten Text gleichfalls in 65 Titeln. Die dritte familie enthält einen abgefürzten 
Tert in 99 Titeln weftfräntifcher Herkunft, teils mit teils ohne Malbergifche Glofje. Die 
Necenfionen der vierten Familie, welche die Gloſſe gleichfalls ausſtößt und eine von den 
ärgiten Barbarismen gereinigte Latinität herzuftellen fucht, werden als lex Salica emen- 
data oder reformata bezeihnet. — Die lex Ribuaria, das Volfsreht der ribua- 
riſchen Franken, ift nur in einer Tertform überliefert, welche in farolingifcher Zeit und 
zwar noch im achten Jahrhundert entitand. Die Abfaffung der lex, welche aus mehreren 
ungleichartigen Bejtandteilen zufammengejegt ift, reicht aber in die meromwingifche Zeit zu— 
rüd. Cie ift mit Benugung der lex Salien ausgearbeitet worden. Ein ältejter Beltand- 
teil fennzeichnet ſich durd fein altribuarifches Bußſyſtem, ein zweiter ftellt ſich als ſyſte— 
matifche Umarbeitung der lex Salica dar. Cin dritter Teil ſowie ein in den zweiten ein- 
geihobenes Königsgeſetz Icheinen unter Dagobert I (628— 639) entjtanden zu fein, während 
die erifen zwei Beftandteile noch dem jechjten Jahrhundert angehören dürften. — Die da- 
mavischen Franken, welche das nad) ihnen benannte Hamaland ſowie die Landſchaften Twente 
und Drente bewohnten, befaßen ihr Sonderredht; die Aufzeichnung eines darüber aufge: 
nommenen Weistums ift die Ewa oder lex Franeorum Chamavorum aus dem 
Ende des achten oder aus dem Anfang des neunten Jahrhunderts. — Die älteite Aufzeich- 
nung des Volfsrechtes der Alamannen ift der fogenannte Pactus, von dem uns nur 
fünf Aragmente überliefert find, eine Satung wahrſcheinlich aus der erften Hälfte des 
fiebenten Jahrhunderts. Cine umfafjendere Satung iſt dielex Alamannorum, melde 
unter Herzog Yantfrid von Schwaben auf einer alamannifchen Stammesverfammlung wahr: 
Scheinlih in den Jahren 717—719 zu ftande fam. Unbegründet ift die Annahme von 
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drei verfchiedenen Nedaktionen der lex Alamannorum. — Der Stamm der Bayern erhielt 
feine Saßung, die lex Baiuwariorum, im achten Jahrhundert wahrfheinlih unter 
Herzog Odilo in den Jahren 743—748. Sie ift mit Benugung der lex Alamannorum 
und der mwejtgotifchen Gejete des Königs Eurich ausgearbeitet worden. — Die lex Frisi- 
onum iſt eine Privatfompilation von Rechtsquellen verschiedener Entjtehungszeit und ver- 
ſchiedenen Charakters. Den Kern der lex bildet eine Aufzeichnung über das Recht von 
Mittelfriesland, welche zum Teil auch Satungen in fih aufnahm und unter Karl dem 
Großen abgefaßt worden fein mag. Jünger, aber gleichfalls noch aus fränfifcher Zeit it 
die additio sapientum, eine Sammlung von Weistümern, die von zwei Rechtsgelehrten 
Sarmund und Wulemar herrühren. Somohl in die lex als in die additio wurden Zu: 
fäbe über das Sonderreht der Welt: und Djtfriefen eingefhoben. — Die Satung des 
ſächſiſchen Volfsrechts, die lex Saxonum, ift nach der Unterwerfung der Sachſen unter 
die fränkische Herrſchaft, wahrfcheinlid in den Jahren 802 und 803, jedenfalls nicht vor 
797 entitanden. Ungefähr gleichzeitig ift die lex Angliorum et Werinorum hoc est 
Thuringorum, eine Satung für die Stämme der Angeln und Warnen, welche einen Teil 
von Thüringen bewohnten. 

2. Die Verordnungen der fränfifchen Könige und Hausmeier. In merowingiſcher 
Zeit führen fie verfchievene Bezeihnungen ; die farolingifhen nennen ſich Kapitularien. Man 
unterfheidet Capitula missorum, nftruftionen für die föniglichen missi, Capitula 
per se seribenda, eigentlihe Verordnungen, welche der König einfeitig erlaffen und 
einfeitig aufheben fann, und Capitula legibus addenda, melde glei den 
Voltsrehten geſetzliche Kraft haben und daher arundfäglich nicht ohne Zuftimmung des 
Volkes erlaffen oder aufgehoben werden follen. Je nachdem fie geiftliche oder weltliche 
Angelegenheiten behandeln, zerfallen die Kapitularien in Capitula ecclesiastica und Capitula 
mundana. Ein Privatmann, Abt Anfegifus von Fontanella, machte 827 eine Sammlung 
von Kapitularien Karls des Großen und Ludwigs des Frommen, ein Werk, zu welchem 
etwa 20 Jahre fpäter eine angebliche Nachtragsjammlung veranftaltet wurde, die fich als 
Arbeit eines Leviten Benedikt von Mainz ausgiebt, aber in Weftfrancien entitand und fi 
zum größten Teile als eine in firhlihem ntereffe unternommene Fälfhung erweiſt. In 
Italien, wo Anfegis nicht in Gebrauh fam, wurde gegen Ende des 10. Jahrhunderts 
eine Sammlung der dafelbjt in Geltung gefommenen Kapitularien gemacht, welde man 
Capitulare fchledhtweg oder Capitulare Langobardorum nannte, 

3. Die Formelfammlungen und Urkunden, Um Formulare für die Abfaffung 
von Urkunden darzubieten, wurden im fränfifchen Reihe zahlreiche Formelfammlungen abage- 
faßt, juriftifche Privatarbeiten, welche das Urkundenweſen, wie fih an einzelnen Beifpielen 
nachweisen läßt, mitunter auf Jahrhunderte hinaus beherrfchten. Unter ihnen feien als die 
wichtigften hervorgehoben: 1. Die formulae Andegavenses, vermutlich das Formelbuch 
eines Schreibers der jtädtifchen Kurie oder eines Gerichtsfchreibers der Stadt Angers, aus 
dem Anfang des fiebenten Jahrhunderts. 2. Die formulae Marculfi, von einem Mönde 
Markulf abgefaßt und einem Biſchof Yanderich gewidmet, der von manden als Bifchof von 
Paris, von anderen als Bifhof von Meaur betrachtet wird. Die Sammlung, deren Ent- 
ftehungszeit in die zweite Hälfte des fiebenten Jahrhunderts fällt, bietet in einem erſten 
Buche Mufter für cartae regales, in einem zweiten Formulare für Privaturfunden, cartae 
pagenses. 3, Die formulae Turonenses (aud Sirmondieae), jünger als Markulf, 
aber noch der meromingifchen Zeit angehörig, in Tours vermutlih um die Mitte des achten 
Sahrhunderts verfaßt. 4. Eine Bearbeitung des Markulf und der Turonifchen Formeln iſt 
die collectio Flaviniacensis, welche in der zweiten Hälfte des achten Jahrhunderts 
zu Flavigny in Burgund entitand und einige wichtige felbitändige Stüde enthält. 5. Die 
formulae Senonenses, unpafjfend aud; Appendix Mareulfi genannt, wahrjcheinlicd das 
Formelbuch eines Schreibers des Grafen von Sens, Der Grundftod der Sammlung entjtand 
in den Jahren 768—775. 6. Die formulae Bituricenses, eine ziemlih planloje 
Kompilation von Stüden verfchiedener Entjtehungszeit, welche wahricheinlich gegen Ende der 
Negierung Karls des Großen zu Bourges zufammengefchrieben wurde. 7. Die formulae 
Bignonianae, auf faliihem Nechtsgebiete vor 775 entitanden. 8. Eine weſtfränkiſche 
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Formeljammlung, welche Merkel zuerjt herausgegeben hat, erſt in farelingifcher Zeit in einer 
Gegend mit dichter jalifcher Bevölterung abgefaßt, aber doch ſchon um 775 durd einen 
Nachtrag aus den Bignonfhen Formeln ergänzt und fpäter mit weiteren Zufägen verjehen. 
9. Die tormulae Salicae Lindenbrogianae eine zuerft von Lindenbruch veröffentlichte 
Sammlung, weldhe auf altfalifchem Boden, vermutlich in den Gebieten an der Maas und 
Schelde, gegen Ausgang des achten Jahrhunderts entjtand. 10. Die formulae impe- 
riales, Formeln für Kaiferurfunden, um 830 in der Kanzlei Ludwigs I zufammengeitellt. 
11. Das jogenannte Formelbuch des Bifhofs Salomo III von Konjtanz, eine alaman- 
nische Sammlung, welde gegen Ende des neunten Jahrhunderts in Sankt Gallen zufam- 
mengeftellt wurde. 12. Die St. Emmeramer ragmente, Überrejte einer größeren 
Kompilation aus dem neunten Jahrhundert, welche die Lindenbruchſchen Formeln und eine 
Überarbeitung Markulffcher Formeln in ſich aufnahm. 

Das germanifche Urkundenweſen ift aus dem fpätrömifchen Urkundenweſen hervorge- 
gangen, hat aber im Laufe feiner felbftändigen Weiterentwidlung tiefgreifende Umgeſtal— 
tungen erfahren. Die Urkunden jcheiden fih in Königsurfunden und Privaturfunden. Nur 
die Königsurfunden, von melden die diplomata, placita und indieuli für die Nechtöge- 
ihichte am meijten ins Gewicht fallen, find öffentliche, d. h. an fich beweisfräftige weil 
unanfechtbare Urkunden. Im Gegenfat zu den Privaturfunden fünnen fie der Zeugen ent- 
behren, eine Eigenfchaft, welche die langobardifhe Gerichtsurfunde mit ihmen teilt. Die 
Privaturfunden zerfallen in cartae und notitiae. Die carta ift dispofitive Urfunde, Ge- 
Ichäftsurfunde. Durch fie ſoll das Nechtsgefchäft, welches fie beurfundet, nicht bloß be- 
wiefen, jondern abgefchloffen werden. Sie wird von dem Vertragsgegner des Dejtinatärs 
der Urfunde, d. h. desjenigen, der fie erhalten joll, ausgeftellt. Die Form des mittels 
carta abzufchließenden Rechtsaeichäftes bildet der Urfundungsaft, welchem die traditio cartae, 
die Begebung der (noch unvollftändigen) Urkunde aus der Hand des Ausftellers in die Hand 
des Dejtinatärs, wejentlich ift. Bei der Übergabe werden von dem Ausfteller mündliche Er- 
flärungen über das abzufchließende Nechtsgefhäft abgegeben, welchen der Tert der Urfunde 
in dem die rechtliche Dispofition enthaltenden Teile entipriht. Nach der Begebung der 
carta nehmen die Zeugen die firmatio, roboratio, stipulatio, die Handfejtung vor, darin 
betehend, daß fie die Urkunde entweder berühren (cartam tangere) oder fignieren oder 
unterfchreiben. Die Unterzeihnung von feiten des Ausjtellers ift üblich, aber nicht weſent— 
lich. Schließlich vollzieht der Schreiber die Urkunde durch feine Unterfchrift. Eine be- 
fondere Form der Urfundentradition beftand bei den Franken, Alamannen und anderen 
Stämmen. sHier pflegte nämlich der Ausjteller die carta von der Erde aufzunehmen (car- 
tam levare; vgl. finem levare im englischen Rechte, Proteft levieren im Wechſelrechte), um 
fie dann dem Dejtinatär darzureihen. Die notitia ift ſchlichte Beweisurfunde, d. h. fie 
hat nur die Funktion, als Beweismittel zu dienen, und ift daher im Tone eines Referates 
gehalten. Sie beurfundet entweder gerichtliche Handlungen oder aufßergerichtlihe Rechtsge— 
ihäfte. Letzteren Falles ift das Nechtsgefhäft nicht etwa mittels der Urfunde, fondern un- 
abhängig von derjelben zu jtande gekommen. Ausſteller der notitia fann der Dejtinatär 
jelbft fein. Die Zeugen der notitia find nicht Zeugen des Urfundungsaftes, jondern des 
Rechtsgeſchäftes, welches vor der Beurfundung perfiziert worden war. Cine firmatio testium 
ift hier nicht erforderlih. Es genügt, daß die notitin die Gegenwart der Zeugen zu einem 
Beitandteile des Berichtes macht, welchen fie über die beurfundete Handlung erjtattet. 

Als Buraqunder, Yangobarden und ein Teil der Weftgoten unter fränkische Herrſchaft 
famen, blieb ihnen ihr nationales Recht. Die Gefeggebung bei den Burgundern rührt 
zum größten Teile von König Gundobad (7 516) her; nad ihm wird die lex Burgundio- 
num auc als lex Gundobada bezeichnet. — Die hervorragendfte Schöpfung auf dem Ge- 
biete der germanifchen Geſetzgebung ftellen in der Zeit der Volksrechte die Quellen des 
langobardifhen Rechtes dar. Dasjelbe wurde zuerjt unter König Nothari nicht ohne 
Verwertung römischer, weitgotischer und firchenrechtlicher Quellen aufgezeichnet und 643 
unter dem Namen Edietus publiziert. Unter defjen Nachfolgern famen Zufäge von 
Grimoald, die umfaffende Gejeggebung Yiutprands und einige Geſetze der Könige Ratchis 
und Aiſtulf hinzu. Mus diefem edietus Langobardorum wurde 829— 832 für den Ge- 
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brauch des Herzogs und Markgrafen Eberhard von Friaul ein Rechtsbuch verfertigt, welches 
die denfelben Gegenjtand betreffenden Geſetze der einzelnen Könige zufammenftellt und fid) 
deshalb Concordia de singulis causis nennt. Auf Grund des Edifts, der Kapitularien 
und fpäteren Königsgefege entwidelte jih in Italien eine rege juriftifche Thätigkeit, welche 
in der Nechtsfhule zu Pavia ihren Ausgangspunkt hatte. Mit dem Edikte wurde das 
Capitulare Langobardorum zu einem Ganzen, dem Liber legis Langobardorum (Liber 
Papiensis), verbunden. Zwiſchen 1019 und 1037 entitand für Schulzwede eine Samm- 
lung, die dem Gefeßterte Gloffen und Gerichtöformeln beifügte. Für den Gerichtsgebrauch 
wurde bald nach 1070 ein reichhaltiger Kommentar (Expositio) zum Liber Papiensis ver- 
faßt. Cine neue Form erhielt das Nechtsbuch als fogenannte Lombarda vor 1100, melde 
den Rechtsſtoff ſyſtematiſch ordnete, aleichfalls gloffiert und im zwölften Jahrhunderte fom- 
mentiert wurde. Von den fonjtigen Quellen des langobardifchen Nechtes iſt das Cartula- 
rium Langobardieum hervorzuheben, eine im elften Jahrhundert entitandene Sammluna 
von Formeln, wie fie bei der traditio cartae vom NAusfteller oder deſſen Vorſprecher ge— 
fprochen wurden und von mündlichen Erflärungen, welche der Abfaffung gerichtlicher notitiae 
vorausgingen. m Reihe der Weftgoten war die Gefebgebung für Goten und Römer 
urfprünglich eine getrennte, fpäter eine gemeinfame. Die Goten erhielten ein Geſetzbuch 
fhon von König Eurich (466—484), welches u. a. im ſaliſchen, im burgundifchen und im 
bayerifchen Volksrecht benugt worden, uns aber nur fragmentarifch überliefert ift. Im An- 
ſchluß daran entjtand etwa in den Jahren 510 --536 in der Provence eine Nechtsaufzeichnung, 
die auch auf oftgotifches und burgundifches Recht Nüdfiht nimmt. Eurichs Geſetze find 
vom König Leovigild revidiert, von ihm und einzelnen feiner Nachfolger ergänzt worden. 
Zahlreiche und umfaſſende Neformgefege, die ſowohl für die gotifhe als auch für die 
römische Bevölferung berechnet waren, erließ König Chindafvinth (641—652). Sein Mit 
regent und Nachfolger Redesjvinth (649—672) jtellte aus den Gefegen feiner Vorfahren 
und aus feinen eigenen durch eine zufammenfaflende Redaktion ein fyitematifch geordnetes 
Geſetzbuch her, die lex Wisigothorum Reecessuinthiana. Cine neue Redaktion publizierte 
König Erwig 682. Die lette Umarbeitung nahm König Egica vor (687—701). Die 
formen der lex, welche jünger find als die Erwigiana, bezeichnet man als lex Wisi- 
gothorum Vulgata. Die gefamte jüngere Gejetgebung der Weſtgoten hebt ſich durd) 
Wortichwall, theologische Nevensarten und breite Kaſuiſtik von den übrigen leges in unvor- 
teilhafter Weife ab. Im Gegenſatz zur Gefeggebung, die mehr und mehr der Verwelſchung 
anheimfiel, hat ſich vielfah ein davon abmweichendes gotifhes Gemwohnheitsrecht erhalten, 
welches uns in den älteren ſpaniſchen Fueros entgegentritt und durch feine Verwandtichaft 
mit nordifchen Nechten feinen rein germanifchen Urfprung verrät. In der eriten Hälfte 
des fiebenten Jahrhunderts entjtand im Weftgotenreiche eine Sammlung von Formeln für 
Privaturfunden und Prozeßſchriften, teils auf römischen teils auf gotiſchem Rechte beruhend. 

Auch das römische Net, nad) dem die Nomanen und die Kirche lebten, hat eine 
Neihe von Nechtöquellen aufzumweifen, welche in den germanischen Staaten entitanden find. 
Für die Nömer des Weftgotenreichs lie Alarich 506 das römische Necht in der lex 
Romana Wisigothorum (Breviarium Alarieianum) zufammenjtellen. Durch Nedesjvinth 
wurde zwar die Gültigkeit derfelben aufgehoben ; allein fie fam bei der römischen Bevölferung 
des fränfifchen Neiches in lebhaften Gebrauch. Im Anſchluß an das Breviarium, äußerlich als 
ein Kommentar zu demfelben fich darftellend, entjtand in Churrätien die lex Romana 
Curiensis, eine beveutjame Quelle für die Kenntnis des römischen Vulgarrechts, welde 
zugleich einen weitgehenden Einfluß deutscher Rechtsſitte auf das Necht der räto-romanifchen 
Bevölferung zum Ausdrud bringt. Es ift ftreitig, ob fie um die Mitte des achten oder 
bald nach der Mitte des neunten Jahrhunderts entitanden jei. Das Breviarium gelangte aud) 
in Burgund zur Anwendung, wo es wegen feiner größeren praftiichen Brauchbarfeit die 
dafelbjt unter König Gundobad entitandene lex Romana Burgundionum (Papianus) ver- 
drängte. In Italien war unter der Herrſchaft der Dftgoten um 510 das aus römischen 
Nechtsquellen geichöpfte Edietum 'Theoderici erlaffen worden, Goten und Nömer in gleicher 
Weiſe bindend. Für die Oſtgoten galt daneben aotiiches Gewohnheitsrecht, welches ſich als 
Perfonalreht von Überreiten oftgotiicher Bevölkerung noch aegen Ende der langobardifchen 
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Zeit nachwerfen läßt. Zu dem Edikt famen noch vereinzelte Verordnungen Theoderichs 
und feines Nachfolgers Athalarih, wie denn aud von dem Vorgänger Theoderichs Odoaker 
eine vereinzelte Verordnung firchenrechtlichen Inhalts überliefert ift. Nach der Zertrümme— 
rung des oſtgotiſchen Neiches geriet die oftgotifche Geſetzgebung in Vergefjenheit und brachte 
die oftrömische Herrſchaft die Rechtsbücher Juftinians zur Geltung, welde in italien aud) 
nad) der Einwanderung der Zangobarden in Kraft blieben. 


Stobbe, Geſchichte der deutichen Nechtsquellen I. 1860; Savigny, Geihichte des römifchen 
Rechts im Mittelalter; Gaupp, Das alte Gefe der Thüringer. I: Über die Familien der altger- 
maniſchen Voltsrechte. 1834; 9. Brunner, Zur Nechtsgeichichte der römischen und germanifchen Ur- 
funde. 1880. ©. 113. 308: Sohm, Fräntiiches und römiſches Recht, in der Zeitjchrift der Savigny— 
Stiftung für Rechtsgeſchichte I; Schröder, Zur Kunde der deutichen Volfsrechte, in der Zeitichr. der 
Savigny- Stiftung f. RS. VII 17 ff. — Über die älteren Kolleftivausgaben der Nechtsquellen diefer 
Reriode ſ. Stobbe a. a. O. S. 8ff.; 9. Brunner, Deutiche Rechtsgeich. I 282. 285. — Georgisch, 
Corpus juris Germ. antiqui. 1738, eine früher viel gebraudte Handausgabe, auf welhe Grimm in 
den Rechtsaltertümern feine Citate ftellt; F. Walter, Corpus iuris Germ. antiqui. 1824. Eine Ge— 
amtausgabe ift in den Monumenta Germaniae historica begonnen worden. Eine neue Ausgabe er- 
cheint dafelbit in Quartformat. Die Folioausgabe wird mit dem fünften Bande abgeſchloſſen. Cine 
Auswahl von Auszügen und Proben zum atademifchen Gebrauch giebt Gengler, Germanifche 
Rechtsdentmäler [mit Gloffar]. 1875. 

Lex Saliea. Ausg. Pardessus, Loi Salique. 1843; Wait, Das alte Necht der ſaliſchen Franken 
1846 (bietet den Tert auf Grund der vier Handjchriften der erften familie); Merkel, Lex 
Salica. 1850; Behrend, Lex Salica nebit den Hapitularien zur 1. S. bearbeitet von Bores 
tius. 1874 (zum aladem. Gebrauche zu empfehlen); die neuefte auf umfaffenditer Handicriften- 
vergleihung berubende Ausgabe ift Hessels, Lex Salica: the ten texts with the glosses and 
the lex emendata ſynoptiſch mit Erläuterungen über die fränfifchen Wörter der lex v. 9. Kern. 
Yondon 1880. Einzelne Handichriften drudt der Reihe nad ab Alfred Holder, Lex Sal., feit 
1879. Überfegung und Nommentar, der aber nur mit Vorficht zu benußen ift, bietet Knut 
Sungbohn Clement, Forihungen über das Recht der faliihen Franken. 1876. Yitteratur: 
Waltz a. a. ©. Behrend, Die Tertentwidlung der lex Salica, in der Zeitfchrift für Nechts- 
geſchichte XIIL; Hartmann, Beiträge zur Entſtehungsgeſchichte des jalifhen Rechtes, in Forſch. 
3. deutsch Geſch. XVI 609 ff.; Schröder, Unterfuchungen zu den fräntifchen Volfsrechten, Feſt— 
Schrift für Thöl 1879 und in Pids Monatsichrift für die Geſchichte Weftdeutichlands VI 468 ff.; 
Derfelbe, Die Franken und ihr Recht, in der Zeitfchrift der Savigny-Stiftung für NO. IL. 

Lex Ribuaria. Herausgegeben von Sohm in den Mon. Germ. Leges V und davon ein Tertabdrud 
in 8° 1883. Synoptiſch mit der lex Salica bei Laspeyres, Lex Salica. 1833. — Bal. 
Rogge, Observationes de peeuliari legis Ribuariae cum Salica nexu. 1823; Sohm, Über die 
Entftehung der lex Ribuaria, in der Zeitfchrift für Nechisgeichichte V 380; Ernft Mayer, Zur 
Entitehung der lex Ribuariorum. 1886, 

Lex Francorum Chamavorum. Herausgeg. von Sohm in den Mon. Germ. Leges V und in der Text— 

ausgabe der lex Ribuaria — Bgl. Berk, Das Kantener Recht, in den Abhandlungen der Ber: 

liner Afademie. 1846; Zöpfl, Die Ewa Chamavorum, ein Beitrag zur Kritik und Erläuterung 

*— Tertes. 1856; Schröder, Unterſuchungen zu den fränkiſchen Volksrechten. 

Alamannorum. SHerausgeqg. von Merkel in den Mon. Germ. Leges III und neuerdings in der 

Quartausgabe der Leges V 1 von Karl Yehbmann. — Merkel, De republica Alamannorum. 

1849; Rozitre in der Revue historique de droit frangais et Etranger I: Heinrih Brunner, 

Über das Alter der lex Alamannorum, Situngsberichte der Berliner Akademie. 1555. ©. 149 ff.; 

Karl Lehmann, Zur Tertfritit und Entitehungsgeichichte des alamann. Bolfsrechts, im Neuen 

Archiv der Gejellfchaft für ältere deutſche Gefchichtsfunde X 469 ff. 

Lex Baiuwariorum. Herausgeg. von Merkel in den Mon. Germ. Leges III. — u Über die 
Entftehung der lex Baiuwariorum. 1848: Roth, Zur Geſchichte des bayerifchen Volksrechtes. 
1869; Mertel, Das bayerifche Voltsrecht, in Perg!" Arhiv XI: Waig, Göttinger Nachrichten. 
1869 Nr. 8; Niezler, Über die Entftehungszeit der lex Baiuwariorum, in den Korfhungen zur 
deutichen Geschichte XVI 409 ff. 

Lex Thuringorum. Herausgeg. von Harl Fr. v. Richthofen in den Mon. Germ. LL. V.— Saupp, 
Ze Geſetz der Thüringer. 1834; v. Amira in v. Sybelö hiftoriicher Zeitfchrift. N. F. 
IV 305. 

Lex Saxonum. Herausgeg. von Karl Fr. v. Nihthofen in den Mon. Germ. LL. V. — Gaupp, 
Recht und Berfaffung der alten Sachen in Verbindung mit einer Fritiihen Ausgabe der lex 
Saxonum. 1837; Karl Fr. v. Richthofen, Zur lex Saxonum. 1868: Boretius inv. Sybels 
biftorischer Zeitichrift XXII. 

Lex Frisionum. Herausgeg. von Karl Fr. v. Richthofen in den Mon. Germ. LL. IH. Einen Abdrud 
in 8° lich die societas frisiaca 1866 beforgen, welchem eine fritifche — Sn die Zu—⸗ 
jammenjegung der lex von de Geer beigegeben ift, deutſch in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte 
VIH. — Gaupp, Germaniſtiſche Abhandlungen. 1853. 

Ausgaben der Hapitularien und ihrer Sammlungen: Baluze, Capitularia Regum Francorum. 1677 


Lex 
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und Pertz in den Mon. Germ. LL. I. II. Mit Rüdfiht auf die Unzulänglichleit diefer Ausgabe 
follen die Hapitularien in den Mon. Germ. aufs neue ediert werden. Erſchienen ift bereits: 
Legum sectio II. Capitularia regum Francorum ed. A. Boretius. Tom. 1. 1883 (bis 827). 
— Boretius, Die Rapitularien im Yangobardenreih. 1864 und der Abichnitt: De capitula- 
ribus ... in Italia editis in der Vorrede zu deſſen Ausgabe des Liber Papiensis in Mon. 
Germ. LL. IV 46 fi.: Boretius, Beiträge zur Kapitularienfritit. 1874. 1. Lex und Capi- 
tulare. 2. Die Wehrpflicht unter den Harolingern. Anhang: Die Hapitularien über das Heer: 
weien; Thövenin, Lex et Capitula. 1878, 

Formeliammlungen und Urkunden. Eine Ausgabe der Formeljanmlungen in den Mon. Germ. 
Legum sectio V: Formulae Merowingiei et Karolini aevi, ed. Zeumer. 1886. Eine iyftematijch 
angelegte Samınlung der Formeln bietet: Rozitre, Recueil général des formules usitées dans 
l'’empire des Franes. 3 vols. 1859—1871. — Seidensticker, Commentatio de Mareulfinis 
aliisgue similibus formulis. 1818; Zeumer im Neuen Arhiv der Geſellſch. für ältere deutſche 
Geſchichtskunde VIL ff. VIII 475. XI 313. XIV 589; Richard Schröder, Über die fränf. Formel 
fammlungen, Zeitichr. d. Sav.- Stift. f. RS. IV 75 ff. — Über Königsurfunden Sickel, Acta 
regum et imp. Karolinorum I. 1867. Über Privaturkfunden Brunner, Carta und notitia, in 
den Feitgaben für Mommjen. 1877; Derfelbe, Zur Nechtögeichichte der römischen und 

ermaniichen Urkunde. I: Die Privaturfunden Jtaliens, das angelfähfiihe Landbuch, die frän- 

ifche Privaturtunde. 18830. — Julius Fider, Beiträge zur Urfundenlehre. 1877. 78; Harry 
Breßlau, Handbuch der Urkundenlehre für Deutichland und Jtalien I. 1889. 

Lex Gundobada. Serausgeg. von Bluhme in den Mon. Germ. LL. II. Einen mit Hülfe der 
beiten Handichriften bereinigten Abdrud des Bluhmeichen Tertes bietet Binding, Lex Burgun- 
dionum, in den Fontes rerum Bernensium I. 1880. 

Edietus Langobardorum. Herausgeg. von Bluhme in den Mon. Germ. LL. IV, als Schulausgabe 
in 8° u. d. T. Edietus ceteraeque Langobardorum Leges. 1870; Liber legis Langob. Papiensis 
dietus. Öerausgeg. von Boretius a. a. D.; Concordia und Lombardae rubricae. Derausgeg. von 
Bluhme a. a. O.; Baudi a Vesme, Edieta regum Langob. 1855 (in den Monum. hist, patriae), 
=: gg von Neigebaur. 1855; Die Lombarda-Hommentare. Herausgeg. von Anſchütz. 
1855; Summa Legis Langobardorum, Langobard. Rechtsbuch aus dem 12. Jahrh. Nach den 
Handfhriften herausgeg. von Anihüg. 1870. — Val. Pasquale del Giudice, Le tracce di 
diritto romano nelle leggi longobardi, in den Studi di storia e diritto. 1889. ©. 362. Eine 
eingehende Unterfuchung über die Quellen des edietus Rotharis giebt Tamassia, Le fonti 
dell’ editto di Rotari. 1889, der ſchon früher gelegentlih auf die Benutzung römiſchrechtlicher 
Quellen bingewiefen hatte. Merkel, Geſchichte des Langobardenrehts. 1850; Siegel, Die 
Lombarda-Kommentare, in den Situngsberihten der Wiener Akademie XL. — Das Cartula- 
rium Langob. bat Boretius in den Mon. Germ. LL. IV 595 jf. herausgegeben. 

Lex Wisigothornm. Kritiſche Ausgabe fehlt. Die zugänglichfte bei Walter, Corp. iur. germ. I. 
Die Pariſer Fragmente der Geſetze Eurihs bei Bluhme, Zur Texteskritik des Wejtgotenrechts 
und Neccareds Leges antiquae, 1372. Die Fragmente der weltgotishen Redhtsaufzeichnung 
aus der Provence hat Gaudenzi entdedt und ediert u. d. T.: Un antica compilazione di 
diritto Romano e Visigoto con alenni frammenti delle legge di Eurico. 1886, fie ftehen auch 
im Neuen Archiv XII 390 u. Ztichr. der Sav.-Stift. f. NG. VII236. Dazu Zeumer im Neuen 
Archiv a. a. D. u. Arthur Schmidt, Ztichr. der Sav.-Stift. f. NG. IX 223. Die weftgotiichen 
Formeln bei Zeumer, Formulae S. 575. Daju Biedenweg, Commentatio ad formulas 
Visigothicas. Dissert. inaug. 1856. — Bgl. Helfferich, Entftehung und Geſchichte des Weit 
aotenrechts. 1858: Dahn, Weſtgotiſche Studien. 1874; Wait in den Göttinger Nachrichten. 
1875 Nr. 15; Schmelger, Die Redattionen des Weftgotenrechts durch die Könige Chindafvinth 
und Reckesſvinth, in der Ztichr. d. Sav.Stift. f. NS. TI 123; Jul. Fider, Uber nähere Berwandt- 
ſchaft zwifchen gotiſch-ſpaniſchem und norwegiſch-isländiſchem Hecht, in den Mitteilungen des 
Anftituts für öſterr. Geſchichtsforſchung. 2. Ergänzungsbend ©. 455 ff. 1888, 

Lex Romana Wisigothorum. Serausgeg. von Hänel. 1847. Dajelbit auch die Lex Curiensis. Eine 
fritiiche Ausgabe der legteren von Karl Zeumer ift in den Monum. Germ. hist. Leges V im Er- 
fcheinen begriffen. Bal. Stobbe, De lege Romana Utinensi. 1853; Fr. Schupfer, La legge 
Rom. Udinese. 1881 und 1888: Derselbe, Nuovi studi sullalegge Rom. Ud, 1532; Wagner 
in der Zeitichrift der Savigny-Stiftung für NG. IV 54; 9. Brunner ebenda ©. 263; 
Zeumer ebenda IX 1. — Capitula Remedii aus dem Anfang des 9. Jahrhunderts. Derausgeg. 
von Hänel in den Mon. Germ. LL. V. 

Lex Romana Burgundionum. Serausgeg. von Blubme in den Mon. Germ. LL. III. 

Edietum Theoderiei. Herausgeg. von Bluhme in den Mon. Germ. LL. V. Gaudenzi, Zeitſchr. 
der Sapigny-Stiftung für NS. VIE 29: Derselbe, Sui rapporti tra Italia e limpero 
d’Oriente 476—554. 1888; Schupfer, L’Editto di Teoderieo. 1888. 


8 10. Verfaifung und Verwaltung. Urfprünglic war auch bei den Franken 
mit dem Erbrechte des Königsgeſchlechtes das Wahlrecht des Volfes verbunden. Seit Chlodo- 
wech tritt diefes zurüd. Sind mehrere erbberechtiate Glieder der Dynajtie vorhanden, To 
wird die Neihsverwaltung unter diefelben geteilt und zwar zu aleichen Teilen und zu gleichem 
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Recht, jo daß feiner der Teilregenten etwa als Oberkönig Hoheitsrechte über die anderen 
beit. Die fortwährenden Wirren und Thronftreitigleiten der merowingifchen Teilfönige 
begünftigten das Emporfommen einer einflußreihen Grundariftofratie. Anfangs von ihr ge- 
tragen, dann unabhängig von ihr, zogen die maiores domus die königliche Gewalt an fid, 
bis endlich 752 der lette Hausmeier Pippin fich zum König auffhwang und die Krone in 
feinem Haufe erblih machte. Im Gegenfaß zu dem herfümmlichen Teilungsprinzipe er- 
forderte die ‚Idee des Kaifertums, welches auf dem Gedanfen der Univerfalmonardie be- 
ruhte, die Einführung der Individualfucceffion. Die Divisio von 817, welde durch eine 
Teilung zu ungleichen Teilen und zu ungleihem Recht einen Kompromiß zwifchen diefen 
Gegenſätzen verjuchte, erwies fi als unausführbar und nad) aufreibenden Kämpfen wurde 
843 im Vertrage von Verdun das alte Teilungsprinzip wieder zur Geltung gebradht. Wäh- 
rend unter den Merowingern der Negierungsantritt ein rein weltlicher, meift formlofer Akt 
war, wurde im Haufe der Karolinger feit Pippin die auf altjüdiſches Vorbild zurüdgehende 
geijtliche Salbung üblih. Seit dem neunten Jahrhundert trat zur Salbung der Aft der 
Königsfrönung hinzu, ohne jedoch jtaatsrechtlihe Bedeutung für die Erlangung der Königs- 
würde zu gewinnen. Die Krönung, byzantinifcher Sitte entitammend, fam zuerjt bei der Er- 
hebung Karls des Großen zum Kaifer zur Anwendung, damals als ein geiftlicher At. Doc 
erfolgte bei Ludwig I und Yothar I die Kaiferfrönung zunächſt als weltlide Handlung und 
ließen beide jich erſt nachträglid vom Papfte als Kaifer jalben und frönen. Seit der Mitte 
des neunten Jahrhunderts gilt dann die Salbung als der die Kaiferwürde fonjtituierende At. 

Das germanifche Volkskönigtum hat im fränfifhen Neihe einem Königtum anderer 
Auffafjung Plab gemacht, welches durch die von feinem Impulſe ausgehenden Eroberungen 
feine Macht derart erhöht, daß es die Fülle der Staatsgewalt in fich vereinigt. Nicht zum 
wenigiten hat das Königtum feine Stellung dadurch befeitigt, daß es die in den romanifchen 
Gebieten beſtehenden römischen Einrichtungen zur Verjtärfung der Staatsgewalt verwertete 
und den mächtigen Einfluß der fatholifhen Kirche in feinen Dienft zog, welde in feinem 
der germanifchen Neiche der weltlichen Macht gegenüber jo abhängig und willfährig war, 
wie im Staate der Merominger. Die Nechte des Königtums äußerten ſich, entſprechend 
feiner Aufgabe, den Frieden im Innern und nach aufen zu fchüßen, als Gerihtsbann 
und Heerbann. Bann ift aber das Recht, bei Strafe zu gebieten und zu verbieten. Bann 
heißt ein derartiger Befehl ſelbſt und endlich auch die Folge feiner Übertretung. Die Nicht- 
beachtung des Königsbannes hatte in der Negel eine Buße von 60 Solidi zur Folge. Der 
Bann äußert ſich als Frievensbann, Verwaltungsbann und als Verordnungsbann und dient 
als der wichtigfte Hebel zur Ausbildung des das Volfsrecht reformierenden Königsrechtes. 
Der König ift Eigentümer alles fisfalifchen Gutes, hat den Anſpruch auf gewiſſe öffentliche 
Frondienſte der Unterthanen, er hat das Münzrecht, das Recht auf Zölle und Verkehrs— 
abgaben, das Recht auf Anlage und Schub der Märkte und den Anfpruch auf herrenlofes 
Gut. In ihren perfönlichen Nechtsbeziehungen lebten die Meromwinger nach falifchem , die 
Karolinger nad ribuarifhem Geburtsrechte, 

Das Staatsreht der fränfifchen Monarchie war hauptfächlich Verwaltungsreht. Abge- 
ſehen von vereinzelten desorganifierten Reſten der römischen Verwaltung ift es in ber 
Hauptjache germanifches Recht. Die dem jpätrömifchen Nechte eigentümliche Trennung des 
Civil- und Militärdienftes blieb ihm von Haufe aus fremd. Die oberfte Neichsverwaltung 
führte der König jelbjt. Er ſaß zu Gericht, hielt Heerihau, bot den Heerbann auf und 
führte ihn an, wenn er nicht dazu einen SHeerführer ernannte. Der maior domus, ein ur- 
fprüngli vom König ernannter Beamter der Hofverwaltung, welcher auch bei den Djtgoten, 
Yangobarden und Angelfahjen vorfommt, fungierte im fränfifchen Neiche mindejtens jeit der 
Wende des fehlten und fiebenten Jahrhunderts als Anführer der königlichen Gefolgsgenofjen, 
der Antruftionen. Da diefe den Kern der fränfifchen Ariftofratie bildeten, ſchwang er ſich 
zum politifchen Vertreter derfelben auf. Das Amt verwandelte ſich aus einem Hofamte in das 
erite Amt der Staatsverwaltung und zog allmählich die füniglihen Regierungsrechte an ſich. 
Schließlich wurde es Erbgut des auftrafischen Herzogsgeſchlechtes der Arnulfinger und erlofch, 
als der legte Hausmeier fih zum König aufgefhwungen hatte. Die königliche Kanzlei jteht 
in meromwingifcher Zeit unter dem Neferendarius, in farolingifcher unter dem Kanzler. Der 
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meromwingifche Neferendar fertigt u. a. auch die föniglichen Gerichtsurfunden aus, jedoch, da 
er nit etwa als Gerichtsfchreiber an den Verhandlungen des Königsgerichtes teilnimmt, 
auf Grund eines vom Pfalzgrafen als Beifiger des Königsgerichtes abgegebenen Neferates, 
welches ald testimonium comitis palatii in dem Kontert der Urkunde ausprüdlich erwähnt 
wird. In farolingifcher Zeit ijt die Ausftellung der Gerichtsurfunde aus dem Reſſort der 
Kanzlei ausgefchieden, es eriftieren befondere Gerichtsfchreiber, welche dem Pfalzgrafen unter- 
ftellt jind, eine Neuerung, welche mit der verfchievdenen Behandlung des Urfundenbeweifes 
im falifchen und ribuarischen Nechte zufammenhängt und das Verfchwinden der das Neferat 
des Pfalzgrafen betreffenden Klaufel in den farolingifchen placita zur Folge hat. Der 
Pfalzgraf hat außerdem in weltlichen Sachen den Vortrag vor dem König und fungiert in 
Vertretung des Königs als Nichter, in welcher Eigenſchaft er für minder wichtige Sachen 
als Vertreter bejtellt wurde. Die am Hofe lebenden Getftlichen, zu welchen in farolingijcher 
Zeit auch die Kanzleibeamten gehörten, jtanden unter der Auffiht und Zeitung des erjten 
Hoffaplans, primus capellanus, archicapellanus, welcher in kirchlichen Angelegenheiten den 
Vortrag vor dem Könige hatte. Ludwig der Deutfche vereinigte dann das Amt des Hof- 
faplans mit dem des Kanzlers. Seit der Leiter der Kanzlei zugleich das Haupt der Hof: 
Hlerifei ift, geminnt er hervorragenden politifchen Einfluß. — Über wichtigere Angelegen- 
heiten beriet fich der König mit den Großen des Reichs auf den Hoftagen, die im Anſchluß 
an Hoffeitlichkeiten ftattfanden. Im März, fpäter im Mai wurde Heerſchau abgehalten 
(März, Maifeld). Bei diefer Gelegenheit machte man dem verfammelten Volfe Mitteilung 
über wichtigere Entfchlüffe, mitunter deshalb, um fich die Acclamation zu verfchaffen, ein 
Vorgehen, in welchem das einzige Moment der fränkischen Verfaffung liegt, das an bie 
Stellung der alten Landesverſammlung erinnert. 

Das Neich zerfiel in eine große Anzahl von Gauen oder Grafichaften. Die Graf- 
Schaft gliederte fich in eine Anzahl von Hundertichaften (centenae, vicariae), welche bei den 
Franken die Bedeutung räumlicher Bezirke gewonnen hatten. An der Spike der Grafichaft 
ftand der Graf (grafio, comes), ein vom König ernannter Beamter, weldyer den Heerbann 
der Graffchaft aushob und anführte und an den Gerichtsftätten der Hundertfchaften feines 
Gaues die Stellung des Richters erlangte, nahdem er bei den Salfranfen einen nichtfönig- 
lihen Beamten, den Thungino, verdrängt hatte, der zur Zeit der Abfafjung des falschen 
Volfsrehtes noch als vorfisender Nichter in den echten Dingen fungierte. Feſtes Gehalt 
hatte der Graf nicht. Dagegen bezog er ein Drittel der Gerichtsgefälle und Bannbußen 
und die Nußungen der Grundjtüde, welche als Amtsqut mit der Grafichaft verbunden waren 
(pertinentia comitatus). Die fönigliche Gerichtsgewalt ift ihm nicht in vollem Umfang zu— 
gewiefen; im eigenen Wirfungsfreife hat er nur einen Bann von 15 Solidi. Dod wird 
ihm jchon in fränfischer Zeit für gewiſſe Fälle (den jächliichen Grafen allgemein für eausae 
maiores) der Königsbann von 60 Schillingen übertragen, wie denn überhaupt die gräfliche 
Gewalt in fichtlicer Zunahme begriffen ift. Über mehrere Grafen war in meromingifcher 
Zeit ein Herzog geſetzt, der die militärifchen Kräfte eines größeren Bezirkes unter fid) ver- 
einigte und eine den Grafen übergeordnete Gerichtsgewalt ausübte. Doch beftand nicht 
überall ein Herzogtum, fondern es gab zahlreiche Grafen, die nicht unter einem Herzog ſtanden. 
Zur Zeit der Schwächung des meromwingifchen Königtums gelang es in einzelnen Teilen des 
Neichs den Herzögen eine erbliche und ziemlich unabhängige Stellung zu gewinnen, in der 
fie zwar die Oberhoheit des Königs anerkannten, aber ſich nicht mehr als Beamte desjelben 
betrachteten. Im Gegenfa zum alten Amtsherzogtum fann man diefes Herzogtum mit ftaatsrecht- 
lich janftionierter Selbjtändigleit als Stammesherzoatum bezeichnen. Den Harolingern gelang 
es, das Stammesherzogtum allenthalben wieder zu bejeitigen. Der farolingiichen Verfafjung tt 
ein befonderes Herzogtum unbefannt. Doc findet fi) der Titel dux. Ihn führen nament: 
lich die Markgrafen, melden an den Neichsgrenzen ein Gebiet von dem Umfange mehrerer 
Graffchaften in die Hände gelegt war, um einen fräftigeren Schub derſelben zu ermöglichen. 
Als jtändiger Vertreter des Grafen in der Grafſchaftsverwaltung erjcheint in der karolingiſchen 
Zeit in Weftfrancien und Ntalien der vicecomes, während die merowingifche Periode nur 
für den Einzelfall bejtellte ınissi comitis fennt. In den SHundertichaften wurde der ur: 
jprünglid vom Volke gewählte Hundertichaftsvorfteher zumeist zu einem Unterbeamten des 
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Grafen, centenarius, vicarius, wohl auch Schultheiß genannt, welder mit der richterlichen 
Erefution und mit der Eintreibung der fisfalifchen Gefälle betraut ift, dem Grafen bei Ge— 
richt als Gehülfe zur Seite fit und ihn im gebotenen Ding als Richter vertreten kann. 

Ein wirkſames Mittel zur Gentralifierung der Neichsverwaltung ſchuf Karl der Große 
in dem Inſtitute der missi dominiei. Schon früher hatten die Könige von Fall zu Fall 
Bevollmächtigte mit Specialaufträgen in einzelne Neichsteile gefhidt (missi ad hoc). Karl 
machte hieraus ein organifches Glied der Verwaltung, indem er das Neich in arofe mifja- 
tifche Sprengel teilte, von denen jeder durch mehrere missi, gewöhnlich zwei, einen geiftlichen 
und einen weltlihen Großen, regelmäßig bereift wurde. Dieſe hatten die Thätigfeit der 
ordentlichen Beamten zu fontrollieren und zu ergänzen und hielten Yandtage und, mit der 
außerordentlichen Gewalt des Königs verjehen, Gerichtstage ab. Die Einrichtung geriet 
fpäter in Verfall, wurde aber im weitfräntifchen Reiche mehrmals erneuert. 

Eine geordnete Finanzverwaltung ſucht man im fränfifchen Reiche vergebens. Staats: 
güter und Privatgüter des Königs wurden nicht unterfchieden, wie überhaupt nicht die öffent- 
lichrechtliche und privatrechtliche Stellung des Königtums, ein Charafterzug, der fich in der 
Folge auch dem Beamtentum mitteilte. Die römifche Steuerverfaffung ließ man verfallen. 
Tribute abhängiger Völferfhaften, freiwillig dargebrachte Ehrengefchente, das Erträgnis des 
Königsgutes, Gerichtsgefälle und BVerfehrsabgaben bildeten das Einfommen des föniglichen 
Fisfus, welches im wefentlichen zur Beftreitung der Hofhaltungsfojten verwendet wurde. Im 
übrigen war das Gemeinweſen auf die perfönlichen Zeiftungen der Unterthanen angewieſen. 
Diefe find dem Könige in gleicher Weife zur Treue verpflichtet, welche Verpflichtung durch 
einen allgemeinen Treueid von Zeit zu Zeit bekräftigt wurde. Neben Heer- und Gerichts: 
dienjt bildeten gewiſſe Naturalleiftungen, die fogenannten functiones publicae, eine allge- 
meine Verbindlichkeit der Unterthanen. Die Gerihtspflicht laftet Hauptfächlich auf der Hundert- 
Ichaft, deren Gerichtsverfammlungen für Streitigkeiten aus der ganzen Graffchaft fompetent 
find, und bezieht ſich in gleicher Weiſe auf die echten ungebotenen Dinge des Volksrechts, 
welche vom Grafen abgehalten wurden, wie auf die gebotenen Dinge, welche Graf oder 
Gentenar nah Bedarf fraft ihrer Amtsgewalt anfesten und in welchen nur eausae mi- 
nores, nicht aber die dem echten Ding vorbehaltenen causae maiores entjchieden werden 
fonnten. Die allgemeine Gerichtspflicht mußte in farolingifcher Zeit, weil fie jich angefichts 
der eingetretenen Ungleichheit der Befigverhältniffe für die ärmeren Freien als zu drüdend 
erwies, auf drei allgemeine Gerichtsverfammlungen im Jahre befchränft werden; für die 
gebotenen Dinge wurde fie durd die Anitellung jtändiger Urteilöfinder, der Schöffen, erſetzt. 

Eine folgenschwere Ummandlung vollzog fi im Heerweien. Zwar ift eine verfaſſungs— 
mäßige Anderung der Heerpflicht unter den Karolingern nicht durchgeführt worden, allein 
die zunehmende Yeiltungsunfähigfeit der kleinen Grundbefiser und die veränderte Art der 
Kriegsführung brachten den auf der allgemeinen Unterthanenpflicht beruhenden Heerbann 
allmählich zur Auflöfung und veranlaften die KHeeresverwaltung, das Volfsaufgebot durd) 
Lehnsmilizen, die Fußtruppen durch Reiter zu erjegen. Grundſätzlich laſtete im fränkischen 
Neiche die Heerpflicht auf allen freien und wehrhaften Männern. Königliche Verordnung 
bejtimmte, in welchem Umfang für den einzelnen Fall das Aufgebot der Wehrpflichtigen 
erfolgen jolle; leitende Gefichtspunfte waren hierbei das jeweilige Erfordernis der Heeres- 
ftärfe und die Yeiftunasfähigfeit des einzelnen. Um lettere zu berüdjichtigen, wurde für 
das einzelne Aufgebot eine nach königlicher Anordnung wechjelnde Vermögensquote als die 
dem perjönlichen Heerdienit zu Grunde liegende Einheit hingeftellt. Armere Freie wurden 
in der Weife zu Gruppen vereinigt, daß man nur von einem den perjönlichen Heerdienit 
verlangte, die anderen aber zu einer Beifteuer (adiutorium) verpflichtete. Wer miderrechtlich 
ausblieb, mußte die königliche Bannbuße bezahlen. Die Durchführung des Aufaebots fiel 
dem Grafen anheim, welchem aud ein bejchränftes Dispenfationsrecht eingeräumt war. 
Hinterfaffen und Vaſallen hatte in farolingifcher Zeit ihr Senior, der Grund- und Yehns- 
herr, aufzubieten. Handelte es fih um die Verteidigung des Yandes gegen feindlihe Ein- 
fälle, jo war jedermann ohne Ausnahme verpflichtet, dem Rufe zur Yandwehr (lantwöri) 
zu folgen. Während die Heeresverwaltung genötigt war, den Drud, mit welchem die Heer— 
pflicht auf den fleineren Grundbeſitzern lajtete, mehr und mehr zu erleichtern, wurde anderer: 
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ſeits der Kriegsdienſt, den jie zu leiften vermochten, durch eine Veränderung militäriid)- 
technifher Natur mehr und mehr entwertet. Die Heere, welche die Gründung des fränkischen 
Reiches vollbrachten, bejtanden faſt ausfchlieglih aus Fußvolk; nur die Führer und die 
Gefolgsgenofjen waren beritten. Im vierten und fünften Jahrzehnt des achten Jahrhunderts 
machte fih aus Anlaß der Kämpfe mit den Arabern das Bedürfnis nah Schöpfung einer 
leiftungsfähigen Kavallerie geltend. Karl Martell und feine Söhne ariffen zu dieſem 
Zwecke an das Kirdengut. Sie vergabten Kirchengüter an fränfifche Große, die ihrerfeits 
durch Meiterverleihungen kleinere VBafallen in den Stand festen, ſich reitermäßig auszurüjten. 
Der vermehrten Neiterei willen ſah ſchon Pippin ſich genötigt, das Märzfeld in den Mai 
zu verlegen. Hand in Hand mit dem Lehnweſen jchritt das Neiterwefen von Weſten nad) 
Diten vor. Im Weftfrancien find ſchon um die Mitte des neunten Jahrhunderts die 
Heere faſt ausſchließlich Neiterheere, die aus Vafallen und zum Teil aus Miniiterialen, 
reitermäßig ausgerüfteten Anechten, beftehen. Bei den rechtsrheinifchen Stämmen hat ji 
diefe Entwidlung erit in der nacdhfränfifchen Zeit durchgeſetzt. 

Unter den Merowingern war es zuerft Sitte, dann politifche Notwendigfeit geworden, 
die Großen durch Schenkung von Krongütern an das Königtum zu feſſeln. Die merowingifche 
Landjchenfung begründete, wenn fie nicht ausdrüdlich zu freiem Eigentum erfolgte, ein 
befchränktes Eigentum des Beſchenkten; fie fonnte ohne Zuftimmung des Schenkers nicht 
veräußert werden und fiel unter gewiſſen VBorausjegungen, insbefondere wenn der Beſchenkte 
ohne männliche Nachkommen ftarb, an den Schenker zurüd, Als Karl Martell und feine 
Söhne fih auf umfafjende Vergabungen angewiefen jahen, um mitteljt derfelben ſich die 
erforderliche Neiterei zu verfchaffen, reichte das erjchöpfte Krongut dafür nicht aus. - Die 
Kirchengüter, die fie zu diefem Zmwede verwendeten, konnten nad kanoniſchem Rechte nicht 
zu Eigentum, fondern nur zu Leiherecht vergabt werden. Die Bergabungen aus Kirchengut 
wurden daher unter den rechtlichen Gefichtspunft des Benefiziums geitellt, der von nun ab 
auch bei Berleifungen von Krongütern maßgebend wird. Das Benefizium begründete ein 
zeitlich beſchränktes Nutzungsrecht des Beliehenen, welches nad deſſen Tode (Mannfall) nicht 
auf die Erben überging und mit dem Tode des Verleihers (Herrenfall) erlofh. Nicht nur 
der König beziehungsweife der Hausmeier, fondern auch die Kirche und weltlihe Große 
verliehen Benefizien. Mit dem Beneftzialmefen trat ein anderes, urjprünglich ſelb— 
jtändiges, Verhältnis in Verbindung, die Bafallität. In merowingiſcher Zeit hatte der 
König eine militärisch organifierte Gefolgfchaft, die ihm als berittene Yeib- und Ehrenwache 
diente, die Antruftionen. Gefolgsleute anderer Perfonen erfcheinen unter dem Namen 
gasindi, fpäter auch vassi, vassalli. Die Antruftionen verfchwinden in farolingifcher Zeit. 
An ihre Stelle tritt die viel zahlreichere Vafallität, eine jüngere Abſchichtung und Fort— 
bildung der Gefolgſchaft. Die Vafallität ift em Schutz- und Dienjtverhältnis, welches durch 
einen Treueid und den fymbolifchen Aft der Kommendation eingegangen wird. Der Vajall 
verpflichtete fich feinem Herm zu Dienſten, welche bei freien Leuten feine Schmälerung der 
vollen Freiheit herbeiführten. Docd gab es auch unfreie Vafallen. Nicht nur der König, 
jondern auch Unterthanen konnten VBafallen haben. Die hauptfählihe Bedeutung des Ver- 
hältniffes lag im Kriegsdienft. Der Vafall war dem Herm dazu verpflichtet, und zwar 
zum Neiterdienft, wenn der Herr ihm dazu ausrüftete oder ihm die Mittel zur Selbjtaus- 
rüftung gewährte. Die Teilnahme an der Hausgenoffenfchaft des Herrn, wie fie bei der 
eigentlichen Gefolgihaft die Negel bildete, war bei den Vafallen, die nicht am Hofe des 
Herrn lebten, dahin beſchränkt, daß der abweſende Bafall an den Hof des Herm fommen 
muß, wenn ihn diefer entbietet. Der Unterhalt, welchen das Haus des Herm den Gefolge: 
leuten gewährt hatte, wurde den VBafallen in der Regel durd Verleihung eines Benefiziums 
erfeßt, jo daß der Vafall in diefer Beziehung als ein abgefhichteter Gefolgsmann erſcheint. 
Schon die Kirchengüter, welche von den Hausmeiern behufs Organifation der fränkischen 
Neiterei vergabt wurden, famen in der Hauptmafje an Bafallen. Indem es mehr und 
mehr Sitte wurde, den Vafallen ein Benefizium zu geben und für ein Benefizium VBafall 
zu werden, find Benefizialwefen und Vafallität miteinander verfchmolzen. Das Produkt 
diefer Faktoren ijt das Lehnweſen. Schon früh neigt es zur Erblichfeit oder vielmehr zur 
Ausbildung eines rechtlihen Yeiheswangs bei Eintritt des Herren- und Mannfalls, indem bei 
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Herrenfall der Erbe des Herm dem Lehnsmanne des Vorgängers, bei Mannfall der Lehns- 
herr einem Sohne des Verftorbenen die Leihe regelmäßig zu erneuern pflegte, fpäter unter 
gewiffen VBorausfegungen erneuern mußte. In „votger Ausdehnung ergriff das Lehnweſen 
nicht nur den Grundbefis, es begann auch die Amterverfaffung zu zerfreffen. Zuerſt wurde 
der mit dem Grafenamte verbundene Grundbefiß, pertinentia comitatus, als Benefizium 
behandelt. Als hiermit das Amt eine privatrechtliche Bafis gewonnen hatte, nahmen die 
Amtsbefugnifje jelbjt allmählich den Charakter des Lehns an. 

Zu den Faktoren, welde mitwirften an der Umbildung der Grundlagen der fränfifchen 
Verfafjung, zählen auch die Grundherrfchaft und die Immunität. Die auf den Gütern 
der Grundherren anſäſſigen Leute ſtanden nicht bloß in wirtfchaftliher und privatrechtlicher 
Abhängigkeit, jondern der Grundherr übte über gewifje Klaffen derjelben auch Befugnifie, 
die im Yaufe der Zeit öffentlichrechtliche Bedeutung erlangten. Für das fränfifche Neid) 
find deutjchrechtlihe und römifchrechtliche Wurzeln der Grundherrlichfeit zu unterfcheiden. 
Nah deutihem Rechte haftete der Grundherr für feine Unfreien, für die Halbfreien und 
für folde Freie, die ihm jchushörig waren. Die merowingifhe Rechtsſprache faht fie 
zufammen al® homines unde mithio redebet, d. h. als die Perfonen, für die er Verant- 
wortung jchuldet, ein Ausdrud, der in der Farolingifchen Zeit verfchwindet, in welcher man 
ihledhtweg von homines oder homines commanentes fpridt. Der Herr haftete entweder 
für die verwirfte Buße oder dafür, daß der homo vor das öffentliche Gericht geſtellt wurde, 
wenn er von Dritten belangt wurde. In Fallen in welchen öffentliche Strafen in Frage 
ſtanden, war der Grundherr verpflichtet, ſeine Leute dem öffentlichen Richter auszuliefern, 
der aber auch das Recht hatte, den Schuldigen ſelbſtändig zu greifen. Mit Rückſicht auf 
jene Haftung des Grundhern wurde es Sitte, daß Dritte fich zunächſt außergerichtlih an 
den Grundherrn oder deſſen Beamten mwendeten, der dann die Sache unterfuchte und nad) 
dem Ergebnis der Unterfuhung erledigen ließ. Fand fich der Dritte dadurch nicht befriedigt, 
jo mochte er ſich an den öffentlichen Richter wenden. Jene interne Erledigung der Streit- 
händel, die fich fchon früh in den Formen gerichtlichen Verfahrens bewegte, iſt der Aus- 
gangspunft der grundherrlichen Gerichtsbarkeit geworden. Diefe war vorhanden von dem 
Heitpunfte ab, da die Nechtsordnung dem Dritten zur Pflicht machte, zunächſt den Grund- 
herrn oder deſſen Vogt anzugehen, und die öffentliche Jurisdiktion auf den Fall der Juſtiz— 
verweigerung und des Nechtszuges befchränft wurde. Dazu iſt es aber in der fränfifchen 
Zeit wenigitens noch nicht allgemein gefommen. In Gallien übten ſchon in vorfränkiſcher 
Zeit die größeren Kirchen und größere Grumdbefier (homines potentes) über ihre Leute, 
zum mindejten wenn fie untereinander prozefjierten, eine felbjtändige Nurisdiftion aus, welche 
der Kompetenz des fpätrömifchen defensor entiprah. Sie ift, jomweit fie behauptet wurde, 
ebenfo wie die Sonderjurisdiftion, welche den Kirchen über gewifje Klafjen der von ihnen 
abhängigen Bevölkerung zuftand, in die Immunität übergegangen, deren verfajjungsgefdicht- 
lihe Bedeutung zum Teil darin befteht, daß fie die Reſte unorganifcher Gerichtsbarfeit not- 
dürftig in den allgemeinen Rahmen der fränfifhen Gerichtsverfaffung einfügte. Die mili- 
tärifsche Bedeutung der Grundherrfchaft, welche fi in dem Aufgebot der Hinterfaflen durch 
den Grundherrn äußerte, iſt ſchon oben erörtert worden. Sie ift feit der Umbildung des 
Heerwefens in der Vafallität und Minifterialität aufgegangen. 

Die Wurzeln der Immunität reihen in die römische Zeit zurüd. Cie hat bei den 
Franken ihren Ausgangspunft in der Stellung des Königsgutes, welches nicht unter den 
Grafen und ihren Unterbeamten jtand, ſondern von befonderen füniglichen Domänenbeamten 
verwaltet wurde. Wie im römischen Neiche die Faiferlihen Domänen von Steuern und 
öffentlichen Fronden befreit waren, jo genoß auch das fränfifhe Königsgut die Immunität. 
Allein neben der Freiheit von Abgaben und Fronden ſchloß die fränkische Immunität aud) 
die Gerichtsbarkeit über die Immunitätsleute in fi, ſoweit fie einen finanziellen, rein 
fislaliſchen Charakter hatte und die von ihnen verwirkten Friedensgelder und Bannbußen in 
Frage famen. Durch fönigliches Privileg ging die Immunität auf die Kirchengüter über, 
für welche fie fhon unter Ludwig I als herrfchende Negel erfcheint. Durd das Benefizial- 
wefen gelangten die weltlihen Großen in den Genuß derfelben, indem das Benefizium als 
Eigentum der Krone infofen den Charakter des Krongutes beibehielt. Die Immunität 
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wehrte den öffentlichen Beamten, das Immunitätsgebiet in amtlider Cigenjchaft zu betreten 
(Verbot des introitus), fisfalifche Gefälle zu erheben (Verbot von exactiones), die Amts- 
gewalt unmittelbar gegen Jmmunitätsleute anzuwenden (Verbot der distrietio). Den Kirchen 
wirkte fie feit farolingifcher Zeit einen von perfönlihen Schußprivilegien des Königs unab- 
hängigen höheren dinglihen Frieden, den die gefreiten Beſitzungen der Kirche genofjen. Der 
Immunitätsherr hatte die Gerichtsbarkeit über die mmunitätsleute in causae minores. 
An ihn fielen die von ihnen verwirkten Gerichtsgefälle. Bei Klagen Dritter hatte er ur- 
fprünglich feinen Hinterſaſſen vor das öffentliche Gericht zu jtellen ; doch wurde es ſpäteſtens 
im neunten Jahrhunderte Nechtens, daß Immunitätsleute von Dritten zunächjt im Jmmunitäts- 
gerichte belangt werden mußten. In Kriminalfällen hatte der Immunitätsherr den Bellagten 
vor das Grafengeriht zu bringen. Die Immunitätsgerichtsbarfeit übte der Immunitätsherr 
durch einen befonderen Beamten, advocatus, Vogt, aus. Die Wahl der Vögte zog das 
farolingifche Königtum in den Bereich feiner Verordnungen. Es behandelte fie nicht als 
reine Privatbeamte, ſondern jtellte fie unter die Kontrolle der missi gleich den öffentlichen 
Beamten. Der Vogt follte aus den freien Eigentümern der Graffhaft mindeftens unter Mit- 
wirkung des Grafen und des Wolfes beftellt werden. Nachmals gelangten die Immunitäts— 
bezirfe zu territorialer Abgefchloffenheit durch Kauf, Taufh, Schenkung, Vergewaltigung oder 
endlich dadurch, daß den Herren die öffentliche Gewalt über die auf freiem Eigentum inner- 
halb des Bezirkes anfäffigen Grundbefiser übertragen wurde. 
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8 11. Das Strafredht. Erhebliche theoretifhe Kortfchritte machten im fränfischen 
Reiche die Strafrechtsideen, eine Entwidlung, bei welcher Geſetzgebung und Rechtsverwaltung 
vielfach der an den alten Anschauungen feithaltenden Nechtsüberzeugung des Nolfes voraus- 
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eilten. Die dee von der allgemeinen Strafgewalt des Staates und der Gedanfe, daß durch 
das Verbrechen die Gejfamtheit verlegt werde, äußern fich bereits in dem Beftreben, das 
Gebiet der öffentlichen Strafen zu erweitern, das der übrigen Vergeltungsarten einzuengen. 
Das Recht der Nache wird im Wege der Gefeggebung und fraft fönigliher Banngewalt im 
Verwaltungsmwege befchränft. Die Friedloslegung hört auf, Strafe zu fein, und wird nur 
noh im Ungehorjamsverfahren verhängt. Andererfeits hat ſich aber aus der alten Fried- 
lojigfeit eine Reihe von Strafen abaeipalten, Zebensitrafen, bei welchen die Todesart nicht 
von vornherein rechtlich bejtimmt war, Xeibesftrafen, Verbannung, Einziehung des Ver: 
mögens, Freiheitsverluſt in der Form der Straffnechtichaft, der Strafhaft und der Übergabe in 
die Gewalt des Verlegten. Die ſakralen Todesitrafen der germanifchen Zeit jind bis auf 
wenige ſchwache Überrefte den Nechten der fränfifchen Zeit bereits fremd. Das Gebiet der 
Privatbußen wurde durch die gemohnheitsrechtliche oder gefegliche Ausbildung der öffentlichen 
Strafen eingeengt. Übrigens wirkte bei diefen die Abjtammung aus der jühnbaren Fried— 
lofigfeit infofern nah, als es dem Echuldigen, wie er ſich früher wieder in den Frieden 
einfaufen fonnte, nunmehr gejtattet ift, die Strafe um Geld abzulöfen, wobei aber die 
Löſungsſumme nicht, wie die Buße, an die Partei, fondern an die öffentliche Gewalt fällt. 
Ein eigentümliches Strafiyitem entwidelt fih aus der Behandlung der Infidelität. Auf 
Verlegung der Unterthanentreue fette das Wolfsrecht Todesitrafe und Konfisfation des Ver: 
mögens. Als der Umfang der Treupflichten, die in den Treueid hinein interpretiert wurden, 
namentlid unter Karl dem Großen eine ungemefjene Ausdehnung erfahren hatte, wurde es 
unmöglich, jede Verlegung diefer Pflichten mit dem Tode zu ahnden; vielmehr trat eine 
arbiträre Strafgewalt des Königs ein, deren äußerſte Grenze durch den hiftorischen Rahmen 
der Friedlofigfeit gegeben war. Da das königliche Ermefjen die Strafe bejtimmte, befand 
fih der Schuldige „in potestate regis*, ein Nechtszuftand, mit welchem der Begriff der 
föniglichen Ungnade, des Verluftes der Königshuld verfchmilzt, der fih urfprünglid in den 
Dienftverhältnifjen der föniglihen Gefolgsgenofjen und Beamten ausgebildet hatte. Auf 
gewiſſe Unthaten, die nach Volfsrecht nicht oder nicht genügend verpönt waren, wurde die 
Bannbuße geſetzt, welche im Laufe der Zeit als Strafe nach Königsrecht die volfsrechtlichen 
Friedensgelder der einzelnen Stämme verdrängte. Die Taidigungen, Richtungen, d. i. die 
außergerichtliche Abfindung des Verletzten mit dem Übelthäter, wurden bejchräntt, zum Teil 
ihon darum, damit dem Fiskus der Anfprud auf das Friedensgeld nicht entgehe. Endlich 
ermöglichte die Einführung des Nügeverfahrens die Verfolgung von Verbrechen aud) dann, 
wenn der Verletzte feinen Schaden verfchwieg. 
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812. Im Rechtsgange macht ſich die Erſtarkung der Staatsgewalt durch die 
Beſchränkung der Selbſthülfe und durch eine Umgeſtaltung des Gerichtsverfahrens geltend. 
Jene äußert ſich in der Einengung des Fehderechtes und in dem Verbote der außergericht— 
lichen Pfändung um Schulden. Die Reformen im Gerichtsverfahren führen eine Milderung 
des ſtrengen Rechtes herbei und haben im allgemeinen ihren Ausgangspunkt im Verfahren 
des Königsgerichtes. Von hier aus werden ſie zum Teil auf das volksgerichtliche Verfahren 
ausgedehnt, zum Teil aber bleiben ſie auf das Königsgericht beſchränkt. Die Anderungen, 
welche das Verfahren der Volksgerichte erfuhr, beziehen ſich: 

1. Auf die Chriſtianiſierung der Prozeßformalitäten. Die heidniſchen Formen wurden 
ausgemerzt und durch chriſtliche erjegt. Während der Kläger früher die Klage mit Anrufung 
der heidnifchen Götter erhob, hat er jet bei den Franken einen Voreid anzubieten und zu 
ſchwören, fofern nicht Bemweiszeihen des objektiven Thatbejtandes oder fonjtige Verdadhts- 
aründe vorliegen, während nad) anderen Stammesrechten die Klage bei Gott und den 
Heiligen erhoben wird. Die regelmäßige Eidesform wird der Eid auf die Neliquien oder 
auf die Evangelien. Bon den heidnifchen Eidesformen hat ſich der Waffeneid als Eid auf 
aeweihte Waffen in beitimmten Anmwendungsfällen oder ald ein minderwertiger Eid erhalten. 
Die ribuarifchen Franken fannten einen Eid auf Eidring und Hafeljtab, der in karolingiſcher 
Zeit verfchwand. Dagegen haben die Friefen den nachmals jogenannten Vieheid, den der 
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Schwörende unter Verfluhung des zu berührenden Gewandes und des ganzen Vermögens 
(Vieh) abzulegen hatte, als einen geringeren Eid bewahrt. Der Ordalien nahm ſich die 
Kirche an und jtattete fie mit chriftlihem Geremoniell aus. Vorübergehend wurde ein ſpecifiſch 
hriftliches Ordal, die Kreuzprobe, eingeführt, aber 813 wieder verboten. 

2. Auf eine Steigerung der richterlihen Autorität, welche die Beſchränkung des Ver— 
handlungsprinzips, eine Abſchwächung des Formalismus und eine Ummandlung der ganzen 
Struktur des Verfahrens im Gefolge hat. An die Seite der alten volksrechtlichen Ein- 
richtungen des Nechtsganges tritt eine Anzahl amtsrechtlicher Neuerungen, welde den un- ' 
mittelbaren Verkehr der Parteien und die hierzu notwendigen Formalakte durch richterliche 
Befehle erjegen. Eine Zeit lang ftehen diefe Inftitutionen in fonkurrierendem Verhältnis 
zu den Formen des Voltsrechts, fchließlic haben fie die lefteren vollftändig verdrängt. So 
verjchwindet die rechtsförmliche Vorladung von feiten der Partei, die mannitio, allmählich) 
neben einer neuen Art der Vorladung durch richterlihen Befehl (bannitio). Während fonjt 
die Partei jelbt durd formellen Akt den Gegner zur Antwort, zum Eide, die Urteilsfinder 
zur Urteilsfällung auffordern mußte, erzielt nunmehr der richterlihe Antwort- und Eides- 
befehl, die richterliche Urteilsfrage gleiche rechtlihe Wirkung. Mit Hülfe der richterlichen 
Urteilsfrage kann die Partei, welche im Beweisverfahren objiegte, den Ausgang des Rechts— 
jtreites durch ein deflaratorifches Urteil gerichtlich konſtatieren laſſen. Neben die Entſcheidung 
über die Urteilsjchelte durch gerichtlichen Zweifampf tritt eine freie Unterfuchung der Voraus: 
ſetzungen des gefcholtenen und an das Königsgericht gezogenen Urteils, welche nicht an die 
volfsrechtlichen Beweisregeln gebunden ift. In direftem Gegenfag zum Berhandlungsprinzipe 
des Rechtsganges wurde in farolingifcher Zeit das Frageverfahren, inquisitio, eingeführt. Der 
töniglihe Beamte wählte eine Anzahl glaubwürdiger Gemeindegenofjen aus, welde auf ein 
eidlihes Wahrheitsverfprehen hin inquiriert wurden. Diefe inquisitio benußte man in 
Berwaltungsangelegenheiten und im Prozeſſe. Sie wurde u. a. als Rügeverfahren ange— 
wendet, um Verbrechen auf die Spur zu kommen, binfichtlid deren feine oder doch feine 
formell gültige Privatllage vorlag. Der Gerügte reinigte fih durch Eid mit Helfern, 
eventuell durd ein Ordal. Wurde er beweisfällig, jo trat Beltrafung von Amts wegen 
ein, ebenfo im Fall der handhaften That, wenn ein Privatfläger fehlte. Auf einer 
Reception des gejchilverten Nügeverfahrens beruht das Verfahren, welches die fränkiſche 
Kirche in den kirchlichen Sendgeridhten zur Ausbildung brachte. Das Verfahren bei hand- 
hafter That ift in diefer Periode regelmäßig bereits ein Rechtsverfahren, welches die Voll— 
jtredung der Friedlofigfeit dem Richter vorbehält. Der mit Gerüfte verfolgte oder feſt— 
genommene Mifiethäter darf nicht mehr ohme weiteres getötet, jondern nur noch gebunden 
und vor den Nichter gebracht werden, er müßte fich denn der Feſtnahme widerfegen. Ohne 
daß es einer Vorladung und einer rechtsförmlichen Klage bedurfte, wird der gebundene Ver— 
brecher, dem das Necht der Antwort und des Unfchuldsbeweifes verfagt ift, von Amts wegen 
gerichtet, nachdem der Urheber der Feitnahme, welcher bei allgemein friedlos machenden 
Thaten nicht gerade der Verletzte zu fein brauchte, die handhafte That mit Eidhelfern 
beſchworen und damit die Nechtmäßigfeit der Feitnahme und Bindung bewiefen hat. Nur 
noch bei gewiſſen Verbrechen, jo 3. B. bei nächtlichem Diebftahl, darf der handhafte Ver— 
brecher noch ohne jedes Nechtöverfahren jofort getötet werben. 

3. Auf die Ausbildung eines richterlihen Vollſtreckungsverfahrens. Die außergeridht- 
liche Pfandnahme, welche das Volksrecht dem Gläubiger auf Grund eines gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Verfprechens geftattete, wurde bei den meiften Stämmen an die Voraus: 
jegung richterlicher Erlaubnis gefnüpft. Das falifhe Recht ftellte ihm jtatt der Selbit- 
pfändung die Auspfändung des Schuldners durd den Grafen oder deſſen Unterbeamten zur 
Verfügung, eine königsrechtliche Neuerung, welche bei den Franken die Selbitpfändung ver: 
drängte. War ein Bußſchuldner infolvent, fo wurde er, wenn die Verwandten oder Dritte 
ihn nicht auslöften, in die Gewalt und Willfür des Klägers gegeben; doch gejtattete das 
farolingifhe Königsreht dem Schuldner, dieſe äuferfte Konfequenz dur freiwillige Begebung 
in rechtlich geregelte Schuldfnehtichaft abzuwenden. Im Ungehorfamsverfahren, welchem 
früher nur die Friedloslegung zu Gebot jtand, wird jet zunächſt die richterlihe Pfand— 
nahme, in Strafjahen auch die Verhaftung zuläſſig. Someit die Friedloſigkeit noch ver- 
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hängt wird, erfcheint fie als Entziehung des Königsfchuges, welcher das Recht der faro- 
lingifhen Zeit als Vorſtufe einen proviforischen Vorbann des Grafen vorausgehen läßt. 
Während die richterlihe Auspfändung fih nur auf "Mobilien erſtreckte, entwidelte fich feit 
farolingifher Zeit eine richterliche Erefution in das gefamte, auch in das unbewegliche Ver: 
mögen des Bellagten, die Fronung oder missio in bannum regis. Auch ſie ijt eine Ab- 
jpaltung der sFriedlofigfeit, indem diefe nur gegen das Vermögen, nicht auch gegen die 
Perfon des Säumigen verhängt wurde. Das Gut des Bellagten wurde vom Grafen mit 
Beichlag belegt und fiel, wenn es jemer nicht binnen Jahresfrift aus dem Banne zog, 
dem Fisfus anheim, fomweit es nicht zur Befriedigung des Klägers in Anspruch genommen 
wurde, 

4. Auf die Reform des Beweisverfahrens. Der Cidhelferbeweis wurde erjchwert, 
indem man die Eidhelfer einzeln ſchwören ließ. Soweit der Schwörende das Necht hatte, 
die Eidhelfer auszuwählen, war er in der Negel nicht mehr auf den Kreis feiner Magen 
beichräntt, jo daß der Cidhelferbeweis diesfalls den Charakter des Gefchlechtseides einbüßte. 
In bejtimmten Fällen geftattete man dem Gegner des Beweisführers, die Zahl der Eid— 
helfer zu überbieten und diefen hierdurch zum Aufgeben der Beweisrolle oder zum Schwur 
mit der gleichen Anzahl von Eidhelfern zu zwingen. Um die Glaubwürdigfeit des Zeug- 
nifjes zu erhöhen, wurde die Zeugenfähigfeit von einem bejtimmten VBermögensmaf abhängig 
gemacht, wurde ferner ein Verhör der Zeugen vorgenommen, ehe man fie zum ide zulich, 
und wurde die Aufitellung von Gegenzeugen für zuläffig erklärt. Wenn leßterenfalls die 
Ausjagen der Zeugen und Gegenzeugen nicht übereinjtimmten, entfchied der Zweikampf der 
Zeugen. Das Verfahren mit Urkunden geitaltete ſich verjchievden bei Königsurfunden und 
bei Privaturfunden. Die Privaturfunde erfordert die Zuziehung von Zeugen; denn fie 
liefert, wird fie bejtritten, an fich feinen Beweis, fondern es müfjen die Urfundszeugen für 
fie eintreten, indem fie die Wahrheit des Urfundeninhalts bezeugen. Die fränfischen Volks— 
rechte fennen eine ſchlichte und eine rechtsförmliche Anfechtung der Urkunde. Letztere 
harakterifiert fi) dadurch, daß derjenige, der die Urkunde jchilt, fie vor Gericht durchſtößt 
(allgemeine Rechtsform, um eine Urkunde zu entfräften), worauf hin die Zeugen (falifches 
Recht) oder Zeugen und Schreiber (ribuarifches Necht) die Rechtskraft der Urkunde, eventuell 
durch gerichtlichen Zweifampf, erhärten mußten. Die Königsurfunde ift dagegen unanfecht- 
bar. Da jie ſomit an fi vollen Beweis liefert, bedarf fie feiner Zeugen. Die fränfifchen 
Könige (und die lehten Hausmeier) urfunden daher in der Regel zeugenlos. 

Bejondere prozeffualifche Grundfäge fonnten im Königsgerichte und in den als Emana— 
tionen desſelben ericheinenden Gerichten des Pfalzgrafen und der föniglihen missi in 
Anwendung kommen. Das Königsgeriht konnte grundjäglih in allen Nechtsftreitigfeiten 
fompetent werden und fonfurrierte injofern mit den Volksgerichten; insbejondere entichied 
es, wenn das ordentliche Gericht die Nechtshülfe verzögerte, verfagte oder zu gewähren außer 
ftande war. Um die Kompetenz des Königsgerichtes im einzelnen Falle formell zu be- 
gründen, waren fchriftlihe Mandate der füniglihen Kanzlei, fogenannte indieuli regales, 
in Übung, welde zu Händen des Klägers ausgeftellt wurden. Der König war außerdem 
befugt, im einzelnen Falle die Formen des ftrengen Rechts außer Kraft zu jegen und nad) 
Billigfeit entfcheiden zu laffen, fowie überhaupt Prozefprivilegien zu erteilen. So gab er 
in den Mundbriefen jenen, die er in höheren Schuß aufnahm, das Neklamationsrecht, das 
ift das Necht, einen Prozeß aus dem Gaugerichte an das Königsgeriht zu ziehen, damit er 
dort secundum aequitatem entjchievden werde. Während das volfsgerichtlihe Verfahren 
die Stellvertretung vor Gericht grundfäglich verfagte, durfte fie das Königsgericht in Fällen 
echter Not einer Prozepartei geftatten und fonnte man durch befonderes königliches Privi- 
legium das Vorreht erlangen, fih in jedem Gerichte vertreten zu laſſen. Vorbehaltene 
Beweisinjtitute des fönigsgerichtlihen Verfahrens waren das Gerichtszeugnis und der In— 
quifitionsbeweis. Während ſonſt gerichtliche Akte, falls fie hinterher bejtritten wurden, durch 
die formalen Beweismittel des volfsrechtlihen Verfahrens bewieſen werden mußten, fonnten 
fie im Königsgerichte durch Gerichtszeugnis fonftatiert werden, welches einer weiteren An- 
fechtung nicht unterlag. Der Inquifitionsbeweis bejtand in der Anwendung des Frage- 
verfahrens als Beweismittel in Civilfahen, und zwar namentlih in Streitigfeiten um 
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Grundbeſitz, Freiheit und Cigenleute. Die Inquifitionszeugen wurden von Amts wegen 
ausgewählt und bei Königsbann vorgeladen, eingefhworen und inquiriert. Ihr Wahrſpruch 
war einer Anfechtung dur die Partei "nicht ausgefegt. Die Inquifitionsgemalt, das heift 
die Befugnis, den Inquifitionsbeweis anzuordnen, befaß nur der König, der zu dieſem 
Zwed bejondere Mandate erließ (brevia, indieuli inquisitionis). Allgemeine Inquiſitions— 
vollmacht hatten die föniglihen missi und waren in diefer Beziehung Witwen, Waifen und 
Hülfsbedürftige ihrer befonderen Obforge empfohlen. Einzelne Parteien hatten Inquifitions- 
vecht, das heit die Befugnis, die Anwendung der Inquifition in ihren Prozeſſen von jedem 
Richter zu verlangen, jo der Fisfus für das durch mannigfaltige Prozeßvorrechte privilegierte 
Königsgut, fo zahlreihe Kirchen, welchen der König dieſes Necht ſpeciell verliehen hatte. 


Val. die Yitteratur zu 3 6, außerdem Wetzell, Syſtem d. ord. Civilproz. 3. Aufl. 1878. $ 33; 
v. Bethmann-Hollweg, Civilproz. IV. V; v. Daniels, Syitem und Geichichte des franzöftichen 
und ıheinifchen Givilprozehrechtes. 1849; Cohn, Die Juſtizverweigerung im altdeutfchen Necht. 
1876; 9. D. Lehmann, Der KRedtsihug gegenüber Egiiien von Staatsbeamten nad altfränt. 
Recht. 1873; v. Meibom, Das deutihe Pfandrecht. 1867; Heinze, Zur Gefchichte der Sicher- 
ftellung im germaniihen Strafverfahren, N f. RO. X 450 ff.; 9. Brunner, Abipaltungen 
der Friedlofigkeit, Ztichr. d. Sav. Stift. fj. RG. XI; v. Daniels, Uriprung und Wert der Geichwornen- 
anftalt. 1848: Köftlin, Wendepunft des deutichen Strafverfahrens im neunzchnten Jahrh. 1849; 
Dove, Die fräntifhen Sendgerichte, in feiner und Friedbergs Zeitichrift für Kirchenrecht IV; 
Biener, Beiträge zu der Geſchichte des Inquiſitionsprozeſſes und der Geſchwornengerichte. 1827; 
9. Brunner, Zeugens und Inquifitionsbeweis. 1866 und Wiener Sigungsberichte LI; Derfelbe, 
Tas Gerichtäzeuanis und die fränkische — —— 1873; Derfelbe, Carta und notitia, in den 
commentationes in honorem Mommseui. 1877. p. 583 ff.: 9. Breflau, Urfundenbeweis und Urs 
fundenichreiber im älteren deutichen Necht, Forihungen 3. deutich. Geih. XXVI 29 ff. 


IT. Allgemeine Rechtsgeſchichte und öffentlihes Recht des Deutſchen 
Neiches bis in die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts. 


813. Das Deutſche Neid. Ungefähr ein halbes Jahrhundert lang nah Auf: 
löfung der fränkischen Monarchie hatte das Deutſche Reich um feine Konftituierung zu ringen. 
Als Heinrih I die Grundlagen des Reichs dauernd aefeitiat hatte, erlangte diefes in rafchem 
Aufſchwung die unbejtrittene Vorherrichaft in Europa. Italien und Burgund gelangten in 
das Verhältnis der Nealunion zu Deutichland, Böhmen und Mähren wurden Bejtandteile 
des Reichs, ebenfo die wendiſchen Gebiete bis zur Oder, welche infolge ftarfer, namentlich 
weitfälifcher und flämiſcher Koloniſation zugleich dem deutjchen Spradhgebiet gewonnen wurden. 
Seit Otto I gab die deutfche Königskrone den Anfprud auf die Kaiferwürde. Allein gerade 
diefe univerfale Stellung führte auf die Dauer zu einer Schwächung des deutfchen König- 
tums. Das Papfttum wurde aus einem Schütling zum Gegner und begann im Bündnis 
mit den deutichen Fürften den Kampf um die Oberhoheit der Kirche über die königliche 
Gewalt. Die dadurch herbeineführte Notwendigkeit fortwährenden ingreifens in Die 
italienischen Wirren zog das deutiche Königtum von feinen nationalen Aufgaben ab. 
Während es in der Fremde in unfruchtbarem Streite feine Kraft verzehrte, wucherte in 
Deutichland die Yandeshoheit auf. Nach dem Untergange der Staufer hat es das König- 
tum ſelbſt bereits verlernt, den Gedanken der Neichseinheit in fich zu verförpern. Da 
nämlich nunmehr die Köniaswahlen von einem Geichleht zum andern fpringen, beuten die 
Könige mit Nüdficht darauf, daß die Krone ihrem Haufe nicht verbleiben werde, ihre 
Stellung zu Gunften ihrer Hausmacht aus. Co wirkte die Gentralgewalt felbjt für die 
Erhöhung der Territorialgewalten und gab das Beifpiel partitulariftiichen Strebens. Die 
Reichsftände ſahen fich jest im eigenen Intereſſe aenötigt, das des Neiches wahrzunehmen, 
weldies, im Königtum feinen rechten Halt mehr findend, allmählich auf füderativer Grund» 
lage umgebaut wurde und den Charakter einer Staatenrepublif annahm. 

Dönniges, Das deutsche Staatsreht und die deutiche Neichsverfaffung. 1842 (bis ins zwölfte 
Nahrhundert); Wait, Deutiche Verfaſſungsgeſchichte V. VI. VII. VIII. 1874 ff. (u. a. T.: Deutiche 
Reichsverfaſſung von der Mitte des 9. bis zur Mitte des 12. Jahrh.): Fider, Forichungen zur 


Reichs: und Rechtsgeſchichte Italiens. I1868—1874. 4 Bde: Nitzſch, Geſchichte des deutichen Bolfes. 
3 Bde. 1883— 1855: Ranfe, Weltgeſchichte VI-IX. 
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$ 14. Die Befisverhältnifie. Zu dem wirtfchaftlichen Gegenjage von großem, 
mittlerem und fleinem Grundbefige traten zahlreiche Unterfcheidungen in der rechtlichen 
Dualififation des Befiges. Der Zug der Zeit ging auf Verdinglihung ihrer Natur nad) 
nichtdinglicher Rechtsverhältniſſe. Faſt alle öffentlichen Rechte und Pflichten wurden auf 
Grund und Boden radiziert. Das fubjektive Recht wurde Gerechtfame, die Verpflichtung 
wurde zur Laſt. Das öffentliche Necht hat darum in diefer Periode einen weſentlich privat: 
rechtlichen, einen fachenrechtlichen Charalter. 

Der größere Teil von Grund und Boden ftand im Nerus der Zeiheverhältnijie. Er 
wurde fozufagen auf den Stufenbau der Lehnshierarchie geitellt, auf welchem der fleinere 
Beli vom größeren abhängig war. Nicht bloß der Mann, auch das Gut hatte feinen 
Heerichild. In Gemeinschaft mit ausgedehnten Hoheitsrechten bildete der Befig, mit welchem 
das zum Lehen gewordene Fürſtenamt ausgeftattet war, die reale Grundlage des Fürſten— 
tums. Als rechtlich höher qualifizierte Befigtümer erfcheinen ferner die großen Grundherr: 
Schaften mit mehr oder minder ausgedehnter Gerichtsbarkeit über die Hinterſaſſen fowie die 
Güter, welche zum Schöffenamte und zur Xeiftung des Neiterdienftes befühigten. Der Eleinere 
Beſitz war mit Abgaben und Laſten bejchwert. Auf der unterjten Stufe ftanden die niederen 
Leiheverhältniffe aus dem Gebiete des Hofrechts. 

Sn den Markgenofjenichaften werden die urſprünglich ungemefjenen Nusungsrechte 
in gemeſſene umgewandelt. Nur die Hofbefiger, Diejenigen, die eigenes euer und eigenen 
Naud haben, nehmen daran teil. Die Marfangelegenheiten werden in dem Märferding 
behandelt, welches u. a. über Marffrevel urteilt und unter Yeitung des fogenannten Obermärfers 
oder Holzarafen jteht. Neben den freien Markgenoffenihaften giebt es nunmehr auch grund- 
herrliche und gemischte. 

Anders als auf dem flachen Lande entwidelten ſich die Befisverhältnifje innerhalb der 
Stadtmauern. Hier vollzog fich zuerft der Übergang von der ausichlieglihen Natural: 
wirtfchaft zur Geldwirtichaft. Die Entwidlung des Handelsverfehrs führte im dreizehnten 
Jahrhundert ein geradezu rapides Wachstum der Städte herbei. Während der bäuerliche 
Grundbeſitz immer mehr belajtet wurde, hat fi) in den Städten der urſprünglich unfreie 
Beſitz allmählich entlaftet, indem die gegen Zinspflicht verliehene Bauflähe in das Eigentum 
des Belichenen überging und das urfprüngliche Eigentum des Verleihers ſich in ein Nenten- 
recht ummandelte, welches fjchließlic der Ablöfung anheimfiel. Daß aber der Bezug von 
Binjen, früher ein Anner eines dingliden Rechtes am Gute, zum Gegenftande eines felbit- 
ftändigen Nechts werden fonnte, lag in der fteigenden Bedeutung der Fahrhabe überhaupt 
begründet, welche in den Städten zuerit neben dem Grundbefige einen felbjtändigen wirt: 
Schaftlihen Wert erlangte und nicht mehr wie früher als bloßes Zubehör desfelben betrachtet 
werden fonnte. 

Die ftändifhe Gliederung diefer Zeit entipricht den dargeftellten Befigverhält- 
niffen und den im Heerweien eingetretenen Änderungen. Unter den freien war fie ver- 
fchieden nad) Yandredit und nad) Lehnrecht. Landrechtlich hatten den höchſten Stand die 
Fürſten. Als folche galten vor 1180 Erzbiichöfe, Biſchöfe und Neichsäbte, Herzöge, Mark— 
grafen und Grafen, mochten fie nun ihre Lehen unmittelbar vom König oder von einem 
anderen Fürften haben. Gleichzeitig mit der Zertrümmerung des Stammesherzogtums, wie 
fie fi) durch den Sturz Heinrihs des Löwen vollendete, trat hierin eine Anderung ein, 
welche den Beariff des Fürftenamtes nach lehenrechtlihen Gefichtspunften einichränfte. Seit 
1180 bildete ſich nämlich der jüngere Neihsfürftenitand, der die Neichsunmittelbarfeit voraus: 
jegte, jo daß nur jene weltlichen Herren als Fürften galten, die mindeſtens eine Grafſchaft 
unmittelbar vom König zu Lehen trugen und feines anderen weltlichen Fürſten Lehns— 
mannen waren. Auf die Fürften folgten nah Sachſenrecht die freien Herren, dann die 
ichöffenbar ‚Freien, deren Stellung durch neuefte Unterfuchungen Gegenftand eines bedeut- 
ſamen ftändegejchichtlihen Problems geworden tft, ferner die Pfleghaften, freie Grundbeſitzer, 
welche, weil fie den zum Neiterdienit gewordenen Heerdienft nicht zu leiſten vermochten, mit 
einer jtändigen Abgabe belajtet waren, und endlich die Yandjajien, welche fein Eigen hatten, 
fremden Grund und Boden bebauten, ohme an die Scholle gebunden zu jein und ohne 
einer anderen als der öffentlichen Gerichtsbarkeit zu unterftehen. In Süddeutſchland fannte 
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man gegen Ende des dreizehnten Jahrhunderts unterhalb des Standes der Fürften nur 
freie Nitter, die wieder entweder hochfrei oder mittelfrei find, und freie Bauern. 

Einen befonderen Stand bilden die Minifterialen, Dienftmannen. Urfprünglih Eigen- 
leute, welche der Herr mit einem Hausamte betraut hat, werden fie feit der Ausbildung 
des Neiterdienftes vorzüglich zu diefem verwendet. Wie früher die Vafallität gelangt nun- 
mehr. die Minifterialität durch Abſchichtung zur wirtfchaftlichen Selbftändigfeit, indem die 
Minifterialen aus dem Haushalte des Leibherrn ausgefchieden und mit Dienjtlehen aus- 
gejtattet werden, einer zunächit hofrechtlichen Beſitzform, welche Eigenſchaften des Zinsgutes 
und des echten Lehns im fich vereinigt. Zahlreiche freie Leute traten in den Stand der 
Minifterialen ein, denn die ritterlihe Beichäftigung hob diefe gejellfchaftlih auf eine 
Stufe mit den ritterbürtigen Freien, eine Stellung, mit welder freilih das rechtlihe Merk— 
mal der Unfreiheit ſeltſam fontraftierte. Um Dienftlehen zu erhalten, deren Verleihung für 
den Herrn vorteilhafter war als die Verleihung echter Lehen, ergaben ſich namentlid in 
Norddeutſchland nicht felten freie Ritter mit Vorbehalt gewifjer Freiheitsrechte, namentlich 
der Schöffenbarfeit im gräflichen Gerichte, in die Minifterialität. In Süddeutſchland fonnten 
nur Neih und Fürften Minifterialen im eigentlihen Sinne haben. Wo diefe Negel galt, 
ſchieden fi die unfreien Nitter in zwei Stände, indem den Minifterialen die übrigen als 
milites, Nitter fchlechtweg, gegenübergeftellt wurden. Letzteren fehlte die aktive Lehnsfähig- 
feit, ja ſogar die Ebenbürtigfeit mit den eigentlihen Dienftmannen. Der Abitand zwiſchen 
der focialen und rechtlihen Lage der Mintfterialen und unfreien Nitter glich fich jeit dem 
dreizehnten Jahrhundert allmählih aus. Sie traten in den Kreis der freien Nitter ein 
und lieferten das hauptfächliche Kontingent für den niederen Adel der neueren Zeit. 

Die lehnrechtliche Ständefcheidung ſchildern uns die Nechtsbücher des breizehnten Jahr- 
hunderts in dem Syſtem der Heerſchilde. Den erjten Heerſchild hebt der König. Im 
zweiten jtehen die Pfaffen-, im dritten die Yaienfürften; nad) dem Sachſenſpiegel haben 
den vierten die freien Herren, den fünften die ſchöffenbar Freien und die Minifterialen, den 
fechiten die Mannen der Inhaber des fünften Schildes; der fiebente Schild bleibt im 
Sachſenſpiegel unbenannt. Nach dem Schwabenfpiegel ftehen im vierten die Hochfreien, im 
fünften die Mittelfreien, im fehlten die Minifterialen, im fiebenten alle übrigen vitter- 
fähigen Leute. Die praktifche Bedeutung des Heerſchildſyſtems lag aber darin, daß niemand 
von einem Heerfchildgenofien Lehen nehmen fonnte, ohne feinen Schild zu erniedern und 
aus der bisherigen Schildgenoffenschaft auszufcheiden. Als läftige Schranke gegen den Ver- 
fehr mit Zehen wurden die Heerfchildregeln zuerft durch Scheingefchäfte umgangen, um dann 
feit dem vierzehnten Jahrhundert allmählid in Vergeſſenheit zu geraten. 

In den Städten ſchloß die Ständegefhichte damit ab, daß die anfänglichen Unterfchiede 
der Geburtsjtände verfchwanden und aus der Aufhebung der urfprünglichen Gegenfäge ein 
freies ftandesgleiches Bürgertum hervorging. Anfangs jchied ſich die Stadtbevölferung in 
freie Gefchlechter, Minifterialen des Stadtheren und unfreie oder hörige Handwerker, Seit 
letztere perfönlich frei geworden, bildet fi für die Städte der Grundjag: Luft macht frei, 
d. h. ein Unfreier, der fi) Jahr und Tag unbehelligt in der Stadt aufgehalten, gilt für frei. 
Die altfreien Gefchlechter, mit welden fich die Minifterialen verſchmolzen, wenn fie nicht 
völlig aus der Stadt verdrängt wurden, ftanden vorerft als die Klaſſe der Vollbürger den 
minder berechtigten Handwerkern gegenüber. Letztere bilden gewerbliche Genofjenjchaften, 
welche als Ämter, Zünfte (in Süddeutſchland), Innungen oder Gilden bezeichnet werben. 
Schon in hofrechtlicher Zeit waren die Handwerker zum Zweck der Organifation des 
Gewerbebetriebs zu aewifjen Gruppen und Verbänden vereinigt. Der Ausdrud Amt, officium, 
weist auf diefen hofrechtlichen Urfprung zurüd. An Stelle des hofrechtlihen Zwanges trat 
dann die freie vertragsmäßige Vereinbarung, ein Moment, welches die Worte Innung und 
Zunft (foviel wie pactum, conventio von geziemen, convenire) zum Ausdrud bringen. 
Die Bezeichnung Gilde bezog ſich urfprünglicd auf eine Vereinigung aller zum Kaufhandel 
berechtigten Bürger einer Stadt, ohne daß dabei der Unterfchied der einzelnen Gewerbe in 
Betracht aelommen wäre. Solde Gefamtgilden finden fih nur in den niederbeutjchen 
Städten. Doc leaten fich feit dem dreizchnten Jahrhundert auch die Vereinigungen von 
Handwerkern den Namen Gilden bei. Im Laufe der Zeit erlangten die gewerblichen Ge: 
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nofienfchaften der Handwerker, deren Entftehungsgefchichte nur erjt teilmeife aufgehellt ift, 
die Bedeutung von öffentlichrechtlichen Korporationen ; fie hatten Gerichtsbarfeit und Polizei— 
gewalt in Gewerbefahen, bejaßen das Recht, die Genofjen zu bejteuern, gaben fich eine 
militärifche Organifation und eröffneten im Laufe des vierzehnten Jahrhunderts zuerft im 
fübliden, dann im nördlichen Deutjchland den Kampf um die rechtliche Gleichjtellung mit 
den Altbürgern, als dejjen Ergebnis allenthalben eine mehr oder minder ausgedehnte Demo- 
fratijierung der Stadtverfafjung eintritt. 

An den Höfen der größeren Grundherren zeigt noch im zehnten Jahrhundert die Be- 
völferung ungefähr diejelben Mifchungselemente wie in den Städten. Sie jebt fih aus 
freien Vogteileuten und Hinterfaffen, aus Minifterialen, aus Hörigen und Eigenleuten zu: 
fammen. Während aber in den Städten der Stand der Freien, geftärkt durch namhaften 
Zuzug vom flachen Yande, die Oberhand gewinnt und die Bevölkerung der tiefer ftehenden 
Rechtskreife zu ſich emporzieht, vollzieht fi) an den Höfen der Grumdherren die entgegen- 
gejegte Entwidlung und mwuchjen nad Ausſcheidung der Minifterialen die verſchiedenen 
jtändifchen Elemente in eine hörige Gemeinde zufammen. 
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8 15. Rechtsbildung und Nehtsquellen. Das gefchriebene Necht der vorigen 
Periode fam im Yaufe diefer aufer Gebraud. Die Umgeſtaltung der Verfafjungsgrund- 
lagen, die neuen Standesverhältniffe, die mit dem Kulturzuftande fich ändernden Rechts— 
anſchauungen jchoben die Nechtsjäge der leges und capitularia, aud wenn fie ſich gewohn- 
heitsrechtlich feitgewurzelt hatten, allmählich beifeite. Der Gegenſatz von Volksrecht und 
Amtsrecht ift mit der Auflöfung des fränkischen Reiches verſchwunden. Das Recht iſt bis 
ins dreizehnte Jahrhundert vorzugsweife wieder ungefchriebenes Recht, durch Schöffenſprüche 
fortgebildet, in zweifelhaften Fällen durch Aufnahme eines Weistums feitgeftellt, das iſt 
durd eine Ausfage über geltendes Gewohnheitsrecht, welche auf amtliche inquisitio hin von 
glaubwürdigen, rechtsfundigen Männern abgelegt wird. 

Die Rehtsbildung nahm denjelben Gang wie die politifhe Entwidlung, den Gang 
der Vereinzelung und des Partifularismus, eine Erfcheinung, welche fi zumeift aus dem 
Mangel einer einheitlichen Gerichtsverfaffung und aus der Entjtehung zahlreicher Sonder- 
gerichte erklärt. Abgeſehen von der aus der vorigen Periode überfommenen Bejonderheit 
der Stammesrechte ſchieden fich für gewiffe Nechtsverhältnifie, für bejtimmte Bevölferungs: 
flafjen und für einzelne Territorien neue Nechtägebiete aus, welche mit der Bildung von 
Sondergerichten zufammenhängen. Streitigkeiten aus dem Yehnsverhältnifje, ſowohl des 
Herrn mit dem Lehnsmann als aud) der Lehnsmannen untereinander, famen vor das Lehns- 
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gericht, an welchem der Herr als Richter, die Lehnsmannen als Urteiler fungierten. Das 
hier zur Ausbildung gelangende Recht ift das Lehnreht, der Gegenfat zum Landrecte, 
welches in den öffentlichen Gerichten der Grafſchaft und der Hundertichaft gehandhabt 
wurde. Streitigkeiten der Grundholden wurden im Hofgerichte des Grundherrn entjchieden. 
Der Beamte desfelben, der Vogt, Schulze oder Meier, war Richter, die Hofgenofjen fanden 
das Urteil nad Hofrecht, weldes fi an den Höfen der verjchievdenen Grundherren in jehr 
mannigfaltiger Weife geftaltete. Die Dienftmannen jtanden zu Recht vor dem Gerichte 
* Dienſtherrn, welches gleichfalls Hofgericht hieß. Mit der ſteigenden Bedeutung der 

iniſterialität ſtreiften ſie die Schranke des Dienſtrechtes ab und wurden bezüglich ihrer 
Lehen des gemeinen Lehnrechts, im übrigen des Landrechts teilhaftig. 

In den Städten lebten vor Entwidlung des dem deutſchen Nechte eigentümlichen 
Stadtbegriffes die freien Geſchlechter nach Landrecht, die Minifterialen nach Dienftrecht, die 
Handwerker nad Hofreht. Auf verfchievdenen Wegen bildete fi) in den einzelnen Städten 
für fämtlihe Einwohner ein gemeinfhaftlihes Gericht, mit welchem der Ausgangspunkt für 
ein den Städten eigentümliches Necht gegeben war: „Won nun an find alle mit einem 
Rechte begriffen, die in dem Weichbilde geſeſſen find.“ Hier und da haben fich jelbitändine 
Stadtrehte (Urrechte) entwickelt. Viele Städte dagegen empfingen ihr Recht durch Be— 
widmung, d. h. indem fie fi das im einer anderen ausgebildete Stadtrecht übertragen 
ließen. Auf diefem Wege bildeten fic) ausgedehnte Stadtrechtsfamilien, unter welchen die 
des magdeburgifchen und des lübifchen Nechtes die anfehnlichjten waren. Die Mutterftadt 
blieb gewöhnlich als Oberhof in dauernder Verbindung mit der Tochteritadt. Wenn nämlich 
die Schöffen diefer des Nechts nicht weife waren, fragten jie um Nechtsbelehrung bei den 
Schöffen der Mutterftant an oder legten ihnen geradezu den Nechtsfall zur Entſcheidung 
vor. Lübeck, Magdeburg, Eifenah und Frankfurt waren die berühmteften Oberhöfe. 
Deutiches Stadtrecht drang aud über die Grenzen des Reiches in die benachbarten 
jlavifchen und ungarischen Lande ein. Die zahlreihen Kolonien, welche die Deutjchen 
hier gründeten, wahrten fi das deutſche Stadtreht. In Polen wurde magdeburgifches 
Recht wefentlihes Merkmal des Stadtbegriffes und verpflanzte fi) als allgemeines 
Stabtreht jelbit in die Städte mit vollftändig undeutfcher Bevölkerung. Auch Dörfer er- 
langten hier das ius teutonicale und von den Städten aus gingen deutſche Rechtsſätze 
in das Gewohnheitsrecht der Adelsgerichte Polens über. 

Als mit dem Emporfommen der Landeshoheit ſich innerhalb der Stammesgebiete 
jelbjtändige Territorien ausgefchieden hatten, bildete ſich in einigen derfelben ein vom all- 
gemeinen Stammesrechte verfchiedenes Territorialrecht, für welches das landesherrliche Gericht 
den Kryjtallifationspunft abgab. So haben fich 3. B. in Bayern, wo die Zerfegung des 
Stammesrehts am meiften wirkte, für Ofterreih, Salzburg, Oberbayern und Steiermark 
befondere Territorialrechte entwidelt. Abgefehen hiervon hat mancher fleinere Landſtrich, 
mand einzelner Gau fein Sonderredht hervorgebradit. 

Den zahlreihen Faktoren der Befonderung des Nechtes vermag das einzige Organ 
centraler Nechtsbildung, das deutſche Königsgericht, nur in fehr unvollfommener Weife ent: 
gegenzuwirken. Es befitt nicht die dominierende Stellung, wie fie das fränkiſche Königs— 
gericht bejejjen hatte. Während in den Untergerichten die Nechtiprehung an den herfümm- 
lihen Dingjtätten meift von ftändigen Schöffen bejorgt wurde und den Gegenjtand eines 
lebenslängliden, häufig erblichen Amtes abgab, wurden am jeweiligen föniglichen Hoflager 
die Urteile nicht von jtändigen Urteilsfindern, jondern von den zufällig anmwefenden Großen 
und Neichsminifterialen gefunden. In dem Kampfe zwifchen Nedhtseinheit und Rechts— 
verfchiedenheit hatten ſonach die Organe örtlicher Nechtsbildung von vornherein den Vorzug 
fejterer Konſtruktion für fich. 

Unter den Stammesrechten gewinnt auf Grundlage der ihm aewidmeten juriftiichen 
Litteratur das ſächſiſche die ſtärkſte Konſiſtenz und die einheitlichite Gejtaltung. Die Nechte 
der Schwaben, Bayern und Thüringer jtehen unter dem beherrichenden Einfluſſe des 
fränfifchen Rechtes, deſſen njtitutionen infolge der ſtarken fränfifhen Kolonifation zum 
Teile auch im Herrfchaftsgebiete des ſächſiſchen Nechtes Wurzel fahten. Das Necht der 
Bayern fällt in eine Anzahl felbjtändiger Territorialredhte auseinander, niemals ift hier der 
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Verſuch einer einheitlichen Darjtellung des Nechtes gemacht worden, wie dies auf ſächſiſcher, 
ſchwäbiſcher und fränfischer Erde geichehen iſt. In einer gewiſſen Abgeichlojienheit voll- 
zieht ſich auf beſchränktem Geltungsgebiete die Fortbildung des friefifchen Nechtes, deſſen 
Nechtsquellen fih vor allen anderen durch die hohe Altertümlichkeit ihrer Beitimmungen 
auszeichnen. 

Seit dem dreizehnten Jahrhundert taucht in Deutichland geichriebenes Net in Mafje 
auf. Seinem Urjprunge nad) iſt es entweder Satzung oder einfache Nechtsaufzeihnung 
oder juriftiiche Bearbeitung des Rechts (Rechtsbücher). Als Sprache der Nechtsquellen tritt 
im dreizehnten Jahrhundert neben die lateinische die deutſche Sprache, welche jeit der 
Mitte diefes Jahrhunderts das entfchievene Übergewicht erlangt. 

Das Reichsrecht liefert bis in das dreizehnte Jahrhundert nur fpärliche Quellen. 
Thätiger wurde die Gejetgebung in der Zeit der Staufer, welche einzelne ihrer Geſetze be- 
hufs größerer Verbreitung dem Corpus iuris eivilis einfügen ließen. Die eigentlichen 
Reichsgeſetze (constitutiones) wurden mit der auf den Neichstagen erteilten Zujtimmung 
der Großen des Reiches erlaffen. In den ausfchließlichen Wirkungstreis des Königs fielen 
die Mandate und Privilegien. Die Urteile des Königsgerichtes zählen als Nechtsquelle, 
fofern die in zweifelhaften ragen getroffene Entſcheidung für künftige gleichartige Fälle als 
Norm dienen jollte. Der Thätigkeit des Königsgerichtes verdanken auch die Neichsjentenzen 
ihre Entitehung, Fürftenweistümer, welche allgemeine Ausſprüche über Rechtsfragen ent- 
halten. Dem Inhalte nach haben wir unter den Reichsgeſetzen hauptſächlich zu unter- 
fcheiden: 1. Verfaſſungsgeſetze. Als folche find zu nennen: das Wormfer Konkordat 
von 1122, die Constitutio de regalibus von 1158, die Confoederatio cum prineipibus 
ecclesiastieis von 1220, das Statutum in favorem prineipum von 1231 und 1232, die 
Constitutio de iure et excellentia imperii von 1338, die goldene Bulle von 1356. Ein 
Zeugnis über das Heerwejen des elften Jahrhunderts liefert die fogenannte Constitutio de 
expeditione Romana, eine urſprünglich gereimte Necdhtsaufzeichnung, aus den Jahren 
1000—1050, melde in der Zeit Friedrichs I umgearbeitet und in die Form eines Ge— 
ſetzes Karls des Großen gebradht worden if. 2. Strafgeſetze, imöbefondere Land— 
friedensgejeße, „der erite Anſatz zu einem gemeinfchaftlihen geſetzlichen Rechte“. Die 
Reichsgewalt war nicht in der Yage, den zahlreichen Fehden und Störungen des öffentlichen 
Friedens auf normalem Wege zu jteuern. Die Könige jahen fich daher genötigt, in fürzeren 
Zwifchenräumen auf eine bejtimmte Anzahl von Jahren Yandfrievensgejege zu erlajfen, deren 
Aufrechterhaltung ſie felbjt befchworen und von den Großen beſchwören ließen. Je mehr 
das Königtum fanf, dejto mehr nahmen die Yandfrieven den Charakter beſchworener Einungen 
zwifchen König und Neichsftänden an. Sie enthalten nicht bloß Bejtimmungen über Friedens— 
bruch, ſondern auch ſonſtige ftrafrechtliche, prozeſſualiſche und polizeiliche Vorſchriften. Die 
älteſten für das ganze Reich errichteten Landfrieden ſtammen aus der Zeit Heinrichs IV. 
Sm Jahre 1103 wurde ein Landfriede zu Mainz auf vier Jahre beſchworen. Auf ihn 
folgten als die wichtigjten ein Yandfriede Heinrichs V von 1121, einer von Friedrich I 
von 1158, der Nürnberger Yandfrieve gegen die Branditifter (eonstitutio contra incendiarios) 
von 1186—1188, zwei Yandfrieven König Heinrihs VII von 1224 (?) und 1234. Auf 
letzterem fußt die berühmte Constitutio Moguntina, welche Ariedrih II 1235 zu Mainz 
erließ und im vierzehnten Jahrhundert der Juriſt Nikolaus Wurm gloſſierte. Sie bildet 
die Grundlage der fpäteren Yandfrieden, deren nad) dem nterregnum eine große Zahl teils 
allgemeiner, teils partifularer Geltung vereinbart wurde. 1495 fam auf einem Neichstage 
zu Worms ein ewiger Landfrieden zu ftande, welden man auf folgenden Neichstagen 
mehrmals republizierte, erläuterte und mit Zufägen verjah. 

Land- und Lehnrehtsbüdher Die juriftische Litteratur hat ihren Ausgangs- 
punft in der epochemacenden Darjtellung des Sachſenrechts, weldhe uns im Sadjen- 
jpiegel vorliegt. Derfelbe wurde wahrscheinlich um das Jahr 1230, jedenfalls zwischen 
1198 und 1235 von dem ſächſiſchen Schöffen und Nitter Eife von Nepfow verfaßt. Das 
Dorf NReppihau, von weldem jein dajelbit anſäſſiges Gejchleht den Namen führte, liegt 
zwifchen Köthen, Deſſau und Aken. Eife ſelbſt erfcheint in Urkunden von 1209, 1215, 
1218, 1219, 1224 und 1233. Er jchrieb fein Werk zuerft in lateinifcher Sprade, um 
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es dann auf Veranlaffung des Grafen Hoyer von Falfenftein in niederſächſiſcher Mundart 
abzufafien. Der Sachſenſpiegel zerfällt in ein Landrechts- und in ein Lehnrechtsbuch. Das 
eritere wurde nachmals in drei Bücher eingeteilt. Die Darftellung des Dienſt-, Hof- und 
Stadtrechts hat der Verfaffer aus feinem Unternehmen ausgefchlojjen. Die lateinische Vor— 
lage des Landrechts fehlt uns. Ein in lateinischer Neimprofa verfaßtes Lehnrecht ift uns 
in dem fogenannten Vetus auctor de benefieiis erhalten. Für einzelne Rechtsinſtitute be— 
fchränft fich die Geltung der im Sadjenfpiegel aufgejtellten Nechtsjäse auf die oftfälifchen 
Teile des ſächſiſchen Stammesgebietes. Bejondere Nüdficht nimmt er gelegentlich auf die 
Verhältniffe der ſächſiſchen Marfen und auf das Sonderreht der Nordſchwaben. Haupt: 
quelle feiner Nechtsfunde war das Nechtsleben in den Gebieten der Bistümer Magdeburg 
und Halberjtadt. Im Gegenfaß zu den rechtlichen Neubildungen der Zeit hält Eife mit 
Vorliebe an den von den Vorfahren überlieferten Traditionen feſt. Durch das altertümliche 
Gepräge, welches das Nechtsbud hierdurch erhielt, dient es um fo mehr zur Aufhellung 
der BZuftände der vorausgegangenen quellenarmen Nahrhunderte. In den verfchiedenen 
Handichriften des Mechtsbuches find uns vier Vorreden erhalten. Cine derjelben, die 
praefatio rhytlmiea, melde Nachrichten über die Entftehung des Sachſenſpiegels enthält, 
hat wahrſcheinlich Eike felbjt zum Verfaſſer. Ebenſo die Vorrede von der Herren Geburt, 
welche nicht nah 1242 verfaßt worden jein fann. Die ältefte datierte Handjchrift des 
Sachſenſpiegels jtammt vom Jahre 1295. 

Auf Grund des Sachjenfpiegels entitand in Süddeutjchland, vermutlich zu Augsburg, 
um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts der Spiegel der deutfhen Leute, eine 
Arbeit, welche ſich nicht auf ein einzelnes Stammesrecht bejchränfen, fondern allgemein 
deutjches Recht daritellen will. Der Sachſenſpiegel Yandredts it darin bis II 12 $ 13 
den ſüddeutſchen Verhältniffen entſprechend umgearbeitet, von da an mit wenigen Änderungen 
ind Oberdeutſche überfegt. Das letztere gilt auh vom Lehnrecht. Der Deutichenfpiegel 
wurde übrigens bald verdrängt durch das faiferlihe Yand- und Lehnrecht, den mit 
Unrecht fogenannten Shwabenfpiegel, deſſen unbefannter Verfaffer, ein Mann geiftlichen 
Standes, die im Deutfchenfpiegel unvollendete Arbeit zu Ende führte, indem er den ganzen 
Sadjenfpiegel, wie er ihm in der Form des Deutjchenfpiegels vorlag, zu einer Darjtellung 
des deutfchen Nechtes überhaupt umarbeitete. m Xandrechte des fogenannten Schwaben: 
fpiegels find drei Teile zu unterjcheiven, ein erfter, welcher auf der bereits im Deutfchenjpiegel 
vollzogenen Umarbeitung fußt, ein zweiter, welcher die im Deutfchenfpiegel vorliegende Über: 
ſetzung des Sachſenſpiegels umarbeitete und erweiterte, und endlich als ein dritter Teil 
eine nicht zur vollen Durcharbeitung gelangte Stofffammlung, welde u. a. aus Stellen der 
lex Alamannorum, der lex Baiuwariorum und der Epitome Aegidii (aus der lex Ro- 
ımana Wisigothorum) gebildet it. Entjtehungsort und Entitehungszeit des Nechtsbuches 
find ſtreitig. Während es nad einer älteren, namentlich durd Julius Ficker verteidigten 
Anficht im Jahre 1275 oder bald danad und zwar wahrfcheinlich zu Augsburg entjtanden 
iſt, ſuchte neueſtens Nodinger, welcher feit langen Nahren eine kritiſche Ausgabe des 
faiferlihen Yand- und Yehnrechts vorbereitet, auszuführen, daß es 1259 in Dftfranfen und 
zwar in Bamberg abgefaßt und dann vor Ende des jahres 1265 zu Würzburg umgearbeitet 
worden fei. Während bei dem Sachſenſpiegel die handichriftliche Entwidlung zu einer Ver— 
mehrung des urſprünglichen Tertes drängte, führte fie bei dem fogenannten Schwabenfpiegel 
zu einer Verfürzung desfelben. 

Sachſenſpiegel und Schwabenfpiegel gelangten zu großem Anfehen und weiter Verbrei- 
tung. Schon im 14. Nahrh. wurden fie für Werke faiferliher Geſetzgebung gehalten 
und als ſolche in den Gerichten benützt. Sie wurden beide ins Yateinifche, der Sachſen— 
ſpiegel ins Niederländische, ins Bolnifche, der Schwabenfpiegel ins Franzöſiſche und Czechiſche 
überjegt, eriterer im 14. Jahrh. gloffiert. Die ältejte Glofje des Landrechts rührt von 
dem märkiſchen Nitter Johann von Buch, welcher im Jahre 1305 zu Bologna ftudiert hatte, 
und ift nach 1325, mwahrfcheinlih vor 1335, entitanden. Sie wurde jpäter umgearbeitet 
und eraänzt, noch im 14. Jahrh. durh Nikolaus Wurm, im 15. durch die Ge— 
brüder Bodsdorf und durch Brand von Tzerjtede. Zum Sachſenſpiegel Yehnrechts 
wurde nach dem Muſter der Buchfchen Glofje um die Mitte des 14. Nahrh. eine fürzere 
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und dann eine fie erweiternde längere Gloſſe verfaßt, von welchen Iehtere 1386 durch Niko— 
laus Wurm umgearbeitet worden ift. Etwa ein halbes Jahrhundert fpäter als die 
Buchſche Gloſſe entitand zu Stendal eine felbftändige Gloffe, welche fowohl das Land— 
recht als das Lehnrecht des Sacfenfpiegels erfaßt. Der Verfaffer fennt nicht nur die 
ſächſiſchen Geſetzbücher und die Buchſche Gloſſe, fondern aud die Magdeburger und die 
Stendaler Schöffenpraris, die Lombarda, ſowie die fremden Nechte und ihre Litteratur, doch 
ift er minder frei vom Einfluß des fremden Nechtes, deſſen Säte er bunt mit denen des 
heimischen Rechtes vermengt. — Unter den Bearbeitungen des Sachſenſpiegels find hervor- 
zuheben: 1. das Görliter Rechtsbuch, weldes in feinem lehnrechtlichen Teile auf den 
Vetus auctor de benefieiis zurüdführt, 2. das noch unten zu erwähnende Breslauer Land- 
recht, 3. der fogenannte holländifhe Sahjenjpiegel, ein niederländifches vielleicht 
im Gebiete des Bistums Utrecht von einem Geiftlichen verfaßtes Rechtsbuch, mweldes den 
Sachſenſpiegel (in ziemlich felbftändiger Weiſe) und deſſen Glofje benußt und außerdem 
mofaisches Recht und nieverfränfifches Gemwohnheitsrecht enthält, 4. der livländiſche 
Spiegel, ein Auszug aus dem Sadjenfpiegel, der die für Livland unpraftifhen Sätze 
ignoriert, vermutlich im 14. Jahrh. verfaßt. Cine Verbindung des livländischen Spiegels 
mit einem livländiſchen Lehnrechtsbuche, dem fogenannten ältejten livländiſchen Ritterrecht, 
ift das „mittlere livländiſche Nitterreht“. Auf einer Bearbeitung des Schwabenfpiegels 
beruht ein für das Bistum Freifing ausgearbeitetes Landrechtsbuch; es hat vermutlich den 
Vorjpreher Ruprecht von Freifing zum Verfaffer, weldyer 1328 mit Benütung des 
CS chwabenfpiegels ein Freiſinger Stadtrechtsbuch ausarbeitete. Beide Werke wurden im 15. 
Jahrh. zu einem Nechtsbuche für Land und Stadt Freiſing verbunden. 

In den lebten Jahren des dreizehnten oder in den eriten des vierzgehnten Jahrhunderts, 
jedenfalls vor 1320, ſchrieb, wahrfheinlid im fränfifchen Heflen, ein uns unbefannter Autor 
ein Rechtsbuch, weldes das fleine Kaiferreht genannt wird. Es will gemeines Necht 
darjtellen, wie es Karl der Große der ganzen Chrijtenheit gefett habe, und pflegt für die 
einzelnen Nechtsjfäge des Kaiſers Gebot als Quelle anzuführen. Das Nechtsbuc zerfällt 
in den meiften Handfchriften in vier Bücher, welche vom Gerichtsmejen, vom Privat- und 
Strafrecht, von den Reihsminifterialen und vom Stadtrechte handeln. Beſondere Nüdficht 
wird auf die Stellung der Reichsdienſtmannen und auf die Neichspörfer genommen. 

Eine Ergänzung zum Sachſenſpiegel, nämlih eine Darjtellung des Prozeſſes der 
ſächſiſchen Landgerichte, liefert der Richtſteig Landrechts, melden der erwähnte Johann 
von Bud vermutlid um 1335 verfaßte. Noch im vierzehnten Jahrhundert arbeitete ein 
unbefannter Verfafjer das Seitenftüd zu diefem Rechtsbuche, den Nichtjteig Lehnrechts, 
aus. Für den ſächſiſchen Nechtsgang fommen außerdem in Betracht zwei fleinere Arbeiten 
aus der Mitte des 14. Jahrhunderts, die Cautela und die Premis des Hermann von 
Osfeld, welde Vorfihtsmafregeln für das Benehmen vor Gericht enthalten. Ferner die 
rechte Weife des Lehnrechts, eine fleine Schrift über den Lehnsprozeß, die weitfälifchen 
Femgerihtsbüder und die Informatio ex Speceulo Saxonum, eine Arbeit 
wahrfcheinli aus der zweiten Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts, welche die Praris der 
ſächſiſchen Gerichte jener Zeit in ihren Abweichungen vom Sachſenſpiegel fritifiert. Endlich 
eine Sammlung von Gerihtsformeln des Theodorih von Bodsdorf aus der 
Mitte des fünfzehnten Nahrhunderts. Aus dem Gebiete des fränkiſchen Rechtes ift ein 
Frankfurter Nechtsaangbuc des vierzehnten Jahrhunderts zu nennen, der baculus iudieii, 
welchen Fichard bei Abfaffung der unten in $ 26 zu nennenden Frankfurter Reformation 
benußt hat. 

T erritorialrehte. Mit der Ausbildung der Landeshoheit erlangten die Fürften 
auch das Neht, Privilegien zu erteilen, territoriale Landfrieden aufzurichten, ſowie mit 
Zuftimmung der Großen des Landes allgemein bindende Normen zu erlaffen. Solche dur) 
Satzung entjtandene Yandesordnungen find die Kulmſche Handfeite des Großmeifters Hermann 
von Salza aus dem Jahre 1232 für das deutſche Ordensland, die falzburgifche Landes— 
ordnung von 1328, das oberbayerifhe Landrecht Kaifer Ludwigs von 1346, das für das 
Fürftentum Breslau ausgearbeitete Yandredt von 1356, eine offizielle Bearbeitung des 
Sachſenſpiegels. Hervorzuheben ift noch das Drenter Yandredt von 1412, eine nicht fehr 
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umfangreiche Satung des Bifchofs von Utrecht Friedrich von Blandenheim, melde das alte 
Gewohnheitsrecht der Landſchaft Drente beftätigt. Diejelbe ift merfwürdigerweife fat wort: 
getreu in das Nheingauer Landrecht übergegangen, defjen eriter Teil, foweit er ung im Wort: 
laute vorliegt, ſich als eine oberdeutfche Überfegung des Drenter Landrechts darftellt. — 
Als bloße Aufzeihnungen des geltenden Nechts erfcheinen das öfterreichifche Landesrecht aus 
dem dreizehnten Jahrhundert, das Nitter- und Landrecht der Graffchaft Berg aus der zweiten 
Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts (1355 —1397) und ein fteirifches Landesrecht aus der 
zweiten Hälfte des vierzehnten oder aus dem Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts. 

Als Sagungen eigentümlicher Entftehungsart erfcheinen die frieſiſchen Küren. Die 
unter verfchiedene Graffchaften aufgeteilten friefifchen Gaue zwiſchen Zuiderfee und Weſer 
ſchloſſen im zwölften Jahrhundert ein Landfriedensbündnis ab, nicht um die gräflihe Gewalt 
zu befeitigen, ſondern um fie zu ergänzen, weil ſich diefelde als unzulänglid erwies, den 
Frieden nad außen und im Innern zu fügen. Die verbundenen Landdiſtrikte hatten Ver- 
einstage, welche von den gejchworenen Bevollmächtigten (inrati, deputati) der einzelnen 
Landſchaften zu Upftalsbom, d. h. bei einem in der Nähe von Aurich auf erhöhtem Plate 
(upstal) befindlihem Baume, abgehalten wurden. Diefe Upftalsbomer VBerfammlungen be- 
Ichäftigten fi auch mit der Aufzeichnung und Beſſerung des Rechtes. Im zwölften Jahr— 
hundert famen dafelbft und zwar vermutlich bald nach 1156 die jogenannten jiebzehn Küren, 
petitiones, eleetiones, und einige Jahre fpäter die 24 allgemeinen Landrechte, constitutiones, 
zu ftande. Wohl gleichfalls noch im zwölften Jahrhundert entitanden die allgemeinen 
Bußtaren, eine jehr ins Detail gehende Zufammenftellung von Bußen vorzugsmweife für 
Körperverlegungen. Aus dem Anfang des dreizehnten Jahrhunderts ftammen die Überfüren. 
Der Upftalsbomer Verein zerfiel nad) 1231, wurde aber 1323 mit etwas veränderter Tendenz 
erneuert. Während der ältere Yandfrievensbund das Verhältnis der einzelnen Landſchaften 
zu den Grafen nicht berührte, kehrt das Bündnis von 1323 feine Spite gegen den Grafen 
von Holland, den Yandeshern der Weftergoer, von welchen der Anftoß zur Erneuerung des 
Bundes ausgegangen war. Das neue Bundesitatut führt den Namen leges Upstalsbomicae. 
Der wieder aufgerichtete Bund zerfiel nad einigen Jahren. Ein 1361 zu Groningen ab- 
gefaßtes Statut verdankt feine Entftehung dem Verſuch der Stadt Groningen, unter ihrer 
Zeitung den Bund der frieſiſchen Gaue zu erneuern. Die aufgezählten friefiihen Küren jind 
ung meiſt in lateinifchem Terte, in friefiichen und niederdeutichen Terten erhalten. Neben 
den allgemeinen friefifchen Geſetzen befigen wir bejondere zum Teil ziemlich umfangreiche 
Satzungen und Aufzeichnungen, welche das Necht einzelner Gaue und Landſchaften betreffen. — 
Ergebnis autonomifcher Nechtsbildung ift auch das Dithmarſcher Landrecht, weldes zuerit 
1448 auf einen Landesbefhluß Hin aufgezeichnet und noch im fünfzehnten Jahrhundert 
revidiert worden ift. 

Das Dienſtrecht geitaltete fi am den Höfen der verſchiedenen Dientherren in 
größter Mannigfaltigfeit, da der Minifterialität die einheitlihe Spite fehlte, wie fie das 
Lehnweſen im Königtum bejaß. Die wichtigſten Dientrechte jind die von Bamberg, Köln, 
Bafel, Magdeburg, Hildesheim und die Satung des Grafen Otto von Teklenburg. 

Die Hofrechte haben ſich weitaus zum arößten Teile ala Gewohnheitsrecht entwidelt. 
Satungen des Hofrehts find jelten. An den Dörfern und Bauerfchaften war es Eitte, 
daß alljährlih an bejtimmten Tagen das beitehende Necht gewiejen wurde. Der herrichaft- 
liche Vogt oder Meier fragte im Dorfding, was in einem bejtimmten Falle Nechtens fei. 
Beeidigte Dorfgenofjen gaben die Antwort. Am Wechſel folder Fragen und Antworten 
wurde der Stoff des Gewohnheitsrechts mehr oder minder erichöpft, um melden es ji 
innerhalb der bejcheidenen Grenzen einer Dorfgemeinde handeln konnte. Im Yaufe der 
Zeit wurden aus beftimmten Veranlafiungen oder in der allgemeinen Erwägung, daß die 
Schrift dauerhafter jei als das Gedächtnis der Menſchen, dieſe Nechtsweifungen aufgeichrieben. 
Die Aufzeichnungen heißen wie ihr Gegenjtand Weistümer, Taidinge, Bantaidinge, öf- 
nungen und deral. 

Das geichriebene Stadtrecht weit als ältejte Quelle Privilegien (Handfeiten) auf, 
welche zuerit die Könige, dann auch die Yandesherren erteilten. Seit dem dreizehnten Jahr: 
hundert erlangten die Städte das Kürrecht, die Befugnis der Autonomie. Von da an 
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treten die Natsverordnungen und Schöffenfagungen in den Kreis der Stadtrechtäquellen. 
Unmittelbaren Anlaß zur Aufzeichnung des ungefchriebenen Gewohnheitsrehts gab nicht 
jelten das Anfuchen um Bewidmung. So wurde namentlid) das Magdeburger Net in 
ausführlichen Rechtsmitteilungen des dreizehnten und vierzehnten Jahrhunderts aufgezeichnet. 
In einzelnen Städten beſchloß der Stadtrat für das Bedürfnis der einheimischen Rechtspflege 
das geltende Recht aufzeichnen zu laſſen. Einem folhen Bejchluffe verdanfen 3. B. die 
ausführlichen Goslarer Statuten aus der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts ihre Entjtehung. 
Hier und da legte man Urteilsbücher an, fo in Stendal, in Dortmund, anderwärts Stabdt- 
bücher, welche entweder das gejamte der Stadt eigene Recht zufammenftellen, wie das 1276 
mit Genehmigung Rudolfs I angelegte Augsburger Stadtbuch, oder Aufzeichnungen über 
verjchiedene Gebiete der jtädtischen Verwaltung enthalten, wie das Quedlinburger Stadtbuch, 
oder endlich Nechtsgejchäfte der Bürger öffentlich zu beurfunden beftimmt find, wie 3. B. in 
Köln, Magdeburg, Lübeck, Hamburg und Stralfund. In leßtgedachter Anwendung heißen fie 
auch Schreins-, Währfchafts:, Grund, Gerichts- oder Schöffenbücher. 

Unter den PBrivatarbeiten über das ftädtifche Necht find neben ſchlichten Nechtsauf- 
zeichnungen als beſonders beveutfame Rechtsquellen die Stadtrechtsbücher fowie die Privat- 
jammlungen und Bearbeitungen ftädtifcher Schöffenſprüche zu nennen. Die litterarifche Be- 
arbeitung des Stadtrehts hat ebenjo wie die des Yand- und Lehnrechts in Sachſen ihren 
Ausgangspunkt, und zwar jtehen in eriter Linie die Bearbeitungen des Magdeburger Rechts, 
von welchen die wichtiaiten find: 1. Das ſächſiſche Weihbild. Ende des dreizehnten 
und Anfang des vierzehnten Jahrhunderts wurde auf Grund von Magdeburger Weistümern, 
welde 1261 und 1295 nad) Breslau ergangen waren, das fogenannte Magdeburger Schöffen: 
recht ausgearbeitet. Vor 1304 verfafte ein unbekannter Autor eine belchrende Arbeit über 
die Gerihtsverfaffung, welcher nachträglich einige Zuſätze angefügt wurden. Beide Arbeiten 
wurden ohne innerlihe Ausgleihung des Stoffes miteinander verbunden, Das Ergebnis 
diefer Verbindung ift das vielgebrauchte ſächſiſche Weichbild, welches ins Lateinische, Pol: 
nische und Gzechifche überfegt und mit Bezugnahme auf das römische und fanonifche Necht 
aloffiert wurde. 2. Das Rechtsbuch nah Dijtinkftionen (fchlefiiches Yandrecht, ver- 
mehrter Sachſenſpiegel), jo genannt nach der Einteilung in Diftinktionen. Der Verfafjer 
will Weichbild ſächſiſcher Art überhaupt darftellen und bejtrebt fich, die Unterfchiede zwifchen 
Landrecht, ſtädtiſchem Gewohnheitsrecht und Stadtrecht nach faiferlihem Privilegium anzu: 
geben. Aür das erſte ift der Sachjenfpiegel, für das zweite das Magdeburger Net, für 
das dritte das Stadtrecht von Goslar benützt. Das ausführliche Rechtsbuch entjtand nad) 
der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts in der Mark Meifen. In der zweiten Hälfte des 
fünfzehnten wurde es mit Zuziehung anderer Quellen für die Verhältniffe von Eiſenach zu 
dem fogenannten Eiſenacher Rechtsbuch umgearbeitet. Auf Grundlage des Nechts- 
buchs nad Diftinktionen, des Eiſenacher Rechtsbuchs und anderer, insbefondere fremdredt- 
licher, Quellen fchrieb in den erjten Jahren des fechzehnten Jahrhunderts ein Stadtfchreiber 
von Eiſenach eine ſyſtematiſch geordnete Kompilation, welche nad ihrem Verfaſſer als das 
Rechtsbuch Johann Purgolts bezeichnet wird. 3. Die Blume von Magde- 
burg. Um 1386 fchrieb unter diefem Titel der romaniftisch gefchulte Jurift Nikolaus Wurm 
von Neu: Ruppin, ein ebenſo fruchtbarer als geſchmackloſer Schriftiteller, ein Nechtsbuch, 
welches fich für eine Arbeit des Magdeburger Schöffenstuhls ausgiebt. Wurm jelbit arbeitete 
es fpäter in ein neues Werf um, das er Blume des Sadhjenfpiegels nannte. 4. Das fyite- 
matifhe Schöffenredht, aus der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts, auf Magdeburg- 
Breslauer Bewidmungen und Breslauer Schöffenfprüchen beruhend. Seine fyitematiiche An- 
ordnung iſt von Intereſſe, weil fie fih vom römischen und Fanonifchen Rechte durchaus un- 
abhängig hält. 5. Das Glogauer Nehtsbud von 1386, worin das fpitematifche 
Schöffenrecht in umfaſſender Weiſe benugt ift. 6. Der alte Kulm, das alte Kölmifche 
Bud, eine Necenfion des ſyſtematiſchen Schöffenrechts, welches gegen Ende des vierzehnten 
Jahrhunderts nad Kulm in Preußen fam, in den preußiſchen Gerichten recipiert und durch 
Zufäge aus dem Schwabenfpiegel vermehrt wurde. Der alte Kulm wurde mit einer Gloſſe 
verjehen, welche Varallelitellen aus dem Sachienjpiegel und verſchiedenen ſächſiſchen Stadt- 
rechtsbüchern allegiert. 7. Die Magdeburger Fragen, eine Sammlung und Bearbeitung 
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von Anfragen, wie fie nah Magdeburg als Oberhof gerichtet wurden, und von daraufhin 
ergangenen Urteilen. Das Werf liegt in drei Necenfionen vor, einer unſyſtematiſchen, einer 
ſyſtematiſchen und einer alphabetiſchen. Die erſte ift die ältefte, fie jchöpft aus einem Ur- 
teilsbuch, welches in Krafau aus Magdeburger Entiheidungen zufammengejtellt worden war, 
aus Magdeburger Urteilen für Thorn und aus dem alten Kulm und ift zwiſchen 1386 und 
1400 in Preußen, vermutlich zu Thorn, entftanden. Die fyitematiihe Sammlung hat wahr: 
ſcheinlich denſelben Verfaſſer wie die unfyitematifhe, vor der fie fi durch die Anordnung 
und durch erhebliche Vervollitändigung des Rechtsſtoffes auszeichnet, fie entitand vor 1400 
gleichfalls in Preußen. Die alphabetifche Necenfion, welde u. a. Rechtsſprüche für Bommern 
binzufügte, ift auf Grundlage der unfyjtematifchen im fünfzehnten Jahrhundert in Pommern, 
vermutlich in Stettin, abgefaßt worden. 8. Die neun Büher Magdeburger Nedts 
oder die Dijtinktionen Walthers, 1400 begonnen, 1402 vollendet von Walther Efhardi, 
Stadtjchreiber von Thorn, welcher darin den Sachjenfpiegel und deſſen Gloſſe, das Rechts: 
buch nad Diftinktionen, die Magdeburger Fragen, das ſächſiſche Weichbild und den alten 
Kulm verarbeitete. Cine abkürzende Umarbeitung, wahricheinlih von Walther jelbjt vor 
1409 beforgt, wurde von einem Königsberger Notar, Albert Pölman, zuerjt herausgegeben 
und wird nad) ihm mit dem Namen der Pölmanſchen Diftinftionen bezeichnet. 9. Das 
Danziger Schöffenbud. Um die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts entjtand zu 
Danzig ohne nachweisbare Benugung anderer Rechtsquellen ein jelbjtändiges Rechtsbuch, 
welches den Titel: Die landläufigen Kulmiſchen Rechte führt. Cs enthält eine 
Daritellung der Rechtsſätze, welche in Preußen unter dem Einfluß des Kulmer Oberhofes 
in Übung waren. Diefes Rechtsbuch wurde mit Danziger Schöffenfagungen, Stabtwillfüren 
und mit einzelnen Stellen aus den Pölmanſchen Dijtinftionen und aus dem Rechtsbuch 
nad Dijtinftionen noch im fünfzehnten Jahrhundert zu einem Sammelmwerfe verbunden, 
welches als Danziger Schöffenbuch herausgegeben worden ift. 

Von den ſüddeutſchen Stadtrehtsbüchern find neben dem ſchon genannten des Ruprecht 
von Freifing hervorzuheben das Wiener Stadtrehtsbud aus dem vierzehnten Jahr: 
hundert und das Brünner Schöffenbud, eines der befjeren juriftifchen Werke des 
Mittelalters, welches der im römischen und fanonifchen Recht bewanderte Stabtfchreiber Jo— 
hannes von Brünn in der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts aus Brünner Privilegien, 
Willküren, Schöffenfagungen und jelbitändigen Ausführungen unter alphabetifch geordneten 
Rubriken zufammenitellte. 

Als Rechtsquelle diefes Zeitalter fommen endlich nod die Yormelbüder in Be- 
tracht, welche mitunter ihren Formularen zur Abfaffung von Urkunden theoretiihe Aus- 
einanderjegungen über die bezüglichen Nechtsgefchäfte beifügen. Auszuzeichnen ift in dieſer 
Beziehung das Baumgartenberger Formelbuch aus dem Anfang des vierzehnten Jahr: 
hunderts. 


Neihsreht: O. Stobbe, Gefhichte der deutihen Rechtsquellen 88 48 ff.; Schröder, Deutiche 
Rechtsgeſchichte S. 609 ff.: Monumenta Germaniae LL. II ed. Pertz: Ficker, Über die Entitehungs- 
zeit der Constitutio de expeditione Romana. 1873, Wiener Sigungäberichte 73; Ein kritiſcher Abdrud 
der älteften Ausfertigung der goldenen Bulle bei D. Harnad, Kurfüritentollegium. 1883; Neue u. 
vollftändigere Sammlung der Reihsabichiede. 1747 fi. (Sendenberg-Kochide Sammlung); Emming- 
haus, Corpus iuris germaniei academieum. 2. Aufl. 1844; Deutiche Neihstaasaften. Publi— 
fation der biftorischen Kommiſſion der Afademie der Wiffenichaften zu München, herausgegeben von 
Julius Weizfäder und anderen, bis jebt neun Bände, die Zeit 1376 bis 1431 umfaffend; Böhlau, 
Nove Constitutiones Domini Alberti. 1858; Göde, Die Anfänge der Landfriedensaufrihtungen 
in Deutfchland. 1874, Eagert, Studien zur Gefhichte der Yandfriedensaufrichtungen. 1875; Nitzſch, 
Heinrid IV und der Gottes- und Landfrieden, Forschungen 3. deutſch. Geſch. XXI 269 ff.; Weiland, 
Sächſiſcher Landfriede aus der Zeit Friedrichs II und die jogenannte Treuga Henriei regis, Zeitichr. 
der Savigny-Stiftung f. NG. VIII 83 ff.: Küch, Die LYandfriedensbeitrebungen Friedrihs I. 1887; 
Franklin, Sententiae ceuriae regis, Nechtsiprüde des Neichshofes im Mittelalter. 1870. 

Land» und Lehnrehtsbücder: Homeyher, Die deutichen Nechtsbücher des Mittelalters und 
ihre Handichriften. 1856, Nachträge bietet die Zeitichrift für Nechtsgeichichte; Steffenhagen, Deutiche 
Rechtsquellen in Preußen vom 13. bis 16. Jahrh. 1875. — Sachſenſpiegel: Homeyer, Des 
Sachſenſpiegels eriter Teil (Landredt). 3. Ausg. 1861: des Sachienipiegels zweiter Teil nebſt den 
verwandten Necdhtsbüchern. 1. 2. 1842—44. Cine fritiihe Ausgabe der Gloffe zum Sacien- 
jpiegel, welche uns noch fehlt, wird von Steffenhagen vorbereitet. Über die Perfönlichkeit Eiles 
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von Repkow jiehe Winter, Eile von Repkow und der Sachjenipiegel, in den Forſchungen zur 
deutichen Geſchichte XIV 305, XVIII 380. Aus der reichhaltigen Litteratur: Homeyer, Die Stel- 
lung des Sachſenſpiegels zum Schwabenfpiegel. 1853; Fider, Über die Entitchungszeit des Sachſen— 
Ipiegeld und die Ableitung des Schwabenjpiegels aus dem Deutichenfpiegel. 1859; Frensporff, 
ber daS Alter niederdeuticher Nechtsaufzeihnungen, Hanſiſche Gefchichtsblätter VI 97 fi. Über 
Homeyers Arbeiten, betreffend die ſächſiſchen Rechtsbücher, vgl. 9. Brunner, Karl Guſtav Homeyer, 
ein Nachruf. 1375, im 36. Bde. der Preuß. Jahrbücher. — Der Spiegel der deutſchen Leute. 
Herausgeg. von Fider. 1859; Fider, Über einen Spiegel der deutihen Leute und deſſen Stellung 
zum Sadfenfpiegel und Schwabenipiegel. 1857. — Sogenannter Schmwabenipiegel. Herausgeg. 
vom Freiheren von Laßberg. 1840; von Wadernagel (Das Landredt) 1840; von Gengler 
(Zandrehtsbud)), 2. Aufl. 1875; von v. Daniels in den Rechtsdenkmälern des deutichen Mittelalters 
ynoptiſch mit dem Sachjenfpiegel und dem franzöjiihen Schwabenfpiegel. Cine fritifche Ausgabe 
es Schwabenfpiegels fehlt. Vorbereitet wird eine jolde auf Grund umfaffender Unterfuhung der 
Handſchriften von Rodinger. Bal. deſſen Berichte über die Unterfuhung von Handſchriften des 
jogenannten Schwabenfpiegels in den Wiener Situngsberihten Bd. 73—76. 79. 80. 107; Fider, 
Zur Genealogie der Handichriften des Schwabenipiegels. 1862; Ficker, Über die Entitehungszeit 
des Schwabenfpiegels. 1874, Wiener Situngsberichte Bd. 77; Haifer, Zur Genealogie der Schwaben: 
ſpiegelhandſchriften. 1876. 77; Rodinger, Berthold von Regensburg und Raimund von Beniafort 
Im Jogenannten Schwabenjpiegel, Abhand!. der Bayer. Afademie. 1877; Derfelbe, Der Könige Bud 
und der jogenannte Schwabenjpiegel, Abhandt. der Bayer. Atademie. 1883; Derfelbe, Über die Ab- 
fafjung des failerlihen Yand- und Lehnrechts, Abhandl. der Bayer. Afad. 1888; Derjelbe, Über die 
Spuren der Benutzung des faiferl. Land- und Lehnrechts, Mündener Sitzungsberichte. 1889. — 
Steffenbagen, Die Entwidlung der Landredtsgloffe des Sahlenfpiegels in den Wiener Sitzungs— 
berichten Bd. 98. 100. 101. 106. 110. 111. 113. 114. — Das Görliger Rechtsbuch bei Homeyer, 
Sachſenſpiegel II 2: De Spiegel von Sassen of zoogennamde Hollaudsche Sachsenspiegel 
nad der einzigen befannten Sandfchrift herausaeg. von J. 3. Smits. 1872, in den Nieuwe Bij- 
dragen voor Regtsgeleerdheid en Wetgeving, Deel XXIL — Der Livländiihe Spiegel bei 
Bunge, Altlivlands Rechtsbücher. 1879. — Das Stadt: und Landrechtsbuch Rupredts von 
Freyjing. Derausgeg. von L. v. Maurer. 1839. — Das Kaiſerrecht nad der Handidrift von 
372. Herausgeg. von Endemann. 1846; I. v. Goſen, Das Privatreht nad dem Heinen Kaiſer— 
recht. 1866; Über Handſchriften: Rodinger in den Münchener Situngsber. 1874. S. 417 fi. — 
Der Richtſteig Landrechts nebſt Cautela und Premis. Herausgeg. von Homeyer. 1857; Der 
Richtſteig Lehnrechts bei Homenyer, Sachſenſpiegel IT 1. — Über die Femrechtsbücher ſiehe 
v. Wächter, Beiträge zur deutfchen Gejchichte, inäbefonbere zur Gefchichte des deutichen Strafredhts. 
1845; Heinrich Dunder, Kritifche Beiprehung der wichtigften Quellen zur Geſchichte der weitfäl. 
Femgerichte, Zeitfchr. der Savigny-Stiftung f. RS. V 116. — Homeyer, Über die Informatio ex 
speculo Saxonum. 1856. Gerihtsformeln von Theodorih von Bodsdorff, mitgeteilt von 

öhlau in der Zeitichr. für Rechtsgeſch. I 415. Der Frankfurter baculus iudicii bei Thomas, 
Der Oberhof von Frankfurt a. M. 1841. 

Zerritorialrechte. Die Kulmſche Handfeite bei Leman, Das alte Kulmifche Recht. 1838. 
— Die Salzburgiihe Yandesordnung bei Rößler, Über die Bedeutung und Behandlung der 
Geſchichte des Rechts in Ofterreih. 1847. — Bayeriihes Landesrecht bei Freiberg, Sammlung 
biftorifcher Schriften und Urkunden. 1827—1839. IV. Eine kritifhe Ausgabe fehlt. Rodinger, 
Zur äußeren Geſchichte von König Yudwigs oberbayeriichem Land» und Stadtrechte. 1863 (Oberbayer. 
Archiv XXI; Desfelben Borarbeiten zur Tertesausgabe von König Ludwigs oberbayeriichen Land— 
rechten. 1868; Bon der Pfordten, Studien zu Kailer Ludwigs oberbayeriichen Stadt: und Land- 
rechten. 1875; Ofenbrüngen, Das Strafreht in König Ludwigs Landrechtsbuch, in deſſen 
Studien zur deutfchen und jchweizeriichen Rechtsgeichichte. 1868. — Das Drenter Xandredt bei 
von Richthofen, Friefiiche Nechtäquellen 1840, in beilerer Geftalt bei Magnin, Overzigt van de 
Besturen in Drenthe I12 229 ff. (1842, — Tas ———— Landrecht unvollſtändig bei 
Bodmann, Rheingauiſche Altertümer. 1819. ©. 624 fi. und danach bei Grimm, Weistümer I 
539 ff. Bal. 9. Brunner, Zeitihr. der Saviany-Stiftung für NG. III 87. — Ofterreihifches 
Landesrecht im Archiv für Hunde öfterreichifcher Geſchichtsquellen X (ed. Meiller) und bei von 
Hafenöhrl, Öfterreichifches Landesrecht im 13. u. 14. Jahrh. 1867. Aus der reichhaltigen Yitte- 
ratur: Siegel, Situngsberidte der Wiener Akademie XXXV; v. Hafenöhrl im citierten Archiv 
XXXVI und Lufchin, Die Entitehungszeit des öfterr. Landesrechts. 1872. — Steiermärkiſches 
Landrecht des Mittelalters. Herausgeg. von F. Biſchoff. 1875. — Das Bergſche Landesrecht 
bei Zacomblet, Archiv für Geichichte des Niederrheins. 1832. I. Bal. von Below, Die landftän- 
diihe Berfaffung in Jülih und Bera. 1886. — Frieliihe Rechtsquellen. Derausgeg. von 
v. Rihthofen. 1840. Die älteften Terte der allgemeinen frieftiihen Küren bietet nunmehr in 
beiferer Form v. Nihthofen, Unterfuhungen über frieftihe Rechtsgeichichte. 1880, nebit eingehenden 
Erörterungen über ihren Charakter und ihre Entitehungszeit. Bol. darüber v. Amira in den Göt- 
tingifchen gelehrten Anzeigen vom 26. Oktober 1831. — Das Dithmarſcher XYandredt bei Michel— 
fen, Sammlung altdithmarſcher Rechtsquellen. 1842. 
Dienitrehte. Wadernagel, Das Biſchofs- und Dienftmannenreht von Baſel. 1852; Frens- 

dorff, Das Recht der Dienitmannen des Erzbiihofs von Köln. 1853; die übrigen angeführten 
Dienſtrechte bei v. Fürth, Minifterialen. 1836. 
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Hofrechte. Weistümer. Derausgeg. von J. Grimm (nad deflen Tode fortgeiekt von R. 
Schröder). 6 Bde. 1840-69 und ein Regifterband (VII) von Schröder. 1878: Luremburger Weis: 
tümer als Nachleſe zu J. Grimms Weistiimern aefammelt von Hardt. 1870; Aargauer Weistümer. 
Herausgeg. von Rochholz. 1876. Die öfterreihiichen Weistümer harren einer Gefamtausgabe dur 
die Akademie der Wilfenichaften in Wien, bisher find davon erichienen die falzburgiichen Taidinge von 
Siegel und Karl Tomafichel. 1871; die tiroliihen Weistümer von v. Zingerle und v. Inama— 
Sternegg. 1. Teil: Unterinnthal. 1875, 2. Teil: Oberinnthal. 1877, 3. Teil: Vinftgau. 1880, 4. Teil: 
hend ade und Etichland. 1. Hälfte. 1888; die fteiriichen und färntifchen Taidinge von Biſchoff 
und Schönbad. 1881; die niederöfterreihiichen MWeistümer von G. Winter. 1. Teil. 1886. 


Stadtrechte. Nachweiſungen über Stadtrehte: Niccius, Juverläffiger Entwurf von Stadt- 
geſetzen und Statutis. 1740; Gaupp, Deutiche Stadtredte des Mittelalters mit redhtsgeichichtlichen 
Erläuterungen. 1851. 52; Gengler, Deutiche Stadtrechte des Mittelalters teild verzeichnet, teils 
vollftändig oder in Probeauszügen. 1852: Gengler, Codex iuris municipalis Germaniae medii 
aevi I. 1863; Biſchoff, Oſterreichiſche Stadtrehte und Privilegien. Mit Litteraturangaben und An- 
merkungen. 1857. — Gaupp, Das alte magdeburgiiche und balliiche Recht. 1826; Michelien, Der 
ehemalige Oberhof zu Lübeck. 1839; Sach, Das alte lübiſche Net. 1839: Lappenberg, Die älteiten 
Stadt, Schiff: und Landredte Hamburgs. 1845: Thomas, Der Oberhof zu Frankfurt a. M. 1841; 
Tomaſchek, Der Oberhof Iglau in Mähren und feine Schöffeniprühe aus dem 13.—16. sag. 
1868; Derfelbe, Rechte und Freiheiten der Stadt Wien L. 1877; Schöffenurteile bei Waſſerſch— 
leben, Sammlung deuticher Rechtsquellen. 1860 und bei Stobbe, Beiträge. 1865; Theodor Neu— 
mann, Magdeburger Weistümer aus den Originalen des Görliger Natsardives. 1852: Nöpell, 
Über die Verbreitung des Magdeburger Stadtrehts im Gebiet des alten polniihen Reichs —— 
der Weichſel. 1857; Huber, Das Kölnische Recht in den Zähringiſchen Städten, Zeitſchr. f. ſchweiz. 
Recht XXII (1881). — Magdeburger Rechtsquellen zum akademiſchen Gebrauche. Herausgegeben von 
Laband. 1869. — Göſchen, Die Goslariſchen Statuten. 1840. — Lörſch, Der Ingelheimer Ober— 
hof. 1885: Dortmunder Statuten und Urteile. Herausgegeben von Frensborff. 1882; Behrend, 
Ein Stendaler Urteildbuh aus dem 14. Jahrhundert (mit eingehendem Kommentar). 1868; Ho— 
meyer, Stadtbücher des Mittelalters, insbei. das Stadtbud von Quedlinburg. 1860; Das Stadt- 
buch von Augsburg. Derausgeg. von Chriftian Meyer. 1872; Das ältefte Stralfunder Stadtbuch. 
Herausgeg. von Fabricius. 1972; Kölner Schreinsurkunden des 12. Jahrhunderts. Herausgeg. 
von R. Höniger. I. 1884— 1888. 

Stadtrehtsbüher. Das Sähfiihe Weichbild ze. Herausgeg. von v. Thüngen. 1837; Dat 
buk wichbelde recht. Herausgeg. von v. Daniels. 1853 und mit der Gloſſe in deſſen Rechtsdenk— 
mälern. — Tas Nedtsbud nah Diitinkftionen nebit einem Eiſenachiſchen Nechtsbuch. Herausgeg. 
von Ortloff. 1836; Das Rechtsbuch Johannes Purgoldts mebit ftatutariichen Rechten von 
Gotha und Eiſenach. er von Ortloff. 1860. — Die Blume von Magdeburg. Herausgeg. 
von Böhlau. 1868. — Das Magdeburg-Breslauer ſyſtematiſche Schöffenredht. Herausgeg. von 
Yaband. 1863. — Das Glogauer Nehtsbudh bei Waſcherſchleben, Sammlung deuticher 
Nechtöquellen. 1860. — Der alte Kulm bei Leman, Das Kulmiſche Necht. 1838. Val. Stobbe 
in der Zeitichr. für deutiches Necht XVII und insbeiondere Steffenhagen, Deutiche Rechtsquellen 
in Preußen. 1875. ©. 201 ff. — Tie Magdeburger Fragen. Herausgeg. von Behrend. 1865. 
Val. v. Marti, Die Mandeburger Fragen fritiich unterſucht, in der Yeitichr. f. Nechtsgefchichte XI 
401 fi. — Tie neun Bücher Maadeburger Nechts liegen nur in Älteren Druden vor. Der 
ältefte ift von 1574. Ein Verzeichnis bei Steffenhagen, Die neun Bücher Mandeburger Rechts. 
1865. — Das Danziger Schöffenbud. Herausgeg. von Töppen. 1878. — Das Miener Stadt: 
rechts- oder Weichbildbudh. Herausgeg. von Schuſter. 1873. — Das Brünner Schöffenbud bei 
Rößler, Deutiche Rechtsdenkmäler aus Böhmen und Mähren II. 1852. 

Formelbüher. Rodinger, Über Formelbüder vom 18. bis zum 16. Jahrh. als rechtshiſtor. 
Quellen. 1855; Derfelbe, Briefiteller und Formelbücher des 11.—14. Jahrhunderts. 1863—64, in 
den Quellen zur bayer. u. deutich. Geihichte: Bärmald, Das Baumgartenberaer Formelbuch, in den 
Fontes rerum austriacarum. 2. Abteilung XXV. 


8 16. Verfaſſungsgeſchichte. Das Deutjche Neih war ein unteilbares Wahl- 
reich, doch ift der Gedanke der Erblichfeit, wie ihn die fränfifche Zeit überliefert hatte, 
keineswegs fofort erlofhen. Jahrhunderte hindurch hielten fich die deutfchen Königswahlen 
zunädit an das regierende Geſchlecht, und nicht jelten wählte man noch bei Yebzeiten des 
Königs deſſen Sohn als Nachfolger, eine Gewohnheit, welche bei ungejtörter Entwidlung 
sur Ausbildung des reinen Erbreiches geführt hätte. Allein während des Streites zwiſchen 
Seinrih IV und dem Papittum trat eine verhängnisvolle Wendung ein, indem eine Fürſten— 
verfammlung von 1077 zu Forchheim unter päpftlihem Einfluß das freie Wahlrecht im 
Gegenſatz zum thatfächlichen Herkommen deflarierte. Es folgte eine Zeit des Kampfes 
zwischen den Anhängern der freien Wahl und des Erbprinzipes. Ein Verſuch Heinrichs VI 
die Krone in feinem Haufe erblich zu machen hatte fein Ergebnis. Mit dem Untergange 
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der Staufer war der Sieg des reinen MWahlprinzips entjchieven. Ansprüche, welche der 
Papſt namentlich bei Zwiefuren bezüglich der deutichen Königswahl erhob, wurden durch 
den Kurverein von Renſe und durch die constitutio de iure et excellentia imperii 1338 
zurüdgemwiejen. 

Urfprünglih war die Wahl ein Recht des ganzen deutſchen Volks. Formell erjcheint 
fie als ein vor dem Neiche gefundenes Urteil, daß diefem oder jenem die Krone zulomme. 
Wie bei der Urteilsfindung im Königsgerichte gaben auch beim Wahlgange nur die Ange- 
fehenften ihre Stimmen ab. Das übrige Volt war von je auf das Necht der Folge be- 
fchränft, welches jeit dem zwölften Jahrhundert hinwegfiel. Von da an wählten nur mehr 
die Fürften, und zwar in der Meife, daß die hervorragenditen jtimmten, die übrigen folgten. 
Im Laufe der Zeit madhte ſich die Anficht geltend, daß unter den Wählern das Stimmrecht 
jenen Fürften zuftehe, welche bei der Krönungshandlung rechtlich beteiligt waren, nämlich 
den drei rheinischen Erzbifhöfen und den Inhabern der vier Erzämter. Die Krönung 
hatte damals einen ftaatsrechtlihen Charakter, den Charakter der Jnvejtitur in das König— 
tum. Erſt durd) fie gelangte der Gewählte in den Befit der füniglihen Gewalt. So fonnte 
es fommen, daß die rechtliche Teilnahme an der Krönungshandlung, welche eine ausdrück— 
liche Anerkennung des neuen Königs involvierte, zur Ausbildung einer Wahltheorie führte, 
welche vom Verfaffer des Sachſenſpiegels aufgenommen, feit dem Interregnum zu unbe- 
ftrittener ftaatsrechtlicher Geltung gelangte. Die ausschließlich jtimmberechtigten Fürften, die 
Kurfürjten, ſchloſſen endlich auch das Folgerecht der übrigen Fürjten aus. Das Majoritäts- 
prinzip brach fi in der Wahlpraris, auch als die Zahl der Wähler eine gefchloffene war, 
nur langjam Bahn. Eine eingehende Negelung der Königswahlen gab die Goldene Bulle 
von 1356. 

Beitimmungen über vormundfchaftlihe Regierung fehlten. Dagegen haben fidh, jeit 
die Wahlen das Gefchleht nicht mehr berüdfichtigten,, feite Grundfäge über das Reichs— 
vifariat gebildet. Die Goldene Bulle überwies das Vifariat in den Yändern des fränfifchen 
Nechtes dem Pfalzgrafen bei Rhein, in den Ländern des ſächſiſchen Nedhts dem Herzog von 
Sachſen. Die Vergabung von Fahnlehen und die Veräußerung von Reichsgut war in den 
Vifariatsrechten nicht inbegriffen. 

Der König lebte nach fränfischem Rechte. Sein Gerichtsitand war in weltlichen Sachen 
der Pfalzgraf bei Rhein, im geiftlichen der Papſt. Die Abſetzung Heinrihs IV ſchuf ein 
Präjudiz für die Abjehbarkeit des Königs. Seit die Königswahl ein ausſchließliches Recht 
der Kurfürften geworden, legten diefe fih das Recht bei, den deutfchen König abzufegen. 

Die Föniglichen Rechte find in diefer Zeit im allgemeinen diefelben wie in der vorigen 
Periode. Ihre Zahl hat ſich ſogar noch vermehrt. Trogdem ging die füniglide Gewalt 
einer nachhaltigen Schwächung entgegen. Einerſeits wurde ihr Umfang durch zahlreiche 
Eremtionen gefchmälert, infolge deren der Inhaber der Immunität die bis dahin öffentlichen 
Rechte im eigenen Namen und zu eigenem Nuten ausübte. Andererſeits handhabte der 
König die öffentliche Gewalt, ſoweit er nicht felber thätig war, nicht mehr durch Beamte 
im eigentlichen Sinne, fondern durch Lehnsleute, melde das Amt zwar im Namen des 
Königs, aber zu eigenem Nuten verwalteten. Von den Krongütern, welche bis in das 
dreizehnte Jahrhundert den eigentlichen Kern der königlichen Macht gebildet hatten, find in— 
folge von Schenkungen, Verleihungen und DVerpfändungen nad) dem nterregnum nur nod) 
geringe Nefte vorhanden. Um der weiteren Verfchleuderung des Reichsgutes vorzubeugen, 
wird der König in der freien Dispofition über das Neihsgut beſchränkt. Seit Rudolf I 
ift es feſtſtehender Grundſatz, daß der König zur Veräußerung von Reichsgut der Zuftimmung 
der Kurfürften bedürfe, welche diefe in der Form von „Willebriefen“ oder durch Mitbe- 
jiegelung der königlichen Urkunde erteilen. 

Der König hatte die Heergemwalt. Die Neihsheerfahrt wurde herkömmlich auf den 
Hof: und Neichötagen beraten und befchlofien. Von Heinrich V ab bis ins dreizehnte 
Jahrhundert ließ fie der König von den anmwefenden Großen ausdrücklich beihwören, wodurch 
jedoch die Heerpflicht nicht erit begründet, fondern nur bejtärft werden follte. Der allgemeine 
Heerbann wird für Neichöfriege nicht mehr aufgeboten. Nur in Fällen der Yandesnot findet 
ein Aufgebot des ganzen Volfes zur Yandesverteidigung ſtatt. Theoretiſch bejteht zwar nod) 

v. Holgenborff, Eneytlopädie. 1, 5. Aufl. 17 
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der Grundfag der allgemeinen Wehrpflicht, allein die in der Kriegsführung eingetretenen 
Änderungen verlangten eine andere Art des Kriegsdienites, als ihn die allgemeine Wehr— 
pflicht zu leiften vermocht hätte. Die friegerifche Kraft der Heere beruhte jest vollitändig 
auf dem ſchwer gerüfteten Neiter. Der Dienjt als folder ſetzte größeren Grundbeſitz und 
fortgefegte Übung voraus. Damit ergab fi von jelbjt die thatfächliche Beſchränkung des 
Aufgebotes auf jene Klajje der Bevölkerung, welche die militärische Ausbildung zum Lebens: 
beruf machte. So verfchwindet der deutihe Bauer aus den Neichsheeren, indem er gegen 
Zahlung einer Heerjteuer auf feiner Scholle figen bleibt. An die Stelle der allgemeinen 
Wehrpflicht ift die ritterliche Dienftpflicht getreten, welche alle Zehnsbefiger, die Minifterialen 
und unfreien milites trifft. Das königliche Aufgebot ergeht jevod nicht unmittelbar an die 
Dienftpflichtigen, ſondern an die geiftlihen und weltlichen Großen, welche ihrerjeits die 
Mannſchaft aushoben und anführten. Die Truppen der aufgebotenen Reichsſtädte und die 
Reichsminiſterialen ſtanden unter dem Befehle von Reichsvögten. Zunächſt beſtimmte der 
König die Zahl der Schilde, weldye zu jtellen waren. Im Yauf der Zeit bildete ſich dafür 
ein beſtimmtes Herlommen aus. Namentlich ſtark war das Reichskirchengut belaſtet. Später 
wird für die eititellung der SKontingente die Zuftimmung des Neichstages verlangt. Seit 
dem fünfzehnten Jahrhundert beginnen die Neichsheere fid) in geworbene Söldnerheere um- 
zumandeln und werden neben den Neitern die Yandsfnechte ein bedeutſamer Faktor des 
Heerwejens. 

Der König befigt ferner die oberſte Gerihtsagemwalt und gilt theoretiich als der 
Quell aller Gerichtsbarkeit. Er übt fie entweder jelbjt oder überträgt jie auf andere. Da 
aber die Gerichtslehen — die mit Jurisdiftion befleideten Amter waren Lehen geworden — 
nicht alle vom König felbjt verliehen wurden, jondern in ber Mehrzahl Afterlehen bildeten, 
jo äußerte ſich jeine Gerichtsgewalt wenigjtens in der Bannleihe, das heißt in dem Nechts- 
jage, daß jeder höhere Richter den Königsbann perfönlicd einholen und dafür dem König 
Hulde ſchwören müſſe. Die Markgraffchaften, welhe in der Entwidlung ihrer Selbjtändig- 
feit den übrigen Territorien voraneilten, haben diefe Beichränfung nicht gefannt. In der 
zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts fetten fich die meiſten Yaienfürften über das 
Erfordernis der föniglihen Bannleihe hinweg, indem fie jelbit den von ihnen bejtellten 
Richtern mit dem Amte zugleid aud die Gerichtägewalt übertrugen. Am längiten erhielt 
fich, von einzelnen Ausnahmen abgejehen, die Bannleihe des Königs in dem geijtlichen Terri- 
torien, weil nad; kanoniſchem Rechte die Übertragung des Blutbanns rregularität zur Folge 
hatte, eine Schranke, welche Bonifaz VIII zu Gunſten der geiftlichen Fürſten befeitigte. 
In Friesland durfte nah den 17 Küren der den riefen eigentümliche Rechtſprecher, der 
Ajega, fein Urteil vorjchlagen, ehe er vor dem römischen König geſchworen hat. Die höchſte 
Serichtsbarfeit handhabt der König jelbit als oberjter Richter. Als Urteiler fungierten nicht 
etwa jtändige Pfalzichöffen, fondern die eben am Hofe anmwefenden Fürjten, Herren und 
Minifterialen, zumal die Reihshofbeamten. Diefem Mangel jtändiger Urteilsfinder ſowie 
dem Mangel eines jtändigen Amtsfites ift es hauptfächlich zuzuschreiben, daß das deutiche 
Königsgericht auf die Nechtiprechung der Volfsgerichte nicht jenen nachhaltigen centralifierenden 
Einfluß ausgeübt hat, welden die franzöfifche und die anglonormanniſche euria regis durch 
die Entwidlung gleihmäßiger Verwaltungspraris und feſter juriftiiher Technik erlangt hat. 
Der König konnte im Königsgerichte einen Stellvertreter jegen. Bis ins dreizehnte Jahr- 
hundert geſchah dies von Fall zu Fall oder auf längere Zeit. 1235 ſchuf Friedrich IT das 
Amt eines jtändigen Hofrichters, welcher den normannisch-ficilifchen Titel iustitiarius erhielt. 
Doch blieben gewiſſe Sachen, namentlih die causae maiores der Fürften und Fürften- 
genofjen und die Verhängung der Neihsacht, dem König vorbehalten. Vor das Reichshof- 
gericht famen Streitigfeiten im Wege des Nechtszugs und wegen Juſtizverweigerung oder 
verzögerung, ſowie alle Sachen, in denen die Untergerichte nicht kompetent waren. Außer: 
dem fonnte es jede Streitfahe aus den unteren Gerichten an ſich ziehen (evozieren). 

Der König iſt oberiter Lehnsherr, gebietet feinen Lehnsleuten Hoffahrt und Heer— 
fahrt und hat das Recht des Heimfalls. Yesteres ift jedoch durd die eingetretene Erblichkeit 
der Lehen weſentlich bejchränft, injofern dem Lehnsmann beziehungsweife dem berechtigten 
Lehnserben gegenüber die Verpflichtung der Yehnserneuerung, alfo ein rechtlicher Yeihezwang, 
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befteht. Bei den zu Lehen gewordenen Ämtern ging der Leihezwang thatjächlic noch über 
den Fall erbrechtliher Anjprüche hinaus, weil das Bedürfnis vorlag, durch Belehnung 
dem erledigten Amte einen Amtsnachfolger zu geben. Bei den Fürftenämtern hat ſich reichs— 
rechtlih ein abfoluter Yeihezwang ausgebildet; ein ledig gewordenes Fürſtentum durfte der 
König nicht einziehen, jondern er mußte es binnen Jahr und Tag nad Eintritt des Heim- 
falls von neuem verleihen, eine Befchränfung des Königtums, welche in Deutſchland eine 
allmählihe Konfolivierung verhinderte, wie fie durch Benutzung des Heimfalls in Frankreich 
erfolgte. Der König iſt ferner Eigentümer des Reichsgutes, Dienitherr der Reichsminifterialen, 
Stadtherr der Reichsſtädte und übt als Schusherr der Reichskirchen die Nechte, welche dem 
Reiche über das Neichskirchengut zuftehen und jeit dem nveititurftreite als Regalien zu- 
fammengefaßt werden. Da fajt alle Bistümer und zahlreiche Abteien den Charakter von 
Reichskirchen hatten, erftreden fich jene königlichen Nechte auf die Hauptmaſſe des im Reiche 
befindlichen Kirchengutes überhaupt. Das Neichskirchengut ftellte fi dem echten Lehen als 
ein verwandtes Befisverhältnis zur Seite, e8 legte dem Inhaber noch über das echte Zehen 
hinausgehende Pflichten und Beichräntungen auf. Das Wormſer Konfordat hat zwar die 
kanoniſche Wahlform zur Anerfennung gebracht und die nveftitur mit Ring und Stab be- 
feitigt, allein an den Rechten des Königs über das Neihsfirhengut im weſentlichen nichts 
geändert. Zu Veräußerungen und Belaftungen des Reichslirchengutes iſt die Zuſtimmung 
des Königs erforderlich; ebenſo bei Verleihungen desſelben zu Lehnrecht. Die Übertragung der 
Regalien erfolgt durch die Inveſtitur, welche ſeit dem Wormſer Konkordat per sceptrum 
und zwar gegen Ableiſtung eines befonderen Treueides vorgenommen wird. Sede vacante 
fowie im Fall der Regalienfperre, welche wegen Verlegung des Treueides eintreten fonnte, 
fielen die Nutungen des Reichsfirchengutes an den König. Die Reichskirchen find zu 
mannigfachen Xeiftungen an das Neid, „servitia regni*, verpflichtet, fie - zahlen Abgaben 
in Geld oder Naturalien; Biſchöfe und Neichsäbte find zur Hoffolge verpflichtet, müfjen im 
Dienite des Reiches Gefandtfchaftöreifen unternehmen; der König darf aus jedem Domftift 
ein Mitglied unter Beibehaltung der Pfründe am Hofe verwenden; das Reichskirchengut 
iſt endlih, mag es fich in unmittelbarer Nutung der Kirche befinden oder zu Lehen aus- 
gethan fein, bei Neichsfriegen zu größeren Leiftungen verpflichtet als das echte Lehen. Seit 
dem nveftiturftreite findet in ben Verhältnifjen des Neichsfirchengutes ein allmähliches 
Eindringen der rein lehnrechtlichen Grundfäge ftatt. Auf einzelne Sonderrechte haben die 
deutfchen Könige ausdrüdlich verzichte. Vom 13. Jahrhundert ab werden die Reichskirchen 
ſtaatsrechtlich nach Art der übrigen Neichslehen behandelt, wie denn auch die Pfaffenfürjten 
als ein organifcher Teil desfelben in das Heerſchildſyſtem eingegliedert find, und nur noch 
vereinzelte Neminiscengen erinnern an bie frühere Stellung des Reichskirchengutes. 

Die neuen Rechte, welche der König in diefer Periode erwarb, das Spolienredht, das 
Bergregal, das Geleitrecht, der Judenſchutz, bewirkten feine wejentliche Erhöhung der Fünig- 
lihen Gewalt, zumal der König teils darauf verzichtete, teils diefelben ebenſo wie das 
Müngrecht und das Recht auf Zölle durch Veräußerung und Belehnung auf die Zandesherren 
übertrug. 

Die Gewohnheit der Könige, Reichsangelegenheiten mit den Großen bes Reiches zu 
beraten, führte im Laufe der Zeit zu einer rechtlichen Befchränfung des KHönigtums. Die 
Lehnsepflich der Hoffolge, d. h. die Pflicht, zu den angeſetzten Hoftagen ſich beim König 
einzufinden, verwandelte ſich in das Recht der Reichsſtandſchaft. Aus dem Beirate ber 
Großen wurde ein Recht der Beſchlußfaſſung, aus der urſprünglichen Verwaltungsmaßregel 
ein Grundfat der Neichsverfafjung. Das Recht, an den Verhandlungen der Neichstage mit 
Ei und Stimme teilzunehmen, haben auf diefe Weiſe die Kurfürften, Fürften und Herren 
erlangt. Seit Wilhelm von Holland find auch die Städte auf den Reichstagen vertreten, 
zunächſt als minder berechtigte Teilnehmer, indem fie nur bei gewiffen Angelegenheiten zu— 
gezogen werben und in Sachen, die fie nicht unmittelbar angehen, fein enticheidendes Votum 
haben. Die Berufung des Neichstages ftand nur dem König zu. 

Die fränkische Amterverfaſſung war nach Auflöſung der fränkiſchen Monarchie im 
Deutſchen Reiche beſtehen geblieben. Doch ſchob ſich Ende des neunten, Anfang des zehnten 
Jahrhunderts zwiſchen das Königtum und die gräfliche Gewalt eine neue Macht ein, das 
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Stammesherzogtum. Ohne gerade aus dem mifjatifhen nftitute hervorgegangen fein, hat 
es doh aus dem Megfallen vdesjelben die Bedingungen feines Entftehens geſchöpft. Das 
Königtum ſchuf, um dem Herzogtum die Stange zu halten, ein neues Amt, das Amt des 
Stammespfalzgrafen, welcher gewifjermaßen als ein ftändiger missus regis die königlichen 
Nechte innerhalb des Herzogtums wahrzunehmen hatte, und mußte jchließlih im Bündnis 
mit den Fürſten, welche der Herzogsgewalt untergeordnet waren, das unbequeme Mittelglied 
zu befeitigen. Mit dem Sturze Heinrichs des Löwen ift die Zertrümmerung des Stammes- 
herzogtums für immer entſchieden. 

Eine vollftändige Anderung feiner Grundlagen erlitt das Neich durch die Ausbildung 
der Zandeshoheit. Die weientlichiten Momente diefes Prozeffes, der in der gräflichen Ge- 
walt feinen regelmäßigen Ausgangspunkt hatte, find in kurzem folgende: Die gleihmäßige 
Einteilung des Neihs in Graffchaften und Gaue verfhwand vor den zahlreih empor- 
ſchießenden Immunitäten. Bon den Graffchaften wurden mitunter mehrere in einer Hand 
vereinigt und mit ber gräflichen Gewalt nicht felten Jmmunitätsredhte verbunden. Die Um— 
wandlung der Amter in Lehen machte die Amtsbefugniffe zu einem nugbaren und erblichen 
Rechte. Als das Stammesherzogtum fiel, erntete nicht das Königtum, fondern die fürftliche 
Gewalt die Früchte des Sieges. Seit diefer Zeit findet fich auch zuerft in Urkunden der 
Ausdrud Dominus terrae. Mefentlihen Vorſchub erhielt das Auffeimen der Landeshoheit 
dur die auf Italien gerichtete Politik der deutſchen Könige. Um bier augenblidlihe Er- 
folge zu erringen, fanden ſich die Könige mit den Fürſten ab, jogut es eben ging. Da— 
gegen wurde die einzige Macht, melde der fürjtlihen noch ein Gegengewicht bieten konnte, 
das deutſche Städtewefen, in feiner Entwidlung gehemmt. Diefer Politif verdanken 
namentlich zwei Neichsgefege des dreizehnten Jahrhunderts ihre Entjtehung, die Confoederatio 
cum prineipibus eeclesiastieis von 1220 und das Statutum in favorem principum von 
1231—32, in welden der König zu Gunften der Fürften auf wichtige Rechte verzichtet, 
deren fich diefe freilich zum Teil ſchon thatfählich bemächtigt hatten, während andererjeits 
zum Vorteil der Landesherren eine Reihe jtädtefeindlicher Beitimmungen erlaffen wird. Die 
hiermit reichsgeſetzlich fanktionierte Landeshoheit wucherte dann in rafcher Entwidlung empor, 
während des nterregnums zufolge des Mangels, nad demfelben zufolge der Schwäche der 
föniglichen Gewalt. Das Erfordernis der Bannleihe für die höheren Richter der Territorien 
fiel hinweg. Während die Ummandlung der Ämter in Lehen den wichtigſten Hebel für 
die Ausbildung der Yandeshoheit abgegeben hatte, verjtand es diefe, innerhalb der Territorien 
mit dem Lehnweſen zu brechen. Nad dem Reichslehnrechte war der Inhaber eines Gerichts: 
lehens verpflichtet, die darin enthaltenen Afterlehen weiter zu verleihen. Diefen Rechtsſatz 
festen die Yandesherren nad dem Wegfall der Bannleihe außer Kraft, indem fie die Ge: 
richte ihrer Territorien nicht mehr zu Lehen gaben, ſondern mit befoldeten Yandrichtern be- 
ftellten, ſomit die Lehen in Ämter im eigentlihen Sinne des Wortes ummandelten. Aljo 
haben, während der König bei Erledigung von Fürſtenämtern nad) wie vor an den Leihe— 
zwang gebunden blieb, die Fürſten ihrerfeits den fie befchräntenden Yeihezwang befeitigt. 
Neue Errungenfhaften machte die Landeshoheit vorerjt für die furfürftlichen Territorien 
dur) die Goldene Bulle von 1356. Miünzreht, Bergregal, Recht auf Zölle und Juden— 
Ihuß werden darin den Kurfürſten ausdrüdlic zugefprochen. Sie erlangten ferner die 
Privilegien de non evocando et de non appellando. Endlich wurde die Unzertrennlichfeit 
der Kurlande und die Primogeniturfolge feitgeitellt. Das den Kurfürften gemährte Maß von 
Unabhängigkeit ftedten fi auch die übrigen Yandesherren zum Teil in rüdfichtslofeiter 
Reife zum Ziel. Daß man zur Erreichung desjelben fein Mittel fcheute, zeigt die in 
Ofterreich vorgenommene Fälſchung des fogenannten Privilegium maius, angeblich von 1156. 
Im fünfzehnten Jahrhundert wurde das ins evocandi des Neichshofgerichtes bereits arund- 
fäglich bejtritten und 1487 dem damaligen föniglihen Kammergerichte fchlechtweg verjagt. 

Wie nad oben hin fchloß fich die Yandeshoheit auch nad unten hin ab. Der Kompler 
ihrer berzoglichen, gräflichen, lehnsherrlichen, Smmunitäts-, arund- oder dienftherrlichen und 
vogteilihen Rechte bildete ſich zum allgemeinen Begriffe der Staatsgewalt aus. Indem 
man die einzelnen Nechte nicht mehr ihrem hiftorischen Urfprunge nad unterschied, erfchienen 
fie als Konjequenz einer ihrem Weſen nad einheitlichen obrigfeitlihen Gewalt über das 
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ganze Land. Ihren Ausbau erhielt die Verfaffung der Territorien durch die Entwidlung 
der Landſtände. Wie die Könige pflegten aud die Fürften auf ihren Hoftagen, zu welchen 
fie Hoffahrt geboten, Landesangelegenheiten mit den Großen des Landes zu beraten. Im 
Anſchluß an diefe Hoftage der Yandesherren entwidelte fich feit dem vierzehnten Jahrhundert 
infolge von Einungen, welche zumal die Nitterfhaft und die Städte zur Wahrung der 
Landesfreiheiten eingingen, in den einzelnen Territorien die landſtändiſche Verfaffung. Das 
Recht der Landſtandſchaft hatten die Geiftlichfeit, der Adel (Herren und Ritter) und die 
Städte, nur ausnahmsmweife auch die Bauern. Das Steuerbewilligungsreht bildete den 
Kern der landftändifchen Rechte, an welchen ſich in der Folge eine Neihe weitgehender Be- 
fugniffe anſchloß. 

Einzelne von den Übergangsformen, welche die Umbildung der Amtsgewalt zur Landes— 
hoheit, des Amtsbezirks zum Territorium durchmachte, haben ſich in verfchiedenen Gegenden 
des Reiches länger als anderwärts erhalten und dadurch den Charakter von eigenartigen 
ftaatsrechtlichen Inſtitutionen erlangt. Zu ihnen gehört die Landgrafſchaft, ein aus mehreren 
reichsunmittelbaren Herrfchaften zufammengefegter Bezirk, welche fozufagen nur zur halben 
Zandeshoheit durchgedrungen waren, indem die höhere Gerichtsbarkeit in den Händen eines 
Grafen ji befand, welcher außer derfelben in jenen Gebieten (zumal bezüglich der niederen 
Gerichtsbarkeit) feinerlei landesherrlihe Nechte übte und als comes patriae, iudex pro- 
vincialis, Landgraf bezeichnet wurde. Als diefe Jurisdiftion in .territorio alieno hier 
früher, dort fpäter hinmwegfiel, wurde der Begriff der Landgraffchaft auf jenes Gebiet ein- 
geihränft, wo der Landgraf die eigentliche Territorialgewalt befefjen oder nachträglich er- 
worben hatte. Cine anderögeartete Bejonderheit erhielt ſich dur einige Zeit in dem 
Herzogtum Weftfalen, wo nad der Ächtung Heinrichs des Löwen der Erzbifhof von Köln 
die herzogliche Gewalt erlangt hatte, und in den Bistümern Münfter, Osnabrüd und Minden. 
Indem die Graffchaftsgerichte den unmittelbaren Zufammenhang mit König und Reich feit- 
hielten, blieb hier länger als anderwärts das Erfordernis der föniglichen Bannleihe für die 
höheren Richter in Kraft und bot den Ausgangspunkt für die eigentümliche Verfaffung der 
weitfälifchen Frei- oder Femgerichte. 

Auf Reihsgütern und in Gebieten, wo es dem Königtum gelungen war, die Aus- 
bildung der Landeshoheit zu verhindern oder rüdgängig zu machen, wurde die Verwaltung 
im Namen und zum Nuten des Königs dur Reichsvögte geführt. 

Eigenartige Verhältniffe weifen die friefifchen Landſchaften zwifhen Fli und Weſer auf, 
ohne fich gerade dadurch in grundfäglicen Gegenfat zur allgemeinen Verfaffungsentwidlung 
Deutjchlands zu ftellen. Im zwölften und dreizehnten Jahrhundert bildeten fie einen Land— 
friedensverein, der im vierzehnten Jahrhundert als ein gegen den Grafen von Holland er- 
richtetes Bündnis auf einige Zeit erneuert wurde. (Vergleiche oben Seite 252.) Man 
hat aus diejen Vereinigungen mit Unrecht den Schluß gezogen, daß die friefiihen Seelande 
einen Freiſtaat gebildet hätten, welcher die republifanifche Verfaffung der Urzeit fih im 
weſentlichen bewahrt habe, eine Auffaffung, welche in politifcher Tendenz nad der Befreiung 
der Niederlande vom fpanifhen Joche in Umlauf gejegt worden war. Eigentümlich war 
der friefischen Gerichtsverfaſſung das Amt des Nechtiprechers, Afega, welcher die urteilende 
Gerichtägemeinde über das geltende Necht belehrt. Im übrigen beftand die fränfifche 
Gerichtsverfaſſung, welche jedoch im dreizehnten Jahrhundert durch eine Neuerung erjet 
wurde. Das Gericht wird von da ab nicht mehr durch den Nichter und die urteilende 
Gerichtögemeinde gebildet, fondern aus ſechzehn consules, redjevan, riuchter, welde aus 
den dazu bevorrechteten Grundbefigern auf ein Jahr gewählt werden. Diefelben fungieren 
als Urteiler, während einer von ihnen, der als gretmann (Klagemann) oder kethere (Ber- 
fünder) bezeichnet wird, den Vorfig führt und für die Vollziehung des Spruches forgt. 

Zum Schluß nod einen Blid auf die Entwidlung der Verfaffungsverhältnifje in den 
Städten, melde zuerit als befondere VBermwaltungsbezirfe und dann als befondere jtaats- 
rechtliche Körperfchaften aus dem allgemeinen Rahmen des Reichs: und Landesftaatsrcchts 
heraustreten. Die deutſche Städteverfaffung fließt fih nicht, wie man früher mitunter 
geglaubt hat, an die untergegangene römische Städteverfaffung an, ſondern hat in fränfifd)- 
germanischen Inititutionen ihre Keime getrieben. Im fränkischen Reiche waren die Städte 
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ohne abminijtrative Sonderftellung in die Gau: und Hundertichaftsverfaffung einbezogen. 
Die Entwidlung der Immunität bot dann den Ausgangspunft für die Verwandlung der 
Städte in befondere Berwaltungsbezirfe und damit für die allmählihe Ausbildung des 
rechtlichen Begriffes der Stadt, welcher das Marktrecht, die Ummauerung, die erimierte Ge- 
richtöbarfeit und das Dafein einer Stadtgemeinde vorausfegte. Seit dem zwölften Jahr— 
hundert werden aus mwirtfchaftlihen und politifchen Gefichtspunften zahlreiche ftädtifche 
Nieverlaffungen gegründet — unter ihnen ragen im Süden Deutfchlands die Zähringiſchen, 
im Norden die Welfifchen Gründungen hervor — und wurde auf dieſe die typiich gewordene 
Städteverfaffung fofort übertragen. Was die Entwidlung im einzelnen betrifft, jo find 
drei verfchievene Klafien von Städten zu unterfcheiden, nämlich bifchöfliche wie Köln und 
Magdeburg, föniglihe wie Frankfurt und Nürnberg und landesherrliche wie Freiburg i. B., 
Wien und urfprünglih auch Lübeck. Die Städte, welde Sitze von Bistümern oder von 
größeren Abteien waren, find den übrigen in der Entwidlung vorausgeeilt und hat die in 
ihnen zuerft ausgebildete Verfaffung für die übrigen das Vorbild abgegeben. In den 
bifchöflihen Städten befand ſich neben den Minifterialen und Hofhörigen des Biſchofs eine 
größere Zahl von freien Geſchlechtern. Durch königliches Privileg wurde der Biſchof ge- 
meinfamer Schugherr aller Stadtbewohner,, feit der Zeit der Ottonen erlangte er die gräf- 
lihe Gewalt. Das öffentlihe und das hofrechtliche Gericht floſſen infolgedeffen zu einem 
allen Klafjen der Staptbevölterung gemeinfamen Gerichte zufammen. Die jtädtifchen Nichter, 
Vogt und Schultheiß, ernannte der Bifchof; die Bannleihe erfolgte dur den König. Die 
Politik der deutſchen Könige, welche das Bistum zur Hauptitüge der Reichsgewalt made, 
gab mittelbar den bifchöflichen Städten erhöhte Bedeutung. Zu den Angelegenheiten der 
Stadtverwaltung verwendete der Biſchof einen aus den angefehenjten Bürgern, vielfach aus 
den Schöffen, gebildeten Stadtrat (consilium), welder im Yaufe des zwölften Jahrhunderts 
den Biſchöfen gegenüber eine felbftändige Stellung erlangte, ein Vorgang, deſſen Details 
noch einer genügenden Aufhellung harren. Zu Anfang des dreizehnten Jahrhunderts ent- 
jtehen um des Stabtrats willen heftige Kämpfe zwifhen dem Stadthern und der Bürger: 
ſchaft, infolge deren letztere fih von der bifchöflichen Vogtei befreit und die Natmannen, 
den Bürgermeifter an der Spitze, fi) als Vertreter der Bürgerfchaft zur eigentlihen Stabdt- 
obrigfeit aufſchwingen. Beſteuerungsrecht, Gerichtsbarkeit, Zölle, Münze und die übrigen 
Gerechtſame des Stadtherrn fielen der Reihe nad) an die Stadt; die von jenem eingefegten 
Magiftrate wurden befeitigt und durch die Organe der Bürgerfchaft erfegt, welche ihre Be- 
fugniſſe nicht als fubjeftives Privatrecht, fondern fraft ihres Amtes im Namen der Stadt- 
gemeinde verwalteten. Die Städte dehnten ihre Gewalt über das eigentliche Weichbild aus, 
indem fie außerhalb der Stadtpfähle wohnende Perfonen entweder ala minder beredhtiate 
Unterbürger, Mundleute, in ihren Schuß oder als fogenannte Pfahlbürger mit der Ver- 
pflihtung, der Stadt in ihren Fehden beizuftehen, in den Bürgerverband aufnahmen. Die 
wachſende Macht der Städte wedte den Widerjtand der Fürften, unter deren Drud das auf 
ihre Hülfe angewiefene Königtum zeitweife ſich zu jtädtefeindlichen Geſetzen herbeiließ; doch 
wurden fie dur Vermwaltungsmaßregeln zu Gunſten der Städte teilweife paralyfiert und 
vermocten die Entwidlung des Städtewejens nicht mehr rüdgängig zu machen. Denn 
die politifhe Bedeutung der Städte beruhte im Verhältnis zu den Yandesherren haupt- 
fählih auf ihrem finanziellen Übergewicht, welches durch die Reichsgeſetzgebung nicht be- 
troffen wurde. Die Städte waren die Geldmächte jener Zeit, eine Thatjache, welche fich 
aus der Ausbildung der Geldwirtichaft, aus dem VBorhandenfein eines zahlreichen leiſtungs— 
fähigen Mittelftandes und aus dem ftädtifchen Steuerweien erklärt. Diefes beruhte haupt- 
fählih auf indireften Abgaben, auf dem fogenannten Ungeld. Direkte Beiteuerung, 
Schagung, trat nur ausnahmsmeife ein. Seit dem vierzehnten Nahrhundert beginnen die 
Städte im Wege der Yeibrentenverfäufe und anderer Kreditgefhäfte ſtädtiſche Anleihen 
aufzunehmen. 

Der Gegenfab zu den Fürſten drängt die Städte zu vereinigtem Handeln. Sie treten 
vom bdreizehnten Jahrhundert ab zu Städtebündniffen zufammen, welde in entjcheidender 
Reife in die Neichsangelegenheiten eingriffen und die Heranzichung der Städte zu den 
Neichstagen zur Folge hatten. Auf diefe Weife haben die bifchöflichen Städte und die auf 
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urfpünglihem Königsgute im Anſchluß an königliche Pfalzen und Burgen erwachjenen 
Reichsſtädte die Reichsſtandſchaft erworben, welche dagegen den landesherrlihen Städten 
verfagt blieb. Unter den zahlreihen Städtebünden find aus dem dreizehnten Jahrhundert 
der große rheiniſche Städtebund und die Hanfa hervorzuheben. jener, zu politifchen 
Zweden und zur Erhaltung des Yandfrievens gegründet, gab fi 1254 eine feite bundes- 
ftaatlihe Organifation, hat aber nad) fraftvollem Eingreifen in die Neichspolitif feine Be- 
deutung rajch wieder verloren, nachdem er durch den Beitritt von Fürften und Herren den 
rein jtädtiichen Charakter eingebüßt hatte. Dagegen war die Hanja eine Verbindung 
nieverdeuticher Städte zu Handeläzweden und zum Schub des gemeinen deutſchen Kauf- 
manns im Ausland, melde ohne feite Organifation unter der thatjächlihen Oberleitung 
Lübecks dauernde politifche Bedeutung erlangte. Ende des vierzehnten Jahrhunderts 
ftellt jih in Süddeutſchland der ſchwäbiſche Städtebund an die Epige einer politifchen Be- 
wegung, welche gegen die übergreifende Macht der Landesherren gerichtet iſt, aber mit der 
Niederlage der ſchwäbiſchen (Schlacht bei Döffingen 1388) und der mit ihnen verbündeten 
rheinifchen Städte endigt. Seit diefem Siege der Landeshoheit tritt ein merflicher Nüd- 
gang der ſtädtiſchen Macht ein. Die Landeshoheit wird die ausschließliche Baſis der 
deutichen Verfaſſung und die Städte fügen fich derjelben als fleinere Territorien von min: 
derer Bedeutung ein, in welchen die Yandeshoheit den Stadtobrigfeiten zujteht. 

Im Yaufe des vierzehnten Jahrhunderts hat ſich zuerjt in den ſüddeutſchen, fpäter in den 
norddeutichen Städten eine Änderung der Stadtverfafjung vollzogen. War vordem das 
Stadtregiment im Alleinbefig der Vollbürger gewejen, jo erreichten die Handwerker durch 
den Ausgang der Zunftfämpfe Zutritt zu den jtädtifchen Ämtern und in die Ratsfollegien. 
Wo der Sieg der Zünfte ein vollftändiger war, wurde die Zunftverfafjung zur Stabtver- 
fafjung, indem von allen Bürgern der Eintritt in eine Zunft gefordert wurde. Anderwärts 
wurde dem alten Rat ein neuer, von den Zünften aebildeter Nat zur Seite gejeht; oder 
aber es wurden Zünftige ſchlechthin oder nad bejtimmtem Zahlenverhältnis in den bis- 
herigen Nat aufgenommen. Der Umſchwung der Verfafjungsverhältniffe bekundet ſich durch 
ein verändertes Auftreten der Städte nah außen hin. An Stelle einer nad patricijchen 
Traditionen geleiteten, oft enaherzigen, aber jtetigen Staatsfunft tritt eine etwas ſprung— 
hafte und wecjelvolle PBolitit, welche die Niederlagen der Städte Ende des vierzehnten 
Jahrhunderts zum Teil mitverfchuldet hat. 


Phillips, Die deutihe Nönigswahl bis zur Goldenen Bulle. 1858, Wiener Sigungsberichte; 
Ihlenichläger, Neue Erläuterungen der Goldenen Bulle. 1766; Fider, Art. Kurfürftentümer in 
Bluntſchlis Staatswörterbuh VI; Hädicke, Kurrecht und Erzamt. 1872; Schirrmader, Die Ent- 
ftehung des Kurfürftenkollegiums. 1874: Harttung, Die Thronfolge im Deutichen Reiche bis zur Mitte 
des 11. Jahrhunderts, Forihungen 3. deutich. Geich. XVII: Weiland, Über die deutichen Königs- 
wahlen im 12. und 13. Jahrhundert, ebenda XX; Maurenbrecher, Geſchichte der deutichen Königs— 
wahlen vom zehnten bis dreizehnten Jahrhundert. 1889; Rodenberg, Über wiederholte deutjche 
Königswahlen im dreizehnten Jahrhundert. 1889; DO. Harnad, Das Hurfürftenfollegium bis zur 
Mitte des viersehnten Jahrhunderts. 1883; Waitz, Die Formeln der deutichen Hönigswahlen 
und der römiichen Kaiſerkrönung vom 10. bis zum 12. Jahrhundert. 1873: Ficker, De Henriei VI 
conatu electitiam regum . . successionem in hereditariam mutandi. 1864; Derfelbe, Uber den 
Kurverein von Renſe, Wiener Sigungsberihte XI. — J. Weizfäder, Der Pfalzgraf als Richter 
über den König. 1886 (Abhandl. der Göttinger Geſellſchaft); E. Frey, Die Schidjale des Löniglichen 
Gutes in Deutichland unter den legten Staufern. 1881: val. Weiland in den Göttinger gelehrten 
Anzeigen von 1881 Nr. 49. 50; Lamprecht, Die Entitehung der Willebriefe, Forſch. 3. deutic. 
Geſch. XXI; Fider, Fürſtl. Willepriefe, in Mitteil. des \nitituts für öfterr. Geſch. III. 1882. — Wei- 
land, Die Neihsheerfahtt von Heinrich V bis Heinrich VI nach ihrer jtaatsrechtt. Seite, Forſch. z. 
deutsch. Geſch. VII: Balger, Zur Geſchichte des deutichen Kriegswejens in der Zeit von den legten 
Karolingern bis auf Friedrich II. 1877: Spannanel, Zur Geihichte des deutichen Heerwejens vom 
10.—12. Yahrbundert. 1885: 9. Fiicher, Die Teilnahme der Neihsftände an der Neichsheerfahrt vom 
Interreqnum bis zum Ausgang Kailer Karls IV. 1883. — Georg Meyer, Die Verleihung des 
Königsbanns und das Dingen bei marfgräflicher Huld. 1881: v. Zallinger, Über den Königsbann, Mit- 
teilungen des Inſtituts für öſterr. Geichichtsforfchung III 539 ff. Dirk Zur Geſchicht der Bann 
leihe, ebenda X 224 ff. Über die Verhältniffe der Markarafichaften: Stenzel, De marchionum in 
Germania origine et offieio publico. 1824; Kühns, Geſchichte der Gerichtöverfaflung und des Pro- 
zeſſes in der Mark Brandenburg. 1865. 67; Voſern-Klett, Zur Geihichte der Verfaflung der 
Markarafihaft Meißen im 13. Jahrh. 1863: Seinrih Brunner, Das gerichtliche Exemtionsrecht der 
Babenberger. 1864, Wiener Sigungsberichte NLVIT: Luſchin von Ebengreuth, Geſchichte des Älteren 
Serichtsweiens in Üfterreih ob und unter der Enns. 1879. — Franklin, Tas Neichshofgericht. 
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1861. 69; Franklin, De iustitiariis curiae imperialis commentatio iuris germ. 1860; Fider, 
Die Reichöhofbeamten der ftaufiihen Periode, Wiener Sipungsberihte XL. — Fider, Über das 
Eigentum d. Reichs am Reihstirchengut 1873, Wiener Sigungsberihte LXXII. Val. Hinſchius, Das 
Kirhenreht der Katholiken und Broteftanten in Deutichland II 530 fl. — Stobbe, Die 
Juden in Deutjchland während des Mittelalters in politiiher, ſoeialer und rechtlicher Beziehung. 
1866. — Joach im, Geihichte der Teutichen Reichstage. 1762; Guba, Der Deutiche Reichätag in den 
Jahren 911-1125, in den Hiftor. Studien. Herausgeg. von Arndt. XII. 1884. C. Wader, Der 
Reichätag unter den Hohenftaufen, a. a. D. VI. 1882. Herm. Ehrenberg, Der Deutſche Reichätag 
in den Jahren 1273—1378, a. a. D. IX. 188. Brüblde, Die Reichsſtandſchaft der Städte. 1881; 
Dönniges, Über einige Punkte ıc.; Weiland, Das ſächſiſche Herzogtum unter Lothar und Heinrich 
dem Löwen. 1866; NRiezler, Die herjogliche Gewalt in Bayern unter Heinrich dem Löwen und 
Dtto I (Heigel und Riezler, Das Herzogtum Bayern. 1867); Grauert, Die Herzogägewalt in 
Weitfalen nad dem Sturje Geinrihs des Löwen. 1877; Pfaff, Gefchichte des Pfalzgrafenamtes. 
1847. — Berdtold, Die Landeshoheit in Deutichland. 1863; Zöpfl, Altertümer des Deutichen 
Reichs und Rechts. I. II. 1860; Konr. Maurer, Art. Landeshoheit und Yandftände in Bluntichlis 
Staatswörterbuch VI; Schulze, Das Recht der Erftgeburt in den deutichen Fürftenhäufern. 1851; 
Fr. W. Unger, Geichichte der deutichen Volfävertretung. I: Geichichte der deutichen Yanditände. 1844; 
Wilda, Art. Yandftände in Weistes Rechtslexikon VI 791 ff.; Gierke, Rechtsgeſchichte der deutichen 
Genoſſenſchaft. 1868. — Frank, Die Yandgrafichaften des heil. römischen Reichs. 1878; Schent zu 
Schweinsberg, Beiträge zur Frage nad) der Bedeutung der Landgrafichaft, Forihungen zur deutichen 
Geſchichte XVI. — Teuſch, Die a und Yandvogteien in Schwaben und im Elijah. 1880. — 
v. Richthofen, Unterfuhungen über friefiiche Rechtsgeſchichte. 1880. 

Städtemwejen. Eihhorn in der Zeitichrift für gefchichtlihe Nechtswillenihaft I: Gaupp, 

Über deutfche Städtegründung, Städteverfaflung und Weichbild. 1824; Wilda, De libertate Romana, 
qua urbes Germaniae . . sunt exornatae. 1831; Wilda, Gildenmwejen im Mittelalter. 1831; Hüll- 
mann, Städteweſen des Mittelalters. 1826; Arnold, Verfaſſungsgeſchichte der deutichen Freiſtädte. 
1854; ©. 2%. von Maurer, Geſchichte der Städteverfaffung in Deutichland. 4-Bde. 1869—1871; 
Vanderkindere, Bulletin de l’academie royale des sciences de Belgique. 1874. N. 7; Heusler, 
Der Urfprung der deutichen Städteverfaffung. 1872; v. Below, Entitehung der deutichen Stadt: 
verfaffung, en Beitihr., N. F., XXIL XXI; Derfelbe, Entitehung der deutichen Stadt- 
emeinde. 1889; Winter, Fe des Nates in Straßburg (bis 1269). 1878, in Gierkes Unter- 
udhungen; Berner, Zur Berfaflungsgeihichte der Stadt Augsburg (bis 1276). 1880, in Gierfes 
Unterfuchungen; Hegel, Verfaſſungsgeſchichte von Köln. 1877, von Mainz. 1882. Gengler, Deutiche 
Stadtredhtsaltertümer. 1882. Vgl. Hegel, Geichichte der vernsfsehi hr von Stalien. 1847; v. 
Bethmann-Hollweg, Urſprung der lombardiichen Städtefreiheit. 1846. — K. Zeumer, Die 
deutichen Städtefteuern, insbefondere die ſtädtiſchen Neichsfteuern im 12. und 13. Jahrhundert, in 
Schmollers jtaats- und ſocialwiſſenſchaftlichen —— Heft 2; Schönberg, Basler Finanz— 
verhältniffe im 14. und 15. Jahrhundert. 1879; darüber Sohm, Städtiihe Wirtihaft, in Conrads 
Jahrbüchern für Nationaldöfonomie und Statiftit NXIV: Weizfäder, Der rheinifihe Bund. 1879; 
Lappenberg, Urkundlihe Gefchichte des Urfprungs der deutichen Sanja. 1880; Sartorius, 
Geſchichte des hanfeatiihen Bundes. 1802 ff.; Höhlbaum, Hänſiſches Urkundenbud. 1876 ff.; 
Neceife der Haänſetage. Herausgeg. von der hit. Kommiſſion der bayeriihen Akad. der Willen: 
fchaften, bearbeitet von Koppmann, v. d. Hopp und Schäfer. 1870 ff.; Viſcher, Geſchichte des 
ſchwäbiſchen Städtebundes, in den Forihungen zur deutichen Gefchichte IL. ILL. 


8 17. Das Strafreht diefer Zeit nährt fi) im mejentlichen von den Prinzipien, 
welche die fränfifche Periode erzeugt hat; anfänglich fand fogar zum Teil eine rüdläufige 
Bewegung Statt, indem die Volksfitte wieder in jene Bahnen einlenkte, aus welchen fie durd) 
die Volfsrechte und das fränfifhe Neichsreht verdrängt werden follte. Die Zerjplitterung 
der Gerichtsbarkeit und die zunehmende Schwäche der Neichsgewalt führten den Übeljtand 
herbei, daß die höheren Stände ſich der Anwendung des Strafrehts faktiſch entzogen und 
nur innerhalb der Territorien eine fräftige Handhabung desſelben Pla ariff. Unter den 
ftrafbaren Handlungen unterfchied man Ungerichte, d. i. Verbrechen, melde einen Friedens: 
bruch involvierten und eine Strafe zu Hals oder Hand, Todes- oder verjtümmelnde Strafe 
zur Folge hatten, und revel, leichtere Vergehen, die nur eine Strafe zu Haut und Haar 
oder eine Vermögensitrafe nah fi zogen. Als Strafe der Keberei wurde im zwölften 
Jahrhundert zuerjt unter nordfranzöfiihem Einfluß im weftlihen, dann auch im übrigen 
Deutfchland die Verbrennung feitjtehender Brauch, vielleicht im Anſchluß an die ältere Be- 
handlung des verwandten Verbredens der Zauberei. Gefeglich ift die Ketzerverbrennung in 
Deutſchland nicht eingeführt worden, wohl aber durd eine Konftitution Friedrichs IT 1224 
in der Lombardei, wo für Ketzerei bis dahin ftatt des Feuertodes die Strafe der Ver- 
bannung gegolten hatte. Das Recht der Ablöfung, Ledigung der öffentlihen Strafe jpielte 
im praftiihen Nechtsleben noch immer eine hervorragende Nolle. Bei Ungerichten war fie 
dur die Einwilligung des Nichters und Klägers bedingt. Die Strafe zu Haut und Haar 
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fonnte jtet3 nach freiem Belieben des Schuldigen geledigt werden. Die Verurteilung zu 
einer ehrenfränfenden Strafe, mag diefe nun vollzogen oder abgelöjt worden fein, entzog die 
volle Rechtsfähigfeit, fie machte rechtlos. Nur ausnahmsweise hatte ſchon das Verbrechen 
an fich diefen Nachteil zur unmittelbaren Folge. Das Wergeld des alten Rechts büfte zum 
größten Teile feine praktiſche Bedeutung ein, eine Entwidlung, die fih u. a. darin fpiegelt, 
da feine Abjtufungen mit der Neubildung der landredtlichen Stände nit mehr gleichen 
Schritt halten. Es entfiel nur noch bei Tötungen, wo wegen mangelnder Schuld eine Klage 
um Ungeriht nicht durchführbar war. Bei der Totjchlagfühne hielt man fih im größten 
Teile Deutfchlands nit an feite Wergeldſätze; vielmehr muß fi der Totfchläger zu feier: 
licher Abbitte, zu Pilgerfahrten, welche hier und da wieder um herfümmlich firierte Geld- 
fummen abgelöjt werden fonnten, zur Zahlung von Seelenmefjen oder zu frommen Stiftungen 
für das Seelenheil des Erjchlagenen verftehen. Zahlung eines Sühngeldes fommt im ganzen 
jeltener vor, jehr häufig in Holland und Flandern. — Aus dem Strafablöfungsredhte ent- 
jtand, indem man die Yöfungsfumme und die Zuftimmung des Klägers fallen ließ, ein 
richterliches Begnadiqungsrecht, welches man unter der Vorausjegung zuließ, daß der Schul- 
dige fih mit freimilligem Geftändnis in die Gnade des Nichters begab. Doch vermochte 
die Begnadigung ebenjowenig wie früher die Ledigung der Strafe den Eintritt der Recht— 
lofigfeit auszuschließen. 

Val. die Litteratur zu $ 5 und $ 11. Außerdem: Hälſchner, Das preußiſche Strafrecht. I: 
Geſchichte des brandenburgiich- preußifchen Strafrehts, ein Beitrag zur Geichichte des deutichen 
Strafrechts. 1855; John, Das Strafreht in Norddeutichland zur zeit der Rechtöbücher. 1858; v. 
Wächter, Beilagen zu Vorlefungen über das deutihe Strafrecht. 1877, 2. Abteil.: Zur Geſchichte des 
deutichen Strafrehts; Cropp in Trummer und Hudtwalkers friminaliftiichen Beiträgen II; Köſt— 
lin in der Zeitfchrift für deutſches Recht XII und in der Kritiichen Überihau III; Ofjenbrüggen, 
Das alamanniihe Strafreht im deutihen Mittelalter. 1860; Zöpfl, Das alte Bamberger Hecht. 
2. Hauptftüd (Kriminalreht); Ofenbrüggen, Der Hausfrieden. 1867 und zerftreute Aufſätze in 
der Zeitichrift für deutiches Recht und in deifen Studien; Fider, Die gefeglihe Einführung der 
Todesitrafe für Ketzerei, in den Mitteilungen des Inſtituts für öſterr. Gejchichtsforihung I; Julien 
Havet, L'heresie et le bras seculier au moyen Äge jusqu’au treiziöme sieele, Bibliothöque de 
l’&cole des chartes XLI. 1881; Abegg, Über den Einfluß der Kirche auf die Sühne bei dem Tot« 
ſchlag, in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte VII; Frauenftädt, Blutrache und Totjchlagsfühne im 
deutihen Mittelalter. 1881: v. Freymann, Das Strafrecht der livländiſchen Ritterrechte. 1889. 


8 18. Der Rechtsgang. Im Gebiete der Selbithülfe hat ſich die Fehde zum 
Zweck der Race für den all des Totfchlags erhalten. Die beleidvigte Familie war befugt 
Blutrache zu üben, jofern es nicht im einzelnen Falle der öffentlichen Gewalt gelang, von 
den verfeindeten Parteien einen vorläufigen Frieden auf beftimmte Zeit (treuga, treve) zu 
erzwingen ober eine endgültige Sühne zu vermitteln. In einzelnen Teilen des fächfifchen 
Nechtsgebietes, bei den riefen, insbefondere aber in Holland, Seeland und Flandern, hat 
fih die Haftung der Magen für das verwirkte Sühngeld erhalten, ja in Holland fogar eine 
Ausdehnung auf den gejamten Betrag desjelben erfahren, da das Gut des Totjchlägers 
jelbft vom Grafen eingezogen wurde. Neben dem Fehderecht um Totjchlags willen hat fich 
im deutfchen Rechte ein Fehderecht von anderem rechtlichen Charakter, das Fehderecht in 
Ermangelung gerichtlicher Hülfe, als ein Nechtsinftitut von weit umfafjenderer Bedeutung 
entwidelt, welches mit jenem nicht verwechfelt werden darf. Es verdankt feine Entjtehung 
der hauptjächlich in der Zerfplitterung der Gerichtögewalt beruhenden Unfähigfeit der Ge- 
richte, dem Rechte allenthalben zur Durchführung zu verhelfen. Wenn die gerichtliche Hülfe 
verjagte, fonnte man wegen jedes Rechtsanſpruches, auch wegen eines civilrechtlichen, zur 
Selbjthülfe im Wege der Fehde greifen. Die Ausübung diejes fubfiviären Fehderechtes war 
an die Worausjegung vergeblich bejchrittenen Rechtswegs, an die Bedingung rechtzeitiger 
Ankündigung der Fehde (diffidatio) und auch jonft an gemiffe rechtliche Schranken gebunden, 
welche freilich oft genug nicht beachtet wurden. Um dem Fehdeweſen zu fteuern, famen im 
elften Jahrhundert in Deutjchland die Gottesfrieven auf (treuga dei), nad welchen zu be- 
jtimmten Zeiten, insbefondere an gewiſſen Wochentagen, jede Fehde ruhen ſollte. Während 
die Kirche auf Grund der Gottesfrieden mit kirchlichen Zuchtmitteln eingriff, fuchte der 
Staat das vielfach mißbrauchte Fehdeweſen durd die Landfrievensgefege zu regeln und zu 


266 I. Die geihichtlichen Grumdlagen der Deuticen Rechtsentwicklung ıc. 


beichränfen. Endgültig wurde das Fehderecht erft durch den Emwigen Yandfrieven von 1495 
aus dem deutjchen Rechte befeitigt. 

Das Verfahren vor Gericht dharakterifiert ſich durch einen faſt überfünftelten 
Formalismus, der bis in die minutiöfeiten Details ausgebildet wurde. Für alle, die vor 
Gericht anweſend waren, zumal aber für die Parteien, äußert er fi ald Vare, Gefahr, 
welcher technifche Ausdrud „den Formalismus in feinen Anforderungen und Wirkungen“ 
bezeichnet. Grundſätze, die bereits den altdeutſchen Prozeß beherrichten, traten nunmehr in 
ihrer ganzen Schärfe zu Tage. Zahlreihe Förmlichkeiten, die namentlich bei den Formal— 
aften des Eides und der Schelte gefährlich wurden, erſchwerten die Bewegung vor Gericht. 
Auf die Prozefreden wurde das Prinzip der ftrifteften MWortinterpretation angewendet. Ein 
Fehler in der Rede fonnte nach dem Grundfage „ein Mann ein Wort“ von der Partei 
nicht mehr aebejjert werden. Darum ließ man Vorfpreder für fich reden, deren Worte die 
Partei unter gewiffen Vorausfegungen zu desavouieren und zu verbefjern berechtigt war 
(Necht der Erholung und Wandelung). Doch zahlte der Vorfpreher in diefem Falle eine 
Buße, weil er formell ohne den Auftrag feines Herrn und fomit eigenmädtig, ohne das 
Necht zur Nede, geiprohen hatte. Erſt allmählich brach fich die Überzeugung Bahn, daß 
diefe Strenge der Form den Anforderungen des materiellen Rechts widerſpreche, und fchritt 
man hier früher dort fpäter zur Befeitigung oder doch zur Milderung der Gefahr. 
Mährend eine Vertretung im Worte zuläffig war, blieb die Vertretung im Nechtsjtreite, 
die Durchführung eines Prozeffes dur einen Gewalthaber, Klagführer, Klagboten, Anwalt, 
Machtmann, procurator oder mandatarius auch in diefer Periode felbitmündigen Perfonen 
im allgemeinen verfagt. Keine Ausnahme macht der Kampfvormund des Yahmen, denn 
diefer gilt von Rechts wegen in Bezug auf den gerichtlichen Zweifampf für unmündig. Das 
Königsgericht gewährte das Recht der Vertretung im Falle echter Not. Nur jehr vereinzelt 
gejtatten ſchon Stadtrechte des dreizehnten Jahrhunderts unter gewiſſen Vorausſetzungen, 
einen Vertreter zu bejtellen, die Klage einem andern „an die Hand zu ſetzen“, „die Klage 
aufzugeben“. In einigen Yandesrechten wurde dagegen das Aufgeben der Klage bis in das 
ſiebzehnte Jahrhundert hinein für unzuläffig gehalten. 

Die allgemeine Struktur des Prozeſſes entjpricht zwar infofern den Neuerungen des 
fränkiſchen Amtsrechts, als der unmittelbare MWechfelverfehr der Parteien vor Gericht, wie 
ihn das alte Volksrecht kannte, befeitigt ift und diefe fi in ihren Neden und Anträgen 
jtets an den Richter wenden müfjen. Allein der Richter ift in feiner prozekleitenden Thätig- 
feit an die Vorausfegungen des Volfsrechts gebunden, er handelt nicht aus eigener Voll: 
macht, jondern fragt über jeden Antrag um ein Urteil der Schöffen. Auf dem dur ein 
Urteil fejtgejtellten Sat wird durch neue Urteilsfragen weiter gebaut, jo daß das ganze 
Verfahren von Urteil zu Urteil vorwärts jchreitet. 

Das Bemweisverfahren behielt feinen formalen Charakter. Als Beweismittel 
famen der Parteieid (Eineid oder mit Eidhelfern), der Eid der Zeugen, die Urkunde, der 
Zweikampf und das einfeitige Ordal in Anwendung. in Beweis mittels Privaturfunden 
iſt den fächlifschen Yand- und Lehnrechtsbüchern völlig fremd. Selbſt einige niederdeutfche 
Stadtrechte, wie 3. B. das von Bremen, verfagen bis in das 15. Nahrh. der Privat: 
urkunde die felbitändige Beweiskraft. Dagegen hat fih in Süddeutſchland der Grundjat 
ausgebildet, daß das Privatiiegel die Urkunde beweisfräftig mache, eine Neuerung, die dann 
auch im Gebiete des ſächſiſchen Nechtes zur Aufnahme gelangte. Was die Ordalien betrifft, 
jo wurden diefelben im Jahre 1215, nachdem fich bereits vereinzelte Spuren von der Er- 
ſchütterung des Glaubens an die Ordalien bemerkbar machten, von der Kirche verboten, ohne 
aber deshalb ſofort in Deutichland außer Gebrauch zu fommen. Die in der fränfifchen 
Zeit dem Köninsgerichte vorbehaltenen Beweismittel des Anquifitionsbeweifes und des Ge— 
richtszeugnifies haben ihre erceptionelle Stellung verloren und find aud außerhalb des 
Königsgerihtes in Gebraud. Der Inquifitionsbeweis findet fih in Sachſen als Befragung 
der Umſaſſen, in Süddeutichland als Kundſchaft, Sage ehrbarer Kundſchaft bei Beſitzſtand— 
fragen, außerdem fommt er vor zur yeititellung des geltenden Rechtes bei Aufnahme von 
Weistümern. Das Gerichtszeugnis erfcheint in zwei Hauptformen, nämlih als eigent= 
liches Dingzeuanis (fo nad dem Sachſenſpiegel), welches das Gericht als ſolches, repräfen- 
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tiert durd Richter und Schöffen, auf Begehren der Partei abgiebt, und ald Dingmannen- 
zeugnis (jo nah dem Schwabenfpiegel), ein Beweis, melden die Partei felbjt mit zwei oder 
mehreren Dingleuten dem Gerichte gegenüber erbringt. In die Beweisfraft des Gerichts— 
zeugnifies teilen fich die vom Gerichte ausgejtellten Gerichtsurfunden oder Gerichtäbriefe, nad) 
Stadtrecht die Eintragungen in die öffentlichen Bücher und vielfah aud die vom Stadtrat 
ausgejtellten Handfejten oder Stadtbriefe. Mit Rüdficht auf feine Unanfechtbarfeit erlangen 
das Gerichtszeugnis und dejien Beurfundung eine über das Beweisverfahren weit hinaus- 
greifende Bedeutung, Durch Vermittlung des Scheinprozefjes zieht fie das Verfehrsleben in 
feinen Dienſt zur Feititellung von Rechtsgefhäften aller Art, jo von Eigentumsübertragungen, 
Satungen, Rentenbeitellungen, Schuldverträgen und Zahlungen. Im weiteren Verlauf der 
Entwidlung wird die urfprünglic durch das Beweisbedürfnis verlangte Gerichtlichfeit und 
amtliche Beurfundung des Nechtsgefchäftes zu einer privatrechtlich ausgezeichneten oder fchlecht- 
hin notwendigen Form desjelben. So trieb denn das Privatreht, und zwar zunädjit das 
jtädtische Privatrecht, aus diefer prozefjualifchen Wurzel eine Neihe von praktiſch höchſt be- 
deutfamen nftitutionen des Sachenrechts und des Vertragsrechts hervor. 

Bei der Einteilung der Klagen fieht das deutiche Necht nicht wie das römische auf den 
Rechtsgrund, fondern auf den Klagzweck. Sie ſcheiden ſich daher nad dem Gegenftande, 
auf welchen das Begehren des Klägers gerichtet ift, in peinliche, wenn diefer auf peinliche 
Beitrafung des Beklagten dringt, und in bürgerliche, wenn dies nicht der Fall ift. Eine 
Zwitterſtellung haben die vermifchten Klagen, bei welchen während der Verhandlung eine 
Anderung des urfprünglich peinlichen oder bürgerlichen Klagzwedes eintritt. 

Von den bürgerlihen Klagen individualifieren ſich die vermögensrechtlichen 
Klagen nad dem Objekte als Klagen um Schuld, um fahrende Habe oder um Liegenjchaften. 
Der Kläger fonnte jein Begehren fchlechthin ftellen, ohne einen Rechtsgrund anzugeben, dann 
lag eine fchlichte Klage vor, deren fich der Beflagte mit feinem Eide entrevete. Wollte es 
der Kläger nicht darauf anlommen laffen, fo mußte er feine Klage motivieren, d. h. be- 
beitimmte pofitive Nechtsgründe angeben, aus welchen die dem Klagbegehren entjprechende 
Verpflichtung des Beklagten folgte. Genen die Fundierung der Klage fonnte der Beklagte 
auch ſeinerſeits beitimmte Thatjachen anführen, durch die er die angebliche Verpflichtung 
negierte. Die für die Entſcheidung des Prozeffes maßgebende Thatfache wurde dann durd) 
Beweisurteil nach beitimmten Regeln zum Beweiſe gejtellt und zwar mit prinzipieller Be: 
günftigung des Bellagten und mit Nüdficht auf die größere oder geringere Beweisfraft der 
beiderfeits angebotenen Beweismittel. Cine Eigentümlichfeit des ſächſiſchen Rechtsganges 
war es, daß er bei Klagen um Schuld mit Ausnahme des Gerichtszeugnifjes jeden Zeugen- 
beweis gegen den Schuldner ausſchloß. — Als Erekution war ein Achtungsverfahren in 
bürgerlichen Sachen nicht zuläffig. Es wurde vielmehr durch Urteil auf gerichtliche Prän- 
dung erfannt. Diefe zerfiel in zwei fcharf geſchiedene Alte, von melden der erite durch 
Pfändung der Fahrnis, durch Fronung des Grundftüds die Sicherftellung, der zweite die 
Befriedigung des Gläubigers herbeiführen follte. Die Fronung ſchließt fih an die fränfifche 
missio in bannum an und hat die Bedeutung eines Veräußerungsverbotes und der Aus- 
weifung des Schuldners aus dem Beſitz. Die Befriedigung des Gläubigers erfolgt in ber 
Weife, daß die als Pfand genommene Fahrhabe demfelben geweldigt, das gefronte Grund- 
jtüd (dur Anleite, Inſatz) übereignet oder (im Wege des Diftraftionsverfahrens) verfilbert 
wurde. In den Städten bildete fi für das vor Gericht oder Nat abgelegte Schulover: 
iprechen ein Erefutivproge aus, indem der Gläubiger im Verzugsfall fofortige gerichtliche 
Zwangsvollitredung beantragen fonnte, ohne erjt durch einen förmlichen Rechtsſtreit ein ge- 
richtliches Urteil erwirfen zu müffen. Derartige Schuld ift ſomit pfändbare Schuld, der dar- 
über auögeftellte Gerichts- oder Stadtbrief erefutionsfähige Urkunde. 

Peinliche Klagen mußten, gewiſſe Fälle ausgenommen, mit Gerüfte, mit Zeter- 
geichrei erhoben werden. Die wirkſamſte Kriminalflage war die auf Grund handhafter That, 
welche vorausfette, dat während der That das Gerüfte gejchrieen, daß der Thäter auf der 
That oder auf der Flucht der That in Gegenwart von Schreimannen ergriffen wurde und 
daß der Kläger vor übernäcdhtiger That und mit leiblicher Beweifung des Faktums die Klage 
erhob. War der Beklagte nicht ergriffen worden, fo fonnte unter den fonftigen Voraus- 
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feßungen und unter Beobadhtung bejtimmter Formalitäten eine fampflihe Anſprache jtatt- 
finden. Gegen die Klage, welche mit Gerüfte aber nicht wegen handhafter That und ohne 
fampflichen Gruß erhoben mwurde, mochte der Bellagte ſich mit jeinen Eidhelfern reinigen. 
Dem Berlegten ftand es übrigens frei, die peinliche Klage zu verfchmähen und eine bürger- 
liche (fchlichte oder mit Zeugnis verſtärkte) Klage anzuftrengen. — Wenn der Beflagte auf 
mehrmalige Vorladung nicht vor Gericht erfchien, jo wurde er verfejtet, er verlor in dem 
Sprengel des verfejtenden Gerichts die Fähigkeit, gerichtliche Handlungen vorzunehmen. Be: 
traf man ihn, jo durfte man ihn binden und vor Gericht bringen, wo er behandelt wurde 
wie ein auf handhafter That ertappter Miffethäter. Der Kläger wurde gegen ihn fofort 
zum Beweife zugelafien. Verurteilt, fonnte er das Urteil, welches ihm ftets an den Hals 
ging, nicht fhelten und die zuerfannte Strafe nicht ablöfen. Bei andauernder Kontumaz 
wurde die Verfeitung zur Reichsacht ausgedehnt, welche für das ganze Reich diejelben Wir: 
fungen hatte wie die VBerfeftung für den einzelnen Gerichtsiprengel. Blieb jemand durd Jahr 
und Tag in der Neichsadht, jo verfiel er in die Oberacht, er wurde frievlos und fonnte von 
jedermann bußlos getötet werben. 

Bejondere Grundſätze des Verfahrens beobachteten die weſtfäliſchen Femgerichte. 
In Weftfalen hatte ſich die farolingifche Gerichtsverfafjung länger als anderwärts erhalten, 
indem hier der Stand der Gemeinfreien der allgemeinen Zerfegung des Ständewejens einen 
zäheren Widerftand entgegenfegte. Während fonft in Deutjchland das Erfordernis der fönig- 
lihen Bannleihe für die höheren Richter hinmwegfiel, haben die weitfäliichen Freigrafen nad 
wie vor den Gerichtsbann direft vom König empfangen. Da in den reis oder Fem— 
gerichten demnach bei Königsbann gerichtet wurde, galten fie als königliche und nicht als 
landesherrliche Gerichte, eine Stellung, die fie infolge der bereits erlangten feſten Organi— 
fation auch dann nod behaupteten, als König Wenzel 1382 dem Erzbifchof von Köln als 
Herzog von Weftfalen das Necht verlieh, den von ihm beitellten Freigrafen den Blutbann 
jelbjt zu übertragen. Die Gerichte, melde bei Königsbann gehegt wurden, zeichneten ji 
von je durch gewiſſe Förmlichfeiten aus, die ſich in den weſtfäliſchen Freigerichten erhielten 
und allmählich den Charakter des Geheimnisvollen annahmen. So fonnte es fommen, daß 
die Femgerichte, welche ihre Einrichtung auf Karl den Großen zurüdführten, fih im Be- 
mwußtjein ihres Gegenfages zu den landesherrlihen Gerichten nad Art eines Geheimbundes 
organifierten. An der Spige jeder ;Freigraffchaft ftand ein Freigraf, welcher ebenfo wie die 
Freifchöffen ein freier Mann fein mußte. Die Aufnahme als Freifchöffe konnte nur auf 
roter (weſtfäliſcher) Erde gefchehen; fie erfolgte in feierlicher Form, indem der Aufzuneh- 
mende in die Geheimniffe der Feme eingeweiht wurde und einen Eid ablegte, die Feme 
geheimzuhalten vor Weib und Kind, vor Sand und Wind. Als eigentlih königliche 
Gerichte dehnten die Femgerichte ihre Jurisdiktion über das ganze Neich aus. Die Gerichts- 
verfammlungen waren teils offene (gemeine), teils heimliche Dinge. Zu jenen wurden alle 
Gerichtspflichtigen, zu letzteren nur die Wiffenden geladen. Die Stillgerichte fanden anfangs 
nur ftatt, wenn es fih um Verurteilung eines Wiffenden handelte oder ein Unwiſſender 
auf die Vorladung nicht erfhien. Da man feit Ausgang des vierzehnten Jahrhunderts die 
Unmifjenden nicht mehr zur Teilnahme an den Femdingen zu berufen pflegte, wurden die 
Stillgerihte allgemein. Die Feme beichäftigte ſich hauptjächlich mit der Strafgerihtsbar- 
feit. Wer von mindeftens drei Freiſchöffen auf handhafter That ergriffen wurde, konnte 
von denjelben fofort aufgehängt werden. Das Verfahren bei nicht handhaften Straffachen 
it aus dem farolingifhen Nügeverfahren hervorgegangen. Das Femding erſcheint außer- 
halb Weitfalens, jo 3. B. in Braunschweig (Rechtsaufzeichnung von circa 1312), als ein 
Nügegericht mit deutlichen Anklängen an die aus derjelben Wurzel hervorgegangene anglo= 
normannijche Nügejury. In Weitfalen hat die Einrichtung ausgedehntere Anwendung ge: 
funden, fejtere und mehr amtliche formen erhalten und Momente des Anklageverfahrens in 
fih aufgenommen. Die Freiſchöffen haben hier die Stellung von ftändigen und amtlichen 
Nügegefchworenen, welche von dritten VBerfonen Anzeigen entgegennehmen. Sie find bei 
ihrem Eide verpflichtet, als Ankläger aufzutreten, d. h. die Nüge zu erheben, und aus- 
Ichließlich hierzu berechtigt. War die That eine Femrüge (mroge), jo erfolgte die Vor- 
ladung vor das offene beziehungsweife heimlihe Ding. Den Ungehorfamen traf Ber: 
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femung, in form und Wirfung der Oberacht entfprehend. Zur Vollftredung wurde ein 
Schöffe beitellt, dem ſämtliche Wiſſende beizuftehen verpflichtet waren. Sie erfolgte durch 
Auffnüpfen des Verurteilten. Im Beweisverfahren war (wie jchon bei dem fränfifchen Rüge: 
verfahren) der Zweikampf ausgefchloffen. Der Ausihluß der Ordalien war jelbjtverftändliche 
Folge des kirchlichen Verbotes. Reinigungsmittel ift der Eid mit Helfern (als welde nur 
Schöffen dienen fonnten); doch fand zwiſchen dem Anfläger und Bellagten ein Überbieten 
mit Gidhelfern jtatt, mwodurd es bis zu einem Eide mit 21 Eibhelfern fommen fonnte. 
Das Verfahren gegen Nichtwiffende, deren Stellung mit der zunehmenden Erflufivität der 
Gerichtsorgane eine ungünftigere wurde, ift in manden Beziehungen noch nicht vollftändig 
aufgeklärt. Im vierzehnten Jahrhundert haben die Femgerichte durch prompte Strafjuftiz 
eine heilfame Wirkfamfeit entfaltet. Die ſchrankenloſe Macht, die fie infolgedefjen erlangten, 
führte zu Mifbräuchen, jo daß man fi zu einer Einfchränfung der Femgerichte gezwungen 
ſah. Die allgemeine Reform des Strafverfahrens entzog ihnen die Grundlage ihrer Sonder- 
geitaltung. Sie teilten endlih das Schidjal, welches die übrigen Gerichte bei Königsbann 
bereits viel früher erlitten hatten. Sie wurden feit dem fechzehnten Jahrhundert zu landes- 
herrlichen Gerichten herabgedrückt, als welche fie ſich bis ins neunzehnte mit einer ſehr un— 
bedeutenden Kompetenz erhielten. 

Seit dem vierzehnten Jahrhundert ging das deutſche Strafverfahren aus fich ſelbſt 
heraus einer Umwandlung entgegen. Abgejehen von dem befonders gejtalteten Verfahren 
der Femgerichte führte die Praris eine Reihe von Neuerungen durd. In Fällen, wo 
weder eine Privatflage noch eine Rüge vorlag, fchritt das Gericht von Amts wegen ein, 
wobei es zur Wahrung der Form einen von ihm bejtellten Ankläger auftreten ließ. Ver— 
dächtige Perfonen konnten ohne Geftändnis und ohne formellen Beweis auf ſchlechten Leu- 
mund hin verurteilt werden, wenn das Gericht aus vorliegenden nzichten die Überzeugung 
der Schuld ſchöpfen zu können glaubte Im Anfchluß an das Verfahren bei handhafter 
That gelangte man zu einem materiellen Beweisverfahren, indem man von den zu Zeugen 
aewordenen Eidhelfern des Klägers die Wiffenfhaft der That verlangte. Der Begriff der 
handhaften That wurde endlich zu dem der kundlichen notorifchen That ausgedehnt, die 
Notorietät aber durch Zeugenausſagen hergeitellt. 


G. v. Wäch ter, Beiträge zur deutihen Geichichte, insbefondere zur Geſchichte deutichen Straf- 
rechts. 1845; Derfelbe, Beilagen zu Borlefungen über das deutſche Strafrecht. 1877. Beilage 26; 
Boretius, De iure bellorum privatorum ex legibus imperii romano-germaniei commentatio. 1858; 
Kludbohn, Geſchichte des Gottesfriedens. 1857; Frauenftädt, Blutrahe und Totichlaglühne im 
deutschen Mittelalter. 1881. 

J. W. Planck, Das deutiche Berichtsverfahren im Mittelalter nach dem —— und den 
verwandten Rechtsquellen. 2 Bode. 1879; Homeyer, Das Gerichtsweſen nach dem Richtſteige, in 
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Lehnrechts, Sachſenſpiegel II 2: Donandt, Der bremiiche Civilprozeß des 14. Jahrhunderts, im 
Bremer Jahrbuch V. 1870; Franklin, Das Neichshofgericht im Mittelalter. IT: ———— 
Verfahren. 1869: Kühns, Geſchichte der Gerichtsverfaſſung und des Prozeſſes in der Mark Bran- 
denburg II 337 ff.: v. Bunge, Gefchichte des Gerichtsweſens und Gerichtsverfahrens in Liv», Eft- 
und Kurland. 1874. — Nietzsche, Commentatio juris Germ. de proloeutoribus. 1831; Siegel, 
Erholung und Wandelung im gerichlihen Verfahren. 1863, Wiener Sigungsberihte; Derfelbe, 
Die Gefahr vor Gericht und im Rechtsgang. 1866, Wiener Sitzungsberichte. — Val. 9. Brunner, 
Wort und Form im altfranzöfiihen Prozeß. 1868 (Miener Situngsberichte), überlegt von Hequet 
de Roquemont in der Revue critique de löpislation et de jurisprudence von Wolowski XXL 
1571-1872; 9. Brunner, Die Zuläfligfeit der Anwaltihaft im franzöfifhen, normanniſchen und 
engliihen Rechte des Mittelalters, Zeitichrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft I 321 ff. — Al- 
breceht, Commentatio inris germaniei antiqui doctrinam de probationibus adumbrans. 1827; 
Pland, Die Lehre vom Beweisurteil. 1848 und in der Zeitichrift für deutſches Redt X; Jollp: 
Beweisverfahren nah dem Sachienipienel. 1846; Hänel, Beweisſyſtem des Sachſenſpiegels. 1858; 
Delbrüdin der Zeitichrift für deutiches Necht XIV; v. Bar, Das Beweisurteil. 1866. — Siehe noch die 
oben zu $ 12 angeführte Yitteratur. — Yaband, Die vermögensrectlichen Klagen nad den ſäch— 
fiihen Nechtöquellen des Mittelalters. 1869; Behrend, Observationes de actione simpliei. 1861 
und deiien Anmerkungen zum Stendaler Urteilöbuche: v. Meibom, Das deutiche Pfandrecht. 1867. 
8 2: Die Pfändung im Erefutionsverfahren; Heusler, Zur Geichichte des —— in 
Deutſchland, Zeitſchrift für Rechtsgeſchichte VI; a Der Vertragsbruch und jeine Rechtsfolgen. 
1876. — v. Kries, Der Beweis im Strafprozeh des Mittelalters. 1878: R. Yöning, Der Reini— 
aungseid bei Ungerichtsflagen. 1880; Bienko, De proscriptione secundum fontes iuris Saxonieci 
medii aevi. 1867; Perthes, De proscriptione et banno regio quid statuerit speeulum Saxonicum. 
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1834; vgl. Fider, Forihungen zur Reichs- und Rechtsgeichichte Jtaliens. 1868; Eschenburg, De 
delicto manifesto iure Saxonico. 1866; Zöpfl, Das alte Bamberger Recht, 3. Hauptftüd: Kriminal- 
prozeß. 1839; Göfchen in feiner Ausgabe der goslariihen Statuten S. 366 ff.; Über die Femgerichte 
vgl. neben Eichhorn, Zöpfl, Schulte und Walter: Kopp, Über die Verfaſſung der heimlichen 
Gerichte in Weitfalen. Aus den Quellen dargeitellt. 1825; Wiegand, Das Femgericht MWeftfalens. 
1825; v. Wächter, Beiträge zur deutihen Geſchichte, insbejondere zur Gefchichte des deutſchen 
Strafrehts. 1845; Lindner, Die Feme. 1888 


B. Das deutſche Privatredt bis zur Aufnahme der fremden Rechte. 


Zu einer vollftändigen Differenzierung des öffentlichen und des Privatrechts iſt Die 
deutſche Nechtsentwidlung in der Zeit ihrer Selbftändigfeit noch nicht dDurchgedrungen. Ver: 
ſchiedene Nechtsinftitute tragen durch ihre Zugehörigkeit zu beiden Nechtsgebieten ein ge: 
mifchtes Gepräge an fi. Doch ift die Scheidung der Sache nad weit mehr vor- 
handen, als fie in den Rechtsquellen zum theoretifhen Ausdrud gelangt. Erſt gegen Ende 
diefer Periode hat in den Nechtöquellen, zumal in den ſtädtiſchen, der Prozeß der begriff: 
lihen Auseinanderjegung begonnen. Soweit übrigens diefe den Verſuch einer ſyſtematiſchen 
Darftellung des Nechts machen, findet man nicht jowohl ein Syitem der Rechtsverhältnifje 
als vielmehr der YLebensverhältnifie, nicht ſowohl ein juriftifhes als ein wirtjchaftliches 
Spitem, welches die im Leben nebeneinander liegenden Erjcheinungen im Zufammenhange 
ihrer natürlichen Verwandtſchaft behandelt. Gleich dem römischen hat ſich auch das deutſche 
Privatrecht im engiten Anschluß an das Prozeßrecht entwidelt. So bildet z. B. die 
orundfägliche Unzuläffigfeit der gerichtlichen Stellvertretung den Ausgangspunkt für eine 
Reihe bedeutfamer Inſtitutionen des Vertragsrehts. Die jüngere Norm des Pfandrechts 
an Immobilien hat fi anfnüpfend an das Vollitrefungsverfahren in Liegenſchaften aus- 
gebildet. Die Nechtsfäte über den Schub des Eigentums an der Fahrhabe ſtehen in Zu— 
fammenhang mit der Form der Eigentumsflage. Wie die ftrenge Scheidung von dinglichen und 
perfönlichen Klagen, ift auch die von dingliden und perjönlichen Rechten im römifchen 
Sinne dem deutſchen Privatrechte fremd. Diefem ift vielmehr ein anderer Gegenſatz eigen= 
tümlich, welder bislang hauptfählih für einzelne nititute des modernen Handelsrechts 
hervorgehoben zu werben pflegt, aber auch das ſonſtige deutſche Privatrecht in den verfchie- 
denen Stadien feiner Entwidlung durddringt, nämlich die Unterfcheidung zwiſchen der 
inneren und äußeren Seite der Rechtsverhältniſſe, fofern diefelben beftimmten Perſonen 
und Dritten gegenüber fi in verfchiedenartiger Weife äußern. Die Gejtaltung des Privat- 
rechts ift zwar in den verfchiedenen Rechten eine fehr mannigfaltige, doch ſind die Grund- 
typen zahlreicher Rechtsinftitute Gemeingut des ganzen Volkes. 


Eine ſyſtematiſch geordnete Auslefe von Ausipüchen der Nechtsquellen bietet Araut, Grundriß 
zu BVorlefungen über das deutiche Privatrecht. 6. Aufl. neu bearbeitet von Frensdorff. 1886. 
Eine höchſt brauchbare Auswahl von Urkunden enthält Lörſch und Schröder, Urfunden zur Ge 
ichichte des deutichen Privatrechts. 2. Aufl. 1881. Nach dem Vorbilde diefer Sammlung find aus: 
gearbeitet die Textes relatives aux institutions privees et publiques aux &poques Merovingienne et 
Carolingienne publi6s par Marcel Thövenin. I: Institutions privdes. Paris 1887. — Den 
„Verſuch das deutiche Privatrecht des Mittelalters ald einen in fich abgeſchloſſenen Redtsorganismus 
wiſſenſchaftlich darzustellen” macht das anregend geichriebene Werk Andreas Heuslers, Inſtitutionen 
des deutichen Privatrechts. 2 Bde. 1885. 86. — Das Privatrecht der germaniichen Urzeit und der 
fränfiihen Zeit behandelt Schröders Lehrbuch der deutihen RG. $ 11. $ 35. — Von den Lehr— 
büchern des deutichen Privatredhts find beſonders ergiebig an rechtsgeihichtlichem Stoffe die von 
Beieler, Genaler, Mittermaier und Stobbe. — Weiske, Grundfäge des teuticdhen Privats 
rechts nad dem Sachſenſpiegel. 1826: Göſchen, Syſtematiſche Zulammenftellung der in den gos— 
lariihen Statuten enthaltenen Rechtsſäte, in deſſen Ausgabe dieſer Rechtsquelle. — v. Goſen, 
Das Privatrecht im Heinen Kaiſerrecht. 1866; Platner, Über die hiſtoriſche Entwiclung des Syftems 
und Charakters des deutichen Nechts, vorzugsmeile des Privatrechts. 1852. 54. 


8 19. Als Grundlagen der vollen Nedtsfähigkeit galten die Freiheit, die 
Vollsgenoſſenſchaft, die Friedensgemeinihaft, der volle Genuß der Ehre und die Standes: 
gleihheit (Ebenbürtigfeit). 

Der Unfreie, urfprünglich rechtlos, erlangte im Laufe der Zeit eine befchränfte, Schritt 
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für Schritt fih ausdehnende Rechtsfähigkeit. Für diefe Entwidlung, in welder, wie fo 
vielfach, das fränfifche Necht den übrigen Stammesrechten voranging, find die innere und 
die äußere Seite der Leibeigenſchaft, nämlich das Verhältnis zum Herrn und das zu Dritten, 
auseinanderzuhalten. Die Kirche verbot die mwillfürliche Tötung der Leibeigenen und jeßte 
die Anerkennung ihrer Ehen dur, anfangs für den Fall der Zuftimmung des Herrn, 
fpäter auch ohne diefe Vorausfegung. Teilmweife griff auch die Staatögewalt mildernd in 
das Verhältnis ein; am meiften aber wirkte die allmähliche Ummandlung faktiſcher Zu— 
gejtändnifje des Herrn in rechtliche Beſchränkungen desfelben. So wurden die Zinfen und 
Abgaben firiert und erlangten die Leibeigenen die Vermögensfähigfeit. Etwas fpäter erwarben 
fie auch ein Erbrecht an der nachgelafjenen Fahrnis mit dem Vorbehalte, daß ein Teil der- 
felben, das Bejthaupt, mortuarium, dem Herm zufiel. Seit der vollitändigen Ausbildung 
des Hofrechts erreichten fie ein vererbliches Recht an dem Gute, das ihnen der Herr zur 
Bewirtihaftung zugemwiefen hatte. Waren fie einerfeit3 an die Scholle gebunden, jo durften 
fie andererfeits nicht ohne die Scholle veräußert werden. Während der Herr den Leibeigenen 
urſprünglich nah Willkür züchtigen fonnte, wurde feit dem Entjtehen der genofjenfchaftlichen 
Hofverfaffung im Hofgerichte des Herrn über die Vergehen der Eigenleute von ihren Ge: 
nofjen Recht und Urteil geſprochen. Dritten gegenüber haftete der Herr anfangs unbedingt 
für die Handlungen des Xeibeigenen, doch wurde jchon in fränfifcher Zeit dieje Haftung 
auf den ‚Fall der Mitwifjenfchaft befchränft und der Unfreie der Beftrafung nah Volks— 
recht übermwiefen. Ferner erlangte er die Fähigkeit, mit Dritten Rechtögefchäfte ab- 
zufchließen und gegen fie mit Einwilligung des Herrn Prozefje zu führen. Wie die Leib- 
eigenfchaft ihrem Inhalte nach fi) milderte, jo wurde fie auch ihrem Umfange nad) be: 
fchränft, indem fie in den Städten verſchwand, bei den Minifterialen zur Freiheit führte 
und jeit Ausbildung des Hofrehts nur mehr auf größeren Gütern, alfo auf jenen der 
höheren Stände, möglich war. 

Von den Entjtehungsgründen der Unfreiheit waren die vornehmſten: Kriegögefangen- 
ſchaft, Abftammung von unfreien Eltern oder auch nur von einem unfreien Elternteil zu- 
folge des Grundfaßes: das Kind folgt der ärgeren Hand, ferner Heirat mit einer unfreien 
Perfon, Aufenthalt in unfreier Zuft, d. 5. unter den Leibeigenen eines Leibherrn, wenn er 
ohne Widerfpruh Jahr und Tag gedauert hat. Nur einzelne Rechte verwenden die Ver- 
knechtung als Strafe und als Erefutionsmittel bei Inſolvenz. Das ältere Recht fennt auch 
eine freiwillige Verfnechtung, fowie eine Verpfändung der Freiheit von feiten des Schuld- 
ners. Die wichtigfte Aufhebungsart war die Freilaſſung. Noch in fränfifcher Zeit machte 
fie den Freigelaſſenen nicht vollfrei, fondern jtellte ihn nach außen hin als Schußhörigen 
unter die Vertretung des früheren Herrn oder der Kirche, welche die Freiheit vermittelte. 
Doch gab es privilegierte Formen der Freilafjung, melde die volle freiheit begründeten. 
Diefe Wirkung hatte bei den Franken die vor dem König durch Schatzwurf (manumissio 
per denarium) vorgenommene Freilafjung. Gleiche Kraft erlangten im weiteren Verlauf 
der Entwidlung aud die übrigen Freilaffungsarten, von welchen die durch reibrief oder 
vor Zeugen die gebräuchlichſte wurde. 

Für rechtlos galten in den ältejten Zeiten auch die Fremden. Doch milderte das 
Gaftrecht die Härte diefer Beltimmung. Wie alle Schwadhen und Hülfsbedürftigen ftellte 
das Königtum die Fremden unter feinen befonderen Schuß. Im Deutfchen Reiche wurde 
der Fremdenſchutz ein nußbares Negal, welches die Landesherren namentlih in der Richtung 
geltend machten, daß fie den Nachlaß des in ihrem Lande verjtorbenen Fremdlings in Befit 
nahmen. Kaiſer Friedrich II verſuchte es umſonſt, der Ausübung diejes Fremdlingsrechts 
zu ſteuern. 

Die vorhandene Rechtsfähigkeit konnte vollſtändig verloren gehen, wenn jemand aus 
der Friedensgemeinſchaft ausgeſchloſſen, wenn die Friedloſigkeit, die Oberacht über ihn ver— 
hängt wurde. Der Friedloſe fonnte nicht nur bußlos und ſtraflos getötet werden, ſondern 
er galt auch für bürgerlih tot; er vermochte im Zuſtande der Friedloſigkeit weder ein 
rechtes Eheweib noch echte Kinder zu gewinnen ; er verlor fein Vermögen, die Vermögens- und 
die Gerichtsfähigfeit. 

Dagegen liegt nur eine Schmälerung der NRechtsfähigfeit wegen Mangels der Ehre in 
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der fogenannten Nechtlofigfeit, die uns am beutlichiten in den ſächſiſchen Nechtsbüchern ent- 
gegentritt. Unter den Rechtlofen find zwei Hauptgruppen zu unterfcheiden, diejenigen, welche 
rechtlos jind mwegen Geburt und entehrenden Gewerbes (uneheliche Kinder, Kämpen und 
deren Kinder, Spielleute), und diejenigen, welche ihr Recht durch Verurteilung zu einer 
ehrenkränfenden Strafe (vgl. $ 17) verwirft haben. Die Quellen ſprechen im erjteren Falle 
auch von Unechtheit, im zweiten von Recht: und Chrlofigfeit. Jedem Rechtloſen fehlte das 
Wergeld und die normale Buße, doc ftand er unter dem allgemeinen Frieden. Wer biefen 
an ihm verlegte, verfiel den öffentlichen Strafen und mußte in minderen Fällen Friedens: 
geld bezahlen. Da aber ein foldhes ftets einer Buße für die verlegte Partei forrefpondieren 
mußte, waren für die Rechtloſen Scheinbußen gejegt zur Anerfennung deſſen, daß ihnen 
zwar die fubjektive Nechtsfähigfeit, nicht aber der Schuß des objektiven Friedens gebrad. 
Der Rechtlofe fonnte ferner gewiſſe öffentliche Stellen nicht einnehmen, gewiſſe prozeifuale 
Handlungen nicht verrichten, welche Unbefcholtenheit der Ehre vorausfegten. Als das Buß— 
und Wergeldfyftem vollftändig verſchwand, war es die leßtgenannte Folge allein, die den 
Inhalt der Rechtloſigkeit ausmachte. Mer fein Necht verwirft hatte, trug nicht nur bie 
allgemeinen Folgen der Nechtlofigfeit, ſondern entbehrte auch die Eidesfähigfeit. Aus der 
Recht: und Ehrlofigfeit, die durch Rechtsverwirkung eintrat, ging nachmals die Ehrlofigfeit, 
die fih u. a. in der Zeugnisunfähigfeit äußerte, aus der alten Unechtheit die jogenannte 
Anrüchigkeit hervor. 

Das Ständewejen beeinflußte die Nechtsfähigfeit, fofern für gewiſſe gerichtliche Hand- 
lungen (Herausforderung zum Zweikampf, Zeugnis, Urteilsfindung, Funktion als Vorfpreder), 
für die Normundfchaft, das Erbrecht und die Eingehung einer vollwirffamen Ehe Ebenburt 
verlangt wurde. Heiratete ein Mann eine nicht ftandesgleihe Frau, fo lag eine Mifheirat 
im engeren Sinne vor, welche nicht die vollen bürgerlihen Wirfungen einer Ehe hatte, da 
weder Frau noch Kinder den Namen und Stand des Vaters teilten und die Kinder gegen- 
über dem Water und den väterlihen Verwandten fein Erbrecht befaßen. Dagegen wird die 
höher jtehende Frau durch die Che mit einem Ungenoffen für die Dauer der Ehe in deſſen 
Stand herabgezogen, die Kinder folgen auch hier der ärgeren Hand. Die Wirkungen der 
Mißheirat konnten auch vertragsmäßig feitgeftellt werden durch Abſchluß einer Ehe zur linfen 
Hand, einer morganatifchen Ehe. Der Beariff der Ebenbürtigfeit war infofern ein ſchwan— 
fender, als in den verjchiedenen Anmwendungsfällen manchmal ein größerer, manchmal ſchon 
ein geringerer Abjtand der Stände maßgebend wurde. 

Potgiesser, Commentariorum juris germ. de statu * rvorum veteri perinde atque novo 
libri quinque. 1736; Heineceius, Antiquitates germ. vol. II p. 2 (1773); Kindlinger, Geichichte der 
deutichen Ghrigteit, insbeiondere der jogenannten Ceibeigenfchaft. 1819: Jaſtrow, Zur ftrafrechtlichen 
Stellung der Sklaven bei Teutichen und Angeljachien, in Gierkes Unterfuhungen. 1878; Wino- 
gradoff, Die Freilaffung zu voller Unabhängiafeit in den deutichen Volksrechten, Forſchungen zur 
deutſchen Geſchichte XVI 599 ff.; Heinrich Brunner, Die Freilaſſun durch Schatzwurf, in den 
Hiſtoriſchen Aufſätzen zum Andenten an Georg Wait. 886. ©. 55 f.: Budde, Über NRechtlofigkeit, 
Ehrlofigkeit und Echtlofigkeit. 1842; Hillebrand, Über die gänzliche und teilweife Entziehung der 
bürgerlichen Ehre. 18544; Göhrum, Gefdhichtliche Daritellung der Yehre von der Ebenbürtigfeit. 
1846; Niebelschütz, De matrimonio ad morganaticam. 1851; R. Schröder, Zur Lchre von der 
Ebenbürtigfeit nach dem Sachſenſpiegel, in der Zeitichrift für Nechtsgeichichte III 461 ff. 


8 20. Das deutihe Sachenrecht legt im Gegenfag zum römifchen Rechte das Haupt- 
aewicht auf das Thatjächliche, das natürliche Verhältnis zur Sache, während das Geiltige, 
das rechtliche Band zwiſchen Berfon und Sache, mehr in den Hintergrund tritt. Entſprechend 
feiner finnlihen Auffaffung macht es einen durchareifenden Unterfchied in der rechtlichen 
Behandlung der beweglichen und unbeweglichen Sadıen, eine Scheidung, die ſich wegen ihrer 
günftigen Folgen für den Kredit der immobilien, für den Verkehr mit Mobilien bis heute 
erhalten hat. 

Die Gemwere. Fremd blieb dem deutfchen Necht die fcharfe Sonderung, welche das 
römische zwifchen der rechtlichen und faktiſchen Herrfchaft über die Sache durchführt. Einen 
vom Streite über das Necht gefchiedenen Prozeß über den Befit hat es nicht ausgebildet. 
Auch der gewaltfam Entwerte mußte fein Necht zum Befit behaupten und eventuell beweijen. 
Dod blieben ihm die prozefjualifchen Vorteile des Beſitzes troß der Beſitzentſetzung gewahrt 
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und fand zur Vorbereitung des Eigentumsprozefjes eine Unterfuhung der Befisfrage ftatt, 
welche die Zuteilung der Rolle des Beflagten, ja mitunter die Neftitution des Befites noch 
während des obſchwebenden Prozefjes zum Ergebnis haben fonnte. Die Rechtsquellen des 
Mittelalters brauden für Befig den Ausdruck Gewere. Die rechtliche Bedeutung desfelben 
ift eine in der germaniftifchen Yitteratur noch nicht abgefchloffene Frage. Während eine 
ältere, von Albrecht kunſtvoll aufgebaute Theorie in der Gewere das durch eine dingliche 
Klage geſchützte Befigrecht erblidt, fuhte man in neuerer Zeit (Heusler, Yaband) das Weſen 
der Gewere auf das rein thatſächliche Verhältnis des Befiges zu reduzieren. Doc bleibt 
bei diefer Annahme, jo ſehr fie die Sahe zu vereinfachen ſcheint, eine Reihe ungelöfter 
Schwierigkeiten beſtehen. Unlängft hat Sohm den einheitlihen Begriff der Gemwere im 
Sinne von Beſitz dadurch zu retten verfucht, daß er in einem Falle, wo es an dem that- 
ſächlichen Beſitze gebricht, eine Stellvertretung im Befig nad Art des römischen constitutum 
possessorium zu Hülfe nimmt, wogegen nad; Pland Gemwere im eigentlichen vollen Sinne 
des Wortes rechtmäßigen Befis (das im Zuftand der Ausübung befindliche Befisrecht), im 
abgefhwähten Sinne bald Recht zu befiten, bald Befit bedeutet. — Der Ausdrud Gemere, 
lateinif) vestitura, investitura, bezeichnete urfprünglic den rechtsförmlichen Alt der Befit- 
einweifung, von weldem weiter unten in der Gefchichte der Übereignung noch die Rede 
fein wird. Von da aus ift das Wort auf die Konfequenz der Befiseinweifung, den Beſitz, 
übertragen worden. In diefer Bedeutung bezeichnet es bei Mobilien den Gewahrfam, bei 
Immobilien die unmittelbare oder mittelbare Nutung des Gutes. Die rechtliche Bedeutung 
der Gewere in dieſem Sinne liegt darin, daß feine Gemwere durch Cigenmadt ftraflos ge- 
brochen werden darf und der Beſitzer im Rechtsitreite gewiſſe Vorteile genießt. Gegen die 
ſchlichte Klage wehrt er fich mit feinem Eide; der Kläger muß ihm gegenüber, will er diefe 
Art der Verteidigung abjchneiden, pofitiv feine Verpflichtung zur Einräumung des Befites 
erweifen. Animus domini, wie ihn die römifche possessio vorausfegt, ift für die Gemwere 
nicht erforderlih. Um den Inhalt des Rechts zu bezeichnen, in deſſen Ausübung die Gewere 
ji) äußert, werden Eigengewere, Gewere zu Lehnrecht, zu Leibzucht, Satungsgewere, Zins- 
gewere u. ſ. w. unterfchieden. Der Begriff der Gewere wurde über das Gebiet der Immo— 
bilien hinaus auf Rechte von dauerndem Rechtsinhalt erftredt. "Neben der Gewere im Sinne 
von Befi giebt es auch eine ideelle Gemwere, deren Eriftenz den eigentlichen Brennpunft der 
berühmt gewordenen Kontroverfe bildet. Das Wort wird nämlich aud in gewifjen Fällen 
technisch gebraucht, in welchen der thatfächliche Befis fehlt und nur das Recht, zu bejiten, 
gemeint fein fann. Die Gemwere des Erben, des unrechtmäßig Entwerten und die durch 
Auflaffung (fymbolifche Inveſtitur) begründete Gemwere fallen unter diefen Gefichtspunft. 
Der Erbe hat im Verhältnis zum Nichterben, der Entwerte im Verhältnis zum Entwerer, 
ae Inveſtierte im Verhältnis zum Auflafjenden die prozefjualifchen Vorteile des 
eſitzers. 

Das Eigentum an Liegenſchaften. Das vollſte Recht, welches man an einer 
Sache haben kann, iſt Eigentum. Der Begriff iſt alt, wenn auch die Worte Eigenſchaft 
und Eigentum erft aus dem 13. beziehungsweife 14. Jahrhundert nachweisbar find. Die 
Übereignung von Grundftüden erforderte erftens die Veräußerung, sala, zweitens die Über- 
gabe des Grundftüds, investitura, Handlungen, welche urfprünglih in ungefchiedener Ein- 
heit verbunden waren, indem fie gleichzeitig auf dem Grundjtüde vorgenommen wurden. 
Die Übergabe wurde durd Kombinierung von zwei Formalakten zur rechtlichen Darftellung 
gebradt. Der eine beitand in der Darreihung einer Erdfcholle oder eines anderen zur 
handhaften Tradition tauglihen Grundftüdsteils, der andere in der körperlichen Räumung 
des Grundftüds von feiten des Veräufßerers (exire). An Stelle der förperlihen Beſitz— 
räumung trat aber ſchon früh ein Beligräumungsvertrag, der dur eine mündliche Er- 
flärung und bei den Franken durch Übergabe einer festuca (eines Stabes oder Halmes) 
abaejchlofjen wurde. Das hieß per festucam se exitum dicere, exfestucatio, warpitio, 
resignatio, ſpäter Auflaffung. Neben den germanifchen Übereignungsformen fand fi im 
fränfifhen Reiche noch eine andere, welche fih in dem römischen Vulgarrechte entwidelt 
hatte, die Übereignung per cartam, darin beftehend, daß der Veräußerer dem Erwerber 
eine Veräußerungsurfunde begab. Dieje Form wurde auch von den Germanen angewendet, 
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namentlich bei Vergabungen an Kirchen, und von ihnen zu einer Form der Inveſtitur um- 
gebildet. Wermittelt wurde diefe Umbildung durch die Entwidlung der fymbolifchen In— 
veftitur. Urfprünglih mußte die Inveſtitur auf dem Grundjtüde jelbjt ftattfinden, es gab 
nur eine reale Inveſtitur. Zufolge ihrer rechtsförmlichen Ausgejtaltung hatte fie aber von 
Haufe aus die Fähigkeit und die Tendenz, fih von dem Grundſtück loszulöſen und dadurd 
in eine fymbolifche Übergabe zu verwandeln. Als eine ſolche außerhalb des Grundftüds 
ftattfindende Inveſtitur begegnet uns zuerſt im Königsgeriht, dann im Bolfägerichte die 
progefjualifche Auflaffung, welche vor Gericht auf gerichtliches Urteil hin erfolgte. Da ein 
ſolches Urteil nicht bloß durch einen wirklichen Rechtsjtreit, jondern auch durd einen Schein- 
prozeß hervorgerufen werden fonnte, bildete fich zum Zwede ver Übereignung ein der rö- 
mifchen in iure cessio vergleichbares Verfahren aus, bei welchem der Beklagte den Anfprud) 
des Klägers auf Überlaffung des Gutes einräumte und ſich dem Urteile gemäß von dem- 
jelben in zechtsförmlicher Weife losfagte. Als eine ſymboliſche Inveſtitur wurde dann auch 
die Übereignung per cartam ausgejtaltet, indem die Veräußerungsurfunde in Verbindung 
mit den Traditionsiymbolen Torf und Zweig, Handſchuh, Meſſer und festuca gerichtlich 
oder außergerichtlih dem Erwerber dargereiht wurde. Ein weiterer Schritt war dann der, 
daß man die Übergabe der Urkunde allein oder die Übergabe der Traditionsiymbole ohne 
carta als jelbftändig wirkſame Inveſtitur betrachtete. Bei den Angelfahjen und Frieſen 
wird das durch carta (böc, Buch) übertragene Gut als Bocland bezeichnet. Im Lehnrechte, 
im Staatsrehte und Staatsfirchenrechte diente die Übergabe von Traditionsiymbolen, welde 
diesfalls von einer Auflaffungshandlung nicht begleitet war, unter dem Namen Inveſtitur 
als Form der Belehnung und Übertragung der Amtsgewalt. — In der Zeit der Rechts— 
bücher war die gerichtliche Auflaffung zu erhöhter Bedeutung gelangt, was ſich zum Teil 
durch die ausgezeichnete Beweiskraft des Gerichtszeugnifjes und der Gerichtsurfunde (val. 
oben ©. 267) erflärt. In Süddeutfchland hat ſich neben der gerichtlihen Auflaffung 
die Übereignung durd Urkunde und die durch reale Inveftitur erhalten. Doch machen ver- 
ſchiedene Stadtrechte die gerichtliche Auflafjung obligatorifh. Nach ſächſiſchem Yand- und 
Stadtrecht wurde letere unbedingtes Erfordernis der Übereignung. Das Verfahren ift zwar 
ein gerichtliches, doch ift die herrichende Form nicht mehr die des Nechtöftreites. (In Eng- 
land hat ſich der Scheinprozek im Dienfte der Übereignung bis 1833 erhalten.) Die PBar- 
teien erflären ihre Abficht, die Auflaffung vornehmen zu wollen. Die Schöffen urteilen, 
daß fie es von Nechts wegen fünnen. Darauf findet die Auflaffung mit etwas anderer 
Symbolif, nämlich nicht wie bei den Franken mit Mund und Halm (festuca), fondern mit 
Mund und Hand ftatt. Mit der gerichtlichen Auflaffung ift ein Aufgebotsverfahren ver 
bunden, durch welches Dritte aufgefordert werden, etwaige Einſprüche geltend zu machen. 
Sind folche nicht jofort erfolgt, fo fchließt das Verfahren damit ab, daß der Nichter dem 
Erwerber des Gutes für dasjelbe den Frieden wirft durd einen Friedensbann, der uns in 
diefer Anwendung für Deutfchland bereit? aus dem elften Jahrhundert bezeugt ift. Die 
gerichtliche Auflafjung hatte vim rei iudicatae. Der Erwerber fam dadurd in ein ähnliches 
Verhältnis, als hätte er das Gut im Wege Nechtens von dem früheren Beſitzer erjtritten. 
Die gerichtliche Auflafjung erforderte das echte Ding. In den Städten hat jie hier und 
da den Charakter eines gerichtlichen Aftes völlig abgeftreift, indem fie von den Etadt- 
Ihöffen — nicht ohne lebhaften Widerſtand derjelben — auf den Stadtrat übertragen 
wurde. Die Auflafjung fonnte ala gerichtlicher Akt durch eine gerichtliche notitia beurfundet 
werden. Schon früh wurde es in den Städten Sitte, die Beurfundungen der Auflaffung 
in befondere öffentlihe Bücher von Amts wegen einzutragen, ein Vorgang, neben weldem 
der Auflafiungsaft felbjt allmählich zur leeren Formalität herabfant, um ſchließlich gänzlich 
hinwegzufallen. Bon den Städten verbreitete fi die Einrichtung der öffentlichen Bücher 
auf das flahe Land. Sie hat fih in dem Grundbuchſyſtem unferes heutigen Rechtes 
erhalten. 

Rechte Gemere hatte an einem Grundftüd derjenige, der es auf Grund gerichtlicher 
Auflaflung und richterlichen Friedensbannes durd Jahr und Tag (ein Jahr, jehs Wochen 
und drei Tage) ohne rechte Widerſprache bejefjen hatte. Die Wurzeln des Inſtituts reichen 
in die fränfifche Zeit zurüd und find an die missio in bannum regis anzufnüpfen, welche 
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wir bei Darftellung der fränfifhen Zwangsvollitretung in Liegenfhaften (oben ©. 243) 
fennen gelernt haben. Wie diefe die volle Jahresfrift offen ließ, um das Gut aus dem 
Banne des Königs zu ziehen, jo hatte der dem aufgelafjenen Gute gewirfte Friedensbann 
die rechtlihe Wirkung, Anfechtungsrechte Dritter binnen Jahr und Tag zu präfludieren. 
Nach fränkischen Quellen brauchte der Befiger nad) Ablauf diejer Zeit im Nechtsftreite um 
das Gut gegen den Kläger nur das Vorhandenfein der rechten Gewere zu bemeifen und 
fonnte auf Grund derjelben jede Antwort ablehnen. Die rechte Gewere wirkte hier als 
Erwerb des Eigentums auf Grund der Verſchweigung, d. h. auf Grund der Thatſache, daß 
alle, welhe Rechte an dem Gute hätten geltend machen können, ſich daran verſchwiegen 
hatten. Schwäcere Wirkung hatte die rechte Gewere nah den ſächſiſchen Rechtsbüchern. 
Mer fie befaß, brauchte ſich erft im nächſten echten Ding auf die Klage einzulafjen, bedurfte 
nicht der Vertretung durch feinen Gewährsmann, mußte aber nicht bloß die rechte Gewere 
beweifen, fondern auch fein Recht an dem Gute durch feinen Eid erhärten. 

Die Ausbildung der Leiheverhältniſſe bradte eine Anzahl eigentumsähnlicher 
Nusungsrehte an fremdem Grund und Boden hervor. Se nad dem Rechtsgebiete der Ver- 
leihung unterfhied man Leihe zu Lehnrecht, zu Dienftreht, zu Hofrecht und zu Stadtrecht 
(Häuferleihe). Das Lehnsverhältnis hat eine perfünliche und eine dingliche Seite. Die 
Lehnserrichtung erfolgt dur den Doppelaft der Hulde und Leihe. Der Mann ſchwört, 
dem Herrn fo treu und hold zu fein, als ein Mann von Rechts wegen dem Herrn foll 
(Hulde jhwören), und bietet, indem er jeine gefalteten Hände in die Hände des Herrn 
legt, diefem feine Mannfchaft an (Hulde thun, Mannschaft leiften). Auch die Leihe erfolgt 
als ein ſymboliſcher Akt; fie giebt dem Manne ein Recht auf die Einweifung in das Lehen. 
Der Vaſall ift nicht befugt, das Gut zu veräußern, darf es aber in die Afterleihe geben. 
Bei Herrn- und Mannfall muß binnen Jahr und Tag das Yehen gemutet, die Lehns- 
erneuerung erwirkt werden, foll das Lehen nicht heimfallen. In das Lehen folgen nur 
männliche Defcendenten, doch bietet die Gefamtbelehnung ein Mittel, den Übergang des 
Lehns auf Seitenverwandte zu fihern. Iſt der Lehnserbe unmündig, jo tritt fogenannte 
Lehnsvormundſchaft ein, d. h. der Herr bezieht, bis der Lehnsmann zu feinen Jahren ge: 
fommen, die Nutungen des Lehns. Bon mehreren Lehnserben ift der Herr nur einen, 
jenen, den diefe vorfchlagen, zu belehnen verpflichtet, ein Sat, woraus fih mit Rüdficht 
auf die Lehnsvormundichaft die Primogeniturfolge in Lehen entwidelte, 

Ein eigentümliches Recht an fremder Sache hat fih in den Grundlaften oder 
Reallaften ausgebildet. Site beftehen darin, daß jeder Beliger der Sache zu wiederkehrenden 
Zeiftungen verbunden ift, deren Ausbleiben den Berechtigten befugt, fih an die Sache zu 
halten. Die Leiftungen fonnten in Zinfen, Zehnten, Fronden und Renten bejtehen. Das 
Recht wurde durch Auflaffung begründet und zählte zum unbeweglichen Vermögen. Nur 
die Sache war verhaftet, nicht aud das fonjtige Vermögen des Befigers. Rückſtände blieben 
auf der Sade liegen und bildeten nicht etwa eine perfönlihe Schuld desjenigen, unter 
defjen Eigentumsperiode fie entftanden. Nicht felten erjcheinen die Grundlaften als der 
rechtliche Niederfchlag früheren Eigentums, welches fih aus einem Leiheverhältnifje zu einem 
bloßen Zinsrechte umgewandelt hat, ein Vorgang, der namentlich in der Geſchichte der 
ftädtifchen Häuferleihe zu Tage tritt. 

Das Recht an der Fahrnis war nit in allen Fällen durch eine abjolute (gegen 
jeden Dritten wirkſame) Klage gefhüßt. Hatte jemand eine Sache felbft einem andern an— 
vertraut, jo hatte er feine Klage gegen den dritten Befiger, ſondern mußte ſich an die Hand 
halten, in die er fie gegeben. „Hand muß Hand wahren.” „Wo du deinen Glauben ge- 
lafjen haft, mußt du ihn fuchen.“ Dagegen war im alle des unfreiwilligen Beſitzverluſtes, 
alfo namentlich, wenn die Sache gejtohlen oder geraubt worden, die jogenannte Anefangs- 
Hage gegen jeden dritten Bejiter gegeben. Sie legte den objektiven Thatbeſtand des Dieb: 
ftahl8 oder des Raubes zu Grunde, ohne gegen den Widerſacher den unmittelbaren Vor— 
wurf der Mifjethat zu erheben. Ihre Beſchränkung auf den Fall unfreiwilligen Befit- 
verluftes jteht in gefchichtlihem Zufammenhang mit der Thatfache, daß das deutſche Recht 
anders als das römische Recht die Unterfchlagung von dem Diebitahl trennt, indem es das 
Wegnehmen aus dem Gewahrfam eines andern als begriffliches Merkmal des furtum be- 
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tradhtet. Das Anefangsverfahren zeichnet ſich zunächſt durch die befondere Form außer- 
gerichtlicher Einleitung des Nechtöftreites aus. Traf derjenige, dem die Sache wider Willen 
abhanden gelommen war, diefelbe im Beſitz eines Dritten, fo nahm er den Anefang 
(intertiatio, oberdeutfh auch fürfang) vor, d. 5. er faßte die Sache unter bejtimmten 
Förmlichkeiten an und behauptete die Thatfache des unfreiwilligen DVerluftes. Der Anefang 
gilt rechtlich ald „der Klage Beginn“. Die Anefangsflage ift von Haufe aus nicht Klage 
des Eigentümers als folden, fondern Klage desjenigen, aus defjen rechtlichem Gewahrſam die 
Sache gekommen ift. Erflärte ſich der Befiger nicht für den originären Erwerber der Sache, 
fo hatte er feinen Gewährsmann anzugeben. Er mußte dann verfprehen, den Gewährs- 
mann vor Gericht zu ftellen, oder, wie es das ſächſiſche Necht verlangte, den Kläger zum 
Gewährsmann führen. Übernahm dieſer die Gewährfhaft, jo wurde ihm die Sache zu- 
geihoben, und er trat an Stelle des früheren Befigers in den Rechtsftreit ein. Der Unter- 
liegende mußte nicht nur die Sache herausgeben, fondern verfiel auch in die Diebftahlsbuße, 
wenn er nicht den durch die Anefangsflage vorausgefegten Vorwurf unrehtmäßigen Erwerbs 
entfräften konnte. Beſchwört der Befiser, die Sache auf offenem Markte gekauft zu haben, 
fo befreit er fi damit vom Verdachte des Diebftahls, muß aber die Sache an den Kläger 
herausgeben. Das jüngere Recht fennt weitergehende Begünftigungen des Marktverfehrs, des 
Seehandels und des gutgläubigen Erwerbs jüdischer Kaufleute. 

Das Pfandredt. Das deutſche Necht unterfcheivet bejtelltes und genommenes 
Pfand. Was das erftere betrifft, fo ift das Pfandrecht an Liegenschaften und an Fahrhabe 
zu unterfcheiden. Die fränfische Zeit fennt zwei Formen eines volksrechtlichen Pfandrechtes 
an Liegenjhaften, nämlich ein Eigentumspfand und ein Nußungspfand. Das eritere ver- 
wendet die Form der Übereignung zur Sicherftellung einer Forderung; die Verpfändung des 
Srundftüds erfolgt durch bedingte Inveſtitur. Die der nveftitur beigefügte Bedingung ift 
entweder eine Refolutivbedingung oder eine Sufpenfivbedingung. Erſterenfalls wird ver- 
abredet, daß das dem Pfandgläubiger übertragene Eigentum erlofchen jein foll, ſobald die 
Schuld bezahlt ift. Das Geſchäft hatte Ähnlichkeit mit einem Kauf auf Wiederkauf, ift in 
der Folge vielfah als foldher aufgefaßt worden und fchließlich darin aufgegangen. Im 
zweiten felteneren Falle wird beftimmt, daß das Pfandobjeft dem Gläubiger zu Eigentum 
übertragen fein foll, wenn nicht binnen einer bejtimmten Fallfriſt die Schuld bezahlt fei. 
Der Schuldner fonnte im Befige des Grundftüdes bleiben, fofern die Verpfändung durd 
ſymboliſche Inveftitur erfolgte. Das langobardifche Nechtsleben benußte zu diefem Zwecke 
die Übergabe einer Beräußerungsurfunde an den Pfandgläubiger, der jeinerfeits dem Schuldner 
einen Pfandrevers ausitellte, worin er ſich verpflichtete, jene Veräußerungsurfunde gegen 
gehörige Befriedigung zurüdzuftellen. Das Nusungspfand, die fogenannte ältere Satzung, jeßt 
den Gläubiger in Beſitz und Nutung des Grundftüds auf folange, bis die Schuld getilgt 
it. Das Eigentum bleibt bei dem Schuldner. Die Satzung ift in der Hegel Zinsfagung. 
Der Gläubiger bezieht nämlih die Früchte des Grundftüds, bis das Pfandftüd durch 
Zahlung der Schuldfumme eingelöjt wird, eine Pfandrechtsform, welche ſich in den fogenannten 
Reichspfandſchaften über die Zeit der Neception des römischen Nechtes hinaus erhalten hat. 
Es fonnte aber auch bedungen werden, daf der Gläubiger die Früchte vom Schuldfapital 
abzuziehen habe und ſomit das Pfandftüd im Laufe der Zeit durch fein Erträgnis fich 
jelbjt auslöfen jolle. Das hieß Totfagung, Seten auf Totſchlag. In der Zeit der Nechts- 
bücher tritt zuerft in den Städten eine neue Form der Verpfändung auf, die fogenannte 
jüngere Satung, eine Berpfändung zu Erefutionsrecht, welche fich als eine Nachbildung des 
Erefutionsverfahrens in Immobilien, alfo in letter Linie, da dieſe auf die Fronung fried- 
(ofen Gutes zurüdführt, als eine hiftorifche Abſpaltung der vermögensredtlichen Friedlofigfeit 
darjtellt. Der Gläubiger erwarb weder den Beſitz noch die Nutzung des Grundſtücks, er- 
langte aber durch den öffentlichen Akt der Satung für den Fall der Mora des Schuldners 
die Nechte eines Gläubigers, der gegen den Schuldner ein Urteil auf Zahlung und die 
Fronung des Grundjtüds (vergl. oben ©. 267) erwirft hat. Er brauchte daher, um zur 
Befriedigung aus dem Pfande zu gelangen, nur das zweite Stadium des gerichtlichen 
Grefutionsverfahrens zu erledigen. Wie die Auflaffung, fo pflegte in den Städten aud) die 
Satzung in öffentlichen Büchern zur Beurkundung eingetragen und fchließlich durd die Ein- 


3. Quellen und Geſchichte des Deutichen Rechts. 277 


tragung vollzogen zu werden. — An der Fahrhabe war nur ein yauftpfand möglich, welches 
im Fall der Nichtbefrievigung nah manden Rechten zur Übereignung der Sache führte, 
nad anderen nur ein Distraftionsrecht gewährte. 


Die Pfandnahme ift entweder obrigfeitliche oder Privatpfändung.. Das Recht der 
legteren hat der Grumdeigentümer an fremdem Vieh, das auf feinem Grundftüde Schaden 
anrichtet, und gegen die PVerfon, die fein Beſitztum beſchädigt oder ſich daran eine Eigen- 
tumsbefugnis thatſächlich anmaßt. Desgleihen hat es der Leiheherr und Vermieter wegen 
verfefjenen Zinſes und partifularrechtlih aud der Rentenherr. In Notfällen, wenn die 
Forderung nicht in anderer Weife realifiert werden fonnte, war die Pfändung jedem 
Gläubiger geftattet, jo 3. B. bis ins fünfzehnte Jahrhundert bei fruchtlos befchrittenem 
Rechtsweg. Aus rechtsförmlich abgelegtem Schuldverfprechen hatte der Gläubiger in ältefter 
Zeit ein außergerihtlihes Pfändungsredt. Doc erjcheint die Ausübung desjelben ſchon in 
der Mehrzahl der Bolfsrechte an gerichtliche Ermächtigung und an die Beobadhtung gewifjer 
Formen gebunden. m Anſchluß an die fränfifche Gefeßgebung haben die deutſchen Neichs- 
gefete zur Sicherung des Yandfriedens die außergerichtlihe Pfändung um Schuld verboten. 
Eine Ausnahme bildet nur der Fall der Pfändungsflaufel, welche im fpäteren Mittelalter 
auffam und durch welche der Gläubiger fih vom Schuldner in der Schuldurfunde ein außer- 
gerichtlihes Pfändungsrecht verfchreiben lieh. 
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tums in den deutjchen Städten; v. Maurer, Gejchichte der Fronhöfe. — Dunder, Xehre von den 
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Neumann, Geſchichte des Wucers. 1865; v. Wyßß, Die Gült und der Schuldbrief nad Züricher 
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$ 21. Das Vertragsrecht fteht bis zur Entwidlung des ſtädtiſchen Verkehrsrechts 
hinter der reicheren Ausbildung des Sachenrechts etwas zurüd, eine Erſcheinung, welche ſich 
aus dem Vorwiegen des Grundbeſitzes im mirtichaftlichen Leben erklärt. Die Rechtsſätze 
über den Abſchluß von Verträgen führen auf das Zug um Zug vollzogene Bargefchäft als 
den Urtypus des germanijchen Vertrag zurüd. In der Zeit der Volfsrechte ijt der Vertrag 
rechtlich bindend, wenn einer der beiden Kontrahenten mit einer Leiſtung vorangegangen 
war (Realkontrakt) oder wenn er rechtsförmlich abgefchlofien worden war (Kormalfontraft). 
Zum rechtsförmlichen Abſchluß der Verträge diente die wadiatio, der Wettvertrag, welchem 
die Hingabe einer festuca, stipula, wadia (Wette), eines Stabes oder Halmes oder eines 
anderen Symboles wefentlih war. Die Bedeutung einer Vertragsform erlangt auch der 
Urfundungsaft, indem die Hingabe einer bispofitiven Schuldurfunde, einer eautio an die 
Stelle der Darreihung einer festuca tritt. Auch Eidgelöbnis und Handgelöbnis vermögen 
fpäter die Form der Wette zu erfeßen. Durch Zahlung eines Handgeldes (arrha) erhielt 
der formlofe Vertrag die bindende Kraft des Nealfontraftes. Das Handgeld konnte entweder 
fofort zu frommem oder wohlthätigem Zwede verwendet werden (Gottespfennig), oder es 
wurde von den Kontrahenten in Gemeinfchaft mit den Zeugen vertrunfen (Vertragsihluß 
mit Meinfauf). Eine beweisrechtlich ausgezeichnete Wirkung hatte — insbefondere nad) 
dem Beweisſyſtem des Sachſenſpiegels — der gerichtlich abgejchlofjene Vertrag. Nicht bloß 
erhöhte Beweisfraft erlangte nach zahlreihen Stadtredhten das vor Schöffen oder Stadtrat 
abgelegte oder befannte Schuldverfprechen, über welches ein Stabtbrief oder Schöffenbrief 
ausgeſtellt oder eine ftadtbücherlihe Eintragung vorgenommen worden war. Es war nicht 
nur unleugbar, fondern führte im Fall des Verzugs zur jofortigen Zwangsvollſtreckung 
(vergl. oben S. 267). Die allgemeine Verbindlichkeit des formlos abgejchlofienen Vertrags 
muß jowohl für die Zeit der Volfsrechte als auch für die der Rechtsbücher geleugnet werden. 
Die diefer Auffaffung zu Grunde gelegte berühmte Stelle des Sadjjenjpiegels I 7: sve 
icht borget oder lovet, die sal’t gelden u. ſ. w., will nur einen Cat des Beweisrechts 
klarſtellen und rechtfertigen und ift für die bindende Kraft eines formlofen außergerichtlichen 
Gelöbnifjes um fo weniger entfcheidend, als der Sachſenſpiegel an anderen Stellen jchledht- 
weg von „geloben“ fpricht, wo nachweisbar ein rechtsförmliches Gelöbnis mit Fingern und 
Zungen gemeint ift. 

Die Ausübung der Forderung fest in fränfifcher Zeit vergeblihe Mahnung des 
Schuldners durch den Gläubiger voraus, welche in der Wohnung des Schuldners geſchehen 
muß. Die Schuld ift, fofern nichts Befonderes verabredet worden, im allgemeinen Holjchuld, 
der Gläubiger hat die Zahlung im Haufe des Schuldners zu holen. Im Falle vergeblider 
Mahnung wird es dem Gläubiger nicht überlaffen, das Verzugsinterefje des individuellen 
Falles geltend zu machen, jondern es treten nad den Volksrechten geſetzlich firierte Verzugs- 
bußen ein. In der Zeit der Rechtsbücher gelten Geldfchulden im allgemeinen für Bring- 
ihulden. Der Gläubiger mußte in feinem Haufe des Geldes warten, welches der Schuldner 
auch ohne Mahnung zur Erfüllungszeit darzubringen verpflichtet war. Die gejeglichen 
Verzugsbußen find verſchwunden, ein Echadenerfat wegen Verzugs findet nur ftatt, wenn 
und joweit er im Schulovertrag ausdrüdlich verabredet worden ift. Mit Rückſicht auf diefe 
Beſchränkung der Schadenerfaßpflicht wird es üblih, in die Schuldverträge ein bejonderes 
Schadengedinge aufzunehmen, in weldem der Schuldner ſich verpflichtet, den etwaigen 
Verzugsichaden zu erfegen. Um ſich die Yiquidierung des Schadens zu erleichtern, läßt der 
Gläubiger den Schuldner nicht felten verfpredhen, se eredere de damnis et expensis 
simpliei verbo ereditoris, eine im fpäteren Mittelalter weitverbreitete Klaufel der Schuld- 
urfunden, durch welche der Schuldner dem Gläubiger das Recht einräumt, die Höhe des 
Schadens ohne Eid und ohne Zeugenbeweis durch fein Schlichtes Wort bejtimmen zu dürfen. 

Die Schuldurfunde hatte nicht bloß für die Eingehung von Verbindlichfeiten, jondern 
auch für die Ausübung der Forderung privatrechtlice Bedeutung. Wie der Gläubiger die 
wadia gegen Zahlung der Schuld zurüdzugeben hat, jo braucht der Schuldner aud nur 
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gegen Rüdgabe der von ihm ausgeftellten cautio zu zahlen. Den cautiones der fränkischen 
Zeit iſt es eigentümlich, daß die Verpflichtung zur Nüdgabe der Schuld ausdrüdlich in den 
Kontert der Schuldurfunde aufgenommen wird. it die Zurüderftattung derjelben unmöglid) 
geworden, jo jtellt der Gläubiger einen Todbrief, einen Mortififationsichein, epistola eva- 
euatoria, aus, welcher die cautio für fraftlos erklärt. Doch kam es vor, daß in der 
cautio die Zahlung mit ausdrüdlihem Ausſchluß jeder epistola evacuatoria nur gegen 
Rückgabe der cautio verſprochen wurde. Bei der Nüdgabe pflegt die cautio durch Zer— 
fchneiden oder durch einen fchriftlichen Vermerk (cassatura) entfräftet zu werden. Als die 
Geldſchuld im allgemeinen den Charakter der Mahn- und Holfchuld verloren hatte, erſchienen 
als ein bejonderer Typus von Schuldurfunden die Präfentationspapiere, nämlich diejenigen, 
bei welchen fraft befonderer Klaufel der Schuldner nur gegen Aushändigung des Papiers zu 
zahlen verpflichtet ift, die Schuld den Charakter einer Hol-, nicht einer Bringjchuld hat und 
der Verzug auf feiten des Schuldners nicht durch den Verfallstag an fi, ſondern durch 
die Präfentation am Berfallstag bedingt wird. 

Unzuläffig war nad) älterem deutſchen Rechte die Übertragung der Forderung aus 
Schuldverträgen ohne den Willen des Schuldners. Der Klage des Dritten, dem die Forde— 
rung übertragen worden, hätte der Schuldner einfady antworten fünnen, er fer ihm nicht 
ſchuldig zu leiten, denn er habe nicht verfprocdhen ihm zu leiſten. An die Stelle des ur- 
jprünglichen Gläubigers fonnte ein anderer gefest werden durch Verwandelung der Schuld, 
indem jener den Schuldner veranlaßte, die Echuld dem neuen Gläubiger zu geloben. Als 
die gerichtliche Stellvertretung,, ſei es nun in beſchränktem Maße oder allgemein, geftattet 
wurde, benugte man die Erteilung der Prozeßvollmacht, um die Schuld ohne Zuftimmung 
des Schuldners einem Dritten zuzuwenden. Diefe Zuwendung (Beweifung der Schuld) er— 
folgte im Gewande der Vollmacht. Der Ceſſionar flagte auf Grund der Vollmadt ; ſtarb 
er, fo ging feine Vollmacht nicht auf feine Erben über, Grundfäte, welche ſich im englifchen 
Rechte bis 1873 erhalten haben. 

Schon das Rechtsleben der fränkischen Zeit kennt die Zuläffigfeit von Verträgen, in 
welchen der eine Kontrahent dem anderen verjpridht, daß er einem Dritten oder eventuell 
einem Dritten leiften werde. Der Dritte hatte ald Deftinatär der Yeiftung das Recht, die 
Forderung im eigenen Namen geltend zu machen, ohne daß er das innere Verhältnis, 
weldes zwifchen ihm und dem Promifjar beitand, aufzudeden braudte. Solange die ge: 
richtliche Stellvertretung verfagt oder doc bejchränft war (ſiehe oben ©. 243. 266), ſo— 
lange ferner die freie Übertragbarkeit der Forderung durd die formale Struktur des Nechts- 
gangs ausgefchloffen war, bot es nach beiden Seiten hin einen naheliegenden Ausweg dar, 
wenn der Gläubiger fi bei Abſchluß des Vertrags vom Schuldner verjpredhen ließ, daß 
diefer an ihn oder einen Dritten leiften werde. Der Dritte fonnte von vornherein namentlich 
benannt werben, es fonnte aber auch dem Gläubiger überlafien werden, ihn nachträglich zu 
bejtimmen. Die wichtigjte Anwendung des Verfprechens, einem Dritten zu leiften, enthalten 
die Orderpapiere und die Inhaberpapiere. Das Orderpapier reicht bis in die älteften An- 
fänge des germanifch-romanifchen Urkundenweſens zurüd. Schon in Formeln des fiebenten 
Jahrhunderts findet fi die Exaktionsklauſel, nämlich eine Klaufel, durch welche jid der 
Schuldner verpflichtete, einem namentlid; genannten Gläubiger zu zahlen oder demjenigen, 
eui dederit hanc enutionem ad exigendum. Stalienifhe Urkunden bieten im achten 
Jahrhundert die Klauſel vel cui in manum miseris, im zwölften Jahrhundert als deut- 
lichen Vorläufer der heutigen Orderflaufel die Wendung vel eui ordinaveris dar. In den 
deutich geichriebenen Urkunden des Mittelalters finden wir die typifche Klaufel: oder wer 
diefen Brief mit ihrem Willen (ihrem guten Willen) innehat. Die Wirfung des Drber- 
papiers bejtand darin, daß der Schuldner verpflichtet war dem Präfentanten der Urkunde zu 
leiften, wenn diefer bemweifen fonnte, daß ihm der namentlich Genannte das Papier gut- 
willig begeben habe. Der Beweis diefer Begebung fonnte durd eine befondere Urkunde 
des namentlich Genannten (Millebrief) oder durch andere beliebige Beweismittel geführt 
werden. Das Erfordernis des Begebungsbeweifes entfiel bei den Inhaberpapieren. Diefe 
charakterifieren fich durch die Anhaberflaufel, welche entweder als alternative oder als reine 
Inhaberflaufel ericheint. Jene verfpricht, daß an eine namentlich genannte Perfon oder an 
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den Inhaber, diefe jchlechtweg, daß an den Inhaber geleiftet werben folle. Sie finden fich 
beide zuerft in italienifchen Urkunden; im neunten Jahrhundert tritt dafelbft die alternative 
Inhaberflaufel, etwa ein Jahrhundert fpäter die reine Inhaberklauſel auf. Seit dem drei- 
zehnten Jahrhundert laffen fie fi aud in deutfchen Urkunden nachweiſen. Der Präfentant 
des Papierd mit der Inhaberflaufel war zur gerichtlichen und außergerichtlichen Geltend- 
madung des verbrieften Rechtes befugt. Der Schuldner fonnte weder den Beweis einer 
Vollmacht oder der Eucceffion in das Recht des erften Nehmers verlangen, noch fonnte er 
dem Inhaber die Einrede rechtswidrigen Papiererwerbs entgegenfegen. 

Das deutfche Recht kennt ferner Verträge, durch welche ein Kontrahent dem anderen 
die Leiftung eines Dritten verfpriht. Ein ſolches PVerfprechen der Leiftung eines Dritten 
ift die Bürgschaft. Ste wird rechtsförmlidh, als Wette, abgefchloffen. it der Schuldner, 
defien Leiftung der Bürge verfprohen hat, in Verzug gekommen, fo geht die Klage des 
Gläubiger prineipaliter gegen den Bürgen, welcher für die Folgen des Verzugs einzuftehen 
hat, nad älteren Rechten aber auch befugt ift, den Schuldner außergerichtlich zu pfänden, 
ja fogar deſſen Perfon dem Gläubiger ausjuliefern. Bürgfhaftsfhuld geht nicht auf den 
Erben über, wenn diejer ſich nit mitverbürgt hatte. Verſprechen der Leiſtung eines Dritten 
und Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten fönnen in demfelben Schuldverfprecdhen ſich 
vereinigen, wie dies nad heutigem Wechſelrecht bei dem MWechfelverfprechen der Fall sit, 
welches der Ausfteller und der Indoſſant eines auf Order geftellten Wechjeld in der Form 
der Zahlungsanmeifung giebt. Das ältere Recht fennt auch eine Selbitbürgfchaft, welche bei 
Ermangelung des erforderlihen Bürgen das Verfprehen der eigenen Xeiftung in die Ned)ts- 
form der Bürgfchaft kleidet. 

Für die Zahlung der Schuld haftet in erfter Linie das Vermögen, in zweiter die 
Perſon des Schuldners. Erſt wenn der Gläubiger aus dem Vermögen des Schuldners nicht 
befriedigt werben fonnte, wenn diefer weder Pfand nod Pfennig hatte, mochte jener ſich an 
die Perjon des Schuldners halten. Das ältere Recht überläßt, wie oben S. 242 bemerkt 
wurde, den Schuldner, der eine Bußſchuld nicht zahlen fann, der Willfür des Gläubigers. 
Diefer mag ihn gleich einem Friedloſen behandeln, der feiner Rache verfallen iſt, er mag 
ihn töten, verftümmeln, mißhandeln, in Haft oder in Zwangsknechtſchaft halten. Die weitere 
Entwidlung ſchwächt die Willfür des Gläubigers ab, befeitigt fie aber nicht vollitändig, 
damit er Zmangsmittel in der Hand behalte, um den Schuldner zu freiwilliger Begebung 
in die Echuldfnechtichaft zu veranlafjen. Diefe Bedeutung hatte das in jüngeren Quellen 
hier und da noch begegnende Verftümmelungsrecht des Gläubigers, welchem 3. B. nad dem 
Rechte der norwegischen Landſchaft Drontheim gejtattet war, dem Schuldner ſoviel Glieder 
abzubauen, daß ihr Gefamtwert dem Betrag der Schuld gleichfam. Im allgemeinen wurde 
aber das Recht des Gläubigers dahin befchränft, daß er den Schuldner ohne Schaden für 
feine Gefundheit in ftrenger Haft halten durfte. An Stelle der Privathaft tritt nachmals zuerjt in 
den Städten die Verwahrung des Schuldners im öffentlihen Schuldgefängnis, die eigentliche 
Schuldhaft. Mande Nechte fchlugen eine andere Entwidlung ein; fie bildeten, wie 3. B 
ſchon das langobardifche Recht, die Hingabe des Schuldners in die Gewalt des Gläubigers 
zur erefutiven Verfnehtung aus. Dem fränfifchen Recht ift fie unbefannt geblieben. Diefes 
fennt nur eine freiwillige Begebung des Echuldners in die Knechtſchaft des Gläubigers. Die 
Verknechtung (freiwillige und erelutive) ift nad älteftem Rechte eine endgültige; der 
Gläubiger mag den Schuldner wie jeden anderen Anecht verfaufen. Nicht ohne Einwirkung 
der Kirche erlangte die Verfnehtung um Schuld den Charakter der Satung, jo daß der 
Schuldner nur noch loco wadii ſtand. Diefe Schuldknechtſchaft ift wieder entweder eine 
härtere oder eine mildere. Jene, die ältere, ift ein Seitenftüd der Zinsſatzung, der Schuldner 
dient als Schuldfnecht, bis er durch Zahlung der Schuldfumme ausgelöft wird. Dieje jtellt 
fih als Analogon der Totfagumg dar, denn fie dauert nur Solange, bis der Schuldner durch 
jeine Arbeit die Schuld (mit Einfchluß der Unterhaltsfoften) abverdient hat. — In den 
Städten wurde gegen füumige, insbeiondere gegen böswillige Schuldner aud die Stadt: 
verweifung verhängt. 

Um die Haftung aus dem Vertrage zu verftärken, konnte der Schuldner ſich für den 
Fall des DVertragsbruchs beliebigen Nechtsnadhteilen unterwerfen. Er fonnte erklären, daß 
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er friedlos, daß er erfommuniziert fein wolle (Schuldverfchreibungen mit der Vertragsitrafe 
der Neihsaht, nhaberpapiere mit der Erfommunifationsklaufel), daß jein Leben, daß be- 
ftimmte Gliedmaßen dem Gläubiger verfallen fein follen. Er feste für die Erfüllung der 
Verbindlichkeit feine Ehre ein, indem er dem Gläubiger die Befugnis gab, ihn im Falle 
des Verzugs durch Wort und Bild (Schandgemälde) in feiner Ehre anzugreifen. Sehr 
häufig fam es vor, daß der Schuldner verſprach, für den Fall der Nichtbefriedigung des 
Gläubigers das Einlager zu leiten, d. h. ſich freimillig einer Beſchränkung feiner perfön- 
lichen Freiheit zu unterziehen, welche insgemein in der Form erfolgte, daß er mit Be- 
gleitung in eine Herberge einritt, um dort folange zu verbleiben, bis die Schuld bezahlt 
war oder der Gläubiger ihn feines Verfprehens löſte. Namentlid) vornehme, mächtige 
Herren, gegen welche eine gerichtliche Eintreibung der Schuld nicht leicht durchzuführen war, 
mußten fi zum Verfprechen des Einlagers herbeilaſſen. Da es Sitte wurde, während der 
Geifelfhaft großen Aufwand zu maden, trat fchlielich der urfprüngliche Gefichtspunft der 
fonventionellen Schuldhaft jo jehr zurüd, daß mitunter der Schuldner fich bei der Leiſtung 
des Einlagers auf feine Koſten einen Stellvertreter jegen fonnte. Die üblichen Kojten der 
Geiſelſchaft follten auf den Schuldner und deſſen Sippe einen mittelbaren Zwang zur 
Zahlung der Schuld ausüben. 

Die Erben hafteten nur in bejchränfter Meife für die Schulden des Erblaffers. Ihre 
Haftung ift auf den Betrag des übernommenen Nadlafjes eingefhräntt. Wo das unten 
©. 287 zu erörternde Beifpruchsrecht der Erben bezüglich des Grundbeſitzes fonfequent durch— 
geführt iſt, haften fie feinesfalls über den Betrag der nachgelaſſenen Fahrhabe hinaus, nad) 
dem Rechte des Sachſenſpiegels haften fie nur bis auf das Maß der Bereicherung, nämlich 
nur für Schulden des Erblafjers, welche dem von ihnen erworbenen Teile des Nachlaſſes 
zu gute gefommen find. 

Um diefer bejchränften Haftung des Erben willen fam in Deutfchland ein vielfach an- 
gewendetes Geldgefhäft, der Nentenfauf, in Übung, welder zugleich das durch die Kirche 
verbotene zinsbare Darlehn wirtfchaftlich erfegte. Der Nentenfäufer erwarb durch Hingabe 
einer Geldfjumme das Net, aus einem Grundftüde eine wiederkehrende Rente zu beziehen, 
welche der jeweilige Befiter desjelben zu zahlen hatte. Das Nentenreht wurde durch Auf- 
lafjung begründet und ruhte als Reallaft auf dem Gute des Nentenverfäufers, welche un— 
fündbar und urfprünglich auch unablösbar war. Im weiteren Verlauf der Entwidlung hat 
fich vielfach ein Übergang der Nente in das zinsbare Darlehen vollzogen, indem die fachen- 
rechtlichen Merkmale des Nechtöverhältnifjes abgeftreift wurden, während anderwärts aus der 
Reallajt ein von dem Schuldgrunde mehr oder minder unabhängiges Pfandrecht, eine 
Grundſchuld erwuchs. 
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8 22. Die Familienrechtsberhältniſſe jind auf das Mundium des Familienhauptes 
gebaut. Mundium, Vormundſchaft bezeichnet aber im allgemeinen ein Schutz- und Vertretungs- 
verhältnis, ein Begriff, der über das Gebiet des Familienrechtes hinausragt, da unter den— 
jelben außerdem noch fallen das Verhältnis des Schugherrn zum Mundmann, zum Hörigen, 
die Vogtei über Fremde, über Kirchen und die prozefjualiche Vertretung mündiger Perſonen, 
ſoweit jie ausnahmsweiſe geftattet war. Der Bormund vertritt nach älteftem Necht den 
Mündel vor Gericht, haftet für deſſen Vergehen und empfängt für ihn Buße und Wergeld. 
Der Begriff des Mundiums ift im Laufe der Zeit eingejchränft worden, indem einzelne 
Vertretungsverhältnifje den privatrechtlichen Charakter völlig abjtreiften, andere den einer be: 
liebig widerruflihen Willensfubftitution annahmen. Andererjeits treten die einzelnen An- 
wendungsfälle des Mundiums als verfchiedenartige Privatrechtsinftitute auseinander, indem 
die Verjchiedenheiten, welche die innere Seite des Verhältnifjes, nämlich die Stellung zwifchen 
Vormund und Mündel, aufweift, das Vertretungsverhältnis auch nach außen hin differenzieren. 
So jcheiden fich die Fälle der Familienvormundſchaft in die der ehelihen Vormundſchaft, 
der väterlichen, der fubjidiären Alters und Geſchlechtsvormundſchaft und der Vormundſchaft 
wegen geiftiger und wegen förperlicher Gebrechen. 

Die Vorausfeßungen der Eheſchließung werden durch das Volksrecht beftimmt. Im 
ältejten germanifchen Nechte hatte der Frauenraub ebenfo wie einft bei den Inden und 
Römern ehebegründende Kraft. Als die rechtlich allein zuläffige Form der Eheſchließung 
erfcheint in den älteiten Nechtsquellen der Frauenfauf. Derjelbe war urfprünglid von beiden 
Seiten Nealtontraft, indem die Yeiftung des Kaufpreifes dur den Bräutigam und die Hin- 
gabe der Braut durd den Vormund uno actu, Zug um Zug erfolgten. Aber ſchon früh 
treten der Kaufvertrag über die Braut und die Übergabe derſelben als zwei zeitlih und 
vechtlich geichievene Handlungen auseinander, jo daß nunmehr die Eheſchließung in den Akt 
der Verlobung (desponsatio) und in den Akt der Trauung (traditio puellae) zerfällt. Die 
Verlobung war der Veräußerungsvertrag , abgejchloffen zwiſchen dem Bräutigam und der 
ganzen Magſchaft oder dem Vormund der Braut, durch welchen diefe in die Ehe verkauft 
wurde. Für den Kaufpreis (Wittum, burgundifch wittemo, friefifch wetma, angelſächſiſch 
weotuma, alemannifd widemo) eriftierten feſte geſetzliche Anfäge, welche in den verfchiedenen 
Stammesredten verfhieden normiert waren. Uranfänglich war die Zahlung des Kaufpreifes 
wefentlich für die bindende Kraft der Verlobung. Dies änderte fi entfprechend der allge- 
meinen Wandlung des BVertragsrechtes. Für die Perfektion des Vertrags genügte die Zah— 
lung eines Handgeldes, welches bei den Franken einen solidus und einen denarius betrug 
und allmählich den Charakter eines fymbolischen Kaufpreifes erhielt. Außerdem war es zu— 
läffta, den Kaufpreis durch Hingabe einer wadia zu verfprehen, die Verlobung beiderfeits 
durch Wettvertrag abzufchliegen. Galt nad urfprünglicer Auffaſſung die Braut felbjt als 
Segenitand des Kaufvertrags, jo macht ſich bei fortfchreitender Entwidlung eine verfeinerte 
Anjhauung geltend. Wo die Haufidee wenigitens formell feitgchalten wird, betrachtet man 
als Kaufobjeft nicht mehr die Braut, fondern das Mundium über diefelbe, welches um den 
Kaufpreis (langobardiih mundius, friefifch mundscet, Mundichag) abgelöft werben joll. 
In der Negel tritt die Haufidee auch der Form nah zurüd und ſachlich wird die Ver- 
lobung allenthalben auf feiten des Bräutigams zur Verpflichtung, die Braut heimzuführen 
und ihr ein Wittum (dos) zu beitellen, fo daß die puella emta fi in eine puella dotata 
verwandelte. Es ging nämlich vom fechiten bis zum neunten Jahrhundert bei den verſchie— 
denen Stämmen eine Veränderung in dem Charakter und Zweck des KHaufpreifes vor fidh. 
Cr fällt nicht mehr oder doc zum größten Teile nicht mehr an den Vormund, fondern an 
die Braut und erhält die Beitimmung, ihre Witwenverforgung zu bilden. — Der zweite 


3. Quellen und Geſchichte des Deutihen Rechts. 283 


weſentliche Aft der Ehefchließung, die Trauung, bejtand darin, daß die Braut in Gegenwart 
der Verwandten dem Bräutigam von dem Vormunde feierlid, namentlich mit Übergabe ge- 
wiffer Trauungsfymbole, tradiert wurde. Erſt mit der Trauung wurde die Ehe perfeft. 
Die Verlobung an fich übertrug noch fein Mundium. Entführung oder Raub der noch nicht 
angetrauten Braut wird nicht dem Bräutigam, jondern dem Mundwalt gebüßt. Die Mund- 
gemalt und mit ihr die Vertretung der Frau gegen Dritte geht von dem Vormunde auf den 
Bräutigam erft dur die Trauung über. Die urfprünglihe Einheit von Verlobung und 
Trauung macht ſich noch nad) der eingetretenen begrifflichen Scheidung der beiden Akte in dem 
Formalismus derſelben geltend, indem manchmal mit der Verlobung eine fymbolifche Trauung 
(per baculum) und noch öfter mit der Trauung eine fymbolische Verlobung (Übergabe 
eines Scheinpreifes) verbunden wird. — Später wird die Verlobung unmittelbar zwifchen 
Bräutigam und Braut mit Zuftimmung des Vormunds abgefhloffen. Die Trauung ver- 
liert den Charakter der traditio puellae und wird zur gegenfeitigen Trauung. Die Volfs- 
fitte verlegt den Trauungsort aus dem Haufe des Vormunds vor die Kirchenthüre, um bie 
Öffentlichkeit des Aftes zu erhöhen und ihm die Einfegnung des getrauten Paares in der 
Kirche unmittelbar folgen zu laſſen. Neben Verlobung und Trauung tritt das Beilager als 
ein für beftimmte rechtliche Wirkungen des ehelichen Lebens mafgebender Akt. 

Das ehelihe Güterredht ift in der Zeit der Volfsrechte ein auf der vormund— 
ſchaftlichen Gewalt des Mannes beruhendes Syſtem der Verwaltungsgemeinichaft. Die 
Trauung ſchloß als Übergabe der Braut auch die Übergabe ihres Vermögens in ſich. Der 
Mann hat daher den Befit und die Verwaltung des Frauengutes, er vertritt es nach außen 
hin, er hat an demfelben, wie es fpäter heißt, eine Gewere zu rechter Vormundſchaft. 
Kraft derfelben fann er das Frauengut beliebig veräußern, nur bezüglich des liegenden Gutes 
wird Mitwirkung der Frau verlangt. Die innere Seite des Verhältnifjes wird durch diefe 
nad außen hin hervortretende Einheit des Vermögens nicht berührt, indem beide Teile ohne 
Eintritt einer Nechtsgemeinfchaft im Eigentum ihres Vermögens bleiben. Bon den Bejtand- 
teilen des Frauengutes find die Ausftener, das Wittum und die Morgengabe zu nennen, 
legtere urfprünglich ein Gefchenf, welches der Mann der frau am Morgen nad der Braut- 
naht gab. Einzelne Stammesrechte jtatuieren ein geſetzliches Wittum und eine gejegliche 
Morgengabe, falls und ſoweit ſolche nicht vertragsmäßig bejtellt wurden. Wird die Che 
durch den Tod des Mannes aufgelöft, jo nimmt die Frau das Eingebradte und erhält 
Morgengabe und Wittum und zwar nad) einzelnen Stammesrechten mit Unterfcheidung be- 
erbter und unbeerbter Ehe ganz oder teilmeife zu Eigentum oder zu Yeibzudt. Wurde die 
Ehe durch den Tod der rau aufgelöft, fo blieben Wittum und Morgengabe bei unbeerbter 
Ehe in der Negel dem Manne. Den Heim zu einer Änderung diefes Güterſyſtems enthält 
die einigen Stammesrechten eigentümliche Behandlung der Errungenſchaft, d. h. des von den 
Ehegatten während der Che erworbenen Gutes. Diefe gilt nämlich bei den Franken zu 
einem Drittel als gefegliche Morgengabe, bei den Weſtfalen fällt fie zur Hälfte ſtatt der 
Morgengabe an die Frau, welche während der Che Kinder geboren hat. 

In der Folge find die meisten deutihen Stämme auf verfchiedenen Wegen von dem 
Syſtem der Verwaltungsgemeinfhaft zu einem Syſtem der Gütergemeinjchaft übergegangen. 
Den Ausgangspunkt bildet die erwähnte Quotenteilung der Errungenfhaft, welche dahin 
führte, daß über die hauptjächliche Quelle des ehelichen Einfommens, nämlid über die Im— 
mobilen, ohne Nüdficht auf deren Herkunft nur beide Ehegatten mit gefamter Hand ver- 
fügen fonnten. Weitere Übergangsformen zur Gütergemeinfchaft fennzeichnen die Rechts— 
injtitute der Verfangenfchaft und des Teilrehts. Die fo zur Entwidlung gelangte Güter- 
gemeinschaft läht an den Wermögensteilen, die fie ergreift, wahre Nechtsgemeinfhaft ent- 
jtehen und äußert ſich praftifch zumeist in der Behandlung der Schulden und in der Auf- 
teilung des Vermögens nad Quoten bei Auflöfung der Che. Im Gegenfag zu der zuerit 
im fränfifchen und weftfälifchen, dann in den füddeutfchen Stammesrechten ausgebildeten 
Gütergemeinschaft hat das oſtfäliſch-ſächſiſche Recht an der Verwaltungsgemeinichaft feſt— 
gehalten. igentümlich ift ihm in diefer Zeit u. a. das nftitut der Gerade; dieſe bejteht 
aus bejtimmten Gegenjtänden, welche dem weiblichen Wirkungskreiſe angehören und die Aus- 
jteuer zu bilden pflegten. Bei Auflöfung der Che wird der Frau ftatt der im fpeciellen 
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Falle eingebrachten Ausjteuer als genereller Erſatz derjelben die Gerade rejtituiert. Außer: 
dem erhielt fie bei dem Tode des Mannes die Morgengabe, den jogenannten Musteil, d. i. 
die Hälfte des auf dem Hofe vorhandenen Speifevorrats, und die Witwenverforgung, welche 
meiftens den lebenslänglichen Nießbrauh an Grundftüden gewährte (Leibgedinge), aber aud) 
durch volljtändige Übereignung von Liegenfhaften (Urfal) beftellt werden konnte. 

Kindſchaft. Das Kind trat in ältefter Zeit in feine volle Nechtsfähigkeit mit der 
Namengebung ein, melde binnen neun Nächten nad) der Geburt zu erfolgen pflegte und 
fhon in heidnifcher Zeit mit Wafjertauche oder Waſſerbegießung verbunden war. Bis da- 
hin hatte der Vater das Recht, dem neugeborenen Kinde die Aufnahme in die Familie zu 
verweigern und es ausjegen zu laſſen. An den Akt der Namengebung war urjprünglic) 
auch der Eintritt in das volle Wergeld und wohl aud die Erbfähigfeit gefnüpft, melde 
gemäß einer vermutlich jüngeren Nechtsbildung durch die an beftimmten Merkmalen nad- 
gewieſene Lebensfähigfeit bedingt wird. Die Kinder ftehen unter der Mundfchaft und Ge- 
walt des Vaters, melde folange dauert, als fie im Haufe des Vaters leben, in deſſen 
Were ſitzen. Mündigkeit oder Großjährigfeit ift an fich ohne Einfluß auf den Beftand der 
väterlichen Gewalt. Dieſe erlifcht durch den Tod des Vaters, durd Austritt aus der väter- 
lichen Hausgenofjenfhaft und durch rechtsförmliche Aufhebung. Der Austritt aus der väter- 
lichen Hausgenofjenschaft geſchah bei Töchtern durch die Verheiratung, bei Söhnen, indem 
fie einen felbftändigen Haushalt begründeten oder in eine fremde Hausgenoſſenſchaft eintraten. 
Die Begründung wirtfchaftliher Selbftändigfeit erfolgte auf feiten der Söhne wohl meijtens 
mit ihrer Berheiratung. Sofern dies nicht der Fall ift, verlangen jüngere Quellen, zumal 
fränfifche Stadtrechte, einen rechtsförmlihen Aft, durch welchen der Vater vor Gericht den 
Sohn aus feinem Brote fcheidet, indem er ihm zugleich ein gewiſſes Einfommen anweiſt, 
eine Handlung, welche exseparare, emancipare, forisfamiliare, aus Brot und Pflicht thun, 
mettre hors de pain et pot genannt wird. Nach manden Rechten vermag diefe Förm— 
lichfeit eine felbftändige rechtliche Wirkung zu äußern; der Sohn gilt Fraft derjelben aud) 
dann für emancipiert, wenn er im Haufe des Vaters verbleibt, oder doch, wenn er nad) 
längerer gefeglich befrifteter Abmwejenheit dahin zurüdfchrt. Die Aufhebung der väterlichen 
Gewalt führte in ältejter Zeit die Aufnahme in die Gefolgfchaft herbei, weil fie den Ein- 
tritt in eine fremde Hausgenoſſenſchaft, nämlich in die des Gefolgshern, zur Folge hatte. 
Bei einzelnen Stämmen, fo bei den Franken, Dftgoten, Zangobarden, Burgundern und bei 
den Nordgermanen, läßt fi aud eine Adoption nachweisen, durch welche der Adoptierte in 
die Hausgenofjenfchaft des Adoptivvaters eintritt. Der Adoptionsaft bejtand darin, daß der 
Sohn vom leiblihen Bater dem Adoptivvater tradiert wurde, woraufhin diefer eine Hand: 
lung vornimmt, welche, weil fie fonft von dem leiblichen Vater vorgenommen wurde, das 
väterliche Verhältnis zu rechtlihem Ausdrud bringt. Als folde Handlungen waren bei der 
Adoption üblih das Abfchneiden des Haupthaars und die Wehrhaftmachung, welde in feier: 
licher Überreihung von Waffen beftand. Die Form der Adoption, nämlich die Übergabe 
an einen Dritten, welcher den Adoptierten alsbald wieder aus feinem Haufe und damit aus 
jeiner Gewalt entläßt, dient in fränfifcher Zeit als jelbjtändig wirffame Emancipationshand- 
lung, wenn das Erfordernis befonderen Haushalts umgangen werden und der Sohn nad 
der Entlafjung aus der Vatergewalt in das Vaterhaus zurüdfehren fol. In der Zeit der 
Rechtsbücher find die Adoptionsformen, wie fie uns in vereinzelten Nachrichten der frän- 
fifhen Zeit begegnen, nicht mehr vorhanden. 

In dem engeren Sinne, in weldhem wir das Wort Vormundſchaft gegenwärtig 
verwenden, tritt die Familienvormundſchaft bei ſolchen ſchutzbedürftigen Perfonen ein, welchen 
es an der väterlichen beziehungsmweije ehelihen Mundſchaft gebriht. Der Vormundſchaft 
bedürfen in ſolchem Falle von Nechts wegen diejenigen, melde die Jahre der Münpdigfeit 
noch nicht erreicht haben (Altersvormundfchaft), die Frauen ohne Nüdfiht auf ihr Alter 
(Geſchlechtsvormundſchaft), Thoren und Sinnlofe. Die Vormundschaft ſteht urfprünglich der 
Sippe in ihrer Gefamtheit zu, welche einen aus ihrer Mitte zur Verwaltung der Vormund— 
Ihaft beſtellt. Da man hierzu, wie es in der Natur der Sache lag, regelmäßig den nächſten 
Schwertmagen des Mündels, d. h. den nächſten männlichen Verwandten männlicher Yinie, 
wählte, bildete ji der Nechtsjat, daß diefer der neborene Vormund ſei. Im Berhältnis 
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zu den geborenen Vormündern äußert fi) das Recht der Sippe als Obervormundfhaft. Sie 
hat das Recht der Aufficht, das Recht des Konfenfes, namentlich bei der Verheiratung des 
Mündels und vielfach auch bei Veräußerungen von Mündelgut, und das Recht, den Vor— 
mund wegen ſchlechter Verwaltung abzufegen. In Bedürfnisfällen macht fie hie und da 
auch die Befugnis geltend, einen Vormund zu beitellen. So fennt 3. B. der holländifche 
Sacdjenfpiegel außer dem geborenen Bormund einen Vormund, welchen die vier Vierteile 
der Sippe füren, d. h. die Verwandten des Mündels, melde den vier von deſſen Urgroß- 
eltern ausgehenden Stämmen des Gefchlehtes angehören. Mit der Obervormundfchaft der 
Sippe tritt zuerjft in den Städten die Obervormundſchaft der Obrigkeit in Konkurrenz, für 
welche ſich ſchon in der fränkischen Zeit theoretifche Anſätze ausgebildet hatten. Das end- 
gültige Ergebnis diefer Entwidlung, welche zum Teil über die Zeitgrenze dieſer Periode 
hinausfällt, war ein verfchiedenes. Entweder hat die Staatögewalt die Obervormundſchaft 
volljtändig an ſich gejogen, was ihr namentlich dort gelang, wo die DObervormundfchaft der 
Sippe dem geborenen Vormunde gegenüber nur noch wenig zu bedeuten hatte. Oder der 
Staat hat die Sippe mebdiatifiert, was befonders früh in den flandrifchen und nieberlän- 
difhen Städten gefchah, indem er diefelbe zu einem Organ der Bormundfchaftsverwaltung, 
nämlich zum Familienrat, herabdrüdte, 

Die Mündigfeitstermine waren in den einzelnen Stammesrechten verjchieden bejtimmt. 
Anfänglih verhältnismäßig früh angeſetzt, erfuhren fie im Laufe der Zeit eine nachweisbare 
Verfchiebung, indem die Dauer der Unmündigfeit mehr und mehr ausgedehnt wurde. Der 
Sadjenipiegel fennt als den Termin, mit welchem man mündig wird, „zu feinen Jahren 
fommt”, noch das zwölfte Jahr. Perſonen, welche bereits zu ihren Jahren gekommen find, aber 
noch nicht das 21. Jahr vollendet haben, „noch nicht zu ihren Tagen gefommen find”, und 
ſolche, welche über ihre Tage hinaus find (60. Jahr), find nad; Sachſenrecht befugt, ſich 
einen Vertreter zu wählen, deſſen Stellung gleichfalls unter den Gefichtspunft der Vormund- 
Schaft gebradt wird. Diefe Befugnis, deren praktiſche Bedeutung in die Augen fpringt, 
wenn man die fonjtige Unzuläffigfeit der gerichtlichen Stellvertretung in Erwägung ** 
beſitzen auch körperlich gebrechliche Leute in Fällen des gerichtlichen Zweikampfs. Die Vor— 
mundſchaft über Frauen, die Geſchlechtsvormundſchaft, hat ſich im Laufe der Zeit zu einer 
bloßen Geſchlechtsbeiſtandſchaft abgeſchwächt. Vormund über die Witwe war der nächſte 
Schwertmage des verſtorbenen Mannes, wenn aber der Mann ihr nicht ebenbürtig geweſen 
war, der nächſte Schwertmage ihrer eigenen Sippe. 
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8 23. Das Erbredt iſt ein Familienrecht und befteht in der Befugnis, den Nach— 
laß eines DVerftorbenen in Befig zu nehmen. Es begründet demnad nicht wie das römische 
Erbrecht eine Univerfalfucceffion. Antretung der Erbjchaft war nicht erforderlih. Der Tote 
„erbte“ den Xebendigen, der Erblaffer fette durch feinen Tod den Erben in die Gewere 
(hier Befigrecht bedeutend) feines Vermögens. Die Auseinanderfegung der Erbſchaft Fonnte 
erit erfolgen, wenn der dreißigfte Tag nad dem Tode des Erblaffers abgelaufen war. Die 
Erben waren nur geborene, nicht geforene. Fremd waren dem deutſchen Rechte letztwillige 
Verfügungen. Die gefamte Blutsverwandtihaft begreift der Ausdrud Sippe. Bufen be- 
zeichnet die Defcendenz, Schoß die Aſcendenz. Nach den Geſchlechtsſymbolen heißen die 
Verwandten der männlichen Seite Schwertmagen, die der weibliden Spill- oder Kunfelmagen. 
Die Nähe der Sippe wird nad Glievern gezählt, angefangen vom Haupte des menfchlichen 
Leibes bis zum Nagel der Hand. Bleiben mehrere Erben nad dem Tode des Erblafjers 
in gemeinjchaftlihem Beſitze der ungeteilten Erbfchaft, jo werden fie als Ganerben bezeichnet. 
Für die Erbteilung gilt der Grundjag, daß der ältere Miterbe teilt, der jüngere wählt. 

Die dem deutfchen Rechte urfprünglide, wenn auch ſchon früh getrübte Erbfolge: 
ordnung iſt jene, welche man heutzutage als Varentelenordnung, Xinealgradualfolge be- 
zeichnet. Die nähere Parentel ſchließt die entfernteren aus. Cine Parentel bilden aber jene 
Perſonen, welche durd den nächſten Stammbhalter verbunden find. Zunächſt find zum Erbe 
berufen die Dejcendenten (erfte Parentel), unter diefen wieder zuerft die Kinder des Erb- 
laffers. Entel hatten anfangs, wenn fie mit Kindern des Erblafjers fonkurrierten, fein Erb- 
recht. Erjt nach langem Ringen hat die Gejeggebung das jogenannte Nepräfentationsrecht 
der Entel zur Anerkennung gebradt. Fehlt der Bufen, fo tritt die Parentel des Vaters 
ein u. ſ. w. innerhalb der Parentel entfcheivet die Nähe des Gliedes. Am deutlichiten 
weiſen diefes Erbfolgefyftem einzelne Quellen der fränkischen Tochterrechte auf, die norman- 
nifhen und anglonormannifchen Rechtsquellen, franzöfifche und flandrifche coutumes und das 
in Südholland und Seeland geltende Erbrecht, das fogenannte Schependomsreht. Auch liegt 
den Grundſätzen über Verteilung des Wergeldes unter die Magen der toten Hand in flan- 
drifchen, holländischen und frieſiſchen Rechtsquellen die der Parentelenordnung eigentümliche 
Schichtung der Verwandtichaft zu Grunde. 

Die männliden Verwandten waren den weiblichen gegenüber bevorzugt. init 
mögen fie diefelben vollftändig ausgefchloffen haben. Der Mann ging zum Erbe, das Weib 
ging davon. Diefer Rechtsſatz erlitt aber nad zwei Seiten hin eine Einfchränfung. Er 
wurde entweder bejchränft auf die Erbfolge in den Grundbefit oder auf einen engeren Kreis 
der Verwandtihaft, innerhalb deſſen der Mann die weiblichen Verwandten gleichen Gliedes 
völlig ausſchloß, während die ferneren Verwandten das Erbe ohne Nüdfiht auf den Ge: 
ſchlechtsunterſchied teilten. Beide Bevorzugungen des Mannes konnten aud verbunden jein, 
indem in dem engeren Verwandtſchaftskreiſe ein unbedingter, in dem meiteren nur ein Vor- 
zug betreffis des Grundbeſitzes ſtatthatte. Zum Erſatz für die umbedingte Zurüdjegung in 
den näheren Gliedern der Blutsverwandtihaft wird den weiblichen Verwandten nad manden 
Volksrechten ein Vorzugsrecht in entfernteren Gliedern vor gleich nahen männlichen Ver— 
wandten gewährt. Namentlich ift in diefer Beziehung das bevorzugte Erbredit der Vater— 
und Mutterfchweitern für die Quellen der fräntifchen Zeit hervorzuheben. Die Wirkung des 
Gejchlechtsunterfchiedes wurde zuerft in den Städten befeitigt und von da aus ging die 
Gleichberechtigung in das Landrecht über. Doc; hat ſich der Vorzug des Mannsitammes 
für die Stammgüter des Adels und im Bauernredht erhalten. 

Für gewifje Gegenftände der nachgelaffenen Fahrhabe fam eine bejondere Erbfolge in 
Anwendung. Bei dem Tode eines Mannes fiel das Heergerät, bejtehend aus den Dingen, 
die man zur Kriegsfahrt brauchte, an den nächſten Schwertmagen. Bei der Beerbung einer 
Frau nahm nad) Sachſenrecht die nächte Niftel die Gerade, melde in ihrem inhalt der 
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Witwengerade entſpricht. Cine bejondere Stellung im Erbrecdhte hatte ferner das Hand— 
gemal, d. i. „das freie mit einem etwa mwehrhaften Wohnſitze verfehene Grundftüd eines 
Vollfreien, welches als Haupt: und Stammgut des Gefchlechtes ungeteilt auf den Älteſten 
von der Schwertfeite ſich vererbte” (Homeyer). 

Das Erbrecht äußerte ſich fchon bei Lebzeiten des Erblafjers in dem Wartredt der 
nädjten Erben. jener war nämlich bei der Veräußerung von Grundbefig an deren Zu: 
ftimmung gebunden. Beräußerte er ohne diefelbe, jo konnten diefe binnen Jahr und Tag 
ihr Beifpruchsreht ausüben und das veräußerte Gut an fich ziehen, ala ob bezüglich des— 
felben der Erbfall bereits eingetreten wäre. Schon von den Volfsrechten erwähnen mande 
das Wartrecht, jo das ſächſiſche, das langobardifche, das ribuarifche, das bayrifche, das bur- 
aundifche, und zwar meift ohne Beichränfung auf den Grundbeiig und entweber als ein 
Necht des nächjten Erben ſchlechtweg oder doch gewifjer Erben, jo zum mindeften der unab- 
geteilten Söhne. In voller Ausbildung tritt uns das Beifpruchsredht zur Zeit der Nedhts- 
bücher entgegen. Doc haben einzelne Gegenden Deutſchlands fich frei davon gehalten oder 
es ſchon früh wieder befeitigt; im übrigen wurde es vielfah, zumal in den Städten, be- 
ſchränkt und abgeſchwächt. Beſchränkt auf das ererbte Gut des Erblafjers, dagegen aufgehoben 
für das mwohlgewonnene Gut. Abgeſchwächt zu einem bloßen Einjtands- oder Retraftsrecht, 
indem der Erbe nur durd Eintritt in die Veräußerungsbedingungen das Gut an fich bringen 
fonnte. Vielfach ift aber ſchon im Mittelalter die volle Veräußerungsfreiheit des Erblafjers 
rechtlich anerfannt worden. Bezüglich der Fahrhabe beſtand nur die Beſchränkung, daß die 
im Siehtum vorgenommene Veräußerung ungültig war. Die Beräußerungsfähigfeit wurde 
daher von gewiſſen rechtlich hergebrachten Kraftproben des Veräußerers abhängig gemacht, eine 
Beichränfung, gegen welche die Kirche lebhaft anfümpfte, wie denn auch die davon handelnde 
Stelle des Sachſenſpiegels unter die vom Papſte reprobierten Artikel desfelben zählt. 

Wo die dargeftellten Nechtsfäge über Bevorzugung des Mannsjtammes, über das Bei- 
ſpruchsrecht, über das Handgemal, welde die Erhaltung des Grundbefiges im Mannsitamme 
beförderten, entweder nicht in Geltung waren oder nicht mehr galten oder nicht als aus- 
reichend erfchienen, fonnte man bejondere Dispofitionen treffen, vermöge deren gewiſſe Güter 
auf die Dauer im Mannsſtamme erhalten blieben. Bei den Angeljachjen finden fich ſchon 
vom achten Jahrhundert ab Zuwendungen von Grundftüden mit der Beitimmung, daß ſie 
unveräußerlih im Mannsitamme des Bedachten verbleiben follen. In Deutjchland tauchen 
Nehtsgefchäfte ähnlicher Tendenz erft fpäter auf. Man benutte hier die Vergabung zu 
gefamter Hand mit Ausſchließung der fognatifchen Erbfolge. Eines der früheften Beiſpiele 
bietet eine bayrifche Urkunde von 1095. Das unter den Gejamthändern begründete Ver- 
hältnis, bei welchem Teilung und Veräußerung in der Regel ausgefchlofien find, wird viel- 
fah als Ganerbichaft bezeichnet. Die dahin abzielenden Nechtsgefchäfte heißen Burgfrieden, 
Stammvereine, Erbeinigungen und bilden die Vorläufer der jpäteren Fideikommißſtiftungen. 
Seit dem vierzehnten Jahrhundert finden fi) dabei auch Anordnungen einer bejtimmten 
Individualfuccefjion. 

Vergabungen auf den Todesfall waren urfprünglic unzuläffig, weil der Erb- 
lafjer dadurd die vergabte Sache nicht fi, fondern nur feinen Erben entzog. Doch famen 
ihon früh Recdhtsgefhäfte in Übung, durch welche man den faftifchen Erfolg einer folchen 
Vergabung herbeiführte, indem man dem Bedachten bereits bei Lebzeiten ein feites Recht 
an der Sache einräumte, fid) aber in irgend einer Form die Nußung bis zum Tode vor: 
behielt. Die lex Salica fennt zu diefem Zwecke ein weitläufiges Nechtsgefhäft (adfatho- 
mire), durch welches das Gut zunächſt einem Mittelsmann (Salmann) übertragen wurde, 
der e3 dann binnen Jahr und Tag dem Bedachten übereignete. Das ribuarifhe Recht ge- 
ftattet für die Zuwendung auf den Todesfall die investitura per cartam, welche nament— 
lich auch in Italien häufig dazu benußt wurde. Seit dem breizehnten Jahrhundert finden 
fich zuerft in Süddeutſchland Vergabungen auf den Todesfall durch Erbvertrag, d. 5. durch 
rechtsförmlichen Vertrag, welcher dem Bedachten ein unentziehbares Erbrecht einräumte. 

Tejtamente ftellte die Kirche unter ihren Schub. Sie übte die Gerichtsbarkeit in Tefta- 
mentsſachen und verlangte die Erfüllung des legten Willens als fittliche Pflicht. Vor dem 
weltlihen Rechte wurden die Teftamente zuerſt in den Städten als rechtskräftig behandelt. 
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Dod enthielten diefe legtwilligen Verfügungen, Geſchäfte, Gemächte genannt, nicht Erb- 
einfegungen im römifhen Sinne, jondern nur einzelne Vermächtniſſe. Um die Ausführung 
derfelben vom Willen des Erben unabhängig zu machen, bediente man fid) gewiſſer Mittels: 
perfonen, Treuhänder, erogatores, Erefutoren, welchen die Regulierung des Nachlaſſes über- 
tragen wurde, eine Einrichtung, in welcher der Urfprung des Anftitutes der Tejtamentserefu- 
toren zu jehen iſt. Die Teftamente im römifchen Sinne famen in Deutjchland erjt mit der 
allgemeinen Neception der fremden Rechte in Geltung. 

Erblofes Gut erftirbt an die öffentliche Gewalt, in fränkifcher Zeit an den König; nad) 
dem Sachſenſpiegel fallen erblofe Güter von mehr als dreißig Hufen an den König, von 
mehr als drei Hufen an den Grafen, Heinere an den Schultheiß. Seit der vollitändigen 
Ausbildung der Landeshoheit fteht das Heimfallareht dem Landesherrn zu; Städte befahen 
es nicht jelten auf Grund bejonderer Privilegien, 
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Deutiches Privatreht $ 87 (Gefchichte des Beiſpruchsrechts II 106 ff.); Fipper, Das Beiſpruchs 
recht nach altſächſiſchem Recht. 1879, in Gierfes Unterfuhungen zur deutihen Staats: und 
Rechtsgeſchichte. — 9. Brunner, Zur Rechtsgeſchichte der römischen und germaniichen Urkunde. 1880. 
1190: Das angelſächſiſche Familien Ibeitommiß: Wippermann, Kleine Schriften. I: Ganerbichaften. 
1873; Sally Meyer, Beiträge zur Gefchichte der fideikommiſſariſchen Subititutionen. 1878. — 
Bejeler, Lehre von den Erbverträgen. 1835—1840; Kugelmann, Begründung des partikulären 
Erbvertrags, ein rechtsgeſchichtlicher Verfud. 1877; R. Hübner, Die donationes post obitum und 
die Schenkungen mit Borbehalt des Nießbrauchs im älteren deutfchen Recht. 1888; Befeler, Bon 
den Teitamentsvollziehern, in der Zeitichrift für dDeutiches Recht IX: Hahn, De diversis testamen- 
torum formis quae in Germania obtinuerunt observationes. 1847; Pauli, Abhandlungen IH. 
1841; Lammer, Das Recht der treuen Hand. 1875: Fr. v. Wyß, Die letztwilligen Berfiigungen 
nad den fchweizerifchen Rechten der früheren Zeit, in der Zeitichrift für fchweizeriihes Recht von 
Deuster ıc. XIV 68 ff. (1875. — Tomaſchek, Tas Heimfallsrecht. 1882. 


Zweiter Abfchnitt: Die Rechtsentwicklung in Deutfchland feit der 
Aufnahme der fremden Rechte. 


8 24. Das heilige römifhe Neid deutſcher Nation ging feit Ausgang 
des Mittelalters feiner allmählichen Auflöfung entgegen, da feine Verfaflung die abgejtorbenen 
und zur Unmwahrheit gewordenen Formen des Lehnweſens nicht zu überwinden vermochte. 
Infolge der habsburgiich-jpanifchen Politit wurden die Schweiz, die Niederlande, Burgund 
und alien dem Neiche auf die Dauer entfremdet. In die inneren Kriege, welche die Ne- 
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formation im Gefolge hatte, mengte jich das Ausland und gewann dadurd einen nachhal— 
tigen Einfluß auf die deutfchen Angelegenheiten, den es zur Schürung der Zwietradht im 
Neiche benugte. Der Schwerpunft der politifchen Entwidlung der Nation ruhte nunmehr 
in den Territorien, von welchen Ofterreich in Verbindung mit auferdeutfchen Ländern feinem 
Fürftengefchlehte den nahezu ununterbrochenen Befit der deutfchen Königskrone und des nun 
völlig inhaltlofen Kaifertitels fiherte. Da an der arg gefährdeten Mejtgrenze Deutjchlands 
eine fräftige, zur Schugmacht geeignete Territorialgewalt nicht vorhanden war, erlitt es ge- 
rade nach diejer Seite hin empfindliche Gebietöverlufte. Die franzöfiiche Nevolution und 
ihre Folgen gaben die Veranlaſſung zum endlichen Zufammenfturze des Reiches, das jeine 
innere Yebensfähigfeit ſchon feit langem eingebüßt hatte. Am 6. Auguft 1806 legte Franz II 
die deutfche Kaiſerkrone nieder, nachdem er fchon 1804 den Titel eines Kaifers von Dfter- 
reich angenommen hatte, eine Handlung, melde, wie die Gefchichte der Folgezeit lehrt, für 
die habsburgiiche Dynajtie den unmiderruflichen Verzicht auf die ftantsrechtliche Führung des 
deutfchen Volkes bedeutete. Nach furzer Übergangsperiode wurde 1815 eine rein äußerliche 
Einigung Deutihlands durch Schöpfung eines unvollfommenen Staatenbundes hergeitellt, 
welcher die in den Befreiungsfriegen angeregten Erwartungen feineswegs erfüllte und jeiner 
Grundverfaſſung nad) einer Weiterentwidlung unfähig war, aud wenn die Nivalität der aus 
urjprünglihen Markgrafſchaften herausgewachfenen Großmächte Öfterreih und Preußen eine 
ſolche zugelafjen hätte, Die Ereignifje des Nahres 1866 haben die Bundesverfaflung ge 
fprengt, nachdem fie mit furzer Unterbredung ungefähr ein halbes Jahrhundert bejtanden 
hatte. Damit vollzog fih nur der langſame Auflöfungsprozeß, den die Entwidlung der 
Zerritorialgewalten begonnen hatte. Dieſe ijt aber bei jenem negativen Ergebniffe nicht 
jtehen geblieben. Die norddeutſche Bundesverfafjung vereinigte unter Preußens Führung 
zunächſt die norbdeutfchen Staaten zum Bundesftaate. Der Krieg, welchen 1870 Frankreich 
frevelmütig heraufbejchwor, endigte mit der Ermwerbung der alten Neichslande Elſaß und 
Deutichlothringen und brachte die Reihe der ftaatsrechtlichen Übergangsformen zum Abjchluf, 
welche aus dem heiligen römischen Neiche deutſcher Nation zu einem Deutjchen Reiche führten. 
Seitdem hat der Bündnisvertrag mit Ofterreih-Ungarn die geographiihe Machtiphäre des 
deutichen Bundes, der mit italien die des heiligen römischen Reiches deutſcher Nation 
wiederhergeitellt, nur daß an Stelle der unfruchtbaren Reibung, in welcher ſich zur Zeit des 
deutſchen Bundes die Kräfte der deutichen Großmächte verzehrten, an Stelle der einjt in 
Italien ausgefochtenen Kämpfe, welche die politiihe Auflöfung des deutfchen Volkes vor- 
bereitet, die jtaatsrechtliche Einigung des italienischen verhindert hatten, ein freies auf wahre 
Sntereffengemeinschaft gegründetes Bundesverhältnis getreten ift. (Gefchrieben im Mai 1889.) 


8 25. Die wirtfhaftlihen und focialen Verhältniffe haben im Laufe 
diefer Periode tiefgreifende Änderungen erfahren. Die Umbildung der Kulturzuftände, wie 
fie die Neuzeit vom Mittelalter fcheidet, ift nicht eine Deutfchland eigentümliche, ſondern 
eine europäiſche Thatſache und braucht hier nicht des näheren beleuchtet zu werden. m 
Deutjchen Neiche zeigte fi am Anfang des fechzehnten Jahrhunderts eine dreifache Be- 
wegung, eine religiöfe, eine politifhe und eine fociale. Die erſte ſiegte in einem großen 
Teile von Deutjchland, getragen durch die Unterftügung der Landesherren und durch den 
Geift des Bürgertums. Die zweite, welche eine Umgejtaltung der Neichsverfafiung beiwedte, 
ging von der freien Neichsritterfchaft aus und fcheiterte ebenfo wie die dritte, welche den 
unterdrüdten Bauernjtand zum Aufruhr trieb. 

Das Reich hielt bis ans Ende feiner Tage an feiner Ständegliederung feſt. Es fannte 
Reichsfürſten, Grafen und Herren, Neichsritter, Neichstädter und Neichsbauern. Der Neichs- 
adel zerfiel in einen hohen und niederen, von denen der erfte neben der Neichgunmittelbar- 
feit die Reichsſtandſchaft und den Befit eines Territoriums vorausjegte. In den Territorien 
dagegen wurden die aus dem Mittelalter herübergenommenen Standesunterfchiede im weſent— 
lichen verwifcht, um dem Begriffe eines allgemeinen Staatsbürgertums Platz zu machen, wie 
es ſchon früher die Städte in fleinerem Kreife ausgebildet hatten. Der landjäffige Adel 
büßte feine frühere Bedeutung ein, da die Grundlagen feiner Sonderftellung verloren gingen. 
Das Nittertum hörte mit der Einführung der ftehenden Heere auf, ein Berufsftand zu fein. 

v. Holgendorff, Encyllovädie. I. 5. Aufl. 19 
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Das Beamtentum, welches durch die Neception der fremden Nechte mächtig gefördert wurde, 
verdrängte den Adel aus der Staatsverwaltung, jomweit er nicht in dasjelbe aufging. Durd) 
die Adelsverleihungen wurde der Briefadel geihaffen, dem es häufig an dem Grundbefige 
gebrad, der ſonſt als Vorausfegung des höheren Standes galt. Nach dem dreißigjährigen 
Kriege erfcheint die oft bethätigte Widerftandskraft des Adels gegen die Yandesherren allent- 
halben als gebrochen. Seit diefer Zeit erhielt er fi) nur noch durch enges Anlehnen an 
die Höfe als ein Faktor von politifcher Bedeutung. infolge der Reformation erwarben die 
Zandesherren die kirchliche Gewalt über ihre proteftantifch gewordenen Unterthanen. In den 
fatholifchen Ländern ſah fich die Kirche genötigt, fih in den Dienft der Staatsgewalt zu 
begeben. Die Städte gingen, feit die Yandesherren die von jenen zuerſt entwidelten Staats- 
gedanken im großen durchführten, in ihrem Wachstum zurüd. Das Handwerk wurde er- 
fufiv. Die Zunftverfaffung erjtarrte und das Wort Zunft befam feinen modernen Bei- 
gefhmad. Erſt der neuejten Zeit blieb es vorbehalten, mit dem Zunftzwange zu brechen 
und ihn durch freie Einungen zu erfegen. Am längjten ließ die bürgerliche Gleichſtellung 
des Bauernjtandes auf fich warten. Seit dem Ausgang des Mittelalters macht ſich eine 
Berfchlimmerung in der focialen Lage der Bauern geltend, welche zuerjt im Weſten Deutſch— 
lands fühlbar wird und langfam nad dem Oſten vorrüdt. Durd den Verfall der hof- 
rechtlichen Verfaſſung verloren die Bauerjchaften ihre autonome Stellung; allein die hof: 
rechtlichen Laſten blieben beftehen und wurden mitunter willfürlich vermehrt. Durd das 
Zufammenmirfen verfchiedenartiger Einflüffe wurde die rechtliche Sicherheit der bäuerlichen 
Beſitzſtände gelodert. Die Verſuche der Bauern, fich gegen die Verſchlechterung ihrer Lage 
jelbjt zu helfen, wie fie in den Bauernfriegen zum Ausbrud famen, ſchlugen fehl und 
führten zu neuer Unterdrüdung. Nach dem dreißigjährigen Kriege trat im Oſten Deutſch— 
lands eine Verfumpfung der agrarifhen Zuftände ein, melde zur Ausbildung einer neuen 
romaniſtiſch nefärbten Leibeigenſchaft führte in Gegenden, wo die Leibeigenfchaft, wie in der 
Mark Brandenburg und in Medlenburg, noch nicht oder nicht mehr bejtanden hatte. Erſt 
der Abjolutismus der Staatögewalt griff in dieſer Beziehung beſſernd ein, indem er, alles 
bevormundend und die Selbftverwaltung zerjtörend, auf dem Ummege der allgemeinen Unter- 
thanenjchaft den Beariff des Staatsbürgertums ſchuf. Die Leibeigenſchaft wurde von Staats 
wegen aufgehoben. Die Gleichheit der öffentlichen Rechte und Pflichten, wie fie der ger- 
maniſche Staat gekannt, ift damit im Prinzipe wiedergewonnen, zugleich aber auch der Gegen: 
jag von Freiheit und Unfreiheit befeitigt, deſſen Ausgleihung die Ständegefchichte der 
Zwiſchenzeit erfüllt. 

Der Auflöfung des alten Ständewefens ift die Aufhebung der mit der ſtändiſchen Glie- 
derung eng verwachienen Zeiheverhältnifje nachgefolgt. Wie bei der ſtädtiſchen Häuferleihe 
noch im Mittelalter das Yeiherecht der Handwerker in Eigentum übergegangen war, jo 
wurden nunmehr die Lehen und die geliehenen Bauergüter allodifiziert, in freies Eigentum 
verwandelt. Die Allovifizierung der Lehen ift zum Teil no im Zuge. Was die bäuer- 
lichen Yeiheverhältnifje betrifft, jo hatten diefelben zunächſt eine gefahrvolle Entwidlungsphafe 
durchzumachen, welche den grumdherrlichen Leihezwang zu bejeitigen oder die Ausbildung 
eines foldhen zu hindern drohte. Seit die Grundherren nad) dem Verfall des Ritterweſens 
und der Entjtehung des Beamtentums mehr auf die Selbjtbewirtfchaftung ihrer Güter hin- 
gewiejen waren umd zugleich die erleihterte Möglichkeit gegeben war, Arbeitskräfte ohne 
Güterleihe zu beſchaffen, ſuchten fie vielfach die verliehenen Bauergüter einzuziehen, die 
Erblichfeit der Leiheverhältnifje rüdgängig zu machen oder zu verhindern. Vorſchub leiftete 
ihrem Streben die Doftrin der romaniſtiſch geſchulten Juriſten, welche auf die bäuerlichen 
Befisftände, bei welchen fie nicht die Merkmale der römischen Emphyteufis fanden, den Be- 
griff der Zeitpadht anzuwenden pfleaten. Bei diefer Sadlage machte in den wichtigſten 
Territorien die landesherrlihe Gewalt mit Nüdfiht auf das Intereſſe des Staates an der 
Erhaltung eines gefunden Bauerjtandes den Grundherren gegenüber den Leihezwang geltend, 
indem fie im Wege der Gefetaebung ſchlechtweg die Wieverbejegung heimgefallener und ein- 
gezogener Bauerjtellen vorjchrieb (Edikt riedrihs des Großen vom 12. Auguſt 1749, 
Allg. Preuß. Landrecht II 7 S 14). Die agrarifche Gefetgebung dieſes Jahrhunderts hat 
dann die Leiheverhältnifje in freies Eigentum der Beliehenen umgewandelt und die auf den 
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Bauergütern haftenden Grundlaften einem Ablöfungsverfahren unterworfen. Damit war der 
wirtfchaftliche Prozeß, welcher durch die Ausbildung der Leiheverhältnifje in fränkifcher Zeit 
als Reaktion gegen die Anhäufung des Grundbeſitzes in den Händen weniger begonnen hatte, 
im Gebiete der bäuerlichen Beſitzſtände zu einem gefchichtlihen Abſchluſſe gelangt. 

Die neuere Geſetzgebung hat nicht nur die Gebundenheit und die Belaftung der bäuer- 
lihen Beſitzformen bejeitigt, die Aufteilung der noch vorhandenen Almenden und die Ver— 
foppelung befördert, ſondern auch die unbejchränfte Teilbarfeit des Grundbefiges durchgeführt, 
ihn dem gemeinen Erbrechte unterworfen und auf dem Gebiete des Immobiliarrechtes bie 
Vertragsfreiheit befchränft, indem fie die weitere Begründung vererblider Nutzungsrechte und 
dauernder Grundrenten unmöglih machte, während andererjeits die Vertragsfreiheit für den 
Geldverfehr bis zur Wucherfreiheit entfefjelt wurde und die gewerberechtlichen Beichränfungen 
aufgehoben wurden, ohne daß neue Organifationen des Handwerks und des Fabrikbetriebs 
an ihre Stelle traten. Da zeitweilig die Miffenfchaft und die öffentlihe Meinung, die Ge- 
jeßgebung und die Verwaltung unter die Herrfchaft des politiichen Dogmas gerieten, daß 
der Staat als folder nicht berufen fei, fich in das freie Spiel der wirtfchaftlihen Kräfte 
einzumengen, bahnte fich eine verhängnisvolle Verfchiebung der Wirtſchafts- und Geſellſchafts— 
ordnung zu Gunften des beweglichen Großfapitals an, eine Entwidlung, deren Konfequenzen 
die jchranfenlofe Ausbeutung der wirtihaftlih Schwahen, die Anhäufung revolutionären 
Zündftoffes in den Arbeitermafjen, der Niedergang des Bauernftandes und eine dabei un— 
ausbleiblihe Schwächung der nationalen Wehrfraft zu werden drohten. Die focialen Gegen- 
jtrömungen, welche den Errungenfchaften der individualiftiichen Wirtjchaftstheorie auf dem 
Fuße folgten, brachten die Wiffenfchaft und den Staat zur Erfenntnis, daß die Gefeggebung 
auch auf dem Gebiete der wirtfchaftlihen und der focialen ragen die Idee der ergänzenden 
Gemeinschaft anzuerfennen und durdzuführen habe. Die vorläufige Frucht diefer Erfenntnis 
find die focialpolitifchen Neichsgefege, angefangen vom Wuchergeſetz bis zu den jüngjten Ge- 
fegen über die Arbeiterverficherung, die Novellen zur Gewerbeordnung und die landesgejeß- 
lichen Verſuche, das Höferecht zu normieren und Nentengüter zu fchaffen. 

Biedermann, Deutichlands politifche, materielle und fociale Zuftände im 18. Jahrh. 1854; 
Roth von Schredenitein, Geſchichte der ehemaligen freien Reichsritterſchaft. 1859. 1870; Schön— 
bera, Zur wirtjchaftlihen Bedeutung des deutihen Zunftwejens im Mittelalter. 1868; Maſcher, 
Das deutihe Gewerbeweſen von der früheften Zeit bis auf die Gegenwart. 1866; Maurer, Ge- 
ihichte der Fronhöfe. 1862; Sugenheim, Geſchichte der Aufhebung der Leibeigenfchaft 2c. 1861; 
Runde, Deutiches Privatreht S. 524; Pfeiffer, Das deutihe Meierrecht. 1848. S. 138 ff.; Yette 
und Rönne, Die Landesgefekgebung des preußiichen Staates. 2 Bde. 1853; Dernburg, Preußiſches 
Privatrecht I, Abſchnitt über die Agrargefeggebung, $$ 207 fi. (1884); Böhlau, Über Urfprung und 
Weſen der Leibeigenichaft in Mecklenburg, in der Zeitichrift für Nechtsgeihichte X; Korn, Geſchichte 
der bäuerlihen HRedtsverhältnifie in der Mark Brandenburg von der deit der deutichen Koloniſation 
bis zur Negierung des Königs Friedrichs I, in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte XI; v. Brün— 
ned, Die Yeibeigenfchaft in Oftpreußen, in der Stichr. der Savigny-Stiftung f. RO. VII; Derfelbe, 
Die Yeibeigenichaft in Bommern, a. a. D. IX; Derfelbe, Die Aufhebung der Yeibeigenihaft durch 
die ge Tora Schi des Großen und das Allgemeine Preußifhe Yandredt, a. a. DO. X; 
Knapp, Die Bauernbefreiung . . . in den älteren Teilen Preußens, 1887. — v. Miasfomwsti, 
Das Erbrecht und die Grundergentumsverteilung im Deutichen Reiche. 1832. 84. 


826. Die Neception der fremden Nechte und namentlich des römischen Nechts hat 
fih in Deutfchland nicht durch einen plötlichen Akt vollzogen, fondern ift das Ergebnis 
eines lange dauernden Prozefjes, in weldhem wir das Stadium der theoretifchen und jenes 
der praktiſchen Neception unterjcheiden können. Die theoretische Reception liegt in dem Auf- 
fommen der Überzeugung, daß das römische Necht in Deutjchland Anſpruch auf Geltung 
habe. Die praftifche bejteht in dem Eindringen des römischen Nechts in die deutſchen Ge- 
richte. Jene reicht in das zwölfte Jahrhundert zurüd und mwurzelt in dem Gedanken, daß 
das römische Neich deutſcher Nation eine Fortſetzung des alten römischen Neihes bilde, daß 
demnach die Geſetze der römischen Kaifer Geſetze der Vorfahren der deutfchen Könige feien 
und als folche ſubſidiäre Kraft hätten. Die Beziehungen, in welche die Könige aus dem 
Haufe der Staufer zu den Lehrern des römischen Nechts in Italien traten, boten der Ver- 
breitung und Vertiefung diefer Idee reichliche Nahrung. Cie wurde dejto lebendiger und 
fräftiger, je üppiger im deutſchen Mittelalter der Partikularismus emporwuchs und je mehr 
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die örtliche Zerfplitterung des einheimifchen Rechtes um fidh griff, wie es denn überhaupt 
ein in der Gefchichte des deutjchen Bolfes öfter wiederfehrender Zug iſt, daß der fchroffite 
Partikularismus in einem fchranfenlojen Univerfalismus feine Ergänzung gefucht und ge: 
funden hat. Bermittelt wurde die Kenntnis des fremden Rechts der Nation dur die 
Rechtsſchulen Jtaliens, deren Weltruf auch aus Deutjchland zahlreihe Schüler anzog, ſchon 
aus dem rein praftifchen Grunde, weil das damals in fo viele LXebensfragen eingreifende 
fanonifche Recht fih in feiner Entwidlung vielfah an das römische Recht anlehnte. Zuerſt 
äußerte fich der Einfluß desjelben in der deutſchen Nechtslitteratur. Der Schwabenjpiegel 
nimmt fchon einige römiſche Nechtsfäge in fih auf. In der Gloffe zum Sachſenſpiegel 
wurde der Verfucd gemacht, eine Konfordanz zwischen dem Sachſenrechte einerjeits, den leges 
und canones andererjeits herzuftellen. Noch größeren Einfluß hatte die Kenntnis des fremden 
Rechts auf die Arbeiten des Nikolaus Wurm und des Stadtfchreibers Johannes von Brünn. 

Die praftifhe Reception hat ihre Wurzel in der Entjtehung eines rechtögelehrten 
Nichtertums. Die fremdrechtlich geſchulten Juriften wurden in Deutfchland anfänglih nur 
in Verwaltungsfachen verwendet. Zur Rechtſprechung gelangten fie dadurd, daß die Ver- 
waltung diefe an ſich 309, und zwar zuerft am Hofe des Königs, welcher Angelegenheiten, 
die er, zumal als Schiedsrichter, perſönlich entfchied, ihrem Nate anheimgab, dann aber auch 
fein aus einer urfprünglihen Verwaltungsbehörde hervorgegangenes Kammergericht zum 
Teil mit Nechtögelehrten bejegte. Als 1495 das Reichsfammergericht gegründet wurde, ließ 
man die Beifiger, die zur Hälfte Doktoren fein follten, ſchwören, zu richten nad) des Reiches 
und gemeinen Rechten, eine Formel, in der auch das römifche Recht inbegriffen ift. Nach— 
dem das oberfte Neichsgeriht vorausgegangen war, mußten die Territorial- und Stabt- 
gerichte in ihrer Eigenfchaft als untere Inſtanzen notgedrungen nachfolgen. Übrigens war 
in den Territorien ein ähnlicher Prozeß wie am Königshofe vorausgegangen, indem der 
Kompromiß der Parteien nicht jelten Nechtöjtreitigfeiten den abjterbenden Schöffengerichten 
entzog und dem Spruch des rechtsgelehrten landesherrlihen VBerwaltungsbeamten zumies. 
Am längiten hielt fich von fremder Beimifhung das Dorfrecht frei, defjen Quellen, die 
Weistümer, no für geraume Zeit eine Fundgrube volfstümlicher Rechtsanfchauung bleiben. 

In dem nun beginnenden Kampfe zwifchen einheimifchem und fremden Rechte fand 
diejes Fräftigite Unterjtügung an den deutjchen Univerfitäten durch die ausſchließlich auf 
dasjelbe gerichtete Lehrthätigfeit und die Spruchpraris der Juriftenfakultäten, mit welcher 
diefe zum Teil an die Stelle der alten Oberhöfe traten. Noch nachhaltiger aber wirkte die 
populäre juriftifche Xitteratur, welche in zahlreihen Werfen die Lehren des römifchen und 
fanonifchen Rechts auf gemeinfaßlihe Weiſe dem ungelehrten Laien verftändlich zu machen 
juchte. Als die bedeutendften und wirkſamſten Arbeiten diefer Art erfcheinen Ulrih Teng: 
lers Zaienfpiegel und eine von Sebajtian Brandt neu aufgelegte und Klagſpiegel 
getaufte Arbeit eines unbefannten Verfaſſers. 

Recipiert wurde in Deutfchland 1. das römische Net in dem unten anzugebenden - 
Einne, 2. dad corpus iuris canoniei (elausum), d. h. es wurde der Inhalt desfelben 
auch in den weltlichen Gerichten als Entjcheivungsnorm maßgebend. In Aufnahme ge: 
langte endlich, da die Neception nun einmal im Zuge war, 3. das langobardifche Lehnrecht, 
enthalten in den libri feudorum, einer Privatlompilation von Stüden verſchiedener Ent: 
ftehungszeit, welche in Jtalien dem corpus iuris eivilis als deeima collatio novellarum 
beigefügt worden war. Sie zerfällt in zwei Bücher, von melden das erjte in 28 Titeln 
einen Auffat über langobardifches Lehnrecht und deſſen Abweichungen vom römifchen Nechte 
aus den Jahren 1095 —1136 nebſt anderen Zufäsen enthält. Den Grunditod des zweiten 
(58 Titel) bilden zwei vor 1158 entitandene Briefe des Mailänder Konſuls Obertus de 
Orto an jeinen Sohn Anjelmus und eine vermutlich gleichzeitige Kompilation mailändischer 
Lehnrechtsgewohnheiten und Schöffenſprüche. Ein Teil des in den libri feudorum ver- 
arbeiteten Stoffes wurde in das Mailänder Stadtreht von 1216 aufgenommen, eine That: 
fache, welche für die Tertkritif und für die Entjtehungsgefchichte der libri feudorum noch 
nicht genügend verwertet worden iſt. 

Was das mwidhtiajte der fremden Rechte, das römische Necht, betrifft, jo unterjcheiden 
jih die theoretifche und die praftifche Neception in Bezug auf ihren Gegenitand, ihren Um: 
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fang und ihre Wirkung. Die theoretifche Reception hatte zum Objekt die juftinianifchen 
Rechtsbücher, nititutionen, Pandekten, Coder und Novellen. Sie war nicht eine Neception 
einzelner Rechtsſätze und Rectsinftitute, fondem erfaßte das corpus iuris eivilis in com- 
plexu, hat es aber nur als jubjiviäres Necht recipiert. Dagegen fußt die praftifche Re— 
ception auf der Nechtswifjenfchaft, welche fih auf Grund des corpus iuris eivilis, deſſen 
Lehren vielfach modernifierend und umgejtaltend, in Jtalien ausgebildet hatte. Wie die praf- 
tifche Reception einerfeits das durch die italienische Rechtswiſſenſchaft vermittelte Recht zum 
Gegenſtande hat, erjtredte fie fi) andererfeits nicht auf das römische Recht in complexu, 
fondern nur auf einzelne wenn auch zahlreihe und tiefgreifende Nechtsfäge und Rechtsinſti— 
tute, brachte diejelben aber ohne NRüdficht auf die Subfidiarität des fremden Rechtes zur 
abjoluten Geltung. Der Gegenſatz zwiſchen der theoretiichen und praktiſchen Neception iſt 
zum Teil bis jet ein ungelöfter geblieben und überhaupt faum recht zum Bewußtſein ge 
langt. Das zeigt fih u. a. darin, daß die romaniftifche Theorie und Praris ſich noch jebt 
vielfah nicht hineinzudenfen vermögen in den zweifellos richtigen Gedanken, daß das Er— 
gebnis der praftifchen Reception, aud wenn e3 auf einem Mißverſtändniſſe der römischen 
Nechtsquellen beruht, die Anwendung des reinen römischen Rechtes ausſchließt. Übrigens 
find jenem Gegenfat zwiſchen der theoretifhen und praftiichen Reception ſchon während der 
Neception die äußeriten Spigen abgebrochen worden, indem man 1. die Geltung des corpus 
inris eivilis, um ſich abzufinden mit der Thatfache, daß es Rechtsſätze enthielt, die nicht 
in Anwendung famen, auf die glofjierten Stellen beſchränkte, melde allein die italienische 
Nehtswiffenihaft aufgenommen hatte; indem man ferner 2. zu dem Begriffe eines usus 
modernus pandectarum feine Zuflucht nahm, um fich hinwegzuhelfen über die Thatfache, 
dab Nechtsfäge zur Anwendung famen, welche das corpus iuris eivilis nicht enthielt, und 
endlih, indem man 3. die abfolute Anwendung des fremden Rechts dem einheimifchen 
gegenüber damit bemäntelte, daß man jenem fälfchlicherweife fundatam intentionem zufchrieb, 
die einheimischen Rechtsſätze als facta zum Gegenftande rechtsförmlihen Beweifes machte 
und für die Gültigkeit des Gemohnheitsrechtes die römischen Berjährungsfriften verlangte. 
So fam es, daß das deutſche Recht von den gelehrten und halbgelehrten Juriſten, mit 
welchen die Gerichte beſetzt waren, in ungebührlichiter Weife beifeite geihoben und vernad)- 
läjfigt wurde. Nur in den Ländern des ſächſiſchen Rechts, die überhaupt feiter an dem 
Hergebrachten zu halten pflegten, ftellte fi das Verhältnis etwas beſſer, ſofern die Kenntnis 
des gemeinen fächfiichen Nechts Pflicht des Nichters war und der Sachſenſpiegel mit der 
über ihm entjtandenen Litteratur in Anwendung blieb. 

Die Thatſache der Neception an fich ijt nicht anzufechten. Sie bedarf feiner Verteidi— 
qung, wenn man von der Anficht ausgeht, daß aller Kulturfortfchritt der Menjchheit die 
Aufnahme und innerlide Verarbeitung vorausgegangener Kultur zur Worausfegung hat. 
Ihre Erklärung findet fie in dem damaligen Zuftande des deutfchen Nechts. Die Entwid- 
‘ lung größeren Verkehrs forderte ein einheitliches Net. Das Bedürfnis nad einem folchen 
zeigt ji in dem Auftauchen von Arbeiten, wie der Deutfchenfpiegel, der Schwabenipiegel 
und das Kaiferrecht, welche ein einheitliches Necht darzuitellen juchten, ohne dieſe Aufgabe 
auch nur annähernd zu löfen, es zeigt fi in dem Streben nad Bildung größerer Rechts: 
gebiete, wie fie fih 3. B. in der Gruppierung ausgedehnter Stadtrechtsfamilien vollzieht. 
Das Bemwußtjein diefes Bedürfniffes führte noch im fünfzehnten Jahrhundert, nicht lange 
vor der praftifchen Reception, zu pofitiven Vorſchlägen einer unifizierenden Neform des 
heimischen Rechtes. So überreihte im Jahre 1433 Nikolaus Cufanus dem Bajeler Konzil 
leider ohne Erfolg eine Denkfchrift, welche vorſchlug, daß die Landesbräuche von den iudices 
provinciarum aufgezeichnet, von einer zu diefem Zwecke gebildeten Neihsverfammlung revi: 
diert und ſoweit als möglic) zu gemeinen Gewohnheiten erhoben würden (vol. Siegel, Rechts: 
geihichte S. 98), ein Gedanke, deſſen Durchführung für das deutfche Recht mindeitens die- 
jelbe Bedeutung erlangt hätte, wie fie die amtliche Redaktion der coutumes, die ſchon kurz 
vorher in einzelnen und bald darauf in den meiften franzöfifhen Landſchaften jtattfand, für 
die Geſchichte des franzöfiihen Nechtes beſitzt. Da nun aber die einheimische Nechtsentwid- 
lung über ihren Partifularismus nicht hinausfam, ift ungefähr um diefelbe Zeit, als über 
den verjchiedenen deutſchen Mundarten eine gemeinfame deutiche Schriftiprache erwuchs, das 
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römische Necht als gemeines geichriebenes Recht Deutfchlands zur Herrfhaft gelangt. Übri- 
gens war das deutſche Hecht gerade damals in einer Umbildung begriffen, melde auf vielen 
Gebieten im eorpus iuris eivilis Anfnüpfungspunfte fand, fo daß die Aufnahme desjelben 
hierin nur als Abſchluß einer im einheimifhen Rechte bereits angebahnten Entwidlung er- 
ſcheint. Dieſe Annäherung mußte die Reception erleichtern, während die Volksrechte gerade 
wegen ihres größeren Gegenfages zum römifchen Rechte, troß enger örtlicher Berührung, 
gegen dasjelbe jtandgehalten hatten. Die Verfaffung des deutichen Königsgerichtes hatte 
es ebenjowenig wie die deutſchen Volfsgerichte und Schöffengerichte zur Ausbildung eines 
geihulten Juriſtenſtandes fommen lafien. Da ein folder erjt in der einheitlichen Schule des 
fremden Nechtes erwuchs, war er genötigt, mit der Exiſtenz des fremden Rechtes zugleich die 
eigene Eriftenz zu erfämpfen. Allein was jtets Tadel und Vorwurf hervorrufen wird, ift 
die Art, wie die Neception von ihm durchgeführt wurde. in nationales Unglüd war jenes 
engherzige Ignorieren des deutſchen Nechts, jenes geiftlofe und rein äußerliche Aufpfropfen 
römischer Rechtsſätze auf einheimische Verhältniffe, die Unkenntnis des Gegenfages zwifchen 
diefen und dem römifchen Nechte, welche taub machte gegen die Wahrheit, daß fein Volk 
mit der Seele eines anderen zu denken vermag. Wenn man erwägt, daß wir infolge diejer 
Fehler das römische Recht noch heute nicht volljtändig verbaut haben, mag man die Ver- 
wirrung ermefjen, welche zur Zeit der Neception unter der Herrſchaft eines unfäalich bor- 
nierten Juriftenftandes im deutjchen Nechtöleben einrif. - 


Stobbe, Geihichte der deutihen Rechtsquellen II; Saviany, Geihichte des römischen Rechts 
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Quellengeihichte des deutſchen Rechts, in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte IV 380: Derſelbe, 
Römiſches und kanoniſches Recht im deutichen Mittelalter. 1871; Derielbe, Zur Gefhichte des 
römifch-tanonifchen Prozefies in Deutichland. 1872; Schmidt, Die Neception des römischen Nechts 
in Deutichland. 1868; Stölzel, Die Entwidlung des gelchrten Richtertums in deutichen Territorien. 
2 Bode. 1872; Sohm, Die deutiche Rechtsentwidlung und die Kodifilationsfrage, in Grünhuts 
Beitichrift für das Privat: und öffentlihe Recht I 245 (1874); Moddermann, Die Neception des 
römischen Rechts, überfegt und mit Zufägen verjehen von Karl Schulz. 1875; v. Duhn, Deutich- 
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und Hamburg; Dtt, Beiträge zur Heceptionsgeichichte des römiſch-kanoniſchen Prozeſſes in den böh— 
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1834. — liber die —— des röm. und fanon. Rechtes iſt oben Abſchnitt II 1 u. 2 gehandelt. — 
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Ausgabe ift Bedürfnis. Liber consuetudinum Mediolani (von 1216) ed. Berlan. 1863 und 
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Die Gefeßgebung feit der Neception der fremden Rechte ijt entweder Neichs- oder 
Zerritorialgefeßgebung. In Reichsſachen übten fie Kaifer und Reichstag aus. Die Gejamt- 
heit der auf einem Neichstage zu jtande gefommenen Reichsſchlüſſe nannte man Neichs- 
abſchied, recessus imperii, weil fie bei Entlaffung des Neichstags verfündet wurden. Der 
jüngite Neihsabfchied ift der von 1654; denn der nädjite, 1663 berufene Neichstag blieb 
permanent. Seit der Permanenz des Neihstages wurden die Neichsgefege in der Form 
eines faiferlihen Defretes erlajien, welches den Beſchluß der Neichstagstollegien ratifizierte. 
Das im Jahre 1521 eingefegte Neihsregiment hegte den Plan, eine umfajjende Sammlung 
aller bis dahin ergangenen Neichsgefege in ein „gewiß eigentlich Kompendium und Form“ 
zu veranftalten. Doch ift es zu einer offiziellen Sammlung und Zufammenftellung der 
Neichögefege niemals gekommen. 

Für das Neichsitaatsrecht, welches durch die Neception in feiner Weife berührt wurde, 
fonımen als Quellen beionderer Art jeit 1520 in Betracht die Wahlfapitulationen, Ver: 
ſprechungen an die Neichsftände, welche vom König vor der Krönung beichworen werden, 
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ferner die Religionsverträge und Friedensſchlüſſe, jo der Meftfälifche Friede von 1648, deſſen 
weientlicher Inhalt, foweit er das Staatörecht betrifft, in der Erledigung der jogenannten 
gravamina ecelesiastica und der gravamina politica beſteht und den der jüngjte Reichs: 
abſchied zum Reichsgeſetz erhob, und der Züneviller Friede von 1801, auf welchem der Reichs: 
deputationshauptfchluß von 1803 beruht. 

Auf jenen Rechtsgebieten, wo die Neception Platz gegriffen hatte, wäre ein umfafjendes 
Eingreifen der Reichsgeſetzgebung dringendes Bedürfnis geweſen. Die durch die Aufnahme 
der fremden Rechte erfaufte Rechtseinheit war ungenügend und unſicher. Die zahlreichen 
Kontroverjen, welche die Anwendung des fremden Nechtes veranlaßte, das unbeitimmte und 
jchwanfende Verhältnis desfelben zu den Säten des einheimischen Rechtes konnten nur im 
Wege der Gefeßgebung normiert werden. Doch ift es zu einer reichsgejeglichen Negelung 
nur auf dem Gebiete des Strafrechtes und Strafverfahrens gefommen. Das darauf bezüg: 
liche Reichsgefeg, die peinliche Gerichtsordnung Karls V (Constitutio eriminalis Carolina, 
C. C. C.) iſt von fo einfchneidender Bedeutung, daß hier auf defjen Entjtehungsgeichichte 
des näheren eingegangen werden darf. Die erjte Anregung ging von dem Reichsfammer- 
gerichte aus, welches in einem dem Lindauer Reichstag von 1496/1497 vorgelegten Gut: 
achten die zahlreichen Beſchwerden zur Sprache brachte, die über die Millfür der Strafjuftiz 
eingelaufen waren. Der Freiburger Neichstag (1497/1498) ſprach auf Grund diefer An- 
regung das Bedürfnis aus, eine gemeine Neformation und Ordnung im Reiche aufzurichten, 
wie man in eriminalibus prozebieren folle. Der Augsburger Neihstag von 1500 beauf- 
tragte das Neihsregiment in Verbindung mit dem Kammergerichte eine ſolche Reformation 
zu machen. Doc blieb diefer Plan unter der Regierung Marimilians I troß aller Ver: 
handlungen refultatlos. Der Wormfer Reichstag von 1521 griff ihn wieder auf. Ein vom 
Reichstag eingefegter Ausschuß legte noch in demfelben Jahre den fertigen Entwurf einer 
peinlihen Gerichtsordnung vor (erftes Projekt). Derjelbe ſchloß ſich faſt wörtlich einer 
Bamberger Halsgerichtsordnung von 1507 an, welche der Yandhofmeifter des Biſchofs Georg 
von Bamberg, Freiherr Johann von Schwarzenberg und Hohenlandsberg, ausgearbeitet hatte. 
Als Quellen der Bambergensis hatten das Bamberger Stadtreht, eine bambergifche Yand- 
gerichtsordnung von 1503, die Nürnberger und Worinfer Reformation, der Klagipiegel, 
einige Neichögefege und insbefondere die friminaliftifhe Litteratur der italienifchen Juriſten 
gedient. Das dur Originalität, Form und Inhalt ausgezeichnete Werk erwarb ſich raſch 
wohlverdientes Anfehen, 1516 wurde es mit geringfügigen Änderungen von den Markgrafen 
Kafimir und Georg von Brandenburg in ihren fräntifchen Fürjtentümern als Geſetz ein- 
geführt. Die wichtigfte Bedeutung erlangte die Bambergensis, indem fie die Strafrechts— 
reform des Reiches in Fluß brachte und zur Grundlage des Neichsitrafrechtes wurde (daher 
mater Carolinae genannt). Doc dauerte e3 noch lange Jahre, bis über das leßtere eine 
allgemeine Verftändigung erreicht wurde. Das auf Grund der Bambergensis ausgearbeitete 
Projeft von 1521 mußte noch mehrfache Nevifionen erfahren. Ein zweites Projekt (die 
Nürnberger Revifion) wurde vom Neichsregimente 1524 dem Nürnberger Reichstag, ein 
drittes (Speirer Nevifion) 1529 dem Neichitage von Speier vorgelegt. Auf dem Augs- 
burger Reichstage von 1530 fam ein viertes Projekt, der Augsburger revidierte Entwurf 
zu ftande, welcher endlich auf dem Regensburger Neichstage von 1532 von den Reichs— 
jtänden genehmigt und durch Neichsabjchied vom 27. Juli 1532 als „des Kayfer Karls V 
und des heyl. röm. Reichs peinliche Gerichtsordnung” publiziert worden ift. Schwierig: 
feiten, welche zulegt von einzelnen Neichsjtänden wegen des Verhältnifjes der Carolina zu 
den bejtehenden Bartikularrechten erhoben worden waren, fanden ihre Erledigung durch die 
jogenannte falvatorifhe Klaufel, welche die Erhaltung der „alten, wolherbradhten recht— 
meſſigen und billihen gebreuche” garantierte. 

Auf dem Gebiete des Privatrechts hat die Neichsgefeggebung fait nichts geleiftet. Es 
fönnen nur die Neichsnotariatsordnung von 1512, die Neichspolizeiordnungen von 1530, 
1548 und 1577, die Vormundfchaftsordnung von 1570 und einzelne Beitimmungen über 
das Erbrecht, über Gewerberecht, Zinsfuß und Nentenfauf hervorgehoben werden. Für das 
bürgerliche Gerichtsverfahren find zu nennen die Neichsfammergerichtsordnungen von 1495, 
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1521, 1548, 1555, die Neihshofratsordnungen von 1559 und 1654 und insbefondere 
der jüngite Reichsabſchied, welcher einige wichtige Grundſätze des Prozefrechtes feititellte. 

Da die Neichögejeßgebung den durch die Neception arg erjchütterten Nechtszuftand in 
umfafjender Weife zu ordnen unterließ, ſah man ſich in der Mehrzahl der größeren Terri- 
torien veranlaßt, jelbjtändige Yandesgefege über Privatrecht und Prozefrecht ins Leben zu 
rufen. Unter dem Einfluß gelehrter Juriſten entftanden, fußen fie hauptjählih auf dem 
fremden Rechte. Dagegen ſchloß fich die Territorialgefeggebung über Strafreht und Straf- 
verfahren an die Carolina an. Bejonders hervorzuheben find die Tiroler Yandesordnungen 
von 1532 und 1573, das Württembergifche Landrecht von 1555, revidiert 1567 und 1610, 
die Solmfer Gericht3: und Landesordnung von 1571, die Yandesfonftitutionen des Kurfürſten 
Auguft von Sachſen von 1572, die Aurfähfiihen Decifionen von 1661 und 1746 und die 
Codices Maximilianei Bavariei 1751—1756. Im Gegenfat zu den Kodififationen, als 
deren Vorläufer fie gelten fünnen, laſſen diefe Ordnungen neben ihren Rechtsſätzen das 
gemeine Recht als ein ſubſidiäres Recht beftehen. In den Städten hat man, ſoweit fie 
nicht der Landesgefetgebung unterworfen wurden, die alten Stadtrechte reformiert, um fie 
foviel als möglich mit dem neuen Nechtszuftand in Cinflang zu bringen. Won den Stabt- 
rechtsreformationen iſt namentlih die Nürnberger Reformation von 1479 bahnbrechend 
geworden als der erjte gelungene Verſuch, das einheimische Recht mit dem fremden fyite- 
matiſch zu verarbeiten, welder dann für mehrere jüngere Stadtrechte und Landesordnungen 
als Quelle und Vorbild gedient hat. Außerdem find zu nennen das Nevidierte Lübiſche 
Stadtreht von 1586, welches von dem Syndikus der Stadt Stralfund David Mevius 
eingehend fommentiert worden ift, die Wormfer Neformation von 1498, die Frankfurter 
Neformationen von 1509, 1578 und 1611 und die Hamburger Statuten von 1603. 

Seit dem fiebzehnten Jahrhunderte machte fi in der Wiffenfchaft eine Oppofition 
gegen die ausschließliche Herrfchaft des römischen Nechts bemerkbar. Nachhaltiger als das 
mit bejcheidenen Anfängen erwachende Studium des deutfchen Nechts wirkte in dieſer 
Beziehung der Einfluß der naturrechtlihen Schule, welche das Recht, zum Teil im Gegenjag 
zum römiſchen, aprioriftifch fonjtruierte und nicht felten deutjchrechtlihe Gedanken den 
damaligen Kulturverhältnifjen entjprechend als Poſtulate der Vernunft formulierte. Diefe 
naturrechtliche Auffafjung gab die Energie und den Mut zu den umfafjenden Gefeßgebungen, 
Kodifilationen, welche Ende des vorigen, Anfang diefes Jahrhunderts ftattfanden. Schon 
1643 hatte der Germanift Conring in feinem Werfe de origine iuris germaniei ein 
allgemein verftändliches Geſetzbuch in deutſcher Spracdhe und von mäßigem Umfang gefordert. 
Diefer Gedanke wurde dann von den Vertretern des Naturrechts in noch fchärferer Aus- 
prägung verfocdhten. Zuerſt war es der preußifche Staat, in welchem der Plan der natur- 
rechtlichen Schule, ein das fremde Recht ausſchließendes Geſetzgebungswerk herzuftellen, praf- 
tifch erfaßt wurde. Die Kodifizierung des Nechtes erfolgte in Preußen durch das Allgemeine 
Preußiſche Yandreht von 1794 und die Allgemeine Gerichtsordnung für die Preufifchen 
Staaten von 1795, im Oſterreich durch das Allgemeine Bürgerlihe Geſetzbuch von 1811, 
die Allgemeine Gerichtsordnung von 1781 und das Geſetz über Verbrechen und ſchwere 
Volizetübertretungen von 1803, dem eine Halsgerihtsordnung von 1768 und ein Etraf- 
aefe und eine Strafprogekordnung von 1787—88 vorausgegangen waren. In einem 
Teile von Deutjchland kam franzöfifches Recht in Geltung, wie es auf Beranlafjung 
Napoleons I fodifiziert worden war. Auf den Gebieten des Strafrehts und des Prozeß— 
rechts ijt es durch die Geſetzgebung des deutjchen Neiches befeitigt worden. Das franzöfifche 
Handelsrecht hat neben dem deutjchen Handelsgeſetzbuch und der deutſchen Wechjelordnung 
nur noch die Bedeutung einer untergeordneten partifulären Nechtsquelle. Allein franzöfifches 
Givilrecht gilt noch als Landesrecht in der preußiſchen Nheinprovinz mit Ausnahme des 
rechtsrheinischen Teils des Negierungsbezirfes Koblenz und der drei niederrheiniſchen Kreife 
Eſſen, Rees und Duisburg, ferner in den heſſiſchen, bayerischen, oldenburgischen und ehemals 
hefienhomburgifchen Yandesteilen linfs des Rheins, in Elfaf-Yothringen und als badiſches 
Kandrecht im Grofiherzogtum Baden. 

Nach den Befreiungskriegen tauchte das Projekt einer einheitlichen Gejeßgebung für 
ganz Deutſchland auf, welches aber zunächſt nur die Wirkung hatte, eine wifjenjchaftliche 
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Kontroverfe hervorzurufen. Während die naturrehtlide Schule für die Kodififation eintrat, 
wurde das Bedürfnis einer folchen von der hiftorifchen Schule beftritten, welche mit dem 
Auftreten Savignys zur litterarifchen Vorherrſchaft gelangte. Allein gerade der Einfluß, 
welchen die hijtorische Schule auf die Praris gewann, hat das von ihr geleugnete Bedürfnis 
der Kodififation nur gefteigert, da fie dur das Zurüdgreifen auf das reine römische Hecht 
des corpus iuris eivilis das Gewebe zu zerreißen begann, mit welchem der usus modernus 
pandectarum jenes umfponnen hatte, um es mit den Bebürfnifjen und Anfchauungen der 
Zeit in notdürftigen Einklang zu ſetzen. Zuerſt ift die Nechtseinheit wenigſtens als eine 
materielle auf den Gebieten des Wechjel- und Handelsrehts durch die Allgemeine Deutſche 
Wechſelordnung und das Deutſche Handelsgeſetzbuch hergeitellt worden. Weitergehende Ent- 
würfe jcheiterten an der unzulänglichen Verfafjung des Deutichen Bundes. Der Norddeutiche 
Bund überwies das Obligationenreht, das Handels- und Wechjelreht, das Strafredt und 
das gerichtliche Verfahren der gemeinfamen Bundesgejeßgebung. Dieſe Kompetenz in Sachen 
der Juſtizgeſetzgebung ift unverändert in die Neichsverfaffung übergegangen, aber dann durd) 
Geſetz vom 20. Dezember 1873 auf das gefamte bürgerlihe Necht ausgedehnt worden. 
Abgefehen von zahlreichen, zum Teil tiefeingreifenden Specialgefeten abfolut gemeinrechtlicher 
Geltung iſt die Kodifilation des Strafrechtes, des Strafprozehrechtes, des Civilprozeß- und 
des Konkursrechtes vollzogen worden. Die Neichögefeggebung des erjten Jahrzehnts bewegt 
fih im allgemeinen noch in den Geleifen der individualiftifchen Wirtſchaftstheorie. Im 
zweiten Jahrzehnt wendet fie fi) davon ab und verfolgt mit fteigendem Bewußtſein focial- 
politiſche Ziele. Die Kodififation des Privatrechts ift im Zuge. Eine durch den Bundes— 
rat eingejeßte Kommiffion von Juriſten arbeitete in erſter Leſung einen Entwurf eines 
bürgerlihen Geſetzbuchs für das Deutjche Neih aus, welder 1888 veröffentlicht wurde. 
Leider giebt dieſer Entwurf Anlaß zu erheblichen Bedenken. Seine Sprade iſt nichts 
weniger als volfstümlih, fondern gefünftelt und ſchwer verftändlih. Die beveutfame 
Wandelung unferer neuejten Gefeggebung ift an den Verfafjen des Entwurfs jpurlos 
vorübergegangen, denn er fteht durchweg auf dem veralteten individualiftiihen Standpunft. 
Sein Hauptgebrechen ijt abftrafter romanijtifcher Nadifalismus und die Ablehnung lebens- 
fähiger Rechtsgedanken und Rechtsinſtitute deutſchrechtlichen Urſprungs. Wird er Geſetz, jo 
bedeutet er für den größten Teil des Deutfchen Reiches eine abermalige Neception römischen 
Nechtes und zwar in verfehlimmerter Auflage. Eine gründliche Umarbeitung ift ſchon mit 
Rückſicht auf die wirtfchaftliche und fociale Bedeutung des Vrivatrechts unvermeidlid. Wenn 
fie im Geifte unferer neuejten Neichsgefeggebung erfolgt, jo ijt damit zugleich die derzeit 
vermißte Berüdfichtigung des deutjchen Nechtes notwendig gegeben. 


Die oben S.254 angeführte Sendenberg-Kochfche Sammlung der Reichsabſchiede geht nur bis 
1730, Eine ſyſtematiſch geordnete Sammlung bietet 8. Fr. Gerſtlacher, Handbuch der deutichen Reichs» 
geſetze. 1786—94: Capitulationes Imperat. et regum Roman.-germ. Uaroli V etc. cum annotamentis Ioh. 
Limnaei. 1658; Ziegler, Wahlfapitulationes ꝛc. 1711; Die peinliche Gerichtsordnung Karls V nebit 
der Bamberger und der Brandenburger Dalsgerichtsordnung und mit den Projekten von 1521 und 1529 
(fynoptiich) herausgegeben von Zöpfl. 2. Aufl. 1876; Karl Güterbod, Die Entjtehungsgeihichte 
der Carolina auf Grund arhivaliicher Forihungen und neu aufgefundener Entwürfe. 1876; Bruns 
nenmeifter, Die Quellen der Bambergensis. 1879. — Eine Überficht der Yandesgeiege bei Eich— 
orn, Einleitung in das deutfche Privatrecht, bei Mittermaier, Grundfäge des gemeinen deutichen 
tivatrechts, bei Kraut, Grundriß. — Über die Hodifitationen fiehe Stobbe, Nechtöquellen; v. Dos 
min, Neuere öfterreichiiche Nechtsgeihichte. 1869; Stölzel, Spare. 1885; Thibaut, Über die 
Notwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen —— für Deutſchland. 1814; v. Savigny, Vom Be— 
ruf unferer Zeit für Orietgebung und Rechtswiſſenſchaft. 1814. 3. Aufl. 1840. .- 9. Brunner, 
Die Rechtseinheit. 1877; Gierke, Der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs. 1839. 


8 27. Die Verfaffung des Deutfchen Neiches bietet während feiner lange dauernden 
Auflöfungsperiode ein höchſt unerquidliches Bild. Der deutfche König, welcher jeit Mari- 
milian I aud ohne Kaiferfrönung den Kaifertitel führt, fteht den übrigen Reichsſtänden als 
eriter Reichsſtand gegenüber. In allen wichtigeren Angelegenheiten ift er an die Zuftimmung 
des Neichstages gebunden. Doc bedürfen die Beſchlüſſe desjelben feiner Sanftion und hat 
er gegen diejelben ein abjolutes Veto. Im übrigen ift feine Machtvollfommenheit auf 
etlihe Refervatrechte zufammengefchrumpft, von denen mande nur mit Zujtimmung der 
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Kurfürften, andere infolge von Verleihungen nicht vom Kaifer allein ausgeübt wurden. Der 
Neichstag zerfiel in drei Kollegien, das Kurfürftenfollegium, den NReihsfürftenrat (Fürſten, 
Grafen und Herren) und das Städtefollegium, welches aus einer ſchwäbiſchen und einer 
rheinischen Städtebanf beitand. Im Neichsfürjtenrat hatten die Fürften Virilftimmen, 
welche jeit dem Ausgange des jechzehnten Jahrhunderts den Charakter eines auf dem 
Territorium haftenden Nealrehts annahmen. Die Grafen und Herren fomwie die nicht: 
fürftlihen Prälaten hatten Kuriatftimmen. Damit ein Reichsſchluß zu jtande fomme, war 
die Übereinftimmung aller drei Kollegien nebſt der Sanktion des Kaifers erforderlih. In 
Religionsfahen fhied fich der Neichstag in ein corpus evangelicorum unter dem Vorfit 
Kurfachfens und in ein corpus catholicorum unter dem Vorfit von Mainz (itio in partes). 
Ein Reichsgutachten (fo hieß der Beichluß des Reichstags vor der faiferlihen Sanftion) 
erforberte in Neligionsangelegenheiten die Übereinftimmung der beiden corpora, innerhalb 
deren die Mehrzahl entſchied. Die oberjte Gerichtsgewalt des Königs erlitt eine wejentliche 
Einfhränfung dur die Gründung des Neichsfammergerihts. Um 1442 trat an die Seite, 
um 1450 an die Stelle des alten Neichshofgerihts ein Fönigliches Kammergeriht. Gleich 
jenem hatte es feinen ftändigen Sit, fondern folgte es dem Hofe des Königs von Ort zu 
Drt. Die unregelmäßige Hegung des föniglihen Kammergerihts veranlafte Klagen und 
Beichwerben der Reichsſtände und 1495 mußte jih Marimilian I zur Einführung des Reichs— 
fammergerichts verftehen, eines oberjten Reichsgerichts, deſſen Bejegung in überwiegendem 
Maße nicht von ihm, fondern von den Neichsitänden abhing. Um diefe Einbuße quitt zu 
machen, wurde von den Kaifern eine urfprünglic für die öfterreihifchen Erblande gejchaffene 
Behörde zum Neihshofrate ausgebildet, welcher — abgefehen von Lehnſachen und Kriminal- 
ſachen der Neichsunmittelbaren — eine mit dem Neichsfammergerichte konkurrierende Gerichts- 
barfeit ausübte. 

Die gutgemeinten Verfuhe, ein fräftige® und dauerndes Erefutivorgan zu haften, 
blieben leider erfolglos. Als folches hatte fi von Zeit zu Zeit der 1338 gegründete und 
öfter erneute Kurverein von Nenfe, mwenigftens in gemwifjen Beziehungen, benommen. 1495 
traten die Neihsftände mit dem Projekte eines Neichsrates auf, welches vom König ver: 
worfen wurde. So wurde denn die Sorge für Aufrechthaltung des Landfriedens und Voll: 
ftrefung der fammergerichtlichen Urteile zunächſt dem Neichstage überwiefen, der jich zu 
dieſem Zwecke alljährlih verfammeln follte. Da diefe Mafregel fehlichlug, wurde im Jahre 
1500 auf Anregung des Erzbifhofs von Mainz Berthold von Henneberg ein „Reichs— 
regiment“ errichtet, welches aus vierzehn Vertretern beftimmter Neichsjtände und aus ſechs 
von den Reichsſtänden gewählten Vertretern beitehen und unter Vorſitz des Kaifers oder 
eines kaiſerlichen Statthalter tagen ſollte. Zur Wahl jener fechs Vertreter wurde das 
Reich mit Ausnahme der Kurlande, Burgunds und Ofterreihs in fechs Wahlkreiſe eingeteilt. 
Da das NReichsregiment fhon 1502 fi) auflöfte, wurde 1512 die Vollftredung der fammer- 
gerichtlichen Urteile und die Sorge für Erhaltung des Landfriedens den Kreifen übertragen, 
die jih damit in Vermaltungsbezirfe ummandelten. Gleichzeitig ergänzte man die Kreis- 
teilung, indem aus den 1500 nicht einbezogenen Gebieten vier neue Kreife gebildet wurden. 
Unter Karl V trat 1521 ein neues Neichsregiment zufammen, welches in entfcheidenden 
Momenten mit Erfolg in die dur die Neformation entjtandenen Streitigfeiten einariff, 
aber 1530 endgültig auseinanderging. Soweit die Macht der Kreife nicht ausreichte, 
fungierte nunmehr als Erefutivorgan ein Ausfhuß des Reichstags, die ordentliche Neichs- 
deputation, bis zur Zeit, da der Neichstag permanent wurde. 

Die Macht der Yandesherren war fowohl nad oben, aegenüber Kaifer und Neid, als 
nah unten in jtetigem Wachſen begriffen. Durch den Weitfälifchen Frieden wurde die 
Landeshoheit jowie die Teilnahme der Neichsitände an der Neichsregierung ftaatsrechtlich 
und völferrechtlih anerfannt. Die Yandesherren erlangten damals das Necht, untereinander 
und mit auswärtigen Mächten Bündniffe abzufchließen, und im Anſchluß daran das Gefandt- 
ſchaftsrecht. Im Verhältnis zu den Untertanen machten fie das Necht der Beiteuerung 
geltend, handhabten jie das ius reformandi und dehnten fie den Umfang des Negalitäts- 
begriffes aus. Die Yandtage hatten zu Anfang diefer Periode durch die fteigende Geldnot 
der Fürften ihre höchſte Machtentfaltung erreicht. Seit die Yandeshoheit nad) oben hin die 
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Unabhängigkeit errungen, „wird alle Kraft derfelben, die bis dahin durch den Kampf mit 
der Gentralgewalt im Reiche noch gebunden geweſen war, gegen das Hemmnis von unten, 
gegen die Yandjtände verfügbar” (K. Maurer). Nach dem dreifigjährigen Kriege ericheint 
ihre Macht als gebrochen. In den Territorien bildet fich ſeit dieſer Zeit der landesherrliche 
Abfjolutismus aus, geftügt auf die Lehre, daß der Yandesherr unbefchränft fei, jomeit nicht 
die Unterthanen ein entgegenitehendes Necht beweifen fünnten. Im achtzehnten Jahrhunderte 
wurden die landjtändifchen Verfaflungen entweder ausprüdlih aufgehoben oder zu bloßem 
Scheinwejen herabgedrüdt. Die neuejte Zeit brachte den einzelnen Ländern Deutjchlands 
Nepräjentatioverfafjungen, Wolfsvertretungen im eigentlihen Sinne, während die alte Yand- 
haft nicht als Organ des Yandes, jondern Fraft eigenen Rechts das Yand repräfentierte 
und ſchließlich zu einer privilegierten Körperfchaft herabgefunfen war. An Stelle der mittel- 
alterlihen Lehnsheere waren in den Territorien die Söldnerheere getreten, die zuerſt durch 
Werbung, dann durch Aushebung gebildet wurden. Wie früher auf den höheren, lajtet 
jest der Kriegsdienſt ausichließlih auf den unteren, damals politifh ftummen und willen- 
lofen Klafjen der Bevölkerung. Vorzugsweiſe aus den Bauernföhnen refrutierte ſich das 
Heer, aus weldem die höheren Schichten der Gefellfchaft verſchwunden find, ſoweit fie nicht 
freiwillig dienen; denn Geburt, Bildung und Vermögen befreien vom Hriegsdienft. Damit 
hängt es zujammen, daß der Wille des Kriegsheren in der Blütezeit der Kabinettsfriege 
ebenfo jchranfenlos ift, als er in der Zeit der adeligen Lehnsheere, welche das Kriegshand- 
werk zum Vorrecht der höheren Stände aeitaltet hatte, durch den Willen der Vaſallen be: 
ſchränkt war. Erjt nach der Auflöfung des Reichs wurden zunächſt in Preußen die ftändifchen 
Befreiungen vom Kriegsdienſt befeitigt und wurde die Rückkehr zur allgemeinen Wehrpflicht 
vollzogen, mit welcher das deutfche Volk einjt in die Geſchichte eingetreten war. 

Kurz vor feiner Auflöfung erfuhr das Neich eine radikale Änderung feiner Verfaſſungs— 
grundlagen. Um die weltlichen Fürften zu entfchädigen, welche durd die im Lüneviller 
Frieden von 1801 erfolgte Abtretung des linken Rheinufers an Frankreich Gebietsverlujte 
erlitten hatten, wurden durch den Neichsdeputationshauptihluß von 1803 die reichsunmittel- 
baren geiftlihen Befigungen mit wenigen Ausnahmen fäfularifiert, die Neichsitädte bis auf 
ſechs mediatiſiert. 

Über die Verfaſſungen des Rheinbundes, des Deutſchen Bundes, des Norddeutſchen 
Bundes und des Deutſchen Reichs handelt unten der Abſchnitt IV 5: das deutſche Ver— 
fafjungsredt. 

Pfeffinger, Vitriarius illustratus seu institutiones iuris publiei Rom. Germ. antiq. et modern. 
Imp. ete. 1731; Datt, De pace imperii publica libri V. 1698: J. J. Moier, Deutſches Staats» 
recht. 1737—1754 und Ergänzungen über fpecielle Gegenftände des Staatörehts, fogenanntes Neues 
deutiches Staatsredht. 1766—1775; Pütter, Litteratur des deutichen Staatsredhts. 1776—1783; 
Erich, Yitteratur der Jurisprudenz und Politik. 1812. Bol. die Yitteratur au S 16: Menzel, 
Diether von Iſenburg, Erzbiichof von Mainz, 1459—1463, ein Beitrag zur Geſchichte der ſtaatlichen 
und firchlichen Reformbeitrebungen des fünfzehnten Jahrhunderts. 1865: Tomaſchek, Hödfte Ges 
richtöbarfeit des deutfchen Königs und Reichs im fünfzehnten Jahrhundert. 1865; Franklin, Das 
fönigliche Kammergericht vor dem Jahre 1495. 1871: Thudichum, Tas are 5 Reichs kammer⸗ 
gericht und ſeine Schickſale, in der Itſchr. für deutſches Recht XX; Wyneken, Die Regimentsordnung 
von 1521, in den Forſchungen zur deutſchen Geſchichte VIIIz v. Kraus, Das Nürnberger Reichs— 
regiment. 1883. — v. Yancizolle, Überſicht der deutihen Reichsſtandſchafts- und Territorialverhälts 
nilje. 1830: Konrad Maurer, Art. Landitände, in Bluntihlis Staatswörterbuh VI. — Fell— 
ner, Zur Geſchichte der Öfterreihiichen Centralverwaltung, in den Mitteilungen des Inſtituts für 
öfterreihiiche Gefchichtsforfhung VII: Adler, Die Organifation der Centralverwaltung unter Kaiſer 
Marimilian I. 1886: Roſenthal, Die Behördenorganifation Kaiſer yerdinands I, ein Vorbild der 
Verwaltungsorganifation in den deutichen Territorien. 1887; Hintze, Der öfterreihiiche Staatsrat 
im ſechzehnten und ſiebzehnten Jahrhundert, in der Zeitfhrift der Savigny: Stiftung für Rechts— 
aeihichte VIII 137; Stölzel, Brandenburg: Preußens Recdtsverwaltung und Nechtsverfaffung. 
2 Bde. 1888: Bornhaf, Geichichte des preußiichen Verwaltungsrehts. 3 Bde. 1884 ff.: Noien> 
add: Gefhichte des Gerihtsweiens und der VBerwaltungsorganiiation Bayerns. I (1180—1598). 
889. 


828. Das Privatrecht wurde durch die Neception der fremden Rechte am intenfivften 
getroffen. Dennoch wurde aud auf diefem Gebiete nicht etwa das gefamte deutiche Necht 
außer Kraft gejegt. Es erhielt ſich für Nechtöverhältnifie, welche dem römischen Rechte 
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unbefannt waren, wie 3. B. die Grundlaften. Andererfeits wurde römifches Necht nicht 
aufgenommen, wenn das betreffende römische Nechtsverhältnis in Deutſchland fremd war, 
wie das bezüglich der römischen Sklaverei zutraf. Rechtsverhältniſſe, welche beide Rechte 
fannten, hatten häufig diefelbe Normierung, oder es hatte fid) das deutfche Hecht der des 
römifchen bereits genähert. Dann trat wenigjtens nichts durchaus Fremdes an die Stelle 
des alten. Von einem eigentlichen Kampfe konnte nur fomweit die Rede fein, als beide 
Rechte dasjelbe Verhältnis verjchieden normierten. Das Ergebnis war nicht immer dasjelbe. 
Entweder wurde der deutfche Rechtsſatz ausgeftoßen oder die Neception des römischen ab- 
gelehnt, oder es fand eine gegenfeitige Modifikation jtatt, eine Verfchmelzung römiſch— 
rechtlicher und deutſchrechtlicher Grundfäge. Nicht felten hat ein deutfchrechtliches Inſtitut 
nur ein römischrechtliches Gewand oder nur einen römischen Namen erhalten, indem man 
3. B. die Aufhebung der väterlihen Gewalt durd Gründung einer felbjtändigen Wirtfchaft 
als emaneipatio auffaßte. Sogar völlig neue Nedtsinftitute bildeten ſich durch VBerquidung 
römischer und deutſcher Nechtsiveen, fo das Familienfideilommiß. Weder das römische nod) 
das deutjche Necht find feit der Neception auf ihrem damaligen Standpunfte jtehen geblieben, 
beide haben fich feitvem fortgebildet. Namentlich das moderne Verkehrsrecht ſchuf eine große 
Anzahl neuer Einrihtungen, welde im römifhen Nechte feinen Anfnüpfungspunft finden. 
Im allgemeinen läßt ſich das Verhältnis beider Nechte etwa auf folgende Art bejtimmen. 
„sn den Fragen über Rechts- und Handelsfähigfeit ift das römische Recht nicht als Grund» 
lage unferes heutigen Nechts anzufehen” (Roth). Unſer Genofjenjchafts: und Goefellfchafts- 
recht hat deutſchrechtlichen, nicht römifchrechtlihen Typus. Im Familienrechte überwiegt 
das deutjche Recht. Im ehelichen Güterrechte gelten die drei deutſchrechtlichen Syſteme der 
Verwaltungsgemeinfchaft, der allgemeinen und der bejchränften Gütergemeinfchaft. eines 
römifches eheliches Güterrecht gilt nur in einem fehr geringen Teile von Deutjhland. Die 
patria potestas hat ebenfowenig wie das römische Pekulienrecht bei und Wurzel gefchlagen. 
Unfere Vormundſchaft hat infolge der Ausbildung der ftaatlihen Obervormundſchaft einen 
von der römischen total verfchievenen Charakter. Dasjelbe Verhältnis gilt für das Sachen— 
reht. Die römische Befislehre ift zwar im allgemeinen recipiert, allein der Begriff des 
Rechtsbeſitzes auf eine breitere Grundlage gejtellt worden. Die Lehre vom Eigentumserwerb 
hat zum Teil infolge der Ausbildung befonderer aus den Negalien hervorgegangener An- 
eignungsrechte (Jagd, Fiſcherei- und Bergredht) vom römischen Rechte durchaus abweichende 
Nehtsfäge aufzumeifen. Im größeren Teile von Deutichland hat das Inſtitut der öffent- 
lihen Bücher für das Grundeigentum das deutſche Auflaffungsprinzip mehr oder minder 
gewahrt oder wieder hergeitellt. Dasjelbe gilt von der Ausſchließung der Eigentumsflage 
bei Mobilien bezüglid des Grundfages: Hand muß Hand wahren. Das deutihe Pfand: 
recht an Liegenſchaften wurde zwar durch die Neception auf das ärgjte in Verwirrung ge- 
bracht, ift aber bereits zum größten Teile wieder auf Grund deutfcher Nechtsprinzipien um: 
gejtaltet worden. Das gemeine Immobiliarrecht gilt im mwejentlichen unverändert nur noch 
im preußifchen Amtsgericht Homburg und für etliche Grundftüde des medlenburgifchen An: 
teils von Ratzeburg. Die Neallaften, das Lehnreht, die Nechtsverhältniffe der deutfchen 
Bauergüter find dem römischen Rechte fremd. Im Obligationenrehte hat — abgejehen 
von den Inſtituten des Handels-, Wechſel- und Seerehts — das römifche Recht bei der 
Teilung den Schwertteil davongetragen. Dennod finden fich weſentliche Abweichungen. Das 
ſtreng perfönliche Verhältnis zwiſchen Gläubiger und Schuldner, wie es die römische obligatio 
harakterifiert, ift uns fremd; daher die Übertragbarfeit der Forderungen, der Erwerb der 
Forderung durch freie Stellvertretung, die Verträge über Xeiftungen an Dritte und über 
Zeiltungen Dritter. Die Lehre von der Vollmacht hat im römischen Nechte feine haltbaren 
Anfnüpfungspunfte. Das römische Necht fennt weder die allgemeine Klagbarkeit der Ver— 
träge des modernen Nechts noch die große Anzahl neuentitandener Vertragsarten, von denen 
der Verlagsvertrag, der Verficherungsvertrag, die Leibrentenverträge, die Präſentations-, die 
Drder-, die Snhaberpapiere Beispiele bieten. Aud das Erbrecht enthält neben jeinen 
römiſchrechtlichen Grundlagen eine Mafje deutichrechtlicher Beitandteile, jo die Erbverträge, 
die Tejtamentserefutoren, Fideikommiß- und Lehnerbfolge, zu gefchweigen von der Geltung 
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deutfcher Erbrechtsſätze in den Partifularredhten. Das Bergreht, das Gewerbereht und das 
Urheberrecht jind deutſch. 


Bal. die Lehrbücher des heutigen deutichen Privatrehts; Roth im Archiv für praftiiche Rechts— 
wiffenfhaft VII 303 #.; Schröder in den Verhandlungen des 12. deutichen Juriftentags. 


$ 29. Das Strafredt zeigt zur Zeit der Reception, zumal in Süddeutſchland, das 
Bejtreben, der Verübung von Verbrechen durd große Härte entgegenzumirfen. Die Todes- 
ftrafe wird ungebührlich ausgedehnt, und infolgedefjen fieht man ſich genötigt, diefelbe für 
jchwerere Fälle in graufamer Weife zu verfchärfen. Die einreißende Vermwilderung machte 
eine Reform zum dringenden Bedürfnis. Diefe erfolgte dur die Peinliche Gerichtsordnung 
Karls V, melde mit Nüdficht auf die damaligen Nechtszuftände als ein wefentlicher Fort— 
fchritt erfcheint und den Ausgangspunkt für die Fortbildung des Strafrechts in der Folge: 
zeit abgiebt. Das Strafeniyftem der Carolina beruht auf einfahen und qualifizierten 
Todesftrafen, verftümmelnden Strafen, förperliher Züchtigung, Landesverweifung, Gefängnis, 
Vermögens: und Ehrenftrafen. Die gemeinrechtlihe Praris des fiebzehnten Jahrhunderts 
jteht insbefondere unter dem Einfluß des Kriminaliften Benedift Carpzov (T 1666). Seit 
dem achtzehnten Jahrhundert macht fich zuerft in der Yitteratur, dann in der Landesgeſetz— 
gebung das Bejtreben nad einer dem Geiſte der Humanität entfprechenden Milverung des 
Strafrechtes und nad einer Reform des Strafenfyftems geltend. Auf die neuere partifuläre 
Strafgefeßgebung übten die rechtsphilofophiichen Schulen den maßgebenditen Einfluß. Mehr 
als ein anderer Nechtszweig hat das Strafrecht der naturrechtlichen Abjtraftion zu verbanfen, 
welche fi) namentlich in den fogenannten Strafrechtstheorieen zur Geltung bradte. Mehr 
als anderwärts wurden aber auch hier die hiſtoriſchen Fäden abgeriffen, welde das Recht 
der Gegenwart mit der Vergangenheit verbinden. Erſt in neuejter Zeit vermochte die 
hiſtoriſche Schule eine Neaktion gegen die ungeſchichtliche Auffaffung des Strafrehts geltend 
zu machen. 

Carpzov, Practica nova imperialis saxonica rerum eriminalium. 1635; Geib, Lehrbuch des 
deutihen Strafrechts. I: Geſchichte. 1861; v. Dolgendorff, Handbuch des deutichen Strafrehts I 
SS 34 ff.; Binding, Grundriß zur Borlefung über gemeines deutihes Strafreht. 3. Aufl. 1884, 
wo weitere Zitteraturangaben zu finden find. 


8 30. Auf dem Gebiete des Prozeßrechtes war das Verfahren vecipiert worden, 
welches auf Grundlage des römifhen und kanoniſchen Rechts die italienische Praxis aus: 
gebildet hatte. Die deutichrechtlihe Scheidung zwiſchen Richter und Urteilsfindern fiel 
hinweg, als die Nechtsfenntnis Monopol der gelehrten Juriften wurde. An Stelle des 
mündlichen und öffentlichen Verfahrens trat ein fchriftlices und geheimes. Das formale 
Beweisverfahren des deutichen Rechts war von vornherein dem Untergange geweiht, da «es 
nicht gelang, eine der vorhandenen Beweisformen zum Rahmen eines materiellen Beweis- 
rechts umzubilden, wie dies in England dur Umbildung des Inquifitionsbeweifes zur 
Jury geſchah. Doc; vermochte man nicht vollftändig mit den alten Grundfägen zu brechen. 
Die deutfchrechtlihe Auffafjung von der Gebundenheit des richterlihen Ermeſſens bezüglich) 
des Beweisergebnifjes fam in den geſetzlichen Beweistheorieen aufs neue zum Ausdruck. 

Im Strafprozeß wurde das Inquifitionsprinzip zur fchroffften Durchführung gebracht. 
Da man aber auf ein Zufammentreffen der Umftände hin nicht zu verurteilen wagte und 
andererjeit3 die alten Beweismittel ihre Beweisfraft verloren hatten, arbeitete man auf ein 
Gejtändnis des Infulpaten hin und wendete, um diejes zu erlangen, die Tortur an, welche 
zu bejeitigen erjt dem Ende des vorigen Jahrhunderts gelang. Seitdem fand aud ein 
Rückſchlag gegen das rein aftenmäfßige und inquifitorifche Verfahren jtatt, indem man ſich 
dem Antlageprozeß näherte und den Brinzipien der Offentlichkeit und Mündlichfeit gerecht 
zu werden fuchte. Im weitaus größten Teile von Deutichland hat die Landesgefeggebung 
durh Aufnahme der Schwurgerichte mit dem alten Strafprozeßrechte volljtändig gebrochen. 
Über das Verfahren nad der Neichsjtrafprozegordnung fiche unten Abfchnitt IV 4. 

Für bürgerliche Streitfachen fam infolge der Neception ein unendlich weitläufiges und 
jchleppendes Verfahren in Geltung. Wenn aud) der jüngfte Reichsabſchied eine Neform der 
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wefentlichiten Gebrehen anbahnte, indem er der Zerjtüdelung des nitruftionsverfahrens 
abzuhelfen fuchte, das fogenannte artifulierte Verfahren verbot und die Ausbildung der 
Eventualmarime vorbereitete, jo blieben doch die fremdrechtlichen Grundlagen des Rechts— 
gangs, insbefondere die Schriftlichfeit des Verfahrens, beftehen. Durd die Partikulargeſetz— 
gebung hat ji) der größere Teil Deutſchlands von den Prinzipien des gemeinen Givil- 
prozeßrechts losgefagt. In Preußen führte die Gerichtsorpnung das Unterfuhungsprinzip 
in den Givilprozeß ein. Links des Nheins war unter der Herrſchaft des franzöſiſchen 
Rechtes ein auf den Grundlagen der Öffentlichkeit und Mündlichkeit beruhendes Verfahren 
in Geltung gelangt, welches der deutſchen Landesgeſetzgebung feit 1848, insbefondere der 
bannoverjchen Prozeßordnung vom 8. November 1850, zum Borbilde diente. Im Anſchluß 
an die hierdurch angebahnte Neformbewequng hat die Neichscivilprogeßordnung vom 30. Januar 
1877 ein Verfahren geichaffen, welches auf die Verhandlungsmarime, auf die Mündlichkeit 
und Öffentlichkeit der Verhandlung, auf den unmittelbaren Prozeßbetrieb durch die Parteien 
und auf das Prinzip der freien richterlihen Bemweiswürdigung gebaut: ijt. 


4. 
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VDorbemerkung. 


Das franzöfifhe und das englifche Necht find Tochterrechte des deutfchen Rechtes. Sie 
haben mande Rechtsfäge und Rechtsinſtitute deutfchrechtlihen Urſprungs fogar in fchärferer 
und reinerer Ausprägung bewahrt als das heutige Necht Deutſchlands, welches fie nur in 
römischreghtlicher Trübung aufzuweisen hat. Die franzöfifchen und die englifchen Rechts- 
denfmäler bejigen daher für das deutfche Recht und feine Geſchichte die Bedeutung einer 
mittelbaren Grfenntnisquelle. Franzöfifches Necht gelangte, wie oben S. 296 ausgeführt 
wurde, in einem Teile Deutjchlands zu dauernder Geltung. Das englifhe Recht und 
jeine Entwidlung lafjen uns den ureigenen Gedankengang germanifcher Rechtslogik noch er— 
fennen an Nechtsgebilden, für die fie und durd die Angewöhnung an romaniftifhe Dent- 
weile fait völlig abhanden gefommen ift. Überdies haben das franzöfiihe und das englifche 
Recht unfere neuere Nechtsentwidlung beeinflußt, indem einzelne Nechtseinrichtungen, die in 
Frankreich oder in England ihre eigentümliche Ausbildung erhielten, auf den Gebieten des 
Verfaffungs:, Prozeß, Straf: und SHandelsrehtes bei uns Wurzel faßten. Aus dieſen 
Gründen erfcheint es als zweckmäßig hier einen kurzen Überblid über die äußere Gefchichte 
des Rechts in Franfreih und England zu geben. Die füdfranzöfiihen Uuellen bleiben, 
weil uns im ganzen ferner ftehend, im allgemeinen ausgejchloffen. Das normanniſche Nedt, 
ein Zweig des franzöfiihen, foll als pafjender Übergang von diefem zum englifhen Rechte 
in einem bejonderen Abichnitte behandelt werden. 


I. Geſchichte der franzöfifhen Rechtsquellen. 
A. Bis in die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts. 


8 1. Die Redtsentwidlung im allgemeinen. Die franzöfifhe Rechts— 
geſchichte zweigt ſich nach Auflöfung der fränfifchen Monardie von dem Strome der 
deutfchen Nechtögefchichte ab, um von da an ihre jelbjtändigen Wege zu gehen. Das 
Recht, welches deutihe Stämme auf gallifhen Boden verpflanzt und daſelbſt fortge- 
bildet hatten, bewies bei dem romanischen Mifchlingsvolfe im Kampfe mit dem römischen 
Rechte im ganzen eine größere Widerftandsfraft als das deutfche Necht im heiligen römi- 
fhen Neiche deuticher Nation, wo dem römifchen Rechte die dee, daß das Deutiche 
Reich eine ftaatsrechtliche Fortſetzung des alten römischen Neiches fei, ſowie die verhängnis- 
volle Schwäche des deutichen Königtums und die Zeriplitterung der deutſchen Gerichts- 
verfafiung zu Hülfe famen. Vielfach ift übrigens die felbitändige Entwidlung des Tochter: 
rechts der des Mutterrechts analog; jenes eilt diefem fogar in manchen Beziehungen voraus, 
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indem es die Gegenfäge im Staatd- und Nechtsleben rafcher und fchärfer ausarbeitet, aber 
auch rajcher überwindet. 

Früher ald Deutſchland Hat das weitfränfifhe Reich das Lehnweſen bis in feine 
äußerſten politifchen Konfequenzen entwidelt. Gleich zu Anfang der franzöfifhen Rechts: 
geſchichte ſteht die königliche Gewalt faſt auf Null und find die großen Kronvafallen in 
ihren Territorien fogut wie unabhängig, indem nur ein ſchwaches Lehnsband fie mit der 
Krone verknüpft. Früher als bei uns hat jich aber in Frankreich die Bewegung übergipfelt, 
der Bruch mit dem Lehnweſen vollzogen und aus dem Lehnsſtaate ein abfolutiftiiches Staats- 
wejen entwidelt. Geftügt auf die in der Hausmacht ausgebildete Landeshoheit, vermochte 
das erblich gewordene Königtum die übermächtigen LZehnträger allmählich zu befeitigen oder 
doch in größere Abhängigkeit zu bringen. 

Dem Mangel einer kräftigen Gentralgewalt entjprad ein weitgehender Partifularismus 
in der Nechtsbildung. Aus der Verfchmelzung römifcher und germanifcher Bevölferung 
hatten ſich in Frankreich zwei ſcharf geichiedene Nationalitäten gebildet, von denen bie 
nördliche das Sprachgebiet der langue d’oil erfüllte, während der Süden der langue d’oc 
gehörte. Mit der Verfchievenheit der Sprache fonfurriert eine Verſchiedenheit des Rechts, 
welhe man durd den Gegenjaß von droit eoutumier und droit &erit bezeichnet, eine 
Unterfcheidvung, deren erfte Spuren uns ſchon in fpätfarolingifchen Kapitularien begegnen. 
Das Recht der nördlichen Landſchaften war ein rein germanifches und wurde erſt jpäter 
durch Einrihtungen des römischen und kanoniſchen Rechts modifiziert. Im Süden hatte 
fi römisches Vulgarrecht erhalten. Urfprünglich perfönliches Necht der römischen Bevölfe- 
rung, wurde es ein Territorialrecht, welches dann feit dem Eindringen der Juftinianifchen 
Rechtsbücher und ihrer Litteratur allmählich purifiziert und mit dem wifjenfchaftlichen Rechte 
der italienifchen Jurisprudenz vertaufcht wurde. Doch waren viele germanifche Rechtsan— 
jhauungen in den römischen Nechtsförper eingedrungen und hatten ſich unter dem be- 
herrfchenden Einfluß des fränkifchen Rechtes zahlreihe Lofalrechte gebildet, von melden 
namentlich die Stadtrechte teilweife einen ſehr unrömifchen Charakter an fi trugen. Auch 
gab es Gebiete des droit écrit, in melden das römische Necht nur eine höchſt jubfidiäre 
Geltung bejaß. 

Wie im Süden, fo tritt uns au im Norden, troß der gemeinfamen Grundlagen, das 
Recht nit als ein einheitliches entgegen. Jedes Yand hat feine eigene Coutume. Mande 
Landſchaften werden dur die Grenzlinie des droit coutumier in zwei Hälften geteilt, jo 
die Auvergne, von der nur ein Teil zu den pays du droit &erit gehörte. In befonderer 
Abgeſchloſſenheit jteht den übrigen Landesrechten das der Normandie gegenüber, welches fich 
zu ihnen in Bezug auf zähes Feithalten des Hergebrachten und juriftiiche Konjequenz etwa 
ebenjo verhält wie das ſächſiſche zu den ſüddeutſchen Rechten. 

Der Wendepunft in der politifchen Entwidlung zeichnet fih mit voller Schärfe auch in 
der äußeren Geichichte der Nechtsbildung ab. Ceit dem dreizehnten Jahrhunderte bilden fich 
die Anfänge eines gemeinen coutumiären Nechts, während zugleich fremdrechtliche Inſtitutionen 
aufgenommen werden. Dieſe Neuerungen erfolgen dur den Einfluß des Königtums und 
zwar hauptfählih auf dem Wege der Verwaltung der Rechtspflege, durch deren feitere 
Organifierung die Könige ihre Macht wejentlich zu erhöhen wiſſen. Namentlich zwei Um— 
ftände find es, die dabei in Betracht fommen, die Stellung der Curia regis und das 
fönigliche Beamtentum. Das Königsgericht, aus welchem im Laufe der Zeit das Parlament 
als oberjter Neichsgerichtshof herauswächſt, ſchließt ſich in feinen Funktionen an das fränkische 
Königsgeriht an. Wie diefes waltet es zugleich als Billigfeitsgerichtshof und wird in 
diefer Eigenfchaft von großer Bedeutung für die Fortentwicklung des Rechts. Da im Parla- 
mente nicht nur Weltliche, jondern auch Geiftliche bei der Rechtſprechung thätig waren, fo 
fam es, daß das von letteren gefannte römische und fanonifche Recht mandmal befruchtend 
auf das coutumiäre einwirkte. Namentlih auf den Gebieten des Prozeßrechtes und der 
Befislehre wurde auf diefe Weife das coutumiäre Recht ſchon frühe durch fremdredtliche An- 
fchauungen modernifiert. Das Königsgericht diente den oberiten Gerichten der großen Kron— 
lehen zum WVorbilde; jo war unter anderen der Echiquier der Normandie nach dem Mujter 
desjelben organifiert. Die durch die Curia regis ausgebildeten Grundſätze famen durch 
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königliche Ordonnanzen, durch die Thätigkeit der königlichen Beamten und durch die Rück— 
wirkung, welche das Aufkommen eines Appellationsverfahrens ausübte, auch in den unteren 
Gerichten allmählich zur Anwendung. Dieſe waren zum Teil lehnrührig und wurden in 
ihrem Verhältnis zum Lehnsherrn wie der Grundbeſitz, an den ſie geknüpft waren, nach 
den Beſtimmungen des Lehnrechts behandelt. Zum Teil wurden ſie mit königlichen Amt— 
leuten, mit Baillis und Prevöts beſetzt, nicht ſelten durch Perſonen, die früher im Königs- 
gerichte thätig waren und dann in ihren Gerichtsjprengeln recht eigentlich als die Träger 
der reformatorifchen Rechtsgedanfen erſcheinen, während in den zu Lehen gehenden Gerichten 
das alte Recht fi länger erhielt und zwar u. a. deshalb, weil ihnen für einige der 
wichtigjten nftitutionen des reformierten Nechtes, wie für den Befigprozeß und vielfach auch 
für die Smmobiliarerefution, die Kompetenz verfagt blieb. 

Im zehnten und elften Jahrhundert ift das franzöfifche Recht ebenſo arm an Er- 
fenntnisquellen wie das deutſche Recht derfelben Zeit. Franzöſiſche Rechtshiſtoriker nennen 
diefe Periode die diplomatifche, weil ſich die Forſchung faſt ausfchlieglih auf Privilegien 
und Urkunden angemwiefen jieht. Nur Südfrankreich hat in diefer Zeit einige Lokalrechte 
aufzumweifen. Seit dem zwölften, namentlich aber feit dem dreizehnten Jahrhundert taucht 
auh in Nordfranfreich gefchriebenes Recht und zwar in reichliher Fülle auf. Was den 
Charakter der Nechtsquellen betrifft, haben wir zu unterfcheiden: a. fchlichte Aufzeichnungen 
von Stadt: und Landesrechten; b. Erzeugnifje der juriftifchen Litteratur, Nechtsbücher; 
c. Urteilsfjammlungen und Weistümer; d. Satungen, Etablissements und Ordonnances. 


8 2 a Schlichte Aufzeihnungen von Stadt- und Landesredten. 
Unter den jchlichten Aufzeichnungen, welche ſich übrigens nicht immer durd eine ſcharfe 
Grenzlinie von den Rechtsbüchern abheben, fommen namentlich in Betradt: 

1. Li Usage de Borgoigne, ein burgundifcher Richtfteig altertümlichen Inhalts, 
welcher jpäteftens in der eriten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts verfaßt wurde, wie 
die häufige Anwendung der Ordalien ergiebt. Er ift herausgegeben von Marnier als 
Ancien Coutumier de Bourgogne 1858. In die Zeit von 1270—1360 gehören die 
Coustumes et stilles gardez en duchi@ de Bourgoigne, herausgegeben von Giraud, in 
defien Essai sur l’histoire du droit frangais au moyen äge II 268. 

2. Die Coutume de Touraine-Anjou von 1246, eine von einem füniglichen 
Richter in Touraine oder Anjou verfaßte Rechtsaufzeichnung, welche mit mancherlei Zufägen 
als „Usage de Touraine et d’Anjou“ in eine unten zu erwähnende Kompilation, in die 
jogenannten Etablissements de Saint Louis überging und dadurch hervorragende Bedeutung 
für die Gefchichte des coutumiären Nechtes erlangte. Sie fam auch in der Landſchaft Maine 
zur Geltung, deren Recht mit dem von Anjou enge verwandt war, und ift ung durch zwei 
jelbjtändige Handjchriften des 14. Jahrhunderts in einer der urfprünglichen Geftalt fehr 
nahejtehenden Form unter dem Titel: Coustumes d’Anjou et dou Maigne erhalten. 
Eine Refonftruftion der urfprünglihen Coutume de Touraine-Anjou, wie jie dem Ber- 
faffer der Etablissements vorgelegen hatte, gereinigt von den Zufäten desfelben, gab 
Viollet im dritten Bande feiner Ausgabe der Etablissements de Saint Louis 1883. 
Die Coustumes d’Anjou et dou Maigne publizierte nad) den zwei vorhandenen Hand» 
ſchriften Beautemps-Beaupre, Coutumes et Institutions de l’Anjou et du Maine 
anterieures au XVI* sieele. I. 1877. Gegen Ende des vierzehnten Jahrhunderts entjtand 
eine Necenjion diefer Coutume, welche den Tert mit einer das fremde Necht berückſichtigenden 
Gloſſe begleitet. Sie fteht ala Coustume glosce bei Beautemps-Beaupre6 a.a.D. I 181 ff. 
Unabhängig von der Coustume des Jahres 1246 entitand zu Anfang des vierzehnten 
Jahrhunderts, vermutlich bald nad 1315, im Anfchluß an die Gerichtspraris eine furz ge— 
faßte Zufammenftellung der Nechtsgewohnheiten von Anjou, welche fih als compilatio 
de usibus et constitutionibus Andegaviae bezeichnet, aber franzöfifh gefchrieben iſt. 
Gelegentlih wird auch das Recht von Maine, Touraine und Poitou berüdfichtigt. Sie 
wurde zuerft von Marnier, Anciens usages inédits d’Anjou herausgegeben. Außerdem 
hat fie Beautemps-Beaupre in feine Sammlung der Coutumes von Anjou und 
Maine I 44 in verbejlerter Geftalt aufgenommen, ebenjo Viollet in feine Ausgabe der 
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Etablissements III 117 ff., welder a. a. O. I 27 die früher herrfchende Anficht widerlegt, 
daß fie vor 1273 entitanden fei. Die Compilatio ift faſt vollftändig in eine inhaltreiche 
aber etwas unförmlide Kompilation für Poitou übergegangen, welche der zweiten Hälfte des 
vierzehnten Jahrhunderts angehört und fi als Livre des droiz et des commandemens 
d’office de justice bezeichnet, ein ſchwerfälliger Titel, der einer Überſchriſt im zweiten 
Bude der Etablissements de Saint Louis nachgebildet ift. Der Verfaſſer hat darin 
römifche und fanonifche Rechtsquellen, die Etablissements, die Compilatio de usibus Ande- 
gaviae, die Coutume de Toouraine-Anjou, gerichtliche Entfcheidungen und anderes Material 
mit Nüdfiht auf das Recht von Poitou in ziemlih äußerliher Weife verarbeitet. Der 
Livre des droiz iſt herausgegeben von Beautemps-Beaupr& 1865. In Anjou 
jelbft läßt fi das Fortleben und die Fortentwidlung der Coutume von 1246 dur mehr 
als ein halbes Jahrtaufend verfolgen. Im Jahre 1411, alſo geraume Zeit vor der Ordon— 
nanz Karla VII, welche die Homologierung der Coutumes in Fluß brachte (vgl. $ 6), fand 
auf den Grands Jours, einer Verfammlung der höheren Richter, Advofaten, Procureurs und 
Notablen der Landſchaften Anjou und Maine, eine Reformation der Coutume ftatt (vgl. 
Beautemps-Beaupr&, Coutumes de l’Anjou et du Maine I 385 ff.). Über das 
damit zufammenhängende fogenannte Rechtsbuch des Claude Liiger fiehe unten S. 314. Anjou 
hat dann noch aus dem fünfzehnten Jahrhundert eine Anzahl von Redaktionen feiner Cou- 
tume aufjumeifen (a. a. ©. II. IV), bis 1508 eine abſchließende Redaktion erfolgte, die 
bis zum Ausbruch der großen Revolution in Geltung blieb. 

3. Die Anciennes ('outumes d’Orl&ans (bei De la Thaumassiere im 
Anhang zu defjen Ausgabe der Assises de Jerusalem und des Beaumanoir. 1690) enthalten 
eine reichhaltige Zufammenftellung von jtrafrechtlichen Bejtimmungen (poines de la duchie 
d’Orliens), die unter den mittelalterlihen Quellen ihresgleihen ſucht und nachmals von 
dem Verfafjer des Livre de Justice et de Plet in fein Rechtsbuch aufgenommen wurde. 
Eine Neihe ins Franzöſiſche überfegter Königsbriefe für Orleans (bis 1180), ein Aufſatz 
über die Strafen des fremden Rechts und eine Aufzählung verfchievener Abaaben bilden 
den fonjtigen Inhalt diefer Aufzeichnung, die jpäteitens in der erjten Hälfte des dreizehnten 
Jahrhunderts entitanden fein dürfte. Bedeutſamer iſt eine vor 1273, vielleicht noch vor 
1254 von einem königlichen Beamten verfaßte Coutume von Orleans (Li Usages d’Orlenois), 
welche in die Etablissements de Saint Louis aufgenommen wurde und uns ſonſt nicht 
erhalten ift. Den Verſuch einer Nekonftruftion des urſprünglichen Tertes giebt Viollet, 
Etablissements de Saint Louis I 495 ff. 

4. Li Usages de le eit& d’Amiens von 1249 und eine jüngere Coutume 
verjelben Stadt, abgefaßt vor 1292. Amiens bejigt außerdem eine Aufzeichnung über die 
Formalitäten des gerichtlichen Zweifampfes, welche jih als coustume anchiene des wages 
de bataille bezeichnet und dem dreizehnten Jahrhundert angehört. Die Rechtsquellen von 
Amiens jind herausgegeben von A. Thierry im Recueil des monuments inedits de 
l’histoire du tiers &tat, Premiere Serie. Vol. I. contenant les pieces relatives A l’his- 
toire de Ja ville d’Amiens. 1850 (ein Band der Collection de documents inedits pour 
’histoire de France). Die jüngere Coutume des dreischnten Jahrhunderts fteht auch bei 
Marnier, Ancien Coutumier inedit de Pieardie. 1840. 

5. Le Livre des Constitucions dementes el Chastelet de Paris, 
eine Privatarbeit eines Praftifers, welde in 86 Artifeln den Gerichtsgebrauch nicht nur 
des Chätelet, des Gerichtes der Prevöte von Paris, fondern mit Berüdfichtigung desjelben 
überhaupt das Verfahren in den föniglihen und arundherrlihen Gerichten des pays de 
France darjtellen will. Hauptſächlich cwilprozeffualiichen Inhalts, iſt fie von Bedeutung 
auch für die Erfenntnis des formalen coutumiären Rechtszwangs. Sie entitand im leßten 
Viertel des dreizehnten Jahrhunderts, ungefähr um 1280. Der Ausdrud Constitutions 
ift nicht im Sinne von Satung, jondern in der Bedeutung unbejtrittener, notorifcher Coutume 
genommen. Die intereflante Nechtsquelle wurde als Anciennes Constitueions du Chätelet 
de Paris ziemlich fehlerhaft von Euscbe de Lauriere 1698 jelbitändig und an— 
hangsweife in deſſen Kommentar zur Coutume de Paris III 203 ff. 1777 herausgegeben. 
Eine bejiere Ausgabe publizierte unter dem oben angeführten Titel Charles Mortet 1883 
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(extrait des M&moires de la soeiété de l’histoire de Paris et de l’Ile-de-France, 
tome X) mit Einleitung, Anmerkungen und Glofjar. 

6. Li Droiet et lis Coustumes de Champaigne et Brie que li roys Thie- 
baulx establi, befjer „ancienne Coutume de Champagne et de Brie*, eine fompilatorifche 
Arbeit des dreizehnten Jahrhunderts, welche wegen Aufnahme von Sagungen eines Grafen 
der Champagne und Königs von Navarra jenen unpafjenden Titel erhielt. Sie jteht bei 
Bourdot de Richebourg, Nouveau Coutumier général III 209. 

7. Aus dem zwölften und dreizehnten Jahrhunderte ftammt eine Anzahl ſüdfranzöſiſcher 
Stadtrechte und Landesrechte. Ein Teil derfelben ift bei Giraud a. a. D. veröffentlicht. 
Befonders erwähnenswert find wegen der Altertümlichkeit ihres Nechtes: Les Fors de 
Bearn, ed. Mazure et Hatoulet. 1845 und las costumas de la villa de Bordeti 
(Bordeaux), @d. des freres Lamothe, Bordeaux 1768. 

8. Die Aneiennes Coustumez de Ponthieu, de Vimeu, des Castelleries de le 
baillie d’Amiens ete. aus dem Anfange des vierzehnten Jahrhunderts bei Marnier, 
Ancien Coutumier inedit de la Picardie. 1840, ©. 167. 

9. Eine die Stadt Lille betreffende Sammlung von Nechtögewohnheiten, von Ver: 
orbnungen der Grafen von Flandern und von Schöffenſprüchen, welche Mitte des vierzehnten 
Jahrhunderts von Roisin, vermutlid einem Stadtfchreiber, veranftaltet wurde und dann 
den Schöffen von Lille als Stadtbud diente, in welches alle auf das Stadtredht bezüglichen 
Neuerungen eingetragen wurden. „Roisin Franchises, Lois et Coutumes de la ville de 
Lille“, herausgegeben von Brun-Lavainne. 1842. 

10. Die Coustumes et avis et estatus et ordonanches de la ville d’Estaires. 
Eitaires hatte die Stadt Mpern zum Oberhof. Das von da her jtammende Recht wurde 
im fünfzehnten Jahrhundert in 165 Artikeln aufgezeichnet. Das kleine Rechtsdenkmal ift 
herausgegeben von De la Fons de Melicocq in den M&moires de la soe. des 
sciences etc. de Lille, 2. ser. 2. vol. 1855. 

11. Die Contume von Rheims. Sie liegt in zwei Hauptformen vor. Die eine 
ftammt aus dem vierzehmten oder aus dem Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts und 
wurde von dem 1419 verjtorbenen Licentiaten Gerard von Montfaucon fommentiert. Die 
andere ijt das Ergebnis einer 1481 vorgenommenen offiziellen Redaktion. Die Nheimfer 
Quellen find abgedvrudt bei Varin, Archives lögislatives de la ville de Reims in der 
Colleetion de documents inedits, I: Coutumes. Daſelbſt S. 609 ff.: die „Pre- 
miere r&daction complete de la Coutume de Reims“ mit dem Kommentar des Licen- 
tiaten Gerard de Montfaucon, ferner die Redaktion von 1481. Der zweite Teil der 
Archives lögislatives, Statuts, Vol. I, enthält u. a. wichtige Nachträge zur Coutume von 
1481. 

12. Die Coustumes de la ville et septaine de Bourges, de Dun le Roi 
et du Pays de Berry aus dem fünfzehnten Jahrhundert, noch leidlid rein vom römi— 
ſchen Rechte, das um jene Zeit in Mittelfranfreih ſchon feiten Boden gewonnen hatte, bei 
La Thaumassiere, Anciennes Contumes du Berry. 1679 und bei Bourdot de 
Richebourg, Nouveau Coutumier general III 875. 


83. b. Die Rechtsbücher. Eine der wichtigſten Erfenntnisquellen für das national- 
franzöfifche Recht find die Assises de J&rusalem. In den durd die Hreusfahrer 
gegründeten Staaten des Drients fam franzöfifhes Recht in Geltung. Schon Gottfried 
von Bouillon foll mit feinen Lehnsleuten für das neu errichtete Königreich Geſetze erlafjen 
haben. Die in der Kirche des heiligen Grabes forgfältig aufbewahrten Urkunden jeien dann 
1187 bei dem Berlufte Jerufalems verloren gegangen. Das Recht des Königreichs gliederte 
fih nad) den zwei Gerichtshöfen der Haute Cour oder Cour des Chevaliers und der 
Baisse Cour oder Cour des Bourgeois. Die hier ausgebildete Nechtspraris fand aud in 
dem Königreihe Cypern Eingang. Seit dem dreizehnten Jahrhunderte entjtehen jchrift- 
jtellerifhe Arbeiten über das Recht des Orients. Das ältefte uns erhaltene Werf über das 
Recht der Haute Cour rührt von dem aus Frankreich eingewanderten Ritter Philippe 
de Navarre, weldes, zum Rechtsunterrichte bejtimmt, namentlich die bis in minutiöfes 
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Detail ausgearbeiteten Formalitäten des Nechtöganges behandelt. Sein Werf wurde über- 
boten durch eine umfafjende Darjtellung der Assises und Usages der Haute Cour von 
Serufalem, welche fein Zeitgenofje Jean d’Ibelin, Graf von Jaffa und Asfalon (lebte 
noch 1266) zum praftifhen Gebraude verfaßte und melde 1369 in Cypem als Geſetz 
publiziert wurde. Kürzere, zum Teil ergänzende Arbeiten jtammen von den Juriſten 
Geoffroy le Tort und Jacques d’Ibelin. Eine gebrängte überfichtlihe Zufammen- 
ftellung der in des legteren meitläufigem Werfe enthaltenen Rechtsregeln bietet la clef 
des assises de la Haute Cour du Royaume de Jerusalem et de Chypre, das Werf 
eines unbekannt gebliebenen Autord. Der Livre des Assises der Baisse Cour, welcher 
uns nicht in der urfprünglichen Geftalt vorliegt, wurde, wie man gemwöhnlid annimmt, 
bereits in der zweiten Hälfte des zwölften Jahrhunderts ausgearbeitet. Im vierzehnten 
Sahrhundert (1324— 1361) fchrieb in Cypern ein praftifcher Jurift einen Abrege du 
livre des assises de la cour des Bourgeois. Nad der Eroberung Konſtantinopels 
von 1204 fam das Recht von Jerufalem aud im lateinifchen Kaifertum in Geltung. Ein 
dafelbjt entitandenes Rechtsbuch ift uns in den Assises de Romanie (aud Liber Con- 
suetudinum Imperii Romaniae) erhalten. 

Eine Gejamtausgabe der Assises giebt Beugnot, Assises de Jerusalem ou recueil 
des ouvrages de jurisprudence composes pendant le XIII* sieele, im Recueil des 
Historiens des Croisades, 2 voll. fol. 1841—1843. Eine ältere, aber die bejte Aus- 
gabe der Assises ber Baisse Cour ift die von Kausler, „Les Livres des assises et 
des usages dou reaume de Jerusalem“. 1839. Unvollendet ift eine von Viet. Foucher 
1839 begonnene Ausgabe. Einen italienifhen Tert, darunter auch die Assises de Ro- 
manie, findet man bei Canciani, Barbarorum leges antiquae. Cine griedifche Über- 
fegung publizierte Sathas im 6. Bande feiner Bibliotheca graeca medii aevi 1877. 

Im Frürftentum Antiohien wurde über das daſelbſt geltende franzöfifhe Necht unter 
dem Fürften Boemund IV (1201—1235) oder Boemund V (1235—1253), wahrſchein— 
licher unter dem erjteren, von Peter von Navendel und von einem Marſchall Thomas ein 
Rechtsbuch, die Assises d’Antioche, verfaßt. Es zerfällt in die Assises de la 
haute cour und in die Assises des bourgeois. Der urfprünglihe Tert ift uns nicht er- 
halten, wohl aber eine armenifche Überfeßung. Diefelbe ift von Sempad (F 1276), Gonne: 
table von Armenien, wo die Ajfifen von Antiochia recipiert worden waren. Der armenifche 
Tert iſt mit einer neufranzöfifchen Überfegung von der Mecithariitengefellihaft zu Venedig 
fürzlich herausgegeben worden: Assises d’Antioche reproduites en frangais. Venise 1876. 

Die Affifen von Jeruſalem und Antiochia find das Erzeugnis einer vollflommen jelb- 
ftändigen Jurisprudenz, fie bieten uns ein treues Bild des altfranzöfiihen Rechts und eines 
den Feudalismus auf die Spite treibenden Staatswejens und fie erlauben und für das 
eigentlihe Frankreich Rüdihlüffe auf die Zeit, da das Königthum und das fremde Recht 
ihren umbildenden Einfluß noch nicht geltend gemacht hatten. Auf dieſen find im Gegen- 
fat zu dem Rechte des Orients die juriftifchen Arbeiten zurüdzuführen, die feit der Mitte 
des dreizehnten Jahrhunderts in Frankreich entitanden. Die litterarifche Produktion wurde 
hier durch das Studium der fremden Nechte angeregt, wie es an den Univerlitäten von 
Montpellier, Orleans, Paris, Angers nnd Touloufe betrieben wurde. Man veranjtaltete 
franzöfifhe Überfegungen einzelner Teile des Corpus iuris eivilis und begann dann in 
Verbindung mit Auszügen aus den fremden Rechtsquellen das einheimische Recht darzuftellen. 

Einem ſolchen Berfuche verdankt jenes Rechtsbuch über die Coutume von Vermandois 
feine Entjtehung, welches dem Nechtögelehrten Pierre de Fontaines, Bailli von Ver- 
mandois und Mitglied des Parifer Parlaments, zugeichrieben wird und um 1253 ent- 
ftanden fein fol. Der Verfaſſer berichtet, daß niemand vor ihm eine ähnliche Arbeit unter- 
nommen habe, und fleidet jein unvollendetes Werk in die Form einer Nechtsbelehrung (daher 
„Conseil*), durch welche die Unbeitimmtheit des coutumtären Rechts von Vermandois ſo— 
viel als möglich behoben werden folle. Cine große Zahl von Stellen erweiſt fi als Über- 
fegung aus den römischen Quellen, deren Sätze mitunter ohne Rückſicht auf ihre praftiiche 
Anwendbarkeit aufgenommen wurden, Die neuejte Ausgabe des Nechtsbuches rührt von 
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Marnier her, „Le Conseil de Pierre de Fontaines ou trait& de l’ancienne juris- 
prudence frangaise*. 1846. 

Im Anſchluß an die mündliche Lehre des römischen Rechtes an der Univerfität Orleans, 
wo man ſich früh bemühte es den praftifchen Bedürfniffen der Zeit und des Landes anzu- 
paffen, entjtand im britten Viertel des dreizehnten Jahrhunderts (nach 1255, vermutlich 
vor der Ordonnanz Ludwigs des Heiligen über das Duell von 1257/58; vgl. Viollet, 
Pr£eis p. 152) ein umfangreiches Rechtsbuch, Li Livres de Jostice et de Plet, 
welhes den Stoff nad) dem Vorbilde der Pandekten anorbnet und zum großen Teil aus 
einer Überjegung der Pandekten (195 Titel von 342 des ganzen Werkes) und Defretalen 
(31 Titel) beſteht. Merkwürdigerweife werden Ausſprüche der fremden Uuellen befannten 
und unbefannten mit Namen angeführten Zeitgenofjen des Verfaſſers in den Mund gelegt, 
eine Täufchung, die aus dem Streben nad) Popularifierung des fremden Nechtsitoffes hervor- 
ging. Abgefehen von den fremdrechtlichen Bejtandteilen bietet das in Orleans entitandene 
Wert wertvolle Beiträge für das coutumiäre Necht, bejonders für das Necht von Orleans. 
Namentlich giebt das neunzehnte Buch wichtige Auffchlüffe über das franzöftiche Prozeßrecht. 
In Bud 18, Titel 24 iſt die oben S. 308 erwähnte Zufammenftellung der poines de la 
duchi& d’Orliens eingefhoben. Ausgabe: Li Livres de Jostice et de Plet von Ra- 
petti; avec un glossaire des mots hors d’usage par Chabaille. 1850 (in der Collec- 
tion des documents inddits). 

Die fogenannten Etablissements de Saint Louis find eine Kompilation ver- 
ſchiedenartiger Rechtsquellen, welche man früher, allerdings nicht ohne Widerſpruch, auf Grund 
eines apofryphen Prologs vereinzelter Handſchriften für eine Satzung des heiligen Ludwig 
ausgegeben hat. Das Werf zerfällt in zmei Bücher. Die eriten neun Kapitel des eriten 
Buches enthalten ein Reglement für die Prevöte von Paris (ch. 1—2) und eine Ordonnanz 
Ludwigs des Frommen von 1257/58, betreffend die Neform des Bemweisverfahrens (ch. 3—9). 
Der Reſt des erften Buches ift aus der oben $ 2 Nr. 2 befprochenen Coustume de Ton- 
raine-Anjou von 1246 geſchöpft. Das zweite Buch beruht auf den oben $ 2 Nr. 3 an- 
geführten Usages d’Orlenois. Den gejfamten Stoff, welchen der Verfafjer fompilierte, 
durchjegt eine Gloſſe, melde in den Tert mitunter an ungeeigneter Stelle Berweifungen auf 
die Quellen des römischen und kanoniſchen Nechtes einfchiebt. Die Glofjen des erjten Buches 
find in die gloffierte Coutume de l’Anjou et du Maine aufgenommen worden. Der 
Kompilator der fogenannten Etablissements de Saint Louis ftammt vermutlich aus Orleans, 
er ftand unter dem Einfluß der popularifierenden Richtung der Rechtsſchule von Orleans 
und hat fein Merk mwahrfcheinlich nad) dem 8. November 1272 (demn er fcheint ein Verbot 
diefes Datums von Philipp dem Kühnen zu fennen), jedenfalls vor dem 19. Juni 1273 
beendigt, denn diefes Datum trägt eine dasjelbe enthaltende Handſchrift von Montpellier. 
Es erlangte große Verbreitung und weitreichenden Einfluß. In Poitou ſchrieb ein Juriſt 
zu Anfang des vierzehnten Jahrhunderts eine Gloſſe dazu. Um diefelbe Zeit entjtand ein 
Auszug aus dem Werke für die Champagne (Abrégé champanois). Es beeinflußte bie 
Redtslitteratur der Bretagne, des Artois, Hennegaus und Flanderns. In ziemlich un- 
kritiſchem Abdruck liegen die Etablissements vor bei Du Cange, Histoire de Saint Louis 
par Joinville. 1668. Anhang. Eine Ausgabe mit jhätenswerten Noten lieferte Lauriere 
im erjten Bande der Ordonnances des rois de France. Nah ihm bradte jie der Recueil 
general des anciennes lois frangaises von Isambert und De Crusy im 2. Bande 
©. 361 ff. AU die älteren Evitionen find jetzt amtiquiert, ſeit Paul Viollet bie 
Etablissements de Saint Louis in vortrefflicher Weife ediert hat. Seine Ausgabe erihien 
in vier Bänden 1881—1886, fie enthält eine Unterfuchung über die Geſchichte und den 
Charakter des Rechtsbuchs und feine Quellen, giebt außer dem Terte der Etablissements 
deren Vorlagen und die abgeleiteten Quellen und ftellt mit Verwertung der Arbeiten der 
Vorgänger einen reichhaltigen Apparat von Anmerkungen zufammen, welde für die Geſchichte 
des franzöfifchen Nechtes eine höchſt ergiebige Fundgrube bilden. 

Als Rechtsbuh und nicht als fchlichte Aufzeichnung find ferner die „Anciens 
Usages d’Artois“ zu betradten, welde um die Wende bes 13. und 14. Jahr⸗ 
hunderts (jedenfalls zwiſchen 1283 und 1302) ein unbekannter Juriſt mit ſelbſtändiger 
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Verwertung der Etablissements und des Conseil und nicht ohne Verbefjerung feiner Vor- 
lagen in lichtvoller Weife darjteltee Die Quellen des römijchen und kanoniſchen Rechts 
benußt er mit Verftändnis und weifer Beihränfung. Das Werk wurde zuerjt herausgegeben 
von Adrien Maillart, Coutumes gentrales d’Artois. 2. Ausgabe 1739 und 1756 (Fol.). 
Eine fritifhe Ausgabe lieferte Ad. Tardif, Coutumier d’Artois. 1883 in feinem Recueil 
de textes pour servir A l’enseignement de l’histoire du droit. 

Ihren glänzendften Vertreter fand die franzöfifhe Jurisprudenz des Mittelalters in 
Beaumanoir oder genauer in Philippe de Remi, Sire de Beaumanoir (T 1296), 
welcher zu verfchiedenen Zeiten Bailli von Clermont, Seneſchall von Poitou, von Saintonge, 
Bailli von Vermandois, von Senlis und Parlamentsmitglied war. Sein mit mujterhafter 
Klarheit gefchriebenes Werk, eine Darftellung der Coutumes der Grafſchaft Clermont im 
Beauvoifis vom Jahre 1283, erlangte in Nordfrankreih ungefähr ähnliche Bedeutung wie 
der Sachſenſpiegel in Deutfhland. In gleicher Weife überragen fie die fonjtige nationale 
Nechtslitteratur ihrer Heimat. Gleih dem Sachſenſpiegel find aud die Coutumes du 
Beauvoisis durch bildlihe Darftellungen erläutert worden. Doc unterſcheidet ſich Beau- 
manoir von dem fächfifchen Ritter prinzipiell darin, daß er als Apoftel der jtaatlichen 
Autorität allenthalben für die reformatorifhen Rechtsideen und die Ausdehnung der richter- 
lihen Gewalt eintritt, während der ſächſiſche Schöffe mit Vorliebe an dem von den Vor- 
fahren hergebrachten Rechte fefthält. Des fremden Rechts war Beaumanoir nicht unfundig, 
doch wußte er es vollftändig zu beherrſchen und räumte ihm feinen unmittelbaren Einfluß 
auf die Darjtellung ein, wenn auch die Anlage des Ganzen die Bekanntſchaft mit dem 
Ordo iudieiarius des Tankred vorausfegen läßt. Sein Hauptverdienft befteht in der me- 
thodifhen Ausführung der Rechtömaterien und in der feinen juriftifchen Konftruftion, welche 
durchweg originell ift und von Zeitgenofjen und Nachfolgern nicht erreicht, geſchweige denn 
übertroffen worden ift. Der gefeierte Profaift trat auch als frangöfifcher Dichter auf; er 
hat mehrere poetifche Erzeugniffe, insbefondere romans, verfaßt. — Neueite Ausgabe: 
Beaumanoir, Les Coutumes du Beauvoisis vom Grafen Beugnot. 1842, nidt 
frei von Mängeln, wie alle Ausgaben diefes „savant Academicien“. Über Beaumanoir 
- al3 franzöfifchen Dichte: Bordier, Philippe de Remi’, Sire de Beaumanoir juris- 
consulte et po&te national du Beauvoisis. 1869. Über die Bilderhandſchrift der Ha- 
miltonfammlung Blondel in der Nouvelle Revue hist. de droit 1884. p. 211. 

Obſchon die genannten Rechtsbücher in erjter Linie das Recht einer beftimmten Yand- 
Schaft darftellen, gejchieht dies doch ftets mit Nüdficht auf das Recht der Nachbarlande und 
auf die gemeine nordfrangöfifhe Coutume, ein Standpunft, der namentli bei Beaumanoir 
deutlich hervortritt. Cine aparte Stellung nimmt darum ein Nechtsbucd für die Bretagne 
ein, die fogenannte TPrès ancienne Coustume de Bretagne, deren umfajjende Dar- 
ftellung ſich auf das altertümliche Gewohnheitsrecht diefer Landſchaft bejchränfen will. Doc) 
find römische, fanonifhe Rechtsquellen und die Etablissements de Saint Louis darin 
benußt. Sie gehört dem 14. Jahrhundert an. Eine handfchriftlihe Notiz von zweifel- 
hafter Glaubwürdigkeit nennt Copu le Saige, Mahé le Léal und Treal le Fier als die 
Verfafjer der Coutume, welche im 15. Jahrhundert eine Revifion erfuhr. Ein zugänglicher, 
aber ſehr mangelhafter Abdrud findet fih im Coutumier general von Bourdot de Riche- 
bourg, vol. IV p. 199 ff. Die alten Drude aus dem 15. und aus dem Anfange des 16. Jahr: 
hunderts find felten. Zur Zitteratur vgl. D. Morice, M&moires pour servir .. . A 
l’histoire de Bretagne. 1742; Viollet, Etablissements de Saint Louis I 301. 

Im Laufe des 14. Nahrhunderts ftellt fi die franzöfifche Jurisprudenz auf einen 
noch allgemeineren Standpunkt, indem fie fich in erjter Line der Bearbeitung des gemeinen 
Rechts zumendet. Bon den Rechtsbüchern diefer Zeit find die angefehenjten: 

1. Der Stilus Curiae Parlamenti, von dem Warlamentsadvofaten Du 
Breuil (f 1344) um 1330 verfaßt, „das erſte europäifche Lehrbuch des Civilprozeßrechts“. 
Du Breuil behandelt in überfichtliher Syitematif den Civilprozeß des Pariſer Parlaments, 
aeht aber auch gelegentlid auf das Strafverfahren und auf Lehren des materiellen Rechts 
ein. Das Werk gelangte zu foldem Anfehen, daß ihm die Praris und felbjt königliche 
Ordonnanzen unbedingte Autorität beilegten. Vergleicht man es mit unferem gleichzeitigen 
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Richtſteig Landrechts, jo bringt man ſich zu deutlihem Bewußtſein, um wieviel früher in 
Frankreich das römiſch-kanoniſche Prozehreht aufgenommen, wie raſch es aber auch durd 
die Praris nationalifiert und mit dem einheimifchen Rechte in Einklang gebradht worden. 
Der Stilus Parlamenti findet fih bei Du Moulin (C. Molinzus) im 2. Bande feiner 
Opera omnia (Paris 1681). Das vormals im Parifer Parlament aufbewahrte und ge— 
braudte Manuffript veröffentlichte H. Lot 1877. Bergl. Bordier in der Bibliothöque 
de l’@cole des chartes, 1. ser. II 47 ff. 1841. 42; H. Lot ebenda, 5. ser. IV 
119. 1863; J. Tardif in der Nouv. Revue hist. de droit. 1888. p. 278 und Theodor 
Schwalbad, Der Civilprozeß des Pariſer Parlaments nad) dem stilus du Brueils. 1881. 
Das Rechtsbuch wurde 1495 von Stephan Aufrerius mit einer ſchwerfälligen Glofje verjehen, 
welche den Tert mit zahllofen Verweiſungen auf die Quellen und Litteratur des fremden 
Rechts, teilweife auch mit romaniftifch gefärbter Polemik begleitet. In den Ausgaben erhielt 
der Stilus mehrere Anhänge, von welchen insbefondere die quaestiones et decisiones 
Ioannis Galli hervorzuheben find, eine Bearbeitung von arröts des Pariſer Parla- 
ments, welche Gallus (Jean le Coque), Advofat und fpäter föniglicher Profurator an dem 
genannten Parlamente, in den Jahren 1384—1414 verfaßt hat. 

2. Le Grant Coustumier de France von Jacques d’Ableiges, eine 
Kompilation von Ordonnanzen, Urteilen, Formeln, Abhandlungen über einzelne Rechts— 
materien und felbjtändigen Ausführungen, welche fpäteftens 1389 entjtand und die Praris 
des 15. Jahrhunderts faft ausschließlich beherrihte. Der früher viel gefuchte Verfafjer ift 
neuejtens von L. Delisle in einem Bailli von Evreur, Namens Jacques d’Ableiges, 
entdedt worden. Von älteren Vorlagen hat er u. a. den Stilus des Du Breuil und die 
Anciennes Constitueions du Chätelet benußt. Entfprechend den Änderungen, welche das 
Recht im Yaufe der Zeit erfuhr, wurde das Werk mit zahlreihen Zufägen verfehen und 
fortwährend umgearbeitet, jo daß es bisher nicht gelungen ift, aus den vorliegenden Druden 
und Handfchriften den urjprünglichen Kern herauszufchälen. Den vier Büchern, in melde 
das Werf zerfällt, werden in den alten Ausgaben mehrere Anhänge beigefügt, darunter eine 
franzöfifche Überfegung des Stilus Parlamenti und eine Sammlung prozefjualifcher For: 
meln. Der Grand Coutumier wurde bis 1539 als praktiſches Handbuch häufig gedrudt. 
Als rechtsgeſchichtliche Quelle gab ihn Charondas le Caron 1598 heraus. Doc find dieje 
alten Ausgaben jo außerordentlich felten geworden, daß eine neue Ausgabe dringendes Be- 
dürfnis wurde. Diefe lieferten Laboulaye und Dareste 1868 auf Grundlage eines 
Drudes von 1514. Vergl. Krit. Vierteljahrsfhr. XI 135. Eine fritifhe Ausgabe ift in 
Vorbereitung. Über Jacques d’Ableiges fiehe L. Delisle, M&moires de la société 
de l’histoire de Paris. 1881. 

3. Die Somme rurale, ein inhaltvolles und umfangreiches Werk, welches gegen Ende 
des 14, Jahrhunderts von einem nordfranzöfiihen Praftifer, Jean Bouteiller (Bou- 
tillier) verfaßt worden if. Nach einer etwas bedenklichen Mitteilung bei Laferritre, 
Histoire du droit frangais VI 336, wäre der ältefte Drud der Somme rurale von 1479 
fonform mit einem belgischen Manuffript (?), welches das Datum 1390 trage. Bouteiller 
war in verfchiedenen richterlihen Stellungen zu Tournay und zu Mortaigne thätig und 
verdankte denjelben die Kenntnis der zahlreichen Arräts, welche er in feinem Werke erwähnt. 
Die Hauptmafje derfelben ftammt aus den Jahren 1370—1386. Typen des coutumiären 
Rechts find ihm zumal die Coutumes von Flandern und Hennegau, doch greift er auch über 
diefes Gebiet hinaus, indem er die Coutumes von Artois, Vermandois u. a. gelegentlich) 
heranzieht. Von älteren Quellen benußt er u. a. die Usages d’Artois, die Etablissements 
de Saint Louis, den normannifchen Grand Coutumier und Die Poines de la duchi& d’Or- 
liens. Die aus dem römischen Rechte geichöpften Lehren nehmen in dem Werke einen 
unverhältnismäßig breiten Raum ein. Dod tritt die romaniſtiſche Färbung nur in ein- 
zelnen Partieen des Buches bejonders ftarf hervor. Sehr oft wird der Coder citiert und 
zwar in den verfchiedenen Teilen des Werks mit verfchievener Gitiermethode.. Wenn auch 
Bouteiller gelegentlich die Coutume, fomweit fie mit dem römifchen Rechte nicht übereinstimmt, 
als droit haineux bezeichnet, fo läßt fi doch wohl faum jagen, daß der Verfaſſer römische 
Rechtsſätze ohne Nüdficht auf ihre damalige praktiſche Geltung zur Darftellung gebracht 
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habe, wie dies bei De Fontaines der Fall if. Die Einteilung des Werkes ift in den 
Handfcriften und Druden eine ſehr jchwanfende Die Somme rurale fam zu großem 
Anfehen, wurde ins Nieverländifche überfegt und zählt unter die älteften Drude. Der ur: 
jprüngliche Tert wurde mit Rüdfiht auf das praftifche Bedürfnis zum Teil überarbeitet. 
Cs dürften daher auch fo manche Gebrehen, namentlih Wiederholungen, melde die vor: 
liegenden Drude aufmweifen, faum dem Verfaffer zur Laſt zu legen fein. Die befanntefte 
Ausgabe iſt die von Charondas le Caron 1611. Die Rubrifen der Somme rurale nad) 
einer Handſchrift des 15. Jahrhunderts verzeichnet Warnfönig, Franzöfiihe Staats- und 
BIRNEN II 214. ®al. Viollet, Etablissements I 347. 

Le Livre des Usaiges et anciennes Coustumes de la conte de 
G — eine in ſyſtematiſcher "Tendenz von einem unbefannten Verfaffer angelegte, 
fpäter vermutlih von andern fortgefehte Kompilation über das Necht der dem Norden 
Frankreichs angehörigen Grafſchaft Guines, reich an ſtrafrechtlichem und ſtrafprozeßrechtlichem 
Inhalt. Der darin verarbeitete Stoff iſt nad Rubrifen geordnet. Die Arbeit entitand 
im 15. Jahrhundert und zwar vermutlich in der erften Hälfte desjelben. Le Livre des 
Usages .. de Guysnes ed. Tailliar. Saint Omer 1856. 

5. Claude Liger, ein fonft nicht näher befannter richterliher Unterbeamter des 
Seneſchalls von Anjou gilt für den Verfaſſer eines fehr ausführlichen Rechtsbuches über die 
Coutume von Anjou und Maine, welches um die Mitte des 15. Jahrhunderts entitand. 
Von älteren Rechtöquellen wird namentlich die aloffierte Coutume der beiden Landichaften 
(val. oben ©. 307 $ 2 Nr. 2), die reformierte Coutume von 1411 und der Livre des 
dıoiz et des ecommandemens de jnstice verwertet. Das umfangreihe Werk, welches in 
zehn Teile zerfällt und in freier Nachahmung die Ordnung des Codex Iustinianus befolgt, 
zeichnet ſich dur forgfältige Berüdfihtigung des römischen Rechts aus, welches darin auf 
Grund eingehender Kenntnis in etwas lehrhafter Weiſe vorgetragen wird, wie man denn 
auch das Nechtsbuch des Liger für ein an der Univerfität Angers genebenes Vorlefungs: 
diftat zu halten geneigt it. Als Duelle des coutumiären Rechts reicht es zwar an Die 
Somme rurale von Boutillier nit hinan, doc darf es wegen der Klarheit und Ausführlichkeit 
der Darjtellung immerhin als eine der beveutfamjten Erfenntnisquellen für das franzöfifche 
Recht des 15. Jahrhunderts bezeichnet werden. Es nennt fih: Les coustumes d’Anjou 
et du Maine intitul&es selon les rubriches de Code dont les aucunes sont concord&s 
de droit eseript. Herausgegeben ift e3 von Beautemps-Beaupre als zweiter Band feiner 
Coutumes et Institutions de l’Anjon et du Maine 1878. 

6. Eine ſehr ſchätzenswerte Darftellung der den feudalen Grundbefig betreffenden 
Nechtsverhältnifje liefern die Coustumes des Pays de Vermendois et ceulx de 
envyron, melde 1448 von einem unbefannten Juriſten verfaßt worden find. Das Merf 
ift in eriter Linie ein lehnrechtliher Coutumier, wenn aud) die übrigen Befisftände mit 
berüdfichtigt werden. Netraftrecht, eheliches Güter: und Erbrecht werden forafältig erörtert. 
Der Verfafjer giebt zunädjft die Coutume von Vermandois, zieht aber regelmäßig die be- 
nadhbarten Coutumes, namentlid die von Artois, Boulenoys, Flandern, Hennegau, Brabant, 
Champagne, zur Vergleihung heran. Ausgabe von Beantemps-Beaupr& unter dem oben 
angeführten Titel 1858. 

7. Die Praetica forensis von Masuer, ein Coutumier der Auvergne und 
des Bourbonnais in lehrbuchartiger Form, welcher zum Teil römischrechtlihe Ausführungen 
enthält. Der Verfaſſer, zu Riom geboren, jtudierte zu Orleans, wurde vielbeichäftigter 
Redhtsfonfulent des Adels der Auvergne und jtarb um 1450. Das Merk behandelt Ge- 
richtsverfaſſung, Civilrecht, Prozeßrecht und Strafrecht, wurde in der Auvergne als Coutu- 
mier des Landes benutzt, erlangte hohes Anſehen und große Verbreitung. Nicht lange nach 
des Verfaſſers Tode wurde eine franzöſiſche Uberſetzung veranſtaltet. Derſelben fehlen die 
Citate aus den römiſchen Rechtsquellen und ihren Kommentatoren, welche die gedrudten 
lateinifchen Terte entftellen. Klimrath (Travaux Il 18) hat daraus geſchloſſen, daß fie 
dem urſprünglichen Terte der Practiea fremd ſeien. Allein, wie Ad. Tardif mitteilt, geht aus 
den älteften Handichriften und Druden hervor, dab das Werf von Haufe aus eine aroße 
Zahl von Hinweifungen auf Uuellen und Yitteratur des fremden Nechts enthielt. Der la— 
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teinifche Tert wurde im Laufe des 16. Jahrhunderts mehrfach gevrudt. Cine franzöfifche 
Überjegung von Fontanon erfhien 1577, 1581 und öfter. ®al. Riviere, Histoire des 
institutions de l’Auvergne I 448 ff. (1874); Ad. Tardif, Practica forensis de Jean 
Masuer, Nouv. Revue hist. de droit. 1883. p. 283 ff. 

8. Das Somnium viridarii, le songe du verger (der Traum aus dem 
Haine), qui parle de la disputation du clere et du chevalier, eine Kompilation von 
Streitjchriften über die Grenzen der geiftlihen und weltlichen Gewalt, welche den Zweck 
verfolgt, die Unabhängigkeit der leßteren von der erjteren zu verfechten und zu bemeifen, 
daß die Kirchengüter wie das Laiengut beiteuert werden fönnen, ſowie daß der Papft in 
weltlichen Dingen feine Jurisdiftion habe. Das anonyme Werf wurde unter Karl V 1376 
in lateinifcher Sprache verfaßt. Bald darauf entſtand eine franzöfiiche Überfegung. Über 
die Perfon des Verfaffers herriht Streit. Nicht weniger als zwölf Kandidaten der Autor: 
ichaft werden genannt. Die weitaus beiten Gründe fprechen für Philippe de Maizieres, 
einen vielgewanderten und vielbelefenen Mann, der in Dieniten des Königs von Cypern, 
dann des Papites gejtanden und 1373 nad Paris fam, wo er zuerjt als banneret de 
P’hötel du roi, dann als föniglicer Rat fungierte und fchließlih in das Cöleſtinerkloſter 
eintrat. Der Verfafjer legt feinen Ausführungen ein Traumgefiht zu Grunde und beginnt 
mit dem biblifchen Citat: audite somnium, quod vidi. Er erblidt in einem Haine König 
Karl, neben ihm zwei Königinnen, die geiftliche und die weltliche Gewalt. Um dem König 
ihre Zwiftigfeiten vorzubringen, wählt fi jede von ihnen einen ?yürfprecher, jene einen 
Klerifer, diefe einen Ritter. Die Disputation endigt ſachlich mit der Niederlage des Geift- 
lihen. Die Schrift iſt „ihrem meitaus größten Teile nach eine Mofaifarbeit von fait 
durhaus unjelbjtändigem Charakter, zufammengejegt aus allen möglichen Schriften, die über 
das Verhältnis von Kirhe und Staat, von Thomas von Aquin bis herauf in die Gegen- 
wart des Verfafjers, entitanden waren” (Müller). Hauptfählic find die Streitichriften, 
welche in dem Kampfe Ludwigs des Bayern gegen das Papſttum gejchrieben worden waren, 
namentlih Wilhelm von Dccams octo quaestionum deeisiones und deſſen dialogus darin 
verwertet worden. Die für die franzöfiihen Verhältniffe zurechtgemachte Kompilation hatte 
einen gewaltigen litterarifchen Erfolg. Auf ein arröt des Parifer Parlaments hin wurde 
fie 1516 als aureus de utraque potestate libellus gedrudt. Laboulaye bezeichnet fie ala 
Grand Coutumier des libertes gallicanes. Die verbreitetite Ausgabe ift die bei Goldast, 
Monarchia s. romani imperii II (1612), wo ſie fäljchlih dem Philotheus Achillinus 
zugefchrieben wird. Aus der reichhaltigen Litteratur find hervorzuheben: Laboulaye, 
Etudes sur l’aneien droit frangais, in Wolowski’s Revue de lögislation XIII. 1841; 
Paulin Paris in den Mömoires de l’institut, acad. des inse. et belles lettres XV; 
Riezler, Die litterarifhen Widerfaher der Päpfte zur Zeit Ludwigs des Bayern. 1874, 
insbejondere aber Karl Müller, Das Somnium viridarii, in Doves Zeitfchrift für 
Kirhenreht XIV 134 ff. (1879). 


84 ce Sammlungen von Urteilen und Weistümern. 

1. Den erjten Rang nehmen unter diefen Quellen die offiziellen Aufzeichnungen über 
die Akte des Varifer Parlaments ein. Die älteften Negifter werden jeit dem fiebzehnten Jahr: 
hundert als Olim bezeichnet. Das zweite beginnt nämlich mit den Worten: Olim homines 
de Baiona . . . exierunt animo nephando. Diefen Band pflegte man als Liber qui 
ineipit Olim oder als Olim fchlechtweg zu bezeichnen, ein Ausdrud, der jeit dem fiebzehnten 
Jahrhundert abufive auf die ganze Serie der Negifter von 1254—1318 überging. Diefe 
wurden von Jean de Montlucon (nidt Montluc), Nicolas de Chartres, Pierre 
de Bourges, Geoffroy Chalop, vier füniglihen Notaren am Parlamente, redigiert. 
Sie enthalten den Tert oder häufiger ein Reſumé der gefällten Urteile, welche in zwei Haupt- 
mafjen, Inquestae und Arresta, geſchieden werden. Eritere find die Urteile, welche auf Grund 
eines vorliegenden Protofolls über Zeugenausfagen abgegeben werden. Der Begriff der Arresta 
läßt fi) nur negativ durch den Gegenfat zu den Inquestae bejtimmen. Der authentifche 
Charafter der Olim, welcher entweder überhaupt oder doch für den eriten Teil derjelben 
angefochten wurde, ift durch neuere Unterfuhungen auf das bejtimmtefte feitgeitellt, ins— 
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befondere durch Lot's Essai sur l’authentieit® et le caractere offieiel des Olim 1863. 
Von den fpäteren Regiſtern bes Parlaments heben fi die Olim infofern ab, als feit 1319 
eine Änderung in der Manipulation bei der Regijtrierung der Urteile eintrat, auf melde 
bier nicht näher eingegangen werden fann. 

Die Olim find ediert von Beugnot 1839 ff. u. d. T.: Les Olim ou Registres 
des arröts rendus par la Cour du roi in der Coll. de doc. ined. Von den vor- 
handenen Negiftern enthält Band 1 die Enquötes und Arröts von 1254—1273, Band 2 
die Arröts von 1274—1298, Band 3 die Arräts von 1299—1318, Band 4 die Enquätes 
von 1299— 1318. Drei Regifter find verloren. Doch hat L. Delisle einen diefer 
Bände, fomweit dies möglich, aus andern Quellen reftituiert. Neue Bruchftüde des Liber 
inquestarum von Nicolas de Chartres veröffentlihte Langlois, Bibliotheque de l’&cole 
des chartes. 1885. ©. 440 ff. Das Verftändnis und die Benugung der Olim und der 
Parlamentsakte überhaupt wurde mwefentlich gefördert durh Boutaric, Actes du parle- 
ment de Paris, recneil complet des actes &manes de la eour du roi. 1863. 1865, ein 
Teil der Publifationen aus den Archives de l’empire, welche unter dem Titel: Inven- 
taires et documents publies par ordre de l’empereur ete. erfchienen. Der erite Band 
enthält u. a.: „Notice sur les Archives du Parlement de Paris“ von Grün (ch. 6 
Les Olim), eine Sammlung von Urteilen der Curia regis vor 1254 von Boutaric, das 
Inventaire chronologique des actes du Parlement de Paris von 1254—1299 von 
demjelben, furzgefaßte Regeſten, u. a. auch über circa 200 Urteile, die in den Olim fehlen, 
und endlid jenen Verſuch der Reſtitution eines verlorenen Bandes von L. Delisle. 
Neues Material zur Geſchichte des Parifer Parlaments wurde ans Licht gezogen und zum 
Teil veröffentliht von Langlois, De monumentis ad priorem euriae regis iudieiariae 
historiam pertinentibus. 1887. Vgl. desfelben Textes relatifs A l’histoire du Parle- 
ınent de Paris jusques en 1314. 1888. 

2. Die Coutumes tenues toutes notoires et jugees au Chätelet de 
Paris, eine Sammlung von Weistümern, welche die Praris des Parifer chätelet hervor: 
rief. Zur Feitftelung des Gewohnheitsrechts diente in Frankreich die ſogenannte Enquäte 
par turbe. Eine Anzahl rechtsfundiger Männer gab nad vorausgegangener Beratung durd) 
einen aus ihrer Mitte ihren Ausſpruch über die amtlich vorgelegte Frage ab. Die turbe, 
ein Ausdrud, der den formellen Gegenſatz dieſes Verfahrens zu dem Cinzelverhör der 
Zeugen über jtreitige Prozeßthatjachen hervorheben will, follte mit Hinblid auf eine Stelle 
des Corpus iuris eivilis, die von turba fpricht, mindeltens zehn Zeugen enthalten. Ein 
analoges Verfahren wurde am chätelet beobadtet. Aus der Zeit von 1300—1387 find 
uns 186 folder Notorietätsafte in der genannten Sammlung erhalten. Sie ift bei Bro- 
deau im Anhang zu feiner Coutume de Paris commentee. 1658. 1669 abgedrudt. An- 
hangsweife feien hier nod die Weistümer des parloir aux bourgeois von Paris genannt, 
Morgenfprahen der Parifer Stadtgemeinde von 1268—1325, veröffentliht von Le Roux 
de Liney in deſſen Histoire de 1’Hötel de Ville de Paris. 1846. p. 99 ff. 

3. Die unpafjend fo genannten Decisions de Jean Desmares, eine Samm- 
lung von 422 gerichtlichen Entjcheidungen. Sie zerfällt in der vorliegenden Geftalt, was 
bisher überfehen worden, in zwei Sammlungen, von welchen die zweite die Decifionen 253 
bis 422 umfaßt. Die erfte iſt nicht vor 1380 abaefaßt worden, die zweite ijt etwas 
jünger. Decifionen des erften Teils werden im zweiten wiederholt, Decifionen des zweiten 
Teils widerfprechen foldhen des eriten Teils. Die ganze Sammlung, welde in der Form 
von furzen Nechtsfentenzen angelegt ift, wurde dem Advokaten und Parlamentömitgliede 
‚Jean Desmares (7 1383) zugeichrieben, deſſen Name am Schlufje einzelner Sentenzen des 
eriten Teils genannt wird. Doch jpricht diefer Umjtand mehr aegen als für feine Autor: 
Schaft. Er mag die betreffenden Nechtsjäge vielleicht ala Obmann der turbe oder bei an- 
derer Gelegenheit formuliert haben. Wäre er Verfaſſer der ganzen Kompilation oder ihres 
eriten Teils, jo würde fein Name nicht hinter einzelnen Sentenzen, ſondern am Anfang 
oder am Schluſſe der Sammlung erfcheinen. Bemerkenswert iſt in dem jüngeren Teile die 
gelegentliche Bezugnahme auf das chätelet von Orleans. Abgedrudt find die fogenannten 
Deeisions de Desmares bei Brodeau a. a. D. hinter den Coutumes notoires du 
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Chätelet, aus welchen ein Teil der Decifionen gefchöpft ift. Val. darüber Brunner, 
Das franzöfiihe Inhaberpapier des Mittelalters S. 45 Note 1. 

4. Bedeutſam namentlich für die Gefchichte der Strafrechtöpflege find die gerichtlichen 
Regifter einzelner Pariſer Kirchen, die bis ins dreizehnte und vierzehnte Jahrhundert hinauf- 
reihen. Die ältejten Daten bietet das der Abtei St. Maure-des-Fosses. Die gedachten 
Regiiter find publiziert von Tanon, Registre eriminel de la Justice de Saint Martin- 
des-Champs. 1877 und Histoire des justices des anciennes @glises. . de Paris. 1888. 
Ein Regifter der Herrſchaft Villeneuve-Saint-Georges von 1871—1373, Civilfachen be: 
treffend, veröffentlidte Tanon in der Nouv. Revue hist. de droit frangais. 1886. 
©. 52. 182. 

5. Les Plaids de l’&chevinage de Reims, eine Sammlung von Rheimfer 
Schöffenſprüchen, melde mit dem Jahre 1248 beginnt. Die Urteile wurden von Jahr zu 
Jahr unter ber Überfchrift: li jugement de ceste année in den livre rouge de l’&che- 
vinage, ein Rheimfer Schöffenbud, eingetragen. Sie find namentlih in privatrechtlicher 
Beziehung fehr ergiebig. Abgedrudt hat fie Varin in den Archives administratives de 
Reims II 707 ff., indem er fie den übrigen daſelbſt publizierten Urkunden chronologisch 
einreihte. 

r Die Coutumes notoires, Assises et Ordonnances des Cours et Tribu- 
naux de Picardie au commencement du 14. sieele, bei Marnier, Ancien Cou- 
tumier inedit de la Picardie. 1840, eine Sammlung von Weistümern und Urteilen, 
welche zu Anfang des vierzehnten Jahrhunderts in den Gerichtshöfen von Ponthieu, Vimeu, 
des baillage Amiens und mehreren andern pifardifchen Orten abgegeben und aufgezeichnet 
wurden. 

7. Die Raisons et Articles.... de Saint Dizier. Die Stadt Saint 
Dizier hatte die flandrifhe Stadt Mpern zum Oberhof. Waren die Schöffen von Saint 
Dizier in einem einzelnen Falle des Rechts nicht fundig, fo fandten fie zu den Schöffen 
von Mpern um Nechtsbelehrung. Die Anfragen und die daraufhin ergangenen Urteile aus 
dem vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert wurden gefammelt und, durch fingierte Rechts— 
fälle ergänzt, zu einem Ganzen verbunden. Diefe Nechtöquelle, die ein friſches und an- 
Ichauliches Bild von dem Nechtsleben jener Zeit gewährt, findet fich als Anhang im zweiten 
Bande der Ausgabe der Olim von Beugnot. 


85. d. Saßungen, Etablissements und Ordonnances. Satzungen 
allgemeiner Verbindlichkeit werden in der älteren Zeit als Etablissements, ſpäter als ör- 
donnances bezeichnet. 

Die fönigliche Gefeggebung hält gleihen Schritt mit der Ausbildung der föniglichen 
Gewalt. „L’histoire des Ordonnances est l’histoire de France* (Warnfönig II 58). 
Bis ins zwölfte Jahrhundert äußert ſich die rechterzeugende Macht des Königtums nur durch 
Privilegien und Statuten, wie fie Korporationen, namentlich aber den Städten, erteilt zu 
werden pflegten. Als ältefte eigentlihe Ordonnanz gilt ein Landfrievensgejeg, welches 
Ludwig VII 1155 zu Soiſſons von den Großen beſchwören ließ. Seit Philipp Auguft 
macht ji die allgemeine Verordnungsgewalt des Königs geltend, fomweit diefe nicht an den 
Hoheitsrechten der Vafallen eine Schranke fand. Eine feiner bedeutenditen Verordnungen 
ift das fogenannte Tejtament von 1190, welches anläßlich des Kreuzzugs entitand, eine 
Regentſchaft einſetzte und u. a. die Thätigfeit der Baillis und Prevöts normierte. CErhöhten 
Aufſchwung nimmt die Geſetzgebung unter Ludwig IX, von defjen Verordnungen die Or— 
donnanz über die Befeitigung des gerichtlichen Zweikampfs in den föniglichen Gerichten von 
1257/58 (über das Datum fiehe J. Tardif, Nouv. Revue hist. de droit. 1887. ©. 163 ff.) 
und die Ordonnance pour la r&formation des mours von 1254 befonders zu erwähnen 
find. Unter feinen Nachfolgern wächſt die Zahl der Ordonnanzen in fteigendem Verhältnis. 
Verfaffungs- und Berwaltungsreht, Gerihtsverfaffung und Prozeßrecht bilden die haupt- 
ſächlichen Gegenftände derjelben, während das Strafreht und namentlid das Privatrecht 
minder berüdjichtigt wird. Anders als im Deutfchland erfennt es das Königtum als die 
in feiner Stellung liegende Pflicht, den Nechtäzuftand des Landes im Wege der Gefeggebung 
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zu regeln, eine Aufgabe, die mit Klarheit erfaßt und mit Energie zur Durchführung ge— 
bracht wird. Über die Ausgaben der Ordonnanzen fiehe unten ©. 321. 

Neben der immer meitergreifenden föniglihen Geſetzgebung verfhmwinden die Satungen 
der Landesherren, welche nur in der Zeit, da die königliche Gewalt noch nicht entwidelt tft, 
als eine Nechtsquelle von Bedeutung zählen. Als eines der älteren Beifpiele mag — von 
der Normandie abgejehen — die Ajjife des Grafen Geoffroi von der Bretagne aus dem 
Jahre 1187 hier erwähnt werden. Auf eine einigermaßen erfchöpfende Aufzählung kann 
hier ebenjowenig eingegangen werden als auf eine Anführung der zahlreihen Stadtredts- 
privilegien und der autonomen Satungen, welche fich einzelne Städte gaben. Doc ſei von 
den Handfejten für Städte wenigitens die loi de Beaumont hervorgehoben, ein Stadtrecht, 
welches Wilhelm von Champagne, Erzbifhof von Rheims, 1182 einem in der öftlichen 
Champagne gelegenen Städtchen Beaumont verlieh, um Anſiedler herbeizuziehen. Das Recht 
von Beaumont wurde Mutterrecht einer weitverzweigten Familie von Stadt: und Dorf: 
rechten. Es wurde zahlreichen Städten und Dörfern des nördlichen Frankreich, Yothringens 
und Luremburgs verliehen. Es fteht bei Calmet, Histoire de Lorraine. 1728, t. I, 
preuves, p. 523; Loi de Beaumont ed. Defourny. 1864. 


Anhang. Nahe Verwandtichaft mit den nordfranzöfiichen Coutumes zeigen die Nechts- 
quellen, weldhe auf dem Gebiete des heutigen Königreihs Belgien erwachſen find. Obwohl 
über den eigentlihen Rahmen diefes Überblids hinausfallend, mögen fie wenigitens anhangs: 
weife hier erwähnt werden und zwar ohne Nüdfiht auf ihre Entjtehungszeit. Cine Anzahl 
flandrifcher Keuren und Coutumes, welche, auf altjaliichem Boden erwachſen, aud für die 
Erkenntnis des falifchen Nechts von hohem wiſſenſchaftlichen Werte find, hat Warnfönig 
im Urfundenbud feiner Flandriſchen Staats: und Rechtsgeſchichte abgedrudt. Seit etlichen 
Jahren ift jedoch eine großartig und trefflic ausgejtattete Gefamtausgabe der belgiichen 
Coutumes auf Beranlaffung der belgischen Regierung in Angriff genommen worden, der 
Recueil des anciennes coutumes de la Belgique. Bisher find darin 
erjchienen: 


I. Aus den Coutumes von Brabant: a. betreffend das Quartier de Bruxelles. 1. Die Cou- 
tumes de la ville de Bruxelles. Serausgeg. von Cuyper. 1869. 2. Coutumes diverses. Heraus 
gegeben von Gafier. 1873; b. betreffend das Quartier d’Anvers. 1—4. Die Coutumes von Ant» 
werpen. Serausgeg. von De Longé. 1870—1875 (val. darüber Brunner in der Zeitichr. für das ge— 
famte Handelsrecht XXII 4 Note 5). 5. Die Coutumes de Kiel, de Deurne et de Lierre. Her— 
ausgeg. von De Yonge. 1875. 6. Die Coutumes von Santhoven, Turnbout und Numpit von 
De Longé. 1878. 7. Coutumes d’Hörenthals, de Casterl& ete. Herausgeg. von De Lonae. 1878: 
ferner c. die Coutumes der Quartiere von Löwen und Tirlemont. Herausgeg. von Caſier. 1874. 

U. Bon Flandriſchen Coutumes die Coutumes der Stadt Gent von Gheldoli. 1868; 
die Coutumes von Aloit und Grammont von Graf Yimburg-Stirum. 1872: die Coutumes der 
Stadt Aldenarde (Audenarde) von demielben. 1882. 86; die Coutumes der Stadt Brügge. 
Herausgeg. mit Shäßenswerten Anmerkungen von GilliodtS van Severen in 2 Bon. 1874. 75; 
die Coutumes ded Landes der Freien von Brügge (du Franc de Bruges). 3 Bde. 1879. 80; die 
Coutume du bourg de Bruges. 3 Bde. 1883—1835; die Coutume de la Prévoté de Bruges. I. 1587. 
Letztere drei von demſelben. 

— — —— — Coutumes du pays et comt& de Hainaut. Öerausgeg. von Faider. 3 Bde. 


IV. Lüttich: Coutumes du pays de Litge. Herausgeg. von Raikem, Bolain und Stan. 
Bormans. 3 Bde. 1870—1834. 

V. Coutumes du comte de Looz, de la seigneurie de 8. Trond et du comté imptrial de 
Reckheim. Herausgeg. von %. Crahay. 2 Bde. 1571. 72. 

VI. Coutumes de Luxembourg et de Chiny. Serausgeg. von Leclereg. 2 Bde. 1867. 
69. Suppl. 1878. 

VII. Coutumes de Namur et de Philippeville. Serausgeg. von Grandgagnage. 2 Bode. 
1569. 70. Der zweite Band enthält zwei jehr erniebige Urteilfammlungen (röpertoires) von 1440 
und 1483, welde ein anschauliche Bild des Rechtslebens gewähren. 

VII. Coutumes de la ville de Malines (Medeln). Herausgeg. von De Longeé. 1879. 

IX. Coutumes de la ville de Maestricht. Herausgeg. von &. Crahay. 1876. 
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Den in flämiſcher Sprache abgefaßten Nechtöquellen ift eine neufranzöfifche Überjegung 
an die Seite gejtellt. Brauchbare Sachregiiter haben leider nur ausnahmsmeife einzelne 
Bände. Neben der Sammlung der Coutumes iſt ein Recueil des ordonnances de la 
Belgique begonnen worden. Als wejentliche Ergänzung zu den publizierten Quellen dienen 
die Proces-verbaux des seances de la commission pour la publication des anciennes 
loix et ordonnances de la Belgique. 5 Bände. 1848—1868. Für die Geſchichte des 
belgifhen Rechts fommt neben Warnkönigs Flandriſcher Nechtsgefhichte in Betraht Britz, 
Code de l’aneien droit belgique. 1847: Defacgz, Ancien droit de Belgique. I. 
1846. II. 1873. 


B. Die Recdhtsentwidlung in Frankreich von der Mitte des fünfzehnten 
Jahrhunderts bis zur Kodififation. 


Fixierung der Coutumes, Fortbildung des Nechts zur Einheit durch die föniglichen 
Drdonnanzen und wiſſenſchaftliche Formulierung des Rechts durch die Jurisprudenz find die 
drei wejentlihen Ergebniſſe der franzöfiihen Nechtsentwidlung diejer Periode (Warnkönig 
II 73). Auf dem Gebiete des Prozeßrechts war dur die föniglihe Geſetzgebung am 
frühejten die Rechtseinheit angebahnt und durchgeführt worden. Das materielle Necht kam 
erit im laufenden Jahrhundert über den Partifularismus der landſchaftlichen Coutumes 
hinaus, eine Thatjache, welche Deutjchlands Bejtrebungen nad einem einheitlichen Rechte 
zur geichichtlichen Lehre dient. 


86. Die offizielle Redaktion der Coutumes. Die Quellen des fremden 
Rechts waren in Frankreich nicht wie in Deutſchland, welches an den Zuſammenhang ſeiner 
politiſchen Exiſtenz mit dem römiſchen Reiche glaubte, theoretiſch in Bauſch und Bogen 
als ein ſubſidiäres Recht recipiert worden. Die Reception beſchränkte ſich vielmehr, ſoweit 
ſie auch griff, auf die einzelnen Rechtsſätze, welche durch das Wirken der Geſetzgebung und 
der Doktrin in das Rechtsleben eindrangen. Das Verhältnis der neu aufgenommenen Ele— 
mente zu den lofalen Coutumes war nun aber vielfach ebenſo unſicher und ſchwankend mie 
die Stellung der letteren zu dem gemeinen franzöfischen Nechte, welches feit dem dreizehnten 
Jahrhundert ausgebildet worden war. Und fofern auch das Geltungsgebiet der Lokalrechte 
ein unbejtrittenes war, mangelte es doch an authentifchen Terten der Coutumes, melde bis 
dahin nur durch Private ohme offizielle Autorität aufgezeichnet worden waren und ihrem 
Inhalte nach, gegenüber der eingetretenen Fortbildung des Nechts, zum Teil veraltet waren. 
Als fih Frankreich durch das Auffladern des Nationalbewufßtjeins von der englifchen Herr- 
ſchaft befreit hatte, entitand der Gedanke einer durdgreifenden Feſtſtellung des ſchwankenden 
coutumiären Rechts. Nachdem bereits einzelne Landichaften, wie Anjou, Poitou und Berry 
mit amtlicher Redaktion ihrer Coutume vorangegangen waren, erließ Karl VII 1453 die 
Drdonnan; von Montil-lez-Tours, in welcher er befahl, daß überall die „usages et cou- 
tumes durch coustumiers practiciens und gens de chacun “tat fchriftlih aufgezeichnet 
und ihm zur Prüfung durd das Parlament und zur Beftätigung vorgelegt würden”. Nur 
langjam reifte der gefaßte Plan der Ausführung entgegen. Zuerſt, nämlich 1459, wurden 
die offiziell redigierten Coutumes des Herzogtums und der Freigrafſchaft Burgund beftätigt. 
Ludwig XI wiederholte 1481, Karl VIII 1493 und 1497 den Befehl der offiziellen Re— 
daktion. Außerdem murde das Verfahren für die Feſtſtellung der Gemohnheitsrechte des 
näheren vorgejchrieben und in dem Patentbriefe von 1497 neben der Firierung auch die 
Verbefjerung der Coutumes in den Plan einbezogen. Das Unternehmen bedurfte eines 
neuen Anftoßes durch den Erlaß Ludwigs XII von 1505. Erſt unter diefem Negenten 
wurde eine größere Mafje von Coutumes redigiert und nebjt mehreren älteren Redaktionen 
offiziell promulgiert. Unter Franz I wurde das Merf fortgefegt und unter Karl V für 
die Redaktion der niederländifchen Coutumes Sorge getragen. In der zweiten Hälfte des 
jechzehnten Jahrhunderts wurde dann die Arbeit im mejentlihen zu Ende geführt. Man 
redigierte die Contumes der Länder, wo eine offizielle Redaktion noch fehlte, und reformierte 
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die älteren Redaktionen (röformations des coutumes), welche den gejteigerten Anſprüchen 
nicht mehr genügten. Inzwiſchen war nämlid das römische Recht in Frankreich durch 
Cujas und feine Schule von neuem belebt worden. Die durch das Studium derfelben er- 
höhte Technik machte fi in den Coutumes der zweiten Hälfte des fechzehnten Jahrhunderts 
bemerkbar, ebenfo aber auch zu Ungunjten des nationalen Rechtselements die gefteigerte 
Berüdfihtigung des fremden Rechtsſtoffes. Das fiebzehnte und achtzehnte Jahrhundert hatten 
gegenüber den Arbeiten des fechzehnten nur noch im einzelnen Nachleſe zu halten. 

Neben dem Terte der offiziellen Contumes find auch die Protofolle über das Verfahren 
zur Feſtſtellung derfelben als eine nicht zu unterfchägende Rechtsquelle zu betrachten. Das 
Gefchäft der Redaktion und Promulgation war befonderen Kommiffären übertragen, welche 
der König oder der betreffende Landesherr ernannte. Diefe beriefen die Notabeln und 
Rechtsgelehrten der Provinz oder des Gerichtsfprengels und legten ihnen einen vorher aus- 
gearbeiteten Entwurf vor. War eine ältere Aufzeihnung der Coutume vorhanden, jo wurde 
diefe gleichfalls vorgenommen und geprüft. Uber den Gang der Verhandlung wurde ein 
genaues Protokoll aufgenommen (proces verbal). Die Mißverftändniffe einzelner Beſtim— 
mungen der älteren Aufzeichnungen der Coutumes und die hierüber gemachten Bemerkungen 
und Glofjen find für die Erkenntnis der eingetretenen Umbildung des Rechts befonders 
lehrreih. Die förmliche Zuftimmung zu dem feſtgeſetzten Entwurf hieß Homologation. Die 
Promulgation wurde, wenn feine Oppofition vorlag, von den Kommiſſären fofort vollzogen. 
Einwendungen führten zu einer motivierten Entſcheidung der Kommiſſäre, gegen welche den 
Dpponenten der Rekurs an das Parlament offen jtand. Schließlich wurde die homologierte 
Coutume vom König fanftioniert. 

Die offiziellen Nedaktionen der Coutumes fchufen feine erjchöpfende Darftellung des 
Rechts der einzelnen Landſchaften. Das gemeine Necht, teils römischen teils germanifchen 
Urfprungs, wurde bei Abfaffung derjelben als felbjtverftändliche Nechtsquelle vorausgefegt, 
und nur die provinziellen und örtlichen Bejonderheiten war man zu firieren bejtrebt. Daher 
fommt es, daß fich in den homologierten Coutumes zum Unterfhied von den Aufzeichnungen 
des 13. und 14. Jahrhunderts, die vorzugsweife Prozeßrecht enthalten, bejonders viele 
Beitimmungen des Privatreht3 finden, wo der Bartifularismus am weitejten ging, während 
das Prozeßrecht wegen feines vorwiegend gemeinrechtlichen Charakters weniger berüdjichtigt 
it. Neben der Coutume der ganzen Provinz wurden die abweichenden Lofalrechte einzelner 
Baillages, Seigneuries und Villes aufgezeichnet und promulgiert und der. Coutume des 
Landes angehängt oder ihrem Terte eingefügt. 

Frankreich zerfiel nun in vier große Nechtägebiete, das pays coutumier, die Nieder- 
lande, die terres d’empire und das Land des droit éerit. Im pays eoutumier find als 
engere Gruppen eine nordöftliche (le de France mit Paris, Vicardie, Artois, Vermandois, 
Chauny, Champagne, Brie), eine mittlere (Orleanois mit Montargis, Orleans, Chartres, 
Dreur, Grand-Perche, Perche-Gouet, Blois, ferner Maine, Touraine, Youdunois, Anjou, 
Aurerre, Nivernois), eine ſüdliche (Berry, Bourbonnais, Auvergne, Haute Marche, PBoitou, 
La Rochelle, Saintonge, Angoumois), eine weſtliche (Bretagne und Normandie, welch letztere 
jeit dem 15. Jahrhunderte in den Strom der franzöftifchen Rechtsentwidlung hineingezogen 
wurde) und ein füdöjtlicher Kreis (Herzogtum Burgund, Freigraffchaft Burgund) zu unter: 
fcheiden. Im Süden von ‚jranfreih hatte das coutumiäre Clement gegenüber dem 
römischen bedeutend an Terrain verloren. Die zahlreichen Lokalrechte, welche uns in den 
Aufzeihnungen des 12., 13. und 14. Jahrhunderts erhalten find, verloren zum großen 
Teile ihre Bedeutung und fchwanden zu einer fehr geringen Zahl zujammen. Die 
offizielle Nedaftion der Contumes wurde auf den Süden nicht ausgedehnt; nur wenige 
Coutumes wurden hier redigiert und von dieſen die menigiten offiziell promulgiert 
(Schäffner IM 135). Die Niederlande (Franzöftich- Flandern, Teile von Deutich- 
Flandern, von Namur, Hennegau und Luremburg) hatten eine große Anzahl homologierter 
Coutumes. In den Neichslanden find die Coutumes von Cambrai, Met, Toul und Verdun 
und die lothringiichen Coutumes von Nancy, Epinal und Marfal zu erwähnen. Im Eljah 
galt gemeines deutfches Recht. (Val. die überfichtlihe Geographie der Coutumes bei 
Warnfönig II 89 und die Karten bei Warnfönig und Schäffner. Über Loth- 
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ringen Bonvalot, Les plus prineipales et générales Coustumes du duchi@ de Lor- 
raine, texte inédit, précédé d’une introduction. 1878.) 

Die umfafjendjte Sammlung der homologierten Coutumes ift der Nouveau Coutumier 
general de France von Bourdot de Richebourg. 4 Bde. Folio. 1724. Er enthält 
alle bis 1724 redigierten Coutumes mit den Nedaktionsprotofollen und nahm aud einzelne 
ältere Aufzeichnungen und fchriftitelleriihe Bearbeitungen der Coutumes in fih auf. Vgl. 
Berroyer et de Lauri&re, Bibliotheque des coutumes. 1699, eine Liſte der 
Coutumes und ihrer Kommentatoren. 


87T. Die Drdonnanzen. Der Beginn der Firierung der Coutumes bezeichnet 
zugleich den Stillitand in der Geſchichte des coutumiären Rechts. Die Fortbildung des 
Rechts gefchieht feit dem fechzehnten Jahrhunderte vorzugsmweife durch die füniglichen Ordon— 
nanzen, von denen die wichtigeren mit Zuftimmung der Etats généraux erlaffen zu werden 
pflegten. Bis auf Ludwig XIV verfolgt die Geſetzgebung feinen bejtimmten Plan. Be: 
jondere Veranlafjungen, Beſchwerden der Stände oder fonftige dringende Urfachen müſſen 
fie in Thätigfeit bringen. Unter den Gegenftänden der Legislation nimmt die Objorge für 
Vereinfahung und Abfürzung des Gerichtsverfahrens einen hervorragenden Pla ein. Von 
allgemeinerer Bedeutung jind die Ordonnanz von PVillerd-Coterets 1539, die Drdonnanz 
von Orleans 1560, die von Moulins 1566, die fogenannten Ordonnanzen von Blois 1576 
u. 1579, die Verordnung Ludwigs XIII von 1629 (Code Marillac). Einen anderen Cha- 
rafter befommt die Gejeggebung feit Yudwig XIV. Der Gedanke der Rechtseinheit, welcher 
ihon früher mehrfach aufgetaudt war, wurde nun wenn nicht durchweg, jo doch in ein- 
zelnen Gebieten fyitematifch zur Durchführung gebradt. Franfreih erhielt 1667 in ber 
Ordonnance civile eine allgemeine bürgerlihe Prozeßordnung (die Grundlage des fpäteren 
Code de proc&dure eivile), 1670 in der Ordonnance eriminelle ein Geſetz über Straf: 
recht und Strafverfahren; 1673 erfchien die Ordonnance du commerce (Code Savary), 
1681 die Ordonnance de la marine betreffend das Seereht, 1695 ein Geſetz über geijt- 
liche Gerichtsbarkeit. Unter Ludwig XV war es der Kanzler D’Aguesseau, melder 
die Kodififation auch auf einzelne Teile des Privatrehts ausdehnte. hm verdanft man 
die Ordonnanzen über Schenkungen 1731, über Teftamente 1735 und über Subjtitutionen 
1747, welche jo jehr auf der Höhe ihrer Zeit jtanden, daß ihr Inhalt fpäter ohne weſent— 
liche Änderungen in den Code eivil hinübergenommen werden fonnte. Ludwigs XVI Ber- 
ordnungen find bereits vom Geiſte des Naturrechts angehaucht und erfcheinen al8 Vorläufer 
der Neformen, welche die Revolution auf dem Gebiete des Nechts ins Werk ſetzte. 

Schon früh regte fih das Bedürfnis, Sammlungen der föniglihen Ordonnanzen 
anzulegen. Anfangs traten ſolche Arbeiten noch nicht jelbjtändig auf. Du Breuil gab 
in jeinem Stilus Parlamenti die wichtigiten Ordonnanzen von Ludwig IX bis Yubmig X. 
Das erjte Bud des Grand Coutumier de France enthält eine Sammlung föniglicher 
Verordnungen. Seit dem fechzehnten Jahrhunderte ericheinen umfaffende und jelbitändige 
Sammelwerte. Cine chronologifshe Sammlung ift die von Fontanon: „Les écdits et 
ordonnances des rois de France depuis Saint Louis jusqu’ä present“, melde große 
Verbreitung fand und 1611 von Maillet neu aufgelegt und bis zu Heinrich IV ergänzt 
wurde. Der Nechtögelehrte Barnabas Brissonius jtellte die einzelnen Beltimmungen der 
Ordonnanzen materienweife zufammen, wobei e3 aber unmöglich war, ſtets den Wortlaut 
derjelben beizubehalten. Sein Werk, der fogenannte Code de Henri III, fand vielen 
Beifall und wurde 1609 von Charondas le Caron zum drittenmal aufgelegt. Nach dem 
jelben Prinzip find der Code de Henri IV von Gormier (1615) und der Code de 
Louis XIII von Corbin (1628) gearbeitet. 1687 erfchien die Table chronologique 
contenant un recueil en abrégé des ordonnances . . . depuis l’annde 1115 jusqu’ä 
present par Guillaume Blanchard. Endlich ließ die Negierung eine vollitändige und 
offizielle Sammlung der Ordonnangen ausarbeiten, ein Unternehmen, mit welchem die drei 
Juriſten Berroyer, Loger und Lanritre beauftragt wurden. 1723 erfchien der erjte 
Band diefer Sammlung (gewöhnlich Colleetion du Louvre genannt) unter dem Titel: 
Ordonnances des rois de France de la troisitme race recneillies par ordre 

v. Holgendorff, Encytlopädie. I. 5. Aufl. 21 
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chronologique avec des renvois des unes aux autres, des sommaires et observations 
sur le texte (Fol.). Die folgenden Bände (bis jegt 21, der legte erſchien 1849 und 
reicht bis 1514) find von Seecousse,Villevault, Brequigny, Camus, Pastoret 
und Pardessus herausgegeben. Gin wichtiges Hülfsmittel zur Benugung diefer Samm- 
lung it Pardessus, Table chronologique des Ordonnances des rois de France de 
la troisieme race jusqu’au regne de Louis XII inclusivement, 1847. Für die in ber 
Collection du Louvre noch nicht enthaltenen Drdonnanzen von franz I bis Ludwig XV 
gebraucht man den: Recneil d'kdits et ordonnances royaux de P. Nöron et Etienne 
Girard, augmenté par de Lauri&re et de Ferri&re. 1720. Cine Auswahl ver 
wichtigſten Gejege bis zur Revolution bietet der Recueil gen6ral des anciennes lois 
frangaises von Isambert, de Crusy und Taillandier. 1822—1833. 29 voll. 8. 
Eine neuere Sammlung ift das Corps du droit frangais von Walker (1420—1788) 
und Galisset (1789—1854), 21 Bde. 


88. Die Jurisprudenz feit der Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts. 
Da an den Univerfitäten für das franzöfiihe Neht wenig gethan wurde, fiel die Pflege 
desjelben hauptſächlich den Braftifern anheim. Einen befonderen Zweig der litterarifchen 
Thätigfeit bildete die Jurisprudence des Arrets, die Zufammenftellung und Bearbeitung 
der gerichtlichen Entfcheidungen, an welche fih die Sammlung von Konfultationen und 
Plaidoyers anreihte. Da die einzelnen Yänder und Ländergruppen in der Regel ihre Par— 
lamente als fouveräne Gerichtöhöfe beibehalten hatten, fcheiden fich die Arbeiten der Arrötiften 
nach den einzelnen Barlamenten von Paris, Touloufe, Bordeaur, Dijon, Rouen, Rheims u. f. w. 
Am zahlreichiten find die Arrötiiten des Parifer Parlaments. Unter ven Werfen derfelben 
haben die Sammlung von Louet (zuerit 1602) umd die Collection de d&eisions nouvelles 
von Denisart bejondere Bedeutung erlangt. Letztere iſt alphabetifch angeordnet und 
wurde von Camus und Bayard in einer nicht vollendeten Ausgabe (17831790) 
vollſtändig umagearbeitet. 

An die offizielle Redaktion der Coutumes fchloß ſich eine reiche fommentierende Litte— 
ratur an. Die ältere Schule verfolgte vorzugsweife eine praktiſche Richtung. Als ihr be- 
rühmteiter Wertreter gilt Molinaeus, Du Moulin, 7 1566, der auch eine Reihe von be- 
fonderen Abhandlungen jchrieb und ſich zugleich bezüglich des römifchen Rechts einen gefeierten 
Namen fchuf. Eine neue Richtung in der Behandlung des nationalen Rechts ging aus von 
Antoine Loisel, F 1617, der in feinen berühmt gewordenen Institutes coutumieres die 
allgemeinen Grundfäge des franzöfifchen Rechts mit Venugung der Rechtsſprichwörter in 
furz gefaßten Sentenzen zufammenftellte. Eusebe Lauriere fchrieb hierzu einen trefflichen 
Kommentar, welcher den Wert des Werkes weſentlich erhöhte. Mit Zufägen und Ergän- 
zungen wurden die Institutes coutumieres zulegt von Dupin und Laboulaye 1846 
herausgegeben und bilden jo ein unentbehrlihes Hülfsmittel für das Studium ‘der fran- 
zöſiſchen Rechtsgeſchichte. Als 1679 an der Univerfität Baris der erjte Lehrſtuhl für fran- 
zöſiſches Necht errichtet worden war, las man über Zoifels Institutes coutumieres. Vgl. 
Arm. Demasure, Ant. Loisel et son temps. 1876. Unter den franzöfifchen Juriften 
nad) Loisel find Fleury (Institution au droit francais. Serauögeg. von Laboulaye. 
1358, Précis historique du droit frangais par l’abb& Fleury. Avee eontinuation depuis 
1674 jusqu’en 1789 par Dupin. 1826), Lauriere, Savary und Poathier zu nennen. 
Lauri&öre madte fih namentlih um die Gefchichte des franzöfifchen Rechts verdient; er 
fommentierte Loiſels Institutes, arbeitete auf Grund eines älteren Werkes von Ragueau ein 
Glossaire du droit frangais aus (2 Bde. 1704, nouv. Cd. par Favre 1882), edierte 
den erjten- Band der Ordonnances du Louvre, ſchrieb die Bibliotheque des Contumes, 
einen hochaeihätten Kommentar zur Coutume von Paris und eine Reihe wertvoller Ab— 
handlungen. Jacques Savarys (T 1690) Bedeutung liegt auf dem Gebiete des Handels- 
rechts. Cr nahm maßgebenden Einfluß auf die Entjtehung der Ordonnance du ecommerce, 
ſchrieb „Le parfait n@goeiant“ und handelsrehtlihe Gutachten, die in die jüngeren Auf- 
lagen des parfait négociant aufgenommen wurden. 

Ihren Höhepunkt erreichte die franzöſiſche Rechtsmifienihaft vor der Revolution in 
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Pothier (f 1772), Brofefjor des franzöfifhen Rechts an der Univerfität Orleans. Inter 
feinen Werfen über franzöfifches Recht ift der Kommentar über die Coutume von Drleang, 
„die trefflichite Beleuchtung, die je einer franzöfischen Coutume zu teil wurde”, und ber 
trait© des obligations hervorzuheben. Yeßterer enthält eine Reihe von privatrechtlichen 
Abhandlungen, in welchen der Gegenſatz zwifchen römifchem und franzöfiichem Recht als 
überwunden erfcheint und melde den Redaktoren des Code eivil für die betreffenden Ma- 
terien im wefentlichen zur Grundlage dienten. 

Schließlich feien noch zwei Lehrbücher erwähnt, das eine von Argou, Institution au 
droit frangais (zuerit 1692), weil es die größte Verbreitung erlangte und nicht weniger 
als zehnmal aufgelegt wurde, und das andere von Bernardi, Institution au droit 
frangais eivil et eriminel ou tableau raisonné de l’&tat actuel de la jurisprudence 
frangaise, zuerſt 1789 erjchienen und in feiner zweiten Ausgabe vom Jahre 8 der Re— 
publif „dadurch merkwürdig, daß es das unmittelbar vor dem Code civil geltende franzö- 
ſiſche Recht enthält“. 


Die gewaltjamen Creignifie der Revolution ebneten den Boden für die Herftellung der 
von den großen franzöfiichen Juriften feit Du Moulin angeftrebten und angebahnten Rechts— 
einheit. Die Aufhebung der feudalen Lajten, das Prinzip der Gleichheit vor dem Gefete, 
die Umgeftaltung der kirchlichen Verhältniffe und der Gerichtöverfafjung hatten die Grund- 
lagen des alten Nechtszuftandes befeitigt. Schon die Konftitution von 1791 nahm das 
Verfprehen auf: il sera fait un code des lois eiviles communes à tout le royaume. 
Im Konvente legte Cambaceres 9. Auguft 1793 den Entwurf eines Givilgefeßbuches vor; 
doch hinderten die Stürme jener Zeit die Ausführung des Planes. Erſt Napoleon führte 
das Werf der Kodifizierung mit der ihm eigentümlichen Energie und Rafchheit durch. 1804 
wurde der Code eivil des Frangais als ein Ganzes promulgiert; 1. Januar 1807 erhielt 
der Code de proctdure eivile, 1. Januar 1808 der Code de commerce Gejetestraft ; 
1308 wurde der Code d’instruction eriminelle, 1810 der Code p6nal defretiert. Da 
die Encyflopädie der Geſchichte der Kodififationen einen bejondern Abſchnitt widmet, ift 
hier nicht der Ort, auf diefen Punkt näher einzugehen. Ebenſo joll die vorübergehende 
und die dauernde Geltung des franzöfiihen Rechts in einzelnen Teilen von Deutſchland 
anderwärts zur Sprache fommen. 


Yitteratur. Neben den im PBerlaufe der Darftellung angeführten Werfen kommen für die 
äußere Rechtsgeſchichte Frankreichs in Betradt: 

Warnkönig und Stein, Franzöfiihe Staatd- und Nechtsgeihichte. 3 Bde. 1846 -1848; 
das erite Buch des 2. Bandes behandelt die Geichichte der Rechtöquellen, eine Arbeit, auf welcher 
diefe Darftellung zumal im zweiten Teile fußt, für welchen dem Verfaſſer diefes Abriſſes jelbftändige 
Quellenftudien fehlen; vgl. Warnfönig, Flandriſche Staats- und Rechtsgeſchichte bis zum Jahre 
1305. 18351542. 4 Bde. Schäffner, Geſchichte der Nechtöverfaffung Frankreichs. 1845— 1850. 
4 Bde. Der letzte Band behandelt die Nechtsgefhihte der Revolution, vor welher Warnfönig 
ftehen bleibt; Laferritre, Histoire du droit francais. 6 Bde. 1852—1858, eine in der Anlage 
verfehlte Arbeit, der es an dem richtigen Verſtändniſſe des germanischen Rechts gebriht. Die eriten 
drei Bände behandeln das römische, das feltifche und das fränfifche Recht. Die legten drei find den 
Coutumes gewidmet. Anſpruchsloſer und braudbarer ift die fompilatorifche Darftellung bei Mi- 
nier in deiien Preeis historique du droit frangais. 1854; A. Gautier, Histoire du droit frangais. 
2. ed. 1884. Eine trefflihe Gefchichte der Rechtsquellen und des Privatrechts ift Viollet, Preeis 
de l'histoire du droit frangais mit Quellennachmweifungen und Litteraturangaben. 1884. 86. Diejem 
Bude von Viollet und noch mehr jeiner Einleitung zu den Etablissements de Saint Louis entitammen 
zahlreiche Veränderungen und Zufäge, durch welche fich in diefer Auflage der Überblid über die frans 
zöftichen Rechtsquellen von dem der früheren unterfcheidet. Sehr geringe Ausbeute bietet: Thiercelin, 
Essai sur l’histoire gensrale du droit frangais, im erften Bande von Dallaz, R&pertoire metho- 
dique et alphabetique de l&gislation, de doctrine et de jurisprudence. 1870; Laferri&re, Essai 
sur l’'histoire du droit francais depuis les temps anciens jusqu’A nos jours y compris le droit pu- 
blie et priv& de la rövolution francaise. 2 Bde. 1859; Giraud, Essai sur l’'histoire du droit 
frangais au moyen . 1846; Klimrath, Travaux sur l’histoire du droit frangais recueillis et 
mis en ordre et précédés d'une pröface par Warnkönig. 1843. 2 voll. Der jmweite Band enthält 
u. a. Mömoires über damals unebierte Rechtsdenkmäler, über die Olim und Etudes sur les cou- 
tumes. Pardessus, Mömoire sur l’origine du droit coutumier en France et sur son état jusqu' au 
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treiziöme sitele. 1834 (vol. X der M&moires de l’institut); Derjelbe, Essai historique sur l'orga- 
nisation judieiaire jusqu’A la fin du rögne de Louis XII. 1851. Eine Überfiht der Quellen des 
Strafrehtö giebt Allard, Histoire de la justice eriminelle au 16iöme sitele. 1868. p. 405 fi. — 
Camus, Lettres sur la profession d’avocat et bibliotheque choisie de livres du droit qu'il est le 
lus utile d'acquérir et de connaitre. 5iöme &dition par Dupin. 1832. Der zweite Band dieles 
Wertes enthält eine ſyſtematiſch geordnete juriftiihe Bibliographie. Keenigswarter, Sources et 
Monuments du droit frangais anterieurs au quinzicme sitcle ou bibliothöque de l’histoire du droit 
eivil frangais. 1853; R. de Fresquet, Précis historique des sources du droit frangais depuis les 
Gaulois jusqu'à nos jours. 2. ed. 1881, ift für die ältere Zeit ziemlich oberflählih. Nicht einmal 
die neueren Publikationen älterer Rechtöquellen werden berüdfichtigt. Sehr brauchbar ift der Inder 
von citierten Werten in Laboulayes und Dupins Ausgabe von Loiſels Institutes coutumieres. 
1846. — Catalogue of books on foreign law founded on the collection presented by Charles Purton 
Cooper to the society of Lincoln’s Inn. Laws and Jurisprudence of France. London 1849. — 
Bon Zeitichriften find namentlich zu berüdfichtigen: Die Revue historique de droit frangais et 
&tranger. Serausgeg. von Laboulaye, Rozi£re etc. 15 Bde. 1855—1869; die Revue de légis- 
lation ancienne et moderne frangaise et &trangere. SDerausgegeben von Laboulaye, Roziere, 
Dareste, Gide und Boissonade, 1870—i6; die Nouvelle Revue historique de droit frangais 
et &tranger. Herausgeg. v. Rozitre, Dareste u. a. jeit 1877; ferner die Bibliotheque de l’&eole des 
chartes; die Revue de legislation et de jurisprudence publiece sous la direction de Wolowski ete. 
1834 jf.; die Zeitichrift für Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft des Auslandes. Herausgegeben von 
Mittermaier, Mohl und Warnkönig; die Zeitichrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft. Heraus 
gegeben von Bernhöft und Kohler. 


1. Die Auellen des Normannifhen Redts. 


8 9. Die normannische Rechtsgeſchichte zerfällt in drei Abſchnitte. Der erfte reicht 
von 912 bis zur Eroberung Englands 1066, der zweite von 1066 bis zur PVereinigung 
mit Franfreid 1205, der dritte von 1205 bis zur offiziellen Nedaftion der Coutume von 
1583. Von da an verliert die Normandie ihre rechtsgefchichtlihe Bedeutung. Dieſe liegt 
aber in der Doppelftellung ihrer Duellen zu denen des franzöſiſchen Rechts einerfeits, mit 
dem fie die deutjchrechtlihe Grundlage gemeinfam haben, und zu denen des englifchen 
Rechts andererfeits, welches aus dem normannifchen Rechte die wichtigften Elemente feiner 
eigentümlichen Bildungen fchöpfte. 

Als dur den Vertrag von Eaint Clair fur l'Epte 912 ein Teil von Neuftrien pro 
tutela regni von Karl dem Einfältigen an die Normannen abgetreten wurde, haben dieſe 
dafelbjt feine neue Staats: und Rechtsordnung eingeführt. Die fränfifhen Jnftitutionen 
blieben bejtehen und wurden hier zum Teil lebensfräftiger erhalten und fortgebilvet, als 
dies ſonſt im weſtfränkiſchen Reiche der Fall war. Altvänifches oder nordifches Necht hat 
die Nechtsentwidlung der Normandie jedenfalls nur in fehr geringem Maße beeinflußt. 
Mit voller Sicherheit jind darin jfandinavifche Einrichtungen bisher kaum nachgewieſen 
worden. Andrerfeits finden fich ſehr vereinzelte Rechtsausdrücke nordifcher Herkunft und iſt 
wenigſtens eine mittelbare Einwirkung infofern zuzugeben, als der Einfluß der vorhandenen 
germanifchen Rechtselemente auf die Fortbildung des neuftrifhen Rechts durch die ffandina- 
viſche Anfievlung eine erhebliche Stärkung erfuhr. Für das zehnte und elfte Jahrhundert 
ift das Land nicht bloß arm an eigentlichen Rechtsquellen — das ift auch anderwärts der 
Fall —, fondern es gebridht namentlih aud an Urkunden. Ein Bild der Nechtszuftände 
diefer Zeit wird daher ſtets nur in ſehr allgemeinen Umrifjen gezeichnet werben fünnen. 
Doch genügen die fpärlihen Anhaltspunkte der Quellen in Verbindung mit Nüdjchlüfien 
aus jüngeren Rechtsdenfmälern, um die Thatfache feitzuftelen, daß das fränfifche Recht in 
jeinen wejentlihen Punkten erhalten blieb. 

Heller wird die Nedhtsgefhichte der Normandie nad 1066. England wird nun in 
den Kreis der Nechtsentwidlung jener Yänder hineingezogen, die einjt in der fränkischen 
Monarchie vereinigt gewejen. Normannifches Recht wird nad England getragen und dort 
früher aufgezeichnet und jchriftitellerifch verarbeitet, als dies in feiner Heimat geſchah, ein 
Umjtand, der um fo weniger befremden darf, als er nicht vereinzelt dafteht. In der Nor- 
mandie wie in Enaland erfcheint die euria regis, eine Nachahmung des fränkischen Königs» 
gerihts, als der Ausgangspunkt für die wichtigften Neuerungen im Rechte. Unter Hein- 
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rih II taucht für diefelbe im der Normandie der Ausdruf Scaccarium (Echiquier) auf, 
welcher ſich fchon früher in England findet. Doch ift an dem normannifchen Urjprunge der 
Inſtitution nicht zu zweifeln, zumal fie ſich in der erjten Hälfte des zwölften Jahrhunderts 
als normanniſche Einrihtung auch in Sieilien nachweiſen läßt. (Val. Zeitfchrift der Sa— 
vigny:Stiftung für RG. germ. Abteil. II 210f.) Der Echiquier fungierte al& Gerichts- 
hof und als Rechnungshof. Seit Heinrich I findet fi unter den Mitgliedern des Scacca- 
rium eine Scheidung von Barones ſchlechtweg und Justiciarii. Xeßtere, rechts- und ge- 
Ichäftsfundige Männer, welche der König ernannte, gewannen bald das Übergewicht. Cs 
bildete fi jo ein Juriftenftand, deſſen Tätigkeit zur Ausbildung einer fonjtanten Praris 
und einer feineren Jurisprudenz mächtig beitragen mußte. Ebenjo wurde dad Scaccarium 
eine Schule von tüchtigen Berwaltungsbeamten, deren Werf es ift, daß die Normannen 
zuerft in den Bejig eines ausgebildeten Rechnungsweſens gelangten. Die Rechnungs— 
abjhlüffe des Echiquier find uns in den Magni Rotuli Scaccarii erhalten. Wir 
befigen volljtändige Rollen oder doch Fragmente aus den Jahren 1180, 1184, 1195, 1198, 
1201 und 1203. Die eingehende Specialifierung der Einnahmen und Ausgaben eröffnet 
uns bei dem nußbaren Charakter, den die Nechtöpflege jener Zeit hatte, einen Haren Blid 
in das normanniſche Rechtsleben. 

Die Schagrollen find herausgegeben von Stapleton unter dem Titel: Magni Ro- 
tuli Scaccarii Normanniae sub regibus Angliae. 2 Bde. 1840. 44, mit wertvollem 
Kommentar: „Observations on the Great Rolls of the Exchequer“. Einen ziemlid) 
flüchtigen Abdruck diefer Edition gaben Löchaud& d’Anisy und Charma in den Me- 
moires de la soeiété des Antiquaires de Normandie Band 15 und 16. Ein Fragment 
des Rotulus von 1184 publizierte L. Delisle im 16. Bande der M&moires mit treff- 
licher Erläuterung. Als eine folde fann für fämtlihe Schagrollen gelten die leider un: 
vollendete Abhandlung des Genannten: Des revenus publies en Normandie au 12i&me 
sieele in der Bibliotheque de l’&cole des chartes Ser. II 5, Ser. III 1, 3. 

Im Anflug an den befonderen Rechtsgang des fränkifhen Königsgerihts hat die 
normannifhe curia ducis die amtörechtlihen Inftitutionen desjelben aufgenommen und 
weiter entwidelt. Während der Prozeß nad Volfsreht fih immer mehr und mehr zum 
Duellverfahren zuipiste, gewährte die curia dueis ein Billigfeitöverfahren, welches durch 
erzogliches Breve eingeleitet wurde und, das Verfahren nad Volksrecht jufpendierend, den 
Vorteil einer Beweisführung durch inquisitio gewährte. Zugleih wurde die fränkiſche in- 
quisitio, indem fie eine feitere formelle Ausgeftaltung erlangte, zur Beweisjury fortgebildet, 
und wurde mit Hülfe derfelben ein vom Streite über das Recht unabhängiger Befisprozek 
geichaffen. Eine Satzung Heinrichs II von 1150—1152 führte eine geſetzlich normierte 
Form der inquisitio, recognitio genannt, als ordentliches, jedermann zugängliches Beweis- 
mittel ein, welches im Echiquier und in den von den herzoglichen missi, den Iusticiarii 
itineräntes, abgehaltenen Gerichtsjigungen auf Grund eines Breve der herzogliden Kanzlei 
zur Anwendung fam. Eine Anzahl wichtiger Urkunden des zwölften Jahrhunderts, welde 
das normannifche Gerichtsweſen betreffen, hat Bigelow als Anhang zu feiner History of 
procedure in England from the Norman Conquest. 1880 in nicht gerade fritischer 
a. abgedrudt. Val. darüber Brunner in der Zeitfhrift der Savigny-Stiftung f. RO. 

205. 

Als Philipp Auguft die Normandie erobert hatte, ließ er den beftehenden Rechts— 
zuftand im mwejentlichen unangetaftet. Ausvrüdlih wurde dem Lande die Erhaltung jeiner 
Privilegien zugefichert. Dagegen läßt ſich nicht erweifen, daß er ein großes MWeistum über 
das normannifche Recht veranlaßt und aufzuzeichnen befohlen habe, was von manchen be- 
hauptet wird. Die Nechtsaufzeihnung, die man dafür hielt, hat einen andern Charakter. 
Die Statuta et consuetudines Normanniae, Etablissements et Coutumes 
de Normandie, find nämlid eine ziemlich loſe Kompilation, welde nad) Ausſcheidung klei— 
nerer Einfchiebjel in zwei urfprünglich getrennte Hauptbeftandteile zerfällt, die im wejentlichen 
diefelben Gegenftände behandeln. Der ältere, die von mir fogenannte Très ancienne Cou- 
tume de Normandie, ift eine Aufzeihnung über das normannifche Recht, welche ein un- 
befannter Jurift zum Teil mit ausgiebiger Benugung und ungleihmäßiger Verarbeitung 
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älterer Satzungen um die Wende des zwölften und des dreizehnten Nahrhunderts verfaßt 
hat. Der zweite Teil, Tractatus de brevibus et recognitionibus, ſchildert einen offenbar 
jüngeren Nechtszuftand ; er enthält eine Darftellung des normanniſchen Refognitionsverfahrens, 
welchem ein Weistum über die Rechte des Herzogs (iurea regalis) und zwei Konftitutionen 
Heinrichs I und Richards vorangejtellt find. Er ift bald nah 1218 entitanden. Von der 
ganzen Kompilation erijtiert ein lateinifcher und ein franzöfifcher Tert. Der erſtere iſt abgedrudt 
bei Warnkönig, Franzöfifhe Staats- und Rechtsgeſchichte II, Urkundenbuch (der Traftat 
beginnt daſelbſt ©. 28), der zweite bei Marnier, Etablissements et Coutumes, Assises 
et Arröts de l’Echiquier de Normandie (1207—1245). Paris 1839. Beide Ausgaben 
find ungenügend. Eine fritifche Ausgabe des lateinifchen Tertes beider Quellen lieferte 
mit durchlaufender Kapitelzählung unter dem meines Erachtens anfechtbaren Titel „Le tres 
ancien Coutumier de Normandie“ Ernest Joseph Tardif, Coutumiers de Normandie, 
textes eritiques publies avec notes et &claireissements. Premiere partie. 1881. 

Schon im zwölften Jahrhundert herrjchte im normannifhen Echiquier die Sitte über 
gerichtliche Akte amtliche Aufzeihnungen zu führen, diefelben inrotulieren zu laffen. Die 
uns erhaltenen fortlaufenden Originalregifter beginnen erjt mit dem Jahre 1336. Doch ift 
für das dreizehnte Jahrhundert die Exiſtenz einer offiziellen Sammlung beglaubigt. Auf dieje 
von dem Clerf und Richter Guillaume Acarim redigierte Sammlung find vier Privatfamm- 
lungen von Urteilen des Echiquier zurüdzuführen, welche uns noch erhalten find. L. De- 
lisle hat aus diefen vier Kompilationen mit Zuziehung anderer Quellen für die Zeit von 
1207—1270 nicht weniger als 834 Urteile des Echiquier in feinem Recueil de Juge- 
ments de l’Echiquier de Normandie au 13ième siecle. Paris 1864 zujammen= 
geitellt. Bon jenen Privatfammlungen ift eine im 15. Bande der Mömoires, eine bei 

arnfönig a. a. D. und eine bei Marnier a. a. D. abgevrudt. Urteile von 1276 
bis 1296 finden fih bei Warnkönig a. a. D. ©. 120 ff. 

Amtlihe Regiftrierung der Urteile und gerichtlihen Afte fand auch in Gerichten 
der Baillis, der Vicomtes und in herrfchaftlichen Gerichten ſtatt. Doch find uns von 
ſolchen Regiftern nur vereinzelte Spuren aus dem breizehnten Jahrhundert erhalten. Das 
Ergebnis einer Privatarbeit find die Assisiae Normanniae, Assises de Normandie, 
ein Auszug aus Urteilfprüchen, welche 1234—1237 in den Gerichtsſitzungen (assises) 
von Gaen, Bajeur, Falaiſe, Ermes und Avranches gefällt wurden. Nicht felten begnügt 
fi) der Verfaffer aus den Urteilen bloß die relevanten Nechtöregeln mitzuteilen. Die 
Assisiae find gedrudt von Léchaudé im fünfzehnten Bande der M&moires und bei Warn: 
fönig a. a. O., in einer franzöfifhen Berfion bei Marnier a. a. D. 

Die ergiebigfte und umfangreichfte Quelle des normannifchen Rechts ift ein Nechtsbud, 
welches in feinen franzöfifhen Terten fih ald Grand Coutumier de Normandie 
bezeichnet, während der ältere lateinifhe Tert fih ald Somma de legibus consue- 
tudinum Normanniae oder mit dem Titel „Iura et consuetudines Normanniae“ ein- 
führt. Es iſt jedenfalls vor 1280 abgefaßt, da eine von den gereimten franzöfiichen Über- 
fegungen unferer Quelle diefes Datum trägt. Mit Wahrfcheinlichfeit läßt fich feine Ent- 
ftehung in die Jahre zwiſchen 1270 und 1275 verlegen. In den Alten einer Unter- 
ſuchung, welche reifende Richter des Königs von England 1309 über das Recht der nor: 
mannifchen Kanalinjeln Jerſey und Guernfey durchzuführen hatten, ericheint der Name 
Maucael als der des Verfafjers der Somma und wird diefelbe ebenfo wie in einer Bitt- 
fchrift der Anfelbewohner von 1333 als Summa de Maucael, Summe Maucael bezeichnet. 
In der Normandie läßt fih im dreizehnten Jahrhundert eine Familie Maucael nachweiſen, 
deren Hauptzweig zu Valognes begütert war. Valognes nennen aber auch die meijten in 
der Somma angeführten Beiipiele von brevia, welche überhaupt auf eine beftimmte Örtlichfeit 
Bezua nehmen. Die dem urjprünglichen Terte am nädjiten jtehende Handſchrift ftammt aus 
der Diöcefe Coutances. Nah allevem hat man neuejtens mit Necht die Vermutung aus- 
gejprohen, daß der Grand Contumier de Normandie im Cotentin entitanden ſei und 
daß fein Verfaffer Maucael hie. Der Coutumier ift in Auffafjung, Gruppierung und 
Behandlung feines Stoffes ein durchaus originelles Werk, ein Werk wie aus einem Gufie, 
frei von fompilatorifcher Moſaik, „das vollendetite Rechtsbuch, ebenfo wiſſenſchaftlich genau 
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al3 praftiich zwedmäßig gefchrieben” (Warnfönig). Eine Benutung der Statuta et con- 
suetudines, welche allgemein behauptet wird, iſt ebenfowenig nachzuweiſen als eine Nach— 
ahmung älterer englifcher Rechtsbücher. Dagegen laſſen einzelne Bartieen darauf jchließen, 
daß der unbefannte Verfaffer mit der Litteratur über das fremde Recht vertraut war. Das 
Merf muß den praftifchen Bedürfnifjen jener Zeit in hohem Grade entfprochen haben, denn 
es wurde für Jahrhunderte die Grundlage der normannifhen Rechtspflege und erlangte, ob— 
gleich Privatarbeit, in der Normandie gefegesgleihe Autorität. Es enthalte, fo glaubte 
man, die Geſetze und Gewohnheiten, welche ſchon vor Rollo in der Normandie galten und 
von Philipp August nad) Ermwerbung dieſes Landes gefammelt und redigiert worden feien. 
Der Inhalt des Rechtsbuchs ift wegen der Altertümlichfeit feiner Beftimmungen eine reiche 
Fundgrube für die Aufhellung der engliſchen und deutichen Nechtögefchichte. 

Gleich dem Sachjenfpiegel wurde die Somma de legibus Normanniae mit einer Gloſſe 
verſehen, welche den inhalt des Rechtsbuchs mit Hülfe des fremden Nechts zu beleuchten 
ſucht. Die Zeit der Glofjierung ift noch nicht bejtimmt worden. Jedenfalls war die Gloſſe 
im fünfzehnten Jahrhundert bereits vorhanden. Die Mifverftändniffe der Quelle und die 
ausdrüdlichen Bemerkungen über die eingetretene Derogierung einzelner Rechtsſätze lafien er- 
fennen, daß das normannifche Recht feit Abfaffung der Somma ſich in mwejentlihen Punkten 
dem franzöfifchen genähert hat. Nicht auf dem Wege der Gejeggebung, jondern durd das 
jtille, aber nachhaltige Wirken der Verwaltung war diefe Annäherung herbeigeführt worden. 
Franzoſen präfidierten als königliche Kommiffäre dem höchften Gerichtshof des Yandes. Die 
Snjtitution der Grands Bailliages wurde auf die Normandie ausgedehnt. in Heer fran- 
zöfifcher Beamtenfamilien wandert feit dem dreizehnten Jahrhundert in die Normandie und 
macht jich dort feßhaft. Zeitweilig wurden auch Prozefje mit Umgehung des Echiquier an 
das Parifer Parlament gezogen. Wenn auch der Provinzialgeift folchen Übergriffen wirk— 
famen Widerftand entgegenjeste, jo hat doch die Verwaltung der Nechtöpflege im Verein 
mit der Lehre des fremden Nechts nicht nur die ‚Fortbildung des einheimischen Rechts ge- 
hemmt, fondern dasjelbe auch allmählich entnationalifiert. 

Im Jahre 1534 wurde der Coutumier mit Nachträgen und Verweifungen auf das 
römische und fanonifche Recht verfehen. Eie ftammen von dem Yicentiaten Guillaume le 
Rouille d’Alencon, den man euphemiftiih wohl auch den normannifchen Coke genannt 
hat. Mitte des jechzehnten Jahrhunderts verfaßte Guillaume Terrien, Lieutenant g6- 
neral des Bailliage von Dieppe, feine Commentaires du droit eivil tant publie que 
priv& observ&e au pays et duch& de Normandie, die 1574 zuerjt im Drud erjchienen. 
Diefes Werk von Teerrien und der alte Coutumier gelten noch jest al3 Grundlagen des 
Rechts für die Inſeln Guernfey und Jerſey und die übrigen zu England gehörigen nor: 
mannifchen Inſeln. 

Die ältefte befannte Ausgabe des Grand Coutumier ftammt vom Jahre 1483. Die 
legte vor der Homologierung der Coutume datiert von 1578. Die Ausgaben jeit 1534 
enthalten in der Regel nebjt der Gloſſe auch die Noten von Le Rouille. Einen mangel- 
haften Abdrud des lateinifhen Tertes bietet Ludewig im fiebenten Bande der Reliquiae 
manuseriptorum. Bon den franzöfifchen Terten ift der bei Bourdot de Richebourg, 
Coutumier general IV, der zugänglichite. Einen neuen Abdrud lieferte Gruchy, L’an- 
eienne Coutume de Normandie. 1881. Cine fritifhe Ausgabe ift Bedürfnis und von 
E. J. Tardif in Ausficht geftellt worden. Ein Coutumier in Reimen bei Houard, 
Dietionnaire de la Cout. de Norm. IV. Über die Drude des Grand Coutumier ver: 
aleihe Ed. Fr&re, Manuel de Bibliographie Normande s. v. Coutumier und Die 
Notice bibliographique bei Pannier, Les Ruines de la Coutume de Normandie, 1856. 
Über Verfaffer und Entftehungsort des Grand Coutumier fiehe E. J. Tardif, Les 
auteurs pré sumés du Grand Coutumier de Normandie, in der Nouvelle Revue histo- 
rique de droit frangais. 1885. p. 155 ff. 

Bon den andermweitigen Quellen des normannifchen Rechts find hervorzuheben: Der 
Coutumier de la Vicomt“ de l’Eau de Rouen, eine Sammlung handels- 
rechtlicher Gewohnheiten, deren ältefter Beitandteil in das dreizehnte Jahrhundert zurüdreidht. 
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Er findet fih bei Baurepaire, De la Vicomt& de l’Eau de Rouen et de ses cou- 
tumes au Xlllieme et au XIVieme sieele. Evreux 1856. 


Ferner eine Kompilation, herausgegeben unter dem Titel: Coutume, Style et 
Usage aux temps des &chiquiers de Normandie. Caen 1847, und im adhtzehnten Bande 
der M&moires de la société des Antiquaires de Normandie. Die vorliegende Faſſung 
ftammt aus der erften Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts. Die Arbeit beginnt mit be- 
ftimmten Plan, der aber im weiteren Verlaufe der Darftellung verloren geht. Kap. 78 
enthält das Sceereht von Dleron, Kap. 79 eine nach den Kapiteln des Grand Coutumier 
geordnete Zufammenftellung von Urteilen und Verfügungen des Echiquier, meift aus dem 
Ende des vierzehnten Jahrhunderts. 


Jünger als diefe Duelle, jedoch älter als die Slofje zum Grand Coutumier, iſt ber 
Stille de proceder eu pays de Normendie, welder in den älteren Druden 
des Grand Coutumier einen regelmäßigen Anhang desfelben bildet. Er ijt mit nachträg— 
lihen Zufägen und Interpolationen überlaven und dürfte die Grundform feiner gegen: 
wärtigen Gejtalt erjt in der zweiten Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts erhalten haben. 


Als Heinrich III durch die Verordnung von Blois, 22. März 1577, die Redaktion 
einer neuen normannifhen Coutume anbefahl, begründete er die Notwendigkeit der Reform 
u. a. damit, daß die alte Coutume, die in einem fehr alten Buche aufgezeichnet vorliege, 
unverftändlich in Sprade und Ausdrud, größtenteils außer Gebrauch gefommen fei und von 
der Bevölkerung des Landes nur zum geringen Teile oder gar nicht mehr verftanden werde. 
Der Proc&s verbal über die Neformierung der Coutume rechtfertigt diefe Motivierung in 
vollem Mae, er zeigt, daß das Verftänpnis des alten normannifchen Rechts den Ver: 
ftändigften bereits abhanden gekommen war. Die wichtigſten Einridtungen, welchen das 
normannifche Necht feine gefchichtlihe Bedeutung verdankt, fielen der offiziellen Redaktion 
zum Opfer, u. a. die Jury, fomweit die Normandie fie ausgebildet hatte; auch fie gehörte 
bereit3 zu den Einrichtungen „hors d’usage et peu ou point entendus des habitans 
du pays“. 


Litteratur. Eine umfaffende Bearbeitung der normanniihen Rechtsgeſchichte fehlt. Es 
fehlen aber auch die Vorarbeiten, die einen ſolchen Verſuch als möglich ericheinen ließen. Bon 
Monographieen iſt außer den angeführten Arbeiten von Stapleton und Delisle in Betradt zu 
sieben: Madox, History and antiquities of the Exchequer of the Kings of England. 1711 und 
1769, der vielfach auch auf das normanniiche Schakamt eingeht, und Floquet, Histoire da parle- 
ment de Normandie. 1840, ein Werk, das die juriftifche Ausbeute nicht gewährt, die man zu er 
warten bereditigt wäre. Ein anfdhauliches Bild der wirtichaftliden Zuftände giebt mit vielfacher 
Berugnahme auf die rechtlichen Verhältniſſe das gründliche und aroßenteild aus ungedrudten Quellen 
aearbeitete Werl von L. Delisle Etudes sur la condition de la classe agrieole et l’etat de 
Vagriculture en Normandie au moyen Age. Evreux 1851. Publi6 par la socièté libre de l’Eure. 


Über das normannijche Gerichtsweſen eriftieren Heinere Abhandlungen von De la Rue, Mori- 
niere, Couppey und Rathery, bie in Heitichriften zerftreut find. Das umfangreichſte Material 
bieten die Werke eines älteren Autors, de Barlamentsadvofaten Houard, der in jeinen Anciennes 
Loix des Frangais conservees dans les Coutumes Angloises. Rouen 1766, Dietionnaire analytique 
historique, &tymologique, eritique et interprötatif de la Contume de Normandie. Rouen 1780 und 
in ben Traites sur les Coutumes Anglonormandes. Rouen 1766 vielfah auf die Gedichte des Älteren 
normannifchen Nechts Bezug nimmt. Mit tiefer innerer Überzeugung, aber mit ſehr jeichter Kritif 
verteidigt Houard den Zulammenhang des altfranzöfiichen, normannifchen und engliſchen Rechts, der 
von feinen Nachfolgern häufig mit Unrecht ignoriert wurde. Durchaus unkritiſch ift der Abichnitt 
über die normanniichen Contumes bei Laferri&re, Histoire du droit francais V 802 ff. — Eine 
Specialunteriuchung über die älteren Coutumes der Normandie gab ich in dem Exkurſe zu meiner 
Adhandlung: Das anglonormanniiche Erbfolgeiyftem. 1869. Vgl. Heinrich Brunner, Die Entftehung 
der Schmwurgerichte. 1871. Abfchnitt VII, Entwidlungsgang des normanniſchen Nechts, und den Ex— 
furs über die Litteratur der normanniihen Rechtsgeſchichte. — Zur Rechtsgeſchichte der normanniſchen 
Kanalinfeln fiehe Havet, Les Cours royales des iles normandes (mit pieces justificatives), Biblio- 
thöque de l’6eole des chartes. 1877. 78. — llber die Streitfrage, betreffend das Verhältnis des 
normannilchen Rechts zu Den ffandinaviichen Rechten handeln: Steenstrup, Normannerne. I, In- 
ledning i Normannertiden, 1876; v. Amira, Die Anfänge des normanniſchen Rechts, in v. Sybels 
—— Fritſchrift, N. 5, II 241 und v. Brünned, Siciliens mittelalterliche Stadtrechte. 1881. 
p. XXXIT ff. 
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I. Die Quellen des Englifhen Rechts!. 
A. Die Angelſächſiſchen Rechtsquellen. 


8 10. Die Satungen der Angelfahfen nehmen in der Gefchichte des englischen 
Rechts diejelbe Stellung ein wie die Volksrechte in der Rechtsgeſchichte der übrigen deutſchen 
Stämme Wenn zwar die jelbjtändige Entwidlung des angelfächjifchen Rechts durd die 
normannifche Eroberung abgebrochen wurde, jo hat es ſich doch zum Teil neben den nor: 
mannijchen Neuerungen erhalten und mit ihnen in die geihichtlichen Grundlagen der heutigen 
engliihen Staats: und Rechtsverfafjung geteilt. Zu diefem praftiichen Gefichtspunfte fommt 
noch ein theoretischer. Der Neichtum der angelfächfischen Gefeggebung in dem halben Jahr— 
taufend von Üthelberht bis auf Wilhelm den Eroberer, der rein deutſche Charakter des 
Nehts, das vom römischen Nechte gar nicht, vom fanonifchen nur in fehr geringem Maße 
beeinflußt wurde, die deutjche Gefeßes- und Urkundenſprache, welche in Deutichland felbit 
erſt im dreizehnten Jahrhundert die lateinische zu verdrängen begann, und endlich die un- 
unterbrochene Reihenfolge der Rechtsquellen, welche anderwärts zwifchen dem neunten und 
dreizehnten Jahrhundert eine ſchwer auszufüllende Kluft aufweifen, — alle diefe Umftände 
jtellen die angelſächſiſche Geſetzgebung in die erite Neihe der Erfenntnisquellen des ger- 
manifchen Rechts. 

Die Sapung des Nechts erfolgte bei den Angelfachfen auf der Landesverfammlung 
(Witena gemöt), in welder der König fi mit den Vornehmen des Landes (den Witan) 
über die Aufrechthaltung und Stärkung des Friedens beriet. Wie die deutfchen Volfsrechte 
haben auch die Geſetze der Angelſachſen (Dömas) zum Teil fchon bejtehendes Gewohnheits- 
recht firiert, zum Teil neues Recht geſchaffen. 

2 Die Quellen des angeljähfifhen Rechts laſſen fi in folgenden Gruppen zufammen- 
ftellen : 

1. Die Altkentifche Gefeggebung, nämlid die Gefege Athelberhts (560— 616), 
aus der Zeit, da Auguftin in England wirkte (596—604), nad) Liebermann um das Jahr 
603 abgefaßt, über Bußen, namentlich Wundbußen, Wergeld und Familiengüterrecht, die 
Gefege Hlothäres (673—685) und Cadrics (685/86) ftraf- und prozeßrechtlichen In— 
halt3, von jenem erlafjen, von diefem beftätigt, endlich die Geſetze Wihträds von 695 über 
kirchenrechtliche und friminalrechtliche Gegenftände und über Freilaſſung. Letztere verwerten 
die Beſchlüſſe einer Firhlihen Synode von Hertford von 673 und enthalten u. a. Straf: 
beftimmungen über Gößendienft und Faſtenbruch, welche vielleicht auf die uns nicht überlieferte 
Geſetzgebung Carconberhts (640 —664) zurüdgehen, von der uns Beda berichtet. Die ge 
famten kentiſchen Gefege find uns nur in einer jüngeren weſtſächſiſchen Umfchreibung 
erhalten, welde von der fentiihen Sprache des urfprünglichen Tertes nur wenige Spuren 
übrigließ. 

2. Die Gefege Ines, Königs der Weitfachfen, aus der Zeit von 688—693, be- 
merfenswert durch ihren größeren Umfang fowie durch den Umftand, daß Weſtſachſen jpäter 
„eaput regni et legum“ wurde (Leges Henr. I ce. 70). Daraus erklärt ſich aud die 
Berüdfichtigung, welche ihre Beitimmungen, zumal die über Friedensbrüche, in der jpäteren 
Geſetzgebung finden. nes Geſetze find uns nur als Anhang der Geſetze Alfreds überliefert. 

3. Aus der Zeit des geeinigten Reiches ftammen: Die Geſetze Alfreds 
von Meftfachien (871— 901), wahriceinlid aus dem Ende feiner Negierung, als er nad) 
langjährigen Kriegen mit den Dänen an die Wiederbefejtigung des zerrütteten Nechtszuftandes 
denten fonnte. Alfred erflärt, daß er Gefege Äthelberhts und Offas von Mercien (das 
uns fonft feine Geſetze überliefert hat) und nes, jomweit fie ihm nämlich wichtig fchienen, 


! Eine engliſche Überfegung dieſes Aufſatzes veröffentlichte nach der vierten Auflage der Ency- 
Hlopädie mit jelbitändigen Zufägen und mit einem bibliographiihen Anhang W. Hastie unter dem 
Titel: The sources of tlıe Law of England, an historical introduction to the study of English Law 
by H. Brunner. Edinburgh 1888, 
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wieder aufgenommen habe. Nechtlihe Normen über Wergeld, Eid, Gewährfhaft und an- 
deres finden ji in Alfreds Vertrag mit dem dänischen König von Ditanglien Guthrum 
(878— 890). Die Gefege Edwards des Älteren (901— 924). Es find ihrer zwei. 
Das ältere handelt von Kauf, Rechtöverweigerung und Meineid; das zweite enthält Be- 
ftimmungen verfchiedenen Inhalts zum Zmwede der Friedensbewahrung. Hauptſächlich fird: 
lie Verhältniſſe betrifft Edwards Betätigung der Gefege Alfred und Guthrums. Die 
Geſetze Athelſtans (924—940), welde auf verjchievenen chronologiſch nicht genau zu 
beitimmenden Verfammlungen entftanden. Zu ihnen gehören die Verordnung über die 
Zehnten, die Neichstagsbeihlüffe von Greatly, Exeter, Favresham und Thundresfield und 
die Iudieia eivitatis Lundoniae, ein intereffantes Rechtsvenfmal, welches u. a. die Statuten 
der Londoner Friedensgilden bezüglich der Gefamtbürgjchaft enthält. Die Geſetze Edmunds 
(940 — 46), beftehend aus den Reichstagsbeſchlüſſen von London geiftlihen und weltlichen 
Inhalts (Beihränfung der Magenbürgfchaft) und von GCollington über den Diebjtahl. Die 
Geſetze Edgars (959975), unter welde die Constitutio de hundredis mit großer 
Mahrfcheinlichkeit, der Reihsihluß von Andover und der von „Wihtbordeſtan“ (aus dem 
Jahre 962 nah Steenstrup, Normannerne IV 54) mit Beltimmtheit zu zählen it 
(die bisher fehlende vetus versio des leßteren, welche nach einer verlorenen angelſächſiſchen 
Vorlage gearbeitet iſt, veröffentlichte Liebermann, Zeitſchrift der Savigny— Stiftung für 
Rechtsgeſchichte, germ. Abt. V 214). Die Geſetze Arvelreds (978—1016), mit welchen 
die Neihe der von nationalen Herrfchern erlafjenen Geſetze der Angelſachſen abjchließt. Aus 
der großen Zahl derjelben find hervorzuheben: die Beihlüffe von Woodjtod, Wantage, 
Enham und Haba (alias Bath), ferner ein Friedensvertrag mit den Dänen (von 991?) 
und die Constitutiones von 1008 und 1014. Die Gefege Knuts (1016—1035), welche 
zu Wincheſter erlaffen wurden und zum größten Teile ältere angelſächſiſche Geſetze wieder— 
holen. Dazu kommt eine Verordnung Knuts von circa 1020, mitgeteilt von Pauli, 
Forfhungen zur deutichen Geſchichte XIV 392 ff. 

In der Gefchichte der angelſächſiſchen Geſetzgebung bezeichnet die Wende des neunten 
und zehnten Jahrhunderts einen bemerkenswerten Abſchnitt. Auf die älteren Satzungen 
übten die Anſchauungen der angelfähfifchen Kirche einen weitgehenden Einfluß. Er äußert 
ſich gleihmäßig in den verfchievenen Teilreihen, wie denn auch das angelſächſiſche Kirchen: 
recht ſchon im ſiebenten Jahrhundert ſich auf ganz England erſtreckte. Er zeigt ſich u. a. 
in der Einfchränfung der Todesjtrafen, in der Ausdehnung des Bußſyſtems (vgl. Alfred, 
Einleitung ce. 49 $ 7), in der Anwendung der Straffnehtfchaft, in der Gejtaltung des 
Bemweisrechts, dem nicht nur der Zweikampf, fondern auch die einjeitigen Ordalien fehlen. 
Eine Wandlung beginnt mit dem Ausgang des neunten Jahrhunderts. Aus dem fränkischen 
Rechtsleben werden die Ordalien und die fränfifche Ordalienliturgie aufgenommen. Yebens- 
und Leibesjtrafen gewinnen zu Gunften der fchärferen Handhabung des Landfriedens brei- 
teren Raum. Auch nordifhe Einflüffe machen fich feit jener Zeit in der angelſächſiſchen 
Geſetzgebung geltend: Diefe nimmt einerfeits Nüdfiht auf die fogenannte Danelag, lex 
Danica, das heißt auf das Necht der zahlreichen dänischen Bevölkerung, welche ſich in Eng— 
land fejtgefet hatte. Andererſeits niften fi in das angelſächſiſche Recht nordiſche Rechts— 
anfchauungen und Rechtsausdrücke ein. 

4. Vereinzelte Anordnungen und Aufzeichnungen unbeftimmter Zeit betreffend das Wer— 
geld, Verlobung und Trauung, den Crorcismus bei Ordalien, Eidformeln und anderes. 
Hervorzuheben find die Satung betreffend die Dunfeten (Ger&dnes betweox Dünsötan), 
die Bewohner eines Bezirks in Worcefterfhire um Dunclent, für welden der Rechtsverkehr 
zwifchen Mälen und Weftfachien geregelt wird, wahrfcheinlic aus dem zehnten Jahrhundert, 
die Rectitudines singularum personarum, ein Privatauffat über die auf den verſchiedenen 
Arten von Gütern haftenden Grundlaften, ferner ein in angelſächſiſcher Sprache und in la— 
teinifcher Paraphraſe vorliegender Aufſatz über die Pflichten des gerechten Nichters, welcher 
um das Jahr 1000 entitand (Zeitfchr. der Savigny-Stiftung f. NG. aerm. Abt. V 207). 

Die meiften angelſächſiſchen Rechtsdenkmäler fennen wir nur aus Sammelhandicriften, 
die nicht über das elfte Jahrhundert hinaufreihen, mitunter Sprade und Anordnung nicht 
getreu überliefern. Nachdem jchon früher einzelne Stüde ins Lateiniſche überjegt worden 
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waren, wurde in anglonormannijcher Zeit eine umfafjende vetus versio verfaßt, von welcher 
unten (6 c) die Rede fein wird. 

5. Urkunden aus angelſächſiſcher Zeit teils in lateinifcher, teils in angelſächſiſcher 
Sprache find uns in großer Zahl erhalten, darunter freilich viele unechte und verdächtige 
Stüde, deren Prüfung durh den Mangel einer feften diplomatifchen Technik bei den Angel- 
ſachſen erfchwert wird. Bejondere Bedeutung befaß die Urkunde (böc) für den Grundbefit, 
der, wenn er dur böce zu Eigentum erworben wurde, Bofland bie und durd die Be- 
gebung der Erwerbsurfunde (Urbuch) weiter veräußert und übereignet wurde. 

6. Als Quellen des angelſächſiſchen Nechtes find nad ihrem überwiegenden Inhalte 
noch mehrere lateinisch gejchriebene Privatarbeiten fompilatorifhen Charakters zu betrachten, 
welche nicht mehr der angelfächfischen Periode, fondern den Anfängen der anglonormannischen 
Zeit angehören, aber angeljächfifches Recht darftellen wollen und zum Teil in der Abficht 
verfaßt worden find, den Beitand des alten Rechtes den Eroberern gegenüber zu fichern. 
Dazu zählen 

a. Die Constitutiones de foresta, melde Anut zugefchrieben werden, aber 
bereits Anklänge normannifcher Terminologie enthalten, eine in normannifcher Zeit wohl 
auf Grund angelfächjischer Vorlagen verfaßte Arbeit. Über das darin enthaltene Citat aus der 
Lex Angliorum et Werinorum fiehe Brunner, Deutſche Rechtsgeſchichte I 350 Anm. 2. 

b. Die fogenannten PseudolegesCanuti, einedem zwölften Jahrhundert angehörige 
ziemlih planlofe Zufammenftellung aus angelfähjtihen Geſetzen, welche einiges aus un— 
befannter Quelle ſchöpfte und die Bezeichnung Leges Canuti nur deshalb erhielt, weil fie 
handſchriftlich fich hinter einer lateinischen Überfegung von Anuts Geſetzen findet. 

e. Der Quadripartitus. So lautete vermutlich der Titel eines von einem eng- 
liſchen Geiftlihen um 1115 verfaßten Nechtsbuches, welches uns nur teilweife erhalten it. 
Die Tendenz des Werfes fennzeichnet u. a. die Klage des Verfafjers über die Bedrückung 
des niederen Volfes durch habaierige Amtleute mit dem neu erfonnenen gefährlichen Rechte 
der Herren, d. h. mit den Chicanen des normannifchen Prozeßrechtes. Das Rechtsbuch ent: 
hält eine jchwulftige Vorrede und vier Teile, über deren Inhalt der Verfafjer folgende An- 
gaben madt: Primus liber continet leges Anglicanas in latinum translatas; seeundus 
habet quaedam scripta temporis nostri necessaria; tertius est de statu et agendis 
causarum; quartus est de furto et partibus eius. Den bisher nicht enträtjelten Charafter 
und die quellengefchichtliche Bedeutung diefer Kompilation hat eine Unterfuhung F. Yieber- 
manns großenteils klargeſtellt, deren Ergebnifje derjelbe teils in der Zeitfchr. der Savigny- 
Stiftung f. RG. germ. Abt. V 128 ff. veröffentlicht, teils mir für die vorliegende Überficht freund- 
fichjt mitgeteilt hat. Das erjte Buch des Quadripartitus enthält eine von dem Kompilator 
verfaßte lateinische versio einer faſt vollftändigen Sammlung angeljächjischer Gejehe. Sie 
ift nit nur von hohem Werte für das Verjtändnis und die’ Tertkritif der angelſächſiſchen 
Geſetze, jondern es ift uns mandes hochwichtige Stüd nur in diefer versio enthalten. Sie 
zeigt troß der häufigen Aufnahme angelſächſiſcher Rechtswörter bereits eine leichte Färbung 
fränfifcher Terminologie (jo braucht fie für den Anefang jtatt des angſ. befön, ztfön 
das Wort intertiare). Weitaus das meifte, was wir an fogenannter vetus versio der angel- 
ſächſiſchen Uuellen beiten, geht auf den Verfafjer des Quadripartitus zurüd. Unabhängig 
von ihm find uns nur wenige Überfegungen einzelner Stüde teil älteren (Edg. IV, näm- 
li der Reihsihluß von Wihtbordeftan oben unter 3, u. Athelr. VI), teils jüngeren Urjprungs 
erhalten. Das zweite Buch befitt ein befonderes Vorwort, welches Yiebermann in der 
3.d. Savigny:Stift. f. NG. III 128 abgedrudt hat, und jcheint eine Sammlung von Staats- 
jchriften aus der Zeit Heinrichs I (vor 1113) zu fein, welche deſſen Krönungscharta (von 1101) 
und andere Akten (aus der Korrefpondenz des Erzbifhofs Gerhard von Norf) enthält. Das 
3. Bud, ein ordo iudieiorum, ift der fog. Ulpianus de edendo (nad Caillemer, Droit 
eivil dans les prov. anglonorm, 17, anglonormannifh). Vom 4. Buche fehlt jede Spur. 

d. Die fogenannten Leges Henrieci primi, (nad) Xiebermann) ein mit Benugung 
des Quadripartitus ausgearbeitetes Werf, deſſen kurze Einleitung dem Schlußſatz des Vorwortes 
im zweiten Teil des Quadripartitus entlehnt ift. Weil es die gleichfalls daraus ent- 
nommene Krönungscharta Heinrihs I an die Spitze ftellt, hat es die Bezeihnung Leges 
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Henriei erhalten, die ebenfo recht und ſchlecht motiviert ift als der Titel der fogenannten 
Etablissements de Saint Louis (fiehe oben S. 311). Außerdem benuste der Verfafjer die 
vetus versio feiner Vorlage, die er aber jtellenweife aus angelſächſiſchen Grundterten ver: 
beſſerte, ferner fompilierte er Stüde aus vorgratianifchen Defretalen, aus Burdhard von 
Worms, Bußbühern, aus der Epitome Aegidii des Breviarium Alariecianum, aus der 
Lex Salica und Lex Ribuaria und aus fränfifchen Kapitularien. Mande Säte ent- 
halten nicht angelfächfifches, jondern normannifches Recht, ohne daß der Verfaſſer dieſe 
Thatfahe zum Bewußtiein bringt. In der Terminologie jchlagen ſchon vielfah nor: 
manniſche Ausprüde durd. Der Stil ift gefchraubt, der Tert häufig forrumpiert und daher 
das Rechtsbuch wegen der Dunfelheiten, die jeder interpretation troßen, berüchtigt. Die 
Benusung Fanonifcher Rechtsquellen, die jcholaftifhe Bildung und der Mangel juriftifcher 
Denkweiſe lafjen einen Geiftlihen, die Vorliebe für das angelſächſiſche als das althergebradhte 
Recht einen geborenen Angelſachſen als VBerfafjer vermuten. Während man die Entjtehunas: 
zeit der Leges Henriei früher in die Negierung Stephans oder Heinrichs II verlegte, hat 
Liebermann (Die Abfafjungszeit der Leges Henrici I, in den Forſchungen zur deutjchen 
Geſchichte XVI 582 ff.) es höchſt wahrſcheinlich gemacht, daß das Rechtsbuch als Ganzes 
in den Jahren 1108—1118 verfaßt worden fei, eine Zeitgrenze, welche ih nunmehr wegen 
der Benugung des Quadripartitus auf die Jahre 1113—1118 einengen läßt. 

e. Die fogenannten Leges Edwardi Confessoris. Sie ftellen ſich eingangs als 
das Ergebnis einer Enquete dar, welhe Wilhelm der Eroberer im vierten Jahre feiner Ne: 
gierung dur je zwölf auserlefene Gefchworene über das angelſächſiſche Necht veranitaltet 
habe. Allein der Inhalt des Nechtsbuches zeigt, daß man es mit einer im zwölften Jahr- 
hundert und zwar vor 1135 aus gelehrter Xiebhaberei unternommenen Privatfompilation 
zu thun hat, welde teils Beftimmungen angelfächfifcher Quellen zufammenftellt, teils nor- 
mannifchen Einrichtungen angelfähfiichen Urfprung beilegt. 

Für das angelſächſiſche Necht der angelſächſiſchen Zeit find all die genannten fompila- 
torifchen Arbeiten ebenjo wie die unten zu erwähnenden Gejehe Wilhelms des Eroberer: 
nur mit Vorbehalt zu verwerten, weil fie bereit3 mehr oder weniger unter dem Banne nor- 
mannifcher Rechtsgedanken jtehen. 


Ausgaben und Litteratur. Die erfte Sammlung angelſächſiſcher Gelege veröffentlichte 
W. Lambard 1568 unter dem Titel: Archaionomia sive de priscis Anglorum legibus, zum Teil nad 
Handichriften, die jekt für verloren gelten. Cine vermehrte und kritiſch befler fundierte Ausgabe, 
nad) welder die ältere Yitteratur die angellähfiihen Geſetze benußt, lieferte Wilkins, Leges Anglo- 
Saxonicae.... cum notis, versione et glossario. London 1721 f., welche bei Canciani, Barbaro- 
rum Leges IV und bei Houard, Traites sur les Coutumes Anglonormandes II wieder abgedrudt 
worden ift. Diele Edition ift aber überholt durch die von der Nefordfommilfion veranftaltete Aus- 
gabe: Ancient Laws and Institutes of England.... with a compendious glossary ete. printed... . 
under the direetion of the commissioners on the public records of the Kingdom. London 1840, 
von R. Price begonnen, nad deilen Tode von Thorpe vollendet, in Folio und außerdem in 2 
Bänden 8%. Auf diefer Ausgabe 3 die von Reinhold Schmid: Geſetze der Angelſachſen, in 
2. Auflage 1858 mit deutſcher Überiegung, trefflicher quellengeſchichtlicher Einleitung und wertvollem 
Gloſſar. Nachträge aus Handichriften verzeichnet F. Liebermann, Zu den Gejegen der Angel- 
ſachſen, 8. d. Sav.-Stift. f. NG. V 196 ff., Anglia IX 251, welcher auf Veranlafiung der Savigny— 
Stiftung eine, neue Ausgabe der angelfähfiichen Gejege vorbereitet. — Ausgewählte Stellen giebt 
in engliicher Überfegung Stubbs, Seleet charters and other illustrations of English eonstitutional 
history. 2. ed. 1874. — Die bedeutendite Sammlung der Urkunden aus angelſächſiſcher Zeit bietet 
Kemble, Codex diplomatiens aevi saxoniei. 6 Bde. 1339—1846. Cine vermehrte und zum Teil 
aus den Sandichriften bereinigte Ausgabe, die aber in diplomatiicher Beziehung namentlih wegen 
mangelnder Sonderung der echten und unechten Stüde mandes zu wünfchen übrig läßt, lierert 
De Gray Birch, Cartularium Saxonieum I. II (bis 947). 1885. 87. Eine in philologiiher Hin— 
fiht ſchätenswerte Yeiftung ift Earle, Hand-Book to the Land Charters and other Saxonie Do- 
euments. 1888, eine Auswahl angeljähfiiher Urkunden mit Einleitung, Gloflar und Inder; doch 
jteht fie in rechtögeichichtlicher Beziehung auf veraltetem Standpunfte und ift ohne Kenntnis der 
neueren Specialunterfucdhungen zur angellächfifhen Urkundenlehre gearbeitet. Facsimiles of ancient 
charters in the British Museum publ. by order of the trustees. 1873 ff. Über angelſächſiſches 
Urfundenmweien fiehe Brunner, Zur Nechtsgefchichte der römischen und germanifchen Urkunde. 1380. 
1149 ff.: Das angellähfiiche Landbuch. Cinzelne Bunkte bat Aronius, Diplomatiihe Studien über 
die älteren angelſächſiſchen Urkunden. 1883, näher ausgeführt. — Über die angelfähliihen Nechts- 
quellen vgl. die Einleitung bei Schmid, weldher vorſtehende Skizze entlehnt ift, ſoweit fie nicht aus 
Steenftrups und aus Liebermanns Unterfuchungen ergänzt wurde und aus Mitteilungen, 
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welche mir dieſer für den vorliegenden Aufſatz freundlichft zur Verfügung ftellte. Cine eingehende 
Unterfuhung über die Danelag, welche in die Geichichte einzelner angelfächiiiher Quellen neues Licht 
bringt, aber im ganzen den Einfluß des nordiſchen Rechts überihägt, giebt Steenstrup, Nor- 
mannerne. 4. Bd. 1882. Siehe ferner R. Schmid in der Zeitichrift Hermes XXXIe (1828); 
Stobbe, Rechtsquellen I 194 ff. Zur Tag tr Rechtsgeſchichte: Kemble, The Anglosaxons 
in England. 2 voll. 1849, rev. by Birch 1876, überjet von Brandis. Leipzig 1853—1854. 
2 Bbe.; Konrad Maurer in der Kritifhen Überfchau I. H. III; Phillips, Geſchichte des angel- 
ſächſiſchen Rechts. 1825; und die betreffenden Abichnitte bei Gneiſt, Geſchichte des engliihen Ver— 
waltungsrechts. 2. Aufl. 1867 und Selfgovernment. 2. Aufl. 1863. Enger — — ſind 
die hiſtoriſchen er gr a in Gneift, Selfgovernment, Kommunalverfaffung und Berwaltungs- 
—— in England. 3. Aufl. 1871; Sir Francis Palgrave, The Rise and Progress of the 

nglish Commonwealth. 1831—1832. 2 Bde. 4; Stubbs, The constitutional history of England 
in its u and development. 3 voll. 1874—1878, ein auf geündlider hiſtoriſcher Forſchung bes 
ruhendes Wert, welches die Ergebnifje der gefhichtlihen und rechtsgefhichtlihen Litteratur Deutſch- 
lands in fich aufgenommen hat. Der angelfähfiihen Zeit find die erften acht Kapitel des erften 
Bandes gewidmet. Essays in Anglosaxon Law. Boston 1876, enthaltend: The courts of law by 
H. Adams, The Land law by Cabot Lodge, The family law by E. Young, The legal pro- 
cedure by L. Laughlin. 


B. Die Quellen des Anglonormanniihen Redts. 


8 11. Von Wilhelm I bis auf Heinrich II, 1066—1154. Die Eroberung 
Englands war das Ergebnis nicht nur der Friegerifchen, fondern auch der politifchen Über: 
legenheit, weldhe das normannifhe Staatöwejen vor der im Niedergang befindlichen Staats- 
ordnung der Angeljachfen voraus hatte. Wie die altertümliche, feilförmig gegliederte Schladht- 
ordnung des angelſächſiſchen Fußvoltes, deren lette Anwendung bei den Wejtgermanen uns 
für die Schlacht bei Haftings bezeugt ift, der damals modernen friegerifchen Technik des 
normannifchen Rittertums nicht gewachſen war, fo hatte die feudaliſtiſch gefättigte Ver— 
fafjung der Normandie von vornherein das Übergewicht über das angelfächſiſche Gemein- 
weſen, dejjen genoſſenſchaftliche Grundlagen durd die Entwidlung unfreier Befigformen und 
drüdender Hörigfeitsverhältniffe überwuchert worden waren, während es andererjeits ji 
nicht zum eigentlichen Lehnsitaaf durchzuringen vermocht hatte. Auch in dem Kampfe 
beider Rechte, der infolge der Eroberung begann, zeigte fi das normannifche vielfach als 
das jtärfere Element. Grundſätze des fränkiſch- normanniſchen Verfaſſungs- und Verwaltungs: 
rechts, des Privat-, Straf» und Prozefrehts gelangten in England zur Geltung und er- 
fuhren wie das Lehnweſen hier, wo das Königtum für fyftematifche Organifation freien 
Spielraum fand, zum Teil eine Schärfung und Zufpisung, welche dem Boden, der fie aus- 
gebildet, fremd blieb. 

. Die Normannen bradten in ihren Nehtsbeziehungen untereinander das normannifche 
Recht zur Anwendung. Für die Verhältniffe zwifchen Normannen und Angeljachjen wurden 
befondere gefeliche Beitimmungen erlaffen. Den Angelfahjen jelbjt wurde zwar die un- 
gejhmälerte Fortdauer ihres Nechts prinzipiell gewährleiſtet, allein es ging damit wie mit 
allen prinzipiellen Konzejfionen. In der Praris kehrte man ſich nicht daran, denn der Zug 
der thatfächlihen Verhältniſſe war ftärfer als das aufgeftellte Prinzip. Normannen bildeten 
faft ausfchlieglic die höhere Schicht der Gefelljchaft und erlangten den großen Grundbeſitz. 
Sie drängten fi an den Hof des Königs, während der angelfächfifhe Adel ſich verſtimmt 
von der Neuordnung der Dinge fernhielt und ſchließlich in fruchtlofen Aufftänden feinen 
Untergang fand. Bald wurden die geiftlichen und weltlichen Ämter aus den Neihen der 
Normannen beſetzt. Normannen bildeten die curia regis und damit war das hödjite 
Geriht dem Einfluß des normannischen Rechts preisgegeben, eine Thatſache, die um jo 
ſchwerer wiegt, als in England die Praxis des Königsgerichtes durch eine beifpiellofe Cen- 
tralifation der Rechtspflege die Fortbildung des Nechts vollitändig beherrichte. 

Nicht fofort nach der Eroberung machte fich diefer Prozeß in feiner Schärfe geltend. 
Die Normannifierung des Landes und feines Rechts war nur eine allmählihe. Unter 

Lilhelm dem Eroberer bewegte ſich die Gejeggebung noch in den Geleifen der angelſächſiſchen 
Zeit. Die fompilatorischen Arbeiten über angelſächſiſches Necht, welche unter Heinrid I 


— 


entſtanden (ſiehe oben ©. 331 f.) find ein Beweis einerſeits der Fortexiſtenz angelſächſiſchen 
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Nechtes, ambererfeits aber auch des Erijtenzfampfes, den es gegen die eintretende Nor- 
mannifierung zu beitehen und nicht durchweg beftanden hatte. Als Geſetzesſprache tritt zuerft 
teilweife, dann volljtändig an Stelle des Angelfähfifchen das Yateinifche, um feit Edward I 
mit dem Franzöſiſchen abzumechjeln und feit Richard II ihm vollftändig zu weichen, 

Bon Wilhelm I (1066—1087) befiten wir vier Gejege. 1. Die leges et consue- 
tudines quas Willielmus rex post adquisitionem Angliae omni populo Anglorum con- 
cessit tenendas. Auf fie ift vielleicht die Nachricht zu beziehen, welche die leges Edwardi 
an ihre Spite ftellen, daß nämlich angelfähfisches Recht durd eine von Wilhelm an- 
eordnete inquisitio feftgeftellt worden fei. Das ganze Denkmal zerfällt in ungleichartige 

eitandteile. Die Kapitel 1 bis 36 enthalten zum Teil neue Rechtsvorfchriften, berüd- 
fihtigen die Danelag und regeln u. a. die Haftung der Hundertſchaft für die Tötung von 
Normannen. Die Kapitel 37 und 38, welche römiſchrechtlichen Einfluß verraten, dürften 
ein nachträgliches Einjchiebfel fein. Der Reit (c. 39—52) iſt aus älteren angeljächjischen 
Gefegen kompiliert. Vgl. Steenftrup a. a. O. Das wahrjcheinlich angelſächſiſche Driginal des 
Geſetzes ift uns verloren; wir befiten nur eine altfranzöfifche und eine davon unabhängige 
lateinifche Überfegung. 2. Willelmes eyninges äsetnysse (König Wilhelms Sagungen), 
ein Geſetz in angeljächfiiher Spradye, welches das Beweisverfahren in Prozeſſen zwiſchen 
Normannen und Angelfahjen regelt. 3. Wilhelms Tateinifhe Statuten, Neuerungen 
enthaltend zum Schub der normannifhen Herrſchaft und der allgemeinen Ordnung, neben 
welchen das Necht, wie es unter König Edmund dem Belenner gegolten, grundfäglich be- 
jtätigt wird. Bei Stubbs, Select charters p. 83, in ſpät überarbeiteter yorm bei Shmid, 
Geſetze der Angelfachien ©. 354. 4. Eine Verordnung über die Trennung der geiftlihen und 
weltlihen Gerichtsbarfeit, wodurd in dieſem Punkte gegenüber der angelſächſiſchen Sitte die 
fontinentalen Grundſätze zur Geltung gebracht wurden. 

Gegen Ende der Regierung Wilhelms entftand als das Ergebnis einer amtlichen 
Enquete das Neihsgrundbud, the Domesdaybook, weldes eine eingehende Negiftrierung 
des engliihen Grundbefiges, feiner Inhaber und feiner Leiftungsfähigteit zu fisfalifchen und 
militärischen Zweden enthält. Es wurde amtlich herausgegeben 1783, 2 voll. fol. Dazu 
zwei Nachtragsbände der Rekordkommiſſion 1816. Dal. Lappenberg, Gef. Engl. II 
143 ff. Gneift, Engl. Verwaltungsreht I 122. Im Jahre 1886 wurde in England 
die Erinnerung an die vor 800 Jahren erfolgte Aufzeichnung des Reichsurbars durch eine 
Anzahl von Vorträgen gefeiert, die fid auf die Erklärung desjelben beziehen. Sie find 
nebjt einer Bibliographie des Domesdaybook herausgegeben von Edw. Dove u. d. T. 
Domesday Studies. 1888. 

Der normannifchen Finanzverwaltung in Enaland verdanfen wir nod eine andere 
wichtige Rechtsquelle, in welcher zwar der fisfaliiche Gefichtspunft vorwiegt, aber auch, weil 
er die ganze normannifhe Staats- und Rechtsverfaſſung durchdringt, wichtige Anhaltspunfte 
über das Dajein von Rechtsſätzen und nftituten gegeben find. Wir meinen die Rechnungs— 
abjchlüffe des Exchequer, weldhe in England weiter hinaufreihen als die normannifchen, 
hinter diefen aber in Bezug auf die Specialifierung der einzelnen Rechnungspoſten zurüd- 
jtchen. Die Schagrollen werden gemeinhin als Rolls of the Pipe, Rotuli Pipae be- 
zeichnet. Die ältejte ftammt nod aus der Negierungszeit Heinrihs I und iſt von Jos. 
Hunter ebiert u. d. T. Magnus Rotulus Scaccarii vel Magnus Rotulus Pipae de 
anno 31 regni Henriei I (nt videtur) 1130—1131. 1833. 

Eine brauchbare Zufammenftellung der das Gerichtsweſen betreffenden älteren anglo= 
normannifchen Urfunden, ein corpus plaeitorum für die Zeit von Wilhelm dem Eroberer bis 
6 Richard I liefert Bigelow, Plaeita anglonormannica, Law Cases from William I 
to Richard I preserved in historical records. 1879. Die Sammlung, welde nur aus 
gedrudten Quellen ſchöpfte, fett fich hauptjächlic aus Prozeßberichten der englifchen serip- 
tores, aus füniglihen Prozeßmandaten (writs), aus prozefjualiichen Stellen des Domesday- 
book und der Schagrollen zufammen. Vgl. darüber Brunner in der Zeitſchr. der 
Savigny Stiftung für Nechtsgeihichte II 202 ff. 


512. Von Heinridh II bis gegen 1300. Nachhaltigen Anſtoß erhielt die 
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Rechtsbildung unter Heinrich II (1154—89), der feit 1150 Herzog der Normandie und 
zulegt unter Stephan Capitalis Iustitiarius Angliae gemefen war. Epochemachend find 
aus feiner Regierungszeit die Neihsfhlüffe von Clarendon 1164 und Northampton 1176. 
Heinrih II war es, der zuerft in der Normandie und dann in England die Bemweisjury, 
welche bis dahin nur von Fall zu Fall ausnahmsmeife in Anwendung gefommen war, als 
orbentliches Beweismittel in den Givilprozeß einführte und dadurch den Grund legte zur 
Ausbildung nicht nur des englifchen Prozeßrechts, fondern auch des innig damit verwachfenen 
Privatrehts. Im Anſchluß an dieje Neuerung begründete er ein bejonderes Verfahren in 
Beligftreitigfeiten und zwar durch eine Afjife, die wahrjcheinlih um das Jahr 1166 erlaſſen 
wurde. Heinrichs Neformen organifierten den fogenannten Writprozeß (fiehe unten ©. 337), 
wahrſcheinlich auch die Praris der nrotulierung der Urteile, fie legten den Grund für die 
fejte Unterordnung der niederen Jurisdiftionsgewalten unter die königliche Gerichtsbarkeit. 
Anfnüpfend an vereinzelte Antlänge älterer Zeit ſchuf Heinrich ferner das Inſtitut der reifen- 
den Richter (iusticiarii itinerantes, Justices in eyre), indem er zum Zweck fommifjarifcher 
Ausübung der dem Königsgerichte vorbehaltenen Gerichtsbarkeit das Reich in große miſſa— 
tiſche Sprengel (cireuits) teilte, eine Mafregel, die in der Organifierung der ordentlichen 
missi durch Karl den Großen ihr gejchichtlihes Analogon hat. Aus der Zeit Richards I 
(1189—1199) jind uns die Capitula Itineris, die Inſtruktionen, die den reifenden Rich— 
tern (1194 und 1198) mitgegeben wurden, erhalten; fie erinnern in Form und inhalt an 
ein farolingifhes Capitulare missorum. Troß der Neuerung ward die Einheit der curia 
regis als des Mittelpunftes der Rechtspflege und Verwaltung feitaehalten. Auch das Ge- 
richt, welches die Neiferichter abhalten, ift curia regis. Doch jtellt ſchon Glanvilla den 
iusticiarii itinerantes die capitalis curia regis (VIII 5 $ 4) gegenüber. Xeßtere ift zwar 
von dem Scaccarium äußerlid noch nicht gejchieden, aber unter Heinrich II heben ſich aus 
dem Beamtenperfonal der curia regis als eine bejondere Gruppe die Mitglieder einer jtän- 
digen follegialifchen Juftizabteilung, die „in banco* refidierenden Richter hervor. Nachmals 
fallen das Exchequer als Organ der Finanzverwaltung und finanziellen Jurisdiktion und 
das Königsgericht auch äußerlich auseinander und fpaltet fich diefes in die Court of King's 
Bench und die Court of Common Pleas (Gerichtshof für gewöhnliche Civilprozefie). 
Diefe Spaltung des Königsgerichtes iſt ſachlich, wenn auch noch nicht in der technijchen 
Terminologie, jpätejtens unter Johann vorhanden. Es werden nämlich ſchon damals unter- 
ſchieden 1. die placita coram rege (ipso) oder quae sequuntur regem und 2. die placita 
de banco, melde zu bejtimmten Terminen. von den iustieiarii de banco zu Wejtminfter 
(oder London) abgehalten wurden. Die placita coram rege ftellen dar, was nachmals 
King's Bench, die placita de banco, was nahmal® Common Bench, Court of Common 
Pleas heißt. — Unter Heinrich II beginnt in England auch die fyitematifhe Bearbeitung 
des anglonormannifchen Rechts, welche ſchon durch die Objekte ihrer Darftellung, die Finanz: 
verwaltung des Scaccarium und das Verfahren des Königsgerichtes, auf die Stätte hinweit, 
von welcher der Impuls ausgegangen. 

Nah dem Vorbilde Gundermanns, dem wir eine treffliche Überficht der englifchen 
Rechtsquellen bis auf Heinrich VIII verdanken, foll das für diefe Periode in Betracht 
fommende Material nad folgenden Gefichtspunften gruppiert werden. 

1. Statutes. Die enalifhen Juriſten ſcheiden die Geſamtmaſſe des Rechtsſtoffes 
in statute law und common law, je nad) dem geſetzlichen oder gemwohnheitsrechtlichen Ur- 
Iprung desjelben. Doch wird diefer Unterfchied nicht durchweg feitgehalten und hat der 
Begriff des common law noch andere Gegenfäge. Die älteren Satzungen der normannifchen 
Könige zählen zu den Quellen des common law. Sie find entweder Constitutiones, As- 
sisae, vom König nad) Beratung mit den Großen des Yandes erlaffen (Assisa iſt Verſamm— 
lung, Sigung, ferner Urteil oder Satung als das Ergebnis der Sitzung oder Verfammlung 
und aud ein bejtimmtes, durch Föniglihe Satzung eingeführtes Prozeßinftitut), oder fie 
heißen Chartae, Charters, einfeitige königliche Verleihungen, freibriefe zur Abhülfe von 
Beichwerden. Die offizielle Ausgabe der Statuten bringt unter der Nubrif Charters die 
Freibriefe Heinrichs I von 1101, Stephans de libertatibus ecelesie Anglicane et regni 
von 1136 und sine dato, Heinrichs IT ohne Datum, Johanns ut libere sint electiones 
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(der Prälaten) totius Anglie von 1214, die Artieuli der Barone, aus welchen die Magna 
Charta Johanns vom 15. Juni 1215 hervorging, ferner die genannte Magna Charta und 
ihre ftellenweife abſchwächenden Beitätigungen von 1216, 1217, 1225, von welchen die legte 
den Tert für die fpäteren häufig wiederholten Beftätigungen abgab, außerdem die Charta de 
foresta von 1217, beitätigt 1225. Die eigentlichen Statuten beginnen mit den Provisiones 
de Merton aus dem 20. Negierungsjahre Heinrichs III, 1236, welchen in den Statuten- 
fammlungen von den Charters regelmäßig die Magna Charta und die Charta de foresta 
vorausgehen. Aus der Zeit Heinrichs III iſt no das Statutum de Marleberge, St. of 
Marlborough 1267 feiner Bedeutung halber zu erwähnen. Unter Edward I (1272—1307), 
dem engliſchen Juftinian, nimmt die Zahl der Statuten in folhem Maße zu, daß eine Auf- 
zählung auch nur der wichtigiten hier als unzuläffig erfcheint. Während der an Reformen 
fruchtbaren Regierung Eduards I gewann England die weſentlichen Grundlagen feiner nach— 
maligen Konititution und damit ben verfaljungsmäßigen Organismus feiner Gefesgebung. 
„Als Mittelpunkt der Staatsregierung” bildete fi ein permanenter Staatärat, the continual 
couneil (fpäter Privy couneil), bejtehend aus den geiftlichen und weltlichen Inhabern der 
höchſten Staatsämter. Infolge fpecieller fönigliher Yadung treten Prälaten und Barone 
pertodifch zu dieſem Staatsrate hinzu und bilden mit ihm das Magnum concilium, den 
Reichsrat. Unter Eduard I wurde es ferner Sitte, „zur Beiprehung über außerordentliche 
Beiträge und bald auch weiter zur Stärfung der Gefege und zur Abhülfe der Landes: 
beichwerden Abgeordnete der Communitates, Vertreter der Grafihaften und Städte zu berufen“, 
welche feit Eduard III fi als befondere Körperfchaft fonftituierten. „So war der äußere 
Nahmen eines Ober: und Unterhaufes gebildet, unter dejfen Beirat und Zujtimmung das 
Königtum die organifche Gefehgebung des laufenden Jahrhunderts geitaltet hat.“ (Gneiſt, 
Selfgovernment I 145.) 

Ausgaben. Die Gefege Wilhelms I find in der offiziellen englifchen Ausgabe und 
bei Schmid unter die Geſetze der Angelfahien aufgenommen. Die Geſetze von da an bis 
zum Anfangspunft der engliichen Statutenfammlungen find zufammengeftellt in dem Codex 
legum veterum statutorum regni Angliae ab ingressu Gmilelmi I usque ad a. 9 
Henriei Ill von Heinrich Spelman, einer Kompilation von Fragmenten der Scriptores, 
von föniglichen Verordnungen, Privilegien, Neihsfchlüffen u. dal., welche Wilkins aus den 
nachgelafjenen Papieren des Berfafjers in feinen leges Anglosaxoniene und nah ihm 
Hauard im zweiten Bande feiner Aneiennes Loix abgedrudt hat. Beſſere Terte, leider 
ohne jeden Fritiichen Apparat, bietet nunmehr die leichter zugängliche, nad) ähnlichen Gefichte: 
puntten angelegte Zufammenitellung von William Stubbs in deſſen Select Charters, 
2. ed. 1874. So jchägenswert diefe recht brauchbare Sammlung aud it, kann fie doch 
nur als ein vorläufiges Ausfunftsmittel gelten und bleibt eine fritiiche Ausgabe der älteren 
anglonormannifchen Aſſiſen nad wie vor dringendes Bedürfnis. 

Die Statuten im eigentlihen Sinne bis 1714 erſchienen 1810—1824 in einer offi- 
ziellen Ausgabe: The Statutes of the Realm from original Records and authentie Mss. 
printed by command of his majesty King George the third in pursuance of an ad- 
dress of the house of Commons of Great Britain from the earliest times to the end 
of the reign of Queen Anne, 10 Bde. in Fol. mit Einfluß eines alphabetifhen Inder. 
Dazu (4, 2) ein chronologifcher Inder 1828. Die wicdhtigften älteren Statuten haben durd) 
Coke (Institutes of the Laws of England, part II) einen berühmt gewordenen Kom— 
mentar erhalten. Unter den zahlreichen Ausgaben, welche fih vom praftifchen Gefichtspunfte 
leiten laſſen und daher die veralteten Statuten weglaffen, feien hier nur erwähnt: Die 
Statutes at large from Magna Charta to the Union of the Kingdom of Great Bri- 
tain and Ireland, zuerit von Ruffhead, im neuer Ausgabe von T. E. Tomlins and J. 
Raithby. London 1811. 4°. 10 voll, 

2. Gerihtlide Quellen. a. Writs (Brevia). Wie in der Normandie ent- 
ftand auch am engliichen Königsgerichte ein amtärechtliches Verfahren, welches den formalen 
volfsrechtlihen Prozeß mit Zweikampf und Eid zu erfegen vermochte, prinzipiell auf die 
Curia regis beichränft war und durch föniglihe Mandate (Writs, brevia) eingeleitet, zum 
Teil auch fortgeführt wurde. Anfänglic waren ſolche Writs eine von Fall zu Fall vom König 
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um Geld erteilte Begünftigung. Seit Heinrich II wurde daraus ein allgemein zugängliches 
Rechtsmittel, indem die föniglihe Kanzlei ein für allemal angemwiefen wurde, unter gemifjen 
Vorausfegungen auf Verlangen folhe Mandate nad} fetitehenden Formularen an die Par- 
teien zu verabfolgen. Die rechtliche Bedeutung der Writs war eine verfchiedene, je nad 
dem Zwecke derjelben. Entweder handelte es fich darum, den Prozeß an das Königsgericht 
zu ziehen; dann erfolgte die Vorladung des Beklagten dur ein Breve, welches dem Vice- 
comes auftrug, dem Bellagten die Reſtitution des Klagobjektes anzubefehlen, widrigenfalls 
diejer fi vor dem Königsgerichte zu verantworten habe. Ein foldhes Breve heißt Writ of 
praeeipe und hat fein Vorbild in einem fränkiſchen indiculus commonitorius. Oder es 
wurde dem Vicecomes durch das Breve aufgetragen, eine Beweisjury (recognitio) zufammen- 
zuftellen und vorzuladen, welche über die Beweisfrage zu erkennen habe (breve recognitio- 
nis). Auch aus zahlreichen anderen Anläffen konnten Brevia erlafen werden. Cigentümlich 
it dem englifchen Rechte, daß ſelbſt das volksrechtliche Verfahren, wenn es fih um Grund: 
befig handelte, der Einleitung durch ein fönigliches-Breve bedurfte. Seit Heinrih II wurde 
es nämlich Nechtsgrundfag, daß in den Gerichten der Lehnsherren bei Grundbefisitreitig- 
feiten der Beklagte nicht zu antworten brauchte, wenn nicht ein fönigliches Breve vorlag, 
welches dem Grundhern auftrug, des Nechtes zu walten, widrigenfalld® der Vicecomes die 
Sache auszutragen habe (breve de recto, entfprechend einem fränfifhen indieulus de 
iustitia, vgl. oben Seite 243). Sofern die Brevia dazu dienten, den Prozeß einzuleiten, 
entwidelte fi in England ein dem römischen Formularprozeß vergleichbares Verfahren. 
Durd die Formeln der Writs wurden die Klagen des englifchen Rechts individualifiert, jo 
daß Bracton jagen fonnte: tot formulae brevium, quot sunt genera actionum. Im 
dreizehnten Jahrhundert fteht es nicht mehr im Belieben des Königs und feiner Organe nad 
Willkür völlig neue Writs zu ſchaffen. Schon nad Bracton ift ein Breve, welches contra 
ius et regni consuetudinem erlangt worden, als nichtig zu erachten. Grundſätzlich ſei für 
den Erlaß neuer Brevia die Zuftimmung des Konzils nötig, doc genüge es, wenn die Mag- 
naten nicht ausdrüdlich widerſprechen. An diefe Auffaffung, welche nachmals mit der fteigen- 
den Bedeutung des Parlaments eine ftrengere werden mußte, fnüpft die Einteilung der 
Brevia in brevia formata und brevia magistralia an. Erftere find jene, für welche das 
Formular gejeglich feftiteht, lettere werden von der Kanzlei in consimili casu, d. h. in 
Fällen, die den bereits vorgefehenen verwandt find, dem Kläger, quia in novo casu novum 
remedium est apponendum, als actiones utiles gewährt, ein — welches durch das 
zweite Weſtminſterſtatut, 13 Ed. I c. 24 ausdrücklich angeordnet wurde. Man unterſchied 
ferner brevia originalia, die den Prozeß einleiteten, und brevia iudicialia, die in den 
weiteren Verlauf desjelben eingriffen. Zahlreiche Formeln von Writs finden fi bei Glan: 
villa und in den Nechtsbüchern des dreizehnten Jahrhunderts; befonders reih an ſolchen 
ift au das Statutum Walliae von 1284, welches den englischen Prozeß in Wales ein- 
führte. In der folgenden Periode entitanden Sammlungen und Bearbeitungen der Writs; 
von ihnen wird jpäter die Nede fein. Über die älteren Writs vergleihe H. Brunner, 
Entjtehung der Schwurgerihte S. 404. 

b. Records, das find Protokolle über die Verhandlungen und Entſcheidungen der 
Gerichte (Records im engeren Sinne: der föniglichen Gerichte), welche bei den einzelnen 
Gerihtshöfen von Amts wegen zum Zwed der Feititellung gerichtliher Akte aufgenommen 
und aufbewahrt wurden. Die fyitematifche Inrotulierung der fönigsgerichtlihen Verhand- 
lungen ſcheint eine der großen Reformen aus den legten Negierungsjahren Heinrihs I zu 
fein (Maitland). Von den rotuli placitorum werden die fines unterfhieden, Urkunden 
über Vergleiche, welche im Königsgeridhte auf Grund eines wahren oder eines fingierten 
Prozefjes mit föniglicher oder richterlicher Erlaubnis abgefchloffen worden (über den Scheinprozeb 
im Dienfte der Übereignung vol. oben ©. 274 und Brunner, Rechtsgeſchichte der Urkunde 
©. 286 f.). Sie heißen aud) finales concordiae (quia finem imponunt negotio) oder pedes 
finium, ein Ausdrud, der als der untere Teil des ganzen Vergleichsinitruments (the Foot 
of the Fine) erklärt wird, aber wahrſcheinlich nur auf mifverftändliche Überjegung von 
altfranzöfiih pees (pax) zurüdgehen dürfte. Die rotuli plaeitorum aus der Zeit Richards 
und Johanns find ohne Unterſcheidung einzelner Serien ald coram rege rolls befannt. 

v. Holgendorff, Encntlopäbie. J. 5. Aufl. 22 
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Dagegen ſcheidet man die rotuli placitorum aus der Zeit Heinrich III bereits in drei Gruppen 
nämli 1. Coram rege rolls, 2. Assize rolls, 3. Tower coram rege rolls und Tower 
assize rolls, eine Unterfcheidung, die darin ihren Grund hat, daß die rotuli der zwei erſt— 
genannten Serien zu Weſtminſter, die rotuli ber dritten im Tower aufbewahrt wurden 
(Maitland, Sel. Pleas of the crown p. X). — Bon den rotuli placitorum find publiziert: 
die Rotuli Curiae Regis, Rolls and Records of the court held before the 
King’s justiciars ete., herausgegeben von Balgrave 1835 in 2 Bänden (8 °.), enthaltend 
die vollftändigen Protofolle, welche über die Verhandlungen vor der Curia regis und vor den 
reifenden Richtern von 6 Richard I bis 1 Johann influfive erhalten find. Vol. I: from the 
sixth year of King Richard I to the accession of King John. Vol. II: the first year of King 
John I. Ferner: Seleet Pleas of the erown vol. I (1200—1225), 1888 in den Bubli- 
fationen der Selden Society herausgeg. von Maitland, eine Sammlung von placita coronae 
(d. 5. von Kriminalvechtsfällen, welche der töniglichen Gerichtsbarkeit vorbehalten waren) 
mit Einleitung, Überfegung und indices. Pleas of the erown for the County of Glou- 
cester (1221), herauögeg. von Maitland 1884. Extracts from the Plea rolls 1294 
bis 1307, herausgeg. von Wrottesley 1888 (Salt archwol. Society). Ausgewählte Civil- 
rehtsfälle aus dem breizehnten Jahrhundert von Paley Baildon kündigt die Selden Society 
für 1889 an. Eine Sammlung von Recdtsfällen aus der Zeit Heinrihs III, die auf Grund— 
lage der amtlichen rotuli für Bractons perfönlihen Gebrauch verfaßt wurde, werden wir unten 
unter 4c alö Bracton’s Note Book fennen lernen. Ein Auszug aus älteren Gerichtsprotofollen, 
leider zu dürftig für rechtsgefchichtlihe Unterfuhungen, wurde unter der Königin Elifabeth 
gemacht und 1811 im Auftrage der Regierung veröffentlicht als Placitornm in domo 
eapitulari Westmonasteriensi asservatorum abbreviatio te mporibus Ric. I, Joh., 
Henr. III, Edw. I, Edw. II. — Fines sive Pedes finium, sive finales concordiae 
(1195 — — 1214), ed. Hunter 1835. Excerpta e rotulis finium in turri Londinensi 
asservatis (1216—1272), ed. Roberts. 2 voll. 1836. Rye, Calendar of the Feet 
of fines for Norfolk 1885. 87. 

Auch die grundherrlichen Gerichte (manorial courts) begannen in der erften Hälfte des 
dreizehnten Jahrhunderts Regiſter über ihre Entfcheidungen zu führen. Select Pleas in 
manorial and other seignorial courts aus der Zeit Heinrihs III und Eduards I publi- 
zierte für die Selden Soeiety Maitland 1889, vol. I mit einer für die Gefchichte der 
grundherrlichen Gerichtsbarkeit Englands bedeutfamen Einleitung. 

Zahlreihe Nefords harren der Veröffentlihung. Für die Mafje des ungedrudten Ma- 
teriald dienen als Wegmweifer Ewald, Our publie records, a brief handbook to the 
national archives. 1873; Rye, Records and record searching. 1888. 

ec. Reports, das find litterariſche Aufzeichnungen, welche nicht wie die Nefords 
zum Zweck amtlicher Firierung gerichtlicher Afte verfaßt werden, fondern mit nebenfächlicher 
Berüdfichtigung der fonfreten Thatfachen die für die Nechtspraris erheblichen Gefichtspunfte 
einer Gerichtsverhandlung im allgemeinen Intereſſe zur öffentlichen Kenntnis bringen wollen. 
Sie enthalten demnach nur eine furze Erzählung der Falta, auf die in den Rekords das 
Hauptgewicht gelegt wird, ausführlicher dagegen die Argumente der Parteien und die Urteils- 
gründe. Seit dem Ende der Regierung Eduards I bis zum Schluß der Regierung Hein- 
rihs VIII wurden zur Abfaſſung der Reports befoldete Berichteritatter von der Staats- 
gewalt beitellt. Die Reports von Eduard II bis Heinrich VIII find, von einzelnen Yüden 
abgejehen, unter dem Namen Yearbooks gedruckt. Die erite Geſamtausgabe erjchien 
1610. Über die Mängel der vorhandenen Editionen fiehe Cooper, An account of the 
most important public records. 1832. II 391 ff. Ältere Neports aus der Regierungszeit 
Eduards 1 (20-22, 30—35) und Eduards II (11—14) wurden mit englifcher Überfegung 
des altfranzöftihen Textes in den Rerum Britanniearum medii aevi scriptores heraus= 
gegeben unter dem Titel: Year-Books of the reign of the King Edw. I {be}. Edw. ID) 
edited and translated by Alfr. J. Horwood (be. L. O. Pike). 1863— 1886. 

3. Die Rotuli Seaccarii. Von den bereits oben ©. 334 erwähnten Schatz— 
rollen ift uns aus der Neaterungszeit Heinrichs II eine geichlofjene Neihe erhalten, welche 
uns wertvolle Einblide in die Geihichte von Heinrichs großen Nechtsreformen eröffnet. Zum 
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Zeil find fie von der Rekordkommiſſion ediert, zum Teil ift ihre Veröffentlichung von der 
Pipe Roll Society in Angriff genommen worben, welche fürzlih zu dem Zwecke gebildet 
worden ift, die Pipe Rolls und verwandte Denkmäler aus der Zeit vor 1200 heraus- 
zugeben. Erſchienen find: The Great Rolls ofthe Pipe for 2, 3, 4 Henry II, 1155 —1158, 
ed. Hunter 1844: femer die Great Rolls von 1158— 1166, publiziert 1884— 1888 
von der Pipe Roll Society in neun Bänden, von melden der dritte eine Einleitung in 
das Studium der Pipe Rolls enthält. Es ſchließen ſich der Zeit nah an: The Great 
Rolls of the Pipe for 1 Richard I, 1189—1190, ed. Hunter 1844: Rotulus Can- 
cellarii vel antigraphum Magni Rotuli Pipae de tertio anno regis lohannis (1201, 
1202). 1833. Bon fonftigen Rotuli find zu nennen: die Rotuli de dominabus et 
pueris et puellis de donatione regis (betreffend Lehen unter der Yehnsvormundichaft des 
Königs), ed. Grimaldi 1830, die Rotuli de Liberate ae de Misis et Praestitis 
regnante lohanne, eur. Th. Duffus Hardy 1844, Rotuli de Oblatis et Finibus . . 
temp. Regis Iohannis aceur. Th. Dufius Hardy 1885. Die Eintragungen der 
Liberate Rolls, melde ſich auf die Anlehen der englifchen Könige bei italieniihen Kauf- 
leuten im dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert beziehen, find erläutert und zufammen- 
geitellt in einer Abhandlung von E. A. Bond, Extracts from the Liberate Rolls, im 
28. Bande der von der Society of Antiquaries of London herausgegebenen Archwologia 
(1840). Der Aufſatz liefert beachtensmwerte Auffhlüffe über das Kreditweſen des enalifchen 
Königtums und zugleich wertvolles Material zur Gefchichte der Wertpapiere. 

4. Nedtsbüder a. Der Dialogus de Scaccario, eine ald Dialog gefchriebene 
Abhandlung über die Zufammenfegung und Verwaltung des Föniglichen Schagamtes, in 
welcher auch für Privat: und Prozeßrecht Ausbeute zu finden ift. „Sie giebt ein Zeugnis 
von der frühreifen Entwidlung der Verwaltungstehnif in dem normanniſchen Staatsweſen, 
ein merfwürdiges Dofument des Geiftes der Gentralifation und der Beamtenanfchauung 
vom Staat, wie man ein ähnliches im Mittelalter vergeblich juchen wird.“ (Gneift, 
Verwaltungsredt I 201.) Der Dialogus mwurde 1178 oder Anfang 1179 von Richard 
Fitz-Nigel, Archidiakon von Ely und fpäter Biſchof von London, verfaßt. Sohn eines 
höheren Schagbeamten war der Verfafler in der Atmofphäre des Schaamtes aufgewachſen, 
in welchem er durch vierzig Jahre das Amt eines Schatmeifters verwaltete. Seine Mit- 
teilungen beruhen auf genauefter Kenntnis der im Scaccarium üblichen Praris und find 
dazu bejtimmt, den Schagfammerbeamten zur Richtſchnur zu dienen. Der Dialogus ift an- 
hangsweife gevrudt bei Madox, The history and antiquities of the Exchequer of 
the Kings of England. London 1711 und 1769. Einen gleichfalls vollftändigen, etwas 
gereinigten Tert findet man bei Stubbs, Seleet Charters p. 168 ff. Eine forgfältige 
Unterfuhung über den Verfaffer, über Entftehung und Charakter des Werfes nebft gedrängter 
Inhaltsangabe giebt 5. Liebermann, Einleitung in den Dialogus de Seaccario. 1875. 

b. Traetatus de legibus et consuetudinibus regni Angliae tempore R. Henrici 
secundi compositus iustitine gubernacula tenente Ranulpho de Glanvilla, „ber 
erfte Verfuch einer wilfenfchaftlichen Bearbeitung des einheimischen Nechtsitoffes im modernen 
Europa” (Gundermann). Der Verfaffer Ranulph von Glanvilla war 1180—1189 Capi- 
talis Iustitiarius Angliae und ſicherlich nicht unbeteiligt an den Reformen Heinrichs II. 
Sein Traftat, der fih auf eine präcife Darftellung des königsgerichtlichen Verfahrens be- 
ſchränkt, wie es fih auf Grund jener Neformen geftaltete, iſt zwiſchen 1187 und 1189 
entitanden. Zu Anfang des dreizehnten Jahrhunderts wurde eine franzöfiiche Überfegung 
veranftaltet, welche noch der Veröffentlichung harrt. Die in Deutichland zugänglichite Aus- 
gabe des Traktats ift die im zweiten Bande von Phillips enalifcher Rechtsgefchichte. Er 
iteht auch bei Honard, Traité« I. Selbſtändige Ausgaben erfchienen in England 1554 
(von Staunforde), 1604, 1780 und öfter. Cine engliiche Überfegung mit Anmerkungen 
lieferte J. Beames 1812. 

e, Henrici de Braeton de legibus et consuetudinibus Angliae libri quinque. 
Der Verfaffer, Heinrich von Bratton (nach einem Dorfe Bratton in Devonfhire), war Geijt- 
licher und englischer Köniasrichter unter Heinrich III (1216—1272). Er begegnet uns zu— 
erit im Jahre 1245 als Neiferichter, von 1248—1267 als Aififenrichter in den ſfüdweſt— 
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lichen Grafſchaften Englands. Seine ftändigen Funktionen hatte er als Königsrichter in 
den placita coram ipso rege (quae sequuntur regem), alſo in der alten eigentlichen 
euria regis. In dem bancum regis zu Weftminfter hat er nicht gefeffen. Er ftarb 1268. 
Sein Name, deſſen unrichtige Schreibung er gelegentlich als ein Beifpiel für die Ungültig- 
feit eineg Writ anführt, wurde von den Abjchreibern vielfach entitellt. Folge folder Ent- 
jtellung ift es, daß er als Bracton in der Nachwelt fortlebt. Der Traftat, in welchem er 
das Recht und Verfahren des Königsgerichtes und der miſſatiſchen Gerichte daritellt, ift 
äußerlih und innerlich nicht zur Vollendung gelangt. Mitten in der Darftellung des breve 
de recto bridt er ab; aber auch fomweit er vorliegt, hat er die abjchliegende Revifion 
nicht mehr erfahren, die ihm der Verfafler zugedacht hatte. Bracton muß feine Arbeit im 
wejentlichen vor 1259 beendigt haben. Die Paufe, die er dann eintreten ließ, hat ihren 
Grund vielleiht darin, daß ihm von 1258 ab amtliche Gerichtöprotofolle nicht mehr zur 
Verfügung jtanden, die er bis dahin benußt hatte. Die gerichtlichen Entſcheidungen, die 
der Traftat verwertet, ſtammen faſt ausfchließlid aus der Zeit bis 1240, und zwar find 
es mit wenigen Ausnahmen Entſcheidungen der föniglichen Richter Martin Pateshull und 
Wilhelm Raleigh, jo daß man nicht mit Unrecht jagen durfte, Bractons Traktat fei eine 
Darftellung des englifhen Rechts auf Grund der Nechtöpflege jener beiden Richter. Wie 
Glanvilla, den er benußt, will Bracton das Recht und Verfahren des Königsgerihts und 
der miſſatiſchen Gerichte zur Darftellung bringen. Er lieferte die eingehendjte Arbeit über 
englifhes Recht, melde das Mittelalter aufzumweifen hat. Sie zeichnet ſich durd reiches 
fafuiftifches Detail und durd forafältige Verarbeitung von Nechtsfällen aus, deren nicht 
weniger als 494 allegiert werden. Nach beiden Richtungen hin hat die englifhe Juris: 
prudenz in Bracton ihren erjten typifchen Vertreter gefunden, ebenfo in der ihm eigentüm- 
lichen fcharfen, aber gefunden Rechtslogik. In einem andern Punkte dagegen iſt Bracton 
eine vereinzelte Erſcheinung der engliihen Rechtslitteratur, nämlich binfichtlich des Einfluffes, 
den er dem römifchen Rechte — insbejondere im erjten Buche feines Traktats — auf die 
Darftellung des nationalen Nechts einräumt. Das römische Recht hatte in England wäh— 
rend des zwölften Jahrhunderts namentlich durch Vacarius eine zwar vorübergehende, aber 
jorgfältige Pflege erhalten. Die Lehre desjelben hat die älteren englifchen Rechtsbücher be- 
züglid der Schärfe juriftifcher Auffaffung und der Behandlungsmethode unverkennbar beein- 
flußt. Bei feinem engliſchen Juriſten macht ſich aber die erite Friſche dieſes Impulſes fo 
deutlich geltend wie bei Bracton. Die Definitionen allgemeiner Nechtöbegriffe, die Ein- 
teilungen, die Terminologie bei Bracton weiſen vielfah auf das römische und Fanonifche 
Recht zurüd, deſſen Kenntnis er unmittelbar aus dem Corpus iuris eivilis, dem Defret 
und den Defretalen und aus Azos Summa zum Coder und zu den Inftitutionen ſchöpfte. 
Außerjt felten find dagegen die Fälle, wo Bracton infolge romaniftifcher Auffaffung den 
Boden des in England praftifch geltenden Nechts verläßt. Cine Ausgabe des Nechtsbuchs 
erfchten zuerſt 1569 in Folio und wurde 1640 unverändert in 4° abgedrudt. Sie wollte 
den handſchriftlich überlieferten Tert möglichit vollftändig geben und nahm nachträgliche 
Zufäße, von welden Bractons Werk nicht frei blieb, in den Tert auf, ohne fie als jolche 
fenntlih zu maden. Cine neue Ausgabe mit Uuellennahmweifungen, Baralleljtellen und 
englifher Überfegung lieferte Travers Twiss in 6 Bänden 1878 ff. Doch hat fie für 
die Tertkritif nicht geleijtet, was füglich erwartet werden durfte, da mafgebende Hand- 
jchriften nicht verwertet worden find. Nachdem fie eben erfchienen war, entvedte man auf 
dem britiihen Mufeum eine Sammlung von ungefähr 2000 Rechtsfällen aus der Zeit 
Heinrihs III, welche von Bracton bei Abfafjung feines Traftats benugt und höchſtwahr— 
iheinlih von ihm oder nad) feinem Diktat mit zahlreichen Nandbemerfungen verfehen worden 
it. Sie iſt alö Bracton's Note Book 1887 von Maitland mit inhaltvollen Anmer- 
fungen herausgegeben worden und mit einer Einleitung des Herausgebers, welche treffliche 
Ausführungen über Bractons Leben und Wirkſamkeit und über die Entjtehungsgeichichte 
jeines Traktats enthält. Val. Winogradoff (Entveder der Handſchrift des Note- 
book) im Atheneum vom 19. Juli 1884 und in der Law Quarterly Review vol. I; 
Güterbod, Henrieus de Bracton und fein Verhältnis zum römischen Rechte. 1862 
(englifch von Coxe 1866); Serutton, The Influence ofthe Roman law on the law of 
England. 1885. 


4. Die Franzöftichen, Normanniſchen und Englifchen Rechtsquellen. 341 


d. Fleta seu commentarius iuris Anglicani, die Arbeit eines unbefannten Ju— 
riften, welche der Abfaſſung im fogenannten Fleetgefängnis ihren Namen verdankt (Trae- 
tatus ... Fleta merito appellari poterit quia in Fleta... fuit compositus). Sie ent- 
ftand um das Jahr 1290 (Güterbod glaubt: nad 1292). Zum größten Teile enthält fie 
einen oft wörtlihen Auszug aus Bracton, den fie etwa auf ein Drittel feines Umfangs 
reduziert. Doch benugt fie die feit Bracton erlafjenen Gefege und ergänzt denjelben auch 
fonjt in mwefentlihen Punkten. Die Fleta wurde 1647 und 1685 gebrudt. Beiden Aus- 
gaben ijt die wertvolle Dissertatio historica ad Fletam von Selden angehängt. Bal. 
Twiss bei Bracton VI, introduction p. 18; Nichols, Britton I, introd. p. 25 f. 
Einen unvollitändigen Abdruck bietet Houard, Traités sur les coutumes Anglo- 
normandes III. 

e. Das Rechtsbuch des Gilbert von Thornton „Summa de legibus et consue- 
tudinibus Angliae ete.“ von circa 1292. Der Verfaſſer war Oberrichter der King’s Bench 
von 1289 bis 1295 und wollte, wie er felbjt angiebt, aus Bractons meitläufigem Werke 
ein Kompendium jchaffen. Die eingangs verheißene Berüdfichtigung der nachbractoniſchen 
Gefeggebung wird in dem Werke felbjt vermift. Es ift nicht gedrudt und jcheint verjchollen 
zu fein. Nachrichten darüber giebt Selden in feiner Dissertatio ad Fletam. 

f. Selbjtändiger als die zwei genannten Werfe verhält fih zu Bracton ein unter dem 
Namen Britton gangbares Rechtsbuch, weldes man mitunter arundlos für ein Excerpt 
aus Bracton oder für eine Umarbeitung desfelben ausgegeben. Nach den Unterfuhungen 
des neuejten Herausgebers verdankt es feine Entftehung dem hiſtoriſch beglaubigten Projekte 
Eduards I, das englifche Recht etwa nad Art der Injtitutionen zufammenftellen zu lafjen. 
Das Werk ift nicht in der Weife eines Nechtsbuches abgefaßt, fondern führt feine Rechts— 
fäge durch die Autorität des Geſetzgebers ein (nous voloms, nous grauntoms etc.). Der 
Verfaſſer, Britton, war vermutlich ein im Dienjte der Krone befhäftigter Cleaf. Da das 
Statut Quia emptores terrarum 18 Ed. I als une novele constitution citiert wird, 
muß Britton bald nad 1290 entftanden fein und zwar etwas fpäter als die Fleta, die er 
neben Bracton benußt. Er ift das ältefte englifche Rechtsbuch in franzöfifher Sprache. 
Die früheren Ausgaben von 1540 und 1640 find nun überflüffig geworden durch die ſorg— 
jame Edition von Nichols, Orford 1865 (2 voll.), mit englischer Überfegung, mit Ver— 
—— auf die Parallelſtellen Bractons, der Fleta und der Statuten und mit Gloſſar 
und Inder. 

g. h. Ein Traftat geringeren Umfangs iſt die Summa magna et parva von Ralph 
von Hengham, gleichfalls aus der Zeit Eduards I, welde Bractons Werk in Bezug auf die 
Lehre von Defautes und Essonien ergänzen will. Sie ijt abgebrudt als Anhang der Aus: 
gabe von Fortescue (fiehe $ 14). 1737, 4%. Die Ausgaben der Fleta bringen ald An- 
bang ein Bruchſtück einer altfranzöfifchen Abhandlung mit den Anfangsworten „Fet assa- 
voir“ prozefjualifchen Inhalts. 


Litteratur über die Quellengeihichte diefer Periode: Matthew Hale, History of the Common 
Law. 2 voll. 8°., ein unvollendetes Wert, aus des Berfaflers Nachlaß herausgegeben von Runnington, 
6. Aufl. 1820; als Anhang ift Hale's Analysis of the eivil part of the Law beigegeben. J. Ree- 
ves, History of the English Law from the time of Saxons to the end of Philipp and Mary. 
4 Bde., in 3. Aufl. 1814, dazu ein 5. Band unter dem Titel History of the English Law from the 
time of the Saxons to the end of the Reign of Elizabeth. V. vol., containing the Reign of Eliza- 
beth. 1829. Es ift died das gründlichite und ausführlichite Werk über engliihe Rechtsgeſchichte. 
Eine neuefte Ausgabe veranftaltete Finlason 1869 in drei Bänden, indem er den Tert de Reeves 
mit wertlojen Noten verfah und fich willfürlihe Änderungen in der Verteilung des Stoffes erlaubte. 
Bal. über diefe Ausgabe: Brunner in der fritifchen Vierteljahrsichrift XIII dos und in der Ame- 
rican Law Review vom Ottober 1873 vol. VIII 138: Crabb, History of the English Law. 1829. 
Überjegt von Schäffner. 1839, etwas oberflählih; Phillips, Englifhe Reichs- und Rechts— 
geichichte feit der Ankunft der Normannen. 2 Bde. 1828 (reiht nur bis 1189); Stubbs, Constit. 
History of England, ein Werk, deſſen felbftändige willenichaftlide Bedeutung mit der Dar- 
ftellung der normannifchen Periode zuſehends wächſt, endet in dem dritten Bande mit dem Tode 
Richards III; Glasson, Histoire du droit et des institutions politiques civiles et judieiaires de 
l’Angleterre. 1882 ff. 6 Bde.: Gans, Das Erbredt in weltgeichichtlicher Entwidlung IV 250 ff. 
1835; Savigny, Geſchichte des römischen Rechts im Mittelalter IV, Anhang 24. Cine Überfiht 
über die älteren Rechtsquellen, foweit fie für die Gefhichte der Jury von Bedeutung find, giebt 
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Biener, Das englifche Geſchwornengericht. 1852. II 283 ff. Eingehende Behandlung finden bie 
Quellen de Common Law mit vorzüglider Rückſicht auf Privatreht und Gerichtsweien bei Gunder- 
mann, Englifches Privatrecht I, Einleitung (1864). Unter dem —— —— Geſichtspunkte grup— 
piert die Quellen Gneift in den Noten auf Seite 56 und 137 ſeiner Geſchichte ꝛc. des Seligovern- 
ment. Beachtenswert find die rechtsgefhichtlihen Ausführungen, welche Maitland in den Einleitungen 
zu feinen Ausgaben von Bracton’s Note Book, der Pleas of the erown und der Pleas in manorial.. 
courts giebt. — Zur Geichichte des Immobiliarrechts ſiehe K. E. Digby, An Introduetion to the 
History of the Law of real property. 3. ed. 1884; Pollock, Das Recht des Grumdbefiges in 
England. Überjegt von E. Schufter. 1889. Zur Geſchichte des Prozeßrechts Bigelow, History of 
procedure in England, the norman period. 1880 und Brunner, Entitehung der Schwurgerichte. 
1872. Brauchbare Notizen liefert die Bibliotheca legum Angliae, part. II containing a general 
account of the Laws and Law-Writers of England from the earliest times to the Reign of Edw. III... 
Compiled by Edw. Brooke. London 1788. Wertvolles neueres Material zur Quellengeſchichte findet 
man bei Cooper, An account of the most important publie records of Great Britain and the 
publications of the Record Commissioners. Zondon 1832. 2 Teile. Eine jummarifche Überficht giebt 
Stephen, New Commentaries on the Laws of England (partly founded on Blackstone). 6. ed. 
4 voll. 1868, in Bd. I, Einleitung, Sektion 3, Of the Laws of England p. 41 ss. 


C. Die Engliſchen Rechtsquellen jeit dem 14. Jahrhundert bis Bladitone. 


813. A. Statutes. Die Neihe der Statuten beginnt zu einer Zeit, da die 
Grundſätze des englifhen Rechts über das verfafjungsmäßige Zuftandefommen von Gefeten 
noch nicht ausgebildet waren. Mit Nüdficht darauf werden die Statuten eingeteilt in die 
statuta vetera und nova. Die Grenzlinie bildet der Negierungsantritt Eduards III, 1327, 
indem man annimmt, daß feit diefer Zeit der moderne Begriff des Statut im wefentlichen 
fejtftehe. Dieſe Annahme trifft nicht zu, da die Parlamentsverfafjung in ihren Grundzügen 
ihon unter Eduard I feftiteht, während die Parlamentsrechte in Bezug auf die Geſetzgebung 
erſt nach Eduard III ihre ausdrüdliche Anerkennung fanden. Dagegen taucht feit Eduard III 
eine Scheidung von Statutes und Ordinances auf, darauf beruhend, daß die Parlaments- 
beichlüffe, die auf dauernde Geltung berechnet waren, in die amtlich redigierten Statutenrollen 
(Statute rolls) aufgenommen wurden. Unterblieb die Eintragung in die Statutenrolle, jo 
jprad) man von ordinance im eigentlihen Sinne. mn fachlicher Beziehung ift der Begriff 
der Ordinance ſchwankend und ftreitig, indem mande fie als unvollfommenes Statut, andere 
als vorübergehendes Geſetz auffaſſen. Das Nichtige trifft wohl die Annahme, daß das Ver- 
hältnis zwifchen Gefeß und Verordnung von Haufe aus ein fonfurrierendes war. Gneijt, 
Verwaltung, Justiz, Rechtsweg. 1869. ©. 62. 

Seit 4 Hen. VII (1485—1509) ijt die Gefegesfpradhe ausſchließlich die englifche. 
Zu den Statutes of the Realm, die ſich ja in diefen Zeitraum hineinerjtreden, iſt für die 
Zeit der Nepublit ald Ergänzung anzuführen: Acts and Ordinances during the Usur- 
pation from 1640 to 1656 by Henry Seobell. London 1658. Fol. Die Verhandlungen 
des Staatärats, von welchem im vorigen Paragraphen die Nede war, find herausgegeben 
von Sir Harris Nicolas als Proceedings and Ordinances of the Privy Couneil of Eng- 
land commeneing 10 Ric. II (1386) to 33 Hen. VIII (1541). 7 voll. 8°. 1834—1837. 
Die Regifter über die Beichlüffe und wichtigen Vorgänge des Parlaments, die Parliamen- 
tary Rolls, find gedrudt al Rotuli Parliamentorum ut et petitiones et placita in par- 
liamento (1278—1503). 6 voll. 1764 ff. Dazu ein nder 1832, Mit 1 Hen. VII 
beginnen die offiziellen Journals of the House of Lords, mit 1 Edw. VI die Journals 
of the House of Commons. Vgl. Gneift, Selfgovernment I 256 und Gneift, Das 
engliihe Parlament vom neunten bis zum Ende des neunzehnten Jahrhunderts. 1886. — 
Die neueren Statuten enthalten in Ergänzung der oben ©. 336 angeführten Sammlung 
von Tomlins u. a. The Statutes of the United Kingdom of Great Britain and Ireland 
von Tomlins, Raitlıby, Simons, Bevan und Rickards ic. 29 voll. (bis 32, 33 Victoria) 
1804— 1869. Seit 1860 wurde eine Kommiſſion in Thätigfeit geſetzt, welche die auf- 
gehobenen und veralteten Statuten ausjcheidend eine gefürzte Ausgabe der Statuten her- 
jtellte, die fogenannte Statute Law Committee Edition: The revised Edition of the Sta- 
tutes a. d. 1235— 1868, prepared under the direction of the Statute Law Committee, 
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15 voll. 1870—1878. Bon den Ausgaben für praftiihe Zwede ſei hervorgehoben 
Chitty’s Collection of Statutes of practical utility arranged in alphabetical and 
chronological order. 4. edition, 6 voll. 1880, fortgejegt von Lely. 

814. B. Geridtlide Quellen und Jurisprudenz. Das vierzehnte Jahr- 
hundert und die erfte Hälfte des fünfzehnten zehrten von dem großartigen litterarifchen Nach— 
lajje des dreizehnten. Grit in der zweiten Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts tauchten 
wieder bedeutendere Nechtsbücher auf, welche die alten in Vergefjenheit drängten. Um die 
Fortbildung des Nechts bis zu dieſer Zeit zu verfolgen, find wir faſt ausſchließlich auf die 
gerichtlichen Quellen angemiejen. 

Da die Zahl der zuläfjigen Writs (Brevia de cursu) immer mehr anſchwoll, regte 
jih das Bedürfnis, diefelben zu ſammeln. Unter Eduard III entjtand eine folde Samm- 
lung, welche zugleich die Anwendung der Writs beleuchtet und unter dem Namen Old Na- 
tura brevium befannt ift. 1531 erichien eine offizielle Formelfammlung, das Registrum 
brevium omnium tam originalium quam iudieialium. Einen Auszug hieraus enthält und 
bearbeitet die oft aufgelegte New Natura brevium von Anthony Fitzherbert (zuerft 
franzöfifh 1534, in der neunten Auflage 1794 englifd mit einem Kommentar von Lord 
Hale). 

Die Gerigtsprotofolle (Records), melde in diefen Zeitraum fallen, find noch 
ungedrudt. Selbjt die Abbreviatio ſchließt mit Edw. II. Der Drud der älteren records 
wird namentlih im Hinblid auf das dadurch erleichterte Verftändnis der Yearbooks ala 
wünſchenswert bezeichnet. Die Sprache der records blieb lange Zeit die lateinifhe, auch 
dann noch, als 1362 die franzöfische Gerichtsſprache durch die englifche erjegt wurde. 

Die amtlihen Reports fliegen unter Heinrih VIII ab. An ihre Stelle treten 
von da an Privatarbeiten, indem die offiziellen Berichterftatter durch freiwillige Reporters 
erjegt wurden. Die hohe Bedeutung, welche man in England den Präjudizien beilegt, er- 
hellt daraus, daß die Jurisprudenz nit nur für felbjtändige Arbeiten aus den reports 
ihre Nahrung 309, jondern auch ſich auf das eifrigfte mit der Abfafjung, Bearbeitung und 
Ausnugung der reports beſchäftigte. Groß ift die Zahl der reports und die glänzenditen 
Namen der englifchen Rechtswiſſenſchaft find unter ihnen vertreten. Von den älteren Re- 
porters genießen Dyer und Plowden bejondere Achtung. Die hervorragendite Stelle nimmt 
Ed. Coke ein, der zu folder Autorität gelangte, daß man noch heute feine Werfe ohne 
Namensangabe anführt, eine Auszeihnung, die fein englifcher Jurift mit ihm teilt. Seine 
reports umfaflen 13 Bände, wovon die zwei legten nach jeinem Tode erjchienen. Unter 
den Reporters nad) Coke find zu erwähnen Croke, Yelverton, Hobart, Saunders (heraus- 
gegeben mit Noten von Williams und Platteson), Vaughan und Levens. Eine Lifte 
der Reporters findet fi) bei Clarke, Bibliotheca legum. London 1810. p. 378, und bei 
Kent, Comm. 1478. Bridgman, Short View of legal Bibliography containing ob- 
servations on the Reporters . . . 1807. Neuere reports verjeihnet Hastie in ber 
Überjegung diefer Überfiht ©. 36 f. 

Unter den Rechtsbüchern diefer Zeit gehört der Mirrour aux justices (Richterjpiegel) 
feinem Carakter nad) nod in die vorige Periode. Er wurde von Andrew Horne verfaßt, 
welder unter Eduard II (1507—1327) Chamberlain oder Townelerk von Xondon war, 
Der ungleihartige Inhalt des Werkes hat über dasjelbe zahlreihe Meinungsverjchiedenheiten 
hervorgerufen und legt den Gedanken nahe, da der Verfaſſer eine ältere, uns unbefannte 
Rechtsquelle benugte. Die Angaben über die geſchichtliche Entſtehung einzelner Rechtsinſti— 
tute tragen vielfad ein fagenhaftes Gepräge und jind daher nur mit großer Vorſicht zu be⸗ 
nutzen. Der fünfte Abſchnitt des Werkes liefert eine intereſſante Kritik der Mißbräuche des 
Common Law, insbeſondere mit Beziehung auf die Magna Charta und die Statuten von 
Merton, Marlborough und aus der Zeit Eduard I. Der Mirrour wurde 1642, 1646, 
1649 gedrudt. Eine engliſche Überjegung jtammt von William Hughes 1768 und 1840. 
Die eriten vier von den fünf Abſchnitten giebt Houard im vierten Bande jeiner Praités. 

Neuen Auffhwung nimmt nad längerer Paufe die engliihe Rechtswiſſenſchaft mit dem 
Werfe von Fortescue, De laudibus legum Angliae, und Littleton’s Tenures. 

John Forteseue war zuerft Anwalt geweſen, dann 1442 unter Heinrih VI Chief 
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Justice of the King’s Bench geworden. In den Streitigkeiten der beiden Rofen Anhänger 
des Haufes Lancafter wurde er nad) dem Siege Eduards IV von York 1461 wegen Hochverrats 
verurteilt und flüchtete dann aus England. Um das Fahr 1463 befand er fi mit der 
Königin und dem Prinzen Eduard im lothringifchen Barrois. Wahrſcheinlich hier im Eril, 
aus dem er erft 1471 nad England zurüdfehrte, fchrieb er für die Erziehung des Thron- 
folgers fein berühmtes Hauptwerf „De laudibus legum Angliae“, dem er die Form eines 
Geſpräches zwifhen Kronprinz und Kanzler gab (Fortescue war von Heinrih VI nominell 
zum Kanzler erhoben worden. Eduard IV begnadigte ihn 1473 und feßte ihn als Privy 
Couneillor ein). Das Bud verfolgt in populärer Darftellung den doppelten Zwed, die 
Eigentümlichkeiten und Vorzüge des englifhen Rechts im Verhältnis zum römischen flarzu- 
ftellen und zweitens die Lichtfeiten der verfafjungsmäßtig befchränften Monardie im Gegen: 
faß zur defpotifchen Negierung nachzumweifen. Nicht wenige der von ihm zuerſt in prin= 
zipieller Faſſung aufgeftellten Säte find nachmals politifhe Ariome geworden. Für den 
Kontinent ift Fortescue von befonderer Bedeutung, denn er ift der divinatorifche Vorläufer 
jener Reihe neuerer Schriftiteller, welche durd; den Hinweis auf die Vorzüge des englifchen 
Rechts die Reception englifcher Inftitutionen auf dem Kontinente eingeleitet haben. Die 
geichägtefte Ausgabe des Werkes ift die von 1737 in Folio. ine neuere Ausgabe erfchien 
1825 mit Noten von Amos, melde 1874 mit einer englifchen Überjegung von Franeis 
Gregor wieder aufgelegt worden ift (Cincinnati). Die fämtlihen Werte von Fortescue 
publizierte Lord Clermont 1869. Über Fortescue vgl. den Artikel Gundermanns in 
Bluntihliund Braters Staatswörterbuh und Foss, The Judges of England with 
sketches of their lives IV 215. 308, 

Eine epohemadende Darftellung aus dem Gebiete des Privatrechts lieferte ein Zeit- 
genofje von FFortescue, nämlih Thomas Littleton (7 1481), in feinen Tenures, worin 
er, gejtügt auf das in den zahlreichen reports aufgehäufte Material, die Befiglehre von Grund 
und Boden erörtert. Das Merk entitand nad Coke nad) dem 14. Regierungsjahre Eduards IV 
(1461— 1483) und gelangte zu folder Autorität, daß Cole, welder es ald the most per- 
feet and absolute work that ever was written in any human science bezeichnet, be- 
merfen fonnte, es fei ihm fein Urteil befannt geworden, welches ſich zu einer Anficht von 
Littleton in Widerſpruch geftellt hätte. Die ältefte Ausgabe wird von manden in das Jahr 
1481 gefeßt; die Teenures wären demnad bald nah Einführung der Buchdruckerkunſt in 
England gedrudt worden. Edw. Cote lieferte eine engliiche Überfegung des altfranzöfifchen 
Tertes fowie einen Kommentar dazu, und in diefer Geltalt beherrfchten die Tenures etwa 
gleich einem Geſetzbuch bis auf Blackstone Praris und Studium des englifchen Rechts. Der 
altfranzöfiihe Tert mit englifcher Überfegung und Noten wurde zulegt herausgegeben von 
Tomlins 1841. Von der Ausgabe bei Cole wird fpäter die Rede fein. Val. Foss, 
Judges IV 436. 

Weit verbreitet und oft gebrudt wurde eine Abhandlung von St. Germain, welde 
unter Heinrih VIII entitand, der Dialogus de fundamentis legum Angliae et de con- 
scientia. Sie enthält ein Geſpräch zwiſchen einem Doftor der Theologie und einem Stu: 
denten des englifchen Rechts, welches auf eine philofophierende Begründung der englifchen 
Redtsinftitute hinausläuft. Der ältefte Drud ift von 1523. Das Bud) wurde in englifcher 
Überfegung unter dem Namen Doctor and Student noch fehr oft aufgelegt. Die Auflage 
von 1787 führt den Titel: Doctor and Student: or dialogus between a Doctor of di- 
vinity and a student in the Jaws of England concerning the grounds of those laws; 
together with questions and cases concerning the equity thereof. In 18ter Auflage, 
correeted and improved by William Muchall, 1815. 

Anthony Fitzherbert, der Verfafler ver New Natura Brevium (f 1538), 
hat fih außerdem durch eine Reihe von Specialarbeiten über die Gerichtöverfaffung, nament- 
lich aber durch fein Graunde Abridgement (gedrudt 1514, 1516, 1565), eine Bearbeitung 
der Year-Books, einen geadhteten Namen verſchafft. Die Nectsfälle aus der Zeit Hein- 
richs III, welche er in fein Abridgement aufnahm, fchöpfte er fait ausfchliehlih aus 
Bractons Note Book (fiehe oben S. 340). 

Zwiſchen 1554 und 1556 fchrieb Sir William Staunforde (oder auch „Staundford“ ) 
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(f 1558), Englands ältefter wiſſenſchaftlicher Ariminalift, ein fehr geſchätztes Werk über 
Strafreht und Strafprojeß „The Pleas of the erown“, welches ſich dadurch auszeichnet, 
daß nicht bloß die reports, fondern auch die Nechtöbücher des breizehnten Jahrhunderts 
fleißig benußt find. Staunforde war es aud, der als der erſte Glanvillas Traftat edierte 
und außerdem eine Abhandlung De prerogativa regis verfaßte, die gewöhnlich den Aus- 
gaben der Pleas of the cerown beigefügt wurde. Vgl. Foss, Judges V 390; Reeves, 
History of the English Law III 564 ff. 

Eine vortrefflihe jummarifhe Darftellung der engliſchen Staats: und Rechtsverfaſſung 
zu Eliſabeths Zeiten lieferte 1565 Sir Thomas Smith in feinem Schriftden De re- 
publica Anglorum, welches unter anderem aud einen Abriß des Civil- und Kriminal- 
verfahrens enthält. Die fehr lebendig gehaltene Darftellung ift ftarf mit klaſſiſchen Citaten 
gewürzt. In dem Beftreben, ein möglichſt reines Latein zu ſchreiben, hat Smith die eng- 
liſchen Rechtsausdrücke durch klaſſiſche termini erfeßt, den coroner zum quaestor homi- 
eidii, den Friedensrichter zum Eirenardhen, die King’s Bench zu subsellia regia gemadt 
u. dgl. mehr. Seine Darftellung ift fpäter vielfah von anderen ausgefchrieben worden. 

Die gefeiertfte Autorität unter den englifchen Juriften mwurbe Eduard Coke, deſſen 
Werfe zum Teil ſchon zur Sprade gefommen. Er wurde 1552 geboren, wurde 1594 
Attorney general, 1606 Chief Justice of the Common Pleas, 1613 Chief Justice of 
the King’s Bench, verlor aber des Königs Gunft und feine Stellung 1616, zum Teil in- 
folge der Anfechtungen feines Gegners Sir Francis Bacon. Seine Hauptwerfe find die 
oben genannten reports und die Institutes of the laws of England. Xeßtere, welche 
1628 zuerſt erfchienen und ihren Titel nur fehr wmeigentlih führen, beitehen aus vier 
Teilen. Der erſte enthält einen Kommentar zu Littleton’s Tenures, ber ſehr oft aufgelegt 
und u. a. von Hargrave und Butler mit wertvollen Noten verjehen wurde. Part TI. 
liefert einen eingehenden Kommentar zur Magna Charta und zu den älteren Statuten, in 
welchem man fyftematifche Anordnung vermißt. Der dritte Teil giebt eine Darftellung des 
Kriminalrehts (Placita coronae). Der vierte behandelt die Gerichtsverfaſſung. Die In- 
stitutes cittert man, indem man der Sigle Inft. Die Nummer des Bandes vor-, die Seiten: 
zahl nachſetzt. Was die rein fommentierende Methode überhaupt erreichen fann, hat Cofe 
in vollem Maße geleifte. Seine Werke zeichnen ſich durch Gründlichfeit und Gelehrfam- 
feit, aber nicht gerade durch befonderen Aufwand von Geift aus. Vgl. Foss, Judges 
v1 108. — Ausg. "The institutes of the Laws of England . . autore Edw. Coke. 
London 1817. In 6 Bänden. Part I (2 Bände) mit den Noten von Hargrave und 
Butler; zulegt 1832 (19. ed.). 

Von den Juriften nad) Coke und vor Blackstone feien hier nur Matthew Hale, Wil- 
liam Hawkins und John Comyns erwähnt. M. Hale (7 1676), der unter Cromwell, 
obgleih Royalift, feiner juriftifhen Bedeutung wegen Richter im Court of Common Pleas 
wurde, verfaßte die oben erwähnte History of the common law, ferner ein friminaliftifches 
Werf, History of the Pleas of the erown (historia placitorum eoronae), zuerjt 1739 heraus- 
gegeben, zulett mit Noten von Dogherty 1800, 2 voll., und die Analysis of the Law, 
eine Arbeit, welche die Grundlage von Blackstone’s Commentaries wurde. William Haw- 
kins fommt gleichfalld wegen eines Werkes über Strafreht und Strafprozeß in Betracht, 
des Treatise of the Pleas of the erown or a system of the prineipal matters relating 
to that subject, vom Berfafjer jelbft 1716 herausgegeben, in 8. Auflage 1824 umgearbeitet 
von Curwood, mit Nadträgen von Leach. John Comyns (f 1740) wird wegen 
feiner reports (1744), noch mehr aber wegen des Digest of the Laws of England (1762; 
5. Ausg. von Hammond, 8 voll. 1822) gerühmt, weldes fih durch Gründlichkeit, Me: 
thode und Präcifion auszeichnen joll. 


8 15. In ein neues Stadium trat die englifche Rechtslitteratur mit den Commentaries 
on the laws of England by Sir William Blackstone (geb. 1723, 7 1780). Bladjtone 
war zuerit Advofat, betrat aber dann die afademifche Laufbahn und erhielt 1758 den Lehr: 
ſtuhl für englifches Recht, welden der Nechtögelehrte Viner, Verfaſſer eines bändereichen 
Abridgment of Law and Equity, an der Univerfität Orford dotiert hatte. Später 
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wurde er wieder als Advokat und Parlamentsveputierter thätig, zuletzt fungierte er als 
Richter im Court of Common Pleas. Seinen Yebensjtellungen entiprechend vereinigte er 
in feinen Werfen den Blid des praftifchen Juriſten mit der Bildung des Theoretifers. Die 
Commentaries, welche aus feinen akademiſchen Borlefungen herauswuchſen, find nicht etwa 
ein Kommentar, fondern eine fyftematifche Darftellung des englifhen Nedhts. In der An- 
lage folgte er Matthew Hale, die ftaatsrechtlihen Partieen lajjen den Einfluß Montesquieus 
nicht verfennen. Der erfte Band handelt von den Rights of Persons, der zweite von den 
Rights of Things (Obligationenreht eingefchlofjen), der dritte von Private Wrongs (Civil- 
unrecht), der vierte von den Public Wrongs (Verbreden, Strafen, Strafprozeß). Die 
übrigen Rechtsmaterien, Staatsrecht, Kirchenrecht, Gerichtsverfaſſung, werden nit in ber 
glüdlichjten Weife in diefes Schema hineingezwängt. Die erjte Auflage der Commentaries 
erſchien 1765; Bladftone jelbjt hat in den fpäteren Auflagen daran wenig geändert. Die 
Klarheit und Durchſichtigkeit der Darftellung, die wiſſenſchaftliche Gründlichfeit des Ver- 
fafiers, das Fernhalten aller fchmwerfälligen Gelehrfamfeit und die geiftige Beherrſchung des 
umfangreichen Stoffes haben dem Werke einen Weltruf verſchafft. Blackſtone fchrieb nicht 
in erſter Linie für die Advofaten, fondern für das gebildete Publikum überhaupt. Ihm iſt 
es infolgevefjen zuerft gelungen, die englifche Nechtswifjenihaft aus ihrer Selbitifolierung 
heraus und auf das Niveau der allgemeinen Bildung zu heben. Der Redtshiftorifer mag 
feine geihichtlichen Ausführungen vom gegenwärtigen Standpunkt der Wiſſenſchaft aus mit: 
unter jeicht und fchief finden; der in der Schule des römischen Rechts erzogene Jurift wird 
umfonjt nach ftrenger Syjtematif juchen. Der Anhänger legislativer Umgeitaltung des 
engliſchen Rechts, wie fie nachmals namentlih Bladjtones Schüler Bentham verfocht, tadelt 
von feinem Standpunkte aus nicht ohne Grund des Meifters Mangel an reformatorifchen 
Gedanken und fein ftarres Feithalten am überlieferten Rechte, Dennoch fann man breijt 
behaupten, daß feines der modernen Nechte eine derartig abgerundete Gejamtdarftellung auf- 
zuweifen hat, wie fie das englifhe in Bladftone befigt. Für das Ausland ift diefer ge— 
radezu Nepräfentant der englifchen Jurisprudenz geworden. Hauptfählih aus ihm ſchöpfte 
der Kontinent die Kenntnis des englifhen Rechts. In Amerifa gilt er als Depofitorium 
des Common Law. In England fußt das Studium des Rechts noch jetzt hauptjächlich 
auf den Commentaries. Das Werk hat dafelbjt mehr ald 20 Auflagen erlebt. Anfangs 
fuchte man den eintretenden Änderungen des Rechtszuſtandes dur Noten, Ergänzungen und 
Berichtigungen zu Bladjtone gerecht zu werden. Dies geſchah namentlih durh Christian, 
der die 12.—15. Ausgabe beforgte. Allein die tiefgreifenden Neuerungen der Gefeggebung 
nad) 1815 machten es notwendig, den Tert der Commentaries felbjt umzuarbeiten. Die 
hervorragendjte diefer Bearbeitungen ift die von Stephen, defjen New Commentaries on 
the laws of England (partly founded on Blackstone) am bejten geeignet find, einen 
Überblid über den gegenwärtigen Nechtszuftand Englands zu verfchaffen; 10. Ausgabe, 
4 Bände. London 1886. (Ein Leitfaden dazu ift Gibson’s Guide to Stephen’s Com- 
mentaries. 5 ed. 1885.) Der urfprünglide Tert Bladjtone® wurde zulegt von Robert 
Malcolm Kerr herausgegeben (4 voll. 4. ed. 1876). Won den Auszügen aus Bladjtone 
ift zu erwähnen der von Foss unter dem Namen John Gifford 1820 herausgegebene, 
welhen Coldig ins Deutſche überfegte (Schleswig 1822), ein Blackstone abridged 
and adapted to the existing law by Samuel Warren. 2. ed. 1856 und Kerr's 
öfter aufgelegter Student’s Blackstone (10. Aufl. 1887). Außer den Commentaries 
ſchrieb Bladjtone noch eine Anzahl fleinerer Abhandlungen, melde gefammelt als Tracts, 
chiefly relating to the antiquities and laws of England erfdienen (in dritter Auflage, 
Orford 1771), darunter eine Analysis of the Laws of England, ein Essay on collateral 
eonsanguinity, Considerations on copyholders, eine Einleitung in die Magna Charta. 
Auch verfaßte er Reports (mit Zujägen herausgegeben von Elseley. 1827), melden aber 
vorgeworfen wird, daß fie nicht volljtändig genau feien. Vgl. über Bladftone den Artikel 
von Marquardfen in Bluntſchli-Braters Staatswörterbuh II 157. Wilson, 
History of modern English Law. 1875 wird ihm wenig geredt. 

Die Zeit der unbejtrittenen Vorherrichaft des Common Law ift jegt aud in England 
vorbei. Zwar ift der völlige Bruch mit der Vergangenheit, wie ihn in England die natur: 
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rechtlichen Theorieen Benthams und Auftins über den rabifalen Beruf des Gefeßgebers ver- 
langten, wohlweislid vermieden worden. Doch waren tiefgreifende Neuerungen zur unab- 
weislihen Notwendigkeit geworben. Der feit dem fechzehnten Jahrhundert auffeimende Kodi- 
fifationsgedanfe hat in der jüngjten Vergangenheit greifbare Geftalt angenommen, indem man 
fih veranlaßt ſah, für einzelne Materien, namentlich des Straf- und Prozeßrechts, die Sta- 
tuten zu fonfolidieren und zugleih im Wege der Gefehgebung umfafjende Reformen durch— 
zuführen. Die Bedeutung der Statuten als Rechtöquelle ift dadurch im Verhältnis zum 
Common Law erheblich geſtiegen. Durch die jüngft durchgeführten Reformen der Gerichts- 
verfafjung ift die Entwidlung des englifchen Rechtes in völlig neue Bahnen gelenft worden. 
An Stelle der verjchievenen Reichsgerichte trat auf Grund der Supreme Court of Judicature 
Act von 1873 ein einheitliches oberjtes Reichsgericht. Mit der Ummandlung der Court 
of Chancery, welche eine der Abteilungen des High Court of Justice wurde, ift auch dem 
von alters her überlieferten Gegenfage von Common Law und Equity die Epite ab- 
gebrochen. (Über das neuefte Gerichtswefen Englands fiehe E. Schufter, Die bürgerliche 
Rechtspflege in England. 1887.) 

Das englifche Recht ift mit der Ausdehnung des Staatsgebietes im mejentlichen auch 
auf die Nebenlande, insbefondere auf Wales und Irland, ausgedehnt worden. Cine etwas 
andere Stellung nimmt das Recht Schottlands ein. Hier hatte ſchon in angelfächfifcher, 
noch mehr in anglonormannijcher Zeit, insbefondere feit Heinrich II, eine Reception englischen 
Rechtes ftattgefunden. Ein fchottifches Rechtsbuch, welches nad den Anfangsworten feines 
Prologs als Regiam Majestatem citiert wird, fußt auf Glanvillas Traftat. Engliſche 
Statuten und Writs gelangten in Schottland zur Geltung. Dod ging feit Eduard III die 
Fortbildung des fchottifchen Rechts eigene Wege, jo dab es in vielen Punkten vom eng: 
liihen Common Law abweicht. Da das Uuellenmaterial für jedes einzelne Land faſt 
ebenſo umfafjend als das für Altengland felbit ift, möge hier ein Hinweis auf die Angaben 
bei Stephen-Blackstone, New Commentaries I und bei Gundermann, Eng- 
liches Privatrecht I 109 genügen. Ebenſo muß die Geftaltung des englifchen Rechtes in 
den englifchen Kolonicen und in den Vereinigten Staaten Nordamerikas hier außer Betracht 
bleiben. 

gitteratur. Won Reeves, History of the English Law behandeln ein Teil des 2. Yandes und 
Band 3—5 die diefem Abjchnitte zufallende Periode bis Elifabeth einſchließlich. Crabb wird für die 
Seit, wo Reeves endigt, fehr jummarifch. Uber die neuefte engliſche Rechtsentwicklung handelt 
Wilson, History of modern English Law. 1875, ein eifriger Vertreter radifaler Mobdernifierung 
des enalifhen Rechts durd die Geſetzgebung (ded „Benthamianiömus”), welcher das Common Law 
und das neueſte Recht in ihren Grundzügen — Über die juriſtiſchen Schriftſteller, die 
zugleich Richter waren, findet man eingehende Notizen bei Edw. Foss, The Judges of England with 
sketches of their lives. 9 Bde. 1848 —- 1864. — Holmes, The Common Law. Boston 1881 liefert eine 
auch für den deutichen Nechtähiftoriter beachtenswerte Darftellung ftrafe und privatredhtlicher Inſtitu— 
tionen des Common Law und ihrer biftoriihen Grundlagen. Vgl. nod Samuel Warren, Popular 
and praetical Introduction to Law Studies. 3. edition. 1863 und Anstey, Guide to tlıe history 
of the Laws and Constitutions of England. 1845. Kataloge: Bibliotheca legum Angliae by J.Wor- 
rall and Edward Brooke. 1788. 2 voll. Umgearbeitet und vermehrt als Clarke's Bibliotheca 
legum. London 1810; Bridgman, Thesaurus juridieus. 1798. 1800. 1806. 2 voll. und Short view 
of legal bibliography. 1807; Sweet's Complete Catalogue of Modern Law-Books, British, American 
and Colonial and a selection of such old books as are still of value. Compiled by H. E. Sweet with 
full index of subjeets by J. Nicholson. 2. ed. 1883. Nadrichten über die neuefte Gefeggebung 
bietet der Cabinet Lawyer, a popular digest of the laws of England. 25. ed. 1879. Redts- 
lerica: A. Brown, New Law Dictionary and Institute of the whole Law. 2. ed. 1880; Sweet's 
Dietionary of English Law . . with historical and etymological Notes. 1882; Wharton’s Law 
Lexicon, A Dietionary of the Law explaining the technical words ... forming an epitome of the 
Law of England. 7. ed. by Lely. 1883. 
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Vorbemerkung. 


Die Gefchichte der nordgermanifchen Rechte hat für uns einen befonderen Wert wegen 
der nationalen VBerwandtihaft, melde das deutſche Volt mit den Dänen und Schweden, 
den Norwegern und Jsländern verbindet. Während unfer deutfches Necht von Anfang an 
mafjenhaften ausländifhen Einwirkungen ausgeſetzt war und fchließlid einer Reception 
fremder Rechte nahezu völlig weichen mußte, mußten fich unfere nördlihen Stammesvettern 
ihr eigenes Recht im mejentlichen ungetrübt durch fremdartige Einflüffe zu erhalten und 
jelbjtändig weiter zu entwideln. Während unfere Volksrechte in ihrem barbarifchen Latein 
zumeift auf bürftige und abgeriffene Sätze fich befchränten, ftehen der Rechtsgeſchichte des 
germanischen Nordens fchon für eine ziemlich altertümlihe Entwidlungsjtufe feiner Be— 
völferung zahlreiche ſowohl als umfafjende Quellen zu Gebote, und diefe Quellen geftatten 
überdies, in einheimifcher Sprache revend, durch ihre feit ausgeprägte Terminologie ein un— 
gleich tiefere Eindringen in das innerfte Gefüge des nationalen Rechtsſyſtems. Für die 
älteren Zeiten der deutfchen Rechtsgeſchichte find die Vorteile, welche die Vergleihung der 
nordgermanischen Rechte ihr bietet, jchon aus diefem Grunde am höchiten anzufchlagen ; 
geringer find fie für die neueren Zeiten, in welchen das nationale Element im Recht vor 
dem allgemein menschlichen zurüdmweiht und bezüglich deren die eigenen Quellen unferes 
deutichen Rechts ohnehin überreich fließen. Die Gefchichte jener eriteren Rechte und ihrer 
Uuellen wird darum hier nur bis an die Schwelle der Neuzeit herabgeführt werden. 


I. Die Geſchichte der Norwegifhen Redtsquellen. 


A. Bis zur Vereinigung Norwegens mit Dänemarf. 


8 1. Die Provinzialrehte. Vordem in ungefähr 30 mehr oder minder jelb- 
ftändige Staaten getheilt, wurde Norwegen erft in der zweiten Hälfte des neunten Jahr: 
hunderts durch König Harald härfagri zu einem Gejamtreiche zufammengefaßt. Trotz mannig- 
faher Schwankungen in feinem Bejtande behauptete das Land feine Einheit und Selb- 
jtändigfeit glüdlich bis zum Jahre 1888, in welchem dasfelbe mit Dänemark, und weiterhin 
dann auch mit Schweden, in einen Unionsverband trat; Nechtseinheit aber war mit der 
Einheit des Staatswejens bis in die zweite Hälfte des dreizehnten Nahrhunderts hinein 
nicht verbunden. In ſehr alter Zeit hatte fi) zwar ein Teil der norwegischen Volklande 
(Fylki), welche die Kleinjtaaten der Vorzeit gebildet hatten, bereits zu größeren Landſchaften 
zufammengejchlofjen, welche in alljährlich wiederfehrenden gemeinfamen Dingverfammlungen 
ihren Mittelpunft fanden und darum auch wohl nad der gemeinfamen Dingjtätte benannt 
wurden. Im Nordweiten tritt ſchon frühzeitig die Landſchaft Drontheim (T’hrändheimr) 
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oder dad Frostuthing in diefer Weife gefchloffen auf; weiter ſüdwärts an der Weſt— 
füfte folgte das Gulathing, ſchon im Jahre 934 nachweisbar; im inneren Yande, der 
Schwedengrenze zu, lagen die Hochlande (Upplönd) oder das Eidsifjathing; endlich 
im äußerjten Eüden und Dften war die Landſchaft Vikin oder das Borgarthing ge 
legen, mit dem Eidsifjathinge näher verbunden und mandmal geradezu ihm zugezählt. 
Aber jede diefer vier Provinzen hatte ihre eigene Rechtsverfaſſung und ihre eigene Gejeß- 
gebung, und an die Provinzen fchließt demgemäß die Gefchichte der Rechtsquellen fih an, 
nidt an das Geſamtreich. 

Von alters her war die befchließende Gewalt bei der Landgemeinde jeder einzelnen 
Provinz (Lögthing) oder vielmehr bei einem engeren Ausſchuſſe innerhalb derjelben (Lög- 
retta) geweſen; aber des Königs Beamte ernannten diefen Ausihuß, und der König 
pflegte perfönlid den Verhandlungen beizumohnen und feine Wünfche dem Volke gegenüber 
zu vertreten, jo daß ein ſehr bedeutender Einfluß auf die Gejeßgebung ihm nicht entgehen 
fonnte. Die Gefchichtäquellen nennen bereits König Hälfdan svarti (T um 860) als den erjten 
Gefeßgeber der Hodlande, König Häkon Adalsteinsföstri (934—61) als den eriten Gejeß- 
geber des Gulathinges und Frostuthinges, König Dlaf den Heiligen (1014—30) als den Ver- 
bejjerer aller drei Provinzialrechte und dejjen Sohn Magnus (1035 —47) als den Verfafler 
eines Gejegbuches für Drontheim, welches den Namen der Grägäs getragen habe; aus dem 
maßgebenden Einfluffe, welchen die Könige auf die Geſetzgebung übten, müſſen derartige 
Angaben erklärt werden, da die legislative Gewalt ihnen felber nicht zujtand. Die kirchliche 
Geſetzgebung wurde, ſeitdem das Chriftenthbum Staatsreligion geworden war, als ein Teil 
der mweltlihen behandelt, nur daß man bei ihr auf den Nat der Biſchöfe zu hören pflegte; 
erit ſeitdem Norwegen fein eigenes Erzbistum erhalten hatte (1152), fing die Kirche an 
vom Standpunkte des kanoniſchen Rechts aus ihre volle Autonomie zu verlangen, ohne doch 
mit diejer Forderung durchzudringen. So foll der heilige Dlaf mit dem Beirate Biſchof Grimfels 
ein „Chriftenrecht" erlafjen haben, und Erzbifchof Eyitein (1157—88) neuerdings bei der Ent- 
jtehung eines folchen beteiligt gemwejen fein, welches man die „Goldfever“ nannte; unan- 
gefochten blieb das letztere freilich nicht, und erſt König Häken gamli (1217—63), welcher 
überhaupt für die Gefeggebung vielfach thätig war, foll mit Erzbifchof Sigurd (1230—52) 
über ein neues Kirchenrecht ſich verftändigt haben. Nur bezüglich des Dienftmannenrechts 
(Hirdlög, Hirdskrä) ſcheint der König freiere Hand gehabt zu haben, und joll auch auf 
diefem Gebiete der heilige Dlaf, dann wieder König Olaf kyrri (1063—93) thätig gewejen 
fein. Neben der Geſetzgebung war übrigens felbjtverftändlic auch das Gewohnheitsreht von 
Erheblichteitt und jcheint zumal für das Privatrecht vorwiegend dieſes legtere maßgebend 
geweſen zu fein; wahrjcheinlich fand diefes dabei ähnlich wie in Schweden und auf Island 
in Rechtsvorträgen feine Stüße, welche ein eigener Beamter (Lögmadr) von Jahr zu Jahr 
an der Yandögemeinde zu halten hatte. In einem weiteren Sinne lafjen ſich endlich auch 
jo mande einjeitige Erlafje der Könige und der Erzbiihöfe zu den Rechtsquellen zählen, 
nur daß Ddiefelben fchwer von den bloßen Diplomen abzugrenzen find; derartige Erlaffe 
pflegen dann aber hin und wieder aud auf das ganze Neich ſich zu ertreden, ja jogar, 
was die vom Erzbiichofe, vom Papſte oder von einzelnen päpftlichen Legaten ausgehenden 
betrifft, über diejes hinaus auch noch die fonftigen Teile der norwegischen Kirchenprovinz 
zu verpflichten. 

Erhalten find ung aber: a. Aufzeihnungen der einzelnen Provinzialredte. 
Diefelben tragen in feiner Weife den Charakter von Geſetzbüchern, wenn aud in einzelnen 
Teilen, wie zumal hinſichtlich des Kirchenrehts, eine ältere Geſetzgebung ihnen zu Grunde 
liegen mag und anderemale diejelben hinterher einer legislativen Reviſion unterftellt worden 
zu fein fcheinen. Ihre Vortragsweife erinnert vielfach an mündliche Rede, fo daß die Frage 
erlaubt iſt, ob nicht Nechtsvorträge von Lögmännern auf diejelbe bejtimmend eingewirft 
haben. Sie zerfallen urfprünglih in eine Neihe von felbftändigen Abjchnitten (bälkar), 
welche je eine befondere Materie behandeln und unter weldyen der Kristindömsbälkr, d. h. 
das Kirchenrecht, regelmäßig voraniteht; weiterhin folgen dann ein Kaupabälkr, d. h. Ver: 
tragsrecht, Landsleigubälkr, d. h. Necht der Yandleihe, Odalsbrigdi, d. h. Stammgüter- 
recht, Kvennagiftir, d. h. Eherecht, Erfdabälkr, d. h. Erbrecht, Mannhelgi, d. h. die Yehre 
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von den Körperverlegungen, Thjöfabälkr, d. h. Diebftahlsredht, dann ein Utgerdarbälkr, 
welcher das Seefriegswejen behandelt. Ein 'Thingfararbälkr, welcher die Dingordnung 
beſpricht, geht allenfalls voraus, ohne doc zum Buche ſelbſt gezählt zu werden, und es 
folgt andererjeit3 auch wohl ein beſonderer Abjchnitt nah, in welchem Reöttarbötr, d. 5. 
fpätere Novellen, zufammengeftellt find. Es gehören aber hierher: 

1. Die Gulathingslög. Der uns erhaltene Haupttert derfelben ift eine Kompi- 
lation aus zwei verjchiedenen Recenfionen des Provinzialrechts, deren ältere Dlafs Namen 
trägt, aber jicherlih eine Privatarbeit aus dem Anfange des zwölften Jahrhunderts ift, 
während die zweite eine von König Magnüs Erlingsson (1161—84) veranitaltete Nevifion 
it. Die Kompilation ſelbſt gehört dem Anfange des dreizehnten Jahrhunderts an; ein 
Bruchſtück der älteren Necenfion und ein paar Fragmente anderer ähnlicher Kompilationen 
find vorhanden. 

2. Die Frostuthingslög. Der uns erhaltene Haupttert, neben welchem eben- 
falls wieder mehrfahe Bruchſtücke anderer Necenfionen jtehen, jcheint auf einer durch König 
Häkon gamli um das Jahr 1244 veranftalteten Nevijionsarbeit zu beruhen. Cine Ein- 
leitung geht voraus, welche von dem genannten Könige herrührt, und eine Reihe legislativer 
Neuerungen zum Teil aus jpäteren Jahren enthält; das Nechtsbuch felbjt ift, wie die Ein- 
leitung fagt, um der größeren Bequemlichkeit willen in 16 Bücher zerlegt, jedoch ohne daß 
dadurch die ältere Einteilung in Bälkar irgend verwifcht wäre. Das Chriftenrecht desſelben 
iſt fiherlid das von König Häkon mit Erzbifchof Sigurd vereinbarte und jcheint wefentlich 
auf der „Goldfeder“ Erzbifchof Eyſteins zu beruhen; auch hier fcheint aber eine Privatarbeit 
aus dem Anfange des zwölften Jahrhunderts und eine Revifion durch König Magnüs Erlings- 
son vorangegangen zu fein, welche letztere doch wohl mit der Entjtehung der Goldfeder zu— 
ſammenhing. 

3. Die Borgarthingslög. Von ihnen iſt nur der das Chriſtenrecht behandelnde 
Abſchnitt erhalten, in deſſen Tert indeſſen in einigen Handſchriften ein kleines Stück des 
Eherechts eingefhoben fteht. Die Entitehung des Nechtsbuches ſcheint der erjten Hälfte des 
zwölften Jahrhunderts, genauer gejprochen den Jahren 1140—52, anzugehören, und dürfte 
dasjelbe unter allen erhaltenen Quellen der firchenrechtlichen Legislation des heiligen Dlaf am 
nächſten ftehen. 

4. Die Eidsifjathingslög. Aud von ihnen ift nur das Chriftenrecht erhalten, 
fowie ein unbeveutendes Bruchſtück aus dem weltlichen Rechte; ihre Entjtehung ſcheint etwa 
der Mitte des zwölften Jahrhunderts zugewiefen werden zu müfjen. 

b. Aufzeihnungen des Stadtrehts. Neben den Provinzialvechten ftand das 
Stabtreht, der Bjarkeyjarrettr. Sein einheimifher Name ift noch unerflärt, da indefjen 
Birca (fchon in der Vita Anskarii), Bjarkey, Bjaerkä u. dergl. ein in Norwegen ſowohl 
als Dänemarf und Schweden vielverbreiteter Ortsname ift, mag darin eine uralte Bezeich— 
nung für SHandelspläge liegen, die man wohl vordem gerne auf bejtimmte Inſeln verlegte, 
der leichteren Zugänglichkeit und größeren Sicherheit wegen. An eigentlihe Städte oder 
überhaupt dauernd bewohnte Orte iſt urfprüngli gewiß nicht zu denfen, wie denn noch 
jpäter der Sat ausgefprodhen wird: „Bjarkeyjarrettr gilt an jedem Fiſchereiplatze, jeder 
Heringsbanf und auf der Kauffahrt“. Erhalten find ung 4 verjchiedene Texte, von denen 
aber 3 nur Auszüge aus uns verlorenen Originalen geben, alle unter Benugung der Frostu- 
thingslög; der vierte Tert, ein wenig umfangreiches Bruchſtück, könnte etwa bis zur Mitte 
des zwölften Jahrhunderts hinaufreihen und erinnert in feiner Darftellungsmweije lebhaft 
an den mündlichen Vortrag eines Lögmannes. 

e. Einzelne Verordnungen find aus diefer Periode nur wenige und wenig be- 
deutjame erhalten. 


82. Die Geſetzgebung des Königs Magnüs Häkonarson (1268—1280) 
und feiner Zeit. Epoche madt in der Geſchichte der norwegischen Rechtäquellen die 
Regierungszeit des Königs Magnus, welchen ebendarum die dankbare Nachwelt durd) den Bei- 
namen Lagabötir, der Gefetverbefjerer, ehrte. Seine erſten legislativen Verjuche bewegen 
fih allerdings durchaus noch in den früheren Bahnen. Im Jahre 1267 feste der König 
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die Annahme eines neuen Geſetzbuches für das Gulathing und im Jahre 1268 die An- 
nahme eines foldhen für Vikin und die Hochlande durch; als er aber im Jahre 1269 am 
Frostuthinge ein ©leiches gu erreichen juchte, wurde ihm, offenbar infolge des vom Erz- 
bifchofe entgegengefegten Widerftandes, nur die Ermädtigung erteilt, die auf das weltliche 
Recht bezüglichen Teile des Geſetzbuches umarbeiten zu lafjen. Das Geſetzgebungsrecht des 
Staats in firhlihen Dingen war damit angefochten, entjchievener noch, als dies um ein 
Jahrhundert früher durch Erzbifhof Eyjtein geſchehen war, und diesmal nicht ohne Erfolg. 
Der ebenſo religiös gefinnte als friedfertige König fcheint zunächſt mit dem Erzbifchofe über 
ein gemeinfam feitzuitellendes Chriftenreht unterhandelt zu haben, und es mag fein, daß 
bet diefer Gelegenheit zum erjtenmal der Gedanfe an ein gemeinfames Geſetzbuch für das 
ganze Neih in ihm angeregt wurde, welcher ja gerade für das firhliche Gebiet ganz be- 
ſonders nahe lag; jedenfalls aber nahm von jettt ab die legislative Thätigleit des Königs 
in doppelter Beziehung eine entjcheidende Wendung, fofern fie fortan auf das weltliche 
Gebiet fich beichränkte und zugleich eine gemeinfame Gefeggebung für das ganze Reich ſtatt 
einer bloßen Revijion der älteren Provinzialrechte erftrebte. Die Verhandlungen mit dem 
Erzbifchofe fcheinen übrigens zunädjft zu feinem Ziele geführt zu haben, ohne doc förmlich 
abgebrochen worden zu fein; um fo rafcher ging der König dagegen nunmehr mit der welt- 
lichen Geſetzgebung vor, in welche er zwar nach wie vor einen Kristindömsbälk einſchob, 
in weldem jedoch alle firhenrechtlihen Bejtimmungen fehlten und welcher jomit nur be- 
ftimmt fein fonnte, das althergebradhte Net des Staats zu wahren und einem zu verein- 
barenden Chriftenrehte feine Stelle offenzuhalten. Zunädit wurde ein faft ausſchließlich 
aus normwegifchen Uuellen fompiliertes und darum wohl auch zugleich für Norwegen be: 
ftimmtes Geſetzbuch für Island ausgearbeitet und dort nad hartem MWiderftande in den 
Jahren 1271—83 am Alldinge durchgeſetzt; dann eine Reihe von Einzelgefesen, zumal 
über ftrafrechtliche Bunkte (1271) und über die Thronfolgeordnung (1273), erlajjen; endlich 
aber ein gemeines Yandrecht für das ganze Reich zu jtande gebracht, welches am Frostu- 
thinge im Jahre 1274 und, wie es jcheint, gleichzeitig oder doch wenig jpäter auch an den 
drei übrigen Dingjtätten angenommen wurde. Nur wenig jpäter folgte die Bearbeitung 
eines neuen Stadtrechts, welches ebenfalls für das ganze Reich gelten follte und welches 
in Bergen wenigitens im Jahre 1276 publiziert wurde, fowie die Bearbeitung eines neuen 
Dienftmannenrehts, welche in den Jahren 1274— 76 abaejchlofjen worden zu fein fcheint. 
Endlih wurde noch in dem Todesjahre des Königs ein neues Geſetzbuch desjelben für Is— 
land nad der Inſel hinübergefhidt und im folgenden Jahre (1281) vom Allvinge ange- 
nommen, welches beftimmt war, das Recht der Inſel mit der neuen norwegifchen Geſetz— 
aebung in genauere Übereinftimmung zu bringen. — Kirchlicherfeits hatte man inzwijchen 
das Chriftenreht in Angriff genommen. Im Winter des Jahres 1272—73 finden wir 
den Erzbifhof Jon mit der Ausarbeitung eines neuen Chriftenrechts beſchäftigt, welches im 
folgenden Sommer vollendet geweſen fein muß, da bereits im Winter 1273—74 Biſchof 
Arni T’horläksson von Skälholt nad deſſen Mufter ein folches für feine isländische Diöcefe 
bearbeitete. Der leßtere Entwurf fand am Alldinge des Jahres 1275 Annahme, bis auf 
wenige Kapitel, bezüglich deren man auf den Spruch des Königs und Erzbifchofs fompro- 
mittierte; aber beim Könige jtieh das eigenmächtige Vorgehen des Erzbiſchofs und feines 
Suffraganen auf entjchiedenen Widerftand. Am 1. Auguft 1273 war zwar auf einem 
Neichstage zu Bergen eine Übereintunft geſchloſſen worden, welche die zwiſchen Kirche und 
Staat objchwebenden Differenzen beizulegen beftimmt war, und es mag fein, daß der König 
damals auch zur Anerfennung des eben erjt vollendeten und des erſt in Ausficht genommenen 
Chriftenrechts geneigt war; allein die Gültigkeit des Vertrages war von der Genehmigung 
des Papites abhängig gemadt worden, und dieſe erfolgte nur unter völlig unannehmbaren 
Bedingungen, jo daß der Zwiſt nur um fo heftiger wieder ausbrach. Erjt am 9. Auauft 
1277 kam der QTunsberger Vergleih zu ftande, welcher diesmal, ohne eine päpftliche Be- 
ftätigung vorzubehalten, dem Zerwürfniſſe ein vorläufiges Ende machte, und bei dieſer Ge- 
legenheit fcheint der König auch die Gültigkeit der beiden Chriftenrechte anerfannt zu haben. 
Durch die ſoeben aufaezählten Geſetzbücher wurde die Grundlage gelegt, auf welder für 
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Jahrhunderte hinaus das norwegische Necht beruhte; erhalten find aber von denjelben die 
folgenden: 

1. Die neuere Bearbeitung des Gulathings-Chriftenrehts. Auf deren 
Eingangsformel folgt ein Befenntnis des chriftlihen Glaubens, dann eine Erörterung über 
das zwiefache Amt des Königs und des Biſchofs und weiterhin eine Thronfolgeordnung, 
welche König Häkon gamli im Jahre 1260 erlafien hatte; dann fchließt ſich das Chrijten- 
recht jelber an, welches nur eine durch mehrfache Zufäge, Abjtrihe und Korrekturen umge- 
ftaltete Überarbeitung des betreffenden Abfchnittes der älteren Gulathingslög iſt. Augen- 
jcheinlich bildete dieſes Rechtsdenkmal einen Beftandteil der oben erwähnten Legislation vom 
Jahre 1267 und iſt als ein Mittelglied zwiſchen den älteren Provinzialrechten und den 
jpäteren Gejegbüchern des Königs Magnus und Erzbiſchofs Jön immerhin bedeutjam. 

2. Die neuere Bearbeitung des Borgarthings-Chriftenrehts. Die: 
jelbe geht der eben bejprochenen Bearbeitung des Gulathings-Chrijtenrehts parallel und ift 
zweifellos ein Überrejt der Legislation des Jahres 1268. Die Neihenfolge der Materien 
ijt in beiden Rechtsbüchern weſentlich die gleiche, und aud der inhalt beider jtimmt zumal 
in den Punkten überein, welche die Benüsung neuerer Quellen oder ſonſt eine fpätere Zu- 
that verraten, wogegen da, wo das eine Nechtsbud den älteren Gulathingslög folat, das 
andere ſich an die älteren Borgarthingslög zu halten pflegt. Der eigentümlihe Cingang 
der neueren Gulathingslög fehlt hier; aber er kann recht wohl in der einzigen für den 
Anfang der neueren Borgarthingslög erhaltenen Handſchrift zufällig befeitigt fein, zumal 
da dieje feinerlei Eingangsformel zeigt. 

3. Das fogenannte Chrijtenreht König Sverrirs. Aus inneren und 
äußeren Gründen fann dieſes Nechtsbucd unmöglich dem König Sverrir (T 1202) angehören, 
welchem es defjen einzige Handſchrift zufchreibt, und überhaupt nicht vor der Mitte des 
dreizehnten „Jahrhunderts entitanden fein; die falfche Benennung erflärt fi vielmehr aus 
einem Irrthume des Schreibers, welcher die Eingangsworte eines von König Sverrir und 
feinen Biſchöfen publizierten Erlafjes, der jenem Chriftenrechte voranfteht, ohne weiteres 
auch auf dieſes beziehen zu follen glaubte. Aus den Chriftenrechten der älteren Gulathings- 
lög und Frostuthingslög in rohefter Weiſe fompiliert, fann dasjelbe, wenn überhaupt 
legislativen Urjprungs, nur einer Geſetzgebung angehören, welche wenigitens auf firchen- 
rechtlihem Gebiete für das ganze Neich gelten wollte; dasjelbe fcheint ji hiernah am 
pajjendjten als ein den Jahren 1269 — 71 angehöriger Geſetzentwurf betrachten zu lajjen, 
und es mag jich gerade daraus, da derjelbe niemals geſetzliche Geltung erlangte, erklären, 
daß die Aufzeichnung über ihre Entitehung und Bedeutung keinerlei Aufſchluß gewährt. 

4. Die Järnsida. Unter diefem Namen, der foviel wie Eifenfeite bedeutet und 
wohl von dem Cinbande der Handichrift hergenommen fein mag, ging nad einem ziemlich 
gleichzeitigen Annalenterte das im Jahre 1271 nah Island geſchickte Geſetzbuch; der Name 
der Häkonarbök dagegen, welcher der Quelle feit der Mitte des fiebzehnten Jahrhunderts 
mehrfach beigelegt wird, beruht lediglich auf der irrigen Vermutung, daß Ddiefelbe bereits 
unter König Häkon gamli bearbeitet worden ſei. Die Einteilung des Geſetzbuches ift ganz 
die in Norwegen hergebrachte. Dasjelbe beginnt mit einem "T’hingfararbälkr, welcher aber 
durch die erſt auf ihn folgende Eingangsformel als nicht zum eigentlichen Geſetzbuche ge- 
hörig bezeichnet wird, und läßt dann den Kristindömsbälk und die übrigen Abfchnitte 
folgen; jedoch fehlen von den in den norwegischen Nechtsbüchern hergebrachten Abjchnitten 
die auf das Stammgüterredht und das Heerweſen bezüglichen, als auf Island nicht anmwend- 
bar, und der Kristindömsbälkr enthält lediglih das Glaubensbeienntnis, die Erörterung 
über den Beruf des Königs und Biſchofs, jowie die Thronfolgeordnung von 1260, aljo 
diejelben Stüde, welche die Einleitung zu dem Gulathings-Chrijtenrechte von 1267 bilden, 
jedoch ohne daß ihnen ein wirkliches Chriftenrecht folgt. Ihrem Inhalte nach iſt die Järn- 
sida wejentlid aus den Frostuthingslög und Gulathingslög fompiliert, wogegen älteres 
isländifches Necht und andererfeit3 neuere norwegifche Geſetze nur in untergeordnetem Maße 
benugt find; es mag fein, daß die unfäglich rohe Art der Bearbeitung zum Aufgeben der 
urfprünglich ficherlich beabfichtigten Einführung des Geſetzbuchs auch in Norwegen beſtimmte. 

5. Die Landslög. Die Einteilung des Geſetzbuchs ift die gewöhnliche und ins- 
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bejondere wird auch hier der Thingfararbälkr als außerhalb des Ganzen jtehend betrachtet. 
Der Kristindömsbälkr enthält lediglich diefelben Stüde wie in der Jarnsida, nur daß an 
die Stelle der Thronfolgeordnung von 1260 die von 1273 getreten ift. Ein Prolog und 
Epilog, welche dem Gefegbuche beigegeben find, dürfen nur auf defjen erſte Einführung am 
Frostuthinge bezogen werben, und ift es ein bloßes Mißverjtändnis, welches zu einer Ver- 
fennung des ganzen Zufammenhangs in der legislativen Thätigfeit des Könige Magnus 
führt, wenn einzelne Handſchriften und ihnen folgend einzelne neuere Schriftiteller beide 
Stüde aud auf die übrigen Dingverbände beziehen und für fie anwendbar machen wollten. 
Materiell ift das Geſetzbuch ein für das ganze Reich gemeinfames, und nur in deſſen Ding- 
ordnung finden fich für die verfchiedenen Dingverbände verſchiedene Beitimmungen , fofern 
die Art der Beihidung des Lögthings für jeden von ihnen befonderer Regelung bedurfte; 
formell wird dagegen die alte Sonderung feitgehalten, und läßt fich zumeift daran, daß die 
eine Handjrift von Guley, dem Gulathinge u. dergl. fpriht, während die andere das 
Frostuthing, Borgarthing oder Eidsifjathing u. f. w. nennt, erfennen, ob eine ſolche für 
diefen oder jenen Dingbezirf beftimmt war. Die Haltung des Geſetzbuches ift zwar eine 
bejiere als die der JArnsida, aber immerhin noch ſchlechte, die Darftellung zumal weit 
minder gut als in den alten Provinzialvechten. 

6. Der neuere Bjarkeyjarrettr. Die Einteilung desfelben iſt wefentlich die 
des Landredts, nur daß anftatt der beiden auf den Grundbeſitz bezüglichen Abjchnitte ein 
anderer eingeftellt ift, welcher Boejarskipan, d. h. Stadtordnung überjchrieben ift, und daß 
zwifchen den Thjösfabälk und die Röttarbötr ein weiterer eigentümlicher Abjchnitt unter 
dem Titel Farmannalög, d. h. Seereht, eingefchaltet jteht. Inhaltlich zeigt neben den 
genannten beiden Abjchnitten nur noch der Thingfararbälkr größere Selbjtändigfeit, der 
eigentümlichen Geftaltung der ſtädtiſchen Verfaſſung entſprechend; im übrigen ift der Tert 
des Stadtrechts größtenteils aus dem Landrechte herübergenommen, weshalb denn auch deſſen 
meifte Handfchriften anftatt einer volljtändigen Abfchrift vielfah nur Verweifungen geben. 
Für fämtliche Kaufftädte des Neiches gleihmäßig bejtimmt, läßt das Geſetzbuch dod aus 
einzelnen Ortsbezeihnungen zumeift erfennen, ob das einzelne Eremplar für Bergen oder 
Drontheim, für Dslo oder Tunsberg beftimmt war. Prolog und Epilog des Landredhtes 
find ebenfall3 weſentlich unverändert beibehalten, obwohl beide für das Stadtrecht nicht 
pafjen; nur die Notiz über den Zeitpunkt der Einführung des letteren in Bergen ift neu 
und glaubhaft. 

7. Die Hirdskrä. Es beginnt diefes Dienftmannenreht mit einer Eingangsformel, 
welche mwejentlich ebenfo au an der Spite des Landvarnarbälks, des gemeinen Landrechts 
und Stadtrechts fteht; dann folgt die Thronfolgeorpnung von 1273, ganz wie fie in jenen 
beiden Gejegbüchern enthalten ift, nur mit einigen Zuthaten, welche die fpeciellen Rechte 
und Pflichten der königlichen Dienftleute betreffen. Weiterhin fchließt ſich eine längere Aus- 
einanderfeßung über die verfchievenen höheren Hofämter an, welche einzeln in Bezug auf 
die mit ihnen verbundenen Rechte und Pflichten ſowie die Art ihrer Verleihung befprochen 
werden; dann aber folgt, von einigen KHandfchriften als der zweite Teil des Buches be- 
zeichnet, eine im lehrhafteiten Ton gehaltene Unterweifung über die allgemeinen Berhältniffe 
des Königsdienftes und weiterhin eine Beiprehung der Rechte und Pflichten der geringeren 
Klafjen der föniglihen Dienjtleute. Am Schlufje werden Rettarbötr der Könige Hakon und 
Magnus zufammengejtellt, in welche aber auch mande ältere Rechtsfagungen eingeſchoben 
jcheinen, die vielleiht nur eine leichte Umgejtaltung durch die genannten Könige erlitten. 
In den zweiten Teil ijt eine Verordnung über die Pflichten der Syslumenn, d. 5. Amt— 
leute, Lendirmenn, d. 5. Zandherren, und Veizlumenn, d. h. Lehnsleute, eingefchaltet, 
welche im Jahre 1273 zu QTunsberg und Bergen erlafien wurde; andererfeits ift eine Ver- 
ordnung aus dem Jahre 1277 nicht benutzt, welche die altherfömmlichen Titel des Lendr- 
madr und Skutilsveinn mit den modernen des Barons und Nitterd vertaufchte; die Ent- 
jtehungszeit der Uuelle, welcher übrigens ein älteres Dienftmannenreht zu Grunde lag, er- 
giebt ſich danach von jelbit. 

8. Der Kristinrettr Jöns erkibiskups. Von den 7 Handidriften, in 
welchen diejes Chriftenrecht erhalten ift, bezeichnen 3 den Erzbiichof Jon als den Verfafjer 
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und zwar zwei der älteften mit dem Beifügen, daß König Magnus feine Genehmigung er- 
teilt habe; da der Inhalt des Nechtsbuches zu jener Angabe recht wohl paßt und da die 
Abfaſſung eines Chriftenrechts durch den genannten Erzbifchof mehrfach bezeugt ift, auch die 
Annahme in feiner Weife unmwahrfcheinlich ift, daß gelegentlih der Eingehung des Tuns- 
berger Vergleiches (1277) jene Genehmigung wirklich erfolgt fei, liegt fein Grund vor, jene 
Notiz zu beanftanden. Da der Feſtkatalog des Chriftenrehts das im Jahre 1274 in Nor- 
wegen eingeführte festum coronae spineae noch nicht fennt und andererfeits doc ein im 
Jahre 1277 zu Tunsberg erlafjenes Zehntregulativ aufgenommen ift, darf wohl angenommen 
werden, daß der Erzbifchof das erftere ſchon im Sommer 1273 vollendet und, auch als 
dasjelbe die föniglihe Sanktion erhielt, weſentlich unverändert gelafjen habe, mit Aus- 
nahme nur der Einjtellung jenes gleichzeitig ergangenen Zehntgefetzes. Übrigens ift das- 
jelbe eine jehr ungeſchlachte Kompilation aus älteren und neueren, einheimifchen und ge- 
meinrechtlihen Quellen, in welde viel antiquierter Stoff aus bloßer Ungejchidlichkeit auf- 
genommen ijt. , 

9. Der Kristirrettr Arna biskups. Derfelbe ift durdhaus auf Grund des 
eben bejprochenen norwegiſchen Chriftenredhts bearbeitet, doch jo, daß mehrfach das ältere 
isländiſche Kirchenrecht berüdfichtigt wird, wie denn z. B. die Zehntgejeßgebung durdaus 
die nationale blieb. 

10. Die Jönsbök. Es ift Dies das Geſetzbuch, welches König Magnus in feinen 
Testen Lebensjahren für Island abfaffen ließ, und nad dem Lögmanne Jon Einarsson 
benannt, welcher dasjelbe im Jahre 1280 nad der Inſel hinüber bradte. Nach Form und 
Inhalt ſchließt dasjelbe ſich wefentlih an das normwegifhe Landrecht an, nur daß jtatt des 
Utfararbalks ein „Um konungs thegnskyldu* überfchriebener Abjchnitt, nad dem Erb- 
rechte ein „Framfärslubälkr“, nad) dem Landsleigubalke ein „Rekabälkr“, endlid nad) 
dem Kaupabalke ein größtenteild dem norwegischen Stadtrechte entlehnter Abjchnitt über die 
„Farmannalög“ eingefhoben ift und auch fonft hin und wieder das ältere isländifche Recht 
ſich benugt zeigt. Da auf Island zu feiner Zeit vom Heerdienfte die Rede war, dafür 
aber bejtimmte Abgaben an den König entrichtet wurden, da ferner die Armenpflege, das 
Strandredt und das Seeweſen für die öfonomifhen Zuftände der Inſel befondere Bedeu- 
tung hatten, da endlich das Stammgüterrecht hier fehlte und auch fonjt die bäuerliche Wirt- 
ſchaft mancherlei Befonderheiten zeigte, erklären ſich dieſe Abweichungen von felbit. Der 
Prolog des Landrechts aber fehrt auch hier wieder, fo wenig er pafjen will. 

11. Einige wenige einzelne Verordnungen, unter welchen die auf den Bergener 
und QTunsberger Vergleich bezüglihen Dokumente die wichtigjten find. 


8 3. Die Gefeggebung der fpäteren Zeit. Die fpäteren norwegiichen Könige 
bauten auf der durch König Magnus lagabötir gelegten Grundlage durch zahlreiche Ver— 
ordnungen fort, welche fie über einzelne Gegenftände erließen; zu einer umfajjenden Geſetz— 
gebung aber fam es unter ihnen nicht mehr. Dabei ift es aber nicht fo fehr das Privat: 
recht und Strafrecht, welches von ihnen ins Auge gefaßt wird, als vielmehr das öffentliche 
Recht und zumal das Verwaltungsreht; die allmähliche Ordnung des Ämterweſens einer: 
feitS und die Regelung der Handels: und Gewerbegejeggebung andererfeits bilden den Haupt- 
inhalt jener Verordnungen, und lafjen deutlich erkennen, wie der rein bureaufratifche Staats- 
mehanismus gerade in dieſer Zeit an die Stelle des alten volfstümlihen Staatsmwejens 
tritt. Eigentümlihe Schidjale hatte aber in diefer Zeit das Kirchenrecht. Unmittelbar nad) 
König Magnüs lagabötirs Tod brach der Kampf mit der Kirche neuerdings aus und der 
Tunsberger Vergleich wurde für aufgehoben, das geiftlicherfeits erlaſſene Chriftenrecht für 
ungültig erklärt. Ohne dur einen förmlichen Vergleich beendigt zu fein, erlahmte der 
Streit nad und nad, die Frage aber blieb unausgetragen, welches von den verjchiedenen 
Chriftenrehten zu gelten habe. Staatlicherfeits drang man auf die Beobachtung des „alten“ 
Chrijtenrehts (1280, 1283, 1290, 1308), „wie e8 in den Tagen Erzbiſchof Sigurds und 
König Hakons gegolten hatte“ (1291, 1327), oder noch bejtimmter des Chriftenrechts, 
„welches vor alters galt und zwar weder desjenigen, welches König Magnus zufammen: 
ſetzen ließ, noch desjenigen, weldes Erzbifhof Jon zufammenfegen ließ, fondern desjenigen, 
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welches vorher beftand“ (1316); geiftlicherfeits Dagegen werden öfter Erzbiſchof Jons Statuten 
(1306, 1327, 1336) oder der Tunsberger Vergleih (1351) oder beide (noch 1436) als 
geltendes Net in Bezug genommen. Hieraus erklärt fih, daß ſowohl die Chriftenrechte 
der älteren Provinzialrehte als die der Legislation von 1267—68 noch abgefchrieben oder 
aud aus verſchiedenen Chrijtenrechten fompilierte Terte geichaffen wurden, als deren welt- 
liche Bejtandteile längſt antiquiert waren; erjt als der Klerus von König Chrijtian I eine 
formelle Bejtätigung des Tunsberger Vergleiches erlangte (1458), konnte allenfalls auch die 
Herrichaft des von Erzbischof Ion verfaßten Chriftenrechts als gefichert gelten. Eine Reihe 
geiftlicher Statuten, von einzelnen Erzbifchöfen unter Mitwirkung ihrer Provinziallonzilien 
erlaſſen, bildete inzwifchen das Kirchenrecht fort, neben welchen noch einzelne päpftlihe und 
erzbiſchöfliche Erlaſſe zu berüdfichtigen find. 


Duellenausgaben. Eine verläjfige Gelamtausgabe der norwegiihen Yegalquellen aus der 
eit vor der Union mit Dänemark wurde von R. Keyier und P. A. Mund begonnen, von G. 
torm fortgefegt und erichien mit öffentlicher Unterftügung unter dem Titel „Norges gamle 
Love indtil 1387* (Chriftiania 1846—85. 4 Bode. in 4°): zu bedauern ift nur, daß der fünfte 
Band, welcher das Gloffar zu dem ganzen Werke bringen joll, noch immer ausftändiq ift. Vor dem 
Ericheinen diefer Ausgabe hatte man fich im mefentlichen mit der „Samling af gamle Norske Love* 
behelfen müflen, welde Dans Baus in den Jahren 1751—52 zu Kopenhagen in zwei Duartanten 
hatte ericheinen Laffen; aber diefe Sammlung reiht zwar bis auf die Verordnungen König Fried— 
richs III herab, ift jedoch keineswegs vollftändig und giebt überdies die älteren Stüde mit wenigen 
Ausnahmen (das ältere Stadtrecht und Eidsifjathings-Chriftenreht) nicht im Originale, jondern nur 
in dänifher Überfegung, häufig nad wenig braudbaren Terten, unter irreleitenden Titeln und 
durch zahlreiche ſprachliche wie A adtice Mihverftändnifie entitellt. Geſondert herausgegeben wurde 
die Hirdskrä durch 3. Tolmer (Kopenhagen 1666), dann P. 3. Reſenius (Kopenhagen 1673); fo» 
dann das ältere Borgarthings-Chriftenredt durd den jpäteren Skalholter Biihof Hans 
Finnsſon (Kopenhagen 1759—60), welder aud, nahdem ein Teil feiner Ausgabe durch Magnus 
Siof Beronius reproduziert worden war (Upiala 1761), auf einzelne Bemerkungen diejes letteren 
in feinen Curae posteriores (1762) und deren Fortietung (1765) antwortete: dad gemeine Land— 
recht in einer für das Gulathing beftimmten Necenfion durch Grimr Jonsſon Thorkelin (Kopen- 
bagen 1817), endlid da8 gemeine Stadtrecht durch Greg. Fougner-Lundh (Kopenhagen 1829). 
Diefen üblen Zuftand des verfügbaren Materiald muß man im Auge behalten, wenn man die An— 
aben und Eitate J. Grimms in feinen Rectsaltertümern und Wildas in feinem Strafrechte der 
Germanen verjtehen und würdigen will. Neuerdings ıft noch erichienen: Borgarthings äldre 
Kristenret i fotolithografisk Gjengivelse efter Tönsbergs Lovbog fra ce. 1320 
(1886) und Edw. Sievers, Tübinger Brucftüde der älteren Frostuthingslög (1886), 
legtere eine bisher unbekannte Recenfion des Nehtsbuchs enthaltend. Zwei norwegiſche Gildeftatuten 
bringt Mar Rappenheim, Ein altnorwegiihes Schutzgildeſtatut (1888) S. 145—67. Übrigens 
muß man bei der Schwierigfeit, einzelne Verordnungen der Könige, Erzbiichöfe, Päpfte von bloßen 
Urfunden zu untericheiden, auch das Diplomatarium Norvegicum ftets zur Hand haben, welches, 
erit von Chr. 9. E. Yange und Karl R. Unger, dann von leßterem und 9. J. Huitfeldt her— 
ausgegeben, in den Jahren 1848—88 zu 12 Harten Dftavdoppelbänden aediehen ift, fowie für die 
—— ‚De die Norske Rigs-Registranter, von welchen bisher (1861—87) 10 Bände eridie- 
nen find. 


B. Seit der Union mit Dänemark bis auf König Ehriftians V Geſetzbuch. 


S4 Bis auf König Chriftians IV Gejegbudh und Kirdhenordinan;. 
In der Verbindung mit Dänemark, in welche Norwegen im Jahre 1388 eingetreten war, ver- 
blieb das Land, auch nachdem Schweden fidh definitiv von derfelben gelöſt hatte (1523); 
aber freilich bildete es nur bis zum Jahre 1536 ein jelbjtändiges Unionsland, von da an 
dagegen zwar nicht, wie man vielfach angenommen hatte, eine dänische Provinz, aber doch 
ein von Dänemark vielfach abhängiges Nebenreih, und felbjt in jener erjteren Periode war die 
Selbitändigfeit des Reiches thatjächlih nur von geringer Bedeutung. Cine Reihe einzelner 
Verordnungen, föniglicher Handfeiten und Necefje wurden allerdings für Norwegen jpeciell 
erlaffen, und die legteren zumal, welche regelmäßig eine Anzahl verjchiedener Gegenftände 
einigermaßen eingehender behandelten, fonnten immerhin als Supplemente zum Yand- und 
Stadtrechte des Königs Magnus gelten ; aber daneben fam nad) und nad) mit dänischen Beamten 
auch dänisches Necht ins Yand, und wenn in manchen Fällen gemeinfame Verordnungen für 
beide Yande erlaffen wurden, fo wurden anderemale aud wohl Beitimmungen in Norwegen 
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praftifch angewandt, welche urjprünglich nur für Dänemark gegeben worden waren. Das 
einzige umfangreichere Geſetz, welches zu erwähnen ift, it aber König Friedrichs IT See- 
recht vom 9. Mai 1561, welches bejtimmt war, das Wisbyſche Seerecht zu verdrängen, 
das dur die Hanfe im Norden zur thatfählihen Herrfchaft gelangt war; im übrigen 
blieb im großen und ganzen des Königs Magnus Gejeßgebung im Gebrauh, wenn auch 
im einzelnen vielfach durch neuere Vorjchriften und, was die Städte betrifft, einzelne auto- 
nome Satungen umgejftaltet oder durch die Praris verlaffen. Aber diefe Gefehgebung, an 
fih Thon für das fechzehnte Jahrhundert wenig paſſend, lag nur in wenig zahlreichen 
Handichriften vor, und ihre veraltete Sprache machte diefelbe vielfach unverſtändlich; mancher 
Richter mußte ſich mit fehlerhaften Abfchriften oder mit unzuverläffigen Überfegungen oder 
gar ganz ohne Geſetzbuch behelfen, jo daß die Nechtsunficherheit im Reiche groß wurde. 
Schon König Chriftian III fuchte diefen groben Übelſtänden zu fteuern (1557), und König 
Friedrich II erneuerte den Verſuch (1572); die vormundfchaftlice Regierung, welche während 
der Minderjährigfeit König Chrijtians IV über das Land geſetzt war, that gleichfalls Schritte 
in folder Richtung (11592— 93): aber erft ala der leßtere König das Negiment felber an- 
getreten und im jahre 1602 Norwegen beſucht hatte, fam die Sache ernjthaft in Gang. 
Im Fahre 1604 wurde König Chrijtians IV norwegiſches Gefegbuch fertig und im Jahre 
1605 förmlih promulgiert; indefjen fann dasjelbe ala ein neues Geſetzbuch doch nur in 
jehr uneigentlihem Sinne gelten. Zunächſt war es dabei lediglich auf die Heritellung eines 
forreften Tertes des alten Landrechts famt den zu ihm gehörigen Novellen und auf deijen 
Übertragung in die moderne Sprache abgeſehen; wenn jedod weiterhin auch die Befeitigung 
aller veralteten und die Aufnahme aller neueren und nod) geltenden Beitimmungen in der 
Publikationsverordnung als beabfichtigt bezeichnet wird, fo entſprach infomweit die Ausfüh- 
rung feineswegs dem Plane. Cinerjeits ift zwar der alte Kristindömsbälkr als unpraktiſch 
gejtrichen ; aber die alte Heeresverfaſſung, das alte Strafrecht mit feinen Bußſätzen, das 
alte Gerichtsweſen ift unverändert beibehalten, obwohl jelbftverjtändlic von einer unverän- 
derten Geltung der betreffenden Beitimmungen nicht mehr die Rede fein konnte; anderer 
jeits find auch feineswegs alle Verordnungen aufgenommen, welche nad wie vor Geltung 
zu behaupten bejtimmt waren. Vielfach find überdies die Einfchaltungen an den unrechten 
Ort zu jtehen gefommen, während der Tert zugleich von Überfeßungsfehlen und fonftigen 
Mipverftändnifjen wimmelt; fo hat denn das Geſetzbuch, welches übrigens für Stadt und 
Land gleihmäßig gelten follte, für uns faft nur infofern Wert, als es zeigt, was man zu 
Anfang des fiebzehnten Jahrhunderts vom älteren Nechte noch verftand und übte. — in 
der kirchlichen Geſetzgebung hatte inzwifchen die Neformation eine durchgreifende Umgeftal: 
tung hervorgerufen. Die Kirchenordinanz vom 2. September 1537, welche mit Bugen- 
hagens Hülfe für Dänemark zu ftande gebracht worden war, wurde zunächſt proviſoriſch auch 
in Norwegen eingeführt; fie blieb hier aber längere Zeit in Kraft, da die in Ausficht ge- 
nommenen definitiven Anordnungen ausblieben, und nicht minder erlangten auch die Nibener 
Artifel vom 4. Mai 1542, ſowie König Friedrichs IT Ordinanz über Eheſachen vom 19. Juni 
1582 hier Geltung. Aber im Jahre 1604 beauftragte König Chrijtian IV die nor- 
wegiſchen Biſchöfe mit der Abfaffung eines eigenen Kirchenrehts für ihr Land, welches denn 
auch, joweit irgend möglich auf die dänische Kirchenordinang gebaut, zu jtande fam und am 
2. Juli 1607 als König Chriftians IV Kirkeordinanz for Norge publiziert wurde. — Das 
Geſetzbuch König Chriftians IV murde gleich bei feinem Erjdeinen im Drude ver- 
öffentlicht und fodann wiederholt aufgelegt; die neuefte Ausgabe desjelben veranitalteten, 
unter Beigabe einer vortrefflihen quellengefhichtlihen Einleitung, Ar. Hallager und Ar. 
Brandt (Chrijtiania 1855, in 8%) Die Kirchenordinanz desfelben Königs findet man 
in der Pausſchen Sammlung ; teild aus diefer teild aus manderlei anderen Werfen, zumal 
über däniſche Geſchichte, muß man ſich auch die einzelnen Verordnungen und Necefje mühfam 
zufammenfuchen, ſoweit folche überhaupt gedrudt find. 


85 Bis auf König Chriftians V Geſetzbuch. Nad der Publikation feines 
Geſetzbuchs erließ König Chriftian IV nod eine Neihe einzelner Verordnungen für Norwegen, 
und zumal war jein großer Nece vom 27. Februar 1643 teils ausdrüdlic für dieſes Yand 
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bejtimmt, teils wenigſtens thatfächlich qutenteils dafelbjt geltend geworben ; andere legislative 
Projekte dagegen, wie zumal das eines neuen norwegiſchen Stabtredhts, blieben unausgeführt. 
Auch von feinem Nachfolger, König Friedrich III, find mehrfache Gejege vorhanden, darunter 
das berühmte Königsgefeg vom 14. November 1665; zu einem neuen Geſetzbuche für Nor- 
wegen gelangte man dagegen troß wiederholter Verſuche erft durch König Chriftian V. Ber 
reits im Jahre 1680 wurde von diefem eine Gefehgebungstommiffion für dieſes Yand nieder: 
gefegt und fodann im Jahre 1682 eine zweite nach Kopenhagen berufen, welche nod im 
Dezember desjelben Jahres einen Entwurf zu ftande brachte. Durch zwei weitere Kommij- 
fionen, eine dänifche und eine norwegifche, wurde diefer Entwurf fodann revidiert und hier: 
auf im Juli 1687 durch die dänische Revifionstommiffion definitiv feitgeftellt; doch ift die 
Vorrede des Geſetzbuches ſchon vom 15. April 1687 datiert, und promulgiert wurde das- 
jelbe erſt am 14. April 1688, zugleich mit einem Kirdhenrituale vom Jahre 1685, 
welches für Dänemark und Norwegen gemeinfam zu ftande gefommen war. Cs zerfällt 
aber Kong Christian den Femtes Norske Lov in fehs Bücher, deren erjtes 
vom Gericht und den Gerichtöperfonen, deren zweites von der Neligion und der Geiſtlich— 
feit, deren drittes vom bürgerlihen und Hausjtande, deren viertes vom Seerecht, deren 
fünftes vom Privatreht und deren fechites vom Strafrecht handelt; gebaut ift dasjelbe im 
wejentlihen auf desjelben Königs dänifches Geſetzbuch, doch jo, daß dem eigentümlichen 
Neht Norwegens, zumal was die Landwirtſchaft, dann die Organifation der Gerichte be- 
trifft, vielfah Rüdficht getragen und demnad zumal auch das Gejegbud von 1604, die 
Kirchenordinanz von 1607 und der große Necei von 1643 benußt ift. Von Anfang an 
durh den Drud veröffentlicht, hat das Geſetzbuch mehrfache Auflagen erlebt, wie es denn 
noch heutzutage, wenigjtens für den größeren Teil des Privatrechts, geltendes Necht ift; Die 
einzelnen Verordnungen jeit dem Receß von 1643 findet man, wiewohl nicht ganz voll: 
ftändig, in H. Gödes dänifcher Verordnungenfammlung, wogegen man fi die älteren an 
verfchiedenen Orten, zumal auch bei Baus, zufammenlefen muß. 


Litteratur. Über die Geſchichte der norwegifhen Rechtsquellen hat bereits Jön Eiriksson 
gehandelt in der 3. Aufl. von Holbergs Dannemarts og Norges geijtlige og verdslige Stat (Nopen- 
hagen 1762) ©. 476—508 und nochmals in Kongslews Werk: Den Danſtke og Norſte Private 
Nets förfte Grunde (Kopenhagen 1781) I 116—191. Ebenſo hat Dreyer in jeinen Beiträgen 
zur Litteratur der nordifchen Nechtsaelahrfamteit (damburg 1794) S. 65—83 die norwegiſchen Gelege 
— Jakob Grimms „Yitteratur der altnordiſchen Geſete“ im 8. Bande der Zeitſchrift für 
geſchichtliche Rechtswiſſenſchaft (1817) und Wildas Bemerkungen über die ſtandinaviſchen Rechts— 
quellen in der Einleitung zu ſeinem Strafrechte der Germanen (1842) find noch immer beachtens— 
wert, wenn auch der durchgreifendften Berichtigungen bedürftig. Neuerdings erſchien, als Manuffript 

edrudt, ein Grundrids af den norife Netshiftorie von fr. Brandt (Chriftiania 1853), deſſen erjtes 
deft die Quellengefhichte ſehr überfichtlich behandelt, Sowie desielben Verfaflers Foreläsninger over 
den norſte Retshiftorie. Bd. I (ebenda 1880) &. 1—64; vgl. auch R. Dareste im Journal des 
Savants. 1881. S. 242 fi., dann 297 ff.: über eine Menge einzelner Fragen geben allgemein ges 
fchichtlihe Werte, wie zumal R. Keyier, Den norite Kirfes Hiftorie under Katholicismen (Chriftta- 
nia 18556—58). 2 Bde, dann P. A. Mund, Det Norite Folts Hiftorie (Ehriftiania 1852—59). 
6 Bde. in 4 Teilen und Unionsperioden (186263). 2 Bde, erwünjchten Auficluß. Über Könia 
Sverrirs angeblihes Chriſtenrecht habe ich jelber in Bartſchs Germaniitiihen Studien (Bd. I ©. 
57—76) und wieder in meinen Studien über das jogenannte Chriftenreht König Sverrirs (Münden 
1377) mich ausgeiprodhen, und eine Abhandlung von mir über die Entjtehungszeit der älteren 
Gulathingslög iſt im Jahre 1872, eine folche über die Entitehungszeit der älteren Frostuthingslög 
aber im „jahre 1875 in den Denkichriiten der Königl. Bayer. Akademie der Willenfchaften, Kı. 1 
3b. XII und XIII erjchienen. Über die neue Necenfion der Frostuthingslög vgl. X. von Amira 
im 32. Bande der Germania ©. 129—64 und meinen Aufſatz in der Historisk Tidsskrift 
2. Neihe. Bd. VI. S. 203—35. Bal. ferner meinen Artilel Gulathingslög in der allgemeinen En- 
eytlopädie der Wilfenihaften und Künſte. Bd. XCVII SH1—74 (1875) und meine Udfigt over de 
nordgermaniſte Netskilders Diftorie (Rriftiania 1878). Über Hönig Magnus Lagaböters Geſetzgebung 
vl. Guftav Storm, Om Haandsefrifter og Dverfättelfer af Magnus Yagaböters Yove, in den 
Verhandlungen der willenichaftlihen Geſellſchaft von Chriftiania. 1879. Siehe endlih X. M. B. 
Aubert, En Udſigt over de norſte Loves Hiſtorie. Kopenhagen 1875. Uber die Geſchichte zumal 
des Geſetzbuches König Chrijtians V giebt eine Arbeit Auberts, Det norjfe Privatrets almindelige 
Del, J. Afdelning, Om de norſte Netstilder (Chriftiania 1877), aus ungedrudten Quellen völli 

neue Aufſchlüſſez das Material jelbit aber liegt nun gedrudt vor unter dem Titel: Forarbeiderne ti 

Kong Christian den Femtes norske Lov af 15. April 1687, udgivne for det norske historiske 
Kildeskriftfond af N. Prebensen og Hj. Smith. Christiania 1887. 


5. lÜberbiid über Die Geſchichte der Nordgermaniſchen Rechtsquellen. 361 


I. Die Gefdicdte der Isländifchen Redtsquellen. 
A. Die Zeit des Freiftants. 


8 1. Gang der Rehtsbildung auf Island. Bon Norwegen aus am Schluffe 
des neunten Jahrhunderts bevölkert, bildete Island bis zur Mitte des dreizehnten Jahr— 
hunderts einen jelbjtändigen Freiftaat. Um das Jahr 930 traten die Häuptlinge der ver- 
jchiedenen, bis dahin felbftändigen Verbände zu einem Gefamtjtaate zufammen; ein Zand- 
recht wurde in ihrem Auftrage durch Ulfjöt nad) dem Mufter der norwegifchen Gulathings- 
lög entworfen, welches nad) feinem Verfafjer den Namen der Ulfljötslög trug ; eine Lands— 
gemeinde (Althingi) wurde eingeſetzt, welche alljährlich an einem beftimmten Orte zufammen- 
treten follte, und das Amt des Gefegfpreder® (Lögsögumadr) eingeführt, deſſen Träger 
durch regelmäßige Nechtsvorträge an diefer Yandsgemeinde für die Überlieferung des Nechts 
jorgen, den Vorſitz in ber geſetzgebenden Verfammlung (Lögrötta) führen und überdies auf 
Verlangen jedermann über jchwierige Rechtsfragen Auskunft geben follte. Wir erfahren von 
einer Reihe von Einzelgefegen, welche in ver nächjitfolgenden Zeit erlaffen wurden, von denen 
die bedeutfamften das Geſetz über die Ordnung der Bezirföverfafjung (965), die Annahme 
des Chrijtentums (1000), die Einführung des fünften Gerichts (1004), die Abſchaffung 
des Zweifampfs (1006), die Stiftung des Bistums Sfalholt (um 1090), die Einführung 
der Zehntlaft (1097) und die Stiftung des Bistums Holar (um 1105) waren. In den 
Jahren 1117— 18 fam es fodann zu einer zweiten Kodififation, die, wie es fcheint, nur 
in einer offiziellen Redaktion der Nechtövorträge des Gejetiprechers beftand und nad dem 
Häuptlinge, unter deſſen Aufficht fie erfolgte, den Namen der Haflidaskrä erhielt. Wenig 
jpäter (zwifchen 1122 und 1133) erfolgte auf Betrieb der beiden Landesbiſchöfe und mit 
Genehmigung des Erzbischof? von Lund die Aufzeichnung des Chriftenreht3, und weiterhin 
ſchloß ſich wieder eine Reihe einzelner Geſetze an, deren feines noch befondere Bedeutſamkeit 
zeigt. Um fo erheblicher iſt dagegen, daß die Anfel, welche anfangs zum Erzbistum Ham- 
burg und ſeit 1103 zum Erzbistum Lund gehört hatte, im Jahre 1152 zur Provinz des 
neuerrichteten erzbiſchöflichen Stuhles zu Drontheim (Nidards) geſchlagen wurde. Teils 
dieſe Firchliche Unterwerfung unter Norwegen, teild aber, und hauptfächlich, innere Zwiftig- 
feiten unter den isländifchen Häuptlingen (godar), welche dem norwegischen Könige Gelegen- 
heit zur Einmifchung in die Angelegenheiten der Infel gaben, führten endlich zu deren 
Unterwerfung unter diefen, melde im Jahre 1262 für das Nordland und den größeren 
Teil des Südlandes, dann auch für das Weftland, im Jahre 1263 für den Überrejt des 
Südlandes, endlid im Jahre 1264 für das Oſtland erfolgte. 

Die gefeßgebende Gewalt mar während der ganzen Dauer der Nepublif in der Hand 
der Lögretta, welche alljährlih am Alldinge zufammentrat und in welcher neben dem Gejeß- 
Iprecher und den Bifhöfen die 39 Godar entjcheidende Stimme hatten. Außerdem famen 
Willtüren der einzelnen Dingverbände und Herrfchaften (godord), ja fogar der Gemeinden 
(hreppar) vor, dagegen im wejentlichen feine geſonderte geiftlihe Gefeßgebung, wenn aud) 
den Erzbiihöfen und Bifchöfen eine gewifje Mitwirkung bei der firhenrechtlichen Legislation 
und ihren Grlaffen eine gewiſſe Autorität unverfagt blieb. Größere Bedeutung fam den 
Nechtsvorträgen des Gefegiprechers zu, welcher alljährlih am eriten Freitage der Dingzeit die 
Dingordnung und außerdem an den drei Alldingen, die in feine dreijährige Amts- 
periode fielen, in felbjtgewählter Ordnung alle anderen Teile des Landrechtes zu behandeln 
hatte; die Autorität diefer Vorträge war um fo größer, ala diefelben im Beifein der geſetz— 
gebenden Berfammlung und fomit gewiffermaßen mit ihrer Sanktion gehalten murden. 
Außerdem übte der Geſetzſprecher durch feine Rechtsgutachten auf die Praris einen erheb- 
lihen Einfluß aus, und auch von einer nicht offiziellen Jurisprudenz finden fi) unverfenn- 
bare Spuren, welde zumal dur Anlegung von Formelbüchern und durch Sammlung und 
Gloffierung der Rechtsjagungen ſelbſt für die Überlieferung und Fortbildung des Rechts 
wirkte. Seit dem Ende des zwölften Jahrhunderts fuchte auch der isländifche Epiffopat, 
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durch den norwegifhen Metropoliten bejtimmt, die firchliche Gefeggebung vom Staate zu 
emancipieren; jedoch blieb fein Beftreben zunächſt ohne allen nadhhaltigen Erfolg. 


82, Die fogenannte Graugans. Unter dem Namen der Grägäs, d. h. der 
grauen Gans, pflegt man gewifje umfangreiche Aufzeihnungen über das Necht des isländifchen 
Freiſtaats zufammenzufaffen, welche, im einzelnen jehr verſchieden gejtaltet, in einer Reihe 
verſchiedener Handfchriften aufbewahrt find. Die beiden volljtändigjten Handfchriften find 
einerfeit8 der Codex regius (Konüngsbök), andererjeit3 der Codex Arnamagnaeanus 
(Stadarhölsbök), melde beide ihren Stoff in eine Neihe größerer Abjchnitte (thättir, 
feltener bälkar) zerlegt zeigen, doch fo, daß in der erjten Handfchrift zwifchen dieſen Ab— 
ſchnitten noch mancherlei zerjtreutes Material fteht. Zum größeren Teile find dabei die Ab- 
fchnitte beiden Handfchriften gemein, jo das Chriftenreht (Kristinna laga thättr) und Zehnt— 
recht (Tiundarlög), Strafredt (Vigslödi), Erbredt (Erfdatal), Armenreht (Omagabälkr), 
Eherecht (Festathättr), Orundgüterreht (Landabrigdathättr) famt dem Strandredt (Reka- 
thättr); zum Teil hat der Codex Arnamagnacanus aber auch Stüde zu einem Ganzen 
vereinigt, welche im Codex regius getrennt und unter befonderen Überjchriften jtehen, wie 
denn 3. B. deſſen Vertragsreht (Kaupabälkr) wefentlih aus ſechs hier zerftreut jtehenden 
Stüden (Um fjärleigur, Um hrossreidir, Um hreppaskil, Fardagathättr, Um sättir 
manna, Um reizlur) zufammengefegt ift. Cinige im Codex regius enthaltene Abjchnitte 
fehlen aber audy in dem Codex Arnamagnaeanus ganz, wie die Dingordnung (Thing- 
skapathättr), der Abjchnitt vom Geſetzſprecher (Lögsögumannsthättr) und der gejeggebenden 
Verfammlung (Lögrettuthättr), die Wergeldstafel (Baugatal) u. dgl. m.; die Reihenfolge 
ferner, in welcher die verſchiedenen Abfchnitte fich folgen, dann die Ordnung der Materien 
innerhalb jedes einzelnen Abjchnittes iſt in beiden Handſchriften eine ganz verſchiedene und 
auch die Art und Weiſe, wie neuere Satzungen hier und dort berückſichtigt werden, tft viel— 
fach eine völlig ungleiche. Neben diefen beiden Haupthandfchriften ftehen ſodann noch nicht 
wenige andere, welche nur einzelne Abfchnitte, zumal die kirchenrechtlichen, enthalten, oder 
Membranfragmente, von denen fich nicht bejtimmen läht, ob fie nicht etwa umfafjenderen 
Aufzeichnungen angehörten; auch bei ihnen zeigt ſich aber dieſelbe Verfchiedenheit der Be- 
handlung des überlieferten Stoffes. Man darf fich hiernach dem Schlufje nicht entziehen, 
daß unfere Handichriften nicht etwa bloß verſchiedene Recenfionen eines und desfelben Redts- 
buches, fondern daß fie völlig verfchiedene Kompilationen feien, welche nur größtenteild aus 
denjelben Quellen geihöpft und dadurch eine gewiſſe Gleichartigfeit gewonnen haben. Diefe 
Quellen find aber teils Gefege, teils Nechtsvorträge von Geſetzſprechern, deren mehrere 
namentlich genannt werden, teils Privatarbeiten und zumal Formelſammlungen; aus ein 
paar vereinzelten Anhaltspunften läßt fich dabei feitjtellen, daß die Kompilation des Codex 
regius in den Jahren 1258—62, die des Codex Arnamagnacanus aber in den Jahren 
1262— 71 tjtanden fein muß, während beide uns nidht im Driginale, fondern in wenig 
jpäteren Abſchriften vorliegen. Der Name der Grägäs aber fam für diefe überhaupt nicht 
unter einem gemeinfamen Namen sufammengefaßten Nechtsbücher erit am Anfang des fieb- 
zehnten Jahrhunderts und nur dur einen Irrtum auf. Man hatte fih im fünfzehnten 
und fechzehnten Jahrhundert auf Island gewöhnt , fih als einen Teil von Norwegen zu 
fühlen, und demnach auch wie in Norwegen „des heiligen Dlafs Geſetz“ als Palladium 
alles Landesrechts anzufehen begonnen. Man hatte ferner die oben erwähnte Nachricht, daß 
König Magnüs gödi, des heiligen Dlafs Sohn, ein Gefet unter dem Namen der Gragas 
erlaſſen habe, heranziehen zu follen geglaubt und diefelbe ſich dahin zurechtgelegt, daß dieſes 
Geſetzbuch eben nur die Yegislation des heiligen Königs enthalten und daß es auf Island 
wie in Norwegen gegolten habe. Als man nun bei dem Wiedererwachen des Studiums der 
alten Yitteratur auf der Inſel die alten Nechtsaufzeichnungen entdedte, von denen der erfte 
Blid zeigte, daß fie hinter der Jönsbök nicht nur, fondern auch Bunter der Järnsida zurüd: 
liegen mußten, glaubte man in ihnen das Geſetzbuch des heiligen Dlafs zu befiten und 
nannte jie eben darum, erit jchüchtern und zweifelnd, dann aber mit voller Zuverſicht, Grä- 
gas; heutzutage aber, da die Unabhängigfeit der Nechtsentwidlung im isländischen Frei— 
itaate von Norwegen Tänaft feitgeftellt ift, darf jener irrtümlich aufgefommene Name nicht 
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benußt werden wollen, um die angebliche Einheit der verſchiedenen ganz oder teilmeife er- 
haltenen Rechtsaufzeichnungen zu ſtützen. — Wir befigen aber eine Ausgabe der Firchen- 
rechtlichen Stüde der älteren Aufzeihnungen von Grimr Jonsſon Thorfelin unter 
dem Titel: Ius ecelesiasticum vetus sive 'T'horlaco-Ketillianum, constitutum an. Chr. 
1123 (Kopenhagen und Xeipzig 1776, in 8°). Ferner eine von Thordr Speinbjörnsfon 
im Auftrage der arnamagnäanifhen Kommission beforgte Ausgabe, welche ſich auf 
alle Teile des Rechts mit Ausnahme des Kirchenrehts erftredt, aber in fehr willfürlicher 
Weiſe aus den beiden oben genannten Haupthandjchriften ihren Tert zufammengefeßt hat 
(Kopenhagen 1829, 2 Bde. in 4°). Endlich einen vollitändigen Abdruck des Codex regius 
durch Bilhjalmr Finfen, weldem anhangsweife auch der Abdrud einiger fleinen Hand⸗ 
fchriftenfragmente beigegeben ift (1852— 70, 2 Bde. in 8°), ſowie eine Ausgabe des Co- 
dex Arnamagnaeanus durd denjelben (1879, in 8°), endlich eine vollftändige Ausgabe 
der fämtlichen übrigen Handſchriften durch denjelben (1883, in 8°), welcher ein Gloſſar nebſt 
manden anderen Zuthaten beigegeben ift. Einzelne kleinere Stüde der Aufzeihnungen find 
auch ſonſt noch gelegentlich ediert worden, und muß von ihnen der volljtändige Abdrud 
fämtlicher vom Zehntrechte erhaltener Membranen erwähnt werden, welchen Jön Sigurdsson 
im Diplomatarium Islandieum I 70—162 bejorgt hat (Kopenhagen 1857). In eben 
diefem Diplomatare findet man auch die päpftlichen, erzbifchöflichen und bifchöflichen Erlaſſe 
aus der freiftaatlichen Zeit, und erwähne ich unter den letteren ein Pönitentialbud B. Thor- 
lats (ebenda S. 273— 74), welches allerdings B. Finnr Jönsson in feiner Historia eccle- 
siastica Islandiae ſchon zuvor ediert hatte. 


B. Die Zeit der Königsherrſchaft. 


8 3. Die norwegifhen Gefegbüder. Die Übereinkunft, durch welche ſich im 
Jahre 1262 die Norbländer und der größere Teil der Südländer dem norwegiſchen König 
unterwarfen, ijt uns erhalten (Diplomatarium Islandieum J 619—55), wogegen ein 
paar weitere Dofumente, welche man neuerdings auf die Unterwerfungen der Jahre 1268 
und 1264 beziehen wollte (ebenda S. 628— 34), in Wahrheit auf die im Jahre 1302 ge- 
leiftete Huldigung fich zu beziehen jcheinen. In $ 2 jenes Unterwerfungsvertrages war den 
Isländern ausdrüdlich der Fortgenuß ihres einheimifchen Rechts zugefichert worden; dennoch 
aber wußte König Magnüs lagabötir fhon in den Jahren 1271—73 die Annahme feiner 
Järnsida und König Eirikr Magnüsson in den Jahren 1280— 81 die Annahme der Jöns- 
bök durchzuſetzen, und beide Gejehbücher find wejentlih auf norwegifcher Grundlage er- 
wacfen. Beide Gefesbücder wurden des Zufammenhanges wegen fchon oben gelegentlich 
der Legislation des Königs Magnus beſprochen; hier ift ſomit lediglich nachzutragen, 
daß die Järnsida im Auftrage der arnamagnäanifchen Kommiffion von Thordr Speinbjörns- 
fon (Kopenhagen 1847, in 4°) und außerdem als Häkonarbök in Norges gamle Love 
I 259—300 herausgegeben wurde, wogegen von der Jönsbök Ausgaben aus den Jahren 
1578, 1580, 1582, 1707, 1709, alle in 8° und zu Hölar gedrudt, dann eine ſolche von 
1858 (Akureyri, in 8°) vorliegen, wozu nunmehr nod eine auf vier der ältejten Hand- 
fhriften beruhende Ausgabe in Norges gamle Love IV 185—340 fommt. Ob eine Aus- 
gabe von Hölar oder Nüpufell aus dem Jahre 1576, melde mehrfach angeführt wird, 
wirklich eriftiere, muß ich nad) einer freundlichen Mitteilung Yon Sigurdſons ſtark bezwei- 
feln (vgl. jest auh W. Fiske, Bibliographieal Notices I 5). Auh B. Arnis 
Chriftenrecht ijt früher ſchon befprochen worden, welches von Grimr Jonsson Thorkelin 
als „Ius eccelesiasticum novum sive Arnaeanum“ im Jahre 1777 herausgegeben 
wurde (Kopenhagen, in 8%); aud feine Geltung wurde übrigens von der Staatsgewalt 
fofort beanftandet, und zumal nad dem Tode des Königs Magnus wurde auf Island 
wie in Norwegen die Nüdfehr zum „alten“ Chriftenrechte geboten. Zweifelhaft erfcheint, 
ob eine Verordnung vom 19. Dftober 1354, melde die Beobachtung des im Südlande 
geltenden Chriſtenrechts auf die ganze Inſel erſtreckt, ſich auf das neuere Chriſtenrecht 
beziehe; ſicher iſt aber jedenfalls, daß ſich thatſächlich dieſes auf Island in Kraft behauptete. 
Eine Reihe ſpäterer Verordnungen und Alldingsbeſchlüſſe bildete das isländiſche Recht auf 
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der durch die Jönsbök gelegten Grundlage weiter, während erzbifchöfliche und biſchöfliche Er- 
lafje, fowie die Beihlüffe von Provinzial- und Diöceſanſynoden die gleiche Aufgabe dem 
neueren Chriſtenrechte gegenüber erfüllten, und find die Verordnungen vom 15. Juli 1294, 
2. Mai 1297, 23. Juni 1305 und 14. Juni 1314 (Norges gamle Love IV 341—53) 
unter jenen die michtigften; von durdhgreifender Bedeutung find indeflen alle dieſe Er- 
laſſe nicht. 


84 Die däniſche Herrfhaft. Mit Norwegen trat Island in die Union mit 
Dänemark; in der Gefchichte feiner Nechtöquellen aber bezeichnet diefe Thatfache feinen Ab- 
fchnitt. Nach wie vor find nur einzelne Verordnungen und Alldingsbeſchlüſſe über das 
weltliche Recht zu verzeichnen, und auch auf firchenrechtlichem Gebiete iſt es erft die Refor— 
mation, welche durchgreifende Neuerungen bringt; doch macht fi materiell allmählid das 
Beitreben geltend, die isländischen Nechtszuftände den norwegifchen und dänifchen mehr an- 
zunähern, und die Gefetgebung felbjt ermächtigte die Praris, in diefer Richtung noch weiter 
vorzugehen. Während die dänische Kirchenordinang von 1537, die Orbinanz über Eheſachen 
von 1582, die norwegifche Kirchenordinang von 1607 aud für Island mit Gefetesfraft 
bekleidet wurden, beftimmte eine Verorbnung vom 20. März 1563 geradezu, dab in allen 
Saden, melde das isländifche Necht nicht regle, nad dem Koldingichen Receſſe vom 
13. Dezember 1558 zu verfahren fei; feitvem vollends Dänemarf die abfolute Königsherr: 
fchaft proflamiert hatte und fofort deren Ausdehnung auch auf Island als ſelbſtverſtänd— 
lich betrachtet wurde, feitdem ferner die Befegung aller Ämter auf der Infel mit Juriſten 
auffam, welche in Kopenhagen gebildet worden waren, fannte man in diefer Richtung feine 
Schranken mehr. Doch fam e3 zu feiner umfafjenden Kodififation mehr für Ysland. Das 
Projeft, auf Grund des norwegiſchen Geſetzbuches Chrijtians V ein foldes für die Inſel 
auszuarbeiten, fam nicht zur Ausführung, obwohl ſchon am 14. April 1688, alſo gleich- 
zeitig mit deſſen Publifation für Norwegen, eine desfallfige Weifung an deren Lögmänner 
ergangen war; die Erneuerung des Auftrages im Jahre 1719, dann die Wiederaufnahme 
des Projektes in den Jahren 1760, 1793 und 1800 blieben gleichfalls ohne Erfolg, und 
aucd neuere Anläufe führten zu nichts. Dagegen wurde allerdings jchon durch zwei Re: 
ffripte vom 2. Mai 1732 und 19. Februar 1734 für den Prozeß, dann für einen großen 
Teil des Strafrechts das norwegiſche Recht für einjtweilen anwendbar erflärt und durd) 
eine lange Reihe von Gefegen und Verordnungen bis in die neuefte Zeit herab für einzelne 
Teile des Rechts die alte Grundlage desjelben aufgegeben, fo daß die Jönsbök und das 
Chriftenreht B. Arnis wenn zwar formell noch immer die geltenden Gefeßbücher, doch 
materiell ganz und gar nicht mehr für den größeren Teil des isländischen Rechts die maß- 
gebenden Quellen find. Man findet übrigens die einzelnen Geſetze, für die ältere Zeit aller- 
dings nicht vollitändia, in der von Jön Sigurdsson und Oddgeirr Stephensen 
herausgegebenen „Lovsamling for Island“, deren bisher erfchienene 20 Bände (Kopenhagen 
1853—87, in 8°) bis zum Ende des Jahres 1870 herabreichen: für die ältere Zeit ift 
daneben noch Magnus Ketilssons Sammlung „Forordninger og aabne Breve, som 
til Island ere udgivne af de höist-priselige Konger af den Oldenborgiske Stamme“ 
(Bd. I u. II, Hrappsey 1776 und 1778; Bd. III Kopenhagen 1787, in 4°), dann, was 
das Kirchenrecht betrifft, Finn Jönssons Historia ecelesiastiea Islandiae (Kopenhagen 
1772—78, 4 Bde in 4°) zu vergleichen. 

Litteratur. Über die Geſchichte der isländiihen Nechtöquellen hat bereits Detharding in 
einer „Abhandlung von den isländischen Geſetzen“ (Hamburg 1748), dann Jon Eirilsion bei Hol— 
berg ©. 508—517 und bei Kongslew I 192—240 gehandelt; Dreyer a. a. D. S. 4—106 
und vordem jchon in einer „Abhandlung von den in Deutichland wenig befannten isländiſchen Rechts— 
büchern“ (1790); dann J. Grimm a. a. D. und Wilda, fr. Brandt (1853 und 1880), P. U. 
Mund und R. Keyier haben derfelben ebenfalls ihre Aufmerkfamfeit gewidmet; Magnus Stephenien 
ſchrieb eine Commentatio de legibus, quae ius Islandieum hodiernum effieiant (Kopenhagen 1819), 
welche, wenn auch zunächſt praftiihen Zwecken gewidmet, doch nebenbei auch viel geichichtliched Ma- 
terial enthielt. Speciell über die fogenannte Grägäs bat fich gelegentlich der arnamagnäaniſchen 
Ausgabe derjelben eine Kontroverie entiponnen, an welder zumal ob. Ar. Schlegel, Baldvin 
Cinarsion, Homeyer, Wilda und Vardeſſus ſich beteiligten und auf welche ipäter noch 
Vilhjalmr Finfen und ich zurüdariffen; ich verweife auf meine ausführliche Abhandlung über die 
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Grägäs in Bd. 77 der allgemeinen Encyflopädie der Wiffenfchaften und Künfte, Sekt. I, mwofelbft 
man aud genaue Nachweiſe der einihlägigen Litteratur findet, und auf meinen Auffag: „Über 
das Alter einiger isländiſcher Rechtsbücher“ in ber Germania XV 1—17, dann auf Bilhjalmr 
Finfen, Om de idlandife Love i Friftatstiden. 1873 und meine Gegenbemerfungen in Bd. 25 der 
Sermania (1880) S. 232—240. gl. ferner Päll Briem im Timarit hins islenzka Bökmenntafje- 
lags VI 133—226; R. Dareste im Journal des Savants. 1881. S. 490 ff. Bezüglich der Järn- 
sida ift ferner auf die Einleitung zu verweilen, welche Thordr ELSE ERBEN einer Ausgabe 
derfelben vorangeichidt hat, welde aber durdh Jon Sigurdsjon im „Lögsögumannatal og Lög- 
manna ä Islandi* (Safn til sögu Islands og islenzkra bökmenta U) S. 37—39 und durd mid ın 
dem angeführten Auffage über die Grägäs mehrfach berichtigt wurde. Über die [egislativen Zu— 
jtände Sslands in der jpäteren Zeit habe ich mid) einläßlicher ausgeiproden in einer Anzeige des 
„Islenzkur Kirkjurjettur* von Jon Pjetursfon, welche in Bd. VII der Krit. Bierteljahrsihrift 
erſchien, S. 162—174; vgl. auch meine Udfigt. S. 72—112. 


11. Die Geſchichte der Schwedischen Redtsquellen. 
A. Die Zeit der Provinzialrechte. 


81. Gang der Nehtsbildung. Die Südſpitze des heutigen Schwedens, die 
Landſchaften Schonen, Halland und Blefingen umfafjend, war urjprünglich dänifches Gebiet 
und fam nad mehrfach wechjelnden Geſchicken erſt durch den Roeekilder Frieden von 1658 
in den bleibenden Beſitz Schwedens. Im Südweſten gehörte Ranrifi, das |pätere Bohus- 
Län, zu Norwegen, und im Norbmweiten war Jämptaland und Herjedalen ebenfalls die längjte 
Zeit in norwegischen Befite, bis die Friedensſchlüſſe von Brömjebro (1645) und Noesfild 
(1658) auch nad diefen Seiten hin das ſchwediſche Neich erweiterten. Alle diefe Land— 
jchaften gehören demnach zunächit der dänischen und norwegifchen, nicht aber der ſchwediſchen 
Nechtsgefchichte an. Das urjprüngliche Schwedenreich (Sviariki) war aber ſelbſt wieder von 
zwei verfchiedenen Stämmen bewohnt, von den Schweden (Sviar) im Norden und von den 
Göten (Gautar) im Süden; beide Stammgebiete teilten fi dabei in eine Anzahl von 
Zandfchaften, welche je ihr eigenes Recht und ihre eigene Verfafjung hatten. Zum Göten- 
lande gehörte Weitergötland und Dftergötland, Smaaland, Wärmland und land, dann 
weiterhin auch die Inſel Gotland, welche freilich längere Zeit hindurch eine ziemlich unab- 
bängige Stellung behauptete, wodurch auch deren Recht ein jehr eigentümliches Gepräge an— 
genommen hat; zum Schwedenlande aber rechnete man Upland, Wejtmannaland und Söder- 
mannaland, Närife und Helfingland, woran ſich dann noch Dfterland anfchloß, d. h. Finn- 
land, ſobald und jomweit ſolches unter ſchwediſche Herrichaft fam. Doc iſt die Einteilung 
feine völlig fonitante, und überdies find nicht von allen joeben aufgezählten Landſchaften 
eigene Provinzialrechte erhalten; von manden unter ihnen wiſſen wir freilih, daß ſolche 
früher vorhanden waren, wie zumal von Närife (1330) und Wärmland (1444). Nachdem 
längft die Reichdeinheit hergeitellt war, betrachtete doch noch jede Landſchaft den Angehörigen 
einer andern als Ausländer (utlänsker), wenn fie ihn auch immerhin noch befjer als den 
Reichsfremden (utrikisman) behandelte; jede hatte ihre eigene Yandsgemeinde und ihren 
eigenen Zagmann ; jede huldigte bei einem Thronwechſel befonders dem neuen Könige. Hin— 
fichtlich des Ganges der Rechtsbildung innerhalb jeder einzelnen Landſchaft müfjen aber zwei 
verschiedene Faktoren unterfchieden werden, nämlich die Gefeggebung und der Rechtsvortrag 
des Lagmannes. Die eritere ift in Schweden ganz wie in Norwegen in die Hand des 
Königs und der einzelnen Landgemeinden gelegt oder vielmehr ftreng genommen in die 
alleinige Hand der letzteren, denn es galt als ein alter Rechtsſatz, daß die Könige jih in 
allen Dingen der Entſcheidung der Bauern zu unterwerfen hätten, und nod zu Anfang des 
vierzehnten Fahrhunderts fonnte ein vom Könige vorgelegter Gefeßentwurf nur dann und 
nur inſoweit zu rechtlicher Geltung fommen, wenn und inſoweit er von der betreffenden 
Landsgemeinde angenommen wurde. Aber die Geſetzgebung jcheint zunächſt wenig wirkſam 
geweſen zu fein; es iſt etwas Ausnahmsmweifes, wenn dem Birgir Jarl, welcher in den 
Jahren 1250—66 die Neichöregierung führte, eingreifende Veränderungen im Erbredhte und 
Strafrechte, dann die Abſchaffung der Gottesurteile nachgerühmt werden (Gamla Krönikan 
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V. 456—73 und 525—29; ©. ©. 2. Edsſ. 17) oder wenn deflen Sohn König Magnus 
Ladulaas durch ein Geſetz über „des Königseides Bruch“ in leßterer Beziehung noch 
weiter ging (1285), und wenn in einzelnen Fällen auf legislativem Wege jcheinbar ungleich 
umfangreichere Produfte zu Tage gefördert werden, jo zeigt doch genauere Betrachtung, daß 
ſolche nur formell, nicht materiell auf jenen Faktor der Nechtserzeugung zurüdzuführen find. 
Um fo entfcheidender ift dagegen die Wirkfamfeit der Lagmänner für die Weiterbildung des 
Rechts. Der isländifhe Geſetzſprecher Snorri Sturlufon, welder im Jahre 1219 Schweden 
befuchte, jchildert dieje ſehr anfchaulich, indem er einerfeits den mächtigen politifhen Ein— 
fluß diefer Beamten ald der MWortführer des Bauernftandes betont und andererfeits geradezu 
ausfpricht, daß als Landrecht gegolten habe, was fie als folches vortrugen. Ein Schreiben 
ferner, welches Papſt Innocenz III unterm 10. März 1206 an die Biſchöfe Schwedens er: 
ließ, gedenft der Verpflichtung, alljährlich dem Volke „legem consuetudinis* vorzutragen, 
und ein uns erhaltenes Verzeichnis der Lagmänner Weftergötlands zeigt, daß dem Rechts— 
vortrage (lagsaga) des einzelnen Lagmannes ein fehr hoher Einfluß auf die Geftaltung des 
Rechts beigemefjen wurde, ja daß man die ältejten Yagmänner im grauen Heidentume ge- 
radezu als die Erfinder und Schöpfer des Yandredhtes betrachtete. Legislative Bedeutung 
fam natürlich ihren Vorträgen in Schweden jowenig zu als auf Island; aber als voll- 
gültige Zeugnifje über das geltende Recht wurden fie angefehen und zumal das in der 
älteren Zeit jo jehr überwiegende Gewohnheitsrecht gewann in ihnen und durd) fie erit be— 
ftimmte Geftalt. Da der Nechtsvortrag, ähnlich wie auf Island, über mehrere Jahre fich 
verteilte, ergab fi ganz von jelbit eine Gliederung desſelben in verſchiedene Abjchnitte, 
deren jeder ein Ganzes für fich bildete; als man anfıng, das geltende Recht aufzuzeichnen, 
waren es ſelbſtverſtändlich zunächſt dieje einzelnen Abjchnitte, welche als ſolche niedergeichrieben 
wurden, wie denn 3. B. für das upländifche Recht „Wigers Flokkar“, d. h. einzelne 
Stüde, welde des alten Yagmannes Wiger spa Namen trugen, als die älteften vorhandenen 
Aufzeihnungen genannt werden. Später freilich vereinigte man die verſchiedenen Abjchnitte 
zu einem Ganzen; aber aud dabei behielt man die Form des mündlichen Vortrages bei 
und gab jedem einzelnen Abjchnitte noch feine befondere Eingangs- und Schlußformel, melde 
an deſſen frühere Selbjtändigfeit erinnerten. Manches unferer Provinzialrechte bezeichnet ſich 
jelber als Lagsaga, ſei es nun daß dasjelbe wirflid ein von einem Yagmanne aufgezeichneter 
Rechtsvortrag oder daß es eine Privataufzeihnung ift, für melde nur die überlieferte 
Form eines jolden beibehalten wurde; hinterher kommt es aud wohl vor, daß durch ge- 
meinfames Zufammenmwirten der Yagmänner, der Yandsgemeinde und des Königs eine Ne- 
vifionsarbeit vorgenommen wird, Die dann formell den legislativen Charakter trägt, während 
materiell diejelbe nach wie vor die Natur einer Lagsaga behauptet. Wie auf Island und 
in Norwegen, jo erjcheint dabei auch in Schweden das Kirchenrecht als ein integrierender 
Beitandteil des Landrechts, nur daf freilich einjeitig ergangene päpftliche, erzbifchöfliche und 
biichöfliche Erlafje hier in derjelben Weife neben dem Landrechte hergehen und auf dasjelbe 
bejtimmend einwirken wie auf weltlihem Gebiete einzelne föniglihe Verordnungen. Übri- 
gens ijt die Einteilung der uns erhaltenen Provinzialrechte eine fehr verjchiedene. Mit ein- 
ziger Ausnahme des gotländifchen Nechts teilen ſich freilich alle anderen in Abfchnitte, für 
welche wie in Norwegen die Bezeichnung balker oder bolker üblich ift; aber nicht nur die 
Überfchriften, unter welchen die verschiedenen Abjchnitte auftreten, und die Neihenfolge, in 
welcher fie ſich aneinander anjchließen, find in den verjchiedenen Rechten vielfach verjchieden, 
fondern es machen ſich mehrfadhe Abweichungen aud in Bezug auf die Zahl und Be— 
ſchaffenheit der einzelnen Abſchnitte geltend. Alle Rechtsbücher haben zwar einen lirchen⸗ 
rechtlichen Abſchnitt (Kirkjubolker over Kristnubolker) und alle ſtellen ihn an die Spitze; 
aber es iſt dies auch der einzige Bunkt, in Bezug auf welchen foldhe Übereinftimmung berricht, 
und nicht immer find dabei die Abweichungen jo unverfänglicher Natur wie etwa beim 
Eherechte und Erbrechte, welche bald als getrennte Abjchnitte, bald zu einem Abjchnitte ver- 
einigt auftreten. Die Ungleichförmigfeit, welche von Anfang an zwiſchen den Vorträgen 
verjchiedener Yagmänner und in verfchiedenen Yandfchaften bezüglich der Gejtaltung der ein- 
zelnen Abschnitte und welche jpäter zwijchen den verjchiedenen Sammlungen folder Ab- 
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fchnitte bezüglich der gewählten Reihenfolge beitehen mußte, erflärt ſolche Abweichungen zur 
Genüge. 


8 2. Erhaltene Redtsdenfmäler. Unter ihnen fommen in erjter Linie bie- 
jenigen in Betracht, welche für diefe Periode charakteriftiih find, nämlich: 

I. Die Provinzialrechte. Es find acht Rechtsbücher diefes Schlages, welche ung, 
zum Teil in mehrfachen Recenfionen, erhalten find und zwar: 

1. Westgötalagen. Die ältere Necenfion diefes Rechtsbuches ift das ältejte Pro- 
vinzialreht Schwedens und am Anfange des dreizehnten Jahrhunderts abgefaßt, man möchte 
glauben von dem Lagmanne Esfill, dem das Sammeln und Verbeſſern des alten Rechts 
ausdrüclich nachgerühmt wird; die jüngere Necenfion ift erjt am Schluſſe desjelben Jahr— 
hunderts entitanden Der älteren Necenfion hat übrigens ein gemifjer Lydefin um das Jahr 
1300 Auszüge teild aus der jüngeren Necenfion, teils aus anderen, uns verlorenen Quellen 
beigefügt, und ein paar andere Schreiber haben nur wenig jpäter weitere Anmerkungen teils 
juriftifchen, teils hiftorifchen Inhaltes nachgetragen, unter welchen ein Verzeichnis der weit- 
götifchen Yagmänner, der Schwedenkönige und der Bifhöfe von Skara rechtsgeſchichtlich von 
befonderem Intereſſe tit. 

2. Östgötaläagen. Dasjelbe fann nicht vor dem Jahre 1285 entjtanden fein, da 
es das Geſetz über den Brud des Königseides berüdfichtigt, ſcheint aber auch nicht viel 
jpäter aufgezeichnet, da auf Geſetze König Erifs (dod wohl Läspe, T 1250) und Anuts 
(Zange? F 1234, oder Erifsfon, T 1195 oder 11967), Birger Jarls (F 1266) und König 
Magnus’ (Ladulaas, T 1290) als auf nicht allzuweit abliegende Bezug genommen wird. 
Es bezeichnet fich aber dieſes Nechtsbuch ſelbſt ald Lagsaga, und zwar in einer Schluß- 
formel, welche zugleich dasjelbe von feinem erften bis zu feinem legten Abſchnitt als ein 
Ganzes zufammenfaßt, wogegen die einzelnen Abjchnitte hier feine Cingangs- oder Schluß- 
formeln zeigen. 

3. Smaalandslagen. Während eine Urkunde aus dem jahre 1340 nod) ein 
„legisterium Smalenzt“, alſo ein volljtändiges Rechtsbuch für die Landſchaft aufweiſt, ift 
ung nur deren Chriftenrecht erhalten, und zwar in einer Bearbeitung, welche Oftgötalagen 
ſowohl als Uplandslagen benußt zeigt, alſo nicht älter fein fann als der Anfang des vier- 
zehnten Jahrhunderts. Auch diefe Aufzeichnung bezeichnet fih in ihren Eingangsmworten 
ausdrüdlid als einen Teil des am Ding gehaltenen Nechtsvortrages, womit auch deren 
durhaus perſönliche Ausdrucksweiſe recht wohl übereinftimmt; am Ende des Abjchnittes 
folgt aber eine Schlußformel, welche die urfprüngliche Selbftändigfeit der einzelnen Teile 
noch klar erkennen läßt. 

4. Uplandslagen. Das Rechtsbuch liegt uns in einer Bearbeitung vor, welche 
im Auftrage des Königs Birger Magnusjon verfaßt wurde, und iſt deſſen Konfirmations- 
defret vom 2. Januar 1296 datiert. Dennoch aber will auch diefe Aufzeihnung nad ihren 
Schlußworten als eine Lagsaga gelten und bringt aud am Schluß jedes einzelnen Ab- 
ſchnittes dementſprechende Formeln; ihre Ausdrudsweife ift aber vielfach eine ſolche, wie fie 
ebenfalld nur dem vortragenden Lagmanne zuftand. In der That war die Revijionsarbeit 
auf Grund eines Antrages, welchen der Lagmann von Tiundaland geitellt hatte, von dem 
Könige angeordnet und eben diefem Lagmanne mit der Weifung übertragen worden, eine 
Anzahl Fundiger Männer zu derfelben herbeizuziehen, und war fodann der von ber be- 
treffenden Kommiſſion verfaßte Entwurf am Yandsdinge vorgelegt, angenommen und vom 
Könige beftätigt worden, jo daß es fi im Grunde, ähnlich wie bei der Entjtehung der 
Haflidaskrä auf Jsland, nur um eine unter offizieller Sanktion erfolgte Aufzeichnung eines 
alle Teile des Nechts umfafjenden Rechtsvortrages handelte. 

5. Södermannalagen. Die uns vorliegende Recenfion diejes Rechtsbuches wurde 
nad) dem ihr vorgeſetzten Konfirmationsdefrete im Auftrage des Königs Magnus Eriksson 
verfaßt und von diefem am 10. Auguſt 1327 bejtätigt; der Lagmann der Landſchaft ſoll 
auch hier die neue Überarbeitung angeregt und ſodann in Gemeinfchaft mit einer Anzahl 
von Notabeln beforgt haben. Doc ei bei der Vorlage an das Yandsding über zwei 
firchenrechtlihe Punkte feine Einigung unter Klerus und Laien zu erzielen gewejen, welche 
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eben darum auch von der Beltätigung ausgefchloffen worden zu fein fcheinen. Aber der 
Grundftod des Rechtsbuches war älter, da von Zufäten die Rede ift, welche dasſelbe be- 
reits im Jahre 1325 erfuhr; mag fein, daß dasſelbe bereit von König Birgir herrührte, 
der im Jahre 1318 fein Reich verlor, und daß hinterher nur König Magnus deſſen Kon- 
firmationsurfunde auf feinen Namen änderte. Jedenfalls iſt der von Rudolf Tengberg aus- 
gefprochenen Meinung nicht beizupflichten, daß in der von Schlyter als Cod. A. bezeichneten 
Handſchrift no ein vor 1325 entjtandener Tert erhalten fei; eine ausführliche Er- 
örterung, mit welcher mich Schlyter beehrte, hat mich hiervon vollftändig überzeugt, 
während ich vor wenigen Jahren (Udfigt ©. 166) Tengbergs Vermutung noch für wahr: 
fcheinlih gehalten hatte (vgl. nunmehr: C. J. Schlyter, On en föregifven ännu i 
behäll varande äldre redaktion of Södermannalagen, in Lunds Univ. Ärsskr., Tom. 
XVII ©. 1—5). Aud in diefem Rechtsbuche hat übrigens jeder Abjchnitt feine bejondere 
Schlußformel, und bezeichnet die des letten Abfchnittes das Ganze als einen zufammen- 
hängenden Rechtsvortrag, ganz wie diefes bei Uplandslagen der Fall ift. 

6. Westmannalagen. In zwei Recenfionen erhalten, welche doch beide ber 
eriten Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts angehören, ‚zeigt diefes Rechtsbuch in feinem 
älteren Terte, welder unter dem Namen „Dalelagen* umlief, bis Sundſtröm deſſen 
Unridtigfeit (1827) und Schlyter (1841) den wahren Sachverhalt nachwies (vol. übrigens 
neuerdings wieder K. H. Karlsſon in der Hiftoriff Tidſtrift IX 45—148 f. 1889), große 
Selbftändigfeit, obwohl mehrfahe Benutung von ULL. und teilweife auh von SML. zu 
Tage tritt; der jüngere Tert dagegen hat ULL. geradezu ald Hauptgrundlage gewählt, und 
er hat insbefondere auch defjen Schlußformel aufgenommen, während dem älteren Terte 
eine foldhe fehlt. 

7. Helsingelagen. Dasfelbe fcheint in den Jahren 1320—47 entitanden ; jeder 
Abſchnitt desjelben hat feine Schlußformel, jedod mit Ausnahme des legten, dem fie fehlt, 
indefjen doch wohl nur aus zufälligen Gründen. 

8. Gotlandslagen. Aud unter dem Namen Gutalagh befannt, trägt dieſes 
Rechtsbuch einen durchaus eigentümlichen Charakter. Eigentümlich ift ſchon die Sprache, 
in welcher basjelbe redet; eigentümlid die Einteilung in fortlaufende Kapitel ftatt der ſonſt 
üblihen Bolter; höchſt eigentümlich auch das Recht felbjt, welches in der Quelle nieder: 
gelegt iſt. Aber aus allen diefen Eigentümlichkeiten darf man nicht auf ein übermäßig hohes 
Alter der Quelle ſchließen, da fie fich einfach aus der Abgelegenheit der Inſel und aus der 
Selbftändigfeit erklären, deren diefelbe fich bi8 gegen das Ende des dreizehnten Jahrhunderts 
hinein erfreute. Während Hadorph fie bereits im Heidentum abgefaßt und im Chriftentum 
nur überarbeitet fein läßt (1687), Calonius diefelbe dem elften oder höchſtens noch dem 
Anfange des zwölften Jahrhunderts zumeiit (1780), Scilvener (1818) und Norditröm 
(1839) aber in weſentlich ähnlicher Weife ſich äußern und felbjt Wilda noch geneigt ift, das 
Rechtsbuch noch vor die ältere Necenfion von Westgötalagen zu fegen (1842), hat Schlyter 
dargethan, daß dasjelbe erſt dem Schluſſe des dreizehnten Jahrhunderts angehören fönne 
(1852), der Zeit alfo, in welcher König Magnus Ladulaas Gotland wieder feiter an 
Schweden fnüpfte; Saeves Gegenbemerfungen (1859), welder das Alter des Rechtsbuches 
wieder um etwa ein Jahrhundert weiter hinauf bringen möchte, dürften feine Beweisführung 
nicht widerlegt haben. Neben dem Driginale ift übrigens noch eine deutjche und eine 
dänifche Überfegung desſelben erhalten. 

I. Die Stadtredte. Auh in Schmweben galt für das Stadtrecht derfelbe Name 
wie in Norwegen, Bjärköarätten, über deſſen Bedeutung ſchon oben geſprochen wurde; 
wir haben aber: 

1. unter dem Titel Bjärköarätten eine Aufzeihnung, welche in einer Handſchrift 
für die Stadt Lödöſe in Weftergötland, in einer anderen für irgend eine Stadt Söder— 
mannlands bejtimmt ift, deren Wortlaut aber nod Spuren ihrer urfprünglichen Beitimmung 
für Stodholm verrät; wie es fcheint, iſt dieſelbe hiernach zu der Bedeutung eines allge- 
meinen Stadtrechts für das ſchwediſche Feſtland gelangt. Aller Wahricheinlichkeit nad it 
das Nedtsbuh am Schluffe des dreizehnten oder Anfange des vierzehnten Jahrhunderts 
niedergejchrieben ; in 41 fortlaufenden Nummern behandelt dasfelbe eine Reihe fragmentari= 


5. Überblid über die Geſchichte der Nordgermaniichen Rechtsquellen, 369 


ſcher Rechtsſätze, die teild dem Privatrechte, teil3 dem Strafrechte, Prozeßrechte oder dem 
jtädtifchen Verfaſſungsrechte angehören. 

2. Wisby Stadslag. Die Stabt Wisby auf Gotland war frühzeitig ein Sammel- 
plat fremder, zumal deuticher Seefahrer geworden, und ſchon Kaifer Lothar (1125-—37), 
dann Herzog Heinrich der Löwe (1163) hatten demzufolge Gelegenheit mit den Rechten und 
Privilegien der Inſel ſich zu befaffen; eine deutſche Gemeinde jtand anfänglich) neben ver 
gotländifchen, bis ſich beide vereinigten, und zwar jo, daß ein gemeinfamer Stadtrat von 
beiden Nationen zu gleichen Hälften ernannt wurde. So erklärt fih, daß unſer Stadtrecht 
in plattdeutſcher ſowohl als gotländifcher Sprache ausgefertigt werben follte, ald König 
Magnus Eriksson dasjelbe der Stadt verwilligte, wahrjcheinlih nah 1332, da er in 
unjerer Handfchrift als König von Schonen bezeichnet wird. Erhalten ijt übrigens nur die 
deutſche Ausfertigung. Das Nechtsbuc zerfällt in 4 Bücher, ohne daß doc das Prinzip 
diefer Einteilung recht erfennbar wäre; eine Unterfuchung der gutenteils deutfchen Quellen, 
aus denen es geſchöpft ijt, Fehlt noch. ch bemerfe übrigens, daß das Seerecht, welches in 
diefem Stadtrechte enthalten ift, in feiner Weife mit jenem anderen zufammenhängt, welches 
unter dem Namen des Wisbyſchen Seerechts befannt it; das leßtere ijt lediglich aus 
lübſchem, flandrifhem und Amſterdamer Seerecht gefhöpft und hat jomit feinen Ausgangs- 
punften nach mit dem ſchwediſchen Rechte feine Beziehungen. 

3. Söderköpings-rätten. Von einem Rechtsbuche der öftgötifhen Stadt Söder— 
föping, welches bereits Oftgötalagen benußt zeigt, hat Joh. Bure (f 1652) in einer hand- 
Schriftlich hinterlafjenen Arbeit einzelne Bruchitüde gerettet; fie genügen indeſſen nicht, um 
über das Verhältnis diefes Stadtrehts zu dem unter 1 genannten Auffchluß zu geben. 

IH. Einzelne Verordnungen. Kirchliche Erlaffe zumal, mögen fie nun von 
Päpiten, Erzbifchöfen oder Bifchöfen ausgehen, finden ſich in ziemlicher Zahl einzeln er- 
halten, und auch fönigliche Verordnungen fommen bereits feit dem Schluſſe des dreizehnten 
Jahrhunderts in diefer Weife vereinzelt vor; Schwierigkeiten bietet aber hier wie anderwärts 
deren Abſcheidung von den im engeren Sinne fogenannten Urkunden. 


B. Die Zeit der gemeinen Rechte. 


$ 3. Die Gefegbücder des Königs Magnus Eriksson. Unmittelbar nad)- 
dem die legten der Provinzialrechte aufgezeichnet worden waren, wurde in Schweden aud) 
bereits zu einer für das ganze Reich beftimmten Geſetzgebung geichritten, fo daß infomweit 
der Gang der Dinge völlig derfelbe ift wie in Norwegen. Eine vom 8. März 1347 datierte 
Urkunde zeigt, dak König Magnus die Lagmänner mehrerer Landſchaften nad Orebro zu- 
jammenberufen hatte, um die fümtlichen Provinzialrechte des Landes zu einem gemein- 
famen Zandrechte zu verarbeiten, und daß vor diefen Lagmännern die Vertreter von 5 
unter den 6 jchwedifchen Bistümern gegen jede Benachteiligung der Kirche durch die von 
ihnen entworfene Geſetzeskonkordanz feierliche Verwahrung einlegten, indem fie zugleich die 
fraglichen Punkte der Prüfung und Entſcheidung ihrer Bischöfe vorbehielten. Wie in Nor- 
wegen, jo tritt demnah aud in Schweden der Konflift mit der Kirche der gemeinfamen 
Legislation hindernd in den Weg; aber der Ausgang diefes Konflittes war hier und dort 
ein etwas verjchiedener. Ob das neue gemeine Landrecht überhaupt jemals eine formelle Be- 
ftätigung durch den König erhielt, läßt fich nicht mit Sicherheit beſtimmen; zwar wird das- 
jelbe bereit3 in Urfunden aus den Nahren 1352—58 als von demfelben herausgegeben 
und befannt gemacht bezeichnet, aber diefe Urkunden beziehen fi nur auf Upland, Söder- 
mannland und Dftergötland, während andererfeits für Weftergötland bezeugt ift, daf dort 
die Annahme des Gefegbuches erft zu der Zeit erfolgte, da Königin Margarete die Herr- 
Ihaft in Schweden erlangte, alfo um 1388. Keine der zahlreichen Handichriften des Geſetz— 
buches enthält ferner einen eigenen Kirkjubalk, vielmehr fügte man demfelben das eine 
oder andere der älteren Kirchenrechte bei, bis man ſich endlich daran gewöhnte, das upländifche 
als das allgemein gültige zu betrachten; ja ein paar Handjchriften lafjen demſelben neben 
dem Kirchenrechte auch noch ein paar weitere Abjchnitte von Westgötalagen folgen. Man 
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wird hiernadh annehmen dürfen, daß die wirkliche Reception des neuen Landrechts völlig 
fcheiterte, ſoweit deffen firchenrechtlicher Abjchnitt in Frage war, und daß fie auch bezüglich 
feiner weltlichen Bejtandteile in einzelnen Landfchaften nur langſam und ftüdmweife vor fi 
ging; auffällig ift dabei, daß die fchmedifche Kirche, anders als die normegifche und islän- 
difche, auch ihrerfeitS fein neues Kirchenrecht zu ftande brachte, vielmehr das alte in Geltung 
lafjien mußte, ſoweit demfelben nicht in einzelnen Punkten neuere Geſetzesvorſchriften oder 
die neuere Praris derdgierten. Kurz nah dem gemeinen Landrechte fam ſodann auch noch 
ein gemeines Stadtrecht zu jtande, in den Jahren 1350/57, wie es fheint. Da 
dasjelbe bereits im Jahre 1365 als ein von König Magnus für die Schwedischen Städte 
erlafjenes bezeichnet wird, kann deſſen offizielle Entjtehung nicht bezweifelt werden ; vielfach 
wörtlih aus dem gemeinen Zandrechte gejchöpft, entbehrt dasjelbe gleichfalls eines Firchen- 
rechtlihen Abjchnittes, ſoweit nicht etwa eines der älteren Kirchenrechte, zumeift das upländifche, 
ihm beigegeben war. Übrigens zerfällt das Landrecht in 14 Abfchnitte, nämlich Kununx- 
balker, d. h. Königsrecht, Giftobalker, d. h. Ehereht, Ærfthabalker, d. h. Erbredt, 
Eghnobalker, d. h. Recht des Grundeigentums, Bygningabalker, d. h. Landwirtſchaftsrecht, 
Köpmaläbalker, d. 5. Kaufredht, Thingmaläbalker, d. 5. Dingordnung, Ethzörisbalker, 
d. h. Necht der Königsfrievensbrühe, Höghmalabalker, d. 5. Recht der ſchwerſten Verbrechen, 
Drapabalker meth vilia und Drapabalker meth vatha, d. h. Recht des abfichtlichen 
und des unabfichtlihen Totſchlags, Saramalabalker meth vilia und meth vatha, d. h. Recht 
der abfichtlichen und unabfichtlihen Verwundungen, endlid "T’hiuuabalker, d. h. Diebsrecht. 
Das Stadtrecht zeigt diefelbe Einteilung, nur daß ftatt des Tihingmaläbalker ein Skip- 
mala balker und ein Radzstuffw balker eintritt, d. h. ein Seerecht und ein Rathausrecht, 
und außerdem ein paar Überfchriften unbedeutend abweichen. 


84. Das Landredt König Chriftophs von Bayern. Wie das Landrecht 
des Königs Magnus im wejentlihen auf die älteren Provinzialrehte, zumal Uplandslagen 
und Östgötalagen, gebaut ift, wenn auch nicht ohne gelegentliche Benutzung einzelner jpäterer 
Statuten, jo folgt hinwiederum das neuere Landrecht König Chriftophs jehr vorwiegend 
jenem älteren Landrechte. Nach feiner vom 2. Mai 1442 datierten Beltätigungsurfunde 
wurde dasjelbe auf Anjuchen des Epiffopates, des Reichsrates und des gefamten ſchwediſchen 
Adels erlafien, um der Nechtsunficherheit ein Ende zu machen, welche durch den Konflikt 
mehrfacher einzelner Gefege und Gewohnheiten unter ſich und mit dem älteren Yandrechte 
bedingt war; doch wurde bei der Revifion des älteren Landrechts fo nadläffig verfahren, 
daß jelbit bloße Redaktions- oder Schreibfehler desselben ohne weiteres herübergenommen 
wurden. Bei der Promulgation des neuen Geſetzbuchs wurden die Nechte der Kirche ſowohl 
als die Privilegien des Adels ausprüdlich vorbehalten, und jo fehlte vemfelben denn auch 
von Anfang an ein kirchenrechtlicher Abjchnitt; obwohl die Provinzialiynode von Arboga im 
Jahre 1423 ſelbſt um eine Revifion des Chriftenrechts gebeten hatte und die zu Söder— 
föping im Jahre 1441 menigitens eine offizielle Zufammenftellung aller Synodalftatuten 
verordnete, ja ſelbſt noch Erzbifchof Nils Ragwaldsſon (1438/48) in einem wohl aus diefer 
Veranlaffung von ihm verfaßten „Compendium statutorum provineialium Upsaliensis 
Provineiae* auf jenen Wunſch zurüdfam, ſcheint man ſich über eine gemeinfame Bearbeitung 
eines Kirchenrechts nicht geeinigt zu haben, weshalb denn aud die Handſchriften dieſes 
neueren Landrechts fich zumeift zur Aufnahme des älteren upländifchen Kirchenrechts oder 
irgend eines anderen entichließen mußten. Seine Einteilung ift die des älteren Landrechts. 
Ein mwunderliches Gefchid betraf übrigens König Chriftophs Landrecht. Ausdrücklich erflärt 
das ſoeben angeführte Konfirmationsdefret, dab dasfelbe fortan allein gelten und daß der 
Gebrauch des älteren Landrechts fortan verboten fein ſolle; aber unter den jehr zahlreichen 
Handſchriften des Gefegbuches enthält nur eine einzige dieſes Konfirmationsdefret, und teils 
diefer Umſtand, teils auch die große Ahnlichkeit, welche zwifchen dem Inhalte beider Yand- 
rechte beſtand, hatte zur Kolge, daß man nad) wie vor das ältere neben dem neueren ab— 
ſchrieb und über den zwiſchen beiden bejtehenden Unterfchied bald völlig unklar wurde. 
Schon der gelehrte Archidviafon Nagvald Ingemundsſon, welcher am Schluffe des fünfzchnten 
Jahrhunderts König Chriftophs Landrecht ins Lateiniſche überfegen wollte, überjegte ſtatt 
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defien das des Königs Magnus; fpäter gab die Einfchaltung mehrerer au Uplandslagen 
entlehnter Bejtimmungen über das Repräfentationsredht in einigen Handfchriften des älteren 
Zandrechts zu der Meinung Veranlafjung, daß es diefer Landrechte drei gebe, nämlich ein 
älteres, ein mittleres und ein neuere, und ein paar Urteilsfprüche aus den Jahren 1507 
und 1587 laſſen erfennen, daß man darüber zweifelte, welches von ihnen das geltende 
und welches von ihnen das von König Chriftoph erlaffene fei. Durch einen neuen Irrtum 
hat Hadorph fpäter (1676) die Bezeichnung als mittleres Gefeßbud auf des Königs Magnus 
Landrecht als jolches bezogen und daraus abgeleitet, daß dasjelbe zwifchen den alten Pro— 
vinzialrechten und dem Landrechte König Chriftophs in der Mitte liege; lediglich hieraus ift 
es zu erflären, daß jenes Landredht des Könige Magnus bis auf die neuefte Zeit herab 
vielfach unter dem verkehrten Namen „Medallagen* angeführt wird. Ein neuerlicher Ver— 
ſuch, die geſetzgeberiſche Thätigfeit König Chriftophs ganz zu bejtreiten (Har. Hjärne, Om 
Förhällandet mellan Landslagens bida Redaktioner, in Upsala Universitets Ärsskrift 
1884) fcheint mißglüdt. — Mit einer Nevifion des gemeinen Stadtrehts befafte ſich 
übrigens König Chriftoph überhaupt nicht, und daraus erflärt fi, daß ſelbſt Verordnungen 
aus fpäterer Zeit, wie die Verordnung vom 14. Dftober 1471 über die Bejehung des 
— 5 noch in Handſchriften des von König Magnus erlaſſenen Stadtrechts eingeſchaltet 
ch finden. 


85. Einzelne Geſetze und Verordnungen aus der Zeit der Unions— 
fönige. Die jteigende Bedeutung des Neichsverbandes hatte die Entwidlung einer ge- 
meinfamen Zegislation für denfelben zur notwendigen folge; die Förderung der Königs- 
macht, welche von diefer zu erwarten gewejen wäre, wurde indeſſen bald durch die hervor- 
ragende Bedeutung befeitigt, welche die Ariftofratie fich zu erwerben wußte. Schon in ber 
Steninger Verordnung von 1285 behielt fih König Magnus das Recht vor, in Fällen, die 
weder durch Geſetz noch Gewohnheiten geordnet feien, mit feinem Rate und feinen „guten 
Männern“ Beftimmungen zu treffen und dem Volke befannt geben zu laffen, welche dann 
von diefem beobachtet werden follten, und die fpätere Zeit ließ die „Herrentage” und „Des 
Neiches Nat”, in welchem allerdings nunmehr auch die Lagmänner faßen, ‚die Gefeßgebung 
nahezu ganz in ihre Hand befommen; die Zuftimmung des Volkes zu tiefer einfchneidenden 
Gefegen galt zwar theoretifh noch als erforderlich, blieb aber praktisch ohne Bedeutung, 
da jedes gemeinfame Organ für defjen Vertretung fehlte. Eine Neihe einzelner Verord- 
nungen wurde bereit3 unter König Magnus Erifsfon erlaffen, wie etwa die von Telge 
(1330), Sfara (1335), Steninge (1335), Walby (1340), Telge (1344), Upfala (1344), 
Telge (1345) u. dgl. m.; diejelben betreffen indefjen immer nur einzelne Rechtsfragen, 
und zwar zumeilt aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts, Privilegien des Adels oder 
umgekehrt Mafregeln zum Schub gegen deſſen Übergriffe u. dgl., ohne in weiterem 
Umfange in das Gefüge des Rechts einzugreifen, und dabei hatte es auch jpäter fein 
Bewenden, nahdem Schweden, wie früher jhon mit Norwegen, am Schluffe des vier- 
zehnten Jahrhunderts auch mit Dänemarf in Union trat. Unionsdofumente oder doch 
Unionsprojefte, föniglihe „Werfiherungen“, dann auch Bündnisbriefe der geiftlichen und 
weltlichen Ariftofratie bilden jet eine Hauptquelle des öffentlichen Rechts, welches indejjen 
vermöge der fortwährenden Kämpfe um den Beftand oder die Auflöfung der Union zu feiner 
feften Geftaltung fommen konnte. Daneben fommen einzelne Verordnungen in früherer 
Meife vor, aber immer nur auf bejtimmte einzelne Punkte bezüglid. in wenig umfaljendes 
Dienftmannenredht, weldes in wenig abweichender Form bald als von König Magnus 
Erifsfon im Jahre 1319 oder 1335, bald als von Königin Margarete oder König Erik 
von Pommern (1403), ja ſelbſt ald von König Karl Knutſon erlaſſen bezeichnet wird, 
Scheint mit einem Burgmannenrechte zufammenzuhängen, welches König Häkon Magnüsson 
(1299 — 1319) für Norwegen erlafjen haben foll; urfprünglih wohl nur von einem 
Privaten für den Gebrauh in Schweden bearbeitet, mag dasjelbe allenfalls hinterher 
König Eriks Bejtätigung erlangt haben, da es jhon um das Jahr 1428 in einem öffent- 
lichen Dokumente auf defjen Namen aufgeführt wird (Reuterdahl IIT ı 441). An einzelne 
Städte verliehene Privilegien zeigen ferner, daß troß des gemeinen Stadtrechts auch in 
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diefer Beziehung noch befondere Lokalrechte galten; einzelne Zunftftatuten reichen bereits 
in die Unionszeit hinauf, u. dgl. mehr. Bedeutfamer find dagegen auch für diefe Zeit die 
Beichlüffe der Provinzial: und Diöcefanfynoden, ſowie manderlei Erlafje der 
Päpſte, Erzbifhöfe und Bifhöfe, fofern die Kirche im fpäteren Mittelalter aud in 
Schweden einer fehr beträchtlichen Autonomie ſich erfreute. Doc ift alles in allem genommen 
die Uniongzeit auch für Schweden in legislativer Beziehung eine wejentlih unfruchtbare, 
und nur etwa die allmählich ſich einftellende Belanntihaft mit dem fanonifchen nicht nur, 
fondern aud; mit dem römifchen, deutichen und insbefondere aud dem Lehn-Rechte verdient 
allenfalls noch, weil die folgenden Entwidlungen vorbereitend,, befonders hervorgehoben zu 
werben. 


QDuellenausgaben. Die erften Ausgaben jchwebiicher Gejete find auf König Karls IX 
Befehl erichienen, nämlich die von Östgötalagen, dann Uplandslagen (1607), Helsingelagen (1609) 
und 8. Chriſtophs Landrecht (1608), fämtlih zu Stodholm; ein Konfirmationsdefret vom 20. De— 
zember 1608 begleitete dabei das leftere, welches indefien den beigegebenen kirchenrechtlichen Abſchnitt 
von Uplandslagen von der ——— ausſchließt und zugleich eine Beſtimmung des Konungsbalks, 
welche Schweden für ein Wahlreich erklärt, in entſprechender Art verändert. Wiederholt wurde ſpäter 
dieſe Ausgabe des Landrechts reproduziert (1621. 1635. 1638. 1702. 1726), während dasſelbe über— 
dies noch) in ein paar Ältere Sammlungen ſchwediſcher Rechtöquellen aufgenommen wurde (1643. 1666), 
und außerdem erfchien von bemfelben eine lateinifche Überfezung durch Yoccenius (1672. 1675), eine 
deutſche und eine finniſche (verfaßt 1602; herausgeg. 1852). Wenig ſpäter edierte Meſſe— 
nius die lateiniſche Überſetzung des älteren Landrechts von Nagwald Ingemundsſon (1614), und 
ließ König Guſtav Adolf das gemeine Stadtrecht durch oh. Bure herausgeben (1617), gleich— 
fall8 wieder mit dem upländifchen Chriftenrehhte und mit einem vom 7. Januar 1618 datierten Kon- 
firmationsdefrete: auch dieſes Rechtsbuch wurde jodann wiederholt aufgelegt (1635. 1638. 1702. 1730), 
dann in die erwähnten beiden Sammlungen aufgenommen, und auch von ihm find den obigen gleich 
artige lateiniſche, deutſche und finniſche Überjegungen — —— mit denen des Land— 
rechts. Der Buchdruder Henrich Kayſer publizierte fodann (1643) eine Sammlung in 4°, welche 
reg Im — und Helsingelagen, das Yandredt König Chriſtophs und das Stadt- 
recht des Könige Magnus enthielt, und eine zweite in 12° (1650), welche die drei genannten Provinzial: 
rechte nebit einem hierher nicht gehörigen Werfe enthielt. Cine weitere Sammlung y der Bud): 
bruder Ignaz Meurer heraus (1666), und umfaßt diejelbe neben dem genannten Yand- und Stadt: 
rechte noch Westgötalagen und Östgötalagen, Uplaudslagen, Södermannalagen, Westmannalagen 
und Helsingelagen; zum Teil fommen die einzelnen Stüde auch mit Specialtiteln und der Jahres: 
zahl 1665 vor. Wiederum gab oh. Hadorph die ältere Necenfion von Westmannalagen unter dem 
Titel Dalelagen (1676), Gotlandslagen, dann das ältere Stadtrecht (1687), endlich das Stadtrecht 
von Wisby heraus (sine anno, aber 1688). Cine lateinifche Überjegung von Westgötalagen durch 
Loccenius gaben Olof Rudbed und Lundius heraus (sine anno, aber nah 1698), ebenio den 
Tert von Uplandslagen mit einer lateiniihen Überfegung desielben Verfaſſers (1700). Die Überrefte 
von Smaalandslagen edierte Magnus Celfe in den Acta literaria_ et scientiarum Sveciae anni 
1732 S. 71-101; einen Tert von Westgötalagen mit lateinifher Überjegung gab Bring in 21 
geionderten Programmen (1812—1822), von denen die älteren aud unter einem Separattitel vereinigt 
erfchienen (1818); endlich Gotlandslagen gab Karl Schildener im gotländifchen und plattdeutichen 
Terte ſamt hochdeutſcher Überſetzung heraus (1818). Alle diefe Älteren Ausgaben find indeffen voll- 
ftändig antiquiert durch die vortrefflide Sammlung, welde 9. S. Collin und Y. C. SchIyter 
unter dem doppelten Titel: Corpus iuris Sueo-Gotorum antiqui und Samling af Sweriges Gamla 
Lagar auf fönigliden Befehl herauszugeben unternahmen und welche nah des erjteren frühem 
Tode (1833) der letztere glüdlih zum Abſchluß gebradt hat (1827—1869); diejelbe enthält in 12 
Quartanten die jämtlichen Vrovinzialrechte jamt dem älteren Stadtrechte und dem Stadtrechte von 
Wisby, das Seereht von Wisby und die auf Schonen bezüglihen Nechtöquellen, deren gelegentlich 
des dänischen Rechts noch zu gedenken fein wird; endlih das Landrecht und Stadtrecht des Hönigs 
Magnus und das Landrecht des Königs EChriftoph. Gin 13. Band (1877) enthält ein Gloffar zu den 
ſämtlichen ſchwediſchen Geiegen. Eine neuere Ausgabe von Gotkandslagen verdanft man Süve (1859), 
eine normalifierte Ausgabe des Älteren Westgötalagen A. Noreen und Eugene Shwark (1876); 
die dürftigen Überrefte endlich des Stadtrechts von Söderköping hat G. Klemming im 25. Bande 
der Kongl. Vitterhets Historie och Antiqvitets Akademiens Handlingar S. 273—86 herausgegeben 
(1867), weldyer aud) einige Brucdftüde von Or. und WOL. abdruden lich (Svenska Fornskrift 
Sällskapets allmänna aarsmöte. 1873 und 1874), deren leßtere teilweife auch Schon von P. A. Mund 
veröffentlicht worden waren. — Auf die Einzelgeiege bezieht ih nun allerdings SchIyters Samm- 
fung nicht; allein diefe follen dafür dem Diplomatarium Suecanum einverleibt werden, deflen Heraus 
gabe im jahre 1829 von Joh. Guft. Yiljegren begonnen und nad deflen Tode (1837) von Bror 
Emil Hildebrand fortgefegt wurde: mit feinem im Nahre 1878 vollendeten eriten Hefte des jechiten 
Duartbandes reicht dieſes zur Beit bis zum „Jahre 1350 herunter, und muß man fi) demnach die 
ipäteren Gelege vorläufig noch mühfam aus verichiedenen Werken zuſammenſuchen, ſoweit nicht das 
mit dem Jahre 1401 beginnende Diplomatar von Karl Silfverftolpe reiht, von welchem jeit 1875 
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bis 1888 zwei Bände und brei Hefte des dritten Bandes erjchienen find. Eine, freilich ſehr unkritifche, 
Zujammenftellung von Einzelgeiegen vom Jahre 1280 herab bis auf König Guſtavs I Zeit giebt Ha— 
dorph ald Anhang zu feiner bereits angeführten rs ni des Stadtredt3 und eine Sammlung von 
föniglichen Berfiherungen, Bundbriefen, VBergleihsinitrumenten u. dal. m. im zweiten Teile feiner 
Ausgabe der Reimchroniken (1676); eine Reihe kirchenrechtlicher Stüde hat Neuterdahl unter dem 
Titel: Statuta synodalia veteris ecclesiae sveo-gothicae herausgegeben (Upjala 1841); eine Samm» 
lung von Zunftjtatuten, die freilich mehrenteils über die Grenze dieſer Periode hinausfallen, teilt 
Klemming unter dem Titel Skraa-Ordningar in den Samlingar des Svenska Fornskrift Sällskapet 
mit (1856) und Gildeftatuten in den Jahreöberichten des Fornskrift Sällskapet für 1872. 74. 75. hi. 
77 und 1882; außerdem ebierte Y. 9. Schröder das „Reginae Margaretae ius aulicum“ in einer 
afadem. Abhandlung (Upfala 1842), und bie andern oben angeführten Terte des Dienitmannenrechts 
ab das Fornskrift Sällskapet heraus in feinem Jahresberichte für 1871 ©. 53-63, ſowie 
Rietz in einem Univerfitätsprogramm (Lund 1850) u. dal. m. 


56. Erjte Berfude einer Gejetgebungsrevifion. Mit Guſtav Waſas 
Regierung beginnt Schweden fozufagen aus jahrhundertelangem Schlafe zu erwachen. Die 
im Sommer 1523 zu Strengnäs erfolgte Königswahl befreite das Land von der verhaften 
Union, und die Erbeinigung von 1544 befeitigte deſſen Selbitändigfeit. Die im Sommer 
1527 zu Wefteraas gefaßten Beſchlüſſe begründeten des Neiches Übertritt zur Neformation, 
und damit defjen Befreiung von der römischen Hierarchie. Die niederen Stände, vorab die 
Bauern, fodann die Bürger und die zwifchen beiden in der Mitte ftehenden Bergleute, welche 
fchon in den Kämpfen der Uniongzeit mehrfach ſelbſtändig hervorgetreten waren und mit 
deren Hülfe König Guftav fih feinen Thron erfämpft hatte, gelangten wiederum zu höherer 
Geltung im Staate, und ein nationales Element fehrt eben damit gefräftigt in das Rechts: 
leben zurüd. Zunächſt freilih machen fih alle diefe Momente noch wenig geltend. Das 
Feudalweſen, dejjen erfte Spuren in Schweden auf die Zeit des Königs Magnus Ladulaas 
zurüdweifen, ſteht noch in voller Blüthe. Das Eigentum an allen Allmenden, das Ober: 
eigentum fogar an allem fteuerbaren Grundbefige wird von König Guſtav in Anfpruch ge: 
nommen (1542), und die Negalien fucht er im mweiteften Umfange fi) nußbar zu machen; 
fein unglüdliches Teftament führte fogar Fürftenlehen im Reiche ein (1560), an welche fich 
unter König Erif XIV (1561) Grafjchaften und Baronieen und fraft des Neichstags- 
befchluffes von Norrköping (1604) noch weitere erbliche Lehen anfchlofjen. Der Übergang 
der richterlichen Ämter in die Hand vom Könige ernannter vornehmer Herren, welche lediglich 
deren Einkünfte bezogen, den Dienft aber durch beliebig beitellte Verweſer verfehen ließen, 
wirkte zerjtörend auf die gefamte Nechtäpflege ein, und der Verſuch, das deutjche bureau- 
fratifch-tollegiale Regierungsiyftem in Schweden einzuführen, wie er ſich in der „Regiments- 
reform” für Wejtergötland vom 9. April 1540 ausſpricht, mißglüdte vollitändig. Calvi- 
niftifche Negungen unter König Erik XIV und fatholifhe unter König Johann III und 
Sigismund ließen die lutherifche Kirche nicht zur Ruhe kommen, und die Ariftofratie begann 
aufs neue ihr Haupt zu erheben, als die Zerwürfniffe im Haufe Guftav Wafas, die katho— 
liſche Richtung Johanns und Sigismunds, dann zumal des lehteren Beziehungen zu Polen 
hierzu Anhaltspunfte boten. Es begreift fih, daß unter foldhen Umftänden das Bedürfnis 
nad einer Revifion der bejtehenden Geſetzgebung fich frühzeitig geltend machte; es begreift 
fi aber auch, daß dasfelbe feine Befriedigung erft finden fonnte, nachdem die durch den 
Mivderftreit zwifchen alten Überlieferungen und neuen Bebürfniffen, einheimifchen Rechts— 
anfhauungen und aus der Fremde eingeführten Begriffen hervorgerufene Gährung ſich 
einigermaßen gefeßt und eine Reihe von Einzelverordnungen den Boden für eine neue Ord— 
nung der Dinge einigermaßen bereitet hatte. Schon die Wadjtena-Artifel vom Jahre 1524 
hatten eine Verbefjerung des Gejegbuches angeregt, und ein Neichstagsbeihluß von 1566 
wenigjtens deſſen Drud unter Befeitigung des Artifel3 angeordnet, welder Schweden für 
ein Wahlreich erklärte; aber weder der eine noch der andere Beihluß hatte Folgen gehabt. 
In den Jahren 1592 und 1593 tauchte der Vorſchlag auf, wenigſtens die Abjchriften der 
Gefegbücher unter öffentliche Kontrolle zu ftellen, um dadurd den evidentejten Mißbräuchen 
der Nechtöpflege vorzubeugen, und im Jahre 1595 wurde die Verbejjerung der Geſetzgebung 
nochmals angeregt: aber wiederum blieben beide Projekte unausgeführt. Im Jahre 1602 
wurde endlih in der That die Nevifion des Geſetzbuches durch einen Reichstagsbeſchluß 
einer eigenen Kommiffion übertragen, deren Arbeit ſodann ſamt den nod) geltenden Recefjen, 


374 1. Die geichichtlihen Grundlagen der Deutichen Rechtsentwiclung ıc. 


Mandaten und Verordnungen nad vorgängiger Vorlage an den Reichstag und allgemeiner 
Belanntmahung im Lande gedrudt werden follte. Im Jahre 1604 erging ein neuer Be— 
ſchluß in gleicher Richtung, und wiederum wurden Männer bejtellt, um die Revifion vorzu- 
nehmen. Es entjtanden nunmehr zwei Entwürfe, deren einer, von König Karl IX veran- 
laßt und darum der königliche genannt, unvollitändig blieb, während der andere, nad dem 
einflußreichften unter den ftändischen Mitgliedern ald der Roſengrenſche bezeichnet, vollitändig 
ift. Beide fchließen fich weſentlich an König Chriftophs Landrecht an, benüßen jedoch neben 
demjelben nicht nur jüngere Verordnungen und die fpätere Praris, fondern aud) das rö- 
mifche und mofaifche Recht ſowie manche eigene Ideen; beide unterjcheiden fich aber in 
ftaatsrechtlicher Beziehung ſehr ſcharf dadurch, daß der erjtere die alten Nechte des König- 
tums forgfältig wahrt, wogegen der zweite die Befugnifie des Reichsrates ſowohl als die 
Privilegien des niederen Adels möglichjt auszudehnen ſucht. Am Reichstage von 1609 
wurde indeffen der Roſengrenſche Entwurf gar nicht und vom föniglichen nur der Kirko- 
balk und Konungsbalk vorgelegt; als König Karl denfelben von den Ständen falt und 
höflich zurüdgemwiejen ſah, erflärte er, fih um die Gefeßgebung nicht weiter mehr befümmern 
zu wollen, und da auch ein Entwurf einer Hofgerichtsorbnung, melden er furz zuvor hatte 
ausarbeiten laſſen (1604), feine günftige Aufnahme gefunden hatte, verblieb es lediglich bei 
König Chriftophs Landrecht, welches der König, mit feiner Beitätigung verfehen, hatte druden 
lafien. Auf firhenrechtlihem Gebiete hatte man zwar im Jahre 1571 eine Kirchenordnung 
erlangt ; aber dieſelbe verriet in ihrer ganzen Haltung die Unſicherheit ihrer Entſtehungszeit, 
und wollte fomit auch ihrerfeits auf die Dauer nicht genügen. Über eine Verbefjerung der- 
felben wurde zwar, nachdem inzwifchen das evangelifche Bekenntnis nad der unveränderten 
Augsburger Konfeffion als Staatsreligion des Reiches erflärt worden war (1593), wieder: 
holt verhandelt (1600, 1602); aber die Verhandlungen blieben ohne Erfolg, wie es ſcheint 
darum, weil zwijchen des Königs zur reformierten Kirche hinneigenden Anfichten und denen 
der ftreng lutheriſchen Geiftlichfeit eine Übereinftimmung nicht zu erzielen war. 
Ernjthaftere Verſuche, zu einer Revifion fei e8 nun der weltlichen oder der geiftlichen 
Geſetzgebung zu gelangen, wurden nun auf lange Zeit nicht mehr gemacht, foviel man auch 
über folhe an den Neichstagen verhandelte. König Guftav Adolf verſprach zwar in feiner 
Handfeite (1611), die Kirhenordnung revidieren zu lafjen, und deutete in dem Konfirmations- 
defrete, welches feine Ausgabe des gemeinen Stadtrechtes begleitete, die Abſicht an, dieſes 
einer Nevifion zu unterziehen; aber in der leßteren Beziehung geſchah gar nichts, und in 
der erjteren hatte es bei einem mißglüdten Verfuche, ein Generalfonfiftorium einzuführen, fein 
Bewenden. Unter Königin Chriftine wurde wiederholt über eine Nevifion der Kirchen: 
ordnung verhandelt (1634, 1636), wiederum ein Vorfchlag zur Errichtung eines General- 
fonfiftoriums vorgelegt (1649) und nad deſſen Ablehnung wirklich eine Kommiſſion zu: 
fammengejegt (1650), um die Nevifionsarbeit vorzunehmen; aber diefelbe wurde wieder 
aufgelöft, als fie eben erjt ein einziges Kapitel ihres Entwurfs fertig gebracht hatte. Nicht 
minder wurden mwieberholt (1640, 1642) Kommiffionen berufen, um über eine Neihe von 
Fragen des weltlichen Nechts fich zu äußern, und von einer ſolchen eine Reihe prozefjualifcher 
und jtrafrechtlicher Gefegentwürfe vorgelegt (1643); aber zur Geltung gelangten diefelben 
nit, und wiederholte Anregungen einer Gejeßgebungsrevifion (1649, 1652) blieben ohne 
allen Erfolg. Bon König Karl X wurden zwar verſchiedene Männer mit Nevifionsarbeiten 
betraut oder um Gutachten bezüglich folder befragt (1655), und wurde insbefondere nad 
mehrfahen Verhandlungen an Reichstagen (1654, 1655) eine Kommiffion zur Nevifion der 
Kirhenordnung zufammengefegt; zwei Mitglieder diefer letzteren, nämlich Bifhof Olaus 
Laurelius und Paſtor Erif Gabriel Emporagrius, überreichten wirklich ausgearbeitete Ent- 
würfe (1659), aber zu einem gemeinfamen Beichluffe gelangte man nicht, und ſcheint es 
zumal das Patronatsreht des Adels und die Schwierigkeit, über die Errichtung eines 
Generaltonfiftoriums fi zu einigen, geweſen zu fein, woran die Verhandlungen jcheiterten. 
Auf firhlihem Gebiete gingen demnach die Biſchöfe je für ſich mit ihren Konfiftorien und 
Diöcefanfynoden vor, und erließen je für ihre Stifte befondere Ordnungen, während anderer: 
feits auch die Privilegien, welche der Priefterftand von Königin Chriftine fich zu erwerben 
wußte (1647, 1650), einzelne auf die Kirchenverfafjung bezüglihe Punkte enthielten; auf 
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mweltlihem Gebiete aber wurde teils durch Erlafjung einzelner Gefege und Verordnungen ge- 
wirft, unter denen Guftav Adolfs Nechtsgangs-Drdonnanz (1614) und Rechtsgangs-Prozeß 
(1615), ſowie eine Straforbnung ber Königin Chrijtine (1653) erwähnt werden mögen, 
teils aber auch die Entwidlung des Rechts der Praris der Gerichte überlaffen. In ver 
legteren Beziehung war von Erheblichfeit, daß Guſtav Adolf durd feine eben erwähnten 
Gejege die Ausübung der königlichen Gerichtsbarkeit regelte und zugleich durch die Errichtung 
zweier juriftifcher Profefjuren an der Univerfität Upfala (1621), wovon die eine fpeciell 
für das vaterländifhe Necht beftimmt war, für die Verbreitung einer gründlicheren rechts- 
wiſſenſchaftlichen Bildung forgte; die Zerfplitterung des Hofgerichtes, indem fi von dem 
zu Stodholm ein foldes zu Aabo (1623) und weiterhin noch ein foldes zu Jönköping 
(1634) und zu Dorpat abzweigte, hatte allerdings auch ein Auseinandergehen der fortan jo 
wichtigen Präjudifate zur Folge, indeffen war doch wenigſtens für eine gründlichere Hand- 
habung der Rechtspflege geforgt und zugleich für Männer, welche geſetzgeberiſche Arbeiten 
mit Erfolg in die Hand nehmen fonnten. 

Weſentlich ebenſo unfruchtbar wie die bisherigen waren auch die Bemühungen um bie 
Gejeggebungsrevifion unter der vormundfchaftlihen Regierung (1660— 72) und während der 
erften Jahre der Selbjtregierung König Karls XI. Wiederholt wurde die Nevifion des Ge- 
fegbuches und der Kirchenordnung angeregt (1660, 1664, 1666, 1668, 1672, 1675, 1678, 
1680), wiederholt wurden Kommiffionen zu folhem Behufe zufammengejegt (1665, 1675) 
oder einzelne Männer mit einjchlägigen Arbeiten beauftragt (Stjernhöök 1666; Stjemhööf 
und Berling 1669); aber die Unflarheit über den zu verfolgenden Plan ließ feinen diefer 
Anläufe zu einem gedeihlichen Ziele führen. Bald wollte man eine wirflide Umredaktion 
der älteren Gefetgebung in Angriff genommen wiſſen, bald follte diefe unverändert bleiben 
und nur anhangsweije eine Reihe von Verbefjerungen und Zufägen beigegeben werben oder 
auch dur eine bloße Überfegung und Erläuterung des Driginaltertes, allenfalls mit Weg- 
lafjung des Veralteten, für deſſen befjeres Verſtändnis geforgt werben; bald griff man das 
weltliche Geſetzbuch und die Kirchenordnung zugleich, bald nur das eine von beiden an, und 
felbft innerhalb des weltlichen Rechts glaubte man allenfalls das Staatsreht außer Betracht 
laffen zu müffen, weil man während der Minderjährigfeit des Königs eine allzuweite Aus- 
dehnung der adeligen Rechte zu fürchten fchien. So fehr demnad die Erwerbung Schonens, 
Hallands und Blefingens, dann Bohusläns das Streben nad einer neuen Geſetzgebung be- 
günftigte, mittelft welcher man hoffen fonnte, diefe neuerworbenen Provinzen mit den alten 
durch die Gemeinſamkeit des Rechts enger zu verbinden, fo fam doch lediglich nichts zu 
itande mit Ausnahme nur einer Anzahl einzelner Geſetze und Verordnungen, melde die 
Regierung teild mit ihren Reichstagen verabfchiedete, teild aber auch einfeitig erließ und 
diefen nur hinterher zur Annahme vorlegte. Als befonders beveutfam mögen unter diefen 
legteren genannt werden das Revijionsplafat (1662), welchem die erit proviforifche (1663), 
dann definitive (1669) Beſtellung einer bejonderen Deputation zur Behandlung der Ne- 
vifionsfahen folgte; ein Seereht (1667) und ein Wechſelrecht; eine Vormundſchaftsordnung 
(1669) und eine Erefutionsordnung (1669), ein Hofrecht (1671), welches freilich nur mehr- 
fachen älteren Hofrechten (1544, 1574, 1590) folgte und im Jahre 1675 bereitö wieder 
aufgehoben wurde, u. dgl. m. Erft nachdem das Königtum von den Schranken fich frei- 
gemacht hatte, welche eine übermächtige Ariftofratie ihm gezogen hatte, erlangte das Revi— 
ſionswerk felbjt Ausficht auf endliches Gelingen. 


87. Das Gefegbuh von 1734. Während der Minderjährigfeit der Königin 
Chriftine war eine „Regierungsform” beliebt (1634) und während der Minderjährigfeit 
Karl XI mit einem „Additament“ verfehen worden (1660), welche ein für allemal beftimmt 
war, eine Adelsherrfchaft an die Stelle der Königsmadht zu ſetzen. An einem Reichstage 
von 1680 mußte aber der König einen Beſchluß durchzuſetzen, welcher ihn der Beachtung 
diefer Vorfchriften entband und dem Reichsrate gegenüber feine volle Unabhängigfeit wieder- 
heritellte; an einem Reichstage von 1682 ferner ließ er ſich das Recht der abminiftrativen 
Geſetzgebung jchlehthin und das der allgemeinen Geſetzgebung wenigjtens inſoweit zuerfennen, 
als die Mitwirkung der Reichstage bei derſelben feinem eigenen Ermefjen anheimgegeben 


376 1. Die geſchichtlichen Grundlagen der Deutichen Rechtsentwicklung ıc. 


wurde. Damit war dem Könige nahezu abfolute Gewalt eingeräumt, wie dies aud die 
Stände ſelbſt im Jahre 1693 offen ausſprachen; jegt wurde aber aud von demfelben jofort 
energiich das NRevifionswerf angegriffen, und der im Jahre 1718 abgelegte Verzicht auf die 
Souveränität brachte demfelben feinen Schaden mehr. Schon im Jahre 1682 legte eine 
Kommiffion einen weſentlich auf die älteren Arbeiten von Laurelius und Emporagrius ge 
bauten Entwurf einer neuen Kirchenordnung vor; als diefer unbraudbar befunden wurde, 
verfaßte eine zweite Kommiffion einen neuen Entwurf (1685), welcher, erit von einer ver- 
ſtärkten Kommiffion und dann nochmals vom Nate revidiert, unterm 3. September 1686 
die föniglihe Beftätigung als „Kirchengeſetz“ erhielt und aud vom Reichstage ohne 
Anftand als folches angenommen wurde. m mefentlichen an die Kirchenordnung von 1571 
ſich anfchließend, findet dasjelbe, ſoweit die geiftliche Gerichtsbarkeit in Frage ift, in einer 
königlichen Entjchließung vom 5. Mai 1684 und in einer fönigliden Verordnung vom 
11. Februar 1687 feine Ergänzung; die im Jahre 1723 angeregte Nevifion des Kirchen— 
geſetzes aber fam nicht zu ftande, obwohl ein Entwurf einer ſolchen im jahre 1731 dem 
Neihstage vorgelegt wurde. Ungleih langfamer freilich rüdte die Nevifion der weltlichen 
Gejehgebung vor. Noch im Jahre 1686 wurde eine Geſetzkommiſſion beftellt, welche die- 
ſelbe vornehmen follte, und diefe ging auch wirflid fofort ans Werk; aber König Karl XI 
nicht nur (f 1697), fondern auch Karl XII ftarb (1718), ohne deren Vollendung zu er- 
leben. Erjt im Jahre 1723 beendigte die Kommiffion ihren Entwurf, welcher fofort einer 
neugebildeten Kommiffion zur Überarbeitung mitgeteilt (1724), dann den Gerichten und ver: 
Ichiedenen Behörden zur Durchſicht übermwiefen und weiterhin am Neichstage des Jahres 1731 
von den Ständen geprüft wurde; nad mehrfahen Weiterungen wurde endlich mitteljt Be- 
fchluffes vom 14. Dezember 1734 der fo vielfach revidierte Entwurf vom Reichstage als 
Gefeg angenommen und mit einer Vorrede, dann einer Beitätigung König Friedrichs vom 
23. Fe 1736 al$ Sweriges Rikes allmänna Lag publiziert. Zum Teil war 
die Langſamkeit des Vorfchreitens der Arbeit dur eine gewiſſe Unflarheit über den bei 
derfelben einzuhaltenden Plan bedingt, wie man denn insbejfondere lange darüber nicht 
Ihlüffig werden fonnte, ob diejelbe aud das Staatsrecht mit umfaſſen ſolle oder nicht; zum 
Teil auch dadurch, daß man eine Neihe einzelner Fragen, die einer gründlichen Entfcheidung 
oder auch einer neuen Regelung bebürftig fchienen, zuvor durch befondere Geſetze oder Ver: 
ordnungen erledigt willen wollte, deren in den betreffenden Jahren nicht wenige ergingen. 
Das neue Geſetzbuch fcheint aber durch diefe Verzögerung nur gewonnen zu haben. Das 
Staatsrecht und die befonderen Privilegien einzelner Stände völlig ausfchließend und darum 
auch feinen Konungsbalf enthaltend, außerdem auch alles beifeite lajjend, was polizeiliche, 
volfswirtfchaftliche und andere der rafcheren Veränderung unterliegende Einrichtungen betrifft, 
beanfprucht dasjelbe andererfeits für Stadt und Land ganz gleichmäßige Geltung und tritt 
fomit an die Stelle des älteren Stadtrehts ſowohl als Landredts. In 9 Abfchnitte ge- 
teilt, behandelt dasfelbe das Pripatredit (Giftermaals Balk, Aerfdabalk, Jordabalk, Byg- 
ningabalk und Handelsbalk), Strafrecht (Missgierningsbalk und Straffbalk) und den 
Prozeß (Utsökningsbalk und Rüttegaangsbalk), — alles in einer ebenfo jchlichten und 
verfländlichen als bejtimmt gefaßten und nachdrucksvollen Darftellungsweife — und verdient 
vollkommen den Ruhm, welchen ihm die ſchwediſche Jurisprudenz zu jpenden liebt. 


Duellen. Das Kirdhengejek von 1686 wurde bereits im folgenden Jahre im Drud ver- 
öffentlicht und ebenfo das Geſetzbuch von 1734 im Jahre 1736; beide wurden ſelbſtverſtändlich 
binterher noch oft genug aufgelegt. Im übrigen findet man die bier einschlägigen Quellen zumal bei 
Stjernmann, Riksdagars och mötens beslut. 1521—1531. 3 Teile mit einem Anhange (Stodholm 
1728—48);: Derfelbe, Samling af stadgar rörande Sveriges commerce, politi och ökonomi. 1523 bis 
1718. 4 Bde. (Stodholm 1747—1775); Schmedemann, Kongl. Stadgar, Förordningar, Bref och 
Resolutioner, ifraan aar 1528 intill 1701 angaaende Justitine- och Exeeutions-Aehrender (Stod: 
holm 1706), auf den Titel „Justitiae-Werket“ citiert, u. dal. m. Die Gejegentwürfe aus Karls IX 
Zeit find unter dem Titel: Lagförslag iCarl den Niondes Tid gedrudt, in den Handlingar 
rörande Sveriges Historia, Andra Serien I. Stodholm 1864. Dal. ferner „Atgärder för Lag- 
förbättring. 1633—65* (Upsala 1878, edd. C. J. Wahlberg) und „Lag-Kommissionens 
förslag till Sveriges Rikes Lag af är 1734* (Stodholm 1841). 


Zitteratur. Die älteren Werke über die Geſchichte der ſchwediſchen Rechtsquellen, wie etwa 
Wilde's Sveriges beskrifna Lagars Grund, Art och Uprinnelse (Stodholm 1736); Burmann, 
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Critisk Afhandling om Province-Lagarnes alder (1800) u. dal. m., dürfen jet bezüglich der älteren 
Zeit als antiquiert betrachtet werden gegenüber den erichöpfenden Unterfuhungen, welhe Schlyter 
den einzelnen Bänden feiner Geſetzſammlung beigegeben hat; eine Überficht über feine Ergebniffe 
bietet mein — über die altſchwediſchen Geſetze und deren Ausgaben in der Kritiſchen Viertel— 
jahrsichrift für efengebung und Redtswilfenihaft XIII 51—89; vgrt auch meine Udſigt S. 147 
bis 213, ſowie K. v. Amira, Nordgermaniſches Obligationenrecht I 1—9 (1882) und R. Dareste, 
M&moire sur les anciennes lois su@doises (1880) Bezüglich der fpäteren Zeit hat hauptſächlich in 
Betraht zu fommen: Hans Järta, Försök att framställa Svenska Lagfarenhetens utbildning 
ifraan Konung Gustaf I anträde till Regeringen intill slutet of sjuttonde aarhundradet, in den 
Kongl. Vitterhets Historie och Antigqvitets Akademiens Handlingar XIV 179—866 (1838); Der» 
felbe, Naagra underrättelser om de Anstalter till förbättring af Lagskipningen i Sverge, hvilka 
ag (Ta och beredde Stiftelsen af 1734 — aars Allmänna Lag, in ber Zeitfchrift Frey (1841) 
S. 113—130; J. A. Posse, Bidrag till Svenska Lagstiftninges Historia, fraan slutet af sextonde 
aarhundradet till stadfästelsen af 1734 — aars Lag (Stodholm 1850). Bon Arbeiten über die 
ſchwediſche Rechtögeihichte nenne ih nur: Ioh. O. Stjernhöök, De iure Sveonum et Gothorum 
vetusto libri duo (Holmiae 1672) al® ein Fundamentalwerf; dann J. J. Nordström, Bidrag till 
den Svenska Samhällsförfattninges Historia (Helsingfors 1839—40). 2 Bode. und Chr. Naumann, 
Svenska Statsrörfatningens historiska Utveckling (Stodholm 1814, neuefte Ausgabe 1879); endlich 
C. J. Schlyter, Juridiska Afhandlingar. 1836 und 1879. Außerdem bietet au Reuterdahl's 
Swenska Kyrkans historia. 4 Bde. (Yund 1833 —66) mandes hier Einjchlagende u. dgl. m. 


IV. Die Gefdichte der Dänifchen Rechtsquellen. 
A. Die Zeit der Provinzialrechte. 


S 1. Gang der Rechtsbildung. Auch Dänemark zerfiel bei feinem Eintritte in 
die Gejchichte in eine Reihe jelbftändiger Provinzen, die, wenn auch zu einem Staate ver- 
einigt, doch je ihr eigenes Recht und ihre eigene Dingverfafjung hatten. Die auf der 
ffandinavifchen Halbinfel gelegenen Landſchaften Schonen, Halland und Blefingen, welchen 
fih nod die Inſel Bornholm anreihte, bildeten zwar je eine Provinz für fich mit je ihrem 
eigenen Landsdinge, hatten aber wenigitens ein gemeinfames Recht, welches nad dem Haupt- 
lande, Echonen, benannt war. Jütland hatte fein eigenes Landsding zu Viborg, und zu 
diefem ſowie zum jütifchen Rechte hielt fi auc) die Inſel Fünen. Seeland endlich hatte 
wieder fein eigenes Landrecht und Landsding, welchem auch die feinen Infeln gefolgt zu 
fein feinen. Seit dem Schluffe des zwölften Jahrhunderts, wie es jcheint, begann man 
diefe verfchievenen Provinzialrechte aufzuzeichnen, aber es find lediglih Privatarbeiten, 
welche zunächit entjtehen, wenn diefelben auch hinterher zu der Geltung wirklicher Geſetzbücher 
gelangten, und feine Spur findet fih davon, daß in Dänemark, ähnlich wie in Schweden, 
auf Island und vielleicht auch in Norwegen, Lagmänner beitanden und auf die Feſtſtellung 
des Nechts Einfluß gewonnen hätten. Dagegen war allerdings die Gefeggebung ſchon 
frühzeitig neben foldhen Privatarbeiten thätig, und zwar in zwiefacher Weiſe; teils ſchloß 
fi diefelbe an die einzelnen Provinzialrehte als ſolche an, teils aber bezog fie ſich auch 
ſchon von vornherein auf das gefamte Reich. Anfänglih ftand die geſetzgebende Gewalt 
nicht einfeitig dem Könige zu, vielmehr übte das Volk viefelbe in Gemeinfhaft mit dem 
Könige aus; zum Teil war es dabei das gefamte Volk der einzelnen Provinz, welches an 
deren Landsding, zum Teil aber nur deſſen Vertretung, welche unter übermwiegender Be- 
teiligung der geiftlichen und weltlihen Magnaten an einem aus dem ganzen Reiche hervor- 
gegangenen Reichdtage die entiprechenden Beſchlüſſe faßte, wobei es aber ebenfowohl vor- 
fommen fonnte, daß Provinzialgefege einem Reichstage als daß umgekehrt allgemeine Reichs— 
gejehe der Reihe nach den einzelnen Zandsdingen vorgelegt wurden. Anders als bei den 
übrigen nordgermanifchen Völkern erftredte fich aber die Gefetgebung des Staates nicht auf das 
Kirchenrecht; fomeit man die Regelung der kirchlichen Angelegenheiten nicht lediglich der 
Kirhe felbft überließ, griff man vielmehr nur etwa zu Übereinfünften, welde einzelne 
Biſchöfe mit den Bauern einzelner Landſchaften fchlofjen, ohne des Königs Mitwirkung bei 
ihrem Abſchluß zu fordern. Dagegen gab es wie in Schweden und Norwegen, fo aud in 
Dänemark Stadtredte; auf Grund einzelner bejtimmter föniglicher Privilegien, dann 
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auch gerohnheitsrechtliher Satungen und einzelner Willfüren zufammengetragen, erhielten 
diefelben hinterher zumeist königliche Bejtätigung, beziehen ſich aber regelmäßig nur auf die 
den Städten eigentümlichen Verhältniffe, während im übrigen das gemeine Reichsrecht und 
das befondere Yandrecht der betreffenden Provinz aud in ihnen zur Anwendung fam. Im 
fünfzehnten Jahrhundert fam aud ein allgemeines Stadtreht zu jtande, melches indefjen 
nur fubfidiäre Geltung hatte; für die einzelnen Provinzen dagegen fam eine gewifje Einheit 
immerhin dadurch in das Stabtreht, daß fi durch den vormwiegenden Einfluß je einer 
hervortretenden Stadt ganz ähnlid wie in Deutjchland Stadtrechtsfamilien bildeten. Ähn— 
lih wie in Norwegen und Schweden fommen ferner audh in Dänemarf Hofredte vor; 
Gildejtatuten werben in ziemlicher Anzahl entworfen u. dal. m., fo daß die Rechts— 
zuftände im Reiche ungleich buntfchediger waren als in den übrigen Staaten des germa— 
nischen Nordens. Auffällig ift dabei im höchiten Grade, daß bis in das fechzehnte Jahr: 
hundert hinein in Dänemark nicht einmal der Verſuch gemacht wurde, eine gemeinfame 
Gefeggebung für das ganze Reich herzuftellen, wie doc eine folche für Norwegen ſowohl 
als für Schweden längſt gefchaffen war; man überließ es der Einzelgefeggebung und der 
Praris, in einzelnen erheblihen Punkten die zwifchen den verfchiedenen Provinzialrechten be- 
jtehenden Abweichungen möglichjt auszugleichen, und die eritere war zumal im jechzehnten 
Jahrhundert in diefer Richtung vielfach thätig, durch den Einfluß des römischen und deutfchen 
Rechts unterftügt, welcher fi nunmehr, und zumal feit der Stiftung der Kopenhagener 
Uniwerfität (1478), kräftig fühlbar machte. Es mag fein, daß die Schwäche des Königtums 
gegenüber der maßlos um ſich greifenden Adelsherrfchaft jeden Fortfchritt in diefer Richtung 
hemmte; gewiß ift jedenfalls, daß erft durch ein fräftiges Zufammenmirfen der Geiftlichkeit 
und des Bürgerjtandes das Joch der Ariftofratie gebrohen und die Unumfchränttheit und 
Erblichfeit des Königtums hergeftellt werben mußte (1660), ehe man ernjthaft daran denfen 
fonnte, durch eine gemeinfame Gefeßgebung für das ganze Reich der bisherigen Zerfplitterung 
des Nechts ein Ende zu machen. 


82. Die Provinzialredte. Bon den drei dänischen Provinzialrechten find uns 
umfafjende Aufzeichnungen erhalten, von zweien derfelben fogar mehrfache; erhalten find uns 
ferner auch noch jo mande fleinere Stüde legislativer oder nicht legislativer Entjtehung, 
welche fih auf das eine oder andere Provinzialrecht beziehen. 

a. Das fchonifche Neht (Skaanelagen), das ältefte der uns überlieferten, iſt 
uns in einem dänischen und in einem lateinifchen Terte aufbewahrt. Der lehtere ift von 
dem Erzbifchofe Andreas Sunefen verfaßt, welder in den Jahren 1201—1222 auf dem 
Stuhle zu Zund faß; die Entftehungszeit des erjteren und defjen Verhältnis zu jenem war lange 
Zeit bejtritten, bis endlich Schlyter überzeugend darthat, daß der dänische Tert zwar um ein 
paar Jahre vor dem lateinifhen abgefaßt jei, daß aber beiden Bearbeitungen gleihmäßig 
eine ältere ung verlorene Redaktion des fchonifchen Rechts zu Grunde gelegen habe, aus 
deren Überarbeitung dann beide unter Zuhülfenahme neuerer Geſetze und anderweitiger 
Materialien felbftändig hervorgingen. Beide Terte find übrigens unzweifelhaft als Privat: 
arbeiten zu betrachten und die ältere Annahme, welche in dem dänischen ein Geſetzbuch 
König Valdemars I (1157—82) fehen wollte, entbehrt jedes Stüßpunftes: beide Terte zer- 
fallen ferner in den älteren Handjchriften lediglich in eine Neihe von Kapiteln, während fie 
fpäterhin beide einer Einteilung in Bücher unterzogen wurden. 

b. Das feeländifhe Net (Själlandske Lov) liegt uns in zwei verfchiedenen 
Bearbeitungen vor, welche man ald Kong Valdemar’s Själlandske Lov und Kong Erik’s 
Själlandske Lov zu bezeichnen pflegt. Die erftere Bearbeitung, welche in einigen Hand— 
ichriften bereits jenen Namen trägt, pflegte man ziemlich allgemein als ein Geſetzbuch König 
Valdemars I anzufehen, bis endlich Schlegel darthat, daß diejelbe eine Privatarbeit fei; bei 
der zweiten, welcher einzelne Handjchriften König Erifs Namen beilegen, glaubte man an 
König Erif Menved (1286—1319) denfen zu jollen, bis Kolderup-Nojenvinge auch für fie 
den Charakter einer Privatarbeit und zugleih ein erheblich höheres Alter feititellte. Beide 
Bearbeitungen fcheinen unabhängig voneinander entjtanden zu fein und zwar beide in ber 
erjten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts, vor dem jütifhen, aber nad dem fchontjchen 
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Rechtsbuche; die ältere von beiden ift aber jedenfalls die, melde König Valdemars Namen 
trägt. Beide Terte zerfallen in den älteren Rechtsbüchern nur in eine Anzahl von Kapiteln, 
während fpäter eine Einteilung in Bücher durchgeführt wurde; vom Eriffchen findet fid) 
auch eine plattveutfche Überfegung aus dem fünfzehnten und eine Reihe von Übertragungen 
in das neuere Dänische aus dem fiebzehnten Jahrhundert. Die auf das Erbrecht, Familien— 
recht und Strafrecht bezüglichen Beitimmungen des Baldemarjchen Tertes endlich, melche 
defien erſten und, wie es jcheint, auch ältejten Teil bilden, fommen ziemlich vollftändig unter 
dem Titel Arvebogen og Orbodemaal oder auch unter dem Titel Valdemars 
nye Lov nidt felten als Anhang zum fchonifchen Rechtsbuche in deſſen Handſchriften vor 
und ftellen ſich in diefer Faſſung lediglich als eine zum Behufe der Anwendung in Schonen 
verfaßte Bearbeitung des jeeländifchen Rechts dar. 

e. Das jütländifhe Reht (Jydske Lov), wie es uns vorliegt, ift demgegenüber 
ein wirkliches Geſetzbuch und als folhes im März des Jahres 1241 von König Valdemar II 
auf einem Reichstage zu Vordingborg erlafjen; es galt für Jütland, Fünen, Samsö und 
Langeland nicht nur, fondern aud für Schleswig, Alfen, Föhr und Sylt, während die viel- 
fach verfochtene Anfiht, daß das Geſetzbuch urfprünglic für ganz Dänemark beitimmt ge- 
wefen fei, nicht genügend begründet iſt. Ältere Rechtsaufzeichnungen fcheinen für dasfelbe 
benugt und zumal aud von dem fchonifchen Rechte jcheint Gebrauch gemacht worden zu 
fein; außerdem aber verrät fich zwar einige Benußung des fanonifchen, nicht aber, wie man 
mehrfach annehmen wollte, des römifchen Rechts oder des Sachſenſpiegels. Auch diefe 
Duelle ift in einer Handfchrift nur in Kapitel geteilt, während alle übrigen eine Einteilung 
in drei Büchern durchgeführt haben; neben ihrem Driginalterte ift diefelbe ferner aud in 
lateinifchen, neudäniſchen, hochdeutfhen und plattdeutichen Überfegungen erhalten, von 
welchen leteren die von Blafius Efenberger verfaßte darum erwähnt werden mag, weil fie 
durd eine Verordnung vom 20. November 1592 für das Herzogtum Schleswig autorifiert 
wurde. An das Jydske Lov fchließen fich fodann noh Thord Degns Artikler an, 
eine auf Ergänzung und Erweiterung desfelben berechnete Privatarbeit, welche indefjen 
hinterher und zwar, wie es ſcheint, auf einem im ‘Jahre 1354 zu Nyborg gehaltenen 
Reichstage die königliche Beftätigung erhielt; in den Handfchriften ſehr verfchieden geitaltet 
und durch vielfache Zuſätze vermehrt, fommen dieſelben im zwei dänifchen und einer latei- 
nifchen Recenſion vor und überdies in einer plattveutfchen Überfegung von Efenbergers 
Hand. Ferner die lateinifhen Glofjen Bifhof Knud Miffelfens von Viborg aus dem 
Ende des fünfzehnten Jahrhunderts u. dal. m. 


83. Die Kirchenrechte. Daß der Klerus in Dänemark wie anderwärt3 das 
gemeine fanonifche Recht, wie es in den Beichlüffen der allgemeinen Konzilien und in den 
päpftlichen Erlafjen niedergelegt war, als für die ganze Chriftenheit bindend und fomit aud) 
für Dänemark gültig betrachtete, kann feinem Zweifel unterliegen; Gratians Defret war 
jhon am Ende des zwölften Jahrhunderts dafelbit befannt, und im jütifchen Lov ift der 
Einfluß des kanoniſchen Rechts unverkennbar. Immerhin bedurfte man inzwifchen bejonderer 
Beftimmungen, welche diefes den einheimischen Zuftänden anpaßten, und hierauf zielen zu- 
nächſt zwei umfafjendere Rechtsaufzeihnungen ab, die uns erhalten find, nämlich: 
2m. das Shonifhe Kirchenrecht, welches nad feinen Eingangsworten auf einer 
Übereinfunft beruht, welche Erzbifhof Estill (1137—78) mit feinen Bauern einging ; eine 
genauere Zeitangabe, welche auf das Jahr 1162 bezogen werden will, ſcheint ziemlich zwei- 
deutigen Wertes; 

b. das feeländifhe Kirchenrecht, welches nad) feiner eigenen Angabe im Jahre 
1171 in ähnlicher Weife zu ftande fam, nämlich durch eine Übereinfunft, welche Abjalon, 
damals noch Biſchof von Noeskilde, mit feinen Bauern ſchloß; weſentlich aus dem ſchoniſchen 
Kirchenrechte geſchöpft, ift dasfelbe nicht, wie man behauptet hat, auch in Jütland und 
Fünen zur Geltung gelangt, fondern ſtets auf Seeland und die zu dieſem gehörigen fleineren 
Inſeln bejchränft geblieben. Ein „ius ecelesiasticum Scanorum inter clerum et laicos“ 
aber, welches Thorfelin in feiner Sammlung abgedrudt hat, ift nichts anderes als eine 
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dänifhe Überfegung des Firchenrechtlichen Abfchnitte® von Södermannalagen und gehört 
fomit der fchwedifchen, nicht der dänischen Rechtsgeſchichte an. 

Sm dreizehnten Sahrhunderte bereits erlitten dieſe Kirchenrechte erhebliche Anfechtungen, 
wie denn z. B. Erzbifhof Jakob Erlandfen in feinen Streitigkeiten mit König Chriftoph I 
(1254—59) ausdrüdlid; dem jchonifchen Kirchenrechte unter Berufung auf feinen dem Papſte 
geleifteten Eid feine fernere Geltung abjprad. Provinzialjtatuten, wie ſolche bereits 
Andreas Sunefen in den erften Jahren feiner Amtsführung erließ und wie foldhe aud 
fpäter noch wiederholt auf einzelnen Provinzialfynoden zu ſtande famen, einzelne Erlaſſe 
von Päpſten, Erzbifchöfen und Bifhöfen, dann der überhandnehmende Einfluß des gemeinen 
fanonifchen Rechts auf die Praris gaben den kirchlichen Zuftänden des Landes bald eine 
völlig veränderte Geftalt, gegenüber welcher der Staat nur eben noch fein eigenftes Gebiet 
zu verteidigen vermochte; erit die Reformation brachte in Dänemark die firhlihe Geſetz— 
gebung in die Hand diejes letteren. 


84 Die Stadtredte. Unter den verjchievenen Gruppen von Stadtrechten iſt 
als die ältejte voranzuftellen : 

a. Die ſchleswigſche Gruppe Das ältefte, in Iateinifher Sprade abgefaßte 
Stadtreht von Schleswig, um die Jahre 1200-—1202 entitanden, ift uns in einem 
Eremplar erhalten, welches die Bürger von Horfens an die von Übeltoft mitgeteilt hatten ; 
am Schlufje des vierzehnten Jahrhunderts erfuhr es eine, gleichfalls erhaltene, Überarbeitung 
in plattdeutfcher Sprache, bei welcher jpätere Veränderungen des Rechts berüdfichtigt wurden. 
Eine Bearbeitung des älteren jchleswigjchen Stadtrehts für Flensburg in lateinifcher 
Sprade ift das ältefte Necht diefer Stadt; eine dänifche Bearbeitung desjelben erhielt im 
Jahre 1284, mit Ausnahme von drei Artikeln, Herzog Valdemars Beltätigung und in 
den Sahren 1295 und 1321 einige Zufäge; endlich eine plattdeutfche liegt in einer Hand- 
jchrift von 1492 vor und foll in einer ſolchen von 1437 vorgelegen haben. Dagegen bejaß 
Apenrade zunädjit feine felbitändige Skraa, deren älterer lateinifcher Tert im Jahre 1335 
von Herzog Waldemar beftätigt wurde, während eine plattveutfche Überfegung im Jahre 
1474 König Chriftians I Beftätigung erhielt; indeffen wurde daneben aud eine nur 
wenig modifizierte Bearbeitung des Flensburger Nechts in plattdeutiher Sprache benüßt, 
welche hinterher gleichfalls ins Yateinifche überfegt und überdies im Jahre 1514 von König 
Chriſtian II beftätigt wurde. Gelbjtändiger Entjtehung ift dagegen wieder das däniſch ge 
ſchriebene Stadtreht von Hadersleben, mweldes im Jahre 1292 von Herzog Valdemar 
bejtätigt wurbe. 

b. Die jütifhe Gruppe. Im Jahre 1269 erhielt die Stadt Ribe durd König 
Erif Glipping ein lateinifches Stadtrecht, welches einen fehr erheblichen Teil feiner Be- 
ftimmungen aus dem lübifchen Rechte entlehnt hat, im übrigen aber aus lofalen Quellen 
geihöpft ift. Im Jahre 1443 wurde dasfelbe, nur wenig verändert, durd König Chriftoph 
von Bayern neuerdings bejtätigt; andererſeits aber erlitt dasfelbe auch eine durch vielfache 
Zufäge ſehr erweiterte Überarbeitung, melde, obwohl niemals offiziell bejtätigt, doch zu 
thatfächliher Geltung gelangte und fowohl im lateinifchen Originale als in einer dänifchen 
Uberfegung erhalten ift. Unter dem Namen eines Allgemeinen Stadtredtes König 
Erif Ölippings vom Jahre 1269, dann auch unter vem Namen eines Stabtrechts, welches 
von demjelben Könige der Stadt Nyborg im Jahre 1271 oder 1272 verliehen worden 
fei, finden fich zwei nahezu mwortgetreue dänische Überfegungen des älteren Rechts von Nibe, 
welche nur dur 7 weitere Artifel vermehrt find; wahrjcheinlich find aber beide nur Privat- 
arbeiten, welche dieſes Stadtrecht für den Gebraud) in Nyborg und anderen Städten Fünens 
und Jütlands handlich zu machen fuchten, wie denn auch das fogenannte Allgemeine Stadt- 
recht außerhalb diefer beiden Provinzen niemals gebraucht worden zu fein fcheint. Außerdem 
beſaß Aalborg jein bejonderes Stadtrecht, welches im Jahre 1342 von König Balde- 
mar IV gegeben und zugleich mit einer Reihe fpäterer Privilegien im Jahre 1546 von 
König Chriftian III mit geringen Modifikationen erneuert wurde; verwandt mit jenem älteren 
Stadtrechte ift ferner ein Privileg für Viborg, deſſen lateinischer Tert im Jahre 1440 
von König Chriftoph von Bayern bejtätigt wurde, und von den drei Privilegien, welche 
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Kolding von König Valdemar III (1327) und Chriftian I (1452 und 1475) erhielt, ift 
das mittlere wiederum großenteils eine bloße Überfegung dieſes Viborgſchen. Ein nur aus 
2 Paragraphen bejtehendes Privileg, welches König Erit Menven der Stadt Randers er- 
teilte (1311), fann fein Stadtrecht heißen; dagegen erhielt Stagen ein foldhes im Jahre 
1507 von König Hans und Aarhuus im Jahre 1441 ein Privileg von König Chriftoph 
von Bayern. Unter den fünifchen Städten endlih, welche fih an die jütifchen anfchließen, 
hat Ddenfe ein von König Valdemar IV (1340—75) gegebenes Privileg, welches in der 
Form erhalten ift, in welcher e8 von König Chriftian I im Jahre 1477 beftätigt wurde; 
jpätere Privilegien von König Chriftian I (1454) und König Hans (1495) find geringen 
Umfangs, und von den übrigen Städten der Inſel hat man überhaupt nur einzelne Privi- 
legien, die den Charakter von Stabtrechten nicht tragen. 

ec. Unter den jeeländifhen Städten hat Kopenhagen, welches zufolge einer 
Schenkung König Valdemars I und Erzbifhof Abſalons unter dem Bistume Roestilde 
ſtand, Schon im Jahre 1254 durch Bifchof Jakob Erlandfen fein erjtes und im Jahre 1294 
durh Bifchof Johann Krag ein zweites Stadtrecht erhalten; als dann die Stabt wieder 
unter den König zurüdgefommen war, wurde diefes lettere unter König Erif dem Pommer 
einer Umarbeitung in dänifcher Sprache unterzogen, und derſelbe König gab der Stadt über- 
dies noch 2 neue Privilegien (1422); ein viertes Stadtrecht gab fodann im Jahre 1443 
König Chrijtoph von Bayern, und König Hans fügte im Jahre 1485 ein neues Privileg 
hinzu. Dagegen gab die Stadt Roesfilde fich ſelbſt ein Stadtrecht, welches König Erik 
Glipping im Jahre 1268 betätigte und welches, urfprünglih nur aus 16 Kapiteln be- 
ftehend, jpäter um 9 weitere vermehrt wurde; dasfelbe ift in einem lateinischen und einem 
dänischen Terte erhalten, von melden der erftere das Driginal ift. Hinterher erhielt die 
Stadt noch Privilegien von König Chriftoph von Bayern (1441), Chriftian I (1451 und 
1472) und Hans (1486); andererfeits ging ihr Stadtrecht in einer dänifchen Bearbeitung 
auf die Stadt Holbef über, welcher König Hans fpäter aud die übrigen Privilegien 
Noesfildes verwilligte (1506), und nicht minder erhielten andere Städte auf Seeland jenes 
Stadtrecht mitgeteilt. Dagegen erhielt Storeheddinge ein Privileg von König Chriftoph 
von Bayern (1441), Stubbefjöping auf Falſter ein foldhes von König Valdemar IV 
(1354), Maribo auf Loland ein Stadtreht von dem dortigen Brigittinerflofter (1488), 
und überdies verlieh König Chriftian II im Jahre 1521 den fämtlichen Städten Seelands 
und der fleineren Inſeln gewiſſe gemeinfame Privilegien. 

d. Die ſchoniſchen Städte, Bornholm mit eingefchloffen, befaßen ein gemeinfames 
Stadtrecht, welches, je nachdem die einzelne Handfchrift für die eine oder andere Stabt be- 
ftimmt war, bald nad) Lund oder Heljingborg, Malmö oder Landskrona benannt fich findet, 
im übrigen aber den vom norwegifchen und jchwedischen Nechte her befannten Namen 
Birkerät trägt. Aller Wahrfcheinlichfeit nad iſt dasjelbe am Schluffe des dreizehnten 
Jahrhunderts zunächit für Yund entitanden und von hier aus dann auf die übrigen Städte 
übertragen worden, im Jahre 1326 aber jcheint dasfelbe auf einem zu Nyborg gehaltenen 
Neichstage bejtätigt worden zu fein. Eine Reihe fpäterer Privilegien fchließt ſich hier an, 
fo ein Privileg König Valdemars IV für Lund (1361), welches ganz gleichlautend und 
ſelbſt gleich datiert auch für Halmſtad fich ausgeftellt findet, — ein foldhes für Malmö 
von demjelben Könige (1360) — eines von König Erik dem Pommern für Malmö und 
Landskrona (1415) — zwei Privilegien König Chrijtophs von Bayern für Malmö 
(1440 und 1446) — ein foldes von König Hans (1487) — endlich Privilegien für alle 
ſchoniſchen Kaufſtädte von König Chriftian IT (1516). 

e. An dieje fpeciellen Stadtrechte jchließen fich endlich noch die allgemeinen an, 
melde lediglich als jubjidiäres Recht für den Fall gelten follten, daß eine einzelne Stadt 
entweder fein bejonderes Stadtrecht beſaß oder aber deren ſpecielles Stadtrecht irgendwelche 
Lücken zeigte. Das fogenannte allgemeine Stadtreht König Erik Glippings gehört 
allerdings nicht hierher, fondern zum Stadtrechte von Ribe, und ein anderes, welches den 
Namen der Königin Margarete trägt, dürfte faum jemals ala Geſetz publiziert worden 
fein. Von zwei allgemeinen Stadtrechten, weldhe König Chriftoph von Bayern im 
Jahre 1443 und 1444 erlafjen haben joll, jtimmt das eine nahezu völlig mit desjelben 


382 I. Die geſchichtlichen Grundlagen der Deutichen Rechtsentwiclung ꝛc. 


Königs Kopenhagener Stadtrecht, während das andere außerdem bedeutende Einfchaltungen 
aus dem fchonifchen Stadtrechte entnommen hat, allein auch fie jcheinen lediglih Privat- 
arbeiten zu fein, welche beftimmt waren, beliebte Stadtrechte für eine Mehrzahl von Städten 
brauchbar zu machen. Auch der offizielle Urfprung des von König Hans angeblid er: 
lafjenen allgemeinen Stadtrechtes (1484 oder 1487), welches teils aus König Chriftophs 
Kopenhagener Stadtrecht, teils aber aus dem gemeinen Stadtrechte und Landrechte 
Schwedens geihöpft ift und gerade dem Bejtreben, das Recht beider Reiche ſich anzu- 
nähern, fein Dafein zu verdanken fcheint, ift neuerdings mit guten Gründen  bejtritten 
worden. 

An die Stadtrechte ſchließt fi übrigens in gewiſſer Weife au das Landbirkerät 
an, welches für die von den ordentlichen Zandgerichten erimierten Landdiſtrikte galt; ein 
folches, welches König Erik Glippings Namen trägt, ift übrigens nur eine im viergehnten 
Jahrhunderte veranftaltete Bearbeitung des Riber Stadtrechts, welches von den jütifchen 
Landdiſtrikten gebraucht wurde, wie die gefreiten Diſtrikte in Schonen ſich an das Stadtrecht 
von Lund hielten. Ein Birkeret, weldes König Chriftian IV im Jahre 1623 erließ, ift 
dagegen ein wirkliches Gefeg. Hierher gehören andererfeits au die Gildeskraaer, 
deren es in den dänifchen Städten eine ziemliche Zahl gab, die Statuten und Willfüren fo 
mancher Yandgemeinden (Byskraaer, Bylove) u. dgl. m. 


$5. Die Dienftmannenrehte. Zu ihnen gehört das ältefte unter allen dänischen 
Nechtsdenkmälern, die uns erhalten find, das Withirlaxret. Von König Anut dem 
Großen in den Jahren 1018—36 verfaßt, fpäter von König Niels (1104— 34) etwas ge 
mildert und dann von König Knut Baldemarsjon (1182— 1202) und Erzbiſchof Abjalon 
(1178—1201) nochmals erneuert, iſt dasſelbe uns in diefer legten Geftalt erhalten, und 
zwar fowohl in einem fürzeren dänischen Terte als in einer lateinifchen Bearbeitung, melde 
von dem Gejchichtfchreiber Svend Nagejen herrührt; außerdem aber giebt auch noch Saxo 
Grammatieus über dasfelbe ausführlichen Bericht. Der Name diefes Rechts darf nicht von 
vidrlög — Strafe, ſondern nur von vidrlag — Genoſſenſchaft abgeleitet werden, und das 
T'hinglid oder Thingmannalid König Anuts, für welches dasjelbe urfprünglid) beitimmt 
war, bildete wirklich einen feft abgeichlofjenen Verband; doch wurde es bald auch auf 
die Dienjtmannfchaft anderer Herren als des Königs ausgedehnt, und andererjeits erhielt es 
noch unter König Abel (1251) und König Chriftopp 1 (1252 —59) Zufäße, welche die 
Fortdauer feiner praftifchen Geltung bezeugen. Zweifelhafterer Entjtehung ift ein zweites 
Hofrecht, welches den Namen König Erifs des Pommern zu tragen pflegt; dasjelbe 
iſt indefjen mit dem oben bereits gelegentlich des ſchwediſchen Rechts bejprochenen identisch 
und alles in allem möchte hiernad das Wahrfcheinlichite fein, daß das urfprünglid für 
Schweden erlafjene Geſetz zunächit nad) Norwegen und dann zufolge der Union mit Däne- 
marf auch auf diefes Yand übertragen worden fei, je nad Bedarf umgearbeitet und den- 
jenigen Negenten zugefchrieben, welche vorzugsmweife als die Träger der Union galten. In 
thatfächlicher Geltung verblieb aber jedenfalls dieſes Necht, bis im Jahre 1562 König 
Friedrich II ein neues Hofrecht erließ, welches im mejentlihen auf das ältere gebaut 
war; alle drei Hofrechte aber galten wie für des Königs Schlöffer und Ingeſinde, jo aud) 
für die des Adels im Reiche. 


8 6. Die allgemeine Reichsgeſetzgebung. Wie anderwärts, jo herrſchte 
auch in Dänemark vordem das Gewohnheitsrecht, nicht das geſetzliche vor. Die Geſchicht— 
ſchreiber freilich wiſſen von Geſetzen zu erzählen, welche Skjöldr, Frodi, Ragnarr lodbrok, 
dann Haraldr blaatönn und Sveinn tjügguskegg gegeben haben jollen; aber alle diefe 
Angaben find entweder vollflommen jagenhaft oder doch wenig verläflig und König Knuts 
des Großen geiftliche und weltliche Gefege find für England, nicht für Dänemark erlafjen, 
wie fie denn auch in angelfächfifcher, nicht dänischer Sprade abgefaft find. Dagegen hat 
man bereits aus den eriten Jahren des dreizehnten Jahrhunderts einzelne Verordnungen, 
wie etwa die von König Anut Valdemarsjon über den Totjchlag (1200), Valdemar II 
über die Mannbuße und über die Abjchaffung der Eifenprobe (beide für Schonen) u. dal. m., 
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und von da ab zieht ſich im fortwährend fteigender Zahl eine ununterbrochene Reihe von 
Geſetzen und Verordnungen bis in die neuere Zeit herab. Zum Teil find diefe Erlafje nur 
für einzelne Provinzen bejtimmt, zum Teil aber aud für das ganze Reid. Zum Teil 
enthalten fie nur in aller Kürze einzelne Vorfchriften fiber einzelne Punkte, zum Teil aber 
auch eine ganze Reihe von ſolchen oder auch eine annähernd vollftändige Regelung ganzer 
Nechtsgebiete, wie denn 3. B. König Friedrich II im Jahre 1561 ein Seeredt erlieh, 
welches, wejentlid auf das hanſeatiſche, teilmeife auch auf das wisbyfche und niederländifche 
Seerecht begründet, zum erjtenmal diefe Materie auf legislativem Wege ordnete, während 
vordem, neben den höchſt dürftigen feerechtlichen Beitimmungen der Provinzialrechte und 
einzelner Stadtrechte, eben dieſes Seereht von Wisby, zum Teil in einer Bearbeitung, welche 
König Chriftians II Namen trägt, und vielleicht aud noch ein weiteres Rechtsbuch gegolten 
hatte, welches aus dem ſchwediſchen Stadtrechte geichöpft ift und dem König Hans beigelegt 
zu werden pflegt. Für das öffentliche Recht zumal behaupten eine ganz befondere Bedeutung 
die föniglihen Handfeiten, worunter man im weiteren Sinne alle und jede vom König 
ſchriftlich ausgeſtellte Verpflichtungen, in einem engeren Sinne aber die MWahlfapitulationen 
verſtand, wie ſolche feit König Chriftoph II (1320) regelmäßig vorfommen; der Calmarſche 
Unionsaft von 1397, deſſen Bedeutung freilich fehr bejtritten ift, reiht fich an diefelben an. 
Vom jechzehnten Jahrhunderte ab erlangte die Reichsgeſetzgebung ganz befondere Bedeutung, 
indem von da ab durch eine ganze Neihe von Receſſen und Ordinanzen die verjchiedenften 
Teile des Rechts tiefgreifend umgeftaltet und zugleich der Boden für eine gemeinfame 
Kodififation für das ganze Neich geebnet wurde. König Chriftians IT fälſchlich ſogenannts 
geiftliches und weltliches Geſetz, von welchen das lettere für die Städte des Reichs im 
Sahre 1522 erlafjen wurde, das erjtere aber ein für das Land beftimmter, etwa gleichzeitiger 
Sefegentwurf ift, hatten freilich feinen Beftand, da fie nad des Königs Vertreibung fofort 
rechtsförmlich faffiert wurden (1523); aber um fo bedeutfamer wurden Ehrijtians III Receß 
von 1536, Kirchenordinang von 1537, die Nibe-Artifel von 1542 und Friedrichs II Drdi- 
nanz über Chefahen von 1582, durd; welche die Änderungen im Kirchenrechte, wie fie die 
Reformation nötig machte, durchgeführt wurden, — ferner Chriftians III Koldingfcher 
Receß von 1558 und Friedrichs IT Kallundborgſcher Necek von 1576, dann zumal 
Chriftians IV kleiner und aroßer Receß von 1615 und 1643, ſowie deſſen „Rigens Ret 
og Dele“ von 1621 — endlih eine Reihe von Handfeften, wie foldhe von einem Könige 
nad) dem andern ausgeitellt wurden. Von durchareifenditer Bedeutung war aber der Natur 
der Sache nad) die Einführung der Erblichkeit und Unumſchränktheit der Monarchie ſamt 
den manderlei Konfequenzen, welche fi an diefelbe fnüpften. Vielfache Thronftreitigfeiten 
innerhalb des föniglihen Haufes hatten es dahin gebracht, daß bereits von der zweiten 
Hälfte des zwölften Jahrhunderts ab Dänemark ganz entfchieven als ein Wahlrei galt. 
Der überwiegende Einfluß, welchen der Adel und die Geiftlichfeit auf den Reichstagen be- 
jaß und welcher jeit der Neformation nahezu völlig auf den erjteren ſich Fonzentrierte, ber 
hervorragende Anteil zumal, welden der aus dem Adel hervorgehende Neichsrat auf die 
öffentlichen Angelegenheiten übte, wurde durch die Handfeften, welche gelegentlic, der Königs- 
wahl erzwungen wurden, maßlos gejteigert; die „unfreien Stände“ fühlten ſich durd die 
adeligen Privilegien immer jchwerer gedrüdt und infolgedeſſen veranlaft, in dem König— 
tume ihre Stüße zu fuchen gegen den gemeinfamen Feind. Auf dem Reichstage des Jahres 
1660, zu welchem Deputierte der Geiftlichfeit und des Bürgerftandes beigezogen wurden, 
festen diefe erjt die Verwandlung des Reichs in eine Erbmonardie, dann aber auch die 
Kaſſierung der föniglichen Handfefte durch; mittels des fogenannten Souveränitätsaftes 
vom 10. Januar 1661 wurde fodann nicht nur die Erblichfeit des Königtums und die 
Kaffierung der Handfefte wiederholt ausgeſprochen, ſondern auch die „Souveränität und ab- 
folute Regierung” des Königs als daraus fich ergebende Konſequenz anerfannt. Die Privi— 
legien, melde unterm 24. Juni 1661 für den Model, die Geiftlichfeit, den Bürgerjtand 
und jpeciell für die Stadt Kopenhagen ausgeftellt wurden, die Brovifionalordnung, 
durch welche ſchon unterm 4. November 1660 die oberften Negierungsfollegien organiliert 
wurden, welche fortan die Stelle des Reichsrates verfahen, endlih das Königsgeſetz 
vom 14. November 1665, welches das Privatfürftenrecht des königlichen Haufes ordnet, die 
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Unteilbarfeit des Neiches ausjpriht und zugleich die volle Ausdehnung des föniglichen 
Abfolutismus für alle Zufunft zu fichern verfucht, find nur als einzelne Konfequenzen jener 
Veränderung der Staatsverfaflung zu betrachten (vgl. Kongeloven og dens For- 
historie, udgivne af de under Kirke — og Undervisningsministeriet samlede 
Arkiver. 1886). Es ift aber flar, daß die durch fie gefchaffene Konzentration aller Staats- 
gewalt notwendig auch den Gedanken nahelegen mußte, dem Neiche endlich aud eine ge: 
meinjame Kodififation zu fchaffen, wie foldhe für Norwegen und Schweden bereits jeit 
geraumer Zeit gefchaffen war. 


Duellenausgaben. Die große Zahl — der däniſchen Rechtsquellen als die Zerſtreutheit 
ihrer Ausgaben macht auch nur annähernde Vollſtändigkeit in der Verzeichnung dieſer letzteren an 
dieſem Orte unmöglich; ſie iſt aber auch unnötig, da aus den ſpäter noch anzuführenden Schriften 
Kolderup-Roſenvinges, Larſens und Stemanns jedermann ſich leicht zu den hier über— 
gangenen Notizen verhelfen kann. Die von Kolderup⸗Roſenvinge unternommene Pre Fr 

mle danske Love* in 4° ift unvollendet geblieben, enthält aber in Band I 1. Abteilung (1846) 

ndreas Sunejens Paraphrafe des ſchoniſchen Rehts; in Band II (1821) K. Eriks jeelän- 
diſches Gejek und in Band III das Jydske Lov jamt Thord Degns Artikler (1837); in Band IV 
die Receſſe und die Orbinanzen der Könige aus dem oldenburgifchen Haufe (1824); endlich in Band 
V die Hofrechte oder Dienftmannenredte und die Stadtrechte (1827). Bon Grimr Jonsion Thor- 
felin hat man eine „Samling af danske Kirkelove“ (1781), ſowie „Statuta provincialia, statuta syno- 
dalia, casus episcopales, casus papales“ (1778), welche die wichtigeren firchenrechtlihen Quellen des 
Mittelalters enthalten. Thorfen hat „Danmarks gamle Provindslove“ in 4 Dftavbänden herausgeg- 
(1852 —53), welche die 4 Provinzialrechte und die 2 zu ihnen gehörigen Kirchenrechte enthalten, ſowie 
„De med Jydske Lov beslaegtete Stadsretter for Slesvig, Flensborg, Aabenraa og Haderslev, med 
Tilläg af Thord —* Artikler og Skraaen for St. Knuds Gilde i Flensborg“ (1855). Die auf 
Sconen bezüglihen Rechtsquellen bat ferner SchIyter im IX. Bde. feines „Corpus iuris Sveo- 
Gotorum antiqui“ (1859) ediert, und wurde überdies der „Codex Runicus* von der Arnamag- 
näaniſchen Kommiſſion in pe hr og re Abdrud herausgegeben (1877). Gildeftatuten 
fiehe bei M. Pappenheim, Die altväniihen Schußgilden. 18%. ©. 441—510. Die künigl. Hand» 
feiten findet man herausgegeben in den „Aarsberetninger fra det kongelige Geheimearchiv“ B. II 
von egener und ältere töniglihe Verordnungen ebenda V 1—86, dann fpätere königliche 
Verordnungen in den bei 5. Göde erfchienenen „Forordninger, som ere udgangne siden Recessen 
anno 1643 den 8. Martij oc til Anno 1664 den #. Martij son manches hierher Gehörige bieten 
Hr. Erslev und W. Mollerup, Kong Frederik den Förstes danske Registranter (1879) und Danske 
Kancelliregistranter 1535—50 (1881— 82); und mehr noch V. A. Secher, Corpus constitutionum 
Danise 1558—1686, wovon der erfte, die Jahre 1558—75 behandelnde Band 188788 erfchienen ift ſowie 
ein Heft des zweiten; fonft aber muß man ſich zumal die einzelnen Gefege und Verordnungen mühlam an 
den verſchiedenſten Orten zufammenjuchen, wozu neben den bereits angeführten Werten die Regesta 
diplomatica historiae Danicae Bd. I u. 11 (1847 u. 1870), dann Series secunda Bd. I (1889) einen 
guten Bebelf bieten. Für die Geftaltung der Praris bietet zumal Kolderup-Nof envinge in feinem 
Udvalg af gamle Danske Domme*. 4 Bde. 4° (1842—48) reiches Material, von der Mitte des 15. 
bis zum Schluſſe des 16. Jahrhunderts reichend, und für die fpätere Zeit B. A. Secher, „Samling 
af Kongens Rettertings Domme“. Kopenhagen 1881—83 und 18855—86 u. dal. m. Bgl. auch 
Bibliotheca Danica, Systematisk Fortegnelse over den danske Literatur fra 1482 indtil 1830. 1 
2. Kr (Kopenhagen 1875), in welchem Kataloge man zumal aud die Titel fämtlicher Gefegesausgaben 
findet. 


B. Die Geſetzgebung König Ghriftians V. 


87T. Die Vermutung, daß bereits König Waldemar II in feinem Jütifchen Lov ein 
Geſetzbuch für ganz Dänemark habe geben wollen, ift oben bereits als unftichhaltig zurüd- 
gewiefen worden. Ebenſowenig darf man die etwas dunklen Worte einer Verordnung 
König Erit Menveds vom Jahre 1304 auf die Abficht beziehen, ein umfafjendes gemeines 
Geſetzbuch für das ganze Neich zu fchaffen; richtig ift dagegen, daß König Chriftian IM 
wirklich einen ſolchen Plan faßte und daß er dur den Reichsrat Erif Krabbe, einen ge 
lehrten Kenner des älteren einheimischen Rechts, den Entwurf eines gemeinen Geſetzbuches 
ausarbeiten ließ, welcher bereits im Jahre 1557 nahezu fertig war, und richtig auch, daß 
König Chrijtian IV um das Jahr 1636 wenigitens an die Bearbeitung eines gemein- 
famen Stadtrechts dachte. Ernſthafter ariff dann König Friedrich III wieder die Sache 
an. Er fegte im Jahre 1661 eine aus 22 Mitgliedern beftehende Kommiffion zur Aus- 
arbeitung eines gemeinen Geſetzbuches ein, melde indefjen im Jahre 1662 und wieder 
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1666 auf 4 befonders ausgewählte Mitglieder reduziert wurde, deren Entwürfe erjt hinter- 
her den übrigen Kommiffionsmitglievern zur Nevifion übergeben wurden. Der erfte, von 
Vinding bearbeitete Entwurf (Codex Friderieius) wurde bereits im Jahre 1667 beendigt, 
ein zweiter, aus derfelben Feder hervorgegangener Entwurf im Jahre 1669; einer Revifion 
unterzogen, wurde diefer ſodann von Binding in den Jahren 1672—75 nochmals über- 
arbeitet und diefer dritte Entwurf fodann unter König Chriftian V in den Jahren 1675, 
1680, 1681 noch mehrfachen NRevifionen unterjtellt, bis er endlich, mit einer vom 15. April 
1683 datierten Vorrede verfehen, mittels einer vom 23. uni 1683 datierten Verordnung 
promulgiert wurde. „Kong Christian den Femtes Danske Lov“, weldes 
bis auf den heutigen Tag herab noch immer die Grundlage des geltenden Rechts in Dänemarf 
bildet, wurde urfprünglic in einer bei Kaſpar Schöller erfchienenen Quartausgabe publiziert 
und hat jpäter zahlreihe Ausgaben in verſchiedenen Formaten, dann auch deutjche und 
lateinifche und teilmeife auch englifche und franzöfifche Überfegungen erlebt; dasjelbe ift in 
6 Bücher geteilt, welche vom Gericht und den Gerichtsperfonen, von der Neligion und der 
Geiftlichfeit, vom bürgerlichen und Hausſtande, vom Seerechte, vom Privatrechte und vom 
Strafrehte handeln und welche wieder in Kapitel und Artifel zerfallen. Über den Verlauf 
diefer Kodififation findet man näheren Aufſchluß bee Kofod Ancher, Om det Danske 
og Norske Lovarbejde under Kongerne Frid. III og Christ. V (in Kroghs ‚Juridisk 
Arkiv, nr. 1,1803) und über deren Quellen bei Brorson, Forsög til 1., 2., 3., 4., 5., 6. Bogs 
Fortolkning i Christian den Femtes Danske og Norske Lov, 10 Bde. (Kopenhagen 1797 ff.), 
dann Lorenz Evensen, Anvisning til at finde de Steder i de gamle Danske og 
Norske Love og Forordninger, hvoraf Kong Chr. den Femtes Norske Lov er taget 
(1762), vgl. au Krieger, Grundlag for Forelaesninger over den Danske Privatrets 
almindelige Deel (1849— 50). Wefentlihe Berichtigungen der bisherigen Darftellungen 
bringt übrigens Profeffor L. M. B. Auberts oben ©. 360 angeführtes Werk; vgl. 
auh V. A. Secher, Om teksterne af Kong Kristian V Danske Lov og lovens ud- 
givelse (1878). Für das Kirchenrecht fommt übrigens neben König Chriftians V Geſetz- 
buch noch deſſen Kirchenritual in Betracht, welches mit einer Einleitung vom 25. Juli 
1685 in demjelben Jahre gedrudt, aber erſt mittels eines Nefkriptes vom 16. Januar 
1686 promulgiert wurde, ſowie deſſen Altarbud von 1688. U. dgl. m. 


gitteratur. Über die Geichichte der dänischen Rechtsquellen findet man bereits in Holberg’s 
Dannemarks og Norges geistlige og verdslige Stat. 1763. S. 443—75 und in Kongslew, Den 
Danske og Norske Private Rets förste Grunde. 1781. 1 2—115 fleißige Zufammenftellungen, außer» 
dem aber find Drevyers, Jak. Grimms und Wildas oben S. 360 bereits genannte Schriften auch 
bier wieder zu erwähnen. Weitaus das Beſte und Wichtigite bieten aber Kofod Ancher, Dansk 
Lov-Historie. 2 Bde. in 4°. Kopenhagen 1769-76 und neuerdings herausgegeben und mit zahl« 
reihen Anmerkungen verfehen in Deſſen Samlede juridiske Skrifter, ved Schlegel og Nyerup. 
3 Bde. in 8% 1807—11, welche legtere Ausgabe indeilen die in der erften zahlreich abgedrudten 
Quellenitüde nicht veprodugiert; dann Schlegel, Om de gamle Danskes Retssaedvaner og Auto- 
nomie (in den Vidensk. Selsk. philos. histor. Afhandl. III 62—342, aber aud) in einem Separat- 
abzuge. 1827); Kolderup-Rosenvinge, Grundrids af den Danske Retshistorie I 17—79 (Kopen- 
hagen 1832 und unverändert wieder abgedrudt 1860) und dazu Larsen, Foreläsninger over 
den Danske Retshistorie S. 16—70 (in beifen Samlede Skrifter I. 1857—61), jowie eine Reihe 
höchſt wichtiger Abhandlungen desjelben Verfaſſers über das Yütifche Yov und einige andere Quellen 
(ebenda); Stemann, Den Danske Retshistorie indtil Christian den Femtes Lov. Kopenhagen 1871 in 8°, 
S. 8-58. Außerdem findet man in Molbechs Historiske Aarböger Bd. II ein chronologifches Ber: 
zeihnis über die wichtigeren Geſetze, Verordnungen, Lokal- und Gilveftatuten bis zum Na re 1648, 
und ift überdies, da das Jütiſche Yov und eine Reihe von Stadtrechten in das Herzogtum Schleswig 
— ——— auch die ſehr reichhaltige Litteratur des ſchleswig-holſteiniſchen oder doch ſchleswigſchen 
re zu —— alſo zumal die bekannten Werke von Falck, Paulſen, Krieger, Stemann, 

edel u. ſ. w. 
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81. Begriff der Kodifilation. Mit dem erft in neuerer Zeit üblich ge- 
worbenen Ausdruck Kodififation! bezeichnet man eine gejeßgeberifche Thätigfeit, welche 
die Feititellung oder Nevifion eines Nechtszuftandes in feiner Gefamtheit zum Gegenftande 
hat. Zum Begriff derjelben gehört demnah, daß fie ihren Stoff als Ganzes in abge- 
rundeter und abjchließender Weife behandelt. Die Ergebnifje einer ſolchen Thätigfeit 
nennt man ebenfalls Kodififationen oder mit deutſchem Ausdrud: Gefegbücher, Ord— 
nungen und, wenn fie fich fpeciell auf das Privatrecht beziehen, Landrechte. Den Gegen: 
fat hierzu bilden die Einzelgefege und die Novellen insbefondere, welche letztere ſich 
an eine bereits vorhandene Geſetzgebung anlehnen und diefelbe in einzelnen Bunkten abändern 
oder ergänzen. 

Geltung, Gegenitand, Inhalt und Umfang der Kodififationen kann ſehr verſchieden fein. 
In örtlicher Hinſicht ift der Bereich derjelben bald weiter bald enger, es giebt Kobifi- 
fationen der Provinzialrechte, des Nechts ganzer Staaten, des gemeinfamen deutjchen 
Rechts. Die Kodififationen für größere Gebiete haben häufig eine bloß fubjidiäre An- 
wenbbarfeit, jo daß die befonderen, für einzelne Teile dieſes Gebietes geltenden 
Nechtsfäge durch fie nicht berührt werden. Dies ift namentlich häufig der Fall bei den 
Gejegbühern, melde das Privatreht zum Gegenftande haben, während es nad der 
Natur des Stoffes bei ftrafrechtlihen und den Prozeß betreffenden Kodififationen nur felten 
vorfommt. 

Sadlid jtellen fi die Kodififationen bald mehr bald minder umfaſſende Aufgaben ; 
in der Regel behandeln fie ein größeres Nechtsgebiet, welches auch fyitematifch als eigene 
Disciplin hervortritt, wie das Privatreht, das Strafrecht, den Civil- oder Kriminalprozeß. 
Indes find fie auch möglich für einen fleineren Teil des Rechtsftoffes, jofern fich derſelbe 
nur als ein jelbjtändig abgegrenztes Ganzes auffaffen und gejetgeberifch behandeln läßt. Co 
jind neben dem Privatrechte im ganzen nicht nur Specialrechte, wie das Handels-, Wechſel— 
und Bergrecht, jondern aud einzelne Teile des allgemeinen Rechts fodifiziert worden ; neben 
Strafgefegbüchern, welche das ganze Strafrecht umfaffen, eriftieren befondere Gefegbücher für 
das Wolizeiftrafreht, neben den Prozeßordnungen fpecielle Ordnungen des Konkurs: und 
Subhajtationsverfahrens u. dal. 

Auch der Grad der Intenfität, mit welchem die Geſetzbücher in den Stoff einzu: 
dringen ſuchen, ift verſchieden. Kein Geſetzbuch kann feinen Stoff in der Weiſe regeln, 
daß es für alle Streitfälle eine bereite, unmittelbar anmwendbare Norm darbietet. Es ge- 
hört mit zu den Hauptaufgaben eines weiſen Geſetzgebers, hierin das Richtige zu treffen 
und der Wiſſenſchaft und Praris, ſowie den im Volke vorhandenen rechtsbildenden Kräften 
einen gewiſſen Spielraum zu laffen. Auch in diefer Hinficht find die mannigfachiten Ab- 
ftufungen möglid und in der Gefchichte der deutfchen Gefeggebung in der That verwirklicht. 


I Der Ausdrud ſoll zuerft von Bentham gebraudt worden fein. Stobbe, Geſchichte der 
deutichen Nechtäquellen II 429 Note 39. 
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Endlich waltet in Bezug auf das Verhältnis der Kodififationen zu dem 
bisherigen Recht infofern eine Verfchiedenheit ob, als fich diefelben mehr oder weniger 
an das geltende Recht anfchließen. Es liegt in der Natur der Sache, daß feine Gefeßgebung 
fi völlig unabhängig von der bereits vorhandenen Rechtsentwidlung erhalten fann, aber 
andererfeits ift auch fein Beiſpiel vorhanden, daß ein Geſetzbuch den bisherigen Rechtszuftand 
materiell unverändert und ganz ohne Neuerung belafjen hätte. 

Hiernady verbleibt als carakteriftiih für das Weſen der Kodififationen allein das 
Merkmal, daß fie mit der bisherigen Nechtsentwidlung in Bezug auf irgend einen Teil bes 
Rechts abichließen und der fünftigen eine neue, formell ſelbſtändige, fchriftlich firierte Grund- 
lage geben. Entſcheidend ift im biefer Hinficht vorzugsmweife die Intention, welche bei der 
Abfaffung des Werkes zu Grunde liegt. 


82. Privatrehtlidhe Kodifitationen. Dahin zielende Beftrebungen 
im 17. und 18. Jahrhundert. Wir befchränfen uns im folgenden auf die privat- 
rechtlichen Kodififationen und zwar vorzugsmeife auf diejenigen, melde das Privatredt im 
Ganzen behandeln. Die Kodifikationen der Specialrechte ſowie einzelner Teile des Privat- 
rechts werden zwedmäßiger in Verbindung mit ben betreffenden Materien felbit erörtert. Es 
foll hier zunächſt eine geſchichtliche Entwidlung der in Deutſchland geltenden Geſetzbücher 
gegeben werden und im Anfchluß daran der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für 
das Deutfche Neih und die durch denſelben für das Zuftandefommen eines einheitlichen 
deutſchen Rechtes eröffnete Ausficht gewürdigt werden. 

Das Streben nad einer kodifikatoriſchen Gefeggebung auf dem Gebiete des Privat: 
rechts läßt fih in Deutſchland bis in das fechzehnte Jahrhundert verfolgen!, es beginnt 
ziemlich unmittelbar nach der Neception der fremden Rechte. Im Mittelalter lag ein folches 
Streben fowohl den Inhabern der öffentlihen Gewalt wie den Bollsanfhauungen durchaus 
fern. Den gefeglihen Kundgebungen, denen wir hier begegnen, ift die Abficht, erichöpfende 
Normen zu geben, fremd; die Rechtsbücher enthielten zwar zum Teil ziemlih umfafjende 
Darftellungen bes beitehenden Rechts, allein fie waren nur Privatarbeiten und erhoben ſchon 
deswegen feinen Anfprud darauf, das Recht irgendwie firieren zu wollen. Die Beran- 
lafjungen, durch welche jenes Verlangen herbeigeführt wurde, lagen gerade in den durch bie 
Aufnahme des römifhen und kanoniſchen Rechts bedingten Zuftänden. Einerfeits führte 
hierzu der traurige Zuftand der damaligen Jurisprudenz, welde, außer ftande, die Uuellen 
zu beherrfchen, die Nechtfprehung mit einem faum zu bemältigenden Apparat und mit einer 
Unzahl von Kontroverſen überhäufte, andererſeits trieb eben dahin der Miderwille, der fich 
bei einem großen Teile des Volles gegen das ausländiſche Necht von alters her erhalten 
hatte. Aus jenem Gefichtspunft verlangte man eine neue überfichtlihe Redaktion der im 
Corpus inris eivilis und canoniei enthaltenen Beftimmungen fowie eine Zufammenitellung 
der von neueren Scriftitellern überlieferten Meinungen und Rechtsſätze, eine Forderung, die 
fich Schon fehr früh findet? und fpäter namentlih von Yeibniz? ausgefprohen und näher 
begründet worden ift. Die Abneigung gegen das fremde Recht im allgemeinen fand einen 
Ausdrud in der bereits gegen Ende des fechzehnten Jahrhunderts jehr volfstümlichen An- 
ihauung*, daß der Richter überhaupt nicht an gefchriebene Geſetze gebunden fein dürfe, 


’ Zur Gefchichte der Fodififatorifhen Beftrebungen bis zum Beginn des achtzehnten Jahrhun— 
bertö vgl. Conring, De origine iuris Germ. e. 34 ff. und die Differtation von Thomasius: 
Emendationem administrationis iustitine neque facilem neque impossibilem, valde tamen dithcilem 
esse et caute suscipiendam. 

® So ſchon bei Mynſinger in der Vorrede zu dem Singularium observationum Iud. Imper. 
Cam. centuriae IV. Basil. 1563. 

° Vor allem in den Schriften: De naevis et emendatione iurisprud. Rom. und in der Ratio 
eorporis juris reconeinnandi. 

4 Die Juriften jener Zeit Hagen öfter darüber, daß dieſe Anfchauung immer mehr Verbreitung 
finde. So beißt es in dem 1581 erichienenen Instruetorium iudienum des Nikolaus Bigelius: Die 
oratores raten dem Volke non sine applausn, indieem non esse adstrietum ad ius seriptum Boma- 
unmm sed eum potissimnm aequitaten seqni debere. Der zweiten Ausgabe iſt ein Dialogus inter 
oratorem et ICtum beigefügt, der ſich die Aufgabe ftellt, die entgegenftchenden Anfichten zur An- 
ſchauung zu bringen und die des orator zu befämpfen. 
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fondern allein der Billigfeit folgen ſolle. Der mehr pofitive Wunſch nad einem ein- 
heimischen, in deutfcher Sprache gefchriebenen, in Form und Inhalt populären Geſetzbuche 
äußerte fih, wie es jcheint, nicht vor dem jiebzehnten Jahrhundert, er fand feine Stüße 
vornehmlih an Thomajius und den Naturrehtsphilojophen der Wolfſchen Schule und 
wurde alsbald das Thema einer umfangreihen publiziſtiſchen Litteratur, in welcher das Für 
und Wider, die Möglichkeit und Nügligteit eines ſolchen Unternehmens auf das weitläufigfte 
erörtert wurde. 


83. Gejesgebung. Vorläufer der Kodififationen. Bei der völligen Ohnmacht 
des Reiches war an eine gemeinfame Gefetgebung für ganz Deutfchland nicht zu denfen. Aber 
aud in den neu aufblühenden Landesherrſchaften famen zunächſt feine Gefeßbücher in dem 
oben angedeuteten Sinne zu ftande. Die Landrechte, welche feit dem funfjehnten bis zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts in den verfchiedenften deutfchen Territorien entjtanden find, wollen 
fih nicht von dem Boden des gemeinen Rechts losfagen, fondern es handelt fich meiſt nur 
um eine Feſtſtellung des ftatutarifchen Rechts, wie man die Abweichungen von dem gemeinen 
Recht nannte, welde zum Teil in politifchen Motiven, zum Teil in der Entwidlung deutſch— 
rechtlicher Inftitute ihren Grund hatten. Auf einer weiteren Entwidlungsftufe jtehen die- 
jenigen Gefetgebungen, welche nicht nur dies ftatutarifche Recht, jondern auch den durch das 
gemeine Necht dargebotenen Nechtsftoff in fich aufgenommen haben, jedoch daneben die Sub- 
jiviarität diefes legteren noch immer anerkennen. Ein Beifpiel diefer Art iſt die Geſetz— 
gebung für die jegige Provinz Preußen, melde in dem von Samuel von Cocceji her— 
rührenden, 1721 unter dem Titel: „Friedrich Wilhelms, Königes in Preußen verbefjertes 
Landrecht des Königreichs Preußen” erfchienenen Geſetzbuch ihren Abfhluß fand. Dies ift 
ein umfafjendes Werf in jehs Büchern, melches fi auf das Privatreht, den Civilprozeß, 
das Strafreht und den Strafprozeß erftredt und in Bezug auf das erjtere das gemeine 
Recht in Verbindung mit dem fächlischen Recht darftellen will. In dem Publifationspatent 
wird ausdrüdlich auf eine Ergänzung der Lücken aus dem Katferrecht verwiefen, „wenn in 
demjelben die Fragen nicht ausdrücklich decidiret find“, jo daß aljo die Grundlage des ge- 
meinen Rechts nicht nur materiell, fondern aud formell feitgehalten wird. 

Ähnlich verhält es ſich mit der noch gegenwärtig in Kraft befindlichen altbayerifchen 
Geſetzgebung!. In Bayern entitand um die Mitte des vorigen Jahrhunderts unter der 
Regierung des Kurfürjten Marimilian III der Plan, das in den Kurlanden geltende ma- 
terielle und formelle Necht in einer klaren und überfichtlichen Redaktion zufammenzufafien, um 
dadurch der Nechtsunficherheit möglichit vorzubeugen. Verwirklicht wurde diefer Plan in 
drei Geſetzbüchern, welche fümtlich von dem BVicefanzler von Kreitmayr herrühren und 
das Strafreht, den Givilprogeß und das Privatrecht behandeln. Das leßtere iſt im 
Jahre 1756 promulgiert und führt den Titel: „Codex Maximilianeus Bavaricus eivilis 
oder neu verbefjert und ergänzt Churbayrifches Landrecht“. Nach dem Promulgationspatent 
ift in demjelben „eben nicht viel Neues enthalten, fondern nur das ältere fomohl gemeine 
wie ftatutarifche Necht in ſolche Gejtalt und Enge gebracht, daß es ever, welcher entweder 
von Amts- oder eigenen Angelegenheiten wegen zu wiſſen bedarf, deſto leichter begreifen, 
behalten und befolgen fönne“. Die Subfiviarität des gemeinen Rechts wird in dem Pro- 
mulgationspatent ebenfalls anerkannt. 

Diefe beiden Geſetzbücher, denen noch einzelne andere Beifpiele hinzugefügt werben 
fönnen, führten demnad feinen Bruch mit der bisherigen Nechtsentwidlung herbei, fondern 
ftellten fi) vielmehr aud formell auf den Boden derfelben. Es follte nur dem bereits 
geltenden Necht ein einfacherer, dem allgemeinen Verftändnis näher gerüdter Ausdruck ver: 
liehen werden. Selbſt für die in das Gejegbuch aufgenommenen Sätze war man nicht ge- 
jonnen, den Buchjtaben des Geſetzes in der Weiſe für bindend zu erachten, daß dadurch die 
Anwendung der gemeinrechtlihen Wifjenichaft ausgefchlofjen worden wäre. Jene Gefet- 
gebungen haben daher mehr den Charakter von Lehrbüchern als den eigentlicher Geſetzbücher. 
Am bezeihnendjten tritt diefer Standpunkt in dem bayerifchen Landrecht hervor, deſſen Ver: 


! Stobbe a. a. D. ©. 443; Dollmann, Kritifche Überfhau IV 366 ff. 
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fafler demfelben zugleich die Eigenfchaft eines Kompendiums zu geben wünfchte, weldes als 
folches eine über Bayern hinausgehende Brauchbarfeit genießen ſollte. Dem entipridht An- 
ordnung und Inhalt des Geſetzbuches; eritere beruht auf der in den Lehrbüchern der da— 
maligen Zeit herfömmlichen, den nftitutionen entlehnten Einteilung nad den tria obiecta 
iuris (Perfonen, Sahen, Handlungen). Auch jtimmt mit diefem Standpunkte ganz überein, 
daß Kreitmayr den Codex Maximilianeus felbjt mit höchſt ausführlichen, fünf Foliobände 
umfafjenden Anmerkungen ausgejtattet hat, in welchen das von ihm zu Mate gezogene Ma- 
terial niedergelegt ift und die nad) feiner Idee weitere Kommentarien entbehrlich machen, zu 
dem Geſetzbuch aber ſich etwa wie die Digeften zu den Inſtitutionen verhalten follten. 


84 Das Allgemeine Landredt. Bon viel durchgreifenderen Gefichtspunften 
ging die Kodififation aus, welche in der preußifchen Monarchie unternommen wurde. Gie 
bildet einen Wendepunft in der Gefchichte der deutſchen Gefeggebung. Hier zum erjtenmal 
wurde ein Geſetzbuch gejchaffen, welches formell ganz felbjtändig war. Hier famen alſo auch 
die oben erwähnten Anforderungen der Naturrechtslehrer am erften und vollitändigjten zur 
Geltung. Nach dem politifchen Entwidlungsgange, den der preufifche Staat genommen 
hatte, war derjelbe vorzugsmweife berufen, einen ſolchen Schritt zu thun; die Kodififation, 
welche hier zu ftande fam, erfcheint gewiſſermaßen als eine logische Notwendigkeit, die fich 
aus dem Mefen des Staates und aus der Lage der politifhen Verhältniffe von felbjt ergab. 
Das Naturreht, welches das Recht allein aus der Vernunft und der Billigfeit aufbauen 
und der gegebenen Grundlagen völlig entbehren zu fünnen vermeinte, war ein fehr harmo— 
niſcher Ausdrud für eine Monarchie, die fich ebenfalls von allen Traditionen losgefagt hatte 
und fich allein auf ihre eigenen Kräfte verließ; dem Bruch in der Verfaffung Deutſchlands, 
der dur die Thaten und Schöpfungen Frievrihs des Großen bewirkt worden war, entiprad) 
durchaus der Standpunkt, der bei der Abfaffung des preußifchen Gefegbuches eingehalten 
wurde und der eine Yosreifung des preußifchen von dem gemeinen Rechte herbeiführte. Nur 
mußte man freilih die Erfahrung machen, daß auf dem Gebiete des Privatrechts eine völlige 
Unabhängigfeit von der bisherigen Entwidlung am wenigjten durchführbar iſt. Trotz verein- 
zelter radifaler Anmwandlungen mußte fih daher jchließlih auch die preußifche Gejeßgebung 
dazu bequemen, dem Inhalte nah zum größten Teil an das bereits bejtehende Recht 
anzufnüpfen. 

Die Anfänge der fodififatorifchen Beitrebungen in Preußen! weifen einerfeits auf Ent- 
würfe zurüd, die im fechzehnten Jahrhundert für die Mark Brandenburg angefertigt wurden, 
andererjeits auf die bereits erwähnte Gefehgebung für das Herzogtum Preußen. In 
weiterem Umfange und mit Beziehung auf das materielle Necht wie für den Prozeß wurde 
der Plan einer Kodififation für die ganze Monardie von Friedrich Wilhelm I in Angriff 
genommen, der im Jahre 1738 dem damaligen Staatsminister Samuel von Cocceji den 
Auftrag gab, „ein bejtändiges und ewiges Landrecht” zu ftande zu bringen, außerdem aber 
die Provinzial- und Statutarredhte in’ einer befonderen Konftitution unter beftimmten Rubriken 
zu fammeln. Zu Ergebnifjen führten diefe Beitrebungen erft unter der Negierung Friedrichs 
des Großen. Zunächſt war es wiederum der inzwifchen zum Großfanzler ernannte Samuel 
von Gocceji, dem die Ausführung übertragen wurde. Seine vom Könige gebilligte Abficht 
ging auf die Abfafjung eines „Teutſchen Landrechts, welches ſich blos auf die natürliche 
Vernunft und die Yandesverfafjung gründen und alle anderen Geſetze und Edikte“ beſeitigen 
follte. Es waltete aljo hier bereits der den Charakter der neueren Kodififation bezeichnende 
Gedanke vor, daß das Geſetzbuch die allgemeinjte Grundlage des Nechts werden und neben 
ihm höchſtens Specialbeftimmungen beftehen follten. Cocceji fteht ferner, wie aus den ange: 
führten Worten hervorgeht, durchaus auf dem Standpunkte des Naturrehts. Er ging von 
der feiner Zeit fehr verbreiteten Anficht aus, daß das römische Necht größtenteils mit dem natür- 
lihen Rechte übereinftimme und daß es nur nötig fei, dieſe Übereinftimmung durd eine 


’ Bol. über die Geihichte der preußiſchen Kodififation Heydemann, Einleitung in das 
Syitem des preußiichen Civilrehts I 5 ff.; Förfter, Breuß. Privatrecht I 1 ff. und die daſelbſt 
Angeführten; Dernburg, Lehrbuch des preußiichen Privatrehts I 9 ff.“ Stölzel, Carl Gottlieb 
Suarez. 1835 und Brandenburg-Preufens Rechtsverwaltung und Rechtsverfafiung. 1888. 
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vernünftige Anordnung zu fonftatieren. Ganz der ſchon von Leibniz angebahnten natur- 
rechtlichen Methode entjpricht es, daß er bei den einzelnen Materien die fie betreffenden 
Generalprinzipien voranfhidt, aus welchen fich die weiteren Schlußfolgerungen im einzelnen 
mit Notwendigkeit ergeben follen. Entſchieden feindlich verhält fich Cocceji gegen die Über- 
lieferungen des deutfchen Rechts, welches er ein „durch die Freiheit einiger Privat Doctorum 
aufgebrachtes imaginaires Teutfches Recht“ nennt, und daraus ergiebt fich denn eine höchit 
dürftige Auffaffung, namentlich der familienrechtlihen Verhältniffe, die befanntlich vorzugs- 
weiſe im deutjchen Recht wurzeln. Das von ihm auf diefen Grundlagen verfaßte Projekt 
des Corporis iuris Friderieiani ift demnad mehr ein ius naturae privatum, welches die 
auch ſonſt litterarijch niedergelegten Ideen feines Verfafjers wiedergiebt, als eine Geftaltung 
des pofitiven Rechts. Das Syſtem gruppiert fih ähnlich wie in dem bayerifchen Codex 
um die drei obiecta iuris; veröffentlicht find die beiden erften Teile des Werkes, das Per- 
ſonenrecht und die dinglichen Rechte enthaltend (1749 und 1751), doch find auch dieſe 
größtenteils Projeft geblieben, Gefeestraft hat nur das Che- und Wormundfchaftsrecht in 
einzelnen Provinzen erlangt. 

Während der fchlefifchen Kriege ruhten die geſetzgeberiſchen Arbeiten und auch in der 
nädjten Zeit nach Beendigung derielben war der König noch durd andere dringlichere Sorgen 
in Anſpruch genommen. Erſt gegen Ende feiner Negierung tauchten wieder neue Vorfchläge 
auf, die fich zunädhit auf den Prozeß, dann aber auch auf das materielle Recht bezogen. 
Auf Grund eines Berichts des Großkanzlers von Garmer wurden in zwei Habinettsordres 
vom 6. und 14. April 1780 die Grundfäte aufgeftellt, die bei der beabfichtigten Neform 
maßgebend fein jollten. Diefe beiden Habinettsordres haben der nun folgenden Gejeggebung 
die Direktion gegeben, namentlid die lettere enthält eine ausführlihe Darlegung der ins 
Auge zu faſſenden Gefichtspunfte. Wiederum ging, wie unter Jriedrih Wilhelm I, der 
Plan auf eine Kodififation ſowohl der Provinzialrehte wie auf die Abfafjung eines fub- 
fiviären allgemeinen Geſetzbuches. Bei der Abfaſſung des letteren jollte auf das römifche 
Necht zurüdgegangen, jedoch alles Unwejentliche, ſowie alles „nicht mit dem Naturgeſetz und 
der heutigen Verfafjung” Übereinftimmende fortgelafjen, dunkle und kontroverſe Säge durch 
klare und unzmeideutige erfeßt werden. Nach Maßgabe der in diefen Kabinettsordres ent- 
haltenen Anweifungen wurde demnädjt unter dem Vorſitz des Großfanzlers eine Kommiſſion 
von fieben Mitgliedern eingefegt, von denen der damalige Geheime Juftizrat Suarez bei 
weitem der Bedeutendite war und alsbald die Seele des Ganzen wurde. Man begann mit 
der Anfertigung von Auszügen aus dem römifchen Necht, den Landesgeſetzen und praftifchen 
Decifionen, auf diefer Grundlage wurde der Entwurf eines allgemeinen Geſetz— 
bucdes für die preußifchen Staaten ausgearbeitet und in den Jahren 1784—1788 
in ſechs Abteilungen veröffentlicht. Gleichzeitig wurden Aufforderungen zur Begutachtung 
an das Publiftum, die Behörden und einzelne ſachverſtändige Gelehrte gerichtet, ja ſogar 
Preife für die beiten Beurteilungen ausgejest. Infolgedeſſen ging eine fehr große Zahl 
von Beurteilungen ein. Aus denjelben wurde nad einem Plane von Suarez ein Auszug 
angefertigt und über diefen in der Revisio monitorum von Suarez felbjt eingehender Be: 
richt erjtattet. Die hierdurch veranlafte Umarbeitung des Entwurfes wurde zum größten 
Teil ebenfalld von Suarez veranftaltet, und nachdem ſodann noch einzelne Punkte durch be- 
fondere Kabinettsordres entichieden worden waren, wurde das Nefultat durd Patent vom 
20. März 1791 mit der Beitimmung publiziert, daß dasjelbe mit dem 1. Juni 1792 in 
Kraft treten ſollte. Durch eine auf Betrieb des fchlefiichen Juftizminifters Grafen Danfel- 
mann erlafjene Ordre vom 18. April 1792 wurde jedoch diefer Termin nochmals auf 
unbejtimmte Zeit hinausgeihoben, weil man, freilich fjehr ohne Grund, in gewiſſen Sätzen 
itaatsrechtlichen Inhalts eine Konnivenz gegen revolutionäre Bejtrebungen zu erbliden glaubte. 
Zunächſt ſchien es beinahe, als wenn das Werk überhaupt nicht ins Leben treten würde, 
doc) wurde bereits im folgenden Jahre dem Groffanzler eine Umarbeitung aufgetragen ; 
zufolge diefes Auftrages fand dann die jogenannte Schlußreviſion ftatt, bei welcher wiederum 
Suarez als Neferent und Hauptteilnehmer fungierte. Diejelbe führte indes, abgejehen von 
der Entfernung einzelner abjtrafter und deswegen ziemlich unfruchtbarer auf das öffentliche 
Neht und die Verfafjung bezüglicher Beftimmungen, im ganzen wenig Neuerungen herbei. 
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Das Ergebnis diefer legten Revifion wurde endlich durch die Kabinettsordre vom 5. Februar 
1794 unter dem veränderten Titel: „Allgemeines Landrecht für die preußifchen 
Staaten“ publiziert und hat mit dem 1. Juni 1794 für den damaligen Umfang der 
preußischen Monarchie Geltung erlangt. 

Das preußifche Landrecht hat ſehr verfchiedene Beurteilungen erfahren ; eine unbefangene 
Würdigung wird unferes Erachtens zugeben müſſen, daß dasſelbe troß mannigfacher und 
zum Teil ſehr erheblicher Mängel dennoh einen großen Fortfchritt nicht nur für Preußen, 
fondern auch in der gemeinfamen deutſchen Nechtsentwidlung zumege gebracht hat. 

Die Mängel beruhen großenteild in der übertriebenen Vorftellung, welche nicht 
nur die Nedaftoren des Yandrechts, jondern das vorige Jahrhundert im allgemeinen von der 
Macht des Gefetgebers hatte. Das Gefe galt als die alleinige oder doch hauptfächlichite 
Quelle des Rechts; allen Unvolltommenheiten des Nechtszuftandes, glaubte man, fünne und 
folle ein gutes Geſetzbuch abhelfen: Dunfelheiten und Zweideutigfeiten follten nad) diefer 
Anficht bei einem folchen entweder gar nicht vorfommen oder, wenn fie ſich fänden, durch 
bejondere geſetzliche Vorjchriften erledigt werden. Daraus ergiebt jih mit Notwendigfeit, 
daß das Landrecht allen übrigen rechtsbildenden Kräften gegenüber einen fehr engherzigen 
Standpunkt einnehmen mußte. So wird die Volfsüberzeugung nur in höchſt befchränftem 
Umfange als Rechtsquelle anerfannt, das Gewohnheitsreht iſt allein anwendbar in Gejtalt 
von Dbfervanzen, die etwas bejtimmen, mas die Gefege unbejtimmt gelaffen haben, auch 
innerhalb diefer Grenzen aber nur „bis zum Erfolge einer gefeglichen Beitimmung”, fo daß 
alfo auch hier ein Einfchreiten der Geſetzgebung fofort in Ausficht genommen wird. Ebenfo 
hegten die Nedaktoren eine Abneigung gegen jede freiere wifjenfchaftlide Behandlung des 
Nechtsftoffes. Sie betrachteten die Jurisprudenz ſowohl in ihrer theoretifchen wie in ihrer 
praftifchen Richtung als eine ziemlich überflüffige Kunft und verfehrten deshalb den richtigen 
Grundfatz, daß die richterliche Prüfung unabhängig der eigenen Überzeugung zu folgen habe 
und weder an die fogenannte communis opinio noch an Präjudizien unbedingt gebunden 
jein dürfe, zu dem unrichtigen Extrem, daß auf Meinungen der Rechtslehrer und ältere 
Ausfprühe der Richter feine Rüdficht genommen werben folle. Ya, man traute den 
Gerichten die Entſcheidung eigentlich zweifelhafter Fragen gar nicht zu, ſondern wies fie an, 
in ſolchen Fällen bei der in Berlin errichteten Geſetzeskommiſſion anzufragen. Konfequenter- 
weife mußte man bei Abfafjung des Geſetzbuches Sorge tragen, die möglicherweile vor- 
fommenden Streitfälle fomweit thunlich von vornherein zu entſcheiden; die Folge hiervon 
. war die Aufnahme zahlreicher kaſuiſtiſcher Sätze, welche eines allgemeinen Prinzips entbehren 
und eben deshalb ftatt deutlich zu fein erjt recht zu Zweifeln VBeranlaffung geben, nur 
daß diefe Zweifel wiſſenſchaftlich unfruchtbar find und lediglid für dürre Wortjtreitigfeiten 
Raum bieten. 

Diefem Standpunkte entfpricht auch der materielle Inhalt des Geſetzbuches. So löblich 
es ift, daß die Rüdficht auf die Billigfeit und Treu und Glauben überall in den Vorder— 
grund geitellt wird, jo mußte diefelbe doch, da der Gefeßgeber auch in dieſer Hinficht feine 
eigene Vernunft als oberjten Negulator anerkannte, häufig zu einer aequitas cerebrina 
führen, die weniger dazu dient, Härten zu vermeiden, als die juriſtiſche Konfequenz abzu- 
ichwächen. Hand in Hand mit der Benormundung des Nichterd geht ferner eine gleiche 
Tendenz in betreff der Staatsangehörigen, auf welche das Geſetz Anwendung finden jollte. 
In der Abficht, Übervorteilungen unmöglich zu machen, werden Kautelen aufgejtellt, die 
den Verkehr erfchweren und, wie 3. B. die für den Abſchluß der Verträge vorgefchriebenen 
Formen, vielfach das Gegenteil von dem bewirken, was dabei bezwedt war. 

Zu dem allen fommt, daß zur Zeit der Abfaſſung des Allgemeinen Landrechts die 
Grundlagen des gemeinen Rechts, das römische und deutfche Recht, noch in einer wenig 
genügenden Weife erforfcht waren und daß auch hierdurch viele Mißverſtändniſſe veranlaft 
wurden. Endlich ift aud das Syſtem des Yandrechts fehlerhaft und wie jede unrichtige 
Syſtematik zugleih die Uuelle irrtümliher Auffaflungen. Dies Syſtem beruht auf dem 
Prinzipe der fubjektiven Nechte, d. h. auf den Beziehungen, welche fich aus den einzelnen 
Nechten für das berechtigte Subjekt ergeben. Hiernach zerfällt das Geſetzbuch in zwei Teile, 
von denen der erite die einzelne Perfon als Subjeft von Vermögensrechten, der zweite da: 
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gegen die Stellung derfelben in dem Kreife der Familie und der Hausgenoffenfhaft ſowie 
in dem weiteren Zufammenhang gejellfchaftlicher Verbände und der Ständegliederung zum 
Gegenftande hat, demnächſt aber zum Staatsorganismus felbit auffteigt. Daß die Nedaf- 
toren ſich entſchloſſen haben, die alte unpafjende Schuleinteilung nad den drei Rechtsobjekten 
aufzugeben, ift nur zu billigen; allein der von ihnen ftatt deſſen eingeſchlagene Meg war 
ebenfalls nicht der richtige. Ein Syſtem, welches dem Stoffe gerecht werden will, wird 
immer von dem Weſen der verfchievenen Rechte ausgehen und daher diefe ſelbſt gegenſtänd— 
lich auffaffen müfjen. Indem die Nedaftoren diefen Gefichtspunft außer acht ließen, ge- 
langten fie zu einer Verflüchtigung des Nechtsftoffes, die für eine klare Erkenntnis und 
Daritellung desjelben feineswegs förderlih war. So wird 3. B. das Eigentum ganz ab- 
itraft als Vermögensmacht überhaupt definiert, infolgedefjen gelangten die Ubligationen 
lediglih als Titel zum Erwerbe des Eigentums zur Geltung, während das Erbrecht gänzlich 
zerrifjen und teils im erjten teils in Verbindung mit dem Familienrechte im zweiten Teile 
abgehandelt wird. 

Alle diefe Mängel bewirken, daß das Landrecht der wifjenfchaftlihen Behandlung eine 
nicht geringe Sprödigfeit entgegenfegt, und es hat lange genug gedauert, bis dieſe über- 
wunden wurde und bis eine preußifche Rechtswiſſenſchaft entſtand, welche diefen Namen in 
der That verdiente. Andererfeits jtehen aber den Mängeln Vorzüge gegenüber, die denfelben 
nicht nur die Wage halten, fondern bei der Beurteilung des Werkes im Ganzen den Aus- 
ihlag geben müfjen. Das preußifche Gejetbuch hat wenn aud in unvolltommener Weiſe, 
doc) zuerit den Beweis geliefert, daß eine organische Verſchmelzung der beiden Beſtandteile, 
aus denen unfer pofitives Recht hervorgegangen tft, nicht zu den Unmöglichkeiten gehört 
und daß es möglich tft, dem deutjchen Volke ein einheimifches vaterländifches Geſetzbuch zu 
bieten. Hier zum erjtenmal wurde die Fähigkeit der deutjchen Sprache dargethan, dem 
Rechte einen geſetzlichen Ausdrud zu geben, man braucht nur einen flüchtigen Vergleich mit 
dem Codex Maximilianeus und Fridericianus anzuftellen, um zu erfehen, auf einer wie— 
viel höheren Stufe das Landrecht in dieſer Hinficht fteht. Während namentlich der Codex 
Maximilianeus nod ein fajt barbarifches Gemisch von deutſchen und lateinischen Ausdrücken 
enthält, iſt das Preußiſche Landrecht von fremder Beimifchung beinahe ganz frei und die 
Kunftausdrüde find in einer zum größten Teil durchaus angemeffenen Weiſe übertragen. 
Das Beifpiel, welches durch das Landrecht gegeben wurde, hat denn auch zur Nacheiferung 
angeregt, und man darf mit vollem Rechte das preußifche Geſetzbuch als den Vorläufer einer 
gemeinjamen deutjchen Gefeggebung anfehen. Wenn man deshalb aud die Spaltung, welche 
durd die Kodififation Friedrichs des Großen zuerft in der deutfchen Rechtsentwidlung her- 
beigeführt worden it, beflagen mag: von einem höheren Gefichtöpunfte aus erfcheint fie 
als ein notwendiges Durchgangsſtadium für die Nechtseinheit des geſamten deutfchen Voltes. 

Das Preußische Landrecht ift zwar vorzugsweiſe privatredhtlihen Inhalts, bejchränft 
ſich aber nicht ausschließlich auf das Privatrecht, fondern umfaßt feiner Anlage entjprechend 
im zweiten Teile auch viele Partieen des öffentlichen Rechts. Der legte Titel diefes Teils 
enthält das ſpäter durch das Strafgefehbuh vom 14. April 1851 befeitigte Kriminal- 
recht. Das Privatrecht wird im meiteften Umfang behandelt, fo daß nicht bloß das ius 
generale, fondern auch Specialrechte, wie Lehnrecht, Handelsrecht, Bergrecht, eine Stelle 
finden. 

Wie erwähnt, enthält das Geſetzbuch nur fubfidiäres Recht, es ijt innerhalb feines 
Geltungsbereihes an die Stelle der bisherigen gemeinen Rechte getreten. Anfänglid; war 
beabfichtigt, zugleich mit dem Landrechte Kodififationen der Provinzialrechte zu veröffentlichen, 
fpäter wurde die Friſt hierzu noch um zwei Jahre erftredt, indes ift der Plan auch inner- 
halb dieſes Zeitraums nicht zur Ausführung gelangt, und es find in der Folge überhaupt 
nur zwei Provinzialgefegbücher publiziert worden, das oftpreußifche im Jahre 1801 und 
das weitpreußifche im Jahre 1844. In betreff aller übrigen verblieb es bei Entwürfen, 
bis man die Abficht gänzlih aufgab. Hinfichtlich diefer nicht Fodifizierten Provinzialrechte 
ift es daher lediglich bei dem bisherigen teils ungefchriebenen, teils in befonderen Geſetzen 
niebergelegten Rechte belaſſen worden. 

Seit dem Jahre 1817 wurde eine Reviſion des Preußiſchen Landrechts ins Werk geſetzt. 
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Von 1843 bis 1848 ftand Savigny an der Epite des eigens zu dieſem Zwecke ge: 
gründeten Minifteriums; das ganze Unternehmen hat indes ebenfalls nur zu Vorarbeiten 
geführt, die feit 1848 liegen geblieben find. 

Dagegen ift das Landrecht durch neuere Gefege vielfach, ſowohl in einzelnen Bejtim- 
mungen wie in größeren Abfchnitten, abgeändert worden. Bereits am 11. April 1803 wurde 
ein erfter Anhang publiziert, welcher die bis dahin ergangenen Änderungen und Er— 
gänzungen zufammenftellte und deſſen Beltimmungen betreffenden Orts eingefchaltet find. 
Meitere Anhänge, wie wohl urfprünglich beabfihtigt war, find nicht erfchienen. — Die 
fonftigen Änderungen, welche der privatrechtliche Teil des Preufifchen Landrechts erfahren 
hat, beziehen fich vorzugsweife auf das Vermögensrecht, find auf diefem Gebiete aber höchſt 
eingreifender Art geweſen. Zum Teil haben diefelben zugleich eine publiziftifche Bedeutung, 
fo diejenigen Geſetze, melde die Freiheit des Grundeigentums hergejtellt und durchgeführt 
haben. Sie entjtammen teils der Stein-Hardenbergifchen Periode, teils der durch das Jahr 
1848 und jeine Folgen veranlaßten Gefeggebung. Neben diefen Gefegen ift hier, da auf 
die Einzelheiten nicht näher eingegangen werden fann, namentlid der Wechjelordnung und 
des Handelsgeſetzbuchs zu gedenken, die, gegenwärtig zum gemeinen Recht des Deutfchen 
Reiches erhoben, bekanntlich mwejentlih auf preußifchen Vorarbeiten beruhen und den Verkehr 
mit beweglihen Sachen großenteild auf neue rechtlihe Grundlagen gejtellt haben. Bon 
ähnlicher Bedeutung, wenngleich für ein fleineres Gebiet bejtimmt, ift das preußiiche Berg- 
gejeg vom 24. Juni 1865. Dasſelbe ijt bereits das Vorbild anderer jeitvem ergangener 
deutſcher Gefeßgebungen geworden. Ferner ift durch die Gefeße vom 5. Mai 18721 das 
gefamte Immobiliarſachenrecht völlig umgeftaltet. Auch hier wird eine weitere Nachwirkung 
nad) außen wie nach innen nicht fehlen. Eine ähnliche Bedeutung hat die Vormundſchafts— 
ordnung vom 5. Juli 1875, die für den ganzen Umfang der Monarchie ein einheitliches 
Vormundicaftsrecht nefhaffen hat. Mannigfache höchſt eingreifende Änderungen des preußi- 
fchen Privatrehts hat endlih auch die Neichsgefeßgebung zur Folge gehabt, jo dak von 
dem als Ganzes gedachten Geſetzbuch in der That nur nod vereinzelte Bruchſtücke in 
Geltung find. 


85. Das Dfterreihifhe Gefegbud. Aus ähnlichen Bedürfniffen und An- 
regungen wie das Preußiſche Landrecht iſt das Dfterreihiihe bürgerliche Geſetzbuch hervor- 
gegangen?. Nachdem bereits jeit Anfang des achtzehnten Jahrhunderts Verſuche gemacht 
waren, eine einheitliche Gefeggebung für Böhmen und Mähren herbeizuführen, feste Maria 
Iherefia (1753) eine „Kompilations-Kommiffion” ein, mit der Aufgabe, einen Codex 
‘Theresianus, d. h. ein „ficheres, gleiches Necht” für fämtliche deutſch-böhmiſche Erbländer 
zu redigieren. Die Hauptmitglieder diefer anfänglich zu Wien, fpäter zu Brünn tagenden 
Kommiffion waren Joſeph Azzoni, Advofat und Profeffor aus Prag, und Regierungsrat 
Holger aus Wien. Nach dem zu Grunde gelegten Plane follte das materielle Necht in drei 
Zeilen: Perſonenrecht, Sachenrecht, Necht der Verbindungen, abgehandelt werden. Ein vierter 
Teil follte den Prozeß enthalten, indes wurde die Bearbeitung desfelben bald nänzlid von 
der des Givilrehts getrennt. Im Jahre 1755 war der erite Teil vollendet, ein höchſt weit- 
ſchweifiges Werk, deſſen Tert allein drei ftarfe Foliobände umfaht?. Bereits die Einfen- 


ı Hierher gehört namentlich das Gefeg über den Eigentumserwerb und die dingliche Belaftung 
der Grundjtücde, Bergwerfe und jelbjtändigen Geredtigkeiten und die in Berbindung damit ftehende 
Grundbuchsordnung. Beide Geſetze waren uriprünglich nur für diejenigen Gebiete beftimmt, in denen 
das Allgemeine Yandredht und die Hypothekenordnung von 1783 Geltung hatten, find aber fpäter 
auch in den gemeinrechtlichen Yandesteilen der Monarchie eingeführt worden. 

® Unger, Syſtem des öfterreihiichen allgemeinen Privatrehts. 2. Aufl. 15 fi.; v. Kirch— 
ftetter, Kommentar zum Üfterreihiichen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch S. 1 ff. Neuerdings 
beionders: Harras Nitter v. Harraſowski, Geſchichte der Kodififation des öfterreihiichen Civil 
rechts. Wien 1868. Derfelbe, Der Codex Theresianus und feine Umarbeitungen. 5 Bde. 1883 -86. 
v. Domin-Petrushevecz, Neuere öfterreichiiche Rechtsgeſchichte. Wien 1869. 

? Die von Holger herrührenden Motive füllen 17 Foliobände! 
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dung der erjten Kapitel hatte in Wien zur Berufung einer Prüfungstommiffion Veranlaffung 
gegeben, dieſe bejchränfte fi) indes nicht auf eine bloße Prüfung, fondern unternahm eine 
völlige Umarbeitung des ihr vorgelegten Operates. Die Brünner Kommiffion fand ſich 
hierdurch entmutigt und unficher gemacht, fo daß fich fchlieglich ein geveihliches Fortarbeiten 
derfelben nicht mehr erwarten ließ. Die Folge hiervon war, daß im Jahre 1756 ihre 
Auflöfung ausgeiprochen und die Weiterführung der Arbeiten der Wiener Kommiſſion über- 
wiefen wurde. Azzoni und Holger traten in letere ein. 1761 jtarb erjterer, nad 
Umarbeitung des eriten Teiles mit dem zweiten bejchäftigt. In bderfelben Zeit fchied 
Holger von der Beteiligung am Civilgeſetzbuch aus; feine Thätigfeit wurde auf das eben- 
falls im Werke befindliche Kriminalgefegbud; beſchränkt. Den mwejentlihen Teil der Arbeiten 
übernahm von da an der Hofrat Zenfer, der ſchon bei Zebzeiten Azzonis mit herangezogen 
worden war. Er bradte bis zum Jahre 1766 den Entwurf des ganzen Codex There- 
sianus zu ftande. Wiederum erregte jedoch die Weitſchweifigkeit der Arbeit gerechte Bedenten. 
Der Entwurf beſtand aus acht Bänden, war in einem breiten, fchleppenden Stile abgefaßt 
und enthielt vieles, was allenfalls in ein Lehrbuch, aber durchaus nicht in das Geſetzbuch 
paßte!. Auf diefe Mängel wies namentlidh Fürſt Kaunitz hin. Infolgedeffen wurde 
von neuem eine Kompilationsfommifjion eingejegt?; gleichzeitig fand im Staatsrat durd 
oh. Bernd. Horten eine Umarbeitung des Entwurfes jtatt. 1772 begannen die Be- 
ratungen über den letteren in der Kompilationskommiſſion, die bis 1776 fortgeführt 
wurden, dann aber ohne bejondere Veranlaffung ins Stoden gerieten, vornehmlich wohl des- 
wegen, weil in den letten Negierungsjahren der Kaiferin die herrjchende Stimmung einer 
einheitlichen Neichsgefeggebung überhaupt abhold geworden war. 

Unter Joſeph II wurde die geſetzgeberiſche Thätigfeit wieder aufgenommen. Mittels 
Patent vom 1. November 1786 wurde der erjte Teil des nochmals überarbeiteten Codex 
Theresianus als Joſephiniſches Geſetzbuch publiziert®. Es war urſprünglich die Abficht 
vorhanden, die übrigen Teile des Gejetbuches ebenfalls ſtückweiſe ins Leben treten zu laſſen. 
Indes blieb das Vorhaben unausgeführt, da es nicht gelang, diefelben aus dem Stadium 
der Vorbereitungen zu löjen. 

Unter Leopold II machte ſich wiederum ein Rückſchlag geltend. Die Kompilations- 
fommiffion wurde aufgelöft (2. April 1790) und unter dem PVorfit des Freiherrn von 
Martini eine neue Kommifjion eingefegt, der lediglich die Unterfuhung der „bis nun 
ergangenen” Geſetze, nicht aber die weitere Redaktion des Geſetzbuches übertragen wurde. 
Indes machte man hier diefelbe Erfahrung wie zwei Jahre fpäter Graf Danfelmann 
in Preußen. Die Dinge waren zu weit vorwärts gegangen, ald daß noch eine dauernde 
Reaktion möglich gewejen wäre. Auch die eben genannte Kommiffion wandelte die Wege 
ihrer Vorgängerin und überarbeitete und revidierte ſowohl das Joſephiniſche Geſetzbuch wie 
die fonft vorhandenen Entwürfe. In den Jahren 1794 und 1796 war abermals ein Ent- 
wurf in drei Teilen fertig. Derjelbe wurde durch den Drud veröffentlicht und den juriftischen 
Fakultäten der Univerfitäten ſowie eigenen, in den Bezirken der Appellationsgerichte ge- 
bildeten Kommiffionen zur Begutachtung überwieſen, zugleich aber auch probemweife in Weſt— 
galizien und bald darauf auh in Djtgalizien als Geſetzbuch eingeführt (Februar und 
September 1797). 

Es dauerte vier Jahre, bis die erforderten Gutachten fämtlich abgegeben waren. Die 





= — —— iſt ebenſo wie feine ſpäteren Bearbeitungen neuerdings herausgegeben, val. oben 
[3 nm. “ 

? Ein faiferlihes Handichreiben vom 4. Auguft 1772 ftellte die Grundſätze feit, nach denen die 
Kompilationsfommifftion verfahren follte. In demjelben wurde namentlich gefordert, dab die Kom— 
miſſion alles fortlaffen folle, wad nicht in den Mund des Gefetgebers, jondern ad cathedram gehöre. 
Es wurde ferner möglichite Kürze und Deutlichkeit, Übergehung der casus rariores und Beſchrän— 
fung auf allgemeine Prinzipien, Berüdfichtigung der natürlihen Billigkeit neben und über dem 
römifchen Recht gefordert. 

Das Joſephiniſche Geſetzbuch iſt am 1. Januar 1787, für Galizien am 1. Mai 1757 in 
Kraft getreten. Sorten war bereitö vor der Publikation verjtorben. Sein Erſatzmann war der 
Freiherr v. Kees. 
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Prüfung derfelben fand durch eine Hoffommiffion ſtatt, in welcher der Hofrat Zeiller, 
der nachmalige Kommentator des bürgerlihen Geſetzbuches, das Referat führte. Sie nahm 
fernere fünf Jahre (bis 1806) in Anfprud, und darauf erfolgte während der nächſten zwei 
Jahre eine nochmalige Durhprüfung dur ein fleineres Komitee, jo daß der ganze Entwurf 
endlich 1808 dem Kaiſer überreicht werden fonnte. Defjen Entſchließung ließ abermals bei- 
nahe zwei Jahre auf ſich warten; fie ging dahin, daß die Kommiſſion aufgefordert wurde, 
noch gemwifje im Staatsrat geltend gemachte Bedenken in Erwägung zu ziehen. Dieſer Auf- 
forderung wurde raſch entſprochen. Nachdem endlich nod einige auf fisfalifhen Rüdfichten 
beruhende Beanjtandungen überwunden waren, erfolgte die faiferlihe Genehmigung am 
7. Juli 1810 und mittels des Kundmadhungspatentes vom 1. Juni 1811 wurde das Werf 
unter dem Titel: „Allgemeines bürgerlihes Geſetzbuch“ in allen damals zu Dfter- 
reich gehörigen Provinzen mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen publiziert!. Auch 
hier iſt jpäter (Patent vom 29. Mai 1853) die Einführung erfolgt, indes, was Ungarn 
betrifft, nur vorübergehend, da infolge der Ereianifje des Jahres 1860 die Geltung des 
öfterreichifchen Necht3 in Ungarn wieder befeitigt wurde. Durch einen Beſchluß des ungarischen 
Landtages aus dem Jahre 1861, der fich den Vorfchlägen einer vom iudex curiae nad) 
Peſt berufenen Konferenz (Suderkurialfonferenz) anſchloß, wurden die früheren ungarischen 
Gefege mit einzelnen Nachträgen und Abänderungen wieder in Kraft geſetzt. Nad den 
neuejten Berichten ift man in Ungarn mit der Herjtellung eines eigenen Geſetzbuches be- 
ſchäftigt. Von demfelben ift der Entwurf des allgemeinen Teils im Drud erfchienen, der 
neben dem Oſterreichiſchen Geſetzbuch namentlih das privatrechtlihe Geſetzbuch für den 
Kanton Zürih und das ſächſiſche bürgerliche Geſetzbuch berüdfichtigt. Neuerdings find Ent- 
würfe des Obligationenredhts und des Erbrechts gefolgt ?. 

Das Ofterreichifhe Geſetzbuch zerfällt nach einer furzen Einleitung in drei Teile; der 
erite handelt vom Perſonenrechte, der zweite vom Sachenrechte, der dritte von den gemein- 
ſchaftlichen Beitimmungen der Perfonen- und Sachenrechte. Im eriten Teile ift herfömm- 
liherweife auch das Familienrecht enthalten. Eigentümlich ift die Einteilung der Sachen— 
rechte in dingliche Rechte und perfönliche Sachenrechte; erjtere find folche, welche einer Perſon 
über eine Sache ohne Rüdfiht auf gewiſſe Perſonen zuftehen ; letztere jolche, vermöge welcher 
eine Perfon einer andern zu einer Zeiftung verbunden ift. Zu den erjteren werden ge- 
rechnet: Belis, Eigentum, Dientbarteiten, Pfandrecht und Erbrecht; die zweite Klafje bilden 
die Obligationen, unter denen aber mitteninne auch das eheliche Güterrecht erörtert wird. 
Ganz zujammenhangslos ift der dritte Teil, der in vier Abſchnitten von der Entitehung, 
Umänderung, Aufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten und endlich von der Verjährung 
und Erfigung handelt. 

Abweichend von dem Preußifchen Landrechte hat das Oſterreichiſche Geſetzbuch nicht bloß 
fubfidiäre Geltung. Urfprünglicd wollte man zwar auch in Ofterreih nad preußiſchem Vor- 
bilde die Provinzialrechte in bejonderen Gefegbüchern ſammeln; indes wurde dieſe dee 
jpäter aufgegeben und durch ein Dekret vom 13. Juli 1811 geradezu erklärt, „daß Se. Ma- 
jejtät feinem befonderen Recht oder Statuten für die einzelnen Provinzen neben dem All: 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuch jtattzugeben befunden habe”. Die in dem Geſetzbuch ent: 
haltene Beitimmung, daß die nad der Kundmachung desfelben von den Yandesfürjten aus- 
drüdlich bejtätigten Statuten einzelner Provinzen und Yandesteile Geſetzeskraft haben follten, 
ift demnach nicht zur Verwirklichung gelangt. Das Gemwohnheitsrecht wird noch ungünftiger 
behandelt als im Preußiſchen Yandrechte; auf Gewohnheiten ſoll nur in den Fällen, in 
welchen ſich ein Geſetz darauf beruft, Nüdjicht genommen werden (Art. 11). Da dies aber 
in der That nirgends der Fall it, fo ift dieſer Nechtsquelle jede Anwendbarkeit verjagt. 
Dagegen wird der Richter da, wo ſich die Entſcheidung weder aus den Worten nod aus 
dem natürlichen Sinne eines Geſetzes entnehmen läßt, auf die Analogie und in subsidium 
auf die „natürlichen Rechtsgrundſätze“ hingewieſen. 

Dem Gegenitande nach beichränkt fich das Oſterreichiſche Gejegbud auf das Privatrecht 
ı fiber die fpäteren Bublifationspatente vgl. v. Kirchſtetter a. a. O. ©. 3. 


* Val. über den derzeitigen Stand der ungarischen Kodififation S. Mayer, Die Entwidlung 
der Juftisgefeggebung in Ungarn. Wien 1888. S. 10. 
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und zwar auf das ius generale; die Specialrechte bleiben gänzlich ausgeſchloſſen. Ebenſo 
find alle jogenannten politischen Geſetze außer Betracht gelaſſen; dieſer Begriff ijt weiter 
gefaht, als gewöhnlich zu geſchehen pflegt, jo daß 3. B. auch Hypothefen- und Vormund- 
Schaftsorbnungen ſowie die Beitimmungen über die Verlaſſenſchaftsabhandlung dahin ge: 
zählt werden. Rückſichtlich diefer Materien hat das Geſetzbuch den früheren Nechtszuftand 
nicht verändert; durch die ſpätere Geſetzgebung ift dies allerdings vielfach gefchehen. 

Die Klippe der Kafuiftif ift im dem Oſierreichiſchen Gefegbuche vermieden, der Inhalt 
it faſt überall auf allgemeine Begriffe reduziert, jo daß der Umfang des Ganzen im Ver— 
gleih zum Preußiſchen Landrecht jehr fompendiös if. Wenn dies als ein Vorzug betrachtet 
werben darf, jo ijt andrerſeits damit doch auch ein Mangel verbunden, infofern die all 
gemeinen Grundfäße vielfach dürftig und unlebendig find und den Richter bei der Entſchei— 
dung einzelner Fälle im Stich lafjen. Die Verweifung auf die Analogie und das natür- 
lie Necht gewährt in jolchen Fällen erflärlicherweife nur eine fehr problematifche Aushülfe. 
Auch das Ofterreichifche Geſetzbuch beruht auf der mangelhaften Grundlage, welde die ge 
meinrechtliche Wiffenfchaft des vorigen Jahrhunderts darbot, und es find infolgedeſſen viel- 
fach prinzipiell falfche Auffafjungen und verkehrte Begriffsbeftimmungen in dasjelbe über- 
gegangen. Wie in Preußen hat es auch hier lange gedauert, bis die Fortſchritte der 
neueren Miffenfchaft für das Partikularrecht fruchtbar gemacht wurden; durd das zuerjt 
1856 erjchienene, leider unvollitändig gebliebene Meifterwerf von Unger ift diefem Mangel 
für einen Teil des Geſetzbuches auf das glänzendfte abgeholfen, und die ſeitdem dem öjter- 
reihifchen Rechte zugewendeten Bemühungen haben, eben weil fie von einem wahrhaft 
wiſſenſchaftlichen Geifte belebt find, auch auf das gemeine Recht den förderlichſten Einfluß 
ausgeübt. 


856. Der Code eivil. Nächſt diejen beiden einheimifchen Geſetzbüchern ift hier 
der franzöfifchen Kodififation zu gedenken!, welde im Gefolge der Napoleonifchen 
Kriege nad) Deutjchland eingedrungen und von der folgenjchwerften Bedeutung für die Ent- 
widlung unſerer Nechtszuftände geworden ift. Frankreich zerfiel von alters her in das pays 
du droit &erit und das pays coutumier, jenes den vorwiegend romanifchen Süden, diejes den 
Norden umfafjend. In erſterem bildete das römifche Recht, in letterem das bejonders jeit 
Ende des fünfzehnten Jahrhunderts aufgezeichnete, großenteils auf germanifcher Grundlage 
beruhende provinzielle und lofale Gewohnheitsrecht (droit coutumier) den Hauptbeitandteil 
des geltenden Rechts. Doc fehlte e8 weder in dem pays du droit &erit ganz an Cou- 
tumes, nod war im Norden das römische Necht völlig ausgeſchloſſen. Denn einerfeits 
hatten im Yaufe der Zeit die Coutumes felbjt vielfach römiſche Elemente in ſich aufgenom: 
men, andererſeits fam auch, abgejehen hiervon, in diefen Ländern das römische Necht zur 
Geltung, wenngleich mehr als raison terite wie als unbedingt anmwendbare Norm. So 
beitand in den einzelnen Teilen des franzöfifhen Reichs ähnlich wie in Deutjchland eine 
bunte Mannigfaltigteit verfchiedener Partikularrechte, und es mußte deshalb hier ebenfalls 
das Bedürfnis und der Plan einer gemeinfamen Gefetgebung entjtehen. Schon die Könige 
hegten derartige Abfichten, die Ausführung aber war fpäteren Jahrhunderten vorbehalten ; 
fie wurde erft möglich, als durch die Revolution und den Napoleonismus der Staatsgewalt 
neue Energie eingeflößt worden war. Gleich im Beginne der Revolution wurde diefe Auf- 
gabe ins Auge gefaßt; bereits die Konftitution von 1791 enthielt die Verheifung: il sera 
fait un code de lois civiles commun & tout le royaume, Doch machte erft der 
Nationalkonvent fih wirklih ans Wet; Cambacerts legte als Berichterftatter einer 
von demfelben ernannten Kommiffion im Auguft 1793 einen Entwurf vor, der indes nicht 
die Zuftimmung des Konvents erlangte, weil er nad) der Anficht desjelben nicht entſchieden 
genug mit dem ancien rögime gebrochen hatte, was freilich nad den mitgeteilten Proben 
höchſt wunderbar erjcheint. Nach Bejeitigung der Schredensherrihaft wurden von neuem 
Berfuche angeftellt, doch ohne glüdlihen Erfolg. Wiederum wurde hierauf in dem Geſetz 

! Badariä, Handbuch des franzöfiihen Civilrehtd. Herausgegeben von Anihüb. 1 8I 7 ff.; 
Schäffner, Gedichte der Rechtsverfaſſung in Frankreich IV 304 fi. 
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über die Einführung des Konfulats (9. Brumaire an VIII) das baldige Erjcheinen eines 
Givilgefegbuhs in Ausficht geitellt, und diesmal gab die Perfönlichfeit des eriten Konfuls 
einen fräftigen Impuls. Er betraute vier Männer: Trondhet, Rortalis, Bigot de 
Preameneu und Maleville, mit der Ausführung. Diefelben verteilten die Arbeit 
nad Materien unter fih und braten fie in vier Monaten zu Ende. Der Entwurf ge: 
langte nach einer Begutachtung durch die Appellationsgerichte und den Kafjationshof an den 
Staatsrat, an defjen Beratungen Bonaparte ſelbſt thätigen Anteil nahm. Hierauf gingen 
die einzelnen Titel des Geſetzbuchs an die gefegebende Verfammlung, in welcher Regierungs- 
redner ein expose des motifs de la loi beifügten. Die legtere bejchloß jedoch auf Antrag 
des Tribunats Verwerfung des erjten Titels, und da in betreff des zweiten Titels ein 
gleicher Antrag gejtellt war, jo wurden im Januar 1802 fämtliche Vorſchläge zurüdgezogen. 
In den Jahren 1803 und 1804 erfolgte eine neue Vorlage und nunmehr die Annahme 
fämtlicher Vorfchläge. Das ganze Werf wurde dur ein Geſetz vom 30. Ventöſe XII 
(20. Mär} 1804) als Code eivil des Frangais promulgiert; im Jahre 1807, nad Ein- 
führung der faiferlihen NRegierungsform, erhielt dasfelbe den Titel Code Napoleon. 

Das franzöfifche Civilgefegbuch befteht aus drei Büchern, denen ein titre pr@liminaire 
voraufgeht. Das erfte Buch handelt des personnes (Perfonen- und Familienredht), das 
weite des biens et des differentes modifications de la propriete (Einteilung der Sachen, 
Eigentum, Berfonal- und Prädialjervituten), das dritte des difförentes manieres dont on 
acquiert la propriste (Erbfolge, Schenkungen unter Lebenden und Teftamente, Obligationen, 
Sicherungsmittel, Verjährung). — Das Verhältnis zum früheren Net ift durd das Ein- 
führungsgefeg dahin beftimmt, daß durch den Code ſowohl das römische Recht wie die Or— 
donnanzen, eoutumes, Statuten und Neglements, foweit fie fih auf Gegenjtände beziehen, 
die im Code berührt werden, ihre Geltung verloren haben. Mit anderen Worten: für das 
ganze Gebiet des Civilrechts kommen alle diefe Rechtsquellen höchſtens noch als Hülfsmittel 
für die interpretation in Betracht. Nur die Fälle, in denen der Code fih ausdrüdlich 
auf Gewohnheiten oder auf frühere Geſetze beruft, machen hiervon eine Ausnahme. 

Seinen Inhalt hat der Code zum großen Teil aus dem bis dahin in Frankreich gel- 
tenden Necht geihöpft. Vielfach liegen die coutumes zu Grunde und namentlih hat die 
Coutume de Paris Berüdfichtigung gefunden, daher erklärt es fi, daß die Beitimmungen 
desjelben jo häufig auf germaniſche Wurzeln zurüdweifen. Was den Wert des Gejeßbuches 
anlanat, jo gilt dasjelbe den Franzoſen als ein Gegenjtand des Nationaljtoljes, als ein 
würdiges Denfmal ihrer glorreichiten Zeit. Deutſche Beurteiler haben ihm Unvollſtändig— 
feit, Oberflächlichfeit, eine mechanische und unmiffenichaftliche Behandlungsweife vorgeworfen. 
Savigny nennt es geradezu eine politiiche Krankheit. Daß diefe Ausftellungen in vieler 
Hinficht begründet find, läßt fich nicht leugnen, die Gerechtigkeit erfordert aber, ihnen gegen: 
über die meift präcife, logische Sprache, die Durchfichtigfeit, Schärfe und Kürze der einzelnen 
Beitimmungen als Vorzüge anzuerkennen. Wenn man ferner mit Recht einen Nachteil darin 
erbliden mag, daß häufig das politifche Element über das technifche das Übergewicht erlangt 
hat, fo hat doch andererfeits gerade dieſe politifhe Tendenz die Wirkung gehabt, daß die 
Rechtsaleichheit gegenüber den zahlreihen Zerflüftungen und Abhängigfeitsverhältniffen, melde 
namentlich infolge der Ständeunterfchiede das Privatreht bis dahin getrübt hatten, zum 
volliten Ausdrud gefommen ift. Diefe Bedeutung des Code hat denfelben auch den Be- 
mwohnern des linfen Rheinufers vorzugsmweife wert gemacht, und er ift infolgedeſſen troß 
der einflußreichiten Bejtrebungen der Neftaurationszeit bis heute in dem größten Teil der 
preußifchen Rheinprovinz, in Nheinbayern, Rheinheſſen, dem oldenburgifchen Fürftentum 
Birkenfeld und in einer teilmeis abgeänderten, auch mit Zufägen verfehenen authentiſchen 
Überjegung im Großherzogtum Baden in Geltung geblieben. Ebenſo gilt er im Reichsland. 


87 ‚Der Gedanke eines deutjhen Nationalgefegbudhes. Thibaut 
und Savigny. Mit dem Wiedererwachen des Nationalgefühls, welches infolge der Frei— 
heitsfriege eintrat, wurde von neuem der Wunſch nad) einem gemeinfamen deutichen Gefeb- 
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buch erregt. Nach der Abwerfung des fremden Joches verlangte man zwar die Vertilgung 
der von der Fremdherrſchaft zurüdgelaffenen Spuren auch auf dem Gebiete des Rechts, aber 
man jträubte ſich doch ebenfo gegen eine unbevingte Wiederherjtellung der früheren Zu- 
jtände. Die Herbeiführung eines allgemeinen bürgerlichen Nechts für ganz Deutſchland ſchien 
bei dem Aufſchwung der Geifter nit nur innerhalb des Erreihbaren zu liegen, jondern 
auch einen wünfchenswerten Erſatz für das fehlende Band politifcher Einheit darzubieten. 
Diefer Gefinnung wurde durch Thibaut in der 1814 erfchienenen Flugfchrift: „Über die Not- 
wendigfeit eines allgemeinen bürgerlichen Nechts für Deutſchland“ ein warmer Ausdrud 
verliehen!. Er verlangte, daß ein deutfches Nationalgeſetzbuch von Deputierten aus allen 
deutichen Ländern abgefaft und demnächſt „wie ein Völfervertrag unter die feierlihe Ga- 
rantie der auswärtigen großen alliierten Mächte gejtellt werde“. 

An diefe Thibautfhe Schrift knüpft fich eine Polemik, die ſowohl um ihrer ſelbſt willen 
wie wegen des Einfluffes, den fie auf die Richtung der gefamten deutſchen Rechtsentwidlung 
gehabt hat, von der größten Bedeutung iſt. Angeregt durh Savignys berühmte, 
unmittelbar gegen Thibauts Vorfchläge gerichtete Schrift: „Vom Beruf unferer Zeit für 
Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft“ ?, verpflanzte fie fi bald in weitere Kreife und nahm 
einen über die gewöhnlichen Dimenfionen wiſſenſchaftlicher Streitfragen weit hinausgehenden 
Umfang an. 

Savigny erhob gegen jene Forderung zunächſt den Einwand, daß die Zeit zur Ab- 
faffung eines derartigen Geſetzbuches nicht reif fei; es fehle ſowohl die wiſſenſchaftliche Be— 
fähigung wie diejenige Bildung der Sprache, welche zu einem präcifen Ausdruck juriftifcher 
und namentlich gejeglicher Bejtimmungen erforderlich fei. Dies fuchte er durch einen Hin- 
weis auf die Mängel der Rechtswiſſenſchaft feiner Zeit ſowie durd eine ausführliche Er- 
örterung der bereits vorhandenen Geſetzbücher und der ihnen anhaftenden Unvollfommen- 
heiten näher zu begründen. Allein wenn hiernach auch fpäteren Generationen die Möglich- 
feit, ein derartiges Werf zu ftande zu bringen, nicht gerade abgeiprodhen wurde, jo war 
doch der Kern der Schrift gegen jede Kodififation, wenigſtens auf dem Gebiete des mate- 
riellen Nechts, gerichtet. Als das Wünſchenswerteſte wurde bezeichnet, daß das Recht durd) 
die inneren jtillwirfenden Kräfte der Volfsüberzeugung fortgebildet und daß der Zufammen- 
hang diefer Entwidlung durch Eingriffe des Geſetzgebers möglichft wenig unterbrochen würde. 
Demnad verlangte er für die Länder, wo feine Kodififationen eriftierten oder mo der Code 
gegolten hatte, der unter allen Umſtänden bejeitigt werden follte, Beibehaltung oder Wieder- 
einführung der früheren Verbindung von gemeinem Rechte und Landesrechten, jo daß die 
geſetzgeberiſche Thätigkeit fi) hier, von politifchen Geſetzen abgefehen, wejentlich auf die Ent- 
ſcheidung von Kontroverjen und auf eine Verzeichnung alter Gewohnheiten bejchränfen jollte. 
In Öfterreich und Preußen dagegen, wo bereits einheimifche Gejegbücher eriftierten, follte 
ein wiſſenſchaftliches Studium des Rechts, namentlich auf hiftorifhem Wege, den unter- 
brochenen Zufammenhang mit dem gemeinen Recht möglichit wiederherjtellen. Die Vertiefung 
in die gefchichtlihe Seite des Rechts forderte Savigny auch von den gemeinrechtlichen Ju— 
riften, und in der hierdurch anzubahnenden wiſſenſchaftlichen Gemeinfchaft fand er zugleich 
das wirkſamſte Mittel zur Befeftigung der nationalen Einheit und zur Herbeiführung eines 
nationalen Rechts. 

Das große und unvergängliche Verdienſt der Savignyfchen Schrift befteht darin, daß 
hier zum erjtenmal mit Nachdruck auf die gefhichtliche Seite des Nechts und auf die Wich— 
tigfeit der hiftorifchen Methode hingewiefen worden ift. Sie hat aus diefem Grunde eine 
epochemachende Bedeutung für die Nechtswiflenfchaft erlangt und darf, wenngleich die An- 
fänge jener Richtung weiter zurüdliegen, doch als der eigentliche Ausgangspunkt jener redhts- 
wiſſenſchaftlichen Schule betrachtet werden, die ſich vorzugsweiſe die hiftorifche nannte und 
deren Anhänger mit ebenfoviel Eifer als Erfolg auf die Wege des Meifters eingingen. Co 
danfenswert aber auch der Impuls ift, der hierdurch den wiſſenſchaftlichen Bejtrebungen ge- 





; 3 Wieder abgedruckt in des Verfaſſers civiliftifhen Abhandlungen. Heidelberg 1814. S. 404 
is 466. 
® Zuerft ebenfalls Heidelberg 1814, in zweiter Aufl. 1328 erjchienen. 
v. Holgenborff, Encytlopädie. I. 5. Aufl. 26 
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geben wurde, fo ift es andererfeits zu beflagen, daß die Argumentationen Savignys zu einer 
Art PVarteiprogramm gemacht wurden für alle diejenigen, welche aus irgend einem Grunde 
den populären Forderungen der Zeit nicht genügen mochten. Da ſich im Gegenfat hierzu 
gleihfalld eine Partei fammelte, jo fonnte es nicht fehlen, daß fich die Unbefangenheit des 
Urteils trübte und daß auf beiden Seiten vielfach extreme und unhaltbare Meinungen ver: 
fochten wurden. 


Trog der Wandelungen, welde ſich jeit dem Erſcheinen der Savignyſchen Schrift 
ſowohl in der politifchen Geftaltung wie in den Anfchauungen der deutſchen Nation voll- 
zogen haben, find dieſe Gegenſätze auch jetzt nod nicht völlig gehoben. Der Ruf nad) 
Geſetzbüchern für Deutſchland im allgemeinen und fpeciell für die Länder des gemeinen 
Rechts Hat fich dur die Bedenken der hiftorifchen Schule nicht abweifen laffen, ift im 
Gegenteil immer lauter geworden und hat in immer weiteren Kreifen Anerfennung und 
zum Teil auch VBerwirklihung gefunden. Andererfeits find es im ganzen ſtets dieſelben 
Befürchtungen, die ſich jedem neuen Schritt in diefer Nichtung entgegenftellen: daß die 
Freiheit der mifjenschaftlihen Bewegung und der praftifchen Anwendung gehemmt, die 
Kontinuität der Entwidlung unterbroden werden würde. Von einer gemeinfamen Ge- 
feggebung für ganz Deutichland insbefondere beforgt man eine tote Uniformität, die aller- 
dings, wenn fie fih bloß in der Unterdrüdung der Befonderheiten wirkſam zeigen und nicht 
jelbjt die Quelle neuen Lebens fein würde, gegenüber der Mannigfaltigfeit der Partifular- 
rechte fein Fortichritt wäre!. 


88. Geſetzgebung bis zur Gründung des norddeutfden Bundes. 
Was zunächſt Die Kodifikationen einzelner deutſchen Länder anlangt, ſo ſind neuerdings Ent— 
würfe zu Civilgeſetzbüchern in Heſſen-Darmſtadt (1842) und in Bayern (ſeit 1861) 
publiziert worden. Von dem heffifchen Entwurf jcheint frühzeitig Abftand genommen zu 
fein. Dagegen iſt der bayerifche bis zu einem vorgerüdten Stadium der Beratung gefördert 
und wäre wohl zum Abſchluß gebracht worden, wenn nit die auf das einheitliche deutſche 
Recht gerichteten Beſtrebungen in den Vordergrund getreten wären. Gerade in Bayern wird 
das Bedürfnis nach einer Kodifikation beſonders lebhaft empfunden, weil hier durch die po— 
litiſchen Ereigniſſe ſehr verſchiedenartige Beſtandteile zu den alten Provinzen hinzugekommen 
ſind und infolgedeſſen eine größere Verſchiedenartigkeit des Rechts und ber rechtlichen Grund- 
lagen vorhanden iſt als vielleicht in einem anderen deutſchen Staate. Aus dem oben Be- 
merften erflärt fi, daf man, um diefem Mangel abzuhelfen, auf ein neues Werk bedacht 
fein mußte und nicht etwa vom Codex Maximilianeus ausgehen fonnte. 


Wirklich zu ftande gelommen tjt in neuefter Zeit ein Civilgefegbud für das Königreich 
Sadjen. Der Plan einer Kodififation datiert hier aus dem Anfang diejes Jahrhunderts, 
doch wurde erſt 1846 zu diefem Zweck eine Kommiffion eingefeßt. Der Entwurf, der aus 
den Beratungen derjelben hervorging, wurde in den Jahren 1851 und 1852 mit allgemeinen 
und ſpeciellen Motiven veröffentlicht, infolge der eingegangenen Beurteilung, namentlich in— 
folge einer ſehr ungünſtigen Kritik von Wächter?, aber zurückgezogen und nochmals um— 
gearbeitet. Das Ergebnis dieſer Umarbeitung, welches demnächſt auch die Zuſtimmung der 
Ständeverfammlung erhalten hat, it das am 2. Januar 1868 publizierte, feit dem 1. März 
1865 in Wirkſamkeit getretene bürgerliche Geſetzbuch. Dasſelbe zerfällt in fünf Teile: Al: 
gemeine Beitimmungen, Sachenrecht, Recht an Forderungen, Familien- und Vormundichafts- 
recht, Erbichaftsredht. Der inhalt erjtredt fih nur auf das allgemeine Privatrecht, nicht auf 
die Specialrechte, inſoweit aber werden alle früheren Gefege, deren Gültigkeit nicht ausdrück— 
lich vorbehalten ift, aufgehoben. Das Gewohnheitsrecht ijt überhaupt nicht als Nechtsquelle 
anerfannt ; Gewohnheiten fommen nur als nterpretationsmittel bei der Begründung fub- 
— Nechte in Betracht. 





! Borftehende Süße find unverändert aus den früheren Auflagen übernommen. Auch dem 
Entwurf des bürgerlichen Gefegbuches gegenüber find, wie demnädit noch zu erwähnen, dieſelben 
Bedenken geltend gemacht worden. 

Veröffentlicht in der Zeitſchrift für Rechtspflege des Königreichs Sachſen XII. 
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Den auf eine gemeinfame Gejeßgebung abzielenden Bejtrebungen wurde durch einen 
Antrag Ausdrud verliehen, welchen zehn Negierungen, darunter Bayern, Sachſen und Würt- 
temberg, bei der vormaligen Bundesverfammlung jtellten. Der Antrag ging auf eine Er- 
wägung der frage, ob und immieweit eine gemeinfame Givil- und Kriminalgefetgebung 
wünjchenswert und durchführbar erfcheine. Der hierüber erftattete Ausfchußbericht erfannte den 
Wunſch und das Bedürfnis im allgemeinen an, wollte jedoch zunächſt nur einzelne Teile 
des Civilrehts in Angriff genommen wiſſen, und beantragte die Niederfegung einer Kom- 
miffion in Dresden zum Entwurf und zur Vorlage eines allgemeinen Geſetzes über die 
Rechtsgeſchäfte und Schuldverhältniffe (Obligationenreht) für die deutfchen Bundesftaaten. 
Die Majorität der Bundesverfammlung jtimmte diefem Antrage zu (13. November 1862) ; eine 
Minorität, Preußen an der Spite, protejtierte, weil folche Gejege nicht mehr zu den der 
Kompetenz de3 Bundes unterliegenden gemeinnüßgigen Anordnungen gehörten. Auf Grund 
jenes Beihlufjes trat am 5. Januar 1863 eine Kommiffion in Dresden zufammen, die bis 
zum 28. Mat 1866 tagte und nad zweimaliger Leſung einen Gejegentwurf zu jtande 
brachte, dem jedoch wegen der inzwifchen eingetretenen politifchen Ereignifje feine Folge ge- 
geben worden ift. 


89. Der Entwurf des bürgerliden Geſetzbuches für das Deutſche 
Neid. Entſtehungsgeſchichte. Die Verfaffung des norddeutichen Bundes und ebenfo 
die des Deutjchen Reiches zählte urfprüngli nur einzelne Teile des Privatrechts, insbejon- 
dere das Obligationenrecht zu den Gegenftänden der Bundes- bezw. Reichsgeſetzgebung (Art. 4 
Nr. 13). Seit dem Zuftandefommen des norddeutſchen Bundes ergingen auch verſchiedene 
wichtige Einzelgejege aus dem Bereich) des Dbligationenrehts. ine Kodififation des ge- 
famten Rechtsgebietes wurde dagegen nicht wieder in Angriff genommen. Denn es fam jehr 
bald die Erkenntnis zur Geltung, daß es unthunlich ſei, das Obligationenreht von den 
übrigen Teilen des Civilrechts loszulöfen und ijoliert zum Gegenftand einer Gefeßgebung zu 
maden. In diefer Tendenz beſchloß die zweite Kammer des Königl. Sächſiſchen Landtages 
am 23. Februar 1872, „die Erwartung auszusprechen, daß die ſächſiſche Staatsregierung 
dur ihre Bundestommifjarien zu der Ausdehnung der Reichskompetenz auf die Erlafjung 
eines allgemeinen Geſetzbuches über das Privatrecht im Bundesrat fich zuftimmend erkläre“. 
Nicht ganz im Einklang hiermit ftand der im Deutjchen Reichstag wiederholt gejtellte und 
mit großer Majorität (zulegt am 31. Mai 1872) angenommene Antrag, den Artifel 4 der 
Neichsverfaffung dahin abzuändern, daß die Kompetenz der Reichsgeſetzgebung auf das ge— 
famte bürgerliche Necht erftredt werde. Denn diefer Antrag ließ die Frage offen, ob in 
Zukunft der Weg der Einzelgefebgebung oder der Kodififation befchritten werden folle. Der 
Beihluß des Neichstages fand erjt, nachdem er am 2. April 1873 nochmals wiederholt war, 
im Bundesrat die zu einer Verfafjungsänderung erforderliche Mehrheit (12. Dezember 1873: 
54 gegen 4 Stimmen). Das den Artifel 4 Nr. 13 der Neichsverfaffung in entiprechender 
Weiſe abändernde Geſetz datiert vom 20. Dezember 1873. Gemäß einer vom Präfidenten 
des Reichskanzleramtes im Neichstage abgegebenen Erklärung wurde nunmehr aber auch jo- 
gleich das Werk der Kodififation felbft in Angriff genommen. Zufolge eines Beſchluſſes 
des Bundesrats vom 28. Februar 1874 wurde eine Kommiffion von fünf Mitgliedern 
(Goldſchmidt und vier Präfidenten deutfcher Juſtizſtellen) berufen, um zunädit „über 
Man und Methode, nach welchen bei Aufitellung eines deutſchen bürgerlichen Geſetzbuches 
zu verfahren, gutachtlich Vorſchläge zu machen”. In vierzehn Situngen (18. März bis 
15. April) beriet diefe Kommiffion auf Grund der von Goldſchmidt eritatteten Berichte und 
überreichte am 15. April 1874 ihr im wefentlichen ebenfalls von Goldſchmidt herrührendes 
Gutachten nebit Vorfchlägen dem Bundesrat. Der Yuftizausihuß des letzteren eritattete 
hierüber unterm 9. Juni 1874 einen eingehenden, in der Hauptfache zuftimmenden Be- 
riht. In jenem Gutachten wie in dem Bericht, die beide, aud wenn man mit Einzelheiten 
nicht übereinftimmt, nach Inhalt und Form als muftergültig bezeichnet werben dürfen, wird 
betont, daß es nicht auf eine ſtückweiſe Einzelgefeggebung, jondern auf ein einheitliches Ge— 
ſetzbuch ankomme, mweldes das gefamte bürgerliche Recht zu umfafjen habe. Cine Aus- 
ſchließung wird nur befürwortet a. in betreff des Berg- und Handelsrechts (für die Reviſion 
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des Handelsgefegbucdes hat das „Gutachten“ befondere Vorjchläge gemacht), b. in betreff 
einiger deutjchrechtlicher, mehr oder weniger im Abjterben begriffener Inſtitute (Lehnrecht, 
Neallaften, Erbzins- und Erbpachtrecht, Emphyteufe, Näherreht, Stammgüter, Familien- 
fideikommiſſe, bäuerlihes Güterrecht), c. in betreff einer Anzahl von nftituten, welche im 
einzelnen nad polizeilichen und wirtſchaftlichen Rüdfichten geregelt find und ſich gewifjer- 
maßen vom Givilrecht abgezweigt haben (Forftrecht, Wafler-, Flößerei-, Jagd», Deich: und 
Sielreht, Baurecht, Gemeinheitsteilungsreht, Erpropriationsrecht, Gefinderegt)!. Die viel: 
fach geäußerte Anficht, als fei das Familienrecht, insbefondere das eheliche Güterreht und 
das nteftaterbrecht, gemeinfamer Regelung unzuaänglicd und deswegen von der Kobififation 
auszufhließen, wird mit Entſchiedenheit zurüdgemwiefen unter Hinweis darauf, daß das Ge— 
jegbuch nicht darauf ausgehen dürfe, im Gebiete des ehelichen Güterrehts ein Syftem zu 
alleiniger Herrſchaft zu bringen oder die Vertragsbefugnis in unzuläffiger Weife zu be- 
fchränfen. In Bezug auf das Verhältnis des künftigen Geſetzbuches zu den Landesgeſetz— 
gebungen geht der Bericht des Yuftizausfhufles davon aus, daß dasfelbe als Reichsrecht 
dem Landesrecht regelmäßig vorgehen müſſe. Bezüglid der Zulaffung von Vorbehalten zu 
Gunſten der fünftigen Yandesgejetgebung wird Behutfamfeit angeraten. 

Was den Inhalt des Geſetzbuches betrifft, jo konnten darüber begreiflicherweife nur 
allgemeine Andeutungen gemacht werden. Das zu fchaffende Werk foll dem Stande der 
heutigen wifjenfchaftlihen Entwidlung wie der Rechtsübung entjprechen, es foll neben den 
Anforderungen des Rechts auch denen unferer wirtſchaftlichen Zuftände Geltung verfchaffen. 
Die beiden Elemente, aus denen unfer Privatrecht beiteht, das recipierte fremde und das 
einheimische Recht, follen dur dasfelbe in organifcher Verbindung dargeftellt werden. Eine 
jelbjtändige Schöpfung muß diefes Werk fein, welches dazu beftimmt ift, die Grundlage des 
fünftigen deutfchen Rechts zu werden; die vorhandenen Gefegbücder und Entwürfe mögen 
fämtlich benutzt werden ; feines derfelben ift aber geeignet, auch nur als Vorlage für die neue 
Kodififation zu dienen. 

Auf Grund der hier hervorgehobenen Gefichtspunfte wurde als bejte Methode zur Er: 
reichung des Zieles „eine Kombination von Einzelarbeit und Thätigkeit einer Kommiffion“ 
vorgefchlagen. Die in diefer Hinfiht vom Juftizausfhuß des Bundesrats gejtellten Anträge 
find von leßterem genehmigt worden. 

Es wurde demgemäß durch Bundesratsbefhluß vom 21. Juli 1874 zur Entwerfung 
des Geſetzbuches eine Kommiffion von 11 Mitgliedern erwählt, die der Mehrzahl nah aus 
praftifchen Juriften (Bape, Derſcheid, Gebhardt, Johow, v. Kübel, Kurlbaum II, Pland, 
v. Schmitt, Weber) beitand. Won Theoretifern gehörten zur Kommiffion Windfcheid und 
v. Roth. Zum Vorfigenden derfelben wurde durch den Neichsfanzler der damalige Präfi: 
dent des NReich3-Oberhandelsgerichts, Dr. Pape, ernannt. Die Kommiffion trat am 17. Sep- 
tember 1874 in Berlin zufammen und feste zunächſt ihren Arbeitsplan feſt. Hier ift in 
diefer Beziehung hervorzuheben, daß die Gliederung des bürgerlichen Gejegbuches nad dem 
üblichen Pandektenſchema beſchloſſen wurde und daß Nedaftoren behufs Heritellung von Teil 
entwürfen ernannt wurden, für den allgemeinen Teil Gebhardt (Baden), für das Saden- 
recht Johow (Preußen), für das Recht der Schulpverhältniffe v. Kübel (Württemberg), für 
das Familienrecht Pland (Preußen, früher Hannover), für das Erbredt v. Schmitt (Bayern). 
Den Redaktoren, denen Hülfsarbeiter beigegeben wurden, war die Aufgabe geftellt, die Teil- 
entwürfe felbftändig auszuarbeiten, fi) aber in regelmäßigen Sigungen über Form und In— 
halt derjelben ſowie über die maßgebenden allgemeinen Gefichtöpunfte zu verjtändigen. Die 
Geſamtkommiſſion follte zunächjt nur zeitweife zur Entjcheidung über grundlegende Fragen 
zufammenberufen werden. In Bezug auf die weitere Behandlung war bejtimmt, daß das 
Plenum der Kommiffion nad Fertigjtellung der einzelnen Teilentwürfe in eine Leſung der: 
felben eintreten ſollte. Demnächſt follte der Entwurf als Ganzes durd) einen von der Kom— 


ı Hinfichtlih dieſer leßteren Inftitute wird von der Kommiſſion forafältiger Erwägung anheim— 
gegeben, ob nicht die privatrechtlihen Grundprinzipien derielben fich zur gemeinfamen Regelung im 
Geſetzbuch eignen. Der Juſtizausſchuß des Bundesrats ſpricht direft aus, dab dies wünschenswert 
ei, Fe alle diefe Anjtitute, was die Grundprinzipien anlangt, dod unter dem allgemeinen Civils 
recht ſtehen“. 
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miffion zu ernennenden Hauptreferenten gejtaltet, vom dieſer ſelbſt feſtgeſtellt und ſchließlich 
in redaftioneller Beziehung einer Revifion unterzogen werden. 

Diefer Plan iſt nur teilmeife zur Ausführung gelangt. Die Haupturfadhe der Ab— 
weihung von demjelben war die außerordentlich lange Zeit, welche die Herjtellung ver Teil: 
entwürfe in Anfprud nahm. Erft im Fahre 1879 war der erſte diefer Entwürfe (für das 
Erbrecht) vollendet. In den beiden nächſten Jahren folgten die Entwürfe für das Familien— 
recht, das Sachenrecht und den allgemeinen Teil. Won vornherein war bejtimmt, daß die 
Teilentwürfe mit Motiven verjehen werben follten; für die genannten vier Entwürfe ift auch 
eine jehr eingehende Begründung ausgearbeitet worden. Dagegen ift der Entwurf über das 
Obligationenreht wegen jchwerer Erfranfung des Redaktors v. Kübel überhaupt nicht zum 
Abſchluß gelangt, fo daß die Kommiffion genötigt war, für dieſen Teil ihrer Beratungen 
wefentlih die Dresdner Entwürfe zu Grunde zu legen. 

Mit Rüdfiht auf diefe Sadhlage wurde in Abänderung des urjprünglichen Planes be- 
fchlofien, daß von einer Beratung der Teilentwürfe durd die Geſamtkommiſſion abgefehen 
und letztere nah Fertigftellung jämtlicher Teilentwürfe fogleid mit der Feſtſetzung des Ent- 
wurfs im Ganzen befaßt werden follte. Die Plenarberatungen, die (mit kurzen Unterbrechungen) 
vom 1. Oftober 1881 bis Ende Dezember 1887 angedauert haben, bilden demnad den 
zweiten Abſchnitt der gefeßgeberifchen Vorarbeiten. Während derfelben änderte ſich der Per- 
fonalbeitand der Kommiffion durch das im Oktober 1883 erfolgte Ausjcheiden von Wind- 
fcheid, der nicht länger feinem akademiſchen Berufe fernbleiben mochte, und durd den im 
Januar 1884, bald nad Beendigung der Beratungen über das Obligationenreht, eingetre- 
tenen Tod v. Kübels. Zum Nachfolger des letteren ernannte der Bundesrat den Profeſſor 
v. Mandry aus Tübingen. Hinfichtlih des Ganges der Beratungen wurde der urjprüng- 
lihe Plan ebenfalls nicht eingehalten. Die Beitellung eines Hauptreferenten für das Plenum 
unterblieb. Statt dejien wurde ein Nedaktionsausfhuß gebildet, der aus dem Vorfigenden 
der Kommiffion, dem Präfidenten von Weber und dem betreffenden Redaktor beitand. Bon 
diejem Ausſchuß wurden die Kommiſſionsbeſchlüſſe, nachdem ſie durch den Vorſitzenden for— 
muliert und in dieſer Formulierung den Mitgliedern der Geſamtkommiſſion mitgeteilt waren, 
unter Prüfung der von letzterer erhobenen Beanſtandungen in der Geſtalt von Paragraphen 
des Geſetzbuchs feſtgeſtellt. Die ſo hergeſtellten Teilentwürfe wurden ſodann einer Nachprü— 
fung durch die Geſamtkommiſſion unterzogen. Das Ergebnis dieſes Verfahrens war der am 
27. Dezember 1887 vom Vorfigenden der Kommiffion dem Reichsfanzler überreichte „Ent: 
wurf eines bürgerlihen Gefeßbuches für die deutfchen Staaten. Erſte Leſung“. Auf Be: 
fhluß der Kommiffion wurden dem Entwurf Motive beigefügt, die auf Grund der Motive 
zu den Vorentwürfen ſowie der Beratungsprotofolle von den Hülfsarbeitern aufgeitellt worden 
find, einer Prüfung und Genehmigung der Kommiffion jelbjt aber nicht unterlegen haben. 
Der Bundesrat, welchem der Reichskanzler den Entwurf zugehen ließ, beichloß (am 31. Ja— 
nuar 1888) die Veröffentlichung des Entwurfs und der eben erwähnten Motive. Bejtim- 
mung über die zweite Leſung mwurbe vorbehalten. Diefer Vorbehalt ift namentlich deshalb 
von Bedeutung, weil ſowohl dur den Bundesratsbeihluß vom 2. Juli 1874 wie nad) den 
Vorſchlägen der Vorkommiſſion auch ſchon für die zweite Leſung ein bejtimmtes Verfahren 
in Ausfiht genommen und insbejondere bejtimmt war, daf diefelbe ebenfalls durd die mit 
dem Entwurf des Gefeßbuches beauftragte Kommifjion ftattfinden follte. 

Neben dem Geſetzbuch war der Kommiffion die Abfaffung eines Einführungsgejeges 
ſowie einer Reihe von Gefegen übertragen, die dazu beitragen jollten, den Boden für die 
Anwendbarkeit des neuen Rechts zu ebnen. Zu diefem letzten Teil ihrer Aufgabe war bie 
Kommiffion ſchon im Jahre 1887 übergegangen und hat ihre Arbeit in der bisherigen Zu: 
fammenfegung bis zum 2. Juli 1888 fortgejegt. Als fie fih nad den Sommerferien am 
3. September zur 800. Sigung wieder vereinigte, war der Vorfigende, Pape, erkrankt. Am 
11. September ift verfelbe furz vor Vollendung feines 72. Lebensjahres verjtorben. Mit 
ihm ift der Kommiffion nicht bloß der langjährige Leiter ihrer Verhandlungen, fondern auch 
das weitaus einflußreichjte Mitglied, diejenige Perfönlichkeit entzogen worden, die dem Ent- 
wurf des Gejegbuches ſein eigentliches Gepräge verliehen hat. Für die fernere Dauer der 
Beratungen wurde der Vorfit dem Geheimen Oberjuftizrat Johow übertragen. Einen weiteren 
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Verluft erlitt die Kommiffion am 8. März 1888 durch das Ableben des Oberlandesgerichts- 
präfidenten Weber aus Dresden, der durch den vortragenden Rat im ſächſiſchen Juſtiz— 
minifterium Rüger erjegt wurde. 

Die Kommiffion hat in der legten Periode ihres Beifammenfeins außer dem Entwurf 
des Cinführungsgefeges noch erledigt den Entwurf eines Gefetes, enthaltend das internatio- 
nale Privatrecht betreffende Beitimmungen; ferner den Entwurf einer Grundbuchordnung 
und eines Gejetes über die Zwangsvollitrefung in das unbemweglihe Vermögen. Es lag 
außerdem noch vor ein von dem Redaktor des Familienrechts ausgearbeiteter Geſetzentwurf 
über das Verfahren in Angelegenheiten der nicht ftreitigen Gerichtöbarkeit, eine Erweiterung 
des anfänglih nur auf das Verfahren in Vormundſchaftsſachen bezüglichen Entwurfes. Der: 
felbe ijt indes nicht mehr zur Beratung in der Kommiffion gelangt. 

Die Kommiffion hat ihre Thätigfeit am 30. März 1889 mit der 834. Sitzung be- 
ſchloſſen. Die metallographierten, nach fortlaufenden Folioſeiten gezählten Protofolle reihen 
bis S. 14764. 

Dem Beichluß des Bundesrates gemäß iſt der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuches 
nebjt den fünf Bände umfafjenden Motiven, desgleichen der Entwurf des Einführungsgejeßes 
mit Motiven, unter der Bezeihnung „Amtliche Ausgabe“ im Verlage von J. Guttentag 
(D. Colin), Berlin und Leipzig 1888, erfhienen. Die Teilentwürfe und deren Motive 
fowie die Beratungsprotofolle der Kommiffion und die übrigen von derfelben vorbereiteten 
Entwürfe find der Öffentlichkeit nicht übergeben worden. Der Veröffentlichung des Ent- 
wurfs ift ein kurzes Vorwort vorangefchidt, in welchem, ebenfalld dem Beſchluſſe des Bun- 
desrates entiprechend, die Vertreter der Rechtswiſſenſchaft, die zur Nechtöpflege Berufenen 
und die Vertreter wirtfchaftlicher ntereffen zur Begutachtung eingeladen werden. 

Diefe Aufforderung hat bereitwilliges Gehör gefunden. Zahlreiche Beiprehungen find 
bereits hervorgetreten und, wie es fcheint, befinden wir und noch mitten im Fluſſe der fri- 
tifchen Erörterungen!. Die Kritik hat ſich nicht auf die einzelnen Beftimmungen des Ent- 
wurfes bejchränft, fondern, wie es ihr Recht und ihre Pflicht ift, auch die Frage in den 
Bereich ihrer Prüfung gezogen, ob der Entwurf, als Ganzes betrachtet, den Forderungen 
genügt, die an das große Werf der einheitlichen Gefeggebung zu jtellen find, und ob es 
überhaupt wünfchenswert it, daß demjelben Folge gegeben werde. Es ift erklärlich, daß ſich 
* dieſe für das Schickſal des Entwurfes entſcheidende Frage der lebhafteſte Streit er— 

oben hat. 

Bevor wir hierauf eingehen, iſt Syſtem und Inhalt des Entwurfes kurz darzuſtellen. 


8 10. Syſtem und Begrenzung des Stoffes. Der Entwurf des Geſetzbuches 
zerfällt in 2164 Paragraphen. Diefelben find in fünf Bücher, die Bücher in Abjchnitte, 
diefe zum Teil wiederum in Titel, die Titel bisweilen noch in Unterabteilungen geſchieden. 
Das erite Buch, Allgemeiner Teil ($ 1— 205), gliedert fih in elf Abjchnitte: Nechts- 
normen ; Berfonen (fünf Titel); juriftifche Perſonen; Rechtsgeſchäfte (zehn Titel) ; Fahrläffig- 
feit und Irrtum; Beitbeftimmungen ; Anfpruchsverjährung ; Selbjtverteidigung und Selbithülfe ; 
Urteil; Beweis; Sicherheitsleiftung.. Das zweite Buch, Recht der Schulpverhältnifie 
($ 206— 777), bejteht aus vier Abfchnitten: Schuldverhältnifje im allgemeinen (fünf Titel); 


ı Hervorzuheben find insbefondere DO. Bähr, Das bürgerliche Geſetzbuch und die Zukunft der 
deutihen Rechtſprechung. Leipzig 1888 (Separatabdrud aus den Grensboten); Derfelbe, Zur Bes 
urteilung des Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuches. München 1888 (Separatabdrud aus der 
fritiihen PBierteljahrsichrift): ©. Gierke, Der Entwurf eines bürgerlihen Geſetzbuchs und das 
deutſche Recht. Leipzig 1889 (Separatabdrud aus Schmollers Jahrbuch XII und XIII); Beiträge 
zur Erläuterung und Beurteilung des Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutiche Neich. 
Derausgegeben v. Bekker und Fiſcher; Gutachten aus dem Anmwaltitande über den Entwurf eines 
bürgerlichen Geſetzbuchs in erfter Yejung. Herausgeneben im Auftrag des deutihen Anwaltsvereins. 
Berlin 1585 f.; Abhandlungen im 72. u. 73. Band des Archivs für die civilift. Braris; zu erwähnen 
find namentlich die Erörterungen von Hölder zum Allgemeinen Teil, von Laband zum zweiten 
Bud des Entwurfs, und Hartmann, Der Civilgefegentwurf, das Aauitätöprinzip und die Richter- 
jtellung; Gutachten und Berhandlungen des 19. und 20. deutichen uriftentages. Cine Mufterung 
der Yitteratur von Bähr im 20. Band der fritiihen Vierteljahrsichrift. 
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Schuldverhältniffe aus Rechtsgefchäften unter Lebenden (zwanzig Titel); Schuldverhältnifje 
aus unerlaubten Handlungen (zwei Titel); einzelne Schuldverhältnifje aus anderen Gründen 
(vier Titel). Das dritte Bud, Sahenreht ($ 778—1226), enthält neun Abfchnitte: 
Allgemeine Vorſchriften; Befit und Inhabung; allgemeine VBorfchriften über Nechte an 
Grundftüden; Eigentum (fünf Titel); Vorkaufsreht an Grundftüden,; Erbbaurecht; Dienft- 
barfeiten (drei Titel); Reallaſten; Pfandrecht und Grundfhuld (vier Titel). Das vierte 
Bud, Familienreht ($ 1227—1748), umfaßt drei Abjchnitte: Che (fünf Titel); Ver— 
wandtichaft (acht Titel); Vormundfchaft (vrei Titel). Das fünfte Buch, Erbredt ($ 1749 
bis 2164), zählt ſechs Abjchnitte: Allgemeine Vorſchriften; lettwillige Verfügung (fieben 
Titel); Verfügung von Todes wegen durch Vertrag; gefelihe Erbfolge (zwei Titel: geſetz— 
liche Erben und Pflichtteil); Erbverzicht; Nechtöftellung des Erben. 

Aus diefer Überficht ergiebt ſich, daß der Entwurf bezüglich der Abgrenzung des Stoffes 
der in den Vorfchlägen der Vorkommiſſion und dem Bericht des Juftizausfchufjes enthaltenen 
Direftive gefolgt ift, mithin im ganzen auf demfelben Standpunkte jteht wie das öfter- 
reichifche und ſächſiſche Geſetzbuch. Er beſchränkt fich grundſätzlich auf das allgemeine bürger- 
lie Recht, die fogenannten Specialrechte find ausgefhieden und mit Ausnahme des Handels- 
rechts durd den Entwurf des Cinführungsgefeges der Landesgeſetzgebung vorbehalten. 
Ebenfo find diejenigen Materien ausgefchieden, die vorwiegend durch Gefichtspunfte des 
öffentlichen Nechts beherrfcht werden. Auch abgejehen von diefen Materien enthält der Ent- 
wurf des Gefeßbuches und des Einführungsgejeges eine große Zahl von Vorbehalten zu 
Gunften der Landesgefete. So, um nur einzelnes zu erwähnen, in betreff der Begründung 
und des Verluftes der Nechtöperfönlichkeit juriftifcher Verfonen, der Beauffichtigung, Ermwerbs- 
fähigfeit und des Konkurſes derfelben ; in betreff der Haftung der Beamten wegen fahrläffiger 
Verlegung ihrer Amtspflichten jowie der Haftung des Staates und der Kommunalverbände 
für den von ihren Beamten zugefügten Schaden; in betreff des Leibgeding- oder Altenteils- 
vertrages, des Pfändungsrechtes, der Eigentumsbeichränfungen im öffentlichem Intereſſe; der 
Teilung und Belajtung von Grundftüden; der Zuläffigfeit einer Teilung der Gebäude nad 
Gebäudeteilen (Stodwerken); der Hypothelentitel des Fiskus; der Nechte des Fisfus und 
anderer juriftifcher Perſonen an dem Nachlaß verpflegter Berfonen, der Vorjchriften, nach denen 
das geiehlihe Erbrecht des Fisfus anderen Perfonen zuſteht. — In betreff des An- 
erbenrechts, deſſen Aufnahme in das Geſetzbuch befürwortet war, jtellt der Entwurf des 
Einführungsgefeßes allgemeine Grundſätze auf, innerhalb deren den Yandesgejegen freie Hand 
bleiben fol. 

Ausgeſchloſſen hat der Entwurf ferner diejenigen Materien, welche bei der Reviſion 
des Handelsgeſetzbuches reichägefeglicdh geordnet werden follen: das Recht der Binnenfchiff- 
fahrt, Verlags- und Verſicherungsvertrag. Ebenſo mit Nüdjicht auf die bereit vorhandene 
Neichsgefeggebung das Genofjenfchaftsrecht, Markenrecht, Urheber- und Patentrecht. 


S 11. Geltung. Verhältnis zum Gemwohnheitsreht. Auch das Geltungs- 
prinzip, welches im Entwurf aufgeftellt wird, entfpricht den Vorſchlägen der Vorkommiſſion 
und des Juſtizausſchuſſes. Soweit die Vorbehalte zu Gunften der Landesgeſetzgebung reichen, 
foll nicht bloß das beftehende Landesrecht Geltung behalten, fondern auch in Zufunft eine 
jelbjtändige Fortbildung desfelben möglich fein. Im übrigen foll das Geſetzbuch dem 
Zandesreht vorgehen. Die bisherigen Reichsgeſetze werden aufrechterhalten, inſoweit nicht 
aus dem Geſetzbuch oder dem Einführungsgejet deren Aufhebung hervorgeht. Der fünf- 
tigen Neichsgefetgebung fonnte ohnehin nicht vorgegriffen werden. 

Der Entwurf will demnad, abgejehen von den erwähnten Vorbehalten, prinzipales 
Recht ſchaffen. Er will ferner im Nahmen des fodifizierten Rechts eine erfchöpfende Grund: 
lage für alle Nechtöverhältnifje gewähren. In Ermangelung unmittelbar anwendbarer Bor- 
ichriften follen die für rechtsähnliche Verhältniffe gegebenen Vorfchriften Anwendung finden, 
eventuell die aus dem Geiſt der Nechtsordnung fich ergebenden Grundſätze maßgebend fein. 
Die Geltung des Gemohnheitsrehts ift befeitigt. Auf gemohnheitsrechtlihe Rechtsnormen 
joll nur Rüdficht genommen werden, foweit das Geſetz auf Gewohnheitsrecht verweilt. Im 
Entwurf ift dies nirgends geſchehen. 
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8 12. Inhaltsüberficht. Über den meiteren Inhalt fönnen hier nur An- 
Deutungen gegeben werden. Wir verfuchen, dasjenige hervorzuheben, was für den Charakter 
des Entwurfs befonders bezeichnend ift, indes kann aud in diefer Hinficht die nachfolgende 
Skizze nicht auf Volljtändigfeit Anfprud machen. 

Der Allgemeine Teil jchöpft der Hauptfadhe nach aus dem gemeinen Recht und ftellt 
ſich im wefentlichen als eine Bearbeitung und Formulierung der gemeinrechtliden Doftrin 
dar. In dem von den Perſonen im allgemeinen handelnden Abjchnitt ift das ‚Fehlen 
von Beitimmungen über die fogenannten Kommorienten und die Negelung des Inſtitutes 
der Verfchollenheit bemerkenswert. Ähnlich wie im preußifchen Recht fol, wenn es ſich 
darum handelt, ob der Verfchollene einen Anfall von Todes wegen erlebt hat, die Vermutung 
einer fiebzigjährigen Lebensdauer und zwar als praesumtio anceps Plat greifen. In allen 
übrigen Fällen bedarf es einer Todeserflärung, über die der Entwurf jehr in das Detail 
gehende Vorſchriften giebt. 

Der Abjchnitt Juriſtiſche Perſonen ift fehr lüdenhaft. Nur zwei Gattungen 
derfelben, Perjonenvereine (Körperfchaften) und Stiftungen, werden berüdfichtigt und be- 
züglich der erjteren die wichtigiten Fragen ganz offen gelaflen, fo insbefondere wie erwähnt 
die Feitfegung der Bedingungen für Erwerb und Berluft der Perjönlichfeit. In betreff der 
Stiftungen ift. zwar vorgefchrieben, daß die Erflärung des Stiftungswillens in gerichtlicher 
oder notarieller Form oder in einer Verfügung von Todes wegen erforderlich fein joll, allein 
auch hier ift der Landesgeſetzgebung die Aufftellung weiterer Erforberniffe ſowie die Negelung 
der Vorausfegungen für das Erlöſchen der Stiftungen anheimgeftellt. Bedeutſam iſt der 
fowohl für Körperfhaften wie für Stiftungen aufgejtellte Grundfag der Haftung für Delifts- 
ſchaden, wenn die widerrechtlihen Handlungen vom Vorjtand oder einem Mitglied desfelben 
in Ausübung feiner Vertretungsmadht begangen find. — Der vierte Abſchnitt Rechts— 
geſchäfte ift nicht bloß äußerlich der umfangreichite dieſes Buches, fondern aud) derjenige, 
in welchem die wichtigjten Lehren des allgemeinen Teils behandelt find. Insbeſondere mag 
bingewiefen werden auf die im mefentlichen dem Handelsgeſetzbuch entlehnten Borfchriften 
über Vertragsſchließung (Antrag und Annahme), ferner auf die Beitimmungen über Willens: 
mängel, die auf dem Prinzip beruhen, daß die Nichtübereinftimmung zwiſchen Wille und 
Erklärung Nichtigkeit der Willenserklärung zur Folge hat, fofern nicht der Empfänger der 
Erklärung den Mangel der Übereinftimmung fannte oder fennen mußte oder Täufchungs: 
abjicht oder grobe Fahrläffigfeit des Erflärenden zu Grunde liegt. Sonſtige Fahrläſſigkeit 
foll nur Verpflichtung zum Schadenerfag begründen. Die gleihen Grundfäge follen An- 
wendung finden, wenn die Erklärung durd eine Mittelsperfon erfolgt ift und dieſe den 
Willen des Erflärenden unrichtig mitgeteilt hat. Die ebenfalls in diefem Abjchnitt ent- 
haltenen Bejtimmungen über Vertretung und Vollmacht (nad dem Entwurf: die auf einem 
Nechtsgefhäft zwiſchen Vertreter und Vertretenem beruhende Ermächtigung) bringen das 
Prinzip der unmittelbaren Stellvertretung zur Geltung. Da der Vertreter der Handelnde 
it, jo foll der Einfluß von Willensmängeln, von Wiſſen oder Nichtwiffen auf die 
Gültigkeit der Vertretungshandlung regelmäßig nad feiner Perſon beurteilt werden. Ein- 
gehend georbnet find in dem betreffenden Titel ferner die Wirkungen des Widerrufes und 
der Kündigung der Vollmacht gegenüber dritten Perfonen ſowie die Stellung des falsus pro- 
eurator, leßtere wejentlih im Anſchluß an das Handelsgefehbud). 

Im fünften Abſchnitt (Fahrläffigfeit, Irrtum) wird als Maßſtab normalen 
Verhaltens die Sorgfalt des ordentlihen Hausvaters hingeftellt. Fahrläſſigkeit liegt immer 
vor, wenn dieſe Sorgfalt nicht angewendet, grobe Fahrläffigfeit, wenn ſie in befonders ſchwerer 
Weiſe vernahläffigt ift. Im fiebenten Abjchnitt (Anfprudsverjährung) fommt zuerft 
der auch ſonſt im Entwurf zur Anerkennung gelangte Windſcheidſche Anſpruchsbegriff zum 
Vorjchein, der beiläufig definiert wird als das Necht einer Perſon, von einem andern eine 
Yeiftung zu verlangen. Die Wirkung der vollendeten Verjährung, deren Dauer regelmäßig 
30 Jahre, für eine große Zahl von Forderungen 2 und 4 Jahre, für Schadensanſprüche aus 
unerlaubten Handlungen 3 Jahre beträgt, ift demgemäß dahin bejtimmt, daß diejelbe eine 
Einrede begründet, durch welche die Geltendmahung des Anſpruches dauernd ausgeſchloſſen 
wird. Someit das Recht nicht mit dem Anſpruch zufammenfällt (dingliche Anſprüche), wird 
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dasjelbe durch die Verjährung nicht berührt. Auch der Anſpruch ift troß der Verjährung 
erfüllbar, er fann wirkſam anerfannt werden; Pfandrechte bleiben beftehen, und die zu feiner 
Sicherung übertragenen Rechte fönnen nicht auf Grund der Verjährung zurüdgefordert 
werden. Dagegen fönnen verjährte Anſprüche auch im Wege der Einrede nicht mehr geltend 
gemacht werden, find aljo nicht zur Kompenjation braudbar. Die Smmemorialverjährung 
iſt beſeitigt. — Selbithülfe (achter Abjchnitt) iſt geitattet, ſofern obrigfeitliche Hülfe 
nicht rechtzeitig zu erlangen ift und der Berechtigte Gefahr läuft, daß ohne fein fofortiges 
Eingreifen die Verwirflihung feines Anfpruches vereitelt oder mefentlich erfchwert werden 
würde. Unter diefer Vorausſetzung aber ift diejelbe in weiteitem Umfang (durch Wegnahme, 
Zerſtörung, Beichädigung von Saden mie durch perfönlihe Nötigung des Berpflichteten) 
zuläſſig. 

Auch das dem Sachenrecht vorangeſtellte Recht der Schuldverhältniſſe iſt zum 
größten Teil gemeines Recht. Selbſtverſtändlich fehlt es auch hier nicht an Modifikationen. 
Deutſchrechtliche Einflüſſe machen ſich etwas ſtärker bemerklich als im allgemeinen Teil, 
treten aber doch ſehr hinter das römiſche Recht zurück. — Der die allgemeinen Lehren 
des Obligationenrechts darſtellende erſte Abſchnitt beginnt mit dem Satz, daß 
Gegenſtand eines Schuldverhältniſſes ein Thun oder Unterlaſſen des Schuldners (Leiſtung) 
ſein kann. Der erſt aus den Motiven erſichtliche Sinn dieſer Beſtimmung iſt, daß ein ver— 
mögensrechtliches Intereſſe, d. h. ein Geldwert der Leiſtung, nicht zum Weſen der Obli— 
gation gehören ſoll. Von den ſonſtigen auf Gegenſtand und Inhalt der Schuldverhältniſſe 
bezüglichen Vorſchriften iſt zu erwähnen, daß der geſetzliche Zinsfuß wie bisher auf fünf Prozent 
belaſſen iſt, daß Erſatz eines anderen als eines Vermögensſchadens nur in den vom Geſetz be— 
ſtimmten Fällen gewährt wird (in den durch die bisherige Reichsgeſetzgebung geordneten Fällen der 
Buße; aus dem Entwurf bei Verletzung an Körper oder Geſundheit und bei Freiheitsberaubung) 
und daß, wenn der Wert eines Gegenſtandes zu erſetzen iſt, nicht bloß der gemeine, ſondern 
auch der außerordentliche Wert, dagegen nicht der Wert der beſonderen Vorliebe erſtattet 
werden ſoll. Eine Abjtufung des Umfanges der Erſatzpflicht ift dem Entwurf unbelannt, 
ebenfo die gemeinrechtliche Begrenzung der nterefjeforderung auf das alterum tantum, 
Die fchuldige Leiftung ſoll volljtändig gewährt werden; der Schuldner haftet für vorfäß- 
lihe und fahrläffige Nichterfüllung ; er haftet wie für eigene culpa, jo aud für das Ver: 
fehen feines gefeglihen Vertreters und derjenigen PBerfonen, deren er fi zur Bewirlung der 
Leiftung bedient. Die Nechtswohlthat der Kompetenz iſt bejeitigt, die Frage nach der Zu— 
läffigfeit einer auf gewiſſe Vermögensobjefte befchräntten Haftung ift nicht beantwortet. Im 
Zufammenhang mit dem Inhalt der Schuldverhältnifje ift das Zurückbehaltungsrecht ge— 
regelt, welches der Entwurf nicht nur an Sachen, jondern auch an gejchuldeten Leiſtungen 
zulafjen will. In dem Titel „Erlöfchen der Schuldverhältniffe“ werden Erfüllung, Hinter- 
legung, Aufrechnung, Erlaß, Vereinigung, Tod des Gläubigerd und Schuldners behandelt. 
Befonders bemerfenswert ift die eigenartige, aber fehr zwedmäßige Ordnung der Hinter- 
legung und der Wegfall der Novation als eines eigenen Erlöfhungsgrundes; dieſelbe hat 
als Unterart der Annahme an Erfüllungs Statt in den von der Erfüllung handelnden Be- 
ftimmungen beiläufige Erwähnung gefunden. — Eine Sondernadhfolge in Schuldverhältniffen 
fann durch Übertragung der yorderung und durch Schuldübernahme ftattfinden. Beruht 
erftere auf einem Bertrage, jo heit fie Abtretung. Die Beitimmungen über diefelbe 
ftimmen im ganzen mit dem gemeinen Necht überein, die exceptio legis Anastasianae iſt 
nicht aufgenommen. Sehr der Klärung bedürftig find die Vorſchriften in betreff der Schuld— 
übernahme. — Bei einer Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern wird im Zweifel Ge- 
teiltheit der Korderung oder Schuld angenommen. Die Fälle, in denen diefe Annahme 
nicht jtattfindet, werden als Gejamtichuldverhältnis bezeichnet; für diefelben ift die Unter- 
ſcheidung zwiſchen Korrealität und Solidarität aufgegeben, im Verhältnis zueinander find 
Sefamtgläubiger und Gefamtjchuldner präfumtiv zu gleichen Anteilen berechtigt und ver- 
pflichtet, doch hat, wenn die Geſamtſchuld auf Schadenerfat geht, der vorfätliche Be— 
ſchädiger feinen Erjtattungsanfprud gegen die Mitjchuldner. 

Der zweite Abſchnitt, Shuldverhaltniffe aus Rechtsgeſchäften unter 
Lebenden, enthält zunächit (im erjten Titel) ebenfalls allgemeine Bejtimmungen. Aus 
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denfelben ift folgendes hervorzuheben: Das einfeitige Verfprechen wird, fomweit nicht das 
Geſetz eine Ausnahme macht (Stiftung, Auslobung, Verfprehen an den Inhaber), für un- 
verbindlich erklärt. Nichtig find die fogenannten Erbjchaftsverträge (pacta de hereditate 
tertii viventis), ferner Verträge, durch welche jemand fein fünftiges Vermögen oder eine 
Quote desfelben einem anderen überträgt oder zu Nießbrauch überläßt. Beziehen fich der- 
artige Verträge auf das gegenwärtige Vermögen, jo bebürfen fie der gerichtlichen oder 
notariellen Form. Die gleiche Form iſt erforderlich für Verträge, in denen die Verpflichtung 
zur Übertragung von Grundeigentum übernommen ift, doch wird hier der Mangel der Form 
durch die Auflafjung und Eintragung im Grundbuch erjegt. Zinfen fönnen, jomweit nicht 
die reichägefeglihen Wucherverbote entgegenftehen, in beliebiger Höhe bedungen werden; un- 
zuläffig it nur die Abrede des Anatocismus in Bezug auf fünftig fällig werdende Zinfen ; 
alle übrigen Einfchränfungen find befeitigt, aud die Beitimmung des Geſetzes vom 
14. November 1867, welche dem dur einen Zins von mehr als ſechs Prozent belafteten 
Schuldner ein Kündigungsreht gewährt. Nichterfüllung berechtigt den andern Kontrahenten 
im allgemeinen nicht zum Rüdtritt vom Vertrage. Ausnahme, wenn nad) Inhalt des Ver- 
trages die Leitung genau zu feitbeftimmter Zeit oder binnen fejtbeftimmter Friſt zu be- 
wirken war. Die Vorfchriften über die Erfüllung aus gegenfeitigen Verträgen enthalten 
eine wefentliche Neuerung gegenüber dem bisherigen Recht für die Fülle der fogenannten 
exceptio non rite impleti contraetus. it von einem Kontrahenten eine Yeiltung als 
Vertragserfüllung angeboten und als foldhe vom Gegenfontrahenten angenommen worden, jo 
fann der Leiftungsempfänger die gedachte Einrede nicht mehr behufs Verweigerung der 
Gegenleistung geltend maden. Sonftige wegen Mangelbaftigfeit der Leiſtung zuftehende 
Anſprüche follen ihm zwar verbleiben, doch hat er immer den Beweis der behaupteten 
Mangelhaftigkeit zu führen. Als ein allen obligatorifhen Verträgen gemeinfames Inſtitut 
wird ferner die Gemährleiftung betrachtet, die ſowohl die Haftung für Eviftion (Gewähr: 
leiftung des veräußerten Rechtes) wie für Mängel der Sade umfaßt. Sn betreff der 
erjteren beruhen die Beftimmungen des Entwurfs auf dem Grundfaß, daß der Veräußerer 
verpflichtet ift, dem Erwerber das Eigentum der veräußerten Sade oder das veräußerte 
Necht zu verfchaffen. Die Haftung für Mängel ift in der Hauptſache übereinjtimmend mit 
den nach gemeinem Recht auf Grund des ädilicifchen Edifts gewährten Anſprüchen normiert ; 
abweichend ift, daß aud die Minderungsklage binnen ſechs Monaten verjährt und daß die 
Gewährſchaft für Viehmängel nad deutichrechtlihen Grundfägen geregelt if. Unter der 
Überfchrift „Verfprechen der Leiftung an einen Dritten“ iſt das Problem des Vertrages zu 
Gunſten Dritter erörtert, freilich ohne daß die hierauf bezüglichen Bejtimmungen eine praftifch 
verwertbare Löſung desſelben darbieten. Der Sag: der Dritte wird unmittelbar berechtigt, 
fofern fih aus dem inhalt des Vertrages ergiebt, daß die Berechtigung gewollt ift, enthält 
nur das Anerfenntnis, daß ein folder Vertrag rechtlich möglich it, giebt aber feinen Anhalt 
für die Beantwortung der Frage, wann ein dahin gehenver Wille anzunehmen iſt. Ebenſo 
unbeftimmt ift die Vorfchrift, daß das Necht des Dritten mit dem Zeitpunkt entjteht, in 
welhem es nah dem Willen der Kontrahenten zur Entjtehung fommen fol. Von den 
fogenannten Verftärfungsmitteln der Verträge werden hier Daraufgabe und Konventional- 
itrafe behandelt. Diefe kann wie nad gemeinem Recht in unbegrenzter Höhe bedungen 
werden. Iſt diefelbe für den Fall der Nichterfüllung verfprochen, jo hat der Gläubiger die 
Wahl zwifchen dem Anſpruch auf Erfüllung bezw. Schadenerfaß und der Strafe. Als 
Mindeitbetrag des Schadens fann jedenfalls die Strafleiftung verlangt werden. it die 
Strafe für den Fall nicht gehöriger oder nicht rechtzeitiger Erfüllung bedungen, fo fann bei 
Verwirfung derjelben ſowohl die Hauptleijtung wie die Strafe oder jtatt diefer Schadenerfag 
gefordert werden. — Den Schluß diefes Titels bilden Beitimmungen über den Nüdtritt 
vom Vertrage. 

Die folgenden Titel (Tit. 2—20) behandeln die einzelnen Nechtsgefchäfte, aus denen 
Schuldverhältniſſe hervorgehen können, in nachitehender Reihenfolge: Schenkung, Darlehen, 
Kauf und Tausch (dazu Wiederfauf, Vorfauf, Erbſchaftskauf); Miete und Pacht; Gebrauchs— 
leihe; Dienſt- und Werfvertrag (dazu Mäflervertrag); Auslobung; Auftrag; Anweifung ; 
Hinterlegungsvertrag; Einbringung von Sachen bei Gajtwirten; Geſellſchaft; Leibrente; 
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Spiel und Wette (dazu auch Lotterie- und Ausſpielvertrag); Vergleich, Bürgſchaft; Ver— 
pfändungsvertrag; Schuldverſprechen; Schuldverſchreibung auf Inhaber. Auch aus dieſen 
Titeln mögen einzelne den Standpunkt des Entwurfs charakteriſierende Beſtimmungen er— 
wähnt werden. 

Das Schenkungsverſprechen erfordert zu feiner Gültigkeit gerichtliche oder notarielle 
Form. Die durch Veräußerung vollzjogene Schenfung ift auch ohne Beobachtung einer be: 
fonderen Form gültig. Widerruf der Schenkung kann nur wegen Undanfes in den geſetzlich 
feftgeftellten Fällen erfolgen. — Das Darlehen ift in Ermangelung einer anderweiten Abrede 
ohne Rüdfiht auf die Höhe des Betrages nad vorgängiger Kündigung mit ſechswöchiger 
Friſt zurüdzuerjtatten. — Der Verkäufer ift verpflichtet, die Sache zu übergeben und das 
Eigentum an derjelben zu verfchaffen. Die Gefahr geht mit der Übergabe, bei Grund- 
ftüden mit der Eintragung des Eigentums in das Grundbuch, falls dieſe früher jtattfindet 
als die Übergabe, auf den Käufer über. Der Wieverfauf ift nur als perſönliches Necht an- 
erfannt. Das Vorkaufsrecht, ebenfalls zunächſt nur ein perſönliches Neht, kann bei 
Immobilien einen dinglihen Charakter erlangen; geſetzliche Vorkaufsrechte find nicht 
anerfannt. Der Erbihaftsfauf bewirkt Übertragung der einzelnen zur Erbſchaft gehörigen 
Sachen und Rechte, feine Übertragung des Erbrechtes: aber die Gläubiger fönnen ſich 
auh an den Käufer halten; Nachlaßkonkurs fann nur vom Käufer oder von dem 
Gläubiger gegen den Käufer beantragt werden. — Miete und Pacht gewähren lediglich 
perfönlihe Anjprüde. Kauf bricht Miete, nur mit Vorbehalt der geſetzlichen oder der ver- 
tragsmäßigen Kündigungsfrift, wenn dieſe die fürzere it. Gefeglich fann die Miete un- 
beweglicher Sahen zum Ablauf des Kalendervierteljahres gekündigt werden, wenn die 
Kündigung vor Beginn desfelben erfolgt, Kündigung der Pacht ift bis zum Ablauf des 
Pachtjahres mit jechsmonatlicher Frift zuläſſig; Miet- und Pachtverträge, auf länger 
als 30 Fahre oder auf Lebenszeit eines der Kontrahenten geichloffen, find mit der geſetz— 
lichen Friſt fündbar, im eriten ‚Falle nah Ablauf von 30 Jahren. Die gejeglihen Pfand- 
rechte des Vermieters und Verpächters an den eingebrahten Sachen des Mieters und 
Pächters, des Verpächters an den Früchten des Pachtgrundftüdes haben Aufnahme gefunden ; 
Anſpruch des Pächters auf Nemiffionen fennt der Entwurf dagegen nicht. — Die Gebrauchs: 
leihe umfaßt die ‚Fälle des Kommodats und des Prefarium; hier wie bei dem Hinterlegungs- 
vertrage ijt abweichend vom römifchen Rechte Kompenfations- und Netentionseinrede 
nicht ausgeſchloſſen. — Die Vorfchriften über den Dienftvertrag beziehen fih auf alle Fälle 
der locatio conduetio operarum, einfchließlih der operae liberales, ohne die verjchiedenen 
Arten der Dienitleiftungen zu fondern. Die gejegliche Kündigungsfrift beträgt zwei Wochen: 
ein auf länger als zehn Jahre gefchloffener Vertrag ift nad Ablauf diefer Zeit mit fechs- 
monatliher Friſt kündbar. Bei einem dauernden, die Ermwerbsthätigfeit des Verpflichteten 
vollftändig oder hauptfählih in Anſpruch nehmenden Dienjtverhältnifje verliert derjelbe das 
Anrecht auf Vergütung nicht, wenn er ohne fein Verſchulden durch einen in feiner 
Perſon liegenden Grund während nicht erheblicher Zeit an der Dienftleiftung gehindert ift. 
Der Werfvertrag foll nad) den Beitimmungen vom Kauf beurteilt werden, wenn ber 
Übernehmer aud den Stoff zu liefern hat. it das Werk mangelhaft und die Befeitigung 
des Mangels in angemefjener Zeit nicht möglich, jo fann der Beiteller nad feiner Wahl 
zurüdtreten oder Minderung der Gegenleiftung, wenn der Mangel fi auf einen vom Über- 
nehmer zu vertretenden Umſtand gründet, auch Schadenerfag fordern. Anſprüche wegen 
Minderung und Schadenerfas verjähren bei beweglichen Sachen in ſechs Monaten, bei un- 
bewealichen in einem Jahr, bei Bauten in fünf Jahren. Der Übernehmer trägt die Gefahr 
des Unterganges und der Verfchlechterung bis zur Abnahme. — Die Auslobung wird als 
einfeitiges Verſprechen, nicht als Bertragsanerbieten in incertam personam aufgefaßt. — 
Der Auftrag kann auch entgeltlic fein; unter Umftänden gilt ein Entgelt als jtillichweigend 
vereinbart. Der Beauftragte ift zur Nechenfchaft, im Fall einer Vermögensverwaltung zur 
Legung einer geordneten, mit Belegen verfehenen Rechnung verpflichtet; hier wie überhaupt 
im Entwurf fehlt es aber, wie Bähr mit Recht rügt, an näheren Beftimmungen über die zu 
mannigfachen praftiihen Schwierigkeiten führende Nechnunaspfliht. Rat und Empfehlung 
begründet nur Haftung für Aralift. — Die Anweiſung bedarf der fchriftlichen Form; fie wird 
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vollzogen durch Behändigung der Anweifungsurfunde an den Anmeifungsempfänger. Eine 
Verpflichtung des Angewieſenen diefem legteren gegenüber entjteht nur duch jchriftliche, auf 
der Urkunde erflärte Annahme. Auf den Erftattungsanfprud gegen den Anmweifenden jollen 
die Grundfäge vom Auftrag Anwendung finden. Bei Anweifung von Schuld wird der 
Angemwiefene durch die Leiſtung an den Anmweifungsempfänger von der Schuld befreit. Im 
Verhältnis zwiſchen Anmweifendem und Anmeifungsempfänger gilt der Grundfag: Anmweifung 
ift feine Zahlung. — Der Hinterlegungävertrag fann ebenfo wie der Auftrag entgeltlich 
fein. Der Berwahrer haftet nicht bloß für grobe Fahrläffigfeit. Das depositum irregulare 
ift mit Ausnahme der Bejtimmungen über Ort und Zeit der Nüdgabe dem Darlehen gleich— 
geſtellt. — Die Haftung der Gaftwirte für Verluft und Bejchädigung der bei ihnen einge- 
bradten Sachen fällt fort, wenn der Schaden vom Gaft verurfacht, durch die Beichaffenheit 
der Sahen oder dur höhere Gewalt entjtanden ift. Durd einen Anſchlag des Wirtes 
fann die gefegliche Haftung des Wirtes nicht abgelehnt werden; das Gejeg macht eine 
Ausnahme in Bezug auf Gelder, Wertpapiere und Koftbarkeiten, für die nur unter beitimmten 
Vorausfegungen zu haften ift. Der Wirt hat wegen feiner Forderung für Wohnung und 
Bewirtung ein geſetzliches Pfandreht an den eingebradhten Sachen des Gaſtes. — Die 
Geſellſchaft wird lediglih als ein Vertragsverhältnis der Gefellihafter untereinander auf: 
gefaßt, ift alfo nicht wie die Handelögejellihaft ein nad außen in die Erjcheinung tretendes 
Verkehrsweſen. Wenn aber der Gejellichaftsvertrag zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäftes 
geichloffen ift, jo kann die Anwendbarkeit der für die offene Handelsgejellihaft (marım 
nicht auch der für die Kommanditgefellihaft?) geltenden Grundfäge vereinbart werden. — 
Spiel und Wette begründen fein Schuloverhältnis, aber das Geleiftete kann nicht zurüd- 
gefordert werden. Xotterie- und Ausfpielvertrag find, wenn ftaatlih genehmigt, rechtsver— 
bindlid. Eine Beftimmung über das Differenzgefhäft, wie fie fih im ſächſiſchen Gejegbuche 
findet, fehlt. — Für die ——— der Bürgſchaft iſt ein beſonderes Formerfordernis nicht 
aufgeſtellt; dieſelbe begründet regelmäßig eine ſubſidiäre Haftung des Bürgen. Mitbürgen 
haften als Geſamtſchuldner. Der Kreditauftrag ſoll im Zweifel als Bürgſchaft gelten. Ein 
in ſchriftlicher Form erteiltes Schuldverſprechen oder Anerkenntnis, in welchem der Ver— 
pflichtungsgrund nicht oder nur im allgemeinen bezeichnet iſt, erzeugt eine ſelbſtändige Ver— 
bindlichteit, die nur wegen ungerechtfertigter Bereicherung angefochten werden kann. Die 
Verweigerung der Erfüllung und der Anſpruch auf Befreiung wird nicht ausgeſchloſſen, 
wenn das Verfprechen oder das Anerfenntnis fih als ein Verſtoß gegen die guten Sitten 
oder die öffentliche Drbnung feitens des Schuldners darftellt. Bei Schuldverfchreibungen auf 
den Inhaber gilt der Inhaber als Gläubiger; demfelben darf die Leiftung nicht deswegen 
vorenthalten werden, weil er die Verfchreibung in unredlicher Weife erworben hat. Die Ver- 
pflichtung bejteht nach dem Inhalt der Urkunde; Einwendungen find, infoweit fie fih hieraus 
nicht ergeben, nur zuläffig, wenn fie die Gültigkeit der Ausjtellung betreffen oder ſich auf das 
zwischen Ausfteller und Inhaber beftehende perfönliche Nechtsverhältnis gründen. Nicht jtatthaft 
ift der Einwand, daß die Verfchreibung dem Ausfteller geftohlen, von ihm verloren oder 
fonjt ohne feinen Willen in den Verkehr gelangt ift. Die Kraftloserflärung in Verluft 
geratener Schuldverfchreibungen und die mit berfelben in Verbindung gebradte Zahlungs- 
jperre find näher geregelt; dagegen ift das Inſtitut der Außerfursfegung nicht aufgenommen. 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer bejtimmten Geldſumme 
verjprochen ift, dürfen, wenn fie nicht vom Reich oder einem Bundesjtaat ausgejtellt find, 
nur mit Staatsgenehmigung ausgeftellt und in den Verkehr gebracht werden. 
Unerlaubte Handlungen begründen eine Erſatzverbindlichkeit, wenn Vorſatz oder 
Fahrläffigfeit vorliegt. Uuafidelikte find mit einer Ausnahme (actio de eflusis et deiectis) 
nit als Verpflichtungsgrund anerkannt. Ebenſo ift dem Entwurf die Haftung unzurech— 
nungsfähiger Perfonen für die folgen der durch fie verübten Beichädiqungen unbekannt. 
Der legte Abjchnitt des zweiten Buches behandelt als variae causarum 
figurae unter dem Titel „Bereicherung“ die Kondiktionen, enthält ferner Beitimmungen 
über Gejchäftsführung ohne Auftrag; Gemeinihaft; Vorlegung und Offenbarung. Hervor— 
zuheben ift, daß die condietio indebiti ohne Rüdficht auf die Entihuldbarfeit des Jrrtums 
zugelafjen und daß aud zur Begründung der Klage fein Beweis des Jrrtums gefordert wird. 
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Auh dem Sahenreht find allgemeine Vorſchriften vorangeididt. Als 
Saden im Sinne des Geſetzes gelten nur förperliche Sachen. Weitere Begriffsbeftimmungen 
beziehen ſich auf die verfchiedenen Arten der Sachen, auf Bejtandteile und Zubehör, Früchte 
und Nusungen. Der zum Fruchtbezug Berechtigte erwirbt das Eigentum an den natürlichen 
Früchten mit der Trennung von der Mutterfade. — Die Beitimmungen über Befit und 
Inhabung gehören zu den am meiften angefochtenen Abjchnitten des ganzen Entwurfes. 
Das Merkmal des Befiges wird im Anſchluß an die Savignyfche Theorie in dem Befiswillen 
gefunden, d. i. dem Willen, die Sache als die jeinige zu haben. Wo diefer animus fehlt, 
liegt bloße Inhabung vor, die mithin nicht nur die Fälle der Detention, fondern auch den 
jogenannten abgeleiteten Beſitz umfaßt. Auch der Inhaber ift aber berechtigt, verbotene 
Eigenmadht mit Gewalt abzuwehren und genießt Rechtsſchutz gegen widerrechtliche Entſetzung 
und Störung. — Das Immobiliarſachenrecht beruht auf dem Grundbuchſyſtem. Der 
Entwurf enthält allgemeine Bejtimmungen über die materielle Bedeutung des Grundbudes; 
das formale Grundbuchreht ift in die Grundbuchordnung verwiefen. Oberſter Grundſatz ift, 
daß die Eintragung eines Rechtes am Grundjtüd oder an einem im Grundbud eingetragenen 
Recht eine Vermutung für den Erwerb, die Löfchung eine Vermutung für die Aufhebung 
des Rechtes begründet. infolge diefer Vermutung gilt zu Gunften des gutaläubigen Er- 
werbers eines Rechtes am Grundftüd der Anhalt des Grundbuches als richtig; bemerfens- 
wert ift, daß diefe Wirkung auch zu Gunften des umentgeltlichen Ermwerbers eintritt. — 
Sowohl für bewegliche als umbeweglihe Sachen ift das Prinzip durchgeführt, daß der auf 
Einräumung, Veränderung oder Aufhebung eines dinglichen Nechtes gerichtete Vertrag ver- 
möge der Willensübereinftimmung der Kontrahenten unabhängig von der zu Grunde 
liegenden causa rechtswirkſam wird, mithin die Natur eines abitraften Gejchäftes hat. (Die 
Motive bezeichnen ein ſolches abitraftes, eine Nechtsveränderung herbeiführendes Geſchäft 
als dinglichen Vertrag ; merfwürdigerweife wenden fie diefen Ausdrud auch auf obligatorische 
Verträge an.) Die Einräumung von Rechten an beweglichen Saden vollzieht fih durch 
Übergabe (Eigentum) oder durch Übertragung der Inhabung (perſönliche Dienſtbarkeiten, 
Pfandrecht), an unbeweglichen Sachen durch Eintragung im Grundbud. Der zur Über: 
tragung des Eigentums an Grundſtücken erforderliche Vertrag heißt wie im preußiſchen Necht 
Auflaffung und ift auch im mefentlicher Übereinftimmung mit der preußiſchen Geſetz— 
gebung geordnet. Zueignung (Occupation) ift nur binfichtlic folder Grundftüde als 
Cigentumserwerbsart anerkannt, bezüglich deren der eingetragene Eigentümer die Aufgabe feines 
Eigentumes zum Grundbud erklärt hat. Auch unter diefer Vorausfegung follen nur die 
nad; den Landesgeſetzen hierzu befugten Perfonen zum Erwerbe zugelaffen werben; der Er: 
werb erfolgt, indem der Zueignende ſich als Eigentümer in das Grundbuch eintragen läßt. 
Als Surrogat der im übrigen für Immobilien ausgefchloffenen Erfitung tft das Auf- 
gebot zu betrachten, welches ftatthaft ift, wenn jemand ein Grundftüd feit 30 Jahren 
nad; dem Tode des eingetragenen Eigentümers beſitzt; nach jtattgehabtem Aufgebotsverfahren 
ergeht ein Ausſchlußurteil gegen den bisherigen Eigentümer. Auch in dieſem Falle geht 
das Eigentum erſt durch die Eintragung auf den Beſitzer über. — Für die Übertragung des 
Eigentums an beweglichen Sachen durch Rechtsgeſchäft find die Grundſätze des Handels- 
geſetzbuchs (Artikel 306) verallgemeimert. — Erſitzung verſchafft hier Eigentum auf Grund 
zehnjährigen Befiges, wenn beim Erwerbe desſelben weder mala fides nod grobe Fahr- 
läffigfeit vorlag. Mala fides superveniens bewirft Unterbrehung. Die fonftigen im 
Entwurf geregelten Erwerbsarten find: Verbindung, Vermifhung, Verarbeitung, Erwerb 
des Eigentums an Erzeugnifjen (fiehe oben) und ähnlichen Bejtandteilen, Zueignung, dabei 
auch Bienenrecht, gefundene Sachen. — Die Beitimmungen über den Eigentumsanfprud 
(rei vindicatio, actio negatoria) geben ſowohl in der Faſſung wie inhaltlich zu erheblichen sen 
denfen Veranlaffung (vgl. namentlih Bolze im Ard. f. d. ciwilift. Br. LXXIV 97); 3 
billigen ift, daß dem qutgläubigen Beſitzer aud die vorhandenen Früchte belafjen werden. — 
Miteigentum ift das römifhe condominium, das deutichrechtlihe Gefamteigentum iſt 
zwar im ehelichen Güterrecht zur Anerkennung gelangt, aber nicht durch allgemeine Vor— 
ſchriften geregelt. 

In betreff der iura in re aliena hält der Entwurf bezüglich der unbeweglichen Sachen 


414 II. Die geihichtlihen Grundfagen der Deutichen Rechtsentwicklung ıc. 


überall an dem Cintragungsprinzip feſt; dasfelbe iſt inäbefondere auch für die Grund: 
dienftbarfeiten und Neallaften durdgeführt, doch find hHinfichtlich beider der Landesgeſetz— 
gebung Befugnifje eingeräumt, welde die Möglichkeit gewähren, einer allzuſchroffen Durch— 
führung diefes Grundfages vorzubeugen. Eine Folge des Cintragungsprinzips tft, daß die 
Vereinigung des Eigentums und eines anderen Rechtes am Grundftüd (confusio, consoli- 
datio) nicht Aufhebung des leßteren, fondern den Zuftand des ruhenden Rechtes herbeiführt. 

Für das Pfandredt an Grundftüden (Hypothek) ftellt der Entwurf drei Parallel— 
formen zu Gebote: Hypothek ohne Hypothekenbrief (fogenannte Buchhypothef); Hypothek 
mit Hypothefenbrief (Briefhypothef); Sicherungshypothel. Letztere ift ein rein acceſſoriſches 
Recht; Einwendungen gegen die Gültigfeit oder den Beſtand der Forderung fünnen dem 
dritten Erwerber entgegengefeßt werden, ohne daß derfelbe ſich auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuches zu berufen vermag. Kautions:, Zwangs- und Arrefthypothefen fönnen nur 
in der Form der Sicherungshypothef begründet werden. Bei der Buch- und Briefhypothef 
erſtreckt ſich der öffentliche Glaube des Grundbuches auch auf die Forderung, die vorgedadhten 
Einreden find daher dem gutgläubigen Erwerber gegenüber ausgeichlofien. Die hier nicht 
im einzelnen zu erörternden Unterjchiede diefer beiden Formen beruhen darauf, daß bei der 
Briefhypothef eine mit den Eigenſchaften eines Präfentationspapiers begabte Urkunde, der 
Hypothefenbrief, ausgefertigt wird, die bei der Buchhypothek fehlt. Durch Vereinigung des 
Hypothekenrechts mit dem Eigentum an dem verpfändeten Grundftüd und durd Befriedigung 
des Gläubigers feitens des Eigentümers entjteht die Cigentümerhypothef, die ſowohl in der 
Geftalt der Buch- wie in der der Briefhypothef zuläffig ift. Zu dieſen verfchiedenen Formen 
fommt nod die dem preußiſchen Rechte nachgebildete Grundſchuld. Die Befriedigung des 
Hypothefen- und Grundfchuldgläubigers aus dem Grundftüd erfolgt im Wege der Zwangs— 
vollitredung (Zmangsverwaltung, Zwangsverfteigerung) ; ein Abkommen, durch welches dem 
Gläubiger im voraus geftattet wird, die Veräußerung in anderer Weife als im Mege der 
Zwangsveriteigerung zu bemwirfen, desgleichen die lex commissoria find nichtig. 

An beweglichen Sachen läßt der Entwurf ein auf einem Rechtsgeſchäft beruhendes 
Pfandrecht, abgejehen von den in das Schiffäregifter eingetragenen Pfandrechten, nur in der 
Geftalt des Kauftpfandes zu. Die Geltendmahung fann bei Fälligkeit der Forderung aud 
ohne vollitrefbaren Titel durch meiftbietenden Verkauf erfolgen; das Verbot der lex com- 
missoria ift auch hier aufrechterhalten. Auf Pfandrechte an Nechten follen im allgemeinen 
die Vorfchriften über das Fauftpfand entfprechende Anwendung finden. 

Das vierte Bud, Familienrecht, beginnt naturgemäß mit der Ehe. Der erſte Titel, 
Eingehung der Ehe, handelt vom Verlöbnis, den Ehehindernifien, der Eheſchließung und der 
Ungültigfeit der Ehe. Yebhafte Anfechtung hat namentlich die Behandlung des Verlöbnifjes 
erfahren, der Standpunft des Entwurfs hat in dem zu Anfang des gefamten Eherechts 
itehenden Satze: „Dur das Verlöbnis wird eine Verbindlichkeit der Verlobten zur Che- 
ſchließung nicht begründet“ Ausdrud gefunden. Für die Cheichließung ift mit einer Heinen 
Modififation die Form des bisherigen Nechtes beibehalten. In betreff der Ehehindernifje 
ift zu erwähnen, daß Chebrud nicht als trennendes, fondern nur als auffchiebendes 
Hindernis gelten foll, ferner daß die Ehehindernifie des rrtums und Betruas in ſehr bedenk— 
licher Weife formuliert find. Die Vorjchriften über Ungültigfeit der Ehe unterfcheiden 
zwifchen der Nichtigkeit, die im alle eines öffentlichen trennenden Ehehinderniffes eintritt 
und ſowohl vom Staatsanwalte ald von den Ehegatten geltend gemacht werden fann, und 
der durch ein privates Chehindernis begründeten Anfechtbarfeit, welche dem Ehegatten, in 
deſſen Perſon das Hindernis befteht, eine binnen jehsmonatlicher Friſt zu erhebende An- 
fechtungsflage gewährt. Die perfönlihen Wirkungen der Ehe find ohne Specialifierung ae- 
regelt; das Inſtitut der chemännlihen Vormundichaft tft nicht aufgenommen ; der Chefrau 
jteht innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes die Schlüffelgewalt zu. Eine Unterhalts- 
pflicht beiteht nicht nur für den Ehemann bezüglich der rau, ſondern aud feitens ber 
Ehefrau, jomweit der Ehemann megen Vermögenslofiafeit und Erwerbsunfähigkeit ſich nicht 
zu erhalten vermag. Die praesumptio Muciana iſt auf alle in der Inhabung eines oder 
beider Ehegatten befindlihen Sachen mit Ausnahme der zum ausjchließliden Gebrauche der 
Chefrau bejtimmten Gegenftände ausgedehnt. Das gemeinrechtlihe Verbot der Schenkungen 
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unter Ehegatten hat feine Aufnahme gefunden. — Für das ehelihe Güterrecht geht der 
Entwurf von dem Syftem der fogenannten Verwaltungsgemeinschaft aus, welche ald der gejeh- 
lihe in Ermangelung von Eheverträgen eintretende ehelihe Güterftand gelten fol. Chever- 
träge können vor wie nad) Eingehung der Ehe gefchlofjen werden, fie bedürfen regelmäßig 
der gerichtlichen oder notariellen Form. Im nterefje dritter Perſonen ift eine Veröffent- 
lihung vorgefchrieben, wenn es fi um Abänderung oder Ausſchließung des gejeglihen oder 
um Abänderung oder Aufhebung eines bereits veröffentlichten vertragsmäßigen Güterjtandes 
handelt. Unzuläffig find Cheverträge, welche das Güterreht durd Bezugnahme auf ein 
nicht mehr geltendes oder auf ein ausländifches Geſetz regeln; zuläffig ift dagegen die Ver- 
weifung auf einen der Güterftände, die im Entwurfe ſelbſt jubfiviär geordnet find: Tren- 
nung der Güter; allgemeine Gütergemeinfhaft; Errungenfchaftsgemeinfhaft; Gemeinfchaft 
des beweglihen Vermögens und der Errungenfchaft. Zur Charakteriftif der im Entwurf ge- 
regelten Syfteme ijt folgendes zu bemerfen. Bei der Berwaltungsgemeinfchaft unterliegt 
das „Ehegut” (jo bezeichnet der Entwurf das eingebrahte und das während der Ehe er- 
worbene Vermögen der Frau, ſoweit es nicht Vorbehaltsgut ift) der Nußniehung und Ber: 
waltung des Mannes. Bezüglich der erfteren ift auf die Vorfchriften über den Nießbrauch 
verwiefen, die nur in einzelnen Punkten geändert find, in betreff der Verwaltung ift die 
Dispofition des Ehemannes vielfah an eine Ermädtigung oder Genehmigung der Ehefrau 
gefnüpft. Fehlt es an einem Einverjtändnis der Eheleute über die zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung des Ehegutes erforderlihen Mafregeln, jo find fie auf den Weg des Prozeſſes 
angewiefen. — Das Syſtem der Gütertrennung tritt nicht nur infolge eines hierauf ge- 
richteten Chevertrages, jondern unter Umftänden auch fraft Gefehes ein. Hier bleibt 
das Vermögen beider Ehegatten vollftändig getrennt, doch ift die rau verpflichtet, dem 
Manne auf Verlangen einen angemefjenen Beitrag zu den Ehelaften zu gewähren. — Die 
allgemeine Gütergemeinſchaft geht vom Begriff des deutfchrechtlichen Gefamteigentums 
aus: das Geſamtgut, d. h. das in die Gütergemeinjchaft fallende Vermögen, jteht den Ehegatten 
nit nad Bruchteilen zu, auf die zu ihm gehörigen Forderungen follen die Beitimmungen 
über Forderungen mit einer Mehrheit von Gläubigern feine Anwendung finden. Die Ber- 
waltung hat der Ehemann; er fann über die zum Gefamtqute gehörigen Gegenjtände unter 
Lebenden verfügen, auch Prozeſſe über diefelben führen; eine Ausnahme machen Gejchäfte, 
welche das Geſamtgut im Ganzen oder Bruchteile desfelben betreffen, ferner Veräußerungen 
oder Belajtungen von Grundftüden, freigebige Verfügungen. In betreff der Schulden gilt 
als Negel, daß die Gläubiger des Mannes wie der rau die Befriedigung aus dem Ge- 
ſamtgute verlangen können; ausgenommen find gewiſſe erft nad; Eintritt der Gütergemein- 
ſchaft entitandene Schulden der Ehefrau. Soweit die Verbindlichfeiten der letzteren das 
Geſamtgut belaften, haftet der Ehemann auch perfönlid. Kompliziert werden die Beſtim— 
mungen über die allgemeine Gütergemeinfhaft dadurd, daß neben dem Gejamtqut ſowohl 
Vorbehaltsgut als auch Sondergut, und zwar auf feiten beider Ehegatten, vorfommen 
fönnen. Die Gütergemeinichaft endet mit Auflöfung der Ehe; die Aufhebung fann aud 
bei fortbejtehender Ehe durch Ehevertrag und unter den im Geſetz näher bejtimmten Voraus- 
jegungen durch Nichterfpruch auf Antrag der Ehefrau herbeigeführt werden. Im Fall der 
Auflöfung der Ehe durch den Tod eines Ehegatten gehört die Hälfte des Gefamtgutes zum 
Nachlaß des Verftorbenen; in Ermangelung gemeinichaftliher Abkömmlinge foll in dieſem 
Fall die regelmäßige Erbfolge (wie wenn feine Gütergemeinfhaft bejtanden hätte) Plat 
greifen; andernfall® wird der überlebende Ehegatte Alleinerbe; die gemeinſchaftliche Defcen- 
denz aber tritt von Nechts wegen in die fortgefeste Gütergemeinfchaft, die mit Ausnahme 
des Worbehalts- und Sonderqutes das Vermögen des überlebenden Ehegatten zur Zeit ihres 
Beginnes wie den fpäteren Erwerb desfelben ergreift. Das Inſtitut der Einkindſchaft ift 
nicht recipiert. — Die Errungenfhaftsgemeinfhaft erftredt ſich im allgemeinen (Aus— 
nahmen $ 1412) auf das während des Beitehens derfelben von einem Ehegatten erworbene Ver— 
mögen ; insbejondere fallen die Nusungen des Sonderqutes in das Geſamtgut. Im Zweifel 
wird angenommen, daß das vorhandene Vermögen Gejamtgut jei, doch fann jeder Ehegatte 
behufs ‚Feititellung des Sondergutes die Aufnahme eines öffentlich zu beglaubigenden Ver— 
zeichnifjes verlangen. Das Gefamtgut hat die Koften für die Erhaltung des Sondergutes 
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fowie den ehelichen Aufwand zu tragen; an das Gejamtgut fönnen ſich ferner alle Gläu— 
biger des Chemannes, die Gläubiger der Chefrau im betreff derjenigen Verpflichtungen 
halten, die im Gefeß für Gefamtgutsverbindlichfeiten erflärt find. Im Verhältnis der 
Ehegatten zueinander werden gewiſſe Schulden, die Dritten gegenüber als Geſamtgutsver— 
Sindlichkeiten gelten, dem Geſamtgut nicht zur Laſt gerechnet. — Die Gemeinjdaft 
des bewegliden Bermögens und der Errungenschaft lehnt fih mit einigen 
Modififationen an die franzöfifhe Mobiltargemeinfchaft an. 

Der legte Titel des Eherechts behandelt die Auflöfung der Ehe durh Scheidung und 
Todeserflärung. Sceidegründe find Ehebruch, die unter $S 171. 175 des Strafgeſetzbuchs 
fallenden Handlungen, insidiae vitae structae, bösliche Verlafjung, ſonſtige ſchwere Verlegung 
der ehelichen Pflichten. In Fällen der letteren Art ſoll jedoch die fofortige Trennung der 
Ehe nur ausgejprochen werden, wenn die Ausficht auf Herjtellung des ehelichen Lebens nad) 
Lage der Sade ausgefchlofjen erſcheint, ſonſt iſt zunächſt auf Trennung von Tiſch und Bett 
zu erfennen, die aber höchitens für die Dauer von zwei Jahren ftatthaft iſt. Folge ber 
Ehefcheidung ift, daß die Wirkungen der Ehe für die Zufunft befeitigt werden, indes behält die ge- 
jchiedene Ehefrau, gleichviel ob er der ſchuldige Teil ift, den Familiennamen des Mannes. 
Chejcheidungsitrafen find dem Entwurfe unbefannt; ift ein Ehegatte für allein fchuldig er- 
flärt, jo hat der andere Ehegatte das Recht, die während des Braut oder Eheſtandes ge- 
machten Gefchenfe zu widerrufen, auch fteht ihm für den Fall der Vermögenslofigfeit und 
Ermwerbsunfähigfeit ein Anfprud auf Unterhalt zu. 

Der zweite Abjchnitt, Verwandtichaft, handelt im erjten Titel von der ehe- 
lihen Abftammung, die vermutet wird, wenn die Empfängniszeit (181. bis 300. Tag 
vor der Geburt, einschließlich beider Tage) in die Ehe fällt. Der Gegenbeweis ijt dahin 
zu erbringen, daß der Ehemann in diejer Zeit der Frau nicht beigemohnt hat. Ein nad) 
Schließung der Che geborenes, vor derfelben empfangenes Kind gilt als vom Ehemann erzeugt, 
wenn er während der Empfängniszeit mit der Frau fonfumbiert hat; ift der Ehemann ver- 
ftorben, ohne die Ehelichfeit angefochten zu haben, jo wird die Beifchlafsvollziehung ver- 
mutet. Die Anfechtung der Chelichfeit des Kindes fann bei Lebzeiten des Chemannes 
nur durch diefen perfönlic, fie muß binnen Jahresfrijt nach erlangter Kenntnis von der 
Geburt erfolgen. 

Unterhaltspflicht bejteht zwifchen Verwandten in gerader Linie, Ehegatten, Ge- 
jchwiftern. Letztere haben nur notdürftigen, die übrigen Berechtigten ftandesgemäßen Unter: 
halt zu fordern. 

Das Verhältnis der Kinder zu den Eltern ruht auf der elterlichen Gewalt, 
die dem Vater, nad deſſen Tod der Mutter zufteht. Yetterer fann auf ihren Antrag, auf 
Anordnung des Vaters, unter Umständen auch von Amts wegen dur das Vormundichafts- 
gericht ein Beiftand bejtellt werden. Regelmäßig hat der Inhaber der elterlichen Gewalt 
Nutznießung und Verwaltung am Kindesvermögen; das von der elterlichen Nutznießung aus: 
geſchloſſene Vermögen heißt freies Vermögen. Als Nutznießer find die Eltern freier geitellt 
wie gewöhnliche Nießbraucher, insbefondere von der Anfertigung eines Vermögensverzeich— 
nifjes entbunden, dürfen aber die zum Vermögen des Kindes gehörigen Gegenjtände, mit 
Ausnahme der verbraudhbaren Sachen, nicht in eigenem Nutzen verwenden; auch ift zu einer 

Reihe von Berwaltungshandlungen Genehmigung des Bormundichaftsgerichts erforderlich. 
Die elterlihe Gewalt erlifcht durh Tod und Großjährigfeit des Kindes, durch Tod oder 
Todeserflärung des Gewalthabers, Wiederverheiratung der Mutter, Verwirfung ; nicht da⸗ 
gegen durch freimilliges Aufgeben (Verzicht). Die Aufhebung durch Entlaſſung einſchließ— 
li der fogenannten emaneipatio Germanica ift mithin in Wegfall gebracht. 

Das unehelihe Kind hat gegen den Erzeuger einen Anſpruch auf Alimentation 
(notdürftigen Unterhalt) bis zur Zurüdlegung des 14. Lebensjahres. Als Vater gilt, wer 
innerhalb der oben angegebenen Empfängniszeit den Beifchlaf mit der Mutter vollzogen 
hat, vorbehaltlich der exceptio plurium eonstupratorum. Die Gefhmwängerte hat Anſpruch 
auf Entbindungs- und Wochenbettsfoften, dagegen, ſoweit nicht der Thatbeitand eines Delifts 
vorliegt, feinen Deflorationsanfprud), aud nicht im Fall der Verführung oder der Schwänge— 
rung während des Brautftandes. Ebenſowenig ift dem unehelichen Kinde ein Erbredt am 
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Nachla des natürlichen Vaters gewährt. Die weiteren in diefem Abfchnitt enthaltenen 
Beitimmungen über Kinder aus ungültigen Ehen, über Legitimation, Annahme an Kindes 
Statt und die Wirfung der urteildmäßigen Feſtſtellung von Familienrehtöverhältnifjen mögen 
hier nur erwähnt werben. 

Dem VBormundihaftsreht des Entwurfs hat in der Hauptſache die preußifche 
Vormundfchaftsordnung vom 5. Juli 1875 zum Vorbild gedient. 

Das Erbrecht geht vom Begriff der Univerfalfucceffion aus ; die fogenannte finguläre Erb- 
folge ift, wie bereits erwähnt, außer Betracht geblieben. Die Berufung zur Erbfolge 
beruht auf legtwilliger Verfügung, Vertrag oder Geſetz. Geſetzliche Erbfolge tritt ein, fo- 
weit der Erblaffer einen Erben nicht eingefegt hat, die Einfegung unwirkſam ift oder nad) 
träglih unwirkſam wird. Die lettwillige Verfügung (Teftament) fann Erbeseinjegung, 
Vermächtniſſe, fonjtige Anordnungen von Todes wegen enthalten. Als Erben können phyfifche 
und juriftifche Perſonen eingefegt werben, erjtere, jofern fie zur Zeit des Erbanfalles bereits 
empfangen find. Iſt dies nicht der Fall, fo ift nur die Einfegung ald Nacherbe und die 
Bedenkung mit einem Vermächtnis möglich. Der Erbeseinjegung können auffchiebende und 
auflöfende Bedingungen ſowie Zeitbeftimmungen beigefügt werden (nicht semel heres 
semper heres); unerlaubte Bedingungen bewirken Nichtigfeit der Verfügung. Bei Einſetzung 
mehrerer Erben findet das Anwachſungsrecht nur ftatt, infoweit dasjelbe dem Willen des 
Erblafjers entjpridht. Die Anwachſung fann insbefondere durch Einſetzung eines Erſatzerben 
(QVulgarfubftitution) ausgefchloffen werden. Fiveifommiffarifche Subftitution (Einſetzung eines 
Nacerben) ift nur für einen Subjtitutionsfall zuläffig; fie wird auch in diefer Befchränfung 
unwirffam, wenn die Einfeßung nicht auf den Todesfall des Vorerben erfolgt und ſeit dem 
Tode desfelben ein Zeitraum von mehr als 30 Jahren verftrichen if. Der Nacherbe wird 
mit dem Eintritt des Subjtitutionsfalles Erbe; das Verhältnis zwifchen Vorerben und Nach— 
erben joll nad den Grundjägen vom Niefbraud beurteilt werden. Im Zweifel gilt der 
Nacherbe auch als Erfagerbe. Das Fideikommiß auf den Überreft ift anerfannt, dagegen 
find Bupillar- und Uuafipupillarfubftitution befeitiat. 

Das Detail der Vorfchriften über das Vermächtnis fann hier nicht erörtert 
werden; hervorzuheben ift, daß dasfelbe lediglich eine Forderung des Vermächtnisnehmers 
gegen den Beichwerten begründet; „ein unmittelbarer Übergang des den Gegenftand des 
Vermächtniſſes bildenden Rechts auf den Vermädtnisnehmer findet auch dann nicht ftatt, 
wenn das Recht zum Nachlaß gehört”. 

Als weiterer möglicher Inhalt legtwilliger Verfügungen wird die Auflage und bie 
Anordnung einer Teftamentsvollftredung behandelt. 

Teftamentsmündigfeit tritt mit vollendetem 16. Lebensjahre ein. Ordentliche 
Teftamentsform ift das gerichtliche und das demfelben gleichgeftellte notarielle Tejtament. 
Die Errichtung kann zu Protofoll oder durch Übergabe einer offenen oder verfchlofjenen 
Schrift erfolgen; über den Alt der Errichtung muß ein Protofoll aufgenommen werden, das 
Tejtament felbit ift, nachdem es mit Dienftjiegel verſchloſſen und mit einer Auffchrift ver- 
jehen ift, in amtliche Verwahrung zu nehmen. Für gewiſſe Fälle läßt der Entwurf außer- 
ordentliche Teftamente zu (bei Gefahr im Verzuge, bei Verfehrsfperre, Seeteftament, Ge: 
fandtentejtament) ; dagegen ift das ordentliche Privatteftament ganz befeitigt, auch giebt es 
feine bejondere Kodizillarform. Unzuläffig ift ferner das gemeinſchaftliche Tejtament. 

Als Verfügungen von Todes wegen durch Vertrag find der Erbeinfegungsvertrag 
und der Vermädhtnisvertrag anerkannt; beide können nur in der orbentliden Teſta— 
mentsform und zwar nur durch mündliche Erklärung errichtet werden. Nah Schließung 
des Erbvertrages fann der Erblafjer nicht mehr zum Nachteil des Vertragserben von Todes 
wegen verfügen, Verfügungen unter Lebenden find zuläffig, doc hat der Vertragserbe die Be- 
fugnis, auf Entmündigung wegen Verſchwendung anzutragen, auch ift ihm bei Schenkungen des 
Erblafjers ein Anfprud auf Nüdforderung der Bereicherung gegeben. Bei gemeinchaftlichen 
Erbverträgen wird mit dem Wegfall einer Verfügung der ganze Vertrag hinfällig. it 
das Rücktrittsrecht vorbehalten, fo erlifcht dasjelbe mit dem Tode auch nur eines Ver- 
tragsfchließenden ; dem Überlebenden jteht aber, wenn er das ihm durd den Vertrag Zu: 
gewendete ausfchlägt, das Necht zu, feine Verfügung durch lettwillige Anordnung aufzu- 

v. Holgendorff, Encyklopädie. I. 5. Aufl. 27 


418 11. Die geicichtlihen Grundlagen der Deutſchen Rechtsentwicklung ır. 


heben. — Die Schenkung von Todes wegen ift nicht als befonderes Nechtsinftitut 
anerfannt. 

Die gejeglihe Erbfolge der Blutsverwandten beruht auf der Parentelen- 
ordnung. Als erite Linie werden die Abkömmlinge des Erblafjers nah Stämmen berufen. 
In der zweiten Linie ftehen die Eltern und deren Abfommen. Leben beide Eltern, fo gilt 
Schoßfallsrecht; ift ein Elternteil vor dem Erblafjer verjtorben, fo tritt feine Defcendenz an 
feine Stelle; infomweit hiernach Gefchwifter und Gefchwijterfinder berufen werben, erben fie 
ebenfalls nah Stämmen. Innerhalb der folgenden Linien entjcheidet ſchlechthin die Grades— 
nähe; die an der Spihe der betreffenden Parentel ftehenden Ajcendenten gelangen zunädjit 
zur Succeffion; mehrere Afcendenten erben zu gleihen Teilen ohne Scheidung nah Vater: 
und Mutterfeite. Eine Begrenzung der Verwandtenerbfolge auf beitimmte Xinien findet 
nicht ftatt. Der überlebende Ehegatte erhält, wenn er mit Verwandten der erſten Linie 
zufammentrifft, ein Viertel, beim Zufammentreffen mit Verwandten der zweiten Yinie oder 
mit Großeltern die Hälfte der Erbichaft, außerdem gebühren ihm in diefem Falle das Haus- 
haltsinventar und die Hoczeitsgeihenfe als Voraus. In allen übrigen Fällen wird die 
DVerwandtenerbfolge dur das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ausgeſchloſſen. In 
Ermangelung anderer Erben wird vorbehaltlich anderer Beltimmung der Yandesgefeggebung 
der Fiskus des Bundesftaates berufen, welchem der Erblaffer zur Zeit feines Todes ange- 
hört hat. 

Pflichtteilsberechtigt find Abkömmlinge, Eltern und Ehegatten. Der Pflichtteil 
beträgt in allen Fällen die Hälfte vom Werte des gejeglichen Erbteild. Das Pflichtteils- 
recht begründet nur einen Anſpruch gegen den Erben auf eine Geldleiſtung, der vererblich 
und übertragbar ift und in 3 Jahren a tempore scientiae verjährt. Entziehung des 
Pflichtteils fann nur durch legtwillige Verfügung unter Angabe eines gefeglich anerkannten 
Entziehungsgrundes erfolgen. Eine exheredatio bona mente faeta ift in Bezug auf Ab— 
fümmlinge zuläffig. Gegen Schmälerungen des Pflichtteils durch Schenkungen wird durch 
den Anſpruch auf einen „außerordentlihen Pflichtteil“ Schu gewährt. Dem Pflichtteils- 
berechtigten, der zur Zeit der Schenfung bereits vorhanden war, muß der Pflichtteil fo 
binterlafjen werden, wie wenn die Schenkung nicht erfolgt wäre. 

Im Anfchluß an die gefeglihe Erbfolge und das Pflichtteilerecht wird vom Erbver- 
zicht gehandelt, der wie im gemeinen Nechte ein negativer Erbvertrag ift. Für die Form 
und die perfönlichen Erforderniffe gilt dasjelbe wie für den Erbeinfegungsvertrag; zuläffig 
ift der Verzicht auf das gefegliche Erbrecht, auf das Pflichtteilsrecht ſowie auf eine vertrags- 
mäßige Zuwendung von Todes wegen. Verzicht auf das gefegliche Erbrecht bewirkt zugleich 
Verluſt des Pflichtteilsrechts. 

Der Erwerb der Erbſchaft findet mit dem Erbanfall ipso iure ftatt. Der Erbe 
hat aber das Recht die Erbichaft auszufchlagen mit der Wirkung, daß der Anfall als nicht 
erfolgt ailt. Die Befugnis zur Ausichlaaung fällt fort, wenn die Erbichaft ftillfchweigend 
durh Ablauf der Ausichlagungsfrijt (ſechs Wochen, ausnahmsweise ſechs Monat a tempore 
scientiae) oder durch ausdrüdliche Erklärung des Erben angenommen ift. Die Ausſchlagung 
muß in öffentlich beglaubigter Form erflärt werden. Ausſchlagung und Annahme find (mit 
einer Ausnahme in betreff des Pflichtteilsberechtigten) unwiderruflich. 

In den Fällen ver Erbunmwürdigfeit (S 2048) kann derjenige, der Erbe geworden 
fein würde, wenn der Erbunmürdige den Erblafjer nicht überlebt hätte, den Anfall mittels 
einer Klage auf Erbunmwürdigfeitserklärung anfechten. Die Friſt beträgt ein Jahr feit er- 
langter Kenntnis von der zur Anfechtung berechtigenden Thatjahe, 30 Jahre feit dem 
Erbanfall. 

Der Erwerb der Erbichaft bewirkt Übergang der Rechte und Verbindlichfeiten des Erb— 
laffers auf den Erben. Befis und Inhabung aehen nicht ipso iure über; der Erbe wird 
aber genen rechtswidrige Eingriffe dritter Perfonen fo geſchützt, wie wenn er mit dem Erb: 
anfall Befiter oder Inhaber geworden wäre. 

Fürforge des Nachlaßgerichts für den Nachlaß tritt ein, wenn der Erbe un- 
befannt oder für den Nachlaß zu forgen außer ftande iſt. Die erforderlichen Sicherungs— 
maßregeln find dem richterlihen Ermeſſen anheimgeftellt; Anlegung des Geridts- 
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fiegels ift troß eines Verbots des Erblafjers ftatthaft. Beſondere Vorſchriften betreffen 
die Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft. 

Die Beitimmungen über den Erbſchein jtehen mit dem in den meiften deutſchen 
Staaten geltenden Recht im Einklang; zu bemerken ift, daß nur den geſetzlichen Erben ein 
folder erteilt wird, 

Der Erbſchaftsanſpuch (hereditatis petitio) fteht nur gegen denjenigen zu, ber 
auf Grund eines von ihm in Anfprud genommenen Erbredts dem Erben einen Gegenjtand 
vorenthält. 

Eigentümlih it das Inventarrecht geitaltet. Dasjelbe gewährt dem Erben die 
Befugnis, bei Unzulänglichteit des Nachlaſſes a. den Nachlaßkonkurs zu beantragen, b. auch 
ohne Konkurseröffnung den Nachlaßgläubigern die Abzugseinrede entgegenzufegen, fraft deren 
von ihren Forderungen der Betrag in Abzug gebradht wird, mit welchem jie im Konkurſe 
ausfallen würden, c. binnen zwei Jahren feit Annahme der Erbſchaft das Aufgebot der 
Nachlafgläubiger herbeizuführen. Das Inventarrecht erliſcht 1. durch Verzicht, der dem 
Nachlaßgericht in öffentlich beglaubigter Form zu erklären iſt; 2. wenn dem Erben auf 
Antrag eines Nachlaßglaubigers vom Nachlaßgericht eine Inventarfrift gejegt ift und er 
innerhalb derſelben fein Inventar eingereicht hat (die Friſt foll mindejtens einen, höchſtens 
drei Monate betragen, kann aber verlängert und erneuert werden); 3. wenn der Erbe in 
der Abſicht, einen Nachlaßgläubiger zu benachteiligen, einen Nachlaßgegenſtand nicht in das 
Inventar aufnimmt. In allen diefen Fällen tritt der Verluft gegenüber allen Nachlaß— 
gläubigern ein. Gegenüber einzelnen Gläubigen fann das Recht durd Vertrag, durd) 
Unterlafjung der Geltendmahung und durch Aberfennung im Prozeß verloren gehen. 

Der Schluß des Erbrechts handelt von der Auseinanderfegung der Miterben, 
dabei auch von der Ausgleihungspflicht wegen des Vorempfangenen (Kollation). Cine 
jolche bejteht zwijchen Abkömmlingen in Bezug auf dasjenige, was der Erblafjer einem derjelben 
behufs der Verheiratung, Gründung eines eigenen Hausitandes oder Ermwerbsgeichäftes oder 
zur Übernahme eines Amtes zugemwendet hat. Der Anſpruch ift auf Wertausgleihung ge- 
richtet, er ift unabhängig von der Auseinanderfegung und gilt als eine dem Verpflichteten 
obliegende Nachlafverbindlichkeit. 


$ 12, Das Gejamturteil. Die Beurteilungen des Entwurfs find, wie bereits 
erwähnt, zu fehr verfchievenen Ergebniffen gelangt. Von gewichtigen Stimmen ift empfohlen 
worden, auf ein umfajjendes Gejegbuch überhaupt oder doch für jet zu verzichten und jtatt 
deffen den Weg der Einzelgefeßgebung zu befchreiten. Namentlich Bährs verdienitvolle Be- 
iprehungen laufen darauf hinaus, daß von einem auf der Grundlage des Entwurfs ins 
Leben tretenden Geſetzbuch Verwirrung der Nechtsanwendung und der Ruin der Nechts- 
wiſſenſchaft zu bejorgen fei. Seine Befürchtungen treffen aber nicht bloß den jegt vor: 
liegenden Entwurf, fondern die Kodififation im allgemeinen und erinnern, obwohl von einem 
anderen Standpunkt ausgehend, doc vielfah an die Bedenken, die Savigny den Thibaut- 
ihen Beitrebungen entgegengeftellt hat. Es ift nicht anzunehmen, daß dem Vorſchlag 
Bährs Folge gegeben werden wird, und wir glauben auch nicht, daß der von ihm em- 
pfohlene Weg der deutſchen Nechtsentwidlung zum Segen gereihen würde. Wir legen dabei 
nicht das Hauptgewicht auf die politifche Bedeutung der Nechtseinheit. Sowenig diefelbe 
zu unterſchätzen ift, jo würde dod, wenn im ber That von der einheitlichen Geſetzgebung 
eine Verſchlechterung des Nechtszuftandes zu erwarten wäre, das dem politiihen Zwech dar: 
gebradhte Opfer zu teuer erfauft fein; auch würde in diefem Fall, wie Hölder treffend be- 
merft, das Geſetzbuch ſich in Zeiten der Not ſchwerlich als ein neues Bindemittel bewähren. 

Ausfchlaggebend zu Gunjten der Kodififation ijt aber der Umjtand, da der Gang der 
Rechtsentwidlung felbjt auf eine foldhe hindrängt. Es beruht nicht auf Zufälligfeit, jondern 
auf einem gefchichtlid notwendigen Hergang, daß jeit dem Zuftandefommen des Preußifchen 
Yandrecht3 das (Gebiet des Fodifizierten Nechts in Deutichland immer mehr Ausdehnung ge- 
wonnen hat und daß dasielbe, wenn nicht das aemeinfame deutiche Geſetzbuch bereits in 
Ausficht geitanden hätte, unzweifelhaft durch den Zuwachs weiterer gemeinrechtlicher Gebiete 
einen noch größeren Umfang erhalten haben würde. Durch diefen Entwidlungsgang wird 
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die Richtung angezeigt, welche die deutſche Geſetzgebung einzufchlagen hat. Die fucceffiv 
auf einzelne Teile des bürgerlichen Rechtes ſich erjtredende Gefeßgebung würde weit größere 
Verwirrung des Rechtäzuftandes im Gefolge haben als das gegenwärtig in Angriff ge- 
nommene Werf. Der Umftand, daß die einheitliche Gefeßgebung für das KHandels- und 
Wechſelrecht erfolgreich durchgeführt worden ift, bietet bei der Sonderftellung,, welche der 
— und Wechſelverkehr einnimmt, keinerlei Gewähr für das Gelingen einer ſtückweiſen 

odifikation des bürgerlichen Rechtes. Auch das ſchweizeriſche Obligationenrecht kann nicht 
als ein Vorbild in Betracht kommen, da dasſelbe nicht als der erſte Schritt zur Herſtellung 
eines einheitlichen bürgerlichen Rechtes ins Leben gerufen worden iſt. 

An dem Ziel, welches bei Einberufung der Kommiſſion erſtrebt worden iſt, wird dem— 
nach feſtzuhalten ſein. Iſt aber das von ihr geſchaffene Werk eine brauchbare Grundlage 
zur Erreichung dieſes Zieles? Auch dieſe Frage iſt von hervorragenden Juriſten verneint 
worden. Außer Bähr iſt hier beſonders Gierke zu nennen, deſſen umfaſſende Erörterungen 
dem Entwurf bei aller Anerkennung für die Gründlichkeit und den Scharfſinn der Arbeit 
doftrinäre Befangenheit in romaniftiihen Schulbegriffen, Mißachtung des deutſchen Rechtes 
und des volfstümlichen Rechtsbewußtſeins, Verlegung der Billigfeit zu Gunften einer fapi- 
taliftifchen Tendenz zum Vorwurf madhen. Wäre die Kritik Gierfes als berechtigt anzu- 
erfennen, jo müßte ein ganz neues Werk hergeftellt werden, bei welchem der jet vorliegende 
Entwurf höchſtens als mehr oder minder ſchätzbares Material berüdjichtigt werden fönnte!. 

Wir vermögen uns diefer Auffaffung nicht anzufchließen. Auch dem Gierkeſchen Stand- 
punkt gegenüber liegt die Entſcheidung nicht darin, daß eine volljtändig neue Fundierung 
des Gefehbuches das Zuftandefommen desjelben auf lange Zeit hinaus verzögern oder ganz 
ins Ungewiſſe ftelen würde. Wäre es richtig, daß der Entwurf in feiner Tendenz und 
Gefamtanlage verfehlt ift, fo müßte aud auf diefe Gefahr hin die Arbeit von neuem 
begonnen werben, denn das Beflere würde in dieſem Fall nicht der Feind des Guten, 
fondern des Schlechten jein. 

Eine unbefangene Erwägung muß aber, wie wir glauben, aus fachlichen Gründen zu 
einem anderen Ergebnis fommen. Bei dem großen Raum, den die vorstehende Darftellung 
ohnehin einnimmt, müfjen wir uns darauf befchränfen, unjere eigene Meinung in apo— 
diftifcher Form auszufpredhen. 

Wir halten den Entwurf nit bloß für ein Denkmal deutſcher Gründlichkeit und 
deutſchen Fleißes, ſondern für ein Werf, von welchem dringend zu wünſchen iſt, daß es 
vorbehaltlich einer Reviſion zur Annahme gelangen möge. Der Aufbau des Merfes im 
Ganzen, feine Abgrenzung gegenüber dem der Yandes- und andermweiten Reichsgeſetzgebung 
überlafjenen Stoff verdient unferes Erachtens volle Billigung. Damit erledigen ſich zugleich 
die Vorwürfe wegen ungebührlicher Zurüddrängung des deutfchen Rechtes, infomweit diefelben 
darauf beruhen, daß gewiſſe deutfchrechtliche Inſtitute in den Entwurf nicht einbezogen find. 
Daß bei der Behandlung der aufgenommenen Materien das deutſche Necht nicht immer zu 
gehöriger Geltung gelangt ift und daß die Verfaffer des Entwurfes nicht immer auf der 
Höhe der neueren deutfchrechtlichen Wiffenfchaft ftehen, ift zuzugeben; allein unferer Über- 
zeugung nah handelt es ſich hierbei mehr um Einzelheiten als um grundſätzliche Fragen. 
Nicht zu leugnen ift, daß der Entwurf bisweilen eine gewiſſe Starrheit zeigt und die im 
Preußifchen Landrecht ſich allgufehr breit madende Billigfeit allaufehr zurüdtreten läßt. 
Einzuräumen ift ferner, daß der Entwurf in Bezug auf einzelne Lehren fich in bedenklicher 
Weife an Sculbeariffe anlehnt. Berechtigte Ausitellungen find gegen die übermäßige 
Neigung zu abjtrafter Formulierung der Rechtsſätze und die dadurd bedingte Schwerfälligfeit 
der Faſſung ſowie gegen die außerordentlich zahlreichen, die Durchſichtigkeit des Inhalts er: 
fchwerenden Verweiſungen der einzelnen Paragraphen auf vorangehende oder nachfolgende Be- 
ftimmungen erhoben worden. Troß aller diefer Nügen aber darf man ſich der Erfenntnis nicht 
verfchließen, daß eine beijere Vorarbeit für das deutiche Geſetzbuch als der gegenwärtige 


. ı Im Vorftehenden find die Erörterungen Gierfes in Schmollers Jahrbuch ins Auge ge 
faßt. In der nachträglich erfchienenen Abhandlung (oben S. 406 Anm.) ift feine Auffaffung etwas 
gemildert. 
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Entwurf jchwerli zu erwarten ift und daß derfelbe alle bisherigen Kodififationen des 
bürgerlichen Rechtes weit überragt. Wir find überzeugt, daß eine gewiflenhafte Nevifion in 
nicht zu langer Zeit im jtande fein wird, dem Entwurf eine Gejtalt zu geben, in welcher 
derjelbe fich zu einer Grundlage für eine kräftige und erfprießliche Entwidlung des gemein- 
ſamen deutjchen Nechtes eignen wird. Und mir fürdten auch nicht, daß das fünftige 
Geſetzbuch der Rechtswiſſenſchaft des fommenden Jahrhunderts zum Schaden gereichen werde; 
fondern wir haben die Zuverfiht, daß fie nad; Überwindung der unvermeiblihen Übel- 
jtände, welche die Übergangszeit mit fi bringt, auf der einheitlihen Grundlage in Thorie 
und Praris gedeihen und erjtarfen werde. 


8 13. (Anhang) Schweizerifhe Kodififationen. Im Anſchluß an die 
deutfchen Geſetzbücher ſoll hier der Ergebniffe der Lodififatorifchen Beltrebungen in der 
Schweiz gedacht werden. Wenngleich die ſchweizeriſche Rechtsentwidlung bis auf den heutigen 
Tag in engen verwandtichaftlichen Beziehungen zu Deutjchland fteht, jo hat fie ſich doc 
unter eigentümlichen Bedingungen vollaogen. Dem Eindringen des römischen Rechts hat 
die Schweiz fräftigeren Widerftand geleiftet; eine Reception desfelben als gejchriebenes Recht 
hat hier nur ganz vereinzelt ftattgefunden. Schon aus diefem Grunde fonnte fich die 
Neigung zu Befonderheiten in der Nechtsbildung ungehinderter entfalten als bei uns. Durch die 
politifche Entwidlung, befonders durch die Zufammenfügung von fehr verſchiedenen Kulturftufen 
und von drei Sprachgebieten zu einem Bundesgemeinwejen wurde dieje Neigung erheblich 
gefördert. Das Ergebnis war ein Rechtszuftand, der an Bielgeftaltigfeit nichts zu wünſchen 
übrig ließ und für Juriſten, zumal für Nechtshiftorifer, großes Intereffe darbot, der Pilege 
der Verfehrsbeziehungen aber nicht förderlich war. Das Bedürfnis einer einheitlichen Ge- 
jeßgebung wurde wie bei uns zuerſt auf dem Gebiet des MWechjel- und Handelsrechts 
empfunden. Indes fehlte e8 lange Zeit an einem Organ, ein folches ind Leben zu rufen; 
die Verſuche, auf dem Wege freier Vereinbarung (durch fogenannte Konkordate) zu einer ge 
meinfamen Geſetzgebung zu gelangen, führten nicht zum Ziel. Erft die Revifion der Bundes- 
verfafjung vom 19. April 1874, durch welche dem Bunde die Gejetgebung über die per- 
fönlihe Handlungsfähigfeit, über alle auf den Handels- und Mobiliarveriehr bezüglichen 
Nechtsverhältniffe, über das Urheberreht an Werfen der Litteratur und Kunft und über das 
Konkursrecht zugewiefen wurde, gewährte die Grundlage hierfür. Seitdem ift eine Neihe 
wichtiger Materien durch die Bundesgejeßgebung einheitlich geregelt, vor allem dur das 
Bundesgefeg vom 14. Juni 1881 das Obligationenreht einfchließlih des Handels- und 
MWechjelrechts jomwie der dinglihen Rechte an beweglichen Sachen. Dazu fommen Gejege 
betreffend die Beurkundung des Civilitandes und die Che (Eheſchließung und Ehejcheidung), 
die perfönliche Handlungsfähigfeit, den Schuß der Fabrikmarken und Warenzeichen, des 
litterarifhen und artiſtiſchen Urheberrechts, den Patentſchutz — Der Bundesgefehgebung 
fteht das Kantonsrecht ähnlih gegenüber wie in Deutfchland dem Reichsrecht das 
Zandesreht!. Eine Minderzahl von Kantonen (Uri, Schwyz, beide Unterwalden, beide 
Bajel, beide Appenzell, St. Gallen, Thurgau) behilft fich noch jegt ohne Kobififationen des 
Privatrehts. Die Mehrzahl lebt nad) Geſetzbüchern. Der franzöfiihe code eivil oder 
Nahbildungen desjelben gelten in Genf, Waadt, Freiburg, Teſſin, Neuenburg, Wallis. 
Auf der Grundlage des Ofterreichifchen bürgerlichen Geſetzbuches beruhen die Civilgefegbücher 
von Bern, Luzern, Solothurn und Aargau. Die wichtigfte Kodififation ift das in der Haupt- 
fahe von Bluntſchli herrührende privatrechtliche Geſetzbuch des Kantons Züri, welches, 
mit Erläuterungen des Verfaffers herausgegeben, ftüdweife in den Jahren 1853—1856 in 


! Zum Folgenden vgl. Huber, Geſchichte und Syitem des ſchweizeriſchen Privatredhts I 50 ff. 
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Kraft getreten ift. Auf einer jelbitändigen Erfafjung deutfcher Nechtsgedanten beruhend, hat 
Dasielbe für die deutſche Nechtsentwidlung und Nechtswiffenichaft in weiterem Umfang Be— 
deutung erlangt. In der Schweiz haben ſich die Geſetzgebungen von Schaffhaufen, Zug, 
Graubünden, Glarus, Nidwalden, Thurgau dem Züricher Vorbild angefchlofien. Für Zürid) 
ſelbſt it im Jahr 1887 eine vom Profeſſor Schneider bearbeitete neue Redaktion 
des Bluntſchliſchen Geſetzbuchs zu ſtande gekommen. Cs fehlt auch unter den jchmweizerifchen 
Juriften nicht an Stimmen, welde eine einheitliche, das gefamte Privatrecht umfafiende Ge- 
feßgebung für wünfchenswert eradhten. Zur Zeit aber dürfte eine Ausfiht auf Erfüllung 
diefes Wunfches faum vorhanden fein. 


II. 


Das Privatrecht. 


1. 


Das heutige Römische Recht. 


Don 


C. &. Bruns. 


en durchgefehen und ergänzt 
von 


Profeflor Dr. &, Eck in Berlin. 


Veränderungen des nachſtehenden Auffages find bei der fünften Auflage in größerem Umfang 
vorgenommen worden als bei der vierten. Es find nicht bloß neu erfchienene litterarifche Werke 
nadgetragen, jondern aud zahlreiche jachlidie Ergänzungen hinzugefügt worden. Dagegen find die 
eigenen Anfichten von Bruns, au da, wo fie erheblihen Bedenken unterliegen, grundſätzlich unver— 
ändert gelaffen. Bon der Unterfheidung der Zufäge durch edige Klammern mußte diesmal Abſtand 
genommen werben. 


Einleitung. 


81. Grundlagen des gemeinen deutfhen Rechts find das römische und 
das deutſche. Das Verhältnis derjelben iſt im Privatrechte ein höchſt eigentümliches. m 
Leben und in der praftiichen Anwendung find beide auf das engite verbunden und gehen 
vollftändig ineinander über. In der Theorie werden fie dagegen in einer ziemlich fcharfen 
Trennung voneinander gehalten; in den afademifchen Vorlefungen namentlid und in den 
Lehrbüchern werden beide als Pandeften oder heutiges römifches Recht und als deutſches 
Privatreht vollftändig voneinander geſchieden. Dod ift die Trennung nidt fo, ala ob 
unter dem erjteren rein römijches, unter dem anderen alles deutſche Recht gegeben würde. 
Vielmehr verjteht man unter heutigem römischen Rechte das römische Recht in feiner heutigen 
praktiſchen Geftalt, aljo mit allen den Mopdififationen, die es durch das fanonifche und das 
deutſche Necht erhalten hat, im deutichen Privatrecht aber wird das deutfche Recht nur in- 
ſoweit dargejtellt, als es auf felbjtändigen deutſchen Rechtsiveen und -inftituten beruht. 
Im allgemeinen iſt dabei das Verhältnis fo, daß das römische Recht das eigentliche voll: 
ftändige und zufammenhängende Syſtem des Rechts giebt, das deutfche mehr nur in einer 
Reihe einzelner Änderungen und Ergänzungen des römiſchen und in einzelnen neuen Ge- 
ftaltungen des heutigen Lebens bejteht. Die ganze Scheidung feheint zunächſt ſehr zufällig 
nur nad) der äußeren Duelle zu fein, indeſſen hat fie ihren tieferen Grund in dem Grund- 
charakter ſowohl des römischen ald des deutfchen Nechts, wie er oben ©. 99 f. bei der Ge- 
Ichichte des römischen Nechts entwidelt ift. Das römische Necht hat feine Bedeutung haupt- 
fählih in der Ausbildung der allgemeinen abftraften Grundlagen des Nechts, ſowohl im 
jogenannten allgemeinen Teile des Rechts als bei den einzelnen Nechten, das deutfche Recht 
hat jich dagegen hauptſächlich in der Entwidlung der befonderen einzelnen Kreiſe des focialen 
und ftaatlihen Organismus bewegt und die darauf beruhenden bejonderen Geftaltungen der 
allgemeinen Nechtsbegriffe zur Ausbildung gebracht. Die Grenze zwifchen beiden ift natür- 
lich nicht fcharf, und man hat daher die ganze Scheidung angegriffen und die Forde— 
rung aufgejtellt, wie das Hecht im Leben nur ein zufammenhängendes Ganze fei, jo müfle 
es auch in der Theorie zu einem Syſteme verbunden werden, die ftete Trennung beider 
Rechte verhindere jede klare Auffaſſung und Daritellung des wirklich praktiſchen Rechts. Der 
Vorwurf iſt aber nicht begründet. Die ältere Theorie hatte die Trennung noch nicht, allein 
bei der Verbindung wurden weder das römische noch das deutſche Necht in ihrer Cigentüm- 
lichfeit erfannt und daher vielfach praktiſche Nejultate von jehr unflarer Begründung und 
zweifelhaftem Werte gewonnen. Gerade erjt durch die Trennung beider Nechte iſt Klarheit 
in ihre Auffaffung gebracht. Man hat namentlich eingefehen, daß es in der That zwei 
verschiedene Seiten des Nechtslebens find, die durch die beiden Nechte repräfentiert werden 
und die wirklich eine gewiſſe Verfchiedenheit der Behandlung forden. Es ift zwar nicht 
zu leugnen, daß dadurch zum Teil ein gewifjer übertriebener — ſowohl romaniftiicher als 
germaniftifcher — Purismus in die Behandlung aebradht ift, der die praftiichen Refultate mit- 
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unter gefährdet. Man hat befonders beim römifhen Rechte, deſſen eigentümlicher Geijt 
immer etwas Fremdartiges für uns behält, vielfach geglaubt, nicht genug die reine Erfennt: 
nis hervorheben zu fönnen, und feine heutige praktiſche Gejtaltung darüber vernadhläffigt. 
Indeffen liegt die Gefahr dabei weniger in der Trennung des römischen Syftems von den 
deutfhen Redtsinftituten als darin, daß man bei den römischen Jnitituten ihre Modifi— 
fationen in ber heutigen Praris nicht in Betracht zieht, ein Fehler und eine Gefahr, die 
durch die bloße Verbindung der beiden Syfteme in gar feiner Weife gehoben werden würden. 
Nur durch Detailunterfuhungen, nit durch Gefamtdarftellungen, läßt ſich dieſes befeitigen. 
Aus diefen Gründen ift denn auch in der vorliegenden Darjtellung des gemeinen Rechts die 
Scheidung der beiden Rechte beibehalten. 

Dabei hat man fi nun aber von vornherein fehr vor der Vorftellung zu hüten, als 
ob das, was man das Syftem des heutigen römischen Rechts nennt, wirklich einfadh das 
römische Recht wäre, ſoweit es heute noch gilt. In diefem heutigen römischen Recht jtedt 
die Arbeit, geiftige Entwidlung und Wiffenfhaft faft des gefamten modernen Europas. 
Unfer beutiges römifches Rechtsſyſtem ift feineswegs das wirklich römische. Schon im In— 
halte ift e3 von Anfang. bis zu Ende durchzogen von modernen Ideen. Noch mehr aber iſt 
die ganze Form mefentlih eine neue Schöpfung des modernen Geiftes, an der fait alle 
Nationen mitgearbeitet haben. Dieſes prinzipielle Erfaſſen, Gliedern und Spftematifieren 
der Nechtöbeariffe ift unfere That. Die Römer haben uns allerdings den eigentlichen 
Hauptftoff dazu geliefert; man darf aber nicht glauben, daß, wenn Stoff und inhalt ge- 
geben jeien, dann die Findung der mwifjenfchaftlihen Form eine einfache und leichte Sache 
fei. Die Römer haben fie gar nicht gefunden, und bei uns hat es Jahrhunderte gebraucht, 
um fie einigermaßen zu erfafjen. Cine furze Überficht über den Entwidlungsgang der roma- 
niftifchen Rechtswiſſenſchaft ſeit dem Mittelalter wird zeigen, wie fchwer der modernen 
Wiſſenſchaft die Aufgabe geworden ift. 


82. Die Entwidlung der romaniftijhen Wiſſenſchaft feit ven Gloſſa— 
toren hat — furz bezeichnet — die Richtung des Fortfchritts von einfacher Reception des rö- 
mischen Rechts zu felbftändiger wiſſenſchaftlicher Reproduktion desfelben. Der Anfang ijt 
Aufnahme des überlieferten Details des römifhen Rechts, das Ziel Begründung diefes De- 
taild im Geſamtſyſteme des Rechts. Dementjprehend ift die Methode im Anfange Ere- 
geſe der einzelnen Stellen, am Ziele dogmatifche Konftruftion des Syitems. Die Haupt: 
ftufen der Entwidlung find dabei folgende: 

1. Die Gloffatoren. Die erjte Aufgabe war, die Mafje des römifchen Details 
als folden in das Bewußtſein und Verftändnis der neuen Welt aufzunehmen, alfo die ein- 
zelnen Ausfprüche als folde ihrem unmittelbaren Wortlaute und praftifchen Gehalte nad) 
zu erflären, fie miteinander zu vergleichen, die Widerjprüche hervorzuheben, die Begriffe und 
Rechtsregeln daraus zu abjtrahieren und in äußeren Zufammenftellungen zu ordnen. In der 
Löfung diefer Aufgabe liegt die Hauptbedeutung der gloffatorifhen Wiſſenſchaft. Die haupt- 
ſächlichſten Werke find die fogenannte glossa ordinaria von Accursius (f 1258) und die 
Summae in eodiceem von Rogerius, Placentinus und Azo, 

2. Die Boftgloffatoren, d. h. die italienischen Juriſten von den Glofjatoren an 
(1250) bis zum fechzehnten Jahrhundert. Die nächſte Aufgabe war, die Modifikationen, 
die das römische Recht bei feiner Anwendung auf die neuen Verhältnifje notwendig in Ge- 
mwohnheit und Praris erleiden mußte, in die Theorie mit aufzunehmen, darin zu bearbeiten 
und mit dem römifchen Rechte felbjt zu verbinden. Darin liegt die Hauptbedeutung der 
Wiſſenſchaft diefer Zeit. Die Erkenntnis des römischen Rechts ſelber wird dabei nicht jehr 
gefördert, feine Theorie bejteht faſt nur in fcholaftifcher Bearbeitung der Gloſſe ohne jelb- 
ftändiges Uuellenftudium, doch werden dabei die Beariffe ſchulmäßiger gejtaltet mit Defi— 
nitionen, DTerminologieen, Dijtinftionen u. f. wm. Die Hauptvertreter find Durantis 
(7 1296), Bartolus (F 1359), Baldus (F 1400). 

3. Die franzöfifhen Jurijten des fehzehnten und fiebzehnten Jahr: 
hbunderts. Die italienifhe Wiffenfhaft war rein praktiſch, ohne andere Hülfsmittel als 
das corpus iuris und den praftifchen Verſtand. Dies war für die Erkenntnis des römiſchen 
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Rechts nicht ausreichend. Ohne einen gelehrten Apparat philologifcher und hiftorifcher Kennt- 
nifje war ein tiefere und reineres Verftändnis nicht möglihd. Die franzöfifchen Juriften 
waren es, welche die durch die Reformation belebten philologifchen und hiftorifchen Studien 
auch auf das römische Recht übertrugen. Der kritifche Geift der Reformation ließ fie zu- 
gleih die Autorität der Glofje und überhaupt traditioneller Dogmen durchbrechen und auf 
der reineren Exegeſe eine reinere Dogmatif aufbauen. Cujas (f 1590) und Doneau 
(f 1591) find die hervorragenden Vertreter beider Beziehungen. Die holländifchen und 
ſpaniſchen Juriften jener und der nädjitfolgenden Zeit fchließen fich ihrer Richtung an!. 

4. Die deutfhen Juriften des fiebzehnten und adtzehnten Jahrhun— 
derts. Die deutfche Nechtsmifjenfthaft des fechzehnten Jahrhunderts hat noch wenig Selb- 
ftändiges, fie bejteht fajt nur in Aufnahme und Bearbeitung der italienifchen und franzö- 
ſiſchen. Erſt im fiebzehnten gewinnt fie eine eigene felbjtändige Richtung, aber, durch das 
praftifhe Bedürfnis hervorgerufen, eine überwiegend praftifche. Die jogenannte Aftenverfen- 
dung von Gerichten an die Univerfitäten zur Abfaffung der Urteile erlangte eine foldhe 
Ausdehnung, daß die meilten Entſcheidungen in ganz Deutichland nicht von den Gerichten, 
fondern von den Fakultäten ausgingen; dadurd) wurden die Nechtölehrer auf den Univerfi- 
täten veranlaßt, ja fait genötigt, vorzugsmweife die unmittelbar praftifche Geftaltung des 
römischen Rechts ins Auge zu faflen und namentlich feine Verbindung mit ven Berhältniffen 
des modernen deutfchen Lebens und Nechts bis in feine einzelnften partifularen Gejtaltungen 
hinein zu behandeln. Das hiftorifche Verftändnis fomohl des römischen als des deutſchen 
Rechts mußte darunter leiden, im übrigen aber begründeten fie mit einem richtigen praf- 
tifchen Takte und Gefühle den Boden des fogenannten heutigen römifchen Rechts jchärfer 
und allgemeiner, als es die Italiener und Franzoſen gethan hatten. Hervorragende Namen 
find Benedift Carpzov (F 1666), Scilter (7 1705), Stryf (F 1710), 3. 8. Böh— 
mer (F 1749). 

5. Die naturredtlide Schule des adtzehnten Jahrhunderts. Die all- 
gemeine rationaliftifche Richtung des adhtzehnten Jahrhunderts führte auch in der Rechts— 
wiſſenſchaft zu einer fritifierenden, philofophierenden und dogmatifierenden Methode. Dabei 
wurden zwar die realen hiftorifchen und praftifchen Verhältniffe und ihre eigentlichen Ideen 
vielfach gründlich verfannt und durch felbitgemachte Abjtraftionen überdeckt, allein anderer- 
ſeits wurde dadurch eine gewiſſe Befreiung von den „Banden des römifchen Rechts”, eine 
jelbftändige prinzipielle und ſyſtematiſche Auffafjung des Nechts und eine fritifche Beurtei- 
lung des römifchen Rechts angebahnt. Das Preußifche Landrecht Friedrichs des Großen ift 
gewiffermaßen der Gipfelpunft und das charafteriftifchte Reſultat diefer Richtung. 

6. Das neunzehnte Jahrhundert. Die allgemeine Reaktion gegen den Natio- 
nalismus des achtzehnten Jahrhunderts trat auch in der Rechtswiſſenſchaft hervor und führte 
hier zu einer tieferen hiftorifchen Auffafjung des Rechts. Savigny war es, der hier die 
Idee zur Anerkennung bradte, daß das Recht als ein Ausfluß des nationalen Lebens der 
Völker anzufehen fei und darum bei jedem Volfe vor allem hiftorifch in feinen eigentüm- 
lichen nationalen Ideen erfannt werden müſſe, daß daher auch den einzelnen Rechtsinftituten 
nicht abjtrafte Prinzipien, fondern die fonfreten Gefichtspunfte ihrer wirklichen Entftehung 
und Fortbildung zu Grunde gelegt werden müßten. infolge davon ift zunächſt die hiſto— 
rifhe Auffaffung des römischen Rechts tiefer und organifcher geworden als bei der früheren 
franzöfifchen Schule, die mehr nur die Einzelheiten aufflärte, dann aber iſt namentlich der 
Gegenfat des römischen und germanifchen Rechts und die Grundverfchiedenheit ihrer Stand- 
punkte und Ideen zu größerer Klarheit und Entfchievenheit gebracht. Allerdings führte die 
hiſtoriſche Richtung mehrfach zu einer gewiſſen einjeitigen hiltorifchen Jdolatrie und einem 
theoretifchen Quietismus, der fi mit der Auffindung hiftorifcher Nefultate befriedigte, un- 
befümmert um ihre praftifhe Brauchbarfeit. Dem trat zunächſt die Bildung einer reineren 
Nechtsphilofophie entgegen, die nicht mehr die Auffindung eines abfoluten Naturrehts als 
ihre Aufgabe anfieht, fondern nur die allgemeinen Begriffe und Ideen, die in den ein- 
zelnen Volfsrechten zur fonfreten hiftorifchen Erfcheinung kommen, in ihrer Allgemeinheit 
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und Notwendigkeit erfennen will. Sie begründete damit eine fchärfere Scheidung des philo- 
fophifchen und des hiltorifchen Elements im Rechte, dann aber wurde aud das praftifche 
Ziel der Nechtsmwifjenfchaft mehr wieder in den Vordergrund gejtellt durch die allgemeine 
Bewegung, die infolge des Jahres 1848 auf dem Gebiete der inneren Bolitif und der Ge- 
ſetzgebung entjtanden iſt und dem ganzen geiftigen Xeben Deutichlands eine überwiegend 
praftifhe und realiftifche Richtung gegeben hat. Auch die romaniſtiſche Wiffenfchaft hat ihre 
Aufgabe fchärfer wieder ins Auge gefaßt. Sie fucht das geltende römiſche Necht prinzipieller 
zu erfaffen, die felbitändige innere Konftruftion der Nechtsbegriffe aus ihren praftifchen Ele- 
menten zu gewinnen, den Gegenſatz der römischen und der heutigen Anfchauung fchärfer her: 
vorzuheben und in feinen Konfequenzen zu verfolgen. Die Autorität des reinen römifchen 
Nechts leidet dabei mande Einbuße, feine wahre Bedeutung als Element des heutigen Lebens 
wird dadurd nur gehoben !. 

Das Nefultat der gefamten Entwidlung für den Standpunkt der heutigen Theorie läßt 
fih kurz dahin zufammenfaffen, daß die einzelnen Elemente, deren einfeitige Ausbildung die 
einzelnen Entwidlunasitufen beitimmte, das eregetifche, hiftorifche, praftifche, dogmatifche und 
philofophifche, jegt organisch zu einem Ganzen verbunden werden. Die Wifjenfchaft hat die 
Nechtsbegriffe felbitändig in ihrer allgemeinen Natur und inneren Konftruftion zu erfafien, 
ihre fonfrete Geftaltung im römischen Nechte nachzumweifen, ihre etwaige Ummwandlung oder 
Erweiterung im heutigen Yeben und im modernen Bewußtjein zu verfolgen und danach ein 
Syſtem des römischen Rechts in feiner wirklich praftiichen heutigen Geſtalt aufzuftellen. 

Diefes heutige römische Necht ift hiernach eigentlih ein allgemeiner europäifcher Be- 
griff, es hat in allen den Yändern, die an feiner Ausbildung mitgearbeitet haben, mehr 
oder weniger praftifche Geltung gehabt, ift mehr oder weniger in ihre Geſetzgebungen über- 
gegangen und bildet bei allen noch immer die Grundlage der Rechtswiſſenſchaft. Indeſſen 
hat es jeine unmittelbare praktische Geltung faft überall verloren, außer in den Yändern von 
Deutjchland, in denen das frühere gemeine Necht Deutfchlands nicht durch neue Geſetzbücher 
aufgehoben ift?. Neueitens (1888) ift num der „Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für 
das Deutſche Neich, erfte Yefung“ (in einem Band) nebjt Motiven (in fünf Bänden) erfchienen, 
welcher bejtimmt ift, das römische Necht außer Kraft zu ſetzen, aber ganz und gar auf der 
Grundlage desjelben ruht. 

Aus dem Gefagten ergiebt ih, daß ald Quelle diefes in Deutichland geltenden 
heutigen römischen Nechts nicht das römische Necht allein, nur mit Weglaffung des Anti- 
quierten, angejehen werden fann, jondern daß damit die neueren Gewohnheiten und Gejete 


I Die neueften Lehr» und Handbücher des heutigen römischen Rechts, in denen auch die jpeciellere 
Litteratur für die einzelnen Lehren nachzuſehen ift, find: Arndts, Lehrbuch der Pandekten. 13. Aufl. 
von Pfaff und Hofmann. 1856: Baron, Pandekten. 6. Aufl. 1887; Bettler, Syſtem des heut. 
Pandeltenrechts 1. 1856; Brinz, Lehrbuch der Pandekten. 2. Bde. 1857—71. 2. Aufl. Bo. I 1873, 
bis Bd. III zweite eg rite Yieferung 1888, zweite Yieferung 1889, berausaeg. von Yotmar: 
außerdem 3. Aufl. Is. 1884; Dernbura, Bandelten. 3 Bde. 2. Aufl. 1888—59; Hölder, Pan- 
deften I. 1888; Holzſchuher, Theorie und Kaſuiſtik des gemeinen Givilrechts. 3 Bde. 3. Aufl. 
von Kunge. 1863: Heller, Pandekten. 2. Aufl. von Yewis. 1866: Puchta, Vandelten. 11. Aufl. 
von Rudorff. 1872. 12. Aufl. von Schirmer. 1877; J. A. Seuffert, Das praftiiche Pandekten— 
reht. 3 Bode. 4. Aufl. von E. N. Seuffert. 1860-64: Sintenis, Das praftiiche gemeine Civil- 
recht. 3 Bde. 3. Aufl. 1868; v. Vangerow, Lehrbuch der Pandekten. 3 Bde. 7. Aufl. 1363 bis 
1569; Wendt, Lehrbuch der Pandeften. 1858; Windicheid, Yehrbuch des Pandeltenrechts. 3 Bode. 
6. Aufl. 1837; C. G. v. Wächter, Pandelten. 2 Bde. von O. v. Wächter. 1850. 81. Dazu das 
unvollendete Syitem des heutigen römiihen Rechts von v. Savigny: Allgem. Teil 8 Bde. und 2 
Bde. vom Obligationenrecht. 1340—53. — Darftellungen des römischen Rechts in feiner modernen 
Geftaltung in Bartifularredten geben: Wächter, Handbuch des in Württemberg geltenden Brivat- 
rechts. 2 Bode. 1839-42; Unger, Syſtem des öjterreichiichen Brivatredits. 3 Bode. 4. Aufl. 1876; 
Ar. Förſter, Theorie und Prarid des preufiichen Privatrehts. 4 Bode. 5. Aufl. neu bearbeitet 
von Eccius. 1887—88; Dernburg, Lehrbuch des preußiichen Privatrechts und der Vrivatrechts— 
normen des Reichs. Bd. I 4. Aufl. 1854. Bd. II 4. Aufl. 1889. Bd. III 3. Aufl. 1854; Noth, 
Bayeriſches Civilrecht. 3 Bde. 1872 —74. Bo. I 2. Aufl. 1881. Hervorzuheben ift auch: Pfaff und 
Hofmann, Kommentar zum öfterreichiichen allgemeinen bürgerliden Gefegbudh. Bd. I u. II, und 
Grlurie. 2 Bde. 187789. 

2 Val. darüber oben den Aufſatz über die neueren Hodififationen. 


1. Das heutige Römiſche Recht. 431 


verbunden werden müfjen, fofern fie bloße Modifikationen des römischen Rechts enthalten, 
wie 3. B. die allgemeine Klagbarfeit der Verträge, nicht aber, fofern fie felbjtändige neue 
Rechtsinſtitute geichaffen haben, wie z. B. die ehelihe Gütergemeinschaft, das Urheber-, 
Patentrecht u. a. m., diefe bilden vielmehr den Inhalt des fogenannten deutſchen Privatrechts. 

Dabei gehören zu den Gewohnheiten nicht nur die eigentlich deutfchen allgemeinen Ge- 
wohnheiten, fondern auch die Schon in Italien bei der Wiederbelebung des römischen Rechts 
entjtandenen und mit ihm nach Deutichland übertragenen. Die zum gemeinen Rechte ge- 
hörigen Geſetze aber find: das kanoniſche Recht, die jogenannten fridericianifchen Authen- 
tiken! und die deutichen Reichsgeſetze, und zwar nicht nur die des alten, ſondern jetzt auch 
die des neuen Neiches. Die nähere Bejchreibung aller diefer Quellen ijt oben in dem Ab- 
Schnitte über die gefchichtlichen Grundlagen des deutſchen Rechtes (IIs) gegeben. 


83. Das Spyitem d. h. die fyitematifhe Ordnung des Rechts bildet bei 
einer Gefamtdaritellung des Rechts die Hauptfrage. Solange man fih an die Ordnung 
der Pandekten, die fogenannte Legalordnung, hielt, fam die Frage noch nicht zum Bewußt— 
fein. Indeſſen war die auf das prätorifche Edikt gebaute Pandektenordnung ſchon für das 
juftinianifche Recht verkehrt, für das heutige Necht ift fie völlig finnlos. inzelne bedeu- 
tendere Juriſten, wie namentlich Donellus, haben dies fchon früher erfannt und jelbjtändige 
Syſteme aufzujtellen verjucht, aber freilich ohne Glüd. Erjt im gegenwärtigen Jahrhundert, 
nahdem man die Yegalordnung ganz aufgegeben hat, iſt die frage nad dem natürlichen 
Syſteme des Nechts allgemeiner geworden und prinzipieller ins Auge gefaßt. Bis jebt iſt 
man freilich über einen äußeren Schematismus nad methodologiicher Zmwedmäßigfeit noch 
wenig hinausgefommen. Diejes zeigt fich aleich bei der Frage nach dem fogenannten allge- 
meinen Teile. Mit dem Aufgeben der Legalordnung machte ſich fofort das Bedürfnis 
geltend, gewiſſe Begriffe und Lehren, die fich hauptfächlich auf alle Arten von Rechten be- 
ziehen, aljo die allgemeinen VBorausfegungen, Beftandteile und Wirkungen aller Nechte, in 
ihrer Allgemeinheit zu erfaſſen und als ſolche den einzelnen Rechten voraufzuftellen. Man 
nannte dies den allgemeinen Teil. Ein eigentlihes Prinzip hatte man dafür nicht, und 
daher jtellte jeder nach Belieben dahin, was er fonjt nicht recht unterzubringen mußte. 
Diejes rief eine Reaktion hervor, die bis zur völligen Verwerfung des allgemeinen Teils 
ging. Man bildete fih nun ein, logifcher zu verfahren, wenn man die allgemeinen Ele- 
mente, die man doch nicht entbehren fonnte, einfach koordiniert in eine Neihe mit den ein- 
zelnen Rechten ſelber jtellte oder einzelnes wohl gar hinter diefelben, weil es ſich doch auf 
alle bezöge! Als ob damit die dee des allgemeinen Teils nicht ganz von felbjt geredht- 
fertigt würde. Sie ift eine durchaus richtige. Sie beruht einfach auf den logischen Kate- 
gorieen des Allgemeinen, Befonderen und Einzelnen. Das allgemeine Weſen fommt durch 
die befonderen Arten in den einzelnen Fällen zur wirklichen Erſcheinung. Der allgemeine 
Teil ift demnach nicht eine beliebige Häufung allgemeiner Säße, fondern ganz fcharf die 
Beltimmung des allgemeinen Weſens der Rechte im Gegenfate zu den bejonderen Arten. 
Das allgemeine Weſen der Nechte kann aber nicht mit einigen allgemeinen Phrafen ab- 
gemacht werden, fondern ift in feinen allgemeinen Elementen felber zu bejtimmen. Cs be- 
jteht darin, daß das objektive Recht, das Geſetz, die fjubjeltive freiheit des Menfchen in 
Verfolgung feiner Lebensintereffen anerkennt und zum fubjeftiven Rechte erhebt und daher 
in ihrem Scuße feine eigene Objektivität zur Geltung zu bringen hat. Die Lehre vom 
objeftiven Rechte, vom jubjektiven Rechte und vom Schute des Nechts find daher die drei 
notwendigen Bejtandteile des allgemeinen Teils. 


1 Dies find zwei Geſetze von Kaiſer Friedrih I und ein von den Gloffatoren in elf Stüde 
zerteiltes Gejek von Friedrich II, die zwar nur für Italien erlaflen waren, aber von den Gloffatoren 
an ben betreffenden Stellen des Coder eingefchaltet wurden und dadurch mit dem Coder aud) in 
Deutichland recipiert find. Verſchieden davon find die fogenannten authenticae communes, d. h. Aus- 
züge, die von den Gloſſatoren aus den Novellen gemadht und an den —— Stellen des Coder 
eingeſchaltet find, wie z. B. die authentica: Si qua mulier zu C. IV. 29, 22. Dieſe haben geſetzlich 
gar feine Bedeutung. In der neueften Ausgabe des Coder von Krüger find die Authentiten nur 
in appendix TI mitgeteilt. 
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Der befondere Teil hat das Syſtem der einzelnen Rechte darzuftellen, natürlih nad 
ihrer organischen Gejtaltung im Organismus des Lebens felber, nit, wie Puchta wollte, 
in einer Serfchneidung der LZebensverhältniffe nad den abjtraften Kategorieen der Rechte. 
Der Organismus der Privatlebensverhältniffe ift aber folgender: 

1. Die Grundlage bildet die Eriftenz des Menfchen als einzelnen rechtsfähigen Eub- 
jefts oder Perſon, für fih und in feiner allgemeinen focialen Verbindung mit den anderen. 
Als Menſch und Perfon eriftieren heißt aber frei fein und Herr des Unfreien, d. h. der 
äußeren Natur, der Sade, fein fönnen. Perſon und Eigentum find daher die erften Grund: 
lagen des Rechts. Durch die fociale Verbindung der Perfonen und Eigentümer entjteht 
dann der Begriff des rechtlichen Verfehrs und damit die Begriffe des Rechts an einer fremden 
Sache und der Obligation. Die Perfon fann ihre Freiheit zwar nicht im allgemeinen auf- 
geben, es iſt aber eine Ausübung der Freiheit felbft, fi im einzelnen gegen andere rechtlich 
beichränfen und verpflichten zu fönnen. Das dadurch entjtehende Recht auf Erfüllung der 
Verpflichtung bildet eine weitere äußere Macht der Berfon neben dem Sachenrechte. Der 
Begriff des Eigentums erweitert fih dadurch zu dem des Vermögens. Berfon und Ber: 
mögen find danach die allgemeinen abjtraften Grundlagen des Privatrehts; alle weiteren 
Verhältnifje beitehen ftets nur in befonderen Ausgeftaltungen und Modifikationen des allge- 
meinen abjtraften Perſonen- und Vermögensrechtes. Die Perſon wird aber als Subjekt der 
Rechte im allgemeinen Teile bejtimmt, jo daß für die fpeciellen Teile nur das Vermögen, 
Saden- und DObligationenredt, bleibt. 

2. Der Mensch eriftiert nicht abſtrakt atomiftifch als Perfon, fondern weſentlich nur 
als einzelnes, endliches Glied der gefamten unendlichen Gattung in enger Verbindung mit 
ihr. Die Gattung pflanzt fi in den einzelnen fort, erhält ſich und beſteht in ihnen. 
—* — Geſtaltung dieſes Gattungslebens des Menſchen ſchließt folgende Verhältniſſe 
in ſich: 

a. Die Entſtehung des einzelnen durch den Gattungs- oder Geſchlechtsprozeß, d. h. 
die Differenz und Vereinigung der Geſchlechter, die Zeugung und die Abſtammung. Dar— 
auf — die Familie und ihr Recht, namentlich die Ehe und die väterliche 
Gewalt. 

b. Die einzelne endliche Exiſtenz iſt der natürlichen Hülfloſigkeit durch Kindheit, Wahn— 
ſinn u. dgl. unterworfen; die Gattung erhält ſich aber in den einzelnen und ſorgt daher 
für den, der nicht ſelber für feine Rechte ſorgen kann. Darauf beruht das Vormund— 
ſchaftsrecht. Die Gattung ift dabei natürlich nicht abjtraft im Ganzen thätig, fondern 
in den fleineren Einheiten, durch die der einzelne mit ihr verbunden ift, nämlich in ber 
Familie und im Volf d. h. Staat. 

ce. Der einzelne ift die endliche vorübergehende Eriftenz der bleibenden Gattung; mit 
dem Tode des einzelnen hören daher zwar feine individuellen Rechte und Pflichten auf, fein 
Vermögen bildet aber einen Beltandteil des allgemeinen focialen Gattungsorganismus, bleibt 
daher beftehen und geht auf die überlebende Gattung über, die auch hier dur Familie und 
Staat vertreten wird, fall der Verftorbene nicht felber anders bejtimmt hat. Darauf be- 
ruht das Erbredt. 

3. Mit diefen beiden Nechtsfphären, dem abjtraften Vermögensrechte und den Verhält- 
nifjen des Gattungslebens, hören unfere Eyiteme des Civilrehts auf und zwar meijtens, 
als ob es gar nichts weiter in der Welt gäbe. Im römischen Nechte findet fi allerdings 
auch nicht viel mehr, wenigitens nichts für ung Brauchbares. In der reicheren Geftaltung 
des germanischen und modernen focialen Organismus giebt es nun aber nod eine ganze 
Reihe weiterer VBerhältniffe, die menigitens bei der Anlage des Syftems mit in Betracht 
gezogen werden müfjen, wenn auch ihre Ausführung vom Syſtem des römischen Rechts aus- 
geichloffen bleiben muß. Cs find dies alle die Verhältniffe, die auf der organifchen Gliede- 
rung des focialen Lebens und Verkehrs der Menſchen und der bejonderen Stellung und 
Thätigfeit der einzelnen darin beruhen. Im älteren deutfchen Rechte geftaltete fi) alles dies 
unter der Form des Rechts der bejonderen Stände. Am Rechte der Gegenwart ijt es der 
Begriff des focialen Verkehrsrechts, der dieſes Gebiet beherriht. Es umfaßt Yandwirtichaft, 
Bergbau, Handwerk, Fabrik, Handel jeder Art und Schiffahrt und außerdem auch das ge 
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famte Genofjenihafts- und Korporationswefen, welches bei der Yehre von den juriftifchen 
Perſonen im allgemeinen Teile eine viel zu einfeitige und bejchränfte Stellung hat. 

berjieht man das Nefultat, fo ergiebt fih, mas immer der beſte Prüfitein für eine 
Theorie ift, daß die naiv praktische Auffaffung bei ihrem Schematifieren im römischen Syſtem 
längſt von ſelbſt auf die natürliche Ordnung gefommen ift, nur ohne inneres Prinzip, ſo— 
wohl im allgemeinen Teile als in der Reihenfolge von Sachen-, Obligationen-, Familien-, 
Vormundſchafts- und Erbredt. Unglücliche Verfuhe der Anderung beftätigen die Regel. 
Im deutſchen Syſtem hat man fich natürlich auch hier lange nit vom römiſchen frei 
machen fünnen, die bejonderen modernen Verfehrsverhältniffe mußten ſich in das römische 
Saden- und Obligationenredht einzwängen lajjen, müfjen es vielfach noch. 


Allgemeiner Teil. 
A. Das objektive Redt. 
1. Allgemeine Natur des Rechts. 


8 4, Die Grundlage der Nechtsordnung im Staate ift das Dafein eines objektiven 
Rechts, d. h. allgemeingültiger Nechtsfäge, nach denen alle einzelnen Nechtsverhältniffe zu 
beurteilen find. Nicht nur die jubjeftive Willfür, fondern auch die Zufälligfeit der jubjef- 
tiven Anfichten und Meinungen über das, was „an ſich“ oder „von Natur“ recht jei, muß 
in der wirklichen Nechtsordnung der Fixierung bejtimmter, objektiv aufgejtellter Rechtsnormen 
weichen. Ob die Aufitellung durch Geſetz der Staatsgewalt oder Gewohnheit des Volkes 
oder durch irgend eine Mittelform von beiden geichieht, iſt gleichgültig. Man darf den 
Begriff des pofitiven Nechts nicht auf die Vorfchrift der Staatsgewalt über das, was fie 
als Hecht beobachtet willen will, ftellen. Das Recht ift nicht ein bloßes Mittel für den 
Staatszweck, ſondern hat in fich felber, in der Nechtsidee, feinen ſelbſtändigen Grund. 

Näher zu bejtimmen ijt dabei: 

1. Der Inhalt. in feinem vollen Umfange fchlieft das objektive Recht das ge- 
famte Staats- und Nechtsleben des Volkes in fih. Indeſſen fcheidet es fich nach den zwei 
Hauptridhtungen des geſamten Volkslebens, dem Privatleben und den öffentlihen Verhält- 
niffen, in zwei Hauptteile oder maſſen, Brivatrecht und öffentliches Recht. Entſprechend zer- 
fallen auch die fubjeftiven Nechte der einzelnen in Privatrechte und öffentliche Nechte. Der Unter- 
fchied iſt praftifch äußerſt wichtig, die Grenze aber fehr ſtreitig. Früher wollte man einfach 
nad) den Subjeften der Nechte unterfcheiden, ob jie dem Staate oder den Unterthanen zu- 
jtänden, allein unzweifelhaft fönnen beide beide Arten von Nechten haben. Neuere Gejete 
unterfceiden nach dem Rechtsarunde Rechte aus öffentlihem und privatrechtlihem Titel; 
allein dabei wird die eigentliche Scheidung ſchon vorausgefegt. Das Prinzip fann nur im 
Inhalte und Zwecke des objektiven wie des fubjeftiven Nechts liegen; die römische Beſtim— 
mung, daß Privatreht „ad singulorum utilitatem spectat“, das öffentliche „ad statum 
reipublieae*, ift die einzig richtige und auch völlig zureichende: utilitas singulorum ift 
das befondere nterefje der einzelnen als folcher, ihr Privatintereffe, status reipublicae der 
BZuftand und die nterefjen des Staates und der Gefamtheit!. Natürlich fönnen bei vielen 
Verhältniffen beide Nüdfichten und Intereſſen verbunden fein, 3. B. bei den Rechten der 
Staatsdiener,; auch können einzelne Verhältniffe im Yaufe der Zeit ihren Charakter ver- 
ändern, wie 3. B. das Lehnswejen. Überhaupt aber gehören zum öffentlichen Rechte im 
objektiven Sinne nicht bloß die Beitimmungen über die Staatöverhältniffe, jondern aud) alle 
diejenigen Beitimmungen bei Brivatverhältnifjen, die die Wahrung des öffentlichen Intereijes 
bei denjelben zum Zwecke haben, wie namentlich die, welche die Formen der Außerung des 

! Hierwider: Thon, Rechtsnorm und fubjektives Recht. 1878. S. 109 ff. 
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Privatwillens und die Schranken feiner Geltung bejtimmen. In diefer Ausdehnung ift der 
Begriff des ins publicum auch fchon im römischen Rechte gefaßt. 

Das Grundprinzip für den gefamten Inhalt des Privatrechts liegt in der Durchfüh- 
rung der freien Perſönlichkeit des Menjchen, natürlich nit bloß als abjtraften Willens- 
jubjeftes, fondern den verſchiedenen Seiten feines Weſens entſprechend. Indeſſen darf man 
fih den Inhalt des Rechts nicht als eine einfache fonfequente Entwidlung diefes Prinzips 
denfen. Die pofitive Geftaltung des Rechts im wirklichen Leben der Völfer geht nicht fo 
theoretifich vor ſich; die Rechtsſätze entitehen darin jelbftändig nebeneinander, zwar jtets von 
der allgemeinen dee durchzogen und beherrfcht, aber doch oft in freierer Bildung nad Be: 
dürfnifjen und auch Zufälligfeiten des Yebens. Abgefehen von den daraus hervorgehenden 
Unregelmäßigfeiten im Rechte, find dann aber noch drei Begriffe, die vielfach geradezu direfte 
Abmweihungen von der eigentlichen Nechtsfonfequenz begründen, die Billigfeit, die Sittlich— 
feit und das öffentlihe Wohl. j 

a. Die Billigfeit (aequitas) ift das Prinzip der rechtlichen Gleichheit, aber der wahren 
inneren im Gegenſatz zu einer bloß formalen äußeren. Cie beruht auf dem Sate: Gleiches 
joll gleich, Ungleiches ungleich behandelt werden. Ohne wefentliche innere Verjchiedenheiten 
follen feine äußere rechtliche Unterfchiede gemacht werden, es jollen alfo feine unbilligen Pri— 
vilegien gegeben werben; wo aber innerlich weientliche Verfchiedenheit it, da foll auch äußer- 
lich im Nechte eine verfchiedene Behandlung eintreten, follen alfo billige Ausnahmen von der 
allgemeinen Regel zugelafjen werden. 

b. Sittlichkeit. Das Necht ift zwar an fih von der Moral geſchieden, doch bildet es 
einen Teil der gefamten fittlihen Ordnung und darf daher in feinen direften Gegenſatz zur 
Moral treten. Das Unfittliche darf daher ala ſolches weder Grund noch Gegenftand von 
Rechten fein. Darauf beruht namentlih die Ungültigkeit unfittlicher Verträge und Be- 
dingungen. 

i * Das öffentliche Wohl. Das Recht iſt an ſich unabhängig von der öffentlichen Wohl— 
fahrt, und für die Anwendung des beſtehenden Rechts hat man ſogar den Sat aufgeſtellt: 
fiat iustitia, pereat mundus. Bei der Aufitellung des objektiven Nechts jelber darf und 
foll aber der Staat Nüdficht auf das öffentlihe Wohl nehmen und aus fogenannten Nüt- 
lichfeitsrüdfichten der verichiedeniten Art Ausnahmen von der Nechtsfonfequen; anordnen. 

Nah allem dieſen zieht fid ein Gegenſatz von Nechtsfonfequenz und Ausnahme oder 
regelmäßigen und anomalen Rechtsſätzen durd das ganze Recht hindurch und giebt ihm viel- 
fach einen jo bunten inhalt, daß der Faden der Einheit oft nur ſchwer feitzuhalten it. 
Der Gegenfag wird im römifchen Rechte durch) ius eommune und singulare bezeichnet. 
Das letztere wird auch privilegium genannt. Ursprünglich bedeutet dies Wort zwar eine 
lex in privum, d. bh. ein Geſetz für eine einzelne Perſon, alſo eine fpecielle Ausnahme 
vom Geſetze nur für einen einzelnen Fall, wie 3. B. Begnadigung eines Verbrecdhers, doch 
ift das Wort bei den Nömern und bei uns auch für die generellen Ausnahmen, die im 
Geſetze jelber angeordnet find, die daher einen Teil desfelben bilden, gebraucht, wie 3. B. 
Privilegien der Soldaten, der Weiber u. a. Ebenſo wendet man es auch auf die einzelnen 
jubjeftiven Nechte an, die jemandem aus einem ius singulare zuftehen. 

2. Nedtlihe Kraft. Das objektive Necht beherricht und ordnet das gefamte ihm 
unterworfene fociale Leben der Menfchen. Es normiert aljo die Nechte und Pflichten der 
einzelnen, d. h. einerfeits gewährt es einem jeden das rechtliche Maß feiner Freiheit und 
giebt ihm infoweit Necht, Befugnis, Erlaubnis zum Handeln, andererjeits beftimmt es die 
entiprechenden Pflichten der anderen, befiehlt ihre Erfüllung, verbietet das Zumiderhandeln 
und ordnet nötigen Falls audy Strafen dafür an. Man hat daraus eine Einteilung der Ge- 
fee in permiffive, präceptive, prohibitive und punitive gemacht, aber ohne Wert. 

Die rechtliche Kraft der Geſetze im Privatrechte ift nun aber keineswegs die, daß fie 
unbedingt jtets auf alle Verhältniffe angewendet werden müßten. Im Gegenteil, wo es 
fih nur um Privatinterefien der Barteien handelt, über welche dieje freie Gewalt haben, können 
fie durch Vertrag oder Teitament nach Belieben anders als das Geſetz darüber verfügen, die 
Beitimmungen des objektiven Nechts kommen immer nur ſoweit zur Anwendung, als die 
beteiligten Perfonen nicht felber andere Verfügungen getroffen haben. Man- nennt dies un: 
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genau das Necht der Privatautonomie. Wenn und infomweit das öffentliche Recht in das 
Privatrecht eingreift und im öffentlichen Intereſſe feſte Beftimmungen und feſte Beſchrän— 
fungen für die Privatverhältniffe aufjtellt, fommt das Prinzip zur Anwendung „ius publi- 
cum privatorum pactis mutari non potest“ (l. 38 D. de pactis 2, 14), jede Privat- 
verfügung gegen folche Beftimmungen ift nichtig. Man hat hieraus bei uns eine Einteilung 
der privatrechtlihen Geſetze jelber gemacht; die der letteren Art nennt man abjolute, 
zwingende oder prohibitive, die anderen hypothetifche, dispofitive oder vermittelnde. Rich— 
tiger ijt der römische Standpunkt, den Unterfchied einfach auf den Gegenjag von öffentlichem 
und Privatrechte zurüdzuführen. 

Abgejehen von diefem Unterfchieve beruht die Kraft des objektiven Nechts darauf, daß 
es als der Wille des Staates gilt, daher deffen Schuß hinter fi hat und von ihm nötigen 
Falls mit äußerem Zwange durchgeführt wird. Daraus folgt von ſelbſt, daß jeder, der ihm 
unterworfen ift, auch verpflichtet ift, es zu kennen oder ſich bei feinen Rechtsverhältniſſen 
darnach zu erfundigen, und daß, wenn er es auch nicht kennt oder irrige Anfichten darüber 
hat, er in der Negel doch darnach beurteilt wird. Nur hat das römische Recht dabei eine 
gewiſſe Milde. Soweit zur Abwendung von redtlichen Nachteilen überhaupt eine Berufung 
auf Irrtum zuläffig tft, kann man fich auch auf Rechtsunfenntnis berufen, falls fie den Um— 
itänden nad) entſchuldbar war, man namentlih auch feine Gelegenheit zur Erfundigung 
hatte. Dagegen fann Erlangung von Vorteilen, 3. B. dur Ufufapion, nie auf Nechts- 
irrtum gegründet werden!. In größerer Ausdehnung wird die Nechtsunfenntnis den Minder- 
jährigen nachgeſehen und in gemijjen Fällen aud den Weibern, Soldaten und fogenannten 
rustici. Die heutigen Gejegbücher haben meiftens einen ftrengeren Standpunkt, weil fie von 
der Anficht ausgehen, daß gerade durch fie jedermann in den Stand geſetzt werde, unmittel- 
bar jelbft die nötige Nechtsfenntnis zu erlangen. Dies iſt num zwar eine Täufchung, in- 
deſſen läuft die Vflicht der Nechtsfenntnis darum doc bei uns ebenfomwenig wie in Nom 
auf eine bloße Fiktion hinaus, wie man wohl gejagt hat. Die Hauptfadhe war und ift, 
daß wer in Nechtöverhältniffe fommt, ſich nach dem echte erkundigen muß und in Schuld 
it, wenn er es unterläßt. Nur felten fordern Rechtsverhältnifie ein fo plößliches Ent— 
ließen und Handeln, daß weder vorher noch nachher eine Erkundigung möglich wäre. 


1. Die Entjtehung des Rechts. 


85. Einleitung. Die Entjtehung des pofitiven Rechts wird feit Savigny meiſtens 
auf den einfahen Satz zurüdgeführt, daß das Recht ein Erzeugnis des nationalen Rechts- 
bewußtjeins der Bölfer ſei. Unzweifelhaft bildet diefe Auffafjung einen weſentlichen Fort- 
ſchritt gegen die ältere Anficht, daß alles Necht auf der Willfür der Geſetzgeber beruhe, in- 
deſſen tft jie in jener Allgemeinheit doch ungenau oder unrichtig. Sie ftellt nur das nor- 
male Verhältnis auf und verallgemeinert dieſes, verleugnet aber, daß es auch abnorme 
Verhältnifje geben fann, wo der Gefeggeber nicht Kind und Träger des Volksgeiſtes ift, 
vielmehr als Croberer und Ufurpator auch Gefege geben fann, die im fchreiendften Wider— 
ſpruche mit dem Volksgeiſte und feinem Nechtsbewußtfein ftehen. Dieſes dann auch auf die 
Nechtsüberzeugung des Volkes zurüdzuführen, weil es duldend das fremde Recht in fich auf- 
nehme, ijt eine leere und unmürdige Sophifterei. Es tritt darin der Hauptfehler der ganzen 
Auffafjung hervor, daß nämlich die Bildung des Inhalts der Rechtsſätze und die Begrün- 
dung ihrer formellen äußeren Geltung nicht unterfchieden find, vielmehr das Nechtsbewußt- 
jein des Volfes ganz unmittelbar als ſolches für wirkliches Recht erklärt ift. Puchta defi- 
niert das Necht überhaupt einfach als „gemeinfame Überzeugung der in rechtlicher Gemein- 
ihaft Stehenden“ und fieht daher in Geſetz und Gewohnheit feine Entjtehungs-, ſondern 
nur Erfenntnismittel des Rechts. Dabei ift verfannt, daß Bewußtſein und Überzeugung 
nur jubjeftive innere Zuftände der Individuen als folder find, daß aber das objektive Hecht 


!v. Savigny, Spitem II 344—355; v. Wächter, Die bona fides. 1871. S. 95—129; 
Bruns, Das Weſen der bona fides. 1882. S. 101—128. 
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als folches ein objeftives Dafein über den ndividuen haben muß. Es muß irgendwie ob- 
jeftiv als ein gemeingültiges und eine die einzelnen wirklich beherrfchende Macht geſetzt 
werden. Das eben gefchieht durch die Form des Gefeges oder durch die Gewohnheit. 

Die Identifizierung von Volfsüberzeugung und wirflihem Rechte führt zu dem jonder- 
baren Miderfpruche, daß einerfeits fehr gegen Geſetzgebung geeifert wird, meil fie jo leicht 
die wahre Volfsüberzeugung verfenne und Irrtümer firiere, und andererfeits das Geſetz doch 
für bloßes Erfenntnismittel der Volfsüberzeugung erflärt wird, ſomit jede Thorheit, Ein- 
feitigfeit, Härte der Geſetzgebung ohme weiteres auf Rechnung der Volksüberzeugung gefeßt 
und der Einfluß von Willfür, Jrrtum, Zufall auf die Geſetze ganz negiert wird: denn 
fonft müßte neben dem Gefeße eine Unterfuchung über feine Übereinftimmung mit dem Volfs- 
bewußtfein zuläffig fein, was natürlich feine Nechtstheorie zulafjen kann. Derfelbe Fehler 
liegt bei der Jpee zu Grunde, daß die Wifjenfchaft eine Nechtsquelle fei, weil fie bei ent: 
widelteren Zuftänden der Völker das Rechtsbewußtſein des Volkes repräfentiere!. Das iſt 
in betreff des Inhaltes des Rechts bis auf einen gewiffen Grad richtig. Allein wie der 
Inhalt der Volksüberzeugung nur durch Geſetz oder Gewohnheit wirflihes Recht werden 
fann, ebenjo aud der Inhalt der Wiſſenſchaft. An fich ift er es nidt. Eben darum ift 
auch die von den Germaniften behandelte Frage, ob bei Zwieſpalt zwifchen den Wolfsüber- 
zeugungen und den Anfichten der Juriſten das Volfsreht oder das Juriſtenrecht vorgehe, 
juriftifch gar nicht möglih. Beide find fein wirflihes Recht, jondern nur gährende und 
fämpfende Elemente, von denen fchliehlich eines das andere in Geſetzen oder Gewohnheiten 
überwindet und damit dann wirkliches Recht wird. Eben darum fann es auch feine jelb- 
ftändige Theorie des Volfs- und des Juriftenrechts geben. Noch weniger bildet die Mifjen- 
ſchaft infofern eine felbftändige Nechtsquelle, als fie die Prinzipien des beftehenden Rechts 
nachweiſt und zu ihren Konfequenzen entwidelt. Denn darin ift der Sache nad überhaupt 
gar feine Rechtsproduktion enthalten. Ebenſowenig liegt eine folde in der richterlichen 
Nechtiprehung, die nur eine Anwendung des geltenden Rechts auf einzelne Fälle daritellt ?, 
Nur kann auch hier der Anhalt eines feiten Gerichtsgebrauchs durch allgemeine Gewohnheit 
in Necht übergehen. 


S6. 1. Geſetz. Gefeß nennt man im engern Sinne die von der höchſten Staats- 
gewalt aufgejtellten objektiven Nechtsfäte. Der Begriff ift aber an fi im Gegenfat von 
Gewohnheitsrecht weiter. Der allgemeine Unterfchied it Satzung und Gewöhnung. Geſetz 
ift jede Satzung oder Setzung eines wirklich gültigen und verbindenden objektiven Rechts— 
fates. Ob es von der oberſten Staatögewalt gefchieht oder von irgend einer anderen im 
Staate dazu berechtigten Gewalt, von Beamten, Behörden, Gemeinden, Korporationen, ſelbſt 
Namilien, fann zwar für Umfang, Kraft, Dauer der Geltung von Wichtigkeit fein, das 
MWefentlihe des Begriffes iſt überall dasjelbe. Cs bejteht nur darin, daß von jemandem, 
der die Gewalt dazu hat, eine objektive Nechtsregel für irgend welche Verhältnifje geſetzt 
oder aufgeftellt ift, die maßgebend und rechtöverbindlich für fie ift. Die Beichränfung der 
Definition auf die höchfte Staatögewalt ift noch ein Reſt von der dee, daß alles Recht 
eigentlih vom Staate fomme. Die Edikte der römischen Prätoren und die Autonomie der 
deutfchen Gemeinden und Korporationen gehören daher vollitändig unter den allgemeinen 
Begriff der Geſetzgebung, fie find beſchränkte Gefehgebungsgewalten. Dagegen iſt die fo- 
genannte Privatautonomie bei Verträgen und Tejtamenten weſentlich von der Gejetgebung 
zu trennen, weil fie fein objeftives Necht aufitellen, fondern nur fubjeftive Nechte geben kann. 

Die Frage, wer im Staate Geſetze geben fann und in welder Form, iſt lediglich eine 
itaatsrechtliche und hänat von der konkreten Staatsverfaffung ab. Dadurch daß diefelbe die 
Ordnung gewiffer Materien der höchſten Staatögewalt vorbehält und dafür einen jtreng be- 
jtimmten „Weg der Geſetzgebung“ vorfchreibt, bildet ſich die Unterfcheidung eines Geſetzes 


'v. Savigny, Syſtem I /S 14; Beieler, Syſtem des deutichen Privatredhts SS 3436; 
Thöl, Einleitung in das deutiche Privatreht SS 55—57. 
2 Ganz anders O. Bülow, Geſetz und Nichteramt. 1885. 
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im formellen und eines foldhen im materiellen Sinne des Worts!. Die ganze Ausführung 
darüber und damit aud die über den Unterfchied von Geſetz und Verordnung, über die 
Publifation der Gejege und die Frage von der richterlihen Prüfung der Verfafjungsmäßig- 
feit der Verordnungen gehört in das deutſche Staatsrecht. 


sT 2. Gemwohnheitsredht?. Wie der einzelne Menſch bei all feinem Thun 
teild nah Abſicht und Grundfag handelt, teils ſich mehr unmillfürlih durch Gewohnheit 
leiten läßt, fo auch die Völker in ihrem Staats- und Nechtsleben. Ihre Grundfäte find 
ihre Gefege, daneben jtehen ihre Nechtsgewohnheiten und Gemwohnheitsrehte. Das Weſen 
aller Gewohnheit ruht auf einer eigenen Verbindung von Freiheit und Notwendigkeit. Man 
handelt frei und doch unmillfürlich, d. 5. ohne Willen, von einer inneren Notwendigkeit ge- 
zogen, von einem unfichtbaren Geſetze beherrſcht. Dies Geſetz bildet fich fcheinbar durd das 
Thun, allein der eigentliche innere Grund liegt in individuellen Anlagen und Neigungen, 
die in der Gewohnheit ihre Befriedigung finden. Ebenſo bei den Gewohnheiten und Rechts— 
gewohnheiten der Völker, nur daß das Subjekt der Gewohnheit hier nicht die einzelnen als 
ſolche find, fondern das Volk im Ganzen, die einzelnen nur als Glieder desfelben, und daf 
das Objekt nicht ein gleichgültiges Thun, fondern die Ausübung eines Nechtsfages ift. Auch 
bei den Nechtsgemohnheiten der Völfer liegen aber die beiden Elemente der äußeren Freiheit 
und inneren Notwendigfeit zu Grunde. Das Volk ordnet feine Lebensverhältnifje auch ohne 
Geſetz feinem Nechtsgefühle gemäß, es thut von felbjt, was es für recht und billig hält, 
und bildet und übt auf dieſe Weiſe Nechtsfäte gemohnheitsmäßig, frei, ohne Vorfchrift und 
Zwang, und doch nicht willfürlih nad; jedesmaligen individuellen Gründen, fondern un- 
willfürlih durd innere Notwendigkeit eines nationalen Nechtsgefühles getrieben. Was beim 
einzelnen die individualität, das ift beim Volke die Nationalität, fie hat fogut wie jene 
ihre befonderen Anlagen und Neigungen und damit ihre Triebfraft zu bejonderen Ge- 
wohnheiten. 

innere Notwendigkeit, unmillfürlihes Handeln ift das Weſen der Gewohnheit. Damit 
ift nicht gefagt, daß alle Abficht und Neflerion ausgefchloffen if. Man kann ſich aud ab- 
jihtlih etwas angewöhnen, aber wirkliche Gewohnheit ift es erjt, wenn man nicht mehr 
abfichtlih handelt, jondern unmwillfürlih, von der Gewohnheit beherriht. Ebenſo kann bei 
der Nechtögewohnheit im Volke anfangs Überlegung und Nat Verftändiger wirkſam fein, 
aber Gewohnheit ift fie erjt, wenn die nationale Neigung getroffen und darum die un- 
willfürliche allgemeine Ausübung eingetreten ift. Der Grund der Nechtsgermohnheit ijt jomit 
nicht der Wille des Volkes, ein Recht zu fchaffen, ebenfowenig die Überzeugung, daß ſchon 
ein Recht da fei, fondern die Macht des nationalen Rechtsfinnes, der dem Nechtöleben des 
Volkes eine bejtimmte Richtung giebt. Die Nechtögemohnheit beruht nicht auf einer Macht 
des Volfes über das Necht, ſondern umgefehrt auf einer Macht des Nechtes über das Volk. 
Sie beiteht jonad weder darin, daß aus äußerem Thun ein Necht wird, noch darin, daß 
ein fertiges Necht zu äußerem Thun führt, fondern darin, daß ein Rechtsſatz zu einer objet- 
tiven idealen Macht im Volfe wird und thatfähhlih die einzelnen beherrſcht und zur un- 
willfürlichen Befolgung und Ausübung treibt. Das Weſen der Nechtsgemohnheit konzentriert 
fih daher in dem Sate, daß fie thatfächlich geltendes Recht ift, d. h. in thatſächlicher 
Übung geltendes. Die Übung ift fomit weder der Grund der Geltung nod die Folge, 
ſondern jchlehthin die äußere Thatfache der Geltung. Die Nechtsgewohnheit iſt der Zuftand 
der naiven Nechtsausübung, wo die Notwendigkeit des Nechts und die Freiheit des Willens 
noch in unmittelbarer Einheit find, der Wille das Recht noch nicht als Feſſel fühlt, weil 
defjen Notwendigkeit nur erjt die innere der Gewohnheit ift. 

Die Frage ift nun, ob der thatſächlich geübte Nechtsfag auch rechtlich wie ein Geſetz 
gelte und vom Staate anerfannt und gefhütt werden müſſe. Geſetz und Gewohnheit völlig 
gleichitellen, wäre, wie wenn man den Unterfchied von Vorfat und Gewöhnung beim ein- 





j ı U. Hänel, Das Gefeg im formellen und materiellen Sinne. 1833; 4. Pernice, Formelle 
Geſetze im römischen — in der Feſtgabe für Gneiſt. 1888. 
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zelnen Menfchen leugnen wollte. Wie beim einzelnen der Wille über den Gewohnheiten 
fteht, jofern der Betreffende nur die Kraft hat, ihn durchzuführen, fo jteht auch im Staate 
das Geſetz über der Nechtsgewohnheit. Das Geſetz ift der unmittelbare Wille des Staates, 
es gilt nicht, weil es qut und volfstümlidh ift, jondern weil es Staatswille ift und Macht 
hinter jih hat. Die Gewohnheit hat an ſich feine andere Macht hinter ſich als die ideale 
der Nationalität. Damit übt fie zwar friedlich eine ftille Gewalt über das Volk aus, jo daß 
es von ſelbſt thatfächlich ihr folat; allein daß der Arm des Staates fie gegen Wibder- 
ftrebende bejhügen müfle, folgt daraus nod nit. Der Staat fann fich mit den Neigungen 
und Gewöhnungen des Volkes in Widerfpruh fesen und feinen Nichtern verbieten, Gemwohn- 
heiten zu berüdfichtigen. Es kann das thöriht und unpolitifch fein, aber widerfinnig ift es 
nit. Dagegen die Beachtung feiner Geſetze verbieten, wäre einfah Unfinn. Die Kraft 
der Rechtsgewohnheit beruht daher nur darauf, daß in ihr die nationalen Rechtsideen rein 
objektiv, d. h. von dem fubjeftiven Meinen und Wollen der einzelnen abgelöjt, zu Tage 
treten, mehr noch als im Gefege, wo wenigitens die Zubjektivität der unmittelbaren Geſetz— 
gebungsfaftoren von Einfluß it, 3. B. eine fleine Majorität entjheiden fann. Wenn es 
daher Aufgabe des Staates ift, ein nationales Necht zu haben, jo muß er das Gewohn- 
heitärecht im ganzen nicht weniger als feine Geſetze anerkennen und fügen. In un: 
entwidelten Zuftänden der Völfer, bei überwiegend volfstümlidher Geftaltung der Rechts: 
pflege verjteht jich diefe Geltung des Gemohnheitsrehtes ganz von felbjt. Bei allen Völkern 
fängt das Necht mit Gewohnheitsrecht und nicht mit Gefehen an. In fpäteren entwidelteren 
Verhältniffen, bei fritifcher Auffaffung des Rechts, tritt der Gegenfaß zwar mehr ins Be- 
wußtfein, allein eine verjtändige und nationale Geſetzgebung muß dem Gemwohnheitsleben des 
Volkes auch hier freien Spielraum laffen und nur Ausartungen und Mifbildungen und zu 
große Zerfplitterungen verhindern. Der Grund der Geltung des Gewohnheitsrechts Liegt 
danach zunächſt zwar in ihm ſelbſt, feine formell zwingende Kraft aber hat es durch die 
Anerkennung und Beihüsung vom Staate. 

In der modernen Theorie iſt diefe Natur des Gewohnheitsrechtes noch fehr verfannt. 
Savigny und Puchta haben den ganzen Begriff eigentlid vollftändig vernichtet. Um 
die alte Idee, daß aus dem äußeren Thun ein Recht entjtände, zu befeitigen, nehmen fie 
an, dab das Recht fon vor der Gewohnheit fertig ift; Puchta diviniert eine allgemeine 
Voltsüberzeugung, die als ſolche ſchon von felbft Necht jei, eben darum ausgeübt und daraus 
erfannt werde. Die Gemohnheit als foldhe, die Gewöhnung, geht dabei ganz verloren; es 
ift ganz fonfequent, dab Puchta gern aud den ganzen Ausdruck Gewohnheitsrecht hätte ver- 
bannen mögen und es nur unterließ, weil er „zu fehr eingebürgert“ fei. Bon Anfang an 
hat man dies gefühlt, aber die Oppofiition gegen Buchta will immer, wie er felbit, eine 
unmittelbare Gejegesfraft der Gewohnheit deduzieren und fommt dadurd wieder auf das 
Prinzip der Geſetzgebung, den fubjeltiven Willen, zurüd, entweder klar mit offener Profla- 
mation der Autonomie oder unklar durch Parallelifierung der Gewohnheit mit der Gejebes- 
publifation. Die richtige Idee hat eigentlid Stahl!, aber in feiner pietiftifchen Färbung 
oder vielmehr Verdunfelung, wenn er jagt, der „wahrhaftige Grund der bindenden Kraft der 
Gewohnheit” ſei „die’ Macht der Weltordnung Gottes, die als ein Bewußtfein der Ge- 
bundenheit (opinio necessitatis) das Handeln der Menfchen bejtimme. hr Anjehen, nicht 
das der Volksanficht, heilige die Gewohnheit.“ Damit ift aber die Abgötterei mit dem 
Gewohnheitsrechte, die Schon Puchta und Savigny angefangen hatten, auf die Spige ge: 
trieben. Völker find Menfchen und feine Götter, ihr Leben, auch ihr Nechtsleben, fann die- 
jelben Entartungen enthalten wie das des einzelnen. Es iſt nicht immer nur der gött— 
liche und jittliche Geift, der die Völfer treibt und ihre Gewohnheiten bejtimmt. Dann aber 
nur die fittlihen Gewohnheiten dem Volksgeiſte zufchreiben und die anderen auf Rechnung 
der einzelnen ſetzen, iſt reine Willkür, 

Auch das Verhältnis des Gemohnheitsrechts zur Geſetzgebung iſt hiernach weſentlich 
anders zu bejtimmen, als Puchta es thut. Wie Kinder und Unaebildete vorzugsmweife durd) 
Gewohnheiten fich leiten laſſen, der ermachiene und gebildete Mann aber mit Bewußtſein 
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die Prinzipien feines Handelns erfafjen und durhführen joll, fo wird auch im Rechtsleben 
der Völfer das Verhältnis von Gewohnheit und Geſetz ein anderes, wenn ihr Leben fich zu 
reiferen Zuſtänden entwidelt. Die Gefehgebung wird dann die Hauptfache, und nur kleinere 
und untergeordnete Verhältnifje fönnen der Gewohnheit überlafjen bleiben. Für ein jo raſch 
fortichreitendes und jo vielfeitig und lebhaft bewegtes Leben, wie das heutige, die Nechts- 
entwidlung auf den Weg der Gewohnheit verweifen, wäre eine wahre Ironie. Im wirt: 
lichen Leben felber ift darüber auch nicht der geringjte Zweifel. Viel zweifelhafter iſt um- 
gefehrt die andere Frage, ob man das Gewohnheitsrecht nicht noch mehr beichränfen jolle. 
Das römische Recht ftellt die Gewohnheit dem Gefege völlig gleih; fie fann nicht nur 
neben den Gejegen wirkſam fein, fondern auch gegen diejelben, fie ändern und aufheben, 
nur ſollen Partifulargemohnheiten nicht gegen allgemeine Neichsgejege gelten. Bei uns 
haben dagegen nit nur das preußifche und öfterreichifche Geſetzbuch der Gewohnheit alle 
Kraft abgefprochen, was fih aus der damaligen Theorie erklärt, fondern aud in dem neuen 
ſächſiſchen Gejegbuche ift wieder derfelbe Standpunft eingenommen. Das deutjche Hanbdels- 
gejegbucd läßt die Gewohnheiten zwar gelten, aber doch nur neben dem Gefete, nie gegen 
das Geſetz. Man hat dies mit der abfoluten Autorität des modernen Staatswillens er- 
flären wollen, und daß in der Zulaffung von Gewohnheiten gegen das Geſetz eine Sanktion 
der Ungefeglichfeiten, mit denen foldhe Gewohnheiten anfangen müßten, enthalten ſei. 
Dabei liegt aber immer die Auffaffung der Gewohnheit als fjubjeltiven Volkswillens zu 
Grunde. Denn abgejehen davon muß der Staat zwar die Zerfplitterung feiner einheitlichen 
Geſetze durch Partifulargewohnheiten verhindern, nicht aber fann er vernünftigerweife den 
Einfluß, den die Änderung des ganzen Nationallebens in der Gewohnheit ausübt, verbieten 
wollen!. Gleichwohl will aud der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs S 2 gemohnheitsrechtliche 
Nechtänormen nur infomweit gelten lafjen, als das Geſetz auf fie verweift, was er ſelbſt aber 
nirgend thut. 


I. Die Aufhebung der Geiete. 


5 8 Geſetze und Gewohnheitsrechte dauern von jelbit folange fort, bis fie durch 
neue Gefege oder Gewohnheiten aufgehoben werden. Dadurch, daß die Umftände und 
Verhältniffe, die die Veranlaffung und die Motive zur Einführung des Gefeges gaben, 
wegfallen oder fich fo ändern, daß das Geſetz num nicht mehr gegeben werden würde und 
jet unnötig, unpafjend, nachteilig erjcheint, wird das Geſetz nicht von felbft aufgehoben. 
Die oft aufgeftellte Negel: cessante ratione legis cessat lex ipsa, ift, in diefem Sinne 
genommen, unrichtig.. Nur wenn Gefege ausdrüdli nur tranfitorifch für gewiſſe Zeiten 
und Verhältnifje gegeben find, verlieren fie mit deren Aufhören ihre Geltung von jelbit, 
und außerdem verjteht fich, daß wenn der Gegenjtand, worauf fich ein Geſetz bezieht, nicht 
mehr eriftiert, es auch nicht mehr darauf angewendet werden fann. 

Für alle neuen Gefege gilt die Regel: lex posterior derogat priori. Sie fann durd 
feine fogenannte ſalvatoriſche Klaufel des älteren Gefeges ausgefchioffen werden, höchſtens 
fann, wie oft bei Verfajjungsgefegen, eine erfchwerende Form angeordnet werden. Sie tritt 
auch ſtets ganz von ſelbſt ein, ohne daß es einer bejonderen fogenannten derogatorischen 
oder Ffafjatorifchen Klaufel in dem neuen Geſetz bebürfte. Der Grund der Aufhebung it 
zwar der Wille des neuen Geſetzes, allein in jeder neuen Poſition desjelben ift die 
Negation des widerjprechenden alten von felbjt enthalten. Darum ift auch) der Umfang der 
Aufhebung, wenn das neue Geſetz nichts ausdrüdlich darüber bejtimmt, rein nad dem Prin- 
zipe des Widerfpruchs zu bejtimmen, alfo: alles Widerſprechende ift. aufgehoben, alles Nicht- 
widerjprechende bleibt. Daraus folgt, daß mit der Aufhebung eines Nechtsfages feine Folge- 
jäge jtets von felber mit aufgehoben find, feine Nebenfäge und Ausnahmen dagegen bleiben 
und mit dem neuen Kechtsjage verbunden werden müſſen — , immer falld das neue Gefet 
nichts anderes bejtimmt. Die Scheidung von beiden aber, namentlich in betreff der Folge— 
füge, Nebenfäte und Ausnahmen eines aufgehobenen allgemeinen Rechtsſatzes, muß durch 
ſcharfe Entgegenftellung der Brinzipien und Abfichten des alten und neuen Geſetzes gewonnen 
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werden. Die oft aufgeftellte Regel, die alte lex specialis werde durch die neue generalis 
nicht aufgehoben, ift in diefer Allgemeinheit falſch oder doch nur infofern haltbar, als man 
unter der lex specialis eine von einer Negel geltende Ausnahme verjteht, welche allerdings 
durch die Aufitellung einer abweichenden neuen Negel im Zweifel nicht befeitigt wird. 


IV. Die Auslegung der Geſetze!. 


$ 9. Die Anwendung der Geſetze iſt bedingt durch ihre Auslegung. Die Aus- 
legung der Gefege iſt die Darlegung ihres Inhaltes, d. h. die Feſtſtellung der Fälle, 
die darunter fallen, und der Grundfäße, die für diefelben gelten follen. Die Er— 
Härung, d. h. Klarmachung dunkler Gefege, ift nur ein Teil davon. Es war ein jchiefer 
Gedanke der älteren Theorie, daß Auslegung nur bei mangelhaften und dunfeln Ge: 
jegen jtattfinden fönne. Sie ift bei jedem, auch dem Zlarjten, Gefee nötig, weil fein 
Geſetz alle Fälle, die es umfaßt, im voraus einzeln aufzählen fann. Die Auslegung it 
darum aud nicht alö bloße Feititellung des unmittelbaren Sinnes einzelner Geſetze aufzu- 
faſſen, ſie ſoll vielnehr den geſamten Inhalt des objektiven Rechts in allen ſeinen Prin— 
zipien und Konſequenzen aus den Geſetzen darlegen und für alle Fälle, die der Reichtum 
des Lebens bietet, die entſprechende rechtliche Entſcheidung gewähren. Das poſitive Recht 
iſt nicht eine zufammenhangslofe Maſſe einzelner Befehle, jondern ein organifches Ganze, 
welches das gefamte Leben umfaßt und daher für jeden Fall eine Entjcheidung in ſich 
ſchließt. Jeder Nechtsfag, den ein Geſetz ausfpricht, ift ein Prinzip, das nicht nur in feiner 
unmittelbaren Wortfaffung gilt, ſondern als ſolches mit allen darin enthaltenen Konfequenzen 
anerfannt werden muß. Darum fann es aud feine eigentlihen Yüden im Rechte geben. 
Wo ausdrüdliche Beitimmungen in den Geſetzen fehlen, müſſen und können fie durch Schluß— 
folgerungen aus den vorhandenen ergänzt werden. Der Nichter fann daher nie die Ent- 
ſcheidung eines ‚Falles wegen einer Lücke in den Gefesen ablehnen. Mit Necht erklärt der 
Code Napoleon dies für eine Juftizverweigerung. Früher fragte man, mweldes Recht jub- 
fiviär bei Yüden der Geſetze anzuwenden ſei. Das öjterreihifche Gejegbud verwies auf 
das Naturrecht, das preußische auf die Geſetzgebungskommiſſion. Gegenwärtig iſt die frage 
nicht mehr möglih. Natürlich muß die Auslegung dem Nichter unbefchränft zuftehen. Bei 
ſchwierigen Auslequngsfragen den Nichter an die Gejeßgebung verweifen, ift ein klägliches 
Miptrauen des Staats in feine Nihter und eine arge Vermifhung von Recht und Geſetz— 
gebung. Daß Juftinian und Friedrich der Große es thaten, mag man ihrer Zeit zu qute 
halten, gegenwärtig fann feine Rede mehr davon fein. 

Auslegung iſt Wiſſenſchaft. Die Kraft ihrer Nefultate hängt daher von der An- 
wendung ihrer Gründe ab. Doch kann der Sinn eines Geſetzes für die praftiiche Anwen— 
dung auch durd neue Geſetze oder Gewohnheiten feitgeftellt werden (fogenannte authentische 
und Ujual- interpretation). Dann muß diefe Deutung unbedingt gelten, ohne Rückſicht auf 
ihre Richtigkeit. 

Die erjte Aufgabe der Auslegung ift mun, den unmittelbaren Inhalt der einzelnen 
Geſetze feſtzuſtellen, alfo den juriftifchen Gedanken, den Rechtsſatz, den ſich der Geſetzgeber 
ſelber dabei gedacht hat. Es giebt dafür zwei Wege: man fann entweder a posteriori 
aus den Worten, aus den Ausdrudsmitteln des Gedankens, zu dem Gedanten jelber fommen 
oder a priori aus den Elementen, aus denen er felbjt hervorgegangen iſt. 

1. Die Interpretation aus den Worten ſchließt in ſich: 

a. die lexikaliſche Bedeutung der einzelnen Worte, 

b. ihre Verbindung zu Süßen nad) den Negeln der grammatiſchen Kon— 
ftruftion, 

c, die Vereinigung der Süße zu einem Gedanken nad den Grundfäßen der for 
malen Logik. 

2. Die Elemente, aus denen der Gedanke eines Geſetzes hervorgehen fann und aus 
denen daher a priori Schlüffe auf feinen Inhalt gezogen werben können, find feine Ver: 
gangenheit, Gegenwart und Zukunft, d. h. 
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a. feine hiftorifche Entitehung und Ausbildung, 

b. fein dogmatifcher Zufammenhang mit dem ganzen Rechtsſyſteme als ius 
commune oder singulare, 

e. fein legislativer Zwed für die zukünftige Geftaltung des Lebens. 

Beide Wege oder Mittel müfjen natürlich zur vollen Interpretation eines Geſetzes jtets 
verbunden werden, fie ergänzen ſich und bilden gegenfeitig die Probe ihrer Richtigkeit. Cs 
it eime rohe Vorftellung, die Worte feien das Gejeg und müßten allein entfcheiden, nur 
wenn ſie unflar wären, bürften die mehr idealen Elemente zu Hülfe gejogen werden. Doch 
war dies die althergebrachte Anficht, die man mit den überdies unpafjend gewählten Aus— 
drüden: grammatische und logische Interpretation, zu formulieren ſuchte. Savigny hat die 
ganze dee glücklich befeitigt; weniger gelungen ift ed, wenn er an die Stelle der alten 
Einteilung eine neue von „vier Elementen“ der Interpretation jet, einem grammatiſchen, 
logifchen, hiltorifchen, ſyſtematiſchen. 

Der Rechtsſatz, deſſen Feſtſtellung das Ziel der Auslegung ift, beſteht im mefentlichen 
ftets darin, dab für bejtimmte Thatſachen eine beitimmte Rechtsregel aufgejtellt wird, und 
zwar aus bejtimmten Gründen, die in irgend welchen beſtimmten Eigenfchaften der That: 
jachen beruhen. Man unterfcheidet danach dispositio und ratio legis. Die Auslegung hat 
jtets beide zu ermitteln, da die Traamweite der Dispofition fi nur aus ihrem Grunde feit- 
ftellen läßt und die eigentliche Abficht des Gefeges den Inhalt bildet, welcher zum Gejege 
erhoben ift. Nicht die Worte find das Geſetz, fondern der Gedanke, der in ihnen ausge: 
drüdt ift, fie als folche find nur das Ausdrudsmittel. Demgemäß find unklare, unvoll: 
ftändige, mehrdeutige Worte möglichſt der ſonſt zu ermittelnden Abficht des Geſetzes gemäß 
zu interpretieren, und wenn Worte und Mbficht entfchieven nicht harmonieren, geht die 
legtere vor. Sind die Worte zu eng gefaßt, jo müſſen fie exrtenfiv interpretiert werben, 
wenn zu weit, reftriftiv. Im Zweifel muß man freilih an den Worten fejthalten, und 
bloße Härten, Unbilligteiten und Ungwedmäßigfeiten find an fih nod fein Grund, von 
einem Haren Wortlaute abzumeichen. 

Von der Feititellung des unmittelbaren Inhalts der einzelnen Geſetze hat die Aus- 
legung zu den Konfequenzen fortzufchreiten, Die ſich logiſch daraus ergeben, ohne. fpeciell 
ausgeſprochen oder auch nur zum bemußten Gedanken des Geſetzgebers gelangt zu fein. Es 
gehören dahin zunächit die Konjequenzen für das betreffende Verhältnis jelber in feinen 
weiteren Detailfragen, dann aber auch die Konjequenzen für andere gleihartige Verhältnifie, 
für die feine bejonderen gefeglichen Beitimmungen eriltieren. Auf dieſe find die Geſetze 
dya >öoyor, d. h. secundum rationem legis, auszudehnen. Gerade durch dieſe jogenannte 
analoge Behandlung ähnlicher Verhältnifie wird die Ausfüllung aller Lücken der Geſetze 
möglich gemacht und die innere Harmonie des ganzen Nechtsorganismus erhalten. Natürlich 
muß fie vorfichtig geichehen, man darf nicht einzelne Ähnlichkeiten zu allgemeinen Gleich— 
jtellungen ausdehnen, und anomale Rechtsfäge oder Privilegien dürfen nicht übertragen 
werden, man darf nicht, wenn das Geſetz für einen Fall eine Ausnahme macht, darum aud) 
andere ähnliche Fälle ausnehmen. 


V. Die zeitliche und örtliche Anwendung der Geſetze!. 


8 10. Allgemeines. Bei der Anwendung der Geſetze auf die einzelnen That: 
jachen ijt die Ausdehnung, in der fie gefhehen muß, zu bejtimmen. Soll der Richter 
ftetö nur das gegenwärtige Recht und Geſetz feines Landes bezw. Bezirkes zur Anwendung 
bringen, ohne Nüdficht, wann und wo die Thatjachen vorgefallen find, höchſtens etwa mit 
einzelnen Ausnahmen? — oder ift das Prinzip, daß jede Thatfache in der Regel nad) den 
Geſetzen zu beurteilen ift, unter deren Herrihaft fie vorgefallen it, wenn fie auch unter 
anderen Geſetzen zur Beurteilung kommt? Die Frage hat eine doppelte Beziehung, eine 
zeitliche und eine räumliche, d. h. fie entiteht bei verſchiedenen Gefegen nacheinander und 
nebeneinander, alfo wenn Thatjachen unter einem alten aufgehobenen Geſetze vorgefallen 
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find und wenn fie fih in einem fremden Mechtsgebiete unter anderen Gejegen 
ereignet haben. 

Bei aller Verfchiedenheit beider Fälle ift doch die Grundfrage bei beiden dieſelbe. Man 
hat in älterer und neuerer Theorie gejagt, man müfje davon ausgehen, daß jeder Staat 
jein eigenes gegenwärtiges Necht für das beſte halte, für bejjer als früheres und fremdes, 
fonft würde er es nicht haben; folglich müſſe der Nichter auch jtetS jenes ammenden und 
nicht das fchlechtere frühere oder fremde. Es ift das der fchulmeifterlihe, bevormundende 
Standpunkt der Staatsweisheit des vorigen Jahrhunderts, wonach das Volk jein Leben 
nicht felber geftaltet, fondern nur ald Unterthan der Gegenftand väterliher Beurteilung und 
Leitung weifer Männer ift, bei denen natürlich die neuefte Weisheit immer die beite ift. 
Faßt man dagegen das Necht als eine dem Menſchen und feinem Leben immanente jittliche 
Idee und Macht auf, fo haben die Thatſachen von innen heraus bei ihrem Entftehen ihren 
bejtimmten rechtlichen Charakter, der ihnen bleibt und unabhängig von Zeit und Drt jtets 
und überall derfelbe fein und als folcher anerfannt und beurteilt werden muß. Auch ift 
dies nicht etwa nur der Standpunkt für ein ideales Naturrecht, das pofitive Recht muß ihn 
bei feiner zeitlichen und örtlichen Verſchiedenheit ebenſo haben. Jede Zeit hat ihr Necht 
und jedes Yand hat fein Necht, und zwar ift das nicht bloß zeitliche und örtliche Weisheit 
der Staatslenfer, fondern eigenftes immanentes Recht der Zeit und des Landes jelber. Es 
jteht im engen Zufammenhange mit ihrem gefamten fonjtigen Leben und giebt darum auch 
jeder Thatfache, die darunter vorfällt, ihren feiten rechtlichen Charakter, ohne Rüdficht, warın 
und wo fie zur rechtlichen Beurteilung fommen wird. Der redhtlihe Charakter der That: 
fachen, die Gültigkeit oder Ungültigfeit der Nechtshandlungen kann daher nicht mit der Zeit 
und dem Orte des Gerichts, welches darüber zu enticheiden hat, wechſeln, jondern muß jtets 
von Zeit und Ort ihrer Entjtehung abhängen. Das Prinzip für die Anwendung der Ge- 
fee ift alfo nicht: jedes Gericht hat feine Gefege auf alle Thatjachen anzuwenden, die an 
dasjelbe fommen, fondern: jedes Geriht hat auf alle Thatjachen die Geſetze anzumenden, 
unter denen fie vorgefallen oder entitanden find, oder furz: die Thatfachen find nad) den 
Geſetzen ihrer Entjtehung, nicht ihrer Entſcheidung, zu beurteilen. 


811. Im zeitliher Beziehung" führt diefes Prinzip zu der befannten Regel, daß 
neue Geſetze nicht auf vergangene Thatfachen angewendet werden dürfen, feine rüdwirfende 
Kraft haben follen. Die Regel fteht im römischen und heutigen Rechte unzweifelhaft feit. 
Man jtreitet jedoch über ihre Begründung, ob fie auf rechtlicher Konfequenz oder nur legis- 
lativer Zmedmäßigfeit beruhe. Offenbar ift fie nur die negative Seite des allgemeineren 
pofitiven Prinzips, daß alle Thatfachen nad dem Geſetze ihrer Entjtehung zu beurteilen find. 
Natürlich kann aber die Macht des Gefeges die Konfequenz des Nechtes jtets brechen und, 
wo es ihr gut dünft, Nüdanwendung anordnen. Inſofern ift allerdings dann im einzelnen 
das, was, die Negel erhält und die Ausnahme ausſchließt, doch nur legislative Zweckmäßig— 
feit, und injofern fann im einzelnen die Enticheivung, ob bei einem Gejege Nüdanmwendung 
eintreten müffe oder nicht, allerdings nur aus der interpretation der Abjicht des einzelnen 
Geſetzes entnommen werden. Ein leitendes Prinzip muß jedoch natürlih auch dabei fein. 
Es liegt darin, daß Rückanwendung jtets einen Eingriff in bejtehende Nechte (fogenannte 
iura quaesita, wohlerworbene Rechte) enthält und folde Eingriffe, als Ausnahmen von ber 
regelmäßigen Rechtsordnung, im Zweifel nicht als Abficht der Gejehe angejehen werben 
fönnen. Auf diefe Weife reduziert fih das Nechtsprinzip: Geſetze haben feine rüdwirfende 
Kraft, im praftifhen Reſultate auf das legislative Prinzip: Gejege jollen nicht in bejtehende 
Rechte eingreifen. Won einer unmittelbaren Identität beider fann feine Rede fein, da das 
eine rechtlich, das andere legislativ ift. Die Grenze der Anwendung beider hängt natürlich) 
nur von dem Belieben der Gejeggebung ab. Sobald ein neues Geſetz in alte Rechte ein- 

U». Savigny, Syſtem VIII SS 383—400: Laffalle, Das Syitem der erworbenen Rechte. 
2 Bde. 1861. 2. Aufl. von %. Bucher. 1880: Rintelen, Über den Einfluß neuer Geſetze auf die 
zur Zeit ihrer Emanation beitehenden Rectäverhältniiie. 1877: Göppert, Das Brinzip: „Geſetze 
haben feine rüdwirfende Kraft“. Cine Abhandlung aus dem Nachlaß ihres Verfaſſers herausgegeben 
und ergänzt von E. Ed, in IJherings Jahrbb. für Dogmatit XXII 1—206; Pfaff und Hof— 
mann in den Erfurjen über das öfterreichiiche allgemeine bürgerliche Hecht 1 112—350. 1889. 
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greifen will, muß e3 darauf angewendet werden und rüdfichtslos, ſoweit feine Abficht reicht. 
Begriffliche Unterfcheidungen, wie die ältere zwijchen vermittelnden und zwingenden Geſetzen 
oder die neuere von Savigny zwiſchen Gejegen über Erwerb und über Dajein der Rechte 
oder die von Laſſalle, ob die Geſetze den einzelnen mit oder ohne Vermittlung feines Willens 
treffen, find rechtlih ohme Kraft, fie können höchſtens Wahrfcheinlichkeiten über die Abficht 
der einzelnen Geſetze begründen, nicht aber direft darüber entſcheiden. 

Dagegen ift nun für die Fälle, wo das neue Geſetz feine Rüdanwendung beabfichtigt, 
die Anwendung des alten Geſetzes nah dem Prinzipe zu bejtimmen, daß alle Thatfachen, 
die unter feiner Herrfchaft vorgefallen find, den rechtlichen Charafter der Gültigkeit oder Un- 
gültigfeit, der Wirkſamkeit oder Unwirffamfeit, den fie danach hatten, aud unter dem neuen 
Geſetze behalten. Danad) find zu unterſcheiden: 

1. Die Thatfachen, die gültig und wirkſam vollendet find und Rechte begründet haben, 
und die, welche ungültig, unwirkſam, unvollendet waren. Bei den erjteren find die dadurch 
für den einzelnen begründeten Nechte in allen Punkten, in Wirfung und Beſchränkung, ftets 
nad dem alten Geſetze zu beurteilen; die leßteren dagegen können unter dem neuen Gejeße 
feine rechtlihe Wirkjamkeit mehr befommen. Dahin gehören auch angefangene oder un- 
vollendete Verjährungen, falls das neue Geſetz nicht Anrechnung der alten Zeit gejtattet. 
Die Schwierigkeit liegt nur in der Abgrenzung der beiden Gebiete, und in diefer Beziehung 
it zu jagen, daß die gewöhnlich gebrauchte Bezeihnung „erworbene Rechte“ nicht weit genug 
it, um auszubrüden, daß alle unter dem alten Geſetz bereits entjtandenen Rechtsverhältnifje 
und gefchaffenen Nechtswirkungen, 3. B. auch ein formgerecht errichtetes Tejtament, von dem 
neuen Geſetz unberührt bleiben. 

2. Die Thatfachen, welche konkrete wirkliche fubjeftive Rechte des einzelnen, und die, 
welche nur erſt abitrafte gejeglihe Möglichkeiten und nähere oder fernere rechtliche Erwar— 
tungen begründeten. Alle bloßen Möglichkeiten und Erwartungen, 3. B. geſetzliche Erban- 
wartichaften, hören mit dem Geſetze, worauf fie fich ftügen, auf; wo nad dem alten Gefege 
noch fein wirkliches fonfretes Recht begründet ift, fann auch feins erhalten werden. 

Eine Ausnahme vom Verbote der Nüdwirkung der Gefege gilt nur in dem einen 
Falle, wenn das Geſetz jelber fie anordnet, fei es ausdrüdlich oder jonft bejtimmt erfennbar. 
Dafein und Umfang einer ſolchen Vorfchrift ift im allgemeinen ganz nad der Inter— 
pretation des einzelnen Geſetzes zu beftimmen, doc joll die Nüdanwendung in der 
Regel nicht auch auf die bereits durch Zahlung, Urteil, Vergleih und Ähnliches volljtändig 
abgemachten Berhältnifje bezogen werden. Ein befonderer Fall der rüdwirfenden Geſetze 
find die deflaratorifhen Gejeße oder authentischen nterpretationen. Sie beitimmen 
zwar eigentlich nur, wie ein Gefeß von jet an verftanden werden foll, aber da jie dies 
rüdwärts als wirklichen Sinn des alten Gejeges hinftellen, jo muß es in allen Fällen 
gelten, die von jetzt an zur Beurteilung fommen. Cine Refciffion bereits entjchiedener 
Fälle wegen Jrrtums folgt daraus nicht, da dieſer nad) der Zeit vor der Deflaration beur- 
teilt werden müßte. 


8 12. In örtlicher Beziehung! führt das Prinzip der Immanenz des Rechts in 
den Thatſachen zu der Regel, daß im internationalen Verkehre der Völker jedes Necht nad) 
den Geſetzen feines Entjtehungsortes zu beurteilen iſt, ohme Unterfchied, wo es zur gericht: 
lichen Entſcheidung fommt. Die Durdführung des Prinzips bietet jedoch hier noch mehr 
Schwierigkeiten wie bei der zeitlichen Beziehung, weil es ſich hier nicht bloß um einzelne 
Differenzen innerhalb der Geſetzgebung eines Staates handelt, ſondern um die Geſetzgebungen 
verjchiedener Staaten, die felbjtändig und mit eiferfüchtiger Wahrung ihrer Souveränität 
und Gejeggebungspolitif einander gegenüberjtehen. Die Frage befommt dadurch hier 
weſentlich ein völferrechtliches Element. Indeſſen folgt daraus nicht, daß man die jouve- 
räne Gewalt und Weisheit des einzelnen Staates zum Ausgangspunfte dabei machen müfle. 
Denn die Frage bezicht ſich feineswegs bloß auf die Geſetze verſchiedener Staaten, jondern 
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ebenjo auf das Verhältnis der verſchiedenen Rechte und Geſetze, die in verſchiedenen Ge- 
bieten eines und desjelben Staates gelten. Und auch bei verjchievenen Staaten fann das 
Ziel nit in einer eiferfüdhtigen Geltendmadhung der einzelnen Staatsfouveränität liegen, 
fondern nur in möglichſter Erleichterung des Völferverfehres, gegenfeitiger Anerfennung der 
Nationen mit ihren Gefegen und gleihmäßiger Beſchützung der entitandenen Rechte. Das 
römische Recht enthält feine Beantwortung der Frage. In der älteren Zeit hatte es das 
Prinzip der Berfönlichkeit des Nechts, nur mit der eigentümlichen Aushülfe des ins gentium 
für den Fremdenverkehr, jpäter war innerhalb des Neiches allgemeine Rechtseinheit und mit 
Fremden überhaupt wenig rechtlicher Verkehr. Die germanischen Völker hatten anfangs 
gleichfalls das Prinzip der Perfönlichkeit des Nechts, feit dem dreizehnten Jahrhunderte trat 
aber in Italien und Deutfchland das der Territorialität an feine Stelle, jedoch ohne große 
Schroffheit, weil die fleinen italienifhen und deutjchen Staaten und Städte fidh ftets in 
nationaler und mehr oder weniger auch ftaatlicher Nechtsgemeinfchaft fühlten. In neuerer 
Zeit ift mit der Entwidlung des modernen Völkerverkehrs und rechts in ganz Europa und 
auch Amerifa das univerfale Prinzip der internationalen Nechtsgemeinfhaft und Neciprocität 
des Nechtsichuges immer vollftändiger zur Anerkennung gefommen. Zwar hat das terri- 
toriale Prinzip der Staatsjouveränität gerade in der neueren deutſchen Theorie noch bedeu- 
tende Verteidiger gefunden, Wächter, Puchta u. a., und auf dem Boden des deutfchen 
Partifularismus ift dies nicht ohne Beifall geblieben, indefjen ift der univerfale Standpuntt 
durch Savigny u. a. doc) zur überwiegenden Geltung gebradt. 

Gewiſſe Beichränfungen des univerfalen Prinzips durd) das territoriale find freilich in 
feiner Weife abzuwehren, nämlich: 

1. daß die pofitiven Beitimmungen, die im einzelnen Staate durch bejondere Geſetze 
über die Behandlung der Frage aufgeitellt find, unbedingt von feinen Gerichten zur Ans 
wendung gebracht werden müfjen und jeder Fremde fich diefen fchlehthin zu unterwerfen 
hat. Indeſſen find andere Staaten dann nad dem Prinzipe der Neciprocität berechtigt, 
iure retorsionis die Unterthanen jenes Staates bei fich ähnlich zu behandeln. 

2. Die Anerkennung fremder Geſetzgebungen fann nie foweit gehen, daß der Staat 
die Fremden befjer als feine eigenen Angehörigen behandeln müßte. Privilegien und Vor- 
rechte fremder Gejeßgebungen erkennt daher fein Staat bei fih an, ſobald fie feinen Geſetzen 
fremd jind. Eben darum erkennt er auch Nechte, die feine Gejeggebung für abfolut un- 
jittlih oder gemeinſchädlich hält, nie bei yremden an, wenn auch deren Geſetze fie zulafien. 

Abgeſehen von diefen Beichränfungen ift das obige Prinzip als Negel durchzuführen. 
Jede Thatſache fteht bei ihrer Entftehung unter dem Rechte irgend eines beftimmten Nechts- 
gebietes. Diefes bejtimmt ihren rechtlichen Charakter der Gültigkeit oder Ungültigfeit, und 
danah muß fie überall, in welchem Nechtögebiete und unter welchen Geſetzen es auch zur 
Entſcheidung fommt, beurteilt werden. Die weitere Frage ift nur, welchen Gefegen eine 
jeve Thatjache bei ihrer Entjtehung unterworfen it. Es entjcheidet darüber nicht abjolut 
der Ort, wo fie fi ereignet. Vielmehr find ſolche Thatfachen, die mit anderweitigen um— 
fafjenderen und dauernden Nechtsverhältniffen in Verbindung ftehen, auch deren Gejegen mit 
unterworfen, da die Geſetze des zufälligen Ereignisortes dann gar nicht die Abficht haben, 
ihren vechtlihen Charakter zu beitimmen. Demnach iſt die Aufgabe, für jedes Nechtsver- 
hältnis nachzuweiſen, welchem Rechtsgebiete es feiner inneren Natur nad) angehöre. Im 
allgemeinen find dabei folgende Unterfchieve zu Grunde zu legen: 

1. Die Perſon iſt als folde, alſo im betreff ihres allgemeinen perfönlichen Rechts: 
zuſtandes, ihrer Handlungsfähigkeit, ihrer Familien- und Bormundichaftsverhältniffe, und 
darum auch in betreff ihrer gefamten Beerbung, im allgemeinen den Gefegen ihrer Hei- 
mat (fogenannten statuta personalia) unterworfen. 

2. Sachen find als ſolche den Geſetzen des Ortes, wo fie liegen (statuta realia), 
unterworfen. Danach find daher alle dinglichen Nechte, ſowohl ihre Möglichkeit als die 
Art und Form ihres Erwerbes und Verluftes, zu beurteilen, jedoh nur in betreif des 
dinglidhen Elementes, denn die Nechtstitel darauf hängen meijtens von perfönlichen und 
obligatorischen Verhältniffen ab. 

3. Handlungen jeder Art, d. h. Nechtögeichäfte und Delikte, ftehen im allgemeinen 
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unter den Geſetzen des Drtes der Wornahme (jogenannte statuta mixta), nad der Regel: 
loeus regit actum,. Nur greift gerade bier bei der Einklagung folder Berhältnifje in 
anderen Yändern vielfach die oben angeführte Befchränfung in betreff der abfolut verworfenen 
Rechte ein, und außerdem find hier no weitere befondere Modifikationen: 

a. jolde Geſchäfte, die ſich auf Verhältniffe der Perfonal- und Realſtatuten bezichen, 
wie Ehe, Adoption, Teitament, Verpfändung find natürlich danach zu beurteilen; 

b. in betreff der ſogenannten Dispofitivgefege bei Verträgen fommt es auf die Abjicht 
der Parteien an, mithin darauf, welchen Gefegen fie ſich dabei unterwerfen wollen ; 

e. in betreff der äußeren Form der Rechtsgeſchäfte ift ein ziemlich allgemeines Ge- 
wohnheitsreht, daß die Parteien die Wahl haben zwifchen der Form des Orts der Vor— 
nahme und der des Drts der materiellen Wirkſamkeit des Gefchäftes, ſofern die letztere 
Form nicht einen abfolut zwingenden Charakter hat. 


B. Das [ubiektive Redt. 
I. Allgemeine Natur. 


8 135. Die fubjeftiven Rechte find die Befugnifje, die den einzelnen Subjeften dem 
objektiven Nechte nad zuftehen. Sie bejtehen im allgemeinen in der vom objektiven 
Rechte anerfannten und geichügten Freiheit der einzelnen in Verfolgung ihrer Xebens- 
interefjen. Indem die Rechtsordnung diefe Freiheit dem einzelnen gemährleiftet, legt fie 
den anderen die Pflicht auf, fie infomeit anzuerkennen und nicht zu verlegen. Durch dieſe 
Beziehung auf eine entſprechende Pfliht anderer wird die natürliche und ſittliche Freiheit 
zur rechtlichen oder zum Rechte. Ohne Pflicht fein Recht. Man ftreitet, ob der Grund 
des Nechts in der Freiheit oder in den Intereſſen liege. Die Theorie der abjtraften 
Willensfreiheit war bisher feit Hegel vorherrfhend. Energiih hat Jhering! fie ange: 
ariffen und das Intereffe, den Nuten, den Genuß als Grund und Zwed des Nechts geltend 
gemadt. Dffenbar aehört beides weſentlich zuſammen. Die Freiheit ift nicht abſtrakt 
um ihrer ſelbſt willen berechtigt, fondern als Grundlage für die Verfolgung der fittlichen 
Intereffen und Zwecke des menſchlichen Lebens. Darum wird der ganze Inhalt der Rechte 
nicht durch abjtrafte Willenscapricen bejtimmt, ſondern nur durch die verfchiedenen wirklichen 
Lebensintereffen, und Rechte ohne vernünftiges ntereffe werden gar nicht zugelafien, 
3. B. bei Servituten, Obligationen, Stiftungen. Allein wollte man ganz von ber Freiheit 
abitrahieren und nur auf das Intereſſe fehen, jo würde der eigentlihe Grund für den 
Schutz desfelben fehlen, denn Intereſſen und Schub derfelben find auch bei Tieren, 
z. B. den Tauben von S. Marco, möglih. Die Rechte der MWillensunfähigen, der Kinder 
und Wahnfinnigen fünnen fein Bedenken machen, da diefe an fich frei find und ihre Frei— 
heit nur nicht vernünftig ausüben können. 

Diefe Begriffe von Necht und Pflicht find in ihrer praktiſchen Durchführung wesentlich 
auf Die Kategorieen von Freiheit und Notwendigkeit zurüdzuführen. Das Necht ift reine 
Freiheit, d. 5. Möglichkeit zum Handeln; man darf es ausüben, braudt es aber nicht, 
fann auch ganz darauf verzichten und es auf andere übertragen. Die Prliht ift umgekehrt 
reine Notwendigkeit; man muß fie erfüllen, wenn der Berechtigte es verlangt, fann fi ihr 
nicht einfeitig entziehen, fie nicht auf andere übertragen. Das Verhältnis beider zueinander 
ift, daß das Necht eine gewiſſe Macht oder Herrfchaft über den Verpflichteten giebt, der 
Berechtigte die Erfüllung der Pflicht verlangen fann und der Staat dafür einen Schub 
durch äußeren Zwang gewährt. 

Neben dem Rechte oder der rechtlichen Herrichaft, der rechtlichen Möglichkeit, einen Rechts— 
inhalt auszuüben, ſteht der Beſitz oder die faktifche Herrſchaft, Die faktiſche Möglichkeit, einen 
Rechtsinhalt auszuüben. Begriff und Wort Befit Haben ihren hijtorifhen und etymologifchen 

ı Jhe ring, Geift des römifchen Rechts III $ 60. Bl. Ihering, Zwed im Recht. 2 Bde. 
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Ausgang beim Eigentume oder der Herrfchaft über Sachen. Hier fchließt das „Sitzen“, 
„sedere*, auf der Sade die volle fattifche Herrfchaft in fih. Der Begriff ift aber an fich 
ein allgemeiner und bei allen Rechten, die eine dauernde äußere Herrichaft oder Ausübung 
in ſich jchließen, anwendbar. Doc läßt fich fein ganzes Wefen beffer bei dem fonfreten Falle 
des Sachbeſitzes beitimmen, weshalb hier darauf verwiefen wird. Val. unten $$ 30—32. 


8 14. Der Begriff des Nechts bietet, da er die gefamte Freiheitsiphäre des Menschen 
und alle feine äußeren Lebensintereffen umfaßt, eine unendlihe Mannigfaltigfeit von Unter- 
fhieden, Arten und Einteilungen dar. Die Haupteinteilung iſt die nad dem Gegen- 
ftande der Rechte in Zuftands- (oder Perfonen-) und in Vermögensrechte. Der Unterſchied 
beruht auf dem Gegenjate der perfönlihen Eriftenz des Menfchen und feiner Herrichaft 
über die äußere Natur und andere Menihen. Der Menfch hat ein Net, zu fein und 
äußere Macht zu haben. 

1. Die Zuftandsrechte befchränfen ſich nicht auf die bloße perfönlice Eriftenz, d. h. 
Leben und Freiheit, jondern fchließen auch die Eriftenz und Stellung des Menſchen in den 
verfchiedenen Kreifen, die zum Gefamtorganismus der Gattung gehören, wie Familie, Staat, 
Gemeinde u. a., mit in fih. Sie gehen darauf, daß der Menſch in feinem allgemeinen 
und bejonderen perfönlihen Zuftande von anderen anerfannt und nicht verlegt, alſo in der 
Ausübung der dazu gehörigen Freiheitsfphäre nicht gehindert werde. Dieſe ‚Freiheit bezieht 
fih zunächſt auf die allgemeine freie Thätigfeit des Menſchen, dann in den einzelnen be- 
fonderen Kreiſen auf die bejonderen Verhältniffe, die deren Wefen ausmachen. In der 
Familie, die allein von diefen Kreifen in das Privatrecht gehört, umfaßt fie alle die per- 
fönlichen Beziehungen, in denen die einzelnen yamilienmitgliever dem objektiven Organismus 
der Familie zufolge, jedes nad feiner Stellung, zueinander ftehen, jo namentlid die Ver- 
hältnifje der Ehegatten und die väterlihe Gewalt. Die letztere namentlich ift nicht eine 
äußere, zufällige und willfürliche Macht des Waters über die Kinder, fondern nur die redht- 
lihe Durchführung der aegenfeitigen Stellung des Erzeugers und des Erzeugten!. 

Der ganze Begriff der Zuftandsrechte ift in neuerer Zeit mehrfach angefochten, nament- 
lid von Unger; man fünne nur von faltiichen Zuftänden mit rechtlichen Folgen bei Ver— 
legungen, aber nit von AZuftandsrechten jprehen, der Menſch ſei Perſon, Gatte, Vater, 
Bürger, aber es ſei fein Net, dies zu fein; ein Recht fünne nur auf Thun und Haben, 
nicht auf bloßes Sein gehen, die fogenannten Familienrechte feien nur fittliche Anfprüche. 
Allein wenn Necht Freiheit ift, jo ift das Dafein der Freiheit das erſte Recht. Ein ein, 
was anerfannt werden muß und nicht verlegt werden darf, dem aljo eine Pflicht entipricht, 
ift ein Recht, fonjt wäre feine Verlegung fein Unrecht. Die Auflöfung des Nechts der 
Berfönlichkeit in einzelne Befuanifje und Anſprüche aus Verlegungen jtände der Auflöfung 
des Eigentums in einzelne Befuaniffe und Schadenerfaganjprüdhe analog. Der fittliche 
Charakter der Familienverhältniffe ſchließt aber ven rechtlichen nicht aus. Unzuläffig ift es 
dagegen, die Zuftandsrechte dadurch den Nechten auf Thun und Haben näher zu bringen, 
daß man fie ala Nechte des Menfchen über ſich jelbit oder gar des Geiftes über den Körper 
auffaßt, wie Vangerow wollte. 

2. Die Vermögensrechte gehen auf die äußere, willkürliche und zufällige Macht des 
Menſchen, alfo feine Herrfchaft über die Natur, d. h. die einzelnen Sachen, und über andere 
Menſchen. Man unterfcheidet beide als Sachen: und Forderungsrechte oder als dingliche 
und perjönliche Nechte. 

a. Das Wefen der Sacenrechte befteht in der unmittelbaren rechtlichen Unterwerfung 
der Saden unter den Willen des Berechtigten, der unmittelbaren Macht des Berechtigten 
über fie, die von jedermann anerfannt werden muß und nicht verlet werden darf. Dem 
Rechte entipricht die allgemeine, aber nur negative Pflicht der Nichtverlegung von allen 
anderen Menſchen. Nur in diefer Beziehung auf andere Menfchen liegt der Charakter des 
Sahenrehts als Nehts. Man fann nicht, wie Windſcheid früher (bis zur dritten Auflage) 
in feinem Lehrbuch $ 43, fagen, das Sachenrecht habe zum unmittelbaren Inhalte nur die 
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Herrfchaft über die Sache; die Befugnis, von anderen etwas zu verlangen, ſei erjt eine 
Konjequenz davon. Das Sadenreht ift, wie jedes andere, nur durch die entipredhende 
Pflicht ein Recht und befteht daher als folches mefentlih nur in der Beziehung von 
Perſon zu Perſon; zwifhen Perfon und Sade ift überhaupt fein Net, jondern nur 
ein Faktum möglich!. 

b. Die Forderungsrechte beſtehen in einer Macht über andere Menſchen, die nicht auf 
der objektiven Orbnung der verjchiedenen Kreife des Gattungsorganismus beruht, ſondern 
auf einer äußeren mehr zufälligen und mwillfürlihen Unterwerfung unter den ſubjektiven 
Willen des Berechtigten. Diefe Macht kann der allgemeinen Freiheit des Menjchen wegen 
feine unmittelbare und abfolute wie bei Sachen fein, das wäre Sklaverei, fondern nur eine 
durch die Freiheit und den eigenen Willen des Unterworfenen vermittelte, fie kann alſo 
nur in einer Verpflichtung feines Willens zu einzelnen Handlungen bejtehen, dem Berechtigten 
nur ein Necht geben, diefe zu fordern. Darin liegt das Weſen des Forderungsrechts oder 
der Obligation. Die Obligationen find weder als Rechte „über“ nod als Rechte „an“ Hand- 
lungen zu bejtimmen, fondern als Rechte über eine Perfon „auf“ Vornahme einer Handlung. 

Alle Vermögensrechte jtehen in einem gemeinfamen ſcharfen Gegenfage zu den Zu— 
ftandsrechten. Da fie ſämtlich eine der Willkür des Menfchen zur Befriedigung feiner In— 
tereffen unterworfene äußere Macht enthalten, jo ift infofern eine allgemeine Vergleichung 
und Abmejjung ihrer Beveutung oder ihres Wertes für den Menfchen möglih, und im 
weiteren Verfolge davon dann aud) ein allgemeiner fachlicher Maßſtab, mittelft defjen fie tariert 
und infofern auch ihrem Werte nach erjegt werden fünnen. Diejer Maßſtab ift das Geld, 
auf welches alle Vermögensrechte reduziert werden fünnen, während die Zuftandsrechte in 
Gelde unſchätzbar find und überhaupt unter fi in ihrer Bedeutung und ihrem Werte für 
den Menſchen aar feine eigentliche Vergleihung und Abmefjung zulaffen. 

Andere Einteilungen der Nechte find: in perfonale und reale, abfolute und relative, 
pofitive und negative, prinzipale und accefjorifche, gemeine und privilegierte. 


I. Die Subjelte der Rechte. 


8 15. Allgemeines. Inſofern alles Recht in der Ordnung der menſchlichen Ver: 
hältnifje, namentlich der menſchlichen Freiheit, befteht, ericheinen die ſubjektiven Rechte zu- 
nächſt ſtets nur ala Berechtigungen der einzelnen Eubjefte, als unzertrennlihe Attribute von 
diefen und ohne fie undenkbar. In der fonfreten Geftaltung des Nechtslebens werben in- 
deſſen wenigſtens die Vermögensrechte zu beftimmten einzelnen Machtverhältniſſen über Sachen 
und Perfonen, die einen feiten objektiven Inhalt und Umfang haben, der von dem einzelnen 
berechtigten Subjekte unabhängig ift, von ihm getrennt werden und unverändert auf andere 
Subjekte übergehen, ja ſelbſt ohne alles Subjekt forteriftierend gedacht werden fann. Vor— 
übergehend iſt eine folche jubjeftlofe Exiſtenz möglih, wenn ein Subjekt weggefallen und 
noch fein neues eingetreten ift, wie bei ruhenden Erbichaften oder derelinquierten Inhaber— 
papieren. Aber auch dauernd fann fie begründet werden, zwar nicht zwedlos, da alles Recht 
nur der menſchlichen Intereſſen wegen da ift, wohl aber, wenn Intereſſen eriftieren, die an 
feinen einzelnen Menfchen gebunden find und zu deren Befriedigung doch ein feites Ber: 
mögen bejtimmt werden foll, wie 3. B. bei Staats- und Gemeindeinterefien, Armenpflege, 
- Förderung von Kunft und Wiffenfchaft u. dgl. Dann muß das Necht die Möglichkeit geben, 

daß ein Bermögen auch ohne einzelnen Herrn beftehe, nur ganzen Gefamtheiten von Per- 
fonen gehöre oder fogar ohne allen Inhaber nur einem bejtimmten Zwede diene. Um in- 
defien das Dogma, daß ohne Subjekt fein Recht möglich fei, aufrechtzuerhalten und diefe 
Fälle dem Vermögen der einzelnen Perfonen möglichſt gleidhzuftellen, hat man das Mittel 


! Diefen Gedanken führt neueftend E. Fuchs, Das Weſen der Dinglichkeit. Berlin 1889, dahin 
durch, daß das dinglihe Recht überhaupt die Sache nicht ergreife, ſondern nichts anderes jei als 
ein abjolutes, d. h. gegen eine unbeftimmte Vielheit von Perſonen gerichtetes Net. 
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der Perjonififation von Ideen zu Hülfe genommen und danach eine Einteilung der Perfonen 
in phyſiſche und juriftifche aufgeftellt. 


8 16. Die phyſiſchen Berfonen. Der Menſch als rechtsfähiges Subjekt heißt 
Perſon; Perfönlichkeit ft infofern Rechtsfähigkeit. Dabei hat das heutige Recht, anders als 
das römische, den Standpunkt, daß der Menſch rein als ſolcher, weil Freiheit ſein Weſen 
iſt, als rechtsfähig gilt, und darum auch alle Menſchen im allgemeinen gleichmäßig. 
Sklaverei ift daher abfolut unzuläffig, und Fremde haben im allgemeinen gleiche Rechts: 
fähigkeit mit den Einheimischen. Der römifche nationale Standpunkt, daß nur der römifche 
Bürger die volle Rechtsfähigfeit hat, der befreundete Peregrine eine befchränfte, der Feind 
gar feine, ift dem fosmopolitifchen der allgemeinen rechtlichen Anerkennung der Menfchen: 
würde gewichen. 

Mit der allgemeinen gleihen Nechtsfähigfeit fteht es natürlich nicht im Widerſpruche, 
daß bei faktiſchen Verfchievenheiten der Menfchen aud rechtliche Unterfchiede eintreten. Da- 
hin gehören: 

1. Die phyfifchen Unterſchiede nach Geſchlecht, Alter und Gefundheit, körperlicher 
und namentlich geiftiger. In betreff des Alters nimmt das römische Recht den vollendeten, 
volljährigen Menſchen erſt mit 25 Nahren an, das ältere deutſche Necht meiftens ſchon mit 
21 Jahren, und dies ift durch ein Reichsgeſetz vom 17. Februar 1875 allgemein eingeführt. 
Unterjtufen der Minderjährigfeit find im römischen Nechte nach verfchiedenen Rückſichten: 
die infantia (Kindheit) bis zum fiebenten Jahr, nach deſſen Vollendung man impubes in- 
fantia maior heißt, die pubertas (Mündigfeit) mit 14 Jahren, bei Mädchen mit 12, die 
plena pubertas mit 18 bezw. 14 Jahren, das Alter für venin aetatis mit 20 bezw. 
18 Jahren; in den neueren Neihsgejegen außerdem: für Ausſchließung oder Milderung der 
Rriminalitrafen ein Alter von weniger als 12 bezw. 18 Jahren, für Chemündigfeit 20 
bezw. 16 Jahre, für Chefähigfeit ohne älterlihen Konjens 25 bezw. 24 Jahre. 

2. Die fittliche Verfchiedenheit der Menfchen hat im allgemeinen feinen Einfluß 
auf ihre Nechte. Der Grund des Rechts ift die Freiheit des Menfchen, nicht ihr fittlicher 
Gebrauch. Der Unfittliche, der Ehrloſe, ſelbſt der Verbrecher bleibt rechtsfähig. Nur bei 
jolden Rechten, die ausnahmsweiſe eine bejondere Chrenhaftigfeit der Gefinnung voraus: 
jegen, muß wegen entjchiedener Unehrenhaftigfeit, alſo namentlich wegen Verbrechen, eine 
Nechtsminderung eintreten. Diefen Charakter haben aber zwar im öffentlichen Nechte die 
meijten Rechte, namentlih alle Wahl: und Amtsrechte, im Privatredhte aber nur menige, 
wie das Recht zu Vormundſchaft, elterlicher Erziehung, Zeugnis, Eid. In der Fähigfeit 
zu diefen Nechten tritt daher die Chrenhaftigfeit oder Ehre des Menfchen auch rechtlich her— 
vor. Darum nennt man die Unfähigfeit dazu fchlehthin Chrlofigfeit. Nur von dieſem 
Standpunfte aus ift die Nechtsminderung wegen Ehrloſigkeit zu begründen, nicht, wie meiftens 
geichieht, damit, daß die Mifachtung, in der man bei anderen jtehe, alfo deren Meinung, 
einen Einfluß auf die rechtliche Stellung haben müſſe. 

Die näheren Beftimmungen über die Chrlofigfeit, ihre Gründe und Wirfungen find 
ſtets ganz befonders von Sitten und Zuſtänden eines Bolfes abhängig. Die römischen 
Grundfäge darüber fönnen bei uns nicht als maßgebend angejehen werden, vielmehr find 
im wejentlichen an ihre Stelle getreten die SS 31—37 des Heihsftrafgefegbuche. 

3. Sociale, politifhe und religiöje Verſchiedenheiten nach Stand, Rang, Ge— 
werbe, Heimat, Religion fünnen auch auf das Privatrecht in verjchiedener Weiſe von Ein- 
fluß fein, doch beruhen die darüber bei uns geltenden Grundfäge auf deutfcher Quelle. 

Meitere rechtliche Beitimmungen über die Nechtsfähigfeit des Menschen find nur für 
ihren Anfang und ihr Ende, Geburt und Tod, nötig. 

1. Erſt von der Geburt an gilt der Menſch als Perſon, doch werden den Unge- 
borenen ihre eventuellen Rechte vorbehalten und geſichert. Kommen fie tot zur Welt, fo 
ift die Nücficht auf fie nunmehr erledigt!. Wie es fich verhalte, wenn fie zwar lebend, 
aber fo unreif zur Welt fommen, daß ſie darum nicht lebensfähig find, iſt ſtreitig. Nach 


! Krieg, Delation der Erbichaft im Falle einer Totgeburt. 1876. 
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einer fehr verbreiteten Lehre joll das römische Necht einem ſolchen Kinde (abortus) die 
PVerfönlichfeit abfprehen!, und damit ftimmt aud das franzöfifche Recht überein. Doc 
unterliegt diefelbe großen Zweifeln?, und jedenfalls legen das preußifche und öjterreichifche 
Recht auf die Yebensfähigkeit fein Gewicht; ebenjo der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Im übrigen fommt auf die fonfrete Yebensfähigfeit und -dauer nichts an. Das römische 
Recht fpricht auch dem monstrum die Nechtsfähigfeit ab, die neuere Medizin bejtreitet aber 
die Möglichkeit, daß ein monstrum lebendig zur Melt fomme. 

2. Beim Tode fönnen nur in betreff des Beweifes Zweifel entitehen. Leben und 
Tod find Thatjahen, die nicht präfumiert werden können; mer Rechte auf das eine oder 
andere gründet, muß es beweiſen, ebenfo, wenn es ſich um die Priorität des Todes von 
zwei Perfonen handelt. Nur bei der letzteren macht das römische Recht eine Ausnahme, 
indem beim Tode von Eltern und Kindern in gemeinfamer Gefahr, wie Schiffbruch oder 
auch Krieg, im Zweifel präjumiert werden foll, daß unmündige Kinder vor, mündige nad) 
den Eltern gejtorben ſeien. Die Präfumtion iſt ohme inneren Grund und ohne beftimmbare 
(Srenze und daher in den neueren Geſetzbüchern allgemein verworfen. 

Dagegen ift eine Präfumtion des Todes bei fogenannten Verſchollenen in der 
neueren Gewohnheit und Gefeßgebung in großer Ausdehnung eingeführt. Das römijche 
Recht empfand dazu bei feiner freien Beweistheorie fein Bedürfnis. Die Schwierigfeit des 
modernen Beweifes führte aber ſchon im italienischen Mittelalter dazu. Anfangs nahm man 
die Todespräfumtion erjt mit dem hundertſten Yebensjahre an, fpäter zwar mit dem fieb- 
zigiten, doch wurde dabei in Deutjchland erft noch ein Verſuch, durch Ediktalcitation Nach— 
richten zu befommen, und dann eine förmliche Todeserflärung für nötig erklärt. Die neueren 
Zandesgefege haben zwedmäßiger relative Friſten nad den Jahren der Abwejenheit angeſetzt, 
30, 20 oder 10 Jahre und für die nad) einem Kriege Vermißten noch weniger. 


8 17. Die juriftifhen Perſonen“. Wenn alles Recht nur den Schu und die 
Sicherung der menfhlichen Lebensintereffen zum Zwede hat, fo darf es nicht auf die un- 
mittelbaren individuellen ntereffen der einzelnen als folcher beichränft fein, jondern muß 
auch die Verhältniffe mitumfaflen, die im focialen Leben in mehr allgemeiner und ideeller 
Weife zur Förderung der menschlichen Intereffen gebildet werden. Es gehören dahin alle 
Verbindungen von Menfchen zu bejtimmten Zweden, ſowohl die größeren, wie Staat und 
Gemeinden, als die fleineren, wie Korporationen und Vereine; außerdem auch alle bloßen 
Anordnungen und Beitimmungen von Rechten und Vermögen zu bejtimmten Zweden, mie 
bei Stiftungen und Anftalten. 

Die Möglichkeit folcher Nechtsgeftaltungen ift an fi) außer Zweifel, ftreitig ift nur, 
in welcher rechtlichen Form fie auszuführen if. Das Vermögen der einzelnen Perfon fließt 
drei Elemente in fih: das Vermögen felber, davor das Haben, dahinter das Genießen des- 
jelben. Danach könnte man, wenn feine bejtimmte Berfon als Inhaber da ift, entweder 
fih ein Subjekt als Inhaber denken (Savigny) oder das Vermögen ganz felbitändig laſſen, 
ohne Subjekt, nur mit der Zwedbeftimmung (Brinz), oder die, für welche der Genuß be- 
ſtimmt ijt (die Deftinatäre), wer fie auch feien, zugleich als Inhaber anfehen (hering) ’. 
Das erſte giebt die juriftifche Perfon, das zweite das Zweckvermögen, das dritte personae 
incertae als Eigentümer, Die Entfcheivung muß für die beiden Hauptllaffen der Fälle, 
Vereine und Stiftungen, getrennt werben. 

1. Die Vereine. Durch jede Verbindung von Menfchen zu einem gemeinfamen 


! Wächter, Comm. de partu vivo non vitali, pars I—V. 1863-66. 

? Better, Syſtem des Pandeftenrehts I $ 45 Beilage 1. 

3 Bruns, Die Verfchollenheit in Beffers Jahrbucd des gemeinen Rechts I 90—201. 

+ ». Saviany, Syſtem II 88 85—102; Brinz, Pandelten SS 226-244 (2. Aufl. Y 9 
bis 62); Zitelmann, Begriff der juriftiihen Perfon. 1873. Bolze, Der Begriff der juriftiichen 
Perſon. 1879: Gierke, Die Staats- und Korporationslehre des Altertums und des Mittelalters 
und ihre Aufnahme in Deutichland. 1881 (Das deutiche Genoſſenſchaftsrecht III); Karlowa in 
Grünhuts Zeitichrift f. Brivatreht XV 381 ff. 

*Geiſt des römischen Rechts III S 61 (4. Aufl. ©. 355— 300). 
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Zwede, von der Heinften Gejellfchaft an bis zur Verbindung eines ganzen Volkes im Staate, 
entiteht ſtets eine Scheidung der Geſamtheit als folder, mit ihrer Thätigfeit und ihren 
Zweden und Intereſſen, im Gegenſatze zu den einzelnen als jolden und deren Intereſſen. 
Die Gejamtheit erjcheint dabei als ein neues ideelles Zubjeft, das zwar nur durd die 
einzelnen bejteht und nur durch fie thätig werden kann, das aber in dem einmal aufgeftellten 
Zwecke feine feiten, objektiv begründeten Intereſſen hat, die mit den Anfichten und Interefen 
der einzelnen als folcher nicht notwendig immer harmonieren. Gfleichgültig ift, ob die 

Thätigfeit der Gelamtheit nur von den einzelnen felber ausgeübt wird oder ob dafür eine 
befondere Vertretung geſetzt wird, fei es durch einzelne Poritände oder einen fomplizterten 
Beamtenorganiämus. In der rechtlichen Behandlung aller Verbindungen find num an fich 
zwei verfchiedene Standpunkte möglich, die man als Gefellichafts- und Korporationsprinzip 
unterfcheiden kann. Entweder bleibt nämlih die Gefamtheit mit ihren Intereſſen rechtlich 
ganz in den einzelnen latent, jo daß die für den Gefamtzwed beitimmten Nechte und die 
daraus hervorgehenden Pilihten und Schulden nur die einzelnen als ſolche treffen; oder es 
wird die Gefamtheit als folche mit ihren Intereſſen rechtlich von den einzelnen als ſolchen 
getrennt und jelbjtändig gelebt, jo dak die für ihren Zweck beitimmten Nechte und die da- 
durch hervorgerufenen Schulden direft nicht mehr als Nechte und Schulden der einzelnen 
ericheinen, jondern in irgend einer Weife einheitlih und felbjtändig nur für die Gefamtheit 
als foldhe und ihre Zwede rechtlichen Beitand haben. 

Die Frage ift, in welcher von den oben genannten drei Formen das letztere Verhältnis 
rechtlich zu fonftatieren ift. 1. Die Reduktion auf die Dejtinatäre paßt höchitens auf foldhe 
Vereine, bei denen die Mitglieder felber die Deftinatäre find, die alfo reine Privatzwede 
der Mitalieder verfolgen. Sobald der Vereinszwed außerhalb der Mitglieder liegt, 3. B. 
bei Armenvereinen, fällt dad Haben und Geniehen auseinander. 2. Die dee vom Zweck— 
vermögen wäre beim Staats: und Gemeindevermögen allenfalls durhführbar. Aber warum 
foll man bei Privatlorporationen das natürliche Band, das den Verein und feine Mitglieder 
mit dem Vermögen verbindet, erit durchſchneiden, um es nachher fünjtlich wieder anzufnüpfen ? 
Und das wäre doch notwendig, um die Vertretung des Vermögens durch den Verein zu be- 
gründen. Und wie und wo foll es gejchehen? Den Erfinder des Zmwedvermögens verläßt 
hier die gewohnte Gründlichfeit, er operiert mit dem Bande, ohne zu zeigen, wo er es ber 
hat. Gr begeht denjelben Fehler wie der von ihm befämpfte Saviany. 3. Auch dieſer 
trennte das Vermögen vom Vereine und fam dadurd zu feiner Fiktion einer jelbjtändigen 
ideellen Perfon als Inhaberin des Vermögens, die nun in den Mitgliedern des Vereins ihre 
natürlihen Feinde fehen mußte und die fcholaftiiche Frage hervorrief, was die Erforderniffe 
der Filtton ferien. — Die römifche Auffaffung it rein praftifch und realiſtiſch universitas 
(eollegium) personae vice fungitur, Die Gefamtheit der Mitglieder in ihrer Einheit 
vertritt die Stelle einer Perfon. Vice alterius fungi it ein häufiger vulgärer Ausdruck; 
Plinius ſagt zum Trajan: loxis vice fungeris, das heißt nicht: du biſt ein Gott, oder: 
du wirft als Gott finatert, fondern: du vertrittit die Stelle Gottes. Ebenſo wird die uni- 
versitas nicht für eine Perſon erflärt oder als Perſon fingiert, fondern fie jteht einfad) 
praftiich an der Stelle einer Verfon, fungiert wie eine Berfon, wird wie eine Perfon be: 
handelt. Man follte daher eigentlich nur wie die Nömer unterfcheiden: persona und uni- 
versitas personarum oder Cinzelperfon und Perfonengefamtheit. Immerhin mag man aber 
die legtere als juristische Perſon bezeichnen (‚srontinus fagt geradezu persona coloniae ipsius), 
nur trenne man die ‘Perfon nicht von der Gefamtheit und die Geſamtheit nicht von dem 
Vermögen. 

Die Hauptſache iſt aber die Beſtimmung des Begriffes der Geſamtheit. Das Wort 
giebt den Begriff der universitas nicht genau wieder. Dieſe iſt nicht bloß die Geſamtheit, 
d. h. die Sammlung der einzelnen, fondern wefentlih die universitas, d. h. die Gefamt: 
heit als Einheit. Dies it eim rein ibeeller Begriff, und darım fagen die Nömer, ſie fünne 
feinen Willen haben und fein Delift begehen, und darum trennen fie die Rechte und 
Schulden der universitas fo vollitändig von denen der einzelnen. Daneben verfennen fie 
indeifen nicht, daß die Gefamtheit Doch nur durch Die einzelnen und in ihnen iſt und ohne 
fie überhaupt gar nicht fein kann. Sie ift mit ihren Zwecken und Intereſſen nichts den 
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einzelnen fremd Gegenüberjtehendes, fondern fie refultiert nur aus ihnen; dieſe find in ihr 
felber beteiligt, interefjiert und berechtigt, nur nicht ſchlechthin als jelbitändige Perſonen mit 
jelbftändigem Intereſſe, jondern eben nur als Gliever der Geſamtheit und fofern fie in diefer 
ihrer Eigenfchaft die Zwede und Intereſſen der Geſamtheit felber erſt Schaffen oder wenigſtens 
erhalten. Darum jprechen die Römer auch bei Gemeinden und Korporationen jtet3 von res 
und arca communis, communiter agi u. a. Dies bedeutet natürlich nicht Miteigentum, 
fondern nur die indirefte Mitberechtigung der einzelnen, die darin liegt, daß das Vermögen 
der Gefamtheit nur für Intereffen da ift, die nur durch die einzelnen erijtieren, die daher für 
fie in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder unmittelbar ihre eigenen find. Eben darum find fie 
denn auch von felbjt die realen Träger und Organe der ideellen Gejamtheit. hr gemein- 
famer Wille ift zwar an fi) immer noch nicht der Wille der idealen Einheit jelbit; 
allein wie fie diefe Einheit und ihren Zwed felber im allgemeinen gejegt haben, jo müſſen 
fie fie auch im einzelnen demgemäß ausfüllen und ausführen können. Ihr Beihluß muß 
daher als Wille der Einheit gelten, jofern fie ihm vereinsmäßig und in den Grenzen des 
Vereinszwedes fajjen, falls nicht etwa eine anderweitige Vertretung durch Beamte befonders 
angeordnet ift. Dementiprechend haben die Römer nie darüber gezweifelt, daß einerfeits 
die Korporationsmitglieder gültige Beichlüffe über das Vermögen der Korporation fallen 
fönnten, daß aber andererjeits, ſoweit Stellvertretung unzuläffig war, der Wille der Mit- 
glieder den an fih unmögliden Willen der universitas als folder nicht erſetzen könne. 
innerhalb diefes Rahmens bietet der Begriff der universitas aber volle Freiheit der mannig- 
faltigften Geftaltung. Allerdings haben die Römer dies noch wenig ausgebeutet. Abgejehen 
von Staat und Gemeinden hat das Korporationsprinzip bei ihnen feine große Bedeutung 
erlangt. Sie hatten zwar eine Menge eorpora und collegia, alle Inſchriften find voll 
davon, allein fie bewegen ſich nur in beſchränkten Verhältniffen. Gemeinfame Xeichen- 
beitattung, Unterjtügung, Feitlichfeiten u. dgl. find die Hauptfache, doch findet ſich bei den 
Kollegien der Handwerker aud) eine Beziehung zur Ausübung des Handwerks. Dividenden 
vom Einfommen und Nutungsrehte am Eigentum des Kollegiums fehlen indejjen auch jchon 
hier nicht für die Mitglieder. Noch mehr war dies der Fall bei den forporativen Soctetäten für 
Zollpadhtungen, Bergwerfe und Salinen. Diefe find nicht jo zu veritehen, als ob fie nad) 
innen reine Societät, nad) außen volle Korporation gewejen wären, das wäre der reine 
Widerſpruch, ſondern jo, daß die Gefellfchafter durch Einlagen ein Korporationsvermögen 
bilden und an diefem einen Teilanfprud) (partes) haben, zunächft am Gewinne und eventuell 
auf die Verteilung des Vermögens. Eine Haftung ihres Privatvermögens für die Korpo- 
rationsſchulden konnte nur durch Bürgichaft oder Vfandrecht begründet werden. 

Ungleich reicher hat fich diefes alles im heutigen Nechte entwidelt!. Im Mittelalter 
war die Korporation neben dem Lehnsweſen die Hauptform des politiihen Lebens, und gegen- 
wärtig bewegt fich wenigjtens ein großer Teil der focialen Beitrebungen in der Form der 
Korporation. Es iſt dadurch die ganze öffentliche Seite der Korporationen überhaupt erft 
ins Leben gerufen und das Verhältnis von Sonderrechten der Mitglieder am Korporations- 
vermögen erft zur eigentlichen Entwidlung gebracht. Daß aber der Begriff der Korporation 
felber privatrechtlich dadurd ein anderer geworden wäre, ift eine unbegründete Idee der 
Germaniften. Der Unterfchied foll darin bejtehen, daß in der römifchen Korporation nur 
das „Geſamteinheitsrecht“ herrfche, in der deutſchen aud das „Geſamtvielheitsrecht“ damit 
zu einem Inſtitute verbunden fei. Daraus folge die Möglichteit der Sonderrechte der Mit- 
glieder und die Handlungs: und Deliktsfähigleit der Korporation?, Allein daß die 
römiſchen Kollegien feine fo abitraften Einheiten waren, fondern in ihren kleinen Verhält- 
nifjen gar fehr auf der Vielheit beruhten, zeigen die einzelnen uns erhaltenen Statuten?. 
Sonderrechte waren damit vollftändig vereinbar. Deliftsfähigfeit freilich nicht, allein dieſe 
paßt auch zur deutfchen Korporation nicht; denn auch dieje ſoll ja ein von den Mitgliedern 


! Gierfe, Das deutiche Genoſſenſchaftsrecht. 3 Bde. 1863. 73. 81; Derfelbe, Die Genoffen- 
ſchaftstheorie und die deutiche Rechtiprechung. 1837. 

2 Anders Sohm, Die deutiche Genofjenichaft. 1339. 

® Bruns-Mommsen, Fontes iur. rom. ed. V. negot. e. XVII p. 315—325; A. Pernice, 
Zabeo I 289—309: M. Cohn, Röm. Vereinsrecht. 1873, 
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als folhen durchaus verfchiedenes Rechtsſubjekt fein, und unmöglich fann diefes als ſolches 
über feinen Zwed hinaus thätig werden. Doch neigen die neuere Theorie und Praris 
mehr und mehr dazu, die Korporation aud; aus Deliften ihrer Vertreter haften zu lafjen!. 

Durd die reihe Entwidlung des Afjociationswefens im heutigen Leben find übrigens 
nicht nur die Korporationen ausgebildet, jondern ebenjo hat aud) das Gefellfchaftspringip 
eine Menge neuer Gejitaltungen gewonnen, die dem römischen Recht fremd waren, und 
namentlich allerlei Elemente aus dem SKorporationsleben in fi aufgenommen, fo daß man 
häufig zweifeln fann, ob etwas Korporation oder Gefellichaft ſei, z. B. bei den Handels— 
und Aktiengefellichaften , den fogenannten Erwerbs: und Wirtichaftsgenoffenfchaften , den 
wiſſenſchaftlichen und gefelligen Vereinen, die ſich eine forporative Verfaffung gegeben haben, 
u. a. Solde Verhältnifje Mittelftufen zwiſchen Korporation und Gefellichaft zu nennen, 
hat wenig Wert, es fommt auf das praftifhe Prinzip an, und diejes ift immer, daß, wo 
feine Korporation iſt, das Geſellſchaftsprinzip entfcheivet, falls nicht durch Vertrag, Geſetz 
oder Gewohnheit beſondere Abweichungen begründet ſind. Der Hauptunterſchied iſt die Selb— 
ſtändigkeit des Korporationsvermögens, der Rechte und Schulden, und zwar ruht das Haupt: 
gewicht auf den Schulden?, denn für die Rechte ift eine gewiſſe Selbftändigfeit allerdings 
auch bei Privatgefellfhaften möglih, wie namentlid für Handelsgefellihaften nah dem 
deutichen Handelsgefegbug. Die Schulden treffen aber bei allen Gefellihaften und Ver— 
einen, die nicht Korporationen find, jtets direft die Mitglieder, bei der Korporation da- 
gegen nur die Korporation als ſolche, die Mitaliever höchſtens als Bürgen oder eventuell, 
wenn und fomweit die Gläubiger im Konfurfe der Korporation einen Ausfall erlitten haben. 
Diefe „Garantiepfliht nah Art der Schablosbürgichaft” war bei den Erwerbs: und Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften im Neichsgejeß vom 4. Juli 1868 angenommen und wiederholt fich 
gegenwärtig bei denfelben nach dem Neichsgefeg vom 1. Mai 1889, injofern dasjelbe bei 
Genofienfhaften „mit Haftpflicht“ die Mitglieder den Gläubigern entweder unbeichränft oder 
bejchränft für den im Konkurſe der Genofjenjchaft erlittenen Ausfall haften läßt, während 
diejelben bei Genoſſenſchaften „mit Nachſchußpflicht“ nur der Genoſſenſchaft gegenüber zur 
Dedung verpflichtet bleiben®. 

Bei der Entjtehung der Korporationen ift die Hauptfrage, ob ſich jeder Verein felber 
durch eigenen Beihluß zur Korporation machen fann oder ob Erteilung des Korporations- 
rechts vom Staate dazu nötig ift. Die ältere Theorie forderte das letztere vom Standpunfte 
der fingierten Perfon aus, weil eine joldhe Fiktion nur vom Staate vorgenommen werben 
fünne. Das ijt reiner Dogmatismus. Der Sache nad handelt es fih um zweierlei, die 
politifche Frage der ‚freiheit des Vereinsrehts und die privatrechtlihe der Scheidung des 
Vermögens der Vereine von den Mitgliedern. Die römischen Kaiſer fahen vorzugsweije auf 
das erjtere. Sie machten alle Vereine wegen ihrer politiihen Gefährlichkeit von obrigfeit- 
liher Genehmigung abhängig. Die Genehmigung gab aber jtets aud das Korporationd= 
rcht. Daraus folgt indejjen nicht, daß fie die privatrehtlihe Seite gar nicht beachtet 
hätten und daß daher bei uns alle erlaubten Vereine von ſelbſt Korporationsrechte hätten. 
Schon der Ausdrud: permittitur corpus (oder arcam) habere, zeigt, daß man auch auf 
das privatredhtliche Element ein Gewicht legte, noch mehr zeigt es das befondere Korporationsrecht 
einzelner Societäten, da Societäten natürlih an fi gar nicht unter das Vereinsverbot 
fielen, fondern ganz frei waren. Nach demjelben Prinzipe muß man bei uns, wo Vereine 
an jich ebenjo frei find wie Societäten, für das Korporationsrecht doch noch bejondere jtaat- 
liche Genehmigung fordern, entweder durd ein allgemeines Geſetz nad beitimmten Normativ- 
bedinaungen (namentlich Tublicität durd die Gerichtsbücher) oder durch fpecielle Erteilung 
— aber hier wie ſonſt der unvordenkliche Beſitz gleichſteht). Das erſtere Prinzip wird 


Gierke, Die Genoſſenſchaftstheorie S. 7418-809; Windſcheid, Lehrbuch z 59 Anm. 10; 
Dernburg, Pandekten IS 66 a. E.: Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs 5 46. 

a Kaband, Beitr. zur Dogmatik der Dandelögelellichaften. 1885 (ZJeitichr. für Handelsrecht. 
Bd. 30. 31). 

° Dal. %. Soldihmidt, Erwerbs: und Wirtichaftsgenofienihaften. 1882, S. 60. 42. 101: 
Denielben, Tie Haftpflicht der Genoflen und das Umlageverfahren (Beilage zur Petition deuticher 
Genoſſenſchaften an den NReichdtaa) 1858. 
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bei allen Vereinen zu reinen Privatzweden zuzulafjen fein; daher tft auch die im Handels- 
geſetzbuch noc geforderte jpecielle Genehmigung der Aftiengejellichaften ſpäter aufgehoben. 
Bei politiichen, Firhlichen und ähnlichen Zmweden dagegen fann der Staat die jpecielle Ge- 
nehmigung nicht aus der Hand geben. 

Aufgehoben werden Korporationen durch die Aufhebung der idealen Gefamtheit der 
Mitglieder, alfo durch Auflöfung des rechtlichen Bandes, das fie verbindet. Korporationen 
zu Privatzweden der Mitglieder fönnen fih freimillig auflöfen und dann bei d. h. vor 
der Auflöfung das Vermögen unter fih verteilen, wenn nichts anderes ftatutarifch beſtimmt 
üt; nachher fönnen fie natürlich nicht mehr darüber verfügen, dann ift es bonum va- 
cans. Offentliche Korporationen fünnen nur vom Staate aufgelöft werden, und dann fällt 
auch ihr Vermögen an den Staat. Bei Austritt aller kann Ergänzung durd den Staat 
eintreten. 

2. Die Stiftungen!. Unter Stiftung verfteht man im allgemeinen jede Beftimmung 
eines Vermögens zur Verwendung für einen bejtimmten dauernden Zwed, fei es einen 
öffentlichen oder gemeinnüsigen, wohlthätigen, frommen, wifjenihaftlichen, fünftlerifchen oder 
aud privaten einzelner Familien, und fei es zu bloßer Gewährung von Geldipenden oder 
zur Seritellung einer förmlichen Anftalt mit äußeren Einrichtungen, wie Armen- und 
Waifenhäufer, Lehranſtalten, Kunftinftitute u. dgl. Sole Stiftungen fönnen in doppelter 
Weiſe gemacht werden, entweder durch Zuwendung des Vermögens an eine dauernde Korpo— 
ration, namentlih Gemeinden und Univerfitäten, mit der betreffenden bejtimmten Auflage 
oder aber auch durch ganz jelbitändige Konjtituierung des Vermögens nur mit Anordnung 
von bejtimmten Beamten zu feiner Verwaltung und Verwendung. In diefem zweiten Falle 
find nun gar feine einzelnen Menſchen da, die auch nur mittelbar, wie bei der Korporation, 
als Inhaber oder Träger des Vermögens angejehen werden fönnten, denn die vielleicht völlig 
unbeitimmbaren Dejtinatäre als Inhaber anzujehen, hat man weder Grund noch Recht; eine 
Art PBopularklage für ihr Genußrecht würde jedenfalls ihre Ansprüche vollftändig ausfüllen. 
Somit wiederholt ſich hier noch dringender die Frage: ſoll man ein Subjekt fingieren ? oder 
das Vermögen ganz ohne Zubjeft laſſen, als reines Zwedvermögen? oder das personae 
vice fungi aud hierher ziehen ? 

Vor allen Dingen hat man ſich flar zu machen, daß die Frage hier eine rein forma- 
Iiftifche ift und anders liegt als bei den Korporationen. Dort hing die Stellung der realen 
Mitglieder zu dem Korporationsvermögen davon ab. Hier ift das einzig Neale nur das 
Vermögen und der Zweck. Ob man ji eine Perſon dazu fingiert oder nicht oder das 
Vermögen an Perfonen Statt fungieren läßt, darf in der Sache jelber nicht das Mindejte 
ändern, Aller Streit über die Natur der fingierten Perfon, ihre Erſchaffung dur Teſta— 
ment oder Geſetz, ihre Eriftenz mit oder ohne Vermögen u. ſ. m. ift reine Scholaftif. Die 
reale ‚frage kann immer nur fein, ob es rechtlich zuläffig ift, ein Vermögen (oder auch nur 
einzelne Rechte) ſelbſtändig, d. h. ohne beftimmte Menjchen als Herren, nur für einen be- 
ftimmten Zwed hinzuftellen. Die Form der Perfonifizierung fann dies der Sade nad) 
weder erleichtern noch erfchweren. Im übrigen it nun aber die Perfonenfiftion feinesfalls 
römische Anfchauung; die Perfonen funktion dagegen ift zwar nur bei der hereditas ia- 
cens und den Korporationen ausgefprodhen, iſt aber offenbar allgemeiner Typus. Sie hebt 
natürlich die Selbjtändigfeit des Zwedvermögens nicht auf, giebt aber für das Syitem jtatt 
der Einteilung in phyſiſche und juriftische Perfonen die Kategorieen von wirklichen Perſonen 
und Berjonenitelle vertretenden Korporationen und Zmwedvermögen. 

Das römische Recht hat jolde Stiftungen erjt in der chriftlichen Zeit, nur bei Teita- 
menten und nur zu frommen Zweden, zugelaffen, hier aber unbeſchränkt. Das heutige Necht 
läßt auch Stiftungen unter Lebenden, namentlich dur Sammlungen, und aud zu anderen 
BZweden zu. Eine fcharfe Grenze für die Erfordernifje eriftiert nit. Staatlide Mitwirkung 
wegen Kreation einer Perfönlichkeit zu fordern, ijt leerer yormalismus; daß der Staat da- 
gegen fehr real bei übermäßiger Ausdehnung der Stiftungen intereffiert ift, hat ihm die 





’ Roth, Über Stiftungen, Jahrbb. für Dogmatit 1189-220; Bekker, Zur Yehre vom Rechts— 
ſubjekt, ebenda XII 1—135: Schloßmann, Zur Yehre von den Stiftungen, ebenda XXVII 1—69. 
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Kirche gezeigt. Ebenjowenig fünnen ihm die Zwede gleichgültig fein. Von diefem Stand- 
punkte aus find gejegliche oder adminiftrative Beichränfungen unerläßlich. 


11. Das Objekt der Rechte. 


8 18. Der Begriff „Gegenjtand“ der Rechte wird in fehr verfchiedenem Sinne ge— 
nommen. Hauptſächlich verfteht man darunter die Menfhen und Saden, über die man 
eine rechtliche Herrfchaft befommt, aber auch die Handlungen, zu denen man berechtigt wird; 
ferner die Pflicht anderer, auf die das Recht geht und durd die es eigentlih zum Rechte 
wird, bei Obligationsrehten dann aud die Handlungen und Leiſtungen des Schuldners, 
auf die der Gläubiger ein Recht befommt, und felbit die Sachen, die der Gläubiger durch 
die Obligation befommen fol. An mohlgemeinten Ratfhlägen, den Sprachgebrauch zu 
firieren und namentlich zwiſchen Gegenjtand und Inhalt der Rechte zu unterfcheiden , fehlt 
es nicht, aber ohne Erfolg. Im Grunde fann man den Beariff aud auf alles, was dem 
Eubjefte im Rechte objektiv gegenüberfteht, ammenden, ihn alfo nad den verfchievenen im 
Rechte enthaltenen Beziehungen in verfchievenem Sinne gebrauchen. 

Neal eriftierende Gegenjtände für die Nechte find natürlich nur der Menih und 
Die Natur. Der erftere nur als freies Weſen; er ift als Objekt nichts anderes mie als 
Eubjeft, darum mit allen den rechtlichen Beitimmungen, die oben für ihn als Nechtsjubjelt 
ausgeführt find. Die Natur löft ſich als Nechtsobjeft in die einzelnen Sachen auf, die in 
der mannigfachiten Weife Gegenjtände der Rechte bilden, unmittelbar und mittelbar, total 
und partiell, einzeln und vereint u. f. w. Dabei verfteht fi, daß, da die Bedeutung der 
Saden für den Gebrauh und Genuß der Menfhen den Grund alles Rechts an ihnen 
bildet, ihre phyſiſche Beichaffenheit und Verfchiedenheit in der mannigfachſten Weiſe von 
Einfluß auf ihre rechtliche Behandlung fein muf. Wie bei den Nechtsfubjeften giebt es 
daher auch bei den Nechtsobjeften eine Lehre von ihren rechtlich wichtigen Eigenfhaften und 
Unterfchieden (de rerum divisione). Die michtigiten find die Beweglichkeit, Teilbar- 
feit, Vertretbarkeit, Verzehrbarfeit, Zufammengehörigfeit, ferner ihre Entjtehung auseinander 
und ihre Verbindung miteinander. Alle diefe Beariffe befommen bei ihrer rechtlichen 
Durchführung ihre eigentümlih juriftifche, von der rein phufifchen mehrfah abweichende 
Beitimmung und bilden dadurd eine mweitläufige Lehre, deren Detail jedod) hier umgangen 
werden muß. 

Auch der Nechtsfähigkeit der Subjekte geht bei den Objekten der Begriff einer paffi- 
ven Redhtsfähigfeit, d. h. der Fähigkeit, Objekt von Privatrechten zu fein, parallel. 
Im allgemeinen giebt die Möglichkeit der faktifchen Herrſchaft auch das Map für die Möglich- 
feit der rechtlichen Herrfchaft. Darum ift das Recht auf die Erde befchränft und hier auf 
den fejten Erdboden und das, was darauf und darin ij. Das Meer und die Luft find 
„extra commereium“ !, Außerdem muß der Staat diejenigen Teile feines Gebietes, auf 
denen der allgemeine öffentliche Verkehr ſich bewegen foll, nämlich die Häfen, Flüffe, Meere, 
Wege, Straßen und Pläte dem Privatverfehre und den Privatrechten entziehen (res publicae). 
Das römische Recht behandelt diefe Sachen nad) altrepublifaniihem Dogma als ein Korpo- 
rationseigentum des Volkes und giebt allgemeine Popularklagen zum Schutze der Benugung. 
Bei uns find fie Eigentum des Staates?, find jedoch durd die Beitimmung zur allgemeinen 
Benugung von dem gewöhnlichen fisfalifchen Eigentume unterfchieden. Der Schuß der Be- 
nugung ift Adminiftrationsfache. 

Speciellere Beſchränkungen find bei verbotenen Sachen, 3. B. Büchern, Waffen u. dal., 
und bei den fogenannten relativen Verfehrsentziehungen. 


ı Mappäus, Zur Lehre von den dem Nechtsverfehr entzogenen Sachen. 1867. Über die zum 
Gottesdienft geweihten Sahen val. Hinichius, Kirchenrecht IV 163 ff. 

? Gegen diejes Eigentum des Staatd und für ein bloßes Hoheitsrecht hat fih Jhering aus 
geiprochen, dagegen für jenes Cigentum Dernburg, beide in ihren über den Bafeler Feitungsitreit 
abgegebenen Gutachten; für publiziftiiches Eigentum Eifele, Tas Rechtsverhältnis der res publicae 
in —— usu. 1873. Vgl. auch Gierke, Eenoſſenſchaftsrecht III 209 #. und Betker, Syſtem 
88 76- 78. 
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IV. Erwerb und Berluft der Rechte. 


8 19. Allgemeine Natur. Das Recht der Exiſtenz als Menſch, d. h. ala 
freies rechtsfähiges Weſen, hat der Mensch fchlechthin mit feinem Dafein, alle anderen ein- 
zelnen Rechte entjtehen für ihm nur unter befonderen, im Geſetze bejtimmten VBorausfegungen 
und können wieder aufhören. Man nennt das Erwerb und Verluft der Rechte. Sie fünnen 
zwar auch gleich mit feiner Eriftenz entjtehen, wie 3. B. Familienrechte, aber doch eben nur 
unter befonderen Borausjegungen. Das Dafein der gefeglichen Vorausjegungen des Er- 
werbes bildet den Rechtsgrund (causa, titulus) des Erwerbes. Bejondere Ermwerbshand- 
lungen find dabei nicht wejentlih. In der Negel erwirbt man zwar ohne oder gar wider 
feinen Willen feine Rechte; allein da die Rechte nur in rechtlihen Möglichkeiten beftehen, 
fo fünnen dieſe auch unmittelbar durch das Geſetz eröffnet, die Rechte alfo von ſelbſt er- 
worben werden. 

Wie der Erwerb, fo tritt auch der Verluſt der Rechte immer nur bei befonderen ge- 
jeglichen Vorausfegungen ein. Die Fortvauer der Nechte bedarf feiner befonderen Begrün— 
dung, fondern liegt im Begriffe des Rechts, wird, wie man jagt, jtets präjumiert, der 
Berluft muß vom Gegner bewiefen werden. Wie aber Nechte in der Negel nicht ohne und 
wider Willen erworben werden, fo dauern fie in der Negel auch nicht wider Willen fort, 
vielmehr fann man fie in der Hegel beliebig mit freiem Willen aufgeben. Dies heißt im 
allgemeinen Verzicht oder Veräußerung. Der Begriff umfaßt gleihmäßig das einfache Auf: 
geben, die Übertragung an andere, die Einräumung von bejchränfenden Rechten für andere, 
den Erlaß von Rechten gegen fie u. f. wm. Veräußern fann in der Hegel jeder Berechtigte, 
doc; giebt es auch unveräußerlihe Rechte, und für mande Fälle find befondere Beräußerungs- 
verbote aufgeitelt. Ein Widerruf von Verzichten und Veräußerungen ift in der Renel 
nicht zuläſſig. 

Zwifchen Erwerb und Verluft der Rechte liegt ihre Eriftenz. Diefe erfcheint zunädjit 
als fubjeftive Berechtigung der einzelnen Perſonen. Die Perſon ift das Wefentlihe und 
Dauernde, das Recht nur ein vorübergehendes Attribut. Anderes Subjekt, anderes Recht. 
Allein im Zufammenhange der focialen Ordnung fehrt fich diejes Verhältnis um. Die ein- 
zelnen Rechte, wenigitens die Vermögensrechte, erjcheinen hier als feite objektive Einrichtungen 
und Bejtandteile des focialen Organismus der Gattung, als feite, fonfret geformte Möglich: 
feiten von Intereſſe und Genuß, in welche die verſchiedenſten Subjekte je nah Bedürfnis 
und Zufall eintreten können. Der einzelne fchafft und geftaltet fie, und was er gejchaffen, 
das beitgt und genießt er dann aud. Allein das lettere fann jeder andere ebenfogut. 
Das Subjekt it gleichgültig für das Recht. Wie der Nod feinen Träger wechielt und ber- 
jelbe bleibt, ebenjo auch das Recht am Node. Die Gefamtheit der Bermögen bildet das 
Nationalvermögen,, diejes bleibt dasfelbe, mag der Wechſel der einzelnen Zubjefte noch fo 
aroß fein, das Vermögen aber find nicht die Sachen, fondern die Rechte. 

Auf diefen Elementen beruht die Möglichkeit des Überganges der Rechte von einer 
Perfon auf die andere und damit der Begriff der Succeffion in fremde Rechte. Diefe be- 
fteht äußerlich ftet3 im Erwerb deſſen, was ein anderer verliert. Indeſſen ift nicht jede 
ſolche Verbindung von Erwerb und Verluft eine Succeffion, fondern nur die, bei welcher 
Kontinuität des Rechts mit Wechſel des Subjefts verbunden ift, bei der alfo der eine nur 
dann ein Hecht erwirbt, wenn der andere es hatte und verliert, der Erwerber fein Recht 
aus dem des Verlierer ableitet, ſomit durch deſſen Beweis begründen muß. Man nennt 
dies, befonders beim Eigentume, derivativen Erwerb im Gegenſatz zum originären. Der 
legtere ift vorhanden nicht bloß bei der erjten Unterwerfung herrenlojer Sachen, fondern aud) 
beim Erwerben fremder Sachen aus Gründen, die das Eigentum felbftändig ohne Nüdficht 
auf das bisherige Eigentum geben, wie Acceflton, Specififation, Ufufapion. 

Die Succejlion fann in doppelter Weiſe vor ſich gehen, als Singular- oder Univerfal- 
fucceffion, d. h. entweder in einzelne Nechte als ſolche, wie bei Kauf oder Schenkung, oder 
in das gefamte Vermögen als folches, als ein Ganzes, als universitas, Die Vermögens» 
rechte eines jeden Menfchen haben in feiner Perfönlichfeit ftets einen Mittelpunft, auf den 
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fie fi beziehen und von dem aus fie beherrjcht werden, in welchem fie aber auch zu den 
Schulden der Perſon in eine notwendige Beziehung treten als Befriedigungsmittel derjelben. 
Infofern bildet bei jedem Menschen die Gefamtheit feiner Nechte und Schulden, ohne Nüd- 
fiht auf Qualität und Quantität beider, eine zufammenhängende rechtliche Einheit, die als 
ſolche in ihrer Totalität auf andere Perfonen übergehen fann. Der wejentliche Unterfchied 
diejes Überganges von der Sinqularfucceffion ift, daß bei jenem nicht etwa bloß eine Menge 
Nechte auf einmal folleftiv durch einen gemeinfchaftlichen Titel übergehen, fondern die ideale 
Sefamtheit als ſolche den nächſten Gegenitand der Succeffion bildet und die einzelnen 
Rechte nur mittelbar als in ihr enthaltene Elemente. Daraus folgen die Haupteigentümlich- 
feiten der Univerfalfucceifion: 

a. Der Erwerb geichieht uno actu für die Gefamtheit, bewirkt damit aber zugleich 
von ſelbſt den Erwerb aller einzelnen Nechte, ohne Nüdficht auf die jonjtige Möglichkeit und 
Form ihrer Übertragung und ob man fie fennt oder nicht; 

b. mit den Nechten gehen auch die Schulden über, die ja ſonſt nicht einfeitig über- 
tragen werden fünnen, und zwar ift es im allgemeinen gleihgültig, ob die Nechte oder die 
Schulden überwiegen. 

Aus dem ganzen Begriffe der Umiverfalfucceifion und namentlich ihrer Wirkung für 
die Schulden ergiebt fih von felbjt der wichtige Sat, daß die einzelne Perſon fie nicht 
willfürlich anoronen fann, daf fie vielmehr nur dann eintreten fann, wenn die Perſon felber 
faktiſch oder rechtlich volljtändig aufhört, alfo nur beim natürlichen oder bürgerlihen Tode 
oder den ihm gejeglich gleichgeftellten Nechtsinftituten. Bloße Verträge auf Übertragung des 
ganzen Vermögens fönnen nur Verpflichtung zur Übertragung aller einzelnen Rechte be: 
gründen, nie Univerfaljucceffion. 

Im einzelnen find die Gründe für den Erwerb und Verluft der Rechte bei den ein- 
zelnen Rechten je nad ihrer befonderen Natur fehr verichievden. Man unterfcheidet häufig 
als Hauptgründe den Willen der Parteien und den Willen des Gefeges. Indeſſen tt der 
Wille der Parteien nur eine Thatſache neben anderen, die dem fogenannten Willen des 
Geſetzes d. h. dem objektiven Rechte zufolge Nechte begründen oder aufheben fann. Die 
eigentliche dee bei jener Unterſcheidung ift, daß die geſetzlich aufgeitellten Erwerbs: und 
Verluftgründe entweder auf eigentlichen Nechtsprinzipien und der rechtlihen Natur der Ver- 
hältnifje felber beruhen oder auf äußeren Nütlichkeitsprinzipien, die nur erjt vom Geſetze 
mehr oder weniger willkürlich rechtliche Wirkfungen befommen haben. Der Hauptgrund der 
erften Art ift nun, da alles Necht auf der Freiheit beruht, der eigene Wille der Perfonen 
felber, welche Necht ſchaffen wollen, das fogenannte Rechtsgeſchäft, doc find aud andere 
Gründe daneben, 3. B. für Obligationen die Delikte, für Beendigung der Rechte Konfufion 
und Tod; Gründe der zweiten Art find die Verjährung, die Privilegien, beim Pfandrechte 
die Legalhypotheken u. j. w. Ein eigentliches, innerlich gegliedertes Syſtem läßt ſich für 
beide Arten, auch die erite, nicht aufitellen, auch ift die Grenze zwiſchen beiden faum jcharf 
zu ziehen und vielfach von jubjektiven Anfichten abhängig. Hier find jedenfalls nur die 
Hauptgründe beider Arten näher ins Auge zu fafjen. 


820. 1. Die Nehtsgeihäfte Der einzige ganz allgemeine Grund, der bei 
Nechten jeder Art ſowohl Erwerb als Verluft begründen kann, iſt der eigene Wille der Par- 
teien jelber. Jede Willenserflärung aber der Perfonen als folcher (nicht als Richter oder 
Beamte), die auf Begründung oder Aufhebung von Nechten (Erhaltung und Veränderung 
it darin mit enthalten) für fie felbit oder andere gerichtet iſt, heißt Nechtsgeihäft!. Gleich 


! Karlowa, Tas Rechtsgeſchäft. 1877: Zitelmann, Irrtum und Rechtsgeſchäft. 1579. 
A. Bernice in Grünhuts Zeitichrift VII 465: Bruns, VPandeltenfragmente, Kleine Schriften 
II 453 ff.; Enneccerus, Necdhtsgeihäft, Bedingung und Anfangstermin. 1588/89. Gegen diefe 
den Begriff des Nechtsaeihäfts an die Parteiabjicht antnüpfende Auffafiung ift jedoch in neueiter 
Zeit mannigfach Einiprud erhoben und ausgeführt worden, daß die Nechtsaejchäfte vielmehr von der 
Rechtsordnung geichaffen ſeien, daß die Larteiabficht auf den Rechtserfolg gleichgültig oder daß fir 
überhaupt nicht auf einen ſolchen, ſondern nur auf wirticaftlice Folgen gerichtet fei. Brinz, 
Yehrbud. 1. Aufl. IE 1358: Yotmar, Über eansa. 175: Tbon, RNechtsnorm. S. 365: 
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gültig ift, ob fie reine Erklärung ift, förmliche oder formlofe, oder ob eine fonjtige Hand- 
lung damit verbunden ift, wie bei Occupation und Tradition. Dagegen find Handlungen, 
die Nechte bewirken, ohne fie zu bezweden, wie 3. B. Delikte, feine Rechtsgeſchäfte, wohl 
aber fann in einem Delikte ein Rechtsgeichäft mit enthalten fein, wie 3. B. in jedem Dieb 
ftahl eine Bejigergreifung. Der Begriff in diefer vollen Allgemeinheit aenommen ſchließt 
natürlich eine unendlihe Mannigfaltigfeit einzelner Arten in fih. Die Hauptunterfchiede 
find: ein und zweifeitige (Verträge), inter vivos und mortis eausa (Teftamente), lukrative, 
onerofe und gemischte. 

Die fpeciellere Ausführung der Grundfäge von den Nechtsgeichäften führt in ein un- 
endliches Detail von Beftimmungen, das namentlih im römifhen Rechte außerordentlich 
reich entwidelt ijt. Hier fann es fi natürlich nur darum handeln, den inneren logijchen 
Bau der ganzen Yehre, der zu den einzelnen Beftandteilen hinführt, flar zu legen. Er wird 
in der Negel verfannt, weil man nicht die pofitiven Bejtandteile der Rechtsgeſchäfte ent- 
widelt, jondern nur die negativen Mängel ihrer Gültigkeit zufammenftellt. Der leitende 
Begriff für das Ganze ift der der Willenserflärung. Danach unterfcheiden ſich zunächſt die 
wollenden Subjekte, der gewollte Inhalt, das Wollen felber und die Erklärung des Willens. 

1. Die fubjettive Fähigkeit zur Vornahme von Rechtsgeſchäften ift im allgemeinen 
nichts anderes als Willensfähigfeit. Man nennt fie Handlungsfähigfeit. Sie befteht aber 
nur in der Fähigkeit, einen wirklich vernünftigen Willen zu faſſen, alſo die rechtliche Be- 
deutung des Geſchäftes zu beurteilen und fich demgemäß frei zu entjchließen. Die Willens- 
fähigfeit wird beim Menschen natürlich erft allmählih in der Jugend entwidelt. Darum 
tritt die volle Handlungasfähigfeit erft mit der Volljährigkeit ein; in der infantia fehlt fie 
ganz, fpäter ift fie mwenigitens beſchränkt. Wollitändig aufgehoben wird jie wieder durd) 
Geiſtesſtörung, momentan auch dur Trunfenheit, Angjt, Zom u.a. Dem Wahnfinn ähn- 
lich behandelt das römische Necht die Verfchwendung. Außerdem kann das Gejeg aus irgend 
welchen Gründen auch anderen Perfonen die ‚Fähigkeit zu Nechtsgeichäften in größerem oder 
geringerem Umfange abfprechen, wie 3. B. Konfursfchuldnern, Ehefrauen, Hausjöhnen in 
betreff der Teftamente u. a. 

2. Der Geaenjtand und Inhalt der Nechtsgefchäfte richtet ſich natürlich ganz 
nad der Art und dem Zwede der einzelnen Gejchäfte und der Rechte, worauf fie fich be- 
ziehen. Cine allgemeine Unterfcheidung der Beitandteile des Inhalts ijt die in essentialia, 
naturalia und aceidentalia negotii. Die erfteren find die, ohne welche das Geſchäft gar 
nicht oder nicht als ſolches beſtehen kann; die zweiten die, welche fich geſetzlich von jelbit 
veritehen, aber geändert werden können; die legten find willfürlihe Zuſätze. 

3. Der eigentliche Kern, die Subjtanz der Nechtsgefchäfte, das was ihre Wirkung be- 
gründet, ift der Wille der betreffenden Verfonen!. Der Inhalt der Nechtsgefchäfte it 
nichts als der Anhalt des Willens. Der Wille bei Rechtsgefchäften ift daher fein bejonderer, 
rein jurifticher, fondern es ift der allgemeine natürliche, auf die Verfolgung der Intereſſen 
der Perſon gerichtete Wille, das Nuriftiihe liegt nur in der Beziehung auf die rechtliche 
Geltung. Darum bilden die allgemeinen Elemente des Willens aud die Erfordernifje des 
Nechtswillens und der Nechtsgefhäfte, und die Mängel und Beichränfungen des Willens 
bilden auch Mängel und Beichränfungen der Gültigkeit und Wirkſamkeit der Nechtsgeichäfte. 
Die allgemeinen Elemente des praftiihen Willens find nun folgende: 

a. Den Ausgang bildet das Bewußtſein äußerer Umjtände, die den Menſchen zu 
äußerer Thätigfeit veranlafjen ; dadurd wird 


Robier, Jahrbb. für Dogmatit XVII 134. XXVIII 166. Na, man hat auch den ganzen Begriff des 
Rechtsgeſchafts verworfen: Schloßmann, Der u. 1576. Bermittelnd: Yenel, Jahrbb. für 
Dogmatit XIX 250; Behmann, Kauf II 10 ff.: &. Hartmann, Nahrbb. für Dogmatit XX 76; 
u.a. m. 

' Röver, Über die Bedeutung des Willens bei Willenserktärungen. 1874. Schall, Der Bar- 
teiwille im Nechtsgeichäft. 1877: Windideid, Wille und Willenserklärung. 1378, auch im Ardiv 
für die eivilift, Praris LXUI 72; Zitelmann in den Jahrbb. f. Dogmatit XVI 357 und Der- 
felbe, Irrtum und Rechtsgeſchäft. 1879, 
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b. die Abſicht, wirklich praftifh darin einzugreifen, hervorgerufen, und dieſe 
fommt dann 

e. im Entſchluſſe zur wirklichen Selbjtbeitimmung und vollendet damit den Willen. 

Bewußtſein, Abfiht und Entſchluß find fomit die Elemente oder Stufen des Willens. 
Sie find mangelhaft, wenn das Bewußtſein nicht richtig, die Abficht nicht ernſtlich, der 
Entſchluß nicht frei it. Irrtum, Simulation und Zwang begründen daher Mängel des 
Willens und fomit der Rechtsgeſchäfte. Bon den Mängeln des Willens verſchieden find 
jeine Selbſtbeſchränkungen dur Bedingungen, Zeitbeitimmungen und fonjtige Modifitationen 
feines allgemeinen Inhalts. Hiernach ergiebt fi folgendes Syſtem: 

a. Erfordernifje und Mängel. 

«. Bewußtfein und Irrtum. Aller Wille beruht auf dem Bewußtſein; man 
will, weil man fi die Verhältniffe in bejtimmter Weife denkt. Sind fie daher anders, fo 
iſt der Wille mangelhaft. Doc ift ein Unterfchied, ob der Irrtum weſentliche Beſtand— 
teile des Rechtsgeſchäftes betrifft oder nur unmwejentlihe Nebenumftände. Im erteren Falle 
ift der Wille innerlich wejentlih anders, als er äußerlich erſcheint, aljo in Wahrheit gar 
nicht fo da, wie er für das Rechtsgeſchäft erforderlih wäre. Folglich muß diejes wegen 
weientlihen Mangels völlig nichtig fein, und nur ausnahmsweife fann der Urheber der nich— 
tigen Erklärung aus Nüdjiht auf den Vertragägegner diefem auf Erfüllung des Vertrages 
oder doch auf Erfat des durch die nichtigen Verhandlungen verurfahten Schadens haften. 
Beim unmefentlichen Jrrtume iſt der Wille dagegen an ſich in den mejentlichen Elementen 
des Rechtsgeſchäfts vollftändig vorhanden, der Irrende würde nur nicht gewollt haben, wenn 
er nicht geirrt hätte. Hier muß das Nechtsgefhäft an fi gültig fein, und nur ausnahms- 
weile fann aus Billigfeit dem Irrenden gejtattet fein, das Geſchäft wieder zurüdzunehmen !. 

P. Abſicht und Simulation. Ein Wille, der äußerlich erflärt wird, ohne die 
innere Abficht wirklicher Geltung, alfo nur zum Schein oder Scherz oder im Schaufpiel 
u. f. w, ift nur ein Scheinwille und fein wirklicher Wille und fann daher fein Rechts— 
geſchäft begründen, natürlich fofern die Simulation äußerlich erfennbar und erweislich her- 
vorgetreten ift, während, wenn fie die Täufchung des Vertragsgegners (als fogenannte Men: 
talrefervation) oder diejenige dritter Perſonen bezwedte, fie einem Getäufchten gegenüber nicht 
geltend gemacht werden kann ?, 

y. Entfhluß und Zwang. Wille iſt Selbjtbejtimmung, alfo wefentlid freier 
Entfchluß. Ein wirklicher direkter innerer Zwang ift aber gar nicht möglich, fondern nur 
äußere Einwirkung durd Drohungen. Darum tritt auch beim Zmwange feine Nichtigfeit des 
Geſchäfts, fondern nur Anfechtbarfeit ein?, außer etwa vom Standpunkte der Simulation 
oder der augenblidlihen Willensunfähigteit. 

b. Selbitbefhränfungen des Willens*. 

«. Bedingungen’. Jeder Nechtöwille wird durch die äußeren Verhältniſſe ver- 

anlaft. Sind alle Thatſachen, die feine Vorausfegungen bilden, bereits eingetreten, jo wird 


ı im Gegenfat zu dieier jogenannten Willenstheorie v. Savignys (Syſtem III $$ 114. 115. 
134— 139), Windicheids, Zitelmanns u. a. m. verteidigen eine fogenannte Erflärungs- oder 
Bertrauenstheorie, wonach der Urheber einer Erklärung, die jeinem Willen nicht entipricht, ihm aber 
zuzurechnen ift, zu Gunſten des irregeführten Vertragsgegners an diefelbe gebunden fein ſoll, Bähr, 
Jahrbb. für Dogmatit XIV 393; Röver und Schall a. a. DO. Vermittelnd, doch mehr nad) der letz 
teren Theorie binneigend: G. Hartmann, Nahrbb. für Dogmatik XX 1 und Leonhard, Der 
Irrtum bei nichtigen Verträgen. 1882. — Nah der anderen Seite hin: Eifele, Jahrbb. für Dog— 
matit XXV 414 ff.; Unger in Grünhuts Zeitfchrift für Privatrecht XV 673 fi. — Eigentümlid) 
Werthauer, Einfluß des Irrtums auf Verträge. 1887. 

® Kohler, Jahrbb. für Dogmatif XVI 91 u. 325. 

® Anders Schliemann, Xehre vom Zwange. 1861: Schlofmann, Yehre vom Zwange 1874; 
Czyhlarz, Jahrbb. f. Dogmatik XIII 1. al. aber Gradenwitz, Ungültigfeit obligatorifcher 
Rechtsgeſchäfte. 1887. 2. 17. 18. 

* ». Savigny, Syitem III SS 116-129; Scheurl, Zur Yehre von den Nebenbeitimmungen 
bei Rechtsgeſchäften. 1871 (Beiträge z. Bearb. des röm. Rechts II 2). 

’ Wendt, Die Yehre vom bedingten Nectsgeichäft. 1872: Czyhlarz, Die Lehre von der 
Nefolutivbedingung. 1871; Schulin, Nefolutivbedinqungen und Endtermine. 1875: Enneccerus, 
Redhtsaeihäft, Bedinaung und Anfangstermin. 1888 80. 
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der Wille einfach und definitiv gefaßt. Liegen einzelne noch in ungewifjer Zufunft, jo fann 
man fie abwarten, fann aber auch ſchon jest einen feiten Entſchluß faſſen und erflären unter 
der Bedingung, daß fie eintreten. Bedingung ift alfo die Abhängigmadhung eines ſonſt feft 
und unwiderruflich erflärten Willens von dem Eintritte einer zulünftigen ungewifjen That— 
fahe. Das Eigentümliche bei der Bedingung ift die Verbindung von Feſtigkeit und Un— 
gewißheit des Willens, alfo von Sicherheit und Zweifelhaftigfeit des Rechtsgeſchäfts. Der 
Wille felbft, fein Dafein, ift ungewiß; man will nur, wenn —, alſo nit, wenn nidt. 
Windfheid meint, nicht die Eriftenz des Willens, fondern die des Gewollten ſei von 
der Bedingung abhängig. Allein ein Wille ohne Gewolltes ift fein Wille, und fomweit der 
Wille ein Produkt der äußeren Thatfachen ift, müſſen die vergangenen und die zukünftigen 
dabei nleiche Bedeutung haben; auch fann man nicht jagen, daß dann der Wille erft zu 
einer Zeit perfeft würde, wo gar nicht mehr gewollt würde. Die Bedingung fchiebt das 
Wollen nicht auf, fondern macht es nur zweifelhaft; man will jest, wenn ſpäter. — 
Darum ift auch die Nüdbeziehung der Bedingung in ihrem innerjten Weſen begründet. 
Wirfliche objektive Zmeifelhaftigfeit ift natürlich aber nur bei zufünftigen ungewiſſen That— 
ſachen; bei vergangenen und gegenwärtigen können nur jubjeftive Zweifel jein und bei 
notwendigen und unmöglichen gar feine. Diefe alle können daher feine eigentlichen Be- 
dingungen bilden. 

Das weitere Detail der Lehre, die Scheidung der faktiſchen und rechtlichen, jujpenfiven 
und refolutiven, pofitiven und negativen Bedingungen, ihre Zuläffigfeit, Erfüllung, Wirkung 
fann hier nicht verfolgt werden. 

?. Zeitbeftimmungen!. Der Wille fann feinen Anfang oder feine Dauer an 
beitimmte Zeitfriften binden. Eigentlich ift auch hier die Eriftenz des Willens felber be- 
ſchränkt. Allein da hier die Eriftenz an ſich nicht zweifelhaft ift, jo ift die Zeitbejtimmung 
doh nur für die Wirffamfeit des Willens von Einfluß. Eben darum muß aber auch jede 
Zeitbeftimmung, deren Eintritt ungewiß iſt, als Bedingung behandelt werden. 

y. Modus. Darunter verfteht man im allgemeinen alle Befchränfungen des Wil— 
lens in feinem Inhalte, alfo die Modififationen allgemeiner Beftimmungen durch Neben: 
verträge u. dgl., im engeren Sinne die Beſchränkungen einfeitiger Zumendungen, namentlich 
Schenkungen, durch irgend welche Auflagen an den Empfänger. 

4. Die Erflärung des Willens. Der Wille muß, um äußerlich zu gelten und zu 
wirfen, auch äußerlich erklärt werden. In der Regel ift es gleichgültig, wie dies geichieht, 
in manden ‚Fällen ift jedoch eine bejtimmte Form nötig, in manden fogar eine bejtimmte 
äußere Solennifierung oder Beltärfung. 

a. Die Erflärung an fi kann gefchehen 

«. ausdrüdlid, d. h. durch die allgemeinen Ausdrudsmittel der Gedanten, nämlich 
Worte (gefprocdhene oder gejchriebene) und Zeichen, Schriftzüge, unartikulierte Yaute, Körper: 
bewegungen. Dabei ift es nad) fpäterem römischen und heutigem Rechte in der Negel gleich: 
gültig, in welcher Form und Weife die Erklärung gefchieht, jevodh mit Ausnahmen, 3. B. 
bei Teitamenten, Ehe und font. 

9. Stillſchweigend durch fogenannte fonfludente Handlungen?, d. h. ſolche, welde 
die reale Ausführung des Willens enthalten, aus denen daher auf ſein Daſein mit Sicher— 
heit zurückgeſchloſſen werden kann. Auch bloßes Schweigen kann als Willenserklärung, ins— 
beſondere als Zuſtimmung zu fremden Handlungen gelten, jedoch nur dann, wenn in dem 
Nichtproteſtieren eine Hinterliſt oder beſondere Ungehörigkeit liegen würde. 

b. Die äußere Solenniſierung kann in der Zufügung eines Eides, der Zuziehung von 
Zeugen oder der Mitwirkung einer Behörde beitehen. 


S 21. Stellvertretung. Ein befonderer Zufat zu der Lehre von den Rechts— 
gefchäften wird durch die Zulafjung der Stellvertretung? bei ihnen begründet. Stell: 


I Simcdon, Das Wefen des befrifteten Nechtägeihäfts. 1889. 
? 8. Hartmann, Werk und Wille, im Archiv für die civilift. Braris LXXTI 161. 
® Yuchfa, Die Lehre von der Stellvertretung. 1852; E. Zimmermann, Die Yehre von der 
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vertretung bedeutet im allgemeinen jede Vornahme von Handlungen, namentlich rechtlichen, 
für einen anderen an feiner Stelle. Bei Rechtsgeſchäften bejteht die Vertretung daher darin, 
daß der Vertreter den betreffenden Entſchluß und Willen für den Geſchäftsherrn faßt und 
erflärt und diefes dann rechtlich wie von dem Herrn felber geichehen gilt und wirft. Die 
Vertretung ift hier aljo die Vornahme von Rechtsgeſchäften für andere mit der Abficht und 
der Wirkung, daß fie wie von diefen felber vorgenommen gelten. Zu trennen davon ift mithin 
die bloße Vertretung bei der Erklärung, wenn der Gefchäftsherr den Willen vollitändig und 
bejtimmt faßt und nur die Erflärung desjelben durch einen andern, einen Boten oder Dol- 
metjcher, überbringen läßt. Der Bote ift revender Brief, das Geſchäft als Willensakt ift 
daher hier direft, ohne Vertrelung vorgenommen. Solche Erklärungen durd Boten find in 
der Negel zuläffig, ſchon nach römischen Nechte, nur ausnahmsweife ift unmittelbar perjön- 
liche Erklärung nötig, 3. B. bei der heutigen Eheſchließung und bei Tejtamenten. 

Die Hauptfrage ift nun, ob eine eigentliche Vertretung im obigen Sinne bei Rechts— 
geſchäften zuläffig iſt und mit welchen Erfordernifien und Wirkungen. Das römifche Necht 
ging urfprünglid von der Unzuläffigteit aller Vertretung aus. Man fonnte fie nur dadurch 
vermitteln, daß der Vertreter die Gefchäfte (fofern diejes überhaupt möglich war) auf feinen 
Namen vornahm und dann Recht und Pflicht daraus, foweit e8 ging, auf den Herm über: 
trug. Später wurde bei Verträgen die Verpflihtung und Berechtigung des Herrn neben 
dem Vertreter zwar auch geſetzlich durch actiones utiles vermittelt, voller direkter Erwerb 
durch den Vertreter aber nur bei Befig! und Eigentum angenommen. Das heutige Recht 
ift aber entjchieven weiter gegangen und hat die direfte Vertretung auch bei Verträgen an- 
genommen und überhaupt ihre Zuläffigfeit als Negel für alle Gefchäfte aufgeftellt, nur mit 
wenigen befonderen Ausnahmen bei Ehe, Teftamenten u. a. Erforderlich dazu iſt nur einer 
feits Auftrag vom Geſchäftsherrn oder bei Handlungsunfähigen amtlihe Beauftragung vom 
Gefege, andererfeits daß der Vertreter auch wirklich offen als Vertreter und auf den Namen 
des Herrn handelt und den Auftrag nicht überfchreitet. Bei Verträgen fommt dann noch 
hinzu, daß auch der andere Kontrahent ſich darauf einläßt. Unter diefen Vorausfegungen 
gilt das Geſchäft direft ald vom Herrn felber vorgenommen, jo daß Recht und Pflicht dar- 
aus nur diefen treffen und den Vertreter gar nicht. Fehlt eins diefer Erforderniffe, han- 
delt man ohne Auftrag nur als negotiorum gestor für einen andern oder zwar mit Auf- 
trag, aber ohne es zu jagen, nur als fogenannter jtiller Vertreter, oder läßt ſich der andere 
Kontrahent nicht darauf ein, jo ailt das Gefchäft nur für den Handelnden felber. Man 
fann aber Nechtsgefchäfte auch in römischer Weife, d. h. zwar offen für Rechnung des an- 
dern, aber doc auf eigenen Namen, abichliefen, und natürlich treten dann auch nur die 
römischen Wirkungen ein. 

Sehr ftreitig ift die innere Begründung der modernen direften Vertretung. Wuchta 
u. a. erflären fie auf Grundlage des römifhen Rechts für eine logifche Unmöglichkeit, weil 
der Kontraft des A nicht der des B fein fünne Mit der Annahme einer rechtlichen Fiktion 
oder eines pofitiven Nechtsjages reicht man dagegen nicht aus. Denn dem römischen Rechte 
liegt der richtige Gedanke zu Grunde, daß der piychiiche Willensaft des Vertreters als folder 
nie der des Herm fein fann und daß man einen fremden Willen in der Negel nicht ohne 
eigene Beteiligung wollen fann, namentlich in fittlicher und jtrafrechtlicher Beziehung nicht. 
Allein bei der willfürlihen Ordnung der Privatinterejjen durch Rechtsgeſchäfte, wo alle 
Nechtswirfung nur, fofern fie gewollt ift, eintritt, kann der Wille bei Übernahme und Aus: 
führung des fremden Willens und ntereffes die Stellung eines bloßen Organes derjelben 
ohne alle eigene Beteiligung einnehmen, und dann it der Wille des Herrn in der That 
direft der eigentliche das Gefchäft begründende Wille. Schon die Nömer jelbit find auf 
dem Wege zu diefer freieren Auffaffung geweſen. 


jtellvertretenden negotiorum gestio. 1876. S. 7—137; Hellmann, Die Stellvertretung in Redts- 
geſchäften. 1582; Mitteis, Yehre von der Stellvertretung. 1835. 
! Tawiber Schloßmann, Beligerwerb durch Dritte. 1881. 
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8 22. 2. Verjährung!. Unter den Erwerbs: und Verluftgründen der Rechte, 
die nicht fowohl auf der inneren Natur der einzelnen Rechte jelber als auf äußeren Nütz— 
lichfeitsrüdfichten beruhen, ift der wichtigjte und meitgreifendite die ſogenannte Verjährung, 
d. h. der Erwerb oder Verluſt von Rechten durch fortgeſetzte Ausübung bezw. Nichtausübung. 
An ſich ift das Recht unabhängig von der Zeit. Rechte hören an fi) dadurd nicht auf, 
daß fie eine Zeit lang nicht ausgeübt oder geltend gemacht werden, widerrechtlihe Zuftände 
werden dadurch nicht rechtlich, daß jie längere Zeit fortvauern; „hundert Jahre Unrecht 
geben noch feine Stunde Recht”. Indeſſen entipricht diefe abjtrafte Konſequenz der einzelnen 
Rechte dem allgemeinen praftiichen Zwede des Nechts nicht. Das Recht ift nicht dazu da, 
logische Kategorien durchzuführen, jondern um das fociale Zufammenleben der Menſchen 
feſt zu ordnen, damit ein jeder jeinen Xebenszweden und ntereffen ficher nachgehen könne. 
Bon diefem Standpunkte aus tritt die Zeitlofigfeit der Nechte mit der zeitlichen Exiſtenz 
der Menſchen, dem bejtändigen Wechjel ihrer Verhältnifje und der Endlichkeit ihres Wiſſens 
in fchneidenden Widerfpruch und hebt die Sicherheit und Feſtigkeit der Rechtsordnung faft 
vollftändig auf. Häufig können die einzelnen Perfonen zwar felber durch autonomiſche Auf- 
ſtellung von zeitlihen Schranfen für Nechtsverhältniffe Hülfe ſchaffen, ebenfo können Gericht 
und Geſetz einzelne Befugniſſe gleich mit zeitlichen Schranfen fonftituieren. Indeſſen reicht 
dies nit aus, das Necht muß vielfach allgemeiner und aud bei den an jich zeitlich un- 
beſchränkten Nechtsverhältniffen das Prinzip durchführen, daß die Zeit das fonfrete Rechts— 
leben beherrfcht und Rechte geben und nehmen Tann. 

Dies ift das Prinzip der Verjährung, das namentlih im römischen Rechte mit großer 
Vollftändigfeit durchgeführt ift. Indeſſen hat das römische Necht, der praftifchen Art feiner 
Entwidlung zufolge, feinen allgemeinen Begriff von Verjährung mit allgemeinen Grundfägen 
aufgeitellt, jondern das Prinzip nur in verfchiedener und felbitändiger Meife bei einzelnen 
Verhältniffen angewendet und ausgebildet. Es beruhen darauf: 

1. der Erwerb des Eigentums durch langjährigen Beſitz in autem Glauben ; 

2. der Erwerb der Servituten durd langjährigen Beſitz ohne Fehler; 

3. der Verluft der Servituten durch Nichtausübung und usucapio libertatis; 

4. der Verluft der Klagerechte bei Nichterhebung binnen fürzerer oder längerer Zeit; 

5. der Nechtserwerb durch unvordenflihe Zeit bei öffentlichen Wegen und Wafjer- 
leitungen und bei der aqua pluvia. 

Die Römer ftellten weder einen gemeinfamen Namen nod ein gemeinfames Prinzip 
für diefe fünf Verhältniffe auf, doch heben fie beiläufig das Utilitätsprinzip der Gewißheit 
des Cigentums und der Sicherheit vor alten Forderungen hervor. Im Mittelalter hat man 
aber Schon früh angefangen, jene Verhältnifje in einen Begriff zufammenzufafjen, diefen mit 
dem Worte praeseriptio zu bezeichnen, diefe in acquisitiva und extinetiva einzuteilen und 
fie aus einem allgeimeineren Brinzipe abzuleiten. Man ſchwankte ftets zwifchen dreien: ſtill— 
ihweigendem Verzichte, Präfumtion eines eigentlichen Erwerbs: oder Verluftgrundes und 
Strafe der Vernadhläffigung der Nechte. Alle drei find einfeitig und ungenügend und paſſen 
weder zu der Geſtalt, welche die Verjährung im römischen Rechte hat, noch zu den Forderungen, 
die das moderne praftifche Bedürfnis ftellt. Diejes fordert wegen des raſcheren Wechfels 
des modernen Lebens namentlich fürzere Friſten als die römischen; dazu pafjen die obigen 
drei Ideen nicht, fondern nur die römische der objektiven Sicherung des Verkehrs. 


(. Der Schuß des Redts. 


1. Allgemeine Natur. 


8 23. Die fubjeftiven Nechte jtehen ihrem Begriffe und dem ganzen Weſen des 
Rechts zufolge unter dem Schutze des Staates. Der Staat hat in ihrem Schutze jein 


Unterholzner, Entwidlung der gefamten Verjährungslehre. 2 Bde. 2. Aufl. (von Schir- 
mer) 1858: Grawein, Verjährung und geiegliche Befri tung I. 1880, 
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eigenes objektives Necht zu ſchützen und deſſen Geltung und Herrfchaft zu erhalten. Der 
Begriff diefes Nechtsfchuges jchließt aber in feinem vollen Umfange folgendes in fid. Der 
eigentliche direfte Schuß eines Rechts kann in nichts anderem beftehen als in der Erzwingung 
der Plicht, die dem Rechte entſpricht. Es ift falich, ihn als Aufhebung der Verlegung des 
Nechts zu bezeichnen. Der Verlegte hat zwar ftets ein Necht, die Aufhebung der Ver— 
legung (Reititution, Schadenerfat) zu verlangen, allein diejes Recht ift ein anderes als das 
verlette, e8 tritt zu ihm hinzu oder an feine Stelle (man fann es ein jefundäres nennen) 
und bedarf jelber wieder des Schuges und Zwanges, wenn der Verpflichtete die demfelben 
entfprechende Pflicht nicht erfüllt. Ob nun aber der Berechtigte die Erzwingung der Pflicht 
vom Staate verlangen will, fteht in allen Fällen bei ihm; der Staat jchreitet nicht von ſelbſt 
ein, fondern nur, wenn der Berechtigte fich bei ihm über die Nichterfüllung der Pflicht beklagt. 
Inſofern erjheint das Necht auf Erlangung des direkten Staatsſchutzes als Klagerecht. 

Mit der Zulaffung und Durdführung der Klagen ift der eigentlihe reine Rechts— 
ſchutz vollendet, das Recht an ſich giebt dem Berechtigten weiter feinen Anfprud. Und 
doch wäre damit der eigentliche Zwed alles Nechts, die Sicherung der menſchlichen Lebens- 
intereſſen, noch jehr unvolljtändig erreiht. Der Schuß durch Klage fordert zu feiner Wirk: 
ſamkeit beim Kläger den Beweis feines Nechts, beim Beklagten die Möglichkeit, feine Pflicht 
zu erfüllen. Er führt daher unendlich oft zu feinem Nefultate und bei bereits gefchehenen 
Verlegungen des Nechts vielfah nur zu einem mageren Schadenerfage. Will der Staat 
daher nicht bloß das abjtrafte Necht, fondern in ihm die Intereſſen jelber wirkſam ſchützen, 
fo muß er feinen Nechtsfchug nicht bloß in forreftiver, fondern aud in präventiver Meife 
erteilen, er muß Rechtsverletzungen und Berlufte verhindern, Klagen unnötig machen. Im 
allgemeinen ift es zwar Cache der einzelnen Verfonen felber, für Beweis und Sicherung 
ihrer Rechte zu forgen. Someit es indeffen die Kräfte der einzelnen überjteigt, hat auch 
hier der Staat die Aufgabe, die Interefjen der Gefamtheit zu vertreten. In gemifjer Weiſe 
bewirkt indirekt fchon die Strafjuftiz einen folhen Schuß, infofern fie durch ihre Strafen 
von Verbrechen abjchredt, doch ift dies nur Folge, nicht Prinzip bei ihr. Unmittelbar 
dienen dazu aber vom polizeilichen Standpunfte aus die Zicherheitspolizei durch ihr Streben 
nach möglichiter Verhinderung von Verbrechen und vom rechtlichen Standpunkte aus die ſo— 
genannte freiwillige Gerichtsbarkeit, d. 5. die Handhabung von Einrichtungen und Map: 
regeln zur Sicherung des Beweifes und der Nealifierung der Rechte und Rechtsgejchäfte, wie 
z. B. Grund» und Hypothefenbücher, gerichtliche Mitwirfung bei Nechtsgefchäften u. a., und 
außerdem die vormundichaftliche Sorge für Perſonen und Vermögen. 

Dagegen muß durch die volle Gewährung des Staatsſchutzes die Anwendung der Eigen: 
macht und Selbithülfe zum Schuge und zur Durchſetzung der Rechte in engere Grenzen ein- 
geichräntt werden, ohne jedody darum ganz ausgefchloffen zu werden. Zur Verteidigung 
gegen widerrechtliche Angriffe it Anwendung von Gewalt jtets erlaubt. Und auch aggref- 
five Selbithülfe iſt durchaus nicht allgemein verboten. Das römische Necht verbietet und 
bejtraft nur Selbjthülfe dur eigenmächtige Befigentziehung bei dinglichen Rechten und durch 
gewaltiame Bewirfung von Befriedigung bei Obligationen. Das deutiche Neichsitrafgeieß- 
buch hat gar feine befonderen Strafen der Selbjthülfe mehr. Sie it alſo nur noch info- 
weit verboten, als fie in Form eines anderen Delifts (Nötigung, Hausfrievensbrud u. |. w.) 
aefchieht, und damit find die römischen Privatitrafen der Eelbjthülfe befeitigt. 


11. Die lage! 


8 24. Das Wefen der Klage Nur der direfte Schutz der Rechte, der durch 
Klage erlangt wird, ift hier in der Theorie der Nechte weiter auszuführen. Das Wort 
Klage bedeutet eigentlich die Handlung des Alagens oder Sichbellagens, aljo die Erhebung 
einer rechtlichen Bejchwerde über jemand vor Gericht. Indeſſen ift es von der Handlung 





! v. Saviany, Syitem V; Windicheid, Die actio des römischen Civilrehts. 1856: Mutber, 
Zur Lehre von der römischen actio. 1857; Windſcheid, Die actio, Abwehr gegen Muther. 1357; 
Bekker, Die Aktionen des römischen Privatrechts. 2 Bde. 1871. 73: Degenkolb, Einlafiungsswang 
und Urteilsnorm. 1377: Plasz, Beiträge zur Theorie des Klagrechts. 1830. 
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des Klagens auf das Necht zum Klagen übertragen, Klage bedeutet auch Klagerecht. Dies 
ift die privatrechtliche Bedeutung des Wortes, das andere die prozeſſualiſche. Auch das rö- 
miſche Wort actio hat diefe doppelte Bedeutung. 

Die Klage als Klagereht ift alfo das Recht auf den direften Staatsſchutz für ein 
Recht, d. h. auf Erlangung des gerichtlichen Zwanges gegen den Prlichtigen zur Erfüllung 
feiner Pflicht, fomit das Necht der gerichtlichen Geltendmahung, Durchſetzung, Verfolgung, 
Einklagung des Rechts, wie die Nömer fagen: das ius persequendi indieio, quod sibi 
debetur. Die wirklihe Klage ift dann das Mittel zur Erlangung dieſes Nehtsfhuges und 
wird injofern ein Rechtsmittel (remedium iuris) genannt. 

Wenn die Klage hiernach nichts anderes ift als die Erzwingung der dem Nechte ent- 
fprechenden Pflicht, jo muß fie je nach der Verfchievenheit der Rechte und Pflichten aud) 
eine verfchiedene Geftalt annehmen. Allgemeine gleichmäßige Vorausfegungen find nur: 

1. daß die Pflicht zur Erfüllung wirklich da ift, nicht etwa noch bedingt oder be- 
frijtet ; 

2. daß die Erfüllung möglich iſt; zu Unmöglichem Tann man nicht gezwungen werben, 
hier fann höchſtens ein fefundäres Recht auf Schadenerfat begründet fein und eingellagt 
werben ; 

3. daß die Erfüllung faktisch nicht geſchieht; wenn der Pflichtige freimillig erfüllt, 
fann er nicht gezwungen werden. Warum er aber nicht erfüllt, ob bona oder mala fide, 
ob aufgefordert oder nicht, iſt gleichgültig. 

Neben diefen gleihmäßigen Erfordernifjen der Klage find nun folgende Hauptunterfchiede 
unter ihnen: 

1. Am einfachiten tritt die Natur der Klage bei den gewöhnlichen Obligationen auf 
pofitive Yerftungen hervor. Hier entfpricht dem Nechte einfah die Pflicht des Schuldners, 
die Yeiftung vorzunehmen. Thut er es nicht, fo fann ihn der Gläubiger verflagen, d. h. 
verlangen, daß das Gericht ihn zur Erfüllung zwingt. Diefes, aber auch weiter nichts, ift 
die Klage und das Klagerecht. Hat der Schuldner dabei durch culpa oder mora eine 
weitere Nechtöverlegung begangen, jo hat der Gläubiger daraus ein weiteres ſekundäres 
Neht auf Schadenerfag und injofern eine weitere neue Klage, die jedoch als bloßes 
Eurrogat des Hauptrechts einfach mit der Klage aus diefem verbunden wird. 

2. Etwas anders erfcheint die Klage ſchon bei den Obligationen auf Unterlaffungen, 
d. h. darauf, daß der Schuldner etwas nicht thue. Die Erfüllung der Pflicht bejteht hier 
im Nichtthun, folglich die Nichterfüllung im Thun. Diefes obligationswidrige Thun ent- 
hält nun aber jtets eine pofitive Nechtsverlegung, und daher ſcheint es, als ob dieje hier 
die Klage begründe. Indeſſen muß man auch in dem Thun die Nechtäverlegung und die 
Nichterfüllung der Obligation unterſcheiden. Das Thun als Nechtsverlegung begründet auch 
hier wie jonjt nur ein fefundäres Recht und eine Klage auf Schadenerfat. Verſchieden 
davon ift aber die Klage auf Erfüllung der Pfliht, d. h. auf Unterlaffung des Thuns. 
Diefe ift bei Obligationen, die auf das Nichtthun einzelner getrennter Handlungen gehen, 
gar nicht möglich, weil das Gejchehene nicht ungeſchehen gemacht werden fann, und das 
Zukünftige noch nicht da ift. Hier ift alfo nur eine fefundäre Klage auf Schadenerjat 
möglich. Bei Obligationen auf fortgefehtes Nichtthun, namentlich Nichthaben, läßt fich aber 
auch eine Klage auf Erfüllung begründen; der richterlihe Zwang bejteht dann in einem 
Verbote des ferneren Thuns bei Strafe. 

3. Bei den dinglichen Rechten, namentlid dem Cigentume, entſpricht dem Rechte 
gleichfalls eine negative Pflicht, nämlich die allgemeine aller Menfchen, die Herrichaft des 
Cigentümers über die Sache nicht zu ftören, alſo namentlih die Sache nicht zu befchädigen 
und fie dem Cigentümer nicht vorzuenthalten. Es verjteht fih, daß die Negativität der 
Pflicht hier ähnliche Erfcheinungen hervorrufen muß wie bei den negativen Obligationen. 
Ihre Nichterfüllung fann hier wie dort nur durch negatives Thun geſchehen, alfo durch Be- 
ſchädigung der Sache oder Vorenthaltung ihres Befiges. Inſofern fcheint auch hier die 
Begründung der Klage weſentlich auf einer pofitiven Nechtsverlegung zu beruhen. Man hat 
daher gerade von hier aus die ganze Verlegungstheorie abgeleitet oder wenigftens einen 
weſentlichen Unterfchied zwiſchen dinglihen und perfönlichen Klagen darauf gegründet. Allein 
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offenbar jteht die dinglihe Klage in diefer Beziehung mit der aus negativen Obligationen 
auf aleihem Boden. Man muß hier wie dort die pofitive Nechtsverlegung und die nega- 
tive Nichterfüllung der Pflicht unterfcheiden. Die erjtere begründet hier wie überall ſekun— 
däre Rechte auf Schadenerſatz, die Cigentumsflage an fi beruht dagegen wie alle Klagen 
nur auf der Nichterfüllung der entjprechenden Pflicht. Wäre die Verlegung des Eigentums 
als jolde der Grund der Klage, jo wäre nicht abzufehen, warum bei Beichädigung und 
Herftörung der Sache nicht die Eigentumsflage, fondern nur eine Schadenerſatzklage jtatt- 
findet. Daß dagegen Klage auf Erfüllung einer Pflicht nur bei fortwährender Nichterfüllung 
möglich ift, veriteht fich von ſelbſt, dies liegt aber nur bei der Verlegung durch Beſitz der 
Sache vor. In dem Befige der fremden Sache ift zu unterfcheiden: das Negative, die Nicht: 
erfüllung der dinglihen Pflicht, und das Pofitive, das Haben und Benutzen der fremden 
Sade. Das erjte begründet die dingliche Klage auf Erfüllung der Pflicht, d. h. auf Her: 
ausgabe oder genauer Nichtvorenthaltung der Sade, und dabei ijt es einerlei, ob der Be: 
ſitzer bona oder mala fide ift und ob die Sade von ihm ſchon privatim abgefordert iſt 
oder nit. Das zweite ijt die Nechtöverlegung und begründet die fefundären Rechte daraus, 
aber natürlid nur, wenn der Befiger mala fide ift oder troß der Forderung die Sache be- 
hält. In allen diefen Beziehungen find alfo die dinglichen Klagen von den perjönlichen 
nicht wejentlich verfchieden. ihre Cigentümlichfeit beruht aber auf der Abjolutheit des ding: 
lihen Rechts und darauf, daß daher die ihm entfprechende Pflicht eine allgemeine aller 
Menfchen ift. Daraus folgt, dab auch die Nichterfüllung derfelben von jedem Menschen 
aeichehen fann und daß darum dann auch die Klage gegen jeden, der nicht erfüllt, angejtellt 
werden fann. Darin liegt, daß, während bei den Obligationen das Recht in der Klage 
aufgeht, hier neben der Klage gegen den Störer das dingliche Recht und der Anfprud auf 
Nichtftörung gegen alle übrigen beftehen bleibt. 

4. Bei den Zuftandsrehten fann die Klage eine verfchiedene Gejtalt annehmen. Dem 
Rechte entſpricht hier wieder eine allgemeine Pflicht aller, den Zuftand anzuerfennen und 
nicht zu jtören. Die Anerkennung reduziert ſich natürlich auf ein Nichtbeftreiten, und diejes 
wird durch einen Ausſpruch des Richters über das Dafein des Zuftandes von felbjt erledigt. 
Der Ausſpruch iſt meiftens Vorentſcheidung für weitere Rechte und heißt daher prae-iudi- 
cium, die Klage danach Präjudizialflage. Neale Störungen des Zuitandes begründen 
aber ähnlich wie bei den dinglichen Rechten entweder nur jefundäre Rechte und Klagen auf 
Strafe oder Schadenerfaß oder direfte Klagen auf Unterlafjung der Störung, 3. B. wenn 
einem Vater jein Kind vorenthalten wird. 

Beitimmt man hiernah das Verhältnis des Klagerehts zu dem Nechte an ih, aus 
welchem geklagt werden foll, jo ergiebt ich, daß es in gar feiner Weiſe ein materiell neues 
Recht ift, welches neben das alte oder an deſſen Stelle träte; vielmehr ift es gar nichts 
anderes als das Recht, das Recht an fich gerichtlich geltend zu machen und durchzufſetzen, 
das römische ius persequendi iudicio. Das Klagerecht iſt nur die fonfrete Klagbarkeit 
des Rechts an ſich, die Klage ijt nur die Einklagung des Rechts an ſich. Sie ift nur ein 
jelbftändig geſetztes Element des Rechts an fi und zwar das Element, worin die eigentlich 
rechtliche Kraft, die reelle zwingende Macht des Rechts an fich hervortritt. Ein Recht ohne 
Klage ift nur ein unvollfommenes Recht, eine Klage ohne Recht aber iſt gar nicht möglich). 
Eben darum begründet die Einteilung der Rechte in dingliche, perfönlihe u. f. w. von 
ſelbſt auch eine gleiche Einteilung der Klagen. Cine Differenz zwifchen Recht und Klage 
findet daher nur jtatt: 

1. infofern es Rechte ohne Klagen aiebt, nur mit indireftem Schutze, wie die Rechte 
der Ehegatten, die Naturalobligationen, und darım aud Verluft der Klage bei Fortdauer 
des Rechts möglich it, wie bei der Verjährung (S 25); 

2. infofern nicht geklagt werden fann, folange das Recht bedingt oder befrijtet it 
und folange die entiprechende Pflicht erfüllt wird. Aus letterem folgt namentlid, daß 
bei abfoluten Rechten die Klage doch immer nur relativ ericheint; 

3. infofern mitunter nur die Cinflagung eines Rechts auf andere übertragen werben 
fann, nicht aber das Recht an fi, 3. B. bei der Geffion der Cigentums- oder Erbſchafts— 
tlage. Das römische Recht nimmt ſcheinbar auch paffiv bei Obligationen mitunter eine 
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Einflagung gegen einen andern als den Verpflichteten an, jo gegen jeinen Bürgen, Vater, 
Gefchäftöhern. Der Sache nad liegt indejjen dabei accefjoriiche oder indirefte eigene 
Verpflichtung zu Grunde (. unten 3 47). 

Ein anderer Punkt ift folgender: Wenn der Inhalt der Klage nichts anderes ift als 
das Recht an fi und das Klagerecht nichts ald die Möglichkeit, ein Recht einzuflagen, fo 
löft fich eigentlich die ganze Theorie von den Klagen in die Lehre von der Klagbarfeit 
und Einklagung der Rechte auf, d. h. welche Rechte flagbar feien, welche nicht, wann die 
Möglichkeit des Klagens anfange und wie fie erlöfche, welche Rechte acceſſoriſch oder je- 
fundär mit einem Rechte oder anjtatt desjelben eingeflagt werden fünnen u. ſ. w. 

In der That ift das auch der Sache nad) der Standpunkt des heutigen Rechts. Die 
Römer dagegen zogen umgefehrt bei ihrer Klagentheorie den Inhalt des Rechts mit in den 
Begriff der Klage herein. Cs beruhte das auf der praftifchen Entjtehung ihres Rechts. 
Danach führten die Prätoren in ihren Edikten nicht Rechte an fi, jondern Klageredhte ein, 
und die Juriſten fprachen lieber von dem in der Klage fich bethätigenden Rechte als 
von dem ruhigen Rechte an fih. Ihre ganze Nechtstheorie ijt danach formell mehr eine 
Theorie der Klagen ald der Rechte. Der Sade nah iſt's dasfelbe. Unſere mehr doktri— 
näre Theorie muß aber die Rechte an ſich zur Hauptſache machen und der Klage jene be- 
Ichränfte Bedeutung zumeifen. Indeſſen läßt fi die einmal vorhandene Form des römischen 
Rechts bei feiner Darftellung ohne große Inkonvenienzen nicht ganz abjtreifen, und darum 
hat unfere Theorie allerdings eine gewiſſe jchillernde Zwitterhaftigfeitt. Will man aber 
einmal durchareifen, jo darf man die Konfequenzen nicht ſcheuen. Dann darf man aud 
nicht mit Windſcheid an die Stelle der Klage einen unbeitimmten Begriff Anspruch jegen. 
Diefe Anfprühe find nichts anderes als die Rechte ſelbſt, nur mit der ſchon oben 
S 1422 gerügten unrichtigen Anfchauung der Sachenrechte. Die Begriffe Klagbarkeit, Ein- 
Hagung, wirkliche Klage liegen in der Sache jelber und find bei uns nicht anders als in 
Rom. Jedoch ift die Präjudizial- oder Feſtſtellungsklage durch CPO. $ 231 in erheblich) 
weiterem Umfange als nad römiſchem Recht, ſowohl al3 pofitive wie als negative, zu— 
gelaſſen, ihr juriftifches Weſen aber noch Gegenftand lebhaften Streits!. 


8 25. Entftehung und Untergang der Klagerechte beftimmen ſich im all: 
gemeinen aus dem Begriffe der Klage von jelbit; nur zwei Arten des Unterganges find 
bejonders hervorzuheben: Tod und Verjährung. Schon die Römer jtellen beide zuſammen, 
und infolge davon ift es auch bei uns gefchehen. Erft in neuerer Zeit hat man es für 
finnlos erflärt, die Unvererblichfeit der Klagerechte von der der andern Rechte zu trennen. 
Indeſſen hat die römische Auffaffung ihren guten Grund darin, daß bei den unvererblichen 
Klagen die zu Grunde liegenden Rechte an fich ihrer Natur nach wohl vererblih find und 
nur ihre Einflagung bei den Erben unpafjend erfcheint. Es find nur wenige Fälle. Aktiv 
ift die Vererbung nur bei den fogenannten actiones vindietam spirantes ausgeſchloſſen, 
d. h. bei Klagen, die zwar im Nefultate auf Geld gehen, die aber ihrem Grunde nad) 

„inagis vindietae quam pecuniae habent perseeutionem*, wie die Klagen bei Injurien, 
Widerruf von Schenkungen, lieblofen Teftamenten, Cheicheidungsftrafen. Paſſiv ift die Ver- 
erbung bei den Deliktsklagen ausgefchloffen oder beſchränkt. Daß der Erbe für die Delikte 
feines Erblaffers bejtraft werde, hat feinen Sinn. Dies muß im allgemeinen auc für 
Geldſtrafen gelten, und zwar bei Privatdeliften jogut wie bei öffentliden; nur gehen 
Privatflagen ſchon nad der Yitisfonteftation auf die Erben über, während bei Kriminal— 
anflagen nur die Exekution nad dem Urteile übergeht. Den Scadenerfag aus Deliften 
fieht das römische Necht auch wie eine Art Strafe an?, und es läßt daher die Klage darauf 
gegen die Erben nur, wenn und ſoweit eine Bereicherung aus dem Delikte auf fie gefommen 
it, zu. Das fanonifhe Recht jah die Erfagpflicht als religiöfe, von der Kirche zu erzwin- 
aende Pfliht an. Das deutſche Recht fieht fie als Yaft der Erbichaft an, die aber nie 


ı Wach, Der Feitftellungsaniprud. 1389. Kohler, Prozehrechtlihe Forichungen. 1889. 
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deren pofitiven Betrag überfteigen fann. Danach geht der Schadenerſatzanſpruch aus De- 
liften nad) gemeinem Recht gegen die Erben iuxta facultates hereditatis. 

Wichtiger ift die Aufhebung der Klagen duch VBerjährung!. Alle Klagen er: 
Löfchen, wenn fie binnen beftimmter längerer oder Fürzerer Zeit nicht angejtellt werden, ver 
Beklagte kann fie nachher mit der Verjährungseinreve zurüdweifen. Die Klagenverjährung 
ift eine Art der fogenannten Erftinftivverjährung, fie beruht daher wie alle Verjährung 
nicht auf dem Prinzipe von Verzicht, Präſumtion eines Verluftgrundes oder Strafe, fondern 
hat lediglih die objektive Sicherung der Lebensverhältniffe zum legislativen Grunde. Die 
Sicherheit bezieht fi aber nicht nur auf alte, vergefjene Anſprüche von den Vorfahren ber, 
fondern man foll bei den fleinen Verhältnifjen des täglichen Lebens ſchon nad furzer Zeit 
gegen Anſprüche gefichert fein, um nicht bei allen möglichen Verhältniffen für die Erhaltung 
der eventuellen VBerteidigungsmittel und Gegenbemweije forgen zu müffen. Die Verjährungs— 
zeiten find daher außerordentlich verfchieden. Die Regel find 30 Jahre, unter Umftänden 
40, für die zulegt genannten Fälle aber 2—5 Jahre. Das fpecielle Maß ift natürlich 
an fich völlig unbeitimmt und kann nad freiem Ermefjen des Gejeggebers dem Bedürfnifje 
des Lebens gemäß geordnet werden. Dabei hat die Gegenwart mit ihrem haftigen Treiben 
begreiflih eine Tendenz zu furzen Friften. Die römischen 30 Jahre find zwar als Negel 
feftgehalten, doch find fie z. B. in neueren preußifchen Gefegen gerade für die gewöhnlichen 
Fälle des Verfehrs auf zwei oder vier Jahre herabgefegt. Immer aber hat die Verjährung 
nur das Intereſſe des Beklagten zum Zwecke, nicht das öffentlihe. Das Prinzip ift nicht 
etwa, daß die Gerichte vor der Verhandlung alter Anſprüche geſchützt werden follen. Die 
Verjährung ift ein Teil des Privatrechts, nicht des Prozeßrechts. Darum darf der Richter 
fie nicht von Amts wegen geltend maden, und fie ift nicht nad den Gefehen des Orts des 
Prozeſſes, fondern des Klagerechts zu beurteilen. Aud find Verträge darüber unter den 
Parteien zuläffig. Solche Verträge können zwar die Verjährungszeiten nicht eigentlich ver 
längern oder verfürzen, fünnen aber als Verträge über Gewährung von Friſten und als 
Verzichte gelten. 

In der Verjährung des Hlagerehts ift eine Aufhebung des zu Grunde liegenden Rechts 
an fich nicht enthalten. Bei den dinglichen Rechten tritt dies durch das Verhältnis der 
Nelativität der Klage und der Abfolutheit des Nechts deutlich hervor. Daher ift hier jo- 
gar eine neue Klage gegen fpätere Befiser, fofern fie nicht Succefforen des früheren find, 
unzweifelhaft zuläffig. Bei Obligationen iſt eine ſolche Klage zwar in der Regel nicht 
möglich, weil fie überhaupt in der Kegel nur relativ gegen einen bejtimmten Schuldner 
gehen. in den Ausnahmefällen aber, wo bei Obligationen eine fogenannte actio in rem 
seripta gegen Dritte zuläffig ift, muß man infomweit nad) Analogie der dinglihen Klagen 
auch die Wirfung der Verjährung ausschließen. Cine andere frage ift, ob unter den alten 
Varteien jelber das Recht an fi nad der Verjährung der Klage nicht wenigjtens auf an: 
dere Weife ala dur Klage, alfo namentlich dur Einrede, geltend gemacht werden fönne 
oder ob die Einrede der Verjährung, wie andere Einreden, jede Art weiterer Geltendmahung 
verhindere. Man unterjcheivet beides nah Savigny als jchwächere und ftärfere Wirkung 
der Verjährung ?, bejchränft aber die frage in der Regel auf die Obligationen; fie ift in- 
deffen beim Eigentume ebenfo möglich, z. B. wenn der Befiger nad der Verjährung der 
Vindifation die Sache dem Cigentümer leiht und diefer gegen die Nüdforderung ſich auf 
fein Eigentum beruft. Die Frage bildet eine alte berühmte Kontroverfe, ift aber wohl zu 
Gunſten der ftärferen Wirkung zu entfcheiden. Doch ift eine gewiffe Nachwirkung verjährter 
Obligationen nicht abjolut zu verwerfen. Verjährung ift immer eine Aufhebung ohne Be- 
friedigung des Gläubigers, und verjährte Schulden ftehen daher den gezahlten in der Volks 
meinung nicht gleih. Das römische Recht läßt fie wenigftens im Pfandredte nachwirken, 
die neueren Gefegbücher fließen auch die Rüdforderung bei etwaiger Zahlung aus. 

Die Erfordernifje der Klagenverjährung find dem Beariffe zufolge nur, daß der Be- 


! Val. oben $ 22. v. Saviany, Syitem V $$ 237—252. 
? 9». Savigny a. a. D. SS 245251; Belter, Wirkung der Hlagenverjährung, im Jahrb. 
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rechtigte flagen konnte und doch nicht geklagt hat. Das erjtere (actio nata) ift gegeben, fo- 
bald der Berechtigte die Erfüllung einer Pflicht verlangen kann, die der Pflichtige nicht er- 
füllt; daß er fie jchon verlangt habe und der Pflichtige in mora fei, ift nicht nötig. 
Ebenfo ift es in der Regel gleichgültig, ob der Berechtigte fein Recht und der Pflichtige 
feine Pflicht kannte. Die mala fides des Pflichtigen hindert ihn nicht, ſich auf Verjährung 
zu berufen, außer im fanonifchen Rechte bei miderrechtlich beſeſſenen Sachen. Beim Be: 
rechtigten wird aber die Verjährung felbft durch rechtliche Unfähigkeit oder Hindernifje der 
Klageanftellung nicht ausgefchloffen außer in gewifjen Fällen, wie Unmündigfeit, väterlicher 
Nießbrauch u. a. (fogenannte praeseriptio dormiens). Unterbrochen wird die Verjährung 
durch Anhängigmahung der Klage vom Berechtigten und reale Anerkennung des Rechts 
vom Verpflichteten. Bloßes Mahnen und Proteftieren hilft nicht, letteres wenigftens nur, 
wenn es wegen Unmöglichkeit der Klage bei Gericht gefchieht. 


gs 26. Verteidigung. jedem Klagerechte liegt ein Recht am ſich zu Grunde und 
bildet daher mit feinem Entjtehungsgrunde den Rechts- und Entitehungsgrund der Klage. 
Zur Begründung jeder Klage gehören daher beſtimmte Thatjachen, die nach beftimmten 
Rechtsſätzen das eingeflagte Recht geben. Inſofern tft auch die Verteidigung gegen 
eine Klage möglich entweder dur bloßes Leugnen und Beftreiten der Thatſachen oder 
Rechtsſätze der Klage oder der daraus gezogenen Schlüffe oder auch durch pofitive neue 
Gegenbehauptungen,, welche die Behauptungen der Klage entfräften. Alle dieje letzteren 
nennt man im allgemeinen Einreden (exceptiones)!, doch ift ihre rechtliche Natur jehr 
verfchieden. Sie fünnen enthalten: 

1. Bloße Motivierungen des Leugnens. So, wenn man mit dem Leugnen der Klage: 
thatfahen die Behauptung einer direkt widerſprechenden Thatſache verbindet, wie bei der ſo— 
genannten exceptio alibi und rei non sie, sed aliter gestae. Ebenſo, wenn man den 
Rechtsfägen der Klage eine Gegendeduftion entgegenjeßt, fogenannte Einreve des fehlenden 
Klagegrundes. 

2. Direfte Bemängelung des Hägerifchen Rechts. So bei allen Thatfachen, die feine 
Entjtehung hinderten, wie Wahnfinn, Simulation, oder feine Aufhebung begründeten, wie 
Zahlung, Ufufapion. Die Römer nennen dies ipso iure nullum oder solutum. Genau 
genommen find die erjteren ſtets Negation eines präfumierten Erfordernifjes der Entſtehung, 
die leßteren Negation der präfumierten Fortdauer und jetzigen Exiſtenz des Rechte. 

3. Selbjtändige Thatfahen, die das an fich vorhandene Recht des Klägers indirekt 
unwirkſam maden und die Klage ausfchließen, fei es aus Gründen der Billigfeit oder nad) 
bejonderen Gefegen. Nur diefe Einreden heißen bei den Römern exceptiones. Bei uns 
nennt man jie Einreden im engeren Sinne. Sie fönnen teils auf felbftändigen Gegen- 
rechten des Beflagten beruhen, wie die exceptio hypothecaria gegen die Vindikation, oder 
auf bloßen thatfählichen Elementen des klägeriſchen Rechts jelber, die dasjelbe entfräften, 
wie bei exceptio metus, doli, Senatusconsulti Velleiani, oder auf fpäter eintretenden 
Umjftänden, wie Verjährung. 

Die Haupteinteilung der Einreden ift in dilatorifche und peremtorifche, je nachdem fie 
die Klage nur auf eine Zeit lang zurüdweifen oder für immer ausfchließen. 

Gegen die Einreven ift eine ebenfolde Verteidigung möglich wie gegen die Klage. 
Dadurch entjteht der Begriff der Repliken, gegen die wieder Duplifen möglich find, u. ſ. w. 


III. Der Prozeß. 


8 27. Der Anfang des Prozefjes. Die mwirklihe Durchführung der Klagen 
vor Gericht geſchieht in einem feſten, gefeglich geordneten Verfahren, dem jogenannten Eivil- 
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prozeß. Die Lehre davon bildet aber einen eigenen Teil der Rechtswiffenichaft, der unten 
ſelbſtändig dargeftellt werden wird. Hier ift daher nur der Einfluß, den der Prozeß, fein 
Anfang und fein Ende, auf das eingeflagte Recht hat, anzuführen!. 

Die Wirkungen des Anfangs des Prozeffes find folgende: 

1. Der Kläger hat wirklich Klage erhoben, daher fönnen die Folgen der Unterlafjung 
der Klage, nämlid Untergang dur Tod und Verjährung, nun nicht mehr eintreten. Bei 
Wahlrehten des Klägers ift die Wahl nun definitiv entjchieden. 

2. Der Bellagte weiß jegt, daß ein Anspruch ernftlich gegen ihn erhoben wird. Er 
fommt dadurch nicht gerade in mala fides, allein er muß fein Necht jetzt jedenfalls als 
zweifelhaft anfehen, ift daher nun zur Sorgfalt in betreff des Streitgegenftandes verpflichtet, 
und feine Bejtreitung des klägeriſchen Rechts, falls es ſich beim Urteile als begründet er- 
weilt, darf ihm, ſoweit möglich, feinen Vorteil und dem Kläger feinen Nachteil bringen. 
Er wird daher eventuell verpflichtet, dem Kläger an Früchten, Zinfen u. ſ. w. zu erſetzen, 
was dieſer gehabt haben würde, wenn der Beklagte jeine Pflicht gleich erfüllt und nicht ge- 
ſtritten hätte. 

3. Der Kläger legt den Streit dem Richter zur Entfcheidung vor. Daher muß das 
jegige Dafein oder Nichtdafein des behaupteten Nechts über den Ausgang des Streits ent- 
ſcheiden. Erwerb oder Verluft desfelben während des Prozejfes muß im allgemeinen ohne 
Einfluß fein, jedoch mit einzelnen Modififationen. 

Was ift nun aber der Anfang des Prozeffes? Beginnt der Streit mit dem Angriffe 
oder erjt mit der Verteidigung? Die Nömer nehmen das lettere an, erſt mit der Feſt— 
jtellung des Streits durch Klage und Antwort, Anſpruch und Widerſpruch, hat der wirkliche 
Prozeß feinen Anfang genommen und beginnen daher auch die Wirfungen desjelben. Die 
Feititellung geſchah anfangs durch die legis actio, jpäter durch die formula, zuletzt durch 
eine beſondere beiderfeitige Erklärung nad Erledigung der Vorfragen des Prozeſſes. Der 
Ausdrud dafür ift litis contestatio?. Er bedeutet urfprünglich zwar nur die nach der 
Feſtſtellung von den Parteien vorgenommene Zeugenaufrufung, jpäter aber die Feſtſtellung 
jelber, die Kriegsbefeftigung, wie man bei uns fagte. Die ganze Berechnung fegt nun aber 
einen fchleunigen Prozeß voraus, wobei zwiſchen der Mitteilung der Klage und der Ein- 
lafjung auf diefelbe fein großer Zmwifchenraum liegt. Sobald diefer durch Prozeßeinreden 
beliebig verfchleppt werden fann, muß das Litisfontejtations-Prinzip aufgegeben und Die 
Mitteilung der Klage an den Bellagten, alfo ſchon der Angriff, als Prozeßanfang behandelt 
werben. Für einzelne Wirkungen ift dies daher ſchon im römischen Rechte jelber geichehen, 
bei uns aber allgemein. Danach iſt es für das heutige Recht nicht nur fonderbar, jondern 
geradezu verfehrt, noch fortwährend von den Wirkungen der litis contestatio zu ſprechen, 
diefelben fortwährend aus dem Begriffe der litis contestatio als zmweifeitigen Aktes ab— 
zuleiten und dann dod zum Schluffe ganz naiv beizufügen, fie jeien jest auf die Mitteilung 
der Klage, alfo einen einfeitigen Akt, zurüdverlegt. Mit Necht haben die neueren Gejeß- 
bücher den ganzen Begriff der litis contestatio oder Streitbefeftigung vollftändig aufgegeben. 
In diefem Zinne bejtimmt au die RCPO. SS 235. 239, daß die Wirkungen der Rechts— 
hängigfeit ſowie alle Wirkungen, welche durd die Vorfchriften des bürgerlichen Rechts an 
die Anjtellung, Mitteilung oder gerichtlihe Anmeldung der Klage, an die Yadung oder Ein- 
lafjung des Beklagten gefnüpft werden, fortan mit der Erhebung der Klage, d. h. der Zu— 
itellung des diefelbe enthaltenden Schriftfaßes, eintreten. 


8 28. Das Ende des Nechtsitreits beiteht im Urteil, Erfenntnis, sententia, 

Diefes ift nicht als Ausſpruch über das ganze Nechtsverhältnis der Parteien zu denfen, 
fondern nur als Enticheidung darüber, ob die Klage des Klägers bearündet war oder nicht. 
Es fann daher ftets nur entweder Zuerfennung oder Aberfennung der Klage enthalten, alfo 
Verurteilung oder ‚reifprehung des Beklagten, eondemnatio oder absolutio. Cine Ver- 
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urteilung des Klägers zu Gunften des Bellagten fann nur dur Widerflage des letteren 
begründet werben. 

Das richterlihe Urteil iſt an fid eine Entſcheidung und Verfügung einer Staats- 
behörde wie andere; indeſſen unterfcheidet es ſich von allen anderen wejentlid dadurd, daß 
es, fobald es nicht mehr durch fogenannte ordentliche Nechtsmittel angefochten werben fann, 
eine ganz befondere Kraft der Unumftößlichkeit erlangt, die jogenannte Nechtsfraft, die bei 
Adminijtrativentfcheidungen und -verfügungen nie möglich ift. Rechtskräftige Erfenntniffe 
find, abgefehen von Nullitäten und Neftitutionen, abfolut unveränderlic, weder der Richter 
noch die Parteien fönnen ſie ändern oder aufheben. Zuerkannte Rechte fönnen nicht mehr 
beitritten, aberfannte nicht mehr geltend gemacht werden. Der innere Grund dieſer Nechts- 
fraft it nicht die dee, daß das Urteil als Entſcheidung des Staates als abfolut richtig 
und wahr gelten oder weniaftens fingiert werden müſſe, fondern an fi nur das negative 
und formelle Prinzip, daß ein Streit zwifchen zwei Parteien nicht ewig dauern und nicht 
ſtets wiederholt werden darf, fondern einmal ein bejtimmtes Ende haben muß. Nur ver: 
jteht es fih, daß infomweit, als der fernere Streit unter den Parteien ausgefchloffen ift, für 
fie der Inhalt des Urteils als wahr gelten oder fingiert werden muß. Die Fiktion der 
Mahrheit bei der Rechtskraft ift alfo nie eine abjolute, fondern ftets nur eine relative unter 
den Brozefparteien, nur mit Ausdehnung auf ihre Succefjoren und gewiſſe ſekundär mit- 
beteiligte Perſonen, wie Bürgen, Miteigentümer u. a. 

Unter den Parteien felber aber begründet das rechtsfräftige Urteil jtets vollitändig 
formelles Necht, jedoch nicht für alles, was in dem Erfenntniffe und feinen Gründen fteht, 
fondern nur für den eigentlichen Inhalt des Urteils, die Zu- und Aberfennung von Rechten. 

1. Zuerfennung von Rechten it nur für den Kläger möglih und zwar nur für das 
eigentlich eingeflagte Recht, nicht für andere nur präjudiziell oder fonft damit in Verbin- 
dung jtehende Rechte. Bei dem eingeflagten Rechte begründet die Zuerkennung zunächſt 
ſtets ein Präjudiz für weitere davon abhängige Rechte und dann bei Verurteilung des Be— 
klagten die fogenannte Judikatsobligation mit dem Rechte auf Erefution. Diefes ift feine 
eigentlich neue Obligation, die durch Novation an Stelle der alten träte, fondern die alte 
felber in ihrer formellen Feititellung durch das Urteil. Daher fommt dabei einerfeits als 
DObligationsarund nur nod) das Urteil in Betracht, andererjeits bleiben aber die Acceffionen 
der alten Obligation auch bei der neuen. Das darauf ——— Recht zur Erefution und 
feine Ausführung gehört zum Givilprozeffe. 

2. Bei aberfannten Rechten entiteht für den Gegner die Cinrede der Rechtskraft 
gegen jede Wiederholung einer gerichtlichen Geltendmachung derfelben durch Klage oder Ein- 
rede. Dies gilt für beide Parteien in betreff der Rechte, die den direften Gegenitand des 
Streites bilden, alſo nit bloß für die Aberfennung der Klage, fondern auch für Die der 
Einreven und auch für die Aberfennung von Beſitz und Eigentum und ähnlichen Rechten, 
die in der Zuerfennung dieſer Rechte an den Kläger von jelbjt enthalten ift. Bei allen 
Nechten dagegen, die nur indirekt als Vor- oder Nebenfragen bei dem Urteile in Betracht 
fommen , findet eine eigentliche Aberfennung mit Rechtöfraft nicht jtatt, wenn jie aud in 
den GEnticheidungsgründen mit beſprochen und für unbegründet erklärt ſind. Man darf der 
Einrede der Rechtskraft nicht, wie Savigny will, das Prinzip zu Grunde legen, dem In 
halte eines Urteils in jedem einzelnen Punkte desſelben dürfe ein ſpäteres Urteil nicht 
widerſprechen. Savignys Theorie iſt jetzt auch verworfen durch die RCPO. $ 293. Je— 
doch hat dieſelbe den Parteien die Möglichkeit, eine Rechtskraft des Urteils in dem von 
Savigny behaupteten weiteren Umfang zu erzielen, eröffnet durch die ſogenannte Incident— 
Feſtſtellungsklage des $ 253. 

IV. Die Reititution!. 

8 29, Die ganze Anwendung der Grundfäge über Erwerb und Verluft der Rechte 

und über ihre Geltendmachung erleivet im römifchen Rechte eine eigentümliche Modifikation 


! Burdardi, Die Lehre von der Wiedereinfekung. 1831; v. Savigny, Syſtem VII SS 318 bis 
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dur den Begriff der restitutio in integrum, d. 5. der außerordentlichen Wiederein— 
feßung in einen unbilliger Weife verlorenen Rechtszuftand. Der Begriff beruht im all- 
gemeinen auf dem Gegenfage von Recht und Billigfeit, hat aber feine Cigentümlichfeit 
in der befonderen rechtlihen Form, in der die Billigfeit hier geltend gemacht wird. 
Während dies in der Regel durch Zulaſſung von Ausnahmen im Geſetze oder durch 
Anordnung gewöhnlicher Rechte mit Klagen gefchieht, ift hier dem Nichter das Recht 
gegeben, im einzelnen Falle nad freierem Ermeſſen die Thatſachen, die einen unbilligen 
Verluft begründen, 3. B. eine Verjährung, Verzichtleiftung, Erbfchaftsantretung, für nicht 
geſchehen zu erklären und den Benadteiligten direft wieder in feinen früheren Nechtszuftand 
einzufegen. Der Grund für diefe befondere Form lag in der Eigentümlichfeit der römischen 
Rechtsbildung, daß nämlich die Billigfeit im Gegenfat zum ftrengen Rechte hauptfächlich 
von den Prätoren in das Recht eingeführt wurde, diefe aber einfahe Ausnahmen von den 
Gefegen gar nicht machen fonnten und vielfach auch Anftand nehmen mußten, feite allge- 
meine Klagerechte einzuführen, ſich vielmehr lieber freieres Ermefjen vorbehielten. Schon 
in der Kaiferzeit hat dieſes Verhältnis aufgehört. Die Gründe und Vorausfegungen der 
Reititutionen wurden teils ſchon durch die Prätoren felber, teils durch die fpätere Theorie 
und Praris jo bejtimmt, daß faum ein Unterfchied von den gewöhnlichen Klagerechten übrig- 
blieb, weshalb auch das Recht zum Reftituieren den gewöhnlichen Richterbeamten gegeben 
wurde. Die Gründe der Reftitution find Minderjährigfeit, Zwang, Irrtum, Betrug, Ab- 
mejenheit, capitis deminutio und die fogenannte generalis elausula. Davon hat die 
capitis deminutio fchon im fpäteren Rom ihre Bedeutung verloren, die anderen aber find 
der Sache nad nichts anderes mehr als Rechte zum Widerruf oder zur Anfechtung der be- 
treffenden Handlungen oder Berlufte. Die Form des Neftituierens ift unmefentlic und hat 
nur etwa im Civilprozeſſe bei Verfäumniffen und Verfehen noch eine gewifje Berechtigung. 
Im gemeinen Rechte iſt die Rejtitution zwar in der römischen Meife geblieben, die neueren 
Gefegbücher haben fie aber, abgefehen vom Prozeffe, befeitigt und auf die gewöhnlichen 
Formen von Ausnahmen vom Gefege und Ungültigfeit, Anfechtbarfeit und Widerruflichkeit 
der Rechtsgeſchäfte zurüdgeführt. 


Befonderer Teil. 


Überficht. Der befondere Teil zerfällt nad dem oben S. 436—437 aufgeitellten 
Spiteme in die Darftellung der allgemeinen Rechte der Perfon und der bejonderen Gejtal- 
tungen derfelben in den Gattungsverhältniffen. Die allgemeinen Rechte find die Perſönlich— 
feit felbit und das Vermögen. Die Beftimmungen über die erftere find aber, da die Ber: 
fönlichkeit zugleih Vorausſetzung alles Rechts ift, in der Lehre vom Nechtsfubjefte von ſelbſt 
enthalten. Es bleibt daher nur das Vermögensreht. Dies zerfällt nad den oben gegebenen 
Ausführungen in Sachen- und Obligationenredt. 

Das erjtere umfaßt die gefamte Herrichaft der Perſon über die Sade. Dabei unter- 
ſcheiden ſich zunächſt die volle Herrfchaft über die Sade und die befchränften Rechte an 
fremder Sadje. Die letteren fünnen die Sache entweder als Objekt der phyſiſchen Benutzung 
treffen oder als Objekt von einem ideellen Werte, der fi durch Verwertung in Geld reali- 
fieren läßt. Der legteren Art ift das Pfandrecht, bei den anderen unterjcheidet man die 
befchränkteren und die unbefchränfteren ald Servituten und Untereigentum. Bei allen Sachen: 
rechten tritt außerdem noch der allgemeine Unterfchied von Beſitz und Recht, faktiſcher und 
rechtlicher Herrfchaft, hervor. Diefer läßt fi in der Darftellung verfchieden ordnen. Eigent- 
lih müßte man entweder die Befigverhältniffe zufammen den Rechten gegenüberftellen oder 
bei jedem Rechte auch das entiprechende Befisverhältnis nehmen. Bequemer ift indefjen 
eine etwas infonfequente Behandlung, nämlich bei der vollen Herrſchaft Befis und Recht zu 
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trennen, bei der beichränkten fie zu verbinden. Der Grund ift, weil bei der vollen Herr- 
ſchaft der Befigbegriff in ausgedehnter und felbjtändiger Weife hervortritt und darum hier 
feine Verbindung mit dem Eigentume die Darftellung weniger überfichtlih madt. Danach 
wird die nachfolgende Darftellung in fünf Abjchnitte geteilt: Beſitz, Eigentum, 
Servituten, Untereigentum, Pfandredt. 


A. Das Sadhenredt. 


J. Der Beiig!. 


8 30. Begriff des Befiges. Der natürlihe Ausgang aller Herrſchaft des 
Menfchen über die Natur ift der Beſitz, der natürliche Anfang des Eigentums. Dominium 
a naturali possessione coepit, fagen die Römer, d. h. alle Herrfchaft des Menfchen über 
die Naturdinge fängt damit an, daß fie faftifch irgend einmal in Befig genommen, dem 
Willen und der Gewalt des Menſchen unterworfen werden. Die rechtlihe Anerkennung und 
Geltung dieſes Herrfchaftswillens begründet das Eigentum. Bei herrenlofen Sachen giebt 
daher die Befignahme zugleich das Eigentum; mit der faktifchen Herrfchaft entjteht auch die 
rechtliche; wo jene nicht möglich ift, ift es auch diefe nicht, wie bei der Yuft, dem Meere, 
den Geftirnen. An fich bleiben aber Beſitz und Eigentum, faktiſche und rechtliche Herrichaft, 
verfchieden: der Beſitz ift Thatfahe und als ſolche dem Zufall unterworfen, das Eigentum 
ift Recht und als ſolches nur vom Geſetze abhängig, Befis kann daher ohne Eigentum und 
Eigentum ohne Beſitz fein. 

Eine Sade befisen heit eigentlih: auf ihr jigen. Wer das thut, hat fie unter ſich 
und damit thatfählih in feiner Gewalt, fo daß er nad Belieben auf fie einmwirfen und 
fremde Einwirkung ausjchließen fann. Der Sprachgebrauch hat diejen handgreiflichiten 
ſinnlichen Fall einer thatfählichen Gewalt benugt, um daraus durch Abjtraftion einen allge- 
meinen Ausdrud für den Begriff der thatfächlihen Gewalt oder Herrfchaft zu gewinnen ?., 
Für diefen ift das Sitzen, ja felbit das Berühren nicht mehr maßgebend, er fordert nur 
ein äußeres Gemaltverhältnis, alfo die thatfächlihe Möglichkeit der ausfchließlihen Ein- 
wirkung und auch diefe nur nah Maßgabe der menſchlichen Lebensverhältniffe, fo daß die 
Gewalt ſelbſt bei weiterer Entfernung von der Sache als fortvauernd anzufehen ift. 

Sisen iſt intranfitive, befiten iſt tranfitive Thätigfeit des befitenden Subjekts gegen 
das beſeſſene Objeft. Der Bejig ift infofen nur die gemollte Gewalt oder Herrichaft. 
Wer auf einer Sade figt, ohne es zu wiſſen, beſitzt fie infofern nicht. Der Befig als 
wirkliche Herrfchaft ſchließt daher mejentlich zwei Elemente in fih, ein äußeres phyſiſches 
Sewaltverhältnis und ein inneres entſprechendes Willensverhältnis. Gewalt ohne Willen 
ift ebenſowenig Beſitz mie Wille ohne Gewalt. Dagegen ift der Grund, aus dem man 
befigt, und ob man ein Recht oder wenigitens einen Nechtätitel Hat oder zu haben glaubt, für 
dad Befigen am fi gleichgültig. Auch der Dieb hat die Gewalt und will fie haben, hat 
alfo Befis. Man kann diefe beiden Elemente als objektiven und fubjeftiven Thatbejtand des 
Befites (corpus und animus possidendi) bezeichnen. Den erfteren nennt man auch De- 
tention oder Innehabung. hr Verhältnis zueinander muß man rein logifch fo beftimmen: 
wenn nur die gewollte Herrſchaft Beſitz ift, fo müſſen Wille und Gewalt einander deden, 
der Wille muß foweit gehen wie die Gewalt, und umgekehrt; und da ferner nur der 


I». Savigny, Das Recht des Beſitzes. 1803. 7. Aufl. mit —ã— Rudorff. 1865; 
Bruns, Das Recht des Beſitzes im Mittelalter und in der Gegenwart. 1 Jhering, Beiträge 
wur Lehre vom Beſitze. 2. Aufl. 1869; Bruns, Die Befigflagen. 1874; Meifcheider, Beſitz und 
Befigesihug. 1876. Randa, Der Befit. 3. Aufl. 1879; Better, Das Recht das Belites. 1880. 

? Aud das lateiniſche —— beruht auf dem sedere; das pos- ſtammt entweder von potis 
oder von zor/ = oög — ad, in. Die Griechen haben feinen feften techniſchen Ausdrud, ſondern 
gleihmäßig veucıv (vEuog Weide) oder xexrjosu (xrivos Vieh) oder xareyer. Bas. 50, 2, 1: 
5 yuoızn 2ors xaroyn. Vgl. J. Grimm, Das Wort des Beſitzes, in Gen Kleinen Sihriften 
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wirflih herrſchen will, der es für ſich will und nicht bloß als Vertreter eines andern, jo 
iſt Beſitzer nur der, welder die Sade volljtändig für jih haben will. Man formuliert das 
am leichteſten durch die Parallele mit dem Eigentume: der Befiger muß die Sache ebenfo 
vollftändig faltiſch für fich beherrfchen wollen, wie der Eigentümer es rechtlih darf, er 
muß alfo wie ein Eigentümer, wenn auch nicht als Eigentümer, bejigen wollen. Dies 
ift der viel beftrittene animus domini!, 

Wirklicher Befis ift alfo nur die Detention mit animus domini, alle Detention in 
fremdem Namen ift nur Vertretung fremden Beſitzes, und der Vertretene iſt dann durd) 
den Vertreter der wirkliche Befiger. Ganz unzweifelhaft ijt dies in allen den Fällen, wo 
man fremde Saden ohne alles eigene nterejje nur in fremdem Namen und Intereſſe in 
Händen hat, wie bei Depofitum und Mandat. Indeſſen bleibt der Beariff an fich derielbe, 
wenn man die Sachen in gewifjer Beziehung für fich felber zu eigenem Intereſſe in Händen 
hat, aber im allgemeinen und abgefehen von der fpeciellen eigenen Benugung dod nur für 
einen andern als deſſen Vertreter, ſei es vermöge Obligationsrechtes auf die Nutung, wie 
bei Kommodat und Miete, oder vermöge dinglihen Rechts, wie bei Nießbrauch, Pfandrecht, 
Erbpadt. In beiden Fällen will man die Gewalt für fih nur bis zum Maße des be- 
treffenden Rechtsverhältniffes haben, nicht vollftändig bis zur Verfchledhterung und Zerjtörung, 
will alſo die Sache im allgemeinen und über das betreffende Verhältnis hinaus nur im 
Namen und in Vertretung des eigentlichen Befiters, des Vermieters u. ſ. w. haben. Cs 
iſt faltiſch derfelbe Unterſchied, wie rechtlih beim Cigentume und den es bejchränfenden 
Nutzungsrechten durch Miete, Nießbrauch u. ſ. w. Darum ift auch zwifchen obligatorifchen 
und dinglihen Nechten folcher Art in betreff des Beſitzers ein wichtiger Unterfchied. Die 
dingliden geben als jolche rechtlih eine wenn auch bejchränfte, doch unmittelbare Gewalt 
über die Sachen, und darum geht auch der Wille bei ihnen faftifch auf eine ſolche Gewalt. 
Inſofern ift daher bei ihnen ein beſchränktes Befisverhältnis, fogenannte quasi possessio 
iuris ($ 39), möglid. Bei den obligatorischen find dagegen Recht und Wille unmittelbar 
nur gegen die Perſon des Verpächters, Vermieters u. f. w. gerichtet, nur darauf, daß er 
die Sache gewähre und man fie aus feiner Perſon benuge; eine unmittelbare Gewalt über 
die Sache felber ijt in der reinen Obligation als folcher nicht enthalten. Darum tft nament- 
fh auch der Pächter und Mieter nad römiſchem Rechte reiner Detentor und Vertreter des 
Befiges des Vermieters, er hat daher feinen eigenen Befis und deshalb auch feinen jelb- 
itändigen Beſitzesſchutz, jondern fann fih nur an feinen Vermieter halten. Man mag dies 
tadeln und für die Miete einen dinglichen Charakter fordern und fann dann aud einen 
Quafibefig mit ihr verbinden, aber man follte fi hüten, aus der veränderten Auffafjung 
der Miete einen Angriff gegen die römische Befislehre zu machen. 

Übrigens hat das römische Recht in drei Füllen Ausnahmen von dem Erfordernis des 
animus domini gemacht und wirklichen Befis angenommen, wo eigentlid, nur Detention 
in fremdem Namen jtattfindet. Die Fälle find Eequeitration, Prefarium und Fauitpfand. 
Man nennt fie nah Savignys Vorfchlage abgeleiteten Beſitz. Sie beruhen auf feinem ge 
meinfamen Prinzipe; im erſten ift der Befiger ohne alles eigene Intereſſe, im zweiten it 
Intereſſe mit obligatorifhem, im dritten mit dinglihem Rechte. Sie haben darum aud) 
eine ganz verſchiedene Behandlung und fönnen nur ala Anomalieen angejehen werden, die 
aus irgend welchen, freilich ſchwer zu fonjtatierenden , hijtorifchen Gründen hervorgegangen 
find. Eben deshalb geben fie auch feinen Grund, den animus domini überhaupt zu ver- 
werfen und ihm einen abitraften animus rem sibi habendi zu fubjtituieren, der wieder zu 
der bloßen Detention bei Nießbrauch, Miete u. a. nicht pajjen würde. Ebenſowenig fann 
man ihnen das Prinzip unterlegen, daß der eigentliche Beſitz durch Vertrag beliebig mit 
jeder Detention verbunden werden fünne, was einfach ein logischer Widerfprucd fein würde. 


3 31. Schuß des Befiges. Der Beſitz in der bisher ausgeführten Auffaſſung iſt 
kein 44 ſondern eine Thatſache, d. h. ſeine Entſtehung hängt nicht von einem recht— 
maßigen Erwerbsgrunde ab, ſondern nur von der Thatſache, daß man die phyſiſche Gewalt 


Gegen dieſe maßgebende Bedeutung des animus neueſtens Jhering, Der Beſitzwille. 1859. 
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über eine Sache faftifh hat und haben will; ebenjo umgekehrt fein Verluft. Das Geſetz 
fann zwar diefe Thatfahen, um die dabei leicht möglichen Zweifel abzufchneiden, genauer 
firieren und abgrenzen, alfo Beftimmungen über Erwerb und Verluſt des Befites aufftellen 
und dabei felbjt über die natürlichen Grenzen hinausgehen, allein dadurd werden die That- 
fachen nicht ſchon zu einem rechtlichen Ermwerbsgrunde umgewandelt !, 

Dennod aber wird der Befig rein als folder, d. h. ohne Rüdficht auf feine Recht— 
mäßigfeit, rechtlich gegen Störung und Entziehung gefhügt, und zwar zeichnet fi gerade 
das römische Necht dadurch aus, daß es diefen Schuß neben dem des Eigentums in großer 
Reinheit durchgeführt hat, d. h. fo, daß nur der Beſitz und feine Störung den Klagegrund 
bilden und Einreven aus einem Nedte auf die Sache (petitoriihe Einreden) vollftändig 
ausgeſchloſſen find. Der Schutz findet fi zwar noch nicht im alten Civilrechte, jondern 
erit im prätorifchen, doch iſt er wahrfcheinlich jchon früh und zwar in der Form des Änter- 
diftenprozeffes (durch fogenannte poſſeſſoriſche Interdikte) eingeführt. 

Was ift der Grund diefes Schuges? Muß man nit fagen, daß, wenn der Beſitz 
fein Recht ift, auch feine Verlegung feine Nechtsverlegung ift und dann fein Grund zu 
feinem Schuge vorliegt? Daß er faktifch allerlei Annehmlichkeiten und Vorteile gewährt, 
iſt noch fein Grund, wie Stahl? und Büchel? meinen, ihn rechtlich zu fchüten. Eben- 
jowenig fann man mit Savigny fagen, daß, wenn mit bem faktijchen Beſitze zugleich 
aud ein wirkliches Recht verlegt werde, dann die Aufhebung diejes Unrechts auch den 
Schub des Befiges mit in fich jchliee. Bioße Zweckmäßigkeitsgründe, wie Verhütung von 
Selbſthülfe und Gewaltthätigfeiten, genügen auch nicht und geben überhaupt feine volle 
Erklärung. Die dee endlih von Jhering, daß im Befige eigentlih nur das Eigentum 
geihügt werden jolle, weil diefes meiftens mit ihm verbunden fei, iſt thatſächlich nicht 
durchführbar. 

Wenn man in den nftituten des pofitiven Nechts die Erfcheinung der allgemeinen 
Rechtsidee fieht und daher auc hier beim Befige nad einer folden ſucht, ſo wird man 
von ſelbſt auf das allgemeine Recht der Perfönlichkeit und Freiheit des Menfhen geführt 
und damit auf das Prinzip, daß der im Beige realifierte Herrfchaftsmwille der Perfon eben 
als jolcher feinem anderen Willen zu weichen braucht, fondern nur dem Rechte und der 
Norm des Nechtes. Der Befigesfhus geht daher, wie ſchon Kant* fagt, „nicht über das 
Recht einer Perfon in Anſehung ihrer ſelbſt hinaus“, indem, „wenn ich Inhaber einer 
Sade bin, derjenige, der fie wider meine Eimmilligung affiziert, das innere Meine (meine 
Freiheit) affiziert und fchmälert“. Man darf diefes nur nicht fo faffen, als ob ver Befit 
nicht als folcher gefchütt werde, fondern nur infofern, als feine Verlegung durd ein Delikt 
gegen die Perfon und ihre Freiheit, aljo durch Gewalt und Eigenmadt (jogenannte formell 
mwiderrehtlihe Handlungen), bewirkt werde; vielmehr muß der Beſitz ganz objektiv und all- 
gemein gegen jedes „Affizieren und Schmälern“ von anderen, alſo aud das unabfichtliche 
und autgläubige, gefchüßt werden. Der Grund des Schußes liegt eben in dem Rechte des 
perfönlichen Befigwillens an ſich und nicht in der Art feiner Verlegung Windfheid® 
meint zwar, ohne das formale Unrecht laſſe ſich die Ausfchliefung der petitorifchen Ein- 
reden nicht erflären. Alleın wenn die ohne die Form des Rechts geſchehene Schmälerung des 
Beſitzes ſchon allgemein als ſolche ein Unrecht ijt, jo kann auch der Schutz dagegen nicht 
durch das bloße Dafein eine? dem Thäter zuftehenden materiellen Rechts an ſich aufgehoben 
Werben. 


! Abweichend von dem hier eingenommenen Standpuntt Savignys und in Annäherung an 
die Lehre Jherings wird in neuerer Zeit das Weſen des Beſitzes nicht mehr in die phyſiſche (es 
walt, jondern in die wirtichaftliche Beherrſchung, die Einbeziehung der Sache in einen gewiſſen 
Wirtichaftöfreis u. ſ. m., gefegt. Graf Pininski, Der Thatbeftand des Sachbeſitzerwerbs. 2 Boe. 
1885. 88. Strobal, Succeifion in den Befit. 1835. Pal. auch %. Goldihmidt, Studien zum 
Veſitzrecht 1888. 

zhiloſophie des Rechts II 395 -396 Aufl.). 

ber die Natur des Beſitzes. 1568. ©. 50 ff. 
s re ©. 63. (Bal. ©. 66. 6) 
5 Lehrbuch I $ 148 n. 6 a. €. (5. Aufl.) 


474 Il. Das Privatredit. 


Hiſtoriſch iſt die Einführung der poflefjorifchen Klagen in Rom allerdings von dem 
Schutze des Beliges gegen Gewalt ausgegangen, allein in der fpäteren Entwidlung ift man 
darüber hinausgegangen, und ſchon die römiſche Jurisprudenz hat den Grund des Bejit- 
ſchutzes ſpelulativ darin geſehen, daß „qualiscunque possessor hoc ipso, quod possessor 
est, plus iuris habet, quam ille, qui non possidet“. Brinz! hat zwar — ein⸗ 
gewendet, die Stelle folle nur die Beſchränkung der exc. vitii beim interd. . be: 
gründen; allein die Begründung foll ja gerade durch ein allgemeines Rechtsprinzip an 
jonft würde fie nur idem per idem beweifen. Ebenfo unbegründet ift der Einwand, der 
Cat ſpreche nah geichehener Dejeftion nur für den Dejicienten. Das thut er allerdings 
infofern, als der Dejizierte den Dejicienten nicht wieder dejizieren darf, allein die rechtliche 
Klage, die er für den Dejizierten einmal begründet hat, hebt er nicht wieder auf. Über den 
weiteren Grund, warum der Befiser mehr Recht hat als der Nichtbefiger, fprechen fich die 
Römer zwar nicht weiter aus, fie fünnen ihn aber faft nur in dem allgemeinen Rechte der 
freien Perfönlichkeit, die ihnen die Grundlage für das Cigentum und alle Herrſchaft über 
die Natur war, gejehen haben ?. 

Der Schub des Bejiges als ſolchen bezieht fih nur auf die unmittelbare Verlegung 
dur Störung oder Entziehung. Inſofern der Beſitz danach aber überhaupt als ein rechtlich 
geſchütztes Intereſſe erfcheint, muß er num auch an dem allgemeinen Schutze der redhtlichen 
Intereſſen gegen unbillige Berlufte teilnehmen und fomit Gegenftand von Obligationsflagen, 
wie actio metus, doli, condietiones sine causa u. f. w., bilden. Bei den leßten unter- 
jcheidet man danach die condietio possessionis von der condictio rei. 


8 32. Die Klagen? zum unmittelbaren Schutze des Beſitzes heißen ſchlechthin 
Beſitzllagen, indicia possessoria, im Gegenfage zu den iudieia petitoria, d. h. den Klagen 
aus einem Nechte an der Sache oder auf diefelbe. Die Form der Interdikte, in der jie in 
Rom eingeführt find, iſt fpäter weggefallen, doc ift der Name beibehalten und auch bei 
uns üblih. Je nachdem die Verlegung des Befiges nur in Störung, Schmälerung, Beein- 
trächtigung oder in vollftändiger Entziehung befteht, unterfcheiden die Nömer interd. reti- 
nendae und recuperandae possessionis. Im einzelnen werden jie nad den Anfangs- 
worten der alten nterdiftsformeln benannt, 3. B. das int. Uti possidetis nad der Formel: 
Uti possidetis, quominus ita possideatis, vim fieri veto. 

1. Interdieta retinendae possessionis gab es früher zwei verfchiedene, Uti poss. und 
Utrubi, je für Immobilien und für Mobilien. Durch Juſtinian ift das letztere dem erjteren 
ganz gleichgeitellt. Das U. P. ift aber die Klage aus dem Befite auf Verbot drohender 
Störung. Vorfrage (praeiudieium) für das Verbot ift dabei das Dafein des Befites 
jelber, und infofern fann die Klage bei jtreitigem Befisftande auch bloß präjudizial zum 
Zwede der Entſcheidung über das Dafein des Befiges benußt werden, ja in Rom foll diejes 
der nächſte Grund für ihre Einführung geweſen fein. Indeſſen ift fie feinesfalls darauf 
beſchränkt, ſondern aud bei unbejtrittenem Befise zur bloßen Abwehr von Störung zuläffig, 
und aud in jenem Falle verlangen die Parteien faktiſch faft ftets neben der Anerkennung 
des Beſitzes aud das Verbot feiner Störung. Cine Gefahr von Störung ift hauptſächlich 
vorhanden, wenn bereits Störungen geſchehen find und daher ihre Wiederholung zu fürdten 
it; indeſſen fönnen aud bloße Drohungen, ja ſelbſt nur Behauptungen die Befürdtung 
und darum die Klage begründen. Im Fall ſchon begangener Störung fann aud auf 
Schadenerſatz für dieſe geflant werden, doc) it es verfehrt, darin die Hauptjache bei der Klage 
zu fehen. Ob der Störer bona oder mala fide gehandelt, ja ob er fi der Störung auch nur 
bewußt war, iſt gleichgültig. Die Klage ift feine Deliktsflage, fondern ſachlich negatoriſch. 
Das Verbot geichieht bei uns unter Androhung von Strafe. Einreden find feine anderen zu— 
läſſig, als 1. die der Verjährung von einem Jahre für jede Klage aus einer begangenen 
— 2. die exe. vitii, d. h. daß der Kläger den Beſitz vi, elam oder precario vom 


-_ 
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Beklagten erlangt habe; fehlerhafte Erlangung von Dritten ſchadet nit. Die Einrede ift 
mit dem Gedanken verbunden, daß der fehlerhafte Beſitz dem alten Bejige gegenüber eigentlich 
gar fein wirklicher Bejis, fondern nur fortwährende Störung des rechtlich relativ fortdauernden 
alten Beſitzes und infofern ſtets noch Einrede, ja fogar Klage auf Unterlafjung der 
Störung, d. h. auf Nüdgabe der Sache, begründet fei (fogenannte refuperatorifhe Wirkung 
des U. P.). i 

Wenn der Beſitz felber unter den Parteien ftreitig ift und jeder behauptet, daß er im 
Beſitze jei und vom andern gejtört werde, fo gilt die Klage ala duplex!, d. h. jeder gilt 
als Kläger bezw. Widerfläger und fann verurteilt werden. Zur Entſcheidung des Beſitz— 
itandes muß dabei meijtens auf die Anfänge der beiderfeitigen Befighandlungen, alſo auf 
das Alter des Befiges, zurüdgegangen werden. Dadurch wird der Prozeß natürlich leicht 
jehr verlängert, und daher hat man im Mittelalter noch eine interimiftifche fchleunige Feſt— 
itellung des Bejiges für die Dauer des Prozefes eingeführt. Man ſah dabei nur auf die 
jüngfte d. h. die legte ruhige Befighandlung. Später hat man daraus eine eigene Beſitz— 
flage für den jüngjten Beſitz im Gegenfage zum älteren, d. b. eigentlichen, Beſitze gemadt. 
Man unterfcheidet beide ald Possessorium summariissimum und ordinarium?, Nad der 
Civilprozeßordnung $ 819 wird die interimiftifche Befisregulierung durch fogenannte einit- 
weilige Verfügungen des Gerichts bemwirft. 

2. Ein interdietum reeuperandae possessionis muß in allen Fällen zuläffig fein, wo der 
Beſitz dem Beſitzer wider feinen Willen von einem andern entzogen wird, mag es mit oder 
ohne Gewalt, offen oder heimlih, boma oder mala fide, mit Bewußtfein oder im Irrtume, 
direft oder durch Vermittlung von Vertretungsverhältnifjen gefchehen. In Rom waren zwar 
anfangs nur für den Fall der gewaltfamen Dejektion und der dolofen heimlichen Dccupation 
nterdifte gegeben, das Unde vi und eines de clandestina poss.; indeſſen ift das letztere 
jpäter weggefallen, weil überhaupt jede Befisnahme ohne Wifjen und Wollen des bisherigen 
Beſitzers der Gewalt gleichgeftellt wurde, wenigſtens dann, wenn ber neue Befiger dem alten, 
der nad erlangter Kenntnis die Rüdgabe verlangt, fie verweigert. Dagegen ift das Inter— 
dift bei eigener Fortgabe der Sache nicht anwendbar: gefchieht diefe im Irrtume oder aus 
Zwang oder Betrug, fo treten die betreffenden Aktionen und Kondiktionen ein; iſt fie zu 
bloßer Detention mit Pflicht der Rückgabe erfolgt, wie bei Miete und Leibe, fo geht der 
Beſitz noch gar nicht verloren; bei Hingabe zu precarium fann zwar auch der Beſitz (ab- 
geleiteter) überlafjen werben, doch muß auch hier bei Meigerung der Nüdgabe eigentlih aus 
dem Vertrage geklagt werden; zwar haben die Römer hier von einem älteren Standpunfte 
aus ein bejonderes interd. Quod precario aufgejtellt, indeſſen ift dieſes nicht eigentlich 
pofjefjoriish, da es für alle Prefarien, auch die zu bloßer Detention, gilt und jtets den 
Beweis des precarium vorausjegt. Bei DVerluft durch Zufall oder eigenes Verſehen giebt 
es aus dem bloßen Beſitze als ſolchem eine Rekuperationsklage nicht. 

Das int. U. V. ift nun in feiner Durdführung aktiv zwar nur für den eigentlichen 
Befiser gegeben, nicht für den bloßen Detentor (außer bei Quafibefit), doch kann in Ab: 
wejenheit des erjteren der leßtere für ihn klagen ; paffiv geht es nur gegen den Dejicienten und 
die, für die er etwa bdejiziert hat, nicht gegen fonftige Dritte. Dem Objefte nad) gilt es 
nur für Immobilien, bei Mobilien nur Utrubi und condietio. Die Einreden jind jehr 
beſchränkt. Die exe. vitii ift von Juftinian ganz ausgefchloffen, der Dejizierte foll lagen, 
nicht wieder dejizieren; Verjährung ift nur für den Schadenerſatz auf ein Jahr beichränft. 

Im Mittelalter ift die rekuperatoriſche Beſitzklage unter Einwirkung germanifcher Rechts: 
ideen durch eine aus dem can. Redintegranda der Pſeudo-Iſidoriſchen Defretalen abgeleitete 
Klage, die man fpäter in fFranfreih R£integrande, in Deutjchland actio spolii nannte, in 
der Praris vielfach ſehr erweitert, jedoch ohne feite Grenze. Unzweifelhaft ift nur die Aus: 
dehnung auf Mobilien und gegen den Dritten, der spolii conscius die Sahe vom Deji- 
cienten erworben hat; doc hat das Reichsgericht (Entſch. V 164) aud die Erſtreckung 


’ Ed, Die doppelfeitigen Klagen des römischen Rechts. 1870. j 
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der Klage auf den Pächter und überhaupt auf den, welcher im eigenen Intereſſe detinierte, 
angenommen. 


II. Das Eigentum!. 


3 33. Begriff des Eigentums. Das Eigentum ift die redtlihe Herrſchaft 
oder das Net der Herrfchaft der Perfon über die Sade. Sein Weſen beruht auf der 
allgemeinen Unterwerfung der Sache unter den Willen der Perfon, daß; diefe aljo an ſich 
zu jeder denkbaren und möglichen Willensbeziehung zur Sache berechtigt it, fofern 
a. befondere einzelne Ausnahmen und Beſchränkungen da jind. Weſentlich für den 

egriff iſt: 

1. einerfeits die Einheit und Allgemeinheit der Herrfchaft. Man darf das Eigentum 
nicht mit der älteren Theorie als eine Häufung einzelner Herrſchaftsrechte, Belis, 
Nusung u. ſ. w. auffafjen, jondern nur als ein in ſich einiges Recht, von dem jene 
Rechte nur die einzelnen Konfequenzen und Ausübungen find. Darum ift aud eine 
eigentlihe Teilung des Eigentums nur quantitativ nad Quoten, nicht aber qualitativ nad) 
den einzelnen in ihm enthaltenen Rechten möglid. Dadurch würde der ganze Begriff 
verloren gehen. Die ältere Theorie nahm zwar ein foldhes dominium divisum nad) 
Proprietäts- und Nutungsrechten an, indejjen liegt dabei in Wahrheit ein anderes Prinzip 
zu Grunde, worüber in $ 42 Näheres. 

2. die Möglichkeit von Beſchränkungen. Man darf das Eigentum nicht, wie aller- 
dings in der Negel gejchieht, als die volle, unbefchräntte, ausschließliche Herrſchaft über die 
Sade bejtimmen. Dann würde ja dur jede Beichränfung fein Begriff aufgehoben. Man 
fann es nur als die allgemeine Herrfchaft bezeichnen. Das Allgemeine fchließt alles Ein- 
zelne als Regel von felbjt in ſich, wird aber durch einzelne Ausnahmen nicht aufgehoben. 
Die Beichränfungen find aber in doppelter Weife möglih: a. fo, daß gewiſſe Rechte des 
Eigentums durch befondere gefeglihe Beitimmungen ganz von ihm abgelöft und meg- 
genommen werden, fo daß das pofitive Eigentum infoweit dann ein beſchränkterer Begriff 
it als das natürlide; b. jo, daß nur die Ausübung einzelner Eigentumsrechte zeitweile 
oder bejtimmten Berfonen gegenüber bejchränft ift. Das lettere iſt namentlich) bei den fo- 
genannten iura in re aliena, wie Servituten und Pfandrecht. Diefe darf man fi nicht, 
wie oft geichieht, jo denken, als ob hier gewiſſe Rechte aus dem Cigentume ganz ausge: 
fchieden und abgelöjt und auf andere übertragen würden, fo daß der Eigentümer fie gar 
nicht mehr hätte; dies würde den Begriff des Eigentums ſelbſt jedesmal aufheben. Man 
muß vielmehr daran feithalten, daß der Eigentümer an ſich und im allgemeinen alle Rechte 
des Eigentums vollftändig behält und nur gewiſſe Herrichaftsbefugnifje über die Sache einem 
Nichteigentümer einräumt, deren Ausübung dann, ſoweit diefe reicht, den Eigentümer in der 
Ausübung feines Eigentums befhränft, während dasjelbe an fi und daher allen Dritten 
gegenüber in feinem ganzen Umfange mit allen Nechten ungefchmälert beitehen bleibt. Nur 
daraus erflärt jih, daß der Eigentümer jene Befugnifje ftets auch felber ausüben darf, ſo— 
fern er dadurch das fremde Recht nicht bejchränft, daß er fein Eigentum allen Dritten 
gegenüber fortwährend unbejchränft geltend machen fann und daß, wenn jene Rechte er— 
löfchen, er fie nicht erft bejonders wieder zu erwerben braucht, jondern fein Eigentum ganz 
von jelbjt wieder völlig unbefchränft dajteht. 

Die allgemeine Herrfchaft über die Sache fchließt drei Beziehungen zu derfelben in 
jih: Beſitz, Benugung und Verfügung. Man kann das Net dazu infofern als den In— 
halt des Eigentums bezeichnen. Das Befigrecht ſchließt die Vindifation in fi, die Be- 
nugung umfaßt den Gebraud und die Früchte, die Verfügung befteht in der faktiſchen durch 
Veränderung und Zerjtörung der Subjtanz und der rechtlihen durch Veräußerung, ſowohl 
volle als beſchränkte. in allen drei Beziehungen ift eine pofitive und negative Seite, eigene 
Einwirkung und Ausſchließung fremder (ins prohibendi), zu unterfheiden. An ſich find 


! Randa, Das Cigentumsrecht nad öfterr. Recht mit Berüdfichtigung des gemeinen Rechts 
und der neueren Geſetzbücher I. 1834. 
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alle diefe Eigentumsrechte natürlich bei jeder Sache, indefjen treten jie in ihrem vollen Um: 
fange praftifch doc nur beim Grundeigentume, d. h. dem Cigentume an Grundftüden (Häu— 
fern oder Feldern) hervor, unterliegen aber hier auch manden befonderen Beichränfungen, 
namentlich wegen der hier unvermeidlichen Beziehung zu den Nachbarn (fogenanntes Nachbar- 
recht). Befonders hervorzuheben find folgende Punkte: 

1. Die Nutung des Bodens. Dem Cigentümer gehört an fih die ganze Subſtanz 
feines Bodens, und zwar auch unter der Erbfläche, ſoweit er fommen fann, alfo nicht nur 
die Erde, fondern aud Steine, Sand, Thon, Torf, Kohlen, Mineralien. Doch ift dies 
durch das Bergwerksrecht fchon nad; römishem und noch mehr nach heutigem Nechte mannig— 
fach beichränft. Vergrabene Sachen, bejonders Schätze, gehören nit zur Bodenfubitanz, 
darum auch nicht zum Cigentume, wohl aber alles Wafjer auf und im Boden, folange es 
darauf ift, jedoch mit Befchränfungen bei Mineralquellen und bei Bädhen, wegen Be- 
wäfjerung, Mühlen, Fabriken u. a., endlih auch alle Pflanzen, jofern fie im Boden 
wurzeln, und mit ihnen die Früchte darauf. Dagegen gehört alles, was nur auf dem 
Boden ift, wie Tiere und Gerätjchaften, nicht zum Boden, wenn es auch darin befeitigt it, 
darum eigentlih aud Gebäude nicht, doch find darüber bejondere Beitimmungen (unten 
S 34 3). 

2. Handlungen und Anlagen auf dem Boden. Im allgemeinen darf der Cigentümer 
auf und mit feinem Boden thun und maden, was er will, wenn es aud den Nachbarn 
unangenehm, läftig, ſelbſt Shädlih it. In dem zufammengedrängten focialen Leben der 
Menſchen fann dies aber natürlich) nicht rüdfichtslos durchgeführt werden, jo namentlich bei 
baulichen Anlagen und Gewerbebetrieben. Erſt die heutige Zeit mit ihrer gefteigerten Be- 
triebjamfeit hat aber die Gefahren und Bebürfniffe, die in diefer Beziehung entſtehen fünnen, 
vollftändiger hervortreten laffen. Das römische Necht verbietet nur pofitive Beſchädigungen 
der Nahbarsfahen und Immiſſionen förperlider Stoffe, wozu aber auch Rauch und 
jelbit Geſtank gehören, jedoch nur die unmittelbaren, nicht auch die durch die gewöhnlichen 
Naturverhältniffe vermittelten. 

3. Unterlaffungen. Der Cigentümer ift bei Nachteilen, die den Nachbarn aus der 
natürlichen Beichaffenheit feines Bodens drohen, nicht verpflichtet, pofitive Handlungen zur 
Abmwendung vorzunehmen. Künftlihe Anlagen jeder Art, namentlich Gebäude, darf er da— 
aegen nicht zum Schaden der Nachbarn verfallen laflen. Das römische Recht giebt dem 
Nachbar jedoch feine direfte Klage auf Erzwingung der Neparatur, fondern nur ein Recht 
auf eine Kaution wegen des drohenden „damnum infeetum*, ohne diefe aber auch nad) 
Cintritt des Schadens feine Erſatzklage. 

+. Fremde Cingriffe. Zum Grundeigentume gehört ftets von jelbit der ganze Naum 
über und unter der Bodenflähe, foweit er für die Benugung des Grundftüds Wert hat. 
Der Eigentümer fann daher jedes Eindringen in denfelben, ſowohl perfönliches als ſach— 
liches durch Vorrichtungen, verbieten und mit Gewalt verhindern. Davon find nur wenige 
Ausnahmen. Der Nachbar braucht die überhängenden Zweige feiner Bäume nur bis 
fünfzehn Fuß von der Erde zu lichten, feine Mauern dürfen "a Fuß fchief werden, und feine 
irgendwie herübergefommenen Saden darf er abholen, übergefallene Früchte jedoh nur 
„tertio quoque die“. 


8 34. Die Erwerbsarten des Eigentums! laſſen fich nad) verfchiedenen Nüd- 
jihten in verfchiedener Weiſe einteilen und ordnen. Die römifche Ordnung nad acquisitio 
eivilis und naturalis, singularis und universalis ift jedoch für uns feinesfalls mehr 
brauchbar. Die pafjendjte Ordnung ift wohl die nad) originären und derivativen Ermwerbs- 
gründen, nur muß man die Verjährung noch von beiden trennen, fie ift zwar ein originärer, 
aber fein jelbjtändiger Erwerbsgrund, fondern eigentlich nur eine Ergänzung etwaiger Mängel 
der übrigen Titel. 

I. Originärer Erwerb. Den Ausgang bildet hier die erite Unterwerfung der 


ı Gayhlarz, Die Eigentumserwerbsarten des Pandeftentitels 41, 1 (= Glüds Pandelten- 
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Saden, die fogenannte Dccupation; dazu fommt dann Neubildung von Sachen, Zuwachs 
zu ihnen und Fruchterwerb. 

l. Decupation. Die Römer fehen ein allgemeines Zueignungsrecht des einzelnen 
Menſchen gegen die einzelnen Naturgegenftände als natürliches Recht an und folgern daraus, 
daß herrenlofe Sachen jedermann in Befig nehmen fann und damit von ſelbſt das Eigentum 
daran erwirbt. Herrenlos ſind aber nicht nur die Sachen, die noch nie einen Herrn gehabt 
haben, ſondern auch die, die ihn wieder verloren haben, und die, bei denen er nicht aner— 
kannt wird. Zu den erſten gehören alle wilden Tiere jeder Art und alle Erträgnifje des 
Meeres. Das römische Recht hat abjolute Jagdfreiheit, nur braudt niemand unbefugtes 
Betreten feines Bodens zu dulden!. Neue Herrenlofigfeit tritt ein bei freigewordenen wilden 
Tieren, bei derelinquierten Sachen und bei Schägen. Bei den letteren iſt jedoch zuerit 
von Hadrian eine nicht unbillige Berüdfihtigung des Eigentümers, in deſſen Boden der 
Schatz gefunden ijt, eingeführt. Diefer ſoll ftets die Hälfte haben und, wenn der Finder 
danach gefucht hatte, fogar das Ganze. Für den Finder ift aber der Begriff Occupation 
allmählid und faum mit Bewußtſein in den der Entdedung umgewandelt. Nicht anerkannt 
wird nad römifcher Anschauung das Eigentum des Feindes im Kriege, und zwar ganz 
abjolut. Bei uns ift diefe fogenannte occupatio bellicn auf das Kriegsmaterial der Truppen 
und der Staaten befchräntt. 

2. Specifilation? Die Sachen dienen den menſchlichen Bedürfniſſen nicht bloß 
durch ihren Stoff, ſondern auch durch ihre Form. Die Form iſt inſofern nicht nur für 
ihren Wert von Einfluß, ſondern beſtimmt vielfach auch ihren ganzen Begriff im Verkehre, 
fo daß bei Veränderung der Form die Sache geradezu als eine neue, andere (nova species) 
erfcheint, und zwar nicht nur bei eigentlicher Umbildung des Stoffes, wie beim Brotbaden 
und Bierbrauen, jondern auch bei bloßer Bearbeitung desjelben, wie bei Bildhauerei und 
allen Metallarbeiten. Unmefentliche Veränderungen der Form und daher ohne Einfluß auf 
den Begriff der Saden find dagegen Ausdrefhen, Auspreſſen, Färben u. dgl. Bei den 
wefentlichen Veränderungen ift nun die Frage, ob mit der neuen Sache aud) ein neues Eigentum 
anfange und für wen oder ob das alte bleibe. Die Römer haben das erjtere ſtets ange: 
nommen, ftritten aber, ob das Eigentum dem Herm des Stoffs oder dem Specififanten 
zufalle. So wenigſtens bei Veränderung durch Arbeit; bei Umbildung durch Natur oder 
dur Zerſtörung wurde das Eigentum des alten Herm wohl nie bezweifelt. Der Streit 
für den ‚Fall der Arbeit beruhte aber nicht auf dem Gegenfage von Kapital und Arbeit in 
ihrem Werte, fondern lediglich auf dem formaliftifchen Prinzipe, daß die neue Sache „antea 
nullius fuit“ und darum dem Specififanten als Erzeuger zufalle. Den legten Grund bildet 
daher doc das Occupationsprinzip, und nur darauf beruht auch die von Juſtinian gebilligte 
Mittelmeinung, daß die neue Form dann als unmefentlich gelten und daher fein Cigentum 
begründen folle, wenn die alte form mieberhergeftellt werden fünne. Die Ausfchliefung des 
Erwerbs bei mala fides ift auch mit dem Dccupationsprinzipe nicht unvereinbar. Die 
neueren Gefege legen dagegen das Hauptgewicht auf die Arbeit, indejjen begründet diefe an 
fih nur ein Recht auf ihren Wert, nit aber auf das Eigentum am Stoffe, und darum 
find auch die Beitimmungen darüber fehr verjchieden. 

3. Acceffion® Die Nömer haben das Prinzip, daß jede als körperliche Einheit 
eriftierende Sache, deren Bejtandteile alfo durch Natur oder Kunſt phyſiſch verbunden find, 
auch rechtlih nur ala Einheit behandelt werden fann, d. 5. nur ald ein Ganzes im Cigen- 
tume fein fann, nicht nad) ihren verfchiedenen Teilen, weil fonft das Eigentum am Ganzen 


ı Wächter, Das (römiiche) Jagdrecht, in den Mbhandlungen der \uriftiichen Fakultät zu Yeipzig. 
15685. 1331; Schirmer, (Römijches) \agdredt, im der Zeitichrift für Nechtsgefhichte XI 311: 
Brünned in Gruchots Beiträgen XVI (M. F. D 182—204; Wendt in den Jahrbb. für Dog 
matit XIX 373 ff.; Schirmer, — der Savigny-Stiftung für RG. III 23 ff.; Ihering, 
Jahrbb. f. Togmatif XXIII 244— 
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mit dem an den Teilen in Widerſpruch fommen könnte. Eine Folge diejes Prinzips iſt, 
daß alles, was mit einer Sache phyfifch jo verbunden wird, daß es nur noch einen Teil 
derjelben bildet, auch rechtlih unter das Eigentum an ihr fallen muß (accessio cedit 
principali), ohne Unterfchied, von wem und wie die Verbindung bewirkt ift. Doc ift der 
Erwerb eben darum nur ein formeller, er trifft die Sache nur, infofern fie Teil iſt, alfo 
nur jolange, als die phyſiſche Verbindung dauert, fällt daher, fofern vollftändige Trennung 
überhaupt möglich ift, mit diefer von jelbjt wieder weg. Auch fann in der Regel 
auf die Trennung geflagt werden, und der Verlierende kann bei widerrechtlicher Verbin— 
dung, wenn die Trennung nicht möglich oder verboten oder unzuträglih iſt, Schadenerſatz 
verlangen. 

Im einzelnen find ſolche Acceffionen ſowohl bei Immobilien als Mobilien möglich). 
Bei den erfteren gehört dahin die Anjpülung oder Anſchwemmung von Erde bei Ufer- 
grundjtüden und außerdem das Bauen und Pflanzen. Wie eine Art Alluvion behandeln 
die Nömer auch das Zurüdweichen des MWaffers im Fluffe und fogar die Bildung von In— 
jeln darin und fprechen daher das Eigentum des trodenen Flußbettes und der Inſel den 
beiderjeitigen Anwohnern von der Mitte aus zu. — Beim Bauen fehen die Römer jedes 
feite Gebäude als Teil des Bodens an und lafjen daher fein getrenntes Eigentum daran 
zu, auch ift dabei ſchon nah den XII Tafeln jede Klage auf Niederreißung ausgeſchloſſen 
und nur Entfchädigungsanfprucd oder eigene Wegnahme im Falle des Beſitzens zugelaffen. — 
Bei Pflanzen ift, fobald fie Wurzel gefchlagen und Nahrung gezogen haben, volljtändige 
Trennung phyfifch nicht mehr möglich, darum der Erwerb unwiderruflih und nur Anfprud) 
auf Entihädigung zuläffig. 

Bei Mobilien find Acceffionen in unendlider Mannigfaltigfeit möglich. Der Begriff 
jtreift hier nahe an die Specififation hin, die auch in den neueren Gejeten meiftens mit 
der Acceffion verbunden ift. Der Unterfchied liegt indefjen darin, daß die Accejfion immer 
wejentlich eine Hauptfache vorausfest, die als ſolche bleibt und zu der die andere nur ala 
Nebenteil hinzukommt, jo daß das Eigentum auch ſtets nur für den Eigentümer der Haupt: 
ſache entjteht, nicht gerade für den, der die Verbindung vornimmt. Was Haupt- und 
Nebenfache fei, ift nach den Umftänden den Verfehrsbegriffen gemäß zu beftimmen. Tren- 
nung hebt den Erwerb wieder auf und fann verlangt werden, falls fie möglich ift, fonit 
Entihädigung. Auch das Schreiben und Malen auf fremdem Material gehört hierher. 
Beim Schreiben ift das Material die Hauptfache, beim Malen hat Juftinian das Gemälde 
für die Hauptfache erflärt, mit vollem Rechte, weil beim Schreiben der ideelle Inhalt vom 
Material getrennt werden fann, beim Gemälde nicht. — Die Vermifhung von bloßen Quan— 
titäten, flüffigen oder trodenen, fann nie als Acceffion gelten, fondern ändert, wenn fie [ös- 
bar ift, gar nichts am Eigentume, fonft aber begründet fie, fall nicht eine Specififation 
darin enthalten ift, Miteigentum oder doch Zuläffigkeit einer Vindifation mit bloß quanti: 
tativer Beftimmung des Objekts. Nur wenn Gelvftüde des einen mit dem Geldvorrat eines 
andern ununterjcheibbar vermengt werden, geht das Eigentum an ihnen ganz auf den Beſitzer 
des Vorrats über!. 

4. Fruchterwerb?. Früchte find die organiſche Erzeugung der Erde und der Tiere. 
Sie find die Refultate der in den Dingen wirkenden Naturfräfte und gehören daher, da die 
Dinge mit ihren Kräften den Menfchen gehören, ſtets von felbit dem Eigentümer der Mutter: 
ſache. Sie bilden aber, folange fie mit diefer verbunden find, nur einen Teil berjelben und 
fönnen daher folange in feinem felbftändigen Eigentume ftehen, weder für den Herrn der 
Sache noch für Dritte. Indeffen find fie fein einfach integrierender Teil, jondern ein vor- 
übergehender, zur Ablöfung bejtimmter. Inſofern iſt ihre Ablöfung ein eigener Begriff, 
nicht eine einfache Zerlegung der Sade. Daher tritt für den Eigentümer formell ein neuer 
Erwerb troß der materiellen Kontinuität feines Eigentums ein, und für andere fünnen im 
voraus feſte Nechte auf den Fruchterwerb begründet werden, jedoch nur berivativ dur Ab- 
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leitung von bejtimmten Perſonen und in verfchiedener Weiſe. Bei Pacht und ähnlichen 
Rechten liegt das Prinzip der Tradition zu Grunde, bei Nießbrauch dingliches Recht zur 
Perception, bei Emphyteuſe abfolutes Fruchtrecht wie beim Eigentümer. Ein eigentümliches 
Fruchtrecht hat außerdem der bonae fidei possessor. ©. darüber $ 38. 


8 35. 1. Derivativer Erwerb. Dies ift der Erwerb des Gigentums durch 
Succeſſion in das Eigentum einer bejtimmten anderen Perſon, wobei alfo das Dafein und 
der Beweis des leteren mefentlihe Vorausſetzung des Erwerbes bildet. Es iſt Dies bei 
weitem die wichtigite und häufigfte und die aanze Bewegung des Gigentums im Verfehre 
vorzugsmweife beherrfchende Art des Erwerbes. Man kann dabei die materiellen Gründe des 
Überganges und die formelle Art feines Eintritts (titulus und modus) unterfcheiden. Die 
eriteren fönnen natürlih in den verfchiedenartigiten Verhältniffen des ganzen Rechtsſyſtems 
liegen. Der hauptſächlichſte ift der eigene freie Wille des Eigentümers, der feine Saden 
inter vivos oder mortis causa auf andere übertragen will. Dem gleich jteht feine In— 
tejtatbeerbung. Sonjt aber kann ohne oder wider feinen Willen Übergang feines Cigen- 
tum nur in felteneren Fällen begründet werden, durch Rechte feiner Gläubiger, richterliche 
Teilungen, Konfisfationen, zweite Ehe u. a. In betreff der formellen Art des Überganges 
it nad) römifchem Nechte für alle Privatübertragungen inter vivos die Übergabe des Be- 
figes der Sache nötig, bei gerichtlichen oder Faiferlihen Übertragungen genügt das Defret, 
in den anderen Fällen tritt der Übergang mit den betreffenden Thatfachen von ſelbſt ipso 
inre ein (transitus legalis). In allen diefen Fällen ift nach römiſchem Rechte zwifchen 
Mobilien und Immobilien nicht der mindeite Unterfhied. Von Grundbüchern, Umſchrei— 
bungen in denfelben, gerichtlichen Auflaffungen und KRonfirmationen u. dal. iſt durchaus feine 
Rede. Es iſt darum auch hier feine Rüdfiht weiter darauf zu nehmen und nur das Recht 
der Tradition! näher zu bejtimmen. 

Es iſt römisches Prinzip für den Privatverfehr, daß die rechtliche Herrfchaft über Sachen 
nur durch die faktifche übertragen und erworben wird, nicht durd bloßen Vertrag. Das 
it der Grundgedanke der Tradition. Sie tft eigentlich Feine bloße Form, fondern die äußere 
Nealifierung des inneren Übertragungswillens und damit das prägnantefte und einzige 
durd die Sache felbft gegebene Mittel zur Scheidung des obligatorifdhen und dinglichen 
Glementes bei Übertragungsgefhäften. Die Tradition hat daher auch in Deutfchland allge- 
meinen Eingang gefunden und trog mancher Angriffe behalten, auch in den neueren Geſetz— 
büchern, wenigjtens bei Mobilien, wogegen jie bei Immobilien allerdings dem Buchſyſteme 
wird weichen müſſen. Das franzöfifche Necht hat fie ganz verworfen, aber ohne fein „sy- 
steme plus raisonnable“ fonfequent durchzuführen. 

Die einzelnen Erfordemifje der Tradition find nicht pofitiver Natur, ſondern nur die 
Konfequenzen ihres Begriffes als Beſitzübergabe unter der Übereinfunft der Eigentumsüber- 
tragung. Sie beftehen nur in der Fähigkeit der Verfonen, nämlich Fähigkeit und Recht zur 
Veräußerung beim Tradenten und zum Erwerbe beim Nccipienten, in dem übereinitimmenden 
Willen des Überganges und in der wirklichen Befigübergabe. Cigentum übertragen kann 
in der Regel nur der Eigentümer ſelbſt oder feine amtlichen oder beauftragten Vertreter, 
außerdem nur die Pfand- und Konklursgläubiger. Eigentum erwerben fann zwar jeder nicht 
ganz Handlungsunfähige, doch giebt es relative Unfähigkeiten für einzelne Sachen oder Gründe, 
wie 3. B. bei Schenkungen unter Ehegatten. — Die Willensübereinitimmung hat an fi 
nur die allgemeinen Erforderniffe der Rechtsgeſchäfte. Zum fonfreten Dafein eines wirf- 
lichen Übertragungswillens gehört indeffen, weil die Nechtsaefhäfte nicht Willenscapricen, 
fondern Mittel für vernünftige Zwecke find, ald Motiv die Abjicht, irgend ein auf Eigen— 
tumsübergang gerichtetes Nechtsverhältnis, wie Kauf, Schenkung, Schuld u. a., auszuführen, 
im Gegenſatz zu foldhen, die bloß auf Detention gerichtet find, wie Miete, Yeihe, fand. 
Ganz abjtraft fann man den Übertragungswillen nicht Haben. Jene Abſicht iſt die fogenannte 
causa traditionis?. Man darf fie nur als fubjeftives Motiv fordern, nicht als wirklich 


I veift, Mancipation und Cigentumstradition. 1865: Erner, Kectserwerb durch Tradition. 
1867. 
2F. Dofmann, Yehre vom titulus und modus adquirendi und von der insta causa tradi- 
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voraufgegangenes gültiges Gefchäft, der eigentlich wirfende Grund ift immer der Wille jelbit. 
Darum hindert bloß irrtümliche Annahme oder rechtliche Ungültigfeit einer causa den Über- 
gang nicht, auch nicht Differenz der Parteien über diefelbe. Nur verjteht ji, daß perfön- 
liche Nüdforderungsrehte (condicetiones sine causa) durd den Mangel der causa begründet 
fein können. Ausnahmsweife haben allerdings einzelne causae annullierende Kraft, 3. B. 
Schenkungen unter Ehegatten oder ultra modum u. a. — Die Befigübergabe ift nach den 
Befitzgrundſätzen zu beurteilen; darum ift feine wirfliche Übergabe nötig, wenn der Em- 
pfänger die Sache ſchon in Detention hat (traditio brevi manu), oder der Geber fie vor- 
läufig noch für ihn in Detention behält (constitutum possessorium). 


8 36. II. Die Erſitzung!. Die Erforderniffe der Erwerbstitel des Eigentums, 
namentlich der derivativen, find zum Teil jo kompliziert, daß Anfechtungen derfelben wegen 
irgend welcher Mängel jehr leicht möglich find und, wenn dies lange Zeit zuläffig wäre, 
die Sicherheit jedes Eigentums fehr gefährdet fein würde. Dazu fommt, daß nad) langer 
Zeit auch der Beweis der Titel überhaupt, namentlih bei Mobilien, oft äußerſt ſchwierig, 
ja fajt unmöglich ift. Diefe Umſtände machen die Anwendung des allgemeinen Verjährungs- 
prinzips (4 22) auf den Cigentumsermwerb zu einer praftifhen Notwendigfeit und zwar 
in den zwei Beziehungen, zunächſt die Mängel der Titel zu ergänzen, und dann aud) bie 
Titel ſelbſt zu erfegen. Beides findet fih im römifchen Rechte, das erſtere ſchon früh in 
den XII Tafeln, das letztere erſt fpät bei Juftinian. Wir unterfcheiden beides als ordent- 
liche und außerordentliche Erfigung. Die Grundlage für beides ift der fortgefeßte Beſitz. 
Indeſſen handelt es ſich dabei nicht bloß um erjtinftive Aufhebung fremder Anſprüche, ſon— 
dern auch um pofitive Begründung des Eigentums und feiner Klage gegen Dritte. Die 
Verjährung erjcheint daher hier als acquifitive usucapio, Erjitung. Der Erwerb des 
Eigentums durch den Beſitz ift das Primäre, die Aufhebung des bisherigen Eigentums nur 
die Folge davon. Eine praftifche Konfequenz ift übrigens, daß auch der wirkliche erweis- 
liche Eigentümer ſich durch Berufung auf die Erfigung den Beweis feines Titels erleichtern 
oder entbehrlih madhen kann. Faktiſch ift dies bei uns fogar vielleicht die häufigere An- 
wendung. Puchta ließ fich dadurd verleiten, darin das eigentliche Prinzip der Erfigung 
zu fehen, offenbar nur, weil er die Folge mit dem Grunde verwecjlelte. 

1. Die ordentlihe Erfitung. Ihr Prinzip ift, daß wer eine Sache aus einem an ſich 
vechtmäßigen, aber mit irgend einem Mangel behafteten Eigentumstitel in Befib erworben 
hat, wenn er dabei bona fide, d. h. mit Neblichfeit gehandelt hat?, durch fortgejegten Befit 
das Eigentum erwirbt, bei Mobilien in drei Jahren, bei immobilien in zehn Jahren (oder, 
wenn der Gegner in einer anderen Provinz wohnt, in zwanzig Jahren), außer in gewiſſen 
Ausnahmsfällen. Diefe find aber fehr weitgreifend. Zunächſt find alle Sachen des Staates, 
des Kaifers, der Städte, Kirhen und Stiftungen und auch die aller Minderjährigen aus- 
geſchloſſen; dann alle, die gegen geſetzliche Veräußerungsverbote veräußert find; ferner ruht 
die Verjährung bei rechtlicher Verhinderung des Eigentümers an der Vindifation; und end- 
ih find, um die Eigentümer gegen die Folgen von Diebtahl, Gewalt und Veruntreuung 
zu ſchützen, alle res furtivae, vi possessae, von einem malae fidei possessor ohne Wiffen 
des Eigentümers veräußerten Saden ausgenommen. Bei Mobilien ift dadurch die Ufu- 
fapion faſt unmöglich gemacht, weil der römische Begriff „furtum“ viel weiter ift als der 
deutfche „Diebitahl” und die ganze Unterfchlagung mit in fich ſchließt. Danach können 
Mobilien wider Willen des Eigentümers nur äußert felten ohne furtum in fremden Beſitz 


tionis. 1873; Zotmar, Über causa. 1875. S. 152—179. Gegen die im Text vertretene Herab— 
feßung der iusta causa zu einem bloß jubjeltiven Motiv vgl. jedoch Eifele, jahrbb. f. Dogm. XXIII 
1 ff. und Strohal, dajelbft XXVII 335 ff. 

’ Unterholsner, Verjährungstehre. 2 Bde. 1827. 2. Aufl. von Schirmer. 1858: Schir— 
mer, Grundidee der Ujufapion. 1855. 

? Stinging, Weien von bona fides und titulus. 1852; Schirmer, Bona fides und instus 
titulus, in der Beitichrift für Civilrecht N. F. XV Nr. 7.9.1854; Fitting, Weſen des Titels bei der 
Erfigung, im Archiv f. d. civilift. Praris LI Nr. 1.15, LII Nr. 1.9.16; Wädter, Die bona fides, insbef. 
bei der Erfigung des Eigentums. 1871: Bruns, Das Weſen der bona fides bei der Erfitung. 1872 
und im Ardiv f. d. civilift. Praxis LVII 275 ff.; U. Bernice, M. A. Labeo. 1878. II 143—231. 
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fommen, wie z. B. wenn ein Erbe fremde Saden für Erbjchaftsfahen hält und verfauft 
oder verſchenkt. Die neueren Gefesbücher haben daher diefe Ausnahme wieder befchräntt, 
jedoch in verfchiedener Weile. — Dagegen ift das Erfordernis des Titels im römifchen 
Rechte ſehr bedeutend erleichtert durch die Zulafjung des fogenannten Putativtiteld, indem 
es genügt, wenn man gerechten Grund hatte, das Dafein eines Titels, d. h. der Dazu ge- 
hörigen Thatfachen, anzunehmen. Andererfeits ift wieder das Erfordernis der bona fides 
durh das kanoniſche Necht ſehr gefteigert. Während das römische die fides nur im 
Anfange beim Erwerbe forderte, verlangt das fanonifche fie während der ganzen Ufu- 
fapionszeit. Dies ijt befonders wichtig auch wegen der Erben. Die Erben gelten auch 
bei der Ujufapion einfach als Fortjeger des Erblajjers, ihre mala fides ift daher wie eine 
fpätere des Erblafjers jelbit, aljo nad römischen Rechte unſchädlich, nach kanoniſchem ſchäd— 
lid. Die mala fides des Erblafjers ſchadet dem Erben natürlich ſtets, nad römischen 
Nechte zwar nur die anfängliche, nach kanoniſchem jede. Bei Singularfucceffionen ift auch 
Anrechnung des Befiges des Autors zuläffig (accessio possessionis), aber immer nur, wenn 
beide Beſitze ufufapionsmäßig find. 

2. Die außerordentlihe Erfigung. Es iſt die Erfitung dur Beſitz von dreifig 
Jahren, die Juſtinian durch Ausdehnung der dreißigjährigen Klagenverjährung gebildet hat. 
Ihre Hauptbedeutung ift, daß die lange Dauer des Beſitzes den ganzen Titel erjegen fol, 
fofern nur bona fides da war (aud hier nad römischem Rechte nur beim Anfange, nad) 
fanonifchem fortwährend). Indeſſen hat fie nody die weitere Bedeutung, daß hier alle Aus- 
nahmen der ordentlihen Erjigung, auch die wegen Furtivität, wegfallen. Dagegen gelten 
die Ausnahmen von der BERNER Klagenverjührung, namentlich die vierzig Jahre bei 
Staat und Kirche, auch hier 


8 37. Die Verluftgründe des Eigentums ergeben fi) aus den Erwerbsgründen 
von felbit. Auch die Klage aus dem Cigentume it in ihrem allgemeinen Weſen 
ſchon oben ($ 24) beim Begriffe der Klage überhaupt bejtimmt, doc ift darüber hier nod) 
folgendes Nähere anzuführen. Die Eigentumsklage wird, wie gezeigt ift, durch Nichterfül: 
lung der negativen Cigentumspflicht, aljo durch pofitive Störung der Eigentumsherrfchaft 
über die Sache begründet. Dieje ift in doppelter Weiſe möglih, dur völlige Vorenthal- 
tung der faktiſchen Herrſchaft, alfo des Beſitzes, oder durch bloße Eingriffe in diefelbe. Im 
eriten Falle geht die Klage auf Erlangung des Befiges, im zweiten auf Abwehr der Ein- 
griff. Man unterfcheivet danach pofitive und negative Cigentumsflage, vindicatio und 
actio negatoria. 

1. Die PVindifation iſt alfo die Klage, die der nichtbefigende Eigentümer auf 
rund feines Eigentums gegen den bejigenden Nichteigentümer auf Herausgabe der Sadıe 
anjtellen fann. Verbunden werden fönnen damit felundäre Anfprüdhe auf Erfat für 
Früchte, Beichädigung u. ſ. w. nad) dem oben $ 24 angegebenen Prinzip. Das Klage: 
recht auf Herausgabe des Beliges ift einfache reine Konjequenz des Befitrechtes des 
Eigentümers, bloße Geltendmahung des Eigentums. Daher ift die Klage an ſich ganz ab- 
folut und unbedingt gegen jeden Befizer der Sache begründet und kann nur etwa indirekt 
durch bejondere Rechte des Beſitzers, dingliche oder obligatoriſche, gehindert oder beſchränkt 
werden. Dagegen fann darauf an ſich nichts ankommen, auf welche Weife der Beſitzer die 
Sade befommen hat, ob mit oder ohne Necdhtsgrund, bona oder mala fide, gegen Entgelt 
oder umfonft, u. j. w. Er muß die Sade in allen ‚Fällen gleihmäßig herausgeben und 
ann fi nur an feinen etwaigen Autor halten, auch iſt der Vindifant nicht verpflichtet, ihn 
in irgend einer Weife zu entichädigen, namentlich ihm feinen gezahlten Kaufpreis zu erſetzen. 
Alle derartigen Beichränfungen find Beichränfungen des Eigentums felber. Dur die Er 
faßpflicht namentlich kann dem Cigentümer der eigentliche Wert feines Eigentums vollftändig 
entzogen werden. Volles Eigentum und abjolute Vindikation gehören weſentlich zufammen. 
Das römische Necht hat dieſe Konfequenz auch vollitändig und unbejchränft gejogen und 
zeichnet fi dadurd aus. Zur Bejeitigung der Nachteile, die fi für den Verkehr daraus 
ergeben fünnen, dienen Specififation und Ufufapion, namentlich die alte kurze Mobilien- 
ufufapion. Das ältere deutfche Recht hat diefe abfolute Vindifation nicht gehabt, und in- 
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folge davon ift fie auch in den neueren Geſetzbüchern genen den redlichen Beliger mehrfach 
beichränft, namentlich auch im deutfchen Handelsgefeßbuche bei den im Handelsverkehre er- 
worbenen Sadıen. 

Zur Begründung der Vindifation gehört natürlich der Beweis des Eigentums. Tabei 
tritt hauptfählich der Unterfchied der originären und derivativen Titel praftiich hervor. 
Bei den erjteren genügt ftetö der Beweis des Titeld an fi, bei den letzteren Hilft der Titel 
nur, wenn der Autor das Eigentum hatte, folglich muß auch diefes bewiefen werden und 
dann das des auctor auetoris u. f. wm. Zur Erleichterung diefer „probatio diaboliea* 
greifen zwar Specififation und Ufulapion ein und können auch die Befigflagen und die actio 
Publieiana benußt werden, indefjen bleibt die Schwierigfeit doch immer noch groß genug, 
wenigſtens nad der modernen Beweistheorie, denn bei den römischen Gefchmworenen jcheint 
die Sache feine jo großen Schwierigkeiten gemacht zu haben, und noch weniger bei dem Eid- 
rechte im alten deutihen Rechte. Daher hat man ſeit dem Mittelalter in verjchiedener 
Weife nad weiteren Erleichterungen gefucht, bejonders durd; Präfumtionen und dur Aus- 
dehnung der Beſitzklagen und der actio Publieiana. Zu feiten Refultaten hat dies aber 
nicht geführt und namentlich nicht zu einer feiten deutichen Vindikation aus bloßem Beſitz!. 

2. Die actio negatoria, Dies ift die Klage des Eigentümers gegen alle Beeinträd- 
tigungen feines Eigentums ohne Befisentziehung, alfo wenn andere ſich Einwirkungen auf 
die Sache erlauben oder den Eigentümer an der freien Einwirkung hindern. Der Haupt- 
fall ift die Anmaßung von Servituten. Die Klage geht dann auf Aberfennung derjelben 
und Verbot fernerer Anmaßung. Sie ift infofern eine negative Seritutenklage zum Schutze 
der Freiheit der Sache von Servituten. Indeſſen ift fie darauf nicht bejchränft, ſondern 
auch bei anderen Beeinträchtigungen möglich, 3. B. wenn fremde Saden irgendwie auf ein 
Grundftüd fommen und nicht wieder abgeholt werden. Der Klagegrund ift allgemein, daß 
der Eigentümer vermöge feiner allgemeinen Herrſchaft über die Sache alle Eingriffe ver- 
bieten kann, zu denen der andere nicht ein befonderes Recht hat. Diefes Verbietungsrecht 
ift feine Zugabe zum Eigentume oder eine bejondere Freiheit des Eigentums, jondern von 
felbft in ihm enthalten, nur feine negative Seite, und die Geltendmadhung besjelben nur 
die Eigentumsklage in negativer Richtung. Darum braucht aud) der Eigentümer bei der actio 
negatoria nur fein Eigentum, nicht auch die Freiheit desfelben zu bemeifen?, die Behaup- 
tung der Servitut iſt vielmehr eine Einreve, die der Bellagte bemeifen muß. Auch der 
Duafibeiig der Servitut ändert dies nicht. Ungenau ift e8, zu jagen, die Präfumtion fei 
fteis für die Freiheit des Eigentums. 


8 38. Neben dem abjoluten Nechte des Eigentums muß noch eine gewiſſe relative 
Berechtigung nah Analogie des Eigentums bei demjenigen anerfannt werden, der eine 
Sache aus einem Cigentumstitel in gutem Glauben an fich aebradht hat, aber das Eigen— 
tum nicht erwarb, weil es fein Autor nicht hatte oder der Titel fonft einen ihm unbefannten 
Mangel hatte (bonae fidei possessio). Er hat zwar fein abjolutes Recht, aber doch relativ 
mehr Necht auf Beſitz und Genuß der Sache als der, welcher die Sache ohne Titel oder in 
böfem Glauben an fi bringt. Der redliche titulierte Befiger muß daher, wenn er den 
Beſitz verliert, eine Klage nad) Analogie der Vindifation haben, die gegen jeden jchlechteren 
Befiger geht, nicht aber gegen den gleich guten oder gar gegen den Eigentümer, Das rö- 
mifche Recht hat eine folde Alage in der prätorifhen actio Publiciana®. Dabei it 
nur die Beichränfung, daß der redliche Beſitz als Uſukapionsbeſitz aufgefaßt und daher bei 
allen von der Uſukapion ausgefchloffenen Sachen, namentlih den res furtivae, auch die 
Klage ausgeſchloſſen iſt. In der Sache felbit ift dies nicht begründet, fondern nur hiſtoriſch 
zu erklären, auch ſchon von den Römern felbjt nicht fonfequent feitgehalten. Für uns hat 





! Dies behauptete Delbrück, Die dinglihe Klage des deutichen Rechts. 1857. Gegen den- 
jelben Bruns, Der ältere Befig, im Jahrbuch des gemeinen Rechts IV 1. j 

® H. Pernice, Onus probandi in act. eonf. et neg., in deſſen Comment. iur, Rom. 1855. 
p- 125; 9. Witte in der Zeitichrift für Civilrecht N. F. XIII 378 ff. 

® Hufchfe, Publicianifche Alage. 1874; Brina, Zum Rechte der bonae fidei possessio, Felt- 
gabe für Arndts. 1875, und Lehrbuch I (2. Aufl.) SS 178. 179. 


31* 


454 111. Das Privatrecht. 


es gar feinen Sinn, und feinesfall® darf man es durch den fanonifchen Satz von der mala 
fides superveniens noch ausdehnen. 

Eine Folge des Prinzips der Publiciana ift, daß aud der Eigentümer, da er ja jtets 
Titel und fides haben muß, die Klage anftellen kann, fofern die Sade in fremden Hän- 
den ift, und daß er fi) dadurch dann den Eigentumsbeweis erfparen fann. Verfehrterweije 
hat man in dieſer Bemweiserleichterung den Grund der Klage — jtatt der Folge — jehen 
wollen. Die Römer ſprechen gar nicht davon. 

Die Anertennung des relativen Eigentums ift fchon von den Nömern zu weiteren Konſe— 
quenzen entwidelt. Zunächſt gehört dahin der Sat, daß der bonae fidei possessor das 
Eigentum der Früchte mit der bloßen Separation erwirbt; bei der Vindifation muß er zwar 
die noch eriftierenden dem Cigentümer herausgeben, doch ijt dies wahrſcheinlich erſt eine 
prinziplofe Neuerung des fpäteren Kaijerrehts!. Dann ferner, daß auch bei anderen Eigen- 
tumsrecdhten der bonae fidei possessor dem Eigentümer gleich behandelt wird, ſolange dieſer 
nicht auftritt, 3. B. bei der actio negatoria, Beräußerungsverboten, Berpfändungen u. a. 
Bei uns ift dies Prinzip ganz allgemein angenommen, fo daß in allen Fällen und Beziehungen, 
wo das Eigentum als Präjudizialpunft in Betracht fommt, wie namentlich bei allen Neal: 
rechten, beſonders Servituten, der titulierte redliche Befit gleiches Recht hat und fein Be- 
weis genügte. Man nennt dies in der Praris publicianifches oder prätorifches Eigentum. 


11. Die Servituten ?, 


8 39. Daß neben dem Eigentume, als der allgemeinen Herrichaft über die Sache, 
andere Perfonen fpecielle befchränfte Rechte an der Sache haben fönnen, und in welchem 
Verhältniffe diefe dann zu dem Eigentume jtehen, ift oben $ 33 gezeigt. Sie können fid 
entweder auf die Sache als Gegenitand der phyſiſchen Benugung beziehen oder auf die 
Sache als Objekt von einem beftimmten iveellen Werte, der fich durch Verwertung der Sache 
realifieren läßt. Das letztere ift das Pfandrecht. Die erfteren fönnen einen ſehr verfchiedenen 
Inhalt und Umfang haben und danach auch in verjchiedener Weife flaffifigiert werden. Der 
Hauptunterfchied fcheint der zu fein, ob die Rechte auf fpecielle einzelne Nutungsarten, 
3. B. Wege:, Waſſer-, MWeidenugung, gehen oder auf die gefamte Benutung, Gebraud 
und Fruchtgenuß. Die Römer jcheiden aber nicht einfach auf diefe Weife. Sie trennen 
vielmehr bei den Rechten auf die gefamte Benugung die, welche nur einer Perſon als folder, 
alfo höchitens auf Yebenszeit, zuftehen (Nießbrauch), von denen, die vererblich und veräußer— 
lich find (Erbpadt), verbinden die erfteren mit den fpeciellen Nugungsrechten und jtellen 
beide zufammen unter den gemeinfamen Begriff Servituten. Man hat dies vielfah als 
unlogiich getadelt. Indeſſen liegt dabei ein ſehr richtiger praftifcher Gefichtspunft zu Grunde. 
Die vererblihen und veräuferlihen Nechte auf die gefamte Benutzung, alfo die fogenannten 
Erbpachtsrechte, nehmen im Verhältnifje zum Eigentume und überhaupt im praftifchen Leben 
eine völlig andere Stellung ein als die rein perjönlichen. Bei der Erbpadt verliert der Eigen: 
tümer die unmittelbare Nutung feiner Sade für immer oder wenigjtens für unbejtimmte 
Zeit und befommt fie nur indireft durch Verpflichtung des Berechtigten zu beitimmten 
Leiftungen wieder. Es entfteht dadurch ein dauerndes Verhältnis von Über- und Unter: 
ordnung, gewilfermaßen Ober- und Untereigentum, was beim ländlichen Grundeigentume 
auch eine weitgehende jociale Bedeutung gewinnt. Bei den rein perfönlichen Niekbrauds- 
rechten ift davon feine Rede. Sie erfcheinen als vereinzelte, meist furze Benugungen fremder 
Sachen wegen fpecieller Berwandtichafts- oder Freundfchaftsverhältnifie. Sie bewirken zwar 
eine temporäre Hemmung oder Schmälerung der Nutung des Eigentums, aber ohne dauernde 
Anderung feines Wertes und feiner Bedeutung. Eben darum jtehen fie praftifch den jpe- 
ciellen Nusungsarten näher, da diefe auch nur unbedeutendere Beichränfungen und Schmäle- 
— der en des Eigentums enthalten. 


ı G3y hlarz, Eigentumserwerbsarten S. 514 ff. 
2 Elvers, Die römiſche Servitutenlehre. 1856: Shönemann, Die Servituten. 1866. 
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Die Aufftellung des Gejamtbegriffs für die Servituten im Gegenjage zu den Erb- 
pachtsrechten ift danach allerdings ſchwierig. Man fann fie als bejchränfte, nämlich im 
Inhalte oder in der Dauer bejchränfte, Nutungsrechte bezeichnen, indejjen find die Erb- 
pachtsrechte auch nicht ohne Beichränfung, und zwar auch wieder größere und geringere. 
Der Hauptunterfchied liegt daher in der PVererblichfeit und Veräußerlichfeit der Erbpacht, 
da die Servituten ſtets untrennbar nur für ein beftimmtes Subjeft, als Perfonalrecht für 
eine Perfon, als Realrecht für ein Grundftüd begründet werden fönnen. 

Der Begriff der Servituten jchließt übrigens in diefer römischen Ausdehnung fehr dis- 
parate Verhältnifje in fih. Der Hauptunterjchied ift, ob fie Real- oder Perfonalrechte find, 
d. h. Prädial- oder Verfonaljervituten. Die erjteren beziehen fih nur auf die Verhältnifje 
des Grundeigentums und zwar die fleinen Bebürfniffe und Aushülfen der benachbarten 
Grundftüde untereinander. Sie fünnen nur auf fpecielle Nutungen gehen und find bei 
Mobilien, aktiv und paffiv, zwar an ſich wohl nicht unmöglich, aber fein praftifches Be- 
dürfnis. Die Perfonaljervituten dagegen umfafjen den gefamten Inhalt der Servituten, ie 
beziehen ſich zwar faktifch in der Negel auf die gefamte Benugung, Gebraud und Frucht— 
genuß oder wenigſtens Gebrauch, indefjen fünnen ſtets auch einzelne Nugungen, z. B. Wege: 
und Wafjerrehte, als Berfonaljervitut begründet werden. 

Der rechtlihe Charakter der Servituten zeigt fih hauptfächlich in folgenden Punkten: 

1. Sie find dinglihe Rechte, geben aljo eine Herrichaft über die dienende Sache 
als folche, nämlich entweder pofitiv, auf ober mit berjelben etwas zu thun oder eine 
dauernde Vorrichtung auf ihr zu haben, oder negativ, den Eigentümer zu hindern, auf 
feiner Seite etwas Bejtimmtes zu thun oder zu haben. Der Eigentümer der dienenden 
Sade iſt dabei immer nur negativ beteiligt, bei den pofitiven Gervituten das Thun oder 
Haben nicht zu hindern, bei den negativen das Verbotene nicht zu thun oder zu haben. Zu 
einem pofitiven Thun iſt er nie verpflichtet, das wäre Obligation und begründet den Begriff 
Neallait. 

2. Sie find Rechte an einer fremden Sache, bei der eigenen gehen fie von jelbit im 
Eigentume auf. 

3. Sie bejchränfen die Ausübung des dienenden Eigentums, aber nur zu Gunſten des 
Berechtigten, im übrigen und gegen Dritte bleibt die Ausübung frei. 

4. Sie müfjen dem Berechtigten einen Nuten gewähren. Nutloje Beichränfungen 
des Eigentums fünnen nad den allgemeinen Prinzipien der Nechte auch fein Inhalt von 
Servituten fein. Bei Nealjervituten muß der Nutzen nad dem Bedarfe des herrichenden 
Grundjtüds bemefjen werden. Darauf beruht unter anderem, daß das dienende Grundftüd 
benadjbart, wenigſtens nicht weit entfernt fein muß. 

5. Sie find unteilbar, infofern das einzelne Thun als ſolches nur ganz oder gar 
nicht aeichehen fann. Teilung nad Zeit und Maß ift zuläffie. 

6. Dem Rechte der Servitut parallel ift auch ein Bejitverhältnis möglich, d. h. eine 
beichränfte, jervitutmäßige faktifche Herrichaft über die Sade. Sie befteht in der faktiſchen 
Möglichkeit, dem Inhalte einer betreffenden einzelnen Servitut gemäß auf die Sade ein 
zumwirfen. Die Römer fajjen diefes faktiſche Ausüben des Servitutsrechts bildlich als ein 
faftifches Haben des Rechts als unkörperliher Sache auf, ſehen daher nicht die Sache, 
fondern das Necht als Gegenitand des Befites an und bezeichnen diefen daher als quasi 
pussessio iuris. Man hat fich dabei vor der fheinbaren Konfequenz zu hüten, daß zum 
Befite einer Seritut, wie zu dem einer Sache, vor allem deren Eriftenz gehöre. Erwerb 
und Verluſt diefes Uuafibejiges iſt natürlich möglichjt nad Analogie des Sachbejiges zu 
beurteilen, an der Stelle des animus domini fteht hier der animus iure suo faciendi, doch 
find dabei allerlei Schwierigkeiten, auf die aber hier nicht näher eingegangen werden fann. 


8 40. Einzelne Servituten. 1. Die Nealjervituten find nad Zahl und In— 
halt völlig unbeſchränkt. Sie hängen im allgemeinen von der faktiſchen Geftaltung der 
Verhältnijje, Bebürfnifie und Gewohnheiten des Lebens, im einzelnen von den Verabredungen 
und Ausübungen der Parteien ab. Zwar finden ſich die römischen Begriffe im ganzen aud) 
bei uns wieder, aber im einzelnen ſtets mit Verfchiedenheiten und Modififationen. Als 
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fejte Geſetze können daher die römischen Beftimmungen bei uns nicht angefehen werben. 
Die Römer unterfcheiden hauptfädhlic servitutes praediorum urbanorum und rusticorum. 
Der Ausdruck jtammt aus einer Zeit, wo die jtädtifchen und ländlichen Bebürfniffe noch 
völlig verfchieden waren. Später ift er verallgemeinert zu dem Unterſchiede von Gebäube- 
und Feldſervituten, allein auch diejes reicht zur Klaffifizierung der Servituten nicht aus, da 
diefelbe Servitut vielfach bei Gebäuden ebenjogut vorfommt als bei Feldern. Nur durd- 
fchnittlih fann man fagen, daß die Servituten bei Gebäuden meiftens auf das Haben oder 
Nichthaben von dauernden Vorrichtungen gehen, bei Feldern auf die Vornahme oder Nicht: 
vornahme einzelner Handlungen. Praktiſche Unterfchieve laſſen fich jevenfalld nur auf diefe 
Verfchiedenheiten des Inhalts gründen. 

Im einzelnen waren a. von den Feldſervituten in Rom die wichtigften die Wege- und 
Wafferfervituten, die in verfchiedener Weife vorfommen, al$ iter, actus, via, aquaeductus, 
aquaehaustus u. f. wm. Sie finden fi zwar auch bei uns und in unendlichen Varietäten, 
viel wichtiger find aber bei uns die Weide- und Holzfervituten, die in Rom noch ohne 
Erheblichfeit waren. b. Die Gebäudefervituten beziehen jih in Rom wie bei uns vorzugs- 
weife auf die Anlage und Einrichtungen von Gebäuden und Mauern an den Grenzen der 
Grundftücde, befonders ihre Bauart in Bezug auf Fenfter, Luken, Ausficht, Licht, Aus: und 
Überbaue, Dachtraufen, Tropfenfall, Benugung der fremden Mauer u. ſ. w. Außerdem 
fommen jie aber auch als Rechte auf Nichtvornahme "einzelner Handlungen in Beziehung 
auf Feuer, Rauch, Waffer u. dgl. vor. 

2. Bei den Perfonaljervituten ift die Hauptfervitut der Nießbrauch, ususfructus, 
d. h. das Recht des volljtändigen Gebrauchs und Fruchtgenuſſes einer fremden Sade un- 
beſchadet ihrer Subſtanz, alfo das echt, infoweit direkt oder indirekt jeden Nuten, Vorteil 
und Gewinn daraus zu ziehen, der möglich ift. Puchta meinte darum, der Niefbraud 
überfchreite den Servitutbegriff, weil er das Bedürfnis überfchreite. Cr bedachte nicht, daß 
das Bedürfnis des Menfchen über Hunger und Durft hinausgeht und unendlich ift. Das 
Anwendungsgebiet des Nießbrauchs ift hauptfählih das Familien- und Erbrecht bei väter: 
licher Gewalt, zweiter Che, dos, überlebenden Ehegatten, VBermädtniffen u. a. Er fommt 
daher aud fast noch mehr bei ganzen Vermögen als bei einzelnen Saden vor. Bei den 
erjteren machte die Anwendung auf verzehrbare Sachen, namentlich Geld, anfangs Schwierig: 
feiten in Rom. Ein eigenes Senatsfonfult erledigte fie durch die Beſtimmung, daß dabei 
der Kapitalwert als Subjtanz behandelt werden folle (quasiususfruetus). Bei andern 
Saden ift übrigens als die zu erhaltende Subftanz nicht die bloße Materie anzufehen, ſon— 
dern die Geſtalt und Beichaffenheit der Sade, die fie in ihrer fonfreten Beſtimmung für 
den Gebrauch hat, fo namentlich bei Grundjtüden in betreff der Häufer, Gärten, Wälder 
u. ſ. w. Zur Sicherung des Eigentümers muß der Ujufruftuar jtets Kaution ftellen. In 
einzelnen Anwendungen kennt das römiſche Recht auch einen Nießbrauch mit geſteigertem, 
bis zur Verfügung über die Subſtanz ausgedehntem Inhalt (ſogenannter Dispofitionsnieß- 
brauch); im deutſchen Recht iſt dieſe Erſcheinung bei weitem häufiger!. 

Auch der bloße perſönliche Gebraud einer Sache (usus) fann Berfonalfervitut fein, 
namentlih bei Gebäuden, Mobilien, Tieren. Das Recht auf Früchte und Vermietung ift 
darin am ſich nicht enthalten, jedod von den Römern unter Umjtänden bis auf einen ge= 
willen Grad hineingezogen. Berfonalfervituten auf fpecielle Nugungsarten, 3. B. perjönliche 
Wege- oder Wafferrechte, find zwar felten, aber ſchon von den Römern anerfannt und unter 
den Beariff usus geitellt, 3. B. usus aquae. 


841. Die Entitehungsgründe der Servituten find: Einräumung vom 
Eigentümer durch Vertrag oder Tejtament, Zumeifung vom Richter, namentlich bei Teilungen 
und dem fogenannten Notwege, Verjährung und beim Nießbrauche auch unmittelbare ge- 
feglihe Anordnung. Bei der Einräumung durd Vertrag hat man früher meiftens nad 
Analogie des Eigentums eine Tradition des Duafibefiges aefordert, fo noch im Preußifchen 
Landrechte, die neuere Theorie hat dies mit Hecht aufgegeben. Die Verjährung ift befon- 


ı Kohler, Jahrbb. f. Dogmatit XXIV 187—328,. 
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ders bei Feldſervituten Häufig, ſie fordert nad römiſchem Rechte weder Titel noch fides, 
fondern nur zehnjährigen fehlerfreien Befis ; nach fanonifhem Rechte iſt fides nötig. 

Aufgehoben merden die Servituten hauptfählih, wenn man ſie aufgiebt oder 
nicht ausübt und verjähren läßt; außerdem durh Konfufion von Recht und Pflicht in einer 
Perſon, was, wenn der Nießbraucher das Eigentum erwirbt, Konfolivation heißt; endlich 
Perfonaljervituten auch ftets durch den Tod des Berechtigten. Die Verjährung tritt in 
der Negel mit zehnjährigem Nichtgebrauche ohne alles Weitere ein. Nur bei Baufervituten 
ift eine förmliche Erfigung der Freiheit nach fehlerfreier Befeitigung der ganzen Servitut: 
einrichtung gefordert. 

Die Klage zur Geltendmahung der Servituten heißt actio confessoria. Sie geht 
nicht bloß gegen den Beſitzer der dienenden Sade, wenn er die Ausübung der Servitut 
hindert, jtört oder fchmälert, fondern auch gegen jeden Dritten, der ſie jtört, jo namentlich 
gegen andere, welche die gleihe Servitut haben und dadurch Kollifion bewirken. 

Daneben jteht der pofjefjoriihe Schub für den Uuafibefig der Servituten. Diefer ift 
bei ung ' verhältnismäßig noch wichtiger als der Schub des Sachbeſitzes. Cs fommen 
erfahrungsmäßig viel mehr Befisitörungen und Befisflagen beim Uuafibefige der Servituten 
vor als beim Sachbeſitze. Der Grund liegt nahe; man wird nicht fo leicht pofitive An— 
ariffe auf fremde Sachen machen, als fih in feinen Sachen der Beläftigung durch fremde 
Servituten zu erwehren ſuchen. Dennod trat das Bedürfnis des Befigichuges hier in Nom 
weniger hervor als beim Sachbeſitze, wenigſtens ift er hier weniger ausgebildet, teils 
wohl wegen der geringeren Bedeutung der Servituten, teils wegen der größeren Kürze und 
Leichtigkeit der petitorifchen Klagen. Nur für die Ausübung der Wege- und Waſſerſer— 
pituten find eigene nterdifte eingeführt, und auf die Detention beim Nießbrauch wurden die 
Sachbeſitzinterdikte übertragen, die übrigen Servituten blieben ohne befonderen Beſitz— 
ſchutz. Aud find jene Klagen gar nicht aus dem Begriffe Quaſibeſitz abgeleitet, jondern 
umgefehrt iſt diefer erſt aus ihmen abjtrahiert. Schon im Mittelalter trat aber bei der 
großen Ausdehnung der realen Rechte das Bedürfnis eines allgemeinen und gleihmäßigen 
Schutzes des Quaſibeſitzes jehr lebhaft hervor und führte zu einer allgemeinen Übertragung 
der Sachbeſitzinterdikte auf den Uuafibefis. 


IV. Das Untereigentum, 


8 42. Nutungsrehte an fremden Sachen, die über die Servituten hinausgehen, 
die alfo die gefamte Nutzung umfafjen, wie der Nießbrauch, aber nicht, wie diefer, auf 
eine bejtimmte Berfon befchränft find, fondern vererblih oder jelbjt auch veräußerlich 
find, fönnen unter fehr verfchievenen Modalitäten begründet werben. Der eigentliche 
Kern des Rechts, das Nutungsreht, ift zwar immer derfelbe, allein die Verfügung 
über die Sade, die Vererbung und Veräußerung, die Gegenleiftungen, die Entjtehung 
und Aufhebung fünnen in der mannigfachiten Berfchiedenheit geordnet werden. Das rö- 
mifche Recht hatte nur zwei derartige Verhältnifje: die Emphyteufe!, die hauptſächlich 
bei ländlichen Grundjtüden vorfam, und die Superficies?, die fih nur auf Gebäude 
bezieht. Die letztere hatte nur eine fehr vereinzelte Eriftenz bei Gebäuden auf fremdem 
Bauboden, die erftere befam dagegen als eine Art Erbpacht von bäuerlichen Gütern in der 
jpäteren Kaiferzeit auf den Ländereien des Kaiſers und Staates und der Städte und Kirchen 
eine große Ausdehnung und umfaßte bei diefen faſt den ganzen Bauernſtand; in der 
klaſſiſchen Zeit fpielte fie nur erft eine untergeordnete Rolle. Das öfonomifchrechtliche 
Weſen von beiden lag, wie oben $ 39 gejagt, in der dauernden Trennung der direkten 
Nusung der Sache vom Eigentum und der Zubjtituierung einer inbireften Nutzung durch 
Dbligation des Nusungsberedtigten. In Deutfchland hat dieſes Prinzip aber im Mittel: 
alter eine ganz ungemeine Ausdehnung erhalten. Es beherrjchte in den mannigfachſten 

ı Nrndts, Art. Emphyteuſe, in MWeistes Rechtslexikon IIT 849-884; aud in Arndts, 
Gefammelte Schriften I Nr. 20; dazu Nr. 21. 22. 


? Degentolb, Plagreht und Miete. 1867: Wächter, Das Suverficiar- oder Platzrecht, in 
den Nbhandlungen der Leipziger \uriftenfatultät. 1868. 
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Formen eigentlich das ganze ländliche Grundeigentum, den großen Grundbeſitz in Form des 
Lehens, den Eleinen in den verfchiedenen ‚Formen der Bauerngüter als Bauernlehn-, Meier-, 
Zins, Erbpacht-, Yandfiedel:, Kolonatgüter u. f. w. Beim Nitterlehn ging das Verhältnis 
zwar weit über die Grenzen des Wrivatrehts hinaus, namentlih durch Die gegenfeitige 
Lehnstreue und den Inhalt der Lehnspflicht als Kriegs- und Hofvienit; ähnlich auch bei 
vielen Bauerngütern durch die publiziftifchen Wirkungen der Gutsherrſchaft. Die eigentliche 
rechtlihe Grundlage war aber doch überall eine privatrechtliche und beruhte, wie eine Em: 
phyteufe und Erbpacht, auf dem obigen Prinzipe der indirekten Nutzung des Eigentums. 

Gleihartige Verhältniffe unter gemeinfame Begriffe zufammenzufafjen, ijt unabweisliche 
Forderung der Theorie. Das Mittelalter befriedigte fie hier, indem es aus dem Gegenjage 
der direeta und ntilis vindieatio bei Emphyteufe und Swperficies ganz nativ den Unter: 
ihied von dominium direetum und utile herauszog. in gefunder praftifcher Sinn bil- 
dete daraus im Deutfchen die Scheidung von Ober: und Untereigentum. Erſt eine unflare 
Theorie legte dabei die Idee einer Teilung des Eigentums nad Proprietäts: und Nußungs 
rechten und die Überfegung des dominium utile in nutzbares Cigentum zu Grunde. Mit 
Recht hat Die neuere Theorie dies verworfen. Wenn nun aber jeitvem das Wort Unter- 
eigentum jo verpönt ift, daß ein Nomanift es kaum mehr auszujprehen wagt, fo iſt das 
ein großer Übeljtand, weil damit auch der ganze innere Zufammenhang der Verhältnifje in 
der Theorie abgefchnitten ifl. Bei den Nomaniften ſchwimmen jest Emphyteufe und Super 
ficies vereinzelt als prinziplofe Anomalieen neben Serituten und Pfandrecht im Syfteme 
herum, weder unter ſich noch mit ihren deutfchen Verwandten durch irgend ein Band ver- 
bunden. Die Germanijten dagegen haben zwar für ihre Verhältniffe ein ſolches Band in 
der alten Gewere und fubftituteren diefer das Wort Untereigentum; fie glauben diejes aber 
nur durch völlige Trennung von der römischen Emphyteufe möglich machen zu fönnen und 
bemühen ſich, dafür zwifchen Eigentum und Recht an fremder Sache noch einen (unnötigen 
und unmöglichen) Mittelbegriff einzufchieben. Man follte ſich beiderfeits klar machen, daß 
alle diefe Verhältniffe der Sahe nad auf einem Prinzipe beruhen und einen Begriff 
bilden und bei aller Verfchiedenheit in diefer Einheit anerfannt werden müſſen. 

Die Vereinigung fann, da der römische Begriff vom Eigentume einmal recipiert iſt, 
der Sache nah nicht anders als im Begriffe des Rechts an fremder Sache gejchehen, und 
dadurch werden bei der weiten Dehnbarkeit desjelben die deutichen Verhältnifje auch in gar 
feiner einzigen Beziehung irgendwie beeinträchtiat oder verfümmert. Will man aber einen 
gemeinfamen Ausdrud für den gemeinfamen Beariff, jo bietet die Sprade bis jeßt feinen 
andern als den des Untereigentums dar. Der Name ift im Leben recipiert und bezeichnet 
die praftiihe Stellung des Nechts infofern ganz paffend, als die betreffenden Perſonen im 
Leben faktiſch gewiſſermaßen das Eigentum repräfentieren und wie Eigentümer agieren ; fie 
find mirklihe Vice-Cigentümer. Necdtlih darf man aus dem Worte „Eigentümer“ feine 
praftiihen Konfequenzen ableiten wollen. Sie find eben feine wirklichen Eigentümer, fon- 
dern nur Unter- Eigentümer. 


V. Das Pfandrecht!. 


8 43. Begriff des Pfandrechts. Das. Pfandrecht iſt das Recht auf den Wert 
einer fremden Sache. Der Begriff ift durch die ideelle Natur des Verhältnijfes von Sache 
und Wert fomplizierter und ſchwieriger als derjenige der Nutzungsrechte und daher in unferer 
Theorie äußerjt beftritten. Seine allgemeinen Grundlagen find folgende. Die Saden find 
von Natur nur phyſiſche Gegenftände von fonfreter phyſiſcher Beſchaffenheit, durch die fie 
der phyftichen Benusung der Menſchen dienen. Im focialen Verkehre ericheint aber jede 
Sache durd die Anwendung des Wertbegriffs zugleich ideell als Trägerin eines beitimmten 


' Dernburg, Das Pfandrecht nad den Grundſätzen des heutigen römiichen Redts. 2 Bor. 
1360. 64.; Bremer, Pfandrecht und Lianbobjelte. 1867; Erner, Kritik des Pfandrechtsbegriffs. 
1873: Pfaff in Grünhuts geitichrift I 41 ff.: Kohler, Pfandrechtliche Forichungen. 1882. 
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Wertes, alfo abitraft als ein Objeft von einem bejtimmten Werte. Diefer Wert läßt jich 
in Geld realifieren, indeffen bildet er den Gegenjat zu der phyſiſchen Subjtanz und ihrer 
Nusung, ift ihr Aquivalent und kann daher nur dadurch, daß man das Recht auf fie da- 
gegen aufgiebt, erlangt werden. Dies ift die Verwertung der Sade durd ihren Verkauf. 
Nur bei einer Sade, dem Gelde felber, fallen phyfiihe Subftanz und Geldwert in der 
Negel in eins zufammen. Der Eigentümer, dem die Sache allgemein und in jeder Be: 
ziehung unterworfen ift, hat als folder natürlich von felbit auch das Recht, ſich ihren Wert 
auf diefe Weife in Gelde zu verfchaffen. Wie aber das Recht auf die phyfiiche Benugung 
neben dem Eigentume andern eingeräumt werden fann, jo auch das Recht auf die Ber- 
wertung und den Wert. Ein folches VBerwertungsredht iſt dann ein Recht an der Sadıe 
ſelbſt ſogut wie die Nutungsrechte. Der Unterfchied ift an fi nur, daß bei diefen die 
Sache in Beziehung auf ihre phyſiſchen Eigenfchaften, bei jenem in Beziehung auf ihren 
ideellen Wert in Betracht fommt, fie alfo bei den einen als Nutungsobjeft, bei dem an- 
dern als Mertobjeft den Gegenjtand des Nechts bildet. Natürlich geht daraus aber eine 
durchareifende Verſchiedenheit beider Rechte in der geſamten fpeciellen Ausführung hervor, 
fo namentlich in den drei Hauptpunften: 

1. Das Verwertungsrecht giebt an fich durchaus fein Necht auf Befis und Nutzung 
der Sache oder ſonſt eine phyfiiche Einwirkung auf fie, fondern durdaus nur auf ihre Ver- 
wertung, d. h. ihren Berfauf, und nur dadurd, infofern der Verfauf durd die Tradition 
vollzogen werden muß, auch auf den Belig. 

2. Das Verwertungsrecht zerftört in feiner Ausübung das Eigentum felber, weil der 
Wert der Sache nur gegen das Eigentum berjelben eingetaufcht werden kann. 

3. Das Verwertungsreht hat immer nur eine fubfidiäre Ausübung, weil nicht der 
Akt des Verwertens als folder, fondern fein Nejultat, die Erlangung des Wertes, feinen 
Zweck bildet, und darum, wenn der Wert dem Berechtigten unmittelbar verfchafft wird, der 
Zweck der Verwertung wegfällt. 

Auf diefem allgemeinen Begriffe vom Verwertungsrecht beruht nun jowohl der römische 
als der heutige Begriff von Hypothef. Das Neht auf den Geldwert einer Sade ſetzt ein 
Recht auf Geld überhaupt voraus, und zwar ift diefes als foldhes das eigentlihe Haupt- 
recht; das Recht auf die Erlangung des Geldes dur Verkauf einer bejtimmten Sache fann 
immer nur ein Mittel zur Erlangung von Geld überhaupt, aljo zur Befriedigung und 
Sicherung diefes Hauptredhts fein. Ein Recht auf Geld überhaupt kann aber an ſich nur 
ein Necht genen eine Perfon fein, aljo ein Obligationsrecht; und infofern jest ein Ver— 
wertungsrecht an einer Sache wejentlich ftets ein Forderungsrecht gegen eine Perſon voraus, 
und feine Bedeutung iſt nur, die Nealifierung der Forderung durch die Sadje zu ſichern. 
Auf der einfachen rechtlichen Firierung und Durchführung diefes Verhältniffes, aljo eines 
prinzipalen perfönlichen Forderungsrechts und eines dinglichen Sicherungsrehts, beruht das 
römische Pfandrecht. Es iſt wefentlic ein dingliches Verkaufsrecht zur Sicherung einer Ob 
ligation, alfo weſentlich acceſſoriſch!, es kann nicht ohne Beziehung auf eine (gegenwärtige 
oder zufünftige) Obligation entjtehen, nicht über ihren Betrag gehen, nicht von ihr getrennt 
werden und muß infofern auch mit ihrer Aufhebung aufhören. In diefer letzten Beziehung 
iſt indeffen eine gewiffe Trennung möglih. Mit der eigentlichen Befriedigung der Haupt: 
forderung muß das P fandrecht zwar notwendig aufhören; infofern aber Obligationen auch 
ohne Befriedigung erlöfchen fünnen ($ 66), 3. B. durch Verjährung, kann das Pfandrecht 
gerade auch zur Sicherung hiergegen dienen. Dies ift ſchon im römifchen Rechte angenom- 
men. Danach fann das Pfandrecht bei Aufhebung einer Forderung ohne Befriedigung, na- 
mentlich bei Verjährung der Schuld, fortvauern (ob in allen Fällen oder nur einigen und 
welchen, iſt zweifelhaft), jo dak das Necht auf die Geldfumme gar nicht mehr ala perjön- 
liches Forderungsrecht eriftiert, fondern nur noch als das Recht, die Pfandjache zu verkaufen 
und das Geld auf die frühere Forderung hin zu behalten. Das deutſche Recht hat dieſe 
Möglichkeit namentlich in neuerer Zeit allgemeiner ausgebildet und darauf die Selbjtändig- 
feit der Hypothefen gegründet. Dieſe Selbftändigfeit, alſo die Begründung von Hypothek 


! Schott, Über die accefforiiche Natur des Pfandrechts, Jahrbb. für Dogmatit XV 1. 
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ohne Perfonalforderung, darf man fich nicht jo denen, als ob hier ein Necht auf die Ver- 
wertung und den Geldwert einer Sache entitände, ohne daß man zuvor durch perjönliche 
obligatorifhe Verhältnifje ein Necht auf die betreffende Geldfumme überhaupt befommen 
hätte. Es verfteht fih von felbjt, daß fein Eigentümer jemandem ein ernſtlich gemeintes 
Recht auf den Geldwert feiner Sache einräumt, wenn er ihm nit Geld jchuldig tft oder 
es ihm fchenfen will und infofern aud jchuldig ift. Inſofern entjteht auch bei uns feine 
Hypothek ohne Ubligation. Allein der Unterfhied ift, daß die Hypothek hier von dem 
perfönlichen Obligationsverhältnifje aanz abgelöjt und dem Gläubiger einfah das Recht 
gegeben wird, eine Sache zur Erlangung einer bejtimmten Geldfumme zu verfaufen, falls 
ihm der Befiser derjelben das Geld nicht unmittelbar giebt. Von dem Ubligationsverhält- 
niffe, das die Veranlafjung (causa) zu der Hypothek bildete, wird dieſe formell vollftändig 
getrennt, die perſönliche Haftung fann formell felbjtändig daneben bleiben, fie fann aber 
auch ganz durch die dingliche Haftung erfegt werden. Das Prinzip ijt daher, daß, wie aus 
einem Wechſel abſtrakt, d. h. ohne Nüdficht auf die causa, auf die Wechſelſumme geklagt 
werden fann, fo bei der Hypothek abjtraft, ohne Nüdficht auf die causa, auf die Realifie- 
rung der Hypothefenfumme geklagt werden kann, fie ift eine Art dinglicher Wechjel. An 
ſich werden natürlich Hypotheten ſowenig wie Wechſel ohne causa ausgeftellt. Nur in der 
Grleihterung des Verkehrs mit Wechſeln und Hypothefen durch ihre formelle Befreiung von 
der enusa liegt das praftifche Weſen beider. Deshalb kann das Gefeg auch die Berüd- 
fihtigung der causa und die Einreden daraus bei Hypotheken ebenjogut wie bei Wechſeln 
wenigjtens für den Fall zulafien, daß es fih um einen Streit zwifchen den urfprünglichen 
Parteien, und nicht um dritte Ceſſionare, handelt. Mit Necht hat indeſſen das preußiſche 
Geſetz über den Eigentumserwerb und die dinglihe Belaftung der Grundjtüde vom 5. Mai 
1872 dieſe fogenannten felbjtändigen Hypothefen von den eigentlihen Hypotheken getrennt 
und unterfcheidet bei Eintragung einer Summe Hypothef und Grundſchuld, je nachdem die 
Eintragung mit oder ohne Angabe des Schuldgrundes gejchieht. 

Kehrt man zum römischen Pfandrechte zurüd, fo iſt zu deſſen Beſtimmung noch folgender 
Zufag nötig. Das römische Necht hat ein Pfandrecht nicht nur an Sachen, jondern aud) 
an Rechten, wie Servituten!, Obligationen?, ja am Pfandrechte jelbjt wieder”. Dabei 
fann oder muß fogar die reale Verichaffung des Wertes mehrfah in anderer Weiſe als 
dur Verkauf geſchehen, 3. B. bei Obligationen durch ihre Einfaffierung. Es entjteht da- 
durd) die Frage, was der allgemeine, beide Arten umfafjende Begriff des Pfandredtes jei. 
Zwei Löfungen find verfucht, entweder das Pfandrecht an Sachen auf das an Rechten zu 
reduzieren oder umgekehrt das Pfandrecht an Rechten auf das an Saden. Das erjtere 
thut Bremer, indem er bei Sahen ein Pfandrecht am Cigentume, das letere Exner, 
indem er bei den Rechten ein indireftes oder eventuelles Pfandredt an den betreffenden 
Sachen, 3. B. den geiduldeten, annimmt. Die Römer haben eine folde theoretifche Einheit 
hier ſowenig geſucht wie beim Befige von Sachen und Rechten. An jih muß fie aber 
hier wie dort möglich fein. Wie fie aber beim faftifchen Befige in den Saden liegt, fo 
muß jie hier beim Rechte in den Nechten liegen. Allerdings haben an ſich die Sachen den 
Wert und nicht die Necdte, allein da man über den Wert der Sade nur vermöge des 
Rechts an ihr verfügen fann, fie nur verpfänden fann, wenn und fomweit man ein Recht an 
ihr hat, aljo das Necht des Verpfänders das Maß des Wertes, den er verpfänden kann, 
bejtimmt und der Pfandgläubiger auch immer nur das Recht des Verpfänders durd Verkauf 
übertragen fann, jo ift im Reſultate das, was der Eigentümer verpfändet, doch immer nur 
fein Recht an der Sache. Infofern ift das Pfandrecht im allgemeinen das Recht, fi den 
Geldwert fremder Vermögensrechte zur Befriedigung einer Forderung in rechtlicher Werfe zu 
verschaffen. 

Ein Uuafibefis ift bei dem Pfandrechte als folhem nicht möglich, weil es als Ver— 


! $oeppert, PVerpfändung der Grundgerecdhtigfeiten, im Archiv f. d. civilift. Praxis ALIX 
Nr. 12; Eifele daielbit LXV Nr. 3: Kohler a. a. O. 88 13 

> Dellwig, Die Berpfändung von ‚forderungen. 1883. 
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wertungsreht nur eine Ausübung hat und mit diefer erlifcht. Dagegen fann mit ihm zur 
Sicherung des Verfaufes ein dinglihes Recht auf die Detention der Sache verbunden werden, 
und dafür ift dann Uuafibefig möglich. Doch ift dies nicht römische Anfchauung, vielmehr 
bildet im römischen Nechte die Detention des Fauftpfandgläubigers einen Fall des foge- 
nannten abgeleiteten Sachenbejiges. 


8 44. Kritit des römifhen Pfandrechts. Kein Teil des römiſchen Nechts 
fteht bei feinen Gegnern jo in Verruf wie das Pfandrecht, und auch feine eifrigiten Ver— 
teidiger fönnen nicht umhin, hier bedeutende Mängel zuzugeftehen. Statt einer fpecielleren 
Daritellung des römischen Pfandrechts, wozu hier fein Raum ift, mögen daher die Gründe 
jeiner Mangelhaftigfeit und die Hauptunterfchieve gegen das heutige Recht hervorgehoben 
werben. 

Daß die römischen Juriften bei der Behandlung und Entwidlung des Pfandrechts den- 
ſelben Scharffinn und dieſelbe arandiofe Konfequenz entwidelt haben wie bei allen übrigen 
Teilen des Nechts, zeigt ein Blid in die wenigen Titel vom Pfandrechte in den Pandelten. 
Dennoch iſt es außer Zweifel, dab das römische Pfandrecht den eigentlichen Zwed alles 
Pfandrechts, Sicherung des Kredits, nicht erfüllt, im Gegenteil vollftändig verfehlt. In 
welhem Maße diefes der Fall war und wie wenig fchon die Römer jelber fi daraus ein 
Hehl machten, fieht man am deutlichiten aus den Beitimmungen Juftinians über die Bupillen- 
gelder, daß diefe womöglich zum Anfaufe von Grundjtüden verwendet werden ſollen, daß 
ſie aber auf Hypothek nur im Notfalle ausgethan, fonft lieber in den Kaften gelegt werden 
jollen. Es fragt fih, wie das mit der fonitigen Größe und namentlid der praktischen 
Richtung der römischen Jurisprudenz zu vereinigen ſei. Der Grund liegt zunächſt darin, 
daß fich der Zweck des Pfandrechts, Sicherheit des Nealfredits, überhaupt nicht durch bloße 
Wiſſenſchaft erreichen läßt, fondern nur durch öffentliche Einrichtungen von der Gejetgebung, 
und daß diefe die Wiffenfchaft beim Pfandrechte nicht unterftügt, fondern ihr vielmehr ent— 
gegengewirft hat. Die Wiſſenſchaft fonnte als foldhe nur eine einfache Entwidlung des’ 
Pfandvertrags als reinen Privatvertrags geben. Dies hat fie gethan und zwar mit der 
vollen gewohnten Meifterihaft. Allein jo vollfommen fie dabei die Nechte des Gläubigers 
entwidelte, jo lag es doch vollftändig außerhalb ihrer Macht, dem Gläubiger ein Mittel zu 
geben, wie er bei Annahme einer Verpfändung Kenntnis von den etwaigen früheren Ver: 
pfändungen der Sache befommen fünnte. Darin liegt nun aber natürlich gerade der Angel: 
punkt der ganzen Sicherheit alles Pfandweſens, daß man fiher das erjte Recht am Werte 
der Sache hat, daß man mwenigitens weiß, wieviel einem vorgeht. Diefe Kenntnis vermag 
die Wiffenfchaft nicht zu geben, und darum hatte das römische Pfandrecht von vornherein 
eine Züde, die fajt bei jedem Schritte der Entwidlung größer werden und zulegt den ganzen 
Zweck des Pfandrehts verjchlingen mußte. Die einfahe Entwidlung des Pfandbegriffs 
führte die Juriften notwendig zur Zulaffung von Generalhypothefen, von jtillichweigenden, 
von zukünftigen Hypothelken, — alles mußte die Möglichkeit der Kenntnis erſchweren. 
Natürlich gingen die Kaifer unbefangen auf dem Wege weiter, madten die Sache durd) 
Einführung einer Menge gejeslicher Pfandrechte noch ſchlimmer, und um nun die Folgen 
des mangelhaften Syſtems wenigftens von einzelnen bevorzugten Perſonen abzumenden, 
hoben fie auch den letzten Reſt von Sicherheit durch Erteilung weitgreifender Pfandprivilegien 
volljtändig auf. Die einzige zwedmäßige Beitimmung, die immerhin zur Milderung des 
Grundfehlers diente, war, wenigftens das Antedatieren der fpäteren Hypothefen zu verhindern 
oder unfchädlich zu machen durch Vorzug der öffentlihen Hypothefen vor den privaten. 

Wenn nun aber hiernach auch die Schuld an der Mangelhaftigfeit des römifchen 
Pfandrechts von den Juriſten auf die Kaiſer überzugehen jcheint, jo muß man doch wieder 
fragen, warum jene Feine befjere Gefeßgebung veranlaßt haben. Gerade die größten von 
ihnen jtanden ja den Kaiſern ganz nahe und hatten ja eigentlich die ganze Juſtiz und Ge- 
ſetzgebung in ihren Händen. Unzmweifelhaft wäre es für Männer wie Bapinian, Ulpian u. a. 
ein leichtes geweſen, ihre Kaifer zur Einführung von Hypothefenbüchern zu beitimmen. 
Warum haben fie es nicht getan? Dffenbar, weil ihnen felber gar nicht der Gedanfe 
daran fam. Dies aber beruht darauf, daß die ganze römische Nechtsbildung überhaupt nur 
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den abjtraft logiſchen und privatrechtlichen Standpunkt hat und alle höheren organischen 
Einrichtungen und Gejtaltungen des öffentlichen und jocialen Lebens feine Erfenntnis und 
Pflege darin finden. Die obige Grundbedingung aller Prandfiherheit, die Kenntnis der 
gefchehenen Verpfändungen einer Sache, fann der einzelne ſich nicht verichaffen, allein die 
Geſamtheit als folche, die bei der Ordnung und Sicherheit des Kredits interefjiert ift, kann 
und muß öffentlihe Einrichtungen treffen, wodurch dem einzelnen jene Kenntnis verichafft 
wird. Auf diefer Idee beruht das Inſtitut der Grundbücer, das die Baſis des heutigen 
Pfandweſens bildet, zu defjen Entwidlung man zwar auch Jahrhunderte gebraucht hat, 
dur das aber nun die Erreichung des Zmedes des Pfandrechts möglich gemadt iſt. Der 
Begriff des Pfandrechts an ſich iſt dadurch Fein anderer geworden als der römiſche (aud) 
in betreff der Selbjtändigfeit nicht), allein die ganze Ausführung hat dadurch eine jo total 
andere Gejtalt befommen, daß die römischen Beitimmungen im einzelnen doch nur in ge 
ringerem Maße noch verwendbar find. Eine genauere Befchreibung des Grundbuchſyſtems 
gehört nicht hierher, nur die Hauptunterfchiede des römischen und heutigen Pfandrechts jind 
nod hervorzuheben: 

1. Den Ausgang bildet die volljtändige Scheidung der Verpfändung von Mobilien 
und Immobilien. Offentlihe Bücher zur Erfennbarfeit der Hppothefen find natürlich bei 
beweglichen, alfo transportabeln, Sachen nicht möglid. Das einzige Mittel, um hier das 
Bedürfnis der Erfennbarkeit, das bei ihnen ebenfo befteht, zu befriedigen, ift die geſetzliche 
Beichränfung des Pfandrehts auf das Fauſtpfandrecht, d. h. das Pfandrecht mit Beſitz. 
Dies gilt für den Fall des Konkurfes ſchon jest als Reichsrecht (Reichs-Konkursordnung 
$ 40). Nur wer befigt, hat Pfandreht; wer den Beſitz hergiebt oder fonit verliert, kann 
wenigitens fein Pfandrecht gegen neue gutagläubige Pfandberechtigte nicht geltend machen. 
Die ganze Benusung von Mobilien zur Sicherftellung von Schulden wird dadurch zwar 
fehr befchränft, indefjen ſchadet das auch nicht viel, der Hauptfall bei uns, die Sicherſtellung 
durch Wertpapiere, bleibt doch ziemlich unbejchränft. 

2. Bei den Immobilien ift das Buchfyitem feite Grundlage; nur was im Bude jteht, 
gilt, und diefes nur nad der Zeit der Eintragung, das Buch aber enthält nur die zum 
Bezirke gehörigen Grundftüde. Damit find die römischen Generalhypothefen vollftändig be 
feitigt (Prinzip der Specialität), ebenfo die Legalhypothefen und noch mehr alle Privilegien, 
zugleih it dadurd die Selbjtändigfeit der Hypothef möglich gemacht. Da übrigens die 
römische Sicherjtellung mancher Obligationen durch Zegalhypotheten, 3. B. bei Pupillen und 
Ehefrauen, doch ihren guten Grund hatte, jo hat man dies foweit als möglich mit dem 
Buchſyſteme zu vereinigen gefucht durch aejesliche Erteilung von Pfandtiteln, d. h. Rechten 
auf Eintragung. 

3. Der Verkauf der Pfandſachen ift infofern wejentlid geändert, als er nicht mehr, 
wie in Nom, privatim vom Gläubiger, fondern nur öffentlid” vom Gerichte vorgenommen 
werden darf; auch find die übermäßigen Verzögerungen des römischen Rechts befeitigt, und 
die eventuelle Zufprechung des Eigentums an den Gläubiger, die in Nom nur vom Naifer 
geichehen fonnte, ijt den Gerichten überlaffen. 

4. Die Aufhebung der Buchhypothefen fann natürlih bei Zahlung oder fonitiger 
Tilgung der Schuld nicht mehr ipso inre eintreten, ſondern nur durch Löſchung der Hypo— 
thef im Buche, wozu die Tilgung der Schuld nur die causa bildet. 

5. Das Verhältnis der hintereinander jtehenden Hypothefen it ein anderes geworben. 
Die Römer mußten, da die Gläubiger die Vorhypotheken häufig nicht fannten, notwendig 
das Prinzip der möglichiten Aufbefjerung haben, aljo daß mit Aufhebung der eriten Hypo— 
thef von ſelbſt die zweite zur eriten wurde. Bei uns, wo jeder feine Torhypothefen genau 
fennt, iſt dazu fein Grund. Jede Hypothek nimmt vielmehr mit ihrer Summe eine feſte 
Stelle (loeus) in der Reihe der Anſprüche auf den Wert der Sade ein, und diefe Stelle wird 
durch das Ausfallen eines früheren, folange die Hypothek nicht gelöfcht ift, durchaus nicht 
geändert. Die Stelle des ausfallenden Anſpruchs wird wieder für den Eigentümer frei, der ſie 
beliebig frei laſſen oder zu neuer Schuld verwenden kann. Dadurch werden die Schwierig 
keiten der ſogenannten hypothekariſchen Succeſſion des römiſchen Rechts von ſelbſt beſeitigt!. 
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6. Aus der Feitigfeit der Pfanditellen ergiebt fi endlih die Ausdehnung der Hypo- 
thefen an eigener Sade. m allgemeinen fann man natürlich neben feinem Eigentume 
nicht auch noch eine Hypothek haben, d. h. neben dem allgemeinen Verwertungsrechte des 
Eigentümers nicht noch ein befonderes. Sobald indefjen Hypotheken da find und dem all- 
gemeinen Verwertungsrechte des Eigentümers vorgehen, jo kann diefer allerdings nun in 
der Neihe der Hypotheken an Stelle einer Hypothek und zu deren Betrage ein bejonderes 
Verwertungsreht haben, was dann aud als Hypothek aufgefaßt werden fann. Schon das 
römische Recht hat diefes zur Ausſchließung des Nachrüdens der Hypotheken, bei dem heutigen 
Spiteme der Feitigfeit der Pfandftellen fann jede freie Stelle als Hypothef für den Eigen- 
tümer behandelt werben !. 


B. Obligationenredt?. 


Allgemeiner Teil 
I. Allgemeine Natur. 


8 45. Der Begriff der DObligation ift im allgemeinen bereit? oben $ 14 
beitimmt. Die Obligationen find danach Berpflichtungsverhältniffe unter den Menfchen in 
Beziehung auf vermögensrechtlihe Handlungen, fogenannte Leiſtungen. Sie find ftets Ver- 
hältniffe zwifchen zwei Perſonen; der eine, der Gläubiger, hat das Recht auf die Handlung, 
fann jie fordern, der andere, der Schuldner, hat die Pflicht zu der Handlung, muß fie 
leiften. Obligationen find aljo Verpflichtungen ; aber nicht alle Verpflichtungen find Obli- 
gationen, auch nicht alle vermögensrechtlihen, fondern nur die, welche über die allgemeinen 
Verpflichtungen des Perfonen- und Sadenrehts hinaus durch bejondere Gründe entitehen. 
Die Piliht, fremde Perfon und fremdes Eigentum nicht zu verlegen, die Pflichten in Fa— 
milie und Staat jind mit den betreffenden Verhältniffen von jelbft gegeben ; jemandem Geld 
zu geben oder Dienjte zu leiften ijt niemand ohne bejonderen Grund verpflichtet. Man 
hat das Hauptgewicht auf den Vermögenswert der Handlungen legen wollen im Gegenfate 
zu den nicht pefuniär zu ſchätzenden Pflichten des Familienrechts. Allein man muß viel- 
mehr umgefehrt jagen, alle ſolche bejonderen Verpflichtungen müffen in Gelde erſetzt oder 
wenigitens gebüßt werden, wenn fie auch an jich feinen eigentlichen Geldwert haben. 

Das Obligationenrecht ſteht hiernach als rechtliche Herrſchaft über andere Menfchen neben 
dem Sachenrechte als der rechtlichen SHerrfchaft über die Natur. Aber in mwefentlich anderer 
Weiſe. Die Perfon mit ihrem Eigentume bildet den ruhigen, dauernden Zujtand des Rechts, 
den Zujtand des Nechtsgenuffes. Die Obligationen find das bewegliche Element im Rechte, 
das was den Verfehr unter den Menſchen vermittelt, d. h. den Austaufch der perfönlichen 
Kräfte und der Sahen gegeneinander und die Ausgleihung der Störungen im Nedte; fie 
bilden infofern die rechtliche Vermittelung für alles Erwerben, Veräußern, Herftellen, Erſetzen. 
Obligationen entjtehen nur, um erfüllt zu werden und damit aufzuhören, nicht für immer. 
Sie bilden daher die praftifhen Rechtsgründe (causae) für die Übertragung und Ein- 
räumung der dinglihen Rechte. Man hat fie daher iura ad rem genannt im Gegen- 
ja zu den iura in re, Indeſſen ift das an fi ohne Wert, und es wird ein fehler, wenn 


! Die gleiche Erjcheinung der „Nechte an eigner Sade* hat auch bei andern Verhältniſſen als 
möglich nachgewieſen G. Hartmann, Jahrbb. für Dogmatit XVII Wr. 2. 

2Unterholzner, Lehre des römischen Rechts von den Schuldverhältniffen. 2 Bode. 1840: 
v. Savigny, Tas Dbligationenreht. 2 Bde. 1851. 53 (nur der Anfang des allgemeinen Teils); 
GC. F. Koch, Das Recht der Forderungen nad gem. und preuß. Net. 3 Bde. 2. Aufl. 1858; Kuntze, 
Die Obligationen im römischen und heutigen Recht. 1886: Ryd, Die Lehre von den Schuldverhält 
—— Ey a Teil. 1853—89; Hafenöhri, Das öfterreichiiche Obligationenrecht. I und II ı. 
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man daraus für das Recht auf die Sade jchon in der Obligation felbit ein dingliches 
Element ableitet. 

Das Wefen der Obligation! befteht daher näher beftimmt darin, daß fie nur „iuris 
vinenlum“, redhtlihes Band von Perfon zu Perſon ift. Der Gläubiger befommt zwar 
eine Herrſchaft über den Schuldner, aber nur eine ideelle über feinen Willen; der Schuldner 
bleibt frei und iſt nur in feinem Willen rechtlich gebunden; der Gläubiger befommt ein 
unmittelbares Recht weder über die Perfon noch über die Sache des Schuldners, er kann 
nur fordern, daß geleiftet werde, die Erfüllung annehmen und nötigen Falls darauf Klagen, 
nie aber den Schuldner direft zwingen oder ein unmittelbares Recht an der Sache in An— 
ſpruch nehmen. Auch hat er das Recht der Forderung nur gegen den Schuldner jelbit; 
dritte Perſonen berührt die Obligation als ſolche nicht, fie fönnen weder daraus verklagt 
werden, auch wenn fie die geichuldete Sache etwa befommen haben, noch fi in die Obli- 
gation vechtlih einmifhen. Nicht zu verwechjeln damit ift, daß eine Obligation auf einer 
Sache ruhen oder für jeden Befiger derfelben neu entjtehen kann (obligatio und actio in 
rem seripta). Die perfönliche Beziehung der Obligation ift nad römischer Auffaffung To 
wefentlich, daß auch Übergang derſelben auf andere, aktiv und paffiv, Gejfion und Schuld— 
übernahme, nicht direft möglich ift. (Wal. unten $$ 64. 65.) 

Auf diefer Natur der Obligation, als Forderung auf Erfüllung, beruht endlich aud), 
daß bei der reinen Obligation als folder fein Befis möglich iſt. Nur wenn ein Obli- 
gationsverhältnis auf eine in fi einige, dauernde Verpflichtung des Schuldners mit 
dauernder oder ſich wiederholender Ausübung geht, fann die faktiſche Ausübung als dauernde 
faftifche Herrſchaft aufgefaßt werben und fomit einen Uuafibefit begründen. Dies iſt aber 
nur möglich, wenn die Obligation in einem dauernden dinglichen oder perfonenredhtlichen 
BVerhältnifje ihren Grund hat, wie bei Neallaften und Obligationen aus Staats-, Kirchen-, 
Gemeinde- und Korporationsverhältnifien. Dann ift nicht die einzelne Pflicht, ſondern die 
dauernde Pflichtigfeit der Sache, Kirche, Gemeinde u. ſ. w. der Anhalt des Befites. Bei 
vein perfönlichen Obligationen, aud auf längere Zeit, wie Miete und Darlehn, ift dies nicht. 
Hier ruht jede einzelne Erfüllung unmittelbar auf dem Verfpreden als causa und ift Daher 
nicht Ausdrud und Ausübung einer felbftändigen dauernden Pflichtigfeit. Im römiſchen 
Rechte findet fih daher auch überhaupt feine Anwendung des Befiges bei Obligationen, da 
ihm die bezeichneten Verhältnifje ganz fremd waren. Im Mittelalter ift dagegen jene An- 
wendung des Befiges, und zwar mit der vollen Übertragung der Beſitzklagen vom Sad)- 
befige, ſchon früh vollitändig feit hergebradht und bis in die Gegenwart erhalten. Doch iſt 
dabei die Grenze zu den reinen Obligationen im allgemeinen, wenn auch mit Schwankungen, 
jtets eingehalten. 

Überhaupt ift der ganze Begriff der Obligation im römifchen Nechte zwar mit einer 
wunderbaren Konſequenz troß der ungeheuren Reichhaltigfeit der Entwidlung durchgeführt, 
aber auch mit einem gewiſſen einfeitigen juriſtiſchen Nigorismus in betreff feiner Grund: 
elemente. Es iſt eine anerfannte Thatſache, daß die Neception des römischen Rechts bei 
uns in feinem Teile des Rechts jo vollftändig wie gerade im Obligationenrechte geſchehen 
it. Der Grund ift leicht zu erfennen. Das Obligationenrecht beruht mehr wie das Sachen— 
recht, namentlich beim Grundbefige, auf abjtraft logiſchen Elementen, der freien Willens- 
vereinigung, der Nechtsverlegung u. a., und eine verftändige und reichhaltige Entwidlung 
diefer Elemente wird daher leichter als anderwärts einen univerfalen Charakter bekommen. 
Eine ſolche Entwidlung bietet das römische Necht, namentlich bei den Verträgen, dur eine 
angemefjene Verbindung der formellen Nechtsitrenge mit den Anforderungen der bona fides 
und außerdem befonders in der meifterhaften Erfafjung und Durchführung der nichtkontraft- 
lien Ibligationen, der Kondiftionen u. f. w. Die römifchen Nefultate haben hier vielfach 
nicht nur eine gewiſſe allgemeingültige Zwedmäßigfeit, ſondern geradezu eine abjolute lo- 
giſche Notwendigkeit. Dabei ift nun aber von Anfang bis zu Ende die Idee des „recht: 


_ Brinz in Grünbuts Zeitichrift f. Privatrecht I Nr. 2; Hartmann, Die Obligation. 1875; 
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lihen Bandes” von Perfon zu Perſon mit formaliftifcher Zähigfeit feitgehalten. Die 
deutjche, befonders die moderne, Auffafjung fieht mehr auf den ökonomiſchen Zwed und das 
praftiihe Refultat der Obligation. Die Obligation giebt, wenigitend wenn fie auf Saden, 
befonders Geld, geht, dem Gläubiger das Necht auf Werte. Von diefem Standpunkte aus 
ift es aber ziemlich gleichgültig, ſowohl welche Perſon die Schuld zahlt, als welche Person 
das Necht darauf hat oder befommt. Die Dbligation ift in ihrem Inhalte ein objektiv 
fejter, aftiver oder pafjiver Vermögensteil, für den es als foldhen gleichgültig iſt, welche 
Perſon ſubjektiv, aktiv oder paſſiv, dabei beteiligt it. Dies kann nicht jo aufgefaßt werden, 
als ob Forderung und Schuld im Deutjhen etwas an fi) anderes wären mie die 
Obligation, etwa der „ſachliche Niederſchlag des perfönlichen Verhältniffes” !, denn das 
eine fann nie ohne das andere jein. Der Unterfchied tft nur, daß die moderne Anfchauung 
das fachliche und perfönlihe Element in der Obligation in der Weiſe felbftändig denkt, daß 
fie nur eine Perſon überhaupt fordert, aber auf die Individualität fein Gewicht 
legt, an einem Wechſel der Perfon daher feinen Anſtoß nimmt. Dem Römer ift die 
Perſon die Hauptfahe, die Obligation nur Attribut, ſubjektive Berechtigung oder Ver— 
pflihtung der Perſon. Wir dagegen jehen die Obligation als objeftives Verhältnis an, 
welches verfchievene Perſonen als ſubjektive Träger haben fann, ohne jeine rechtliche Natur 
an fich zu verändern. Daraus erflärt fich die Abweichung des deutſchen Nechts vom rö- 
mifchen bei den Nealobligationen, Inhaberpapieren, Stellvertretung, Verträgen für Dritte, 
Ceſſion und Schulvübernahme. 


8 46. Civil- und Naturalobligationen? werden im römischen Necht unterfchieden, 
d. h. vollflommene Obligationen, deren Erfüllung durch Klage erzwungen werden fann, und 
unvollfommene, aus denen nicht geflagt werben fann, die aber die übrigen Wirkungen der 
Obligationen oder wenigjtens einzelne davon haben; ihre Zahlung gilt als rechtliche Er- 
füllung, ift daher, wenn fie mit Bewußtjein gefchieht, feine Schenfung und begründet, wenn 
fie im Irrtume gefchieht, feine eondietio indebiti, fie fönnen daher auch durd Pfand und 
Bürgen gefihert, durch Konftitut und Novation erneut werden. Die neueren Gejegbücher 
haben dieſen Begriff als foldhen verworfen, ſich aber doch auch nicht ganz von ihm los- 
machen fönnen. Die Grenze zwifchen der eigentlichen Elagbaren Obligation und anderen 
Verpflichtungen ift nicht jo fcharf, wie es leicht Scheint. Schon bei rein moraliſchen Pflichten, 
wenn fie nur feſt bejtimmbar find, liegt e8 oft nahe, eine gewiſſe rechtliche Wirkung anzu- 
nehmen, weniaftens die condietio indebiti auszuſchließen. Noch mehr bei joldhen Pflichten, 
die eigentlich vollftändig auf dem gewöhnlichen Nechtsboden jtehen und nur durch befondere 
pofitive Gefege für ungültig erklärt find, wie 3. B. Verträge ohne die geſetzliche Form, 
verjährte Schulden, verbotene Spiel- und Zinsverträge u. dal. Die Erfüllung folder 
Pflichten gilt im Leben meiftens als Ehrenſache, die Erfüllung nit als Schenkung, fondern 
als rechtlihe Zahlung, die Rüdforderung wegen Jrrtums ald unanftändig. Natürlich kann 
das Geſetz dieſes alles unbeachtet laſſen und bei der Alternative „volle Wirkung oder gar 
feine“ jtehen bleiben. Allein fo ſehr die Theorie auch ſolche abjtrafte fcharfe Gegenſätze 
liebt, jo gern läßt die Praris ſich auf die fonfreten Mittelftufen ein. Daraus ift auch die 
römische Naturalobligation hervorgegangen. 

Man hat dabei aber die Fälle zu unterfcheiden, wo fittlichen Pflichten eine gewiſſe 
rechtliche Kraft beigelegt ift, und die, wo rechtlichen Pflichten die volle rechtliche Kraft ge- 
nommen, aber eine gemwifje geringere gelaffen ift. Beide Fälle nähern fich einander von 
unten und von oben, ohne aber zufammenzufallen,; nur die leßteren find die eigentlichen 
Naturalobligationen, die erfteren bilden gar feine feiten Kategorieen, fie bejtehen nur darin, 
daß in einzelnen Fällen die bewußte Erfüllung einer ſittlichen Pflicht nicht als Schenkung 
behandelt wird und in anderen die irrtümliche Erfüllung feine eondietio indebiti begründet. 
Das eritere ift 3. B. bei Ehegatten, die einander Legate über die Falcidia zahlen, das 


ı &o Delbrüd, Die Übernahme fremder Schulden. 1853. S. 10. 
? Schwanert, Die Naturalobligation des römiihen Rechts. 1861; Scheurl, Die römiiche 
Naturalobligation, in den Jahrbb. für Dogmatit VII Nr. 6. 
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(egtere, wenn eine Ehefrau ſich für dotalpflichtig Hält. Weitere Wirkungen haben dieſe 
Pflichten nicht. Die eigentlihen Naturalobligationen find gewöhnliche civile Obligationen, 
denen nur aus irgend einem Grunde die Klagbarkeit fehlt, ohne daß fie für völlig ungültig und 
wirfungslos erflärt find. Bei ihnen müſſen alle obigen Wirkungen eintreten, fofern nicht 
befondere weitere Gegengründe da find. Wann nun aber bei Obligationen Klaglojigfeit ohne 
volle Ungültigfeit eintrete, ift von den Römern leider nicht prinzipiell feitgejtellt und daher 
bei uns jehr ftreitig, was für die praftifche Bedeutung des ganzen Beariffs fehr hinderlich 
ift. Man fann nur fagen, daß Obligationen, die als unfittlih oder unbillig unflagbar 
find, ſtets völlig ungültig find, alſo auch nicht als Naturalobligationen gelten; wenn die 
Klagbarkeit dagegen nur aus Gründen der Zweckmäßigkeit oder des formellen Rechts fehlt, 
jo iit Naturalobligation zwar möglih, aber doch von den fonfreten Abfichten der Geſetze 
abhängig. Danach ift unzweifelhaft feine Naturalobligation bei verbotenen Spielen, Zinfen 
und Schenkungen, bei Zwang und Betrug, Bürgichaften der Weiber u. a.; umgekehrt tritt 
unzweifelhaft Naturalobligation ein bei allen Obligationen der Sklaven, bei denen der 
Haustinder gegen den Vater, bei Geldvarlehen der Hausfinder, zum Teil bei formlofen 
Verträgen, beichränft bei Verträgen der Unmündigen über jieben Jahre. Zweifelhaft oder 
wenigftens jtreitig find Verjährung, ungerechtes Urteil, verbotene Selbithülfe, verbotene 
Geifion u. a. 


11. Die Subjelte der Obligation, 


8 47. Zu einer jeden Obligation gehören weſentlich ſtets wenigitens zwei Per— 
fonen oder Parteien, eine berechtigte und eine verpflichtete, "Gläubiger und Schuldner. 
Indeſſen können auf beiden Zeiten aud mehrere Perſonen ſtehen und an der Obli: 
gation aftiv oder paſſiv beteiligt ſein. Das Verhältnis iſt hier aber weſentlich 
anders als beim Cigentum. Bei diefem iſt nur partiales Miteigentum möglich, ſolidares 
unmöglih, bier kann umgekehrt die Mitbeteiligung nur folidar fein, nicht aud 
partial. Denn wenn eine Obligation den Teilhabern nur partial zuiteht oder obliegt, 
jo daß jeder nur einen Teil zu fordern bezw. zu zahlen hat, fo fallen die Teile damit 
rechtlih überhaupt ganz auseinander, es ift der Sade nad gar nicht mehr eine Obli- 
aation mit mehreren Teilnehmern vorhanden, jondern eine Mehrheit von Obligationen, die 
nur durch einen gemeinfamen Entitehungsgrund verbunden find. Ob die Teilung von An— 
fang war oder erjt fpäter durch Beerbung oder fonit eintritt, ift gleichgültig. Wirkliche 
Mitbeteiligung an einer Obligation ift nur bei folidarer Beteiligung, d. h. wenn mehrere 
Berfonen auf diefelbe Sache oder Summe jo berechtigt oder verpflichtet find, daß jeder fie 
ganz fordern kann oder ganz zahlen muß, fie aber im Refultate nur einmal gezahlt 
werden fol, daher mit der Zahlung an einen oder von einem die Obligation für alle 
von ſelbſt aufhört. Ein folhes Verhältnis ift durch die rein ideelle Natur der Obligation 
möglich und hat praftifh in der Sicherung und Bequemlichkeit des Gläubigers jeinen 
auten Zweck, indefjen ift es immer eine Steigerung der Verpflichtung der Schuldner, und 
mit Necht hat daher das römische Necht das Prinzip, daß Partialität die Regel bilde, 
Solidarität nur ausnahmsweife bei bejonderer Begründung eintrete, im Zweifel alfo Ge- 
teiltheit anzunehmen fei, aktiv wie pafitw und bei der Begründung wie bei der Vererbung 
(nomina ipso iure divisa sunt). 

Die ſolidare Berechtigung oder Verpflichtung bildet nun aber feineswegs ein felbitän- 
diges, ſtets gleiches Nechtsverhältnis bei den Obligationen, vielmehr fann fie in verſchiedenen, 
nah Grund und Zwed weſentlich getrennten Geftaltungen auftreten: 

1. als jolidare Beteiligung mehrerer Perſonen an einer Obligation. Cine folde ift 
möglich durch Vertretung, Bürgſchaft und Gemeinſchaft, aljo: 

a. direlt und indireft, d. b. fo, daß nur eine Perfon die Obligation direkt fontrahiert, 
aber ihre Übligation wegen irgend eines Vertretungsverhältnifjes indireft aud für eine 
andere wirkſam tft, jo nach römischen Nechte bei procnrator und «dominns, Hausfind und 
Vater durch die actiones adieetitiae qualitatis: 

b. prinzipal und accefjorifch, d. h. fo, daß zwar beide direkt fontrahieren, aber nur Die 
eine prinzipal, die andere bloß acceſſoriſch, ſo beim Hauptfchuldner und Bürgen ; 
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e. für alle gleichmäßig direft und prinzipal, d. h. fo, daß ein in ſich einiges Obli- 
gationsverhältnis von mehreren gleihmäßig direkt und prinzipal fontrahiert wird, aktiv oder 
paffiv, aber nicht mit Geteiltheit der Obligation, fondern mit der befonderen Beſtimmung 
(dur Vertrag, Teftament, Geſetz) der Solidarität, fo daß aljo namentlich bei Verträgen 
objektiv genommen nur ein Vertrag, ein Kauf, ein Darlehen geſchloſſen wird, aber jeder 
Teilnehmer ihn ſubjektiv ſolidariſch auf fih nimmt, alfo fo behandelt werben foll, wie wenn 
er ihn allein gefchlofjen hätte. Solche gleihmäßig ſolidariſche con-rei unius obligationis 
heißen correi. 

2. als Mehrheit von an fich jelbftändigen Obligationen, die aber auf denjelben Gegen- 
Itand gehen und deshalb durd Erfüllung einander aufheben. Solche Obligationen entjtehen 
bei felbitändigen getrennten Verfprechen auf denfelben Gegenftand, 3. B. auf eine fremde 
Schuld, einen gefürchteten Schaden, Ausführung eines Mandats, ferner bei gemeinfchaftlichen 
Deliften (weil die eulpa an ſich felbjtändig und Verabredung darüber ungültig ift), bei 
unteilbaren Objeften. 

Alle die hier unterfchiedenen Berhältniffe haben im Leben eine ganz verfchievene praf- 
tiſche Stellung und Bedeutung. Sie find daher in Nom felbftändig und ohne Verbindung 
miteinander entitanden und ausgebildet und nie unter einen gemeinfamen Begriff und Namen 
vereinigt, ebenfowenig hat man gemeinfame Grundſätze für fie aufgeftellt, höchſtens Vergleiche 
gemacht. Die Abftraftionsmethode der modernen Theorie hat num aber geglaubt, alle die 
Fälle unter einen Begriff und ein Prinzip bringen zu müffen. Früher erklärte man jie 
alle für Korrealobligationen, feit Nibbentrop! unterjcheivet man wenigjtens die Fälle 
der Einheit und Mehrheit der Obligationen. Dagegen werden die indirefte und die accef- 
forifche Beteiligung noch jegt meiftens zur Korrealobligation geredinet, obgleich die Nömer 
namentlich die Bürgen von den correi ausdrüdlich und ſcharf ſcheiden und durch die Ver- 
einigung beider die Korrealobligation aus einem fonfreten realen Verhältniffe zu einem ab- 
jtraften doftrinären Charakter verflüchtigt wird. Umgekehrt hat man in neuerer Zeit wieder 
die Scheidung von Einheit und Mehrheit der Obligationen angegriffen, weil Obligation 
Verpflichtung einer Perfon fei und folglid, wenn mehrere Perfonen verpflichtet feien, not- 
wendig auch mehrere Verpflichtungen da fein müßten. Dabei it das fubjeftive Verpflichtet- 
jein mit dem objektiven Obligationsverhältniffe verwechjelt und überjehen, daß der Beitand 
der Obligationen nicht bloß auf Subjekt und Objekt beruht, fondern wefentlih auch auf 
ihrer enusa. Danad) muß es, wenn mehrere Subjefte auf ein Objekt verpflichtet werden, 
einen wejentlichen Unterſchied machen, ob ihre Verpflichtungen auf einer oder auf ver: 
ſchiedenen causae beruhen. Im erjteren Falle begründet die Einheit des Objekts und der 
causa auc objektive Einheit der Obligation neben der Mehrheit der Subjefte und ihrer 
Verpflichtung, im zweiten ijt einfache Mehrheit von Obligationen auf ein Objelt. Im 
erjteren Falle fann man daher einfach nebeneinander objektiv von einer gemeinfamen Obli- 
gation und fubjeftiv von den verfchiedenen Obligationen der einzelnen Teilnehmer fprechen, 
wie die Nömer dies aud ganz unbefangen thun, und in der einen Beziehung von der 
„una* und „communis obligatio* mit ihren „plures partieipes® oder „rei“ reden, in 
der andern von der „propria eniusque obligatio* und den „plures species obligatio- 
num“. Darin liegt weder ein Widerfpruh, noch darf man die eine oder andere Art der 
Ausiprühe für die hauptfächliche erklären. 

Die Frage ift nur, wie eine Einheit der causa für mehrere Subjefte möglih ift, da 
dod niemand ohne einen eigenen Grund verpflichtet oder berechtigt werden fann, aljo bei 
gemeinfchaftlihen Verträgen nicht ohne eigene Stipulation oder Promiſſion? Die Antwort 
it, dab Teilnahme mehrerer an einer causa infoweit möglich ift, als diefelbe vom Willen 
der Kontrahenten oder eines Teftierers oder des Geſetzes abhängig ift. Inſoweit kann joli- 
darifche Beziehung auf mehrere durch befondere Beitimmung bewirkt werden. Bei Verträgen 
ift dies der Fall, wenn nicht jeder für fi) ohne Beziehung auf die anderen einen Vertrag 
ichließt, ein Verfprechen giebt, fondern alle zufammen nur einen Vertrag abjchließen, den 
jeder folidarisch auf fi nimmt. Dadurch werden die Einzel-causae der einzelnen zu einer 

! Zur Lehre von der Korrealobligation. 1831. 

v. Holgendorff, Eneytlopädie. J. 5. Aufl. 32 
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Geſamt-causa aller vereinigt. Bei der römischen Stipulation mußte dies auch formell durch 
Berfchlingung der einzelnen Stipulationen zu einer gemeinſchaftlichen vermittelt werden. 
Bei freien Verträgen genügt ausdrüdlic freie Übereinkunft. Das Verhältnis, in welchem 
die correi zueinander jtehen und welches fie zu der gemeinfamen Obligation veranlaft, (ob 
Societät oder Unterftügung eines von ihnen u. a.) ift für die Korrealität an ſich und das 
Verhältnis zur Gegenpartei völlig gleichgültig und bejtimmt nur die etwaige Ausgleichung 
nad der Zahlung. 

Der Unterfhied der Korrealobligation von der Solidarobligation, d. h. von den ein- 
fach folidaren Obligationen, befteht daher in folgendem: Die Korrealobligation ift wejentlich 
gemeinfame („communis“) Obligation, bei der eigentlih Teilung ſtattfände, dieſe aber 
dur befondere Beitimmung ausgefhloffen und Solidarität begründet if. Bei den einfach 
folivaren Obligationen it dagegen rechtlich nichts gemeinfam als das Objekt; jede Obli- 
gation ift felbitändig und geht für ſich, wie jede Obligation, natürlich ſolidariſch auf ihr 
Objekt; man würde von der Solidarität bei ihr gar nicht befonders ſprechen, wenn nicht 
andere Obligationen auf denfelben Gegenjtand neben ihr ftänden; nur dadurch entiteht die 
Frage, ob nicht Teilung eintrete, und nur durch deren Abweiſung erſcheint die Solidarität 
als etwas Eigentümliches. Bei der Korrealobligation wird alſo die Partialität zur Soli: 
darität erhoben, bei den einfach jolivaren wird die Solidarität nicht zur Vartialität herunter: 
gelebt. 

Die ganze Unterfcheidung iſt hiernach Feine fünftliche, hyperfubtile, fondern eine, Die 
fih aus der Natur der praftiichen Verhältnifje ganz von felbft ergiebt. Man muß die Be- 
griffe nur nicht rüdwärts aus den römischen Wirkungen abjtrahieren, jondern genetisch aus 
den Lebensverhältniffen felber heraus fonjtruieren. Die Wirkungen ergeben ſich dann von 
ſelbſt. Daß felbitändige Obligationen, wenn fie auch auf denfelben Gegenftand gehen, doc 
unabhängig nebeneinander jtehen und im allgemeinen, außer der Löſung durch Erfüllung, 
feinen Einfluß aufeinander ausüben, ift ganz natürlih; dagegen iſt bei gemeinſchaftlichen 
ſolidaren Verträgen ein gegenfeitiger Einfluß aud außer der Erfüllung bei Verjährung, Er: 
laß, eulpa, Litispendenz, Eid, Urteil ftets notwendig oder wenigftens möglich, und nament- 
lich kann eine Einrede der Teilung hier wegen der Gemeinfchaft mitunter eine gewiſſe Billig: 
feit für fih haben, 
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$ 48. Gegenstand der Dbligation ift hintereinander der Schuldner, fein Wille, 
feine Handlung, der inhalt der Handlung, die Sade, worauf fie fich bezieht, der Erfolg, 
den fie bewirken fol. Im allgemeinen können alle denkbaren Handlungen zum Gegenjtand 
von Obligationen durch Vertrag oder Teftament gemacht werden ; erforderlich ift mur: 

1. daß fie möglid find, phyſiſch und rechtlich, d. h. aber nur objektiv, wenn auch nicht 
fubjeftiv für den Schuldner; 

2. daß fie erlaubt find, vechtlih und fittlih; umfittliche Verträge find ipso iure 
nichtig; 

3. daß ſie dem Gläubiger ein Intereſſe gewähren. Dies iſt Konſequenz des allge— 
meinen Rechtsbegriffs (5 13). Daß das Intereſſe ein pekuniäres fein müſſe, it nicht nötig, 
Annehmlichkeiten, ſelbſt bloße Affektionen, können jedenfalls Recht und Klage begründen ; 
ob fie auch in Gelde abaefhätt werden Fünnen, ift eine andere Frage?. 
I Die Yitteratur über die Korrealobligationen tft jeit der Schrift von Nibbentrop fehr reich- 
haltia. Die neueiten Schriften find: Mages, Die Gefamtichuldverhältnifie des öjterreichiichen 
Rechts. 1872: Brinz, Zur Lehre von der Korrealobligation. 1873 (auch in der Krit. Bierteliahrs- 
ſchriit XIV D: Czyhlarz in Grünhuts Zeitichr. II Ar. 2; Unger, Jahrbb. f. Dogm. XXI Nr. 2 
und XXIII Ne. 3: Hölder, Zwei Abhandlungen aus dem römiſchen Hechte, Keitichrift für Scheurl. 
1884 u. im Nrdiv f. d. ciwilift. Braris LXIX Nr. 4: Waldner, Die lorreale Solidarität. 1885; 
%. Hartmann, Korreal- und Zolidarobligationen (Ztichr. f. ſchweiz. Recht N. F. VI 113). 1386; 
Mitteis in Grünhuts Zeitichr. XIV Wr. 9: Runge, Die Obligationen im römilchen und heut. 
Recht SS 3240, 

? Tiefe Yoslöfung der Obligation von der Berichung zum Vermögen ift in neuerer Zeit man— 
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Der Gegenftand der Obligation braucht nicht von vornherein fpeciell beitimmt zu fein, 
es genügt generifche, alternative, kollektive, begriffliche Bejtimmtheit. Nötig ift nur, daß 
Dafein, Inhalt und Umfang nicht mehr von der reinen Willfür des Schuldners abhängen, 
fondern irgend ein rechtlicher Anhalt da ift, um eine Entjcheidung auch wider feinen Willen 
herbeizuführen, mag übrigens die Beitimmung von ihm felbjt oder dem Gläubiger over 
einem Dritten oder dem Richter oder dem reinen Zufalle ausgehen. Iſt aber der Eintritt 
der Entſcheidung überhaupt noch zweifelhaft, wie bei Entſcheidung durch Dritte oder Zufall, 
fo gilt die Obligation als bedingte. Bei gemerifcher und alternativer Obligation hat in 
der Regel der Schuldner das Wahlrecht, nur bei Legaten in der Regel der Yegatar. 


$ 49. Schadenerſatz und Zinfen. Als bejondere begrifflih und ökonomiſch 
bejtimmte Arten von, Obligationsinhalt mit allgemeinerer Bedeutung find hier Schaden: 
erfat und Zinfen hervorzuheben. 

1. Schadenerjaß ift der allgemeinfte Gegenftand von Obligationen. Die Pflicht 
zu feiner Leiſtung fann aus den verfchiedenften Obligationsgründen hervorgehen, Vertrag, 
Delift, Tejtament, Geſetz; er fann jelbjtändig und accefjorifch gefhuldet werden und even- 
tuell möglicherweife bei allen Obligationen an die Stelle der unmittelbaren Naturalleiftung 
treten. 

Unter Schaden verjteht das römische und heutige gemeine Recht nur Vermögensnad): 
teil, fei es pofitiv Verringerung des vorhandenen Vermögens (damnum emergens) oder 
negativ Nichterlangung neuen Vermögens (luerum cessans). Schadenerfag ift daher nur 
die Ausgleihung diefes Nachteils in Gelde, die Herftellung des Vermögensbeitandes, den 
man ohne die jchadende Thatjache gehabt haben würde, die Zahlung der Differenz zwiſchen 
dem wirklichen Vermögen und dem, was man ohne die Thatſache haben würde. Der Scha- 
denerſatz beträgt alfo ſoviel, als dem Beſchädigten vermögensrechtlich daran gelegen ift, daß 
die Thatjache nicht eingetreten wäre, das fogenannte Intereſſe! (omne quod interest). Alle 
Verlegungen des Körpers, der Ehre, der Affektion, Entziehung von Annehmlichkeiten, geijti- 
gen und anderen Genüfjen u. dgl. gelten nicht als Schaden, begründen daher (abgejehen 
von mittelbar bewirftem Vermögensſchaden, wie Kurfoften u. dgl.) fein Recht auf Schaden- 
erſatz, jondern höchſtens auf Strafe, diefes aber gefeglih nur vom Standpunkt der Anjurie 
und des Schmerzensgeldes, jonjt nur bei vorheriger Vereinbarung oder richterlicher Androhung. 
Es ift dies eigentlich nicht gerechtfertigt. Denn der obige Begriff von nterefje als Ver— 
mögensdifferenz paßt darauf zwar nicht; allein alles Vermögen ift nur Mittel für den Ge- 
nuß, und wenn daher für die Entjiehung der Mittel zum Genufje Erjat gegeben werden 
muß, jo ift nicht abzufehen, warum nicht auch für die direkte Schädigung des Genufjes 
Entihädigung duch Verſchaffung der Mittel für anderen Genuß eintreten joll. Die fran- 
zöſiſche Praris zweifelt nicht daran?, und aud das Schmerzensgeld der Carolina ift eigent: 
lich nicht Strafe, fondern „Ergeung” für „Schmach und Schmerzen”. Wenigjtens im alle 


nigfach verteidigt worden, bejonders von Jhering anläßlich des Nechtsfalls der fchweizerifchen 
Säubahn in den Jahrbb. f. Dogmatit XVII 1. Auch der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs 
$ 206 nimmt fie an. Allein fie verflüchtigt den Begriff der Obligation und führt zu unabjehbaren 
Konjequenzen, die auch nicht dadurd zu umgehen find, daß man dem Richter die Aufgabe zumeiit, 
Forderungen, welche nicht zur Dedung eines vernünftigen, ſchutzwürdigen Intereſſes eingeräumt 
eien, zu verwerfen. ©. Hartmann, Die Obligation ©. 54. 55: Meili, Zeitſchr. f. Handelsrecht 
XXIV 362 ff.; Yaband, Archiv für die eiviliſt. Kraxis LXXIII 171 ff. Man muß vielmehr die Be— 
ihränfung fejthalten, daß eine Obligation nur auf derartige Yeiftungen eingegangen werden fann, 
welche, wenn jie auch das Vermögen des Gläubigers nicht vermehren, doc im Verkehr für Geld zu 
haben und daher einer Schäßung fähig find, jo daß ihr Wert für den Gläubiger in der Erjparung 
einer anderweitigen Geldaufwendung win Darüber hinaus mag der Gläubiger ſich durch Kon— 
ventionalftrafen jihern. Bal. unten ; 49; Dernburg, Bandelten II H 17; Wendt, Pandekten 
$ 186; aud ©. Hartmann, Archiv für die civilift. Praris LXXIII 370 ff. . 

ı Fr. Mommſen, Zur Lehre vom Intereſſe (Beitr. zum Obl-R. Bd. IN). 1855; Cohnfeldt, 
Die Lehre vom nterefie. 1865. 

® Val. Zink, Über die Ermittelung des Sachverhalts im franzöfiichen Civilprozeſſe. 2 Bode. 
1360; ©. Lehmann, Der Notjtand des Schädenprozeiies. 1865. 
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von Beleidigungen und Körperverlegungen können jetzt bei der durch das Neichsftrafgefegbuch 
‚eingeführten Buße! jene Rüdfihten mit in Anfchlag gebracht werden ?. 

Bei der Beſtimmung des Intereſſes fommt aller Nachteil in Betraht, der mit ber 
ſchadenden Thatſache im Kaufalnerus fteht, alfo ohne fie nicht eingetreten wäre, mag er 
direfte oder indirefte, notwendige oder zufällige Folge fein, mochte ihn der Thäter voraus: 
fehen können oder nicht, der Beichädigte ihn abwenden können oder nicht; nur die weiteren 
mittelbaren Folgen muß diefer, wenn er kann, abwenden. Als entzogener Gewinn gilt aber 
nicht ſchon der bloß mögliche, fondern nur der nach den fonfreten Umftänden ficher zu er- 
wartende. Die Schätzung muß den allgemeinen Wert der Dinge (pretium commune) zu 
Grunde legen, dann aber auch das befondere Intereſſe des Befchädigten nad) feinen fon- 
freten Verhältniffen (pretium singulare) in Betracht ziehen. Die bloße Affeftion nad rein 
fubjeftivem Gefühle fann aber nicht geſchätzt werben, ein objektiver Maßſtab nach menſch— 
lichen Verhältniffen muß immer da fein. 

Den Beweis des Schadensbetrages muß der Beihädigte führen, und zwar tft die ge- 
meinrechtliche Praxis dabei bis zum Übermaß penibel, die Liquidationsprozefje find oft weit: 
läufiger und langwieriger als die Hauptprozeffe jelber und ſchmälern den wirklichen Schaden- 
erfat oft erheblihd. Die Pauſchquanta der franzöfifhen Praris find zwar oft ſehr willfür- 
lich, aber im allgemeinen doc praftiicher. Einige Hülfe gewährt der fogenannte Würde— 
rungseid (iuramentum in litem), der im Falle von dolus und lata culpa nad) römiſchem 
Rechte zwar nur bei Klagen auf Heraus- und Nüdgabe von Sachen zugelaffen, von der 
heutigen Praxis aber vielfah auf alle Schadensklagen ausgedehnt ift. Jetzt hat nad) der 
Civilprozeßordnung $ 260 ſowohl darüber, ob ein Schaven entjtanden fei, als über die Höhe 
besjelben oder des zu erjehenden Interefjes das Gericht unter Würdigung aller Umjtände 
nad) freier Überzeugung zu entſcheiden. Dadurch hat dem Gericht ein noch freieres Ermeſſen 
als nad) der allgemeinen Regel über die Beweiswürdigung ($ 259) eingeräumt werben follen. 
Das Anrecht der Beichädigten auf ein iuramentum in litem ift abgefchafft; doch fann das 
Gericht anoronen, daß der Beweisführer den Schaden oder das Intereſſe bis zu einem be- 
ſtimmten Hödjtbetrage eidlich ſchätze. 

2. Zinſen find im allgemeinen der Gebrauchswert des Geldes oder anderer fungibler 
Saden für bejtimmte Zeit, regelmäßig in einer Quote des Kapitals beredinet. Sie werben 
Obligationsgegenjtand, wenn jemand für den entbehrten Gebraud Erfah von einem andern 
fordern fann, jei es daß dieſer den Gebrauch gehabt oder nur jener ihn entbehrt hat. Der 
Grund der Erjagpfliht fann entweder in einem felbjtändigen Nechtsgeichäfte, Vertrag oder 
Tejtament liegen oder in gefeglicher Anordnung aus ſonſtigen Rechts- oder Billigkeitsgründen. 
Die Römer verbinden damit den Unterfchied, daß die Zinfen der erften Art jelbjtändig auch 
ohne das Kapital, auch nad ihm, eingeflagt werden fünnen, die letteren dagegen nur als 
Accefforium bei der Kapitalsflage. Die Gründe diefer Art Zinfen find Verzug (mora), 
Nacläffigkeit oder gar Unredlichfeit in der Verwaltung fremder Gelder, die bejondere Un- 
billigfeit beim Kaufe, wenn der Käufer die Sade befommt und den Preis nicht zahlt, alfo 
beides nußt, und befondere Begünftigung bei Forderungen des Fisfus, der Minderjährigen 
u. a. Das Maß der Zinjen hängt bei Verträgen und Teftamenten von deren Bejtimmung 
ab, bei den gejeglichen von dem landesüblichen Zinsfuße. In der deutfchen Praris werden 
dabei regelmäßig fünf Prozent angefett. 





ı Wächter, Die Buße bei Beleidigungen u. ſ. w. 1874. 

® Die Forderung, dab auch für die Berlekung andrer Yebensgüter als des Vermögens Geld» 
erſatz geleiftet werden müſſe, wird in neuerer Beit immer allgemeiner geftellt. In Öfterreich ift auf 
das Verlangen nad) einer dahin gehenden geieglihen Beitimmung geantwortet worden, daß das All: 
aemeine bürgerliche Geſetzbuch, richtig veritanden, Diejelbe bereits enthalte. So Pfaff, Zur Lehre 
von Schadenerjag und Genuathuung. 1880, Dagegen freilich Unger in Grünhuts Zeitichr. VILI 
Nr. 4: hinwiederum Pfaff ebenda VIII Nr. 12. Ähnlich nimmt Iher ing bereits für das geltende gemeine 
Recht neben der „Aquivalentfunktion“ eine „Straf: und Satisfaftionsfunftion® des Geldes an. An 
der That aber ftellt fi auch jene erweiterte Haftung als eine Schadeneriakpflicht dar, jobald man 
unter Schaden nicht nur den materiellen und veluniären, fondern auc den idealen und moraliichen 
Schaden begreift. Val. Mataja, Tas Recht des Schadeneriages. 1888 und in Kohlers Ardiv f. 
bürgerliches Recht I Wr. 4. 
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Die Freiheit, das Maß der vertragsmäßigen Zinfen nad) Belieben zu beſtimmen, ift 
übrigens erjt eine Errungenfhaft der allerneueiten Zeit. Das römische Necht hatte vom 
Anfange an bis zulegt das Prinzip, den Schuldner gegen Mißbrauch feiner Not vom Gläu- 
biger durch zu hohe Zinsforderung geſetzlich zu jhüßen, indem es nur einen mäßigen Zins, 
anfangs acht, jpäter zwölf, zuletzt ſechs Prozent erlaubte und alles höhere Zinsnehmen als 
Wucher beftrafte. Das kanoniſche Recht verbot in feiner Vermifchung von Religion und Recht 
das Zinsnehmen ganz. Seit der Reformation wurden fünf Prozent wieder zuläffig. Außerdem 
verbietet das römische Recht noch den Anatocismus, d. h. Zins vom Zins, und daß rüd- 
jtändige Zinſen ultra alterum tantum fteigen. Dieſe Schranken wurden zunächſt für Kauf- 
leute durch das deutfche Handelögejegbud fait ganz befeitigt, indem dasſelbe bei Darlehns- 
und Handelsfchulden eines Kaufmanns Zinsverjprechen auch über ſechs Prozent, ferner Ana- 
tocismus für die im Kontoforrent-Saldo enthaltenen Zinfen und bei Handelsgefchäften auch 
Anwachſen der Zinfen über das Kapital hinaus geftattete (Artikel 291—93). Die Frei— 
gebung des vertragsmäßigen Zinsfußes wurde dann verallgemeinert durch das Geſetz des 
norbdeutichen Bundes, jpäter Reichsgefe vom 14. November 1867. Endlich hat aber das 
Neichsgefeg vom 24. Mai 1880 es wieder für Wucher erklärt, wenn jemand die Notlage, 
den Yeichtjinn oder die Unerfahrenheit eines andern ausbeutet und ſich für ein Darlehn oder 
die Stundung einer Geldforderung über den üblichen Zinsfuß hinaus ſolche Vermögensvor- 
teile verſprechen läßt, die nach den Umftänden des Falles in auffälligem Mifverhältnis zu 
jeiner Zeiftung ftehen. Darnach ift Kennzeichen des Wuchers nicht mehr Überfchreitung eines 
abjtraften Zinsmarimums, fondern eine Reihe nur im fonfreten Falle feitzuitellender Mo- 
mente. Die Rechtsfolgen find friminelle Strafbarfeit des Wucherers und civilrechtliche 
Nichtigkeit des gefamten Vertrages. 

Eine bejondere Anwendung des Zinsbegriffes ift das interusurium, d. h. die Zinfen 
der Zwiſchenzeit, die bei einem erjt nach bejtimmter Zeit fälligen Kapitale abgezogen werden 
müfjen, wenn man feinen jegigen Wert bejtimmen will. Es muß foviel abgezogen werden, 
daß der Reſt mit feinen Zinfen, nad) Umjtänden auch Zinfeszinjen, bis zur Fälligkeit den 
Betrag des Kapitales giebt. Die Berechnung fann bei Zahlung oder Gefjion vor der Fällig- 
feit, bei der Quarta Faleidia und fonjt nötig werden. Doch braudt niemand vorzeitige 
Zahlung mit Abzug des interusurium anzunehmen. 


IV. Entitehung der Obligationen. 


S 50. Allgemeines Man darf fi die Obligationen nicht als einen abgerun- 
deten Kreis jelbjtändiger Verhältnifje zwischen den Sachen- und Familienrechten denken. 
Vielmehr ziehen fie ſich durch das ganze Rechtsſyſtem hindurch, können bei allen VBerhält- 
niffen entitehen und bilden daher auch fein abgefchlofjenes, innerlich georbnetes und geglie- 
dertes Syſtem. Nur gemwiffe Hauptfategorieen von Entftehungsgründen und eine gemiffe 
Neihe von Obligationen, die felbjtändige Verhältniffe im Leben bilden, fann man aufitellen. 
In der erjten Beziehung fann man mit den Nömern unterfcheiden, daß Obligationen ent- 
weder ex voluntate oder ex re entitehen, d. h. entweder durch freiwillige Übernahme einer 
Verpflihtung vom Schuldner, wie bei allen Verträgen, Pollicitation, negotiorum gestio, 
Erbichaftsantritt, oder als rechtliche Folge beftimmter Handlungen, namentlich Delikte, be- 
ziehungsweiſe bejtimmter äußerer Zuftände, wie Befig, Gemeinschaft, Verwandtichaft, Be- 
reiherung u. f. w. Der Hauptunterfchied zwifchen den Obligationen ex voluntate und ex 
re tft, daß die erfteren Gejchäftsfähigfeit des Schuldners vorausfegen, die andern nicht. 

Bei der Gruppierung der Obligationen, welche ſelbſtändige Verhältnifje im Leben bilden, 
treten zunächſt die Verträge und die Delikte als die beiden Hauptarten hervor. Daran 
ſchließt jih dann eine Neihe weiterer Verhältniffe an, deren Nechtsgründe mehr oder mwe- 
niger Ähnlichkeit entweder mit den Verträgen oder den Delikten haben und die daher nad) 
deren Analogie beurteilt werden müſſen, wenn auch zum Teil nur in fehr entfernter Weiſe. 
Auf diefen Ideen beruht die römifche Einteilung der Obligationen in obligationes ex contractu, 
ex delicto und ex variis causarım figuris, nämlid quasi ex contractu und quasi ex 
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delieto. Aus den legteren darf man feine pofitiven Begriffe von QUuafifontraften und 
Duafideliften bilden wollen und namentlich die erfteren nicht definieren als Handlungen, 
welche Obligationen erzeugen, ohne fie zu beabfichtigen. Die obligationes quasi ex con- 
tractu entjtehen vielfach ohne alle Handlungen, z. B. bei der communio ineidens, 


8 51. Einzelne Entjtehungsgründe der Obligationen. Hier find nur 
die beiden Begriffe Vertrag und Unrecht in allgemeinen Grundjägen auszuführen. 

I. Vertrag. Verträge nennt man im allgemeinen alle zweijeitigen Rechtsgeſchäfte, 
alfo alle Vereinbarungen mehrerer Perſonen über ihre Rechte und Pflichten gegeneinander 
oder gegen Dritte. im engeren Sinne verfteht man nur die Schuldverträge darunter, d. h. 
die auf Obligationen bezüglichen, hauptfählih auf die Begründung von Obligationen ge- 
richteten, die obligatorifchen; doch fchließen ſich ihnen die liberatorifchen, d. h. auf Auf- 
hebung von Obligationen gerichteten, an. Den Gegenfat bilden die Verträge, wodurd an- 
dere Rechte, dinglihe oder perfonenrechtliche, begründet werden follen, wie Pfandvertrag, 
Erbvertrag, Ehe u. a. Der obligatoriihe Vertrag als Willensvereinigung zur Begründung 
einer Obligation fchließt wejentlic das Element der Verpflihtung auf der einen und das der 
Berechtigung auf der andern Seite in fih. Der Wille deſſen, der fich verpflichtet, iſt das 
Verfprehen ?, der Wille des andern die Annahme. Jeder Vertrag befteht infofern weſentlich 
aus Berfprechen und Annahme. Nur ift es nicht nötig, daß fie in diefer beftimmten ein- 
fahen Form einander gegenüberjtehen, ſie fünnen auch als Offerte und Accept, Frage und 
Antwort, Beitellung und Übernahme, oder einfache Vereinbarung hervortreten. Das Weſen 
des Vertrages bleibt felbjt dann dasjelbe, wenn neben dem Berfprehen, oder aud) ftatt 
desfelben, gleich die Erfüllung geſchieht, alfo eine wirkliche Verpflichtung gar nicht eintritt. — 
Natürlich kann der Vertrag auch gegenfeitige Obligierung bezweden. Dann tft ein gegen- 
jeitiges Verfprehen und Annehmen nötig, aud hier nur der Sache und Abficht nad), nicht 
in bejtimmter gegenfeitiger Form. Man unterfcheidvet danach ein- und zweifeitige Verträge. 
Eigentlid fann man nur von ein und gegenfeitigen Verfprechen und Obligationen fprechen, 
denn Verträge find als foldhe immer zweifeitig. Die Gegenfeitigfeit der Obligation fann 
aber eine vollfommene oder unvollfommene fein, je nachdem die beiden Obligationen auf 
gleihmäßige, einander bedingende Gegenleiftungen gehen, wie bei Kauf und Miete, oder nur 
eine die Hauptobligation ift, die andere nur eine untergeordnete und ergänzende, wie bei 
Depofitum und Kommodat. Man fann diefe Verträge infofern darum auch wieder als ein- 
feitige oder wejentlich einfeitige, zufällig zweifeitige bezeichnen. 


852. Erfordernijje der Gültigkeit der obligatorifhen Verträge 
find natürlich zunächſt die allgemeinen der Nechtsgefchäfte überhaupt, fo namentlih in 
betreff der Fähigfeit der Eubjefte, der Elemente des Willens u. ſ. w. Dazu fommen aber 
hier noch folgende bejondere: 

1. Subjefte Es ift fchon oben bei dem allgemeinen Begriffe der Obligation 
hervorgehoben, daß die Nömer die Beziehung der Perfon zur Obligation und ihrem Inhalte 
enger auffafjen als die moderne Anfchauung. Cine Hauptfolge davon ift die Unzuläffigkeit 
der direften Stellvertretung bei Verträgen im römijchen Nedte. Daß dabei das heutige 
Recht unzweifelhaft einen andern und freieren Standpunft eingenommen hat, ijt bereits oben 
z 21 ausgeführt. Zweifelhafter und ftreitiger ijt eine andere Frage, nämlich die Gültigkeit 
von Verträgen für andere ohne Stellvertretung. Nach römischen Rechte können Verträge 
jtets nur auf Verpflichtungen und Leiſtungen der Kontrahenten gegeneinander felber gerichtet 
fein. Man fann weder Yeiftungen von andern noch an andere verfprehen. Das eritere 
verpflichtet weder den Promittenten noch den Dritten, jenen nicht, weil ihm die Erfüllung 
unmöglich ift, dieſen nicht, weil er fie nicht verſprochen hat; das zweite berechtigt weder 
den Acceptanten noch den Dritten, jenen nicht, weil er fein Intereſſe dabei hat, dieſen 


’ Siegel, Das Veriprechen als Verpflichtungsgrund. 1873; Unger in Grünbuts Zeitichr. 
für Privatrecht I 357. F. Hofmann, Die Entitehungsaründe der Cbligation. 1874; Karloma, 
Tas Rechtsgeſchäft. 1877. 
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nicht, weil ihm nichts verfprochen ift. Die Ungültigfeit der Verfprehen von fremden 
Handlungen ift nun allerdings jehr natürlich und auch bei uns nicht anders, da auch fchon 
die Römer den Fall ausnehmen, wenn in dem Berfprechen eine Garantie für die Handlung 
des Dritten enthalten ift. Die Ungültigfeit der Verträge zu Gunften Dritter! er 
fcheint dagegen dem heutigen Bewußtſein fehr anjtößig. Der Grund, daß man fein Intereſſe 
bei der Leiſtung an den Dritten habe, ift denn doch gar zu egoiftiich, und da Affeftion für 
andere fonjt als genügendes ntereffe zur Begründung einer Klage angefehen wird, jo fragt 
man billig, warum bier nit. Dem Dritten eine Klage zu geben, ſcheint allerdings we⸗ 
niger nötig, da ja der Stipulant für ihn ſorgen und ihm ſeine Rechte cedieren kann. In— 
deſſen ſetzt dies ja jedenfalls erſt ein Klagerecht des Stipulanten voraus und hat auch ſonſt 
manche Schwierigkeiten; auch ſehen wir, daß die Römer ſelbſt ſchon von ihrem Prinzipe 
mehrfache Ausnahmen gemacht und eine Klage für den Dritten zugelaſſen haben, nämlich 
ſtets, wenn man ſich für ſeine Erben etwas verſprechen läßt, und außerdem, wenn man je— 
mandem etwas giebt mit der Auflage ſpäterer Reſtitution an einen Dritten. Das heutige 
Recht iſt daher entſchieden weiter gegangen: wie weit aber und nach welchem Prinzipe, 
darüber iſt in der Theorie, Praxis und Geſetzgebung ein unendlicher Wirrwarr. Manche 
wollen nur einzelne weitere Ausnahmen zulaſſen; mit Recht wird aber überwiegend ein 
neues Prinzip angenommen, jedoch verſchieden: entweder daß nur für den Promiſſar 
allgemein eine direfte Klage entjtehe, für den Dritten nur von ihm abgeleitet durch Mandat 
oder Geffion, daher auch widerruflih; oder daß neben dem Promifjar aus deſſen Vertrage 
auch dem Dritten ein jelbjtändiges Hecht eröffnet fei, aber jo, daß er es ſich erit durch 
Beitrittserflärung aneignen muß; oder daß für den Promiſſar gar nicht, fondern nur für 
den Dritten ein Recht entjtehe und zwar fofort und unmiberruflid. Dieſe legte Anficht 
(Unger) beruht auf dem richtigen PBrinzipe, daß nad) Befeitigung der römischen Beichrän- 
fung der Wille der ‘Barteien das allein Enticheivende fein muß und daß daher, wenn ber 
Promiſſar gar nicht für fich felbit, fondern nur für den Dritten ein Necht erwerben will, 
dann auch nur diefer ein Necht befommen fann. Es tritt aljo eine direkte Stellvertretung, 
aber ohne Auftrag, ein. Dieje fann jedoch nicht anders als durch Natihabition gültig 
werben. Dem Dritten fann ohne und wider feinen Willen fein Recht aufgedrungen werben, 
feine Annahme ift nötig. Bis dahin fann der Promiffar, fofern er dem Dritten eine Li— 
beralität zumenden will, diefen Willen und damit auch feine vermittelnde Vertretung wieder 
aufgeben. 


853. 2. Das Objekt. In betreff der Sachen, über melde Verträge gefchloffen 
werben, hat das römische Recht allerlei fpecielle Beitimmungen, namentlich über die dem 
Verkehr entzogenen, nicht eriftierenden, zufünftigen, zerjtörten, fremden, eigenen u. ſ. w., auf 
deren Ausführung jedoch hier nicht eingegangen werden fann. 


854 3. Der Ville Das Schwieriafte bei der Lehre von den Verträgen ijt die 
Beurteilung des Willens. Die erfte Frage ift hier das Verhältnis von Wille und 
causa. Wie man bei der Tradition des Eigentums den Traditionswillen und die enusa 
traditionis unterfcheibet, fo bei Verträgen das Verſprechen und feine causa. Das erftere 
ift ſtets abftraft und gleihmäßig nur die Erklärung, etwas thun, geben oder überhaupt 
fhuldig fein zu wollen. Das lebtere ift der rechtliche Grund, aus dem man das Verfprechen 
giebt. Niemand faßt den Willen, einem andern etwas zu geben, abjtraft, nur um zu wollen, 
fondern ſtets nur auf Grund bejtimmter Lebensinterejjen, entweder eines Vorteils wegen 
oder aus Liberalität. Man kann 100 verfpreden als Kaufgeld, Mietzins, Darlehn, 
Schenkung u. f. w., aber nicht ſchlechthin ohne allen fonfreten Grund, nur abjtraft, um fie 
ſchuldig au fein. Ein wirklicher, ernitlicher und vernünftiger Wille ift fomit ohne beftimmte 
causa gar nicht möglich, und die enusa iſt es daher, wodurch der abſtrakte Begriff „Ver— 





ı — in den Jahrbb. für Dogmatik X 1; Gareis Die : Verträge zu Sunften Dritter. 1873; 
€. Zimmermann, Stellvertretende negotiorum gestio. 1876. S. 61—85; Regeläberger, Archiv 
für die civilift. Braris LXVII 1 und Bähr ebenda LXVII 157 ff. und in Kohlers Archiv für 
bürgerl. Recht II 99 ff. 
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ſprechen“ fih zu den einzelnen konkreten Vertragsarten jondert. Cine andere Frage iſt nun 
aber, ob zur Klage aus einem Verfprechen ſtets aucd die Angabe und eventuell auch der 
Beweis der causa nötig ift und bei umermweislicher oder ungültiger causa aud) die Klage 
abgewiejen werben muß, oder ob nicht das abjtrafte Verfprechen als folches, d. h. der darin 
ausgefprochene Wille als folder, als der eigentliche nächſte Grund der Obligation und Klage 
anzujehen ift und der Mangel oder die Ungültigfeit der causa nur als Cinrede vom Be: 
Hagten geltend gemacht werden fann und dann auch bewiefen werden muß. Man fann 
fagen, daß der Wille an ſich das eigentlich Verpflichtende tft, der Grund aber, warum man 
will, für den Gläubiger gleichgültig und nur ein Internum des Schuldners iſt; wie das 
Eigentum auch bei ungültiger oder irrtümliher causa traditionis übergeht und nur in— 
direfte Rückforderung möglich ift, jo fcheint auch hier die Obligation entitehen und nur in- 
direfte Entlräftung möglich fein zu müſſen. Indeſſen ftehen fi Tradition und Vertrag 
bier nicht gleih. Bei der erjteren find drei Elemente: Übergabe der Sache, Wille der Über: 
eignung, causa des Willens. Das erjte begründet als joldes die Wirkung, fobald das 
zweite zu Grunde liegt, das dritte fommt nur tertiär als Grund des rundes in Betradt; 
der Wille löſt fich hier von feiner causa und verbindet fid) mit der Übergabe. Die Tra- 
dition ift ſtets gleihmäßige Übergabe mit Übertragungswillen, mag der Wille auf Schenkung, 
Kauf, Taufch oder jonft worauf beruhen, dies tritt in der Tradition als ſolcher gar nicht 
hervor. Ganz anders beim Vertrage. Hier handelt es ſich nur um Berfprechen, d. h. Wille 
und causa, und beide find hier beim gewöhnlichen Vertrage gar nicht zu trennen. Man 
verfpricht 3. B. beim Kaufe nicht 100, und zwar fubjeltiv ex causa eimtionis, jondern 
man verſpricht 100 Kaufpreis, ebenfo 100 Mietzins u. ſ. w. Somit fann hier der Kläger 
nicht einſeitig das Verfprechen aus feinem mwejentlihen Zufammenhange herausreißen und 
ifolieren, jondern fann es nur mit feiner causa zufammen geltend maden. Durch bejon= 
deren beiderjeitigen Akt ift Dagegen allerdings auch hier die Trennung des Verfprechens von 
feiner causa möglid und dann auch die Klage aus dem bloßen Verfprechen zuläffig, vor- 
behaltlih natürlich befonderer Anfechtungs- oder Rüdforderungsrechte aus der mangelnden 
oder fehlerhaften causa. Dies tft der Fall nah römischen Nechte bei der Stipulation, nad) 
heutigem beim Wechſel. Bei beiden findet eine bejtimmte Form ftatt (yormalfontraft)'; 
es fragt fich daher, ob diefe weſentlich ift oder ob die Parteien auch ohne Form durch bloßen 
Willen die Trennung bemirten fönnen. Die ältere Theorie und Praris war überwiegend 
dagegen, die neuere (auch die neuere Geſetzgebung) neigt ſich jehr dazu im Intereſſe einer 
jtrengeren und leichteren Nedhtspflege. Das Prinzip der freien Willensherrfchaft führt auch 
allerdings dahin, fofern nur der Trennungswille der Parteien entfchieden da ift, was aber 
ohne eine gewiſſe Form, wenigſtens die eines Schuldfcheines, fchwer zu fonjtatieren fein 
wird. Ein Hauptfall der Anwendung ift der fogenannte Anerfennungsvertrag, der unten 
S 61 näher zu beſprechen iſt. 


8 55. Die Berfeltion. Die zweite Hauptfrage in betreff des Willens bei den 
Verträgen bezieht fih auf die Perfektion der MWillensvereinigung. In Ihr liegt die Per— 
feftion des Vertrages überhaupt und damit der Anfang feiner Verbindlichkeit und 
Unmiderruflichfeit. Das Prinzip iſt im allgemeinen, daß der Vertrag perfeft ift, wenn der 
Konjens auf beiden Seiten vorhanden und erflärt ift. Dies fann nun aber in vielen 
Fällen nicht nur faktifch, jondern fogar rechtlich jehr zweifelhaft fein, jo namentlich: 

a. Bei Borverhbandlungen (Traktaten, Punktationen)?. Der Übergang aus 
diefen in die Perfektion des Vertrages bedarf durchaus feiner befonderen förmlichen Schluß: 
erflärung , falls fie nicht befonders vorbehalten tt, fondern tritt von felber ein, fobald die 
Parteien über alle aufgejtellten einzelnen Punkte der Sache nad) einig geworden find. Über- 





! Sneift, Die formellen Verträge des römischen Nechts. 18455 Bähr, Die Anerkennung als 
Verpflichtungsgrund. 1855 (2. Aufl. 1867); Schlefinger, Zur Lehre von den Kormalfontraften. 
1558: Schloßmann, Zur Lehre von der causa der obligatoriihen Verträge (nauguraldifiertation 
von Greifswald). 1868. 

3 Negelsberge r, Civilrechtl. Grörterungen 1. 1868: Degenfolb, Zur Yehre vom Vorvertrag, 
im Archiv für die civiliit. Praxis LXXI 1: Marfion, Natur der Vertragsofferte. 1879. 
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einjtimmung nur in den wejentlihen Punkten genügt nicht. Doch ift der jogenannte Vor— 
vertrag (pactum de contrahendo), welcher auf Eingehung eines weiteren Vertrages (3. B. 
Acceptierung eines Wechfels) gerichtet ift, ein gültiger Vertrag. 

Bei Verträgen unter Abweſenden! durd Boten, Briefe, Telegramme. Diefe 
fommen hauptjählid in der Form von Offerte und Accept zu ftande. Dabei iſt die Haupt- 
frage, wann eine Erklärung als perfeft anzufehen ift, ob mit dem Schreiben oder wenigſtens 
Abjenden des Briefes oder erjt, wenn fie zum Bemwußtjein des andern gefommen ijt oder 
wenigftens an ihn, fo daß er fie willen könnte. Danach bejtimmt fi, wie lange Offerten 
und Accepte widerrufen werden fünnen und wann und wie der Widerruf wirffam wird. 
Der Begriff der Erflärung führt eigentlich zum Erfordernis der Kenntnis. Indeſſen for- 
dert das praftiihe Bedürfnis hier gewiſſe Modififationen, die aud im deutſchen Handels: 
geſetzbuche angeordnet find; namentlich ift der Dfferent bis zur mögliden Antwort des 
Gegners gebunden. Bei manden Verträgen, beſonders Aufträgen, Beitellungen, Schenkungen, 
iſt auch jtillfchweigender Accept vom Empfänger des Briefes möglid). 

ec. Bei Verträgen mit unbejtimmten Perſonen, d. 5. bei Auftionen und öffentlichen 
Auslobungen. Auktionen? find nicht als Offerten anzufehen, fondern nur als Auffor- 
derung zu Offerten von den Kaufluftigen, werden daher erjt mit dem Zufchlage perfekt. 
Auslobungen find Popularverfpregen, d. h. Verſprechen an „quemlibet ex populo“ 
für den Fall einer bejtimmten Xeiftung®. Sie fünnen von jedermann acceptiert werden, 
aber nicht einfach, fondern nur mit der Xeiftung felbjt, bis dahin ift Widerruf möglich, 
aber nur in derjelben Form, welche die Auslobung hatte. 


S 56. Die Form der Willenserflärungen bei Verträgen bildet die dritte 
Frage. Das römiſche Recht hatte bis zulegt das Prinzip,. daß die formlofe Übereinkunft, 
der bloße Vertrag, das nudum pactum, in der Negel nicht bindend und klagbar ſei. Nur 
bei vier Verträgen, Kauf, Miete, Societät und Mandat, genügte von alter Zeit her der 
bloße Konjens (Konjenjualfontrafte), und diefen wurden fpäter noch einige hinzugefügt, 
namentlich Konftitut und Schenkung. Außerdem entjtand Klagbarkeit nur entweder nad 
dem Nealprinzipe, wenn eine Sache unter bejtimmter Verabredung, fei es eines Zweckes 
oder einer Gegenleiftung, gegeben wurde (Nealfontrafte), oder nad dem Formalprinzipe, 
wenn die Form der Stipulation angewendet wurde. 

Diefes ganze Syitem bat bei uns feinen Eingang gefunden. Die Stipulation fam 
nit in Übung, eine andere Form bildete fich auch nicht, und fo entjtand von felbjt der 
Sat, daß die Willensvereinigung als ſolche, alfo jeder Vertrag als folder, bindend und 
klagbar jeit. Man jtreitet, ob danach jeder Vertrag als Stipulation oder ald Konfenjual- 
fontraft gelte. Beides ift falſch. Der Wille gilt als folder, aljo fo, wie er will. Ob man 
aber abjtraft oder nur mit einer fonfreten causa will und ob man ohne weiteres will 
oder nur, wenn und fofern man zugleich die Sache, um die es ſich handelt, befommt oder 
giebt, das ift lediglih quaestio facti. Es giebt feine Realkontrakte im römischen Sinne 
mehr. Die Gültigkeit der Verträge beruht an fich ſtets nur auf der Willensvereinigung. 
Die Hingabe der Sache ift nicht mehr der Nechtsgrund der Klagbarkeit des Vertrages, 
fondern nur Element der faktiſchen Perfektion des Willens. Eine fejte Verabredung über 
Darlehn oder Kommodat ift bei uns ein Darlehns- oder Leihvertrag, Man kann zwar die 
Annahme noch verweigern und wird dann auch nicht zur Nüdgabe verpflichtet, aber das iſt 


ı Köppen in den Nahrbb. für Dogmatif XI Nr.2;: Schott, Der obligatorische Vertrag unter Ab- 
wejenden. 1873: Sohm in Goldihmidts Zeitichrift für Handelsrecht XVII 16—107; Omter, Der 
Vertrag unter Abweienden. Berlin 1885: Kohler in feinem Archiv für bürgerlihes Recht I Nr. 5; 
Meili, Telegraphenrecht. 2. Aufl. 1873; Meili, Telephonrecdt. 1855; G. Maas, Vertragsihluß 
auf elettriihem Wege. 1339. 

? indervater, Jbering, Unger und Reuling in den Jahrbb. für Dogmatif VII Nr. 1. 4. 
7. 8. VIII Rr. 5. X Nr. 6. 

® Tzschirner, Diss. de indole ac natura promissionis popularis. Berol. 1869. ‚ 

+ %. Seuffert, Zur Geichichte der obligatoriihen Verträge. 1881, weift nach, daß die Klag— 
barkeit des formlojen Vertrages erit geraume Zeit nad) der Neception des römischen Rechts unter 
dem Einfluß fanoniftiiher und naturrechtliher Anſchauungen gewohnheitsrechtlich in Deutichland 
anerfannt worden it. 
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bei der Miete ebenfo, und die Wirkfamfeit der Vertragsperfeftion zeigt ſich nicht bloß in der 
Nüdgabepflicht des Empfängers, fondern auch in der Hingabepflicht des Geber. Beim De- 
pofitum ift es ebenfo, nur umgefehrt, indem hier der Verwahrer zur Übernahme verpflichtet 
ift, und man darf es feinesfalls mit Unger von den übrigen Realfontraften trennen !. 

Modifiziert wird das Prinzip der Formlofigfeit der Verträge im gemeinen Rechte nur 
dadurh, daß die befonderen Formen des jpäteren römifchen Rechts für Bürgfchaften der 
Weiber und übermäßige Schenkungen aud bei uns gelten und daß die Parteien befondere 
Formen beliebig ausmachen können und dann der Vertrag erft mit der Form perfeft wird. 
Eine befonders häufig gemillfürte, mitunter ſelbſt geſetzliche Form ift die Hingabe eines 
fogenannten Hand- und SHaftgeldes (arrha). Dies ift an ſich nichts anderes als eine 
Sache oder Summe, die ein Kontrahent dem anderen als Zeichen der Perfektion des Ber- 
trages giebt. Es muß daher bei Ausführung des Vertrages ſtets entweder zurüdgegeben 
oder in den Preis eingerechnet werden, wenn es nicht ausdrüdlich oder nach Yebensfitte als 
Gefchent gegeben ift. Beſondere Nüdtrittsrechte find damit an fi ohne befondere Werab- 
redung nicht verbunden. 


8 57. Die Wirkung der Verträge befteht im allgemeinen darin, da fie eine 
ein- oder gegenfeitige Obligation mit allen deren Folgen begründen. Darin liegt von felbit, 
daß die Parteien nad Perfektion des Vertrages nicht mehr einfeitig zurüdtreten fünnen, 
fondern unwiderruflich gebunden find. Ein befonderer Rechtsſatz iſt das nit. Alle diefe 
Wirkungen find aber natürlich, wie der ganze Vertrag, dem gemeinfamen Willen der Par— 
teien, ihrer Vereinbarung vollftändig unterworfen. Diefe können fie daher fämtlih im 
einzelnen beliebig ausdehnen oder verftärfen oder umgekehrt mildern, einjchränfen, ganz 
ausſchließen. Alle ſolche Vereinbarungen heiten Nebenverträge (pacta adiecta). Sie fünnen 
ſowohl neben als nad) dem Hauptvertrage gemacht werden und haben bei uns jtets gleich— 
mäßig die Wirfung, daß fie je nach ihrem Inhalte Klagen oder Einreden begründen. hr 
Inhalt ift unendlich verfchieven. Sie können fich beziehen auf die Yeiftung felbjt, Art, Zeit, 
Ort, Nebenleiftungen, auf die Folgen der Nichtleiftung, Konventionalftrafen, Verfall- und 
Rücktrittsrechte (lex commissoria), auf die Aufhebung des Vertrages (addietio in diem, 
paetum displicentiae oder poenitentiae), auf Vorbehalt von Servituten, Pfandredt, 
Eigentum, Rück- oder Vorkaufsrechten u. ſ. m. 

Bei den gegenfeitigen (ſynallagmatiſchen) Verträgen werden die einfahen Obligations- 
wirfungen durd die Gegenfeitigfeit der Obligationen ftets etwas modifiziert. Man darf die 
gegenfeitigen Obligationen, wie bei Kauf und Miete, nicht einfach als zwei einfeitige auf- 
fafjen, die nur faftifch zufammen entjtehen und einander gegenüberjtehen, etwa mie zwei 
Schenkungen, vielmehr hängt die Gegenfeitigfeit beiden Obligationen durch ihre causa redht- 
lid an und macht fie gegenfeitig voneinander abhängig, namentlich kann feine Partei Er- 
füllung verlangen, ohne felbt zu erfüllen. Über das Prinzip diefes letzteren Satzes giebt 
es freilich verſchiedene Anfichten: erſt die Yeiftung, nicht ſchon die Obligation, gebe das Recht 
auf die Gegenleiftung ; oder die beiden Obligationen feien nur zwei Seiten eines Verhält- 
niffes und man fönne daher nur auf Ausführung des ganzen Verhältniffes (quidquid 
alterum alteri dare oportet) lagen (Liebe, Scheurl) ; oder jede Pflicht fei Annerum der 
andern, man fünne daher nicht einfach auf Erfüllung, fondern immer nur auf Yeiftung um 
Segenleiftung (3. B. auf Tradition der Sache gegen Zahlung des Preifes) Klagen (Keller) ; 
oder jede Obligation begründe zwar an ſich eine Klage, aber die Gegenpflicht begründe eine 
Cinrede, weil es bei gleihen Rechten unbillig jei, zu fordern, was man felbjt nicht thue. 
Das legte ift der richtige Standpunft. Die Einrede heift exceptio non impleti 
contractus? Sie hat das Cigentümliche, daß fie feinen Beweis nötig macht, fondern 


! Unger, Realkontralte im heutigen Hecht, in den Nahrbb. für Dogmatit VIII 1. Gegen die 
Verneinung der Neallontrafte im heutigen Recht Eiſele, Zeitichr. für fchmweizeriiches Net. N. F. 
111 1 5. Wider diefen: Kohler im Archiv für bürgerliches Necht II Nr. 9. 

2W. A. Puchta im Jahrb. des gem. Nr. Rechts V Wr. 5; Bekker ebenda V Nr. 6 u. Aftionen I 
3685: Behmann, Kauf 1540. Wenn auch die exceptio unter dem obigen Namen in den Quellen 
nicht vorfommt, ja bei bonae fidei iudieia in Die Kormel aar nicht eingeichaltet zu werden braudte, 
jo wird doch ihr materieller Charakter als Einrede bewieien durd 1. 5 C. de evict. 8, 44. 
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dem Kläger den Beweis der Erfüllung auflegt, weil die Entjtehung feiner Pflicht in der 
Gegenfeitigfeit von felbjt liegt und die Erfüllung nicht vermutet wird. 

Übrigens ſchließt aber die Gegenfeitigfeit eine gewiſſe Verfchiedenheit und Selbitändig- 
feit der beiden Obligationen nit aus. So fann bei der Eingehung des Vertrages der 
eine bereits gebunden fein, während der andere noch frei ift, 3. B. beim Haufe auf Probe; 
ebenfo fann die Aufhebung oder Anfechtung des Vertrages dem einen zuftehen, dem anderen 
nidt. Ja, es fann ſelbſt die eine Verpflichtung nichtig fein und die andere und damit der 
Vertrag dennoch bejtehen, z. B. wenn ein Rupill, der ja ermwerbs-, aber nicht verpflichtungs- 
fähig ift, ohne Tutor einen Kauf abſchließt (negotium elaudicans). Er fann hier nicht 
verklagt werden, aber flagen, dod muß er, wenn er Erfüllung fordert, auch felber erfüllen. 

Völlig nichtige Verträge begründen natürlich auch die Vertragsmwirkungen nicht. Wenn 
man aber den andern zum Vertrage veranlaßt, fo übernimmt man damit ſtillſchweigend 
nad den Grundfägen der bona fides eine gewiſſe Garantie der Umſtände, die den Ent- 
ihluß des andern bejtimmen jollen, namentlih Eriftenz des Objekts und Richtigfeit der 
Erflärungsmittel (3. B. bei Telegrammen), und haftet daher dem andern für das, was 
JIhering pafjend das negative Vertragsinterefje nennt!, d. h. das, was der andere gehabt 
hätte, wenn der nichtige Vertrag gar nicht gefchlofien wäre. ine fogenannte culpa in 
contrahendo zu Grunde zu legen, wie Ihering früher wollte, iſt nach defjen eigenem Zu— 
geftändnis (Schuldmoment S. 38) nicht ausreichend ?: alle weitergehenden Formulierungen 
aber entbehren bis jet der gemügenden Bejtimmtheit und darum auch des Erfolges. 


858 I. Unredt. Unredt ift der Gegenfat des Willens gegen das Recht, die 
praftiihe Negation des Rechts, aljo jede widerrechtliche freie Handlung oder Unterlaffung. 
Recht und Unrecht können nicht nebeneinander bejtehen, das Unrecht zerjtört, wenn es Be- 
ftand hat, das Recht in feiner Allgemeingültigfeit. Das Recht hat daher in der Vernichtung 
des Unrechts fich ſelbſt und feine eigene Geltung zu erhalten. Die Vernichtung geichieht 
zunächſt dadurch, daß der Thäter die äußeren Folgen feines Unrechts fomweit als möglich 
wieder gut machen muß, alſo Entzogenes zurüdzugeben, Schaden zu erfegen verpflichtet ift; 
außerdem durch direfte Vernichtung feines Millens bis zum Mafe feiner Widerrechtlichkeit, 
d. 5. durch Strafe. Die erite Art der Aufhebung des Unrechts ift die privatrechtliche 
(civile), die andere die öffentliche, ftrafrechtliche (friminale). So mwenigjtens bei uns. In 
Rom beitand zwar die Strafe vielfah in Geldſtrafen an den Verlegten (Privatitrafe), in— 
deſſen iſt davon nur ein kleiner Neft in der Injurienſtrafe übrig geblieben und neuejtens 
auch diefer in der Anwendung auf Körperverlegungen und Beleidigungen durch das Reichs— 
Strafgefegbuh SS 185 ff., 223 ff. und das Einführungsgefeb zur Reichs-Strafprozeßord— 
ung $ 11 bejeitigt worden, während wegen gewifjer anderer, die Perfon nur mittelbar 
treffender Rechtsverlegungen ie Snjurienflage auch heute noch kaum zu entbehren ift®. 

Die Civilobligation wegen Unrechts bezieht ſich nicht bloß auf das Unrecht, das durd) 
jelbftändige Handlungen verübt wird (Delikte), ſondern auch auf das, welches durch Nicht: 
erfüllung von bejtehenden Obligationen begangen wird. Im erjten Falle begründet es felb- 
ftändige Obligationen, im zweiten modifiziert es die beftehende Obligation. Der Begriff an 
ſich ift in beiden Fällen derjelbe, widerrechtlicher Wille. Das mwiderrechtlihe Verhalten des 
Willens heift im allgemeinen Schuld, culpa*. Schuld iſt daher die Grundlage des Un— 
rechts. Ohne Schuld fein Unrecht und ohne Unrecht feine Haftung für das, was man ver- 
urſacht hat. Dies ift der fogenannte fubjeftive Standpunkt des römischen Rechts. jeder 
haftet nur für das, was er gethan hat, und gethan hat er nur, was aus feinem Willen 
hervorgegangen ift. Das ältere deutfche Hecht nahm meiftens einen mehr objektiven Stand- 


ı Nahrbb. f. Dogm. IV 1. Gegen die Praftitabilität diefes Begriffs Bähr ebenda XIV Nr. 9. 
2 Val. Drechsler, Schadenerfag bei nichtigen Verträgen. Inauquraldiflert. Würzburg 1873; 
Fr. Mommien, Haftung der Kontrahenten bei der Abichliefung von Schuldverträgen. 1879. (Er: 
örterungen, Heft 2) und die oben $ 20 S. 458 Anm. 1 a ke 
® Jhering, in den Jahrbb. für Dogmatik XXIII Nr. 
* Hafje, Die culpa des römischen Rechts. 1815. 2. fl von v. Bethmann-Hollweg. 1838; 
Ihering, Das Schuldmoment im römischen Recht. 1866. 
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punkt ein und ließ Haftung auch bei Verurfahung von Schaden ohne Schuld eintreten, 
doch iſt im gemeinen Rechte das römische Prinzip volljtändig angenommen und nur in 
Einzelheiten von der neuejten Gejeggebung und Jurisprudenz wieder überfchritten. 

Der Begriff der Schuld ſchließt num die beiden Elemente in ji: fjubjeftive Zurechnung 
und objektive Widerrechtlichkeit. 

1. Die fubjeftive Zurehnung beruht auf dem Kaufalnerus zwijchen dem Willen 
einer und dem Schaden einer anderen Perfon. Sie fett vor allem Zurehnungsfähigfeit vor- 
aus, die bei Kindern nad der individuellen Reife beurteilt wird und im übrigen durch 
Wahnfinn und ähnliche Zujtände, nad Umftänden auch Irrtum und Zwang, aufgehoben 
werden fann. Die wirkliche Zurehnung iſt dann aber nicht nur in dem ‚alle begründet, 
wenn man abfichtlich mit Bewußtſein fchadet, fondern auch, wenn man es zwar unabjichtlich, 
aber aus Fahrläffigfeit thut. Man unterfcheivet beides als dolus und culpa. Dolus ift 
der Vorfag mit dem Bewußtfein, daß das, was man thut oder läßt, einem andern Schaden 
verurfadht. Das Motiv, warum man es thut, ob aus Mutwillen, Bosheit, Rache, iſt an 
fi aleihgültig; nur wenn man es aus Freundſchaft oder Mitleiven für einen Dritten thut, 
bezeichnen die Römer dies bloß ala grobe culpa, als eine gar zu unbedachte Ausübung des 
Gefühle. Culpa ift die Unterlafjung der jchuldigen VBorfiht beim Handeln. Man darf 
bei der Komplikation der Lebensverhältniffe fih beim Handeln nicht damit begnügen, daß 
man feine jhädlichen folgen für andere fieht und beabjichtigt, fondern muß auch überlegen, 
ob fie nicht möglich find, und dann für ihre Abwendung forgen. Nur verjteht jih, daß 
dies eine Grenze hat, daß man nicht mehr als die den menfchlichen Verhältniffen ent- 
fprechende Vorfiht und Sorgfalt anzuwenden braudt, die diligentia eines bonus pater- 
familias, wie die Römer fagen. innerhalb diefer Grenze unterfcheiden die Nömer weiter 
eulpa lata und levis. Die erjtere ift, wenn man nicht einmal die gewöhnliche und nahe: 
liegende Borficht eines homo dissolutus anwendet, die leßtere, wenn man nur die feinere 
des diligens paterfamilias unterläßt. Daneben jteht noch ein relativer Maßjtab, wenn 
man in fremden Angelegenheiten weniger vorfichtig iſt als in eigenen (eulpa in conereto), 

2. Die objeftive Widerrehtlichfeit beftimmt fich verfchieven, je nachdem man 
gegen jemanden durch Vertrag oder fonjt verpflichtet ift oder nicht. Ohne ſolche Obligation 
hat jeder Menſch gegen andere nur die negative Pflicht, nichts zu thun, was ihnen Schaden 
bringen fann, man ijt aber nicht verpflichtet, pofitiv von anderen Xeuten Schaden, der 
ihnen von Dritten oder fonjt droht, abzuwenden, wenn man es auch noch jo leicht könnte. 
Man kann hier alfo nur durch pofitives Thun in culpa fommen, nicht durch bloßes Unter- 
lafjen der Schadensabwendung. Nur wenn man einmal in Thätigkeit, auch erlaubte, ge- 
treten ift, muß man dann die ſchädlichen Folgen daraus für andere nad Kräften verhüten, 
jo namentlih aud, wenn man die Obhut über ſchädliche Kräfte irgend einer Art, als euer, 
Waſſer, Tiere, Kinder, Wahnfinnige, Mafchinen u. ſ. w. übernommen hat. 

In allen Fällen von gefegliher Haftung für culpa ohne Obligationsverhältniffe haftet 
man übrigens ftets für jede culpa, ohne Unterfchied zwijchen dolus und culpa lata und 
levis. Steht man aber zu jemandem in einem bejtimmten Obligationsverhältnifje, was 
auch der Grund fein mag, fo iſt jede kulpoſe Nichterfüllung der Obligation ein Unrecht, 
mag man nicht thun, was man foll, oder thun, was man nicht fol. Für dolus haftet 
man dabei jtets. In betreff der culpa fann man fich aber zu größerer oder geringerer 
Sorgfalt verpflihten. Hat man aber nichts Befonderes darüber ausgemacht, fo ift Prinzip, 
daß, wenn man Vorteil aus einem Obligationsverhältnifje hat, man jtets für culpa levis 
haftet, wenn aber nur Nachteil oder Yajt, nur für culpa lata!, jedoch mit einigen Aus- 
nahmen: der Mandatar und negotiorum gestor haften für culpa levis, obgleich fie feinen 
Vorteil haben, umgekehrt der Prefarift und mensor nur für eulpa lata und der socius, 
Ehemann und Vormund nur für eulpa in eonereto. 

Ale Schuld und Haftung in und außer Obligationen ift übrigens ausgefchlofien: 
a. wenn der andere die Schadenszufügung erlaubt und darin auch nichts Unfittliches liegt 


1885 ' Karl Chriſtoph Burdhardt, Sinn und Umfang der Gleichitellung von dolus und lata culpa. 
85. 
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(volenti non fit iniuria), b. wenn man in der Notwehr oder im Notjtande fremdes Eigen- 
tum verlegt, und c. wenn die bloße Ausübung eines Rechts indirekt nachteilige Folgen für 
andere hat nah dem Sate: qui iure suo utitur, neminem laedit. 


8 59. Zufall (casus) ift der Gegenfag von Schuld. Zufall ift aber juriftiich fein 
abfoluter Begriff, jondern nur ein relativer; d. h. aller Schaden, den jemand ohne Schuld 
einer beitimmten anderen Perſon erleidet, ift diefer gegenüber Zufall, wie er auch fonjt ent- 
ftanden fein mag, ob fchuldlos durch den andern ſelbſt oder durch Naturereigniffe oder 
durch fremde Schuld, namentlich Gewalt, oder fonftwie. Für den Zufall in diefem Sinne 
gilt nun, nad dem jubjeftiven römischen Standpunkte bei der Erſatzpflicht, das allgemeine 
Prinzip, daß niemand dafür haftet, falls er nicht durch Vertrag, Tejtament oder Geſetz be— 
fonders dazu verpflichtet ift. Reiner Zufall ift es aber nicht, wenn der andere die Ein- 
wirkung des Zufall® durch culpa oder mora möglich gemadht hat (casus mixtus) oder 
fonft irgendwie mit in Schuld bei der betreffenden Schadensitiftung ift. Nach diefen Prin- 
zipien find folgende drei Hauptfälle zu entjcheiden: 

1. Die Haftung für fremde culpa!. Nad römishem Rechte haftet man für 
fremde culpa in der Regel nicht anders, als wenn man felber auch in eulpa iſt, fo 
namentlih bei der culpa der Stellvertreter, Dienjtboten, Arbeiter, Untergebenen u. ſ. w. 
Selber in eulpa iſt man aber bei diefen nur, wenn man ihnen fehädliche Handlungen, 
befonders Delikte, aufträgt oder fie ratihabiert oder wenn man gar feinen Ber: 
treter nehmen durfte oder wenn man in der Mahl oder Beauffichtigung der Vertreter 
nadhläffig ift (eulpa in eligendo oder custodiendo). Ausnahmen von diefem Grundfage 
find nur folgende: 

a, bei Verträgen der Vertreter haftet der dominus für deren fogenannte fontraftliche 
eulpa; 

b. für alles, was aus einem Zimmer auf die Straße geworfen oder gegoffen wird, 
haftet der Bewohner desfelben, ohme Unterfchted, wer es gethan und ob der Bewohner da- 
bei in Schuld war, fofern nur der Thäter in Schuld war und nicht ein rein fafuelles 
Herunterfallen jtattfand ; 

e. Gaftwirte und Schiffer haften den Neifenden für allen Diebjtahl und alle Beichä- 
digungen der Sachen, die diefelben in das Gaſthaus oder Schiff mit ſich gebracht oder in 
ein Schiff zum Transporte gegeben haben, fofern nicht fremde Gewalt oder Naturereignifie, 
jogenannte vis maior, die Urſache find. 

Für die heutigen Verfehrsverhältniffe erfcheinen diefe Beitimmungen nicht als aus- 
reichend, bejonders bei den größeren Induftrieunternehmungen, Cifenbahnen, Schiffahrt, 
Fracht, Fabrik, Bergwerf u. a. Wenn hier die Haftung der Geichäftsherren den Bejtim- 
mungen des römischen Rechts gemäß auf eigene culpa in eligendo und custodiendo be- 
ichränft iſt, ſonſt aber bei eulpa der Untergebenen nur diefe felbjt haften und bei Zufall 
gar feine Haftung eintritt, fo jtehen Gewinn und Gefahr bei dem Unternehmer in gar 
feinem Berhältnifje, und die Gefahr ift faft ganz auf das Publikum und die Arbeiter ab: 
gewälzt. Eben darum hat jhon das deutiche Handelsgeſetzbuch bei Fracht zu Lande und 
zu Wafjer, befonders auch bei Eifenbahnen, eine allgemeine Haftung, außer für höhere Gewalt, 
eingeführt und fogar deren Ausschliefung dur Neglements verboten. Weitere Bejtimmungen 
jind für den Schadenerfat bei Tötungen und Körperverlegungen eines Menſchen, die bei dem 
Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerfen, Steinbrühen, Gräbereien und Fabriken herbeigeführt 
find, dur das Neihs-Haftpflichtaefeb vom 7. Juni 1871 gegeben. In allen diefen und 
andern Gejegen wiederholt fi) aber der Vorbehalt der höheren Gewalt, deren Begriff da- 
durh um fo wichtiger, aber auch um fo ftreitiger geworden ift. Die von Goldſchmidt be- 
gründete herrfchende (jubjektive) Auffaffung verjteht darunter ein Ereianis, das im gegebenen 
alle auch durd die dem Verpflichteten zuzumutende perfönlihe Obhut — oder, wie Dern- 
burg fagt, durch die umfichtigften Schutzvorrichtungen — nicht zu vermeiden war. Dagegen 

I 9. Wyß, Die Haftung für fremde culpa. 1867; Wäntig, Über die Haftung für fremde un— 
erlaubte Handlungen. 1875. 
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bat Erner eine mehr objektive Deutung verteidigt, wonach vis maior nur äußere und außer- 
ordentliche Zufälle begreifen ſoll, d. h. foldhe, die außerhalb des betreffenden Betriebsfreiies 
entfprungen und von ungewöhnlicher Wucht und Schwere find. Die Praris des Neichs- 
gerihts hält im ganzen an der erjteren Auffafjung feit!. 

2. Die Haftung für Tiere. Der Cigentümer von Tieren, zahmen oder wilden, 
haftet für den von ihnen geitifteten Schaden, fobald er felbjt dabei in culpa ift, vollftändig, 
aljo wenn er jie jelber anreizt, heit, nicht gehörig bewacht u. dergl. Außerdem tritt nad) 
römiſchem Recht eine beſchränkte Haft infoweit ein, daß, wenn er den Schaden nicht erfeßen 
will, er wenigitens das Tier hergeben muß (noxae dare). Die Nömer haben aber jelbjt 
hier ihren jubjektiven Standpunkt nicht ganz verlafjen fünnen. Sie geben die Klage nur, 
wenn wenigjtens das Tier felber gewiſſermaßen eine Schuld trifft, aljo wenn e8 „contra 
naturam“ durch ungewöhnliche Wildheit, Mutwillen u. dergl. geſchadet hat. Daher haftet, 
wenn ein Tier das andere angereijt hat, der Herr des erjteren, und bei Beichädigung im 
Kampfe zweier Tiere fällt die Erfagpflicht weg, wenn das beihädigte den Streit angefangen hat. 

3. Haftung für lebloſe Sadhen. Wenn lebloje Sachen ohne culpa des Eigentümers 
geihadet haben, 3. B. Einfturz eines Haufes, fortgeſchwemmte Balfen, fo tritt gar feine Haftung 
ein; nur braucht der Bejchädigte die Sachen nicht ohne Erjat herauszugeben. Giebt aber der 
Eigentümer fein Eigentum auf, fo fann der Beſchädigte nichts machen, ja nicht einmal auf Weg- 
nahme der Saden flagen. Dafür fann man aber, wenn ein Schaden erſt drohend und bevor- 
jtehend ift, auf Befeitigung oder wenigjtens Beftellung einer „cautio de damno infeeto“ lagen. 


V. Wirkung. 


S 60. Die Wirkung der Obligationen im allgemeinen ijt, daß fie erfüllt 
werden fönnen und müſſen. Aus dem erjteren folgt, daß die zur Erfüllung gejchehene 
Zeiftung feine Bereicherung des Gläubigers ift, feine Schenkung, feine Zahlung einer Nicht: 
ihuld, feine Gabe ohne Grund, fondern eben reine Erfüllung defjen, worauf der Gläubiger 
ein Recht, der Schuldner eine Pflicht hat. Aus dem zweiten folgt dreierlei: die Pflicht 
der Erfüllung, die Pflicht der Nachgewähr, die Haftung für die Nichterfüllung. 

1. Die Pfliht der Erfüllung fließt in fi, daß die betreffende Leiſtung in 
allen Beziehungen der Obligation entſpreche. Daß der Schuldner in Perſon erfülle, it 
zwar in der Negel nicht wefentlih, jondern nur, wenn es fih um Leiftungen handelt, bei 
denen feine Jndividualität von Bedeutung ift. Dagegen muß der Gegenjtand in Natur 
geleitet werden. Cine andere Leiſtung an Zahlungs Statt? (datio in solutum) 
braucht der Gläubiger nicht anzunehmen. Juftinian hat ihn zwar aus unpaffender Milde 
gegen den Schuldner in gewiſſen Notfällen dazu verpflichtet, die neueren Gefegbücher haben 
dies aber allgemein verworfen. 

Ebenſo muß die Erfüllung im vollen Umfange der Obligation gefchehen, nur in we— 
nigen ‚Fällen it dem Schuldner, um den Konkurs zu verhindern, das Necht gegeben, daß 
er nicht mehr zu zahlen braudt, als er hat, und jogar noch den notwendigen Yebensunter- 
halt, die fogenannte Kompetenz, zurüdbehalten fann, jo insbejondere bei Obligationen 
zwifchen Eltern und Kindern, Geſchwiſtern, Ehegatten, bei Schuldnern nach dem Konkurſe 
und Schulden aus dos und Schenkung (beneficium eompetentiae). Diefe Rechtswohlthat 
wird aber durch die allgemeinen Bejchränfungen der Zwangsvollitrefung in der neueren 
Prozeßgeſetzgebung entbehrlich). 

In betreff der Zeit ift Prinzip, daß der Schuldner ftets zahlen darf, wann er will, 
zahlen muß, wenn der Gläubiger es will. Selbſt ein Zahlungstermin ändert in der Negel 
nur das leßtere, nicht das erjtere (dies in dubio pro reo). In betreff der Zahlungs: 
pflicht jelber ift ein Zahlungstermin in der Negel nur eine unweſentliche Modalität, fo daß 
die Erfüllung aud nad) dem Termine gefhehen fann und muß; ausnahmsmweife fann er 
aber auch wejentlicher Bejtandteil der Obligation fein, fo daß nad) dem Termine eine Er- 

Goldſchmidt, Zeitichr. für Handelsrecht III 79 fi, NVI 328: Erner in Grünhuts 
Zeitſcht. X Nr. 10; Dernburg ebenda XI Nr. 8. Vgl. auch Studi, Über den Begriff der höheren 
(Sewalt. naugur.=Difjert. Bern 1888. RG. Entſch. XXI 13. 

® Römer, Die Leiſtung an Zahlungs Statt. 1860. 
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füllung gar nicht mehr möglich iſt, wenigſtens nicht angenommen zu werden braucht, z. B. 
bei Miete auf einen beſtimmten Tag und faſt bei allen Lieferungsverträgen, insbeſondere 
den ſogenannten Firxgeſchäften. 

Wenn der Ort der Erfüllung! nicht durch Vertrag oder Teſtament beſtimmt iſt, fo 
darf man zwar überall zahlen, wo man den Gläubiger findet, nur nicht an unpafjendem 
Drte, braucht aber fpeciell bejtimmte Sachen nur da zu leiften, wo ſie find, andere an 
feinem MWohnorte; nur bei Geldjchulden muß man das Geld dem Gläubiger bringen oder 
ſchicken, jo wenigjtens nad) dem Handelsgeſetzbuche. 


861. Erfüllungsverfpreden. Beſondere Verſprechen über die Erfüllung einer 
Obligation (constitutum debiti)? begründen eine felbjtändige Pflicht und Klage auf Er- 
füllung neben der alten Obligation. Sie find in der mannigfachſten MWeife möglich, mit 
Änderungen in Perfonen, Gegenftand, Zeit, Ort, Art der Erfüllung oder als einfache 
Wiederholungen. Aud die legteren können wichtig fein wegen Verjährung, Unvererblichkeit, 
Unflagbarteit der alten Obligation und fonft. Ob mit dem Konftitute eine Anerkennung, 
d. h. Gejtändnis der alten Schuld, verbunden iſt oder nicht, ift an fich gleichgültig. 

Das Konftitut fett als ſolches ftets eine gültige Hauptfchuld voraus. Deren Dafein 
muß der Kläger beweifen, falls nicht mit dem Konftitute eine Anerfennung® der Haupt- 
fhuld verbunden ift. Dieſe ift aber in verſchiedener Weiſe und mit verfchiedener Wirkung 
möglich. Bezieht fie fich bloß auf die Thatfachen der früheren Schuld, fo ift fie ein bloßes 
Geftändnis; bezieht fie fih auf das Necht als folches bei beftimmter angegebener causa, fo 
liegt darin neben dem Geftändnifje noch die Erklärung, das Necht daraus gelten lafjen, alſo 
nicht anfechten und bejtreiten zu wollen, mithin ein Verzicht; bezieht fie ſich aber auf eine 
Forderung ohne alle oder ohne genügende Angabe der causa, fo liegt darin die Erklärung, 
das Recht auch ohne Rückſicht auf die causa als begründet gelten lafjen zu wollen, aljo 
eine entjchiedene Trennung von Forderung und causa und ausdrüdlic oder implieite ein 
abjtraftes Verſprechen auf erjtere. Sofern man nun die Trennung von Verfprechen und 
causa bei neuen Verträgen nad) $ 54 zuläßt, muß man es auch hier bei der Anerfennung 
alter Schulden und muß fomit auch eine Klage aus dem Versprechen der Zahlung von fo 
anerfannten Schulden zulafien. Der Standpuntt des Beweifes und Verzichtes reicht dabei 
nicht aus, da es fih um den Willen, eine Forderung ohne causa gelten zu lafjen, handelt. 
Die Gejichtspunfte eines gerichtlichen Geſtändniſſes oder Erfenntnifjes, die Windſcheid“ 
und Unger hereinziehen, können höchſtens als Vergleich, nicht als Konftruftion dienen und 
fördern die Sache bei der mwejentlihen Verfchievenheit von Vertrag und Prozeß nicht fehr. 
Aus dem Zahlungsverfprehen mit Anerfennung aber einen felbjtändigen Anerfennungsvertrag 
zu machen, wie Bähr ihn aufgeitellt hat, ijt nicht zuläffig. Der Begriff „anerkennen“ fest 
jtets ein ſchon Beitehendes, was anerfannt wird, voraus, er begründet nicht materiell neu, 
fondern jtellt nur ſchon Bejtehendes feſt. Demnach iſt das beigefügte Verfprechen ſtets 
Zahlungsveriprechen (Konftitut) für eine jchon bejtehende oder wenigſtens nad) der Abjicht 
der Parteien als beſtehend zu denkende Schul. it fein ausdrüdliches Verjprechen bei- 
gefügt, jo it es in der Anerkennung einer Forderung ohne causa von felbjt implicite ent- 
halten. Allerdings fann unter der Form der Anerfennung einer alten Schuld die Begrün: 
dung einer neuen verftedt fein, indefjen kann dies höchſtens als Anfechtungsgrund in Betracht 
fommen. 


862. 2. Die Pflicht der Nachgewähr bezieht ſich ſowohl auf die faktiſchen 
Eigenjchaften der Sachen als auf das rechtliche Behaltenkönnen derjelben. In beiden Be- 
ziehungen ift die Nachgewähr befonders beim Kaufe wichtig und daher auch bei diefem im 
römischen Rechte hauptſächlich entwidelt; fie tritt aber bei allen andern ähnlichen Verpflich- 
tungen ebenfo ein. 


1 Heat, Die Lehre vom Erfüllungsorte. 1862; Schulin, Zur Yehre vom Erfüllungsort. 1879. 
® Bruns, Das constit. debiti, in der Zeitfchrift für Nechtsgeichichte I Nr. 2. 
3 Bähr, Die — als Verpflichtungsgrund. 1855. 2. Aufl. 1867; Unger, Jahrbb. f. 
Dogmatik VIII Nr. 7; Buhl, Zur Lehre vom Anerfennungsvertrag. 1875. 
Lehrbuch II f "412a Anın. 5. 
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a. In betreff der faktifchen Eigenſchaften! muß der Schuldner dafür eimitehen, daß 
die Sade fo iſt, wie fie obligationsmäßig fein fol, daß fie alfo die verfprochenen Vorzüge 
und feine beimlihen Mängel habe. Dabei unterfcheiden die Römer die Haftung nad 
den allgemeinen Grundſätzen des Civilrehts über bona fides und die nad) einem befonderen 
Edikte der Ädilen. Die erftere tritt nur bei fogenannten dieta et promissa und dolus 
ein, d. h. wenn der Verkäufer das Dafein bejonderer Vorzüge oder das Nichtdafein be- 
fonderer Mängel verfihert oder heimliche Mängel gewußt und verfchwiegen hat. Die 
Klage iſt die gewöhnliche Kaufflage von dreißig Jahren auf Preisermäßigung und bei dolus 
auf das volle Intereſſe. Nach dem ädilitifchen Edikte haftet der Verkäufer aber wegen aller 
dieta und promissa und wegen aller heimlichen Mängel, wenn er fie auch nicht fennt, un- 
bedingt nad Wahl des Käufers auf Preisermäßigung oder Rebhibition (d. h. Rüdgabe der 
Sache und Aufhebung des Vertrages), jedoch letteres nur ſechs Monate, eriteres ein Jahr. 
Bei gewiffen heimlihen Mängeln ift übrigens auch ohne dolus des Verfäufers die dreißig- 
jährige Civilflage zugelafjen, nämlich bei jolden, die das habere licere, d. 5. Beji und 
Gebrauch der Sadye, ganz aufheben, wie tödliche Krankheit von Tieren, Schadhaftigfeit von 
Balken, Fäffern u. a., was freilich meiftens verfannt wird. 

b. Bei allen Obligationen auf Übertragung von Sachen und Nechten haftet der 
Schuldner auch für Eviftion?, d. h. er muß dafür einftehen, daß der Gläubiger fie nad) 
dem Empfange auc behalten fann, daß fie ihm alfo nicht von Dritten wegen ſchon vor- 
handener Anſprüche evinziert, entwehrt, d. h. durch Klage abgejtritten und abgenommen 
werden. Dieſe Haftung hat das römische Necht in einer doppelten Weife, entweder fo, daß 
die evinzierte Sache als gar nicht gegeben gilt, die Obligation alfo einfach fortdauert, oder 
fo, daß wegen der Eviftion eine befondere Klage auf vollen Schadenerſatz jtattfindet. Das 
erjtere ift, wenn bei einjeitigen, nur generifchen Obligationen aus Legat, Schenkung, Stipu- 
lation das gegebene fpecielle Stüd evinziert wird, das lettere tritt dagegen bei allen gegen- 
jeitigen Obligationen ein. Eigentümlich ift dabei, daß hier Haftung auf das ganze In— 
terejfe ohne alle Rüdjiht auf culpa jtattfindet. Cs ift hiſtoriſch daraus zu erflären, daß 
man fi in Rom beim Kaufe in der Regel das Doppelte des HKaufpreifes für den Fall der 
Eviftion verfprehen lie (duplae stipulatio). Aus welchem Rechtsgrunde der Dritte evin- 
ziert, ob wegen dinglihen Nechts, Eigentum, Pfandrecht u. a., oder wegen perfönlichen 
Rechts mit actio in rem seripta, wie actio metus, Noralflage u. a., iſt gleichgültig. Nur 
verjteht fich, daß aus rein perjönlichen Nechten gegen den Verläufer überhaupt feine Eviktion 
gegen den Käufer begründet werden fann. Weſentlich für die Haftung des Verkäufers iſt 
natürlid, daß das Coviftionsrecht Schon zur Zeit des Kaufes eriftierte oder nachher durch 
Schuld des Verkäufers entitanden iſt; für Zufälligkeiten nad) dem Kauf, 3. B. Erpropriation, 
haftet er nicht. Übrigens muß der Käufer die Sache gegen den Eviftionsanfpruch gehörig 
verteidigen, namentlid) dem Verkäufer Anzeige davon (litis denuntiatio) maden, ſonſt kann 
er feinen Erfat fordern, außer wenn er beweiſen fann, daß alles doc nichts geholfen 
haben würde. 


863. 3. Die Folge der Nidterfüllung einer Obligation ift im allgemeinen 
aejeglih nur die Haftung für allen Schaden, der dem Gläubiger daraus erwächſt. Durd 
Verträge oder Teitament fünnen aber beliebige andere Folgen, namentlih Konventional- 
jtrafen und bei Verträgen Aufhebungs- und NRüdtrittärechte, begründet werden. Die Nicht: 
erfüllung einer Obligation zu der Zeit, wo fie erfüllt werden follte, heißt im allgemeinen 
Verfäumung, mora. Wenn indefjen eine jpätere Erfüllung gar nicht mehr möglich it, fo 
it die Verfäumung eine abjolute Nichterfüllung, und die Verfäumung der Zeit fommt als 
ſolche nicht weiter in Betracht. Wenn dagegen fpätere Erfüllung möglid ist, wie befonders 





! Hanauiel, Die Haftung des Verkäufers für die Beichaffenheit der Ware. 2. Nbteil. 1883 
bis 84. Bal. Behmann, Der Kauf I SS 47—53. 

* ©, Müller, Lehre von der Eviftion I. 1851; Bekker, Lehre von der Eviktionsleiftung, im 
Jahrb. des gemeinen Nechtö VI Nr. 8: Ed, Tie Verpflichtung des Verkäufers zur Gewährung des 
Eigentums. 1874; Behmann, Der Kauf 1 SS 93—97. 
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bei allen Geldfchulden, jo fommt nun der eigentümliche Begriff der Verzögerung oder Ver- 
fpätung zur Erfcheinung. Dies ift der Verzug!, mora im engeren Sinne. 

Ein Verzug des Schuldners (mora solvendi) fegt zweierlei voraus: daß der Schuldner 
zur wirklichen fofortigen Zahlung verpflichtet ift und daß er fie doch ohne gerechten Ent— 
ichuldigungsgrund unterläßt. Das erjtere tritt nicht, wie die actio nata, von felbjt mit der 
Fälligkeit der Schuld ein. Dieje bewirkt nur, daß der Gläubiger die Zahlung verlangen 
fann, aber der Schuldner braucht erſt zu zahlen, wenn jener fie auch wirklich verlangt hat. 
Unaufgefordert braucht nach römischer Auffaffung feiner feine Schulden zu zahlen, ſowenig, 
daß, wenn der Gläubiger gar nicht mahnt, die Schuld durd Verjährung ganz untergeht 
und man gar nicht zu zahlen braudt. Die mora geht alfo nicht fchon ex re, d. h. aus 
dem Dafein der Schuld an fich, hervor, fondern nur ex persona, d. h. aus der Nichtbefol- 
aung der Mahnung des Gläubiger. Mahnung, interpellatio, ift nichts anderes als die 
Aufforderung zur Zahlung. Sie erfordert feine Form, fondern nur, daß fie wirklich vom 
Gläubiger an den Schuldner gefchieht oder beiderfeits durch und an gehörige Vertreter und 
nicht vor der Fälligkeit der Schuld. Entzieht fi der Schuldner der Mahnung, fo genügt 
der Verfuch, natürlih mit gehöriger Bezeugung. Ausnahmsweiſe bedarf es feiner Mah- 
nung, nämlich bei Dieben, Näubern und Dejicienten (nicht bei allen Deliktsichulden) und 
wenn ein feiter Zahlungstermin mit der Abficht beigefüat ift, daß der Schuldner da von 
ſelbſt zahlen folle, vann „dies interpellat pro homine*. Diefe Abſicht ift nach römischen 
Rechte im Zweifel nicht anzunehmen; ohne innern Grund nimmt die heutige Praris das 
Gegenteil an. 

Bei den Entichuldigungsaründen nehmen die Nömer nicht den Standpunkt der gewöhn— 
lihen eulpa ein mit Unterfcheidung von eulpa lata und levis, fondern fie laſſen jchlecht: 
hin nur drei Gründe zu, gerechte Zweifel über Dafein und Umfang der Schuld, Sorge 
für Sicherung des Beweiſes und äußere Hindernifje der Yeiftung. Dagegen wird auf bloß 
jubjeftive Hinderniffe, namentlid Armut, wenn fie aud noch jo unverſchuldet fein jollte, 
feine Rückſicht genommen. 

Die Folgen der mora beruhen auf der Haftung für allen Schaden. Daraus folgt die 
Haftung für easus, und daß man nicht mehr dur ihn frei wird (perpetuatio obligatio- 
nis), die Verpflichtung zu Verzugszinfen und ſonſtigem Schadenerfage und das Recht des 
Nüdtritts bei gegenfeitigen Verträgen, falls die Ausführung alles Intereſſe verloren hat. 

Wenn übrigens der Gläubiger die Erfüllung verhindert, weil er die aehörig angebotene 
Yeiftung nicht annimmt oder die Anbietung felbit hindert (mora aceipiendi)?, jo wird da— 
durch zwar die Schuld an fich nicht aufgehoben, aber der Schuldner darf feinen Nachteil 
davon haben, feine Verpflichtung wird daher auf das gerinajte Maß herabaejett, er haftet 
nur nod für eulpa lata, die gefeglihen Zinfen hören auf, ebenjo die Konventionalftrafen, 
er wird durch fajuellen Berluft des Geldes, das er zahlen wollte, frei und fann Erfah der 
weiteren Aufbewahrungsfojten der Sache fordern, ja im Notfall diefe nach nocdhmaliger Auf- 
forderung bderelinquieren. 


VI. Übergang der Obligationen auf andere Perfonen. 


8 64. Übergang von Forderungen. Es ift jhon oben $ 45 a. E. aus— 
geführt, daß über das Verhältnis der Obligation zu den bei ihr beteiligten Perſonen im 
römischen und heutigen Nechte eine Verfchiedenheit der Auffaſſung herriche, die ſich nament- 
(ich auch bei der Frage nad der Möglichkeit eines Überganges der Obligationen auf andere 
Verfonen zeige. Das römische Recht läßt einen Übergang zwar durch Univerfaljucceijion 
aftiv und paffiv zu, alfo bejonders bei der Beerbung, eben weil hier rechtlich die alten 


ı Fr. Mommſen, Lehre von der Mora. 1855 (Beitr. 3. Obt.R. Bd. IIND; Kniep, Die 
Mora des Schuldners. 2 Bde. 1871. 
? Kohler, Annahme und Annahmeverzug, in d. Jahrbb. für Togmatit XVII Nr. 8; Shen, 
Begriff und Weſen der mora creditoris. 1884. 
v. Holgenborif, GEncytlopädie. 1. 5. Aufl. 33 


514 IH. Das Privatret. 


Verfonen in den neuen nod fortdauern, dagegen ift eine Singularfucceffion vollitändig 
ausgefchloffen. Eine eigentliche Übertragung kann aftiv und pafjiv nur dadurch vermittelt 
werden, daß die Obligation in den neuen Perfonen fürmlih und vollftändig erneut, noviert, 
d. h. durch einen neuen Vertrag neu fonftituiert wird. Aktiv muß ſich der neue Gläubiger 
die Schuld auf Anweiſung (Delegation) des alten Gläubigers von dem Schuldner neu verfprechen 
lafjen; paffiv muß der neue Schuldner auf Delegation vom alten Schuldner die Schuld 
dem Gläubiger neu verſprechen. Bei der paffiven Übertragung find die Nömer über diefen 
Standpunkt überhaupt gar nie hinausgefommen. Bei der aftiven haben fie allerdings eine 
einfeitige Übertragung vom Gläubiger ohne Zuziehung des Schuldners möglich gemacht, aber 
doch nur indireft durch Vermittlung des Begriffs der Stellvertretung. Der Gläubiger fann 
einen andern nicht nur faktisch zu feinem Vertreter in Einziehung und Einklagung der For— 
derung mit eigenem Intereſſe machen (procurator in rem suam), ſondern ihm fogar ein 
fejtes Recht auf diefe Vertretung und infofen auf die Ausübung der Obligation geben, 
und ebenjo kann auch das Geſetz ftatt feiner einem andern ein foldes Vertretungsrecht zur 
Ausübung der Obligation erteilen. Dies ift die Ceffion!. Die Römer haben dabei bis 
zulest daran feitgehalten, daß der alte Gläubiger die Obligation eigentlih und de iure 
immer behält und der Gefjionar nur das Recht befommt, fie ftatt feiner auszuüben. Aller: 
dings ift der Gefjionar nicht mehr Profurator, aud nicht fingierter, fondern hat ein jelb- 
jtändiges Vertretungs- und Ausübungsreht (actio utilis suo nomine), und darum ſteht 
die Ceſſion im materiellen und praftifchen Nefultate einer wirklichen Übertragung des Rechts 
völlig gleich, allein der Standpunkt für die rechtliche Anſchauung und Konftruftion des Ver- 
hältnifjes ift darum doc ftet3 der der Unübertragbarfeit der Obligation. Man hat das 
Recht des Gläubigers nad) der Cejfion dem nudum ius des alten quiritariſchen Eigentümers 
gleichitellen wollen. Allein das quiritarifche Eigentum war an ſich übertragbar, es bedurfte 
nur einer bejtimmten Form. Bei der Obligation ſah man die Unübertragbarfeit in der 
Sade, nicht in der Form. Zwifchen Eigentum und Obligation ijt auch in betreff der 
Übertragung ein wejentlicher Unterfhied. Obligationen exiſtieren nicht, wie Saden, von 
Natur, fondern nur durd eine Perſon als Begründer. hr Inhalt und Umfang kann da- 
her nie, wie beim Cigentume, aus ſich felber bejtimmt werden, jondern immer nur aus der 
PBerfon des erjten Begründers. Auch bei der freieften Übertragbarkeit bleibt daher deſſen 
Perſon doch jtets mafgebend für den inhalt der Obligation und infofern unzertrennlid von 
ihr. Die Römer formalifieren dieſes materielle Prinzip in der Feſthaltung des erſten Be— 
gründers als fortwährenden eigentlichen Obligationsfubjeftes. Dazu fommt, daß, da die 
Ceſſion den Schuldner nicht wie eine Sache, fondern nur als verpflichtete freie Perfon trifft, 
fie für ihn erſt wirffam werden Tann, wenn er fie erfährt, folglich der Übertragungsaft hier 
nicht, wie beim Eigentume, die Übertragung bereits vollenden fann. Die zweifelhafte Frage, 
wie der Nechtszuftand der Obligation in der Zwifchenzeit zu denfen fei, erledigen die Nömer 
einfach durch die Feithaltung ihres alten Prinzips. Man braucht daher nicht einzelne praf- 
tifche Folgen des Unterfchieds der römischen und der heutigen Auffafjung aufzufuchen, um 
daraus die Fortdauer der eriten zu erflären. Die ganze Anſchauung und Konjtruftion war 
der Grund, nicht einzelne unmefentliche gleichgültige Formen. Die Engländer halten ebenfo 
bis auf den heutigen Tag den Standpunkt der Vertretung bei der Ceſſion feſt. In Deutich- 
land ijt dagegen, nad; der oben bejprochenen größeren Scheidung des objektiven und jub- 
jeftiven Bejtandes der Obligation in der rechtlichen Auffafjung derjelben, die dee einer 
Singularfucceffion in Obligationen ſtets als zuläffig angejehen worden, und zwar nicht nur 
in der laienhaften Anficht des Volkes, ſondern aud in der technifchen Auffafjung der Ju— 
riiten und Geſetzgeber. Wir fehen, wenn A dem B 100 Mark fchuldet, es nicht als we- 
jentlih an, daß nur der B fie fordern fann, und halten es daher für völlig zuläſſig, daß 
B fein Nedt volljtändig auf C übertrage. Die Beitimmung des Inhalts der Obligation 
nad) der Perſon des B als eriten Begründers gilt zwar natürlich auch bei uns, aber wir 


ı Mühlenbrucd, Ceſſion der Forderungsrechte. 1817. 3. Aufl. 1886; Bähr, Zur Ceſſions— 
lehre, in d. Jahrbb. f. Dogmatik I Nr. 8 (1557); A. Schmid, Die Grundlehren der Ceſſion. 2 Bde. 
1563. = nr Die actio utilis des Ceiftonars. 1557; Unger, in den Jahrbb. für Dogmatit 
XXVI Nr 8 
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halten es nicht für nötig, darum den B ftets no als wirklichen Gläubiger anzufehen. 
Sehr jtreitig ift freilich die Frage über den Zuftand der Obligation von der Gefjion bis 
zur Benachrichtigung des Schuldners. Iſt die Geffion wirkliche Übertragung, jo fann der 
Schuldner nicht mehr an den Gedenten zahlen; fann er noch zahlen, jo muß der Gedent 
noch Gläubiger fein. Die Löfung von Windſcheid, daß die Gefjion erjt durd die de- 
nuntiatio vom Gejfionar an den Schuldner als durch die Befitergreifung der Schuld vollendet 
werde und bis dahin beide, Cedent und Ceffionar, wirkliche Gläubiger feien, möchte feine 
glüdliche fein. Die Konfequenz fordert Übergang mit der Ceffion; die Billigfeit fordert, 
daß der Schulder von feiner Unkenntnis feinen Schaden habe, daß er alfo durch Zahlung 
an den Cedenten, feineswegs aber auch, daß er durch Erlaß und andere Verträge mit dem 
Gedenten die Obligation aufheben fünne. Mit Necht ftellen daher alle neueren Geſetze und 
überwiegend auch die gemeinrechtliche Praris die Anzeige vom Gedenten der vom Gefjionar 
gleich. 

In der weiteren Durchführung der Geffion führt der heutige Standpunkt zu feinen 
anderen Konjequenzen als der römische. Geffibel find alle Forderungen, bei denen nicht 
ausnahmsmeife befondere Eigenſchaften des Gläubiger für die Ausübung mwefentlich find, 
fei es an fich oder nach bejonderer Verabredung. Bei der Ceſſion felbjt find, mie bei der 
Tradition, causa (Cejfionsgrund) und Gedierung (Geffionsaft) zu unterfheiden. Causae 
fönnen alle Übertragungsgründe von Rechten fein. Die Geffion felbit geſchieht durch form- 
loſe Erflärung vom Gläubiger oder vom Richter; in gewiſſen Fällen tritt fie auch von ſelbſt 
nad dem Geſetze ein (cessio legis)!, nämlih wenn man Obligationen begründet, die 
eigentli einem andern gehören follten und auf deren Geffion diefer daher ein Recht hat, 
wie bei Vertretern und Erbichaftsbefisern, und wenn man geſetzlich genötigt ijt, fremde 
Schulden zu zahlen und daher Ceſſion der Klage verlangen fann, wie Mitvormünder u. a. 
Die Wirfung der Geffion ift Übergang der Obligation, fo wie fie ift, mit allen Rechten, 
aber auch allen Beichränfungen und Einreden. Die Yage des Schuldners darf rechtlich 
nicht verfchlechtert werden. Das Verhältnis zwifchen Cedent und Geffionar richtet ſich ganz 
nad) der causa der Geffion; die Regel, der Cedent hafte für veritas, aber nicht für bo- 
nitas, ift nur für den Kauf und ähnliche Geſchäfte gültig ?. 


8 65. Übergang von Schulden. Aus der Möglichkeit, Forderungsrechte zu 
übertragen, folgt keineswegs von ſelbſt auch die Möglichkeit der Übertragung von Schulden ; 
aus der aktiven Geffion fann man feine paffive ableiten. Forderung und Schuld jtehen in 
der Obligation nicht parallel nebeneinander, fondern in direftem Gegenfage zueinander als 
Recht und Pflicht. Necht aber ift Möglichkeit, Pflicht Notwendigteit. Über die Möglichkeit 
ift man Herr, von der Notwendigkeit wird man felber beherrfcht. Darin liegt der einfache 
Grund, warım man Schulden abfolut nie ohne Zuftimmung des Gläubiger übertragen 
fann. Es ijt merfwürdig, wie oft diefe einfahen Kategorieen überfehen werden und man 
nach befonderen Gründen fucht, warum die Zuftimmung des Gläubigers hier notwendig fei, 
wegen jeines befonderen ntereffes u. a. Zuftimmung des Schuldners ift dagegen zur Ab— 
nahme jeiner Schuld nicht nötig. Er felber nur fann fi der Notwendigkeit nicht ent- 
ziehen, wohl aber fann ein anderer mit Zuftimmung des Gläubigers ihn davon befreien, fie 
ihm ab- und auf ſich nehmen, auch ohne fein Wiſſen und Wollen, ja felbjt wider feinen 
Willen. Die reine Pflicht ift fein Recht. 

So wenig aber ohne Zuftimmung des Gläubigers eine Übertragung der Schuld mög- 
lich it, fo vollftändig muß fie es mit feiner Zuftimmung fein. Wenigitens nad heutigem 
Rechte. Im römischen Rechte ift nach dem Prinzipe der Perfönlichfeit der Obligationen 
eine Übernahme fremder Schulden? nur indireft möglich, entweder durch volle No- 
vation oder dadurd, daß der Übernehmer durch Konftitut die Zahlung der fremden Schuld 


I Kariten, Die fingierte Ceſſion. 1874 und Jahrbb. für Dogmatit XVII Nr. 7. 
? Schliemann, Die Haftung des Gedenten. 2. Aufl. 1850. 
3 Delbrüd, Die Übernahme fremder Schulden. 1853; Gürgens in den Jahrbb, f. Dogm. VII 
Nr. 8; Negelsberger, Archiv für die civilift. Praris LXVI Nr. 1; Bähr ebenda LXVII Nr. 5; 
Menzel in Grünhuts Zeitfchr. XI Nr. 13. 14: Unger, Schuldübernahme. 1889. 
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verſpricht und der eigentlihe Schuldner durch pactum befreit wird. Nacd dem modernen 
Prinzipe ift vollftändiger fubjeftiver Eintritt in die Obligation ohne alle Änderung ihres 
objektiven Bejtandes möglich, alfo eigentlihe Übernahme der fremden Obligation als folder 
ohne ihre Emeuung, eigentlihe Succeffion. Das rechtöbegründende Element dabei ift der 
Wille der Parteien. Dabei ift der Wille des Gläubiger mwejentlih, der des Schuldners 
nit. Die Übernahme kann daher in doppelter Weiſe vollzogen werden, entweder durch 
Vertrag ded Schuldners und Übernehmers unter Zuftimmung des Gläubigers, oder durch 
Vertrag des Übernehmerd mit dem Gläubiger. Dagegen begründet der bloße Vertrag 
zwiſchen Schuldner und Übernehmer ohne Zuftimmung des Gläubigers feinen Übergang, 
feine Succeffion, feine Pflicht des Übernehmers gegen den Gläubiger, fondern nur Pflicht 
gegen den Schuldner, ihn zu befreien. Wie aber die Zuftimmung des Gläubigers erklärt 
wird, iſt gleichgültig, ob vorher oder nachher, ob ausdrüdlich oder ſtillſchweigend. Ein be- 
fonderer Vertrag mit dem Übernehmer ift für ihn nicht nötig. Sein Recht gegen diefen 
beruht nicht auf einem befonderen perfönlichen Zahlungsverfprechen von dieſem, jondern auf 
defien jubjeftivem Eintritte in die objektive Obligation, der mit feinem (des Gläubigers) 
Willen gefchehen iſt. Stillfchweigende Einwilligung ift es, wenn er nad) Kenntnis bes 
Übernahmevertrages Zahlungen vom Übernehmer annimmt. Wenn aber Schuldner und 
Übernehmer gar feine eigentliche Übernahme der Obligation gewollt haben, fondern nur 
Verpflichtungen untereinander, fo fann der Gläubiger ſich nicht einmifchen und das Ver— 
hältnis nicht zur eigentlichen Übernahme machen. Die Sache ift dann wie im römifchen 
Rechte, und der Gläubiger fann daher gegen den Übernehmer ein Recht nur befommen 
entweder durch Verfprechen (Konftitut) von ihm oder durch Gefjion der Klage des Schuld» 
ners gegen ihn. 


VD. Aufhebung der Obligationen !, 


8 66. Dbligationen können mit oder ohne Befriedigung (satisfaetio) des Gläubigers 
aufgehoben werden. Ihrem eigentlichen Zwede entjprechend ift nur die Aufhebung durch 
Erfüllung. Indeſſen verfteht fich, daß, wenn der Gläubiger ſich in irgend einer andern 
Weiſe für befriedigt erklärt, diefes der Erfüllung gleichitehen muß, ſei es daß er eine an- 
dere Leitung annimmt, ſei es daß er durch Liberatorifchen Vertrag den Schuldner freiläßt. 
Wider feinen Willen fann dagegen in der Negel feine anderweitige Befriedigung für ihn 
angenommen werben, doch aber ausnahmsweise in einzelnen Fällen, namentlich bei der Kom— 
penfation. Noch weniger natürlich fann der Gläubiger feine Forderung ohne Befriedigung 
gegen feinen Willen verlieren. Doc giebt es auch hier eine Neihe von Fällen, wo teils 
er perfönlich fi ohne wirkliche Befriedigung als befriedigt anjehen muß, wie bei mora 
aceipiendi, teils eigentlicher materieller Verluſt des ganzen Nechts aefeglich angeordnet ift, 
wie bei Verjährung, Strafen u. dgl. Der Hauptunterfchied der Aufhebung mit und der- 
jenigen ohne Befriedigung ift, daß bei erjterer ſtets auch das Pfandrecht für die Obligation 
aufhört, bei leterer es fortdauern fann. 

1. Bei der Erfüllung der Obligationen haben die Römer das Prinzip der Perfönlid)- 
feit der Obligation nicht feitgehalten. Cie jagen zwar, eigentlih könne eine Pflicht nur 
vom Pflichtigen jelber erfüllt werden, allein praftiich lafjen fie die Erfüllung aud von an- 
dern zu, au ohne Wiſſen und Wollen, ja felbit wider Willen des Schuldners. Auch tft 
der Gläubiger zur Annahme von Dritten verpflichtet, wenn er nicht ein befonderes Intereſſe 
an der perfönlichen Erfüllung vom Schuldner hat. Wefentlih für die Aufhebung der Ob— 
ligation dur Erfüllung it nur, daß fie an den Gläubiger jelbit oder einen berechtigten 
Vertreter aeihehe und dem Inhalte der Obligation gemäß, was nad) den oben 88 60—63 
ausgeführten Grundſätzen zu bejtimmen tft. 

2. Neale Befriedigung ohne eigentliche Leiftung tritt mit Willen des Gläubigers ein, 
wenn er eine datio in solutum annimmt, den Gegenftand jelber an ſich nimmt, Geld, das 


! Unger in Grünhuts Zeitichr. XV Nr. 9. 
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der Schuldner ihm gezahlt, aber nicht in fein Eigentum gebracht hat, ausgiebt u. dgl.; ohne 
den Willen des Gläubiger, wenn die Zahlung indireft durch feinen Erblafjer oder Gläu- 
biger an ihn fommt, und bejonders durd Kompenfation!,d. h. Abrechnung von Gegen- 
forderungen. Diefe kann zwar vertragsmäßig vorgenommen werben, der Schuldner hat aber 
auch ein feites Necht darauf, und zwar in der Weife, daß, wenn er es geltend macht, die 
Forderung rückwärts mit dem Entjtehen der Gegenforderung als von felbjt getilgt behandelt 
wird, fo daß von da ab Zinfen, Konventionaljtrafen, Pfandrechte aufhören u. ſ. w. Inſo— 
fern wirft die Kompenfation, wenn fie geltend gemacht wird, rückwärts ipso iure in die 
Vergangenheit, fie tritt aber nicht von ſelbſt ipso iure ein, ſondern nur, wenn der Beklagte 
fie durch Einrede geltend madt. Denn wenn er will, fann er ebenfogut auch jelbjtändig 
fordern und flagen ftatt zu kompenſieren?. 

3. Befriedigung durch freimilliges Aufgeben der Forderung fann nicht durch einfeitige 
Dereliktion, fondern nur durch liberatorifhen Vertrag mit dem Schuldner geihehen, 
aber in verfchiedener Weiſe. Man unterjcheibet: 

a. einfahen Erlaß, d. h. den Vertrag, daß die Schuld aufgehoben fein folle. Ver— 
fchieven davon find bloße Beſchränkungen der Forderung in Zeit, Ort, Art, namentlid) Stun- 
dungsverträge. Beim eigentlihen Erlaffe bejteht ein weiterer Unterfchied zwiſchen direkter 
Aufhebung (durch acceptilatio) und indirelter durch Einrede (aus einem pactum de non 
petendo) im heutigen Rechte nicht mehr. 

b. Beiderfeitiger Nüdtritt hebt Obligationen aus gegenfeitigen Verträgen beider- 
ſeits auf, wenn der Vertrag noch von feiner Seite erfüllt iſt oder die Erfüllung zurüd- 
gegeben wird. 

e. Novation®, d. h. die Ummandlung der Schuld in eine neue durch einen neuen 


I Brinz, Die Lehre von der Rompenjation. 1849; Dernburg, Die Kompenſation. 1854. 2. 
Aufl. 1868; Ubbelohde, Über den Satz: ipso iure compensatur. 1858; Schwanert, Die Kompen— 
fation. 1870; Eifele, Die Kompenfation. 1876; Stampe, Das Kompenfationöverfahren im vor: 
juftinianiichen strieti juris indieium. 1886. 

2 Die im Tert angenommene Deutung des Safes: compensationes ipso iure fieri oder ipso 
iure compensari, iſt in neuerer Zeit fait von allen Bearbeitern der Kompenſationslehre verworfen 
worden, jo von Brinz, Dernburg, Übbelohde, Shwanert und Eifele. In der That enthält 
fie den innern Widerfprud, daß die Kompensation nicht von felbit, ſondern fraft Einrede eintreten, 
aber dann behandelt werden foll, als ſei das Umgefehrte der Fall geweien. Die meiften Gründe 
iprechen dafür, jenen Sat überhaupt ftatt in einem materiellen vielmehr in einem formell-prozefiua- 
liichen Sinn zu verftehen, und zwar dahin, dab nah Juftinians 1. 14 C. de comp. 4, 31 Kom- 
penjationseinreden nicht mehr bloß mit der Einlafjung, jondern, wie von jeher die ipso iure wir- 
fenden Thatiachen, auch noch in einem jpäteren Stadium des Prozeſſes follten vorgeſchützt werden 
fönnen, eine Borichrift, die durch die Reichscivilprogehordnung aufgehoben ift. Wenn daneben auch 
in älteren Quellenjtellen der Ausprud ipso iure in Verbindung mit der Hompenjation vorkommt, 
fo ift dies bei den einen (l. 21 D. de comp. 16, 2: 1.4 C. eod. 4, 31) auf eine Einſchaltung ber 
Kompilatoren zurüdzuführen, bei den anderen (1. 4 1. 10 pr. D. eod.) jedenfalls nicht als Ausdrud 
einer allgemeinen Regel über die Wirkungen der Kompensation aufzufaffen. In materieller Beziehung 
aber iſt eine Rückwirkung der Ausiibung des Kompenfationsrehts nur in zwei Punkten pofitiv an- 
fannt, indem 1. bei einer in Untenntnis dieſes Nechts geleifteten Schuldzahlung es von dem Willen 
des Zahlenden abhängt, diejelbe als Befriedigung des Gläubigers gelten zu laſſen oder mit condietio 
indebiti zurüdzjufordern (l. 10 $ 1 D. eod.; |. 3) D. de eond. ind. 12, 6), und 2. wenn zwei Kapital- 
forderungen einander gegenüberjtehen und die eine fpäter gegen die andere kompenſiert wird, der 
Binfenlauf als ſchon von der Koexiſtenz der beiden Forderungen ab ſiſtiert behandelt werden ſoll 
dl. 11. 12 D. de comp. 16, 2: 1. 5. 7 C. eod.). Dagegen ift die Annahme, daß durch die Geltend- 
machung der Kompenfation auch Konventionalftrafe, Piandrecht, Verzug u. dgl. m. für die nunmehr 
getilgten Forderungen rüdwirfend bis auf den Moment der Koeriftenz aufgehoben werden, weder 
quellenmähig bezeugt noch innerlich begründet. Über dies alles enthält die näheren Nahmeifungen 
die angeführte Schrift von Eiſele. Bedenklicher ift deffen weitere Aufftellung, daß die als Organ 
der Kompenfation von M. Aurelius gewährte exceptio doli ($ 30 I. de act. 4, 6) nicht in die 
Forntel aufgenommen, jondern nur in iure vorgeihügt und darauf hin der Kläger zum agere cum 
eompensatione (Gaius IV $ 61) mit Gefahr der plus petitio geswungen worben fei. Vgl. vielmehr 
für die fondemnationsmindernde Kraft der exceptio doli Bernice, Labeo II 127 und Stampe 
a. a. D.: auch Sohm, Änititutionen. 4. Aufl. $ 76 ©. 325. 

° 9. Salpius, Novation und Delegation. 1864; Salkowski, Zur Lehre von der Novation. 
1866; Hruza, Zur Lehre von der Novatıon. 1881; Runge, Die Obligationen im römifchen und 
heutigen Recht. 1886. $3 29—31. 
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Vertrag darüber ohne eine neue materielle causa. Cie fann unter den alten Parteien 
ftattfinden, wenn fie eine Schuld unter fih im Inhalte ändern und dabei neu fonftruieren 
wollen oder wenn fie eine Obligation aus Delift, Tejtament, Geſetz in eine Bertragsobli- 
gation umändern wollen oder eine Obligation aus einem materiellen Bertrage in einen ſo— 
genannten FFormalfontraft, 3. B. Kaufſchuld in Wechſel. Die Novation fann aber auch 
mitteld Delegation zum Zwecke der Übertragung der Obligation auf andere, der aktiven wie 
der paffiven, benußgt werden und war dazu in Nom fogar das Hauptmittel, während bei 
uns allerdings direfte Übertragung möglich ift, wie fhon oben SS 64. 65 ausgeführt ift. 
Mefentlih für die Novation iſt ftets, daß die Ummandlung auf Grund der alten materiellen 
causa vorgenommen wird, daß aljo fein felbjtändiger neuer Obligationsgrund eintritt, jon= 
dern nur die auf dem alten Grunde beruhende Schuld in der oben bezeichneten Weiſe ge- 
ändert werden fol. Das neue PVerfprechen ift zwar der neue formale Grund der neuen 
Schuld, allein materiell beruht es nur auf der alten Schuld und deren causa, es will nur 
diefe ummandeln, nichts materiell Neues begründen. Eben darum fommt der Grund, warum 
der Schuldner ſich auf die Veränderung einläßt und das neue Verfprechen giebt, nicht in Betradht. 
Keine Novation ift es aber,wenn die alte Schuld einfach aufgehoben und an ihre Stelle ein 
neuer Vertrag mit jelbftändiger causa geſetzt wird, 3. B. aus einer Kaufſchuld eine Darlehns- 
jchuld gemacht wird. Dies ift, wenn es ernftlich gemeint ift, fo zu behandeln, wie wenn das 
Geld gezahlt und wieder zurüdgeliehen wäre. Man hat wohl gejagt, die Novation fei aud; 
ein materieller Vertrag, weil die causa des neuen Verfprechens in der Aufhebung der alten 
Obligation liege. Allein die Parteien fließen den neuen Vertrag in der Hegel nicht, um 
den alten aufzuheben, ſondern umgefehrt heben fte diefen auf, weil fie den neuen jchließen, des— 
halb kann das neue Verfprechen auch ohne Aufhebung des alten gültig fein. her fann man 
jagen, da die neue Obligation es ift, was die alte aufhebt, fo fei dies als eine Art im 
solutum datio aufzufaffen, zumal da wenigftens im neueren Nechte die Anderung der Obli- 
ation foweit gehen fann, daf fie einen ganz anderen Gegenitand und Inhalt befommt. 
Diefe Auffaffung ift der Sache nad möglich, nur entipricht fie dem Ideenſtandpunkte der 
Parteien in der Negel nicht, da deren Abficht nur auf Anderung, Ummandlung, Erneue- 
rung der alten Obligation gerichtet ift. Es iſt aber nicht aut, einem Verhältniffe eine 
andere rechtliche Konftruftion unterzulegen, als die Parteien faktiih im Sinne haben. 

4. Ohne wirkliche Befriedigung muß fi der Gläubiger als befriedigt anfehen in den 
Fällen, wo wenigſtens der Schuldner den Gegenftand der Obligation aud nicht mehr hat 
und e3 am Gläubiger felber oder mwenigitens nit am Schuldner liegt, daß der Gläubiger 
feine Befriedigung befommt. Dies ift der Fall a. bei der mora aceipiendi des Öläubigers, 
wenn hier der Schuldner den Schuldgegenitand auf Rechnung und Gefahr des Gläubigers 
deponieren oder ganz derelinquieren fann; und b. wenn dem Schuldner nad) Perfektion der 
Obligation die Erfüllung dur reinen Zufall, ohne eulpa und mora, objeftiv unmöglid 
wird!. Unmögliches kann man nicht leilten, und auf Erſatz haftet man nad dem allge- 
meinen PBrinzipe nur, wenn man in culpa ift. Inſofern geht alfo die Gefahr des Scha- 
dens vom Untergange einer Sadje, das periculum, bei Obligationen vom Eigentümer auf 
den Gläubiger über?. Die Unmöglichkeit muß aber eine objektive fein, alfo bei Handlungen 
dur Tod, Krankheit, äußere Hinderniffe bewirkt werden, bei Sachen durch phyfifchen Unter: 
gang oder durch Entziehung von höherer Gewalt; auch ift jie hier faft nur bei fpeciell, nicht 
leicht auch bei nur generiſch beitimmten möglich, namentlich nicht bei Geld (genus non 
perit). Im übrigen gilt das Prinzip der Befreiung durch Zufall gleihmäßig für alle Obli- 
gationen. Bei gegenfeitigen, namentlih Kauf?, folgt daraus, daß, wenn nur einer dur 
Zufall frei wird, der andere zahlen muß, obwohl er nichts bekommt. Man hat dies für 


ı Ar Monmfen, Die Unmöglichleit der Yeiltung in obligatoriichen Verhältniſſen. 1853. 
(Beitr. zum ObL-R. Bd. I ©. Dartmann, Die Obligation. 1875. S. 117—272. 
® Wächter, Wer hat bei Obligationen die Gefahr zu tragen? 1832, Archiv f. d. civilift. Braris NV 
Nr.6. 93: Fuchs ebenda XXXIV Ar. 5. 10. 17; Buntichart, Die fundament. Rechtsverbältn. 1855. 
’ %. Dofmann, Tas perieulum beim Kaufe. 1570; Regelsberger in der Krit. Vierteljahrs: 
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unbillig und der Gegenfeitigfeit widerfprechend gehalten. Allein die Gegenfeitigteit beiteht 
nicht darin, daß jeder nur zu geben hat, jofern er etwas befommt, das wäre der reine 
Realtontraft , fondern darin, daß jeder nur verpflichtet wird, fofern der andere auch ent- 
fprechend verpflichtet wird. Für feine Pflicht hat dann jeder einzujtehen, für den Zufall 
nit. Nur verjteht fi, daß bei den Verträgen auf fortgeſetzte Leiftungen, wie Miete, mit 
dem Untergange der Sade der Vertrag als gegenitandslos für die Zukunft wegfällt. 

5. Die übrigen Aufhebungsgründe der Obligationen, wie Verjährung, Tod, Konfuſion, 
Strafe u. ſ. w., beruhen nicht auf dem Prinzipe der Befriedigung, bedürfen hier aber feiner 
weiteren An- und Ausführung. 


VIII. Schuß und Sicherung der Obligationen. 


$ 67. Die Klagen aus Obligationen haben alle gleihmäfig die allgemeine 
Natur der actio in personam. Sie find Klagen des Gläubigers gegen die Perfon des 
Schuldners auf Erfüllung der Obligation in Haupt: und Nebenpuntten oder auf Schadenerfat, 
bei Verträgen nad) Umſtänden aud Aufhebung des Vertrages. Den Klagegrund bildet die 
Obligation. Dazu gehört eigentlich ihre Entjtehung und ihre Fortdauer, d. h. Nichtaufhebung. 
Indeſſen braucht der Kläger nur die erftere, alfo den Entjtehungsarund, zu beweifen. Die 
Aufhebung, aud die Zahlung, als neues Faltum kann der Richter nicht annehmen, wenn 
fie nicht vom Schuldner behauptet und bewiefen wird. Man nennt dies nicht ganz paflend, 
die Fortdauer werde präfumiert. Die einzelnen Klagen unterfcheiden fi danach eigentlich 
nur dur den Rechtsgrund und den Gegenftand der einzelnen Obligationen. Indeſſen find 
damit einzelne, aber wenige, weitere Unterfchiede von allgemeinerer Anwendung verbunden, 
jo namentlich in betreff der Vererbung zwifchen den Klagen aus Verträgen und aus Deliften, 
und den Klagen auf Strafe und auf Erhaltung oder Wiederherftellung des Vermögens (actiones 
poenales und rei persecutoriae), außerdem der zwijchen den einfachen actiones in personam 
und den in rem scriptae ($ 45). Dagegen hat der römische Unterfhied von Klagen, 
die nad) jtrengem Recht, und jolchen, die nad) Billigfeit beurteilt werden (actio strieti iuris 
und bonae fidei), bei uns feine praftiihe Anwendbarkeit mehr. Zwar tritt auch bei uns 
bei gewifjen Klagen eine befondere Strenge ein, und zwar nicht nur prozefjualifch, wie bei 
Mecjel- und Urkundenprozeß, fondern auch in der materiellen Behandlung bei den Klagen 
aus abjtraften Verfprechen, indefjen beruht das nicht mehr auf dem römischen ius strietum, 
fondern auf jelbjtändigen Ideen des heutigen Rechts; es ift daher hierbei zwar wohl Ana- 
logie und Vergleich mit dem römifchen Rechte zuläffig, nicht aber unmittelbare Anwendung 
desſelben. 


868. Sicherungsmittel der faktiſchen Realiſierung des Rechts ſind neben dem 
rechtlichen Schutze hier beſonders wichtig, da dieſe durch böſen Willen, Nachläſſigkeit oder 
Unglück des | Schuldners leicht vereitelt oder menigitens jehr erfchwert werden fann. Die 
Mittel fönnen je nad der Art der Gefahr und den fonftigen Umftänden jehr verfchieden 
fein. Abgeſehen von der bloßen Sicherung des Beweiſes durh Zeugen, Schrift u. a. it 
das Hauptmittel gegen böfen Willen und Nadläffigkeit des Schulbners, daß man für den 
‚all der verjpäteten oder font ungehörigen Erfüllung der Obligation ihn fich irgend welchen 
Nachteilen, namentlich Zahlungen oder Abzügen von Geld, vertragsmäßig unterwerfen läßt. 
Man nennt dies Konventionaljtrafen, indeſſen find dieſelben nicht als eigentliche 
Strafen wie bei Deliften anzufehen, fondern als einfache bedingte Verträge zu behandeln. 
Darum ift auch die Frage, ob neben der Strafe auch nod die Erfüllung der Hauptobli- 
gation gefordert werden kann oder ob die Strafe an deren Stelle tritt, und ob der Schuld- 
ner fi durch die Strafe von der Pflicht der Erfüllung frei machen fann oder nur der Gläu- 
biger zwifchen beidem die Wahl hat, ganz nad der Vereinbarung und Abficht der Parteien 
zu entjcheiden; im Zmeifel ift feine Erfüllung neben der Strafe, aber au fein Reurecht 
des Schuldners anzunehmen !, 


1 Neuenfeldt, Iſt die Konventionalitrafe Strafe oder Erfagleiftung ? 1885. 
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$ 69. Bürgſchaft. Gegen Zahlungsunfähigleit des Schuldners können Konven- 
tionalitrafen natürlich feine Hülfe geben, hier muß die Sicherheit außerhalb feiner Perjon 
gefucht werden, alfo in Sadhen oder in anderen Perfonen. Darauf beruhen Pfand und 
Bürgſchaft. Über das erftere fiehe oben 83 43. 44. Unter Bürgſchaft! verfteht man 
heutzutage jedes Verjprehen, eine fremde Schuld zu zahlen, falls der Schuldner fie nicht 
jelbit zahle. Die Nömer hatten einen joldyen allgemeinen Begriff noch nicht, jondern unter: 
ſchieden accefforiiche Übernahme einer fremden Schuld auf eigene fides (fideiussio) und 
Zahlungsverfprehen auf fremde Schuld (constitutum debiti alieni). ‘Der Gedanfe der 
erfteren ift, daß der Bürge an dem ganzen Obligationsverhältnifje des Hauptſchuldners teil- 
nimmt, die volle Haftung dafür mit übernimmt; darum treffen ihn alle Veränderungen in 
der Hauptjchuld von felber mit, ſowohl zu feinem Nachteile als Vorteile, d. h. einerfeits 
haftet er auch für culpa und mora des Hauptſchuldners, andererfeits fommen ihm aber 
auch die erſt fpäter entjtehenden Einreden des Hauptihuldners zu gute. Das Konftitut iſt 
dagegen an ſich nur das Verfprehen, den Inhalt einer fremden Obligation, jo wie er jett 
zur Zeit des Sonftitutes ift, zahlen zu wollen; die fpäteren Veränderungen in der Obli- 
gation berühren das Konftitut nicht mehr, der Konjtituent haftet weder für culpa und mora 
des Hauptſchuldners, noch befommt er dejjen fpätere Einreden, Der Unterſchied beider Ver- 
bürgungsarten trat in der Form fehr fcharf hervor, indem die fideiussio durch Stipulation 
(idem fide tua esse iubes?) geſchah, das Konftitut formlos war. Der Sache nad) gehen 
beide Begriffe nun aber doch volljtändig ineinander über. Denn da man nad) neuerem 
Rechte auch zulünftige Forderungen im voraus fonftituieren fann, jo fann man aud die 
Zahlung von allem, was der Schuldner aus der Obligation ſchuldig fein werde, aber auch 
nur von dem, fonjtituieren, und dann hat das Konftitut denfelben Inhalt wie die fideiussio. 
Andererfeits ift die Übernahme einer fremden Schuld auf eigene fides der Sache nad nichts 
anderes als das Verjprechen,, den eventuell aus der DObligation geſchuldeten Betrag zahlen 
zu wollen. Daraus folgt, daß man bei uns nad) Aufhebung der Stipulationsform bei der 
abjoluten Formlofigfeit jeder Bürgſchaft die beiden Begriffe gar nicht mehr unterjcheiden 
fann. Necefjorifhe Übernahme einer fremden Schuld it für uns eben nichts anderes als 
ein Verfprechen, jie, d. h. ihren Betrag, eventuell zu zahlen. Somit fann man bei uns 
nur unterfcheiden, ob im einzelnen das Verſprechen allgemein nad Art der fideiussio oder 
beichränfter nach Art des constitutum gegeben ift. Der Begriff ijt dabei an fich derſelbe 
und nur einer. Auf die Ausdrüde fommt nichts an, der Wille entjcheidet, die Ausdrüde 
fönnen nur einen Anhalt zur Feſtſtellung des Willens bieten. 

Eine andere Verjchiedenheit war noch, daß beim Konititute die Zahlung mit allerlei 
Modififationen in Ort, Zeit, Art, ja felbjt im Gegenftande der Zahlung verjprochen werben 
fonnte, was bei der fideiussiv unzuläffig war. Diefer Unterjchied fann bei uns noch weniger 
eine Scheidung der Begriffe begründen, da folde Modififationen auch mit der Idee der 
Übernahme einer fremden Schuld ganz wohl vereinbar find und bei der fideinssio nur 
durch die hergebradhte Stipulation ausgefchloffen waren. Wir fünnen daher heutzutage nur 
noch zwiſchen einfacher, bejchränfter und mobdifizierter Verbürgung unterfcheiden. Dagegen 
darf man das nicht überfehen, daß der Begriff des Konjtituts fremder Schulden in dem der 
Bürgfchaft keineswegs aufgeht, fondern alle Verſprechen, eine fremde Schuld zu zahlen, um- 
faßt, alfo auch die, welche gar nicht zum Zwede der Sicherung des Gläubigers gemacht 
werden, fondern zu definitiver Verpflichtung neben dem Schuldner oder jtatt desjelben. 
Sole Konftitute find natürlich von der Bürgfchaft und ihren Grundfägen, namentlich ihren 
Beſchränkungen, ganz fern zu halten. 

Etwas anderes ijt das Verhältnis der Bürgfchaft zum Kreditmandate (mandatum quali- 
ficatum), d. 5. dem Auftrage an einen andern, einem Dritten Geld zu leihen oder ſonſt 
zu freditieren. Nach römiſchem Rechte ijt diefes von der Bürgichaft völlig geſchieden, wenn 
au der Sache und dem praktischen Refultate nach ehr ähnlid. Der Mandant haftet dem 
Mandatar, wenn der Dritte die Kreditichuld nicht zahlt, aber er haftet ihm nicht nach dem 
Bürgfchaftsprinzipe wegen Übernahme der Kreditichuld des Dritten, jondern direft aus feinem 


—Girtanner, Die Bürgſchaft. 1550; Haſenbalg, Die Bürgichaft. 1870. Val. jedoch gegen 
die Annahme einer Verbürgung durch Konftitut im heutigen Hecht Derndburg, Pandetten II S 77. 
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Mandate nad) dem Prinzipe der Schadloshaltung des Mandatars; wenn er zahlt, zahlt er nicht 
die Kreditichuld des Dritten, fondern nur feine eigene Mandatsſchuld. Diefen Unterfchied 
fann man nad heutigem Rechte nicht mehr jo fejthalten. Allerdings iſt der Unterfchied von 
Bürgſchafts- und Mandatsprinzip dem Begriffe nach bei uns noch ebenjo, allein bei der 
abfoluten Formlofigfeit der Bürgſchaft nad heutigem Rechte fann man nicht nur mit dem 
Krevitmandate jtets eine ausdrüdlihe Bürgſchaft durch den einfachen Beifag: man bürge, 
hafte, jtehe ein, übernehme die Gefahr u. ſ. w., verbinden, fondern es ift ganz von felber 
in dem Kreditmandate eine Bürgſchaft weſentlich implieite mit enthalten. Kreditmandat 
ift ja nicht jede Veranlafjung eines anderen zum Kreditieren dur Nat, Bitte, Aufforderung, 
fondern nur die, welche mit der Abficht geſchieht, fich ihm dadurd rechtlich zu obligieren, 
d. h. ihm für die Unfoften einzuftehen. Für die Unfoften einftehen heißt aber beim Kredi- 
tieren nichts anderes als für die Rüdzahlung des Kreditierten, aljo für die fremde Schuld 
einjtehen, d. h. ihre Zahlung verſprechen, falls ver Schuldner nicht zahle. Das ift aber 
eben die einfache Bürgſchaft, von aller Form entblößt. Diefe ift alfo mit jedem wirklichen 
verbindlichen und klagbaren Kreditmandute notwendig von jelbjt verbunden. Ob man fie 
noch ausdrüdlich daneben ausfpricht oder nicht, ift im Leben rein zufällig und fann einen 
praktiſchen Unterfchied nicht begründen. Durch diefe Bürgfchaftsfhuld wird aber die Man- 
datsſchuld, fofern fie auf Erftattung der Kreditſumme geht, vollitändig abforbiert. Zahlt 
der Mandant als Bürge, fo tritt gar fein Schaden, den er ald Mandant zu erjehen hätte, 
ein, daher ijt aber auch feine Zahlung ftets als Zahlung der Kreditſchuld und nicht der 
Mandatsihuld anzufehen. Inſofern ift alfo im heutigen Rechte zwifhen Bürgſchaft und 
Kreditmandat fein Unterfhied mehr. Indeſſen ift es doch nicht richtig, wenn darum Wind- 
ſcheid das Kreditmandat gar nicht mehr als Mandat, fondern als Garantievertrag und als 
eine „Form der Bürgfchaft” bezeichnen will. Man muß im Kreditmandate dad Mandat 
und die Bürgſchaft unterfcheiden. Die letere ift nicht eine befondere Form der Bürgichaft, 
fondern eine einfache Bürgichaft, allein das Mandat bleibt an fich neben der Bürgjchaft be- 
jtehen, und dies ift nicht ohne praftifche Folgen. Die mit dem Mandate ausdrüdlich oder 
ftillfehweigend verbundene Bürgſchaft ift immer eine Bürgfchaft für eine zufünftige Schuld, 
und zwar eine, die erjt durch das Mandat jelber veranlaft werden fol. Inſofern iſt die 
Bürgjchaft hier vom Mandate abhängig. Wenn das Mandat gültig widerrufen ijt, tritt 
auch die Bürgſchaft nicht in Kraft, ebenfo, wenn das Mandat dur Tod einer der Par— 
teien aufgehoben wird, und ferner, wenn das Krebitieren nicht genau dem Mandate gemäß 
geſchehen iſt. (Daß die Bürgichaft erlifcht, wenn der Kredit eigenmächtig verlängert wird, 
ijt bei der gewöhnlichen Bürgſchaft nicht anders, fobald fie auf beftimmten Kredit gerichtet 
ift.) Eben darum fann aber in foldhen Fällen, namentlich beim Widerrufe, eine Pflicht 
zum Erſatze der etwa entitandenen Unkoften fehr wohl aus dem Mandate begründet werden. 
Vergebens hat ſich Arndts bemüht, um den Unterfchied zwiſchen Bürgſchaft und Kredit— 
mandat ganz zu befeitigen, diefe Mandatsgrundſätze zu allgemeinen Bürgfchaftsregeln zu 
machen. 

Auch der accefjorische Charakter der Bürgfchaft ift etwas genauer zu beftimmen, als in 
der Negel geihieht. Man lehrt gewöhnlid, Bürgſchaft könne als folche nicht ohne Haupt— 
ſchuld fein, jie ſei mwejentlich acceſſoriſch. Allerdings liegt es auch im Begriffe „bürgen“, 
daß etwas jein muß, wofür man bürgt. Man kann fich nit abjtraft verbürgen, fondern 
nur für eine Schuld oder Handlung, die dann die causa für das Verfpreen bildet. Man 
fann der Bürgſchaft nicht fo wie der Hypothek den accejjorifchen Charakter abjtreifen. Mög: 
lich ift es zwar, eine Bürgfchaft unter einem abjtraften Verjprechen, 3. B. einem Wechſel, 
zu verjteden, allein dann tritt die Bürgſchaft eben nicht als folde hervor. Wenn man in 
deijen weſentlich eine Obligation, d. h. eine gültige Schuld, als Grundlage der Bürgſchaft 
anfieht, jo ift Dies nicht ganz genau. Zunächſt it das Dafein einer gültigen Obligation 
jedenfalls nur für die Entjtehung der Bürgſchaft notwendig, nicht auch für die Fortdauer. 
Die Bürgſchaft iſt in dieſer Beziehung wie das Pfandrecht, das nach römiſchem Rechte zwar 
auch nicht ohne Hauptſchuld entſtehen, wohl aber nach Aufhebung der Obligation fortdauern 
kann. Aufhebung der Obligation durch Befriedigung des Gläubigers, und was ihr gleich 
ſteht, muß zwar ſtets auch die Bürgſchaft wie das Pfandrecht aufheben, allein bei Auf— 
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hebung ohne Befriedigung fann die Obligation in der Bürgfchaft wie im Pfandrechte fort- 
dauern, aud ohne Naturalobligation. Beide können dem Gläubiger gerade auch gegen die 
Aufhebung der Obligation felber eine Sicherheit verfchaffen jollen, jo namentlich, wenn eine 
Bürgfhaft gerade mit Nüdjiht auf eine zu fürchtende Aufhebung der Obligation, 3. B. 
durch Verjährung oder Neftitution, übernommen wird oder wenn der Bürge die Aufhebung 
der Obligation jelber verfchuldet. Als Regel muß man indefien annehmen, daß wer ſich 
für eine gültige Obligation verbürgt, auch nur haften will, fofern die Schuld bleibt, und 
muß daher die Aufhebung der Obligation aud mit auf die Bürgjchaft erftreden. 

Aber auch bei der Entjtehung der Bürgſchaft ift eine gültige Hauptfchuld nicht wejent- 
lid. Allerdings heißt es, daß bei nichtigen Schulden, 3. B. Verſprechen von Kindern, 
Wahnfinnigen oder Verfchwendern, aud die Bürgſchaft, ſowohl fideiussio als Konftitut, 
nichtig find, und ferner, daß die realen peremtorifchen Einreven auch den Bürgen zujtehen. 
Auch kann man nicht anführen, daß das Kreditmandat in folden Fällen gültig war, denn 
die Haftung trat hier nur aus dem Mandate und auf den Koftenerfag ein. Dagegen ift 
befanntlid die Verbürgung für fchon verjährte Schulden nur beim Falle des Jrrtums für 
ungültig erflärtt. In der bewußten Verbürgung für eine verjährte Schuld wird alfo ein 
Verzicht auf die Einrede der Verjährung geſehen. Dies muß natürlich aud für andere 
gelten, 3. B. die des Zwanges, und es war fomit Bürgſchaft für eine effektiv ungültige 
Obligation wohl möglid. Wenn dies aber ift, fo ift im heutigen Nechte fein Grund, Die 
Bürgſchaft nicht auch bei den eigentlich nichtigen Verträgen der obengenannten Art im Falle 
der Kenntnis für gültig zu erflären. Der römifhe Grund, daß die fideiussio ihrer Form 
nah und das Konftitut dem prätorifchen Edikte nach weſentlich eine wenigitens formell ipso 
iure gültige Obligation vorausfegten, fällt für uns weg. In der Sache felbjt iſt fein 
Unterfhied. Daher iſt aud über die Haftung des Bürgen in folden Fällen an ſich Fein 
Zweifel, abgejehen nur von eigentlich verbotenen und unfittlihen Verträgen, wo in der Ver— 
bürgung eine Teilnahme liegen würde. Man faat aber in jenen Fällen, der Bürge hafte 
dann eben nicht als Bürge, fondern ald Hauptjchuldner, jo z. B. das Preußifche Landrecht. 
Allein in der Intention der Parteien übernimmt er dody immer Bürgjchaft, und feine Haf- 
tung ift feineswegs eine felbjtändige, jondern immer von dem wirklichen Dajein des betref- 
fenden Berhältnifjes und von der Nichtzahlung der Hauptperfon abhängig. Daß er feine 
voraufgehende Erkuffion diefer leßteren verlangen fann, verfteht fich zwar von felbjt, allein 
das ijt bei den Naturalodligationen und nody mehr der verjährten Schuld ebenfo. Es ijt 
daher die Frage, ob man den Begriff der Bürafchaft für das heutige Recht nicht überhaupt 
weiter und etwas anders als im römischen Nechte faſſen müffe, nämlid einfach dahin, daß 
man fich bei uns nicht für die Obligation als ſolche, ſondern für die Leiſtung verbürgt. 
Bürafchaft ift das Verſprechen, für eine Leiftung, die von einem andern rechtlid oder fak— 
tiſch erwartet wird, einzuftehen, fie (oder ein Surrogat für fie) eventuell ſtatt feiner zu leiſten. 
Dem deutfhen Worte „bürgen” liegt jedenfalls diefer Begriff zu Grunde, wie die Krimi— 
nalbürgfchaft zeigt. 

Auf eine fremde Xeiftung muß fi die Bürafchaft ftet3 beziehen, darum kann fie als 
folhe auch nicht auf mehr als die Hauptleiftung gehen. Indeſſen ſteht nichts im Wege, 
daß man für den Fall, daß die Hauptperfon nicht leiftet, felbjtändig einen Zufat als 
Schadenerfag, KRonventionaljtrafe, Schenlung, Wette oder ſonſtwie verjpridt. 

Als Selbitfhuldner fih verbürgen, it eigentlih ein Widerfprud, eine acceflorifche 
Schuld, die prinzipal ift. Der praftifhe Gedanke dabei iſt aber richtig. Materiell will 
man jich eigentlich auch hier nur für fremde Schuld verbürgen und hofft, daß der Schuldner 
jelber zahlen werde, formell aber verpflichtet man fih, wie wenn man felber Schuldner 
wäre, d. h. man abitrahiert von der causa der Verbürgung und übernimmt die fremde 
Schuld, wie wenn man jie jelber fontrahiert hätte. Darin liegt nicht nur der Verzicht auf 
die Erfuffion, ſondern ein Abjchneiden der aanzen accefjoriihen Beziehung zum Haupt- 
ichuldner, jo daß man auch dejjen jeige und fpätere Einreden nicht benutzen fann. Es ijt 
die Abjtreifung des acceſſoriſchen Charakters der Bürafchaft, ſoweit dies möglich ift, ohne den 
Boden der Bürgichaft ganz zu verlaflen. Korrealichuldner wird man dadurch nicht, fondern 
nur einfaher Solidarichuldner neben dem Hauptſchuldner. Verpflichtet man fi als wirf- 
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licher Korrealfchuldner, alfo gemeinfhaftlih mit dem KHauptfchuldner, fo hört die Beziehung 
zur Bürgfchaft ganz auf. Sie fann zwar auch hier den eigentlichen materiellen Grund und 
Zwed der Verpflichtung bilden, allein da bei der Korrealobligation der Grund, warum man 
ihr beitritt, überhaupt rechtlich nicht berüdjichtigt wird, jo fommt auch der Grund der Bürg- 
Schaft hier rechtlich nicht mehr zur Erfcheinung. Dasfelbe ift, wenn der Bürge, ftatt fich zu 
verbürgen oder der Schuld beizutreten, fie geradezu ganz auf fih nimmt (Exrpromiffion) 
oder glei von vornherein fie jelber an Stelle des eigentlichen Schuldners fontrahiert (Inter: 
vention). Auch hier fommt die Bürgichaft ald Grund der Verpflichtung rechtlich nit in 
Betracht, doch wird ihr Zwed, wenn der eigentlihe Schuldner für den Fall der Zahlung 
Erſatz verſpricht, volljtändig erreicht, während ihre Form volljtändig umgangen wird. Darin 
liegt der Grund, daß, wenn ein Geſetz die Verbürgung für gewifje Perfonen verbieten oder 
jie gegen die Gefahren aus ihr ſchützen will, es nicht bloß die eigentlihe Bürgfchaft, ſon— 
dern auch alle die Gefchäfte, wodurch fie umgangen werden fann, mit für ungültig oder un- 
verbindlich erklären muß. Dies ift im römischen Rechte bei den Weibern gefchehen, und 
darum ift dem Begriffe der Bürgfchaft hier der allgemeinere Begriff der Interceſſion, d. h. 
der Übernahme einer fremden Obligation (intercedere alienae obligationi), fubftituiert 
und dieſe für ungültig erklärt, fobald fie zum Zwede der Bürgſchaft geſchieht. 

Die weitere fpecielle Ausführung über die Erfordernifje und Wirkungen der Bürg- 
ſchaft ſowie über die nterceffion der Weiber ift im alphabetifchen Teile (Rechtslexikon) 
nachzuſehen. 


Beſonderer Teil. 


8 70. Einleitung. In dem beſonderen Teile des Obligationenrechts find nicht 
alle einzelnen Obligationen, die überhaupt vorfommen fönnen, darzuftellen, fondern, da das 
ganze Syſtem nicht nach den abftraften Rechtsfategorieen, jondern nad) der organischen Ge— 
jtaltung des Lebens geordnet ift, nur diejenigen, die zum allgemeinen abjtraften Vermögens: 
rechte gehören, die aljo auf dem allgemeinen Berhältnifje der abitraften Perſonen als folder 
zueinander beruhen, mit Ausjchluß derer, die auf den befonderen Familien, Vormundſchafts— 
und Erbverhältniffen beruhen oder in den befonderen Gemerbeverhältnifien oder im öffent: 
lihen Rechte begründet find. Auch von jenen find aber nur die, welche jelbftändige einzelne 
Verhältnifje bilden, hier aufzuführen. Alle die, welche nur Modifikationen der dinglichen 
Rechte find, gehören ins Sachenrecht, alle die, welche nur Modififationen und Acceffionen 
von anderen jelbjtändigen Obligationen find, find bereits im allgemeinen Teile des Obli— 
gationenrechts dargeftellt. 

Auch die Obligationenverhältniffe, die hiernach hierher gehören, bilden, wie fchon oben 
$ 50 bemerkt ijt, fein eigentliches innerlich zufammenhängendes Syſtem, fondern nur eine 
Reihe von Verhältniffen, wie fie die Mannigfaltigfeit des Lebens geftaltet und ftets neu ge— 
jtalten fann. Nur die merfwürdig reichhaltige Entwidlung des römischen Lebens macht, daß 
die meiften heutigen Obligationenverhältnifje ſich auch ſchon im römifchen Nechte finden. 
Zwei Begriffe treten als beherrfchend und maßgebend hervor: Vertrag und Delift; an fie 
ſchließen fich die meijten fonjtigen Obligationen als vertrags- und deliftsähnlih an; außer: 
dem find dann nur noch wenige. Auf diefen Rüdfichten beruht die nachfolgende Ordnung, 
die jedoch nur eine Überficht geben foll und ihre fpecielle Ergänzung durch den alphabetifchen 
Teil des ganzen Werfes befommt. 


I. Berträge. 


8 TI. Was das natürliche Syftem der Verträge fei, ift eine in der neueren Spite- 
matif vielbefprochene Frage. Die neueren Geſetzbücher, das öfterreihifhe, franzöſiſche, 
ſächſiſche, der deutſche Entwurf eines Geſetzes über Schuldverhältnifje von 1864 und der 
Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutfche Neich, haben die frage, durd) die 
unglüdlihen Verſuche des Preußifchen Landrechts und der Theorie abgejchredt, ganz um- 
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gangen, indem fie die einzelnen Verträge einfach ohne weitere Sonderung in beliebiger Ord— 
nung hintereinander gejtellt haben. Für ein Geſetzbuch ift das aud wohl der ganz richtige 
Standpunkt. Die Wiſſenſchaft kann fich jedoch der Frage nad) der inneren Gliederung der 
Verträge nicht wohl entjchlagen. 

Unbraudbar für das heutige Necht ift die römische Einteilung in contraetus und pacta 
mit der Unterabteilung der erjteren in Verbal-, Litteral-, Neal: und Konſenſualkontrakte!. 
Die beiden eriteren Kontraftsarten fallen bei uns ganz weg, zwiſchen Konfenfualtontraften 
und pacta ift aber gar fein begrifflicher Unterſchied mehr. Somit löjt fi die ganze Ein- 
teilung bei uns in die von Neal: und Ronfenjusinerträgen auf, und daß diejer Unterſchied 
bei uns nicht mehr begründet iſt, ijt bereits oben $ R 56 befproden. 

Sieht man von bloßen Gruppierungen nad Ähnlichkeiten einzelner Verträge ab, fo er- 
feinen als Einteilungen nad allgemein durdgreifenden Prinzipien folgende drei: 

Zunädjt die Einteilung in ein- und gegenfeitige Verträge mit der Unterabteilung 
der leßteren in vollfommen und unvollfommen gegenfeitige. Diefe Einteilung wird jedoch 
meiftens ſehr verunftaltet. Nein einfeitig ift überhaupt nur das abjtrafte Verfprechen und 
die Schenkung, und davon gehört natürlich das erftere überhaupt nicht in die Neihe der 
materiellen Verträge. Man hat daher die Rubrik dadurd ausfüllen zu müſſen genlaubt, 
daß man das Darlehn und die dem Darlehn ähnlichen Obligationen ohne Vertrag oder gar 
auch noch die unvollfommen gegenfeitigen mit hierher geitellt hat. Allein die legteren bilden 
eine bejondere Gruppe, die quafifontraftlihen Berhältniffe gehören gar nicht zu den Ver- 
trägen, und das Darlehn als rein einfeitigen Vertrag aufzufafjen, iſt für das heutige Hecht 
falſch. Allerdings fommt beim Gelddarlehn faum eine andere Pflicht als die des Em- 
pfängers auf Nüdgabe zur Erjcheinung. Allein an fich jteht das Darlehn als Yeihvertrag 
auf gleicher Stufe mit dem Kommodate, es ift nur der Unterfchied, daß hier eine fungible, 
dort eine nicht fungible Sache verliehen wird. Das Darlehn beruht bei uns, mie das 
Kommodat, auf Konjens und bona fides. Nicht die bloße res, das bloße Haben der em- 
pfangenen Sadye, begründet bei beiden die Obligation, fondern die in der Hingabe realifierte 
Vereinbarung. Dies ift beim Kommodat ſchon im römischen Rechte fo. Nur fehr uneigent- 
li jagen die Römer bei Kommodat und Depofitum „re contrahitur obligatio*. Die res 
ijt nicht „der“ Grund der Obligation, fondern nur ein Teil des Grundes. Wenn daher 
die Nömer beim Kommodat eine Verpflichtung des Kommodanten und Haftung für culpa 
anerkennen, jo muß dies im heutigen Nechte beim Darlehn gerade ebenſo fein und fann 
3. B. beim Getreidedarlehn, wern man verborbenes oder gar vergiftetes Getreide hergäbe, 
oder bei einem Darlehn in Wertpapieren, die bereit amortifiert find, prafifch ſehr bedeut— 
fam hervortreten. Dies ift auch längjt bei uns anerfannt, und wenn man es bei uns fo 
oft nicht beachtet, fo ijt das wohl nur, weil man im Syſtem gern einen einſeitigen Vertrag 
weiter haben möchte und ſich darum gern in den „Banden des römiſchen Rechts“ halten 
läßt. Die Einteilung der Verträge nach Ein- und Gegenſeitigkeit iſt daher folgende: 

1. einſeitige: Schenkung; 

2. unvollkommen gegenſeitige: mutuum, commodatum, depositum, pignus, mandatum; 

3. vollflommen gegenfeitige: alle übrigen. 

Eine andere Einteilung ift die nad) dem faktiſchen Gegenftande der Verträge. Die 
Nömer unterfheiden dare und facere. Dies entjpricht nicht unferem Geben und Thun. 
Dare ift nur Übertragung von Eigentum und Servituten, alles übrige ijt facere, alſo aud) 
das tradere, restituere u. f. w. Der ganze Unterfchied bezieht fi bei den Nömern eigent- 
ih nur auf Stipulationen und Klagen. Ein Syitem der Verträge läßt ji nicht darauf 
bauen. Das heutige Recht verfteht unter Thun nur perjönliche Dienftleiftungen, körperliche 
und geiftige, unter Geben jedes Hingeben von Saden, jei es zum Behalten oder nur zum 
Gebrauhen. Man fpricht zwar auch von SHingeben zur Aufbewahrung oder als Pfand, 
indefjen ift bei erjterem das Aufbewahren der eigentliche Inhalt der Obligation, und legteres 
iſt bei uns Cinräumung des dinglihen Pfandrechts mit dem bloßen Nebenvertrage des Be- 
ſitzens. Danach ergiebt ſich folgende Einteilung der Verträge: 
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1. auf Dienftleiftungen: Mandat, Dienjtmiete, Depofitum, Trödelvertrag ; dazu würden 
bei uns noch Kommiſſions- und Mäklervertrag, Verlagsvertrag und ähnliche fommen ; 

2. auf Gebrauchsverjtattung: Kommodat, Sachenmiete, Darlehn, Zinsleihe, Prefarium 
und ähnliche; 

3. auf Veräußerung: Schenkung, Spiel, Kauf, Tauſch, Vergleich und ähnliche. 

4. Die Societät muß von diejen drei Klaffen noch getrennt aufgeführt werben, weil 
fie einen allgemeinen, alles umfafjenden Charakter hat. Cie fann ebenfowohl auf Beiträge 
als auf Handlungen und auf beides zufammen gehen und auf Beiträge ebenfowohl zum 
gemeinfchaftlihen Gebrauche als zum gemeinfchaftlihen Haben. Überhaupt hat die ganze 
Einteilung der Verträge nad) ihrem Gegenitande infofern etwas Schwankendes und Unbe- 
friedigendes, ald Geben und Thun bei vielen Berträgen vereinigt find und namentlich <in- 
ander gegenüber ftehen, wie 3. B. beim Verlagsvertrage und eigentlich bei allen Verträgen 
auf bezahlte Dienſtleiſtungen. 

Eine dritte Einteilung der Verträge ift nach ihrer rechtlichen Bedeutung für das 
Vermögen der Parteien. Alle Verträge haben zum weſentlichen Zwede Zuwendung von 
vermögensrechtlihen Vorteilen irgend einer Art unter den Kontrahenten, ein- oder gegen- 
feitig. Indeſſen fünnen diefe Zumendungen einen fehr verfchiedenen Charafter haben. 
Mande, ja die meijten, enthalten eine Aufopferung für das Vermögen, ſei es durch Ver— 
äußerung von Rechten oder durch feite perfönliche Verpflichtung und jei es mit oder ohne 
Gegenleiftung, jo bei Schenkung, Spiel, Kauf, Miete. Andere bringen dagegen zwar dem 
Empfänger einen Vorteil, aber dem Geber feinen eigentlichen Nachteil, fein eigentliches 
Opfer, jo bei Kommodat, Depofitum, Mandat. Neben beiden ftehen die Leitungen bei den 
Gefellfchaftsverträgen,, fie find Aufopferungen an Geld oder Kräften, aber feine Opfer an 
den Vertragsgeaner, fondern Opfer an einen gemeinjamen Zmwed, der jedem nur Gewinn, fei 
es an Genuß oder an Geld, bringen fol. Damit find folgende weitere praftiiche Scheidungen 
und Gefichtspunfte verbunden: 

1. Verträge ohne Aufopferung. Die hierher gehörigen Verträge find voll- 
ſtändig: Mandat, Depofitum, Kommodat nebit Prefarium und das unverzinslihe Darlehn. 
Das Cigentümliche bei ihnen it, daß fie in der Regel unentgeltlihe Zuwendungen ent- 
halten, meiftens nur Gefälligfeiten, daß fie aber eben darum auch in der Negel frei oder 
wenigitens fajt frei widerruflich find, eben weil fie fonjt in wirkliche Aufopferung über: 
gehen würden. Dies bleibt au, wenn eine Bezahlung ausgemacht it, und zwar ift dieſe 
dann vom Widerruf abhängig. Darin liegt der Unterfchied von der Miete. Bekanntlich 
ftreitet man, warum Mandat und Depofitum durch Verfprehen einer Bezahlung nicht in 
Miete übergehen und worin der Unterfchied liege. Er liegt nur darin, daß bei Miete feite 
gegenfeitige Verpflichtung it, von der feiner zurüd fann; man fann zwar die wirkliche 
Ausführung der Dienjte erlaffen, ſelbſt verbieten, aber zahlen muß man doch; ein Mandat 
dagegen fann man troß verjprodhener Zahlung widerrufen und braucht dann auch nicht 
zu zahlen. 

2. Verträge mit Aufopferung. Hier unterſcheiden ſich zunächſt die rein ein- 
jeitige und die vollflommen gegenfeitige Aufopferung, Schenkung und Taufh, d. h. aller 
Austauſch von Leiftungen. Bei der Schenkung ift die causa der eigenen Leiftung oder Ver- 
pflichtung lediglich Liberalität, beim Taufche ift es die Gegenverpflichtung. Zwiſchen beiden 
jteht das Spiel. Es ift im Eingange zweifeitig wie der Taufh, im Ausgange einfeitig 
wie die Schenkung, d. h. jeder muß ſich verpflichten, wie beim Taufche, aber nur einer foll 
wirklich leiften, aljo einer verlieren, einer gewinnen, wie bei der Schenkung, und der Zufall 
foll entfcheiden, wer verliert und wer gewinnt. Die causa der Verpflichtung ift aljo für 
jeden die Hoffnung und Möglichkeit des Gewinns. Dem Spiele parallel ftehen alle anderen 
gewagten Geſchäfte, daher namentlih aud alle Verficherungsverträge. 

Schenkung, Spiel und Taufh find die drei Arten, wie man vertragsmäßig feine 
Saden und Nechte veräußert, fie bilden daher die causae der DVeräußerungen. Was der 
GSegenftand ift, ob Sachen oder Rechte, und diefe translativ, fonjtitutiv oder remiffiv, oder 
ob Handlungen und Dienfte, ift bei allen drei Verträgen gleichgültig. Ebenſo ob man 
gleich Teiftet oder erſt verſpricht. Es ift begrifflos, bei der Schenkung obligare, dare, libe- 
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rare einfach foordinieren zu wollen. Ebenſo grundlos ift, weil man den Zwed der Schenkung, 
einen andern zu bereihern, auch ohne Vertrag, d. h. ohne Schenfung, erreichen kann, 3. B. 
wenn man heimlich feine Schulden zahlt oder feine Sachen verbejjert, darum die Schenkung 
von den Verträgen ausjcheiden zu wollen, wie Saviany that. Schenkung und Spiel ftehen 
dem Taufche übrigens dadurch entgegen, daß fie beide auf einfeitige Verarmung gehen, 
während beim Taufe die Aufopferung wenigſtens dem Prinzipe nah durd die Gegen- 
leiftung wieder aufgewogen wird. Es beruht darauf, daß für Schenfung und Spiel eine 
Menge gejeglicher Befchränfungen find, von denen beim Tausche feine Rede ift, und zwar 
beim Spiele noch mehr als bei der Schenkung, weil die causa des Spiels, die Hoffnung 
auf Gewinn, mehr und allgemeiner geeignet ift, blinde Leidenschaft aufzuregen, als die causa 
der Schenkung, die Ziberalität. 

Der Taufh umfaßt im allgemeinen alle Verträge auf gegenfeitigen Austaufh von 
Leiftungen. Im einzelnen fann man unterfcheiden Austaufh der Dinge gegen ihren Geld- 
wert und gegen andere Dinge. Das erjtere ift Kauf und Miete (Sachen- und Dienftmiete), 
das legtere der Taufh im engen Sinne und alle übrigen derartigen Verträge, ſowohl die, 
welche bejondere Namen haben, wie Zinsdarlehn, Trödelvertrag, Verlagsvertrag, auch Ver- 
gleih, Kompromiß u. a., als alle die, die mehr nur vereinzelt vorfommen und daher im 
Leben feinen allgemeinen Namen erlangt haben, fogenannte Innominatkontrakte, wie 3. B. 
der njtitutionenfall von den zwei Bauern, die einander gegenjeitig abwechſelnd den Gebrauch 
ihrer beiden Ochſen zu gewähren verfpradhen. Die Römer führen fie auf die vier Haupt- 
fategorieen zurüd: do ut des, do ut facias, facio ut des, facio ut facias. 

3. Gefellfhaftsverträge. Dies find alle Verträge auf Begründung einer Ge: 
meinfchaft von vermögensrechtlichen Verhältniffen unter den Kontrahenten. Das Cigentüm- 
liche dabei ift, daß die Parteien fi zwar zu gegenfeitigen Leiftungen von Sachen oder 
Handlungen verpflichten, aber nicht wie beim Taufhe mit entgegengejegten Intereſſen und 
Sweden, fondern zu gemeinfamen. Es foll ein gemeinjamer Erfolg erreicht werden, wovon 
alle Vorteil haben. ever behält daher eigentlich das, was er giebt, doch wieder ebenjo 
für fih zurüd. Daraus folgt, daß der Vertrag hier nicht bloß unter zwei, fondern unter 
beliebig viel Berfonen aefchlofjen werden und alle anderen Verträge mit Dritten zum Zwecke 
haben fann und daß bei größeren Gefellichaften der gemeinfame Zwed eine felbjtändige 
über allen einzelnen ftehende Vertretung erhalten Tann, durch die dann die Beziehungen der 
einzelnen zueinander vermittelt werden. 

Im einzelnen fann die Gejellihaft nad Zwei, Umfang und Form fehr verfchteden 
fein. Der Hauptunterfhied iſt zwifchen der einfachen und der Ermwerbsgefellichaft, d. h. ob 
fie nur auf gemeinfchaftliches Haben und Genießen einzelner oder mehrerer Sachen oder des 
ganzen Vermögens geht oder auf gemeinjchaftliches Erwerben und Verdienen, entweder 
durch einzelne Geſchäfte oder ganze Gefchäftszweige oder die gefamte Erwerbsthätigfeit. Die 
Erwerbsgejellihaften find namentlih im heutigen Handelsrechte weiter ausgebildet, mit Ver- 
jchiedenheit der perfönlichen Stellung der einzelnen Mitalieder: es beruhen darauf die Unter: 
ſchiede von offener, jtiller, Kommandit- und Aftiengefellihaft. Im römischen Recht kommen 
diefe Arten von Gefellichaften noch nicht vor, es hat nur die offene, 

4. Verſprechen ohne Angabe des Grundes. Das Spyitem der Verträge 
würde nicht richtig fein fönnen, wenn der Wechjel und andere abjtraft, d. h. ohne Angabe 
der fonfreten materiellen causa, gegebene Verfprechen feinen Pla darin fänden. Indeſſen 
verjteht jich, daß ſolche Verträge nicht einfach foordiniert in der Neihe der materiellen Ber: 
träge ihren Platz haben fönnen, fondern daß jie im bejtimmtem Gegenfate ihnen allen 
gegenüberjtehen müſſen, wie fie ja thatfächlih ihren Stoff und Grund aus allen jenen Ver: 
trägen entnehmen fünnen und meiltens wirflih entnehmen. m römischen Nechte würde 
hierher die Stipulation zu jtellen fein, im heutigen gehören hierher der Wechfel und alle 
anderen von ihrer causa getrennten Verfprechen. 


11. Delitte, 


872. Die Obligationen aus Deliften nehmen im heutigen Rechte eine bedeutend 
einfachere Geftalt an als im römischen. Im römischen Nechte wurde das ganze Gebiet der 
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Privatdelifte von dem Syiteme der Privatitrafen beherrfcht, die zum Teil mit dem Schaden: 
erfage eng verbunden waren und durd eine Menge befonderer Strafbeitimmungen eine 
Reihe von Unterfchieden und Kategorieen hervorriefen, die wegfallen, fobald es ſich um den 
einfahen Scadenerfat handelt. Ob eine Beihädigung 3. B. mit oder ohne Komplott 
verübt it, an Begräbniffen oder anderen Saden, kann für die Strafe maßgebend fein, der 
Erſatz des Schadens und die Pflicht dazu muß fich gleich bleiben. Die deutfche Praris 
hatte nun von den römijchen Privatitrafen ſchon bisher nur noch eine, die äftimatorifche 
Injurienſtrafe, beibehalten. Auch dieſe ift aber im Reichs - Strafgefegbuch wenigjtens für 
die Hauptfälle in eine öffentliche Geldftrafe umgewandelt; zwar ijt daneben der neue Begriff 
einer Privat: „Buße“ bis 6000 Marf aufgeftellt, doch ift diefe mit ala Schadenerſatz an- 
zufehen in dem oben $ 49 entwidelten Sinne. Bei den Delikten, die in Entziehung von 
Sachen oder Rechten bejtehen, tritt zum Schavenerfat noch ein Anſpruch auf NRüdgabe und 
Wiederheritellung, ſoweit fie faktiſch möglich find, hinzu. 

Demnach können die einzelnen Delikte nur nad der Art, wie ein Schaden zugefügt 
wird, unterfchieven werden. Man fönnte fragen, ob diefe Scheidung notwendig, ob man 
nicht mit einer allgemeinen Klage wegen widerrechtliher Schadenszufügung aller und jeder 
Art ausreichen könnte. Im preußifchen Nechte ift diefe Aufitellung einer einzigen allge- 
meinen Klage aus unerlaubten Handlungen in gewiſſer Weife gefchehen. Indeſſen ift der 
Begriff der widerrechtlichen und kulpoſen Schadenszufügung doch ein jo weitgreifender, daß 
eine gewiſſe Specialifierung ſich feinesfalls ganz entbehren läßt; im römiſchen Rechte aber, 
welches nirgend von Abjtraftionen, ſondern überall von fonfreten praftifchen Verhältniſſen 
des Lebens ausging, findet fi ein fo allgemeiner Rechtsſatz und eine jo abjtrafte Klage 
überhaupt nit. Man hat fie zwar früher oft in der lex Aquilia und ihren Erweiterungen 
finden wollen. Allein die lex Aquilia jelbjt war ganz jpeciell nur auf Töten, Verwunden, 
Zerbrechen, Zerreißen und Verbrennen geftellt und aud alle jpäteren Ausdehnungen blieben 
doch immer auf Schadenszufügung durch mechanische Thätigfeit und Einwirkung auf Sachen 
bejchränft. Auf Schadenszufügung durch Vermittelung von Rechtsverhältnifien, Prozeſſen 
u. dal. ift fie nie ausgedehnt, für diefe find nur befondere Bejtimmungen da, die aber nicht 
volljtändig alle möglichen Fälle umfaſſen. Nur für alle abjichtlihen (dolojen) Schadens- 
zufügungen ijt eine allgemeine Bejtimmung gegeben. Hier ift für alle Fälle, die unter 
feine bejondere Beitimmung fallen, für die aljo feine bejondere Klage da tft, eine ganz all: 
gemeine Aushülfstlage, die actio doli, aufgejtellt. Dieſe muß wejentlich in diefer Allge- 
meinheit aufgefaßt werden, man darf fie nicht auf Betrug, betrügliche Entziehung u. dal. 
befchränfen, fie umfaßt vielmehr alles und jedes doloſe Unrecht, wofür feine befondere 
Klage iſt. Im einzelnen find aber folgende Arten widerrechtliher Schadenszufügungen zu 
unterfcheiden:: 

1. die durch unmittelbare Einwirkung auf fremdes Eigentum. Hierher gehören: 

a. nad) der lex Aquilia alle Berwundungen und Tötungen von Tieren, Beichädigungen 
und Zerjtörungen von Sachen, Entziehung von Tieren und Saden ohne Aneignung; 

b. alle Aneignungen dur Diebitahl, Raub, Dejektion (condietio furtiva und inter- 
dietum de vi; bei den Römern auch noch actio furti und actio vi bonorum raptorum); 

ce. alle Gewalt und Eigenmadht in Beziehung auf Anlagen und Vorrichtungen an 
Grundſtücken (interdietum quod vi aut clam, operis novi nuntiatio, Interdikte bei res 
publicae). 

2. Gewalt und Zwang gegen die Perfon. Dabei unterjheiden ſich: 

a. unmittelbare Gewalt durch Verwundung, Tötung, Entziehung der Freiheit, Ver— 
hinderung von Handlungen ; 

b. mittelbarer Zwang durch Drohungen und Erpreffungen (actio metus und calum- 
niae, condietio ex iniusta und turpi causa). 

3. Beredung, Verführung, Täufhung, Verleumdung (Vertragsflagen und actio doli). 

4. Betrügliche Veräußerungen zum Nachteile der Gläubiger (actio Pauliana). 

5. Verlegung bejonderer Amtspflihten bei Riten, Beamten, Sachverſtändigen 


(index qui litem suam faeit). 
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II. Vertragsähnliche Obligationen. 


8 73. Es giebt eine Neihe von Verhältniffen, wo faktiſch die materiellen Elemente 
eines Vertrages vorhanden fein können, ohne daß eine Willensvereinigung jtattgefunden hat, 
und wo daher die Billigfeit fordert, daß ohne Vertrag doch wie aus dem Vertrage eine 
Verpflichtung eintritt. Die Verhältniffe find Gefhäftsführung ohne Auftrag, Gemeinschaft 
ohne Societät, arundlofe Bereicherung wie aus Darlehn. Die Römer nennen diefe Fälle 
obligationes quasi ex contractu, fie bezeihnen damit zugleih den praftifchen Grund der 
Obligation und das rechtliche Prinzip ihrer Behandlung, und es ift daher fehr unverftändig, 
wenn man bei uns geglaubt hat, die Fälle wiſſenſchaftlicher als Obligationen aus einfeitigen 
Handlungen, Zuftänden u. dal. zu bezeichnen, wobei der eigentliche Rechtsgrund völlig ver- 
jchleiert bleibt. 

1. Bei der Gejhäftsführung ohne Auftrag ftellen die Römer die einfache 
private und freiwillige Beforaung fremder Angelegenheiten und die durch WVormünder und 
Beamte zufammen, doch hat die letztere inſofern einen anderen Charakter, als Vormünder 
und Beamte durch Geſetz oder den Staat beauftragt werden und feſte Normen für ihre 
Amtsführung haben. Das eigentlich freie Vertragsprinzip kommt nur bei der einfachen 
negotiorum gestio zur Erjcheinung, wo der gestor ſich gewiffermaßen felbft in die Seele 
des Abmejenden hinein den Auftrag giebt und mo daher die Nütlichfeit der Geſchäfts— 
führung nicht nach objektiven Prinzipien zu bemejjen iſt, fondern lediglich nad) den fonfret 
fubjeftiven, vielleicht jehr individuellen und zufälligen, Äntereffen des Abmwejenden. Der 
Eingriff in fremde Gejchäfte hat weſentlich jtets etwas Riskiertes und darf gar nicht objektiv 
bemefjen werden, was gewöhnlich überjehen wird’. 

2. Die Gemeinfhaft ohne Societät entiteht hauptfächlich bei gemeinſchaft— 
lichen Erbſchaften, Legaten, Schenkungen, bei Konfufion von Saden verfchiedener Eigen: 
tümer, Örenzverwirrung u. dgl. Sie begründet dann die Rechte auf gemeinjchaftlichen 
Gebraud) und Genuß, Teilung der Früchte und Teilung der Sache felbit, worauf die jo- 
genannten Teilungsklagen gehen. 

Ein befonderer, wichtiger, aber oft verfannter Fall ift noch die gemeinfchaftlihe See- 
gefahr und die daraus entitehende Pflicht der gemeinfhaftlichen Tragung der fogenannten 
großen KHaverei. Die Nomaniften jtellen die lex Rhodia de iaetu meiftens unter den 
Gefichtspunft der Miete, weil die Sache bei gemieteten Schiffen gelegentlih der Mietklagen 
erledigt werden fann. Dies iſt aber ganz äußerlich und zufällig. Das Prinzip felber wird 
dadurch nicht berührt. Dies ift vielmehr, wie die Römer fagen, daß das commune peri- 
eulum ein commune detrimentum und damit ein consortium collationis begründe oder, 
wie ganz gleich das deutſche SHandelsgefegbuch jagt, daß bei „gemeinfamer Gefahr“ alle 
Schäden, die zur Rettung notwendig werden, „gemeinfchaftlich getragen werden“ müfjen. 

3. Grundlofe Bereiderung? tritt beim Darlehn ſtets ein, fobald es gefündigt 
ift und doch nicht zurüdgezahlt wird. Die causa mutui, die bis dahin die Bereicherung 
durch die Geldzahlung begründete, fallt dann weg, und es tritt daher ein habere sine causa 





! Die Beurteilung der negotiorum gestio nad einem mehr objektiven Maßſtabe hat ihren Haupt» 
vertreter in Wächter, Archiv f. d. civilift. Praxis XX 350. Doc) ift jeitdem die entgegengefegte Richtung 
überwiegend und mit Recht verteidigt, von manchen fogar bis zur Unterftellung eines fingierten 
Mandats übertrieben worden. Gegen foldye libertreibungen val. Sturm, Das ue gotium utiliter gestum. 
1878, aber auch Rubitrat in der Krit. Vierteljahrsichrift XXI 366. Auch andere Seiten der nego- 
tiorum gestio find neuerdings manniafach behandelt worden, fo der Vertragsichluß durch den gestor 
im Namen des Gefchäftsberrn und deſſen Natibabition von E. Zimmermann, Stellvertretende 
negotiorum gestio. 1876, eine beiondere Gejtalt der negotiorum zestio von Monroy, Die vollmadhts- 
loje Ausübung fremder Vermögensrechte. 1878, endlich die „Seichichte der negotiorum gestio* von 
Wlaſſak 1879. Unter dem allgemeinen Gefichtspuntt: „Die Menichenhülfe im Privatrecht” wird die 
negotiorum gestio mit andern Hechtsinftituten zufammengeitellt und behandelt von Kohler, Jahrbb. 
für Togmatit AXV 1, 

: 9. Witte, Die Bereiherungsflagen des gemeinen Rechts. 18595; Pferiche, Die Bereicdhe- 
rungsflagen. 1883. 
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ein. Von diefem Standpunkte aus, jagen die Nömer, muß man jede Geldzahlung und 
weiter auch jede andere Vermögenszumendung an einen andern auffafjen, die aus einer be- 
ftimmten causa gefchieht, welche ſich hinterher als irrtümlich, nicht erfolgend oder ungültig 
herausſtellt. Überall tritt ein habere sine iusta causa ein, wie beim Darlehn nad) der 
Kündigung, und darum auch eine condietio eius quod sine iusta causa datum est ober 
furz eine condietio sine causa!. Vom Geben ift das Prinzip dann weiter auch auf die 
Fälle ausgedehnt, wenn jemand eigenmädtig, alfo auch sine causa, fremdes Geld oder 
andere Sachen, die er ohne Eigentum in Detention hat, fonjumiert und fi jo um ihren 
Wert oder mwenigitens ihren Genuß bereichert. 

Weſentlich ift ftets die Bereicherung und der Mangel der causa. 

a. Eine Bereicherung ift nicht Schon das einfache faktifhe Haben, ſondern nur der Über- 
gang in das Vermögen, alfo wenn man entweder das Eigentum der Sachen befommen oder 
fie fonfumiert hat. Solange der Verlierende vindizieren fann, ift er rechtlich nicht ärmer 
und der andere nicht reicher. Solange Bindifation, folange feine Kondiktion. Nur um 
den Beſitz als ſolchen kann man aud ohne Eigentum und Konfumtion bereichert fein, und 
darum ift dann infofern wenigftens eine condietio possessionis möglich). 

b. Mangel einer eausa ift nad) der feinen römifchen Scheidung und Ordnung: 

«. bei causa futura, wenn die causa nicht eintritt oder für den Empfänger ſchimpflich 
ift (condietio causa data causa non sécuta und condictio ob turpem causam); 

P. bei causa praeterita, wenn die causa rechtlich ungültig ift oder eine irrtümlich 
angenommene Schuld war (condictio ex iniusta causa und condietio indebiti); 

y. bei eausa nulla, wenn gar feine causa da war oder nur Cigenmadt und Kon- 
fumtion (condietio sine causa und condietio furtiva). 

Dagegen ift es aber nie eine grundlofe Bereicherung, wenn jemand etwas aus einem 
gültigen Vertrage befommt, bei gegenfeitigen Verträgen aud dann nicht, wenn er feine 
Gegenpflicht nicht leiftet oder gar dur Zufall davon ganz frei wird. Wegen Nichterfüllung 
der Gegenpflicht kann daher nie das Gegebene fondiziert werden, fondern nur auf Erfüllung 
oder Schadenerfaß oder gar nicht geflagt werden. Der Grund ift, weil nach dem Kon— 
jenfualprinzipe die causa der eigenen Pflicht und Leiſtung nicht die wirkliche reale Leiſtung 
des andern ift, fondern ſchon feine Verpflichtung zu derfelben. Auch relativ iſt es feine grund- 
(oje Bereicherung, wenn man die Sache mit causa von jemand befommt, der fie jelbjt ohne 
causa hat, 3.B. wenn der Dieb das gejtohlene Geld verſchenkt und der Beſchenkte es bona 
fide fonfumiert. Die bloße bona fides und Butativtitel genügen dagegen ald causa nit. 

Das Prinzip der grundlofen Bereicherung läßt auch eine gewifje Erweiterung und Aus- 
dehnung auf foldhe Fälle zu, wo zwar eine formell gültige causa da ift, aber diefelbe in 
den materiellen Rechtsverhältnifjen feinen vechtfertigenden Grund hat, fo namentlich bei dem 
Erwerbe des Eigentums durch Specififation, Acceffion, Alluvion, Avulſion und wenn Stell- 
vertreter irgend einer Art oder unbeauftragte Gefchäftsführer den Herrn durch nüßliche Ver: 
wendungen in fein Vermögen bereichern. Der Standpunft der Kondiftionen paßt hier nicht 
unmittelbar, doch muß man andere Klagen (in factum, de in rem verso) zulafjen, wenn 
aud die Grenze im römifchen Rechte zweifelhaft ift. 


IV. Deliktsähnliche Obligationen. 


S 74. Die Nömer bezeichnen als obligatio quasi ex delicto die Schadenerfaspflicht 
des Nichters wegen parteiifchen Urteils und die Haftung des Hausbewohners und des Gaſt— 
wirts für fremde eulpa in den oben $ 59 genannten Fällen. Die erftere muß bei uns als 


! Über die Kondiktionen im allgemeinen val. v. Savigny, Syitem V 508—642 und über die 
prozeflualiihe Seite derjelben: Baron, Abhandlungen aus dem römischen Civilprozeß I. 1881. Un- 
vollendet ift Errleben, Die condictiones sine eausa. 1850—53; ſchwer verftändlih Voigt, Die 
eondietiones ob causam. 1862. Windicheid hat die Oblination aus arundlofer Bereicherung mit 
anderen Ericheinungen zufammen unter den Gefichtspunft der „Vorausſetzung“ gezogen, und ber 
Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutihe Neid hat dies übernommen. Dagegen 
Xenel, Archiv für die civilift. Braris LXXIV Wr. 6. 

v. Holgenborff, Eneytlopädie. I, 5, Aufl, 34 
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wirflihe Deliktsſchuld aufgefaßt werden, die lettere ift eigentlich nur eine fubjeltive Modi— 
fifation wirklicher Deliftsobligationen; doch legen die Römer dabei die Idee einer gewiſſen 
eigenen Verfhuldung mit zu Grunde. 

Als weitere Fälle deliftsähnlicher Obligationen müffen dann noch bezeichnet werden die 
Haftung für den Schaden, den Tiere anridten, und für den Schaden durch lebloſe Sachen 
nebit der Abwendung drohenden Schadens durch cautio damni infeeti mit ihren Folgen 
(oben $$ 33. 59 a. E.) und endlich die Klage wegen eigenmächtiger Veränderung des na= 
türlihen Waſſerlaufs. 


V. Sonftige Obligationen. 


8 75. Durch die bisher aufgeführten Obligationen ift das Gebiet der möglichen ver- 
mögensrechtlichen Verpflichtungen nicht erſchöpft. Abgeſehen von den Verpflichtungen, die 
accefjorifh in den Verhältnifien der andern Rechtsgebiete vorfommen, fünnen durch Necht 
und Geſetz aud anderweitige jelbjtändige Obligationen entweder aus Billigfeitsgründen im 
Leben anerkannt oder aus Zwedmäßigfeitsgründen auferlegt werden. Es find hier aus dem 
römischen Rechte noch folgende drei Obligationen aufzuführen. 

1. Die Erhibitionspflicht!, die eine fehr weit verbreitete Anwendung hat und 
in mehrfader Steigerung vortommt. Sie bejteht zunächſt nur in der Pflicht, eine Sache, 
die man im faktifchen Befige hat, einem andern behufs der Nefognoszierung zu rechtlichen 
Zwecken zu zeigen. Bei Urkunden dehnt fich dies Zeigen auch auf das Yejen- und Ab— 
chreibenlaffen aus. Stellt fih nad geſchehener Refognoszierung heraus, daß der Befiter den 
Befig gar nicht für fih in Anſpruch nimmt, wie bei zugelaufenen Tieren, zugeſchwemmten 
Sachen, geitohlenen Sachen u. f. w., fo dehnt fich das Zeigen zur Duldung der Wegnahme 
aus, und ift die Sache dur Acceffion mit andern verbunden oder vergraben, jo umfaßt die 
actio ad exhibendum fogar aud die Trennung und Ausgrabung. 

2. Die Beerdigungspflidt. Diefe haftet zunächſt auf dem eigenen Vermögen 
des Verjtorbenen und trifft infofen die Erben. Außerdem hat das römische Recht fie nur 
angenommen beim Vater für feine Kinder in der Gewalt, weil er durch fie erwirbt, und 
für den Ehemann „ne iniuria videatur, uxorem insepultam relinqui* (1. 28 D. de 
relig. 11, 7). Säumt der Pflichtige mit der Beerdigung, fo fann fie jedermann beforgen 
und vom Pflichtigen mit der actio funeraria die Koiten erfest verlangen. 

3. Die Alimentationspflidt. Dieſe eriitiert nad römischen Rechte als 
jelbjtändige Pflicht, d. h. abaefehen von Verträgen und Legaten, nur für eheliche Aſcen— 
denten und Defcendenten gegenfeitig und außerdem für den unehelichen Vater beim Kon— 
fubinate. Im heutigen Nechte ift fie zu Gunften aller unehelihen Kinder angenommen. 


6. Das Familienrecht. 


8 76. Einleitung. Es it fchon oben $ 3 bei der allgemeinen Bearündung des 
Syſtems ausgeführt, daß die drei Nechtsgebiete des Familien-, Vormundfdafts: und Erb- 
rechts ihre Grundlage im Gattungsleben der Menſchen haben, im Gegenſatze zu dem Be- 
ariffe der abitraften Berfönlichkeit, auf dem das allgemeine Vermögensrecht beruht. Das 
Familienrecht geht aus dem Gejchlechtsleben des Menschen hervor, d. h. aus der Differenz und 
Vereinigung der Gefchlehter und der Zeugung und Abjtammung. Auf der eriteren Beziehung 
beruht die Ehe, auf der letteren das Verhältnis der Eltern und Kinder und der weiteren 
Verwandten. Die unmittelbare gefchlechtliche Verbindung der Chegatten und der Erzeuger 
und Erzeugten begründet aud; unmittelbare jelbitändige Nechtsverhältnifje. Die nur mittelbare 
Verbindung der aemeinfam von einem Dritten Abitammenden führt zu feiner unmittelbaren 
Rechtsgeſtaltung, ſondern hat ihre Wirkſamkeit nur darin, daß die Familie das Mittelglied 
it, wodurch der einzelne mit der Gattung in Verbindung fteht, und daf daher da, wo das 
Nerhältnis des einzelnen zur Gattuna hervortritt, bei der Vormundſchaft und beim Erb- 
rechte, die Gattung zunächſt durch die Familie (weiter dann durd den Staat) vertreten wird. 


’ Demelius, Die Erhibitionspflicht. 1872. 
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In welchem Berhältnifje die phyfiiche Seite des Geſchlechts⸗ und Gattungslebens zu 
feiner fittlihen und rechtlichen Seite ftehe, ift viel beftritten. Früher jah man die phyfische 
Seite als den eigentlihen Stoff an, ver dur das Recht nad allerlei Zweckmäßigkeitsrück— 
fihten geordnet würde. Die neuere Theorie legt das Hauptgewicht auf die fittliche Seite: 
Che und Familie feien fittlihe Begriffe, zu denen das Recht nur hinzutrete, um einzelne 
äußere Beziehungen zu orbnen. Beide Anjchauungen zerreißen den innern organiſchen Zu- 
fammenhang der Verhältnifje. Wenn Necht und Sittlichkeit überhaupt die Aufgabe haben, 
das Leben des Menfhen feinem Weſen gemäß zu geftalten, jo fann auch in den Geſchlechts— 
und Gattungsverhältniffen nur ihr eigenes Weſen felbjt die Quelle für ihre fittlihe und 
rechtliche Geftaltung bilden. Die Römer jagen, die Gefchlechtsverbindung und Kindererzeu— 
gung feien ein „ius, quod natura omnia animalia docuit“. Das ift natürlich) jo un— 
mittelbar nicht zu gebrauchen, aber es liegt der richtige Gedanfe darin, daß dieſe Verhält- 
niſſe in der Natur felbit, im Weſen der Dinge, das Prinzip ihrer Geftaltung haben. Das 
Gejchlechtsleben des Menschen ift der Punkt, wo fein fittliches Leben mit feinem Naturleben 
am unmittelbarjten in Verbindung jteht, wo das Sinnliche ſich zu der ivealjten Vergeiftigung 
erhebt und umgekehrt das reinjte Ideal in finnliche Verkörperung übergeht. Die Einheit 
des natürlichen, fittlihen und rechtlichen Geſetzes tritt daher hier am unmittelbarften hervor. 
Sie ruht in dem allgemeinen Satze, daß das Weſen der Dinge das Geſetz ihrer 
Erſcheinung iſt. In den äußeren Naturdingen vollzieht fi) das Weſen mit abjoluter 
Naturnotwendigfeit, im Tiere durch den tierifchen Inſtinkt, im Menſchen durch feine eigene 
freie That. Der Menſch bringt fih fein Weſen zum Bewußtſein und hat es danach mit 
Freiheit auszuführen. Bei ihm wird das Naturgefeh zum Sitten- und Nechtsgefege. Darin 
liegt es, daß die phyſiſchen Verhältniffe ihr fittliches Gebot in fich felber tragen und damit 
zugleich auch weiter das Prinzip für die rechtliche Ordnung ihrer äußeren Erfcheinung. Nur 
in engiter Verbindung miteinander fönnen deshalb alle drei Elemente verftanden und ge- 
würdigt werden. 


I. Die Ehe, 


8 77. Allgemeines. Die Ehe hat ihren Ausgang in der Differenz der Geſchlechter. 
Diefe iſt nicht bloß eine förperliche, fondern durhdringt das ganze Wefen des Menfchen. 
Mann und Weib find in Anlagen, Fähigkeiten und Charakter und darum auch in Lebens— 
aufgabe und Beitimmung verfchievden. Das Wefen des Menfchen offenbart ſich eben nicht 
in abjtrafter Einheit, fondern nur in der einfeitigen Gefchiedenheit der beiden Gejchlechter. 
Darum hat jedes derfelben den Mangel der Einfeitigfeit in ſich und damit zugleich auch 
das Bedürfnis und die Beitimmung, ihn durch die Vereinigung mit dem andern Gefchlechte 
zu ergänzen und aufzuheben. Die Verbindung aber, die diefen Grund und Zwed hat, 
fann feine bloß förperliche oder fonjt auf einzelne Beziehungen und Zwecke befchränfte fein, 
fondern muß das ganze Weſen des Menſchen, fein inneres und äußeres Dafein und Leben 
umfaſſen. Dieſe vollitändige Weſens- und Lebensvereinigung der Geſchlechter zur Ergänzung 
ihrer gefchlechtlichen Einfeitigfeit ift die Ehe. Sie umfaßt gleihmäßig die äußere Förperliche 
Geſchlechtsverbindung und damit die Erzeugung und Erziehung von Kindern wie das innere 
geiftige, gemütlihe und fittlihe Zufammenleben und durd beide Seiten zuſammen wieder 
die Gemeinschaft des gefamten äußeren Xebens und die gegenfeitige Unterftügung darin. 
Was von dem allen im einzelnen Falle faktifch die meiste Bedeutung gewinnt, hängt vom 
Zufalle und den Lebensichidjalen ab, für den Begriff als folden ift es gleichgültig. Man 
fragte und jtritt früher darüber, was der Zwed oder wenigitens der weſentliche oder Haupt: 
zweck der Ehe fei, und fette ihn in die eine oder andere der genannten Beziehungen ; gegen— 
wärtig braucht diefe Frage nur als eine veraltete angeführt zu werden. 

Daß etwas, was fo die ganze Natur des Menjchen nad allen Seiten ergreift, auch 
für die äußere Betrahtung und Behandlung einen vielfeitigen Charakter bietet, iſt felbit- 


! Sceurl, Das aemeine deutihe Ehereht und feine Umbildung dur das Reichögeieg vom 
6. Februar 1875. 1881/82, 


34 * 


532 III. Das Privatrecht. 


verſtändlich und nicht anders möglich; die Che hat ihre phyſiſche und phyſiologiſche, pfychiſche 
und anthropologiiche, fittliche, religiöfe und rechtliche Seite. Alle find aber untrennbare 
Elemente eines Begriffes und ftehen in enger organischer Verbindung. Auch die rechtliche 
Seite der Ehe hat die andern zur wefentlihen Vorausfegung; man fann auch nicht einen 
einzigen Sat des Eherechts wiſſenſchaftlich beſtimmen, ohne daß die übrigen Seiten der Ehe 
dabei mit zu Grunde liegen. Die rechtlihe Natur der Che beruht feineswegs bloß darauf, 
daß die äußere Gemeinfchaft der Gatten überhaupt eine rechtliche Ordnung haben muß, denn 
diefe fönnte fie auch durch Vertrag befommen, ſondern wejentlich darauf, daß das äußere 
Dafein der Ehe eine ihrem innern Weſen entiprechende rechtliche Geftalt befomme. Das 
Wefen der Che, alfo das Verhältnis der Gefchlechter, muß den Inhalt des Cherechts be- 
ſtimmen (hiftorifch natürlich in der fonfreten Auffaffung eines jeden einzelnen Volkes). Die 
dem Wefen der Ehe entiprechende Geftalt derfelben ift zugleich die fittlihe; infofern kann 
man auch jagen: das Prinzip des Cherechts it, daß die fittlihe Natur der Ehe zur redt- 
lichen Notwendigkeit werde, infoweit als überhaupt die Außerlichfeit als folde, abgefehen 
von der fittlihen Gejinnung, einen Wert und eine Bedeutung hat und daher rechtliche Not- 
wendigfeit und rechtlihen Zwang zuläßt. 

Danach it auch das vielbefprochene Verhältnis der Che zum Vertrage zu bejtimmen. 
Die Che ift fein Vertrag, aber fie wird durch Vertrag eingegangen. Vertrag ift Willkür, 
Willkür in der Eingehung, im Inhalte, in der Aufhebung. Im Begriffe der Ehe ift nir- 
gend Willfür. Der eigentlih natürlihe und fittliche Grund der Che ift die Liebe, und 
Liebe ift nicht Willkür, fondern innere Notwendigkeit, -das Gefühl der fonfreten gejchledht- 
lihen Relation und des individuellen Beltimmtjeins zur gegenfeitigen Ergänzung. Das 
Gefühl fann zwar nur durch beiderfeitigen freien Entſchluß zum Willen der wirklichen Ver- 
einiqung werden, und infofern fann diefe nur durch Willensvereinigung, alfo Vertrag, ge: 
ichlofien werden. Allein der Wille hat nur die Bedeutung, das objektive perfonenrechtliche 
Verhältnis der Ehe zu begründen, die gegenfeitigen Pflichten find aber feine Obligationen 
aus den gegenfeitigen Verfprehungen, fondern find die rechtlichen Folgen des objektiven Ver: 
hältniffes, in welches man eingetreten ift, fie fönnen darum nicht willfürlih durch Vertrag 
geändert werden, fondern gehören zum fogenannten abjoluten oder öffentlichen Nechte in 
diefem inne (f. $ 4 Wr. 1). Ebenſo widerspricht willfürlihe Aufhebung dem Weſen der 
Che. Wie der Grund der Che, fo dauert auch ihr Bedürfnis bis zum Tode, und wo die 
individuelle fonfrete Relation der Geſchlechter wirklich getroffen it, kann auch nichts als der 
Tod fie trennen. Wo jie nicht getroffen it, muß zwar eine Löſung des unnatürlichen 
Bandes möglich fein, aber nicht nach zufälligem Belieben, fondern nur bei wirklich objektiv 
vorhandenen Gründen. 


8 78. Die römifhe Auffaffung der Ehe hat jehr verſchiedene Beurteilungen 
erfahren. Man hat jie hoch und niedrig geitellt, letsteres fo fehr, daß Gans das „matri- 
inonium“ buchjtäblih nur als Anftalt, wie rauen mit Ehren Mütter werden fönnen, 
charafterifieren wollte Die Haupteigentümlichkeit ift aber eigentlich noch nicht recht gewür- 
digt. Der römische Begriff der Ehe ift an fich weder befonders hoch noch bejonders niedrig, 
es iſt der abjtraft menjchliche Begriff der Ehe in ihrer äußeren Erſcheinung als vollitändiger 
äußerer Lebensgemeinſchaft. Das geht allerdings weit hinaus über die niedrige finnliche 
Auffaffung des Orients, aber von der idealen nnigfeit und Tiefe der germanischen Auf: 
fafjung iſt noch nichts darin; diefe ift auch durch das Chriftentum noch nicht in die römische 
Ehe hineingebradt. Der römische Begriff giebt die äußere Ericheinung der Ehe, die innere 
Ausfülung überläßt er der Perfönlichkeit der Ehegatten. Er paßt darum für alle Zeiten 
und Völfer. Das Altertum ift nun noch nicht ideal, die reale Seite der Che, Kinder: 
erzeugung und -erziehung und häusliche Zucht und Ordnung erfcheint daher als der Haupt- 
inhalt der Ehe, obaleidy geaenjeitige Liebe, feufche Treue und hingebende Aufopferung aud) 
nicht fehlen. Der romantifche Idealismus der germanischen Yiebe fann aber äuferlich die 
Che aud zu nichts anderem als der vollitändigen Lebensgemeinſchaft maden. Indeſſen 
darf man in alledem nicht die Cigentümlichfeit des römischen Eherechts ſuchen. Dieſe be- 
ruht vielmehr darauf, daß das römische Necht überhaupt nur die individuelle perfönliche 


1. Das heutige Römiſche Hecht. 533 


Freiheit ausgebildet hat, nicht aber objektive Organifationen des Lebens zu geitalten ver- 
mochte. Es fennt nur abjtrafte Freiheit und Gleichheit oder abjolute Gewalt, nicht orga- 
nische Gliederung. So hat ed in der alten jtrengen Che nur die abjolute Gewalt des 
Mannes, in der ſpäteren freien Ehe nur abitrafte ‚Freiheit beider Ehegatten. Die Römer 
haben den objektiven Charakter der Ehe und ihre fittliche Natur an fich nicht verfannt, aber 
fie nicht rechtlich danach geftaltet, ihre fittlihe Natur nicht zur rechtlichen Notwendigkeit ge- 
macht, fondern dies ganz oder fait aan; dem Gewiſſen und der Freiheit der Ehegatten 
überlafien. „Matrimonia libera esse debent* (l. 2 ©. de imut. stip. 8, 39) iſt das 
Grundprinzip für das römische Eherecht. Es zeigt fi von Anfang bis zu Ende. Daß 
die Ehe die einzig fittlihe Verbindung der Geſchlechter ſei, war ſtets anerfannt, aber ver- 
boten war das Konfubinat nit. Daß die Ehe den Segen der Religion haben müſſe, war 
feſter Glaube, und nicht leicht wurde eine Ehe ohne religiöfe Form und Feier eingegangen, 
aber notwendig war fie (abgefehen von der alten confarreatio) nicht. Daß in der Ehe die 
Frau dem Manne untergeordnet fein und ihm mehr als ihrem Vater gehorchen foll, hat 
fein Römer bezweifelt, aber ein Recht darauf hat der Mann nicht, die väterliche Gewalt 
wird durch die Che nicht gelöft, und der Vater geht dem Manne vor. Daf die Che zur 
faktiſchen Gemeinichaft oder wenigftens Mitteilung des ganzen Vermögens führen fol, lag 
fogar in ihrer Definition, aber ein Hecht darauf hat feiner der Ehegatten, noch weniger 
tritt eine nefeglihe Gütergemeinichaft ein; der Mann kann nicht einmal eine dos von der 
Frau fordern, braucht dafür aber, wenn fie feine dos gegeben, fie auch nicht einmal zu ali- 
mentieren, er fann fie verhungern laſſen, nur begraben muß er fie dann (f. oben $ 75 Nr. 2). 
Endlih, daß die wahre Ehe bis zum Tode dauert, war Anfchauung der alten wie der 
fpäteren Zeit, und verfchuldete und grundlofe Scheidung wurden bejtraft, aber die Scheidung 
an fich blieb frei, und Scheidung durch gemeinfamen Konſens zu verbieten wagte erit 
Juſtinian, und fchon jein Nachfolger gab fie wieder frei. Der objektive Charakter der Che 
trat rechtlich eigentlich mur in den Borausfegungen der Ehe und in den Strafen des Che- 
rechts, bejonders bei Ehebrud und Scheidung, hervor und auch mehr nur bei der Frau 
als beim Manne. Inſofern war das römifche Eherecht für die mittelalterlihe und moderne 
Auffaffung der Ehe nicht genügend und iſt daher durd das fanonifche und deutfche Necht 
jehr weſentlich ergänzt, worüber jedoch unten bei der Darftellung diefer Rechte das Nähere 
nachzuſehen ift. 


8 79. Die Behandlung der Vermögensverhältnifje der Ehegatten! 
im römischen Nechte ift eine Folge des Prinzips der Freiheit des Eherechts. Die Che än- 
dert als jolde an dem Vermögen der beiden Gatten gar nichts. Namentlich ift die Idee 
einer ehelichen Gütergemeinfchaft den Römern abfolut fremd. Die Ehegatten bleiben recht: 
lich als abjtraft freie Perfonen mit ganz felbjtändigem Vermögen nebeneinander beitehen. 
Die Ehe foll eine fortwährende fattifjche commmnicatio omnis iuris begründen, aber nicht 
eine rechtlihe communio iuris. Jeder Gatte behält fein Vermögen volljtändig für fi und 
befommt abjolut nichts weiter, als was der andere ihm freiwillig giebt. Indeſſen verjteht 
fi, daß die durch das gemeinfame Leben und die gemeinfamen Kinder entjtehenden gemein- 
famen Koften aud von den beiden Gatten gemeinfam getragen werden. Dod wird aud) 
dafür nicht etwa ein gemeinfames eheliches Vermögen gebildet, fondern ein ganz eigentüm- 
liches Syſtem von gegenfeitigen, ſich jcheinbar durchkreuzenden und fompenfierenden Mit: 
teilungen geihaffen, dos und donatio propter nuptias, bejjen Verftändnis der modernen 
Welt nur ſchwer hat gelingen wollen. Cs hat feine volle rechtliche Ausbildung erſt in 
jpäter Zeit, eigentlich erft von Juſtinian, erhalten; in der Haffischen Zeit ift noch durch die 
überwiegende Stellung des Mannes eine gewiffe Cinfeitigfeit, daher kann die eigentliche 
dee des Ganzen erſt aus der jpäteren Vollendung erfannt werden. Vorher ergänzte man das 
Recht durch freiwillige Schenkungen. Die dee ift folgende: Beide Ehegatten oder ihre Eltern 
beitimmen einen Teil ihres Vermögens ausdrüdlich für die Betreitung der Laſten der Che; 


I Hafie, Das Güterreht der Ehegatten nad) röm. Recht I. 1824; Behmann, Das römische 
Dotalrecht. Abteil. I 1863. Abteit. II 1867; Czyhlarz, Das römische Dotalrecht. 1870, 
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fie bilden daraus aber feine gemeinfame Maffe, fondern jeder giebt feinen Teil dem andern 
für die Ehe zu Eigentum; da aber der Mann als das Haupt der Familie formell der 
eigentliche Träger der ehelichen Laſten ijt, fo giebt er feine Gabe der Frau nur ins Eigen— 
tum, nicht aber in Befig, Verwaltung, Verfügung, Nutung und Verwendung; diefe behält 
er vielmehr jelber neben der Gabe, die er von der rau befommen hat, auch ift er für die 
Verwendung beider Gaben der Frau in feiner Weiſe verantwortlich, erwirbt vielmehr die 
Zinfen und Früchte von beiden ausfchlieglich in fein Vermögen. Scheinbar befommt daher 
eigentlih nur der Mann einen Beitrag von der Frau, und fo war ed aud im älteren 
Rechte; allein die Beftimmung der beiberfeitigen Gaben für die Laſten der Ehe tritt her- 
vor, fobald ‚ihre ganze Eriftenz und Verwendung in Zweifel fommt, d. 5. wenn entweder 
der Mann in Konkurs gerät, dann werben fowohl dos als donatio propter nuptias den 
Gläubigern entzogen und für die Ehe fequeftriert, oder wenn er die ‚rau vollftändig ver- 
nadjläffigt und verfommen läßt, dann fann fie Alimentation fomohl aus dos als donatio 
verlangen. Außerdem fnüpfte fih an das Dafein der gegenfeitigen Beiträge von ſelbſt für 
den Fall der Auflöfung der Che die gleihmäßige Verwendung nad) der Ehe. In der Regel 
müfjen beide zurüdgegeben werden, allein Strafe der Scheidung und Vertrag können Ande— 
rungen darin begründen, aber jtets nur für beide in entfprechender Gleihmäßigfeit. 

Alles übrige Vermögen der Ehegatten außer der für die Ehe beftimmten dos und do- 
natio verbleibt den Ehegatten völlig jelbjtändig (parapherna, Privatvermögen). Sie ftehen 
in betreff desjelben völlig getrennt, wie andere Perfonen, einander gegenüber; namentlich 
hat der Mann durd die Ehe fein Verwaltungsrecht am Vermögen der Frau, und fie fönnen 
durh Vertrag, Delift, Prozeß und fonft in jedes beliebige Nechtöverhältnis darüber zu— 
einander eintreten. Davon find nur wenige und unweſentliche Modifilationen; nur eine 
bedeutende und tiefgreifende, die berühmte Ungültigfeit der Schenkungen unter Ehegatten. 
Alle Schenkungen unter ihnen find ungültig und fünnen widerrufen werden, fonvaleszieren 
jedoch, wenn jte der Schenker bis zum Tode nicht mwiderruft und vor oder wenigjtens mit 
dem Beſchenkten ſtirbt, ſomit die Schenkung gewiſſermaßen durch ſeinen Tod beſiegelt. Auch 
dieſer Satz hat ſehr verſchiedene Beurteilungen erfahren. Gans ſagt bei ſeiner Idee von 
der rechtlichen Getrenntheit der römiſchen Ehegatten: damit die Liebe nicht vereine, was 
das Geſetz getrennt, habe man fogar die Schenkungen verboten. Ein tolleres Urteil ift 
nicht leicht gefällt. Das ganze fogenannte Verbot war nur ein notwendiges Schugmittel 
gegen Mißbrauch des Prinzips der Freiheit der Che. Sollte die volle Freiheit der Schei— 
dung bejtehen und die Che nur ein freies fittliches Verhältnis fein, fo mußte es verhindert 
werden, dab ein Chegatte durch erheuchelte Liebe den andern ausplünderte und dann ſich 
von ihm ſchied und mit der Beute abzog. Nur aus diefer Reinhaltung der Ehe von 
ſchmutzigem Eigennutze leiten auch die Römer ſelber das Verbot ab, welches „non amare 
nec tanquam inter infestos tractandum est, sed ut inter coniunetos maximo afleetu* 
(1. 2882 D. de don. int. v. e. u. 24,1)!, 


II. Die väterliche Gewalt ?, 


8 80. Allgemeines. Der phyfiologifhe oder naturaliſtiſche Ausgangspunkt für 
das Verhältnis der Eltern und Kinder iſt die Zeugung. Dieſe iſt die Fortpflanzung der 
Gattung durch ſich ſelbſt, konkret verwirklicht in der einzelnen Familie. Die allgemeine 
Idee, daß die Gattung in den Generationen fortlebt, jede Generation aus ſich ſelbſt heraus 
die ER erzeugt, in ihr fich verjüngt und fich ein neues Dafein Schafft, in welchem fie 


1 Bradennit, Tie Ungültigfeit obligatoriicher Nechtsgeichäfte. 1887. 88 35-35: F. Hof— 
mann in Grünbuts Zeitichr. VII Nr. 6. 

2 Heimbach, Die väterlidhe Gewalt, in Weistes Rechtslexikon XII 1 (1858). Über die mo- 
derne Praxis: Stölzel, Das Recht der väterlichen Gewalt in Preußen. 1874 (aus den Juſt.Min.⸗ 
B.. Mandry, Tas gemeine Familiengüterrecht mit Ausschluß des ehelichen Güterrechts. Bd. I 
1571. Bo. II 1876; 8. Lehmann, Die elterlidhe Gewalt im Vermögensrechte des heutigen Europa, 
in den Jahrbb. für Togmatif XXV Ar. 2. 
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ſich in ununterbrodhener Kontinuität fortfegt, verwirklicht fih in der Gattung nicht abftraft 
im Ganzen, fondern nur fonfret in den einzelnen Familien. Die phyſiſche Kontinuität der 
Familie in den einzelnen Generationen zeigt ſich aber hier deutlich in dem dauernden Fa— 
milientypus der förperlichen und geiftigen Bildung, der fih oft Jahrhunderte hindurch in 
einzelnen Familien ſcharf ausgeprägt erhält. Hiernach find nun ganz fonfret die Kinder 
geradezu als die neue Eriftenz der Eltern aufzufaſſen, welche die Eltern aus jich felbft 
heraus erzeugen, zur Selbftändigfeit heranziehen und in der fie ein neues verjüngtes Dafein 
gewinnen und nad ihrem eigenen Tode fortfehen. 

Das fo in der Natur begründete Verhältnis feinem Wefen gemäß durchzuführen, ift 
fittlihe Aufgabe des Menſchen und begründet das Band und die fittlichen Pflichten zwifchen 
Eltern und Kindern, Diejer fittlihen Natur entfprechend die äußere Geftaltung rechtlich) 
anzuerfennen und zu orbnen, ift die Aufgabe des Rechts und der Geſetzgebung. Auch hier 
ftehen aljo Natur, Sittlichfeit und Recht in unmittelbarer Einheit, das Hecht kann auch 
bier nur aus der Natur erflärt und bejtimmt werden. Es ift faum glaublich, wie oft und 
wie weit dies verfannt ift. In der natürlichen Zeugung glaubte man feinen natürlichen 
Grund für die Gewalt der Eltern fehen zu fünnen und hielt es für natürlicher, fie aus 
einer Occupation des Erziehungsrechts abzuleiten oder aus der Piliht der Eltern, die 
Störung der natürlichen Gleichheit, die fie durch die Erzeugung des Kindes ohne feine Zu: 
ftimmung begangen hätten, wieder auszugleichen! Die neuere Theorie dringt auch nicht 
tiefer als, wie bei der Ehe, das Verhältnis für ein fittliches zu erflären, zu dem einige 
Rechtsbeſtimmungen hinzufommen müßten. 

Aus dem obigen Prinzipe ergeben fich von ſelbſt die einzelnen praktischen Hauptgrund- 
fäge für das Verhältnis der Eltern und Kinder, nämlich: 

1. daß die Kinder durd ihre Erzeugung von jelbit an der gejamten allgemeinen 
bürgerlichen Stellung der Eltern, befonders des Vaters, teilhaben, aljo an Namen, Stand, 
Mohnort, Gerihtsftand, Staats: und Gemeindebürgerrecht, Religion, Kirche. 

2. Recht und Pflicht der Eltern zur Ernährung und Erziehung der Kinder. Beides 
ift nur die Meiterführung und Vollendung der Erzeugung. Sitte, Recht und Pflicht fallen 
hier von felbjt in eins zufammen. In dem Rechte der Erziehung liegt natürlich auch die 
entiprechende Gewalt über die Perfon der Kinder. Über ihr Vermögen läßt ſich daraus 
nur ein Verwaltungs, nicht ein Nutungsrecht ableiten‘, wie auch im englifchen und öſter— 
reichifchen Rechte angenommen iſt. 

3. daß die Erziehungsverhältniffe natürlich mit der Vollendung der Erziehung aufhören. 
Doch tritt die urfprüngliche Familieneinheit der Eltern und Kinder auch nachher noch in 
einzelnen Folgen hervor, die freilich eine verfchievene poſitive Gejtaltung zulafien. So 
bleibt eine gegenfeitige Alimentationspflicht, eine Nefpeftäpflicht der Kinder gegen die 
Eltern, das Konſensrecht zur Ehe der Kinder und namentlich ein gegenfeitige® Erb- und 
zwar Noterbredt. 


8 81. Daß bei dem ganzen Rechtöverhältniffe von Eltern und Kindern die Perfon 
des Vaters vor derjenigen der Mutter eine überwiegende Bedeutung hat und die eigentlich maß: 
gebende ift, it im Verhältniſſe der Gefchlechter begründet und findet ſich daher im all: 
gemeinen ausnahmslos bei allen Völkern. Dabei findet fich auch das ziemlich gleihmäßig 
bei allen Völkern, daß in früheren unentwidelteren Zuftänden diefe Gewalt des Vaters 
überhaupt nicht fcharf abgegrenzt ift, ſondern rechtlich völlig oder fait völlig unbeſchränkt 
it, die Rechte der Kinder dagegen ganz zurüdtreten, und der natürlichen Sitte vertraut ift, 
dat ein Mifbraud von feiten des Baters nicht jtattfinden werde. Wenn daher im rö- 
mifchen Rechte die väterlihe Gewalt urfprünglid eine jo unbeichränfte it, daß der 
Vater Recht über Leben und Tod der Kinder hat und fie ihm gegenüber gar nicht als 
jelbftändige Perfonen gelten, daher abjolut fein eigenes Vermögen haben fönnen, fo liegt 
darin weder etwas Auffallendes noch igentümliches, vielmehr iſt das im germaniſchen 
Rechte und überhaupt wohl allen andern Urrechten im wejentlichen ebenfo. Allein darin 
itehen die Römer einzig in der Welt da, daß, während alle andern Völker diefe Gewalt 
mit fteigender Kultur aufgeben und fie namentlih nad vollendeter Erziehung aufhören 
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lafjen, die Nömer den Urzuftand der väterlichen Gewalt ihrer ganzen juriftiihen Richtung 
gemäß rechtlich jo firiert haben, daß fie ihn bis zum Ende der Nepublif fajt völlig un- 
verändert gelaſſen und eigentlich tiefgreifende Veränderungen erſt in der chriftlichen Zeit ge— 
macht haben, ja einen Hauptpunft, die Fortdauer nach Vollendung und Erziehung, jogar 
bis zulegt fejtgehalten haben. Nur in diefem Sinne ift es zu verftehen und richtig, wenn 
die römischen Juriften der Kaiferzeit jagen, fein Volf der Welt habe eine jo jtrenge väter- 
liche Gewalt wie die Römer. 

Im AJuftinianifhen Rechte find nun freilih von diefer alten jtrengen Gewalt die 
Hauptjachen weggefallen, doch iſt noch immer ziemlich viel übrig geblieben, dieſes aber in 
wenig befriedigender Gejtalt. Die Gemwalt über die Perfon ift zwar auf das natürliche 
Maß einer Erziehungs: und Hausdisciplinargewalt zurüdgeführt, im Vermögensrechte ift 
aber feine Konfequenz. Die abjolute Bermögensunfähigfeit ift aufgehoben, aber nicht ein— 
fach, jondern mit allerlei Eleinlihen unmotivierten Unterfchieven. Die Kinder können zwar 
erwerben, aber nur von aufen her, nicht vom Vater felber, er fann wie früher ihnen 
rechtlich nichts geben und fchenfen, überhaupt feinen Vertrag mit ihnen ſchließen, jondern 
ihnen nur faftifch überlafjen mit dem Nechte der Nüdnahme. Bei dem Vermögen der Kinder 
it Juſtinians Prinzip, wonach der Vater in der Negel während jeiner Gewalt nicht nur 
Verwaltung, jondern auch Nießbraud hat, nur mit gewiſſen Ausnahmen, allerdings zu 
billigen, wie es denn auch faft von allen neueren Gefegbüchern im wejentlihen angenommen ijt. 
Dagegen hat die Unterfcheidung bei dem freien Vermögen, daß die Kinder über das pecu- 
lium castrense und quasi-castrense tejtieren fünnen, über das adventieium irregulare 
nicht, feinen Sinn mehr; ebenjo die beim adventicium regulare, daß die Kinder für die 
bona materna ein Pfandrecht haben, für das übrige nicht; ferner die, dat Erbſchaften von 
der Mutter adventiecium regulare werden, von Geſchwiſtern irregulare u. a. Dies und 
anderes find hiftorifche Neliquien, welche die romaniftifche Theorie zwar aufbewahren muß, für 
die man der Praxis jedod weniger Pietät zumuten kann; doch hat auch fie ſich vielfach vom 
Buchſtaben des römischen Rechts nicht losmachen können und z. B. für Verträge zwiſchen 
Vater und Sohn lieber eine eigene emaneipatio ad hoe erfunden als den römiſchen Sat 
jelber aufzugeben. Übrigens wird aber das ganze Verhältnis von Vater und Kind bei uns 
dadurd außerordentlich viel einfacher, daß wir den Grundpfeiler der verwidelten VBermögens- 
verhältnifje der römischen Kinder nicht mehr haben, nämlich die Fortdauer der Gewalt bis 
zum Tode des Vaters. Wenn die Kinder bei uns mit Anlegung eines Haushaltes und 
die Töchter ſchon mit der Heirat von felbjt aus der Gewalt treten, jo fallen damit alle 
fajtrenfifchen und quafifaftrenfifhen Pekulien und irrequlären Adventizien von einiger Er- 
heblichfeit von jelber ganz weg, und von praktiſcher Wichtigfeit bleiben fajt nur die Erb- 
fchaften von der Mutter und andern Verwandten, aljo das fogenannte adventiecium 
regulare, 


832. Das Schuldenwejen der Hausfinder, namentlich der Söhne, ift von 
befonderer Wichtigkeit. Es hat im heutigen Nedte eine völlig andere Geſtalt als im 
römiſchen. Nur die Verträge und Delikte braucht man dabei ins Auge zu faſſen. 

Bei den Delikten der Kinder ift die Sade einfah. Hier ift im römischen Nechte die 
Haftung des Vaters nad der Abjchaffung der noxae datio der Kinder volljtändig auf: 
gehoben und auf die Kinder jelbjt bejchränft, fofern fie zurechnungsfähig find; es ift jelbft 
zweifelhaft, ob der Vater haftete, wenn er Delikte der Kinder verhindern fonnte und es 
nicht that. Für diefen Fall muß man indefjen im heutigen Rechte bei unerzogenen Kindern 
jedenfalls eine Haftung annehmen, da in der Erziehungsgewalt die Pflicht der Obhut 
und Abhaltung von Delikten von felbjt enthalten ift und daher ſelbſt Vernadhläffigung der 
Auffiht Schon als culpa angefehen werden muß. Neuere Gefette gehen noch weiter; nad) 
franzöfifhem Necht haftet der Vater für alle Delikte der bei ihm mwohnenden minderjährigen 
Kinder, nah preußifchem für alle Delikte der Kinder, wenn er fie hätte verhüten fünnen 
oder wenn er das Kind nicht gehörig beauffichtigt hat, ja ſelbſt ſchon, wenn er den Unterricht, 
die Erziehung und die Aufficht über die Kinder gröblich vernachläſſigt hat. 

Bei den Verträgen und Vertragsſchulden der Hauskinder ift der Unterfchied des heu- 
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tigen Rechts und des römischen bedeutender und tiefer greifend. Wir denfen heutzutage bei 
Verträgen und Schulden der Hausjöhne vorzugsweife an Minderjährige und deren leicht- 
finniges Schuldenmadhen, da erwachſene Söhne möglichjt bald einen Haushalt anlegen und 
damit von ſelbſt von der Gewalt frei werden. In Rom aber war zwar das leichtfinnige 
Schuldenmadhen bei den minderjährigen Söhnen aud) nicht felten, allein die Hauptſache bei 
dem verwidelten Schuldenrechte der Söhne beruhte doc darauf, daß auch die erwachjenen 
Söhne mit Frau und Kindern in der väterlichen Gewalt blieben, vom Vater aber faftijch 
mit größeren Vermögensteilen ausgejtattet wurden (peculium profeetieium) und damit 
faftifch einen jelbjtändigen Verkehr neben dem Vater trieben, während rechtlich das ganze 
Vermögen doch nur dem Vater gehörte. Dazu fam dann noch das Prinzip der römifchen 
Stellvertretung, wonad der Sohn aus allen Verträgen für den Vater direft ſtets jelber 
verpflichtet wurde, der Vater nur indireft (mit actio adiecticiae qualitatis) Daneben !. 
Alles diejes fällt bei ung weg. Die Stellvertretung wird heute bei Hausfindern feines- 
falls irgend anders als bei freien Berfonen behandelt, jo daß die Söhne, wenn ſie Auf: 
trag vom Vater haben und ich als feine Vertreter gerieren, bei uns gar nicht haften, fon- 
dern nur den Vater verpflichten. Aber auch die ganze bejondere Pekuliarhaftung ift bei 
uns unanwendbar. Denn da bei uns Verträge zwifchen Vater und Sohn zuläffig find, fo 
fann die Konzeffion eines Pekuliums an einen Sohn in der Gewalt, wenn fie ja irgendwo 
vorfommen follte, nicht anders behandelt werden, ald wenn man einem freien Sohne ein 
Vermögen zu eigener Verwaltung und Nutung überläßt. Defjen Verträge verpflichten den 
Vater gar nicht oder ganz, je nachdem er für fich oder als Vertreter handelt. 

Aber aud bei den Verträgen der minderjährigen Hausfinder iſt das heutige Recht 
anders als das römische. In Rom fonnten die Hausfinder, jolange fie unmündig waren, 
durch Vertrag gar nicht verpflichtet werden, weil fie für fich handlungsunfähig waren und 
der Vater nicht ihr Tutor war, alſo weder mit ihnen noch für fie handeln fonnte. Die 
mündigen Minderjährigen fonnten ſich dagegen volljtändig auch ohne den Vater verpflichten, 
da ein Kurator bei Minderjährigen überhaupt nicht nötig war; nur hatten fie wie alle 
Minderjährigen das Recht der Reftitution, und Gelddarlehen an fie ohne Zuftimmung des Vaters 
wurden durch das Senatusconsultum Macedonianum für völlig unklagbar erklärt. Der Vater 
aber haftete für alle Verträge der Kinder zwar an fich gar nicht, wohl aber, fobald er fie 
irgendwie genehmigte, aljo bei Auftrag, Ermächtigung, felbjt ftillfchweigender wifjentlicher 
Duldung und Natihabition (iussus), und außerdem bei unaufgetragenen Verträgen, wenn 
und ſoweit dadurd eine Verwendung in feinen Nutzen (versio in rem) bewirkt war. Bei 
uns ift dies dadurch anders, daß die Minderjährigen allgemein als handlungsunfähig gelten 
und daher unter Vormundſchaft jtehen müfjen. Dies ift auch bei den Minderjährigen in 
väterlicher Gewalt. ihre Verträge, auch Darlehn, find daher ganz ungültig, doch nimmt 
man meiltens an, daß der Vater eine natürliche Vormundfchaft über fie habe und fie daher 
mit feiner Zuftimmung gültige Verträge ſchließen fönnen. Indeſſen darf man feine Zu— 
ftimmung nicht bloß als vormundfchaftliche behandeln, vielmehr liegt darin ſtets auch der 
römifche iussus, der den Vater zugleich felber mit verpflichtet oder, falls er den Sohn nur 
zum Vertreter macht, den Vater allein verpflichtet. Das römische Prinzip der actio quod 
iussu, daß der Vater als folder aus allen Verträgen der Kinder haftet, die er genehmigt, 
und daß er alle genehmigt, die er wiſſentlich gefchehen läßt und nicht verbietet, ijt auch bei 
uns troß der väterlichen Vormundſchaft ftet3 angewendet. Ebenſo gilt daneben das Prinzip 
der actio de in rem verso, und zwar nicht bloß bei pofitiver Vermehrung feines Ver— 
mögens, fondern aud bei einer ihm verfchafften Erfparung, namentlih aud mit Rüdficht 
auf feine Alimentationspflicht gegen die Kinder. jeder Vertrag der Kinder zu Zwecken, zu 
denen ihnen der Vater die Mittel gewähren muß, alfo für die gefamte Alimentation, 
Wohnung, Nahrung, Kleidung, Unterricht u. ſ. w., fann eine nüßliche Verwendung für den 
Vater begründen, jofern er fi in dem Maße hält, das der Vater zu gewähren verpflichtet 
und ee war. Selbſt wenn der Bater dem Sohne die Mittel gegeben und diejer fie 
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verfchwendet oder verloren hatte, kann wieder wirkliches Bedürfnis und infofern aud nütz— 
lihe Verwendung eintreten, dann aber freilih nur auf das Allernotwendigite. Daß der 
Dritte das Maß nicht weiß, ift gleichgültig, er freditiert auf Rififo, wenn er ſich nicht 
erfundigt. 


D. Vormundſchaftsrecht!. 


8 83. Allgemeines. Die Vormundihaft wird in der Regel ald eine Art Aus- 
dehnung oder Ergänzung des Familienrechts, namentlich der väterlichen Gewalt, bezeichnet. 
Unzweifelhaft hat fie auch hiftorifch bei allen Völkern ihren Ausgang von der Familie ge: 
nommen. Indeſſen reicht dies doch nicht aus. Denn erftlih muß man fragen, woher 
denn bei der Familie Necht und Pflicht der Vormundfchaft entitehe; die bloße Verwandten- 
liebe ift doch feine Erklärung dafür; und dann wird damit die ganze Vormundſchaft des 
Staates, die doc jchließlich die der Familie weit überragt, gar nicht erflärt. Dieſe Be- 
tradhtungen führen von felbjt dahin, daß man den eigentlichen Grund der Idee der Vor- 
mundſchaft tiefer zu juchen hat, natürlich eben da, wo auch die Familie ihren eigentlichen 
Boden hat, in dem PVerhältnifje des Individuums zur Gattung. Wie der Familie die 
Idee der Fortpflanzung der Gattung durch die Individuen zu Grunde liegt, jo der Vor- 
mundfchaft die Idee der Selbjterhaltung der Gattung in den Individuen. Das einzelne 
Individuum iſt als einzelne endliche Exiſtenz der Gattung der natürlichen Hülflofigfeit 
durch Jugend, Alter, Krankheit u. a. unterworfen und dann unfähig, jelber für fi, feine 
Eriftenz und feine Rechte zu forgen. Es würde zu Grunde gehen, wenn nicht die Gattung 
ji feiner annähme, ihm Schuß und Fürſorge (tutela und cura) zu teil werden ließe. 
Die Idee der Selbitfortpflanzung fchließt daher die dee der Selbjterhaltung in den ein- 
zelnen und damit die dee des Schuges und der Fürforge für fie von felber in fih. Das, 
was fich aber jo als weſentliches Element des Begriffs der Gattung ergiebt, ijt damit von 
ſelbſt auch Aufgabe für den Menſchen, fittlihe Pfliht, und in der äußeren Ausführung 
Gegenſtand des Rechts. 

Die Gattung iſt natürlich hier wie ſonſt nicht abſtrakt im Ganzen thätig, ſondern in 
den einzelnen konkreten Kreiſen, durch die das Individuum mit der Gattung in Verbindung 
ſteht, das iſt die Familie und der Stamm oder das Volk. Die Familie bildet das un— 
mittelbare Verbindungsglied und in der Familie zunächſt die Eltern, namentlich der Vater. 
Bei den Eltern iſt das Schutzverhältnis ein ganz unmittelbar natürliches, nur ein Teil des 
allgemeinen Elternverhältniſſes, es iſt mit der Erzeugung von ſelbſt da und in der Erziehung, 
folange dieſe dauert, von ſelbſt enthalten. Man nennt dies daher die natürliche Vor— 
mundfchaft der Eltern. Schon der Schuß der Eltern iſt aber prefär. Sie können jterben, 
und unter Umftänden fann gegen ſie felber ein Schuß nötig werden. Noch viel mehr ift 
dies bei den andern Verwandten. Bei ihnen ijt überhaupt fein unmittelbar natürliches 
Verhältnis; fie müfjen den Schuß erſt befonders übernehmen, er ift für fie ein Amt, für 
welches fie verantwortlich fein müfjen, um fo mehr, je mehr eine Kollifion der Intereſſen 
bei ihnen naheliegt. Wo feine fähigen Verwandten find, fehlt der Familienſchutz ganz. 
Dies alles führt dahin, daß über der familie noch ein höherer, dauernder, unparteiiſcher 
Shut da fein muß, nicht eine Ausdehnung, nicht eine Ergänzung des Familienſchutzes, jon- 
dern ein felbjtändiger, in fich felbjt begründeter, die Familie ſelbſt überwachender und nötigen 
Falls auch gegen fie felbit gerichteter. Diefen Schub gewährt als höhere Gattungseinheit 
der Stamm feinen Genofjen, das Volf feinen Gliedern, der Staat feinen Bürgern. Der 
Staat als das rechtlich geordnete Volk ift der höhere Vertreter der Gattung über der 
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Familie. Er ift daher der allgemeine abjolute Schug: und Schirmherr für alle feine 
Bürger. Er führt feinen Schuß durch feine Beamten aus, jedoch fo, daß er im einzelnen 
den Verwandten des Schußbedürftigen oder andern Bürgern die unmittelbare fonfrete Be: 
forgung des Schutes ald Amt überträgt und felber nur die Veauffihtigung und Über- 
wahung in Händen behält. Auf diefe Weife ergiebt fi der Unterfchied der einzelnen 
wechielnden und zufälligen Familien und Bürger-VBormünder und der dauernd und feit 
darüber jtehenden Obervormundfchaft des Staates. m deutfchen Rechte ijt diefer Unter: 
ſchied ſchon jehr früh vorhanden und fpäter volljtändig entwidelt. Im römifchen Rechte iſt 
urfprünglich gar feine dee davon. Der Staat ernennt nicht einmal Vormünder, noch viel 
weniger beauffichtigt er fie. Die gens tritt ein, wenn feine Familie da ift, außerdem 
muß der Vater durch Tejtament nachhelfen. Erſt im fünften oder fechiten Jahrhundert der 
Stadt wird die jtaatlihe Ernennung von Vormündern eingeführt. Von da an wird die 
Mitwirfung des Staats und feiner Beamten bei der Vormundfchaft zwar immer weiter 
ausgedehnt, allein zu der dee einer eigentlichen permanenten Dbervormundihaft, die von 
Amts wegen die einzelnen VBormünder ernennt und beauffichtiat, ift das römiſche Recht nie 
gefommen. Bei uns hat man umgefehrt die dee der Obervormundſchaft ins Ertrem ge- 
trieben; der Polizeiftaat in feiner vermeinten Sorge für das Wohl der Unterthanen wollte 
den bejchränkten Unterthanenverftand womöglich in allem bevormunden, und namentlich das 
Preußische Landrecht glaubte die einzelnen Vormünder felbjt foviel ald möglich beobervormunden 
zu müſſen. Indeſſen ift es doch jehr verkehrt, wenn man es mitunter für einen Fortſchritt 
halten will, zu der römischen Auffaſſung der Vormundſchaft als Familienſache zurüdzufehren. 
Es ift das eine fehr unglüdliche praftifche Folgerung aus der falſchen theoretifchen Idee, 
die Vormundichaft als Ausdehnung des Familienrehts zu charafterifieren. Die dee, daß 
eigentlih ein Familienrat die Obervormundſchaft bilden müſſe, it mehr ideal als praftifc. 
Man muß nur im einzelnen fehen, wieviel Unverftand und Cigennug in fleinen erhält: 
niffen in einem folchen VBerwandtenrate zu Tage treten fann. Der vormundfhaftlide Schuß 
muß eine objeftivere Natur haben. 


S 84. Arten der Vormundſchaft. Am einzelnen liegen die Gründe der Be- 
vormundung entweder a. in perjönlichen Zuftänden, die zu einer eigenen Vermögensverwal- 
tung unfähtg machen, nämlid; Jugend, Geiftesfrantheit und Geiſtesſchwäche, übermäßige 
Verſchwendungsſucht, Altersſchwäche, oder b. in einer Trennung eines Vermögens von dem 
eigentlichen Berechtigten, jo bei dem Vermögen Abweſender, namentlih Verſchollener, bei 
Konkursmafjen, ruhenden Erbichaften und bei den Rechten noch nicht Geborener. Es ver: 
jteht fih, daß Anhalt und Umfang der Vormundihaft in diefen verfchievenen fällen ver- 
ſchieden iſt. Namentlich befteht der Unterfchied, daß bei der eriten Art eine bejtimmte 
Perfon, für die geforgt wird, den eigentlichen Kern der Vormundſchaft bildet, während bei 
der zweiten Art nur ein vorhandenes Vermögen als foldhes erhalten und verwaltet werben 
fol. Danach iſt mander Erwerb, z. B. von Erbjchaften, bei der erjten Art zuläffig, bei 
der zweiten nit. Man unterfcheivet beide Fälle ald cura personalis oder plena und 
realis oder minus plena. 

Noch eine andere Unterfcheidung macht das römische Recht, die, jo wenig Sinn fie auch 
eigentlich für das heutige Necht hat, doch unferen Sprachgebraud fortwährend beherrict: 
die von tutela und cura. Die erjtere ift nur bei unmündigen Kindern, die letztere in allen 
anderen Fällen. Der Unterfchied iſt bei uns vielfach völlig mißverjtanden. Die Römer 
fagen einmal: tutor personae, non rei vel causae datur (l. 14 D. de test. tut. 26, 2). 
Dies hat man fo aufgefaht, der tutor habe vorzugsmweife für die Perſon zu forgen, der 
Kurator nur für das Vermögen. Allein die Sorge für die perfönliche Verpflegung ift bei 
Kindern und Wahnfinnigen gleihmäßig, nur trifft fie nach römischer Auffaffung bei beiden 
nicht eigentlich den Wormund, fondern wird unmittelbar vom Prätor getragen, der Vor- 
mund hat höchſtens Anträge zu ftellen. Sein eigentlihes Amt iſt nur die Sorge für das 
Vermögen. Dabei hat er bei Kindern und Wahnfinnigen gleihmäßig die Verwaltung, in= 
dejien ift der Unterfchied, dak die Kinder wenigſtens vom ftebenten Jahre an fähig find, 
die nötigen Nechtsgejchäfte unter Mitwirfung des Vormundes (tutoris auctoritate) felber 


540 Ill. Das Privatredt. 


vorzunehmen, während der Wahnfinnige gar nichts thun fann, und daher der Vormund nur 
allein für ihn handeln fann. Dies war nun aber für das römische Recht bei der Unzu— 
läffigfeit der Stellvertretung aufßerordentlih wichtig. Beim Wahnfinnigen waren danad) 
viele Handlungen, 3. B. Antritt von Erbſchaften, gar nicht möglich, während die Kinder fie 
tutore auctore vornehmen fonnten. Demzufolge erfchien bei den Kindern die Perſon des 
Kindes auch in der Vermögensverwaltung formell als die Hauptſache, der Vormund nur als 
ein neben ihr ftehender Beſchützer, der ihre unvollitändige Handlungsfähigfeit ergänzt. 

Der ganze Unterſchied hat ſchon in Rom in der jpäteren Zeit von feiner alten Be- 
deutung viel verloren, weil gerade bei der Vormundſchaft die Vermittelung einer Vertretung 
am meitejten ausgedehnt wurde. Bei uns aber hat er bei dem Prinzipe der volljtändigen 
Zulaffung freier direfter Stellvertretung gar feinen Sinn mehr, die Vermögensverwaltung 
unterfcheidet fih im heutigen Rechte bei Kindern und Wahnfinnigen gar nicht mehr, der 
Vormund hat bei beiden die volle gleihe Vertretung. Zwar haben Kinder und Wahnfin- 
nige verfchiedene Handlungsfähigfeit, die Wahnfinnigen find völlig unfähig, die Kinder find 
für Erwerb aud ohne VBormund fähig und für Verpflichtung wenigjtens mit ihm, indeſſen 
giebt das der Vormundſchaft an ſich feinen verfchiedenen Charakter mehr. Es iſt daher 
reiner Zufall und Mifverftändnis, wenn man bei uns noch Bormünder und Kuratoren unter- 
fcheidet, auch hat der letztere Ausdruck bei uns gar feine feite Bedeutung und abgegrenzte 
Anwendung mehr. 

Eine andere frage ift, ob bei der Altersvormundfhaft noch zwiſchen unmündigen und 
mündigen Minderjährigen ein Unterfchied if. In Rom galt bei den eriteren tutela, bei den 
leßteren cura. Indeſſen waren die legteren an fich völlig handlungsfähig und brauchten 
daher feinen Kurator zu nehmen, wenigitens nur bei bejtimmten einzelnen Gejchäften, nament- 
lich Prozeſſen; wenn fie es aber thaten, jo verloren fie damit zwar Verwaltung und Ver— 
fügung über ihr Vermögen, im übrigen aber blieben fie handlungsfähig und fonnten id 
ohne Vormund gültig verpflichten. Bei uns ift num aber jchon nad) den Geſetzen des alten 
Deutſchen Neihs die Vormundſchaft für Mündige ebenfo notwendig wie für Unmündige 
und daher der Unterjchied in der Vormundſchaft an ſich zwifchen beiden aufgehoben. Die 
römische Unterfcheidung zwifchen Verfügung über das Vermögen, alfo Veräußerung, und 
ſonſtiger Verpflichtung wäre damit zwar wohl vereinbar, indeſſen ift fie an fich ziemlich 
ſinnlos!, da fich jede Obligation auf das Vermögen bezieht, und daher it fie in der Praris 
überwiegend, wenn auch nicht allgemein, verworfen. Die Verträge der Mündigen find da- 
nad ebenfo ungültig wie die der Unmündigen, außer fofern ihnen der Vormund generell 
eine gemwifje freie Verwaltung eingeräumt hat. Der Unterfchied der Mündigen und Un- 
mündigen in der Ehe: und Teitamentsfähigfeit wird dadurd nicht berührt. Doch tritt die 
Ehemündigfeit jet nad dem Neichsgefeb vom 6. Februar 1875 beim männlichen Gejchlecht 
erjt mit dem zwanzigiten, beim weiblichen erft mit dem jechgehnten Jahre ein. 


88. Grundſätze der Bormundidaft. Das römische Vormundſchaftsrecht ift 
feine jehr glänzende Seite des römischen Rechts. Verſchiedene Umftände wirkten dabei zu— 
fammen. Ein Hauptgrund war der Mangel einer permanenten Obervormundſchaft, die ex 
officio handelte und die Vormünder überwachte. Nicht einmal die gerichtlihe Ernennung 
von Vormündern geihah ex officio, fondern auf Antrag der Verwandten, die man dazu 
durch das prefäre Mittel einer Androhung des Verluftes ihres Erbrechts anzuſpornen ſuchte. 
Nachher hatte dann der Vormund feine andere Verantwortung und Rechnungsablage als 
am Ende der Vormundichaft an den Pilegling jelbjt oder feine Erben. Wie gefährlih das 
für beide Teile war, welchen Verluften der Pflegling, melden Chicanen der Vormund da- 
durch ausgejegt war, liegt am Tage. Dazu fam, daß die gejeglihen und teftamentarifchen 
Vormünder ihr Amt ipso iure bekamen, ihre Befeitigung aljo erit möglich war, wenn ſie 
ihre Untauglichfeit oder Unvedlichkeit ichon erwiejen hatten. Das Schlimmſte war aber frei= 
lich der jämmerliche Zuitand des allgemeinen Kreditwejens. Geld, auf Hypothek ausgeliehen, 
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war wie aufs Spiel geſetzt, Bürgfchaft auf lange Zeit natürlich auch unfiher. Der Gefahr 
für den Pflegling entjprechend war aber ftet3 die Verantwortung für den Vormund. Die 
einzig fichere, wenigſtens ziemlich fichere Kapitalanlage war im Grundeigentume, es war da- 
her auch Regel, daß die Pupillengelver womöglich zum Anfaufe von Grundftüden verwendet 
werden follten. Welche Unbequemlichkeiten und Verlufte mußten aber auch daraus den Pu— 
pillen erwachſen, wenn jie die Grundftüde fpäter nicht felber brauchen fonnten und wieder 
verfaufen mußten! Man war offenbar in volljter Verzweiflung, wie eigentlich zu helfen jei. 
Juftinian ging foweit, daß er vorfchrieb, man folle das Geld lieber einfach deponieren, um 
es feinen Verluften auszufesen. Daß die Vormundfchaft bei folchen Verantwortlichkeiten 
und Gefahren eine allgemein gefürdhtete und gemievene Laſt war, der man ſich in jeder 
Meife zu entziehen fuchte, ift ſehr natürlich, zumal man aud nicht etwa durch Honorare 
dazu angelodt wurde, diefe im Gegenteil nur bei Anordnung des Vaters oder bejonders 
läftigen Umftänden gegeben wurden. Daraus erflärt es fi, daß die Erfujfationsgründe und 
das Verfahren dabei in einer Ausdehnung und Detaillierung entwidelt und geſetzlich nor- 
miert find, die für unfere heutigen Verhältnifje faft unbegreiflich erſcheint. Bei uns find 
die obigen Übelftände des römischen Vormundſchaftsweſens ziemlich vollftändig befeitigt ; die 
Frage ift bei uns mehr, ob nicht die Obervormundfchaften in Überwahung der Bormünder 
zu weit gehen und ob letteren nicht eine größere Freiheit, aber freilih damit auch größere 
Verantwortlichfeit einzuräumen ei. 


E. Das Erbredit'. 


S 86. Einleitung. Das Erbredt ijt die dritte der auf dem Gattungsleben der 
Menſchen beruhenden Nechtsgejtaltungen. Der einzelne hat ald endliche und vorübergehende 
Eriftenz der Gattung im Tode fein gewiſſes Ende; feine Individualität und mas damit 
zufammenhängt, Nechte und Pflichten, hören damit rechtlich auf, fo namentlich feine Fa— 
milien- und öffentlihen Rechte; feine Vermögensverhältniffe, Rechte wie Schulden, bleiben 
aber als objektive Geitaltungen und Bejtandteile des allgemeinen focialen Organismus der 
Gattung in ihr beitehen, gehen auf die überlebenden Mitglieder der Gattung über und er- 
halten in diefen ihre natürliche Erledigung. 

In diefer Meife ift die Grundidee des Erbrechts zu bejtimmen. Man hat zwar aud 
hier, wie bei der Vormundſchaft, wieder die familie zum Ausganaspunfte wählen wollen, 
allein aus der bloßen Familienverbindung läßt fich allenfalls ein bevorzugtes Dccupations- 
recht der Familie auf die einzelnen zurüdgebliebenen körperlichen Saden des Verjtorbenen 
ableiten, nicht aber die allgemeine rechtliche Forteriftenz feiner Nechte und Schulden als 
folder. Diefe fest weſentlich einen allgemeinen foctalen Zufammenhang voraus und läßt 
jih nur aus der organischen Stellung de3 einzelnen in diefem erflären. Die unendliche 
Maſſe der einzelnen Nechtsverhältniffe der Individuen gewinnt auf diefem Standpunkte die 
Bedeutung der fonfreten Gejtaltung des Gejamtvermögens einer Nation, was fih in ein- 
facher ruhiger Kontinuität durch die Neihe der Generationen und Einzelverhältniffe hindurd- 
zieht und jo den Bedürfniſſen der Nation dient. Der einzelne bildet und ſchafft und ſam— 
melt davon, foviel er fann, und genieht es, folange er lebt, aber fein Ein- und Austritt 
ift für das Ganze gleichgültig; wenn er verſchwindet, treten andere an feine Stelle, voll- 
enden, was er begonnen, erhalten oder zerfplittern, was er gefammelt. Die dee, daß mit 
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dem Tode des einzelnen eigentlich alle jeine Rechte und Schulden aufhören müßten und nur 
feine Sachen übrig blieben, aber herrenlos würden und von jedem occupiert werden Fönnten, 
gilt zwar in der Negel als die natürliche, die nur durch pofitives Geſetz wegen der Unzu— 
träglichfeit des allgemeinen Dccupationsrechts geändert werde; allein in Wahrheit iſt fie eine 
durchaus unnatürliche, fie beruht auf einer atomiftifschen Auffafjung des einzelnen, die ihn 
aus dem mejentlihen Zufammenhange der Gattung, in dem er durch feine Natur ftcht, 
herausreißt und mit der Natur und dem Inhalte einer Menge von Nechtsverhältnifien, 
namentlich obligatorifchen, die von vornherein auf ganze Generationen berechnet find, im 
direfteften Widerſpruch jteht. Die bloße Erklärung aus dem pofitiven Gejege ift aber ein 
Verzicht auf alle innere vernünftige Begründung. 


8 87. Subjeft der Rechtsnachfolge. Die weitere Geftaltung des Erbredts 
ergiebt fi) aus dem obigen Standpunkte auf eine einfahe Weife. Die beiden Hauptfragen 
find, auf wen das Vermögen des Verftorbenen übergeht und wie, Die erite beantwortet 
ſich zunädft dahin, daß die Gattung dem Individuum gegenüber hier wie anderwärts Durch 
die engeren Gattungäfreife der Familie und des Volkes vertreten wird. Familie und Staat 
haben daher das nächſte Erbredt. Daneben tritt das Erbrecht dur den eigenen Willen, 
die Autonomie des Erblafjers, nämlich Teftament und Vertrag. Das Individuum it nicht 
willenlojes Mitglied der Gattung, das nur objektiv als folhes beerbt würde, fondern muß 
in der freien Perfönlichkeit feiner jubjeltiven Jndividualität auch bei feiner Beerbung an- 
erfannt werden. Sein Vermögen ift formell rechtlich nicht Familien-, fondern Individual: 
vermögen und muß daher als ſolches übergehen. Der einzelne kann daher feinem Vermögen 
bei feinem Tode den Stempel feiner Individualität injofern aufdrüden, ald er den Über: 
gang jelber nad) feinem individuellen Belieben requlieren, Familie und Staat ausſchließen 
und die Perfonen, auf die das Vermögen übergehen foll, autonomiſch beitimmen kann. Nur 
in dem engften Gattungsfreife, dem der Ehe und der Erzeugung, iſt das Familienband ein 
fo ftarfes, daß ein willfürliches grundlojes Zerreißen desfelben als Verlegung der gattungs- 
mäßigen Pflichten erjcheint und infofern wenigitens ein gewiſſer Teil, der jogenannte Pflicht: 
teil, unbeeinträhtigt bleiben muß. Darnach untericheiden ſich bei gefeßlicher Anerkennung 
des Ganzen: a. das einfache gefegliche Erbrecht, b. das autonomifche Erbrecht durch Teſta— 
ment und Vertrag, e. das qualifizierte geſetzliche Erbrecht, das Noterbrecht. Wenn das 
autonomische Erbrecht, wie im römiſchen Nechte, auf Teſtament bejchränft wird unter Aus: 
Schließung des Erbvertrages, fo erjcheint das gefegliche Erbreht im Gegenſatze dazu als 
Inteſtaterbrecht. 


888. Art der Rechtsnachfolge. Bei der zweiten Frage, dem Wie? des Über- 
ganges, verfteht jich zunädjit, daß, wenn die Rechte der Perſonen troß ihres Todes bejtehen 
bleiben, aud von SHerrenlofigfeit und Decupation ihrer Sachen feine Rede fein, vielmehr 
nur eine Zucceffion in das Eigentum derjelben möglich fein fann. Ferner müffen, wenn 
die Rechte bleiben, auch die Schulden bleiben, und zwar in derjelben Verbindung mit den 
Nechten, die fie bei dem Erblaffer hatten, d. h. wie dieſer gezwungen werden fonnte, feine 
Rechte zur Zahlung feiner Schulden zu verwenden, fo müſſen auch in der Erbſchaft die 
Nechte für die Schulden haften, dieſe alfo vor allem aus den Nechten qededt werden, und 
nur der Überihuß fann als wirklicher Erbgewinn angefehen werden. Die vollitändigite 
rechtliche Form für diefen gleihmäßigen Übergang der Nechte und Schulden it die, wenn 
das Vermögen in dem Zujtande, den es bei dem Tode hatte, auch nachher zufammengehalten 
wird, alſo in jeiner Einheit als ein Ganzes, als universitas, auf den Erben oder mehrere 
aemeinschaftlich übergeht. Dies ift das Prinzip der Univerfalfucceifion, die nad römischen 
Nechte Die weientlihhe und notwendige Grundlage bei jeder Beerbung bildet. Der Erbe iſt 
dann injofern der allgemeine rechtliche Nachfolger des Verftorbenen in deſſen Vermögen und 
fest als folder alle einzelnen Nechtsverhältniije desielben, aktiv und paſſiv, in fich aerade jo 
fort, wie fie beim Erblafjer waren, wie wenn er mit diefem nur eine Perfon wäre ($ 95). 

Die Nömer haben diefen Begriff der Univerfalfucceffion und der Einheit der Erbſchaft und 
Erbfucceffion mit ihrer gewöhnlichen abjtraften Begriffstechnik aufgefaßt und in voller Schärfe 
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in ihrem Erbrechte durdgeführt. Es beruht darauf eine ganze Reihe von Eigentümlichkeiten, 
die in unferem heutigen Nechtsbewußtfein, wie ſich unten zeigen wird, feinen rechten 
Boden haben, nämlid: 

1. Sowohl die Delation als die Acquifition oder Nepudiation der Erbſchaft fann nur 
in solidum, nit pro parte gefchehen, nur gang oder gar nicht. Allerdings kann die De— 
lation an mehrere gemeinfchaftlih und infofenm an jeden pro parte erfolgen, und injofern 
fann dann auch von jedem pro parte angetreten und erworben werben; allein eventuell, für 
den Fall des Ausſcheidens der anderen, muß auch hier Delation und Acquifition durch fo- 
genannte Anwachſungen die ganze Erbichaft umfafjen; weder der Erblaffer noch die Erben 
fönnen die Anwachſung ausſchließen. Der Grund ift, weil fonjt der andere Teil der Erb- 
ſchaft möglicherweife ganz ohne Erben bleiben fünnte und dann der Verftorbene zum Teil 
beerbt, zum Teil unbeerbt bliebe, was der dee der Einheit der Erbjchaft und der Perſön— 
lichkeit des Erblafjers widerfpriht. Darin liegt auch der eigentliche Grund ver Negel, daß 
Delation durch Geſetz und durch Teftament nicht fonfurrieren fünnen, nemo pro parte te- 
status pro parte intestatus decedere potest. Daß die Römer darin feine abjolute 
Unmöglichkeit gefehen haben, zeigen jhon die Ausnahmen von der Regel, die fie doch zu- 
lafjen, namentlid; bei Soldaten. 

2. Auch die Wirkſamkeit des Erbrechts, namentlich die Haftung für die Schulden, kann 
nur vollitändig oder gar nicht eintreten. Der Erbe haftet als Nepräfentant des Verjtorbenen 
unbedingt, mögen die Aktiva der Erbjchaft für die Paſſiva ausreichen oder nicht, eine Be— 
ſchränkung der Schulden auf den Betrag der Aftiva widerfpräche der Einheit der Erbichaft. 
Allerdings hat Yuftinian durch fein benefieium inventarii eine folde Bejchränfung ein- 
geführt, allein wie fern diefes dem Geifte des klaſſiſchen römiſchen Nechts lag, ſieht man 
daraus, daß die prätorifche Hülfe gegen die unbedingte Haftung nur durch Abitention und 
Reftitution erteilt wurde, alfo immer nur die Wahl zwifchen ganz oder gar nicht gegeben 
wurde, von Beichränfungen der Wirkſamkeit des Erbrechts gar feine Spur war. 

3. Eine natürliche Folge der unbedingten Haftung des Erben ift, daß der Erwerb der 
Erbſchaften nicht von jelbit, ipso iure, eintritt, fondern durch den Willen und Entſchluß des 
Erben vermittelt werden muß. Auch die Ausnahme des alten Rechts bei den Kindern in 
väterliher Gewalt iſt wenigjtens indireft von den Prätoren durch das Abſltentionsrecht be- 
feitigt. 

4. Endlich folgt aus der Einheit der Erbſchaft auch das wichtige Prinzip, dab Sin- 
qularfucceffionen in einzelne Rechte des Verjtorbenen durch Vermächtniſſe ſtets die Univerjal- 
jucceffion eines eigentlichen Erben vorausfegen, nur neben oder hinter ihr jtehen fünnen und 
ſtets durch fie vermittelt werden müljen. 

Das deutſche Necht hat das Prinzip der Univerfalfucceffion in dieſer vollen forma- 
liftifchen Konfequenz nie gehabt. Das rohe Prinzip des Untergangs aller Rechte und 
Schulden mit dem Tode findet ſich zwar, foweit unjere Uuellen reihen, nirgends, ſchon Die 
Volksrechte haben die Haftung des Erben für die Schulden, zum Teil fogar eine unbedingte; 
allein die römische Einheit der Erbjchaft iſt im deutſchen Nechte nicht feitgehalten, vielmehr 
wurden für einzelne Beitandteile der Erbſchaft, namentlih Grundftüde, Heergerät, Gerade, 
verschiedene Sinqularjucceffionen ausgebildet, welche die Verbindung der Aktiva und Paſſiva, 
wie fie beim Erblafjer geweſen war, zerjtörten und damit auch für den eigentlichen Erben, 
der nur das übrige befam, das Prinzip der unbedingten Haftung für die Schulden unmög- 
lid machten und fie auf den Betrag defjen, was er befam, beichränften. Wie man über- 
haupt bei uns das Necht weniger idealiftiich logifh, wie in Nom, fondern mehr realiftifch 
praktisch auffaßte, fo ſah man auch in der Erbjchaft nicht die Perfönlichkeit des Verſtor— 
benen und feine Nepräfentation, fondern die Summe feiner Rechte und Schulden und hielt 
nur daran feit, daß auf der eigentlichen Erbichaft nach Abzug der gejetlichen Singularfuc- 
—— die Schulden hafteten und daraus, ſoweit ſie reichte, bezahlt werden müßten. 
Daß jemand aber aus bloßer Konſequenz der Erbichaftsidee mit jeinem eigenen Gelde die 
Schulden der Erbſchaft deden müſſe, war dem deutichen Rechte ein durchaus fremder Ge- 
danke. Darum hat die dee einer Konkurrenz der verfchievenen Delationsgründe, Geſetz, 
Teftament, Vertrag, für und gar nichts Anftößiges; auch Erblofigfeit und Konkurs bei einer 
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Hälfte der Erbfchaft, während die andere einen Erben hat, fünnen wir ohne juriftiihen 
Schauder anfehen, ebenfo eine Verteilung der Erbſchaft an bloße Legatare ohne jeden eigent= 
lichen Erben. Eben darum, weil der Erbe nie einen Schaden von der Erbichaft haben 
fann, hat das deutfche Recht auch den Erwerb der Erbichaften ipso iure eintreten lafjen. 
Das römische Recht hat uns nun zwar die römische Univerfalfucceffion mit ihren Konſe— 
quenzen gebracht, und fie ift ſogar in die neuen Gejeßbücher aufgenommen, allein nur das 
Prinzip, daß die Erbichaft bis zu ihrem Betrage für die Schulden hafte und infofern Nedte 
und Schulden in Einheit als universitas behandelt werden, liegt in unferem Rechtsbewußt- 
fein. Das übrige ift uns eigentlich fremd. Die dee des Übergangs der Perfönlichkeit 
und der Einheit der Erbichaft lebt bei uns nur in der romaniftifchen Theorie. Sie ift bei 
uns nicht bloß noch weiter als in Nom im einzelnen durchbrochen, fondern geradezu im 
Prinzipe abgejtorben. Es hat daher für uns wohl einen Sinn, daß die Haftung des Erben 
bis zum Betrage der Erbichaft durch ein Inventar gefichert werde, aber daß er an ſich in 
solidum hafte, fich jedoch durch Antretung cum beneficio von einem Teile der Haftung be- 
freien fönne, hat an ſich und für unfer Nechtögefühl feinen Grund. Wenn der Verſtorbene 
feine Schulden nicht mehr felber zahlen fonnte, fo ift fein Grund, daß der Erbe fie zahle 
und gemifjermaßen wie in einer Falle dazu gefangen werde, falls er unvorfichtig ohne die 
Benefizialerflärung antritt. Doch hat man fich weder in der Praris noch in den Geſetz— 
büchern alle Konfequenzen diejes Unterfchiedes klar gemadt. Daß 3. B. das preußifche und 
auch das ſächſiſche Necht teilmeife Delation erlauben, teilmeife Antretung verbieten, Aus— 
ſchließung * Anwachſung vom Erblaſſer erlauben, vom Erben verbieten, iſt eine gedanken— 
loſe Vermiſchung des römiſchen und deutſchen Prinzips. 


J. Das Inteitaterbredt'. 


8 89. Das einfahe aefeglihe Erbrecht, das Intejtaterbreht, haben Familie und 
Staat. Das Erbredt der Kamilie läßt ſich in verfchievener Weife geordnet denfen. Daß 
das römische Erbſyſtem fich durch befondere Natürlichkeit oder Konfequenz auszeichne, kann 
man gewiß nicht jagen, doc hat es gewilje Ideen, denen es aud) bei uns Eingang verfchafft 
hat. Es hat eine ſehr ungleihe Entwidlung gehabt. Urfprünglid ging es der Urgeitalt 
der römischen Familie zufolge von der ausfchlieglichen Berechtigung der Agnaten aus. Die 
Hauptrichtung feiner Entwidlung war daher die Ausdehnung auf die allgemeine Blutsver- 
wandtichaft, die Kognation. Diefe ging aber ſehr langjam vor fi, weil man in der Re— 
publif das alte Familienprinzip mit großer Zähigfeit feithielt und in der Kaiferzeit dem 
praktiſchen Bedürfniffe durch die Häufigkeit der Teſtamente fehr abgeholfen wurde. Erſt im 
Orientalifhen Reiche wurde die gefetlihe Ausgleihung dringender, doc ijt fie erft von 
Suftinian zehn Jahre nah den Pandekten in der Novelle 118 vollendet. Die innere Ord— 
nung der Verwandtenſucceſſion fällt danach erjt in die fpätere Zeit und hat hier feine be- 
friedigende Geſtalt mehr gewonnen. 

Die Hauptfrage bei der Erbfolgeordnung der Verwandten ift immer, ob die Stammes- 
verbindung oder die Gradesnähe enticheiden foll, d. h. ob nad Stämmen mit Repräjentation 
der näheren durch die entfernteren geerbt werden oder ob der nähere Grad den ferneren jchlecht- 
hin ausſchließen fol, Ein abjolutes Gradualſyſtem, gleihmähig für alle Verwandten, De- 
fcendenten, Ajcendenten und Eeitenverwandte durcheinander (jo daß z.B. Enfel, Großvater, 
und Bruder zufammen erben), hat es wohl in der ganzen Welt nicht weiter gegeben als 
in Nom im prätorifchen Edikte in der Klaſſe unde cognati. Es widerspricht dem natür- 
lihen Bau der Familie zu fehr, als daß es anders als fo zur fubfiviären Aushülfe mög- 
lic) wäre. Umgekehrt findet jih ein volljtändig durchgeführtes Stirpalfyitem wohl nirgends 
anders als im öfterreichiichen Geſetzbuche, wo die Varentelenordnung in diefer Weife an: 
gewendet it. Das römische Recht hat von Anfang an beide Syſteme nebeneinander ge- 
habt, das Stammesprinzip für die Defcendenten, das Gradesprinzip für die Seitenverwandten. 

! lüd, Lehre von der nteftaterbfolge. 2. Aufl. 1822; Arndts, Inteitaterbfolge, in 
Weistes Rechtslexilon V 668700: Civiliſt. Schriften II Nr. 36. 
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Daß nun die Dejcendenten in stirpes erben, iſt wohl bei allen Völkern mit einigermaßen 
ausgebildeten Erbrechten angenommen, wenn auch mit einzelnen Modififationen. Die Schwie- 
rigfeiten und Verfchiedenheiten fangen aber, wenn feine Dejcendenten da find, jofort bei den 
nädjten weiteren Verwandten, den Ajcendenten, den Geſchwiſtern und deren Dejcendenz, an. 
Nach dem Stammesprinzipe jchließen die Eltern ihre eigene Defcendenz;, alfo die Geſchwiſter 
des Verftorbenen, aus, werden aber nad ihrem Wegfall durd fie repräjentiert, ebenſo Diele 
wieder im Verhältnifje zu ihren Kindern, Diefe zu den Enfeln u. f. w. Die Großeltern 
werden aber durch die nähere Parentel der Eltern in deren Defcendenz von felber aus- 
geſchloſſen. So ijt es in voller Konfequenz im öfterreichifchen Geſetzbuche. Das römische 
Recht hat aber hier bei dem Übergange der Agnation in die Kognation und der Aufhebung 
der alten Wirkungen der väterlihen Gewalt alles Prinzip vollftändig verloren. Juſtinian 
ruft alle Ajcendenten nad) der Gradesnähe mit den Gefchwijtern zufammen und giebt zu— 
gleih den Kindern der leßteren ein Nepräfentationsrecht, nicht aber auch den Enfeln. Dazu 
führt er dann noch einen abfoluten Vorzug der vollbürtigen Geſchwiſter vor den halbbürtigen 
ein, der in diefer Weife gar feinen vernünftigen Grund hat. Wollftändig find diefe Beftim- 
mungen in feinem der neueren Gejesbücher angenommen. Doch liegen fie allen zu Grunde, 
nur ift das Verhältnis der Ajcendenten zu den Geſchwiſtern und der vollbürtigen zu den halb- 
bürtigen in jedem anders geordnet. Übereinftimmung ift nur in der Ausdehnung der Neprä= 
jentation von den Kindern der Geſchwiſter auf ihre weitere Defcendenz. Zu einem eigentlichen 
allgemeinen Prinzipe hat ſich feines erhoben, wirkliche Konfequenz ift nur im öfterreichiichen. 

Bei den weiteren Verwandten über die Geſchwiſter und ihre Defcendenz hinaus hat 
das römische Recht das reine Gradesprinzip ohne alle Repräfentation. Dies haben auch die 
neueren Geſetzbücher, abgefehen vom öfterreichiichen, beibehalten, nur ſetzt das franzöfifche fie 
den entfernteren Afcendenten an die Seite, und das ſächſiſche bringt noch einen fleinen An- 
flug von PBarentel herein. Der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutjche 
Reich führt das Stammesprinzip infofern allgemein durd, al3 er die fämtlichen Verwandten 
des Erblaffers in Parentelen (Linien) abfchichtet und, folange noch in einer näheren Linie 
ein Mitglied vorhanden ijt, feines aus einer jpäteren beruft; jedoch läßt er abweichend vom 
öfterreichifchen Geſetzbuch das Repräſentationsrecht nur in der erjten und zweiten Yinie ein— 
treten, dagegen von der dritten ab zur Vermeidung einer Zeriplitterung der Erbſchaft in 
Minimalquoten die Gradesnähe einen Vorzug begründen. 

Neben den Blutsverwandten haben die Ehegatten, der römischen Behandlung der Che 
entiprechend, nur ein ſehr befchränttes Erbrecht, in der Regel erjt hinter allen Verwandten, 
und die arme Witwe neben ihnen. Dies ift in Deutjchland wenn auch nicht im gemeinen 
Rechte, jo doch ziemlich in allen PBartikularrechten weſentlich geändert. 

Das Erbredt des Staates wird in Rom als ein bejonderes Recht auf erbloje Erb- 
ſchaften bezeichnet und fomit in eine Art Gegenfag zur Beerbung geitellt. Indeſſen iſt dies 
bloß dem Namen nad, der Sache nad hatte der Staat Univerfalfucceffion wie ein Erbe, 
und bei uns fann darauf noch weniger ein Gewicht gelegt werden. Daß die römischen 
Kaifer gewiſſe Korporationen dem Staate vorfegten, war ſchon dort nicht von Erheblichkeit, 
bei uns find diefe Fälle im gemeinen Nechte ganz weggefallen. Das Wichtigfte wäre, wenn 
auch die Gemeinden dem Staate vorgejegt wären, weil dann für den Staat überhaupt nicht 
viel übrigbliebe. Indeſſen haben die römischen Kaifer diefes ausprüdlih verworfen, und 
auch bei uns iſt es nirgends eingeführt, auch aus naheliegenden Gründen nicht ratjam. 


II. Das Teitament. 


8 90. Die autonomifche Regulierung der Beerbung fann nad römischen Rechte nur 
durch Teitament gefchehen, nicht durch Vertrag. Uns erfcheint dies auffallend, den Römern 
war es ganz natürlid. Das Teftament tft eine Errungenschaft, die durd die Römer in die 
Welt gebracht ift, fein Volk vor ihnen hat es gehabt, alle fpäteren haben es von ihnen. 
Es ift die Spite des Rechts der Perſönlichkeit. Der Menfh muß beim Tode fein Ver— 
mögen der Gattung lafien, er fann es ihr nicht entziehen, aber er fann das Hecht feiner 
Individualität dabei noch; geltend machen, jterbend feinem Bermögen noch feinen individuellen 
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Willen aufdrüden, daß es nur als feines nach feinem Willen übergeht, fein Wille wie 
ein Geſetz nad feinem Tode noch darüber herrfht. Die Nömer haben die Bedeutung diejes 
Rechtes wohl erfannt und zu würdigen gewußt und haben es häufig und in vollfter Aus- 
dehnung ausgeübt. Der Grieche Luctan fagt, der Römer fer zurüdhaltend, nur einmal im 
Leben jpreche er fi frei aus, das fei — nad feinem Tode in feinem Teſtamente. Daß 
man es für unanftändig hielt, ein ſolches Necht aufzugeben und fi) durch Vertrag zu bin- 
den, ift natürlih. Die Römer hatten einen juriftifchen Idealismus, der dem deutfchen Rechte 
bei aller feiner Gemütlichkeit fremd if. Wir fehen in der Erbidaft eben nur Geld und 
Vermögen, und ob jemand darüber bei Lebzeiten oder auf den Todesfall, zmweifeitig oder 
einfeitig, durch Vertrag oder Teftament verfügt, ift uns völlig gleichgültig. 

Eben darum hat auch der Hauptunterfchied der Römer zwifchen Erbeinfeßung und Ber: 
mädtnis für uns nicht mehr die römische Bedeutung. Wer aus einem Teitamente etwas 
befommt, „erbt“ nad deutſchem Sprachgebrauche, und wer im Teftamente etwas zumendet, 
„vermacht” ; ob man das ganze Vermögen oder eine einzelne Sache vermacht oder erbt, iſt 
Nebenſache. Ebenſo bezeichnet auch das franzöſiſche Recht alle teftamentarifchen Zumendungen 
mit legs und unterfcheidet nur drei Arten: legs universel, à titre universel und A titre 

artieulier. Damit fällt aber auch aller Grund zu der Scheidung von Teitament und 
Rodizilt. Beide gehen in dem Begriffe „letzter Wille” auf. Es ift fein Grund, für beide 
verschiedene Vorausfegungen, Erforderniffe und namentlich verfchiedene Formen aufjuftellen. 
Selbjt im römischen Rechte ift diefe Unterfcheidung ſchon ziemlich finnlos. Wir haben uns 
zwar jehr daran gewöhnt, allein was hat es denn für einen Sinn, daß man zu der Eleinjten 
Erbeinſetzung fieben Zeugen zufammenrufen muß, dagegen die Herausgabe der ganzen Erb- 
ſchaft oder der größten Landgüter oder Kapitalien durch eine völlig formlofe Erflärung an 
den Erben anordnen kann? Am ärgiten ift der Formalismus beim Univerfalfideifommiß, 
befonders ſeitdem Juſtinian das Verbot des Abzuges der Quarta Trebellianica erlaubt hat. 
Danach fann das Univerfalfideitommiß der Sache nad) die reelle Wirkung der Erbeinfegung 
haben, und dennoch ift der Formunterfchied zwifchen beiden geblieben. Wer fein Tejtament 
mehr machen fann, madt ein Univerfalfideifommiß und erreicht damit dasfelbe. Der Wider- 
ſpruch ift hier fo auffallend, daß es ſchwer zu begreifen ift, wie man im ſächſiſchen Geſetz— 
buche die römischen Unterſchiede doc hat beibehalten mögen. Das einzige, was ſich recht— 
fertigen läßt, ift, daß für kleine geringfügige Singularvermädhtniffe und ähnliche Anordnungen 
eine Ermäßigung der Form zugelafjen wird, namentlid wenn fie im Tejtamente vorbehalten 
find. Das Maf ift natürlich unbeftimmt, das Preußische Landrecht beftimmt ein Zwanzigſtel 
der Erbichaft. 

Will man den Unterfhied von Teftament und Kodizill für Erbeinfegung und Ber- 
mächtnis aber feithalten, jo muß man jedenfalls den Begriff des Vermächtniſſes auf Die 
Einaularvermädtnifje beichränfen, jo daß der Unterschied der Univerfalfucceffion mit Haftung für 
die Schulden und der bloßen Singularfucceffion damit verbunden ift. Überhaupt iſt die ganze 
Verbindung des Univerfal- und Singularfideifommifjes zu einem Begriffe von Vermächtnis 
im Gegenſatze zur Erbeinfegung für das fpätere römische und nod mehr für das heutige 
Recht unpafjend. Die Verbindung beider hatte urjprünglich bei der Entftehung und Aus— 
bildung der Fideifommifje im Gegenfate zu den Legaten ihren guten Grund in der eigen- 
tümlichen Behandlung der Fideikommiſſe. Nah Juſtinians Ausagleihung der Legate und 
Fideifommiffe, der Vereinigung der Senatusconsulta Trebellianum und Pegasianum und 
der Erlaubnis, den Abzug der Quarta Trebellianiea zu verbieten, ift der alte Standpunft 
volljtändig verſchoben. Der Hauptunterfchied it jest Univerfal: und Singularfucceffion und 
bei erfterer direkte und indirefte. Das Univerjalfideifommiß muß jest in Begriff und Er- 
forbernifjen den Erbeinfegungen an die Seite geſetzt werden, nicht den Sinqularvermädt- 
nifjen, es wäre ſonſt ein einfaches Mittel, um jene Erforderniſfe zu umgehen. 

Eine andere Frage iſt die Erhaltung des Unterfchiedes von direkter und indirefter Uni- 
verfaljuccefjion. Er beruht auf der Regel semel heres semper heres. Darnach fann nie 
ein zweiter wirklicher Erbe nad) einem eriten eintreten, jondern nur die Ausübung des Erb- 
rechts des wirklichen Erben einem andern übertragen werden. Es ift dies ein Glaubensfat 
des römiſchen Nechts, den der orthodore Nomanift nicht leicht aufaiebt. Puchta erflärt 
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zwei Erben hintereinander für „dem Weſen des Erbrechts miderfprehend”, Mühlen- 
bruch führt wenigjtens eine Menge abjchredender Folgen davon an. Die neueren Geſetz- 
bücher haben ſich durd; beides nicht abhalten lafjen, ſämtlich die römische Regel aufzuheben 
und den Univerjalfiveilommiffar einfach als zweiten Erben nad) dem eriten zu behandeln. 
Mo und wie diefes mit dem Weſen des Erbrechts in Widerſpruch ftehen foll, ift aud in 
der That ſchwer zu entdeden, zumal da die Römer felbjt es gar nicht angenommen haben. 
Sie gründen die Negel nicht auf die fpecififche Natur des Erbrechts, fondern fie war ihnen 
nur eine Folge der allgemeinen Unzuläffigfeit von Endterminen und Refolutivbedingungen 
bei den altcivilen Rechten. Deshalb machen fie auch bei Soldaten eine Ausnahme von der 
Regel, ebenfo wie von der Negel nemo pro parte etc. Diefe Ausnahme ift für Mühlen- 
bruch und Puchta natürlich jehr unbequem, fie wollen daher darin nur eine fideilommifja- 
rifhe Subftitution fehen, beachten aber nicht, daß dann gar fein Privilegium für die Sol- 
daten mehr darin läge und die Zuſammenſtellung mit dem nemo pro parte ſinnlos wäre. 
Dazu kommt, daß der ganze Begriff der nur indirekten Univerfalfuccejfion des Fideikom— 
mifjars im Juftinianifchen Rechte nad) der Vereinigung des Trrebellianum und Pegasianım 
und der Ausdehnung der fingierten Reftitutionen des Fideikommiſſes eigentlich allen realen 
Boden verloren hat und rein formaliftifch geworben tft. Diefer Unterſchied, daß der eine 
heres ift und der andere loco heredis, der eine das Erbrecht an fih hat und der andere 
die Ausübung desfelben, hatte zu Gajus’ Zeit in Verbindung mit allen den damaligen 
anderen Unterfchieven von Erbrecht und Fideikommiß feine gute und volle Berechtigung. 
Bei Juftinian und noch mehr bei uns ift er eine unberechtigte leere Reliquie, der man ver- 
gebens durch ein paar fleine praftifche Folgen, die ebenfogut ohne das möglich wären, ein 
Leben beizubringen ſucht. Durd die Auffafjung des Univerjalfiveifommiffes als wirklicher 
direfter Subftitution eines zweiten Erben wird auch allein erſt das richtige praftifche Ver— 
hältnis zur QBulgarfubftitution hergeftellt. Nach der heutigen Auffaffung der fideikommiſſa— 
rischen Subftitution ift in diefer nach der Abficht der Parteien faſt ausnahmslos von felbft 
auch eine vulgäre enthalten, d. h. wer will, daß ein zweiter Erbe nach dem erjten eintritt, 
will in der Regel auch, daß er ftatt desfelben eintritt, falls diefer gar nicht Erbe werden 
follte. Mit dem Fideikommißbegriffe ift dies gar nicht fo allgemein zu vereinigen und jeden— 
falls nur durch prinzipmwidrige Fiktionen zu erreichen. 

Die weitere fpecielle Teftaments- und Vermächtnislehre kann hier nicht gegeben werden, 
fondern muß dem alphabetifchen Teile diefes Werkes überlafjen bleiben. 


II. Das Noterbrecht!. 


8 91. Beim Noterbrehte tritt der Gegenja der römischen und deutfchen Auffafjung 
des Erbrechts ganz bejonders fcharf hervor. Der römische Rechtsidealismus legt auf 
das „heres“ fein, die Nepräfentation der Perfönlichfeit des Verftorbenen, ein beſonderes 
Gewicht, „hereditates honestiore titulo (quam legata) tribuuntur* (1.5 $ 6 D. de 
legat. praest. 37, 5). Darum ijt die Ehre der Erbeinfegung, der honor institutionis, ein 
ganz befonderes Recht, das mit der bloßen materiellen Zumwendung des Pflichtteils nicht be- 
friedigt wird. Noch Juftinian ftellt in der Novelle 115 das Prinzip auf: wer feinen Grund 
bat, dem andern den Pflichtteil zu entziehen, darf ihm aud die Ehre der Erbeinfegung 
nicht vorenthalten, fonjt ift das Teftament troß der Zumendung des Pflichtteild nichtig. 





Bluntſchli, Erbfolge gegen den letzten Willen nad römiſchem Recht. 1829; Frande, Das 
Neht der Noterben und Pflichtteilsberechtigten. 1831; Arndts, PVflichtteild- und Noterbredt, in 
Weiskes Nechtälerifon VIII 79—170, Eivifift. Schriften II Nr. 55. Val. über die frage, ob und 
inwieweit die Teftierfreiheit mit Nüdficht auf eine Pflichtteilsberechtigung eingeihränft werden ſoll, 
die in den Verhandlungen des vierzehnten Juriſtentages enthaltenen Gutachten von Meyersburg 
©. 50—T71 und von Bruns S. 72—112. Das des Ichteren ift mit Zuſätzen wieder abgedrudt in der 
Zeitichrift für vergleihende Rechtswiſſenſchaft II Nr. 5 und in Bruns, Kleine Schriften II Nr. 4. 
Bal. ferner Schulgenftein in den Beiträgen zur Erläuterung des deutichen Rechts von Raſſow und 
Küntzel XXIII Nr. 20. 25. 
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Für diefen ganzen Standpunkt hat das heutige Rechtsbewußtſein feinen Sinn. Es fieht 
beim Erbredte nur auf das Vermögen, beim Noterbrehte daher nur auf den Pflichtteil. 
Ausnahmslos ift das Noterbrecht in den neuen Gefegen reines materielles Pflichtteilsrecht, 
die Ehre der Erbeinfegung fpielt gar feine Rolle mehr, fie fommt gar nicht mehr in Be- 
trat. Nur der gelehrte Romaniſt ftubiert noch das feinere römische Chrgefühl in ſich Hin- 
ein. Dieſer Unterfchied ift aber ſehr folgenreih. Der ganze Gegenfag und Kampf des 
formellen und materiellen Noterbrechts in Rom, der Gegenfag von Präterition und Exhere— 
dation, das verfchiedene Noterbrecht der agnatifchen und kognatiſchen Defcendenten und Ajcen- 
denten und alle die vielen Fragen und Kontroverfen, die damit verbunden find, fallen da- 
mit für das moderne Nechtsbewußtfein eigentlich volljtändig weg, jo reich die romaniſtiſche 
Litteratur darüber auch ift! und fo wenig man fi) da, wo das römifche Recht formelle 
Geltung hat, vorläufig davon losmaden fann. Die praftifchen Fragen, die das heutige 
Noterbrecht hauptfächlich bewegen, find danach nur folgende: 

Die Berfonen, die ein Noterbredt haben, find nad römischem Rechte die De- 
jcendenten, Afcendenten und die Geſchwiſter. Das Recht der letzten hat indeſſen, da fie in 
feiner unmittelbaren Gattungsverbindung ftehen, feinen inneren Grund, it daher ſchon im 
fpäteren römischen Rechte fehr befchräntt und in den heutigen Gejegen überall ganz; ver: 
worfen?. Dagegen ift bei uns meiftens auch den Chenatten ein Noterbrecht gegeben, jedoch 
in ſehr verſchiedener Weiſe. Bei den Defcendenten ift in Nom der alte Familienunter— 
fchied der Agnaten und Kognaten in betreff des Noterbrechts bis zulegt von Wichtigfeit 
geblieben. Die erjteren müfjen nominatim, d. h. fpeciell als folche, enterbt werden, während 
die leßteren mit anderen zufammen enterbt oder präteriert werden fönnen, wenn nur der 
Grund angegeben wird. Auf das Pflichtteilsreht hatte dieſes aber feinen Einfluß. Bei 
diefem wurde merfiwürdigerweife ſchon früh die im Inteſtaterbrecht erjt ſpät entwidelte 
Gleichſtellung gewiſſermaßen anticipiert und allen Defcendenten und Afcendenten gleiches 
Recht gegeben. Indeſſen hat jener alte formelle Unterfhied bei uns aud im materiellen 
Noterbrehte noch eine eigentümliche wichtige Nachwirkung in der Behandlung der nad) 
geborenen Kinder, die zwar in der gemeinrechtlichen Theorie wenig beachtet wird, ın den 
neueren Geſetzbüchern aber fehr deutlich zu Tage tritt. Das römische Net behandelt vivi 
und postumi im wefentlichen gleich. Zwar begründet die Präterition bei den einen Nullität, 
bei den anderen Ruption, indefjen ift das nur der Unterfchiev von anfänglicher und nad)- 
trägliher Nichtigkeit, und bei der bonorum possessio contra tabulas war gar fein Unter- 
jchted unter ihnen. Nun ift aber nad) der Novelle 115 die Enterbung eines Poftumus gar 
nicht mehr möglich, Einfegungen auf den Pflichtteil find bei ihnen von jelber felten, jomit 
jind fte in der Regel, wenn fie fommen, präteriert. Auf dieje Präterition hat aber die 
deutjche Praris überwiegend nicht die befhräntte Nichtigkeit der Novelle angewendet, jondern 
nad dem fogenannten Korrektionsſyſteme die alte volle Ruption oder bonorum possessio contra 
tabulas, alſo volle Aufhebung des Teftamentes, mwenigitens bis zur vollen Inteſtatportion 
des Pojtumus, angenommen, während man bei der Präterition der jchon vorhandenen Kinder 
mehr dem fogenannten Derogationsiyiteme ſich zuneigte, d. h. die neue befchränfte Un— 
gültigfeit der Novelle anwendete. Die praltiihe Folge hiervon tit, daß die ſchon vor- 
handenen Kinder in der Regel nur ihren Pilichtteil, höchitens die dur Aufrechthaltung 
der Vermädtniffe befchränfte Inteftatportion nach der Novelle fordern können, nachgeborene 
dagegen ſtets ihren vollen Erbteil. Läßt man nun das formelle Noterbreht und feine 
folgen ganz weg, fo bleibt einfach der Sab, daß fchon vorhandene Kinder nur ihren Pflidt- 


3 — N. Schmidt, Das formelle Recht der Noterben. 1862; Fr. Schröder, Das Noterbenrecht 
. ide 

? In dem angeführten Gutachten fpriht Bruns auch dem Pflichtteilsreht der Afcendenten 
die innere Begründung ab: ja er will fogar dasjenige der Deſcendenten nur relativ, gegenüber den 
Einiegungen Fremder, aufrechterhalten, dagegen dem Erblaſſer volle Teftierfreiheit geitatten, Sofern 
fie zu Gunſten einzelner Kinder oder des Ghegatten ausgeübt wird. Damit würde aber gerade für 
den qefährlichiten aller Fälle, in welchem Stiefvater oder Stiefmutter ihren Gatten zur Ausichließung 
der Kinder eriter Ehe und Begünſtigung der in der zweiten geborenen zu beitimmen fudhen, jede 
Schranke binweggeräunt. — Tas Pflichtteilsrecht der Aicendenten beichränkt auch der Entwurf des 
bürgerlichen Gefepbuchs auf die Eltern des Erblafiers. 
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teil, nachgeborene ihren vollen Erbteil befommen. So findet ſich der Sat denn aud im 
preußifchen, öſterreichiſchen und ſächſiſchen Geſetzbuche. Der Grund iſt jegt natürlich nicht 
mehr der formelle des römischen Noterbredhts, fondern der materielle, daß bei den Nach— 
geborenen die Beſchränkung auf den Pflichtteil nicht als Wille des Erblaſſers angejehen 
werden fann. Das franzöfifche und italienische Geſetzbuch und der Entwurf eines bürger- 
lihen Geſetzbuchs für das Deutfche Reich machen diefen feineren, in der Sache wohl- 
begründeten Unterfchied nicht. 

In Verbindung hiermit fteht ein amderer oft nicht beachteter Unterfchied, nämlich 
zwischen den dem Erblaffer befannten und den ihm nicht befannten Noterben. Noterben, 
deren Dafein oder Qualität der Teftierer nicht weiß, find für ihn nicht vorhanden, folglich, 
wenn fie fpäter auftreten, wie Nachgeborene. Es liegt daher nahe, ihnen ebenjo wie diefen 
ein Necht auf den ganzen Erbteil zu geben, nicht bloß auf den Pflichtteil. Im römifchen 
Rechte ift dies aud infofern geſchehen, als vom Standpunfte des Irrtums aus in der- 
artigen Fällen die Enterbungen und die Einfegungen Fremder für nichtig erflärt find und 
fomit ein ähnlicher Erfolg wie bei der Nuption herbeigeführt iſt. Es tritt das nur in 
unferen Lehrbüchern nicht jo hervor, weil es in der Negel nicht beim Noterbrechte, jondern 
bei der Lehre vom Irrtum angeführt wird. Durch die Beſchränkung des Noterbrehts auf 
das Pflichtteilöreht wird der Gegenſatz ſchärfer und findet in dem Gegenfate von be- 
abfichtigter und nicht beabfichtigter Ausſchließung der Noterben feine konkrete praftifche Be— 
gründung. So erſcheint er auch in den neueren Gefegbüchern, nur mit einigen ziemlich 
willkürlichen Modififationen. 

2. Über die Größe des Pflichtteild hat die neuere Geſetzgebung viel erperimentiert. 
Der Pflichtteil beträgt nach römischen Rechte bei einem bis vier Noterben ein Drittel ber 
Inteſtatportion, bei fünfen und mehr die Hälfte der Inteftatportion. Das Prinzip ift alſo, 
dab bei fleineren Erbportionen die Quote größer fein fol. Cine innere Notwendigfeit hat 
dies Prinzip nicht, die Quantität des Vermögens fann nicht die Qualität des Rechts be- 
ftimmen. Es fann daher nur fonfequent genannt werben, wenn das öfterreichifche und 
italienische Geſetzbuch den Pflichtteil gleichmäßig bei Defcendenten auf die Hälfte, bei 
Afcendenten auf ein Drittel der Inteftatportion fejtfeßen und der Entwurf des bürgerlichen 
Geſetzbuchs für das Deutjche Reich unterfchiedslos die Hälfte des geſetzlichen Erbteils als 
Pflichtteil giebt. Bei dem römischen Brinzipe müſſen die Erbteild- und die Pflichtteilsquote 
eigentlich in umgekehrter Proportion zueinander ftehen. Indeſſen hat Juftinian dies nur 
ſehr unvollfommen erreicht; denn die Progreffion ift bei ihm zuerſt Vs, Ye, Vs, Hız der 
Erbſchaft, dann Yıo, Yır, Yıs u. ſ. w. Das Preußifche Landrecht hat dies durd Annahme 
von drei Stufen verbejiern wollen, "/s für 1—2 Kinder, Ya für 3—4, ®/a für 5—6 und 
mehr. Darnach ift aber die Progreffion Ns, "ie, Ye, Us, "is, ®ıs, %sı u. f. w., was 
auch noch nicht viel beſſer ift. Das franzöfifche Necht erlaubt dem Erblaffer, bei einem Kinde 
nur über "2 der Erbſchaft zu teftieren, bei 2 über "/s, bei 3 und mehr über "4; darnach 
ift der Pflichtteil Ye, %s oder 2/4 der nteftatportion, alfo bei 1—3 Kindern Ya, Us, Ya 
der Erbſchaft, die Progreifion folglich erſt ®ı2, *Hıe, ®ı2 und dann bei 4 und mehr Kindern 
8/16, 320, ®zs u. ſ. w. Daß das öfterreichifche Prinzip juriftifcher und fonfequenter iſt 
als alle diefe, ift wohl flar', 

3. In den Enterbungsgründen ift bei uns fein mwejentlich veränderter Stand- 
punft eingetreten, fie find nur im einzelnen modernifiert und modifiziert. Doc iſt die Ten- 
denz mehr zur Beichränfung geneigt. Das franzöfifche Net hat fie ganz weggelaſſen, weil 
«3 den alten Coutumes zufolge überhaupt gar nicht von der dee eines eigentlichen Pflicht: 
teils, als portio debita, ausgeht, fondern die ganze Teitierfreiheit im Falle von Noterben 


1 Abweichend von dem obigen Tert hat Bruns in dem Gutadhten S. 104 ſich gegen die ab- 
ftrafte Gleichheit der Pflichtteiläquote ausgeiprochen und vielmehr das Prinzip verteidigt, daß, je 
Heiner die Inteftatportion wird, deito größer die Vflichtteilsquote fein müſſe. Die Maßbeftimmung 
aber ichlägt er vor, unter Durchführung des im franzöfiichen Geſetzbuch gemachten Anſatzes, dahin 
zu treffen, daß der Erblafjer ſtets und bei jeder Kinderzahl nur über einen Kindesteil frei verfügen 
fann, alſo bei einem Kinde über "e, bei 2 Kindern über Us, bei 6 Kindern über "7 der Erbichaft 
u. ſ. w. 
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auf eine bejtimmte „portion de biens disponible* beſchränkt. Das italienische Geſetzbuch 
hat diefe dee der „porzione disponibile“ aufgenommen, damit aber den römischen Begriff 
der „porzione legittima dovuta* verbunden, offenbar nicht ſehr fonfequent. Die römischen 
Enterbungsgründe beruhen auf drei Kategorieen: 

a. Direkte Vergehen gegen den Erblafjer, nämlich bei den Defcendenten: Lebens— 
nachſtellungen, Thätlichfeiten, grobe Injurien, Kriminalantlagen, Vermögensſchädigung durch 
Denunziationen, Verhinderung am Teſtieren; bei Aſcendenten nur: Lebensnachſtellungen, 
Kapitalanklagen und Verhinderung am Teftieren. Alle diefe Gründe finden fih auch in 
den neuen Geſetzbüchern, nur ift ftatt der Kriminalantlage falfhe Kriminal- Denunziation 
und ftatt der Denunziation mwiderrechtliche Vermögensſchädigung gefett. Das ſächſiſche hat 
die Gründe überhaupt auf Lebensnadjftellungen, Thätlichleiten und falſche Denunziationen 
beſchränkt. 

* b. Indirekte Vergehen gegen den Erblaſſer, nämlich: Vernachläſſigung in Wahnfinn, 
Kriegsgefangenſchaft oder Schuldhaft, ferner Unzucht mit der Frau oder Konkubine des Erb— 
laſſers; die neueren Geſetzbücher haben die erſten drei Gründe zu Vernachläſſigung in der 
Not verallgemeinert, das preußifche und öfterreichifche fügen bei den Ajcendenten noch die 
Vernadhläffigung in der Erziehung hinzu. Der vierte Grund ift nur im preußijchen bei- 
behalten (natürlich nur bei der Frau), dagegen haben alle bei den Kindern noch die Ehe 
ohne Einwilligung der Eltern hinzugefügt. 

e. Unehrenhaftes Leben. Hier hat Juſtinian gar feinen allgemeinen Gedanken, ſondern 
er führt nur auf: Ketzerei, Gemeinfhaft mit Giftmifchern, Eintritt unter Tierfämpfer und 
Mimen, bei Töchtern auch Liederlichkeit ; bei Afcendenten nimmt er davon nur Keterei auf, fügt 
aber Lebensnachſtellungen gegen den eigenen Ehegatten hinzu. Das ſächſiſche Geſetzbuch hat 
diefe ganze Kategorie vollftändig gejtrichen, das öfterreichiiche fett jtatt der Ketzerei Abfall 
vom Ghriftentume, daneben Verbrehen mit zwanzig Jahren Kerfer und dann „anjtößige 
Lebensart gegen die öffentliche Sittlichkeit“ ; das preußifche läßt die Neligion ganz weg, 
nimmt von Verbrechen nur Hocverrat und „Lafter der beleidigten Majeftät”, fügt dann 
aber „Entehrung durch grobe Lafter, ſchändliche Aufführung, nieverträchtige Yebensart” hinzu. 
Offenbar find dies feine glückliche Legislative Griffe. Der Entwurf des bürgerliden Gejeg- 
buchs ſtellt bei Abfömmlingen fieben, bei Eltern vier Gründe für die Entziehung des Pflicht: 
teilö auf; alle gehören den hier zu a und b aufgeführten Kategorieen an, und unter ihnen 
findet fih auch die Eheſchließung des Kindes ohne die (bis zum fünfundzwanzigiten Yebens- 
jahre erforderliche) Einwilligung des Vaters beziehungsmweife der Mutter, wogegen fitten- 
loſes Leben des Kindes, insbefondere aud der Tochter, zur Enterbung nicht berechtigen foll! 
Bei Ehegatten fol ein Scheivungsgrund auch das Recht zur Entziehung des Pflichtteils 
geben. 

4. Ein Hauptpunft find endlih die Folgen der Verlegung des Noterbredts. 
Das römische Necht ift hier ganz befonders reich an Unterfheidungen. Es hat verjchiedene 
Folgen für das formelle und materielle Noterbredt, für alte und neue Form, agnatiſche und 
fognatifche Defcendenten, Dejcendenten in und außer der Gewalt, fchon lebende und nach— 
geborene, volljtändige und partielle Verlegung des Pflichtteilsrechts ; und noch weitere Unter- 
ichiede hatte das ältere Recht, die YJuftinian aufgehoben hat. Demgemäß finden ſich neben- 
einander volle Nichtigkeit des Teftaments, Nuption, beide unter Umftänden mit prätorifcher 
Geltung des Teftaments, befchränkte Nichtigkeit in betreff der Erbeinfeßungen, bonorum 
possessio contra tabulas auf die nteftatportion, querela inofficiosi auf die Inteſtat— 
portion, Klage auf Ergänzung des Pflichtteils, das ältere Necht hatte auch noch Zutritt 
(acereseere) zu den eingefegten Erben. Die einzelnen Rechtsmittel find von ſehr ver- 
ſchiedenen Gefichtspunften aus entitanden, das allgemeine Prinzip war indefjen, daß bei 
jeder Verlegung des Noterbrechts der Noterbe ein Recht auf feine volle Inteſtatportion be— 
fommen foll, jei es durch Nichtigfeit oder Anfechtbarkeit des Teftaments; erſt Juſtinian hat 
die Beſchränkung gemacht, daß bei bloßen Mängeln im Pflichtteile nur eine Klage auf deſſen 
Ergänzung eintritt. Dem älteren Prinzipe liegt die Idee zu Grunde, daß das Noterbrecht 
nicht eine bloße Geldſache, ſondern eine Pflicht: und Chrenfade it und daß eben darum 
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feine Berlegung wie zur Strafe Folgen nad) ſich zieht, die über den eigentlichen Inhalt des 
Noterbrechts weit hinausgehen und mitunter jelbjt Fremden zu gute fommen fünnen. 

Dem heutigen Rechtsbewußtfein iſt diefer ganze Standpunkt fremd. Wir fehen im 
Noterbrechte rechtlich einfach eine Vermögensangelegenheit, von der wir den Ehrenpunft voll- 
jtändig trennen. Der Noterbe hat ein Recht auf den Pflichtteil, das ihm in feiner Weife 
verfürzt werden darf, aber daß er darum, weil der Erblafjer eine Verkürzung verjucht hat, 
zur Strafe desjelben mehr als den Pflichtteil befommen müßte oder daß gar auch Fremde 
Vorteil davon haben fönnten, widerjpricht unferer Anſchauung des Verhältnifjes, zumal die 
fonfreten Gejtaltungen der Zebensumftände die Idee von Unreht und Strafe oft gar nicht 
entfernt zulafien. Daher haben alle neueren Gefegbücher einftimmig das Recht der Not- 
erben ohne jede weitere Unterfcheidung für alle Fälle gleihmäßig auf den Pflichtteil be- 
ſchränkt. Nur bei den nachgeborenen oder unbefannten Noterben ijt, wie oben gezeigt iſt, 
das Recht auf den vollen Erbteil geblieben, aber nicht weil man darin eine größere und 
ſtrafbarere Verletzung des Noterbrechts ſähe, ſondern weil hier die Beſchränkung auf den 
Pflichtteil gar nicht als Wille des Erblaſſers angeſehen werden kann. 

Alle die obigen römiſchen Unterſcheidungen fallen damit natürlich von ſelber weg, und 
das Ganze wird von ſelbſt äußerſt einfach. Nur eine wichtige Frage bleibt übrig, nämlich 
ob der Pflichtteil als wirklicher Teil der Erbſchaft oder nur als Schuld der Erbſchaft ge— 
fordert und eingeklagt werden kann. Im römiſchen Rechte tritt natürlich in allen Fällen, 
wo man unter Aufhebung des Teſtaments auf den vollen Erbteil klagen kann, wirkliches 
Erbrecht ein, wogegen die Ergänzungsklage reine Schuldklage iſt. Recht konſequent iſt dieſe 
nlerſcheidung ſchon im römiſchen Rechte nicht, ohne allen Sinn iſt ſie, wenn das ganze 
Noterbrecht nur in dem einfachen Rechte auf den Pflichtteil beſteht. Hier muß dieſer ſtets 
gleihmäßig entweder als Erbichafts- Teil oder als Erbſchafts Schuld angejehen werben, 
und zwar fordert die Konfequenz eigentlih das erjtere!. Dies ift auch im frangöfischen, 
italienifhen und ſächſiſchen Gejegbuche angenommen, das preußifche und öfterreihiiche find 
ji dagegen bei ihrer Vernachläſſigung der juriſtiſchen Technik darüber unklar geblieben ; bei 
dem erjteren iſt die Frage bis jest fontrovers, und man nimmt meiftens die römifche 
Unterſcheidung an, in Djterreich ift durch ein fpäteres Geſetz entichieden, daß der Noterbe 
ſtets nur den Wert des Pflichtteild fordern fann, der Pflichtteil alfo ſtets nur Erbichafts- 
fchuld jein fol. Dies nimmt aud der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Deutſche Reich an. 


IV. Ber Erwerb der Erbſchaft?. 


8 92. Die Art des Ermwerbes. Bei dem Ermwerbe der Erbſchaften hat das 
römifche Recht drei verjchiedene Prinzipien nebeneinander: Erwerb ipso iure bei den sui 
(genauer bei allen der Gewalt des Crblafjers Untermworfenen), Erwerb durch Antretung bei 
den extranei, Erwerb durd gerichtlichen Aft beim bonorum possessor, Alle drei Arten 
haben indefjen die alte ſcharfe Verſchiedenheit, die fie ihrer urfprünglicen Idee nad hatten, 
im fpäteren Rechte fajt volljtändig verloren, und die Unterfchieve find zu ziemlich zwed- 
und beveutungslofen heruntergejunfen. Der Erwerb des honorum possessor namentlich 
war nicht mehr wie früher eine Zumeifung des Befites der Erbidhaft von fompetenten Be— 
amten, jondern eine bloße Anzeige bei irgend einem beliebigen Gerichte des Neiches und 
hatte um jo weniger Sinn mehr, da die prätorifchen Erbrechte faſt jämtlih in civile um— 
gewandelt und nur nod wenige Fälle rein prätorifchen Erbrechts übriggeblieben waren, und 
auch dieſe ohne Prinzip und inneren Zuſammenhang. 

Der ipso iure Erwerb der sui hatte früher eine jehr zweifchneivige Bedeutung; er 


— 


ı In dem angeführten Gutachten S. 107 enticheidet fih Bruns aus dem Grunde, weil der Pflicht⸗ 
teil in einer Gel —— zugewieſen werden kann, dafür, denſelben auch überhaupt nur für eine 
Schuld zu erklären, auf deren Erfüllung der Berechtigte in allen Fällen eine einfache Forderungs— 
klage gegen die Erbſchaft habe. 

— Besen Der Erwerb der Erbichaft nad öfterreihiihem Rechte auf Grundlage des gemeinen 
Rechts. 1867. 
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gab einerfeits die Befreiung von der Notwendigkeit der Antretung und ihren Eventualitäten, 
andererfeitö aber auch den abjoluten Erbzwang mit der unbedingten Haftung für die 
Schulden des Vaters. Die nadteilige Wirkung ift nun ſchon früh dur die Einführung 
des beneficium abstinendi menigftens indireft aufgehoben. Die sui werden zwar noch 
ipso iure Erben, allein realen Effekt befommt dies nur dann, wenn fie die Erbſchaft 
wirflih haben wollen und dies entweder ausdrüdlich oder ſtillſchweigend durd Einmiſchung 
in die Erbſchaft erklären. Dies jteht der aditio und pro herede gestio der extranei 
glei, und infofern ift daher der alte Unterfchied zwifchen ihnen ausgeglihen. Durd die 
Aufhebung der nachteiligen Wirfung wurde aber die vorteilhafte Seite, die das ipso iure 
Erben für die sui hatte, feineswegs mit aufgehoben, nämlich die, daß es ihr Erbredt von 
den Gefahren befreite, denen dasjenige der extranei dadurch unterlag, daß man ihr An- 
tretungsrecht als abjolut perfönlich behandelte und ſowohl Stellvertretung als Vererbung dabei 
vollftändig ausſchloß. Nach der Aufhebung des Erbzwanges lag darin ein großes Privi- 
legium für die sui. Dasfelbe hatte allenfalls einen Grund, folange die Vermögensunfähig- 
feit der Kinder dauerte und daher aller Erwerb, den fie bei Yebzeiten des Vaters gemacht 
hatten, in deſſen Erbſchaft jtets mit enthalten war. Mit der Einführung ihrer Vermögens: 
fähigkeit fiel diefes weg, und da man fpäter überhaupt die Erbrechte der Kinder in und aufer 
der Gewalt, ſowie der agnatifchen und der fognatifchen Kinder und der Kinder gegen Vater 
und Mutter gleichitellte, jo war eigentlich feine Veranlafjung mehr, das Erbrecht der sui 
in betreff der Sicherheit des Erwerbs befjer zu behandeln als das der anderen Kinder. Eine 
direfte Ausgleihung fand nun zwar nicht ftatt, man ließ ihnen ihr Recht, man half aber 
den anderen dadurd, dak man für alle extranei das ganze Prinzip der Perſönlichkeit des 
Antretungsrechts wenn auch nicht ganz aufhob, jo doch weſentlich bejchränfte. 

Dieſe Perſönlichkeit des Antretungsrechts gehört zu den Dogmen des römischen Erb: 
rechts, die auf feinem oben bejprochenen idealen Formalismus beruhen und fi mit dem 
praftifhen Realismus des Lebens nicht recht vertragen. Wenn man in der Erbichaft einfach) 
eine Verntögensmafje fieht, jo iſt gar nicht abzufehen, warum bei ihrem Ermwerbe nicht wie 
fonjt Vertretung zuläffig fein fol und warum das Net darauf nicht auf die Erben über- 
gehen kann. Man kann auch gegen die Vertretung nicht etwa die paſſive Seite der Erb- 
Ichaft geltend machen. Denn Verpflichtung durch Vertreter ift auch fonjt möglid) und kann 
gerade hier, wenigitens im juftinianifchen Nechte, durch das nventar ganz ungefährlid 
gemacht werden. Dennoch hält unfere romaniftifche Theorie mit großer Zähigfeit an dem 
Dogma feit. Selbit Köppen (Spyitem des Erbredts I 386), der fonft jehr vorurteilsfrei 
und jelbjt radikal ift, meint, es liege „im Weſen des Erbrechts”, weil hier nicht objeftives 
Ermefjen, jondern jubjeftive Willkür entſcheide. Als ob das nicht bei allem Erwerbe ebenjo 
wäre. Man ijt hier wieder römischer als die Nömer jelber, die in den Ausnahmen, die jie 
gemadt haben, das Prinzip felber bereits aufgegeben haben. Dies zeigt ſich in Folgendem: 

1. Bei der Vertretung finden fich die Beitimmungen, daß der Vormund bei Kindern 
unter 7 Jahren einfach antreten fann, bei 7— 14 Jahren zwar prätorifche Erbjchaften, aber 
feine civilen, bei 14—25 „Jahren überhaupt gar feine, bei Wahnfinnigen wohl provt- 
forifch, aber nur unter der Bedingung der Genefung und nachherigen Genehmigung. Das 
find feine Ausnahmen aus bejonderen vernünftigen Gründen, fondern hier ift das alte 
Prinzip in feinem inneren Grunde aufgegeben, und man war nur, wie jo oft in der jpäteren 
Kaiferzeit, nicht im ftande, das neue prinzipiell und allgemein an feine Stelle zu ſetzen, 
erperimentierte vielmehr im einzelnen prinziplos daran herum. Mit Recht haben die neueren 
Gejegbücher einftimmig alle Beſchränkungen aufgehoben. 

2. Ebenfo ift für die Vererbung des Antretungsrechtes das Prinzip der Perfönlichkeit 
in der Zulafiung der Transmiffionsfälle! aufgegeben. Zwar fpricht Juftinian felber hier 
die Unvererblichfeit nod als Negel aus, allein wenn er dann die Transmijfion auf die 
Erben ein Jahr lang von der Kenntnis oder dem Tode des Berufenen zuläßt, jo ertennt 
er ja damit von jelber an, daß diefelbe durch das Weſen des Erbrechts nicht ausgeſchloſſen 


1 Steppes, Die —— der Erbſchaft. Inauguraldiſſertation. München 1831; Göring 
in den Jahrbb. f. Dogm. XV Nr. 3: Ungenannter Verfaſſer in Grünhuts Zeitichrift XIII Nr. 7. 
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it. Denn die Beichränfung auf ein Jahr iſt natürlich die reinfte Willfür, die überdies den 
Erfolg in finnlojer Weife von bloßen Zufälligteiten abhängig madt. Selbſt das ältere 
Net hatte ſchon anerkannt, daß die Unvererblichfeit des Antretungsrecht3 mit der natür- 
lihen Billigfeit vielfach in Widerſpruch ftehe, und hatte hiergegen bis auf einen gewiſſen, 
freilich jehr bejtrittenen Grad durch die Transmiffion ex capite in integrum restitutionis 
zu helfen geſucht. Für den bejonders unbilligen Fall, wenn Kinder von ihren Eltern im 
Teitamente eingejegt waren und vor der Antretung ftarben, aber wieder Kinder hinterließen, 
hatte Theodos II ein bejonderes Geſetz geneben. Alle dieſe Fälle zeigen, daß die Per— 
fönlichfeit und Unvererblichfeit des Antretungsrehts eine rein formaliftifche Idee ift, die der 
realen Gejtaltung der LYebensverhältnifje nicht entipriht, und daß auch die Nömer felber 
diejes ſchon eingefehen haben, nur in der jpäteren Zeit auch hier nicht mehr die Energie 
zu einer radifalen Umänderung hatten. Für uns hat die ganze Idee gar feinen Sinn mehr. 
Die neueren Geſetzbücher haben daher fämtlih die Vererbung ganz einfach und allgemein 
angenommen. Daß fie bei tejtamentarifchen Erbidaften vom Tejtierer durch die Subjtitution 
ausgeſchloſſen werden fann, verjteht fich von ſelbſt. Val. S 94. 

Vergleicht man von diefem Standpunfte aus das Antretungsreht der extranei mit dem 
ipso iure Ermwerbe der sui, fo verjteht fich, daß, wenn man bei erjterem freie Vertretung 
und Vererbung zuläßt und bei letterem freie Abſtinenz, beide der Sache nad zu den gleichen 
Nejultaten führen, der Vorzug der sui daher von ſelbſt ausgeglichen it. Um fo mehr 
bejtätigt fi damit das obige Nefultat, daß der ganze Unterfchied im neuern römifchen 
Rechte feinen wahren Boden mehr hat und füglich fehon von Juſtinian hätte aufgehoben 
werben jollen. 

Die drei Erwerbsſyſteme, die im römischen Nechte nebeneinanderitanden, erjcheinen 
im heutigen Rechte als drei um die Alleinherrfchaft fümpfende Prinzipien. Verſchiedene 
Syſteme nebeneinander will feine Gejetgebung mehr, dagegen ſchwanken fie zwifchen den 
drei Syſtemen. Das alte germanische Hecht hatte allgemein Erwerb ipso iure, doch war 
damit feine Univerfalfucceffion verbunden und darum nur Haftung für die Schulden bis 
zum Betrage der Erbichaft, und ſelbſt jo hatte man noch ein Recht der Losſagung. Diefes 
Syſtem haben das preußische und franzöfifche Geſetzbuch beibehalten oder wiederhergeitellt, 
jedoch die römische Univerfalfucceffion damit verbunden und es jo auch auf Teitament und 
Erbvertraa übertragen. Das öfterreichifche fordert dagegen gerichtliche Regulierung des 
Nachlaſſes, das ſächſiſche ift zur römischen Privatantretung zurüdgefehrtt. Daß das öjter- 
reihifche, aus dem Bevormundungsipiteme hervorgegangene Prinzip nicht mehr zu halten 
ift, wird in Ojterreich ſelbſt anerkannt. Die Wahl ift daher nur zwijchen den beiden anderen. 
Man bezeichnet fie als das deutjche und römische. Genau genommen find fie feines von 
beiven. Der Sache nad führen beide zu demjelben Rejultate. Darum fcheint aber, wenn 
doch einmal der Wille enticheiden foll, das römische Antretungsprinzip das natürliche, nur 
mit freier Vertretung und Vererbung. Der Entwurf des bürgerlichen Gefeßbuches will je- 
doch den Erbichaftserwerb vielmehr ipso iure eintreten lafien. 


893. Die thatfählihe Ausführung des Erbidhaftserwerbes und über: 
haupt die faftifche Ordnung der Erbverhältniffe nad) dem Tode des Erblafjers iſt im römi- 
chen Nechte im allgemeinen ganz der eigenen Thätigfeit der Erben und fonftigen ntereffierten 
überlafjen. Die Brätoren wie die fpäteren Beamten fümmerten ſich von felber gar nicht 
darum. War der Erbe beim Tode des Erblafjers anmejend, fo fonnte er ohne weiteres 
felber die Erbſchaft in Beſitz nehmen, definitiv oder proviforifch, und alles weitere abwarten. 
War er nicht da, jo geihah ex offieio von den Beamten zwar auch nichts, indefjen fonnten 
dann jeine Vertreter oder die Nacherben, Legatare, Gläubiger beim Prätor auf Beichlag- 
nahme der Erbſchaft, Sicherftellung und nötigen Falls Beitellung eines Kurators antragen. 
Dasjelbe galt, wenn die Erben unbefannt waren und fich niemand zu der Erbjchaft meldete. 
Von Verfiegelung von Amts wegen, Erlaß von Ediktalcitation u. dgl. ift nirgend die Rede. 
Ebenjo erfolgte aud die Eröffnung der Teftamente nit von Amts wegen. Zwar hatte 
Auguftus der Erbichaftsiteuer wegen beftimmt, daß alle Teftamente an die fompetente Be- 
hörde zur gerichtlichen Cröffnung abgeliefert werden follten und Strafe auf die Privateröff- 
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nung geſetzt, allein mit der Steuer fiel auch die Strafe weg, und im fpäteren Rechte bildet 
die — Eröffnung nur die faktiſche Regel!, ohne daß die Privateröffnung ver— 
boten iſt. 

Mefentlih anders ift dies bei uns von dem vormundjhaftlihen Standpunkte des 
Staates aus behandelt. Zwar ift die private eigenmächtige Beſitznahme der Erbjchaften 
meiftens erlaubt geblieben, allein im übrigen ift allgemeiner Nechtsfag, daß die Gerichte ex 
offieio einzufchreiten und die Erbichaft zu verfiegeln, eventuell unter Kuratel zu fegen haben, 
fobald die Erben abweſend oder gar unbefannt oder ſämtlich oder auch nur zum Teil min- 
derjährig oder ſonſt handlungsunfähig find. Ebenfo hat das Gericht dann für die Benach— 
richtigung der Erben zu forgen und, falls ihr Aufenthalt oder gar ihre Eriftenz unbefannt 
ift, fie dur Ediktalcitationen zur Meldung zu veranlafjen. Eben darum muß es in folchen 
Fällen auch die bei ihm deponierten oder fonft zur Kenntnis gefommenen Tejtamente von 
Amts wegen eröffnen, während dies jonjt, dem römiſchem Rechte gemäß, nur auf Antrag 
der nterefjenten gejchieht. 


8 94. Die ruhende Erbſchaft. In allen Fällen, wo die Erbjchaft nicht ipso 
iure erworben wird, tritt zwifchen dem Tode des Erblaffers und dem Erwerbe der Erbſchaft 
ein fürzerer oder längerer Zeitraum ein, in welchem das Vermögen des Verftorbenen ohne 
Herrn ift. Man nennt die Erbſchaft infolange die ruhende, die hereditas iacens, In— 
deſſen ift eine eigentliche NRuhe bei einem Gefamtvermögen rechtlich nicht möglid. Es muß 
bewahrt und verwaltet werden, und jomit ift die Frage, wie feine Fortexiſtenz bei der einſt— 
weiligen Herrenlofigfeit juriftifch zu denken ift. Soll man den Verjtorbenen als fortlebend 
fingieren oder eine jelbjtändige juriftiihe Perfon annehmen oder was ſonſt? Die Frage ift 
außerordentlich bejtritten. Nein jachlih genommen liegt nichts weiter vor, als daß ein 
Vermögen, deſſen Herr gejtorben iſt, in feiner Gefamtheit rechtlich erhalten wird, bis ihm 
im Erben ein neuer Herr entitanden if. Muß man fi nun notwendig einen Interims— 
Herrn dazwiſchen denfen? it es nicht möglich, ein Vermögen emjtweilen ohne Herm nur 
für einen zufünftigen Herm zu erhalten? Wenn man überhaupt einmal die Idee von dem 
fogenannten natürlichen Untergange der Rechte mit dem Tode des Menſchen abgeworfen hat 
und die Natur vielmehr im ihrer Fortdauer fieht (S 86), jo kann aud die Erhaltung des 
Vermögens als Ganzen feine Schwierigkeiten machen. Noch weniger, wenn man in den 
Stiftungen ſogar dauernde Vermögen ohne Herrn, nur einem bejtimmten Zwecke dienend, 
ſieht ($ 17). Indeſſen ift im Verhältniffe zu diefen der doppelte Unterjchied: 

1. daß es ſich hier nur um die reine Erhaltung des Vermögens des Erblaſſers für 
den Erben handelt, während beim Zwedvermögen die Möglichkeit von Vermehrung zu reich 
licherer Ausführung des betreffenden Zweds durch den Begriff gefordert wird; 

2. daß, während es ſich im letteren ‚jalle nur um das Vermögen und feinen Zweck 
handelt, hier bei der GErbjchaft die Beziehung auf den früheren und fpäteren Herrn die 
Grundlage des Verhältniffes bildet. 

Auch die römische Anfchauung entſpricht dieſem Standpunkte. Die Römer jagen zu— 
nädjt, daß die „bona hereditaria vacua sine domino iacent* ? und daß injofern auch die 
einzelnen Saden „nullius in bonis“® und denjenigen „sine domino“ glei * find; doch jei 
dies nicht in dem ſonſtigen abjoluten Zinne zu nehmen, fondern fo, daß fie „universo here- 
ditatis iure continentur“ ? und daß daher im Verhältniffe des Gejamtvermögens zu den 
einzelnen dazu gehörigen Saden die Erbſchaft felber „pro domino habetur“ % oder „do- 
minae loeum obtinet“ ?. Inſofern heißt es dann weiter, daß die „hereditas personae 
vice fungitur, sieut munieipium“ , jedoch nicht jo abjolut wie diefes, jondern eben wegen 
der Beſchranlung auf die Erhaltung des Vermögens nur „in quibusdam“ ®? oder „in 


! Ein Brotofoll einer ſolchen gerichtlichen Tefiamentseröffnung aus dem 5. Jahrhundert ſ. in 
Bruns, Fontes (ed. V.) p. 301. 

21. ı pr. D. de suce. ed. 38, 9. * I. 1D. d. R. D. 8, L. +1.6D. expil. nn 47, 
19. 1.26 D. de stip. serv. 45, 3 °»1. 61 pr. D. d. A. R. D. 41, 1. . 13 
$ 5 D. quod vi aut clam 43, 24. . 1. 22, D. de tideiuss. 46, 1. 1. 15 pr. D. de — 
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multis partibus iuris“ ! und namentlich nit da, wo für einen Erwerb ein „factum per- 
sonae operaeve substantia desideratur* !. Eofern aber eine Beziehung auf die Perfon 
des früheren oder jpäteren Herrn in Frage fommt, heißt es, daß die „hereditas personae 
defuneti vice fungitur“ * oder auch „personae vicem sustinet non heredis futuri sed 
defuneti*®. Hält man diefe Außerungen zufammen, jo fieht man, daß die Römer durchaus 
den natürlichen praftifh realen Standpunft fejthalten. Das personae vice fungi heißt 
bier, wie bei den Korporationen (ſ. $ 17), nicht, daß eine Perſon fingiert wird, um die 
Eriftenz der Erbſchaft als Vermögen überhaupt möglich zu machen, jondern die Eriftenz der 
Erbichaft fteht als rein praftifher Sat von vornherein feit und wird gar nicht weiter 
begründet, nur für die Konzentration der einzelnen Nechte und Gejchäfte zu der Einheit des 
Vermögens heißt es, daß die Erbichaft wie eine Perſon fungiere und daher den einzelnen 
Sachen gegenüber an der Stelle des Eigentümers ſtehe. Windſcheid (Pandekten $ 531) 
folgert daraus: „aljo hat man die Erbſchaft ſelbſt perfonifiziert, zum Subjekt ihrer Rechte 
gemacht, — zur juriftifhen Perſon erhoben“. Das ift jedoch nicht zutreffend. Es wird 
nichts fingiert, nichts über die Wirklichkeit erhoben. Im Gegenteil ijt der Gedanfe darin 
enthalten, man brauche feine Perfon, feine Fiktion, der einfache Begriff des Vermögens 
halte die Sahen und Rechte jogut zufammen wie eine Perfon, personae vice fungitur. 
Es jcheint zwar ziemlich unverfänglich, aus „personae vices“ eine wirkliche, immerhin jehr 
ichattenhafte, juriftifche Perfon zu machen, indefjen ift es ohne allen praftifchen Wert und 
bei der Verjchiedenheit der Erbichafts-Berfon von den Etiftungs-Perfonen praktiſch gefährlich). 
Jedenfalls verfehlt ift die Buchtafche, neuerdings von Sohm nod) ſtärker betonte Idee von 
der fortdauernden Perfönlichfeit des Verftorbenen. Es heißt ja nicht von diefem, daß er 
die Erbichaft fuftiniere, fondern umgekehrt von der Erbichaft, daß fie die „vices“ feiner 
Perſon ſuſtiniere. 


V. Der Inhalt des Erbrechts. 


895. Die Rechtsſtellung des Erben im allgemeinen. Das deutſche Recht 
verſteht unter der Erbſchaft den Nachlaß eines Verſtorbenen, d. h. die Sachen und Rechte, die 
er hinterlaſſen hat. Die Schulden erſcheinen dabei als eine Laſt, die darauf ruht und ihren 
Betrag vermindert, die aber nie ſelbſtändig den Begriff einer Erbſchaft bilden kann. Im 
Grunde iſt dies noch jetzt die Anſchauung des gemeinen Lebens, und dieſelbe tritt auch in 
der Wiſſenſchaft in den früher beliebten Definitionen hervor, wie ſie ſich noch bei Hellfeld, 
Glück u. a. finden: Erbſchaft ſei der Inbegriff des Vermögens mit den darauf haftenden 
Schulden, oder: Erbrecht ſei der Eintritt in die Nechte des Verftorbenen mit der Pflicht, 
ihn in betreff feiner Echulden zu repräjentieren. Römische Anjchauung iſt dies nicht. Die 
Römer faſſen die Erbjchaft ald die iveelle Gefamtheit der Vermögensverhältnifie des Ver— 
jtorbenen auf, darum weſentlich als Einheit, ohne Unterfchied, ob die Verhältniffe im 
einzelnen aktiv oder paffiv find und welche überwiegen. Die Erbſchaft ift ihnen ein „nomen 
oder intelleetus iuris“, das Erbrecht daher eine „successio in omne oder universum ius 
defuneti* ; das bedeutet aber nit: in alle Nechte, jondern: in das geſamte Recht, d. 5. 
in die Gefamtheit der Nechtsverhältniffe als ideelle Einheit. 

Unzweifelhaft ift damit der innere Zufammenhang, in dem die Nechtsverhältnifje des 
Menfchen bei feinen Lebzeiten miteinander jtehen, ungleich tiefer als im deutjchen Nechte 
erfaßt. Fraglich ift aber, wie man ſich danach nun den Erwerb der einzelnen Rechte zu 
zu denfen hat. Bejteht das Erbrecht einfah, wie Brinz (Pandelten II 1. Aufl. ©. 656 
und 2. Aufl. III $ 357 Anm. 2) jagt, nur darin, daß man alle Rechte und Schulden 
befommt und alle auf einmal? Dann wäre es nur ein Kollektiv» oder Univerfaltitel, wo— 
durch man zwar alle einzelnen Rechte auf einmal befäme, im übrigen aber nicht anders 
wie jonjt die einzelnen für fi) durd die fingulären Titel. Allein die Folgen der Univerjal- 
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jucceffion im Gegenfage zu der fingulären liegen nicht nur im Umfange und der Form des 
Ermwerbes, fondern auch in der weiteren Behandlung der erworbenen Rechte felber. Das 
zeigt fich fchon bei ver Uſukapion, wo das Erbredit gar feinen bejonderen Titel bildet, 
fondern der Erbe nur den Titel des Erblafjers fortfegt, es daher auch nur auf deſſen fides 
anfommt, die eigene bona oder mala fides des Erben diefem weder nützt noch ſchadet. Ebenfo 
fommt es beim Kaufe mangelhafter Sahen nur auf die Kenntnis des Erblaffers, nicht des 
Erben an, u. ſ. w. Der Erwerb eines Rechtes dur Erbichaft hat alfo andere Wirkungen 
wie der durch alle anderen Titel und zwar dadurd, daß hier das Recht beim Erben gerade 
fo fortdauert, wie es beim Erblaffer war, wie wenn es gar nicht auf eine andere Perſon 
übergegangen wäre; es tritt alfo hier eine unmittelbare und direfte Fortfegung und Kon— 
tinuität der Nechte ein. Wie foll man diefe rechtlich fonftruieren? Das Einfachſte ſcheint, 
eine Fortdauer des Subjektes felber anzunehmen, aljo die dee, daß der Erblaffer im Erben 
forterijtiere oder, wie Puchta jagt, daß der Erbe die Perfönlichkeit des Erblaffers in fich 
aufnehme und in fich fortjege, was Sohm (nftitutionen 4. Aufl. $ 95) noch weiter dahın 
ausgebildet hat, daß der Erblafjer für das Privatrecht nicht tot fei, vielmehr in der Perſon 
des Erben lebe. Damit fcheint alles gewonnen. Allerdings, nur die Natur ift verloren. 
Die Verfönlichfeit als thätige Potenz kann feinesfalls übergehen, fondern immer nur die in 
einzelnen Verhältniffen realifierte Perfönlichkeit. Allein das ift in Wirflichfeit eben gar 
feine Perfönlichfeit mehr, fondern einfach nichts anderes als ein Vermögen. Nun kann 
man aber im Vermögen des Erben wohl unterjceiden, was er geerbt und was er gefauft 
hat, aber daß er und daß überhaupt eine Perſon zwei Vermögen habe und daß fie neben 
dem Rechte an den einzelnen Dingen noch ein Recht an ihrem oder ihres Erblafjers Ver: 
mögen im Ganzen habe, ijt doftrinäre Theorie ohne reale Lebenswahrheit. Und wollte man 
fih die Doppelperfon im Erben noch gefallen laffen, fo führt fie in ihrer Konfequenz bei 
den Grbeserben u. ſ. w. zu einer Karifatur von Einſchachtelungsſyſtem, was Jhering 
(Jahrbb. f. Dogm. II 162) mit Necht gegeißelt hat. 

Ein anderer Begriff zur Konftruftion des Erbverhältnifjes ijt die Nepräfentation; der 
Erbe joll den Erblafjer repräfentieren. Allein was ſoll damit gewonnen fein? Repräſen— 
tation ift überhaupt gar fein technifch-juriftifcher Begriff, unter den das Erbrecht jubjumiert 
oder durch den es flar gemacht werden könnte. Will man ſich eine Art Vertretung dabei 
denken, jo fommt man von jelbjt wieder auf die Fortdauer des repräfentierten Erb- 
lafjers zurück. 

Wieder ein anderes Bild ift die Perfoneneinheit von Erblaffer und Erbe. Nimmt 
man diejes als Vergleich, nämlid daß die Nechte fortdauern, wie wenn Erblaffer und Erbe 
nur eine ununterbrochene Perfon wären, jo ift es richtig und bezeichnend. Macht man eine 

wirkliche und reale Einheit daraus, io fommt man von felbjt wieder in die dee von der 
Fortdauer des Verjtorbenen im Erben. 

Man muß überhaupt bei der Beitimmung der Nechtsbegriffe felber zunächſt von allen 
Bildern, Phraſen und Vergleichen abjehen und nur die Sache felber nehmen, die Bilder 
dürfen nur zur Slluftration dienen. Nein realiftifch genommen, bejteht aber das Erbver- 
hältnis in nicht8 anderem als dem Übergange der Rechte und Pflichten des Erblafjers auf 
den Erben. Das iveell Juriftifche liegt nur darin, daß fie nicht im einzelnen, auch nicht 
folleftiv alle” zufammen auf einmal übergehen, fondern weſentlich in ihrer vermögensredt- 
lien Verbindung miteinander, fofern fie Bejtandteile des Vermögens des Erblafjers bildeten ; 
alfo kurz, das ganze Vermögen geht als ſolches, alfo ala Gefamtheit und rechtliche Einheit, 
über. Daraus erklärt ſich der Unterjchied von der Singularfucceifion volljtändig. Das 
Unterfcheidende liegt in Folgendem: bei der Sinqularfucceffion werden einzelne Rechte aus 
dem Vermögen, zu dem fie gehören, losgelöft, ſcheiden aus, treten in ein anderes Vermögen 
ein und beginnen darum injofern eine neue felbitändige Eriftenz aus der Perſon des Er- 
werbers. Bei der Univerfalfucceilion bleiben die Rechte und Sachen vollftändig in dem 
Vermögen, zu dem fie bisher gehörten, aehen nur mit ihm und als Bejtandteile desjelben 
über, bleiben alfo ganz in demjelben rechtlichen Zuftande, den fie bisher in diefem Ver- 
mögen hatten, jo namentlich in betreff der Uſukapion u. ſ. w. Das Vermögen bleibt in 
feinem ganzen Beſtande dasjelbe, nur eine andere Berfon tritt als Subjekt und Inhaber 
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ein. Die Perfon des Verftorbenen hört auf und lebt in feiner Weife im Erben fort; nur 
das Vermögen, das fie gefammelt und gejchaffen, bleibt, darum auch die einzelnen Rechte 
und Pflichten, jomwie fie fie gebildet. In ihren einzelnen Thaten und Werfen lebt fie fort, 
aber nicht in ihrer Geſamtheit als Perſon. 

Aber auch ihr Vermögen bleibt nicht in feiner Einheit beim Erben erhalten, ſondern 
löft jih in dem des Erben in feine Beitandteile auf. Wer zu feinem Vermögen noch ein 
neues hinzuerwirbt, hat darum doch immer nur ein Vermögen. Der Begriff des Vermögens 
hört auf, fobald es mit einem andern vereinigt wird, es ift, wie wenn ein Tropfen Waffers 
mit einem andern zu einem zufammenfließt. Sonderbar ift der Einwand von Puchta, das 
Erbrecht würde mit feiner Entftehung feinen Gegenjtand verlieren, wenn man nicht eine Fort— 
dauer der Erbjchaft im Erben annehme. Im Gegenteil, es würde bei diefer Annahme nie feinen 
Zwed erreichen. Es ift ja nicht das Necht, Herr eines fremden Vermögens zu fein, fondern 
ein fremdes Vermögen zu erwerben und in fein eigenes aufzunehmen. Nur hat die Auf: 
löfung der Erbſchaft im Vermögen des Erben feinen Einfluß mehr auf den Bejtand der 
einzelnen Rechte. Dieje bleiben im Vermögen des Erben jo, wie fie hineingefommen find. 
Nicht verhindert wird aljo dur die Auflöfung, daß die einzelnen Rechte beim Erben in 
gewifjen Beziehungen immer nod) aus der Perfon des Erblaffers beurteilt werden, ebenfo- 
wenig, daß bei nur tranfitorifchem oder temporärem Ermwerbe das Vermögen wieder in feiner 
Selbjtändigfeit ausgefhieden und daß durch befondere gefetliche Beitimmungen, wie beim 
beneficium separationis und inventarii, die Vermifchung gehemmt werden fann. 

Dieſem allen zufolge reicht der reale Begriff des Vermögens und feines Erwerbes voll: 
jtändig zur Erklärung und Begründung des Erbüberganges aus. Die Ideen der Fortdauer 
der verftorbenen PVerfönlichkeit, ihres Überganges auf den Erben, ihrer Repräfentation durd) 
ihn, ihrer Einheit mit ihm geben in feiner Weife eine irgend vollftändigere oder frucht— 
barere Grundlage ab. Auch die Nömer, jo fein fie gerade den Begriff der Univerjal- 
jucceffion des Erben durchgeführt haben, find doch dabei nie über die dee des Vermögens- 
überganges oder der Nachfolge in das Vermögen hinausgegangen. Won der dee des 
Perfönlichfeitsüberganges u. ſ. mw. findet ſich nicht die geringjte Spur. Das Verhältnis der 
Perſonen des Erblafjers und des Erben darf mit feiner anderen Kategorie als derjenigen 
der Nachfolge (successio) bejtimmt werden. Auch die der Fortſetzung paßt nicht, der Erbe 
fett nicht das Vermögen, fondern nur die einzelnen Nechte fort. Der Erbe it alfo einfach 
der Nachfolger des Erblafjers in feinem Bermögen. Das Vermögen bleibt, die Eubjefte 
wechleln. 

Wil man die rechtlihe Natur des Erbrechts hiernadh formulieren, fo muß man 
zunächſt das Recht, Erbe zu werben, und das Recht, Erbe zu fein, unterfcheiden. Beides 
wird zwar bei uns Erbrecht und bei den Nömern ius successionis genannt, allein das 
eritere ijt nur das vorbereitende Recht auf den Erwerb, das lehtere das durd den Er- 
werb jelber begründete Recht. Das lebtere fann man nun aber dem Obigen zufolge nicht 
als ein dinglihes Neht an dem Vermögen des Verftorbenen ald unförperlicher Sache be- 
jtimmen , fondern nur als das Recht, der Gefamtnachfolger des Verftorbenen zu fein und 
als folcher alle einzelnen Rechte und Schulden desjelben zu Haben. Darin fcheint zwar 
eine Duplicität zu liegen, allein diefe ift auch in einer gewiſſen Weiſe vorhanden, wie fich 
fehr deutlih an den Klagen des Erben zeigt. Der Erbe hat gegen die Befiger von Erb- 
ichaftsfachen verfchiedene Klagen, je nachdem fie Erbprätendenten find oder nicht, im erſten 
Falle die univerfale Erbjchaftsflage, im zweiten die gewöhnliche Vindifation. Warum? 
Meil es fih im erften Falle um das Dafein der Nachfolge in ihrer Gefamtheit handelt, 
im zweiten um ihre Durchführung im einzelnen, alfo um das bloße Haben der einzelnen 
Rechte. Das Erbrecht erſcheint aljo anderen Erbprätendenten gegenüber als ein Statusrecht, 
im übrigen löft es ſich in die einzelnen in der Erbichaft enthaltenen Sachen- und Forderungs— 
rechte auf ($ 98). Nah Puchtas und Sohms Theorie müßte der Erbe überall gleichmäßig 
die Erbſchaftsklage haben. 


8 96. Die Wirkung der Erbfolge im einzelnen beiteht zunädjt darin, daß 
alle Bermögensrechte und -pflichten des Erblafjers auf den Erben übergehen, die erften aber 
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nicht fo, wie bei der Sinqularfucceffion, fondern in der oben bezeichneten univerfalen Meife. 
Weſentlich it die Beichränfung auf das Vermögen. Perfonen- oder Zuftandsredhte ($ 14) 
in Familie und Staat gehen nit auf die Erben über. Aber auch von den Vermögens- 
rechten find diejenigen ausgefchloffen, die weſentlich mit der perfönlichen Individualität des 
Menſchen zufammenhängen und daher mit ihm felber aufhören müfjen (iura personalissima). 
Dahin gehören: 

1. die, melde auf den unvererbliden Perfonenzuftänden beruhen, wie die Güterrechte 
der Ehegatten, Alimentationsrechte der Verwandten, Befoldungsrechte der Beamten u. a. 
Einzelne daraus nur refultierende Ansprüche gehen natürlich über. 

2. die auf perfönlicher Begünftigung, perfönlidem Gefühle oder Vertrauen beruhen- 
den, wie Perfonaljervituten, privilegia personae, actiones vindietam spirantes, Ver— 
trauensfontrafte, wie Gocietät, Mandat, nad Verabredung auch Dienftverträge, felbft 
Sadenmiete. 

3. relativ die, welde eine befondere perſönliche Dualififation vorausfegen, die fich 
beim Erben nicht findet, wie bei den fogenannten relativen Kommerzentziehungen. Bloße 
Veräußerungsverbote hindern die Vererbung nicht. 

Die ganze Vererbung ift aber nah römiſchem Rechte auf die eigentlichen wirklichen 
Rechte beſchränkt. Der bloße Befit als folcher geht als res faeti nicht von felbft auf die 
Erben über und ebenfo aud nicht bloße faktiſche Möglichkeiten von Rechten. Beringte 
und betagte Nechte gehen zwar über, fogar die condieio usucapiendi, nicht aber Offerten 
und deferierte Erbichaften. Bei den erjteren muß dies jedoch anders fein, fobald fie ein 
feſtes Necht auf die Annahme geben, wie nad dem deutſchen Handelsgeſetzbuch. Die Ver- 
erblichleit der Erbichaftsvelation aber ift an fi) jchon in Rom in den Transmiffionen an- 
erfannt, wie oben $ 92 gezeigt ift. Nur verfteht fih, daß fie bei teftamentarifchen Erb- 
fchaften durch Subjtitutionen ausgefchloffen werden fann, wenn der Teftierer die letzteren 
mit diefer Abficht anorbnet. Ebenfo ift die Unvererblichfeit der bedingten Yegate aus der 
Abſicht des Erblafjers zu erflären. 

Mit den Nechten gehen auch alle vermögensrechtlichen Pflichten des Erblafjers auf den 
Erben über und zwar nicht nur die felbjtändigen Schuldverhältniffe, jondern aud alle die 
Plichten, die nur als Anhänge oder Beichränfungen von Rechten erfcheinen, wie 3. B. bei 
gegenfeitigen Verträgen; der Erbe muß für alle Handlungen des Erblafjers rechtlich ein- 
jtehen (facta defuneti praestare), muß daher alle Einreden daraus gegen fich gelten lafjen, 
fogar aus Verfügungen, die der Erblafjer unbefugterweife über Sachen des Erben felber vor- 
genommen hatte, jo 3. B. bei der exe. rei venditae et traditae. Ausnahmen bilden hier nur: 

1. wie bei den Rechten, die auf den perfonenrechtlihen Zuftänden beruhenden Ver— 
mögenspflichten ; 

2. alle Verpflichtungen zu Handlungen, die nur vom Erblafjer perfünlid vorgenommen 
werden fonnten oder ſollten; 

3. die Deliktsobligationen nad den oben $ 25 ausgeführten Grundfäßen. 

Eine notwendige Folge der Vermifchung der Erbichaft mit dem Vermögen des Erben 
und des Überganges aller Rechte und Pflichten des Erblaffers in das Vermögen des Erben 
ift der Eintritt einer fogenannten Konfufion in allen den Fällen, wo Nechte und Pflichten 
zwifchen Erblafjer und Erben felber bejtanden, und zwar nicht nur bei Obligationsverhält- 
niffen, fondern ebenfo auch bei dingliden, wie Servituten und Pfandredt. Auch bei der 
Konkurrenz von direkten und indireften, prinzipalen und accefforifchen Solidarobligationen 
tritt Konfufion ein (falls nicht etwa die accefjorifche wirffamer ift als die prinzipale), nicht 
aber auch bei der Konkurrenz von Korrealobligationen. 


8 97. Die Schuldenhaftung insbefondere. Der Übergang der Erbſchaft 
mit allen Rechten und Schulden und ihrer Vermiſchung mit dem Vermögen des Erben tritt 
an ſich ſeinem Begriffe nach völlig unbeſchränkt ein, ſo daß die ganze Schuldenmaſſe des 
Erblaſſers und des Erben nur noch eine Sduldenlaſi des Erben bildet. Dieſer muß daher, 
wenn die Aktiven des einen oder des anderen Vermögens für die betreffenden Schulden 
nicht ausreichen, ebenfowohl mit jeinem Vermögen die Schulden der Erbjchaft deden als 
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umgelehrt mit der Erbfhaft feine eigenen Schulden. Dies fann nun aber zu großen 
Härten führen: 

1. für die beiderfeitigen Gläubiger, wenn das Gejamtvermögen des Erben nicht 
ausreicht für die beiderjeitigen Schulden. Hier hilft das römische Recht durch jogenannte 
Separationen. Die Gläubiger des Erblafjers jowie auch die Legatare haben unbedingt 
das Recht, eine abgejonderte Befriedigung aus der Erbihaft zu befommen, jo daß nur 
der Reit den Gläubigern des Erben zu gute fommt. Die Gläubiger des Erben jollen 
das Necht auf abgefonderte Befriedigung aus deſſen eigenem Vermögen nur ganz ausnahms- 
mweife bei befonderer Arglijt des Erben haben; die deutfche Reichskonkursordnung entzieht 
es ihnen ganz. € 

2. Ungleich wichtiger ift die andere frage, ob der Erbe unbedingt auch mit feinem 
Vermögen für die Schulden der Erbſchaft jogar über ihren aftiven Betrag hinaus haften 
fol. Die formelle Konjequenz des Erbidaftsbegriffes fordert es, und das römische Necht 
ließ eben darum den Erwerb der Erbſchaft nicht von felbft eintreten, ſondern jtellte ihn ins 
freie Belieben des Erben. Er follte den Beitand der Erbſchaft prüfen, bevor er fi ent- 
fchied. Drängten die Gläubiger, fo follte er fich eine Deliberationgfrift erbitten. Damit 
war indefjen die Sache nicht erledigt. Denn daß das Deliberieren und Unterfuchen feine 
abjolute Sicherheit gewährt, hat die Erfahrung jhon in Rom gelehrt. Der Realismus des 
Lebens trat daher in der fpäteren nüchternen Zeit in offenen Widerfprud; mit dem idealen 
Syormalismus des alten Rechts. Wer die Schulden des Erblafjerd aus Pietät mit feinem 
Vermögen zahlen will, den wird fein Geſetz daran hindern; daß aber der, welcher fie nicht 
zahlen will, es doch muß, wenn er ſich über den Beſtand der Erbſchaft getäufcht hat, bloß 
weil die Konjequenz des Begriffes es verlangt, das ift gegen die praftiiche Grundidee des 
Rechts und war daher im jpäteren Nom nicht mehr durchzuführen. Juſtinian juchte durch 
das fogenannte benefiecium inventarii zu helfen. Wenn der Erbe durch gehörige An- 
fertigung eines Inventars über die ganze Erbſchaft die Gläubiger vor VBernadläffigung und 
Verheimlihung ficher ftellt, joll er nur bis zum Betrage der Erbſchaft haften. Jhering 
hat über diefe Erfindung Juftinians ein hartes Urteil gefällt, fie ſpreche dem Grundgedanten 
des ganzen Erbrehts Hohn, das alte Deliberationsprinzip fei das allein richtige. Er hat 
damit viel Anklang gefunden, indefjen muß es doch ſchon einiges Bedenken erregen, daß Die 
Einrichtung bei ung nicht nur in der Praris Eingang gefunden und fich erhalten hat, ſon— 
dern nud in allen neueren Gejegbühern aufgenommen ift. Sie muß danad doch wohl 
praftifch unentbehrlich fein. Das praftiih Unentbehrlihe kann aber nie unjuriſtiſch jein. 
Mo foll denn aud der Widerfprud liegen? Die Konjequenz der Univerfalfucceffion fordert 
nur, daß die Schulden ſämtlich auf den Erben übergehen, nicht auch, daß fie vollftändig 
bezahlt werben. Bei jedem Konfurfe werden die Schulden nur bis zum Betrage des Ver- 
mögens bezahlt, ebenfo bei den Konfisfationen und im Grunde auch bei der alten bonorum 
emtio. Warum foll eine analoge Einrihtung nicht auch hier eintreten? Schlägt der Erbe 
wegen offener Inſolvenz der Erbſchaft fie aus, jo wird dur den Erbichaftsfonfurs dasfelbe 
Reſultat herbeigeführt, und um das Konkursprinzip handelt es fih der Sade nad) immer, 
wenn die Erbſchaftsſchulden auf den Betrag der Erbſchaft herabgejegt werden follen. 

Die deutſche Anfchauung, daß die Erbſchaftsſchulden überhaupt nur bis zum Betrage der 
Erbſchaft geltend zu machen find, ift daher mit dem Begriffe der Univerfalfucceffion recht gut 
vereinbar. Man braucht deshalb die Beſchränkung auch gar nicht als eine jo ganz bejondere 
Ausnahme und Nechtswohlthat anzufehen. Juftinian nennt fie zwar dem alten Rechte 
gegenüber ein Benefizium; allein die dee ift nicht, daß das Inventar eine befonders ver- 
dienftlihe Handlung ift, für die man belohnt werden foll, jondern: wer die Schulden nit 
voll zahlen will, braucht es nicht, muß aber dann der Sicherheit der Gläubiger wegen 
fofort antreten und ein Inventar maden. Juftinian verlangt daher auch gar feine befon- 
dere Erklärung oder Erbittung, fondern nur rein fachlih die Anfertigung des Inventars. 
Man jollte daher bei uns eigentlich gar nicht von Antretung cum beneficio und Bene- 
fizialerben ſprechen, ſondern nur davon, daß der Erbe, der fein nventar macht, unbe- 
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ſchränkt haftet. Noch weiter geht das fächfische Gefegbudh, indem es von Standpunkte des 
deutichen Nechts aus für die befchränfte Haftung auch nicht einmal ein inventar fordert, 
fondern nur, wenn es gemacht iſt, befondere weitere Vorteile daran fnüpft. 


8 98. Die Einklagung des Erbrechts! läßt im römischen Recht die feine, 
bereitö oben $ 93 berührte Unterfheidung zwifchen der eigentlichen Erbjchaftstlage, here- 
ditatis petitio, und den Specialflagen für die einzelnen Erbichaftsrechte jcharf hervortreten. 
Der Unterjchied ift häufig mifverftanden. Er beruht nicht darauf, ob der zu Verflagende 
die ganze Erbfchaft oder nur einzelne Sachen daraus befigt; denn unzweifelhaft kann die 
Erbſchaftsklage auch gegen den Befiger einzelner, ſelbſt unbedeutender Sachen angeitellt 
werden. Ebenſowenig darauf, ob der Bellagte das Erbrecht des Klägers bejtreitet oder 
es an fich anerfennt und nur die Erbichaftäqualität der betreffenden einzelnen Sachen leugnet ; 
denn unzweifelhaft ift das eritere auch bei den Specialflagen zuläffig. Es fommt vielmehr 
darauf an, ob der Bellagte felber Erbe zu fein behauptet und darum (pro herede) bejigt 
oder aus irgend einem anderen Rechtsgrunde beſitzt. Der Grundgedante ift: das Erbrecht 
als ſolches, d. h. das Necht des Erbejeins oder das Recht an der Erbichaft als ideeller 
Gejamtheit und Einheit, fann nur eingellagt werden, wenn es als foldes unter den Par- 
teien jtreitig it, wenn aljo der Beklagte nicht bloß das Erbrecht des Klägers leugnet, 
fondern ſich jelber den ideellen Beſitz desjelben anmaßt und diefes durd den realen Beſitz 
einzelner Erbſchaftsſachen oder Rechte bethätigt. Dann fann infofern das Erbrecht jelber 
oder die ideelle Erbichaft von ihm eingeflagt werden. Wenn er dagegen Erbidaftsjachen, 
die er befist, bloß darum nicht herausgeben will, weil er bejtreitet, daß der Kläger Erbe 
jei oder daß fie zur Erbichaft gehören, jo ift die Klage eine einfache Vindifation, wobei der 
Kläger als Nechtsgrund feines Eigentums fein Erbreht und das Eigentum des Erblafjers 
bemweifen muß. 

Die Erbſchaftsklage ift alſo weſentlich nur der Streit über das Erbrecht zwijchen zwei 
Erbprätendenten. Wir find geneigt, dies als eine bloße Präjudizialflage über den Zuftand 
des Erbefeins aufzufaffen, und man hat daher gefragt, ob überhaupt Beſitz einer Erbichafts- 
jache beim Bellagten dazu notwendig fei, ob die Erbprätendenten nicht auch ohne das den 
Streit durchführen fünnten. Denten ließe fi) das wohl, fogut wie bei Beſitz und Eigen— 
tum. Die Römer haben indefjen hier wie dort den Standpunkt, daß fie den wirklichen 
Prozeß nur für die reale Geltendmadhung und Durchſetzung des Rechts zulafien, alfo nur 
wenn der andere durch wirklichen Bejit das Necht des Klägers reell in Abrede jtellt und 
feiner Pflicht gegen ihn thatſächlich nicht nachkommt. 

Die Römer lafjen die Erbidaftsllage aud gegen denjenigen zu, der pro possessore 
befigt. Dies foll der praedo fein, qui interrogatus, cur possideat, responsurus sit: 
„quia possideo“ (l. 11—13 D.d. H. P. 5, 3). Wir fprecdhen dieſes gläubig nad. 
Aber fommt denn das bei ung wirklich vor? und würden denn da die Specialflagen nicht 
ausreihen? Unzweifelhaft fann doch der Erbe gegen einen ſolchen praedo, der ohne allen 
Rechtsgrund eine Erbſchaftsſache befist, die Vindifation anjtellen, und jollte dieſer frech genug 
fein, zu fagen, daß er feinen Nechtsgrund habe, jo fann er damit do ficher nicht den 
Kläger nötigen, die Erbſchaftsklage gegen ihm zu erheben. Die Anwendung der Klage auf 
diefen Fall ift daher durch ihren Begriff weder geboten noch an fic begründet und ſtammt 
auch fiher in Nom nur aus den eigentümlichen Verhältniffen der alten oeeupatio und 
usucapio pro herede. Ihre Beibehaltung war eine Begünjtigung des Klägers, man 
wollte ihm, namentlid wenn größere Erbmafien occupiert waren, die Bequemlichfeiten und 
Vorteile der univerfalen Behandlung der Klage verichaffen. Der Unterjchied der Erb- 
chaftsflage von den Specialklagen bejteht nämlich hauptjächlich darin, daß, wenn aud nur 
die einzelnen Sachen, die der Bellagte befist oder beſeſſen hat, eingeklagt werden fünnen, 


! Wrndts, Hereditatis petitio, in Weiskes Nechtsleriton V 207—238, Givilift. Schriften 
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diefe doch immer als Bejtandteile eines gejamten Vermögens in Betracht fommen, daher 
bei Veränderungen durh Anfaufen und Berfaufen u. vergl. der Gegenftand doc immer 
im ganzen berfelbe bleibt, nämlich die Erbſchaft, joweit fie der Beklagte befigt. Darauf 
beruht die Regel, daß hier der Preis an die Stelle der Sache treten fann und Sachen an 
die Stelle des Preifes, daß der Kläger vom Beklagten eine Specififation feines gefamten 
Erbfchaftsbejiges verlangen fann, u. a. m. Man kann nun dieſe Vorteile allerdings aud) 
bei uns dem Erben gegen die widerredhtlichen Dccupanten geben, nur darf man den Beariff 
des praedo nicht darauf jtellen, daß er feinen Befistitel angiebt, aber auch nicht darauf, 
wie das ſächſiſche Geſetzbuch, daß er an fich feinen Rechtsgrund hat, jondern darauf, worauf 
aud ſchon die Römer ihn ausgedehnt haben, daß er wiljentlih aus einem unmahren oder 
ungültigen Rechtögrunde occupiert hat. 


$ 99. Die Stellung mehrerer Miterben. Gemeinfame Erben ftehen in einer 
jogenannten communio ineidens in betreff der Erbfchaft und find daraus gegeneinander 
verpflichtet, die nötige Sorgfalt auf die Erbichaftsangelegenheiten zu verwenden, jedoch 
nur jogenannte diligentia quam suis, verurfadhten Schaden zu erfeßen, die gemeinjamen 
Erbſchaftskoſten pro rata zu tragen und ſchließlich die Erbſchaft untereinander zu teilen. 
Die Teilung erftredt fi zwar im allgemeinen auf die ganze Erbichaft, indefjen find: 

1. alle Obligationen, aktiv und pajliv, fofern fie überhaupt teilbar find, nad römifcher 
Auffaffung, die fhon auf die XII Tafeln gegründet wird, von felbjt ipso iure unter die 
Erben geteilt. jeder fann ohne weiteres feinen Teil einfordern und einflagen oder pajfiv 
darauf verklagt werden, und zwar leßteres ohne alle weitere Haftung für die Teile der 
Miterben. Natürlich fönnen die Obligationen indeſſen in die Teilung der Erbſchaft mit 
hereingezogen werden, namentlich zur Verhindernng der Zerjplitterung der Kapitalien und 
zur Ausgleihung der fonftigen Verteilung. Jedoch find folidarifhe Zumeifungen dann nur 
durch Geffionen und Sculvübernahmen zu vermitteln und natürlih nur unbejchadet der 
Rechte der Gläubiger. Unteilbare Obligationen, aktive und pafjive, ftehen an ſich jedem 
in solidum zu, indejjen fönnen auch fie natürlich durch Zumeifungen in die Teilung her- 
eingezogen werden, immer mit Vorbehalt der Rechte der Gläubiger. 

2. Von den Sachen find im römifchen Nechte von der Teilung ausgeſchloſſen: das 
Teftament und andere Erbichaftsurfunden, verbotene Sachen, wie verbotene Bücher und 
Gifte, und alle fremden Sachen, die fih in der Erbichaft finden, geliehene, gejtohlene 
u. dal. Außerdem auch die Begräbnispläße, dieſe jedoch nur als loca religiosa, jo dafı 
diefe Ausnahme als jolde bei uns nicht verwendbar ift, doch wird eine Unteilbarfeit bei 
ihnen meiltens in ihrer faktiſchen Beichaffenheit begründet fein. 

Die Teilung felber fann von den Erben, wenn fie fi einigen, privatim durch Ver— 
trag vorgenommen werben. Sie fünnen fi) aber au an das Gericht darum wenden. 
Dies heißt bei den Nömern iudieium familiae ereiscundae. Indes iſt ein eigentlicher 
Streit über die Pflicht zur Teilung oder die Art derjelben nicht nötig. Die Erben können 
gemeinfam die Teilung beantragen, und der Nichter muß ihre etwaigen Vereinbarungen 
dabei zu Grunde legen. Windfcheid meint deshalb, die Teilung fei nur ein Aft der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. Allein römische Anſchauung ift das nicht, wenigitens nur dann, 
wenn etwa die Erben die Erbteilung vollitändig unter fi) ausmaden und dem Nichter nur 
noch zur Bejtätigung vorlegen würden. Wenn fie dagegen über die Teilung erft noch vor 
ihm verhandeln, fei es auch noch fo friedlich und nur in einzelnen Beziehungen, fo enthält 
der fchließlih im Urteil ausgefprochene Teilungsreceh jedenfalls die definitive Entſcheidung 
über alle bei der Verhandlung hervorgetretenen einzelnen Anſprüche oder wenigitens Anträge 
der Erben, und daher müfjen die vom Nichter darauf gegründeten Adjuditationen und Kon— 
demnationen die volle Kraft der richterlichen Urteile überhaupt haben. Auch iſt ein Unter- 
ſchied nirgends ausgejproden. Dagegen tft in der heutigen Praxis bei der vormundicafts- 
mäßigen Ausdehnung der freiwilligen Gerichtsbarkeit unzweifelhaft eine gerichtliche Teilung 
von Erbjchaften im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit fehr allgemein hergebracht (in 
Württemberg find fogar eigene Teilungsbehörden angeordnet), und dabei werden dann nur 
die etwa über einzelne Punkte entftehenden Streitigkeiten auf den eigentlichen Rechtsweg 
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verwiefen. Damit ift dann aber das eigentlihe römiſche iudieium familiae ereiscundae 
vollftändig aufgelöft. 

Die Art der Teilung ift je nad der Art der in den Erbfchaften enthaltenen Sachen 
und Rechte und der fonfreten Verhältniffe der Erben verſchieden. Der Richter hat fie mit 
freiem Ermefjen nad Billigfeit und Zmwedmäßigfeit anzuordnen. Anordnungen bes Erb- 
laſſers müfjen, fofern fie einzelnen Erben legatsmäßige Rechte geben, befolgt werben, font 
nur, wenn fie den Umftänden entiprechen. Feſte Vereinbarungen der Parteien binden ven 
Nichter, fonft hat er ihre Wünſche nad; Möglichkeit zu berüdfichtigen. 

Die Mittel der Teilung find, wie bei allen Teilungen, bei einzelnen teilbaren Saden 
reale Teilung, bei Mehrheiten gleichartiger Sahen Verteilung nad Zahl, Maß oder Ge- 
wicht, fonft Annahme einzelner Sadhen von einzelnen Erben nad) einer Tare oder Verkauf an 
Dritte und Verteilung des Preifes. Bei Andrang mehrerer Erben zu einer Sade muß 
dur PVerfteigerung unter ihnen over DVerlofung geholfen werden. mmer aber ift feit- 
zuhalten, daß der eigentliche Gegenjtand der Teilung die Erbſchaft im Ganzen ift, nicht die 
einzelnen Sachen als ſolche, dieje vielmehr nur als Bejtandteile der Erbſchaft. Deshalb 
fann auch bei teilbaren ober verteilbaren Sachen feineswegs unbedingt Teilung oder Ver— 
teilung verlangt werden, fondern nur, wenn es für das Ganze zwedmäßig ift oder die Erben 
es wollen. 

Abweichend ift das Verhältnis der Miterben in neueren Geſetzbüchern geftaltet, ins— 
befondere im preußifchen Rechte dahin, daß vor der Auseinanderfegung feinem Miterben 
irgend ein Erbſchaftsſtück zu einem felbjtändigen Anteile gehört, vielmehr erſt durch die 
Teilung jedem bejtimmte Objekte feines Erbrechts zufallen. Dadurd wird die Gefahr, daß 
fhon vor derfelben ein einzelner Miterbe über einen Anteil an Erbſchaftsaktiven verfüge, 
ausgefchlofjen, aber andererfeitS die freie Bewegung der Miterben und die Abmwidlung 
fchwebender Erbichaftsverhältniffe ungemein gehemmt. Darum ift der Entwurf des bürger- 
lichen Gejegbuchs zu der römischen Gejtaltung des Verhältniſſes zurüdgefehrt?. 


8 100. Die Kollation. Eine befondere Mopdififation der Erbteilung fann bei der 
Beerbung von Eltern durch ihre Kinder oder überhaupt von Afcendenten dur ihre Defcen- 
denten dur die fogenannte Kollation? begründet werden. Die Natur des elterlichen 
Verhältnifjes bringt es mit fi, daß die herangewachjenen Kinder häufig größere Ver— 
mögensteile, namentlih Ausjteuern, von den Eltern empfangen, auf welche die jüngeren 
eventuell auch einen gewiſſen rechtlichen oder wenigſtens moralifhen Anſpruch haben und 
die ihnen von den Elten, wenn fie es erlebten, auch unzweifelhaft zugewendet werben 
würden. Wenn bier der Geber vorher ftirbt, fo ift es in der Billigfeit und aud im 
Willen des Berftorbenen felber in der Negel begründet, daß jener Vorempfang bei der Be- 
erbung mit in Betracht gezogen und dem Empfänger zur Ausgleihung bei der Erbteilung 
mit angerechnet oder von ihm in die Erbmafje mit eingeworfen werden muß. Dies heißt 
Kollation. Man darf dabei nicht von dem Gedanken ausgehen, als ob die Eltern ihr Ver- 
mögen den Kindern jtets gleihmäßig zumenden müßten oder wenigitens follten oder wollten 
und daher jede Ungleichheit bei der Beerbung ausgeglichen werden müßte. Die Eltern 
fönnen, wenn fie wollen, fei es mit oder ohne Grund, einzelne Kinder nad Belieben be— 
vorzugen, die Nechte der Kinder find auf Alimentation, Ausfteuer und Pflichtteil befchränft. 
Das Prinzip kann daher nur fein, daß die nicht gewollten und nicht beabjichtigten Bevor- 
zugungen durch die Kollation befeitigt werden. 

Im römischen Rechte war ein folcher Vorempfang bei den Kindern in der väterlichen 
Gewalt, folange deren abjolute Vermögensunfähigfeit dauerte, gar nicht möglich, wenigjtens 
nur bejchränft bei den Töchtern in betreff der dos. Bei den Gmancipierten dagegen 
bildeten nicht nur die Geſchenke und Ausſteuern, die fie bei oder nad der Emanci— 
pation vom Vater befamen, einen Vorempfang, fondern man fonnte bei ihnen überhaupt 
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alles, was fie irgendwie erwarben, wie ein Geſchenk vom Bater anſehen, da ja, wenn fie 
in der Gewalt geblieben wären, alles dem Vater gehört hätte und in feine Erbichaft ge: 
fallen wäre. Es war daher natürlich, daß der Prätor, ald er den Emancipierten ein Erb» 
recht neben den sui gab und deren Erbrecht dadurch fchmälerte, den Emancipirten auferlegte, 
ihr ganzes Vermögen bei der Beerbung des Waters den sui zu konferieren (collatio bo- 
norum emaneipati). Diefe Kollation mußte aber mit der Einführung der Vermögens- 
fähigfeit der Hausfinder allmählich ſchwinden und ift im Suftinianifchen Rechte ganz auf 
die Gejchenfe des Vaters an die Emancipierten beichräntt. Sie hat felbit hier bei der 
Möglichkeit der Konvalescenz der Gefchenfe an die sui feinen rechten Grund mehr und muß 
bei uns ganz wegfallen, wern man jolde Schenkungen als fofort gültig anfieht. 

Im fpäteren römischen Rechte ift nun aber auch die allgemeine gegenfeitige Kollation 
des Vorempfangs für alle Defcendenten und bei Beerbung aller Ajcenventen ohne Rückſicht 
auf väterlihe Gewalt im Anjchluffe an die alte collatio dotis zu einer gewiſſen Ausbil: 
dung gekommen. Cie ift zunächſt vom Kaifer Zeo für dos und donatio propter nuptias, 
denen danm Nuftinian eine gefaufte militia gleichftellte, eingeführt, alfo für die Haupt- 
gegenftände der Verforgung der Kinder. Sonftige Schenfungen („simplex donatio“) wurden 
nicht fonferiert, wenn es der Schenfer nicht bejonders angeordnet hatte. Juſtinian fehrieb 
die Kollation der einfahen Schenfungen aber auch geſetzlich wenigftens zur Relompenfation 
der Ausjteuer für den Fall vor, daß der eine Dejcendent nur eine Ausfteuer, der andere 
nur eine einfache Schenkung erhalten hat, für alle fonft hier möglichen Fälle und Kombina- 
tionen jedoch nit. Zu welchen Zweden und Verwendungen folche „einfahe” Schenkungen 
gemacht werden, tft gleichgültig; nur iſt alles das, was die Eltern den Kindern zur Alimen- 
tation geben, d. h. zum Lebensunterhalte, zur Erziehung, zum Unterricht u. ſ. w., überhaupt gar 
feine Schenkung, weil ja die Eltern zur Alimentation verpflichtet find, und fällt daher gar 
nicht unter die Kollation. Indeſſen fann jeder Erblafjer die Kollation durch letztwillige 
Erklärung nad Belieben erweitern oder bejchränfen; doc foll fie auch ohne das bei tefta= 
mentarifcher Succejjion ebenfo eintreten wie bei der ntejtatbeerbung. immer aber bleibt 
fie auf die Defcendenten beſchränkt; bei Seitenverwandten, Geſchwiſtern oder Neffen findet 
fie nie ftatt. Bei den Defcendenten aber müffen die Enfel nicht nur ihren eigenen Vor- 
empfang fonferieren, jondern auch den ihrer Eltern, falls er auf fie gefommen it. 

Das ältere deutihe Recht fannte gleichfalls ſchon eine Kollation, aber nur für den 
Vorempfang, der bei der „Abjonderung” eines Kindes vom Familienvermögen zur Aus- 
ftattung als WVorausgabe auf den fünftigen Erbteil gegeben war!, hier aber ohne Unter- 
fchied, ob an Söhne oder Töchter und ob als Ausitattung zur Ehe oder zur Begründung 
oder Unterftügung eines felbftändigen Yebensjtandes. Einfache Schenfungen wurden dagegen 
nie fonferiert. Mit der Reception des römischen Nechts hat auch das römische Kollations— 
recht Geltung erlangt, doch ift die alte Ausftattung unter dem Namen subsidium paternum 
beibehalten, freilihd mit mehr oder weniger Unklarheit und namentlich nicht als der alte 
allgemeine Begriff, jonden im Gegenfage zu der römifchen dos und donatio propter 
nuptias als Ergänzung der römischen Beitimmungen. Die ältere Theorie und Praris ging 
vielfach noch weiter und forderte Kollation von allem, was ein Defcendent vom Afcendenten 
erhalten hätte, fofern fie nicht von dieſem felber oder vom Geſetze ausgeichlofien wäre, wie 
namentlich bei allen Alimenten. Die neuere Zeit iſt wieder zu dem Prinzipe der Aus— 
ftattung zurüdgefehrt, ebenſo auch ſchon die neueren Gefehbücher, wenn auch mit manden 
Verichiedenheiten. 

Infolge der prinzipiellen Verſchiedenheit des klaſſiſchen und des heutigen Kollations- 
rechts iſt im einzelnen vieles ftreitig. Insbeſondere fragt es ſich, ob zu fonferieren fei die 
beim Tode des Erblaſſers nod vorhandene Bereicherung des Kollationspflichtigen oder der 
Wert, den das Konferendum beim Empfang hatte. Die Stellen, melde in die Pandekten 
aufgenommen find, beſagen das erftere; der modernen dee, daß der Vorausempfang gleich: 
fam eine Abichlanszahlung auf den fünftigen Erbteil gebildet habe, entfpricht das letztere. 
Ar PA u ill a I 13 $ 1; Schmwabenfpiegel Art. 148 (Laßberg); Leiſt a. a. D. ©. 295 
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ferner iſt beitritten der Teilungsmaßitab bei der Kollation für den Fall, daß neben den 
Defcendenten noch Dritte, nicht follationsberechtigte Perfonen, 3. B. eine Witwe, miterben. 
Die einen mollen folche nicht mitgezählt wiſſen, wie es nad klaſſiſchem Nechte galt und 
von Juſtinian nachgefchrieben ift, die andern wollen den auf den Dritten fallenden Anteil 
des Stonferendums dem Kollationspflichtigen belafjen; nad) der eriteren Anficht befommt der 
Kollationsberechtigte, nach der zweiten der Kollationspflihtige vom Konferendum mehr, als 
er befommen würde, wenn der Erblaffer die Zuwendung gar nicht gemacht hätte. Endlich 
iſt nach den Vorfchriften der Pandektentellen die Ausführung der Kollation durch Kaution 
der Einbringung des Konferendums zu bewirken, fo daß der Pflichtige möglichermeife mehr 
zu leiften hat, als er aus der Erbjchaft erhält; für das heutige Necht behaupten aber viele, 
daß die Kollation nur noch durd Anrechnung des Konferendums auf den Erbteil erfolgen 
dürfe, mithin der Wert des Vorempfangs, joweit er den des Erbteils überfteigt, nicht zu 
fonferieren fei. — Bei allen drei ‚ragen ift die zweite Meinung innerlich beſſer berechtigt, 
aber den widerfprechenden Uuellenjtellen gegenüber ſchwer zur Geltung zu bringen. In der 
neueren Gejetgebung iſt fie überwiegend angenommen, im Entwurf des bürgerlichen Geſetz— 
buchs nur bei dem eriten und dritten Punfte. 


2. 


Das Deutice Privatrecht. 


Don 


Reichsgerichtsrat Dr. I, Fr, Behrend 
in £eipzia. 


l. Begriff und Fitteratur. 


8 1. Das in Deutfchland geltende Privatrecht beruht zum Teil auf einheimischen, 
zum Teil auf fremden Quellen. Hierauf gründet fich die feit Anfang des vorigen Jahr— 
hunderts übliche Verteilung des gefamten Privatrechtäftoffes in zwei getrennte Disciplinen: 
die Pandeften und das deutfhe Privatrecht. Dieſe Scheidung ift mehrfah angefochten 
und es find wiederholte Verfuche gemacht, das ganze Privatreht in einem einheitlichen 
Syſtem zur Darftellung zu bringen. Diefelben haben ſich indes ſämtlich nicht bewährt, 
denn ſchon die große Verfchievenartigfeit der Quellen bewirkt, daß bei einer folden Dar: 
ftellung das eine oder das andere Element notwendig eine Verkürzung erleiden muß. Erft 
wenn mir ein einheitliches nationales Geſetzbuch befiten werden, wird es gejtattet fein, jene 
beiden Disciplinen lediglih als Vorftufen für den Aufbau einer einheitlichen nationalen 
Rechtswiſſenſchaft zu betrachten. 


8 2. Die Quellen des deutjchen Privatrehts gehören teil3 dem gemeinen, teils 
dem PBartifularreht an. Zum gemeinen Recht werden bier diejenigen Satzungen ge 
rechnet, welche auf einer formell für ganz Deutfchland verbindlichen Autorität beruhen und 
zur Geltung in ganz Deutſchland beftimmt find. Dahin gehört a. das gefchriebene Reichs— 
recht, d.h. die bis zur Auflöfung des Deutfhen Reichs zu ftande gefommenen Reichsgeſetze. 
Diefelben fommen hier nur foweit in Betracht, als fie privatrechtlichen Inhalts find. In— 
ſoweit aber find fie durch die inzwifchen ftattgehabten politifchen Veränderungen nicht auf- 
gehoben. b. Das gemeine Gewohnheitsreht. Von diefem ift nur der Teil zu berüdfichtigen, 
bei welchem fi die in gemeinfamer Übung hervortretende Nechtsüberzeugung der Nation 
nicht bloß receptiv, fondern produktiv verhalten hat, alfo nicht die fremden Nechte, die 
gleichfalls mwejentlih auf dem Wege des Gemohnheitsrechts in Deutfchland zur Annahme 
gelangt find. 


83. Infolge der Kodififationen hat fi ein großer Teil Deutſchlands von der 
Grundlage des gemeinen Rechts äußerlich losgefagt. Lebteres fommt in den Gebieten der 
fodifizierten Rechte nicht mehr als Entfcheidungsquelle zur Anwendung, gilt aber auch in 
den Ländern des gemeinen Rechts nur als fubfiviäre Norm, jo daß partikularrechtliche Be— 
jtimmungen den Borzug haben. 


54 Neues gemeines Recht für ganz Deutſchland kann gegenwärtig nicht mehr 
entjtehen, weder auf dem Wege der Geſetzgebung, da es an einer zuftändigen gejeggebenden 
Gewalt fehlt, no als Gewohnheitsrecht, letzteres ſchon deswegen nicht, weil das Gewohn— 
heitsrecht in verfchiedenen deutfchen Rechtsgebieten (Öfterreichifches und Sächfifches bürgerliches 
Geſetzbuch, Badiſches Landrecht) überhaupt nicht mehr als Nechtäquelle anerkannt wird. Da- 


568 Ill. Das Privatrecht. 


gegen hat dur die Schöpfung des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
Neihes der größte Teil Deutſchlands ein Organ für die Bildung gemeinen Rechts er- 
halten. Die Gefege, welche vom Deutfchen Reiche innerhalb feiner Kompetenz erlafjen 
werden, find für alle zum Neichsgebiet gehörigen Yänder rechtsverbindlih mit der Wirkung, 
daß fie den Landesgejehen vorgehen. Die Kompetenz der deutichen Neichsgefeggebung er- 
jtredt fi) gegenwärtig auf das gefamte bürgerliche Necht. 


85 Partikularrechtlich find alle diejenigen Rechtsnormen, die entweder nur 
für einen Teil von Deutſchland bejtimmt find oder ihre Geltung nur von einer für einen 
Teil von Deutjchland verbindlichen Autorität ableiten. Verſchiedene, ja ſelbſt alle Bartikular- 
rechte fünnen in weiterem oder geringerem Umfange miteinander übereinjtimmen, ohne ihren 
Charakter ald Partifularreht zu verlieren. Die Übereinftimnmung fann entweder bloß auf 
einer Gleichartigfeit der hiſtoriſchen Entwidlung beruhen oder eine direft beabfichtigte fein; 
jie kann ſich lediglich auf den Inhalt oder auch auf den Wortlaut des Ausdruds erftreden. 
Man jpriht in all diefen ‚Fällen von einem gemeinfamen oder materiell gemeinen im 
Gegenfag zum formell gemeinen Hecht. 


8 6. Zum Bartikularreht in diefem Sinne gehören a. die befonderen Rechte einzelner 
deutſcher Länder und fleinerer Kreife innerhalb derjelben (Provinzial:, Lokal-, Statutar- 
rechte) ; b. die Grundgeſetze des ehemaligen deutſchen Bundes, ſowie die einzelnen Bundes— 
beſchlüſſe, da es nad der richtigen Anficht einer befonderen Einführung und Publikation 
bedurfte, um diefelben zu einem Bejtandteil des geltenden Rechts in den einzelnen zum 
Bunde gehörigen Staaten zu machen; e. aus demjelben Grunde die durd freiwillige Über- 
einfunft zu ſtande gebrachte aleihförmige Geſetzgebung. 


87T. Die Grundlagen für eine Daritellung des deutfchen Privatrehts können 
nicht bloß aus den Quellen des formell gemeinen Rechts entnommen werden, jondern es 
find auch die Bartikularrechte zu berüdjichtigen, fofern in ihnen das nationale Rechtsbewußt— 
jein Ausdrud gefunden hat. Dies ift der Fall nicht nur bei der direft aleichförmigen Ge— 
jegebung, fondern in noch viel höherem Maße bei derjenigen Nechtsentwidlung, welche, ob- 
wohl in den Einzelheiten voneinander abweichend, doch auf denjelben hiſtoriſchen Veran— 
lafjungen und deshalb auch auf gleihen Prinzipien beruht. Diefe Prinzipien enthalten fein 
unmittelbar anmwendbares Recht, denn fie find nur anwendbar, fofern und fomeit fie fih in 
einem bejtimmten PBartifularrecht verwirklicht haben. Gleihwohl find fie von großer Wichtig- 
feit, ſowohl weil fie die treibenden Kräfte unferer Nechtsbildung darftellen, als auch meil 
fie das Hauptmittel für die wiſſenſchaftliche Erkenntnis der Partikularrechte enthalten. Auch 
in den neueren Kodififationen find vielfach nationale Rechtsanſchauungen ausgeprägt. 


88 Die Yitteratur des deutſchen Privatrehts beginnt mit Georg Beyer, der 
zuerft im Jahre 1707 an der Univerfität zu Wittenberg Vorlefungen hierüber gehalten hat. 
Seitdem hat fich dieſe Disciplin auf den Univerfitäten eingebürgert und litterarifch ift in 
den verjchiedenjten Nichtungen an der Fortbildung derjelben gearbeitet worden. Aus dem 
vorigen Jahrhundert find in dieſer Hinficht befonders Pütter, Seldomw und Runde 
zu nennen. In diefem Jahrhundert eröffnet Cihhorn wie überhaupt in der germanitifchen 
Rechtswiſſenſchaft jo auch für das deutſche Privatrecht eine neue Periode, in welcher an der 
Hand ſolider geichichtliher Forschung auch für die Inſtitute des geltenden Rechts ein er: 
weitertes Verjtändnis eröffnet worden ift. Daß die von ihm gegebenen Anregungen nicht 
fruchtlos geblieben jind, beweifen neben zahlreichen monographiichen Arbeiten bejonders die 
Yehr- und Handbücher von Gerber, Bejeler, Bluntjdli, Gengler, Stobbe, 
Noth, wie auch die Bearbeitungen der Partikularrechte. 


Gerber, Wiſſenſchaftliches Prinzip des gemeinen deutichen Privatredhts. 1846: Wächter, Ge- 
meines Hecht Deutſchlands. 1844 und Württembergiihes Privatrecht I 13 ff.; Bruns, Art: Ge 
meines Recht, in Erich und Grubers Encyflopädie Sektion I, Bd. LVII S. 213; Rüdert, Begriff 
des gemeinen deutichen Privatrechts. 1857. — Stobbe, Geichichte der deutichen Nechtsauellen II 414. — 
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Beyer, Delineatio iuris Germ. 1718 (1723); Pütter, Elem. iuris priv. Germ. hod. 1776; Sel- 
chow, Elem. iuris Germ. hod. 1798; Runde, Grundfüße des ——— deutſchen Privatrechts. 
1829; Eichhorn, Einleitung in das deutſche Privatrecht. 1845; Mittermaier, Grundſätze des 
gemeinen deutihen Privatrechts. 1847; Gerber, Syſtem des deutfchen Privatredhts. 15. Aufl. 1886; 

efeler, Syſtem des gemeinen deutichen Privatrechts. 4. Aufl. 1885; Bluntſchli, Deutiches Privat— 
recht. 3. Aufl. beforgt von Dahn. 1864; Thöl, Einleitung in das deutihe Privatrecht. 1851; 
Gengler, Lehrbuch des deutichen Privatredts. 18545; Derjelbe, Deutiches Privatreht in 
feinen Grundzügen. 3. Aufl. 1876; Walter, Syſtem des gemeinen deutihen Privatrechts. 1855; 
Hillebrand, Lehrbuch des heutigen gemeinen deutichen Brivatrechts. 1865; Stobbe, Handbud des 
deutichen Privatrehts. Fünf Bände. Bd. 1 und 2 in zweiter Aufl. 1878—85; Roth, Syitem des 
deutichen Privatrechts. Bis jetzt 2 Bde. 1880 u. 81. Grundriffe des deutichen Privatrehts von 
Kraut (Quellenanthologie) 5. Aufl. 1872; Gareis 1377; Dahn 1878; Franklin, Geſchichte und 
Syſtem des beutichen Drivatrechtß. 2. Aufl. 1882. Namentlich der — Grundriß enthält 
einen zuverläſſigen Wegweiſer für die Litteratur und Geſetzgebung. Bedeutend für die hiſtoriſche 
Entwicklung der Vrivatrechtsinſtitute: Heusler, Inſtitutionen des deutſchen Privatrechts. 2 Bde. 
1885. 86; — als Quellenmaterial: Lörſch und Schröder, Urkunden zur Geſchichte des deutſchen 
Privatrechts. 2. Aufl. 1881; — für das neue Neihäreht: Dreyer, Das deutihe Reichscivilredht. 
1874; Mandry, Civilrechtlicher Inhalt der Neichsgelege. 3. Aufl. 1885. Aus der Yitteratur der 
Bartitularrechte mögen befonders für das preußiiche Recht Bornemann, Koch, Förſter (neuer- 
dings von Eccius herausgeg.), Dernburg, Fiſcher; für das öſterreichiſche Recht Unger; für 
das bayeriiche Roth: für das württembergiihe Wächter und für das medlenburgiiche 
Böhlau genannt werden. — Zeitichrift für deutiches Recht und deutſche Rechtswillenichaft von 
Reyſcher, Wilda, Beieler, Stobbe. 20 Bde. 1839—1361. — Schröder, Rechtskarte von 
Deutichland. Gotha 1870. 


11. Allgemeiner Teil. 


8 9. Rechtsnormen ergeben ſich entweder aus einer Satzung der zuftändigen Gewalt 
oder aus einer in der Übung zum Ausdrud fommenden NRechtsüberzeugung der Kreife, in 
denen fi die Nechtsbildung vollzieht. Hierauf beruht die bereits den Römern befannte 
Scheidung in gefchriebenes und ungeihriebenes Recht, die zunädft in dem Gegen- 
fat zwiſchen Gefet und Gemwohnheitsreht, dann aber ebenfo auch bei dem autonomifchen 
Recht (J 11) hervortritt. 

Geſetz nennen wir eine durch die zuftändige Staatsgewalt geſetzte Nechtöregel. m 
fonjtitutionellen Staat verjteht man hierunter die Satzungen der gejeßgebenden Gewalt im 
engeren Sinne, im Gegenfat zu den Verordnungen oder Erlaffen, d. h. Anordnungen des 
Staatsoberhauptes oder der Staatsbehörden, die aber aud, ſofern ihnen die Befugnis zur 
Setzung von Rechtsregeln, ſei es unter bejonderen Vorausjegungen oder für gewiſſe Fälle, 
delegiert ift, die Bedeutung von Gejegen haben. Zur Verbindlichkeit eines Gefeges gehört 
die Bublifation, die in monardifhen Staaten ſtets dem SHerrfcher, in betreff der 
Reichsgeſetze dem Kaifer zufteht. Zur Zeit beftehen in allen deutichen Staaten amtliche 
Jublifationsorgane (Gefegfammlungen, Gefegblätter), dazu feit 1867 für das Deutfche 
Reich das Neichsgejegblatt. Falls das einzelne Geſetz feinen andern Geltungsbeginn be- 
ftimmt, treten die Neichögefege mit Ablauf des vierzehnten Tages nad dem Cricheinen des 
betreffenden Stüdes des Reichsgeſetzblattes in Kraft. Gleiches gilt zum Teil auch für die 
Landesgeſetze. 

Die Frage, ob ein Geſetz vorliegt, hat der Richter bei der Rechtsanwendung von 
Amts wegen zu prüfen. Die Prüfung hat ſich unter Umjtänden auch auf das verfafjungs- 
mäßige Zuitandefommen des Geſetzes zu richten. Die Landesverfafjungen, wie z. B. die 
preußifche, entziehen dem Richter diefe Prüfung bisweilen in betreff der gehörig verfündeten 
landesherrlihen Verordnungen. Dem gemeinen Recht und dem heutigen Reichsredht iſt eine 
derartige Beichränfung unbekannt. 

Bezüglih der Entſtehung des Gemwohnheitsrehts bietet das deutihe Necht 
feine Bejonderheiten dar. Das aus einigen Stellen des fanonifchen Rechts hergeleitete Er- 
fordernis einer consuetudo legitime praescripta hat zwar in einzelnen Bartifularrechten, 
nicht aber im gemeinen Recht Anerkennung gefunden. Häufig wird ald eigene Art des 
Sewohnheitsrehts die Obſervanz oder das Herfommen genannt; indes iſt in der 
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That fein Bedürfnis vorhanden, diefe Art des Gewohnheitsrechts beſonders auszufceiden. 
Man pflegt bei dem Ausdrud Obfervanz oder Herfommen an verjchievene Dinge zu denfen 
und diefelben zum Teil in unflarer Weife miteinander zu vermifhen. Man verjteht näm- 
lid) darunter a. dasjenige Gewohnheitsrecht, welches ſich in fleineren örtlichen Kreifen oder 
in dem Kreiſe der Genofjen eines beftimmten Standes oder Berufes bildet; b. die lang: 
jährige Ausübung einer Befugnis, die im Verlaufe der Zeit zur Begründung fubjektiver 
Rechte führen fann; ce. das ungefchriebene autonomische Recht ($ 11). Hierher gehört die 
Obſervanz nur in dem erften Sinn, fällt aber in diefem auch ganz unter den allgemeinen 
Begriff des Gewohnheitsrehts und iſt binfichtlih der Bedingungen wie binfichtlih der 
Wirkſamkeit demjelben völlig gleichzuſtellen. Im einzelnen Falle fann es allerdings 
Schwierig fein, zu unterfcheiden, ob eine ſolche Objervanz oder nur ein Herkommen im 
fubjeftiven Sinne vorliegt; diefe Schwierigkeit hat aber auf die Begriffsbeftimmung feinen 
Einfluß. 

Ein eigentümlihes Mittel zur Erkenntnis des Gemwohnheitärehts find die Nedts- 
fprihmwörter (paroemiae iuris). Sie enthalten den furzen, volfstümlihen Ausdrud 
eines Nechtsfates und können daher als Zeugnifje für das Vorhandenſein gewohnheitsredht- 
licher Bildungen benußt werden. Doch erfordert ihre Anwendung ſchon wegen der in der 
Regel vieldeutigen Faſſung einen nicht geringen Grad von Vorfiht. Auch it es bei der- 
artigen fprihmwörtlichen Außerungen des Voltsbewußtfeins oft ſchwer zu jagen, ob fie wirf- 
lich juriftiiche oder allgemeine ethijche oder mirtjchaftlihe Anfchauungen wiedergeben oder 
bloß den Ausdrud von Erfahrungsfägen darbieten. 


8 10. Die Frage, ob eine übereinftimmende Jurisprudenz, fei es in der Kund— 
gebung theoretifcher Anfichten (communis doctorum opinio), fei e8 in den Außerungen 
der gerichtlichen Praris (usus fori), im ſtande ift, Rechtsſätze zu erzeugen, und ob diejelbe 
demnach zu den Rechtsquellen zu zählen ift, reicht zwar über das Gebiet des deutjchen Pri- 
vatrechts hinaus, pflegt aber hier mit bejonderer Lebhaftigkeit erörtert zu werden. Bon 
denen, die diefe Frage bejahen, werden die auf jene Rechtsquelle zurüdzuführenden Nechts- 
fäge als Juriſtenrecht bezeichnet, welhem das unmittelbar auf der Volfsüberzeugung 
beruhende Volksrecht gegenübergeftellt wird. Bejeler definiert das erjtere als eine in 
längerer gerichtlicher Übung ſich äußernde rechtliche Überzeugung des Jurijtenftandes und be- 
trachtet dasſelbe als eine Art des Gewohnheitsrechts. Bei fonfequenter Durchführung diejer 
Anfiht muß man die Säte des fogenannten Juriftenrehts als ſolche für anwendbar er- 
achten, aud) dann, wenn fie wiffenfchaftlich nicht begründet find und mit der Volfsüberzeu- 
gung nicht übereinjtimmen. Eine ſolche Bedeutung fommt aber weder der Theorie nod der 
Praris zu, die vielmehr beide nur die Aufgabe haben, das wirklich vorhandene Recht zu 
finden und ausjufprehen. Beide haben daher einen Anfprud auf Geltung nur, wenn und 
foweit fie dem vorhandenen Nechte entiprechen. Bofitive Gefeße haben allerdings zumeilen 
den Präjudizien der oberjten Gerichtshöfe eine weitergehende Autorität eingeräumt; auch 
läßt fich nicht leugnen, daß die Entftehung und Ausbildung einzelner deutſchrechtlicher In— 
ftitute, wie 3. B. der Erbverträge und der Familienfideikommiſſe, durch die Juriften und 
zwar zum Teil auf Grund unrichtiger juriftifcher Konftruftionen weſentlich gefördert worden 
ift. — Den vorftehenden Grundjägen entiprehend binden auch die Urteile des Neichsgerichts 
regelmäßig meder den oberjten Gerichtshof felbjt noch die übrigen Gerichte des Reiche. 
Ausnahmen finden nur ftatt a., wenn das Neichigericht unter Aufhebung des früheren Ur: 
teils eine Sache zur andermweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht 
zurüdvermeijt (Givilproßordnung $ 528; Strafprogefordnung $ 396), und b. wenn die ver- 
einigten Civil- oder Strafjenate oder das Plenum des Reichsgerichts eine ftreitige Rechts: 
frage entſcheiden (Gerichtsverfaflungsaefeg $ 137 in der Faſſung des Gefeges vom 17. März 
1886). 


811. Autonomie bedeutet dem Wortfinn nad urſprünglich foviel wie Souveränität 
oder das Recht eines Staates, nad) feinen eigenen Geſetzen zu leben (molıreia aurdvouos). 
Gegenwärtig aber verjteht man darunter die Befugnis, objektive Nechtsfäge feitzuftellen, 
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welche gewiſſen Behörden, Korporationen oder gar einzelnen phyſiſchen Perfonen eingeräumt 
fein fol. Als Unterarten der Autonomie im Sinne von gefchriebenem und ungefchriebenem 
Recht werden gemöhnlih Statut und Objervanz ($ 9) geichieden. Im einzelnen wird die 
Befugnis, autonomifche Satzungen hervorzubringen, a. dem hohen Adel zugejchrieben, fofern 
demjelben das Necht zufteht, über feine Güter- und Familienverhältniſſe verbindliche Ver- 
fügungen zu treffen; b. Behörden (richterlihen und Verwaltungskollegien) in Bezug auf 
die Formen ihres Gefchäftsganges; ec. einzelnen Korporationen rüdfichtlid ihrer innern An- 
gelegenheiten. Dieſe Aufzählung wirft indes Verſchiedenartiges zufammen. 

Im Mittelalter beruhte infolge der unvolllommenen Wirkffamteit des Staatsorganismus 
ein großer Teil der Nechtsentwidlung auf autonomifchen Satungen. Je mehr indes der 
Staat und feine Organe die gejamte Rechtsbildung zu beherrihen und am fich zu ziehen 
fuchten, deſto mehr trat diefe Art der Nechtsbildung zurüd. Im heutigen Rechte findet der 
Begriff der Autonomie auf die Verfügungen des hohen Adels ($ 14) und auf diejenigen 
Korporationsfagungen Anwendung, die ihre verbindliche Kraft nicht lediglich aus der Unter- 
werfung der Mitglieder unter den Korporationsmillen herleiten. In letzterem Sinne fteht 
Autonomie für einen befchränften Kreis von Nechtsverhältniffen gewiſſen öffentlichen Korpo— 
rationen (Gemeinden, Zünften, Univerfitäten), nicht dagegen den fogenannten Privatlorpo- 
rationen (Aftiengefellichaften, Gewerkſchaften, gewerblichen und wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften) 
zu. Die zu b. genannten Anordnungen der Behörden find ganz auszufceiden. 


8 12. Im Falle einer Kollifion verſchiedener Nechtöquellen desſelben Rechts— 
gebietes hat diejenige den Vorzug, welche für den fleineren örtlichen Kreis bejtimmt ift, jo 
daß das gemeine Recht erft in letter Neihe zur Anwendung fommt. Dieſe Stufenfolge 
von den partifulärjten Normen aufwärts ift in dem Rechtsſprichwort angedeutet: Willkür 
bricht Stadtrecht, Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht gemeines Recht. Cine Aus- 
nahme findet jtatt, wenn ein Rechtsſatz die örtlichen Verfchievenheiten innerhalb feines 
Geltungsgebietes befeitigen will. Dies iſt in Ermangelung einer anderweiten Beitimmung 
bei den heutigen Neichögefegen immer anzunehmen (Reichsverfaſſung Artifel 2). — Die 
Frage, ob dann, wenn die fremden Nechte und namentlich das römische Recht mit Süßen 
des deutjchen Rechts in Widerfpruch treten, erjtere oder lettere anzumenden jeien, ijt bier: 
mit nicht beantwortet; diejelbe läßt fich aber überhaupt nicht nach allgemeinen Regeln ent- 
ſcheiden, ſondern iſt für jeden einzelnen Fall und für jedes einzelne Rechtsgebiet befonders 
zu löfen. — Die in der Regel jowohl in den Pandekten wie in den Yehrbüchern des 
deutichen Privatrecht vorgetragene Lehre von den zeitlichen und örtlichen Grenzen für die 
Wirkfamfeit der Nechtsfäte beruht auf Grundfäsen, die weder fpeciell dem römifchen noch 
dem deutjchen Rechte angehören. In Bezug auf die räumlichen Grenzen, welche der Wirk— 
ſamkeit der Geſetze zu ziehen find, ftehen wir inmitten einer Entwidlung, an der alle dem 
Weltverfehr angehörigen Nationen beteiligt find und fich der Mehrzahl nad aud aktiv durch 
Geſetzgebung, Wiſſenſchaft, Rechtſprechung beteiligt haben. Schreibt man den Rechtsſätzen 
ein örtliches Geltungsgebiet zu, fo mag es als der nädjitliegende Gedanke erfcheinen, daß fie 
zur Anmendung in den Gerichten des betreffenden Gebietes beftimmt find. Tiefer und ma- 
teriell gerechtfertigter ift aber die Auffaſſung, welche die Herrichaft der Rechtsſätze nad) der 
räumlichen Angehörigfeit der Nechtäverhältniffe zu bemeſſen ſucht. Diefe Auffaffung lag 
bereits, wenn auch undeutlih, der Theorie von der Statutenfollifion zu Grunde. Als 
Hares Prinzip iſt fie zuerft von Savigny ausgefprodhen und darf ſeitdem nicht bloß in 
Deutſchland als die herrſchende bezeichnet werden. Die einzelnen Folgeſätze aus dieſem 
Prinzip find freilich zum größten Teil höchft beftrittn. Bekker bemerkt mit Recht, daß 
wir uns hier vielfach einem noch „werdenden Weltrecht” gegenüber befinden. Kann nad 
dem Vorjtehenden der Richter häufig in die Lage fommen, auf die feiner Beurteilung unter: 
liegenden Rechtsverhältniffe fremdes Recht anzuwenden, jo darf ihm doch die Kenntnis des— 
felben nicht gleich der des einheimischen (iura novit euria!) zugemutet werden. Unbegründet 
ift dagegen, wenigitens als allgemein gültige Regel, die häufig aufgeftellte Vermutung, daß 
der Richter im Zweifel von der Übereinftimmung des fremden mit dem einheimischen Necht 
auszugehen habe. 
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8 13. Die Rechtsfähigkeit des einzelnen Menfchen unterlag im älteren deutfchen 
Necht vielfachen Abftufungen. Körperliche Zujtände, wie Geſchlecht, Rüftigfeit, Mißgeitalt, 
Krankheit, wirkten direft auf die Perfönlichkeit. Dazu famen die Einflüffe der Standes- 
und Religionsunterfchiede, der Unterjchied zwifchen Staatsangehörigen und Fremden u. dgl. 
In neuerer Zeit find diefe Unterfchieve bis auf wenige Reminiscenzen befeitigt. Als Regel 
gilt die Gleichheit vor dem Geſetz und die gleichmäßige Anerkennung der Perſönlichkeit bei 
allen Menfchen. 

Geburt und Tod bilden den Anfang und das Ende der Verjönlichkeit. Die Perſon 
entjteht mit der vollftändigen Trennung eines lebenden menſchlichen Weſens vom Mutter- 
leibe. Vitalität ift nur partifularrehtlih (Code eivil) erforderlih. Ebenfowenig madt 
das gemeine Necht die Annahme einer lebenden Geburt von beitimmten Lebenszeichen (Be- 
jchreien der vier Wände, Auffchlagen der Augen) abhängig. Andererjeits fennt dasjelbe 
auch nicht, wie das ſächſiſche und öfterreichiiche Mecht, eine Nechtövermutung dafür, daß das 
Kind im Augenblid der Geburt gelebt habe. — Schon vor der Geburt wird der Embryo 
als eine in der Entjtehung begriffene Perſönlichkeit rechtlich geſchützt; insbeſondere fünnen 
ihm vom Zeitpunkt der Gonception Vermögensrehte anfallen. Abmeichend vom gemeinen 
Recht, welches für den bei einer Erbteilung in Betradht fommenden venter drei Portionen 
offenhält, jchieben die meiften neueren Geſetzgebungen die Erbteilung felbjt folange hinaus, 
als die Schwangerjchaft andauert. 

In Bezug auf den Zeitpunft des Todes haben die neueren Geſetzgebungen meiſt 
die Vermutungen des römischen Rechts in betreff der fogenannten Kommorienten be: 
jeitigt und nehmen in den hierher gehörigen Fällen Gleichzeitigfeit des Abjterbens an. Nur 
das franzöfifche Necht ftellt für dieſe Fälle eine fomplizierte Abjterbeorbnung auf. Zur 
Annahme des Todes in den Fällen der Verfhollenheit bedarf es jet regelmäßig einer 
Todeserflärung, d. i. eines auf Grund eines Aufgebotsverfahrens ergebenden gericht— 
lichen Erfenntniffes Über die VBorausfegungen und Wirkungen desſelben beftehen indes fo 
verfchiedenartige Grundfäße in den deutſchen Partikularrechten, daß hier auf eine nähere 
Darlegung derjelben verzichtet werden muß. 

Zur Beurkundung der Geburt und des Todes dienen nad) dem Gejet vom 6. Februar 
1875 die Standesregifter. Die Eintragungen in diefelben find vom Standesbeamten 
auf die Anzeigen der hierzu verpflichteten Perſonen beziehungsweife Behörden zu bemirfen, 
nachdem er ſich von der Richtigkeit derfelben in geeigneter Weife überzeugt hat. Drdnungs- 
mäßig geführte Standesregiiter ſowie die aehörig bealaubigten Auszüge aus denjelben be— 
weifen die beurfundeten Thatſachen, vorbehaltlich des Nachweifes der Fälſchung, der Un— 
vihtigfeit des Cintrages oder der Erklärungen und eititellungen, auf Grund deren die 
Eintragung erfolgt ift. 

Ein Einfluß des Gefhlehts auf die Nechtsfähigfeit macht ſich in privatrechtlicher 
Hinficht gegenwärtig nur infofern geltend, als die Frauen regelmäßig von der Übernahme 
der Vormundichaften ausgefchlojfen find und bei der fonenannten fingulären Erbfolge (Lehen, 
Familienfideikommiſſe, Stammgüter, auch wohl Bauergüter) entweder gar nicht berüdjichtigt 
werden oder doch hinter den Männern zurüditehen. Der früher ſehr durchgreifende Einfluß 
des Geſchlechts auf die Handlungsfähigkeit ift, abgejehen von der durch das eheliche Ver— 
hältnis bedingten Abhängigteit der Frau vom Manne, bis auf geringe Überrejte befeitiat. 
Ganz aufgehoben iſt die Gefchlechtsvormundschaft über Unverheiratete ; auch die Beitimmungen 
über nterceffionen der rauen, die in Deutichland überhaupt nur in fehr modifizierter 
Geſtalt Aufnahme gefunden haben, gelten gegenwärtig nur noch in wenigen Gebieten. Als 
Beitpunft der Grofjährigfeit galten früher in Deutſchland ſehr verfchievdene Termine. Seit 
dem 1. Januar 1876 tritt auf Grund des Reichsgeſetzes vom 17. Kebruar 1875 die Grof- 
jährigfeit für alle Neichsangehörigen mit dem vollendeten 21. Yebensjahre ein. Ausnahmen 
follen nur für die Yandesherren, die Mitglieder der landesherrlichen Familien und der fürft- 
lihen Familie Hohenzollen nad) Yandesverfaffung und Hausgeſetzen jtattfinden. 


8 14. Als Stand nimmt eine befondere rechtliche Stellung jet eigentlih nur noch 
der hohe Adel ein. Zu demjelben gehören die deutichen Souveräne und die Standes: 
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herren nebſt ihren ebenbürtigen Familien. Der Begriff der Standesherren beſtimmt ſich 
nad dem im jahre 1806 geltenden Reichsſtaatsrechte. Cs find dahin zu rechnen: 1. die 
fogenannten Mediatifierten: diejenigen, die im Nahre 1806 reichgunmittelbares Terri- 
torium und auf Grund deſſen Reichsſtandſchaft hatten; 2. die jogenannten Subjizierten: 
die Häupter der Familien, die fich bereits vor Auflöfung des Neiches einer Yandesherrichaft 
fubjiziert hatten, aber objervanzmäßig dod no zum hohen Adel gezählt wurden (Hohen— 
Iohe, Schönburg, Stolberg-Stolberg, Stolberg-Wernigerode). Die Rechte der Standesherren 
find in der deutschen Bundesafte (Artifel 14) gemwährleiftet und unter den Schuß der Bundes- 
verfammlung gejtellt worden (Wiener Schlußafte Artifel 63). Mit dem Aufhören des 
deutſchen Bundes ift diefe Garantie weggefallen, dagegen iſt hierburdy der Fortbeſtand des 
Artifel 14 als Landesgejeb in den früher zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten nicht 
befeitigt. Nur haben freilid; die politiihen Vorrechte der Standesherren, gegen die ſich be- 
reits die Geſetzgebung des Jahres 1848 richtete, der Reichs- und Landesgefeggebung größten- 
teild weichen müffen. Ungefährbet find dagegen die lediglich ihre perfünlihe Stellung be- 
treffenden Berechtigungen und ihre privatrechtlichen Befugniffe. In dieſer Hinficht hat die 
Bundesafte 1. die fortdauernde Zugehörigkeit der Standesherren zum hohen Adel anerkannt 
und ihnen das Necht der Ebengeburt „in dem biäher damit verbundenen Begriff“ zu- 
geſtanden (deutlicher der franzöſiſche Tert: le droit de naissance &gale avec les maisons 
souveraines); 2. ihnen das Autonomierecht zuaefihert, und zwar find jomwohl ihre „nod) 
beftehenden Familienverträge” für gültig und die dagegen erlafjenen Verordnungen für un- 
anwendbar erklärt, wie ihnen die Befuanis gewährt ift, in Zufunft „über ihre Güter- und 
Familienverhältnifje” Verfügungen zu treffen, nur mit der Maßgabe, daß diejelben dem 
Souverän zur Kenntnisnahme vorzulegen find, der fie dann den höchiten Zandesitellen zur 
Nachachtung publizieren fol. Xettere Beitimmung hat vielfah Streitfragen hervorgerufen, 
auf die hier nicht einzugehen ift. — Erwähnt muß noch werden, daß die Autonomie des 
hohen Adels ſich nicht bloß in der Form von Familienverträgen, ſondern auch, vorwiegend 
in neuerer Zeit, in der Form von Hausgeſetzen d. h. einſeitigen Beliebungen des Familien⸗ 
oberhauptes äußert, daß ferner auch die Obſervanz in den hochadeligen Häuſern eine große 
Rolle ſpielt. Wenn der Artikel 14 ausdrücklich der beſtehenden Familienverträge erwähnt, 
ſo hat die Geltung der übrigen autonomiſchen Normen nicht ausgeſchloſſen werden ſollen. 

Es giebt gegenwärtig nur eine Art, wie die Eigenſchaft des hohen Adels begründet 
werden kann: Abſtammung von einem hochadeligen Vater aus ftandesmäßiger Ehe. Über 
den Beariff der lesteren val. 8 76. 

Die Berechtigungen des niederen Adels bejtehen gegenwärtig nur nod in dem An- 
ſpruch auf gewiſſe Titel und Prädifate, außerdem fommt in Betradht, daß einzelne ver- 
mögensrechtliche Inftitute, wie z. B. die Familienfideikommiſſe, fich vorzugsmeife in den 
Kreifen des niederen Adels eingebürgert haben, wenngleich fie nicht ausſchließlich auf die- 
ſelben bejchränft find. 


S 15. Die Neligionsunterfchiede find gegenwärtig für das Privatrecht wie 
für das öffentliche Recht bedeutungslos geworden. Den Juden, die früher vielfach zurüd- 
gefegt waren, wird jegt volle Gleichitellung in Bezug auf die bürgerlichen und jtaatsbürger- 
lichen Rechte mit allen übrigen Staatsangehörigen gewährt. Damit ift auch die Anwend— 
barkeit des bejonderen jüdischen Nechts fortgefallen, die ſich höchſtens vechtfertiat, inſoweit 
bei Rechtsgeſchäften eine mwillfürlihe Unterordnung unter ein anderes als das Yandesrecht 
ſtatthaft ericheint. 


8 16. Die Stellung der Fremden oder, wie fie in der Sprade des Mittelalters 
heißen, der Elenden war urfprünglich fehr ungünftig, da fie nicht zu der Nechtsgenofjen- 
ſchaft aehörten, innerhalb deren fie weilten, und ihres Rechtsſchutzes nicht teilhaftig waren. 
Der lebhaftere Verkehr der Nationen untereinander hat dazu geführt, den Fremden im all- 
gemeinen diejelben Rechte zuaugeftehen wie den Einheimischen, nur in einzelnen Beziehungen, 
wie namentlich in Bezug auf die Befugnis zum Erwerb von Grundeigentum, find die Frem— 
den häufig ungünftiger geftellt als die Einheimifchen, fonft pflegen nur im Wege der Re— 
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torfion oder des Gegenrehts Ausnahmen zu ihren Ungunften gemacht zu werden. Die 
Fremden, welche in einem andern Staat Grundbefig erworben haben, heißen Forenſen. 
Hinfichtlich ihres DVerhältnifjes zu dem Staat, in welchem die Grundftüde belegen find, wird 
zwifchen unvolljtändiger und volljtändiger Landſäſſerei (landsassiatus minus plenus und land- 
sassiatus plenus) unterfchieden, je nachdem die Forenfen bloß bezüglich der Grundftüde oder 
auch in anderen Beziehungen der lex und dem forum rei sitae unterworfen werden. Nach 
bisherigem Recht bildete die unmvollftändige Yandfäflerei die Regel; gegenwärtig fommt in 
prozefjualifher Hinficht der nicht bloß auf Forenfen in obigem Sinne anwendbare $ 24 der 
Reichscivilprozeßordnung in Betracht. Cine mit der alten Rechtlofigfeit der Fremden in 
Zufammenhang jtehende Abgabe ift der Abſchoß (gabella hereditaria s. detractus realis), 
welcher von außer Yandes gehenden Erbichaften erhoben wird. Somohl diefe Abgabe mie 
die bei der Auswanderung Einheimifcher zu entrichtende Nachjteuer (gabella emigrationis, 
detraetus personalis) find bereits durch Artifel 18 der deutfchen Bundesafte und durch 
einen Bundesbefhluß vom Jahre 1817 für fämtlihe zum früheren deutſchen Bunde ge: 
hörige Staaten aufgehoben und auch im übrigen durch Gefege und internationale Verträge 
vielfach bejchränft worden. Nach Artikel 4 der Neichsverfafjung unterliegen die Beftim- 
mungen über die Auswanderung nad außerdeutfchen Ländern der Beauffihtigung durch das 
Reich und der Neichögejebgebung. Beichränfungen finden gegenwärtig allein mit Rückſicht 
auf die Wehrpflicht ftatt. 


8 17. Die Bezeichnung für die rechtlihe Stellung der Staatsangehörigen ift In— 
digenat. Im Staatenftaat oder Bundesjtaat bejteht ein mehrfach abgejtuftes Indigenat, 
je nachdem es fih um die Zugehörigkeit zum Ganzen oder zu einem Gliede desfelben han- 
delt. Bereits das ältere Reichsſtaatsrecht kannte ein Reichs- und Territorialindigenat, nur 
verlor eriteres bei der abwärtsgehenden Macht des Neiches immer mehr an Bedeutung. Der 
frühere Deutfhe Bund als eine bloß völferredhtliche Verbindung bot feine Grundlage für ein 
gemeinfames Indigenat dar; einen gewifjen Erſatz gewährte die Bundesafte, infofern jie in 
wichtigen Beziehungen eine gleichmäßige Behandlung der Unterthanen deutfcher Bundesitaaten 
im gefamten Bundesgebiet anorbnete. (Bundesafte Artitel 18, Bundesbefhluß vom 23. Juni 
1817). In weiterem Umfang hat der Norddeutfche Bund und demnächſt das Deutjche Neid 
ein folches Indigenat geichaffen. Nach Artifel 3 der Reichsverfaffung befteht die Wirkung 
des gemeinfamen Indigenats darin, daf jeder NReichsangehörige in jedem Bundesjtaat als 
Inländer zu behandeln und demgemäß zum feften Wohnfit, zum Gewerbebetrieb, zu öffent- 
lichen Ämtern, zur Erwerbung von Grundftüden, zur Erlangung des Staatöbürgerrehts und 
zum Genuß aller fonftigen bürgerlichen Rechte unter denfelben Vorausfegungen wie der Ein- 
heimifche zuzulafien, auch in betreff der Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes demjelben 
gleich zu behandeln ift. Eine Sonderftellung der Fremden in privatrechtlicher Hinficht kann 
demnad gegenwärtig innerhalb des Deutfchen Neihes nur noch vorlommen, wenn es fid 
um Neichöfremde handelt. Die in Artifel 18 der Bundesafte und in den auf Grund des— 
felben ergangenen Bundesbeichlüffen den Bundesangehörigen gewährten Rechte jind noch jet 
für die Angehörigen derjenigen Gebiete von Bedeutung, die Beitandteile des Deutjchen 
Bundes waren, aber nicht zum Neiche aehören, freilih nur fomweit die neuere Reichs- und 
Landesgeſetzgebung nicht eingreift. Ausdrücklich refpektiert ift die bevorzugte Stellung der 
gedachten Perfonen in der Neichsgefetgebung über das Urheberrecht. 

Das Neichsindigenat jest die Staatsangehörigfeit in einem Bundesjtaat voraus, es jteht 
nur denen, aber auch allen denen zu, die des Staatsbürgerrehts in einem Bundesſtaat 
teilhaftig find. Die Bedinqungen für Erwerb und Berluft des Staatsbürgerrehts waren 
früher fehr verfchieden, in Preußen allein galten (feit 1866) acht verschiedene Gefeßgebungen ; 
fpeciell für die altpreußifchen Yandesteile war ein Gejeg vom 31. Dezember 1842 maß— 
gebend. Gegenwärtig gilt in diefer Beziehung ein einheitliches Recht: das Reichsgeſetz vom 
1. Juni 1870. Das Nähere hinfichtlih der Bedingungen für Erwerb und Verluft der 
Staatsangehörigfeit gehört in das Staatsrecht. 


8 18. Der Ehrbegriff des heutigen Rechts beruht wejentlih auf modernen An— 
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fhauungen. Hierbei find allerdings ſowohl römifche wie mittelalterliche Begriffe mit von 
Einfluß gewejen, indes darf weder das eine noch das andere Element als allein beitimmend 
betrachtet werden. Cine Schmälerung der Chrenrechte tritt gegenwärtig nur infolge von 
Ehrenftrafen ein, die Wirkungen der Ehrenminderung machen fich zum Teil auch im bürger- 
lichen Recht geltend (Unfähigkeit zur Übernahme vormundſchaftlicher Ämter, Ausfhluß von 
Innungen und Genofjenshaften). Von den hierher gehörigen Begriffen des römischen Rechts 
hat nur die turpitudo eine vereinzelte Anwendbarkeit behalten (nofficiofitätsquerel der Ge- 
ſchwiſter). Ganz ohne unmittelbare Bedeutung find die einfchlägigen Inftitute des älteren 
deutjchen Rechts; die Rechtlofigkeit fowie die Echtlofigfeit und FFrieblofigfeit gehören nicht 
mehr dem heutigen Necht an, die letere hatte noch in diefem Jahrhundert eine Analogie in 
dem aus Frankreich zu und herübergeflommenen, jett überall befeitigten Inſtitut des bürger- 
lihen Todes. Wohl aber fennt das heutige Reichsrecht eine Entziehung der Staats- 
und Reichsangehörigfeit (Laband, Staatöredht. 2. Aufl. 1167). Die früher fehr große 
Zahl der unehrlihen Gewerbe ift bereit3 jeit dem fechzehnten Jahrhundert durch Reichs— 
fchlüffe mehr und mehr vermindert worden, am längjten blieb dem Gewerbe des Schinders 
ein Mafel anhaften, aber auch diefer ift durch neuere Geſetze, denen freilih die Volfe- 
anſchauung nicht immer entſprach, aufgehoben worden. Ebenſo ift der der unehelichen Ge- 
burt anhaftende Mafel gegenwärtig bejeitiat. 


8 19. Den aus dem römischen Recht befannten Arten der juriftifhen Perſonen 
wird im deutſchen Necht vielfach unter dem Namen der Genoſſenſchaften eine eigene 
Art beigefellt, welcher man früher eine eigentümliche Mittelftellung zwiſchen Korporationen 
und Societäten anwies, während fie neuerdings von Beſeler als deutjchrechtliche Korpo- 
rationen oder als Korporationen, die nicht Gemeinden find, definiert werden. Richtig ift, 
daß der Afjociationstrieb in Deutjchland eine große Zahl von Geſtaltungen hervorgerufen 
hat und noch täglich hervorruft, welche dem römischen Recht unbefannt waren und bei denen 
es häufig zweifelhaft fein fann, ob fie unter den Gefichtspunft der Societät zu bringen oder 
als juriftiiche Berfonen aufzufajfen find. Denfelben ift charafteriftifih, daß fie mwejentlichx 
dem Vorteil der einzelnen Mitglieder dienen, gleichwohl aber nad) außen hin ald Ganzes auf- 
zutreten bejtrebt find. Höchſt beftritten ift, ob derartigen Vereinen auch ohne einen bejon- 
deren die Perfönlichkeit verleihenden Akt der Staatsgewalt der Charakter einer juriftiichen 
Perſon zufommt. Für gewiſſe Arten von Vereinen wird die befondere Verleihung durd eine 
allgemeine geſetzliche Vorfchrift oder eine fonjtige Nechtsregel erſetzt. So jteht nad) Reichs: 
recht den Innungen und den eingefchriebenen Hülfskaſſen Nechtsperfönlichkeit zu, nad) Yandes- 
recht vielfach den Gewerkſchaften, Deichverbänden, mandherlei land- und forftwirtfchaftlichen 
Verbänden. Aber auch wo ein derartiger Rechtsſatz ſich nicht nachweiſen läßt, iſt die Praris 
entjchieden geneigt, Vereine, die eine forporative Verfafjung haben und im Verkehr thatſäch— 
lich als Gejamtheit auftreten, wie juriftiihe Perfonen zu behandeln. De lege ferenda 
dürfte es fich empfehlen, nach dem Vorbild der bayerifhen und füchfischen Gefeggebung be- 
jtimmte Normen aufzuftellen, unter denen folche Vereine fih in äußerlich erfennbarer Weife 
zu juriftifchen Perfonen gejtalten können. — Iſt dem Beariff der Genofjenfchaft in dem er: 
örterten Sinne eine gewiffe Berechtigung nicht abzuſprechen, jo darf man ihn doch nicht noch 
weiter ausdehnen. m Leben pflegt man von einer Genofjenfchaft überall zu ſprechen, wo 
eine durch irgend welches Band zufammengehaltene menfchlihe Gemeinſchaft vorhanden ift. 
Ein Rechtsbegriff, der alle diefe Fälle umfaßt, läßt fich nicht aufitellen. Nicht zu billigen 
it e8 insbefondere, wenn man den Begriff der Genoſſenſchaft im Sinne einer forporativ 
abgefhlofjenen Perfonenverbindung auf die Familie des hohen Adels oder gar auf die 
Familiengemeinfchaft überhaupt anwendet. 


8 20. Eine hervorragende Stellung unter den juriftifchen Perfonen nehmen die Ge— 
meinden ein. Sie find einerjeits von MWichtigfeit ald Teile des jtaatlihen Verwaltungs— 
organismus, indem fie die Heinften Bezirke bilden, im welche fih die Staatsverbindung 
gliedert. Zugleih aber find die Gemeinden auch Korporationen und als ſolche Subjekte von 
Vermögensrechten. Sie haben, fofern fie direft zum Nuten der einzelnen Mitglieder be- 
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ftimmt find, neben dem Staatszweck auch eigene Intereſſen und ein jelbitändiges Yeben. 
Hiſtoriſch hat fih das Gemeindeleben jogar früher entwidelt ald der Staatsorganismus. 
Aus diefen beiden Gefichtspunften ergiebt fich einerfeits das nterefje des Staates an dem 
Gemeindeleben, andererjeits das Streben der Gemeinde nad Selbitändigfeit. Cine weile 
Gejeggebung muß beide Intereſſen zu vereinigen juchen. Die Modalitäten, unter denen Dies 
geichieht: die verjchiedenen Geitaltungen der Gemeindeverfaffung, gehören dem öffentlichen 
Recht an. Privatrechtlich erfcheint die Aufficht des Staates über die Gemeinden als ein 
Analogon der Obervormundichaft. Die neueren Gemeindegefeggebungen haben die Zahl ver 
Geſchäfte, bei denen die Gemeinden der Staatsgenehmigung bedürfen, erheblich bejchränft. 
Regelmäßig gehört dahin die Veräußerung von Grundjtüden und die Aufnahme von An 
leihen. 


8 21. Aus hofrechtlichen Verbänden hervorgegangen, ericheinen die Zünfte (In— 
nungen, Gilden, Gaffeln) im Mittelalter als Einungen, denen „in der Negel der Betrieb 
eines gewifjen Handwerks oder Gewerbes als Geſamtpflicht oblag und als Gejamtrecht zu: 
jtand“ (Gierfe). Recht und Pflicht hatten mwejentlich einen öffentlichen Charakter, wie denn 
auch die Genoſſenſchaft jelbit als Amt (ofieium) bezeichnet wurde. Won diefem Gefichts- 
punkt aus hatte der frühzeitig hervortretende Zunftzwang die Bedeutung, daß der Betrieb 
des Handwerks der Regelung durch die Zunft unterworfen wurde. m Yaufe der Zeit ent- 
fhwand das Bewußtſein, daß die Zünfte Träger des öffentlichen Yebens ſeien; aus dem 
Amt wurde ein Privileg der zünftigen Meifter. Dieſe Auffafjung, die ſich bereits im ſpä 
teren Mittelalter geltend machte und in neuerer Zeit herrfchend blieb, hat zur Verfnöcherung 
des Zunftwejens und zu Mißbräuchen geführt, denen Reichs- und Territorialgejege nur 
teilmeife zu begegnen vermochten. Seit dem Beginn des neunzehnten Jahrhunderts hat ſich 
der Grundſatz der Gewerbefreiheit Bahn gebrochen. Hierbei ift nächit dem franzöſiſchen Vor- 
bild namentlich die preußifche Gefeggebung (Edikt vom 2. November 1810; Gemwerbepolizei- 
edift vom 7. September 1811; Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845) von Einfluß ae- 
weſen, die freilich felbit jpäter (Verordnung vom 9. Februar 1849) einen rüdläufigen Weg 
eingeichlagen hat. Neichsgefegliche Anerkennung hat dieſer Grundſatz zuerit durch das Geſetz 
vom 8. Juli 1868 (jogenanntes Notgewerbegejeg), jodann durch die Neihsgewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 erhalten. Die Innungen find hierdurch nicht befeitigt; neben den aus 
früherer Zeit jtammenden fönnen neue Innungen gebildet werden, denen durch das die 
Neichsgewerbeordnung abändernde Gefeg vom 18. Juli 1881 ein erweiterter Wirfungsfreis 
zugewiejen wird. Sowohl die alten wie die neuen Innungen find gegenwärtig freie Ver— 
bände zur Förderung gemeinfamer gewerblicher Interefien, die neuen Innungen fünnen aud) 
mit obrigleitlihen Befugnifjen über Nichtmitglieder ausgeftattet fein. Alle Innungen find 
juriftiiche Perſonen. Die neuen erlangen dieſe Eigenschaft durch Beftätigung ihres Statuts 
feitens der Verwaltungsbehörden, die nur aus beftimmten Gründen verjagt werden fann. 
Der Eintritt in die Innung darf nur von der Erfüllung der geieglichen oder ftatutarischen 
Bedingungen abhängig gemacht werden; geſetzlich ausgeichloffen find diejenigen, die ſich nicht 
im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden oder denen durch gerichtliche Anordnung die 
Verfügung über ihr Vermögen entzogen ift. Der Austritt ift bei den alten Innungen jeder- 
zeit zuläffig; bei den neuen fann ſtatutariſch eine jehsmonatlihe Kündigung gefordert werden. 
Die Innung erliiht a. beim Ausfterben oder Austritt fämtlicher Mitglieder; b. durd einen 
die Auflöfung ausiprechenden Innungsbeſchluß; ec. durch Schließung, die im alle des Kon— 
furjes ipso iure eintritt, außerdem in gewiſſen Fällen durd die Verwaltungsbehörde ver 
fügt werden fann. Mit Ausnahme des Konkurſes darf auch nad dem Aufhören der In— 
nung das öffentlichen Zweden gewidmete Vermögen derjelben feiner Beitimmung nicht ent- 
fremdet werden; ift feine anderweite Vorforge hierfür getroffen, jo fällt es zu diefem Behuf 
der Ortsgemeinde zu. Das fonjtige Neinvermögen fann infomweit unter die Mitglieder ver: 
teilt werden, als es aus Beiträgen derſelben entitanden ift; der Net wird in Ermangelung 
landesgejeglicer oder jtatutarifcher Beitimmungen der Ortsgemeinde zur Verwendung für 
gewerbliche Zwede überwieſen. 
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$ 22. Die Erwerbafähigfeit der juriftiichen Perfonen wird vielfah durch Amorti- 
fationsgefege bejchränft, jo genannt, weil fie einer übermäßigen Vermögensanfammlung 
in der toten Hand vorzubeugen jtreben. Bereits im Mittelalter finden ſich derartige Anord- 
nungen, namentlich bezüglich des Erwerbes von Grundftüden durch kirchliche Genofjenfchaften. 
Die heutigen Amortifationsgejege beziehen ſich meiſt auf alle öffentlichen Korporationen ſowie 
auf Stiftungen und machen die Annahme von Schenkungen und lestwilligen Verfügungen 
entweder überhaupt oder unter gewiſſen Vorausſetzungen, namentlih dann, wenn die Zu- 
wendung einen gewiſſen Betrag überjteigt, von landesherrlicher beziehungsweife jtaatlicher 
Genehmigung abhängig. Bisweilen ijt eine folhe Genehmigung für jeden Jmmobiliarerwerb 
erforderlich. 


8 23. Für das deutfche Recht hat die Einteilung in bewegliche Saden (fahrende 
Habe, tragendes, treibendes Gut) und Immobilien (liegendes Gut, Eigen, Erbe) eine 
viel größere Wichtigkeit als im römischen Recht. Die Yehren vom Erwerb, Inhalt und 

Schutz der dinglihen Nechte bejtimmen fi zum Teil nad) verfchiedenen Regeln, je nachdem 
die eine oder die andere Art von Saden in Betracht fommt. Das Kriterium der Ein- 
teilung finden die deutfchen Quellen nicht immer in dem natürlichen Merkmal, daß eine 
Sache ohne Veränderung ihrer Subjtanz von einem Orte zum anderen transportiert werden 
fann, vielmehr wird häufig auf andere Eigenfchaften, 3. B. auf die größere oder geringere 
Dauerhaftigfeit oder auf die ökonomiſche oder rechtliche Beftimmung, gejehen. So wird nad) 
vielen Rechten „was die Fackel oder der Brand hinwegnimmt”, 3. B. hölzerne Häufer, zur 
Fahrnis gerechnet, während anderjeits die an der Scholle haftenden eigenbehörigen Leute, das 
Wild im Walde, die Fiſche in den Teichen als Immobilien behandelt werden. Bisweilen 
werden bewegliche Saden in einzelnen Beziehungen den Immobilien gleichgeftellt, 3. B. 
Seeſchiffe und Schiffsmühlen in Bezug auf die Statthaftigfeit vormundſchaftlicher Veräuße- 
rungen. Ebenſo findet jih, obwohl jeltener, eine teilweife Gleichſtellung unbeweglicher 
Saden mit Mobilien. Die Partifularrechte wenden den Begriff der Beweglichkeit auch auf 
unförperlide Sachen an und gründen hierauf den Unterſchied in Mobiliar- und Immobiliar— 
rechte, verftehen denſelben aber nicht in gleihem Sinn. Einzelne Gefeßgebungen rechnen 
alle Rechte an Grund und Boden zu den Immobilien, das Preufifche Landrecht diejenigen, 
bei denen die-Befugnis am Beſitz eines Grundftüdes haftet oder denen fraft bejonderen 
Rechtsſatzes Immobiliareigenſchaft beigelegt ift. Bisweilen werden ablösliche Nenten als 
Mobilien, unablösliche als Immobilien betrachtet. 


8 24. Der Begriff der res extra commereium findet im heutigen Necht feine un— 
bedingte Anwendung. Völlig dem Privatrecht entzogen find nur die vermöge ihrer natür- 
lihen Beichaffenheit der gemeinen Nutzung anheimfallenden Sadıen: die Yuft, das Meer 
(nicht aber die im Eigentum des Staates jtehenden Meeresufer) und das von einem öffent: 
lichen Fluß ($ 44) getragene fließende Wafler. Die res sacrae und religiosae ftehen regel- 
mäßig im Eigentum der firdlichen Genoſſenſchaften und find an fich dem Privatverkehr nicht 
unzugänglid, fönnen aber nur unter befonderen Vorausfegungen den firchlichen Zweden ent: 
frembet werden. In Bezug auf die res publicae ift nad) den meiften deutſchen Gefet- 
gebungen Eigentum des Staates oder der Gemeinden anzunehmen. Berechtigungen von Pri- 
vatperfonen hieran find nit ausgejchlofien, jedoh nur unbeſchadet ihres öffentlichen Zweckes 
itatthaft. Ähnlichkeit mit den res sanctae hatten die befriedeten Saden und 
Orte des älteren deutjchen Nechts, ein Begriff, der jest nod im Strafrecht nachwirkt. 

Das Verhältnis von Hauptſachen und Pertinenzen ijt im allgemeinen nad) den 
Grundſätzen des römischen Nechts zu bejtimmen. Die Bartifularrehte jtellen häufig durch 
ausführlihe Aufzählungen (Pertinenzfataloge) feit, welche Sachen im Zweifel als PBertinenzen 
anzufehen find, und gehen dabei oft über das römische Necht hinaus. Auch dürfte es der 
römifchen Anfchauung nicht entſprechen, wenn der PBertinenzbeariff auf Gerechtigfeiten und 
jelbit auf das Verhältnis von Immobilien zu Immobilien angewendet wird. Wo das 
Syſtem der gefchlofjenen Güter gilt, d. 5. wo die Zerjtüdelung oder Verkleinerung von 
Grundſtücken unterfagt oder an obrigfeitlihe Genehmigung gefnüpft ift, ftehen die zum Be- 
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ſtand der gejchlofjenen Güter gehörigen und daher nicht abtrennbaren Pertinenzen im Gegen- 
ja zu den fliegenden oder walzenden Grundftüden (Wandeläder). Die Ver- 
äußerung der erjteren fann mittels befonderer Rechtsmittel (Neunions- und Neluitionsflagen) 
angefochten werden. Indes iſt die Gefchlofjenheit der Güter gegenwärtig im größten Teile 
von Deutjchland bejeitigt. 


8 25. In Bezug auf die Entjtehung und Endigung der Necdte macht fi im 
deutichen Recht die Neigung geltend, einen Zujtand, der Jahr und Tag unangefochten 
beitanden hat, als gegen fernere Anfechtungen gefichert anzufehen, mwenigitens von feiten 
derjenigen, die nicht durch einen Fall der echten Not gehindert waren, ihre Anſprüche in 
diefer Friſt geltend zu machen. Der gedachte Zeitraum iſt nur felten (jo nach lübiſchem 
Recht) wörtlich zu nehmen; am häufigiten bedeutet er, wie im Sachjjenfpiegel, 1 Jahr 
6 Wochen 3 Tage. Gegenwärtig findet die Frift von Jahr und Tag nur noch vereinzelte 
Anwendbarkeit bei der Erfitung und als Crlöfhungsfrift für die Geltendmahung gewiſſer 
Befugniffe. 

In noch höherem Maße galt ein Zuftand, deſſen Dauer über das Gedächtnis zweier 
Geſchlechter zurüdreichte, als durch die Zeit aeheiligt. Aus diefer Anſchauung iſt unter 
Einmwirfung einzelner Beitimmungen des römischen und fanonifchen Rechts ſowie der älteren 
Neichsgefeggebung das Inſtitut der Unvordenflidhfeit oder \mmemorialverjäh- 
rung hervorgegangen, welches zwar gemeinrechtliche Geltung hat, aber in feinem der neueren 
Gejegbücher mehr anerfannt wird. 

Eine für den Verkehr jehr erhebliche Modiftfation der römischen VBerjährungslehre durd) 
die meiften neueren Gefesgebungen bejteht in einer ftarfen Kürzung der VBerjährungs: 
friften für eine große Zahl von Anſprüchen. Die furze Verjährung läuft regelmäßig aud) 
gegen Minderjährige und ihnen gleichitehende Perfonen unter Ausschluß der Wiederein- 
ſetzung. 


$ 26. Eine ſtatthafte Art der Selbſthülfe und mithin zugleich ein Mittel des Rechts— 
ſchutzes it im, gewiffen Fällen die außergerichtlihe Pfändung, d. i. die eigenmächtige Be- 
jignahme fremder beweglicher Sachen beziehungsmweife die Feithaltung von Perſonen zu dem 
Zwed, ſich entweder ein Berriedigungsmittel für einen Anſpruch oder ein Beweismittel für 
eine Schadenszufügung zu ſichern oder ſich einer befisitörenden Handlung gegenüber im Be- 
fig oder Uuafibefig zu erhalten. Von den zahlreihen Fällen, in denen die älteren Quellen 
die Pfändung zulafjen, ift gegenwärtig vorzugsweife der praftifch, wo jemand fremde Ber- 
fonen oder fremdes Vich auf feinem Grundjtüd betrifft. Der Pfändende erlanat im alle 
der Sachpfändung fein eigentlihes Pfandrecht an den gepfändeten Gegenjtänden, wohl aber 
eine Distraftionsbefugnis und das Net, fid an den Erlös wegen des ihm zugefügten 
Schadens zu halten. Dem Gepfändeten ift ſowohl die eigenmächtige Nüdnahme der ge— 
pfändeten Gegenjtände (Pfandfehrung) wie eine Segenpfändung unterfagt. Bei der Aus: 
löfung muß in der Regel außer dem etwaigen Schadenerfat und bei gepfändeten Tieren 
außer den Fütterungsfoften noch ein bejonderes Pfandgeld erlegt werden. 


8 27. Das heutige Necht kennt eine Gattung von Nechten, die unmittelbar mit der 
Perfönlichkeit gegeben und dazu beitimmt find, die Bethätigung derjelben zu ſchützen. Sie 
find Vermögensrechte, infofern fie einen VBermögenswert haben, und hierin beiteht zwar 
nicht ihre ausschließliche, wohl aber ihre vorwiegende Bedeutung. innerhalb des Bermögens- 
rechts aber fügen jie ji weder dem Sachen- noch Obligationenreht. Den dinglichen Nechten 
darin ähnlich, daß fie Anerfennung von jedermann fordern, unterfcheiven fie ſich dadurch von 
diefen, daß es ihnen an einem fachlichen Subitrat fehlt. Andererfeits darf man fie nicht 
deswegen, weil fie Entichädiqgungsanfprüche begründen, in den Deliftsobligationen aufgehen 
laſſen, da ihre Nechtswirfungen hierdurch nicht erichöpft werden. Zu diefen Nechten gehören 
aus dem Handelsrecht das Firmen- und Markenrecht, aus dem bürgerliden Recht haupt- 
Jächlich die verfchievenen Arten des Urheberrehts. Man hat die gedachten Berechtigungen 
in neuerer Zeit als Individualrechte, abfolute Verbietungsrechte, Rechte an immateriellen 
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Gütern bezeichnet. Von diefen Bezeichnungen dürfte ſich die letzte am meijten empfehlen, 
fofern fie darauf ——— daß die Rechtsordnung hier eine nicht auf körperlicher Grundlage 
beruhende, wohl aber in den Bereich der wirtſchaftlichen Güter fallende ausſchließliche Herr— 
ſchaft anerkennt. Nachſtehend ſollen von den einſchlägigen Berechtigungen die Urheberrechte, 
und zwar am Schluß des Vermögensrechtes, berückſichtigt werden. 


III. Sachenrecht. 


8 28. Wie bereits 3 23 hervorgehoben, macht ſich der Unterſchied zwiſchen Mobilien 
und Immobilien im deutfcjen Necht viel ftärfer geltend al3 im römischen. Kann man hier- 
nad in vielen Beziehungen ein Mobiliar: und Immobiliarſachenrecht ſcheiden, jo fehlt es 
doch nicht an gemeinfamen Geſichtspunkten. Dahin gehört namentlich die Tendenz, die 
Berechtigung, über eine Sache zu verfügen, an äußerlich erfennbare Merkmale zu Fnüpfen. 
Früher wurde diefe Tendenz bei beweglichen und bei unbeweglihen Saden in ähnlicher 
Weiſe verwirklicht durd die Vertragsformen, welche den Nechtsermwerb, und durch die Haus- 
und Hofmarfen, welche das Bejtehen des echtes fundbar hervortreten ließen. Gegenwärtig 
fann bei Mobilien die Erfennbarfeit nur an die Thatfache des förperlihen Innehabens ge- 
fnüpft werden. Das ift freilich ein trügerifches Merkmal, denn wenngleich die neuere Rechts: 
entwidlung geneigt it, die Begründung von Nechten an beweglichen Saden von der Er: 
langung der Detention abhängig zu machen, jo läßt fi doc ein Rechtsſatz, daß jeder, der 
beweglihe Sachen in Gewahrfam hat, zur Verfügung über diefelben berechtigt ſei, nicht auf- 
jtellen. 

Dagegen hat das Prinzip der Erfennbarfeit in Bezug auf Immobilien eine beftimmt 
ausgeprägte Gejtalt in den öffentlichen, in der Negel von den Gerichten geführten Grund- 
büchern erhalten, die aus den mittelalterlihen Stadt- und Gerichtsbüchern hervorgegangen 
find. Die neuere Entwidlung derjelben it vorzugsweife auf die preußische Hypothekenord— 
nung von 1783 zurüdzuführen; jpäter hat namentlich die medlenburgifche Gefetgebung für- 
dernd eingewirft. In neuejter Zeit hat Preußen am 5. Mai 1872 fowohl eine neue Grund- 
buchorbnung wie ein neues materielles Grundbuchrecht erhalten, beide nicht nur im größten 
Teil der Monarchie, ſondern aud außerhalb Preußens eingeführt. Die Grundbücher be- 
ruhen gegenwärtig meiſt auf der Ordnung von Nealfolien; hierbei werden auf dem dem 
einzelnen Grundjtüde gewidmeten Grundbucblatt die dasfelbe betreffenden Vermerfe, nad 
Abteilungen gefondert, eingetragen. Die Eintragungen find entweder Eintragungen im 
engeren Sinne oder Löſchungen; die erfteren können definitive oder bloß vorläufige Vermerfe 
(Vormerfungen,, Protejtationen) fein. Die materiellen Grundlagen der Einrichtung find 
a. dad Publicitätsprinzip. Dasjelbe bedeutet, daf der im guten Glauben befindliche 
Dritte, auf den inhalt des Grundbuches vertrauend, die in dasjelbe eingetragenen Nechts- 
verhältnifje als rechtsbejtändig betrachten darf, die nicht eingetragenen, aber der Eintragung 
bedürftigen, nicht gegen fich gelten zu lafjen braucht. Cine Verschärfung der Publicität in 
legterer Hinficht it es, wenn nicht nur die Wirfung des Nechtsverhältnifjes nad) außen, 
fondern feine rechtliche Eriftenz überhaupt von der Eintragung abhängig gemadt wird. Aus 
der Bublicität folgt, daß wer fi beim Erwerb von Grundjtüden oder von Rechten an 
denjelben auf einen in das Grundbuch eingetragenen Autor berufen fann, feiner Entwehrung 
durch nicht eingetragene Berechtigte ausgejegt ift. Die weiteren Ausgeftaltungen und Modi- 
fifationen dieſes Grundfates find hier nicht zu erörtern. b. Das Specialitätsprinzip, 
nad welchem die Eintragungen fich jtets auf beftimmte Grumdftüde beziehen müſſen, mithin 
die durch — bedingten Wirkungen ſich ebenfalls ſtets auf beſtimmte Grundſtücke be— 
ſchränken. Das Legalitätsprinzip, welches fordert, daß der Eintragung eine causae 
eognitio — Nach der neueren Geſetzgebung erſtreckt fich dieſe Prüfung indes regel- 
mäßig nicht mehr auf die den Operationen beim Grundbuch zu Grunde liegenden Rechts- 
geichäfte, fondern es ijt gehörig geitellten an ſich zuläfligen Eintragungs- oder Löſchungs— 
anträgen der hierzu legitimierten Berfonen oder Behörden ohne weiteres ftattzugeben. Diefe 
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Richtung der neueren Gefeggebung bezeichnet man als das Konfensprin 319, weldes 
demnach zwar einjchränfend auf das Legalitätsprinzip einwirkt, aber nicht in einem Gegen- 
ſatz zu demjelben ſteht. 

Die das Grundbuch führenden Beamten find für den dur Verſehen bei ihrer Amts: 
führung entftandenen Schaden fubfidiär haftbar. Die preußifche Grundbuchordnung läßt 
hinter den Beamten den Staat ſelbſt haften. 


8 29. Der Begriff des Eigentums als der oberften rechtlich anerfannten Herr- 
ichaft über eine Sade ift dem deutſchen Nechte fo wenig fremd wie dem römifchen. Da— 
gegen ift der Ausdruck ſelbſt erft neueren Urfprungs, die älteren Quellen haben nur Bezeich— 
nungen für den Gegenftand des Nechts, nicht für das Necht felbjt. Eine ungebührliche 
Ausdehnung des Cigentumsbegriffes findet fih im Zufammenhang mit naturrechtlichen An— 
fchauungen in den Geſetzbüchern des vorigen Jahrhunderts, welche an allem, was in bonis 
jtehen fann, ein Eigentum annehmen, mithin den Begriff des Eigentums mit dem des Ver: 
mögensrechts überhaupt identifizieren. So kennt das preußifche Recht ein Eigentum aud) 
an Forderungen, und die Geffion ift nad) demfelben ein modus acquirendi dominii. Auch 
die früher jehr verbreitete Auffaffung des Urheberrechts als eines geiftigen Eigentums ijt 
hierauf zurüdzuführen. 


$ 30. Bereits im älteren deutſchen Recht findet ich eine große Zahl direft auf einem 
Rechtsſatz beruhender Eigentumsbeſchränkungen, welde den römiſchen Yegalj ervituten 
entjprechen und von denen viele auch in das heutige Necht übergegangen find. Dahin ge- 
hört u. a. die Pflicht des Grundeigentümers, unter den aefeglihen Bedingungen jedermann 
das Schürfen nad; Mineralien zu gejtatten, ſowie die Verpflichtung der Anwohner eines 
öffentlichen Fluſſes, im Intereſſe der Schiffahrt einen Yeinpfad zu dulden; ferner fpeciell 
im Intereſſe der Nachbarn: das Hammerſchlags- und Leiterrecht, fraft deſſen man behufs 
der Neparatur feines Gebäudes das Nachbargrundftüd betreten und von demfelben aus eine 
Leiter anlegen darf; das Licht- oder Fenſterrecht, welches entweder das Ausbrechen von 
Fenſtern nad dem Nachbargrundftüd oder das Verbauen von des Nachbarn Licht und Aus- 
ficht unterfagt, das Necht der Anwende (Tretrecht), d. h. die Befugnis, mit dem Pfluge auf 
dem Nadhbargrundftüd ummenden zu dürfen, der Anfprud auf einen Notweg über dasjelbe, 
wenn man nicht anders zu feinem Grundſtück gelangen fann, endlich die Verpflichtung des 
Eigentümers, fi mit gewiſſen läftigen Anlagen in einer bejtimmten Entfernung von der 
Grenze zu halten. Bei gewerblichen Anlagen fommt gegenwärtig $ 26 der Reichsgewerbe— 
ordnung in Betracht, wonach einer polizeilich genehmigten Anlage gegenüber nicht Einitel- 
lung des Betriebs, fondern nur die Heritellung von Vorrichtungen zur Verhütung des Scha= 
dens beziehungsweife Schadenerfaß verlangt werden kann (dazu Mandry, Der civilredt- 
liche Inhalt der Neichsgefege ©. 318. 327 ff.). Mehrfache Beſchränkungen des Eigentums 
im öffentlichen Snterefje enthalten auch die neueren Reichs- und Landesgeſetze. 


8 31. In dem Begriff des Eigentums liegt wejentlic ein negatives Clement: die 
Erklufivität. Daraus folgt, daß nicht mehrere Perſonen an derjelben ganzen Sache Eigentum 
haben fünnen. Diefe Konfequenz ift im römischen Rechte jtreng feitgehalten. Ein condo- 
minium plurium in solidum ift nad demfelben nicht möglich. Die logische Beariffs- 
entwidlung des römischen Rechts foll aber im deutfchen Necht durch zwei pofitive Gejtaltungen 
modifiziert fein, deren Nealität zu prüfen ift: das geteilte Eigentum und das jogenannte 
Sejamteigentum, eondominium iuris Germaniei. Hier zunächſt von dem erfteren. Unter 
geteiltem Eigentum verjteht man nad einer jeit den Slofjatoren herkömmlichen Ter: 
minologie die Fälle, in denen aus dem Cigentum umfafjende Nutungsrechte ausgeſchieden 
und einem andern übertragen find, insbefondere die verjchievdenen Arten des Yeihens: die 
Yeihe zu Lehnrecht, die bäuerlichen Leihen, die Beitellung zu Leibzudht u. dgl. Der Nugungs- 
berechtigte wird hier Unter oder Nutungseigentümer (dominus utilis), derjenige, von dem 
er fein Necht ableitet, Obereigentümer (dominus direetus) genannt. Die Terminologie ift 
infofern verwirrend, als auf feiten des fogenannten Untereigentümers fein wahres Eigentum, 
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fondern nur ein ius in re aliena vorhanden ift, deſſen Inhalt durch jene Bezeichnung 
feineswegs näher bejtimmt wird. Dennod mag diefelbe, wenn man ſich über die Bedeutung 
verjtändigt, in einzelnen Fällen, 3. B. im Lehnreht, mit Nuben gebraucht werden. Die 
Hauptfälle des jogenannten geteilten Eigentums find von der neueren Gejeggebung durch 
Alodififation, d. i. Verleihung des vollen Eigentums an den Untereigentümer, befeitigt. 


832. Das deutfchrechtlihe Gejamteigentum umfaßt die Fälle, in denen mehreren 
Perfonen das Miteigentum an derfelben Sade zufteht, ohne daß der äußeren Erjcheinung 
nach reelle oder felbjt ideelle Anteile der einzelnen hervortreten. Man pflegt hierher zunächit 
die Verbindung mehrerer Perfonen zu rechnen, die fi in einer engen Lebensgemeinſchaft, 
namentlih durch das Siten auf demfelben Grundftüd, fundgiebt, wo alfo, wie 3. B. bei 
Ehegatten, Eltern und Kindern oder den Gefamthändern samende woninge und un- 
gescheiden roeck vorhanden ift, dann aber aud die Berechtigung der Mitglieder einer 
Genoſſenſchaft (S 20) an dem genofjenichaftlihen Vermögen, der Anteil der Gemeinde- 
mitglieder an der Allmende, der Marfgenofjen an der gemeinihaftlihen Mark, der Mit- 
glieder einer Aktien- oder fonftigen Handelsgejellihaft an dem Vermögen derjelben. In all 
dieſen Fällen it das Necht des einzelnen, auf Teilung zu dringen, befchränft, in den meijten 
derfelben ift ihm zugleih die Befugnis, auch nur über eine Quote des gemeinfchaftlichen 
Vermögens zu Disponieren, entzogen oder doch nur unter erheblichen Einfchränfungen ge- 
Itattet. Darin befteht aber auch allein das Gemeinfame diefer Fälle. Bei genauer Prüfung 
derjelben wird man immer dazu gelangen, entweder ein Cigentum der einzelnen (wenn auch 
nicht immer mit Quotenteilen) oder das Eigentum einer juriftiihen Perſon anzunehmen. 


8 33. Einer befonderen Hervorhebung bedarf unter den im vorigen Paragraphen ge- 
nannten Fällen die Berechtigung der Gemeindeglieder an der Allmende!, Dieſe befteht 
aus den Teilen des Gemeindevermögens, defjen Nubungen direft den einzelnen Mitgliedern 
zu gute fommen. Den Gegenfaß bilden ſowohl die Saden, welche fi in publico usu be- 
finden, wie Straßen, Pläte, öffentliche Anlagen, als auch das zur Bejtreitung der Ge— 
meindebebürfnifje bejtimmte Kämmerei- oder Ortsvermögen. Der Urjprung der Allmende 
rührt daher, daß bei den Anfievelungen in der Regel nicht die ganze Gemeindemarfung zum 
Sondereigentum gezogen wurde, jondern daß gewiſſe Bejtandteile derfelben, meift Wald und 
Wieſe, gemeinfamer Benutzung vorbehalten blieben. Daraus ergiebt fih, daß die Be- 
rechtigung zur Teilnahme an den Gemeindenugungen urjprünglic mit der Mitgliedfchaft in 
der politifchen Gemeinde zufammenfallen mußte; wo ſich aber die leßtere über ihren anfäng- 
lihen Bejtand hinaus erweitert hat, da iſt häufig innerhalb der politifchen eine befondere 
Nutzungs-, Neal- oder Altgemeinde bervorgetreten, bei welcher die Teilnahme an bejondere 
Bedingungen gefnüpft ift. Die Frage, wer als Eigentümer der Allmende anzufehen fei, 
läßt fih demnach ſchon wegen der Mannigfaltigfeit der konkreten Entwidlungen nicht all- 
gemein beantworten. Nicht immer jteht diejelbe im Eigentum der politiihen Gemeinde, oft 
ift die Gemeinſchaft der Nugungsberechtigten nicht einmal mit forporativem Charafter aus- 
geftattet. Stets aber find die Nutungsrechte iura singulorum, über melde die Gejamtheit 
ohne die Zuftimmung der Berechtigten nicht verfügen darf. Noch fompliziertere Gejtaltungen 
ergeben fi, wenn dritten nicht zur Gemeinfchaft gehörigen Perſonen Rechte auf die Allmende 
zujtehen, was namentlich bei fonfurrierenden qutsherrlichen Berechtigungen der Fall ift. 

Ein Anfprud auf Teilung der Allmende jteht an ſich den einzelnen Berechtigten nicht 
zu. Die größere Intenfität der Yandmwirtfchaft und die infolge derfelben hervortretenden 
Bedürfnifje haben indes die neueren Geſetzgebungen zu einer Begünftigung der Gemein: 
heitsteilungen geführt. Nicht nur pflegt hiernach die Befugnis, auf Teilung zu dringen, 
den Berechtigten unter erleichterten Bedingungen eingeräumt zu fein, fondern es ift in der 
Negel auch ein eigenes Verfahren mit befonderen Behörden zur Bewirfung der Auseinander- 
jegung angeordnet und ein geſetzlicher Maßſtab behufs Abfindung der einzelnen fejtgeitellt. 
Dit den Gemeinheitsteilungen ſind häufig auch Verkoppelungen, d. h. Zuſammenlegungen 
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des in der Feldmark zerjtreuten Grundeigentums der Hofbejiger, ſowie Ablöfungen von 
Eervituten und Neallajten verbunden worden. 


8 34. Das deutiche Necht fennt in gewiſſen Fällen ein dinglich wirffames Recht auf 
Erwerbung des Eigentums (Aneignungsreht), welches nicht unmittelbar Eigentum be- 
gründet, aber dem Berechtigten eine ausschließliche Befugnis gewährt, Eigentum zu erlangen. 
Nicht allein, aber vorzugsweife macht ſich diefe Berechtigung in den Fällen des urfprüng- 
lihen Eigentumserwerbes geltend, als Aneignungsrecht des Grundeigentümers oder des 
Etaated. Letzteres fällt unter den Gefichtspunft der Regalität ($ 41), eriteres beruht auf 
der Anjchauung, daß die Sachen, die fih in den Gemweren des Grundeigentümers befinden, 
als in dejjen Gewalt ftehend gedacht werden. Hieraus erflärt ſich zwar nicht das aus dem 
Nachbarrecht hervorgegangene Überhangs- und Überfallsredht, vermöge deſſen der 
Cigentümer eines Grundftüds die von den benachbarten Bäumen in feinen Luftraum  über- 
vagenden Äſte ſowie die übergefallenen Früchte fi aneignen darf. Dagegen jcheint mit 
diefen Anſchauungen das bereits früh durch Neichägefege verpönte Strand- und Grund- 
ruhrrecht zufammenzuhängen, nad welchem die Bewohner der Meeresfüfte und Flußufer 
fi) das Eigentum der gejtrandeten Fahrzeuge und des Inhalts derfelben anmaßten. Gegen- 
wärtig bejteht, wenn der Eigentümer der geftrandeten Gegenjtände befannt ift, nur ein An— 
iprud auf Bergelohn, während bei unbefanntem Eigentümer die vom Strande geborgenen 
Saden, vorbehaltlih des Anſpruchs auf Bergelohn, an den Staat fallen, die verfunfenen 
oder jeetriftigen Sachen dagegen dem Bergenden zuftehen (Neichsjtrandungsordnung vom 
15. Juli 1874). Von der Occupation durd Jagd und Fiſcherei ſ. 88 42, 44, 45. 


8 35. In einer gewifjen Verwandtfhaft mit der Occupation jteht das Finden, 
welches indes nur dann mit derſelben zufammenfällt, wenn ſich der Fund auf herrenlofe 
Sachen bezieht, bei bloß verlorenen dagegen nad) gemeinem Recht feinen Grund zum Eigen- 
tumserwerb enthält. Die meiften PBartifularrechte fchreiben jedoch vor, daß jeder Fund bei 
der Dbrigfeit angezeigt werden ſolle. Demnächſt erfolgt in der Negel ein öffentliches Auf: 
gebot, welches, wenn fich niemand meldet, den Cigentumsübergang auf den Finder ganz 
oder teilweife zur Folge hat; nad) derzeitigem preußifchen Recht wird in diefem Fall der 
Verlierer auf den bei fpäterer Erhebung eines Anſpruches nod vorhandenen Vorteil be- 
ſchränkt. Meldet ſich der Eigentümer, fo hat der Finder einen Anſpruch auf Finderlohn. 
Bei unterlaffener Anzeige und vollends bei verheimlichtem Funde iſt der Thatbeitand des 
Fundbiebjtahls vorhanden nad der Parömie: Fund verhohlen fogut wie gejtohlen. Auch 
beim Schaf wird von den neueren Geſetzgebungen bisweilen Anzeige an die Obrigfeit und 
Aufgebot erfordert. Die im Sachjenfpiegel angenommene Negalität des Schates findet fich 
wohl nur noch vereinzelt, dagegen jteht häufig dem Fisfus ein Anteil an demfelben zu. 


8 36. Infolge der oben ($ 29) hervorgehobenen Tendenz des deutichen Rechts hat 
in Bezug auf die Eigentumsübertragung von Grundftüden die Auflaſſung nicht nur in 
mehreren Nechtsgebieten ihre Bedeutung dem römischen Recht gegenüber bewahrt, jondern 
aud; da, wo jie urjprünglich durch leßteres verdrängt worden war, neuerdings wieder An- 
erfennung gefunden. Namentlich ift dies durch das erwähnte preußifche Geſetz vom 5. Mai 
1872 gejchehen ; fie befteht nad) dieſem Geſetz in der vor dem zuftändigen Nichter von den 
Parteien mündlich und gleichzeitig abgegebenen Erklärung des Veräußerungs- und Erwerbs- 
willens, iſt alfo ihrem Weſen nad ein formeller dinalicher Vertrag, Die Wirkung des 
Cigentumsüberganges fnüpft fih an die auf diefen Vertrag folgende Eintragung des Er- 
werbers in das Grundbuch, ohne daß Beligübertragung erforderlich iſt und ohne Nüdficht 
auf das Vorhandenfein eines Beräußerungsgrundes. Mit wenigen Ausnahmen iſt Auf- 
lafiung und Eintragung in allen Fällen der freiwilligen Veräußerung unter Lebenden zum 
Ciaentumsübergang notwendig. In allen übrigen Fällen vollzieht ſich zwar der Cigen- 
tumsübergang nad bisherigem Necht, indes hat auch hier die Eintragung des Erwerbers in 
das Grundbuch die Bedeutung, den Cingetragenen zu Verfügungen über das Grundftüd, 
insbefondere zur Auflafjung und Belaftung desjelben, zu legitimieren. 
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Der Code eivil läßt das Eigentum ſowohl an unbeweglichen wie an beweglichen Sachen 
unmittelbar durch den Weräußerungsvertrag übergehen. Auch diefer Grundfag iſt ger- 
manifcher Abkunft. Er gilt noch jett Hinfichtlich der beweglichen Sachen in den fran- 
zöfifchen Rechtsgebieten Deutfchlands, ift dagegen in betreff der Immobilien durch das 
deutiche Grundbuchrecht verdrängt worden. 


8 37. Die Fortdauer einer ruhigen unangefochtenen Gewere binnen Jahr und Tag 
begründete nach älterem Recht eine rehte Gemwere, die in der oben ($S 25) angegebenen 
Weife gegen Anfehtungen gefhüst war. Diefes der Erfigung ähnliche, aber im einzelnen 
ſowohl hinfichtlich der Vorausſetzungen wie hinfichtlich der Wirkungen erheblid von derjelben 
abweichende nftitut fand nur auf Immobilien und Gerechtigfeiten Anwendung, während 
bei Mobilien der Zeitablauf regelmäßig weder Begründung noch Erlöfchen von Rechten zur 
Folge hatte. Eine Ausnahme fand bei erblofem Gute jtatt, bei welchem die Friſt von 
Jahr und Tag als Verſchweigungsfriſt wirkte; auch fchrieben einige Stadtredte dem Beſitz 
von Jahr und Tag an fahrender Habe eine ähnliche Wirkung wie der rechten Gewere zu. 
Gegenwärtig gilt die Erfigung von Jahr und Tag nur no in wenigen Partifularredten ; 
foweit fie aber gilt, dürfte es richtig fein, fie als ein eigenartiges Jnititut und nicht als 
eine bloß durch das Zeiterfordernis von der römischen ſich unterfcheidende Erfigungsart 
anzufehen. 

Aus einer bereits dem Sachſenſpiegel befannten Kombination der deutfchen mit der 
römischen Friſt iſt Die in den Ländern des ſächſiſchen Rechts an Stelle der außerordentlichen 
Erfitung getretene fogenannte praescriptio saxonica hervorgegangen, die aber für das 
Königreich Sachen durch das bürgerliche Geſetzbuch befeitigt ift. Nach neuerem Grundbuc- 
recht ijt die Erfigung von Grundftücden entweder überhaupt oder doch gegen den ein- 
getragenen Eigentümer ausgeſchloſſen. 


8 38. Die Lehre vom Fruchterwerb wird im beutjchen Recht dadurch modifiziert, 
daß die Früchte unbewegliher Sachen dann als erworben gelten, wenn fie verdient find, 
d. h. ſobald die zu ihrer Gewinnung nötige menfchlihe Arbeit gethan ift. So gelten Ader- 
früchte dann als verdient, wenn die Eage über das Yand gegangen ift. Der Gefichtspunft 
des Verdienens wird aud auf fructus eiviles, wie Zinfen und Zehnten, angewendet und es 
ergiebt fich hieraus ein dem römischen Recht unbefannter Gegenſatz zwiſchen Natural- und 
Induftrialfrüchten. 


8 39, Die Rechtsmittel zum Schub des Eigentums beruhen hinfichtlic der Im— 
mobilien im allgemeinen auf den Grundjägen des römischen Rechts; in betreff der fahrenden 
Habe dagegen find diejelben wenn auch nicht gemeinrechtlich, jo doch nad) vielen Partikular— 
rechten durch deutfchrechtliche Anfchauungen modifiziert. Das ältere deutiche Necht gewährt 
zur Verfolgung bewegliher Sahen die Anefangsklage, die mit der körperlichen Er— 
areifung des beanspruchten Gegenftandes beginnt und gegen jeden Dritten angeitellt werben 
fann, aber nur dann zuläffig ift, wenn es ſich um die Zurüdforderung gejtohlener, geraubter 
oder doch wider den Willen des bisherigen Befisers aus deſſen Gewahrfam entlommener 
Sachen handelt. Die in den Quellen neben derfelben erwähnte ſchlichte Klage oder 
Forderung enthält einen Anſpruch auf Rückgabe einer Sache, der nit an die Voraus: 
feßungen der Anefangsflage gebunden ift. Im Zufammenhang hiermit hat die Entwidlung 
des materiellen Rechts zu dem Grundfag Hand muß Hand wahren geführt, demzufolge 
der Aniprud auf Herausgabe beweglicher Sachen einem dritten Befiger gegenüber nur unter 
denfelben Borausfegungen geltend gemacht werden fann, unter denen früher die Anefangs- 
flage gegeben war, wogegen demjenigen, der eine Sade freiwillig aus feiner Hand gelaſſen 
und einem andern anvertraut hat, ein Nüdforderungsreht nur gegen feinen unmittelbaren 
Nachmann zufteht. An den Partikularrechten hat indes diefer Grundfas zum Teil ſehr ab- 
weichende Geftaltungen erhalten. 


8 40. Das Eigentum macht wie jedes Recht Anſpruch auf den Schuß des Staates. 
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Wenn in neueren Verfafjungsurfunden und Grundgefesen die Unverleglichfeit gerade dieſes 
Nechts zuweilen befonders hervorgehoben wird, jo geſchieht dies, weil dasjelbe das vor- 
züglichjte unter allen Vermögensrechten ift und weil mit einem folhen Satze zugleich die 
Achtung des Staates vor der Vermögensfphäre des einzelnen überhaupt in feierlicher Form 
ausgefprochen wird. Trotz feiner Unverletlichkeit aber muß das Eigentum unter Umjtänden 
dem öffentlichen Intereffe weichen. Wo es fih um Mafregeln für das allgemeine Beite 
handelt, die entweder durch eine dringende Notwendigkeit geboten oder durch eine über- 
wiegende Nüslichfeit motiviert find, darf der einzelne nicht auf die Abgeichlofjenheit des 
Privatrehts ſich jteifend denſelben Hindernd in den Weg treten, fondern fann gezwungen 
werden, fich feines Eigentums zu entäußern, fomweit dies zur Ausführung derartiger Maß— 
regeln erforderlih ift. Dies ift der Fall der Zwangsenteignung oder Erpropri- 
ation, wobei es jih meiſt um Abtretung oder dauernde Beſchränkung des Eigentums am 
rund und Boden handelt, obwohl der Begriff felbft auch auf bewegliche Sachen und auf 
Nechte Anwendung findet. Als Erpropriant tritt entweder der Staat unmittelbar auf oder 
er überträgt die Befugnis hierzu den Unternehmern notwendiger oder nüßlicher Anlagen; 
letzteres gejchieht entweder vermittelft befonderen Privilegs oder kraft einer allgemeinen Regel 
für alle Anlagen einer gewiffen Art, z. B. für Eifenbahnen, Chaufjeen, Deihe. Stets aber 
wird erfordert, dab der Erpropriant dem Erpropriaten volle Entihädigung und zwar regel- 
mäßig als Vorleijtung gewähre. Der Zmwangsenteignung geht in der Kegel ein VBorverfahren 
voraus, welches in diefer Hinficht eine gütlihe Einigung zu erzielen trachtet. Führt das- 
felbe zu feinem Reſultate, jo wird gewöhnlich die Enteignung felbit im Adminijtrativ- 
verfahren bewirkt, während über die Höhe der Entihädiqung der Nechtsweg offengelajjen 
zu jein pflegt. Nicht zur Erpropriation im eigentlichen Sinne gehörig, aber derjelben nahe 
verwandt find: a. die Fälle, in denen das öffentliche Intereſſe eine vorübergehende In— 
anſpruchnahme, ebenjo diejenigen, in denen dasjelbe eine Beſchädigung oder Vernichtung des 
fremden Eigentums erforderlih macht. Auch hier findet renelmäßig eine Entſchädigung ſtatt 
und die Feſtſetzung ihrer Höhe ift bisweilen ebenfalls dem Nechtsweg überlafjen (Beichädi- 
gung von Wiefen und Adern dur Poſten, Flurfchäden durch Zruppenübungen , Tötung 
verfeuchter Tiere, Vernichtung durch die Neblaus infizierter Weinjtöde); b. die Fälle, in 
denen durch eine Anderung der Geſetzgebung bejtehende Privatrechte eimgejchränft oder auf- 
gehoben werden. Ein Rechtsanſpruch auf Entſchädigung beiteht hier an ſich nicht, indes 
wird eine ſolche häufig aus Billigfeitsrüdfichten gewährt. Hierher gehörige Fälle aus neuerer 
Zeit find u. a. die Entſchädigung für Aufhebung der Zwangs- und Bannrechte, der auf 
privatrechtlihem Titel beruhenden Flößereiabgaben auf aemeinschaftlihen Flüſſen, für die 
durd das jogenannte Feſtungsrayongeſetz herbeigeführten Cigentumsbejhränfungen. — All- 
gemein anerkannt ift gegenwärtig, daß die früher übliche Auffaffung der Zwangsenteignung 
als eines Zwangsfaufes verfehlt ift, daß diefelbe weder auf einem Kauf nod überhaupt auf 
einem Vertrage, ſondern auf einer im öffentlihen Rechte begründeten Aneignungsbefugnis 
beruft. Zwar nicht ausdrüdlih ausgeſprochen, wohl aber in ihren Konjequenzen zur 
—— gebracht iſt dieſe Auffaſſung namentlich durch das preußiſche Enteignungsgeſetz vom 
11. Juni 1874. 


8 41. Cine Einwirkung des Staates auf das Eigentum nad einer anderen Richtung 
ergiebt ſich aus dem Begriff der Regalität. Dieſer Begriff hat ſeine hiſtoriſche Grund— 
lage in einer dem Mittelalter eigentümlichen Vermiſchung zwiſchen dem Gebiet des öffent— 
lichen und des Privatrechts. Cs handelt ſich dabei um Berechtigungen, die urſprünglich 
dem deutſchen Könige zuſtanden und ſpäter in verſchiedenem Umfange auf die Landesherren 
übergegangen find. Man machte in betreff dieſer Berechtigungen früher feinen ſcharfen 
Unterfchied zwischen den Fällen, wo ftaatliche Hoheitsrechte zu Grunde lagen, und denen, 
wo der Staat oder gar die Perfon des Negenten als Träger von Vermögensrechten in Be- 
tracht kamen. Erſt in der Folge unterſchied die Theorie zwiſchen den mit dem Weſen des 
Staates untrennbar verbundenen höheren und den hauptſächlich als Quelle von Vermögens— 
einfünften dienenden niederen Negalien (regalia essentialia s. maiora und regalia acci- 
dentalia s. minora). Das Privatrecht hat. allein die leteren zu berüdfichtigen. Zu den- 
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felben gehört insbefondere die dem Staat ausſchließlich zuftehende Befugnis, ſich gewiſſe 
Gegenitände anzueignen und diefelben dem Eigentum zu unterwerfen. Vrivatperfonen fünnen 
die niederen Regalien fraft befonverer Verleihung oder durch unvordenkliche Verjährung er- 
werben. \mmer aber ift in diefen Fällen das Recht der Privatperfonen in der Meife als 
ein vom Staat abgeleitetes zu betradhten, daß das Regal felbjt dem Staat verbleibt und 
den Privatperfonen nur die Ausübung zufteht. Cine gemeinrechtliche Bedeutung hat die 
Lehre von der Regalität nicht, auch iſt das Beftreben der Gegenwart auf eine Befeitigung 
der NRegalien überhaupt gerichtet. Doch find die aus der gefchichtlichen Entwidlung fich er- 
gebenden Gefichtspunfte noch immer von Wichtigkeit und deshalb auch bei einer Daritellung 
des heutigen Rechts nicht außer acht zu laſſen. 


8 42. Das Jagdregal ift aus dem Bann hervorgegangen, mit weldem die 
Könige zuerft ihre eigenen, dann auch andere Waldungen belegten und fraft deſſen alle Ber- 
fonen, denen nicht die Befugnis dazu vom Könige verliehen war, von der Ausübung der 
Jagd in diefen Waldungen bei Strafe des Königsbannes (60 Scillinge) ausgefchlofjen 
waren. Die Bezirke, auf melde fich dies Verbot bezog, hießen Forjten oder Bannforften. 
Soweit feine Einforjtung jtattgefunden hatte, jtand die Berechtigung zur Occupation der 
jagdbaren Tiere dem Eigentümer des Grund und Bodens als Ausflug des Grundeigentums 
zu. Nach der Ausbildung der Yandeshoheit nahmen die Yandesherren das Jagdrecht vielfach 
für ihr ganzes Gebiet als Negal in Anſpruch, wobei freilich häufig ein Unterfchied zwischen 
hoher, mittlerer und niederer Jagd gemacht wurde und eine Bejchränfung der Negalität auf 
die erjtere oder doch eine Freigebung der letteren jtattfand. Auch nahmen in der Regel 
die Beſitzer von adeligen oder Rittergütern in diefer Beziehung eine erimierte Stellung ein, 
indem ihnen das Jagdrecht nicht nur für ihren Grund und Boden, fondern aud für das 
Gebiet ihrer Hinterfaffen verliehen war. Die hierdurch bewirkte Trennung des Jagdrechts 
vom Grundeigentum hatte mannigfaltige Bejchwerden für die bäuerlichen Befiser zur Folge. 
Nicht nur mußten diejelben den Berechtigten das Betreten ihrer Grundjtüde gejtatten, jondern 
fie durften auch felbit innerhalb ihres Gebietes das Wild nicht in waidmämniſcher Weife 
erlegen. Die Befugnis, das Wild von ihren Feldern abzuhalten, war ihnen allerdings in 
der Negel zugejtanden, auch wurde ihnen bei der Hegung eines übermäßigen Wildftandes 
feitens des Berechtigten ein Anſpruch auf Erfah des Wildſchadens gewährt. Beides aber 
bot nur eine unvollfommene Abhülfe dar. Das Drüdende jener Berechtigungen wurde noch 
vermehrt duch das Necht zur Jagdfolge, vermöge deſſen der Jagdberechtigte das an- 
geichoffene Wild in ein fremdes Jagdrevier verfolgen durfte, durch zahlreiche Jagdfronden, 
zu welchen die Bauern den Grundherren verpflichtet waren, ſowie durch die dem Volks— 
bemwußtjein mwiderftrebenden, oft übermäßig hohen Strafen des Wilddiebſtahls. Auf Grund 
ähnlicher Übelftände wurde in Frankreich aleih im Beginne der erjten franzöfifchen Revo— 
Iution die dringende Forderung nad einer Befeitigung der Jagdberechtigungen aufgeftellt, 
derjelben entſprach ein Gejeg von 1790. In Deutjchland fam, abgejehen von den Gebieten, 
in denen franzöfifches Recht galt, diefe Forderung erjt infolge der Bewegungen des Jahres 
1848 zur Geltung. Seitdem find hier in verfchiedenen Staaten eine Reihe von Gejeten 
erlafjen worden, welche die Jagdrechte auf fremdem Grund und Boden, teils mit teils ohne 
Entſchädigung, aufgehoben und die Konftituierung folder Berechtigungen für die Zukunft 
unterfagt haben. Demnach gilt gegenwärtig in dem größten Teil von Deutſchland wiederum 
der urfprüngliche Grundfat des deutſchen Nechts, wonad das Jagdrecht Ausflug und Zu- 
behör des Grundeigentums if. Zwar find auch jet noch dem Grundeigentümer bei Aus- 
übung der Jagd Beichränfungen auferlegt, allein dieje Beſchränkungen find lediglich polizei: 
licher Natur und meift in eigenen Jagdpolizeigefegen enthalten. Hervorzuheben ift aus den- 
jelben namentlid, daß die Grundeigentümer, welche die Jagd auf ihren Grundftüden aus- 
üben wollen, einen Flächeninhalt von beitimmter Größe beſitzen müffen, der überdies in ſich 
zufammenhängen muß, d. h. nicht durch fremde Grundftüde unterbrochen fein darf. Allen 
übrigen Grundbefigern jteht die Befugnis zur felbjtändigen Ausübung der Jagd nicht zu; 
fie werden vielmehr zu Jagdgenofjenichaften vereinigt, die in ihrer Geſamtheit darüber zu 
beitimmen haben, ob die Beſchießung des Jagdreviers zum Beten der Beteiligten durch an- 
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geitellte Jäger ftattfinden, ob die Jagd ganz ruhen oder ob fie auf gemeinſchaftliche Rech— 
nung verpachtet werden fol. Mit der Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem Grund und 
Boden ijt regelmäßig auch die Jagdfolge weggefallen. Über ven Anſpruch auf Erjat des 
Wildſchadens ſ. S 72. 

Andere NVorfchriften gleichfalls polizeiliher Natur betreffen die Schon- und Hegezeiten, 
durch welche eine gänzliche Vernichtung des Wildftandes verhütet werden fol. Ferner wird 
gewöhnlich von jedem, der die Jagd ausüben will, eine gewiſſe perfönliche Zuverläffigfeit 
infofern gefordert, als die Jagdausübung niemandem geitattet wird, der nicht eine Jagd— 
farte (Fagderlaubnisfchein) von der Polizeibehörde gelöft hat. Verſagt werden fann eine 
ſolche insbefondere demjenigen, von dem man fi) eines unvorfichtigen oder gefährlichen Um- 
gehens mit dem Feuergewehr zu verjehen hat. 


8 43. Neben dem Jagdregal ift häufig ein eigenes Forjtregal angenommen worden. 
Eriftierte ein foldes, fo würden im” Bereiche desjelben Eigentum und Nußungen an Wal- 
dungen dur Privatperfonen nur in derjelben Meife wie andere Negalien erworben werben 
fönnen. Ein eigentliches Forftregal iſt indes nirgends nachzuweiſen. Durd) die Einforjtungen 
wurden die Cigentumsverhältnifje der Waldungen an fi nicht verändert. Dagegen fommt 
in diefer Hinficht folgendes in Betracht: a. Die großen Waldungen bildeten namentlich 
früher häufig ein Gemeingut der Markgenoſſenſchaften, jo daß nur die Nutzungsrechte im 
Privateigentum der einzelnen Genofjen jtanden, die Art der Nutung aber durch Vorſchrift 
und Kontrolle der Geſamtheit geregelt wurde. Dieſe Markgenoſſenſchaften find mit den 
großen Waldungen jelbjt in neuerer Zeit mehr und mehr verfchwunden und fommen gegen- 
wärtig nur nod) vereinzelt vor. b. Auch bei dem Waldeigentum zeigt ſich der Einfluß der 
Gutsherrlichkeit. Der Gutsherr hat häufig Nutzungs- und Auffichtsrechte an den Gemeinde- 
waldungen, ebenjo jtehen oft den Bauerfchaften Berechtigungen an den im Eigentum der 
Gutsherrfchaft befindlichen Waldungen zu. Mit der Nequlierung der qutsherrlih bäuerlichen 
Verhältniſſe find jedoch diefe Beziehungen feltener geworden. e. In vielen Partifular- 
gejegen find Beitimmungen getroffen, die auf Grund der Forſthoheit die Benugung der 
Privatwaldungen regeln. Dieſe Beitimmungen haben den Zwed, die Waldfultur zu fördern 
und Devaftationen vorzubeugen. Dabei werden aus der Forithoheit mehr oder weniger weit 
gehende Konjequenzen gezogen, bisweilen wird für die Bewirtfchaftung fämtliher Waldungen 
des Staatögebietes ein ftaatlich feitgeftellter Betriebsplan oder gar für die Holzfällung auch 
jeitens der Privateigentümer Anweifung durch die landesherrlihen Förfter gefordert. Von 
direft entgegengefegten Grundfägen ging das Preußische Yandesfulturedift von 1811 aus, 
welches die Dispofition des Eigentümers in Bezug auf Privatwaldungen völlig uneinge- 
ſchränkt walten ließ. Die neuefte preußifche Geſetzgebung fucht den Nachteilen, welche eine 
übermäßige Verringerung des Waldbeitandes im Gefolge hat, dadurd; zu begegnen, daß fie 
1. behufs Erhaltung oder Aufforftung der fogenannten Schutwaldungen, das ift der Wal- 
dungen, die dem Hinterland gegen Verfandung, Einbrüche von Gewäſſern, Bergrutiche, 
widrige Winde Shut gewähren, Beichränkungen des Privateigentums zuläßt; 2. die Bildung 
von Waldgenofjenfchaften zur Hebung von MWaldfultur befördert; 3. für die Bewirtichaftung 
der im Eigentum der Gemeinden und öffentlichen Anftalten jtehenden Waldungen ſowie 
der Genoſſenſchaftswaldungen einen ftaatlich genehmigten Betriebsplan fordert. 


8 44. In ähnlicher Weife wie die Bannforjten entjtanden auch Bannwäſſer, dod 
hat fih ein Wafjerregal, foweit ein ſolches überhaupt vorkommt, regelmäßig nur in betreff 
der öffentlichen, d. h. nach deutſchem Necht der in irgend einem Teil ihres Laufes ſchiffbaren 
Flüſſe (Aumina navigabilia vel ex quibus fiunt navigabilia) ausgebildet. Als Wirkungen 
der Negalität werden hier bezeichnet a., daß die insula in flumine publico nata und das 
verlaffene Bett eines folchen Fluſſes dem Staate zufalle; b., daß die Fiſcherei in öffentlichen 
Gewäſſern ein Vorbehalt des Staates it; e., daß der Staat die Echiffahrt und Flößerei 
auf öffentlichen Alüffen, desgleihen die Benutung der Wafjerkraft zu Mühlen, Triebmerfen 
oder jonjtigen dauernden Anlagen zu einer Duelle von Einfünften machen fann. indes 
treten diefe Wirfungen nicht überall gleihmäßig ein. Insbeſondere areifen in Bezug auf 
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die Inſeln und das verlafjene Flußbett auch da, wo Negalität der öffentlichen Flüffe ange: 
nommen wird, häufig die Grundſätze des römifchen Rechts Platz. Ebenfo fommen in Bezug 
auf das allerdings die Regel bildende Fiichereiregal Ausnahmen vor: Recht des freien 
Fiſchfanges (fogenannte Wildfifcherei), Berechtigung der politifhen Gemeinde, andererſeits 
auch Ausdehnung des Negals auf Privatgewäfjer. Die zu e. erwähnte Wirfung fällt gegen: 
wärtig in den Bereich der Staats-, teilmeife auch der Reichshoheit (Reichsverfaffung Art. 4 
Nr. 9). Die Negalität der Mühlen ertredte ſich früher vielfah auf Windmühlen. 


8 45. Vollends nur aus dem Geſichtspunkt der Staatshoheit läßt fi die Einwirkung 
des Staats auf die Benugung der Privatflüſſe rechtfertigen. Die Eigentumsverhältnifje 
an Privatgewäfjern bieten infofern eigentümliche Schwierigfeiten dar, als die Beweglichkeit 
der Wafjerwelle vermöge ihrer phyſiſchen Bejchaffenheit der Ausichlieglichkeit des Eigentums 
wiberftrebt. Ein die Gebiete mehrerer Uferbefiger berührender Privatfluß ſteht in den ver- 
ſchiedenen Teilen feines Yaufes im Eigentum der verſchiedenen Anlieger, während für die 
einander gegemüberliegenden Uferbemohner die Eigentumsgrenze durd die Mitte des Fluß- 
bettes gebildet wird. Infolgedeſſen find Kollifionen mannigfacher Art möglih, um jo 
häufiger, je mehr fich neuerdings die Verwendung des Waſſers zu gewerblichen und land— 
wirtfchaftlichen Zweden gejteigert hat. Die Normierung folder KRollijionsfälle iſt eine Haupt- 
aufgabe der neueren Wafjergefege. Im allgemeinen ift in diefer Hinficht der Grundjat 
maßgebend, daß jeder Uferbefiter berechtigt ift, das an feinem Grundftüd vorbeifließende 
Waſſer zu benuten und zu diefem Zmwed Anlagen zu machen, daß jedoch niemand durch 
feine Benugung das gleiche Recht der Nachbarn gefährden darf. Deshalb ift verboten, das 
Waſſer durch das Hineinwerfen ſchädlicher oder giftiger Stoffe dauernd zu verderben, An 
lagen zu maden, die einen Nüdftau zur Folge haben oder eine Verfumpfung oder Über- 
ſchwemmung der Nachbargrundftüde veranlafjen würden. Aus demjelben Grunde pflegt vor- 
gejchrieben zu fein, daß, wenn jemand das Waſſer durd; Röhren oder Kanäle aus feinem 
Bett ableitet, noch innerhalb desjelben Gebietes eine Nüdleitung ftattfinden muß. Bei der 
Benusung des Waffers zu Mühlen und Triebwerfen ift vorzugsweije die Höhe des Waſſer— 
jtandes von Wichtigkeit, welchen der einzelne in Anſpruch nehmen darf. Die Feititellung 
desjelben erfolgt durh die Setung des Merf- oder Eichpfahles; dabei find zunächſt er- 
worbene Rechte zu berüdfichtigen ; ſoweit ſolche nicht nachgewiefen werden fünnen, ijt die 
möglichite Vereinigung der verfchievenen Intereſſen anzujtreben. Über das Verfahren ent- 
halten die neueren Gefege in der Negel ausführlihe Beitimmungen. 

Die Fiſcherei in Privatgewäſſern fteht regelmäßig den Eigentümern zu, doch Müfjen 
ſich diefelben hierbei den Borfchriften unterwerfen, welche im nterefje der Fiſchzucht in 
den FFifchereiordnungen enthalten zu fein pflegen. Anderen Perfonen als den Eigentümern 
fann die Berechtigung, in Privatgewäſſern zu filchen, als perjönliches wie als dingliches 
Neht und im letzteren Fall ſowohl als Perſonal- wie als Prädialjervitut zuftehen. In 
ähnlicher Weife find an öffentlichen Flüffen Fiſchereiberechtigungen als jelbjtändige Gerechtig— 
feiten möglid. In Frankreich iſt ähnlich wie beim Jagdrecht die Begründung von Fiſcherei— 
rechten mit dinglichem Charakter ausgefchlofien, die beitehenden find aufgehoben worben. 
Diefem Beifpiel find aber nur wenige deutfche Geſetzgebungen gefolgt. Häufiger bejtimmen 
diefelben, daß beftehende FFifchereigerechtigfeiten nicht bloß in öffentlichem Intereſſe, ſondern 
auch mit Rückſicht auf das vorwiegende Intereſſe anderer Berechtigter aufgehoben oder ein- 
geichränft werben fünnen. 


8 46. Hervorzuheben ift noch die große Bedeutung des Waſſers für landwirtichaftliche 
Zwede. Dieje Bedeutung ift ſowohl eine pofitive wie eine negative. Es gilt, einerfeits 
das Waffer zur Hebung der Bodenkultur zu benugen, andererfeits die ſchädlichen Einflüffe 
desjelben abzumehren. Von den Deichen, die in letzterer Beziehung vorzugsweiſe in Betracht 
fommen, ſ. $ 47. Hier find zu erwähnen die Bewäſſerungs- und Entwäfjerungsanlagen, 
die, ſchon feit langer Zeit in den norditalienifchen Ebenen befannt, in Frankreich und Deutſch— 
land erjt in neuerer Zeit mit dem Fortſchritt der Yandwirtfchaft größere Bedeutung erlangt 
haben. Solche Anlagen fönnen in der Regel nit von einem Grundbefiger unternommen 
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werden, weil dazu die Benußung fremden Grund und Bodens erforderlich ift, auch liegen 
diefelben meift im Intereſſe einer Mehrheit von Grundbejigern. Daher find hier die Be- 
dingungen für genoſſenſchaftliche Vereinigungen gegeben. Die früheften Verbindungen diejer 
Art, welche fih in Deutjchland finden, find die in den Marjchen vorfommenden häufig mit 
den Deichachten ($ 47) zufammenhängenden Sielgenofienichaften oder Sielachten. Sie haben 
den Zwed, durch Abzugsgräben (Siele) die VBerfumpfung der Grundjtüde zu verhüten. 
Allgemeinere Anwendung haben derartige Genojjenichaften infolge der neueren Gejeggebung 
gefunden. Man unterfcheidet gegenwärtig Genofienfhaften, die den Zwed der Bewäſſerung 
oder Beriefelung haben (Meliorations-, Wiefengenofjenfhaften) und Verbände zum Behuf 
der Entwäfjerung. Die Bildung von Genofjenfchaften zu den gedachten Zwecken ijt in den 
Geſetzen bejonders begünftigt: a. dadurch daß die Grundbeſitzer, denen das beabfichtigte 
Unternehmen Vorteil bringt, zum Beitritt gezwungen werden können; b. dadurd daß ein frei- 
williger Austritt einzelner Srundeigentümer nicht gejtattet ift; c. dadurch daß der Genofjenichaft 
das Erpropriationsrecht verliehen ift. Das jüngjte preußifche Wafjergefeg vom 1. April 1879, 
welches alle Wafjergenofjenschaften” mit Ausnahme der auf das Deichweien bezüglichen um- 
faßt, fennt freie und öffentliche, d. h. durch Beſchluß der Staatsbehörde gebildete, Genofjen- 
Schaften. Die letteren haben den Charakter öffentlicher Korporationen und find als folche 
der jtaatlihen Beauflihtigung unterworfen; die Beitragspflict der Genoſſen gilt als öffent- 
liche Laſt, rüditändige Beiträge können durch Adminiftrativerefution beigetrieben werden. 


$ 47. Die zum Schub gegen Überſchwemmungen dienenden Deihe find ſeit alters 
unter den Schub eigener Verbände (Deichgenoffenihaften, Deichachten) gejtellt, denen die 
intereffierten Grundbeſitzer beizutreten verpflichtet find. Die Leitung der Genoſſenſchaft, 
welche in der Regel die Rechte einer juriſtiſchen Perſon hat, erfolgt meiſt durch jelbjtgewählte 
Vorjteher (Deichgrafen, Deichgeſchworene) unter Teilnahme der einzelnen Deichgenoſſen oder 
von Vertretern derjelben (Deihichöffen). Die Pflicht zur Unterhaltung des Deiches ijt eine 
Neallaft; vdeichpflichtig find nur diejenigen Grundftüde, denen der Deih Schu gewährt. 
„Kein Land ohne Deih, Fein Deich ohne Land.“ Nur in Fällen einer außerordentlichen 
Gefahr fann auch von anderen Perſonen eine Nothülfe beanfprucdht werden. Aus der Natur 
der Deichpflicht als einer Neallaft folgt, daß wer fich derfelben entziehen will, den Befit 
des verpflichteten Grundjtüds aufgeben muß. „Wer nicht will deichen, der muß weichen.“ 
Dies gefchah früher zum Teil ſymboliſch dadurh, daß man einen Spaten in das Yand 
ftedte. Wer venfelben herauszog, erwarb das Yand mit der Deichlaft. Dies mar das 
fogenannte Spatenreht, welches jegt aber nicht mehr vorfommt. Die Unterhaltung des 
Deiches gefchieht entweder nad) dem Spitem der Pfanddeihung, wobei den einzelnen Mit- 
gliedern der Genoſſenſchaft einzelne Teile des Deiches (Pfänder, Yofe) überwiefen werden, 
für welche diefelben zu jorgen haben, oder nad) dem Syſtem der Kommunionsdeihung, nad) 
welhem die Genoſſenſchaft felbit für die Erhaltung des Deiches forgt und nur Gelvbeiträge 
auf ihre Angehörigen ausfchreibt. 


8 48. Das fogenannte Bergwerfseigentum fcheint in Deutichland urſprünglich 
als Zubehör des Grund und Bodens angejehen und den Grundeigentümern zugefprochen 
worden zu fein. Seit dem zwölften Jahrhundert jedoch machte ſich das "Prinzip der Nega- 
lität in immer weiterem Umfange geltend, wenngleih nicht ohne Widerjtand zu finden. 
Die goldene Bulle überließ das Bergregal den Kurfürſten in dem bisher hergebrachten Maße 
(prout possunt seu consueverunt talia possidere). Auf einer weiteren Stufe der Ent- 
widlung eigneten fich auch die übrigen Yandesherren dasjelbe an. Soweit das Bergregal 
noch beiteht, fönnen Privatperfonen das Bergwerkseigentum nur dur eine Verleihung jeitens 
des Staates erwerben. Hierbei ift regelmäßig das Prinzip der Bergbaufreiheit maßgebend. 
Diefem Prinzip zufolge hat der erite Finder eines Minerals einen Anſpruch darauf, die 
Verleihung vom Staat zu erhalten. Mit einzelnen Befchränfungen iſt es jedermann ge— 
ftattet, jelbjt auf fremdem Grund und Boden zu jchürfen, d. h. nach Mineralien zu ſuchen 
und die hierzu erforderlichen Arbeiten vorzunehmen, vorausgejegt daß er einen Schürffchein 
gelöft hat. Findet er eine Yageritätte, jo muß er die Mutung vornehmen, d. h. die Ver- 
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leihung des Bergwerfseigentums bei der Bergbehörde nachſuchen. Diefelbe erfolgt meijt in 
der Weiſe, daß die Grenzen des Grubenfeldes in auf der Erdoberfläche gezogenen Viereden 
bemefjen werden (nad geviertem Felde, Vierung), während die Tiefe unbegrenzt iſt (bis in 
die ewige Teufe). Die Beleihung gewährt das Recht zum Abbau derjenigen Mineralien, 
für welche fie erteilt ift. Der Abbau fann durch Eigenlöhner, d. 5. jolche, die mit eigener 
Hand arbeiten, oder durch Gewerkſchaften geichehen. Letztere find Vereinigungen einer 
größeren Zahl von Teilnehmern, Gemwerfen genannt, deren Anteile, Kuren, frei vererblich 
und veräußerlich find. Nach den älteren Bergorbnungen zerfällt die Zeche (das Bergwerfs- 
eigentum) gewöhnlich in 128 Kuxe. ever Kur repräfentiert einen ideellen Anteil des 
Bergwerfseigentums und gilt mithin wie die Zeche ſelbſt als unbeweglihe Sade. Die 
Übertragung und Verpfändung derjelben richtet fih daher nach den für Immobilien gelten- 
den Grundfägen. Die betreffenden Rechtshandlungen werden in ein öffentliches Bud ein: 
getragen, welches zumeilen von den Gerichten, zumeilen von der Bergbehörde geführt wird 
und den Namen Berahypothefenbuch, Gegenbud, liber metallicus zu tragen pflegt. — 
Man unterjcheivet Zehen, die ſich in Ausbeute, und ſolche, die ſich in Zubuße befinden, 
je nachdem diefelben einen Gewinn abmerfen oder einen Zufhuß erfordern. Zu derartigen 
Zufchüffen find die einzelnen Gemwerfen verpflichtet, wenn fie nicht in das Netardat geſetzt 
und demnädjft eine Kaduzierung, d. h. eine Einziehung ihrer Kure feitens der Gewerkichaft, 
erleiden wollen. Die Gewerkſchaft ſelbſt ift dem Staate gegenüber verpflichtet, den Bergbau 
ordnungsmäßig zu betreiben und die Grube in baumürdigem Zuftand zu erhalten. Sie 
darf den Betrieb nicht einjtellen oder ruhen lafjen. Gefchieht dies, jo fann die Grube nad) 
vorgängiger Unterfuchung (Freifahrung) und richterlicher Entſcheidung wieder ins landes- 
herrliche ‚Freie verfegt werden. Sie fällt damit wiederum der Regalität des Staates an- 
heim und fann von demjelben aufs neue verliehen werden. 

Der Vertreter der Gewerfihaft nach außen heißt Gewerkſchaftsrepräſentant, während 
die technifche Verwaltung von dem Scichtmeifter geleitet wird. Zuweilen werden beide 
Funktionen von derjelben Perſon verjehen,, zumeilen beftehen dagegen noch befondere 
Sehnsträger zur Wahrnehmung der der Sewerfichaft gegen die Behörden obliegenden Ber: 
pflichtungen. 

Die Gewerkſchaft ift nach den älteren Bergordnungen feine juriftifche Perſon, jondern eine 
Societät, die freilich dem römischen Recht gegenüber mannigfache Bejonderheiten zeigt. 

Die in der Negel für größere Diftrifte gegründeten Vereine der Bergleute (Anapp- 
ichaften) haben vorzugsweife den Zwed, für die Unterhaltung von Schulen, Kranfen- und 
Sterbefajjen und von anderen gemeinnüsigen Anftalten zu forgen. 

In neuerer Zeit ergangene Berggefege haben an den hier dargeftellten Grundjägen 
mehrfach geändert. Unter denjelben iſt namentlich das preußiſche Berggeſetz vom 29. Juni 
1865 wichtig, welches in einer großen Zahl deutſcher Staaten, teils unverändert teils 
mit geringen Veränderungen, eingeführt worden iſt. Die wefenlichfien Veränderungen der 
neuen Geſetzgebung ſind folgende: Der Standpunkt der Regalität iſt aufgegeben, die Be— 
fugnis des Staates zur Einwirkung auf den Bergbetrieb wird lediglich auf die Hoheits— 
rechte gegründet. Zum Schürfen bedarf es nicht mehr der Löfung eines Schürffcheines, da— 
gegen iſt das Erfordernis der Mutung beibehalten. Der Gewerfigaft ift der Charakter einer 
juriftifchen Perſon gewährt, Vertretungsorgan derſelben iſt entweder ein einzelner Repräſen— 
tant oder ein kollegialiſch zuſammengeſetzter Grubenvorſtand. Die Kure find mobiliſiert, 
d. h. nur das Bergwerfseigentum ſelbſt gilt als unbewegliches, der einzelne Kur dagegen 
als ein bewegliches Necht, welches ſich für den Verkehr in dem der Aktie analogen Kur- 
fcheine darjtellt. Dabei ift meilt auch die alte Einteilung in 128 Kure befeitigt unb an 
deren Stelle eine bequemere Decimalteilung (100 oder 1000 Kure) gejeßt worden. — Sehr 
beftritten iſt die juriftiihe Natur des hier als Bergwerfseigentum bezeichneten Nechts. 
Vielfah wird dasjelbe als ein wahres Eigentum aufgefaßt entweder an den verliehenen 
Mineralien oder an der Yagerftätte derfelben (dem unterirdifchen fundus). Beide Auffafjungen 
find indes begriffswidrig; auch hier bleibt nur übrig, eine dinglihe Aneignungsbefugnis 
anzunehmen, die erſt im Augenblid der Trennung der Foffilien von Grund und Boden zum 
Eigentumserwerb führt. An der Einrichtung zum Betriebe des Baues ſowie an den Hülfs- 
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bauten und beweglichen Zubehörungen des Bergwerk fann der Bergbauberechtigte Eigen: 
tum haben. 

Auch die Salzgewinnung iſt in den Bereich der Negalität gezogen worden. Früher 
griffen in dieſer Hinficht vielfah eigentümliche Negeln Plab, namentlih fand die Frei— 
erklärung des Bergbaues auf die Anlegung und Ausbeute eines Salzwerfes feine Anmwen- 
dung. Die neueren Berggeſetze haben regelmäßig die bergrechtlihen Grundſätze ſowohl auf 
Steinfalze wie auf Salinen ausgedehnt. 


$ 49. Die hervorragende Bedeutung, welche nad den Anſchauungen des deutichen 
Nechts dem Eigentum am Grund und Boden zufommt, fann noch durch bejondere 
Berechtigungen gefteigert werden. So find die Befiger von Nittergütern mit Vor- 
rechten teils publiziftifchen, teils privatrechtlichen Inhalts ausgeftattet. ihren Grund haben 
diefelben einerjeits darin, daß der Nitterfchaft als Entfchädigung für den von ihr zu leiften- 
den reifigen Dienjt Befreiung von öffentlichen Yaften und Abgaben zugefichert wurde, anderer- 
feits in der Schutzgewalt (Bogtei), welche die Befiger folder Güter über die ummohnenden 
bäuerlihen Befiger erlangten. Diefe Schuggemwalt ift der Urfprung der Gutsherrlichfeit. 
Im Gegenfaß hierzu jind Sattel- oder Sedelhöfe Güter, die von den gutsherrlichen 
Laſten frei find, ohne zu den Nittergütern zu zählen. In neuejter Zeit find die Vorrechte 
der NRittergüter zum größten Teil bejeitigt worden. 


8 50. Die große Wichtigkeit des Grundeigentums bewirkte ferner, daß man bejtrebt 
war, dasſelbe der Familie zu erhalten. Dies Beftreben fand einen rechtlichen Ausdrud in 
dem Beifprudhsredht der nädjten Erben, nach weldhem die Veräußerung von \\mmo- 
bilien außer im Fall der echten Not an den Konfens der Erben gebunden und, wenn ohne 
denjelben vorgenommen, von ihnen angefochten werden fonnte. Gegenwärtig ift die freie 
Veräußerungsfähigfeit der Grundftüde die Negel geworden; fomweit die Nechte der Erben noch 
fortwirfen, machen fie fih in der abgeſchwächten Form des Netrafts (J 51) geltend, nur bei 
den Stammgütern des hohen und niederen Adels und in einzelnen partifularrehtlichen 
Inſtituten beſteht die alte Unveräußerlichleit noch in ihrer früheren Kraft fort. 


8 51. Das Retraktrecht (Näherreht, Abtrieb, Loſung, Einſtandsrecht) ijt eine Be- 
rechtigung, auf Grund deren der Berechtigte ein Grundftüd, welches der Eigentümer an 
einen Dritten verfauft und tradiert hat, von diefem wie von jedem fpäteren Erwerber gegen 
Erjtattung des urfprünglid dafür gezahlten Kaufpreifes ſowie gegen Eintritt in die urfprüng- 
lichen Kaufbedingungen abfordern fann. Von den retractus legales, d. h. denen, melde 
direft auf einem Rechtsſatz beruhen, ift die aus dem Beifpruchsrecht (S 50) hervorgegangene 
Erblofung (retraetus gentilicius 8. ex iure consanguinitatis) am wichtigiten. Neuere 
Geſetze gehen auf möglichite Verminderung der Netraftrechte aus. 


$ 52. Das Intereſſe an der Erhaltung eines quten Vermögensitandes für die Familie 
fann auch durch Privatdispofition gefichert werden. Dies ift der Fall bei dem Familien— 
fideifommiß, einem nftitut, welches dur die Doftrin aus dem römifchen fideicom- 
missum familiae relietum hergeleitet worden iſt, nad neueren Forſchungen aber in den 
ſpaniſchen Majoraten feinen Urfprung hat. Ein Familienfideikommiß ift vorhanden, wenn 
jemand gewiſſen Gegenftänden die Unveräuferlichkeit in der Weiſe beilegt, daß dieſelben 
fi innerhalb einer Familie von Generation zu Generation nad einer bejtimmten Succeſ— 
fionsordnung bis zu deren Ausjterben vererben follen. Die Errichtung eines Familien— 
fiveifommiffes steht gemeinrechtlich jedermann frei, wenn fie auch vorzugsweiſe innerhalb 
des Adels vorfommt und partifularrehtlih nur zu Gunſten adliger Familien zuläſſig it. 
Gegenſtand desjelben find in der Negel unbewegliche Sachen; beweglichen Sachen, wie 3. B. 
Kapitalien (Geldfideikommiß), muß; durch Nadizierung auf Grund und Boden eine Gewähr 
der Dauer verliehen fein. Partikularrechte Schreiben häufig ein Marimum und ein Minimum 
des Wertes vor. Der Akt der Errichtung fann ein Geſchäft inter vivos oder mortis eausa 
und im erjteren Fall ſowohl ein Vertrag wie eine einfeitige Erflärung fein, die gewöhnlichſten 
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Gründungsarten find Tejtament, Erbvertrag oder Stiftung. In der Regel wird Betätigung 
durch den Landesheren oder die Fideikommißbehörde und, fofern es fih um unbewegliche 
Saden handelt, Cintragung der Fideikommißqualität in das Hypothefenbud erfordert. 
Eigentümer des Fideifommifjes ift der jeweilige Fideilommißfolger, doch iſt er in den Ver: 
fügungen über die Subjtanz durch die Nechte der Anwärter befchränft. Aus dem Begriff 
des Familienfideikommiſſes folgt, daß die Fideikommißeigenſchaft jolange dauert, als Anwärter 
vorhanden oder zu erwarten find. Erſt der lebte feines Gefchlehts fann über das Fidei— 
fommiß frei fchalten. Gegen die juriftifche Konfequenz verjtößt die Aufhebung des Familien- 
fidetfommifjes durch Familienſchluß, die indes von den neueren Gejeßgebungen allgemein 
für zuläffig erklärt wird. Die geſetzliche en der Familienfideikommiſſe, die in den 
deutjchen Grundrechten und auch in einzelnen Verfaſſungsurkunden ausgeſprochen war, iſt, 
abgeſehen von einem Teil der franzöſiſchrechtlichen Gebiete, nur in Oldenburg durchgeführt 
worden. Auch in Bremen giebt es feine Familienfideifommifie; fie jcheinen aber hier über- 
haupt niemals üblich gewefen zu fein. — Von dem Familienfiveifommiß it die yamilien- 
ftiftung zu unterfcheiden, bei der ebenfalls die Mitglieder einer bejtimmten Familie 
ng find, die Widmung ſelbſt aber den Charakter einer juriftifchen 

on hat. 


8.53. Unter den Rechten an einer fremden Sade nähert ſich dem Eigentum 
am meijten das Necht des Vaſallen am Zehn. Lehn (feudum, benefieium) ift ein Gut, 
welches in der Weiſe hingegeben wird, daß die Subjtanz des Nechts bei dem Verleihenden 
(Lehnsherrn) verbleibt, der Beliehene (Vaſall) dagegen zur Lehnstreue und zu Lehnsdieniten 
verpflichtet wird. Urfprünglich beſtand die dingliche und perfönliche Seite des Verhältnifjes 
unabhängig voneinander, doch entwidelte fich ſchon frühzeitig der Begriff der fogenannten 
fidelitas realis, wonad das perfönliche Band nur injofern wirffam war, als zugleich die 
Beleihung mit einem Gute ftattfand. Im Mittelalter bildete das Lehnsweſen eine Haupt- 
grundlage der Kriegsverfafjung wie des Staatöverbandes überhaupt, nad; dem Verſchwinden 
diefer politifchen Bedeutung ift das Inſtitut mehr und mehr in Verfall geraten und gegen- 
wärtig nur nod) in Überreften vorhanden. In diefen aber gehört dasſelbe noch immer dem 
praftiihen Recht an. 

Das deutſche Lehnrecht entwidelte ſich urſprünglich in den Nechtsweifungen der Mannen- 
gerihte. Dazu famen umfafjendere Darjtellungen in den Rechtsbüchern jowie Beitimmungen 
der Reichs- und Territorialgefeggebung. Ziemlich gleichzeitig mit dem römifchen Recht find 
jpäter die in der Lombardei entitandenen libri feudorum bei ung recipiert worden, der 
Inhalt derfelben bildet jegt die Grundlage des gemeinen Lehnrechts, doch beftehen neben 
demjelben vielfach Normen, welche teils auf einen älteren einheimifchen Urjprung zurüd- 
zuführen find, teils auf neueren Gefegen beruhen. 

Segenjtand eines Lehns fünnen unbeweglide Sachen und Rechte fein, lebtere, 
infofern fie einer dauernden Ausübung fähig find. Die Fähigkeit, ein Lehn zu errichten, 
zu welcher früher mindeftens Nitterbürtigfeit erfordert wurde, ift gegenwärtig nicht mehr 
an einen bejtimmten Stand gebunden, dagegen jchließen auch jegt noch von dem Erwerb 
des Lehns regelmäßig ſolche Eigenichaften aus, die urfprünglih eine Untauglichfeit zur 
Leiſtung der Lehnsdienſte herbeiführten, indes fann hiervon jeitens des Lehnsherrn dispen— 
fiert werden. Die ordentliche Begründungsart des Yehnsverhältniffes ift die Inveſtitur, 
eine der Auflafjung entiprechende Form der Nechtsübertragung, bei welcher der Vaſall dem 
Herrn den Treueid (homagium, Hulde, Mannſchaft) leiften mußte, die hierdurd begründeten 
Rechte des Lehnsherrn werden unter dem Ausdrud Yehnsherrlidfeit begriffen. Sie 
bejtehen a. in dem Anſpruch auf Yehnstreue Diejelbe umfaßt die Verpflichtung des 
Vajallen, alle dem Herm nacdteiligen Handlungen zu unterlafjen, fowie die Obliegenheit 
zur Leiſtung einer befonderen Ehrerbietung, der Yehnsreverenz; b. in dem Recht auf die 
Lehnsdienite. In diefen beruhte früher der Schwerpunkt des ganzen Inſtituts, fie waren 
urjprüngli servitia militaria, d. h. Nitterdienfte, fpäter find fie bei der veränderten 
Heereseinrihtung als Naturaldienfte überall fortgefallen und meift durch eine firierte Geld- 
abgabe, den Lehnskanon, erfegt (adäriert); c. in dem Necht auf Lehnserneuerung. Der 
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Vaſall ift verpflichtet, eine erneute Inveſtitur nachzufuchen, jobald ein Wechjel in der Perfon 
des Lehnsheren oder des Bafallen (Herren- oder Yehnsfall) eintritt. Hierfür iſt regelmäßig 
eine Abgabe (Laudemium, Lehnmware) zu entrichten. Das Geſuch des Vaſallen um die neue 
Inveſtitur heißt Mutung. d. Neben den Anſprüchen an die Perfon hat der Lehnsherr auch 
ein dingliches Recht (Obereigentum $ 31) am Lehngut. Wenn der Herr eine ihm gehörige 
Sache zu Lehn ausgethan hat, fo verbleibt ihm formell das Eigentum, dasfelbe wird indes 
durch die dem Vaſallen eingeräumten Befugniffe faft vollftändig abforbiert. Abgefehen von 
der Berechtigung, Veräußerungen und Deteriorationen feitens des Vaſallen zu hindern, 
äußert fih das Eigentum des Lehnsheren eigentlih nur darin, daß das Fortfallen des 
vaſallitiſchen Rechts eine Konfolidation zur Folge hat (Heimfall) und daß der Herr auf 
diefe Eventualität hin fchon während der Dauer des Lehnsverhältniffes Verfügungen über 
das Gut treffen fann. Dies geſchieht bei der Eventualbelehnung. 

Das Recht des Vafallen hat gleichfalls eine perfönlihe und eine dingliche Seite. 
Erjtere beruht auf der mechjelfeitigen Natur der Lehnstreue, die vom Herrn als Lehns— 
proteftion zu gewähren ift. Bon größerer Bedeutung ift der dingliche Beitandteil des 
vaſallitiſchen Rechts, welcher den Bafallen mit Ausnahme von Deteriorationen und Ber: 
äußerungen zu allen Verfügungen über das Lehngut berechtigt. Der Begriff der Veräußerung 
ift im weiteren Sinne zu nehmen, fo daß auch Belaftungen und Verfchuldungen des Lehn— 
gutes dahin gehören. In Bezug auf derartige Verfügungen ift neben dem Necht des Yehns- 
herren auch der Gefichtspunft von Wichtigkeit, daß die Belehnung ihre Wirkungen regelmäßig 
nicht nur auf den zuerſt Beliehenen, ſondern gleichzeitig auch, mwenigftens nad) gemeinem 
Lehnrecht, auf alle lehnsfähigen Nachkommen desjelben erjtredt ($ 87). Dieje leiten ihr 
Recht unmittelbar von dem erften Erwerber ab und brauchen daher Verfügungen von 
Zwifchenbefiern, durch welche ihr Necht beeinträchtigt wird, in der Regel nicht anzuerfennen, 
haften aljo aud für Schulden regelmäßig nicht mit dem Yehngut. Cine Ausnahme maden 
die Lehnsjchulden, die entweder von gewiffen oder von allen Yehnsfolgern, unter Umftänden 
auch vom Lehnsherrn, anerfannt werden müfjen. 

Die Beendigung des Lehnsverhältniſſes bewirkt, wie ſchon hervorgehoben, regel: 
mäßig eine Wiedervereinigung des vafallitiichen Rechts mit dem Eigentum in der Perfon 
des Yehnsheren (Konfolidation). findet ausnahmsweife die Vereinigung in der Perſon des 
Vaſallen jtatt, jo liegt der Fall der Appropriation vor. Konfolidation wie Appropriation 
fönnen, abgejehen von allgemeinen Gründen, namentlih auch zur Strafe als Folge 
von Lehnsfehlern (Felonie) eintreten. Sind fucceffionsberechtigte Lehnsfolger vorhanden, 
jo hat die Vereinigung nur eine vorübergehende Wirkung, bis zu dem Zeitpunkt, wo diejen 
die Eucceffion eröffnet wird. Die Appropriation heißt Allodififation, wenn fie in einer 
dauernden entweder gefeglichen oder vertragsmäßigen Übertragung des Eigentums an den 
Vafallen beiteht. Gegenwärtig hat in Bezug auf den größten Teil der deutfchen Lehen 
eine geſetzliche Allodififation in der Weife ftattgefunden, daß das Ubereigentum des Yehns- 
herrn aufgehoben, der Lehnskanon für ablösbar erklärt worden ift. Das Lehnrecht ift dem- 
nah ein im Abjterben begriffenes Inſtitut, deſſen Anmwendbarfeit fi gegenwärtig wejentlich 
auf die Rechte der Agnaten, Mit- und Eventualbelehnten beſchränkt. Zumeilen iſt auch be- 
züglich diefer die Allodififation durchgeführt oder doch die Umwandlung der Lehen im 
Familienfideikommiſſe für jtatthaft erflärt worden. 

Zum Teil nad lehnrechtlichen Grundfägen, zum Teil nad Analogie der römijchen 
Emphyteuſe, teilweife aber auch nad) eigentümlichen Prinzipien, find die erbliden bäuer- 
lihen Leihen zu beurteilen, welche unter den verfchiedeniten Namen in Deutjchland vor- 
fommen. Nur fallen dabei ſtets die befonderen Verpflichtungen fort, welche ji aus der 
Lehnstreue und dem friegerifchen Zwed des Yehnsinftituts ergeben. Doch find aud hier 
vielfache perfönliche Beziehungen vorhanden, namentlich ift in früherer Zeit der Bauer mit 
den mannigfachften Yajten zu Gunften der Gutsherrichaft beichwert worden. Nicht immer 
iſt übrigens das Hecht desjelben ein erbliches, häufig hat es lediglih die Natur der Zeit- 
pacht oder iſt ein wenn auch dingliches, doch zeitlich befchränktes Nutzungsrecht. Anderer- 
ſeits hat es ſtets Bauergüter gegeben, die im vollen Eigentum ihrer Befiser ftanden, wenn- 
gleich auc bei diefen nicht felten eine Unterwerfung unter gutsherrliche Laſten ftattgefunden 
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hat. Die neuere Geſetzgebung ift im allgemeinen bejtrebt, den abgeleiteten bäuerlichen Befit 
in freies Eigentum zu verwandeln und die qutöherrlichen Nechte zu befeitigen. Die hierher 
gehörigen Geſetze haben meift da, wo die Bauern ein erbliches Nutzungsrecht hatten (Erbpacht, 
Erbzinsgüter), denfelben ohne weiteres Cigentum verliehen, wo ihnen dagegen nur ein 
widerruflihes Necht zuftand (Yaßgüter), ſich darauf beichränft, die Neqgulierungsfähigfeit feſt— 
zufeßen, d. h. den Befisern ein Necht auf Eigentumsverleihung gegen eine Abfindung an 
die Gutsherrfhaft zu gewähren. Zugleich ijt regelmäßig ausgefprochen worden, daß in 
Zukunft eine erbliche Überlafjung von Grundſtücken nur zu vollem Eigentum geftattet fein 
fol. Indes gilt in diefer Hinficht fein gleihförmiger Rechtszuſtand; in einer Neihe deut- 
ſcher Staaten bejtehen die abgeleiteten Befisverhältnifje des früheren Rechts, mehr oder 
weniger modifiziert, fort; in Medlenburg ift erſt neuerdings die Vererbpadhtung der Bauer- 
itellen im Domanium und zum Teil auch in der Nitterfchaft als ein erheblicher Fortſchritt 
gegenüber der bisherigen Kündbarfeit durchgeführt worden. 


8 54. Das deutfche Recht fennt eine große Zahl von Berechtigungen an einer fremden 
Sade, die nach ihrer juriftiichen Konftruftion unter den Begriff der Perfonal- oder Prädial- 
jervituten fallen, wenngleich diefe Ausdrüde felbft den einheimifchen Quellen nicht befannt 
find. Die deutſchrechtlichen Berjonalfervituten haben durd die Beimifchung familien- 
rechtlicher Elemente teilmeife eine eigentümliche Ausbildung erhalten, doch ift es nicht zu 
billigen, wenn, wie früher vielfach geſchah, die Doktrin die hierher gehörigen fehr verſchieden— 
artigen Fälle unter der Bezeichnung ususfructus iuris Germaniei zu einem einheitlichen 
Begriff zufammenfaßt. Unter den Brädialfervituten hat fich infolge der Feldgemein- 
ſchaft und der hiermit in Verbindung ftehenden Befigverhältnifje eine Reihe von Weide- 
gerehtigfeiten ausgebildet, die bei den Römern in diejer Gejtalt nicht vorkommen, 
aber im allgemeinen nad der Analogie des römifchen actus zu beurteilen und wie alle 
Servituten eiviliter (pfleglih) auszuüben find. Das mehreren Perſonen gemeinjchaftlich 
zuftehende Hütungsrecht heißt Koppelweide, von welchem das ius compaseni, d. h. das 
Recht mehrerer Perſonen an dem Grundftüd eines Dritten, und daS ius compaseulationis 
reeiproeum, bei dem mehrere Berfonen, namentlich Gemeindemitglieder, auf ihren Grund- 
ftüden ein gegenfeitiges Hütungsrecht haben, Unterarten find. Befugniffe leßterer Art be- 
ruhen bisweilen nur auf bittweifer Cinräumung; die Bartikularrehte präfumieren in den 
hierher gehörigen Fällen zum Teil für das Vorhandenjein einer Servitut, zum Teil für ein 
Prefarium. Verſchieden von der Koppelhut ijt a. das ius compascendi (Mithude), das 
Recht des belajteten Eigentümers, neben dem Hütungsberechtigten jein Vieh auf die Weide 
zu treiben, eine Befugnis, die ihm im Zweifel zwar zufteht, aber nur unbejchadet der Servitut 
ausgeübt werben darf; b. die Berechtigung der Gemeinde- oder Allmendegenoſſen, auf der 
Allmende weiden zu laffen (einfaches ins compaseulationis), welche zwar aud) den Charafter 
einer Servitut haben fann, aber nicht zu haben braudt. Cine bejondere Art des Hütungs: 
rechts iſt das Schäfereirecht, d. h. die Befugnis, eine Schafherde auf fremdem Grund und 
Boden hüten zu lafjen, während das Schäfereiftabrecht, vermöge deſſen der Berechtigte einen 
Hirten beitellen fann, welchem die Verpflichteten ihr Vieh vortreiben müſſen, ſowie das 
Pferchrecht, kraft deffen fremde Schafherden auf dem Grundftüd des Berechtigten eingepfercht 
werden müſſen, über den Begriff der Servitut hinausgehen. Der öfonomifhe Wert der 
beiden leßteren Berechtigungen bejteht in der ausfchließlichen Befugnis des Berechtigten, ſich 
den Dünger der Herden anzueignen. — Aud die zahlreichen in Deutjchland vorflommenden 
MWaldungen haben zur Entitehung eigentümlicher Cervituten Veranlafjung gegeben. 
Dahin gehört namentlich das Holzungsredht, das Recht der Waldweide und die Majtungs- 
gerechtigfeit. Letztere beiteht in der Befugnis, Schweine auf die Eichelmaft zu treiben, 
wobei in der Regel befondere Kautelen zum Schuge der Waldfultur Platz greifen. 

In neuerer Zeit werden ſowohl die Weide- wie die Waldfervituten als der Land- und 
Forjtwirtichaft nachteilig betrachtet, und die Geſetzgebung iſt deshalb darauf bedacht, die 
Ablöfung derjelben möglichft zu fördern. Das Erfordernis der Eintragung in die Grund: 
bücher wird von den neueren Geſetzen meift in Bezug auf Perfonaljervituten, aber nicht 
immer für Grunddienftbarfeiten aufgeftellt. Servituten, hHinfichtlih deren die Eintragung 
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erforderlich iſt, können regelmäßig nicht durch Erſitzung entſtehen und ebenſowenig durch 
non-usus oder usucapio libertatis beſeitigt werden. Sonſt gelten im allgemeinen die 
Grundfäge des römischen Rechts; partifularrechtlich findet bei Gebäudejervituten die Erfigung 
von Nahr und Tag Anwendung. 


855. Auch für die Superficies (Platzrecht) find gegenwärtig die Grundfäge des 
römischen Rechts maßgebend. Bartifularrechte nehmen bisweilen ein vom Eigentum am 
Grund und Boden getrenntes Eigentum an den darauf befindlichen Gebäuden und An- 
pflanzungen an oder betrachten gejondertes Eigentum an verſchiedenen Stodwerfen desfelben 
Gebäudes als möglih. Dabei liegt eine hiftorifch erflärliche, für das heutige Hecht indes 
begrifflih unhaltbare Auffafjung zu Grunde. 


8 56. Das Pfandredt ift zwar gemeinrechtlih nad den Grundfäten des rö- 
mischen Nechts zu beurteilen, indes bietet das letztere in diefer Yehre eine durchaus unfichere 
(Srundlage für den Verkehr dar, da die Zuläffigkeit eines Pfandrechts ohne Befis an be- 
wegliden Sachen, die große Zahl der jtillfchweigenden und privilegierten Pfandrechte, ſowie 
die Statthaftigkeit der Verpfändung eines ganzes Vermögens es dem Gläubiger unmöglid) 
machen, zu erfennen, ob und in welchem Umfange er aus einem ihm beftellten Unterpfand 
Befriedigung würde erlangen fünnen. Die neueren Gefetgebungen find deshalb in teilmeifer 
Anlehnung an das ältere deutſche Necht geneigt, bei Mobilien lediglich ein Fauſtpfand an- 
zuerfennen, während bei Grundjtüden zur Entitehung des dinglichen Rechts ſtets Eintragung 
in die Grundbücher erforderlich it. Das eingetragene Pfandrecht heift nad) dem modernen 
Sprachgebrauch Hypothel. Von diefem Standpunft aus, der freilich nicht überall fonfequent 
durchaeführt ift, insbefondere auch dur die Neichsgefebgebung (Handelsgeſetzbuch, Civil: 
prozeh- und Konfursordnung) Modifitationen erleidet, ergeben fi folgende arundfägliche 
Abweichungen des heutigen vom römiſchen Pfandrecht: a. die Entjtehungsgründe des römischen 
Rechts (Vertrag oder lettwillige Verordnung, richterlihe Anordnung, Geſetz) begründen nicht 
mehr unmittelbar das Pfandrecht ſelbſt, jondern fommen nur noch als Titel zur Cinräumung 
eines ſolchen in Betradt ; b. die Möglichkeit einer generellen Verpfändung, nicht aber die 
einer gleichzeitigen VBerpfändung mehrerer Objekte für diefelbe Forderung (Simultan= oder 
Korrealhypothek), iſt fortgefallen; e. die Pfandrechtsprivilegien find befeitiat; eine Mehrheit 
von Pfandrehten an denjelben Sachen iſt ohnehin nur bei Grundjtüden möglih und hier 
ergiebt ih die Nangordnung aus dem Grundbuch. Der wejentlihe Inhalt des Pfandrechts 
bejteht ſowohl bei beweglichen wie bei unbeweglichen Sachen in dem ius distrahendi, 
welches aber regelmäßig nur auf Grund vorgängiger Ausklagung des Pfandſchuldners und 
im Wege der Zwangsvollitredung, alſo bei Grunditücden vermittelit der Subhajtation, aus: 
geübt werben kann. Ber letteren kann neben der Zubhaftation die Volljtredung auch durch 
Zwangsverwaltung (Sequeitration) ftattfinden, um den Gläubiger aus dem Ertrage des 
Pfandobjektes zu befriedigen ; dagegen aewährt die moderne Hypothek nicht die in der rö- 
mischen actio hypothecaria enthaltene Befugnis, den Befit des verpfändeten Grundjtüdes 
zu beanfpruchen. Wenn man mit Nüdficht auf den hier dargelegten Inhalt des Hypothelen— 
rechts dasjelbe aus der Neihe der dinglichen Nechte ftreicht und zu den Obligationen rechnet 
(Sohm), jo wird überfehen, daß die den Hypothefengläubigern zuftehenden Rechte doch nur 
Ausschnitte aus dem Eigentum find. — Das Hppothefenreht erliicht durch Löſchung, Die 
nach den meiſten Geſetzgebungen ipso iure das Vorrüden der nadeingetragenen Poſten be 
wirft. Zur Löſchung iſt renelmäßig Bewilligung des Gläubiger und Antrag des Cigen- 
tümers, jowie Beibringung oder Amortifation des über die Forderung gebildeten Hypothefen- 
dofuments erforderlih. Zu beachten tft, daß das dingliche Necht in der Negel nicht jchon 
mit dem Untergang der Forderung erlifcht, alfo weder in den ‚Fällen der Vereinigung noch 
wenn die Forderung durch Zahlung oder einen andern modus solvendi getilat ift; vielmehr 
entiteht alsdann, falls die Yöfchung nicht ftattfindet, die Eigentümerhypothek, em 
ruhendes Necht, welches dem Eigentümer die Befugnis giebt, formell über die auf ihn ge— 
diehene Hypothek, materiell über die freigemordene Stelle im Grundbuch zu verfügen. 

In der Eigentümerhypothef wie aud im verfchiedenen anderen hier nicht zu erörternden 
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Grundfäsen des heutigen Hypothekenrechts giebt fi das mit Keimen, die fich bereits im 
älteren deutſchen Recht vorfinden, zufammenhängende Streben fund, die Hypothek zu einer 
jelbjtändigen „Nealobligation“ zu machen, jo daß das dinglihe Recht nicht mehr das 
Acceſſorium einer perfönlichen Forderung ift. Der Eigentümer fann, wo dieſes Streben 
fonfequent durchgeführt ift, nicht nur bereits eingetragene Hypothefen erwerben, ohne daß 
das Pfandrecht erlifcht, fondern diefelben gleich von vornherein auf feinen Namen eintragen 
lafjen. Die Hypothef erlangt dadurch einen ganz abjtraften formalen Charakter, welcher ihr, 
zumal wenn eine leichte Übertragbarkeit hinzufommt, für den Immobiliarverfehr eine ähn- 
lihe Bedeutung verleiht, wie fie der Mechfel im Gebiete des Mobiliarverfehrs hat (Grund- 
wecjel). Im preußifchen Geſetz von 1872 ift der Hypothek die accefjorifhe Natur be- 
lafjen, nur in den Fällen, wo fich diefelbe mit dem Grundeigentum vereinigt, erjcheint fie 
als ein vom Beſtande der perfönlichen Forderung losgelöjtes Recht. Dagegen ift neben der 
accefjorifchen Hypothek ein eigenes Inftitut, die Grundfhuld, geichaffen worden, welches 
die hier angedeuteten Anforderungen erfüllt, übrigens feiner juriſtiſchen Struftur nach ebenfo 
wie die Hypothek als dingliches Necht anzufehen ift. 

Die Cirkulationsfähigfeit, die den Grundfchuldbriefen innewohnt, ift in erhöhtem Maße 
bei ven Inhaberpapieren mit Realficherheit (Pfandbriefe, Hypothefenbriefe) vorhanden. 
Hier iſt die möglichſte „Mobilifierung” des Grund und Bodens earreiht. Auch für dieſe 
Gejtaltung bietet das ältere deutfche Necht in den mit der Inhaberklauſel verfehenen Renten— 
briefen eine Anfnüpfung dar. 


8 57. Die Nechtsverhältnifje aus dem Pfandleihgemwerbe find neuerdings be- 
fonders durch das preußifche Gefeg vom 17. Mai 1881 geregelt worden. Abgejehen von 
den Beitimmungen über die Höhe der Zinfen ift aus demjelben namentlich hervorzuheben, 
daß der Pfandleiher das Pfandrecht an den ihm übergebenen Gegenjtänden erjt durch Ein- 
tragung des Gejchäfts in das Pfandbuch ermwirft und daß der Pfandfchein zwar auf den 
Namen des Verpfänders ausgeftellt wird, der Inhaber aber feine Rechtsübertragung darzu- 
thun braucht, um die Rechte aus demfelben geltend zu machen. 


8 58. Eine eigentümliche Art dinglicher Rechte find die Neallaften. Dies find 
Belaftungen des Grundbefites, vermöge deren der Eigentümer einer unbeweglichen Sache zu 
einer Leiſtung verpflichtet it. Die Berechtigung, melde in der Regel gleichfall® an den 
Beſitz eines Grundftüds gefnüpft ift, wird niemals durch die einzelne Leiſtung erfchöpft, 
jfondern hat einen dauernden Charakter. Die Leiftungen ſelbſt find entweder in periodifchen 
Bwifchenräumen oder bei bejtimmten unregelmäßig auftretenden Veranlafjungen zu entrichten, 
dem Gegenitand nad fünnen fie in Präftationen von Geld oder Naturalien oder in der Ge- 
mwährung von Dieniten bejtehen. Bei der juriftiichen Konftruftion der Reallajten muß zwifchen 
dem Recht im Ganzen und dem Anspruch auf die einzelnen Leiftungen unterjchieden werben. 
Erjteres hat eine dingliche Natur, wie ſchon daraus hervorgeht, daß nad älterem Recht an 
demjelben eine Gewere möglich ift und, jofern eine Reallaſt durch Privatwillfür begründet 
werden ſoll, die Auflafjung erfordert wird. Der Anfpruch auf die einzelne Leitung ift 
ebenfalls ein dingliches Recht, jofern der Belaftete nur mit dem Grundftüd haftet, ein ob- 
ligatorifches Necht dagegen, wenn nur die Perfon des Verpflichteten durch den Beſitz eines 
Grundjtüds beftimmt wird. Zum Schub des dinglichen Rechts dienen die poſſeſſoriſchen 
Rechtsmittel und die actio confessoria, während die Klage aus dem obligatoriihen Necht 
eine actio in rem scripta ift. Die Entitehung der Neallaften beruht entweder auf Geſetz 
oder Herfommen oder auf Privatwillfür (Vertrag, lettwillige Verfügung), wobei, wie er- 
wähnt, die Auflafjung hinzufommen muß, oder auf unvordenflicher Verjährung. Unter den 
einzelnen Reallajten find namentlich die Nenten, Zinjen, Zehnten und Fronden von Be- 
deutung, doch iſt die Gegenwart auch in diefer Hinfiht auf möglichjte Befreiung des 
Grundbefiges bedacht, und neuere Geſetze haben in betreff der Fronden meift direkt die 
Aufhebung verfügt, in betreff eines großen Teils der übrigen Neallaften wenigitens die Ab- 
löfung erleichtert. 

38* 
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859. Die Bannredte find den Neallajten infofern an die Seite zu jtellen, als 
fie fich gleichfalls auf ein dingliches und ein perfönliches Element zurüdführen lafjen. Sie 
bejtehen in der Befugnis, die Bewohner eines gewiſſen Dijtriftes zu zwingen, daß fie ihren 
Bedarf an gewiſſen Gegenftänden nur von dem Berechtigten entnehmen dürfen. Dinglich it 
auch hier wieder das Recht im Ganzen, während der Anſpruch bei einem Zumiderhandeln 
im einzelnen Falle die Natur einer perfönlichen Entfhädigungsflage hat. Auch die Bann- 
vechte find gewöhnlich an den Beſitz eines Grundftüdes feitens des Berechtigten gefnüpft 
und vielfah mit ausfchlieflihen Gemerbeberechtigungen verbunden. Cinzelne Arten find 
zum Beifpiel der Mahlzwang, der Bierzwang, das Krugsverlagsreht, das Hürdenjtabrecht, 
der Abdedereizwang. Die volfswirtfchaftliche Schädlichfeit dieſer Berechtigungen hat bereits feit 
Anfang diefes Jahrhunderts vielfach zur Aufhebung derfelben im Wege der Partifulargejeh- 
gebung geführt. Die Neihs-Gemwerbeordnung hat alle noch beftehenden Bann: und Zwangs- 
gerechtigfeiten aufgehoben oder für ablösbar erklärt und deren Begründung für die Zukunft 
ausgeſchloſſen. 


IV. Obligationenrecht. 


8 60. Das heutige Obligationenrecht beruht vorwiegend auf römischen Recht; 
das deutſche Recht tritt mehr zurüd als im Sachen-, Familien» und Erbredt. Den Grund 
hierfür darf man nicht darin fuhen, daß es im deutſchen Recht vor der Neception der 
fremden Rechte fein eigentliches Obligationenreht gegeben habe oder daß dasſelbe nicht 
„über die einfachiten Formen” hinausgefommen fei. Erſteres ift ganz unrichtig, letteres 
höchſtens für die Anfänge der deutfchen Nechtsentwidlung, dagegen nicht mehr für das 
deutſche Mittelalter und die Zeit der Stadtrechte zutreffend. Vielmehr erklärt ſich jene 
Erfcheinung einerfeits daraus, daß das römische Obligationenreht in höherem Maß als das 
gefamte übrige Privatrecht der Nömer mit Elementen des ius gentium und der aequitas 
durchſetzt ift, andererfeits daraus, daß die Vorzüge der Nömifchen Jurisprudenz, ihre Fähig— 
feit, Nechtöbegriffe zu bilden und zu verwerten, im Obligationenreht aanz befonders zur 
Geltung fommen. Aber wenngleich zuzugeben ift, daß das römische Necht auf diefem Ge— 
biet weitaus den größten Beitandteil des geltenden Rechts ausmacht, fo dürfen doch die 
Einwirkungen des deutſchen Rechts nicht überjehen werden. Wir verdanfen letzterem auch 
hier nicht bloß vereinzelte Rechtsfäte, fondern mweittragende Rechtsideen und -inftitute, die 
ihre Triebfraft bis in die neuefte Zeit bewährt haben. Hinzuweiſen ift in diefer Hinficht 
namentlich auf die im römifchen Recht nur in Anſätzen vorhandene, ihrer eigentlichen Grund: 
lage nach im germanifchen Recht wurzelnde dee der Gebundenheit des Rechts an die Ur: 
funde, die in den verfchievenen Geftaltungen der zwar nicht ausfchlieflich, aber Doch vorzugs— 
weife als Träger von Forderungen fungierenden Wertpapiere, insbefondere den In— 
haber- und Orderpapieren, hervortritt. 


861. Für die Obligationen aus Verträgen fommt vor allem die gemein: 
rechtlih anerfannte Gültigfeit der formlofen Verträge in Betradt. Die neuefte 
eingehende Unterfuhung über den Urfprung diejes Dogmas (X. Seuffert) gelangt zu dem 
Ergebnis, daß dasjelbe auf einem Gewohnheitsrecht beruht, welches in Deutjchland erſt ge— 
raume Zeit nach der Neception unter dem Einfluß fanoniftifher und befonders naturredht: 
licher Anſchauungen entjtanden ift. Dies iſt in dem Sinn richtig, daß das gedachte Dogma 
zur Zeit der Neception weder im römischen noch im deutichen Recht als ein fertig abge- 
ichloffenes fich vorfand; Keime, die darauf hinwieſen, waren fowohl in diefem wie in jenem 
vorhanden. Der Entwidlungsgang des deutfchen Rechts darf im allgemeinen als ein Kort- 
Ichreiten vom Neal- zum Formal- und von diefem zum Konjenfualvertrag bezeichnet werden. 
Damit ſoll nicht gefagt fein, daß die fpätere Entwidlungsitufe die frühere ganz verdrängt, 
jondern nur, daß fie neben derfelben ein gewiſſes Terrain gewonnen hat. Wie diefer auf 
dent Boden des einheimischen Nechts nicht zum Abſchluß gelangte Prozeß fi ohne das Da- 
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zwifchentreten der fremden Nechte weiter gejtaltet haben würde, iſt eine faum hypothetiſch 
zu beantwortende Frage. Partikularrechte enthalten vielfach Formvorfchriften für gewiſſe 
Arten von Verträgen, für die Verträge gewiſſer Perſonen oder für Verträge, deren Objekt 
einen bejtimmten Betrag überfchreitet. Die hauptfächlich vorgefchriebenen Formen find fchrift- 
liche, notarielle, gerichtliche Abſchließung, gerichtliche Konfirmation. Indes bildet die Form 
hier nicht, wie bei den eigentlichen yormalverträgen, die causa der Verpflichtung, ſondern 
fie muß zu dem Berpflichtungsgrund hinzuflommen. Die Folge der mangelnden Form ift 
bald Nichtigkeit, bald bloß Slaglofigfeit; nad früherem durch die Civilprozeßordnung be- 
feitigten Recht war die Form bisweilen nur des Beweifes halber vorgejchrieben; zum Teil 
liegen den gedachten Beſtimmungen auch fisfalifche Gefichtspunfte zu Grunde. Durch Ar- 
tifel 317 des Handelsgeſetzbuchs ift das Anwendungsgebiet diefer Formvorſchriften er- 
heblich eingefchränft worden und auch für das fünftige Civilgeſetzbuch dürfte es fich ſchwer— 
lih empfehlen, das gemeinrechtliche Prinzip anders als in eng begrenzten Ausnahmefällen 
aufzugeben. Die Frage, wie die Anerfennung des formlofen Vertrages auf unſer Kontrafts» 
ſyſtem einwirkt, ift an einer anderen Stelle diefes Werkes erörtert. 

Vom Vertrag unterfcheidet fich begrifflich jcharf das Stadium der noch nicht zu voller 
Willensübereinitimmung gelangten Vorbeiprehungen. In diefem Stadium gemachte Auf: 
zeichnungen heißen Traftate. Gleichbedeutend hiermit wird bisweilen der Ausdrud Punk— 
tation gebraucht, häufiger bedeutet derjelbe ein dem definitiven Vertragsichluß voraus: 
gehendes pactum de contrahendo oder einen den Vertrag ſelbſt enthaltenden Aufſatz, bei 
dem aber noch eine weitere Solennifierung vorbehalten tft. 


8 62. Schon das römische Recht erkennt in einzelnen Fällen das einfeitige Ver: 
ſprechen als Verpflihtungsgrund an; in neuerer Zeit zeigt fich dasſelbe noch in anderen 
Fällen wirkſam. Insbeſondere gehört die Auslobung hierher, das ijt das öffentliche 
Verſprechen einer Belohnung für eine gemwifje Zeiftung. Die fehr verbreitete Auffaffung, die 
hierin eine an eine incerta persona gerichtete Vertragsofferte fieht, fommt nicht zu be- 
friedigenden Ergebnifjen; regelmäßig entjpricht es der Abſicht des Auslobenden mehr, feine 
Erflärung als ein unter der Bedingung der Yeiftung abgegebenes einfeitiges Verſprechen auf: 
zufaflen, welches existente condicione ohne weiteres in Kraft treten fol. Nicht hiermit 
in Widerſpruch fteht die dem Verſprechenden nad gemeinem Recht wie nad den meijten 
Bartikularrehten gewährte Rüdtrittsbefugnis, folange die Yeiftung noch nicht erfolgt oder 
mit der Ausführung derfelben noch nicht begonnen iſt. Als einjeitige Verſprechen qualifi- 
zieren fich au die aus den Inhaber» und Orderurfunden hervorgehenden Verpflich: 
tungen. Ebenſo entiteht eine Verbindlichkeit aus einfeitiger Willenserklärung, eine „Gebunden- 
heit an das Wort”, im all der Offerte. Zu weit geht es dagegen, wenn allgemein 
der einfeitige Vertrag zu einem einfeitigen Verſprechen umgejtempelt, mithin in allen hierher 
gehörigen Fällen die Annahme des Promifjars zur Begründung der Verbindlichkeit für ent- 
behrlic erklärt wird (Siegel). Ein Rechtsſatz diefes Inhalts läßt fi weder in unferem 
pofitiven Recht nachweiſen, nod würde er de lege ferenda wünjdenswert fein. Wohl aber 
dürfte es im Einklang mit unjeren Anſchauungen jtehen, dem öffentlich erklärten einfeitigen 
Berfprechen, auch abaejehen von der Auslobung und der Vertragsofferte in incertam per- 
sonam, in gemwifjen Fällen verbindliche Kraft beizumefjen. 


863. Als eine ſowohl geſchichtlich im älteren deutſchen Necht wie in unferen ethifchen 
Anſchauungen begründete Abweichung des heutigen vom römifchen Recht wird ferner die all 
gemeine Statthaftigfeit der Verträge zu Gunjten Dritter bezeichnet. Da auch von 
ihnen bereits an anderer Stelle die Rede geweſen ijt, jo mag hier nur furz dem Dijjens 
gegen die von Unger und im weſentlichen aud von Gareis vertretene Auffaffung Aus: 
drud gegeben werden, nach welcher bei dem „echten“ Vertrag zu Gunſten Dritter der Dritte 
den Anjpruc unmittelbar aus dem Vertrag erwirbt, ohne daß es jeinerjeits einer Accep: 
tation bedarf und ohne daß den Kontrahenten eine Nüdtrittsbefugnis zufteht. Der Ver: 
fafler der gegenwärtigen Abhandlung ijt der Anficht, daß es Verträge zu Gunften Dritter 
in diefem Sinn, mindejtens im gemeinen Recht, überhaupt nicht giebt. 
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8 64. Die dem deutfchen Recht eigentümlihen Beftärfungsmittel find zum Teil 
aus den Vertragsformen des älteren Rechts hervorgegangen (die deutfchrechtliche arrha, der 
Gottes⸗ und ‚heilige Gerftpfennig, der Wein- und Yeitfauf, der Handichlag), zum Teil be— 
ftanden fie in der Unterwerfung unter gewiſſe Nachteile für den Fall der Nichterfüllung 
(Pfändungsflaufel, Verpflichtung zum Einlager, Verpflichtung bei Treuen und Ehren). Die 
meijten diefer Beftätigungsmittel find gegenwärtig ohne praftifche Bedeutung, nur die arrha 
hat bisweilen nody den Sinn, daß das Geben und Nehmen derfelben den Vertrag perfekt 
macht, jo namentlich beim Gefindevertrage. Auch die gegenwärtig vereinzelt vorfommende 
Anwendung der arrha als Neugeld ftammt aus dem deutſchen Nedt. 


$ 65. In Bezug auf die Wirkung der Obligation madt ſich eine Eigentüm- 
lichkeit des deutſchen Rechts in den Fällen geltend, in denen ſich das Vermögen einer Perſon 
in verſchiedene Vermögensſphären ſondert, jo daß dieſelbe Perſon als Inhaber mehrerer vonein- 
ander getrennter Vermögenskomplexe erſcheint. Dies iſt 1. da der Fall, wo neben dem 
freien gebundenes Vermögen vorhanden iſt, welches ſeine eigenen Schickſale hat, namentlich 
einem beſondern Erbgang unterliegt. 2. Auch in anderen Fällen bewirkt bisweilen die öko— 
nomiſche Beſtimmung gewiſſer Vermögensbeſtandteile eine nicht bloß fakltiſch, ſondern auch 
rechtlich hervortretende Sonderſtellung derſelben — Zweckvermögen im objektiven Sinne —. 
In ſolchen Fällen ſind Schulden möglich, die nicht das geſamte Vermögen des Schuldners, 
ſondern nur den einzelnen Vermögenskompler treffen und als Paſſivbeſtandteile deſſen Schick— 
fale teilen. Fälle der erfteren Art find die Lehns- und Fideilommißfchulden wie aud da, 
wo eine bejondere bäuerlihe Erbfolge befteht, die Schulden, die der Befiter eines Bauer: 
gutes als folder macht. Der zweiten Gattung gehören die Bergichulden des älteren Berg- 
rechts an, ferner eine Neihe von Fällen aus dem KHandels- und Seereht. Ein dingliches 
Recht kann in den hierher gehörigen Fällen dem Gläubiger zur Seite ftehen, ift aber nicht 
notwendig mit den betreffenden Forderungen verbunden. 

Während in den vorgedadhten Fällen eine Einſchränkung der obligatorifhen Wirkung 
vorhanden tjt, fennt das neuere Hecht auch gewifle, ebenfalls an deutjchrechtlihe Grundlagen 
anfnüpfende Fälle, in denen der Obligation eine über das Band zwifchen Gläubiger und 
Schuldner hinausgehende Wirkung zufommt. Abgejehen von dem fogenanntem ius ad rem, 
welches einen prägnanten Ausdruck namentlich im Preußiſchen Landrecht gefunden hat, hier 
aber für das Immobiliarſachenrecht durch die neuere Geſetzgebung befeitigt worden iſt, if 
in diefer Hinficht befonders hervorzuheben, daß das Forderungsrecht an ein dingliches Subjtrat 
gefnüpft jein fann, jo daß es mit demfelben auf den Singularfucceffor übergeht. Hierauf 
beruht nicht nur der durch die Übertragung von nhaberpapieren ſich vollziehende Über- 
gang von ‚sorderungsrechten, ſondern aud die durd die neuere Praris anerfannte, 
Ihmwerlid aus dem römiſchen Recht abzuleitende Möglichkeit der Begründung einer Forderung 
für den Eigentümer eines Grundftüdes und feine Beſitznachfolger. Auch die in vielen Par- 
tifularrechten dem Miet: und Pachtvertrag zugeichriebene Wirkung gegenüber dem Singular: 
fucceffor des Vermieters und Verpächters ($ 68) fällt unter diefen Gefichtspunft. 


8 66. Yon fonjtigen Einwirfungen deutfchrechtlicher Anſchauungen auf die allgemeinen 
Lehren des Obligationenrechts mag noch erwähnt werben, daß die Geftaltung der Korreal- 
obligationen in den Partifularrehten mehrfah an die gefamte Hand des älteren deutſchen 
Rechts anfnüpft und daß die Grundſätze der neueren Gejeggebungen über Verzug, Tragung 
der Gefahr, Haftung für culpa ebenfalls mehrere, zum Teil allerdings unbewußte Anklänge 
an das urjprüngliche einheimische Necht aufweisen. 


8 67. Beim Kauf tritt namentlich rüdfichtlih der Viehverfäufe eine Abweichung 
von römischen Necht infofern ein, als die äftimatorifche Klage gar nicht, die redhibitoriſche 
aber nur wegen gewiſſer Hauptmängel und aud wegen diefer nur dann zugelafjen wird, 
wenn diefelben binnen furzer Zeit nach der Übergabe (24 Stunden bis 8 Wochen) hervor: 
treten und geltend gemacht werden. Alsdann greift aber auch aewöhnlich zu Gunjten des 
Käufers die Vermutung Pag, daß die Mängel bereits zur Zeit der Übergabe vorhanden 
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waren. In der Abficht, wucherlihe Ausbeutungen der Landleute zu verhüten, haben ferner 
die Neichögejege den Verkauf von Früdten auf dem Halm nur dann für zuläffig erklärt, 
wenn als Preis der Marktpreis zur Zeit des Kontrafts oder der vierzehn Tage nad der 
Ernte geltende feſtgeſetzt wird, 


8 68. Der Sahmiete wird in vielen Partifularrechten eine über das obligatorifche 
Band hinausgehende Wirkfamkeit beigemefien, fofern aud dem Singularfuccejfor gegenüber 
die von feinem Autor abgejchlofjenen Mietsverträge geltend gemacht werden fünnen. Der 
dem römischen Recht entjprechende Sat: Kauf briht Miete, findet demnach hier feine An- 
wendung. 

Eine Anzahl eigentümlicher Gejtaltungen ergiebt ſich ferner bei der Viehverſtel— 
lung (bail à cheptel). Die verſchiedenen hierher gehörigen Verträge betreffen ſämtlich die 
Übergabe nutzbarer Haustiere zur Förderung und Beauffichtigung. Die Kontrahenten heißen 
Berfteller und Einfteller. Letzterer erhält gewöhnlich die Nutungen der ihm überlafjenen 
Herde gegen Erlegung eines in Naturalien beftehenden Zinfes, and findet wohl eine Teilung 
des Yungviehes ftatt. Nahe verwandt hiermit ijt der Eifernviehvertrag, bei welchem dem 
Pächter eines Landgutes Vieh gegen eine Tare unter der Bedingung übergeben wird, daß 
er bei der Nüdgemähr des Gutes eine gleihe Stüdzahl zurüdzugeben hat, alfo die Gefahr 
trägt, ohne indes zugleich Eigentümer zu werden. 


$ 69, Unter den allgemeinen Gefihtspunft der Dienjtmiete, teilmeife aud der 
Werfverdingung, fallen die zahlreihen Arbeitsverträge, die fi aus dem mannig- 
fahen Bedarf nach Yohnarbeit ergeben. Indes ift damit die Natur diejer Verträge doch 
nur in ihren allgemeinften Umrifjen beſtimmt; im einzelnen zeigen diefelben weitgehende 
Verſchiedenheiten, die ſich teild aus der Beichaffenheit der zu leiftenden Dienfte teils aus 
der durch das Dientverhältnis begründeten perfönlichen Stellung erklären. Auch greift hier 
mit Rüdfiht auf das dem Arbeitgeber regelmäßig zuftehende öfonomifche Übergewicht und 
auf die hieraus hervorgehende Gefahr einer übermäßigen Ausbeutung des Arbeitnehmers 
das öffentliche Necht ftärfer in die Vertragsfreiheit ein als bei anderen Verträgen. Hierher 
gehören insbefondere: a. der Gefindevertrag, deſſen Eigentümlichfett vorzugsmweife da— 
durch bedingt ift, daß das Gefinde in den Hausftand der Herrfchaft aufgenommen wird und 
in eine einem ‘yamilienverhältnis nahelommende Abhängigkeit zu derfelben tritt; b. die der 
Reichsgewerbeordnung unterliegenden Arbeitsverträge: Gejellen- und Xehrvertrag jo- 
wie die Verträge mit Fabrifarbeitern. Die nähere Regelung des Lehrlingsweſens 
ift durch die neuejte Nevifion der Gewerbeordnung den Innungen überlafjen ; feinen mwejent- 
lihen Inhalt erhält der Lehrvertrag durch die Aufgabe, den Lehrling für das Handwerk 
auszubilden. Dem Lehrherrn jteht zu diefem Behuf eine erzieherifche Gewalt zu, wie ihm 
andererjeitö hieraus auch beſondere Pflichten erwachfen. In Bezug auf alle drei Kategorieen 
der Arbeitnehmer find gewiſſe Lohnabreden (fogenanntes Trudiyitem) unterfagt. Speciell 
hinfichtlich der Fabrifarbeiter beichränft das Geſetz die Privatwillfür namentlich bezüglich der 
Beichäftigung der jugendlichen Arbeiter und des weiblichen Arbeiterperfonals. — Nach der 
Reichskonkursordnung rangiert der aus dem legten Jahr rüdjtändige Lid- und Arbeitslohn 
im Konfurfe des Arbeitgebers, wenn ein dauerndes Dienftverhältnis bejtanden hat, vor allen 
übrigen Konkursgläubigern. Ein anderes dem Dienit: und Arbeitslohne zuftehendes Privileg 
ift die auf dem Neichsgefeg vom 21. Juni 1869 beruhende Befreiung desjelben von der 
Beſchlagnahme. 


8 70. Das zinsbare Darlehn war wie alles Zinſennehmen im Mittelalter durch 
das fanonifche Recht unterfagt. Die Stelle dieſes Geichäfts nahm hauptfächlich der Renten: 
fauf ein, der indes auf einer felbftändigen Entwidlung beruht und den man deshalb nicht 
al3 ein mutuum palliatum anfehen darf. Durch Hingabe von Kapital faufte man eine 
Rente, welche vermitteljt der Auflaffung in dingliche Verbindung mit einem Grundftüde ge- 
bradjt wurde und auf demjelben als beitändige Neallaft ruhte, jo daß eine Ablöjung weder 
vom Käufer noh vom Berfäufer der Nente erzwungen werden fonnte (Ewiggeld). Später 
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wurden auch ablösliche Renten eingeführt, doch nur in dem Sinne, dak man dem Renten: 
ſchuldner die Nüdzahlung des Kapitals geitattete, während man ſich viel länger dagegen 
jträubte, aud; dem Käufer die Kündigung einzuräumen. Das Verhältnis der Rente zum 
Kapital war urfprünglid willfürlicher Beitimmung anheimgegeben ; durch die Neichsgejete 
wurden fünf Prozent ald Marimum feitgeftelt. Wo man beim Rententauf die beiderfeitige 
Kündigung zuließ, fiel derjelbe in der That mit dem zinsbaren Darlehn zufammen. Letzteres 
wurde geradezu in einzelnen Zandesgefegen aus der zweiten Hälfte des fechzehnten Jahr— 
hunderts für zuläffig erflärt, welchem ſich demnächſt eine allgemeine, auch von den Reichs— 
gerichten beobadjtete, von der Neichsgejeggebung wenigſtens indireft gebilligte Praris anſchloß. 
Der geſetzliche Zinsfuß betrug fünf Prozent, partifularrechtlih wurde ein fechiter Zinsthaler 
zugelafjen. In jüngfter Zeit hat die gefteigerte wirtfchaftliche Bedeutung des Kapitals zu 
einer Befeitigung aller Zinsbeichränfungen geführt. Das Neichsgefeg vom 14. November 
1867 hat die Höhe der Zinfen, fowie die Höhe und Art der Vergütung für Darlehn und 
andere freditierte Forderungen, ebenfo die Höhe der Konventionalftrafen freier Vereinbarung 
anheimgeitellt, nur in betreff des Anatocismus und der gewerblichen Pfandleiher und Nüd- 
faufshändler iſt befchränfenden Vorfchriften der Landesgeſetzgebung Raum gelaffen ($ 57). 
Ähnlich das öfterreichiiche Gefeß vom 14. Juni 1886. Indeſſen hat die Gejeßgebung der 
neuejten Zeit fich wiederum genötigt aefehen, der ebenfofehr mit der Sittlichkeit in Wider: 
fprud) ftehenden mie vollswirtfchaftlicd gefährlichen wucherlichen Ausbeutung der Schuldner 
entgegenzutreten. Dies ift für das Deutfhe Neih durch das Gefes vom 24. Mai 1880, 
in Ofterreich dur das Gefes vom 28. Mai 1881 gefchehen. in geſetzliches Zinsmari- 
mum wird in feinem diefer Gejete aufgeftellt; den Begriff des Muchers findet das deutſche 
Geſetz in der Ausbedingung von VBermögensvorteilen, welche den üblichen Zinsfuß dergeſtalt 
überjchreiten, daß fie im auffälligen Mipverhältnis zur Xeiftung ftehen. Abgejehen von der 
Strafbarkeit bewirkt das Mucherverbot Ungültigfeit der demjelben zumwiderlaufenden Verträge 
und begründet für den Schuldner das Recht der Rüdgewähr der geleiteten Vermögensvor— 
teile, welches binnen fünf Jahren feit dem Tage der Yeiltung verjährt. 


8 71. Unter den aleatorifchen Verträgen wird die Wette im allgemeinen nad rö— 
miſchem Recht beurteilt, nur findet zuweilen eine Herabſetzung übermäßiger Wetten ftatt 
oder es wird eine vorgängige Sicherftellung oder Depofition der Wettſumme erfordert. 
Beim Spiel unterfcheiden neuere Gefege im Anflug an die in älteren Quellen aus: 
aefprochenen Grundfäge vielfach zwifchen erlaubten und verbotenen Spielen und verfagen aus 
den eriteren zwar die Klage, geftatten aber nicht die NRüdforderung des einmal Gezahlten, 
während bei den verbotenen Spielen der Fiskus aucd das bereits bezahlte Spielgeld zurüd: 
fordert. Beſondere Arten des Spiels find die Yotterie und der Ausfpielvertrag. 
Zu den aleatorifchen Gefchäften gehört ferner der Yeibrentenvertrag, bei weldem je- 
mand gegen Singabe eines Kapitals für fi oder für einen andern eine lebenslängliche 
Nente ausbedingt. Das Kapital wird hier dur den Genuß der Rente aufgezehrt (Leib— 
gut ſchwindet Hauptgut). Treten mehrere Berfonen in der Weife zufammen, daß nad dem 
Ableben des einen die demfelben zufommende Rente den andern zuwächſt, jo liegt eine 
TZontinengejellfhaft vor, weldhe ihren Namen von ihrem erjten Urheber Yorenzo 
Tonti führt. Der Abſchluß derartiger Verträge bildet den Gegenftand berufs- oder ger 
werbsmäßiger Thätigfeit von Witwenfaffen, Rentenanftalten und Yebensverficherungsanftalten. 
Ahnlichfeit mit dem Yeibrentenvertrag hat der namentlich in bäuerlichen Yebensfreifen eine 
große Nolle fpielende Altenteils- oder Leibzuchtvertrag ($ 89). 


8 72. SHinfihtlih der Obligationen aus Delikten und deliftähnliden 
Urjachen darf es als eine Nachwirkung des älteren deutjchen Nechts betrachtet werben, 
wenn neuere Geſetzgebungen die Verpflichtung zum Scadenerfag auch da eintreten laſſen, 
wo der Beichädiger mwillensunfähig ift. Abgeſehen hiervon haben ſich namentlih in Bezug 
auf die Haftung für Tierfhaden in den Partifularredhten Grundfäge des älteren deutfchen 
Rechts erhalten. Dagegen ſtehen die Ansprüche, melde das heutige Hecht im Falle der 
Tötung oder Körperverlegung eines Menfchen gewährt, darunter auch der Anſpruch auf das 
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Schmerzensgeld, desgleihen der noh im ſächſiſchen bürgerlichen Geſetzbuch anerfannte An- 
ſpruch auf die jogenannte Sachſenbuße im Falle miderrechtlicher Freiheitsberaubung, nur in 
lofem Zufammenhang mit früheren Nechtsanfchauungen und haben jich weſentlich durch die 
Praris entwidelt. Ebenſo beruhen vorzugsweife auf diefer die Anfprüche der Gefchwängerten 
aus einem außerehelichen Beiſchlaf. Nach älterem Jagdrecht bejtand ein Anſpruch auf Er: 
fat des Wildſchadens gegen den Jagdberechtigten im Falle der Hegung eines übermäßigen 
Wildftandes. Vom Standpunkt des heutigen Rechts dürfte es fonfequent fein, einen ſolchen 
nur in den Fällen zu gewähren, in denen die Beihädigung auf ein Verfchulden des zur 
Jagdausübung Berechtigten zurüdzuführen iſt und feitens des Beichädigten durch gewöhnliche 
Schugmaßregeln nicht zu verhüten war; indes weichen die Partifularrechte in diefer Hinficht 
erheblich voneinander ab und haben zum Teil, wie 4. B. das preußifche Recht, den Erſatz— 
anſpruch ganz befeitigt. 

Der Einfluß der neuejten Gejeßgebung auf die Deliftsobligationen macht fi ins- 
befondere in dem Inftitut der Buße geltend, die nad) dem Reichsſtrafgeſetzbuch (SI 188 und 
231) in den Fällen der Beleidigung und Körperverlegung, ferner auf Grund der Geſetze 
zum Schutze des Urheberrechts, des Patentgejebes und des Markenſchutzgeſetzes dem Berlegten 
durh den Strafrichter zugefprochen werden kann. Diefelbe iſt nicht als Privatjtrafe, ſondern 
als Entfhädigung anzufehen und fchlieft jeden weiteren Entſchädigungsanſpruch aus. 

Das Reichsgeſetz vom 7. Juni 1871 regelt die Haftung des Betriebsunternehmers 
einer Eifenbahn jowie gemwifjer anderer gewerblichen Anlagen für den dur den Tod oder 
die Körperverlegung eines Menfchen entitandenen Schaden. Die in diefem Gejet feitgeftellte 
Haftpflicht des Unternehmers für den durch den Betrieb des Unternehmens herbeigeführten 
Schaden findet aber gegenwärtig nur noch auf die nicht nad Mafgabe der Unfallgejet- 
gebung verficherten Verfonen Anwendung. 

Über die aus der Verlegung des Urheberrechts entfpringenden Deliftsobligationen fiehe 
die folgenden Paragraphen. 


V. Urheberredt. 


5 73. Das Urheberrecht hat ſich hHiftorifch aus Privilegien entwidelt, die früher 
einzelnen Autoren, häufiger Drudern und Verlegern für alle oder gewifje von ihnen ver- 
öffentlichte Werke erteilt wurden. Seit dem fiebzehnten Jahrhundert finden ſich landesgefeh- 
liche Verbote des Nahdruds in Deutfchland ; eine reichögefegliche Regelung wurde angejtrebt, 
auch durch die Wahlfapitulation von 1790 in Ausficht geftellt, ift aber zur Zeit des alten 
Deutjchen Reichs nicht erreicht worden. Dagegen find auf Grund des Artikels 18 der 
deutfhen Bundesafte eine Neihe von Bundesfchlüffen ergangen, die einerfeits den durch die 
Landesgefeßgebung gewährten Shut auf alle deutſchen Autoren und Verleger ausdehnten, 
andererfeits auch inhaltlich ein bejtimmtes von der Yandesgefesgebung einzuhaltendes Maß 
des Schutes für diefelben feitjegten. Dur die zu Bern am 9. September 1886 ge- 
ſchloſſene Übereintunft ift ein internationaler Verband zum Schuße des Urheberrechts an Werfen 
der Litteratur und Kunſt gefhaffen und dadurd der Grund zu einem internationalen Urheber- 
recht gelegt worden. Die einem der Verbandsländer angehörigen Urheber oder ihre Rechtsnach— 
folger genießen hiernadh in den übrigen Yändern für die in einem Verbandslande veröffent- 
lichten wie für ihre nicht veröffentlichten Werke diefelben Nechte wie die inländifchen Ur- 
heber; nur wird in den übrigen Yändern das Urheberrecht nicht über die Dauer des in dem 
Urfprungslande gewährten Schutes hinaus anerfannt. Im Deutfchen Reich beruht gegen- 
wärtig der Schuß des Urheberrechts auf vier Neichsgefegen, dem Gefeg vom 11. uni 
1870, welches den Schriftwerfen, Abbildungen, muſikaliſchen Nahbildungen Schu gegen 
Nahdrud und zugleich dramatischen und muſikaliſchen Werfen Schub gegen unbefugte öffent- 
lihe Aufführungen gewährt, ferner drei Gefegen vom 9. bis 11. Januar 1876, betreffend 
das Urheberreht an Merken der bildenden Künfte, den Schuß photographifcher Aufnahmen 
und das Urheberreht an Muftern und Modellen. In den erften beiden Geſetzen wird der 
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Schuß regelmäßig für die Lebenszeit des Urhebers und dreißig Jahre nach feinem Tode ge- 
währt; die Schutzfriſt für Photographieen beträgt fünf Jahre vom Ablauf des Kalender- 
jahres, in welchem das Negativ der photographiſchen Aufnahme angefertigt ift; der Schub 
für Mufter und Modelle iſt bedingt dur die Anmeldung zum Mufterregifter und wird 
nad) der Wahl des Urhebers auf ein bis drei Jahre gewährt, fann aber demnächſt gegen 
Entritung einer Gebühr noch weiter bis auf höchſtens fünfzehn Jahre erjtredt werben. 
Strafbar und zur Entſchädigung verpflichtet iſt, wer vorfäglid oder aus Fahrläffigfeit ge- 
Schütte Werke unbefugterweife vervielfältigt, verbreitet oder eine ſolche Vervielfältigung oder 
Verbreitung veranlaft. Die Strafe ift eine Gelvftrafe bis zu 3000 Mark oder im Unver: 
mögensfalle eine Gefängnisitrafe bis zur Dauer von jehs Monaten. Die Höhe der Ent- 
jchädiqung wird nad) freiem richterlihem Ermeſſen normiert, an ihre Stelle fann eine Privat- 
buße bis zu 6000 Mark treten. Bei der unbefugten Aufführung dramatifcher oder mufi- 
falifcher Werte beiteht die Entihädigung in der Bruttoeinnahme aus der unbefugten 
Aufführung, wenn die Aufführung in Verbindung mit anderen Werfen erfolgt ift, in einem 
entfprechenden Teil dieſer Einnahme. Das Strafverfahren findet nur auf Antrag ftatt. 
Unabhängig von der Strafbarfeit ift die Einziehung der zur Vervielfältigung beftimmten 
Vorrichtungen und der durd die Vervielfältigung hergeitellten Cremplare. Sie erfolgt auch 
da, wo feine rechtswidrige Abſicht vorliegt. Cbenfo findet in diefem Falle eine Haftung 
defien, der die unbefugte Vervielfältigung oder Aufführung veranftaltet hat, in Höhe der 
Bereicherung jtatt. — Daß das Urheberrecht weder als geiftiges Eigentum aufzufaſſen it 
noch ausjchließlih unter den Gefichtspunft der Deliktsobligationen gebracht werden fann, ift 
bereits früher bemerkt; es ift ein Recht zum Schutze fowohl des geiftigen mie des Ver- 
mögensinterefjes, welches der Urheber an feinem Werfe hat, und in diefem Sinne gegen- 
mwärtig bei allen Aulturvölfern anerkannt. 


8 74, Auf demjelben Grundgedanken beruht der durd; das Reichsgeſetz vom 25. Mai 
1877 geregelte Patentfchug. Auch hier handelt es ſich im weiteren Sinne um ein Urheber- 
recht, wenngleich durch das gedachte Geſetz nicht die in bereits hergejtellten Werfen ver- 
förperte Urheberſchaft, fondern die auf einer neuen dee beruhende Möglichkeit der Heritel- 
lung geihüst wird. Watentiert werden neue oder neu in das Inland eingeführte Erfin- 
dungen, die einer gewerblichen Verwertung fähig find. Die Patente werden vom Reichs: 
patentamt, nachdem vermitteljt einer öffentlichen Belanntmadhung Gelegenheit zum Einfprud 
gegeben ift, auf Grund einer Prüfung für die Dauer von fünfzehn Jahren erteilt und in 
die Patentrolle eingetragen. Für die Erteilung des Patents ift eine Gebühr von 30 Marf, 
für jedes folgende Jahr des Patentſchutzes eine fteigende Gebühr zu entrichten; die Nicht: 
entrichtung bewirkt Erlöfchen des Patents. Der Patentſchutz richtet fih gegen die gewerbs— 
mäßige Herftelluna, das In-Verkehr-Bringen und Feilhalten des Gegenftandes der patentierten 
Erfindung, wenn ein Verfahren, Maſchinen, Betriebsvorrichtungen, Werkzeuge oder Arbeits- 
geräte patentiert find, auch gegen die Anwendung und den Gebrauch derjelben, tritt aber 
nicht demjenigen gegenüber ein, der bereits zur Zeit der Anmeldung die Erfindung im Sn: 
lande benußt oder die hierzu erforderlihen Anftalten getroffen hat. Sowohl der Anſpruch 
auf Erteilung des Patents wie das Necht aus dem Patent find vererblich und veräußerlich. 
Die Verlegung des Patentrecht zieht öffentliche Strafe nach fi) und begründet einen Ent- 
Ihädiqungsanfprud des Verlegten. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein; ftatt 
der Entſchädigung fann auf eine Buße bis zu 10 000 Mark erfannt werden. Als Über: 
tretung wird die fälfchliche Bezeichnung oder öffentlihe Anpreifung von Gegenjtänden als 
patentierter beitraft. Das erteilte Ratent fol für nichtig erflärt werden, wenn fich ſpäter er- 
giebt, daß die Vorausjegungen des Patentſchutzes nicht vorhanden waren, fei ed daß die 
Erfindung überhaupt nicht patentfähig war, ſei es daß der wefentliche inhalt derjelben 
von einem andern ohne deſſen Einwilligung entlehnt ift. Cine Zurüdnahme des Patents 
fann nad Ablauf von drei Jahren jtattfinden, wenn der Berechtigte es unterläßt, die Er— 
findung im Inlande zur Ausführung zu bringen oder die hierzu erforderlichen Anjtalten zu 
treffen, ferner wenn derſelbe ſich weigert, eine durch das öffentliche Intereſſe gebotene Be- 
nusung der patentierten Erfindung durch andere Perſonen gegen angemeffene Vergütung und 
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genügende Sicherftellung zu geftatten. Auch ohne eine ſolche Zurüdnahme wird die Wir- 
fung des Patents inhibiert, wenn die Erfindung nad der Beitimmung des Reichsfanzlers 
für das Heer, die Flotte oder ſonſt im Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt benutzt werden 
fol. Der Berechtigte hat in dieſem Falle einen Anſpruch auf eine eventuell im Rechts- 
wege feitzufegende Entihädigung gegen das Reich oder den Staat, welcher die Beichränfung 
beantragt hat. 


VI. Familienredt. 


8 75. Die Ehe ift bei den Deutjchen wie bei den Nömern die rechtlid) anerfannte 
volljtändige Lebensgemeinſchaft zwifchen zwei Perjonen verjchievenen Geſchlechts. Der Ab- 
ſchluß derfelben bewirkt nad) den Grundſätzen des deutichen Rechts eine Vormundſchaft des 
Mannes über die Frau, die lettere fann ohne den Beiftand des Mannes nicht vor Gericht 
auftreten, der Mann ift überhaupt Vertreter der Frau und erfcheint nad; außen als das 
Haupt der ehelichen Genofjenfchaft; die Frau dagegen wird Genoffin des Mannes und teilt 
Namen, Stand und Domizil desjelben. - 


8 76. Eine befchränttere Wirlung der ehelichen Verbindung tritt bei der Mißheirat 
(disparagium) ein. Urfprünglicd wurde das Vorhandenfein einer folden immer angenommen, 
wenn zwei Verfonen ungleihen Standes miteinander eine Ehe jchlofjen, wenigjtens in Bezug 
auf die Kinder, die in ſolchem Falle ſtets dem niedriger ftehenden parens (der ärgeren Hand) 
folgten. Später ift jedoch Begriff und Wirkung der Mißheirat nur noch für den Fall auf- 
rechterhalten, wo der Mann dem hohen Adel angehört. Ob in diefem Falle nur die Ehe 
mit einer bürgerlichen oder auch die mit einer dem niederen Adel angehörigen Ehefrau als 
Mißheirat anzufehen, iſt höchit beftritten. Vielfach bejtimmt ſich für die einzelnen hoch— 
adeligen Häufer der Begriff Mißheirat nach Hausgefegen und Objervanzen. Die Wirkung 
der Mißheirat ift im allgemeinen, daß die Ehefrau nicht den Rang und Stand des Ehe— 
mannes teilt und daß die Kinder der ärgeren Hand folgen. Erftere hat nicht die vermögens- 
rechtlichen Anfprüche einer ftandesmäßigen Witwe, letztere fuccedieren nicht in Stamm-, Fidei— 
fommiß- und Lehngüter. Wird bei einer derartigen Standesungleichheit für Frau und Kinder 
vertragsmäßige Vorſorge getroffen, jo nennt man die Ehe eine morganatifche oder zur linken 
Hand (matrimonium ad morganaticam, ad legem Salicam). 


Ss 77. Im Bezug auf die Güterverhältnifje der Ehegatten zeigen die Par: 
tifularrechte die größte Mannigfaltigfeit. Stammeseigentümlichkeiten und althergebradhte 
Sitte haben fich gerade hier am zäheften erwieſen; daher erflärt ſich, daß das römische Recht 
in diefe Materie nie eingedrungen ift und daß das Dotalfyftem desjelben nur ein geringes 
Geltungsgebiet erlangt hat. Die verfchiedenen Geftaltungen, welche fih in den einzelnen 
deutichen Rechten fundgeben, lafjen fich auf folgende Grundrichtungen zurüdführen: 

a. Syitem der Gütervereinigung (Verwaltungsgemeinfhaft). Der Mann erlangt 
infolge der Ehe die Verwaltung vom gefamten Vermögen der rau, fomweit dasjelbe nicht 
dur Geje oder Vertrag hiervon bejonders ausgenommen ift (Sonder-, Einhandsgut, bona 
receptieia, vorbehaltenes Vermögen). Das Vermögen der rau joll zu den Yajten der Che 
mit beitragen und in diefem Sinne vom Manne verwaltet werben. Zu diefem Zwed fann 
er über die von der Frau inferierten Mobilien beliebig, über die Immobilien derſelben 
Dagegen nur mit ihrer Zujtimmung verfügen. Bei einer Überfchuldung des Mannes und 
im alle des Konkurſes fann die Frau ihr Eingebrachtes in der Negel zurüdverlangen. 
Die felbjtändige Verfügungsbefugnis der Frau bejchränft fi im wefentlichen auf den Be- 
reich der Schlüfjelgewalt d. h. auf die Benürfniffe des Haushaltes. Cinige Partifularredte, 
die im ganzen ebenfalls auf diefem Prinzip beruhen, geben dem Manne nur die beichränftere 
Stellung des Nießbrauders, man pflegt alsdann vom ususfructus maritalis oder von einem 
modifizierten Dotalfyitem zu fprechen. 
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b. Syitem der Gütergemeinfhaft. Das beiderfeitige Vermögen ift hier in noch 
engerer Weife miteinander verfchmolzen. Innerhalb dieſes Syitems ergeben ſich wieder jehr 
verjchiedenartige Geftaltungen. So fommt es vor, daß das Frauengut mit Einfluß der 
immobilien zwar im Falle der Not, alfo aud beim Konkurſe, zu den Schulden des Mannes 
herangezogen werden fann, im übrigen dagegen diejelben Erjcheinungen wie im vorigen 
Falle hervortreten (fogenannte formale Gütergemeinſchaft). Am weiteſten geht die Ver- 
fchmelzung da, wo die von beiden Seiten zufammengebradhten Jmmobilien eine gebundene 
Maſſe bilden, jo daß ſowohl über die vom Mann wie über die von der ‚frau herrührenden 
nur mit Übereinftimmung beider Ehegatten verfügt werden fann. Hier haftet ftets das ge- 
famte Vermögen für die vorehelichen wie für die während der Ehe eingegangenen Schulden 
jedes der Chegatten, vorausgefegt natürlich, daß fie an fich rechtsverbindlich find. 

e. Die Wirkung der Gütergemeinfchaft fann fi) aud; auf einen Teil des beiderjeitigen 
Vermögens beſchränken. Das ift der Fall der partifulären Gütergemeinidaft, 
die aber wiederum in verfchiedenem Umfange vorkommt. Die Gemeinschaft des Adqueſtes 
oder der Errungenschaft umfaßt alles, was einer der Ehegatten oder beide zufammen 
während der Ehe erwerben, wobei jedoch in der Negel der bloß durd einen Glüdsfall oder 
auf Grund eines Iufrativen Titels einem Ehegatten zufallende Erwerb ausgeſchloſſen ift. 
Die Gemeinschaft des Konquejtes oder der Kollaboration dagegen erjtredt fich nur 
auf dasjenige, was die Ehegatten ihrer gemeinfchaftlihen Thätigkeit verdanfen. Zumeilen, 
wenngleich feltener, findet fih auch eine Mobiliargemeinfchaft, welche die gefamte fahrende 
Habe zum Gegenftand hat. 


8 78. Bei Auflöfung des ehelichen Verhältnifjes ift nad dem Syſtem des usus- 
fructus maritalis der rau oder deren Erben das gefamte eingebradhte Vermögen zurüdzu- 
eritatten oder dem Werte nad) zu erfegen; dagegen fällt diefer Anfprud da, wo das Prinzip 
der Gütereinheit Anmendung findet, in betreff der während der Ehe verbrauchten beweglichen 
Saden fort. in beiden Fällen werden ihr, jomweit ihr überhaupt ein Rückforderungsrecht 
eingeräumt iſt, meift auch die römifchen Dotalprivilegien zugeitanden. Bei der formalen 
Gütergemeinfhaft hat fie einen folden Anſpruch nur, fofern das Vermögen des Mannes 
nad Abzug der Paſſiva ausreicht, fie rangiert daher hinter den Gläubigern des Mannes 
und von einem Privileg fann hier feine Rede fein. Wo die dee der Gütergemeinfchaft 
vollitändig durchgeführt ift, findet entweder eine Teilung des gejamten Vermögens nad) 
Quoten ftatt oder es tritt, wenn die Auflöfung durch den Tod eines Ehegatten erfolgt, eine 
Konjolidation in der Hand des Überlebenden ein. Indes find die hier hervorgehobenen 
Konfequenzen nicht immer volljtändig verwirklicht, vielfach fommen Modififationen vor und 
es geht ein Syitem in das andere über, wobei namentlich der Umſtand, ob die Ehe eine 
befindete ift oder nicht, bejtimmend einwirft ($ 79). 


8 79. Wenn aus der Ehe Kinder vorhanden find, fo wird mit dem Tode eines 
Ehegatten nicht immer das frühere Güterverhältnis aufgelöft, fondern der überlebende parens 
bleibt häufig mit den Kindern in ungezweiten Gütern fiten. Dies ift das Inſtitut des 
Beifiges, bei welchem der parens im allgemeinen die Nechte hat, welche vem Ehegatten 
während der Che zuftanden. and während der Ehe Gütergemeinichaft ftatt, jo kann das 
Verhältnis nad Auflöfung derjelben jih als eine fortgejegte Gütergemeinjdaft 
(eommunio bonorum prorogata) darjtellen. Hierbei tritt zumeilen das Verfangen: 
Ihaftsredht ein, wonach die Immobilien jomohl des verjtorbenen wie des überlebenden 
Ehegatten fofort Eigentum der Kinder werden und leterer nur den Nießbrauch davon be- 
hält. Abgeſehen von dem Tode des parens und der Kinder wird dies Verhältnis durch 
Schichtung beendet. Wo die Schichtung auf dem fogenannten Teilrecht beruht, kann der 
überlebende parens jederzeit Schicht geben; er erhält hierdurch freie Verfügung über die auf 
ihn fallende Quote. In gewiffen Fällen haben auch die Kinder die Befugnis auf Schichtung 
oder dod auf einen Ausfprud, d. i. auf eine Keititellung ihres Anteils, zu dringen. In 
der Regel bezieht ſich die Schichtung nur auf den Anteil des Kindes an dem Vermögen 
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des verjtorbenen parens, ausnahmsmeife ift fie zugleich eine successio antecipata hinfichtlich 
des überlebenden. 


5 80. Cine Veranlafjung zur Schichtung und demgemäß zur Beendigung des Beiſitzes 
ift regelmäßig die Wiederverheiratung des überlebenden parens.. Um dieſer Folge vorzu- 
beugen, ijt das nititut der Einkindſchaft (Unio prolium) eingeführt. Dies ift ein 
Vertrag zwifchen dem parens binubus und dem neuen Ehegatten, fraft defjen die Kinder 
erfter Ehe in vermögensrechtlicher, aber auch nur in diefer, Beziehung dem Stiefparens gegen- 
über leiblichen Kindern gleichgeachtet werden follen. Man unterſcheidet dabei zwischen Vor— 
und Nachkindern, erjteren wird zumeilen ein befonderes Voraus, letteren ein Nefervat aus- 
bedungen. Der Einkindfchaftsvertrag bedarf der gerichtlihen Form und einer causae 
cognitio im \nterefje der Kinder. 


8 81. Die väterlihe Gewalt erfcheint im heutigen Recht vorwiegend als ein 
Schugverhältnis (Muntfchaft), welches im Intereſſe des Kindes gehandhabt wird. Der 
Vater ift ein freier gejtellter Bormund und Vertreter des Kindes. Der Grundſatz, daß das 
Kind dem Vater erwerbe, und die hierauf beruhende dee von der fogenannten unitas 
personae haben in Deutichland nicht Pla gegriffen. Rechtsgeſchäfte zwifchen Bater und 
Sohn ſowie zwifchen Kindern, die fich in derfelben väterlihen Gewalt befinden, find bei 
uns ſtets zugelaffen und für flagbar erachtet worden. In Zufammenhang hiermit jteht, 
daß die römische Pekulienlehre zwar nicht völlig unanwendbar geworden, aber doch erheblich 
modifiziert ift. insbejondere fann von einem peculium profeetieium gegenwärtig nicht 
mehr die Rede fein; aber auch die übrigen Unterfcheidungen in den Beltandteilen des 
Kindesvermögens find nach den heutigen Rechtsanſchauungen auf die vom Preußischen Land— 
recht zu Grunde gelegte Zweiteilung in das der väterlichen Verwaltung und Nusniekung 
unterliegende und das von derjelben ausgenommene Vermögen — nicht freies und freies 
Vermögen — zurüdzuführen. Das Preußiſche Landrecht betrachtet erjteres als die Regel, 
nimmt aber letzteres namentlich bei jedem jelbjtändigen Erwerbe des Kindes, bei allen Er— 
iparnifjen, die dasjelbe außerhalb des väterlichen Hauſes macht und bei allen ihm mit Aus- 
Ihluß des väterlichen Niegbrauhes gemachten Zuwendungen an. — Die Begründung der 
väterlihen Gewalt bejtimmt fich gegenwärtig im allgemeinen nad) den Grundſätzen des 
römischen Rechts, indes macht fi die Abneigung des älteren deutfchen Rechts gegen die 
Gleichſtellung Uneheliher mit ehelich Geborenen ($ 18) noch jett darin geltend, daß die 
fogenannten Mantelfinder von der Familiengemeinſchaft des hohen Adels ſowie regelmäßig 
von der Succeffion in Stammgüter und Familienfideikommiſſe ausgefchlofien find. Anderer: 
ſeits fennen neuere Geſetzgebungen eine durch landesherrliches Reſtript erfolgende legitimatio 
minus plena, die, ohne Familienrechte zu begründen, nur den Zwed hat, den Mafel der un- 
ehelichen Geburt zu bejeitigen, gegenwärtig aber mit diefem Makel ſelbſt unpraftifch ge- 
worden ift. Adoption (Anwünfchung, Wahlvaterfchaft) war bereits dem älteften deutſchen 
Rechte befannt; fie vollzog ſich urfprünglich in eigenartigen, die künſtliche Herftellung einer 
Blutsgenofienfchaft ſymboliſch zum Ausdrud bringenden Handlungen. Das römifche Necht 
hat hier frühzeitig Eingang gefunden und ift nur partifularrechtlich modifiziert; indes ift zu 
beadhten, daß beim hohen Adel und bei der Succeffion in Yehen, Stammgüter und Fa— 
milienfideilommiffe auch die Adoption der ehelichen Zeugung nicht gleichiteht, ſowie daß fie 
überhaupt fein Recht auf den Adel des Adoptivvaters gewährt. — Von den römischen 
Emancipationsarten ift bei uns nur die Iustinianea in Gebraud. Hinzugefommen ift die 
emancipatio germanica, auc (nicht ganz zutreffend) saxonica genannt. Sie ift vorhanden, 
wenn das Kind ſich ökonomiſch vom Water abfondert, fo, wenn der Sohn mit Einwilligung 
des Vaters einen eigenen Hausſtand oder Gewerbebetrieb begründet oder wenn er ein Amt 
erhält, welches ihm die Möglichkeit einer felbjtändigen Eriftenz gewährt, ebenfo bei der Ver- 
heiratung der Tochter. Partikularrechte laffen die Aufhebung der väterlichen Gewalt bis- 
weilen auch bei der Verheiratung der Söhne oder mit der Großjährigfeit eintreten. 


882. Die Altersvormundſchaft dauert nad gemeinem Nechte bis zum Beginn 
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der maior aetas; der Unterſchied zwiſchen Tutel und Kuratel iſt durch die Neichspolizei- 
ordnung aufgehoben. Zu den Delationsgründen des römischen Rechts (Geſetz, Teſtament, 
richterliche Bejtellung) tritt der Vertrag hinzu, d. h. eine vom Vormund fonjentierte Er: 
nennung durch den Vater (tutela pactitia). Bei allen Arten der Vormundſchaft iſt aber 
gegenwärtig eine Konfirmation dur die Obrigkeit erforderlih. Die Wirkfamfeit des Vor— 
munds beginnt erft mit der Nushändigung der Beitallungsurfunde (Tutorium). Die Ge- 
ſchlechtsvormundſchaft ift weggefallen (8 13). 

Die Vormundihaft über Verſchollene wird neuerdings meift der über 
Minderjährige gleichgeftellt; doch findet fich auch noch die deutjchrehtlihe cura absentis, 
nad) welcher das Vermögen des Verfchollenen dem präfumtiven Erben gegen Sicherheits: 
beftellung zur Verwaltung in eigenem Namen überlafjen wird. 

Als ein Beitandteil urfprünglic des föniglihen Amtes, dann der in der Landeshoheit 
enthaltenen PBolizeigewalt erjcheint nad) deutfcher Anjchauung die Obervormundidaft, 
die in den deutichen Territorien zum Teil den Gerichten, zum Teil eigens zu diefem Behufe- 
gebildeten Behörden übertragen ift und fich in verſchiedener Stärke geltend macht. Beſonders 
intenfiv trat diefelbe im Preußiſchen Landrecht hervor, welches dem Vormund fat jede Selb- 
ftändigfeit nahm und ihn im wejentlichen zu einem Organ der Vormundſchaftsbehörde made. 
Eine angemefjenere Stellung gewährt dem Bormund die Bormundichaftsordnung vom 5. Juli 
1875; die Verwaltung des Mündelguts ift nad) derfelben im ganzen feinen Entſchließungen 
anheimgejtellt, nur in Bezug auf einzelne Verfügungen ift die Genehmigung entweder des 
dem franzöfifchen tuteur subroge nachgebildeten Gegenvormundes oder des Vormundichafts- 
gerichts notwendig. Die Funktionen des letteren können von dem durch den Richter präft- 
dierten Familienrat ausgeübt werden; auch für diefes Inſtitut ift das franzöſiſche Vorbild 
teilweife maßgebend gewejen. Cine andere durch das preufifche Gejeg gejchaffene Einrichtung 
find die aus Gemeindemitgliedern bejtehenden Waifenräte, welchen die Aufficht über das 
perjönlihe Wohl des Mündels fowie der Vorſchlag von zur Vormundſchaft geeigneten Per- 
fönlichkeiten obliegt. 


VII. Erbrecht. 


$ 83. Die Stellung des Erben im älteren deutſchen Recht war wohl nicht die eines 
Univerfalfucceffors, gegenwärtig ift in diefer Beziehung das römische Recht durchgedrungen. 
Dagegen bat ſich vielfach der aus dem älteren deutichen Necht ſtammende Grundjag er- 
halten, daß der Tote den Yebenden erbt, d. h. daß der Erwerb der Erbſchaft ohne 
befondere Antretung ipso iure mit dem Tode des Erblafjers erfolgt. Mit religiöfen An- 
fchauungen hängt das nftitut des Dreißigſten zufammen, wonad während der nädjiten 
dreißig Tage nad) dem Tode des Erblafjjers die Nuhe des Sterbehaufes ungeftört und jede 
Einmiſchung von Privatperfonen wie feitens der Obrigleit fernbleiben joll. 

Die Grundlage des deutfchen Erbrechts ift die auf dem Familienzufammenhang be- 
ruhende Inteſtaterbfolge. Von den neueren Nechten hat das öfterreihifche Geſetzbuch 
die reine Parentelenordnung des älteren deutfchen Rechts angenommen, während andere 
Partifularrechte eine bald mehr bald minder vom römischen Necht abweichende Succeſſions— 
ordnung feitgeitellt haben. 


8 84. Dem deutichen Recht eigentümlich ift die Ausscheidung verſchiedener Beſtand— 
teile aus dem Nachlaß, welche anderen Perſonen als den eigentlichen Erben zufallen. Dahin 
gehört die im mejentlichen aus dem adparatus muliebris beitehende Gerade, die beim 
Tode eines Ehemannes auf dejjen Frau, beim Tode einer Frau auf ihre Niftel, d. h. die 
nächte weibliche Verwandte von der Weiber- oder Spindelfeite, vererbt wird. Umgekehrt 
fiel das Heergemwäte, welcdes urfprünglih aus den zur Friegerifchen Ausrüftung ge 
hörigen Gegenständen beitand, beim Tode eines Mannes an dejien nächſten Schwertmagen. 
Wenn fein hierzu Berechtigter vorhanden war, fielen Niftelgerade und Heergewäte als erb- 
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lofes Gut an den Richter. Schon die Quellen des fpäteren Mittelalters haben dieſe 
Inſtitute ſehr eingefchränft oder ganz befeitigt. Gegenwärtig finden fie ſich nur noch ver- 
einzelt in Geltung. — In noch größerem Umfang findet eine derartige Sonderung ftatt, 
wenn Lehen, Stammgüter oder Familienfideikommiſſe im Nachlaß vorhanden find oder wenn 
eine bejondere Erbfolge in Bauergüter eintritt. 


8 85. Nach den meiften Partifularrechten haben die Ehegatten viel weitere An- 
ſprüche auf ihren gegenfeitigen Nachlaß als nah römischen Recht. Zum Teil find diefe 
Anfprühe die Folge einer während der Ehe beitandenen Gütergemeinfhaft, zum Teil aber 
erfcheinen fie ala wirkliches Erbrecht. Dasſelbe erftredt fi bei finderlofen Chen zuweilen 
auf den ganzen Nachlaß, während bei einer befindeten Ehe dem Überlebenden immer nur 
eine mehr oder minder große Quote zufteht, wobei ihm jedoch häufig an dem Überreft 
wenigitens ein Nießbrauch eingeräumt if. Jene Uuote pflegt ftatutarifhe Portion 
genannt zu werden, da früher die deutſchen Partikularrechte allgemein mit dem Ausdruck 
Statuten bezeichnet wurden. 


8 86. Der überlebenden Witwe ftehen vielfach befondere Vermögensvorteile zu, die 
entweder zu ihren fonftigen Anfprücen hinzuflommen oder an die Stelle derjelben treten. 
Dahin gehört, abgefehen von der Gerade ($ 84), das Mußteil oder die Hoffpeife, 
d. i. ein Anteil an den vorhandenen Wirtjchaftsvorräten, ferner die Morgengabe, melde 
ihr urfprünglich von dem Manne am Morgen nah der Hochzeit pro inunere virginitatis 
gegeben wurde, die aber zumeilen geradezu den Charakter einer Witwenverſorgung an— 
genommen hat. Ein allgemeiner Name für jeden Vermögensvorteil, der der Chefrau für 
den Fall ihres Überleben zugefichert wird, ift Wittum (vidualitium), eine befonders bei 
Adligen vorfommende Art desjelben ift die Widerlage (contrados, Gegenvermädtnis), 
weldye analog der römischen donatio propter nuptias in einer dem Eingebrachten gleich— 
fommenden Zumendung beiteht. Der Anſpruch auf die Illaten wie auf die Widerlage 
fann in den Eheftiftungen durd ein Yeibgedinge (dotalitium) erfegt werben, weldes 
die Natur einer lebenslänglihen Rente hat. 


8 87. Eine bejondere Erbfolge findet bei Lehen, Familienfideilommiſſen und Stamm: 
gütern Anwendung. a. Zur Succeffion in ein Zehen gelangen nad gemeinem Lehnrecht 
die in einer bürgerlih gültigen, ftandesmäßigen Ehe erzeugten, männlichen, an ſich lehns— 
fähigen Defcendenten des eriten Erwerbers; die Streitfrage, ob die durch nachfolgende Che 
Zegitimierten (jogenannte Mantelkinder) den ehelid erzeugten Kindern gleichzuftellen find, 
ift vom Neichögericht bejaht worden. Die Succeffion ift eine Singularfucceffion, die Yehns- 
folger werden berufen, weil fie von dem erften Erwerber abſtammen und in der erften In— 
veftitur mit einbegriffen find (ex pacto et providentia maiorum), jo daß ihr Verhältnis 
zu dem legten Befiger aleichgültig ift. Nur in Bezug auf die Defcendenten des legten Be- 
ſitzers tritt in diefer Hinficht eine Modifikation ein. Die Succeffionsordnung richtet ſich im 
allgemeinen nad) dem Prinzipe der Linealgradualerbfolge, doch fommen ſowohl in Bezug auf 
das Lehnfolgereht wie in Bezug auf die Yehnfolgeordnung vielfahe Improprietäten vor. 
Nach den Grundfäten des früheren deutfchen Lehnrechts, die fich zuweilen erhalten haben, 
find nur die Defcendenten des letzten Beligers zur Xehnfolge berechtigt. b. Ber den Fa— 
milienfideilommifjen wird die Succeffion durd den Willen des Stifters bejtimmt. 
Auch hier ift diefelbe eine ex pacto et providentia maiorum begründete Singularſucceſſion. 
Nach dem Zwed des Anftituts iſt meift eine Individualſucceſſion angeordnet, die das Ver— 
bleiben des Fideikommiſſes in einer Hand fichert und die Teilung unter mehreren gleich 
nahen Fideilommißfolgern unterfagt. Überdies findet gewöhnlich ein Vorzug der Männer 
vor den Weibern jtatt. Die hauptfädhlid zur Anwendung fommenden Succejfionsarten find 
das Seniorat, wobei ſtets der Ältefte aus der Familie ohne Nüdficht auf die Gradesnähe 
berufen ift, das Majorat, nad welchem das höhere Lebensalter nur bei gleih naher Ver- 
mwandtjchaft den Ausjchlag giebt, die Primogenitur, die nah Maßgabe der Linealordnung 
zuerft die Linie des Erftgeborenen, dann die des Zmweitgeborenen u. f. w. fuccedieren und 
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innerhalb jeder Linie immer wieder das Recht der Erjtgeburt entſcheiden läßt. Häufig iſt 
dem Fideifommißerben die Verpflichtung auferlegt, den dur ihn ausgefchloffenen Familien- 
mitgliedvern eine Apanage oder, wenn es Töchter find, eine Ausitattung zu gewähren. Gar 
nicht fucceffionsberechtigt find in der Negel Uneheliche, Yegitimierte, Adoptierte und in einer 
Mißheirat Erzeugte. c. Ähnliche Grundfäge finden auf die Stammgüter des hohen und 
zum Teil ſelbſt des niederen Adeld Anwendung. Nur ruht hier die befondere Succeffion 
auf Hausgefeg oder Objervanz, nicht auf einem Privataft. Auch ift vielfach nicht die Un- 
teilbarfeit durchgeführt, fondern die Abweichung vom gemeinen Recht beſchränkt fich darauf, 
daf eine Vererbung lediglid an die Agnaten ftattfindet. 


88. In betreff ver Bauergüter fommen Bejtimmungen vor, welche darauf ab- 
zielen, die Präftationsfähigfeit derfelben auch bei der Vererbung zu erhalten. Daher findet 
fih auch hier ſowohl die Bevorzugung des männlichen Gefchlehts wie der Grundfag der 
Unteilbarfeit, der zuweilen ebenfalls in der Geftalt des Majorats, häufiger als Minorat 
auftritt. Der zum Bauergut gelangende Erbe (Anerbe) muß feine Gejchwifter abfinden bezm. 
ausjtatten und den Sterbefall an die Gutsherrfchaft entrichten, fomweit ein folcher überhaupt 
noch zu Recht bejteht. Auch da, wo das Anerbenrecht als gefegliches Erbrecht befeitigt it, 
gewährt die neuere Geſetzgebung die Möglichkeit, dasjelbe durch eine bejondere Erflärung 
des Hofbefiters, bezw. durch Eintragung des Grundftüdes in eine Höferolle, aufrechtzu— 
erhalten. 


8 89. Das in der Natur einer Bauernmwirtichaft begründete Erfordernis, daß der 
Beſitzer körperliche Rüftigfeit genug habe, um jelbjt wirtfchaften zu können, iſt die Ver- 
anlaffung zu den Gutsüberlaffungs- und Altenteilsverträgen, in welchen ber 
alt gewordene Hofbefiter einer jüngeren Generation, meift einem feiner Kinder, Platz macht. 
Der Erwerber übernimmt in diefen Verträgen ftets die lebenslängliche Verjorgung des Ab- 
tretenden und feiner Ehefrau; die in der Negel genau firierten Zeiftungen, welche zu diejer 
Verforgung gehören, haben die Natur einer Reallaſt und führen den Namen Altenteil, Aus- 
gedinge, Yeibzucht. Auch wird hierbei gemöhnlih dem Erwerber die Verpflichtung auferleat, 
jeine Geſchwiſter zu alimentieren. 


8 90. it beim Tode des Wirtes der Anerbe noch minderjährig, jo wird häufig ein 
Interimswirt beftellt, der die Bewirtichaftung während der Dauer der Minderjährigfeit 
(Mahljahre) in eigenem Namen und zu eigenem Nutzen führt und nur die Verpflichtung 
zur Alimentation und zur Erziehung des Anerben hat. Gewöhnlich tritt die Interims— 
wirtfchaft ein, wenn die Mutter des Anerben zur zweiten Che fchreitet, und zwar wird hier 
in der Regel der Stiefvater \nterimsmirt. 


91. Das ältere deutſche Necht kennt feine teftamentarifche Erbfolge; doch 
finden ſich ſchon früh Geichäfte, die den Charakter einer Zuwendung von Todes wegen 
haben. Gegenwärtig gilt in diefer Hinfiht das römische Recht mit einzelnen Mopdififationen, 
fo ift 3. B. die Anmwendbarfeit des Satzes: nemo pro parte testatus pro parte intestatus 
decedere potest, in der Regel ausgefchloffen. Eine befondere Ausbildung iſt den gemein: 
Ihaftlidhen d. h. den von mehreren Perſonen in derjelben Urkunde errichteten Teſta— 
menten zu teil geworden (testamenta simultanea). Abarten derjelben find die wechſel— 
feitigen Teftamente (testamenta reciproca), in denen mehrere Perſonen fich gegen- 
feitig zu Erben einjegen. Hierbei wird gewöhnlich eine wahre Korrefpeftivität an- 
genommen, jo daf fein Teftament zu Necht bejteht ohne die Gültigkeit Des andern. Der 
hauptfächlichite, nach einigen Partikularrechten fogar der einzige Fall der Anwendung ift die 
gegenfeitige Erbeinfeßung zweier Ehegatten. 

An ältere Einrichtungen knüpft das Anftitut der Teftamentserefutoren an, 
welche zur Ausführung lestwilliger Anordnungen oder auch zur Nequlierung einer Inteſtat— 
erbihaft vom Erblaffer ernannt werden. Ihre Befugniffe richten ſich nad dem ihnen er- 
teilten Auftrag ; hiernach wird zwifchen Univerfal- und Specialerefutoren unterfchieden. Im 
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allgemeinen find fie befugt, innerhalb der ihnen gegebenen Borfchriften den Nachlaß zu ver: 
treten, namentlich auch Prozejje für denſelben zu führen; man hat fie deshalb nicht mit 
Unrecht formelle Repräfentanten des Erblafjers genannt. Für die Ausführung des über- 
nommenen Auftrages haften fie den Erben nad den Grundſätzen von der actio mandati. 


8 92. Eine Beitimmung der Erbfolge durch Vertrag wird im römiſchen Recht als 
gegen die Teitierfreiheit und deswegen aud gegen die quten Sitten verjtoßend angefehen. 
In Deutichland haben dagegen vornehmlich durch die Nurisprudenz die Erbverträge zu: 
nächſt in Bezug auf die Cheftiftungen, dann auch in weiterem Umfange Anerkennung ge- 
funden und infolgedefjen die Geltung eines gemeinrechtlichen njtituts erlangt. Die Erb- 
verträge können entweder Erbeinfegungsverträge oder Erbverzichte fein. Ber den erfteren 
fann es ſich darum handeln, ein gejeßliches Erbrecht gegen legtwillige Verfügungen zu 
jihern oder ein neues Erbredt entweder für einen der Paciscenten oder für einen Dritten 
zu begründen. Darauf beruht der Unterſchied zwifchen fonfervativen, acquifitiven und bis- 
pojitiven Grbverträgen. Belondere Arten der Erbverträge find die in Ehepaften vor: 
fommenden Verabredungen über die gegenfeitige Erbfolge der Chegatten, welche von der 
Gültigkeit des Chevertrages abhängig find und entfräftet werden, wenn die Auflöfung der 
Ehe durh Scheidung erfolgt. Ferner gehören hierher die beim hohen Adel vorfommenden 
Erbverbrüderungen (Ganerbſchaften; pacta confraternitatis), in Denen eine Familie für den 
Fall, daß ihr Mannesſtamm erlöichen follte, einer anderen das Erbrecht zufichert. Eben 
falls im Kreife des hohen, feltener in dem des niederen Adels fommen als renuntiationes 
necessariae die Erbverzichte adeliger Töchter vor, melde, um das Stammgut bei der Fa— 
milie zu erhalten, gegen eine Abfindung ihrem Erbredhte entfagen. Die Entſagung erfolgt 
aber regelmäßig nur bis auf den ledigen Anfall, d. h. fo, daß beim Ausſterben des Manns: 
itamms das Erbrecht der Nenunciantin wieder in Kraft tritt. Die Frage, ob in ſolchem 
Falle die nächſte Agnatin des lesten Beſitzers (Erbtochter) oder der Abfomme der erjten 
Renunciantin (Negredienterbe) den Vorzug hat, wird meift zu Gunften der eriteren zu ent 
fcheiden fein. 


v. Holgendorff, Encntlopädie, 1. 5. Aufl. 39 
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Das Reichscivilrecht. 


Von 


Profeſſor Dr. G. Mandry 


in Tübingen. 


39° 


I. Quellen des Reichscivilredhtes. 


81. Die Neihsgefehgebung auf dem Gebiete des bürgerliden 
Nechtes. Das Deutfche Neih hat aleih mit feiner Entjtehung die Aufgabe der Privat- 
rechtsgeſetzgebung übernommen, zunädit in Beichränfung auf das Obligationenrecht (Ber- 
fafjungsurfunde Art. 4 Ziff. 13), bald in Erjtredung auf das gefamte bürgerliche Necht 
(Geſetz vom 20. Dezember 1873). 

Aber das in Geltung befindliche Neihsprivatrecht iſt in der Hauptſache nicht durch die 
Aufnahme und teilweife Löfung diefer Aufgabe zur Eriftenz gefommen. Was in diefer 
Nichtung unternommen worden ift, iſt die Feititellung eines umfafjenden Civilgeſetzbuches 
für das Deutfche Reich: dieſe Aufgabe ift noch nicht zum Abſchluſſe gebracht, hat auch nicht 
zur Erlafjung vorbereitender Einzelgeſetze geführt. 

Dagegen hat das Neih einmal gewiſſe Nefultate der bisherigen gemeinfamen Nechts- 
bildung, die wenigjtens teilweife dem Privatrechtsgebiete angehören, aufgenommen und 
weiterhin durch feine eigene, in der Hauptfache nicht privatrechtliche, Geſetzgebung doch manche 
dem Privatrechte angehörende Beitimmung getroffen. 

So fommt es, daß jet ſchon von Neichscivilrecht geſprochen werden fann, zugleich aber 
auch, daß zwifchen aufgenommenem (recipiertem) und vom Neiche jelbit geichaffenem Reichs— 
eivilrechte unterfchieden werden muß. 


82 Die Erhebung bejtehenden Nedhtes zum Neihsredhte Das 
Deutſche Neich hat bei feiner Gründung in der Hauptjache übernommen, was von gemein- 
ſamem Nechte und fo aud von gemeinfamem Privatrechte ſich während des 19. Jahrhun— 
derts gebildet hat, — aber freilich nicht auch den viel umfangreicheren und bedeutjameren 
Fond von gemeinfamem Privatrecht, der in den früheren Jahrhunderten zur Anerkennung 
und Ausbildung gelommen war und den Namen des „gemeinen Rechts“ trägt. 

Warum nicht auch letteres? Diefes alte gemeine Necht war jeit dem Ende des 
vorigen Jahrhunderts und von da an in immer zunehmendem Maße für einen großen Teil 
von Deutfchland aus feiner Stellung als unmittelbar anwendbares Recht verdrängt worden: 
es iſt begreiflich, daß dasjelbe zum Nechte eines ftaatlihen Ganzen, das vor allem reale 
Macht über das von ihm umfahte Gebiet zu beanfpruchen angelegt und gewillt war, ohne 
Miedereinführung in die nicht-gemeinrechtlichen Gebiete nicht geeignet erfcheinen konnte; dieje 
Wiedereinführung aber war, wenigitens wenn außer Zufammenhang mit einer Umgejtaltung 
der geltenden Landesrechte erfolgend, ein Ding der Unmöglichkeit. 

Indeſſen fehlte es, auch abgeſehen von der Fortbildung diejes gemeinen Nechtes durd) 
Wiſſenſchaft und Praris, im 19. Jahrhunderte nicht an auf gemeinfame Privatrechtsbildung 
gerichteten Bejtrebungen. Die allerdings nicht zahlreichen Reſultate derſelben find es, welche 
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die neue Gentralgewalt Deutfchlands, ihrer Aufgabe und ihrem Zwede entſprechend, zum 
größeren Teile aufgenommen und zu ihrem Rechte gemacht hat. 

Zwar gilt dies nit von den Befhlüffen des Deutſchen Bundes, welde den 
Schutz der litterarifchen Erzeugniffe, der dramatifchen und mufifalifchen Kompofitionen für 
ganz Deutfchland in gleihmäßiger Meife zu geftalten beftimmt waren (namentlich Beſchlüſſe 
vom 9. November 1837, 22. April 1841, 19. Juni 1845, 12. März; 1857); denn noch 
zu Bundeszeiten war der Inhalt diefer Beſchlüſſe als unzureichend erfannt und die Herbei— 
führung einer neuen umfafjenden Regelung verfucht worden. 

Wohl dagegen von der deutſchen Wechſelordnung und dem deutſchen 
Handelsgejegbude, welche, ebenfalls auf Jnitiative der Organe des Deutfchen Bundes, 
in den Jahren 1847 und 1848 und wiederum 1859 bis 1861 abgefaßt und wenigitens als 
Yandesrecht der einzelnen Bundesjtaaten zum gemeinfamen Rechte Deutjchlands geworden 
waren. Dieje beiden umfafjenden Gefegbücher nebjt den ergänzenden und erläuternden ſo— 
genannten Nürnberger Novellen find dur Bundesgefeg vom 5. Juni 1869 zu Bundes- 
und dur die Adoption der Geſetze des Norddeutichen Bundes zu Neichsaefegen geworden. 

Dann aber und namentlih von den Nefultaten der geſetzgeberiſchen 
Thätigfeit des Norddeutihden Bundes Der Norddeutihe Bund hatte vom 
Augenblide feiner Gründung an die Förderung und, foweit möglid, den Abſchluß der Einheits⸗ 
beſtrebungen in Deutſchland wie überhaupt ſo auch auf dem Gebiete der Geſetzgebung zu 
ſeiner Aufgabe gemacht. Die Folge war, daß von ihm in den wenigen Jahren ſeiner Exi— 
ſtenz Geſetze in ziemlich erheblicher Anzahl erlaſſen worden find, und zwar nad) allen den 
Richtungen hin, nad) denen hin ſchon vordem Gemeinfamteit des Nechtes als Bedürfnis 
anerfannt beziehungsweife angejtrebt worden war: jo vor allem außer dem ſchon angeführten, 
das Handelsgefegbuh und die MWechfelordnung zu Bundesgefegen erhebenden Gejege vom 
5. Juni 1869 die Geſetze über die Erwerbs- und Mirtichaftsgenofienschaften (4. Juli 1868), 
über Beichlagnahme des Arbeits- oder Dienftlohnes (21. Juni 1869), über das Urheberrecht 
von Echriftwerfen (11. Juni 1870), über Kommanbitgefellichaften auf Aktien und 
Altiengeſellſchaften (ebenfalls 11. Juni 1870), eine umfaſſende Gewerbeordnung 
(21. Juni 1869) und das Strafgeſetzbuch vom 31. Mai 1870. Nahezu dieſe ganze 
Geſetzgebung, jedenfalls aber alle die angeführten Geſetze ſind durch das Reich teils gleich 
bei ſeiner Entſtehung (S 80 der vereinbarten Verfaſſung und $ 2 des Reichsgeſetzes 
vom 16. April 1871), teils jpäterhin in verfchiedenen Zeitpunften zu Reichsgeſetzen er- 
hoben 1 worden. 

Sie bilden einen wefentlihen Beftandtheil der Quellen des heutigen Neihscivilrechtes 
und haben zugleich zum guten Teile die Ausgangspunfte für die eigene geſetzgeberiſche 
Thätigfeit des Reiches gegeben. Letzteres rechtfertigt, die für das Privatrecht wichtige reci- 
pierte Geſetzgebung des Norddeutſchen Bundes zufammen mit der eigenen Geſetzgebung des 
Neiches aufzuführen und zu charafterifieren. 


83. Die Geſetzgebung des Norddeutihen Bundes und des Deutſchen 
Neihes. Das Neih, entjtanden aus dem Norddeutihen Bunde und durch deſſen Er- 
weiterung, hat zunächſt die gejeßgeberifche Thätigfeit diefes engeren Staatengebildes auf: 
genommen und fortgeſetzt. 

Soweit nicht ſchon die Geſetzgebung des Bundes zu einem Abſchluß geführt hat, werden 
die Einheitsbeſtrebungen auf dem Gebiete der Geſetzgebung weiter gefördert, im übrigen, 
wie im Norddeutichen Bunde und noch mehr als hier, erheblichere Refultate weniger auf 
dem Pridatreitlien als auf anderen Gebieten erreicht. 

Letzteres hängt damit zufammen, daß die Feſtigung der in den Vordergrund tretenden 
ftaatlichen Inftitutionen als ein dringenderes Bedürfnis erjchien denn die Schaffung ein- 
heitlihen Nechtes, und daß wiederum die einheitliche Geſetzgebung auf dem Gebiete des 
Straf: und Prozeßrechtes aus inneren und äußeren Sründen rafcher zu Nefultaten zu führen 
vermochte als die Schaffung eines allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches. Die Vorbereitung 
diefes Geſetzbuches felbft aber, die feit einer Anzahl von Jahren begonnen ift und im 
Jahre 1888 zur Veröffentlichung des Entwurfes eriter Leſung geführt hat, mußte ebenfalls 
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zunäcjt hemmend auf die Privatrechtsgefeggebung einwirken, da jener Kodififation vorzu- 
greifen überall, wo nicht das dringendite Bedürfnis zum Vorgehen nötigte, als unpafiend 
erachtet wurde. 

Im Zufammenhange hiermit fteht, daß die privatrechtlihen Beſtandteile des geltenden 
Reichsrechtes zum großen Teile in Geſetzen zu Tage treten, melde ihrer prinzipiellen Auf: 
gabe und ihren Grundanfhauungen nad nicht privatrechtlichen Charakters find. Dies aber 
macht es wiederum unmöglich, einen Überblid über die privatrechtlich wichtigen Reichs— 
und zu Reichsgeſetzen gewordenen Bundesgejege anders zu geben denn durd Hervorhebung 
der Nihtungen und Bejtrebungen, welche zu deren Erlafjung geführt haben. 


84. Geſetze von überwiegend privatrehtlidem Inhalte. Diefe Ge- 
ſetze bezweden: 

1. die Fortbildung des Handelsredtes. 

Dadurch, daß der Norddeutiche Bund und durch Aufnahme der Gejeggebung desfelben 
das Neich das deutjche Handelsgefegbud und die deutſche Wechſelordnung zu Bundes: und 
im weiteren Verlaufe zu Neichsgefegen erhoben hat, ift die Fortbildung des Nechtes diejer 
Sefegbücher naturgemäß zur Bundes- bezw. Neichsfache geworden. Es giebt indefjen nur 
wenige ſelbſtändige Gefetze, welche direft die Änderung und Weiterbildung des im Handels- 
gejeßbuche enthaltenen Nechtes bezweden. Das eine derjelben, ein Gejeg vom 20. März 1888, 
betrifft die Löſchung von Firmen im Handelsregifter und ergänzt den Art. 26 des Handels- 
aejegbuches. Auf das Recht der Aftien- und Kommanditattiengejellichaft beziehen ſich außer dem 
(Sejege, betreffend die Ummandlung von Aktien in Neihswährung vom 16. Dezember 1875, 
das nur transitorifche Bedeutung beanfprucht, die beiden Gefege vom 11. juni 1870 und 
18. Juli 1884, deren zweites das erfte aufgehoben und erſetzt hat. Sie haben an die 
Stelle der Art. 173—249 des Handelsgeſetzbuches Normen geſetzt, welche einmal die be- 
treffenden Gefellihaften generell dem Handelsrechte unterwerfen, weiterhin das im Handels: 
geſetzbuche aufgeftellte Erfordernis der Staatögenehmigung zur Begründung folcher Gefell- 
ichaften bejeitigen und endlich, das jpätere Geſetz in erheblih höherem Make und teilmweife 
auf andere Weife als das frühere, die größere Sicherung von Aktionären und Publitum 
durch eingehendere Normativbeitimmungen, jpeciell durch Vorfchriften über Gründung und 
Zeichnung, über die Gejchäftsgebahrung der Gefellichaftsorgane und über die Verantwortlichfeit 
von Gründern und Organen, anjtreben. Das Seerecht des Handelsgejegbuches aber wird durd) 
die Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 geändert, welche die Art. 528—556 jenes 
Geſetzbuches aufhebt und erfeht. 

Größer ift die Zahl der Geſetze, welche zwar nicht direft das Necht des Handelsgeſetz— 
buches umgejtalten, aber dem Handelsrechte im meiteren Sinne angehörende Materien regeln. 
Hierher find zu zählen vor allem die beiden Gefege über die Wirtjchafts- und Ermwerbs- 
genoſſenſchaften — vom 4. Juli 1868 und neuejtens, das ältere Geſetz aufhebend und er- 
jegend, vom 1. Mai 1889 —: diefelben unterwerfen gejellichaftlihe Gejtaltungen, mit 
welchen ji das Handelsgeſetzbuch nicht beichäftigt, einer eingehenden, an das Gejellichafts- 
recht des Handelsgeſetzbuches in mandem ſich anſchließenden Normierung, indem fie zugleich 
die betreffenden Geftaltungen im allgemeinen dem Nechte des Handelsgeſetzbuches unter- 
werfen. Weiterhin das Geſetz über die Prämienpapiere vom 2. Juni 1871, welches die 
Ausgabe und Girculation folder Papiere ſehr erheblich einfchräntt. Endlich das Markenſchutz— 
aejeg vom 30. November 1874, welches die Benutung eines bejtimmten Namens oder 
Zeihens zur Bezeichnung von Waren oder deren Verpadung durch Gewährung eines 
privaten Berbietungsrechtes ſchützt, Außerdem mögen die Strandungsordnung vom 17. Mai 
1874, dann das Gefe vom 25. Dftober 1867, betreffend die Nationalität der Kauffahrtei- 
Schiffe, nebjt den ergänzenden bezw. abändernden Geſetzen vom 28. Juni 1873, 15. April 
1885, 22. Dezember 1888, fowie das die Unterfuhung von Seeunfällen betreffende Geſetz 
vom 27. Juli 1877 angeführt werden: obgleich in der Mehrzahl ihrer Beitimmungen dem 
Privatrechte fremd, ergänzen diefelben doch in mehrfacher Beziehung das Seerecht des Handels- 
geſetzbuches. 

Und noch häufiger greifen Geſetze allgemeineren, nicht auf die Handelsverhältniſſe be— 
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ſchränkten Inhaltes in ihrer Anwendung erheblich in das Handelsrecht ein: fo neben manchen 
der in $ 5 anzuführenden Gefege die Maf- und Gewichtäordnung vom 17. Auguft 1868, 
abgeändert durch Gefeg vom 11. Juli 1884, das Gefeb über den Feingehalt der Gold: und 
Silberwaren vom 16. Juli 1884 u. a. m. 

2. den Schuß der geijtigen Arbeit. 

Wie auf dem Gebiete des Handelsrechtes, wenn auch weitaus nicht in demfelben Maße, 
handelt es fich auch hier um Fortführung einer früher begonnenen, weſentlich auf dem Ge- 
biete des Privatrechtes ſich vollziehenden Entwidlung. Denn im Vordergrunde jteht das 
Geſetz vom 11. Juni 1870 über das Urheberreht von Schriftwerfen, und dieſes Geſetz ruht 
in der Hauptſache auf den ſchon zur Zeit des Deutſchen Bundes errungenen Grundlagen. 
Aber nicht bloß hat dieſes Geſetz, unter Verdrängung der partifularrechtlichen Verſchieden— 
heiten, den Schuß im einzelnen einheitlich durchgebildet, jondern es geht aud die Reichs— 
gefeggebung, indem fie der fünftlerifhen und induftriellen Produktion parallel laufenden 
Schub gewährt (Gefege vom 9., 10. und 11. Januar 1876 und Patentgejeg vom 25. Mai 
1877), ſowohl über diefe urjprünglichen Grundlagen als über das Bundesgefeg vom 11. Juni 
1870 erheblih hinaus. Und wenn der gefeglihe Schuß, wie im bisherigen Rechte, in 
territoriale Schranfen eingeenat ift, jo wird doc durd; Staatsverträge in immer zunehmendem 
Maße demfelben allgemeine Geltung zu verichaffen verfucht: jo, was die induftrielle Pro- 
duftion betrifft, durch die mit verfchievenen Staaten abgeichloffenen Handelsverträge, in An- 
jehung der litterarifchen und fünftlerifchen Produktion zunächit durch die Litterarfonventionen 
(mit Sranfreih vom 19. April 1883, mit Belgien vom 12. Dezember 1883, mit Italien 
vom 30. Juni 1884, mit England vom 2. Juni 1886), dann aber und namentlich durch 
die Übereinkunft vom 9. Sept. 1886, betreffend die Bildung eines internationalen Verbandes 
zum Schute von Werfen der Litteratur und Kunſt — eine Übereinfunft, welche das dem 
Schriftjteller, dem Künſtler, dem Erfinder zuerfannte Recht allerdings auf eine höhere Stufe bringt. 

3. die Regelung des Gewerbeweſens. 

Zu den unter 1 und 2 angeführten Gejegen, die im weiteren Sinne auch Regelung 
des Gewerbewejens mit ſich bringen, und neben den unter anderem Geſichtspunkte zu er 
wähnenden eigentlichen Socialgefegen (Ziff. 4) iſt Die Gewerbeordnung vom 21. uni 1869, 
in neuerer Nedaktion vom 1. Juli 1883, zu nennen, welche eine umfaſſende Normierung der 
einfchlagenden Verhältniffe, übrigens keineswegs ausjchließlich oder aud nur vorzugsweiſe 
durch Aufitellung privatrechtlicher Normen, enthält. An diefem im Norddeutichen Bunde er- 
gangenen Geſetze hat die Gefeßgebung des Deutſchen Neiches durch eine vecht erhebliche 
Anzahl von Gefegen weiter gearbeitet: die älteren Änderungen (namentlid in Gefeten 
vom 8. April 1876, 11. Juli 1878, 18. Juli 1881) find aber in der neuen Redaktion 
mitberücjichtiat, jo daß nur die Gefehe vom 8. Dezember 1854, 23. April 1886, 6. Juli 
1887 noch bejonders hervorzuheben find. 

4. die Hebung des Arbeiterijtandes. 

Anders als im allgemeinen bei den unter den Ziff. 1—83 hervorgehobenen Gejeten 
handelt es ſich hier um eine Aufgabe, welche ſich die Neichsgefeggebung jelbjtändig und in 
der Hauptfache ſelbſt ohne Aufnahme landesgejegliher Vorgänge gejegt und durch eine 
Mehrzahl zum Teile erſt der neueften Zeit angehörender Geſetze verfolgt hat. 

Allerdings ift ein Stüd Socialgeſetzgebung, hierunter verftanden die die Hebung des 
Arbeiterftandes bezwedende Geſetzgebung, aucd in einzelnen der jchon angeführten Geſetze 
enthalten. So namentlid in den Geſetzen über die Wirtſchafts- und Ermwerbsgenojjenichaften 
(Ziff. 1): find doch Wirtfchafts- und Erwerbsgenoffenfchaften im Sinne des Geſetzes „die 
Gejellichaften von nicht aeichloffener Mitgliederzahl, welche die Förderung des Erwerbes oder 
der Wirtfchaft ihrer Mitglieder mittelft aemeinfchaftlihen Gejchäftsbetriebes bejweden“, 
dann in der Gewerbeordnung (Ziff. 3), welche auch die Verhältnifje der gewerblichen Arbeiter 
normiert und hierbei mehrfach, 3. B. in den Beitimmungen über die gewerblichen Unter- 
ftügungsfaffen und in den Borfchriften gegen das fogenannte Trudiyitem, nach der hervor- 
gehobenen Richtung vorgeht. 

Von den nicht ſchon angeführten Geſetzen greift ein Teil über den Arbeiterftand 
hinaus: jo die Zins- und Wuchergefete vom 14. November 1867 und 24. Mai 1880 und 
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das Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871, welches in Anſehung des Schadenerſatzes „für die 
bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken u. ſ. f. herbeigeführten Tötungen und 
Körperverletzungen“ den Betriebsunternehmer generell d. h. nicht bloß dann, wenn ein im 
Betriebe beſchäftigter Arbeiter getötet oder verletzt iſt, für haftbar erklärt. 

Die einſchneidendſten Socialgeſetze faſſen dagegen ſpeciell den Arbeiterſtand ins Auge. 
Hierher gehört einmal das Geſetz über die Lohnbeſchlagnahme vom 21. Juni 1869; dann 
aber die wachſende Anzahl von Geſetzen, bei denen es ſich darum handelt, die Folgen zu 
paralyſieren, welche Krankheit, weiterhin Tod und Verletzung durch Betriebsunfälle, endlich 
Alter und Invalidität auf die Erwerbsfähigkeit des Arbeiters und ſomit auf die Möglichkeit, 
den eigenen und der Familie Unterhalt zu beſchaffen, ausüben und zwar zu paralyſieren durch 
Gewährung von Anſprüchen auf Unterſtützung, namentlich auf Rentenzahlung. Anders als bei 
dem eben angeführten Haftpflichtgeſetze vom 7. Juni 1871 werden korporative Verbände ver— 
ſchiedener Geſtaltung zu ſolchen Leiſtungen verpflichtet. Im älteſten dieſer Geſetze, dem Ge— 
ſetze vom 7. April 1876 (dazu ſpäter Geſetz vom 1. Juni 1884), ſind die in Betracht 
genommenen Verbände, „die eingeſchriebenen Hülfskaſſen“, Privatkorporationen, d. h. beruhen 
im Prinzipe auf freiwilligem Beitritte (zu vergleichen übrigens doch das ſpäter wieder be— 
ſeitigte Geſetz vom 8. April 1876). Die ſpäteren Geſetze geben dagegen den Verbänden — 
um dieſelben, deren angeſtrebte Erſtreckung auf alle Intereſſenten, ſowie die Leiſtungsfähig— 
feit jeder Einwirkung des Zufalles zu entziehen — eine öffentlichrechtliche Baſis, indem ſie 
einmal die Mitgliedſchaft für die betreffenden Klaſſen zur Notwendigfeit machen und 
weiterhin die Verbände jelbjt in unter fich verſchiedener Weiſe mit Neih, Staat oder Kom— 
munalverband in Verbindung jegen. Im übrigen find die Verbände, melde durd die 
Krankenverfiherungsgejeße (Hauptgefeß vom 15. Juni 1883; dazu Geſetze vom 28. Januar 
und 28. Mai 1885) geichaffen find und als Grundlagen der verfchiedenen Arten von 
Krankenkaſſen“ erjcheinen, Berbände der Arbeitnehmer; die „Berufsgenofjenichaften”, ge- 
ſchaffen durch die Unfallverfiherungsgejege (Hauptgefeb von 6. Juli 1884; anſchließende, 
namentlich) die Einrichtung auf weitere Klaſſen von Arbeitern ausdehnende Geſetze vom 
28. Mai 1885, 15. März und 5. Mai 1886, 11. und 13. Juli 1887), Verbände der 
Arbeitgeber; Arbeitnehmer und Arbeitgeber gleihmäßig umfajjende Verbände endlich find die 
„Berficherungsanftalten“ des Invaliditäts- und Altersverforgungsgejehes vom 22. Juni 1889. 

5. die Umgeftaltung der Ehegeſetzgebung. 

Das diefen Zweck verfolgende Geſetz vom 6. Februar 1875 (vgl. übrigens aud) die 
Gejege vom 8. November 1867, vom 4. Mai 1868, 4. Mai 1870) fteht zwar nicht außer 
Zufammenhang mit dem Konflikte zwifchen Staat und Kirche, führt aber doch eine landes- 
rechtlich längft begonnene Entwidlung weiter, indem es einerjeits der kirchlichen Che- 
ſchließung und andererfeits der geiftlichen Gerichtsbarkeit in Eheſachen jede Bedeutung für 
das weltliche Necht benimmt. Eine Weiterführung im Sinne der völligen Beſeitigung des 
firhlichen und folgeweife konfeſſionell verſchiedenen Nechtes ift noch nicht erfolgt. 


85. Gejege von überwiegend öffentlihredtlihem Inhalte. Diejer 
Geſetze hat hier nur ſoweit Erwähnung zu gefchehen, als fie in Verfolgung ihres prin- 
zipiellen Zmwedes dem Privatrechte angehörende Inſtitute in erheblicherer Weiſe berühren. 
Solches ijt nicht der Fall bei den ftaatsrechtlichen Geſetzen. Doch mag darauf hingewiejen 
werden, daß ſich dem Geſetze über Erwerb und Verluft der Bundes- und Staatsangehörig- 
feit vom 1. Juni 1870 das privatrechtlich bedeutende Großjährigfeitsgefeg vom 17. Februar 
1875 anjchließt. 

Dagegen find hervorzuheben 

1. eine Anzahl von Gefegen überwiegend verwaltungsredtliden Inhaltes, na- 
mentlich die zahlreichen und wichtigen Geſetze, welche fi mit dem Militär-, dem Geld- und 
Bank-, dem Finanz, dem Beamtenwejen des Neiches bejchäftigen. Sie haben zum Teil 
vecht erhebliche Bedeutung für das Privatreht: fo von den Geſetzen erſt angeführten In— 
halts namentlid) das Militärgefet vom 2. Mai 1874 und die ergänzenden Geſetze vom 
17. Juni 1887 und 5. März 1888; nad anderer Richtung hin das Münzgeſetz vom 
9. Juli 1873 (vgl. auch Gejeg vom 1. April 1886) und das Banfgefeh vom 14. März 
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1875; von den Finanzgeſetzen das Geſetz vom 25. Mai 1873 über die Nechtsverhältniffe 
. der zum bdienftlichen Gebrauch einer Neichsvermwaltung bejtimmten Gegenjtände; endlich das 
Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 nebit den ergänzenden Gejegen vom 20. April 1881, 
25. u. 31. Mai 1887, 5. März 1888. 

2. die Strafgejete des Neiches. Diefelben, vor allem das noch in die Zeit des 
Norddeutichen Bundes zurüdreichende, fpäter in Einzelheiten mehrfach abaeänderte Straf: 
geſetzbuch vom 31. Mai 1870 bezw. 15. Mat 1871 (neuefte Faſſung vom 26. Februar 
1876) haben zwar nirgends eine direfte, dagegen eine nicht unerheblidhe indirelte Be- 
deutung für einige auf dem renzgebiete zwifchen Straf- und Privatrecht ſtehende 
Materien, namentlih Ehrenſchmälerung, Privatitrafe, Buße, fowie für die Erſatzanſprüche 
aus Verbrechen und Vergehen. 

3. Die Prozeßgeſetze, namentlich die Givilprozeßordnung vom 30. Januar 1877 
und die Konfursordnung vom 10. Februar 1877. Bei der engen Berührung zwifchen 
Privatreht und GCivilprozeß ift Schon die indirekte Cinwirfung der Givilprogehordnung auf 
das Privatrecht häufig; die Konfursorbnung aber gehört von vornherein zu einem guten 
Teile dem Privatrechte an, infofern fie nicht bloß das progeifuale, jondern auch das materielle 
Konfursrecht regelt. Auch enthalten die Einführungsgejege (vom 30. Januar und 10. Februar 
1877) mehrfade Beltimmungen, welde unmittelbar das Privatrecht betreffen; an die 
Konfursordnung ſchließt ſich überdies das rein privatrechtliche Gefeg vom 21. Juli 1879 
an, welches die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs: 
verfahrens regelt. 

Die Konfursordnung, dann von dem recipierten Gejegen das Handelsgefeßbuh und 
die Mechfelordnung normieren je eine privatredhtlihe Disciplin umfaffend und in der 
Hauptſache exkluſiv: bei allen anderen aufaszählten Geſetzen handelt es jich, ſoweit überhaupt 
das Privatrecht in Frage ſteht, nur um einzelne Inſtitute, nicht felten jelbit nur um 
vereinzelte Bejtimmungen. 


II. Beichscivilreht und Landescivilredt. 


8 1. Borrang des Neihscivilrehtes. Während das Necht des früheren 
Deutſchen Neiches, jedenfalls ſoweit es privatrechtlichen Inhaltes war, nur die Stellung 
eines ſubſidiären Rechtes, alfo Geltung erſt hinter den Yandesrechten beanfprucht und aud) 
diefe Stellung eines nur ſubſidiären Rechtes in großen Nechtägebieten ſich nicht erhalten hat, 
verlangt das neue Neichsreht auch in feinen privatrechtlichen Beitandteilen für die Regel 
(Seltung im ganzen Umfange des Deutichen Neihes — außerdem nah Mafgabe des Ge— 
feges über die Konfulargerihtsbarfeitt vom 10. Juli 1879 3 3 val. mit 8 1 Abi. 2 in 
den Konfulargerichtsbezirten und nach Mafgabe des Gefeges über die Nechtsverhältniffe der 
deutſchen Scusgebiete vom 17. April 18836 beziehungsweife 15. März 1888 3 2 in den 
deutihen Schutagebieten — und zwar unmittelbare und primäre Geltung d. h. Anwen: 
dung vor den Yandesrechten. Nur ganz ausnahmsmweife will ein einzelnes Reichsgeſetz in 
Ermangelung einer landesgejeglichen Anordnung beitimmten Inhaltes, alfo hinter und nad) 
jolher angewendet fein (fo das Zinfengefeg vom 14. November 1867). 

Die Regel felbit iſt zweifellos (S 2 der Berfaffungsurfunde) und erflärt ſich ebenfo- 
wohl aus der Art und Weiſe moderner Nechtsbildung überhaupt als aus der ganzen An- 
lage des zum Cinheitsitaate aravitierenden deutichen Bundesjtaates. Sie tritt in An- 
wendung ohne Unterjchied, ob das Landesrecht auf Geſetz oder Gewohnheit beruht, ob es 
aemeines Recht im bisherigen Sinne oder Bartifularredht it, und bewirkt, daß, ſoweit das 
Reichsrecht reicht, da8 Yandesrecht zu eriitieren aufhört beziehungsweife nicht exiſtent werben 
fann. Deſſenungeachtet bleibt gerade auf dem Gebiete des Privatrechtes für die Yandesredhte 
der weitaus arößere Naum frei. Bezieht ſich ja doc bisher die Reichsgeſetzgebung, von 
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Handels-, Wechfel- und Konkursrecht abgeſehen, überall nur auf einzelne Seiten, ‚ja ſelbſt 
nur auf vereinzelte Punkte privatrechtlicher Disciplinen. 


$2. Die Einführungsgejege. In der Specialifierung des Reichsprivatrechtes 
liegt hauptſächlich, wenn auch nicht ausfchlieglich, der Grund, aus welchem die Konftatierung 
der Tragweite der einzelnen reichsgefeglichen Beitimmungen im Verhältnifje zu dem Landes— 
rechte einerfeits von hervorragender Wichtigkeit und andererfeits häufig genug von erheblicher 
Schwierigkeit it. 

Bei den größeren Neichägefegen hat allerdings die Reichsgeſetzgebung durd die Ein- 
führungsgefese der Löſung diefer Aufgabe vorgearbeitet. Und zwar teils durch Detail- 
beitimmungen, welche einzelne Sätze beziehungsweiſe Inftitute der Landesrechte direft als 
aufgehoben oder als fortdauernd bezeichnen, teils durch Aufftellung allgemeiner Thejen über 
das Verhältnis je des betreffenden Gefetes zu den Landesrechten. So, wenn das Ein- 

führungsgefeg zu Handelsgefegbuh und Wechjelordnung vom 5. Juni 1869 dieſe Geſetz— 
bücher als ergänzungsfähig und die Yandesgejege als zur Ergänzung (dagegen nit zur Er— 
läuterung, noch weniger zur Önderung) berechtigt bezeichnet; wenn das Einführungsgeſetz 
zum Strafgefegbuche vom 31. Mai 1870 als aufgehoben nur diejenigen landesrechtlichen 
Beitimmungen erflärt, welche einerfeit$ dem Yandesitrafrechte angehören, andererfeits Ma— 
terien betreffen, die Gegenitand des Strafgefehbuchs find; wenn das Cinführungsgefet zur 
Civilprozeßordnung vom 30. Januar 1877 als Prinzip fonftatiert, daß nur die progefrecht- 
lihen, aber freilih auch alle prozeßrechtlichen Beitimmungen der Yandesrechte bejeitigt fein 
follen,; wenn endlich das Cinführungsaefeg zur Konkursorbnung vom 10. Februar 1877 nicht 
bloß das prozeijuale, ſondern auch das materielle Konkursrecht, nicht dagegen die ein: 
ſchlagenden Beitimmungen des allgemeinen Givilrechtes durd die Konkursordnung befeitigt 
fein läßt. Welde Bejtimmung eine Ergänzung im Gegenfage zur Grläuterung und Ab- 
änderung enthält, welche landesgejegliche Borfchrift dem Landesitrafrechte angehört und welche 
Materien in dem Sinne Gegenitand des Strafgefesbuches find, daß foldhes fie erflufiv nor- 
miert, was im Sinne der Neichögefeggebung als Prozeß- bezw. Konkursrecht anzufehen iſt, 
ift freilich hiermit noch nicht aefagt und bei dem Durcheinanderlaufen der ſtraf⸗ und privat⸗ 
rechtlichen, der prozeß⸗, konkurs- und allgemein eivilrechtlichen Beſtimmungen in den Landes— 
rechten jelbjt wiederum nicht ohne Schwierigfeiten zu erheben. 

Someit es an folden direft das Verhältnis zu den Yandesrechten ins Auge fallenden 
Beitimmungen fehlt, it der materielle inhalt der in Frage ſtehenden Reichsgeſetze felbjt 
maßgebend, und zwar nicht bloß der unmittelbare, jondern auch der mittelbare, nicht bloß 
der pofitive, ſondern auch der negative Anhalt. Denn feine landesrechtlihe Norm fann 
forteriftieren bezw. zur Eriftenz fommen, die mit dem in Widerſpruch jteht, was die 
aefegaeberiihen Faktoren des MNeiches innerhalb ihrer Kompetenz direkt oder indireft, pofitiv 
oder negativ feitgeitellt haben. 

Auf Tandesrechtliche Beftimmungen kann dagegen zu dem angeführten Behufe nur ve- 
furriert werden, wenn und jomweit die Reichsgeſetzgebung der Yandesgefehgebung in dieſer 
Richtung ausdrüdlich oder ftillfchmeigend Raum gelaffen hat; ſolches Naumlafjen aber findet 
nicht häufig jtatt (val. indeffen doch 3. B. $ 11 des Einführungsgefeges zur Civil- 
prozeßordnung). 


III, Charakter des Reichscivilrechtes. 


S$ 1. Fehlen der privatrehtliden Durdbildung. Das Civilrecht, welches 
aus den unter I angeführten Reichs: und Bundesgeſetzen refultiert, kann einen einheitlichen 
Charakter nicht an fich tragen. 

Handelögefeggebung und Wechjelordnung find lange vorbereitete, in ſich geichloffene, 
rein privatrechtliche Geſetzbücher: die ganze übrige in Betracht fommende Geſetzgebung da: 
gegen iſt entweder nicht privatrechtliche oder aber Specialgefeggebung im eigentlichen Sinne 
des Wortes, zum Teil ſelbſt Gelegenheitsgefebgebung. 
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Hiermit hängt zufammen, daß die Gefete, wiederum von Handelsgefegbuh und Wechſel— 
ordnung abgejehen, die privatrechtlichen Prinzipien, aus denen die Einzelvorfchriften hervor- 
gegangen find, jelten genug zum entfprechenden Ausdrud bringen, überhaupt fajt regelmäßig 
nah Grundgedanken und Durchführung auch in ihren dem Privatredhte angehörenden Be- 
jtimmungen die privatrechtliche Geftaltung vermifjen lafien. Dem Gefetgeber ift e8 um die 
Befriedigung des unmittelbar vorliegenden Bedürfnifjes oder um die Durchführung öffent: 
lichrechtlicher, progeßrechtlicher, ftrafrechtliher Zwede und Gedanken zu thun; fo ift es be- 
greiflih, daß die Herausarbeitung der privatrechtlichen Säge aus den feitgeftellten Normen, 
deren Entwidlung in die Kolgefäge, die Nüdführung auf die privatrechtlihen Prinzipien in 
weit höherem Grade als bei einer vom privatrechtlichen Standpunkte aus unternommenen 
umfafjenderen Gefeggebung der Praris und Wiſſenſchaft überlafjen bleibt. Die überaus 
zahlreichen Zweifelfragen, die fih in Anwendung des Geſetzes über die Haftpflicht bei Un- 
füllen ergeben haben, die verfchiedenen Anfichten über die Tragweite der von der Civilpro- 
zeßordnung (Artifel 51) jtatuterten Prozeßfähigkeit der Ehefrauen mögen als leicht zu ver- 
mehrende Belege für die Schwierigkeiten dienen, die fich in dieſer Nichtung der Nechtsan- 
wendung entgegenitellen. 


8 2. Mangel der einheitlihen Grundlage. Eine weitere Eigentümlich— 
feit des Neichscivilrechtes ift der Mangel einer einheitlichen Grundlage. Specialgefege eines 
Landes, in weldhem ein und dasjelbe Givilreht, ſei es ausſchließlich fei es als ſubſidiäres 
Recht, in Anwendung fteht, wachſen felbitverjtändlich für die Negel aus diefem einen Nechte 
heraus, erflären fich deswegen in erfter Yinie aus dieſem Nechte und deſſen gejchichtlicher 
Entwidlung und finden zugleih in ſolchem ihre überall nötige Ergänzung. Deutichland 
aber hat feit fait einem Jahrhundert dieje einheitliche Grundlage feines Privatrechtes ver- 
loren und umfaßt in der Gegenwart befanntlih eine Mehrzahl völlig felbjtändiger in fi 
abgeſchloſſener Privatrechtsgebiete. Die Reichsgeſetzgebung hat nun nicht etwa das eine oder 
andere der in den einzelnen Gebieten maßgebenden Givilrechte für jubfidiär anwendbar er- 
Härt — weder überhaupt noch auch nur im Verhältniſſe zu ihren eigenen Beitimmungen. 
Die Ergänzung findet vielmehr in den einzelnen Territorien je aus dem in ſolchen geltenden 
Landesrchte, aljo notwendig in unter fich verfchiedener Weiſe ftatt: ſelbſtverſtändlich nicht 
ohne Nüdwirfung auf die Anwendung und injofern gewiſſermaßen auf den inhalt des 
Neichsrechtes ſelbſt. Ebenſowenig hat ſich die Neichsgejebaebung überall dasjelbe Givilrecht 
oder auch nur bei jedem einzelnen Geſetze eines der bedeutenderen Civilrechte Deutichlands 
zum Ausgangspunfte für die eigenen Beitimmungen genommen; auch für die Eruierung des 
Neichsrechtes ſelbſt fehlt es alfo an dem einheitlichen, überall das Verjtändnis fördernden 
Stand- und Gefihtspunfte. Nur ſoweit es der deutjchen Rechtswiſſenſchaft, jpeciell der ge— 
meinrechtlichen Wiffenichaft, gelungen ift, der Verfchiedenheit der Quellen unerachtet einheit- 
lihe Grumdanfchauungen zu gewinnen, und fomweit an diefe Grundanfchauungen die reiche- 
geſetzlichen Bejtimmungen bewußt oder unbewußt anknüpfen, bietet ſich ein einigendes Element 
dar, welches zugleih die Erhaltung der hiltorifchen Kontinuität fichert. 


S 3. Verhältnis zum Entwurf eines bürgerliden Geſetzbuches für 
das Deutfhe Neid. Einheitlihes Specialrecht auf einer nad) den einzelnen Nechts- 
gebieten verſchiedenen Bafis wirft notwendig zerſtörend auf dieje Baſis ein und drängt auf 
die Schaffung einer gemeinfamen und gleichmäßigen Grundlage. Daß hiermit jchon feit 
Jahren begonnen ift, iſt ſchon geſagt. Inwiefern, wenn das in Vorbereitung befindliche 
deutiche Civilgefegbuch in Kraft getreten fein wird, die jest vorhandenen Specialrechte fort: 
dauern werden, läßt ſich nicht im voraus jagen: am wenigiten iſt die Fortgeltung derjenigen 
Institute und Beſtimmungen zu bezweifeln, die ihre aejegliche Grundlage in nicht » privat- 
rechtlichen Gejegen und Ordnungen haben. Der veröffentlichte Entwurf des bürgerlichen 
Geſetzbuches bezw. des Cinführungsgefeges zu demfelben beläft übrigens dem bisherigen 
Neichsrechte in erheblich weiterem Umfange Geltung. Er zieht von vornherein das Handels 
und Wechjelreht und was dazu aehört, ferner das Urheberreht im weiteren Sinne ſowie 
das Patentrecht nicht in die Kodifitation herein, hierbei allerdings gleichzeitige Nevifion und 
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Anpafjung der vorhandenen Gejegbücher und Geſetze vorausfegend. Er geht aber aud) in 
den nicht ausgenommenen Materien davon aus, dab im Grundfage die Reichsgeſetze geltend 
bleiben ſollen, und trifft verhältnismäßig nicht fehr viele Beſtimmungen, welche entweder 
unmittelbar oder nad ihrem materiellen Inhalte diefen Grundfag durchbrechen (zu vergleichen 
namentlich Entwurf des Einführungsgefehes Art. 9 und Art. 31). Aber freilich wird, wenn 
der Entwurf Geſetz fein wird, das bisherige Reichsrecht, welches aus den Specialgejegen 
bezw. den Gejegen überwiegend öffentlihrechtlihen Inhaltes refultiert, gegenüber dem 
Nechte des Geſetzbuches in den Hintergrund treten. Und dieſem leßteren Necht wird am 
nn der einheitliche Charakter und die privatrehtlihe Durchbildung abaeiprochen 
werden fünnen. 


IV. Inhalt des Reichscivilrechtes. 


Über den Inhalt des Neichscivilrechtes ift, wenn von dem in der Encyflopädie an 
anderem Orte behandelten Handels- und Wechjelrechte abgejehen wird, der Natur der Sache 
nad) nicht anders als durd Hervorhebung von Einzelheiten zu referieren. Aus den denn 
doch recht zahlreichen Einzelheiten aber jollen felbitverftändlich nur diejenigen berührt werden, 
die, fer es durch ihre Tragweite jei es aus anderen Gründen, geeignet ericheinen, das Civil- 
recht des Neichs nach feiner inhaltlichen Seite hin zu charakterifieren. 


8 1. Verjonenredt. Somwohl die Lehre von der privatredhtlichen Stellung der 
einzelnen Menſchen als die Lehre von den juriftifchen Perſonen wird in nicht unerheblicher 
Meife berührt. 

Unter den den Menfhen als Privatrehtsjubjeft ins Auge fafjenden Be- 
jtimmungen tritt wohl die Firierung des Volljährigfeitsalters auf das zurüdgelegte 21., 
des Alters der Chemündigfeit auf das zurüdgelegte 16. und 20. Yebensjahr in den Vorder— 
grund — eine Fixierung, die wenigitens in erjterer Beziehung eine längit begonnene Ent: 
widlung zu dem Abjchluffe bringt, dem fie feit Jahrhunderten entgegenjtrebt. Formeller 
Abſchluß ſchon zuvor weit aedichener Entwidlung tritt aber auch in der Befeitigung aller 
und jeder privatrechtlichen Bedeutung des religiöfen Befenntniffes, der Staatsangehörigfeit 
(dies freilich in Beichränfung auf die Angehörigen des Deutjchen Reiches), der Infamie 
im römifchrechtlichen Sinne entgegen. Daß die Privilegien der Weiber wenigſtens teilmweife 
befeitigt, die der Soldaten teils beſeitigt teil umgeftaltet werden, daß das in den Partikular— 
rechten nicht oder in recht verfchiedener Weife geordnete Verfahren bei der Entmündigung 
fowie bei deren Aufhebung geregelt wird, ſoll ebenfalld betont werden: leßteres um der 
praftiichen Bedeutung diefer in der Civilprozeßordnung erfolgten Regelung willen, die Be- 
jeitigung der Privilegien, namentlich der Soldatenprivilegien, wegen des jcharfen, in ihr 
enthaltenen Einfchnittes in das gemeine Recht. Neu, wenigitens für den größeren Teil 
Deutſchlands, wenn auch feineswegs aufer Verbindung mit der feit längerer Zeit ſich vor- 
bereitenden Umgeftaltung des Verhältnifjes zwifchen Staat und Kirche, war die durch das 
Geſetz vom 6. Februar 1875 erfolgende Einführung der Perjonenftandslijten: eine eigentlid) 
privatrechtliche Bedeutung kommt derfelben aber allerdings nur in fehr geringem Maße zu. 

Erheblicher find die juriftifhen Perſonen in die reichsrechtliche Normierung hinein- 
aezogen. ingehendere Beitimmungen finden fih namentlich bezüglich der Wirtſchafts- und 
Ermwerbsgenofjenichaften, der Innungen und nnungsverbände, der eingefchriebenen Hülfs— 
faffen, der Krankenkaſſen, der Berufsgenoffenfchaften, der im nvaliditäts- und Altersver- 
forgungsgefeg vorgefehenen Verfiherungsanftalten: Gründung, Organifation, Funktion diefer 
Anjtalten werden geregelt (val. die oben in IS 4 unter 1, 3, 4 angeführten Gejete). Aus der 
Regelung mag hervorgehoben werden, daß unter den Entjtehungsvorausjegungen faſt nirgends 
jpecielle Verleihung der Berfönlichfeit, nahezu überall dagegen Vorlegung und Genehmigung 
von Statuten aufgeführt wird; wo ausnahmsmweife Verleihung erwähnt wird — bezüglich 
der Annungsverbände und bezüglid” der im Geſetze vom 15. März; 1888, betreffend die 
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deutihen Schußgebiete, erwähnten „deutſchen Kolonialgejellihaften" — iſt es der Bundes— 
rat, welchem diejelbe zufommt. 


8 2. Vermögensredt. Allgemeine Lehren. Hier mögen hervorgehoben 
werben die Lehren von den nhaberpapieren, vom Gelde, von der Ausübung der Nechte 
im Prozefje und im Konkurſe. 

Für die Rectsftellung der Inhaberpapiere find von mafgebender Bedeutung die 
inhaltlih und nad ihrer Tragweite nicht dem Handels fondern dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte angehörenden Artikel 306—8 des Handelsgeſetzbuchs. Außerdem ift namentlidy die 
praftifch wichtige Kraftloserflärung und das ihr vorausgehende Verfahren geregelt, teils in 
Specialgefegen, teils, dies allerdings mit dem Anſpruche nur auf fubjidiäre Anwendbarkeit, 
in der Civilprozeßordnung. 

Vollftändiger und erflufiver ift die Regelung des Geldweſens durch die Neichs- 
geſetzgebung erfolgt (Münzgefeg vom 9. Juli 1873, dazu betreffend die Goldmünzen Geſetz 
vom 4. Dezember 1871, das Papiergeld Geje vom 30. April 1874, Nidelmüngen vom 
1. April 1886, die Banknoten Banfgejes vom 14. März 1875) — vom Standpunkte 
der Ausfchließlichfeit der Reichswährung aus und unter mindeftens indirefter Beantwortung 
der meijten einfchlagenden Fragen des Privatrechtes. 

Auf die privatrechtliche Lehre von der Ausübung der Rechte durch Prozeß 
hat die Civilprozeßordnung, fo jehr fie auch beftrebt ift, ji) auf das prozefjualifche Gebiet 
zu bejchränfen, einen ziemlich erheblichen Einfluß ausgeübt. Cinmal nad der Seite der 
Klagerehte hin, in welcher Beziehung namentlih die Anerkennung und Umgrenzung der 
Feititellungsflagen ($ 231 der Givilprozekordnung) herausgehoben werden mag: fie hat 
eine ziemlich feititehende, aber auf zweifelhafter gefelicher Grundlage ruhende Praris 
aufgenommen und gefeftigt. Dann bezüglih der Rückwirkung der Wrozefbegründung 
auf das materielle Recht: auch in diefer Beziehung tft durch einheitliche Firterung des Mo— 
mentes der Prozeßbegründung eine längſt begonnene Entwidlung zum Abſchluſſe gebracht 
und zugleich durch Detaildurhführung die für das Privatrecht mehrfach 3. B. um der PVer- 
jährung willen wichtige Beltimmung braudhbarer gemacht. Endlih in Hinficht auf die 
Rechtskraft des Urteils: erfhöpfende Regelung ift zwar in feiner Weife beabfichtigt, auch 
nicht erfolgt, aber dadurch namentlich, daß die Rechtskraft auf die Entſcheidung der durch 
Klage und Widerflage erhobenen Ansprüche beſchränkt wird, ein bis dahin fehlender feiter 
Anhaltspunkt für die Beantwortung einer Mehrzahl civilrechtlich wichtiger Einzelfragen gegeben. 

Die Ausübung der Vermögensrehte im Konkurſe ift von der Konkurs— 
ordnung, wie jchon hervorgehoben, auch nach der materiellen Seite hin einer umfafjenden 
und in der Hauptſache ausichließenden Normierung unterzogen und hierdurd die hier in 
bejonders hohem Grade erwünfchte Einheitlichfeit des Nechts erlangt worden. Daß fi 
das neue materielle Konkursrecht unmittelbar an das bisherige preußiſche Konkursrecht an- 
Ichließt, hindert nicht, den inneren Zufammenhang zu betonen, in welchem dasfelbe mit dem 
fogenannten gemeinen Konfursrechte jteht. Ausjonderungs- und Abjonderungsberechtigte 
(jogenannte Separatiften ex iure dominii und ex iure erediti), bevorzugte und unbevor- 
zugte Konkursgläubiger werden aufgeführt und in ihren Beziehungen zu der vorhandenen 
Maſſe näher beftimmt. Daß die Aus: und Abfonderungsberechtigten ſcharf und fonjequent 
geichieden, daß zu den Abjonderungsberechtigten auch die Pfand- und die Netentionsgläubiger 
gerechnet, daß die Vorzugsrechte recht erheblich eingejchränft, namentlich die Vorzugsrechte 
der Ehefrauen eliminiert werden, find wohl im Verhältniſſe zum gemeinen Konfursrechte 
Bet durchgreifenditen Neuerungen. Mehr prinzipiell differiert das hier nicht zu erörternde 
Verfahren. 


8 3. Vermögensredt. Die Sachenrechte. Die Neichsgefete greifen verhält- 
nismäßig wenig ein. 

Für die Lehre vom Eigentum ift zwar von Bedeutung, was die Strandungsordnung 
vom 17. Mai 1874 über Strandgut, Seeauswurf 2c., ferner was die Strafgefege, nament- 
lich das Strafgeſetzbuch felbit, über Einziehung, fpeciell über den Erwerb der betreffenden 
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Sachen beſtimmt; ebenſo die Vorſchrift der Gewerbeordnung ($ 26), welche im Intereſſe 
des Gewerbebetriebes gewiſſe Konſequenzen des Eigentumes (Klage auf Einſtellung des in das 
Nachbareigentum ſtörend eingreifenden Gewerbebetriebes) zurückdrängt; endlich die aus dem 
Rayongeſetz vom 21. Dezember 1871 reſultierende mehrfache Beichränfung des in der Nähe 
von Feſtungen ſich befindenden Grundeigentumes. Aber von größerer Tragweite ift feine 
diefer Beitimmungen und die weit eingreifenderen Vorfchriften des Handelsgejegbuches über 
die Vorausfegungen und Wirkungen der Tradition von beweglihen Saden (Art. 306) be- 
ſchränken ſich auf das handelärechtliche Gebiet. 

Auh von den dinglihen Rechten an fremder Sache wird auf allgemein civilrecht- 
lihem Boden nur das Pfandrecht erheblich berührt. Einmal durch die Aufnahme 
und fpecielle Regulierung des Pfändungspfandrechtes, welches das gemeinfhaftlihe pignus 
in causa iudieati captum fortjeßt, in der Givilprozefordnung; dann durch die konkurs— 
rechtliche Fixierung eines Abjonderungsrechtes für die Pfandgläubiger. Letztere iſt injo- 
fern von allgemeinerem Intereſſe, als das Abfonderungsreht dem Mobiliarpfandgläubiger 
ohne Nüdfiht auf das Yandescivilreht nur unter der Vorausfegung zukommt, daß der 
Pfandgläubiger oder ein Dritter für ihn den Gemwahrfam der Sache erlangt und behalten 
hat: denn hierin liegt die Verdrängung der gemeinrechtlihen Mobiliarhypothef durch das 
deutichrechtliche Fauftpfand, wenn auch zunächſt nur für das fonfursrechtliche Gebiet, jo doch 
ohne jpeciell fonfursrechtlihe Gründe. 


84 Vermögensredt. Die Forderungsredte. Der eingreifenden Bejtim- 
mungen ijt eine verhältnismäßig große Zahl. Nicht bloß daß einzelne Obligationsverhältnifje 
eingehender geregelt werden: auch Vorſchriften von allgemeinerem Inhalte und 
größerer Tragweite fehlen nicht. 

Aber freilih macht fi hier, wenn von den mit dem Konkursrechte zufammenhängenden 
Beitimmungen abgejehen wird, der nicht-privatrechtliche Ausgangspunkt der Regelung in be- 
fonders hohem Maße geltend, treten namentlich die Einfchränfungen der Vertragsfreiheit 
entjchieden in den Vordergrund: vor allem gerade in den Vorſchriften allgemeineren Inhaltes. 

In dieſer Richtung ift hinzumeifen auf die Beitimmungen gegen wucherliche Verträge, 
bezüglich deren die Neichsgefeggebung zwar nicht das Ziel, wohl aber ven Ausgangspunft 
und die Cinzelvorjchriften gewechſelt hat (vergl. mit dem Zinfengefege vom 14. November 
1867 das Wuchergefeg vom 24. Mai 1880), auf die Beſtimmungen, welche mit der Be- 
ihlagnahme auch die Abtretung und Verpfändung der Lohnforderungen, der Gehalts: und 
Penfionsanfprühe, der Anſprüche an die verfchievenen Arten von Hülfskaffen, an die Be- 
rufsgenofjenfchaften, an die Alters: und \nvaliditätsverficherungsanjtalten in gewiffem Um- 
fange bezw. unter gewiſſen Vorausfegungen für unftatthaft und unwirkſam erklären, auf 
die Vorjchriften der Gewerbeordnung gegen Verabredungen und Vereiniaungen zum Behufe 
der Erlangung günftigerer Lohn: und Arbeitsbedingungen ($ 152) jowie gegen das joge- 
nannte Truckſyſtem (SS 115 ff.), welch lettere namentlidy in die Lehre von der Zahlung und 

Leiftung an Zahlungs Statt eingreifen. 

Auh von den fonfursrechtlichen Beftimmungen trägt die eine, welche fich gegen die 
behufs Bevorzugung einzelner Gläubiger abgeſchloſſenen Vereinbarungen wendet ($ 168), 
den angeführten Charakter an ji: bei anderen, jo namentlich bei den eingreifenden und 
fördernden Vorjchriften über die Rückwirkung der Konfurseröffnung auf gewiſſe Obligations- 
verhältniffe (SS 15 und 16), über die Kompenfation im Konkurſe ($$ 46—49) tritt, dieſer 
Geſichtspunkt zurück. 

Vereinzelt werden ſelbſt gewiſſe Singularitäten des bisherigen Rechts, z. B. die Mora— 
torien, die querela und exceptio non numeratae pécuniae, vollſtändig und mit erheb— 
lihem Cinfluffe aber die im allgemeinen allerdings nicht dem Givilrechte angehörenden Be- 
mweisregeln und Bemweisbefchränfungen befeitigt, welche civilrechtlich feſtſtehenden Erſatzforde— 
rungen bis jetzt vielfach einen guten Teil ihrer praftifchen Bedeutung benommen haben. 

Bon den Bertragsobligationen find mande berührt: in erheblicherem Umfange, 
wenn auch nicht erklufiv, werden normiert auf der Bafis des bisherigen Nechtes der gewerb- 
liche Arbeits- und der gewerbliche Lehrvertrag, im Anfchluffe an das Recht des Handels» 
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geſetzbuchs der Pojtbeförderungsvertrag — eritere in der Gewerbeordnung ($ 105 f.), leßterer 
im Poſtgeſetz vom 28. Dftober 1871. Aucd die Regulierung der privatrechtlihen Be- 
ziehungen zwifchen dem Neiche und deſſen Beamten im Neichsbeamtengefege vom 31. Mai 
1873 und den dasjelbe ergänzenden Geſetzen (vgl. oben IS 5 Nr. 1) mag angeführt werben. 
Ebenfo die Normierung der Ansprüche gegen die in den eigentlihen Socialgefegen ge- 
ichaffenen Unterſtützungskaſſen, Verfiherungsanftalten und Berufsgenofjenfchaften. Die einen 
derfelben haben fontraftlihe, die anderen forporative Grundlage; alle aber find inhaltlich 
und erflufiv und zwar in der Weife näher beitimmt, daß nirgends einfach die Verpflichtung 
zum Erſatze des vollen Schadens jtatuiert ift; auch tritt die Warallele mit den Alimen- 
tationsanjprüchen überall entgegen, namentlich in der Geftaltung zu Renten und in dem in 
ziemlich weiten Maße geftatteten Erfage der Geldleiftung dur Naturalleiftung. 

Bei den Deliktsobligationen it zunächſt die allgemeine, aber freilich nicht 
zweifellos und nicht einheitlich zu beantwortende Frage: ob das Strafgefegbud die ſämt— 
lihen, auch die zunächſt in civilrechtlicher Gejtaltung auftretenden Straffolgen der Delikte 
ſtillſchweigend befeitigt habe, mwenigitens zu erwähnen. Wenn auch nicht auf alle, jo doch 
auf eine Mehrheit einzelner Delikte bezieht fich ferner das dem früheren Nechte unbefannte 
Inftitut der Buße, das dem Strafrichter die Ermächtigung giebt, auf Verlangen des Ver- 
legten neben der Strafe eine den Erſatzanſpruch ausjchließende und vertretende Geldleiftung 
zu verhängen, infofern alfo troß der jtrafprozefjjualifchen Durchführung des Anfpruches dem 
Givilredhte angehört. Endlich aber find die ciwilrechtlichen Folgen einer Tötung oder Körper- 
verlegung, die bei Eifenbahn- oder Fabrikbetrieb eintritt, im fogenannten Haftpflichtgejege 
vom 7. Juni 1871, die Folgen widerrechtlicher Verkürzung der Gläubigerfchaft bezw. 
eines einzelnen Gläubigers in und außer dem Konfurfe durch die Konfursordnung 
SS 22 f. und durd ein eigenes Gefe vom 21. Juli 1879 eingehend und mindeitens in 
der Hauptfache in der Weife reguliert, daß an der deliktiſchen bezw. quafiveliftifchen 
Grundlage der Anfprücde nicht wohl gezweifelt werden fann. In beiden Gefegen handelt 
es ih darım, gewiſſe Schädigungen in möglichjt ficherer Weiſe zu reparieren, diefer Zweck 
aber wird im erfteren Geſetze vorzugsmweife durch Ausdehnung der Haftung auf den Be- 
triebsunternehmer angejtrebt, im zweiten überwiegend durch Aufftellung von Präfumtionen, 
welche den jchwierigen Dolusbeweis überflüffig machen. 

Prinzipielle Förderung erfährt durd alle diefe Specialgefege das Obligationenrecht faum 
an irgend einem Punkte — anders als wenn der inhalt des Handelsgeſetzbuches, der ſich 
ebenfalls ganz überwiegend auf dem obligationenrechtlichen Gebiete bewegt, mit in Betracht 
zu ziehen wäre. Faſt nur in den fonkursrechtlichen Beltimmungen find weiterbildende 
Elemente zu finden. 


85. Das Vermögensrecht. Die abjoluten Berbietungsredhte. Unter 
diefe in der Hauptjache der modernen Rechtsbildung angehörende Kategorie von Vermögens: 
rechten fallen außer dem Firmenrechte und dem Markenrechte, welche dem handelsrehtlichen 
Gebiet angehören, die Urheberrechte im weiteren Sinne jowie das Patentrecht. 

Alle diefe Inftitute beruhen formell heutzutage nur auf der Reichsgeſetzgebung. Die 
Neichögefegaebung aber hat ſolche gegenüber dem bisherigen Nechte weſentlich gefördert teils 
durch Ausdehnung auf bis dahin nicht geſchützte Objekte, teils durch Detaildurchbildung, 
durch Feitigung und Klärung der juriftiichen Grundbegriffe. 


Sb. FJamilien- und Erbredt. In Einzelheiten, 3. B. in Regelung der geſetz— 
lihen Vertretung im Prozeſſe, der Antragsbefugnifje bei der Entmündigung ꝛc., werden in- 
direft auch dieſe Nechtsgebiete berührt, aber in fo untergeordnetem Mafe, daf; eine nähere 
Hinweifung nicht als gerechtfertiat erfcheinen würde. 

Etwas erheblicher it der Cinariff, welcher in der Aufhebung der bisherigen tejtaments- 
erblichen Privilegien des Zoldatenjtandes bejteht, — erheblich wenigſtens im Berhältnifie 
zu dem gemeinen Nechte, in welchem dieſe Privilegien auf einer prinzipiell verſchiedenen Be- 
handlung des tejtierenden Soldaten gegenüber dem nidht-foldatifchen Tejtator beruhen und 
deshalb in einer großen Anzahl von Einzelſätzen hervortreten. 
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Von weitaus größerer Bedeutung aber iſt die Regelung des Eherechtes im Geſetze 
vom 6. Februar 1875. Sie umfaßt zwar keineswegs das ganze ſogenannte engere Ehe— 
recht, aber immerhin wird dasfelbe in fehr wichtigen Beziehungen umgeftaltet. Im Vorder: 
grund ſteht der Erſatz des religiöfen durch einen bürgerlichen Eheſchließungsakt: durd die 
Eheſchließung vor dem Standesbeamten, womit die Normierung der Erfordernifje der Che- 
ſchließung, des Aufgebotes und der Eintragung in das Heiratsregifter zufammenhängt. 

ußerdem ijt die ausfchließliche Zuftändigfeit der bürgerlichen Gerichte in ftreitigen Ehe— 
und Berlöbnisjachen bejtimmt und in einem vereinzelten, aber bedeutfamen Punkte, nämlich 
dur Befeitigung des Erfenntnifjes auf bejtändige Trennung der Ehegatten von Tiſch und 
Bett, in das Scheidungsreht im weiteren Sinne eingegriffen. Die Entwidlung durch völlige 
Ausscheidung des kirchlichen Cherechtes zum Abſchluſſe zu bringen, ift dem bürgerlichen Ge— 
ſetzbuche vorbehalten und in dem vorliegenden Entwurfe desfelben auch vorgejchlagen. 

Litteratur: Dreyer, Das deutiche Reichscivilreht. 1876; Mandry, Der civilrechtlihe In— 
In der Neichögefege, zuerit 1876 und 1877 in Band LIX und LX des Archivs für die civilift. 


raris, dann 1878 in einer erweiterten Separatausgabe, 1882 in zweiter durchgearbeiteter und 
vermehrter Auflage, 1885 in dritter ergänzter und durchgefehener Auflage. 
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4. Das Handelsredt. 
Einleitung. 


$1. Stellung des Handelsredts im allgemeinen. 


Das Handelsrecht im weiteſten Einne umfaßt alle auf den Handel, d. 5. den Umſatz 
der Güter bezüglihen Normen; auch die des öffentlichen Rechts, welche die ftaatsrechtliche, 
abminijtrative, internationale Regelung des Handels betreffen. Handelsrecht im engeren, 
hier zu Grunde zu legenden Sinne ift die Summe derjenigen Rechtsbejtimmungen, welche 
fih auf die aus dem Handelsrechte entjpringenden privatrechtlihen Verhältniffe beziehen. 
Dasjelbe erfcheint als ein Teil des bürgerlichen oder Civilrechts überhaupt, infofern letz— 
tered die vechtlihe Dronung des gejamten Brivatrechts begreift. Demgemäß wird das 
Handelsrecht noch heute, wenn auch in den Bearbeitungen des römifchen Civil- oder Pan— 
deftenrechts meiſt nur angejtreift, doch häufig in den Lehr- und Handbüchern des deutjchen 
Privatrehts als Unterabſchnitt des allgemeinen Privatrechts dargeitellt. Offenbar entjpricht 
eine ſolche Auffafjung dem Grundgedanken des modernen Staats- und Gejellichaftslebens, 
daß aud im Gebiete der Vrivatrechtsbeziehungen ein Recht für alle bejtehen ſoll; ein 
Prinzip, welches dadurch in feiner Bedeutung nicht beeinträchtigt wird, daß diefe oder jene 
Reihe rechtlich bedeutſamer Ericheinungen und folglih die Anwendung der diejelben 
normierenden Rechtsſätze thatfählich auf einzelne Gebiete des Verkehrs oder Klaſſen von 
Menſchen befchränft bleibt. Während in diefem Sinne, wiffenfchaftlih oder geſetzgeberiſch, 
von einem befonderen Yandwirtichafts-, Bergreht u. dgl. die Rede fein mag, ohne daß 
dadurch die Einheit des Privatrechts in Frage gejtellt erfcheint, wird das Handelsrecht in 
der Negel, zumal feit feiner Kobdififation, als ein zwar mit dem allgemeinen Civilrecht 
unverfennbar im enaiten Zujammenhang jtehender, aber doc durchaus felbjtändiger Rechts— 
zweig betrachtet. 

Die Eriftenz eines Handelsrecht, welches ſolchergeſtalt als Sonderredht des Han- 
dels auftritt, erklärt ſich aus einer gefchichtlihen Entwidlung, die durchaus verflochten iſt 
mit den wirtfchaftlichen und focialen Zuſtänden der verſchiedenen Epochen. 

Trennung von dem übrigen Privatrecht würde unausführbar fein, wenn dabei der 
natürliche weiteſte Begriff des Handels zu Grunde gelegt werden folltee Für das 
Sonderrecht bedarf es notwendig einer engeren Begrenzung des Begriffs, die das gefchrie- 
bene Geſetz feineswegs überall im Einklang mit den realen VBerhältnifjen nad äußerlichen 
Zwedmäßigfeitsrüdfichten gefunden hat. innere Kriterien, mit denen eine Örenzlinie zu 
ziehen verſucht worden ift, wie Umfat in unveränderter Gejtalt, Gewerbemäßigfeit, Gewinn- 
abjicht u. dgl., erweifen fich nichts weniger als jtihhaltig. 
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Als Arten des Handels pflegt man 1. Zand- und Seehandel, 2. Binnen- und aus- 
wärtigen Handel, Aus:, Einfuhr, Durchgangs- oder Zwifchenhandel, 3. Eigen und Kom: 
miffionshandel, +. Groß: und Kleinhandel, 5. eigentlichen und uneigentlihen Handel zu 
unterſcheiden; eine Einteilung, die teilmeife, aber auch nur teilweife, die Gejtaltung des 
Handelsrechts beeinflußt. 


s2 Gefdidtlide Entwidlung desjelben. 


Die Nömer, deren Rechtsgrundfäge, namentlich des Vertragsrechts, noch heute die 
Grundlage des Handelsrechts bilden, hatten fein befonderes Handelsrecht. Was an Nedts- 
fägen für den mit dem Wachstum der römischen Herrfchaft, des Neichtums und der Kultur 
fih gewaltig ausbreitenden Handelsverfehr notwendig war, blieb ungetrennter Bejtandteil 
des allgemeinen Privatrechts. . 

Es gab feinen geſchloſſenen Kaufmannsſtand, der ein perſönliches Sonderrecht gefordert 
hätte. Handelsunternehmung war jedermann zugänglid und wurde häufig auch von ſolchen 
geübt, welche feineswegs als Kaufleute daraus einen Lebensberuf machten. Adminiſtrative 
Regelung, aus der dem Handel eine objektive Sonderftellung entiprungen wäre und die zu 
Forderung befonderer Nechtsnormen angeregt hätte, lag durchaus fern. 

Erſt in der legten Epoche des römischen Kaiferreichs wurde durd die politifhen und 
jocialen Zuftände der abjoluten Monarchie die Heranbildung eines eigenen Kaufmannsitandes 
beaünftigt. Es fam zu dem Erlaß einzelner Sonderbejtimmungen für Kaufleute oder Han— 
del. Man vgl. tit. Cod. IV, 59. 60. 63; Nov. 136. Allein in dem Gefamtbeitande 
des römischen Nechts erfcheinen diefe doch nur als entfernter Hinweis auf die Möglichkeit 
einer Zoslöfung des Handelsrechts von dem allgemeinen Civilrecht. 

Aufgehen kann füglich das Handelsrecht in dem allgemeinen Civilrecht jolange, als 
das leßtere den Bedürfnifien des Handeläverfehrs genügt. innerhalb des römischen Rechts 
hat ſich diefes natürliche Verhältnis erhalten. Übten doch die Anfchauungen des Handels- 
verfehrs eine unmittelbare und ausgedehnte Einwirkung auf die Entwidlung des ganzen 
Privatrehts aus. Jene große Ummandlung, welde das nationale Recht der altrömifchen 
Bürgerſchaft (ius eivile) durch das internationale Verfehrsreht (ius gentium) erfuhr, 
jtammte aus der Berührung mit den Peregrinen und zu diefer Berührung gab nicht bloß 
die Ausbreitung der Staatsherrfchaft, fondern auch der jteigende Handelsverfehr Veranlaffung. 
Indem die Nechtsbildung mit Verjtändnis und Bereitwilligfeit den dort gewonnenen Er- 
fahrungen nachgab, wurden die primitiven Formen des Civilrechts erweitert, beweglicher ge 
italtet, dem Handel zuliebe eine Reihe aus feiner Übung entiprungener Nechtsinftitute oder 
Rechtsſätze aufgenommen, 

So nahm insbefondere das ganze Obligationenrecht immer mehr einen handelsmäßigen 
Charakter an, jtellte in feiner unter dem Einfluſſe des Handels entwidelten Gejtalt großen- 
teild Handelsrecht dar. 

Wenn diefes römische Handelsrecht heute unzureichend erfcheint, jo erklärt ſich ſolches 
leicht aus dem jchroffen Gegenſatz, welcher das wirtfchaftliche Yeben der Gegenwart von dem 
der Nömer trennt. Das römische Wirtichaftsleben beruhte auf Großbetrieb mit Sklaven— 
arbeit. Man vermift daher in dem römischen Necht mit dem Grundbegriff der freien Ar- 
beit um Lohn die Fülle der Nechtsbeziehungen, welche erft aus diefem Begriff in den zahl- 
reichen Arbeitsgefhäften der Gegenwart zum Vorfchein fommen. Großbetrieb mit unfreier 
Arbeit fchlieft die Teilung der Arbeit aus, welche jegt eine Menge felbitändiger Thätigfeiten 
und Berufszweige und damit eigen gearteter Nechtsgeichäfte hervorruft. 

Nicht minder ergeben fich erhebliche Unterfchiede in der Würdigung und Behandlung 
der fachlichen Güter. So ſelbſt, wenn an Saden oder Waren im nädjten Sinn gedacht 
wird, allein vollends, wenn nad) den Verhältniffen der Gegenwart vermöge einer dem 
römischen Necht noch nicht flar gewordenen oder ganz fremden Auffaſſung Geld, Wertpapiere, 
Urheber- und Patentrehte, Kredit als Gegenitände des Handelsverfehrs und feiner Ge- 
ſchäfte auftreten. 

In allen diefen Richtungen zeigt fich, daß die moderne Entwidlung jene Zujtände, aus 
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denen das römische Necht erwachfen war, weit überflügelt hat und daß es daher unmöglich 
erfcheint, fich den Geftaltungen und Auffaffungen der Jetztzeit gegenüber mit dem, was das 
römische Recht darbietet, zu behelfen. 

Wohl aber ift von einem befonderen Recht des Handels im Mittelalter zu reden. 
Zunädft gab dazu die Eigentümlichfeit vieler Erfcheinungen Anlaß, die eben nur in dem 
Handelsverfehr vorfamen. Durd das Chriftentum war die dee freier wirtichaftlichen Arbeit 
in ihr Necht eingefeßt, Arbeit als wertvoll und daher lohnmwürdig anerfannt, mit der Vor: 
ftellung, daß Arbeit um Lohn dem Freien nicht gezieme, gebrochen worden. Auf dieſer 
Grundlage jtehend, mußte der aufblühende Handel bald eine Menge von Vorkommniſſen, 
Einrihtungen, Gefchäften hervorrufen, für die das überlieferte römische Necht gar feine oder 
wenigitens feine unmittelbar und volljtändig zutreffenden Rechtsſätze enthielt. 

Es muß ferner in Betracht gezogen werden, daß die dee eines abgefonderten Rechts 
wejentlich durch die für jene Zeit charakteriſtiſche ftändifche Gliederung befördert wurde. Die 
bürgerliche Gefellfchaft zerfiel in eine Reihe von Ständen mit verjchievenen Standesrechten. 
So gab es auch einen eigenen Kaufmannsjtand. Derjelbe hatte, wie jeder forporativ 
geſchloſſene Stand, die Befugnis, in den Gilden oder Kollegien jein eigenes Statutarrecht 
zu erzeugen und feine eigene, für die Gildegenofjen ſelbſt auf fremde Markt- und Hafen- 
pläge ausgedehnte Gerichtsbarkeit auszuüben. m Kreife der Standesgenofjen war ſonach 
Gelegenheit gegeben zur Bildung befonderer Gebräude und Nechtsanfichten, ſowohl für den 
außergerichtlihen als für den gerichtlichen Verkehr. Zugleich walteten Gründe ob, welche 
dem objektiven Mejen nach das foldergeitalt aus der Übung des Kaufmannsſtandes her- 
vorgehende Recht mit dem übrigen Givilreht in Gegenſatz braditen. Unter dem Einfluß 
der damals allgewaltig alle Wifjenfchaften beherrfchenden Scholaftif und Schematijtif war 
der Zuftand des Rechts in der Lehre und Judikatur ein überaus verwidelter, unficherer, 
formaliftifher geworden. Der Handeläverfehr verlangte ein anderes Recht; namentlich 
Anerkennung feiner neuen Erjcheinungen, die ihm von einer nur am Wortlaut des über- 
lieferten gejchriebenen Geſetzes feithängenden Theorie nicht gewährt wurde, und bei Beurtei- 
lung handelsmäßiger Streitfälle eine andere Methode als die fpisfindige Auslegung und 
Anwendung der Rechtsſätze, ſowie die fpigfindige Auslegung der Willensäußerungen und 
Rechtsalte, welche die Scholaftif üben hieß. Er verlangte Schuß des materiellen Rechts, 
wenigjtens Abjtumpfung der ſchlimmſten Spigen und Auswüchſe der gemeinen, die Sicher: 
heit des Rechts dur ihren Formalismus fichtlich gefährdenden Rechtslehre und Rechts— 
anmendung. 

Der Widerſtreit des faufmännifchen wider das übrige bürgerliche Neht wurde um fo 
größer, ald das legtere unter dem Drude dogmatifcher Anfichten ſtand, welche nicht nur eine 
Menge einzelner Übungen des Verkehrs als fündlih und unrechtlich verdammten, fondern 
in legter Yinie allen Verfehr den unter dem Namen Wucherlehre begriffenen religiös-öfono- 
mischen Prinzipien unterwarfen. Gegen diejes kanoniſche Syſtem der Güterwelt mußte der 
Handel nicht minder anfämpfen ald gegen die Methode der Nechtsdoftrin. Wenn aud das 
Dogma, das in feiner äußerjten Konfequenz eigentlich den Handel vernichten und zur reinen 
Naturalwirtichaft zurüdführen wollte, ver Macht des realen Yebens gegenüber vieles nach— 
zugeben hatte, jo blieb doch genug Urfache gegen diejenige Auffaffung der Ware, des Geldes, 
des Kredits, des Wertes u. ſ. w., von der aus die Kirche alle Geſetzgebung und alle Rechtslehre 
leitete, anzufämpfen. Indem die orthodore Nichtung der letteren den Verkehr zum Schute wider 
ungerechtfertigte Spekulation überall präventiv und befchränfend zu überwachen bemüht war, 
mußte der Handel mindejtens die drüdenden Feſſeln zu lodern, auf Nebenmwegen, in oft 
fünftlichjten Wendungen zu umgehen ftreben. Gerade daraus entjtanden viele Bildungen und 
Mipbildungen, die als Befonderheiten des Handels und des für diefen beftehenden Nechts 
erſchienen. 

Anfangs trat das Handelsrecht nur als zerſplittertes Statutarrecht einzelner Korpora— 
tionen oder Städte auf. Je nachdem eine Stadt den Handel pflegte, die Kaufmannskorpo— 
ration in dem Gemeinweſen eine bedeutfame Nolle fpielte, nahm das gefamte Stadtrecht in 
natürlichem Entwidlungsgange einen mehr oder minder handelsmäßigen Charakter an. Bon 
da aus führte der inſtinktiv Nechtseinheit fuchende und findende Trieb des Handelsverfehrs 
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allmählich und in immer größerem Maße zu einer gewiſſen Gemeinſamkeit. Angefichts der 
Thatſachen fah ſich die Doftrin genötigt, die Eigentümlichfeiten und Abweichungen des fauf- 
männifchen Rechts gutzuheißen. Und wenn fie dies zuerft nur an vereinzelten Stellen ihres 
Syſtems that, jo fam doch die Zeit, wo dann das ius mercatorum et mercaturae, zumal 
in feinem vielfältigen Widerfpruh gegen das Wucherdogma und die kanoniſch gefärbte 
Rechtsdoktrin — denn eben von diefem Standpunkte gehen die erften Darftellungen aus —, 
Gegenftand befonderer Bearbeitung, damit freilich oft wieder Opfer derjelben Methode 
murde, gegen welche der Handelöverfehr von Haufe aus das höchſte Miderftreben empfin- 
den mußte, 

Auch in Deutfchland entiprang der Begriff eines Sonderrechts zunächſt aus dem Vor: 
handenfein eines faufmännifchen Standes und ſtützte fich zugleich auf das Bedürfnis fachlicher 
Abweichungen von dem übrigen Recht, das dem wachjenden Verkehr nicht genügte; zumal diefer 
in Deutſchland wie überall der Herrfchaft des dem Handel fo feindlichen Wucherdogmas unter: 
legen war. Seinen Ausdruck fand es hauptſächlich in den Nechtsbüchern der handeltreibenden 
Städte, bis fpäter auch auf diefem Gebiete die nationale Bildung durch das Eindringen 
des romanischen Rechts faft ganz verloren ging. 

Troß feiner eigentümlichen Beichaffenheit erfcheint das mittelalterlihe Recht als eine 
wichtige Quelle für die Kenntnis des Handelsrehts. Cine ganze Reihe von noch gegen: 
wärtig in Übung begriffenen Rechtsinftituten haben dort ihren Urfprung, und die Gejchichte 
eines großen Teils derfelben innerhalb jener Epoche erweiſt fich gerade vorzüglich lehrreid,, 
weil jie den Sieg realer Bedürfniffe und freierer, aus der Verfehrsbewegung gefhöpfter An— 
jchauungen über die widerftrebende theologische und juriftiiche Dogmatik darftellt. Im 
Vergleich zu dem römiſchen Recht fteht das mittelalterliche Recht uns zum großen Teil ſchon 
deshalb näher, weil diefelbe Lehre, die in Behandlung der fahlihen Güter Unmögliches for: 
derte, den Begriff der freien wirtfchaftlichen Arbeit, eines der Grundelemente des heutigen 
Wirtſchaftsweſens und Verkehrsrechtes, aufitellte. 

Gegen die neuere Zeit hin fielen die Gründe, welche zu der Entftehung eines 
eigenen Handelsrechts mitgewirkt hatten, zum großen Teil hinweg. Das Ständewejen der 
älteren Zeit fand in dem modernen Staate fein Ende. Der Kaufmannsjtand als folcher 
fonnte feinen Anfprud mehr darauf erheben, ein bejonderes Recht zu beſitzen. Standesrecht 
erfhien immer mehr als unerträglihe Anomalie. Da ferner die kanoniſche Wucherlehre 
zum größten Teile überwunden wurde, verſchwand aud das Bedürfnis befonderer Recht— 
fertigung oder Erleichterung, welche das Handelsrecht von diefer Seite her vordem für viele 
feiner Rechtsformen zu fuchen gehabt hatte; jo fehr, daß der Gegenfag und die yortbildung 
des leiteren eine geraume Zeit hindurch minder eifrig betrieben, häufig fogar faft ver: 
gejlen ward. 

Nichtsdeftomweniger blieb innerer Grund genug übrig, das Handelsrecht als einen 
abgefonderten Nechtszweig zu betrachten. Diefer lag in dem für den Handelsverfehr unge: 
nügenden, in der alten Methode forterhaltenen und von dem realen Yeben weit über- 
holten Zuftand des gemeinen Rechts, in deijen traditionelle Definitionen und Rubriken viele 
Vorkommniſſe des Handelsverfehrs ſich nicht einfügen ließen. Je deutlicher dies hervortrat, 
deito mehr begann man, an dem überfommenen PBrivatreht vom Standpunfte des Verfehrs- 
bevürfniffes aus Kritif zu üben. Mit neuem Eifer machte der Handel Forderungen nad) 
einem anderen, feinem Weſen, feinen befonderen Gewohnheiten und Einrichtungen befjer ent- 
fprechenden Nechte geltend. Aber die Bafıs eines Specialhandelsrechts war jeßt eine andere, 
Einmal mußte dasfelbe, wenn es nicht mehr Standesrecht der Kaufleute fein Ffonnte, und 
das war unmöglich, da es eine forporative Abgefchlofjenheit der letzteren nicht mehr gab, 
wejentlih auf den Begriff eines fachlichen, durch die Cigenheit der objektiven Handelsver— 
fehrsverhältnifie bedingten Sonderrechts geftellt werden. Sodann war es in dem moberen 
Staatöwejen, das für felbitändige Nechtserzeugung, fei es des gefamten Volkes ſei es 
einzelner Kreife, nachgerade nur wenigen Boden übrigließ, unvermeidlich, dab die Fort— 
bildung der ftaatlichen Geſetzgebung anheimfiel. Die Normen, deren er beburfte, hatte der 
Handel von nun an wejentlid bei der Staatsgewalt zu holen, in von Staats wegen er- 
laſſenen Geſetzen zu finden. 
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Auf folde Weife gelangte das Handelsrecht, nachdem es ſchon früher manderlei mehr 
oder minder umfaſſende Regelungen empfangen hatte, in der jüngiten Periode feiner Ent- 
wicklung bei förmlicher Kodififation an. Nur jo fonnte das vor allen Dingen tief gefühlte, 
durch die erweiterten Verfehröbeziehungen hervorgerufene Bedürfnis nad) Rechtseinheit inner- 
halb eines jeden größeren Staates befriedigt werden. 

Nah dem Vorgange des franzöfifhen Code de ecommerce, der in den meiften roma= 
nifchen Yändern als unmittelbares Mufter gedient hat, find in faſt allen europäifchen Staaten 
ausführliche Handelsrechtsordnungen erlaffen worden. Auch Deutfchland hat, wenigjtens für 
den größten Teil jeines Handelsrehts, eine pojitive Grundlage erhalten durch das allgemeine 
deutſche Handelsgejegbud). 

In diefem jüngjten Stadium feiner Entwidlung findet naturgemäß das Handelsrecht 
feine Hauptquelle in der Gefeßgebung des Staates. Bei dem entſchiedenen Wider— 
willen gegen befondere Standesrechte wird von dieſer das Handelsrecht nicht mehr als 
Standesreht der Kaufleute, ſondern als ein vom Staate dem Handel erteiltes ſachliches 
Sonderrecht bezeichnet. Mit der Übernahme desfelben auf die Staatsgefeggebung find dann die 
Lofal-, Provinzial- und Partikularrechte, an denen das Handelsrecht einft jo reich war, in 
immer größerem Umfange abjorbiert oder in den Hintergrund gedrängt worden. 

Dabei wird die Abgrenzung des KHandelsrecht3 immer ſchwieriger. Sowenig mirt- 
Ichaftlih und focialpolitifh der Handel von den übrigen Zweigen menjchlicher Thätigfeit 
losgerifjien gedacht werden fann, ebenfowenig erfcheint die Trennung des Handelsrehts von 
dem fonjtigen Privatrecht in Gejeggebung und Nechtspflege innerlich gerechtfertigt. Selbit 
diejenigen Rechtsinftitute, welche recht eigentlich der Handelsverkehr erzeugt hat, kommen 
allmählich immer weiteren Kreifen zu gute. Noch weniger bleiben die Verbefjerungen und 
Erleichterungen des Privatrehts, die der Handel zunächſt für fich zu erlangen gewußt hat, 
ohne Rüdwirfung auf das übrige Recht. Demgemäß follte man erwarten, daß die 
Gefehgebung und die Lehre darauf ausgehen müſſe, das Handelsrecht nachgerade wieder 
mit dem übrigen bürgerlichen Recht zu vereinigen. Gleichwohl wird bei der Herftellung 
eines Geſetzbuchs für das bürgerlihe Necht des Deutihen Neihs eine Verichmelzung 
nicht geplant, vielmehr nur Reviſion des für fich fortbeftehenden Handelsgeſetzbuchs in 
Ausfiht genommen. Das Verhältnis beider Geſetzbücher zueinander und der Nechtslehre 
zu denjelben gejtaltet ih, wenn die Ausführung in dieſer Weiſe erfolgt, um fo 
zweifelhafter, ala in dem erjteren eine Reihe von Sätzen und ganzen Materin Plab 
finden foll, die wenn nicht ausfchließlih, doc) jedenfalls vorwiegend zum Handelsrecht zu 
zählen find. 

Ob endlich den Bebürfniffen des internationalen Handelsverfehrs entfprechend nicht nur 
in wifjenschaftlicher Konftruftion, fondern auch im Wege einer Kodififation ein internationales 
Handelsrecht geichaffen werden fann, bleibt zu erwarten. Bejtrebungen, die darauf abzielen, 
find in neuerer Zeit mehrfah zu Tage getreten; minder freilich zu Gunjten einer inter- 
nationalen Kodififation des ganzen Handelsrecht als zu Gunſten einzelner Teile desjelben, für 
die übereinftimmende Regelung zu erzielen befonders nahe Liegt. 


Über die hiftorifche Litteratur fiche Goldihmidt, Handbuch 188 3 ff.; Endemann, Hand» 
buch $ Br Bearbeitungen, welche die ganze Geichichte des gefamten Handelsrechts umfaffen, liegen bis 
jet nicht vor. 

Über die neueren Kopdififationen und Geſetze des Handelsrechts und deren Litteratur ſ. Gold» 
ſchmidt, $$ 9. 17— 32: Thöl, Öandeläreht $I 6 ff.; Endemann, Gandbuh 8 24; Behrend, 
Lehrbuch SS 9 ff. Fortlaufende Überfichten über die Entwidlung der inländiihen und ausländischen 
Geſetzgebung, foweit fie fi auf das Handelsrecht bezieht, fiehe befonders in Goldſchmidts Zeit: 
fchrift für Handelsrecht (fait alljährlich). Eine vollftändige Sammlung der in den verichiedenen 
Staaten beitehenden Geſetze (in das Deutiche übertragen) liefert DO. Borchardt, Die geltenden Han— 
delsgeiege des Erdballs. 5 Bde. 1884— 1887. 


$ 3. Die Quellen des heutigen deutſchen Handelsrechts. 


1. Poſitive Gejege. Unter diejen jteht voran: 
1. Das deutihe Handelsgejegbud. Nachdem mehrfache Anregungen vor 
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1850 nidt zum Ziele geführt hatten, wurde durch Beihluß der Bundesverfammlung im 
Jahre 1856 die Ausarbeitung eines Handelsrechtscoder veranlaßt und in den Jahren 
1859—1861 vollendet. Der aus den Beratungen zu Nürnberg und Hamburg hervor- 
gegangene, von dem Bunde gebilligte Entwurf fonnte nach der damaligen Verfaffung Deutſch— 
lands nur duch Erlaß der Einzelftaaten in Kraft treten. Im Verlaufe der Jahre 1861 
bis 1865 fand die Publikation mittels befonderer Einführungsgefehe in den meiften 
deutjchen Ländern ftatt. Das Handelsgefegbuh galt hiernad formell nur als Gefe des 
einzelnen Staates, war mithin auch an ſich partifularen Abänderungen ausgefeßt. In diefer 
Weife trat das Geſetz nah und nad in allen jetzt zum Deutſchen Reiche vereinigten Staaten, 
mit Ausnahme von Yippe: Büdeburg und eines Teils des preußifhen Jahdegebietes, ſowie 
in Ofterreich, und zwar nicht bloß in Deutfchöfterreich, fondern aud in einem großen Teile 
feiner außerdeutichen Lande, in Geltung. 

Wenn aud thatfächlich durch das Handelsgefegbuch, ſoweit fein Umfang reicht und bis 
auf die berührten geringfügigen Ausnahmen, Rechtseinheit erzielt worden war, erſchien 
diefe doch feineswegs vollftändig gefichert. In manden Staaten waren bei der Einführung 
nit bloß Ergänzungen, zu denen die nicht gerade feltenen und aus den damaligen po- 
litifchen Verhältnifjen erflärlihen Vorbehalte des Handelsgeſetzbuchs zu Gunſten der Yandes- 
geſetzgebung PVeranlafjung boten, einjeitig und abweichend von anderen Staaten, fondern 
bier und da fogar Abänderungen des Handelsgeſetzbuchs beliebt worden. An fich bejtand 
nad der alten Bundesverfafjung das Recht eines jeden Staates, jeden Augenblid durd 
jeine Geſetzgebung dem Handelsgeſetzbuch zumider Beltimmungen zu erlaffen oder dasjelbe 
gänzlich aufzuheben. Nicht minder fehlte es an aller Garantie für Erhaltung der Rechts— 
einheit durch einheitliche Auslegung und Anwendung der in dem Handelsgeſetzbuch ent- 
haltenen Beitimmungen. 

Unter folchen Umjtänden ſah man ſich im Norbdeutichen Bunde bewogen, durd das 
Bundesgefet vom 5. Juni 1869 wie die Allgemeine Wechfelordnung, fo aud das 
Allgemeine deutihe Handelsgeſetzbuch zu Bundesgefegen zu erklären und als folde in das 
gefamte Bundesgebiet, alfo auch in die wenigen Bezirke, in denen dasjelbe bis dahin noch 
nicht gegolten hatte, einzuführen. Diefes Bundesgefeg iſt fpäter dur Erftredung auf 
Baden und Südheſſen nad Art. 80 Nr. I 15 der mit ihnen vereinbarten Verfafjung, auf 
Württemberg nad Art. 2 Nr. 6 des Vertrags vom 25. November 1870, auf Bayern nad 
$ 2 Wr. I 8 des Neichsgejeßes vom 22. April 1871 auch für die ſüddeutſchen Staaten 
Geſetz geworden. Die Einführung in Elfaß:Yothringen erfolgte durch Geſetz vom 19. Juni 
1872. Seitdem iſt das Geſetzbuch gegen jede Störung von feiten der Yandesgefeßgebung 
geſichert. Für die Zufunft find partifulare Abänderungen fchlehthin unmöglich und felbjt 
partifulare Ergänzungen fogut wie unmöglich gemacht. Zugleich hob das Reichsgeſetz die- 
jenigen landesgefeglihen Beltimmungen auf, welche eine Abänderung und nicht bloß eine 
Ergänzung des Handelsgeſetzbuchs darftellten. indem es die bloß ergänzenden landesgeſetz— 
lihen Vorſchriften ausdrüdlih in Kraft ließ, bezeichnete es eine Neihe von Vorfchriften, 
die als bloße Ergänzungen zu betrachten find (S 3 B). Einigen wurde fogar Fortbeſtand 
zugefichert, obwohl fie Abänderungen des Handelsgeſetzbuchs enthielten. 

Zu einer Nevifion des Inhaltes des Handelsgejegbuhs it es bei diefer Gelegenheit 
nicht gefommen, nicht einmal zu einer einheitlichen Ordnung der Ausführungsmaßregeln. 
Letztere bleiben in den Einführungsgejegen der Einzelitaaten zeriplittert. 

Was die Stellung des Handelsgejegbuches gegenüber dem zur Zeit feines Er- 
lajjes bejtehenden Handelsrecht anlangt, jo iſt feitzuhalten, daß das Handelsgeſetz— 
buch feineswegs eine vollitändige Kodififation des Handelsrechts darbietet. Nur foweit 
jein Inhalt reicht, ift das ältere Necht bejeitigt. Mithin fommt noch immer möglicherweise 
älteres Handelsrecht, gefchriebenes oder ungeichriebenes, partifulares oder gemeines, zur An— 
wendung. Bei dem Umfange des Handelsgejegbuches erweiſt fich freilich das Bedürfnis des 
Rüdgriffs auf ältere Handelsrechtsaefete, Markt-, Mäklerordnungen u. dal., die noch weit 
weniger volljtändig waren, im ganzen jelten. Ungleic mehr findet fich Gelegenheit, auf 
das gewöhnliche bürgerliche Necht zurüdzugehen, das die Grundlage bleibt, joweit weder das 
Handelsgeſetzbuch nod das ſonſtige Handelsrecht befondere Bejtimmungen darbietet. 
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Für Die Anwendung des Handelsgeſetzbuchs ift an Stelle der früheren Publifationen 
in den einzelnen Bundesitaaten jegt allein der Tert, welchen das erwähnte Bundesgeſetz 
vom 5. Juni 1869 in feiner Anlage publiziert hat, maßgebend. Was die Auslegung betrifft, jo 
erfcheint die Thatfache gewichtig, daß ſchon früher von den einzelnen deutſchen Staaten und 
jest von dem Norbdeutichen Bunde und dem Deutfchen Reiche das Gejegbud unverändert 
jo angenommen worden ijt, wie es aus den Sonferenzberatungen zu Nürnberg und Ham— 
burg hervorgegangen war. Obwohl gerade nad) der Art, in der das Handelsgeſetzbuch ur- 
fprünglich zu jtande gefommen ift, die Abficht des fogenannten „Gefetgebers“, der in jedem 
Einzelftaat gefucht werden müßte, ſchwer zu ermitteln jein wird, bilden jedenfall die Proto- 
folle jener Beratungen ein beachtenswertes Material. Inſofern fie mit genügender Deutlid)- 
feit den Sinn erkennen lafjen, welchen die beratende Kommiſſion mit dem Ausdrud des 
Gefeßes verbunden hat, wird ſich im Zweifel annehmen lafjen, daß auch die Faktoren der 
Geſetzgebung ſich diefen Sinn angeeignet haben. Und dasfelbe wird auch im Angeficht 
des Bundes- und Reichsgeſetzes, welches dem Handelsgeſetzbuch zu einheitliher Geltung im 
ganzen Reich verhalf, anzunehmen jein. Mit einer Prüfung des Sinnes, die zu der Unter- 
ftellung Grund geben fünnte, daß die Gefesgebung des Reichs von anderen Auffafjungen 
ausgegangen fei als früher die partifularen Gejeßgebungen, hat fich die Bundes- und Reichs— 
geſetzgebung nicht befaßt. 

Indeſſen darf die Bedeutung diefer Materien nicht übertrieben werben. An eriter 
Stelle muß fich die Auslegung an das Geſetz jelbit halten, aus dem inneren Wefen und 
Zufammenhang das Verſtändnis der einzelnen Sätze zu gewinnen ſuchen. 

Litteratur über die Bearbeitung, die Grundlagen, Protokolle u. ſ. w. des Handelsgeſetzbuchs: 
Goldbihmidt I 88 14 ff.; v. Hahn, Kommentar I. Einleitung; Endemann, Handelsrecht $ 6, 
Handbuch I SS 7 ff.; Behrend, Lehrbuch SS 11 ff. 

Die Einführungsgeiete j. bei Goldſchmidt I $ 17; in der Ausgabe des er ag 
von Zub. Würzburg 1867; vollftändige UÜberfiht in Buſchs Archiv für Dandelöreht XIII 7. 

Über das Bundesgefeg vom 5. Juni 1869 ſ. Endemann, Arhiv für Handelsrecht XVII 1 
und Leſſe, Zeitichrift für das gefamte Handelörecht XIV 82; v. Hahn, Kommentar I 39; Gold- 
Shmidt, Handbuch I $ 19; Behrend $ 13; Thöl $ 20. 


2. Das Handelsgejegbuch ift nicht mehr das einzige pofitive Gefeß auf dem Gebiete 
des Handelärehts. Seit durh Art. 4 Nr. 13 der Bundes-, jest Reichsverfaffung die 
Geſetzgebung des Handelsrechts auf den Norddeutichen Bund, jet das Deutjche Reich über: 
tragen wurde, find von Bundes- und Reichs wegen weitere Geſetze, welde in handels- 
rechtliche Materien einfchlagen, namentlid den Umfang des Handelsrechts ausdehnen, erfolgt. 
Hierher gehören zuvörderft: 

a. das Bundesgejet vom 11. Juni 1870, betreffend die Kommandit— 
gefellihaften aufAftien und die Aftiengefelljhaften, durd die Verfafjungs- 
verträge auf ganz Hefjen, Württemberg und Baden, durd das Geſetz vom 22. April 1871 
auf Bayern eritredt, das aber fpäter durch ein anderes Reichsgeſetz (f. unten Xitt. n.) er- 
jet worden ift. Dur dieſes Gefeß wurde die ftaatlihe Genehmigung und Oberaufficht 
über die gedachten Gejellfchaften bejeitigt, dafür aber eine Reihe von fautelarifchen Be- 
ftimmungen aufgejtellt. 

Litteratur. Endemann, Archiv des Norddeutichen Bundes IV 1 ff., Handelsrecht SS 56 ff.; 
Keyßner, Die Aktiengefellichaft. 1873; Thöl SS 121 fi.: Nenaud, Recht der Aktiengejellichaft. 
2. Aufl. 1875; Primker in Endemanns Sandbuh I SS 119 ff. 


b. Die Maß- und Gemwidtsordnung vom 17. Auguft 1868; dazu 
Reihsgefete vom 10. März; 1870, 7. Dezember 1873 und 20. Juli 1881. 


Litteratur. Laband, Staatsrecht des Deutichen Reichs IT 439 ff. 


e. Dem Handelsrecht gehört aud an das jet im ganzen Neich gültige Bundes- 
gejeg vom 11. uni 1870, betreffend das Urheberredt an Schriftwerfen, 
Abbildungen, muſikaliſchen Werfen und Kompofitionen in demjenigen 
Teil, welcher den privatrechtlihen Schub gegen Nachdruck, unbefugte Überfegung und Auf- 
führung regelt und damit die Bafis des Verlagsrechtes jchafft. 
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Litteratur. Dambach, Die Gejeggebung des Norbdeutihen Bundes über das Urheberredt. 
1870: Endemann, Das Geſetz betr. das Urheberrecht. 1871: Kloftermann, Das Urheberreht an 
Schriftwerten. 1871: D. Wächter, Das Autorrecht. 1875; auch die Yehrb. des deutichen Privatrechts. 


d. Ferner die Gefeße, welche die Regelung der Zahlmittel betreffen, dag Münz- 
gejeg vom 9. Juli 1873, das Geſetz über das Papiergeld vom 30. April 
1874. 

Litteratur, Soetbeer, Deutſche Münzverfaffung. 1831, Bankverfaſſung. 1875; Endemann, 
Dandelöreht $ 101, Handbuch SS 185 ff. und die dort angeführte Litteratur. 


e, Meiter dad Geſetz vom 8. Juni 1871, betreffend die Inhaber— 
papiere mit Prämien. 
Zitteratur j. Endemann, Handbuch $ 161 III B. 


f. Die Berkehrsanitalten angehend das Neihspoftgefe vom 28. Oftober 
1871 mit der dazu gehörigen Poſtordnung, jet vom 4. Juli 1888, das Geſetz 
über die Bortofreiheiten vom 5. Juni 1869 und das PBofttargefeh vom 
3. November 1874; über das Verhältnis zu der Eifenbahnverwaltung das Geſetz vom 
20. September 1875; über das Verhältnis zum Ausland der Weltpoftvertrag vom 1. Juni 
1878, 3. November 1880 und 21. März 1885; fodann den Betrieb der Eijenbahnen be- 
treffend das Betriebsreglement der Eifenbahnen vom 11. Mai 1874, welches 
innerhalb der vom Handelsgeſetzbuch vorgezeichneten Grenzen wichtige Beitimmungen für die 
privatrechtlichen Beziehungen aus dem Güter- und Perfonentransport enthält, teilweiſe auch 
das Bahnpolizeireglement, die Telegraphenordnung vom 21. Juni 1872. 


£itteratur. Dambad, Das Geſetz über das Poftwefen. 1872; Endemann, Handelsrecht 
8 179; $3 183 ff.; $ 187, Handbuch SS 365. 372. 352 ff. 


g. Nicht unerwähnt kann bleiben das Geſetz vom 7. Juni 1871 über die 
Haftpfliht der Eifenbahnen, Bergwerfe u. f. w. für die in ihrem Betriebe herbei- 
geführten Tötungen und Körperverlegungen. 

Litteratur. Endemann, Die Haftpflicht. 3. Aufl. 1885: Zimmermann, NArdiv für Han— 
dels⸗ und Wechfelreht. Neue Folge. III 225; Kah, Tas Haftpflichtacieg. 1874; Eger, Das Haft: 
pflichtaefeg. 3. Aufl. 1886; Weiterfamp, Endemanns Handb. III 376. 


h. Dem Seereht gehören an die Seemannsorbnung vom 27. Dezember 
1872, durch welche Buch 5 Tit. 4 des Handelsgeſetzbuchs befeitigt ift, das Geſetz vom 
25. Dftober 1867 und jetzt weiter das Geſetz vom 28. Juni 1873, betreffend 
die Regiftrierung der Kauffahrteiſchiffe fowie die Strandungsordnung 
vom 17. Mai 1874. 

i. Das Neihsgefeß über den Markenſchutz vom 30. November 1874. 

gitteratur. Siegfried, Das Reichsgeſetz über den Markenſchutz. 1874; Yandgraf, Deutiches 
Reihsgefek betreffend den Markenſchutz. 1875; Endemann, Archiv für Handelsrecht XXXU 1 ff., 
Handelsrecht $ 22; Meves, Das Reichsgeſetz über den Markenſchutz. 1876; Löbker, Zeitichrift für 
Neihs- u. Yandrecht IV 129; Kohler, Tas Necht des Martenichuges. 1854, Behrend S dl. 


k. Das Bankgeſetz vom 14. März 1875. 


Litteratur. Soetbeer, Deutſche Bankverfaffung, dazu ein Nachtrag. 1875—1880; E. Bezold, 
Die Gefehgebung des Deutichen Reichs. 2. Teil. Bd. I. Heft 3.6; Endemann, Handelsrecht 
$ 162, Handbuch SS 429 ff. 


1. Die Reichsgeſetze vom 9. Januar 1876 betreffend das Urheber: 
recht an Werfen der bildenden Künjte, vom 10. Januar 1876 betreffend den 
Schuß der Photographieen, und vom 11. Januar 1876 betreffend den 
Shut von Muſtern und Modellen. 


gitteratur, O. Wächter, Das Urheberreht an Werfen der bildenden Künfte u. ſ. mw. 1877. 


m. Das Patentgeſetz vom 25. Mat 1877. 
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Zitteratur. Dambad, Das — 1877; Kloftermann, Das Feige ich, 1877; 
Gareis, Das Patentgeſetz. 1877; Kohler, Deutfches Patentrecht, ſyſtematiſch bearbeitet. 1878; 
Endemann, Handelsrecht $ 109 II. 


n. Das Neihsgejet vom 18. Juli 1884 betreffend die Aftienfom- 
mandit- und Aftiengefellihaften, durd weldes das unter a. angeführte Geſetz von 
1870 aufgehoben und die Stellung diefer Gefellfchaften einer umfafjenden neuen Regelung 
unterworfen wurde. 


Litteratur. Endemann, Handelsreht $$ 61 ff.; Kommentar von Völderndorff, Ring, 
Kayier, Mafower. 


0. Das Reihägejet vom 1. Mai 1889 betreffend die Ermwerbs- und 
Wirtfhaftsgenofjenfhaften, weldes an Stelle des Gefeges vom 4. Juli 1868 
getreten ift. 


Litteratur des letzteren ſiehe Endemann, Handbuch $ 144 ff. 


3. Um die auf diefen Gefegen und dem Handelsgeſetzbuch beruhende Nechtseinheit zu 
fihern, richtete das Bundesgefet vom 12. Juni 1869 einen oberjten Gerichtshof für Handels- 
fachen ein, deſſen Zujtändigfeit näher firiert wurde. Letztere ftimmte im mwefentlichen mit 
derjenigen Bujtändigfeit überein, welche da, wo eigene Handelsgerichte eriftierten, dieſen zu— 
gewiefen war. Das Neichsoberhandelsgericht ift jedoch nad dem Gerichtsverfaflungsgejehe 
vom 27. Februar 1877 in dem Neichsgericht aufgegangen. Cine nähere Darftellung feiner 
Zuftändigfeit hat nur noch beſchränkte Bedeutung gegenüber dem Einführungsgejeb zum Ge- 
richtsverfaſſungsgeſetz $ 8. 

. Val. Goldſchmidt 18 20; Endemann, re $ 18 Note.16 ff. Siehe ferner über die 
Handelsſachen und die Yandgerichtstammern für Handelsfahen unten $51. 


I. Neben den vorerwähnten gefchriebenen Geſetzen fommt als Duelle des Handels- 
rechts die Gewohnheit, Handelsgebrauch oder auch Ufance genannt, in Betradht. An ſich 
für deſſen Gebiet in gleicher Weiſe wie für das Gebiet des fonftigen bürgerlichen Rechts. 
Einft die Hauptquelle, aus der die Entwidlung des Handelsrechts hervorging, tritt gegen- 
wärtig die Bedeutung der Gewohnheit ſehr zurüd hinter der der immer umfangreicher ge: 
worbenen pofitiven Geſetze. Reform und Bervollitändigung der Rechtsbildung iſt heutzu: 
tage wejentlih von der Geſetzgebung des Staats zu erwarten, für Erzeugung mwichtigerer 
Rehtsgrundfäge aus der Übung des Verfehres heraus nur geringer Naum übrig, ſoweit es 
ih nicht um Materien handelt, die bis jest überhaupt noch feine Negelung dur Geſetz 
erfahren haben. 

Im Handelsgeſetzbuch Art. 1 wird ausdrüdlich darauf hingewiefen, daß bei Beurteilung 
der Handelsfahen aud die Handelsgebräuche zur Anwendung fommen. 

Unter den Handelsgebräuchen in diefem Sinne ift das Handelsgewohnheitsrecht ver- 
jtanden. Indem dasjelbe als jelbjtändige Nechtsquelle neben dem pojfitiven Inhalt des 
Handelsgeſetzbuchs anerfannt bleibt, wird jedoch ausgefproden, daß es nur für den Fall als 
Norm dient, wo das leßtere feine Bejtimmung enthält. Zugleich ijt damit ausgedrüdt, daß 
dem Handelsgeſetzbuch gegenüber nicht nur jeder widerftreitende ältere Handelsgebrauch be- 
jeitigt fein, fondern auch fünftig dem Handelsgebrauch derogatoriſche Wirfung überhaupt 
nicht zufommen fol. Das erfchien notwendig, um die durch das Handelsgeſetzbuch gefchaffene 
Nechtseinheit vor Gefahr der Zerfplitterung zu fichern. 

Die fo bezeichnete Handels- oder faufmännifhe Gewohnheit iſt ihrerfeits eine partifu- 
lare, häufig jogar nur die lofale eines bejtimmten Handelsplates, einer Börſe u. ſ. w., 
oder eine gemeine. Die Vorausfegungen, nad) denen beurteilt wird, ob wirklich ein Recht 
erzeugender Gebrauch vorliegt, find diefelben wie bei dem Gemwohnheitsrecht. Erfannt wird 
das Worhandenfein, wenn dies auch nicht das einzige notwendige Mittel ift, namentlich durch 
Aufzeihnungen, Zeugnifje (Bareres) der Handelsforporationen, Handelskammern, Börfen 
oder der diejelben vertretenden Beamten, dur Parömien oder thatfächliche Übung, wie fie 
fih namentlid in gewiſſen Formen und Formeln für beftimmte Nechtsverhältnifje oder Ge— 
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ſchäfte ausfpricht, fowie allenfalls durch Entſcheidungen der Gerichte, die das Vorhandenjein 
bejtätigen. Im Notfalle muß der Handelögebraud bei Streit im Prozeß förmlich bewiefen 
werben. 

Handelsgebraud; oder Ujance wird aber auch oft genannt, was genauer Gejchäftsgebraud) 
oder Verfehrsfitte zu nennen ift; namentlich die Art und Weife, mie thatfächlich bei Ge- 
ſchäften und Nechtsaften des Handels verfahren zu werben pflegt. Die äußere Abgrenzung 
gegen den Handelsgebrauch im vorerwähnten Sinne erfcheint feineswegs immer unſchwierig 
und zuverläffig. Jedenfalls erzeugt der bloße Gefchäftsgebraud feine bindenden Rechtsſätze. 
Aber er hat injofern Bedeutſamkeit, ald er zur Auslegung des Willens der Beteiligten 
dient. Wo ein anerfannter Gebrauch befteht, muß im Zweifel unterftellt werden, daß jtill- 
fchweigend mit Unterwerfung unter denfelben verfahren wird. Ob ein folder Geſchäfts— 
gebrauch, der fi auf einen weiteren oder engeren Kreis erftreden kann, befteht, ift eine 
Thatfrage, die je nach Geftalt der Sachen Beweis erfordert. Dazu dienen häufig in ähn— 
licher Weife Aufzeichnungen und Zeugnifje wie da, wo die Eriftenz eines eigentlichen 
Handelsgebrauchs in Frage fteht. 

Die Übung der mit Handelsjahen befaften Geridte ift, wie ſchon er- 
wähnt, vielleicht ein Zeugnis des bejtehenden Handelsgebrauhs. Allein wie die Rechts— 
pflege überhaupt, jo fann aud die Nechtspflege des Handels als usus fori unmittelbar für 
die Fortbildung des Rechts thätig fein. Inſofern werden daher die Präjudilate der Ge- 
richtshöfe, namentlich der höheren und höchſten, der älteren, unter welchen für Deutjchland 
der zu Lübeck verdientes Anfehen genof, dann des Neichsoberhandelsgerihts und jett des 
Neichögerichts, foweit fie fih auf Handelsfachen beziehen, nicht nur für die Auslegung der 
pofitiven Normen, fondern auch für das außerhalb der letzteren gelegene Recht von 
Wichtigkeit. 

1. Die Wiſſenſchaft endlih hat hier, wie in dem gefamten Rechtsgebiet, die Auf: 
gabe, teild das bejtehende Necht zu erflären und defjen Erkenntnis auf feine wahren Gründe 
zurüdzuführen, teils durch diefe Erfenntnis die Fortentwidlung des Nechts vorzubereiten und 
ſelbſt, fomweit ſolches ohne pofitives Geſetz möglich ift, herbeizuführen. 


$4 Litteratur. 


Das Handelsrecht befitt, jeit es theoretiich und geſetzlich als befonderer Nechtszweig fich 
geitaltete, eine reiche Litteratur. Eine umfafjende Überficht, auch für das Verfehrsredht der 
Römer, dejjen Darftellung nah dem Dbigen in den Darftellungen des römischen Civilrechts 
überhaupt gejucht werden muß, jodann für das Mittelalter, für die Neuzeit bis zu den 
Kodififationen und endlich feit den Kodififationen liefern insbefondere Goldfhmidt 
a. a. D. 88 4—14. 31; Behrend $ 14; Endemann, Handbuch Bd. I $ 12. Aus 
der mittelalterlich-Shematiftifchen Litteratur, deren Charakter und Bedeutung aus dem erhellt, 
was in $ 2 angeführt wurde, ſind bejonders die taliener Stracha, Scaccia, Anfaldus, 
denen ſich als fpäterer Schriftiteller Cafaregis anfchließt, der Spanier Hevia, von Deutſchen 
Nider, Cuppener, Marquard zu nennen. Weiter der Gegenwart zu aeht die Yitteratur der 
verjchiedenen Yänder auseinander. Auf die Werke der ausländischen Handelsrechtswiſſenſchaft 
it hier nur im allgemeinen durd die Bemerkung hinzuweiſen, daß die internationale Be- 
ichaffenheit des heutigen Handels oft genug die Nechtspflege und demgemäß aud die Rechts— 
lehre zur Beachtung der fremdländifchen Werfe auffordert. Nachweiſe finden ſich in den ae 
nannten deutichen Darftellungen. Was die neueren deutichen Darftellungen des Handelsrehts 
anlangt, jo haben die vor dem Handelsgeſetzbuch gelegenen nur noch untergeordneteres oder 
hiſtoriſches Intereſſe. So die ihrer Zeit mit Recht angejehenen Werke von Martens, Bender, 
Pöhls u. a. Seit Erjcheinen des Handelsgefegbuches zerfallen die Bearbeitungen des ge 
famten Handelsrechts, von denen hier allein die Nede fein Fann, in ſyſtematiſche und fom- 
mentierende. Kürzere ſyſtematiſche Darftellungen finden fich in allen neueren Lehr: und Hand- 
büchern des deutjchen Privatrechts, unter denen die von Gerber, Bluntjdli, Befeler 
in ihren jüngiten Ausgaben bauptfählih zu erwähnen find. Selbitändige ſyſtematiſche 
Werfe über das Handelsrecht in feiner Gejtaltung nad dem Handelsgeſetzbuch find von 
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Thöl (6. Aufl. 1879 erfchienen), Gad, Auerbad, Goldſchmidt (Handbuch, bis jet 
Band 1, Abt. 1 und 2, wovon erftere in 2. Aufl.), Endemann (Das deutiche Handels- 
veht, 4. Aufl. 1887, und Handbuch des Handels, See- und Wechſelrechts, herausgegeben 
von demjelben unter Mitwirkung einer Mehrzahl von Autoren, 4 Bde., 1881-1885), 
Behrend (Lehrbuch des Handelsredhts. Bd. 1. Heft 1—4. 1881 1886); ein fürzeres 
Lehrbuch ſchrieb Gareis (Das deutfche Handelsrecht. 3. Aufl. 1888). Unter den Kommen: 
taren find die bedeutendften die von Hahn, Mafomer, Anfhüg-WVölderndorff, 
Puchelt und Keyßner. 


$5. Gegenſtand und Umfang des Handelsrechts. 


Dem Begriff des Handelsrechts wird nicht der des Handels, welder an fi allen und 
jeden Umſatz wirtſchaftlich wertvoller Güter, die gefamte Bewegung derjelben zwifchen An- 
ſchaffung oder Erzeugung und Konfumtion umfaßt, zu Grunde gelegt. Bei Abtrennung des 
Handelsrechts von dem fonftigen bürgerlichen Hecht ſucht man eine engere Grenze (fiehe $ 1). 
Diefe ermeift fich freilich unficher. Kein Geſetz vermag eine ſolche völlig befriedigend zu 
ziehen, innerhalb des Verkehrs feftzuftellen, was im Rechtsfinn zum Handel gehören und 
daher unter das Handelsrecht fallen fol und mas nicht. Ebenfowenig liefert der Um— 
fang des anzumendenden Rechts ein entjcheidendes Merkmal. Denn auf Erjcheinungen, die 
zweifellos aus dem Handelsverfehr entjpringen, find aud) vielfach Beitimmungen des jonjtigen 
bürgerlichen Rechts anzumenden. 

Das Handelsgejegbud erklärt in Artikel 1 als Gegenſtand der Anwendung feiner Vor- 
Schriften ſowie der Handelsgebräuche, hülfsweiſe auch des allgemeinen bürgerlihen Rechts: 

I. die Handelsjahen. An einer äußeren Begriffsbeitimmung verfelben fehlt es. 
Außerdem wird der Begriff von der Gejehgebung in zweifachem Sinne gebraudt. 

Zunädjft, wie namentlid von dem Handelsgeſetzbuch geſchieht, in materiellredt- 
liher Bedeutung, um den Umfang der Anwendbarkeit der Beitimmungen des Handels— 
rechts zu bezeichnen. Handelsſache in ſolchem Sinne ift zunächit felbjtverftändlich alles das— 
jenige, worüber das Handelsgefegbuc Normen enthält. Dahin gehören vor allem die Normen, 
welche ji auf die Handelsgeichäfte beziehen. Die Gefchäfte, denen dieſe Eigenſchaft zu- 
fommt, finden fich näher definiert (fiehe unten IL). Aber auch eine Menge von Normen, 
welche die Rechtsverhältnifje betreffen, die nicht unter die Rubrik der Handelögeichäfte geitellt 
werden, fallen unter den Begriff. So die Borfchriften über die Nechte und Verbindlichfeiten 
der Kaufleute, Führung der Handelsregifter, Anmeldung zu denjelben, Buchführung, über 
die Stellung des Prinzipals und der Gehülfen, Bevollmächtigten, Prokuriſten zueinander, 
über die Stellvertretung nach außen, das Firmen-, Markenſchutzrecht, die Verhalmiffe der 
Handelsgeſellſchaften nach innen und nach außen, die Behandlung des Mäklerweſens, viele 
dem Seerecht angehörigen Rechte und Verbindlichkeiten der Reeder, Schiffer, anderer Betei— 
ligten u. ſ. w. Der Begriff der Handelsſache, der nach Ausſcheidung der Handelsgeſchäfte 
übrigbleibt, knüpft ſich durchweg an den des Kaufmanns, des Einzelkaufmanns oder einer 
zur Geſellſchaft vereinigten Mehrheit an. 

Der Begriff der Handelsſachen wird zugleih in prozeßrechtlicher Bedeutung 
gebraudt. Sofern eine befondere Handelögerichtsbarfeit, die Einrichtung eigener Handels- 
aerichte, beiteht, wird es notwendig, die Nechtöfachen zu bezeichnen, die bei den legteren ihre 
Erledigung zu finden haben. Der folcyergeitalt für die Bemeffung der gerichtlichen Zuftän- 
digkeit aufgejtellte Begriff dedt ſich keineswegs immer mit dem vorerwähnten materiellrecht- 
lichen Begriff, erweiſt ſich vielmehr teil$ enger teils weiter. Wo zur Zeit des Inkraft— 
tretens des Handelsgeſetzbuchs eigene Handelsgerichte beitanden, jahen jich die partifularen 
Einführungsgefege veranlaft, den Umfang der vor diefelben gehörigen handelsrechtlichen 
Privatrechtsftreite zu firteren. Als in der Folge das Bundes: oder fpäter Neichsoberhandels- 
gericht dur Bundesgefeg vom 21. Juni 1869 als höchſte Inſtanz eingejegt wurde, mußte 
das Geſetz ausfprehen, melde Sachen als Handelsfachen zu deſſen Zuftändigfeit gehören 
follten. Diefe Begrenzung der Zuftändigfeit wurde in der folge durch andere Bundes— 
und Reichsgeſetze mehrfach erweitert, verlor aber ſchließlich nach der Geſtaltung der oberjten 
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Inſtanz durch das Gerichtsverfaffungsgefeg des Neihs vom 27. Januar 1877 von dem 
1. Oftober 1879 an im weſentlichen ihre Bedeutung. Nur infofern fommt die Ausmeſſung 
der Kompetenz des früheren Neichsoberhandelsgerihts noch in Betracht, ald Bayern, das 
fih fonft mit Nüdficht auf fein Partifularreht dem Reichsgericht gegenüber eine Sonderitel- 
lung vorbehalten hat, im Umfange jener Zuftändigkeit fich unbedingt aud) die Zuftändigfeit 
des Reichsgerichts gefallen läßt. 

Dagegen bedurfte es in dem Gerichtsverfaffungsgefeh, das zwar nicht eigene Handel3- 
gerichte, wohl aber je nad Bedürfnis bei den Landgerichten befondere Kammern für Han- 
delsſachen einzurichten gejtattet, einer gejeglihen Definition der den letteren zufallenden 
Streitfahen. m ganzen übereinftimmend mit der vordem dem Reichsoberhandelsgericht 
beigelegten Zuftändigfeit erklärt das Geſetz für folche diejenigen, in welchen zu ver: 
handeln und zu entfcheiden ift über Klagen 1. gegen einen Kaufmann aus beiderfeitigen 
Handelsgefhäften, 2. aus Wechſeln im Sinne der MWechfelordnung, 3. aus Rechtäverhält- 
niffen a. zwifchen den Mitgliedern einer Handelsgeſellſchaft, zwifchen dem ftillen Teilnehmer 
und dem Gejchäftsinhaber, zwiſchen den Teilnehmern einer Gelegenheitsgefellihaft oder einer 
Vereinigung zu einem Handelsbetrieb, die nicht Handelsgeſellſchaft iſt, ſowohl während 
des Beitehens als auch nad) Auflöfung des Verhältniſſes, ſodann aus dem Rechts— 
verhältnis zwifchen den Vorftehern oder Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft zu dieſer 
oder den Mitgliedern, b. des Gebrauds der Firma, e. des Schußes der Marken, Mufter 
und Modelle, d. der Veräußerung eines Handelsgefhäfts zwijchen den Kontrahenten, 
e. zwijchen dem Profuriften, Handlungsbevollmädtigten oder Handlungsgehülfen und dem 
Geſchäftsinhaber, ſowie zwifchen einem Dritten und demjenigen, der ihm als Profurift oder 
Handlungsbevollmädtigter aus einem Handelsgeſchäft haftet, f. aus Berufsgefchäften des 
Handelsmäflers zwifchen diefem und den Parteien, g. aus Verhältniſſen des Seerechts, ins- 
befondere ſolchen, die fih auf die Neederei, die Nechte und Pflichten des Needers, des Kor- 
rejpondentreeders und der Schiffsbefagung, auf die Bodmerei oder Havarie, auf den Schaden- 
erfaß wegen Zufammenftoßens von Schiffen, auf Bergung und Hülfeleiftung in Seenot, ſo— 
wie auf Anſprüche der Schiffsgläubiger beziehen. 

Die Neihe der Sachen, welche in diefem für die ftreitige Gerichtsbarfeit mafgebenden 
Sinn für Handelsſachen gelten, iſt damit vollftändig abgefchloffen. Nicht jo der vor: 
erwähnte materiellrehtlihe Begriff. Denn als Handelsfahe in jenem Einn erfcheint nicht 
bloß dasjenige, worüber das Handelsgejegbud verfügt, fondern auch dasjenige, worüber 
Handelsgewohnheitsrecht befteht. Ja es kann fogar, wie Artikel 1 ausdrücklich anerkennt, 
Handelsſache fein, was in dem allgemeinen bürgerlichen Necht feine Norm findet. 

II. Zu den Handelsſachen gehören insbejondere als ein wichtiger Teil derjelben die 
Handelsgefhäfte Welche Gefhäfte als Handelsgefchäfte anzufehen und demgemäß nad) 
den Vorſchriften des Handelsgefegbuchs über die Handelsgefchäfte zu beurteilen find, hat das 
Geſetz ausdrüdlid und ausführlich beftimmt. 

Bei überfichtliher Zufammenftellung der betreffenden Rubriken iſt zunächſt zu bemerken, 
daß, wenn manchen Perfonen die Vornahme von Handelsgefchäften verboten erfcheint, ein 
ſolches Verbot das demfelben zuwider vorgenommene Geſchäft feineswegs immer, fondern 
nur, fofern Nichtigkeit angedroht it, unwirffam madt. Namentlich verhält es fich fo 
mit Gefchäften, die unter Verlegung der Zoll- und Steuergefege, abminiftrativer oder 
politifcher Beitimmungen eingegangen werben. 

Ausgeichloffen von dem Begriff der Handelsgefchäfte find alle Gefchäfte über Immo— 
bilien (Artikel 275). Welche Gegenitände als Immobilien erjcheinen, ergiebt das bürger- 
liche Net. Indeſſen find hier nur folche Verträge gemeint, deren unmittelbares Objekt 
Immobilien bilden. Daß ein Gefchäft mittelbar Bezug auf Immobilien hat, wie das Ber- 
fiherungs-, Mäflergefchäft, Geſchäft mit Pfandbriefen u. dal., ſteht der Handelsgefchäfts: 
eigenfchaft nicht entgegen. 

Die Arten der Handelsgeichäfte hat das Geſetz von zwei Gefichtspunften aus aufgeftellt ; 
nämlich teils den objektiv fachlichen Charakter des Geſchäfts teils das fubjeftive Moment der 
Gewerbemäßigfeit oder der Raufmannseigenschaft eines oder beider Kontrahenten zu Grunde 
legend. Darnach giebt es abjolute und relative Handelsgefchäfte. 
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A. Für abfolute Handelsgejhäfte, d. 5. für folche, die dies unter allen Um- 
ftänden find, auch wenn fie vereinzelt, nicht gewerbemäßig oder von einem Nichtkaufmann 
gemacht werden, erklärt Artitel 271: 1. den Kauf oder die anderweitige Anſchaffung von 
Waren, anderen beweglichen Sachen, von Staatspapieren, Aktien oder anderen handels- 
mäßigen Wertpapieren, um diefelben weiter zu veräußern, wobei es feinen Unterjchied be- 
gründen joll, ob die Veräußerung der Waren in Natur oder nad) vorgängiger Bearbeitung 
oder Verarbeitung geichieht; 2. die Übernahme einer Lieferung der unter 1. bezeichneten 
Gegenftände, jofern fie der Übernehmer zu diefem Zwede anfchafft, aljo mit Ausſchluß der 
Lieferungsgefchäfte aller Produzenten; 3. die Übernahme der Verficherung genen Prämie; 
4. die Übernahme der Beförderung von Gütern oder Neifenden zur See. m ganzen um- 
faffen diefe Rubrifen die eigentlichen Spefulationsgejchäfte. 

B. Relative Handelsgejchäfte, d. h. foldhe, welche dieje Eigenschaft nur unter 
gewiſſen Vorausfegungen befigen, erijtieren in zwei Gruppen. 

1. Wenn gewerbemäßig betrieben (Artikel 272), find Handelsgeichäfte: a. die Über: 
nahme der Bearbeitung oder Verarbeitung beweglicher Sachen für andere, fofern der Ge- 
werbebetrieb des Unternehmers über den Umfang des bloßen Handwerks hinausgeht; b. die 
Banquier- und Geldwechslergefchäfte; c. die Gejchäfte des Kommiffionärs, Spediteurs, Fracht— 
führers und der für den Perfonentransport bejtimmten (größeren) Anjtalten; d. die Ver: 
mittelung oder Abjchliefung von Handelsgefchäften für andere Perſonen, alfo namentlich die 
Mäflerthätigfeit; e. die Verlags-, Buch: und Kunjthandelsgefchäfte, die Gefchäfte der mehr als 
handwerfsmäßigen Drudereien. Damit werden gewiſſe Gejchäftszweige als handelsmäßige 
anerfannt. Da aber die Gewerbethätigfeit, welche vorausgejegt wird, zugleich den Beariff 
des Kaufmanns begründet, fo iſt damit auch ſchon der Übergang zu der folgenden Kategorie 
gegeben. 

2. Das Handelsgejegbud fennt ferner Geſchäfte, die, wenn aud nur einzeln, nicht 
gewerbemäßig vorgenommen, Handelsgefhäfte find, fobald fie von einem Kaufmann ab- 
gefchloffen werden. Dahin, gleichviel ob der thatjächlihe Geſchäftsbetrieb gegen polizeiliche, 
abminiftrative oder ähnliche Verbote verjtößt (Artikel 276), gehören: a. alle unter Nr. 1 
aufgeführten Geſchäfte (Artifel 272 Abſatz 2). Sie bleiben troß vereinzelter Vornahme 
Handelsgejchäfte wegen der Kaufmannsqualität defjen, der fie macht, auch wenn fie nicht zu 
dem Gewerbebetrieb desjelben gehören; b. außerdem alle einzelnen Gejchäfte eines Kaufmanns, 
welche zum Betrieb eines Handelögewerbes gehören (Artikel 273). So insbefondere die ge— 
werbliche Weiterveräußerung der zu diefem Behufe angejchafften, nicht aber der von ihm 
jelbft produzierten Waren, beweglichen Sahen und Wertpapiere. Sodann die Anſchaffung 
von Geräten, Material und anderen beweglichen Sachen, die bei dem Betriebe des Gewerbes 
unmittelbar benußt oder fonjumiert werden. Dazu fommt noch die ausdehnende Vermutung, 
daß im Zweifel jeder von einem Kaufmann geſchloſſene Vertrag ſowie bis zum Beweiſe des 
Gegenteils jeder von einem Kaufmann gezeichnete Schuldichein als zum Betriebe des Handels- 
gewerbes gehörig angejehen werden joll (Artikel 274). Unter diefer Kategorie find die jo- 
genannten Nealifierungs-: und fodann die Hülfsgefchäfte zufammengefaßt. Zu den lebteren 
gehört die Beſchaffung der Arbeitskräfte für den Gewerbebetrieb, das Engagement der Ge- 
hülfen, Profuriften u. ſ. w, welches jedenfalls Handelsſache, nad Artifel 273 aber auch 
Handelsgefchäft ift. Ebenſo haben alle Anſchaffungen für den handelsmäßigerr Gewerbe- 
betrieb an Sadıen, mit Ausnahme von Immobilien, an Kapital und Arbeitskraft handels- 
geihäftlihe Natur. 

Zu den unter 1. und 2. aufgeführten relativen Handelsgefchäften it dann noch zu 
bemerfen, daß fie in der Negel nach dieſer ihrer Eigenſchaft für beide Kontrahenten zu be— 
urteilen find, auch wenn die VBorausfegung der Gewerbemäßigfeit oder der Kaufmannseigen- 
jchaft nur bei dem einen zutrifft; jedoch mit Vorbehalt der Fälle, in denen das Geſetz er- 
flärt, daß ſolche Beurteilung bloß für den einen Teil, bei dem jene Vorausſetzung gegeben 
ift, eintritt. Die Idee einfeitiger Handelsgejchäfte ift jonadh zwar für gewöhnlich, aber doch 
nicht ganz und gar aufgegeben worden (Artifel 277). 

Die Folge der Eigenichaft eines Geſchäfts als Handelsgefhäfts befteht darin, daß es 
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nad Sandelsreht, namentlih nad dem des Handelsgeſetzbuchs, oder, wo dieſes ſchweigt, 
anderer Handelsrechtsquellen, beurteilt wird. 


$6. Der Charakter des Handelsredts. 


In feiner dem übrigen bürgerlichen Necht gegenüber hervortretenden Eigentümlichfeit ent- 
fpringt er aus dem Charakter des Handelsverkehrs. Zum Teil erhellen die befonderen 
Eigenihaften und Bedürfnifje des letzteren ſchon aus demjenigen, was über die Entwidlung 
eines eigenen Handelsrechts gejagt wurde, 

Seinem Wefen nad muß der Handel vor allem möglichjt freie Bewegung verlangen. 
Hinderung der freien Bewegung durch prohibitive und präventive Mafregeln lehnt er am 
liebften ganz ab. Er miderjtrebt abdminiftrativer Oberauffiht und den daraus für die 
Rechtsgeftaltung fich ergebenden Folgen. Nicht minder widerſtrebt er aud den Nechtsfägen, 
welde anjchließend an die Richtung der mittelalterlihen Lehre darauf ausgehen, durch den 
Zwang des abjtraften Geſetzes behufs vermeintlihen Schutzes der Gerechtigkeit und Billigfeit 
prohibitive Schranken zu ziehen. 

Der Handel verlangt, daß fein Recht Sicherheit des Verkehrs garantiere. Diejen Dienſt 
leiitet es ihm nur dann, wenn dasjelbe jo einfach und bejtimmt lautet, daß auf dieſer 
Grundlage nicht etwa bloß gerichtliche Nechtshülfe mit Zuverläffigfeit erwartet werden darf, 
fondern daß auch, was ungleich wichtiger, der Handelsverfehr ſich im jtande findet, felber 
das Recht deutlich zu überfehen, darnach zu verfahren und an der Hand diefer Richtſchnur 
den Anruf des Gerichts thunlichit zu erfparen. Solche Durchfichtigfeit und Angewöhnung 
des Rechts, wie fie der Handel braucht, kann nur vorhanden fein, wo die Nechtönormen 
feinem wahren Wefen entjprechen, aljo aus der Kenntnis und der forgfältigen Pflege feiner 
realen Zuftände gewonnen werden. Der Handel muß ſich deshalb dagegen auflehnen, daß 
ihm Rechtsſätze von einer Lehre oder einer Geſetzgebung aufgedrängt werben, welche, anftatt 
das Necht aus der leitenden Idee des wirklichen Yebens zu ſchöpfen, den Handelsverkehr 
als Objekt doftrineller Schematif oder willfürlicher geſetzgeberiſcher Behandlung auffafien 
möchte. Mit den häufig veralteten, weil auf ganz anderen Zujtänden beruhenden Sätzen, 
welche ein großer Teil der gemeinen Lehre als vorgeblid noch immer gültig fejthält, mögen 
fie nun aus dem römifchen oder aus dem germanischen Rechte entnommen werben , vermag 
der Handelsverfehr nicht zu bejtehen. Er verlangt ein lebendiges, im Fluß bleibendes und 
die neuen Erjcheinungen des Verkehrs bereitwillig anerfennendes Recht. 

Je weniger der Handel verbietende und befchränfende Nechtsregeln liebt, deito mehr 
neigt er fich folchen Nechtsfäten zu, welche, ohne die ‚Freiheit abweichender Willensrichtung 
zwangsweife zu fejleln, nicht bloß Vermutungen ausjprechen, die im Zweifel eintreten, 
fondern Konfequenzen aus der gefeglichen Unteritellung einer bejtimmten Willensabficht 
folange ziehen heißen, als nicht eine gegenteilige Willensabficht erhellt. In ſolchen fogenannten 
Normativregeln liegt, wie leicht erfichtlich, eine große Unterftügung und Vereinfachung des 
Nechtsverfehre. in guter Teil des Handelsrechts befteht aus Beltimmungen diefer Art. 

Es hängt damit unmittelbar zufammen, wenn das Handelsrecht, dadurd) von dem ge- 
meinen Necht weſentlich verſchieden, eine Neihe von Nechtsinftituten aufitellt, die ſich durch 
Strenge der Form und Strenge der rechtlichen Folgen auszeichnen. Weil er die größte 
Freiheit mit der größten Sicherheit des Verkehrs, die unbeſchränkteſte Bethätigung des recht- 
lihen Willens mit voller Verantwortlichkeit des erklärten Willens vereinigt denkt, hat der 
Handel ſolche Gefchäftsformen, wie den Wechfel, das nhaberpapier, erzeugt und fich be- 
itrebt, einer Reihe von Nechtsgefchäften, wie dem Frachtgefchäft durch Konnofjement, Yade- 
Ichein, Frachtbriefe, dem Kaufgefchäft dur den Schlufzettel u. ſ. w., eine möglichjt formale 
äußere Geitaltung beizulegen oder für feine Gejchäfte, wovon insbejondere die Gejtaltung 
des Fixgeſchäftes ein hervorragendes Beifpiel liefert, die feiteften und durchſchlagendſten 
Nechtsregeln zu gewinnen, die im gegebenen Falle ohne Deuten und Drehen, ohne Zweifel 
und Kunſt zur Anwendung zu bringen find. 

Diefe Strenge der Form und der Nechtögrundfäte it fein Bruch der Freiheit des Ver: 
fehrs. Niemand wird aezwungen, jene formen zu ergreifen und fich den ftrengen Folgen 


4. Das Handelsredt. 643 


des Handelsrechts auszufegen. Um fo mehr aber darf man annehmen, daß, wenn die durch 
ihre Strenge fenntliche Form gewählt oder ein mit ftrengen Rechtsfolgen befleivetes Gejchäft 
eingegangen wird, foldhes mit Bemußtjein der Selbitverantwortung und in ermnjtlicher 
Willensabficht gefchieht. Das Necht nötigt jene Formen und Rechtsgeſchäfte nicht auf, ſon— 
dern bietet fie dem Verkehr zum Gebrauche dar. Eben deshalb läßt fi an den Gebraud 
derfelben im Intereſſe der Verfehrsficherheit die vollfte Wirkung fchließen. 

Bei ſolcher Beſchaffenheit der Rechtsſätze fordert der Handelsverkehr ſorgfältige konkrete 
Würdigung der thatſächlichen Verhältniſſe eines jeden einzelnen Falles. Weit entfernt, daß 
dies ein Widerſpruch oder eine Abſchwächung der Feſtigkeit der Nechtsfäse wäre, liegt darin 
die Garantie ihrer richtigen Anwendung, die wahre Gerechtigkeit, deren der Handel bedarf, 
die ihm aber von der gemeinen Rechtspflege nur zu oft ebenjomenig geleijtet wurde, wie das 
gemeine Necht den bereits hervorgehobenen Anforderungen zu genügen pflegte. Die Nechts- 
regel ſoll einfach und gewiß, fogar jtreng und formal fein; aber ob und inwieweit ein ge- 
wiſſer Thatbejtand unter die Hegel zu jubjumieren fei, ſoll Sache der freien Logik jein und 
hängt vor allem davon ab, daß die Umftände des einzelnen Falles genau in ihrer wirklichen 
Beihaffenheit erfannt und dem Geſetz gegenüber gewürdigt werben. Mithin muß fern 
bleiben, was nad) diefer Seite hin irgend die Erkenntnis und Verwertung der realen Wahr- 
heit bejchränft. Formalismus der Beurteilung, welcher, anftatt unmittelbar auf die fonfrete 
Geſtalt der Dinge zurüdzugehen, nach fünjtlicher Methode, ſchematiſchen Unterfcheidungen und 
Abjtraftionen verfährt, ijt dem Handel ebenfofehr zuwider, wie es feinem Geift widerſtrebt, 
wenn die Doftrin oder die Gefetgebung, anjtatt auf der Grundlage allgemein gültiger Nechts- 
jäge die freieſte fonfrete Beurteilung zu gejtatten, die Prinzipien in eine erjtarrende Kafuiftif 
auflöfen will. Eben darum hat von jeher der Handel auch eine möglichit einfache, raſche 
Prozedur und aus mehr oder minder berehtigtem Mißtrauen gegen die ſpecifiſch juriftifche 
Methode oft ein eigenes, zumeijt oder bloß mit Kaufleuten bejeßtes Handelsgericht begehrt. 

Insbeſondere gehört zu diefer Art der Beurteilung, daß, ſoweit der freie Wille der 
Beteiligten Spielraum hat, die Erforfchung der wirklichen Abficht der Beteiligten, die nicht 
nur wo das Geſetz ſchweigt, fondern auch gegenüber den gejeglichen Normativ- und Prä- 
jumtivregeln als maßgebend erfcheint, überall ein Hauptbedürfnis it. 

Aus dem Bewußtfein des Handelsverfehrs einerfeits von der Verantwortlichkeit feiner 
Willensäußerungen und Handlungen, andererſeits von der Schuldigfeit, ſich nach den realen 
Verhältnifjen, welche ohne Umfchweife zu ermitteln find, beurteilen zu lafjen, ergiebt ji am 
meijten das, was Treu und Glauben feines Verkehrs genannt und oft als Eigentümlichkeit 
desjelben hervorgehoben worden ift. Das Handelsrecht und deſſen Anwendung mahnt die 
Beteiligten ab, fich hinter Formen, Unmwahrheiten, Simulationen und Chicanen zu veriteden, 
indem es von ihnen erwartet, daß fie mit wohlbedachtem, redlihem Willen handeln. Es 
fordert zugleich den Richter auf, fich nit dur Winkelzüge, unweſentliche Hußerlichkeiten 
oder Benugung von Formalismen täufchen zu lafjen, vielmehr die wahre Gejtalt der Sache 
und die wahre Abficht zu ermitteln, auf den erfannten Thatbeitand aber den Geſetzes- oder 
Rechtsſatz eben wohl nicht nad) fpitfindig künſtlicher Auslegung, ſondern nach ſeinem natür— 
lichen, den leitenden Rechtsideen entſprechenden Sinn anzuwenden. 

Durch dieſen geſunden Zug ſtellt ſich das Handelsrecht an die Spitze der Weiterbildung 
des geſamten bürgerlichen Rechts; wenngleich es auch nicht an einer Pflege desſelben gefehlt 
hat, welche das eigentliche Leben desſelben abermals in die Feſſeln einer dem Bedürfnis des 
Lebens wenig zuſagenden Schematik einzuſchließen bemüht war und noch iſt. 

Fragt man, ob das deutſche Handelsrecht allen Anſprüchen des Handels bisher gerecht 
geworden iſt, jo hat leider das Handelsgeſetzbuch eine Reihe von handelsrechtlichen Dingen, 
insbejondere auch von jolchen Seidhäften, welche es ausdrüdlid für Handelsgefchäfte erklärt, 
nicht in fein Bereich gezogen. Dies gilt beifpielsweife von einem großen Teil der Geld- 
und Kreditgefchäfte, welche wenngleich nicht ausſchließlich, doch hauptfächlid in den Betrieb 
des Wechsler- und Banquiergefchäfts fallen, von dem gefamten Verlagsgeichäft, von dem Ver— 
jiherungsgefchäft, ſoweit es nicht die Seeverficherung betrifft, von dem Transportgefchäft der 
Poft, von dem gefamten Perjonentransportgefchäft, der Binnenschiffahrt, die damit einer 
zufünftigen Regelung durch beſondere Geſetze überlaffen wurden. Es kann ferner nicht ver- 
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fannt werden, daß, ganz abgejehen von dem Streben, das Handelsrecht enger, als es ver: 
dient, abzugrenzen und mande Perfonenklaffen und Sacdenfategorieen davon auszufchlieken, 
einige Reſte präventiver oder prohibitiver Neigungen zurüdgeblieben find, welche beſſer unter: 
drüdt worden wären. Zum Belege dienen die Beltimmungen über das Mäflergewerbe, 
teilweife auch über die Pflichten der Kaufleute, über die nunmehr befeitigte Staatögeneh- 
migung der Aftienvereine und dergleichen mehr. Auch kann nicht verfannt werden, daß 
häufig der Sinn und der Mut, einfache und große Prinzipien aufzuftellen, vermißt und 
nur die von bloßen Zwedmäßigfeitsrüdfichten geleitete Entjcheidung einzelner Punkte geſucht 
wird — eine Schwäche, welche um vermeintlich praftifcher Vorzüge willen die neuere Geſetz— 
gebung nur zu oft an fich trägt. 

Desungeachtet erfcheint das SHandelsgefegbud als ein überaus wichtiger Fortfchritt, 
welcher im großen Ganzen troß des Widerwillens, der fi gegen einzelne Sätze und zwar 
gerade in den berufenjten Kreifen fund gab, dankbar acceptiert werden mußte. Dasfelbe hat 
ſich meijtenteils mit Glüd bemüht, demjenigen Ausdrud zu geben, was als Rechtsanſicht 
oder Bedürfnis des Handeläverfehrs von diefem felbjt durch Ufancen oder von der Mifjen- 
ichaft bezeugt war. Sein Inhalt ift weitaus vorwiegend von der Art, dab Borfchriften 
eigentlich nur für den Fall aufgejtellt werden, daß nicht ausdrüdlih ein anderes beliebt 
wird; und die Erfahrung bemeift, daß darin im Durdfchnitt die Stimmung des Handels 
richtig getroffen ift. Obwohl feineswegs aller fafuiftiichen Neigung entfagend, öfter mit zu 
großer Ängſtlichkeit den allgemein durchſchlagenden Grundfägen ausweichend, hat es doc 
nad vielen Richtungen hin, wie in der Syjtematif des Geſellſchaftsweſens, in der Lehre 
des Haufe, Frachtgeſchäftes und fo weiter, nicht nur für das praftifche Bedürfnis, ſondern 
auch für die wiſſenſchaftliche Konftruftion Erhebliches gefördert. Als eines der wichtigiten 
Reſultate muß bezeichnet werden, daß jener bis dahin nur inftinftiv empfundene Grundzug 
des modernen Verfehrsrechts, in welchem die Verkehrs- und Kreditficherheit zumeift wurzelt, 
nämlich ſcharfe Schetvung der äußeren und inneren Seite der Redhtsinftitute und der Rechts— 
geſchäfte, nach außen möglichit ftrenge, unbedingte, alle Uuerelen abjchneidende Wirkung, nad) 
innen unter den Beteiligten felbit dagegen volle Freiheit willfürlicher Vertragsitipulation, 
erfaßt und an vielen Stellen, wie in der Ordnung des Gefellfhaftswejens, der Profura, 
des Frachtgeſchäfts, zum beftimmten Ausdrud gebracht ericheint. 

Das Handelsgejegbud will im ganzen der Freiheit des Verfehrs feinen Zwang anthun. 
Es fordert den Nichter ausprüdlich zu der freien Würdigung der fonfreten Umftände und 
Erklärungen (Artitel 278) auf, die bereits als eines der erjten Bebürfniffe tüchtiger Rechts— 
pflege bezeichnet wurde, verweiſt häufig ausdrüdlich auf die Anlegung eines freien logischen 
Ermefjens in der Beurteilung und verlangt jedenfalls nad) feinem ganzen Weſen eine finn- 
gemäße, der Wortflauberei und Spipfindigfeit abgewandte Auslegung des Gefetes. Um 
jo mehr hat es Urfache, ſich derjenigen Doftrin und Praris zu erwehren, welche den bejten 
Gewinn der neuen Geſetzgebung zu vernichten droht, indem fie mit wenig Verjtändnis für 
den Geift des Handelsrehts auch dem Handelsgeſetzbuch gegenüber die alte formaliftifche 
Methode der Auslegung und Anwendung zu bewahren judt. 


Das heutige Handelsrecht. 


$ 7. Vorbemerfung. 


Der inhalt des Handelsrehts in feinem heutigen Beitand umfaßt einmal die Yehre 
von den im Sandelsbetrieb thätigen Perſonen, von den Rechtsverhältniſſen, welche bei dem 
Betrieb des Handelsgefhäfts aus der Stellung der verfchiedenen in demſelben bejchäftigten 
Perſonen zueinander, fowie aus der Vereinigung mehrerer zu gemeinfamen Handelsunter- 
nehmungen hervorgehen ; ſodann die Yehre von den Gegenftänden der Handelsgeſchäfte und 
den daran möglichen Rechten; endlich die Yehre von den Rechtsgeſchäften, welche unmittelbar 
oder mittelbar den Umfat diefer Gegenftände im Handelsverfehr bezweden. Cine Überficht 
über den Bejtand des Handelsrehts hat daher 1. von den Subjeften, 2. von den Objekten 
und 3. von den Handelsgefchäften zu reden. 
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I. Die Subjefte ded Handels. 
$8. Der Kaufmann und das faufmännijde Geſchäft. 


Kaufmann ift jeder, der gewerbemäßig Handelögeichäfte treibt. So zuvörderſt die 
phyſiſche oder ideale Einzelperfon, alfo aud der Fiskus, eine Gemeinde, Korporation ; ferner 
die zum Betrieb ſolcher Gefchäfte vereinigte Mehrheit von Perſonen, die Handelögejellichaft ; 
die dem Geſetz entjprechende Aktien» oder Kommanditaktiengeſellſchaft jogar, gleichviel welche 
Zwede fie verfolgt; endlich auch die eingetragene Genoſſenſchaft. Die Bedingungen, unter 
denen ein Handelsbetrieb unternommen werben fann, bejtimmen ſich lediglich nad) der Ge- 
werbeordnung. Ebenſo bejtimmt fich möglicherweife nach befonderen Vorſchriften, ob und 
in welcher Weiſe eine Aftien- oder Kommanditgefellihaft für den Zweck, den fie verfolgen 
will, gegründet werden und für welche Zwede eine eingetragene Genofjenjchaft eriftieren fann. 

Abgejehen von der Aftien- und der Kommanditaktiengeſellſchaft, welche Handelsgeſell— 
haft und damit Kaufmann jchon deshalb ift, weil fie diefe Gefellihaftsform hat, und der 
Genoſſenſchaft, weldhe auf Grund des erfolgten Eintrags die Kaufmannseigenſchaft beſitzt, 
ift die einzige Vorausfeßung nad) Handelsrecht der thatfächlich ausgeübte gewerbemäßige Be- 
trieb von Handelsgeichäften. Diefer muß nötigen Falls erwiejen werden. Der Eintrag oder 
Nichteintrag im Handelöregifter entfcheidet nicht; und die Kaufmannseigenfhaft wird dadurch 
nicht beeinträchtigt, daß der Betrieb gegen irgend welche Geſetze verftößt. Der Betrieb muß 
wenn auch nicht notwendig auf eigene Rechnung, jeden Falls auf eigenen Namen jtattfinden. 
Mit dem thatfächlichen Aufhören des Betriebs hört die Kaufmannseigenihaft auf. Die 
Wirkung derfelben, folange fie dauert, ijt die Teilname an allen Beitimmungen, die das 
Handelsgeſetzbuch für die Kaufleute erteilt. Doc finden auf Kaufleute von geringerem Be- 
trieb, insbeſondere Höfer, Trödler, Haufierer, die Beftimmungen über Firma, Buchführung, 
Profura und Handelsgejellihaft feine Anwendung. 

Die Fähigkeit, Handelsgefhäfte irgend welcher Art zu betreiben, fommt jedem Vertrags 
fähigen zu. Auch Frauenzimmer find, vorausgejeßt daß, ſofern fie unter einem Gemalt- 
haber jtehen, diejer feine Einwilligung erteilt, dazu befähigt, verlieren aber dann als Handels- 
frauen in ihrem Betrieb die Berufung auf die jogenannten weiblichen Nechtswohlthaten. 
Analog verhält es fich mit Minderjährigen, Bevormundeten oder Hausfindern, die einen 
jelbitändigen Betrieb eröffnen. 

Der Kaufmann hat fein Geſchäft. Mit defjen Eröffnung ift der thatſächliche Beginn 
des Handeläbetriebes und folglich die Kaufmannsqualität gegeben. Der Niederlafjungsort, 
der von dem Mohnort des Inhabers verjchieden fein fann, begründet einen eigenen Gerichts- 
jtand für alle Klagen aus dem Gefchäftsbetrieb. Mit dem Hauptgeihäft können nicht bloß 
untergeordnete Hülfsftellen, ſondern auch Zweigniederlaffungen, die eine gewifje Selbitändig- 
feit befigen, verbunden fein. Das Gefchäft erfcheint ala ein alle dazu gehörigen Bejtandteile, 
insbejondere aud Forderungen und Schulden, umfafjender Vermögensfreis, der leicht nod) 
größere Bedeutung annimmt, aber jedenfalls in feiner Gefamtheit Gegenjtand der In— 
habung und der Verfünung ift; der leteren namentlich durch Übertragung mit oder ohne 
Firma, ohne oder mit nicht nur für die Schuldner, fondern auch für die Gläubiger ver- 
bindlicher Übertragung der Aktiven und Pajfiven. 

In der Firma, Namen-, Sach- oder gemifchter Firma, die jeder Einzelfaufmann und 
jeve Gefellihaft in betimmter Weife annehmen und anmelden muß, hat das Gejchäft feinen 
eigenen Namen. Die firma fann bei Wechjel der Inhaberſchaft erhalten bleiben mit dem 
Geſchäft, aber nicht ohne dasjelbe übertragen werden. Gebrauch derjelben bei Nechtshand- 
lungen oder Vertragsihließungen ift ein Zeichen, daß für das Geſchäft gehandelt jein joll. 
Mithin bedeutet die Verleihung der Befugnis, fich derjelben zu bedienen, Beitellung zum 
Drgan des Geſchäfts. Die rechtlich beitehende Firma ift infofern geſchützt, als bei Anmel- 
dung neuer Firmen zum SHandelsregifter auf Unterfcheidung von den am Orte bereits vor- 
handenen gejehen wird und unbefugte Benutzung ſchadenerſatzpflichtig macht. 

Der Inhaber eines im Handelsregifter eingetragenen Gejchäfts fann zur Unterſcheidung 
jeiner Waren ein Zeichen annehmen. Die Wahl desjelben ift bis auf einige Beichränfungen 
frei. Um ein ausfchließliches Recht der Führung zu gewinnen, bedarf es der Eintragung 
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in das mit dem SHandelsregifter verbundene Zeichenregifter. Derjenige, mwelder das be- 
treffende Zeichen zuerjt zur Anmeldung gebracht hat, genießt für dasfelbe civil- und jtraf- 
rechtlihen Schuß. Solcher befteht auch unter der Vorausfegung der Gegenfeitigfeit für aus- 
ländifche Zeichen. Das alles nad dem Reichögefeg vom 30. November 1874. 

An die Raufmannseigenfhaft knüpft fich ferner 1. die Verpflichtung, ge- 
wifje für den Verkehr wichtige Vorkommniſſe zum Eintrag im Handelsregiſter und zur Ver— 
Öffentlichung zu bringen. Das Negifter, das bei Gericht geführt wird, ift als ein öffent- 
liches jedermann zugänglid. Hauptjächlich find in näher vorgefchriebener Form anzumelden: 
Begründung der Firma, Veränderung derjelben und der Inhaberfchaft, Erteilung und Er- 
löfchen der Profura, ſowie eine Mehrzahl von Verhältniffen der Handelögefellihaften. Dazu 
fommen mitunter noch andere Punkte nad den Einführungsgefegen. Bei Unterlafjung der 
Anmeldung droht jedenfalls Ordnungsitrafe, aber in einigen Fällen ift auch der Eintrag 
geradezu Vorbedingung für die Entjtehung eines Rechtsverhältniffes und in einigen begründet 
der Eintrag oder Nichteintrag eine Rechtsvermutung der Kenntnis oder Unkenntnis Dritter, 
die auf die Beweislaſt im Prozeß von Einfluß wird. Es beiteht 2. die Verpflichtung 
ordentlicher, alle Handelsgeſchäfte und die Vermögenslage erfichtlich machender Buchführung, 
ſowie periodifcher Jnventur und Bilanzziehung, in lebender Sprache und unter Beobadhtung 
einiger weiteren Orbnungsvorfchriften. Die Negeln des Handelsgeſetzbuchs über die Beweis- 
wirkung find durch die Givilprozefordnung befeitigt. Der Beweiswert ordentlicher wie 
mangelhafter Bücher unterliegt der freien Beurteilung des Gerichts. Auch haben die Be: 
jtimmungen des Handelsgefegbuchs über die Vorlegung der Bücher zum Zweck des Beweifes 
im Prozeß neben den Beitimmungen der Prozekorbnung faum noch Bedeutung. 


$ 9 Die Handlungsgehülfen. 


Unter Handlungsgehülfen find im Gegenja zu den Perfonen, die zu dem Betrieb 
eines Handelsgefhäfts Beihülfe leijten, ohne ihre jelbftändige Stellung aufzugeben, ſolche 
verjtanden, die als Angehörige des Geſchäfts in deſſen Dienjt eintreten. 

Shr Verhältnis zu dem Brinzipal ergiebt fich für die verfchiedenen Arten zu: 
nächſt nad dem Engagementsvertrag. Das Gefeg enthält nur wenige Normativvorfchriften. 
So, wie Zweifel über den Umfang, in dem die Arbeitsleiftung in Anſpruch genommen 
werden fann, zu löfen find; daß der Gehülfe ohne Einwilligung des Prinzipals feine 
Geſchäfte für fi oder für Dritte machen foll; andererfeits, wie im Zweifel über die Höhe 
des Yohns zu entjcheiden ift, fodann über die Kündigung und über die Verpflichtung, dem 
dienftunfähig werdenden Gehülfen noch für einige Zeit Lohn und Unterhalt zu gewähren. 

Das Nechtsverhältnis der kaufmännischen Yehrlinge, auf welche die Gewerbeordnung 
feine Anwendung findet, richtet fid) nach dem Yehrvertrag. Für die Dauer des Verhältniffes 
ift nad der einzigen Beftimmung, die das Handelsgefegbuh über die Yehrlinge enthält, 
mangels Vereinbarung örtliche Verordnung oder Ortsgebraud; maßgebend. 

Mit der Gehülfenschaft ift vielfach die Cigenfhafteines Organs oder Vertreters 
des Gefhäfts nad aufen vereinigt, oft fogar die Hauptfahe. Es werden drei Arten 
von Bevollmädhtigung unterfhieden. 1. Die Profura, melde die Befugnis giebt, ausge: 
nommen Belaftung oder Veräußerung von Grundftüden, alle den Betrieb des Gefchäfts an- 
aehende gerichtliche oder außergerichtliche Handlungen vorzunehmen ; und zwar fo unbedingt, 
daß Dritten gegenüber felbjt ſolche Beichränfungen, die fie fennen, unwirkſam find. Dem 
‘Prinzipal gegenüber fönnen mit voller Wirkung Beichränfungen gejest werden. Wegen der 
großen Verantwortlichkeit ift die Profura jederzeit mwiderrufbar. Tod des Prinzipals be- 
endigt fie nicht. Erteilung und Erlöfchen erheifcht Eintrag im Handelsregifter. Mehreren 
fann die Profura einzeln oder folleftiv erteilt werden. 2. Die Handlungsbevollmädhtigung 
dagegen läßt ſich dem Umfange nad) beliebig auf den ganzen Gefchäftsbetrieb, einzelne 
Teile desjelben oder einzelne Geſchäfte erjtreden. Zu Darlehn und Prozehführung bedarf 
es bejonderer Vollmadt. Einige Vorjchriften beziehen fich namentlich) auf Neifende, ſowie 
auf in Yäden oder Warenlagern angeftellte Gehülfen. Mit Widerruf, Tod des Prinzipals 
und folleftiver Erteilung verhält es fich wie bei der Profura.. 3. Einfache Vollmacht 
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zn einzelnen Handlungen. Solche iſt zum Zahlungsempfange in der Überbringung der 
Quittung gelegen. 

Durd alle Handlungen, welde von einem diefer Bevollmächtigten im Umfange der 
Vollmadht und im Namen des Gefchäfts, wofür bei dem Profuriften insbefondere der Ge- 
brauch der Firma ald Merkmal dient, erfolgen, wird nad dem handelsrechtlich überall 
feftzuhaltenden Grundfat allein der Vollmachtgeber — Prinzipal, der Bevollmächtigte gar 
nicht berechtigt und verpflichtet. Auf diefer Grundlage find die Wirfungen der Rechts- 
handlungen, namentlih der Bertragsfchließungen, nicht minder die Folgen eines Mangels 
und die daraus entitehende Haftbarfeit zu beurteilen. 


$ 10. Die Gejellfdhaften. 


1. Nah dem Handelsgeſetzbuch beitehen verfchiedene Arten von Handelsgejell- 
ichaften, d. h. Vereinigungen mehrerer zum Betrieb von Handelsgefchäften. 

Zu der dermaligen Geftaltung hat eine viel verjchlungene Entwidlung geführt. 
Von der römischen Lehre der Societät anhebend wurde jie zunächit durch die verſchieden— 
artigen Auffaffungen der zur Bildung einer Afjociation dienlihen Mittel, Arbeit und 
Kapital, beeinflußt. Dann aber drängte fih, je mehr man die volle Bedeutung der Affo- 
ciation erfannte, als mwichtigjtes Moment die Beichaffenheit des Hreditfundaments, mit dem 
diefelbe ihren Gläubigern Ausficht auf Befriedigung gewährt, in den Bordergrund. Zur 
Herftellung eines ſolchen Fundamentes bietet ſich einesteils die unbefchränfte Haft der Ge— 
jellfhafter mit ihrem ganzen Vermögen, Cinfegung des geſamten Berjonalfredits, andern- 
teild die beichränfte Haft bis zu einem bejtimmten Betrag, Cinfegung des Nealkredits durch 
Beteiligung mit einer in der Negel der Gefellichaft reell übermwiejenen, mitunter aber auch 
ganz oder teilmeife nur erit zur Verfügung geitellten Kapitaleinlage dar. Auf der Be- 
nußung diejer Elemente, des einen oder des andern allein oder beider in Kombination, 
beruht das gegenwärtige Syitem der Handelögejellihaften. Die Nechtsbeziehungen im inneren 
jtehen damit in nahem Zufammenhang, find aber nicht in erjter Yinie maßgebend. 

Die im Handelsgefegbuch anerkannten Arten der Handelsgejellihaften find folgende: 

A. Die offene Gejellihaft Sie ift die Vereinigung mehrerer zum Handels: 
betrieb, bei der jedes Mitglied für die Erfüllung der Gefellichaftsverbindlichfeiten folidarifch, 
d. h. für jede Schuld ganz und mit feinem gefamten Vermögen einjteht. Zwiſchen den 
Gefellfchaftern durch Abſchluß des Gefellichaftsvertraas begründet und unter der Firma, die fie 
annehmen muß, zum Handelsregiſter angemeldet, beginnt ihre Exiſtenz nach außen mit der 
thatſächlichen Eröffnung des Geichäftsbetriebs. Sie wird von den geichäftsführenden Mit- 
gliedern vertreten. Der Begriff des offenen Gejellfchafters ift von der Teilnahme an der 
Geſchäftsführung nicht abhängig. Wermittelft der Thätigfeit ihrer Organe wird die Gefell- 
ichaft als folche unter ihrer Firma berechtigt und verpflichtet, kann flagen und verklagt 
werden. Sie hat ihren eigenen Gerichtsitand, ihren eigenen Konkurs des Gejellichaftsver: 
mögens für die Gejellfchaftsaläubiger. Gleichwohl wird noch immer geitritten, ob fie doftri- 
nell nur ald Mehrheit der Mitglieder oder als ein Nechtsfubjeft für ſich zu betrachten jet. 
Nah innen handelt es fih auf Grund des Gejellichaftsvertrags teils um allgemeine Rechte 
und Verbindlichkeiten aller, teils um befondere der geichäftsführenden Mitglieder, insbefondere 
in Bezug auf das Vermögen der Gefellfchaft, Teilnahme an Gewinn oder Verluſt. Ver- 
änderung des Perfonalbeitandes durch Eintritt oder Ausſcheiden mit Erhaltung der Geſell— 
ſchaft it nicht ausgeſchloſſen. Kommt es zur Auflöfung, welche jowohl den Bejtand der 
Geſellſchaft als auch einzelne Mitglieder treffende Gründe verurfachen fünnen, jo muß ab- 
aefehen von dem Falle der Überfhuldung, wo das Konfursverfahren zu eröffnen ift, Aus- 
einanderfegung durch Yiquidation eintreten. 

B. Die Rommandit- und die ftille Geſellſchaft, die, aus Kapitaleinlage 
auf Gemwinnbeteiligung unter dem Namen der Societät entitanden, früher nicht jo unter- 
ſchieden waren, wie es jet dem Handelsgeſetzbuch zufolge der Fall tft. 

1. Eine Kommanditgejellfhaft ift vorhanden, wenn an dem unter gemein- 
jamer Firma betriebenen Gefchäft ein oder mehrere unbeſchränkt haftende Gefellichafter als 
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Komplementare und ein oder mehrere nur bis zu bejtimmtem Betrage einer reell ein- 
gejchoffenen oder eventuell zur Verfügung zu jtellenden Einlage haftbare als Kommanbitiften 
beteiligt find. Die Kreditgrundlage der Geſellſchaft fett ſich foldergeftalt aus illimitierter 
und limitierter Haft für ihre Schulden zufammen. In Bezug auf Errichtung, Anwendung 
und Dauer finden die Vorfchriften der offenen Gefellfhaft Anwendung. Wollends gilt dies 
für die Rechtstellung der Komplementare, welche allein zur Gefchäftsführung und Vertretung 
berufen find, ſowohl nad außen als im inneren der Gefellfchaft. Die Kommanbditiften find 
nicht bloß der Gejellichaft, fondern auch deren Gläubigern verpflichtet, die vertragsmäßigen 
Einlagen zu bewirken und an dem Riſiko des Gejchäftsbetriebs teilnehmen zu laſſen. Ihre 
Namen und Einlagen find zum Handelöregifter anzumelden, aber nicht öffentlich befannt zu 
machen. Zinſen und Dividenden bürfen fie nur empfangen, wenn das Cinlagefapital voll- 
itändia iſt. Bei Verminderung desjelben durch Verluft muß dasjelbe erft ergänzt werben. 
Der Anteil des Kommanditiften an Gewinn oder Verluft ergiebt ſich nad Vertrag, eventuell 
nad) einigen Normativen. Eintritt und Ausfcheiven eines von mehreren Kommanditiſten 
erſcheint möglich, ohne daß die Gejelljhaft aufhört. Der Kommanpditanteil iſt Gegenjtand 
freiwilliger oder zwangsweifer Übertragung. Mit der Auflöfung verhält es fich ganz wie bei 
der offenen Gejellichaft. 

2. Eine ftille Geſellſchaft ift vorhanden, wenn fi) jemand mit einer Ver: 
mögenseinlage an dem Gejchäftsbetrieb eines anderen auf Teilnahme an Gewinn und Berluft 
beteiligt, ohne irgend nad außen hin als Beteiligter aufzutreten. Cine Veröffentlichung der 
Vertragserrichtung erfolgt nit. Nah außen eriftiert feine Geſellſchaft. Nur ift für den 
Fall des Konkfurfes des Gefchäftsinhabers geforgt, indem die Gefchäftsgläubiger die Ein- 
zahlung der jtillen Einlage verlangen oder der ihre Intereſſen verlegenden Rüdzahlung der- 
jelben fich widerfegen fünnen. In allem Übrigen handelt es fi nur um ein inneres, nad) 
den Regeln der Societät unter Beihülfe einzelner Normativbejtimmungen zu beurteilendes 
Vertragsverhältnis zwifchen dem Gefhäftsinhaber und dem ſtillen Einleger. 

© Die Aktiengeſellſchaft ift ein Verein, bei dem fämtlihe Mitglieder nur mit 
Vermögensbeiträgen ohne alle weitere Haft über diefe hinaus beteiligt find. Die Ordnung 
ihrer Nechtsverhältnifje hat durch neuere Gefege (j. oben ©. 635. 636 Litt. a und n) 
mehrfache Ergänzungen und Veränderungen erfahren. 

Die Aktiengeſellſchaft findet ihr Wejen in einem bei der Errichtung feitgefeßten, in der 
Folge freilich der Verminderung und der Erhöhung fähigen Grundfapital, das in Aktien zer- 
legt wird. Die letteren fünnen auf den Namen oder auf den Inhaber lauten. Beiden 
jind gewiſſe Bedingungen des Minimalbetrags, der Einzahlung, Dividendenberechtigung u. ſ. w. 
vorgejchrieben; ebenfo der Ausgabe, der Erteilung von nterimsfcheinen. Ihre eigenen 
Aktien ſoll feine Sejellichaft erwerben oder in Pfand nehmen. Jede derartige Geſellſchaft 
ift Handelsgejellichaft, gleichviel welche Zwede fie verfolgt, und jedenfalls als ſolche ein felb- 
ſtändiges Rechtsſubjekt. 

Sie kommt zu ſtande durch Gründung, das iſt Aufſtellung des Statuts und Beſchaffung 
des Grundkapitals; als Simultangründung, wenn die Gründer jofort Das ganze Kapital 
übernehmen, als Succeffivgründung, wenn diefe unter Übernahme eines Teiles der Aktien, 
die obligatorisch ift, das übrige Kapital durch Aufforderung zur Zeichnung von Aktien zu: 
fammenbringen. Durch die ſchriftlicher Form bevürftige Zeichnung wird, falls das Grund- 
fapital gededt ericheint, das Recht auf Beteiligung durch Bezug der Aktien und die 
Verpflichtung zur Yeiftung der gehörigen Einzahlungen bepründet. Dann hat die Einfegung 
des Vorſtandes und des Auflichtsrates und hiernädjt die Anmeldung und Eintragung im 
Handelsregijter, mit der die Geſellſchaft allererit nad aufen hin zu beitehen beginnt, bei 
Zuccejfivgründung in Verbindung mit dem Beichluß der Aktionäre, daß die Gefellfchaft er: 
richtet fein fol, zu erfolgen. Die geſamten Gründungsvorgänge find durd den Vorjtand 
und Auffichtsrat genau zu prüfen. Den Gründern zum Schute des Publikums eine um: 
faffende Verantwortlichteit, zum Teil jogar unter Androhung von Strafen, für Wahrhaftig- 
feit und aefegliches Verfahren aufzulegen, it ein Hauptziel des Geſetzes von 1884. 

Die errichtete Gejellfchaft hat in dem Vorſtand, dem Auffichtsrat und der Generalver- 
jammlung, deren Zuftändigfeit das Geſetz ausführlich regelt, ihre beftimmte Organifation. 
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Sie hat ihr eigenes, von dem Vermögen der einzelnen Aktionäre durchaus getvenntes Der: 
mögen, an welchem die legteren nur Anteil nad) Mafgabe ihrer Aktien haben. Sie wird durd 
die Handlungen des Vorftandes, der ihr mit vollfter Vertretungsbefugnis ausgerüjtetes Organ 
darſtellt, als folche berechtigt und verpflichtet. 

Der Vorftand und der Auffichtsrat find der Gefellfchaft volle Sorafalt der Geſchäfts— 
führung ſchuldig, wie fi nad manden Richtungen hin näher ausgeführt findet. Durch 
Verlegung der Pflichten verwirken die Mitglieder nicht bloß Schadenerſatz, ſondern vielfach 
auch Strafen. Die Aktionäre haben außer der Einzahlung ihrer Beiträge, welche Voraus- 
fegung der Aftienerteilung ift, nichts zu leiften. „ihre fonjtigen Rechte find teils folche, die 
fie nur in der Gemeinschaft ausüben fünnen, teil3 Individual- und Sonderredhte, wie die 
Befugnis, zu der Generalverfammlung zugelafjen zu werden, mitzuftimmen, Bejchlüffe der- 
felben anzufechten, als Intervenienten in Geſellſchaftsprozeſſen aufzutreten, namentlid; aber 
in gejeß- und ftatutenmäßiger Weife Dividenden oder auch Zinfen zu beziehen, endlich bei 
der Yiquidation zu ihren Anteilen berüdfichtigt zu werben. 

Veränderungen des Werjonalbejtandes find gleichgültig, die Aktien als Inhaber— 
oder, fofern fie auf Namen lauten, als Orverpapiere übertragbar. Sachliche Anderungen 
der Statutengrundlage, insbefondere das Grundfapital betreffende, Vermehrung oder Ver: 
minderung bezmwedende, fünnen unter Wahrung von mancherlei kautelariſchen Vorfchriften 
ftattfinden. Als Gründe der Auflöfung bezeichnet das Geſetz namentlich Zeitablauf, fofern 
nicht Fortſetzung befchlojien wird, Generalverfjammlungsbefhluß und Konkurs. Auch kann 
Fuſion, Verfchmelzung mit einer anderen Aktiengefellihaft, unter bejtimmten Bedingungen 
eintreten. Die Auflöfung führt, wenn nicht Konkurs einzuleiten ift, zur Liquidation. 

D. Die Kommanditgejellihaft auf Aktien. Der geichichtlichen Ent- 
widlung und ihrem Weſen nad) jtellt jie weit mehr eine Abart der Aktien: als eine ſolche 
der Kommanditgejellihaft dar. Das Geſetz aber betrachtet jie als eine Kommanditgefell- 
ſchaft, bei der das aus Beiträgen der Kommanditiſten zu bildende Kapital in Aktien zerlegt 
if. Zu dem Kreditfundament, das damit geichaffen ift, tritt die unbeſchränkte Haft eines 
oder mehrerer offener Gejellichafter hinzu. Letztere find die Gründer und die geborenen 
Geſchäftsführer oder Geranten. Daraus entitehen einige Bejonderheiten. Nach der anderen 
Seite handelt es fih um die Bildung eines Großfapitals ganz wie bei der Aktiengefellichaft. 
Daher gelten für die Gründung, Zeichnung, Errichtung, Urganifation, das Vermögen, die 
Nechtsverhältniffe nady außen und innen, die Veränderungen, unter denen hier auch die in 
der Perfon der Komplementare fi ereignenden wichtig werden und von dem Geſetz ganz 
beſonders der ‚Fall der Umwandlung in eine reine Aktiengeſellſchaft berüdfichtigt wird, ſowie 
für die Auflöfung und deren Folgen im weſentlichen die Hegeln der Aftiengefellihaft. Auch 
das Geſetz von 1884 geht no jo zu Werke, daß es, der einmal im Handelsgeſetzbuch be- 
liebten Ordnung folgend, zuerit ausführliche Beftimmungen für die Kommanditgefellichaft 
auf Aktien erteilt und dann darauf bei Negelung der Aktiengefellihaft Bezug nimmt. 

E. Die Bereiniqaung zu einzebnen Handelsgejhäften oder Gelegenheits- 
geſellſchaft iſt feine organifierte Handelsgefellihaft. Sie entiteht lediglich durch Vertrag 
zwifchen ven Gefellfchaftern, hat feine Firma, feinen Sit, fein Vermögen, überhaupt feine 
Mefenheit nach außen. Zu den Negeln der Societät nad) dem bürgerlichen Necht, die hier 
anwendbar find, da diefe Vereinigung nur einen Obligationsverband der Beteiligten dar- 
ftellt, hat das Handelsgeſetzbuch nur einige Normativbeitimmungen hinzugefügt. 

1. Nah dem Genojjenihaftsgefet vom 1. Mai 1889, deſſen Geltung 
mit dem 1. Oftober 1889 begonnen hat, find die Nechtäverhältniffe der Genofjenichaften, 
welche die Förderung des Erwerbs oder der Wirtichaft ihrer Mitglieder, namentlich als 
Vorfhuf- und Kredit-, Nohftoffs-, Abſatz- oder Magazin-, Konſum-, landmwirtichaftliche 
oder gewerbliche Anfchaffungs- oder ala Wohnungsherftellungsvereine , bezweden und Die 
Stellung eingetragener einnehmen wollen, näher geregelt; nicht unmefentlidh abweichend 
von dem älteren Geſetz vom 21. April 1869. Charakteriftifc ift die nicht geichlofjene 
Mitgliederzahl und folgeweiſe Veränderlichkeit des eigenen Fonds. Als Kreditgrundlage 
dient das Vermögen der Genofjenfchaft, gebildet aus den von den Mitgliedern einzuzahlenden 
Geichäftsanteilen, fowie aus den Anfammlungen, insbefondere von Nejervefonds, aus 
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dem Gejchäftsbetrieb. Dazu fommt die Haft der Genofjen für die Schulden der Genoſſen— 
Schaft, die in dreifaher Weiſe möglich ift. Die Genoſſenſchaft ift eine als ſolche aller Be- 
rechtigungen und Verpflichtungen fähige Gefamtperjon wie die Aftiengejellfchaft. Sie gilt un- 
angefehen ihres Zweds als Kaufmann, erfcheint mithin den für diefen beftehenden Vorjchriften 
unterworfen, foweit das Gejet nicht anders verfügt. In Bezug auf die Errichtung, melde, 
um nad außen wirkſam zu werden, Annahme einer Firma, Abfaffung eines Statuts nach 
beitimmten Regeln, Anmeldung, Eintragung im Genofjenichaftsregiiter und Veröffentlihung 
erheifcht, auf Beteiligung an derfelben, Organifation in Geftalt eines Vorftandes, Auffichtsrats 
und Generalverfammlung zeigt ſich überall mit einigen Modififationen die Analogie der 
Aktiengefelfchaft. Neu ift die Notwendigkeit einer Nevifton der Einrichtung und Gejchäfts- 
führung, mindejtens in jedem Jahre, behufs deren ein Verband mehrerer Vereine gebildet 
werden, die aber auch für die einzelnen, unter behördlicher Mitwirfung, eintreten fann. Der 
einzelne Genofje übt feine Befugniffe in Angelegenheiten des Vereins gleich dem Aktionär 
durch Antrags: und Stimmrecht in der Generalverfammlung aus; auch jteht ihm ein ge- 
wiſſes Klagerecht zur Anfechtung von Beichlüffen der legteren zu. Sein wichtigſtes Sonder- 
recht ift die Beteiligung am Gewinn, fomwie fein Recht an dem Gefchäftsanteil und dem 
aus diefem und weiteren der Genoſſenſchaft zugewendeten oder belafjenen Beträgen ſich 
bildenden Gefhäftsguthaben. Auch in diefer Hinficht fann im ganzen auf die Analogie der 
Erfcheinungen in der Aftiengejellfhaft hingewiefen werden. Die Beendiqung der Genofjen- 
Schaft tritt ein durch Beichluß der Auflöfung, Ablauf der beftimmten Zeit, Herabfinten der 
Mitgliederzahl unter fieben, Beichluß der Verwaltungsbehörde, der wegen gejeßwidrigen, 
das Gemeinwohl gefährdenden Verhaltens oder Verfolgung anderer als der vorgezeichneten 
Zwede ergehen fann, endlich durch Konkurseröffnung. Darauf erfolgt Liquidation, bei 
Zahlungsunfähigfeit ober Überfchuldung Konfursverfahren. 

In dem lehteren, das fi) mit einigen Modifikationen nad der Konfursordnung richtet, 
muß der Vorjtand behufs Dedung der bei der Schlufverteilung ſich ergebenden Ausfälle der 
Släubigerforderungen in genau feitgejeßter Weiſe von den Genoſſen Nachſchüſſe einziehen. 
Zu jolden find diefe je nad Maßgabe der von ihnen übernommenen Haftbarkeit verpflichtet. 

Das Gefet unterfcheidet in dieſer Hinficht 1. Genoſſenſchaften mit unbejchränfter Haft. 
Die Mitglieder derjelben fünnen von den Gläubigern der feitgeftellt erfcheinenden Forderungen 
wegen der Ausfälle, die fie bei der Schlufverteilung im Konkurs erleiden, bis zur Erſchöpfung 
ihres ganzen Vermögens, ohne daß ihnen Einrede der Teilung aufteht, in Anjprud ge 
nommen werden, und zwar nad Ablauf von drei Monaten feit Bolljtredbarerflärung der 
Nachſchußberechnung. 2. Genofjenfchaften mit unbejchränfter Nahichußpfliht. Someit die 
Gläubiger durch die für vollftredbar erklärte Nachſchußberechnung nicht gededt werden, find 
die zur Dedung erforderlichen Beträge von den in den lebten achtzehn Monaten vor der 
Konkurseröffnung ausgeſchiedenen Genofjen einzuziehen. 3. Genoſſenſchaften mit bejchränfter 
Haftpflicht. Die Mitglieder find nur bis zu einem bejtimmten Betrag, der nicht geringer 
jein darf als der Gejchäftsanteil, haftbar. Konkurs tritt hier ein, außer bei Zahlungs- 
unfähigfeit, bei Überfchuldung, welche ein Viertel der Haftfumme aller überfteigt. Yon 
Nahihußpflicht ift feine Nede, um fo mehr aber von Verpflichtung des Vorftandes und 
Auffichtsrats, Auszahlungen an die Genoffen zu vermeiden, durch welche die Gläubiger be- 
nadıteiligt werben. 

Außerdem enthält das Geſetz eine Reihe von Vorjchriften über feine Anwendung 
auf die von früher her bejtehenden Genofjenichaften, ſowie über die Ummandlung der einen 
Art in eine andere. 


11. Die Gegenftände des Handelsverfehrs und deren Nedt. 


Ss 11. Nichts iſt natürlicher, als daß für die Behandlung der Gegenftände, mit 
denen ſich der Handelsverkehr beichäftigt, die Auffafjung maßgebend iſt, welche der Ver— 
fehr von dem Weſen derjelben gewonnen hat. Diefe Auffafjung ift, wie die Gejchichte lehrt, 
in Bezug auf Eachenqut und Arbeit, Geld, Kredit zu verfchiedenen Zeiten eine jehr verfchiedene 
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geweien. Nur von ihr aus läßt fich die Gejtaltung der darauf bezüglichen Rechtsverhältniſſe 
und Rechtsgefchäfte befriedigend erflären. | 

Als Gegenjtände des Handels und folglich des Handelsrechts fommen in Betracht: 

1. Körperlihde Saden jever Art, mit Ausfheidung der unbeweglichen, die 
mwenigitens nicht unmittelbar Gegenjtand der Handelsgeichäfte fein fünnen (ſ. oben ©. 640 
II 3. A.), ſowie der etwa durch Verfehrsverbote ausgeichlofjenen. Beſonders wichtig werden 
die Gattungs- oder vertretbaren Sachen. Diejenigen Saden, die als gewöhnliche Gegen— 
jtände des Handels erjcheinen, werden als Waren bezeichnet. Rechtlich erhebliche Eigen- 
haften find namentlich Qualität, der in der Sache enthaltene Taufchwert, der vielfach recht 
eigentlich, weit mehr als der Körper, Grund und Zwed des Handelöverfehrs bildet, Quan— 
tität, für deren Bemeſſung auf die Maß und Gewicht betreffenden Gefege (j. oben ©. 635 
Litt. b) zu verweiſen ift. 

Über Beſitz enthält das Handelsrecht feine befonderen Vorfchriften, über Beſitzüber— 
tragung, die fich zweifeitig durd Übergabe und Annahme, häufig, zumal im Diftanzverfehr, 
getrennte Akte, vollzieht, nur infofern, als eine die reelle Übertragung vertretende Über- 
tragung dur Dispofitionspapiere jtattfindet. Das Borbild folder Papiere hat das Kon- 
nofjement des Seeverfehrs geliefert. Wenn es am Order lautet, hat feine Übergabe die 
gleiche Wirkung wie die Übergabe der in ihm zur Auslieferung geftellten Waren, und feine 
Inhabung dient wie der reelle Befit der Waren unmittelbar zur Grundlage für Netentions- 
oder Pfandredht, ſowie für Abfonderungsreht im Konkurs. Letztere Wirkung kommt 
nah dem Handelsgefegbuh ebenjo dem Ladeſchein über im Binnenland auf Transport 
befindlihe Güter und Auslieferungsiheinen ſtaatlich ermächtigter Aufbewahrungsanitalten 
zu. Auf andere Papiere, Frachtbriefe und Fakturen, Schlußnoten und Warenanweifungen 
fonftiger Art, ift dies nicht erjtredt worden. 

An Waren oder beweglichen Sadıen, die ein Kaufmann in feinem Handelsbetrieb veräußert 
und übergiebt, wird von dem redlichen Erwerber, wenn gleih der Veräußerer nicht Eigen- 
tümer war, unmittelbar Eigentum und damit Sicherheit gegen jedes ältere Cigentums- oder 
jonftige dingliche Recht erworben. Gleiche Sicherheit gegen älteres Necht gewährt auch der 
redlihe Erwerb eines von einem Kaufmann beftellten Pfandrechts. Indeſſen beziehen ſich 
die Beftimmungen, abgeſehen von Inhaber- und Orderpapieren, nicht auf verlorene oder 
geitohlene Sadhen. Dem vertragsmäßigen faufmännifchen Pfandrecht ijt außerdem die Art 
der Beitellung und der Realifierung behufs Befriedigung durd Verkauf erheblich erleichtert. 
Zugleich giebt das Geſetz dem Kommiſſionär, Spediteur, Frachtführer und einer Reihe von 
Släubigern des Seeverfehrs geſetzliche Prandrechte. 

Das Netentionsreht hat eine Erweiterung erfahren, indem es von einem Kaufmann 
einem Kaufmann gegenüber für jede aus Handelsgefchäft verjelben jtammende Forderung an 
jederlei beweglihen Sachen und Wertpapieren, an denen mit Willen des Schuldners der 
erg Beſitz erlangt hat, ausgeübt werden fann; nur nicht gegen bei der Übergabe er- 
teilte Vorfchrift oder übernommene Verpflichtung; und eine Verftärfung, indem der Re— 
tentionsgläubiger die Befugnis hat, die Saden nicht nur zurüdzuhalten, jondern auch in 
näher beftimmter Weiſe die Befugnis, ji aus denjelben zu befriedigen. 

2. Geld, das Gut, welches als allgemeines Taufchmittel dient, in dem fich alſo der 
Taufchwert aller anderen Güter ausdrüdt. Solche Taufchmittel find zunächſt die von der 
hierzu ausſchließlich befugten Staatsgewalt gejchaffenen gemünzten oder papierenen Geld— 
jtüde. Allein, da dieſe nach heutiger Erfenntnis nur darum für braudbar erachtet werden, 
weil jene vermöge des Metallgehaltes, diefe vermöge des Kredits eine bejtimmte Menge von 
Taujchwert enthalten, erhebt ſich der Begriff des Geldes über den einer gewiffen Menge 
förperlicher Gelpftüde hinaus zu dem einer nad folchen nur gemejjenen Quantität von 
Wert empor. Die Gelvftüde find nicht die einzigen Träger von Geldwert, erfahren daher 
namentlich durch Wertpapiere in ihrer Taufchmitteleigenfchaft bedeutende Konkurrenz. 

Das Münziyitem, das den feiten Maßſtab der Geldmenge bildet, iſt ausführlich durch 
Geſetz geregelt; desgleihen das Papiergeld (ſ. oben ©. 636 Litt. d.). 

Die Geldſtücke find förperlihe Wertfahen, die nicht bloß als Taufchmittel, jondern 
nad ihrem Wertinhalt zugleich als preisfähige Waren behandelt werden. Ihre Übertragung 
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ift Zahlung, wenn reell gejchehend, analog der Tradition, jedoch vielfach erſetzt durch andere 
die Übertragung einer Geldwertmenge ermöglichende Akte. 

3. Wertpapiere find Urkunden, welche dem berechtigten Inhaber nad ihrem In— 
halte den Bezug einer Geld- oder auch Warenleiftung in Ausficht ftellen und vermöge des 
Kredit geradezu ald Träger des Gegenjtandes der betreffenden Leiſtung erfcheinen. Am wichtigiten 
und verfchiedenartigften zeigen jich die auf Geld lautenden, die teilweiſe jogar beftimmt find, 
als Zahlmittel gebraucht zu werden, oft auch Nutung in Geftalt von Zinjen- oder Dividenden- 
bezug abwerfen u. ſ. w. Diejenigen Bapiere, die in diefem Sinn Wertpapiere darftellen, 
find zunächit förperlihe Wertfahen, zugleich aber, worüber die Theorie feineswegs einig, 
Verförperungen, Beweis- oder Yegitimationsurfunden der aus ihnen erhellenden Anfprüde 
auf Nealifierung. Darnach bejtimmt fi die Behandlung der dinglihen und obligatorischen 
Rechtsverhältniſſe. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Unterſcheidung von Rekta- oder Namenpapieren, die 
im ganzen nur für Beurkundungen der in ihnen enthaltenen Forderungen gelten, von Order: 
und von Inhaberpapieren. Zu Order- d. h. der Übertragung dur Indoſſament fähigen 
Papieren erklärt das Gejet neben dem Wechfel kaufmännische Anweifungen und Verpflichtungs: 
jcheine über Leitungen von Geld, vertretbaren Sachen, Wertpapieren, fofern fie von Gegen- 
leiftung unabhängig find, Konnofjemente, Yade-, Auslieferungs- und Yagericheine in gewiſſem 
Umfang, dann- Namenaktien und Aktienanteile. nhaberpapiere, deren Ausgabe zum Teil 
ftaatlihe Genehmigung erheifcht, tragen am meijten den erwähnten Sachencharakter an ſich. 
Die Übertragung gefchieht durch einfache Begebung und die Innehabung jhafft mit Vorbe- 
halt des Schutzes gegen Unredlichfeit die volle Legitimation zur Geltendmachung des Rechts 
an und aus dem Papier. Durch Sperrung fann das „inhaberpapier zum Namenpapier 
gemacht werden. Bei Order: und nhaberpapieren ift in beftimmter Weife Amortifation 
möglich. 

4. Gegenjtand von Handelsgeihäften werden auch Rechte; insbejondere die nach den 
bereits (f. oben ©. 635 Litt. c) angeführten Geſetzen gegebenen Urheberrechte an litterarifchen 
und ähnlichen Werten, Werfen der bildenden Künfte, Photographieen, Muftern und Modellen, 
fowie die an neuen Erfindungen bejtehenden (f. oben S. 636 Litt. m) Patentredte. 

5. ferner der Kredit, der leihmweife überlafjene oder genommene Gebrauch einem 
andern gehöriger oder zu erjtattender Werte, der wirtſchaftlich wertvoll iſt, daher regel- 
mäßig vergütet wird und feinen Preis findet. 

6. Endlich die zur Übung des Handels erforderliche, in mannigfachſter Geftaltung, im 
Dienfte oder jelbjtändig zu leiftende, im Zweifel ftets Anſpruch auf Vergütung, Zeit- oder 
Stüdlohn, begründende Arbeit. 


111. Die Handelsgeichäfte. 
812. Allgemeines. 


Die Vorausſetzungen und Wirkungen der Handelsgefhäfte beftimmen ſich fonft nad) 
dem bürgerlihen Necht. In dem Handelsgeſetzbuch werden nur vereinzelte Sätze aufgeitellt. 

Die Verträge oder Gefchäfte des Handels gehen aus freier Willenseinigung hervor. 
Einhaltung einer bejonderen Form, mie namentlich jchriftlicher, ift bis auf gewiſſe Aus- 
nahmefälle, in denen Schriftlichteit verlangt wird oder vorzugsmweife Wirkungen hat, nicht 
erforderlih. In betreff mander Punkte, die zur Vollftändigfeit des Vertragsinhaltes ge- 
hören, des Maßes oder Gewichts, des Münzfußes oder der Münzforte, der Beichaffenheit 
der Vertragsleiitung, des Ortes und der Zeit der Erfüllung, jowie anderer Modalitäten 
bejtehen mandjerlei Normativbeitimmungen für den Fall, daß nichts anderes vereinbart wird. 

Dem Wefen des Handelsverfehrs gemäß werden alle Zeiftungen, mögen fie ſich auf 
Sachen, Rechte, Kredit oder Arbeit beziehen, für entgeltlich gehalten. Daher Entrichtung 
von Provijion, Yagergeld u. ſ. w., vor allem von Zinjen unter Kaufleuten oder aus Han 
delsgefhäften, au ohne Verabredung. Über die Höhe der Zinfen, Höhe und Art der 
Vergütung für Darlehen oder ſonſtige Kredite, ſowie der Konventionalitrafen Fann nad dem 
Bundesgefeg von 17. November 1867 durch Vertrag frei verfügt werden. Auch beiteht 
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fein Verbot des Aufwachſens von Zinfen über die Höhe des Kapitald mehr; und ebenſo 
fällt für laufende Rechnungen der Kaufleute das Verbot des Anatocismus hinweg. Ver: 
legung über die Hälfte macht fein Handelsgeſchäft anfechtbar. 

Ausführlicere Regelung hat die Vertragsfchliegung unter Abmwejenden durch Offerte 
und Annahme empfangen. Ausgangspunkt ift der Sat, daß der Offerent an das Aner- 
bieten, das er erfennbar in der Abficht, ein Gejchäft abzufchließen, und in Erwartung einer 
Antwort gemadt hat, dem Aoreffaten, an den dasjelbe gelangt, gebunden erjcheint, bis bei 
regelrechtem Gefchäftägang Antwort erwartet werden darf. Die Annahmeerflärung muf, um 
den Vertrag zum Abjchluß zu bringen, zeitig und mit dem Inhalte der Dfferte überein» 
jtimmend erfolgen. 

Außerdem finden ſich noch einige weitere Abweichungen oder Ergänzungen des bürger- 
lihen Rechts. Mehrere Schuldner haften im Zweifel ſolidariſch ohne Einreve der Teilung 
oder Vorausflagung. Der Begriff der Sorgfalt wird als folche eines ordentlichen Kauf: 
manns und der des Werterſatzes oder ntereffes dahin gefaßt, daß darunter jeder mit dem 
Verſchulden in urfächlihem Zufammenhang jtehende Verluft verftanden wird. Cine ver- 
tragsmäßige Daraufgabe hat im Zweifel den Charakter einer Anzahlung, nicht eines Neu- 
geldes, eine vereinbarte Konventionalitrafe die Bedeutung, daß fie im Kalle der Nichter- 
füllung, ohne daß es erft des Beweiſes eines Verjchuldens bedarf, verwirft fein foll. 

Auf die Sicherungsmittel der Erfüllung, geſetzliches Pfand» und Netentionsredht, ift 
bereits (j. oben S. 651 unten Wr. 1) hingewiejen worden. 

Die einzelnen Handelsgefchäfte laſſen ſich füglih unter die in nadhitehenden Paragraphen 
aufgejtellten Rubriken bringen. 


$ 13. Sadengeidäfte. 


Den Taufch berührt das Handelsgeſetzbuch nicht. Über das Kaufgeſchäft erteilt 
es nur nad einigen Richtungen hin Regeln. Someit dasjelbe 

1. als gewöhnliches Kaufgeſchäft über Waren oder andere bewegliche Sachen 
ſich darftellt, gelten in betreff der Form und Art des Abjchluffes die allgemeinen Vorfchriften 
für Handelsgefchäfte. Auf die notwendige Beftimmtheit des Gegenstandes nad) Quantität, 
Qualität, ſowie des Preifes und feines Verhältnifjes zu dem Wert der Ware, des Drtes 
und der Zeit der Erfüllung wirken Beſtimmungen meiſt normativer Beichaffenpeit. 

Die Verpflichtung des Verkäufers befteht zunächſt in der Verwahrung des Kaufgegen- 
ftandes bis zur Überlieferung, deren er fich jedoch dur Nieverlegung oder fogar durd Ver- 
fauf auf Rechnung des Käufers entledigen fann, wenn diefer mit der Abnahme, die feine 
Pflicht ift, in Verzug tritt. Mit dem Übergang der Gefahr auf den Käufer verhält es ſich, 
während er fi) im übrigen nach dem bürgerlichen Necht, aljo bei Kauf aus einem Gefamtvorrat 
durch gehörige Ausscheidung, vollzieht, bei dem Diftanzkauf, d. h. demjenigen, deſſen voll- 
ftändige Erledigung einen Transport der verfauften Ware erheifcht, jo, daß der Übergang, 
wenn nicht nach der Übereinkunft ſchon früher, fpäteftens mit der Übergabe zum Transport 
an den Spediteur oder Frachtführer gegeben if. Die Übergabe oder Tradition hat feine 
Eigentümlichkeit, fofern fie an den Käufer felbjt oder deſſen unmittelbaren Stellvertreter ge- 
ſchieht. Im Diftanzgefchäft liegt fie in der Abgabe an den Spediteur oder Frachtführer, 
den der Verkäufer, falls es nicht anders ausgemacht ift, im Intereffe des Käufers auf Grund 
des Kaufgeſchäfts auszuwählen hat. Unterbleiben der Leiſtung des Verkäufers fett den 
Käufer in die Lage, bei einem Kaufgefhäft ohne fire Zeitbejtimmung der Xieferung unter 
der Vorausſetzung, daß Verzug vorliegt, bei einem Firgefhäft ohne weiteres nad) dem ent- 
fcheivenden Zeitpunkt entweder nadträglihe Erfüllung nebſt Schadenerfag oder ftatt der 
Erfüllung lediglich Schadenerfag, bei Markt: oder Börjenwaren beftehend in der Differenz 
zwifchen dem Kaufpreis und dem Markt- oder Börjenpreis zur Zeit und am Orte der 
geichuldeten Lieferung, zu fordern oder endlich den Vertrag ganz fallen zu laffen. Indeſſen 
bedarf es befonderer Kundgebung des Willens, wenn der Käufer bei Nichtfirgefchäft nicht 
Nachlieferung, ſowie umgefehrt, wenn er bei Firxgeſchäft Nacjlieferung ergreift. 

Außer um Abnahme der gelieferten Ware handelt es ih, zumal im Dijtanzgeichäft, um 
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die Frage, ob der Käufer die dargebotene Xieferung als vertragsmäßige anerfennen, abnehmen 
und behalten muß oder fie, weil in irgend erheblicher Weife dem Vertrage nicht entiprechend, 
beanftanden, zurüdweifen oder zur Dispofition ftellen darf. Zur Entſcheidung iſt die Mög- 
licheit der Prüfung unentbehrlid. Sit fie vorhanden, jo hat die Prüfung und eventuell die 
Rüge prompt zu erfolgen. Jeder Teil mag Feititellung des Zuftandes der Ware durch Sad)- 
verftändige herbeiführen. Abnahme der Ware und ausdrüdliche oder ſtillſchweigende, in der 
Unterlaffung rechtzeitiger Beanjtandung gelegene Billigung bewirkt, daß wegen folder 
Mängel, die wahrgenommen worden find oder bei ordentlicher Unterfuchung wahrnehmbar 
ewejen wären, feinerlei nachträgliche Anfprüche mehr zu erheben find. Nur nicht entved- 
3 Mängel fönnen noch binnen jehs Monaten feit der Ablieferung geltend gemacht 
werden. 

Der Kaufpreis ift Zug um Zug zu leiften, wenn nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend, 
nad) der Natur des Geſchäfts oder Gebraud, Vorauszahlung vor oder Nachzahlung nad) der 
Lieferung, Anticipations: oder Kreditfauf, gewollt ift. Je nach der Beitimmung eines fejten 
Termins der Zahlung oder dem Fehlen eines folchen treten bei Unterbleiben der Zahlung 
analog die Folgen ein wie bei Unterbleiben der Warenlieferung. 

2. Von Unterarten des Kaufs verdienen Erwähnung der Probefauf. Der Kauf 
nad Probe it ein Geichäft, bei dem behufs vertragsmäßiger Beltimmung der Beichaffen- 
heit der zu liefernden Ware eine Probe oder ein Mujter genommen wird. Kauf auf Probe 
oder auf Beficht, Belieben, Gefallen u. dal. kann aud) die Bedeutung haben, daß derjelbe 
an ſich fertig abgeichlofjen, aber je nad) der Entjchliefung des Käufers wieder auflösbar fein 
fol. Im Zweifel aber ift er als ein unter der auffchiebenden Bedingung der Billigung, 
über die der Käufer die Erklärung nicht verzögern darf, eingegangener anzufehen. Kauf 
zur Probe eröffnet nur Ausficht auf weitere Geſchäfte gleicher Art. 

3. Unter dem Kauf auf Lieferung ift einmal Kauf mit aufgefchobener Yieferung 
im Gegenfat zu dem Tagesfauf verſtanden; jodann das Lieferungsgeſchäft über Sadıen, 
welche der Yiefernde erſt anzufchaffen hat. Beide bilden, vornehmlich indem fie Marft- oder 
Börfenwaren, Produkte oder Wertpapiere zum Gegenjtand nehmen, die Grundlage der auf 
firen Termin der Lieferung geitellten Differenzgefchäfte, bei denen es häufig gar nicht 
auf wirkliche Yieferung, fondern nur auf Yeiftung des an dem Termin fich ergebenden Wert: 
unterfchiedes abgejehen iſt. Sie in letterem alle vor dem Charakter unerlaubten Spiels 
zu bewahren, erjcheint noch immer Schwierig. Daran jchließen ſich verfchiedenartige Geital- 
tungen der Börfengejchäfte, von denen befonders das der Spekulation auf Steigen 
oder allen des Börfenpreifes dienende Koſt-, Neport: oder Deportgeſchäft wichtig wird. 

4. Endlich das Yotteriegeichäft, infofern es als Ankauf eines die Beteiligung 
an der Gemwinnziehung aewährenden Yofes betrachtet werden fann. 


s 14 Geldgeſchäfte. 


Über die Geldgeſchäfte beitehen nur wenige Beitimmungen des Handelsgeſetzbuchs. 

Auszugehen ift von dem Wejen der Zahlung. Analog der Tradition erhält der Aft 
der Hingabe einer Summe von Geldftüden, an welche zuvörderſt gedacht wird, feine rechtliche 
Bedeutung erjt durch den übereinjtimmenden Willen, in dem die Hingabe erfolgt und an- 
genommen wird. Weil es darauf anfommt, erſcheint die Zahlung feineswegs nur als ein 
einfeitiger Aft des Zahlenden, ſondern als ein zwischen Geber und Nehmer fich vollziehendes 
Geſchäft, mit beſtimmten Vorausſetzungen, Wirkungen und Verbindlichkeiten. 

Da die Zahlung nichts anderes bezweckt als Übertragung einer Geldmenge, fann 
fie durh fonjtige Wertübertragungsmweijen erjeßt werden. So durch Yeiftung an 
Zahlungs Statt, die der Barzahlung da fehr nahe rüdt, wo die Wertübertragung durch Geld- 
wertpapiere, vollends durch gerade zur Funktion von Zahlmitteln beitimmte, bewirkt wird. 
Ferner durch Abrechnung, die für ihr Nefultat füglich einen felbitändigen Schuldgrund dar- 
bietet, und durch Aufrechnung, Kompenfation oder Ausgleihung, für die auch eigene, um- 
faflende Stellen nah dem Vorbild der englischen Glearinahäufer bejtehen. 
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Eine Vermittelung der Zahlung fann erzielt werden durh Einfaffierungs-, Zah— 
lungsauftrag oder Anweiſung. In der letteren zeigen fich die erfteren unmittelbar 
fombiniert. Das Handelsgefegbuch hat nur über die auf Kaufleute als Aſſignaten lauten- 
den oder von Kaufleuten über Leiſtungen von Geld, vertretbaren Sachen oder Wertpapieren 
ausgejtellten faufmännifchen Anmeifungen einige Sätze, welche die Verbindlichkeit der An- 
nahmeerflärung des Affignaten, die Entbehrlichkeit der Angabe eines Verpflichtungsgrundes 
und die Indoſſabilität ausjprecen. 

Als Unterart der Anmeifung ift der Areditbrief zu behandeln, ebenfo die Giro— 
anmweifung auf eine Bank, welche fich durch Girovertrag verpflichtet hat, daraufhin Umfchrei- 
bung in dem für den Ausfteller von ihr geführten Conto vorzunehmen, und der Ched, eine 
auf ein bei der Bank gehaltenes Depofitum gezogene und von diefer nach Übereinkunft ein- 
zulöſende Anweiſung. 


$15. Kreditgeſchäfte. 


Eine Reihe von Geſchäften hat einerſeits die Gewährung eines Kredits, andererſeits 
die Leiſtung eines Aquivalents für den Kreditgenuß, meiſt in Geſtalt des Zinſes, der weſent— 
lid als Mietpreis für den Gebrauch der kreditierten Wertmenge erſcheint, zum Gegenſtande. 
Pofitive Normen über diefe Gefchäfte liegen nicht vor. Die einfchlagenden Nechtäregeln 
find lediglich von den allgemeinen Grundjägen und dem Weſen des Kredits nad) der heutigen 
Auffaffung aus zu finden. 

An erfter Stelle kommt das Darlehn in Betradt, der Vertrag, welcher unmittelbar 
auf den Gebrauch einer zu diefem Behufe von dem Darleiher übertragenen oder belafjenen 
Wertmenge abzielt. Eine Unterart desfelben tritt in Erfcheinung in der öffentliden 
Anleihe, deren YZultandebringen durd; das Emifjionsgefhäft vermittelt wird. Als ein 
Kreditgefhäft muß ferner gelten das Zettelgejhäft, die Ausgabe von Kreditpapieren, 
die der Ausgeber einzulöfen verpflichtet ift, insbefondere von Banknoten. Das Recht und 
die Bedingungen der Ausgabe folcher Noten durch die Reichsbank und andere Banken richtet 
ſich jeßt nach dem Reichsbankgeſetz (fiehe oben S. 636 Litt. k). 

Depofitengeihäft it das darlehnähnliche Gefchäft, durch welches vertretbare Sadıen, 
vor allem Geldmengen, mit der Beftimmung in Verwahrung gegeben werden, daß der Em: 
pfänger darüber verfügen fann, nur eine gleiche Quantität zurüdzuerftatten und gewöhnlich 
für den Genuß des Gebrauchs eine Vergütung, den Depofitenzins, zu leijten hat. Weiter 
it zu erwähnen dad Krediteröffnungsgefchäft, dur weldes ein Anſpruch auf Ge- 
währung von Kredit in vereinbartem Umfang gegen Vergütung erworben wird; jodann der 
Kontoforrentvertrag, dem zufolge eine laufende Rechnung über Einnahme, Kredit, 
und Ausgabe oder Vorſchuß, Debet, des anderen Teils geführt und durch Saldierung ab- 
aeichlofien werben ſoll. 

Sowohl zur Sicherung als auch zur Beihaffung des Kredits werden Pfandgeſchäfte, 
au über die Berpfändung vertretbarer, eventuell nur in gleicher Menge oder dem Werte 
nad) zurüdzuerftattender Sachen, VBerfat:, Depot: oder Dedungsgejhäfte genannt, eingegangen. 
Eine weitere Modifikation ftellt das Yombardaefhaft dar, bei dem die Gewährung eines 
Darlehns durch Verpfändung meift vertretbar genommener beweglichen Sachen, namentlich 
Wertpapiere, gefichert fein fol. Desgleihen wird Krebitgewährung gefichert oder verfchafft 
duch Bürgfchafts- oder Delcrederevertrag, aus dem, wenn die garantierte Schuld 
des Hauptjchuldners eine handelsgeſchäftliche ift, eine ſolidariſche Verpflichtung des Leiſtens 
ohne Einrede der Vorausflagung oder Teilung entipringt, fowie durch Kreditauftrag; 
beide jo, daß der Garant dafür eine Vergütung empfängt, und mithin felbjtändige, Feines- 
wegs auf den bloß accefforischen Charakter, den das fonftige Necht ihnen beimißt, bejchränfte 
Verträge. 


$ 16. Arbeitsgeſchäfte. 


Zu den Gejchäften, melde eine dem SHandelsgebiet angehörige Arbeitsleiftung gegen 
Vergütung zum Gegenftand haben, find, abgefehen von dem Handelsgefhäft über Bearbei- 
tung umd Verarbeitung, über das ſich das Geſetz nicht weiter verbreitet, zu rechnen: 
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1. Das Transportgefhäft. Zuerſt das gewöhnliche Frachtgeſchäft, vermöge 
deſſen ein Frachtführer zu Yand oder auf Binnengewäljern den Transport von Gütern für 
Lohn auszuführen übernimmt. Mit dem Perfonentransport, der, von Transportanftalten 
geübt, ebenfalls Handelsgefhäft it, befaßt jich das Handelsgeſetzbuch im näheren nicht, mit 
dem Gütertransport dagegen ausführlid. Der Abſchluß des Frachtgeſchäfts ift formlos ; 
indejlen fann auf Grund desjelben der Frachtführer die Ausitellung eines Frachtbriefs ver: 
langen, der dann über den Begriff einer bloßen Beweisurfunde hinaus für die Ausführung erheb- 
li wird. Die Verpflichtung des Frachtführers geht auf rechtzeitige, unverfehrte Ablieferung 
des Frachtgutes am Beltimmungsert an den Adrejjaten, mit Einſchluß alles deſſen, was zur 
Ausführung nad) Vertrag, Anmweifung, Ortsgebrauch oder der obliegenden vollen Sorafalt 
nötig erjheint. Während der Zeit von der Überlieferung zum Transport bis zu der erfolgten 
Abnahme oder dem Zeitpunkt, wo ſolche hätte erfolgen follen, fchuldet der Frachtführer für 
feine Perfon und haftbar für alle Zeute, deren er ſich bedient, Erſatz eines jeden Verluftes 
oder Schadens des Frachtgutes, fofern er nicht darzuthun vermag, daß ſolche durch höhere 
Gewalt, natürliche Bejchaffenheit des Gutes oder äußerlich nicht erfennbare Mängel der Ver- 
padung verurfacht worden find. Abzuliefern braucht der Frachtführer nur gegen Zahlung der 
frachtbriefmäßigen Koften und Speſen. Wird die Abnahme bei gehörig dargebotener Ab- 
lieferung unterlafien, jo fann er fi) des Gewahrfams durch Niederlegung entäußern, auch 
fi) auf Grund des gefeslichen Pfandrechts, das ihm an dem Frachtgut zufteht, durch defien 
Verkauf befriedigen. 

Eigentümlich erfcheint der Übergang der obligatorischen Beziehungen, die zunächft dem 
Frachtführer gegenüber für den Abfender erijtieren, auf den Empfänger. Der Abſender ſchließt 
den Vertrag, jtellt den Frachtbrief aus, hat für die nötigen Benleitpapiere unter Haft für 
alle Mängel zu forgen und ift befugt, auch nad) Beginn des Transportes bindende Order 
zu erteilen. Allein nicht nur ift der Adreſſat berechtigt, jchon vor Ankunft des Gutes Maf- 
regeln zur Sicherung des Gutes zu treffen, ſondern aud) nad) der Ankunft am Beftimmunas- 
ort auf Grund des Frachtbriefs alle aus dem Fradhtvertrag begründeten Nechte gegen Er- 
füllung der frachtbriefmäßigen Verbindlichkeiten wider den Frachtführer geltend zu machen. 
Auf Grund des Frachtbriefs geitaltet fih dann das Verhältnis bei durchgehenden 
Transport, an dem mehrere Frachtführer beteiligt find, fo, daß die Nechte und Verbindlich— 
feiten von dem einen auf den andern übertragen werden und ſchließlich bei dem legten ſich 
fonzentrieren. 

Die Vorfchriften des Frachtgefhäfts finden aud) auf die Gütertransportverträge der in 
diefer Hinficht als Frachtführer zu betrachtenden öffentlichen Transportanftalten Anwendung. 
Indeſſen gelten fie für die Poſt nur fubjidiär, ſoweit nicht in den dieſe betreffenden Ge— 
jegen (f. oben ©. 636 Xitt. f) andere Bejtimmungen enthalten find. So namentlid) in 
betreff der Haftbarkeit für Verluft und Beſchädigung. Wollends beruht die Negelung der 
übrigen Rechtsgeſchäfte der Poſt auf ſonſtigen Gejegen und Verordnungen. 

Den Eifenbahnen gegenüber legt das Gefeg manden Sätzen des Frachtrechts, die 
von fonjtigen Frachtführern durch Vertrag beifeite geſchoben werden fünnen, wegen der 
Stellung diefer Unternehmungen zu dem Verfehr zwingende Bedeutung bei und bejtimmt 
von da aus die Grenzen, innerhalb deren fie mit allgemeiner oder fpecieller Vertragsfeit: 
ſetzung fi frei bewegen dürfen. Hauptſächlich handelt es ſich um die Haftbarfeit für 
Verluft und Beihädigung des Transportqutes. Daraufhin haben Reglements, die fi 
auch auf den Perfonentransport mit beziehen, überall von der im Gefet gewährten Möglich): 
feit Gebrauch machend, die Bedingungen des Eifenbahntransportes, die demgemäß bei jeder Ver: 
tragsihließung zu Grunde gelegt werden, ausführlich normiert (j. oben ©. 636 Litt. f 9. 
E.). Vornehmlid die Eijenbahnen geht auch das Geſetz über die Haftpflicht (f. oben 
©. 636 Litt. g) für Hörperverlegung oder Tötung irgend welcher Perſonen, die infolge 
des Betriebs eintritt, an. 

Für die Depefchenbeförderung der Telegraphenanjtalt fann bis jeht nur auf die 
Telegraphenordnung (j. oben ©. 636 Litt. f a. E.), welche die Vertragsbedingungen an- 
giebt, verwiejen werden. Ahnlich verhält es fich mit der Telephonie. 

2. Das die Vermittlung von Handelsgefhäften bezwedende Mäklergeſchäft. Die 
damit befaßten Handelsmäfler find zu folhem Behufe für alle Handelsgejchäfte oder gewiſſe 
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Arten derſelben amtlich bejtellte und beeibigte Perfonen, denen demgemäß Amtspflichten, 
namentlich die getreuer, unparteiifcher Ausübung ihrer Vermittlungsthätigfeit, ſowie forgfältige 
Bekundung der abgejchlofjenen Gejhäfte in ihren Tagebüchern, ſowie auch Aufftellung und 
Austaufh der Schlußnoten obliegen. Indeſſen fünnen neben den Handelamätlern Privat: 
mäfler nad; Bartifularreht zugelafien werden, deren Geſchäftsabſchlüſſe vollfommen gültig 
und deren privatrechtliche Rechte und Pflichten im mwefentlichen die gleichen find. Durch den 
Mäflervertrag übernimmt der Mäkler, unter Beobachtung der ihm jchon amtlich obliegenden 
Pflichten, die Verbindlichkeit zu forgfältiger Ausführung der ihm übertragenen Vermittlung, 
wobei das Gefeg von der Unterftellung ausgeht, daß er nicht bloß das Intereſſe feines 
Auftraggebers, fondern auch das des anderen Kontrahenten zu wahren habe. Unter der 
Vorausjegung, daß der Geſchäftsabſchluß wirklich erzielt worden ift, hat der Mäkler Anſpruch 
auf den, im Zweifel von jedem Teil zur Hälfte zu entrichtenden, vertragsmäßigen oder 
üblichen Mäklerlohn. Für die Erfüllung des Geſchäfts und Solvenz ſteht er im Zweifel 
nicht ein, wohl aber für die Identität der Perfonen, die Eriftenz des Auftrags und des 
Abschluffes. 

3. Das Kommiffionsgefhäft bezwedt Vermittlung nicht bloß des Abſchluſſes, 
fondern zugleich der Ausführung von Handelsgefchäften; und zwar, im Gegenfat zur Ver— 
mittlung durch Stellvertreter vermöge gewöhnlichen Auftrags, in der Weife, daß der Kom- 
miffionär dem Dritten als Kontrahent in eigenem Namen, mwenngleih auf Rechnung des 
Kommittenten, handelnd gegenübertritt. Darnach bejtimmt ſich das Necdtsverhältnis zu dem 
Dritten einfach dahin, daß diefer mit dem Kommittenten, der ihm gar nicht als Auftrag- 
geber genannt werden darf, wenn Kommiffion vorliegen foll, nichts zu fchaffen hat, fondern 
nur Berbindlichfeiten und Forderungen des Kommiſſionärs beftehen. Doch fann der Kom- 
mittent aus dem Konfurs des leßteren die Forderungen desjelben, weil das Geſchäft für 
feine, des Kommittenten, Rechnung gefchloffen worden ift, als Ausfonderungsberedhtigter 
herausziehen. Dem Kommifjionsvertrag zufolge fchuldet der Kommiffionär dem Kommittenten 
forgfältige Ausführung, zunächſt unter Einhaltung der erteilten Orders, namentlich. des Preis— 
limitums, mit der Maßgabe, daß günftigere Preiserzielung nur dem Kommittenten zu gute 
fommt, eventuell nach beſter Einſicht, mit Haft für die Auswahl, nicht aber ohne befondere 
Garantieübernahme für die Yeiftungsfähigfeit des anderen Kontrahenten. Auftragswidrige 
Gefchäfte braucht der Kommittent nicht als für ihm geichloffen anzuerfennen. Außerdem hat 
der Kommiffionär oft für das Kommiffionsgut zu forgen. Aus der Ausführung erwächſt 
ihm Anſpruch auf Vergütung, Erfah der Auslagen u. f. w. Diefer ift mit einem gefeh- 
lichen Pfandrecht am Kommiffionsgut verfehen. Von größter Bedeutung aber ift es, daß 
der Kommiffionär befugt erfcheint, in das ihm aufgetragene Geſchäft als Selbitfontrahent 
einzutreten. Alsdann bleibt der Gefichtspunft der Kommiffion nur noch infofern aufredt- 
erhalten, als ji der Kommiffionär Vergütung berechnen fann, wie wenn er mit einem 
Dritten fontrahiert hätte. Als Hauptunterarten der für alle Gattungen von Handels— 
geichäften erteilbaren Kommiffion werden im Geſetz Einkaufs-, Verfaufsfommiffion und 
Spedition oder Transportfommiffion angeführt. 

4. Cine weitere Gruppe hieher gehöriger Gefchäfte bilden die Verlagsgeſchäf te, 
welche auf Vervielfältigung und Verbreitung litterariſcher oder künſtleriſcher Erzeugniſſe ge— 
richtet ſind. Das Handelsgeſetzbuch beſchränkt ſich wieder darauf, ſie bei gewerbemäßiger 
Übung für Handelsgefchäfte zu erklären. Ihre Grundlage haben fie in dem oben (©. 652 
Nr. 4) erwähnten Urheberrecht. 

Das eigentlide Verlagsgeſchäft befteht darin, daß der Berleger die Verviel- 
fältigung und Verbreitung auf feine Rechnung übernimmt und regelmäßig für dieſe 
ihm gejtattete Ausnutzung des Urheberrechts dem Autor oder fonftigen Berechtigten eine 
Vergütung zahlt. Je nah der Anregung zu der Schließung des Vertrags von der 
einen oder der anderen Seite erweiſt fih Bedeutung und Inhalt des Vertrags leicht ver- 
ſchieden. Daneben fommt der Kommiffionsverlagsvertrag vor, nad weldem 
der Verleger fih nur verpflichtet, auf Rechnung des Kommittenten die Vervielfältigung 
und den Vertrieb, vielleicht auch nur den letteren, in eigenem Namen zu bewirfen. Sodann 
ſchließen fich die zahlreihen Geſchäfte an, melde behufs Ausführung des Ber- 
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lags mit Drudereien, Kommiffionären, Subffribentenfammlern u. dgl. eingegangen werben. 
Nah den Einrichtungen des Bud: und Kunfthandels it insbefondere ein eigentümlicher 
Vertrag derjenige, der zwifchen dem Verleger und dem Sortimentsbuhhändler dahin zu jtande 
fommt, daß der erftere dem leteren die Artikel auf Kondition d. h. mit der Übereinkunft 
zufendet, daß zu beftimmter Zeit deren Preis nur foweit, als der Sortimenter verfauft hat 
oder behalten will, zu zahlen ift, der Reſt aber in Natur ſoll zurüdgegeben werden fünnen. 
Den Gegenſatz bildet die feite Bejtellung oder Abnahme des Sortimenters. 


$ 17. Berfiderungsgefdäfte. 


VBerfiherung gegen Prämie ift abjolutes Handelsgefhäft. Außer der See: 
verfiherung hat fie bis jet eine reichögejegliche Regelung nicht erfahren. Das meifte ift 
für die übrigen Arten aus den Statuten und Vertragsbedingungen der großen Anjtalten, 
Attien- oder Segenfeitigfeitsgefellihaften, zu entnehmen, von denen die Verfiherung gemerbe- 
mäßig betrieben wird. Nach dem Verficherungsvertrag verfpricht der Verficherer, bei Eintritt 
eines gewiſſen Ereignifjes eine Gelbleiftung zu machen, der Verficherte dafür eine Gegen- 
leiftung in Geld, jei es dur einmalige Zahlung einer Summe, fei es durch periodische 
Zahlung von Beiträgen, zu bewirken. Verſicherung fann in diefer Weife der Verficherungs- 
nehmer nicht bloß für einen all, der ihn betrifft, fondern auch, genügendes Intereſſe vor- 
ausgeſetzt, für einen folchen, der eine andere Perſon betrifft, eingehen. Die Yeiftung der 
Verfiherungsfumme hat an den Berficherten oder deſſen Nechtönachfolger zu geſchehen. Der 
definitive Abſchluß wird regelmäßig in die Auslieferung der Police, die erft nad gehöriger 
Einzahlung ftattfindet, geſezt. Im Bezug auf die Einzelheiten des Vertragsinhaltes herricht 
die größte Dehnbarkeit. Überall wird aber dem Verficherungsnehmer vollftändige und ge- 
treuefte Angabe aller Umftände, die für den Entſchluß des Verficherers, Verſicherung zu ge- 
währen, irgend erheblich fein Fönnen, namentlich in Beantwortung der Fragebogen, jodann 
prompte Zahlung der Beiträge, Anzeige eintretender Weränderungen, Meldungen des Fällig— 
feitsfalles, Aufftellung der Rechnung und Einforderung der Verfiherungsfumme binnen be- 
ſtimmter Friſt zur Pflicht gemacht; faft immer unter Androhung des Verluftes des ganzen 
Anſpruchs bei Zuwiderhandlung. 

Hinfihtlich des Nechtscharafters des Verhältniffes macht ſich ein bemerfbarer Unterſchied 
zwiichen Perfonen- und Sacdenverfiherung geltend. Während bei der eriteren, wenn der 
fragliche Fall ſich ereignet, jedenfalls eine feſtbeſtimmte Verficherungsfumme oder ein feit- 
bejtimmter wiederfehrender Betrag zu leiten ift, wird für die lettere feitzuhalten aefucht, 
daß der Verficherer jtetS nur den wirklich entitandenen und nachzuweiſenden Schaden zu er- 
jegen, jelbjt im Falle totaler Vernichtung der verficherten Gegenftände feineswegs die Ver- 
fiherungsfumme, die den Maßſtab der Prämienzahlung ausgemadt hat, zu gewähren habe. 

Zu der Sachenverficherung gehören die Berficherungen gegen Feuers-, Transport-, 
Hagelfchlag-, Viehverluftgefahr und dergleichen, ähnlich Kredit-, Hypothefen- und die immer 
mehr ausgebreitete, die Verficherungsgefahr betreffende Nüdverficherung ; zu der leteren die 
Lebens, Alters-, Krankheits-, Ausjteuer:, Renten- und andere ähnliche Verficherungen, von 
denen mande den Übergang zu den gleiche Zwede verfolgenden Bereins- und Hülfskaſſen 
nahe legen. 


5. Das Seeredit. 


$1. Begriff, Entwidlung und Quellen. 


Der Begriff des Seerehts als Summe der auf den Seehandelsverfehr bezüglichen 
Normen umfaßt in einem weiteren Sinn aud die öffentlichrechtlichen, die ſtaats- und völfer: 
rechtlichen Verhältniſſe des Seehandels betreffenden, vielfah in Schiffahrtäverträgen nieder- 
gelegten oder, wie 3. B. in Bezug auf die Behandlung im Kriege, Neutralität, Kaperei, 
thatfächlich in Übung befindlichen Grundfäge. In engerem, hier zu Grunde zu legendem Sinn 
it nur die Summe derjenigen Rechtsnormen gemeint, nad welchen die Privatrechtsverhält- 
niſſe des Seehandels und zwar, während im übrigen für die Nechtsgefhäfte desfelben Feine 
anderen Bejtimmungen als für den Landhandel beftehen, infonderheit die der Seeſchiffahrt 
und des Seetransportes zu beurteilen find. Unter der Seeihiffahrt iſt, wenn aud teil» 
weile befonderen Vorfchriften unterworfen, die Küftenfchiffahrt mitbegriffen. 

Das Seerecht jtellt fi in diefem Sinne als ein Teil des Privatrechts des Handels 
dar, wird aber in der Geſetzgebung und Lehre immerhin als eine eigene Materie betrachtet, 
weil fih aus dem Weſen des Seeverfehrs viele eigentümliche Erfcheinungen und Rechtsin— 
jtitute ergeben haben. Urfprünglic aus vereinzelten, nur in befchränften räumlichen Um- 
fang geltenden Gebräuchen und Geſetzen erwachſen, fpäter verallgemeinert, in den meijten 
am Seehandel beteiligten Städten und Staaten ausführlicher geregelt, gegen die Neuzeit hin 
oft Fodifiziert, ftrebt gerade das Seerecht dem internationalen Charakter des Seeverfehrs 
entjprechend vorzugsweile in letter Linie nad) internationaler Übereinftimmung. 

Als geichichtlihe Quellen des deutichen Seerechts find einige Abfchnitte des römischen 
Rechts, das fich feinerfeits auf das griehifche von Nhodus ftüßt, anzuführen. Bei der 
Verſchiedenheit der Zujtände des Seehandels damals und jeht find fie kaum noch zu be- 
nußen. Näher liegen die gewohnheitsrechtlihen Übungen, welde im Mittelalter, als der 
Seehandel Aufihwung nahm, überall zum Vorſchein famen und an bedeutenden Plätzen 
aufgezeichnet wurden. inzelne dieſer Statutarrechte, jo das Seerecht von Amalfi aus dem 
14. Jahrhundert, oder einzelne wiflenschaftlihe Bearbeitungen und Zuſammenſtellungen der- 
jelben erlangten, wie Gleiches auf anderen Rechtsgebieten gefchah, eine weit über ihr urfprüng- 
liches Bereich hinausgehende Bedeutung, So für die weltlichen Küften das Seerecht von 
Dieron feit dem 11., für die nördlichen Küften das von Wisby aus dem 15. Jahrhundert 
und vor allem das zunächſt für die Mittelmeerländer wichtige, in der Folge aber häufig 
als die Bafis des gefamten jpäteren Seerechts betrachtete consolato del mare, wahrjcein- 
lich zu Barcelona (um 1400) entitanden. Neben ihm ift noch der aus Weftfranfreich jtam- 
mende guidon de la mer des 16. Jahrhunderts hervorzuheben. Für Norddeutichland er- 
fcheinen weiterhin als die unmittelbarften und wichtigſten Quellen älterer Zeit die hanfeatifchen 
Neceffe. Hier und da finden ſich auch bereit3 einzelne provinzielle oder partifulare Ver: 
ordnungen. R 
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In der neueren Zeit, feit dem 16. oder 17. Jahrhundert, treten in fehr vielen Län— 
dern, in Frankreich (Ordonnances), den Niederlanden, Schweden, Spanien (Ordonnanz von 
Bilbao) u. f. w., umfafjendere Staatögefege auf, mährend dagegen in England die 
Gejeßgebung dur eine Neihe von Specialbejtimmungen fucceffiv nur einzelne Punkte zu 
orbnen pflegte. Bon den deutjchen Küftenftaaten unternahm Dfterreich (1774), ſodann Preußen 
in einem Abjchnitt feines allgemeinen Landrechts (II 8 SS 389 ff.) eine ausführlichere 
Kodififation. Noch weiter zu der Gegenwart hin haben nad) dem Mufter des franzöſiſchen 
Code de commerce faft alle Handelögefegbücher das Privatfeereht in fih aufgenommen. 
Demgemäß hat denn auch das deutfche Handelsgeſetzbuch das Seereht mit behandelt!. Der 
betreffende Abſchnitt, Buch 5, ift als Teil des Handelsgejehbuhs in allen Staaten, wo 
legteres gilt, mit Ausnahme von Ofterreich eingeführt worden und gilt jegt mit dem Handels— 
gejeg für das Deutfhe Reich als Reichsgeſetz (f. oben ©. 634). Dieſe pofitive Grundlage 
wird um fo wichtiger, da gerade in dem Abjchnitte des Seerechts die Legislation volljtändiger 
zu Werke gegangen ift als in anderen Teilen des Handelsrehts. In Bezug auf das 
Verhältnis zu anderen Quellen und zu anderen Nechtögebieten gilt durdaus das nämliche 
wie von dem Handelsrecht überhaupt. : 

Die Litteratur des Seerechts ift teils in den allgemeinen Schriften über Handels- 
recht enthalten, namentlich bei den älteren romanischen Schriftjtellen, Stracha, Cafaregis 
und anderen, bejteht aber zum Teil aud aus Monographieen. Für Deutfchland find bejon- 
ders zu erwähnen Stypmann, M. Pöhls, Darftellung des Seerehts, und Kalten— 
born, Grundfäbe des praftifhen europäifchen Seerechts, der auch eine Überjicht der deutjchen 
und außerbeutfchen Litteratur bis 1851 darbietet. Seit Herrichaft des Handelsgefegbuchs 
ift eine ſyſtematiſche Bearbeitung des gefamten deutſchen Seerechts, jofern nicht eine ſolche 
als kurze Überficht den Lehrbüchern des deutfchen Privatrehts angereiht wird, ausgeführt 
durch Zufammenmwirfen mehrerer Autoren, nur in Band 4 Abteilung 1 des von Endemann 
herausgebenen Handbuchs (f. oben ©. 638 $ 4 3.4.) erfchienen. Selbſt die Bearbeitungen 
einzelner Materien find verhältnismäßig felten und dürftig. Von den Kommentaren zum 
Handelsgeſetzbuch bejchäftigen fi mit dem fünften Buche die von Koch und Mafower. 
Eine fpeciell auf das Seerecht bezügliche und ausführliche Kommentation aber hat Yewis 
geliefert, eine kürzere Überfiht Gareis ($$ 116 ff.). Hauptfählich muß zur näheren 
Kenntnis auf die Älteren Präjudizien in Rechtsſachen der Seeſtädte und nachmals auf die 
des Neichsoberhandels- und des Neichsgerichts verwiefen werden. 


$2. Die Seeſchiffe. 


Die Anwendung des Handelsgeſetzbuchs ijt dDadurd bedingt, daf Transport zur See 
mit einem zur Seeſchiffahrt bejtimmten Schiff betrieben wird. Dasfelbe gilt nicht für 
Kriegs-, Entdedungs-, Vergnügungsfchiffe, dagegen wohl für die zum Eeetransport bejtimmten 
Schiffe, auch wenn fie zugleich zu einem weiteren Erwerbözwed dienen und gleichviel von 
welcher Art fie find. 

Das Schiff muß ein deutſches jein, das Recht, die deutſche Flagge zu führen, 
befigen. Die darauf bezüglichen Beftimmungen des Handelsgeſetzbuchs, welche auf der Unter: 
ftellung, daß nur von deutichen Yandesflaggen zu reden fei, beruhten, haben geändert werden 
müffen. Dies ift, da nad der Neichsverfaffung, Artikel 54. 55, nur eine einheitliche 
deutiche Handelsmarine bejteht, welche die deutiche Flagge führt, durch Reichsgeſetz vom 
25. Oftober 1867 gefchehen. Dasfelbe follte fih nicht auf fleinere Küftenfahrzeuge be- 
ziehen. Durch Geſetz vom 28. Juni 1873 ift dann verfügt worden, daß ſolche von we— 
niger als fünfzig Kubifmeter Bruttoraumgehalt ohne weiteres unter deutſcher Flagge fahren 
dürfen. 

Als Vorbedingung des Rechts auf Führung der leßteren wird verlangt, daß das 


* Über die Beratung fiche Goldfhmidt, Handbuch des Handelsrechts I 139. Siche über 
ſämtliche Quellen des deutichen und außerdeutichen Seerechts bis 1851: Kaltenbgrn I $$ 7-37; 
Goldſchmidt IST. 
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Schiff nahweislih im Eigentum eines Reichsangehörigen, einer inländischen Aktiengeſellſchaft 
oder Genoſſenſchaft jteht. Daraufhin muß das Recht durch Eintragung des Schiffs in das 
Scifföregifter feines Heimathafens, der den Mittelpunft des Betriebs bildet, erwirft werben. 
Das öffentliche, jedermann zugängliche Regiſter erteilt über alles, was die oentität, Na- 
tionalität, die Eigentums: und fonjt erheblichen Berhältniffe betrifft, Auskunft. Welche 
Behörden dasjelbe zu führen haben, beftimmt die Landesregierung. 

Über den erfolgten Eintrag wird dem Schiff das Schiffscertififat ausgefertigt. Mit 
defjen Aushändigung ift die Befugnis der Flaggenführung gegeben. Doch fünnen die Neichs- 
fonfuln nterimscertififate erteilen, wenn fremde Schiffe im Auslande von Deutjchen er- 
worben werden. Unbefugte Flaggenführung wird beftraft. Änderungen der Verhältniſſe, 
namentlich des Eigentums, find zum Schifferegifter anzumelben. 

Jedes Schiff muß einen Namen haben, unter dem es im Regiſter eingetragen wird; 
außerdem ein Unterfcheidungsfignal von vier Buchſtaben. Der Name foll deutlich erfennbar 
am Bug und am Hed angebracht fein. Er darf nur aus dringenden Gründen mit Be- 
willigung des Neichsfanzlers geändert werden. 

Nah Verordnung vom 5. Juli 1872 findet fodann eine Schiffsvermefjung jtatt, welche 
durch den Schiffsmeßbrief die Ladefähigkeit nach Brutto- und Nettoraumgehalt und damit 
die Grundlage für die Schiffsabgaben feftjtellt. 

Das Schiff ift im Rechtsſinne an fih eine bemeglihe Sade, wird aber in 
manchen Beziehungen, wie Verpfändung, Subhaftation, den unbeweglichen gleich behandelt. 
Sein Boden gilt als deutfcher Heimatsboden. 

Es bildet mit allem Zubehör, allen bleibend für den Gebraud bei der Seefahrt be- 
ftimmten Sachen, ſelbſt nicht unmittelbar und untrennbar mit dem Körper verbundenen, wofür 
insbejondere der Eintrag in das Schiffsinventar ein Kennzeichen liefert, ein Ganzes. Lediglich 
für eine einzelne Neife angefchaffte Dinge, Proviant u. dgl., fowie Ballaft find nicht 
Zubehör. 

Das Schiff als zufammengejegte Sade iſt Gegenftand des Allein- oder des ji in 
aftienartige Anteile, Schifföparten, zerfpaltenden Miteigentums, der Veräußerung, die ohne 
förmlide Übergabe, ſchon durd bloße Vertragserflärung, vorbehaltlich des Rechts eines 
jeden Teils, Ausfertigung einer beglaubigten Urkunde zu fordern, vor fich gehen fann. Bei 
Vornahme während laufender Neife geht im Zweifel auch deren Gewinn oder Verluft auf 
den Erwerber über. Übergang perfönlicher Verpflichtungen des Veräuferers gegen Dritte 
dagegen ift im Zweifel nicht mitbegriffen. 

Im allgemeinen nterefje wird darauf gehalten und ſelbſt für die privatrechtlichen Be- 
ziehungen wichtig, daß das Schiff fih in feetühtigem Zuftand befindet. Das Geſetz 
unterfcheidet Reparaturunfähigfeit, die vorhanden ijt, wenn es unmöglich it, das bejchädigte 
Schiff an feinem Aufenthaltsort zu reparieren oder dasfelbe in einen Reparaturhafen zu 
bringen, und Reparaturummwürdigfeit, die bei Mifverhältnis der aufzumendenden Kojten vorliegt. 

Ein fegelfertiges Schiff darf nur wegen folder Anfprühe mit Beſchlag belegt 
werden, welche ſich auf die eben anzutretende Reife beziehen, verladenes Gut nur bedingungs: 
weife. Über die Zwangsvollitredung trifft die Civilprozeßordnung Beftimmung. Gegen die 
Schiffsbefagung (f. unten $ 4) und alle auf dem Schiff angejtellten Perſonen iſt, wenn 
das Schiff jegelfertig liegt, Perfonalarreft nicht mehr anwendbar. 

Von allgemeinen Bejtimmungen ift noch zu erwähnen, daß 1. den europäiſchen Häfen 
im Geſetz die des Aſowſchen, Schwarzen und Mittelmeeres gleich geachtet werden, 2. die 
Landesregierung den Begriff des Aufenthalts im Heimathafen auf alle oder einige Häfen 
des Nevierd ausdehnen mag, 3. für die Poft das Seerecht des Handelsgeſetzbuchs nur in- 
fomweit gilt, als nicht für diefe andere Vorfchriften eriftieren. 


S 3 Needer und Reederei. 


Unter diefem Titel handelt es ſich um die PVerfonen, welche als Inhaber des Eigen- 
tums am Schiff und des mit dem Schiff zu betreibenden, auf Perfonen- oder Güterbeför- 
derung direft oder auch indireft, 3. B. Scleppen, gerichteten Gewerbes ſich darftellen. 
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1. Reeder, zunädjt als phyfifche Einzelperfon gedacht, ift der Eigentümer des zum 
Erwerb durch Seeſchiffahrt dienenden Schiffs. Diefem wird aber in gewiſſem Sinn gleid- 
geftellt, nämlid Dritten gegenüber als Needer behandelt, wer ein fremdes Schiff für eigene 
Nehnung verwendet, jelbit führt oder führen läßt. Anſprüche der Sciffsgläubiger aus 
Verwendung fann der Eigentümer nur abwenden, indem er beweift, daß ihm gegenüber die 
Verwendung widerrechtlich oder nicht in gutem Glauben gemacht worden ift. 


Aus der Eigenschaft des Reeders entipringt vermöge des Geſetzes, welches von den 
verjchtedenen Syſtemen dasjenige ergriffen hat, wonad er nur mit dem dem Meer an- 
vertrauten Vermögen, Schiff und Fracht, die in dem Bruttoverdienft der betreffenden Seereife 
beiteht, haften foll, eine Haftbarfeit a. für den Schaden, der Dritten durch die Schiffs— 
befagung in Ausführung ihres Dienftes angerichtet wird; b. für Anfprüche Dritter aus den 
vom Schiffer innerhalb feiner Befugnis abgefchlofjenen Verträgen, ſowie c. noch in einigen 
anderen Fällen. Dagegen haftet er auch perfönlich für die Forderungen der Sciffäleute 
aus den Dienft: und Heuerverträgen. Den Gerichtsftand hat er für alle gegen ihn zu er: 
hebenden Klagen bei dem Gericht des KHeimathafens neben dem des Mohnfites. 


Needer mit denjelben Verbindlichkeiten fann nicht bloß ein phyfische, fondern auch eine 
ideale Perfon, Korporation, Handels: oder andere organifierte Gejellihaft, Genoſſenſchaft 
fein. Die Haft der Mitglieder beftimmt ſich alsdann je nad) dem Charakter einer ſolchen 
Gefamtheit. 

2. Davon zu unterfcheiden ift die Neederei, eine Mehrzahl von Perjonen, die ein 
Schiff gemeinfam zum Erwerb durch Seeſchiffahrt benugt. Sie erfcheint als eine eigenartig 
dur Vertrag und hülfsweife Geſetz geordnete Gefellichaft. 

Jedes Mitglied der Reederei hat eine oder mehrere Schiffsparten, aftienähnliche, ver: 
äußerlihe Anteile an dem Schiff und Gewerbe, nad denen fi) der Maßſtab der Rechte und 
Berbindlichkeiten, fowie das Stimmredt ergiebt. Inhaberin des Ganzen ift die Gefamtheit. 
In der Regel faht fie Beichlüffe mit Stimmenmehrheit; indefien bedarf es mitunter, 
z. B. für Vertragsabänderung, einer gejteigerten Majorität, wo nit Stimmeneinhelligfeit. 
Zur Erleichterung der Gefchäfte wird meift ein Korrefpondentreever, auch Sciffsbireftor 
oder Schiffsdisponent genannt, jederzeit durch Majoritätsbefchluß widerruflich beitellt. Durch 
ihn wird innerhalb feiner nad außen nicht beichränfbaren Befugnis die Neederei, der er 
Geſchäftsführung mit vollem Fleiß, unter Beachtung der erteilten Anmweifungen, auch der 
beſchränkenden, ſchuldet, Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet. 

Die Mitglieder haben zu den Laſten und Koſten des Unternehmens, im Zweifel nach 
Verhältnis ihrer Schiffsparten, beizutragen. Desgleichen erfolgt darnach Zuteilung von Ge— 
winn und Verluſt, worüber im Zweifel jedesmal nach Rückkehr des Schiffs in den Heimat— 
hafen die Berechnung gemacht wird. Von manchen Beiträgen läßt ſich durch Aufgeben der 
Part ohne Entgelt Befreiung erzielen. 

Die Reederei iſt von Erhaltung des Perſonalbeſtandes nicht abhängig. Sie dauert 
ſelbſt trotz Tod oder Konkurſes eines Mitgliedes fort. Aufkündigung der Beteiligung giebt 
es nit. Dafür fann die Schiffspart frei, ohne Vorkaufsrecht der Neederei veräußert und 
jo das Ausfheiden herbeigeführt werden. Doc bleibt der Veräußerer den Mitreedern, 
—* für alle Verbindlichkeiten gegen Dritte bis zu gehöriger Anzeige des Ausſcheidens 
verhaftet. 

Die Haft gegen Dritte richtet ſich, ſoweit ſie eine perſönliche iſt, nach der Größe der 
Schiffspart, bei Beſtellung eines gemeinſamen Geſchäftsführers iſt ſie jedoch eine ſolidariſche. 

Zur Auflöſung kommt die Reederei durch Mehrheitsbeſchluß, insbeſondere über Ver— 
äußerung des Schiffs, die aber, wenn es unverfrachtet it, nur in dem Heimat- oder einem 
inländischen Hafen, in einem ausländischen bloß bei Neparaturunfähigfeit oder -unwürdigteit 
und in öffentlicher Verſteigerung geſchehen foll. 

Eine Mehrzahl dieſer Vejtimmungen findet auch Anwendung auf die Vereinigung 
mehrerer zu Erbauung eines Schiffes. 
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s4 Die Shiffsbejfagung. 


Der Schiffer over Schiffskapitän ift der Führer, vielleicht zugleih der Eigentümer 
des Schiffs. Seine Stellung, die durch Ablegung einer Prüfung erworben werden muß, 
erfcheint feineswegs als eine rein pritvatrechtliche. 

Er jteht für getreue Erfüllung aller Pflichten, ſowie insbefondere der von ihm aus- 
zuführenden Verträge dem Needer, Befrachter, Ablader und Empfänger, den Pafjagieren, 
Schiffsleuten, Schiffögläubigern ein. Den lettern gegenüber befreit ihn Anweiſung bes 
Reeders nicht; ſolche macht nur auch diefen haftbar. Jedem gegenüber, mit dem er durch 
feinen Dienft in Berührung fommt, erfcheint der Schiffer als der berechtigte Disponent über 
Schiff und Ladung. Objektiv erſtreckt fich feine Verpflichtung und Befugnis auf alles, was 
die Ausrüftung oder außerhalb des Heimathafens die Erhaltung des Schiffs, rechtzeitigen 
Beginn der Neife und verantwortliche Leitung während derſelben angeht; ferner auf Füh— 
rung des Schiffstagebuchs, Aufrihtung der Verflarung über die auf der Neife eingetretenen 
Unfälle, ſowie auf die Wahrung der Intereſſen aller Beteiligten. Speciell verbreitet ſich 
das Geſetz über fein Verhältnis zum Reeder, deſſen bejchränfenden Anmweifungen er dieſem 
gegenüber folgen muß, die aber Dritten gegenüber nur, wenn fie ihnen befannt find, wirf- 
jam werden. Die Rechtsgeſchäfte, die er innerhalb feiner gejeglihen Befugnis abſchließt, 
find aftiv und paffiv für den Reeder abgefchlofjen, für ihn felbit nur dann verbindlich, wenn er 
Gewährleiftung übernommen hat. Ohne Einwilligung des Needers darf er für eigene Ned) 
nung Güter nicht verladen, widrigenfalls er mindeitens die höchſte Fracht erftatten muß. 
Andererfeits hat er Anfprud auf Lohn, Kleidung, bejondere Bergütungen, Primage, 
Prämien u. dal. Auch iſt beftimmt, was der Needer zu leiften hat, wenn der Schiffer 
nad) Antritt der Neife frank oder verwundet wird oder ftirbt. Worbehaltlih der Entſchä— 
digung fann ihn der Reeder jederzeit entlaffen, keineswegs ebenfo unbedingt der Schiffer 
kündigen. 

Die Verhältnifje der Schiffsmannſchaft, zu der außer dem Schiffer alle Per- 
fonen der eigentlihen Bejagung, Offiziere, Matrofen, Schiffsjungen gehören, deren 
Normen aber auch alle in jonjtiger Eigenfhaft vom Needer oder Schiffer auf dem Schiff 
angeftellten Perfonen unterworfen find, regelt nicht mehr das Handelsgeſetzbuch, jondern die 
Seemannsorbnung vom 27. Dezember 1872 für alle Kauffahrteifchiffe deuticher Flagge. 
Zur Handhabung der Ordnung bejtehen Seemannsämter der Einzelſtaaten, die aber der 
Reichsbehörde des Oberſeeamts untergeordnet find. Im Auslande find die Reichskonſulate 
Seemannsämter. 

Die Stellung der gedachten Verfonen wird nicht bloß aus dem Gefichtspunft eines 
freien Arbeitsvertrags, fondern nad) Analogie des öffentlichen Dienftes behandelt. Namentlich 
gilt dies von der des Kapitäns. Die Annahme zur Befagung erfolgt auf Nachweis des 
Namens, Alters, der Heimat vor dem Seemannsamt unter der Borausjegung des 
Befises eines Seemannsbuches durch die Anmufterung, die in der Verlautbarung des Heuer: 
vertragd vor dem Amt bejteht. Dementfprechend gejhieht auch die Abmuſterung. Auf 
Grund des Heuervertragd muß nad der Anmujterung der Seemann bei Meidung von Zwang, 
den das Amt ausüben fann, alsbald eintreten. Dem Schiffer ſchuldet er Gehorfam, Aus- 
halten auf dem Schiff bei Gefahr, folange diejer auf demjelben bleibt, Bereitihaft zu den 
Rettungsmaßregeln, Mitwirfung bei Verklarung u. f. w. Der Schiffer darf ihn wegen 
mangelnder Fähigkeit im Nang herabfegen. Andererſeits befiehlt das Geſetz prompte 
Zahlung der Heuer, Gewährung ordentlicher Verköftigung, Wohnung, beftimmt auch, was 
bei Erfranfung, Verwundung oder Tod zu gejchehen hat. Sodann findet ſich noch die 
Beendigung des Dienites ſowie die dem Kapitän zuftehende Strafgewalt und die Art, mie 
thunlichjt Streitigkeiten zwifchen Kapitän und Schiffsleuten beizulegen find, geregelt. 

Die Stellung und das Nechtsverhältnis der Lotſen, deren es verfchiedene Arten giebt, 
ift im Handelsgeſetzbuch nicht berührt worden. Hie und da befteht eine eigene Xotjen- 
ordnung. 
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$5. Das Transportgeidäft. 


1. Der Vertrag, der zum Zwede der Beförderung von Gütern ab- 
gefchloffen wird, geht entweder als Chartervertrag dahin, daß ein ganzes Schiff oder ein 
bejtimmter Teil desfelben zur Verladung gewonnen wird, wo dann jeder Kontrahent eine 
fchriftlihe Beurkundung, die Chartepartie, verlangen kann, oder dahin, daß Stüdgüter, 
folhe allein oder durch jogenannten Unterfrachtvertrag neben Charterung, verladen werden 
follen. Befrachter oder Ablader heißt derjenige, der den Transport ausgeführt wiſſen will, 
Verfrachter der Schiffer oder Needer, der ihn ausführt oder ausführen läßt. In jedem 
Fall haftet der Verfrachter für die Seetüchtigkeit des Schiffs. Bei Charterung eines ganzen 
Schiffs, fowie auch mit einigen wenigen Modifikationen bei folcher eines Teils hat der Ber- 
frachter in gehöriger Weife das Schiff zur Einnahme der Yadung, die der Befradhter auf 
feine Koften bis an den Landungsplatz ſchaffen und der er bei Haft für allen Nachteil die 
erforderlichen Zegitimationspapiere beigeben muß, bereit zu ftellen, während der Warte- 
zeit bereit zu halten, dann das Stauen in den Schiffsraum vorzunehmen und die Reife 
zeitig anzutreten. Vor Antritt der legtern fteht dem Befrachter in beftimmter Weife das 
Recht zu, mit den Gütern zu wechjeln, auch gegen Erjtattung von Fautfracht und Aus— 
ladungsfoften von dem Vertrag zurüdzutreten. Bei Verfrahtung von Stüdgütern ift die 
Abladung nad Aufforderung des Sciffers ohne Verzug zu bewirfen und das Nüdtrittsrecht 
etwas anders geordnet. 

Was die Löſchung am Beitimmungsort und dafelbjt an dem hierzu angewiefenen oder 
üblihen Platz anlangt, wobei die Kojten der Ausladung der Schiffer, die übrigen der 
Empfangnahme der Deftinatär trägt, fo zeigt der Schiffer feine Bereitfchaft zum Löfchen 
fpeciell dem leßteren oder öffentlich allgemeinhin an. Damit beginnt die Yöfchzeit, binnen 
der abgenommen werden muß, widrigenfall® dem Schiffer Anſpruch auf Überliegegeld und 
die Befugnis, die Ladung niederzulegen, erwächſt. 

Für Verluft oder Beihädigung der abgeladenen Güter während der ganzen Zeit von 
der Empfangnahme bis zur Löſchung haftet der Verfrachter grundfäglich in derjelben Weiſe 
wie der Landfrachtführer. Ebendeshalb kann vor Empfangnahme der ausgeladenen Güter 
ſowohl der Empfänger als der Schiffer den Zuftand derſelben feititellen laſſen, nad der 
Empfangnahme der erjtere, wenn Befichtigung unterblieben ift, ausgenommen den Fall bös- 
liher Handlungsweife der Schiffsbefagung, nur noch binnen achtundvierzig Stunden Rüge 
erheben. Das Maß des Erfages ift bei Verluft der Marktpreis am Bejtimmungs-, Reife- 
beendigungs: oder Berqungsort, eventuell Sachverftändigentare, bei Beſchädigung die einge: 
tretene Wertverminderung. Zu Annahme der befchädigten Güter auf feine Frachtforderung 
braucht der Verfrachter ſich nicht zu verftehen. Von Gütern, die ohne Haft des Verfrachters 
durch Unfall verloren gegangen find, ift Fracht nicht zu zahlen, wohl aber bei Verluft in- 
folge natürlicher Bejchaffenheit. Wie es jich bei Aufopferung verhält, ergeben die Regeln 
der großen Haverei. 

Über die Berechnung der Fracht, die der Verfrachter mangels Übereinfunft zu fordern 
hat, jtellt das Geſetz mancherlei Regeln auf; namentlih davon ausgehend, daß Nebenlei- 
ftungen, wie Kaplaken, Primagen, Unkoſten, abgefehen von großer Haverei oder Koften der 
Erhaltung oder Rettung des Schiffes, nicht in Rechung zu ftellen find. Die Güter auszu- 
liefern ift der Schiffer, wenn nicht Frankoſendung ftattfindet, nur gegen Zahlung der Fracht 
und Erledigung oder Sicherftellung aller auf denfelben haftenden Laſten ſchuldig. Durch 
die Annahme wird der Empfänger Schuldner. Nach Auslieferung ohne Zahlung kann ſich 
der Verfrachter an den Befrachter nur noch infomweit halten, als diefer mit feinem Schaden 
bereichert erfcheint. Umgekehrt wird er durch Depofition der ftreitigen Beträge ſtets zur 
Auslieferung genötigt. Wegen der Fracht nebſt Zubehör jteht dem Verfrachter an den 
Gütern ein gejeglihes Pfand- und Befriedigungsrecht zu, das auch nad der Ablieferung 
fortdauert, wenn es binnen dreißig Tagen geltend gemacht wird und die Güter ſich nod im 
unmittelbaren oder mittelbaren Befit des Empfängers befinden. 

Dann folgen fpecielle Beitimmungen, aus welden Gründen und mit welden Folgen 
teils vor teils nach Antritt der Reife eine Aufhebung des Frachtvertrags eintritt. 


r 
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Eine wichtige Erfheinung bildet das Konnofjfement, eine nad der Abladung von 
dem Schiffer auszuftellende Urkunde, laut deren er ſich verpflichtet, an den urfprünglich be- 
zeichneten oder den durch Indoſſament legitimierten Empfänger die genau bezeichneten 
Güter auszuliefern. Dieje Auslieferungsverbindlichfeit wird nur gegen Rüdgabe des Pa— 
piers und Bejcheinigung des Empfangs erfüllt. Sie ift eine ftreng formale, lediglich durch 
den Inhalt der Urkunde bejtimmte, fofern nicht in derſelben auf die Chartepartie hinge- 
wiefen wird. Der Verfrachter haftet für die Nichtigkeit der laut Konnofjement verladenen 
Güter. Anmweifungen in betreff der Auslieferung, welche der übernommenen Verbindlichkeit 
widerfprehen, darf der Schiffer nur annehmen, wenn ihm das Konnofjement zurüdgegeben 
wird. Durch befondere Klaufeln fünnen mande Modififationen eintreten. 

2. Die Vorfchriften des Handelsgefegbudhs über die Beförderungvon Berfonen 
beziehen fich nicht auf den Fall einer Charterung des Schiffs zu foldem Zweck, die nad) 
den bereits erwähnten Negeln zu behandeln ift, und nicht auf den Transport von Aus— 
wanderern, für den die Yandesgefege maßgebend find, jondern nur auf die Vertragsjclie- 
Bung über den Transport von Pafjagieren nad) einem beftimmten Ort. Der Vertragsihluß 
ift formlos, jedoch meift mit Erteilung eines Billets, das bei Namendnennung unübertrag- 
bar bleibt, verbunden. Der Neifende hat dafür zu forgen, daß er rechtzeitig zur Abfahrt 
eintrifft. Während der Reife fchuldet er nad Mafgabe der Schiffsordnung dem Kapitän 
vollen Gehorfam. 

Der Vertrag löſt fih auf, teils ohne teils mit gemifjer Entfhädigung, bei Verluft 
des Schiffs oder NRüdtritt des Neifenden, der vor oder nad) Beginn der Reife aus gewiſſen 
Urſachen geftattet if. Wenn das Schiff unterwegs der Reparatur bebürftig wird, muß 
der Neifende diefe abwarten, jedoch mit Anſpruch auf Unterhalt, fofern er nicht die ihm 
angebotene Weiterbeförderung mit einem anderen Schiff ablehnt. 

Seine Reifeeffelten, die er feinerfeits an Borb zu bringen hat, werden im Zweifel frei 
befördert. Die Verladung, Aufbewahrungspflicht u. j. w. folgt den Regeln des Gütertrans- 
ports. Daran fchlieft ſich die Sorge des Sciffers für diefelben an, falls der Pafjagier 
auf der Reife ftirbt. Wegen des Paſſagegeldes hat der Verfrachter, folange fie nicht aus- 
geliefert find, an ihnen ein Pfandredit. 


86. Bodmerei. 


Bodmerei ijt ein Darlehn, welches der Schiffer fraft geſetzlicher Ermächtigung 
gegen Prämie unter Verpfändung von Schiff, Fracht und Ladung oder eines dieſer Gegen- 
ftände aufnimmt; und zwar fo, daß der Darleiher, ohne einen perfönlichen Anſpruch zu 
haben, ſich Ieviglih an die verbodmeten Gegenftände nach Vollendung der Bodmereireife, 
aljo nah Ankunft des Schiffs am Reifeziel, halten fann. Mit dem Begriff des Darlehns 
vermifcht fich daher der Gedanke der Übernahme des Riſikos unglüdlicher Fahrt. Der Ka— 
pitän ift zur Aufnahme behufs Ausführung der Neife außerhalb des Heimathafens, fowie 
behufs Erhaltung oder Beförderung der Ladung während der Reife im alleinigen Intereſſe 
der Labungsbeteiligten befugt. Dabei fann er manchmal mehrere, mandmal nur einzelne 
Gegenftände verbopmen. Die Notwendigkeit der Aufnahme wird ihm von einem Konful 
oder von einer fonftigen Behörde, eventuell von den Schiffsoffizieren bis zum Beweis des 
Gegenteild bezeugt. 

Über den Äbſchluß des Gefhäfts muß der Schiffer einen Bodmereibrief, auch einen 
an Order lautenden, ausftellen, wenn ein echtes Bobdmereiverhältnis vorliegen foll. Die 
Prämie wird beliebig vereinbart. Im Zweifel ift das Darlehn nicht noch daneben zu ver- 
zinfen. Der Anſpruch des Bodmereigläubigers auf Zahlung der Bodmereifhuld wird mangels 
Übereinkunft am achten Tage nad) Ankunft des Schiffs im Bejtimmungshafen fällig und gegen 
Aushändigung des Briefs realifierbar. Für die Zahlung haften die verbodmeten Gegenjtände, 
die auch ſchon vor der Fälligkeit mit Bejchlag belegt werden mögen. Der Schiffer hat fie 
forgfam zu bewahren und darf fie nicht ausliefern, ehe die Bodmereiforderung befriedigt 
oder fichergeftellt ift. Bei Anderung der Bodmereireife oder wenn er die Gegenftände von 
neuem einer Seegefahr ausjegt, ohne daß dies im Intereſſe des Gläubigers geboten er- 
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fcheint, wird er perfönlid für den von leßterem erlittenen Ausfall haftbar; ebenfo der 
Reeder, der dazu Drver erteilt hat. Der Gläubiger fann zu feiner Befriedigung, vorbe- 
haltlih des Rechts dritter gutgläubiger Erwerber, den öffentlichen Verfauf herbeiführen. 
Mer mit Kenntnis der Bodmereifhuld annimmt, haftet perfönlid dem Gläubiger für die 
Befriedigungsmöglichkeit, die gegeben gewejen wäre, wenn feine Auslieferung ftattgefunden 
hätte. Bei Aufgeben oder Verkürzung der Reife tritt Herabfegung der Prämie ein. 


8 7. Haverei. 


Der Haverei, deren Begriff alle durch die Seefahrt entjtandenen, Schiff oder Ladung 
treffenden Schäden oder Unfoften umfaßt, giebt es zwei Arten. Die große Haverei 
jegt voraus eine Schiff oder Ladung bedrohende Gefahr, welche aud von einem Dritten oder 
durd einen Beteiligten erregt fein fann, eine behufs Rettung vorgenommene jchädigende 
Handlung oder Aufwendung, eine darauf gerichtete Anorbnung des Schiffers, ſowie völliges 
oder teilmeifes Gelingen der Rettung. Dies wird durd Aufzählung einer Reihe von Bei: 
jpielen erläutert. Die große Haverei ift vorbehaltlich perſönlicher Haft defjen, der fie ver- 
jchuldet hat, von Schiff und Ladung gemeinfam zu tragen. Zur befonderen, von dem 
Schiffseigentümer und den Yadungsbeteiligten getrennt zu tragenden Haverei gehören alle 
Fälle, die nicht zur großen zählen. Nach großer kann noch eine bejondere in Frage 
fommen. 

Die Berechnung der großen Haverei richtet fih mit Außerachtlaſſung gewiſſer Verluſte 
und Beihädigungen nah dem Betrag des Schadens an Schiff und Zubehör, der durch 
Sachverſtändige je nad) dem Alter des Schiffs feitgefeßt wird, bei Schaden der Güter nad) 
dem Marktpreis am Neifebeendigungsort zur Löfchzeit oder nach dem Verfaufswert der be- 
ihädigten Güter, die Vergütung für entgangene Fracht nah dem Fradhtbetrag, der für die 
aufgeopferten Güter bis zum Beftimmungsort hin zu entrichten gewejen wäre. Daran 
ſchließen fich fpecielle Bejtimmungen über die Verteilung auf Schiff und Zubehör, Ladung 
und Fracht an. Die Feititellung und Verteilung geſchieht durch die vom Schiffer zu, be- 
wirfende, aber auch von jedem Sntereffenten betreiblihe Aufmachung der Dispache. Über 
das Verfahren enthalten mande Ausführungsgefege Näheres. Die Vergütungsberedtigten 
find Schiffsgläubiger und haben für den von den Gütern zu leiftenden Beitrag an diejen 
ein Pfandrecht. Das Schiff darf vor Feitftellung und Verteilung den Hafen erjt verlafjen, 
nachdem Sicherheit beitellt ift, und der Schiffer bei perfönlicher Haft die Güter erft nad) 
Dedung der Havereibeiträge ausliefern. 

Bei befonderer Haverei handelt es ſich höchſtens um Verteilung zwijchen mehreren 
Schiffseigentümern nad den Parten oder zwifchen mehreren Ladungsbeteiligten, dabei Schiff 
und Ladung ſtets getrennt gehalten. 


$8. Schaden durd Zufammenftoß, Bergung und Hülfeleiitung 
in Seenot. 


Zur Verhütung von Unglüdsfällen auf See erging, geſtützt auf das Strafgeſetzbuch 
$ 145, eine Verordnung vom 23. Dezember 1871, die aber durch Verordnungen vom 
7. Jan. 1880 bezw. 16. Februar 1881 aufgehoben und erfegt wurde. In dieſer find Die 
von den Schiffen zu beobachtenden Mafregeln angegeben. Daran jchließt ſich weiter noch eine 
Verordnung vom 15. Auauft 1876, betreffend das Verhalten der Schiffe nad) einem Zu— 
fammenjtoß, ferner die Not- und Lotjenfignalordnung vom 14. Auguſt 1876, ſowie das Geſetz 
vom 27. Juli 1877 über die Unterfuhung von Seeunfällen durd die Seemannsämter an. 

Die privatrechtlihen Folgen des Zufammenjtoßes zweier oder mehrerer See- 
fchiffe, nicht bloß, wenn fie im Fahren begriffen, fondern auch, wenn eines treibt oder vor 
Anker oder am Lande befejtigt liegt, find nad dem Handelsgeſetzbuch, ſofern Verſchulden 
der Schifföbefagung die Urfache war, Erſatz des Schadens an Schiff oder Ladung durch 
den Echuldigen, aber auch dur den Reeder, in bejtimmter Verteilung auf Schiff und 
Ladung. Der Needer ift davon frei, wenn fih der Vorfall unter der Führung eines 
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Zwangslotſen ereignet hat. Ohne Verfchulden beiteht fein Anſpruch. Der Zufall gilt als 
große Haverei. Zu erfegen ijt der volle Schaden, auch der einem dritten in Mitleidenschaft 
gezogenen Schiff erwachjene. it ein Schiff nah Zuſammenſtoß gefunfen, che es einen 
Hafen erreihen fonnte, jo wird vermutet, daß dies Folge des Zufammenftoßes war. 

In Bezug auf Bergung und Hülfeleiftung in Seenot fommt ergänzend in Be- 
tracht die Strandungsordnung vom 17. Mai 1874. Sie handelt von den Strandbehörden, 
die unter Aufficht des Reichs ftehen, von dem Verfahren bei Bergung und Hülfeleiſtung, 
von dem Seeauswurf, den verfunfenen, jtrand- oder feetriftigen Gegenftänden, deren Anzeige 
und Ablieferung, von dem Aufgebotsverfahren in Bergungsfachen, dem Recht auf die ge 
borgenen Saden und von der Feſtſetzung der Bergungs- und Hülfskoften. 

Das Handelsgeſetzbuch gewährt in gewiſſem Umfang einen privatrechtlichen Anfprud. 
Bergung ift in feinem Sinne nur die Jnverwahrungnahme des Schiffes oder der Ladung, 
die ftattfindet, nachdem die Bejagung das Schiff verlafien oder die Verfügung über das- 
jelbe aufgegeben hat. Sonſt handelt es fich bei Seenot nur um Hülfeleiftung. Bergungs- 
und Hülfsfoften find die der Anzeige der Not und deren Überbringung an den Strandovogt, die 
der Rettungsmaßregeln ſamt den dabei entjtandenen Aufwendungen und Schäden, endlich die 
Koften der Aufbewahrung und Erhaltung. Ein Anfprud ift für den Dritten, der geborgen 
oder Hülfe geleiftet hat, auf Berge- oder Hülfslohn begründet. Die Schiffsbefagung oder der 
Strandamtsvorſteher fann ſolchen Lohn niemals verlangen; vollends nicht, wer die Seenot ver- 
fchuldet hat; aber auch nicht der Dritte, der feine Dienfte aufdringt, insbejondere das Schiff 
ohne Erlaubnis des noch anweſenden Kapitäns betritt oder von den geborgenen Gegen— 
ftänden nicht fofort Anzeige madt. Das Geſetz giebt nähere Anhaltspunkte für die Be- 
mefjung der Höhe jener Löhne. Zunächſt erfolgt auf Anmeldung bei dem Strandamt ad- 
minijtrative Feitfegung. Gegen diefe kann binnen vierzehn Tagen Klage bei Gericht erhoben 
werden. Rettung von Menſchen ift an ſich fein Grund zu befonderer Yohnforderung, aber 
bei der Schätzung des fonftigen Yohns allenfalls mitzubeachten. Die Verteilung unter 
mehrere Beteiligte ſoll möglidhjt nad) Maßgabe der perfönlichen und fachlichen Leiſtungen, 
fonft nad der Kopfzahl, auf einem rettenden anderen Echiff im Zweifel jo erfolgen, daß 
deſſen Reeder die Hälfte, der Schiffer und die übrige Bejagung je ein Viertel empfängt. 

Die Forderung ift eine unperfönliche, leviglih auf Schiff und Ladung, auf diefen ſo— 
lidariſch, haftende, mit Pfand- ſowie mit einem zunächſt von der Strandbehörde auszu- 
übenden Zurüdhaltungsreht verſehene. Berjönlih fann in Anfprud genommen werben 
nur der Empfänger, der Gegenjtände mit Kenntnis der darauf noch haftenden Löhne er- 
halten hat. 


$9 Die Shiffsgläubiger. 


Unter diefe Rubrik fallen diejenigen, welche Forderungen aus der bejtimmungs- 
mäßigen Verwendung des Schiffes und deshalb ein vorzugsmweifes Recht auf Befriedigung 
aus demfelben haben. Es laſſen fich zwei Unterarten unterſcheiden, einmal folde, deren 
Forderungen aus Aufwendung zur Erhaltung oder Nettung des Schiffs entjtanden find, 
diefe ohne Rüdfiht, ob der Reeder perjönlic haftet oder nicht, und ſolche, für Die der 
Reeder jedenfalls perfönlich nicht haftet. Das Geſetz ftellt die Neihe der Schiffsgläubiger 
unter zehn Nummern feſt. Sie haben, wenn nicht ſchon aus anderem Grunde, wie die 
Bodmereidarleiher, als folche ein gefegliches Pfandreht an Schiff und Zubehör, Bruttofracht 
und Ladung für Kapital, Zinfen, Prämien und Kojten. Auf Grund desjelben fann jtets 
der Schiffer als Vertreter des Schiffs ftatt des Needers verklagt werden. Die Klage geht 
auf Zahlung bei Meidung der Verſteigerung der Pfandgegenftände. Das gegen den Schiffer 
verwirfte Urteil gilt auch dem Reeder und Dritten gegenüber. Schuldner iſt an fich der 
jeweilige Eigentümer des Schiffs, aber bei Forderungen aus Ausrüftung wird der Ausrüfter 
als Reeder behandelt. Das Pfandrecht erlifcht durch Veräußerung des ganzen Schiffs, über 
deren Ausführung nähere Beitimmungen bejtehen. Alsdann fann ſich der Gläubiger nur 
noch an den Kauferlös halten. Der Nangordnung nad jtehen voran die Kojten des Zwangs— 
verfaufes, dann die der Bewahung und Verwahrung feit dem Einbringen in den legten 
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Hafen, im übrigen diejenigen, welche die letzte Neife betreffen. Sonft gehen weiter zurüd die 
aus früherer Neife denen aus fpäterer vor. Zugleich ijt das Verhältnis der verjchiedenen 
Gläubiger aus derfelben Reife geordnet. 


$ 10. Seeverfiderung. Gegenjtand. Abſchluß des Vertrags. 


Die Seeverfiherung, ältefte Art der Verfiherung, findet fi im Handelsgeſetzbuch jehr 
ausführlich geregelt. Als Grundlage hat hauptfählih der revidierte Plan hamburgifcher 
Seeverficherung gedient. 

Als Zweck gilt der Erſatz des dur einen Unfall der Seefahrt entitandenen Schadens. 
Die Bezeihnung des Intereffes an dem Bejtehen der Seegefahr, der Schiff und Ladung 
ausgejegt find, als Gegenftand erfcheint ungenau. 

Verfiherter Gegenstand fann insbefondere das Schiff, die Ladung und die 
Fracht, Überfahrt-, Bodmereigeld, andere Forderung, zu deren Dedung Schiff, Fracht, Über- 
fahrtgeld, verladenes Gut dient, auch der von dem letteren am Bejtimmungsort erwartete 
imaginäre Gewinn, die zu verdienende Provifion, bei Nüdverficherung die von dem Aſſe— 
furadeur übernommene Leiſtung fein. Die VBerfiherung läßt fich ſowohl für eigene als 
unter gewiflen zur Abwehr des MWettecharafters aufgeftellten Bedingungen aud für fremde 
Nechnung eingehen. Darnach ergiebt fih, daß möglicherweife der Verficherungsnehmer 
und der Verficherte oder Verficherungsaläubiger verfchiedene Perfonen find. Die Gefahr, 
um bderentwillen verfichert wird, ift regelmäßig als erit bevorftehend gedacht, indeffen die 
Verfiherung nicht ungültig, wenn die Gefahr bereits ausgeſchloſſen war, foweit dies bei 
dem Vertragsſchluß unbekannt geblieben ift. Die Nerfiherungsfumme foll den vollen Wert 
des Gegenftandes nicht überfteigen, Überverfiherung unwirkſam, bei mehrfacher Berficherung 
im Falle der Überfchreitung des Wertes Kürzung geboten fein. Minderverficherung hat zur 
Folge, daß der Verficherer bei teilmeifem Schaden nur ratenmäßig haftet. 

Der Verſicherungswert wird entweder vertragsmäßig in tarierter Police beftimmt, 
fonft für das Schiff nad) dem Wert, den es bei Beginn der Gefahr hat, im Zweifel unter 
Ausihluß der Ausrüftungs:, Heuer: und Verfierungsfoften, für die Fracht nad dem 
vertragsmäßigen oder üblichen Bruttobetrag, für die Hüter nach deren Wert am Orte und 
zur Zeit der Abladung, für Ausrüftung und Heuer nach den betreffenden Aufwendungen, 
für imaginären Gewinn oder Provifion bei jelbjtändiger Verficherung derfelben nach der 
Verfiherungsfumme, die zugleich als Tare des Wertes gilt, bei Mitverfiherung der Gewinn 
zu zehn, die PBrovifion zu zwei Prozent des Wertes der Güter, für Bodmereigelder nad 
deren Betrag einjchließlich der Prämien berechnet. 

Der VBerfiherungspertrag bedarf zu feiner Abichliefung feiner befonderen Form. 
Aber der MWerficherer ift verpflichtet, dem Nehmer eine jchriftliche Police auszuftellen, die 
den gejeglichen Inhaltserfordernifien entiprehen muß. Sie fann an Order lauten. Dem 
Verficherungsnehmer legt das Geſetz die Pflicht auf vor dem Abſchluß dem Verficherer voll- 
ftändig und mwahrheitsgetreu alle Umitände anzuzeigen, die für deſſen Entichließung, ob er 
fih auf den Vertrag einlafjen will, erheblich werden fünnen. Darüber enthalten dann meift 
die Verfiherungsbedingungen eine Menge von Einzelheiten. 

Verlegung diefer Anzeigepflicht macht für den Verficherer, fomweit ihm nicht das Nötige 
befannt war, den Vertrag unverbindlih, ohne daß das Recht auf Bezug der Prämie ver- 
loren geht. 


$ 11. Wirfungen des abgeſchloſſenen Verfiherungsvertrags. 


«© 


Der Verfiderungsnehmer tft verpflichtet, die Prämie zu zahlen; bei Ver- 
fiherung auf fremde Rechnung aud der Verfichertee Die Zahlung hat nach Abſchluß des 
Vertrags, wenn Police verlangt wird, gegen deren Aushändigung zu erfolgen. Er darf 
feine Veränderung der Neife, auf welche die Verficherung geitellt ift, vomehmen. Solche 
Veränderung macht, wenn fie vor Beginn der Gefahr beliebt wird, den Verficherer von der 
Verficherung für Schiff und Fracht ganz frei, von der für andere Gegenftände jedoch nicht, 
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falls die Veränderung unabhängig von dem Willen des Verſicherten eintritt. Bei Ver— 
änderung nad Beginn der Gefahr haftet der Verſicherer für die ſeitdem vorfommenden Un— 
fälle nur befchränft. In der Negel haftet er auch nicht mehr bei ungebührlicher Verzögerung 
des AntrittS oder des Endes der Reife, Abweihung von dem Mege, Anlaufen eines darin 
nicht begriffenen Hafens oder wo fonft die Identität der Neife gejtört oder eine Veränderung 
der Gefahr zum Nachteil des Verſicherers herbeigeführt wird. Die Übergabe der Führung 
des Schiffs an eine andere Perfon ändert an der Verpflichtung nichts, wohl aber die 
Übergabe der Beförderung an ein anderes Schiff; es fei denn, daß leßtere ohne Auftrag 
des DVerficherten oder wegen Unfalls erfolgt. Iſt das Schiff im Vertrag nicht bezeichnet, 
fo muß von der Wahl desfelben dem Verficherer fofort Anzeige gemacht werden. Desgleichen 
hat der Verficherungsnehmer Anzeige zu machen, fobald er von dem Eintritt eines Unfalls 
Kenntnis erhält. it ein folcher eingetreten, jo muß er nach Kräften für die verficherten 
Gegenjtände, thunlichjt im Einvernehmen mit dem Verficherer, forgen. 

Der Berfiherer haftet innerhalb der übernommenen Gefahr für Schadenerfat. 
Zur Begrenzung des Umfangs jtellt das Geſetz mandherlei Normativbeitimmungen auf. 
Was den Umfang der Gefahrübernahme anlangt, jo erjtredt fich Ddiefer für Schiff und 
Ladung an fih auf jede Gefahr, der fie ausgejegt werben, Clementarereignifie, Kriegs— 
vorfommnifje, Verfügungen von hoher Hand u. f. w., aber nicht auf die Unfälle, die aus 
dem Zuftande des Echiffs, Seeuntüchtigfeit, Alter, Fäulnis, Mangel der Verpadung, innerem 
Verderb u. dal. oder Verfchulden des Verficherten hervorgehen. Die Gefahrübernahme 
dauert bei Verfiherung des Schiffs für eine Neife vom Beginne der Abladung oder 
Ballajteinnahme, eventuell der Abfahrt bis zur Beendigung der Löſchung im Beitimmungs: 
hafen; bei Verfiherung von Gütern, imaginärem Gewinn oder Provifion von der Scheidung 
der Güter vom Yande bis zur Anlandung derfelben im Beftimmunashafen. In ähnlicher 
Weife ift die Dauer für die Verfiherung fonjtiger Gegenftände normiert. Sie wird nicht 
unterbrochen, wenn etwa inzwijchen gelöjcht werden muß. Weitere Beitimmungen beziehen 
fih auf die Berechnung der Zeit bei Zeitverficherung. 

Mas den Umfang des Schadens betrifft, jo haftet der Verficherer höchftens bis zur 
Verfiherungsfumme. Durch deren Zahlung fann er fich von aller weiteren Verbindlichkeit 
befreien, auch braucht er für die der Gefahr nicht mehr ausgeſetzten Gegenftände den auf 
fie fallenden Betrag nicht zu entrichten, wenn er dem PVerficherten zeitig darüber Erflärung 
zugehen läßt. Sonſt muß er auch über die Summe hinaus die aus Haverei, Nettung, Feſt— 
jtellung des Schadens erwachfenen Kojten deden. Durch ſpecielle Klaufeln wird übrigens 
der Umfang, 3. B. in betreff der Kriegsgefahr, der Dauer, des Schadens aus Strandung 
u. dal., öfter beichränft. Der Schaden ift entweder totaler oder partieller Verluft; der erjtere 
entweder wirlicher des ganzen Gegenftandes, wo dann die volle Verficherungsfumme, ab- 
züglih nur des Erlöfes aus dem, was etwa vor der Zahlung noch gerettet wird, zu zahlen ift, 
oder in den Fällen, in denen der Verficherte gegen Abtretung der verficherten Gegenftände 
die volle Summe fordern darf, nämlich wenn das Schiff eine gewifje Zeit hindurch ver- 
jchollen oder mit Embargo belegt ift, fingierter. Um bei fingiertem zu der Leiſtung des 
Erfages für Totalverluft zu fommen, muß aber der DBerficherte zeitig Abandon erflären, 
wodurd alle Rechte an den verficherten Gegenjtänden auf den Verficherer übergehen. Der 
partielle Schaden am Schiff beſteht in den Neparaturfoften, bei Neparaturunfähigfeit in der 
Differenz des Verkaufserlöjes und der Verficherungsfumme, an Gütern in der Differenz des 
Wertes derjelben in ihrem jetigen und in unbefchädigtem Zuftand, abzüglich erfparter Un- 
fojten, an der Fracht in dem verloren gegangenen Teil, an imaginärem Gewinne oder Pro- 
vifion in ſoviel Prozenten des verficherten Betrags, als Prozente von dem Wert der Güter 
verloren gegangen find, an Bodmerei- und Havariegeld in dem Ausfall, den der Gläubiger 
bei Geltendmadhung wider die verhafteten Gegenjtände erleidet. 

Damit der Verficherer zahle, hat der Verficherte eine Schadenberechnung, mit den 
nötigen Belegen verjehen, aufzuftellen und daraufhin Forderung zu erheben. Bei Verſicherung 
auf fremde Rechnung it zugleich der dem Verfiherungsnehmer erteilte Auftrag nachzumeifen. 
Wo eine Police ausgefertigt ift, wird gegen deren Nüdgabe gezahlt. Bei Verfiherung auf 
fremde Rechnung kann der Verfiherungsnehmer diefelbe dem Verſicherten und deſſen Gläubigern 
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gegenüber bis zu feiner Befriedigung feithalten, und der Verficherer macht fi dem Nehmer 
haftbar, wenn er, während diefer die Police noch hat, an jenen zahlt. In einigen Fällen 
ift der Verficherer verpflichtet, jchon vor Feititellung feiner Schuld vorläufig zu zahlen oder 
Beiträge zu leiften. Soweit der Verficherer feine Verbindlichkeit erfüllt, tritt er kraft Ge- 
fees in die Erfaganfprüche des Verficherten gegen Dritte ein. Darüber muß letzterer auf 
Verlangen eine Anerfennungsurfunde ausstellen, ſich auch jeden Eingriffs in die ſolchergeſtalt 
auf den VBerficherer übertragenen Rechte enthalten. 

Der Verficherte kann feinerfeitS die Rechte aus der Verfiherung, wie namentlich durch 
Verkauf beziehungsmeife Giro der Police geſchieht, übertragen. 

Dies fann auch mit Veräußerung der verficherten Gegenftände geſchehen. Doc ändert 
fi) darum an der Lage des Verficherers nichts. Diefer behält alle Rechte jo, wie fie gegen 
den Veräußerer begründet find. 


$ 12. Aufhebung der Verfiderung. 


Aus Billigfeit ift dem Verfiherten die Befugnis gewährt, von dem abge— 
fhlofjenen VBerfiherungsvertrag zurüdautreten, wenn die verficherten Gegen- 
ftände der Gefahr gar nicht ausgefet werden. Alsdann fann er auch Nüdzahlung der 
Prämie, ganz oder abzüglich einer Riftornogebühr, die meift ein halbes Prozent der Ver— 
fiherungsfumme beträgt, verlangen. Das Recht bejteht aber nicht mehr, fobald die Gefahr 
zu laufen begonnen hat. Außerdem fann die Prämie bis auf die Niftornogebühr zurüd- 
gefordert oder zurüdgehalten werden, ſoweit die Verficherung wegen mangelnden In— 
terefjes, Über- oder Doppelverficherung unmwirffam wird; dabei immer guten Glauben des 
Verficherungsnehmers vorausgeſetzt. 

Ferner kann der Verficherte zurüdtreten, die Prämie zurüdfordern oder zurüdhalten oder 
auch auf Koften des Verſicherers anderweite Verfiherung nehmen, fofern dies nicht durch 
Sicherheitsleiftung abgewendet wird, wegen Zahlungsunfähigfeit des Verficherers. 

Daß zu Gunſten des Verfiherers Aufhebung des Vertrags oder feiner Ver- 
pflichtung aus demfelben vielfach in den Vertragsbedingungen für Zumiderhandlungen des 
anderen Teils vorbehalten wird, fand bereits Erwähnung. 


$ 13. Verjährung. 


Im Intereſſe rafcher Abwidlung der aus dem Seetransport entipringenden Anſprüche 
beitcht eine abgefürzte Verjährung. Für die Forderungen der Schiffsgläubiger (f. oben $ 9) 
in der Negel von einem Jahr, jedoch für die der Sciffsbefagung aus den Dienft- und 
Heuerverträgen eine ſolche von zwei Jahren; und das gilt auch für die perfönlichen Anſprüche 
gegen den Needer oder eine Perfon der Schiffsbefagung. Der Beginn iſt verſchieden. Ein- 
jähriger Verjährung unterliegen ferner die Korderungen von Fracht jamt Nebengebühren, 
Liegegeld, Zöllen und Auslagen, von Bodmereis und Havereigeldern, Berge: und Hülfs- 
foiten, die auf den Gütern haften, fomwie die perfönlichen Anfprüche gegen die Ladungs— 
beteiligten und die Forderungen von Überfahrtsgelvern. Binnen fünf Jahren verjähren die 
Forderungen des Verficherten und des Verficherers aus Verfiherung, beginnend mit Ablauf 
des letzten Tags der verficherten Reife oder der bejtimmten Zeit. 

Durd die Verjährung geht die Forderung nicht ganz unter; aber fie fann auch durch 
Gegenforderungseinrede oder Widerflage nicht mehr geltend gemacht werden, wenn fie bereits 
verjährt war, als die Alanforderung entitand. 


6. 


Das Wechijelrect. 


Don 


Profeffor Dr. B. von Sicherer 


in Münden, 


I. Der Ausdrud „Wechſel“ wird in einem doppelten Sinne gebraudt. Man verfteht 
darunter das Wechjelverfprehen und den Wechjelbrief, die Wechjelurfunde. 

Das Wechjelverfprechen ift nach deutſchem Wechjelrecht ein Schuldverjprehen ohne An- 
gabe des Schuldgrundes, weldes urkundlich in bejtimmter — der mwechjelmäßigen — Form 
abgegeben und darauf gerichtet ift, daß eine bejtimmte Geldfumme an bejtimmtem Drt zu 
bejtimmter Zeit an den aus der Urkunde zu ermittelnden Gläubiger bezahlt werde. Die 
verfprochene Geldſumme wird die Wechſelſumme genannt. 

Der Wechſel ift ein eigener oder trodener Wechſel, wenn der Ausſteller verfpricht, daß 
er jelbjt die Wechſelſumme bezahlen werde; der Wechſel ift ein gezogener oder traffierter 
Wechſel, eine Tratte, wenn der Ausiteller verfpricht, daß ein Dritter die Wechſelſumme be- 
zahlen werde. Der eigene MWechjel iſt dem Wortlaut nad ein Zahlungsverfprechen, der ge- 
zogene Wechjel ift dem Wortlaut nad eine Zahlungsanweifung. In dem eigenen Wechſel 
werden zwei Perfonen benannt, der Ausjteller und der Nehmer des Wechſels. In dem ge- 
zogenen Wechfel werden drei Perfonen benannt, der Ausfteller des Wechfeld, der Trafjant, 
der Nehmer des Wechfels, der Nemittent, derjenige, welcher die Zahlung leiften fol, ver 
Bezogene, der Traffat. 

Aus dem eigenen Wechjel ift der Ausfteller zur Zahlung der Wechfelfumme verpflichtet ; 
aus dem gezogenen Wechſel ift der Ausjteller als Garant für die Zahlung der Wechiel: 
fumme verhaftet. Der Ausjteller des eigenen Wechſels geht eine Schuld ein; der Ausjteller 
des gezogenen Wechſels übernimmt eine Haftung. 

Für den Bezogenen wird durd die Austellung des Wechſels weder eine Schuld noch 
eine Haftung begründet. Der Bezogene geht aber eine Schuld ein, wenn er den Wedjel 
annimmt, d. h. wenn er durch eine ſchriftliche auf die Wechſelurkunde geſetzte Erklärung die 
Zahlung der Wechfelfumme verjpridt. Das Wechjelverfprehen des Acceptanten hat den 
— Inhalt wie das Wechſelverſprechen, welches der Ausſteller des eigenen Wechſels 
abgiebt. 

Die Wechſelverbindlichkeit des Traſſanten iſt eine Regreßverbindlichkeit. Sie iſt Zah— 
lungsverbindlichkeit und Kautionsverbindlichkeit. Der Traſſant iſt verpflichtet Sicherheit zu 
leiſten, wenn der Traſſat den Wechſel nicht annimmt und wenn der Acceptant in Unſicher— 
heit gerät; der Traſſant iſt verpflichtet Zahlung zu leiſten, wenn der Traſſat oder Acceptant 
nicht bezahlt. Der wechſelmäßige Regreß gegen den Traſſanten iſt demgemäß entweder Re— 
greß auf Sicherſtellung oder Regreß mangels Zahlung; der Regreß auf Sicherſtellung iſt 
ſeiner Veranlaſſung nach entweder Regreß mangels Annahme oder Regreß wegen Unſicher— 
heit des Acceptanten. 

Eine Kautionsverbindlichkeit iſt auch dem Acceptanten und dem Ausſteller des eigenen 
Wechſels für den Fall der eigenen Unſicherheit auferlegt. 

Der Wechſel, der eigene wie der gezogene, iſt kraft Rechtsſatzes Ordrepapier; er fann, 
wenn er nicht die negative Ordreklauſel enthält, durch Indoſſament übertragen werden. Das 
Indoſſament des Wechſels hat eine doppelte Funktion, eine Transportfunftion und eine 
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Garantiefunktion; die Transportfunftion iſt weſentlich, die Garantiefunftion jelbjtverftänd- 
lid. Der Indoffant wird in derfelben Weife als Wechjelgarant verhaftet wie der Trafjant. 
Auch die Wechjelverbindlichfeit des Indoſſanten iſt eine Kautionsverbindlichfeit und eine Zah- 
lungsverbindlichfeit. Auch gegen den Indoſſanten geht der Regreß auf Sicherftellung und der 
Negreß mangels Zahlung. Der Regreß auf Sicherjtellung ift beim gezogenen Wechſel ent- 
weder Regreß mangels Annahme oder Regreß wegen Unficherheit des Acceptanten, beim 
eigenen Wechſel lediglich Negreß wegen Unficherheit des Ausitellers. 

Vorausſetzung für den mwechjelmäßigen Negreß jeder Art ift der Regel nad die formae- 
rechte Erhebung des Proteftes, d. i. die Aufnahme einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde 
über den zum Regreß berechtigenden wechſelmäßigen Vorgang. 

Der Regreß kann dadurch abgewendet oder doch abgekürzt werden, daß ſtatt des 
Traſſaten ein anderer den Wechſel annimmt — Ehrenannahme, Ehrenaccept, daß ſtatt 
des Traſſaten, beim eigenen Wechſel ſtatt des Ausſtellers, ein anderer die Wechſelſumme be— 
zahlt — Ehrenzahlung. Derjenige, welcher jtatt des Trafjaten eintritt, wird ntervenient, 
Honorant, der Negreßpflichtige, zu deſſen Gunſten er eintritt, wird Honorat genannt. Die 
Intervention iſt entweder eine berufene oder eine unberufene. Berufen ift die Intervention, 
wenn im Mechfel felbit von einem Negreßpflichtigen eine Perfon oder Firma bezeichnet ift, 
welche im Falle der Not am Zahlungsort des Wechjels um Annahme oder um Zahlung 
angegangen werden joll, eine Notadrefje, ein Notadreſſat. Unberufen ift die Antervention, 
welde ein Gefchäftsfreund des Honoraten aus eigenem Entſchluſſe anbietet. Das Wechjel- 
verfprechen des Ehrenacceptanten hat den gleichen Inhalt wie das MWechjelverfprechen des 
Acceptanten. 

Jedes Wechſelverſprechen kann von einer zweiten, dritten Perſon mitunterzeichnet werden 
— Aval, Wechſelbürgſchaft. Der Avalift übernimmt die Wechſelverbindlichkeit als feine 
eigene; der Avaliſt des Ausitellers wird als Ausiteller, der Avalift des Indoſſanten wird 
als Indoſſant, der Avalift des Acceptanten wird als Acceptant verpflichtet. 


II. Das Wechſelrecht ift der Inbegriff der Rechtsſätze über Wechjelverfprehen. Die 
anderweitigen Beziehungen zwiſchen den Wechjelbeteiligten, welche das Wechjelverfprechen 
veranlafjen oder durch dasſelbe veranlaft werden, unterliegen nicht dem Wechſelrecht. Nicht 
wechjelrechtlich ift der Anſpruch des Traffaten gegen den Traffanten auf Nevalierung oder 
Dedung, d. 5. auf Erftattung deſſen, was der Trafjat auftragsgemäß gezahlt hat — Reva— 
lierungsverhältnis, Dedungsverhältnis; nicht wechfelrechtlich it der Anfpruc des Ausftellers 
oder des Indoſſanten gegen den Wechfelnehmer auf einen Gegenwert, eine Gegenleiftung — 
Valutaverhältnis. Man pflegt hiernach ein civiles Wechjelreht von dem eigentlichen oder 
cambialen Wechſelrecht zu unterfcheiden. 

Das Wechſelrecht hat mit dem Handelsrecht nur einen hiftorifchen, nicht einen fyite- 
matifchen Zuſammenhang; es ift dur die Cinführung der allgemeinen Wechjelfähigfeit ein 
Beltandteil des allgemeinen Privatrechtsiyftems geworden. Die Nechte aus dem Wechſel 
gehören dem Obligationenrecht, die Nechte an dem Wechſel gehören dem Sachenrecht an. 
Die Rechte an dem Wechſel fommen aber nur wegen der Rechte aus dem Wechſel in Be- 
trat. Die Wechjelobligationen bilden eine eigentümlihe Art von Obligationen. Sie find 
Obligationen aus Nechtsgefchäften und zwar aus abjtraften und formalen Schuldverfprechen. 


TI. Der Wechſel ift ein Erzeugnis der mittelalterlihen Kultur. Er hat ſich zuerjt 
in dem Geldverfehr der italienischen Handelsplätze entwidelt. 

In den aufblühenden italienischen Städten, vor allem in Florenz, finden ſich frühzeitig 
neben den Innungen der Kaufleute (mercatores) Innungen der Banquiers oder Geldwechsler 
(eampsores, bancherii). In furzer Zeit gelang es dem italienischen Wechslerſtand, die 
Herrfchaft über das europätfche Geldgefchäft zu erringen, zum Teil durch die Zweignieder— 
lafjungen (Nommanbditen, Kaftoreien, Comptoire), welche die italienischen Wechslerhäufer an 
den Anotenpunften des europäifchen und levantinischen Handels errichteten, zum Teil durch 
die landsmannjchaftlihen Verbände (Nationen), zu welden fie an den großen Handelsplätzen 
unter der Yeitung von Konfuln fi zuſammenſchloſſen, zum Teil endlich durd die großen 
europäiſchen Mejien, vomehmlid in der Champagne, in Südfrankreich und Burgund, über 
welche der Mechielverfehr der Alorentiner und Genuejen geleitet wurde. Es gab eine Zeit, 
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in welcher der italieniſche Wechslerſtand nach dem berühmten Ausſpruch des Poſtgloſſators 
Baldus als summum bonum et quintum elementum gegolten hat. 

Die Banquiers beforgten zunächſt den Austauſch verfchievener Münzforten gegenein- 
ander, den Geldwechſel oder Handwechfel (cambium manuale, minutum, fpäter auch cam- 
bium verum, reale, cambium sine literis genannt), ein Geſchäft, wie es heute noch in 
jeder Wechslerftube vorfommt. Von weit größerem Belang war der Geldwechſel in einer 
Zeit, in welcher aus den zahlreichen Prägeftätten der Fürften und Städte zahlreihe einem 
oftmaligen Wandel untermworfene Münzforten hervorgingen. 

Die Banquiers übernahmen ferner die Leiſtung von Zahlungen an fremden Pläßen, an 
welchen fie entweder Zweigniederlafjungen oder Gejchäftsverbindungen hatten. Sie halfen 
damit zugleih der Münznot und der Transportnot des Mittelalter® ab. Der bare Aus- 
tauſch verjchiedener Münzſorten verwandelte fi in einen Austaufh mit Ortsverſchiedenheit 
und Zeitverſchiedenheit (distantia loci, distantia temporis); gegen den Empfang einer 
pecunia praesens (Valuta) wurde von dem Wechsler die Leiſtung einer pecunia absens 
(Wechfeljumme) verfprochen. Über das Wechfelgefchäft ftellte der Wechsler eine Urkunde, 
den Wechjelbrief (literae cambii) aus, welcher zur Erhebung der Wechſelſumme an dem 
Zahlungsort legitimiert. Man unterfchied hiernadh das cambium per literas oder cam- 
bium impurum von dem cambium sine literis. Die Ausjtellung eines MWechjelbrief3 war 
üblich, aber nicht notwendig ; der Wechfelbrief war lediglich Beweisurfunde. In dem Wechfel- 
brief wurde der Empfang der Baluta erwähnt, welcher nad) der Nechtsauffafjung des Mittel- 
alters zur Gültigkeit des Wechjelverfprehens erforderlich war. 

Die mittelalterlihen Tratten benennen in der Negel vier Perſonen, außer dem Traj- 
fanten, dem Traffaten und dem NMemittenten noch einen Präfentanten, an welchen der 
Nemittent den Mechjel zur Erhebung der Wechjelfumme verfandte. Wechjelihuldner war 
der Trafjant, Wechjelgläubiger der Nemittent; der Präſentant war Einfafjierungs- 
mandatar des Nemittenten, der Trafjat Zahlungsmandatar des Trafjanten. Cine In— 
doffierung war bis zum fiebzehnten Jahrhundert unbefannt. Zuläfjig war die Vereinigung 
zweier VBerfonenrollen in einer Perſon; wie Nemittent und Präfentant, fo fonnten auch 
Traſſant und Traffat identisch fein. Die ältejte befannte Art des Wechſels war der Kom- 
manditenwechfel, welchen der Banquier auf eine feiner Zweignieberlaffungen zog, eine 
Wechjelart, welche fich bis auf den heutigen Tag in dem trafjierteigenen Wechſel erhalten 
hat. Einen weit größeren Einfluß auf die Entwidlung des Inftituts haben die Meßwechſel 
(cambia nundinalia) ausgeübt, jei es daß fie von einem Mechjelplag auf eine Meſſe, von 
einer Meſſe auf einen Mechfelplag oder von einer Mefje auf eine Mefje gezogen wurden 
(cambia in platea pro nundinis, in nundinis pro platea, in nundinis pro nundinis). 
Die Meßwechſel werden von fpäteren Schriftitellern als cambia regularia den cambia 
simplicia oder cambia platearum gegenübergeftellt, welche ohne Vermittelung einer Meſſe 
von einem Platz auf einen anderen gezogen waren. 

Der Wechjelgläubiger konnte, wenn die Zahlung der Wechjelfumme nicht zu erlangen 
war, nad erhobenem Proteſt den Ausjteller mit einer Regreßklage belangen , welche nad) 
Analogie der Klage aus dem Kaufvertrag auf das volle ntereffe ging. Dem Trafjaten, 
welcher die MWechjelfumme bezahlt hatte, wurde aus dem Zahlungsauftrag eine Klage gegen 
den Traffanten gewährt. Die Zahlung des Wechjels fonnte durch die Annahme vorbereitet 
werden. Durd; die Annahme wurde der Trafjat verpflichtet, mochte diefelbe ſtillſchweigend, 
durch Behalten der Wechjelurfunde, oder ausprüdlich, mündlich vor Zeugen oder jchriftlich, 
ſei es in einer bejonderen Urkunde, fei es auf der Wechjelurfunde erklärt werden. Auf den 
Mefjen wurden die Wechjel durch Abrechnung beglihen. Um deswillen wurden die Mechjel 
fogleih nad) Beginn der Meſſe zum Accept präjentiert und die Erklärung des Trafjaten in 
dem Wechſelcontobuch (scartafacecium) des Präfentanten notiert. Immerhin wurde ein Re— 
greß mangels Annahme von dem Regreß mangels Zahlung nicht unterſchieden und zwar 
auch um deswillen nicht, weil der Wechjel wegen des fanonifchen Zinsverbots nicht zu einem 
langen Lauf bejtimmt war. 

Duurch die weltbeherrfchende Macht des fanonijchen Rechts find der Entwidelung des 
Wechſels im Mittelalter Schranfen gezogen worden. Nach kanoniſchem Recht follte nur für 
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eine Ortsverfchiedenheit, nicht aber für eine Zeitverfchiedenheit zwifchen Leiſtung und Gegen- 
feiftung eine Vergütung gefordert werben dürfen. Daraus ergab fi, daß der gezogene 
Wechſel nur als Diftanzwechfel zuläffig oder doc brauchbar, der eigene Wechſel aber, da er 
nicht zur Wanderung beitimmt ift, für den Handelsverfehr ungeeignet und, infofern er zur 
Umgehung des Zinsverbots benüßt wurde, ungültig war. Noch in dem heutigen Recht 
zeigen fi Wirkungen des fanonifchen Verbots, jo in dem Satz des franzöfifchen Rechts, 
daß der Wechjel überhaupt, ebenfo in dem Sat der deutfchen MWechjelordnung, daß der 
trafjierteigene Wechfel nur als Diftanzwechfel zuläffig fei. 

Die Dijtanztratte diente ebenfofehr den weitverzweigten Geldgefhäften des apoftolifchen 
Stuhles wie den Verfehrsbedürfnijien des europäiſchen Handelsſtandes. Im Dienjt diefer 
beiden MWeltmächte verbreitete fich der MWechfel von Jtalien aus über das Abendland. Auf 
den großen Verfehrsjtraßen wanderte der Wechſel über die Alpen nad den ſüddeutſchen und 
rheinifhen Handelsplägen, über Frankreich nad den niederländifchen Städten und in das 
Hanfagebiet. 

Die Gefchlofienheit des italienischen Wechslerftandes zeichnete der Entwidlung des 
Wechſels überall die gleichen Bahnen vor. Bis in das 16. Jahrhundert war der Wechfel- 
verkehr von der florentinifchen consuetudo mercantiae beherrfht. Im 16. Jahrhundert 
jind Aufzeichnungen des Wechfelrehts in Boloana 1569 und Genua 1589, aber um bie: 
jelbe Zeit auch in Antwerpen 1570, um die Wende des Jahrhunderts in Amfterdam (1601) 
entjtanden. 

Im 17. Jahrhundert trat der Wechfel in eine neue Epoche feiner Entwidlung ein. 
Die europätfche Handelswelt entrang fih der Führung des italieniſchen Mechslerjtandes. 
Die Handelsgejeßgebung begann fih zu entfalten. In FFranfrei erging im Fahre 1673 
unter Golberts Aufpizien die fogenannte ordonnance de commerce, melde aud das 
Wechſelgeſchäft regelte. Zahlreihe Wechfelordnungen entftanden in den deutſchen Handels- 
jtädten, in Nürnberg 1654, in Augsburg 1665, in frankfurt am Main 1666, in Leipzig 1682. 

Die neue Epoche wird durch die Ausbildung des Indoſſaments eingeleitet. Die Be: 
nennung des Präfentanten, welche bis dahin ein Beftandteil des Ausftellungsafts gewefen 
war, iſt zu einem jelbftändigen und im Yaufe der Zeit zu einem wieberholbaren Sfrip- 
turakt mit eigentümlichen Nechtswirfungen umgeftaltet worden. 

Der Remittent, welchem die Benennung des PBräfentanten durch eine befondere Klaufel 
überlaffen wurde, benannte den Präfentanten in einer fchriftlichen Erklärung, welche er auf 
der Wechfelurfunde und zwar üblicherweife auf der Nüdfeite vollzog. Die Benennung er: 
folgte entweder mit der Vertretungsflaufel „und foll mir aute Zahlung fein” oder mit der 
Balutaklaufel „den Wert erhalten“. Dadurch unterfchied ſich das Voll-Indoſſament von 
dem Prokura-Indoſſament. Das Boll-ndoffament hat fid aus dem Prokura-Indoſſament 
entwidelt. Der Voll-Indoſſatar galt als der Eigentümer des Wechjeld in der Art, daß 
demfelben Einreden aus der PBerfon des Indoſſanten nicht entgegengejeßt werden fonnten. 
Der Voll-Indoſſant, welcher die Zahlungsanweifung des Traffanten erneuerte, wurde in 
derfelben Weiſe wie der Trafjant wechfelmäßig verhaftet. Die Transportfunftion des In— 
doffaments ift dem germanijch-romanifchen Urkundenweſen entnommen; die Garantiefunftion 
führt vielleiht auf genueſiſche Wechfelpraris zurüd. Gerade durch die Garantiefunftion 
unterscheidet fi das Indoſſament des Wechlels von dem Indoſſament der übrigen Ordre- 
papiere. Es bildete ſich beim Wechjel ein eigentümliches Regreßſyſtem aus; dem Indoſſanten, 
welcher die Negrehpflicht übernahm, blieb das Regreßrecht für den Fall gewahrt, daß der 
Wechſel auf dem Regreßweg an ihn zurüdgelangen würde. ben um bdeswillen mochte 
eine wiederholte ndoffierung, welde den Regreß zu vervielfältigen, die Negreßfoften zu 
jteigern drohte, beventlich ericheinen. So tit in italienifchen und deutichen Wechſelgeſetzen, 
in Neapel 1607, in Nürnberg 1654, nur ein einmaliges Giro zugelaffen; erſt feit ber 
Mitte des 17. Jahrhunderts ijt nad dem Vorgang von Holland und Franfreich die unbe- 
ſchränkte Indoſſabilität des Wechjels auch in deutſchen Wechfelordnungen, in Augsburg 1665, 
in Frankfurt am Main 1666, anerfannt worden, 

Die Entwidlung des Giros hat nicht nur Die wirtfchaftlihe Verwendbarkeit des 
Wechſels gefteigert, fondern auch die juriftiiche Strultur desfelben umgeltaltet. Im Zu— 


6b. Das Wechſelrecht. 677 


ſammenhang mit der Indoſſabilität bildete ſich das Syſtem des ſchriftlichen Accepts und in 
weiterer Folge das Syſtem des abſtrakten Accepts, d. h. der Rechtsſatz aus, daß der Ac— 
ceptant jedem Wechſelgläubiger aus der ſchriftlichen Erklärung auf der Wechſelurkunde ohne 
Rückſicht auf das Deckungsverhältnis verpflichtet werde, ein Rechtsſatz, welcher in dem 
Sprichwort ausgedrückt wurde: chi accetta, paghi (qui acceptat, solvat), Wie die 
Mechjelverbindlichfeit des Acceptanten von dem Dedungsverhältnis, jo wurde die Negreh- 
verbindlichfeit des Trafjanten und der Indoſſanten von dem Valutaverhältnis losgelöft da— 
dur, daß die Valutaflaufel abgeſchwächt, endlich — jo zuerft in der Leipziger Wechſel— 

ordnung von 1682 — für entbehrlich erklärt wurde. Damit war die MWechjelobligation 
aus einer formlofen in eine formale, aus einer diskreten in eine abftrafte Obligation um- 
geſtaltet. 

Bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts iſt unverrückt an dem Grundſatz feſtgehalten 
worden, daß zum Erwerb der Nechte aus dem Wechſel die Echtheit der Indofjamente er: 
forderlich jei. Das preußische Landrecht von 1794 hat das Prinzip der Nechtsfontinuität 
aufgegeben und den Rechtsſatz aufgeftellt, daß der gutgläubige Indoſſatar die Rechte 
aus dem Wechjel auch durch ein faljches Indofjament, ſomit originär, nicht derivativ er— 
werbe. Aus dem preußifchen Landrecht ift dieſer mweittragende Rechtsſatz in die deutſche 
Wechjelordnung übergegangen. 

Die deutjhe Wechfelordnung hat die Entwidlung zum Abſchluß gebracht, welche im 
17. Jahrhundert mit der Ausbildung des ndofjaments eingeleitet worden ift. Sie hat 
die Mechfelobligationen von den unterliegenden gefchäftlichen Beziehungen losgelöft; fie hat 
durch die Entfejlelung des Indofjaments die Negociabilität des Wechſels gejteigert, durch 
Sorge für prompte Annahme und Zahlung, durch zwedmäßige Orbnung des Regreſſes den 
Kredit des Wechſels verftärtt. Dagegen hat der napoleonifche code de commerce den 
Standpunkt nicht verlafjen, welchen bereit$ die ordonnance de commerce von 1673 ein- 
genommen hat. 


Aus der Yitteratur über die Geſchichte des Wechſels find hervorzuheben die Arbeiten von Fr. 
N. Sen Abhandlungen aus dem Gebiet der | rag 1846, Wechſelrechtliche Abhandlungen. 
1859: . € Kunte, Deutiches Wechſelrecht. 1862, Das ehfelseht 7 MW. Endemanns Handb. 
des deutfchen Dandeld-, See- und Wechfelrehts. Bd. IV Nbteil. 2. MW. Endemann, Studien 
in der romaniſch-kanoniſtiſchen Wirtichafts- und Rechtslehre. Bd. I Ned: H. O. Yehmann, Yehr- 
buch des deutichen Wechjelrechts. 1886, ſowie eine Abhandlung von 9. Brunner in Goldſchmidts 
Zeitichrift. Bd. XXL. 


IV. Das 19. Jahrhundert ift das Zeitalter fortchreitender Kodififation und Unififation 
des Wechſelrechts. 

In Deutichland ijt um die Mitte des Jahrhunderts an die Stelle von 56 verſchie— 
denen Wechjelordnungen die allgemeine deutſche Wechfelordnung getreten. Die Zolleinigung 
hat die Wechjelrechtseinigung herbeigeführt. Die allgemeine deutſche Wechfelordnung ift das 
gemeinfchaftliche Werf der deutfchen Regierungen, ausgearbeitet auf Konferenzen zu Xeipzig 
vom 20. Dftober bis zum 9. Dezember 1847, zu melden die preußifche Negierung nad) 
einem Beſchluß der achten Generalfonferenz der Zollvereinsftaaten eingeladen hatte. De 
Entwurf ift in den Jahren 1848 —1862 in den fämtlichen deutfchen Bundesitaaten, in 
Ofterreich und in Preußen für den ganzen Umfang der Monarchie als Landesgefeh eingeführt 
worden, 

Eine Publikation als Reichsgeſetz, welche der Erzherjog-Reichsverwejer in Ausführung 
eines Bejchluffes der Neichsverfammlung vom 24. November 1848 vorgenommen hatte, 
mußte fchon um desmwillen wirkungslos bleiben, weil die verfafjunggebende Verſammlung zu 
Frankfurt am Main die geſetzgebende Gewalt nicht auszuüben hatte. 

Auf dem Wege der Yandesgefeggebung find in den fümtlichen deutjchen Staaten aud) 
die Nürnberger Novellen eingeführt worden, acht Zufäse zur Wechſelordnung, welche die zur 
Beratung des Handelägefegbuhs in Nürnberg eingejegte Kommiffion im Auftrag der deut- 
* Bundesverſammlung im Jahre 1858 ausgearbeitet, im Jahre 1861 teilweiſe umge— 
taltet hat. 

Nach der Gründung des Norddeutſchen Bundes iſt die Wechſelordnung mit den Nürn— 
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berger Novellen als norddeutiches Bundesgefeb, nad) der Gründung des Deutfchen Neichs ift 
fie als deutfches Reichögefe eingeführt worden, jedoh mit Ausnahme der Beftimmungen 
über die Mechjelhaft, welche in der Zwiſchenzeit zum Teil durch die Yandesgefeßgebung, zum 
Teil durch die Bundesgefeggebung aufgehoben worden waren. 

Die Grundfäge der deutſchen Mechjelordnung find in zahlreichen anderen Wechjelgefet- 
gebungen recipiert, fo in der Wechſelordnung für Finnland vom 20. März 1858, in ber 
Mechfelordnung für Ungarn mit Einfluß von Siebenbürgen, Kroatien und Slavonien vom 
5. Juni 1876, in der Wechſelordnung für die drei ffandinavifchen Neiche vom 7. Mai 
1880, in dem jchmweizerifchen Bundesgefet über das DObligationenreht vom 14. Juni 1881, 
in dem neuen Handelsgeſetzbuch für das Königreich italien vom 2. April 1882, endlich 
auch in dem Entwurf einer Wechſelordnung für das ruffifhe Reih vom 19./31. Mai 1882, 
jowie in dem nieberländifchen Entwurf eines Gefeßes über die Handelspapiere aus dem 
Jahre 1886. Das Königreich Belgien, in weldhem der code de commerce in Geltung war, 
hat fih in dem Gefes vom 20. Mai 1872 dem deutfchen Syſtem genähert. 

Ein weites Gebiet in und außerhalb Europas wird immer noch von dem franzöfifchen 
Wechſelrecht beherrfcht, wie es in dem napoleonifchen code de commerce fodifiziert ift. 
Die Grundfäge des franzöfifchen Wechjelrechts find in den beiden Staaten der pyrenäifchen 
Halbinfel wie auf der Balfanhalbinfel recipiert, in dem fpanifchen Handelsgefegbud von 
1829, dem portugiefifhen Handelsgeſetzbuch von 1833, fowie in den Handelsgeſetzbüchern 
(Sriechenlands von 1835 (auf die jonifchen Inſeln 1866 ausgedehnt), Rumäniens von 1840 
(für die Wallachei erlaffen, 1863 auf ganz Rumänien erjtredt), Serbiens von 1860, endlich 
aud in dem türfifchen Handelsgefehbuh von 1850. Durch Vermittelung des ſpaniſchen, 
‚zum Teil aud des portugiefiichen Handelsgeſetzbuchs find die Grundſätze des franzöfifchen 
Rechts in die Geſetzgebung der mittel- und füdamerifanifchen Staaten eingedrungen. Das 
neue fpanifche Handelsgefegbuch von 1885 ift nur in wenigen Punkten von dem franzöfifchen 
Syſtem abgewichen. 

Auch Großbritannien und Irland iſt vor einigen Jahren zur Kodifikation geſchritten. 
Das Vereinigte Königreih hat am 18. Auguſt 1882 eine MWechfelordnung in 100 Artikeln 
erhalten, welde den gezogenen Wechfel (bill of exchange), den Check (cheque on a 
hanker) und den eigenen Wechfel (promissory note) geregelt hat. 


= 


Eine Sammlung der Wechſelgeſetze iſt veranitaltet von S. Borchardt, Bollitändige Samme 
lung der geltenden Wedel: und Handelsgeſetze aller Länder. Abteil. 1: Tie Wechſelgeſetze. 2. Bde. 
1871, und O. Borhardt, Sammlung der feit dem Jahre 1871... . publizierten Wechſelgeſetze. 
1883, mit einem Nachtrag: Das italienische Wechſelgeſetz. 


Infolge der fortfchreitenden Affimilation fann man zur Zeit noch drei große Wechſel— 
vechtsgebiete unterfcheiden, die Gruppe des deutjchen, des franzöfifchen, des enalifch-amerifa- 
nifchen Rechts. Der Gedante, in allen Kulturftaaten ein übereinjtimmendes Mechfelrecht 
herzuftellen, erfcheint nicht mehr als unausführbar. Bor mehr als einem Jahrhundert durch 
den Franzoſen Accarias de Sérionne angeregt, von franzöfifchen, englifchen, deutſchen und 
italienifhen Staatsmännern und Rechtsgelehrten empfohlen, durch die Entftehung der deut- 
ichen Wechjelordnung und durd die Folgen des franzöfiichen Wechfelmoratoriums mächtig 
gefördert, hat der Gedanke beaonnen in der Gegenwart greifbare Geftalt anzunehmen. Die 
Affociation für Neform und Kodifikation des Wölferrehts hat in den Jahren 1876, 1877, 
1878 auf den Kongreſſen zu Bremen, Antwerpen und Frankfurt am Main über 27 Grund- 
läge des Wechfelrechts fich geeinigt, mweldhe man der Kürze halber die Bremer Regeln zu 
nennen pflegt. Das Institut de droit international hat im Jahre 1885 in der Situng 
u Brüffel den Entwurf einer international gleihen Wechſelordnung für alle Rulturjtaaten 
angenommen, welcher von dem italienifchen Advokaten Ceſare Norfa ausgearbeitet worden 
war. Endlih hat ein von dem König der Belgier berufener Kongreß im Jahre 1885 zu 
Antwerpen, im Jahre 1888 zu Brüffel über den Entwurf einer „loi type“ beraten. Die 
beiden erften Arbeiten ruhen auf dem deutfchen Syftem; auch in den Verhandlungen von 
Brüffel ift das Prinzip des deutſchen Mechfelvechts zum Ziege gelangt. 
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Mit der Geſchichte dieſer Beitrebungen haben ſich von deutichen Redtölehrern beichäftigt Georg 
Cohn, Beiträge zur Lehre vom einheitlihen Wechſelrecht. Heidelberg 1880, D ie Anfänge eines 
re rag in Drei rechtswiſſenſchaftliche Vorträge. Heidelberg 1888. S. 100 .; Mar 

enheim, Die Uniformierung des Wechſelrechts auf der Grundlage der allgemeinen deutichen 
———— in der Zeitſchrift für das geſamte Handelsrecht XXVIII 509 ff.; endlich Paul 
Speiſer ebenda XXXII 118 ff., XXXVI 163 ff. 


V. Die rechtliche Natur des Wechſels zu bejtimmen ift eine Aufgabe, an deren Löſung 
die fonftruftive deutjche Jurisprudenz des 19. Jahrhunderts mit befonderer Vorliebe ge- 
arbeitet hat. Jahrhundertelang hat die Doftrin ſich damit begnügt zu unterfuchen, unter 
welchen Bertragsbegriff des römifchen Rechts das Wechjelgefhäft gebracht werden könnte. 
Abwechslungsweife wurde das MWechjelgefhäft als Kaufvertrag (emtio venditio pecuniae 
absentis pro pecunia praesenti), als Taufh, als ein befonderer Innominatkontrakt nad) 
der Formel do ut des, auch als Mandat aufgefaßt. Bis in die Gegenwart hat die franzöfifche 
Rechtswiſſenſchaft an der Auffaffung feitgehalten, welche von der italienischen Rechtsſchule 
begründet worden ift, dat das MWechfelgefchäft ein Kaufvertrag ſei. Es war ein erheblicher Fort- 
jchritt, daß im 18. Jahrhundert, insbefondere von Heineccius, das Wechſelgeſchäft als Li— 
teralfontraft, die MWechjelobligation als Sfripturobligation erklärt worden ift. Aber erſt im 
19. Jahrhundert erfolgte in Deutfchland der entjcheidende Bruch mit den überlieferten Sätzen 
der Doftrin. Einerts Papiergeldtheorie ift ein Marfftein in der Gefchichte des Wechſel— 
rechts und zugleich der Ausgangspunkt für die neueren Theorieen geworden. Cinert erklärte 
den Wechſel als das „Papiergeld der Kaufleute“ ; er lehrte, daß das Papier nicht bloße 
Beweisurkunde, jondern der „Träger des Verſprechens“ ei, daß der Wechſel ein „abjtraftes 
Zahlungsverfprechen“ enthalte, welches ebenjo wie das Einlöfungsverfprechen bei der Ausgabe 
von Papiergeld „nicht einem Individuum erteilt, fondern dem gefamten Publifum gegenüber 
abgegeben” werde, daß das Forderungsrecht des Wechfelnehmers nicht aus einem „Wechſel— 
kontrakt“, ſondern aus einſeitigem Verſprechen herrühre. Es iſt längſt erkannt, daß Einert 
den Unterſchied zwiſchen einem reinen Zahlungspapier und einem Forderungspapier über— 
ſehen, daß er die Grenzen zwiſchen Sachenrecht und Forderungsrecht, nicht minder die 
Grenzen zwiſchen öffentlichem Recht und Privatrecht verwirrt hat. Gleichwohl find die 
Einertihen Sätze, da fie nicht das Weſen des Wechjels, fondern das Weſen des Papier- 
geldes verfennen, in den neueren mwechjelrechtlihen Theorieen nur in eleganter civiliftifcher 
Formulierung wiederholt worden. Liebe erklärte die Eingehung einer Wechjelverbindlichkeit 
für ein formales Rechtsgefhäft — Formalakt oder Fyormalfontraft —, bei welchem wie 
bei der Stipulation „die Nechtsfolge an eine beftimmte gerade in der äußeren Form cha— 
rafterifierte Handlung gefnüpft“ werde. Thöl ſchuf den klaſſiſchen Ausdruck für die ab- 
jtrafte Natur der Wechjelobligation, indem er das Wechſelverſprechen als ein „Summen- 
verfprechen ohne Gegenverfprechen” bezeichnete. Kuntze entwidelte die Kreationstheorie, indem 
er behauptete, daß die jämtlichen Mechfelverbindlichteiten ohne Ausnahme nicht aus Vertrag, 
fondern aus einfeitigem Rechtsgeſchäft entjpringen. 

Daß durch die Ausftellung, Indoffierung, Annahme des Wechjels eine formale, abitrafte 
Verbindlichkeit begründet wird, ift in der deutfchen Rechtswiſſenſchaft, wenn man von ver- 
einzelten Schriftftellern abfieht, unbeftritten. Beftritten ift nur, ob die Wechjelobligation aus 
zweifeitigem oder aus einfeitigem Rechtsgeſchäft den Urſprung ableite. 

Als die herrfchende Theorie muß immer nod die Vertragstheorie bezeichnet werden, wie 
fie von Thöl begründet, von Brunner mit neuen Argumenten aus der Geſchichte des ger- 
manifchen Urkundenweſens befejtigt worden ift. Nach diefer Theorie entjteht die Wechſel— 
obligation aus dem formellen Wechjelvertrag; der formelle Mechjelvertrag aber wird ge- 
ſchloſſen durch das formlofe Geben und Nehmen der formgerehten Wechfelurfunde in der 
Abſicht die Mechfelobligation zu begründen. Immerhin ftellen einige Verteidiger der Ver— 
tragstheorie für den „Acceptationsvertrag” andere Erforderniffe auf als für den „Begebungs- 
vertrag” oder fie laffen die Wechjelverbindlichfeit des Acceptanten geradezu aus einfeitigem 
Rechtsgeſchäft entipringen. 

Andere Theorieen brechen mit dem Vertragsbegriff überhaupt und behaupten, daß eine 
jede Wechjelverbindlichfeit aus einfeitigem Nechtsgeichäft entjtehe. Außer dem Skripturaft 
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des Wechſelſchuldners foll erforderlih und ausreichend fein entweder Detention der Wechſel— 
urkunde durch den Wechfelgläubiger — Siegels Theorie vom einfeitigen Verſprechen — oder 
Erwerb des Beſitzes, auch des unredlihen Befites an der Wechfelurfunde — Kuntzes Kre— 
ationstheorie, welche mit größerem Recht als „Nehmungstheorie” bezeichnet wird — oder 
Erwerb des redlichen Befiges — Grünhuts Nedlichfeitstheorie — oder Erwerb des Befites 
vermittelt durch Fortgabe der MWechjelurfunde von feiten des Ausſtellers — Stobbes Emiſ— 
fionstheorie — oder endlich Erwerb des Eigentums an der MWechfelurfunde mit der Maß— 
gabe, daß das Eigentum nicht nad civilrechtlichen, jondern nach wechſelrechtlichen Grund- 
fägen erworben wird — Cigentumstheorie, in neuerer Zeit wieder aufgenommen von Gold- 
ſchmidt, weiter ausgeführt von H. O. Yehmann. 

Eine wechſelrechtliche Theorie hat die Probe beftanden, wenn fie die Vorgänge bei der 
Girkulation des Wechſels zu erklären vermag. Auf dreierlei hat fie das Augenmerk zu 
richten: darauf, daß der Indoſſatar jelbftändige, nicht abgeleitete Rechte erwirbt, darauf, daß 
der qutgläubige Indoſſatar die Nechte aus dem Wechfel originär erwirbt, endlich darauf, 
daß der ndofjant auch nad der Begebung des Wechſels forderungsberechtigt bleibt, was 
fih beim Negreß und zwar nicht nur beim Regreß mangels Zahlung, fondern aud beim 
Regreß auf Sicherftellung zeigt. Der erfte und der zweite Vorgang ereignen ſich in gleicher 
Meife bei der Cirfulation der übrigen Ordrepapiere und der Inhaberpapiere; der dritte 
Vorgang ift, wie ein Plenarbefhluß des vormaligen Neichsoberhandelsgerichts vom 21. Juni 
1878 betont, der Cirkulation des Wechfels eigentümlich. 

Die Vertragstheorie vermag nur den erjten Vorgang zu erflären, mag fie num an- 
nehmen, daß der Indoſſatar die Rechte aus dem Wechjel kraft einer Singularfucceffion in 
die Wechjelobligation oder fraft eines mit dem Indoſſanten abgefchloffenen Novationsvertrages 
erwerbe. An der Erklärung des zweiten Vorgangs ſcheitert jede irgendwie gejtaltete Ver- 
tragstheorie. Der erite und der zweite Vorgang wird zu erflären verfucht durd die Be- 
hauptung, daß das Indofjament, wenn es aud nicht Novationsvertrag ſei, fo doch Nova 
tiongeffeft habe oder daß der MWechjel, das Papier jelbit der Gläubiger oder daß der 
Wechjelgläubiger ein „Rechtsſubjekt“ von künſtlicher Individualität oder endlih daß nur 
der Präfentant der Gläubiger ſei (Perfonififationstheorie, Pendenztheorie). Alle dieſe 
Theorieen vermögen den dritten Vorgang nicht zu konſtruieren. Sollen alle drei Vorgänge 
erklärt werden, ſo wird angenommen werben müſſen, daß zur Entſtehung einer Wechſel— 
obligation ein Doppeltes erforderlih und ausreichend fei: der wechlelmäßige Sfripturaft des 
Wechſelſchuldners, der wechjelmäßige Erwerb des Eigentums an der MWechfelurfunde durch 
den Wechfelgläubiger. Die Neihe der Wechſelgläubiger wird durch den jucceffiven Erwerb 
des Eigentums an der MWechfelurfunde bejtimmt. ever Wechſelſchuldner geht ebenjo viele 
Wecjelobligationen ein, als Wechfeleigentümer auf ihn folgen. Der legte Wechfeleigentümer 
fann die Zahlungsverbindlichleit und die Regreßverbindlichkeit, jeder frühere Wechfeleigen- 
tümer fann die Negreßverbindlichfeit geltend machen. 

Am wenigſten wird der Natur des Wechſels eine Theorie gerecht, welche, wie Sieben- 
haars Kreditfachtheorie, den Wechſel leviglih als eine Sade, als „ein einem Brillant- 
Ihmud ganz gleiches Vermögensobjekt“ betrachtet wiſſen will. 

Eine überfichtliche Erörterung der Wechielrehtstheorieen hat An — Zeit H. O. Lehmann 
geliefert, Lehrbuch des deutſchen Wechſelrechts. Stuttgart 1886. S. 145 

Eine encyklopädiſche Darſtellung der Wechſelgeſezgebungen giebt D. v. Wächter, Encyllopädie 
des — ii der europäischen und aufereuropäifchen Yänder. 2 Teile. 1880, mit einem Supple- 
ment 

Von umfafjenderen ſyſtematiſchen Darftellungen des deutihen Wechſelrechts ift außer den be 
reitö genannten von J. E. Kunge und 9. DO. Lehmann nod zu nennen das Werk von H. Thöl, 
Das Handelsreht. Bd. 2: Das Wechfelrecht. 4. Aufl. 1878: von Kommentaren jene von (Yiebe). 
848, W. Brauer 1851, J. €. Bluntichli. 1852, ©. Nebbein. 2. Aufl. 1882, jowie die 
Präjudizienfammlung von S. Bordardt. 8. Aufl. 1882. 


VI. Der Ausdrud „Wechſelfähigkeit“ Tann in verjchiedenem Sinne gebraucht werden. 
Die Wechjelrechtsfähigfeit, d. i. die Fähigkeit, Wechielgläubiger oder Wechſelſchuldner zu 
werden, fällt mit der allgemeinen Nechtsfähigfeit, die Wechlelhandlungsfähigfeit im weiteren 
Einn, d. h. die Fähigkeit, wechfelrechtlihe Handlungen mit berechtigender oder verpflichten- 
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der Wirfung vorzunehmen, fällt mit der allgemeinen Handlungsfähigfeit zufammen. Aud) 
die Fähigkeit, durch feine eigenen Handlungen Wechjelgläubiger zu werben (aftive Wechjel- 
fähigfeit im engeren Sinn), fällt mit der allgemeinen Handlungsfähigfeit, die Fähigkeit, 
durd feine eigenen Handlungen Wechſelſchuldner zu werden (paffive Wechjelfähigfeit im 
engern Sinn), fällt mit der allgemeinen BVerpflichtungsfähigfeit zufammen. Paſſiv mwechjel- 
fähig ijt nach der deutſchen Wechjeloronung jeder, welcher ſich durd Verträge verpflichten 
ann. Cine Perſon, welche nur begrenzt verpflichtungsfähig ift, wie der minderjährige Kauf— 
mann oder eine Handelsfrau oder Gewerbefrau, welche Ehefrau ift, nur für den Bereich des 
Gewerbes, ift auch nur begrenzt wechſelfähig. Cine Perſon, melde ohne Zuftimmung eines 
Dritten Verpflichtungen nicht übernehmen fann, fann ohne defjen Zujtimmung aud feine 
Mechjelverbindlichfeiten eingehen. 

Aus der Wechjelerflärung eines Wechſelunfähigen entjteht Feine wechjelmäßige Verbind- 
lichkeit. Dagegen wird durd die Mechfelunfähigfeit des einen Wechfelbeteiligten der Rechts— 
beitand der übrigen Wechſelverbindlichleiten nicht berührt. jede Wechjelverbindlichkeit hat 
eine jelbftändige Exiſtenz. 


VII. Borausjegung für die Entjtehung einer MWechjelverbindlichkeit ijt die Austellung 
einer formgerechten Wechjelurfunde. Die Urkunde muß nad der deutichen Wechſelordnung 
enthalten die Bezeichnung als Wechſel — die Wechjelklaufel —, die Angabe der Wechſel— 
fumme, den Namen oder die Firma des MWechjelnehmers, die Zahlungszeit, die Unterfchrift 
des Ausjtellers mit dem Namen oder der firma, endlid ein Ortsdatum und ein Zeitdatum. 
In dem gezogenen Wechjel muß überdies angegeben fein der Name oder die Firma bes 
Bezogenen und der Ort, an welchem die Zahlung geleiftet werden foll. Bei dem eigenen 
Wechſel gilt der Ort der Austellung als Zahlungsort. Sit der Zahlungsort von dem Aus- 
ftellungsort verfchieden, fo liegt ein Diftanzwechjel, im andern Fall liegt ein Platzwechſel vor. 

Die Wechſelklauſel fol als ein „Warnungszeichen für unerfahrene Perfonen“ und zu- 
gleich als ein Merkmal dienen, weldes den Wechfel deutlich von anderen Urkunden, An: 
weifung, Ched, unterfcheidet. Die Wechjelflaufel muß in den Zufammenhang der Wechjel- 
erflärung aufgenommen werden. Genügend ift es, wenn die Urkunde als „Wechfelurfunde”, 
„Wechſelbrief“, „Wechjelanweifung”, „Wechfelverfchreibung“ bezeichnet wird; ungenügend tft 
es, wenn die Urkunde als „Prima“ oder „Sola“, „Mandat“ oder „Brief“ bezeichnet oder 
wenn lediglich vorgefchrieben wird, daß nad den Negeln des Wechſelrechts folle verfahren 
werden. Wird der MWechfel in einer fremden Sprache ausgeftellt, jo muß ein Ausdrud ge 
wählt werden, welcher der Bezeihnung „Wechfel“ entſpricht. 

Der Wechſel muß als Namenpapier ausgejtellt werden. Er ift Drdrepapier, mag die 
Drdreflaufel dem Namen des Wechfelnehmers beigefügt fein oder nicht. Ungültig ift nad) 
deutſchem Mechjelreht ein Wechjel, welcher auf den Inhaber oder ſchlechthin an die Ordre 
geftellt ift. Zuläffig ift e8, daß der gezogene Wechſel an die eigene Ordre des Ausjtellers 
lautet. Ein mit einem Blankogiro verfehener Wechſel an eigene Ordre fungiert wie ein 
Inhaberwechſel. 

Die Zahlungszeit kann in fünffacher Weiſe feſtgeſetzt werden: auf einen beſtimmten 
Tag (Tagwechſel), auf Sicht (Sichtwechſel), auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht (Nach— 
Sichtwechſel, Zeit-Sichtwechfel), auf eine beſtimmte Zeit nad) dem Tage der Ausjtellung (Dato- 
wechſel), auf eine Meſſe oder einen Markt (Mefmechjel, Marktwechiel, zahlbar zur Meßzeit 
am Mehort). jede andere Feitjegung der Zahlungszeit, z. B. nad) der Ufance des Zahlungs- 
ortes (Uſowechſel), unter Anberaumung einer Zahlungsfrift (Friftwechjel), macht den im 
Gebiete der deutichen Wechjelordnung ausgeftellten Wechjel ungültig. Ungültig ift auch ein 
Wechſel, in welchem für einzelne Teile der Wechſelſumme verſchiedene Zahlungszeiten an 
gegeben find (Ratenmwechjel), ebenjo ein Wechſel mit alternativer Zahlungszeit. 

Als Trafjaten kann der Trafjant fich ſelbſt bezeichnen. Ein traffierteigener Mechjel iſt 
jedoch nur als Diftanzwechiel, nicht als Platzwechſel zuläffig. Der traffierteigene Wechjel 
unterliegt um der Form willen den Regeln, welche für den gezogenen, nicht aber den Regeln, 
welche für den eigenen Wechjel gelten. 

In die Wechjelurfunde können weitere Klaufeln aufgenommen werden. Es giebt Neben- 
Haufeln, welche den Inhalt der Mechjelerflärung berühren, und ſolche, welche wechjelrechtlid) 
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beveutungslos find. Zu den mwechfelrechtlich belanglofen Klaufeln gehört die Valutaflaufel, 
d. h. eine Bemerkung über den Gegenwert, welchen der Ausjteller von dem Wechfelnehmer 
empfangen oder zu empfangen hat. („Wert bar, in Maren, in Wechſeln empfangen“, 
„Wert in Rechnung”, „Wert in Erwartung“, „Wert verjtanden“, „Wert unter uns”), die 
Verpfändungsklaufel, dur welche dem Wechjelgläubiger ein Pfandrecht beftellt wird (Pfand- 
er Hypothefenwechjel), die Angabe des Zweds, zu welchem der Wechſel ausgeftellt 
wird, z. B. die Bezeichnung als Kautions-, Sicherungs-, Depotwechjel. Bei dem gezogenen 
Wedel ift wechjelrechtlich belanglos die Dedunasflaufel, d. h. eine Bemerkung darüber, in 
welcher Weife der Bezogene für die Zahlung der Wechjelfumme Erfag erhalten foll („und 
jtellen auf meine Nechnung“, bei der Hommiffionstratte oder Tratte für fremde Rechnung 
„und ftellen auf Rechnung des N. N.“), ferner die Berichtsflaufel oder Avistlaufel, d. h. 
eine Bemerkung darüber, ob dem Bezogenen außer dem Wechjel eine nähere Mitteilung, ein 
fogenannter Avisbrief zugehen werde („laut, nad Bericht”, „laut oder ohne Bericht“, „ohne 
Bericht”). 

Zuläffige Klaufeln, welche den Inhalt der Wechjelerflärung berühren, find die Nefta- 
flaufel oder die negative Orbreflaufel, d. i. die Klauſel „nicht an die Ordre“, durch welche 
dem Wechfel die Indofjabilität entzogen wird, ferner die Benennung eines oder mehrerer 
Notadreffaten am Zahlungsort des MWechjels, endlich die Domizilierung des Wechſels. Der 
eigene Wechſel ift domiziliert, wenn ein von dem Orte der Ausitellung, der gezogene Wechſel 
ift domiziliert, wenn ein von dem Wohnort des Traffaten verfchiedener Zahlungsort ange: 
geben ift. Der Domizilmechfel ift ein vollftändiger, vollfommener, bejtimmter Domizilmechiel, 
wenn in dem MWechjel ein Domiziliat benannt ift, d. i. eine Perfon oder Firma, melde 
am Zahlungsort die Zahlung leisten fol. Die Benennung eines Domiziliaten fann bei 
der Tratte nicht nur durch den Trafjanten, fondern auch durch den Acceptanten erfolgen. Der 
domizilierteigene MWechfel mit benanntem Domiziliaten nähert ſich dem gezogenen Mechjel ; 
er unterliegt aber den Regeln, welche für den eigenen Wechſel gelten. 

Unzuläffig und ungültig ift nad) deutichem Recht ein Zinsverfprechen, ſowohl beim 
eigenen wie beim gezogenen Mechfel. Nach öfterreichiichem Hecht zieht die Ungültigleit des 
Zinsverfprechens die Ungültigfeit des Wechjels nad) fi. 

GSleichgültig ift es, in welcher Zeitfolge die einzelnen Bejtandteile der Wechſelerklärung 
auf die Wechjelurfunde gefegt werden. Es ift zuläffie, daß der Ausfteller ein unausgefülltes 
Wechjelformular unterzeichnet und zur Ausfüllung entweder den Wechjelnehmer oder einen 
Beauftragten ermädtigt (Blankowechſel, Wechjelblanfett). Der Wechſelnehmer erwirbt mit 
dem Eigentum an dem Wechſelblankett das Recht der Ausfüllung, welches in Ermangelung 
einer andern Vereinbarung vererblich und veräußerlich iſt und durch den Tod des Ausſtellers 
nicht erliſcht. Wird das Wechſelblankett von einem zur Ausfüllung Berechtigten vertrags— 
widrig ausgefüllt, ſo wird der Ausſteller dem gutgläubigen Dritten nach Inhalt des aus— 
gefüllten Wechſels verpflichtet. Der Ausſteller hat die Einrede der rechtswidrigen Aus— 
füllung nur gegen denjenigen Wechſelnehmer, welcher die Ausfüllung widerrechtlich bewirkt 
oder an der Vertragswidrigkeit teilgenommen oder beim Erwerb des ausgefüllten Wechſels 
um den Vertrauensmißbrauch gewußt hat, ſomit nur eine exceptio doli gegen den bös— 
gläubigen Wechjelnehmer und daneben eine Erſatzklage aus dem bejtehenden Vertrags: 
verhältnis. 

Dagegen liegt eine Fälſchung vor, wenn ein Wechfelblantett von einem zur Ausfüllung 
nicht Berechtigten ausgefüllt, ebenjo wenn eine Namenszeihnung, welche nicht zur Begründung 
einer Wechjelverbindlichfeit gegeben worden iſt, zur Herſtellung einer Wechfelurfunde be- 
nützt wird. 

Die Entrichtung der Wechjelftempeljteuer ift nach deutſchem Necht fein Erfordernis für 
die Gültigkeit des Wechſels. 


VIH. Das Indoſſament fann auf die Wechjelurfunde felbit, auf eine Wechſelkopie, 
auf ein mit der Wechjelurfunde oder mit der Wechjelfopie verbundenes Blatt — Verlängerungs- 
itreifen, Allonge — gejegt werden. Das Indoſſament enthält die Erklärung, daß die Wechſel— 
jumme an eine benannte oder noch zu benennende Perſon bezahlt werden ſoll. Das voll: 
ſtändige Giro beiteht aus der Benennung des Indoſſatars und aus der Namens oder 
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Firmenzeichnung des Indoſſanten. Das offene Giro, Blanfogiro bejteht lediglich aus der 
Namens- oder ‚Firmenzeihnung des Indoſſanten. Das Blankoindofjament fann gültig nur 
auf die Rückſeite der Wechjelurfunde oder der Kopie oder auf die Allonge gefegt werden. 
Ein Blanfogiro auf der Worderfeite fünnte von dem Aval nicht unterfchieven werden. 
Üblich, aber zur Gültigkeit des Indoſſaments nicht erforderlich ift die Ortsangabe, die Zeit- 
angabe, die Walutaflaufel, die Ordreklauſel. Das Blankogiro legitimiert jeden Inhaber. 
Es fann von jedem Wechjelinhaber ausgefüllt werden; es gilt als ausgefüllt, wenn auf 
das Blanfoindofjament ein weiteres Indoſſament folgt. 

Das Indoſſament dient entweder zur Übertragung des Eigentums am Wechſel — Voll- 
Indofjament, eigentliches Indoſſament — oder es dient lediglich zur Erteilung einer wechſel— 
rechtlihen Vollmacht — Prokura-Indoſſament, uneigentliches Indofjament. Das Prokura-In— 
dofjament muß durch die Vollmachtsklauſel erfennbar gemacht werden („in Vollmacht”, „in 
Profura”, „zur Einkaffierung”, „Wert einzufenden“, „für meine Rechnung”). Der Vollindof- 
fatar erwirbt mit dem Befit der Mechjelurfunde das Eigentum an derfelben, der qutaläubige 
Indoſſatar auch dann, wenn der Indoſſant nicht Eigentümer geweſen ift. Mit dem Eigen- 
tum an der Wechfelurfunde erwirbt der VBollindofjatar die Forderungsrehte aus dem Mechjel 
gegen den Acceptanten und den Ausiteller des eigenen Wechſels, gegen die Indoſſanten und 
den Traffanten. Er erwirbt nicht die Forderungsrechte feines ndofjanten, fondern neue, 
jelbjtändige Forderungsrechte ; es fünnen daher dem Indoſſatar feine Einreden aus der Perſon 
des Indoſſanten entgegengejegt werden. Dem Indoſſanten verbleiben feine Forderungsredte; 
er fann fie im Regreßwege geltend machen. Er kann fogar nad) der ndoffierung neue 
Forderungsrechte aus dem Wechjel erwerben, jo wenn der Wechfel nah der Indoſſierung 
acceptiert wird, jo wenn für den Ausiteller oder für einen vorausgehenden Indoſſanten ein 
Avaliſt eintritt. 

Transportfunftion übt das ndofjament nur dann aus, wenn der Zufammenhang der 
Indoſſamente äußerlich hergejtellt ift, d. h. wenn das erjte Indoſſament mit dem Namen 
des MWechjelnehmers, jedes folgende Indofjament mit dem Namen desjenigen unterzeichnet 
ift, welchen das vorausgehende Indoſſament als Indoſſatar benennt. Demgemäß legitimiert 
ein Blanfogiro den Wechjelinhaber nur dann, wenn die vorausgehende Girofette in Ord— 
nung ift. 

Die Garantiefunttion des Indoſſaments kann dur beſondere Klaufeln ausgeſchloſſen 
oder befchränft werden. Ausgeſchloſſen wird fie durch die Klaufel „ohne Obligo“, „ohne 
Gemährleiftung” ; befchränft wird fie durch die negative Ordreklauſel (Rekta-Indoſſament). 
Der Indoffant, welcher ohne Obligo indoffiert, wird überhaupt nicht, der Rekta-Indoſſant 
wird nur dem Rekta-Indoſſatar, nicht aber deſſen Nachmännern wechjelmäßig verhaftet. Der 
Indoſſant fann ferner feine Negreßpflicht dadurch beſchränken, daß er feinem Indoſſament 
eine oder mehrere Notadrefien oder daß er bei Sicht: oder Zeitjichtwechfeln eine bejondere 
Präfentationsfrift beifügt. 

Ob das ndofjament mit Rechtswirkung auf einen Teil der Wechſelſumme beichränft 
werden kann (Teil-Indofjament), ijt beftritten. 

Ein Rüdindofjament liegt vor, wenn der Wechſel an einen regrefpflichtigen Wechſel— 
ſchuldner indoffiert wird. Für das Rückindoſſament gilt die allgemeine Regel, daß der 
Regrekberechtigte gegen diejenigen Negrefpflichtigen feinen Regreß nehmen fann, melden er 
ſelbſt regreßpflichtig if. Erwirbt der Acceptant den Wechſel, jo fann er feinen Regreß 
nehmen, da er allen Negrefpflichtigen wechſelmäßig verhaftet ift. Erwirbt der Trafjat den 
nicht acceptierten Wechjel, fo hat er alle Nechte eines Wechfelgläubigers, ohne Wechſelſchuldner 
zu fein. 

Das PVrofuraindofjament ift eine wechſelrechtliche Vollmadt in Form des Indoſſa— 
ments. Die Vollmacht erftredt ſich auf alle mwechjelrechtlihen Handlungen mit Ausnahme 
des Nollindofjaments, aber mit Einfluß des Profuraindofjaments. Der Profuraindofjatar 
ift zur Einziehung und Einklagung der Wechfelfumme wie zur Erhebung des Proteftes er: 
mächtigt. Die mwechjelrechtlihen Handlungen des Profuraindojjatars gelten als Handlungen 
des Profuraindofjanten. Dem klagenden Profuraindofjatar fünnen Einreden aus der Berfon 
des Profuraindofjanten, aber nicht aus feiner Perſon entgegengefett werden. jedes auf das 
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Profuraindojjament folgende Indoſſament gilt als Profuraindofjament, aud wenn dasjelbe 
die Vollmachtsflaufel nicht enthält. 


IX. Es fommt nicht jelten vor, daß der Wechjel noch vor der Begebung durch den 
Ausfteller von dem Bezogenen acceptiert wird, jei es daß ein Blanfoaccept erteilt, fei es 
daß der ausgefüllte aber nicht begebene Wechſel mit einem Accept verfehen wird. Blanto- 
accepte werden nach den gleichen Srundfäsen wie Blankowechſel behandelt. 

it der Wechfel nicht vor der Begebung acceptiert worden, jo hat jeder Wechfelinhaber 
das Necht, zu jeder Zeit, vom Tage der Ausftellung an bis zum Tage des Verfalls, den 
Mechfel dem Bezogenen zur Annahme zu präfentieren und, wenn die Annahme nicht zu 
erlangen ift, Proteft mangels Annahme zu erheben. Das von der deutfhen MWechjelordnung 
gewählte Syitem des prompten oder zeitigen Accepts ermöglicht dem MWechfelgläubiger zu 
jeder Zeit entweder durch Annahme oder durch Regreß mangels Annahme die Zahlung der 
Wechſelſumme ficherzuftellen.. Das Recht der jederzeitigen Präfentation kann dem Wechjel- 
inhaber durd eine in den MWechjel eingerüdte Klaujel, etwa durd die Klaufel „erjt vierzehn 
Tage vor Verfall zum Accept“ nicht mit mwechjelvechtlicher Wirkung entzogen werden. Cine 
von der Wechfelordnung zugelafjene Ausnahme von dem Syſtem des prompten Accepts iſt 
das Mefaccept. Ein Meß- oder Marftwechjel fann, wenn an dem Meß—- oder Marktort 
eine Präfentationszeit gefeglich bejtimmt ift, nur innerhalb diefer Zeit zur Annahme prä- 
fentiert und mangels Annahme proteftiert werden. 

Die Präfentation zur Annahme und die Erhebung des Proteftes mangels Annahme 
fann mit Rechtswirfung von jedem Detentor der Wechfelurfunde vorgenommen werden. Sie 
fann nur an einem Werktag, nur in dem dermaligen Gejchäftslofal, in Ermangelung eines 
folhen nur in der dermaligen Wohnung des Traffaten geſchehen. Auf ordnungsmäßige 
Präfentation fann nad) deutſchem Wechſelrecht von dem Bezogenen jofortige Erklärung ver- 
langt werden. 

Die Präjentation zur Annahme ift Vorausfegung für den Negreß mangels Annahme, 
nicht aber Vorausfegung für den Regreß mangels Zahlung. Nur in zwei Fällen, in dem 
einen Falle kraft geſetzlicher Vorfchrift, in dem anderen alle fraft einer Verfügung des 
Ausitellers, ift die Präfentation zur Annahme auch Vorausjegung für den Negreß mangels 
Zahlung. Zeitſichtwechſel müflen binnen zwei Jahren vom Tage der Austellung an zur 
Annahme, mindeitens zur Sichtnahme präfentiert werden. Der Ausjteller fann eine andere 
Präfentationsfrift vorfchreiben; jeder Indoſſant fann feine Negreßpflicht durch eine befondere 
Präfentationsfrift begrenzen. Bei Domizilwechfeln fann der Ausjteller die Präfentation zur 
Annahme vorichreiben. 

Die Annahme muß nad deutihem Wechſelrecht fchriftlih auf dem Wechſel felbit ge- 
fchehen. Es genügt eine auf die Vorderfeite oder Nüdjeite der Wechfelurfunde gefeste, von 
dem Bezogenen unterfchriebene Erklärung, welche nicht das Gegenteil der Annahme ausdrüdt ; 
es genügt auch die Namenszeichnung oder Firmenzeichnung des Bezogenen auf der Vorder: 
jeite der MWechjelurfunde. Ungültig ift ein Accept auf der Allonge oder auf einer Kopie 
oder auf einer befonderen Urkunde, auch wenn diefe an den Wechjel geflebt ift. 

Die Annahme fann unter Einfchränfungen erklärt werden. Der Bezogene fann die 
Annahme auf einen Teil der Wechſelſumme befchränfen (Teilaccept); er kann verfprechen, 
daß er an einem anderen Orte zahlen werde (Domizilierung des Accepts) oder zu einer 
anderen Zeit oder in Friſten oder unter Bedingungen; er fann endlich durd) Beifügung der 
negativen Ordreflaufel erklären, daß aus einer Weiterbegebung des Wechjels für ihn feine 
Verpflichtungen entipringen follen, fo daß er fpäteren ndofjataren überhaupt nicht, dem 
dermaligen Wechjelgläubiger und dejjen Vormännern aber nicht für eine etwaige Erhöhung 
der Regreßſumme haften will (Rekta- Accept). 

Die beichränfte Annahme verpflichtet den Bezogenen nah Inhalt feiner Erklärung. 
Den regrehpflichtigen Wechjelichuldnern gegenüber gilt das beſchränkte Accept als verweigertes 
Accept; der Wechjelgläubiger hat den Negreß mangels Annahme, beim Teilaccept wegen 
des nicht acceptierten Teils der Wechſelſumme, bei anderen Einfchränfungen der Annahme 
wegen der ganzen Wechjelfumme. 

Die Wechjelverbindlichkeit des Ncceptanten tft, den Fall des Blankoaccepts ausgenommen, 
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mit der Niederſchrift des Accepts auf der Wechſelurkunde begründet. Denn der Acceptant 
jegt das Accept auf eine Urkunde, welche nicht ihm, fondern demjenigen eigentümlich gehört, 
dem er durch das Accept verpflichtet werden fol. Wenn daher der Acceptant vor der Nüd- 
gabe der Mechfelurfunde den Acceptvermerk durchitreicht, jo fann dadurch die einmal be- 
gründete Wechjelverbindlichfeit nicht wieder aufgehoben werden. Der Acceptant fann mit 
einer ‚Feititellungsflage vorgehen. Ob aus dem durchſtrichenen Accept auf Zahlung ber 
Wechſelſumme geklagt werben fann, iſt beftritten. 

Die Wechjelverbindlichkeit des Acceptanten befteht gegenüber einem jeden der fucceffiven 
Wechfeleigentümer, d. h. gegenüber dem Trafjanten, dem Remittenten, jedem Indoſſatar. 

Aus dem Accept eines Nichtbezogenen ohne Accept des Trafjaten entjpringt feine 
wechjelmäßige Verbindlichkeit. 

Die Annahme gilt bei Zeitfichtwechjeln zugleih als Sichtnahme, wie auch die Sicht- 
nahme als Annahme gilt. Soll in einem gegebenen Falle die eine oder die andere Wir- 
fung nicht eintreten, fo muß dies ausdrüdlich erklärt werden, etwa durch die Klaufel „ge: 
jehen, Annahme verweigert“ oder „angenommen, nicht in Sicht genommen“. Der Tag der 
Sicht fann, wenn die Datierung des Accepts oder der Sichtnahme verweigert wird, durch 
einen Protejt feitgeftellt werden. 


X. Wenn die Annahme des Wechſels überhaupt nicht oder doch nicht trafjiertermaßen 
zu erlangen ift, jo fann von den Mechjelgaranten im Regreßweg Sicherheit dafür verlangt 
werden, daß zur Verfallzeit die Mechjelfumme traffiertermaßen mit Einfluß der Proteft- 
fojten werde bezahlt werden. Wenn der Wechjel mit einer oder mit mehreren Notadrejjen 
verfehen ift, jo fann Negreß nicht genommen werden, wenn nicht der MWechfel den jämtlichen 
Notadrefjaten vergeblich zur Annahme vorgelegt worden ift. 

Formale Vorausfegung für den Regreß mangels Annahme ift die Erhebung des Pro- 
teftes mangels Annahme. Regreßberechtigt iſt der Nemittent und jeder Indoſſatar, regreß- 
pflichtig der Traffant und jeder Indofjant, foweit er nicht die Übernahme der Wechſel— 
garantie durch befondere Klaufel abgelehnt hat. Der Regreß fann von jedem Regreßberechtigten 
genommen werben, welcher die Protejturfunde in Händen hat; es ift weder die Beibringung 
der Wechfelurfunde noch der Nachweis erforderlich, daß der Negredient feinen Nachmännern 
Sicherheit beftellt habe. Der Negredient fann nad feiner Wahl einen oder mehrere oder 
alle Regrefpflichtigen belangen, fei es auf Grund verfchievener Ausfertigungen desjelben 
Protejtes oder auf Grund verfchiedener Proteſte; er ift nah dem Syſtem des fpringenden 
Regreſſes mit Variationsreht weder an die Neihenfolge der ndofjamente noch an die 
einmal getroffene Wahl gebunden. Die Beftellung der Sicherheit erfolgt gegen Aus- 
händigung der Protefturfunde. Der Negrefpflichtige ift nur zu einmaliger Sicherheitsleiftung 
verbunden. Die beftellte Sicherheit haftet nicht nur dem Regredienten, jondern allen Nad)- 
männern des Bejtellers, fofern diefe gegen ihn Regreß auf Sicherftellung nehmen ; ſie fünnen 
nur Einwendungen gegen Art und Größe der Sicherheit erheben. 

Die bejtellte Sicherheit iſt zurüdzugeben, wenn der Grund oder der Zweck der Sicher- 
heitsbejtellung weagefallen ift, fjomit wenn die nachträgliche Annahme oder wenn die Zahlung 
des Mechjels erfolgt ift, wenn die MWechjelkraft durch Präjudizierung oder durch Verjährung 
erlofchen ift, endlich wegen Verjährung der Sicherheitsbeftellung, d. h. wenn binnen Jahres- 
frift vom Verfalltag des Wechſels an gerechnet gegen den Bejteller der Sicherheit auf Zah- 
lung aus dem Wechjel nicht geklagt worden iſt. 

Der Regreß mangel3 Annahme fann dadurch vermieden oder doch abgekürzt werden, 
daß eine Ehrenannahme geleiftet wird, fei es von einem Notadrejjaten, ſei es von einem 
unberufenen Intervenienten. Durch die Ehrenannahme wird der Honorat und werden dejjen 
Nachmänner von dem Regreß befreit; dagegen fann der Honorat Regreß gegen feine Vor- 
männer nehmen. SHonorat ift, wenn nicht in dem Chrenaccept einer der Indoſſanten als 
folcher benannt ift, der Ausjteller des Wechſels. Der Ehrenacceptant vollzieht die Ehren: 
annahme auf der Wechfelurfunde gegen Aushändigung des Proteftes mangels Annahme, auf 
welchem die Ehrenannahme zu vermerken ift. Er ift verpflichtet, binnen zwei Tagen nad) 
der Vrotefterhebung dem Honoraten von der Chrenannahme Nachricht zu geben und die 
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Protefturfunde zu überfenden. Verfäumt er dies, jo wird er dem Honoraten und deſſen 
Nahmännern für den etwa entitandenen Schaden verantwortlich. 

Der Ehrenacceptant wird ala Wechfelfhuldner nur den Nachmännern des Honoraten, 
nicht aber dem Honoraten und deſſen Vormännern verpflichtet. Er wird von der Wechjel- 
verbindlichfeit befreit, wenn der Wechſel nicht innerhalb der Protejtfrift bei ihm zur Zahlung 
präfentiert wird. 

Sicherheitsleiftung kann beim gezogenen Wechfel auch dann verlangt werden, wenn der 
Acceptant, beim eigenen Wechjel nur dann, wenn der Ausjteller in Bermögenäverfall ge: 
raten ift, fei e8 daß vor oder nad der Ausftellung des Wechſels die Eröffnung des Kon- 
furfes oder eine Einftellung der Zahlungen erfolgt, jei es daß nad der Ausitellung des 
Wechſels eine Zwangsvollftredung fruchtlos ausgefallen ift. Die Aufforderung zur Sicher— 
heitsleiftung muß zunächſt an den Acceptanten, beim eigenen Wechfel an den Ausiteller ge 
richtet werden. Erweiſt ſich diefe Aufforderung, wie es in der Negel zu erwarten fein wird, 
als vergeblich, jo hat der Wechjelgläubiger die Wahl, ob er jeinen Anfprud gegen den 
Acceptanten, beim eigenen Wechfel gegen den Ausfteller, im Wechſelprozeß verfolgen oder ob 
er gegen die Wechfelgaranten, beim eigenen Wechfel gegen die Indoſſanten, beim gezogenen 
Mechjel gegen die Indofjanten und den Traffanten, Negreß auf Sichesitellung nehmen will, 
Der Negreß wegen Unficherheit des Acceptanten, beim eigenen Wechſel wegen Unfiderheit 
des Ausftellers, ift dem Regreß mangels Annahme nachgebildet. Iſt der Wechfel mit Not- 
adreſſen verfehen, fo it der Regreß erit zuläffig, wenn von den Notadrefjaten die Annahme 
des Mechfels nicht zu erlangen ift. Formale Vorausfegung des Regreſſes ift die Aufnahme 
eines Protejtes über die vergebliche Aufforderung an den Acceptanten oder den Ausiteller 
und an die Notadrefjaten. 


XI. Der Wechſel ift in der Negel ein Präfentationspapier, die Wechſelſchuld eine 
Holſchuld. Ein eigener Wechfel ift dem Ausfteller, ein gezogener Wechjel dem Trafjaten, 
ein Wechfel, in weldem ein Domiziliat benannt ift, dem Domiziliaten zur Zahlung zu 
präjentieren. Die Präfentation muß am Zahlungsort, in dem Gejchäftslofal, in defjen Er- 
manglung in der Wohnung des Präfentaten bewirkt werden. Die Präfentation fann 
früheitens am Zahlungstag, fie muß, wenn fie gegen alle Wechjelverpflichtete wirken foll, 
jpäteftens am zweiten Werktag nad dem Zahlungstag vorgenommen werden; mit Rechts— 
wirkung gegen den Ausjteller des eigenen, den Acceptanten des gezogenen Wechjels kann 
fie auch fpäter noch erfolgen, ſofern nicht der Wechjel ein bejtimmt domizilierter ift. Auf 
die rechtzeitige Präfentation kann fofort Zahlung verlangt oder Protejt mangels Zahlung 
erhoben werden; Reſpekt- oder Disfretionstage, d. h. eine kurze Nadjfrijt nad) der Präſen— 
tation zur Zahlung, wie nach älterem und nad ausländifhem Wechjelrecht, find durch die 
deutjche Wechſelordnung ausgeſchloſſen. 

Die Zahlung kann mit Rechtswirkung an den legitimierten Inhaber des Wechſels, 
auch wenn derfelbe nicht der Eigentümer fein follte, oder an deſſen Bevollmächtigten geleijtet 
werden. Xegitimierter Inhaber eines nicht indofjierten Wechjels iſt der Wechjelnehmer, eines 
indoffierten Wechſels derjenige, welcher durch eine zufammenhängende Kette von nicht durch— 
ftrichenen Indofjamenten als Erwerber des Wechſels ausgewiejen iſt. Der Präfentat ijt ver- 
pflichtet, fich über die Identität des Präfentanten zu vergemwifjern. Dagegen ijt der Präfentat 
nicht verpflichtet, wohl aber berechtigt, die Echtheit der Indofjamente zu prüfen. Zahlung 
zu fordern berechtigt ift nur der Eigentümer des Wechfels oder dejjen Bevollmächtigter. 

Eine Teilzahlung darf der Präfentant nicht zurüdweifen, wenn er nicht den Regreß 
wegen des angebotenen Teils der Wechjelfumme verlieren will. Wenn eine Teilzahlung 
geleiftet wird, jo fann der Zahlende verlangen, daß die Zahlung auf dem Wechjel abge- 
jchrieben und daß auf einer Abjchrift des Wechſels Quittung erteilt werde. Wenn die ge 
famte Wechſelſumme gezahlt wird, jo fann der Zahlende Auslieferung des quittierten Wechſels 
verlangen. Der Acceptant, welcher zahlt, fann Auslieferung des Accepteremplars, wenn 
er mehrere Exemplare acceptiert hat, Auslieferung aller Exemplare verlangen. it das 
Amortifationsverfahren eingeleitet worden, jo wird die Auslieferung des Wechfels durd) 
die Aushändigung des Ausschlußurteils erſetzt. 

Iſt der Wechſel nicht innerhalb der Präfentationsfrijt zur Zahlung präfentiert worden, 
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fo hat der Acceptant, beim eigenen Wechſel der Ausjteller das Necht, die Wechſelſumme auf 
Koften und Gefahr des Wechfelgläubigers bei Gericht oder bei einer andern zur Annahme 
von Depofiten ermächtigten Behörde zu hinterlegen und ſich dadurch von der MWechfelfchuld 
zu befreien. 


XU. Der Negreß mangels Zahlung iſt an eine doppelte Borausfegung gebunden. Es 
ift erforderlich, daß rechtzeitig und ordnungsmäßig der Wechjel zur Zahlung präfentiert und 
daß rechtzeitig und formgerecht Proteft mangels Zahlung erhoben worden fei. Die Proteft- 
frift fällt mit der Präfentationsfrift zufammen; fie umfaßt den Zahlungstag und die beiden 
folgenden Werktage. Die Erhebung des Proteftes fann dem Wechſelſchuldner erlafjen werden 
durch die Klaufel „ohne Proteſt“, „ohne Kojten“, welche der Traffant oder ein Indoſſant feiner 
Unterfchrift beifügt. Der Protefterlaß gilt nicht als Präſentationserlaß, befreit aber den 
Wechjelgläubiger von dem Beweis der rechtzeitigen Präfentation. Der Erlaß wirft nur 
gegen den Erlafjenden, nicht gegen andere regreßpflichtige Wechſelſchuldner. Er enthält fein 
Verbot der Protefterhebung und jchügt demgemäß den Erlafjenden nicht gegen den Erſatz 
der Protejtfoften. Dagegen wird der MWechjelgläubiger von der Notwendigkeit der Proteſt— 
erhebung weder durch ein zufälliges Ereignis noch durd höhere Gewalt befreit. Sit die 
Proteitfrift verfäumt, jo ift der Wechjel präjudiziert. 

Der Negreß fann zunächſt von dem letzten Wechfelinhaber genommen werden, welcher 
den Proteſt erhoben hat, in weiterer folge von jedem früheren MWechjelinhaber, an welchen 
der Wechſel mit der Protejturfunde auf dem Regreßweg gelangt ift. Der Negredient fann 
nach feinem Belieben eine oder mehrere oder alle Negrepflichtigen belangen; er ift nach dem 
Syſtem des jpringenden Regrefies mit VBariationsrecht weder an die Reihenfolge der Indoſſa— 
mente no an die einmal getroffene Wahl gebunden. Der Negrefpflichtige, welcher Zahlung 
leiftet, fann verlangen, daß ihm diejenigen Dokumente ausgehändigt werden, melde die 
Negreßforderung begründen, die unverjehrte Wechjelurfunde, die Protejturfunde, endlich eine 
quittierte Netour- oder Nemboursrechnung, in welcher die einzelnen Bejtandteile der Regreß— 
fumme angegeben find. Der Indoſſant, welcher den Wechfel eingelöft hat, fann fein eigenes 
Indofjament und die Indoſſamente feiner Nachmänner durchftreichen. 

Die Höhe der Negrefforderung ift begrenzt. Der letzte Wechjelinhaber fann im Regreß— 
weg die Wechjelfumme und einige Nebenleiftungen fordern, nämlih Zinfen zu ſechs Prozent 
jährlich aus der Wechfelfumme, gerechnet vom Verfalltag an, Erjat der Proteftfoften und 
anderer Auslagen (Porto, Maklergebühr für Negociierung eines Rückwechſels), endlich eine 
Provifion von "/s Prozent aus der MWechjelfumme. Der frühere Wechfelinhaber, welcher 
den Wechjel im Negrefweg erhalten hat (Remboursregredient), kann die Regreßſumme 
(Remboursfumme) fordern, d. i. die Summe, welche er im Regreßweg erftattet hat, und einige 
Nebenleiftungen, nämlich Zinjen zu ſechs Prozent jährlich aus der Negreffumme, gerechnet 
vom Tage der Zahlung an, Erſatz der ihm erwachfenen Auslagen, endlich eine Provifion 
von "a Prozent aus der Negreffumme. 

Der Anfprudh auf die Negreffumme ift dadurch bedingt, daß der Negredient, fer er 
nun der legte oder ein früherer Wechfelinhaber, feinen unmittelbaren Vormann, gleichgültig 
ob er gegen dieſen oder gegen einen andern Negreß nehmen will, jchriftlih und rechtzeitig 
davon benachrichtigt, daß der Wechjel nicht bezahlt worden ſei. Der letzte Wechfelinhaber 
muß die Benachrichtigung (Notififation) fpäteftens am zweiten Tage nad dem Tage der 
Protefterhebung, der frühere Wechjelinhaber jpäteftens am zweiten Tage nad) dem Tage der 
empfangenen Benachrichtigung abjenden. Abjendung und Empfang der Benadrichtigung fann 
vorbehaltlich des Gegenbeweiſes durch ein Poſtatteſt nachgewiefen werden. Das Schreiben 
muß an denjenigen Ort gerichtet werden, von weldem der unmittelbare Vormann feine 
Wechfelerflärung datiert hat. Ein Indoſſant, welcher feinem Indoſſament feine Ortsangabe 
beigefügt hat, wird bei der Notififation überfprungen. Unterlafjen der rechtzeitigen und 
ordnungsmäßigen Notififation beichränft den Negrefinehmer, fei er nun der letzte oder ein 
früherer Wechjelinhaber, auf die Forderung der Wechjeljumme und verpflichtet den Unter: 
lafjenden überdies gegenüber den fämtlichen oder doch den orbnungswidrig überfprungenen 
Vormännern zum Erſatze des Schadens, welcher durd die unterlafjene Benachrichtigung ver- 
urſacht worden ift. 
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Der MWechjelgläubiger fann fi die Regreßſumme dadurd) verfchaffen, daß er auf den 
Negreßpflichtigen einen Wechſel zieht (Rückwechſel, Retourwechſel, Ricambio, Nitratte). Der 
Rückwechſel muß unmittelbar auf den Wohnort des Negrefpflichtigen (a drittura) und auf 
Sicht geitellt fein. Wird der Rückwechſel als folcher bezeichnet, jo wird in demfelben ent: 
weder bemerkt, daß die dem Regrefpflichtigen auszuliefernden Papiere (Vorwechſel, Proteft- 
urfunde, Retourrehnung) mit dem MWechfel begeben find (Rückwechſel mit Beilagen), oder es 
wird angegeben, bei wen diefe Papiere fich befinden (Rückwechſel ohne Beilagen). Wird der 
Rückwechſel nicht als folcher bezeichnet, jo werden die Papiere dem Negrefpflichtigen un- 
mittelbar zugefendet. Zahlt der Netraffat den Rückwechſel nicht, welcher ihm mit den Pa— 
pieren präfentiert wird, fo hat er alle hieraus erwachjenden Kojten zu vergüten. Die Negreß- 
fumme erhöht fih, wenn ein Rückwechſel gezogen wird, um die Retraffierungsipefen (Stempel- 
gebühr, Mäklergebühr). Bei der Ausftellung des Rückwechſels ift der Wechfelfurs in Be- 
rechnung zu ziehen und die Wechſelſumme jo feitzufesen, daß der Netrafjant dur den Ver— 
fauf des Wechſels nah dem Kurs des Ausftellungstages die ihm gebührende Regreßſumme 
erhält. 

Der Wechſelkurs ift nad der deutfchen Wechfelordnung auch dann in Berechnung zu 
ziehen, wenn der MWechfelgläubiger in anderer Weife als dur Ziehung eines Rückwechſels 
für feine Regreßforderung befriedigt wird (Syſtem des fingierten Rückwechſels). 

Jeder Negreßpflichtige hat das Necht des Negrefanerbietens; er fann, um die Er- 
höhung der Negrekfumme abzumenden, gegen Erjtattung der Wechjelfumme nebft Zinjen und 
Koften die Auslieferung des quittierten Wechſels und der Protefturfunde fordern. Der 
Wechſelgläubiger hat in diefem Fall fein Necht auf Provifion; aud bleibt der MWechjelturs 
außer Berechnung. 

Der Negreß mangels Zahlung wird abgekürzt, wenn eine Chrenzahlung geleiftet wird. 
Durd die ordnungsmäßig geleiftete Chrenzahlung erwirbt der Chrenzahler die Rechte des 
befriedigten MWechjelgläubigers gegen den Honoraten und deſſen Bormänner, ſowie gegen den 
Acceptanten und den Ausfteller des eigenen Wechſels; die Nachmänner des Honoraten 
werden vom Regreß befreit. 

Eine berufene Chrenzahlung muß von dem Wechfelgläubiger bei Vermeidung von 
Nechtsnachteilen nachgefucht, eine unberufene angenommen werden. Wird eine unberufene 
Ehrenzahlung zurüdgemwiefen, jo werden die Nachmänner des Honoraten vom Regreß befreit, 
der Honorat wird in diefelbe Yage verſetzt, in der er fich befinden würde, wenn die Ehren: 
zahlung angenommen worden wäre. ft der Wechjel mit Notadrefjen oder einem Ehren: 
accept verfehen, jo muß derſelbe innerhalb der Proteftfrift jedem Notadrefjaten und dem 
Ehrenacceptanten zur Zahlung präfentiert werden; wird die rechtzeitige Präfentation ver- 
fäumt, jo werden nicht nur die Nachmänner des Notadreffanten oder SHonoraten, 
fondern aud der Notadrejjant oder Honorat jelbit vom Regreß befreit. Denn der 
Notadreijat wird als Traffat, der Ehrenacceptant als Acceptant betrachtet. Über den Erfolg 
der Präfentation bei dem Notadrefjaten und dem Chrenacceptanten find innerhalb der Proteſt— 
frift Proteftvermerfe aufzunehmen, entweder in dem Protejt mangels Zahlung felbit oder in 
einem oder mehreren Anhängen zu demfelben oder in eigenen Urfunden. 

Eine Chrenzahlung fann gültig nur innerhalb der Proteftfrift geleiftet werden. Der 
Ehrenzahler zahlt die Wechfelfumme und die Protejtfojten und erhält dagegen den Wechiel 
und die Protefturfunde. 

Unter mehreren berufenen oder unberufenen Chrenzahlern gebührt demjenigen der Vor— 
rang, durch deſſen Eintreten die meiften Mechjelverpflichteten vom Regreß befreit werden. 
Ein ntervenient, welcher gegen diefe Nangordnung verjtößt, verliert den Regreß gegen die- 
jenigen, welche bei Einhaltung der Nangordnung vom Negrek befreit worden wären. Es 
fann hiernach vorfommen, daß ein Ehrenzahler feinen Regreß aegen den Honoraten hat. 
Dagegen erwächſt dem Wechjelgläubiger aus einer Verlegung der Nangorbnung fein Rechts: 
nachteil; er fann die Chrenzahlung von jedem annehmen, welder fie anbietet. 

Der Wechſelanſpruch aegen den Meceptanten und gegen den Ausiteller des eigenen 
Wechſels ift, wenn nicht ein bejtimmt domizilierter Wechſel vorliegt, weder durch die Prä— 
jentation zur Zaylung noch durch die Erhebung des Proteſtes mangels Zahlung bedingt. 
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Die Präfentation zur Zahlung ift lediglich erforderlich, um den Wechſelſchuldner in Berzug 
zu fegen; iſt aber durch Präfentationserlaß die Wechſelſchuld in eine Bringjchuld ver- 
wandelt, jo treten die Wirkungen des Verzugs mit dem Ablauf des Zahlungstages ein. Die 
rechtzeitige Protefterhebung hat zur Folge, daß auch von dem Acceptanten und dem Aus— 
fteller des eigenen Wechſels die Regreßſumme verlangt werden fann. Notififationsberechtigt 
ift weder der Acceptant noch der Ausjteller des eigenen Wechſels. 

Auch nah Ablauf der Proteftfrift fann der Wechſel unter Ausftellung eines Indoſſa— 
ments .begeben werden. Das Indoſſament nad Verfall (Nachindofjament) hat verfchievene 
Wirkungen, je nahdem der Wechfel proteftiert oder präjudiziert if. Das Indoſſament des 
protejtierten Wechjeld hat nur die Wirkungen einer Ceſſion; der Nadindofjatar erwirbt nur 
die Nechte des Nachindofjanten, fei es gegen die Wechjelgaranten, fei es gegen den Accep- 
tanten oder den Ausſteller des eigenen Wechſels. Iſt der Wechjel präjubiziert, fo wirft das 
erſte Nachindofjament wie die Ausftellung eines Sichtwechfels, weitere Nachindoſſamente wie 
Indofjamente des Sichtwechſels; die Rechte aus dem Accept oder die Nechte gegen den Aus- 
fteller des eigenen Wechſels erwirbt der Nadindofjatar in diefem Fall als eigene Rechte. 


XI. Ein eigener Wechſel fann nur in einem Eremplar, ein gezogener MWechfel kann 
in mehreren gleichlautenden Eremplaren (Duplifaten) von dem Ausjteller ausgefertigt werden. 
Das erjte Eremplar wird als Prima, die weiteren Ausfertigungen werben als Sefunda, 
Tertia u. ſ. mw. bezeichnet. Ein Wechſel, welcher nur in einem Eremplar ausgefertigt ift, 
wird Solawechſel genannt; für den eigenen Wechſel wird diefer Ausdruck als technijche Be- 
zeichnung gebraudt. Die Duplifatseigenfchaft muß aus dem Kontert eines jeden Eremplars 
erfennbar fein; eine MWechjelurfunde, welche nicht ala Prima, Sefunda bezeichnet ift, gilt als 
Solawechſel. Es ift üblich, aber nach der deutſchen Wechjelordnung nicht notwendig, in die 
Duplifate die fogenannte kaſſatoriſche Klaufel einzurüden, d. h. die Bemerfung, daß auf 
diefes Eremplar nur dann Zahlung zu leiften fei, wenn fie nicht bereits auf ein anderes 
Eremplar geleitet wurde („Sekunda, Tertia unbezahlt”). Die Fafjatorische Klaufel bezwedt 
zugleih, die Zahl der ausgefertigten Eremplare in jedem Duplifat erkennbar zu maden. 

Der Remittent und jeder Indofjatar hat das Recht, die Lieferung von Duplifaten zu 
verlangen, folange die MWechfelverbindlichfeit nicht erlofchen if. Der Remittent wendet fich 
an den Trafjanten, der Andoffatar an feinen unmittelbaren Vormann. Jeder Indoffatar 
fann verlangen, daß die Indofjamente auf dem Duplifat wiederholt werden. 

Die Ausfertigung von Duplifaten gewährt dem Wechjelgläubiger einen doppelten Bor: 
teil. Sie dient zum Schutz für den Fall und im Fall des Verluftes eines Eremplars. Sie 
erleichtert die Verfügung über den Wechſel, indem das eine Eremplar zur Begebung benütt 
werben fann, während das andere Eremplar zur Annahme verfendet wird (Begebungserem: 
plar, Accepteremplar). Der Verſender des Accepteremplars fol auf den übrigen Eremplaren 
bemerfen, bei wen das Accepteremplar anzutreffen ſei. Der Verwahrer des Accepteremplars 
iſt verpflichtet, dasjelbe dem legitimierten Inhaber der übrigen Exemplare auszuhändigen. 

Jedes wechjelmäßige Nechtsgefhäft, Indofjament, Accept, Aval, fann auf einem Exem— 
plar mit voller Rechtswirkung vorgenommen werden. Durch die mwechjelmäßige Zahlung des 
einen Exemplars werden die übrigen Exemplare ihrer Wechjelfraft auch dann beraubt, wenn 
fie die kaſſatoriſche Klaufel nicht enthalten. Kraft ausprüdlicher Verfügung der deutichen 
Wechſelordnung bleibt jedoch der Acceptant, welcher mehrere Eremplare desjelben Wechſels 
acceptiert hat, aus den Accepten auf denjenigen Eremplaren verhaftet, welche bei der Zahlung 
nicht zurüdgegeben worden find. Wenn ferner ein Indoſſant verfchievene Exemplare des— 
felben Wechſels an verſchiedene Perfonen indofjiert, fo verwandeln fih die Duplifate von 
dem Doppelindofjament an in ebenjo viele felbjtändige Wechſel; der Doppelindoffant wird 
aus jedem Indoſſament jelbitändig verhaftet; ebenfo haften die folgenden Indoſſanten aus 
den bei der Zahlung nicht zurückgegebenen Exemplaren wechjelmäßig. 

Der legitimierte Inhaber des Begebungseremplars, welcher die Auslieferung des Accept- 
eremplars nicht erwirken fann, hat zwar den wechjelmäßigen Negreß, jedoch nur unter der 
doppelten Vorausfegung, daß die verweigerte Auslieferung des Accepteremplars und die ver: 
weigerte Annahme oder Zahlung der übrigen Exemplare durch einen Proteſt feſtgeſtellt wird. 
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Eine Wechſelkopie fann von jedem Wechſelinhaber angefertigt werden. Wechielfopieen 
werden zur Quittierung von Teilzahlungen, zur Erlangung von Wechjelbürafchaften, zur 
Ausjtellung von Indofjamenten benußt. Indoſſamente und Avale auf der Kopie haben ver: 
pflichtende Kraft, jedoh nur dann, wenn die Kopie befchlofjen ift, d. h. die Arretierungs- 
Haufel „bis hierher Kopie“, „bis hierher Abjchrift” enthält. 

Wird die Wechjelurfunde zur Annahme verfendet, während die Kopie zur Begebung be- 
nüßt wird, jo foll auf der Kopie vermerkt werden, bei wem der Driginalwechjel anzutreffen 
ſei („Driginal zum Accept bei N, N.“). Mit dem Eigentum an der Kopie erwirbt der 
Indoſſatar auch das Eigentum an der Wechfelurfunde; er kann die Auslieferung derfelben 
verlangen. Auf die Kopie fann er von dem Bezogenen weder Annahme noch Zahlung er- 
langen. Aus der Kopie hat er den wechjelmäßigen Negreß gegen diejenigen, welche ihre 
Unterfchriften auf die Kopie gefett haben. Vorausſetzung für den Regreß ift, daß die ver 
weigerte Auslieferung der Wechfelurfunde durch einen Proteft feftgeftellt wird, 


XIV. Verluft der Wechfelurfunde entzieht dem Wechjelgläubiger nicht die Wechſel— 
forderungen, wohl aber das Mittel zur Geltendmachung derſelben. Das Gleiche gilt von 
einer Vernichtung der MWechjelurfunde, mag fie durch ein zufälliges Creignis oder durd) 
menſchliche Einwirkung herbeigeführt werden. Gelingt es dem Wechfelgläubiger nicht, vor 
dem Ablauf der Protejtfrift die Wechfelurfunde wieder zu erlangen, fo verliert er die Regreß— 
forderungen durch Präjudizierung. | 

Sit die Wechfelurtunde abhanden gefommen, jo kann der Verlierende die Eigentums- 
flage anjtellen, ſolange fein Eigentum nicht erlofhen ift. Er fann demgemäß die Heraus- 
gabe der MWechfelurfunde von jedem Beſitzer verlangen, welcher wechjelmäßig nicht legitimiert 
ift, ebenfo von jedem Beſitzer, welcher zwar wechjelmäßig legitimiert ift, aber bei dem Er- 
werbe der Wechjelurfunde in böjem Glauben war oder eine grobe Fahrläffigfeit begangen 
hat. Dagegen ift dem Berlierenden die Eigentumsflage verfagt, jowie die Wechfelurfunde 
in die Hand eines legitimierten und redlichen Erwerbers gelangt iſt. 

Sit der verlorene oder vernichtete MWechfel ein gezogener Wechſel und als Duplifat be- 
zeichnet, jo kann ſich der Mechfelgläubiger ein weiteres Exemplar verfchaffen. Er wird damit 
auch im Fall des Verluftes ausreichend gefichert fein, wenn der Wechfel nicht acceptiert ift 
und wenn der Trafjat rechtzeitig angewiejen werden kann, die Ncceptation zu unterlafjen. 

Sit eine acceptierte Tratte oder ein eigener Wechfel verloren oder vernichtet worden, jo 
fann der MWechjelgläubiger bei dem Gericht des Zahlungsorts das Aufgebotsverfahren zum 
Zwed der Kraftloserflärung (Amortifation) einleiten. Das Aufgebotsverfahren ijt durch die 
Civilprozeßordnung geregelt. Nach der Einleitung des Aufgebotsverfahrens fann der Wechjel- 
gläubiger gegen Sicherheitsleiftung Zahlung, ohne Sicherheitsleiftung Depofition, nad der 
Ermirfung des Ausichlußurteils fann er fchlehthin Zahlung der fälligen Wechjelfumme von 
dem cceptanten oder dem Ausjteller des eigenen MWedhjels fordern. Dagegen fann auf 
Grund eines Ausfchlußurteils nicht Regreß mangels Zahlung genommen werden. Daraus 
folgt, daß durch Vernichtung eines eigenen Wechjels die Wechjelverbindlichfeiten der Regreß— 
pflichtigen (der Indoſſanten und deren Mvalijten) untergehen. 


XV. Aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen ergiebt fih, daß aus einer falfchen Unterjchrift 
eine Wechjelverbindlichfeit nicht entjpringt, weder für den Fälſcher noch für denjenigen, deſſen 
Unterfchrift gefäljcht worden ift. Dies gilt ebenfowohl von der Unterfchrift des Ausitellers 
wie des Acceptanten, eines Indoſſanten oder eines Avaliſten. Dagegen genügt nad) der 
ausdrüdlihen Vorfchrift der deutfchen Wechſelordnung auch die falfche Unterfchrift des Aus— 
jtellers, um eine formgerehte Wechjelurfunde herzuftellen ; werden auf eine derartige Urkunde 
echte Indoſſamente, echte Avale oder ein echtes Accept geſetzt, fo entjpringen aus dieſen 
Unterſchriften wechſelmäßige Verbindlichkeiten. Jede Wechjelverbindlichfeit hat eine felbit- 
ftändige Exiſtenz; fie ſetzt nur eine formgerechte Wechfelurfunde, nicht aber den Nechtsbeitand 
einer anderen Wechjelverbindlichkeit voraus. Ebenſo bleibt der Ausjteller und der Indoſſant 
verhaftet, wenn ein falſches Accept, der Ausfteller und der Acceptant verhaftet, wenn ein falfches 
Indofjament auf die Wechjelurfunde gejett wird. Das falſche Indoſſament hat zwar feine 
Garantiefunftion, wohl aber Transportfunftion; es genügt zur wechlelmäßigen Legitimation 
des Ermwerbers. Der redlihe Erwerber erwirbt das Eigentum an der Wechjelurfunde und 
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die MWechfelforderungen auch dann, wenn ein oder wenn mehrere falſche Indofjamente auf dem 
Wechſel fih finden. Auch hat er den Regreß nicht nur gegen diejenigen, welche nach dem 
falſchen Giro, fondern auch gegen diejenigen, welche vor dem faljchen Giro indoffiert haben, 
und gegen den Traffanten, wie aud die Klage gegen den Acceptanten und gegen den Aus- 
jteller des eigenen Mechjels. 

Eine Verfälfhung der MWechjelurfunde verpflichtet den Ausfteller und die andern Wechſel— 
ſchuldner nicht nah Maßgabe des neuen Inhalts, läßt aber die bejtehenden Mechjelverbind- 
lichfeiten unberührt, ſoweit der urfprünglihe Inhalt noch erkennbar ift. 


XVI. Wecjelverbindlichkeiten erlöſchen, wenn nicht innerhalb der vorgeftedten Friften 
die zur Erhaltung derfelben erforderlihen Nechtshandlungen vorgenommen werden. Die Ne- 
greßverbindlichfeiten und bei beſtimmt bomizilierten Wechfeln auch die Zahlungsverbindlid- 
feiten erlöfhen, wenn nicht innerhalb der Proteftpflicht Proteft mangel® Zahlung erhoben 
wird. Die Negrekverbindlichkeit des Notadrejjanten oder Honoraten und feiner Nachmänner 
fowie die Zahlungsverbindlichfeit des Chrenacceptanten erlöſchen, wenn nicht innerhalb ver 
Proteitfrift bei dem Notadrejjaten oder Chrenacceptanten Zahlung verlangt und Proteft er- 
hoben wird. Bei Sicht- und bei Zeitſichtwechſeln erlöfchen die Regrefiverbindlichkeiten, wenn 
nicht innerhalb der mwechjelmäßigen oder in Ermangelung einer ſolchen innerhalb der gejet- 
lichen zweijährigen Präjentationsfrift der Wechfel zur Sicht präfentiert wird. Bei Zeitficht- 
wechſeln, bei welchen die Sichtnahme oder die Datierung der Sichtnahme verweigert wird, 
erlöſchen die Regrefverbindlichkeiten, wenn nicht innerhalb der Präfentationsfrift die Nedht- 
zeitigfeit der Präfentation zur Sicht durch einen Proteft feitgeftellt wird. Endlich erlöfchen 
alle Wechjelverbindlichfeiten, wenn fie nicht innerhalb der gefeglichen Friften gerichtlich 
geltend gemacht werben. 

Die deutſche Wechfelordnung unterfcheidet zwifchen der Verjährung der Zahlungsverbind- 
lichkeiten und der Verjährung der Negreßverbindlichkeiten. Die Verjährung der Wechſel— 
forderungen gegen den Acceptanten, den Ehrenacceptanten, den Ausiteller des eigenen Wechfels 
beginnt mit dem Verfalltag und ift in drei Jahren vollendet. Die Verjährung der Regreß— 
forderungen beginnt für den lehten Wechjelinhaber mit dem Tage der Protejterhebung, für 
jeden früheren Wechfelinhaber mit dem Tage, an welchem er den Mechjel im Regreßweg 
zurüderlangt oder die Regreßklage behändigt erhält. Die Verjährungsfrift ift verfchieden je 
nad der Entfernung des Negreforts; fie beträgt drei Monate, wenn der Negrefort in 
Europa mit Ausnahme von Island und den Farören liegt, ſechs Monate, wenn der Negref- 
ort in den Küftenländern von Aſien oder Afrika längs des mittelländifchen oder ſchwarzen 
Meeres oder auf einer dazu gehörigen Inſel liegt, achtzehn Monate, wenn der Regreßort 
in einem anderen außereuropäifchen Land oder auf Island oder den Farören liegt. Als 
Regreßort gilt beim Negreß des letzten Wechfelinhabers der Zahlungsort, beim Regreß eines 
früheren Wechfelinhabers deſſen Wohnort. Die Verjährung wird nur durd; gerihtlihe Hand- 
lungen, Erhebung der Klage, Streitverfündigung, Anmeldung im Konkursverfahren, unter: 
brochen. Die Verjährung läuft für die Negrefforderung eines jeden Negrefberechtigten gegen 
jeden Negrefpflichtigen befonders. Unterbrehung der einen Verjährung gilt nicht als Unter- 
bredung der anderen Verjährung. 

Aus einem präjudizierten oder verjährten Wechfel verbleibt dem legten Wechfelinhaber 
eine Bereiherungsflage gegen den Acceptanten oder den Ausjteller. 


XVI. Als eine Eigentümlichleit des Mechfelrehts wird feit alter Zeit die Wechſel— 
ftrenge (rigor cambialis) bezeichnet. Darunter verftand man früherhin ausſchließlich oder 
doch vorzugsweise die Haftung des Wechfelfhuldners mit feiner Perfon, eine Haftung, welche 
noch in der deutjchen Wechfelordnung und den Nürnberger Novellen anerfannt, Furze Zeit 
jpäter aber aufgehoben worden ift. Immerhin kann man aud gegenwärtig noch von einer 
Wechſelſtrenge ſprechen. Die prozefjuale Wechjelitrenge fommt in den Rechtsſätzen zum Aus- 
drud, durch welche der Wechſelprozeß vom Urfundenprozeß ſich unterfcheidet, die materielle 
Wechſelſtrenge in der Hautionsverbindlichkeit, welche dem Wechſelſchuldner auferlegt ift, und 
in der Beichränfung des Wechjelfhuldners auf Einreden, welche aus dem Wechfelreht oder 
aus der Perfon des jevesmaligen Klägers ſich ergeben. 
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XVII. Über die Anwendung ausländifchen Wechfelrechts im Inland find in der beut- 
Then Wechſelordnung drei Grundfäge aufgeftellt. 

Die Wechfelfähigfeit des Ausländers wird nad dem Rechte feines Heimatjtaates be- 
urteilt. Wenn jedoch der Ausländer im Inland eine MWechfelverbindlichfeit übernimmt , fo 
fol es genügen, wenn er nad inländiſchem Recht wechſelfähig ift. 

Die Form der wechſelmäßigen Nechtögefhäfte richtet fi nach dem Rechte des Ortes, 
an welchem die Mechfelerflärung erfolgt, die Form des Wechſels nad) dem Rechte des Aus- 
jtellungsortes, Die Form des Indoſſaments, des Accepts, des Avals nad) dem Rechte des 
Drtes, an welchem das Indofjament, das Accept, der Aval auf die Wechfelurfunde geſetzt 
werden. Wenn jedoch ein Inländer gegenüber einem Inländer im Ausland eine Wechſel— 
erklärung abgiebt, fo foll es genügen, wenn die Form des inländifchen Rechts beobad)tet 
wird. Wenn ferner ein ausländischer Mechfel den Erfordernifjen der inländischen, nicht aber 
der ausländifchen Gefeßgebung entipridt, jo kann er im Inland Wechfelerflärungen mit ver: 
bindender Kraft aufnehmen. 

Über die Form derjenigen Handlungen, welche an einem ausländifchen Plage zur Aus- 
übung oder Erhaltung des Wechſelrechts vorzunehmen find, entjcheivet das dort geltende Redt. 


7. 


Das Franzöſiſche Civilrecht. 
Don 


Profeſſor Dr. A. Rivier 


in Brüffel, 


Einleitung. 


8 1. Das franzöfifche Civilreht im engeren Sinne ift das in Frankreich geltende 
bürgerliche Recht, gegründet auf den Code Napoleon (f. den Abjchnitt über Kodififationen), 
zum Teil auch auf die Givilprogefordnung von 1806 und auf das Handelsgeſetzbuch von 
1807, nebjt den jeither durch die Geſetzgebung eingeführten Modififationen. Die älteren 
Nechtöquellen, das römifhe Recht, die Coutumes deutfchrechtlichen Urjprungs, die Ordon— 
nanzen, haben als ſolche feine, nicht einmal eine ſubſidiäre Geltung; es müßte denn (mie 
dies 3. B. in Handelsfahen und in einzelnen Punkten beim Nießbrauch, bei den Nadjbar- 
verhältniffen, bei Rebhibition u. ſ. w. der Fall ift) vom Geſetze ausdrücklich darauf ver- 
wieſen werben oder die fragliche Beitimmung des alten Rechts ſich auf Verhältniſſe beziehen, 
welche im Code nicht berührt werden und nicht zum allgemeinen Civilrechte gehören: ſelbſt— 
verſtändlich darf aber in folchen Fällen die fragliche Beitimmung mit dem Geifte des Code 
weder direft noch indireft im Widerſpruche ſtehen. 

Vom franzöfifchen Rechte kann noch in einem weiteren Sinne die Nede fein. Bekanntlich 
find die franzöfifchen Gejesbücher, der Code Napol&on insbefondere, von den napoleonifchen 
Groberungen her in mehreren Staaten in Gültigkeit geblieben: fo in der preußischen Rhein- 
provinz, in den anderen deutſchen Zändern des linfen Nheinufers und in Baden (Badijches 
Landrecht 1809), in Zuremburg, in Belgien, im fchmweizerifchen Kanton Genf, in einem Teile des 
Kantons Bern. In anderen Zändern ift der Code Napol&on abgejchafft, aber durch Geſetz— 
bücher erfeßt, die ihm nachgebildet find: fo in Holland und talien. In noch anderen Ländern, 
in den jchmweizerifchen Kantonen Neuenburg, Waadt, Freiburg, Teffin, in Rumänien, 
ift er zwar nicht das gefchichtliche, wohl aber das theoretifche Vorbild der geltenden Geſetz— 
bücher. Die Abmweihungen vom Code Napoleon find begreiflicherweife in dieſen verfchie- 
denen Zandesrechten zahlreich und mannigfaltig. So ift das gefamte franzöfifche Hypothefen- 
recht durch Geſetz von 1851 in Belgien abgeichafft wie im Bernifchen Jura das Cherecht, 
das Necht der Vormundfchaft und anderes mehr, in allen Schweizerfantonen das Obliga- 
tionenreht. Nach dem rumänischen Geſetzbuche herriht das Dotalfyjtem als gefeßliches 
Syſtem in Ermangelung eines bejonderen Vertragsmillens. Ähnlich im Kanton Waadt, wo 
3. B. die (jet abgefchaffte) Geſchlechtsvormundſchaft aus dem alten Nechte beibehalten wurde. 
Natürlich divergiert auch vielfach die neuere Entwidlung des Rechts durch Geſetz und Juris— 
prubenz in den außerfranzöfiichen Yändern von der jpecifiich franzöſiſchen Rechtsentwidlung. 

In den folgenden Seiten foll der Verſuch gemacht werden, eine dee des heutigen 
franzöfifhen Rechts in möglichjter Kürze zu geben. Daß nur das Charafteriftiiche und zu— 
gleich das Wichtigfte berüdfichtigt werden fann, verfteht ih von ſelbſt. Daher die ſehr un- 
gleihe Behandlung der verfchiedenen Materien, das gänzliche Auslaffen mehrerer. 

Bor allem ſchien es fajt überall geboten, fi auf das franzöfifhe Nedt in 
Frankreich zu bejchränfen: zu vergleichenden Betrachtungen wie zu Kontroverfen fehlt 
der materielle Raum. 
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8 2. Quellen des heutigen franzöfifhen Rechts find in erfter Linie die genannten 
Gefegbücher, welche mit dem Strafgeſetzbuche von 1810 und der Kriminalprozefordnung von 
1808 die fogenannten Cing Codes bilden. Sodann die übrigen Geſetze (im weiteren Sinne), 
infofern fie als folche Geltung haben, nad; den allgemeinen Grundfägen: lex non obligat 
nisi rite promulgata, lex posterior derogat priori, u. f. w., wobei zu bemerfen ift, daß 
der Code Napoleon felbft aus fechsunddreißig Geſetzen befteht, welche einzeln promulgiert 
wurden, alfo feit verfchiedenen Zeitpunkten gelten; daran ijt durch das Gefet vom 30. Wind- 
monat des Jahres XI, 21. März 1804, das diefe Geſetze zu einem geſamten Gejetförper 
vereinigte, nichts geändert worden. Endlich Gewohnheit und Gerichtögebraud im 
üblichen Maße. 

Unentbehrlich für das Verftändnis des Code Napolton ift, neben der Kenntnis von 
deifen römiſchen, coutumiären, ediftalen Quellen, die Kenntnis des verhältnismäßig unge: 
heuren Material3 des Zwiſchenrechts, die Benugung (nad richtigen Grundfägen) der Vor- 
arbeiten und Vorentwürfe, der Gutachten der Appellhöfe und des Kaffationshofes, der Be- 
ratungen im Staatörate und im Tribunate, der Motive, Reden, Berichte. 

Die Litteratur ift äußerft reichhaltig, aber von fehr ungleihem Werte. Die fran: 
zöſiſchen Kommentare, Vorlefungen, Sammelwerfe, Repetitionen, ſowie die unzähligen Mono- 
graphieen find mehrfach weitichweifig und in abvofatenmäßig disputierender Art abgefaßt ; 
als Vorzüge Hingegen find bei den meiften hervorzuheben die Eleganz und Klarheit der 
Sprade und ein eminent praftifcher Sinn. Diefe Vorzüge laffen fih namentlid in den 
zahllofen, teilweise zuerft in Zeitfchriften veröffentlichten, meift fehr geſchickten Monographieen 
erfennen, von welchen natürlicherweife nur fehr wenige hier angeführt werben können. Die 
Namen von Toullier (Prof. in Nennes, 1752—1835), Proudhon (Prof. in Dijon, 
1758— 1838), Merlin (1754— 1838), Marcade (einige Zeit Advofat am Kafjations- 
bofe, 1810—1854), Mourlon (1811—1866), Troplong (1795 —1869), Rau (Prof. 
in Straßburg, dann Rat am Kafjationshofe, 1803—1877), Aubry (ebenfalls Prof. in 
Straßburg und Kafjationsrat), Demolombe (Profeffor in Caen, 1804—1887), Valette 
(Prof. in Paris, 1805—1878), Pont (1808—1888), Coin-Delisle, Bertauld 
(1812— 1882), Labbe, Bufnoir, Beudant, Niviere, Demangeat und nod 
anderen find ſtets ehrenvoller Erwähnung würdig. In Deutfchland ragt über vielen, zum 
Teil ziemlich oberflächlichen, alten und neuen Handbüchern und Kompendien das Mleiiter- 
werk von Zachariä (1769—1843) hoch hervor, welches aud in zwei franzöfifchen Über- 
feßungen oder Umarbeitungen erfchienen ift, von welchen die bei weitem beſſere von 
Aubry und Nau mehrfah aufgelegt wurde. In den jchweizerifchen Yändern franzöfifchen 
Nechts ftehen die Genfer Profefforen Bellot (1776—1836), Odier (1803—1859) und 
Broder (1811—1884) in beveutendem Anfehen. Den belgifhen Werfen von Arnt 
(1812— 1884) und von Laurent (1810—1887) follte wohl ein entjchiedener Vorzug 
vor vielen franzöfifchen nicht beftritten werden dürfen. 

Toullier, Droit eivil. Auch in deutfcher Überjegung. Ergänzt und fortgeiegt von Duver— 
gier. 6. Aufl. 1845—1848; Delvincourt, Cours de droit civil. 5. Aufl. 1324; Duranton, 
Cours de droit frangais. 4. Aufl. 1844: Demante, Programme. 3. Aufl.; Cours analytique, fort- 
gefagt von Colmet de Santerre. 1849—1873, 1884; Zadariä, Handb. des franz. Civilrechts. 
5. Aufl. (Anſchütz) 1853, 6. Aufl. (Puchelt) 1874—1875, 7. Aufl. (Dreyer) 1886 (mit guten Nadı- 
trägen zur Litteratur der einzelnen Materien). Franzöſiſch überfegt mit Wiederheritellung der Legal— 
ordnung von Maſſé und Berges (1854—1860); beifer, mit vielen wertvollen Ergänzungen, von 
Aubry und Rau. 4. Aufl. 1869-1879; Troplong, Droit eivil expliqu& (feit 1833) befteht wie 
Demolombe, Cours de Code Napoleon (feit 1845) aus einer Reihe von by ap Kommens 
taren über die einzelnen Titel des Geſetzbuchs. — Ahnlich, doch fürger Marcade und Pont, Ex- 
lication th6orique et pratique du Code Napoleon. 7. Aufl. 1872—1884; Delsol, Explication 
lömentaire 1867, 1878; Mourlon, Répétitions derites sur le Code Napol&on. 12. Aufl. 1855; Va- 
lette, Cours de Code eivil. 1872 (unvollendet) — Baudry-Lacantinerie, Precis de droit eivil. 
2. Aufl. 1885—1886. Acollas, Manuel de droit eivil, eommentaire philosophique et eritique du 
Code Napoldon. 2. Aufl. 1874—1877. Colmet de Santerre, Manuel &l&mentaire. 1884—1886 
Aumaitre, Traits @l&mentaire. 18841886. — Eine vorzügl. Samml. von Monographieen mehr als 
ein einheitliches Werk ift das Buch von Bertauld, Questions pratiques et doctrinales. 1867 —69. — 
Arntz, Cours de droit eivil francais comprenant l’explieation des lois qui ont modifi& la legis- 
lation eivile en Belgique et en France (1860—1875). 2. Aufl. in 4 Bänden. 1879—1880. Lau- 
rent, Prineipes de droit eivil. 1869—1578, breiunddreißig Bände, jehr weitichweifig. Abgefürzt 
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im Cours &lömentaire de droit civil. 4 Bde. 1878. — Behaghel, Das badifche bürgerliche Recht 
und der Code Napol&on. 1869. 2. Aufl. 1875—1880; Stabel, Inftitutionen des franz. Civilredhts. 
1871. 2. Aufl. 1885; Kab, Das badifche Landredht. 1860-1867; Bauerband, Snititutionen des 
franz. Eivilrechts. 1873. Cinige befonders wichtige Monographieen dogmatifchen Inhalts werden bei 
den einzelnen Materien erwähnt werden. 

Repertorien: Der alte Guyot ift (doch nicht vollitändig) antiquiert worden durch Merlin 
(5. Aufl. 1825—1835), welcher auch nicht ganz amtiquiert ift durch den fehr ſchähenswerten 
Dalloz: R£pertoire möthodique et alphabetique, feit 1824. Neue Aufl. 1846—1869. 

Anmerkungen: Sirey, Les Codes annotös. 3. Aufl. von Gilbert und J. Sirey, Code 
Civil. 1882—1886. Fuzier-Herman, feit 1885. 

Zeitichriften: Recueil p&riodique (Dalloz) ſeit 1845; Recueil général des lois et arräts (Sirey, 

ortgefegt von Devilleneuve, Gilbert, Carette, Ruben de Couder) feit 1791. Ein encyflopä- 
iſches Hauptwerk ift das unter Rivieres Xeitung zu Paris jetzt erfcheinende Repertorium Pan- 
dectes frangaises. 6 Bode. ſeit 1886; Revue de l&gislation et de jurisprudence (Wolowski) jeit 
1853 verbunden mit der Revue eritique von Marcad& und Pont; Revue ötrangöre (Foelix 1833), 
feit 1840 (dur die Mitredaftion von Valette und Duvergier) Revue ötrangere et frangaise; 
Revue pratique de droit frangais (Demangeat) feit 1856; Journal du Palais, Recueil de la juris- 
prudence frangaise depuis 1791; France judieiaire feit 1876. Für die franzöfifche Lehre und Juris: 
prudenz in Bezug auf internationaled Privatrecht ſehr wichtig: Journal du droit international 
prive, geleitet von Clunet jeit 1874. — Zeitſchrift für franzöfifhes Civilrecht. Herausgegeben von 
©. Puchelt feit 1869 und nad Puchelts Tod (1884) von Heinsheimer. Ardiv für Civil- und 
Kriminalrecht der Nheinprovinz feit 1820. Annalen der badifchen Gerichte feit 1833. 

Gefhichtliche und eregetiihe Hülfsmittel: Crussaire, Analyse des observations des tribunaux 
d’appel et du tribunal de cassation sur le projet du code civil. 1802; Locre, La lögislation 
eivile ..... de la France. Paris 1829 s. — Esprit du Code Civil. 1805 s., 1807 s. (unvollendet); 
Fenet, Recueil complet des travaux pröparatoires. 1827—1829, 1836; Maleville, Analyse raisonnde 
de la discussion du Code au Conseil a tat. 1805—1807 (aud) deutich); Favard de Langlade, 
Motifs, rapports ete. 1804 s. Neue Aufl. 1867; Conference du Conseil avec la discussion partieuli&re 
du Conseil d’Etat et du Tribunat. 1805—1810. 

Einleitendes Wert mit beionderer Rückſicht auf Deutichland: Barazetti, Einführung in das 
franzöfiiche Civilrecht (Code Napoleon) und das badifche Landrecht, ſowie in das rheiniſche Necht 
überhaupt. 1889. 

Verhältnis zum römischen Recht. — Nach mehreren älteren Schriften (Arnold, Le Elercg 
u.a.): Van Wetter, Droit eivil.... . annoté d’apr&s le droit romain. 1872. gl. Revue de droit 
international et de l&gislation comparöe, t. V, p. 519—521. 

Verhältnis zum alten Rechte: Chabot de l’Allier, Questions transitoires sur le Code civil. 
1809. Neuere Auflage 1829, 

Verhältnis zum Kirchenrechte: Allögre, Le Code eivil comment6 . . . 1887. 

Sorgfältig auögearbeitete Bibliographie: E. Dramard, Bibliographie raisonnde du Droit 
eh eomprenant les matieres du code eivil et des lois posterieures qui en forment le compl&ment. 

9. 


Allgemeine Grundfähße. 


83. Promulgation durd das Staatsoberhaupt, jetzt alfo durch den Präfidenten 
der Nepublif, macht die Geſetze vollitredbar, und zwar vom Augenblide an, wo in jedem 
einzelnen Gebietöteile diefe Promulgation als befannt gilt, alfo nad) einer durd die Ent- 
fernung vom Negierungsfite bejtimmten Frift (Code Napoleon 1, Verfaſſungsgeſetz vom 
16. Juli 1875 Artikel 7). 

Das Gefe hat feine rückwirkende Kraft (Code Napolton 2). 

Der Richter darf weder auf Grund von Schweigen, Dunfelheit oder ungenügenden 
Beitimmungen des Geſetzes die Nechtfprehung verweigern nocd über die ihm unter- 
breiteten ragen in Form allgemeiner und regleimentarifher Dispofition urteilen (Code 
Napolöon 4—5). 

Privatübereinfommen vermögen den die öffentliche Ordnung und die guten Sitten be- 
treffenden Gefeten nicht Eintrag zu thun (Code Napolton 6). 

Grundſätze des internationalen Privatrechts, die vom franzöfiichen Civilgeſetze aufgeftellt 
worden, find im Artifel 3 des Code Napol&on enthalten, nachdem Portalis denfelben und 
den allgemeinen Beftimmungen überhaupt ein ganzes Präliminarbudh widmen wollte. Es 
find nur folgende: 

Die Polizei» und Sicherheitsgeſetze find verpflichtend für ſämtliche Einwohner des 
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Staatögebietd. Die Grundftüde, ſelbſt wenn fie Ausländern gehören, unterliegen dem fran- 
zöfifchen Gefege. Die Geſetze, welche Stand und Fähigkeit der Perfonen betreffen, beherrfchen 
die Franzoſen, felbjt wenn diefelben im Auslande refidieren. 


Über franzöfifches internationales Privatrecht fiehe die oben angeführte Zeitihrift: Journal du 
droit international prive, passim; Foelix, Trait& de droit international priv& (1843), neu aufge: 
legt von Demangeat. 1866; Masse, Le droit commercial dans ses rapports avec le droit des 
zens et le droit eivil. 3. Aufl. 1874; Ch. Brocher, Cours de droit international priv& suivant 
les principes consacrös par le droit positif frangais. 1882— 1885. — ferner: Bard 1888; Durand 
1884; Weiss 1885. 2. Aufl. 1889; Despagnet 1886. — Belgiiches Wert: Laurent, Droit eivil 
international. 8 Bde. 1880-—1882. 

Über den ganzen Präliminartifel des Code Napol&on: Laurent, Prineipes I 1—286. 


Perfonenredt. 


8 4. Jeder geborne oder gefeglich als Franzofe anerfannte oder gewordene Franzoſe 
ift des franzöfifchen Vrivatrechts fähig. Desgleichen, jedoch mit Ausnahme einzelner Privat: 
rechte, für welche die Eigenſchaft eines Franzofen gefeglich erfordert wird, der Ausländer, 
welchem die franzöfifche Regierung die Erlaubnis erteilt hat, jeine Wohnung in Frankreich 
aufzufchlagen, folange er in Frankreich reſidiert (Code Napoléon 13). Privatrechtsfähig 
fann nod ein Ausländer in mehr oder minder vollem Maße fein fraft internationaler Ver— 
träge, wodurch in feinem eigenen Lande der Genuß einzelner Privatrehte dem Franzoſen 
verliehen wird, infolge diplomatifcher Reciprocität (Code Napoleon 11). Ob fonjt Aus- 
länder derjenigen Privatrechte fähig find, wovon fie nicht durch eine bejtimmte geſetzliche 
Vorſchrift ausgefchloffen werden — ob fie z. B. verfügen, durd Verjährung erwerben, elter- 
liche und ehelihe Rechte ausüben fünnen, — ift noch heutzutage außerordentlich beitritten: 
während außerfranzöfifche Juriften (3. B. Zahariä, Arnt) und unter den Franzoſen 
Valette und Demangeat bejahend antworten, verneinen es die meiften Franzoſen ent- 
weder durhaus, wie Demolombe, oder wenigitens hinfichtlih derjenigen Nechte und 
Befugniffe, die als zum ius proprium eivitatis gehörig anzufehen find: jo Aubry und 
Rau. Nicht zu leugnen ift, daß auf diefem Gebiete die illiberaliten Rechtsanſchauungen in 
Frankreich geherrſcht haben und teilweife noch herrſchen. Doch find die im Code Napolton 
fanftionierten Überrefte des Aubaine- und Detraftionsrehts (726. 912) feit 1819 abae- 
ſchafft wie der bürgerliche Tod feit 1854. — Alle Franzofen find vor dem bürgerlichen 
Geſetze gleih: von bevorzugten Ständen (Adel) ift ebenfowenig die Rede als von 
zurückgeſetzten Stammes: oder Neligionsgenofjen (Juden, Difjenters). 

Juriſtiſche Berfonen find der Staat, die Departements, die Gemeinden, Bistümer, 
proteftantifche und jüdiſche Konfiftorien, von der Negierung anerfannte anonyme Induſtrie— 
und Handelsgefellfhaften, gemeinnütige Anjtalten, deren Perſönlichkeit geſetzlich anerkannt 
ift (Spitäler, Wohlthätigfeitsbureaur, bifchöflihe Seminarien u. dal.). 


8 5. Die Lehre von der Abwesenheit (Verſchollenheit) ift im Code Napo- 
léon forgfältig ausgebildet (112— 143); Quelle ift hier hauptſächlich die Jurisprudenz der 
alten Parlamente. Dies gehört aber in den alphabetifchen Teil wie die Yehre vom 
Wohnfig (102—111). Die Civilftandsatten find im volliten Maße fäkularifiert 
(34—101). 


Demolombe, Trait® de la jouissance et de la privation des droits eivils. Letzte Aufl. 1880; 
Trait& de Tabsence 1881: Broudbon, ergänzt von Valette, 1859: Valette, Explication sommaire 
du 1. 1. 1859. Cours de C. C. Tome 1. 1872; Arnt 184—19; Zahariä $$ 25—85. 147—160; 
Yaurent I 287—459. 

Abweſende und Berichollene: insbefondere De Moly (1822); Biret (1824: Talandier (1831); 
Plasman (1841): Arnd I 200-269: Yaurent II 114— 259. 

ber franz. Nationalität, zum Teil mit Beziehung auf die Elſäſſer und Yothringer, find in 
neuerer Zeit mehrere Nuffäge und Monographieen erichienen. Zu nennen find Coin-Delisle 
(1564); Beudant (1855. 1856); Alauzet (1876. 1880): Demante (1869); Depp (1872); Robinet 
de Clery (1873. 1876); Robillard (1874); Gilbrin (1884). 
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Über den Berluft der franz. Nationalität, insbeſondere mit Hinblid auf den Fall Bauffremont- 
Bibesco, hauptfählih: Labbé (1876. 1877); Youis (1877); Teihmann (1876); Stölzel (1876); 
Arny (1878); im entgegengefegten Sinne Folleville (1876); Alb. Rolin (1879). 

Über die Rechte der Ausländer: — — (1844, Geſchichtliches); Sapey (1843); Schützen- 
berger (1852); Gand (1853); De Royer (1874); Durand (1884); Garnot, Condition de l’ötranger 
dans le droit public frangais. 1885. — eg Gelellihaften: LKyon-Caen (1870. 1875). 

Über Religionsgenoffenfdhaften: Trochon (1866); Jacquier (1874). 


Sadhenredt. 


8 6. Die Unterfcheidung von bewegliden und unbewegliden Saden 
(516—536) ift hauptfädhlih der Parifer Coutume entnommen. Die Jmmobilifierung ver: 
möge Beitimmung ift ausgebehnter ala im römifchen Rechte; fie begreift 3. B. Vieh, Ader- 
geräte u. dal., infofern diefe Sachen zum Dienfte und zur Benugung des Grundftüds, alfo 
zu dauernder Beitimmung, vom Eigentümer auf dasjelbe gebracht worden find. Unbeweglich 
find no, infofern fie fih auf immobilien beziehen, fämtliche dinglihe Rechte (auch die 
Hypothek) und fämtlihe Klagen, deren Zweck Geltendmahung eines Rechts auf 
eine unbewegliche Sade ift, alfo auch perfönliche Klagen, 3. B. auf Widerruf der Schen- 
fung eines Grundjtüds, auf Auflöfung des Verkaufs eines folhen wegen Zwangs, Betrugs, 
Irrtums, auf Refciffion wegen Läfion u. f. w. — Alle anderen Rechte find, vermöge ge- 
jeglicher Beſtimmung, beweglich: fo die beftändigen oder lebenslänglichen Renten, Anteile 
an Finanz-, Handele-, Induſtriegeſellſchaften, d. h. an Gefellfchaften, deren Kapital in zahl- 
reihe Anteilfcheine zerfällt; Obligationen und Klagen auf Geld und andere Mobilien; 
Obligationen, etwas zu thun oder zu unterlaffen. — Die Grundftüde find vollftändig gleich: 
es wird nicht mehr unterfchieven zwifchen adeligen, bürgerlichen, bäuerlichen Gütern. 


8 7. Überhaupt ift das Eigentum (544—577) von der Verwidlung des alten Rechts 
zur römifchen Einfachheit zurüdgebradt worden. Der Begriff ſelbſt wird in der franzöfifchen 
Rechtsſprache in einem weiteren Sinne gebraucht als in der römifhen, und auf forderungen, 
Geiftes- und Snduftrieprodufte, ja jelbjt auf gemwiffe Amter ausgedehnt. Auch ift getrenntes 
Eigentum am Boden und am Gebäude ſowie an den einzelnen Stodwerfen eines und des— 
jelben Haufes möglich). 


8 8. Das Eigentum wird erworben durh Dcecupation und duch Fund in dem 
im alphabetifchen Teile (vgl. den Artikel Decupation) angegebenen Maße. Ebenſo durch 
Acceſſion, ein Begriff, welcher jowohl auf die Erzeugnifje der Sache bezogen wird als 
auf das, was mit der Sadje vereinigt und ihr einverleibt wird. Hier jollen in der Haupt— 
ſache die Grundfäge des römischen Nechts gelten. Doc find die Abweichungen im einzelnen 
zahlreich, indem die römiſchrechtlichen Grundſätze teilmeife gemildert, teilmeife präcifiert, teil- 
weiſe auch mißverjtanden worden find. — Die Erfitung ift nur bei Immobilien zuläffig. 
Dabei wird unterfchieven zwifhen ordentlicher Erfitung durch qualifizierten Beſitz mit 
Titel und anfänglihem guten Glauben und Zeitablauf von 10 und von 20 Fahren und 
außerordentlidher Erfitung von 30 Jahren ohne guten Glauben und ohne Titel, aber 
nicht gegen einen Titel. Bei förperlihen Mobilien gilt, dem deutſchen Grundfate gemäß, 
da „Hand Hand wahren muß”, der Befit felbit jchon als Titel (2279), was von vielen 
franzöfifhen Juriſten mißverjtanden wird. — Als Erwerbsarten des Eigentums erwähnt 
der Code Napolton noch Erbſchaft, Schenkung unter Yebenden und durch Teftament, endlich 
die Wirkung der Berbindlidhfeiten, d. h. Vertrag. Wenn nämlich ein Vertrag 
behufs Übertragung des Cigentums an einer beftimmten förperlihen Sade abgeſchloſſen 
wird, jo ſoll das Eigentum ſchon durd den bloßen Abſchluß, ohne Tradition, übergehen 
(711. 1138. 1583), eine weitgreifende Neuerung, deren Bedeutung die Verfaſſer des Code 
faum gewürdigt zu haben fjcheinen. — Adjudifation ift feine eigentlide Erwerbsart 
mehr: Teilung tft deflarativ, nicht attributiv. 
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8 9, Die Mopifitationen des Eigentums durch Nahbarrehte und Nachbar— 
verhältniffe (640-685) werden im Code Napol&on als wirkliche Grunddienftbarfeiten 
dargeftellt, gegründet teild auf die örtliche Lage der Grundftüde, teils auf direkte geſetzliche 
Vorſchrift. — Zu der erjteren Klafje gehört die Verpflichtung zum Empfang des natürlich 
fließenden Negen- und Quellmafjers auf feiten des niebriger gelegenen Grundftüds; ebenfo 
die Verpflichtung zur Abmarkfung, das Recht des Einſchließens, die Nechtsverhältnifje des 
Eigentümers, deſſen Grundjtüd von fließendem Waſſer durchzogen oder begrenzt if. Der 
Eigentümer eines niedriger gelegenen Grundjtüds fann auf das dem oberen Grundjtüde ge- 
hörende Quell- und Regenwaffer durch Titel oder Erſitzung ein Necht erwerben; zur Er- 
jigung genügen Vorrichtungen auf dem niederen Grundftüde. Der Cigentümer des oberen 
Grundſtücks darf den Lauf feiner Duelle nicht verändern, wenn bdiefelbe einer Gemeinde, einem 
Dorfe oder Weiler das für Menſchen und Vieh nötige Trinfwafler verfchafft. — Als eigent- 
liche „LZegaljervituten” erjcheinen: das coutumiäre Hecht der Scheidemauer, des Scheide: 
arabens und der Scheidehede, die Rechte mehrerer Eigentümer einzelner Teile eines Haufes, 
die den Grundeigentümern in Städten und Vorſtädten obliegende Verpflichtung, fich einzu- 
fchließen, die zu beobachtenden Entfernungen .dver Baumpflanzungen, die Entfernungen und 
Zwifchenwerfe bei gewiſſen Gebäuden, die Ausfichten auf das nachbarliche Grundjtüd, Die 
Dadtraufe, das aus dem römifchen iter ad sepulerum entfprungene Wegerecht des ein: 
geichlofjenen Grundjtüds. 


8 10. Die eigentlihen Grunddienftbarfeiten (637—639, 686— 710) find im 
ganzen den allgemeinen römifchrechtlichen Grundfägen unterworfen; doch wird perpetua 
causa nicht mehr erfordert; Beſtellung auf Zeit und unter Refolutivbedingung ift un- 
befchränft zuläffig; die Regel der Unteilbarfeit wird weniger ftreng beobadtet. — Die 
Haupteinteilungen der Grunddienſtbarkeiten find: die in un unterbroden fortdauernde, 
wozu der aquaeductus gezählt wird, und nit ununterbroden fortdauernde und 
die in ins Auge fallende und nicht ins Auge fallende. Nur diejenigen Grund: 
dienftbarfeiten, welche zugleich ununterbrochen fortvauern und ins Auge fallen, fünnen er: 
feffen werden ; die Erfigung iſt die dreißigjährige und läuft vom Augenblide an, wo die 
zur Ausführung erforderlichen äußeren Vorrichtungen auf dem dienenden oder auf dem 
herrfchenden Grundftüde (3. B. eine Dadıtraufe, eine Thüre) vollendet find. Die übrigen 
Srunddienitbarfeiten fünnen dur Verjährung nicht erworben werden, nidt einmal durch 
Unvordenklichfett. — Die zugleih ins Auge fallenden und ununterbroden fortvauernden 
Servituten fünnen aud) durch die (coutumiäre) Beftimmung des Eigentümers er- 
richtet werden. Wenn nämlich der Eigentümer von zwei benachbarten Grundſtücken diejelben 
in einen ſolchen Zuitand verfegt hat, daß, falls fie verfchiedenen Eigentümern gehören wür— 
den, ein Dienitbarfeitsverhältnis zwifchen ihnen beftehen würde, fo entjteht bei Trennung 
der Grundftüde die Dienftbarfeit von ſelbſt. Sämtliche Grunddineftbarfeiten können durch 
Titel (Vertrag, Vermädtnis) errichtet werden. — Eintritt materieller Unmöglidfeit 
der Ausübung bewirkt Erlöſchen der Dienftbarfeit, welche jedoch bei erneuter Möglichkeit 
wieder auflebt, fofern fie nicht infolge von Erftinktivverjährung definitiv erlofchen ift. Ebenſo 
leben, im Falle von Konfufion, die ins Auge fallenden Dienftbarkeiten durh Trennung 
wieder auf (693). Zur Erftinftivverjährung ift Nichtgebrauch während dreißig Jahre 
erforderlich, gerechnet vom Tage des actus contrarius an bei den ununterbrochen fortdauern- 
den Servituten, bei den anderen vom Tage der leiten Benugungshandlung. Ob «8 noch 
außerdem ein Grlöfchen der Servituten durch Erſitzung der Freiheit von jeiten eines Dritten 
giebt, durch Befit von zehn und zwanzig Jahren, mit Titel und gutem Glauben, ift im 
höchſten Grade bejtritten. Der franzöfifche Gebrauch verneint es. 


8 11. Als Berfonalfervituten, aber nidht unter diefem gemeinfamen Namen, find 
Vießbrauch, Gebrauchsrecht und Wohnungsredht gejehlich normiert (578—636). 
Die Grundfäte find, mit wenigen Ausnahmen, römisch. Der zu Gunften einer juriftiichen 
Perſon errichtete Nießbrauch kann nicht über dreißig Jahre dauern. Veräußerung des Nechts 
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felbjt wird beim Nießbrauch für zuläffig erklärt. Gebrauch ift lediglich ein befchränfter 
Nießbrauch und Wohnung ift lediglich Gebraud eines Haufes. 


8 12. Superficies und Emphyteufis find zwar im Code Napol&on nicht 
erwähnt, eriftieren aber in verfchievenen Ländern franzöfifchen Rechts als eigene dingliche 
Rechte, fo in Holland und in Belgien kraft Geſetzes von 1824. 


8 13. Das Gefeß ftatuiert nur zwei Gründe von Ausnahmen vom Grundfage ber 
Gleichheit der Gläubiger in ihrem Rechte auf verhältnismäßige Verteilung der Güter des in- 
folventen Schuldners, melde ihr gemeinfames Unterpfand bilden (2092—2094). Diefe 
Gründe find das Privileg und die Hypothek. Doc läßt fi in einem gewifjen Maße 
aud das Netentionsrecht hinzurechnen. 

Das franzöfiihe Hypothefeniyitem (2095— 2203) ift ein gemifchtes Syſtem, beruhend 
auf einem Vergleichiverfuche zwiſchen dem römiſchen Rechte, modifiziert durch das Edikt von 
1771, und dem Rechte des Gefehes vom 11. Brumaire VII (1798), welches die Grundfäße 
der Rublicität und der Specialität Fonfequent durchführte. Prinzipiell fol die Hypothek 
öffentlich fein. Die Vertragshypothek ift immer fpeciel. Allein die Sicherheit der rau 
und des Mündels geht der Sicherheit des Käufers und des Darleihers vor; daher die ge- 
heimen Generalhypothefen der Frau und des Mündels. Verſchiedene Mittel, welche die 
Verfafler des Code Napolöon erfonnen haben, um den Gefahren diefes Syitems, welche fie 
feineswegs verfannten, wenigftens teilmeife vorzubeugen, haben fi) al$ unzureichend erwieſen 
und die Folgen haben fi bald fundgethan. Daher find in mehreren außerfranzöftichen 
Ländern mehr oder minder durchgreifende Neformen des franzöfifchen Pfandrechts bemerf- 
ftelligt worden, jo in Baden, Stalien, Belgien (1851), Genf, wo ein vollftändiger Entwurf 
(1827) leider nicht zum Geſetz geworden ift. In Frankreich felbit ift man feit 1856 (Ge- 
fe von 1855) wenigitens teilweife, in Beziehung auf die Transjkription, zur Publicität 
de3 Brumairegeſetzes zurüdgefehrt. 

Das Privileg ift ein geſetzliches Vorzugsrecht, gegründet auf die Beſchaffenheit der 
Forderung. Es giebt Privilegien auf die Gefamtheit der Mobilien, melde im 
Artikel 2101 aufgezählt und Haffifiziert find und ſich übrigens auch auf die Gejamtheit der 
Immobilien erftreden, fall die Mobilien nicht ausreichen. Es giebt aud Privilegien auf 
gewiſſe Mobilien, aufgezählt 2102, — darunter das Privileg des Verpächters und Ver— 
mieters, des Verkäufers, des Fauftpfandgläubigers — und Privilegien auf Jmmobilien, 
jo dasjenige des Verkäufers, der Miterben, des Wertvermehrers (2108). Der Privilegierte 
geht allen anderen Gläubigern, auch den Hypothefengläubigern vor. Den Rang unter 
mehreren Privilegierten bejtimmt die Beichaffenheit der Forderung. 

Hypotheziert fönnen nur Immobilien werden und zwar nur ſolche, welche durd) 
Erpropriation öffentlih verauftioniert werden können, wmworunter aud der Nießbrauch zu 
zählen ift. Die Hypothek ift unteilbar. 

Sie ift vertragsmäßig, gerichtlich oder geſetzlich. 

Zur Beitellung der vertragsmäßigen Hypothek ift Veräußerungsfähigfeit in Be— 
ziehung auf das bejtimmte zu belaftende Grundftüd erforderlich ; die Form ift geſetzlich genau 
vorgejchrieben ; es iſt die volle authentifche Form. In der Urkunde fol das Grundjtüd nad) 
Natur und Lage fpeciell bezeichnet fein. Desgleihen die Summe, für welche die Hypothef 
a wird. NKünftige Güter können nicht bypotheziert werden. (Siehe jedoch 2130. 
2131. 

Die gerichtliche Hypothek entfpringt aus proviforifchen und definitiven Urteilen fo- 
wie aus der gerichtlichen Anertennung einer Urkunde unter Privatunterfchrift. Inſofern die 
belafteten Grundftüde nicht fpeciell angegeben werben, ift die gerichtliche Hypothek eine Ge— 
neralbypothef. 

Generalhypothefen im vollften Sinne find die gefeglihen Hypotheken der Chefrau, 
des Minderjährigen, des nterdizierten, welche aud die wichtigften geſetzlichen Hypotheken 
find. Die Hypothek der Frau belaftet fämtliche, auch zukünftige, Immobilien des Mannes, 
vom Tage der Ehefchliefung an, wegen aller Forderungen, welche die Ehefrau als folde 
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gegen ihren Mann hat. Die Hypothef des Mündels beziehungsweife Entmündigten belajtet 
fämtlihe Immobilien des Vormunds vom Tage an, wo er verantwortlid wird, wegen 
aller gegen ihn während der Vormundſchaft und aus derfelben entjtandenen Forderungen. 

Infkription wird bei allen Privilegien und Hypothefen erfordert, mit Ausnahme der 
Privilegien auf die Gefamtheit der Mobilten und der drei obenermähnten Generalhypo- 
thefen, wobei fie doc einer Neihe von Perfonen zur Pflicht gemacht wird. Das Nähere 
gehört nicht in dieſen allgemeinen Teil, 


Saden, Eigentum, Servituten. Die älteren Schriften von Bailliet, Solon, Xitruc, 

Chardon u. a. find antiquiert. Dauernden Wert haben die Schriften von Proudhon: Traites du 
domaine publie. 2. Aufl. 1843; Du domaine de propriete. 1839; Des droits d’usufruit (1827); Des droits 
d’usage, d’habitation, de superficie, 2. Aufl. 1836; Des servitudes reelles. 3. Aufl. 1848; Pardes- 
sus, Traite des servitudes. 8. Aufl. 1338; Genty, Traite de l'usufruit, de l’usage et de l'habi- 
tation. 1859; Ayral, Trait& du droit d’alluvion. 1880; Bauny de Recy, Theorie de l’expro- 
riation pour cause d’utilit& publique. 1872; Fournel und Tardif, Traite du Voisinage. 4, Aufl. 1834 
1527); Curasson, Trait& des actions possessoires, du —— et autres droits de voisinage. 1842; 
Rives, De la propriöt& ... des riviöres non navigables et non tlottables. 1843; Daviel, Trait& de la 
lögislation . . . des cours d’eau. 1345; Championniöre, Du droit des riverains à la propriete des 
eaux courantes, 1846; Ploeque, Legislation des enux. 1870-1875; Gaudry, Trait& du domaine. 
1862; Wodon, Le droit des eaux et des cours d’eau. 1874; Feraud-Giraud, Modifications 
apportees dans un interöt public au droit de propricte. 18511853; Le Senne, De la propriete. 
1858. Perrin, Rendu, Sirey, Dietionnaire des constructions et de la eontigwite. Letzte Aufl. 
1875: Demolombe, De la distinetion des biens, de la propriöte. 5. Aufl. 1574: Valette, De la 
propriöt& et de la distinetion des biens. 1879. Zadhariä SS 168—265; Arnt I 844—1228. VII 
1—124. 125—586. VIII 1—339: Yaurent V 406-529. VI 1--71. 72—322. 323—551. 

Pfandrecht. Die Litteratur ift ausnehmend reichhaltig. Ältere Schriften von Battur (2. 
Aufl. 1823); Berjil (4. Aufl. 1833); Grenier (3. Aufl. 1829); Hervieu, Räsume de jurispru- 
dence sur les privilöges et hypotheques. 3. Aufl. 1859; Dietionnaire des privilöges et hypoth&ques. 
1864—1878; Valette, Trait& des privilöges et hypoth&ques (unvollendet) 1846; Troplong, Privi- 
löges et hypothöques. 5. Aufl. 1854, Transeription. 2. Aufl. 1864: Pont, Privilöges, hypothöques, 
expropriation force, 3. Aufl. 1876; Puchelt, Das rheiniſch-franzöſiſche Privilegien: und Öypothefen: 
recht. 1876; Thözard, Du nantissement, des privilöges et des hypoth&ques. 1880; Mourlon, 
Examen eritique et pratique du Commentaire de M. Troplong rur les privilöges. 1855, Traite 
de la transeription. 1862; Zadariä SS 256—295: Mrny IV 1530-1956 (belgiſches Geſetz von 
1851): Laurent Bd. XXIX—XNXXI — Hauptwerk für Belgien: Martou 1855—18557. — Über 
Transftriptionen iſt noch zu nennen: Flandin 1861. 


Obligationenredt. 


8 14. Quelle des Code Napolcon it hier faſt ausſchließlich Das römische Recht, 
welches jedod den Verfaſſern nur durch Vermittelung von Pothier und in einem minderen 
Make von Domat oder aud als füdfranzöfifcher usus modernus befannt war. Im ganzen 
und großen darf behauptet werden, daß die franzöfifchen Grundfäße über allgemeine Natur, 
Subjekte, Objekte, Entftehung, Wirkung, Übergang, Aufhebung, Sicherung der Obligation 
(1101—1386), fomwie über die meilten einzelnen Verträge (1582— 2058) den Grundfägen 
des heutigen römischen Rechts entfprechen. 

Die Abweichungen find, einige abgeredinet (worunter die bereits $ 8 erwähnte), meiſt 
fefundärer Natur; mehrere beftehen darin, dat Punkte, welche im römischen Recht unbeftimmt 
oder zweifelhaft geblieben, im franzöfifchen Rechte in einem bejtimmten Sinne entjchieden 
und auch weiter entwidelt worden find. Dieſe Abweichungen hier aufzuzählen kann unferem 
Zwecke nicht entfpreden; mande find im alphabetifchen Teile bei den einzelnen Materien an- 
gegeben. Beifpielsweife möge hier erwähnt werden, daß der Begriff der natürlichen Ver- 
bindlichkeit ein larerer it als nad römischen Rechte; Wirkung it, daß der natürlich Ver- 
pflichtete zu nichts gegen feinen Willen gezwungen werden fann. Ferner, daß die Korreal— 
gläubiger als Gefellichafter gelten und der Fordernde als Mandatar der anderen, daher 
Teilung des Erlangten jtattfindet; daß die gegen einen Korrealſchuldner auf Zahlung von 
Verzugszinſen erhobene Klage Zinfenlauf in Anjehung aller zur Folge hat. Bei der be 
dingten Obligation, insbefondere bei der Obligation unter Nefolutivbedingung, ſteht das 
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Prinzip der Rüdziehung feit. In allen fynallagmatifchen Verträgen ift die lex commissoria 
ſtillſchweigend enthalten, doch wirft fie nicht ipso inre. Pendente conditione wird das 
perieulum deteriorationis vom Gläubiger infofern nicht ertragen, als er Auflöfung des 
Vertrags fordern darf. Bei der Obligation mit Strafflaufel wird durch Empfang der 
Straffumme die Klage auf Erfüllung ausgefchloffen. — Bon der eigentümlichen Berechnung 
der lex Aquilia, von cautio damni infeeti, von noxae datio ift feine Nede mehr. Irr— 
tum gilt, wie Betrug und Zwang, als vitium consensus. — Pollicitationen find fchlechtweg 
unverbindlih. — Die Frage vom Vertragsabihluß unter Abmwefenden ift nicht geſetzlich nor- 
miert; die Doftrin neigt zum Informationsſyſtem. — Als nicht römische oder als im rö— 
miſchen Recht weniger ausgebildete Verträge find anzuführen der Viehverftellungsvertrag 
(bail à cheptel), der Nenten- und Leibrentenvertrag (constitution de rente — rente 
viagere), mehr deutfch-coutumiären, fanonifchen und neueren Urſprungs. 

Übrigens ift gerade im allgemeinen Teile der Obligationen die Redaktion des Code 
Napoleon teilweife fehr mangelhaft. So wird „Obligation” mehrfach verwechjelt mit „obli- 
gatorischer Vertrag“ ; Vertrag heit bald convention bald contrat; die Negeln der Gültig- 
feit jeglicher Willenserflärungen werden als bejondere Negeln der Verträge aufgejtellt; die 
Ceſſion wird im Haufe behandelt; das ganze Buch, weldes Erbrecht, Obligationenredht, ehe- 
liches Güterreht, Pfandrecht, Verjährung enthält, führt den Titel: „Won den verfchiedenen 
Arten der Erwerbung des Eigentums”. Auch fehlt es nicht an wirklichen Mifverftändnifien, 
jo 3. B. in der Lehre von der Unteilbarfeit und in der Lehre von den Bedingungen, wo 
die Sufpenfivbedingung faljch definiert, merum arbitrium mit Bedingung verwechjelt wird 
und dergleichen. 

Das Werf von Pothier ift hier recht eigentlich Duelle des Code Napol&on. — Ein neueres Haupt⸗ 
werk it Larombiéré, Theorie et pratique des obligations. 1857—1862, neue Aufl. 1885; Demo- 
lombe, Trait& des contrats ou des obligations conventionnelles en general. 1877—1885; Troplong, 
Vente (5. Aufl. 1856), Echange et louage (3. Aufl. 1859—1860), Sociétés eiviles et commerciales. 
1843, Pröt, Depöt, Söquestre, Contrats alcatoires. 1845, Mandat, Cautionnement, Transactions. 
1845. 1546, Nantissement, Gage, Antichröse. 1847. — Bont hat die fogenannten Petits contrats 
behandelt (1863—1867), jowie die Gejellichaft (1872). — Zahariä $$ 296—448; Nrnk III u. IV; 
Xaurent XV—XXVII. 

B£edarride und Rivitre, Trait du dol et de la fraude, 4. Aufl. 1886; Sourdat, Traité 

Eneral de la responsabilits. 4. Aufl. 1887. Über Solidarität: Loison 1877; G&rardin 1885. 
ber Verjährung: Vazeille 1832; Leroux de Bretagne 1869. 


Familienredt. 


1. Die Ehe. 


$ 15. Die Ehe (144— 228) it ein Vertrag zwifhen Mann und Frau, defjen 
Gültigfeit einzig und allein vom Civilgefege geregelt und von den bürgerliden Gerichten 
geprüft wird. Ohne Konſens giebt es feine Ehe, wie es auch ohne geſetzliche Ab- 
ſchließung feine Ehe giebt; der Konjens muß öffentlih in gefeglicher Form vor dem 
fompetenten Beamten des Civilſtands erklärt werden, welcher im Namen des Geſetzes aus- 
Ipricht, daß die Betreffenden durch die Che verbunden find, worüber fofort eine Urkunde 
aufgenommen wird. Der Konjens des Mannes unter 25, des Weibes unter 21 Jahren 
ift nicht hinreichend, er muß durch elterlichen bezw. großelterlichen Konfens ergänzt werden. 
Nah Erreihung diefer Altersftufen werden noch drei Ehrerbietigfeitsafte erfordert, feit Voll- 
endung des 30. bezw. 25. Jahres aber nur ein Chrerbietigfeitsaft. In Ermangelung von 
Afcendenten ift für Minorenne Einwilligung des Familienrats nötig. 

Eheverjpredhen fennt der Code Napolton nit. Ein ſolches Verfprehen muß 
auch, felbjt wenn es angenommen ift, für fraftlos erklärt werden, da der Konſens nicht ge- 
bunden werden darf. Nur aus dem allgemeinen Grundfage, daß jede Handlung eines 
Menfchen, die einem andern Schaden verurfacht, denjenigen, der den Schaden verjchuldet, 
zu Erſatz verpflichtet (1382), könnte in einem gegebenen Falle ein Anſpruch auf eine Geld- 
leijtung abgeleitet werden. 
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8 16. Beritörende Chehinderniffe öffentliher Ordnung find: unreifes Alter 
(unter 18 bezw. 15 Jahren), eine noch bejtehende gültige Che, nahe Verwandtſchaft und 
Affinität. Bei unreifem Alter und bei Verwandtichaft zwiſchen Onkel und Nichte, Neffe 
und Tante ift Dispenfation und bei unreifem Alter aud Konvalescenz möglid. Die 
Nichtigkeitserflärung wird, wie auch im Falle von Mangel der Öffentlichkeit der Ehefchließung, 
von jedem (wenn auch nicht pefuntär) Intereffierten verlangt, wozu natürlich auch das öffent- 
lihe Miniſterium gehört. 

Im Privatinterefje wird noch als zerftörendes Hindernis anerfannt: mangelnder Konfens, 
Zwang oder Irrtum in der Perſon, nämlich nicht in der phyfiihen Perfon allein, fondern 
auch in der bürgerlichen (in dem Givilftande), wobei dem Richter ein gewiſſes freies Er- 
mefjen belafjen werden fol. Desgleihen mangelnder elterlicher bezw. großelterliher und 
familienrätlicher Konfens; in diefem Falle können nur diejenigen Perſonen, deren Konfens 
erforderlich war, und der Fonfensbedürftige Ehegatte die Ehe anfehten. Im erjteren Falle 
der getäufchte oder gezwungene Ehegatte. Konvalescenz findet in beiden Fällen ftatt. 

Ein Ehehindernis der Impotenz fennt der Code Napoléon nidt. Ebenfowenig ein im- 
pedimentum voti oder ordinis, doch zeigt fich die franzöſiſche Jurisprudenz der Prieſterehe 
nicht günftig; dieſe Frage wird als eine politifche behandelt und vielfach erörtert. Trauung 
in extremis ift zuläffig. Die Butativehe bringt die Civilwirfungen der Ehe hervor, ins: 
befondere betreffend Legitimation und Güterrecht. 

Bloß aufſchiebende Hindernifje begründen Adoption, Ehebruch (zwifchen dem ehebreche- 
rifchen Ehegatten und deſſen Mitfchuldigen), Ehefheidung (zwifchen den Geſchiedenen ftets 
und zwifchen den Gefchiedenen und Dritten binnen drei Jahren nah der Scheidung durch 
gegenfeitige Einwilligung), Mangel der erforderten Chrerbietigfeitsafte. Um turbatio san- 
guinis zu vermeiden, darf die Witwe oder aus bejtimmtem Grunde Gefchievene erſt nad) 
zehn Monaten wieder heiraten. In einigen diefer Fälle hat man ohne Grund zeritörende 
Hindernifje jehen wollen. Nichtbeachtung eines auffchiebenden Hindernifjes zieht Beitrafung 
des Civiljtandsbeamten, eventuell Verpflichtung zu Schadenerfag nad ſich. 

Die Publikationen fowie das gewiſſen Perfonen zuftehende Einſpruchsrecht find ge: 
nauen Vorfchriften unterworfen. 


8 17. Die Ehe ift eine Gemeinfhaft der Lebensintereffen unter der 
Leitung des Mannes als Herm der Che. Die Ehegatten find einander Treue (insbefondere 
ehelihe Treue), Beiftand, Hülfe (insbefondere pefuniäre Hülfe) ſchuldig. Die Frau hat 
ein fpecielles Neht auf Schuß: der Mann muf fie aufnehmen, ftandes- und vermögens- 
gemäß unterhalten. Der Mann hat ein fpecielles Recht auf Gehorfam: die Frau muß 
ihm folgen und bei ihm wohnen; dazu foll er fie nach der herrfchenden Meinung manu 
militari zwingen fünnen, was jedoch gefetlich nicht begründet ift und in den meiften Fällen 
illuforifch jein dürfte. Ein befonderer Ausfluß der eheherrlichen Gewalt ift die zu juriftifchen 
Handlungen der Frau erforderte auctoritas maritalis. Iſt die Frau öffentliche Handels: 
frau (220, Handelsgefegbuh 1. 4. 5—7), was fie nur mit Einwilligung des Mannes 
werben fann, fo macht diefe generelle Einwilligung weitere fpecielle Ermächtigungen über: 


flüffig. 


8 18. Nad dem Code Napolton ift Ehefheidung (229—305) die förmliche Er- 
flärung des fompetenten Civilftandsbeamten, daß die Che, welche zwifchen den betreffenden 
Ehegatten bejtand, aufgelöft it. Diefe Erklärung erfolgt auf Begehren des (bezw. der) Che 
gatten, nachdem das Gericht die Zuläffigfeit der Scheidung ausgejproden hat. Der Ehe- 
Icheidungsarund iſt entweder ein beftimmter Grund — nämlich Ehebruch (welcher aber 
beim Manne nur dann als folder gilt, wenn die Beifchläferin im gemeinfamen Haufe ge- 
halten worden tft); Exceſſe, Mißhandlungen, grobe Beleidigungen nad) richterlichem Ermeſſen; 
Verurteilung zu einer entehrenden Strafe (Strafgefegbuh 7. 8) — oder beiderfeitige 
Einwilligung. In letterem Falle verordnet das Geſetz verfchiedene Friften und fonftige 
Nequifite zum Zwede möglichjter Kontrolle der Emithaftigleit und der Permanenz des 
Willens auf beiden Seiten. — Mit erfolgter Erklärung des Beamten hört die Che auf, 
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aber mit Retrotraftion bis zum Augenblide, wo das Urteil endgültig geworben ift. Im 
Falle der Scheidung aus beftimmtem Grunde verliert der fchuldige Teil fämtlihe Vorteile, 
die ihm vom anderen Ehegatten, im Ehevertrag oder während der Ehe, zugewendet worden 
find, während der Ehegatte, der die Scheidung ermwirft hat, die entiprechenden Vorteile be- 
hält. Der ſchuldige Teil verliert auch die aus der ehelichen Gewalt entipringenden Rechte 
auf die aus der Ehe jtammenden Kinder, wird aber von den auf Geſetz oder Ehevertrag 
gegründeten Pflichten den Kindern gegenüber feineswegs entbunden. Das Gericht hat in 
allen diefen Fragen eine ausgedehnte disfretionäre Gewalt. Die befonderen Wirfungen der 
Eheſcheidung auf Grund gegenfeitiger Einwilligung werden von den Ehegatten feſtgeſtellt. 

Die Eheſcheidung ift in Frankreich durch Geſetz von 1816 abgefchafft worden. Die 
Agitation zu Gunjten der Wiederherftellung in den Jahren 1848 und 1849 war unpopulär 
und blieb erfolglos. Hingegen hat die unter der dritten Nepublif unternommene Agitation die 
MWiederherftellung zu jtande gebracht. Durch Geſetz vom 29. Juli 1884 ift jenes Geſetz von 
1816 wieder abgefhafft und find die Beitimmungen des Code Napolton zum größeren 
Teile wieder in Kraft geſetzt worden. 

Die Scheidung von Tifh und Bett (306—311) folgt im allgemeinen, und 
befonders in Bezug auf die Urfachen, der Analogie der für die Ehejcheidung im Code Na- 
polcon aufgeftellten Regeln. Durch diefe Scheidung werden nur diejenigen Wirkungen der 
Che aufgehoben, welche als Ausflüffe der Pflicht des Zufammenlebens erfcheinen, nicht 
aljo die Pflicht der ehelichen Treue und der pefuniären Hülfe, auch nicht die Notwendig 
feit der eheherrlihen Ermächtigung. Scheidung von Tiſch und Bett bringt ſtets Gütertren 
nung mit fih. — Die Scheidung hört auf durch Verſöhnung, d. h. durch beiderfeitige Ein- 
willigung, von neuem zufammenzuleben. Dies bezieht ſich aber leviglih auf das perjönliche 
Verhältnis: die Gütertrennung fann nur in gejeßlich vorgefchriebener öffentlicher und be- 
jtimmter Form aufhören. 


819. Gejeglihes Güterreht der Ehegatten (1400—1496) ift das Syitem 
der Mobilien- und Errungenfhaftsgemeinfhaft, welches in der Barifer Cou- 
tume anerfannt war. Diefe gefeglihe Gemeinfchaft tritt ein, wenn fein befonderer Vertrag 
vorhanden ijt oder wenn die Ehegatten in ihrem Vertrage erflärt haben, nad dem Rechte 
der Gütergemeinfchaft heiraten zu wollen, oder endlich, wenn der Vertrag nur unvolljtändige 
Beſtimmungen enthält, welche durch das gemeine Necht zu ergänzen find (1400. 1528). 

In die Gemeinfhaft fallen folgende Güter: Alles Mobiliervermögen (im weitejten 
inne: 535), welches die Ehegatten am Tage der Abſchließung der Ehe beſaßen oder welches 
ihnen während der Ehe irgendwie zufällt; alle während der Ehe zugefallenen oder bezogenen 
Früchte, Einkünfte, Zinfen und Gefälle jeder Art, welche von Gütern der Ehegatten her: 
rühren, endlich alle während der Che anders als durch Schenkung oder Erbichaft erworbenen 
Immobilien (im weitejten Sinne: 517 ff.) (1401— 1408). Für die Gemeinjchaftsqualität 
jtreitet eine praesumptio iuris, freilich mit erleichtertem Gegenbeweiie. 

Zu den Schulden der Gemeinfchaft gehören u. a. die vor der Ehe fontrahierten Mo— 
biliarfchulden der Ehegatten, die Schulden einer den Ehegatten während der Ehe zugefallenen 
ganz aus beweglichen Sachen bejtehenden Erbſchaft oder Schenkung, die Laſten der Ehe 
(1409 —1420). 

Der Mann verwaltet die Gemeinjchaft als Herr und Oberhaupt derjelben. Über die 
Bedeutung dieſes alten Satzes iſt in Frankreich viel gejtritten worden. Früher wurde 
dem Manne ein wirkliches Eigentumsrecht zuerfannt. Neuere haben die Gemeinſchaft als 
eine jurijtifche Perfon dargejtellt, welche der Mann Dritten gegenüber vertritt. Andere wollen 
den Begriff des ususfructus maritalis hier anwenden. Das Bejte jcheint, auf Analogieen 
zu verzichten und ji), wie es Odier thut, auf die Beitimmung der einzelnen Rechte und 
Befugniſſe des Mannes zu beſchränken. — Zu eigentlichen Verwaltungshandlungen ift der 
Mann ausschließlich und volllommen befähigt wie auch zu Veräußerungen. Dies ift ein 
Ausflug feiner Stellung als Eheherr, folglih abfoluten Rechts. — Unentgeltlih fann er 
unter Lebenden nur in jehr befchränftem Maße verfügen und tejtamentariih natürlih nur 
über feinen Anteil an der Gemeinfhaft. Die Verforgung des gemeinihaftlihen Kindes fann 
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er aus der Gemeinfchaft bejtreiten, nicht aber die gegen ihn verhängten Geldſtrafen; Givil: 
reparationen ex maleficio hingegen wohl. 

Durch Handlungen, welche die Frau ohne Zuftimmung des Mannes vornimmt, wird 
die Gemeinfchaft nicht verpflichtet. Der zuftimmende Mann ift auch perfönlich verhaftet. 
Für Beftreitung des ordentlichen laufenden Unterhalts des Hausmwefens iſt die rau gefeß- 
liche Vertreterin des Mannes. Ex maleficio fann fie die Gemeinfhaft nie verpflichten. 

Auch die perfönlichen Güter der Frau verwaltet der Mann, aber nicht als Herr, fon- 
dern nur als Verwalter fremden Guts, mit Verantwortlichfeit für jegliches Verſchulden, 
jedenfall nur in concreto, 

Aufgehoben wird die Gemeinſchaft durd Tod oder Verfchollenheit (124. 129) des einen 
Ehegatten (Ehefcheidung), Scheidung von Tifh und Bett, endlich dur die dem römiſchen 
Recht entnommene, auf Gefuh der Frau gerichtlih ausgefprohene Gütertrennung 
(1443— 1452). Sonft ift das Güterrecht, welches mit dem Anfang der Ehe anfängt, un- 
abänderlid). 

Nah Aufhebung der Gemeinihaft hat die rau bezw. deren Erbe dem coutumiären 
Rechte gemäß die Wahl, ob fie die Folgen derfelben, insbefondere die Haftung für die Ge- 
meinschaftsfhulden, übernehmen, „die Gemeinfhaft annehmen” oder Vorteil und 
Nachteil aufgeben, „ver Gemeinfhaft entfagen“ will. Dieſes Wahlrecht iſt abjo- 
[uten Rechts. Die Annahme fann ausdrücklich ftattfinden oder jtillfchweigend durch Ein- 
miſchung, Verheimlichuna, Unterfchlagung. Die Entfagung muß förmlich erklärt werden ; 
nur in den Fällen von Ehefcheidung, Scheidung von Tifh und Bett und Gütertrennung 
wird fie nad) einer beſtimmten Friſt präfumiert. Sie hat rüdwirfende Kraft: es wird fin- 
giert, die Gemeinfchaftsgüter feien von Anfang an Vermögen des Mannes gewejen. 


8 20. Konventionell wird die gefetliche Gemeinfhaft in mannigfaltiger Weife 
modifiziert (1497 —1539). Cinige wichtigere Klaufeln und fonventionelle Syſteme werden 
im Code bejonders genannt und geregelt. So die allgemeine Gütergemein- 
ihaft, die partielle Mobiliar: und Errungenfhaftsgemeinfhaft, die 
bloße Errungenihaftsgemeinfhaft, die Klaufeln der Mobiliarifierung, 
der Schuldenabfonderung, der [huldenfreien Zurüdnahbme des Vermö: 
gens der Frau, der vertragsmäßigen VBorwegnahme, des ungleiden An- 
teils, von Baufd und Bogen. 

Auch kann die Gemeinschaft gänzlid ausgefchloffen werden (1529—1539). Wenn ber 
Vertrag einfach dahin lautet, dab die Ehegatten ohne Gütergemeinſchaft heiraten, 
dann bleiben die Vermögen, Aktiva und Baffiva, zwar getrennt, aber der Mann verwaltet 
das Vermögen der Frau und [ufriert die Früchte als Ufufruftuar. Lautet aber der Vertrag 
auf Gütertrennung, dann verwaltet die Frau ihr Vermögen, genießt deſſen Früchte 
und trägt, wenn nichts Beſonderes verabredet ift, die Laſten der Che zu einem Dritteil. 
Die Ehegatten fönnen auch vertragsmäßig bejtimmen, daß fie fih dem Dotalrechte 
unterwerfen (1392). Auch diefe Klaufel ift gefetlich normiert (1540 —1581). Quelle ift 
das moderne römische Recht des füdlichen Frankreichs, welches gerade in diefem Punkte vom 
alten römischen Rechte vorzüglich divergierte. — Der Grundgedanfe tft, daß die Vermögen 
aefondert bleiben, die rau aber die Früchte eines Teils des ihrigen, von wem auch diejer 
Teil herrühren möge, zum Tragen der Laſten der Ehe beftimmen kann; diefen Teil ver- 
waltet alövann der Mann als Herr der Ehe, und er lufriert dejjen Früchte (Erfparniffe). 
Das ift die dos des franzöfiihen Rechts. — Das übrige Vermögen der Frau, deſſen Ver: 
waltung und Genuß ihr gehört, heit Baraphernalvermögen. Es fann vorfommen, daß 
das gefamte Vermögen der rau paraphernal ſei, jo daß Che nah Potalreht ohne dos 
itattfindet. Die Hauptlache ift eben die Sütertrennung. Ohne Bejtellung ift feine dos: ber 
Zat in dubio pro dote gilt nicht mehr. Die Beitellung muß im Chevertrag geſchehen 
und fann nicht abgeändert werden. Dotationspflicht exiſtiert nit. Die Stellung des 
Mannes zur dos während der Che wird am beiten als ein, freilich unregelmäßiger, Nieß— 
brauch bezeichnet. Dotälgrundftüde find, mit Ausnahmen, unveräußerlic. 

Kür die perfönlihen Verhältniiie in der Ehe find anzuführen, außer den mehr oder 
weniger antiquierten Schriften von Vazeille (Trait© du mariage, de la puissance maritale et de 
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la puissance paternelle. 1526) und Chardon (Trait& des trois puissances, maritale, paternelle, 
tutelaire. 1842— 1844), die Kommentare von Broudhon und von Balette zum I. Buche des Code 
Napoleon und Oudot, Droit de famille, herausgegeben von Demangeat. 1867; Zahariä $$ 449 
bis 474; Demolombe, Du mariage; de la separation de corps. 4. Aufl. 1870. — Wrnk I 
270—39. — Laurent II 360-515. III 1—170. 

Für das Güterredt: Odier, Trait& du Contrat de mariage. 1846, ein höchſt achtungswertes 
Wert; Troplong, Commentaire sur le Contrat de mariage. 3. Aufl. 1857; Rodiöre u. Pont, 
Contrat de mariage. 2. Aufl. 1865—1868; Guillouard, Trait& du contrat de mariage. 1885 bis 
1888. — Verichiedene Schriften von Bellot des Minitres, inöbeiondere Regime dotal et com- 
munautd d’acquöts. 1851— 1854; Jouitou, Regime dotal. 1882— 1888. — Zadhariä $$ 427—541: 
Arntz III 485—913; Yaurent, XXI—XXIU. 

Eheiheidung und Scheidung von Tiih und Bett. Massol, De la separation de corps. 
1. Aufl. 1840. 2. Aufl. 1875; Willequet, Du Divorce. 1856; Baudry-Lacantinerie, Com- 
mentaire. 1884; Carpentier, Traite. 1885—1888; Constant, Code du divorce, 1884; Vraye 
und Gode, Le Divorce et la s&paration de corps. 1887; Masselin, Mariage, Divorce, sÖparation 
de corps. 1888. — Zahariä 88 475-4%; Arntz I 395—501. — Laurent III 171— 358. — Eine 
eigene dem Rechte der Ehefcheidung gewidmete Zeitichrift ift 1887 zu Paris gegründet worden: Re- 
eueil p£@riodique et eritique de la jurisprudence frangaise et belge en matiere de divorce et de 
separation de corps. 


11. Kindſchaft, Adoption, Elternredt. 


8 21. Gemäß der Regel: Pater est is, quem nuptine demonstrant, entjteht die 
ehelihe Kindfhaft durh Geburt mit Vitalität zwijchen dem 180. Tage von der 
Eheſchließung an (nad) Givilfomputation und mit Zählung des Tages der Eheſchließung 
und des Tages der Geburt) und dem 300. Tage feit der Auflöfung der Che, wobei aber 
der Tag der Auflöfung nicht mitgezählt wird. — Doch wird auch das vor dem 180. Tage 
geborene Kind als ehelich angejehen, fofern es der Mann nicht verleugnet, wie ihm ohne 
weiteres freifteht, während er das nad) dem 180. Tage geborene nur aus zwei gefeßlichen 
Gründen, der phyſiſchen Unmöglichkeit (wegen Entfernung oder Unfalls) und des mit Ver- 
heimlichung der Schwangerfhaft und der Geburt verbundenen Ehebrucdhs, zu verleugnen ver- 
mag. Das nad dem 300. Tage feit der Auflöfung der Ehe geborene Kind muß für 
unehelich erflärt werden, jobald deſſen Legitimität angefochten wird (312—318). 

Erwiefen wird die eheliche Kindfchaft durch die Geburtsurkunde, in Ermangelung einer 
ſolchen durch jteten Standesbefit (nomen, tractatus, fama), eventuell durch Zeugen ergänzt 
(319— 330). 


8 22. Yon Legitimationen fennt der Code Napoleon nur nod) die per sub- 
sequens matrimonium, welche ſtets Anerkennung von feiten des Vaters und der Mutter 
vorausfest und, wenn das Kind vorveritorben ift, zu Gunſten von defjen legitimen Defcen- 
denten wirft (331—333). 


8 23. Die Anerkennung (334—342) eines unehelichen Kindes iſt ein Freiwilliges 
Geſtändnis, mithin etwas durchaus Perfönliches. Nur der Vater fann die Vaterfchaft, nur 
die Mutter fann die Maternität eingeftehen. Die Anerfennung fann fomit nur in Be- 
ziehung auf den Anerfennenden wirkſam fein. Sie wird in der Geburtsurfunde des Kindes 
oder in einer eigenen authentifhen Urkunde oder auch in der Heiratsurfunde vollzogen, 
möglicherweife jogar vor der Geburt des Kindes oder nad) deſſen Tode, wenn es legitime 
Kinder hinterlaffen hat. 

In einem einzigen Falle ift gezwungene Anerkennung der VBaterfchaft, nämlich im Falle 
gewaltfamer Entführung, wenn die Zeitpunfte der Entführung und der Empfängnis über- 
einftimmen. 

Sonſt ift Erforfhung der Vaterſchaft durchaus verboten, ſowohl wegen der Un- 
möglichkeit, eine hinreichende Gewißheit zu erlangen, als wegen des bei Baternitätsflagen 
unvermeiblichen öffentlichen Ärgernifjes, — Nüdfichten, welche bei der Erforihung der Ma- 
ternität nicht oder nicht im felben Maße eriftieren, daher diefe gejtattet iſt. 

Adulterini und incestuosi fünnen nicht anerfannt werden. 
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8 24. Mehr dem preußischen ala dem römischen Rechte hat der Code Napol&on die dem 
alten Frankreich unbekannte Adoption (343— 360) entnommen, mit gemiffen teils abjoluten 
teils relativen Alterserfordernifien bei den beteiligten Berfonen. Es wird vorausgejegt, daß 
der Adoptant im Augenblide der Adoption feine legitimen Defcendenten hat; daß er den 
Adoptanden während deſſen Minorennität und eine beftimmte Zeit lang unterjtügt und ununter- 
brochen gepflegt hat. Von dieſem Requifit fowie von den Altersrequifiten wird bei der 
„remuneratorif hen” Adoption abgefehen, wenn nämlich; der Adoptand dem Adoptanten das 
Leben gerettet hat. Die Adoption wird gerichtlich ausgefprohen und in die Eivilitands- 
vegifter des Wohnſitzes des Adoptanten eingetragen. Sie ift unmiderruflih. Die Be- 
ziehungen des Adoptierten zu feiner Familie erleiven feinerlei Veränderung und der Familie 
des Adoptivvaters bleibt er im ganzen fremd, ſ. jevodh $ 16. Der Familienname des 
Adoptivvaterd wird mit dem feinigen verbunden. Zwiſchen ihm und dem Adoptivvater entiteht 
ein der Kindſchaft nachgeahmtes perfönliches Verhältnis mit gegenfeitiger Alimentations- 
pflicht und mit einem dem Rechte eines leiblichen Kindes völlig gleihen Nechte des Adop- 
tierten auf die Erbfchaft des Adoptivvatere. Der verheiratete Adoptant bedarf des Kon— 
fenjes feines Ehegatten. Zwei Ehegatten fönnen zufammen adoptieren. Ob Jemand fein 
anerkanntes uneheliches Kind adoptieren kann, ift beftritten, muß aber bejaht werben. 


8 25. Teils Vorbereitung, teils Erſatz für die Adoption iſt das pflegeelterlidhe 
Verhältnis, tutelle officieuse (361—370), ein neues, wenig übliches Vertragsver- 
hältnis, wodurd fi ein fowohl zum Adoptieren als zur gewöhnlichen Vormundſchaft Quali— 
fizierter verpflichtet, ein Kind unter 15 Jahren bis zu erreichter Majorennität auf eigene 
Koften zu erziehen und in den Stand zu ſetzen, feinen Lebensunterhalt zu verdienen, 

Nah 5 Jahren feit Eingehung diefes WVerhältnifies kann der Pflegevater das Pflege: 
find teftamentarifcd gültig adoptieren, vorausgefegt daß er feine ehelichen Defcen- 
denten hinterläßt umd vor erreihter Mündigkeit des Wflegefindes und natürlid vor 
dieſem jtirbt, 


8 26. Die Quelle des heutigen Elternredts (203—211. 371—387) iſt vor: 
wiegend das Gewohnheitsrecht, im Gegenfate ſowohl zu dem römiſchen Syiteme der väter- 
lihen Gewalt, welches im jüdlihen Frankreich, freilih in gemilderter Form, bis zur Ne: 
volution beitand, als zu dem revolutionären Zwifchenrecdhte, deilen Streben auf Zerſtörung 
der Familie gerichtet war. 

Die elterlide Gewalt erſcheint als Folge der Erziehungspflidt, die den 
Eltern obliegt, und als Mittel der Ausübung diefer Pflicht. Daher gehört fie den Eltern 
an. Daß aber während der Che der Vater jie vorwiegend ausübt, veriteht fid) ſchon aus 
dem Weſen der Che von ſelbſt. Diefe Überleitung des Waters ift öffentlicher Ordnung: er 
fann alſo nicht gültig darauf verzichten. 

Snsbefondere darf das Kind das väterliche Haus, d. h. das Haus, wo der Vater will, 
dab das Kind wohne, ohne Einwilligung des Waters nicht verlaffen. Dem Vater wird ein 
eigentümlich normiertes Korrektionsrecht zuerfannt, fraft deſſen er das Kind einfperren laffen 
fann. — Die Mutter übt in der Regel diefelben Nechte aus als der Water, wenn dieſer 
verftorben oder interdiziert oder fonft nicht im jtande tft, fie auszuüben. Das Cinfper- 
rungsrecht bejigt fie aber nicht in demielben Umfange. 


8 27. Der Vater während der Che, ſonſt der überlebende Ehegatte, auch wenn er 
nicht Bormund it, hat den gejeglihen Niefbraud der Güter des Kindes, mit Aus- 
nahme jedod von dem, was dasjelbe durch feine befondere Arbeit und Induſtrie erwirbt 
oder was ihm unter der ausprüdlichen Bedingung, daß der elterliche Nießbrauch aus- 
geichloffen jet, vermacht oder aefchenft wird. Cine befondere, im der Natur der Sadıe 
begründete Laſt diefes elterlichen Nießbrauchs ift die Verpflichtung, das Kind nad Ver— 
hältnis feines Bermögens zu unterhalten und zu erziehen. Der elterlihe Niekbraud) 
erlifcht unter anderem, fobald das Kind fein 18. Jahr vollendet hat oder emancipiert iſt, 
und durch Wiederverheiratung der Mutter Niekbraucherin. 
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8 28. Die Erziehung des anerfannten natürlichen Kindes liegt dem Vater, 
eventuell der Mutter, welche anerfannt hat, ob. Denjelben jteht auch die entfprechende Ge- 
walt zu, dem Vater insbefondere das erwähnte Einſperrungsrecht. Geſetzlicher Nießbrauch 
ift aber nicht anzunehmen. i 

29. In jedem Alter ift das Kind feinen Eltern Achtung und Ehrerbietung 
* Zur Verheiratung insbeſondere muß es ihren Konſens (8 15) bezw. ihren Rat 
nachſuchen. 

Zwiſchen Eltern und Kindern beſteht gegenſeitige Alimentationspflicht (205 bis 
211). Der Vater verwaltet während der Che das Vermögen feines minderjährigen 
Kindes unbefchränft (389). 


Elternredt. Vazeille und Chardon, citierte Werke; Valette im Cours de Code Civil. 
1872; Grenier, Trait@ de l’adoption et de la tutelle offieieuse. 1827; Demolombe, De la 
paternitö et de la filiation. 2. Aufl. 1861, De l’adoption et de la tutelle offieieuse, de la puissance 
aternelle. 3. Aufl. 1866; Gillet, De l’adoption et de la tutelle offieieuse. 1878; Zachariä 
ss 542-572; Arntz I 502—666; Yaurent III 359—493. IV 1—254, 255360. 

Unehelihe Kinder. Loiseau, Trait& des enfants naturels, adultörins, incestueux et 
abandonnes. 1811—1819; NRolland de Villargues 1811; Colette 1812; Cadrès 1846; 
Acollas, L’enfant n& hors mariage. 4. Aufl. 1878. 


11. Bormundicdaft, Emaneipation, Interdiktion, Gerichtlicher Beiftand. 


$ 30. Der Minorenne (d. h. die Perfon unter 21 Jahren, nad) Naturaltompu- 
tation), deffen Vater oder Mutter nicht mehr lebt, bedarf eines Vormundes (388—475). 
Geſchlechtsvormundſchaft ift dem Code Napoléon unbekannt. 

Gefegliher Vormund ift der Überlebende von den Eltern, welchem aud das Recht 
zufteht, tejtamentarifch einen Vormund zu beftellen. In Ermangelung eines folchen 
Tejtamentsvormundes tritt gefeglihe Afcendententutel ein, eventuell Ernennung eines 
Vormundes durd den Familienrat. In der Regel ift ein Vormund. Nur in be- 
ftimmten Fällen wird ein Protutor ernannt und der Mutter Vormünderin in der Perfon 
ihres Mannes ein Mitvormund beigegeben. Dem Bormunde jeglicher Art foll ein vom 
NFamilienrate ernannter Gegenvormund, subroge tuteur, vom Anfange feiner Ber: 
waltung an gegenüberjtehen, nicht behufs Verwaltung, fondern behufs fteter Kontrolle und 
Wahrung der nterefien des Mündels in Kollifionsfällen. 

Der Vater fann der Mutter VBormünderin einen Nat zur Vormundſchaft beigeben. 
It die Frau bei Tode des Vaters ſchwanger und nicht ſchon ein minorennes, nicht eman- 
cipiertes Kind aus der Ehe vorhanden, fo wird ein curator ventris ernannt, welcher 
nad der Geburt Gegenvormund der Mutter wird. 

In einigen Fällen (159. 318. 338) wird ein fpecieller tutor ad hoc ernannt. 


$ 31. Der Vormund vertritt den Mündel allgemein in allen Civilhandlungen. 
Einige Handlungen fann er allein vornehmen; für andere ift Genehmigung des Familien: 
rats erforderlich; für noch andere gerichtliche Homologation; für andere außerdem noch ge- 
wife Förmlichkeiten. Freigebig verfügen, fompromittieren, Güter des Mündels faufen, fich 
Forderungen gegen denjelben cedieren lafjen fann er nicht. Für dag Vermögen des Mündels 
foll er im ganzen als guter Hauswirt und als Ehrenmann, für deſſen Perfon väterlich 
(ſelbſt mit Korreftionsrecht) forgen. Er haftet wegen feiner Verwaltung für diligentia 
quam suis von dem Yugenblide an, wo er von feiner Bormundfchaft Kenntnis hat. 
Näheres im alphabetifhen Teile. 


8 32, ever Minorenne wird durch die Che emancipiert und dadurch ſowohl von 
der elterlihen Gewalt als von der Tutel befreit. Der Minorenne, der unter elterlicher 
Gewalt jteht, fann vom vollendeten 15. Jahre an von feinem Vater und in deſſen Er- 
mangelung von feiner Mutter durd Erklärung vor dem Friedensrichter emancipiert werben ; 
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der Minorenne, der unter Vormundichaft fteht, vom 18. Jahre an durch Erklärung des 
Friedensrichters auf Beichluß des Familienrats. Der Familienrat ernennt dem Emanci— 
pierten einen Curator, der ihm in gewiffen Handlungen beifteht (476—487). 


8 53. Interdiziert (489—512) wird der Majorenne, welcher fi in einem Zu- 
ftande habitueller Geiftesfrantheit befindet. Die Streitfrage, ob auch ein Minorenner inter- 
Diziert werden fann, muß bejaht werden. Die Interdiktion wird beantragt von ben Ver: 
wandten (eventuell vom Vormunde eines Verwandten), vom Ehegatten, vom öffentlichen 
Minifterium, nicht aber von den Affinen, auch nicht von dem zu nterbizierenden ſelbſt. Die 
Interdiktion wird nad Beautachtung des Yamilienrats vom Gerichte ausgeiprocdhen. Des: 
aleihen wird fie vom felben Gerichte nach Anhören des Familienrats aufgehoben. 

Der nterdizierte wird wie ein Minorenner behandelt, und die Grundfäße der Alters: 
vormundichaft find mit einigen Abweichungen auf feine Bevormundung anzuwenden. Doc 
ift er im ganzen mehr unfähig als der Minderjährige: er kann weder heiraten noch teſta— 
mentarifch verfügen, und feine Nechtshandlungen find auch ohne Yäfion nichtig. 


8 34. Ein geridtliher Beiftand (513—515) Fann dem Verfchwender und dem 
(3. B. infolge hohen Alters) Geiftesfhwachen vom Gerichte gegeben werden, von Amts wegen 
oder auf Antrag derjenigen Perſonen, welche Interdiktion beantragen können. Gewiſſe 
Handlungen fönnen bei Strafe relativer Nichtigkeit von dem unter Berftand Geftellten nur 
mit Zuziehung des Beiftandes vorgenommen werden. 

Es fann eine gejeglihe Interdiktion geben (Strafgeſetzbuch 29), aber feinen 
geſetzlichen Beiſtand: er it immer nur gerichtlich. 


Bormundihaft u. f. w. Ältere Werke von Magnin 1835. 1842: De Fréminville 184. 
Demolombe, De la minorit‘, de la tutelle et de l’&maneipation; de la majorite, de l’interdietion et 
An eonseil judieiaire, 4. Aufl. 18705 Dufonr, Traité de la tutelle et}de l’administration legale, 
1877; Le Senne, Conseils de famille. 18%0: Zacha riä $% 86—140: Arnt I 667-843; Yau- 
rent IV 361—543. V 1—191, 192— 245, 246 — 405. 


Erbredt. 


8 35. Das franzöfifche Erbrecht iſt recht eigentlih ein Mifchproduft,, hervorgegangen 
aus der Kombination des römischen, des deutſchen und des Zwiſchenrechts. Obſchon der 
(Sejegeber vom römischen Nechte ausgehen wollte, ift die Grundlage doch deutſch. Darauf 
find verſchiedene römische Beſtimmungen verpflanzt worden und der Geiſt der Nevolution 
durchweht das Ganze. Die Miſchung beitand übrigens ſchon im alten franzöfifhen Rechte. 
Die Länder gefchriebenen Nechts hatten den Grundſatz: „Der Tote erbt den Leben— 
digen“ mehrfady angenommen, und in den Yändern des Gewonnheitsrechts waren neben 
den Erbverträgen aud Teitamente üblich, freilich ohne Einſetzung eigentliher Erben. Der 
Feudalismus hatte manden Gegenſatz ausgeglihen. Die königliche Ordonnanz von 1735 
jtrebte nad einer wenigstens relativen Ebnung mit Anerkennung des aefhichtlichen Dualismus. 
Die revolutionäre Geſetzgebung hat hier mächtig aufgeräumt: 1790 wurden Primogenitur, Mas- 
fulinität, Familienretraltrechte abgeſchafft; 1791 wurde als Grundfag aufgeitellt, daß alle Erben 
gleichen Grades in jeder stirps zu aleichen Teilen erben und daß Töchter und Nachkommen von 
Töchtern nicht ausgeſchloſſen werden können (17 Nivöfe IL); jegliche Unterfcheidung von eigenem 
und erworbenem Gute, von Vater- und Mutterqut iſt abaeichafft, Natur und Urfprung der Güter 
werden nicht mehr berüdjichtigt; fomohl Tejtamente als Erbverträge find ausgeſchloſſen; die 
einzige Erbfolge ijt die geſetzliche, mit vollitändiger Gleichheit und möglichiter Zerjtüdelung, 
doch find Schenkungen und Singularvermächtniſſe an einzelne Erben in beſchränktem Make 
zuläffig; hinterläßt der De Cuius feine Nachlommen, jo wird deſſen Vermögen in zwei 
Hälften geteilt, welche unter die väterlichen und mütterlidhen Geitenverwandten verteilt wer: 
den; MNepräfentation findet auch in den Seitenlinien in infinitum jtatt, die Aſcendenten 
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werden durch die Geſchwiſter und deren Nachkommen ausgeſchloſſen; zwiſchen ehelicher und 
außerehelicher Verwandtſchaft ſoll kein Unterſchied mehr gemacht werden. Die Beſtimmungen 
dieſes von Cambacéres ſelbſt ſogenannten „Zerſtückelungsgeſetzes“ find einige Jahre jpäter 
etwas gemildert worden. Dieſen letzten Zuftand hatten die Verfaffer des Code Napol&on vor 
Augen, als fie das vielfach angefochtene Syitem des Code ausarbeiteten. 


I. Erbſchaft. 


3 36. Erbſchaft im eigentlihen Sinne ift nur Inteſtaterbſchaft. Erben find 
nur die gejeglihen Erben, nämlid die Blutsverwandten des De Cuius, bis zum 
zwölften Grade influfive, in folgender Rangordnung: 

Die erjte Klaffe bilden, wie nad; gemeinem Rechte, die ehelichen Kinder und Nad- 
fommen, nad) Köpfen und Stämmen, mit Repräfentation in infinitum und ohne Unter- 
ſchied des Gefchlehts und der Erftgeburt. In diefer Klafje erbt das Adoptivfind, ebenfo 
das legitimierte, welches für die nad der Ehe feiner Eltern eröffneten Erbſchaften den ehe— 
lien gleichgeitellt wird. 

Wenn feine Erben aus der erjten Klafje jind, jo wird ohne Berüdjihtigung der Natur 
noch des Urfprungs der Güter (732) die Erbjchaft in zwei Hälften geteilt, wovon die eine 
den Verwandten von der väterlihen, die andere denen von der mütterlichen Seite zufällt, 
jo daß die folgenden Klaſſen auf jeder Seite unabhängig voneinander berufen merven. 
Dieſe Regel erleidet aber in der zweiten Klafje eine Beſchränkung, welche teils in der Natur 
der Sache, teild auf pofitiver Beitimmung begründet tjt. 

Die zweite Klafje bilden Vater, Mutter und Geſchwiſter famt ihren Nachkommen mit 
Nepräfentation in infinitum. Sind Water und Mutter tot, dann findet die oben er- 
mwähnte Zmeiteilung jelbjtverftändlih nur inſofern ſtatt, als halbbürtige Geſchwiſter oder 
Nachkommen von ſolchen vorhanden find: denn bei vollbürtigen fallen ja beide Seiten 
(Linien) zufammen. Konfurrieren beide Eltern mit den Geſchwiſtern und deren Nachkommen, 
dann nehmen fie eine Hälfte und in der anderen Hälfte fuccedieren die Geſchwiſter bezw. 
Halbgejchwifter und ihre Nachlommen. Wenn nur der Vater oder nur die Mutter fon 
furriert, fommt ihm oder ihr ein Viertel zu. 

Die dritte Klafje bilden die Afcendenten, nad) der Nähe, ohne Repräfentation und 
mit einer dem Grundfage von 732 derogierenden Bevorzugung in Beziehung auf die von 
ihnen dem Erblafjer geichentten Sahen bezw. auf deren Wert (747: jogenanntes gejegliches 
Reverfions- oder Nüdfallsreht der Afcendenten, römiſchen und coutumiären Ur 
ſprungs; val. 351. 352. 766). 

Als vierte Klaſſe erben die Seitenverwandten, nad der Nähe des Grades, ohne Re— 
präfentation, 

Die Linealteilung fällt weg, wenn in einer Yinie gar feine Erben vorhanden find. 

Die Erbſchaft wird durch den Tod des Erblaſſers eröffnet. Durch die Eröffnung ſelbſt 
iſt ſie ſofort, ipso iure, von Berufenen erworben: Der Tote erbt den Lebendigen. 
Der geſetzliche Erbe braucht alſo nicht anzutreten noch ſich in den Beſitz, den der Erblaſſer 
hatte, einweiſen zu laſſen: er hat den Beſitz ſchon von Rechts wegen (Saisine legale). 


8 37. Teils neben, teils nad den Erben (h£ritiers) fennt das franzöfische Recht 
noch andere, außerordentlide, Erbfolger —— suecesseurs irreguliers), 
nämlich das uneheliche Kind des Erblaſſers, die Eltern und Geſchwiſter des Erblaſſers, 
wenn dieſer unehelich, den überlebenden Ehegatten und (uneigentlich) den Staat. 

In betreff des unehelichen Kindes hat der Geſetzgeber einen Mittelweg einſchlagen 
wollen zwiſchen der Härte des alten Rechts und der überaus laxen Moral des Zwiſchen— 
rechts. Maßgebend war ihm dabei vorwiegend die Sorge für das Intereſſe der geſetzlichen 
Erben. Dem unehelichen Kinde iſt der Titel eines Erben abgeſprochen. Doch iſt ihm 
ein Erbrecht eingeräumt auf eine nach Verſchiedenheit der wirklich konkurrierenden Erben 
mwandelbare Quote des Erbteils, welden es haben würde, wenn es ehelih wäre, — wenn 
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fein Erbe vorhanden ift, auf das Ganze (757. 758). Den Adulterinen und nceftuofen 
fteht fein Erbrecht zu, jondern lediglich ein eventueller Alimentenanfprud). 

Stirbt ein uneheliches Kind ohne (eheliche oder unecheliche) Nachkommenſchaft, jo folgen 
ihm der Water oder die Mutter oder beide, die ed anerkannt haben, nicht aber deſſen oder 
deren Eltern. Sind diefe Erbfolger vorverftorben, dann folgen die natürlichen Geſchwiſter 
des Erblafjers nebft ihren legitimen Defcendenten, mit einem Devolutionsredhte zu Gunſten 
der ehelichen Gefchwilter auf die Sachen, welche der Erblafjer von Vater oder Mutter er- 
halten hatte (766). 

Erjt in Ermangelung fämtlicher Erben und anderer Erbfolger wird der überlebende 
Ehegatte berufen — eine Härte, welche in verfchievenen außerfranzöfifhen Ländern ge- 
mildert worden ift. 

In lester Neihe fommt der Staat. 

Der Sa: „Der Tote erbt den Lebendigen” gilt bei den Erbfolgern nicht. Sie 
müſſen in den Beſitz eingemwiefen werben. 


8 38. Der Erbfolger, der die Erbjchaft nicht will, wird die Befigeinweifung einfach 
nicht nachſuchen. — Der Erbe, der von Rechts wegen in Beſitz iſt, kann binnen 30 Jahren 
(789) die Erbſchaft ausfhlagen oder sub beneficio inventarii annehmen. 
Letztere Befugnis fteht auch dem unchelihen Kinde und dem Ehegatten zu. Der Staat ift 
nie ultra vires verpflichtet. Behufs Faſſung eines Entjchluffes wird dem Berufenen eine 
gejegliche Frift eingeräumt, während welcher er verwaltet und melde gerichtlich verlängert 
werden fann. Der Wille, Erbe zu bleiben, — die Annahme — fann ausdrüdlich (ſchriftlich) 
oder thätlih, durch Einmiſchung, erklärt werden, ift unwiderruflich, den allgemeinen Grund— 
fügen der Willenserflärungen unterworfen und auch in einem einzelnen alle (783) wegen 
Läſion refeiffibel. Die Entfagung muß ausvrüdlih und in bejtimmt vorgeichriebener 
gerihtlicher Form erklärt werben; fie wirft als Refolutivbedingung der Legalfaifine und re- 
trotraftiv, fo daß der entfagende Erbe nie Erbe geweſen ift. Unter gewiſſen Umftänden kann 
die Entfagung zurüdgenommen werden. Sonſt unterliegt fie im ganzen den gewöhnlichen 
Regeln der Willenserflärungen. 

Die Annahme sub benefieio inventarii findet in genau vorgefchriebener form und 
mit Beobachtung verfchiedener gefeglicher Friften statt. Die Wirkung ift Die gemeinrecht- 
liche (793—810). 


8 39. Eine Verlaffenfchaft, die von niemandem, auch nicht vom Staate, in Anſpruch 
genommen wird, it vafant, erblos. Es mird ihr behufs Verwaltung und Wahrung 
der Rechte Dritter ein gerichtliher Kurator ernannt, welcher für jegliches Verſchulden haftet 
(811—814). 


8 40. Das franzöfifhe Necht ift der Indivifion nicht günftiger als das römische. 
Indivifion kann immer nur ein freimilliger vorübergehender Zuftand fein. Der Vertrag, 
in Inbivifton zu verbleiben, fann nur auf fünf Jahre geſchloſſen, freilich aber erneuert 
werben. DVerabredungen auf eine längere (auch auf unbeftimmte) Zeit find auf 5 Jahre zu 
reduzieren (815. 816). Die Teilung (817—840) foll nicht, wie im römischen Rechte, 
attributiv, fondern dem coutumiären Rechte gemäß deflarativ fein (883). Dennod läßt 
jih in ber gegenfeitigen Verpflichtung der Miterben zur Gewährleiftung (884—886) nebit 
Privileg (2103) der unvermeibliche attributive Zug nicht verfennen. Die gefchehene Teilung 
fann wegen Yäfton ultra quartam refeindiert werden (887). Bezüglich der Teilung von 
Rechts wegen der Forderungen und Schulden gilt das römische Recht. 


8 41. Cine Anomalie im Code Napoleon ift der aus dem coutumiären Rechte 
herübergenommene retractus gentilieius von Xrtifel 841 (Retrait successoral, pre- 


emption, action en subrogation). 


8 42, Die Rüdbringens= oder Kollationspfliht (843—869) gründet ſich 
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auf den mutmaßlichen Willen des Erblaſſers, feine Erben gleihmäßig zu behandeln. 
Schenkung unter Lebenden wird jtets als follationspflichtig vorausgefegt, wenn nicht das 
Gegenteil erklärt ift. Dem coutumiären Rechte gemäß, welches die Eigenſchaft als Erbe 
mit der als Legatar für unvereinbar hielt, müſſen auch Vermächtniſſe fonferiert werben. 
Diefe Kollationspflicht liegt jedem Erben und Erbfolger, auch dem Benefizialerben ob, info- 
fern er wirklich felber, perfönlid, Vermächtnisnehmer oder Beſchenkter ift. Die in mehreren 
Coutumes vorfommende Kollationspflicht für andere (5. B. wenn das Kind, der Ehegatte, 
der Vater des Erben befchenft ift) findet nicht mehr ftatt. Der Erblafjer fann von ber 
KRollationspflicht dispenfieren, gänzlich oder teilweife; er Tann Naturalfollation oder Abrech— 
nung vorfchreiben (919). Die Kollationspflicht eriftiert nur der Erbſchaft des Schenfers 
oder Vermächtnisgebers gegenüber und ift ftreng gegenfeitig: wer follationsberechtigt ift, ift 
kollationspflichtig. Auch die Schulden werben fonferiert (829). 


8 43. ever Erbichaftsgläubiger und Vermächtnisnehmer ift befugt, den Anfpruch auf 
separatio bonorum gegen einen Gläubiger oder gegen die Gläubiger des Erben geltend zu 
maden, ohne dadurch fein Recht in Beziehung auf das eigene Vermögen des Erben zu 
verwirfen (878—881. 2111). 


Nebit vielen mehr oder minder antiquierten Werfen (3. B. Bailliet 1823; Boujol 1837; 
Vazeille, Resume et conförence des Commentaires du code eivil sur les successions, donations et 
testaments. 1837) mögen angeführt werden: Chabot de l’Allier, Commentaire sur la loi des 
successions. 6. Aufl. v. Bellat. 1832; beffere von Beloft Jolimont, von Mazerat und anderen. 
1889—1840; Hureaux, Traitö du droit de succession. 1867—1868; Demolombe, Traité des 
successions. leßte Aufl. 1879-1880; Zahariä $$ 588-642; Arnk II 1231—1675; Yaurent VIII 
468—568. X 1—642. XI 1—88, IX 1-—-567. 

Gute Monographieen: Sör&sia, De la petition d'hérédité en droit moderne. 1875. — Über die 
Saisine: Renaud in der Zeitichrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefekgebung des Auslandes XIX. XX; 
Simonnet, Histoire et th@orie de la saisine hereditaire. 1851; Richefort, Trait& de l’&tat des 
familles ... . et des successions irr&gulitres. 1842; Gros, Successions et röserve des enfants 
naturels. 1844. Neue Ausgabe 1876. — Mit Art. 757 haben fich auch Mathematifer beichäftigt: To 
Gatalan 1871, Chefif-Bey 1880. — Bilhard, Traité du benefice d’inventaire et de l’acceptation 
des —— 1838; Barafort, Traité theorique et pratique de la séparation des patrimoines. 
2. Aufl. 1867. 


II. ZTeitament. 


8 4. Schon aus dem Obigen erhellt, daß das Teſtament des franzöfifchen Nechts 
nur ein Inteitatkobizill ift und daß nad fonfequentem Sprachgebraud von „teftamentarijchen 
Erben” nicht mehr die Rede fein dürfte. Selbitverftändlid; wäre auch die Negel nemo pro 
parte u. f. w. zwed= und jinnlos. — Erbverträge find mit einer einzigen uneigent- 
lihen Ausnahme (f. $ 50) ausgeichloflen: der Wille bleibt bis zum Ende frei (895). 


8 45. Der Interdizierte fann in den lichten Zwiſchenräumen tejtieren. Derjenige, 
welcher einen gerichtlichen Kurator hat, braucht deſſen Beistand nicht. Stumme, Taube, 
Blinde, verheiratete Frauen find feinen gejeglichen Einfchränfungen unterworfen. Der Mino- 
renne unter 16 Jahren fann nicht teftieren; der fechzehnjährige nur bis zum Betrage der 
Hälfte des Vermögens, worüber er als Großjähriger verfügen dürfte (901—905). 

Fähig durch Teitament zu erwerben (906—911) iſt jede zur Zeit des Todes 
lebende Perfon, und naseiturus pro nato habetur. Die alten Beichränkungen, 3. B. die 
Unfähigfeit der Konfubine, find im allgemeinen abgeſchafft. Einſchränkende Beitimmungen 
beftehen nur noch in Beziehung auf den Vormund, auf das anerfannte natürliche Kind, auf 
die Ärzte und Apotheker, welche den Erblaffer während der legten Krankheit behandelt haben, 
und auf Geiftlihe, die ihm während dieſer Krankheit beigejtanden find. Teftamentarifche 
Verfügungen zu Gunften von Epitälern, gemeinnügigen Anftalten oder der Armen einer 
(Hemeinde bedürfen, um wirkſam zu fein, einer obrigfeitlichen Genehmigung. Daß vom 
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Staate nit anerkannte Körperfchaften nicht fähig find, ift felbitverftändlihd. Die Teita- 
mentsform wird im alphabetifhen Teile behandelt. 


8 46. Das geſetzliche Erbrecht der Defcendenten und Afcendenten wird gewahrt durch 
einen unantaftbaren Vorbehalt, — ein Inſtitut, welches mit der deutjch = coutumiären 
Anfhauung vom Gefamteigentum der Familie zufammenhängt, mithin nicht nad) den Grund- 
fägen der römifhen Legitima behandelt werden darf. Diefer Vorbehalt beträgt die Hälfte 
des Vermögens, wenn der Erblafjer ein eheliches Kind hinterläßt, °,s, wenn zwei, °js, wenn 
mehr. Das Adoptivfind wird mitgezählt, nicht aber felbftverftändlich das nichtberufene, auch 
nicht das unmürdige oder entjagende Kind, welches nie Erbe gemwejen fein joll (913. 914). 
Der Vorbehalt beträgt ebenfalls die Hälfte des Vermögens, wenn der Teftator in beiden 
Linien, Ys, wenn er nur in der einen Linie Afcendenten hinterläßt (915). 

Uneheliche Kinder haben ebenfalls einen Vorbehalt im Vermögen des parens, der fie 
anerfannt hat. Der Betrag ergiebt fih aus der Kombination der Vorfchriften des $ 37 
mit den eben erwähnten (757. 758. 913). 

Sit der disponible Teil des Vermögens infolge der Vermächtniſſe überfchritten, fo 
findet Neduftion ftatt. Never Vorbehaltserbe ift berechtigt, diefelbe zu verlangen. Sie 
trifft alle Vermächtniſſe ohne Unterfchied, wenn nicht der Tejtator Bevorzugungen jtatuiert 
hat (920 — 930). 


$ 47. In Begiehung auf die einzelnen Verfügungen gelten im ganzen die 
gemeinrechtlihen Grundfäße. So 3. B. über Zwang, Betrug, Irrtum, falsa cansa, falsa 
demonstratio u. ſ. w. Unmögliche, gejegwidrige und unfittlihe Bedingungen gelten als 
nicht gejchrieben. 

Bulgarjubjtitution ift zuläffig (898). Sole Verfügungen aber, kraft welcher dem 
Vermädtnisnehmer die Pflicht auferlegt würde, das Vermächtnis zu bewahren und einer drittten 
Perfon zu übertragen, find dem Geifte des Code Napoleon zumider und allgemein aus- 
geſchloſſen: dies ift die verbotene Subftitution des franzöfifchen Rechts (896. 1048 ss.). 


$ 48. Der Tejtator fann einen oder mehrere Tejtamentserelutoren emennen 
(1025—1034). Der Erefutor ift ein Mandatar und als folder zu behandeln. Seine 
Verpflichtungen und feine Rechte find zum Teile geſetzlich voraefchrieben. Er kann ablehnen, 
aber ein ihm binterlafjenes Vermächtnis gilt als unter der Bedingung der Annahme des 
Auftrags gegeben. 


8 49, Das Vermächtnis des gefamten (disponiblen) Vermögens heißt Univerfal- 
vermädtnis, auh Erbvermädtnis, legs universel. Das Vermächtnis eines (ali- 
quoten) Teils heißt Vermächtnis unter einem Univerfaltitel, Erbteilsver- 
mädtnis, legs A titre universel. Alle anderen find Bartifular-, Singular-, 
Erbftüdslegate, legs A titre partienlier. Übrigens ift der Ausdrud gleichgültig: der 
Wille enticheidet. 

Der Univerfalvermädhtnisnehmer fteht in den Hauptbeziehungen dem Erben 
gleih. In einem Falle ſogar ift er im Beſitze von Nechts wegen, nämlich wenn fein Vor- 
behaltserbe da iſt (1006). Sonjt muß er fich ſtets, wie der Erbfolger, in den Beſitz ein- 
weifen lajjen (1004), d. h. die Auslieferung des Vermögens von den Erben verlangen. 
Der Beſitz wird aber auf den Todestag retrotrahiert. In beiden Füllen wird der befigende 
Univerfallegatar als Erbe angefehen, die Negeln der Annahme, Entſagung, Benefizialan: 
nahme find auf ihn anwendbar, insbefondere in Beziehung auf Schulden, Yaften, Ver: 
mächtniſſe unter einem Univerfaltitel und Partikularlegate (1009). Die Faleidia iſt bei 
den WVorberatungen des Code Napolton ausdrüdlich verworfen worden; es fann alſo 
vorfommen, daß die Partifularlegate das Univerfallegat gänzlich erſchöpfen und daf der Uni- 
verfallegatar, wenn er nicht sub beneficio angenommen hat, fogar ultra vires haftet. 

Der Yegatar unter Univerjaltitel (1010—1013) muß immer in den Bejit 
eingewieſen werden. Sonſt ift feine Stellung der des Univerfallegatars analog. Als Ye 
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gatar unter Univerjaltitel gilt übrigens auch der, welchem ſämtliche Mobilien oder eine 
uote davon oder fümtliche Immobilien bezw. eine Quote davon vermadt find. Die 
Grenzlinie nad) dem Gebiete des Partifularlegats tritt nicht immer fcharf hervor. 

Das Recht des Bartifularvermähtnisnehmers (1014-1024) auf die ver- 
machte Sache datiert vom Tage des Todes, das Recht auf Früchte und Zinfen aber erjt 
von der Anjtellung der Klage auf Auslieferung gegen den bejitenden Erben oder Vermächt— 
niönehmer. Der Partikularlegatar haftet nicht für die Schulden der Erbfchaft, vorbehaltlich, 
wie fih wohl von ſelbſt verjteht, der Hypothefenflage der Gläubiger und der möglichen Re— 
duftion. Beim legatum generis hat der Ünerierte die Wahl. Legatum rei alienae ift 
unter allen Umjftänden ungültig. Die institutio ex re certa it Partitularvermädtnis. 
Sonft find, bei Schweigen des Code Napolöon, die gemeinrechtlihen Prinzipien mutatis 
mutandis anzuwenden. Im Falle von Konjunftion tritt Aecrescenzrecht ein und zwar ein 
freimilliges, alfo wohl cum onere (1044. 1045). 


8 50. Mittelvinge zwifchen Schenkung und Bermädtnis, aber mehr Vermächtniſſe 
als Schenkungen jind die elterlihe Teilung (1075—1080) und das Bertrags- 
vermädtnis, auch institution contraetuelle (des neuen Rechts) genannt, welches nur 
im Heiratövertrage zu Gunften des einen oder beider Ehegatten bezw. der Kinder aus der 
Ehe gemacht werden fann (1082 —1090). 


Boujol 1836; Grenier 4 Aufl. (von Bayle-Mouillard) 1849: Coin-TDeliste 1840. 
1855; Troplong, Des donations entre vifs et des testaments. 3. Aufl. 1872; Demolombe, Im- 
nations entre vifs et testaments, Mehrere Auflagen jeit 1860, legte 1876; Saint-Espes Lescot, 
Des donations entre vifs et des testaments. 1855 —1861; Zadhariä $5 643—744; Arnk II 1676 bis 
2356; Yaurent XI 89— 511. — Praxis der Tejtamente: Mihaur 1865. 3. Aufl. 1887. — 
Die fragen vom geieklichen Vorbehalte und von der Teitierfreiheit werden in neuerer Zeit vielfach 
erörtert, nicht ohne politiihe Rebenabſichten. Anzuführen find, außer den geichichtlihen Werfen 
von Broder (1368) und Boiſſonade (1875), etwa Würth (1872), Bonnal (1866. 1875), 
Boyer (1873), Chaiiemartin (1851), die Ofonomilten Ce Play, Courcelle-Seneuil, Bau— 
drillart, Batbie. Die meiften beichäftigen jih auch und vorwiegend mit der lex ferenda. Haupt— 
wert: P. Vernet (} 1867), De la quotit& disponible. 1855. — Subftitutionen: Rolland de Vil— 
largues 1833: Saint Esp&s Lescot 1849. — Elterlide Teilung: Genty 1849; Barafort 
2. Aufl. 1870; Reauier 1868; Bonnet 1874; Bertauld (in den Questions pratiques); Ch. Lyon— 
Eaen 1866. — VBertragävermädtnis: Renaud im Magazin für badifche Rechtspflege I. 1354; 
Anouilh 1860; Bonnet 1859. 2. Aufl. 1375. 
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Il. Einleitung und Geſchichte. 


81. Begriff, Bezeihmung. Internationales Privatrecht nennt man heutzutage 
den Inbegriff derjenigen Grundfäte, nach denen die Unterwerfung eines beftimmten privaten 
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Nechtsverhältniffes unter das Necht (Gefeh) des einen oder anderen Staates fich bejtimmt. 
Man kann es vielleiht am richtigjten definieren als die Beitimmung der Kompetenz 
der Gefesgebung (und der Organe — Gerichte, Behörden —) der einzelnen- Staaten für 
die privaten Nechtöverhältnifie. Bei Nechtsverhältniffen, die zum Auslande in feiner Be- 
ziehung ftehen, ijt es ohne weiteres ar, daß darauf nur unfer einheimisches Recht An- 
wendung finden fann. Wenn aber z.B. ein Inländer mit einem Ausländer einen Kontraft 
eingeht, ein Inländer im Auslande ein Nechtsgeihäft vornimmt, dort belegene Sachen ver- 
äußert, oder wenn zwei Ausländer vor einem hiefigen Gerichte einen Prozeß führen, jo 
wird die Frage, ob und inwieweit hiefiges oder fremdes Necht (und welches fremde Recht) 
der Enticheidung der dabei vorfommenden Rechtsfragen zu Grunde zu legen fei, von vorn- 
herein und abjtraft gedacht eine ſehr verſchiedene Beantwortung als möglich erfcheinen laſſen. 
Die Theorie des internationalen Privatrechtes foll diefe Fragen löfen. 

Statt vom internationalen Privatrechte! jprah man früher von der Lehre der Kollijion 
oder dem Konflifte der Statuten oder Geſetze, und in der engliſch-nordamerikaniſchen Juris: 
prubenz ift diefer Ausdrud auch noch nicht völlig verdrängt worden, während die deutjche 
Theorie wenigjtens da, wo fie die Lehre als einzelnes Kapitel in einem Lehr: oder Hand- 
buche des Privatrechts oder Prozeßrechts und nicht etwa monographijch behandelt, jetzt nad) 
dem Vorgange v. Savignys von dem örtlichen Herrichaftsgebiete oder etwa auch den 
räumlichen oder örtlichen Grenzen der Nechtöregeln oder Rechtsnormen zu jprechen pflegt. 
In der That ift der Ausdruck „Konflikt oder Kollifion der Gefeße” deshalb fein ganz 
geeigneter, weil er die Meinung nahe legt, als handle es fih hier um einen eiferfüchtigen 
Kampf der Territorialgefeggebungen, welche zur möglichſten Wahrung der Souveränitäts- 
rechte thunlichjt viele Rechtsverhältniſſe jede unter ihre befondere Herrihaft zu ziehen bemüht 
fein möchten, während doch in der weitaus größeren Mehrzahl der Fälle eine genauere 
Unterfuchung ergiebt, daß die Geſetzgebungen der verfchiedenen in Betracht fommenden Yän- 
der übereinjtimmend nur einer von ihnen das fragliche Verhältnis zur Entſcheidung 
überweifen. Da nun der Ausdrud „Lehre von dem räumlichen Herrichaftsgebiete der Rechts: 
normen” nicht wohl als ein leicht verjtändlicher bezeichnet werden fann, zugleich aber eine 
Bearbeitung unjerer Materie lediglich aus privatrechtlihem Gefichtspunftte unzureichend er- 
jheint, weil eben nicht unwichtige Erwägungen über die Grenzen des Souveränitätsrechts 
der einzelnen Staaten nah den Normen des Völferrehts eingreifen, fo empfiehlt jich der 
Name „internationales Privatrecht”, wohl zu unterfcheiden freilid von dem Völkerrechte, 
welches nicht die Privatrechtsverhältnifje der einzelnen Angehörigen verjchiedener Staaten, 
fondern die Beziehungen der Staatsgefamtheiten zueinander zum Gegenftande hat, Aller 
dings wird nicht felten auch in den Kompendien des Völferrechts das internationale Privat: 
recht mitbehandelt, und neben dem internationalen Privatredhte ift auch von einem 
internationalen Strafrehte die Nede, nach welchem bejtimmt wird, ob und immwieweit 
ftrafrechtli erhebliche Handlungen der Strafgewalt des einen oder des anderen Staats 
anheimfallen, beziehungsmweife ob und inwieweit auch ftrafprozefjuale Akte des einen 
Staats in einem anderen Staate Wirkſamkeit äußern oder doch dort zur Wirkſamkeit gebracht 
werden können. 

Hier foll nur das Privatrecht mit Einſchluß des Civilprozeßrechts behandelt werden. 
Die abgejonderte Behandlung des internationalen Privat: (und beziehungsweife Straf:) Rechts 
empfiehlt ſich deshalb in wiſſenſchaftlicher Beziehung, weil, wenn aud) aus der Natur der 
Nechtsnormen der Einzelſtaaten die Entſcheidungen der hier fraglichen ‚Fälle weſentlich mit 
abzuleiten find, doch dabei, wie bemerkt, auch allgemeine völferrechtlihe Normen zu beachten 
find, welche auf dem communis eonsensus der Völker beruhen und denen fein Volf, das 
mit dem anderen in einem geordneten und friedlichen Verkehr jtehen will, ſich willfürlich au 
entziehen END; Der Staat 3. B., der feine Gerichte anmweifen wollte, niemals auf 


! Neuerdings Ichlägt Holland, Revue de droit international 1880 3. 565 ff., in einem beachtens— 
werten Auflage den Ausdruck ertraterritoriales Privatrecht vor. Es dürfte aber die Einbürgerung 
diejer Bezeichnung zweifelhaft fein. 
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Nechtöverhältnifie der fremden deren heimatliches Recht anzuwenden, würde damit Die 
‚Fremden in vielen und wichtigen Verhältniffen geradezu ihres Rechts berauben. 


82. Geſchichte. Im Altertume finden wir nur wenige Spuren eines inter- 
nationalen Privatrehts, eben weil dem Fremden die Nechtsfähigfeit im allgemeinen abge: 
fprohen wurde. So find nach der Theorie der Römer die Nechtsinftitute des ius civile 
auf ‚fremde nicht anwendbar, und für die Bebürfniffe des Handelsverfehrs jorgte das 
ius gentium und mas zu diefem im Sinne der Römer gerechnet wurde. Da nad) der 
Anfiht der Römer des ius gentium apud omnes gentes peraeque eustoditur, fo war 
eine Unterfuchung über das anzumendende Recht müßig; eine Kollifion des fremden Rechts 
mit dem römifchen war unmöglid. ragen des Familien- und Erbrecht der Fremden 
famen als Geaenftände eines Prozeſſes bei den römischen Gerichten nicht zur Enticheidung ; 
als Incidentfragen anderer Prozejje aber wurden fie unzweifelhaft nad) dem heimatlichen 
Rechte der Fremden beurteilt (Ulp. Fragm. XX, $ 15; Gai. III. $ 120). Die in der 
ipäteren Kaiferzeit eintretende Erteilung des eömifchen Bürgerrechte an alle freie Bewohner 
des großen Neiches, melde zugleih das römische Privatrecht auf fie anwendbar machte, 
alſo eine Gleichförmigfeit des Privatrechts herbeiführte, hat dann wohl bewirkt, daß in den 
Rechtsſammlungen Juftinians überhaupt von Regeln über die Anwendung abweichender 
Lokalrechte nicht die Rede ift, fondern nur von der ‚nterpretation von Willenserflärungen 
nah dem Sprachgebrauche einzelner Gegenden oder Orte (vgl. z. B. 1. 34 D. de R. 1. 
50, 17; 1. 6 D. de evict. 21, 2). 

Auh im Mittelalter war der Fremde urfprünglich dem ftrengen Nechte nad) rechtlos. 
Doc änderte ſich dies feit der Zeit, als die deutfchen Stämme in der Art erobernd auf- 
traten, daß fie dem unterworfenen Volke und fo namentlid den Bewohnern der bisher 
römischen Provinzen einen Teil des Grundes und Bodens und ihr bisheriges Hecht be: 
ließen. Es galt da, und fo auch innerhalb des großen Frankenreichs, für die Genofjen der- 
jenigen Stämme, welche in diefem Reiche vereinigt waren, das Syſtem der Berfönlid- 
feit des Rechtes. Jeder wurde beurteilt nad) dem Rechte des Stammes, dem er durch 
feine Abjtammung angehörte: nad diefem Nechte wurde er beerbt, veräußerte, erwarb und 
verpflichtete er fih, fo daß dann bei Nechtsgefchäften unter den Angehörigen verſchiedener 
Stämme die Nechtsvorfchriften jedes der betreffenden Volfsrechte beobachtet werben mußten !. 
Der Wohnfit war dabei ohne Einfluß. Daraus entjpringende Unficherheiten fuchte man in 
urkundlich abgefaßten Nechtsgefchäften durch die jogenannten professiones iuris, d. h. durch 
befondere Erklärungen der Parteien darüber, nah welchem Nechte fie lebten, nad) welchem 
Rechte daher auch ihre Handlung zu beurteilen fei, zu befeitigen. Wereinzelt begegnet 
auch jpäter wohl das öffentliche Gebot, nad welchem die Bewohner ein für allemal 
unter verſchiedenen Volksrechten (3. B. dem langobardifchen oder dem römifchen) zu 
wählen hatten. 

Man wird vielleicht nicht irren, wenn man die Entftehung eines anderen Prinzips, des 
Prinzips der Territorialität des Nechts, welches ſchon im fpäteren Mittelalter zur Zeit 
der fogenannten Nechtsbücher in der Hauptfahe galt, zurüdführt auf die dee einer frei- 
willigen Unterwerfung der einzelnen und der von ihnen bejefjenen Güter unter das Recht 
des genofienichaftlihen und des Lehnsverbandes. Über das perfönliche Necht entfcheidet nicht 
mehr die Abjtammung, fondern die Aufnahme in einen beftimmten örtlihen Verband, das 
Domizil; die Gefamtheit der in einem beftimmten Bezirke Wohnenden oder ihr Herr Ichafft 
das Necht für die dort belegenen Sahen — denn Grundbeſitz und volle Berechtigung in 
der Genoſſenſchaft jtehen in enger Wechſelbeziehung — und aud) durch einzelne Handlungen fann 
man Nic), was deren Folgen betrifft, dem Nechte eines beitimmten Bezirkes unterwerfen. 

So entfteht bei ven Boitalojjatoren über die Anwendung des örtlichen Rechts jchon 
gegen das Ende des Mittelalters die fpäter fogenannte Theorie der statuta perso- 


ı jiber Einzelheiten dieſes Syftems vgl. neuerdings namentlih Brunner, Deutſche Rechts— 
geſchichte I 8 35. 
v. Holgendorff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl, 46 
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nalia, realia und mixta: für Rechtsſätze, welche die Perſon betreffen, ift das Domizil, 
für Nechtsfäge, welche unbeweglihe Sachen betreffen, der Ort der Sade, für Nechtsfäge, 
welde Handlungen betreffen, der Ort der letteren maßgebend (locus regit actum). Bei 
beweglichen Sachen gab die leichte und häufige Veränderung ihres Ortes, die Schwierigkeit 
in erbrechtlichen Fällen, auf einen zerjtreuten Kompler verjchievdenes Net je nad) der ört- 
lihen Lage der einzelnen Gegenftände anzuwenden, Anlaß zu der Regel: „mobilia perso- 
nam sequuntur“ oder „mobilia ossibus inhaerent“, d. 5. das Recht der bemweglichen 
Saden ijt abhängig von dem Nechte, welches gilt am Domizil der berechtigten Perfon, ins: 
befondere bei Beerbungsfällen von dem Rechte des Erblaſſers. 

So einfah indes diefe Theorie erjcheint, mweldye, im 16., 17. und 18. Sahr- 
hundert namentlich von franzöfifhen und niederländifhen Juriſten ausgebildet, aud in 
Deutjchland zur Geltung gelangte, jo zweifelhaft und betritten war fie in ihrer Anwendung 
im einzelnen. Geſetze und Nechtsfäge, welche anfcheinend nur das fogenannte Perſonenrecht 
betreffen, äußern ihren Einfluß auf die Gültigkeit von Nechtshandlungen und den Erwerb 
von Rechten an Sachen, und wie das befannte, nicht felten verjpottete Beifpiel des Barto- 
lus fchon zeigt, der je nach den Morten eines die Erbjchaft betreffenden Statuts „Primo- 
genitus succedat“ oder „Immobilia veniant ad primogenitum“ die Erbfolge nad) der 
lex domieilii, dem Geſetze des Mohnortes (hier des Erblafjers), oder nad) der lex rei 
sitae, dem am Orte der Sade geltenden Nechte, beurteilen wollte, ift e8 in der arofen 
Mehrzahl der Fälle nicht ſehr fchwer, einen und denfelben Rechtsſatz in verſchiedenen Wort- 
fafjungen wiederzugeben, von denen 3. B. die eine direft von Perfonen, die andere von 
Saden redet. Nicht jelten wurde auch die Einteilung nicht von dem Gegenftande der ver: 
ſchiedenen Nechtsjäse hergenommen, fondern von den Wirkungen derjelben; ein Rechtsſatz, 
dem eine über das Territorium des Geſetzgebers hinausreichende Wirfung beigelegt ward, 
heißt dann ein statutum personale, ein Rechtsſatz, deilen Wirkſamkeit ftreng auf das Terri- 
torium des Geſetzgebers beichränft ward, Dagegen statutum reale; statuta mixta haben dann 
teilmeife dieje, teilweife jene Wirkfamfeit, oder aber fie werden als foldhe bezeichnet, die die 
Form der Handlungen betreffen. Zumeilen wird es auch fchwer, bei dem einzelnen Schrift: 
ſteller fejtzuftellen, in welchem Sinne er ſich der fraglichen Einteilungen bedient; bei manden 
fommen die Hategorieen der statuta personalia, realia und mixta promiseue in dieſem 
und jenem Zinne vor; unter statuta mixta werben aud wohl Rechtsſätze verftanden, die 
Perfonen und Handlungen betreffen. 

Urfprüngli war man von der Vorausfegung als einer jelbitverftändlichen ausgegangen, 
daß die Gefesgebung, welche man mehr als eine autonomifhe Abweichung von dem gemeinen 
durd; Kaiſer und Papſt zufammengehaltenen Rechte des Chriftentums denn als eine voll- 
fommen fouveräne betrachtete, über nichteinheimifche Perſonen und außerhalb des Territoriums 
belegene Saden, über außerhalb des Territoriums vorgenommene Handlungen Beitimmungen 
nicht treffen fünne. Die allmählich auftommende Idee der vollen Souveränität der 
Einzeljtaaten ließ erfennen, daß der Geſetzgeber, wenn er wolle, feinen Gerichten die An- 
wendung des nichteinheimischen Nechtes überhaupt verbieten fünne. Wenn man die Fremden 
nicht geradezu berauben, vielmehr mit ihnen in geordnetem Verkehr leben und fie im allge: 
meinen, wie es der Idee des Chriftentums und des chriftlichen Weltreiches entſprach, als 
rechtsfähig gleih den Einheimischen anerkennen wollte, jo war allerdings eine gemifje 
Nüdfihtnahme auf ausländifches Necht, 3. B. bei Beurteilung eines im Auslande gemachten 
Nechtserwerbes, notwendig. Sie erſchien aber nun als freiwillige Konzefjion des territorialen 
Geſetzgebers, als eine Folge der freundlichen Nüdficht, der comitas nationum, wie man ſich 
ausdrüdte. Nicht jelten wurde dann dieſe comitas unrichtig als eine Art von Gefälligfeit 
gedeutet, die man mehr oder weniger willfürlih und beliebig bejchränfen oder aufheben 
fönne, und fo die Theorie der Anwendung fremden territorialen Rechts gerade infolge einer 
an ſich richtigeren und jtrengeren Auffaffung der Souveränität der Einzeljtaaten noch 
mehr in Verwirrung gebradt. 

Ungeachtet der wenig einladenden, nicht felten abjchredenden und geiftlojen theoretischen 
Begründung und Verbrämung haben jedoch die bejjeren Schriftiteller der genannten drei 
Jahrhunderte, von denen 3. B. D’Argentre, die Niederländer Nodenburg, Huber, 
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Paul Boet und Johann Voet, im achtzehnten Jahrhundert die Franzoſen Bouhier 
und Boullenois hervorzuheben find, die Entſcheidungen vieler einzelner Fragen unzweifel— 
haft richtig und auch ſo getroffen, daß ſich eine ziemlich ſichere Tradition bildete. Die Über⸗ 
einſtimmung ſelbſt in Anſehung mancher Entſcheidungsgründe erſcheint noch erheblicher, wenn 
man ſich die Mühe giebt, zu unterſuchen, welche Partikularrechte die einzelnen Schriftſteller 
vorzugsweiſe vor Augen hatten, und wenn man dabei bedenkt, daß germaniſche und römiſche 
Auffaſſung, z. B. des Erbrechts, des ehelichen Güterrechts, eine verſchiedene Geltung des 
territorialen Rechts bedingen können. Aus dem Gegenſatze dieſer Auffaſſung erklären ſich 
manche bei den Schriftſtellern konſtant wiederlehrende, von ihnen nicht verſtandene Differenzen, 
während in einzelnen Beziehungen es wenigſtens auf dem europäiſchen Kontinente und, was den 
Sat „locus regit actum“ in ſeiner Anwendung auf die Formen der Rechtshandlungen 
betrifft, fogar zu einem auch die Länder des englifch-amerifanifhen Rechts mitumfafjenden 
allgemeinen Gewohnheitsrechte gekommen iſt. 

Auf dem Boden der Statutentheorie, wie wir jene Theorie kurz wohl nennen dürfen, 
ſtehen noch das Preußiſche Allgemeine Landrecht, der Code civil und das Ofterreichifche . 
Bürgerlide Gefegbuh von 1811°, und felbit in neuejter Zeit begegnet man in der nidt- 
deutſchen Zitteratur wie in den Urteilen nichtdeutſcher Gerichtshöfe (namentlich auch der 
franzöſiſchen) Ausführungen darüber, ob ein Geſetz als Perſonal- oder Realſtatut u. ſ. w. 
zu betrachten ſei. Freilich will man damit nicht ſowohl die Frage entſcheiden, ob der be— 
treffende Rechtsſatz über Perſonen oder Sachen oder Handlungen Beſtimmung gebe, als 
vielmehr die Frage der extraterritorialen oder nichtertraterritorialen Wirkſamkeit des 
Nechtsfages, und bei genauerer Unterfuhung findet man, daß ſchließlich die Statutentheorte 
da, wo fie noch fejtgehalten wird, nur eine äußere Einkleidung bildet für die nach Einzel- 
erwägungen der Zwedmäßigfeit, nad Unterfuchungen über den Willen des Geſetzgebers ge: 
troffene Entſcheidung, freilih aber auch, wie es bei dem Feſthalten unflarer oder mehr- 
deutiger Terminologie leicht der Fall ift, nicht jelten in gefährlicher Weife noch irreführt. 
Hiermit wird 3. B. der Standpunkt des zuerft 1843 erfchienenen, jet in vierter Auflage 
vorliegenden (durch Demangeats Noten fehr vervollitändigten und felbft in manden 
grundlegenden Ausführungen verbefjerten) Werfes von Foelir, welches allerdings nebenbei 
an einem fehr mangelhaften und unflaren Syiteme leidet, gekennzeichnet. 


853. Die gegenwärtigen Theorieen. Aufgeräumt mit jener Theorie hat die 
deutihe Jurisprudenz. In einem auch außerhalb Deutfchlands berühmt gewordenen, 
geiftreihen und zugleich die ältere romaniſtiſche und deutjche Litteratur gründlich fritifierenden 
umfangreichen Auffabe wies v. Wächter? die innere Haltlofigfeit der Statutentheorie und 
die zahllojen Widerſprüche und Inkonſequenzen ihrer Vertreter nach und ſtellte als neues 
Prinzip den Satz auf, daß einerſeits der über einen Rechtsſtreit urteilende Richter zwar 
ſtets gebunden ſei an den erklärten Willen des Geſetzgebers, deſſen Organ der Richter ſei, 
daß aber andererſeits Sinn und Geiſt der einzelnen Rechtsnorm über ihre Anwendung auf 
Rechtsverhältniſſe, die zum Auslande in Beziehung ſtehen, entſcheiden. Wenn auch bei Wächter 
der leicht irreführende Satz ſich findet, daß im Zweifel der Richter das Geſetz ſeines 
eigenen Landes anzuwenden habe, und Wächter, zu einſeitig von romaniſtiſchen An— 
ſchauungen ausgehend, dem germaniſtiſchen Rechtsſyſteme nicht gerecht wird, auch ausländiſche 
Litteratur und Praxis nicht berückſichtigt, ſo war doch ohne Zweifel der richtige Ausgangs— 





1 Gbenfo der Codex Maximilianeus Bavaricus. 

® Wenig rg ift dagegen die Darftellung diefer Lehre in den neuerdings herausgegebenen 
Pandekten v. Wächters Bd. I. — Wenig Beachtung haben gefunden und verdient: die Theorie, dab 
wohlerworbene Rechte in einem anderen Staate reipeltiert werden müſſen, und die Theorie, daß die 
Gerichte nur das Recht des eigenen Staats anzuwenden haben. Der erſtere Grundſatz iſt unzureichend, 
auch in vielen Beziehungen nicht aufrechtzuerhalten und beruht auf einem Zirkel; der zweite (N. Th. 
Pütter, Das praftiihe (!!) europätihe Fremdenrecht. 1845: Pfeiffer, Das Prinzip des 
internationalen Privatredhts. 1851) würde jeden geordneten internationalen Bertehr den Privaten 
unmöglich machen. Auch Eihhorns Grundfäße (Anwendung der lex domieilii der Beteiligten 


— —— wohlerworbener Rechte) werden in der deutſchen Jurisprudenz und Praxis kaum noch 
erwähnt 
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punft mit dem erwähnten Prinzipe gewonnen und die verfehrte fcholaftiiche und rein dialek— 
tiiche Behandlungsform abgeftreift. Wächter folgte dann v. Savigny, der in ber eriten 
Hälfte des achten Bandes feines Syſtems des heutigen römifchen Nechts die Lehre von den 
„örtlichen Grenzen der Herrfchaft der Nechtöregeln über die Rechtsverhältniſſe“ behandelte. 
Savignys Prinzip, daß bei jedem Nechtsverhältniffe dasjenige Gebiet aufzufuchen fei, dem 
e3 feiner eigentümlichen Natur nad angehöre, deſſen Geſetzen es daher unterworfen fei, ift 
ebenfo, wie die mehr bildlihe von Saviany gebrauchte Wendung, es fei dasjenige 
Rechtsgebiet aufzufuchen, in welchem das Nechtöverhältnis feinen Sit habe, nur ein 
anderer Ausdrud für die von Wächter angenommene Entjheidungsnorm und Methode der 
Unterfuhung, und in Wahrheit ift wohl der Wächter ſche Ausdruck flarer und weniger Miß— 
veritändnifjen ausgejegt als jene freili von einer beſtechenden Darjtellungsweife unterftügte 
Wendung. Indes ift Savianys Verdienft infofern nicht zu verfennen, als er den irrigen 
Sat Wächters, welder gleihfam eine Präfumtion für das einheimifche Gefet des ur- 
teilenden Richters (die lex fori) fchafft, energisch befeitigt und überhaupt den allgemeinen 
. völferrechtlichen Hintergrund des internationalen Privatrehts, welcher doch für die etwaige 
Willkür des einzelnen Geſetzgebers eine recht erheblihe Schranke bildet, beſſer ins Auge 
faßt, auch die ausländifche Litteratur mehr berüdfichtigt, ohne freilich jenem wie dieſer 
und der germanijtiichen Behandlung mander Rechtsinftute, insbefondere des Erbredtes, 
völlig gerecht zu werden. Überhaupt aber erreichten die Arbeiten Wächters und Sa- 
vignys bei weitem nicht die forgfältige Ausführung im Detail der einzelnen Rechtsfragen, 
welde zum Teil die ausländifche Yitteratur, namentlich aber das Werf Storys, auszeichnet. 

Diefe Lücken fuchte dann das Buh von Bar!, Das internationale Privat- und 
Strafrecht, auszufüllen, und man wird fagen dürfen, daß auf dem Boden der Savigny— 
ichen Theorie, welche lettere jelbit freilich nur als Umgejtaltung und Rektifikation der 
Wächterſchen anzufehen ift, fich faft die gefamte einfchlagende Yitteratur und Judifatur 
Deutfchlands bewegt, und da fie aud in Franfreid, England, Nordamerifa und den Nieder: 
landen, troß ſehr erheblicher Differenzen über ihre Anwendung im einzelnen, im Brinzipe 
immer mehr Anerfennung gefunden hat. Nur vereinzelt fteht und wenig Beachtung ge: 
funden hat der dem modernen umfafjenden Verfehre feindlich entgegentretende Sat einzelner 
deutſchen Schriftiteller, welche dem einheimischen Rechte des urteilenden Richters noch eine 
vorzugsweife oder wohl gar fait ausfchliegliche Bedeutung beilegen wollten. 

Cine andere theoretiiche Grundlage hat dagegen die neue italienische Yitteratur genommen. 
Zeit einer berühmten Rede Mancinis (Della nazionalitä come fondamento del diritto 
delle genti) wird mehr oder weniger von der italienischen Litteratur?, welche übrigens auf 
dem Gebiete des internationalen Rechts und insbejondere auf dem des internationalen 
Privatrechts in den letten beiden Jahrzehnten jehr thätig geweſen ift und einen fehr ehren- 
vollen Pla ſich erobert hat, als Ausgangspunft für die Behandlung des internationalen 
Privatrehts die Nationalität der Perſon betrachtet, und dieſer neuen Grundauffaflung 
hat fih dann der belgiſche Juriſt Laurent in dem weitläufigen Werfe Le droit civil 
international prive zum Teil mit recht bevenflihen Argumenten und vielleicht teilweiſe 
ebenfo bedenklichen Refultaten angeichloffen, fie überhaupt in einer Weife überfpannt, welche 
eine befonnene Fortentwidlung des internationalen Privatrehts auf das ernſtlichſte 
gefährdet und um jo mehr auch in diefer Skizze beachtet werden muß, als die Autorität 
des Verfaſſers an fich eine bedeutende und das Werk ſchon durch feinen Umfang zu impo- 
nieren geeignet ift?. Auch franzöfifche Autoren, 3. B. Weiß, haben Mancinis Prinzip 
angenommen. 





ı Nat. übrigens über die PBrinzipienfragen auch den Aufſatz des Verfaffers in der Münchener 
tritiſchen Vierteljahrsſchrift. 1878. XV 1 fl. 

* indes hat Brufa in feinen jcharffinnigen Anmerkungen zu dem Werte Cafanovas ji 
weientlih auf den Standpunkt der deutichen Jurisprudenz geftellt und die übertriebene „Nationa- 
litätstheorie* einer unparteitiihen und treffenden Kritif unterzogen. — Auch Yomonaco fieht der 
Savignyſchen Grundauffaſſung näher, und der franzöſiſche Juriſt Despagnet adoptiert die 
letztere vollftändig. 

° Eine treffliche Kritik dieſer nach der Meinung Yaurents den ortichritt, in Wahrheit 
aber einen Nüdichritt beseihnenden Prinzipien hat geliefert ein jüngerer öfterreihifher Juriſt, 
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Das Recht der einzelnen Perſönlichkeit im Auslande wird als ein Ausfluß ihrer 
Nationalität und jomit als etwas betrachtet, was fie aud in das Ausland mitnimmt, wie 
das Blut, wie Yaurent jagt, welches die Adern, und das Mark, welches die Knochen füllt. 
Aber diejer von jelbjt gegebenen Anwendung des heimatlichen Rechtes der Perſon jteht das 
öffentliche Recht des Territoriums beſchränkend gegenüber, in welchem die Perſon ſich auf- 
hält oder Rechte geltend maden will’. Die Individuen fünnen ihr Net dem Rechte der 
Gefellihaft niemals entgegenhalten; wenn etwas den nländern unterfagt ift, jo muß 
ſolches Verbot jedenfalls auch für die Fremden gelten. Und ferner fünnen ſich die Parteien 
auch einem beitimmten territorialen Rechte unterwerfen, ſoweit eben ihre freie Dispofition 
reiht. Dies aber gejchieht nicht nur ausdrüdlih, fondern auch ſtillſchweigend, und es iſt 
die Aufgabe des Geſetzes und des Rechtes (des Richters), diefen präfumtiven Willen der 
Parteien zu erforfchen. 

Diefe legteren Ausnahmen von dem PBrinzipe der auch im Auslande anzuerfennenden natio- 
nalen Natur des Rechts fönnen aber genommen werden und werben genommen in einem recht weiten 
Sinne. Man bemerkt, daß das Prinzip ihnen gegenüber weich wie Wachs ift, während die Aus- 
nahmen vehnbar wie Kautſchuk find. Es ift nicht fchwer, felbit bei einer großen Anzahl 
folder NRechtsfäge, deren Anwendung von dem heimatlichen Rechte der Perfon abhängen joll, 
auch eine Seite des öffentlichen Intereſſes nachzumeifen. Familienrecht und Erbredt, bei 
denen das heimatlihe Gejeg der Perſon ganz bejonders Anmwendung findet, find ja gerade 
vorzugsweise ſolche Nechtsmaterien, in denen das „ius publieum quod privatorum pactis 
mutari nequit“ ſonſt überall der Willfür der Parteien recht enge Grenzen jtedt. Könnte 
man nicht möglicerweife jagen, daß öffentliche Intereſſen bei uns verlegt werben, wenn ein 
Ausländer gegen die Verheiratung feiner Tochter mit einem unjerer Staatsangehörigen feinen 
entgegenftehenden Willen ald Ehehindernis, möglicherweife als trennendes, in einer Weiſe 
geltend machen will, welche unferen Gefegen durchaus widerſpricht, wenngleich feine und der 
Tochter heimatliche Gefebe dies zulaſſen? Mit Recht fragt Striſower: Wird nicht auch 
das Wohl unſerer Geſellſchaft und die Sicherheit unſeres Verkehrs dadurch beeinträchtigt, 
wenn ein bei uns verweilender Ausländer gegen eine hier übernommene Verbindlichkeit ſeinen 
höheren Volljährigkeitstermin geltend macht? Und lehrreich ſind, was dieſen Punkt betrifft, 
auch die Ausführungen, welche neuerdings Wharton in der zweiten Ausgabe ſeines um 
faſſenden Werkes mit Rückſicht auf Nordamerika giebt, wo Angehörige nicht nur der ver 
ſchiedenſten Nationalitäten, ſondern Angehörige auch ſehr verſchiedener Kulturſtufen ſich in 
buntem Gedränge bewegen. Man bemerkt, daß öffentliches Intereſſe und öffentliches Recht, 
welche beide Laurent im Gebiete des Privatrechts zwar unterſcheiden will, aber fortwährend 
miteinander verwechſelt, für das Gebiet des Nationalitätsprinzips recht wenig übrig— 
laſſen könnten. Die Lehre von dem Eingreifen des öffentlichen Intereſſes iſt nichts anderes 
als eine erneuerte und erweiterte Auflage der Lehre Savignys über die Beachtung der 
ſogenannten Prohibitivgeſetze, Geſetze, zu denen Savigny z. B. auch alle Geſetze zählt, die 
auf nationalökonomiſchen Gründen beruhen, — und bei welchen Geſetzen könnten ſolche nicht 
in irgend einer Weiſe geltend gemacht werden? Schon früher hat ſich der Verfaſſer dieſes 
Aufſatzes gegen dieſe prinziploſe Kategorie erklärt, mit der ſich alles, wenn man nur will, 
beweifen läßt und die zu nichts anderem dient, als den Verlegenheiten, die aus den Konſe— 
quenzen irriger Prinzipien refultieren, mit guter Manier aus dem Wege zu gehen ?. 

Endlih aber iſt es auch falſch, das dispofitive Necht, welches freilich dem erflärten 
Parteiwillen nachgiebt, zurüdzuführen auf den präfumtiven Willen oder den ſtillſchweigend 
erklärten Willen der Individuen. Man kann nur ſagen, wenn die Parteien vernünftig 


Dr. L. Striſower, Nr. 20—26 der Wiener Gerichtshalle. 1881. Dieſe Kritif „Die italieniſche 
Schule des internationalen Brivatrehts“ iſt auch in einem Separatabdrud erichienen. Auch 
Brocher, Revue de droit international. 1880. ©. 531 ff. und Wharton haben fid gegen 
Laurent erflärt. 

! Zaurent, I. N. 4283. Im wejentlihen find Laurents Grundſätze jchon aufgeftellt worden 
von Esperson, Il principio di nazionalitä. S. 23 

al. gegen die Savignyſche Auffafiung und Behandlung der jogenannten zwingenden Geſetze 

auch Fr. Mommſen, Archiv f. d. civiliſt. Pratis. 1878. LXI 194 ff. 


726 II. Das Privatrecht. 


über die Sade nachdächten, ſo würden fie das, was das Gefeh in Ermangelung eines 
anderweit erklärten Willens beftimmt, im allgemeinen als richtig anerfennen. Kürzer, 
tlarer jagt man: das fogenannte dispofitive Necht ift das, was nad Anficht des Geſetzgebers 
im allgemeinen aus der Natur der Sache folgt, und die Konfequenz diefer Auffaffung ift, 
daß einerfeits fehr viele Folgen an ein Rechtsgeſchäft ſich knüpfen fünnen, an melde die 
Parteien gar nit gedadt haben — mas jollte auch daraus werden, wenn bei Kechts- 
geihäften nur die von den Parteien irgend bedachten Folgen gelten follten? — und daß 
andererfeits für den individuellen Fall die Beitimmung des dispofitiven Rechts mög 
licherweife recht unvernünftig fein fann. Wenn 3. B. das Gefeg in Ermangelung eines 
abweichenden Vertrages unter Ehegatten eine dem Ehemanne fehr bedeutende Befugnifie ein: 
räumende Gütergemeinfhaft ftatuiert, fo kann die Eingehung einer Ehe von feiten einer 
reihen Erbin mit einem Verfchwender ohne vorherigen das Vermögen der Frau fihernden 
Vertrag individuell ſehr unvernünftig fein. Aber der Unterfchied gegenüber einem verfehrten, 
die Rechte einer minderjährigen Perfon ſchädigenden Vertrage ift der, daß es gegen ſolchen 
Vertrag, nicht aber gegen das bispofitive Recht eine Reftitution giebt, ſowenig eine Refti- 
tution zuläffig iſt gegen bie im der Natur der Che liegenden geſetzlichen Folgen derjelben, 
obwohl die Eingehung einer Ehe individuell ſehr unvernünftig jein fann: „iura non in 
singulas personas, sed generaliter constituuntur“. Sollte dem Rechte die Aufgabe zu- 
gewieſen werden, zu unterfuhen, was individuell den Parteien angemefien ei, jo würde 
ein ſolches Verfahren das Ende der Jurisprudenz und den Anfang der Willfür bedeuten. 
Dies dritte von Laurent mit fo großer Emphafe ald Evangelium des internationalen Privat- 
rechts verkündete Prinzip ermweift fich alfo bei genauerer Betrachtung als juriftifcher Fehler. 

Wird man daher auch den neuejten Theorieen des internationalen Privatredhts, un— 
geachtet eine gewiſſe Betonung des Nationalitätsprinzips im Gegenfage zu dem Prinzipe des 
Domizild (vgl. unten) ihre Berechtigung hat, nicht zuftimmen fönnen, jo verdient es doch 
hervorgehoben zu werden, daß auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts im ein- 
zelnen in den letten Jahren jehr erhebliche Fortſchritte gemacht find, daß die Anfichten über 
die Einzelheiten weit mehr übereinjtimmen als früher und daß der internationale Verkehr 
dadurch fehr erheblih an Sicherheit gewonnen hat. Cinerfeits ift dies das Verdienft der 
Litteratur, an der fid vorzugsmeife Engländer, Nordamerifaner, taliener, weniger freilich 
Deutſche beteiligt haben — wir befiten jetzt Zeitfchriften von internationaler Bedeutung, die 
ſich gerade die Pflege des internationalen Privatrechts vorzugsweiſe, eine ſelbſt ausſchließlich 
(mit vorzüglichem Erfolge), zum Ziele gefett haben —, andererfeits ijt das 1873 namentlich 
durch die Bemühungen belgifcher Juriften, insbefondere Rolin Jaequemyns'’!, ins Leben 
gerufene Institut de droit international durch feine Beratungen und Beſchlüſſe 
und die von ihm veranlaßten Publikationen unzweifelhaft zu einem wichtigen Förderungs- 
mittel der Ausbildung ſowohl des internationalen Privatrehts wie des Völkerrechts ge- 
worden. 


1. Allgemeine Grundfäte, 


5 4. Nedtspflidt des Staates, unter gemwiffen Vorausjegungen 
ausmwärtiges Recht zu berüdfihtigen, oder comitas nationum? Zunächſt 
fragt es ſich, ob überhaupt eine NRechtspflicht befteht, unter gewiſſen Vorausfegungen ein be- 
itimmtes Nechtöverhältnis nad) ausländifchen und nicht nach inländischen Rechtsnormen zu 
beurteilen, oder ob möglicherweife ein Staat die Anwendung ausländifchen Rechts überhaupt 
verbieten fünne, 

Hier find zwei Dinge zu unterfheiden, die nicht felten in verwirrender Weife ver- 
wechlelt worden find: die Stellung des Richters und die Stellung des Geſetzgebers. Der 
Richter iſt nach richtiger Auffafjung nur das ausführende Organ des Gefetgebers ; er jchuldet 


Die erfte Anrequng ging von Lieber aus. 
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diefem unbedingten Gehorfam, und wenn daher der Geſetzgeber in noch fo verfehrter Weife 
die Anwendung ausländischen Nechts verbieten follte, jo würde, folange das fragliche Geſetz 
dauern würde, diefes Verbot doch für alle von den Gerichten diefes Staates zu entfcheidenden 
Rectsitreitigfeiten formelles Recht, jede Abweichung davon pofitives Unrecht fein. Abjolut 
betrachtet fann aljo ein Staat, folange er fouverän ift, die Anwendung fremden Rechts 
bei feinen Gerichten ausfchließen, und daraus folgt auch, daß bei einem jeden Prozeß der 
Richter in Anfehung der Frage, ob er ausländifches Recht und welches er anzumenden habe, 
zunächſt an das Gejet feines Staats gewiefen ift, zunächſt alfo immer die fogenannte lex 
fori entjcheidet, und daß erſt beim Schweigen dieſes Gefeges oder einer nicht ausreichenden 
Grflärung auf allgemeine Grundſätze gegriffen werden darf, daß alfo aud eine vorfichtige 
Erörterung der einzelnen fragen bes internationalen Privatrehts niemald die lex fori 
ſowie die Möglichkeit außer acht laſſen darf, daß das fragliche Nechtsverhältnis durch Zufall 
vor dem Richter diefes oder jenes Yandes zur Beurteilung gebracht werden fann. 

Allen es würde fih fragen, ob die übrigen Staaten und die in deren Aufträgen 
handelnden ausländifchen Gerichte alle und jede Urteile jenes Staates, die in fouveräner 
Nichtbeachtung ihrer Gefege und ihres Nechts getroffen wären, zu refpeftieren verbunden 
wären. Und diefe Frage wäre zu verneinen: ein Staat, der fremden Gefegen alle und jede 
Wirkfamteit abſpräche, hätte auch feinen Anſpruch, daß die Urteile feiner Gerichte irgend 
von anderen Staaten refpeftiert würden, denn die Urteile der Gerichte empfangen ihre 
Autorität nur dur die Autorität der Geſetze. Ein Staat alfo, der feinen Gerichten prin- 
zipiell die Anwendung ausländischen Nechtes verbieten wollte, würde einerfeits nicht felten 
feine Gerichte Urteile fällen laffen, die thatfächlich nicht zur Ausführung fommen würden, 
thatfächlich nicht gelten würden — wie 3. B. wenn ein Gericht des Staates A jemandem 
an einem im Etaate B belegenen Grundftüde ein Recht zuſprechen mollte, welches nad) der 
in B geltenden Gefeßgebung juriftifh unmöglih ift —, andererſeits aber die allgemeine 
Nechtöverwirrung organifieren; denn der infolge jenes erorbitanten Verbotes im Prozefie 
Unterliegende würde natürlich nicht unterlafjen, fobald er faktifch im Auslande in der Lage 
wäre, jenes Urteil mit allen feinen Konfequenzen als nichtig darzuftellen, ja diefe Nichtigkeit 
möglicherweife zu einem pofitiven prozefjualen Angriffe auf das Vermögen des Gegners, 
vielleicht auch der Nechtsnachfolger desfelben, zu benugen. Und da unter Umjtänden vollfommene 
Nichtachtung des ausländischen Rechts, 3. B. bei einem im Auslande gemachten Erwerbe, 
geradezu in Beraubung fremder Staatsangehöriger ausarten könnte, fo würde ein Staat, 
der die Anwendung ausländifchen Nechts feinen Gerichten überhaupt verbieten wollte, ſich 
ſelbſt diplomatifchen Reklamationen und völferrechtlihen Zwangsmitteln ausfegen. Für jeden 
Staat alfo, der feinen Angehörigen einen georbneten Verkehr mit dem Auslande, Fremden 
mit ihrem Gute den Eintritt in fein Gebiet geftattet, ift eine gewiſſe Rüdfichtnahme auf 
ausländifches Necht unbedingte Nechtspflicht Schon nach völferrechtlihen Grundfägen!. Und 
diefe jegt wohl von faft allen namhaften Schriftitellern anerfannte Recht s pflicht wird aud) 
gegeben durch eine vernünftige Betrachtung des Nechts felbft, dem der jedesmal urteilende 
Richter unterfteht. Jedes vernünftige Recht muß von der Anficht ausgehen, daß der Prozeß 
nicht dazu bejtimmt iſt, neue Rechte zu Schaffen, fondern vorhandene klar zu ftellen. Das 
Gegenteil würde aber die Folge fein, wenn der Nichter prinzipiell ftets fein eigenes Geſetz, 
das Geſetz des Prozeßortes, anwenden wollte, an welches die Parteien, 3. B. als das frag: 
liche Rechtsverhältnis entftand, oft gar nicht einmal denfen konnten. 

Daraus ergiebt fi dann weiter, dab das internationale Privatrecht, wie es einer: 
ſeits freilich auf dem freundnachbarlihen Verkehr, der comitas nationum in diefem Sinne, 
ruht — ein fid) abfolut ifolierender Staat, aber auch nur diefer, könnte jede Rüdjichtnahme 


ı 68 ift daher unrichtig, wenn Wächter, Pandekten 8 34 S. 147 (IT), lediglich aus dem Geifte 
unferes (d. h. des einheimiichen) Rechts und feinen allgemeinen Prinzipien die Entfheidungsnormen 
deduzieren will. Es muß das inländiiche Recht fo interpretiert werden, daß ein privater Verkehr 
mit dem Auslande dabei beftehen fann und Sätze des Völkerrechts nicht verlegt werden. Savignys 
Prinzip, nach welchem die lex fori mehr in den Hintergrund tritt und unmittelbar die innere Natur 
der einzelnen Rechtsverhältniſſe enticheiden Toll, ift nicht eine bloße Anforderung an die Geiekgebung, 
wie Wächter meint, jondern geltendes Recht. 
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auf ausländifches Recht ausschließen —, fo andererfeit3 auch einen Teil eines in jedem 
einzelnen Aulturjtaate wirklich geltenden Rechtes bildet, daß daher die Anwendung des aus- 
ländifhen Nechtes nicht eine bloße Gefälligfeit (comitas in einem verkehrten Sinne) iſt 
und daß verkehrte Nichtanwendung des ausländifhen Rechtes, Verlegung der Grundfähe des 
internationalen Privatrehts eine Verlegung des LYandesrechtes ſelbſt iſt, aljo auch für die 
benadteiligte Partei infoweit eine höhere Inſtanz (Nichtigkeits: oder Revifionsinjtanz) er- 
öffnet, als eine foldhe überhaupt bei Verlegung eines Rechts ſatzes offen fteht. Wenn 
freilih das für den urteilenden Richter geltende Gefeb für die Eröffnung der höheren 3. B. 
der Hafjationsinftanz nicht nur Verlegung eines Nechtsfages, jondern Verlegung eines 
Geſetzes, einer geſetzlichen Bejtimmung fordert, wird es darauf anfommen, ob und in- 
wieweit der fraglihe Rechtsſatz in dem inländischen Gejege jeinen Ausdrud gefunden hat, 
auf dieſes zurüdzuführen ift. Hiernach ift 3. B. die Verletzung eines Rechtsſatzes des inter: 
nationalen Privatrechts zufolge $ 512 der deutichen Neichscivilprogekordnung ein Nevifions- 
grund, während nach franzöfifhem Rechte hier nicht allemal ein Kafjationsgrund vorliegt. 
Und nicht nur das ift Recht, was etwa auf eine ausdrüdliche Vorjchrift des Geſetzes mehr 
oder weniger zurüdgeführt werden kann oder was als thatſächlich gilt, insbejondere in der 
Praris der Gerichte nachzumweifen ift — dies war 3. B. noch die Meinung Foelix' —, 
fondern nah der jett wohl allgemein anerfannten Anfiht auch, was aus der Natur der 
Sache zu folgern ift. 


8 5. Anwendung ausländifdher Rechtsſätze von Amts wegen. Üben 
weil die Grundfäbe des internationalen Privatrehts einen Teil des Nechtes eines jeden 
Kulturftaates bilden, werden die zur Anwendung zu bringenden Sätze des ausländifchen 
Rechtes, deren Anwendung ja das inländifche Recht will, prinzipiell vom Richter auch nicht 
als Thatfachen im engeren Sinne, fondern als Nechtsfäte behandelt!, deren Kenntnis er 
ih von Amts wegen verfchaffen fann und, fomweit es faktifch möglich it, auch zu verjchaffen 
verbunden it. Nur fann man es dem Nichter, da er ja nicht das Necht aller Länder jtu- 
dieren fann, nicht zum Vorwurfe madhen, wenn er ausländiſche Nechtsnormen unbeachtet 
läßt, weil er irrigerweife von der Vorausfegung der Übereinjtimmung der ausländifchen 
Rechtsſätze mit den inländifchen für den fraglichen Fall ausgeht, und in der Natur der 
Sade liegt, daß die bei der Anwendung der ausländischen Rechtsnorm für den fraglichen 
Fall intereffierte Partei dem Nichter die Kenntnisnahme erleichtere; daher iſt eine richterliche 
Beweisauflage in Fällen namentlih, in welden nicht unmittelbare Einficht eines aus- 
ländifchen Geſetzbuchs oder anerfannter ausländifcher Litteratur die erforderliche Aufklärung 
verschafft, in jener Richtung allerdings üblich; fie fchließt aber, wie bei einem Beweife über 
Thatſachen im engeren Sinne freilid der Fall fein würde, niemals eine ergänzende Offizial- 
thätigfeit des Nichters aus, und ein Vergleich der Parteien oder eine übereinftimmende Er- 
flärung derjelben über die Annahme der Exiſtenz oder Nichteriftenz einer ausländischen 
Rechtsnorm ift für den Nichter nicht formell bindend, ebenjowenig aber aud eine darauf 
bezügliche Eidesdelation. 


S 6. Sogenannte zwingende oder Prohibitivgejege. Eine bejondere 
Klafje von Prohibitivgejegen, wie 3. B. Savigny fie aufgeftellt hat, in dem Sinne, daß 
der inländifche Nichter ihnen mwiderjtreitende Rechtsſätze des Auslandes überhaupt nie anzu: 
erfennen, auch bei bloßen Borfragen der Entſcheidung nie zu beachten hätte, ijt nicht 
anzuerfennen. Wenn man dahin mit Savigny (und z.B. Fiore und Yaurent) aud 
alle Rechtsſätze zählt, die irgend eine nationalöfonomifche Seite haben, fo verliert man ſich, 
wie jchon oben bemerkt wurde, völlig ins Unbejtimmte, und zur Grläuterung fei bier 


! Allerdings ift nach der deutſchen Givilprozefordnung ein Jrrtum des Richters über den 
Inhalt des ausländiihen Rechtsſatzes fein Nevifionsgrund, dies aber nicht deshalb, weil die aus- 
ländiichen Rechtsſätze wie Thatjahen im engeren Sinne von der deutichen Civilprojekordnung be- 
handelt würden, jondern wegen der beionderen Vorichrift des $ 511, nach welcher nur eine über den 
Bezirk des Berufungsgerihts hinaus geltende, alſo doch auch in diefem Bezirke geltende Rechtsnorm 
Kevifionsgrund tit. 


8. Internationales Privatrecht. 729 


fogleich hervorgehoben, daß die bejondere Aufftellung jener Klaſſe von Rechtsſätzen namentlich 
wohl dadurd veranlagt wurde, daß man nit, was nötig ift, die Rechtsſätze, welche die 
Rechtsfähigkeit betreffen, von denen genau fonderte, welche die Handlungsfähigfeit oder den 
Status im Sinne der Familienangehörigfeit betreffen. Man ſprach und ſpricht hier all- 
gemein von Gejegen, welche den Status regeln (tat), und während bei den Geſetzen über 
Handlungsfähigkeit und Familienangehörigfeit die Anwendung des heimatlichen Nechts in 
gewiſſem Umfange durdaus richtig und notwendig ift, erſcheint fie bei der Beſtimmung der 
Rechtsfähigkeit geradezu unthunlich. Beſonders hier bietet die Berufung auf das angebliche 
Prohibitivgejeg eine willlommene Aushülfe. 

Richtig iſt nur, daß der Richter durch feine Entſcheidung niemals ein Verhältnis oder ein 
Reht verwirklichen darf, welches nad des Richters eigenen Landesgeſetzen als ein ver- 
werfliches, unfittli—hes zu bezeichnen ift. So darf er einer Klage auf Entſchädigung wegen 
eines aufgehobenen Verlöbnifjes, einer Klage aus einem Kontrakte nicht ftattgeben, wenn die 
Gejebgebung oder das Recht feines Landes jene erftere Klage als unanftändig, jenen Kon- 
traft als verboten betrachtet; auch muß er die Vindifation eines Sklaven zurüdweifen, 
wenn in feinem Zande feine Sflaverei gilt. Allein wenn das fragliche, allerdings von der 
lex fori veprobierte, Verhältnis ſich durchaus in dem fremden Lande vollzieht, jo wäre es 
eine Abjurdität, die Thatſache, die man doc nicht ändern fann, als Vorfrage im Sinne 
des ausländischen Rechts nicht anzuerfennen. Der in dem fremden Staate, in welchem noch 
Sflaverei gilt, lebende Sklave wird nicht dadurch frei, daß unfer Richter die Sklaverei igno- 
rieren will, und wäre die oft ohne gehörige Unterſcheidung geäußerte Anficht über Pro— 
hibitivgefeße richtig, jo müßte unfer Nichter auch 3. B. den Sohn eines nad) feinen heimat- 
lihen Gejesen in Bolygamie lebenden Anhängers des Islam deshalb für illegitim erflären ; 
ja er müßte das Kind eines im Auslande lebenden Ehepaars deshalb für illegitim erklären, 
weil nach unjeren, nicht aber nad den Geſetzen des Auslandes zwiſchen diefen Ehegatten ein 
indispenfables Ehehindernis befteht. 


ST. Die Regel der gleihen Rechtsfähigkeit der fremden in privat- 
rehtliher Beziehung. Ein jegt allgemein anerfannter Rechtsgrundſatz ift es, daß 
der allgemeinen Regel nad, d. h. inſoweit nicht die Gefeggebung des einzelnen Landes fpe- 
cell Ausnahmebeitimmungen trifft, die Fremden in privatrechtlicher Beziehung die gleiche 
Rehtsfähigfeit wie die Einheimifchen geniefen; anders jteht es auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts, d. h. infomeit politifche Rechte in Frage ftehen, welche jemandem irgend: 
wie einen Anteil an der öffentlihen Macht oder einen Einfluß auf diefelbe einräumen. 
Familienrechte, objhon fie in einem anderen Sinne als zum ius publieum gehörig be- 
trachtet werden fünnen, jind hierher nicht zu rechnen, und ebenfo iſt einem Ausländer die Fähig- 
feit, Vormund zu fein, nicht abzufprehen; denn die Vormundſchaft ift nach richtiger Auf: 
fafjung nicht eine politifche, fondern eine familienrechtliche Funktion. Die Unterſcheidung 
von droits eivils, melde nur den Inländern beziehungsweife befonders privilegierten Aus- 
ländern zujtehen follen, nad) dem franzöfiichen Geſetzbuche (vgl. Art. 7. 11. 13) ift von der 
franzöftiihen Jurisprudenz felbjt überwiegend jet als eine Verirrung erfannt worden, und 
man erklärt den Fremden jetzt auch in Frankreich mehr und mehr aller derjenigen Rechte 
fähig, die ihm nicht fpeciell verfagt find. Dagegen hat das italienifhe Geſetzbuch 
Artikel 3 das Prinzip der Gleichftellung der Fremden mit den Inländern im Privatrecht 
voll anerfannt, und wenn nicht der Gefetgeber das Gegenteil ausdrüdlich erflärt hat, fo 
hängt jene Gleichitellung auch feineswegs ab von der etwaigen Beobachtung der Neciprocität 
in dem Staate, dem der Ausländer angehört, um fo weniger, als nachweisbar der kurzſichtige 
Egoismus, welcher den Fremden die privatrechtliche Nechtsfähigleit verfümmert, indirekt die 
eigenen Intereſſen des Staates und feiner Angehörigen auf das empfindlichite ſchädigt. Auch 
it der Richter nicht befugt, Retorfion zu üben. Die letztere ift im Gebiete des Privat- 
rechts, abgejehen von befonderer gejelicher Ermächtigung, nur Sade der Geſetzgebung. In— 
ſoweit aber die Gefeggebung die rechtlihe Gleihbehandlung der Fremden mit den Ein- 
heimifhen von der Beobachtung der Neciprocität abhängig macht, hat darüber, abgejehen 
von einem befonderen geſetzlichen Vorbehalte, dann der Richter zu erfennen. 
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88 Provinzial: (und Lokal-) Recht innerhalb desfelben Staates 
einer- und Geſetze ausmwärtiger Staaten andererfeits. Die Frage, ob und 
inwieweit ein ausmwärtiges Provinzial» oder Lolalreht desjelben Staates anzuwenden jei, 
ift ganz nach denſelben Grundfägen zu beurteilen, welche für die Anwendung der Geſetze 
auswärtiger Staaten Platz greifen. Dies folgt ſchon daraus, daß, wenn z. B. eine bisher 
dem Staate A angehörige Provinz jest dem Staate B angefchloffen wird, dadurch an 
der Geltung der Privatrechtsnormen in jener Provinz nicht das mindeſte geändert wird; 
und wenn man bedenkt, daß einerfeits Provinzen und Gebiete felbit von äußerjt verfchiedener 
Kultur unter derfelben Krone vereinigt fein fünnen — in einem Gebiete fann ja der Islam 
anerfannt fein, während in dem andern das Chriftentum Staatsreligion ift — und daß 
andererfeits felbjt der Unterfchied von provinzieller Abhängigteit und bloßer Perfonalunion 
felbitändiger Staatsorganismen unter demjelben Herriherhaufe möglicherweife im fonfreten 
Falle fehr kontrovers fein kann, fo ift leicht einzufehen, daß die entgegengejegte Anſicht fait 
nur von foldhen behauptet zu werden pflegt, die den ragen des internationalen Privatrechts 
gar nicht ernftlich nahe getreten find und ſich mit allgemeinen nichtsfagenden Andeutungen 
über die hier zu entfcheidenden ragen begnügen !. 


89 Gewohnheitsrecht aufdem Gebiete desinternationalen Brivat- 
rechts, insbefondere die Negel „locus regit aetum*. Die Konfequenz des 
Rechts und fo auch des internationalen Privatrechts fann durch befondere Gefege, die den 
betreffenden Richter binden, durch Staatöverträge, welche Geſetzeskraft erlangt haben, aber aud) 
durch Gewohnheitsreht durchbrochen werden. Ein ſehr allgemeines und wichtiges Ge- 
wohnheitsrecht auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts drüdt die oft herangejogene 
Regel aus: „locus regit actum“, d. h. die Form eines Nechtsaftes, namentlih eines 
Rechtsgeſchäfts (zweifeitigen wie einfeitigen), wird zunächſt nach dem Rechte desjenigen Ortes 
beurteilt, an welchem der Akt, das Gefchäft vorgenommen murbe. 

Diefe Regel entfpriht nicht, wie man wohl gemeint hat, der Konfequenz des Rechts. 
Der Konfequenz des Rechts würde entjprechen, die Form des Nechtsgefchäftes nad) demfelben 
Rechte zu beurteilen, nah welchem das Nechtsverhältnis auch materiell zu beurteilen iſt. 
Die Römer haben beifpielsweife gerade die Formen des fogenannten ius eivile nie auf 
PVeregrinen angewendet, nie angenommen, daß ein im Auslande mweilender Römer nad 
dortigen Formen fein Teftament errichten fünne. Die Regel iſt erit ſeit dem fpäteren 
Mittelalter nachweisbar und ihrem Urfprung nad auf den gerichtlichen Abſchluß von Rechts— 
geichäften zurüdzuführen. Die im Mittelalter vorherrfchende Form für wichtigere Nechts- 
gefchäfte war die Vornahme derjelben vor Gericht: das Gericht aber beobachtete jeine Ge- 
jeße, die für den Gerichtsbezirk geltenden Formen, und zwar um fo mehr, als nicht jelten 
Nechtsgefhäfte in die Form eines Scheinprozefjes eingefleivet wurden. Der gerichtlichen 
Form aber vindizierte man allgemeine Gültigkeit: „Acta facta coram uno iudice fidem 
faeiunt apud alium“, 

Schon diefem Urfprunge nad) ergiebt fih, daß man in unferer Negel nur eine den 
Rechtsverkehr erleichternde zu erbliden, daß man ihr daher aud einen nur fafultativen und 
nicht einen imperativen Charakter beizulegen hat, und dies ijt auch überwiegend die Mei- 
nung der Scriftiteller und nicht felten in den Gefegbüchern, fofern fie ſich überhaupt darüber 
auslafien, und jo noch neuerdings im italienifchen Geſetzbuche ausgeſprochen. Freilich wird 
in der Negel bei Nichtbeachtung der lex loei actus zur Gültigkeit des fraglichen Rechts— 
geſchäfts vorausgefegt werden müflen, entweder daß dasjelbe ein einfeitiges ift, 3. B. ein 
holographes Tejtament, welches ein Franzoſe im Auslande errichtet, oder daß die beteiligten 
Verſonen demjelben Staate angehören ; denn ohne diefe Vorausfegung würde entweder ſchon 





! Eigentümlicherweile wollte Wächter, Pandeften IS SI a. E., bier noch einen prinzipiellen 
Unterichied maden. Er jtellte hier noch den thatlächlich ganz unausführbaren Sat auf, daß Rechte 
und Berbältniffe, die in dem einen Bezirke nad deſſen Partifularreht begründet find, überall im 
ganzen Staate nad) dem Bartifularrecht jenes Bezirkes zu beurteilen ſeien (). Ein Blick auf die 
Verhältniffe des aroßen britiichen Reiches und die engliſche Jurisprudenz des internationalen Privat- 
rechts dürfte zur Widerlegung Wächters genügen. 
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die Abficht, ſich bindend zu verpflichten, leicht zweifelhaft fein, oder man würde 3. B. bei 
Verfchievenheit der nad den heimatlichen Gefegen der Kontrahenten geforderten Formen zu 
dem unbilligen Refultate fommen, den einen, nicht aber den anderen Kontrahenten für ge- 
bunden zu erflären. 

Es giebt aber aud Ausnahmen von der Regel, welde demnad die Rechtskonſequenz 
wiederheritellen. So hat diefelbe unbeitrittenermaßen nie gegolten für die Formen des Er- 
werbs und des PVerlujtes dinglicher Rechte an Immobilien und gilt der richtigen Anficht 
nah auch nicht in diefer Beziehung für bewegliche Sachen, während fie allerdings gegolten 
hat und gilt der richtigen Anſicht nah für legtwillige Verfügungen und Erbverträge, info- 
weit bie erbrechtliche Verfügung nicht als Verfügung über die einzelnen Sachen, fondern als 
Verfügung über die Gefamtheit des Nachlaſſes betrachtet wird (val. unten das Erbredt). 
Ebenſo kommt es vor, daß das im übrigen über das fraglihe Verhältnis entſcheidende 
Gefeg die Negel „locus regit actum* ganz oder teilmeife außer Kraft fest, 3. B. kann 
das in der Heimat der Beteiligten geltende Gefeg für eine im Auslande einzugehende Ehe 
gleichwohl gewiſſe Förmlichkeiten vorfchreiben. Eine derartige Nechtsvorjchrift ift keineswegs 
ungültig oder völkerrechtswidrig, wenn auch möglicherweife wegen der Schwierigfeit, im 
Auslande die im heimatlichen Gefege vorgefchriebenen Formen zu beobachten, und aud) unter 
Umjtänden deshalb bedenklich, weil daraus fehr leicht Täufhungen und Schädigungen her- 
vorgehen fönnen. 

Diefer letztere Umitand ift e3 dann auh — freilih unter Mitwirkung auch vielleicht 
der falfchen theoretiihen Anficht, daß die Beobachtung anderer ald der am Orte der Hand- 
lung gültigen Formen einen unzuläffigen Eingriff in das territoriale Herrfhaftsrecht enthalte 
—, welcher die englifche, gang befonders aber die nordamerifanifche Jurisprudenz bejtimmt, 
die lex loci actus in einem weiteren Umfange auch für foldhe Momente für maßgebend 
zu erflären, die zu den Formen der Rechtsakte nicht mehr gerechnet werben fünnen. Form 
eines Nechtsgefchäfts ift nur das, was jeder anwenden fann, wenn aucd anwenden muß, 
um feinen freien Willen zur Geltung zu bringen. Das Erfordernis einer fremden Zu— 
ftimmung, wenn diefe rechtlich verweigert werden fan, 3. B. Zuftimmung des Vaters, des 
Bormundes, Ehemanns, ift nicht Form des Rechtsgeſchäfts. Dagegen find andere Be: 
fchränfungen der Regel „locus regit actum*, 3. B. auf formen, die nur des Beweijes 
wegen vorgefchrieben find, fchon wegen der Unmöglichkeit einer genügenden Begrenzung zu 
verwerfen, 

Unrichtig ift e8 auch, die Negel nicht anwenden zu wollen, wenn etwa die Parteien, 
gerade um nicht das Gefchäft unter die Formvorfcriften des Inlands zu jtellen, dasjelbe 
im Auslande vornehmen. Ein fogenanntes Handeln in fraudem legis liegt hier gar nicht 
vor. Indes kann das Geſetz möglicherweife vorfchreiben, daß gewiſſe Rechtsgeſchäfte nur im 
Inlande oder doch nur vor inländifchen Konfuln beziehentlih Gejandten im Auslande von 
Angehörigen unferes Staats follen vorgenommen werben bürfen. 


810. Domizil oder Staatsangehörigfeit als Beftimmungsgrund des 
fogenannten perfönliden Rechts? Eine fehr ftreitige und ſchwierige Frage tft es, ob für 
die nach dem perfönlichen (heimatlichen) Rechte der Partei zu beurteilenden Rechtsfragen das 
Geſetz des Domizils oder die Staatsangehörigfeit entiheidend ſei. Bei den 
ältern Schriftſtellern wird beides meift nicht unterfchievden und überhaupt nur vom domieilium, 
höchſtens auch vom forum originis in dem Sinne des väterlichen (elterlichen) Domizils ge- 
fprochen, und. vielleicht war zu jener Unterfheidung weniger Anlaß vorhanden, da die Zu: 
gehörigkeit zu einem beftimmten Staate überhaupt weniger betont und deshalb weniger an 
beitimmte Erfordernifje gefnüpft wurde als heutzutage, wo einerjeit die ftaatsbürgerlichen 
Nechte, andererfeit3 aber aud die jtantsbürgerlihen Pflichten (3. B. infolge der allgemeinen 
Heerespflicht) eine größere Wichtigkeit erlangt haben. Aus der Tradition erflärt es ſich 
zunächſt, daß im deutſchen Reiche bis jet! nod als die praftifch geltende Meinung die 


! Fr. Mommien im Archiv f. d. civilift. Praris. LXI 152 ff. ipricht indes ſich mit Entichiedenbeit 
dahin aus, daß in dem fünftigen deutichen Civilgefegbudhe die Staatsangehörigkeit (und nit das 
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Entſcheidung nad dem Domizil zu betrachten ift. Dagegen haben bereits der Code civil 
Artikel 3 und das öfterreihifche Geſetzbuch teilmeife (SS 4. 34) die Staatsangehörigfeit (na- 
tionalite) zu Grunde gelegt, und Belgien, die Niederlande und ganz beionders das König- 
reih Italien find diefem neueren Prinzipe gefolgt, wie denn auch die nichtdeutfchen Autoren 
des europäifchen Kontinents ji wohl ganz überwiegend für das Prinzip der Nationalität 
erklärt haben. Wenn man bevenft, daß die Veränderung des Domizils ein einfeitiger Akt 
des Individuums ift, welcher an ſich überhaupt nicht ein dauerndes Recht auf den Staats- 
verband begründet und in abstracto felbjt das Recht des Staates bejtehen läßt, den An- 
fümmling in jedem Augenblide aus dem Territorium auszumeifen, und wenn man erwägt, 
daß oft die Änderung des Domizils der Perſon jelbit nicht einmal zum deutlichen Bewußt- 
fein fommt, nicht felten zweifelhaft bleibt, jo wird man es doch nur für irrationell erachten 
fünnen, die Veränderung des geſamten Status, Familien- und Erbrechts an ein derartiges 
rein faftifches und oft verfchwimmendes Verhältnis zu fmüpfen, zumal es ſich hier um Rechte 
handelt, über welche die Beteiligten jedenfalld nur in untergeordnetem Maße freie Dis- 
pojittion haben und welche mit der Familie, aljo mit der Abjtammung, mit denjenigen An- 
Ihauungen, welche aud in der Fremde fich jo leicht nicht verlieren, zufammenhängen, jelbit 
wenn man auch auf die Schwierigfeiten fein Gewicht legen will, daß jemand möglicher- 
weiſe ein mehrfahes, daß er aber auch fein Domizil zur Zeit haben fann, wie derjenige, 
der fein bisheriges Domizil aufgegeben, aber ein neues noch nicht wieder erworben hat!. 

Demgegenüber können auch die neuerdings noh von Wharton? für die Ent- 
ſcheidung nad dem faktifhen Domizil vorgebradhten Gründe, fo beachtenswert auch ihre Dar- 
legung it, für durchfchlagend nicht erachtet werden. Sie fommen weſentlich darauf hinaus, 
dab durch Berufung auf das Gefe der Heimat (infolge deren dann z. B. ein Kontraft 
für nicht verpflichtend erflärt werden müßte) Schädigungen der anderen Kontrahenten und 
ſelbſt dritter Perfonen, überhaupt Unficherheiten des Verkehrs hervorgerufen werden fönnten, 
welche allerdings in den Vereinigten Staaten Nordamerifas fi bejonders fühlbar machen 
möchten. Allein das Verſchweigen der perfönlichen Unfähigfeit, welche in Gemäßheit des 
heimatlichen Geſetzes ftattfindet, fann unter Umftänden in einem anderen Yande geradezu als 
dolus erſcheinen und aus diefem Grunde die Anfechtung des fraglichen Rechtsgeſchäfts aus- 
geichloien fein, und vielleicht könnte man noch weit befjer als durch die Anwendung des 
Rechtes des Domizils, das nicht felten auch nicht einmal ein offentundiges Faktum ift, allen 
Anforderungen der Sicherheit und Yeichtigfeit des Verkehrs durch den Sat genugthun, daß 
man eine Berufung auf das den Vertrag für unwirkſam oder anfechtbar erflärende heimat- 
lihe Geje dann ausichlöffe, wenn der andere Kontrahent ohne grobe Nachläffigkeit die Ver- 
pflidtungsfähigfeit des Fremden annehmen konnte. Hierbei wird es dann freilih auch auf 
die Natur des einzelnen Vertrags anfommen. Bei Eingehung einer Ehe fann man jelbit- 
verftändlich eine ganz andere und genauere Erfundigung fordern als beim Abſchluß eines 
gewöhnlichen Handelsgeſchäfts. Außerdem würde man in allen ‚ragen, melde bispofitives 
Necht betreffen und nicht gerade enge mit dem Familienrecht oder Erbrecht, diefem eigeniten 
Gebiete nationalen Denkens und Fühlens, zufammenhängen,, allerdings das Domizil zum 
Grunde legen fünnen, und zwar hier das rein faltifche, vom Belieben der Partei abhängig 
gedachte Domizil der Partei; denn infoweit wird präjumtiv jeder fi den Sitten und An: 
ſchauungen feines bleibenden Aufenthaltsorts fonformieren: eine Berufung auf nationales und 
unbefanntes Recht wird hier entichieden eine Verlegung der bona fides enthalten. Einzelne 
Anfäge der ausländifhen Jurisprudenz, ſolche Unterſcheidungen zu madhen, find jchon 
vorhanden. 

Auch darf man zum Beariffe der Staatsangehörigfeit (nationalité) in dem hier ent- 


Domizil) bei Beitimmung des fogenannten Perſonen- und Familienrechts zu Grunde gelegt werde, und 
neuerdings (1886) hat auch der Deutiche Juriſtentag fich in dieſem Sinne erklärt. 

! Die Geltendmahung des Prinzips der Nationalität (Staatsangebhörigkeit) in dieſen Be: 
siehungen ift ein entichiedenes Verdienſt beionders der modernen italieniihen Schule unter der 
Führung Mancinis. Auch Yaurent vertritt dies Prinzip. 

_ * engliſch-nordamerikaniſche Jurisprudenz legt noch weſentlich das Gaktiſche) Domizil 
zu Grunde. 
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ſcheidenden Sinne nicht fordern, daß die betreffende Perſon im Befige oder im vollen Befite 
der politifchen Nechte fich befinde; denn es bat von jeher dauernde Staatsangehörige gegeben, 
welche ſich nicht im Befige aller politifhen Rechte befanden, und es fann fehr wohl fein, 
daß ein Staat nur demjenigen Staatsangehörigen volle politifche Nechtsfähigfeit verleiht, der 
dies entweder durch Abſtammung oder ſeit einem beitimmten längeren Zeitraume ift. 

In Anfehung der etwa verfchiedenen Provinzialrechte eines und desſelben Staates 
fann, wenn Freizügigkeit in dem leteren beiteht, felbjtverftändlih nur das Domizil maf- 
aebend fein. Aber innerhalb eines Föderativftaates ift fehr wohl eine differente Staats: 
angehörigfeit bezüglich der Cinzeljtaaten möglih, wie man innerhalb des Deutfchen Reichs 
jegt auch neben dem allgemeinen Neihsindigenate, melches jedem Staatsangehörigen der 
verichiedenen Einzeljtaaten zufteht, noch eine beſondere preußifche, bayerifche, ſächſiſche Staats- 
angehörigfeit u. j. w. unterſcheidet. Es wird ſich nicht allgemein und in abstracto, ſon— 
dern nur nach Maßgabe der konkreten Verhältnifje des zufammengejesten Staates enticheiden 
laſſen, ob innerhalb desjelben in Anjehung der etwa verfchiedenen Bartikularrechte das Domizil 
oder die Zugehörigkeit der Perfon zu dem Cinzelftaate das fogenannte perfönlihe Hecht zu 
beitimmen habe. 


8 11. Beitimmung der Staatsangehörigfeit. Konflikt der Geſetz— 
aebungen in Anſehung derfelben. Die frage, welche Verfonen ein Staat als feine 
Staatsangehörigen zu betrachten habe, iſt jelbitverjtändlich zunächſt nach den Gefegen 
des betreffenden Staats felbit zu beurteilen. Indes werden doch einerfeits mehr und mehr 
von allen Kulturftaaten gewiſſe Grundfäse gleichmäßig den einjchlagenden Geſetzen einverleibt, 
3. B. daß zunächſt die Abſtammung (für ehelihe Kinder die Nationalität des Vaters, für 
unehelihe Kinder die der Mutter) enticheivet und nicht in erjter Xinie der Ort der 
Geburt (wie das 3. B. bis auf ein neueres Geſetz in England der Fall war) und daß die 
‚rau mit der Eingehung der Ehe die Staatsangehörigfeit des Chemannes teilt, und anderer- 
jeits, daß bei Beurteilung der Frage, ob eine Aufnahme in einen anderen Staatsverband 
(Naturalifation) erfolgen dürfe oder gültig erfolgt fei, Nüdficht genommen werden müfje auf 
das bisherige heimatliche Hecht der aufzunehmenden Perſon, z. B. um zu beurteilen, ob die 
Verſon eine ſolche Dispofition gültig treffen fünne. Endlich aber find hier allerdings Kon- 
flifte der Gefeßgebungen in pofitiver und negativer Weife möglich ; pofitiv infofern der Staat 
A eine Perſon noch als ihm angehörig betrachtet, während der Staat B fie bereits als in 
feinen Staatsverband übergegangen anfieht, negativ injofern der Staat A das Unterthanen- 
verhältnis ſchon als gemwechfelt behandelt, während der Staat B nad feinen Geſetzen das- 
felbe als begründet noch nicht anerfennen will. Die Yöfung diefer allerdings jchwierigen und 
jtreitigen ragen wird für die Fälle des pofitiven Konfliktes nur nad) dem völlerredhtlichen 
Prinzip der freien Auswanderung erfolgen fünnen: d. h. der neue Staatöverband geht vor, 
wenn es dem Individuum gelungen ift, aud feinen Aufenthalt in dem Gebiete dieſes 
Staates zu nehmen; dies muß fonfequent fogar gelten in Anfehung der öffentlichrechtlichen 
Verpflichtungen des Individuums; es befteht feine Verpflichtung des Staates, in melden 
das Individuum gelangt tft, dieſes etwa auszuliefern, und ſelbſt auf feiten dritter Staaten 
wäre hier eine Unterftüung zu Gunften des verfolgenden Staates vollfommen rechtswidrig. 
Andererfeits aber braucht der Staat, dem die Perfon früher angehörte, diefer nun den 
Aufenthalt in feinem Gebiete nicht mehr zu geftatten und fann, um einem lediglich zur 
Umgehung der Heeresdienftverpflihtung vorzunehmenden Übertritte in einen fremden Staats- 
verband entgegenzumirfen, den etwa alsbald als Bürger eines anderen Staates Zurüd- 
fehrenden mit nadhteiligen Mafregeln, insbefondere zwangsmeifer Einftellung in das Heer, 
bedrohen, ja vielleicht bis zur Erfüllung der umgangenen Berbindlichkeiten einfad noch 
als feinen Unterthanen behandeln. Auf diefer in der That vollflommen forreften Baſis, be- 
züglich welcher man ja freilich ftreiten fann über die Dauer der Friſten, während welcher 
eine Rückkehr ohne Nachteil nicht geitattet ift, beruhen die feit dem Jahre 1868 zwiſchen 
dem Norbdeutichen Bunde, Bayern, Baden, Heflen, Belgien und Oſterreich einer- und den 
Vereinigten Staaten andererfeits abgefchlofjenen Verträge, und auch die englifche Parlaments- 
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afte vom 14. Mai 1870 geht von dem Grundfage aus, daß mit dem Entitehen eines neuen 
Unterthanenverhältnifjes das englifche gelöſt fei. 

Ein mehrfaches gleichzeitiges Unterthanenverhältnis derjelben Perſon ift in Bezug auf 
mehrere volltommen fouverän jich gegenüberjtehende Staaten richtiger nicht als rechtlich mög- 
lich anzunehmen. Bei genauerer Unterfuhung der zumeilen hierher gerechneten Fälle wird 
man finden, daß entweder hier nur vorliegt die Möglichkeit, in einfacher und formlofer 
Weife in den früheren Staatsverband zurüdzutreten, oder daß es ji um beſondere Nechte 
oder Verbindlichkeiten handelt, die möglicherweife, wie z. B. die Pflicht, Steuern zu zahlen, 
nicht von der Staatsangehörigfeit, jondern etwa nur von dem längeren Aufenthalt in einem 
Staate abhängen können. Jedenfalls aber iſt es unmöglich, die Beurteilung des perjönlichen 
Rechts und deſſen, was aus diefem folgt, von mehrfachen und differenten Gejeßgebungen ab- 
hängen zu laſſen, mag man nun das der Regel nad; lediglih von dem Willen der 
Perfon abhängige Domizil oder die Nationalität (Staatsangehörigfeit) als entſcheidend be- 
trachten. Andererjeits iſt es aber auch unumgänglich, da irgend ein Recht hier doch zu 
Grunde gelegt werden muß, die Wirkſamkeit des früheren Domizil- oder Staatsangehörig- 
feitögefeges bis zu dem Zeitpunfte anzunehmen, an welchem ein neues Domizil oder eine 
andere Staatsangehörigfeit eingetreten iſt. 


II. Perfonenreht (Rechts- und Handlungsfähigkeit). 


8 12. Einleitung. Faſt allgemein wird erklärt, daß der perſönliche Stand oder 
die perfönliche Fähigkeit nach den Gefegen der Heimat (des Domizils oder beziehentlih des 
Staats, dem die betreffende Perſon angehört) zu beurteilen jei, und zwar ift diefe Meinung 
im Prinzipe feit dem Mittelalter jtetS behauptet worden. Entſchieden würde es auch die 
größte Verwirrung und den größten Nachteil mit fich bringen, wenn man 3. B. Volljährig- 
feit und Minderjährigfeit einer Perfon unbedingt je nad dem Gefege des augenblidlichen 
Aufenthaltsorts wechjeln lafjen wollte. Indes it es keineswegs richtig oder auch nur ju- 
riftifch, ohne weiteres zu jagen, daß der juriftifche Status oder die perfönliche Fähigkeit des 
Individuums in allen Staaten diefelben, nämlich die der Heimat, jein müjjen. Der Aus- 
drud „Status“ einer Berfon ift nichts anderes als eine metaphoriiche Zufammenfafjung ver: 
ſchiedener eine Perfon betreffender Nechtsfäse, und das Arqumentieren aus dem Wortaus: 
drude „Fähigkeit“ fommt in Wahrheit zurüd auf die dialeftifchen Kunſtgriffe der alten 
Statutentheorie, wie dies auch die Ausnahmen beweifen, welche jelbjt von denjenigen ge: 
macht werden, die geneigt ſind, die am weiteſten reichende Geltung des heimatlichen Geſetzes 
der Perfon zu behaupten. Alle nämlid machen eine Ausnahme für den Fall eines dem 
ius publieum, dem abjolut zwingenden Nechte eines anderen Staates angehörenden diffe- 
renten Gejeßes; hier ſoll legteres Geſetz in dem Gebiete oder, richtiger gejagt, in dem 
Machtbereiche diefes Staates den Vorrang haben. Allein ift nicht aud das Geſetz, welches 
den Termin der Volljährigkeit auf ein beftimmtes Alter jest, ein zwingendes Geſetz, welches 
auf Erwägungen auch des öffentlichen Nechtes beruht? Und fann man andererjeits nicht 
gerade Geſetze, welche z. B. früher oft die Angehörigen bejtimmter Konfeſſionen von dem 
Erwerbe gewiſſer Sachen ausjchloffen, alfo gerade Geſetze über die Nechtsfähigfeit, als 
Statusgejege bezeichnen ? 

Die angegebene Regel und die beigefügten Ausnahmen find daher in jener Faſſung un- 
richtig. Es iſt vielmehr, wie ich das früher ſchon behauptet habe und aud) fpäter Stobbe 
(Deutjches Privatreht IS 3011) angenommen hat, jtreng zu unterscheiden zwiichen Rechts 
fägen, welche die Nechtsfähtgfeit, und folchen, welche die Handlungsfähigfeit betreffen. 


8 13. Rechtsfähigkeit. Daß die Nechtsfähigfeit einer Perfon nicht nad dem 
heimatlihen Rechte prinzipiell oder auch nur vorzugsweiſe zu beurteilen ſei, ergiebt einfach 
die Betrachtung, daß dies ja gerade eine Umfehrung des Sates der gleichen Nechtsfähigfeit 
der Einheimischen und der Fremden fein würde; ein Fremder würde danad) ein privilegium 
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favorabile oder auch odiosum bei uns haben, während der Einheimiſche es nicht haben 
würde. Die völlige Unmöglichkeit diefes Sates liegt auf der Hand: wenn etwa einheimifche 
religiöfe Korporationen bejtimmter Art bei uns fein Grundeigentum erwerben fünnten, fo 
würde e3 eine fremde Korporation der fraglichen Art fünnen! Es ift aber auch nicht 
richtig zu jagen, daß in Anfehung der Rechts fähigkeit der urteilende Richter, wie 8 Sa— 
vigny in gewiſſen Fällen will, jtets fein eigenes Gefet anzuwenden habe; vielmehr muß 
das Geſetz des Drtes ala mafgebend betrachtet werden, dem das fragliche Nechtsverhältnis 
fonft angehört. Alfo ift die Frage, ob jemand Grundeigentum erwerben fünne, nad der 
lex rei sitae zu beurteilen; jemand, der nad dem Rechte feiner Heimat Sklave ift, gilt, 
folange er fi in dem Gebiete eines anderen Staates aufhält, der feine Sklaverei anerkennt, 
in diefem Staate und vor defjen Gerichten ala frei. Ebenfo ift zu beurteilen der Fall, daß 
jemand nad) den Geſetzen des einen Staates, nicht etwa nad) denen des anderen, als bür- 
gerlich tot gilt, und da die Verfchollenheitserflärung auf eine Regelung der familien- und 
erbrechtlihen Verhältnifje fich bezieht, jo müfjen über Vorausfegungen und Wirkungen jener 
eben diejenigen Geſetze entſcheiden, welche für die letzteren Verhältniffe maßgebend jind. 
Bejonders wichtig ift die Frage der Anerkennung der juriftiichen Perjönlichfeit eines 
PVerjonenvereins oder einer Stiftung. Die meift angenommene richtige Meinung it, 
daß über die Eriftenz der juriftifchen Perfönlichkeit das am Sitze der Gejellichaft oder 
Stiftung geltende Necht, über die Frage aber, welche Rechte die juriftiihe Perfon ausüben, 
erwerben darf, das jonjt für das fragliche Nechtsverhältnis mafgebende Recht entjcheidet. 
Grundeigentum fann alfo eine im Auslande domizilierte juriftifche Perfon nur in Gemäß- 
heit der lex rei sitae erwerben und beſitzen; erbfähig ift fie nur, wenn einer juriftifchen 
Perſon der fraglichen Art die Erbfähigfeit zugeſprochen wird nad) den Geſetzen, welche über 
die Vererbung des in Anſpruch genommenen Nachlaſſes entjcheiden, und wenn inländijche 
Gefellihaften, Korporationen und Stiftungen etwa zu dem fraglichen Ermwerbe einer bejon- 
deren Autorifation bedürfen, jo wird eine ausländiſche Korporation nit dadurch von dem 
Erfordernis dieſer Autorifation befreit, daß fie leßtere nach dem Gefege ihres Domizils nicht 
bedarf oder dort etwa erhalten hat. Ja es wäre denkbar, daß das Geſetz feinem wahren 
Sinne nad 3. B. erbrechtlichen Erwerb nur für inländifche Korporationen u. ſ. w. gejtattete. 
Nur die Möglichkeit, im Prozefje als Nechtsfubjelt aufzutreten, muß der ausländiſchen ju- 
riftifchen Perſon ohne weiteres zugeitanden werden; denn ohne dies Zugeltändnis würde man 
die juriftiiche Verjönlichfeit überhaupt leugnen. Freilich dürfte der Rechtsweg folden ju- 
riftiichen Perfonen verfagt fein, die einen nad) den Geſetzen des urteilenden Richters un— 
zweifelhaft als verwerflich oder verboten zu bezeichnenden Zweck verfolgen. 


8 14. Handlungsfähigkeit. Was dagegen die Gefege über die Handlungs: 
fähigfeit betrifft, jo wollen diefe eine dauernde Fürforge für diejenigen Perſonen Schaffen, 
denen die der allgemeinen Nechtsregel nad der Perſon zujtehende Handlungsfähigfeit entzogen 
wird, durch Übertragung der erforderlihen Handlungen auf andere Perfonen mit befjerer 
Einfiht. Es ergiebt fih von ſelbſt, daß diefe Fürforge jevenfalld ihre Grenze an dem— 
jenigen findet, was der Staat hierin für notwendig erklärt, dem die betreffende Perſon 
dauernd angehört; eine meitergehende Fürforge, die der Perfon etwa in einem anderen 
Staate zu teil werden follte, würde im allgemeinen nur Verwirrung hervorbringen, wie 
3. B. wenn der Staat A eine in feinem Gebiete ſich aufhaltende, dem Staat B ange: 
hörige und nach deſſen Geſetzen ſchon volljährige Perfon deshalb nod als handlungsunfähig 
behandeln wollte, weil fie nad den in A geltenden Geſetzen das Alter der Volljährigkeit 
noch nicht erreicht haben ſollte. Dagegen folgt für den umgefehrten Fall, daß eine nad 
ihrem heimatlihen Nechte no handlungsunfähige, nah unferem Rechte aber handlungs- 
fähige Berfon in dem Gebiete unferes Staates handelt, die Ungültigfeit des Rechtsgefchäfts 
feineswegs mit Notwendigkeit. Für den europätfchen Kontinent wird indes, abgejehen von einer 
entgegenitehenden bejonderen geſetzlichen Vorfchrift (die allerdings 3. B. auch im Preußifchen 
Allgemeinen Landredte, Einleitung $ 35, und im Bürgerlichen Geſetzbuch für das Königreich 
Sachſen $ 8 fich findet), Fraft eines allgemeinen Gemwohnheitsrecht3 die Anwendung des 
heimatlichen Gefeges auch für diefen Fall behauptet werden müflen, und für diefes Gewohn— 
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heitörecht jprechen aucd überwiegende Gründe der Zmedmäßigfeit. Wenn aud von den— 
jenigen, welche hier die Gültigkeit der Verpflichtung in Gemäßheit der lex loci actus be- 
haupten — die englifch-nordamerifanifche Jurisprudenz jteht wohl ziemlich durchgängig auf 
diefem Standpunkte, namentlih aber Wharton —, die Sicherheit des Verkehrs als ent- 
ſcheidender Grund geltend gemadt wird, fo dürfte diefe doch, wenn etwa, wie bei folder 
Hervorfehrung des territorialen Souveränitätsprinzips fi auch rechtfertigen läßt, der heimat- 
liche Staat die Anerkennung des in Mißachtung der lex domieilii ergangenen ausländiſchen 
Richterſpruchs weigert, häufig von problematiſchem Werte, oft geradezu illuforifc fein. Da- 
ne liegt auf der Hand, welche Berwirrungen daraus entjtehen müfjen, wenn eine einfache 
berfchreitung der Grenzen des Staates den Minderjährigen zum Handlungsfähigen und 
damit indireft zum Herrn feines Vermögens machen würde, und den Bedürfniffen des Ber- 
fehrs dürfte genügt fein, wenn man den Minderjährigen, der im Auslande ſich als hand- 
lungsfähig geriert, unter Umftänden wegen dolus für den Schaden haften läßt oder noch 
weitergehend — freilich würde e8 dazu wohl einer befonderen geſetzlichen Beftimmung be- 
dürfen — eine Haftung des nad) feinem Heimatsrechte Handlungsunfähigen in Gemäßheit 
der lex loci actus für den Fall ftatuiert, daß der andere Kontrahent ohne Fahrläffigkeit 
gehandelt hat. In diefem Sinne hat ſich neueftens — zunächſt freilih nur in Anfehung 
der handelsrechtlichen Fälle — das nftitut für internationales Recht ausgefprocden. 
Ziemlich allgemein verworfen wird übrigens jetzt auch die wohl von älteren Schrift: 
jtellern, 3. B. au von Wächter nod, angenommene Unterfcheidung der frage des Status 
der Perfon an ſich und feiner Nechtsfolgen, jo daß namentlich die Frage, ob jemand minder- 
jährig fei, nach dem Heimatsrechte, die Wirkung der Minderjährigfeit aber nad dem Rechte 
des Ortes der Handlung beurteilt werden fol. Diefe Unterfcheidung fann auch praftiich 
nur zu den größten Vermwirrungen Anlaß geben. 
Sehr zweifelhaft dagegen ift die Frage, ob, wenn das Geſetz jemanden zwar im all- 
gemeinen für handlungsfähig erklärt, aber ihm die DVerpflichtungsfähigfeit in Anfehung 
beitimmter Kontrafte benimmt, diefe befondere Unfähigkeit, 3. B. der Mangel der 
Mechielfähigkeit, inſoweit diefe nicht lediglich wie bei Minderjährigen Folge der allgemeinen 
Handlungsunfähigfeit ift, auch im Auslande anzuerkennen ijt. Cin allgemeines internatio- 
nales Gemwohnheitsrecht wird ſich für die ertraterritoriale Wirfung derartiger befonderen Be- 
fchränfungen der Vertragsfreiheit faum behaupten lafjen. Sie bilden in der That eine 
große Gefahr für die Sicherheit des Verkehrs, da derartig durd die Geſetzgebung befchränfte 
Perſonen doc faktifch ihr Vermögen in Händen haben. indes erklären fi manche neuere 
Schriftiteller, 3. B. Affer, für die allgemeine Anerkennung des heimatlihen Rechtes 
auch in diefer Beziehung. Die Allgemeine Deutſche Mechfelordnung fagt im Artikel 84: 
„Die Fähigkeit eines Ausländers, wechjelmäßige Verpflichtungen zu übernehmen, wird nad) 
dem Geſetze des Staates beurteilt, welchem derjelbe angehört. Jedoch wird ein nah dem 
Geſetze feines Vaterlandes nicht wechſelfähiger Ausländer durch Übernahme von Mechjelver- 
bindlichfeiten im Inlande verpflichtet, infofern er nach den Gefesen des Inlandes wechſel— 
fähig iſt.“ Giemad fcheint, was die Unfähigkeit zur Übernahme wechjelmäßiger Verbind— 
licfeiten betrifft, jede Berüdjichtigung der heimatlichen Gefete des Ausländers ausgeſchloſſen, 
auch in dem Falle, daß die Unfähigkeit des Ausländers lediglich eine Folge des Mangels der 
Handlungsfähigfeit überhaupt it. Die richtige Löſung dürfte aber hier ebenfalls in der Annahme 
des Grundfages liegen, nad) welchem die fogenannte fpecielle Handlungsunfähigfeit nicht 
geltend zu machen ift, wenn fie nach der lex loci contraetus nicht beiteht und der andere 
Kontrahent fie nicht fannte oder nad; Yage der Sache nicht zu befonderen Erfundigungen 
Anlaß hatte. Regelmäßig alfo werden folche befonderen Unfähigfeiten gegenüber den im 
Auslande geſchloſſenen Verträgen nicht geltend zu machen fein, falls fie nicht auch nach den 
in Betradht fommenden ausländiichen Geſetzen beitehen. Gleichgültig für die Anerfennung 
des heimatlichen Rechtes wird es übrigens erfcheinen müfjen, ob jemandem die Handlungs- 
fähigfeit unmittelbar fraft Geſetzes abgeſprochen wird oder ob fie ihm durch beſondere An- 
ordnung der Obrigfeit, des Richters, entzogen ift, wie 3. B. nach gemeinem Nechte dem er- 
flärten Verſchwender; denn dieje fpecielle Entziehung ift nichts anderes als eine Ausfüh- 
rungsmaßregel desjenigen Geſetzes, welches überhaupt für die Handlungsfähigfeit maßgebend 
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it. Hier die Grundſätze über Vollitrefung oder Nichtvollitredung ausmwärtiger Urteile in 
jtreitigen Prozebfachen anwenden zu wollen, ijt ein Irrtum. Doch mird allerdings bie 
Notwendigkeit, der bona fides und dem verzeihlihen Irrtum für die im Auslande vor- 
genommenen Handlungen Rechnung zu tragen, fich deshalb hier befonders jtarf fühlbar 
machen, weil man im Auslande doc die betreffenden Publikationen der Gerichte nicht ohne 
weiteres zu fennen braudt. 


IV. Sadenredt. 


8 15. Unbedingte Herrfhaft der lex rei sitae im Jmmobiliar- 
Sadhenredt. Das Sachenrecht beantwortet die Frage der unmittelbaren, völligen oder 
teilweisen, definitiven oder proviforifchen Herrfchaft über eine förperlihe Sade. Es kann 
diefe unmittelbare Herrfchaft jelbftverjtändlich nur anerfannt und ausgeübt werden in Ge- 
mäßheit des am Orte der Sade geltenden Rechts. Die ausſchließliche Anwendung der lex 
rei sitae für das gefamte Sacenreht, ſoweit unbemweglihe Sachen in Frage ftehen, iſt 
denn auch ſchon feit den Zeiten des Mittelalters allgemein anerfannt worden für das Eigen- 
tumsrecht, Servituten, dingliche Belaftungen — bei welchen das am Orte der dienenden 
Sache geltende Recht zu entſcheiden hat —, ebenfo aber für den Beſitz und die Er— 
ſitzung aller ſolchen Nechte, wie für die Enticheidung, ob eine Sache res extra commereium, 
ob jie herrenlos ei. 


8 16. Rechte an bewegliden Sahen. Dagegen ift, was die Mobilien 
betrifft, in der älteren Xitteratur ſehr häufig die Gültigkeit des Sates: „mobilia per- 
sonam sequuntur* (oder „mobilia ossibus inhaerent“) d. 5. die Beurteilung nad dem 
heimatlichen Gejege der Perſon befonders mit Nüdficht darauf behauptet, daß bewegliche 
Sachen ja leicht den Ort wechjeln, letterer nicht jelten nur ſchwer bejtimmbar if. Mehr 
und mehr hat man jedoch nad dem Vorgange der deutfchen Jurisprudenz ſich von der Un- 
haltbarfeit diefer Megel (bei der es fofort zweifelhaft ift, ob das heimatliche Recht des 
Eigentümers oder des Beſitzers zu entjcheiden habe) und davon überzeugt, daß auch 
auf Mobilien die lex rei sitae Anmendung finden müſſe. Es entjcheivet aber immer das 
Geſetz desjenigen Ortes, an welchem die Sache ſich zur Zeit des betreffenden rechtserheblichen 
Creignifjes befand, und daraus folgt, daß ein nad) den Geſetzen des Staates A rechtsaül- 
tiger Erwerb nicht dadurd unwirkſam wird, daß die Sache fpäter in das Gebiet des Staates 
B gebracht wird, nad) deſſen Geſetzen der frühere Erwerb an jtrengere Erforderniffe, 3. B. 
an die Tradition, gebunden fein würde, während nad den Geſetzen des Staates A eine 
Tradition etwa nicht erfordert wird. irgend ein neues rechtserhebliches Ereignis, 3. B. 
auch nur ein Befiterwerb, muß aber aud in feinen Wirfungen auf früher in anderen 
Territorien erworbene Nechte an der Sache nad dem Übergange der Sache in das Terri- 
torium B nad) den in B geltenden Gefegen beurteilt werden. Man kann aljo infomweit von 
einer Präponderanz des am jemweilig letten Orte der Sache geltenden Rechts fprechen ; 
namentlich prävalieren die nach diefem Rechte jtattfindenden Befchränfungen der Vindifation, 
der Geltendmahung von Pfandrechten zu Gunften eines qutgläubigen Befisers, und diefelbe 
Betrachtung führt 3. B. auch dazu, daß möglicherweife die Frage, ob jemandem ein Pfand- 
recht an einer beweglihen Sache überhaupt zufteht, nad) dem Rechte des Staates A, die 
Frage dagegen, welhen Rang diefes Pfandreht im Verhältnis zu anderen Pfandrechten 
im Konfurje einnehme, nad) dem Rechte des Staates B beurteilt werden muß. Nur info- 
weit ein Recht an einer beweglichen Sache von der interpretation eines Vertrages, der Ab- 
fiht der Parteien bei Abſchluß eines Vertrags abhängen follte, wird man die lex domi- 
eilii der Parteien zu Grunde zu legen haben, und aud in der heutzutage praftifch 
wenig erheblichen Frage der Erſitzung beweglicher Sachen wird man, fofern es ſich nicht um 
Sachen handelt, die, wie 3. B. das Inventar eines Yandgutes, ihrer Beitimmung nad) 
dauernd an einen bejtimmten Ort gebunden find, de facto faum ein anderes Recht als das 

v. Holgendorff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl, 47 
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am Domizil des Beſitzers geltende anwenden fünnen. Fälle der legteren Art und der Um— 
itand, daß man den Zeitpunkt des Nechtserwerbs nicht gehörig beachtet, haben wohl 
mande ausländifche Schriftiteller veranlaßt noch an der an ſich unhaltbaren, von ihnen jelbit 
durch Ausnahmen völlig durchlöcherten Regel feitzuhalten. Bei den englifchen und nord- 
amerifanischen Schriftitellern fommt hinzu, daß vermöge der Negel „mobilia personam se- 
quuntur“ die dee der Univerfalfucceffion im Erbredte für Mobilien, aber nur für dieje, 
anerfannt wird. Indes find die neueften und namhafteſten Schriftteller felbjt in England 
und Nordamerifa mehr und mehr von der Unhaltbarfeit der Regel für das, was wir Saden- 
recht nennen, überzeugt; namentlih Wharton weiſt nah, daß fie in den Entſcheidungen 
der Gerichtshöfe reell feine Bafis hat. 

Es fommt vor, daß eine Geſetzgebung gewifje bewegliche Sachen als unbewegliche be- 
handelt. Bei einer Differenz der Gejeßgebungen über diefe Frage muß das Geſetz des 
Ortes entfcheiden, welches für das fragliche Nechtsverhältnis an ſich maßgebend ift. Wenn z. B. 
joviel das ehelihe Güterreht, die Veräußerungsbefugnis des Ehemanns, die Zugehörigfeit 
zu der gemeinjchaftlihen Gütermaffe betrifft, gewiſſe Mobilien den Immobilien rechtlich 
gleichgeftellt werden, jo entſcheidet dasjenige örtliche Gejeg, dem die Ehegatten in Anjehung 
ihres Güterrechts überhaupt unterworfen find. 

Wenn das Preußifhe Allgemeine Landreht Einleitung $ 28 und das öfterreichifche 
Geſetzbuch X 300 die Beurteilung der Mobilien nad den für die Perſon des Eigentümers 
geltenden Gefegen vorgefchrieben haben, und nod das italienische Geſetzbuch von 1865 (Ar- 
tifel 7 der disposizioni sulla publieazione) das Gleiche verordnet, leßteres freilich mit 
dem wichtigen Zufage: „salve le contrarie disposizioni della legge del paese nel quele 
si trovano* (mit Vorbehalt entgegenjtehender Bejtimmungen der lex rei sitae), jo können 
dergleichen geieglihe Vorfchriften, wie ſchon Savigny angeführt hat, einerfeits wegen 
ihrer Unbejtimmtheit, andererſeits wegen ihrer thatjädhlihen Unausführbarfeit und ihres 
inneren Widerſpruchs in Wahrheit Anſpruch auf Beachtung nicht erheben, wie fie denn auch 
in der Praxis faum beachtet werden. Sie find ein Beweis für die Nichtigfeit der Behaup- 
tung, daß der Gefeßgeber gerade auf dem Gebiete des internationalen Privatrehts gar nicht 
alles das verordnen fann, was er etwa wollen möchte; daß ihm vielmehr, wenn nicht alles 
in Verwirrung geraten foll, auf diefem Gebiete jehr beftimmte Schranken dur die Natur 
der Sache und das Völkerrecht gezogen ſind!. 


V. ©Obligationenredt. 


817. Allgemeine Grundfäße Die verfhiedenen Anfidten darüber. 
Die Behandlung des Obligationenrehts ift im internationalen Privatrechte heutzutage viel- 
leicht noch die am meiften beftrittene Materie. In der That läßt diefelbe eine verhältnis- 
mäßig jo einfache und fonfequente Behandlung, wie namentlih das Sachenrecht, deshalb 
nicht zu, weil gerade im Obligationenrechte dem freien Willen der Beteiligten ein großer 
Spielraum offen fteht und es fogar möglich ift, daß diefelben felbjt in Anfehung desjelben 
obligatorischen Verhältnifjes mehrere territoriale Nechte für maßgebend erklären wollen, 3. B. 
wollen, daß über den Inhalt der Obligation zwar im allgemeinen das Geſetz des Staates 
A, über den Modus der Erfüllung, 3. B. über die anzumwendende Münzforte, das am Orte 
der Erfüllung geltende Recht entſcheiden jolle. 

Während nun die ältere Anficht vorzugsweife den Ort des Vertragsſchluſſes zu Grunde 
legen wollte, ift jet Savignys Ausführungen bejonders in Deutfchland der Ort der Er- 
füllung zunächft für maßgebend angefehen worden, und Savignys Autorität hat nicht 


! Dies wurde auch bei den Beratungen über den betreffenden Paſſus des italienischen Geſetz— 
buchs anerfannt, und aus dieſen Beratungen aeht hervor, daß die Ausnahmen, welche man id) 
bei Annahme des Prinzips dachte (des Prinzips, daß das Mobiliarfadhenredt von dem Domizil- 
Bee peren abhängig jei), thatlächlich dieſes letztere fait völlig aufheben. Bal. Yomonaco 
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verfehlt, jelbit auf englifche und nordamerikaniſche Schriftiteller einen erheblichen Einfluß 
auszuüben, obſchon es ſchwer ift, bei den mancherlei Zimitationen und Ausnahmen, die regel- 
mäßig gemacht zu werben pflegen, in engem Rahmen ein genaues Bild deffen zu geben, 
was wirklich und überwiegend die derzeitige Richtung der Praris in jedem der Hauptkultur- 
ftaaten if. Savignys Nraumentation ruht nun einerfeits auf der Heranziehung der Säße 
des römiſchen Rechts über das forum contraetus und andererfeit3 auf der Annahme, daß 
es wefentlic die freie Unterwerfung der Parteien fei, welche im Obligationenrecdhte die An- 
wendung des einen oder des anderen örtlichen Rechtes begründe. 

Allein wenn es ſchon mit gutem Grunde fich beftreiten läßt, daß das römische Recht 
jo ausfhließlih, wie Savigny und mit ihm die neuere Theorie meint, für das forum 
contraetus den möglicherweife durch ganz zufällige Umftände beftimmten Ort der Erfüllung 
habe maßgebend jein lafjen wollen — man leſe doch in diefer Beziehung wirklich einmal 
genau die Hauptitelle, die 1. 19 D. de iudieiis 5, 1, melde jedenfalls auch auf einen 
gewiſſen, nicht jofort vorübergehenden Aufenthalt des Verpflichteten am Drte des forum 
contractus Gewicht legt —, jo folgt doh nah Savignys eigenen Prinzipien aus der 
Kompetenz eines beftimmten Gerichts noch nicht die Anwendung des in dem Bezirfe diejes 
Gerichts geltenden Rechts auf das materielle Nechtsverhältnis, und fo, wie es nah Sa— 
viany freilich meiſtens gejchieht, darf man auch im Obligationenredhte gar nicht von dem 
wirflichen oder zu präfumierenden PBarteiwillen den Ausgangspunkt nehmen. So ausgedehnt 
das Gebiet des freien Schaltens des Parteimillens im Vertragsrechte auch ift, fo iſt theoretifch 
die erite Frage doch hier, wie überhaupt im Nechte, nicht die: „Was wollen die Parteien ?“, 
jonden: „Was fönnen (dürfen) fie wollen“ mit der Wirfung, daß das Recht diejes 
Wollen beachtet, diefem Wollen eine bindende Kraft beilegt? Erſt die zweite Frage ift 
die: „Was wollen fie wirklich?“ oder allenfalls: „In welcher Weife ergänzt das Recht den 
nicht vollftändig erklärten Willen durch allgemeine Regeln?" (dispofitives Recht). Es ift 
daher auch nicht ganz zufällig, daß die, wenn auch praktisch nicht jo wichtigen, doch 
feineswegs ganz unerheblichen, unmittelbar auf gefetlicher Beitimmung beruhenden Obli- 
gationen — man denke 3. B. an die Beltimmung des deutſchen fogenannten Haftpflicht: 
gejeges vom 7. Juni 1871! — von Savigny faft ſogut wie übergangen werden, und 
daß er bei den Obligationen und Deliften (auch ſolchen, die auf Schadenerfah gehen) wieder 
den befannten Deus ex machina, die „zwingende Natur“ der betreffenden Gejehe herbeiruft 
und für dieſe in einer allen praftifchen Bedürfnifen entgegenftehenden Weife, abweichend von 
den jonftigen Prinzipien, die ausfchließliche Gültigkeit der lex fori behauptet. 

Wenn man dagegen, was jene zwingenden, dem Parteiwillen Schranfen jetenden und 
ihn in feiner Gültigkeit bedingenden Sätze betrifft, bedenkt, daß diefelben weſentlich im In— 
terefje des Schuldners beitehen, und wenn man erwägt, daß bei jeder Obligation die 
Thätigfeit oder Yeiltung des Schuldners die Hauptfache ift — bei zweifeitigen Obligationen 
find zwei Schuldner und zwei Gläubiger vorhanden —, jo wird man von felbjt darauf ge- 
führt, das heimatliche Gejeh des Schuldners zu Grunde zu legen, und zwar in der Art, 
daß der Schuldner, bei nicht rein einfeitigen Obligationen der Natur der Sache nad) der 
Angejprochene, auch nur dann verpflichtet ift, wenn der Fordernde ſich felbit nad feiner 
heimatlihen Gejeßgebung gültig verpflichtet hat. (Möglicherweife fönnte durch Erfüllung und 
Annahme derjelben ein anfangs vorhandener Mangel geheilt fein.) Diefe, namentlid jchon 
von Wächter in mehrfachen Beziehungen angenommene und von Thöl bereits fonjequent 
durchgeführte Beurteilung nad) der lex domieilii der Kontrahenten gewinnt in Deutſch⸗ 
land immer mehr Anhänger; Stobbe ſchließt ſich ihr wenigſtens in den wichtigſten 
Anwendungen an; Roth adoptiert dieſelbe vollſtändig; Windſcheid tritt für die- 
jelbe mit jehr enlſcheidenden Argumenten ein und Befler! — früher der Anſicht Sa- 
vignys folgend — hat, mit Rückſicht auf wichtige praktiſche Fälle, neuerdings ausgeführt, 
daß bei —— die im internationalen Verkehre ſich befinden, ziemlich unhaltbare 


ı Über die Couponsprozefle der öfterreichiichen Eiſenbahngeſellſchaften und die internationalen 
Schuldverſchreibungen. 1881. — Auch Mommſen, Archiv f. d. civiliſt. Praxis. 1878. ©. 174 ff., hat 
meine Ausführungen, nach denen die lex domieilii in erſter Linie anzuwenden iſt, gebilligt. 
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Konfequenzen fi ergeben, wenn man aus der Beitimmung einer ausländiihen Zahlitelle 
(oder gar mehrerer!) eine völlige Unterwerfung des Schuldners (3. B. einer großen Eiſen— 
bahngeſellſchaft, einer Kreditanftalt u. j. m.) unter das Necht des Zahlungsortes oder gar 
unter wiberftreitende Nechte verfchiedener Zahljtellen folgere. Es erreicht denn doch 3. B. die 
äußerfte Grenze des Miderfinns, annehmen zu wollen, daß zwei in Hamburg wohnende Kauf: 
leute, von denen der eine dem andern eine Partie Waren nah einem Hafenorte Ruflands 
liefern foll, fih deshalb in allen Beziehungen dem ihnen vielleicht ganz unbefannten rujfifchen 
Rechte haben unterwerfen wollen, auch in Anfehung der Klagverjährung u. ſ. w. 

Allerdings aber ift zu erwägen, daß manche auch zwingende oder verbietende Sätze des 
Obligationenrehts eine nur lofale Bedeutung haben; 3. B. Verkaufs: und Zinstaren des 
Inlandes find für Jnländer, die im Auslande anfaufen oder im Auslande ihr Geld an- 
legen, nicht maßgebend, und die Frage, ob eine Handlung erlaubt oder nicht erlaubt fei, 
muß ebenfo wie im Strafrecht nad) dem Orte ihrer Vornahme beurteilt werden, und von 
diefer Frage, aljo von dem Geſetze, welches am Erfüllungsorte gilt, fann die Gültigfeit der 
Obligation abhängen. 

Der Gefesgeber kann möglicherweife feinen Angehörigen auch Verbote und Gebote 
auferlegen, die fie auch im Auslande zu beobachten haben, wenn fie auch im Inlande nicht 
gewiſſen Nachteilen ſich ausfegen wollen; indes ift dies doch nur eine vom Geſetzgeber deut- 
lich zu fennzeichnende Ausnahme; im allgemeinen geitattet er ihnen mit der Befugnis, in 
die fremde Staatd- und Rechtsordnung einzutreten, auch alle in diefer gültigen Verkehrs— 
freiheiten. (Cine Ausnahme würde nur infofern jtattfinden, als etwa das ganze Geſchäft 
nad den am Orte des Gerichts geltenden Grundſätzen als abjolut unfittlich betrachtet werden 
müßte; das Gericht würde dann eine Klage auf Erfüllung zurüdweifen müffen.) Umgekehrt 
wird eine am bejtimmten Orte der Wormahme verbotene Handlung aucd vor unferen Gerichten 
die Ungültigfeit des Gefchäfts zur Folge haben müſſen. Wir müfjen die fremde Rechtsord— 
nung innerhalb ihres Gebietes refpeftieren und können nicht, fofern fie ſich innerhalb ihrer 
Schranken hält, ihre Gefege einfah als nicht erijtierend betrachten. Ein Vertrag, dahin 
gerichtet, fremde Zollgefege zu verlegen, ift daher aud bei uns ungültig. (Völlig verkehrt 
dagegen ift die auch wohl [von Foelix] angenommene Unterfheidung von gewollten und 
nichtgewollten oder vorhergefehenen ‚Folgen eines Vertrags — zu welchen leßteren 3. B. die 
Wirkungen der mora gerechnet werden —, jo daß ein anderes Gefeb, das Geſetz des Ortes, 
wo die nicht vorhergefehenen Folgen eintreten, auf die leßteren, ein anderes auf die erjteren 
Anwendung finden fol, und ebenfo falfch die Anwendung der lex fori aus dem Grunde, 
daß etwa die Nichteriftenz oder das Aufhören, die Unwirkſamkeit der Verpflichtung in der 
Form der Einrede geltend gemadjt wird.) 

Außerdem iſt gerade im Obligationenrechte ganz befonders wichtig der Sat: „locus 
regit actum“, d. h. die Form des Vertrags ift gültig, wenn fie den Geſetzen des Vertrags: 
ſchluſſes entſpricht. Daß der Sat nur eine fafultative Bedeutung hat!, haben wir bereits 
oben bemerkt, und unzweifelhaft fönnte der Geſetzgeber — was freilich meiftens gerade 
im Obligationenrechte jehr bevenflih fein würde — 3. B. den eigenen Angehörigen den 
Abſchluß beitimmter Verträge im Auslande verbieten, jo daß feine Gerichte jedenfalls die 
im Yuslande in Gemäßheit der Negel „locus regit actum“ geſchloſſenen Verträge für 
unverbindlich erflären müßten. Bei Verträgen, die dur Korrefponden; oder Telegramm 
abgefchlofjen fein follen, fehlt e8 an einem Drt des Aftes in dem hier entjcheidenden Sinne; 
es iſt der Vertrag formell nur gültig, wenn er entipricht fowohl den Gefeten, welde am 
Aufenthaltsorte (oder regelmäßig dem Domizil) des Offerenten, wie denjenigen, welche 
am Aufenthaltsorte (Domizil) des Annehmenden gelten? Es iſt mwillfürlih und führt 
zu widerfinnigen Entfcheidungen, wenn man mit Saviany und anderen etwa den Ort, von 
weldem aus die Zuftimmung zu der Offerte gegeben wurde, als den Ort des Vertrags- 


, ı Für fafultative Bedeutung vgl. aud Allgem. Deutſche Wechſelordnung Art. 85 Abi. 8: 
„Ebenio haben Wechjelerflärungen, wodurd jid ein Inländer einem anderen Inländer im Auslande 
verpflichtet, Wechjelfraft, wenn fie aud nur den Anforderungen der inländiichen Geſetzgebung ent— 
ſprechen.“ 

»Dieſer Anſicht find z. B. Thöl, Stobbe, Roth. 
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ſchluſſes bezeichnet. Die Widerfinnigkeit wird Mar, wenn man bevenft, daß der Dfferent 
nad den Gefegen des Ortes, von welchem aus er fchreibt oder telegraphiert, vielleicht noch gar 
nicht gebunden zu fein braucht, auch wenn der andere zuftimmend antwortet, und daß er 
möglicherweife nicht einmal weiß, ob ihm der andere von dem Orte X oder von Y aus 
antworten werde. 

Möglicherweife könnte ja auch das eine Gefeb als Drt des Vertragsfchlufjes den Ort 
der Acceptation, das andere den Ort des Eintreffens der annehmenden Erklärung betrachten. 
(Juriſtiſch völlig verfehrt ift hiernach die Vorfchrift des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts 
15 $ 113, wonad bei Vertragsabſchluß durch Briefwechfel in Anfehung der Form das- 
jenige Recht zur Anwendung kommen foll, nad welchem der Vertrag am beiten bejtehen 
fann.) Endlich muß man auf die Domizilgefege der Parteien doc auch refurrieren, wenn 
ein Ort des Vertragsfchluffes gar nicht zu ermitteln oder zu behaupten tft, 3. B. wenn ber 
Vertrag auf einem die Grenzen mehrerer Staaten durchſchneidenden Eifenbahnzuge abgejchlofjen 
wäre und die Erinnerungen der Parteien in diefer Beziehung nicht genau wären, oder wenn 
er an einem Orte gejchlofjen wäre, der einer bejtimmten Staatshoheit nicht unterworfen 
wäre. 


$ 18. Einzelne Redhtsfragen bezüglidh des allgemeinen Teils des 
Dbligationenrehts. Im einzelnen mag hier über die Behandlung des jogenannten 
allgemeinen Teiles des Obligationenrehts folgendes hervorgehoben werden. 

Die Klagbarfeit der Obligation ift, da fie nichts anderes als die Frage der mehr 
oder weniger vollfommenen Wirkfamfeit der Obligation bedeutet, nicht etwa nach der lex 
fori, jondern nad) demjenigen Nechte zu beurteilen, welches überhaupt in Anfehung der Obli— 
gation entjcheidet. Nur wenn die Verpflichtung nad) dem Rechte des urteilenden Richters 
als eine fittlich verwerfliche betrachtet werden müßte, hätte derjelbe die bezügliche Klage zu- 
rüdzumeifen. 

Die Änderung der obligatorifchen Verhältniffe durch dolus, eulpa, mora, Untergang 
des urfprünglichen Objekts der Obligation ift nad) denjenigen Geſetzen zu beurteilen, welche 
überhaupt entjcheiden über den inhalt der fraglichen Obligation; denn jene Anderung it 
gleihfam nur die Kehrjeite der urfprünglichen Verpflichtung, oder fie ftellt (mie 3. B. die 
mora des Gläubigers) eine Begrenzung diefer letteren für beftimmte Fälle dar. Auf den 
Ort, wo die fraglichen Unterlafjungen, Handlungen, zufälligen Ereignijje eintreten, fann es 
daher nicht anfommen. Nur für die Höhe des Interefjes müßte 3. B. das am Orte der 
Erfüllung Übliche, der dort übliche Marktpreis insbejondere maßgebend fein. 

Für die Ceffion oder Übertragung einer Obligation ift zunächit maßgebend das Geſetz, 
welches überhaupt für die Obligation normiert, aljo regelmäßig das heimatliche Geſetz des 
Schuldners ; die Frage ift ja, ob der Schuldner noch dem erjten Gläubiger oder bereits dem 
Succefjor verpflichtet if. Aber die Cefjion oder Übertragung fann auch als felbftändiges 
Rechtsgeſchäft betrachtet werden. Der Schuldner wird daher auch liberiert, wenn das leßtere 
gültig ift (etwa nad) dem Nechte des Ortes der Ceſſion), und er hat, wenn der erjte Gläu— 
biger gleihmwohl noch fordert, diefem gegenüber die exceptio doli. Die Frage, ob eine 
vom Geſetze gemißbilligte Geffion vorliegt, welche den Schuldner teilweife befreit (lex 
Anastasiana), ift meijtens nad) der lex domieilii des Schuldners zu beurteilen: jolche 
Gejege bezweden gerade den Schu der Schuldner; genau richtig wird man jagen: aud) 
darüber entjcheidet fein anderes Geſetz als das im allgemeinen bezüglich der Obligation maß- 
gebende. ’ 

Für die Natihabition eines Vertrags fommt das Gefeh des Ortes der Beſtätigung im 
Betracht, wenn die Ratihabition Bedingung der Gültigkeit ift; dient fie nur zum Beweiſe, 
fo ift der Ort des urfprünglichen Vertragsichluffes maßgebend. me 

Befonders ftreitig und zweifelhaft ift die Beurteilung der Klageverjährung. Cinige 
haben das Geſetz des urteilenden Gerichts für maßgebend erklärt, andere das Geſetz der 
Erfüllung, andere wieder das des Ortes des Vertragsfchluffes und endlid andere das Ge- 
feg des Domizils. Es iſt num gewiß nicht richtig, fih an das Wort „Klagverjährung” zu 
halten und letztere deshalb als lediglich prozeſſuales Inſtitut zu betrachten. Aber zwiſchen 
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dem Gefege, welchem die Obligation überhaupt unterliegt, und dem Domizilgefeße des 
Schuldners ift die Mahl fchwierig; denn allerdings bezweden die VBerjährungsgejege 
nichts anderes als einen Schub des Schuldners. Die Differenz diefer beiden Anfichten 
ift freilich praftifch dann nicht jehr bedeutend, wie namentlich jest auh Stobbe an- 
erfennt, wenn man der Regel nad überhaupt das Geſetz des Domizils des Schuldners nor- 
mieren läßt, und vielleicht erfennen englifche und nordamerifanifche Gerichte, welche die lex 
fori anwenden, zum Teil unbewußt nad diefer Anficht, da in der Hegel perfönliche Klagen 
in foro domieilii des Schuldners angebradt werden. Bielleiht hat am meiften für ſich 
die folgende vermittelnde Anficht, zu welcher eine gewiffe Hinneigung in der neuejten fran- 
zöſiſchen Jurispruden; bemerkbar jcheint: die Obligation ift überall als verjährt zu betrachten, 
wenn fie verjährt ift nach dem Gefehe, welches für die Obligation an jid) maßgebend it; 
außerdem aber fann ji der Schuldner auf fein (ihm etwa günftigeres) Domizilgejeß be- 
rufen, falls die Klage in foro domieilii angebradht wird. Die Geſetze eines dritten zu - 
fälligen Klagortes kommen nicht in Betracht; bei einer Anderung des Domizil würde der 
Schuldner ſich berufen fünnen auf das Geſetz des früheren oder dasjenige des jpäteren 
Domizil, je nachdem dies ihm vorteilhafter erfcheint; aber die Verjährung in Gemäßheit 
der Geſetze des fpäteren Domizil würde erft vom Zeitpunfte des Erwerbes diefes Domizils 
an beginnen. Die Anficht, welche einen ganz willfürlih gewählten Erfüllungsort für die 
Verjährung maßgebend erklärt, führt auch hier zu widerfinnigen Konfequenzen: eine nach— 
herige Anderung des urfprünglihen Erfüllungsortes würde das Recht der Klagverjährung 
ändern, und es zeigt fich gerade hier, da die Alaqverjährung gewiß nicht auf dem Partei- 
willen beruht, wie durchaus verfehrt die gefamte Baſis der Theorie des Crfüllungsortes ift, 
welche in der That auf einer Verfennung der Grenzen des dispofitiven Rechts und zugleich 
auf einer Verwechslung des letteren mit dem individuellen Willen beruht. 

Sehr bejtritten ift ferner die Frage der Aufhebung der Obligationen dur ein Kon— 
fursverfahren, insbefondere aud durch einen möglicherweife dem einzelnen Gläubiger gegen- 
über erzwungenen Nachlaß, Accord (Zmwangsvergleih nad der Terminologie der deutichen 
Konfursordnung). Jedenfalls ift dabei zu beachten, da wer irgend auf das Konfuräver- 
fahren ſich eingelafjen hat, auch den Beitimmungen desfelben über Yiberierung des Schuld» 
ners ſich unterworfen hat. 

Endlich aber iſt, was die allgemeine Lehre des Obligationenrechts betrifft, noch zu be- 
merfen, daß im Obligationenrecht nicht die Staatsangehörigfeit, fondern das faktiſche Domizil 
maßgebend fein muß. Die Berufung auf die in einem fremden Staate geltenden Geſetze 
jeitens einer bei ung domizilierten Perſon, alfo jeitens einer Perfon, die hier den Mittel- 
punkt ihrer bürgerlichen Thätigfeit hat, ftellt fi für die hier in Betracht fommenden Rechts: 
ſätze des allgemeinen Verfehrsrehts als Verlegung der im Verfehre nötigen bona fides 
dar. Dies muß aud der Heimatsftaat (der Staat, dem der Betreffende dauernd angehört) 
anerkennen, und hierauf, nicht auf einer in fich widerfinnigen freiwilligen Unterwerfung der 
Parteien jelbjt unter zwingende Gejege, beruht aud die Anwendung der lex domiceilii, 
ſoweit e8 fi eben um nichtdispofitive Nechtsfäge handelt. Faktifh in den Vordergrund 
tritt freilich im Obligationenreht am meisten das fogenannte dispofitive Recht, und infomweit 
das maßgebende zwingende Recht Abweichungen nah dem Willen der Parteien geitattet, 
fönnen diefelben ja auch dadurch gegeben werden, daß die Parteien ſich infomweit einem 
fremden Rechte unterwerfen. Ob das gefchehen fei, ift eine Frage der Interpretation 
des Vertrags, und für diefe lafjen ſich vollkommen erfchöpfende Regeln nit, fondern nur 
Anhaltspunkte geben. Wichtig ift in diefer Beziehung die Sprache, deren die Kontrahenten 
jih bedienen, wichtig aber auch zumeilen der Umjtand, ob beide Kontrahenten derfelben Na- 
tionalität angehören und ob dies ihnen gegenfeitig befannt ift, wichtig ferner der Umſtand, 
ob das Geſchäft auf einer Meſſe, einem Markte, einer Börfe gefchlofien ift und zu den dort 
üblichen Gefchäften gehört, und wenn jemand als ein einzelner aus dem Publikum mit einem 
Unternehmen fontrahiert, das Gejchäfte der fraglichen Art mafjenweife nad feititehenden 
und allgemein fund gemachten Negeln abſchließt, jo hat er jich ohne weiteres auch dem 
Rechte unterworfen, welches am Site jenes Unternehmens gilt, fo der Baflagier, der Ver— 
fradhter, der eine Eifenbahn benust. 
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$ 19. Einzelne obligatorifche Verhältnifje. Die Anwendung der all- 
gemeinen Grundfäse auf die einzelnen obligatorifhen Verhältnifje giebt zu 
mancherlei Zweifeln Anlaß. Hier mögen nur folgende befonders wichtige Fragen hervor: 
gehoben werben. 

1. Bei Papieren auf den Inhaber ift zu unterfcheiden die Obligation und das ding- 
lihe Recht an dem Papiere. Die eritere ijt von der lex domieilii des Schuldners ab- 
hängig, alfo aud die Frage der Liberierung des Schuldners, die Mortififation; für die 
Vindifation dagegen muß das Gefet des Ortes, des Verluſtes des Beſitzes beziehungsmeije 
des neuen Nechtserwerbes am Papiere entjcheiden. 

2. Das Handelsrecht betreffend, für welches die Verhandlungen des 1885 zu Ant- 
werpen auf Veranlaſſung der belgifchen Regierung abgehaltenen internationalen handels- 
rechtlichen Kongrefjes jehr bemerkenswert find, jo muß 

a. die Frage, ob eine Sache Handelsſache fei im Sinne des materiellen Rechts, 
nad demjenigen Rechte beurteilt werden, melches überhaupt in Anfehung der Obligation 
entfcheidet ; dagegen ift die Frage, ob ein Prozeß als Handelsſache im prozefjualen Sinne 
zu gelten habe, aljo vor bejondere Handelögerichte (nad) dem deutjchen Gerichtäverfafjungs- 
gefege vor die Handelsfammern der Landgerichte) gehöre, nach der lex fori entſchieden wer- 
den. Die Frage, ob jemand Kaufmann im Sinne des Geſetzes fei, iſt in einem Prozefie 
immer nur eine Vorfrage für die Beurteilung der Frage, ob ein Handelsgeſchäft vorliege ; 
daher muß denn das vorhin Bemerfte auch hier entfcheiden, nur injofern die Frage, ob 
jemand Kaufmann fei, abhängt von der Handlungsfähigfeit, fommt allgemein die lex 
domieilii in Betrad)t. 

b. Die frage, inwieweit jemand haftet als Gefellfchafter, Prinzipal, Reeder für 
Handlungen eines Gefellfchafters, eines Profuriften, Schiffsführers im Auslande, muß ab- 
hängen von dem Geſetze des MWohnorts beziehungsweife der Handelsniederlaſſung der Ge- 
ſellſchaft. Genau betrachtet handelt es ſich hier überall um die Frage der Eriftenz und 
des Umfangs einer Vollmacht; daß auf Grund und in Veranlaffung der Vollmadht im 
Auslande gehandelt wird, ändert die Bedeutung diefer Vollmacht nit. Jener Sat wird 
namentlich auch Anwendung finden müffen auf die Wirfungen der Eintragung oder Nidt- 
eintragung von Crflärungen im Handelsregifter in Gemäßheit des deutſchen Handels— 
geſetzbuchs. 

e. Auf die große Havarie wird nach allgemeinem Gebrauche das Recht des Orts 
angewendet, an welchem die Berechnung erfolgt, aljo das Recht des Beitimmungshafens, 
wenn das Schiff diefen erreicht, wie denn überhaupt die Tendenz beiteht, bei Frachtverträgen 
das am Beltimmungsorte geltende Necht anzuwenden, eine Tendenz, die fich freilich ohne 
Schwierigkeiten faum durchführen läßt. 

d. Berpflichtungen, welche entftehen dur den Zufammenftoß von Schiffen, 
durch Strandung und Bergung, find Ubligationen einerſeits ex delieto und quasi ex 
delieto, andererjeits Obligationen quasi ex contraetu. Daher entſcheiden die darüber gel- 
tenden Grundſätze (vgl. unten ©. 745); indes fünnen dritte Perfonen durd) die lex 
loei aetus nur bis zum Wertbetrage des Schiffes, im übrigen aber nur ſoweit verpflichtet 
jein, als ihre lex domieilii beftimmt. Dingliche und Netentionsrechte, 3. B. an Strand- 
gütern, müfjen nach der lex rei sitae in Gemäßheit der allgemeinen Grundſätze beurteilt 
werben. 

e. Soweit Shiffe nur durd Eintragung in die Schiffsregiſter veräußert 
werden fünnen, findet jedenfalls die Regel locus regit feine Anmendung. 

f. Für das Wechfelrecht werden folgende Grundfäte als richtig zu bezeichnen fein: 

aa. Die Natur des Wechjelverfehrs erfordert ein möglichjt mweitgehendes Vertrauen 
auf den gefchriebenen Wortlaut, auf die litera seripta der Wechfelerflärung.. Daher jprechen 
ſich die enalifch-norbamerifanifhen Juristen auch, abgeſehen von der für den MWechjelverfehr 
bejonders wichtigen Regel „locus regit aetum“ !, für die Beurteilung aller Erforderniffe 


1 Art. 85 Abſ. 3 der Allgemeinen Deutfchen Wechſelordnung bejtimmt: „Ebenio haben Wechſel— 
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der Gültigkeit der MWechfelerflärung nad) der lex loci actus aus, d. h. praftifch genommen 
wohl für die Anwendung des Rechts des Drts, von weldem die MWechfelerflärung datiert 
ift. Die franzöſiſche, italienifche und deutjche Jurisprudenz will für die Wechfelfähigfeit die 
lex domieilii zur Anmendung bringen, und die deutjche Jurisprudenz insbejondere bezieht 
den Artikel 84 der deutfchen Wechſelordnung feinem Wortlaute gemäß nur auf Verpflich- 
tungen der Ausländer (Nichtdeutſchen) im Inlande (Deutjchland), nicht auf den umgefehrten 
Fall der Verpflichtung der Inländer im Auslande. Dagegen hat der internationale Kongreß 
zu Antwerpen im Auguft 1885 den Grundfat der engliſch- nordamerikaniſchen Jurisprudenz 
angenommen. 

bb. Die einzelne Wechfelerklärung jteht, was ihre Gültigkeit, ihren Inhalt (3. B. 
in Anfehung der Netourrechnung), ihre Fortdauer und andererfeits ihr Erlöſchen betrifft, 
abgejehen von dem unter ce und dd Hervorzuhebenden lediglich unter ihrem eigenen Nechte 
und iſt bei gezogenen Wechjeln feinesmwegs abhängig von dem am Wohnorte des Bezogenen 
geltenden Nechte (vgl. in diefer Beziehung namentlih Allgemeine Deutſche Wechfelordnung 
Artikel 85 Abſatz 2). Daher konnte nad einem vielbefprodhenen Urteil des damaligen 
Deutſchen Bundesoberhandelsgerichts vom 21. Februar 1871 auch das in dem franzöfiich- 
deutjchen Kriege erlafjene franzöfifhe Moratoriengeje vom 13. Auguft 1870 denjenigen, 
der gegen einen deutſchen Wechſelſchuldner Regreß nahm, feineswegs von der Notwendigfeit 
der Protefterhebung befreien. Es war dies fein Geſetz über eine Proteftfrift, jondern ein 
Geſetz, welches die Zahlungspflicht fufpendieren follte, alfo indireft die Haftung der Regreß— 
pflichtigen verlängerte. Gerade jenes franzöfifhe Geſetz hat feiner Zeit mehrere überhaupt 
in das internationale Wechfelrecht tiefer eindringende litterarifche Arbeiten veranlaßt (val. für 
das genannte Urteil Cesare Norsa, Sul conflitto delle leggi eambiali ete. Milano 
1871; Fid, Über das internationale Wechſelrecht in Beziehung auf Frijtbeftimmungen, 
insbejondere der franzöfifchen Wechfelmoratoriumsgejete. 1872 [Separatabdrud aus dem Cen- 
tralorgan für deutfches Handelsrecht Bd. VII); Jaques, Die dur das franzöfijche 
Moratoriengefet hervorgerufenen Negreßfragen. Wien 1872). 

ce. Der Betrag der Wechſelſumme richtet fih nah der am Zahlungsorte geltenden 
Münzforte; ebenfo ift die Proteftfrift, die Frage, ob Neipefttage bejtehen, die Form der 
Protejterhebung von dem Nechte des Zahlungsortes abhängig. 

dd. Die Mortififation abhanden gefommener Wechjel follte nah dem am Wohn: 
orte des Trafjaten beziehungsweife bei eigenen Wechfeln nad dem am Wohnorte (der 
Handelsnieberlafjung) des Ausftellers geltenden Rechte beurteilt werden. Regelmäßig wird 
diefer Ort auch der Erfüllungsort fein. 

ee. Die Zuläffigfeit eines befondern Wechjelprozefies hängt zunächſt von der lex 
fori ab; fogenannter Wechfelarreft aber wird der richtigen Anſicht nad) auch nur ftattfinden 
dürfen, wenn ihn das Geſetz, unter welhem die einzelne Verpflichtung jteht, gegen den 
Verpflichteten geftattet. 


8 20. Verpflidtungen aus unerlaubten Handlungen wurden von der 
älteren Jurisprudenz nad) der lex loci actus beurteilt. Wächter und Savigny 
haben (und befonders letzterer) dagegen einfeitig den Gefichtspunft der abjoluten Ge- 
rechtigfeit hervorgefehrt — gewiß unrichtigerweife — und, ſoweit es fi um Verpflichtung 
zum Schadenerfate handelt, damit die ganze Sache in Verwirrung gebradt !. Die ältere Juris- 
prudenz ging ohne Zweifel von der wenn aud) nicht klar ausgefprochenen Anjchauung aus, daß 


erflärungen, wodurd ſich ein Inländer einem anderen Inländer im Auslande verpflichtet, Wechiel- 
fraft, wenn fie auch nur den Anforderungen der inländiichen Gejetgebung entipredhen.“ Diele Ber 
ftimmung ift nicht in jämtliche der deutichen Wechſelordnung nachgebildete Wechielordnungen anderer 
Staaten übergegangen. 

! Beide wollen lediglich die lex fori anwenden, wodurd dann aber, da das Forum in gewiſſem 
Umfange von der Willfür des Klägers und nachher eintretenden Zufälligfeiten abhängen fann, erit 
reht Ungerechtigfeiten entitehen können. In richtiger Weile läßt die englifch-nordamerifaniiche 
— eine Haftung nicht im weiteren Umfange eintreten, als dies nach der lex loci aetus 
der all ift. 
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e3 ſich hier um die Feititellung der allgemeinen Handlungsfreiheit, Bewegungsfreiheit für 
Perfonen und Saden handle. Diefe fann für alle in einem Territorium befind— 
lien Perfonen und Sachen nur einheitlich, d. h. nad der lex loci actus (genauer nad 
dem Geſetz des Aufenthaltsorts der angeblich verpflichteten Perfon zur Zeit der angeblich 
verpflichtenden Handlung), beftimmt werden, und daß dies allein billig ift, muß aud vom 
ausländiſchen Gejeßgeber, der etwa in Anfehung der Schadenerfagpflicht für fein Terri- 
torium abmeichende Grundfäte aufftellt, anerfannt werden, um jo mehr, da jeder Kultur— 
ftaat heutzutage Fremden in liberaler Meife den Eintritt in fein Territorium geftattet. 
Eine abjolute Gerechtigfeit ift auf dem Gebiete der Schadenerfagpflicht eine Chimäre. Sie 
würde übrigens auch nicht zu bedingungslofer Anwendung der lex fori führen, wie 
Wächter und Savigny fie wollen, jondern zur Anwendung der lex fori nur, inſoweit 
fie dem Beklagten günjtiger ift als die lex loci actus. Dover entſpräche es der abjoluten, 
zwingenden Gerechtigkeit, jemanden nad) dem Gefete des Prozeßortes zu verurteilen, das 
zu fennen und zu berüdjichtigen zur Zeit der Handlung er gar feinen Grund und feine 
Veranlaffung hatte? Die Analogie des Strafrehts, das doch jedenfalls mehr ala das 
Civilrecht die dee abjoluter, zwingender Gerechtigkeit zu verwirklichen hat, fpricht gegen 
jolde völlige Nichtbeachtung der lex loci actus!. Jene handgreiflih der abfoluten Ge- 
rechtigfeit widerfprechende Konfequenz zeigt übrigens recht deutlich, wohin die von Savigny 
aufgeftellte, von anderen jo oft ohme weitere Prüfung gebilligte Theorie der unbedingten 
Anwendung der lex fori bei fogenannten zwingenden Geſetzen führt! Mit Necht erklärt 
daher jest Ajfer diefe Anfiht Savianys für unannehmbar. 

Soweit übrigens nicht Schadenerfat, jondern Privatftrafe, bei der es in erjter Linie 
auf einen Nachteil des Verpflichteten, nicht auch auf Ausgleich eines Schadens abgejehen 
ift, in Betracht käme, würde allerdings nie die Strafe weitergehen fünnen, als die lex 
—* geſtattet. Hier muß in Wahrheit die Analogie des öffentlichen Strafrechts ent- 

eiden. 

Schiffe auf offener See gelten als Teile des Territoriums, deſſen Flagge fie recht— 
mäßigerweife führen. Diefer Sat reiht aus für Handlungen, die auf einem Schiffe 
vorgenommen werden ; er reicht nicht aus für den Fall der Kollifion von Schiffen auf offener 
See. Die etwaige Schadenerfagpflict aus ſolchem Creignifje fann daher nur bejtimmt 
werden durch das heimatliche Gejet des wegen der Bejchädigung in Anfprud genommenen 
Schiffes; denn der Geſetzgeber fann feinen Angehörigen auch im Auslande beſondere Ver- 
pflihtungen auferlegen, noch mehr alfo für ein Gebiet, welches einem Souveränitätsrechte 
gar nicht unterworfen ift. Aber die Verpflichtung follte nicht weiter ausgedehnt werden 
als bis zu der Grenze, bis zu welcher auch eine Verpflichtung des heimatlihen Rechtes des 
befhädigten Schiffes, für welches geklagt wird, in gleichem Falle in Anfprud) genommen 
werden fann?. Sole Regeln über Schadenerfat bei Ereignifjen, für welche in vielen 
Fällen der eigentlihe Schuldige nicht zu ermitteln ift, beruhen auf der Billigfeit, und dieſe 
fordert Reciprocität. Nicht billig, jondern gerade fehr unbillig könnte die rüdjichtslofe An 
wendung der lex fori fein, welche Aſſer befürwortet; das wird bejonders flar, wenn 
man die übergroße Anzahl der Gerichtsftände (3. B. auch nach der deutjchen Civilprozep- 
ordnung) bedenkt, wonach der Kläger ziemlich nad feiner Willkür das in Anwendung zu 
bringende Recht beitimmen fönnte. Die Praris der Gerichte über die Beurteilung ſolcher 
Kollifionsfälle ift jehr unficher. 

Die Geſetzbücher haben über die internationale Behandlung des Obligationenrehts nur 
wenige Bejtimmungen. Die Schwierigkeiten einer genaueren Fafjung der in diefer Materie 
zu beobadtenden Grundjäge find aud dem oben Dargelegten zufolge jo bedeutend und es 
fommt nicht jelten jo jehr auf die Umftände des einzelnen Falles an, daß es wohl in der 
That für ein Geſetzbuch fich empfiehlt, die richtige Behandlung diefer Materie der Wiffen- 


1 Val. 3. B. Deutiches Strafgeſetzbuch $ 4a, wonach ein Deuticher der allgemeinen Regel nad) 
im Deutſchen Reihe nad dem deutichen Strafgeſetzbuche (alſo nad der lex fori) nur dann wegen 
einer im Auslande begangenen Handlung beftraft werden fann, wenn dielelbe auch nad den Geſetzen 
des Orts, an welchem fie begangen wurde, mit Strafe bedroht ift. 

® In diefem Sinne bat ſich aud) 1888 das Inſtitut für internationales Recht ausgeiproden. 
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fhaft und Praris zu —— Das Preußiſche Allgemeine Landrecht I 5 SS 256. 257 
hat nur Beitimmungen über Maß, Gewicht und Münze, in welcher Beziehung das Recht 
des Erfüllungsortes angewendet werden foll. Das öſterreichiſche Geſetzbuch SS 36. 37 neigt 
fi mehr dem Prinzipe zu, das am Orte des Vertragsſchluſſes geltende Recht anzumenden, 
nimmt aber außerdem Rückſicht auf die Nationalität der Kontrahenten. Dagegen hat das 
Königlih Sächſiſche Geſetzbuch $ 11, abgejehen von der im $ 9 vorbehaltenen Geltung der 
Hegel „locus regit actum“, die verfehrte Theorie Savignys in dem einfachen Satze: 
„Forderungen werden nad) dem Geſetze des Orts beurteilt, an welchem fie zu erfüllen find”, 
rein adoptiert. Richtiger jagt das italienische Gefeßbuh von 1865 Artifel 9 der disposi- 
zioni sulla pubbl.: „Die Subjtanz und die Wirkungen der Obligation find als von dem 
Geſetze des Orts, an weldhem die Handlungen vorgenommen waren, beherricht zu betrachten 
und, wenn bie fremden Kontrahenten derfelben Nationalität angehören, von ihrem nationalen 
Geſetz. Vorbehalten ift in jedem Falle der Nachweis eines abweichenden Willens.“ Die Be- 
tonung der Nationalität im Gegenfage zum Domizil erregt aber gerade im Obligationen: 
recht, wie oben bemerkt, Bedenken, und der im Geſetz fchließlich hinzugefügte Vorbehalt kann 
möglicherweife, namentlich bei der jo weitverbreiteten Verwirrung der Anfichten über frei- 
willige Unterwerfung der Parteien unter ein bejtimmtes Recht und über die Bedeutung des 
fogenannten dispofitiven Rechtes, fehr verfchiedenartige Entſcheidungen der Gerichte herbeiführen. 


VI. Familienredt. 


21. Einleitung. Wenn in irgend einer Materie das perfönliche (heimatliche) 
Recht der Parteien maßgebend fein fol, fo wird dies für das Familienrecht behauptet werden 
müffen. Es handelt ſich hier um ihrer Natur nad; dauernde Verhältniffe von Perfon zu 
Perjon, melde zu regeln der heimatlihe Staat alles, der fremde Staat, in welchem etwa 
die Parteien ſich vorübergehend aufhalten, fein Intereffe hat. Das Grundprinzip der Be- 
handlung nah dem heimatlihen Rechte der Parteien fteht auch feſt. Nur über die 
Anwendung im einzelnen mie auch über die Frage, ob hier auf Staatsangehörigfeit 
(nationalite) oder Domizil zu fehen fei, herrſcht Meinungsverfchiedenheit, und allerdings ift 
es in manchen Beziehungen nicht fo einfach zu beurteilen, ob und inwieweit das Geſetz 
des Domizild etwa der Negel „locus regit actum* oder den am Orte des urteilenden 
Gerichts geltenden Geſetzen oder der lex rei sitae im einzelnen nachjugeben habe, da in 
das ‚Familienrecht auch Nechtsgeichäfte eingreifen, die Geſetze aber, welde das Familienrecht 
betreffen, zum großen Teile dem Privatwillen nicht nachgeben, alfo, wie Saviany jagt, 
zwingender Natur find. 


5 22. Eherecht. Aus dem angegebenen Prinzipe folgt, daß die Fähigkeit zur 
Eingehung einer Ehe nad dem heimatlichen Gejege der Eheleute zu beurteilen ift, 
und zwar wird, wenn Mann und Frau vor der Ehe verfchiedenen Staaten angehörten, da 
die rau durd die Ehe in den Staatsverband des Mannes übertritt (deſſen Domizil teilt), 
das heimatliche Recht des Mannes allein entfcheiden müſſen; vorausgefegt iſt dabei indes, 
daß die Frau die Befugnis befise, den Staatsverband zu wechjeln, und möglicherweife fünnte 
ihr diefe Befugnis z. B. aus dem Grunde abgejprochen werden, daß fie noch minderjährig 
it und die Genehmigung des Vormundes bezw. der Obervormundfchaft nicht vorliegt. Die 
Frage, ob ein Ehehindernis vorhanden fei, ift nichts anderes als die Frage der abjo- 
luten oder relativen Fähigkeit, d. h. Fähigkeit, eine bejtimmte Perſon zu heiraten, in nega— 
tiver Faſſung. Daraus ergiebt ſich denn auch, daß die etwaige Dispenſation von Che: 
hindernifjen nicht bei den Behörden (dem Souverän) des Yandes, in welchem die Che 
aeichlofjen wird, fondern des Yandes nachzuſuchen ift, mweldem die in die Ehe tretenden 
Perſonen angehören. 

Daß die Form der Eheſchließung der Negel „locus regit actum“ unterliegt, ift wohl 
als allgemein geltende Anficht zu behaupten, und wird wohl ziemlich allgemein die noch von 
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Saviany und einigen älteren deutſchen Echriftjtellern für den Fall behauptete Ausnahme 
verworfen, daß die heimatlichen Gefege eine firhliche Trauung fordern. Die Möglich— 
feit, dab das heimatlihe Geje der Ehegatten diefen die Eheſchließung im Auslande ver- 
biete, iſt allerdings in Gemäßheit der überhaupt über die Negel „locus regit actum“ 
geltenden Grundfäge nicht ausgefchlofjen, ebenſowenig aber auch die Möglichfeit, wenn die 
nad dem heimatlichen Rechte der Heiratenden gültigen Formen im Auslande de facto 
beobachtet werden fönnen, in Gemãßheit dieſer letzteren Formen eine Che einzugehen. 
Cine Anwendung und zugleich eine Bejtätigung diefes leßteren Sates ift e8, wenn ein 
Geſetz, wie 3. B. das deutfche Neichsgefeg vom 4. Mai 1870 über bie Eheſchliehung der 
Reichsangehörigen im Auslande, den Angehörigen des Deutſchen Reichs die Befugnis giebt, 
vor den dazu vom Reichskanzler beſonders ermächtigten diplomatiſchen Vertretern und Reichs— 
konſuln im Auslande eine Ehe einzugehen unter Beobachtung der in eben dieſem Geſetze 
beſtimmten Formen; denn ſelbſt die Wohnung des Geſandten iſt völkerrechtlich nicht in dem 
Sinne exterritorial, daß Perſonen, welche dieſelbe betreten, juriſtiſch ſo angeſehen würden, 
als befänden ſie ſich im heimatlichen Territorium des Geſandten: ſie befinden ſich vielmehr 
im Auslande. 

Die Eheſcheidung kann vernünftigerweiſe ebenfalls nur dem heimatlichen Geſetze der 
Ehegatten unterworfen ſein: allerdings aber kann der Richter, bei welchem eine Eheſcheidungs— 
klage angebracht wird, da die Bewilligung ebenſo wie die Nichtgewährung einer Scheidung, 
wenn ſie nicht nach des Geſetzgebers eigenen Grundſätzen erfolgt, die direkte Beförderung 
von nach des Geſetzgebers Anſicht unſittlichen Verhältniſſen darſtellt, auch nur nach ſeinem 
eigenen Geſetze (der lex fori) über die bei ihm angebrachte Scheidungsklage urteilen. Das 
Dilemma löft fi durd die mehr und mehr von der Jurisprudenz und Gefetgebung des 
europätfchen Kontinents angenommene exrflufive Zuftändigfeit des heimatlichen Richters, 
mag auch noch ein Streit darüber bejtehen, ob als der heimatliche Nichter der des Domizils 
oder der Richter desjenigen Staats zu betrachten ei, welchem die Parteien ſtaatsrechtlich an⸗ 
gehören. Auch die deutſche Civilprozeßordnung beſtimmt im Abſatz 1 des 5 568: „Für 
die Rechtöftreitigfeiten, welche die Trennung, Ungültigfeit oder Nichtigkeit einer Che oder 
die Heritellung des ehelihen Lebens zum Gegenitande haben (Eheſachen), ift das 
— — bei welchem der Ehemann ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, ausſchließlich 
zuſtändig“! 

8 23. Eheliches Güterrecht. Daß die Vermögensverhältniſſe der Ehegatten, 
insbeiondere die Rechte des Mannes am Vermögen der Frau, von den Geſetzen des Domizils 
(bezw. der Staatsangehörigfeit) abhängen, und zwar ohne Rüdfiht auf die Yage ſelbſt von 
Immobilien, welde zu den betreffenden Vermögensmafjen gehören, ohne Nüdficht auch auf den 
Ort der Eheſchließung, ift in Deutjchland und Italien jet die unbedingt herrfchende, in Frankreich 
neuerdings mehr und mehr angenommene Anficht, welche audy im Preußischen Allgemeinen Land— 
recht I1 188 350. 351 und im Königlich Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuch $ 14 anerfannt iſt. 
Weniger klar und bejtimmt iſt die englifch- nordamerifanifhe Jurisprudenz. Sie neigt fich 
indes immer mehr zu der Anerfennung des richtigen Prinzips, daß nicht der zufällige 
Ort der Eheſchließung, ſondern das Domizil der Ehegatten (d. h. alfo das des Ehemannes) 
enticheivet, und hält nur noch fejt an der 3. B. auch von der älteren franzöfifchen Juris- 
prudenz behaupteten Beurteilung der Rechte an immobilien nad) der lex rei sitae, Die 
Richtigkeit diefer letzteren Anficht ijt in der That ebenfowenig vom Standpunkte der fran- 
zöſiſchen Coutumes wie von demjenigen des englifchen Rechts bejtreitbar. Beide Rechts— 
ſyſteme find noch nicht vollflommen zu der Auffaffung des Vermögens als eines idealen ein- 
heitlihen Ganzen gelangt. Es ift jo, als bejtände das Vermögen aus Yehngut und Allod ; 
für erfteres wird man auch in Deutfchland die lex rei sitae für. maßgebend erachten. Je 

ı Das nftitut für internationales Recht hat 1883 ein Neglement für die Erledigung der Kon- 
flifte der —* ſetzgebung fertig geſtellt, nach welchem unter Anerkennung der Regel „locus regit 
actum® die Nationalgeiege der beiden Cheleute, in Aniehung der Fähigkeit eine Ehe einzugehen 
wie in Anjehung des etwa erforderlichen Konſenſes von Eltern und Vormündern, beobachtet werden 


ſollen, in Anſehung der Eheſcheidung aber ein gemiſchtes Syſtem — teilweiſe Entſcheidung nach den 
Geſetzen des Klagortes — zur Anwendung zu bringen iſt. 
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mehr indes die dee der Univerfalfucceffion das engliih-amerifanifhe Recht zu beherrichen 
anfängt, um fo fühlbarer werden ſich auch die Unzuträglichkeiten und VBerwidlungen maden, 
die dann aus der Anmwendung verjchiedener örtlicher Nechte hervorgehen, und der Sieg des 
heimatlichen Gefetes der Parteien wird aud in England und Nordamerifa nur eine Frage 
der Zeit fein. Freilid muß man unterfheiden das Nechtäverhältnis der Ehegatten unter: 
einander und das Verhältnis gegenüber Dritten; zur Wirkfamfeit gegenüber Dritten fönnte 
das Geſetz etwa befondere Formen vorfchreiben, 3. B. Eintragung des Rechts des Che- 
mannes in das Grundbuh, und infomeit würde dann die lex rei sitae maß: 
gebend fein. 


Die Wirfung der Che auf das Vermögen der Ehegatten ift unmittelbar auf das 
Geſetz, den Rechtsſatz, zurüdzuführen, nicht, wie man früher meift angenommen hat, 
auf einen ftillfehweigenden Vertrag. Aber daraus folgt nicht, daß nun mit einem Wechſel 
des Domizils (der Staatsangehörigkeit, Nationalität) auch ein Wechſel in dem ehelichen 
Güterrehte nad) Maßgabe des Gefetes des neuen Domizil (des anderen Staates) ein- 
zutreten habe. Die richtige Anficht ift vielmehr, daß das nad) Mafgabe des erjten 
ehelihen Domizild begründete Syitem des ehemaligen Güterrehts auch bei einem Wechſel 
des Domizils (der Staatsangehörigkeit, Nationalität) bejtehen bleibt, weil e8 vernünftiger: 
meife doch jedenfalls dann nit die Abficht der Geſetze des neuen Domizils jein fann, 
bereits geordnete Verhältniffe umzuſtoßen, wenn dieſe neuen Gejege derartige Ab- 
weihungen durd Vertrag irgend geftatten. Dieſe Anficht ift neuerdings in einer befonderen 
Schrift von Teihmann (Über die Wandelbarfeit oder Ummwandelbarfeit des ehelichen 
Güterrehts bei Wohnſitzwechſel. Baſel 1879) gegenüber der auch von einigen deutjchen 
Schriftftellern und zuweilen neuerdings in der Praris! aud wieder vertretenen Wandelbar- 
feit des ehelichen Güterrechts befonders gründlich verteidigt worden. Konzedieren fann man 
der legteren nur, daß, wenn das Gefet des neuen Domizils zu Gunjten dritter ‘Berjonen, 
insbefondere zu Gunften von Gläubigern, die Abänderung des geſetzlichen Güterrechts an be- 
fondere Formen der Öffentlichkeit 3. B. knüpft, dann diefen dritten Perfonen gegenüber das 
Geſetz des früheren Domizild aud nur unter Beobachtung diefer Formen gilt. Die hier ver- 
tretene Anficht ift janktioniert im Preußifchen Allgemeinen Landrecht II 1 SS 351. 352, und 
auch im Königlich Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuch S 14 heißt es: „Durd einen Wechfel 
des Domizils werden die ehelichen VBermögensrechte nicht geändert . . ." ?. 

Bejondere Verträge über die Wermögensverhältnifje der Chegatten (Ehepaften) 
unterliegen derfelben Beurteilung, welche für das geſetzliche eheliche Güterrecht der richtigen 
Anfiht nad maßgebend iſt. Doch find für die Interpretation folder Werträge 
diejelben Grundfäge zu berüdfichtigen, welche für die nterpretation anderer Verträge in 
Betracht fommen. 

Die vermögensrechtlichen Folgen einer Eheſcheidung betreffend, fo find Diejelben ent- 
weder mehr willfürlihe Privatitrafen, oder fie find nur eine einfache Konfequenz davon, 
daß das Zufammenleben der Ehegatten und auch daher die Vereinigung des beiderfeitigen 
Vermögens aufhört. Im erjten Falle müſſen die Gefete des Scheidungsgeridts, aljo 
die Geſetze des legten, im zweiten falle die Geſetze des eriten ehelichen Domizil zur An- 
wendung kommen. 


8 24. Verhältnis von Eltern und Kindern. Väterliche Gemalt. Die 
Frage der ehelichen oder unehelichen Geburt eines Kindes muß abhängen von dem heimat- 


ı Dody dürfte die deuitiche Praris überwiegend fi für die Unveränderlichkeit des ehelichen 
Güterrechts erklärt haben, jo 3. B. entichieden in Breußen, Bayern, Heilen, Braunſchweig: dafür 
namentlih auch Stobbe und v. Roth. 

? Nichtig fügt dieſer Paragraph indes hinzu: „Schenkungen unter Ehegatten werden nad) den 
an dem jedesmaligen Wohnfige des Ehemanns geltenden Gejegen beurteilt”; denn das Verbot der 
Scenfungen unter Ehegatten beruht auf der Neinerhaltung des ehelihen Lebens von egoiitiichen 
das Vermögen betreffenden Motiven: das Verbot iſt nicht eine unmittelbare Konſequenz desjenigen 
ehelichen Güterrechts, welches im übrigen Platz greift. 
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lihen Geſetze des angeblihen Vaters: es fragt ſich ja eben, ob das Kind der Familie diejer 
Perfon angehöre. Auch die bejonders wichtigen Präfumtionen für oder genen die An- 
nahme der ehelichen Erzeugung find nad demfelben Rechte zu beurteilen (vgl. unten das 
Prozeßrecht). Dasjelbe muß auch für die nachfolgende Yegitimation eines unehelichen 
Kindes gelten; wenn jedoch das Kind einem anderen Staate angehört als demjenigen, 
welhem ver Vater angehört, jo wird es notwendig fein, daß die Legitimation aud) in 
Übereinftimmung mit den Gejegen jenes erjteren Staates erfolge, und feiner weiteren Dar- 
legung bedarf es wohl, daß was von der Legitimation gilt, auch von der Adoption und Ar- 
rogation zu gelten hat. Die Nechte des Vaters am Vermögen der feiner Gewalt unterworfenen 
Kinder müſſen der richtigen Anficht zufolge nach dem heimatlichen Geſetze beurteilt werden, 
und zwar nad dem Geſetze desjenigen Domizils, derjenigen Staatsangehörigfeit, welche zur 
Seit der fraglichen Erwerbung bejtand. Cine Unveränderlichkeit, wie folde für das eheliche 
Güterrecht zu behaupten ift, fann hier der richtigen Anſicht nach nicht Pla greifen, wenn- 
gleich die an einzelnen Vermögensbeitandteilen bereits in Gemäßheit des früheren Domizil- 
gejetes für den Vater, bezw. für die Kinder begründeten Rechte auch nad) dem Wechſel 
des Domizils fortbeitehen müſſen. 

In England und Nordamerifa will man auch jegt noch die Wirkungen der in Gemäß: 
heit der lex domieilii begründeten Familienverhältniffe in Bezug auf Grundbefis nicht 
anerfennen ; man will vielmehr die Nechte des Mannes am Vermögen der Frau, die Nechte 
des Vaters am (unbeweglichen) Vermögen der Kinder nur nad der lex rei sitae beurteilen 
und leugnet au die Wirkungen der im Auslande (nach der lex domieilii) erfolgten Yegi- 
timation für Succeffionen in enalifches bezw. nordamerifanifches Grundeigentum. Ohne 
Zweifel haben wir es hier mit einer Nachwirkung des alten englischen Nechtsfates zu thun, 
welcher den unehelich Geborenen die volle Nechtsfähigkeit verfagte. Vom Standpunkte des 
modernen Rechts aus ift jene engliſch-nordamerikaniſche Anficht ſchwerlich fonjequent. 

Die Alimentationsklage eines unehelichen Kindes gegen den angeblichen unehelichen Er— 
zeuger wird von einer großen Anzahl von Scriftjtellern noch immer als eine obligatio ex 
delieto betrachtet und demnad entweder nah dem Geſetze des Orts, an welchem der ge 
Ichletlihe Umgang vorgefommen ift, oder nad) der lex fori beurteilt. Diefe Anficht ver- 
wechjelt aber etwaige Nechte der Verführten mit den Nechten des Kindes. Der Verführten 
gegenüber fann die Handlung des Stuprators als Delift aufgefaßt werden, nicht aber dem 
Kinde gegenüber, welches fein Dafein auf diefen Akt zurüdführt. Ebenſowenig ift aber die 
Anfiht haltbar, das heimatlihe Geje des unehelichen Vaters entjcheiden zu lafjen; denn 
dies ließe fih nur auf Grund der Annahme einer Verwandtfchaft verteidigen, und dieſe 
wird gerade bei unehelicher Zeugung jurijtiftifch geleugnet. Eine neuere, namentlich von 
der preußiſchen Praris anerfannte, aber auch 3. B. von Stobbe geteilte Anficht legt 
das heimatliche Gefe der Mutter zu Grunde. Freilich würde die Klage von einem Ge- 
richte, deſſen Geſetze, wie 3. B. das franzöfifche Geſetz Artifel 340 oder das italienische 
Geſetzbuch Artikel 189, jede folche Klage als unanftändig betrachten, immer abgemiejen 
werden müfjen, nach der bereit3 mehrfach erwähnten allgemeinen Negel über die Anwendung 
zwingender, auf unmittelbar fittlihen Erwägungen beruhender Nechtsfäte!. Die Klage 
würde aber der richtigen Anficht nach ebenfalls unzuläffig fein, wenn jie nicht nad) den 
Geſetzen des Orts der Erzeugung oder nad den heimatlichen Gefegen des in Anſpruch Ge- 
nommenen begründet wäre: denn es läßt fich nicht einfehen, wie der leßtere lediglich durd 
das heimatlihe Geſetz der Mutter verpflichtet werden fünnte. Bei einer Änderung des 
Wohnſitzes (der Stantsangehörigkeit der Mutter) wird der Wohnſitz der Mutter zur Zeit der 
Erzeugung und nicht der Wohnfis zur Zeit der Geburt des Kindes entfcheiden müfjen; denn 
der eigentlich rechtsbegründende Akt ift die Erzeugung, nicht aber die Geburt, und nach der 
entgegengejegten, freili von Stobbe verteidigten Anficht würde ja auch die Mutter durch 
Veränderung des Wohnſitzes (der Nationalität) willkürlich die Verpflihtungen des unehelichen 
Erzeugers ändern fönnen. 


1 Diefe Regel darf aber in der hier verteidigten Beſchränkung nicht verwechielt werben 
mit der ganz unbeftimmten von Savigny zuerft aufgeitellten Regel. 
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8 25. Vormundfhaftsreht und Auratelen. Die Beurteilung der Vor- 
mundſchaft nah dem heimatlichen Gejete des Mündels unterliegt im allgemeinen feinem 
Zweifel. Es handelt ſich hier gerade um eine Einrichtung fpecieller Fürforge für eine Perfon 
und für ein Vermögen mit Rückſicht auf diefe Perfon. Daraus ergiebt jih auch, daß ein 
in dem Heimatsſtaate des Mündels beftellter Bormund mit Gültigkeit, ohne bejonderer 
Autorifation zu bedürfen, in Gemäßheit der Geſetze feines Staats im Auslande Rechts— 
handlungen vornehmen fann, und daran darf der Umftand, daß nach dem Nechte der meijten 
Länder der Vormund heutzutage feine Befugnifje auf ein Dekret der Staatsbehörde (der 
Obervormundſchaft) zurüdführt, nicht irre machen: es kann doch feinen Unterfchied begründen, 
ob der Vormund etwa” unmittelbar kraft Geſetzes eintritt oder mittelbar, indem er von 
einer Behörde auf Grund eines Gefetes bejtätigt wird. In der deutfhen und franzöfiichen 
Praris ift dies aud anerkannt, und in England und Nordamerika neigt man ſich immer mehr 
der Anficht zu, bezüglich des beweglichen Vermögens die auswärtige VBormundsbeitellung 
ohne weiteres anzuerkennen, während man in diefen Yändern für das unbewegliche Vermögen 
nur den von der inländiſchen Staatögewalt beftellten Vormund gelten lafjen will. (Aber 
auch in ſterreich wird nad) $ 225 des bürgerlichen Geſetzbuchs von dem iudex rei sitae 
ein bejonderer Kurator bejtellt.) Aus dem obigen Prinzipe folgt au, daß eine etwa 
erforderlihe Autorifation der Obervormundſchaft zur Veräußerung unbeweglicher Güter des 
Mündels von der lex domieilii des Mündels abhängt und eintretenden Falls von dem 
iudex domieilii, nit vom iudex rei sitae zu erteilen ift. 

Die Verpflichtung zur Übernahme einer Vormundſchaft ift eine allgemein ftaatsbürger- 
lie Zaft; fie gehört dem ius publieum an, und der Staat fann fie ihrer Natur nah nur 
von denjenigen fordern, die feinem Verbande dauernd angehören, fie aber möglider- 
weife, aber freilih auh nur in ganz gleihem Umfange wie zu Gunften inländijcher 
Mündel, fordern zu Gunften von Mündeln, die dem Auslande angehören !, und unter ben 
gleichen Vorausjegungen, melde für inländische VBormundfchaften gelten. Daraus ergiebt 
ſich, daß hier das heimatliche Geſetz der angeblich verpflichteten Perſon entſcheidet und das, 
da genau betrachtet ſchon der möglichen Veränderungen der Gefetgebung wegen die Ver- 
pflichtung gegenüber einem ausländischen vormundichaftlichen Gerichte nie ganz gleidy ijt der 
Verpflichtung, welche eine inländifhe Vormundichaft auferlegt, eine ausländiſche Vormund— 
ichaft, jtreng genommen, ſtets abgelehnt werden fann. Sit die Vormundidaft aber 
einmal übernommen, jo entjcheidvet über den Umfang der daraus rejultierenden 
Verpflichtungen ſtets das am Sitze des obervormundfchaftlichen Gerichts (erjter Inſtanz) 
geltende Recht; ein Paktieren über ſolche Pflichten des öffentlichen Rechts muß für aus- 
geſchloſſen erachtet werben. 

Zur Übernahme einer Vormundſchaft find aber der richtigen Anſicht nad), welche frei- 
lich in Frankreich zufolge der Unterfheidung der droits eivils und naturels bejtritten wird, 
auch Ausländer befähigt, wenngleich nicht felten die Übertragung der Vormundſchaft an 
Ausländer aus Gründen der Zwedmäßigfeit zu miderraten jein mag. 

Die Anordnung einer Kuratel über geijtesfranfe Perfonen muß nad) denfelben Regeln 
beurteilt werden, mie die Anordnung einer Tutel über Minderjährige. indes kann hier 
Gefahr auf dem Verzuge ftehen; es fann daher der Obrigkeit des augenblidlihen Aufent- 
haltsort3 das Recht zur Ernennung eines zeitweiligen Kurators nicht abgeſprochen werden. 
Andererjeits ift genau genommen das Dekret, welches jemanden wegen Geijtesfrankheit unter 
Kuratel jtellt, nur ein Beweisarund für das Dafein dieſes letteren rein thatfädhlichen Zu: 
ftandes und fann alfo aus diefem Grunde nicht unbedingte Wirkfamfeit vor ausländijchen 
Gerichten und im Auslande beanjpruchen. 

Die Stellung unter Kuratel wegen Verſchwendung iſt dagegen ein wirklich juriſtiſcher 
Aft, der die Handlungsfähigfeit entzieht im nterefje des Kuranden und feiner Familie. 
Hier muß man fonfequent die ertraterritoriale Wirkſamkeit des Defrets des heimatlichen 
Nichters anerfennen. Allein in England und Nordamerika geſchieht das nicht; man fennt 


, "Man dente namentlid an den all, dab der nächſte geeignete Verwandte des ausländiichen 
Mindels ein Angehöriger unteres Staates wäre. 
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hier eine Entziehung der Handlungsfähigfeit aus jenem Grunde überhaupt nicht und erachtet 
fie deshalb wohl als dem dortigen ius publicum zumiderlaufend. 

Die neuere italienifhe Schule legt ihrem allgemeinen Prinzipe zufolge im Familien: 
rechte die Staatsangehörigfeit (Nationalität) zu Grunde und ift hiermit auch für die aus 
dem yamilienrechte refultierenden vermögensrechtlihen Verhältniffe, welche ebenfalls vorzugs- 
weife von nationalen Traditionen abhängen, im Rechte; in Deutjchland läßt man über- 
mwiegend noch das Domizil entfcheiven. Auch die deutjche Civilprogekorbnung $S 568. 594 
fpriht von der ausjchließlihen Kompetenz des Gerichts des Domizils in Che: und Ent- 
mündigungsfachen, ohne der befonderen VBorausfegung zu gedenken, daß etwa die betreffenden 
Perſonen Deutihe fein müßten, iſt aber dabei nicht fonjequent, da fie auch eine Ent- 
münbigungsfompetenz deutſcher Gerichte über im Auslande domizilierte Deutſche annimmt. 
Dagegen jagt $ 13 des Königlich Sächſiſchen Geſetzbuchs: „Eingehung und Auflöfung der 
Ehe werden nad den Geſetzen des Staats beurteilt, deſſen Unterthan der Ehemann it”, 
während $ 14 beftimmt: „Die ehelichen Vermögensrechte werden nad) den Geſeben 
beurteilt, welche zur Zeit der Eingehung der Ehe an dem Wohnſitze des Ehe— 
mannes gelten ..“ 


VII. Erbrecht. 


8 26. Allgemeine Grundſätze. Univerfal- und Singularſucceſſion. 
Inteftaterbfolge. Wenn man das Erbrecht als eine Univerfalfucceffion in das Ver- 
mögen des Berftorbenen betrachtet, jo iſt es ſchon aus diefem Grunde erforderlih, ein Geſetz 
aufzufuchen, nad) welchem, ohne Rückſicht auf die möglicherweife ſehr differente örtliche Lage 
der einzelnen Nachlaßbeitandteile, die Fragen des Erbrechts behandelt werden. Es iſt nicht 
möglich, zu behaupten, daß A die vermögensrechtliche Perfon feines Erblafjers repräfentiere, 
wenn er zwar die in dem Staate X belegenen Nachlaßſtücke, nicht aber die in dem Staate Y 
belegenen erbt, weil die lex rei sitae in dem erjteren, nicht aber in dem leßteren Staate 
ihn zur Erbfolge beruft. Wenn man jo vom Standpunkte der Univerfalfucceffion aus die 
Regelung des Erbredts nad) der lex rei sitae der einzelnen Nachlaßgegenſtände (die 3. B. 
auch, was die Haftung für die Schulden betrifft, zu unlösbaren Schwierigkeiten führen muß) 
zu verwerfen hat, jo bleibt faum ein anderes übrig ald die Anwendung des heimatlichen 
Geſetzes des Erblafjers; denn die Anwendung des Nechtes desjenigen Ortes, an weldem 
der Erblafjer jtarb — des einzigen Rechtes, welches neben dem heimatlihen Rechte des 
Erblafjers eine einheitlihe Behandlung des Nachlaſſes unter allen Umſtänden gemwährleijten 
würde — wäre deshalb abjurd, weil fie das Erbrecht und damit das Schidjal der Familie 
in materieller Hinfiht von einem ganz zufälligen, möglicherweiſe ſelbſt durch Willfür Dritter 
zu beeinfluffenden Umjtande abhängig machen würde. Dazu fommt aber noch die Erwägung, 
daß Erbrecht und Familienrecht in den mannigfachſten Beziehungen voneinander abhängig 
find, das eine gewifjermaßen eine Ergänzung des anderen ift. Nicht felten und jo noch 
von Savigny wird für die Anwendung der lex domieilii des Erblaſſers noch der 
Grund angeführt, daß diejelbe dem präfumtiven Willen des Erblafjers entſpreche. Diefer 
Grund iſt aber nicht anzuerkennen. Das Erbrecht läßt fich überhaupt nicht auf den indivi- 
duellen Willen ausreichend gründen, wie ſchon der Umjtand zeigt, daß es, 3. B. nad) dem 
römischen Necdte, eine Erbfolge jelbit gegen den erflärten Willen des Erblafjers geben 
fann; das Primäre ift die Inteſtat-, das Sekundäre die auf dem Willen des einzelnen be- 
ruhende Teftamentserbfolge. Die Rechtsordnung fann nicht in eriter Linie die Frage, ob 
und wie das Vermögen von einer Generation auf die andere übergeht, von dem Nachdenken 
und dem möglicherweife überhaupt nicht vorhandenen Willen des einzelnen abhängig machen, 
mag fie aud) immerhin dem im einzelnen alle wirklich erflärten Willen des Erblafjers die 
mweitgehenditen Wirkungen einräumen. Dagegen iſt ſehr wohl eine Rechtsordnung denkbar, 
welde die Erbfolge von dem individuellen Willen abfolut unabhängig eintreten läßt, jede 
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teftamentarifche Erbfolge alſo ausschließt, und in der That kannte ja auch das ältere deutjche 
Net feine Teftamente. 

Die dee der Univerfalfuccefjion ift nun vollftändig durchgeführt im römifchen Rechte. 
Dagegen iſt dies nicht der Fall in dem älteren deutfchen Rechte und volljtändig felbit nicht 
in dem heutigen engliſch-nordamerikaniſchen Rechte. Daraus erflärt ji) einerfeits der Gang 
der hiftorifchen Entwidlung und andererjeits die Differenz der Anfichten in den verfchiedenen 
Ländern. Die überwiegende Anfiht des Mittelalters war, daß das Erbredt ein fogenanntes 
Realitatut ſei, allerdings mit der Modififation, daß vermöge der bereit oben erwähnten 
Regel „mobilia personam sequuntur“ fingiert wurde, die Mobilien hätten ſich fämtlih am 
legten Wohnorte des Teftators befunden, eine Modifikation, welche ſich einerfeits aus dem 
praftiichen Bedürfnis, andererfeits aber daraus erklärt, daß der Mobiliarerbe im deutichen 
Rechte zuerit als Univerfalfuccefjor, als für die Schulden des Erblafjers haftend angejehen 
wurde. inzelne Italiener verteidigten indes ſchon die Anſicht von der Allgemeingültigfeit 
der lex domicilii, und in Deutfchland wächſt feit dem 18. Jahrhundert die Zahl der An- 
hänger diejer legteren Anficht beitändig, jo daß fie heutzutage unbedingt als die herrichende, 
in der Praris auch gültige bezeichnet werden muß. In Frankreich dagegen, in deſſen Cou- 
tumes die Grundfäße des älteren deutfchen Rechts ſich aud im Erbrechte bis zur Nevolution 
in weit größerem Umfange erhalten hatten, überwog noch zur Zeit der Redaktion des Code 
eivil unbedingt die Anficht von der Realität der erbrechtlichen Statuten, wenngleich 3. B 
der berühmte Parlamentspräfident Bouhier für die lex domieilii ſich ausgefprochen hatte. 
So wird denn auch in Franfreid der zweite Sat des Art. 3 des Code eivil: „Les 
immeubles, m&me ceux possedes par des &trangers, sont regis par la loi frangaise“ 
von der in der Praris herrfchenden Anficht auf das Erbrecht mitbezogen, obwohl e8 mög: 
(ich ift, dem Wortlaute nach diefe gefegliche Beſtimmung nur von dinglichen Rechten an 
einzelnen Immobilien zu verjtehen. indes harmoniert dies nicht mit den übrigen Be- 
ftimmungen des franzöfifchen Geſetzbuchs über das Erbredt. Hier ijt vielmehr die Idee 
der Univerfalfucceffion vollftändig durchgedrungen, und jo erklärt fich, daß de lege ferenda 
die Annahme der Allgemeingültigfeit des heimatlihen Geſetzes des Erblafjers immer mehr An- 
hänger gewinnt, ja vereinzelt diefelbe ſchon für das geltende Recht aufgeftellt wird. Diefelbe 
gegen das Prinzip der Univerfalfucceffion verjtoßende Vorfchrift iſt übrigens, mas den Nad)- 
laß von Ausländern betrifft, auch in ſterreich gefeglich ſanktioniert (Oſterreichiſches 
Geſetzbuch $ 300, Hofdefret vom 22. Juli 1812). Dagegen haben ſich das Königlich 
Sächſiſche Bürgerliche Geſetzbuch $ 17 und das italienische Geſetzbuch — und zwar letteres 
in bejonders umfaflender Weife — für die Anwendung des heimatlichen Nechtes des Erb- 
lafjers ausgejprocden ; das ſächſiſche Geſetzbuch legt dabei wieder das Geſetz des legten Wohn— 
fies, das italienische das Geſetz der Nationalität des Erblaffers zu Grunde. 

Die engliſch-nordamerikaniſche Jurisprudenz behauptet auch heutzutage noch überein: 
jtimmend die alleinige Anwendung der lex rei sitae für den unbeweglichen Nachlaß. Die 
dafür vorgebradhten Gründe find nicht überzeugend. Wenn auch zujugeben ift, daß das 
unbewegliche Eigentum ein ganz hervorragendes öffentliches Intereſſe darbietet, jo folgt daraus 
doch nicht, daß für das Schidjal desfelben in einzelnen Fällen (und dies zwar lediglich für 
die Frage, wer der Berechtigte fein werde, nicht für die Frage der Natur der einzelnen 
Berechtigung) nicht indireft ein fremdes Geſetz maßgebend fein fönne; namentlich für eine 
Geſetzgebung, welche, wie die englifche, eine fchranfenlofe Freiheit willfürlicher letztwilliger 
Dispofitionen anerkennt, ift jener Grund völlig hinfällig. Der wahre Grund der Anwendung 
der lex rei sitae in England und Norbamerifa ift denn auch einerfeit3 die Tradition, 
welche diefen Sat als fait unangreifbares Ariom ericheinen läßt, andererfeits der Umjtand, 
daß die dee der Univerjalfucceflion in England und Nordamerifa noch nicht völlig durch— 
gedrungen ift, daß es den englifch-amerifanischen Juriften faft unmöglich erfcheint, die dee 
der hereditas als eines von den einzelnen Nachlaßgegenftänden verfchiedenen idealen Ganzen 
zu begreifen. 

Es giebt indes auch in Deutjchland noch gewifje unbewegliche Güter, bei denen die 
Erbfolge in Gemäßheit der lex rei sitae richtig ift und anerfannt wird, fo die Xehn-, 
Stamm- und Fideifommißgüter und gewiſſe Arten von Bauergütern. 
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Savigny hat diefe auch von ihm zugelaffene Ausnahme von der Anwendung der lex 
domieilii zum Teil mieder mit feiner allezeit bereiten Theorie der zwingenden, auf 
nationalöfonomishen Gründen beruhenden Gefege zu begründen verfuht. In Wahrheit 
aber haben wir es hier zu thun mit bejonderen noch nad den Prinzipien des älteren 
deutjchen Rechts zu behandelnden Vermögensmaflen, bei denen die dee der Univerfal- 
juccejfion an ſich nicht gilt. Gefege allerdings, die aus nationalöfonomifchen Gründen z. B. 
die Teilung, die Verfhuldung der Güter verhindern wollen, werden notgedrungen die Idee 
der Univerjalfucceffion in dem Umfange des römischen Nechts verwerfen müfjen. Thäten 
fie das nit, jo würden fie auf im Inlande belegene Güter von Ausländern nit An- 
wendung finden, aljo vielleicht nicht vollfommen wirkſam fein. An diefer notwendigen 
Konjequenz vermöchten die Motive eines fehlerhaft gefaßten Geſetzes nichts zu ändern. — 
Sollte am Domizil (in dem Staate) des Erblafjers ſelbſt das Prinzip der Univerfaljucceifion 
nicht gelten, jo fönnte überhaupt nur die lex rei sitae auf die Succeffion in Immo— 
bilien Anwendung finden. 


S 27. Xestmwillige Verfügungen. Die tejtamentarische Erbfolge muß notwendig 
von demjelben Geſetze abhängen, welches über die Fnteftaterbfolge entſcheidet; denn es handelt 
jih um die Einwirkung des individuellen Willens auf die legtere. Die engliſch-nordameri 
kaniſche Jurisprudenz hat daher von ihrem Standpunfte vollfommen recht, wenn fie auch 
für die Fähigkeit, legtmwillig zu disponieren, in Anfehung der Immobilien die lex rei 
sitae entſcheiden läßt, während dieſer Ausdrud „Fähigkeit“ ſchon früh den franzöfiichen 
Juriſten Schwierigkeiten gemacht und noch neueſtens Aſſer zu der irrigen Anficht veran- 
laßt bat, als müßte die Tejtierfähigkeit nach denfelben Grundfäten beurteilt werden wie 
die gewöhnliche Handlungsfähigkeit. Schon das pofitive Necht einzelner Yänder, insbejondere 
das gemeine Recht, zeigt, daß Handlungsfähigfeit und Teitierfähigfeit gar nicht notwendig 
pari passu gehen. Die praftijche Differenz liegt aber felbit bei allgemeiner Beurteilung 
der erbrechtlihen Verhältnifje nah der lex domieilii des Erblaſſers darin, daß nad) 
Aſſers Anfiht die Tejtamentsfähigkeit, wenn fie nur eine Anwendung der allgemeinen 
Handlungsfähigfeit wäre, nur im Momente der Tejtamentserrihtung vorhanden zu fein 
braudte, nicht auch zur Zeit des Todes, mit anderen Worten, daß bei einer MWohnorts- 
änderung (Anderung der Staatsangehörigkeit, der Nationalität) nicht prinzipiell das Geſetz 
des legten Domizils, fondern das Domizil zur Zeit der Teftamentserrichtung entjcheiden 
würde. (Allerdings muß, mas diefen legteren Punkt betrifft, auch darauf aufmerfjam gemacht 
werden, daß ein wegen Unfähigkeit des Teitators ungültiges Teftament nicht einfach dadurch 
Gültigkeit erlangen kann, daß der Tejtator fpäter perfünlic einem Geſetze unterworfen wird, 
nah welchem er jchon früher die Tejtamentsfähigfeit gehabt haben würde.) Cine neuere 
englifhe Barlamentsafte 24 et 25 Viet. e. 114 s. 3 hat indes aus Zmwedmäßigfeitsrüd- 
fihten ausdrüdlich entſchieden, daß ein Teftament durd eine Wohnortsänderung des Teita- 
tord (überhaupt) nicht ungültig werden foll (entgegen der früheren vollflommen logiſchen 
Praris), und dafür fpricht ſich auch die nordamerifanifche Jurisprudenz aus. Der Beifall, 
den dieſe an fich unlogiſche gejeliche Entſcheidung findet, erklärt fih aus den Schwierig: 
feiten und Verwidlungen, welche bei einem vielreifenden Volke daraus ſich ergeben müſſen, 
daß man für das perfönlide Recht nicht die Staatsangehörigfeit, fondern die oft jehr 
zweifelhafte, dem Betreffenden nicht jelten faum zum Bewußtfein fommende Änderung des 
Domizils zu Grunde legt. 

Für die Form der Tejtamentserrichtung gilt die Negel „locus regit actum“ ; dod) 
wird man eben des nur falultativen Sinnes wegen, welchen diefe Negel in Anſpruch zu 
nehmen hat, die Errichtung in den formen des heimatlihen Geſetzes des Teitators gleich— 
falls für gültig zu erachten haben; aber während ein in den formen des heimatlichen Ge: 
jeßes im Auslande errichtetes Teftament infolge einer MWohnortsänderung ungültig werden 
fann, iſt das bei einem in Gemäßheit der Negel „loeus regit actum“ errichteten Teita 
mente nicht der Fall, ſofern nicht das Geſetz des lesten Domizils, was ja freilich möglich 
ift, die Geltung der im Auslande errichteten Teitamente bejonders ausſchließt. Für unbe- 
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weglihe Sachen verlangt die engliſch-nordamerikaniſche Jurisprudenz wiederum die Beobach— 
tung der nad der lex rei sitae vorgefchriebenen Form. 

Wieweit dagegen die Freiheit des Teftators reiht in Anfehung der Möglichkeit, gewiſſe 
nahe Verwandte zu übergehen oder auszufchließen, wieweit mit anderen Morten eine Erb- 
folge jelbjt gegen den Willen des Teftators (Noterbfolge) ftattfinden fann und mit welchen 
Klaufeln diefelbe auszuschließen ift, muß ausſchließlich von dem Geſetze abhängen, welches 
über die ntejtaterbfolge überhaupt entſcheidet. 

Auch die etwaigen Legate und Fideikommiſſe müſſen diefen Regeln unterliegen: doch 
fann ein unmittelbar dingliches Recht an einzelnen Sachen, und zwar der richtigen Anficht 
nad auch was Mobilien betrifft, nur entitehen, inſoweit dies nad} der lex rei sitae der Fall 
it, und die Unveräußerlichfeit einer mit einem Fideikommiß belegten Sade, die Wirkſamkeit 
des leßteren gegenüber Dritten kann ebenfall® nur infomweit ftattfinden, als die lex rei 
sitae geftattet, und unter Beobachtung der von leßterer vorgefchriebenen Bedingungen. 


8 28. Die Fähigkeit, durch Erbgang und beziehungsmweife Legat zu 
erwerben, muß, da es fi hier um die Nechtsfähigfeit handelt, nad dem Geſetze be- 
urteilt werden, welches in Anfehung der fraglichen Erbichaft überhaupt entjcheivet. Aber 
wer in feiner Heimat die fragliche Fähigkeit nicht befigt, kann, folange er fi) dort aufhält, 
feinen rechtlich wirkſamen Ermwerbsaft ausüben, und der Eintritt in gewiſſe geiftliche Orden 
fann möglicherweife als ein Akt freiwilligen Verzichtes aufgefaßt werden. Zu bemerken 
ift übrigens, daß gerade im Erbrechte die volle Nechtsfähigkeit der Fremden erjt verhältnis- 
mäßig ſpät anerfannt worden ift. Ein franzöfifches Geſetz vom 14. Juli 1819 hat zwar 
im allgemeinen dieſe Nechtsfähigfeit anerfannt, aber gleichwohl zu Gunften von Fyranzofen, 
die nach franzöſiſchem Rechte eintreten würden (nicht aber nad) dem in Wahrheit entjcheiden- 
den ausländifchen Rechte), prinzipwidrige und einem mißverftandenen Nationalinterefje ent- 
ſprechende Beihränfungen hinzugefügt. In England können Fremde feit einem Gefege von 
1870 auch Grundeigentum dur Erbgang erwerben. 

Der Erwerb der Erbihaft und die daran fich fnüpfenden Folgen, insbefondere die 
‚tage der Zahlung für Erbſchaftsſchulden, muß zunächſt abhängig fein von dem allgemeinen 
die Erbichaft beherrfchenden Rechte. Aber ein im Auslande ſich aufhaltender Ausländer 
fann, da es ſich hier zugleih um eine quafifontraftliche Verpflichtung handelt, auch nur in 
Gemäßheit des Nechtes feines Aufenthaltsortes oder vielleicht in diefem Falle richtiger feines 
Domizil verpflichtet werben. 

Erbverträge müffen nach denſelben Regeln beurteilt werden wie Teftamentee Aber 
durch eine Änderung des Domizils (der Staatsangehörigkeit) kann der richtigen Anficht nad) 
ein einmal gültiger Erbvertrag nicht ungültig werden, und andererfeits fönnte ein Erbvertrag 
deshalb ungültig fein, weil er etwa auf der Vorausſetzung ruht, daß beide Teile fich gültig 
verpflichtet haben und dies bei einem Teile nad deijen heimatlihem Geſetze nicht der Fall 
it. Auch wird, während die „interpretation der Teftamente meift in Gemäßheit der lex 
domieilii des Erblaffers zu gefchehen hat, bei der Interpretation von Erbverträgen mehr 
von den für Verträge geltenden Grundfäsen Anwendung zu machen fein, obſchon hier, wie 
überhaupt bei der Interpretation von Willenserflärungen, die Umftände des einzelnen Falles 
ein anderes an die Hand geben können. 


VIN. Eivilprozeßredt'. 


$ 29, Einleitung. Allgemeine Grundfäge. Die allgemeine Regel ift, daß 
für civilprozefjuale Akte der Richter die Geſetze feines eigenen Yandes (Bezirks) anzuwenden 
hat. Durch das Anhängigmachen des Prozeſſes bei dem Gericht ruft der Kläger die Hülfe 


Die internationalen ragen behandeln eingehend: Menger, Syſtem des öſterreichiſchen Eivil- 
prosehrechts I (1876) 151—187; Wach, Handb. des deutichen Civilprozeßrechts I (1855) 219 ff. 
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des Staates an; er macht feine Sache dadurch aud zu einer Sache des öffentlichen Inter— 
eſſes, und die Staatsgewalt (oder deren Drgan, das Gericht) foll die Überzeugung von der 
Eriftenz (oder Nidteriftenz) feines Anspruchs gewinnen. Es ergiebt fich daraus, daß im 
Civilprozeſſe im allgemeinen für die Anwendung fremder Gejege wenig Raum ift: eine 
Überzeugung läßt fih nur nad) Maßgabe der eigenen Individualität, d. h. hier der eigenen 
Geſetzgebung, gewinnen. 

Indes find mit diefer allgemeinen Regel nicht alle Schwierigkeiten zu löfen. 

Erftens ift es nicht immer leicht, prozefjuales und materielles Hecht richtig vonein- 
ander zu trennen; nicht jelten erjcheint ein Sat des materiellen Rechts im prozefjualen 
Gewande. Zweitens ift es von Wichtigkeit, zu unterfuchen, ob diefelben Grundfäge, nad) 
denen unfere einzelnen Gerichte die einzelnen Rechtsfahen ihrer Behandlung zu unterziehen 
oder umgefehrt von fich abzumweifen haben, ohne Unterfhied aud dann gelten müſſen, 
wenn Ausländer oder ausländijche Prozefobjefte dabei in ;srage fommen, und inwieweit ein 
Staat diefe Kompetenzgrundfäge, welche die Gerichte eines anderen Staates nah Maßgabe 
ihrer Geſetze anwenden, feinerjeits als bindend auch für feine Gerichte anzuerkennen hat. 
Drittens fann der Fall eintreten, daß das Gericht eines Staates, um die Verhandlung des 
Hechtsftreites zu Ende zu bringen, der Hülfe eines anderen Gerichtes bedarf; man muß hier 
die Frage beantworten, wieweit und unter Beobachtung welcher Geſetze (des einen oder des 
anderen Staates) die Nechtshülfe zu gewähren jei. Viertens — und diefe Frage ift viel- 
leicht die mwichtigfte und ſchwierigſte — muß die Frage beantwortet werden: inwieweit fann 
die eigentümliche Kraft, welche dem Urteile, der res iudicata, nad Maßgabe des in- 
ländifchen Nechtes zufommt, auch dem von einem auswärtigen Gerichte gejprochenen Ur— 
teile beigelegt werden? (Endlih fann es fraglich erfcheinen, ob nicht manche prozefjuale 
Akte, 3. B. Vorladungen, Behändigungen, deshalb eine Mopififation erfahren follten, weil 
fie im einzelnen Falle gerade im Auslande wirkſam werden follen ’.) 


S 30. Zujtändigfeit der Gerichte. Hier geht die allgemeine Anficht dahin, 
daß die Gerichte eines Staates dieſe nach eben denjelben Regeln zu beurteilen haben, welche 
gelten, wenn die fragliche Prozeßſache zum Auslande oder zu Ausländern in feiner Be- 
ziehung ſteht. Selbitverftändlic wird übrigens diefe Beziehung ſchon durd die Grundfäge, 
welche über die örtliche Zuftändigfeit der Gerichte gelten, in gewiſſem Umfange berüdfichtigt 
fein; denn das Natürliche ift, daß auch prozefjual die Rechtsverhältniffe demjenigen Gerichte 
zufallen, deſſen Bezirke fie materiell angehören. Wenn z. B. Klagen bejtimmter Art nur 
in foro rei sitae erhoben werben fünnen, jo jind damit alle derartigen lagen, 
welche auf auswärtige Immobilien fich beziehen, vor den Gerichten desjenigen Staates 
ausgejchloffen, der diefe Grundſätze aufgejtellt hat. Auch kann möglicherweife ein 
Gerichtsſtand nur zu Gunjten inländifcher Kläger gegeben fein, wie dies 3. B. nad) 
Artikel 14 des franzöfifhen bürgerlichen Geſetzbuchs der Fall iſt. Aber man wird 3. B. 
einem Ausländer das Recht vor unferen Gerichten nicht deshalb verjagen fönnen, weil er 


! Das deutiche Gerichtöverfaiiungsgefeg von 1877 (in Kraft jeit 1. Dt. 1879) 88 157 ff. 
geht von dem Grundjage aus, daß die Gerichte der einzelnen deutfhen YBundesitaaten, was die 
Gültigkeit und Wirffamteit ihrer Akte in Civil» und Strafprojefifachen betrifft, innerhalb des ge- 
jamten Deutichen Reiches als inländiiche behandelt werden. (Vgl. namentlih $ 157: „Die Gerichte 
haben ſich in bürgerlichen Nechtsitreitigkeiten und in Straffahen Rechtshülfe zu leiften.*) Dies 
ichließt indes nicht aus, daß nicht in befonderen Ausnahmefällen die Rechtshülfe verweigert werden 
müßte; denn, wie 3. B. die engliiche Praris zeigt, fann eine folche Verweigerung der Anerlennung, 
3. B. der Urteile einer anderen Provinz, auch innerhalb eines und desſelben Staates gerechtfertigt 
jein, nämlich jedenfalls dann, wenn in der betreffenden Materie das materielle Recht der verichiedenen 
Provinzen auf durchaus abweichenden fittlihen Anſchauungen beruht oder wenn die Kompetenz des 
Gerichts in der anderen Provinz nicht anerfannt werden könnte. Das deutiche Gerichtsverfaflungs- 
geſetz erfennt indes nicht einmal dieſe in der Natur der Sade liegenden Beichränfungen an, jondern 
läßt eine Ablehnung der Rechtshülfe nah $ 159 Abſ. 2 nur dann eintreten, wenn, abgejehen von 
dem jelbitverftändlichen Falle des Mangels der örtlihen Zuftändigfeit, „Die vorzunehmende Handlung 
nah dem Rechte des erjuchten Gerichts verboten it“. Auf derjelben Baſis beruhte bereits das 
Deutsche (Norddeutiche) Rechtshülfegefet vom 21. Juni 1869. 
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ein Ausländer ift. Freilich wird von vielen franzöſiſchen Schriftitellern noch die ent- 
gegengeſetzte Theorie vertreten. Sie find der Anfiht, daß der Staat fein Richteramt im 
ausſchließlichen Interefje von Ausländern auszuüben nicht berufen fei, und verlangen daher 
für die Kompetenz der franzöfiihen Gerichte der Regel nah, daß wenigſtens einer der 
ſtreitenden Teile dem franzöſiſchen Staate angehöre. Indes iſt dieſe engherzige, in England 
ſowohl wie in Nordamerika und Deutſchland unbekannte Jurisprudenz von ſo mannigfachen 
Ausnahmen durchlöchert und ſteht jo ſehr mit unſerer heutigen Rechtsanſchauung im Wider- 
ſpruch, daß ihre Befeitigung wohl nicht allzulange auf fi warten lajjen wird. Eine 
andere Frage ift, ob nicht mit Nüdficht auf mögliche Mißbräuche der Staat mande Kompe- 
tenzgründe für feine Gerichte einfchränfen follte, wenn es ſich um Bellagte handelt, die im 
Inlande feinen Wohnſitz haben. 

In Wahrheit wird man nicht behaupten fünnen, daß alle Gerichtsſtände, welche ein 
Staat in feinem Innern zuzulafjen für gut finden mag, ſich auch zur allgemeinen inter-= 
nationalen Anerfennung eignen, eine Frage die keineswegs identiſch iſt mit der 
ſoeben beſprochenen Frage, ob die Gerichte unſeres Staates in gleicher Weiſe von ihrer Zu— 
ſtändigkeit zu Gunſten von Ausländern wie von Inländern Gebrauch zu machen haben. 
Wenn man im allgemeinen annehmen mag, daß die Gerichte eines und desſelben Staates 
gleich gut urteilen, ja daß ſchwierige Rechtsfragen innerhalb desſelben Staates an denſelben 
oberſten Gerichtshof gebracht werden können, daß dieſer wenigſtens die Jurisprudenz ſehr 
weſentlich beherrſcht oder beeinflußt, jo hat es vielleicht wenig Bedenken, die Zuftändigfeits- 
gründe für den internen Verkehr aus Zwedmäßigfeitsrüdfichten jtarf zu vermehren. An- 
ders aber verhält es ſich mit der Anerkennung der Zuftändigfeit auswärtiger Gerichte. 
Man kann aljo daraus, daß das Geſetz ein inländiſches Gericht für zujtändig erklärt, noch 
nicht ſchließen, daß es in gleihem Falle aud die Zuftändigfeit der ausländiſchen Gerichte 
anerfenne. Auch in England und Nordamerifa, wo man die Kompetenzgründe nicht 
über Gebühr ausdehnt und weit davon entfernt it, jene große Mufterfarte von Kompe- 
tenzgründen, welche 3. B. die deutjche Civilprozefordnung auszeichnet, zu bejigen, erfennt 
man neuerdings mehr und mehr die Gefahren, welche, was die internationalen Kompetenz- 
gründe betrifft, aus dem jcheinbar einfachen Prinzipe der reciprofen Anerfennung der in- 
ländifhen Kompetenzgründe erwachſen. Man neigt ſich daher in der Theorie des inter- 
nationalen Privatrechts immer mehr der Anerkennung des richtigen Prinzipes zu, daß das 
(Hericht desjenigen Staates im internationalen Sinne als fompetent zu betradten ift, defien 
Geſetze aucd materiell über den fraglichen Nechtsanfprud zu entfcheiden haben, ein Prinzip, 
das freilich infofern eine Mobififation erfordert, als die Parteien, ſoweit überhaupt ihre 
Dispofitionsbefugnis über das materielle Nechtsverhältnis reicht, auch freiwillig, und zwar 
ausdrüdlich oder ſtillſchweigend, einem an ſich unzuftändigen Gerichte ſich unterwerfen fünnen. 
Eine weitreichende jtillfhmweigende Unterwerfung muß man in der Begründung eines Domi- 
zils in dem Bezirfe eines Gerichts finden. Die deutſche Civilprozeßordnung bafiert hier 
auf dem gerade für das Deutjche Reich wegen der vielfahen und ausgedehnten Kompetenz- 
gründe des inländischen Rechts beſonders bedenklichen Prinzipe der Reciprocität, wie aus den 
Beitimmungen des $ 661 über die Erefution ausländifcher richterlicher Urteile hervorgeht. 
Daß die Anerkennung der fogenannten Einreve der Yitispendenz denfelben Grumdjägen 
zu folgen hat, welche über die Anerfennung der Zuftändigfeit des ausländiihen Gerichts 
gelten, ergiebt ſich von felbit. 


8 3l. Prozeßfähigkeit. Die Frage, ob jemand als Partei im Civilprozeß auf- 
treten könne, prozeßfähig fei, iſt einerfeits von der Nechtsfähigfeit, andererfeits von ber 
Handlungsfähigfeit abhängig. Dies erfennt z. B. die deutſche Civilprozeßordnung 8 51 im 
dem Satze an: „Eine Perſon iſt inſoweit prozeßfähig, als ſie ſich durch Verträge verpflichten 
kann“. Aber ſie modifiziert in $ 53 aus vermeintlichen Zweckmäßigkeitsgründen dieſen 
Sat, der, was die Prozeßfähigkeit natürlicher Perſonen betrifft, diefe von dem heimatlichen 
Geſetze der Partei abhängen lafjen würde, in einer willfürlihen Weife: „Ein Ausländer, 
welchem nad dem Rechte feines Yandes die Prozekfähigfeit mangelt, gilt als prozeßfähig, 
wenn ihm nad dem Rechte des Prozehgerichts die Prozeßfähigkeit zufteht.“ 
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8 32. Rechtshülfe. Wird ein Gericht von einem auswärtigen Geriht um Rechts— 
hülfe erfucht, jo hat es (abgejehen von der noch unten zu berührenden Vollſtreckung von Ur- 
teilen) dem allgemeinen Gebrauche zufolge diefem Erfuhen nachzukommen, falls es felbit die 
Zuständigkeit zur Vornahme der fragliden Handlung befigt und Rechte Dritter dadurch 
nicht berührt werden. Stehen Zmwangshandlungen in Frage, fo fann der Zwang nur in- 
jofern geitattet fein, al$ das eigene Necht des unmittelbar thätigen Gerichtes folchen Zwang 
zuläßt; zu Gunſten einer fremden Rechtsſache fann nicht ein mweitergehender Zwang geredht- 
fertigt jein als zu Gunften einer bei einem inländifchen Gericht anhängigen Rechtsſache, und 
die Verpflichtung zum Zeugnis insbefondere als eine unmittelbar öffentliche Pflicht, welche 
die in einem Territorium ſich aufhaltende Perfon ergreift, fann, was mit jenem Nefultate 
übereinjtimmt, nur von dem Geſetze des derzeitigen Aufenthaltsortes abhängen. Aber freilich 
fönnte auch das Prozeßgericht nicht eine weitergehende Verpflichtung fordern, als jeine 
Geſetze für angemefjen erachten. 

Das erfuchte Gericht hat die Formen zu beobadten, welche ſein eigenes Geſetz fordert. 
$ 334 der deutſchen Civilprozeßordnung läßt freilich für eine im Auslande vorgenommene 
Beweisaufnahme die Beobahtung auch nur der deutſchen Gefege genügen, was in mancher 
Beziehung unrichtig jein dürfte. Ob nicht das erjuchte Geriht neben den in feinem 
Geſetze vorgejchriebenen Formen noch andere beobachten fünne, welche von dem ausländischen 
Gerichte bejonders gefordert werden, ob es 3. B. die Eidesformel durch einen befondern 
Zufag erweitern, die Unterfchrift der Partei unter ein Protofoll jegen lafjen dürfe, wenn 
nad inländifchem Nechte letzteres nicht geichieht, muß davon abhängen, ob einerfeits die Be: 
teiligten gutwillig zu dem entſprechenden Akte fich bereit finden und ob andererjeits das 
inländifche Gefeg die feiner Anficht nach nötige Form nicht als eine folche aufitellt, über 
welche unter feinen Umjtänden hinausgegangen werden darf. Das lebtere feitzuftellen iſt 
Sade der interpretation des einzelnen pofitiven Gefeges; a priori fann man weder für 
die Zuläffigfeit noch für die Unzuläffigkeit fich entſcheiden. (Anfcheinend fcharf, aber gleich— 
wohl unrichtig in diefer Beziehung Bülom im Ardhiv für die civilift. Praris. 1881. S.58. 59.) 
Es handelt fich hier in der That nicht um ein Privatvergnügen der Parteien, ſondern um 
eine billige Rüdfichtnahme darauf, daß die Gerichte eines anderen Staates über ein un- 
erläßliches Requiſit bei beftimmten Prozekhandlungen andere Anfichten haben fünnen als wir 
und daß nicht über nur formeller Konfequenz das materielle Recht zu Grunde gehen foll. 


8 33. Bemweisredt. Die Frage, welhe Beweismittel in einem Prozeß ge: 
braucht werden fünnen und unter welchen Borausfegungen, muß im allgemeinen von der 
lex fori, dem Rechte des Prozeßgerichts, dem Obigen zufolge abhängen, und dies ift auch 
entſchieden die allgemeine Anficht (anders neuerdings, aber nit richtig Aſſer-Cohn 
©. 89); wenn z. B. die lex fori einen zugefchobenen Eid de credulitate in Anjehung 
der fraglichen Thatſachen verwirft, jo kann diefer Eid nicht deshalb vom Prozeßgericht zu- 
gelafj en werben, weil etwa die lex loci contraetus ihm gejtatten würde. Aber unter der 
Form, daf beftimmte Nechtöverhältniffe ausfchließlih, wie 3. B. nah franzöfifhem Rechte 
in großem Umfange der Fall ift, nur durch Urkunden oder Eid bewiejen werben jollen, fann 
fi eine bedingte materielle Unverbindlichfeit des fraglichen Verhältnifjes verfteden, und in- 
fomeit würde dann ein Beweismittel auch nur unter den Vorausfetungen zuläffig fein, 
unter denen man e3 nad dem jonjt materiell normierenden Nechte zulaflen würde. Die 
Frage der Beweislaft ift, abgefehen von den ganz allgemeinen prozejjualen Grundfäßen, 
wie 3. B. von dem Grundfage, daß der Kläger den Grund feiner Klage beweifen muß, 
eine Frage nicht fowohl des Prozeß- als des materiellen Rechtes, daher nicht von der 
lex fori abhängig; man erfennt das deutlih, wenn man erwägt, daß z. B. die Ent- 
icheidung darüber, was im Zweifel als Wille der Kontrahenten anzunehmen ift, von der 
Feititellung der Natur des fraglichen Kontrafts abhängt, daß alſo diefe Entjcheidung auch 
maßgebend ift für die Verteilung der Beweislaft, wenn eine Partei im fonfreten Falle eine 
abweichende Bedeutung der Willensäußerung behauptet. Dasfelbe hat auch von — um: 
tionen zu gelten, melde das Recht für einzelne Rechtsverhältniſſe aufitellt; 5. B. wenn 
das Recht eine Präfumtion für die Annahme der ehelihen Abitammung eines Kindes auf- 
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ftellt, jo liegt hierin eine Vorſchrift des materiellen Rechts; das Geſetz will das Fa— 
milienreht des Kindes aufrechterhalten, ſofern nicht klar vorliegt, daß eheliche Erzeugung 
nicht jtattgefunden hat. 


8 34. Anerfennung und Vollftredung auswärtiger Urteile Pielleicht 
die wichtigften Fragen des internationalen Prozeßrechts find die der Anerfennung und der 
Vollſtreckung ausmwärtiger richterlidher Urteile!. Gewöhnlich trennt man dieje beiden Fragen 
nicht genau, weldhe zwar im Zujammenhange jtehen, aber gleichwohl nicht durchaus identisch 
find, und diefe ungehörige Zufammenfafjung hat nicht wenig zur Aufftellung und Erhaltung 
der noch in manden Ländern gültigen verkehrten Theorie beigetragen, melde dem aus: 
ländifchen richterlichen Urteile in Wahrheit den Charakter des Urteild in jedem Falle ab- 
jpriht. Die Vollitredbarteit des Urteils befteht in einem Auftrage der Staatögewalt an 
die betreffenden Organe der öffentlihen Gewalt (möglichermeife aud an den Privatmann 
jelbft), ven Inhalt des Urteils reell auszuführen. Diefer Auftrag fann nur Wirkſamkeit 
haben für den Staat, deſſen richterlihe Gewalt ihn erlaffen hat; möglicherweife fann er in 
einem anderen Staate auf Grund des Urteils wiederholt werden. Aber irgend eine Voll- 
jtredbarfeitserflärung, gleihlam eine Noftrififation des auswärtigen Urteil® infomweit, ift not- 
wendig. Die Anerfennung der res iudieata des Urteils dagegen ergiebt ſich einfach daraus, 
daß, wenn man die Wirffamfeit der ausländifchen Geſetze in einem bejtimmten Bereiche an- 
erfennt, man auch die Wirkfamfeit der ausländifhen Urteile anzuerkennen hat, welche nichts 
anderes thun als dieſen Geſetzen im einzelnen Falle Wirkſamkeit geben, vorausgejegt daß 
in dem Verfahren nicht eine offenbare Ungerechtigkeit (Verſtoß gegen allgemeine Grund- 
fäge natürlicher Gerechtigkeit) begangen ift; denn eine foldhe würde im internationalen Ver: 
fehre feinen Anſpruch auf Geltung haben, möchte jie immerhin durch das pofitive Recht eines 
einzelnen Staates für deſſen Machtbereich gededt fein. Daraus ergiebt ſich die Anerkennung 
der Urteile, welche von einem im internationalen Sinne kompetenten Gerichte gefällt find 
(vgl. $ 30), fofern die Ladung des Beflagten nicht auf Fiktionen beruht, weldhe im inter- 
nationalen Verfehre feinen Anſpruch auf Beadhtung haben. Die Volljtredung fönnte 
möglicherweife noch von weiteren Vorausſetzungen abhängig gemacht werden, 3. B. von der 
Neciprocität, namentlih, wenn das Urteil gegen einen Angehörigen unferes Staates er- 
gangen tft, von dem Abſchluſſe eines Staatsvertrages u. f. mw. ber die Anerfennung aus- 
wärtiger Urteile als res iudicatae an fih muß, wenn nicht durch bejtändige gegenfeitige 
Netraftation der Urteile der in Betracht fommenden Staaten der geſamte internationale Ver: 
fehr in Unficherheit und Verwirrung geraten joll, von foldhen bejonderen Vorausfegungen 
unabhängig fein, die auf den Vorteil eines einzelnen Yandes berechnet find. Indes iſt 
diefe freilich in der franzöfifch - italienischen Jurisprudenz aud überwiegende Unterfcheidung 
der einfachen Anerkennung der res iudicata einerfeits und der Wolljtredung des aus- 
wärtigen Urteil3 andererfeit3 in der gegenwärtigen deutſchen Jurisprudenz feineswegs an- 
erfannt. Vielmehr wird faft allgemein von den deutjchen Autoren angenommen, daß die 
deutſche Givilprozekorbnung, indem fie in $ 661 die Vorausfeungen der VBollftredung 
eines ausländiſchen (nicht deutſchen) Urteils feftjtellte, von genau denfelben Vorausfegungen 
auch die einfache Anerfennung der res iudicata abhängig gemacht habe. 

Die Jurisprudenz der Haupt-Hulturftaaten ift auch gegenwärtig in Anfehung der Voll: 
jtrefung ausmärtiger Urteile noch eine ſehr verfchiedene. 

Die franzöfiiche Jurisprudenz will, abgefehen von den Beltimmungen befonderer Staats- 
verträge?, prinzipiell auswärtige Urteile als ſolche nicht anerfennen ; fie geftattet, wenn der 


! Monograpbieen darüber: P. Fiore, Effetti internazionali delle sentenze e degli atti. Parte 
prima, materia civile. Pisa, Roma 1875: Moreau, Effets internationaux des jugements en matiöre 
eivile. Paris 1884: Daguin, De l'autorité et de l'exécution des jugements &trangers. Paris 1887: 
Piggott, The law and practice of the courts of the United Kingdom relating to foreign judgments. 
2. edit., London 1884. Für das Necht der deutichen Civilprozekordnung find beionders zu beachten: 
Francke, Zeitichrift fir deutichen Civilproözeß VIII 1—127, und Wach, Handbuch des deutichen 
Givilprozehrechts I 223 ff. 

? Ein wichtiger Staatsvertrag über den Gerichtsitand und die Urteilsvollziehung iſt zwiichen 
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Verurteilte Einwendungen gegen das zu vollitredende Urteil erhebt, prinzipiell eine voll- 
ftändige Nachprüfung der Sache, ohne Rüdfiht darauf, ob das Urteil für oder gegen 
einen Franzoſen erlafjen ift (val. Code de prockdure art. 546; Code eivil art. 2133 
a. E.). Der franzöfischen Jurisprudenz folgt die belgische. 

In England und den Vereinigten Staaten von Nordbamerifa findet dagegen eine Nach— 
prüfung des Inhalts des Urteil nicht ftatt (formell muß freilid eine neue Klage er- 
hoben werden, wobei man ſich auf das auswärtige Urteil beruft), fofern das Gericht im 
internationalen Sinne (nad) Anſicht der englifch-nordamerifanijchen Gerichte) fompetent er- 
achtet wird. Die Kompetenz darf aber nicht lediglich durch fingierte Zugejtändniffe fejtgejtellt 
fein, und die englifch - nordamerifanifche Jurisprudenz behält fich immer die Frage vor, ob 
die Prozedur und das Urteil nicht offenbar (grossiy) ungerecht ſei. Neciprocität oder 
Staatsverträge fommen hier nicht als notwendige Vorausfegungen in Betradht. Der italie- 
nische Civilprozekcoder von 1865 hat fich im mejentlichen diefen Grundfägen angeſchloſſen 
(art. 941) und fügt nod die an fich jelbjtverftändliche Ausnahme hinzu, daß das Urteil 
nicht Beitimmungen enthalten dürfe, welche der öffentlichen Orbnung oder dem öffentlichen 
Rechte des Königreich mwiderftreiten. In ſterreich vollftredt man Urteile ausmwärtiger 
fompetenter Gerichte — mobei denn einftweilen im mefentlichen die Frage, ob Kompetenz 
im internationalen Sinne anzunehmen ſei, der Wiſſenſchaft und Praris zu überlaffen ſcheint 
— unter Vorausfegung der Reciprocität. Während aber in Öfterreich die Neciprocität mehr 
negativ in Betracht zu kommen ſcheint (d. h. die Vollftredung wird dann ausgefchlofjen, 
wenn in dem betreffenden Staate Urteile öfterreichifcher Gerichte nicht vollftredt werben), 
ift in der deutfchen Civilprozeßordnung ($ 661 Nr. 5) (fehlerhafterweife) die Vollſtreckung von 
einer pofitiven Verbürgung der Gegenfeitigfeit abhängig gemadt. Außerdem geht die deutſche 
Civilprozeßordnung von dem, wie bemerkt, unrichtigen Prinzipe aus, ihre eigenen fehr aus- 
gedehnten Kompetenzgründe ohne weiteres auf den internationalen Rechtsverkehr anzuwenden 
(G 661 Nr. 3), wogegen Nr. 4 des $ 661 wieder die (einen gewiffen, freilich unter Um— 
ftänden problematifhen Schuß der Deutjchen bezielende) Ausnahme von der Vollitrefung 
macht, wenn der verurteilte Schuldner ein Deutſcher ift und fi auf den Prozeß nicht ein- 
gelafjen hat, fofern die den Prozeß einleitende Verfügung ihm weder in dem Staate des 
Prozeßgerihts in Perfon noch durch Gewährung der Nechtshülfe im Deutſchen Reiche zu: 
gejtellt it. Die Ausnahme der Nr. 2 des $ 661, nach welcher die Bollftrefung dann zu 
verfagen ift, wenn dadurch eine Handlung erzwungen werden würde, welche nach dem Rechte 
des über die Zulafjung der Zwangsvollſtreckung urteilenden deutihen Richters nicht er- 
zwungen werben darf, entjpricht wohl der obenerwähnten Vorfchrift der italienischen Prozeß— 
ordnung, iſt aber forrefter gefaßt. 


8 35. Konkursrecht. Neben der Frage der Vollſtreckung auswärtiger Urteile iſt 
die internationale Behandlung des Konfursrehts! befonders wichtig und jchwierig. Cs 
liegt auf der Hand, daß eine Unterwerfung des gefamten Konfursverfahrens unter ein ein- 
heitliches Gejeg dem Zwecke des Konfursverfahrens, welches ja eine billige Ausgleihung der 
Ansprüche der mehreren Gläubiger herbeizuführen beftimmt ift, am beiten entſpricht. Gleich: 
wohl find diejenigen Theorieen, welche de lege lata die univerfelle, ertraterritoriale Wirkung 
des Konfurjes ohne weiteres als vorhanden zu erweifen fuchen, als verfehlt zu bezeichnen. 
Im mefentlichen beruhen die hierauf bezüglichen Ausführungen Fiores und Carles 


Frankreich und der Schweiz am 15. Juni 1869 abgefchloffen worden. Vgl. Brocher, Commentaire 
pratique et theorique du trait& Franco - Suisse du 15 juin 1869. Gentve 1879, und E. Curti, 
Der Staatövertrag zwiſchen der Schweiz u. ſ. w. Zürich 1879. Ubrigens wurden ſchon im 16. Jahr» 
hundert (jpäter immer erneuerte und modifizierte) derartige VBertragsbeitimmungen zwiſchen Frank— 
reih und der Eidgenoffenichaft getroffen. 

ı Monograpbieen: Carle, La dottrina giuridiea del fallimento nel diritto internazionale 
privato. Napoli 1872; in franzöfticher Bearbeitung und mit Zufägen von E. Dubois, La faillite 
dans le droit international prive. Paris 1875; Fiore, Del fallimento secondo il diritto privato 
internazionale. Pisa 1873. Weitere Yitteraturangaben j. in den Atti del II. Congresso giuridico 
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— während Savigny einfach aus dem Münfchenswerten auf das Wirklihe fchließt, ohne die 
Schwierigkeit zu beachten, welde darin befteht, daß eine an fich einem anderen örtlichen 
Rechte unterworfene Forderung nun plößlich der lex domieilii des Schuldners unterworfen 
werden foll — auf der Annahme einerfeits einer durch die Konkursordnung gefhaffenen 
juriſtiſchen Perfon (Societät oder Succeffion) " und andererfeits auf der Betrachtung, daß 
die Konfurseröffnung als res iudicata überall Anſpruch auf Geltung habe; damit wird 
noch die Behauptung verbunden, daß die in der Konfurseröffnung liegende Entziehung der 
Dispofitionsbefugnis eine perfönlihe Unfähigkeit des Gemeinfchuldners begründe, welche 
als foldhe in Gemäßheit der lex domicilii überall anzuerkennen ei. 

Allein durch die Konkurseröffnung wird weder eine juriftiiche Perſon gefchaffen noch 
eine Univerfalfucceffion für die Konkursgläubiger begründet, und die Konkurseröffnung ift 
nicht und fann nicht fein ein Urteil über bejtrittene Privatrechte wie ein Urteil in einem 
andern Civilprozeffe. Die Konkurseröffnung befagt vielmehr, abgefehen von einigen damit 
verbundenen arreftatorifchen Maßregeln, nur, daß eben das Konfursverfahren feinen Fort— 
gang nehmen foll, und man fönnte ſich fehr wohl ein Konfursverfahren denken, in welchem 
ein förmlicher mit Rechtsmitteln anzufechtender Eröffnungsbefhluß überhaupt nicht vorfäme ; 
diefer lettere Beihluß, den die deutfche Konfursordnung auch fehr richtig Beihluß und nicht 
etwa Cröffnungserfenntnis oder Eröffnungsurteil nennt, ift nur eine Mafregel der Zweck— 
mäßigfeit, er fann ſtets auf Grund neuer Thatfachen rüdgängig gemacht werden, und von 
einer Rechtskraft ift hier nur infomweit zu fprechen, als die Beteiligten etwa verhindert find, 
eine Beſchwerde dagegen zur Hand zu nehmen. Wie follte aud ein derartiger Beihluß 
einen Einfluß haben fönnen, ſelbſt wenn er der Rechtsfraft im eigentlichen Sinne fähig 
wäre, auf Verfahren und Urteil eines anderen an fid) fompetenten Gerihts? Wie follte 
3. B. das Gericht des Staates A in diefer Weife erfennen fünnen, dab das rechtsfräftige 
in dem Staate B gefällte Urteil nicht dafelbit zur Erefution gebracht werden dürfe, wenn 
in der Cröffnung des Konfurfes eine Eiftierung der Einzelerefutionen gegen den Gemein- 
fhuldner liegt? Das wäre ja res iudicata gegen res iudicata, und warum follte die 
eine vor der andern den Vorzug verdienen?? Auch wird endlich durch die Konkurseröffnung 
eine Handlungsunfähigkeit des Gemeinſchuldners gar nicht begründet; vielmehr enthält jene 
nur eine Entziehung der Dispofitionsbefugnis, und auch nur in Anjehung alles deflen, was 
zur Konkursmaſſe gehört. Hier fchlagen die italienifhen Schriftiteller, welche für die un- 
bedingte univerfelle Wirkung der Konkurseröffnung auftreten, fich mit dem ſonſt von ihnen 
aufgejtellten Prinzipe der „Nationalität” ſelbſt. Wäre hier eine Handlungsunfähigfeit des 
Kridars wie etwa im Falle der Minderjährigkeit anzunehmen, fo müßte diefe nach dem von 
den genannten Schriftitellern fonjt angenommenen Prinzipe von dem Gefete der Nationalität 
abhängen: das aber joll nad der Anficht diefer Schriftiteller nicht der Fall fein; fie wollen 
vielmehr — was allerdings auch faktiſch richtig ift — gerade eine Anwendung der lex 
domieilii, eine Beherrfchung des Konfurfes durch den index domicilii, und fie ver- 
werfen die Anfiht, nad welcher die Konfurseröffnung ein befonderes Recht der Staats- 
angehörigen fein foll. 

Die richtige Anficht, welche übrigens ebenſowohl die der englisch - nordamerifanifchen 
Jurisprudenz wie neuerdings die der Praris der deutichen Gerichtshöfe ift und auch in der 
deutichen Konfursordnung zu Grunde gelegt it?, geht vielmehr dahin, daß an fi (v. h. 


ı So Carld:Dubois bei. S. 31. 32. 

? Gerade die unrichtigen, ohne pofitive Bafis des Geſetzes bezw. Staatsvertrages die Einheit 
und Umniverjalität des Konkurſes im internationalen Verfehre poftulierenden Theorieen führen zu 
Zweifeln und Schwierigfeiten bei dem Abſchluſſe und der Handhabung internationaler Verträge über 
die Behandlung des Konfurjes. Die Schriften, welche fi mit dem franzöſiſch-ſchweizeriſchen Ber: 
trage von 1869 (vgl. Art. 6—9 über das Falliffement) beichäftigen, zeigen dies deutlich. 

? Val. Deutihe Konkursordnung $ 207: „Beligt ein Schuldner, über deſſen Vermögen im 
Auslande ein Konfursverfahren eröffnet worden ift, Vermögensgegenftände im Inlande, fo ift die 
Zwangsvollitrefung in das inländiihe Bermögen zuläffig. Ausnahmen von dieſer Bejtimmung 
fönnen unter Zuftimmung des Bundesrats durch Anordnung des Reichskanzlers getroffen werden.“ 
$ 208: „Ein Konfursverfahren über das im Inlande befindliche Vermögen eines Schuldners, welcher 
im Deutichen Reiche feinen allgemeinen Gerichtsftand hat, findet ftatt, wenn derfelbe zum Betriebe 
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ohne befonderen ein anderes verordnenden als Gejet geltenden Staatsvertrag) der Konkurs— 
ordnung feine ertraterritoriale Wirkung zufomme. An ſich ift diefelbe nichts anderes ala 
eine Beichlagnahme des gejamten Vermögens des Gemeinfchuldners, und eine ſolche beſchränkt 
fich in ihrer Wirffamfeit als unmittelbare Zwangsmaßregel auf das Territorium, in welchem 
fie ausgefprodhen wurde. Der Schuldner verliert daher an fi) auch nicht die Dispofitions- 
befugnis über fein im Auslande belegenes Vermögen; über letzteres kann vielmehr auch im 
Auslande nach dem dort geltenden Rechte Konkurs eröffnet werden. Aber auch die hier— 
ländifchen Gläubiger fönnen auf dasjelbe Arreft legen lafjen, und wenn der Gemeinfchuldner 
mit der Konfurseröffnung einverjtanden ift oder nicht opponiert, fann der Güterverwalter 
(Kurator, Syndic), falls dies ohne Eingriff in fremde Nechtsfphäre geſchehen kann oder Die 
Vermögensodjefte gutwillig herausgegeben werben, fich in den Beſitz der ausländifchen Ver- 
mögensobjefte ſetzen. 

Die Anfechtbarfeit oder Nichtigfeit gewiffer von dem Gemeinfchuldner fchon vor der 
Konfurseröffnung vorgenommenen Handlungen muß zunächſt abhängig fein von dem ört- 
lichen Recht, welchem das fragliche Nechtsgefchäft an fich unterworfen ift; aber die Gläu- 
biger (oder in ihrer Vertretung der Güterverwalter, Syndic) können eine folhe Anfechtung 
auch ſtets nur inſoweit durchjegen, als dasjenige Necht fie gejtattet, auf welches fie über- 
haupt ihr Recht zur Beichlagnahme ftügen, d. h. alfo das Rechts des Konkursgerichts. Die 
Priorität der einzelnen Konkursforderungen ift nad) dem am Site des Konkursgerichts geltenden 
Recht zu beurteilen; Pfand» und Netentionsrechte find jedoch nad der lex rei sitae, 
Pfandrechte an Forderungen nad) dem über lettere entjcheidenden Nechte zu beurteilen, und 
zwar muß nad diejem Geſetze auch beurteilt werden die Priorität folder Rechte untereinander 
wie die frage, ob und inwieweit diefe Nechte das Recht einer abgefonderten Befriedigung 
gewähren; denn diefe legteren Fragen find nichts anderes als Fragen über die Bedeutung 
jener Rechte felbit. Über die Aufhebung der Forderung infolge der Beendigung des 
Konfursverfahrens oder vermöge fogenannten Zwangsvergleichs iſt ſchon im Obligationen- 
rechte das Erforderliche bemerft worden. 

Der Konkurs ift nicht ein Vorrecht der Staatsangehörigen; er iſt ein Mittel der Rechts: 
verfolgung. Es würde daher, wenn man unter beftimmten Staaten die univerfelle Wirfung 
des Konfurjes vertragsmäßig feitfegt, unrichtig fein, den Konkurs dem Gerichte des 
Domizil (d. 5. des faktifhen, leviglih das Forum beitimmenden Domizils) zu ent: 
ziehen und ihn etwa dem Staate zuzumeifen, welchem der Gemeinfchuldner feiner Nationalität 
nah angehört. Ebenjo ift aber auch die Geltendmahung von Forderungen im Kon— 
furfe nicht ein Vorrecht der Staatsangehörigen; die früher öfter vorkommende Benach— 
teiligung fremder Gläubiger gegenüber den einheimifchen bildet jett wohl eine faum nod) 
irgendwie in einem Kulturftaate eriftierende Anomalie; fie ift auch als dem Kredit durchaus 
nachteilig erfannt worden. 

Wenn dem Obigen zufolge die ertraterritoriale Wirkſamkeit der Konkurseröffnung ge 
leugnet werden muß, jo läßt ſich andererfeits doch nicht verfennen, daß mit folcher Be- 
ſchränkung der Wirkungen des Konkurſes mannigfadhe Übelftände und Verwidlungen ver: 
bunden find, 3. B. mehrfache Geltendmahung derfelben Forderung, aber auch Gefährdung 
der Rechte der Gläubiger, Vermehrung der Koften u. f. w. Zur Befeitigung diefer Übel- 
itände empfiehlt ji der Abſchluß von Staatsverträgen, welche dem Prinzipe der Univerfalität 
des Konkursrechtes zu folgen vermögen. In diefen fünnen denn auch Beitimmungen über 
die Art der VBeröffentlihung der Maßregeln des Konkurfes und über Sicherung der Pfand- 
gläubiger und Realberechtigten getroffen mwerden!, und ſolche Bejtimmungen find durdaus 





einer Fabrik, einer Handlung oder eines Gewerbes im Inlande eine Niederlaflung hat, von welcher 
aus unmittelbare Geſchäfte geichloffen werden. i 

Dasielbe gilt, wenn ein Schuldner, welcher im Deutichen Reiche feinen allgemeinen Gerichts» 
jtand hat, im — ein mit Wohn- und Wirtſchaftsgebäuden verſehenes Gut als Eigentümer, 
Nutznießer oder Pächter ng 

! Man vergleiche in diefer Richtung namentlich die Beichlüffe des italienifchen Juriſtenkongreſſes 
von 1880. Atti del II. Congresso giuridico Italiano internazionale ©. (15) (16) und Deutiches 
(Norbdeutiches) Rechtshülfegeieg vom 21. Juni 1869. $$ 13—18. 
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notwendig, wenn ohne weiteres etwa hier befindliche Vermögensftüde an ein entferntes fremd- 
ländifches Konkursgericht herausgegeben werden müfjen und die Nechtöficherheit nicht, 3. B. 
wegen Mangelhaftigfeit der Bekanntmachungen, aud in anderer Weife ftarf leiden fol. So 
unrichtig es ift, die ertraterritoriale Wirkſamkeit des Konkurſes a priori zu fordern, fo fehr 
empfiehlt jich ihre Einführung durch Staatsverträge unter befonderen Garantieen und Schuß: 
vorjchriften, und infofern haben Savigny und die ihm folgende moderne italienifhe Doftrin 
recht. Aber man würde einen ſchweren Stand haben, jene de facto fo nötigen 
Garantieen zu erlangen, wenn man ſchon a priori die Univerfalität des Konkurſes 
im internationalen Werfehre zugeben müßte und nicht einem engherzig und kurzſichtig 
verfahrenden Staate gegenüber ganz qut auch den entgegengefegten Standpunkt zu behaupten 
vermödhte !. 


* In dem 1838 veröffentlichten Entwurfe eineö bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutiche Reich 
finden fih Beftimmungen über das internationale Privatrecht nicht. 
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I. Einleitung. 


8 1. Begriff und Aufgabe des Civilprozefjes. Stellung des Civil- 
prozeßrehts im Rechtsſyſteme. Civilprogeß nennen wir die Alarjtellung und nötigen 
Falls zwangsweife erfolgende Durchführung oder Heritellung beftrittener oder doch thatſächlich 
verlegter Privatrechte durch die dazu bejtimmten Organe der Staatögewalt. Dies jchlieft 
nicht aus, daß die beteiligten Privatperfonen bei jener Klarſtellung und zwangsweiſen Reali- 
fierung ihrer Rechte thätig werden, ja daß ihnen hierbei die Hauptrolle zufalle, die Mit- 
wirfung des Staates oder Gemeinweſens dagegen auf ein Minimum fich bejchränfe. Aber 
von einem Prozefje wird immer nur da die Nede fein fönnen, wo in irgend einer wenn aud) 
noch jo bejchränften Weife die Staatsgewalt die Streitenden zwingt, ihrem Ausſpruche fi) 
zu unterwerfen. Die Selbjtverteidigung, Cigenmadt und Selbjthülfe fällt nicht unter den 
Begriff des Prozeßrechts, auch da nicht, wo die Rechtsordnung, damit jene Handlungen als 
erlaubte gelten, bejtimmte Formalitäten für diefelben vorgefchrieben hat. Doch iſt begreiflich, 
daß ein weniger entwideltes Staatswefen den Parteien viele Handlungen überläßt, die 
fpäter nur durch Beamte vorgenommen werben fünnen, jo daß bei manchen Erfcheinungen 
der Rechtsgeſchichte wir ſelbſt zweifeln mögen, ob darin eine wirkliche Prozeßhandlung oder 
ein Aft der mit gewiſſen Formalitäten umgebenen Selbithülfe zu erbliden fei. 

In mehr entwidelten Gemeinwejen tritt die zwangsweife Durchführung des Rechts 
zurüd gegenüber dem Ausſpruche über das Recht. Diefer wird oft ohne weiteres befolgt, 
weil der einzelne gegenüber der Stantsgewalt doch machtlos ift, und der Prozeß erreicht 
dann faftifch mit jenem Ausſpruche fein Ende. Dennoch darf man den Zwang (die Zwangs— 
volljtrefung) nicht als ein unmefentliches Stüd des Prozefjes betrachten. Ein Urteil, dem 
nicht nötigen Falls der Zwang zur Durchführung zur Seite ftände, wäre fein Urteil im recht- 
lihen Sinne, während umgekehrt in durchaus abfolutiftifch regierten Staaten ein prozefjualer 
Zwang, in welchem thatfählic auch ein Urteil enthalten fein würde, ohne irgend ein vor: 
aufgehendes formelles Verfahren die Stelle des Prozefjes einnehmen könnte. Allerdings 
fpricht das römische Recht von einem iudieium nur, infofern der Beklagte den Anſpruch des 
Klägers wirklich bejtreitet (1. 25 8 2 D. ad. leg. Aquil. 9, 2), und wie im Haffifchen 
römifchen Prozeſſe war aud im älteren deutfhen Rechte und nach neueren Prozeßgeſetzen ift 
nicht immer der Zwang zur Durchführung des erjtrittenen Rechts Sache desjenigen Organs 
bes Gemeinweſens, welches den Ausſpruch über das Necht gethan hat. Allein dergleichen 
Arbeitsteilungen fönnen den begrifflichen Zufammenhang nicht zerjtören, ſowenig wie etwa 
das Verbift der Gefchworenen deshalb aufhört, einen integrierenden Beftandteil des Straf- 
verfahrens zu bilden, weil e8 nicht von dem Nichter ausgeht, welcher das Endurteil fällt. 
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Auch da, wo die Zwangsvollſtreckung zunächſt nicht Sache des Gerichts, jondern anderen 
Beamten übertragen ift, muß alfo daran feitgehalten werben, daß diejelbe Juftiz- und nicht 
Berwaltungsfahe (Juſtizverwaltungsſache) ift, die Entfcheidung über alle in der Zwangs— 
vollitrefung etwa auftauchenden Zweifel und Streitigkeiten daher den Gerichten gebührt, 
eine Folgerung, die manchen neueren Gejehgebungen gegenüber auch nicht ohne praftiiche 
Bedeutung ift. 

Dagegen gehört nicht in das Civilprozeßrecht die fogenannte freiwillige Gerichtsbarfeit 
(iurisdietio voluntaria im Gegenſatze zur iurisdietio contentiosa), d. h. der Inbegriff 
von Normen über die Mitwirkung der Gerichte oder der ihnen in dieſer Hinficht etwa 
gleichgeftellten Beamten (Notare, Hypothefenbewahrer) bei ver Begründung und (urfundlichen) 
Sicerftellung von Rechtsverhältniſſen. 

Der Civilprozeß bildet einen Bejtandteil des öffentlichen Rechts, da es im Civilprozeiie 
wefentlih um die Thätigfeit der Staatsgewalt zu Gunften eines angeblich verletten Privat- 
rechts fih handelt. Aber die Natur diefes Rechts bringt es mit fih, daß der freien 
Thätigfeit und Willfür der Parteien hier ein weit größerer Raum gelafjen wird als da, 
wo ein öffentliches Recht in Frage ſteht, und daß namentlich der Verzicht der Parteien von 
mweitgreifender Bedeutung iſt. Doc geht diefe Willfür der Parteien nicht ſoweit!, daß 
diefelben dem Gerichte andere als die gefeglihen Normen der Prozekleitung und -entjchei 
dung mittels eines jogenannten Konventionalprozejjes aufzubringen berechtigt wären. 
Soll der Richter ald Organ der Staatögewalt ſich überhaupt mit einer Streitfahe befafien, 
fo fann er es auch nur in der vom Staate (Geſetze) gebilligten Weife: dieſe lettere hat 
eine über die einzelne Streitfadhe hinausgreifende Einwirkung auf das Gemeinweſen und 
insbefondere auf die Verhandlung und Enticheidung anderer Prozeſſe, ganz abgejehen davon, 
daß im Prozeſſe oft auch Rechte und Intereſſen dritter Perfonen, z. B. der Zeugen, in 
Betracht fommen. Wo alſo 3. 2. Öffentlichkeit und Mündlichfeit des Bank befteht, 


fönnen die Parteien nicht nad) ihrer Willtür die Öffentlichkeit ausschließen oder fchriftlich 
verhandeln. 


82. Drventliher Prozeß und abweichende Prozedurformen. Übrigens 
fann es auch angemefjen oder notwendig erjcheinen, daß für verjchiedene Arten von Streit: 
ſachen verfchiedene Arten des Verfahrens bejtehen, namentlih mit Rüdfiht darauf, daß ge 
wiſſe Streitjachen eine bejondere Beſchleunigung des Verfahrens oder, wie z. B. der Arreſt 
prozeß, der mit Erefutionshandlungen beginnt, gewiljermaßen eine Umtehr der ſonſt gültigen 
Prozenormen fordern. Neben dem ordentlichen Prozefje beftehen daher die ſummariſchen 
Prozefje und der Konfursprozeh. Die jummarijchen Prozeſſe werden von der deutjchen 
Doftrin eingeteilt in die unbejtimmt: (requlär-) und in die beftimmt- (irregulär-) jumma- 
riſchen Prozedurformen. Erſtere unterfcheiden fich von dem ordentlichen Verfahren nur durd 
Abkürzungen und Vereinfahungen ; bei letteren erhalten die Prozeßhandlungen felbjt einen 
anderen Charakter oder treten in anderer Neihenfolge auf. Zu den bejtimmt fummarifchen 
Prozefien gehörten nad) der gemeinrechtlihen Doftrin der Mandats-, der Erefutiv- (Urkunden: ) 
und Wechſelprozeß und der Arreitprojeß. Die Civilprozekordnung für das Deutfche Reich 
hat von fjummarifchen Prozedurformen nur den Urfunden- und Wechſelprozeß ſowie den 
Arreſtprozeß aufgenommen. Das fogenannte Mahnverfahren der deutichen Givilprozeh- 





ı Mieweit der Verzicht besw. die Möglichkeit einer Dispofition der Parteien anzuerkennen ift, 
wird fih nur mit Nüdfiht auf die einzelnen in Betradht kommenden Givilprosehnormen 
beftimmen laſſen. — Über dispofitives Civilprozeßrecht val. neuerdings Bülom im Archiv f. d. civilift. 
Prarid LXIV 1 ff. Doc dürfte einerfeits das, was Bülow hier mit Necht befämpft, kaum der 
wahre Sinn der herrichenden Anficht fein, und andererjeits Bülow die Dispofition der Parteien in 
zu enge Grenzen einschließen. — Verträge über die Beweislaft — anders fteht e8 mit den Ber- 
trägen über Ausſchluß von Beweismitteln — für den Fall eines etwaigen Streites unter den 
Parteien find für unwirffam nicht zu erachten und für den Verkehr ſchwer zu entbehren. Das 
Prinzip der freien Beweiswürdigung Fe des Richters berühren fie nicht. Vgl. Einführungsgeiek 
zur deutichen Civilprozgekordnung $ 16 Nr. 1. 
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ordnung fann als ein VBerfuchsverfahren bezeichnet werden, um Anfprühe ohne wirklichen 
Streit der Parteien zur Erefution zu bringen, immerhin aber auch als eine Fortbildung 
des gemeinrechtlichen fogenannten bedingten Mandatsprozeffes. 


83. Formelle oder materielle Wahrheit des Civilprozejjes. Der 
Civilprozeß und das Leben des Volfes. Häufig wird behauptet, im Civilprozefie 
fomme es nur auf formelle, nicht auf materielle Wahrheit an. Dies ift nicht genau. Der 
Civilprozeß muß ſogut wie der Strafprozeß dahin ftreben, daß das Recht, wie es in ihm 
fejtgeitellt wird, aud dem wirklich vorhandenen Nechte entjprehe. Ein Prozefverfahren, 
weldes präjumtiv dem Unrechte zum Siege verhilft, ift immer ein fehlerhaftes. Aber freilic) 
muß der Natur des im Streit befangenen Rechts gemäß der Civilprozeß fich weſentlich 
damit begnügen, den Parteien die Möglichkeit zur Feſtſtellung des materiellen Nechts zu 
gewähren, und nicht darf er unter gänzlicher Zurüddrängung der Barteithätigfeit dem Richter 
dieſe Feſtſtellung jelbjt gegen oder ohne den Willen der Parteien in die Hand legen. Die 
Barteithätigfeit und damit einerfeits die individuelle Gefchidlichfeit, amdererjeits die Nach- 
läffigfeit der Partei hat daher auf das Schidfal des Prozeſſes den erheblichiten Einfluß, und 
fo wird oft jelbjt bei der beiten Prozeßordnung das formelle Necht des Urteils dem mate- 
riellen Nechte widerſprechen. Gefchieht das aber zu oft und erfcheint dann der Obfieg im 
Prozefie wejentlih als Spiel des Zufall und technifher Gefchidlichfeit, fo wird das 
Rechtsbewußtſein des Volkes ſchwer geſchädigt. Andererfeits ift es aber auch ein verhängnis- 
voller Mißgriff, wenn die Geſetzgebung es unternimmt, die Parteien bei Verteidigung und 
Verfolgung ihrer Privatrechte, über welche fie doch der Negel nad) frei disponieren können 
und welche fie auch der Hegel nah am beiten zu verfolgen und verteidigen wiſſen, unter 
die Vormundjchaft des Gerichts zu ftellen. 

Eine auf gefunden Grundlagen ruhende Prozeßgeſetzgebung iſt für das gefamte Leben 
des Volkes von hoher Bedeutung. In einen Prozeß kann jeder wider Willen geraten, und 
dem einzelnen ift es meiftens weit leichter, durch befondere Dispofitionen und Kautelen den 
ſchädlichen Einwirkungen eines verfehrten materiellen Rechtsſatzes als denjenigen eines fehler- 
haften Prozeßgeſetzes fich zu entziehen. Handel und Induſtrie find bei einem gerechten und 
und dabei doch ſchnellen Prozehverfahren wejentlich intereffiert, und dieſes befist auch eine 
itarfe volfserziehende Kraft. Grobe Sorglofigfeit, verjtedter Betrug werden durd ein ener- 
giſches Civilverfahren, welches den Echuldigen zum Erſatze des angerichteten Schadens an- 
hält, in mannigfacher Beziehung beffer im Zaume gehalten als durch Strafrichter und 
Polizei. Die bürgerliche Selbjtändigfeit des einzelnen, da fie bedingt ift durch eine ftrenge 
und nicht nur theoretifche, ſondern praftifch wirfjame Verantwortlichfeit, hängt weſentlich 
mit ab von einem guten Givilverfahren. Ein jchlechtes Givilverfahren drüdt aber aud) 
die Stellung derjenigen herab, welche die Nechtöpflege vorzugsweife in Händen haben. 
Selbitgefühl des Richterftandes und Achtung desfelben feitens des Volkes ftehen im Verhältnis 
zu der Art und Weife, in welcher das Verfahren die Zwede der Rechtspflege zu erreichen ge- 
itattet, und je weniger die Nechtspflege in ihrem nächiten Kreiſe materielles Necht zu verwirf- 
lichen im jtande ift, um fo weniger wird man geneigt fein, ihr einen weiteren Wirfungsfreis 
der Nechtiprehung in ragen des Staatsrehts zu eröffnen, bei denen eine nur formelle 
Löfung weit weniger erträglich ift. 

Der Civilprozeß als Teil des öffentlihen Nechts jteht in Wechjelberiehung zu dem 
politifchen Yeben des Volkes. Ein abfoluter Beamtenftaat wird ein anderes Prozeßverfahren 
ausbilden, als dasjenige ift, welches allgemeiner Teilnahme des Volkes an politifchen Rechten 
und Befreiung des einzelnen von ftaatlicher Bormundjchaft entipriht. Doc iſt die MWechiel- 
wirfung nicht jo unmittelbar und fchnell, wie wir fie beim Strafverfahren wahrnehmen, und 
Tradition und Gewöhnung haben gerade im Givilprozeß befondere Macht, da derfelbe mehr 
ald das materielle Recht von den Anfchauungen der Nechtstechnifer abhängig it. So er- 
hielt fih im römischen Kaiſerſtaate noch längere Zeit das in der republifanifhen Zeit aus- 
gebildete Verfahren, und bis in unfere Zeit haben mande Staaten umgefehrt noch ein 
Givilverfahren beibehalten, welches einer vergangenen politifchen Epoche entipricht. 

v. Holgenborjf, Encyklopädie. I. 5. Aufl. 49 
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84 Anwendung neuer und Anwendung ausmwärtiger Prozeßgeſetze. 
Jedes Nechtöverhältnis muß zwar im Prozeffe geltend gemacht werden fünnen, wenn aud) 
nur als Verteidigungsgrund. Aber die Art und Weiſe diefer Feititellung ift nicht wohl- 
erworbenes Necht des einzelnen. Vielmehr ift hier entjcheidend, daß das Urteil eine Über 
zeugung der Staatögewalt von der Richtigkeit oder Unrichtigfeit des erhobenen Anſpruchs 
ausdrüdt, und daß der Prozeß den Weg zur Bildung diefer Überzeugung darſtellt. Dar- 
aus folgt: 

1. Neue Prozefgefege find fofort anwendbar auch auf früher entjtandene Rechts— 
verhältnifje. Der Staat muß hier von der Anſchauung ausgehen, daß der neue Weg zur 
Ermittelung der Nechtsverhältnifje der ausreichende und beſſere ſei. Selbjt auf bereits an- 
hängige Nechtöftreitigfeiten fönnen neue Prozeßgefege Anwendung finden und müfjen Dies 
oft nach ausdrüdliher Beitimmung des Gefeßgebers. Inwieweit dies möglih ift ohne 
Schädigung der materiellen Rechte der Parteien, ift nur nach Maßgabe der in Betracht 
fommenden Gefeßgebungen und ihrer Prinzipien zu bejtimmen, und bei umfafjenderen 
Änderungen find überhaupt mande Zweifel ſchwerlich anders als durch eingehende Detail 
bejtimmungen zu löfen. Je mehr aber die neue Gejeggebung den Prozeß als einheitliches 
Ganzes auffaßt, um fo weniger können einzelne unter der Herrſchaft des früheren Ge— 
jeßes vorgenommene Akte und erledigte Prozeßabſchnitte aufrechterhalten werden. In 
neueren Gejegen findet ſich oft die Vorſchrift, daß mit Beginn einer neuen Inſtanz das neue 
Verfahren anzuwenden, die zur Zeit des nkrafttretens des neuen Geſetzes bereits begonnene 
Instanz dagegen noch im alten Verfahren zu erledigen ſei (val. 3. B. preußifche Verord- 
nung vom 21. Juli 1846 $ 39), ein Saß, der aber zur Befeitigung der hier obwaltenden 
Schwierigkeiten feineswegs ausreicht. 

Bal. namentlih Mittermaier im Archiv f. die civilift. Praris X 118 ff.: Menger, Syitem 
d. öjterr. Civilprozeßrechts I (1876) 188 ff.; Wach, Handbuch des deutichen Civilprozeßr. I 211 ff. 


Das Einführungsgejeg zur deutichen Civilprozeßordnung $ 18 ftellt den Grundſatz auf, daß 
auf die Erledigung der vor dem Inkrafttreten der Givilprogefordnung anhängig gewor— 
denen Prozeſſe bis zu rechtsfräftiger Entfcheivdung die bisherigen Prozeßgefege Anwendung 
finden follen, autorifiert jedod die Yandesgejesgebung, auch anhängige Prozeſſe dem neuen 
Prozegrechte zu unterwerfen und zu diefem Zwede Übergangsbeftimmungen zu treffen. 
Außerordentliche Nechtsmittel finden nad Einführungsgefeg S 20 nur nad Maßgabe des 
neuen Rechts ferner ftatt, und dies entjpricht auch der Auffaffung diefer Rechtsmittel als 
befonderer Klagen oder Prozeffe, welde die Nefciffion eines früheren Prozeßrefultats be- 
zweden. Auch die Zwangsvollitvedung, deren Form von der des Nechtsjtreits im engern 
Sinne, des Judicium unabhängig ift, wird, was die Anwendung des neuen Prozeßrechts be- 
trifft, nach Einführungefeg $ 21 als bejonderer Prozeß behandelt. Das preußiſche Geſetz 
vom 31. März 1879 betreffend die Übergangsbeitimmungen zur deutichen Civilprozegordnung 
und deutjchen Strafprozefordnung (8 1) läßt es prinzipiell bei dem in Einführungsaejeg 
zur deutſchen Civilprozeßordnung S 18 aufgeftellten Grundfage bewenden und macht davon 
in den SS 2 ff. nur wenig umfajjende Ausnahmen. 

2. Der Richter hat das Prozeßrecht feines Staates (die lex fori) aud auf Nechts- 
verhältniffe anzuwenden, die materiell nad) dem Rechte eines anderen Staats beurteilt werden 
müfjen. Dies gilt insbefondere von der Beurteilung des Beweifes; wenn nad) der lex 
fori 3. B. das Prinzip der freien Beweiswürdigung gilt, jo fommt es auf die Nequifite 
einer formellen Beweistheorie, welche etwa an dem Orte gilt, wo das in Streit befangene 
Nechtsverhältnis zur Eriftenz gekommen ift, nicht an. Präſumtionen und Beſchränkungen 
der Beweismittel dagegen, die nur für einzelne Nectsverhältniffe gelten (3. B. Präſum— 
tionen für die ehelihe Erzeugung eines Kindes) , find dem materiellen Rechte zuzurechnen, 
daher nicht nach der lex fori zu beurteilen. Das Letztere gilt auch von der Fähigkeit zur 
Prozeßführung, welche, infoweit fie Folge der allgemeinen Sandlungsfähigfeit iſt, von der 
lex domieilii, dem heimatlichen Nechte der prozehführenden Partei abhängig it. Davon 
weicht allerdings 8 53 der deutſchen Givilprozefordnung nad angeblihen, in Wirklichkeit 
aber nicht vorhandenen Zwedmäßigfeitsgründen ab: der Ausländer foll, wenn ihm nad) 
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dem Rechte feines Landes die Prozeßfähigkeit mangelt, als prozeßfähig gelten, wenn er dies 
nad dem Nechte des Prozeßgerichts fein würde. Es iſt übrigens häufig notwendig, daß 
das über den Prozeß entſcheidende Gericht (Prozeßgericht) ſich zur Erledigung einzelner 
Prozeßhandlungen der Hülfe eines anderen und etwa auch eines ausländifchen Gerichts be- 
diene. Für diefen Fall ift Folgendes zu bemerfen. Auch da, wo der Richter auf Requiſi 
tion eines auswärtigen Gerichts thätig wird, muß er gleichwohl die in feinem Yandesgejege 
unbedingt vorgejchriebenen Formen und unerläßlichen VBorausjegungen der betreffenden Pro- 
zeßhandlungen wahren, wenngleih er auf bejonderes Erſuchen des auswärtigen Nichters 
neben jenen Formen auch diejenigen des auswärtigen Nechts beobachten fann, ſoweit die— 
jelben nicht nad den Landesgejegen für unzuläffig erachtet werden müfjen oder Verpflich— 
tungen und Rechte Dritter, 3. B. der Zeugen, nicht berühren. Das Prozeßgericht hat da- 
gegen nach feinen Gejegen zu prüfen, ob der Inhalt der Prozephandlungen genügt. 
Nicht vollfommen forreft drüdt ſich $ 334 der deutſchen Civilprozeßorbnung in dieſer Be— 
ziehung aus („Entipridt die von einer ausländifchen Behörde vorgenommene Bemeisauf: 
nahme den für das Prozeßgericht geltenden Gefesen, jo kann daraus, daß fie nach den 
ausländischen Gejegen mangelhaft it, fein Einwand entnommen werden”). Die Verpflichtung 
dritter Perfonen zur Ablegung eines Zeugnifjes ift nach dem Rechte des Aufenthaltsortes 
diejer Perfonen, die Verpflichtung der Parteien dagegen zur Ausſchwörung eines Eides, 
Stellung einer Kaution, Herausgabe einer Urkunde (lediglich aus prozeſſualen Gründen) nach 


dem Rechte des Proeßgeuch⸗ zu beurteilen. (Vgl. auch die Abhandlung über das inter— 
nationale Privatrecht. 


Litteratur: Mittermaier im Arch. f. d. civilift. Praris XIII 293 fi.; v. Duhn ebenda 
XXXXI 22 ff.;: Story, Commentaries on the confliet of laws. (Verſchiedene Ausgaben bis auf 
unfere Zeit.) Boston; Foelix, Traité du droit international priv (4&me ddit.) par Demangent. 
Paris 1866; Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht. 1862. 2. Aufl.: Theorie und Braris 
des internationalen Privatredts. 1889. Bd. II; F. Wharton, A treatise on the confliet of laws. 


Philadelphia 1872. 2. Ausg. 1881: Menger, Syftem des Öfterreihiichen Civilprozeßrechts I 128 ff. 
Wach, Yandbud I 219 ff. 


1. Prinzipien des Civilprozeßrechts. 


85. Das Verhandlungsprinzip. Aus der Natur der im Givilprogefle 
geltend gemachten Nechte folgt für jedes rationelle Eivilverfahren das jogenannte Verhand- 
lungsprinzip (Berhandlungsmarime). Da die Parteien über das Recht ſelbſt 
frei Disponieren fünnen, muß es ihnen auch überlafjen bleiben, was fie zur Geltendmachung 
desjelben oder zur Abwehr des gegneriſchen Angriffs vorbringen wollen: die Initiative ge: 
bührt alfo hier den Parteien. Allerdings fönnen diejelben durch Nachläffigfeit und Un- 
fenntnis in Schaden geraten; aber wenn umgefehrt der Nichter nad dem fjogenannten » 
Inquiſitions- oder Unterfuhungsprinzip (oder -marime) Thatjachen und Beweife 
auf eigene Hand heranziehen will, jo fann es nicht ausbleiben, daß er oft Parteiintereſſen 
verlegt oder durch Irrtümer der Bartei Schäden und Koften verurfacht, und daß andererfeits 
der jeder feiten Norm entbehrende Prozeß — denn im Givilprozefie beruht der Zwang 
wejentlich auf der Annahme eines mit dem Unterfuchungsprinzipe nicht vereinbaren Verzichts 
der Partei — ungebührlid in die Yänge gezogen werde. Der Verfuh, den die preußiſche 
allgemeine Gerichtsordnung (Einleitung 55 6. 7; Teil I Tit. 10 $ 1, 3) in gewiſſem 
Umfange mit dem Unterfuchungsprinzipe gemacht hatte, war daher auch als unpraktiſch 
ſchon von der neueren preußiſchen Geſetzgebung gänzlich aufgegeben worden. Allerdings 
kann aber das Verhandlungsprinzip in mehr oder weniger ſchroffer Weiſe durchgeführt 
werden, und hier iſt denn einerfeits der mehr oder weniger formelle Charakter des Beweis— 
rechtes — am jchärfiten tritt das PVerhandlungsprinzip hervor im älteren deutichen Rechte 
— und andererfeits die Schriftlichfeit oder Mündlichfeit des Verfahrens von Einfluß, da 
eritere das auch mit dem Verhandlungsprinzipe jehr wohl zu vereinbarende, in der deutfchen 
Civilprozeßordnung $ 130 anerfannte und hier ſachgemäß zunächſt dem Vorfigenden des 
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Gericht3 überwieſene rihterlihe Fragerecht (Aufflärungsrecht) zur Feſtſtellung des 
Sinnes von Parteierklärungen außerordentlich behindert !. 

Das Verhandlungsprinzip aber läßt ſich in folgende Unterfäte auflöfen: 

1. „Nemo iudex sine actore“: „Wo fein Kläger, da ift auch fein Richter.“ Der 
Givilrichter fann nur auf Anrufen einer Partei einen Givilprozeß einleiten ?. 

2. „Ne proecedat iudex ex officio“. Der Richter ſoll aud in einem bereits an— 
hängigen Prozefje nicht von Amts wegen thätig werden. Diefer Sag ift aber nur unter 
Beichränfungen wahr. Denn 

a. das, was zum regelmäßigen Fortgange des Prozefjes gehört, muß der Richter 
oft ohne bejondere Parteibitte vornehmen, 3. B. im gemeinrechtlichen Verfahren dem Be- 
klagten die Klage zur Vernehmlaffung mitteilen, auch wenn der Kläger darum nicht beſon— 
ders, fondern nur allgemein um Verurteilung des Bellagten gebeten hat; 

b. eine Abmweifung unbegründeter Anträge erfolgt immer von Amts wegen, da die 
Abweifung weſentlich nichts anderes ift ala eine Benachrichtigung, daß der Nichter unthätig 
bleiben wolle; 

e. wo der Nichter thätig wird, muß er aud von Amts wegen für die rechtliche 
Gültigkeit feiner Handlungen forgen, und da der gejamte Prozeß die Thätigfeit des Rich— 
ters vorausfeßt, muß der Nichter auch von Amts wegen dafür Sorge tragen, daß der 
Prozeß nidt an Mängeln leide, die ihn nichtig ericheinen laffen. So muß der Richter 
z. B. darauf achten, daß nicht ein Handlungsunfähiger prozeffiere. (Wal. deutfche Civil- 
prozeßordnung S 54.) 

Vielleicht Fönnte man nad) diefen Beſchränkungen den obigen Sag jo ausprüden: der 
Richter hat in feiner Thätigfeit überall da innezuhalten, wo er einen Parteiantrag erwarten 
könnte, falls die Partei einen Fortſchritt in der fraglichen Richtung oder überhaupt einen 
Fortichritt will. So fann der Nichter nit auf eigene Hand Beweismittel heranziehen, 
wohl aber, wenn die Partei für einen beftimmten Beweisſatz Beweismittel vorgebradt hat, 
für die gehörige Ausnugung dieſer Beweismittel (3. B. durch ergänzende ragen an bie 
Zeugen) forgen. 

3. „Quod non est in actis, non est in mundo“, d. h. Thatfaden, Die von den 
Parteien nicht im Prozeſſe geltend gemacht find, dürfen der richterlichen Thätigfeit nicht zur 
Grundlage dienen; der Richter darf feine Privatfenntnis nicht benugen. Dagegen hat der 
Nichter Rechtsſätze von Amts wegen anzuwenden. 

4. „Ne eat index ultra petita partium“, d. h. der Nichter darf der Partei nicht 
mehr zuerfennen als dasjenige, was fie beantragt hat, auch nichts anderes (mohl aber ein 
Seringeres, wenn ein Antrag auf das Plus nicht begründet wäre; denn in dem Plus ift 
das Minus mit enthalten). Diefe Beichränfung ailt auch von Nebenpräftationen, 3. B. von 
Früchten und Zinſen; nah einer durch frühere PBartifulargefege und jet auch durch die 
deutiche Civilprozeßordnung $ 279 gaebilligten Anficht aber nicht von der Zuerfennung der 
Prozeßkoſten, über welche nad diefer Anficht vielmehr von Amts wegen entfchieven wer: 
den joll. 

An der Handhabung des Verhandlungsprinzips fünnen allgemein gehaltene Bitten ver 


t Auf diefes Necht des Gerichts, ſich aufzuklären über das Streitverbältnis, iſt zurückzuführen 
a. die im $ 132 der deutichen Civilprozeßordnung anerfannte Befugnis des Geridts das perfönliche 
Erfcheinen der Parteien zu fordern: b. die nach & 133 daſ. beitehende Befugnis des Gerichts anzu: 
ordnen, dak eine Partei die in ihren Bänden befindlichen Urkunden, auf weiche fie fih bezogen 
bat, Stammbäume, Pläne, Riſſe und fonftige Beihnungen vorlege: e. die im $ 135 daf. gegebene 
Befugnis des Gerichts, die Einnahme eines Augenfcheins ſowie Bequtachtung durch Sadhverftändige 
anzuordnen. 

" Nach früherem gemeinen Rechte wurde der Richter allerdinas für befugt erflärt, von Amts 
wegen einzufchreiten, wenn bei zweifelbaftem Bejititande Gemwalttbätigfeiten zu befürchten 
waren. — Tas römische Recht jtellt den Satz auf: „Nemo invitus agere cogitur 1 un. 6.8, 7. 
Tavon gab e8 nad dem gemeinen Nechte iniofern Ausnahmen, als in gewiflen Fällen jemand (durd) 
eine Provofationsklage) gezwungen werden fonnte, einerseits Klage (gegen den Provofanten) zu er- 
heben, Nach der deutichen Civilprozeßordnung finden Provofationstlagen gegen beitimmte Per— 
ſonen nicht mehr ftatt. 
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Partei, der Richter a" ihre Thätigfeit ergänzen (fogenannte clausula salutaris, die früher 
allgemein üblich war), nichts ändern. 


S6. Grundfaß, beide Parteien gleihmäßig zu hören. Als zweiter 
Fundamentalſatz des Givilprozefjes pflegt bezeichnet zu werden ver Grundfaß des beider- 
feitigen Gehörs (Audiatur et altera pars): „eines Banned Rede iſt feine Rede, man 
ſoll fie billig hören beede“. (1.3 C. 7, 48; 1. X. 2, 12.) Der einfeitige Vortrag 
einer Partei wird vermutlich zu deren Gunften Aa Sachverhalt färben oder doch beleuchten 
und ift daher ungeeignet, zur Grundlage richterlicher Entſcheidung zu dienen. Doch muß 
es jelbitverjtändlich genügen, wenn der Gegenpartei ausreichende Gelegenheit gegeben, Die 
Partei gehörig aufgefordert ift, fih vor dem Richter vernehmen zu laſſen; und außerdem ijt 
der obige Grundjag nicht anwendbar auf nur proviforifche Verfügungen, die vielmehr 
oft durch vorheriges Gehör der Gegenpartei illuforifch werden würden. 


ST Bezahlung der vom Staate geleifteten geridtlihen Hülfe. 
Armenreht. Von feiner Bedeutung für die Gejtaltung des Verfahrens ift ſodann 
der im heutigen Prozeßrecht gültige, praktiſch allerdings wichtige Satz, daß gerichtliche 
Hülfe nicht unentgelthich vom Staate geleiſtet wird, vielmehr dem Gerichte Ge— 
bühren entrichtet werden müffen. Wenn aud von einem idealen Standpunkte aus für Un— 
entgeltlichfeit der Gewährung der Nechtshülfe manches fich fagen läßt, fo würde dieſelbe 
doh in unſeren Kulturverhältniffen die Prozefje bis zur umerträglichen Laſt vermehren. 
Nebenbei fommen für die moderne Geſetzgebung freilich auch finanzielle Rüdfichten auf die 
Staatskaſſe in Betracht. Für das Deutjche Reich ift jetzt das Gerichtskoſtenweſen einheitlich 
geregelt durch das Gerichtsfoftengefeg und die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 
18. bezw. 24. Juni 1878. Das erjtere Geſetz, welches zugleich jede weitere, früher 
meiſt übliche Bejteuerung der Rechtäftreitigfeiten, insbefondere durch Stempel, in den einzelnen 
deutichen Staaten ausfchließt, beruht auf dem Prinzipe, daß für den Nechtsftreit je nach dem 
Wertbetrage desjelben eine Gefamtgebühr erhoben wird (Paufchgebühr), nicht aber jeder ein- 
zelne Akt des Verfahrens tariert wird. Jedoch kommt dies Prinzip nicht rein zur An- 
wendung. Es wird auch berüdfichtigt die verfchievene Art der Erledigung des Nechtsitreits, 
ob ohne fontradiftorifche Verhandlung oder mit folder u. f. w. 

Dem Armen, der eine nicht offenbar ungerechte Sache verfolgt oder verteidigt, darf in- 
des keinesfalls durch die Gebührenpflichtigfeit das Hecht abgefchnitten werden. So müſſen 
dem Armen wenigſtens die Gebühren geſtundet, und muß ihm auch in den erforderlichen 
Fällen unentgeltlich ein ſachkundiger Rechtsbeiſtand gewährt werden (Armenrecht). gl. 
die genaueren Vorſchriften in den S$ 106 ff. der deutſchen Givilprozefordnung. Das 
Armenrecht wird ebenjo wie nad) dem früheren gemeinen Rechte durd das Prozebgeridht, 
nicht, wie 3. B. nad) der hannoverjchen Prozeßordnung, durch die Staatsanwaltichaft erteilt 
und muß für jede Inſtanz befonders nachgefucht und bewilligt werden.) m Laufe des 
Prozejjes gilt jonft die Regel, daß derjenige, auf deſſen Antrag eine richterlihe Handlung 
erfolgt, deren Kojten dem Gerichte zu erlegen hat und daß, wenn die richterlihe Handlung 
von Amts wegen oder auf beiderjeitigen Antrag erfolgt, jeder Teil die Hälfte zu erlegen 
hat, vorbehältlich des Nechts, von dem Gegner demnächſt Erjtattung der Prozeßkoſten zu 
verlangen (f. unten). 


88 Verfhiedene möglidhe Prinzipien des Beweisrehts. Von ent- 
ſcheidendem Einfluffe auf die geſamte Geftaltung des Prozefjes tt aber die Be- 
Ihaffenheit des Beweisrechts. Finden und Anmenden des pafjenden Rechtsſatzes 
auf den gegebenen Fall iſt eine geiftige Operation wejentlich nur des Urteilers, und die 
Geſetzgebung hat, was diefen Punkt betrifft, nur dafür zu forgen, daß diejelbe einem ge— 
eigneten Organe anvertraut werde. Dagegen lafjen, wie auch die Gefchichte des Prozeßrechts 
zeigt, Sehr verjchievene Wege der Feſtſtellung des Thatlächlichen ſich denken. Sie müjjen 
angemejjen fein den Sitten, der Denfweife, der Kulturjtufe und in gewiſſem Umfange auch 
dem öffentlichen Leben des einzelnen Volfes. Kindlicder Glaube kann als Beweismittel 
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Dinge betrachten, denen vorgefchrittene Bildung alle Beweiskraft abipricht ; dem einen Volfe 
fann eine große Gewalt des Richters bedenklich, dem anderen wünfchensmwert erjcheinen, und 
ein wenig entwidelter Verkehr kann ſich mit Beichränfungen der Rechtsverfolgung vertragen, 
die ein entwidelter Verkehr abzumeifen geneigt jein muß. 

Im großen und ganzen lafjen diefe Gegenſätze ſich zurüdführen auf den Gegenjat des 
formellen und materiellen Beweisrehts. Das letere zielt auf Begründung einer 
richterlichen Überzeugung über den Sachverhalt des einzelnen Falles. Das erftere zwingt 
den Nichter, Thatfachen immer, aber auch nur dann als wahr anzunehmen, wenn die Be: 
weishandlung beftimmten, ein für allemal feitgefegten Erfordernifjen genügt. Das formelle 
Beweisreht ift das Prinzip des älteren deutjchen, man fann fagen germanischen Prozefies ; 
das materielle Bemweisrecht fennzeichnet den römischen Prozeß, ſoweit er ung gejchichtlich be- 
fannt ift, und ift im wefentlichen auch ſchon, wenngleich nicht ausschließlich, Prinzip des früheren 
gemeinen Rechts. Abgeſehen von dem auch jest noch formellen Eidesrechte ift das Prinzip 
der Entſcheidung über die Bemweisführung nad freier richterlicher Überzeugung ausdrücklich 
ausgeiprochen in $ 259 der deutjchen Civilprozeßordnung, und in dem Einführungsgefete 
$ 14 find diefem Prinzipe widerfprechende partifularrehtlice Vorſchriften über bindende 
Kraft des ftrafgerichtlichen Urteils für den Givilrichter, über die Ausſchließung oder Bejchrän- 
fung des Zeugenbeweifes in gewiſſen Rechtsſtreitigkeiten (mie foldhe nach franzöfifch - rhei- 
niſchem Rechte bejtand), die fonenannten halben Rechtsvermutungen des preußifchen Rechts 
(„Vorfchriften des bürgerlichen Nechts, nad welchen unter bejtimmten Vorausfegungen eine 
Thatfache als mehr oder minder wahrfcheinlich anzunehmen ift”), außer Kraft gejegt!. Im 
germanifchen Prozefie wurden die Beweisrefultate von der Partei fertig geliefert: das Ge- 
riht mußte dem Schwure der Partei, dem Ausgange des Zweifampfes, der Probe des 
alühenden Eifens gemäß entjcheiven. Nah dem römischen und dem heutigen Beweisrechte 
hat das Gericht diefe Refultate felbit herauszuzichen mittels kritiſcher Prüfung der Zeugen- 
ausjagen, Urkunden u. ſ. w. Die Thätigfeit des Gerichts iſt bei materiellem Beweisrechte 
viel bedeutender al3 bei einem formellen Beweiſe; faſt jcheint es, als fei im germanijchen 
Prozefje der Beweis gar nicht dem Gerichte, fondern lediglih dem Gegner geliefert, als 
habe der Gläubiger ſtatt mit der verfprochenen Yeiftung, mit einem Eide bezahlt werden 
fönnen. Doch liegt auch in dem formellen Beweisrecht immer ein Kern materiellen Beweis- 
rechts verborgen, wie umgekehrt jeder civilprozeffuale Beweis, da die Parteien jederzeit da— 
rüber disponieren können, inwieweit von ihnen und folgeweife auch vom Gerichte bejtimmte 
Thatſachen nicht in Frage geitellt werden follen, in gewiſſem Grade formell fein wird, wäre 
im übrigen auch der richterlichen Überzeugung der freiefte Spielraum gelafjen. Sofern die 
Kulturverhältniffe nicht, wie freilich auch möglich, über ein veraltetes Prozeßrecht hinausge- 
wachſen find, muß die Gefamtheit das Ergebnis des formellen Beweifes in den meiften Fällen 
do für wahr halten. Daher war aud das Verfahren im germanifchen Prozeſſe jo ge 
ftaltet, daß die materielle Beweistraft der formellen Beweismittel möglichjt zur Geltung ae- 
langte. So erwuchs ein kunſtvolles Syftem von Behauptungen und Gegenbehauptungen, 
von denen die Zuerteilung des Beweifes durd das Gericht an die eine oder die andere 
Partei abhing; denn ein formelles Beweisreht kann wejentlih nur eine Partei zum Be- 
weife gelangen lafjen: Beweis und Gegenbeweis, über denfelben Punkt unternommen, wür: 
den eine fritifche Prüfung nad Yage des einzelnen Falles erfordern. Der germanifche Pro— 
zeß war daher wejentlich ein Proze mit Behauptungen, bei mweldem der Beweis nur als 
Nachſpiel erjchien, dejjen Ergebnis meistens von vornherein gewiß, dem Bemweifenden günftig 
war. Ein Zurüdgehen von dem Beweiſe auf die Behauptungen, eine Korrektur der legteren 
nah Maßgabe jenes war dabei durdaus unzuläffig, und ebenfo mußte jeder Fehler, den das 
Gericht bei Zuerteilung des Beweisrechts beging, fofort gerügt, das Nechtsmittel fofort dagegen 
ergriffen werben. 

Das alles verhält ſich anders bei einem Bemweisreht mit weſentlich materieller richter- 


Wirkliche Rechtsvermutungen (vgl. unten) gehören dem materiellen Rechte an und werden 
deshalb durd das im Brozefje geltende Prinzip der freien Beweiswürdigung nicht berührt. 
Cinführungsgeies zur deutichen Givilprozehordnung 8 16 1. 
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licher Prüfung. Hier muß der eigentlihe Kampf der Parteien in der Beweisführung ge- 
fämpft werben, und injofern nicht die Parteien über das Thatfächliche einig find, erfcheint 
das Stadium der Behauptungen als ein Vorfpiel jenes eigentlich entjcheivenden Kampfes. 
Bei dieſem Syſtem fteht prinzipiell nichts im Wege, anfänglide Parteibehauptungen nad) 
dem Grgebniffe der Beweisführung modifizieren zu lafjen, ſoweit dies mit der notwendigen 
Vorbereitung der Parteien auf die Verhandlungen irgend vereinbar, und nicht minder fann 
das Gericht bis zum endlichen, über den Beweis entfcheidenden Urteile durchaus freie Hand 
behalten. Daher find prinzipiell die Zmifchenverfügungen des Gerichts abänderlih, und 
Rechtsmittel halten den Gang des Verfahrens nicht auf. Jedes Gebundenfein der Parteien 
an frühere Behauptungen, des Richters an frühere Beſchlüſſe bringt einen der vollfommen 
freien Prüfung wiberftreitenden Formalismus in den Prozeß. Diefer freien Beweglichkeit 
entfpricht im weſentlichen der römische Prozeß, der heutige franzöfifche Prozeß und nun- 
mehr auch das Verfahren der deutſchen Civilprozeßordnuug, mwenngleih der Gegenfat fein 
abfoluter it und ein gewiffer Formalismus jeder ftaatlihen Juftiz anhaften muß. 


89 Scriftlihfeit und andererfeits Mündlichfeit des Prozeſſes. 
In einer gewifjen Verbindung mit dem Gegenfaß des formellen und des materiellen Be- 
weisrechts fteht der Gegenjag der Schriftlidhfeit und Mündlichfeit!. Freilich 
fann ein Prozeß mit formellem Beweisrechte ſowohl mündlich als fchriftlich fein; aber ein 
Prozeß, der das materielle Beweisreht vollftändig verwirklichen joll, muß zugleich münd- 
(ich fein. Die jetzt im der deutjchen Givilprozekordnung (vgl. namentlich $ 119) anae- 
nommene ? Münbdlichfeit oder richtiger Unmittelbarkeit bejteht nämlid in nichts an- 
derem als darin, daß das über den Streitpunft entjcheivende Gericht aus dem unmittel- 
baren (mündlichen) Verkehre mit den Parteien (oder ihren Vertretern), mit den Zeugen und 
Sachverſtändigen die Grundlage der Entſcheidung gewinnt, während nad dem Prinzipe der 
Schriftlichfeit diefe Grundlage in der fchriftlihen Firierung der Varteivorträge und der Er- 
gebniffe der Beweismittel beiteht. Dagegen kann aud in einem mündlichen Verfahren vieles 
gejchrieben werden müflen, aber zu anderem Zwede, 3. B. zum Zwede der Vorbereitung 
der Verhandlung, der Kontrolle des Richters, der Zeugen, zum Zmwede einer etwaigen Be- 
nußung des Prozeßergebniffes in einem jpäteren Prozeffe, und jo gilt auch im modernen 
mündlichen Verfahren der Grundfat der Aftenmäßigfeit, d. b. über die gerichtlichen 
Handlungen werden urfundlihe Aufzeichnungen aufgenommen. (Über die Aufnahme und 
Erforderniffe der Protofolle val. deutſche Civilprozeßordnung SS 145 ff.) Und ſchrift— 
liche Mitteilungen einer Partei an die andere oder des Richters an eine Partei find bei 
mehr entwidelter Kultur ungeachtet der Mündlichkeit der eigentlichen Verhandlung thatſäch— 
lic nicht zu entbehren, insbejondere behufs Einleitung des Prozeſſes, Vorbereitung der Ver: 
handlung: die Parteien (möglicherweife felbjt 3. B. Zeugen) würden ohne dies häufig im 
übrigen ganz nußlos vor Gericht erfcheinen oder gar zwangsweiſe vor Gericht geichleppt 
werden müſſen, und nicht felten, 3. B. bei Mitteilung eines verwidelten Urteils, fann eine 
Ichriftliche Mitteilung felbft vor einer mündlichen in gewiſſen Beziehungen Vorzüge haben, 
daher für den Eintritt gewiſſer Wirkungen erforderlich ſein. Das Prozeßrecht hat daher 
bejtimmte Normen ausgebildet für die verbindliche Kraft fchriftlicher Mitteilungen im Pro- 
zeffe (Behändigungen, nfinuationen, nad) dem Ausdrude der deutichen Givilprozefordnung 
Zujtellungen), 3. B. über die frage, wann (3. B. inwiefern an einem Feiertage), wo, an 
wen mit Gültigkeit für die Partei zugejtellt werden fann (3. B. wenn die Partei jelbjt 
nicht fogleich zu treffen ift). Und da über die gnefchehene Zustellung ein jicherer Beweis, 
ein Beweis durch öffentliche Urkunde zwedmäßig ericheint, nah unſerem pofitiven Nechte für 


Bgl. namentlich v. Feuerbach, Betrachtungen über die Offentlichfeit und Mündlichleit der 
Serechtigfeitöpflege. 2 Bde. 1823 u. 1825, und die zum folgenden Abichnitte citierten Schriften über 
die Reform des deutichen Civilprozeſſes. 

? Der Grundiag der Mündlichkeit ailt aber nicht unbedingt für Nebenftreitigfeiten, val. 3. B. 
z 99 „Die Enticheidung über das [die Koften betreffende] Feſtſtellungsgeſuch kann ohne mündliche 
Verhandlung erfolgen.“ Pal. auch $ 536 betr. die Entiheidung über die Beichwerde; $ 46 betr. 
die Ablehnung eines Nichters u. ſ. mw. 
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notwendig erflärt wird, fo erfolgen die Zuftellungen der allgemeinen Regel nad durch dazu 
angejtellte öffentlihe Beamte (Gerichtsdiener, nad) der deutichen Givilprozekordnung Ge- 
richtsvollzieher), die über die Zuftellung Urkunden mit publica fides aufnehmen (deutiche 
Civilprozeßordnung $ 156). 

Der fchriftlihen Firterung entgehen nun notwendig eine Menge von Nebenumftänven, 
die für die Bildung der richterlichen Überzeugung von Einfluß fein fönnen, z. B. Charafter, 
Benehmen, Intelligenz der auftretenden Perfonen in vielen Fällen, oder es fann das Pro— 
tokoll über alles dies doch nur ein unvollfommenes Bild geben. Dazu muß das nieder- 
zufchreibende Wort ganz anders abgewogen werden als das gejprochene, über deſſen richtige 
Auffafjung der Redende fich leicht unterrichten fann, und den fchriftlichen Parteivorträgen 
flebt jo gemifjermaßen von jelbjt ein qewifjer Formalismus an, der, weil nun aud das 
Nachfragen des Gegners und des Nichters erfchwert ijt, befonders leicht zu ausweichenden, 
die Wahrheit verhüllenden Erklärungen benußt werden fann. Alles das fteht aber einer 
freien richterlihen Würdigung in Gemäßheit der Individualität des einzelnen alles ent- 
gegen, und wird diefe freie Beweiswürdigung daher auch theoretiich von der Gejehgebung 
angenommen, jo wird fie praftifch doch zum quten Teil ein toter Buchitabe bleiben, wenn 
die Individualität des Falles dur das Medium der Akten betrachtet werden fol. 

Aus dem Prinzipe der Münbdlichfeit folgt aber ferner: 

1. Keine Entfcheidung darf abgegeben werden (auch nicht eine Zwiſchenentſcheidung), 
ohne daß vor dem gejamten erfennenden Gerichte eine mündliche Verhandlung ftattgefunden 
hätte. (Val. deutſche Civilprozeßordnung $ 280: „Das Urteil fann nur von denjenigen 
Richtern gefällt werden, welche der dem Urteil zu Grunde liegenden Verhandlung beige- 
wohnt haben.“) 

2. Der dem Gerichte zur Entſcheidung vorgelegte Stoff darf nicht jo umfangreich fein, 
daß er die Faſſungs- und insbefondere die Gedächtniskraft des Nichters überjteigt, und um: 
gekehrt darf der Prozeß nicht derartig in Abfchnitte zerteilt fein, daß eine Trennung faktiſch 
zufammengehöriger Punkte ftattfindet, bei welcher die fpätere Verhandlung nur dur ein- 
gehendes Studium der Aufzeichnungen über die früheren Verhandlungen verjtanden werden 
fönnte. Im erften Falle hat man eine unrichtige Entſcheidung zu befürdten, im zweiten 
werben die fchriftlichen Aufzeichnungen, mögen diefelben in Protofollen oder in fchriftlichen 
Zwiſchenbeſcheiden und deren Motivierung und fogenannten Thatbejtänden (f. unten) be- 
jtehen, für den Fortgang des Prozefjes maßgebend, und letterer wird, je mehr er fich dem 
Ende nähert, um fo mehr thatfächlih zu einem fchriftlichen Verfahren werden. Der mündliche 
Prozeß verlangt einheitliche Verhandlung zufammengehöriger Punkte, und ift diefe Einheit 
durch eine etwa erforderlich gewordene Vertagung gejtört worden, jo bedarf es der Strenge 
nach einer Wiederholung der ganzen Verhandlung in dem neuen Termine. 


8 10. Borbereitung der mündlihen Verhandlung Schriftſätze im 
mündlihen Verfahren. Es ergiebt ſich hieraus, daß bei umfafjendem Streitmateriale 
die Durhführung der Mündlichkeit nicht unerheblichen Schwierigkeiten begegnet, zumal, wenn 
bei mehr entwidelten Verfehrsverhältniffen die Parteien ſich vor Gericht vertreten laſſen 
fönnen oder müſſen und dann bei auftauchenden neuen Behauptungen der Vertreter der 
Partei, um von letzterer Jnjtruftion zu erholen, Vertagung erbitten muß. Die häufigen 
VBertagungen aber find der mündlichen Verhandlung befonders gefährlid. Einer volljtän- 
digen Wiederholung des früher Verhandelten juchen die Beteiligten ſich möglichjt zu ent- 
ziehen, und jo werden leicht faktifch die Aufzeichnungen über die frühere Verhandlung maß: 
gebend. Man muß daher der mündlichen, eigentlich entfcheidenden Verhandlung ein Bor: 
bereitungsverfahren! vorangehen laffen. Im klaſſiſchen römischen Prozeſſe ift dies 
das Verfahren in iure vor dem Magiftrat (Prätor), welches mit Erteilung der formula 
ſchließt und auf weiches erft das eigentliche indieinm vor dem Volksrichter (index) folgt, 
und ähnlich verfährt auch die enalifhe Common - law - Prozedur, in melcher durch vorher 
gehenden Schriftwechfel der Anmälte und Plaidoyers die Streitpunfte feitgeftellt werden, 


! Val. v. Harraſowsky, Die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung. 1875. 
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die nachher durch die Jury entfchieden werden follen. Der franzöfiihe Prozeß und ihm 
nachgebildete deutſche Prozeforbnungen, als deren erjte die hannoverſche zu nennen ijt, 
ebenjo aber auch die deutſche Givilprozefordnung SS 120 ff. laſſen die mündliche Ver— 
handlung durd einen Schriftwechjel der Anwälte in der Art vorbereiten, daß prinzipiell die 
mündliche Verhandlung durchaus nicht an die Schriftfäge gebunden ift, die Parteien viel- 
mehr Abweichendes vortragen fünnen. Gleichwohl erjcheint es jelbjtverjtändlich wünjchens- 
wert, daß leßteres nicht in zu ausgedehntem Maße geichehe, und die hannoverſche, die 
württembergifche Prozehordnung von 1869 3. B. ſuchten hier lediglich dur die Beitimmung 
zu helfen, daß die Gegenpartei wegen des vorgebradten novum Vertagung auf Koften der 
anderen Partei verlangen fonnte, während der franzöfifche Prozeß, in welchem übrigens 
wegen des meiſt abgefürzten Bemeisverfahrens die Vertagung von geringerer Bedeutung ift, 
hier auch die fogenannte Souveränität der Gerichte wirkſam werden läßt, d. h. die 
Befugnis des Gerichtes, Behauptungen und Beweife, welche die Partei hätte früher vor- 
bringen fönnen, nad) feinem Ermefjen ohne weiteres zurüdzumeifen. Die deutjche Civilpro- 
zeßordnung hat neben der Verpflichtung zum Erſatze der Kojten der Terminsverlegung 
wegen ungenügender Vorbereitung der mündlichen Verhandlung, jofern die Partei hierbei 
eine Schuld trifft (SS 90. 245. 251 Abſatz 2), nach manchen Kämpfen auch diefe Sou- 
veränität der Gerichte in einer das Parteirecht möglichft fchonenden Form aufgenommen. 
Die Zurüdweifung wirft nad) der deutjchen Civilprozefordnung, da in der Berufungsin- 
ſtanz unbejchränft nova vorgebradht werden fünnen — abgejehen von einer dadurd herbei- 
geführten Anderung der Klage und neuen Anſprüchen — nur für die Inſtanz, und in 
der Berufungsinitang erfolgt die Zurüdweifung, welche übrigens jtets einen darauf gerid)- 
teten Antrag der Gegenpartei vorausfegt, nur unter Vorbehaltung der Geltendmadhung der 
zurüdgewiejenen Verteidigungsmittel in einem befonderen Nachverfahren. Der Nachteil be- 
jteht hiernach nur darin, daß Nechtsmittel und Zwangsvollitrefung durch die nachträglich 
geltend gemadten Berteidigungsmittel nicht aufgehalten werden (SS 252. 502), und 
diefer Nachteil genügt auch gegenüber einem chicanöſen Beflagten vollfommen, da es nur 
dieſem wejentlih auf Verzögerung der Zwangsvollitredung ankommen wird. Da der Kläger 
andererjeits ein ftarfes Intereſſe hat, den Rechtsſtreit fortzufegen — denn er iſt in ber um: 
günftigen Lage des Angreifenden —, jo bedarf es ihm gegenüber eines ſolchen äußerjten 
SZwangsmittels nicht. Die deutſche Civilprozefordnung läßt daher die Souveränität der 
Gerichte audı nur gegenüber dem Bellagten zur Anwendung fommen, und zwar entjcheidet 
demgemäß auch lediglich die Rolle der Parteien in der erſten nftanz: der Umſtand, ob in 
der höheren Inſtanz die Partei in Bezug auf das vorinjtanzliche Urteil angriffs- oder ver- 
teidigungsmeije auftritt, als Berufungsfläger oder Berufungsbeflagter, ijt gleichgültig. 
(Val. in Anjehung der Souveränität der Gerichte auch den öfterreihifchen Entwurf von 
1876 $ 211.) 


8 11. Einteilung des Streitmaterials: Teilurteile und Zwiſchen 
urteile der deutjhen Civilprogefordnung. Außerdem ift in einem mündlichen 
Verfahren für die Erledigung mehr verwidelter Sachen eine Teilung des Prozeßitoffes in 
der Art oft wünſchenswert, daß über die einzelnen Teile des Prozeßſtoffes getrennte Ver: 
handlungen und getrennte Urteile jtattfinden, aus welchen letteren das Endurteil zufammen- 
gefegt wird, oder die möglicherweife felbjt ein zujammenfafjendes Endurteil überflüffig 
machen. Denn die Verbindung verfchievener TIhatbejtände in einem Givilprozefje iſt häufig 
nicht durch den natürlichen Verlauf der Ereignifje, fondern durch einen Rechtsſatz gegeben, 
der zeitlich und örtlich entfernte Vorgänge aufeinander einwirken läßt, zuweilen jelbit durch 
das Belieben der Partei (3. B. wenn diefe eine nicht fonnere Gegenforderung im Wege der 
Kompenfation geltend macht). Die deutfche Givilprozekordnung erkennt daher auch Die 
Möglichkeit ſolcher vorläufigen teilmeifen (Verhandlungen und) Entſcheidungen nad richter— 
lihem Ermejjen , wobei jelbjtverftändlih die Anträge der Parteien einen gemwiffen Einfluß 
ausüben können, und mobei ein richtiger Takt des Vorſitzenden des Gerichts jehr erheblich 
ins Gewicht fällt, in ausgedehntem Umfange an. Sie unterfcheivet (SS 273. 274) Teil- 
urteile und Zwifchenurteile ($ 275). Erſtere fünnen erlaffen werden (und jollen 
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es der Negel nad), wenn von mehreren in einer Klage geltend gemadten Anſprüchen nur 
der eine oder nur ein Teil eines Anfpruches oder bei erhobener Widerflage nur die Klage 
oder die MWiderflage zur Enticheidung reif ift, beziehentlid; wenn von dem Beklagten mittels 
Einrede eine Gegenforderung geltend gemacht ift, welche mit der in der Klage geltend ge- 
machten Korderung nicht in rechtlihem Zufammenhange jteht: legtere können erlafjen 
werden, wenn ein einzelnes jelbitändiges Angriffs- oder Verteidigungsmittel oder ein 
Zwiſchenſtreit zur Entſcheidung reif ift. Das Teilurteil ift dabei fofort der Rechtskraft 
fähig (die fi benachteiligt erachtende Partei muß fofort Nechtämittel einlegen, wenn ihr 
folche zuftehen) und nad) erlangter Rechtskraft der Erefution fähig; das Zmwifchenurteil iſt 
weder der Wechtsfraft noch der Erefution fähig, es erledigt den fraglichen Punkt nur für 
das Inſtanzgericht in bindender Weiſe; die mehreren Teilurteile erfegen das Endurteil über 
den gefamten Prozeßſtoff, die Zwifchenurteile fordern eine Zufammenfegung zum Reſultate 
im Endurteile. Bereits das frühere gemeine Prozeßrecht kannte übrigens eine Teilung des 
Prozefjes über die Eriftenz und über den Betrag eines Anfpruches (Xiquidation), nament- 
lih bei Schadenerjaßforderungen. Die deutſche Civilprozeßordnung $ 276 läßt diefe oft 
jehr zwedmäßige Teilung ebenfalls (nad) dem Ermefjen des Gerichts) zu; die Entſcheidung 
über die Eriftenz des Anſpruchs foll als Endurteil gelten, d. h. fie iſt fofort der Rechts: 
fraft fähig; erefutionsfähig ift fie allerdings nicht, da ihr die erforderliche Beitimmtheit 
fehlt. (Val. auch die übrigens nicht unerheblich abweichenden XS 425 ff. des öſterreichiſchen 
Entwurfes.) 

In einem fchriftlichen Verfahren iſt allerdings durch Häufung des Prozeßſtoffes Ver- 
wirrung des Verfahrens nicht leicht zu befürchten: in Schriften können verſchiedene Dinge 
gleichzeitig behandelt werden; dem Leſer bleibt ja die Möglichkeit, jeden Augenblid nad 
Gefallen ſich über das einzelne zu unterrichten. Dagegen ift hier das Zurückwerfen des 
Prozefjes auf einen früheren, nun aber zu modifizierenden Punkt wenig erträglih. Jede in 
einem mündlichen Verfahren in wenigen Augenbliden zu erledigende Anfrage kann mehr- 
fachen Schriftwechfel verurfahen. Der fchriftlihe Prozeß kann vielipurig fortfchreiten, aber 
er muß das ftetig thun. Dem jchriftlichen Verfahren entiprechen daher feitgegliederte Ab- 
ſchnitte, und fofern mehrere Inftanzen beitehen, muß jeder Punkt gegen Anfechtung möglichit 
gefichert fein, ehe auf ihm fortgebaut wird. Daher find in einem fchriftlihen Verfahren 
die Zmifchenurteile richtiger bindend und jofort appellabel. 


$ 12. Vorzüge und Nachteile der Mündlichfeit beziehungsweiſe 
Schriftlidfeit. Uber die Vorzüge der Mündlichkeit oder der Schriftlichkeit ift in 
neuejter Zeit in Deutjchland eine umfangreiche Litteratur herangewachſen. Als wefentliche 
Vorteile der Mündlichfeit find unzweifelhaft zu betrachten: 

1. die ſchon erwähnte größere Bequemlichkeit, über die Bedeutung von Parteivorträgen 
ſich Aufklärung zu verjchaffen, damit aber die Befeitigung vielfacher Nebenftreitigfeiten, die 
Vermeidung einer zu fchroffen Handhabung der fogenannten Verhandlungsmarime (fiche oben), 
ohne daß man deshalb in die fehlerhafte Unterfuhungsmarime zu verfallen braucht, das 
Abjchneiden frivoler Behauptungen und frivoler Ableuanungen ; 

2. die Vereinfachung der Nechtsmittel ; 

3. die volljtändige Durchführung der freien Beweiswürdigung ; 

4. der Umftand, daß nun die Entſcheidung durch ein Kollegium zur Wahrheit wird, 
während in einem fchriftlichen Verfahren die Entjcheivung doch mehr oder weniger von dem 
jogenannten Referenten, d. h. von einem Mlitglieve des Gerichts, welches allein die Aften 
liejt und den übrigen Mitalievern daraus einen Auszug mitteilt, vorherricend gegeben wird. 

Die Gegner der Mündlichkeit weifen hier auf die naheliegende Möglichkeit ungründlicher 
Entſcheidung und Berfchleppung der Sache, dann aber aud darauf hin, daß im Givilpro- 
zeſſe es den Parteien doch nicht verwehrt werden fünne, formell abgewogene Erklärungen 
abzugeben, für welche die fchriftliche Form angemefjen fei, jo daß die Mündlichkeit praktiſch 
meijt nur trügerifcher Schein fei, da man doch auf die Schriftfäte zurüdache. Dagegen 
wird ein miündliches Verfahren mit jchriftlicher Schlufverhandlung empfohlen, wobei die 
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Thatfahen in den Schriftfägen firiert, die Erläuterungen und Rechtsdeduktionen in ber 
mündlichen Verhandlung gegeben werben. 

Allerdings wird man nun thatfächlich bei einigermaßen verwidelten Verhältnifjen bei 
Abgabe des Urteils immer auf fchriftliche Aufzeichnungen zurüdgreifen, und man fann «8 
namentlich dem Vertreter einer Partei, der von dieſer ſelbſt Schriftliche Initruftionen empfängt, 
nicht wehren, jchriftliche Erklärungen dem Gerichte unter Umftänden einfach vorzulefen. Aber 
man fann den Parteien nicht prinzipiell die Sicherheit gewähren, daß das jchriftlih Vor— 
getragene, welches jie nicht auch durch mündlichen Vortrag dem Gerichte zugänglich gemacht 
haben, von diefem auch berüdfichtigt werden müfje. Hier ift ein gewiſſer Zwang der Par— 
teien nötig; denn muß der Richter auch das nur fchriftlich Vorgetragene berüdfichtigen , fo 
wird jede Bartei das ihr Vorteilhafte nur fchriftlich vorbringen, auf weitere Ausführungen 
aber ſich möglichft nicht einlafen, und jo jtand es 3. B. auch mwejentlih in der bisherigen 
preußifchen Praris. Andererfeits aber ift, wie bemerkt, ein vollitändiges Verlafjen der 
Schriftfäbe in der mündlichen Verhandlung für diefe ſelbſt nicht ungefährlich, und das rich— 
tige Verhältnis von jchriftlihem und mündlichem Vortrage dahin zu fajjen, daß erjterer den 
Nahmen bilde, innerhalb defjen letterer mit genügender Freiheit fich bewege, ein Prinzip, 
nach welchem gewifje nicht durch das Bedürfnis geforderte, fondern durch offenbare Nach— 
läffigfeit oder Chicane veranlaßte Abweichungen auf Rüge des Gegners zurüdzumeifen find. 
Die richtige Durchführung des Prinzips ift freilich nicht einfach durch einen Gefehespara- 
graphen, jondern nur durd Praris und Wiffenfchaft zu erreichen, welche in der geſamten 
übrigen Struftur des Prozefjes den erforderlichen Anhalt finden müfjen. Ein aanz weſent— 
licher Punkt dürfte hierbei die Unmittelbarfeit auch des Beweisverfahrens fein !. 


8 13. OÖffentlihfeit und Nihtöffentlidhfeit des Verfahrens. Nicht 
für die juriftifche Geftaltung, wohl aber für die Handhabung des Prozeßrechts ift von größter 
Bedeutung die Offentlichkeit oder Nihtöffentlichfeit des Verfahrens. Die Offent- 
lichfeit jtellt alle handelnden Perſonen unter die wirkſamſte Kontrolle; fie verhütet insbe- 
fondere, daß ein umfaſſendes richterliches Ermefjen nicht in Willfür ausarte, fichert die Be- 
obachtung nüglicher Formen, giebt einen Schuß gegen Anjtellung unfähiger Richter und hat 
endlich eine große volfserziehende Kraft. Durch dieſe Vorteile wird es vielfah aufgewogen, 
daß in einzelnen Fällen die ntereffen der unmittelbar Beteiligten leiden fönnen: indem der 
einzelne die Staatsgewalt zu feiner Hülfe anruft, macht er feine Sahe ja auch zu einer 
Sache des öffentlichen Intereſſes. Offentlichkeit ohne wahre und vollitändige Mündlichkeit 
hat aber wenig Bedeutung. Es ijt einheitliche und vollftändige Schlußverhandlung nötig. 
Zerfplitterte Verhandlungen bleiben den Nichtbeteiligten unverftändlihd. Daraus erklärt ſich 


ı Im Zufammenhange mit der Frage, ob eine Erflärung einer vor Gericht auftretenden Perſon 
mündlich oder jchriftlich abzugeben sei, ift fuftematifch au behandeln die feierliche oder nicht feierliche 
Form der Erklärung. Da im heutigen Brozeffe der Partei nicht ohne weiteres geglaubt wird, die 
Behauptung der Partei im allgemeinen (vgl. unten) beweisbedürftig ift, fo ift die allgemeine Regel 
der Barteibehauptung eine nicht feierliche. Die feierliche Form der Erflärung, d. 5., hiftorifch gejagt, 
die unter Anrufung Gottes als Zeugen der Wahrheit erfolgende Erklärung, d. 5. die eidliche Er- 
Härung einer Perſon (einer Partei, eines Zeugen, eines Sadverftändigen), hat naturgemäk von jeher 
als ein Mittel der Beglaubigung der Erklärung, Behauptung oder Ausjage gegolten, und das 
fanoniiche Necht, welches den falichen oder nicht gerechtfertigten Eid als äußerfte Gefährdung des 
Seelenheilö des Schwörenden betrachtet, hat die Yehre vom Eide mit Rüdfiht auf die notwendige 
Einfiht des Schwörenden in die Bedeutung der wichtigen Handlung und mit Rüdjiht auf das 
öffentliche Interefie bei der Eidesleiftung befonders ausgebildet. Die Partikularrechte und die Praris 
der einzelnen deutihen Staaten zeigten ſpäter manche VBerichiedenheiten. Jetzt ift die Form der 
Eidesleiſtung durch die deutiche kom z8 440 ff. geregelt. Obſchon bezweifelt werden 
fann, ob eine Formel, welche irgend einen religiöien beftimmten Glauben, 3. B. auch nur den 
Glauben an einen perſönlichen Gott einschließt — namentlich wenn es fih um die Verteidigung von 
Vermögensrechten handelt —, in einem Staate gefordert werden fünne, der die Freiheit des religiöien 
Bekenntniſſes proflamiert, iſt man doc in der deutichen Givilprozekordnung bei diejer Formel ge— 
blieben. Das erforderlihe Alter hat die deutiche Givilprozehordnung $ 358 ı für Zeugen und 
$ 435 für Parteien auf das vollendete ſechzehnte Lebensjahr gelegt. — 

ber Gerihtsiprahe und etwa notwendige Juziehung eines Tolmetichers val. jegt für das 
Deutiche Reich deutiches Gerichtsverfaffungsgeieg SS 186 ff. 


780 IV. Das öffentliche Recht. 


die allgemeine Teilnahme des Publifums an Civilgerichtsverhandlungen in England, Nord- 
amerifa und Frankreich und die früher mwahrgenommene entgegengejegte Erſcheinung in 
manchen deutfchen Yändern. Die Wirkfamfeit der deutjchen Givilpzogeßerbnung in dieſer 
Beziehung kann erjt nad und nad) eintreten. Die unbeſchränkte Öffentlichkeit des älteren 
deutihen Prozefies iſt im gemeinen deutſchen Prozeſſe lediglich infolge der Schriftlichkeit 
verſchwunden; erſt nachher fuchte man nad Rechtfertigungsgründen für die der Bureaufratie 
bequeme Nichtöffentlichteit. 

Nachdem viele neuere deutſche Gefege die Öffentlichkeit nah dem Vorgange des fran- 
zöfifchen Rechts bereits wieder eingeführt hatten (vgl. 3. B. auch die preußifche Verordnung 
vom 6, April 1847), ift diefelbe durch die SS 170 ff. des deutfchen Gerichtöverfafjungs: 
geſetzes Grundſatz des deutjchen Prozeſſes geworden. Dieſe Beſtimmungen des deutſchen Ge— 
richtsverfaſſungsgeſetzes ſind durch ein Geſetz vom 5. April 1888 nicht unerheblich im Sinne 
einer Einſchränkung der Öffentlichkeit mobdifiziert worden. Indes wird thatſächlich das legtere 
Geſetz weniger im Civil- als vielmehr im Strafprozeß zur Anwendung fommen. Ein ge— 
naueres Eingehen auf die zum Teil verwidelten Vorſchriften des letteren Geſetzes wird da- 
her an diefer Stelle nicht erforderlich fein. In gewiſſen Sachen kann allerdings eine Aus— 
ſchließung der Offentlichkeit geboten jein; nah $ 173 des beutjchen Öerihtöverfafungs- 
gejeges in allen Sachen, „wenn die Öffentlichkeit eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung 
(nad) dem Geſetze von 1888 „Insbejondere der Staatsficherheit“) oder der Sittlichfeit bejorgen 
läßt”, und außerdem in Eheſachen mit Rückſicht auf das hier bejonders zu beachtende 
Gefühl der Parteien dann, wenn eine der Parteien den Ausſchluß der Öffentlichkeit bean- 
tragt. Sonft iſt für das „Gericht ein ſelbſt übereinjtimmender Antrag beider Parteien nicht 
maßgebend — denn die Öffentlichkeit bejteht im Intereſſe der gefamten Rechtspflege — und 
bedarf es vielmehr in jedem Falle, wenn nicht das Verfahren nichtig (nach der deutfchen 
Civilprozeßordnung $ 513 6 im Wege der Reviſion anfechtbar) jein foll, eines motivierten 
und in feinem entjcheidenden Teile öffentlich zu verfündenden Bejchluffes. Die Verfündung 
des Urteil (d. 5. ſoweit die Verkündung desjelben notwendig ijt) muß in jedem Falle 
öffentlich erfolgen (deutfches Gerichtäverfafjungsgefeg 5 174). Doch fann nad dem Geſetze 
von 1888 auch für die Verfündungs- oder Entſcheidungsgründe oder eines Teiles derjelben 
die Öffentlichkeit ausgefchlofien werden. Dagegen erfolgt die Beratung und Abjtimmung der 
Nichter wie in Franfreih und nad) den früheren deutjchen Geſetzen, jo aucd nad) dem 
deutſchen Gerichtsverfafjungsgefes $ 195 ſtets nicht öffentlih (vgl. aud deutſche Givil- 
prozeßordnung $ 271), während in England auch öffentliche Abjtimmungen der Richter vor- 
fommen. Daß der Zutritt zu öffentlihen Gerichtsverhandlungen unerwachjenen Perſonen 
oder nicht anſtändig gekleideten Perſonen (nach deutſchem Gerichtsverfaſſungsgeſetz S 176 
auch ſolchen Perſonen, die ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden) unter: 
jagt werden kann, ergiebt ſich einfah aus der Erwägung, daß unter der Öffentlichkeit die 
Würde des Gerichts und der Verhandlung nicht leiden darf. 


8 14. Anhang: Die Eventualmarime Nicht als eigentlich gejtaltendes Prin- 
zip tft Dagegen zu betradhten die fogenannte Eventualmarime! (von manden weniger 
richtig Eventualprinzip genannt), d. h. die Marime, daß alle zu demfelben Zwede fon- 
furrienden Angriffs- und Verteidigungsmittel von der Partei auf einmal vorgebradjt und 
dem betreffenden Prozeßſtadium gemäß zufammen erledigt werben follen, wenn auch das 
einzelne Angriffs- und Verteidvigungsmittel nur für den ‚all von Bedeutung ift, daß die 
Partei mit dem anderen vorangeftellten (prinzipalen) nicht zum Ziele gelangt. Als das 
Einfachite und Natürlichite erfcheint nicht eine foldhe eventuelle Häufung, jondern ein juccej- 
jives Vorbringen, und das ift auch allein möglid in einem mündlichen Verfahren ohne 
weitere Vorbereitung. Geht dagegen der mündlichen Verhandlung ein vorbereitender Ab 
Schnitt vorher, in welchem der Rahmen jener definitiv fejtgejtellt wird, jo ergiebt ſich mit 
Notwendigkeit, dab die in dem vorbereitenden Abfchnitte nicht angezeigten Angriffs: und 
Verteidigungsmittel im zweiten, dem Hauptabjchnitte ausgeſchloſſen find. In diefem Sinne ließe 


mAlbrecht, Die Ausbildung des Eventualprinzips im aemeinen Civilprozch. 1837. 
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fih im römifchen Formularprozeß von einer Eventualmarime reden, injofern Erceptionen 
u. f. w., die in die formula nicht aufgenommen waren, aud vom iudex nicht berückſich— 
tigt werden fonnten. Doc ijt dies fein befonderes Prinzip oder eine befondere Marime, 
fondern einfach Folge des Sates, daß Handlungen, die einem früheren Prozefabfchnitte an- 
gehören, in einem fpäteren nicht mehr geltend gemacht werben fünnen, und jo verhält es 
fih auch im älteren deutschen Prozeſſe, wenn hier unterfhieden wird ein Stadium der Be: 
hauptungen und ein Stadium des Beweiſes. Von einem befonderen Prinzipe oder einer 
befonderen Marime tft vielmehr nur dann zu reden, wenn innerhalb desfelben Pro— 
zeßftabiums die fonfurrierenden Handlungen auf einmal vorgenommen werden müfjen, und 
davon weiß der ältere deutfche Prozeß gar nichts; dadurch hätte vielmehr umgekehrt fein 
ganzes Gefüge zerfprengt werden müflen. In dieſer jtriften Bedeutung eignet ſich die 
Eventualmarime nur für ein fchriftliches Verfahren, und mit diejem tft fie auch aufgefommen 
und zwar anfangs nicht als unverbrüchliches Prinzip, fondern als Zmwedmäßigkeitsmaßregel, 
die daher auch Gründen der Billigfeit weihen fann. So wird nah Cap. 4 X. de exe. 
2, 25 der Richter angewieſen, der Partei die Geltendmachung aller dilatorifchen Einreden 
binnen beitimmter Friſt aufzugeben, und fehr weitgreifende Vollmacht erteilt dem Richter im 
diefer Hinficht für das damalige fummarische Verfahren die vielbefprochene Clem. 2. (Saepe) 
de V. 8.5, 11. Während fo der erfte Anfang der Eventualmarime im fanonifchen, be- 
ziehungsweiſe im italienischen Rechte des Mittelalters liegt, it es allerdings andererfeits 
richtig, daß die aus dem älteren deutichen Rechte jtammende Einteilung des Prozeſſes in 
eine Menge einzelner, nur zu beftimmten Handlungen dienender Abfchnitte von ſelbſt zu 
ichärferer Nccentuierung der Eventualmarime hindrängte. Diefe erfolgte denn auch in den 
deutſchen Reichsgeſetzen und der deutichen Praxis. Erſtere ſchließen hier ab mit den SS 37. 
38. 40. 45 ff., 78 des jüngjten Reichsabſchiedes (1654), worin der Bellagte angewieſen 
wird, nicht nur feine Dilatorifchen Einreden auf einmal vorzutragen!, ſondern zugleich even- 
tuell die Litisfonteftation vorzunehmen, unter Beifügung aller peremtorifchen Einreden gleich 
bei der eriten Antwort auf die Klage, was dann analog auch auf die Appellationsinjtanz 
angewendet wurde. Die ngemeinrechtliche Praris hat dies ausgedehnt auf das Beweis— 
verfahren. So muß die Partei alle Beweismittel über die von ihr zu bemeifenden Punkte, 
ai e Gegenbeweismittel, Einreden gegen die Beweismittel der Gegenfeite auf einmal vor- 
ringen. 

Aus dem Wefen der Eventualmarime folgt: 

1. Jedes der mehreren eventuell miteinander verbundenen Angriff3- und Verteidigungs- 
mittel muß getrennt von dem andern beurteilt werden; daher kann 3. B. der Beflagte die 
Klanforderung leugnen, eventuell aber doc deren Zahlung behaupten. 

2. Der Richter hat über das eventuell Vorgebrachte nicht zu erfennen, falls es nad 
Yage der Sache überflüfftg it. 

Übrigens bedurfte es nach gemeinem deutſchen Prozeßrechte, damit eine Partei mit dem 
eventuell nicht Vorgebrachten ausgeſchloſſen fei, vorheriger peremtorischer Aufforderung, und 
überdies wurde die Bartei mit dem, was fie erjt jpäter in Erfahrung gebracht hatte (einem 
novum), auf Grund eines von ihr zu leiftenden Kalummien- (Noven-) eides auch ſpäter noch 
zugelafien. 

Die jtarre Handhabung der Eventualmarime jchädigt nicht felten die Nechte der Partei, 
z. B. wird dadurch die Partei, welche eine dilatorifche Einrede hat, veranlaßt, um ficher zu 
gehen, eventuell doch auf eine Erörterung der Sade ſelbſt einzugehen, wodurch dann die 
dilatorifche Einrede den weſentlichſten Teil ihrer Bedeutung einbüßt, und die Eventualmarime 
verzögert oft auch die Erledigung des Prozeſſes. Mit einer einheitlihen mündlichen 
Verhandlung ift die Eventualmarime in der gemeinrechtlichen Gejtalt unverträglich. 

Sie war aud unverträglid mit der in der preußifchen allgemeinen Gerichtsordnung 
angenommenen Unterfuhungsmarime; denn die Ausſchließung der Angriffs und Berteidi- 
gungsmittel kann nur auf einen Verzicht gegründet werden. Dagegen wurde die Eventual- 
marime ftrenge gehandhabt in dem neueren preußischen Verfahren und in der hannoverfchen 


! Über die Ausnahme der fogenannten forideklinatoriihen Einreden vgl. unten. 
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Prozegordnung, injofern namentlich durch das hannoverjche Bemweisurteil Angriffs: und Ver- 
teidigungsmittel für die Inftanz ausgefchloffen wurden. Der franzöfiiche Prozeß anderer: 
jeit3 fennt die Cventualmarime gar nicht, erjegt diejelbe aber in gewiſſem Umfange 
durd die bereits oben erwähnte Souveränität der Gerichte; im englifchen Prozeſſe aber 
fommt die Eventualmarime (teilweife vermöge der Teilung des Verfahrens) nur in milder 
Form vor. Die neuen Entwürfe einer gemeinfamen deutſchen Givilprozegordnung hatten Die 
Eventualmarime mehr und mehr fallen laſſen. Radikal mit ihr gebrochen haben jegt die 
deutjche Civilprozefordnung ! und die Entwürfe einer öfterreihiichen Civilprozeßordnung von 
1876 und 1881. 


11. Geſchichte des deutſchen Civilprosefles. 


8 15. Nömifh-fanonifher Prozeß des fpäteren Mittelalters. Re— 
ception und Modififation desjelben in Deutfhland. Der deutjche Civil— 
prozeß iſt erwachien aus einer Verbindung römischer und germanifcher Grundſätze, nament- 
lih durch Einſchiebung des materiellen römischen Beweisrechts in den formaliftifch gejtalteten 
germanischen Prozeß. Die italienischen Juriſten und die Kanoniften glaubten oft rein rö- 
miſches Recht anzuwenden ; aber fie verftanden dasjelbe in einem formaliftifchen Sinne. So 
zerfpaltete namentlich der römiſch-kanoniſche Prozeß des Mittelalters das prinzipiell einheit- 
liche römische Verfahren in eine Neihe einzelner Abjchnitte, deren jeder nur einem bejon- 
deren Zwede diente. 

Die vorzüglichiten ſyſtematiſchen Darftellungen diefes Prozeſſes lieferten Pillius, Tan- 
eredus, Noffredus und Guilielmus Durantis, deſſen etwa 1270 bearbeitetes Speculum iu- 
dieiale das Brauchbarſte aus den Arbeiten der Vorgänger in jih aufnahm und lange fait 
das Anjehen einer Nechtsquelle genoß. Diefer in Italien ausgebildete Prozeß wurde, wie 
er im wejentlichen bereits bei dem Kammergerichte des Kaiſers im fünfzehnten Jahrhundert 
Aufnahme gefunden hatte, auch der Prozeh des 1495 in Deutichland errichteten ftändigen 
faiferlihen und Neichsfammergerichts, wie aus den in der Kammergerichtsordnung von 1508 
enthaltenen zahlreihen Citaten aus den italienischen Schriftjtellern ſogar äußerlich erfichtlich 
it. Die Ordnungen diefes wejentlih mit Rechtsgelehrten bejeßten Gerichtes wurden das 
Vorbild der territorialen Gefeggebung und Praxis, mwenngleih nur wenige direft auf das 
Verfahren der Territorialgerichte abzielende Beftimmungen in den Neichögejegen ſich finden. 
Die hauptſächlichſte Fortentwidlung, melde, abgeſehen von der bereits oben erwähnten 
Eventualmarime, der ordentliche Prozeß durch die Reichsgeſetze erfuhr, entlehnte legterer dem 
ſächſiſchen Prozeßrechte. In den Yändern des fächfischen Nechts nämlich hatte fih im An 
ihluß an den Sacjenfpiegel ein jubjiviäres fogenanntes gemeines Sachſenrecht erhalten, 
weldes dem Eindringen des römisch-fanonifchen Prozeſſes erheblichen Wiveritand leiftete und 
jpäter denjelben nicht ohne erhebliche Modifikationen aufnahm, auch durch die Schriften einer 
Neihe ſächſiſcher Juriſten im jechzehnten und fiebzehnten Jahrhundert, von denen Chilian 
König, Matthias Berlich und Benedift Carpzov bejonders zu bemerfen find, zu hohem 
Anjehen in ganz Deutjchland gelangte. (Die mehr romanifierende Richtung wurde durd die 
das reihsfammergerichtlihe Verfahren behandelnden Schriftiteller vertreten, deren berühmteite 
Joachim Mynjinger und Andreas Gail find.) Zu jenen Modififationen gehörte nament— 
lich die Weglaſſung des fogenannten PBofitionalverfahrens des römiſch-kanoniſchen 
und früheren reichsgerichtlichen Prozeſſes und die Beibehaltung eines Beweisurteils. Wäh- 
rend nämlich die Darleqgung des dem Prozefje zu Grunde liegenden Thatbeitandes im römiſch— 
fanonischen Prozeſſe nicht in der fchriftlichen Klage und in deren Beantwortung durch den 
Beklagten gegeben wurde, vielmehr erſt auf die Yitisfonteftation und die Ableijtung des 


18251 lautet Abj. 1: „Angriffs- und Verteidigungsmittel (Einreden, Widerflagen, Repliken u. ſ. w.) 
fönnen bis zum Schluſſe derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das Urteil eracht, aeltend 
gemacht werden. 
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Kalumnieneides in der Art folgte, daß die Parteien ihre Behauptungen in eine Neihe kurzer 
Artikel auflöften, über welche einzelne Artikel der Gegner unter Verpflichtung, die Wahr: 
heit in Gemäßheit des Kalumnieneides zu jagen, jich erklären mußte, wurde nad) ſächſiſchem 
Prozeßrecht Klage und Antwort auf die Klage ohne Artifelform und ohne vorherigen Ka— 
lumnieneid begründet. Die Weitläufigfeiten und Chicanen, die aus der Aufftellung der fo- 
genannten Pojitionen entjprangen — denn felbitverftändlich konnte auch über die Zuläflig- 
feit derjelben wie einer mehr oder weniger unbejtimmten Antwort gejtritten werden —, 
ließen jenes einfache jähjifshe Verfahren als das vorzüglichere erjcheinen, und der jüngite 
Reichsabſchied $ 34 verpflichtete daher unter Abjchaffung der Pofitionen und Rejpon- 
fionen den Kläger in dem Klaglibelle „jummarifcher weiß das Faktum kurz und nervofe, je- 
doch deutlich und diſtinkte“ auszuführen, und in $ 37 den Beklagten zu entfprechender Ant- 
wort jogleich auf die Klage. Das Bemweisurteil aber betreffend, jo hatte im ſächſiſchen Pro- 
zeffe im Anfchluffe an das ältere deutfche Necht, wo das Bemweisurteil das weſentlich ent- 
ſcheidende Urteil des Prozefjes war, während im reichsfammergerihtlihen Verfahren nur 
einfache Befcheide zur Negelung der Bemweisführung vorfommen, ein dur den Ausfall der 
demnäcjitigen Bemweisführung bedingtes und der Nechtsfraft fähiges Urteil ſich erhalten, über 
welches jpäter die gemeinredhtliche Praxis noch hinausging. Der kurſächſiſche Prozeß blieb 
dabei jtehen, dem Kläger den Grund der Klage, dem Bellagten den Grund der Ein- 
rede u. ſ. w. in allgemeiner Faſſung zum Beweiſe aufzuerlegen ; der gemeine Prozeß jtellte 
die einzelnen der Klage, der Einrede u. ſ. w. zu Grunde gelegten erheblihen Thatjachen 
zum Beweiſe und errichtete damit zwifchen Behauptungen und Beweifen eine unüberjteigbare 
Schranke. 

Mit der Einführung dieſes ſpeciellen Beweisurteils erlangte der gemeine Pro— 
zeß im weſentlichen ſeine heutige Geſtalt, und nach Carpzov beginnt auch die Prozeß— 
litteratur ſich zu verflachen. Statt auf die Quellen zurückzugehen, ſtudierte man ſpäter nicht 
einmal mehr die Italiener. Man begnügte ſich mit Abſchreiben aus den Vorgängern und 
gelegentlichen praktiſchen Bemerkungen. Nur die Gerichtsverfaſſung erfuhr nicht un— 
erhebliche Anderungen. Das Reichskammergericht — neben welchem übrigens als oberſte 
Reichsgerichte noch der Reichshofrat und für gewiſſe beſondere Fälle das Fürſtengericht be— 
ſtanden — war, abgeſehen von feiner Jurisdiktion erſter Inſtanz, auch höchſte Appellations- 
inſtanz in Civilſachen für die Territorialgerichte. Hiergegen erlangten nun die größeren 
Reichsſtände — nicht nur ſämtliche Kurfürſten — ſogenannte Privilegia de non appellando 
(limitata beziehungsweiſe illimitata), vermöge deren ihre Gerichtshöfe von der Appellation 
an das höchſte Reichsgericht erimiert wurden, und jahen fi dadurch veranlaßt, jelbjt oberjte 
Gerichtshöfe (Oberappellationsgerichte, Obertribunale) zu errichten, die nur in ihrem Terri- 
torium gegenüber den Untergerichten, von denen die Nittermäßigen und andere bevorredhtete 
Perſonen erimiert waren, und gegenüber den Yand- und Hofgerichten als dritte Stufe der 
Serichtsorganifation erichienen. 


8 16. Mängel des fogenannten gemeinrechtlichen Verfahrens. Die 
preußiſchen Reformen des achtzehnten Jahrhunderts. Die neuere Wiſ— 
jenihaft auf hbiftorifher Grundlage. Immer mehr aber zeigten fich bevenfliche 
Mängel des gemeinrechtlichen Verfahrens. Die jtarre Handhabung der Berhandlungsmarime 
in Verbindung mit der Schriftlichteit, der Formalismus, der das Beweisrecht, trotz deſſen 
prinzipieller Richtung auf Bildung einer richterlichen Überzeugung, in feſte Negeln zu bannen 
ſuchte und nicht felten, indem er die Verantwortlichfeit der Entſcheidung vom Richter auf 
die Parteien jelbit abwälzte, zu einem wahren Mißbrauche des Eides, namentlid) des jo- 
genannten Glaubenseides führte, die mit dem bindenden Zwifchenbeicheide zufammenhängenden 
Zwijchenappellationen, welche diefelbe Sache mehrmals alle Inſtanzen durchlaufen ließen, 
jchädigten das materielle Necht, das Anjehen der Justiz, und bejonders ſank der Anjtand 
der rechtsmelehrten Anwälte. 

Die Neformbeitrebungen riedrihs des Großen, beginnend mit dem Projekt des Co— 
dex Friderieianus Pommeranicus, am fchärfiten ausgebildet in dem Corpus Iuris Fride- 
riecianum von 1781 und abjchließend mit der unter Friedrichs Nachfolger publizierten all- 
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gemeinen Gerichtsorpnung von 1793/95, fuchten unter Aufhebung des Verhandlungs- 
prinzips und der Eventualmarime wie der den Nichter bindenden Zwiſchenbeſcheide, ja 
jogar unter zeitweiliger vollitändiger Verwandlung der Advofaten! in bejoldete Staats- 
beamte, unmittelbar materielle Wahrheit und materielles Necht herzuitellen, indem fie zum 
Erſatz der Formen die Parteien unter die Vormundfchaft des Gerichts ftellten, dieſes 
jelbjt aber durch eine fafuiftifche Geſetzgebung und dur die Trennung der Ämter eines 
Inftruenten, Decernenten und Neferenten befchränften. Der Erfolg diefer dem Wejen des 
Givilprozefies teilweife geradezu miderjtrebenden Neformen war aber im ganzen feineswegs 
günftig, und jo ſah man ſich genötigt, in den ſpäteren Geſetzen von 1833 und 
1846 die gemeinretlihen Grundfäge des Verhandlungsprinzips und der Eventualmarime 
wiederherzuftellen?. Doc haben aerade die preußischen Neformverfuche der naturrechtlichen 
Kritik der Prozeßgrundſätze, wie fie jelbjt mit diefen zufammenhängen, wieder bejonderen 
Anſtoß gegeben, und daher auch die wifjenichaftliche Behandlung des pofitiven Rechts beein: 
flußt, wie befonders hervortritt in Gönners geiftreichem, aber die Quellen nicht genügend 
berüdfichtigenden Handbuche des deutſchen Prozeſſes. Gleichzeitig machte fih dann eine 
andere mehr nur die Quellen in Betracht ziehende Nichtung kenntlich, als deren erjter Ver: 
treter Martin zu nennen ift, und endlich erwuchs unter dem Einfluß der hiſtoriſchen Schule 
eine neuere wiflenjchaftliche Nichtung, welche die Forſchungen auf dem Gebiete der römischen 
und deutjchen Nechtsgefchichte auch für den Prozeß nusbar machte und fortführte, jo aber 
auch die Grundlage für richtige Kritif des Bejtehenden lieferte (v. Bethbmann-Holl- 
weg, Pland, Briegleb, Wetzell u. a.). 


Zur Geſchichte des deutichen Civilprozeſſes val.: 

v. Heller, Der römifche Eivilprozeb und die Aktionen. 5. Aufl. bearbeitet von Wach; Kar— 
(owa, Geſchichte des röm. Givilprogejles. 1872: v. Bethmann-Hollweg, Der Civilprozeß des 
gemeinen Rechts in geichichtlicher Entwidlung. Bd. I—IU. 1864—1866; Wieding, Der Juſti— 
nianeifche Libellprozeß. 1865. — Hartmann (©. €.), Über das römiſche Kontumacialverfahren. 1851: 
Karlowa, Beiträge zur Geſchichte des römifchen Civilprozeſſes. 1865. 

Walter, Röm. Rechtsgeſchichte. Bd. IT: Rudorff, Röm. Nechtsaefhichte. Bd. IL. 1859. 

Geſchichte des deutſchen Prozeſſes: 

Rogge, Über das Gerichtsweſen der Germanen. 1820; v. Maurer, Geſchichte des altgermani- 
ichen mündlichen Gerichtsverfahrens. 1824: Albrecht, Commentatio iuris Germaniei doctrinam 
de probationibus adumbrans. 1827; Bland, Die Yehre von dem Beweisurteile. 1848: Homeyer, 
Der Richtſteig Landrechts. S. 411—5%0. 1857: Siegel, Gedichte des deutichen Gerichtsverfahrens. 
1857. Bd. I: Bar, Das Beweisurteil des germanischen Prozeſſes. 18665 Sohm, Der Prozeß der 
lex Salieca. 1867: Yaband, Die vermögensrechtlichen Klagen nad den ſächſiſchen Quellen des 
Mittelalters. 1869: v. Bethmann-Hollweg, Der Civilprozeß d. germ. Rechts. Bd. IV u. V. 
1868 u. 1873: Sohm, Die fränfiihe Neichs- und Gerichtsverfaffung. 1571: Kühns, Geſchichte 
der Gerichtsverfaflung und des Prozefies in der Mark Brandenburg. 2 Bde. 1865. 1867: Franklin, 
Das Neihshofaeriht im Mittelalter. 2 Bode. 1867. 1869: Pland, Das deutiche Gerichtsverfahren 
des Mittelalters nad dem Saclenipiegel und verwandten Reditsquellen. 2 Bode. 1879. 

Briegleb, Über erefutorifche Urkunden und Exelutivprözeſſe. 2 Bde. 2. Aufl. 1845: Wach, 
Der Arreſtprozeß in feiner geihichtlichen Entwidlung. Erſter Teil: Der italieniiche Arreſtprozeß. 
1868: Franklin, Das fönialihe Rammergericht vor dem Jahre 1495. 1871; v. Bethmann- 
Hollweg, Der Civilprozeß. Bd. V und Bo. VI Abt. 1; Stölzel, Die Entwidlung des gelehrten 
Richtertums in deutſchen Territorien. 2 Bode. 1872. Bal. auch v. Saviany, Geſchichte des 
römischen Rechts im Mittelalter: Stobbe, Geſchichte der deutichen Nechtöquellen. 2 Bde. 1860. 
1864. — Über die Neception des römischen Rechts vgl. namentlih Stintzing, Geidichte der 
deutichen Rechtswifienichaft I. 1880. 


Die praftifchen Schäden des gemeinen Givilprozefjes aber waren durd die Wiſſenſchaft 
allein nicht heilbar. Dazu bedurfte es einer eneraischen Geſetzgebung. Die Verfafjungs- 
gefege des ehemaligen Deutfchen Bundes aaben nur Vorfchriften über die Errichtung oberiter 
Gerichtshöfe dritter Inſtanz und über Bejchwerden wegen verweigerter Juſtiz (Bundesafte 
Artikel 12; Wiener Shlußakte Artikel 29), und die Geſetzgebung der Einzelitaaten befchräntte 


! Echon eine Verordnung vom 2, September 1783 mußte den Varteien die Abordnung eines 
Ztellvertreters aus der Zahl der jogenannten Juſtiztommiſſarien wieder geftatten. 

2 Ral. namentlid Abegg, Berſuch einer Geſchichte der preußiſchen Civil-Prozeß-Geſetz— 
acbung. 1848. 
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fih zunächſt auf Kodififationen des gemeinen Rechts und Berbefjerungen im Detail, wie 
denn ſolche Kodififation (mit der mejentlichen Abänderung, da die Beweisantretung ver- 
bunden werden muß mit der Aufitellung der Parteibehauptungen) in der noch jest gültigen 
allgemeinen öfterreichifchen Gerichtsordnung von 1781 enthalten ift. 


8 17. Einfluß des franzöfifhen Prozeßrechte. Die hannoverjde 
Civilprozeßordnung von 1850 und die diejer fih anfhließenden Ge- 
jege und Entwürfe. Die deutfhe Civilprozefordnung. Cine andere Rich— 
tung erhielten aber die Gefetgebungsarbeiten allmählih durd die Bekanntſchaft mit dem 
franzöfifchen Prozefje, der nach Befeitigung der franzöfiihen Zwifchenherrfchaft in Rhein- 
preußen, Rheinheſſen und in der Pfalz beftehen geblieben war. Der franzöfische Prozeß, 
ebenjo wie der gemeine deutſche Prozeß hervorgegangen aus einer Verbindung römifcher und 
germanifcher Nechtsfäge, hatte abweichend von jenem eine mündliche Verhandlung ſich be- 
wahrt und verdanfte dies vielleicht folgendem Umſtande. Während in Deutichland der 
Parteieneid und der in manden Beziehungen von dem römischen abweichende deutjche Zeugen: 
beweis eine allmähliche Verarbeitung des römischen Beweisrechts gejtattete und forderte, wurde 
in Frankreich das ſchließlich hauptfächlichite Beweismittel, der Zweifampf, der die augen- 
ſcheinlichſten Mißftände mit fi führte, allmählich durch das fouveräne Ermefjen der fönig- 
lichen Richter befeitigt, welche ihn zu geftatten oder zu verbieten fich berechtigt erklärten und, 
um hierüber fich zu entjcheiden, eine von ihrem Ermeſſen abhängige Unterfuhung, Enquöte, 
einfhoben, die dann bald das alleinige Beweismittel wurde, und neben welcher nur noch 
der zugejchobene Eid eine mehr nur gebuldete und untergeordnete Stellung einnahm. So 
erfchten das Beweisverfahren, wie noch heutzutage im franzöfifchen Prozeß der Fall ift, als 
bloßer Zwijchenaft der Parteivorträge, nicht wie in Deutichland als zweiter Hauptaft des 
Verfahrens. Da nun zugleich der Zeugenbeweis in Frankreich die größten Mißbräuche nach 
der damaligen ftarren Theorie mit ſich brachte und deshalb die noch heute im mejentlichen 
in den Beitimmungen des Code de prockdure fortbeftehende Ordonnance von Moulins 
von 1566 den Zeugenbeweis äußerft beſchränkte, jo war es im franzöfifchen Prozefie leichter, 
die Öffentlichkeit und Mündlichkeit zu wahren, welche letztere übrigens nicht gelten für die 
Enquöte und das von dem fanonifchen Prozeffe entlehnte Interrogatoire des parties sur 
faits et articles. Der franzöfifche Prozeß erfcheint daher in der berühmten Ordonnance 
civile von 1667 ſchon wefentlid in feiner heutigen Ausbildung, und die Stürme der Re- 
volution brachten, da die proponierte Einführung der Civiljury abgewehrt wurde, nicht fo- 
wohl eine Änderung des Verfahrens als vielmehr der Gerihtsverfaffung; der Code 
de proctdure eivile von 1806! ruht weſentlich auf der Ordonnance von 1667. Dieſe 
neue Gerichtöverfafjung feste nad manchen Schwankungen im einzelnen an die Stelle des 
bunten Gemwirrs der früheren Jurisdiftion ein einfaches wohldurchdachtes und auf der Gleich— 
heit vor dem Gejete beruhendes Syftem. Während nun aber in den meijten deutjchen 
Staaten und durchgängig in den größeren eine der franzöfifhen mehr oder weniger nad)- 
gebildete Gerichtsverfafjung unter faſt gänzlicher Befeitigung der privilegierten Gerichtsſtände 
infolge der Ereigniffe des Jahres 1848 eingeführt wurde (für Preußen in feinem damaligen 
Umfange mit Ausnahme der Rheinprovinz durch Verordnung vom 2. Januar 1849), be: 
gegneten die Grundjäge des franzöfifhen Verfahrens felbft größerem Widerftande. In 
vielen Staaten hielt man an der reinen Schriftlichkeit feit; in Preußen fam es z. B. nur 
zu einem fchriftlichen Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung. Die hannoverſche Pro- 
zeßordnung von 1850 (in Kraft feit 1852) nahm dagegen den Grundjag der reinen Münd- 
lichkeit auf, behielt aber, abweichend vom franzöfifchen Prozeſſe, eine aleih anfangs ein- 
tretende richterlihe Prozekleitung und außerdem das gemeinrechtlihe Syſtem der bindenden 
Zwifchenbejcheide und namentlich das Beweisurteil und mit diefem auch die Eventualmarime. 
Sie trat entſchieden in den Vordergrund bei den namentlich durch den deutſchen Juriſten— 
tag feit 1860 geförderten Bejtrebungen zur Herbeiführung einheitlicher deutjcher Geſetzgebung 
und lag, jedoch nicht ohne dabei erhebliche Modifikationen zu erleiden, namentlih hinſichtlich 


ı Neben diefem ift aber jehr weientlic zu beachten das Dekret vom 30. März 1808. 
v. Holgenborff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl. 50 
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des Beweisurteils, dem Entwurfe einer gemeinfamen deutſchen Prozeßordnung zu Grunde, 
welche eine in Gemäßheit eines Bundesbeichlufjes zufammentretende, indes nicht alle Staaten, 
namentlich nicht Preußen, vertretende Kommiffion zu Hannover in den Jahren 1862—1866 
ausarbeitete, während das preußifche Juftizminifterium 1864 einen wefentli auf franzö- 
fiiher Grundlage ruhenden Entwurf einer preußifchen Civilprozefordnung veröffentlichte. 
Die Verfafjung des Norbdeutfhen Bundes, gegenwärtig des Deutfchen Reichs, bezeich— 
nete nun in Artifel 4 Nr. 13 als eine der Aufgaben der gemeinjamen Geſetzgebung 
die Gefetgebung über das gerichtliche Verfahren. Es wurde daher 1869 von einer Bundes- 
fommifjion auf Grundlage des früheren hannoverfhen Entwurfs und unter Mitbenugung 
des früheren preußifchen Entwurfs ein Entwurf einer norddeutfchen Civilprozeßordnung aus- 
gearbeitet, während in Württemberg 1868 eine wejentlih dem hannoverfchen Entwurfe, in 
Bayern 1869 eine mehr dem franzöfiihen Verfahren ſich anſchließende Civilprozeßordnung 
publiziert wurde. Nach Errichtung des Deutſchen Reichs wurde ein im preußifchen Juſtiz— 
minijterium ausgearbeiteter Entwurf einer deutſchen Civilprozeßordnung (Sommer 1871) 
veröffentlicht, der mwefentlid von den früheren Entwürfen, insbefondere auch von dem jtarf 
angegriffenen norbdeutfchen Entwurfe abwich, unter Annahme des Prinzips der reinen Münd- 
lichkeit (ohne daß die Schriftfäge die mündliche Verhandlung beichränfen) die Eventual- 
marime völlig preisgab, die Unmittelbarfeit ſtreng auch auf das Bemweisverfahren anwendete 
und die Appellation über die Bemweisfrage ausſchloß. Infolge der in letterer Bezie- 
hung! fich geltend machenden Oppofition der Praftifer nahm ein 1874 veröffentlichter, nach— 
her mit der Strafprogeßordnung und dem Gerichtöverfafjungsgefege von einer Kommiffion 
des Deutjchen Reichstags (der deutſchen Reichsjuftizfommiffion) in den Jahren 1874— 1876 
forgfältig beratener Entwurf die Appellation (Berufung) in vollem Umfange wieder auf, im 
übrigen die bis dahin gewonnenen Grundfäge beibehaltend. Aus diefem von der Reichs— 
juftizlommiffion in den Grundſätzen nicht modifizierten Entwurfe ift dann, nachdem in 
legter Stunde noch politifche Differenzen über verfchievene Punkte des Gerichtöverfaffungs- 
gejeges und der Strafprozeßordnung faſt ein Scheitern der ganzen mühjeligen Juſtizgeſetz— 
arbeiten herbeigeführt hatten, die Civilprozefordnung für das Deutfche Neih vom 30. Januar 
1877 hervorgegangen. Ergänzt wird diefelbe einerfeits durch das deutfche Gerichtöverfaffungs- 
gejeg vom 27. Januar 1877 und andererjeit3, mas das Konfursverfahren betrifft, durd 
die deutjche Konkursordnung vom 10. Februar desjelben Jahres (vgl. unten). Jedes diefer 
Geſetze iſt noch von einem befonderen durd das Reich gegebenen Einführungsgejete begleitet 
worden, in welchem namentlih das Verhältnis partifularer Nechtönormen zu dem nun- 
mehrigen Reichsrechte geregelt ift. Einzelne hierher gehörige Punkte und unter großen Be- 
ichränfungen auch Übergangsbejtimmungen find indes der Negelung durd die Landesgefe- 
gebung überlafien, jo daß die einzelnen deutfchen Staaten wiederum noch beſondere, die 
Ausführung der neuen Yuftizordnung betreffende Geſetze erlafien haben. (Val. 3. B. preußifches 
Geſetz vom 24. April 1878 zum deutjchen Gerichtsverfafjungsgejege und preußiiches Geſetz 
vom 31. März 1879, betreffend die Übergangsbeitimmungen zur deutfchen Civilprozeßord— 
nung und zur deutſchen Strafprozeßorbnung, Gejfamtausgabe der preußifchen Ausführungs- 
gejege und Verordnungen, von Sydow. Berlin 1879. Guttentag.) Hinzugelommen find 
von Neihs wegen noch und können gleichfalls als Komplemente der Civilprozefordnung mit 
angejehen werben folgende Neichsgejete: die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 
das Gerichtsfoftengefeg vom 18. Juni und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher vom 
24. Juni und für Zeugen und Sadverftändige vom 30. Juni desjelben Jahres, ſowie das 
Geſetz vom 11. April 1877 über den Sit des Neichsgerihts. Cine kaiferliche Verordnung 
vom 28. September 1879 hat ſodann nod die Zuläffigfeit des Nechtsmittels der Nevifion 
in einer Beziehung modifiziert. In Kraft find die fämtlichen neuen Juſtizgeſetze des 
Deutjchen Reichs mit dem 1. Dftober 1879 getreten (vgl. $ 1 des Einführungsgefeßes zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze). Für das cisleithanifche Ofterreih wird gegenwärtig eine eben- 


! Ein 1872 veröffentlichter fernerer Entwurf war nur ein fait durdgängig übereinftimmender 
Abdrud des Entwurfs von 1871. 
? Dal. dazu noch Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 11. April 1880. 
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falls auf den Prinzipien der reinen Mündlichkeit und der freien Beweiswürdigung ruhende 
Givilprozeßordnung vorbereitet. Der Entwurf von 1876, den man im mejentlihen dem 
früheren Juftizminifter Dr. Glafer verdankt, bildet, indem er ſich in vielen Beziehungen 
der Prozeßordnung für das Deutſche Reich anfchlieft, aleihmwohl eine jelbftändige und höchſt 
beachtenswerte Yeiftung, um jo mehr, als er in fonjequenter Durchführung jener beiden 
nd re die Appellation über die Beweisfrage — abgefehen von den Urteilen der 
inzelrihter — ausfchließt und im Anſchluß an das öfterreihifche Gefeg vom 27. April 

1873 über das Bagatellverfahren die formellen Parteieide des gemeinen Prozeßrechts (und 
auch der deutjchen Civilprozekordnung) durch eidliche Vernehmung der Parteien erjegt!. 

Die Entwidlung des englifhen Common-law-Berfahrens (die Specialprozeduren des 
engliihen Rechts können hier felbitverftändlich nicht berüdjichtigt werden) ſteht in enger Ber: 
bindung mit der Gefchichte der Jury. Der in feinen Grundzügen äußerit einfache und 
rationelle englifche Prozeß — Schriftenwechfel bei einem der oberen Neichsgerichte mit münd- 
licher Schlußverhandlung und hierauf, wenn Beweisfragen ftreitig find, Verweifung der Sadıe 
unter Feſtſetzung der Streitpunfte (issues) vor die Jury — hatte im Laufe der Zeit ein 
unermeßliches Gewirr formaliftifcher technischer Regeln aufgehäuft, unter denen das materielle 
Recht jehr oft erjtidte und die Koften zu unglaubliher Höhe anfhwollen, jo daß das eng- 
lifche Verfahren auf dem Kontinente im übelften Rufe jtand und in England jelbit den 
herbiten Angriffen (3. B. Benthams) ausgefegt war. Die neueſte Geſetzgebung hat aber 
durch verſchiedene Common-law-procedure-acts — 3. B. die von 1852 und Act. 36. 37 
Viet. e. 66 (1873); 38. 39 Viet. e. 77 (1875) und 39. 40 Viet. ce. 58 (1876) — ſehr 
wirffam eingegriffen, jo daß die Entſcheidung ſelbſt jehr verwidelter Prozeſſe binnen ver- 
hältnismäßig furzer Zeit in England nicht mehr felten ift. Außerdem it durd die Er- 
richtung der neuen County-Courts für Saden bis 50 £ Wert und durd die hier (in 
Sachen über 5 £ Wert nur mit Zuftimmung der Parteien) Platz greifende Praris, Be- 
weisfragen dur den Richter ohne Zuziehung der Jury entſcheiden zu lafjen, die Prozeß— 
führung billiger und ſchneller gemacht. Die Übertragung der Grundfäge des englifchen 
Common-law-Verfahrens auf den Kontinent wird aber, abgejehen von Vorurteilen und Un- 
fenntnis, gehindert durch die enge Verbindung mit der Civiljury und dur die ganz ab- 
mweichende englifche Gerichtsorganifation, der zufolge, abgejehen von den Bagatellgerichten 
(den County-courts), die Nechtspflege und zwar auch die Zeitung der Schwurgerichte in 
den Händen der Mitglieder der oberjten Neichsgerichte fonzentriert ift. 

In Nordamerika ift mit manden Modififationen im einzelnen das englifhe Common- 
law-Berfahren Fodifiziert worden in dem in hohem Anfehen jtehenden Code of eivil pro- 
cedure of the State of New-York. 


- Belonders bemerkenswerte neuere umfaliende Prozeßgeſetze außer den bereits angeführten: 
braunichweigiiche Brozeßordnung v. 1850, oldenburgiiche v. 1857, lübeckiſche v. 1862, badiiche v. 1864. 
Xehr- u. Handbüdher: Martin, Lehrb., 13. Aufl. 1863: Linde, Lehrb., 7. Aufl. 1850; 
Schmid, Handb., 1843—1845; Heffter, Syitem. 2. Aufl. 1843; Bayer, Vorträge über den ge- 
meinen ordentl. Prozeh. 9. Aufl. 1865: Dfterloh, Xehrb., 2 Bde. 1856; Wegell, Syſtem des 
ordentl. Civilprozeſſes. 3. Aufl. 1873: Renaud, Lehrb. 1867. 2. Aufl. 1870. — Endemann, 
Das deutiche Civilprozehreht. 1868; Koch, Der preußiiche Eivilprozeß. 2. Aufl. 1854; Menger, 
Syftem des Ofterreihiichen Civilprozeßrechts in redhtövergleichender Daritellung. Bd. I. Allgemeiner 
Teil. Wien 1876: v. Canftein, Lehrbuch des Üfterreihiichen Civilprozeßrechts. 2 Boe. 1880. 
1882. Zeitſchriften: befonders Archiv für die civiliftiihe PBraris. 1818 ff. (von Mittermaier 
u. a., jet von Bülow und anderen Mitalievern der Tübinger Juriftenfakultät); Zeitſchrift für 
Civilrecht und Prozeß (von Linde u. a.). 1837—1865: Archiv für praktiſche Rechtswiſſenſchaft, ſeit 
1862 (von Schäffer, Seitz und Hoffmann, dann von Emminghaus, Hoffmann, Ihering 
u. a); Zeitſchrift für das Privat- und öffentliche Recht der Gegenwart von Grünhut (Wien, ſeit 
1873); Magazin für das deutiche Hecht der Gegenwart. Herausgeg. von Bödiker. Hannover 
1881— 1888: Medlenburgiiche Zeitichrift für Nechtspflene und Nechtswiljenihaft von Budde u. a., 
feit 1881. Seit 1879 erſcheint in Karl Heymanns Verlag in Berlin eine von Busch in Sonders 
haufen herausgegebene bejondere Zeitichrift für deutichen Civilprozeh, bis heute 13 Bde. Für die 


I Der neuefte öfterreichifche Entwurf von 1881 unterjcheidet fih nur in mehr untergeordneten 
Beitimmungen und durd einen über das Sicherungs- und Erekutionsverfahren binzugefügten Ab: 
Ihnitt von dem Entwurfe von 1376. 
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Kenntnis der Praris wichtig das befannte von Seuffert begründete, auch jegt noch forterſcheinende 
Archiv für Entfcheidungen der oberiten Gerichte in den de Fi Staaten und jet befonders Ent- 
—— en des Reichsgerichts in Civilſachen, herausgeg. von den Mitgliedern des Gerichtshofes, ſeit 
1880. Bis jetzt 23 Bode. j 

Franzöfiiher Prozeß: Warnfönig u. 2. Stein, Franzöi. Staatd- und Rechtsgeſchichte. 
3b. III 1846: Schäffner, Gefhichte der Rechtsverfaflung Franfreihs. Bd. IV 1850; Boncenne, 
Theorie de la procödure eivile. 7 vols. 1837 fi.; Carr& (et Uhauveau Adolphe), Les lois de la 
proc&dure eivile. 7 vols. (verfchiedene Auflagen); Boitard, Legons sur le code de proc4dure. 
2 vols. (wiederholte Auflagen); Schlinf, Kommentar über die franzöftiche Sivtpeeyehoromun ö 
4 Bde. 2. Aufl. 1856 und 1857; v. Daniels, Syſtem und Geſchichte des franzöfiihen un 
rheiniihen Givilprogeßrehts Is. 1849: PBaraquin, Die franzöftiche — (I: Gerichts⸗ 
organifation, II: —— 1861; Jonas, Studien aus dem Gebiete des franzöfiihen Civilrechts 
und Givilprozeifes. 1870; u. a. j 

Englifher Prozeß: Rüttimann, Der englifche Civilprozeß. 1871; Smith, An elemen- 
tary view of the proceeding in an action at law. 13. edit. by Prentice. London 1868; Roscoe, 
Outlines of eivil procedure. 1876; Trower, A manual of the prevalence of equity under the 25 th 
section of the judieature act. 1876: Ed. Zimmermann, Die Juftizreform in England. Berlin 
1877; Schuſter, Die — Rechtspflege in England. Berlin 1887. 

Kritiſche Schriften: Mittermaier, Der gemeine deutfche bürgerliche Prozeß in Ber- 
aleihung mit dem franzöfiichen. Bier Beiträge. 1820 ff. in verjchiedenen Auflagen. 2. Aufl. von 
Beitrag 4. 1840: Zinf, Über die Ermittlung des Sadverhalts im franzöfiihen Civilprozefle. 2 Bde. 
1860; Leonhardt, Zur Reform des Civilprozefjes in Deutichland. Erfter Beitrag und zweiter 
Beitrag. 1865: J. Glafer, Gefammelte Heinere Schriften über Strafreht, Civilreht und Straf: 
prozeß. Bd. II (Wien 1868) ©. 351 ff.; Bar, Recht und Beweis im Civilprogeffe. 1867; v. Can» 
ſtein, Die rationellen Grundlagen des Civilprozefles. 2 Abteilungen. Wien 1877. — Verhandlungen 
des deutſchen Juriftentages, feit 1860 ericheinend, namentlih Gutachten in den Verhandlungen 
IX ı. Xı (bier Gutachten über die Kompetenz des Deutſchen Reichsgerichts) und die Verhand— 
(ungen in Bd. III. Wichtig find auch die freilich zur Zeit im Buchhandel nicht erſchienenen (übrigens 
edrudten) umfangreichen otofolle der früheren hannoverſchen Kommilfion, der Kommiffion zur 
Ausarbeitung einer Givilprozekordnung für den Norddeutihen Bund und der Juſtizkommiſſion des 
Deutſchen Reichstags (letztere von 1875 und 1876). Einen Auszug aus den Protofollen der früheren 
hannoverſchen Kommilfton giebt Winter, Erläuterungen zu den Entwürfen einer allgemeinen Civil: 
prozehordnnung für die deutichen Bundesjtaaten. Wiesbaden 1867. — Gutachten über den Entwurf 
einer deutichen Civilprozekordnung auf Beranlaffung des deutihen Anmwaltvereines eritattet. 
Berlin (Moefer) 1871. — Über den öjterreihiichen Entwurf von 1876 val. die angeführte Schrift 
v. Canfteins u. Bar in Grünhuts Zeitichr. für das Privat: und öffentliche Recht der Gegenwart. 
1877 (Bd. IV) ©. 593 ff. — Neuerdings a Bähr (Der deutſche Civilprozeß in prakt. Bethätigung. 
1385) das Miündlichkeitsprinzip wiederum fcharf angegriffen. Siehe gegen Bähr aber z. B. Wach, Tie 
Neichscivilprogeßordnung und die Praris. 1886; Henrici, Das deutiche Reichögericht. 1886. 

Kommentare zur deutſchen Civilprogehordnung: Strudmann u. Rod. 5. Aufl. 1887: 2. Seuf- 
tert. 4. Aufl. 1889: Endemann (3 Bde): v. Wilmowski und Yevy. 5. Aufl. 2 Bde. 1889; 
Beterfen; Uebel. 2 Bde. 1878; Gaupp. 3 Bde. 1879-81, jetzt in 2. Aufl. erfcheinend u. a. — 
Bon ſyſtematiſchen Bearbeitungen des deutihen Civilprozeßrechts auf Grundlage der deutfchen Eivil- 
progehordnung find zu bemerfen: Wach, Dandbuh des deutichen Civilprozeßrechts. Bo. I 1885; 
Hellmann, Yehrb. des deutichen Givilprozeßrechts. 1886; Planck, Lehrb. des deutſchen Civil: 
vprozeßrechts. Bd.1I. 1887; Birdmedyer, Grundrik und Materialien zur VBorlefung über den ordent» 
tihen Civilprozeß. I: Einleitung und allgemeiner Teil. 1886 (befonders genaue Yitteraturnachweife): 
Bar, Spyitematif des deutſchen Civilprozehrechts auf Grundlage der deutfchen Neichsjuftizgeiege. 
1878, giebt den Tert der Paragraphen der Civilprozehordnung und des Gerichtöverfafiungsgeiehes 
und die Einführungsgefege in der Ordnung eines welentlich für akademiſche Zwecke aufgefteilten 
wiſſenſchaftlichen Syſtems. — Wichtig für die Auslegung find befonders die Regierungsmotive und 
die Protokolle der deutihen Reichsjuitiztommiffion. Materialien zu den deutichen Reichsjuſtizgeſetzen, 
herausgegeben von Hahn. Berlin. v. Decker. Die Mat. betr. die Gerichtsverfaſſung uud die Civil— 
progehordnung füllen 2 ftarte Bde. (1879 u. 1880). Kommentar zu den preußifchen Ausführungs- 
nejegen von Strudmann und Kod. 

Beſonders beliebt und praftiih brauchbar find die Heinen Tertausgaben der Reichsjuſtizgeſetze 
mit Negiftern, welche bei Guttentag (Collin) in Berlin erichienen find. Eine Art populärer Dar: 
jtellung des deutichen Civilprozeßrechts nach der Eivilprogekordnung und dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
enthält Fitting, Der Reichscivilprozeß (in mehrfachen Auflagen). 

Über allgemeine Fragen der Prozeßtheorie: Hohler, Der Prozeß ald Nechtöverhältnis. 1888. 


IV. Die Geridte. 


S 18. Unabhängigfeit der Gerichte. Unzuläffigfeit willfürlider 
fommiffarifcher Gerihtsbarfeit. Ausſchließlichkeit der flaatlihen Ge— 
vihtsbarfeit. Grundſatz für die gefamte Nechtspflege ift heutzutage deren volllommene 
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Unabhängigkeit, d. h. Abhängigkeit nur von dem Willen des Gejeges, nicht aber von dem 
perfönlihen Willen des Staatsoberhauptes (Verbot der fogenannten Kabinettsjuftiz). 
Diefer Grundfat galt feineswegs im römischen Rechte, mo die Kaifer nicht verhindert waren, 
in Perſon Recht zu fprechen, und ebenfo nicht im älteren deutichen Prozeſſe, wo Kaiſer und 
Landesherren in Perſon den Gerichten präfidierten, allerdings aber das Urteil nicht jelbit fanden, 
fondern von den Beifigern (Schöffen) finden laffen mußten. Die Kammergerihtsordnungen 
(Rammergerichtsordnung von 1495 Tit. 27, v. 1555 II. 35) oroneten dabei an, daß ber 
Juſtiz des Kammergerichts „ihr ftrader LYaufj' gelaffen werden jolle und die Kammergerichts- 
ordnung von 1555 fprach bereits beftimmt die Nichtigkeit Faiferlicher, die Juſtiz beein- 
trächtigender Befehle aus. Wenn auch die Reichögefege nicht jo beftimmt ſich über das 
Verhältnis der Yandesherren zu den Territorialgerichten erflärten, ift doch jpäterhin dieſe 
auch durch landesherrliche Reverfalien u. ſ. w. betätigte Unabhängigkeit der Gerichte gemeines 
Recht geworden, welches in Übereinftimmung mit dem $ 86 der preußifchen Verfaſſungs— 
urfunde von 1850 jet durch den Eingangsparagraphen des deutſchen Gerichtöverfafjungs- 
gefetes: „Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Geſetze unterworfene 
Gerichte ausgeübt” förmlich beftätigt ift. Dabei ift auch nach richtiger Anficht ein Unter- 
ſchied zwiſchen pofitiven und negativen Vorfchriften des Staatsoberhaupts nicht zu maden: 
aud die Nichtanwendung der richterlihen Gewalt, mo diefelbe Pflicht gewejen wäre, iſt 
Prlichtverlegung !. 

Dem Staatsoberhaupte ift hiernah zu unmittelbarer Ausübung nur die fogenannte 
Gerihtsherrlichfeit verblieben. Im Deutfchen Reiche ſteht jet die Gerichtsherrlichkeit 
in Anjehung des Reichögerichts dem Reiche zu. (Vgl. namentlich deutfches Gerichtsverfafjungs- 
geſetz $ 127, demzufolge die Mitglieder des Reichsgerichts auf Vorfchlag des Bundesrats vom 
Kaifer ernannt werden.) Abgejehen von dem Rechte, allgemeine Anordnungen zu treffen innerhalb 
der Grenzen des Verordnungsrechts, gehört dahin aber auch die Oberaufficht über die Dienſt— 
führung der Gerichte (Vifitationsrecht), fraft deren auch fogenannte Mandata de admini- 
stranda iustitia erlafjen werden fünnen, welche indes den Inhalt einer etwa zu erlafjenden 
richterlichen Verfügung nicht betreffen dürfen und daher unzuläffig find, wenn das Gericht 
aus Nechtsgründen fi meigert, eine Handlung vorzunehmen. Das Organ, defien das 
Staatsoberhaupt fi hier bedient, ift in Deutjchland das Juftizminifterium. Dod find oft 
gewiſſe Zweige der Oberauffiht den oberen Gerichtshöfen (oder deren Präfidenten) und nad) 
der franzöfifchen Gerihtsverfaffung den Staatsanwälten übertragen. Nach dem deutjchen Ge- 
richtöverfaffungsgejeß S 152 darf den Staatsanwälten (mie freilih 3. B. nad der han 
noverfchen Gerichtsverfaffung in gemiffen Umfange der Fall war) eine Dienjtaufficht über 
die Richter landesgefeglich nicht übertragen werden. ‘ 

Das römische und fanonifche Recht gejtatteten dem Beamten eine Übertragung der 
eigenen Gerichtöbarfeit an andere Perfonen (inrisdietio mandata und delegata). In 
Deutſchland find indes diefe im fpäteren römischen Nechte befchränften, nad kanoniſchem 
Recht weitergehenden Befugniffe für die mweltlihen Gerichte nicht praftifch geworden. Die 
Erteilung von Aufträgen (Kommiffionen) beſchränkt ſich auf Vornahme einzelner Jnitruftions- 
und Zwangshandlungen, bei Bernehmung von Zeugen, Behändigungen u. ſ. w., und aus- 

efchlofjen, abgefehen von dem gemeinrechtlichen, durch die Juſtizgeſetzgebung des Deutfchen 
Reichs jetzt befeitigten nftitute der Altenverfendung, iſt jedenfall der Auftrag zur 
Füllung des Urteils. Derartige Aufträge werden in Deutjchland und Frankreich aber auch 
heutzutage nur nod an Gerichte erteilt, und der Grundfag der Mündlichfeit (Unmittelbarkeit) 
führt von ſelbſt zur Beſchränkung folcher Aufträge. Aber auch das Recht der Kaifer, Kom— 
miffionen für einzelne Fälle einzufegen, ift als Eingriff in die Unabhängigkeit der Gerichte 


! Eine dem Staatörechte, jpeciell dem neueren Verfafjungsrechte angehörige Garantie der Un: 
abhängigfeit der Gerichte ift die Unabſetzbarkeit der Richter, genauer Abſetzbarkeit nur durch Richter: 
fprudh. Nach dem aemeinen Nechte beftand dieſe Unabiegbarfeit nicht: doch konnte dem Nichter 
Gehalt und Rang nit durch Ndminiftrativverfügung entjogen werden. Nett bejtimmt das deutiche 
rg $ 8 die Unabſetzbarkeit. Auch darf nad $ 9 dajelbit wegen vermögensredht- 
—* Anſprüche der Richter aus dem Dienſtverhältniſſe der Rechtsweg landesgeſetzlich nicht aus— 
geſchloſſen werden. 
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bereits in den Neichsaefeten auf Notfälle (Fälle der Behinderung des ordentlichen Gerihts) 
befchränft worden, und der gleihe Sat fam fpäter auch in den Territorien zur Geltung, 
wie denn in der neueren Verfafjungsfprade diefer Sat dahin ausgedrüdt ift: „niemand 
darf feinem ordentlichen Richter entzogen werden“ (val. deutfches Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
$ 16), und neuere Gerichtäverfaffungsgejege laffen auch in ſolchen Notfällen das Kom— 
miffortum nicht von dem Staatöoberhaupte, fondern von einem oberen Gerichtshofe aus- 
gehen. Die VBorfchriften des deutſchen Gerichtöverfaffungsgefeges (vgl. $ 134. 122. 69) 
haben in diefer Richtung auch die Möglichkeit der Zuordnung von Hülfsrihtern durch Die 
Juftizverwaltung fehr weſentlich befchräntt. So ift die Zuziehung von Hülfsrichtern bei dem 
Reichägerichte überhaupt unzuläfftg, und zu Hülfsrichtern bei den Oberlandesgerichten dürfen 
nur ftändig angejtellte Nichter berufen werben. 

Nah dem gemeinen deutſchen Staatsrechte konnte übrigens die Gerichtsbarkeit auch 
einer Privatperfjon (oder Korporation) fraft erblichen Nechtes zuſtehen. Diefe jogenannte 
Batrimonialgerihtsbarfeit, in neuerer Zeit mehr und mehr auf gewiſſe Befugniffe 
der Gerichtäherrlichfeit reduziert, war aber jchon in den bei weiten meiften deutichen Staaten 
befeitigt. Nach dem deutjchen Gerichtöverfafjungsaefes $ 15 iſt diefe Befeitigung für das 
gefamte Deutfche Reich nunmehr eine abjolute. Auch entzieht derjelbe Paragraph jeder 
geistlichen Gerichtsbarfeit die bürgerliche Wirfung und insbefondere in Ehe- und Verlöbnisſachen. 


$ 19. Geridtsorganifation. Das Verhältnis der verfchiedenen Gerichte zu— 
einander wird bejtimmt durch die Gerihtsorganijation und zwar entweder ale Sub- 
oder als Koordination. Ein Gericht ift dem anderen ald obere Inſtanz übergeordnet, wenn 
es Verfügungen des letteren abändern oder doch aufheben fann, Die gemeinrechtliche Ge- 
richtsorganifation wie auch die neueren Organifationen ftellen eine dreifahe Abjtufung der 
Gerichte auf (Grundfat der drei nftanzen, worin jedoch feinesmwegs enthalten ift, daß jede 
Streitfahe drei Inſtanzen durchlaufen könnte): Untergerichte (Gerichte erjter Inſtanz), Mittel- 
gerichte (Gerichte zweiter Inſtanz) und oberjter Gerichtshof. Doc find die Funktionen der 
verschiedenen Gerichte nad) der älteren und nad der neueren Gerichtöverfaffung nicht ganz 
diefelben, da die mittleren Gerichte nach der älteren Gerichtsverfajjung auch Gerichte eriter 
Inftanz für Perfonen und Saden privilegierten Gerichtsitandes waren, während bei dem 
Verſchwinden des lehteren fie wejentlih zu reinen Appellationsgerihten geworden find. 
Wenn nun zugleih, wie nad) der franzöſiſchen Gerichtöverfaffung der Fall ift, Streitſachen 
von geringerem MWertbetrage, beziehungsmeife Streitfahen, die regelmäßig eine einfache Er— 
ledigung finden oder doch eine befonders fchnelle Erledigung fordern, ftändigen Einzel- 
richtern (in Frankreich den riedensrichtern) übermwiejen find, jo fann fi, wie in Frankreich, 
eine vierfahe Abjtufung der Gerichte ergeben: Einzelrichter, Kollegialgerichte unterer Inſtanz, 
Appellationsgerichte und oberjter Gerichtshof, und fo verhält es fich auch nach dem deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Dasſelbe unterfcheidet Amtsgerichte (mit Einzelrichtern beſetzt)!, 
(follegiale) Landgerichte, Oberlandesgerichte und den oberiten Gerichtshof. Die Landgerichte 
find indes nicht ausfchließlih Gerichte erſter Inſtanz, vielmehr zugleih Berufungs- und 
Bejchwerbeinftanz für die Amtsgerichte. Außerdem befteht noch der Unterfchied, daß nad 
der franzöſiſchen Gerichtsverfafjung und 3. B. nad der früheren bayerifchen Prozeßordnung 
der oberjte Gerichtshof nur Entſcheidungen vernichten, nicht aber andere unmittelbar an 
deren Stelle jesen fann, mährend nad dem gemeinrechtlihen Syſteme der oberjte Ge- 
richtshof felbjt in der Sade urteilen fann. (Siehe unten die Lehre von den Rechts— 
mitteln.) Das Bedürfnis der praftifchen Aufrechterhaltung einheitlicher Rechtsgrund— 
füge hatte im neuen Deutſchen Neiche zur Errichtung des (1869 geſetzlich angeordneten) 
Neichsoberhandelsgerichts in Yeipzig geführt. In Gemäßheit des deutjchen Gerichtäver- 
faſſungsgeſetzes S 125 ff. beiteht nunmehr für das Deutiche Reich ein höchſtes „Reichs— 
gericht“ mit mehr umfaffender Kompetenz, die in Zufunft wohl noch Ausdehnungen erfahren 
dürfte. Es iſt Nevifions- und Beſchwerdeinſtanz über den Oberlandesgerichten; indes fann 


' Dies ſchließt nicht aus (vgl. Gerihtöverfafjungsaefeh 5 22), dab bei einem Amtögerichte 
mehrere Amtsrichter angeitellt find: ja lettered wird faktiich die allgemeine Regel fein. Allein jeder 
dieier mehreren Amtsrichter ift durchaus jelbitändig thätin. 
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die Gejeggebung eines Bundesftaates, in welchem mehrere Oberlandesgerihte errichtet werben 
— mit Ausnahme desjenigen Staates, in welchem das Reichsgericht jeinen Sit hat — 
Nevifionen und Bejchwerden gegen Entjdeidungen der betreffenden Oberlandesgerichte einem 
bejonderen höchſten Yandesgerichte übertragen, eine Befugnis!, die indes auf diejenigen Sachen 
wiederum feine Anwendung erleidet, welche bisher zur Zuftändigfeit des Reichsoberhandels- 
gerichts gehörten oder durch befondere Reichsgeſetze dem Reichsgerichte zugewieſen werben. 

Sondergerihte für beftimmte befondere Streitfahen, wie ſolche früher in Deutfchland 
in großer Zahl vorfamen, 3. B. Marftgerichte, Mefgerichte, Salzgerichte, Berggerichte u. ſ. w., 
jind nach dem deutjchen Gerichtäverfafjungsgefeg $ 14 nur für die dort bezeichneten Streit- 
ſachen, d. h. in fehr beſchränktem Umfange noch zuläfjig? (vgl. übrigens auch das unten 
über den privilegierten Gerichtsſtand Gefagte) und ſelbſt von der Errichtung befonderer 
Handeldgerichte, wie ſolche nad der franzöfifchen Gerichtäverfaflung beftehen, ebenjo aber 
auch 3. B. in Bayern, Mürttemberg, Hamburg, Bremen beftanden, it abgejehen. Dagegen 
fönnen nad dem deutſchem Gerichtäverfafjungsgefeb SS 100 ff. durch die Yandesjuftiz- 
verwaltungen nah Maßgabe des Bebürfnifjes bei den Landgerichten für die Erledigung der 
Handelsfahen jogenannte Handelskammern (möglicherweife auch an einem anderen Orte 
als an demjenigen, an welchem das Landgericht feinen Sit hat) errichtet werben. Diefe 
Handelsfammern der Yandgerichte find nad) dem deutfchen Gerichtäverfaffungsgefeg nicht, wie 
nad der franzöfifchrheinifchen Gerichtsverfaffung, lediglich mit Kaufleuten bejegt; vielmehr 
führt, wie e8 3. B. bisher aud in Bremen und Hamburg der Fall war, ein Juriſt (Mit- 
glied des Landgerichts) den Vorfig und zwei dem Handelsſtande angehörige, in Gemäßheit 
der SS 112. 113 des Gerichtsverfaffungsgefetes je auf die Dauer von drei Jahren ernannte 
Handelsrichter bilden die richterlichen Beifiter. Der praftifhe Vorzug diefer Handels— 
fammern vor bejonderen Handels gerichten beſteht in der Verminderung oder doch Ver⸗ 
einfachung der Kompetenzitreitigfeiten und in der Erweiterung des Rechtes der Parteien, 
jelbft die Gerichtsperſonen zu beftimmen, welche ihren Rechtöftreit entjcheiden follen. Denn 
ob eine nur aus rechtsgelehrten Staatsrichtern beftehende fogenannte Givilfammer des Yand- 
gerichts oder die Handelsfammer entfcheidet, wird nad) den Bejtimmungen des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes weſentlich von den Anträgen der Parteien abhängen; die Civilkammer, 
vor welche eine nach $ 101 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vor die Handelsfammer gehörige 
Handelsſache gebracht wird, fann von Amts wegen die Sache nicht vor die Handelsfammer 
verweijen ; die Handelsfammer hat der Negel nad im umgefehrten Falle dies Necht der 
Vermweifung, da das Amt der Handelärichter ein Ehrenamt ift, und deshalb die Handels— 
fammern nicht mit Gefchäften überlaftet werden dürfen, die Handelsfammern auch nur eine 
geſetzlich beſchränkte Kompetenz befiten. In der zweiten Inſtanz (bei den Oberlandesgerichten) 
beitehen befondere Handelsfammern nach dem deutfchen Gerichtsverfafjungsgefeg nicht; das 
deutjche Gerichtöverfafjungägefet hat ſich in diefer Beziehung dem franzöfiichen Rechte an- 
gefchlofjen, während in Bayern und Württemberg 3. B. auch in der zweiten Inſtanz be- 
ſondere Handelörichter zugezogen wurden. 

Zur vollen Beſetzung des Gerichts find gemeinrechtlich Richter und Gerichts— 
ſchreiber erforderlich, während andere (nicht rechtsgelehrte) Beifiter des Gerichts bis vor 
furzem nod im partifularen Rechte vorfamen. 

Die Richter find entweder Einzelrichter, oder fie bilden ein in Civiljachen mit Majorität 
befchließendes Kollegium, in welchem jedes Mitglied weſentlich gleiche Nechte und der Vor- 
ſitzende nur die formelle Gefchäftsleitung voraus hat. (Vol. über die Rechte des Vorfigenden 
deutfches Gerichtöverfaffungsgefeg SS 177. 176; deutſche Civilprozeßordnung ss 127. 131. 
193.) Der Richter oder das Richterfollegium ift das allein beſchließende Organ des Gerichts; 
aber der Gerichtsfchreiber ift, indem er die Handlungen des Gerichts zu den Aften auf- 
zeichnet, feineswegs in jeder Beziehung von dem Richter abhängig: die Nichtigkeit der Auf- 
zeihnungen foll er auf eigene Verantwortlichfeit bezeugen oder mitbezeugen; er dient alfo 
der Kontrolle der Gejegmäßigfeit der richterlihen Handlungen. 


! Nur Bayern hat von diejer Befugnis Gebrauch gemacht. 
2 VBgl. die — Geſetze betr. die Rheinſchiffahrtsgerichte und die Elbzollgerichte vom 
8. beiw. 9. Mär; 1879. 
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8 20. Fähigkeit zur Ausübung des rihterliden Amtes. Zur Aus- 
übung des richterlihen Amtes gehört MWahrmehmungs- und Urteilsfähigfeit. Deshalb find 
unfähig (inhabiles) und * abjolut: Wahnfinnige, Unmündige, Perſonen, denen der er- 
forderlihe Sinn fehlt, 3. Taube in einem mündlichen Verfahren. Auch fönnen rauen 
wie überhaupt öffentliche — ſo auch das Richteramt nicht ausüben, und wie zu jedem 
öffentlichen Amte iſt Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte erforderlih. Der neueren Zeit ge— 
hört an das Erfordernis beſonderer Rechtsfenntnis, wozu mindeſtens breijähriges Rechts 
ſtudium und das Beſtehen von Prüfungen gefordert wird; doch werden, wie bemerlt, Die 
modernen Handelsgerihte ganz (in Frankreich) oder teilmeife mit Kaufleuten bejeßt. Das 
Erfordernis eines bejtimmten Neligionsbefenntnifjes, in neuerer Zeit mehr und mehr auf- 
gegeben (vgl. Neichsabidh. von 1544 $ 92; deutiche Bundesafte von 1815 Art. 16), tit 
durd; das allgemein lautende Reichsgeſetz vom 3. Suli 1869 in Deutjchland jest volljtändig 
bejeitigt. Nach dem deutjchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz SI 2 ff. erfordert die Fähigkeit zur 
Bekleidung des Richteramtes das Beftehen zweier Prüfungen. Die erjte hat zur Boraus- 
jesung ein (mindeitens) dreijähriges Studium der Rechtswiſſenſchaft auf einer Univerfität 
(anderthalbjähriges Studium auf einer deutfchen Univerfität), die zweite einen nach der Ab- 
legung der erjten Prüfung durchzumachenden Vorbereitungsdienit von (mindejtens) drei 
Sahren!. Die Landesgejeggebung ift nicht behindert, höhere Anforderungen zu jtellen; da 
aber nah $ 5 des Gefeßes wer in einem Bundesitaate die Fähigkeit zur Bekleidung des 
Nichteramtes erlangt hat, dieſelbe auch in jedem anderen Bundesjtaate bejigt, jo ift durch 
die ungenügenden Normativbeitimmungen — es fehlt an einer einheitlichen Prüfungsord- 
nung — der Anlaß zu einer Minuslicitation der einzelnen Bundesftaaten bezüglid der 
Anforderungen an die technische Ausbildung des Nichterperfonals gegeben, einer Minus- 
licitation, die um jo bedauerlicher ift, als ein mündliches Berfahren, wenn es fegensreich 
wirfen ſoll, eine befonders tüchtige wiflenfchaftliche Ausbildung des Richters vorausſetzt. 
In Preußen ift wie bisher nad dem Geſetze vom 6. Mai 1869 eine vierjährige Vorbe— 
reitungäzeit und dreijähriges Studium geblieben, und andere Staaten haben ſich dem ange- 
ſchloſſen, ungeachtet zahlreiche wohlbegründete Ausführungen deutſcher Univerfitätslehrer gerade 
die bisherigen preußiſchen Vorfchriften als bejonders mangelhaft bezeichnet hatten. 

Über die natürlichen Unfähigteitsgründe enthält weder das deutſche Gerichts- 
verfafjungsgejeg noch die deutſche Civilprozeßordnung Beſtimmungen; indes dürfte nicht zu 
bezweifeln ſein, daß, wenn wirklich z. B. ein nachweislich wahnfinniger Richter das Urteil 
gefällt oder mitgefällt haben follte, dasjelbe von der Partei als nichtig angefochten werden 
fünnte. Die etwa bei Anjtellung eines Richters gefchehene Verlegung der Vorſchriften über 
die technische Vorbildung des Nichterperfonals wird dagegen der richtigen Anficht nad) von 
den Parteien nicht, ſondern etwa nur von der Volfsvertretung gegenüber dem verantwort- 
lichen Minifter geltend gemacht werden können. 

Relativ, d. h. in einer bejtimmten Sade unfähig das Nichteramt auszuüben ift, wer 
(oder weſſen Ehefrau) in der Sache ſelbſt Partei ift, ein ummittelbares Intereſſe an dem 
Ausgange der Sache hat (z. B. regreßpflichtig ift); nad) neueren Gejeßgebungen foll auch 
niemand in Sachen naher Angehöriger das Nichteramt ausüben. Der relativ unfähige 
Nichter muß fih von Amts wegen der Leitung und Entjcheidung der betreffenden Sache 
enthalten; feine Thätigfeit und befonders fein Urteil in der betreffenden Sade iſt nichtia 
(vgl. deutſche Civilprogepordnung SS 5122; 5422; 5435). Dagegen ift die Geltendmadhung 
des Verdachts einer Befangenheit des Nichters in anderen Fällen den Parteien überlafjen, 


Nach $ 4 des deutichen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes find die ordentlichen Nechtölchrer an den 
deutichen Univerfitäten ohne weiteres zur Bekleidung des Richteramtes befähigt. 

* Genauere VBorjchriften giebt jeht Die deutſche Civilprozeßordnung $4l. Danach iſt jemand auch 
deshalb relativ unfähig, weil er in dem Prozeſſe in einer gewiſſen Weile thätig geweſen iſt, die 
mit der Thätigfeit des Richters infompatibel ericheint. Die Civilprozeßordnung nimmt biernad res 
fative Unfähigfeit an, wenn jemand als Zeuge oder Sadverjtändiger in dem betreitenden Prozeſſe 
vernommen it, Prozebbevollmädtigter einer Partei geweſen iſt u. ſ. w. Auch der Richter, der in 
en früheren Inſtanz mitgewirkt hat, ift für die höhere Inſtanz nah $ 416 regelmäßig relativ 
unfähig. 
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3. B. wenn der Richter mit einer Partei beſonders befreundet oder verfeindet ift. Die 
Partei fann in folhem Falle den verdächtigen (ſuſpekten) Richter ablehnen, rekuſieren; der 
refufierte Richter muß bis zur Entſcheidung über das Rekufationsgefucd aller Amtshandlungen 
(mit Ausnahme der faktiſch unaufjchiebbaren, z. B. bei Arreftgefuchen) fich enthalten ; denn 
wird das Geſuch begründet befunden, fo find alle weiteren Amtshandlungen nichtig (vgl. 
deutjche Civilprozekorbnung $S 5133. 5423); wogegen der bloß verbächtige, nicht auch un- 
fähige Richter bis zur Ablehnung volllommen gültig prozediert. (Die dem Rekuſationsgeſuche 
zu Grunde gelegte Thatfahe muß einigermaßen glaubhaft gemadt werden; gemeinrechtlich 
fonnte dazu der in der neueren Gejeßgebung mehr und mehr befeitigte, auch in der deutjchen 
Civilprozekordnung nicht mehr vorfommende jogenannte Perhorrescenzeid dienen.) 
Über das Ablehnungsgefuh kann ſelbſtverſtändlich der refufierte Richter nicht ſelbſt ent- 
ſcheiden; iſt alſo das Gericht nah Abrechnung des refufierten Mitgliedes nicht mehr be- 
ihlußfähig, jo muß Entſcheidung des vorgefegten Gerichts eingeholt werden. (Val. über 
die Ablehnung deutſche Civilprozeßordnung 883 42—48.) 

Die Erfordernifje der Perfönlichfeit des Gerichtsfchreibers werden nach neueren Geſetzen 
nad Maßgabe der für den Nichter gültigen Beftimmungen beurteilt; nur ift nad vielen 
Geſetzgebungen Nechtsfenntnis nicht erforderlihd. Auch das deutſche Gerichtöverfafjungs- 
gejet fordert diefelbe nicht. Dagegen erflärt die deutfche Civilprozehordnung $ 49 die Vor- 
jchriften über relative Unfähigkeit und Ablehnung des Richters auch auf den Gerichtsfchreiber 
für anwendbar. Das preußifche Geje vom 3. März 1879, betreffend die Dienjtverhältnifje 
der Gerichtsſchreiber, fordert für die Bekleidung der Stelle eines Gerichtöjchreibers, abgejehen 
von zeitweiliger Wahrnehmung der Gefchäfte, zweijährigen Vorbereitungsdient und das Be— 
jtehen einer Prüfung. Die Anjtellung der Gerichtäfchreiber (nicht immer der Gerichts- 
jchreibergehülfen) erfolgt auf Lebenszeit. - 


8 21. Staatsanmwaltfhaft, Unterbeamte der Giviljuftiz. Nach der 
franzöfifchen Gerichtöverfafjung nimmt als öffentlicher Beamter, wenn auch nicht ala Mit- 
glied des Gerihts, an der Nechtöpflege teil der Staatsanwalt, der, abgeſehen von 
den Fällen, wo er wegen eines vorhandenen öffentlichen Intereſſes als wirkliche Partei 
(partie prineipale) erjcheint, in allen vor den gewöhnlichen Kollegialgerichten verhandelten 
Sachen mit qutachtlihen Anträgen (als partie jointe) vor Abgabe des Urteils gehört 
wird. Doch iſt der Wert diefer in Deutjchland für die Unabhängigkeit der Gerichte be- 
denflih erachteten Einrichtung ſehr ftreitig. Die deutfche Civilprozefordnung hat fie nicht 
aufgenommen, ebenjo nicht die neuen öfterreichifchen Entwürfe. Nach der deutfchen Civil- 
prozeßordnung tritt die Staatsanwaltihaft mitwirfend oder bezw. als ſelbſtändige Partei 
nur auf in Chejahen und im fogenannten Entmündigungsverfahren (val. 3. B. SS 569. 
586. 607.) 

Der Unterbeamte des Gerichts (Gerichtsdiener, Gerichtsvollzieher), der Aufträge des 
Gerichts auszuführen, 3: B. Yadungen, Arreite zu volljtreden hat, befist in feiner amtlichen 
Wirkſamkeit öffentlihen Glauben. Eine felbjtändige Stellung haben die franzöfifchen 
Huiffiers, eine Einrichtung, die, bereits in Hannover und in Bayern nachgeahmt, jet auch 
von der Juſtizgeſetzgebung des Deutjchen Neiches aufgenommen iſt. Das deutjche Gerichts- 
verfaffungsgejeg $ 156 giebt, da der Gerichtsvollzieher, obſchon im Auftrage einer Partei 
handelnd, dod mit Unparteilichfeit handeln und Zeugnifje mit öffentlichem Glauben über 
die von ihm vorgenommenen Afte ausjtellen muß, Vorfchriften über die Ausfchliefung eines 
Gerichtsvollziehers in gemwiffen Saden, in denen jene Unparteilichfeit anzuzweifeln ift, 3. B. 
in Saden naher Angehöriger. 

Sämtliche Gerichtöperfonen werden vor dem Amtsantritte auf ihre Amtspflichten vereidet. 


822. Sadlide Zuftändigfeit der Gerichte im allgemeinen. Der Civil: 
prozeß und die Gerichte entjcheiden in Deutichland nur über privatrechtlidhe Streitigkeiten. 
Befugniffe öffentlicher Behörden als ſolche können nicht direft Gegenjtände eines Civilrehts- 
ftreites fein und Verfügungen der Verwaltungsbehörden in letterem nicht aufgehoben werden. 
Aber die Frage, ob eine privatrechtliche, zur Kompetenz der Gerichte gehörige Sache vor- 
liege, wird gemeinrechtlih von den Gerichten ſelbſt entjchieven und muß von den Gerichten 
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ſelbſt oder doch bejonderen Gerichtshöfen entſchieden werden, wenn die Juftiz nicht der Ver— 
waltung untergeordnet werden foll. Das deutiche Gerichtsverfaffungsgefeg S 17 ftellt als 
Prinzip den Sat auf, daß die Gerichte ſelbſt, bei denen ein angeblicher Rechtsanſpruch 
geltend gemacht wird, über die Zuläffigfeit des Rechtsweges entjcheiden, gejtattet jedoch der 
Landesgeſetzgebung die Entſcheidung über Kompetenzitreitigfeiten zwifchen den Gerichten und 
den PVerwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerihten bejonderen Behörden unter gemifjen 
BVorausfegungen zu übertragen. Die hier gegebenen Normativbeitimmungen bezweden, den 
Mitgliedern des VBerwaltungsgerichtshofs, von denen übrigens aud die Hälfte höhere Richter 
fein müfjen, die erforderliche Unabhängigfeit zu fihern. Auch fann die dur rechtsfräftiges 
Urteil eines Gerichtes feitjtehende Zuläfftgteit des Rechtsweges nit fpäter nod im Wege 
des Kompetenztonfliftes angefochten werden, und das Einführungsgejeg $ 11 läßt, was die 
ſtraf- oder civilrechtliche Verfolgung von Amtshandlungen betrifft, Vorentſcheidungen darüber 
nur jeitens eines Vermwaltungsgerichtshofs (nicht der Vermwaltungsbehörben ſelbſt) bezm. 
jeitens des Reichsgerichts und aud nur bezüglih der Feſtſtellung zu, ob der Beamte fich 
einer Überjchreitung feiner Amtsbefugniffe oder der Unterlafjung einer ihm obliegenden 
Amtshandlung ſchuldig gemacht habe. Übrigens wird ein privatrechtliher Anſpruch (3. B. 
ein Anſpruch auf Schadenerfat wegen einer widerrechtlihen Handlung eines Beamten) nicht 
dadurch zu einer dem öffentlichen Nechte angehörenden und deshalb den Gerichten entzogenen 
Sade, daß die Entjcheidung von einer dem öffentlihen Rechte angehörigen Vorfrage 
(3. B. von den jtaatörechtlihen Befugniffen des Beamten) abhängig it, und es war eine 
Schmälerung des der Juſtiz an fich zuftehenden Gebiets, wenn, wie z. B. nad) einer (allerdings 
mit dem Artifel 97 der preußifchen Verfafjungsurfunde nicht wohl zu vereinigenden) Aus- 
legung des $ 6 des preußischen Gefeges vom 11. Mai 1842, die Entihädigungsverpflichtung 
wegen angeblich mwiderredhtlicher Handlung eines Beamten abhängig gemacht wurde von einer 
Vorentſcheidung einer Verwaltungsbehörde und wenn deshalb ein fogenannter Kompetenz- 
fonflitt erhoben werden fann, eine Vorfchrift, die in ausgedehnter Weiſe auch in Frankreich 
gilt. Allerdings fann, infomweit der Beamte von feinem pflichtmäßigen Ermefjen einen nad) 
Anficht des Gerichts ſelbſt unzweckmäßigen Gebrauch gemacht hat, von einem Erſatzanſpruche 
feine Rede fein; aber dann ift die Klage nicht wegen Inkompetenz des Gerichts, jondern als 
materiell unbegründet zurüdgumeifen. 

Indes find nad) manden Yandesgejegen Anfprüde, die nad allgemeinen Grundjägen 
als civile au betrachten wären, ausnahmsmweife vor die Verwaltungsbehörden verwieſen, und 
diefe jogenannte Adminiftrativjuftiz (vgl. hinfichtli Preußens v. Rönne, Staats» 
recht der Preußifhen Monardie. 3. Aufl. Ie 267 ff.) hat namentlih in Frankreich 
eine jehr große Ausdehnung, wo 3. B. die mit öffentlichen Behörden abgejchloffenen 
Tieferungsverträge auch der Kognition der Gerichte nicht unterliegen!. Dagegen jteht in 
Deutfhland der Staat als Inhaber von Privatrehten und privatrechtlih Verpflichteter 
(Fiskus) und nicht minder das Staatsoberhaupt in privatrechtlichen Angelegenheiten vor den 
Gerichten zu Recht?. 

Ebenfo aber, wie die einen Civilanſpruch bedingende ftaatsrechtliche Vorfrage von dem 
Gerichte felbjtändig entſchieden werden muß, hat das lettere auch über ftrafrechtliche Vor— 
fragen zu entfcheiden, und zwar felbjt dann, wenn über die leßteren bereits im Strafverfahren 
itrafrechtlich entjchieden fein follte. Die von der franzöfifchen Jurisprudenz (nad) dem Grund- 
ſatze: Le eriminel emporte le eivil) und in neueren deutſchen Gejeten (val. 3. B. 


! Vgl. über die Zuftändigfeit der Gerichte im Verhältnis zu den Vermwaltungsbehörden in Ge- 
mäßheit des deutichen Gerichtsverfafiungsgefepes Haufer, Die deutihe Gerichtsverfaſſung. 1879 
(Separatabdr. aus der Zeitichrift für Reichs- und Landesrecht). — Bal. auh ©. Schulze, Tas 
preußiihe Staatsrecht II (1877) 354 ff. 850 ff. 

2 Das Einführungsgeiek zur deutſchen Civilprozeßordnung $$ 4. 5 unterwirft den Fistus (mie 
überhaupt alle anderen öffentlihen Korporationen), was privatredtlihe Anſprüche betrifft, unbedingt 
den Gerichten und bejtimmt zugleich, daß die Geltendmachung vermögensrehhtlicher Anſprüche jeitens 
Dritter gegen Yandesherren oder Mitglieder fürftliher Familien nicht von der Einwilligung des 
Zandesherrn, wie in einigen deutſchen Staaten noch auf Grund einer falich verftandenen hiſtoriſchen 
Tradition der Fall war, abhängig gemacht werden darf. Auf Streitigkeiten der Mitglieder einer 
fürftlichen Familie unter fich bezieht fich diefe Beitimmung nicht. 


1. Civilprozeßß. 795 


württemberaifhe Prozeßordnung Artikel 7, bayerische Prozeßordnung $ 323, Norddeutſcher 
Entwurf $ 462) angenommene Anficht, welche den Givilrichter unbedingt dur ein auf 
fontradiftorifche Verhandlung ergehendes verurteilendes Strafurteil rüdfichtlid des darin 
feitgejtellten Thatbeftandes gebunden erachtet, beruht auf einer Verfennung des Umjtandes, 
dab im Strafverfahren die Parteien andere find als im Givilverfahren und opfert das 
Recht der Partei einer angeblichen abjoluten Wahrheit des Strafprozefjes. Wirklich ver- 
legende Widerſprüche zwifchen Straf- und Givilverfahren find auf andere Weife, durch 
eine für beide Prozefje mehr gleihmäßige Beweiswürdigung und dur ein zwedmäßiges 
Adhäfionsverfahren zu Gunften des dur ein Delikt Beſchädigten vermeidbar. Anders liegt 
jelbjtverjtändlich der Fall, wenn die Thatfahe der Verurteilung im Strafverfahren 
Vorausfegung des Entftehens oder Erlöſchens eines Civilanſpruchs ift. Die deutſche Civil- 
prozeßordnung hat jene oben als irrig bezeichnete Präjudizialität des Strafurteild denn auch 
nit angenommen; vielmehr find im Einführungsgejege $ 141 landesgeſetzliche Vorfchriften 
über die bindende Kraft des Strafurteils gegenüber dem Civilrichter ausdrüdlih als außer 
Kraft tretend bezeichnet. (Val. 3. B. Strafprozeßordnung für die neuen preußifchen Pro- 
pinzen vom 25. Juni 1867 $ 10.) 

Bedingte und betagte Anfprüche jollen gemeinrechtlich nicht vor Gericht verfolgt werben, 
auch wegen des hier-fonkurrierenden öffentlichen Intereſſes nicht mit Zuftimmung des Gegners. 
Doc geitattete ſchon das römische Recht in einem Falle, in welchem jest freilich durch 
Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtnis geholfen werden fann, verfrühte Klage, und bie 
deutfche Civilprozeßordnung $ 231 geftattet diefelbe allgemein unter Vorausſetzung eines 
(befonderen) rechtlichen Intereſſes. Unter der gleichen Vorausfegung gewährt diefer Para- 
graph auch eine Klage auf Anerkennung einer Urkunde, auf Feſtſtellung der Unechtheit einer 
Urkunde und auf Feititellung aud des Nichtbeftehens eines Nechtsverhältnifies. 

MWeismann, Die Feitftellungsklage. 1879, Wach, Der Feititellungsaniprud. 1889. 


8 23. Gerichtszwang und Gerichtsſtand. Einzelne Geridhtsjtände. 
Die allgemeine ſachliche Zuftändigfeit der Gerichte vorausgefegt, ift nun zu trennen die 
Zuftändigfeit des einzelnen Gerichts zur Entfheidung einer Streitfadhe und die 
Zuftändigkeit zur Vornahme von Zwangsaften. Zuftändig zur Vornahme von Akten 
jtaatlichen Zwanges ift immer nur das Geriht!, in deſſen Bezirke fih die betreffende Perſon 
oder Sache, 3. B. die zum Zeugniffe zu zwingende Perfon, die mit Arreft zu belegende Sache, 
zur Zeit befindet: „Extra territorium ius dicenti impune non paretur“ ?. Dagegen fann 
jehr wohl ein Gericht zur Entſcheidung über die Streitfache berufen fein, dem die Zujtändig- 
feit zur Vornahme der etwa erforderlihen Zwangsatte fehlt, 3. B. A wird bei dem Ge- 
richte feines Wohnorts verflagt, die zu vernehmenden Zeugen befinden fi im Bezirke des 
Gerichts B oder aud die mit Arreft zu belegenden Sachen des A, und, mas bejonders 
wichtig ift, mit der Zwangsgewalt geht parallel das Recht, Urkunden (Protofolle) mit öffent- 
lihem Glauben aufzunehmen, fo daß das Geriht A in dem Bezirfe B dazu nicht befugt 
ericheint. Daher haben die Gerichte — und zwar unter gewiſſen Beſchränkungen felbjt die 
Gerichte verfchiedener Staaten — einander Nehtshülfe zu leiften, zur Vornahme von 
Zwangs- wie zur Vornahme von Beweis-(Inftruftions-)handlungen, und hat darüber bereits 
das frühere gemeine Recht bejtimmte Normen ausgebildet. Der um Nechtshülfe erfuchte 
(requirierte) Richter hat ſelbſtverſtändlich nicht jedes Verlangen eines anderen Richters aus- 
zuführen. Er hat vielmehr, was felbjtverftändlich, feine eigene Zuftändigfeit zu der begehrten 
Handlung zu prüfen — denn eine Befugnis, die er überhaupt geſetzlich nicht haben foll, 
fann ihm auch das Erjuchen eines anderen Richters nicht beilegen — und nad; der gemein- 
rechtlihen Theorie auch die Zuftändigfeit des requirierenden Richters. Nachdem nun bereits 
das deutſche (anfangs norddeutfche) fogenannte Nechtshülfenefes vom 21. Juni 1869 die 
Rechtshülfe in bürgerlichen Redtsftreitigfeiten unter den Gerichten der Staaten des Deutjchen 


! Ausnahme in Notfällen nad) $ 167 des deutichen Gerichtsverfafjungsgeießes. 

2 Übrigens fonnte nad) dem früheren gemeinen Rechte der Gerichtszwang bei dem forum arresti 
auch zur Begründung der Zuftändigfeit für die Enticheidung (der Hauptſache) Anlaß geben: nad 
der deutichen Civilprozekordnung fommt dies nicht mehr vor. 
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Reiches nad dem Prinzip vorgefchrieben: „Es macht feinen Unterjchied, ob das erfuchende 
und das erſuchte Gericht demfelben Bundesftaate oder ob fie verichievenen Bundesitaaten 
angehören”, hat das deutſche Gerichtsverfafjungsgejeß SS 157 ff. das gleiche Prinzip und 
zugleich das bereits ebenfalls in dem Nechtshülfegefeß angenommene Prinzip beibehalten, daß 
‘eine Prüfung der Kompetenz des erfuchenden Gerichts nicht ftattfindet (S 159). 

Die Lehre vom Gerichtsftande beitimmt dagegen das Recht und die Pflicht der 
einzelnen Gerichte zur Entfheidung der einzelnen Prozeßſachen, und zwar nimmt dieſe 
Lehre im Civilprozeſſe deshalb einen nicht unbedeutenden Pla ein, weil einerfeits es für 
eine Partei oft nicht gleichgültig ift, ob fie einen Nechtöftreit an einem entfernten und daher 
ihr unbequemen Orte zu führen hat, und weil andererjeits die Nechtsanfichten bei den ver- 
ſchiedenen Gerichten verfchieden fein fünnen. Dabei hemmen zu enge Beftimmungen über den 
Gerichtsſtand die Rechtsverfolgung feitens des Klägers, zu weite bevrüden den Beklagten. 
Da nun jedes richterlihe Urteil ein Unterwerfungsverhältnis des in Anfprud Genommenen 
vorausfegt, fo ergiebt fih mit Notwendigfeit der Sat: „Aector sequitur forum rei“, d. h. 
infomeit ein perjönlihes Verhältnis für den Gerichtsitand maßgebend iſt, entſcheidet Die 
Perſon des Beklagten. Daher ift das allgemeine, regelmäßig für alle Klagen gültige Forum 
auch das des Domizils des Beklagten. (Die deutfche Civilprozefordnung hat, vgl. 3. B. 
8 21, neben dem allgemeinen Gerichtsftande des Domizild noch einige analog zu behandelnde 
Gerichtsjtände von befchränkterem Umfange aufgenommen, welde auf ein länger dauerndes 
Aufenthalts, Gejchäfts- oder doch perfönliches Verhältnis fih gründen.) jedes Gericht aber 
wird in allen Sadhen, in denen die Parteien freie Dispofitionsbefugnis haben, fompetent 
durch freiwillige Unterwerfung der PVartein (Brorogation, prorogierter Geridts- 
ftand), und diefe fann auch ſtillſchweigend dadurd erfolgen, daß der Kläger ein unzuftän: 
diges Gericht anruft, der Beklagte, ohne die Unzuftändigfeit geltend zu machen, über die Materialien 
des NRechtsftreits (zur Hauptfache) verhandelt (deutfche Civilprozeßordnung SS 38—40)'. 
Indireft auf die Annahme einer freiwilligen Unterwerfung zurüdzuführen iſt der Tpecielle 
Gerihtsitand des Vertrags (forum contractus, obligationis), nad) der älteren An- 
fiht da begründet, wo der Vertrag gefchloffen ift, nach der neueren (vgl. deutſche Civil— 
prozegordnung $ 29) da, wo er erfüllt werben foll?. Auf andere Gründe find dagegen 
zurüdzuführen das forum rei sitae, der fpecielle Gerichtsftand für dingliche (und 
analog zu behandelnde) Klagen, begründet an dem Orte, wo die Sache fich befindet (nad) 
dem früheren gemeinen Rechte auch auf Klagen, welche bewegliche Sachen betreffen, ſich er- 
ftredend, aber fonfurrierend mit dem forum domieilii des Bellagten, nach der deutjchen Civil- 
prozeßordnung $ 25 dagegen nur für Klagen über unbemegliche Sachen geltend, aber gegen- 
über anderen Gerichtsftänden erflufiv), und das forum delieti commissi, begründet an dem 
Drte, wo das Delikt begangen ift, für civile aus diefem Delitt entjpringende Anſprüche (deutſche 
Civilprozekordnung $ 32). Dem erjteren liegt zu Grunde einerfeits die Nüdjicht auf Die un- 
mittelbare Zwangsgemwalt über die Sache, andererfeits, wie die Ausbildung des forum rei 
sitae im deutſchen Rechte zeigt, das öffentliche ntereffe an dem im Bezirte (Lande) 
belegenen Grundeigentum. Dem forum delieti commissi liegt zu Grunde neben 
der Erleichterung des Beweiſes die Nüdfiht auf gleichzeitige Verfolgung des Civil- und 
des Strafanfpruhs, wie denn der Zufammenhang einer Streitſache mit einer 


! Eine mit Rüdfiht auch auf $ 247 der deutichen Civilprozeßordnung lebhaft erürterte 
und wichtige Rontroverie bildet die frage, ob bei Berfäumung des Verhandlungstermins jeitens 
des Bellagten (3 296) das Gericht noch irgend eine Prüfung feiner Kompetenz, foweit dieſelbe 
irgend von Parteiwillfür abhängt, vorzunehmen habe. Dem Wortlaute und dem Willen des Geſetz- 
ebers wie der Entitehungsgeichichte der betreffenden Gejetesparagraphen und dem praktiſchen Be- 
ürfnifie der Nechtsficherheit entipricht die vom Neichsgerichte angenommene Anficht, welche dem 
Gerichte das Recht und die Pflicht dieſer Prüfung zuweiſt, wenngleih die zur Begründung der 
Kompetenz vom Kläger vorgebradhten Thatſachen nah 8 296 beim Ausbleiben des Beklagten als 
zugeftanden anzunehmen jind. Val. namentlich den zufammenfaflenden Auffat von v. Amsberg im 
-.. P d. civiliſt. Praxis LXV 59 ff, und Leonhard in der Zeitichr. f. deutichen Civilprozeß 

- 2 

® Dod hat die deutiche Civilprogekordnung 8 30 für Klagen aus Meß- und Marktgeſchäften 
unter gewifien Borausjegungen auch an dem Orte des Geſchäftsabſchluſſes einen Gerichtöitand an— 
genommen. 
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andern unter gewiſſen Vorausfegungen geeignet fein fann, einen Gerichtsftand 
derart zu begründen, daß das für eine der betreffenden Streitfachen zuftändige Gericht auch 
für die andere fompetent wird (forum connexitatis), entweder weil die Streitfachen in 
einem inneren, materiellen Zuſammenhange jtehen (vgl. auch deutfche Civilprozeßordnung 
SS 36, 34) oder weil beide äußerlich durch den Prozeßgang miteinander in Verbindung ge: 
bracht werden (formelle Konnerität); letteres findet ftatt, wenn das Gericht, welches für 
den Anspruch des Klägers fompetent ift, auch für einen Gegenanſpruch des Bellagten, wie 
nach gemeinem Recht, fompetent erklärt wird (Gerichtsſtand der Widerflage, forum 
reconventionis)! oder wenn das für den Arreftfchlag zuftändige Gericht unter Umjtänden 
auch fompetent wird zur FFeititellung des Anfpruchs ſelbſt, wegen defien der Arreit angelegt 
wird. Was die deutfche Civilprozeßordnung betrifft, jo ift der Gerichtsjtand der Widerklage 
(vgl. $ 33) beſchränkt auf fonnere Gegenanjprüche, kann zugleich aber auch als Gerichtsitand 
eines formellen Zufammenhanges bezeichnet werden, da die Möglichkeit der Widerflage ge- 
fnüpft ift an die Dauer der mündlichen Verhandlung über die Vorklage (SS 251. 253). 
Der Gerichtsftand des Arreftes fommt in der deutfchen Givilprozefordnung nicht vor. Er 
ift erfett dur den in $ 24 normierten Gerichtsftand: für Klagen wegen vermögensredht- 
licher Ansprüche gegen Verfonen, die im Deutichen Reiche feinen Wohnſitz haben, ift ohne 
weiteres das Gericht zuftändig, in deſſen Bezirke fih Vermögen derjelben oder der mit der 
Klage in Anfprud; genommene Gegenftand befindet ?. 

Auf einer befonderen Bevorrehtung einzelner Perfonenklaffen oder Arten von Streit- 
fachen beruhen die privilegierten Gerichtsftände, oft in der Art beitehend, daß für das nad) 
allgemeinen Grundfägen zuftändige Gericht das dieſem vorgefette Gericht an die Stelle tritt. 
Die perfönlih privilegierten Gerichtsftände haben bereits vor dem Erjcheinen der deutjchen 
Juſtizgeſetze in neuerer Zeit faft fämtlih dem Grundfate der Gleichheit vor dem Geſetze 
weichen müſſen, und nicht minder die fachlich privilegierten®; letztere verdienen deshalb Feine 
Begünftigung, weil die Trennung einzelner Zweige von dem Ganzen der Rechtspflege auf 
diefes letztere regelmäßig höchit nachteilig einwirkt, ſowohl auf die wiſſenſchaftliche Behandlung 
wie auf bie (durch Kompetenzitreitigfeiten aufgehaltene) Erledigung der einzelnen Streitſachen. 

Von der örtlihen Zuftändigfeit verfchieven ift die fachliche Zuftändigfeit, infofern für 
Streitfachen von geringerem oder größerem Belange nad) den neuen Gerichtsverfaſſungsgeſetzen 
verichiedene Gerichte, die für denfelben Ort zuftändig find, eintreten, 

Ausnahmsweife kann es erforderlich werden, das zuftändige Gericht nicht durch allge 
meine NRechtöregel, jondern durch befondere Anordnung für den einzelnen Fall zu bejtimmen. 
Neuere Geſetze geben diefe früher dem Landesheren zuftehende Befugnis, einen fogenannten 
außerordentlihen Geridhtsftand zu begründen, lediglich den höheren Gerichten. Die 
deutiche Civilprozekordnung giebt fie in $ 36 insbefondere im Falle eines fogenannten 
(negativen oder pofitiven) Kompetenzkonflifts, d. h. wenn in einem Rechtsftreite verjchiedene 
Gerichte ſich rechtskräftig für zuftändig erflärt haben, ebenfo wenn verjchiedene 
Gerichte, von welchen eins für den Nechtsftreit zuftändig iſt (d. h. eines jedenfalls zuftändig 
jein muß), ſich rechtskräftig für unzuftändig erklärt haben oder wenn es mit Rückſicht 
auf die Grenzen verſchiedener Gerichtsbezirke ungewiß ift, welches Gericht für den Rechts— 
jtreit zuſtändig ſei. 

Da der unzuſtändige Richter nicht einſchreiten, nicht urteilen ſoll, ſo ſind Prozeß— 
handlungen desſelben nichtig („Sententia a non suo iudice lata nullam obtinet firmi- 
tatem“*), fofern nicht Prorogation den Mangel heilt, und gemeinrechtlich hatte ein unzu— 
ftändiges Gericht den Mangel der Kompetenz von Amts wegen geltend zu machen. (Anders 


" Bol. namentlich R. Löning, Die Widerflage im Reichscivilprozeſſe, in d. Zeitichr. f. deutſch. 
Eivilprogek IV 1—1%, auch als beiondere Schrift erfchienen. Diefe Arbeit behandelt die Widerflage 
in allen prozeſſualen Beziehungen, nicht nur in Anfehung des Geridhtäftandes; Kleinfeller, Der 
Gerichtsftand der Wibderflage. 1882. 

® Ein beionderer Gerichtäftand für Erbſchaftsklagen (am leiten Domizil des Erblaffers) ift in 
der deutfchen Givilprozekordnung $ 28 ftatuiert. 

R Das deutiche Gerichtäverfaffungsgefeg (val. Einführungsgeieg $ 5) läßt nad Maßgabe der 
Landeögejege privilegierte Gerihtsftände nur für die Landesherren und für die Mitglieder der 
landeöherrlichen Familien zu. 
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jteht es nad) manchen neueren Gejegen und nad) der deutichen Civilprozeßordnung $ 38 hin— 
fichtlich der örtlichen und der nah Wertfummen bejtimmten Kompetenz.) Die einmal zur 
Zeit der Klage vorhanden gewejene Kompetenz aber wird durch fpätere Anderung der Um- 
ftände nicht wieder aufgehoben; 3. B. der in foro domieilii begonnene Prozeß 
wird daſelbſt beendigt, auch wenn jein Beflagter fein Domizil verlegt. („Ubi coeptum 
est semel iudicium, ibi et finem aceipere debet.*) Unter mehreren Gerichtsftänden hat 
der Kläger die Wahl. 


V. Die Parteien, ihre Stellvertreter und Beiftände. 


8 24. Vrozeßfähigfeit und fjogenannte legitimatio ad causam. 
Jedes Rechtsſubjekt ift der Negel nach fähig, feine Rechte vor Gericht geltend zu machen 
und zu verteidigen. Da aber der Prozeß Barteihandlungen mit rechtliher Wirkſamkeit 
fordert, jo muß wer jelbjtändig Partei fein will oder fein foll, aud die Handlungsfähigfeit 
im Sinne des bürgerlihen Rechts befiten (deutſche Civilprozefordnung $ 51 Abjag 1: 
„Eine Perfon ift inſoweit prozeßfähig, als fie ſich durch Verträge verpflichten fann“), und 
infofern der Prozeß auf bejtimmte Vermögensobjefte Wirkung äußern joll, auch die Dispo- 
fitionsbefugnis über das in Anfprud genommene Vermögensreht. Von den Beitimmungen 
des materiellen bürgerlichen Rechts hängt alfo ab, inwieweit jemand, jelbjtändig und ohne 
der Vertretung oder des Beiftandes einer anderen Perſon zu bedürfen, Prozeß führen fann 
(ein Sat, der in der deutſchen Civilprozeßordnung $ 50 auch ausprüdlih ausgeſprochen 
ift), daher auch inſoweit nicht von der lex fori, von dem am Orte des Gerichts geltenden 
Geſetze, ſondern von der lex domieilii bezw. rei sitae. Doc beftimmt die deutiche Givil- 
prozeßordnung Abſatz 2 des $ 51 noch bejonders, daß die Prozekfähigfeit einer großjährigen 
Perſon nicht durch die väterlihe Gewalt, die Prozeßfähigleit einer Ehefrau nicht dadurdh, 
daß fie Ehefrau ift, bejchränft wird, eine Entſcheidung, die, wie fie durchaus fonfequent iit, 
zugleich manche Zweifel des gemeinen Nechts bezw. Verfchiedenheiten des partifularen Rechts 
bejeitigt. Es verjteht fi aber von ſelbſt — und die Motive zu S 51 heben dies aud) 
hervor —, daß der Hausvater oder Ehemann aus Judikaten, welche ohne jeine Zuziehung 
ergangen find, fi eine Zmangsvollftrefung in das Vermögen des Hausfindes oder der 
Ehefrau, an welchem ihm befondere Rechte zujtehen (3. B. der Nießbrauch) nicht unter Ver— 
legung diefer feiner Nechte gefallen zu laſſen braucht. Wer im Konkurſe ſich befindet, ver: 
pflichtet dur einen ohne den Kurator geführten Prozeß die Konkursmaſſe nicht. Der 
Mangel der Fähigkeit, den Prozeß zu führen, macht den Prozeß nichtig; der Richter hat 
daher von Amts wegen darauf zu achten, ob dieje Fähigkeit (legitima persona standi in in- 
dieio) vorhanden ift. (Vgl. jedoch deutiche Civilprozeßordnung $ 53 in betreff der Ausländer.) 

Nicht mit diefer Fähigkeit auf gleiche Linie zu ftellen ift aber die frage, ob dem 
Kläger gerade das verfolgte Recht, und ob es ihm gerade gegen den in Anjprud ge 
nommenen Beflagten zuſtehe (legitimatio ad causam activa und passiva). Sehr oft 
ift mit der Behauptung und dem Beweife des fraglihen Rechts auch jene Behauptung un- 
mittelbar gegeben; jo wenn jemand klagt aus einem von ihm mit dem Beklagten jelbit 
abgeichlofjenen Vertrage. In manchen Fällen aber iſt jene Behauptung und jener Beweis 
trennbar von der Behauptung und von dem Beweiſe des Nechtes felbit, jo wenn der Erbe 
ein in der Perſon des Erblajjers entjtandenes Recht, der Eigentümer eines Grundjtüdes eine 
für Diefes erworbene Servitut einflagt, oder wenn jemand ala Erbe aus einer vom Erb- 
lafjer übernommenen Verpflichtung, als Beſitzer einer Sache verklagt wird. Die ältere 
gemeinrechtliche Theorie wendete hier die Grundfäge von der legitima persona standi in 
indieio analog an. Gegenwärtig ift man darüber einig, daß es nur um einen Teil der 
zur Begründung der Klage erforderlihen Thatſachen, nicht aber um eine Borbedingung der 
Gültigkeit des Prozeſſes fi) handelt. Es fünnen alfo prinzipiell nur die gleichen Prozeß— 
füge Pla greifen, welche auch für die übrigen Klagethatfahen gelten, und wenngleich unter 
Umftänden der Obſieg im Prozeſſe für den nicht zur Sache Yegitimierten nutzlos fein mag, 
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fo hat der Richter doch feinen Grund, 3. B. Geſtändniſſe der Partei über die legitimatio 
als unwirkſam zu behandeln, und der Prozeß iſt bei einem Mangel nur in der legitimatio 
ad causam feineswegs nichtig. Dagegen hatte die ältere Theorie infofern nit unrecht, 
als unter Umſtänden die Feititellung der legitimatio ad causam meit einfacher fein kann 
als die Feitjtellung des Rechtes an fih und dann jene unter Durchbrechung der Eventual- 
marime zwedmäßig vorweg auf Verlangen des Bellagten, der ihre Eriftenz leugnet (ſoge— 
nannte exceptio deficientis legitimationis ad causam), erledigt werden fann — während 
die neuere Theorie und Geſetzgebung hier einfach die jtarre Eventualmarime anmendete. 
Jenem Bedürfniffe angemefjener Vorverhandlung über die legitimatio ad causam 
fann nad) der deutjchen Civilprogekordnung $ 275 durch eine von dem Ermefjen des Gerichts 
abhängige Teilung des Prozepitoffes genügt na Der legitimatio ad causam erwähnt 
die deutjche GCivilprogekordnung, was aud vom Stanbpunfte des Geſetzes aus durchaus 
richtig iſt, nicht. 


$ 25. Rechte und Pflichten der Parteien gegeneinander. Prozeß— 
ftrafen. Pflicht zur Kautionsleiftung, zum Erfate der Prozeßkoſten. 
Die Rechte der Parteien im Prozefje find im allgemeinen aleih. Aber der Beklagte hat 
infofern eine günjtigere Stellung, als vermöge feiner nur negativen, verteidigenden Stellung 
er ſchon fiegt, wenn nur der Kläger feinen Angriff zu begründen nicht im ftande it („Actore 
non probante reus absolvitur“), ſollte 3. B. auch feineswegs Klar jein, daß der Beflagte 
nichts jchuldet oder daß ihm die vindizierte Sadhe gehört. (Die Regel: „Reus excipiendo 
fit actor“ bezieht fi nur auf die Beweislaft.) Umgekehrt kann aber der Kläger als folder 
in der Hauptjache nicht verurteilt, nur abgemwiefen werden. Nur fcheinbar ift die Ausnahme 
bei einer vom Bellagten erhobenen Widerflage; inwieweit aber bei den fogenannten doppel- 
feitigen Klagen (den interdieta retinendae possessionis und den Teilungsflagen) eine wirk— 
lihe Ausnahme ftattfindet, iſt allerdings in der gemeinrechtlichen Theorie jtreitig. 

Der römifche (und ebenfo der ältere deutfche Prozeß) verhängte mannigfahe Nachteile 
für den, der unrechtmäßige Anſprüche erhob oder rechtmäßige ableugnete (Brozekitrafen). 
Diefe befonderen Sicherungsmittel hat das neuere Necht mehr und mehr fallen lajjen, ob- 
wohl es zweifelhaft ift, ob einige derfelben, 3. B. Vorfchriften über den Verluſt von Ein- 
reden und Necdtsmwohlthaten bei unrehtmäßigem Ableugnen des Klaggrundes, im gemeinen 
Rechte noch anwendbar feien. Auch der Eid vor Gefährde, Kalumnieneid, dem das kano— 
nische Necht eine fehr große Ausdehnung und Bedeutung gegeben hatte (ein Eid, weſentlich 
dahin gehend, daß man in autem Glauben prozefjiere), it in den neueren Prozeßgeſetzen 
bejeitigt worden und fommt in der deutjchen Civilprogekordnung nicht vor. Nur für äußerte 
Fälle fam noch in neueren Prozeßgeſetzen die Anwendung von Disciplinarftrafen gegen Partei 
oder Anwalt wegen mutwilligen Prozejfierens vor. Man erblidt heutzutage dagegen ein 
hinreichendes Sicherungsmittel in der Verpflihtung zum Erſatze der Prozeßloſten, die aller- 
dings gegenwärtig ſehr erheblich ins Gewicht fällt, und zugleich in ber Öffentlichfeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens. Die erfolgloje Einlegung von Nechtsmitteln an den oberjten 
Gerichtshof wurde allerdings, um diefen vor Gejchäftsüberhäufung zu hüten, nah manchen 
Geſetzgebungen mit fogenannten Succumbenzitrafen geahndet. Die deutjche Civilprozeß— 
ordnung fennt weder vom Prozefgerichte zu verhängende Strafen wegen mutwilligen Pro— 
zeffterens noch Succumbenzitrafen. 

Ebenſo haben nad heutigem Rechte — anders freilich nad römiſchem Rechte — die 
Parteien als ſolche nur in Ausnahmefällen einander Kautionen zu beitellen. So mußte 
nad) gemeinem Nechte der Kläger als Ausländer Kaution leiften (für den etwaigen Erſatz 
der Prozeßloſten), der Beklagte bei beſonderem Verdachte, daß er ſich der Vollſtreckung des 
Urteils entziehen werde. Die deutſche Civilprozeßordnung kennt (ogl. 88 102 ff.) als be— 
jondere Kaution einer Bartei, auf welche dem Prozeßgegner ein unbedingtes Necht gegeben 
wird, nur die erjtere. Allerdings kommen Sicherheitsleiftungen in der deutichen Givilprozeß- 
ordnung noch mehrfah in der Bedeutung vor, daß davon entweder eine bejondere prozefjuale 
Vergünftigung, 3. B. die Herbeiführung der Zmwangsvollitrefung gegen den Gegner vor 
Eintritt des Nechts kraft des Urteils, abhängig gemacht wird oder die Kaution dazu dient, 
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eine nachteilige Mafregel (Arreft oder unter Umſtänden Zwangsvollſtreckung [val. SS 807. 
647]) abzuwenden. 

Dagegen ift die Verpflichtung zum Erfate der Prozeßkoſten an den Gegner heut: 
zutage nad durchgreifender Regel an die Thatſache des Unterliegens im Prozefje gefnüpft, 
ohne daß ein Verfchulden, wie nad älterem römischen Rechte der Fall geweſen zu fein 
fcheint, dazu erforderlich ift, wenngleich ein nachweisbares Verſchulden ſowohl bei einzelnen 
Prozekverhandlungen ! wie möglicherweife bezüglich des gefamten Prozefjes? die fchuldige 
Bartei (unter Umftänden auch Dritte, 3. B. Zeugen, Sacveritändige, Gerichtsperfonen) ® 
zur Tragung der Koften verpflichtet. Nur fcheinbar ift die Ausnahme im Falle eines 
mwechjelfeitigen Sieges und im Falle, daß eine Partei ganze Prozeßabſchnitte nuglos veran- 
laßt, 3. B. Appellationen erfolglos eingelegt hat. Im erjten Falle pflegt man Kompen- 
fation der Koſten eintreten zu lafjen (d. h. jeder Teil trägt die von ihm aufgewandten 
Koften), möglicherweife auch verhältnismäßige Teilung der Koften (deutſche Civilprozeß— 
ordnung $ 88 Abjat 1); im zweiten trägt die Koften allein, wer den betreffenden Prozeß— 
abſchnitt nußlos veranlaßt hat. Aus Billigfeitsgründen ließ der frühere gemeine Prozeß 
eine wahre Ausnahme durh Kompenfation eintreten, wenn die Partei hinfichtlich des 
faktiſchen Streitmateriald bejonders zweifeln fonnte, während der franzöfiiche Prozeh 3. B 
dem Richter die Befugnis giebt, die Koſten des Prozefjes unter nahen Verwandten zu 
fompenfieren. Die deutſche Civilprozeßordnung erfennt auch die erjtere immerhin fchwer zu 
handhabende Ausnahme nit an. 


8 26. Succeffion in ein Barteiverhältnis. Erlöſchen des Prozejjes 
ohne Urteil. Die durd den Beginn des Prozeffes von den Parteien übernommene 
Prozefobligation (d. h. namentlich die Obligation, das Urteil anzuerkennen und zu erfüllen) 
geht zwar auf den Univerfalfucceffor über; gleihwohl kann der Prozeß, da er fortwährend 
Handlungen der Parteien vorausfegt und da nach gemeinem Rechte eine einem Ver— 
jtorbenen gemachte Auflage, ein gegen ihn gefälltes Urteil nichtig iſt (vgl. den in gewiſſem 
Umfange übereinjtimmenden Artifel 344 des Code de procödure), nicht auf den Namen 
eines Verftorbenen geführt werden. Der Prozeß ruht daher einftweilen (die deutſche Civil: 
prozeßorbnung $ 217 faat, es trete eine „Unterbredhung des Verfahrens” ein)* und das 
Prozeßrecht fennt daher ein befonderes fogenanntesReaffumtionsverfahren (Wiederaufnahme: 
verfahren), vermöge deffen die Erben einer Bartei entweder von der Gegenpartei herangezogen 
werden oder auch freiwillig den Prozeß aufnehmen fönnen. (Val. deutjche Civilprozeßordnung 
s 217.) Prozeffiert freilich die Partei nicht in Perfon, fo ift es juriftifch denfbar, daß der 
Tod der Partei feine Änderung herbeiführt, fofern das Geſetz die Vollmacht des Vertreters 
für die Erben verbindlich erklärt. Andererfeits macht aber auch, wenn die Partei nicht jelb- 
jtändig prozeffieren fann, fondern eines geſetzlichen Bertreters bedarf, der Tod und ebenſo 
die etwa eintretende Prozeßunfähigkeit (3. B. eintretender Wahnfinn) des geſetzlichen Ber: 
treters die Partei verteidigungsunfähig und muß daher fonjequenterweife ebenfo wie der 
Tod einer in Perſon progefjierenden Partei eine Unterbrechung der Verhandlung herbeiführen 
und bezw. ein Reafjumtionsverfahren veranlafjen, und wenn das Prozeßgeſetz die Vertretung 


192.8. Verfäumung eines Termins, Verſchulden der Verlegung eines Termins, verichuldetes 
Herbeiführen der Berufungsinitanz, wenn die Bartei in der Berufungsinitanz auf Grund neuen Vor: 
bringens obfiegt, das fie bereits in — Inſtanz geltend machen konnte ($ 92 Abi. 2). 

2 Deutiche Civilprogehordnung $ 89. „Hat der Bellagte nicht durch fein Verhalten zur Er- 
gebung der Klage Veranlaffung gegeben, fo falten dem Kläger die Prozeßkoſien zur Laſt, wenn der 
eflagte den Anſpruch jofort anertennt.” 3. B. ein Gemwerbetreibender verklagt jemand fofort, ohne 
ihm, wie üblich, vorher die Nehnung zuzuftellen. Der Schuldner hat gegen die Rechnung keine Ein: 
wendung und zahlt fofort auf die Klage. 

3.8. können nadı der deutichen Civilprozeßordnung $ 97 Gerichtsichreiber, Gerichtävollzieber, 
Rechtsanwälte, geſetzliche Bertreter, Bevollmächtigte zur Tragung der durd ihr grobes Verfchulden 
veranlaften Koiten verurteilt werden. 

+ Deutiche Civilprozeßordnung $ 226 Abſ. 2: „Die während der Unterbredung oder Ausjekung 
von einer Partei in Aniehung der Hauptſache vorgenommenen Prozeßhandlungen ſind der anderen 
Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung.“ 


1. Givilprozeh. 801 


der Parteien vor den Kollegialgerichten durch rechtögelehrte Anmälte obligatorifh macht, die 
Partei, welche nicht in folder Weife vertreten, gar nicht hört, fo macht der Tod bezw. die 
eintretende Unfähigkeit des Anwalts, die Vertretung fortzuführen, eine Unterbredung bezw. 
eine Art Reafjumtionsverfahren (durch direkte Ladung der Partei felbjt) notwendig. Und 
demgemäß verordnet denn auch die deutſche Civilprozeßordnung, welche einerjeits (val. $ 82) 
die Vollmacht des Vertreterd auf die Erben der Partei erjtredt, andererfeits die Vertretung 
der Parteien durch rechtsgelehrte Anwälte bei den Kollegialgerichten fordert. Durch eine 
Singularfucceffion in das Streitobjeft fann zwar nad allgemeinen juriftifhen Grund- 
ſätzen die Prozefobligation der urfprünglichen Parteien nicht berührt werden’; indes fpricht 
man auch hier oft von einer Reafjumtion, obwohl thatfächlich nach richtiger Auffaffung nichts 
anderes vorliegt als eine Intervention des Succefjors, der den Erfolg des vom Autor 
eführten Prozeſſes gegen fich gelten laffen muß und als procurator in rem suam eintritt 
en unten). Die deutſche Civilprozeßordnung unterjcheivet übrigens Unterbrehung und 
Ausfegung des Verfahrens. Die Unterbredung ift das Nuhen des Nechtsftreites ipso iure, 
die Ausfegung das Nuhen des Nechtsjtreits auf Antrag und diefem Antrage entiprechende 
Verfügung des Gerichts; die Unterbrehung beruht, wie gezeigt worden, auf juriftifcher Not- 
wendigfeit, da die Partei einjtweilen ihre Verteidigung nicht führen fann, und lehtere 
erft mieder organifiert werden muß. Die Ausfegung tritt in gemiflen Fällen aus 
Billigfeitögründen ein. Die Ausfegung tritt nah $ 223 ein, wenn eine Partei oder ein 
gejegkicher Vertreter geftorben oder prozekunfähig geworden, aber durch einen Prozeßbevoll- 
mächtigten vertreten ift: hier fann der Vertreter die Ausfegung beantragen?. Das Streit- 
verhältnis erlifcht, abgejehen von der Beendigung durch Urteil, dur gerichtlihen Ver— 
glei, Streitentjagung (wenn der Kläger definitiv auf das Streitobjeft verzichtet, der 
Beklagte jih für jachfällig erklärt), durch Beerbung, infoweit eine Partei Erbe der 
anderen wird. Aus der Verjährung des Rechtes felbit wenigitens fann der Be— 
klagte nur eine Einrede gegen die Fortfegung des Mrozeffes entnehmen (Verjährung der 
Litispendenz, wenn ber Kläger den Proze die beftimmte Verjährungszeit hindurch liegen 
läßt). Das ältere römische Recht kannte auch eine unmittelbare Verjährung des Prozeſſes, 
wodurd dann mittelbar das Hecht ſelbſt verloren ging: d. h. ein Prozeß, der binnen be- 
ftimmter Zeit nicht beendet war, erloſch von felbjt, und dann fonnte auch das Recht jelbft 
nicht mehr geltend gemacht werden. Der franzöfifhe Prozeß fennt noch eine befondere 
p@remption; wenn ein Prozeß drei Jahre lang geruht hat, jo hat der Bellagte das Recht, 
ihn durch einfeitige Erklärung zu annullieren, und es wird dann fo angejehen, als fei über- 
haupt nicht prozeſſiert, 3.8. auch die Klageverjährung nicht unterbrochen worden ; der Kläger 
trägt die Koſten des annullierten Prozeſſes. Die deutjche Civilprozeßordnung hat dies nicht 
aufgenommen. 


S 27. Intervention. Es fann im rechtlichen Interefje eines Dritten liegen, eine 
Partei in dem Prozefje zu unterftügen, zu intervenieren (vgl. deutfche Givilprozep- 
ordnung SS 63 ff.); und zwar erjtens in dem Falle, daß der Dritte in dem Falle des 
Unterliegens der Partei (trotz ordnungsmäßiger und forgfamer Prozefführung) der Partei 
regreßpflichtig ift (jo insbefondere der Verkäufer, wenn dem Käufer das Kaufobjelt fraft 
Rechtsanſpruchs von einem anderen abagejtritten, evinziert wird); zweitens in dem falle, 
daß ausnahmsmeife das Urteil nicht nur für die Partei, fondern aud für das Recht eines 
Dritten maßgebend ift (3. B. das Urteil über die Gültigkeit des Teftaments in dem Rechts— 


ı Val. übereinftimmend deutſche Civilprogehordnung $ 236 Abſ. 2: „Die Veräußerung oder 
Geifton hat auf den Prozeß feinen Einfluß.“ Nur wenn nicht der Streitgegenitand jelbjt veräußert 
ift, ſondern ein ftreitiges Recht oder eine ftreitige Verpflichtung als Zubehör eines Grundftüds mit 
veräußert ift, berechtigt und verpflichtet (leteres auf Antrag des Gegners) $ 237 den Singular— 
fucceffor, den Nechtöftreit in der Yage, in welcher er fich befindet, als Hauptpartei zu übernehmen, 
eine Beitimmung, die dem früheren gemeinen Rechte gegenüber eine Abweichung enthalten dürfte. 

2 Die deutfche Civilprozekordnung kennt übrigens nod) eine Unterbredung, bezw. Ausfegung 
des Verfahrens infolge Krieges ($$ 222. 224) Eine Fear U Parteien, dab das Verfahren 
ruhen folle, hat nicht die Folge, daß die Notfriften nicht laufen (228). 

v. Holgendorff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl. 51 
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jtreite zwifchen den Teitaments- und nteftaterben entjcheivet auch für und gegen die Lega— 
tare). Die Rechte des ntervenienten im Prozeffe müflen von diefem verfchiedenen Grunde 
der Intervention abhängen, namentlih muß es hiervon abhängen, ob der ntervenient auch 
gegen den erklärten Willen desjenigen, für den er interveniert, Prozekhandlungen vor- 
nehmen fann: im allgemeinen aber ift er zu allen Prozefhandlungen befugt, welche der 
Rechtsverteidigung derjenigen Partei, zu deren Gunften er interveniert, förderlich find. In— 
des fann es, da durch die Intervention Koften und Weiterungen veranlaßt werden, nicht 
ohne weiteres gejtattet fein, daß jemand interveniere. Der Zulafjung der (nad der deutſchen 
Givilprozeßordnung $ 68 Abſatz 3 definitiven)! ntervention geht daher eine ſum— 
marifche Unterfuhung über die Zulafjung (über die Eriftenz eines rechtlichen Intereſſes) 
voraus. Der ntervenient muß den Prozeß immer fo nehmen, wie er ihn findet; er hat 
nicht das Necht, ihn ganz oder teilweife rüdgängig zu machen. Die Anzeige einer Partei 
an einen Dritten (damit diefer ihr eventuell als Intervenient beitreten fönne), welche häufig 
ratſam ift, um fpäter den Einwand ungenügender Prozeßführung feitens eines Regreßpflich— 
tigen abzujchneiden, heißt Streitverfündigung (Litisdenunziation, Appel en garantie): fie 
iſt heutzutage (nad deutſchem Prozekrechte) ein durch Wermittelung des Prozeßgerichts er- 
folgender Akt, und da fie, um praktiſch wirkſam zu fein, regelmäßig beim Beginn des Pro- 
zefjes erfolgen muß, jo fann der Beklagte zu diefem Zwede, ehe er die Klage beantwortet, 
eine Friſt fich erbitten. Dft wird übrigens der ntervenient oder der, dem der Streit ver- 
fündigt ift, mit ausbrüdlicher oder jtillfchweigender Bewilligung der Parteien den Streit 
nunmehr als alleinige Partei (procurator in rem suam) fortfegen, da faktiſch nicht ſo— 
wohl die urfprünglie Partei, als vielmehr er, 3. B. als regrefpflichtiger Verkäufer, bei 
dem Ausgange der Sache intereffiert ift. Daraus erklärt fi die eigentümlihe Geitalt, 
welche die Yitisdenunziation und Intervention annimmt in dem alle, daß jemand, der 
3. B. als Pächter auf fremden Namen eine Sade detiniert, auf Herausgabe der Sache be: 
langt und nun der juriftiiche Beſitzer (VBerpächter) zugezogen wird (nominatio sive lauda- 
tio auctoris des gemeinen Prozeßrechts). (Bal. deutiche Givilprozekordnung $ 78)?. 
Neben der joeben beſprochenen fogenannten accefjorifchen ntervention, welche den 
Zwed hat, einer der urfprünglichen Parteien zum Siege zu verhelfen, fennt das Prozeßrecht 
aber auch eine fogenannte Haupt- oder Prinzipalintervention, um für den Änter- 
venienten entweder 1. das eigentliche Streitobjeft oder 2. das zufällige Crefutionsobjeft in 
Anfpruh zu nehmen. 3. B. 1. A vindiziert das im Befite des B befindlihe Haus. B 
will diefen Anspruch nicht gelten lafjen. 2. A hat gegen B eine Forderung von taujend 
Thalern erftritten, und zur Befriedigung diefer Forderung foll das im Befige des B be- 
findlihe Haus gerichtlich verfteigert werden. C interveniert (in beiden Fällen), indem er 
das Haus als jein Eigentum in Anfprud nimmt. Das gemeine Prozefreht und ebenjo 
neuere Prozeßgefege ſuchen im erften Falle thunlichjt eine Vereinigung der mehreren Rechts— 
jtreitigfeiten herbeizuführen, indem fie dem Intervenienten gejtatten, jeine Klage jofort gegen 
beide urfprünglihe Parteien (obſchon in der Perſon der einen diefer Parteien, weil dieje 
eben nicht Befiger ift, die Vorausfegungen der legitimatio ad causam fehlen fönnen) bei 
dem Prozeßgerichte (obwohl dieſes möglicherweife dem eriten Kläger gegenüber an ſich 
nicht fompetent fein würde) anzubringen. Unter Umftänden wird dann — nad richter— 
lihem Ermefjen (nad der deutichen Givilprozeordnung nur auf Antrag), — wenn vor- 
ausjichtlicy der mittels ntervention geltend gemachte Anſpruch bald ein für alle Beteiligten 
unzmweifelhaftes Nefultat herbeiführen kann, der erjte Prozeß ſiſtiert (vgl. deutſche Civilprozeß— 
ordnung SS 61. 62). Im zweiten Falle wird nad) gemeinem Prozeßrechte die Erefution 


! Proviforifch wird der Intervenient ohne weiteres zum Dauptverfahren zugezogen. Deutiche 
Civilprozeßordnung $ 683 Abi. 3. 

® Nah dem Vorgange einzelner Partikularrechte erkennt $ 72 der deutichen Civilprogekordnung 
auch einen eigentümlihen Fall der Streitverfündigung mit beionderer Wirkung dann an, wenn 
jemand als Schuldner von A in Anipruch genommen wird und zugleich befürchtet, von B megen 
derfelben Forderung in Anjprud genommen zu werden. Bier fann der Bellagte nach gerichtlicher 
Hinterlegung des Streitbetrages fih aus dem Prozeſſe ziehen, jo daß der Streit lediglid unter den 
beiden angeblichen Gläubigern auszumachen ift. Man konnte vielleicht den all auch als eine eigen- 
tümliche Brinzipalintervention auffallen. 
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bis zur Entſcheidung über die ntervention einftweilen ausgeſetzt (Civilprozefordnung 690). 

(Wo übrigens eine Vereinigung der mehreren nterefjenten in einem Prozefje jtattfindet, wird 

diejelbe juriftifch immer auf eine accefjorifche Jntervention ſich zurüdführen lafjen.) 
Weismann, Hauptintervention und Streitgenoffenichaft. 1884. 


8 28. Klagenhäufung und Streitgenofjenfhaft insbefondere. Der 
Kläger kann auch mehrere Klaganfprüche gegen denjelben Beklagten in demjelben Verfahren 
geltend machen (jogenannte objektive Klagenhäufung oder Hlagenfumulation), falld das 
Gericht die erforderliche Kompetenz befigt und beide Klagen für diefelbe Prozefart fi eig- 
nen. Abgejehen aber davon, daß ſolche Kumulation zuweilen aus Gründen des materiellen 
Rechts unzuläffig fein fann — der Berechtigte muß dann wählen, ob er den einen oder 
den anderen Anſpruch geltend machen will, — hängt die Zulaffung der mehreren Anſprüche 
in einem Verfahren nad) rationeller Betrachtung weſentlich von Zmedmäßigfeitsgründen und 
namentlich davon ab, daß nicht wegen der Verbindung der mehreren Anfprüche eine Verwir— 
rung des Verfahrens zu befürchten ift. Auch eine eventuelle Klagenhäufung ift möglich, 
d. h. eine Hlagenhäufung der Art, daß der Kläger die eventuelle Klage nur für den Fall 
angeltellt haben will, daß er mit der vorangejtellten (prinzipalen) nicht durchdringt. 

er fönnen mehrere Perſonen in einem Verfahren als Kläger auftreten oder 
als Beklagte belangt werden (jogenannte fubjettive Klagenhäufung), und auch darüber ent 
jcheidet der obige Zwedmäßigfeitsarund, jo daß es namentlich darauf anfommt, ob das Streit: 
material für die mehreren Perſonen weſentlich dasjelbe ift. Die Nechte der einzelnen in einer 
Parteirolle auftretenden Perfonen werden aber durch foldhe Streitgenofjenfhaft (Litis 
fonfortium) nicht berührt, bleiben vielmehr voneinander unabhängia, fofern fie dies nad) 
dem materiellen Nechte find, und fo kann es fommen, daß bei demfelben thatfächlichen Klag- 
grunde einer der zu einer Parteirolle vereinigten Streitgenoffen den Prozeß gewinnt, 
der andere ihn verliert, z. B. wenn jener, nicht aber diefer einen entjcheidenden Partei: 
eid ſchwört. 

Mit diefen Grundjägen ftimmen, ſowohl was die objektive ald was die jubjeftive 
Klagenhäufung betrifft, die Vorfchriften der deutſchen Civilprozeßordnung (val. $S 232 und 
56 ff.) überein. Der Gejichtspunft der Zmwedmäßigfeit macht ſich dabei auch nad) der 
Richtung geltend, daß nad $ 136 das Gericht die Trennung des Verfahrens über anfangs 
vereinigte Anjprüche hinterher noch anordnen kann. Doch unterfagt, in Übereinftimmung 
mit mehreren früheren Partifularprozeßgejegen, aber abweichend von dem früheren gemeinen 
Nechte, die deutiche Civilprozeßordnung $ 232 Abſ. 2 die Kumulation der Beſitzklage und der 
Klage auf das Recht jelbit (Verbindung von possessorium und petitorium). 


8 29. Vertretung der Parteien und Advofatur (Anwaltjhaft). Die 
Bertretung handlungsunfähiger und juriftifcher Verfonen im Prozeſſe ift unmittelbare 
Notwendigkeit. Bei mehr entwideltem Verkehre entteht aber auch für andere Perfonen das 
Bedürfnis, fih im Prozeſſe vertreten zu lafien. Doch iſt diefe Stellvertretung nicht ohne 
Nachteile für eine gerechte und jchnelle Erledigung der Prozeſſe. Daher, und nicht etwa 
allein der Prozekformalitäten wegen, geitattete der ältere römische Prozeß ſolche auf dem 
freien Willen der Partei beruhende Stellvertretung nicht, und als fpäter der Formularpro— 
zeß fie zuließ, geichah dies zunädjt nur jo, daß, während der Beweis allerdings dahin fich 
richtete, ob das Nechtsverhältnis in der Perfon des Vertretenen entitanden ſei, doch der 
Vertreter als wirkliche Partei behandelt und nur durch Kautionen indireft das Ergebnis für 
und gegen die Partei wirffam gemacht wurde. Der heutige Prozeß dagegen behandelt die 
einzelne Handlung des Vertreters (Profurators) direkt als Handlung des Vertretenen und 
läßt daher erjteren gar nicht verpflichtet werden. So werden bei genügender Vollmacht Kau- 
tionen von dem Vertreter als ſolchem nicht mehr geleitet; jo ift aber aud bei mangelnder 
Vollmacht der Prozeß, der auf den Namen eines anderen geführt wird, nichtig (vgl. deutjche 
Civilprozeßordnung $S 5135, 542 4), und muß daher nad) gemeinem Rechte der Richter von 
Amts wegen auf den Nachweis genügender Vollmacht (legitimatio ad processum) fehen 

öl* 
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(deutfche Civilprozeßordnung $ 84)"; fo ruht das Vertretungsverhältnis lediglih auf den 
Grundfägen des Mandats, und mie diefes kann auch das Bertreiungsverhältmie jederzeit 
durch einfache Erklärung des Vertretenen, vorbehaltlich der Anzeige an Gericht und Gegner, 
gelöft werden (deutſche Civilprozeforbdnung $ 83). Won dem früheren gemeinen Proze$: 
rechte weicht die deutfche Civilprozefordnung, was die Vollmacht betrifft, infofern nament- 
ih ab, als fie einerfeits den Umfang der in der Prozeßvollmacht liegenden Befugnifje er- 
weitert (55 71— 78) — an fih würde ald Prinzip nur gelten fünnen, daß die Vollmacht 
zu allen im regelmäßigen Betriebe des Prozefjes liegenden Handlungen, aber aud nur zu 
diefen berechtigt —, insbefondere 3. B. auf die Befugnis einen Vergleich abzuſchließen, und 
als fie andererfeits die erteilte Vollmacht ohne weiteres auf die Erben des Vertretenen mit 
eritredt ($ 82). 

Juriftifch durchaus verfchieden von dem Profurator ift der Advofat, obwohl in 
Deutfchland der rechtsgelehrte Advokat auch meift Profurator der Partei if. Der Profura- 
tor handelt jtatt der Partei, der Advofat fann die Thätigfeit der Partei nur unterftügen 
durch Rat, Anfertigung von Schriften und durch mündliche Vorträge vor Geriht. Die 
Advofatur bildet heutzutage einen unter Autorifation des Staates ausgeübten Lebensberuf. 
In Frankreich und England ift der technifche, äußere Betrieb bes Prozeffes in den Händen 
der Avoues und bezw. Attorneys, welde die Partei vertreten, während die Advocats 
und bezw. Barristers in SKonfultationen und Nectsausführungen vor Gericht thätig 
werben. Die deutiche Juftizgefebgebung hat diefe Trennung der Funktionen nicht aufge- 
nommen; die Rechtsanmwaltsordnung fennt nur Rechtsanwälte, die zu fämtlihen in den 
Betrieb des Prozefjes gehörigen Handlungen befähigt find. 

Die richtige Organifation der Advofatur (Rechtsanwaltfchaft) ift nicht nur für die Nechts- 
pflege, ſondern auch für das gefamte öffentliche Leben eines Volkes von eminenter Bedeu- 
tung. Dem Anwalt liegt der Schuß der individuellen NRechtsfphäre wie gegen Private, fo 
auch unter Umftänden gegen Eingriffe der Staatögewalt ſelbſt ob. Daraus ergiebt fich die 
Forderung möglichſter Unabhängigkeit, aber auch Chrenhaftigfeit und Zuverläffigfeit des 
Standes der rechtögelehrten Anwälte. Die deutiche Nechtsanwaltsorbnung ift hier von man- 
hen Abmwegen, welde in einzelnen deutſchen Partikulargeſetzgebungen eingefchlagen waren, 
zurüdgefommen. Sie betradjtet die Rechtsanwälte nicht mehr, wie es in den älteren preu— 
ßiſchen Provinzen der Fall war, als Staatsdiener, die nur in befchränkter Zahl lediglich 
nach dem freien Ermeſſen der Juftizverwaltung ernannt werden, jondern fie beruht auf dem 
Prinzipe der Freigebung der Advokatur: d. h. jeder, der die Befähigung der Advokatur er- 
langt hat — und diefe ift nach der Nechtsanmwaltsordnung diejelbe wie für das Nichteramt 
—, hat der allgemeinen Regel nad ein Necht auf Zulaſſung durd die Yandesjuftizuermal- 
tung, freilih nur in demjenigen Bundesftaate, in welchem der Antragjteller die zum Richter: 
amte befähigende Prüfung bejtanden hat. Die Zulaffung erfolgt aber im Intereſſe eines 
ichleunigen Gefchäftsbetriebes, und da zugleich die Civilprozeßordnung bei den Kollegialge- 
richten die Vertretung der Parteien durch Anwälte obligatoriih macht, nur bei einem be- 
itimmten Gerichte (ausnahmsmweife bei mehreren bejtimmten Gerichten): Lokaliſierung der 
Anwaltichaft (val. $ 3 der Necdhtsanwaltsordnung und $ 18 Abſatz 1 dajelbit: „Der 
Rechtsanwalt muß an dem Orte des Gerichts, bei welchem er zugelafjen ift, feinen Wohnſitz 
nehmen“). Dies fchließt jedoch nicht aus (val. $ 26 der Rechtsanwaltsordnung), daß der 
Rechtsanwalt in Sahen, auf welde die Strafprozefordnung, die Civilprozekordnung und 
die Konkursordnung Anwendung finden, vor jedem Gerichte Verteidigungen führe, als 
Beiftand der Partei auftrete und, infomweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ift, 
die Vertretung übernehme, und dazu wird er dur das Geſetz ausdrüdlich für befugt er- 
flärt. (Man könnte ſonach jagen: die Nechtsanwaltichaft, ſoweit fie obligatorisch für die 
Vartei iſt, fei lofalifiert, die Advofatur und die Prozeßvertretung im übrigen fei nicht lo- 
falifiert.) Endlih hat die deutiche Nechtsanwaltsordnung aud für die Unabhängigkeit der 


ı Nur in Anwaltsprozeflen ift nad dem citierten $ 84 die Prüfung der Vollmacht des Anwalts 
von einem Antrage des gennerifchen Anwalts abhängig — mit Rüdficht auf die in der Stellung 
und Befähigung der Anwälte liegende Garantie. 
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Rechtsanwälte gejorgt, indem fie nach dem PVorgange anderer neuerer Geſetzgebungen, insbe— 
fondere der franzöfiichen, die Aufliht über die Anwälte, die Handhabung der Disciplin 
(Verhängung von Disciplinarftrafen mit Inbegriff der Ausfchließung von der Rechtsanwalt- 
haft) den (gewählten) Vorftänden der Anmwaltstammern — die innerhalb des Bezirks 
eines Oberlandesgerichts zugelafjenen Rechtsanwälte bilden je eine Anwaltskammer — über- 
tragen hat. 

Db eine Partei den Prozeß in Berfon führe oder ſich durch einen rechtögelehrten An- 
walt vertreten lafje, war nad dem früheren gemeinen Rechte nur von dem Belieben der 
Partei abhängig (bei vielen Gerichten jedoch die Unterzeihnung der Parteifchriften durch 
einen rechtögelehrten Profurator bereit3 notwendig). Nach der deutichen Civilprozeßordnung 
$ 74, die hierin dem franzöfiichen Rechte, ebenjo aber au z. B. der hannoverfchen und 
bayerischen Prozeßordnung folgt, muß im Interefje eines geordneten Verfahrens und prompten 
Geichäftsganges die Partei im Verfahren vor den Kollegialgerichten (nach franzöſiſchem Rechte 
nicht vor den Handelögerichten) ſich eines rechtögelehrten Anwalts bedienen (Anwalts- 
zwang) (vgl. auch öfterreichifchen Entwurf von 1881°$ 100). 


VI. Die prozeffualen Angriffs: und Verteidigungsmittel. 


8 30. Allgemeine Grundfäse Nah den Grundfägen des heutigen Prozeß— 
recht3 müſſen die Parteien jeven an das Gericht gerichteten Antrag, fofern derjelbe nicht auf 
einfache Abmweifung eines gegnerifchen Antrags geht, der Art begründen, daß aus den von 
ihnen angeführten Thatſachen der Antrag rechtlich zu folgern ift, eine Regel, von welder 
nur bei einfadhen im regelmäßigen Gange des Prozefjes liegenden Anträgen eine Ausnahme 
Platz greift. Das Parteigefuch zerfällt daher 1. in die Behauptung von Thatjachen (Ge: 
Tchichtserzählung), 2. in eine rechtliche Deduftion und 3. in den Antrag ſelbſt (Vetitum). 
Von diefen drei Stüden ift indes das zweite unmefentlid, denn es liegt in dem Weſen des 
Nichteramtes, daß der Richter die anzuwenden Rechtsſätze nicht erjt von den Parteien zu er- 
fahren braucht (iura novit curia), (Doc iſt es felbjtverftändlic oft nützlich, dem Richter 
die Rechtsdeduktion, melde im mündlichen Berfahren weſentlich dem mündlichen Vortrage 
zufällt, zu liefen, und ausländifches Recht und lofales, nicht in allgemein anerkannter 
Weiſe verzeichnetes Gewohnheitsreht braucht der Richter nicht zu fennen.) Hieraus er- 
giebt fich zugleich, daß die jogenannte rehtlihe Gegendeduftion, d. h. der Nad- 
weis, daß der Antrag des Gegners rechtlich unbegründet fei, ein felbftändiges Verteidigungs- 
mittel nicht ift: die Partei macht hier den Nichter nur aufmerffam auf etwas, was er 
eigentlih ohnehin wiſſen müßte. Ebenjo aber trägt jenen Charakter nicht das einfache Ab- 
leugnen der vom Gegner vorgebradhten Thatfachen; dasſelbe ändert den Prozeßſtoff gar 
nicht und beveutet nur, daß die Partei über die fraglichen Punfte Beweis verlange, 
und da für den Fortgang des Prozefjes die Frage des Beweiſes weſentlich ift, fo erwächſt 
jeder Partei die in allen Prozeßrechten anerkannte Verpflichtung, ſich über die thatjächlichen 
Behauptungen der Gegenjeite zu erflären, diefelben entweder zuzugeſtehen oder abzuleugnen, 
eine Verpflichtung, deren Erfüllung dur die naturgemäße Annahme des Zugeftändnifjes bei 
verweigerter Antwort durch den Richter erzwungen werden fann. 


8 31. Klage, Einreden, NReplifen u. ſ. w. Streitbefeitigung. Der 
wichtigſte Parteiantrag im Prozeſſe ift die Klage. Fehlt es dem Petitum der Klage an 
der erforderlichen Beitimmtheit, jo wird die Klage als dunkel, ift der Schluß aus der Ge- 
Ihichtserzählung auf das Petitum nicht gerechtfertigt, jo wird die Klage als unſchlüſſig oder 
unbegründet zurüdgemiefen. 

An die Behändigung der Klage fnüpfen fih wichtige materielle Nechtsmwirkungen, 
die wejentlich auf den Gedanken ſich zurüdführen lafjen, daß der Kläger unter der unver- 
metdlichen Dauer des Prozeſſes thunlichit nicht leiden, alſo alles erhalten foll, was er gehabt 
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haben würde, wenn der Prozeß gleich beim Beginne ſchon entfchieven worden wäre (Haftung 
für culpa beziehentlih easus, Erjag von Früchten u. f. w.). Das flaffifche römische Necht 
fnüpfte diefe Wirkungen an die Litisfonteftation ; der heutigen (fchriftlichen) Einleitung des 
Prozefjes entfpriht im allgemeinen befjer der Zeitpunkt der Behändigung der Klage (val. 
übereinjtimmend deutſche Civilprozeßordnung $ 235). Prozeffual mwidtig find die Un- 
zuläffigfeit der Anderung der Klage! und die Entjtehung der Einrede der Litispendenz 
für den Beklagten, wenn der Kläger, ungeachtet er die Klage bei einem Gerichte angebracht 
hat, fie gleichwohl nochmals bei einem anderen Gerichte gleichzeitig anhängig macht; beides 
Wirkungen, welche indes nad; der Anficht vieler nach dem gemeinen Rechte erjt mit der 
Einlaffung des Bellagten auf den Streit eintraten, nad der deutſchen Civilprozeßordnung 
aber jhon an die Behändigung der Klage gefnüpft find. 

Das Verteidigungsmittel des Beklagten gegen die Klage ijt die Einrede. m mei- 
teten Sinne verfteht man darunter jede Einwendung gegen den Klaganſpruch oder gegen die 
Art feiner Geltendmachung, welche nicht in einem bloßen Ableugnen befteht, jo daß dahin 
auch gerechnet wird die rechtliche Gegendeduftion, jei e8 gegen den Anſpruch, ſei es gegen 
die gewählte Prozeßart (exceptio inepti libelli, exe. non rite formati processus), ſowie 
auch das Vorbringen von Thatſachen, welche mit der Wahrheit der vom Kläger behaupteten 
Thatfachen unverträglich find (exe. rei non sic, sed aliter gestae in der Sprache der 
älteren gemeinrechtlichen Praris). Diefer allerdings in der Praris oft übliche Sprachge- 
brauch ift aber deshalb verwerflich, weil die von Einreden handelnden Rechtsjäge auf dieſen 
unbeftimmten Begriff gar nicht anwendbar find. Im Sinne des heutigen Prozeßrechts ift 
Einrede vielmehr jede Behauptung des Beklagten, deren Wahrheit mit der Wahrheit der 
vom Kläger zur Begründung der Klage vorgebrachten Thatfachen verträglich, gleihmwohl aber 
geeignet ift, eine Zurüdmweifung der Klage zu begründen; ferner jeder Mangel in dem 
klägeriſchen Vorbringen, deſſen Geltendmahung der Willfür des Bellagten überlafjen ift 
(3. B. exe, S. C. Macedoniani, exe. 8. C. Velleiani), Denn mwenngleih es Regel 
it, daß der Richter einen in dem eigenen Vorbringen der Partei offen hervortretenden Man- 
gel von Amts wegen zu berüdfichtigen hat, jo können dod Gründe für den Gejeßgeber 
vorliegen, ein ausdrüdliches Berufen des Beklagten auf diefen Mangel ausnahmsweife zu 
verlangen, und was das römische Necht betrifft, fo fommt hier in Betracht das Verhältnis 
der verfchievenen Nechtsquellen, des ius civile und des ius honorarium, wonach leteres 
dem erjteren gegenüber nicht als vollberechtigt erſchien, alfo nicht ohne meiteres (ipso iure), 
wenigſtens nicht ohne fpecielle Weifung der vom Magiftrate zu erteilenden Prozeßformel, 
als Aufhebungs: oder Unwirkſamkeitsgrund eines civilrechtlich entitandenen Rechtöverhält- 
nifjes angefehen werden konnte. Der Begriff der Einrede ift aber ein weiterer als derjenige 
der römischen exceptio. Im römifchen Prozeſſe behauptet der Kläger, daß ihm das Net 
(jeßt) zuſtehe; im heutigen Prozeſſe genügt die Behauptung, daß das Recht einmal für 
den Kläger erworben wurde; demgemäß bildet die Behauptung, das entitandene Recht fei er: 
loſchen, im heutigen Prozefje eine Einrede; nicht aber war dies im römischen Prozefje eine ex- 
ceptio, es müßte denn das Verhältnis des ius honorarium hier in Betracht fommen. 
Ebenſo bildet im heutigen Prozeffe eine Einrede die Behauptung einer fogenannten redts- 
verhindernden Thatjahe, d. h. Behauptung eines befonderen Mangels des der Klage 
zu Grunde liegenden Thatbeitandes, z. B. die Behauptung, daß die Sadje, deren Erfitung 
der Kläger behauptet, der Erfigung entzogen ſei, daß der Teitator, aus deſſen Tejtamente 
geklagt wird, die Fähigkeit zu tejtieren nicht gehabt habe. Diefe ebenfalls gegenüber dem 


I Eine bloße VBerbeilerung der Klage (Emendatio libelli) im Gegenſatze der weientlihe Punkte 
berührenden Mutatio libelli ift auch ipäter noch gejtattet. Als Verbeſſerung gilt 3. B. die Herab— 
minderung des urfprünglich Geforderten, Anderung in Namen und Daten, falls das Faktum dabei 
dasselbe bleibt. (Bal. deutiche Civilprozehordnung $ 240.) Mit (möglicherweife auch ftilliehweigender 
Einwilligung des Bellagten (vgl. deutiche Givilprozekordnung $ 241) ift die Klagänderung zuläffie, 
da das Verbot derjelben nur im Intereſſe einer geordneten Verteidigung des Beklagten befteht. Nur 
in der Berufungsinftanz (vgl. deutiche Civilprogekordnung $ 489) bemwirft auc die Zuftimmung des 
Beklagten die Zuläffigfeit der Klagänderung nit, da hier das dem Ius publicum angehörige Ver- 
hältnis der Inſtanzen in Betracht fommt. 
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römiſchen Begriffe der Exceptio wahrnehmbare Differenz des Begriffes der Einreve gründet 
fich wejentlic darauf, daß der heutige Prozeß, jtatt ein Vorverfahren zu fennen, wie es das 
römiſche Verfahren in iure ift, ſogleich mit einer Specialifierung ber Thatjachen beginnt. 

Die Einreden werden eingeteilt in dilatorifche und peremtorifche. Letztere find 
der Worterflärung nad Einreden, die den Anſpruch für immer vernichten, erftere Einreden, 
die nur der Geltendmachung des Anfpruds zur Zeit entgegenftehen. Im Sinne des heutigen 
Vroʒeßrechts ſind aber verzögerliche (prozeßhindernde) Einreden — man redet in dieſem 
Sinne auch von dilatoriſchen Einreden, Exceptions dilatoires — nicht die Einreden, welche 
das römiſche Recht dilatoriſche nennt. Im römiſchen Rechte hieß dilatoriſch jede Einrede, 
welche den Prozeß, wenn auch aus einem Grunde des materiellen Rechts, als verfrüht dar— 
ſtellt, z. B. die Einrede, daß Kläger dem Beklagten Stundung bewilligt habe, und da der 
Rechtsbeſtand des vom Magiftrate eingejegten indieium in legterem ſelbſt nicht angefochten 
werden fonnte, jo nahm umgefehrt auch jede die formelle Unzuläffigkeit dieſes Nechtsbeftan- 
des betreffende Einrede den Charakter der Einreve gegen das Recht felbjt an, fobald fie im 
indieium Gegenftand des Bemweifes wurde: der Ausſpruch des iudieium lautete im klaſ— 
ſiſchen römischen Prozefje nur dahin, daß dem Kläger der Anſpruch nicht (jet) zuftehe oder 
daß er ihm zuftehe, nie dahin, daß das Verfahren formell unzuläffig fei. Der deutjche 
Prozeß unterfchied dagegen früh mit Schärfe die Einreden, mittelö deren der Beklagte ſich 
der Antwort auf die Klage wehrte, und ſolche, die das materielle Rechtäverhältnis ſelbſt be- 
treffen, und nur nad) volljtändiger Erledigung der erjteren fonnte auf die Prüfung des ma: 
teriellen Rechtöverhältniffes eingegangen werden — ein Gegenſatz, der mit dem Gegenſatze 
des römiſchen und des germaniſchen Beweisrechtes zuſammenhängt und daher auch mit dem 
Eindringen jenes ins Schwanfen geriet. So wurde ſchon in der Clem. 2 (Saepe) de V. 8. 
das Vorbringen der jämtlichen dilatorifhen Einreden der Eventualmarime unterworfen, 
und jpäter wurden überhaupt die dilatoriſchen Cinreden mit Ausnahme der fogenannten 
forideflinatorifchen Einreden (Einrede der Yitispendenz, der Inkompetenz) mit dem Vorbrin- 
gen der Parteien über das materielle Rechtsverhältnis zufammen erledigt, wogegen umge- 
fehrt die gemeinrechtliche Doftrin allen peremtorifchen Einreden, deren fofortige Yiquidität 
vorausgefegt, d. h. vorausgefeßt, daß der Beflagte fie fofort durch fchleunigen Beweis feit- 
zuftellen unternahm, die Eigenschaft jogenannter prozeßhindernder Einreden beilegte, 
d. h. die Wirkung, daß der Beklagte, ohne Nachteile befürdten zu müfjen, bis zu rechts- 
kräftiger Erledigung diefer Einreden auf die Streitfache ſelbſt nicht einzugehen brauchte 
(z. B. der Beklagte ſchützt die Einrede vor, Kläger habe ſich mit ihm über das Streitobjekt 
verglichen; hier wird zunächſt nur über dieſe Einrede und erſt, wenn dieſe verworfen iſt, 
über die Entſtehung des Klaganſpruchs verhandelt). Neuere Geſetzgebungen haben den per— 
emtoriſchen Einreden dieſe letztere Wirlung wieder entzogen: es ſind hiernach verzögerliche, 
d. h. das Verfahren im übrigen aufhaltende Einreden nur ſolche, welche die Geltendmachung 
des Rechts gerade in dieſem Verfahren betreffen, beziehungsweiſe dem Gerichte die Befugnis 
des Urteils, der als Gegner auftretenden Perfon die Befugnis, über die Sache zu prozeſ— 
jieren, abftreiten (3. B. die Einrede der mangelnden Bollmadt, des Mangels | der legitima 
persona standi in indieio). (Hannoverfche Prozeßordnung $$ 196. 202. Vfterreichifcher 
Entwurf von 1881 $ 286. Val. auch Code de prockd. Art. 166 ff., deutjche Givilpro- 
zeßordnung $ 247.) Im Begriffe der progefhindernden Einrede liegt es, daß das Eingehen 
des Bellagten auf die Hauptverhandlung vor Geltendmahung der prozeßhindernden Einrede 
als ein Verzicht auf die Einrede in diefer Eigenfchaft anzufehen iſt. Indes handelt es ſich 
in vielen Fällen der prozeßhindernden Einrede, 3. B. wenn der Beklagte die Prozeßfähigkeit 
des Klägers angreift, um eine Vorausſetzung, melde die Gültigkeit des Prozefjes bedingt, 
aljo um einen Mangel, der möglicherweife, wenn der Beflagte ihn nicht rügt, latent 
bleiben fann, der aber, wenn bemerkt, von Amts wegen beachtet werden muß, aljo von 
einem Verzichte nicht getroffen wird. (Vgl. deutjche Civilprozekordnung $ 247 a. E.) Die 
eventuelle (vol. das fogleih unten über Anwendung der Eventualmarime auf die Ver- 
teidigung des Bellagten Bemerkte) Einlaffung des Bellagten auf die Hauptjachen hindert 
die Wirkſamkeit der progeßhindernden Einrede nit. Doch bejtimmt die deutſche 
Civilprozeßordnung $ 248 mit Nüdjiht auf die Mündlichfeit des Verfahrens zwedmäßig, 
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daß, wenn der Beflagte einmal, wenn auch nur eventuell, zur Hauptſache verhandelt hat, 
über prozeßhindernde Einreden und eventuelle Hauptfahe zuſammen weiter verhandelt und 
entfchieden werden foll, falls nicht das Geridht von Amts wegen — aus Zwedmäßigfeits- 
gründen, 3. B. weil die prozeßhindernde Einrede ihm far, die Erledigung der Hauptſache 
aber weitausjehend erjcheint — eine abgefonderte Verhandlung anorbnet. 

Der Beklagte fann der Klage gegenüber mehrere Einreden vorbringen, fie eventuell mit- 
einander verbinden, auch eventuell Widerſprechendes in den verfchievenen Einreven behaup- 
ten, den Klaggrund leugnen und doc eine peremtorifche Einrede vorbringen, 3. B. Die 
Schuld leugnen und gleihwohl deren geichehene Zahlung behaupten („Qui exeipit non fa- 
tetur*). Da nämlidy der Bellagte nicht weiß, wie der Richter über den Beweis urteilen 
wird, möglicherweife auch der Bellagte jelbit ſich irren kann (3. B. es handelt jih um 
Geſchäfte, die durch Mittelsperfonen eingegangen wurden), ift es ihm in feiner lediglich ab- 
wehrenden Stellung nit zu verfagen, aud Widerfprechendes zur Abwehr vorzubringen. 
Keine Ausnahme der rein abmehrenden Wirkung der Einrede bezeichnet der nur auf die Be- 
weislaſt bezügliche und ſelbſt hier nicht einmal ausnahmslos richtige! Satz: Reus exeipi- 
endo fit actor, 

Die Replif nimmt der Einrede gegenüber diefelbe Stellung ein, welche diefer gegen- 
über dem Klaggrunde zukommt. Sie tft alfo eine felbftändige Behauptung, welche, mit der 
Wahrheit der Einredethatſachen verträglih, gleihmwohl geeignet it, diefe unwirlſam zu 
machen. Dabei findet aber ein Unterfchied jtatt zwifchen Einredethatfahen, welde ein 
Klagrecht völlig zerftören, und Einreden, die aus jelbitändigem Rechtsgrunde entipringend 
oder dieſen bildend nur aus Billigfeitsgründen dem Klaganſpruche entgegengejfegt werden 
fönnen. Der rechtsvernichtenden Thatfache gegenüber giebt es feine Replik, welche dieſe 
hinterher wieder vernichten fünnte: cine derartige Behauptung würde Aufitellung eines 
neuen Klaggrundes fein. 

Die Duplif verhält ſich wiederum zur Replik wie diefe zur Einrede, u. f. w. die Tri- 
plit und Quadruplit. Wirkliche Duplifen find aber im Prozeſſe ſchon verhältnismäßig jelten. 
Doch bezeichnet man wohl ungenauerweife jede Antwort auf die Einrede oder Antwort 
der Beklagten als Replif u. f. w. 

Hat ver Beklagte fi, ohne prozeßverzögerliche Einreden vorzufchüsen, oder nad Erle- 
digung derfelben, über den Klaganſpruch erklärt, jo ift, wie man jagt, die Streitbefeiti- 
gung (Litisfonteftation) vorgenommen; die Parteien wiſſen nun, daß und worüber 
fie ftreiten wollen. Dagegen ift es unrichtig, unter Litisfonteftation, welche im älteften rö- 
mifchen Prozeſſe ein formeller Aft war, im Formularprozeß aber in der Übergabe der for- 
mula an die Parteien bejtand, lediglih die Antwort des Beklagten über die Klagthatſachen 
zu verjtehen: dieſe letztere fann allerdings, da der Bellagte den Klaganfprud auch mittels 
rechtlicher Gegendeduftion oder peremtorischer Einreden bejtreiten fann, recht wohl aud af: 
firmativ ausfallen, während eine affirmative Litisfonteftation genau genommen eine contra- 
dietio in adieeto ift. Gleichwohl pflegt ein ungenauer Sprachgebrauch — ſeitdem der jüngite 
Reichsabſchied die Parteien verpflichtet hat, fogleich die jpeciellen Thatfachen vorzutragen — 
lediglich die Antwort des Bellagten auf die Klagthatfahen als Litisfonteftation zu bezeichnen 
und deshalb aud von einer affirmativen Litisfonteftation zu reden. 


Yitteratur. Goldfhmidt, Uber Yitisfonteftation und Einreden. 1812; Albrecht, Die 
GErceptionen des gemeinen deutichen Civilprozeſſes. 1835: v. Helmolt, Verhältnis der Grceptionen 
zur Beweislaft. 1851; v. Savigny, Syitem des römischen Nedts V 160 ff.; Maren, Über Beweis- 
laft, Einreden und Erceptionen. 1861; Bülow, Die Yehre von den Prozeheinreden und die Prozeß— 
vorausfegungen. 1868 (vgl. dazu PBland in der Münchener krit. Vierteljahrsichrift. 1869. S. 161 ff.: 
Schlefinger in den Göttinger gel. Anzeigen. 1869. S. 881 ff.; Bar im Ardiv f. d. civiliftiiche 
Braris. 1869. S. 431 ff.;: Heifler in Grünhuts Zeitihr. f. d. Privat: und öffentliche Recht d. 
Gegenwart. 1874. S. 114 ff.). Über progefhindernde Einreden und Prozeßvorausſetzungen Auffäge 
von Bolgiano, Peterien, Oſterloh und Shmwalbad in der Zeitichr. f. d. Civilprozeß bezw. 
im Archiv f. d. civilift. Praxis (Bd. LXIID. 


13.8. der Kläger hat im allgemeinen die Kompetenz, nicht aber der Beklagte die Inkompetenz 
des Gerichts zu erweiſen. 
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VI. Der Beweis, 


8 32. Bemweisthbema und Bemweislajt. Beftrittene Thatfachen, von denen die 
Entjcheidung des Prozefjes abhängt (erhebliche Thatjahen), müfjen bemiefen werben, d. h. 
der Richter muß dur den Prozeß eine Überzeugung von Wahrheit oder Unwahrheit der- 
jelben gewinnen. Dieje Thatfachen bilden das Bemweisthema. 

Aber nur Thatſachen brauchen bemwiefen zu werden, eine Regel, von welder nur 
eine Ausnahme jtattfindet bei ausländifhen Rechtsfägen und lofalen Gewohnheitsrechten. 
Doc jteht im letzteren Falle die Beweisführung feineswegs unter den gewöhnlichen Grund- 
fägen. Wie der Nichter hier einerfeits die Thätigfeit der Partei jelbftändig ergänzen kann, 
fo ift er auch andererſeits nicht unbedingt an die Zugeftändniffe der Parteien gebunden. 
(Val. deutſche Civilprozeßordnung $ 265.) 

Von den Thatſachen im eigentlichen Sinne aber brauchen auch notorifche nicht be- 
wieſen zu werden, d. h. jo allgemein fundige, daß fie, wie das fanonifche Necht fagt, „sine 
tergiversatione* d. h. ohne Chicane gar nicht geleugnet werden fünnen, ein Umjtand, der 
allerdings weſentlich nad vernünftigem richterlichen Ermefjen beurteilt werden muß. (Die 
deutfche Civilprozeßordnung $ 264 ſpricht von „dem Gerichte offenftundigen Thatſachen“.) 

Nicht immer aber gelingt es, dem Nichter eine pofitive Überzeugung über die Eriftenz 
oder Nichteriftenz einer Thatjache zu verfchaffen, und bleibt vielmehr ein Zujtand der Un- 
entichievenheit. Daraus folgt die Notwendigkeit von Regeln der Entjcheidung für den Fall, 
daß eine behauptete erhebliche und eines Beweiſes bevürfende Thatfache nicht bewiejen wird, 
oder da, mie bemerft, der Civilprozeß die Beweisthätigfeit zunächſt den Parteien überläßt: 
es wird von großer Bedeutung die Lehre von der Bemweislajt, d. h. die Beitimmung 
darüber, zu Ungunften welcher Partei in Anjehung einer bejtimmten Behauptung zu ent- 
fcheiden ift, wenn über die legtere fein Beweis erbracht ift, welcher Partei daher wie das 
Intereſſe, jo auch die Laft des zu beichaffenden Bemweijes zufommt. Während nun bei der 
geringen und bürftigen Anzahl von römifchen Quellenftellen, welche von der Beweislaſt 
reden, die ältere Theorie die pofitive oder negative Form der Behauptungen entjcheiven lieh, 
indem fie die Negativen von der Notwendigfeit des Beweiſes befreit erklärte, oder die Beweis— 
lajt abhängig machen wollte von dem Borhandenjein einer gefeglichen Präfumtion, legt die 
neuere Theorie derjenigen Partei, welche ein bejtimmtes Angriffs: oder Verteidigungsmittel 
geltend macht, defjen Beweis auf („Ei incumbit probatio, qui dieit, non qui negat“, 1. 
2 D. 22, 2. „Semper necessitas probandi ineumbit illi, qui agit*, 1. 21 D. 22, 3; 
das dicere der erjten Stelle wird als Aufitellen einer Nechtsbehauptung verjtanden) und 
macht demgemäß die Beweislaft abhängig von der Verbindlichkeit, die betreffende Thatjache 
zur Begründung des Angriffs: oder Verteidigungsmittels zu allegieren. Daher brauden 
nur die rechtöbegründenden Thatſachen bewiejen zu werden, und nicht braucht bemwiejen zu 
werben die Nichteriftenz rechtöverhindernder oder rechtövernichtender Thatfachen. Welche That- 
fachen nun aber im einzelnen zu den redhtsbegründenden oder rechtshindernden gehören, wird 
von Erwägungen des materiellen Rechts abhängig gemadt!, 

Befreit von der Bemweislaft wird eine Partei, infomeit eine gefeglihe Präſumtion 
für ihre Behauptung ftreitet. Diefe befteht in der Vorfchrift, daß der Richter aus der 
Wahrheit einer beftimmten Thatfache auch die Wahrheit einer anderen Thatſache zu folgern 
habe, entweder fo, daß diefer Schluß als unmiderleglicher angejehen wird (praesumtio iuris 
et de iure), oder jo, daß er nur folange zu gelten hat, bis das Gegenteil für den ein- 
zelnen Fall erwiefen wird (einfache praesumtio iuris). Beide Präfumtionen, deren eritere 
übrigens ſehr felten ift, beruhen auf vernünftiger Betrachtung der Lebensverhältnifje und 


’ AS rechtsbegründende muß der Kläger — Thatſachen, aber auch nur diejenigen 
allegieren, welche der Regel nach das behauptete Recht zur Exiſtenz bringen. Neueſtens hat Fit— 
ting Geitſchr. f. d. Civilprozeß XIII 1 ff.) dem Sage „Affirmanti ine. probatio* wieder eine andere 
Bedeutung abzugewinnen verſucht. Es joll die Beweislaft treffen denjenigen, der Veränderungen, 
und denjenigen, der etwas behauptet, was von der Regel des Lebens abweicht. 
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auf der Erfahrung ; das Geſetz hat aber diefer Erwägung auch bei der einfahen Praesumtio 
iuris noch ein bejonderes, fünjtliches Gewicht im ntereffe des einzelnen Rechtsverhältniſſes 
(3. B. der Rechte eines Kindes als eines ehelichen Kindes, wenn das leßtere eine bejtimmte 
Zeit vor Eingehung oder nach Auflöfung der Ehe geboren ift) beigelegt. Der Gegenbeweis 
fann nur dahin gerichtet werden, daß der Schluß von der einen Thatfahe auf die andere 
in dieſem einzelnen Falle unzutreffend fei; nicht aber fann die allgemeine Richtig: 
feit des Schluffes angegriffen werden. Iſt der Schluß von der einen Thatfahe auf Die an- 
dere nicht gejeglich mit jenem Ffünftlichen Gewichte verfehen, entfpringt er vielmehr nur der 
gewöhnlichen Erfahrung, fo fpricht man von einer einfachen praesumtio hominis s. facti, 
welche von der Beweislaft nicht befreit und nad der jtrengen gemeinrechtlihen Theorie 
höchſtens zur Auferlegung eines Noteives führen durfte. Doc wird der Unterfchied zwischen 
der Wirkung gefeglicher und faktifcher Präſumtionen bei freier richterliher Beweiswürdigung 
nit jtreng feitzuhalten fein (vgl. in diefer Beziehung aud Code eivil art. 1353). 


8 33. Verſchiedene Arten des Beweiſes. Der Beweis, d. h. der Inbegriff 
von Gründen für die Annahme der Wahrheit einer Thatfache, ift num entweder ein Haupt: 
oder ein Gegenbemweis; Hauptbeweis, wenn er gerichtet ift auf die Wahrheit einer That: 
jache des Bemweisthema, Gegenbeweis, wenn er die Unmwahrheit ſolcher Thatfahen darthun 
joll!. Gegen jeden Hauptbeweis in diefem Sinne jteht nach heutigem Prozefrechte der 
Gegenpartei ohne weiteres der Gegenbeweis zu. Dagegen galt nad) dem früheren gemeinen 
Rechte der auf der Eventualmarime beruhende Sat: „Reprobatio reprobationis non da- 
tur“, d. 5. gegen einen Gegenbeweis fonnte fein Gegenbeweis wieder unternommen werben, 
weil diefer nichts anderes als ein verftärfter Hauptbeweis fein würde. Diefer Sat mußte 
aber in einer Prozeßordnung, wie die deutjche Civilprozeforbnung ift, welche einerfeit3 die 
Eventualmarime verwirft, andererfeits auf dem Prinzipe der Verbindung von Behauptungen 
und Bemeifen beruht, wegfallen. 

Eine zweite Einteilung des Beweifes ıft die in direften oder natürlichen und in 
indireften oder fünftlihen Beweis. Unter den erjten Begriff fällt der Beweis, wenn 
die Beweismittel unmittelbar das ergeben, was bemwiejen werden joll, 3. B. der Zeuge fagt 
aus, er habe die bejtimmte rechtlich erhebliche Thatſache wahrgenommen; unter den zweiten 
Begriff fällt der Beweis, wenn das Beweismittel zunächſt andere Thatjahen ergiebt, von 
denen erſt auf die Wahrheit der zu beweifenden Thatſachen geichloffen werden muß. Dod 
iſt genau betrachtet die Wiedergabe einer finnlihen Wahrnehmung in Worten nicht ohne eine 
gewiſſe Schlußfolgerung möglid, eine Erwägung, die namentlich bei der Beurteilung von 
Zeugenausfagen von Bedeutung. it. 


3 34. Die Würdigung der Beweife durd den Richter. Das geridt- 
lide Gejtändnis. Cine durchaus abjtrafte Behandlung fann nun zu dem Schlufje ge: 
langen, daß das Geſetz den gerichtlichen Beweis ganz denjenigen Regeln überlafjen könne, 
nad welchen ſonſt der einzelne im Leben fich über Thatſachen vergewifjert, oder nad) denen 
der Hiftorifer die Wahrheit von Thatſachen feitjtellt. Allein eine jo abfolute Freiheit paßt 
Ihon deshalb nicht für den prozefjualen Beweis, weil einerfeits diefer in dem Urteile einen 
formellen Abſchluß finden, eine Nektififation jpäter regelmäßig ausſchließen muß, andererfeits 
aber, wenngleih der einzelne auf feine Gefahr hin nach rein fubjeftiven Ein- 
drüden handeln fann, doc darin eine Ungerechtigkeit liegt, daß im Prozefje das Schidfal 
eines andern von ſolchem rein fubjeftiven Eindrude ſoll abhängig gemacht werden. Außer: 
dem bietet gerade der prozefjuale Streit einen jtarfen Anreiz für die Beteiligten, die Wahr- 
heit zu verhüllen. Deshalb, und weil der Nichter unter Umjtänden auch den Widerjtand, 
die Wahrheit mitzuteilen, durch Zwangsmittel brechen muß, hat jede Prozeßordnung, die auf 
diefen Namen Anſpruch machen will, wenigitens die Formen feitzuftellen, unter denen Be- 


Nach einem anderen, aber befjer zu vermeidenden Sprachgebrauche it Hauptbeweis der Beweis, 
auf den es zunächſt im Prozeſſe anfommt; jo wird z. B. der Beweis des Klaggrundes gegenüber dem 
Beweiſe der Einrede als Hauptbeweis bezeichnet. 
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weismittel allein von den Gerichten benutzt werden dürfen, womit von ſelbſt die Privat— 
kenntnis des Richters als unzuläſſiges Beweismittel bezeichnet iſt. Eine andere Frage 
aber iſt, ob Beweismittel, welche der Garantie dieſer Formen unterworfen werden können, 
lediglich deshalb auszuſchließen find, weil bei ihnen die Gefahr eines falſchen Ergebniſſes 
in vielen Fällen nahe gelegt ift, und ob man, noch weiter gehend, auch die Beurteilung an 
ſich zuläffiger, den gefeglichen Formen unterzogener Beweismittel an bejtimmte Regeln Inüp- 
fen, mit anderen Worten, eine gefeglihe Theorie der Beweiswürdigung auf- 
jtellen fol. Dabei jteht allerdings der Civilprogeß in mancher Beziehung anders als der 
Strafprozeß: Vorgänge, die nur dem Civil», nicht auch dem Strafrechte angehören, werben, 
weil fie eben dem gewöhnlichen Leben angehören, von anderen als den unmittelbar Betei- 
ligten weniger beachtet und geftatten auch weniger einen Beweis durch Schlußfolgerungen. 
Mährend aus Charakter und Lebensweiſe des Angeklagten wichtige Schlüffe gezogen werben 
fönnen für oder gegen Annahme, daß er ein bejtimmtes Verbrechen begangen habe, fann der 
Charakter einer Partei meistens wenig in Betracht fommen für den Beweis der Behauptung, 
daß fie einen bejtimmten Kontrakt geſchloſſen habe oder nicht. Auf der anderen Seite aber 
haben es die Beteiligten im Gebiete des Civilrechts ſehr oft in der Hand, ſich durch Urkun— 
den und zugezogene Zeugen vollgültigen Beweis im voraus zu fihern (präfonftituierter Be- 
weis nah Benthams Bezeihnung), was in Straffahen nicht thunlich ift. 

Dennod zeigt eine genauere Betrachtung, daß ein Gebundenfein des Richters an gejeß- 
liche Regeln der Beurteilung des Beweifes einerfeits zu unrichtigen Ergebnifjen führen muß 
und andererjeit3, da diefe Negeln doch mehr oder weniger lar fein müffen, auf eine Täu- 
ihung hinausläuft, und wenn eine Gejeßgebung bejtimmte Beweismittel bei einem nicht prä- 
fonftituierten Beweife allgemein ausjchließt (3. B. gewiffe Zeugen), fo verjtopft fie damit 
eine oft jehr wertvolle Quelle des Beweiſes auf Grund einer fo allgemein gar nicht halt- 
baren Präjumtion. Das bisherige gemeine deutſche Prozeßrecht ließ zwar prinzipiell die 
richterliche Überzeugung frei entfcheiden und ftellte wejentlih nur in der Lehre vom Zeugen- 
bemweife zwingende Beweisregeln auf, infofern der Richter einem einzeljtehenden Zeugen nicht 
die Kraft eines vollen (plena probatio), fondern nur eines halben Bemweifes (semiplena 
probatio) beilegen durfte und infofern gewifje Perſonen von vornherein als unzuläffige oder 
bezw. nicht voll glaubmwürdige, verdächtige bezeichnet wurden. Die neueften Gejege und 
Entwürfe aber proflamierten das Prinzip der freien Beweiswürdigung, und dies Prinzip, 
mit welchem der Fortbejtand der Grundſätze der Bemweislaft und die Fortexiſtenz gejeglicher 
Präfumtionen jehr wohl vereinbar ift!, ift denn, wie bemerkt, auch dasjenige der deutjchen 
Civilprozeßordnung $ 259. Freie Beweiswürbigung fann jedod dem oben Dargelegten 
zufolge allerdings gefährlih werden, und in Frankreich geht man befanntermaßen mit der 
Anwendung von Vermutungen ftatt wirklichen Beweifes jehr weit. Eine richtige Beibehal- 
tung einer allgemein gültigen objektiven Grundlage des Beweiſes neben genügender Würdi— 
gung der Individualität des Falles zeigt dagegen das englifche Recht: der Jury gebührt die 
Mürdigung des einzelnen Falles, dem Richter die Kontrolle, daß die Verhandlung auf die 
wefentlichen Punkte ſich fonzentriere und nicht mit fünjtlichen oder unficheren Beweisführun- 
gen in das Unbejtimmte fich verliere. Die Beweisregeln (Law of evidence) aber find bis 
auf wenige vereinzelte Ausnahmen lediglich durch Praris gebildet und überliefert und eben 
darum auch in gewiſſem Umfange biegjam und vom Ermefjen des Richters abhängig. Aber 
vielleicht wird nur dur Handhabung des Beweiſes feitens zweier verjchiedener Organe, von 
denen eines entjcheidet, ein anderes bie Kontrolle ausübt, ein jo wertvoller Schatz, wie 
das englifhe Law of evidence ift, fi bilden lajjen. 

Überall aber gilt im Givilprozeffe, foweit das Streitobjeft ein ſolches ift, über das die 
Varteien frei disponieren fönnen, der Sat, daß die Parteien auch ein an ſich ungenügendes 
Beweismittel Durch Übereinkunft für genügend erklären können, und das gerichtliche Ge- 
jtändnis, d. h. das in dem betreffenden Prozefje ſelbſt vor Gericht abgegebene Geſtändnis 
über erhebliche Thatjachen, ift nicht fomwohl Beweismittel, als vielmehr Dispofitiongakt über 
die Begrenzung des Streitmaterials, deſſen Gültigkeit daher nicht von der Wahrheit des 


’ Bal. Einführungsgeieg zur deutichen Civilprozehordnung $ 16 ı. 


812 IV. Das öffentlide Recht. 


Eingeftandenen, jondern von der Dispofitionsfähigfeit des Geftehenden abhängt und aljo 
nicht durch den einfachen Beweis der Unmahrheit, vielmehr nur dur den Nachweis eines 
Irrtums (nad dem früheren gemeinen Rechte unter Umftänden nur im Wege formeller Re- 
ftitution) anfechtbar ift. (Vgl. deutiche Civilprozeßordnung SS 261. 263.) Aber auch das 
außergerichtliche Gejtändnis ift nach richtiger Auffafiung fein Beweismittel, fondern Be- 
mweisgrund, da es dem Nichter erjt durch ein anderes Beweismittel (Zeugen, Urkunden, 
gerihtliches Gejtändnis)! bemwiefen werden muß. Im allgemeinen iſt es civilprozefiual nur 
als Vermutung zu behandeln; denn die Bemweisfraft des außergerihtlichen Geftändnifjes ruht 
einfach auf der oft nicht zutreffenden Annahme, daß jemand etwas, das ihm nachteilig ift, 
nicht einräumen werde, wenn dies nicht auch wahr ift, und daher wird aud) nad) der jtrengen 
Theorie dem außergerichtlihen Geſtändniſſe volle Beweiskraft nur dann beigelegt, wenn 
dasſelbe zugleih als Dispofitionsaft bezüglich eines fünftigen Beweiſes angefehen werben 
fann, aljo wenn es von einem Dispofitionsfähigen der andern Partei oder ihrem Vertreter 
oder Redhtävorgänger gegenüber mit der Abficht, ein Beweismittel zu liefern, abgelegt ift, und 
der praktiſch wichtigſte Fall ift hier die Fixierung des außergerichtlichen Geſtändniſſes in 
jpriftlicher Urkunde, 3. B. als Quittung. 


8 35. Die einzelnen Beweismittel. Das fidherfte, freilih nur in beichränf- 
tem Umfange anwendbare Beweismittel ift der rihterlihde Augenſchein, d. h. um- 
mittelbare richterliche Wahrnehmung über Gegenjtände, bei welchen es bejonderer Sadfennt- 
nis nicht bedarf. Meiſtens wird der Augenſchein nicht unmittelbar von dem erfennenden 
Gerichte, jondern von einem beauftragten Richter eingenommen, und werben bie Ergebnifje 
dann zu Protokoll firiert. Der Augenjchein (val: deutiche Givilprozekordnung SS 336. 337) 
ift übrigens zumeilen nicht Beweismittel, fondern ein aud von Amts wegen zuläffiger In— 
formationsaft (deutiche Civilprozefordnung $ 135), nämlich dann, wenn der Richter dadurch 
eine klare Anfchauung nicht bejtrittener Thatſachen gewinnen mill. 

Zeugen find unbeteiligte Dritte, die über eigene finnlihe Wahrnehmung dem Gerichte 
Mitteilung maden. Die Glaubwürdigkeit der Zeugen beruht auf der Fähigleit des Zeugen 
zu richtiger Wahrnehmung und Wiedergabe derjelben ſowie des Willens zu leßterer. it 
jene Fähigkeit ausnahmsmweife nicht vorhanden, 3. B. bei Unmündigen, Wahnfinnigen, oder 
nimmt das Gefeg von vornherein an, der betreffenden Perſon (nach gemeinem Rechte dem 
Meineidigen) fei abjolut fein Glaube zu ſchenken, fo ift ver Zeuge abjolut unfähig; wird 
er nur wegen nterefjes an der betreffenden Sade oder aus anderem Grunde in diejer 
für unfähig eradjtet, jo jpriht man von relativer Unfähigfeit, und alle Umftände, welche 
die Unparteilichfeit des Zeugen mutmaßlich beeinfluffen, 3. B. befondere Freundſchaft, Feind— 
fchaft mit einer der Parteien, machen ihn verdächtig. Der unfähige Zeuge (testis in- 
habilis) foll gar nicht vernommen werden; der verdächtige Zeuge (testis suspectus) wird 
vernommen, aber nicht in dem Maße wie ein einmwandsfreier Zeuge (klaſſiſcher Zeuge) als 
glaubwürdig betrachtet. Die neuere deutiche Rechtsbildung neigte ſchon immer mehr dahin, 
die Kategorieen der abjolut und der relativ unfähigen Zeugen zu befeitigen und höchſtens 
gewiffe Berfonen vom eidlihen Zeugnifje auszufchließen, welches lettere ein allerdings 
höchſt bedenklicher, vom englischen — unzuläſſig erachteter Mittelweg iſt. So verfährt 
auch die deutſche Civilprozeßordnung $ 358, welche dabei unterſcheidet Perſonen, die unbe- 
dingt nicht beeidigt werden ſollen — ——— die zur Zeit der Vernehmung das ſechzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet oder wegen mangelnder Verſtandesreife oder wegen Verſtandes— 
Shwähe von dem Wefen und der Bedeutung des Eides noch feine genügende Vorftellung 
haben, und Perſonen, die nad den Beitimmungen der Strafgefege unfähig find, als Zeugen 
eidlih vernommen zu werden — und foldhe, bei denen eine nachträgliche Beeidigung 


! Das gerichtliche Geftändnis über die Exiſtenz eines Bemweismittels ift allerdings auch nur 
Beweismittel, aber ein Beweismittel, deifen Beweiskraft auf der Dispofition der Bartei berubt. — 
Dal. über das Geftändnis den aud als Specialichrift erichienenen Aufſatz von p. Canftein, Aner: 
tennung und Geſtändnis, in der Zeitſchr. f. deutſchen Civilprozeß. 1879. ©. 257 ff.; Demelius, 
Die Confeſſio im romiſchen Civilprozeß und das Geſtändnis der neueſten Civilprozeßgeſetz— 
gebung. 1880; Wach, Das Geſtändnis, im Arch. f. d. civiliſt. Praxis LXIV 201 ff. 
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nad dem Grmefjen des Gerichts möglich iſt (das Gericht foll aljo erft nah Mafgabe der 
Vernehmung den Grad der Verdächtigfeit mefjen), 3. B. gewiſſe nahe Angehörige der Partei, 
Perfonen, welche an dem Ausgange des Rechtsſtreits unmittelbar intereffiert find. 

Eine befondere Garantie der Glaubwürdigkeit der Zeugenausfage verlangt das Prozep- 
recht nämlich noch in der Befräftigung der Zeugenausfage durh Eid und der darauf ge- 
gründeten Beitrafung wiſſentlich falſcher bezw. leichtfertiger Zeugenausfage; außerdem aber 
muß das Zeugnis mündlich von dem Zeugen vor dem Richter abgegeben werden, damit 
diefer durd Nachfragen nad) den einzelnen Umftänden die Glaubwürdigkeit beſſer feſtſtellen 
fönne, und weil beide Garantieen bei einer nur durch Zeugen berichteten Nußerung eines 
Dritten über eine zu bemweifende Thatjache fehlen, jo wird dieſes fogenannte Zeugnis von 
Hörenfagen (testimonium de auditu) für unzuläffig erachtet. Nach der Strenge der ge— 
meinrechtlihen Theorie wurde zum vollen Beweiſe aber die in allen wejentlihen Punkten 
übereinftimmende Ausſage zweier klaſſiſcher Zeugen erfordert, während das franzöfifche 
Recht den Zeugenbemweis bei Verträgen über 150 Franken Wert der Regel nad) ausjchlieft 
(nit in Handelsfachen), eine Vorſchrift, die für das Gebiet des franzöfifhen Rechts im 
Deutfchen Reiche durch Einführungsgejet zur deutjchen Civilprozeßordnung $ 143 außer Kraft geſetzt 
ift. Die Ablegung des Zeugnifjes ift allgemeine ftaatsbürgerliche Pflicht, deren Erfüllung 
durch Strafen (deutſche Civilprozeßordnung 88 345. 355) erzwungen werben fann (das 
Erfheinen aud dur zwangsweife Vorführung, deutiche Civilprozeßordnung $ 345), von 
der aber gewiſſe Befreiungen teild aus Nüdfichten der Pietät, Billigfeit, teils im öffentlichen 
Intereſſe anerfannt werden. Die deutjche Civilprozeforonung SS 348—350 hat diefe Ber 
freiungsgründe dem früheren gemeinen Rechte gegenüber genauer firiert und zugleich nicht 
unerheblid erweitert. So find nad $ 3485 von Ablegung des Zeugniſſes befreit alle 
Perfonen, welden fraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Thatſachen anvertraut find, 
deren Geheimhaltung durch die Natur derfelben oder durch geſetzliche Vorfchrift geboten ift, 
in betreff der Thatſachen, auf welche die Verpflichtung zur Verjchwiegenheit fich bezieht. 
Auch erfennt $ 347 gemiffe Befreiungsgründe vom Erſcheinen vor dem erfennenden 
Gerichte an (der Befreite ift an feinem dermaligen Aufenthaltsorte zu vernehmen) mit 
gig auf das von dem vorgefchlagenen Zeugen befleivete bejonders wichtige öffentliche 

mt u. f. w. 

Sadverjtändige (Experten) find nad) richtiger Auffaffung nichts anderes als Zeugen 
bejonderer Uualififation, wie denn auch das englifche Beweisreht die Sadverftändigen als 
Zeugen behandelt; auch infofern fie nicht nur Thatfahen wahrnehmen fönnen, jondern 
Schlüſſe aus mwahrgenommenen oder fonjt feititehenden Thatſachen ziehen, geben fie ein 
Zeugnis, und zwar über den Zuftand ihrer Wiffenfhaft oder Kunft, welches einen bejtimmten 
Schluß zu ziehen gejtatten oder nicht geftatten fol. Daher hat denn auch der Richter, ob- 
wohl er ſich nicht an die Stelle der Sachverſtändigen fegen darf und im Zweifel ihrer 
Einficht vertrauen muß, das Recht und die Pflicht der Kontrolle und ift feinesmegs unbedingt 
an ihre Ausfprüche gebunden. Indes findet infofern ein Unterfchied zwiſchen Sadverjtändigen 
und anderen Zeugen jtatt, als erftere leichter fontrolliert und durch andere erjeßt werben 
fönnen. Die Behandlung des Sadverftändigenbeweifes ift daher im allgemeinen eine freiere. 
(Val. deutfche Civilprozeßordnung IS 367 ff.) 

Die Beweiskraft von Urkunden d. h. fchriftlihen Aufzeichnungen — denn über die 
Beweiskraft der Urkunden im meiteren Sinne, d. h. aller bleibenden Spuren menjchlicher 
Thätigkeit, läßt ſich eine fpecielle Theorie nicht aufitellen -— hängt ab: 

1. von der Echtheit, d. h. von der Identität des angeblichen Ausftellers mit dem wirf- 
lihen. Der Beweis der Echtheit kann erbracht werden, abgefehen von freiwilliger Aner- 
fennung, durch andere Beweismittel, Zeugen, Sadverftändige (Handjchriftenvergleichung, 
eomparatio literarum), Eid!. Bei öffentlichen Urfunden, d. h. bei Urkunden, welche von 








1 Nach dem früheren gemeinen Rechte fam bier meiftens ein eigentümlicher Eid, der fogenannte Dif- 
feffiongeid zur Anwendung, ein aus dem germanischen Rechte ftammender Reinigungseid, den der 
Gegner des Beweisführers (der Produkt), wenn die Urkunde nicht ald anerlannt gelten jollte, zu 
leiten hatte und den er nicht zurüdichieben noch durch Gewifjensvertretung abwenden fonnte. Diejer 
Eid ift in die deutiche Civilprozehordnung nicht aufgenommen. Es findet daher entweder ber zu— 
geihobene Eid oder der gewöhnliche Noteid ftatt. 
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öffentlichen Beamten innerhalb ihrer Zuftändigfeit über amtliche Wahrnehmungen aufgenommen 
find, hat nicht der Produzent der Urkunde deren Echtheit, fondern der Gegner (Produft) 
deren Unechtheit zu erweiſen (deutfche Civilprozeßordnung 88 402 ff.). Auch fünnen die 
Ergebnifje eines Strafverfahrens zum Beweife einer Fälfhung unter Umftänden abgemartet 
und benutzt werden (deutiche Civilprozeßordnung $ 140); 

2. von der Unverfehrtheit der Urkunde. Inwieweit Rafuren, Korrekturen die Bemeis- 
fraft aufheben, muß vernünftiges richterliches Ermefjen beitimmen ; 

3. von dem Inhalte der Urkunde Für den Ausfteller beweift die Urkunde regel- 
mäßig nicht (Ausnahme 3. B. bei Handelsbühern); ald Zeugnis bemweift nur die 
öffentliche Urkunde (deutſche Civilprozeßordnung 88 380. 382. 383). Dagegen ift die 
Urkunde als außergerichtliches Geftändnis der Gegenpartei, z. B. ein Schuldſchein, ein außer: 
ordentlich wichtiges Beweismittel, und als Verförperung eines Willensaftes (Rechtsgeſchäftes 
beweift jie als jogenannte dispojitive Urkunde immer den Willensatt, das Rechtsgeſchäft 
an fi (4. B. die legtwillige Dispofition, die Geffion), nicht aber deſſen Zeit (Datum), 
und ift wie jeder Willensaft dem Beweiſe der Simulation ausgejegt. (Val. deutſche Civil: 
prozeßordnung $ 381 '.) 

Wichtig für den Verkehr im Deutfchen Reiche ift, daß das Einführungsgefeß zur Civil- 
prozekorbnung 8 17 die (gemeinrechtlichen) Vorfchriften, wonach die Beweiskraft von Schuld» 
fcheinen und Quittungen bis zum Ablaufe einer beftimmten Zeitfrift fujpendiert wird, auf- 
gehoben hat. (Ausnahme bezüglich der dinglihen Wirkung von Grundbucdhurfunden. ) 

Es ift möglich, daß eine Urkunde, deren eine Partei fih zur Beweisführung bedienen 
will, nicht in ihren Händen, ſondern im Beſitze der Gegenpartei oder eines Dritten ſich be- 
findet. Die Partei kann hier, ſofern ihr ein privatrechtlicher Rechtstitel, 3. B. Eigentum, 
Miteigentum an der Urkunde, Gefchäftsverhältnis zum Beſitzer zur Seite jteht, Herausgabe 
oder Vorlegung der Urkunde nötigen Falls mittels befonderer Klage erlangen. Es fragt id 
aber, ob nicht, abgejehen hiervon, eine allgemeine Pflicht zur Vorlage (Edition), felbjtver 
jtändlich auf Koften des Antragitellers, nad Analogie der Zeugnispflicht anzuerfennen jei. 
Die deutfche Civilprozeßordnung 88 387. 388 verneint in Übereinftimmung mit dem früheren 
gemeinen Rechte (im Gegenfage zu der Preußifchen Allgemeinen Gerichtsordnung) dieſe Frage 
und jtatuiert, abgejehen von dem Vorhandenfein eines auf Gründen des Givilrehts be 
ruhenden Titel, nur bejtimmte einzelne Fälle, in denen der Gegner des Beweisführers 
zur Edition verpflichtet it. Doc geht die deutjche Civilprozeßordnung (val. $ 397) wohl 
ebenfo wie das frühere gemeine Necht von der Anficht aus, daß öffentliche Behörden in der 
Regel den Parteien die Benugung von öffentlichen Akten zur Prozeßführung nicht verfagen 
jollen. Das frühere gemeine Recht hatte bereits ein befonderes Zwifchenverfahren ausgebildet, 
um den Editionspflichtigen zur Edition auf Antrag des Bemweisführers zu zwingen, in 
welchem, jofern von jeiten des erfteren der Befit der Urkunde geleugnet wird, die Ableiftung 
des fogenannten Editionseides verlangt werden fann, d. h. eines Neinigungseides, daß Im— 
plorat die Urkunde nicht befite, auch nicht böslich aus feinem Befite gelafjen habe. Die 
deutiche Civilprozefordnung hat diejes Zmwifchenverfahren beibehalten, wendet es aber nur 
gegen den Prozeßgegner, nicht gegen Dritte an. Dritte fünnen nad $ 394 zur Edition 
nur im Wege befonderer Klage gezwungen werden. 

Die Beweisfraft eines von der Partei zu ſchwörenden Eides kann beruhen entweder 
auf dem Willen der Parteien oder auf der Anficht des Nichters, daß dur den Eid die 
Wahrheit fejtgeftellt werden fünne. Auf dem Willen der Parteien beruht die Beweisfraft 
des jogenannten Haupt= oder Schiedseides. Der Bemweisführer (Deferent) erklärt, bie 
von ihm aufgeftellte Behauptung als unmahr anerkennen zu wollen, wenn der Gegner dieje 
Unmwahrheit bejchwören werde. Der Gegner (Delat) fommt dadurch zunächſt in eine vor- 
teilhafte Lage, und es verlangt daher das Prozefrecht für die Zufchiebung Dispofitions: 
fühigfeit des Deferenten. Aber der Delat muß nun entweder jchmwören oder den Eid zu 


„Privaturfunden begründen, jofern fie von den Ausſtellern unterichrieben oder mittelit gerichtlich 
oder —— beglaubigten Handzeichens unterzeichnet ſind, vollen Beweis dafür, daß die in denſelben 
enthaltenen Erflärungen von den Ausſtellern abgegeben find.“ 
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rüdjchieben, referieren; thut er feines von beiden, fo gilt er als geftändig. Wer nicht felbit 
eidlih leugnen will, muß nad einer natürlichen Billigfeits- und Beweisregel doch die eid- 
lihe Behauptung des Gegners gelten lafjen. Eben weil aber die Beweiskraft des Eides 
auf einem Vergleichsvorjchlage beruht, ijt der Eid einerfeits mit anderen Bemweismitteln nur 
eventuell, d. h. für den Fall, daß diefelben fein Ergebnis liefern, zu verbinden und anderer- 
ſeits ohne weiteres für die richterlihe Entſcheidung maßgebend (liefert formelle Wahrheit), 
und es fonnte nad) gemeinem Rechte höchſtens nach Überführung wegen wifjentlichen Meineides ! 
eine Abhülfe dagegen eintreten. Der gemeine Prozeß gewährte gegenüber der Alternative, 
entweder jelbjt zu jchwören oder den Gegner jchwören zu laſſen, dem Delaten nod den 
Ausweg der Gewifjensvertretung d. h. des Verfuches eines Gegenbeweijes. Die 
deutiche Civilprozeßordnung $ 418 betrachtet ohne meiteres die Eideszufchiebung als ein 
auf beiden Seiten ſubſidiäres Beweismittel, welches daher jowohl von dem Deferenten als 
von dem Referenten, der gejchehenen Annahme ungeachtet, folange die Verhandlung nicht 
geſchloſſen ift, durch andere Beweismittel in den Hintergrund gedrängt und beziehungsmeife 
wegfällig gemacht werden fann, da ein Eid über vollbewiejene Thatjachen ſowenig nach dem 
früheren gemeinen Rechte wie nach der deutjchen Civilprozefordnung (S 411) jtattfindet. 

Der vom Richter auferlegte Noteid findet ftatt, wenn die Beweismittel der Parteien 
fein vollftändiges, aber doch einiges Ergebnis geliefert haben, und zwar entweder als Er- 
füllungseid des Bemweisführers oder ald Neinigungseid (d. h. als Eid, wodurch die 
Mahrheit der betreffenden Thatjache negiert wird) des Gegners, mejentlih je nachdem der 
anderweit gelieferte Beweis ein ftärferer oder ſchwächerer iſt. Wie nach gemeinem (und 3. B. 
auch nad preußifchem) Prozeßrechte wird auch nach der deutſchen Civilprozeßordnung $ 439 
auf den Noteid in einem von der Yeiltung des Cides als Bedingung abhängig gemachten 
Endurteile erfannt und der Termin zur wirklichen Eidesleiftung erjt nad) Eintritt der Rechts— 
fraft des Urteils angejegt. Die Weigerung hat die dem Schwurpflichtigen, der hier den Eid 
nicht durch Nelation an den Gegner (oder Gewifjensvertretung) ablehnen kann, ungünjtige 
Annahme über den fraglichen Punkt zur Folge. Nur ausnahmsmweife — insbejondere 3. B. 
wenn die Parteien über Erheblichfeit und Norm des Eides einverftanden find — ift nad) 
der deutſchen Givilprozeforpnung 88 439. 426 die Feitfegung des Eides dur einen bloßen 
Beſcheid (nicht durch ein Urteil, welches vor der Eidesleiftung erjt rechtsfräftig werden muß) 
gejtattet, und derjelbe Grundſatz gilt nach der deutſchen Civilprozeßordnung, die hierin der 
neueren Praris des gemeinen Rechts gefolgt ift, auch für den zugefchobenen Eid. 

Nach heutigem Prozefrechte joll der Eid wefentlid nur über Thatſachen, nicht über 
Rechtsverhältnifie gefhworen werden; er fann und muß aber auch nad deutſchem Prozeß 
rechte unter Umftänden gefchworen werden über Thatfahen, von denen der Schwurpflichtige 
feine unmittelbare Kenntnis zu haben braucht?. In diefen Fällen wird ein jogenannter 
Kredulitäts- und beziehungsweife Janoranzeid geleiftet, d. h. ein Eid, daß man die frag- 
liche Thatſache für wahr halte beziehungsmweife nicht wife. Diefe durch die deutſche Praris 
eingeführten Eide?, welchen diejelbe Wirkung beigemefjen wird, als wäre direft die Wahr: 
heit oder Unmwahrheit der Thatfache beſchworen worden, find in neuerer Zeit vielfah als 
irrationell und gefährlich für Gewiſſen und Nechtsficherheit angegriffen worden, wie denn 
auch aus der zwiejpältigen Behandlung des zugefchobenen Eides bald als Vergleichsvor— 
ſchlages bald als wirflihen Bemweismittels ſich zum Teil unlösbare Kontroverfen entwidelt 
haben, und die vielen Meineidsprogefie in Deutjchland ein trauriges Spiegelbild der mate- 
riell durchaus unrichtigen und unzureichenden Behandlung des Eides im deutfchen Civilpro- 
zeffe darbieten. Unter diefen Umftänden verdient Beachtung die im englifhen Prozefje mit 
anerfanntem Erfolge in neuerer Zeit eingeführte Vernehmung der Parteien als eidlicher 
Zeugen in eigener Sade. Auc der franzöfiihe Prozeß fennt eine perfönlide Befragung 


Nach der deutichen Civilprozeßordnung $ 543 ı auch wegen fahrläffigen Falicheides. 

® in einem befonderen Falle ift, ungeachtet eine eigene Handlung bezw. Wahrnehmung des 
Schwurpflichtigen in Frage ift, gleichwohl nach der deutichen Givilprozekordnung ein Wahrheitseid 
nicht zu fordern; vgl. Civilprozekordnung $ 424 Adi. 2. 

3 Nach franzöfiichem Rechte kann der Schiedseid nur in einigen befonderen Fällen als Jgnoranzeid 
beferiert werden. 
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der Parteien über Thatſachen (Interrogatoire sur faits et articles), welche jedoch teils 
der ungeeiqneten Form wegen, teil® deshalb wenig nüßlich fich erweift, weil die nichteidlich 
vernommene Partei wefentlih nur zu ihrem Nachteile, nicht aud zu ihrem Vorteile aus- 
fagen fann und deshalb thunlichft mit ihren Ausfagen zurüdhält. Die deutſche Civilprozep- 
ordnung hat (gegen eine bedeutende Minorität der Juftizlommiffion) gleihmwohl für Die Bei- 
behaltung der gemeinrechtlihen Parteieive entjchieven und ijt dadurch auch genötigt worden, 
den Ignoranz- und den Krebulitätseid beizubehalten. Freilih find die Formeln andere als 
die gemeinrechtlihen und die Fälle der Anwendung find weſentlich befchränft worden. Allein 
der Unterfchied der Formeln des früheren gemeinen Rechts — ich weiß nit, da — id 
glaube, daß beziehungsmeife daß night — und der Formeln der deutſchen Givilprozeßord- 
nung 8 424: ih fchwöre, „daß ich nah forgfältiger Prüfung und Erfundigung die 
Überzeugung erlangt“ oder „nicht erlangt habe“ — fällt praftiih nicht ins Gewicht und 
die Beichränfung der Eiveszufhiebung (S 410) auf Thatfahen, melde in Handlungen 
des Gegners, feiner Nechtsvorgänger oder Vertreter beftehen oder melde Gegenftände der 
Wahrnehmung diefer Perfonen gewefen find, giebt einerfeits zu Kontroverfen und vielfachen 
Unficherheiten in der Praris Anlaß und kann andererfeits nicht felten einer Partei alle und 
jede Möglichkeit eines Beweiſes rauben, fie in der That rechtlos machen. Dagegen hat be 
reits das öfterreichifche Gefet über das Verfahren in geringfügigen Nechtsfahen (1873) die 
Abhörung der Parteien ald Zeugen in eigener Sache mit gutem Erfolge eingeführt und der 
neue Entwurf der öfterreichifchen Civilprozeßordnung (val. SS 411 ff.) will diefe Maßregel 
zu einer allgemeinen prozefjualen erheben, ven Parteieid (val. SS 248 ff.) dagegen auf 
den Fall eines wirklichen, von dem freien Willen der Partei abhängigen, durch die verein- 
barte Eidesleiftung bedingten Vergleichs bejchränfen. 

Hinfichtlich der Wirkung von einem beweifenden Barteieidve durchaus verfchieden war der 
bereits oben (S. 782) erwähnte, jett durch die deutfche Civilprozefordnung für das Deutſche 
Reich vollitändig befeitigte Gefährdeeid, Kalumnieneid. Er bewirkte nur, daß die Partei mit 
einem Gefuche, deſſen Mißbrauch fonft zu befürchten wäre, einftweilen zugelaffen wurde und 
fonnte höchjtens zum Beweife der bona fides des Antragjtellers ausreichen. Kein eigent- 
liches Beweismittel, fondern ein Zwang zum Geftändnis ift heutzutage — denn nad) früherem 
Rechte verhielt es fich anders — der fogenannte Manifejtations- oder Offenbarungs— 
eid (d. h. ein Eid, daß man alles zu einer bejtimmten Vermögensmafje Gehörige getreu: 
lich angegeben habe beziehungsmeife noch angegeben werde), der von dem zur Herausgabe 
eines Vermögenstompleres Verpflidteten, von dem Grequendus u. f. w. unter Umftänden 
gefchworen werden muß und nötigen Falls durch Haft erzwungen wird. (Deutſche Civilpro- 
zeßordnung SS 711. 769. 770. 784, Konkursordnung 8 115, deutſche Civilprozeßordnung 
ss 782 ff.) Der nad dem früheren gemeinen Rechte in gewiſſen Fällen zur Strafe einer 
Partei, insbefondere einer ungehorfamen Partei, jtattfindende MWürderungs- oder Schätzungs— 
eid des Geaners, wodurd die Partei jelbjt, jedoch unter der Möglichkeit richterliher Mode 
ration, die Höhe des ihr zu erſetzenden Intereſſes beſchwor und dadurch bemies, ift durch die 
deutiche Givilprozekordnung $ 260 a. E. als mit freier Beweiswürdigung unvereinbar und 
auch ſonſt bedenklich bejeitigt, die Befugnis des Gerichts, zum Zmwede der Aufitellung 
eines Schadens oder Intereſſes fich der eidlihen Schätzung des Beichädigten zu bedienen, 
aber dabei feitgehalten worden. 


8 36. Die Glaubhaftmachung (Beiheinigung) In gewiſſen Fällen, wo 
es fich nicht um definitive Zuerfennung eines Nechts handelt, ſondern nur um proviforifce 
Maßregeln u. ſ. w., fordert man nicht vollen Beweis, ſondern begnügt fih mit einer ge 
willen Wahrfcheinlichkeit, Beiheiniaung, Glaubhaftmachung (deutfche Civilprozeß— 
ordnung 8 266. Möglicherweife fann dazu auch ein vorläufiger Eid des Antragitellers 
jelbjt, wie die deutiche Givilprozefordnung auch ausdrüdlich bemerkt, dienen. Die Eideszu- 
ſchiebung, welche eine definitive Feſtſtellung bezwedt, ift, wie die deutſche Civilprozeß— 
ordnung befonders hervorhebt, ausgeichloffen. 


8 37. Das Beweisverfahren im ganzen. Beweis zum ewigen Ge: 
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dächtnis. Das Beweisverfahren zerfällt in die Beweisantretung, d. 5. Benennung der 
Beweismittel für die einzelnen Thatfachen, und in die Beweisaufnahme, d. h. Kenntnis- 
nahme feitens des Nichters!. Die Beweisaufnahme fol, wie auch dem Prinzipe der Un- 
mittelbarfeit (Mündlichkeit) entfpricht, nad) der deutſchen Civilprozeßordnung $ 320, die 
hierin au, 3. B. der früheren hannoverfhen Prozeßordnung gegenüber, einen bedeutenden 
Fortſchritt zeigt, prinzipiell? vor dem Prozeßgerichte (d. h. dem entfcheidenden Kollegium, 
wenn das Prozeßgericht follegial entjcheidet) erfolgen. Davon läßt jedoch $ 340 einige 
Ausnahmen zu, 3. B. wenn der Zeuge in zu großer Entfernung von dem Site des Prozep- 
gerichts fi aufhält, wenn die Beweisaufnahme vor dem erfennenden Gerichte erheblichen 
Schwierigkeiten unterliegen würde. In folden Ausnahmefällen erfolgt die Vernehmung zu 
Protofoll vor einem beauftragten oder erfuchten Richter. 

Während regelmäßig das Beweisverfahren erft beginnt, nachdem die Parteien durd) 
ihre Vorträge den Richter von der Notwendigkeit der Beweisaufnahme dur ihre die Sache 
betreffenden Behauptungen und Erwiderungen überzeugt haben (nad) dem früheren gemeinen 
Rechte, nachdem fie ihre Behauptungen erfchöpft haben) und nachdem der Richter diefe Not: 
wendigfeit (nad) dem früheren gemeinen Rechte durch Beweisurteil, nad der deutfchen Civil- 
prozefordnung durch Beicheid) anerfannt hat, kann ausnahmsweiſe auch vorher, ja felbit 
vor begonnenem Prozefje ein Bemeisverfahren dann ftattfinden, wenn bei längerem Auf: 
fhub das Beweismittel der Partei leicht verloren gehen könnte (nad) der deutſchen Civil- 
prozeßorbnung $ 447 auch: wenn zu beforgen ift, das die Benugung des Beweismittels 
erfchwert werden würde). Der wichtigſte Fall ift der befürchtete Tod eines Zeugen. Das 
Verfahren bei diefem Bemweife zum ewigen Gedächtniſſe (probatio in perpetuam rei me- 
moriam) oder, wie die deutfche Civilprozeßordnung fagt, bei diefer „Sicherung des Be- 
weiſes“ ift im übrigen dem regelmäßigen Bemweisverfahren fonform, und es hat dabei thun- 
lichit ebenfo wie in anderen Fällen der Beweisaufnahme eine Mitwirfung des dem- 
nächjtigen Prozeßgegners einzutreten. Der Antrag ift bei dem Prozeßgerichte, nach der 
deutichen Civilprozeßordnung $ 448 aber, wenn der Prozeß noch nicht anhängig ift, bei 
dem Amtsgerichte, in deſſen Bezirke die zu vernehmenden Perfonen ſich aufhalten, einzu- 
reichen ; ebenfo in Fällen dringender Gefahr. Die deutiche Civilprozeßordnung läßt das 
Verfahren zu bei Zeugen und Sacverftändigen, nicht aber bei Urfunden, deren Verluſt, 
3. B. wegen eingetretener Beſchädigung, befürdtet wird. Hier muß nad der deutſchen 
Civilprozefordnung $ 231 eine Präjudizialllage auf Anerfennung der gefährdeten Urkunden 
aushelfen. 


Fitteratur. 4. D. Weber, Über die Verbindlichkeit zur Veweisführung im Civilprozef. 
3. Ausg. von Heffter. 1845: v. Bethmann-Hollweg, Verſuche über einzelne Teile der Theorie 
des Civilprozefies. 1827. S. 319 ff.: Rizy, Über die Verbindlichkeit zur Beweisführung im Civil- 
prozeſſe. 1841; Gerber, Beiträge zur Lehre vom Klaggrunde und der Beweislaft. 18585; Unger, 
Syftem des öfterreihiichen Privatrehts (2. Aufl. 1863) II 551 ff.: Maren, Über Beweislaft, Ein- 
reden und Erceptionen. 18615 Burdbard, Die civiliftiichen Präfumtionen. 1866; Fitting, Die 
Grundlagen der Beweislaft, in der Zeitichr. f. deutichen Eivilprogek XIII 1—79; Planck, Die Yehre 
vom Beweisurteil. 1848; Bar, Das Beweisurteil des germanischen Prozeſſes. 1866; Collmann, 
Grundlinien einer Theorie des Beweifes im Civilprozeß. 1822; Schneider, Vollſt. Yehre vom ge- 
richtlihen Beweife in bürgerlihen Rechtsſachen. Neu ——— von Hoffmann. 1842; Langen— 
beck, Die Beweisführung in — Rechtsſtreitigkeiten. 3 Abtlgn. 1858 ff.; Endemann, Die 
Beweislehre des Civilprozeſſes. 1860: Groß, Die Beweistheorie im kanoniſchen Prozeß. 1. Teil 1867, 
2. Teil 1880: Bentham, Trait& des preuves judieiaires, extrait par Dumont, 2 vols. 1823; 
Zint, Über die Ermittelung des Sadverbalts im franzöfifchen Civilprozeſſe. 1860; Best, A treatise 
on the prineiples of law of evidence (in verfchiedenen Ausgaben bis auf die neuefte Zeit). 4. edit. 
1866; Margquardien, Beits Grundzüge des engliihen Bemweisrechts bearbeitet. 1851; Bar, Necht 
und Beweis im Givilprozeife. 1867. — Glaser, Gefammelte Heinere Schriften über Strafrecht, 
Civil- und Strafprogeß. 1868. Bd. II; Lippmann, Über den normierten Eid in den neueiten 
Civilprozeh-Gefeentwürfen. 1874: v. Harraſowsky, Die Parteienvernehmung und der Parteieneid. 
1: Val. über die deutfche Civilprogehordnung den (intereffanten, aber weder dem pofitiven Rechte 


I Die gemeinredhtliche Theorie unterfchied Antretungs-, Produktions» und Schluß- oder Daupt- 
verfahren. iefe Einteilung des Beweisverfahrens paßt nicht mehr für das Verfahren der 
deutichen Civilprozeßordnung. 

? Anders nah $ 337 beim Augenfchein. 

v. Holgendorff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl. 52 
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vollkommen entipredhenden noch de lege ferenda unbedenklichen) kritiichen Auffag Häuslers, Die 
Grundlagen des Beweisrechtes, im Archiv für die civiliftiihe Praris. 1879. ©. 209 ff. Gegen 
Häusler vgl. v. Kanftein, Die Grundlagen des Beweisrechtes, in der Zeitichr. f. d. Civilprozeß II 
296—361. Pal. auch Wendt im Archiv für die civiliftifche Praris LXIII 254 ff.; v. Shruttfa- 
Rechtenſtamm, Zeugnispfliht und Zeugniszwang im öfterreihiichen Civilprozeſſe. 1879. 


VIII. Die richterlihen Willenserklärungen. (Befceide und Urteile.) 


8 38. Beitandteile Alle rihterlihen Willenserflärungen werben der Partei gegen: 
über nur wirkſam durd gehörige Bekanntmachung, ſei es durch unmittelbare Mitteilung 
(Publikation) oder durch Behändigung fchriftlicher Ausfertigungen (Inſinuation). Beſchloſſen 
werden diejelben von einem Kollegium durch einfache abfolute Majorität; doch können minder 
wichtige Verfügungen nad befonderen Beſtimmungen auch dem Vorfigenden des Gerichts oder 
einem anderen beauftragten Mitgliede (Decernenten) allein überlafjen fein. (Die Beitimmungen 
über Beratung und Abjtimmung der Gerihtsfollegien enthält das deutſche Gerichtsverfafjungs- 
geſetz SS 194 ff.) Urteile müffen nad gemeinem Rechte vor der Publikation in der Negel 
ſchon fchriftlih ausgearbeitet fein; nad) franzöfiihem Rechte und vielen neueren Gejegen 
fann die jchriftlihe Ausfertigung der mündlichen Bublifation nachfolgen. (Val. über Ver— 
fündung in unvollftändiger Faſſung deutfche Givilprozefordnung SS 286. 287.) Alle Urteile 
müfjen heutzutage mit Entfheidungsgründen verfehen jein, einerjeits zur Kontrolle 
gründlicher Erwägung, andererfeits zum Zwecke einer Handhabe für die Begründung von 
Redhtsmitteln. In dem mündlichen Verfahren des franzöfifhen Nechts und der neueren 
deutſchen Geſetze, ebenfo aud der deutichen Eivilprozefordnung ($ 234) enthält das Urteil 
auch noch einen fogenannten Thatbejtand, d. h. eine Darjtellung der mündlichen Ver— 
handlung und ihres Inhalts. 


8 39. Bindende Kraft. Anfehtbarfeit. Bedeutung der res indi- 
ceata. Die richterlihen Willenserflärungen find (abgefehen hier von dem felbjtverftändlich 
definitiven Endurteile) entweder definitiv, d. h. fie binden den Nichter, welcher fie erlafjen 
hat, jo daß alle jpäteren Maßnahmen und Entſcheidungen in dem Prozeffe entweder nur als 
Ausführungen jener erfcheinen, oder doch mindeftens denfelben nicht widerfprechen dürfen 
(gemifchte Zwifchenurteile, sententiae interlocutoriae vim definitivae habentes), oder fie 
find nur vorläufig wirffam, fo daß der Nichter nach gewonnener anderer Einfiht davon 
wieder abgehen kann (einfache Beicheide, Interlofutorien, Defrete, Nefolute). Ob eine richter- 
liche Willenserklärung den einen oder anderen Charakter habe, ift nur nach pofitivem Rechte 
zu beurteilen, wenngleich der Regel nad eine bindende Willenserklärung des Nichters Ge- 
hör beider Parteien vorausjeßt. Das wichtigſte bindende Zwifchenurteil war nad) dem 
früheren gemeinen Rechte das Beweisurteil!. Nach der deutichen Givilprozefordnung $S 289. 325 
find alle Zwijchenverfügungen abänderlic mit Ausnahme nur der Zwifchenurteile im Sinne 
der deutjchen Givilprozekordnung, d. h. derjenigen Urteile, durch welche über ein jelbftändiges 
Angriffs: oder Verteidigungsmittel vorweg entfchieden wird, und felbjtverjtändlic der Teil- 
urteile ſowie gemwifjer bejonders hervorgehobener Fälle — es find diejenigen, in denen die 
jogenannte jofortige Beſchwerde jtattfindet, deutſche Givilprozefordnung $ 540 —, in 
denen es bejonders zwedmäßig erſchien, einen Punkt für den weiteren Fortgang des PVer- 
fahrens unverrüdbar fejtzuftellen (3. B. $ 46 Abjag 2: Entſcheidung z. B. über ein gegen 
den Nichter vorgebrachtes Nekufationsgefuh), oder in denen über Pflichten Dritter ($ 352 
Abſatz 3: Zeugnisverweigerung) entjchieden wird. 

Freilich iſt es eine andere Frage, ob aegen einen Beiheid oder ein Zmwifchenurteil jofort 
Rechtsmittel zugelaffen werden jollen. Auch ein den Nichter nicht bindendes Dekret fann 


I Dal. das oben über die Schriftlichkeit und Mündlichfeit und die geſchichtliche Entwidlung des 
Prozeßrechts Bemerfkte. 
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appellabel fein (namentlih wenn es der Partei einen faktiſch unerjeglichen Verluft bringen, 
3. B. den Verluft eines Beweismittels verurfahen fann), und fo find 3. B. im franzöfifchen 
Prozefje den Richter nicht bindende Interlokutorien doch appellabel. So verhält es ſich auch 
nad der deutjchen Civilprozekordnung in denjenigen Fällen, in welchen dieje (val. $ 530) 
die (gewöhnliche, nicht fogenannte fofortige) Beſchwerde gewährt; denn die Beſchwerde der 
deutſchen Civilprozeßordnung ift eine Appellation in fchriftliher Form. Regel aber ift 
nad der deutjchen Civilprozeßordnung, daß auf mündliche Verhandlung ergangene Zwifchen- 
verfügungen nicht appellabel find. 

Nach dem eigentümlichen Syiteme der hannoverfhen Prozeßordnung gab e3 aber aud) 
Zwiſchenurteile, weldhe den Richter banden, gleichwohl aber nicht fofort durch ein Rechtsmittel 
angegriffen werden fonnten, während nad dem gemeinrechtlichen Syftem jedes den Unter- 
richter bindende Zwifchenurteil, wenn es nicht aud den Oberrichter binden und jofort rechts- 
fräftig werben follte, alsbald mitteld Appellation angegriffen werden mußte. Nach ver 
deutfchen Givilprozekorbnung gilt der Sat, daß eine Verfügung den Richter binden könne, 
gleihmwohl aber nicht fofort appellabel fei, nur ausnahmsmweife, nämlich für die Zwiſchen— 
urteile der deutjchen Civilprozeßordnung (in deren beſchränktem Sinne). Dod giebt es auch 
fofort appellable Zwifchenurteile. (Deutjche Civilprozeßordnung SS 248 Abjah 2, 276 Ab- 
fat 2, 562 Abſatz 3.) j 

Das im Urteil Feſtgeſetzte tritt an die Stelle des urfprünglihen Streitverhältnifjes: 
das Urteil muß gelten, auch wenn es mit dem materiellen wirflichen Rechte nicht überein- 
jtimmt: Res iudicata pro veritate aceipitur., Es fol! das materielle Recht faktiſch 
nicht ändern, dasjelbe nur flar jtellen; aber juriftifh muß es jene eritere Wirkung haben 
fönnen. Da aber das Nefultat des Prozefjes weſentlich abhängig iſt von der Parteithätig- 
feit, fann dasjelbe auch nur für und gegen die Parteien (und deren Succefforen) gelten: 
„Res iudicata ius facit solum inter partes*, ein Rechtsſatz, dem gegenüber nur einige 
finguläre Ausnahmen gelten. Doch wird die Wirkung des rechtsfräftigen Urteils 
dem materiellen Rechte, nicht dem Prozeßrechte zugerechnet, daher auch in der deutjchen Civil- 
prozeßordnung mit Ausnahme einer auf das Verhältnis des Intervenierenden bezüglichen 
Vorſchrift ($ 65) nicht behandelt, wenngleich ſich behaupten läßt, daß, was die ſchwierige 
und praftifche Frage der Anerkennung eines von einem ausländifchen (dem Deutfchen Reiche 
nicht angehörigen) Gerichte gefällten Urteils betrifft, diefe Anerkennung jedenfalls dann nad) 
dem Rechte der deutichen Civilprozeßordnung nicht zu verfagen ift, wenn die im $ 661 der 
deutichen Civilprozeßordnung für die Vollftredbarkeit (ohne weitere Prüfung der Geſetzmäßig— 
feit des auswärtigen Urteils) vorgejehenen Vorausfegungen zutreffen. 


IX. Die Reihenfolge der Verhandlungen. Zeit derfelben. 
Termine und Friſten. 


8 40. Reihenfolge der Prozeßhandlungen nad dem früheren ge- 
meinen Rechte, dem früheren preußiſchen Rechte u. ſ. w., nad der deut- 
hen Civilprozefordnung. Nad dem früheren gemeinen Prozeßrechte wurden regel: 
mäßig vier Schriftfäe dem Gerichte eingereicht und von diefem dem Prozeßgegner abſchriftlich 
mitgeteilt: Klage, Vernehmlafjung, Replik und Duplif. ever diefer Schriftjäge galt als 
abgejchlojjener Prozeßakt in fich, jo daß eine unbegründete Klage fofort abzuweiſen, ferner, 
wenn der Klaggrund zugeftanden und eine unbegründete Einrede vorgebradht war, der Be 
flagte ſofort zu verurteilen war u. f. w., und die Vernehmlaſſungsſchrift, Neplif u. j. mw. 
ftand unter der Herrichaft der Eventualmarime. Doc geitattete die gemeinrechtlice Praxis 
in der Regel ohne weitere Prüfung die genannten vier Schriftfäte, was indes jener ge- 
fonderten Prüfung im erften Urteile feinen Eintrag that. Ausnahmsweiſe fonnte noch eine 
Tripliffchrift u. ſ. w. vorkommen. 

Auf die Duplif folgte regelmäßig das (erjte) Urteil, entweder Endurteil, wenn erheb- 


52* 
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liche Thatfachen nicht beftritten waren, oder Beweisurteil!, wenn Thatfachen behauptet waren, 
die eined Beweiſes bedurften. Auf das Beweisurteil folgten die Beweisantretungen, d. h. 
Benennungen der Beweismittel durch die Parteien und das Vorbringen von Einwendungen 
gegen die vom Gegner vorgebrachten Beweismittel. Nach Abgabe der hierüber etwa erforder: 
lihen richterlihen Entſcheidung folgte mit dem fogenannten Produftionsverfahren, d. h. der 
wirklichen Vorlegung beziehungsweife Vorführung der Beweismittel, die Aufnahme des Be— 
mweifes, doch wurden entjcheivende Parteieide noch nicht gefchworen. Hierauf erörterten die 
Parteien in Impugnations- und Salvationsſchrift die Ergebnifje des Beweiſes, und endlich 
erfannte der Nichter über diefelben, indem er zugleich über die etwa noch auszuſchwörenden 
Eide der Parteien Beitimmung traf (über den notwendigen Eid in Form eines bedingten 
Endurteils). 

Der preußifche Prozeß 309g die Bemweisantretung mit der Parteibehauptung in einen 
Prozehabfchnitt zufammen (fogenannte anticipierte Beweisantretung)?, die nah) gemeinem 
Rechte zuläffig, aber vom Belieben der Partei abhängig und regelmäßig ohne befondere 
Wirkfamfeit war. Der Beklagte fonnte entweder in dem zur Beantwortung der Klage an: 
gefegten Termine mündlich feine Antwort zu Protofoll geben oder letztere fchriftlich dem 
Gerichte einreihen. Ob Replik und Dupliffchrift zu fordern oder fofort im Termine weiter 
zu verhandeln fei, hing vom Ermefjen des Gerichts ab. Ebenſo aber wie im gemeinen 
Rechte wurden die einzelnen Schriftfäge als felbjtändige Prozefabfchnitte behandelt, und jeder 
jtand gefondert unter der Eventualmarime. Auf die mündliche Verhandlung, in welcher ein 
öffentliches Referat eines Gerichtsmitgliedes den Stand der Sache darlegte, folgte Endurteil 
oder abänderliches Beweisrefolut und an Etelle der gemeinrechtlihen Deduftionsihriften am 
Schluffe des Beweisverfahrens wieder mündliche Verhandlung. Gegen richterliche Defrete 
fand Beſchwerde jtatt an das höhere Gericht, aber ohne daß diefelbe das unterrichterliche Ver: 
fahren hemmte. 

Im ordentlichen Verfahren des franzöfifchen Prozeffes läßt der Anwalt des Klägers die 
Klagſchrift ohne Vermittelung des Gerichts durch einen Gerichtsvollzieher (Huiffier) behändigen. 
Der Beklagte hat darauf binnen bejtimmter Friſt für fih einen Anwalt (Avoue) zu bejtellen 
und das dem Gegner mitzuteilen, binnen weiterer Friſt aber feine Entgegnungsfcrift (Defense) 
zuzuftellen, worauf dann der Kläger nochmals binnen beftimmter Friſt ermwidert. Diefe 
Scriftfäße gelangen nicht zur Kenntnis des Gerichts, und leßteres empfängt Hunde von der 
Sache erjt durch die von der einen oder anderen Seite erfolgende Anmeldung zur Rolle des 
Gerichts, und nun erft fann nad) Maßgabe der Mise en röle zur mündlichen Verhandlung 
gejchritten werben, in welcher die Anwälte ihre Conclusions motivees, d. h. den Stand der 
Sade vom Parteiftandpunfte darlegende Anträge ftellen und fchriftlich niederlegen und ein- 
ander zuftellen. Auch der franzöfifche Prozeß hat weſentlich, wenngleich nicht in der fteifen 
Form des preußischen Prozefjes, das Syſtem der Beweisverbindung. Wird ein Zeugen- oder 
Sadverftändigenbeweis nötig befunden, fo findet die eigentlich entfcheidende Schlußverhand- 
lung erſt nad) Erledigung jenes ftatt. Wiele neuere deutsche Gefege und alle für eine ge 
meinfame deutjche Prozeßordnung gelieferten Entwürfe folgten mehr oder weniger dem fran- 
zöſiſchen Prozeßſyſteme, freilich mit manden Verſchiedenheiten in den Einzelheiten. 

Die hannoverfhe Prozeßordnung folgte (teilmeife nah dem Vorbilde der Genfer 
Prozeßordnung) teils diefem, teild dem gemeinrechtlichen Syiteme. Die Klagichrift wurde 
dem Gerichte eingereicht, welches ohne weitere fachliche Prüfung Termin zur mündlichen Ver: 
handlung anſetzte; doch fonnte der Beklagte vor dem Termine fchriftliche Gegenanträge dem 
Kläger mitteilen und dem Gerichte einreichen. Replifen und Duplifen wurden im regel: 
mäßigen Verfahren entweder zu Protofoll genommen oder in dem (nad) hannoverſchem Pro: 
zehrechte vom Gerichte ausgearbeiteten) Thatbeitande des Urteils jchriftlich firiert. Behaup: 
tungen und Beweiſe wurden wie im gemeinen Rechte durch ein den Richter bindendes 


! Damit wurde das fogenannte erfte Verfahren geichloffen und begann das Beweisverfahren. 

? Diefe fjogenannte Beweisverbindung bildet auch die charakteriftiiche Abweichung des gegenwärtiaen 
öfterreihifchen Prozeſſes nah der Allgemeinen Gerihtdordnung von 1781 gegenüber dem gemeinredt- 
lihen Prozeßgange. 
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(freilih an ſich nicht appellables) fürmliches Beweisurteil getrennt, auf welches dann wie 
im gemeinen Rechte Beweisantretungs- und wirkliches Beweisaufnahmeverfahren folgte, nur 
daß die Schriftfäge nur — vorbereitende Bedeutung hatten. Die Deduktionsſchriften 
wurden durch mündlichen Vortrag erſetzt. 

Hinſichtlich der Einleitungsformen des Prozeſſes ſchloß die bayeriſche Prozeßordnung ſich 
weſentlich dem franzöſiſchen Rechte an, während die deutſche Civilprozeßordnung in Über— 
einſtimmung mit der württembergiſchen Prozeßordnung und dem Entwurfe der öſter— 
reichiſchen Prozeßordnung in dieſem Punkte das Syſtem der hannoverſchen Prozeßordnung 
adoptiert hat. (Das Gericht wird ſogleich mit der Sache befaßt, und nicht geht dem gericht- 
lichen Verfahren ein Verfahren lediglich der Anwälte vorher.) 

Dagegen weicht die deutſche Civilprozekordnung $$ 255. 256 Abſatz 1 im Überein- 
ftimmung mit den ſämtlichen genannten neuen Gefegen und Entwürfen infofern wiederum 
von der hannoverſchen Prozeßordnung ab, als fie den Grundfat der Verbindung der Beweis— 
antretung mit den Behauptungen aufitellt!. 

Der Verſuch, den der Entwurf der norddeutichen Civilprozeßordnung gemacht hatte, 
durch einen mit den formen eine® Urteils und mit einem Thatbeitande verfehenen Beweis- 
beſcheid eine fünftlihe Cäfur in den Prozeß zu bringen, war bereitö in dem Entwurfe der 
deutſchen Civilprozeßordnung von 1871, ebenfo auch in dem Entmwurfe der öfterreichifchen 
Prozeßordnung ($ 318) von 1876 aufgegeben. Die deutiche Civilprozeßordnung fennt nur 
einen einfachen Beweisſchluß (Admiffionsbeiheid), wenn die Bemweisaufnahme ein befonderes 
Verfahren erfordert (vgl. SS 323 ff.). Durch Zwifchenappellationen fann, abgefehen von 
prozeßhindernden Einreven und den bejonderen Fällen der fofortigen Beichwerde, der Lauf 
des Verfahrens nicht gehemmt werben. 


841. Feiertage, Ferien, Termine, Friften. Die Prozeßhandlungen gehören 
zu den bürgerlihen Gefchäften, welche häufig einerfeits eine Mitwirfung obrigfeitlicher Per— 
fonen vorausjegen, andererfeits mit einem gewiſſen Zwange oder doch einer Behelligung des 
Gegners verbunden find. An Feiertagen werben daher Prozeßhandlungen der allgemeinen 
Regel nach nicht vorgenommen; Ausnahmen find nur in Notfällen (bei Gefahr im Verzuge) 
geftattet. (Deutfche Civilprozeßordnung 88 193 Abfat 3, 171.) Doch betrachtet das heutige 
Recht eine wenn auch mit nur ftillfchweigender Zuftimmung der Beteiligten an einem Fyeier- 
tage vorgenommene Prozeßhandlung nicht als nichtig. Einen gewiſſen Stilljtand der Civil- 
juftiz bewirken abgefehen von den Feiertagen heutzutage die Gerihtsferien, urſprünglich 
in Rom beruhend auf einer Rüdfichtnahme auf die Ermtearbeiten, welche durch Gerichts- 
verhandlungen nicht geftört werben follten, heutzutage weſentlich dazu dienend, dem Gerichts: 
perjfonale eine Zeit der Erholung zu verfhaffen. Eine neue für das gefamte Deutfche 
Reich gültige Negelung der Gerichtsferien, die fih auf gewiſſe eilige Saden, jogenannte 
Ferienſachen, aber nicht beziehen und nad dem deutſchen Gerichtsverfaffungsgefege $ 204 
3. B. auf das Zmangsvollftredungsverfahren feinen Einfluß haben follen, enthalten die 
Ss 201 ff. des deutjchen Gerichtäverfaflungsgefees. 

Für die in einem Prozefje vorzunehmenden Handlungen find vielfache Zeitbeitimmungen, 
Anjegungen von Terminen (Tagfahrten) und Beitimmungen von Friften notwendig, ſei 
e8, daß diefe Beitimmungen unmittelbar durch das Geſetz oder durch den Richter erfolgen. 
Die Beſtimmung einer Frift eignet ſich mehr für ein fchriftliches Verfahren, weil in dieſem 
die Parteihandlungen meift in einfeitiger Form erfolgen; in einem mündlichen Verfahren 
find die Terminsbeitimmungen — heutzutage auf einen bejtimmten Kalendertag erfolgend — 
häufiger. Doch ift die Berechnung der Friften auch in einem mündlichen Verfahren für die 
Einlegung von Rechtsmitteln wichtig, da diefe eine einjeitige Parteihandlung ift, wenigitens 
eine wirkliche Mitwirkung der Gegenpartei nicht fordert. Die Berechnung und Erjtredung 


1 Die Zahl der vor der mündlihen Verhandlung zu wechſelnden Schriftjäge ift in der deutichen 
Civilprozeßordnung nicht beftimmt. Jede Partei hat aber dafür zu forgen, daß der Gegner über ihre 
Behauptungen, Beweismittel und Anträge vor dem Verhandlungstermine genügend unterrichtet ſei. 
Andernfalld trägt fie der Regel nach die Koften der Terminsverlegung. 
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(Verlegung) der Friſten und Termine ift jetzt genauer geregelt durch die deutiche Civilprozeß— 
ordnung $S 194— 229. Dabei ift zu bemerken, daß, während das frühere gemeine Recht 
nad) Billigfeitsgründen eine Miedereinfegung in den vorigen Stand nad Analogie der civil: 
rechtlichen Reftitution gegen die aus der Verfäumung der Friften und Termine hervorgehenden 
Nachteile kannte, die deutjche Civilprozekordnung eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
nur gewährt bei der Verfäumung von Notfriften, d. h. im Sinne der Civilprozeßordnung 
(vgl. 8 201 Abſatz 3), alfo namentlich von Friften für Einlegung von Recdtsmitteln ein- 
ſchließlich des Einſpruchs; fie befeitigt zugleich die in der gemeinrechtlichen Praris herrfchende 
vage und für einen geordneten Prozeßbetrieb gefährliche Billigkeit durch Beichränfung Diejer 
Neititution auf den Fall einer Verhinderung der Prozekhandlung durch unabmwendbare Zufälle. 
Anfofern die Verfäumung eines Termins ein Verfäumnisurteil zur Folge hat (ald Ungehor- 
fam der Partei behandelt wird), findet gegen diefes Verfäumungsurteil Einſpruch ſtatt 
(vgl. unten die Lehre vom Ungehorfam) und wird damit indireft eine Reftitution gegen die 
Verfäumung des Termins gegeben. 


X. Der Ungehorfam (die Abwelenheit) der Parteien und der 
richterlihe Zwang. Die Zwangsvollſtreckung. 


8 42, Allgemeine Grundfäße Zwang und Verzidt. Ungehorfams- 
nachteile beim Beginn und im Laufe des Verfahrens. Gegen den Beklagten 
muß, wie in der Einleitung bemerkt wurde, nötigen Falls unmittelbarer Zwang zur Erfüllung 
dejien, was der Kläger von ihm verlangt, angewendet werden fünnen. Dieſer Zwang ! iſt 
aber regelmäßig nur angemefjen, wenn der Anfpruch des Klägers bereits prozefjual feftiteht, 
oder wenn man weiß, daß der Beklagte ſich prozeſſual gar nicht verteidigen will, während 
im Laufe des Prozefjes das angemefjene Zwangsmittel zur Vornahme von Prozeßhandlungen 
das Prinzip des Verzichtes ift: Wer eine ihm obliegende Prozeßhandlung im Laufe des 
Prozeſſes nicht vornehmen will, verzichtet damit auf die Verteidigung gegenüber der geg: 
nerifchen Prozeßhandlung, und nur eine frage der Zwedmäßigkeit beziehungsmweife einer aus 
fonftigen Umjtänden zu entnehmenden Schlußfolgerung iſt es, ob man diefen Verzicht der 
Antwort auf das gegnerifche Vorbringen nur als Verziht auf das Vorbringen befonderer 
Verteidigungsmittel oder auch als Zugeitändnis der Wahrheit des aegnerifhen Borbringens 


! Der Natur der im Givilprozeile geltend gemachten Rechte entiprehen öffentliche Strafen als 
Zwangsmittel gegen die Partei nicht. Doch fennt das Mittelalter allerdings ſolche Folgen der 
civilen contumacia des Beklagten (Acht, Outlawry des engliichen Prozeſſes). — Angeregt durch 
Degentolbs Schrift, Einlaffungszwang und Urteilsnorm. 1877, ift neuerdings ein lebhafter Litte 
rariicher Streit darüber entitanden, ob der heutige Civilprozek nur Barteirehte — Necht der Ab— 
wehr — oder auch Parteipflihten (Defenfionspflicht) kenne. Die erftere Anficht iſt namentlich 
von v. Bülow (Civilprozeilualiihe Fiktionen und Wahrheiten, im Archiv f. d. eivilift. Praxis LXII 
11879) 1— 96), die legtere von Wach (Grünhuts Zeitichr. VI [1879] 515 ff. und daf. VII 
130 ft.) vertreten worden. Bielleicht ift der Streit nicht ganz von der tiefgreifenden Bedeutung, 
welche die Teilnehmer ihm beizumeflen fcheinen. Das bier im Terte Geſagte ift ſchon in der 2. Aufl. 
der Encyklopädie (1878) geſagt worden, und felbftverftändlic ift, daß, je mehr der Prozeß auf 
die Grundlagen der Münpdlichkeit und der freien Beweiswürdigqung geſtellt wird, um jo weniger 
Raum fein wird für unbedingt vom Nichter anzunebmende Fiktionen. Val. teilmeile gegen Bülow 
die beachtenswerte Feine Schrift von Leonhard, Inwieweit giebt es nach der deutfchen Civilprozeß⸗ 
ordnung Filtionen? 1880, und andererjeits wieder Kohler in der Münchener frit. Vierteljahrsicr- 
XXI 354 ff. — Das vielleicht mehr der Nechtsphilofophie als dem Civilprozeßrechte angehörende 
Problem, wie es fomme, dak auch ein Nichtberechtigter (mittel$ Erhebung eines arundlofen An: 
jpruchs) jemand zur Vornahme von Prozeßhandlungen zwingen oder doh unter Mitwirkung des 
Staates bei Vermeidung von Nachteilen veranlaffen fönne (vgl. darüber auch Plösz, Beiträge zur 
Theorie des Klagerechts. 1880), dürfte auf den bis jetzt eingeichlagenen Wegen nicht gelöft fein, 
für den Civilprozeh aber die einfache Betrachtung genügen, dab hier ein Recht vorliegt, deſſen 
vorläufige Ausübung ohne weitere Prüfung jedem auf einfache Behauptung (oder auf fein Ge: 
willen und feine Gefahr) deshalb zugeitanden werden muß, weil ohne dies auch der wirklich Berechtigte 
ed nicht ausüben fönnte. 
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auffafjen will, wie denn in diefer Beziehung die Ungehorfams- (Rontumazial-) folgen geſchicht⸗ 
lich gewechjelt haben und felbjt in einem und demfelben Prozeßſyſtem (3. B. aud) im gemein- 
rechtlichen) bei verjchiedenen Prozeßhandlungen verfchieden fein fünnen. 

Was nun aber den Beginn des Prozefjes betrifft, jo liegt die Schwierigkeit hier darin, 
daß der Beklagte, die jeltenften Fälle abgerechnet, feinen Ungehorfam nicht dem Gerichte er- 
flären, jondern einfach nicht erfcheinen wird, die Abmwefenheit aber ebenfomohl in ‚zufälligen 
Hinderungsgründen (3. B. in Krankheit, wenn die Ladung dem Beklagten nicht in Perſon 
behändigt ift, im zufälliger Unkenntnis der Ladung) als in abfichtlihem Ungehorfam ihren 
Grund haben kann. So wird bei entwidelten Verfehrsverhältniffen, welche beide Fälle dem 
Nichter ſchwer unterfcheidbar machen, der Ungehorfam als ein Unterfall der Abweſenheit 
aufgefaßt und nur infofern ein Unterſchied zwifchen einfachem und böswilligem Ausbleiben 
anerfannt, als in erfterem Falle eine Wiederaufhebung der Ungehorfamsfolgen (Reftitution) 
auf bejondere Entjhuldigung des Ausgebliebenen eintreten fann. Dabei läßt ſich aber 
wiederum ein doppeltes Verfahren denfen. Erftens fann man, wenn der Beklagte nicht er- 
Scheint, ein wirkliches Zwangsverfahren zu Gunften des Klägers beginnen lafjen, fo daß der 
jpäter fich ſtellende Bellagte ohne weiteres den Anſpruch ſelbſt befämpfen und das Zwangs⸗ 
verfahren rückgängig machen kann, oder aber man kann den Anſpruch auch beim Ausbleiben 
des Beklagten definitiv unterſuchen und dem letzteren nur den Weg der Reſtitution, mög— 
licherweiſe vor Ablauf einer beſtimmten Friſt ohne weitere Gründe, nach Ablauf derſelben 
nur aus beſonderen Gründen, geſtatten. Wie man aber auch die letzteren Punkte ordnen 
möge, immer bleibt inſofern ein tiefgreifender Unterſchied zwiſchen dem Beklagten, der einmal 
ſtreiten zu wollen erklärt (die Litiskonteſtation vorgenommen) hat, und einem Beklagten, der 
überhaupt nicht erfchienen ift, als das Verfahren gegen letteren, wenn es ein definitives 
fein fol, viel mehr der fchütenden formen und Garantieen bedarf als das gegen den erjteren: 
wer einmal im Prozeſſe bereits erfchienen ift, wird auch vermutlich für fünftiges Erfcheinen 
oder fünftige Vertretung Sorge tragen, und auf ihn läßt fih, wenn man den Prozeß als 
Einheit betrachtet, auch das Prinzip des Verzichtes ohne allzumeit gehende Fiktion dem Obigen 
zufolge anwenden. 

Dem ausbleibenden Kläger gegenüber ift allein diefes Prinzip angemefjen: der Verzicht 
aber ift hier in doppelter Weiſe denkbar, als Verzicht nur auf den dermaligen Prozeß mit 
Vorbehalt einer demnächſt neu anzubringenden Klage oder als Verzicht auf den Klaganjprud) 
ſelbſt. Der erftere geringere Verzicht, verbunden mit der Pflicht der Kojtenerjtattung, er: 
jcheint indes genügend, um den Kläger, der regelmäßig dod mehr als der Beklagte 
an der Fortſetzung des Nechtsftreits intereffiert ift, zu derfelben anzuhalten, und es fann der 
definitive Verluft des Rechts für den Kläger nur indireft daraus ſich ergeben, daß der 
Kläger, nachdem bereits der Beklagte geantwortet, nochmals thätig in der Sache geworden 
iſt und dann ſein Ausbleiben als Verzicht auf ferneres Vorbringen, nicht aber als Verzicht 
auf den geſamten Prozeß angeſehen werden kann, und dieſer Unterſcheidung entſprach auch 
das gemeine Recht, während die deutſche Givilprozeordnung $ 295 (aus einem irrigen 
theoretifhen Grunde) für den erjtmalig im Verhandlungstermine ausbleibenden Kläger jofort 
definitive Abmweifung, alfo Verluft des Anspruchs auf Antrag des Beklagten eintreten läßt. 

Im gemeinen Prozeßrechte hat nun aber, während der römifche Prozeß bis auf einige 
mehr willfürliche Änderungen ein richtiges Syſtem beobadtete, die Lehre vom Ungehorfam 
der Parteien dadurch eine unangemefjene Geftalt erhalten, daß der Prozeß in eine Reihe von 
Abſchnitten getrennt wurde, deren jeder nur zu bejtimmten Handlungen benugt werden fonnte. 
Danach trat die Lehre vom Ungehorfam mit Zurüddrängung des Unterjchieves von Ungehor- 
fam vor und nad der Streitbefeftigung auf als Lehre von der Verfäumung der Friften und 
Termine, und wurde das gemeinrechtliche Kontumazialverfahren nun, bis der ganze Prozeß 
zu Ende Tam, in Abweſenheit des Beklagten ein äußerſt jchwerfälliges. In der vorliegenden 
Darftellung kann auf die Lehre von den mannigfach verfchiedenen Nachteilen der Verſäumung 
der einzelnen Friften und Termine nicht eingegangen und nur als fogenannte allgemeine 
Strafe der contumacia bezeichnet werden die Pflicht zum Erſatze der veranlaßten Kojten an 
den Gegner. Was aber das Nihterfheinen des Beklagten auf die Klage be 
trifft, jo ließ das frühere gemeine Recht, abweichend von dem mittelalterlichen Nechte, welches 
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noch Zwangsmaßregeln (Acht, Einſatz in die Güter des Bellagten) zur Einlaffung fannte, 
den Prozeß definitiv in Abmwefenheit des Beklagten entjcheiden, indem es auf erfolglofe Yadung 
die Litisfontejtation als gejchehen fingierte, den Beflagten, von dem angenommen wurde, er 
habe die Klagthatſachen geleugnet, mit etwaigen Einreden ausfhloß, dagegen den Kläger 
zum Beweiſe des Klaggrundes zuließ. Die neuere deutiche Gejeggebung hatte fomohl manche 
Weitläufigfeiten des gemeinen Rechts (3. B. die regelmäßig dreimaligen Yadungen Des Be- 
klagten) abgeſchafft, als aud, indem fie beim Ausbleiben des Bellagten unbedingt Das Zu: 
gejtändnis der Klagthatſachen, wenn auch nicht des Anſpruchs jelbjt (da vielmehr der Nichter 
noch über die Schlüffigfeit der Klage zu erfennen hatte), präjumierte, ein für den Beklagten 
und jomit, da dem Beklagten bei den mannigfachen FFiltionen des Befanntwerdens Der Ya- 
dung diefe thatfächlich doch leicht unbefannt bleiben fann, für die allgemeine NRechtsficherheit 
nicht unbedenkliches Syſtem der Behandlung des Ausbleibens vor Gericht geſchaffen, gegen 
welches auch die hier ebenjo wie im franzöfifchen Rechte einmal binnen bejtimmter Friſt ohne 
weitere Entjchuldigungsgründe zugelaffene Reftitution (Opposition, Einfprud) vielleicht 
nicht genügend jhüßt. Und bei diefem Verfahren hat es denn auch die deutiche Civilprozeß— 
ordnung $ 236 bewenden lafjen!. Nationeller, feiner und fonjequenter verfährt der fran- 
zöfifhe Prozeß, der namentlich zwifhen dem Ausbleiben vor und nad Beltellung eines An- 
walts unterfcheidet und im erjteren Falle die Einfpruchsfrift nicht fchon von der Zuftellung 
des Urteild, fondern erjt von der Vornahme der Zwangsvollitredung felbjt laufen läßt, 
übrigens aber die Fiktion des Geſtändniſſes zwar als regelmäßige, nicht aber ald unbedinate 
Pla greifen läßt. Die Schwierigfeiten, welche die rüdjichtslos aufgeftellte Fiktion, daß der 
ausbleibende Beklagte alle vom Kläger behaupteten Thatfachen zugeftanden habe, in Ber: 
bindung mit dem Satze mit ſich bringt, daß die gefamte, wenngleich äußerlih in mehrere 
Termine fallende Verhandlung juriftiih eine Einheit bilde, hätten freilih zu einer Nad): 
prüfung der Materie des Ungehorfams Anlaß geben follen. Allein das iſt bei Abfafjung 
der deutſchen Givilprozefordnung nicht gefchehen. $ 297 der deutſchen Civilprozeßordnung 
behandelt einfach den, welcher in dem letten dem Urteile vorhergehenden mündlichen Ver— 
handlungstermine ausbleibt, als gejtehend, follte er aud in den Vorterminen alles geleugnet 
haben. Dadurch werden neben vielfahen Unbilligfeiten auch Berfchleppungen der Prozefie 
herbeigeführt. 
Troll, Das Verfäumnisurteil nad der Reichscivilprozeßordnung. 1887. 


$43. Die Zwangsvollitredung. Die eigentliche Zwangsvollſtreckung jest nad 
deutſchem Prozekrechte regelmäßig ein rechtsfräftiges (durch ordentliche Nechtsmittel nicht an— 
fechtbares) Urteil voraus. Ausnahmsweiſe fann jedoch ein nicht rechtsfräftiges Urteil voll: 
ftredbar fein, 3. B. in Wechfelfahen, und es fann die proviforische Erefution in gemifjen 
Sachen auch abhängig gemacht fein von richterlichem Ermeſſen und von einer vom Sieger 
etwa zu leiftenden Kaution. Sehr weit mit foldher proviforifchen Vollftredbarfeit geht Die 
deutjche Civilprozefordnung SS 648 ff. In weiterem Umfange ald nad dem früheren ge 
meinen Nechte find Urteile ohne darauf gerichteten Antrag vorläufig vollitredbar (nach der 
deutfchen Givilprozefordnung für vorläufig volljtredbar zu erflären); manche Urteile find mit 
Rückſicht auf ihren Inhalt vorläufig vollitredbar, fo z. B. Streitigkeiten zwifchen VBermietern 
und Mietern von Wohnungs- und anderen Räumen wegen Überlafjung, Benugung, Räumung 
derjelben, und nad $ 650 find überhaupt Urteile auf Antrag für vorläufig vollftredbar zu 
erklären, wenn glaubhaft gemacht wird, daß Ausſetzung der Volljtrefung für den Gläubiger 
einen ſchwer zu erfegenden oder ſchwer zu ermittelnden Nachteil bringen würde oder wenn 
fih der Gläubiger erbietet, Sicherheit zu leiften. Außerdem läßt die deutſche Civilprozeß- 
ordnung (S 702) aus gewiſſen Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Zwangsvollftredung 
eintreten. Da nach der deutjchen Civilprozefordnung, welche hierin von dem früheren ge 
meinen Rechte abweicht und vielmehr dem franzöfifchen Nechte und der hannoverfhen Civil: 
prozeßordnung folgt, die Zwangsvollftretung nicht mehr unter unmittelbarer Leitung bes 


! Allerdings findet nach z 211 eine Wiedereinfegung gegen den Ablauf der Einfpruchsfrift ftatt 
und zwar auch in dem alle, dab die Partei von der Zuitellung ded Verfäumnisurteils ohne ihr 
Verſchulden feine Kenntnis erhalten hat. 
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Gerichts durch deſſen Unterbeamte, fondern durch felbftändig und zugleih im Auftrage des 
Gläubigers handelnde Beamte (Gerichtsvollzieher) vorgenommen wird (deutiche Civilprozeß— 
ordnung $ 674) — allerdings fo, daß über etwaige Einwendungen gegen die Zmangsvoll- 
ftredung die Gerichte entſcheiden —, jo bedarf es nad der deutſchen Civilprozeßordnung 
(S 662) einer formellen Feitfehung der Erefutionsfähigfeit des Urteils (beziehungsmweife 
des Altes der freiwilligen Gerichtsbarkeit), d. 5. der Bollftredungsflaufel, welde 
von dem Gerichtsfchreiber auf die Ausfertigung des vollitredbaren Urteils geſetzt wird und 
vor deren Erteilung der Gerichtsvollzieher nicht handeln darf. Urteile ausländifcher, d. h. 
nicht dem Deutjchen Neiche angehöriger Gerichte bedürfen (und fo auch ſchiedsgerichtliche 
Urteile) nach der deutſchen Civilprozeßordnung $ 660 ($ 868) noch eines durch beſondere 
Klage zu erwirkenden gerichtlichen Vollitredungsurteils, ehe die Vollftredungsflaufel erteilt 
wird. Die deutfche Civilprozeßordnung $ 661 geht dabei in Übereinftimmung mit dem 
gemeinen deutfchen und dem englifch-nordamerifanifchen Rechte von der Anficht aus, daß dem 
von dem fompetenten ausländifchen Gerichte gefällten Urteile die Anerkennung als Urteil 
im allgemeinen nicht zu verfagen fei, während die franzöfiihe Praris jedes ausländische 
Urteil, wenn nicht Staatsverträge ein anderes verorbnen, einer fachlichen Nachprüfung unter- 
werfen will, das ausländifhe Urteil alfo thatfächlich nicht anerfennt, damit aber nur Un— 
ficherheiten und Hemmniſſe des Nechtsverfehrs ſchafft. Doc dürfte die deutfche Civilprozep- 
ordnung (vgl. S 661 3), was die Beurteilung der Kompetenz betrifft, einen fehlerhaften 
und möglicherweife dem deutichen Intereſſe jehr nachteiligen Grundſatz aufgeftellt haben, in- 
dem jie die Säße, melde für die inländifche (d. 5. für die deutſche) Gerichtsfompetenz 
gelten (allerdings unter zwei wenig ausreichenden Kautelen, $ 661 2 u. 4), einfah auf 
die internationale Kompetenz überträgt. (Vgl. das Genauere darüber in der Darftellung 
des internationalen Privatrecht.) 

Vollitrefungsgerichte, d. h. Gerichte, welche im Falle des Widerfpruchs über die Zwangs— 
volljtredungshandlungen entjcheiden, find nad) der deutfchen Civilprozekordnung die Amt3- 
gerichte, d. h. genauer: dasjenige Amtsgericht entjcheivet, in deſſen Bezirfe das Voll- 
jtredungsverfahren ſelbſt ftattfindet. Doc gehören Einwendungen, welche den Anſpruch jelbit 
betreffen, vor das Gericht der Hauptjache ſelbſt, das Prozeßgericht (deutjche Givilprozekord- 
nung $$ 684. 686), und ein jogenanntes Vollſtreckungsurteil, welches im alle der beab- 
fihtigten Erefution eines ausländischen oder eines ſchiedsrichterlichen Urteils erforderlich wird, 
ilt bei dem Domizilgerichte des Erequendus und zwar je nad der Höhe des Betrages bei 
dem Amtsgerichte oder dem Yandgerichte zu erwirfen ($ 660 Abſatz 2). 

Die Zmwangsvollitredung ſelbſt betreffend, jo werden, wenn es fih um die Herausgabe 
individuell bejtimmter Sachen handelt, nad) dem heutigen (und bereits nach dem jpäteren 
römischen Rechte) diefelben dem Erequendus nötigen Falls mit Gewalt abgenommen, dem 
Eieger eingehändigt; in Grundftüde wird unter Ermijfion des Befiegten der Sieger ein- 
gewiejen. Bei Handlungen, die nicht in Vornahme einer Zahlung (oder Lieferung vertret- 
barer Sachen) bejtehen, die aber doch von einem anderen zu bejchaffen find, fann, wenn die 
Aufforderung zur Leiſtung fruchtlos bleibt, Vornahme der Handlung durch einen Dritten 
und Beitreibung der Koſten eintreten. In anderen Fällen können, wenn die Handlung 
lediglih vom Willen des Schuldners abhängt, Geld- und ſelbſt Haftitrafen angedroht und 
angewendet werben, die auch - zur Hand genommen werden, wenn der Befiegte zu einer 
Unterlafjung verurteilt ift (4. B. ihm verboten ift, einen bejtimmten Weg über des Klägers 
Grundjtüd ferner zu benugen). Außerdem bleibt in Fällen der Verurteilung zu einer Hand- 
lung dem Gläubiger die Liquidation des Intereſſes in Geld, die freilich häufig mißlich iſt, 
weshalb in ſolchen Fällen die Stipulation einer Konventionalftrafe rätlich erfcheint. Bei 
Beitreibung einer Geldforderung werden bewegliche Saden gepfändet (Smmobilien mit 
Beichlag belegt) und hierauf öffentlich verfteigert. Hat der Erequendus ausftehende For— 
derungen, fo verbietet man feinem Schuldner, ihm zu zahlen, und läßt diefen am das Gericht 
beziehungsweiſe Gerichtsvollzieher, beziehungsweife an den Sieger zahlen (vgl. über die im 
allgemeinen für unzuläffig erklärte Befchlagnahme noch nicht verdienten Arbeits: und Dienit- 
lohnes deutſches Neihsgefeg vom 21. Juni 1869, worauf auch die deutſche Civilprozeß- 
ordnung $ 749 ı vermeilt). Einzelne zum unmittelbaren Lebensunterhalte oder beziehungs- 
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weiſe Verdienfte dienende Gegenftände find nah Praxis und neueren Gefegen und 
beziehungsmweifen Entwürfen von der Pfändung ausgenommen (deutſche Civilprozeßordnung 
$ 715), wie denn auch öffentlichen Angeitellten ein gewiſſer Teil ihres Gehalts oder Ruhe— 
gehalts nach neueren Geſetzen frei verbleiben muß (deutſche Civilprogekordnung $ 749). Der 
Perſonalarreſt als Mittel zur Beitreibung einer Forderung, gemeinrechtlich bis auf die neuejte 
Zeit für Wechſelſchulden, wird von der neueren Gefeßgebung mehr und mehr als ein ver- 
werfliches Mittel der Erefution betrachtet und ift in Deutjchland durch das jetige Reichs— 
gefet vom 29. Mai 1868 befeitigt!. 

Die deutfche Civilprozeßordnung (SS 708—754) hat die Art und Weiſe der Zwanas- 
volljtredung in das bewegliche Vermögen (einschließlich ausftehender Forderungen) genauer 
geregelt (3. B. die Verfteigerung der gepfändeten Sachen), auch genauere zum Schute des 
Tublitums dienende VBorfchriften gegeben über die Vornahme (3. B. nah $ 681 regelmäßia 
nicht zur Nacdhtzeit!) und Beurfundung der Handlungen der Gerichtsvollzieher (SS 871 Ff.). 
Die Art und Weife der Zmwangsvollitredung in das unbeweglide Vermögen iſt da- 
gegen mit Nüdjicht auf das im Gebiete des Deutfchen Reichs fehr verſchiedene Immobiliar— 
jachenreht noch der Landesgeſetzgebung vorbehalten ($ 757). Nur beitimmt S 755, da 
das Volljtredungsgeriht das Amtsgericht fein foll, in deflen Bezirke das Grundftüd 
belegen ift. (Vgl. preußifches Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbemegliche 
Vermögen, vom 4. März 1879; auch dies Geſetz ijt indes nicht vollftändig, hat vielmehr 
die in den einzelnen Yandesteilen geltenden Gefege zur VBorausfegung ?.) 

Die Zwangsvollitrefung fann, abgeſehen von der Intervention eines Dritten (deutfche 
Civilprozeßordnung $ 690 Abj. 3) und abgeſehen felbjtverjtändlich von Einwendungen gegen 
die Art und Weife der Erefution felbft und gegen die Vollftredbarfeit des Urteils, unter 
Umjtänden gehemmt werden durh Verfünungen im Nechtsmittelverfahren (val. deutfche 
Givilprozefordnung SS 657. 647), dur CEinreden, welche den im Urteile feſtgeſetzten An- 
fpruch betreffen, aber prinzipiell nur dann, wenn diefe Einreden erft nach dem Urteile er- 
wachen jind (3. B. es wird nachherige Zahlung behauptet). (Val. deutſche Civilprozeß— 
ordnung S 686.) Die deutjche Civilprogefordnung verweift hier den Schuldner auf den 
Weg einer bei dem Prozeßgerichte eriter Inſtanz zu erhebenden befonderen Klage. Bei 
fofortiger Yiquidität (über deren Erfordernifje val. deutſche Givilprozefordnüung $ 691) hat 
der Nollitrefungsbeamte ohne weiteres feine Thätigkeit einzuftellen bezw. zu bejchränten. 


XI. Die Rechtsmittel. 


8 44. Verſchiedene Arten der Rechtsmittel. Endurteile müfjen ihrer Natur 
nad einjeitiger Abänderung dur den Nichter, der fie erließ, entzogen fein®. Cine andere 
Frage aber ift, ob fie überhaupt unabänderlicd oder unaufhebbar fein follen. Die Ab- 
änderung oder Aufhebung auf bejonderen Antrag in einem bejonderen Verfahren (Nechts: 
mittel), welches diejelbe nicht als jchranfenlojes Ermeſſen oder Willfür des Nichters, fondern 
als einen Teil der Rechtspflege ſelbſt erjcheinen läßt, kann gegründet werben 1. auf die 
Rückſicht, daß ohne Verfchulden der benachteiligten Partei dem Richter ein unvollitändiges 





! Beftätigt in 8 798 der deutichen Givilprogekorbnung: „Der perſönliche Sicherungsarreit findet 
nur ftatt, wenn er erforderlich ift, um die gefährdete Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des 
Schuldners zu fichern.“ $ 2 des Geſetzes von 1868 ift dadurch eriegt. Bal. Cinführungsgeieg zur 
deutichen Civilprozeßordnung $ 13 ı. 

? Soeben (Dezember 1859) ift ein Entwurf einer (deutichen) Grundbucdordnung und cines 
deutſchen Reichs⸗) Geſetzes über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erſchienen. 

Der ſogenannte Thatbeſtand, nicht aber der entſcheidende Teil kann nach der deutſchen Civilprozeß— 
ordnung auf Antrag der Parteien berichtigt werden ($ 291): ein Urteil, welches über einen Anſpruch 
oder Nebenanipruc nicht mit enticieden hat, fann nad) $ 292 ergänzt werden, beides auf Antrag 
innerhalb einwöciger Friſt. Die Berichtigung von Schreib, Rechnungsfehlern und dal. offenbaren 
Unrichtigfeiten ift nicht eine Anderung des Sinnes, fondern nur des Ausdruds, daher zuläffig 
(deutihe Eivilprozehordnung $ 290), Cine früher von der Praxis des gemeinen Rechts und Bartikular- 
rechten zugelaffene Deklaration des Urteil$ durch das Gericht, von dem das Urteil ausging, fennt 
die deutiche Civilprozeßordnung nicht. 
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oder verfälfchtes Material der Entjcheidung vorgelegt war (Reftitution, Miedereinfegung in 
den vorigen Stand), oder 2. auf den Umjtand, daß in dem Urteile oder in dem Verfahren, 
auf welchem letteres ruht, ein offenfichtlicher Fehler begangen wurde; denn wenn auch, wie 
bemerkt, das Urteil gelten muß, jelbjt in dem Falle, daß es materiell unrichtig iſt — ſchon 
deshalb, weil man nie wiſſen würde, ob ein folgendes Urteil wirklich richtiger wäre als 
das frühere —, ſo kann die Ermächtigung zum Urteilen dem Richter doch nur innerhalb 
gewiſſer Schranken gegeben fein: der Richter fann nicht geradezu gegen den flaren Buch— 
jtaben des Gefetes urteilen dürfen, und wenngleich nicht jeder Verſtoß gegen eine vielleicht 
nur nüßliche Kautel des Gefeges Ungültigfeit einer Handlung des Richters oder der Partei 
herbeiführt, jo fönnen doch gemwifje Verftöhe die Bedeutung haben, daß man jagen muß: 
hier liegt eben nur der Schein eines richterlichen Urteil und Verfahrens vor; das eine und 
beziehungsmweife auch das andere ift juriftifch fogut wie nicht vorhanden, nichtig. Es wird 
alfo entweder den Parteien geftattet fein, ein Urteil in gewiſſen Fällen als nichtig zu be- 
handeln, wo es ihnen eben hierauf anfommt, oder aber, in einem bejonderen Verfahren 
das Urteil als nichtig darzuftellen, auf die Nichtigkeit gewiffermaßen zu lagen. Endlich 
aber fann 3. die Rüdficht maßgebend fein, daß man ohne meiteres dem neuen Urteile ober 
dem neuen Richter ein befjeres Urteil als dem erjteren zutraut, entweder wegen befjen per- 
ſönlicher Uualififation oder weil man annimmt, daß er als zweiter, Kritif übender Richter 
eine beijere Entſcheidung treffen werde (Appellation und verwandte Rechtsmittel). 

Während die beiden erjten Rüdfichten gewiffermaßen naturwüchfige find, die unter 
1 aufgeführte doch wenigſtens auf eine natürliche Billigfeit in außerordentlichen Fällen ge- 
gründet werden fann, iſt die Rüdjiht unter 3 eine mehr fünftlihe. Wenn man auch zu= 
geben muß, daß Nechtsmittel und höhere Inftanzen bei mehr entwidelter Kultur und leb- 
hafterem Rechtsverfehre notwendig find und insbefondere ſchon deshalb notwendig find, weil 
fie geeignet find, die Gerichte bei deren großer Machtvollfommenheit vor Willfür zu be- 
wahren und zugleih durd das Eingreifen umfafjender Gentralinftanzen eine gewiſſe Ein- 
heitlichfeit der Nechtspflege, welche der Sicherheit des Nechtslebens förderlich ift, zu garan— 
tieren, jo erdrücken doch zu ausgedehnte und gehäufte Rechtsmittel das beſte Necht nicht 
jelten unter Koften und Verzögerungen und jchmälern das Anfehen der Richter und der 
Rechtspflege. Nicht immer verbürgt eine höhere Inſtanz, auf welche eine irgend unzufriedene 
Partei provozieren fann, ein beſſeres Urteil!. WBielleiht fann man menigjtens jagen, daß 
die Frage, ob aus Rüdfiht 3 ein Rechtsmittel zu gewähren fei, mehr als Frage der 
Gerichtöverfaffung denn als Frage des Verfahrens erfcheine, da es eben auf Perfönlichkeit 
und Zahl der erfennenden Richter anfommt, und wenn man den Entwidlungsgang des pofi- 
tiven Rechts betrachtet, jo wird man nicht verfennen, daß mandherlei ebenfomohl außerhalb 
wie innerhalb des Prozeßrechts liegende Umjtände zur Ausbildung des Rechtsmitteliyftems 
in diefer oder jener Weife beitragen, manches alfo in Wahrheit doch nur mehr zufällig it, 
was die gemeine Meinung ald notwendig für die Yuftiz erachtet. Ein fchriftliches Ver— 
fahren, ein mehr an Beweisregeln gebundenes Beweisrecht führen zu einem anderen Rechts— 
mittelfyitem als ein mündliches Verfahren und eine freie Beweiswürdigung; eine Beamten- 
juftiz jtrebt nach einer anderen Abjtufung der nftanzen als eine auf der Mitwirfung des 
Volkes jelbjt ruhende Juſtiz. 

Das pofitive Recht fann übrigens verbinden und verbindet oft die oben hervorgehobenen 
drei verjchievdenen möglichen Gründe eines Rechtsmittels. So fann z. B. ein zunächſt aus 
dem Grunde 3 gegebenes Rechtsmittel der Partei auc Gelegenheit geben, ihre Sache voll- 
itändiger vorzutragen, und die Aufdeckung gewiſſer Fehler des Urteils kann einem höheren 
Richter anvertraut fein, bei dem man eine bejjere Nechtsfenntnis vorausfeßt. Außerlich 
aber tritt die mögliche Mannigfaltigkeit beſonders in folgenden Punkten hervor, die dann 
auch üblichermaßen zu Einteilungen der Nechtsmittel benugt find. a. Es giebt devolu- 


! Ilipian (l.1D. de appellationibus 49, 1) jagt mit Recht: „Appellandi usus quam sit frequens 
quamque necessarius, nemo est qui nesciat, quippe quum iniquitatem iudicantium vel imperitiam 
recorrigat, lieet nonnumquam bene latas sententias in peius reformet; neque enim utique melius 
pronuneiet, qui novissimus sententiam laturus est.“ 
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tive, an einen anderen höheren Richter gehende Rechtsmittel und nit devolutive: 
wo wefentlid ein Jrrtum der Bartei das Rechtsmittel begründet, ift auch ein devolutiver 
Charakter des Rehtsmittels nicht angezeigt. b. Es giebt ordentligeund außerordentliche 
Rechtsmittel in dem Sinne, daß erjtere binnen beftimmter furzer Friſt eingelegt werden 
müffen, und auferorbentliche, bei denen folche kurze Friften nicht beitehen. Denn wie die 
Einführung von Friften im Intereſſe der Rechtsficherheit fich überhaupt für die Einlegung 
von Rechtsmitteln empfiehlt, jo ift dies insbefonvere bei ſolchen Nechtsmitteln der Fall, 
deren Borausfegungen verhältnismäßig lar find, alfo namentlich bei NRechtsmitteln, die mehr 
oder weniger der Klaſſe 3 angehören!. ce. Endlich giebt es ſuſpenſive Rechtsmittel, melde 
den Fortgang des angegriffenen Verfahrens, namentlich auch die wirklihe Zwangsvollitredung 
hemmen, und nicht ſuſpenſive. Die erftere Wirkung muß einem Rechtsmittel um fo mehr 
beigelegt werden, je weniger befondere, ſchwer zu begründende Vorausfegungen dasfelbe hat, 
je mehr es daher als dem ordentlihen Gange der Rechtspflege angehörig betrachtet wird, 
und je fürzere Friſten feiner Geltendmachung beitehen. 


8 45. Geſchichtliche Entwidlung Im älteren römischen Rechte war das 
Rechtsmittelſyſtem ein fehr einfaches und bejchränftes. Es beitand nur eine Rejtitution 
wegen entfchuldbaren Irrtums, Minderjährigkeit u. ſ. w., und außerdem fonnte mittels der 
Revocatio in duplum die Partei die juriftifhe Eriftenz des Urteils leugnen. Im fpäteren 
römifhen Rechte finden wir dagegen ein ausgedehntes, in dem Kaifer gipfelndes Syſtem 
der Appellation, und dieſe lettere hat dann der römiſch-kanoniſche und jpäter der gemeine 
Prozeß als das wichtigſte Nechtsmittel aufgenommen (Appellation und Oberappellation). 

Die Appellation war im gemeinen Rechte das ordentliche devolutive und regelmäßig 
fufpenfive Rechtsmittel, welches auf irgend eine dem Appellanten zugefügte Beſchwerde ge: 
ftügt werden fonnte, jo daß es genügte, wenn der Oberrihter eben eine andere Anficht 
hatte als der Unterrichter, jollte es dabei auch nicht auf eine bejtimmte Rechtöregel, jondern nur 
auf richterlihes Ermefjen anfommen. Doch trat im gemeinen Nechte durch die nur umter 
Beichränfungen (Ableiftung eines Kalumnieneides, des fogenanten Noveneides) erfolgende Zu- 
lafjung neuer Thatfahen und Beweiſe und nod mehr in manchen Partikularrechten durch 
Ausfchliefung der nova überhaupt (namentlid bei der Oberappellation) der fritifhe Cha- 
rafter des Nechtsmittels fchärfer hervor, und in Gemäßheit des im gemeinen Prozeſſe jchärfer 
als im römischen gehandhabten Verhandlungsprinzips wurde der Oberrichter auch beftimmt be- 
ſchränkt auf die Beurteilung der einzelnen Beſchwerdepunkte, jo daß nicht angefochtene Punkte 
feiner Entfcheidung entzogen blieben. Die Appellation an die Reichs- und höchſten Yandes- 
gerichte wurde aber, um diefe Gerichte vor Gefchäftsüberhäufung zu ſchützen, an das Vor— 
handenfein einer beftimmter Wertfumme (summa appellabilis) gebunden; wo hiernach die 
Appellation nicht Platz griff, halfen andere der Appellation nachgebildete, aber nicht devolu: 
tive Rechtsmittel aus, wobei die Aften an auswärtige Fakultäten und Spruchtollegien 
zur Abgabe des Urteilsfpruchs gefandt wurden (Revifion, Supplifation) ®. 

Sodann war bereits im Mittelalter eine befondere Klage auf Nidhtigfeitser- 
flärung eines Urteils aufgefommen, wie eine gewöhnliche Klage behandelt und daher aud 
erjt wie diefe in 30 Jahren verjährend. Die Mifbräuhe, welche in dem formaliftifchen 
Prozeffe des Mittelalters mit diefem Nechtsmittel getrieben wurden, veranlaßten ftatutarifche 
Beſchränkungen und endlih in den Neichsgefegen (Jüngſter Reichsabſchied SS 151. 122) die 
Beitimmung, daß fogenannte heilbare Nichtigkeiten (nullitates sanabiles), d. h. Nichtigfeiten, 
welche ſich nicht auf die Verlegung des ius naturale (d. h. der allgemein notwendigen 
Grundlagen eines jeden rechtlichen Verfahrens), jondern nur auf Verlegung eines pofi- 
tiven Rechtsſatzes gründeten, an die zehntägige Appellationsfrift gebunden fein follten, fo 


ı In einem anderen innerlich verwandten Sinne nennt man ordentliche Rechtsmittel ſolche, 
die immer ohne weitere Vorausſetzungen gebraucht werden fünnen, außerordentliche ſolche, bei denen 
ein Fehler oder Mangel befonderer Art dem Angriffe auf Urteil oder Verfahren zum Grunde 
liegen muß. 

2 Cine abweichende Stellung nahm das frühere nichtdevolutive partituläre Rechtsmittel der 
Läuterung ein. 
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daß es zweifelhaft erfcheint, ob nach gemeinem Nechte noch eine fogenannte heilbare Nichtig- 
keits bejchwerde als befonderes Rechtsmittel eriftierte, letztere nicht vielmehr einzig auf den 
Meg der Appellation verwiefen war!. 

Neben der Appellation und Nichtigfeitäquerel fannte aber der gemeine Prozeß ebenſe 
wie der römische das Nechtsmittel der Neftitution gegen rechtöfräftige Erfenntniffe wegen 
Minderjährigfeit, Irrtums (namentlich wegen neu aufgefundener Beweismittel u. f. w.), 
wenn in Anlaß diefer befonderen Umftände der Prozeß nachteilig für die Partei geführt 
und entjchieden war, und endlich das Nechtömittel der Beſchwerde an das höhere Gericht, 
einzulegen von Perfonen, gegen welche der Richter feine Disciplinargewalt unrichtig ange= 
wendet hatte, (3. B. auch von Zeugen) und von den Parteien dann, wenn fie noch nicht 
mit dem Gegner, jondern mit dem Nichter über erft vorzunehmende Schritte ftreiten ?. 

Das heutige franzöfiihe Necht fennt als regelmäßiges Rechtsmittel die Appellation 
(aber feine zweite Stufe derfelben, feine Oberappellation), dieſe aber mit vollfommener 
Freiheit neuen Vorbringens, fofern nur nicht eine neue Klage vorgebradht wird, und Nichtig- 
feitöflage und Reftitution des gemeinen Rechts find zufammengefaßt in der (nichtdevolutiven) 
Requete eivile. Daneben aber fennt das franzöfifche Necht noch den Pourvoi en cassa- 
tion, Nichtigfeitsbefchwerde an den oberften Gerichtöhof. Urfprünglid ein Mittel, angebliche 
Gejetesverlegungen in den einem weiteren Rechtszuge nicht unterliegenden Urteilen ver 
früheren höchſten Gerihtshöfe (Parlamente) durch die fönigliche Gewalt (Conseil des parties, 
Abteilung des Conseil du roi) zunächſt im öffentlichen Interefje zu befeitigen, ift dieſe nicht 
fufpenfive und gegenüber der Requäte eivile nur ſubſidiäre Nichtigfeitsbefhmwerde gegen 
Urteile, welche der Appellation nicht unterliegen, nicht bejtimmt, den Parteien unmittelbar 
ein Urteil in der Streitfache ſelbſt zu verfchaffen. Die Sache geht vielmehr, wenn Kafjation 
ausgejprochen wird, an ein Untergericht zurüd, und auch dieſes ijt nicht einmal unmittelbar 
rehtlih an die ausgefprochene Nechtsanficht des Kafjationshofs, welcher wegen Geſetzes— 
verlegungen faffiert, gebunden. Doc hat fich diefes Nechtsmittel vortrefflich bewährt, um 
einerfeit3 die Rechtseinheit in dem großen Lande praftifch zu erhalten, andererfeit3 doch 
den einzelnen Gerichten die nötige Freiheit der Entfcheidung zu belafjen und die Entfchei- 
dungen des Kafjationshofs einen hohen wiſſenſchaftlichen Wert behaupten zu laffen. 

Schon die neuere partifulare deutfche Geſetzgebung hatte das gemeinrechtliche Rechts: 
mittelfyftem zum Teil erheblich umgeftaltet. Die Mündlichfeit des Verfahrens verträgt nicht 
wohl mehrere vollitändige Inſtanzen. So hatten die auf Mündlichkeit bafierenden Geſetze 
(3. B. die hannoverſche, württembergifche, bayerifhe Prozeßordnung) nur eine einmalige 
Appellation (Berufung), diefe aber freilich mit unbefchräntter Zulaffung neuer Thatfachen 
und Beweiſe, wie dies, wenn einmal Appellation auch über die Beweisfrage bejtehen joll, 
dem Prinzipe der Mündlichkeit entfpricht. Für das Rechtsmittel an den oberjten Gerichtshof 
aber hatte mehr oder weniger die franzöfiihe Kaffation zum Vorbilde gedient?; nur hatte 
man fie meiſtens mehr zu einem ordentlichen Rechtsmittel an den oberften Gerichtshof 
wejentlich gegen Gejegesverlegungen im Verfahren und in den Urteilen der Appellations- 
gerichte gemacht und ließ deshalb auch unter Umftänden den oberften Gerichtshof in der 
Sade jelbjt unmittelbar erkennen. Indes kann nicht jeder Fehler im Verfahren auch An- 
fechtbarfeit des auf das Verfahren ergangenen Urteils bewirken; dies würde leicht eine un— 
geheuere Verfchleppung der Juſtiz ohne reellen Nuten herbeiführen. Nicht jeder Fehler im 
Verfahren wirkt auf das Urteil ein, und das reelle Interefje der Partei liegt allein in dem 
Ergebnifje des Urteils. Die Geſetzgebung hat alſo entweder ſelbſt diejenigen Fehler in ab- 


I Unheilbar nichtig ift 3. B. der Prozeß, wenn der Grundſatz des beiderfeitigen Gehörs verlett 
ift, wenn eine gig Partei prozeifiert hat, wenn der Richter feine Zuſtändigkeit befah u. |. w. 
Auch Sogenannte unheilbare Nichtigfeiten fünnen jpäter (namentlich durch Verzicht, Ratihabition der 
Partei) — werden. 
ahin gehört auch die Beſchwerde wegen verweigerter oder verzögerter Juſtiz. Über erftere 
iſt jetzt nach Art. 77 der deutſchen Reichsverfaſſung der deutſche Bundesrat eventuell höchſte Inſtanz. 
3 Die preußiſche Geſetzgebung hatte in größeren Sachen eine beſchränkte Oberappellation (Res 
vifion), in anderen die Nichtigkeitsbefchwerde. Am genaueften ſchloß fich dem franzöfifchen Rechte 
auch hier die bayerifche Prozeßordnung an. 


830 IV. Das öffentliche Recht. 


stracto zu bezeichnen, denen eine das Urteil beeinflufjende Wirkung zugeſchrieben wird, und 
dies ift das Syſtem des franzöfiihen Nechts, oder aber nah den Umftänden des 
einzelnen „alles von dem über die Nichtigfeitsbefchwerde (Nevifion) urteilenden Ge— 
richte ermefjen zu lafjen, ob ein ſolcher Einfluß möglich erſcheint. Die deutſche Civilprozeß— 
— hat ſich mit Recht für das letztere, an ſich rationellere Syſtem entſchieden, jedoch 
in $ 513 eine Reihe von Verſtößen des Verfahrens aufgeführt, bei deren Vorhandenſein 
ſtets Nichtigkeit (Anfechtbarkeit mittels Reviſion) des Urteils eintritt; einerſeits werden 
der Praxis damit einige Anhaltspunkte geliefert, und andererſeits giebt es auch Anfechtungs⸗ 
gründe, welche zugleich im öffentlichen Intereſſe liegen, weil die verletzte Norm des Ver— 
fahrens nicht ſowohl im Intereſſe der einzelnen Partei als vielmehr im Intereſſe der ge: 
famten Rechtspflege beſteht (zu den letzteren Nechtsnormen gehört der Grundfag der Öffent- 
lichkeit [deutiche Civilprozeßordnung $ 513 Nr. 6]). 


8 46. Rechtsmittelſyſtem der deutſchen Civilprozeßordnung. Die 
deutſche Civilprozeßordnung hat, mie bereits oben bemerkt, die Berufung gegen Endurteile 
eriter Inſtanz! ſowohl der Kollegialgerichte wie der Einzelrichter beibehalten und zwar ohne 
Nüdfiht auf den Wert der Streit- oder Beſchwerdeſumme in allen Sachen. Die Be— 
rufungsinſtanz iſt nach der deutſchen Civilprozeßordnung ein faſt vollkommen neues iudicium 
über die in erſter Inſtanz erhobene Klage, jo daß nova, neue Angriffs: und Verteidigungs- 
mittel wie Beweismittel? unbeſchränkt geltend gemacht werden fünnen, aber freilich eine 
Klageänderung als unzuläffig felbit von Amts wegen gerügt werben muß, in erjter Inſtanz 
unterbliebene oder verweigerte Parteierflärungen nachgeholt werden können, ausdrüdliche 
Geftändniffe, Erklärungen über Annahme oder Zurüdidiebung eines Eides aber bei Kraft 
bleiben (SS 487 ff.). Und formell erjcheint der Idee der oberen Inſtanz und dem von 
legterer innezuhaltenden Gefichtspunfte der Kritif entjprehend das Urteil eriter Inſtanz als 
das Angriffsobjeft der Parteien ($ 498): die Parteien haben feinen Grund zur Bejchwerde, 
wenn ihnen das Urteil erter Inſtanz nicht Nachteil zugefügt hat; die Berufung muß alſo 
in letzterem Falle verworfen werden. Aus dem Prinzipe der Einheitlichfeit des Verfahrens 
folgt dabei der zwar in der deutfchen Givilprozefordnung nicht allgemein, aber doch fpeciell 
für jedes Nedhtsmittel, welches gegen ein Endurteil ftattfindet, ausgefprochene, alfo in Wahr: 
heit für alle Rechtsmittel gültige Sab ($$ 473. 510. 546), daß der Anfechtung mittels 
des gegen das Endurteil erhobenen Nechtsmittels auch der allgemeinen Regel nad) diejenigen 
Entſcheidungen des Gerichts mit unterliegen, welche dem Endurteile vorausgegangen find, 

Das Verfahren in der Berufungsinitanz ift im mwejentlichen dem Verfahren eriter In— 
ftanz fonform. Die Berufung wird wie eine Klage (durch VBehändigung eines Schriftjahes) 
erhoben ($ 479), und ebenjo wie die Klagſchrift hat auch die Berufungsſchrift eine doppelte 
Funtktion und verſchiedene Erforderniſſe, je nachdem ſie als Schrift aufgefaßt wird, welche 
die Berufungsſache anhängig macht, und je nachdem ſie als vorbereitender Scriftſab be⸗ 
trachtet wird. Das Berufungsgericht hat der allgemeinen Regel nach den Rechtsſtreit durch 
Endurteil zu erledigen, nicht ihn wieder in die erſte Inſtanz zur Fortſetzung zu verweiſen 
($$ 499. 500). 

Die Beſchwerde der deutſchen Civilprozeßordnung (SS 530 ff.) iſt einerſeits eine 
Berufung in abgefürzter fchriftlicher Form gegen Zwifchenverfügungen, ſoweit wegen folder 
eine zweite Inſtanz mitteld bejonderen Nechtsmittels befchritten werden fann, und gegen 
ſolche Entſcheidungen, die ein Parteigeſuch ohne vorgängige mündliche Verhandlung zurück— 
weiſen; denn die Berufung ſetzt eine Entſcheidung nach vorgängiger mündlicher Verhand— 
lung voraus, und doch könnte z. B. einer Partei durch eine irrige Verfügung, welche es 
gar nicht zu mündlicher Verhandlung kommen läßt, geradezu die Rechtsverfolgung genommen 


! Wur die Verſäumnisurteile können der allgemeinen Regel nad) ($ 474 Abi. 1, Ausnahme 
dajelbft Abi. 2) mit der Berufung nicht angefochten werden. Der Kontumazierte ift aumächit auf den 
Weg des Einſpruchs verwieſen. 

2Daß prozeßhindernde Einreden der Regel nach nicht mehr geltend gemacht werden fünnen 
(8 490), ergiebt fich aus deren Weſen (wenn die Partei in erſter Inſtanz zur Sade verhandelt hat) 
bezw. aus der auch in eriter Inſtanz (S 247 Abſ. 1) hier angewendeten Eventualmarime. 
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werden. Da der Negel nad) die Zwifchenverfügungen und Vorbeſcheide der Gerichte durch 
Diefe ſelbſt abgeändert werden fünnen, jo fann das Gericht jelbit, deſſen Verfügung mittels 
der Beichwerde angegriffen wird, wenn es der Anficht des Bejchwerdeführers jpäter beitritt, 
der Bejchwerde ſelbſt abhelfen, und deshalb ift aud die Bejchwerde der Regel nad) an die 
Snnehaltung einer Frift nicht gebunden. Davon machen indes die Fälle der jogenannten 
fofortigen, d. 5. innerhalb einer Frift von zwei Wochen geltend zu macenden Be- 
Ihmwerde eine Ausnahme. Andererſeits vertritt die Befchwerde die gemeinrechtliche ſoge— 
nannte querela simplex, die in denjenigen Fällen Pla greift, in denen die Partei oder 
ein Dritter, 3. B. ein Zeuge, Sacdverjtändiger, nicht ſowohl mit der Gegenpartei als mit 
dem Richter wegen Anwendung der richterlihen Zwangs- oder Disciplinargewalt einen 
Streit führt. Bejchwerden über Juftizverweigerung und Juſtizverzögerung, welde, 
wie zur Zeit des ehemaligen deutjchen Bundes in leßter Inſtanz ‚an die Bundesverfamm- 
lung, jo jegt nad Art. 77 der Verfaffung des Deutihen Reichs in legter Inſtanz an den 
deutihen Bundesrat gerichtet werden fünnen, find aber durd die Neichsjuftizggefeggebung 
auf den Weg der Beichwerde der deutjchen Givilprozefordnung nicht verwiefen, vielmehr, 
abgejehen von jener Beftimmung der Reichsverfafjung, der landesgejeglichen Negelung über- 
lajjen. Nah dem preußischen Ausführungsgejege zum deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
ss 85. 77. 78 gehören fie zum Reſſort des Juſtizminiſters und bezw. der Gerichts- 
vorjtände. 

Die Revifion der deutichen Givilprozekordnung (und auch des öjterreichiichen Ent— 
wurfs) iſt in Wahrheit nichts anderes als eine erweiterte Nichtigkeitsbefchwerde des modernen 
Rechts. Nur die Verlegung einer Rechtsnorm (SS 511. 512) (nicht aber nur einer Gejees- 
vorſchrift) ſowohl im Verfahren wie im Urteil begründet das Nechtämittel; aber die ge- 
jamte Subjumtion des thatſächlich Feſtgeſtellten unter einem Rechtsſatz (beziehungsweije 
Nichtſubſumtion) gehört auch dahin, jofern nur das höhere Gericht fie als einen juriſtiſchen 
Fehler und nicht etwa als nad fonfreten Erwägungen möglihe Auffafjung zu bezeichnen 
vermag'!. Hiernach fünnte man verfucht fein, die Nevifion ald auf den Rechtspunkt be- 
Ichränfte Berufung zu bezeichnen. Allein dabei würde die wichtige Beichränfung unbeadhtet 
bleiben, daß, wenn der ‚Fehler in der Beurteilung des Materials liegt und nicht 
etwa in dem Verfahren, welches dem Urteile vorausgeht und welches vorausfichtlich 
einen Einfluß auf die Bildung des lebten gehabt haben fann, jener Fehler aus den 
Feititellungen des Urteils jelbjt hervorgehen muß, ein Zurüdgehen auf die Verhand— 
lungen jelbjt, um den Fehler zu Eonftatieren, zur Begründung der Reviſion ausgejchlofjen 
it; denn nad dem Miündlichfeits-, richtiger Unmittelbarfeitsprinzipe dürfen thatfächliche 
oder Bemweisfeftitellungen nie auf Grund bloßer Protokolle, fchriftlicher Aufzeichnungen er- 
folgen, und eine neue mündliche Verhandlung über den Rechtsſtreit felbjt foll die Reviſion 
nit fein. Die Revifion ſoll vielmehr nur dazu dienen, den Parteien die richtige An 
wendung des Rechts nicht mit Rückſicht auf die wirkliche Sachlage, wohl aber mit Nüdficht 
auf die in der Berufungsinſtanz gleihjam fryitallifierte Sachlage zu garantieren. Und hier 
macht fi) nad) den Beitimmungen der deutſchen Civilprozefordnung der urfprünglich der 
franzöfiihen Kafjation angehörende Gedanke der Aufrechterhaltung der Nechtseinheit in eigen- 
tümlicher und gebrochener — vielleicht nicht gerade bejonders glüdlicher — Weife geltend. 
Die Verlegung von Nechtsnormen, die nur einen geringen territorialen Geltungsbereich 
haben, wollte man ausjchliefen, da eben die Nevifion der Aufrechterhaltung der Rechts: 
einheit dienen ſollte. So find die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte der Reviſion dann 
entzogen, wenn die verlegte Nechtönorm nur in dem Bezirfe des betreffenden Oberlandes- 
gerichts gilt. $ 511 bejtimmt: „Die Nevifion fann nur darauf gejtügt werden, daß die 
Entſcheidung auf der Verlegung eines Reichsgeſetzes oder eines Gefeges, deſſen Geltungs- 
bereich fich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erftredt?, beruhe“. Der Gedante, 


! Verlegung eines Geſetzes im eigentlichen Sinne ift nicht erforderlich. Geſetz iſt bier nad) 
$ 512 gleichbedeutend mit Rechtsnorm. 

® Der öjterreichiiche Entwurf $ 517 4 jagt, die Nevifion könne begehrt werden, wenn das 
Urteil auf einer unrichtigen rechtlichen Beurteilung der Sache beruhe (Entw. v. 1881 $ 520 4). 
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welcher dem Gejeggeber maßgebend erfchienen war, hatte indes hierin nur einen ungenügen- 
den Ausdrud gefunden, und jo war denn im Einführungsgefege $ 6 eine Modififation durch 
faiferlihe (dem Reichstage zur Genehmigung vorzulegende) Verordnung vorgefehen. Die- 
ſelbe erfchien in der Verordnung vom 28. September 1879. Hier ift einerfeits die Ver— 
legung von Rechtsnormen des gemeinen und des franzöfifhen Rechts der Regel nah auch 
dann als Revifionsgrund anerfannt, wenn der Geltungsbereih der einzelnen Beftimmung 
fi nicht über den Bezirk des Berufungskreifes hinaus erjtredt; andererjeits ift für die 
norma revisibilis — fo darf man vielleicht fagen! — ein Bereih der Geltung für 
den ganzen Umfang mindeſtens zweier deutſcher Bundesftaaten oder zweier Provinzen 
Preußens oder einer preußifchen Provinz und eines andern Bundesftaates verlangt, ſodann 
aber eine Reihe von Specialbeftimmungen (auh mit Rückſicht auf einzelne Bundes- 
ftaaten) getroffen, durch welche jene Grundſätze für einzelne Gejege teils deklariert, teils 
durchbrochen werden!. Urteile, welche in erfter Inftanz von den Amtögerichten erlafjen find 
(Berufungsurteile der Landgerichte), find mitteld der Nevifion nicht anfechtbar, und außer— 
dem wird bei vermögensrechtlichen Ansprüchen die höchſt bedeutende Beſchwerdeſumme von 
1500 Mark gefordert, d. h. die Partei muß nachweiſen, daß, wenn das Urteil in dem von 
ihr mittel der Revifion geltend gemachten Sinne ergangen wäre, ihr gegenüber dem an- 
gefochtenen Urteile eine Vermögensdifferenz von mindeſtens 1500 Mark erwachſen fein würde. 
Das Verfahren in der Revifionsinftand ift im ganzen dem Berufungsverfahren fonform. 
Die Anträge der Parteien (deutfche Civilprozeßordnung $ 522) bezeichnen aud hier die 
Grenzen der mögliden Thätigfeit des Nevifionsgerichts. Aber diefe Thätigkeit ift, weil 
das Revifionsgericht nicht Bemweife über die Streitfache felbft wie die erſte oder die Be- 
rufungsinitanz aufnehmen foll (möglicherweife allerdings Beweise über die Verlegung von 
Rechtönormen des Verfahrens), infofern eine befchränftere, ala nur dann, wenn ent- 
weder das in der früheren Inſtanz feitgeftellte Sadverhältnis rechtlich anders beurteilt wird, 
oder wenn die Aufhebung des Urteils wegen Unzuftändigfeit des Gerichts oder wegen Un: 
zuläffigfeit des Gerichts erfolgt, das Nevifionsgericht ein anderes Urteil an die Stelle 
des aufgehobenen jehen darf: in anderen Fällen wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das Berufungsgericht zurüdverwiefen, und letzteres ift für diefen Fall an 
die ausgeſprochene Anficht des Nevifionsgericht3 gebunden. 

Während Berufung und Nevifion nad) der deutfchen Civilprozefordnung ordentliche 
(regelmäßig) jufpenfive und devolutive Nechtsmittel find, kennt die deutjche Civilprozeßord— 
nung in Übereinftimmung mit dem früheren gemeinen Rechte noch eine Nichtigkeitstlage 
und eine Rejtitutionsflage als außerordentliche, nicht (regelmäßig) fufpenfive und nicht devo- 
lutive Rechtsmittel?. Beide werden (vgl. SS 541 ff.) auch unter dem gemeinfamen Namen 
der Wiederaufnahme des Verfahrens zufammengefaßt und, was das Verfahren betrifft, 
auc durch dieſelben Vorfchriften geregelt (SI 548 ff.), auch der Negel nach, die freilich durch 
mehrfahe Ausnahmen durchbrochen wird ($ 547), bei dem Gerichte, welches in erjter In— 
ſtanz erfannt hat, angebracht. Die einzelne Fälle, in denen diefe Nechtsmittel ftattfinden, 
find jedoch in der deutfchen Civilprozefordnung dem früheren gemeinen Rechte gegenüber 
genauer feitgeftellt, und die Reftitutionsflage hat, was von befonderer praftifcher Wichtigkeit 
it, die der Nechtsficherheit höchit förderliche Einfchräntung erfahren, daß fie nicht mehr auf 
Minderjährigfeit oder eine andere privilegierte Stellung bejtimmter Perfonen (melde 3. B. nad) 
Partifularreht den Minderjährigen gleichgeitellt wurden) geſtützt werden fann. Das Ver- 
fahren bei beiden Wiederaufnahmellagen ift das gewöhnliche Vrozehverfahren; ob eine ge- 
trennte Verhandlung über die Zuläffigfeit der Miederaufnahme oder eine Kombination diefer 
Verhandlung mit derjenigen über die Hauptſache ftattfindet, hängt vom Ermeſſen des Ge- 
rihts ab. Gegen das Urteil des Neftitutionsgerichts finden die fonft gegen Urteile dieſes 


1 &o heißt e8 3. B. im $ 3: „Die Nevifion Tann nicht qeftübt werden auf die Verlegung von 
Geſetzen des Lehnrechts“. — VBgl. auch Reichsgeſetz v. 24. Juni 1886. 

2 Nach der Terminologie der deutſchen Civilprozeßordnung find Nichtigkeits- und Reftitutions- 
Hagen nicht Rechtsmittel. Die deutiche Civilprozehordnung verjteht unter Rechtömitteln nur An— 
fechtung einer noch nicht rechtsfräftigen Enticheidung vor einem höheren Richter. 
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Gerichts zuläffigen Rechtsmittel ftatt, wie dies auch nad dem früheren gemeinen Rechte der 
war. — 

Das englifche Common-law-Berfahren kennt neben der Reititution (wegen Error in 
facto), fomweit eine Jury über den Beweis entfcheidet, nur eine Aufhebung des Urteils 
(Verdiftes) wegen Verlegung eines Rechtsſatzes (Error in law); aber hierher wird aud) 
gerechnet nicht zwar eine einfach unrichtige Beurteilung des Beweiſes, wohl aber die Zu- 
lafjung von nad) dem Law of evidence vermwerflichen Bemweifen und der Fall, daß die 
Beweisgrundlage des Urteild nad) dem Law of evidence eine durchaus unfichere ift. In 
ſolchen Fällen tritt eine andere Beweisverhandlung und Entſcheidung durch eine andere Jury 
ein. (Vgl. die Supreme Court of Judicature Acts vom 5. Auguft 1873, 36 et 37 
Viet. e. 66, und vom 11. Auguſt 1875, 38 et 39 Viet. ec. 77.) 

Der öfterreihifhe Entwurf von 1876 (val. 88 516. 475) will, abgejehen von den vor 
den Bezirfsgerichten (weniger förmlich) verhandelten gerinafügigeren Saden, eine zweite 
Inſtanz über die Bemweisfrage nur geftatten, fofern das Gericht erfter Inſtanz 
feinen Ausſpruch über die Herftellung des Beweiſes ausſchließlich auf Beweismaterial in 
fchriftlicher Form gegründet hat (1881, SS 519. 478). 

Yitteratur über die Reform des \inftanzenzuges in Deutichland ſ. oben IH. a. €. Außerdem: 
Bähr, Tas Rechtsmittel zweiter Inſtanz im deutichen Civilprozeß. 1871; Reulings Gutachten (in 
er oben III. a. E. citierten en des deutschen Anmaltvereins); Bar in Behrends Zeitichr. 

f. deutiche Geſetzgebung. 1872. S. 160 ff.; John, Der höchſte Reichsgerichtshof, ebenda 1873; Bar, 
Das deutiche Reichsgericht, in v. —— — und Onckens Zeit- und Streitfragen. Heft 60 
(187 5* — Über den franzöfifchen Kaſſationshoöf val. beſonders: Parbé, Cour de Cassation, Lois 
et röglements | A usage de la Cour de cassation. Paris 1840; v. Harrafowät y, Die Nedhtsmittel 
im Givilprozeile nad dem gegenwärtigen Stande der Gefebgebung. Wien 1879 (wichtig für ver— 
aleichende Jurisprudenz) — Specialihriften über die Rechtsmittel der deutichen Eivilprozeß- 
ordnuna: Eccius, Die Revifionsinftan; und das Landesrecht nad der Berordn. vom 28. Sept. 1879. 
1880 (Separatabdrud aus Gruchots Beiträgen); v. Hries, Die Retsmittel des Civilprozeſſes 
und Strafprozeiles nad den deutichen Reichägeiegen. 1880; Barazetti, Die Redytsmittel der Be- 
rufung und der Beichwerde nad) der deutichen Reichscivilprozgefordnung. 1882. 


XII. Befondere Arten des Verfahrens. 


S 4. Schriftlihes Vorverfahren in Rehnungsprozeffen u. f. w.; 
Berfahren in Ehejahen; amtsgerihtlides Verfahren; fhiedsridter- 
lihes Verfahren. Mande Rectsjtreitigfeiten fordern, wenn auch der allgemeinen Regel 
nad eine freie mündliche VerhandInng vorzuziehen ift, eine weitergehende fchriftlihe Vor— 
bereitung. So fennt auch der franzöfifche Prozeß ein derartiges Verfahren, wenn es fi 
um Ablage einer Rechnung handelt. Die deutſche Civilprozefordnung hat diefes Bedürfnis 
anerfannt, aber mit Necht den Kreis derjenigen Sachen, in melden ausnahmsweiſe ein 
Schriftliches Worverfahren von anderer Bedeutung als der gewöhnliche vorbereitende Schriften- 
wechjel jtattfindet, enge begrenzt. Das befondere fchriftliche Vorverfahren findet nur jtatt, 
wenn durch eine Vermögensauseinanderfegung oder durch eine Nechnung eine erhebliche 
Anzahl von ftreitigen Anjprüchen (oder ftreitigen Erinnerungen gegen ein Inventar) in einen 
Geſamtprozeß verflochten werden (deutfche Civilprozeßordnung SS 313 ff.). Aber auch dann 
ift der Prozeß durchaus in der gewöhnlichen Weife zu beginnen, und erſt wenn die etwa 
vorgebradhten prozehhindernden Einreden erledigt find, fann das Gericht nad feinem Er: 
meſſen das vorbereitende Verfahren anordnen. Dasfelbe bejteht in der Feititellung zu Pro- 
tofoll (vor einem Richter-Kommiſſar) der ftreitigen Ansprüche, der Angriffs: und Verteivigungs- 
mittel, Beweismittel und Bemweiseinreden, und zwar in der Bedeutung, daß in ber jpäter 
folgenden mündlichen Verhandlung das nicht zu Protokoll Feitgeftellte nicht mehr nachgeholt 
werden fann, es wäre denn, daß glaubhaft nachgewiefen würde, das verjpätet vorgebradhte 
Material fei erft neu entjtanden oder der Partei erſt fpäter befannt geworben. Die jhrift- 
lihe Feftitellung des beauftragten Richters — einſchließlich der von der Partei verwirkten 
Kontumazialnachteile (deutſche Civilprozeßordnung $ 316) — bildet alſo die unverrüdbare 
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Grundlage der jpäteren mündlichen Verhandlung, welde von Amts wegen angejegt und 
in welder dann nicht jelten mit Teilurteilen vorzugehen fein wird. Das Beweisverfahren 
folgt den er eltenden Regeln. 

2 ahren in Eheſachen betreffend, jo hat das kanoniſche Recht, welches den 
Beftand * Nichtbeſtand einer Ehe als eine Sache auch des öffentlichen Rechtes betrachtet, 
eine Reihe beſonderer Vorſchriften aufgeſtellt, durch melde das öffentliche Intereſſe gewahrt, 
die fonft im Givilprozefje in fo großem Umfange geltende freie Dispofition der Parteien be- 
fchränft und mehr als in anderen Prozeſſen die Feſtſtellung materieller Wahrheit unmittel- 
bar eritrebt wird. Diefen Prinzipien tft die moderne Geſetzgebung, ungeachtet fie die Fird- 
liche Gerichtsbarkeit ihrer bürgerliden Wirfung entkleidet und daher Streitigkeiten über Tren- 
nung und Annulation einer Che — die deutjche Civilprozehordnung $ 568 fagt , ‚Trennung, 
Ungültigfeit oder Nichtigkeit einer Ehe”! — mie über sHerjtellung des ehelichen Lebens 
den jtaatlihen Gerichten überwiejen hat, treu geblieben. Die Anerfennung des öffentlichen 
Intereſſes bei Chejtreitigfeiten äußert fich nach der deutfchen Givilprozefordnung namentlich 
a. in der der Willfür der Parteien entzogenen ausſchließlichen Kompetenz der Zandgerichte und 
zwar der Regel nad des forum domieilii des Chemanns; b. in der in allen Eheſachen 
möglihen Mitwirfung der Staatsanwaltihaft, welde die Klage auf Nichtigfeitserflärung 
einer Che auch jelbitändig erheben kann; c. in der Notwendigkeit (bei Klagen auf Scheidung 
und SHerjtellung des ehelichen Lebens) eines dem Streitverfahren vorhergehenden Sühneverfahrens; 
d. in der Befugnis des Gerichts, die Parteien über das Streitverhältnis perſönlich zu 
vernehmen; e. in der Nichtanmwendbarfeit derjenigen prozefjualen Vorjchriften, durch melde 
der Dispofition der Partei oder ihrer contumacia ein beitimmender Einfluß auf die 
Glaubwürdigkeit eines Beweismitteld oder auf das Schickſal des Prozefjes beigelegt wird ?, 
weshalb denn auch dur $ 577 Abſatz 2 3. B. die Eideszuſchiebung für unzuläffig er- 
klärt it in Bezug auf Thatfachen, welche die Trennung, Ungültigfeit oder Nichtigkeit einer 
Ehe begründen jollen; f. in der Befugnis des Gerichts, zum Zwede der Aufrechterhaltung 
einer Che jelbjt Thatſachen zu berüdfichtigen, melde von den Parteien nicht vorgebradht 
find, und von Amts wegen Bemweife aufzunehmen. 

3. Das amtsgerihtlide Verfahren? unterſcheidet fi von dem landgericht- 
lichen, abgejehen von einigen Detailbeftimmungen, dadurd, dat die Notwendigfeit der Ver: 
tretung der Partei durch einen Nechtsanwalt und damit auch der in dem landgericht: 
lihen Verfahren ftattfindende indirekte Zwang zum Austauſche vorbereitender Schriftfäße 
wegfällt, zu deren Erſatze das Protofollieren i in ausgedehnterem Mafe vom Gerichte angeordnet 
werden fann. Auch können Klagen in einfaherer form erhoben werden (durch Zuſtellung 
eines vom Gerichtsfchreiber aufgenommenen Protofolles), und felbft jo, daß die ftreitenden 
Parteien einfach freiwillig an einem Gerichtstage vor dem Gerichte erfcheinen. Das Ver— 
fahren neigt wegen Wegfall der notwendigen Anmaltsvertretung und wegen des Mangels 
der vorbereitenden Schriftfäte, wie aud die Erfahrung gezeigt hat, zu einer gewiffen form: 
lofigfeit und Zerfplitterung, welche lestere der Mündlichkeit (Ummittelbarfeit) Eintrag thut. 
Es hat aber den Vorteil, daß der perfünliche Einfluß und Takt des Amtsrichters ſich in 
weiten Umfange zur Bejeitigung oder BVereinfahung von Streitigkeiten, zur Unterjtügung 
des materiellen Rechts? geltend machen fann, weshalb denn auch die deutſche Civilprozeß— 
ordnung für das jogenannte Sühneverfahren (fofern nicht eben im Laufe eines bereits 
anhängigen Prozefjes ein Sühneverſuch angeordnet wird, deutſche Civilprozekordnung $ 268) 
ausfchlieglih das Amtsgericht für zuftändig erklärt, vor welchem der (demnädhjtige) 
Bellagte feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat (S 471). Diefes Sühneverfahren fteht aber 


1 Ungültigfeit ift nach der deutichen Givilprozekordnung vorhanden, wenn ein impedimentum 
dirime ans privatum, Nichtigfeit, wenn ein impedimentum dirimens publieum vorliegt. 
A: Uber —— im Falle eines notwendigen Eides vgl. deutſche Civilprozeßordnung 

28. bi. 

— 4. Civilprozeßordnung SS 457—471. 

+ Deutiche Civilprozeßordnung use, „Dei der mündlichen Verhandlung hat das Gericht dahin 
zu wirfen, dab die Parteien über alle erheblichen Thatſachen fih vollitändig erflären und die ſach— 
dienlichen Anträge ftellen.” 
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nad) der deutfchen Civilprozekordnung (mie Schon nad den neueren partifularen Geſetzgebungen) 
ganz im Belieben der Parteien. Der Kläger ift nicht, wie nach franzöfifchem Rechte, ge 
zwungen, erjt einen Sühneverfuh zu machen, bevor er die Klage erhebt. Der Beklagte, der 
nicht erjcheint, erleidet au in der Sache einen Nachteil nicht. Nur werden die Koften des 
Sühneverfuhs ala Teil der Koften des demnächſtigen Nechtsjtreites angefehen. 

4. Schiedsrihterlihes Verfahren. Während nah dem früheren gemeinen 
Rechte das Kompromiß, der Vertrag, eine Streitigfeit durch einen Schiedsrichter entjcheiden 
zu lafjen, als ein rein privatrechtlicher Vertrag über den Streitgegenftand erfcheint, als ein 
Bergleih, deſſen Inhalt allerdings erjt durch den Ausfpruch des gewählten Schiedsrichters 
bejtimmt wird, hat die deutſche Civilprozeßorbnung 88 851 ff., hierin dem Code de pro- 
cédure und anderen neueren Gejeggebungen folgend, dem Schievsfprude im mefentlichen 
die Bedeutung eines wirklichen, durch Berufung nicht anfechtbaren Urteil’, dem Schieds— 
richter mehr die Stellung und die Pflichten und Nechte eines Staatsrichters beigelegt, aller- 
dings alles dies nicht vollftändig. So ift nad der deutſchen Civilprozeßordnung eine 
namentliche Bezeichnung der Schiedsrichter nicht erforderlich, und haben deshalb auch 
Vorſchriften über Ernennung, Ablehnung und Erſatz der Schiedsrichter gegeben werben 
müfjen (SS 854 ff.). So tft ferner, wenngleih im allgemeinen das Verfahren von ver 
Vereinbarung der Parteien beziehungsmeife dem freien Ermeſſen der Schiedsrichter abhängt, 
den Schiedsrichtern zur Pflicht gemacht, die Parteien zu hören, und ihnen das Recht der 
Requifition der Gerichte behufs eidlicher Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
beigelegt. So findet, während nad dem früheren gemeinen Nechte die Partei aus dem 
Schiedsſpruche bei Nichterfüllen desjelben im ordentlichen Verfahren zu Hagen hatte, aus dem 
Schiedsſpruche die Zwangsvollitredung jtatt (freilich muß zuvor ein Bollftredungsurteil er— 
wirkt werden), und fo iſt andererfeits (vol. $ 867) eine Aufhebung des Schiedsſpruchs 
ſelbſt aus prozejjualen Gründen möglich, 3. B. wenn der Schiedsfpruch nit mit Gründen 
verſehen iſt?. 


848. Summariſche Prozeduren?. Dieſelben waren durch die mittelalterliche 
Jurisprudenz und die Praxis des allgemeinen Rechts ausgebildet und durch das Partikular— 
recht vielfach modifiziert. Die deutſche Civilprozeßordnung hat davon aufgenommen den 
Exekutivprozeß, den ſie als Urkundenprozeß bezeichnet, den Arreſtprozeß und das Verfahren 
bei einftweiligen Berfügungen. Das fogenannte Mahnverfahren, weldes die deutſche Civil- 
prozeßorbnung im Anſchluß an neuere partifulare deutfche Geſetze aufgenommen hat, kann 
man vielleiht ala eine Fortbildung des fogenannten bedingten Mandatsprozefies des früheren 
(partifularen?) Rechts bezeichnen, und wenn auch die deutfche Givilprozeforbnung fpeciell 
weder von einem unbedingten Mandatsprogefje nocd von einem ſummariſchen Beſitzprozeſſe 
(Possessorium summarium oder fogenanntes Summariissimum) redet, jo unterliegt es 
dod nad) der deutfchen Civilprozeßordnung $ 817 feinem Zweifel, daß ein Verfahren unter 
Umftänden von dem Gerichte mit einem unbedingten Befehle (Mandate, Gebote oder Ver- 
bote) an eine Partei begonnen werden fann, und daß nad der Natur der. Sade (vol. auch 
5 814) davon namentlich in Fällen bejtrittenen Befisitandes Gebrauch zu machen ift. Wenn 
man daher einen fogenannten unbejtimmt ſummariſchen Prozeß als eine wirklich unterjcheid- 
bare Bildung für das frühere gemeine Recht mit Briegleb leugnet oder denjelben allen: 
falls in dem amtsgerichtlichen Verfahren wiederfinden will, fo find der Sache nad) fämtliche 
gemeinrechtliche ſummariſche Prozeduren in der deutfchen Civilprozeßordnung aufgenommen, 


ı 8366: „Der Schiedsſpruch hat unter den Parteien die Wirkungen eines rechtöfräftigen gericht: 
lichen Urteils.* 

? Die Schiedsmänner der preußiihen Schiedsmannsordnung vom 29. März; 1879 find nicht 
Schiedsrichter, fondern Behörden zur Herbeiführung und protofollariichen Aufnahme von Ber: 
gleichen, bie unter den Parteien vereinbart werden. 

® Für das frühere gemeine Necht vgl. Bayer, Theorie der ſummariſchen Prozeſſe. 7. Aufl. 
1859; Briegleb, Theorie der jummar. Prozeſſe. 1859: Derielbe, Über eretutoriiche Urkunden und 
Erefutivprogeh. 2. Aufl. 1845. 2 Teile. 
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freilich zum Teil nicht in derfelben Ausdehnung !. Denn die Provofationen wider bejtimmte 
Perfonen ?, welche nach der deutfchen Civilprozeßordnung nicht mehr eriftieren — fie werden 
erfegt durch die nach $ 231 geftattete Klage auf Feititellung des Nichtbeftehens (oder Be- 
jtehens) eines Nechtsverhältnifies — und welche allerdings herfümmlicherweife in den Zehr- 
büchern unter den fummarifchen Prozeduren aufgeführt wurden, waren in Wahrheit gar 
feine jummarifche Prozeduren, wenngleich bei der fogenannten provocatio ex lege Diffamari 
der Provofant, was ſonſt ein Kläger nicht braucht, gleich anfangs unbefchadet des jpäter zu 
erbringenden volljtändigen Beweiſes eine Beicheinigung des Provofationsgrundes zu liefern hatte. 
Den Urfundenprozeß (Erefutivprozeh) des früheren gemeinen Rechts und 
jeßt der deutſchen Givilprogekorbnung (SS 555 ff.) fann man bezeichnen als ein provi- 
forifches, d. h. unmittelbar zur Zwangsvollſtreckung führendes, aber mittels eines im ordent- 
lichen Prozefje zu verhandelnden Nachverfahrens möglicherweife umzuftoßendes Verfahren 
mit materiell beſchränkter Rognition; d. h. die richterliche Prüfung erftredt fi nicht auf alle 
den Parteien etwa zur Seite ftehenden (rechtlich erheblichen) Angriffs: oder PVerteidigungs- 
thatjahen (Behauptungen), ſondern nur auf folche, die durch bejtimmte Beweismittel, d. h. 
nach der deutjchen Civilprozeßordnung durch fehlerfreie, gegen den Gegner beweisfräftige® 
öffentliche oder Privaturfunden fofort dargethan (liquid gemacht) werden. Der Kläger hat 
alfo mit folden Urkunden feine Klagberechtigung, auch 3. B. wenn er als — ——— 
des urſprünglichen Gläubigers auftritt, feine ſogenannte Aktivlegitimation zur Sache“, 
Beklagte den Grund ſeiner etwaigen Einreden, ſoweit ihn die Beweislaſt trifft, der —* 
wiederum den Grund etwaiger Repliken darzuthun. Doch wird auch die Eidesdelation als 
Beweismittel zugelaſſen, nicht jedoch nach der deutſchen Civilprozeßordnung für die zur Be— 
gründung der Klage erforderlichen Thatſachen“. Zeugen- und Sachverſtändigenbeweis 
ESchriftenvergleichung) find ausgeſchloſſen?. Die Illiquidität der Angriffsmittel hat für den 
Kläger Abweifung mit diefer Klage, d. h. der Crefutivflage, mit Vorbehalt der ordentlichen 
Klage, für den Bellagten Verurteilung mit Vorbehalt der Nachklage zur Folge. Dabei 
unterfcheidet fi die deutſche Givilprozefordnung von dem früheren gemeinen Rechte 
dadurch, daß, während es nad) gemeinem Rechte der bejonderen Erhebung der Nachklage be- 
durfte, nad der deutſchen Civilprozeßordnung $ 563 der Nechtsjtreit im ordinarium 
ohne weiteres anhängig bleibt, unbejchadet der Zwangsvollftredung, und daß ebenſo der 
Kläger bis zum Schluffe der mündlichen Verhandlung durch einfeitige Abjtandserflärung 
von der Erefutivflage das Verfahren in das ordinarium hinüberleiten kann, was nad ge- 
meinem Nechte, welches Erhebung einer neuen Klage forderte, unzuläffig war; denn ab— 
weihend von dem früheren gemeinen Rechte aeht die deutfche Civilprozeßordnung von der 
Anschauung aus, daß mit der Erefutivflage auch zugleich der Hauptprozeß beginnt ®. Gleich- 
wohl verlangt die deutſche Civilprozeßordnung $ 556 die bejtimmte Erklärung des Klägers, 


1& findet der unbedingte Mandatsproseh nach der deutichen Civilprozeßordnung nicht, wie 
nach dem früheren gemeinen und partikularen Rechte, auf die Geltendmachung von Forderungen An— 
wendung. 

* Während es Grundſatz ift, daß die Erhebung der Klage von dem Belieben der Klagberedhtigten 
abhängt (Nemo invitus agere cogitur, val. tit. C. 3, T) und höchſtens die etwa drohende Verjährung 
der Klage als indirefter Zwang betradhtet werden kann, die Geltendmachung des Rechts nicht zu lange 
u unterlaffen, bat das gemeine Recht außer den fogenannten Ediktalladungen (vgl. unten) noch einige 
Aälle anerkannt, in denen der Bellagte den (wirklich oder angeblich) Berechtigten unter Androhung 
eines Rechtsnachteils zur Klage auffordern laſſen ann, ſogenannte provocatio ex lege Diffamari (1. 5 C. 
de ingenuis manumissis 7, 14) und jogenannte provocatio ex lege Si contendat (l. 28 D. de fideiuss. et 
mandat. 46, 1). Die erftere praktiich wichtigere Provokation fand ftatt gegen denjenigen, der eines 
tlagbaren Anipruchs gegen den Provofanten ſich — hatte. 

3 Deutiche Givilprogehordnung 8 558 Abi. 2: „Als Beweismittel find bezüglid der Echtheit 
oder Unechtheit einer Urkunde ſowie bezüglich anderer als der im $ 555 erwähnten Thatiachen (der 
zur Begründung des Klaganſpruchs erforderlichen Thatiachen) nur Urkunden und Eideszufchiebung 
zuläſſig.“ (Die Eideszufchiebung ift nach der deutichen Civilprozeßorbnung $ 410 über facta aliena 
beim. ‚Wahrnehmungen Dritter der Regel nad) unzuläffig.) 

* Anders der richtigen Anficht nah das frühere gemeine Recht bezüglich der Aktiv» und 
Pafjtulegitimation. 
Daber kann aud nicht auf einen notwendigen Eid erfannt werden. 

+ Daher erledigt nad) $ 562 Abi. 1 das Berfäumnisurteil die Sache ebenjo wie im ordent- 

lien Verfahren. 
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daß er im Urfundenprozefje Hagen wolle, da es in der That unter Umſtänden jelbjt im 
Intereſſe eines Berechtigten liegen fann, die Erefutionsflage nicht, fondern die ordentliche 
Klage anzuftellen. Ebenſo wie bereit3 nach gemeinem Rechte ein Beweisurteil nidt er- 
lafjen wurde, vielmehr die Parteien ihre Bemweisantretung mit dem Vorbringen der Be- 
hauptungen zu verbinden hatten, wird auch nach der deutſchen Civilprozeßordnung ein Be- 
weisbejcheid nicht erlafjen und nur die Ableiftung eines Haupteides, fofern es auf diefen 
ankommt, durch Bejcheid angeorbnet. Der Urkundenprozeß iſt nach der deutſchen Civilprozeß— 
ordnung ebenfo wie nach dem früheren gemeinen Rechte bejchränft auf die Geltendmahung 
von Forderungen auf Geld oder andere vertretbare Sachen, nicht aber, wie nad) der für das 
frühere gemeine Recht richtigen Anficht angenommen werden mußte, auf vertragsmäßige 
Forderungen; denn die deutjche Civilprozeßordnung hat fich auch in anderer Hinficht von 
der alten hiftorifchen Grundlage des Erefutivprozejjes, welche das Pactum guarentigiae, 
die freiwillige Unterwerfung unter die parata executio! bildete, entfernt und den anti- 
eipierten Urkundenbeweis als folche Grundlage angenommen. Der Urkundenprozeß, ver 
im früheren gemeinen Prozeßrechte deshalb ein bejonders wertvolles Stüd bildete, weil 
er durch Bejchränfung des Beweiſes und dadurch auch der zuläffigen Behauptungen 
thatfählih das Berfahren befchleunigte, ift auch für das heutige Prozeßrecht, abgejehen 
von diefer faktiſchen Beichleunigung, deshalb von hoher Bedeutung, weil er ein Prozeß 
mit formellem Rechte ijt; denn jo notwendig auch das materielle Beweisreht im 
allgemeinen bei den heutigen Verkehrsverhältniſſen ift, jo iſt es doch ein Vorzug, daß 
das Prozeßrecht noch eine BVerfahrungsart fennt, deren Reſultat von einem leicht 
ſchwankenden richterlihen Ermeſſen im mefentlichen unabhängig erſcheint, ein Verfahren, 
welches den Gläubiger in den Stand feßt, dem durch die litera scripta feiner. Urkunde 
verbürgten Verſprechen volles Vertrauen zu ſchenken, ohne weitläufige Einwendungen des 
Schuldners befürchten, ohne die unbefannten Anfichten des Gerichts über deren Beweis in 
Berechnung ziehen zu müſſen. 

Man wird die Nichtigkeit dieſer leteren Bemerkung zugeftehen, wenn man berüdfichtigt, 
daß der Wechfelprozef nad dem früheren gemeinen Rechte wie nach der deutfchen Civil- 
prozeßordnung SS 565 ff. nichts anderes ift als eine befondere Anwendung des Erefutiv- 
oder Urfundenprozefjes, und daß die materielle Bedeutung des Wechſels ſehr weſentlich zu: 
fammenhängt mit der prozeſſualen Bejchränfung der Verteidigung des Beklagten. Es ver 
fteht fich dabei von jelbit, daß die Frage, ob eine Behauptung im Wechſelprozeſſe Beach— 
tung findet, zugleich abhängig ift von den Beftimmungen des materiellen Wechfelrehts, und hier- 
nad) wird denn eine Behauptung, welche im fonjtigen Urkundenprozeſſe noch zuläffig ift, weil der 
Beweis derjelben 3. B. durch Eidesdelation angetreten wird, im Wechſelprozeſſe die Verur- 
teilung beziehungsmweife Abmweifung der Klage oft nicht hindern, weil das Wechſelrecht ur: 
fundlichen Beweis oder gar urfundlichen Beweis auf dem Wechſel jelbjt fordert. Im übrigen 
ift nach der deutſchen Civilprozefordnung der Wechſelprozeß der allgemeinen Gattung des 
Urfundenprozefjes gegenüber nur ausgezeichnet durch befondere Friftbejtimmungen und eine 
Specialbejtimmung über den Gerichtsſtand?. 

Fr. Stein, Der Urkunden: und Wechſelprozeß. 1887. 

Das Mahnverfahren, welches die deutjche Civilprozeßordnung (SS 628 ff.) im 
Anschluß an die neuere deutfche Partikulargefeggebung aufgenommen hat, ift darauf berechnet, 
unbejtrittene Anfprüche, für welche aber oft ein urfundlicher Beweis oder ein ausbrüdliches 
Zugeftändnis des Schuldners ſchwer zu erlangen ift, durch die bloße Unthätigfeit des legteren 
erefutionsreif zu machen dadurch, daß dem angeblichen Schuldner auf Antrag des Gläubigers 


! Doch gab das gemeine Necht nur im Wechſelprozeſſe vorläufige Vollſtreckbarkeit des Urteils, 
das nad) dem früheren gemeinen Nechte ebenfo wie nad) der deutichen Civilprozekordnung durd die 
gewöhnlichen Rechtämittel anfechtbar ift. Die deutiche Civilprozeßordnung $ 648 ı läht allgemein 
das im Urkundenprozeſſe ergangene Urteil für vorläufig vollitredbar erklären. 

2 8 566: „Wechielflagen können fowohl bei dem Gerichte des Zahlungsorts als bei dem Gerichte 
angeftellt werden, bei weldhem der Beklagte feinen allgemeinen Gerichtsitand hat. 5 

Wenn mehrere Wechielverpflichtete gemeinfchaftlich verklagt werden, fo ift außer dem Gerichte 
des Zahlungsortes jedes Gericht zuftändig, bei weldhem einer der Beklagten feinen allgemeinen Ge— 
richtsftand hat.” 
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aufgegeben wird, entweder den Gläubiger zu befriedigen oder binnen beftimmter Friit Wider- 
jpruch bei dem Gerichte zu erheben. Der erhobene Widerſpruch fonjtatiert, daß der An— 
jpruch ein unbejtrittener nicht it. Der Verſuch, ihn erefutionsreif zu maden, ift einfach 
miflungen, und das Mahnverfahren wird ebenfo wie der frühere bedingte Mandatsprozeß 
nad dem alten Sage „Mandatum resolvitur in eitationem“ in das ordentliche Verfahren 
übergeleitet!. 

Meil aber Anfprühe, über die präfumtiv leicht gejtritten werben kann, zu einem 
folhen Verſuche fih nicht eignen, ſchließt das Gefeg Anſprüche auf individuell beftimmte 
Gegenjtände, über deren Identität 5. B. leicht geftritten werden fann, aus — es muß ein 
Anſpruch fein-, welcher die Zahlung einer beftimmten Geldfumme oder die Leiftung einer 
beitimmten Quantität anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenftand hat — 
und gleichfalls ift das Mahnverfahren unzuläffig, wenn nad Inhalt des Geſuchs des Gläu- 
bigers die Geltendmahung des Anſpruchs von einer nod nicht erfolgten Gegenleiftung ab- 
hängig ift, der Gläubiger alſo die exceptio non adimpleti contraetus zu befürdten hat. 
Im übrigen findet allerdings eine Vorprüfung des Gerihts nicht ftatt. Zugleich hat das 
Geſetz aber wegen der Gefahr und möglichen Bebrüdung, welche der ohne weitere individuelle 
Prüfung zu erlaffende Zahlungsbefehl für den Schuldner mit ſich bringen fann, das dem 
Schuldner bequemfte und unbedenklichſte forum, das Gericht des Domizils des Schuldners, 
für ausschließlich * zuftändig erklärt, und aus demfelben Grunde und weil Weiterungen fich 
überhaupt für einen derartigen Verfuh, dem Gläubiger zu feinem Rechte zu verhelfen, 
nicht eignen, findet das Mahnverfahren auch nicht ftatt, wenn die Zuftellung des Zahlungs- 
befehles im Auslande oder durch öffentlihe Bekanntmachung erfolgen müßte ($ 628 Ab- 
ja 2). Der Vollftredungsbefehl, welcher im Falle nicht rechtzeitig erfolgten Widerfpruchs 
von dem Gläubiger zu erwirfen ift — er wird einfah auf das auch den Zahlungsbefehl 
enthaltende Papier geichrieben — jteht nad) $ 640 einem auf Verfäumnis erlafjenen (aber 
für vorläufig vollftredbar erklärten) Endurteile, nicht einem auf kontradiktoriſche Verhand- 
lung ergangenen Urteile gleih, fann alfo, unbejchadet jedoch der vorläufigen Vollſtreckung, 
nod einmal durch Einſpruch des Verurteilten (ohne weitere Gründe) befeitigt werden, und 
zur Sicherung des Bellagten wie im nterefje des Gefchäftsbetriebes des Gerichts hat 
z 641 noch eine bejondere Verjährung des Zahlungsbefehles eingeführt, welcher feine Kraft 
verliert, wenn nicht ſechs Monate nah dem Ablaufe der bejtimmten Zahlungsfrijt der Voll- 
itredungsbefehl nachgefudht wird. Beim Vorhandenfein diefer Kautelen fonnte es vom Ge— 
fee unbedenklich gejtattet werden, den Zahlungäbefehl, ungeachtet er beim Amtsgerichte 
nachgeſucht ward, nicht auf bejtimmte Wertfummen zu befchränfen. Für den infolge der 
Erhebung des Widerfpruds oder Einſpruchs gegen den Vollftredungsbefehl entitehenden mwirf- 
lihen Rechtsftreit gelten die fonftigen Grundfäge der Kompetenz. Die Klage ift, falls das Yand- 
gericht zuftändig tft, von dem Gläubiger bei dem betreffenden Yandgerichte zu erheben ($ 687). 

Wenn, wie es im modernen Prozeffe der Fall ift, der Prozeß nicht mit irgend welchem 
Zwange gegen den Bellagten beginnt, jondern thatlählih die erfte Handlung des Klägers 
oder des Gerichts gegen den Bellagten nur in einer einfachen Aufforderung, vor Gericht zu 
ericheinen, bejteht, von dem Beklagten auch der Regel nad Feinerlei Kautionen geleiftet zu 
werden brauchen, wird es notwendig, für diejenigen Fälle, in denen ein längerer Aufſchub 
wirflihen Zwanges den Kläger vorausfihtlih um den materiellen Erfolg des Prozefjes 
bringen würde, ein Ausnahmsverfahren zu gewähren, welches, während das ordentliche Ver— 
fahren mit der Verhandlung und dem Urteile beginnt und darauf erit den Zwang folgen 
läßt, umgefehrt mit dem Zwange beginnt und denfelben erft nachher durd Verhandlung 
und Urteil rechtfertigen läßt. Dies Verfahren ift das aus der germanifchen Privatpfändung 


! Deutiche Civilprogehorbnung 8 635: „Durch die rechtzeitige Erhebung des Wideripruchs gegen 
den Anipruc oder einen Teil desjelben verliert der Zahlungsbefehl feine Kraft. Die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit bleiben beftehen.“ (Diefe legteren treten nad $ 633 mit Zuftellung des Zahlungs 
beiehls ein.) — Auch gelten, was eine Konjequenz des Sates „Mandatum resolvitur in eitationem“ 
ift, nach der deutichen Civilprozeßordnung $ 638 die Koſten des Mahnverfabrens im Falle rechtzeitigen 
Wideripruchs als Teil der Koſten des entitehenden Hedhtsitreits. 

2 \ndes fann ausnahmsweiſe aud im dinglichen Gerichtsſtande (val. $ 629 Abi. 2, SS 26. 27) 
ein Zahlungsbefehl erwirkt werden. 
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und Selbfthülfe hervorgegangene Arreftverfahren! des heutigen Prozeßrechts, bezüglich 
defien die deutjche Civilprozeßordnung $S 796 ff. weſentlich die Prinzipien des früheren ge 
meinen Rechts beibehalten hat. 

Die materiellen Borausfegungen des Arreftes find 1. ein Anfprud des Impe— 
tranten — fo nennt die Prozeßſprache denjenigen, der die Anlage eines Arreftes beantragt — 
gegen den Impetraten, d. h. denjenigen, deſſen Perfon oder Vermögen mit Arreft beitridt 
werben foll. Nach der deutfchen Civilprozeßordnung muß der Anſpruch eine Geldforverung 
oder doch ein Anſpruch fein, der in eine Geldforderung (Nntereffenforderung) übergehen 
kann; daher fann auch, weil fchließlich aud die Forderung auf eine individuelle Sade und 
felbft ein Cigentumsanfprud daran gegen den Beklagten fih in eine Geldforderung ver- 
wandeln fann, wegen der leßtgenannten urfprünglih nicht auf Geld gerichteten Ansprüche 
Arreft erlangt werden. Es ift aber nicht erforderlih, daß der Anfprud bereits fällig ſei; 
ein fogenannter betagter Anſpruch fann wie nad) dem früheren gemeinen Rechte, jo nad) 
der ausbrüdlichen Beitimmung der deutichen Civilprozekorbnung $ 796 Abſatz 2 genügen; 
denn auch ſolche Ansprüche fönnen unter Umjtänden um jo mehr eine Sicherung des Gläu- 
bigers erheifchen, als diefer zur Zeit die erforderliche Klage nicht anftellen, die regelmäßige 
Zwangsvollitredung nicht herbeiführen fann, und die gemeinrechtlihe Theorie und Praris 
gejtattete überwiegend eine Arreftanlage felbit bei bedingtem Anfprude (Arg. 1. 6 D. 
42, 4), wobei es dann jelbftverftändlich auf die Wahrfcheinlichkeit des Eintritt3 der Bedin— 
aung mit ankommen wird und die Gefahr für den Impetranten eine bejonders dringende 
fein muß. Die deutjche Civilprogekordnung erwähnt der bedingten Anfprüche nicht befonders. 
Nach den Motiven follen fie zum Arrefte berechtigen, fofern das materielle Givilreht den 
bedingten Anſpruch mit einem gegenwärtigen bereits eriftenten accefforifchen Kautionsanſpruche 
ausitattet. 2. Die zweite Vorausfegung eines zu erlangenden Arreftes ift die fogenannte 
causa arresti, d. h. eine befondere Gefahr für die demnächftige Realifierung des Anſpruchs. 
Ebenſo wie das frühere gemeine Recht überläßt auch die deutjche Civilprozeßordnung $ 797 
Abſatz 1 die Beurteilung der Frage, ob eine ſolche beſondere Gefahr vorhanden jei, dem 
richterlihen Ermeffen. Die gemeinrechtliche Theorie und Praris betrachtete es als Fall folcher 
bejonderer Gefahr namentlih, wenn der Schuldner der Flucht verdächtig war oder anfing, 
fein Vermögen in auffallender Weiſe zu verfchleudern, und nad älterem Rechte war ohne 
weiteres zu Gunſten eines nländers die Qualität des Impetraten als eines Ausländers ein 
Arreftgrund. Die neuere Praris und partifulares Recht verlangte für diefen fogenannten 
Ausländerarreft nod weitere Vorausfegungen, wie 3. B. bejondere Erſchwerung der 
Rechtsverfolgung, das Vorhandenfein eines Gerichtöjtandes für den zu verfolgenden Anſpruch 
im Inlande (3. B. die Begründung des forum eontractus im Inlande), da die zu weite 
Ausdehnung diefes Arreftgrundes bei der mehr und mehr jtattfindenden Gleichitellung ber 
Fremden und Einheimischen in der Nechtöverfolgung diefen Gerichtsftand weniger nötig, 
vielmehr oft ala eine Gefährdung eines ausgedehnteren Verkehrs betrachten ließ. Die 
deutiche Civilprozeßordnung erklärt es (4 797 Abjag 2) für einen zureichenden Arreftgrund, 
wenn das Urteil im Auslande volljtredt werden müßte, wobei dem MWortlaute der deutichen 
Civilprozeßordnung zufolge auf die Eigenjchaft des Klägers beziehungsmweife des Beklagten 
als eines Ausländers oder Inländers es nicht anfommt. Doch erfährt diefer Arreft indirekt 
nach der deutichen Givilprozekordnung eine praftifch ſehr mwefentlihe Einſchränkung dadurd, 
daß nah S 798 der Berjonalarrejt nur jtattfindet, wenn er erforderlid ijt, um die 
gefährdete Zwangsvollitredung in das Vermögen des Schuldners zu fichern; PBerfonalarreit 
gegen einen Ausländer ift aljo unzuläffig zu dem Zwecke, ihn zu nötigen, fein im Muslande be- 
findliches Vermögen im Inlande zur Befriedigung des Gläubigers zur Verfügung zu ftellen ; 
der Perfonalarrejt iſt nur zuläſſig, wenn dadurch verhindert werden joll, daß der Schuldner 
jein bereits im Inlande befindliches Vermögen in das Ausland fchaffe. 

Die formelle Vorausfegung des Arreftes ift eine genügende Befcheinigung (nad) 


Joh. Merkel, Über Arreft und einftweilige Verfügungen nad dem geltenden deutichen Prozeß— 
recht. 1880. — Über das Recht des Mittelalters val. namentlich die wertvolle Schrift von Mach, 
Der Arreſtprozeß I. 1868. 
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der deutjchen Civilprozeßordnung $ 800 Abſatz 2 Glaubhaftmahung) des Anfpruds und 
des Nrrejtgrundes, da ein ftrifter Beweis einerfeits die rechtzeitige Erlangung des Arreſtes 
oft vereiteln, in Wahrheit auch eine fontradiftorifche Verhandlung oder die Möglichkeit der- 
felben für den Gegner vorausjegen würbe, andererfeits aber durch den nur proviſoriſchen Cha- 
rafter des Nefultates des heutigen Arrejtverfahrens nicht gefordert wird. Die Beſcheinigung 
fann unter Umftänden erjegt oder ergänzt werden durch eine Kaution des Arreftfuders für 
Schaden und Kojten, die aus rechtswidriger Arreftanlage entitehen können ($ 801 Abjag 2). 

Von der Dringlichkeit des Arrejtes hängt es jodann ab, ob vor Verhängung desjelben 
der Impetrat zu hören ift oder nicht; nach der deutjchen Civilprozeßordnung, ob vorher eine 
mündliche Verhandlung ſtattzufinden habe denn der Arreſt iſt auf der einen Seite eine in 
die Rechtsſphäre des Impetraten tief eingreifende Maßregel, und nur ſoweit als nötig darf 
der Grundjaß jedes prozefjualen Verfahrens „Audiatur et altera pars“ außer Anwendung 
gelajjen werben; auf der anderen Seite aber würde oft die ‚Forderung vorherigen Gehöres 
des Arreftaten diefem die Möglichkeit zur Flucht, zur Verbringung feines Vermögens ver- 
ſchaffen. Ebenſo hing es nach dem früheren gemeinen Rechte von der geringeren ober 
größeren Dringlichkeit der Arreſtmaßregel ab, ob der Arreft bei dem Gerichte der Haupt: 
ſache! oder, da unter Umftänden eine Nequifition zu viel Zeit in Anſpruch nehmen würde, 
bei dem Gerichte zu erwirfen war, in deſſen Bezirke (in defjen unmittelbarer Zwangsgemwalt) 
jih das Arreftobjeft befand. Die deutiche Civilprozeporbnung s 7499 läßt zwijchen beiden 
Gerichten dem Arreftfucher die freie Wahl; jedoch wird in Übereinftimmung mit den jonjtigen 
Prinzipien des deutichen Gerichtsverfafjungsgefeges im zweiten Falle das Amtsgericht des 
betreffenden Bezirks als das zuftändige Gericht bezeichnet. 

Erfolgt die Arreftverfügung ohne vorgängiges Gehör des Arrejtaten, fo erſcheint fie 
diejem gegenüber ald ein einfacher Beſcheid, der nicht durch Appellation (Berufung), fondern 
dur Verhandlung vor dem Richter, welcher die Anordnung getroffen hat, angegriffen werden 
fann?, und dabei verfuhr die gemeinrechtlihe Praris jo, daß fie im alle eines verfügten 
Arrejtes jofort einen fogenannten Yuftififationstermin unter Ladung beider Parteien anjegte, 
während bie deutſche Civilprozeßordnung es dem Arrejtaten überläßt, ſeinen Widerſpruch 
durch Erwirkung eines Verhandlungstermins geltend zu machen. 

Die Arreſtmaßregel ſelbſt beſteht in der Entziehung der freien Verfügung des Arreſtaten 
über das Arreſtobjekt, das nach dem früheren gemeinen Rechte, nicht aber (anſcheinend?) 
nad der deutſchen Civilprozeßordnung von dem Arrejtfucher in Vorfchlag zu bringen it; 
doch wird der Perfonalarreit, weil befonders zu motivieren, jtets auch bejonders zu bean— 
tragen fein. Jene Entziehung der Dispofition fann eine juriſtiſche (Veräußerungsverbot, 
Verbot der Zahlung, wenn eine Forderung des Arreftaten bei deſſen Schuldner arreitiert 
wird) oder eine faktifche (Inhaftnahme der Perſon, Beſchlagnahme der Legitimationspapiere) 
oder eine juriftifche und zugleich faktifche (Pfändung unter Befignahme feitens des Gerichts- 
vollziehers, nach der deutichen Civilprozeßordnung XS 810. 709 die Regel) fein. 

Da der Zweck des Arreftes Sicherung des Anspruchs ift, diefer aber durch genügende 
Neallaution erreicht ift, jo fann der Arreit abgewendet und felbit der verfügte Arrejt be- 
jeitigt werden (durch Verfügung des Gerichts) auf Grund der Beichaffung andermweiter 
genügender Sicherheit, und die deutiche Civilprozeßordnung $ 803 beitimmt, daß jofort in 
dem Arreitbefehle eine Geldſumme feitgeftellt werde, durch deren Hinterlegung die Voll: 
ziehung des Arreftes gehemmt und der Schuldner zu dem Antrage auf Aufhebung des 
volljogenen Arrejtes berechtigt werde. 


r D. h. dem Gerichte, welches für die Enticheidung über den zu fichernden Anſpruch zu— 
bi it. 

—F Die den Arreſt verſagende oder auf kontradiktoriſche Verhandlung wieder aufhebende richter— 
liche Verfügung fann von dem ‚mpetranten immer durd Rechtsmittel angefochten werden (fie iſt 
nad dem früheren gemeinen Rechte ein Decifivdefret), nach gemeinem Rechte durch Appellation, nad 
der deutichen Civilprozehordnung, wenn eine mündliche Verhandlung voranging, mittels Berufung, 
wenn feine mündliche Verhandlung voraufging, durch Beichwerde. Die Rechtskraft des Urteils im 
Arreſtprozeſſe iſt aber immer nur eine Rechtskraft „rebus sie stantibus“. Eine Veränderung der 
Sadjlage, 3. B. neu entjtandene oder neu verftärkte Gründe der Gefahr und umgelehrte Umftände, 
berechtigen die eine wie die andere Partei zu neuen Anträgen. 


1. Gipilprogei;. 841 


Da, wie bemerkt, ohne einen materiellen Anſpruch ein Arreſt nicht erlangt werden 
fann, jo prüft das den Arrejt verhängende Geriht aud den Anſpruch jelbjt mit. Allein 
die Anficht des Arrefturteild präjudiziert dem Prozefje über den Anfpruch felbft nicht. Sit 
diefer Anspruch bejtritten, jo muß er im ordentlichen Verfahren verfolgt werden , und wird 
er hier etwa aberfannt, jo kann jelbjtverjtändlich der Jmpetrat Aufhebung des Arreftes for- 
dern. Nach der deutſchen Civilprozeßordnung $ 806 fann der Impetrat beantragen, daß 
dem Impetranten eine angemefjene Friſt zur Anhängigmahung der Hauptfache gejegt werde. 
Ein bejonderes forum für die Hauptfache wird aber durch den Arreft bei dem Arrejtgerichte 
nad) der deutjchen Givilprozekordnung nicht mehr begründet. 

Durch die einftweiligen Verfügungen, von denen die deutfche Civilprozeßord— 
nung SS 814 ff. handelt, find, abgejehen von dem befonderen Falle der Geltendmahung von 
Forderungen in dem früheren gemeinrechtlihen unbedingten Mandatsprozefje, diefer unbe- 
dingte Mandatsprozeß und das fjogenannte possessorium summarium ! erjeßt worden. 
Es handelt fi hier nicht um die Sicherung eines Anſpruchs dadurch, daß beliebige Ver— 
mögensobjefte oder auch möglicherweife die Perfon des Schuldners durch eine richterliche 
Verfügung getroffen werden, fondern um eine den Streitgegenftand jelbft betreffende, diejen 
vor Veränderungen und Eingriffen ſchützende richterlihe Verfügung. Das frühere gemeine 
Recht hatte Schon früh nach dem Vorbilde der bei den römischen Interdikten vorlommenden 
Befehlsformeln den Richter für befugt erflärt, unter Umjtänden und äußerjten Yalls jelbit 
von Amts wegen (wenn die öffentliche Ordnung durch die Handlung einer Partei mitbedroht 
erfchien), mit einem Strafmandate vorzugehen, auch bei Befistreitigfeiten Sequeftration an- 
zuordnen. Gegen ſolche Verfügungen geitattete man aber, abgejehen von einer Umſtoßung 
des Reſultats im ordentlichen Beſitzprozeſſe, auh Einwendungen, vorausgejegt daß jie 
fchleunig zwar nicht bewiefen, wohl aber doch beicheinigt werden fonnten, und jo ergab ſich 
ein Prozefverfahren analog dem oben geichilvderten Arrejtverfahren. Die Reichskammer— 
gerichtsordnung von 1555 II Titel 23 ließ foldhe unbedingte Mandate (Mandata sine 
elausula) namentlih zu ob faetum nullo iure iustificabile, ob damnum irreparabile, 
ob detrimentum reipublicae, ob periculum in mora?, und wer die jüngjte, nicht offen- 
bar vitiofe ruhige Befishandlung befcheinigte, fonnte durch Verfügung des Richters Schub 
im Befige erlangen, wogegen dann von dem Beklagten nur fofort durch Bejcheinigung liquid 
zu ftellende Einwendungen ebenjo wie im Arrejtverfahren geltend gemacht werden fonnten. 
Es wird als felbjtverftändlich betrachtet werden können, daß Belisitreitigfeiten und die ‚Fälle 
der früheren Reichsfammergerichtsordnung, obwohl die deutjche Civilprozehorbdnung $ 819 
die betreffenden Anmwendungsfälle dem richterlichen Ermeſſen überläßt, die Hauptfälle bilden 
werden, in denen proviforifche Verfügungen erlajfen werden, und darauf deutet auch der 
Wortlaut des $ 819. Wenn daher auch in der deutjchen Civilprozeßordnung das gemein- 
rechtlihe summariissimum nit ausdrüdlic vorfommt, fo iſt es doch der Sade nad in 
den von einjtweiligen Verfügungen handelnden Paragraphen mitenthalten; nur fann man 
jagen, daß die Partei nicht, wie nad dem früheren gemeinen Nechte vielleicht behauptet 
werden fonnte, auch bei der Abwejenheit einer Gefahr von Gemaltthätigfeiten ein un- 
bedingtes Necht auf ſolchen Schuß im jüngjten Befite hat, wenn fie die erforderlichen Be- 
fcheinigungen beibringt, fondern daß darüber das richterliche Ermefjen entſcheidet. Die pro- 
viforifche Verfügung gilt nach der deutjchen Givilprozekorbnung als Annerum der Haupt- 
fache, zu deren Schuße fie dient; daher ijt nach der deutſchen Civilprozekordnung das Ge 
richt der Hauptſache (eintretenden Falles das Berufungsgericht) zuftändig; in dringenden 
Fällen fann aber das Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Streitgegenftand ſich befindet, die 
proviforifche Verfügung zwar einfeitig erlaffen; die weitere Verhandlung iſt aber vor das 
Gericht der Hauptſache gehörig?. 

Die Frage, inwieweit man auf bloße Befheinigung eines Rechtes eine proviſoriſche, 


I Oder summariissimum. 

2 Dieje lateinifchen Ausdrüde finden fi zwar in der Kammergerichtsordnung nicht; fie 
find, da fie fürzer find als die deutihen Worte der Kammergerichtsordnung, in der Prozeßtheorie 
die gängigen worden. 

3 Die Zuftändigkeit der Amtsgerichte ift alfo bier eine beichränftere als beim Arreitverfahren. 
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übrigens im ordentlichen, wenn auch durch Abkürzung der Friſten und fchleunige Anfegung 
der Termine innerhalb der gejeglihen Minimalgrenzen zu befchleunigenden Verfahren Ent- 
ſcheidung über ein Necht erlangen fönne (3. B. interdietum quorum bonorum, interdie- 
tum Salvianum), gehört nicht fowohl dem Prozeß- ald dem materiellen Rechte an. Pro— 
zeffual fommt hier nur $ 266 der deutfchen Givilprozekordnung über den Begriff der Be- 
jcheinigung (Glaubhaftmahung nad) der deutſchen Civilprozefordnung) in Betracht. „Wer 
eine thatjächlihe Behauptung glaubhaft zu machen hat, fann ſich aller Beweismittel mit 
Ausnahme der Eideszufhiebung bedienen, aud zur eidlichen Verfiherung der Wahrheit der 
Behauptung zugelafien werden. Eine Beweisnahme, welche nicht fofort erfolgen fann, it 
unftatthaft.“ 


8 49, Konkursprozeß!. Diefer ift nichts anderes als eine Generaljwangsvoll- 
jtrefung in das Vermögen eines zahlungsunfähigen Schuldners zum Zwecke einer dem Rechte 
entfprechenden Befriedigung der Gläubiger. Urſprünglich war das römische Konfursverfahren 
mit dem Erefutionsverfahren identiſch; der Gläubiger hielt fih an die Perſon des nicht 
zahlenden Schuldners; mit der Perſon fiel ihm unzweifelhaft au das Vermögen zu, und 
waren mehrere Gläubiger vorhanden, jo mochten fie fi privatim über die Teilung des Ver- 
mögens einigen. Eine größere Staatsaufficht zeigt ſchon das prätorifche Verfahren. Das: 
jelbe hält fi mehr an das Vermögen und giebt durd öffentliche Anzeige der von 
einem oder mehreren Gläubigern erlangten Befugnis zum Verwahrfam des Vermögens 
(missio in possessionem) allen Gläubigern Gelegenheit zum Anfchluß an diefe missio; 
aber mit der Reduktion des Vermögens auf Geld und der Verteilung desſelben befaßt es 
fih noch nicht direft, ſondern überläßt Ddiefelbe einem Unternehmer (bonorum emptor), 
der das Vermögen des Zahlungsunfähigen im Ganzen erjteht, indem er den Gläubigern 
(nad) einem von ihm gemachten Überſchlage) Prozente ihrer Forderungen bietet, dafür aber 
aud alle Aktiva des Schuldners erhält, beziehungsmweife einflagen fann. Noch ſpäter ift 
dann ein Einzelverfauf der Vermögensftüde durd einen Kurator und Befriedigung der 
Gläubiger unter fortwährender gerichtlicher Aufficht an die Stelle getreten, und die gemein- 
rechtlihe Praris hat unter Anſchluß zugleih an das germanifche Arrejtreht aus den aller: 
dings in mannigfacher Beziehung lüdenhaften Beftimmungen des Juftinianifhen Rechts und 
auch unter dem Cinfluffe der ftädtifhen Statuten des mittelalterlihen taliens, die 
den Kredit der Handelsleute durch energiihe Maßregeln zu fihern ſuchten, das gemeinredt- 
liche Konkursverfahren geſchaffen, das, fo tief einjchneidend aud die Anderungen der modernen 
Konfursordnungen fein mögen, gleihwohl noch immer die Grundlage der legteren und be- 
ſonders auch der deutichen Konkursordnung bildet. 

In der That muß jedes Verfahren, welches unter obrigfeitlicher (gerichtlicher) Aufficht 
das Vermögen eines injolventen Schuldners, d. h. den Gelderlös diefes Vermögens, unter 
die Gläubiger nad) Maßgabe ihrer Forderungen verteilen läßt, aus folgenden Stüden be- 
jtehen: 1. aus der Sicherung, Heranziehung und Veräußerung des Vermögens (Konfti- 
tuierung, Verwaltung und beziehungsweife VBerfilberung der Aftivmajfe); 
2. aus der Heranziehung der fämtlichen Gläubiger, Konftituierung der Paſſivmaſſe, wozu 
dann auch gehört, da felbitverjtändlih nur begründete Anfprüche befriedigt werden jollen, 
die Prüfung der geltend gemadten Anfprühe (Liquidationsverfahren); 3. aus der 
Seftftellung der Ordnung der Befriedigung der einzelnen Gläubiger (Prioritätsver- 
fahren); denn das Recht (die Gefeggebung) fann Gründe haben, einzelnen Forderungen 
einen Vorrang vor anderen bei der Befriedigung im Konkurſe zu gewähren, fei es in Bezug 





! Bayer, Theorie des Konkursprozeſſes. 4. Aufl. 1850. — Aucd über die deutiche Konkurs— 
ordnung find zahlreiche Kommentare erichienen: von Sarmwey. 2. Aufl. 1852; v. Wilmowski. 4. 
Aufl. 1889; Wengler 1879; v. Bölderndorff. 3 Bde. 2. Aufl. 1884. 85: u. a. Val. auch 
v. Wilmomwsti, Ausführungs- und Überganasgeiege zur Neihstontursordnung. 1880. — Spite- 
matifche Bearbeitungen (befriedigender als die des ordentlichen Civilprozefles nah der deutſchen 
Civilprozeßordnung): Fuchs, Der deutiche Konkursprozeß. 1877: Schulte, Das deutiche Konkurs: 
recht. 1880; Fittina, Tas Neichsfonfursreht und KHonfursverfahren. 1581; Endemann, Das 
deutiche Konkursverfahren. 1889, 
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auf das gefamte Vermögen, fei es in Bezug auf einzelne Vermögensobjefte und den daraus 
zu gewinnenden Erlös (man denfe 3. B. in erjterer Beziehung an den fogenannten Liedlohn 
der Dienjtboten, öffentlihe Abgaben, Koften eines Sterbelagers u. ſ. w.); 4. aus der wirf- 
lichen Verteilung (fogenanntes Distributionsverfahren) Zu diefen Stüden des Ver: 
fahrens fommi dann noch, da der Konkurs notwendigermeife jehr tief eingreifende Wirkungen 
für den Gemeinjhuldner wie für die einzelnen Gläubiger und ſelbſt Dritte hat — wenn 
das Vermögen den Gläubigern gefichert werben joll, jo muß der Inſolvente (Gemeinjchuldner, 
Kridar) die Dispofition darüber verlieren — 5. ein fogenanntes präparatorifdes 
Verfahren, in welchem die frage entfchieden wird, ob die Vorausfegungen eines Kon- 
fursverfahrens vorliegen. 

Wie man aus dem eben Dargelegten entnehmen wird, find aber die Beitimmungen 
des Konfursrehts zum großen Teile nicht ciwilprozefjualer Natur im eigentlihen Sinne. 
Es Handelt fih im Konkursverfahren einerjeits häufig um Mafregeln einer Ber: 
mögensverwaltung, andererjeits oft um einen billigen Ausgleich verichiedenartiger 
Intereſſen, den man namentlich dadurch erreichen fann, daß man jei es das Gericht, ſei es 
einen befonders ernannten Verwalter Vorfchläge machen läßt und die nicht Widerfprechenden 
daran gebunden erachtet, oder daß man unter den Beteiligten abjtimmen läßt!. Aber aus 
einem Konfursverfahren fünnen ji eine Menge von einzelnen Prozeſſen entwideln und ver: 
wideln — weshalb denn auch das berühmte Werk des Salgado de Samoza den Titel 
labyrinthus ereditorum führt — , da bejtrittene Forderungen nur durch Specialprogefi e 
nad) Betrag und Vorrecht feitgeftellt werden fünnen, und über die Ordnung felbjt der ein- 
zelnen Vorrechte untereinander noch gejtritten werden fann (Liquidations- und Prioritäts- 
prozefje), und zwar hat hier, wenn der Natur der Sache nad) die Forderungen prinzipiell 
gegen den Gemeinjchuldner oder (da diefer nicht mehr dispofitionsfähig ift) gegen den obrig- 
feitlih ernannten Vertreter desjelben (Kurator, Kontradiktor, Konkursverwalter) geltend ge— 
macht werden, jeder eintretenden Falles durch Teilnahme eines anderen bejchränfte Gläubiger 
ein rechtliches Intereſſe, die Forderung beziehungsmweife das Vorreht des letzteren zu be- 
fämpfen, daher aud ein nterventionsreht. Es wird aljo notwendig, um allzugroße Ver- 
widelungen zu vermeiden, dieſes Interventionsrecht an gewiſſe zeitliche, durch das Stadium 
des Konkursverfahrens gegebene Scranfen zu binden. 

Es ift begreiflih, daß, je mehr Vorzugsrechte einzelnen Forderungen zur Seite jtehen, 
und je mehr auch dingliche Anſprüche an einzelnen Vermögensjtüden, insbeſondere Pfandrechte 
als Anſprüche behandelt werden, die lediglich im Konkurſe geltend gemacht werben können, 
wenn der Eigentümer der Sache in Konkurs gerät, das Konkursverfahren wegen der mannig- 
fachen hieraus entipringenden Schwierigkeiten und Streitigfeiten ein vermwideltes, lang- 
dauerndes werden muß. Dabei muß dann zugleich, eben weil jo leicht Zweifel und Streit 
erhoben werden, das Verfahren möglichit ein ſolches fein, daß die Grundlage jedes folgenden 
Schrittes in diefem Verfahren eine feite, unverrüdbare, beziehungsmweife rechtsfräftige oder 
do ſonſt prozefjual unanfehtbare if. Mit anderen Worten, dur Ediftalverfahren mit 
Präkluſivbeſcheid, ſodann durch rechtsfräftige Entfcheidung der Liquidationsprozejje müfjen erit 
die wirklichen Teilnehmer am Konfurfe und ihre Vorzugsrechte feitgejtellt werden, und das 
fogenannte Prioritätsurteil muß erft die Orbnung der Befriedigung feitgeftellt haben, ehe 
man berechnen fann, was auf die einzelne Forderung fällt (Distributionsbefcheid), und ehe 
man zur wirflihen Auszahlung fchreiten darf. Dabei ergiebt ſich zugleich eine lang- 
dauernde und eben deshalb oft juriftifch fchwierige Verwaltung der Mafje und dadurd 
wiederum wegen der großen Verantwortlichkeit Unterjtellung diefer Verwaltung möglichſt un- 


ı Weil das allgemeine Könfursverfahren, aus welchem ſich die einzelnen Prozeſſe entwideln, 
jtreng genommen nicht eivilprozeſſualer Natur iſt, ſondern weit mehr als Verwaltungs» oder billiges 
Schiedsverfahren ericheint, ift in der deutichen Honfursordnung $ 66, ungeachtet t die deutiche Eivil- 
projefordnung ftreng an dem Prinzipe der Mündlichkeit feſthält, auch geſagt „Die Entſcheidungen 
im Kontursverfahren können ohne mündliche Verhandlung erfolgen. Die Zuſtellung geſchieht von 
Amts wegen.” Eben deshalb konnte aber auch die deutſche Konkursordnung $ 64 ohne Verletzung 
der allgemeinen Kompetenzprinzipien für das allgemeine Konktursverfahren die Amtsgerichte zuſtändig 
erflären, während Specialprozelie von größerem Belange der landagerichtlichen Kompetenz unterliegen. 
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mittelbar unter das Geriht. Dies war im mwejentlichen der Charafter des gemeinrechtlichen, 
durdaus folgerichtigen, aber äußerft umftändlichen Verfahrens, welches praftifch den Nachteil 
hatte, oft jahrelang die Mafje dem Verfehre ſogut wie zu entziehen und die Gläubiger 
ebenſo lange alle und jede Zahlung entbehren zu lafjen. 

Nahdem nun, abgejehen von vielfahen mehr untergeordneten partifularredhtlichen 
Modififationen des gemeinrechtlichen Konfursverfahrens, in einer größeren Anzahl deuticher 
Staaten umfafjende Kodififationen des gemeinen Konkursrechts — mit manden Ver- 
befierungen im einzelnen — Platz gegriffen hatten — einen ftarf abweichenden Meg hatte 
bereis 1753 die Hamburger „Neue Fallitenordnung” eingeſchlagen! — erfuhr das Konfurs- 
recht im Königreich Preußen durch die Konfursordnung von 1855, auf welche in mancher 
Beziehung das in der preußifchen Nheinprovinz bis dahin gültige Konkursrecht des fran- 
zöfifhen Code de eommerce von 1807 eingemwirft hatte, eine gründliche und, wie die Er- 
fahrung zeigte, richtige und fegensreiche Reform. Wie die öſterreichiſche Konkursordnung 
von 1867 diefe preußische Konfursordnung zum Vorbilde genommen hat, jo iſt leßtere auch) 
die Grundlage der Konkursordnung für das Deutfche Reich geworden, welche man vielleicht 
nicht mit Unrecht als das am meiſten gelungene der großen neuen deutſchen Juſtizgeſetze 
bezeichnen fann. Das Streben war darauf gerichtet, durch Vereinfahung der Vorzugsrechte, 
Ausfonderung der Nealberehtigten aus dem Konkurſe eine möglichſt raſche, fucceffive, nad 
Mafgabe der zur Zeit verfügbaren Mittel erforderlihen Falles wiederholte, nit an das 
ftufenweife Vorjchreiten des geſamten Verfahrens gebundene Verteilung herbeizuführen, ein 
übermäßiges Vormalten der Thätigfeit des Gerichts zu vermeiden und daneben die Beendigung 
oder Abmwendung des fürmlichen Konkurſes durch Accord, Nachlafvertrag (nad) der Termino- 
logie der deutjchen Konfursordnung: Zmwangsvergleih) zu erleichtern. In leterer Beziehung 
fommen ganz bejonders die Berürfniffe des Handelsitandes in Betracht, melde, wie 
begreiflich, in den Konkursgefegen Hamburgs und Bremens, dann aber auch in dem fran- 
zöfifchen Gefege und in der preußifchen Konfursordnung eine eingehende Berüdfihtigung ge— 
funden hatten. Bon der preußifchen Konkursordnung unterfcheidet ſich, abgeſehen von Einzel= 
heiten, die deutfche Konfursordnung namentlih dadurch, daß fie die Unterfcheidung von 
faufmännifhen und nihtlaufmännischem Konfurfe, welche in der preußifchen Konfursorbnung 
ſich findet, allerdings aber abweidend vom franzöfifchen Nechte hier von untergeorbneter 
Bedeutung ift, in Übereinftimmung mit dem praktiſchen Bedürfniſſe aufgegeben hat. Die 
deutiche Konkursordnung, deren eriter Entwurf (Entwurf einer Gemeinfchuldordnung) 1873 
erjchien, deren zweiter revidierter und vom deutſchen Bundesrate modifizierter Entwurf von 
einer bejonderen Kommiffion des Deutichen Reichstags 1875 und 1876 beraten wurde, hat 
am 10. Februar 1877 die faiferliche Unterfchrift erhalten. Sie ift eingeteilt in drei Bücher 
(Konfursrecht, Konkursverfahren, Strafbeitimmungen), von denen die erjten beiden in acht Titel 
zerfallen, und enthält 214 Paragraphen. Das zugehörige (Reichs-) Einführungsgefet regelt 
namentlich das Verhältnis zum Yandesrechte und enthält insbefondere wichtige Beitimmungen 
über die Erfordernifje des Fauftpfandrehts im Sinne der Konfursordnung. Die landes- 
gejeglichen Beitimmungen über Zehen, Stammgüter und Familienfiveifommifje werden nad) 
S 5 daſelbſt durch die deutiche Konkursordnung nicht berührt. Das Reichseinführungsgefeg 
läßt für mande Übergangsbeitimmungen, namentlih Erhaltung gemwiffer bereits begründeter 
Vorrechte, unter bejtimmten Vorausfegungen und Beſchränkungen Raum. Für Preußen 
it ein Ausführungsgejeß zur deutichen Konfursordnung am 6. März 1879 erlaffen. 

Die Aktivmaſſe des Konkurſes umfaßt das gefamte gegenwärtige Vermögen des Ge- 
meinjchuldners, infomweit es zur Zmwangsvollitrefung verwendet werden kann (val. deutſche 
Konkursordnung $ 1)?. Gegenftände, die dem Kridar nicht gehören, nur faktifch ſich in 


’ Späterhin auch die bremiiche Gejeggebung, vgl. Verordnung für Debit- und Nachlaßſachen 
1343, Verordnung betreffend die Beftellung eines Pfandrechts an beweglichen Sachen von 1848, Erbe: 
und Handfeftenordnung von 1860 und Verordnung vom 11. Mai 1864. 

? Die gerichtliche Verfolgung von Anſprüchen des Kridars zum Zwede der Vervollftändigung 
der Aktivmaſſe iſt aber nicht Beitandteil des Konkursverfahrens. Das Konkursrecht regelt, was 
diefe Prozeſſe betrifft, nur die Vertretung des Kridars durch den Kurator. 
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feinen Händen befinden, gehören demnach nicht zur Mafje!; eine unrechtmäßige Veräußerung 
folher Gegenjtände nad der Konfurseröffnung muß ſchon nad) allgemeinen Grundfägen der 
Mafle zur Herausgabe etwaiger Bereicherung verpflichten, und weiter noch geht in diejer 
Beziehung die deutſche Konkursordnung $ 38. Gegenftände, die zwar dem Kridar gehören, 
aber der Zmwangsvollitrefung nicht unterliegen oder unveräuferlih find, gehören ebenfalls 
nicht zur Maſſe, wohl aber gehören die Einkünfte von Nusungsrechten dazu. (Wal. über 
den Niekbraud) des Kridars am Vermögen feiner Ehefrau und feiner Kinder deutſche 
Konkursordnung $ 1 Abſatz 2.) Ein nad der Konfurseröffnung gemachter wirklich neuer 
Erwerb gehört nach der in der deutſchen Konfursordnung $ 1 gebilligten richtigen Anficht 
nicht zur Konkursmaſſe. Was foldhe Perſonen betrifft, die vor der Konkurseröffnung mit dem 
Krivar fontrahiert und diefem Vermögensobjefte übergeben haben, fo ift die Frage, ob fie 
diefe Objekte aus der Mafje zurüdfordern, ausfondern fünnen, davon abhängig, ob fie das 
fragliche Objekt nur faktifch dem Kridar übergeben oder aber ihn zum Eigentümer bezw. 
ſonſt Verfügungsberechtigten in eigenem Namen gemacht haben; ift dies aejchehen, fo haben 
fie nicht ein Nüdforderungsrecht, fondern eine im Konkurſe anzumeldende Forderung auf die 
Gegenleiftung. Dabei gilt aber nach $ 36 der deutſchen Konfursordnung, welche hierin 
anderen modernen Nechten (dem englifhen und franzöfifchen Rechte) ſich anſchließt, 
zu Gunjten eines Verfäufers oder Einkfaufsfommiffionärs, der Waren von einem anderen 
Orte an den Gemeinfchuldner abjendet, eine bejondere auf Billigfeitsgründen ruhende 
Ausnahme. 

Auf das im Auslande befindliche Vermögen des Kridars erjtredt fi) der Konkurs, 
abgejehen von bejonderer, etwa durch Staatöverträge vereinbarter geſetzlicher Beſtimmung, 
der richtigen Anficht nach ipso iure nicht, da die unmittelbare Wirkung der Konfurseröffnung 
auf der Arrejtanlage (Beihlagnahme) des Bermögens beruht, und diefe nur ſoweit reicht als 
die territoriale Zwangsgewalt. Daher kann nad deutjcher Konfursordnung $ 207 in das 
im Inlande (Deutfchen Reiche) befindliche Vermögen eines im Auslande in Konkurs ge— 
ratenen Schuldners Zwangsvollſtreckung ftattfinden und ($ 208) Bartifularfonfurs, wenn 
der Ausländer 3. B. im Deutichen Reiche eine Fabrik und vergleichen beſitzt. Es ift felbit- 
verftändlich Pflicht des inländischen Konfursfurators, auf eine Ausantwortung des im Aus- 
lande befindlichen Vermögens hinzumwirfen, und was rechtmäßig herbeigefchafft wird, fällt 
damit in die inländifche Konkursmaſſe. 

Wenn aber unter den oben angegebenen Beihränfungen der Konfurs das gefamte 
Vermögen des Gemeinfchuldners begreift, jo fann doch noch die praktiſch wichtige frage 
aufgeworfen werden, ob das dinglide Net des Pfandgläubigers dem durd Die 
Konkurseröffnung begründeten Nechte der Konfursgläubiger in der Art zu weichen habe, daß 
der Pfandgläubiger, wenn auch jelbitverftändlich, was den Erlös aus dem Pfandobjelte be- 
trifft, mit Vorzugsrecht vor den nicht beſonders bevorzugten Gläubigern, das Pfandobjekt in 
die Mafje einzumwerfen und als Konfursgläubiger fih zu melden habe. Das gemeine Recht 
hat mit Berufung auf die fogenannte Univerjalität des Konfurfes dieſe Frage für die hypo— 
thefarifchen Gläubiger bejaht, und nur für das fogenannte Fauſtpfandrecht hat die 
Praris nicht felten, beeinflußt durch Grundſätze des deutjchen Rechts, anerfannt, daß der 
Fauftpfandgläubiger, ohne als Konkursgläubiger ſich melden zu müffen, fih aus dem Erlöſe 
des Fauftpfandes befriedigen fünne und nur den etwaigen Überfhuß des Erlöſes über feine 
Forderung der Konkursmaſſe einzuliefern verbunden fei. Die deutſche Konfursordnung, hierin 
der preußifchen Konfursordnung folgend, hat mit gutem Grunde zum Vorteil ſowohl des 


! Die deutfche Konkursordnung $ 35 fpridt hier vom „Ausfonderungsrechte” und verweiit 
rücfichtlich diefes auf das bürgerliche Hecht. — Das gemeine Recht und ebenjo die deutiche Konfurs- 
ordnung giebt den KHonkursgläubigern kein Recht auf ſolche Gegenftände, die fih ſcheinbar im 
Eigentum des Kridars befinden, und bier wird dann inäbejondere wichtig die Bindifation der Che- 
frau. Die deutihe Konkursordnung $ 37 giebt, indem fie im übrigen dad bürgerliche Recht über 
die Rechte der Ehefrau im Konkurfe des Mannes entfcheiden läßt — wobei namentlich der Unter— 
ihied von Gütergemeinfhaft und Dotalreht in Betracht fommt —, ald Schranke für dad Parti- 
fularreht und zugleich als prozeiluale Beitimmung nur die Vorſchrift: „Die Ehefrau des Gemein» 
ſchuldners fann Gegenftände, welche fie während der Ehe erworben hat, nur in Aniprud nehmen, 
wenn fie beweift, daß diefelben nicht mit Mitteln des Gemeinfchuldners erworben find.“ 
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Realkredits! wie im nterefje einer einfacheren Erledigung des Konkurſes beftimmt, dab bie 
Pfandgläubiger abgefonderte Befriedigung aus den Gegenftänden ihres Pfandrechts erlangen, 
und nur der Überſchuß in die Maſſe fällt?, und fie hat mit Nüdficht auf die Bedürfniſſe 
des Verkehrs gewiſſen Netentionsrechten im Konkurſe die Kraft eines Fauftpfandes beigelegt, 
fo 3. B. (vgl. $ 41) den Gaftwirten wegen ihrer Forderung für Mohnung und Bewirtung 
des Gaftes in Anfehung der von dem Gafte eingebrachten, von dem Wirte zurüdbehaltenen 
Saden, denjenigen, denen nad dem Handelsgeſetzbuche an gewiffen Gegenftänden ein Pfand- 
recht oder Zurüdbehaltungsrecht zufteht, in Anfehung diefer Gegenftände u. ſ. w. Zugleich 
find in dem Einführungsgefeße (SS 14. 15) die Erforderniffe des Fauftpfandes im Sinne 
der Konkursordnung feitgefegt (d. h. in dem Sinne, daß ohne diefelben das Fauftpfand im 
Konfurfe nicht anerkannt wird, während im übrigen die Frage, ob ein Fauftpfandrecdht vor- 
liegt, nad dem materiellen Rechte, insbefondere nad dem Xandesrechte ſich entſcheidet). 
In den meilten Fällen wird Übergabe des Pfandes an den Gläubiger gefordert. 

Das Vermögen des Erben verfchmilzt juriftifch nach dem Ermerbe der Erbichaft 
mit dem Nachlaſſe des Erblaffers zu einer Einheit. Daher ift es an fi aleichgültig, ob 
der Erblaſſer oder der Erbe die Schulden Fontrahiert, die Überfchuldung des eine Maſſe 
bildenden Vermögens herbeigeführt hat: die von dem Erblaffer und die von den Erben her- 
rührenden Schulden rangieren durcheinander. Allein den Gläubigen des Erblajfers 
gegenüber enthält dies Prinzip eine Unbilligfeit: fie fonnten, indem fie dem vielleicht fehr 
vertrauenswerten Erblaffer freditierten, das Schickſal der Erbfchaft nicht vorheriehen. Das 
römische Necht gewährt daher den Gläubigern des Erblafjers (und den Vermächtnisnehmern) 
das Recht, abgefonderte Befriedigung aus der Erbichaft zu verlangen, und dies Recht wird, 
fomweit es die Yandesgefege geben, anerfannt in der deutfchen Konfursordnung $ 43. Der 
im preußischen Nechte anerfannte Abfonderungsaniprud der Gläubiger des Erben wird von 
der deutichen Konkursordnung nicht anerfannt, mit Recht; denn die Übernahme felbit einer 
überſchuldeten Erbfchaft ift den Gläubigen der Erben aegenüber nichts anderes als eine 
ökonomiſch Teichtfinnige Handlung ver letteren, und gegen derartige Handlungen des Schuld- 
ners ift man auch fonft nicht gefichert: licet alieni adiieiendo sibi creditorem creditoris 
sui facere deteriorem eonditionem (l. 1 $ 2 D. de separationibus 42, 6)8. 

Wie die Maſſe durch Früchte und Einkünfte während des Konkurſes vermehrt wird, jo 
muß fie auch durch notwendige und nütlihe Verwendungen verringert werden; d. h. Schulden, 
die der Vertreter der Mafje als folcher während des Konkurſes fontrahiert, Maſſe— 
fhulden, müflen von dem Ertrage der Mafje vorabgezogen werden, ein Satz, der im 
eigenen wohlverjtandenen Intereſſe der Konkursgläubiger liegt. Es gehören dahin aber nicht 
nur Schulden, die auf dem Willen diefes Vertreters (Konfursfurators) beruhen, ſondern 
auch Anſprüche aus grundlofer Bereicherung (3. B. wegen Veräußerung einer dem Kridar 
nicht gehörigen Sache) und die fortlaufenden (nicht rüdjtändigen) auf den einzelnen Ber- 
mögensobjeften haftenden Abgaben und dinglichen Laſten (Reallaften), und wenn der 
Konfursfurator im Intereſſe der Mafjfe von einem Dritten die Erfüllung eines von dem 
Kridar abgefchloffenen Vertrages fordert, diefe Erfüllung aber nicht anders als durch eine 
Leiſtung feinerfeits (die der Kridar übernommen hatte) erlangen fann, fo ift die Forderung 
des Dritten auf diefe Leiſtung gleichfalls Mafjeihuld. Auch die dem Gemeinfchuldner und 
deffen Familie während der Dauer des Konkurſes bewilligte Unterftügung ift Maſſeſchuld 
(deutfhe Konkursordnung S 513). Die deutſche Konfursordnung SS 50 ff. unterjcheidet 
unter den Mafjefchulden im gemeinrechtlichen eben dargelegten Sinne Mafjefhulden und 


! Die Nealgläubiger wurden früher benachteiligt einerjeitö durch die oft langſame Erledigung 
des Konkurſes, andererfeits dadurch, daß die oft fehr beträchtlichen generellen Untoften des Konkürſes 
und die fogenannten abſolut privilegierten forderungen auch von dem Erlöfe der Viandobjelte mit 
vorabgenommen wurben. 

? Nach gemeinem Nechte entichied über die Befriedigung nicht felten der vielbeiprodiene Unter: 
fchied der Separatiften ex iure dominii und der Separatiften ex inre crediti, ein Unterſchied, der, 
fo jchwerwiegend er war, doch nicht felten äußerft zweifelhaft erichien. 

3 UÜber ein Abfonderungsreht des Miteigentümers oder Socius nach der deutichen Konkurs— 
ordnung val. deutiche Konkursordnung $ 44. 
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Maſſekoſten; erjtere gehen bei etwaiger Inſuffizienz der Mafje den lebteren vor (J 53), 
Mafjefoften find (vgl. die Aufzählung in der deutichen Konkursordnung $ 51) die Koften 
des Befriedigungsverfahrens. 

Mit der Eröffnung des Konkurfes muß der Kridar die Dispofition über das zur Mafje 
gehörige Vermögen verlieren!, wenngleich fein Eigentumsrecht dadurch nicht aufhört, da die 
Konkursgläubiger, in deren Gefamtinterefje die Konfurseröffnung erfolgt, nicht Univerjal- 
fuccefforen des Kridars find, -jondern nur ein Pfandreht an den fämtlichen einzelnen Ver: 
mögensobjeften erlangen?. Der Kridar muß daher in Anfehung der Mafje einen Vertreter 
erhalten, und wie ein redlich verfahrender Schuldner zugleich im Intereſſe feiner Gläubiger 
handelt, jo hat auch der Konkursfurator? die Intereſſen der Gläubiger mit wahrzu— 
nehmen (das Vermögen möglichit heranzuziehen und für eine möglichft vorteilhafte und fichere 
Verwertung zu forgen), und hieraus erklärt ſich denn au, daß das Geſetz (vgl. deutiche 
Konfursordnung $S 121 ff.) bei befonders wichtigen oder der regelmäßigen Verwaltung nicht 
angehörenden Schritten den Kurator (Verwalter nad der Terminologie der deutjchen 
Konfursordnung) verpflichtet, die Anficht der Gläubiger (Gläubigerverfammlung oder bezw. 
des Gläubigerausſchuſſes) einzuholen, einige in Anfehung der Verwaltung zu fafjende Be- 
Schlüffe auch den Gläubigern, als den de facto nächſt ntereffierten, allein vorbehalten hat. 
Aber ſowenig das berechtigte Intereſſe des Kridars — diefen könnte 3. B. eine im nterefje 
eines oder mehrerer Gläubiger vielleicht gelegene Verfchleuderung feines möglicherweife jelbit 
materiell fufficienten Vermögens ſchädigen — als das öffentliche Intereſſe, welches im Kon- 
furje eine nicht unbedeutende Berüdfichtigung verdient, dürfen unter verkehrten Maßnahmen 
des Verwalter wie der Gläubiger, die ja möglicherweife untereinander ſchimpfliche Trans— 
aftionen * vomehmen fönnten, leiden. Daher fteht der Verwalter, der ein munus publicum 
verfieht, unter Auffiht des Gerichts (deutſche Konfursordnung $ 75), und fann von dem 
Gerichte die Ausführung eines von den Gläubigern gefaßten Beſchluſſes unterfagt werden 
(deutjche Konkursordnung $ 91)°. Das gemeine Recht läßt den Kurator definitiv durch die 
Gläubigerfchaft wählen. Indes ift meiftens fofort bei der Konkurseröffnung, wo eine 
Släubigerverfammlung fi noch nicht fonftituieren fann, die Beftellung eines Kurator not- 
wendig. Das Gericht ernannte alfo regelmäßig einen interimiftifchen Kurator. Da aber 
das Gericht felbjtverjtändlih die vorausfichtlihen ntereffen der Gläubiger berüdjichtigt, 
jo wurde der interimiftifche Kurator regelmäßig aud von der Gläubigerfchaft gewählt und 
dann vom Gerichte definitiv bejtätigt. Daher hat die deutiche Konkursordnung SS 70—72 
die Bejtellung des Vermwalters einfach dem Gerichte überwiefen, der Gläubigerſchaft aber frei- 
gejtellt, demnäcdjt einen anderen zu wählen, dem aber das Gericht doch (ebenfo wie im 
früheren gemeinen Rechte) die Ernennung verjagen kann. 

Der Verwalter, deſſen Pflichten und Nechte in Anfehung der Verwaltung, Nechnungs- 
führung die deutjche Konkursordnung dur Detailbeftimmungen genauer regelt, hat Anjprud 
auf Erjat von Auslagen und ein vom Konfursgerichte zu beitimmendes Honorar (aus der 
Konkursmaſſe). Über die Konjtituierung der Gläubigerichaft, infofern diejelbe Beſchlüſſe zu 
fafjen hat, die Beftellung und die Befugnifje eines Gläubigersausfchuffes beitimmen Genaueres 
die SS 79 ff. der deutfchen Konkursordnung. 


I Er verliert nur die Dispofition über die Maffe, wird nicht handlungsunfäbig. Daher fann 
er einen angebotenen Erwerb (Erbichaft, Schenkung) ausichlagen und Anſprüche, deren Berfolgung 
der Kurator ablehnt, kann der Kridar felbftändig vor Gericht verfolgen. 

® Dieje allerdings nicht neue und jehr beitrittene juriftiiche Honftruftion des Verhältniffes der 
Konkursgläubiger dürfte die einzig durchführbare fein. Neuerdings ift fie vertreten und auch in den 
einzelnen Anwendungen verfolgt worden in der Schrift %. Seufferts, Zur Gedichte und Dogmatik 
des deutſchen Konkuürsrechts. 1. Abteil. 1888, freilich nicht, ohne fofort den Widerijpruh Ende— 
manns (Zeitichr. für deutich. Civilprogeh XII 517 ff.) und Otkers (ebenda XV 5 ff.) bervorzurufen. 

3 Er braucht nicht Juriſt zu fein. In kaufmänniſchen Konkurfen wählt man in Handels— 
ftädten oft Kaufleute zu Kuratoren. i 

Gegen ſolche jhimpfliche Transaktionen richtet fich die Strafbeitimmung des $ 213 der deutichen 
Konkursordnnung. 

5 Nach der deutihen Konfursordnung allerdings nur auf in der Gläubigerverfammlung ge 
jtellten Antrag des Verwalters oder eines überftimmten Gläubigers. 
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Mas fpeciell die Rechte und Pflichten des Kurators als Vertreter der Maſſe in An- 
fehung zweifeitiger Kontrafte betrifft, fo find biefelben durch den Grundfag zu be- 
bejtimmen, daß die Konfursgläubiger Pfandgläubiger auch bezüglih der aus ſolchen Kon- 
traften dem Kridar zuftehenden Forderungen find. War der Vertrag von der anderen Seite, 
nicht aber vom Kridar erfüllt, jo liegt den Gläubigern feine Verpflichtung zur Nüdgabe der 
empfangenen Xeiftung ob, da der Pfandgläubiger als ſolcher nur berechtigt, nicht verpflichtet 
ift: der andere Kontrahent kann feine Gegenforderung nur als Konfursforderung geltend 
maden (deutiche Konfursordnung $ 21). it umgekehrt die Leiſtung des anderen Kontra— 
henten noch nicht erfolgt, und ftand dem Kridar, wenn er diefelbe gefordert hätte, die Ein- 
rede des nicht erfüllten Vertrages entgegen, die er erft durch feine Leiſtung zu befeitigen 
hatte, jo fteht diefe Einrede, wie fie 3. B. aud einem Geffionar entgegenftehen würde, auch 
dem Kurator (Verwalter) entgegen: er kann die Gegenleiftung nur gegen feine (des Kridars) 
Leiſtung verlangen; aber er fann zur Erfüllung des KontraftS dur den anderen Kontra- 
henten, der etwa feine Leitung offeriert, nicht gezwungen werden, fann mithin ſich durch den 
Kontraft für nicht gebunden erklären und 3. B. eine von dem Kridar vermietete Sache ver- 
äußern, wobei dem Mieter dann nur die Geltendmadhung der Entjchädigungsforderung als 
einer Konfursforderung bleibt. Diefe im S 15 bejtätigten Grundſätze hat die deutſche 
Konkfursordnung indes hinfichtlich der Pacht- und Mietverträge über Sachen, ſowie hinfichtlich 
der Dienjtmiete modifiziert, einerfeits mit Nücficht darauf, daß der Übergabe der Sache an 
den Mieter bezw. Pächter eine gewiſſe dingliche Wirkung in Übereinftimmung mit mehreren 
modernen Rechten zugejtanden wird, andererfeits aus Billigfeitsgründen. Auch kann bei 
allen zweifeitigen Verträgen der andere Kontrahent nad $ 15 Abſatz 2 von dem Verwalter 
fofort eine Grflärung fordem, ob er, der Verwalter, die Erfüllung begehre. Gewiſſe 
Lieferungsforderungen verwandeln ſich nah $ 16 durch die Honfursordnung ohne weiteres 
in eine Forderung auf das Intereſſe. 

Der Verwalter fann nötigen Falls die Forderungen des Kridars gerichtlich geltend 
machen, wie er andererfeits auch die Mafje gegen Vindifationen und andere Abfonderungs- 
anfprüche verteidigt. Er fann aud in die von dem Hridar begonnenen Prozeſſe eintreten, 
ift aber allerdings ebenfomwenig dazu verpflichtet, wie er verpflichtet ift, zweifeitige von dem 
Kridar gefchloffene Verträge zu erfüllen. Es fann, da der Kridar mit Verbindlichkeit für 
die Mafje nicht weiter progefjieren fann — big etwa der Verwalter (Kurator) erklärt, im 
Intereſſe der Gläubiger feinerfeits nicht prozejjieren zu wollen — hier ein Reafjumtions- 
verfahren eintreten. (Bal. deutfche Civilprozefordnung $ 220.) 

In einem gewiſſen inneren Zufammenhange mit der Frage der Erfüllung zweis 
jeitiger Verträge fteht die für den Gläubiger im Konkurſe äußerſt wichtige Frage, inwieweit 
der Kurator, der ein Aktivum des Hridars geltend machen fünnte, fi die Aufrehnung 
desjelben mit einer Gegenforderung gefallen lafjen muß. Die frage ift mit der Konkurs: 
ordnung (SS 46 ff.), die freilich die Antwort fpecieller in Anfehung unzuläffiger Kompen- 
fationen giebt (vgl. $ 48), einfach dahin zu beantworten, daß Schuld und Gegenforderung 
ihon vor Eröffnung des Konfurfes in derfelben Perfon (wenn auch nur infolge einer Geffion) 
vereinigt jein mußten, jede andere Kompenfation (mit Ausnahme felbftverjtändlich derjenigen 
mit einer als Maffefchuld behandelten Forderung) aber ausgefchloffen ift. Aber dies jo begrenzte 
Kompenfations- (Aufrechnungsrecht:) Necht erleidet zugleich eine Erweiterung und eine Ein: 
fchränfung gegenüber den ſonſt ftattfindenden Kompenfationsrecdhten; eine Ermeiterung, in- 
jofern überhaupt die Konfursforderung fih in Geldforderung umfeßt und deshalb die 
Gleichartigfeit der Forderungen nicht in Betracht fommt, auch das Erfordernis der Fällig— 
feit und Unbedingtheit im Konfurfe ihrer Geltendmahung nicht entgegeniteht; eine Ein— 
ſchränkung, infofern eine gewiſſe Zurüdbeziehung der Wirkungen der Konkurseröffnung bei 
fraudulos vorgenommenen Nechtsgefhäften eintritt (deutfche Konkursordnung $ 488), in 
welcher letsteren Beziehung die deutiche Konfursordnung die actio Pauliana des früheren 
gemeinen Rechts erweitert (vgl. unten). 

Die im Konkurſe geltend zu machenden Ansprüche, welche nur nah Maßgabe der 
Konfursordnung befriedigt werden fünnen (Paſſivmaſſe), beitehen aus den perfönlichen, 
einen Vermögenswert bejigenden Forderungen gegen den Gemeinfchuldner. Anſprüche, die 
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feinen Vermögenswert befiten, find nicht im Konkurſe geltend zu machen. Die gemein- 
fchaftlihe bezw. verhältnismäßige Befriedigung aller jener Forderungen erfordert aber die 
Reduktion aller nicht unmittelbar auf Geld gerichteten Forderungen auf einen Geldwert und 
zwar auf einen gegenwärtigen Geldwert, was namentlich wichtig wird bei betagten Forde— 
rungen und mwieberfehrenden Zeiftungen von beftimmter bezw. unbeftimmter Dauer, und es 
ift deshalb zugleich erforderlich, einen der Geltendmahung der Forderung fonft noch entgegen- 
ftehenden dies oder felbjt eine ihr zur Zeit noch haftende conditio nicht als Hindernis 
ihrer Geltendmahung im Konfurfe zu behandeln. Doc bejtimmt die deutſche Konkurs— 
ordnung $ 60, daß ‚Forderungen unter auffchiebender Bedingung nur zu einer Sicherftellung 
berechtigen; d. h. fie berechtigen zu einer bis zur Befriedigung fortdauernden Kaution, wenn 
das Civilreht dem fraglichen Anfpruche eine derartige Kaution gewährt; fonft findet nad) 
der deutfchen Konkursordnung $ 142 nur bei den Abjichlagszahlungen!, nicht aber bei ber 
Schlußverteilung eine Berüdfichtignng der Forderungen unter auffchiebender Bedingung ftatt. 
Mit der Forderung ſelbſt können deren Acceffionen, insbefondere Zinfen,? geltend gemacht 
werden: doch bejtimmt die deutfche Konkursordnung $ 561, hierin einer bereits für das 
frühere gemeine Recht von vielen in Anfehung der Verzugszinfen aufgeftellten Meinung 
folgend, daß überhaupt die feit der Eröffnung des Konkurſes laufenden Zinfen im Konkurs— 
verfahren nicht geltend zu machen find. Die in älterer Zeit oft vorflommende Benachteiligung 
ausländischer Gläubiger ift ſchon dem früheren gemeinen Nechte fremd, aber durch die deutſche 
Konfursordnung $ 4 noch ausdrücklich (vorbehaltlih des Retorſionsrechtes) ausgefchloffen. 
Dagegen find einige Forderungen, melde nad) dem früheren gemeinen Rechte hinter allen 
anderen Forderungen rangierten und daher regelmäßig doch leer ausgingen, durch die deutſche 
Konfursordnung $ 56 Nr. 3. 4 von der Geltendmahung im Konfurfe gänzlich ausgefchloffen: 
Geldftrafen, Forderungen aus Liberalitäten, 

Die verwidelte Rangordnung der Konfursforderungen des früheren gemeinen Redts iſt 
nach der deutfchen Konfursordnung $ 54 (vgl. auch Einführungsgefeg zur deutfchen Konfursordnung 
88 12. 13. 17 und Eivilprozefordnung $ 709 über das fogenannte pignus in eausa iudi- 
cati captum) durd eine einfache, leicht zu handhabende erſetzt. Es find nur mwenige, 
meiſtens auch nicht übermäßig erhebliche Forderungen? (öffentliche Abgaben, Forderungen 
der Ärzte, Apotheker u. f. w. in beftimmter zeitlicher Begrenzung), denen ein Privileg bei- 
gelegt wird, — fo freilih, daß iura quaesita nad dem Cinführungsgefege in gewiſſem 
Umfange dur die Zandesgefeßgebung gefchont werden fönnen, und daß die Landesgeſetz- 
gebung (nad einer Refolution der Reichstagskommiſſion die Neichsgefeggebung) gemifjen 
Wertpapieren ein Vorzugsrecht durch Eintragung in öffentlihe Schuldbücher gewähren fann. 
Die Generalhypothefen des bisherigen gemeinen Rechts, welche dem Kredite ganz befonders 
nachteilig waren, find nad Maßgabe des S 40 der deutfchen Konfursordnung befeitigt, in: 
fomeit fie auf Mobilien fich erjtreden; eine Anzahl bereit3 erworbener Generalhypothefen 
fann nah Maßgabe der Yandesgefebgebung in Vorzugsrechte verwandelt werden, die in 
öffentliche Bücher eingetragen werden müſſen. (Bal. preußifches Einführungsgefeg SS 18 ff. 
25 ff.; Einführungsgefet zur deutjchen Konkursordnung $ 12.) 

Was das Verfahren betrifft, jo jegt die Eröffnung des Konkurſes, welcher, wie nad) 
früherem gemeinen Rechte, ausfchließlid vor das Gericht des Domizils des Gemeinfhuldners 
gehört (deutjche Konkursordnung $ 64), nad) der deutfchen Konfursordnung 88 94. 95 ebenfo 
wie nad) der für das frühere gemeine Recht richtigen Anficht einerfeits nur die Zahlungs- 
unfähigfeit des Kridars (nicht die ſchwer feitzuftellende Infufficienz des Vermögens), anderer- 
feit3 aber einen Antrag ſei es eines Gläubigers, fei es des Gemeinfchuldners felbjt voraus, 


I Durch einftweilige Refervation der Summe. 

® Aber nach ber deutfchen Civilprogekordnung $ 55 ı nur die vor Eröffnung des Konkurſes 
erwachſenen Koften. 

3 Bat. jedoch die deutſche Eivilprozekorbnung $ 54 Nr. 5: „Forderungen der Kinder und 
Pflegebefohlenen des Gemeinfchuldners in Anſehung ihres gefeglich der Verwaltung desſelben unter- 
worfenen Vermögens“. 

v. Kolgendorff, Encytlopädie. I. 5. Aufl. 54 
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jo daß eine oft von der Praris vorgenommene, in Partikularrechten gut geheißene Eröffnung 
von Amts wegen, welche leicht den Intereſſen des Kridars wie der Gläubiger verhängnisvoll 
werden fann, ausgefchlofien ift. Das Geriht nimmt, wenn die Eröffnung des Konkurjes 
beantragt ift, eine Unterfuhung der Sache vor: der Antrag eines Gläubigers erfordert 
(deutſche Konkursorbnung $ 97) Glaubhaftmahung der Vorausfegungen der Konkurseröffnung. 
Gegen den abmeijenden oder ftattgebenden Beſchluß des Gerichts kann nach dem früheren 
gemeinen Rechte Appellation, nad) der deutſchen Konkursordnung $ 101 ſofortige Beſchwerde 
zur Hand genommen werden. 

Die unmittelbare Wirkung der Eröffnung des Konkurſes iſt ein genereller Arreſt auf 
das Vermögen des Schuldners, Dispoſitionsunfähigkeit des Gemeinſchuldners in Anſehung 
der Konfursmaffe, ſoweit die Nechte der Konfursgläubiger in Betradht kommen. Daraus 
folgt auh, daß nunmehr Zahlungen an den Gemeinjchuldner den Konfursgläubigern (dem 
Kurator) gegenüber an fich nicht mehr liberieren und nur als faktifche Bereicherungen der 
Mafje liberierende Wirkung haben fünnen, und die deutſche Konkursordnung knüpft dieſe 
weitgehenden Wirkungen der Konfurseröffnung an den Eröffnungsbeſchluß felbft, nicht an 
deſſen Behändigung oder öffentliche (allerdings in $ 103 vorgefchriebene) Bekanntmachung. Die 
deutiche Konkursordnung $ 7 hat ſich deshalb aber auch veranlaßt gefunden, zu unten 
eines ohne Kenntnis der Konfurseröffnung Zahlenden (Leiftenden) Ausnahmen zu maden. 

Da der Konfurs eine generelle Erefution in das Vermögen fein fol, jo finden nad) 
der Konkurseröffnung Zmwangsvollftredungen in das Vermögen des Gemeinfhuldners nicht 
mehr jtatt; die begonnenen Zwangsvollſtreckungen werden fiftiert vorbehaltlich der Erefutionen 
zu Gunften Ausfonderungsberehtigter (deutfche Konfursordnung $ 11). Aber die allgemeine 
Beihlagnahme zu Gunften der Gefamtheit der Konkursgläubiger hindert zugleich die fernere 
Entjtehung irgendwelcher dinglidher oder Vorzugsrechte, follte diefe auch (mie 5. B. wenn 
ein Gläubiger ein Recht auf Eintragung einer Hypothel bereits vor der Konkurseröffnung 
in öffentlicher Urkunde eingeräumt erhalten haben follte) ohne irgendwelches Zuthun des 
Gemeinſchuldners, das felbjtverftändlic ohne Bedeutung fein würde, erfolgen fönnen. 
(Deutfche Konkursordnung $ 12.) 

Behufs Sicherung der Konkursgläubiger hat indes bereit3 das römifche Recht es für 
nötig befunden, die Wirkungen der Konfurseröffnung in gewiſſem Umfange gleihjam zu 
antedatieren, d. 5. eine Anfechtung von dem Gemeinſchuldner vor der Konfurs- 
eröffnung vorgenommener Rechtsgeſchäfte in gemwiffen Umfange den benad)- 
teiligten Konfursgläubigern zu geſtatten (mittel® der actio Pauliana), da ohne dies der 
Gemeinfchuldner, der die nfufficienz feines Vermögens fennt und die demnädjtige Eröffnung 
des Konfurfes vorausfieht, durch Rechtsgefchäfte und insbefondere Yiberalitäten das Vermögen 
den Gläubigern im voraus entziehen könnte. Es kann diefe Anfechtung aber freilih, wenn 
nicht andererfeit3 die Sicherheit des Nechtsverfehrs leiden foll, nur geftattet fein bei betrüg- 
li von dem Gemeinſchuldner (in fraudem ereditorum) vorgenommenen Rechtsgefchäften, 
und der andere Kontrahent wird, wenn er in gutem Glauben gehandelt hat, nicht leiden, 
d. h. nicht über die Bereicherung haften dürfen. Die gemeinrechtlichen Vorſchriften über die 
Zuläffigfeit der actio Pauliana find aber, da fie in der Praris vielfah als unzulänglich 
fich zeigten und beſonders die Schwierigfeit des Beweifes eine bedeutende war, nicht un- 
wejentlich zu Gunften einer möglichen Anfechtung modifiziert worden durch die deutſche 
Konkursordnung 88 22 ff. So ift 3. B. die Anfechtung von Liberalitäten, die innerhalb 
eines Jahres vor der Konkurseröffnung geichehen find, ohne weiteres gejtattet, bei der An— 
fechtung entgeltlicher Verträge, die der Kridar mit feinem Ehegatten beziehungsmeife gewiſſen 
nahen Verwandten und Berfchwägerten in dem letten Jahre vor Eröffnung des Verfahrens 
geſchloſſen, die Beweislaft über die Nichteriftenz einer fraudulofen Abficht diefen letteren 
Perfonen auferlegt. 

Coſack, Das Anfehtungsredht der Gläubiger eines zahlungsunfähigen Schuldners. 1834. 


Mit den Wirkungen, welche die Konkurseröffnung auf Ehren- und politiihe Rechte, 
. B. Wahlrechte des Schuldners, hat (Entziehung des Nechts an der faufmännifchen Börfe 
4 erjcheinen), befchäftigt fich die deutiche Konfursordnung nit. In der That hängen dieſe 
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Wirkungen von der Auffafjung anderer Rechtsinftitutionen ab: die Konfurseröffnung bedeutet 
für Ddiefe nur öfonomifche Unjelbjtändigfeit beziehungsmweife ökonomiſche Unzuverläffigfeit, 
unter Umftänden aud eine gewiſſe Beeinträchtigung des Rufes. Dagegen hat die deutjche 
Konkursordnung (val. 3. B. 88 93. 94 ff.) eine Neihe von faktiſchen Sicherheitömaßregeln 
bei Eröffnung des Konkurſes teild vorgejchrieben, teild zum Ermeſſen des Gerichtes veritellt. 
Zum Teil haben diefe Sicherheitsmaßregeln den Zwed, die Konfurseröffnung möglichſt raſch 
zur Kunde aller Beteiligten zu bringen. 

Behufs Feitftellung der Paſſivmaſſe findet nad der deutjchen Konkursordnung 
($ 103) ebenfo wie nad dem früheren gemeinen Rechte eine öffentliche Aufforderung zur 
Anmeldung der Konfursforderungen ftatt, nicht aber, wie nach dem früheren gemeinen Rechte, 
ein förmliches Ausfchlußverfahren (Präflufivbeihein) gegenüber etwaigen nicht rechtzeitig an— 
gemeldeten Forderungen. Vielmehr bejteht der Nachteil verfpäteter Meldung, abgefehen von 
der Tragung der dadurch veranlaßten bejonderen Koften (deutiche Konfursordnung $ 130 am 
Ende), nur darin, daß die fpäter ſich meldenden Gläubiger einerfeits das, mas ohne ihr 
Zuthun fejtgeftellt ift, nicht zu beanjtanden vermögen und, infoweit bereitö Verteilungen 
itattgefunden haben oder aber eine Verteilung bereits (durch Ablauf der Ausihlußfrift für 
Einwendungen) definitiv feitgejtellt ift, auf den etwa verbleibenden Neft angewiefen, nad) 
Ausihüttung der gefamten Mafje aljo ipso facto ausgeſchloſſen find. (Val. namentlid) 
deutjche Konfursordnung $ 143.) 

Die Forderungen der Konfursgläubiger richten fich zunächit gegen den Kridar, aljo da 
diefer dispofitionsunfähig ift in Bezug auf die Maſſe, gegen deſſen gerichtlich beftellten Ver- 
treter, nach dem früheren gemeinen Rechte gegen einen befonderen, gerade zur Prüfung 
und eventuell Bejtreitung der Konkursforderungen beitellten Vertreter, den jogenannten 
Kontradiftor, nad der deutjchen Konfursorbnung, die hierin neueren Partikularrechten, 
insbefondere auch der preußischen Konkursordnung gefolgt it, gegen den Verwalter (Kurator), 
der alfo die Funktionen des Kurator und des Kontradiftor des früheren gemeinen Rechts in 
fich vereinigt. Es verfteht ſich indes von felbit, daß die Erklärungen des Kridars ſelbſt für 
den Kurator, wenn fie auch formell nichts entfcheiden, doch faktiſch vielfach bejtimmend 
fein werden und insbefondere auch zur Aufklärung für die übrigen Gläubiger dienen. 
Daher jchreibt $ 129 Abſatz 2 der deutichen Konkursordnung vor: „Der Gemeinjchuldner 
hat fich (in dem Prüfungstermine) über die Forderungen zu erklären“, während doch nad) 
$ 132 für den Konkurs! nur der etwaige Widerfprud des Verwalters oder eines Gläubigers 
juriftifh von Bedeutung ift. Die Nelevanz eines Widerſpruchs eines Gläubigers erflärt fich 
aber daraus, daß jeder vorgehende oder gleichitehende Gläubiger die Exekutionsmaſſe für bie 
übrigen verringert; die Gläubiger erfcheinen daher, wenn das Verhältnis derſelben juriſtiſch 
fonjtruiert werden foll, alö Intervenienten in Anfehung der Mafje, und daher fann denn 
aud der Verwalter, wenn er glaubt, eine Forderung zugeitehen zu jollen, als Bartei bezüglich 
der angemeldeten Forderung zurüdtreten und ein widerſprechender Gläubiger nunmehr als 
alleinige Partei, genau betrachtet als ntervenient, den etwaigen Prozeß führen, und mög- 
licherweife können jo mehrere Gläubiger gemeinfchaftlich gegen mehrere andere prozeffieren. 
Streng genommen hat nun allerdings der Kontradiktor und ebenfo der Kurator fein nterefje 
an der Nangordnung, daher auc fein Intereſſe an der Eriftenz oder Nichteriftenz eines in 
Anſpruch genommenen Vorrechts; denn dadurch wird die allgemeine Mafje nicht verringert, 
fondern nur die Ordnung der einzelnen Gläubiger affiziert. Nach dem früheren gemeinen 
Rechte war daher aud) dem Kontradiktor und ebenjo dem Kurator die Befugniß, über ein 
beanjpruchtes Vorrecht zu prozeffieren, nicht zuzugeſtehen. Nach der deutjchen Konfursord- 
nung wird dem Verwalter, der auch das beanspruchte Vorrecht prüfen foll, diefe Befugnis 
nicht bejtritten werden fünnen; es wird dem Verwalter aber andererfeits freiftehen, wenn 
etwa nur einzelne Gläubiger an der Beitreitung des fragliden Vorrechts interejfiert find, 
und der Anſpruch auf das Vorrecht. immerhin Gründe für fi hat, die Beitreitung und das 


ı Nach Beendigung des Konkurſes kann allerdings nad der deutichen Konkursordnung $ 152 
Abſ. 2 die Erklärung des Kridars diejem jelbit gegenüber juriftifch bedeutiam werden. 
54* 
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etwaige Prozeſſieren den intereffierten Gläubigern zu überlaffen. Auf die formelle Feſt— 
ftellung der um bejtrittenen Forderungen und Vorrechte beſchränkt ſich nach der deutſchen 
Konfursordnung das Konfursverfahren ; die Feititellung bejtrittener Forderungen und Vor— 
rechte gehört nach der deutichen Konkursordnung (während das gemeine Konfursreht in dem 
Prioritätsurteile auch über beftrittene Forderungen und Vorrechte mindeftens durch Bemeis- 
urteil, alfo unter der Bedingung zu erbringender Beweiſe, entſcheiden ließ) nicht in das 
Konfursverfahren, fondern bildet den Gegenſtand von Specialprozefien, deren Ergebniffe 
allerdings (val. deutſche Konkursordnung $ 135) allen Gläubigern gegenüber wirken und 
von den interefjierten Perſonen zur Kenntnis des Verwalters gebracht werden. Die fogenannte 
Vis attractiva des Konfurjes ift ſonach auch eine bejchränftere ald nad gemeinem 
Rechte. Nach gemeinem Rechte wird das Konfursgeriht für alle Forderungen, deren Be- 
friedigung aus der Maſſe gewollt wird, das ausfchließlich zuftändige Gericht, nur daß bereits 
rechtshängige Forderungen bei dem Gerichte erftritten werden, bei welchem fie zur Zeit der 
Konkurseröffnung anhängig waren; nad der deutſchen Konfursordnung wird das Konfurs- 
gericht nur zuftändig für die Konkursforderungen nah Maßgabe der allgemeinen Kompetenz 
der Amtsgerichte, d. h. alſo mit Bejchränfung auf die die Kompetenzgrenze der Amtögerichte 
bildende MWertfumme: doc) tritt allerdings (vgl. $ 134 Abſatz 2) für die betreffenden (noch 
nicht anderwärts anhängigen) Prozeffe höheren Wertbetrages dasjenige Land gericht als 
ausschließliches Forum ein, zu deflen Bezirfe das Konfursgericht gehört. 

Die Verteilung des Erlöfes der Mafje erfolgte nad dem früheren gemeinen Kon- 
fursrechte prinzipiell auf einmal nad Feftitellung der Liquidität und Priorität der ſämt— 
lihen Konkursforderungen ; nur ausnahmsmeife fonnten bevorzugte Forderungen (die felbitver- 
ftändlih unzweifelhafte jein mußten) vorweg nah Mafgabe der vorhandenen Bejtände 
befriedigt werden. Das Prinzip der deutjchen Konkursordnung iſt dagegen das der fucceffiven 
Verteilung ; jo oft ein nad dem Ermefjen des Verwalters! geeigneter Beitand vorhanden 
it, nimmt diefer eine Verteilung unter Refervierung der Anteile noch nicht feitgeftellter 
Forderungen vor. Während nad) dem früheren gemeinen Rechte das Gericht den Dis- 
tributionsbeſcheid abgab, fertigt nad) der deutſchen Konkursordnung der Verwalter das 
Verzeichnis der bei der Verteilung zu berüdfichtigenden Forderungen an, macht dasjelbe 
(öffentlich) befannt, und nachdem eine Ausſchlußfriſt für nachträgliche Geltendmadhung von 
—— abgelaufen iſt, nimmt er, nachdem den Gläubigern Gelegenheit gegeben iſt, 
etwaige Einwendungen gegen die Art der Verteilung bei dem Gerichte geltend zu machen, 
die Verteilung wirklich vor. Die bei früheren Verteilungen nicht berückſichtigten Forderungen, 
für welche ſpäter die Vorausſetzungen der Berückſichtigung erfüllt werden, kommen bei ſpäteren 
Verteilungen zu dem bei den früheren Verteilungen feſtgeſetzten Prozentſatze vorweg zur Be— 
friedigung; aber freilich eine Herauszahlung ſeitens der Gläubiger, welche eine faktiſch 
J Befriedigung erlangt haben, weil ſie ihre Forderungen früher geltend machten, findet 
nicht ftatt?, 

Mit der Verteilung der gefamten Mafje? erreicht das Konkursverfahren faktiſch fein 
Endet. Die deutfche Konkursordnung $ 151 fchreibt indes noch eine formelle Konftatierung 
diefer Beendigung durch einen Gerichtsbefhluß vor, welche befannt zu maden iſt. Mit der 
Beendigung des Konkurfes hört felbitverjtändlih auch die Beichränfung der Dispofitions- 
befugnis des Gemeinfchuldners auf; ebenſo aber müſſen der Konfequenz nad alle Bejchrän- 


ı Nach der deutihen Konfursordnung $ 138 bat allerdings der Verwalter, wenn ein Gläubiger» 
ausihuß beftellt ift, deiien Genehmigung einzuholen, und nad $ 149 ift die Vornahme der Schluß— 
verteilung an die Genehmigung des Gerichts gewieien. 

2 Daher die befondere Wichtigleit der Schlußverteilung. 

® Nachträgliche Verteilungen (vgl. die deutiche Konfursordnung $ 158), welche durch Freimerden 
zurücbebaltener Beträge oder durch Rückzahlungen — 3. B. eine Refolutivbedingung tritt ein — 
— werden können, find nicht ausgeſchloſſen. Sie erfolgen auf Grund des Schlußverzeich— 
niifes. 

* Das heißt mit Ausnahme der Beträge für Forderungen, deren Befriedigung aus der Maſſe 
noch nicht feitgeitellt ift. Diefe Beträge werden bei Beendigung des Konkurſes hinterlegt. (Deutſche 
Konfursordnung $ 155.) Vgl. für Preußen: Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879. 
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fungen für die Geltendmahung von Forderungen aufhören, welche aus dem Schweben einer 
Generalerefution, die alle anderen Erefutionen unmöglih madjt, folgen. Das frühere 
gemeine Konfursrecht hat indes dieje letztere Konſequenz nicht völlig gezogen, vielmehr, im 
Anſchluß an Beitimmungen des römischen Rechts über die Wirfungen einer freiwilligen Ab- 
tretung der Güter an die Gläubiger behufs deren Befriedigung (cessio bonorum), dem 
Gemeinjchuldner gegenüber der nachträglichen Geltendmahung nicht (beziehungsweiſe nicht 
voll) befriedigter Forderungen das jogenannte beneficium competentiae gewährt: d. h. die 
Nahforderung war an die Vorausfegung gefnüpft, daß der Gemeinſchuldner in befjere Ver- 
mögensumjtände gefommen, und daß das neue Vermögen nicht zu feinem und ber Seinigen 
Lebensunterhalte erforderlih war. Die deutjche Konfursordnung $ 152 Abfah 1 hat mit 
Rückſicht einerfeit3 auf die in der deutichen Konfursorbnung in ausgedehnten Maße gegebene 
Möglichkeit eines Accordes, durch welchen die ökonomische Lage des Gemeinfchuldners und 
fpäterer Erwerb desfelben weit befjer gefichert werden fann, andererſeits aber mit Rückſicht 
auf die bei jeder Zwangsvollitredung nah der Civilprozeßordnung jtattfindende Schonung 
des Schuldners diefe Nechtsmohlthat der Kompetenz (des Notbedarfs) befeitigt. 

Das Konkursverfahren wird nicht felten infofern als ein Übel bezeichnet werden können, 
als es ſelbſt bei thunlichjter Beichleunigung und Bereinfahung häufig den Gläubigern und 
auch dem Schuldner durch die notwendige prozefjuale Feititellung zweifelhafter oder beftrittener 
Anſprüche und durch unzeitige, daher unter dem Werte erfolgende Veräußerung von Ver— 
mögensobjeften und Störung der Erwerbsthätigkeit des Schuldners jchwere Schädigungen 
zufügt. Ein VBergleih (Accord) zwifhen dem Gemeinfhuldner und den Gläubigern, 
welcher den Gläubigern bejtimmte Prozente, diefe aber alsbald gewährt, wird nicht 
jelten die nterefjen der fämtlichen Beteiligten bejjer wahren!. Es fragt ſich aber, da das 
Zuftandefommen eines derartigen angemejjenen Vergleichs leicht durch Unverftand, Eigenfinn 
oder ſelbſt Bosheit einzelner Gläubiger gehindert werden fann, ob nicht hier ein Zwang 
unter gewiſſen Vorausſetzungen gerechtfertigt fei, da in der That durch den Konkurs eine 
gewifje Gemeinfamfeit der Intereſſen gefchaffen, die rüdfichtslofe Verfolgung der Rechte der 
einzelnen ausgefchloffen wird. Schon das römische Recht hat diefe Frage infofern bejaht, 
als, abgejehen davon daß die Majorität der Gläubiger gegen den Willen einer etwaigen 
Minorität die Eröffnung des Konkurſes duch Stundung? abwenden fann, die ein- 
zelnen Gläubiger einer überjchuldeten Erbſchaftsmaſſe dur die Majorität der Gläubiger zu 
einem Nachlaſſe an ihren Forderungen gezwungen werben fünnen, damit jo eine Antretung 
der Erbſchaft durd den Erben ermögliht und die ala ſchimpflich betrachtete bonorum ven- 
ditio von dem Namen des Verftorbenen ferngehalten werde (vgl. 1. 7 88 17—19, 1. 8—18 
pr. D. de pactis 2, 14). Über diefen bejonveren Fall aber ift bereits die gemeinrechtliche 
Praris faft überall hinausgegangen, und mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe des Handels— 
ftandes, welchem an fchneller Erledigung der Konkurſe bejonders liegen muß, haben die Ge- 
jeßgebungen vieler großer Handelsftaaten, insbejondere Franfreihs und Englands, den 
Zmwangsvergleih in ausgedehnten Maße anerkannt. Diefem Beifpiele ift die preußifche 
Konfursordnung und nunmehr die deutſche Konkursordnung SS 160 ff. mit gutem Grunde 
gefolgt. Die deutſche Konkursordnung geht dabei von dem Prinzipe aus, daß ein unbe- 
dingter Zwang der Minorität der Gläubiger dur die Majorität nicht gerechtfertigt fei, 
da in der That die Majorität gegenüber der bejonderen Lage der einzelnen Gläubiger un- 
billig verfahren fönnte, daß vielmehr jever Vergleich erft durch die Genehmigung des Kon: 
fursgerihts wirffam werde, welches, wenn ein Gläubiger widerſpricht, den Vergleihsvorjchlag 
mit Nüdficht auf das ntereffe der Konkursgläubiger zu prüfen hat. Außerdem ift Für— 


ı Dft werden auch dritte Berfonen für die Erfüllung diejes Vergleihs eintreten oder Opfer 
bringen, um dem Gemeinihuldner, der ihnen perfönlich nabe ſteht, bald wieder eine Erwerbsthätig- 
feit zu ermöglichen. 

? Die gemeinrechtlichen Iandesherrlihen Moratorien, die ſchon durch die Partifulargejeg- 
gebung mehr und mehr befeitigt waren, find in die deutichen Neichsjuftizgeiege nicht auf» 
genommen. 
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forge dafür getroffen, daß der Vergleich nicht offenbar unbillige Beitimmungen enthalte !, 
und daß die Mohlthat desfelben nicht Gemeinjchuldnern zu teil werde, welde durch un— 
ehrenhaftes oder verbächtiges Verhalten derfelben unwürdig erfcheinen?, ſowie aud dafür, 
daß ein Vergleih erjt nad gehöriger Prüfung der Sachlage zwangsweiſe bewilligt werben 
fann. (Deutſche Konfursorbnung $ 160.) 

Die Wirkung des Zwangsvergleichs befteht in der Aufhebung des Konfursverfahrens ® 
unter ber fejtgefegten definitiven Reduktion der Forderungen und zwar nad) der deutjchen 
Konkursordnung 5 178* aller nicht privilegierten Forderungen, auch der Forderungen der— 
jenigen Gläubiger, welche nicht an dem Konkursverfahren teilgenommen haben: für den Reſt 
wird der Schuldner liberiert, eine Wohlthat, welche nad dem Schlußfage des $ 178 indes 
auf Mitfhuldner und Bürgen fi nicht erftredt. Mafjeanfprühe und privilegierte For— 
derungen werden durd den Vergleich nicht berührt. Der Verwalter berichtigt fie aus der 
vorhandenen Mafje oder fichert fie, infoweit fie noch nicht fejtgeftellt find ($ 176). 

Wie es der Konſequenz des gemeinen Vertragsrechts entſpricht, aber auch durch die 
Rückſicht auf die Sicherheit des Verkehrs ſich empfiehlt — der Beitand des BVergleihs wird 
nicht abhängen follen von der Willkür eines einzelnen Gläubiger® — kann gegen den Ber- 
gleich, abgejehen von einer demfelben möglicherweife anzuhängenden fafjatorifchen Klaufel, die 
Nichterfüllung nach S 181 der deutſchen Konkursordnung, welche hierin namentlih von dem 
franzöfifchen Nechte abweicht, nicht ald Aufhebungsgrund geltend gemacht werden. Es kann 
vielmehr nur auf Erfüllung geklagt, beziehungsmeife die Zmangsvollitrefung erwirkt werben. 
Dagegen ergiebt fih aus allgemeinen Grundfägen die Anfechtung des Vergleichs wegen Betrugs. 
Aber während nad der preußischen Konkursordnung der einzelne Gläubiger den Accord mit 
der Wirfung der gänzlichen Befeitigung desfelben für alle Gläubiger anfechten konnte, be- 
ichränft ſich nach der deutjchen Konfursordnung die Wirkung auf den einzelnen Gläubiger, 
der im Wege der Klage oder der Einreve oder Replif den gefchloffenen Zwangsvergleih an— 
fit. Doc wirft nad $ 183 der deutjchen Konkursorbnung die rechtsfräftige Verurteilung 
des Gemeinfchuldners wegen betrüglichen Bankferotts als Aufhebungsgrund des Erlafjes für 
alle Gläubiger und veranlaßt nach $ 184 auf Antrag eines Gläubiger, wenn genügende 
Mafje vorhanden ift, die Wiederaufnahme des Konkursverfahrens. 

Befondere Beitimmungen enthält die deutſche Konkursordnung 88 193 ff. über den 
Konkurs von Aftiengefellichaften, eingetragenen Genoſſenſchaften, offenen Handelsgejellichaften 
und Kommanditgeſellſchaften (auch Kommanditgefelihaften auf Aktien) und über das Kon- 
fursverfahren gegen einen Nachlaß, und die deutiche Civilprozepordnung SS 758 ff. beitimmt 
über ein Verteilungsverfahren ohne Konkurs für den Fall, daß bei der Zwangs— 
vollftredung in das bewegliche Vermögen von dem Vollſtreckungsbeamten ein Geldbetrag 
hinterlegt tft, welcher zur Befriedigung der beteiligten Gläubiger nicht hinreiht. Das zu— 
ftändige Amtsgericht entwirft einen Teilungsplan, gegen welchen die beteiligten Gläubiger 
Einwendungen vorbringen fünnen. Aus folhen Einwendungen können ebenfo wie in dem 
wirklichen Konfursverfahren Prozefje der einzelnen Gläubiger gegeneinander in Bezug auf 
Liquidität und etwaiges Vorrecht der einzelnen Forderungen entjpringen?. 


28168: „Der Bergleih muß allen nicht bevorredhteten Gläubigern gleiche Rechte gewähren. 
Eine ungleihe Beftimmung der Rechte ift nur mit ausdrüdliher Einwilligung der zurüdgefegten 
Gläubiger zuläffig. Jedes andere Ablommen des Gemeinichuldners oder anderer Perſonen mit ein» 
zelnen Gläubigern, durch welches dieje bevorzugt werden jollen, ift nichtig.“ 

? Val. die Einzelbeftimmungen in $ 162. 

® Deutiche Konfursordnung $ 177: „Soweit der Zwangsvergleich nicht ein anderes beitinımt, 
erhält der Gemeinichuldner das Reiht zurüd, über die Konkursmaſſe frei zu verfügen.“ 

* Anders verhält es fi 3. B. nad) der Öfterreihiichen HKonfursordnung $ 236. 

° Die deutſche Civilprozeßordnung enthält außer den Beltimmungen über die bereits geichil- 
derten bejonderen Verfahrensarten noch einen befonderen Abfchnitt über das Entmündiqungs- 
verfahren ($$ 599-627) und einen Abſchnitt über das Aufgebotsverfahren ($$ 823-850). 
Beide Verfahrensarten gehören aber, da Privatrechte gegen eine beftimmte Perſon bier nicht erjtritten 
werden, nicht fowohl dem Civilprogeffe als dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit an. Die 
Entmündigung — wegen Geiftestrankheit (88 593—620) und wegen Verſchwendung ($$ 621—627) — 
ift nur oft von der modernen Gejetgebung in die Formen eines Rechtsitreiteö gefleidet, und diefem 
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Prinzipe, welches in gewiſſem Umfange ala zwedmäßig betrachtet werben fann, folgt die deutiche 
Givilprozeßordnung, was bie Anfechtung eines die Entmündigung ausſprechenden Beichluffes betrifft, 
für welhen das Amtägericht des allgemeinen Gerichtäftandes des zu Entmündigenden E zuſtändig 
erklärt iſt. Selbſtverſtändlich gilt in dieſem Verfahren nicht das Dispofitionsprinzip des Civilpro— 
zeſſes und beſteht dagegen in dem Verfahren wegen Entmündigung auf Grund einer Geiſteskrankheit 
eine ausgedehnte Mitwirkung der Staatsanmwaltihaft, melde in dem Anfechtungäverfahren formell 
Bartei ih Das — ——— hat in der deutſchen Civilprozeßordnung nicht vollſtändig 
geregelt werden können; die deutſche Civilprozeßordnung begnügt ſich damit, gewiſſermaßen einen 
gemeinſamen formellen Rahmen für dies Ediklalverfahren zu ſchaffen (Art der öffentlichen Bekannt— 
madhung des Aufgebots, Erlaß, Belanntmahung, Wirkung und Anfechtung des Ausihlußurteils) 
und jpeciellere Beitimmungen über Wechfel, Bapiere auf den Inhaber und in blanto indofjable 
Papiere zu geben. 
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J. Einleitung. 


Die Kirche, die Kirchen und das Kirdenredt. 


8 1. Nicht für die Bezeihnung aller Religionsgefellfhaften, fonden nur für Die 
folder Vereinigungen, welche auf dem Boden des Chriftentums ftehen, hat die Sprache den 
Gebrauch des Wortes „Kirche“ firiert. Die Kirche ift die Gemeinjchaft derer, welche durch 
den chriſtlichen Glauben verbunden find. Aber damit ift der Begriff der Kirche im Rechts— 
finn noch nicht gegeben. Für das Necht eriftiert die Kirche erft dadurd, daß die Gemein- 
ichaft der Befenner Chrifti fich äußerlich organifiert und vermöge der Drganifation in die 
äußere Erfcheinung tritt, um ihre Zwede, die Pflege und Meiterverbreitung der chriftlichen 
Lehre und die Verwaltung der Heilsmittel, zu erfüllen. Die eine driftliche Kirche, als 
welche die Apologie der Augsburger Konfeffion von 1531 Art. VII und VIII die „homi- 
nes sparsos per totum orbem qui de evangelio consentiunt et habent eundem Chri- 
stum, eundem spiritum sanetum et eadem sacramenta sive habeant easdem tradi- 
tiones humanas sive dissimiles“ definiert, ift feine Kirche im Rechtsſinne. Ja auch felbjt 
die Gleichheit der Auffaffung der chriftlihen Offenbarung erzeugt noch nit die Kirche im 
Rechtsfinne, vielmehr bedarf es dazu weiter des äußeren einigenden Bandes einer die Be- 
fenner umfafjenden Organifation. Wenn man daher von einer katholiſchen, griedi- 
fhen, einer in die beiden Hauptrichtungen, die Iutherifche und reformierte, zer- 
fallenden evangelifhen Kirche fpricht, fo ift auch hier Kirche im Lehrfinn, nicht im 
Rechtsſinn gemeint. Im Rechtsſinn giebt es wohl eine fatholifche Kirche, weil die Bekenner 
des Katholicismus in der ganzen Welt durd eine einheitliche Organifation zufanmenge- 
fchloffen find, nicht aber eine evangelifche fei es eine Iutherifche, ſei es eine reformierte 
Kirche, fondern foviel verſchiedene evangelifche Kirchen, wie befondere auf Grund der evan- 
gelifchen Lehre organifierte äußere Gemeinfhaften vorhanden find, 

Köftlin, Das Wefen der Kirche. Stuttgart 1854; A. Ritſchl in den theologijhen Studien 
und Kritiken. Jagrg 1859. Heft 2. S. 189 und in Dove und Friedberg, Zeitſchrift für Kirchen— 


recht VIII 220; Sohm ebenda XI 163: N. Krauß, Das proteftantiihe Dogma von der unficht- 
baren Kirche. Gotha 1876. : 


8 2. Ohne eine beftimmte äußere Drbnung, welche die Anwendung der chriftlichen 
Gnadenmittel und religiöfen Vollmachten und die Wirfung derfelben auf die innere fittliche 
Seite der Menſchen ermöglicht und fichert, fünnen die Aufgaben des Chriftentums inmitten 
des weltlichen Lebens nicht verwirklicht werden. Damit ijt die Notwendigkeit einer bejtimmten 
Organiſation der Gemeinſchaft der Chriften, der Kirche im Nechtsfinne, und aud) die eines 
beftimmten Rechts für die Kirche gegeben. Das Kirchenrecht! (ius ecelesiastieum) ift 


? jiber den damit nicht zufammenfallenden Begriff des ins canonicum ſ. oben S. 187. 
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die Gefamtheit derjenigen Normen, welche die durch das Leben der Menfchen 
in der äußeren chriſtlichen Gemeinfchaft hervorgerufenen Verhältnifje und Beziehungen regeln. 
In das Kirchenrecht gehört demnach die Darftellung der Grundfäge, welche die Nechte der 
dur ihre Negierungsorgane repräfentierten Kirche als folder zu ihren Gliedern und Die 
Rechte diefer einzelnen betreffen. Wenn man vielfach auch die Grundjäge, welche das Ver— 
hältnis der Kirche und ihrer Anhänger zum Staate ſowie zu den ihr Nichtangehörigen und 
den anderen Kirhen und Religionsgejellihaften regeln, dem Gebiete des Kirchenrehts zu— 
weiſt, fo ift dies infofern nicht richtig, als es fich hierbei nicht um ein ausſchließlich eine 
bejtimmte organifierte Gemeinſchaft berührendes, ſondern um ein mwechjelfeitiges Verhältnis 
handelt, welches aud den Staat und die anderen Kirchen und Gemeinſchaften betrifft und 
an defjen Regelung diefelben gleihfalls beteiligt find. Man hat die Gejamtheit der eben 
gedadhten Normen in der Weife in die beiden Kategorien öffentlihes und Privat- 
kirchenrecht eingeteilt, daß dem letteren die Negeln über die Stellung der einzelnen 
Glieder als foldher, dem erjteren aber die Normen über das Verhältnis der Kirche ala Ge- 
famtheit zu ihren Gliedern, zu dem Staate und den anderen Religionsgefellihaften zuge: 
wiejen werden. Diefe praktifch im einzelnen ſchwer durchführbare und jchiefe Klaſſifikation 
verfennt aber, daß auf dem Gebiete der Kirche der Wille des einzelnen nicht das bejtimmende 
Moment für die Feftfegung feiner Befugniffe und Verpflichtungen ift, ſondern daß diefe 
letzteren ebenfalld in der dem Belieben des einzelnen Rechtsſubjekts unerreihbaren Organi— 
jation der Kirche ihren Grund haben. Die fonft hergebradten Einteilungen des Kirchen- 
rechts in ius ecelesiasticum commune und partieulare fowie in ius ecelesiasticum gene- 
rale und singulare erflären fih von felbit. 

Hinfihtlih der Stellung des Kirchenrehts im allgemeinen Rechtsſyſtem iſt eine ver- 
ſchiedene Auffaffung denkbar. Zieht man die organifierten kirchlichen Gemeinſchaften und 
ihr Recht an und für fih, namentlih ohne Nüdfiht auf den Staat in Betracht, fo ordnet 
fih das Kirchenreht den beiden Hauptgattungen des Nechts, öffentliches und Privatrecht, 
nicht unter. Diefe Einteilung nimmt den einzelnen Staat, in weldem ſich alles Recht ver: 
wirklicht, zum Fundament an, die Kirche ift aber ein Organismus, welcher jeiner univerjellen 
Bedeutung und Richtung gemäß zwar in den Staaten zur äußeren Erſcheinung gelangt, 
aber über den einzelnen Staat hinausgeht oder hinausgehen fann und vielfad, namentlich 
im Mittelalter, fein Net unabhängig vom Staate entwidelt hat. Da es fi demnah um 
infommenfurable, nicht in eine Linie zu ftellende Größen handelt, jo fann bei der Klafji- 
fifation der einzelnen Nechtögebiete das Kirchenrecht nur dem Gebiete ſowohl des öffentlichen 
wie auch des Privatrehts, alſo dem weltlichen Rechte überhaupt als geiftliches Necht ent- 
gegengefegt werden. Diefer Standpunkt, welcher durd die heute noch feitgehaltene Bezeich- 
nung ius utrumgque charafterifiert wird, iſt der des Mittelalters. Diefes fannte nur eine 
allein berechtigte, über die einzelnen Staaten hinausgehende univerfelle Kirche, welche fouverän 
und unabhängig von der ftaatlihen Gewalt ihre Verhältniffe regelte. Daher trat ihr Necht 
dem weltlichen Nechte der einzelnen Staaten felbjtändig gegenüber, Nad der modernen 
Auffaffung ift aber die Kirche, weil fie nicht Rechts- und Machtanftalt ift, nicht fouverän. 
Für die Negelung der äußeren Verhältniffe des menſchlichen Zufammenlebens ift der Staat 
die höchſte Macht, jede andere ift ihm unterthan. Someit eine oder mehrere Kirchen, als 
organifierte Gemeinschaften, innerhalb des Staates jtehen, find fie feiner Souveränität 
unterworfen, und fie nehmen ihm gegenüber nur die Stellung von Anftalten, Korporationen 
oder Vereinen ein. Das Necht der einzelnen Kirchen bildet daher einen Teil des jtaatlichen 
oder jtaatlih anerfannten Verbandsrechtes, wiewohl, worauf hier ſchon aufmerffam gemacht 
werden muß, die fatholifche Kirche dieſe Anſchauung infolge ihrer Auffafjung des Ver- 
hältniſſes zwifchen Staat und Kirche nicht ala berechtigt anerkennt. 

Für das Necht ift der Begriff der Kirche, troß der Verfchievenheit der Auffafjung der 
chriſtlichen Offenbarung feitens der einzelnen organifierten kirchlichen Gemeinfchaften, immer 
derjelbe. Aber die Art der Organifation der letteren wird durch den von der einzelnen 
Kirche als Grundlage anerfannten Glaubensinhalt bedingt. Daher ift mit der Verjchieden- 
heit des Dogmas auch zugleich eine Verfchiedenheit des Rechts der einzelnen Kirchen gegeben, 
und es muß einer Konjtruftion des Kirchenrehts auf naturrechtliher Grundlage und der 
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Annahme eines jogenannten natürlichen aus dem Gefellfchaftsbegriff zu jchöpfenden 
Kirhenrehts — Theorieen, von welchen eine Anzahl der im vorigen Jahrhundert und 
Anfang des gegenwärtigen erfchienenen Werke, jo 3. B. die früher viel gebrauchten Bücher 
von G. von Wieſe (f 1824), ausgehen, — die Beredhtigung abgefprodhen werben. In 
den bisherigen Darjtellungen ift jene eben berührte Verfchiedenheit im Nechte der einzelnen 
Kirchen zwar nicht verfannt, es ift ihr aber praftifch dadurch zu wenig Nechnung getragen, 
daß man gewöhnlich das fatholifhe und proteftantifche Kirchenrecht nicht getrennt und jo 
nicht nur dem protejtantifchen Kirchenrechte die unpafjende Syſtematik des Fatholifchen auf- 
gezwungen, jondern aud die Unterlafjungsfünde begangen hat, die Vereinbarkeit mancher 
heute für die evangelifche Kirhe noch als maßgebend erflärter fatholifcher Nechtsfäge mit 
dem Geifte derfelben genau zu prüfen. In der nachfolgenden Überficht fol das Necht jeder 
Kirche gefondert dargejtellt werden. 


H. Gerlach, Yogiich-juriftiihe Abhandlung über die Definition des Kirhenrehts. Paderborn 


1862; Schulte, Kirchenreht I 9; E. Groß, Zur Begriffsbeftimmung und Würdigung des Kirchen- 
rechts. Graz 1872. 


II. Das Recht der katholifhen Rirche. 


A. Die dogmatiſchen Grundlagen der Verfafſung. 


8 3. Nach fatholifcher Lehre ift die Kirche die Gejamtheit aller derjenigen, welche 
durch die Gemeinschaft desjelben chriſtlichen Glaubens und derſelben Saframente unter dem 
Regiment ihrer jchriftmäßigen Oberhirten, der Bifchöfe, und bejonders des ſichtbaren Stell- 
vertreters Chrijti, des Papſtes zu Nom, verbunden find. Diefe Kirche, für deren Begriff 
die furz harakterifierte Verfaſſung mefentlih ift, erhebt den Anſpruch, allein die heilige, 
fatholifche, d. h. die allgemeine, apoftolifche und unfehlbare zu fein, während ihr die übrigen 
hriftlichen Kirchen nur als Neligionsgefellfchaften, welche unberechtigterweife die Bande des 
Gehorjams zerrifjen haben, gelten. Das Recht diefer Kirche beruht entweder auf göttlicher 
Anordnung oder auf menſchlichen Feſtſetzungen und ſcheidet fi) daher in ein ius divinum 
und ius humanum. Die Erfenntnisquelle für das erjtere bilden das alte und neue Teita- 
ment, von denen das alte indeſſen hHinfichtlich feiner Geremonial- und Ritualvorſchriften 
nicht in Frage fommt, fowie die jogenannte traditio divina, d. h. die von Chriftus her- 
rührenden, aber neben der heiligen Schrift nur mündlich fort überlieferten und durd die 
Übereinjtimmung der Kirchenväter bezeugten Anordnungen, durch welche die heilige Schrift 
teils ergänzt, teils der Sinn derfelben näher bejtimmt wird. Das ius divinum iſt als ein 
ewig unmwandelbares Recht dem Einfluß jeglicher gejeßgebenden Gewalt in der Kirche ent- 
zogen, und gerade feinem Gebiete gehören die Fundamentalfäge über die Berfafjung der 
fatholifhen Kirche an. 

Niedergelegt ift diejes Necht, ſowohl das göttliche ala auch das menſchliche, — abge- 
ſehen von der heiligen Schrift — in den oben (S. 188 ff.) bejprochenen Rechtsſammlungen, 
in den in fie aufgenommenen ſowie in den fpäter ergangenen Konzilienbejhlüffen (nament: 
lich das neuere in denen des Konzils von Trient) und in den päpftlihen Defretalen. 


G. Phillips, Kirchenredht I 7. 211. 


8 4. Von ihrem göttlichen Stifter hat die Kirche nach ihrer weiteren Lehre die nötigen 
Vollmachten zur Verwirklichung ihrer Zwede erhalten. Die Gewalt, melde diefen Voll 
machten entfpricht, fcheivet fi) in die potestas ordinis, magisterii und iurisdietionis, 
d. h. die Vollmacht, die göttlichen Gnaden und Heilögüter, insbejondere die Saframente 
zu fpenden, bie rechte Lehre zu verfündigen und zu verbreiten und endlich die Kirche zu 


! Grundfäge des gemeinen in Deutfchland üblichen Kirchenredhts. Göttingen 1793 (6. Aufl. von 
Morftadt. Göttingen 1850) und Handbuch des gemeinen ꝛc. Kirchenrechts. Yeipzig 1799 ff. 3 Teile. 
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leiten und zu regieren. Während früher die potestas magisterii vielfah als Beitandteil 
der potestas ordinis aufgefaßt wurde, zieht das vatifanische Konzil diefelbe, joweit Die 
mit dem Vorrecht der Unfehlbarkeit ausgejtattete Lehrgewalt des Papftes, nicht aber Der 
bloße Lehrauftrag der Biſchöfe und anderer kirchlicher Organe in Frage fteht, unter Die 
potestas iurisdietionis. Die beiden erften Vollmachten find bejtimmt, auf die innere und 
religiöfe Seite des Menfchen zu wirken, und wenn fie materiell höher ftehen als die potestas 
iurisdietionis, melde ihnen nur dient, infofern fie die gedeihliche Wirffamfeit der beiden 
anderen Gewalten durd äuferliche Anordnungen zu fihern berufen ift, jo fommt doch Die 
potestas iurisdietionis allein ihrem inneren Weſen nad für das Nechtögebiet in Betracht. 
Die potestas magisterii tangiert dagegen das letere nur deshalb, weil ihre Ausübung 
äußerli geordnet werden muß, die in ihr liegenden Befugnifje alſo Objefte der potestas 
iurisdietionis fein fünnen. Die potestas ordinis hat zwar ebenfalls aus demjelben Grunde 
für das Recht Bedeutung, aber fie nimmt eine folhe auch noch unter dem viel wichtigeren 
Gefihtspuntte in Anspruch, daß ihr Erwerb in der Negel die VBorausfeßung der Erlangung 


der potestas iurisdietionis bildet. 


P. Hinſchius, Kirchenrecht I 163. IV 2 ff. 5 ff. 432 ff.; Heinze, Das Lehramt in der katho— 
liſchen Kirche und der päpftlihe primatus ordinis. Wien 1876 (aud) in Grünhut, Zeitichrift für das 
Privat» und öffentlihe Recht. Bd. 3). 


B. Die Hierardie und die Leitung der Kirche durch dieſelbe. 


85. Die Bildung der Hierardhie. Die der Kirche gegebenen Vollmachten 
find nicht der Gejamtheit der Mitglieder derfelben, fondern nur einem bejtimmten Stande 
innerhalb derjelben, vem Klerus, übertragen worden. Die Zugehörigkeit zu demjelben wird 
dur den Empfang der Weihe oder die Ordination erworben, d. h. desjenigen Safra- 
mentes, welches die bejondere geiftige Befähigung (facultas spiritualis) verleiht, die kirch— 
lihen Heildgüter mit der von Chriftus verheifenen Wirkung zu verwalten. Unter den 
heiligen Funktionen ift die beveutungsvollite die Darbringung des unblutigen Opfers Chrijti 
durch die Verwandlung von Brot und Wein in deſſen heiligen Leib. Die Fähigkeit dazu 
ſteht ſowohl dem Biſchof wie auch dem einfachen Prieſter (presbyter) zu, welche daher 
beide unter der Bezeichnung „sacerdotes® und „sacerdotium* begriffen werden. Eine 
höhere Machtfülle im Bergleih zum einfahen Presbyter kommt aber dem Biſchof infofern 
zu, als er allein im ftande ift, durd Mitteilung des heiligen Geiftes das Prieftertum fort- 
zupflanzen, Nur die Bifchöfe gelten — ſchon nad einer Ende des dritten Jahrhunderts 
firierten Auffaffung — als die Nachfolger der Apoftel hinfichtlich der Vollmachten und des 
Berufes derjelben zur Bezeugung und Bewahrung der apoftolifchen Überlieferung. Aus 
dem Diafonat, einem Amte dienender Stellung gegenüber dem Prieſtertum, deſſen Eriftenz 
Ihon für die älteften Zeiten der chriſtlichen Kirche bezeugt ift, haben fich feit dem dritten 
Jahrhundert eine Neihe befonderer Ämter, auf welche die verfchiedenen und zwar die 
niedrigeren Funktionen des Diafonats übergegangen find, die Ämter des Subdiafonen, 
des Afolythen, des Erorciiten, des Lektors und Oſtiarius herausgebildet, 
und die Inhaber derfelben vom Dialonat an werden im Gegenfat zu den sacerdotes als 
Träger des ministerium oder ald ministri bezeichnet. Somit umfaßt die Ordination oder 
der ordo, je nachdem man — was in der fatholifchen Kirche dogmatiſch nicht entjchieden 
ift — die Stufe des Bischofs und des Priefters als eine einzige, dem Weſen nach gleiche 
oder als zwei verſchiedene auffaßt, fieben oder acht Weihearade (ordines), von denen früher 
jeder Grad befonders und zwar der Reihenfolge nah vom Ditiariate an aufwärts durch— 
laufen werden mußte. ihre Inhaber bilden mit Nüdficht auf ihre verfchiedenartig abgeitufte 
Stellung die fogenannte hierarchia ordinis. Unter den Weihegraden werden die vier eriten 
(bis zum Subdiafonat einfchließlih) als ordines maiores oder sacri, die übrigen als 
ordines minores oder non sacri bezeichnet. Die leßteren find jchon jeit mehreren Jahr— 
hunderten fajt überall nur formelle Durchgangsſtufen geworden und fönnen daher gemein- 
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Schaftlich verliehen werden, wobei zugleich die allerdings auch abgejondert gewährte Erteilung 
der Tonfur, des äußeren Zeichens des geiftlichen Standes, erfolgt. 
Zaspeyres in der allgemeinen Encyflopädie von Erfh und Gruber, Sekt. 3 Bd. V; 


Hinfhius, Kirhenreht I 1; Harnad, Über den Urfprung des Lektorats u. i. w. Giefen 1886; 
Seydel, Die Diakonate in der tatholifchen Kirche. Regensburg 1884. 


8 6. Von dem Eintritt in den Klerikalſtand ausgefchlojjen, abfolut unfähig (inca- 
paces) für die Ordination, fo daß die dennoch vollzogene Weihe volllommen wirkungslos 
(invalida) ift, find allein die Ungetauften und Weiber. Außerdem hat aber das Kirchen- 
recht noch eine Neihe von Erforbernifjen für die Weihekandidaten aufgeftellt, deren Mangel 
zwar die Ordination nit als null, aber als unerlaubt (illieita) erfcheinen läßt und die 
Ausübung des fo erlangten ordo fowie die Erwerbung eines höheren hindert. Das Vor- 
handenfein eines der Weihe entgegenftehenden Hinderniffes heißt technifch irregularitas. Die 
letztere kann hervorgehen aus einem Mangel (defeetus), welcher geeignet ift, der Würde und 
dem Anjehen des Geiftlihen beim Volke Eintrag zu thun, oder ihn zur Verwaltung der 
geiftlihen Funktionen untauglich erfcheinen läßt. Als foldhe fogenannte irregularitates ex 
defecetu gelten der Mangel der ehelichen Geburt (defeetus natalium), das Vorhandenfein 
förperlier, Anftoß erregender oder die Ausübung der geiftlihen Funktionen hindernder 
Gebrehen und Krankheiten (defectus corporis), der Mangel des nötigen Alters, weldes 
für den Biſchof das vollendete 30., für den Priefter das angetretene 25. Lebensjahr ift 
(defectus aetatis), der Mangel der erforderlihen Kenntniffe und Vorbildung (defeetus 
scientiae), die erft jüngſt erfolgte Belehrung zum Chriftentum bezw. der Mangel der 
Firmung (defeetus fidei), der fogenannte defectus sacramenti, der dann vorliegt, wenn 
der Betreffende ſchon in zwei durch Beifchlafsvollziehung fonfumierten Ehen oder in ber 
Ehe mit einer ſchon von einem anderen Manne fleiſchlich erfannten Perfon gelebt hat, ver 
Mangel der nötigen Herzenamilde (defectus perfeetae lenitatis) bei ſolchen, melde er- 
laubterweife, wie Richter, Zeugen, Soldaten ꝛc., durd ihre Handlungen die Tötung oder 
die Verftümmelung eines Menfchen herbeigeführt haben, der defectus libertatis, wodurch 
Sklaven, Ehemänner ohne Konſens ihrer Frau, Inhaber beftimmter Staatsämter, Vormünder, 
Verwalter u. ſ. w., die ihrer Pflicht zur Nechnungslegung noch nicht genügt, ausgejchlofjen 
werden, endlich der defectus famae bei folden, welde durch Erleidung von Ehrenitrafen 
oder durch ihre Lebensweiſe und ihren Beruf der öffentlihen Achtung verluftig gegangen 
find. Wegen der fogenannten irregularitas ex delieto ift dagegen der Eintritt in den 
Klerus allen denjenigen verwehrt, welche ſich vor Gericht erwiejene oder öffentlich befannt 
gewordene Vergehen und ohne NRüdficht auf das Moment der Publicität die Verbrechen der 
Tötung, Verjtümmelung, Ketzerei, Apoftafie, des Mißbrauchs des Saframents der Taufe, 
des orbnungsmwibrigen Empfangs und der ordnungsmwidrigen Ausübung der Weihen, des 
Verſuchs der Ehefchliefung trot der Ablegung des feierlichen Keufchheitsgelübdes (alfo feitens 
eines Ordensgeiftlichen oder eines Klerilers der höheren Weihen, fogenannte bigamia simi- 
litudinaria) haben zu ſchulden fommen laſſen. 


Boenninghausen, Traet. de irregularitatibus. Monast. 1863. Fase. III; Hinfchius, Kirchen: 
recht I 7.11; 9. Sachße, Die Lehre vom defeetus sacramenti. Berlin und Leipzig 1881. 


87. In den erften Zeiten der Kirche wurde niemand ohne die Erlangung eines 
Amtes an einer beftimmten Kirche (des fogenannten titulus) ordiniert und damit war ohne 
weiteren der Lebensunterhalt des Geiſtlichen ficher geftellt. Als fpäter die Zahl der kirch— 
lichen ÄAmter oder Benefizien für die Kleriker nicht mehr hinreichte, weihte man diefelben 
abjolut ohne Rüdficht auf ein beftimmtes Amt, wenn ihre Eriftenz durch eigenes Vermögen 
gefichert war. Darin liegen die Anfänge des heutigen Nechts, welches die abfolute Drbi- 
nation geftattet, aber als Bedingung derſelben für den Geiftlihen ver Höheren Grade 
einen jogenannten Titel im neueren Sinn d. h. ein jtandesgemäßes Einfommen verlangt, 
Neben dem noch immer als die Negel geltenden Titel der Amtseinfünfte (titulus beneficii) 
fommen fubjidiarifch vor: der fogenannte titulus patrimonii, das auf immobilien rabizierte 
Einkommen oder eine auf diefe Meife feitens eines Dritten verfiherte Nente (titulus pen- 
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sionis), der fogenannte titulus mensae, d. h. ein rechtsverbindliches Verfprechen, nötigen 
Falle, namentlich bis zur Erlangung eines Benefiziums, dem Geiftlichen den erforderlichen 
Unterhalt zu gewähren, deſſen Abart, der fogenannte landesherrliche 3. B. in Ofterreich, 
Bayern und der oberrheinifchen Kirchenprovinz übliche Tifchtitel, eine derartige vom Staat 
gewährte Verſorgung bildet, endlich der fogenannte titulus professionis oder paupertatis 
für Ordensgeiftlihe und der titulus missionis für die Zöglinge der römiſchen Miffions- 
anftalten, meil der Lebensunterhalt der betreffenden Geiftlihen durch ihr Klofter oder die 
Anftalt gefichert ift. 


Hinſchius, Kirhenreht I 68; J. Nade, Die Tifchtitel. Paderborn 1869. 


8 8 Befähigt zur Erteilung der Weihe ift für die Regel nur ein fonfefrierter Bifchof 
und dieſer Grundfag gilt ausnahmslos für die Weihen bis zum Diafonat einschließlich. 
Die Befugnis zur Ordination ift aber mit diefer Befähigung noch nicht gegeben, vielmehr 
müffen befondere Vorausſetzungen dafür vorhanden fein, weil es ſich in dieſer Beziehung 
um eine Einrichtung handelt, welche die äußere rechtlihe Drdnung der Kirche, das Gebiet 
der iurisdietio, betrifft. Da nur dem Papſt die Leitung und die Negierung der ganzen 
Kirhe zufteht, fo fann er aud allein Geiftlihe aus allen Teilen der Kirche weihen, der 
einzelne Bifhof iſt nur berechtigt, die feiner Regierungsgewalt unterworfenen Perfonen zu 
ordinieren. Seine bezügliche Kompetenz wird begründet ratione originis, d. h. durch Ge- 
burt des Kandidaten an einem innerhalb der Diöcefe belegenen Domizil feines Baters ; 
ratione domieilii, d. 5. durch eigenes Domizil des Kandidaten; ratione benefieii, d. 5. 
durch Übertragung eines Benefiziums in der Diöcefe des mweihenden Bifhofs, und endlich 
ratione familiaritatis s. commensalitii, d. 5. durch ein dauerndes, mindejtens dreijähriges 
Dienftverhältnis des Kandidaten zum Bifchof, fofern der eritere auf Koſten des Bijchofs 
gelebt hat und binnen Monatsfrift ein Benefizium verliehen erhält. Sonſt bedarf es einer 
Übertragung der Befugnis des kompetenten Biſchofs an einen nicht zuftändigen durch joge- 
nannte litterae dimissoriae (Entlafjungsfchreiben). 


Hinſchius, Kirchenrecht I 80. 


8 9, Durd- die Ordination empfängt die betreffende Perfon die befondere, fie jpecififch 
von den Laien unterfcheidende geiftige Befähigung (facultas spiritualis), die aus dem er— 
haltenen ordo herfließenden Funktionen vorzunehmen. Zur erlaubten Ausübung des ordo 
bedarf es aber noch der Übertragung eines Amtes oder einer befonderen Autorifation, einer 
fogenannten missio legitima, obwohl der Mangel diejer Erfordernifje die vorgenommene 
Handlung nicht nichtig macht. Durch die Priefter- und Bifchofs-, nad einigen aud dur 
die Diafonatsmweihe wird zufolge einer feit Ende des zwölften Jahrhunderts firierten Theorie 
die Befähigung in der Weife mitgeteilt, daß fie der betreffenden Perfon einen fogenannten 
character indelebilis aufprägt. Diefer fann auf feine Weife, mithin 3. B. nicht einmal 
dur Abſetzung oder Abfall vom chriftlichen Glauben, verloren gehen, nur übt der in foldher 
Lage Befindlihe die Funktionen feines ordo wenngleich valide, doch illicite aus. 

L. Thiele, De charactere indelebili ete. diss. Regiomonti 1861: Hinſchius, Kirchenrecht I 117. 


8 10. Diejer befonderen Stellung des Klerus gemäß hat die Kirche von jeher eine 
Reihe von Privilegien für denfelben beanfprucht, welche feine höhere Würde dem Laien- 
ftande gegenüber zum Ausdrud bringen follen. Sie fommen nicht nur den Drbinierten, 
fondern auch unter gewifjen Vorausfegungen ſchon denjenigen, welche allein die Tonfur er- 
halten haben, zu. Ausſchließlich auf kirchlichem Gebiete kann fich das fogenannte privile- 
gium canonis (se. si quis suadente diabolo, e. 29. C. XV. qu. 4., entnommen dem 
I. Zateranenfifchen Konzil von 1139) bethätigen, wonach die abfichtlihe Verlegung eines 
Klerifers oder die Verübung einer Realinjurie gegen denfelben den fofortigen ipso iure 
erfolgenden Eintritt des großen Banns nad fich zieht und der letztere für die Negel nur 
auf beim Papfte perfönlich nachgeſuchte Dispenfation gehoben werden kann. Während aber 
ferner die Kirche die Eremtion der Geiftlichen von jeglicher, der Civil- und Strafgerichts- 
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barfeit des Staates (das jogenannte privilegium fori), die Freiheit derfelben von allen öffent: 
lihen Abgaben und Laſten (fogenanntes priv. immunitatis), ferner die Erefutionsfreiheit des 
zum notwendigen Zebensunterhalt erforderlichen Teils des Einfommens (priv. competentiae) 
in Anfprud genommen hat, ift das erjte Privilegium von den deutfchen Staatsgeſetzgebungen 
heute befeitigt, in Bezug auf die beiden anderen Punfte find dagegen die Geiſtlichen gemöhn- 
lich den Staatsbeamten gleichgeftellt (val. Civilprozeßordnung 8749 Nr. 8). Die Standes— 
pflichten der Kleriker beſtimmen ſich im einzelnen durch den allgemeinen Grundſatz, daß 
ſie eine der Würde ihres Standes entſprechende Lebensart führen, ſich ihrem Beruf unge— 
teilt hingeben, den übrigen Mitgliedern der Kirche in der Übung chriſtlicher Tugenden als 
leuchtendes Beiſpiel vorangehen und an ihrer eigenen intellektuellen Fortbildung und ſitt— 
lien Vervollkommnung meiter arbeiten follen. Im einzelnen find hervorzuheben die Vor: 
Ichriften, daß die Geiftlihen die Tonfur und die geiftlihe, dem Gebraude ihrer Diöcefe 
entfprechende Kleidung tragen, einen feufchen Lebenswandel führen und ſich befonders eines 
Verdacht erregenden Umgangs mit dem weiblichen Geſchlecht enthalten, fich nicht meltlichen 
Vergnügungen und Gefchäften (4. B. dem Betriebe des Handels) hingeben und regelmäßig 
den täglichen Gottesdenſt nah Mafgabe des dazu bejtimmten Gebetbuches, des jogenannten 
Breviers, verrichten jollen. Endlich befteht für die fatholifchen Geiftlichen der höheren ordines 
die Pflicht zur Beobachtung des Cölibatgefeges, welches diefelben hindert, eine kirch— 
liche, gültige Che einzugehen. Urſprünglich durd die Anfchauung von der Verdienſtlichkeit 
der Virginität und von der Ertötung des Naturtriebes hervorgerufen, iſt in der abend- 
ländifchen Kirche das Verbot zwar ſchon im dritten Nahrhundert aufgeitellt, hat aber na- 
mentlich bei den germanifchen Völkerſchaften in den erften Zeiten des Mittelalters feine 
praftifche Geltung erlangt Seit dem zehnten Jahrhundert hat die Kirche den nie ganz 
aufgegebenen Kampf für die Durchführung des Cölibats wieder mit mehr Entjchiedenheit 
aufgenommen, namentlich um die Beeinträchtigung des kirchlichen Vermögens durch die Defcen- 
denten der Klerifer und ein Erblichwerden der firhlihen Benefizien zu hindern. Im folgen- 
den Jahrhunderte führte Gregor VII, unterftüst von der die Enthaltfamfeit ala die wahre Hei- 
liaung proflamierenden Neform- und Mönchspartei, diefe Bejtrebungen auf das energifchte weiter, 
indem er in der Durchfegung des Gölibats ein Mittel erfannte, das von allen Banden der 
Familie losgelöfte Prieftertum zu einem für hierarhifche Tendenzen unbedingt verwenbbaren 
Werkzeug zu machen. Von entjcheidendem Erfolge find dieſe Beftrebungen ebenfalls nicht 
geweſen, es ijt vielmehr dadurch nur foviel erreicht: worden, daß feit jener Zeit das Cölibats- 
gejeg nicht, wie früher, völlig für die Praxis in Vergeffenheit geraten iſt. Erſt noch ge 
raume Zeit nach dem Tridentinifchen Konzil im 17. Jahrhundert hat das durch dasſelbe 
von neuem fanktionierte Gefet volle praftiihe Wirkſamkeit erlangt, und auch auf ftaatlichem 
Gebiete in den meiften Zänd n, 3. B. in Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Ofterreih — 
nicht aber in Altpreußen — ——— gefunden, jedoch iſt ihm dieſe für Deutſchland 
durch das Reichsperſonenſtandsgeſetz von 1875 wieder entzogen worden. 

Privilöges du clerg& in den analecta iuris pontifieii. Rome 1866. p. 1789; Hüffer, Das 
privil. —— in Moys Archiv für katholiſches Kirchenrecht II 155; Probſt, Brevier und 
Breviergebet. 2. Aufl. Tübingen 1868; A. de Roskoväny, Coelibatus et breviarium ete. Peſt 
1861. Tom. IV; Henry C. Lea, An historie sketeh of sacerdotal celibacy. Philadelphia 1867; 
v. Schulte, Der Cölibatszwang. Bonn 1876: Yaurin, Das Cölibat der Beiftlihen. Wien 1880: 
Hinſchius, Kirchenrecht I 118. 130. 141. 144. 


8 11. Der für die Leitung der Kirche beftimmte Organismus. Die 
Mitglieder des geiftlihen Standes find für die Negel allein fähig, die äußere Yeitung der 
Kirche zu führen, .alfo die jogenannte iurisdietio auszuüben. Für die Regierung bejteht 
in der Kirche ein Organismus mit ein für allemal abgegrenzten Befugniffen, und da der 
Inhaber mit dem Erwerb eines darauf gerichteten Amtes einen beftimmten fraft objeftiver 
Nechtsregel damit verknüpften Anteil an der Leitungsgewalt erhält, jo wird die ihm aus 
dem ebengedadhten Grunde zuftehende Jurisdiftion als iurisdietio ordinaria und der Be- 
amte ſelbſt alö iudex ordinarius — unter welche Kategorie 3. B. der Papſt, die Erz- 
bifchöfe und die Bifchöfe gehören — bezeichnet, im Gegenſatz zu der iurisdietio delegata, 
welche dadurch entiteht, daß der iudex ordinarius von der ihm — —— Ge⸗ 

v. Holvendorff, Eneytlopädie. J. 5. Aufl. 
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brauch macht, einer anderen Perſon die Ausübung eines Teils feiner Jurisdiftionsrechte zu 
übertragen. 


Hinſchius, Kirchenrecht I 163. 171: Kämpfe, Die inrisdietio ordinaria ete. Wien 1576 
und im Arhiv für fatholifhes Kirchenrecht XXXXI 358. 


8 12. Die Spige und das Haupt der Kirde bildet der Papſt kraft der fatho- 
lifcherfeit8 angenommenen Succeffion in die Stellung des Apojtels Petrus. Er befigt — ab 
geſehen von dem fogenannten primatus honoris, d. h. einer Reihe befonderer Ehrenrechte — 
den jogenannten primatus iurisdietionis, welcher ſich namentlih in dem oberiten Gejeß- 
gebungsrechte, der höchſten Gerichtsbarkeit, dem oberjten Auffichts-, Beſteuerungsrechte, der 
Dberleitung der kirchlichen Vermögensverwaltung äußert. Gleichzeitig ift der Papit auch 
Diöcefanbifhof von Rom, Erzbiichof oder Metropolit der römifhen Provinz und Patriarch 
des Abendlandes. Die weltliche Souveränität über den Kirchenftaat (patrimonium Petri), 
ein Territorium, welches fih durd Schenkungen und andere Erwerbstitel ebenjo wie Die 
weltlichen Fürftentümer im Lauf des Mittelalters gebildet hat, welches aber von jeher als 
ein Stüd Kirchengut und als beftimmt, die allgemeine Verwaltung der Kirche aus feinen 
Erträgniffen mit zu bejtreiten, betrachtet worden ift, hat der Bapft im Jahre 1870 ver- 
loren. Daß der Primat ein mwejentlihes Moment der Verfaſſung ſei, ift ein unbejtrittener 
Glaubensartifel der fatholifchen Kirche. Dagegen hat über die Stellung des Papftes zu den 
Biſchöfen ſeit langer Zeit ein Streit zwischen zwei verfchiedenen Auffaffungen, dem fogenannten 
Papal- und dem fogenannten Epijfopalfyjtem, geherrfcht. infolge der Zerrüttungen, 
welche die Überfiedelung der Päpfte nad Avignon, der lang andauernde Streit zwijchen den 
verjchiedenen Gegenpäpiten und das Zerwürfnis zwiſchen Papſt und Kaifer in der Kirche 
feit dem 14. Jahrhundert hervorgerufen hatten, trat bei der dadurch herbeigeführten 
Minderung des päpftlichen Anfehens der Epijfopat naturgemäß als der zur Neform der 
Kirche berufene Faktor in den Vordergrund. Auf den Neformkonzilien zu Piſa (1409), 
Konjtanz (1414—1418) und Bafel (1431—1443) wurde die Theorie nicht nur aufgeftellt, 
ſondern auch durch Abſetzung der Päpſte geltend gemacht, daß der zum allgemeinen Konzil 
verfammelte Epiffopat die höchite Autorität in der Kirche, welcher auch der Papjt unter: 
worfen jet, repräfentiere. In ‚Frankreich ift diefer Grundfaß, welchen die berühmte Deela- 
ration du elerg® de France sur les libertes et franchises de l'église Gallicane von 
1682 gleichfalls wiederholt hat, ein Teil des gallifanifchen Kirchenrehts geworden. Ebenſo 
hat er in Deutſchland nit nur dur Vermittlung des ius ecelesiastieum des Nieder- 
länders van Espen eine weitere theoretifche Ausgeftaltung erfahren, jondern aud die 
deutjchen Negierungen haben meijtens gleichfalls jene die Stellung des Epiſkopats betonende 
Anſchauung feſtgehalten und bis auf die neuere Zeit dieſelbe praktiſch zu verwerten geſucht, 
ja im Jahre 1786 hat ſelbſt ein Teil des deutſchen Epiſkopats das freilich vergebliche Be— 
mühen unternommen, eine durch das Bistum regierte jelbftändige deutſche Nationalkirche zu 
ihaffen. Die eben gedachte Theorie (das fogenannte Epifftopaljyitem) hat aus dem 
erwähnten oberjten Grundfag die Konſequenz gezogen, daß der Zwed des Primates allein 
die Erhaltung der kirchlichen Einheit fei, dem Papſt alfo nur die dazu unbedingt notwen- 
digen Befugnifje als wefentlihe Rechte zufommen, während die fonjtigen von ihm geübten 
Nechte lediglich als accidentelle betrachtet werden. Die gegenteilige Auffajfung (das jogenannte 
Papalſyſtem) jieht dagegen im Papſt den Träger der ganzen Machtfülle und legt den 
Biihöfen, denen fie die Stellung als von Gott eingefegter Organe zur felbjtändigen Yeitung 
ihrer Diöcefen abjpricht, allein eine vom Papſttum abgeleitete, fie nur zu Gehülfen des- 
jelben erhebende Gewalt bei. Seit dem Tridentinum, welches die direfte Entjcheidung des 
Streites vermieden hat, aber in feinen einzelnen WVorfchriften dem Papalſyſtem günftig er: 
iheint, hat das letztere praftiih die Oberhand behalten und ijt auf dem vatifanischen 


Konzil durch die Const. Pastor aeternus vom 18. Juli 1870 dogmatifch fanktioniert 
worden. 


Hübler, Konftanzer Reformation. Leipzig 1867: (P. Pithou), Les libertss de l’öglise Galli- 
cane. Paris 1594: Bossuet, Defensio declarationis celeberrimae ete. Luxemb. 1730: Iustini 
Febroni (v. Sontheim) ICti de statu ecelesine et legit. potest. Romani pontifie. lib. sing. 
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Bullioni (Frankfurt a. M.) 1763; P. Ballerini, De potest. eccles, summ. pontif. et concilior. 


ener. etc. Veron. 1768; A. de Roskoväny, Roman. pontifex etc. Nitr. 1867. Vol. IX: 
8. Mejer, Zur Geihichte der römiſch-deutſchen Frage. Teil I. Teil II. Teil III. Roſtock 1871 ff.; 
v. Schulte, Die gegenfeitigen Verhältniſſe der Bischöfe, Konzilien, Päpſte x. Prag 1871: Hin— 
ſchius, Kirchenrecht I 195. 206. — llber das vatitanifche Konzil insbej. vgl. Conr. Martin, 
Omnium cone. Vaticani ... documentor. coll. ed. 2. Paderborn 1873; Ioh. Friedrich, Docu- 
menta ad illustrandum conc. Vaticanum. 2 Part. Nordling. 1871. 1872; €. Friedberg, Sammlung 
der Aftenjtüde zum erften vatifanifchen Konzil. 2 Teile. Tübingen 1872; Eug. Ceeconi, Storia 
del coneilio Vaticano. Vol. I. Rom. 1872 (deutih v. W. Molitor. NRegenäburg 1872); Th. From— 
mann, Geſchichte und Kritik des vatifaniichen Konzils. Gotha 1873; Quirinus, Römijche Briefe 
vom Konzil. Münden 1870; Job. Friedrid, Tagebud während des vatikaniſchen Konzils. 
2. Aufl. Nördlingen 1873; Derfelbe, Geſchichte des vatifaniichen Konzils. Bonn 18771887. 3 Bde.: 
Hinſchius, Kirchenrecht III 452. 603, 

Infolgedeſſen hat ſich in der fatholifchen Kirhe eine Bewegung geltend gemacht, 
welche in innerlicher Verwandtſchaft mit dem Epiffopalismus und Gallifanismus Die 
Konzilsbeichlüffe als nichtig betrachtet und ſowohl die päpftliche Unfehlbarfeit als auch den 
päpftlihen Univerjalepiffopat leugnet. Die Anhänger diefer Richtung, die jogenannten 
Altfatholifen, welche den Papſt und die die überwiegende Mehrheit bildenden Anhänger 
der vatifanischen Beichlüffe des Abfalld von dem wahren fatholifhen Glauben beſchuldigen, 
haben ſich in Deutjchland unter einem befonderen, von den altfatholifchen Prieftern und den 
Delegierten der Gemeinden am 4. Juni 1873 gewählten, von dem niederländifchen janfe- 
niftifchen Bifchof von Deventer am 11. Auguft 1873 geweihten Biſchof organifiert, nach— 
dem ſie bereits eine Anzahl bejonderer altkatholifcher Gemeinden und Vereine gebildet 
hatten. Ihre Verfaffung ift definitiv durch die Beſchlüſſe der erften altfatholifchen Synode 
vom 27. bis 29. Mai 1874 geregelt und ſucht das Gemeindeprinzip mit der leitenden 
Stellung des Klerus, welche fatholifcher Anfhauung gemäß für alle geiftlihen Angelegen- 
heiten fejtgehalten ift, zu vereinigen. (Vgl. au unten 88 51 und 53.) 

v. Schulte, Die Berechtigung des Vorgehens der Altkatholifen vom Standpunfte des Kirchen— 
rechts. Bonn 1873; E. Friedberg, Aftenftüde die alttatholifhe Bewequng betr. Tübingen 1873 ff. 
(auch als Anhang zu Dove und Friedberg, Zeitichrift für Kirchenrecht. Bd. XII ff.); Beſchlüſſe 
der erften Synode der Altkatholiten des Deutichen Reichs. Amtl. Ausg. Bonn 1874; Th. Förſter, 
Der Altkatholieismus. Gotha 1879; Ch. Bühler, Der Altkatholicismus. Leyden 1880; v. Schulte, 
Der Altkatholicismus. Stehen 1887. 


8 13. Neben dem Papſte fteht als zweites höchſtes Organ das allgemeine Konzil, 
deſſen Berufung vom Papſte ausgeht und zu weldem alle jtimmberedhtigten Teilnehmer, 
nämlich ſämtliche Bifhöfe, die Kardinäle, die Ordensgenerale und die den Bijchöfen hin- 
fichtlih ihrer Stellung gleichitehenden Äbte (die Äbte mit iurisdietio quasi-episcopalis 
und jogenannten praelati nullius dioeceseos) eingeladen werden müſſen, aber nicht not- 
wendig zu erjcheinen brauchen. Die Konzilien, auf welchen auch Geſandte weltlicher Mächte 
und Gelehrte, jedoch ohne daß ihnen irgend ein Zutrittsrecht zufommt, gehört werden können, 
find nur felten berufen worden und fonnten zwar als ordentliche, für die Leitung der Kirche 
beftimmte, aber nicht ala Organe für die laufende Negierung betrachtet werden. Der Ver: 
ſuch der vorhin erwähnten Neformfonzilien, fie dur Feſtſetzung einer periodischen Wieder 
fehr zu folchen, namentlich zu einer Kontrollinftanzg der päpftlihen Verwaltung zu madıen, 
it gefcheitert. Nachdem das vatikaniſche Konzil das Papalfyitem und die päpftliche Unfehl- 
barkeit zu Dogmen erhoben hat, ift das allgemeine Konzil lediglich in die Stellung eines beraten- 
den Senates des Bapites herabgevrüdt, an deſſen Mehrheitsbefchlüffe derfelbe nicht mehr gebunden 
it. Eine felbftändige rechtlihe Bedeutung befitt es neben dem Papfte nicht mehr, und es 
fann höchſtens noch den Zwed erfüllen, den vom Papſte unter feiner Teilnahme erlafjenen 
Anordnungen einen größeren faktiſchen Nimbus zu geben und die NReception derjelben in 
der Kirche zu erleichtern. 

Phillips, Kirchenrecht IT 210; Hinſchius, Kirchenrecht III 383 ff. 6083 ff.; vgl. auch zu $ 12. 


$ 14. Der Papft führt nad dem in $ 12 Bemerkten allein die Leitung der Kirche 

in oberiter Inſtanz und bedient fich dabei als feiner Gehülfen des Kollegiums der Kar- 

dinäle, welches zufammen mit den übrigen päpftlichen Behörden in Nom die jogenannte 
55* 
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curia Romana bildet. Die Kardinäle, vom Papfte auf die alten in und um Rom liegen- 
den Kirchen (tituli) ernannt und ihm dem Range nad) am nächſten jtehend, zerfallen in 
drei, die Zahl von bezüglich 6, 50, 14 Stellen enthaltende Klafjen (ordines), die Kardinalbifchöfe, 
die Kardinalpriefter und die Kardinaldiafonen, bei denen aber der MWeihegrad nicht mit dem 
Kardinaldrange korrefpondiert, fondern für die Karbinaldiafonen und =priejter vielfach ein 
höherer ift. Während der Papſt mit der Gefamtheit der Kardinäle in den fogenannten 
eonsistoria die wichtigſten Angelegenheiten erledigt, üben die letteren auch ferner einen 
hervorragenden Einfluß auf die Regierung der Kirche dadurch, daß fie als Präfidenten 
und Mitglieder einer Anzahl mit felbftändigen Befugniffen ausgejtatteter Behörden, von 
denen die feit dem 16. Jahrhundert errichteten den Namen congregationes mit näherer 
Bezeichnung ihres Reſſorts (3. B. indieis librorum prohibitorum, cardinalium coneilii 
Tridentini interpretum) führen, verwendet werden. Das wichtigſte ihrer übrigen Vor— 
rechte ift das Recht, den erledigten päpftlichen Stuhl durch Wahl zu befegen, welche in 
einem befonders hergerichteten, von ihnen vor Beendigung derjelben nicht zu verlafienden 
Drt (in dem fogenannten Konflave, für die Regel in Rom) erfolgt und deren Modus, 
jofern ſich nicht fofort (quasi per inspirationem) Einftimmigfeit ergiebt, die geheime, eine 
Zweibdrittelmajorität erfordernde Abftimmung (electio per serutinium) ober die einftim- 
mige Übertragung der Wahlbefugnis auf mindeſtens zwei Kardinäle (eleetio per eompromissum) 
ift. Mit dieſem Vorrechte hängt der meitere — gefeglih niemals feitgeftellte — jeit 
Urban VI (1378) aber ununterbrochen beobachtete thatfächliche Vorzug zufammen, daß nur 
ein Kardinal zum Papft gewählt wird. 


H. Platus, De cardinalis ete. Rom. 1602. Ed. VI., eura Spada, Rom. 1826; Bangen, 
De Kurie. Münfter 1854; Phillips, Kirchenrecht V 729. VI 1; Hinſchius, Kirchenrecht 
1 217. L 


15. Die einzigen regelmäßigen Inſtanzen unter dem Papſte, welche die verſchiedenen 
Funktionen der firdlichen Regierung (Gefeßgebungsreht, Gerichtsbarkeit u. ſ. w.) für den 
Bereich ihrer geographiſch abgegrenzten Bezirfe, der fogenannten Diöcefen, auszuüben 
haben und daher vor allem mit dem Ausdrud: iudices ordinarii oder ordinarii ſchlecht— 
hin bezeichnet werden, find die Diöcefanbifchöfe, deren es in der ganzen fatholifhen Welt 
zwifhen 600 bis 700 giebt. In der älteften Kirche ftanden zwar über ihnen als wirkliche 
höhere Stufen der Regierung die Batriarhen (von Mlerandrien, Antiochien, Jeruſalem, 
Konitantinopel) und die Metropoliten oder Erzbifhöfe, allein im Occidente, wo 
es außer dem Bifhof von Nom feine Patriarchen gab, it der Name Patriarh nur ein- 
zelnen Biſchöfen als ein mit einem Ehrenvorrang verfnüpfter Titel gewährt worden, während 
die im Laufe der Zeit gleichfalls zu einem bloßen Titel herabgefunfene Brimatenwürde, 
welcher im Oriente ungefähr die Stellung der dem Range nad gleich nad den genannten 
Patriarchen ſtehenden Erarden von Ephefus, Cäfarea Cappadociä und Hera- 
flea entſprach, im Abendlande den Vortritt vor allen übrigen Erzbifhöfen und Biſchöfen 
eines Neiches und die Befugnis, diefelben zu Nationalfonzilen zu verfammeln, verlieh. 
Auch den Metropoliten oder Erzbifhöfen find heute nur bejtimmte einzelne Rechte über die 
Bifhöfe (die fogenannten Suffraganbijchöfe) verblieben, aus deren Diöcejen ihre 
erzbifchöfliche Provinz bejteht. Sie bilden die zweite Inſtanz in kirchlichen Rechtsſtreitig— 
feiten, haben die Verſäumniſſe der Suffraganbifchöfe fraft des fogenannten ius devolutionis 
zu fupplieren, ferner das Recht, die Provinzialfynode zu verfammeln, die Diöcefen ihrer 
Zuffragane zu vifitieren und die Strafgewalt über diejelben in geringeren Fällen zu hand— 
haben, dürfen jevoh die beiden letztgedachten Rechte nicht ohne Konkurrenz der jchon er 
wähnten, ceigentlih alle drei Jahre zu berufenden Provinzialfynode ausüben. 
Diefe Synoden, auf welden die Suffraganbifchöfe fowie die Abte und Domkapitel zu er- 
ſcheinen verpflichtet find, erſtere aber allein neben dem präftdierenden Metropoliten ein 
Decifivvotum befigen, haben den Zwed, die firchliche Disciplin der Provinz durch von ihnen 
zu erlafjende Beitimmungen zu regeln. Daher find ihre Beichlüffe in Rom und zwar der 
congregatio card. coneilii Trid. interpretum zur Prüfung, ob jie mit den Vorfchriften 
des Tridentiner Konzils in Einklang ftehen, und zur Beltätigung zu unterbreiten. Die 
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Abhaltung der Synoden zu welcher es in den meiſten deutſchen Staaten (ſo z. B. in 
Preußen, Bayern, Oſterreich) keiner Genehmigung der Staatsregierung bedarf, iſt 
nach ſehr langer Unterbrechung erſt beim Beginn der zweiten Hälfte dieſes Jahrhunderts 
und auch nur vorübergehend in öſterreichiſchen und preußiſchen Provinzen (z. B. in Köln) 
wieder aufgenommen worden. 


Hinſchius, Kirchenrecht I 538. 576. II 1. 363 Phillips, Kirchenrecht VI 811. VIII; Maſt, 
Über die rechtliche Stellung der Erzbiſchöfe. Freiburg 1857: Bouix, Tract. de episcopo. Paris 1859 ; 
Bouix, Du coneile provincial ete. Paris 1850; Hinſchius, Kirchenrecht I 473 ff. 634 ff. 


8 16. Bei der Regierung der Diöcefe jtehen dem Bifchof die Domfapitel als ge 
fchloffene, mit juriftifher Verfönlichkeit ausgeſtattete Korporationen zur Seite, deren Mitglie- 
der (Domherren, capitulares, eanoniei) beftimmte Pflichten in Bezug auf die Abhaltung 
des Gottesdienftes in der Kathedral- oder Domkirche, andererfeits aber ein Recht auf ein 
gewifies Einfommen (praebenda) haben und fi in drei Klaffen, je nachdem fie Stellung 
mit Yurisdiftionsrehten und mit einem Vorrang, fogenannte dignitates (in Deutſchland die 
Stelle des Propftes, des Vorftehers des Domfapitels, ferner auch die des Defans), oder 
Stellen mit einem bloßen Ehrenvorrang (fogenannter personatus) oder bloß einfache Dom 
herrenpräbenden befigen, unterſcheiden. Der Bifhof hat bei Strafe der Nichtigkeit für eine 
Reihe von Nurisdiftionshandlungen den Nat (consilium) des Kapitels, ohne freilih daran 
gebunden zu fein, in einzelnen anderen Fällen aber fogar den consensus besjelben einzu- 
holen. Im Fall der Erledigung des bifhöflihen Stuhles (sede vacante) geht zwar die 
biſchöfliche Jurisdiktion zunächſt auf das Kapitel über, mit der erfolgten, binnen acht Tagen 
von ihm vorzunehmenden Wahl eines ſogenannten Kapitular- Vikars wird aber die 
Regierungsgewalt auf den legteren privative, d. h. unter Ausschluß des Kapitels, über- 
tragen. 

Bouix, Tract. de capitul. Paris 1852; Huller, Die juriftifhe Perſönlichkeit der Dom: 
fapitel ac. Bamberg 1860; de Herdt, Praxis capitularis. Lovanii 1881: Ph. Schneider, Die 


biſchöflichen Domkapitel. Mainz 1885: Hinſchius, Kirchenrecht II 49. 228; — Der Kapitular— 
Vikar. Münſter 1832; Rau in der theologiſchen Quartalsſchrift. Jahrg. 1842. 5. 


8 17. Die Gehülfen und Stellvertreter des Biſchofs bei der Ausübung feiner Rechte 
lafjen fi in zwei Kategorieen jondern, je nachdem ihre Befugnifje auf dem Gebiete der po- 
testas iurisdietionis oder der potestas ordinis liegen. Zu der erjteren gehört zunächſt der 
Generalvifar. Seine Beitellung ift Sache des Biſchofs, und fofern nicht geſetzlich 
oder durch Vorbehalte desfelben beftimmte Gegenjtände ausgenommen find, übt er die ge- 
ſamte biſchöfliche Jurisdiktion aus; da er dieſelbe aber nur als Mandatar beſitzt, ſo erliſcht 
ſie nach den Regeln des Mandats, 3. B. durch Widerruf, Depofition und Tod des Bifchofs. 
Ihm fteht in den meijten Diöcefen eine beratende Behörde, das jogenannte Seneralvifariat, 
Ordinariat, auch Konfiftorium zur Seite, oft ift er aber auf die reinen Verwaltungsgeſchäfte 
beſchrãnt und die Handhabung der Gerichtsbarkeit im eigentlichen Sinne dagegen einem an— 
deren Stellvertreter des Biſchofs, dem ſogenannten Offizial, neben welchem gleichfalls ein 
weiteres Kolleg, das ſogenannte Offizialat oder Konſiſtorium, funktioniert, übertragen. Als 
Organe des Biſchofs für die Übung der Aufſicht über Wandel und Amtsführung der Geiſt— 
lichen und als Vermittlungsorgane zwifchen diefen und den bifhöflichen Behörden kommen 
die über aus mehreren Pfarreien beftehende Kreife (Dekanate) eingefegten Landdechan— 
ten, Zanddefane, Erzpriefter oder Bezirksvikare vor. 


Die ftellvertretende Ausübung der Funktionen des biſchöflichen ordo liegt einem vom 
Papit auf Anſuchen des betreffenden Diöcefanbijchofs zu beftellenden Bifchofe (vicarius in 
pontifiealibus, Weihbifchof), ob, welcher, weil jeder Bifchof auf eine Diöcefe geweiht 
werben joll, andererfeit3 aber für die einzelne Diöcefe nicht zwei Bifchöfe gleichzeitig neben- 
einander ernannt werden dürfen, auf ein in die Hände der Ungläubigen verloren gegangenes 
Bistum ordiniert wird — daher der Name: episcopus titularis, früher aud in partibus 
(sc. infidelium) — und immer nur auf bejondere Anmweifung des Diöcefanbifhofs thätig 
werden fann. 
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Moy im Archiv für katholiſches Kirchenreht IV 402; Friedle ebenda XV 337; Kohn 
ebenda XXXXVI 201: Baldauf, Das Pfarr und Defanatamt ıc. Gras 1836. 6 Bde.; An- 
dreucei, De epise. titulari. Rom. 1732; Hinſchius, Kirchenrecht II 205. 269. 285. 171. 


8 18. Endlich haben unter dem Biſchof in beftimmten fleineren Bezirken der Diöcefe (par- 
ochiae) die Pfarrer (parochi, parochiales ecelesiae curati, parochiales ecelesiae rectores) 
— Geiftlihe mit dem priefterlichen ordo — fraft Auftrages und Sendung ihres Ordinarius 
die jogenannte cura animarım, d. h. die Verwaltung der den bifchöflihen ordo nit vor- 
ausjegenden Saframente, der liturgifchen und Kultusafte in gleihem Umfange, ſowie des 
Lehramtes für die Pfarreingefejlenen und die Handhabung der Disciplin auszuüben. Cine 
eigentliche Jurisdiftion fommt ihnen dagegen nicht zu. 

Barbosa, De ofl. et pot. parochi. Lugd. 1640; Bouix, Tract. de parocho. Paris 1855: 
Hinſchius, Kirchenrecht II 261. 291. 318. 


8 19. Abgefehen von dem Nate des Domkapitel fann der Bifchof aud) den der ſo— 
genannten Diöceſanſynode bei der Leitung feines Sprengels einholen. Auf diefer find 
die Domberren und die mit der Seelforge betrauten Klerifer zu erjcheinen berechtigt; die 
Synode hat nur den Biſchof zu beraten, kann ihn aljo durch ihre Beichlüffe nicht binden. 
Das Anftitut, welches hauptſächlich den Zwecken der Vifitation, fomwie zur Überwahung und 
Sicherung der Ausführung der für die Diöcefe erlafjenen allgemeinen und befonderen Ver— 
ordnungen dient, ift lange Zeit in Deutfchland unpraftifch geweſen und erft neuerdings find 
Verſuche zu einer Wiederbelebung unternommen worden. 

Bened. XIV. De synodo dioecesana libri XIII. Ferrar. 1740: ®hillips, Die Diöceſanſynode. 
Me Schmid, Die Bistumsiynode. Regensburg 1850. 2 Bde; Hinihius, Kirchenrecht 


8 20. Ein befonderer Organismus von großer Beweglichkeit bejteht für diejenigen 
Gebiete, in welchen die Fatholifche Kirche noch nicht feiten Fuß gefaßt oder wo fie ihr frü- 
heres Terrain (mie 5. B. in den preußifchen Provinzen Brandenburg, Pommern) an den 
Protejtantismus verloren hat, — in den fogenannten terrae missionis — (im Gegen— 
ſatz zu den provinciae sedis apostolieae). Die Leitung der Miffionsländer erfolgt un- 
mittelbar von Rom aus und gefchieht durch eine eigens dafür bejtellte Abteilung der römi- 
ſchen Kurie, die fogenannte congregatio de propaganda fide, unter welcher bald nur ein 
mit priejterlihem ordo ausgeftatteter apoftolifcher Präfekt, bald ein fogenannter apojtolifcher 
Vifar mit weihbiſchöflicher Qualität — die widerruflid in das betreffende Land gejendet 
werden — die eigentlihen Miffionsgefchäfte mit einer Anzahl ihm zur Dispofition geftellter 
Geiftlihen verſieht. 

Mejer, Die Propaganda. Göttingen 1852. 2 Bde: Hinfhius, Kirchenrecht I 474. II 353. 


8 21. Der gefchilverte Organismus feßt fih aus einer Reihe von einzelnen Amtern 
zufammen, über welche folgende allgemeine Grundfäße gelten. Das Amt (offieium) ift das 
Necht und die Pflicht, die Kirchengewalt oder gewiſſe kirchliche Funktionen in einem beitimm- 
ten materiellen Umfang und innerhalb eines feſtgeſetzten geographifchen Bezirkes auszuüben. 
Unter beneficium im eigentlihen Sinne oder im Sinne von Kirchenpfründe verjteht man 
dagegen das mit einem Kirchenamte dauernd verbundene, aus kirchlichem Vermögen fließende, 
feft rabizierte Cinfommen für den Inhaber desjelben (den Beneficiaten), refpeftive das ftän- 
dige Recht des leßteren auf gewiſſe im einzelnen Fall näher beftimmte Erträgnifje aus firch- 
lihem Gut. Da mit jedem Amt für die Negel ein beneficium verbunden ift, jo gebraucht 
man auch, freilich nicht ganz forrect, Amt und benetieium als gleichbedeutend, wiewohl dem 
legteren im eigentlichen Sinne immer eine objektive und fubjeftive Perpetuität zulommt, 
d. 5. dasjelbe in feinem Umfang und Beitand für die Negel unveränderlich ift und feinem 
Inhaber nur aus beitimmten Gründen, nicht beliebig entzogen werden darf. Je nachdem 
mit dem Benefizium mindeſtens eine bifchöfliche oder eine der bifchöflichen analoge Juris- 
diftion verbunden ift oder nicht, ſpricht man von beneficia maiora — ihre Inhaber heißen 
praelati — und beneficia minora; je naddem die Funktionen in der Verwaltung der 
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heiligen Handlungen beftehen oder nicht, von beneficia sacra und non sacra; je nachdem 
fie endlich bloß, wie 3. B. die Kanonifate, die Benefizien der Mefpriefter, zum unmittel- 
baren Dienft am Altar und im Chor verpflichten oder weitere Rechte oder Verbindlichkeiten 
(wie 3. B. bei den fogenannten benefieia eurata die Seelforge) hinzufommen, von beneficia 
simplieia und duplieia, 


P. Leurenius, Forum beneficiale. Colon. 1704. Part. III; Bhillips, Kirchenrecht VIII 248; 
Hinſchius, Kirchenreht II 364. 370, 


8 22. Daß die Inhaber der verfchievenen Ämter, je nad; der Bedeutung des Amtes, 
in einer ftufenartig gegliederten Rangordnung ſtehen (die fogenannte hierarchia iurisdie- 
tionis, kanoniſch ausgedrüdt, bilden), ift aus der früheren Darjtellung erfichtlih. Die da- 
durch bedingte Überordnung der höheren Ämter über die unteren und die Unterordnung 
der leßteren unter die erjteren wird refpeftive mit dem Ausdruck maioritas und obedientia 
bezeichnet. Das regelmäßige mit dem kirchlichen Organismus gegebene Subjeftionsverhältnis 
ift aber feit dem Mittelalter vielfach dur jogenannte Eremtionen, d. h. dadurch unter- 
broden worden, daß einzelne Inftitute und Bezirke der regelmäßigen Jurisdiktion entzogen 
worden find; jo haben die Klofteroberen ala praelati minores über ihre Klöfter und die 
damit zufammenhängenden Kirchen und Perfonen bifchöfliche Jurisdiktionsrechte (die ſoge— 
genannte iurisdietio quasi episcopalis) oder gar über ein vom Biſchof unabhängiges 
Territorium (separatum oder nullius sc. dioeceseos) und die darin wohnenden Laien die 
bifchöfliche Gewalt als fogenannte praelati nullius dioeceseos ausgeübt. Heute fommen 
in Deutjchland ſolche Eremtionen vor allem noch zu Gunften von Biſchöfen vor, indem die- 
jelben (3. B. die Bifchöfe von Ermeland, Hildesheim, Dsnabrüd) von jedem Metropolitan: 
verbande befreit und dem päpftlichen Stuhl unmittelbar unterworfen find. 


Phillips, Kirhenreht V 98. 129; Hinihius, Kirchenrecht II 329. 343. 


8 23. Die Rechte der kirchlichen Amtsträger ergeben ſich durch die den Begriff des 
Amtes ausmachenden Befugnifje. Gemeinfam ift aber für alle das Net auf den Empfang 
des Lebensunterhaltes. Daher foll für die Negel mit jedem Amt eine Pfründe (prae- 
benda) verbunden fein, welde in den Erträgnifjen eines Gutes, Nenten, Zinfen von Kapi- 
talien und einer als jährlices Gehalt (3. B. vom Staat) gezahlten Geldfumme und außer: 
dem noch aus accidentellen, nicht firierten Einkünften, wie 3. B. den für die Verrichtung 
gewiſſer pfarramtlicher Handlungen zu zahlenden Stolgebühren, beftehen fann. Der 
Pfründner, Beneficiat erlangt bei Anftellung ein einheitliches Necht, fogenanntes ius in re, 
an dem Kompler der Amtsrechte und der das Pfründenvermögen bildenden Bermögensjtüde 
und Berechtigungen, aber da ihm diejes nur die Legitimation gewährt, diefe Befugnifje als 
Berechtigter auszuüben, jo bleibt feine Stellung zu den einzelnen verfchievenen VBermögens- 
ftüden immer eine verfchievene. Was die einen Ertrag ergebenden, die Dotation der Pfründe 
bildenden Grundftüde (beim Bistum die zur fogenannten mensa episcopalis gehörigen) be: 
trifft, jo hat er an ihnen Verwaltung und Nießbraud, ift alfo weder über die Subjtanz zu 
verfügen noch dieſelbe rechtlich oder faktifch zu verfchlechtern befugt. Über den römifchen 
Ufusfruftus geht aber das mehr einem vafallitifchen ähnliche Verhältnis infofern hinaus, als 
der Pfründner die ‚Früchte durch Separation erwirbt und wegen der Subjtanzjtüde utiliter 
die Vindifation und Sachbeſitzinterdikte anjtellen fann. Das von den Einkünften über 
feinen Unterhalt hinaus Erübrigte darf der Beneficiat de iure zwar beliebig, infolge 
einer ihm auferlegten moralischen Pflicht indeſſen nur zu Werfen der Wohlthätigfeit ver- 
wenden. 

Groß, Das Recht an der Pfründe. Graz 1887; Schulte, Kirchenrecht II 518: Brandis, 
er — des Pfarrers an den Grundſtücken der Pfründe, Archiv für katholiſches Kirchen— 
re 5. 


8 24. Alle kirchlichen Amtsträger ſollen ſich die treueſte und unabläſſigſte Erfüllung 
der durch ihr Amt gegebenen Pflichten angelegen ſein laſſen. Die Pflicht des Gehor— 
ſams gegen die kirchlichen Oberen wird gegenüber dem Papſt ſeitens der Erzbiſchöfe und 
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Biihöfe, gegenüber dem Bifchof aber feitens der Inhaber der beneficia dupliecia noch be- 
fonders durch ein fogenanntes iuramentum obedientiae eidlich angelobt. ?yerner haben die— 
felben Perſonen gleichzeitig oder ſchon vorher das Glaubensbelenntnis abzulegen. Endlich 
befteht für die Inhaber der beneficia maiora, die Kanonifer und die Inhaber der beneficia 
duplicia (nit der simplieia) die Pflicht, zur perfönlichen Verwaltung der Amtsfunftionen 
an dem Amtsdomizil gegenwärtig zu fein (Refidenzpflidht), und daher follen zwei 
diefe residentia localis erfordernde Benefizien (jogenannte beneficia incompatibilia) nie 
in derjelben Hand vereinigt werden, vielmehr ift nur zu einem nicht auskömmlichen Seel- 
forgeamt noch der Erwerb eines die Reſidenz nicht erfordernden Benefiziums geftattet. 


Phillips, Kirchenrecht II 187. VII 362. 402: Hinſchius, Kirchenrecht III 198. 218. 211. 248. 


Ss 25. Die Erridtung (erectio), Veränderung (innovatio) und Aufhebung 
(suppressio) der Kirchenämter ruht und zwar die der beneficia maiora in der Hand Des 
Papſtes, die der benefieia minora in der des Biſchofs. Die Errichtung erfordert das 
Vorhandenfein eines genügenden Grundes (necessitas, utilitas, inerementum eultus di- 
vini), eines pafjenden Ortes, einer genügenden Dotation und die Anhörung der bei der 
Sade intereffierten Perfonen. In den meiften deutjchen Yändern (3. B. in Preußen, 
Bayern, Württemberg) ift ferner die ftaatliche Genehmigung erforderlich, weil es ſich 
hierbei um Einrichtungen einer öffentlihen Anftalt handelt, mit denen ftaatlihe Rechte und 
Privilegien verbunden find und melde auch abgejehen davon das ftaatliche Intereſſe in 
umfafiendem Maße berühren. Cine Veränderung in der Firlichen Organifation ſoll eben- 
falls nur aus einer dringenden Notwendigkeit oder bei einem offenbaren Nutzen vorgenom: 
men werden. Sie fann entweder eine sectio, dismembratio fein, d. h. die Zerteilung 
eines Amtes in mehrere, oder auch eine jogenannte unio und zwar eine unio per confusi- 
onem, bei welcher zwei Ämter unter völliger Aufhebung zu einem einzigen neuen verfchmol- 
zen werden, oder eine unio aeque prineipalis, d. h. dauernde Verleihung zweier bejtehen 
bleibender Benefizien an eine und dieſelbe Perſon, oder endlich eine unio per subiectionem 
oder accessoria, Verbindung zweier Benefizien in der Art, daß das eine in einem bejtimm- 
ten Abhängigfeitsverhältnis zu dem andern jteht, ein Verhältnis, das z. B. bei den Mutter- 
oder Tochterfirchen vorfommt. Die Aufhebung endlich fest voraus, daß das betreffende 
Benefizium überflüffig und zwedlos geworden ift oder fein Amtsträger (Beneficiat) mehr 
aus den Einfünften erhalten werden fann. Auch hierbei find, wie bei der innovation, die 
beteiligten Perſonen (Geiftlihe, Parochianen und Patrone) anzuhören. 


Bhillips, Kirchenrecht V 311. VII 284: Hinſchius, Kirchenrecht II 378-473. 


8 26. Das einzelne Amt kann unter folgenden Vorausfegungen erworben wer- 
den. Es muß erledigt (vacans) jein, jo daß aljo heute die im Mittelalter freilich häufigen 
Gripeftanzen auf noch bejette Benefizien für die Negel unftatthaft find. ferner muß Die 
betreffende Perſon eine persona idonea fein, d. h. die Ffanonifche Qualififation haben. 
Ausgeſchloſſen find: 1. die irregulares; 2. die Ketzer und deren Defcendenten, wenn der 
Vater in der Ketzerei verftorben ijt, bis zum zweiten, wenn dies mit der Mutter der Fall 
gewejen, bis zum erjten Grad; 3. Diejenigen, welde den für das Amt vorgefchriebenen 
ordo — für die meijten ift der ordo presbyteralis nötig — nicht befiten oder ihn nicht 
binnen Jahresfriſt erwerben fünnen; jedod muß aud in diefem ‚Fall der Betreffende immer 
mindeitens die Tonſur und ein Alter von vierzehn Jahren haben; 4. darf es dem Erwer— 
ber nicht an der aetas legitima, welde der Altersftufe des für das Amt fejtgefegten ordo 
forrefpondiert, ebenjomwenig 5. an der erforderlichen Vorbildung fehlen. Das Maß der letz— 
teren richtet ſich gleichfalls nach den für die Erlangung des betreffenden ordo vorgeſchrie— 
benen Bedingungen; für die bifchöflihe Würde und eine Reihe von Domberrenitellen ins- 
befondere wird die vorgängige Erwerbung des Grades bezw. eines Magifters, Yicentiaten 
oder Doltors der Theologie oder des fanonifchen Nechts oder ein öffentliches Zeugnis über 
die Lehrfähigkeit verlangt. Das Necht der deutichen Staaten hat aber außerdem nod) eine 
Neihe anderer Erfordernifje im ftaatlihen Intereſſe aufgeftellt und zwar bald für den Er- 
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werb der Kirchenämter überhaupt (Württemberg), bald für ſolche, die mit Geiftlichen zu 
bejegen find (Helen), bald für den Erwerb der Kirhenpfründen (Bayern), endlich aud) 
für den Erwerb von geiftlichen Ämtern, d. h. folchen, mit welchen die Seelforge oder bloß 
das Recht zur Vornahme gottesdienftlicher Funktionen oder zur Erteilung des kirchlichen Re— 
ligionsunterrichts verbunden ift (Preußen, Sadjen). Als ſolche Erfordernifje find vor: 
gefchrieben: 1. die Reihsangehörigfeit (Preußen, Sachſen und Heffen) und 
diefe genügt jegt aud nad) Artifel 3 der Verfaffung für das Deutfche Reich da, wo (Bayern, 
Württemberg, Baden) das ndigenat des betreffenden Staates vorgefchrieben iſt. 
2. Bedarf es einer bejtimmten Borbildung, nämlid der Ablegung der Abiturienten- 
prüfung (Breußen, Sadhfen, Baden, Heſſen, thatfählih aud in Württemberg) 
und eines dreijährigen Studiums auf einer deutſchen Staatsuniverfität (Preußen, Sadjen, 
Heffen, Baden, Württemberg), weldem in Preußen und Hejfen das theologifche 
Studium auf einem kirchlichen oder Klerifaljeminar, defjen Lehrplan dem der Univerfitäten 
entfpricht und welches der Staatsaufficht unterworfen ift, gleichjteht, während in Bayern das 
Studium auf den fatholifch - theologifhen Fakultäten der Univerfitäten oder auch auf den 
Lyceen (ftaatlihen zum Erſatz der gedachten Fakultäten ee. Xehranftalten für die theo- 
logifhen und philofophifchen Disciplinen) erforderlich ift. Sittlide ober bürger- 
lihe Unbefholtenheit wird in Bayern Ar infofern, als die Erwerber von 
Kirchenpfründen von „bürgerlich und politisch tadellofem Wandel“ fein follen. In Sachſen 
find Diejenigen ausgefchlofjen, melde megen eines ehrmindernden Verbrechens oder 
Bergehens verurteilt worden find oder ſich wegen eines folden in Unterfuhung befinden, in 
Baden endlid, aber bloß von der öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen, für immer 
die zu Zuchthausitrafe verurteilten Geiftlichen, für die Dauer der im Urteil beftimmten Zeit 
diejenigen, denen die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter aberfannt find, während in den übrigen Staaten die Ausſchließung derartiger be- 
jcholtener Perfonen bloß dur die Ausübung der zu 4 gedachten Rechte herbeigeführt wer— 
den fann. 4. Während in Bayern nod das pofitive Recht der Beftätigung der von 
den geijtlihen Oberen in Ausfiht genommenen Kandidaten bei dem König bei der Beſetzung 
von Pfarr:, anderen Kurat- und einfachen Benefizien in Anfprucd genommen wird, hat man 
in Preußen, Württemberg, Sadfen, Baden und Heffen allein das negative 
Recht des Einjpruchs fetgehalten, in Preußen fogar bloß bei der Bejegung von Pfarr: 
ämtern, wenn diefe dauernd befest werben follen. Dasjelbe fann in Preußen umd 
Heſſen ausgeübt werden, mwenn der Anzuftellende aus einem auf Thatfachen beruhenden 
Grunde, welcher dem bürgerlichen oder jtaatsbürgerlichen Gebiete angehört, für die Stelle 
nicht geeignet ift, in Württemberg und Baden, wenn der Kandidat der Regierung in 
bürgerlicher oder jtaatsbürgerlicher Beziehung mißfällig ift, endlih in Sach ſen, wenn wider 
einen ſolchen infolge jeines bürgerlichen Verhaltens die Annahme gerechtfertigt ift, daß er 
ftaatögefeglichen oder obrigfeitlihen Anordnungen entgegenwirken oder den öffentlichen Frieden 
jtören werde. — Anftellungen, welche den gedachten Erfordernifjen zumider erfolgt find, find 
ſowohl in firchlicher, wie auch in ftaatliher (in Sachſen bloß in der leßteren) Beziehung 
nichtig, und in Preußen, Baden und Heffen bildet ſowohl die rechtswidrige Anjtellung 
durh den Kirchenoberen wie das Amtieren in der rechtswidrig erworbenen Stellung (ge- 
wife Fälle ausgenommen) ein ftrafbares Vergehen. (Val. auch $ 32.) 

Phi Aue? — ae 542: Schulte, Kirchenrecht II 318; Hinſchius, Kirchenrecht II 
474. 476. 503. 183. 848. IV 20. 556_und die Nahträge am Schluffe des Bandes; Derjelbe, 
——— Rirchengefege ei 1873. ©. 19; Derjelbe, Preußiſche Kirchengefege von 1874 und 

©. 9. Supplement dazu 1881; Derfjelbe in Hartmann, Zeitichrift Fir Geſetzgebung des 
Baker —— Rechts II 131 f.: Derfelbe in Zeitichrift für Kirchenrecht XVIII 166: Der- 
felbe in ®. Kayſer und Caspar, Preufiiches Archiv. 1884. I 44; Preußiſches Kirchengefet von 
1886 (Berlin 1836) und von 1887 (Berlin 1887). 


8 27. Die Verleihung des Amtes ſelbſt joll erfolgen gratis, d. h. ohne Simonie, 
und behufs Ausſchließung jedes derartigen Verdachtes pure und aperte (ohne Bedingungen 
und öffentlich), ferner libere (ohne Zwang gegen den beredtigten kirchlichen Oberen), jodann 
sine deminutione, ohne Schmälerung des Benefiziums oder feines Ertrages durch Auflage 
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von Abgaben, wovon freilich die reservatio pensionis für einen refignierenden Amtsvor- 
Hänger eine Ausnahme machen kann, und fchließlich innerhalb der vorgefchriebenen Zeit, welche 
gewöhnlich für die niederen Benefizien fechs, für die höheren drei Monate beträgt. 


Sinfhius, Kirchenrecht III 103. 105. 


8 28. Geſchieht die Verleihung (provisio, collatio) durd den dazu ordnungsmäßig 
berufenen Oberen, fo ift fie eine ordinaria, im Gegenfaß zur provisio extraordinaria. 
Die niederen Kirchenämter befeßt der Bifchof und zwar für die Negel frei (durch fogenannte 
eollatio libera); ift er dabei an den Vorſchlag einer anderen Perfon gebunden (bei ſoge— 
nannter collatio non libera oder necessaria), fo heißt der Aft der Übertragung, durch 
welchen ji) der Erwerb des Amtes für den betreffenden Kandidaten vollzieht, institutio 
collativa, von welcher die institutio corporalis d. h. die Einweiſung in den Befig des Amtes 
zu unterfcheiden ift. 


Phillips, Kirchenrecht VII 460; Hinſchius, Kirchenrecht II 616. 649. 


8 29. Die Verleihung der höheren Ämter, insbefondere die der bifchöflihen Stühle, 
welche in den merovingischen und farolingifchen Zeiten und auch noch in den erjten Jahr: 
hunderten des Deutjchen Reiches durch fönigliche oder Faiferlihe Ernennung bejegt wurden 
und hinfichtlich deren der befannte Inveſtiturſtreit geführt worden ift, ruht jet in leßter 
Inftanz in der Hand des Papſtes. Für die Regel hat aber in Deutfchland (3. B. in 
Preußen, der oberrheinifhen Kirchenprovinz) das Kapitel die eine abfolute Stimmenmehrheit 
erfordernde Wahl (electio), vor welcher die personae minus gratae bald durch vorheriges, 
nicht näher formell requliertes Benehmen mit dem Souverän (jo in Preußen) oder Durch 
Einfendung der Wahllifte an den leßteren zur Streihung bis auf eine die Wahl noch mög- 
lich laſſende Anzahl (fogenannter irifcher Wahlmodus in der oberrheinifchen Kirchenprovinz) 
ermittelt werden. Über den Gewählten, welcher mit der publizierten Wahl ein Recht auf 
das Amt (ius ad rem) erlangt, werden von Rom aus nad Einfendung des Wahlprotofolls 
die nötigen Erfundigungen und Recherchen (der fogenannte Informativprozeß) angeftellt und 
ihm eventuell nach feierliher Berfündigung im Konfijtorium die päpftlide Konfirmation 
erteilt, wodurh er das Amt (das ius in re) felbjt und damit die iurisdietio erlangt, 
während er die iura ordlinis erſt nad erhaltener bifchöflicher Konfefration ausüben fann. 
In einzelnen Ländern (3. B. Bayern, Ofterreich) findet ftatt der Wahl durch das Ka- 
pitel eine Bezeichnung des Kandidaten durch den Landesfürſten (fogenannte Nomination) 
jtatt, worauf der Papjt nad) Beendigung des Informativprozeſſes die fogenannte institutio 
eanonica giebt. 

Phillips, Nirchenreht V 361; Hinſchius, Kirchenrecht II 512—613. 657 —694; Herr: 
mann, Das ftaatlihe Veto bei Bilhofswahlen. Heidelberg 1869; Friedberg, Tas Veto der Re— 
aierungen bei Biichofswahlen. Halle 1869: Derjelbe, Der Staat und die Bischofswahlen in Deutich- 
land. Bde. Leipzig 18374; Nosner im Archiv für Fatholifches Kirchenreht XXXIII 92. 272; 
=... 2 XXXV 67. 393: Frhr. v. Oberfamp, Die königliche Nomination der Biſchöfe in Bayern. 

ainz 


8 30. Unter den Beſchränkungen des freien Verleihungsrechts der kirchlichen Oberen 
nimmt das für die Regel nur bei benefieia minora vorkommende Patronatrecht eine 
hervorragende Stelle ein. Die urjprünglid von den Grundherren in den germanifchen Yän- 
dern als Ausfluß des Eigentums über die auf ihrem Grund und Boden erbauten Kirchen 
geübte Befugnis, den Geiftlichen anzuftellen, bildet die hiſtoriſche Grundlage des Anftituts, 
welche das neuere und heutige Recht freilich als eine von der Kirche gewährte Begünitigung 
für eine derfelben erzeugte Wohlthat auffaßt. Diefe letztere befteht darin, daf Jemand durch 
Anmweifung des Grund und Bodens fowie durch Errichtung eines firhlichen Gebäudes und 
Überweifung der für den Geiftlihen und die Ausgaben des Gottesdienftes nötigen Fonds 
(assignatio fundi, aedificatio, dotatio) eine Kirche oder auch durch bloße Dotation ein 
neues Benefizium an einer jchon beftehenden Kirche aründet. Geſchieht dies unter wenn 
auch nur ſtillſchweigender Genehmigung des Bifchofs, fo erwirbt der Jundator damit das 
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Patronatreht, welches das fatholifche Recht als fogenanntes ius spirituali aunexum ber 
Kognition des weltlichen Richters entzogen hat. 

Außerdem kann der Patronat durch die freilich im Tridentinum befeitigte Erfigung, 
ferner durch päpftlihes Indult entitehen, auch überhebt die Darlegung des unvordenklichen 
Beſitzes des Nachweifes jedes anderen Erwerbägrundes. In perfönlicher Hinficht wird Nechts- 
fähigkeit, Zugehörigkeit zur Fatholifhen Kirche und Beſitz der bürgerlihen und firchlichen 
Ehre erfordert, jedoch find in Deutjchland nad einer ſich an den weftfälifchen Frieden an- 
lehnenden Praxis Proteftanten zum Befige eines Patronatsrehts über fatholifche Kirchen und 
umgefehrt fähig. 

Das Batronatsreht ift ein weltlidhes (ius patronatus laicale), wenn es einem 
Laien oder auch einem Geiftlihen aus einem von feiner kirchlichen Stellung unabhängigen 
Grunde zufteht; ein geiftliches (ecelesiasticeum), wenn es durd eine Stiftung aus firchlichen 
Mitteln entjtanden oder einer geijtlichen Perfon vermöge diefer ihrer Eigenfchaft gebührt, end— 
lid ein ius patronatus mixtum, wenn es zum Teil Zaien-, zum Teil geiftlihes PBatronats- 
recht, aljo 3. B. aus weltlihen und kirchlichen Mitteln geftiftet iſt. In Deutſchland iſt 
vermöge der hiſtoriſchen Entwidlung der fogenannte dingliche Patronat (ius patronatus 
reale), d. h. derjenige, welcher mit einem Grundftüd verfnüpft und deſſen Subjekt ſtets der 
Eigentümer des legteren ift, die Negel, während das fanonifche Recht das ius patronatus 
personale, welches einer Perſon als folcher zufteht und als hereditarium nad den civil: 
rechtlichen Erbfolgeregeln, ald familiare nur in der Familie des Stifters ſich weiter vererbt, 
als das gewöhnliche betrachtet. Je nachdem das Necht einem oder mehreren zufteht, fpricht 
man von einem ius patronatus singulare oder compatronatus. Die widtigfte im Patro- 
nate enthaltene Befugnis, welche ihm aber allerdings auch fehlen kann, ift das ius prae- 
sentandi, d. h. das Necht, dem verleihungsberecdhtigten Kirchenoberen (alfo gewöhnlich dem 
Biſchof) und zwar für den Laienpatron binnen viermonatlicher, für den geiftlihen binnen ſechs— 
monatlicher Frift einen tauglichen Kandidaten für das vafante Amt vorzufchlagen, welcher (beim 
geiftlihen Patronat) infolge feiner Annahme der Präfentation dem Oberen gegenüber ein jo- 
genanntes ius ad rem, d. h. den Anfpruch auf Übertragung des Benefiziums — natürlich nur 
bei vorhandener Qualififation — erlangt. Der Laienpatron darf innerhalb der Frift noch andere 
Kandidaten fowohl bei Berwerfung des erjteren durch den Ordinarius als aud) fonjt be- 
liebig nachpräfentieren, während der geiftlihe Patron, deſſen Recht überhaupt mehr vom 
Standpunkt einer der regelmäßigen Benefizienverleihung ähnlihen Kollation aufgefaßt wird, 
nur in dem Falle nachpräfentieren fann, wenn er unverfchuldet einen Unfähigen vorgefchlagen 
hat. Abgeſehen von etwaigen Modifikationen in der EStiftungsurfunde fommt dem Patron 
die jogenannte eura benefieii zu, früher das Recht, die Kirche und ihr Vermögen gegen 
willfürliche und gemwaltthätige Angriffe zu verteidigen, jegt Einficht von der Bermögensverwal- 
tung zu nehmen und bei fchlechter Aominijtration Anzeige zu machen, ferner ein durch Ab- 
iftammung vom Stifter, Mangel civilrechtlich Verpflichteter, hinreichendes Vermögen ber 
Kirche und unverfchuldete Armut bedingter Alimentationsanjprucdh, endlich eine Neihe von 
Ehrenrechten (wie das auf einen bejonders ausgezeichneten Si, auf Einſchluß in das 
Kirchengebet u. f. m.). 

Übergehen auf ein anderes Subjeft fann ein ſchon beſtehendes Patronatsredit, jofern 
es ein dingliches ift, durch Übertragung des Eigentums des berechtigten Gutes, das per- 
fönliche durch Vererbung, durch Taufch (aber nur gegen eine andere res spiritualis, mit 
Konjens des Kirchenoberen), Schenfung (ohne eine ſolche Genehmigung nur beim Kom: 
patronat an einen Mitpatron und beim laifalen an eine persona ecclesiastica) und endlid) 
durch Erſitzung. 

Das Recht erliſcht durch Verzicht des Patrons, Suppreſſion des betreffenden Bene— 
fiziums oder der betreffenden Kirche, Untergang des berechtigten Subjekts (z. B. Ausſterben 
der Familie), endlich infolge der Begehung von gewiflen unerlaubten Handlungen feitens des 
Patrons. Dann tritt die freie Kollation des kirchlichen Oberen ein, welche derfelbe zwar 
nicht beim bloßen non usus des Patrons, wohl aber infolge der usucapio libertatis gleich— 
falls erlangt. Ein fogenanntes landesherrliches Patronatsrecht, d. h. das Necht des Yandes- 
herrn, die firchlichen Benefizien zu beſetzen, welches Anfang diefes Jahrhunderts teils aus 
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der Souveränität teild aus der Succeffion in die Güter und Nechte der fäkularifierten Bis- 
tümer und Klöfter hergeleitet worden ijt, exiftiert nicht und wird von der neueren Theorie 
übereinftimmend verworfen. 

Fr. de Roye, Ad tit. de inrepatron. lib. III. deeret. Andeg. 1661. Neap. 1763: Yippert, 
Entwidlung der Lehre vom Patronatsreht. Giehen 1829: Br. Schilling, Der kirchliche Batronat. 
neiniig a K — Kirchenpatronatsrecht. Leipzig 1845. 1866. 2 Teile: Hinſchius, Kirchenrecht 


8 31. Im Gegenſatz zu der vorhin beſprochenen ſogenannten provisio ordinaria 
tritt die provisio extraordinaria iure devolutionis ein, wenn der gewöhnliche kollations— 
berechtigte Obere die Kollation nit ordnungsmäßig vornimmt (3. B. die Frift verfäumt, 
ein untaugliches Subjeft ausmwählt), und zwar devolviert das Necht bei Bistümern an den 
Papſt, hinfichtli der beneficia minora zunädft an den Metropoliten und erft dann an den 
erfteren. Außerdem fann eine provisio extraordinaria infolge fogenannten päpſtlichen Vor— 
behalts jtattfinden. Ende des dreizehnten Jahrhunderts haben die Päpfte ein in der oberjten 
Machtfülle begründetes oberftes Kollationsrecht aller Eirchlichen Benefizien geltend gemacht 
und unter Ausfchluß der früher Berechtigten fi eine ganze Neihe von Ämtern zur 
eigenen Bejegung vorbehalten. Die Nefervationen, welche früher die Quelle fortwährender 
Streitigkeiten gemwejen find, fommen heute nur noch in fehr bejchränftem Umfange für 
Deutfchland in Betracht (fo 3. B. für Kapitelftellen in Ofterreih, Preußen und Bayern 
und für die Bistümer im Falle des Ablebens ihrer Inhaber am Sit der Kurie oder zweier 
Tagereifen davon in Preußen). 

Kremski, De iure devolutionis diss. Berolini 1853; Phillips, Kirchenrecht V 470: 
Hinſchius, Kirchenrecht III 113—174. 


8 32. Die Erledigung eines Amtes kann erfolgen, abgejehen vom Tode und von 
der Abjegung des Inhabers, durch Eintritt einer Thatfahe (3. B. Begehung eines Ver- 
gehens, Konfeffionswechjel), welche ipso iure den Verluſt des Benefiziums nah ſich zieht, 
durch einen unter Zuftimmung des firhlichen Oberen abgegebenen Verzicht (resignatio) bei 
Vorliegen eines gerechtfertigten Grundes und durch translatio, Verfegung, welche Hinfichtlich 
der Biſchöfe durd den Papft, der Inhaber der niederen kirchlichen Ämter durch den Biſchof 
ausgeſprochen werden muß und für welche die Zuftimmung derjenigen, 3. B. des Patrons, 
erforderlich ift, welche fonjt bei der Bejegung des dem Verſetzten zu übertragenden Amtes 
mitzumwirfen haben. 

P. Hinſchius, Kirchenrecht III 264—321. 


In Preußen und Heſſen hat die Verurteilung zu ehrmindernden Strafen die 
Unfähigkeit zur Ausübung des geiſtlichen beziehungsweiſe kirchlichen Amtes zur Folge, 
und der Verurteilte darf bei Vermeidung von Kriminalſtrafe in Preußen nicht mehr geiſt— 
liche Amtshandlungen (mit Ausnahme des Meſſeleſens und der Spendung der Sakramente), 
in Heſſen nicht mehr die Funktionen eines firdlichen Amtes annehmen. In Baden 
treten die ſchon $ 26 gedachten Folgen ein und Zumiderhandlungen dagegen durch öffentliche 
Ausübung Firdlicher Funktionen werden mit Gefängnis bejtraft. Dagegen ift jebt in 
Preußen (1886), Baden und Heffen (1888) die früher geſetzlich zuläffige Abſetzung 
der Geiftlichen durch befondere Gerichtshöfe bejeitiat. 

Endlich fann nad dem Neichögefege vom 4. Mai 1874 SS 1. 2 Geiftlichen, welche, ob- 
wohl ſie dur friminalgerichtliche Verurteilung zur Ausübung ihres Amtes unfähig ae: 
worden oder wegen Vornahme von Amtshandlungen in einem gefegmwidrig übernommenen 
Amte rechtskräftig zu Strafe verurteilt find, noch thatſächlich die Fortdauer ihres Amtes 
beanjpruchen, durch die Yandespolizeibehörde ein bejtimmter Aufenthaltsort angewieſen oder 
verjagt und, falls fie Handlungen vornehmen, welche fich als ausdrüdlihe Anmaßung des 
Amtes oder als thatfähliche Ausübung desjelben darftellen, oder den Verfügungen über ihre 
Aufenthaltsbejchränfung zumwiderhandeln, von der Gentralbehörde ihres Heimatsjtaates die Staats: 
angehörigfeit entzogen ſowie gegen fie die Ausmweifung aus dem Deutfchen Reich ausgeſprochen 
werden. 

Dal. die Nachweiſungen zu $ 26. 
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Die Funktionen des Regierungsorganismus im einzelnen. 

8 33. A. Das Geſetzgebungsrecht. Dem Papſte und dem allgemeinen Konzil 
jteht das oberfte Gefeggebungsredht in der Kirche zu. Die vom Konzil oder vom Bapite 
erlafjenen Normen binden die Kirche von dem Moment ihrer Publikation ab. Das Dis- 
penfationsrecht fommt ebenfalld für die Regel dem Papſte — nicht den unteren Inſtanzen — 
zu. Allgemeine Lehre der fatholifchen Kirche ift es, daß ſowohl das allgemeine Konzil wie 
aud der Papjt bei der Ausübung des Geſetzgebungs- und Dispenfationsrechtes an das 
Dogma und das ius divinum gebunden ift, wenngleich jetzt, da jeder päpſtliche Erlaß ex 
cathedra unfehlbar ift, die Möglichkeit entfällt, einen folchen auf die Einhaltung dieſer 
Grenzen zu prüfen. Während dem Ersbiihof ein Gejehgebungsrecht nicht zufteht — 
über die Provinzialfynoden fiehe oben $ 15 —, befitt es dagegen ber Biſchof für feine 
Diöcefe. Er ift aber hinfichtlich desfelben einmal den gleichen Beichränfungen wie der Papſt 
unterworfen, außerdem fann er, weil feine Macht über feine Diöcefe nicht hinausreicht, das ius 
commune nicht abändern und daher nur Anordnungen secundum ius commune, d. 5. 
zur Sicherung und Ausführung desjelben oder praeter ius commune, d. h. zur Ergän- 
zung der Lücken desfelben, erlaffen. Neben dem geſetzlichen hat die Kirche der Entwidlung 
des Gemwohnheitsrechtes gleihfalls Raum gelaffen, nur darf fih die Gewohnheit nicht 
gegen das göttliche Recht richten; fie muß ferner im Sinne des kanoniſchen Rechts eine 
consuetudo rationabilis fein, d. h. weder dem Weſen der Kirche noch dem des in Frage 
fommenden Rechtsinſtitutes widerſprechen, endlich fraft pofitiver Vorfchrift auch die Verjäh- 
rungszeit hindurch geübt (legitime praeseripta) fein. 

P. Hinſchius, Kirchenrecht III 669— 848: v. Schulte, Kirchenrecht I 48. 199: v. Scheurl in 

Doves Zeitichr. f. Kirchenrecht II 184. III 30. 3887: Kreuzwald, De canonica iuris consuetudinarii 
praescriptione. Berolin. 1873. 


8 34. B. Was die Handhabung der firdlidhen Straf- und Discipli- 
narjtrafgemwalt betrifft, jo ift über den Charakter des kirchlichen Strafrehts und 
die kirchlichen Strafmittel ebenfalls ſchon früher (S. 205 ff.) gehandelt worden. Als fo- 
genannte für alle Kirchengliever anwendbare censurae hat die Kirche das Interdikt, d. h. 
die Einftellung ſämtlicher öffentlichen gottesdienftlichen Funktionen, die Spendung der Safra- 
mente mit eingefchlofjen, für ein Land, einen Bezirk oder bei einer Kirche, welches jest nur 
noch hinfichtlich der leteren vorfommt, ſowie ferner die Erfommunifation entwidelt. Yeßtere 
iſt entweder eine excommunicatio minor, welche nur von den Saframenten und der Mählbarfeit 
zu kirchlichen Amtern, oder eine excommunicatio maior, die von den firchlichen Rechten, von 
der Teilnahme an allen Segnungen der Kirche, vom kirchlichen Begräbnis und von jedem Ver- 
fehr mit den übrigen Kirchenglievern ausjchließt. Für die Geiftlihen fommt als Cenſur die 
suspensio, die Unterfagung der Ausübung der aus dem Amte herfließenden Rechte auf un- 
bejtimmte Zeit vor, welche fich auf die Ausübung des ordo (suspensio ab ordine) oder die 
des offieium, insbeſondere der Jurisdiftionsrechte (suspensio ab officio), die aber zugleich 
immer die erjtere mit umfaßt, oder die de3 beneficium (suspensio a beneficio), auf den Genuß 
des Einfommens oder auf alle diefe Rechte zuſammen (suspensio generalis, suspensio 
plena) beziehen fann. Die Strafen im engeren Sinne (poenae vindicativae), welche gegen 
Geiftliche angewendet werden, find die Verhängung der Sufpenfion auf beftimmte Zeit, die 
privatio beneficii, Entziehung des Amtes ohne zugleich eintretende Unfähigkeit zum Erwerbe 
neuer, die Strafverjegung, die depositio oder Abſetzung, wobei der Betreffende die Amts- 
echte, die Fähigfeit zur Erlangung anderer Ämter, aber nicht die geiftlihen Standesrechte 
verliert, die Degradation, d. h. die feierliche, auch die letzteren entziehende Abſetzung, Geld- 
bußen und Freiheitsftrafen, während die Körperjtrafen jetzt unpraktiſch find. Das letterc 
gilt auch, abgefehen von der Entziehung des dhriftlichen Begräbniffes, von den gegen die 
Xaien früher verhängten, in Geldbußen und förperlier Züchtigung beftehenden poenae 
vindicativae. Während ſchon in neuerer Zeit der Bethätigung der kirchlichen Straf- und 
Disciplinargewalt dadurch Schranken gefegt waren, daß die noch vorfommenden Genfuren 
und Strafen feine bürgerlichen Folgen mehr nach ſich zogen und bei einem Mißbrauche 
derjelben Beichwerde an die Staatögewalt erhoben werden fonnte, hat die neuere heſſiſche 
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und badische Geſetzgebung die Anwendbarkeit der kirchlichen Zucht: und Strafmittel durch 
Stedung fejter Grenzen zu regeln gejuht. Das der fpäter (1887) befeitigten preußiſchen 
entnommene Prinzip derjelben ift, daß bei Ariminalftrafe alle derartigen Mittel, welche über 
das rein religiöfe Gebiet hinausgehen oder nicht bloß die Minderung und Entziehung firhlicher 
Rechte beziehungsweife der Mitgliedfchaft betreffen, unftatthaft find und ſelbſt an und für 
fih erlaubte Straf» und Zuchtmittel nicht angedroht, verhängt oder verfündet werden dürfen, 
um dadurd die Geltung der Staatsgeſetze und die Freiheit der Ausübung öffentlicher Wahl- 
und Stimmrechte in Frage zu jtellen. 

Die Geiftlihen unterftehen hinfichtlid der durch die Staatsgeſetze bedrohten Verbrechen, 
Vergehen und Übertretungen der Kompetenz der weltlichen Gerichte. Der fatholifhen Kirche 
ift dagegen in den meiften Staaten die Gerichtäbarfeit wegen Disciplinarvergehen, welche 
durch diefelben Gerichte wie die ftreitige Gerichtsbarkeit verwaltet wird, belaffen, jedoch ihre 
Ausübung in den deutjchen Staaten, jo in Württemberg, Baden, in Preußen und 
Heſſen, freilich in verſchiedenem Umfange, von den Gefichtspunften aus befchränft, Daß 
dem Angejchuldigten ein georbnetes Verfahren gewährt, derfelbe nicht vor außerdeutiche Ge— 
richte gezogen, feinen eigentlihen Kriminalftrafen unterworfen und nicht deswegen bejtraft 
werben joll, weil er den Staatsgejegen gehorfam gemwejen oder von den ihm verfaflungs- 
mäßig zuftehenden Wahl- und Stimmrechten Gebrauch gemacht hat. 

Münden, Kanon. Gerichtöverfahren und Strafreht. Köln und Neuß 1865. 2 Bde: Kober, 
Das Interdikt, in Moys Archiv f. kath. Kirchenrecht XXI 3. 291. XXIII 8; Derfelbe, Der 
Kirchenbann. 2. Aufl. Tübingen 1863; Derjelbe, Die Sujpenfion der Kirchendiener. Tübingen 1862: 
Derfelbe, Die Depofition und Degradation. Tübingen 1867; ur A Kirchenrecht 
85 212—226; P. Hinihius in Hartmann, Zeitichr. zc. a. a. D. S.142 ff.; Derjelbe, Kirchen— 


Ban 1873. ©. 15. 34 und die zu $ 26 citierten Kommentare zu den Kirchengefegen von 1886 
und T. 


8 35. C. SHinfichtlih der ftreitigen Rechtsſachen ift heute (über die frühere 
Zeit fiche ©. 201) die Kompetenz der Kirhe in Deutichland eine fehr beſchränkte. Die 
Givilftreitigfeiten der Geiftlihen, Prozefje über die Vermögensrechte der Kirche, ja jogar 
vielfach die Patronatsjachen (jo 3. B. in Preußen) gehören vor das forum der weltlichen 
Gerichte. Hinfichtlich der Eheprozeſſe bejtand bis in die neuefte Zeit hinein die Verſchieden— 
heit, daß auch diefe mit bürgerlichen Wirkungen nur durd die ftaatlichen Juftizbehörden ent: 
jchieden werden fonnten, während daneben den geiftlichen Gerichten die Verhandlung der- 
jelben unbenommen, die Befolgung ihrer Erkenntniſſe aber lediglich dem Gemifjen der Parteien 
überlaffen war (Preußen, ähnlic) neuerdings aber auch in Ofterreich), oder daß über 
die perfönlichen Verhältniffe (Gültigkeit, Scheidung u. ſ. m.) die geiftlichen Gerichte auch mit 
für das jtaatlihe Gebiet bindender Kraft verhandelten (jo, allerdings mit Berfchiedenheiten 
im einzelnen, in Bayern, Württemberg). Das Neichsperfonenitandsgejeg vom 6. Fe— 
bruar 1875 hat aber vom 1. Januar 1876 an jede geiftliche und durch die Zugehörigkeit 
zu einem bejtimmten Glaubensbefenntnis bedingte Gerichtsbarkeit beſeitigt und die bürger- 
lichen Gerichte für die ftreitigen Ehe- und BVerlöbnisfahen ausschließlich kompetent erklärt 
und ferner das deutſche Gerichtsverfaffungsgejeg vom 27. Januar 1877 8 15 der Ausübung 
der geiftlichen Gerichtsbarkeit jede bürgerliche Wirkung abgeſprochen, jo daß alſo die von 
den geiftlicden Gerichten gehandhabte Gerichtsbarkeit fortan nur noch Bedeutung für das 
innere Gemwiljensgebiet hat. Die geiftliche Gerichtöbarfeit, ſoweit jie nach dem Bemerften 
noch bejteht, wird heute in erjter Inſtanz durch den Biſchof beziehungsweise das bifchöfliche 
Offizialat, in zweiter Inſtanz durch den Erzbischof ausgeübt und foll in dritter Inſtanz 
durch einheimische, von den Provinzial: bezw. Diöcefaniynoden zu defignierende und vom 
Papjte zu delegierende Nichter (iudices in partibus oder synodales) verwaltet werden. 

Richter-Dove-Kahl, Kirchenreht SS 206-210: v. Schulte, Kirchenrecht IT 405: P. Hin— 
Ihius, Das Neichsgejeg über die Beurkundung des Perſonenſtands. 2. Aufl. Berlin 1876. ©. 203 ji. 


8 36. D. Zeitung des Unterrihts. Die fatholifche Kirche beanſprucht das 
Recht, allein und felbjtändig die erforderlihen Vorfchriften über die Ausbildung ihrer Ale: 
rifer zu erlaffen und dieſe legtere zu leiten. Nac der Vorfchrift des Tridentinums jollte 
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in jeder Diöcefe eine unter der Zeitung des Biſchofs ftehende Lehranftalt errichtet werden, 
in welcher Knaben von zwölf Jahren aufgenommen und die nötige allgemeine ſowie die 
jpecielle Elerifale Bildung erhalten follten, um demnächſt gleich in den Klerus eintreten zu 
fönnen. In Deutihland find aber diefe Anjtalten nur jehr vereinzelt ins Leben getreten, 
vielmehr erfolgt die Ausbildung der Klerifer gewöhnlich in der Art, daß fie zunächſt in 
eigenen Knabenjeminaren oder auch in den öffentlichen Unterrichtsanftalten des Ortes den 
Gymnafialunterriht empfangen, dann behufs des fachwifjenfchaftlihen Studiums die katholiſch— 
theologifchen Fakultäten oder eigene theologische Lehranftalten befuchen und erft dann in jo- 
genannten Priejterjeminaren die praftijhe Vorbildung erhalten. Kraft der ihr übertragenen 
Lehrgewalt erhebt die Kirche noch heute den im Mittelalter verwirklichten Anſpruch auf die 
Zeitung beziehungsweije Überwahung der Volks-, Gelehrtenschulen und Univerfitäten. Wie 
ihr Einfluß auf diefem Gebiete durch das Prinzip des Staatsunterrihts auf das erheb- 
lichite bejchränft ift, jo hat auch die neuere preußiiche, badifche und heſſiſche Ge- 
feßgebung die Bildungsanftalten, welche übrigens aud in Bayern und Württemberg 
unter jtaatlicher Kontrolle jtehen, der Staatsauffiht unterworfen und die Schließung der 
beftehenven Anabenjeminare unter dem Verbote der Errichtung neuer angeordnet beziehungs- 
weile durch die Nichtzulafiung neuer Zöglinge angebahnt, während dagegen durch die neueiten 
Gejege der zuerjt gedachten drei Staaten der Beſuch von etwaigen der Staatsaufſicht unter— 
worfenen Knabenkonvilten, d. h. Penſionsanſtalten, in welchen die Zöglinge unter geiſtlicher 
Leitung zu gemeinſamem Leben und gemeinſamer Erziehung vereinigt ſind, während der 
Gymnaſialzeit wieder offen gelaſſen worden iſt. 

P. Hinſchius, Kirchenrecht IV 491—571: Derſelbe bei Hartmann a. a. D.: Derſelbe, 
Kirchengejege von 1873. S. 29 und Kommentare zu den Kirchengeiegen von 1886 und 1887 (val. $ 26). 


8 37. E. Die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirde. Zur 
Realifierung ihrer Zwede bedarf die Kirche der erforderlichen äußeren Mittel. Sie muß da- 
ber ebenjo wie der Staat eine Finanzverwaltung und ein Finanzrecht haben. Gleichzeitig 
jteht fie aber auch mit diefem Vermögen innerhalb des Staates und wird von dem Nechte 
vesjelben berührt. Die Vermögens: und Erwerbsfähigfeit der Kirche ift feit der Anerfen- 
nung derjelben durch Konſtantin niemals in Frage gejtellt worden. Während die Kontro- 
verje, ob die Geſamtkirche oder das einzelne Firhliche Inſtitut (Pfarrei, Bistum, Kapitel) 
als Eigentümer der einzelnen Bermögensmafjen anzufehen, im Sinne der leßteren Alter: 
native zu entjcheiden und diefe Annahme aud als gemeines deutjches Necht zu betrachten 
ift, haben einzelne Gefeßgebungen, jo 3. B. das preußifche Landrecht, die protejtantijche 
Anſchauung, daß nicht dem einzelnen Inſtitut als ſolchem, jondern der Kirchengemeinde das 
Eigentum zulommt, als geltendes Recht firiert. Mit ihrem Vermögen jteht die Kirche dem 
Staate wie jede andere phyfische Perfon gegenüber. Daher hat dasjelbe den aleihen An: 
ſpruch auf Unverleglichfeit wie jedes andere Privateigentum — freilich iſt dieſer durch die 
mehrfach vorgefommenen Säfularijationen mitunter verlett worden —, andererjeits aud) die 
Pflicht, die Staatslaften wie jede andere Perfon zu tragen. Die von der Kirche prätendierte 
Steuer: und Yajtenfreiheit (immunitas) ift nie in vollem Umfange anerfannt gewejen und 
wird heute nur in fehr beichränftem Umfange gewährt. Hinſichtlich des vermögensredhtlichen 
Verkehrs unterfteht die Kirche den Vorfchriften des Civilrechts der einzelnen Länder, nur 
find ihr in diefer Beziehung einerfeits mande Privilegien vor den übrigen Perſonen (3. B. 
hinfichtlih der Vermächtniſſe, Teftamente, Verjährung, Erfigung, restitutio in integrum) 
eingeräumt, andererjeits iſt fie aber injofern jchlechter geftellt, als für den Erwerb von ge: 
willen Vermögensftüden (3. B. von Grundftüden) oder von Zumendungen über ein be- 
jtimmtes Marimum hinaus durch die fogenannten Amortifationsgejege die Einholung 
der jtaatlichen Genehmigung aus volkswirtſchaftlichen Gründen vorgejchrieben ift. 

Delfert, Von dem Kirchenvermögen. 3. Aufl. Prag 1834. 2 Bde; Evelt, Die Kirche ıc. 
auf dem Gebiete deö Vermögensrechts. Soeft 1845; Schulte, De rer. ecelesiastie. domino. Berolin. 
1851; Hübler, Die Eigentümer des Kirchenqutes. Leipzig 1868; Schulte, Die jur. Berfönlichkeit 
der Kirche. Giehen 1869; v. — Das Eigentum am Kirchengut. Rungen 1871; Schulte, 


Kirchenrecht II 469; Richter-Dove-KHahl, Kirchenrecht 33 301 ff.; Kahl, Die deutichen Amorti— 
ſationsgeſetze. Tübingen 1880. 
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8 38. Die der Kirche gehörigen Vermögensmaſſen zerfallen in die res sacrae, d. h. 
diejenigen Sachen, melde (wie 3. B. die Kirchen, Altäre, Altargeräte u. j. mw.) den 
Zweden des Gottesdienftes unmittelbar dienen, und in die res ecclesiasticae, welche als 
bona de mensa oder benefieii zur Unterhaltung der Geijtlihen oder al$ bona de 
fabrica zur Beftreitung der ſächlichen Ausgaben des Gottesdienftes bejtimmt find. Abgejehen 
von den Einfünften und den Erträgniffen diefer einzelnen Mafjen betehen aber für die Be- 
ſchaffung der nötigen pefuniären Mittel noch eine Reihe von Abgaben. Als eine allgemeine 
Kirchenfteuer fann der Zehnte betrachtet werden, welcher nad kanoniſchem Recht dem Pfarrer 
und zwar von jeglihem Einfommen qufteht, der aber, ſchon früher in Deutſchland nie 
innerhalb der Ausdehnung des kanoniſchen Rechts anerkannt , neuerdings vielfach durch die 
Grundentlaftungs- und Ablöfungsgejeggebungen in Renten aus den dem Dotalvermögen der 
Pfarreien hinzugetretenen Ablöfungsfapitalien verwandelt worden ift. 


P. Hinfhius, Kirhenreht IV 162—177. 306—426: Chr. Meurer, Der Begriff und Eigen- 
tümer der heiligen Sachen. Düfleldorf (1885) 2 Teile. 


8 39. Für die Bejtreitung der Ausgaben der oberjten Kirchenleitung fowie des Unter- 
haltes des Papjtes und der römischen Kurie dienen die fraft des oberjten Befteuerungsrechts 
des Papjtes in Anfprud genommenen Annaten, d. h. die Abgaben von den der päpftlichen 
Verleihung unterworfenen Benefizien und die Pallientaren, welche jedoch heute im Vergleich 
zu früher eine weſentliche Beichränfung erlitten haben, fowie endlid die Dispenstaren. 
Ebenſo beziehen die Bifchöfe dergleihen Einkünfte, von denen heute noch die Taren für 
Ausfertigungen aus der bifchöflichen Kanzlei, das cathedraticum oder synodaticum, eine 
zur Anerkennung der bifhöflichen Jurisdiktion von den Einzelfirhen geleiftete Abgabe, das 
von den Beneficiaten zu leitende seminaristicum oder alumnaticum für die Unterhaltung 
der bifchöflihen Seminarien und endlich das im Notfalle allen mehr als den ausreichenden 
Unterhalt (portio eongrua) beziehenden Pfründnern aufzuerlegende subsidium charitativum 
teilweife in praftifcher Übung find. Als Einnahmequellen der Inhaber der Kuratbenefizien 
endlich find hier die ſchon früher befprochenen Stolgebühren zu erwähnen. 

Richter: re Kahl, Kirchenreht 88 232 ff.; Schulte, Kirchenrecht II 532; Bhillips, 
Kirchenreht V 54 


8 40, Beſondere Vorſchriften beftehen ferner über die Beihaffung der Mittel zur 
baulichen Unterhaltung der Kirchengebäude. Während für die Kathedralkirchen bie Mittel 
aus dem Fondsgut, eventuell vom Biſchof und vom Kapitel, nöt gen Falls unter Veranftal- 
tung von Kolleften beichafft werden müfjen, haften hinfichtlih der Pfarrkirchen bei unzu- 
reichendem Vermögen derfelben nach kanoniſchem Recht, welches aber vielfach durch die Par- 
tifulargefeggebung der einzelnen deutſchen Staaten modifiziert ift, zunächſt ſubſidiariſch die- 
jenigen Berfonen, welde Einfünfte von der Kirche beziehen, alfo der Patron unter diefer 
Bedingung, der Zehntherr, der mehr als die congrua beziehende Beneficiat, und zwar alle 
diefe Perſonen in gleicher Linie nah Verhältnis ihrer Einkünfte; eventuell find die Pa- 
rochianen, für welche diefe Pflicht gemeinrechtlich nur eine perfönliche, feine Neallaft ift, 
heranzuziehen, und ebenfo fann der Patron, welcher feine kirchlichen Einkünfte bezieht, unter 
dem Präjudiz des Verluftes feines Patronatörechts zum Bauen angehalten werden. Die: 
felben Grundſätze gelten, abgejehen von den durch die Beneficiaten ſelbſt zu bewirkenden 
fleineren Reparaturen, auch für die Unterhaltung der Pfarrhäufer, während die der Kirch— 
höfe den Parochianen allein ſubſidiariſch zur Laſt fällt. 

Permaneder, Die kirchliche Baulaft. 2. Aufl. Münden 1856; P. Gabr. Schmitt, Die 
Kultus Baulaft. Regensburg 1888. 


8 41. Außerdem erhält die fatholifhe Kirche in Deutfchland von den einzelnen 
Staaten, namentlich infolge der auf dem fälularifierten Kirchengute haftenden Verpflichtung, 
noch Dotationen (fo 3. B. für die Bistümer und Kapitel fowie für den Unterhalt der ein- 
zelnen Geiftlichen). Endlich beitehen in den einzelnen Yändern auch bejondere Fonds unter 
Itaatliher und fonfurrierender firchlicher Verwaltung (fo der fogenannte Religionsfonds in 
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Öfterreich, der fogenannte Interfalarfonds in Württemberg), zu welchen namentlich die Ein- 

fünfte vafanter Benefizien bis zur Wiederbefegung (die fogenannten nterfalarfrüchte) fließen 

und welche zur Dedung allgemeiner, aus anderen Mitteln nicht zu bejtreitender kirchlicher 
Bedürfniffe bejtimmt find. 


Richter-Dove-Kahl, Kirhenreht $ 317; Schulte, Kirchenrecht II 538. 


8 42. Die Verwaltung des firhlichen Vermögens liegt in der Hand des Biſchofs, 
jedoch fteht die unmittelbare Adminijtration des Pfarreivermögens dem Pfarrer in Konlur— 
renz mit einzelnen dazu ausgewählten Gemeindeglievern (Kirchvätern, vitrici, provisores, 
magistri fabrieae) unter der Oberauffiht des Bifhofs, die des Kapitelgutes dem Dom— 
fapitel zu. Die Befugnifje umfafjen die laufende Verwaltung und die Verwalter ftehen 
im wejentlihen den Vormündern glei, wie denn auch die Kirche gegen ihre Handlungen 
gemeinrechtlih das benefieium in integrum restitutionis befist. ‘Freilich find diefe fano- 
nischen Grundfäte in vielen deutfchen Staaten nicht maßgebend, weil die ftaatlichen Be- 
hörden eine Kontrolle oder einen direkten Einfluß auf die Verwaltung des Kirchenvermögens 
ausüben und die Verwaltung des Lofalfirchenvermögens gewählten Gemeindeorganen, fo 

B. in Preußen dem Kirchenvorftande und der Gemeindevertretung, durch die ſtaatliche 
Gefebgebung übertragen ift. 

Die Veräußerung firdliher Güter ift ohne weiteres geftattet, wenn es fih um 
Sachen unbedeutenden Wertes, Sachen, welche nad dem Laufe der geordneten Verwaltung 
alieniert werden, und endlich um heimgefallene Sachen handelt, welche jtetS in einer be- 
ftimmten Weife ausgeliehen worden find (res infeudari oder in emphyteusin dari solitae). 
Sonſt ift die Altenation, d. h. auch jelbit jede dauernde Belaftung des Kirchengutes, nur 
aus einer genügenden Urſache (necessitas, christiana caritas, evidens ecelesiae utilitas) 
zuläffig. Ferner wird ein nad) darüber erfolgter Unterfuhung vom Bifhof zu erlafjendes 
decretum alienandi und die Zuziehung aller Intereffenten, namentlih bei Sachen der 
Kathedrale, der mensa episcopalis, allgemeiner Inftitute die Einholung des Konfenjes des 
Kapitels, beim Dotalaut der Batronatsfirchen die Zuftimmung des Batrons erfordert. Kraft 
ihres Eides find die Biſchöfe ferner bei Altenation von Menfalgütern verpflichtet, den Kon- 
jend des Papftes einzuholen, dagegen ift eine Beitimmung, welche den legteren in allen Fällen - 
verlangt, in Deutfchland nicht praftifch geworden. Endlich ift zur Veräußerung von Kirchen- 
gut meiftens auch die Zuftimmung der Staatsbehörde nötig, ine diefen Erfordernifjen 
zumider vorgenommene Veräußerung ijt null und nichtig und fann fogar von dem Ver- 
äußerer felbjt mit den geeigneten NRechtsmitteln (3. B. der Vindifation) rüdgängig gemacht 
werben. 

Richter-Dove-Kahl, — ss ur ff. Schulte, Kirchenrecht II 560; P. Hinſchius, 
Kirchengeiege von 1874 und 1875. S. XXI. 109 j. 


843. F. Zur Ausübung des Aufſichtsrechts über die ganze Kirche kommt 
dem Papjte das freilich praftifch nicht mehr gehandhabte Necht zu, fich durch eigene Ab- 
gefandte, Zegaten und Nuntien, über den Zuſtand der einzelnen Diöcefen informieren zu 
lafjen. Außer der Pflicht der Bischöfe, auf jedesmaliges Berlangen dem Papſte Bericht zu 
erstatten, bejteht für fie die Verbindlichkeit der fogenannten visitatio liminum, d. 5. inner- 
halb bejtimmter .Zwifchenräume (drei, vier, fünf, zehn Jahre) in Rom perfönlich oder even- 
tuell durd einen Specialmandatar einen detaillierten Generalbericht über ihre Sprengel und 
ihre Verwaltung auf Grund einer einzureichenden jchriftlihen fogenannten relatio status 
abzulegen. Die Metropoliten haben über die Suffraganbifhöfe nur ein bejchränftes Auf: 
fichtsrecht, infofern als fie die nnehaltung der Nefidenzpflicht ſeitens derjelben und die 
bifchöflichen Seminarien zu überwachen haben und die Vifitation der Suffragandiöcefen allein 
nad) vollendeter Vifitation des eigenen Sprengels und nur unter Zuftimmung der Pro- 
vinzialfynode vornehmen fünnen. Die Bifhöfe endlich follen ihre Diöcefen mindeſtens alle 
zwei Jahre perſönlich vifitieren, um fi Kunde von dem Zuftande derfelben nad allen Rich— 
tungen hin zu verfchaffen und die nötigen Mafregeln zur Befjerung treffen zu können; da- 

v. Holgenbdorff, Encytlopäbie. I. 5. Aufl. 56 
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gegen erfolgen die regelmäßigen jährlichen Vifitationen der Kirchen, Geiftlichen, Benefizien 
u. f. w. durch die Landdekane. 
Richter-Dove, — ——— ss 173—176; Schulte, Kirchenrecht II 367; Lucidi, De visita- 


tione ss. liminum. Rom. 1869. 


C. Die Rechtsverhältniſſe der Kirchenglieder. 


8 44. Die Zugehörigkeit zur Kirche wird durch die Taufe erworben. Damit entiteht 
die firchliche Nechtsfähigkeit, zugleich aber auch die Pflicht der Unterwerfung unter das Necht 
der Kirche. Da die fatholifche Kirche die Taufe der anderen hriftlihen Kirchen als gültig 
anerkennt und die Taufe nicht wiederholt werden darf, jo gehören ihr die jo Getauften von 
ihrem Standpuntt aus an, und es bedarf für diefe zur Erlangung der aktiven Rechtsfähig— 
feit, d. h. nach dem modernen ftaatlichen Sprachgebrauch bei dem Übertritt zur katholiſchen 
Kirche, nur der Abſchwörung des früheren Irrtums und der Ablegung des Fatholifchen 
Slaubensbefenntnifjes. Das fatholifche Recht erfordert für einen ſolchen Schritt das voll- 
endete 7. Lebensjahr, während das jtaatliche Recht das fogenannte Disfretionsjahr, d. 5. 
das Jahr, mit dejjen Erreichung der einzelne die Konfeffion wählen fann, höher, meiftens 
auf das vollendete 14., mitunter das 18., ja fogar das 21. Lebensjahr, ſowie ferner be- 
ftimmte Formen für die Erklärung des bezüglichen Entſchluſſes feſtgeſetzt hat. 

P. Hinfhius, Kirchenrecht IV 23-55; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht $$ 253. 264. 265; 
Schulte, Lehrbuch. S. 336 ff. 


8 45. Nach Maßgabe der Kirchengejege hat jeder Katholif das Net, an allen öffent: 
lichen, rituellen und liturgischen Handlungen, namentlih an der Verwaltung der Safra- 
mente teilzunehmen ; andererfeits aber aud die Pflicht, den von der Kirche gelehrten Glau- 
ben zu acceptieren, der Meſſe an Sonn: und Feiertagen beizumohnen, mindejtens jährlich 
einmal zur Djterzeit bei einem zur Verwaltung des Bußſakramentes approbierten Priejter 
die Beichte abzulegen, ebenfalls zu der gedachten Zeit das Saframent des Altars, das 
Abendmahl, in feiner Pfarrkirche zu empfangen, fich der Bezeugung äußerer Mißachtung 
gegen die Kirche und der Störung ihrer Thätigfeit zu enthalten und endlich in Firdlichen 
eg den ordnungsmäßigen firhlihen Oberen (Bapft, Bifhof und Pfarrer) gehorjam 
zu fein. 

* — Lehrbuch. S. 341 ff. P. Hinſchius, Kirchenrecht IV 70—76. 111—135. 217. 


8 46. Da die katholiſche Kirche die Ehe als Sakrament betrachtet, ſo nimmt ſie für 
ſich die Geſetzgebung und die Gerichtsbarkeit in Eheſachen in Anſpruch und beſtreitet dem 
Staate das Recht, kirchliche Ehehinderniſſe zu beſeitigen, kirchlich gültige Chen für ungültig 
zu erklären und über Gültigkeit und Ungültigkeit der Ehe zu entſcheiden. Somit ſind die 
Katholiken dem Eherecht der katholiſchen Kirche ausſchließlich unterworfen, ein Grundſatz, 
welcher in einzelnen deutſchen Staaten (z. B. in Bayern, Württemberg, Sachſen) 
bis zur Einführung des Neichöperfonenftandsgefeges vom 6. Febr. 1875 mit verfchiedenen Modi- 
fifationen anerkannt war, während andere Staaten (3. B. Preußen, Ofterreid, Baden) 
ſchon früher ein eigenes ftaatliches, aud für die Katholifen maßgebendes Eherecht Fodifiziert 
hatten. Alle Gründe, welche dem Zuftandeflommen der Ehe entgegenftehen, werden Che: 
hinderniſſe (impedimenta matrimonii) genannt. Diefe find entweder trennende (impedi- 
menta dirimentia) oder auffcdhiebende (prohibentia, impedientia), je nachdem die troß 
derjelben faktifch abgejchlofjene Ehe als nichtige Verbindung erfcheint oder, wenngleih ihre 
Abſchließung unerlaubt war, doch Gültigkeit behält; impedimenta publica oder privata, 
je nachdem die Geltendmadhung im öffentlichen nterefje von Amts wegen erfolgt oder dem 
Belieben des einen der Kontrahenten überlaffen ift. Trennende Ehehindernifje bilden der 
Mangel der nötigen Geiftesfräfte, der Mangel der pubertas (d. h. des 14. bezw. 
12. Yebensjahres), die Impotenz, im Konfenfe liegende Fehler (wie Irrtum über die Per- 
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fon, Freiheit und über, jedoch auch nur über folde Eigenjchaften, welche die Individualität 
der Perſon feititellen und fie als eine bejtimmte von allen anderen ausjondern, error qua- 
litatis in personam redundans, Gewalt und Furt, Nichteintritt der der Eheſchließung 
beigefügten jtatthaften Bedingung), Blutsverwandtihaft (in auf» und abfteigender Linie in 
infinitum, in der Seitenlinie bis zum vierten Grade fanonifcher Komputation), Schwäger- 
ichaft in demjelben Umfange, die aus dem DVerlöbnis entftehende Uuafiaffinität bis zum 
eriten Grade, die geiftliche, aus der Taufe und der Firmelung hervorgehende Verwandtichaft 
zwifchen dem Taufenden und dem Paten auf der einen, dem Täuflinge und deſſen Eltern 
auf der anderen Seite, die Adoptivverwandtichaft, die beitehende gültige Ehe, der Empfang 
eines der höheren Weihegrade, die Profekleiftung in einem vom päpftlichen Stuhl appro- 
bierten Orden, die Religionsverſchiedenheit (disparitas cultus) zwiſchen Getauften und Un- 
getauften (Juden, Mufelmännern ꝛc.) und unter Umftänden die Entführung (raptus), der 
Ehebruh und Gattenmord (impedimenta eriminis s. adulterii, resp. eoniugieidii). Zu 
den aufjchiebenden Ehehindernifien gehört dagegen 3. B. der Mangel des Aufgebotes und 
des bejtehenden Verlöbniſſes. Wo die Ehehindernifje nicht von ſelbſt durch Veränderung der 
Umjtände oder durch wiederholte fehlerfreie Konjenserflärung wegfallen fünnen, bedarf es 
der Dispenfation, welche in betreff der trennenden allein dem Papſte zufteht. 


8 47. Aud das der Ehe vielfach vorangehende Verlöbnis erachtet die fatholifche 
Kirche als eine das Saframent der Che vorbereitende Handlung ihrer Gejeßgebung und 
Kognition unterworfen. Da dasfelbe nach vortridentiniihem Recht ebenſo wie die Ehe durd) 
nudus consensus gültig geſchloſſen werden fonnte, jo ging dasfelbe (sponsalia de futuro) 
durh WVollziehung der copula carnalis in eine wirflihe Che (sponsalia de praesenti) 
über. Nach dem Tridentinum ift aber außer dem ſchon längft vor demfelben üblich ge- 
wejenen Aufgebot, welches an drei aufeinanderfolgenden Sonn- und Feſttagen während des 
Gottesdienftes in der Pfarrfirche ded Domizild der Brautleute erfolgen joll, bei Strafe der 
Nichtigkeit die Erklärung des ehelichen Konſenſes vor dem Pfarrer des Wohnortes der oder 
eines der zufünftigen Ehegatten und vor zwei oder drei Zeugen vorgefchrieben. Die Unter- 
laffung der nachher gewöhnlich erfolgenden Einfegnung oder Trauung hat feinen Einfluß auf 
die Gültigkeit der Che. Die einmal gefchlofjene Ehe gilt nach dem fatholifchen Kirchenredhte 
als unauflöslich, jedoch erft von dem Zeitpunft ab, wo die copula carnalis unter den Ehe— 
gatten erfolgt ift. Bis zu dieſem ift eine Aufhebung durch Dispenfation des Papftes, ſo— 
wie durch den auch wider Willen des anderen Teiles zuläffigen Eintritt in einen appro- 
bierten religiöfen Orden gejtattet. Abgefehen von der Nullitätserflärung, wodurch fonjtatiert 
wird, daß der fcheinbar vorhandenen Ehe ein diejelbe ausfchließendes Hindernis entgegen 
itand, kann fonjt nur eine Auflöfung der ehelichen Gemeinſchaft, nicht des Chebandes er- 
folgen. Eine ſolche (separatio a thoro et mensa) darf auf Antrag des unjchuldigen Teiles 
für immer wegen vollendeten Ehebruchs, fonft nur auf Zeit wegen anderer erheblicher 
Gründe durch Spruch des kirchlichen Gerichts ftattfinden. Hinfichtlich der Ehen der Un- 
getauften, für welche die auf dem ius divinum beruhenden eherechtlichen Vorſchriften eben- 
falls anwendbar erachtet werden, bejteht die Vorfchrift, daß, wenn der eine Gatte ſich zum 
Chriftentum befehrt hat und der Ungläubige ihm auf feine Aufforderung nicht sine contu- 
melia ereatoris beimohnen, d. h. dem Chriften nicht die Befolgung der chriſtlichen Religion 
und der chriftlichen Gebote gejtatten will, der letere eine anderweitige Ehe eingehen und 
damit die frühere aufheben darf. 

Die vorftehend dargeftellten Grundfäge des fatholifchen Kirchenredhts haben, ſoweit es 
fih um die Gerichtsbarkeit in Chefahen, die Ehehindernifje und die Cheeingehungsform 
handelt, nach dem Inkrafttreten des erwähnten Reichsgeſetzes nur noch die Bedeutung von 
Beitimmungen, welche das Gewiſſen der einzelnen Katholifen binden, nicht aber mehr die 
Kraft rechtlich zwingender Vorſchriften. Das materielle Eheſcheidungsrecht wird im allge- 
meinen von dem Reichsgeſetze nicht berührt, und infomweit find die Grundſätze des Fatholifchen 
Kirhenrehts in einzelnen Ländern, 3. B. in Bayern, noch bejtehen geblieben. Das 
Reichsgeſetz hat allein die Änderung gemadt, dab da, wo nad dem bisherigen Net auf 
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beftändige Trennung von Tiſch und Bett zu erfennen fein würde, fortan die Auflöfung des 
Bandes der Ehe ausgefprocdhen werben foll. 


8 48. Was endlich die Ehen zwiſchen Katholifen und den Angehörigen anderer chrift- 
licher Kirchen, namentlich den Proteftanten, betrifft, jo jteht diefen nad katholiſchem Kirchen- 
rechte dad impedimentum prohibens mixtae religionis entgegen, und bie fatholifche Kirche 
erachtet ſolche allen Borfchriften ihres Cherehts unterworfen. Zur erlaubten Eingehung 
einer derartigen Ehe ift erforderlich päpftlihe Dispenfation, die aber in Deutſchland Die 
Biſchöfe kraft befonderer Ermãchtigung erteilen, ferner das eidliche Verſprechen beider Teile, 
die Kinder in der katholiſchen Religion erziehen zu laſſen, und ein eidliches Gelöbnis des nicht- 
fatholifchen Teiles, feinen Mitgatten in der Ausübung feiner Religion nit zu hindern. 
Werden diefe Bedingungen nicht erfüllt, fo darf der fatholifche Pfarrer nur paffiv bei der 
Eheſchließung mitwirken, d. h. den Konfens entgegennehmen, im umgefehrten Falle wird 
aber nad) der in Deutjchland tolerierten milderen, nicht dem ftrengen Recht entſprechenden 
Praxis die gewöhnliche feierliche Form angewendet. Andererſeits ift nad} der neueſten Praris 
in Deutihland jede Mitwirfung des fatholifchen Geiftlihen von einem Verzicht auf die 
proteftantifhe Trauung abhängig. Während früher die deutſchen Staatögejeßgebungen 
(3. B. Breußen), melde den gemifchten Ehen fein Hindernis in den Weg legen, für den 
Fall der verweigerten Mitwirkung des fatholifhen Pfarrers die Kompetenz auf den Geift- 
lihen der anderen Konfeffion übertrugen oder durch die Geftaltung der fakultativen Civilehe, 
fo 3. B. in Oldenburg, oder durch die fogenannte Notcivilehe, 3. B. in Württem— 
berg, jet aud in Oſterreich, halfen, ift nunmehr durch die allgemein in Deutichland 
geltende obligatorifche Civilehe jede Schwierigkeit für die Schließung der gemifchten Ehen, 
denen das Reichsgeſetz fein Hindernis entgegenftellt, befeitigt. Der Prätenfion der fatho- 
lichen Kirche auf die fatholifche Erziehung der Kinder aus gemifchten Ehen find die Staats- 
geſetzgebungen ebenfalls entgegengetreten, indem fie die Vertragsfreiheit der Eltern in diefem 
Punkte anerfannt und eventuell Teilung nah dem Gefchlecht feftgefeßt haben (fo Oſter— 
reih, Bayern) oder unter Nichtigkeitserflärung jedes derartigen Vertrages den Willen 
des Vaters, eventuell die Konfeffion desjelben (Preußen) entjcheiden laſſen. 

Th. Sanchez, Disp. d. s. matrimonii sacramento. Lugd. 1590 u. öft.; Schulte, Handbuch 
des Fath. Eherechts. Gießen 1855; Kutichfer, Das Eherecht der kath. Kirche ꝛc. Wien 1856. 5 Bde.; 
P. Hinfhius, Das Reichsgefeg über die Beurkundung des Perfonenftands und die Eheihliehung. 
2. Aufl. Berlin 1876. S. 99 ff. 187. 191. 192—197 ff. 206: v. Scheurl, Das gemeine deutſche 
Ehereht und feine Umbildung durch das Neichsgefeg vom 6. Februar 1875. Erlangen 1882; Hübler, 
Eheſchließung und gemifchte Ehen in Preußen. Berlin 1888, 


8 49. Die Zugehörigkeit zur Kirche fann nur dur den Tod des Individuums be- 
feitigt werben. Der Abfall vom Chriftentum ober der Übertritt zu einer anderen Kirche 
bildet nach der katholiſchen Auffaffung das Verbrechen der Apoftafie und der Ketzerei, und 
wenngleih in Deutjchland beides unter Aufhebung aller Pflichten gegen die verlafjene Kirche 
nad jtaatlihem Nechte jtatthaft ift, fo iſt Doch amdererjeitS anzuerkennen, daß die Kirche 
unter ſolchen Umſtänden befugt ift, den betreffenden Individuen die firhlichen Rechte abzu- 
jprechen. 


8 50. Innerhalb der katholiſchen Kirche bejtehen Vereine, welche den religiöfen End- 
zweden der Kirche auf verfchiedene Weife dienen. Die Erreihung der chriftlichen Voll— 
fommenheit durch Ertötung der Sinnlichkeit bildet das Ziel der fogenannten Orden, deren 
Mitglieder fi zu einem gemeinfamen, genau geregelten Leben unter eigenen Vorgejegten 
dur das dreifache, für die ganze Lebenszeit bindende Gelübde der perfönlichen Armut, der 
ehelojen Keufchheit und des freiwilligen Gehorfams verpflichten. Die Mitglieder (religiosi) 
können Männer oder Weiber, Klerifer oder Laien fein. Die Errichtung neuer Orden (eines 
fogenannten ordo religiosus) erfordert die päpftlihe Approbation und die eines neuen 
Haufes eines fchon bejtehenden Ordens die Zuftimmung des Ordinarius und des Papites, 
welhem letteren allein auch die Aufhebung eines ganzen Ordens und eines einzelnen 
Ordenshaufes zufteht. Neben diefen eigentlihen Orden, welche der einzelne nur nad Auf: 
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hebung feines Gelübdes wegen Nullität oder nad Dispenfation des Papftes, nad ftaat- 
lihem Recht aber beliebig wieder verlaffen fann, fommen noch fogerannte congregationes 
religiosae vor, welche namentlid) die Zwecke des Unterrichtes, der Kranken- und Armen- 
pflege verfolgen und bei denen von den Mitgliedern (quasi regulares) mitunter zwar aud) 
Gelübde auf Lebenszeit abgelegt werben, ohne daß dieſe legteren (vota simplicia) aber alle 
diefelben Wirkungen wie die bei den Mönchsorden vorfommenden fogenannten vota so- 
lemnia hätten. Dieſe Kongregationen jtehen ebenfalls unter der Aufficht des Bifchofs 
bezw. des Papftes. Sie haben, weil fie die der modernen Zeit entfprechende Umbildung des 
fatholifhen Ordenslebens darftellen, an Zahl, Ausbreitung und Bedeutung die alten Orden 
vollfommen überflügelt. 

Während in Bayern, Württemberg, Baden zur Zulaffung neuer Klöfter und 
neuer religiöfer Genofjenfhaften die ftaatlihe Genehmigung erfordert wird, hat das Reichs— 
gejeg vom 4. Juli 1872 den efuitenorden und die ihm verwandten Orden und Kongre— 
gationen — als foldhe find die Lazariften, Redemptoriſten, Priefter vom heiligen Geifte und 
die Schweitern vom heiligen Herzen Jeſu erflärt worden — vom Gebiete des Deutſchen Reichs, 
demnächſt ein preußiſches Geje vom Jahre 1875 alle anderen Genofjenfchaften mit 
Ausnahme der bereits bejtehenden Niederlafjungen, welde ſich ausſchließlich mit der Kranfen- 
pflege bejchäftigen, vom Gebiete der preußifchen Monarchie ausgeſchloſſen, und ein hej- 
fifhes Gefeg von 1875 die Errichtung neuer Niederlafjungen der gedachten Genofjen- 
fchaften und die Aufnahme neuer Mitglieder in die bejtehenden unterfagt, jedoch eine Dis- 
penjation von diefen Verboten für diejenigen, welche ſich allein der Krankenpflege widmen, 
offen gelafjen. In Preußen find aber feit 1887 von den vor 1875 dort vorhandenen 
Orden und Kongregationen alle diejenigen, melde fi der Aushülfe in der Seelforge, der 
Übung der riftlihen Nächitenliebe, dem Unterricht und der Erziehung der weiblichen Jugend 
in höheren Mädchenſchulen und gleichartigen Erziehungsanftalten widmen, ſowie foldhe, deren 
Mitglieder ein bejchauliches Leben führen, wieder zugelaffen worden. Die Brüberfchaften (con- 
fraternitates), welche einzelne kirchliche Zwecke verfolgen, unterfcheiden fih von den Kon— 
gregationen dadurch, daß hier feine Gelübde vorfommen, hinfichtlich des Eintrittes und des 
Austrittes vollfommene Freiheit herrfcht, fein Zwang zur Erfüllung der Pflichten (abgefehen 
von dem indireften Mittel der Ausfchliegung) ftattfindet und endlich das gemeinfchaftliche 
Zeben fehlt. Sie ftehen gleichfalls unter Auffiht des Biſchofs. 

Bouix, Tract. de regularibus. Paris 1857. 2 vol.; Schulte, Lehrbuch. ©. 504 ff.; Richter— 
Dove-Kahl, Kirhenreht SS 298 ff.; v. Schulte, Die neueren fathol. Orden und Hongregationen, 
bej. in Deutſchland. Berlin 1872; P. Hinſchius, Die Orden und Kongregationen der fath. Kirche 
in Preußen. Berlin 1874; Derjelbe, Kirchengefege von 1874 und 1875. S. XXI. 83; Derjelbe, 
Kirchengeieg vom 14. Juli 1880. S. 28. 35, Kirchengeſetz von 1887. S. 17; Dürrfhmidt, Die 
Höfterlichen Genoflenichaften in Bayern. Nördlingen 1875. 


D. Die Stellung der katholiſchen Kirche im Staate. 


8 5l. Die Form, in welcher ſich das Verhältnis zwiſchen dem Staate und der fatho- 
liſchen Kirche zum erftenmal, d. 5. im römifchen Kaiferreih, ausgeprägt hat, ift das fo- 
genannte Staatsfirdentum gewejen. Das lettere beruht einmal auf der Einheit von 
Staat und Kirche, d. h. der Zulaffung der letzteren ala der allein berechtigten Form des 
religiöfen Zebens, andererjeits aber auf dem Moment, daß der Wille der oberjten ftaatlichen 
Organe nicht nur den Staat, fondern auch die Kirche, wenngleich dieſe eine vom Staate 
verjchiedene, eigenartige Organifation bildet, leitet und die kirchlichen Einrichtungen bejtimmt. 
Auch im farolingifchen Reich und in Deutjchland bis zum 11. Jahrhundert ift das Staats- 
firhentum, wenngleich in anderer Ausprägung, für das Verhältnis von Staat und Kirche 
herrſchend geblieben (j. o. ©. 198 ff.). Erſt feit dem Ende des 11. Jahrhunderts iſt es den 
Päpſten gelungen, die Anfhauungen, welche man das hierofratifche oder theokratiſche 
Syitem nennt und welche an der Einheit von Staat und Kirche feithalten, aber, indem jie 
der Kirche und dem Papſt ſowohl die oberjte geiftlihe wie auch weltliche Gewalt (potestas 
directa in temporalia) zuſchreiben, den Staat der Herrſchaft der Kirche unterjtellen (f. o. 
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©. 199), zur Geltung zu bringen. Die jeit dem 14. Jahrhundert gegen die maßlos ausgedehnten 
Anfprüche des Papſttums mit erneuerter Kraft hervortretende Reaktion des Epiffopates und 
die Erftarfung der fürftlihen Macht haben in Deutſchland im 15. Jahrhundert zur An- 
bahnung eines neuen Staatäfirchentums geführt, und als infolge der Reformation ſich das 
landesherrliche Kirchenregiment in den protejtantifchen Territorien entwidelt hatte, nahmen 
auch die fatholifchen Fürften, denen die fatholifche Kirche, weil fie auf ihre Hülfe gegenüber 
den Proteftanten angewieſen war, nicht entgegentreten fonnte, namentlih in Bayern und 
in Ofterreich die entfcheidende Leitung der fatholifchen Angelegenheiten für ſich in Anſpruch. 
Seine höchſte Blüte hat diefes Staatöfirchentum in dem letteren Staat unter Joſeph I 
erreiht. Hier ging man feit 1781 von der Anfchauung aus, daß alles dasjenige, was in 
der Kirche nicht von göttlicher Einfegung fei, der landesherrlihen Gewalt unterliege, und fo 
griff Joſeph II mit feiner reformierenden Geſetzgebung ohne Rüdfiht auf die Firchlichen 
Gewalten, indem er die Religion weſentlich als Erziehungsmittel des Volfes und die Kirche 
als eine den jtaatlihen Zmweden dienende Erziehungs= und Polizeianftalt auffaßte, bis in 
das kleinſte Detail in die firchlichen Verhältniffe ein, wobei er zugleih den Einfluß des 
Papſtes und der Kurie auf die Kirche und die Geiftlichfeit in Öfterreich zu beſchränken fuchte. 

Infolge der Reformation hatte zwar der Augsburger Religions» und der weitfälifche 
Frieden (von 1555 beziehungsweife 1648) die ftaatlihe Anerkennung der evangelifchen 
Religionsparteien herbeigeführt und damit eins der mefentlichen Fundamente des Staats- 
firhentums, die Anerfennung einer einzigen Kirche als der berechtigten im Staate, zerftört. 
Aber die gedachten Friedensjchlüffe hatten dem Landesherrn das fogenannte ius reformandi 
zugeiproden, d. h. das Recht über die Konfeffion ihrer Territorien zu beitimmen und die 
Anhänger der fremden Konfeifion aus dem Lande zu weifen. Wenngleich der weitfälifche 
Friede, welcher freilich nicht für die öfterreihifchen Erblande zur Anwendung fam, die Aus: 
übung des gedachten Rechtes infomweit beſchränkt hatte, als die Ausmweifung derjenigen fremden 
Konfeffionsverwandten, welche in irgend einem Zeitraume des fogenannten Normaljahres 
(1624) in dem betreffenden Territorium die Neligionsausübung gehabt hatten, für unjtatt- 
haft erklärt wurde, fo bewahrten doch troßdem die einzelnen deutihen Staaten ihren wejent- 
lid fatholifhen oder proteftantifchen Charakter, und in den protejtantifchen Staaten, in 
welchen die Katholiken, ſei es infolge des weitfälifchen Friedens, fei es aus anderen Gründen, 
geduldet wurden, gingen die Zandesherren davon aus, daß das fraft der gedachten Friedens: 
mäßigen Vorſchriften von ihnen über die Evangelifchen geübte ius episcopale ihnen auch 
über ihre fatholifchen Unterthanen zukomme, daß fie aljo alle kirchlichen Verhältnifje der: 
jelben, foweit es fich nicht um den Glauben und die Verwaltung der Saframente und des 
GSottesdienjtes (die jogenannten spiritualia) handelte, ihrerfeits zu bejtimmen hätten. So 
itand alſo die katholiſche Kirche auch in diefen Territorien unter einem jtrengen Staats- 
firhentum, welches nod von Preußen in dem Landrecht von 1794 (vgl. Titel 11 
Zeil II) feitgehalten wurde. Die Säfularifation des Jahres 1803, welche zugleih die 
fatholifhe Kirhenverfafjung in Deutjchland vernichtet hat, hat den früher faſt ausjchließlich 
fatholifchen oder protejtantifchen Charakter der einzelnen deutfchen Staaten dadurch, daß 
infolge derjelben fatholifche Gebietsteile an proteftantifche Kandesherren und zum Teil auch um- 
gefehrt protejtantifche an Fatholifche überwiefen wurden, erheblich gemildert, und wenngleich 
feitvem in den einzelnen Territorien der Fatholifchen und proteftantifchen Kirche die Parität 
und die öffentliche Neligionsausübung durch partifuläre Vorfchriften gewährt wurde, fo hielten 
dod) die Regierungen, als die Neuaufrichtung der Drganifation der fatholifchen Kirche auf Grund 
der von ihnen mit der Kurie im zweiten und dritten Jahrzehnt geführten Verhandlungen 
erfolgt war, in betreff der Regelung der Stellung der fatholifchen Kirche an dem früheren, 
die freie firhlihe Bewegung einengenden Staatsfirhentum feit. Die fatholifche Kirche hat 
zwar jtet3 gegen diefe Maßnahmen Widerſpruch erhoben, aber erft die Bewegungen des 
Jahres 1848 haben denfelben gefteigert und eine Reaktion hervorgerufen, welde meijtens 
die pofitive Beteiligung der Staatsgewalt an der Leitung der Kirche befeitigt, ja jogar, wie 
in dem freilich in Öfterreich teilweife ſchon durch die Geſetze vom 25. Mai 1868 und 
dann 1874 ganz aufgehobenen Konkordat von 1855, zu einer faſt völligen Miederherftellung 
des kanoniſchen und zu einer Beeinträchtigung des ftaatlichen Rechts geführt hat. Durch 
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den Beichluß des vatifanifchen Konzils (fiehe $ 12), daß die ex cathedra gegebenen, Glauben 
oder Sitten betreffenden Erlafje des Papftes unfehlbar find, ift der Konflift zwifchen der 
fatholifchen furialen Auffafjung und der modernen Anſchauung über das Verhältnis zwischen 
Staat und Kirche theoretifch infofern verfchärft worden, ala mit jener Feitfegung einer Reihe 
von früheren päpftlichen Entfcheidungen, jo namentlich auch dem die Grundlagen des modernen 
Staatsrechts verdammenden Syllabus vom 8. Dezember 1864 indireft die Unfehlbarkeit zu— 
geſprochen ift, ja infolge der von einem Teil der Katholifen bejtrittenen Rechtsgültigfeit der 
Beichlüffe des Konzils hat jener Konflift auch deshalb eine weitere praftifche Bedeutung erlangt, 
weil die fatholifchen Kirchenoberen mit geiftlihen Genfuren und Strafen gegen die An- 
hänger der Dppofition vorgegangen find und die Hülfe des Staates gegen diefe angerufen, 
andererſeits aber die jogenannten Altfatholifen, melde ſich für die allein berechtigten 
Mitglieder der katholiſchen Kirche erklären, ihrerjeits gleichfall® von den Staatsregierungen 
Schub in ihren Rechten beanſprucht haben. 

BP. Hinſchius, Allgemeine Darftellung der Werhältniffe von Staat und Kirche in Marquard- 
fens Handbuch des öffentlichen Rechts. ‚Freiburg i. Br. 1887. I 189 ff., 213 ff.; Richter— 
Dove-Kaphl, Kirchenrecht 88 70 ff.; Friedberg, Die Grenzen zwifchen Staat und Kirche. 3. Abt. 
Tübingen 1872; Mejer, Zur Gefchichte der römijch-deutichen Frage. Hoftod 1871. 3 Teile; Berch— 
told, Die Unvereinbarfeit der neuen päpftlicden Glaubensdefrete mit der bayriſchen Staatsverfaflung. 
Münden 1871; v. Schulte, Denkſchrift über das Verhältnis des Staates zu den Sägen der päpft- 
lihen Konjtitution vom 18. Juli 1870. Brag 1871; P. Hinſchius, Die Stellung der deutichen 
Staatöregierungen gegenüber den Beichlüfjen des vatifanifhen Konzils. Berlin 1871. 


8 52. Prinzipiell läßt fih vom Standpunft des modernen Staates aus, welcher den 
einzelnen Religionsgefellfchaften die Gewiſſensfreiheit, das Necht des einzelnen, feinen 
religiöfen Glauben oder auch den Mangel an jevem Glauben ohne jeden äußeren Nachteil 
zu befennen, und die Religions- oder Kultusfreiheit, d. h. die Befugnis der Be- 
fenner desjelben Glaubens, ſich zu Vereinigungen zufammenzuthun und in Gemeinfchaft 
ihre Religion und ihren Kultus auszuüben, gewährt, die Souveränität des Staates über die 
fatholiiche Kirche nicht leugnen. Dies gefchieht in der That auch nur feitens der leßteren. 
Das oben ©. 855 beſprochene hierofratiiche Syitem muß nod heute, da die dasjelbe auf- 
jtellenden päpftlichen Defretalen niemals aufgehoben find, als das geltende betrachtet werben. 
Freilich hat man dasfelbe jhon im 16. Jahrhundert dur das fogenannte Syitem der 
potestas indireeta der Kirhe und des Papites über das weltliche Gebiet, nah welchem 
den legteren die mweltlihe Gewalt nicht ihrer Subſtanz nad zufteht, aber die Kirche und der 
Papſt, weil die erjtere die höhere Lebensordnung ift, in allen Fällen, in denen die weltliche 
Gewalt die Erreihung der Ziele hindert und die Anterefjen der Kirche gefährdet, fontrol- 
lierend und forrigierend mit kirchlichen Geſetzen, Ungültigfeitserflärung der ftaatlichen Geſetze 
und anderen Maßnahmen eingreifen können, erfegt. Wie diefes Syſtem praktiſch auf das- 
jelbe wie die Lehre von der potestas indireeta hinausläuft, fo ift dies auch der Fall mit 
der neueren, namentlich in der Jetztzeit viel vertretenen fogenannten Koordinations= 
theorie. Nach derſelben ift jede der beiden Gemwalten auf ihrem Gebiete, der Staat 
auf ftaatlihem, die Kirche auf firchlichem Gebiete, fouverän. Da aber beide auf demfelben 
Gebiet und über diefelben Menfchen herrſchen und ferner beide die Grenzen des ftaatlichen 
und des kirchlichen Gebietes verſchieden abjteden, jo wird, wenn man, wie dies von den 
Anhängern der Theorie gefchieht, die Befugnis zur Kompetenzregulierung der Kirche zufpricht, 
diefer letzteren eine oberherrlihe Stellung über den Staat beigelegt, und fo tellt ſich dieje 
Theorie lediglich ebenfalls als eine Abſchwächung des hierofratifchen Syitems und eine Ver- 
hüllung der Lehre von der potestas indirecta dar. 

In ihrer Beziehung auf die Kirchen bezeichnet man die Souveränität des Staats als 
Kirhenhoheit (ius circa sacra). Vom Standpunkt des modernen fonjtitutionellen 
Staates aus ift die Kirchenhoheit alfo die aus der Souveränität des Staates herfließende 
Berechtigung, die Aufnahme und die rechtliche Stellung der Kirchen innerhalb feines Terri- 
toriums gefeßlich zu ordnen und die durch diefe Ordnung feitgefiellte Aufſicht über die Ver— 
waltung der Kirchen und die fi daraus ergebenden Befugniffe der Mitwirkung bei der 
legteren auszuüben, ſowie die gejetlich beftimmten VBorbeugungs- und Abwehrungsmaßregeln 
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gegen die Übergriffe und Mißbräuche der Organe und Mitglieder der gedachten Genofjen- 
Ichaften zur Anwendung zu bringen. 

Wenn der Staat berechtigt ift, die Stellung der fatholifhen Kirche innerhalb feines 
Territoriums allein zu ordnen, fo iſt doch darum ein vorgängiges Einvernehmen mit der 
Kirche bei der Schwierigkeit, die von verfchiedenen Grundanfchauungen ausgehenden Anſprüche 
des modernen Staates und der fatholifchen Kirche auszugleichen, nicht ausgeſchloſſen, man 
ift aber in einzelnen Staaten (fo 1817 in Bayern, 1855 in Öfterreih, 1857 in Württem- 
berg, 1859 in Baden) jomweit gegangen, die hier in Frage fommenden Punkte durch ſich 
formell als Verträge darftellende Vereinbarungen (fogenannte Konfordate) zu regeln. 
Über die rechtliche Natur der legteren hat man viel geftritten, aber fo vielfach auch die 
Vertragsnatur bderjelben verteidigt worden und fo ſehr aud das Abgehen von einer 
folhen Vereinbarung nur für den Notfall zu befürworten ift, weil der Staat ſich dabei dem 
Vorwurfe des Vertragsbruches ausfegt, muß doch vom Standpunkte des modernen Staats- 
rechts aus behauptet werben (fogenannte Zegaltheorie), daß ein Vertrag mit der Kirche, 
welcher ihre Nechtöverhältnifje nur ſoweit betrifft, als fie innerhalb der Grenzen des einzelnen 
Staates fteht, obgleich fie ihm infofern ſchon an und für fi unterthan iſt, ebenjowenig 
gültig gefchloffen werden kann, wie ein Kontrakt über die Ausübung der Gefeggebung in 
beftimmter Weife und Richtung mit einem andern Unterthan denkbar ift. Weil es ſich hier 
lediglih um Ausübung der inneren Gefeßgebung handelt, liegt in einem folden Binden des 
ftaatlihen Willens ein unzuläffiges Aufgeben der Souveränität, deſſen Statthaftigfeit durd 
den Hinweis auf völferrechtlihe Verträge, 3. B. auf Handelöverträge, nicht gerechtfertigt 
werben fann, weil diefe fündbar find, alfo immer wieder durch den Willen des einen Teils 
befeitigt werden fönnen und beide Kontrahenten bei folden eine für fie gleich verbindliche 
Rechtsordnung (das Völkerrecht) über fich anerfennen. Aus demfelben Grunde folgt aud), 
daß da, wo fonftitutionelle Einrichtungen beftehen, ſich die frage nad) der erforderlichen Zu— 
ftimmung der Landesvertretung lediglih nad den Grundfägen über die Ausübung der 
inneren Gefeggebung, nit nah den Negeln über die Abſchließung von Verträgen mit 
fremden Regierungen beantwortet. Vollends unhaltbar ift die fich lediglich als eine Kon- 
fequenz des hierofratiichen Syftems darjtellende fogenannte Privilegientheorie, welde 
die Konkordate als einjeitig widerrufbare Konzeffionen des Papſtes auffaßt. 

Hinfichtlih der Regelung feiner Stellung zur Kirche wird der moderne Staat, da die 
direfte Pflege der Religion weder zu feinen Aufgaben gehört noch er zur Durchführung 
einer ſolchen die geeigneten Mittel befigt, das Syitem der Einheit von Staat und Kirche 
und das des Staatskirchentums aufgeben müſſen. Wie er fich einerfeits in feinen Ein- 
rihtungen und in feiner Thätigfeit unabhängig von jeder Beftimmtheit durch die Fonfefjionellen 
Lehren und Inſtitutionen der Kirchen zu jtellen hat, wird er andererfeits auch denſelben, 
alſo insbefondere der Fatholifchen Kirche, die felbitändige Ordnung und Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten zu überlaffen haben. Das fogenannte Prinzip der Trennung von 
Staat und Kirche, weldes im mwejentlihen in Belgien und Nordamerika beiteht 
und nad welchem die Kirchen lediglich als Privatgefellfchaften und rechtlich allen anderen 
Privatvereinen gleich behandelt werden, paßt indefjen nicht für die deutfchen Berhältnifie. 
Bei der mächtigen Stellung, welde die fatholifche Kirche in Deutfchland einnimmt, und bei 
dem hervorragenden Einfluß, welchen fie auf ihre einzelnen Glieder und das öffentliche Leben 
ausübt, fünnen die deutſchen Staaten fie nicht als ſolche ignorieren und fie rechtlich einer 
unbedeutenden, das öffentliche Leben nicht berührenden freien Gemeinde gleichitellen. In der 
That hat man bei der Befeitigung des früheren Staatöfirhentums in Preußen (1848), 
Württemberg (1862), Baden (1860), Hefien (1875) und aud in Sachſen (1876) 
nicht das erwähnte Prinzip angenommen, vielmehr das Verhältnis der Fatholifchen Kirche 
in den gedachten Yändern auf der Baſis geregelt, daß fie rechtlich als Anjtalt des öffent- 
lihen Rechts behandelt wird und ihr, abagefchen von einer Neihe von Privilegien, aud das 
Recht der Autonomie gewährt ift. Als Anftalt des öffentlichen Nechts ift ihr für eine be- 
ftimmte Sphäre eine obrigfeitliche, frei ohne Kontrolle des Staates auszuübende Gewalt durch 
den leßteren eingeräumt, während derfelbe für ihre Thätigfeiten in anderen Beziehungen 
gewiffe Auffichts-, Abwehr- und Mitwirkungsrechte, welche er den gewöhnlichen Privat- 
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vereinen gegenüber nicht in Anfprud nimmt, fich vorbehalten hat. Aus dieſer Stellung der 
Kirche folgt, daß ihre Amtsträger zwar nicht ftaatliche, aber öffentliche Beamte find. Weiter 
ift e8 eine zwar nicht notwendig, aber doch regelmäßig mit diefer Stellung verbundene 
Folge, daß den Einzelorganifationen der Kirche (den Bistümern, Pfarreien, Domfapiteln) das 
Recht der juriftifchen Perfönlichkeit, alfo der VBermögensfähigfeit, gewährt ift. Die herfümm- 
lichen Privilegien beftehen in dem Recht zum Gebrauch bejtimmter Zeichen der Öffentlichkeit 
des Gottesdienftes, namentlich der Kirchtürme und Gloden, in der teilmeifen Anerfennung 
der firchlichen Feittagsordnung auch als ftaatlicher Feſttagsordnung, in der Gewährung von 
ftaatlihen Dotationen oder Subventionen für die kirchlichen Amtsträger und kirchlichen An- 
ftalten, jowie in der Steuerbefreiung der Kirchengebäude und Begräbnispläge. 

Wenn der Staat heute auch der fatholifchen Kirche die Autonomie ihrer Angelegen- 
heiten, wozu namentlich die Regelung des Glaubens und des Kultus, ſoweit er nicht aus 
den kirchlichen Gebäuden heraustritt, gehört, eingeräumt hat, fo werden die Nechte, welche 
er zu feiner Sicherheit beanſpruchen muß, weſentlich nur einen negativen Charakter, den der 
Auffiht und Abwehr oder Suppreffion zu tragen haben (mie dies z. B. mit dem Einfprucdhs- 
recht — ſ. $ 26 — und dem $ 32 gedachten Recht der Fall ift); nur da, wo die bloß nega- 
tiven Befugnifje wirfungslos find (wie 3. B. hinſichtlich der Vorbildung der Geiftlichen, der 
Bewahrung des firhlichen Vermögens für feinen Zwed), find Mafregeln präventiver Natur 
gerechtfertigt, um fo mehr als die fatholifche Kirche den modernen Staat prinzipiell befehdet 
und jeden NAugenblid, in dem es ihr vorteilhaft erfcheint, zum Angriff gegen denfelben vor- 
gehen kann. Auf diefen Grundlagen ift im weſentlichen die Stellung der katholiſchen Kirche 
heute in Breußen, Württemberg, Sadjen, Baden und Heffen geregelt, wäh— 
rend man in Bayern nod an dem früheren Staatskirhentum fejtgehalten hat. 

R. v. Mohl, Über das Verhältnis des Staates zur Kirche, in deſſen Staatsrecht, Völkerrecht 
und Bolitif. Tübingen 1862. II 171; Bluntſchli, Allgemeines Staatsredht. 3. Aufl. München 1863. 
©. 263 ff.; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht 55 98-102; Sohm in Dove und Friedberg, 
gebigrirt für Kirchenrecht XI 157; Zeller, Staat und Kirche. Leipzig 1873; Friedberg, Die 

renzen zwiſchen Staat und Kirche. Tübingen 1872; Hergenröther, Kath. Kirhe und chriftl. 
Staat. freiburg 1872; Geffden, Staat und Kirche. Berlin 1875; Frommann, Anti-Geffden, in 
Dove und ÄFriedberg, Zeitichr. für Kirchenrecht XIV 65. XV 288; P. Hinihius in Mar- 
quardfend Handbud (f. zu $ 50). ©. 216 ff. 20— 386; W. Martens, Die Beziehungen der Über- 
ordnung, Nebenordnung und Unterordnung von Kirche und Staat. Stuttgart 1877. Ferd. F. 
Moulart, Kirche und Staat. Überfegung von Houben. Mainz 1881; v. Sicherer, Staat und 
Kirche in Bayern. Münden 1874; Golther, Der Staat und die kath. Kirche in Württemberg. 
Stuttgart 1874; Friedberg, Der Staat und die fathol. Kirche in Baden. Leipzig 1871; P. Din- 
fhius in Hartmann, Zeitichr. für Gefeßgebung zc. des öffentlichen Rechts in Deutichland II 
131 ff. — Wegen der Konkordate val. Schulte, Kirchenrecht I 435 ff.; Herrmann im deutſchen 
Staatdwörterbuh V 701; Sarmwey in Dove, Beitichr. für Kirchenrecht IT 437. III 267; Hübler 
ebenda III 404. IV 105; Bornagius, Recdtlihe Natur der Kontorbate. Leipzig 1870; Guil. 
Fink, De concordatis diss. canon. Lovanii 1879; Th. Balve, Kirche und Staat in ihren Verein- 
barungen. 2. Aufl. Regensburg 1881; P. Hinſchius bei Marquardfen a. a. D. ©. 270 


8 53. Durch den infolge des vatifanischen Konzils hervorgetretenen Konflikt zwiſchen 
den Anhängern des letzteren und den Altkatholifen (SS 12. 51) find die Staatsregierungen 
in die Lage gebracht worden, auch die Stellung der legteren regeln zu müſſen. Eine prin- 
zipielle Regelung von dem Standpunkte aus, daß beide Parteien dem Staate gegenüber 
gleichberechtigt behandelt werden, ift in Baden durch das Geſetz vom 15. Juli 1874 erfolgt 
und zugleih den altfatholifchen Gemeinden ein Mitbenugungsreht am fatholifchen Kirchen- 
vermögen gewährt. Ein ſolches giebt ihnen ebenfalls das preußische Geſetz vom 4. Juli 
1875, welches damit indireft die bisher in der Staatspraris feitgeftellte Anfchauung der 
Gleihberechtigung beider Teile fanktioniert hat. In Heffen endlich ift nad) dem Vorgange 
Badens und Preußens die Anerkennung des altkatholiſchen Biſchofs als eines den 
anderen fatholifchen Bischöfen gleichberechtigt daftehenden Bifchofs erfolgt. 

Haager, Sind die Aitkatholifen Mitglieder der Kath. Kirche x.? Erlangen 1874; Rechts— 
qutachten über die Anerfennung des h. altkatholiichen Bifhofs in Bayern. München 1874; ee 
ling in Hartmann, Zeitjchrift ꝛc. I 1; P. Hinſchius, Kirchengeſetze von 1874 und 1875. ©. 179; 
Derjelbe, Kirchenrecht IV 373 ff.; Derjelbe bei Marquardſen a. a. D. S. 369; v. Schulte, 
Der Altkatholicismus. Gießen 1887. 
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11. Das Recht der evangelifhen Rirde. 
A. Dogmatiſche Grundlagen. 


8 54. Sowohl die lutherifhen als die reformierten Bekenntniſſe definieren die Kirche 
als die Gemeinjchaft der Gläubigen und ferner als die Gemeinschaft der Lehre und der 
Saframente, al3 der äußeren Zeichen und Mittel, an denen die Gemeinfhaft erfannt, bezw. 
durch welche fie bewirkt wird. Die göttlichen Vollmachten, die fogenannte potestas clavium, 
unter welcher die evangelifche Kirche aber im Gegenſatz zur fatholifchen etwas Engeres ver: 
fteht, nämlich den Auftrag zur Predigt des Wortes, zur Verwaltung der Saframente, zur 
Vergebung und Behaltung der Sünden, fowie zur Ausſchließung der Gottlofen aus der 
chriſtlichen Gemeinfchaft, find nach der übereinjtimmenden lutherifchen und reformierten Lehre 
nicht einem bejtimmten Stande, fondern unmittelbar der ganzen Kirche übertragen. Mit 
den Grundprinzipien der Reformation, der Rechtfertigung dur das Verdienſt Chrifti und 
den inneren Glauben, war zugleich die VBerwerfung der katholiſchen Lehre von dem befonders 
befähigten, heilvermittelnden Prieftertum gegeben, und das neuteftamentlihe allgemeine 
Prieftertum aller Gläubigen, d. h. die Befugnis jedes einzelnen, fich felbjt das Heil zu er- 
werben, und die Befähigung, die göttlihen Vollmachten auszuüben, wieder in fein evan- 
gelifches Recht eingefegt. Die Funktionen des allgemeinen Prieftertums fünnen aber nicht 
von jedem beliebig wahrgenommen werben, vielmehr befteht nach weiterer Lehre der Bekennt— 
niffe kraft göttliher Anordnung das Predigtamt (ministerium verbi divini), weldes bie 
Schlüfjelgewalt der Kirche handhabt und dieje dabei repräfentiert. Weil aber der letzteren 
die potestas clavium in eriter Zinie zufommt, fo hat fie die Träger des Amtes zu be- 
ftellen, und da diefe feiner befonderen fpirituellen Befähigung bedürfen nod eine folche 
haben können, fo iſt die Ordination der evangelifchen Kirche nicht? anderes als die feier- 
liche und öffentlihe Bezeugung der ordnungsmäßigen Berufung und der Fähigkeit zur Aus: 
übung des Amtes durd den Berufenen. Andere Einrichtungen find der evangelifhen Kirche 
nicht wefentlih und göttlich vorgezeichnet, insbefondere ihr feine göttlichen Anweifungen über 
die Ausübung der ihr gleichfalls zufommenden potestas regiminis oder iurisdietionis ges 
geben. Es liegt alfo feineswegs die Notwendigkeit vor, daß fie ihre Verfaſſung in ein 
für allemal feftbejtimmten Formen entwidelt, vielmehr hat fie innerhalb der durch die eben 
dargelegten Grundanfhauungen gegebenen Grenzen in diefer Hinficht vollkommene Freiheit, 
und insbefondere kann davon nicht die Rede fein, daß, wie man behauptet hat, das Lehr: 
amt oder der Landesherr fraft göttlichen Rechtes zur äußeren Leitung der evangelifchen Kirche 
berufen ſei. Thatfächlich hat denn auch eine verſchiedene Entwidlung innerhalb der evan- 
gelifhen Kirche jtattgefunden, deren mwejentlihe Richtungen jetzt zum Verftändnis der heute 
bejtehenden Organifationen zu charakterifieren find. 

Jacobion, Grundlage der Berfaffung der evangelifhen Kirche, in der Zeitichrift für chriftliche 
Wiſſenſchaft. 1852. Nr. 10-13; Richter, Grundlagen der Kirchenverfaffune, in Zeitichrift für deutfches 
Recht IV 1; Höfling, Grundſätze der evangeliich-Tutheriichen Kirchenverfaffung. 3. Aufl. Erlangen 
1853; Stahl, Die Kirchenverfaſſung der Broteftanten. 2. Ausg. Erlangen 1862; O. Meier, Grund: 
fagen des lutheriſchen Kirchenregiments. Roſtock 1864; A. v. Scheurl, Zur Xehre vom Kirchen— 
regiment. Erlangen 1862; Derielbe in Dove und Friedberg, Zeitichrift für Kirchenreht VI 
28. VII 151. X 72; Ritichl a. a. D. VIII 220 ff. 


B. Die Berfafiungsentwidlung. 
1. Im Gebiete der fähfifhen Reformation. 
8 55. Wenngleich jeder kleinen Gemeinfhaft von Perſonen, bei welcher die wefent: 
lichen Nequifite des Kirchenbegriffes vorliegen, die Eigenſchaft als Kirche nicht abzufprechen 


tft, jo fann doch die Ortöfirche oder die Lokalgemeinde den eine Fülle geiftiger und materieller 
Kräfte erfordernden Aufgaben nicht genügen, und die Natur der Verhältnifje hat faſt überall 
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zur Ausbildung größerer kirchlicher Gemeinſchaften geführt. Auch die Reformatoren find 
ſtillſchweigend von der Vorausfegung einer größeren Gemeinfchaft ausgegangen, und das um 
jo zmweifellofer, als ihr eigentliches Ziel nicht die Gründung einer neuen Kirche neben der 
alten, fondern die Neformierung der letzteren geweſen ift, wie das die mannigfachen Ver: 
ſuche, die Bischöfe auf die Seite der Neformation herüberzuziehen, und die Erklärung, das 
Regiment derjelben zwar nicht als eine göttliche, aber als eine löbliche menſchliche Ordnung 
anerkennen zu wollen, beweifen. Noch vor der völligen Ausfichtslofigfeit diefer Beftrebungen 
trat aber das Bedürfnis nad einer äußeren leitenden und orbnenden Macht hervor. That- 
fählih waren dazu die weltlichen Obrigfeiten, insbeſondere die Landesherren, am meijten 
geeignet, weil fie bei der Auflöfung der katholiſch-kirchlichen Einrichtungen allein einen fejten 
Halt boten, vielfah mit der Reformation vorangegangen waren, und infolge des Reichs— 
abjchiedes zu Speier von 1526, welcher die Entfheidung über die Duldung der neuen Lehre 
in die Hände der Territorialherren legte, namentlich aber, weil nad der Aufhebung desfelben 
und des Verbotes von Neuerungen über den augenblidlihen status quo hinaus, der Beitand 
der Reformation lediglih von den deutſchen Yandesherren abhängig gemadjt war. Diefe 
thatfächlich entjcheidende Stellung der LZandesherren fand ſchon in den früher geübten Vogtei- 
und Patronatsrechten, aus denen die Pflicht, die Kirche vor rrlehren und vor der Ber- 
gewaltigung der eigenen Geiftlichen zu ſchützen, hergeleitet werden fonnte, ihre innere Be- 
gründung. Ferner wurde von den Reformatoren die Legitimation der weltlichen Obrigfeit 
zur Kirchenleitung in dem Umjtande gefunden, daß wie jeder Chrift mit allen feinen Mitteln 
und Kräften für die reine Lehre und ihre Sicherheit zu wirken verbunden ei, fo vor allem 
der Zandesherr ald membrum praecipuum der Kirche feine fürftliche Macht den Zweden 
des Evangeliums dienjtbar machen müſſe. Endlich) gründete man jene Berechtigung auf die 
der hriftlichen, von Gott eingefegten Obrigkeit als folcher, als Wächterin der beiden Tafeln 
der zehn Gebote, obliegenden Verpflichtung, für die rechte Verehrung Gottes und für die 
Anjtellung frommer Diener des Herm zu forgen. Außer diefen Nechtfertigungen der landes- 
herrlichen Kirchengewalt, bei welchen der Gedanke an die Möglichkeit der gemeinfchaftlichen 
Erijtenz mehrerer in demjelben Staate berechtigten Religionsgemeinfchaften und der Scheidung 
der Kirchenhoheit von dem Kirchenregimente der Stufe der damaligen Entwidlung gemäß 
noch vollflommen fehlt, fand man fpäter auch in der Beitimmung des Augsburger Religions» 
frievdens von 1555, welche die Jurisdiktion der fatholifchen Bifchöfe über die Evangelifchen 
jufpendierte, ein veichsjtaatsrechtliches Fundament für die Yeitung der kirchlichen Angelegen- 
heiten durch die Territorialherren, indem man dieſe Vorfchrift als eine direfte Übertragung 
der bijchöflichen Jurisdiktion auf diejelben auffaßte. Zugleih wurde durch dieſes Neichs- 
geſetz der bis dahin jtaatsrechtlich ſchwankende Begriff der chriftlichen Obrigfeit — hatten 
doch früher auch vielfach Glieder des Herrenjtandes und die Magijtrate landfäffiger Städte 
das Evangelium eingeführt und kirchliche Ordnungen erlaffen — auf die reichsunmittelbaren 
weltlichen Gewalten eingefchränft und die Bezeichnung der dem Landesherrn zuftehenden 
firhlichen Befugnifje als ius episcopale, als biſchöfliche Machtvolltommenheit, hervorgerufen. 
Seitdem galt das Kirhenregiment in der evangelifchen Kirche als Annerum der Yandeshoheit. 
Allerdings Haben die Neformatoren das landesherrlihe Kirchenregiment als eine nur zunächſt 
proviforifche und bedingte Einrichtung betrachtet, und dasjelbe fann daher, wenn es auch in 
der Entwidlung der evangelifchen Kirche feine hiftorifche Berechtigung hat und den Prinzipien 
der Reformation nicht widerfpricht, nicht als die alleinige denfelben entfprechende Form der 
Verfafjungsgeftaltung angefehen werben, 

Richter, Geihichte der evangeliihen Kirchenverfafjung. Yeipzia 1851; Derjelbe, Sammlung 
der evangelifhen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts. Weimar 1846; Hundeshagen, Beiträge 
zur Kirchenverfafjungsgeichichte. Wiesbaden 1864. Bd. I; Stähelin, Das landesherrliche Kirchen- 
regiment. Leipzig 1871: Wafferfhleben, Das landesherrliche Kirchenregiment. Berlin 1873; Zorn 


in Dove und Friedberg, Zeitichrift für Kirchenrecht XII 129; v. Schulte, Lehrbuch des katho— 
liſchen und evangelifchen Kirchenrechts. 4. Aufl. Gießen 1886. 88 114 ff. 


8 56. Für die Organifation des neuen Kirchenwefens find im Gebiete der lutherifchen 
Reformation die Einrihtungen in Sachſen maßgebend geworden. Im Jahre 1527 wurden 
hier als ftändige Auffichtsorgane über die Lehre, die Amtsführung und den Wandel der 
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Geiftlihen ihres Kreifes ſowie mit einem gewiſſen Anteil an der Chejurisdiktion die ſo— 
genannten Superintendenten — ein Amt, welches fich zuerft in der von Bugenhagen 
verfaßten Stralfunder Kirhenordnung von 1525 findet — eingefeßt. Damit war dem ſich 
immer mehr geltend machenden Bebürfnis nach einer feiten Ordnung nit genügt, und jo 
wurde nad Errichtung einer proviforifchen Konfiftorialbehörde im Jahre 1539 erit mehrere 
Jahre fpäter zur Einfegung einer ftändigen landesherrlichen Behörde in Wittenberg, in Er- 
innerung an die früheren bifhöflichen Gerichte Konſiſtorium genannt, gefchritten. Zufammen- 
gejegt aus Theologen und Laien (Juriften), hatte dasjelbe die Aufficht über die Lehre und 
Gleichförmigkeit der GCeremonien, über den Wandel der Geiftlihen mit dem Rechte der Ent» 
ſetzung derjelben, die Auffiht und Handhabung der Zucht in den Gemeinden, die Aufjicht 
über die kirchlichen Gebäude und das Kirchenvermögen, fowie die Gerichtsbarkeit in Ehe— 
fahen. Es blieb alfo nur ein Teil von Befugniffen (die jogenannten iura reservata, wie 
3. B. das Geſetzgebungsrecht) in der Hand des Landesherrn, bei deren Ausübung ihm die 
politiſche höchſte Behörde (der Geheime Rat, die Regierung u. f. m.) zur Seite jtand. Die 
Konfiftorien find unter Verdrängung des zunächſt vereinzelt in Preußen und Brandenburg 
ftehen gebliebenen bifchöflihen Regiments ein Gemeingut der einzelnen deutſchen Yandes- 
firchen geworden und bilden noch heute in den meijten die ordentlichen Behörden für die 
ftändige Verwaltung. Im 16. Jahrhundert hatte demnach die Verfafjung ihren Abſchluß 
dahin gefunden, daß an der Spite der Kirche der Landesherr ftand, unter ihm die Kon— 
fiftorien, diefen untergeordnet die Superintendenten und endlich als Mittelpunfte der Einzel- 
gemeinden die Pfarrer. Für die Gemeinden ift das Prinzip des allgemeinen Priejtertums 
nit durch Gewährung von aftiven Nechten praftifch verwertet worden, und wenn aud an- 
fänglic die Beteiligung einzelner Mitglieder bei der Handhabung des Bannes vorgelommen 
ift, die Gemeinde bei der Beſetzung der Pfarrftelle ein Einfpruchsreht gegen die Perſon, die 
Lehre und den Wandel des defignierten Geiftlihen behalten hat, auch bei der Verwaltung 
des Kirchenvermögens einzelne, freilih nicht einmal immer felbjt gewählte Gemeindeglieder 
(fogenannte Kirchenväter, Juraten) fonfurrierten, fo blieb die Gemeinde doch wejentlih Ob— 
jekt und geographifcher Bezirk, an und in welchem das Amt feine Miffton vollzog. 

Jacobſon in Herzogs Nealencyllopädie der Theologie III 122. IV 108; Mejer ebenda 
2. Aufl. IV 271. VIII 193: Derfelbe, Die Anfänge des Wittenberger Konfiftoriums, in Dove 
nn —— Zeitſchrift für Kirchenrecht XIII 28; Derſelbe a. a. O. XIX 206. Bgl. auch 
zu 8 55. 


857. Die Brinzipien der Iutherifchen Konftftorialverfaffung hat die Staatsrechtswiſſen— 
ſchaft und Iutherifche Dogmatik theoretifch in der Dreiftändelehre formuliert. Man nahm an, daß 
in der Kirche drei Stände, der fogenannte status politicus, status ecelesiasticus und status 
oeconomicus, vorhanden feien. Der erite, der Regierftand, der Fürft, habe die äußere 
Leitung, der zweite, der Lehrſtand, welcher als folder in der entwidelten Verfaſſung feine 
Drganifation gefunden hatte, aber infolge der ihm innemohnenden Kenntnis der Lehre immer: 
hin eine wichtige Stellung einnahm, die Verwaltung des Amtes der Schlüffel; dem Haus- 
ftand (Stand der Hausväter) ſchrieb man endlih die Familienfeelforge zu. Infolge der 
Richtung der lutherifhen Kirche auf die Reinheit der Lehre wurde jene Theorie (zum fo- 
genannten Epiffopalfyftem) in der MWeife umgewandelt, daß der Landesherr, deſſen 
Gewalt zwar auf den Augsburger Neligionsfrieven zurüdgeführt, aber jest als Nejtitution 
einer ihm unrechtmäßig entzogenen Macht angejehen wurde, bei der Handhabung des äußeren 
Negimentes fi des Nates des Lehrjtandes und der Konfiftorien bedienen follte. Ja fpäter 
hat man, jo namentlich der Juriſt Benjamin Carpzov und der Theologe Johann Benja- 
min Carpzov, das Urteil über die Yehre als ausfchliegliche Befugnis des Lehrſtandes an- 
gefehen und das Poſtulat aufgejtellt, daß die Nichtung des Kirchenregiments lediglich durch 
den letteren bejtimmt werden müfje, und dem dritten Stande, den man durch den Negier- 
ftand in feinen Nechten vertreten erflärte, nur das Recht (!) der Aneignung der Mafregeln 
des Kirchenregiments — ohne die entjprechende Befugnis der Verwerfung derjelben — zu: 
geftanden. Diefer Theorie gegenüber trat eine andere auf, melde, an die naturrechtliche 
Auffaffung von der vertragsmäßigen Entitehung des Staates anfnüpfend, alle Rechte des 
Fürften aus dem Staatövertrage und dem Naturrechte ableitete und demjelben ohne Rück— 
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ſicht auf ſeine Konfeſſion die Befugnis beilegte, den äußeren Frieden in Religionsſachen 
aufrechtzuerhalten und in die das äußere Gebiet berührenden religiöſen Dinge entſcheidend 
einzugreifen, weil es allein dem Fürſten zukomme, Geſetze zu machen, und dem Bekenntniſſe 
keine rechtliche Autorität innewohne. Indem dieſe Auffaſſung den Begriff der Kirche als 
einer eigentümlichen Lebensordnung negiert und dieſelbe in einzelne Geſellſchaften, beſtimmt 
für den Zweck der Predigt, auflöſt, ſowie die kirchliche Lehre als etwas Irrelevantes für 
den Staat anſieht, empfiehlt ſie dem Fürſten die ausgedehnteſte Toleranz und will ſein 
Verhalten gegenüber der Kirche lediglich durch die Regeln der Klugheit und Politik beſtimmt 
wiſſen. Außer dem eben beſprochenen, in ſeiner letzten Geſtaltung auf Thomaſius zu— 
rückführenden ſogenannten Territorialſyſtem trat Anfang des achtzehnten Jahrhunderts 
eine andere Lehre, das ſogenannte Kollegialſyſtem, hervor, welches den Begriff der 
Geſellſchaft gerade auf die Kirche anwandte und deſſen Hauptbegründer der Tübinger Kanzler 
Pfaff geweſen iſt. Die Kirche wird als eine freie Geſellſchaft gleichberechtigter Mitglieder 
aufgefaßt und ihr das Recht der Ordnung ihrer eigenen Angelegenheiten, die iura collegia 
in sacra, alfo die Beitimmung ihres Befenntnifjes, ihres Gottesdienſtes, ihrer Disciplin 
u. f. w., beigelegt. Der weltlichen Obrigkeit wird prinzipiell nur das ius eirca sacra d. h. 
das Recht der Aufficht zugeftanden, aber — um die Übereinftimmung mit den praftifch 
vorhandenen Zuftänden herbeizuführen — meiter angenommen, daß die Handhabung der 
iura in sacra durch ftillfchmweigendes Mandat auf den Fürſten übergegangen fei, diefer alfo 
zwei verjchiedenartige, auf verjchiedenen Gründen beruhende Gewalten in feiner Hand ver- 
einige. 

Perioden der firchlichen Berfaffungsgefhichte oder abweichende Typen einer gleichzeitigen 
Verfaffungsentwidlung bezeichnen diefe Syſteme nicht, fie find nur Theoreme geweſen, welche 
die thatſächlichen Geitaltungen prinzipiell zu erklären juchten. Praftifh äußerten fie aber 
infofern Wirkung, als die Handhabung des Kirchenregiments und die Ausbildung des kirch— 
lichen Rechts je nad der Annahme des einen oder anderen Syſtems eine verfchiedene fein 
mußte. Im großen und ganzen iſt feit dem achtzehnten Jahrhundert von den einzelnen 
Zandesherren das Kirchenregiment territorialiftifch geführt worden; man behandelte Die 
Kirche als eine Sittlichkeits- und Polizeianftalt, die Konfiftorien als Staatsbehörden und 
die Geiftlihen ala Staatöbeamte für die Kultusangelegenheiten, ja zu Ende des vorigen 
und Anfang diejes Nahrhunderts wurden die Konfijtorien entweder ganz befeitigt (z. B. in 
Preußen) oder ihr Wirkungskreis mindeftens erheblich befchräntt. 

Infolge der unioniftischen Bejtrebungen und der Bewegungen des Jahres 1848 iſt in 
den meiften beutfchen Yandesfirchen teils unter Herübernahme reformierter Verfaffungsein- 
rihtungen den Gemeinden ein gewiſſer Einfluß auf die Verwaltung ihrer firchlichen An— 
gelegenheiten wieder eingeräumt, teils ein befonderer kirchlicher Organismus durch Wieder- 
einführung von Konfiftorien und diefen übergeorbneten höheren Immediatbehörden (Ober- 
firhenräten, Oberfonfiftorien u. ſ. mw.) errichtet worden. 

B. Carpzov, Iurisprud. consistorialis. 1645; B.'Carpzov, De iure deeidendi controversias 
theologieas. Lips. 1695; Thomafius, Bom Recht eines Fürften in Mitteldingen. Halle 1695; Der- 
felbe, Vom Recht evangelifcher Fürften in theologiſchen Streitigkeiten. Halle 1696; Derjelbe, Vin- 
dieiae iur. maiest. eirca sacra. Dalle 1699; Derjelbe, Dreifache Rettung des Rechtes evangeliicher 
Fürften in Kirchenfachen. Halle 1713; Pfaff, Orig. iur. eceles. Tübingen 1719; vgl. ferner Herrmann 
im deutichen Staatöwörterbuch VIII 377; Köhler, Die altproteitantiiche Lehre von den drei kirchlichen 
Ständen, in Dove und Friedberg, Zeitichrift für Kirchenrecht XXI 99. 173. Vgl. aud) zu $$ 55. 56. 


2. Die fhweizerifhe Reformation. 


8 58. Unter den beiden — auf Zwingli und auf Calvin — zurüdführenden 
Richtungen hat nur die lettere über die Schweiz hinaus eine mafgebende Bedeutung er- 
langt. Calvin, welcher die Drbnung des Staates und der Kirche ſcharf auseinanderhielt, 
aber andererfeit3 von der Notwendigkeit der gegenfeitigen Förderung beider ausging, ver- 
langte ein von der bürgerlichen Obrigkeit unterſchiedenes, fpecififch geiftliches, aber nicht kleri— 
fales Regiment für die Leitung der Kirche, insbefondere für die hauptſächlichſte Funktion 
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derjelben, die Handhabung der Kirhenzudt. Für die Organifation der Kirche ging er auf 
die im neuen Teftamente ſich findenden Nachrichten über die Einrichtung der älteften Chriften- 
gemeinden zurüd und ſuchte diefe, ohne fie freilich für heilsnotwendig zu erflären, in den 
von ihm für die Genfer Kirche entworfenen und zur Ausführung gelangten Ordonnances 
ecelesiastiques de l’Eglise de Geneve von 1541 nadzubilden. In diefen werden vier 
Ämter unterfchieven, dag Amt der pasteurs, mit der Befugnis „d’annoncer la parole de 
dieu pour endoctriner, admonester, exhorter et reprendre tant en publie qu’en par- 
tieulier, administrer les sacremens et faire les correeticns fraternelles avec les anciens 
ou commis“, das Amt diefer letteren, beftimmt: „de prendre garde sur la vie de cha- 
cun, d’admonester aimablement ceux qu’ils verront faillir et mener vie desordonne&e ; 
et la oüı il en seroit mestier faire rapport à la compagnie qui sera deputce pour 
faire les correetions fraternelles et lors les faire communement avec les autres“, Das 
Amt der diacres, eingefeßt zur Verwaltung des Armengutes und der Handhabung der 
Kranfen- und Armenpflege, endlich das Amt der docteurs für die Unterweifung der Gläu- 
bigen in der reinen Lehre. Sämtliche Pfarrer und Alteften zufammen bilden das consistoire 
oder das iudieium ecelesiasticum, deſſen Beruf die Übung der Zucht bis zur Exrfommuni- 
fation ift. Die Älteften haben infofern aud eine feelforgerifche Thätigkeit, als fie jährlich 
mit den Paſtoren Hausbefuhe machen follen, um den Glaubenszuftand zu prüfen. Die 
Grundidee diefer Alteften- oder Presbyterialordnung ift die, ein fchriftmäßiges Dr- 
gan für die Kirchenzucht zu jchaffen, welches das Einfeitige und das Gehäffige einer bloß 
flerifalen Zucht vermeidet. Das allgemeine Prieftertum aller Gläubigen ift zur Begründung 
diefer Einrichtung nicht herangezogen und auch der Gemeinde auf Grund desfelben Fein 
weiteres Necht gegeben, denn wenngleich diefe bei der durch die Geiftlichfeit vorzunehmenden 
Beſetzung der vafanten Paftorenftellen das Recht der Zuftimmung hat, fo werden doch die 
Ältejten aus den und durch die Natsfollegien unter Mitwirkung der Geiftlichkeit beitellt, ein 
Modus, welcher mit den Grundanfhauungen Calvins über das Verhältnis zwifchen welt: 
licher und geiftlicher Obrigfeit nicht übereinftimmt und auch hier den überwiegenden Einfluß 
der ftaatlichen Gewalt darthut. 


F. W. Kampſchulte, Joh. Kalvin, feine Kirche und fein Staat in Genf. Leipzig 1869. Bo. I. 


8 59. Die weitere maßgebende Umbildung und Fortentwidlung hat die Vresbyterial- 
ordnung in den reformierten Gemeinden Frankreichs empfangen. Hier, unter einer fatho- 
liſchen Obrigfeit, fiel jeglicher Staatseinfluß auf die Ordnung der kirchlichen Dinge fort, und 
in den zeritreut eriftierenden Cinzelgemeinden mußte für jede ein befonderes consistoire er- 
richtet werden, jo daß dasjelbe hier als reines Gemeindeorgan erſchien. Das Bedürfnis 
nad) einer Vereinigung der Einzelbehörden und eines höheren Leitungsorgans führte zu der 
eriten franzöfiihen Nationaliynode zu Paris (1559), welche die diseipline eceltsiastique 
des églises réformés de France entwarf und als naturgemäßes Komplement der Pres— 
byterial- und Synodalverfajfung einführt. Als höhere Inſtanz über den Kon— 
fiftorien der Einzelgemeinden ift die Provinzialiynode organifiert, welche von den Geiitlichen 
nebft je einem Sllteften und Diakon der zur Provinz gehörigen Gemeinden beichidt wird 
und zweimal jährlich zufammentritt. Das oberfte leitende und geſetzgebende Organ bildet 
die nad Bedürfnis zufammentretende Generalfynode, auf welcher bald nur die von der 
Provinzialfynode deputierten Geiftlihen und Älteften zu erfcheinen hatten. Endlich ift 1567 
beziehungsweife 1572 noch ein Mittelglied zwifchen die Vrovinzialfynode und die Einzel: 
gemeinde, das fogenannte colloque, in Deutjchland fpäter Klaſſikal- oder Kreisfynode ge- 
nannt, eingefchoben, auf welches ein Teil der wichtigſten Nechte der Konfiftorien übertragen 
wurde. Sin der legten Hälfte des fechzehnten Jahrhunderts haben ſich die hauptſächlich aus 
reformierten holländischen, englischen und franzöfiihen Flüchtlingen gebildeten Gemeinden in 
den Nheinlanden nad diefem Vorbilde zunächſt im Verbande mit den Niederlanden, feit 
1610 indejjen unter Yöfung diejes Zufammenhanges organifiert. Später aber ift in diefen 
Gebieten (alfo in Jülich, Kleve, Berg, Mark u. j. mw.) die Verfaſſung teilmeife durch das 
nad) dem Erwerb der betreffenden Lande von Brandenburg bezw. Preußen feitgehaltene 
landesherrlihe Kirchenregiment modifiziert worden. So ift denn hier eine Mifchform zwifchen 
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der Presbyterial- und Synodalverfafjung einerfeit? und der landesherrlich - fonfiftorialen 
andererſeits angebahnt worden, welche für jene Gegenden in der rheinifch-weitfälifchen Kirchen: 
ordnung vom 5. März 1835 eine Neugeftaltung erfahren hat und auch auf die meiften 
anderen deutſchen Zandesfirchen übertragen worden ift. 

Lechler, Geidichte der Synodal- und Presbyterialverfafiung. Leyden 1854; 9. Heppe, Die 


Presbyterial- und Synodalverfaffung der evangeliichen Kirche. Iſerlohn 1868; Rihter-Dove- 
Kahl, Kirchenrecht $ 65. 


C. Das geltende Recht. 
1. Die Rechtsquellen der evangelifden Kirde. 


5 60. Aus der vorftehenden Überficht der Verfafjungsentwidlung ergiebt fi), daß 
als hauptſächlichſte Quelle für das Necht der evangelifchen Kirche in Deutjchland die einzelnen 
Geſetze der Zandesherren in Betracht fommen, die Bibel und die evangelifchen Befenntnis- 
ſchriften find bloß Schranfen für die Nechtögeitaltung, gewähren aber feine pofitiven Normen 
für Ddiefelbe. Das corpus iuris canoniei hat nur infomweit Geltung, als ihm dieſe nicht 
dur die Staatögefeßgebung direft oder indireft abgefprochen worden und als feine Be- 
ftimmungen nicht Ausfluß eines fpecififch fatholifhen Dogmas oder eines ſpecifiſch Fatholifchen 
Inſtitutes find. 

Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht $ 80; Mejer, Deutiches Kirchenreht 88 53. 59. 


2. Unierte und nit unierte Yandesfirden. 


$ 61. Die Beitrebungen nad Vereinigung der beiden evangeliſchen Schweiterfirchen 
haben in der eriten Hälfte dieſes Jahrhunderts zu der fogenannten Union, zu der Ver- 
bindung beider zu einem gemeinfchaftlichen Kirchenweſen mit gegenfeitiger Abendmahls- 
gemeinjchaft und einheitlicher Kirchenverwaltung geführt, jo 3. B. von 1817—22 in Preußen, 
Naſſau, Rheinbayern, Baden, Rheinheſſen, allerdings mit der Verfchiedenheit, daß in einzelnen 
Landeskirchen die Autorität und Selbitändigfeit der beiden Befenntnifje gewahrt geblieben, 
die Differenz aber nicht als Grund gilt, ſich gegenfeitig die äußere Firhliche Gemeinfchaft 
zu verfagen (jo in Preußen, wo indefjen auch nicht der Union beigetretene lutherijche 
und reformierte Gemeinden fi dem gemeinfchaftlichen Kirchenregiment unterworfen haben), 
oder daß ald mafgebendes Bekenntnis nur die Übereinftimmung der Symbole angefehen 
wird (fogenannte Konfjenjus - Union in Rheinland und Weſtfalen ſowie in 
Baden) oder daß man ganz von den Belenntnijjen abgefehen und nur die heilige Schrift 
ala Grundlage (jo früher in Nheinbayern) bezeichnet hat. In anderen Ländern 
(Sadfjen-RWeimar und Württemberg) find einzelne reformierte Gemeinden in die 
lutherifche Kirche aufgenommen worden, womit denn auch eine der preußischen ähnliche Union 
bewirkt ift, oder es ftehen zwar die Neformierten neben den Iutherifchen Landeskirchen (in 
Bayern diesfeits des Nheins) mit der Berechtigung zur öffentlichen Religionsübung, fie 
find aber der leitenden Behörde der lutherischen Kirche untergeordnet. Dagegen bilden in 
Preußen die fih von der Landeskirche fepariert haltenden Altlutheraner auf Grund der 
Generallonzeffion von 1845 ein felbjtändiges Kirchenmwefen. 

Nitzſch, Urkundenbud der vo Union. Bonn 1853; C. W. Hering, Geſchichte der 
firhlichen Unionsverfuche. Leipzig 1836. 2 Bde; Sad, Die evangelifche Kirche und die Union. 
Berlin 1861; Altmann, Die evangelifhe Union in Preußen. Braunſchweig 1867; 2. Richter, 
Beitrag zum preußiihen Kirchenrecht. Herausgeg. von Hinſchius. Leipzig 1865. S. 23; Richter— 
Dove-Kahl, Kirchenrecht $ 251. 


3. Der VBerfaffungsorganismus. 
E. Friedberg, Das geltende Berfaffungsrecht der evangeliihen Landeskirchen in Deutichland 
4. 


a 


und ſterreich. Leipzig 1888; f. auch zu $ 6 


8 62. A. Das landesherrlide und fonfiftoriale Kirhenregiment. 
Nach der Hiftorifhen Entwidlung gilt das Iandesherrliche Kirchenregiment als Annerum der 
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Souveränität, wenngleich es fein Ausfluß derfelben ift. Urſprüngliche Vorausfegung Des= 
jelben war die Einheit des Bekenntniſſes im ganzen Lande und Übereinftimmung des 
legteren mit dem des Fürſten. Zunächſt hat man aber davon bei reformierten Landes— 
herren gegenüber der lutherifchen Kirche und umgekehrt abgefehen, ja felbft dem fatholifchen 
Zandesfürjten das ius episcopale feit dem 17. Jahrhundert zugefchrieben, und diefer Wider: 
fpruch ift nur dadurch gemildert worden, daß man eigene oberjte leitende proteſtantiſche Be- 
börden (in Sach ſen die in evangelicis beauftragten Minifter und unter diefen das Landes— 
fonfiftorium, in Bayern das Oberfonfiftorium, in OÖfterreich den Überfirchenrat) 
mit der Zeitung der evangelifchen Kirche betraut und die Nechte des Landesherrn im mefent- 
lihen nur auf eine formelle Sanftion beſchränkt, aljo das ius episcopale wenn auch nicht 
ganz aufgehoben, doc Hinfichtlich feines Umfanges faft auf ein ftaatliches Auffichtsrecht 
reduziert hat. 

Der von den Reformatoren aufgeitellten Forderung, daß der proteftantifche Landesherr 
das Negiment im Sinne der Kirche und nad) firdlichen Gefichtspunften führe, hat man in 
neuerer Zeit dadurch gerecht zu werden gefucht, daß man für die Ausübung der dem Yandes- 
herrn vorbehaltenen Rechte unter demfelben ftehende höchſte Immediatbehörden (gemöhn- 
lih Oberfirchenräte genannt) gefchaffen hat (jo in Preußen, Oldenburg, Baden, 
Medlenburg: Schwerin). In anderen Ländern (3. B. Württemberg) ftehen die 
höchſten firhlichen unter der oberjten weltlichen Behörde und diefe vermittelt den Verkehr 
mit dem Landesherrn. Endlich findet ſich in fleineren deutfchen Staaten noch die oberite 
Kirchenleitung mit der oberjten Staatsleitung total vereinigt. 

Kliefoth, „yortrag über das Iandesherrliche Kirchenregiment, Allg. Kirchenblatt (1861) X 479; 


2. Kraufjold, Das landesherrlihe Summepiftopat. — 1860; Friedberg a. a. O. S. 102 ff. 
144 ff.; Richter: Dove, Kirchenrecht $ 152; f. auch zu $ 54 


8 63. Als Behörden für die laufende Verwaltung kommen in den größeren Yandes- 
firhen die Konfiftorien vor. Als Auffictsorgane ftehen unter ihnen die einem aus mehreren 
Gemeinden bejtehenden Bezirke (Diöcefe, Infpektion, Ephorie) vorgefesten Superintendenten 
(Inſpektoren, Pröpſte, Metropolitane u. f. w.). Eine höhere Stellung als diefe nehmen 
die Generalfuperintendenten ein, welche mitunter den Titel Bifhöfe führen, jedoch jind 
ihre Befugniffe ſowie ihr Verhältnis zu den Konfiftorien verfchieden geregelt. Den Mittel- 
punft der Einzelgemeinde bildet das Pfarramt, welches in derjelben die Ausübung der 
Seelforge hat, dem aber bei der vielfadh eingetretenen Durchlöcherung des Pfarrverbandes 
die Eingefeflenen mitunter nur noch hinſichtlich beftimmter Funktionen (Aufgebot und Be- 
gräbnis) unterworfen find. 

Eine Selbjtändigfeit der evangelifhen Kirche kann in diefer Organifation nicht ge- 
funden werden. Dem reformatorifchen Prinzip, daß alle einzelnen Glieder nah Maßgabe 
ihrer Kräfte an den kirchlichen Angelegenheiten teilzunehmen befugt find, entſpricht eine Ver- 
fafjung nicht, bei welcher alle Impulſe von einem durch das Oberhaupt des Staates er- 
nannten Beamtentum ausgehen und melde die firdliche Legitimation diefes legteren nur 
mit Hülfe der materiell immer Fiktion bleibenden Vertretung der Kirche durch den Yandes- 
herrn bejchaffen fann. Um fo weniger ift das der Fall, als der Landesherr heute feine 
gefamte Macht nicht mehr der Kirche zur Dispofition zu ftellen befugt ijt und außerdem 
in dem Zonjtitutionellen Staate die Ausübung der nad) dem Recht desjelben zu handhaben- 
den Kirchenhoheit mit der völlig freien Verwaltung des Kirchenregiments durch ein und 
diefelbe Perſon in Widerſpruch jteht. 

Friedberg a.a.D. 179 197 Richter-Dove-Kahl, Kirhenreht $$ 153—156. 
158 F Mejer — i ss 69 1 le ” a; ’ un 


8 64. B. Die presbyterialen und fynodalen Elemente, Allerdings hat 
man in fajt allen deutihen Staaten (eine Ausnahme mahen nur Medlenburg, Reuß 
j. 8. und Zippe- Schaumburg) dem landesherrlichen Verfaffungsorganismus fynodale und 
presbyteriale Elemente angejchlojjen, indem man dabei zum Teil den ftaatlihen Konjtitu- 
tionalismus zum Vorbild nahm, zum Teil aber diefe Verbindung auf den Grundfag einer 
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Beteiligung des in den Synoden vertretenen Gemeindeelements an den Funktionen des 
Kirchenregiments bafierte. Wenn man vielfah in der Verwirklihung des zulegt hervor- 
gehobenen Grundgedantens eine vollftändige, dem Prinzipe des landesfirchlihen Verbandes 
entiprechende Organifation findet, jo wird damit das landesherrliche Kirchenregiment als prin= 
zipiell gerechtfertigt vorausgejeßt. 

Die pofitive Gejtaltung diejer fonfistorial:presbyterialsfynodalen Mifchform ift folgende: 
Die unterfte Stufe bilden die für die Einzelgemeinden eingejegten Presbyterien (3. B. in 
Altpreußen, Rheinpreußen, Hannover, Baden, Oldenburg, Bayern, Sachſen) unter dem Vor- 
fige des Pfarrers, welchen meijtens die äußere Zeitung der firchlihen Gemeindeangelegen- 
heiten und die Pflege kirchlichen Lebens ſowie die Handhabung der Kirchenzucht zukommt. 
Die nächſt höhere Stufe, die Kreis-, Diöcefan-, Bezirtsfynode, über den Presbyterien der 
Cinzelgemeinden, beſchickt dur die Geiftlihen und gewählten Vertreter der Gemeinden 
(Älteften, frühere Älteften, zum Älteſten-Amte qualifizierte Gemeindevertreter oder zum 
Presbyter-Amt befähigte Gemeindeglieder des Bezirks), unter dem Präfidium des Superinten: 
denten, hat dagegen im allgemeinen nur eine beratende und begutachtende Stellung und 
wenn ihr auch die Wahrnehmung des firhlihen und ſittlichen Zuftandes der Gemeinden 
fowie die Aufficht über Geiftliche und Ältefte übertragen ift (3. B. in Preußen, Hannover, 
Rheinbayern, Württemberg, Baden, Oldenburg), jo hat fie doch für die Hegel nicht felb- 
jtändig und entfcheidend einzugreifen, fondern ihre Beſchlüſſe bevürfen erjt der Bejtätigung 
und der Ausführung durch die landesherrlihen Kirchenbehörden. Eine höhere fynodale 
Zwiſchenſtufe über den Kreisiynoden, die Provinzialfynode, fommt vor für Rheinland und 
Weitfalen (je eine für jeve Provinz), welche, abgefehen von ihrer beratenden und begut- 
achtenden Stellung, über die Erhaltung der Reinheit der Lehre und der geltenden Kirchen- 
ordnung zu wachen hat; ferner für jede der ſechs älteren Provinzen Preußens je eine Pro- 
vinzialfynode, zu deren Kompetenz namentlich gehört die Zuftimmung zu provinziellen 
Kirchengefegen, zur Einführung neuer Katehismus-Erflärungen, Religionslehrbücher, Geſang— 
bücher und agendarifcher Normen im Provinzialbezirf, zur Auferlegung von kirchlichen Ab- 
gaben für provinzielle Zwede, zur Einführung regelmäßiger Provinzial-Kirchenfolleften und 
die Mitwirkung bei den theologischen Prüfungen durd zwei bis drei zu entjendende Abge- 
ordnete. Dieſe Provinzialfynoden, welche ſich alle drei Jahre verfammeln, ſetzen fich zufammen 
1. aus den von den Kreisſynoden oder von den aus mehreren Synoden vereinigten Wahlver- 
bänden zu mählenden Abgeordneten, deren Zahl dreimal foviel als die Zahl der Wahlfreife 
der Provinz betragen foll; 2. einem von der theologischen Fakultät der Provinzial-Univerfität 
zu mwählenden Mitglieve derfelben und 8. landesherrlih ernannten Mitglieden. Was die 
erſte Kategorie betrifft, fo wählt jeder Wahlkreis einen Abgeorbneten aus den Geijtlichen 
und einen aus den aftiven oder früheren Mitglievern der Gemeindeorgane oder der Kreis— 
Iynoden des Wahlkreiſes; das letzte Drittel endlich wird von den an Seelenzahl ftärferen 
Kreisiynoden und Wahlverbänden aus angejehenen, firchlic erfahrenen Männern der Provinz 
gewählt. Über fämtlihen Provinzialfynoden (auch denen von Rheinland und Weſtfalen) 
jteht die alle jechs Jahre zufammentretende Generaliynode, gebildet aus 150 auf die Pro- 
vinzen verteilten, von den Provinzialfynoden zu mwählenden Mitgliedern (je ein Drittel aus 
den Geiftlihen der Landeskirche, aus den aktiven oder früheren Mitgliedern der Kreis: oder 
Provinzialfynoden oder Gemeindeorgane und aus angefehenen, firchlih erfahrenen Männern 
der Landeskirche), den Deputierten der theologischen Fakultäten der fechs Univerfitäten, den 
Generalfuperintendenten und 30 landesherrlih ernannten Mitgliedern. Die Generalfynode 
hat die Zuftimmung zu den landeskirchlichen Gejegen, deren Objekte (Regelung der firhlichen 
Xehrfreiheit, ordinatorifche Verpflichtung der Geiftlichen, allgemeine agendarifhe Normen :c., 
Änderungen der Kirchenverfaffung, Kirchenzucht, Disciplinargewalt, Erforderniffe der An- 
jtellungsfähigfeit und Grundfäge über die Befetzung kirchlicher Ämter) genau beftimmt find, 
zu erteilen, die Kontrolle über die allgemeinen kirchlichen Fonds und Einnahmen zu führen, 
über allgemeine regelmäßig wiederfehrende Kollekten zu bejchließen und Auflagen zu landes- 
firhlihen Zmweden zu bemilligen. In anderen Staaten, deren territorialer Umfang die 
Bildung von Provinzialfynoden als Zmwifchenftufen nicht geftattet hat (Baden, Oldenburg, 

v. Holgenborff, Eneytlopädie. J. 5. Aufl. 57 
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Nheinbayern, Hannover, Württemberg, Sachſen), find nur General- oder Landesſynoden 
organifiert, deren Zuftimmung für die Negel zu der kirchlichen Geſetzgebung in Bezug auf 
die Lehr- und Gottesdienftordnung (alfo namentlich zur Einführung neuer Katechismen, Gefang- 
bücher, Agenden), die Kirchenverfaffung und die Einrichtung des kirchlichen Befteuerungs- 
weſens erforderlih if. Diefe Synoden, für deren Zufammentritt verjchievene Perioden 
(3. B. von 4, 5, 6 Fahren) angeordnet find, jegen fih zufammen aus geiftlihen und 
mweltlihen Abgeordneten, welche entweder die nächft niedrigen Stufen der Organifation, alfo 
die Diöcefanfynoden (Nheinbayern, Oldenburg, Württemberg), oder eigens zu diefem Behufe 
fonjtituierte Körper (Hannover, Sachſen, Baden — hier nad) Scheidung der Geiftlichen 
und Laien für die Wahl ihrer Abgeordneten —) wählen, außerdem aus vom Landesherrn 
ernannten Mitgliedern, von den Univerfitäten deputierten theologifhen und Kirchenrechts— 
profefjoren und endlich aus vermöge ihrer Stellung dazu berufenen Geiftlihen und Beamten 
(wie 3. B. den Prälaten des Landes, den Präfidenten der Konfiftorien, den Defanatsvor: 
ftänden). 

E. Friedberg, Die geltenden Verfaſſungsgeſetze der ee deutihen Landeskirchen. 
Freiburg i. Br. 1885, dazu Ergänzungsband I. Freiburg i. Br. 1888; Herrmann, Die not« 
wendigen Grundlagen einer die Eonfiftoriale und ſynodale Ordnung vereinigenden Kirchenverfaffung. 
Berlin 1862; Friedberg, Verfaffungsredt (val. o. $ 62) S. 283 ff. 361 ff. 386 ff. 395 ff.; Richter— 
Do ve-Kahl, Kirchenrecht $$ 163 ff.; v. d. Golg und Wad, Spynodalfragen. Bonn 1874 ff. 
4 Hefte: Berhandlungen der außerordentlichen Generalfynode der evangeliichen Landesfirhe Preußens 
von 1875. Berlin 1876. Weitere Nachweifungen vgl. im Redtsleriton Art. Synodalverfafiung. 


865. C. Die Geiftlihen und die Ämter. Die Notwendigkeit der bejonderen 
fpirituellen Befähigung für die Verwaltung der heiligen Handlungen hat die evangelifche 
Kirche verworfen. Laien find fähig, am Kirchenregiment teilzunehmen, und man fann daher 
unter den in der evangelifchen Kirche beftehenden Ämtern allein das Pfarramt, als das 
Amt der Seelforge, den übrigen Ämtern gegenüberjegen, innerhalb der letzteren aber nur 
danach jcheiden, ob fie die theologische Vorbildung und geiftlihe Uualififation (mie das 
Superintendenten-, Generaljuperintendentenamt) oder nicht (wie 3. B. einzelne Konfiftorial- 
ratsjtellen, die Presbyterämter) erfordern. 

Was das Pfarramt betrifft, für deffen Erlangung die geiftlihe Qualififation Voraus- 
fegung ift, fo erfordert dasjelbe die Ordination in dem oben gedachten evangelifchen Sinne. 
Diefe wird aber nur bei der erſten Ermwerbung erteilt, weil die darin liegende Bezeugung 
der MWürdigfeit und Fähigkeit des Subjektes nicht als bloß für die fpecielle Gemeinde, 
fondern auch für die ganze Kirche abgegeben gilt. Wenn man die Ordination vielfach den 
Guperintendenten (ja wie in Altpreußen den Generalfuperintendenten) vorbehalten hat, fo 
ift doch die Fähigkeit jedes ordinierten Geiftlihen unzweifelhaft und die desfalljige Feſt— 
fegung nur als eine rein regimentlihe Maßregel aufzufaflen. Eine abfolute Ordination 
fommt nur ausnahmsweife (namentlih für Miffionäre) vor. Die Vorausfeßungen der 
Ordination und der Erlangung eines geiftlihen Amtes fallen daher in der evangelifchen 
Kirche zufammen. Die leßtere verlangt, indem fie die detaillierte fatholifche Lehre von „den 
Srregularitäten auf ihre Grundprinzipien reduziert hat, nur Unbefledtheit des Rufes, ein 
gehöriges Alter (meift die Großjährigfeit), ausreichende Geſundheit und Freiheit von 
jtörenden Leibesgebrechen, genügende wifjenfchaftliche, gewöhnlich durch zwei Eramina (exa- 
men pro candidatura, pro licentia coneionandi und examen pro munere oder mini- 
sterio) feitzuftellende wifjenfchaftliche Uualififation und Belenntnis des Kandidaten zu der 
evangelifchen Konfeffion, in deren Dienft er treten will, fofern nicht die befondere Art der 
Union (mie 3. B. die Konfenfusunion) die Zugehörigkeit zum Iutherifchen oder reformierten 
Bekenntnis irrelevant erfcheinen läßt. Von Staats wegen find in den neueren, zu $ 26 
erwähnten Geſetzgebungen, jedoch mit Erleichterungen im einzelnen, diejelben Erforderniffe 
wie für die Erlangung Fatholifcher Kirchenämter vorgefchrieben. Als befondere Standes: 
rechte find den evangelifchen Geiftlihen gewöhnlich die den Staatsbeamten zuſtehenden 
Privilegien eingeräumt ; fie werden aber für die Negel erjt mit der Erlangung eines Amtes, 
nicht Schon durch die Ablegung der Cramina, erworben und gehen dur die Amtsentjegung 
aufolge der protejtantiichen Auffafjung der Ordination verloren. Hinfichtlid der Pflichten 
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iſt zunächſt das allgemeine, von der katholiſchen Kirche adoptierte Prinzip maßgebend. Den 
Cölibat hat dagegen die evangelifche Kirche verworfen. Die Amtsrehte und Amtöpflichten 
ergeben fich des näheren aus dem einzelnen Amte. Für das Verhältnis des Amtsinhabers 
zu den das Amtseinfommen gewährenden Vermögensftüden gelten im allgemeinen die Grund- 
fäge des kanoniſchen Rechts, nur fommt in der evangelifchen Kirche vielfach eine feite, aus 
Staatsmitteln zu gewährende Befoldung vor. Die Presbyter- (Älteften-) Amter werden da- 
gegen als Ehrenämter unentgeltlich verwaltet. 


Jacobſon, Über den Begriff der Vokation und Ordination, !in: Theologiihe Studien und 
Krititen. Jahrg. 1867. ©. 244: Heppe, Der firhenrehtliche Begriff der Ordination, in Dove und 
Friedberg, Zeitſchrift für Kirchenrecht XIII 241; Zimmermann, Über die Wirfungen der evange- 
lichen Ordination, ebenda XIV 35; Friedberg a. a. D. ©. 212 ff. 250 ff.; Rihter-Doves Kahl, 
Kirchenrecht $$ 162. 203; Mejer, Kirchenrecht SS 63. 175 ff. 


$ 66. Die Errichtung, Veränderung und Aufhebung der Ämter ruht in der Hand 
des Landesheren, wird aber mitunter durch die oberjte leitende Behörde (in Preußen gemein- 
ſchaftlich durch den Oberfirhenrat und das Kultusminifterium) ausgeübt. Ein Recht der 
Gemeinde und ntereffenten auf Gehör, fomweit es fih um die Gejtaltung der Parodhial- 
einteilung und Pfarrämter handelt, läßt ſich nicht beftreiten, ein folches ift nicht nur mitunter 
anerfannt (jo in Preußen), jondern aud Anhörung der Presbyterien und SKreisfynoden 
(Rheinland, Weitfalen, Hannover), ja zum Teil jogar Zuftimmung der Generalfynode er- 
fordert (Baden, Oldenburg). 


Richter-Dove-Kahl, Kirhenreht 85 173 ff. 


8 67. Die Verleihung der für das Regiment beftimmten Ämter (Oberfonfiftorialrats-, 
Konfistorialrats-, Generalfuperintendenten-, Superintendentenftellen) ijt fajt ausnahmslos Re— 
ſervatrecht des Landesheren, wenngleih auch für einzelne derſelben, wie 3. B. für bie 
Superintendenturen, eine freilich zu beftätigende Wahl dur die Kreisſynode vorfommt. 
Das von den Neformatoren den Gemeinden prinzipiell zugebilligte Recht, den Träger des 
Pfarramtes zu wählen, hat fi dagegen nur vereinzelt erhalten, und es ift denjelben für 
die Regel allein ein Recht des Einfpruchs gegen Leben, Lehre und Wandel des für fie be- 
jtimmten Geiftlichen (fogenanntes votum negativum) geblieben, jedoch mehrfach in neuerer Zeit, 
3. B. in Altpreußen und Hannover, den Gemeinden hinfichtlich der vom Kirchenregiment zu 
bejegenden oder dem landesherrlichen Patronate unterliegenden Pfarrämter in jedem zweiten 
Valanzfall, aljo alternativ, das Wahlrecht eingeräumt worden. Das Beſetzungsrecht ſelbſt fteht 
gewöhnlich dem Landesherrn zu und wird mitunter von ihm ſelbſt auf Vorſchlag der Konfiftorien 
(Mürttemberg) oder von der Jmmediatbehörde oder durch die Konfiftorien (Preußen) geübt. Den 
Patronat und die denjelben beherrfchenden Regeln hat die evangelifche Kirche aus der fatho- 
lichen herübergenommen,, in den einzelnen Ländern ift aber das fanonifche Recht in einer 
den Rechten des Patrons günftigeren Weife modifiziert worden, namentlich fommt dem 
leßteren ein größerer Einfluß auf die Verwaltung des Kirchenvermögens, mitunter das Necht 
auf Mitglievihaft im Presbyterium oder im emeindefirchenrat, auf Ernennung der mit 
der Vermögensverwaltung betrauten Kirchenvorfteher zu, und fein Präfentationsrecht hat 
vielfach die Natur eines Vofations- und Berufungsrechtes angenommen, gegenüber welchem 
das Net des Kirhenregiments, gewöhnlich der Konfiftorien, lediglich als Konfirmation er- 
fcheint, aber andererjeits freilich das Einfpruchsrecht der Gemeinde nicht ausgeſchloſſen ift. 
Der dinglide Patronat ift die Regel. Die Unterfcheidung zwiſchen geiftlihem und melt- 
lihem Batronat hat man meijtens feitgehalten, ohne fich klar zu machen, daß diefe für die 
evangelifche Kirche feinen Sinn hat. 

Während für die höheren Ämter des Regiments, ſoweit fie mit Laien befegt werben, 
die Dualififation für den höheren Staats- (Verwaltungs: und Juſtiz-) Dienft erfordert wird, 
verlangen die neuen Ordnungen in betreff der Gemeindeälteften, Presbyter und für die Mit- 
glieder der Kreis-, Provinzial-, Generaliynoden männliches Geſchlecht, Selbitändigfeit, ein 
bejtimmtes Alter (gemöhnlid 30 Jahre), Unbejcholtenheit, Zeiftung der firchlihen Abgaben 
und meiftens auch Bethätigung kirchlichen Sinnes, ein Erfordernis, das des näheren auf 
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fehr verfchievene Weife, bald pofitiv, bald negativ, formuliert ift. Die Beſetzung diefer 
Ämter erfolgt für die Regel durch Wahl der Gemeindemitglieder, deren aktives Wahlrecht 
gleichfalls an die eben gedachten Erforderniffe, nur gewöhnlich unter Herabfegung des Alters 
auf die Volljährigkeit oder das 24. Jahr, gefnüpft ift. Für die höheren fynodalen Ord— 
nungen wird außerdem vielfach verlangt, daß die Laienmitglieder einem Gemeindevorjtand 
oder Synodalkörper des Bezirks, für welchen die betreffende Synode gebildet wird, angehören 
oder angehört haben. (Vgl. auch $ 64.) 

Über die Erledigung der Kirchenämter gelten analog die Grundfäge des fatholifchen, 
Kirchenrechts. Der bei voller Dienftfähigfeit refignierende Geiftliche verliert aber die Rechte 
des geiftlihen Beamtenftandes. Bei den Presbyterämtern fommt, da diefe vielfah nicht 
lebenslänglich find, noch als weiterer Erlöfhungsgrund der Ablauf der gejeglichen Amtsperiode 
in Frage. Die neueren Gefegebungen, welche eine ftaatlihe Abjegung von kirchlichen Amts- 
trägern fennen (fiehe $ 32), beziehen ſich ebenfalls auf die evangelifhe Kirche. 

Friedberg a. a. D. S. 220 ff. 227 ii. 237 ff. 309 ff.; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht 
$$ 201. 202. 204. 205; Stachow, De iur. cauon. quod ad ius patronatus spectat in terris protest. 
usu ac non usu. Berol. 1865. 


4. Die einzelnen Funktionen des Verfaffungsorganismus. 


868. A. Das Gefeggebungsredt ruht in der Hand des Landesherrn, indefjen 
fann derjelbe feine Anordnungen treffen, welche mit dem Grundprinzip der Reformation in 
Miderfprud treten, wenngleich freilich die Symbole der evangelifchen Kirche nur als Zeugniffe 
für die kirchliche Auffaffung der Offenbarung zu einer beftimmten Zeit, mithin nicht als unab- 
änderlic und unverbefjerlid gelten. Ferner follen alle wefentlihen Änderungen (aljo die 
die Lehre, die Liturgie, die Verfafjung u. ſ. mw. betreffenden) nicht ohne Beirat des Lehr- 
ftandes und ohne die Zuftimmung der Kirche erfolgen. Wo es an einer feften Organifation 
fehlt, bleibt nichts übrig als die ſämtlichen Einzelgemeinden zu befragen. Neuerdings ift 
aber in den meijten Zandesfirchen die Ausübung des Geſetzgebungsrechtes an die Zuftimmung 
der Landes oder Generalfynode gefnüpft worden (fiehe oben $ 64). Die Dispenfations- 
befugnis fteht ebenfalld dem Landesheren zu, wird aber für die minder wichtigen Fälle in 
verfchiedener Abftufung von den einzelnen Verwaltungsorganen (Konfiftorien, Superinten- 
denten u. f. w.) geübt. 

Friedberg a. a. O. ©. 123 ff.; Richter-Dove-Kahl, Kirchenreht $$ 170—172; Bier- 
ling, Gejeggebungsreht evangelifher Yandesfirhen im Gebiete der Kirchenlehre. Xeinzig 1869; 
Derfelbe in Dove und Friedberg, Zeitichrift für Kirchenreht XI 43. 


8 69. B. Was die Handhabung der firdliden Strafredtspflege betrifft, 
jo hat die evangelifhe Kirche fih als Strafmittel gegen diejenigen Perſonen, melde der 
Gemeinde durch ihren Wandel Anftoß gaben, ebenfalls des Bannes, welcher nad) ihrer Auf- 
fafjung freilih nur Ausſchluß aus der kirchlichen Gemeinschaft fein follte, indefjen doch auch 
bald mit bürgerlichen Folgen verfehen worden ift, bedient. In die Hand der Konfiftorien 
gelegt und losgelöft von der Mitwirkung der Gemeinde, ijt aber die Ausübung der Kirchen: 
zucht ſchon im 17. Jahrhundert verfallen. Erft neuerdings hat man dieſelbe infolge der 
neuen Presbyterial- und Synodalordnungen wieder zu beleben geſucht und namentlich für 
die Verlegung bejtimmter kirchlicher Verpflichtungen, für die Unterlafjung der Taufe und der 
Konfirmation der Kinder, die Verfhmähung der firhlichen Trauung, die Eingehung einer 
firhlich verbotenen Ehe, ſowie die Eingehung der Verpflichtung, alle Kinder aus gemijchter 
Ehe in einer anderen Konfeffion zu erziehen, die Ausſchließung von der Patenſchaft, vom 
Abendmahl und die Entziehung des aktiven und pafjiven kirchlichen Wahlrehts jowie der 
firhlihen Ämter angedroht. 

Von der Ausbildung eines bejonderen firdlichen Strafrehts auf dem Boden der evan- 
geliſchen Kirche konnte Schon aus dem eben erwähnten Grunde nicht die Rede fein; außerdem 
fommt noch der Umjtand in Betradt, daß, während die fatholifche Kirche ihr Strafrecht zu 
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einer Zeit entwidelt hat, in welcher der Staat feine desfalljigen Pflichten nur in ſehr ge— 
ringem Maße wahrnahm, ſich dieje Verhältnifje zur Zeit der Reformation bereits volllommen 
geändert hatten und daß die Gefeßgebung für die Kirche durch diejelbe Perſon, welche fie 
für den Staat beſaß, ausgeübt wurde. Wenn einzelne ältere Kirchenorbnungen der Ber: 
brechen der Keterei und Simonie erwähnen, jo fönnen dieſe jegt nur noch entweder als 
Amtsvergehen bei Geiftlihen in Betracht fommen oder die Keterei die Ausfchliefung aus 
der kirchlichen Genoſſenſchaft ohne bürgerliche Folgen herbeiführen, während die Simonie bei 
Nichtgeiftlichen nur, fofern fie den Thatbeitand eines gewöhnlichen Verbrechens (3. B. der Be- 
ftehung eine® Beamten) Ffonjtituiert, bejtraft werden fann. Die Disciplinarvergehen der 
Geiſtlichen, welde früher ebenfalls zum Reſſort der Konſiſtorien gehörten, find mit der Be- 
fchränfung der Jurisdiftion der letteren vielfach meltlichen Behörden überwiefen, und erjt 
in neuerer Zeit ift in manden Yändern das richtige Prinzip wieder durchgeführt, daß die 
Geiftlihen in dieſer Hinficht eigenen kirchlichen Disciplinargerichten (in Preußen den Kon- 
fiitorien und dem Oberfirhenrat, in bejtimmten ſchwereren Fällen unter Hinzutritt der Pro- 
vinzial-Synodalvorftände bezw. des General-Synodalvorjtandes, in Oldenburg dem Dber- 
firhenrat, in ſchwereren Fällen einem aus dem oberjten Landesgerichtspräfidenten, Pfarrern, 
anderen firhlichen Beamten und Kirchenältejten zufammengefesten Disciplinargeriht, in Baden 
dem Oberfirchenrat, der in ſchwereren Fällen dur den General:Synodalausfhuß verftärft 
wird) unterftehen. Die Disciplinarbehörden für die Kirchenälteften bilden dagegen in 
der Regel die Kreis, Diöcefan- u. ſ. w. Synoden oder die Ausſchüſſe derfelben (jo in 
Preußen, Hannover, Baden). Als Disciplinarjtrafen fommen vor: Verweiſe, Geldſtrafen, 
Sufpenfion, Amtsentfegung und bei Geiftlihen auch die Strafverfegung und die Straf- 
emeritierung (zwangsweiſe Penfionierung mit geringerem als dem font gejeblichen 
Betrage). Über die ftaatliche Begrenzung der Straf- und Disciplinargewalt gilt das zu $ 34 
Bemerfte. 

Richter-Dove-Kahl, Kirchenreht SS 227 ff.: v. Schulte, Lehrbud. 4. Aufl. S. 330. 326; 
we: — und ealviniſchen Kirchenſtrafen gegen Laien im Reformationszeitalter. 

res . 


8 70. C. Was die übrige Nehtöpflege betrifft, fo hat die evangelifche 
Kirhe ein Recht auf einen befonderen kirchlichen Gerichtsitand für die Geiftlichen und Die 
aus kirchlichen Nechtsverhältnifjen hervorgehenden Streitigkeiten prinzipiell nicht geltend ge- 
madt. Bei der Einjegung der Konfiftorien find denjelben aber alle diefe Angelegenheiten 
zugemwiefen worben, jo daß ihre Kompetenz der der fatholifchen bifchöflichen Gerichte ziemlich 
nahe fam. Wie diefe Einrichtung mit der früheren Gerichtäverfafjung zufammenhing, melde 
feine Trennung zwifchen Verwaltung und Rechtspflege im eigentlichen Sinne fannte, fondern 
der betreffenden Verwaltungsbehörde auch die innerhalb ihres Nefforts jtreitig werdenden 
Saden zur richterlihen Entſcheidung übermwies, fo ift das gedachte Verhältnis mit der Um: 
geftaltung der Anſchauungen über die Gerichtsorganifation gleichfalls bejeitigt worden, und 
e3 jind heute die erwähnten Angelegenheiten — ja jelbft die Ehejtreitigfeiten, an deren 
Verhandlung die Kirche durch die Superintendenten ſchon im Anfang der Neformation teil- 
hatte — vor die Civilgerichte der einzelnen Länder gemwiefen. Infolge des zu $ 35 
gedachten Neichsgefeges it Die noch in Sadjen und Württemberg vorge- 
jchriebene Zuziehung von Geiftlihen als Beifigern bei der Verhandlung von Chefachen * 
ſeitigt worden. 

Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht $ 211; v. Schulte, Lehrbuch. 4. Aufl. S. 325. 


8 71. D. Der Unterridt. Aud die evangelifche Kirche hat in ihrer eriten Zeit 
die umfafjendite Fürſorge für den Unterricht geübt. Fett hat freilich der Staat die Leitung 
des Volksſchulweſens in die Hände genommen, indeſſen ift die Kirche nah den neueren 
Einrichtungen meiftens nicht nur hinfichtlich des Neligionsunterrichtes, fondern auch bei der 
Verwaltung des Unterrichtsweſens überhaupt beteiligt, da Geiftliche oft zugleich die Funktionen 
ftaatlider Schulinfpeftoren u. f. mw. verfehen. Die Vorbildung der Geiftlihen erfolgt auf 
den Univerfitäten, und man hat, um der Kirche einen Einfluß auf die Vorbildung ihrer 
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Diener zu gewähren, dem Kirchenregiment mitunter (fo in Preußen) das Recht eingeräumt, 
vor Anftellung der Lehrer der Theologie gehört zu werden. Zur praftifchen Ausbildung für 
die evangelifchen Geiftlihen beitehen fogenannte Predigerfeminare, Kandidatenftifter u. ſ. w., 
in welche die Kandidaten entweder noch während ihres afademifchen Studiums oder erjt nach 
Ablauf desfelben aufgenommen und in denen fie bald zum gemeinfchaftlichen Yeben, bald zu 
Übungen und Lektionen vereinigt werden. 


Rihter-Dove-Hahl, Kirchenrecht SS 298 ff. 


8 72. E. Vermögens» und Finanzverwaltung. Hinſichtlich der Stellung 
der evangelifchen Kirche auf vermögensrechtlihem Gebiete ift im allgemeinen auf das oben 
($ 37) Bemerkte zu verweifen, denn das Verhältnis zum Staate ift in diefer Hinficht gleich- 
mäßig für beide Kirchen geregelt worden; ferner hat die evangelifche Kirche ſelbſt, ſoweit es 
fih um die fonft hier in Frage kommenden Normen handelt, das fanonifhe Recht zum 
großen Teil adoptiert. Für die Beftreitung ihrer Ausgaben ift freilich die evangelifche Kirche 
vielfach auf Staatsdotationen angewiefen, da in der NReformationgzeit die Güter der auf: 
gehobenen Stifter und KHlöfter von den Landesherren eingezogen und jo Beltandteile des 
Staatögutes geworden find. Ein Befteuerungsreht der Kirche gegenüber ihren Angehörigen, 
um die erforderlichen Mittel aufzubringen, ift prinzipiell gerechtfertigt und hat auch in den 
neuen Synodalordnungen (7. B. für Altpreußen, für Rheinland und Weftfalen, Hannover, 
Baden) oder in eigenen Geſetzen (für Oldenburg) Ausdrud gefunden. Hinfichtlih der Bau— 
laft gelten da, wo feine partifularrechtlihen Bejtimmungen vorfommen, die Vorfchriften des 
fanonifchen Rechts; bei dem häufigen Mangel eines Baufonds ift aber praftiich die Ver— 
pflihtung der Parochianen in die erſte Linie getreten, neben welchen vielfach der Patron, 
auch ohne daß er kirchliche Einkünfte bezieht, nad) einem gewiſſen Verhältnis fontributions- 
pflichtig ift. 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens fteht den Gemeindeorganen, aljo meiftens jet 
den Presbyterien, Gemeindefirhenräten u. f. w., mitunter unter aktiver Teilnahme des Pa— 
trons zu; für wichtige Verwaltungsmaßregeln bedarf es aber des Konſenſes eines neben dem 
Presbyterium beftehenden größeren gewählten Gemeindeorgans, der Gemeindevertretung oder 
Gemeinderepräfentation (in Altpreußen, Rheinland und Weftfalen, Baden, Oldenburg), ferner 
der landesfirhlichen und der jtaatlichen Behörden, und ebenfo für Veräußerungen, für deren 
rechtliche Normierung die Negeln des fanonifchen Rechts vielfach der PVartifulargefehgebung 
als Vorbilder gedient haben. 


Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht 88 302. 306. 237. 312. 319 ff. 


873. F. Die Handhabung der Aufficht fommt den vorhin näher dharafterifierten 
einzelnen Behörden nad) Maßgabe ihres Nefforts zu. Die PVifitationen, alfo die perfönliche 
Unterfuhung der Zuftände der einzelnen firhlichen Kreife, werden dagegen meiftens von den 
Superintendenten und den Generalfuperintendenten vorgenommen. Auch haben die Kreis», 
Diöcefan- u. f. w. Synoden gerade die Hauptfunftion, die Zuftände ihrer Bezirfe zu unter- 
fuchen, zu überwachen und VBorfchläge für die etwaige Beilerung derjelben zu machen. 

Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht $ 177. 


D. Die Stellung der einzelnen Glieder. 


8 74. Auch nad evangelifhem Kirchenrecht wird die Zugehörigkeit zur Kirche durch 
die Taufe erworben ; ein unbedingtes Recht auf das getaufte Kind infolge derfelben jchreibt 
ſich die evangelifche Kirche aber nicht zu, vielmehr bleibt ein ſolches bis zur Konfirmation, 
der bewußten Wiederholung des Taufgelübdes, jufpendiert. Erſt dadurch wird die jelb- 
ftändige Teilnahme an allen Saframenten erworben, während die volle aktive Mitgliedichaft, 
d. h. die Berechtigung, mit in die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten (durch Wahl 
der Älteften, durch Bekleidung des Älteftenamtes 2c.) einzugreifen, noch von dem Eintritt 
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anderer Vorausfegungen (ſiehe $ 67) abhängig iſt. Wenngleich die Kirche von ihren Zuge— 
hörigen zu fordern berechtigt ift, daß fie ihr au ihre Kinder durch die Taufe zuführen, fo 
war es eine ungerechtfertigte — jett allerdings durch das Reichsperfonenftandsgefeg von 
1875 befeitigte — Maßregel des Staates, wenn er die Weigerung der Eltern durch eine 
unter obrigfeitlihem Zwang zu vollziehende Taufe des Kindes zu überwinden verfuchte. Den 
Konfeffionswechfel faßt die evangelifche Kirche in Übereinftimmung mit dem heutigen ftaat- 
lihen Recht als Austritt aus ihrer Gemeinfhaft, nicht aber als kirchliches, den Betref- 
fenden feiner Pflichten überhebendes Verbrehen auf. Das Recht der einzelnen Kirchen— 
mitglieder, an dem Gottesdienfte und den Saframenten teilzunehmen, ergiebt ſich ſchon aus 
dem Gefagten. Ebenfo befteht für die einzelnen eine dahin gehende Pflicht, welche indefjen 
nicht jo genau wie in der fatholifchen Kirche normiert ift, fo daß bei Vernachläſſigung der: 
felben für eine etwaige Handhabung der Kirchenzucht ftets die befonderen Verhältniffe und 
Umftände in Rückſicht zu ziehen find. 

Rihter-Dove-Hahl, Kirchenrecht 88 253. 264. 265; v. Schulte, Lehrbuch. 4. Aufl. S.338. 
341. 342. 344. 345. 


8 75. Die evangelifche Kirche hat unter Verwerfung der Saframentönatur der Che 
im Gegenfaß zur fatholifhen dem Staat das Necht der Regelung der ehelichen Berhältniffe 
nicht abgeſprochen. infolge der Stellung der evangelifchen Landesherren zu ihrer Kirche ift 
aber feit der Neformation bis zum 18. Jahrhundert die Chegefehgebung im Einklang mit 
der kirchlichen Auffaffung ausgeübt worden, oder — anders ausgedrüdt — die ftaatliche 
und firchliche Chegefeggebung waren zunächſt in den evangelifhen Ländern identiſch. Erſt 
infolge der naturrechtlichen Auffaſſung der Ehe als eines gewöhnlichen, nad reinen Privat: 
rechtögrundfäben zu beurteilenden Vertrages, die namentlich der Gejtaltung des Eherechts im 
Preußischen Landrecht zu Grunde liegt, find Differenzen zwifchen dem ftaatlihen Redt und dem 
Recht der evangelifhen Kirche entitanden. Von den Ehehinderniffen hat die evangelifche 
Kirche diejenigen, welche mit von ihr verworfenen fpecififch fatholifchen Anfchauungen zus 
fammenhängen (jo das der geiftlichen Verwandtichaft, der höheren Weihen, des Orbens- 
gelübdes), fallen lafjen müfjen; den Irrtum ließ fie ſchon dann ehehindernd wirken, wenn 
er in Bezug auf das Wefen der Ehe gefährdende Mängel obgewaltet hat, deren vorgängige 
Kenntnis den Jrrenden an der Eingehung abgehalten haben würde (z. B. in Bezug auf die 
Virginität, grobe Verbrechen u. ſ. w.). Für die Feſtſetzung der verbotenen Verwandtſchafts— 
und Schmwägerfchaftsgrade war man in der erjten Zeit teils auf das römische, teild auf das 
moſaiſche Necht zurüdgegangen, fpäter hatte man aber diejelben noch weiter befchränft. Der 
Mangel des elterlichen Konjenjes war mehrfach unter verfchiedenen Vorausſetzungen (fo 3. B. 
mitunter nur bei Kindern in väterlicher Gewalt) zu einem trennenden Hindernis geworben. 
Hinfichtlih des Aufgebotes und der Kompetenz zur Trauung galten im allgemeinen die 
Grundſätze des fatholifchen Kirchenrechts, nur begründete es feine Nichtigkeit der Che, wenn 
ein infompetenter Geiftlicher die Einjegnung vorgenommen hatte. Infolge der Einführung 
der obligatorifchen Civilehe hat diefer Nechtszuftand aber eine Anderung erfahren oder muß 
eine ſolche erleiden. Ihrem Prinzipe nad) hat die evangelifche Kirche die ftaatlid gültigen 
Ehen anzuerfennen, ja jie fann nicht einmal einer nicht firchlich eingefegneten Ehe bloß wegen des 
Mangels der Trauung den Charakter einer chriftlichen Ehe abjprechen. Hieraus folgt, daß das 
evangelifche Kirchenrecht Ehehindernifje in rechtlicher Bedeutung nicht mehr aufitellen fann ; 
als ſolche gelten vielmehr nur diejenigen, welche das Neichsperfonenftandsgejeb anerkennt, 
nämlih 1. der Mangel der Chemündigfeit, welche bei männlichem Gejchlehte mit dem 
vollendeten 20., beim weiblichen mit dem vollendeten 16. Lebensjahre eintritt; 2. der Mangel 
des Konſenſes des Vaters, in deſſen Ermangelung der Mutter, bei Söhnen, melde noch 
nicht das 25., bei Töchtern, welche noch nicht das 24. Jahr vollendet haben, bezw. bei 
Minderjährigen des Vormundes, bei angenommenen Kindern der Mangel des Konjenjes des 
Adoptivvaters; 3. die Verwandtſchaft zwifchen Afcendenten und Dejcendenten ſowie Ge- 
ſchwiſtern; 4. die Schwägerfchaft zwiſchen Stief- bezw. Schwiegereltern und Stief- bezw. 
Schwiegerfindern jeden Grades; 5. das Mdoptivverhältnis zwijchen Adoptiveltern und 
Adoptivfindern, folange es beiteht; 6. der Chebruh, jedoch nur zwifchen dem wegen Ehe- 
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bruchs Geſchiedenen und feinem Mitfhuldigen; 7. eine fchon beftehende Ehe; 8. der nicht 
erfolgte Ablauf der zehnmonatlihen Wartezeit ſeit Beendigung der früheren Ehe bei rauen ; 
9. das beftehende Vormundfchaftsverhältnis für die Ehe des Pflegebefohlenen mit dem Bor- 
munde oder deſſen Kindern; 10. der Mangel des Konfenfes für Ehen der Militärperfonen 
und der etwa partifularrechtlih vorgefchriebenen Einwilligung für Ehen der Yandesbeamten 
und Ausländer, und 11. die partifularrechtlich erforderte Nachweiſung, Auseinanderfegung 
oder Sicherftellung des Vermögens vor Abfchliefung einer anderweiten Ehe. Andererſeits 
ift aber die Kirche zu verlangen berechtigt, daß ihre Glieder allein eine nach ihrer Auffafjung 
hriftlih erlaubte Ehe ſchließen und die religiöfe Ergänzung des Eheſchließungsaktes, die 
kirchliche Trauung, welche rechtlich die Bedeutung der Anerkennung der kirchlichen Legitimität 
der Ehe hat, nachſuchen, ferner für die Ehen, welche der firhlihen Anjchauung nicht ent- 
jprechen, die Trauung zu verweigern, alfo auch ftatt der früheren Ehehindernifje Trauungs- 
hindernifje aufzuftellen. Dies ift auch in den neueren feit der Einführung der Civilehe er- 
laſſenen kirchlichen Ordnungen geſchehen, und zwar gelten für die Regel ald Trauungshinder- 
nifje die Eheſchließung mit einem Nichtchriſten, die Zuſagung der religiöſen Kindererziehung 
bei gemiſchten Ehen in einer anderen, nicht evangeliſchen Konfeſſion, die Wiederverheiratung 
eines Geſchiedenen, wenn dieſe von den zuſtändigen Organen auf Grund des Wortes Gottes 
als ſündhaft erklärt wird, endlich ein etwaiges Argernis, welches die Gewährung der Trauung 
bei Erteilung derſelben an Verächter des chriſtlichen Glaubens oder an ſolche, die einen lafter- 
haften Wandel führen, erregen müßte. Im Zufammenhang damit fteht es, daß das Auf- 
gebot, weil das durch den Standesbeamten zu vollziehende den Zwed der Ermittelung von 
Ehehinderniffen erfüllt, nur noch dem Zweck der Ermittelung von Trauungshindernifien 
dient und außerdem den Charakter einer Fürbitte für die Verlobten bezw. Eheleute an- 
genommen hat. 

Kuzmany, Handbuch des allgemeinen und öfterreichiichen proteitantiichen Eherechts. Wien 1860: 
Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht SS 268 ff.: v. Schulte a. a. D. 4. Aufl. S. 361 ff.; P. Hin— 
ſchius, Das Reichsperionenitandägejeg. 2. Aufl. S. 99 ff.: v. Sicherer, Reichsperjonenitandsgeieg. 
Erlangen 1879; Sohm, Tas Recht der Eheichliefung. Weimar 1875; dagegen: Friedberg, Ber- 
lobung und Trauung. Yeipzig 1876; Entgegnung: Sohm, Trauung und Verlobung. Weimar 1876. 


Dal. auch die weiteren Nachweilungen zu dem Art. Ehe im Redtslerifon und das zu $ 48 citierte 
Buch von v. Sceurl. 


Die evangeliihe Kirche erfannte, im Gegenfag zur katholiſchen, die Statthaftigfeit der 
richterlihen Scheidung des Chebandes an; mangels einer näheren Feſtſetzung der Gründe in 
den Symbolen hat eine Richtung im fechzehnten Jahrhundert als ſolche nur den Chebrud) 
und die malitiosa desertio zugelafen, jedoch wurde innerhalb diefer die bösliche Verlaſſung 
bald nur als Entmweichen des einen Gatten an einen dem Richter unerreichbaren oder unbe- 
fannten Ort, bald aber außerdem auch als bloß räumliche, nicht durch Zwangsmaßregeln, 3. B. 
Gefängnisitrafe, zu überwindende Trennung (fogenannte Quafidefertion) aufgefaßt. Eine 
mildere Nichtung ließ dagegen, indem fie unter anderem auf das römiſche Recht (1. 8 C. 
5, 17) zurüdgriff, außerdem noch unerträgliche Sävitien und Lebensnadjitellungen als 
Scheidegründe gelten. Seit dem 17. Jahrhundert fand aber die Strenge der eriten Rich— 
tung da, wo die Konfiftorien nad dem ftrengen Necht nicht fcheiden fonnten, eine Milde- 
rung dur die Ausübung des aus der oberitbifhöflihen Mactvollfommenheit hergeleiteten 
landesherrlihen Scheiderechts; ferner zog man unter den Begriff der Defertion als Quaſi— 
dejertion nicht nur die räumliche Trennung und hartnädige Beifchlafsverweigerung, fondern 
auch die Inſidien und Sävitien, womit dann thatfächli eine Ausgleihung beider Rich— 
tungen erfolgt war. Hatte endlich früher bei groben Verbrechen des einen Ehegatten infolge 
des harten Kriminalrechts die Vollſtreckung der Todesitrafe die Ehe geſchieden, jo ließ man 
fpäter nach erfolgter Milderung des Strafrehts alle diejenigen Verbrechen als eheicheidend 
gelten, welche früher mit Kapitaljtrafe belegt waren. Das heutige Scheidereht der evange- 
lichen Staaten ruht im weſentlichen noch auf diefen Grundjägen, fofern nicht etwa die Ge— 
feggebung, wie 3. B. in Preußen, unter dem Einfluß der früher ſchon erwähnten natur: 
rechtlichen Anschauungen geitanden hat. Daß das Neichsperfonenitandsgejeg an dem beftehenden 
Scheidereht nichts geändert hat, iſt 5 47 jchon erwähnt. 
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Richter, Beiträge zur Geſchichte des Eheſcheidungsrechts in der evangelifchen Kirche. Berlin 
1858; Dove in Herzogs Real-Encyklopädie XIII 485; Strippelmann, Das tr 
Gafiel 1854: Richter-Dove-Kahl, Kirhenreht $ 287; v. Schulte a. a. O. 4. Aufl. ©. 414 ff. 


E. Die Stellung der evangeliihen Kirche im Staate. 


8 76. Die evangelifce Kirche, welche weder den jelbftändigen gottgewollten Beruf des 
Staates leugnet noch den Begriff der firchlihen Angelegenheiten bis in das Gebiet des 
Staates hinein ausdehnt, hat deshalb einen noch gerechteren Anfprud auf die Gewährung 
der Autonomie und der Stellung als einer Anftalt des öffentlichen Rechtes jeitens des Staates 
als die fatholifche Kirche, und es ift ihr diefelbe heute in einzelnen deutfchen Staaten aud) ein- 
geräumt (vgl. oben $ 52), mährend in anderen die Regelung des Verhältniffes noch den 
Typus des früheren Staatskirchentums trägt. Was das ftaatliche Auffihts: und Abmwehr- 
recht ihr gegenüber betrifft, jo fonnte von der Entwidlung und Bethätigung derartiger Rechte 
gegenüber der evangelischen Kirche, folange das oberfte firchliche und ſtaatliche Regiment in 
der Hand des Landesherrn vereinigt war, nicht die Rede ſein. Erſt mit der Beſeitigung 
des Territorialismus und der abſoluten Monarchie iſt der Unterſchied des landesherrlichen 
Kirchenregiments und der oberſten Staatsleitung wieder hervorgetreten. Da der Landesherr 
bei der Ausübung der Souveränität in der konſtitutionellen Monarchie nicht unbeſchränkt iſt, 
jo find jetzt Konflikte denkbar, denn für das ftaatliche Gebiet fönnen Anordnungen erlafjen 
werden oder wegen Verweigerung der Zuftimmung der Volkövertretung unbejeitigt beftehen 
bleiben, gegen melde die Kirche anfämpft, und umgefehtt. Daß bei einem etwaigen Kon— 
flifte der oberjten Staats- und Kirchenbehörden der Landesherr zu entſcheiden hat, iſt felbft- 
verjtändlih. Damit find aber die Schwierigkeiten für folche Fälle nicht gelöft, wo ber 
Zandesherr auf ftaatlihem Gebiete nicht ohne Genehmigung der Kammern, auf firdlichem 
nicht ohne Zuſtimmung der neuorganiſierten Generalſynoden handeln kann. Die dadurch 
nahe gelegte Frage, ob er bei einem ſolchen Streit dem Willen der ſtaatlichen oder dem 
der kirchlichen Organe folgen ſoll, zeigt praktiſch — da ein vielleicht als Expediens dienen- 
des rein negatives Verhalten oft nicht möglich ſein wird —, wie das landesherrliche Kir— 
chenregiment in ſeiner heutigen Geſtaltung mit den Neubildungen auf dem Gebiete des 
Staates und der Kirche unvereinbar iſt. In Preußen, wo aus praktiſchen Gründen die 
Beibehaltung des landesherrlichen Kirchenregiments für jetzt noch wünſchenswert erſcheint, 
hat man mögliche Konflikte durch die Vorſchrift zu beſeitigen verſucht, daß vor Einholung 
der landesherrlichen Sanktion jeder kirchliche Geſetzentwurf dem Staatsminiſterium zur Er— 
klärung vorgelegt werden ſoll, ob von Staats wegen etwas dagegen zu erinnern iſt. Durch 
dieſe Beſtimmung iſt allerdings ein Palliativ geſchaffen, aber dasſelbe reicht nicht aus, da 
eine verneinende Erklärung des Miniſteriums ein Staatsgeſetzen widerſprechendes Kirchen— 
geſetz nicht rechtsgültig machen kann. Wird die evangelifche Kirche dieſer Beſchränkung nicht 
widerſprechen können, weil ſie mit dem landesherrlichen Kirchenregiment gegeben iſt, ſo be— 
dingt die Gewährung der Autonomie an ſie doch notwendig eine Verfaſſung, bei welcher der 
Landesherr nicht mehr die allein maßgebende Potenz bildet, ſondern ſeine Entſchließungen 
in betreff der kirchlichen Angelegenheiten an den Willen anderer, der Kirche ſelbſt angehöriger 
Organe gebunden find. Diefem Anſpruch iſt teils durch die Errichtung beſonderer oberſter irchen- 
behörben (f. oben $ 62), teils durch die Einrichtung von Synoden (f. oben $ 64) Rech— 
nung getragen. Andererjeits bedarf es aber wegen der engen Verbindung der evangelifchen 
Kirhe mit dem Staate einer viel geringeren Ausdehnung der Auffihts- und Abwehrrechte 
als gegenüber der fatholifchen Kirche, und fo haben auch einzelne neuere Gejeggebungen, wie 
die preußifche, in manden Punkten, 3. B. in betreff der Ausbildung der Geiftlichen, des 
Einſpruchsrechts bei den Anftellungen der Geiftlihen, nicht fo weit gehende Beſchränkungen 
feitgefeßt wie gegenüber der fatholifchen Kirche, mährend die ihr zufommenden ftaatlichen 
Privilegien im weſentlichen diefelben wie die der letzteren (ſ. oben $ 52) find. 

. Hinihius bei Marquardfen a. a. D. ©. 336 — 359; Friedberg, Verfaſſungsrecht 
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IV. Anhang. 
Stellung der übrigen Religionsgemeinſchaften im Stante. 


8 77. Der weitfälifche Friede hatte ein ausbrüdliches Verbot der Duldung anderer 
„Religionen oder Sekten” als der drei Reichsreligionen (der fatholifhen, Iutherifhen und 
reformierten Kirche) ausgefproden. Jedoch hat man diefen Sat fpäter fo ausgelegt, daß 
die Toleranz innerhalb des Territoriums nicht gehindert fei, und der Reichsdeputations— 
hauptſchluß von 1803 hat jene Beichränfung für die Entfchädigungslande befeitigt. Seit 
der Auflöfung des Deutfchen Reiches hat die Partifulargefeßgebung der einzelnen deutjchen 
Staaten — die deutjche Bundesafte von 1815 enthält feine hierher gehörige Beitimmung 
— die Verhältniffe der religiöfen Sekten geregelt. Während allgemein die individuelle Be- 
fenntnisfreiheit und die Hausandacht garantiert und ferner für mande Länder (3. B. 
Preußen, Württemberg, Baden) der Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen 
Rechte für unabhängig vom religiöfen Befenntnis erflärt worden ift, blieb doch meiftens bis 
zum Jahr 1848 die Bildung neuer Religionsgemeinfhaften von der Bedingung der vor- 
gängigen ftaatlihen Genehmigung abhängig, bei deren Erteilung zugleich die Stellung der 
Geſellſchaft in rechtlicher Beziehung näher normiert wurde, 

Erft nachdem die deutfche Neichsverfaffung von 1849 die Freiheit der Vereinigung zu 
religiöfen Zweden und ber öffentlichen Neligionsausübung für die neugebildeten Religions- 
geſellſchaften und damit die Befeitigung des ius reformandi aud den Sekten gegenüber pro- 
flamiert hatte, find in einer Neihe von Ländern (3. B. Preußen, Oldenburg, Ba- 
den) diejelben Grundfäge verfafjungsmäßig anerfannt worden, nur hat man freilid den 
neuen Geſellſchaften die Rechte der juriſtiſchen Perfon verfagt und diefe von der Beilegung 
durch bejonderes Geſetz abhängig gemacht. Praktiſch find aber die Konfequenzen dieſes neuen 
Prinzips noch nicht in allen Beziehungen anerfannt, weil mitunter die Anhänger folder Re— 
ligionsgejellfchaften noch den Barochiallaften der drei privilegierten Kirchen unterworfen wer- 
den. Das fpäter im ganzen Deutfhen Reich in Kraft netretene Gefe des Norddeutſchen 
Bundes vom 3. Juli 1869 hat demnächſt alle aus der Verfchiedenheit des religiöfen Be— 
fenntniffes hergeleiteten Befchränfungen der bürgerlichen und jtaatsbürgerlihen Rechte aufge— 
hoben und insbefondere die Befähigung zur Teilnahme an der Gemeinde: und Landesver— 
tretung und zur Belleivung öffentlicher Amter vom religiöfen Bekenntnis für unabhängig 
erflärt. Endlich ift durch das Reichsperfonenitandsgeje von 1875 das noch vielfach beite- 
hende Ehehindernis zwifchen den Anhängern der chriftlichen Kirchen und den Diffidenten und 
ebenjo die noch zum Teil bejtehende Standesregifterführung der Geiftlihen der chriftlichen 
Kirchen für die Diffiventen bejeitigt worden. „Immerhin ift die rechtliche Stellung der ver- 
ſchiedenen Religionsgemeinſchaften in den einzelnen deutfchen Yändern noch eine verfchiedene. 
Neben den großen chriftlihen Kirchen, welche die Stelluimg von privilegierten Anftalten des 
öffentlichen Nechts haben (f. oben $$ 52. 76), bilden in einzelnen Staaten einzelne riftliche 
Denominationen, fo in Preußen die Altlutheraner und Herenhuter, ferner vielfach die 
Synagogengemeinden (Altpreußen, Württemberg und Baden) nicht privatrechtliche 
Vereine, jondern nicht privilegierte Korporationen des öffentlihen Nechts mit Vermögens: 
fähigkeit für die Cinzelgemeinden. Andere haben dagegen, indem der Staat ihnen gegen- 
über das jogenannte Prinzip der Trennung von Kirche und Staat feithält, bloß die Rechte 
von Privatvereinen, und diefe ſcheiden ſich des weiteren in folche, denen Korporationsredhte ge— 
währt find (Mennoniten, Baptijten, niederländifh Neformierte in Preußen, Deutjchfatho- 
lifen in Baden), und in foldhe, welche derfelben entbehren (mie die Deutjchlatholiten, freien 
Gemeinden, rvingianer in Preußen, die Altlutheraner, Mennoniten, Herrnhuter in 
Baden). 

P. Dinfhius bei Marquardien a. a. D. S. 359-371. Dal. ferner für Deuticland: Zu- 
fammenitellung in Mojers Allg. Rirdenblatt. Jahrg. 1853. S. 177 }f.: für Württemberg: Stälin: 
Rechtsverfaſſung der religiöfen Gemeinschaften in Württemberg. Stuttgart 1870; für Preußen 
Jacobfon in Doves Zeitichrift für Kirchenrecht I 392. Val. ferner ebendafelbit III 364; IV 381; 
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IX 432. 434; X 461; XI 333. 482; Allgemeines Kirchenblatt. 1871. S. 12. 106. 246. 511; 1873. 
S. 148. ©. auch die weiteren Nachmeifungen zu dem Art. Diffidenten im Rechtslexikon. 


Neuere Lehr- und Handbücher, Tatholifches und proteftantiiches Kirchenrecht umfafiend; 
fatholifcherjeitä: Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts aller hriftlihen Konfeffionen. 14. Aufl. 
bei. von Gerlad. Bonn 1871; Vering, Lehrbuch des Fatholifchen, orientalifhen und Dee 
pi eier hr 2. Aufl. Freiburg 1881; F. v. Schulte, Lehrbuch des fatholifchen und evangeliichen 
Kirchenrechts. 4. Aufl. des fath., 1. Aufl. des evangel. Giehen 1886; proteftantifcherjeits: 
K. F. Eihhorn, Grundſätze des Kirchenrechts der Fatholifchen und der evangelifchen Religionspartei 
in Deutſchland. Göttingen 1831—1833. 2 Bde.; Ae. 2. Richter, Lehrbud des katholiſchen und 
evangeliihen Kirchenrehts. 7. Aufl., beforgt von Dove, Xeipzig 1874. 8. Aufl. von Dove und 
Kahl. Leipzig 1877 ff. DO. Mejer, Lehrbuch des deutſchen Kirchenrechts. 3. Aufl. Göttingen 1869; 
BP. Hinihius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Proteitanten. Berlin 1869 ff. Bd. I-IV; Fried- 
berg, —— des Fatholifhen und evangeliſchen Kirchenrechts. 3. Aufl. Leipzig 1889; Zorn, Lehr- 
buch des Kirchenrechts. —— 1888. Allein katholiſches Kirchenrecht behandelnd: G. Phillips, 
Kirchenrecht. Regensburg 1845 ff. (unvollendet, 7 Bde, 8. Bd. von Bering); Derſelbe, Lehr— 
buch des Kirchenredhts. 2. Aufl. ————— 1871. 8. Aufl. v. Moufang 1881; F. Schulte, Das 
katholiſche He Gieken 1856. 1860. 2 Bde.; Silbernagl, Lehrbud) des katholischen Kirchen- 
rechts. 2. Aufl. Regensburg 1890; R. v. Scherer, Handbuch des Kirchenrehts I. Graz 1886; 
Lämmer, Injtitutionen des fatholiihen Kirchenrechts. Freiburg i. Br. 1886. 
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Einleitung. 


81. Begriff des Strafredts. Wenn man von Strafredt ſpricht, fo ge- 
fchieht dies, wie überhaupt, wenn vom Necht die Rede ift, in einem doppelten Sinn. Man 
nimmt nämlich das Wort Recht im fubjeftiven oder im objektiven Sinn. In jenem be- 
zeichnet eö eine jemandem zuftehende Befugnis; „Strafrecht“ alfo bebeutet hiernadh (eben- 
dasjelbe, was ius puniendi) Recht oder Befugnis zu ftrafen. 

Im objektiven Sinn dagegen meint man unter Strafreht (ius criminale) den In— 
begriff von Rechtsſätzen, welche für Beftand und Ausübung des Strafrecht3 im fub- 
jeftiven Sinn entjcheidend find. Mit dieſem objektiven Strafrecht, welches die Voraus: 
fegung des fubjeftiven bildet, haben wir uns hier in erjter Linie zu befafjen. Der Wiffen- 
haft liegt e8 ob, die dazu gehörigen Rechtsſätze in einer auf inneren Gründen beruhenden 
fyitematifchen Ordnung darzuitellen. 

Sagten wir foeben, das Strafrecht fei die Gefamtheit der Rechtsſätze oder Nechtöregeln, 
welche für Eriftenz und Ausübung des fubjeftiven Strafreht3 gelten, jo haben wir damit 
allerdings den Begriff in feinem mweiteften Umfang aufgeftellt.. Man jchränft ihn aber in 
der Rechtswiſſenſchaft in doppelter Weiſe ein: 

1. An fi liegt in demfelben feine Beziehung auf den Staat. Es giebt feinen be- 
grifflich notwendigen Zufammenhang zwifchen der Strafe und dem Staat, jo daß jene ſtets 
nur als eine ftaatlihe Funktion auftreten könnte. Strafen heißt ein Übel über jemanden 
verhängen als Folge irgend einer von demfelben ausgegangenen Handlung, melde eben be- 
ftraft wird. So jtraft der Vater jein Kind, der Lehrer feinen Schüler, die Kirche ihren 
Gläubigen u. f. w., und es lafjen ſich auch Nechtsfäge über die Ausübung des Strafrechts 
der Familie, der Schule, der Kirche u. f. w. aufftellen. Bon all diefem nicht ftaatlichen 
Strafrecht wird aber abgefehen, wenn man von „Strafrecht“ ſchlechtweg jpriht, und man 
bezeichnet mit diefem Wort nur das vom Staat ausgehende Strafreht. Ja, felbjt in diefer 
engeren Sphäre pflegt man infolge eine rationellen Arbeitsteilung noch weiter zu fcheiden 
und die Rechtsſätze über das Disciplinarftrafrecht des Staates gegenüber feinen Beamten, 
zum Teil auch über die Beitrafung der Polizeiübertretungen, der Steuer: und Folldefrauda- 
tionen, den Publiziſten und Kameraliften zu überlafien. Dabei ift es aber ein Mißkennen 
des wahren Sadyverhalts, wenn man glaubt, daß diefe Disciplinen nicht alle ihre gemein- 
Same Wurzel in dem ethifchen Grumbbegriff der Strafe haben, von welchem weiterhin die 
Rede fein wird. Diefer Begriff muß gerade ohne fpecielle Rüdfiht auf die eigentliche 
„Berbrechens- oder Friminelle Strafe“ in einer Weife entwidelt werden, daß er die letzte 
Grundlage für die rationelle Handhabung der jtrafenden Thätigkeit in allen Sphären des 
Lebens bildet. 

2. Aus dem Begriff des Strafrechts ſcheidet man ferner das fogenannte formelle 
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oder Strafprozeßrecht aus, d. h. den Begriff jener Rechtsgrundfäge, welde die formen 
des Gtrafverfahrens (der Anwendung des Etrafgefeges auf den einzelnen Fall) feitjegen. 
Unter dem Strafreht im engern Sinne verfteht man demnad nur das materielle Etraf- 
recht, im Gegenſatz zu jenen Grundfägen, welche für den Strafprojeß gelten. — 


$2. Begründung der Strafe (fogenannte Strafrehtstheorieen). Che 
nun weiter eingegangen werden fann auf die Rechtsſätze felbjt, welde das Gebiet des 
Strafrehts, wie wir es eben umgrenzt haben, beherrjchen, ift eine für alles weitere ent— 
ſcheidende Vorfrage zu erledigen. Wir ftehen vor der Thatfache, daß der Staat Verbrechen 
bejtraft, fie mit den empfindlichften Übeln belegt und daß ihm ein Recht zu jolhem Ver: 
fahren zugejchrieben wird. Eollen wir uns diefer Thatjache als einer nun einmal durch 
die Gewalt begründeten jtumm beugen oder ift es nicht erlaubt, ift es nicht vielmehr um 
unferer Würde willen fogar geboten, nad) der vernünftigen Erundlage der Strafe zu fragen ? 
Die Strafgewalt ift ein jo fcharfes jchneidendes Werkzeug, daß man in der That ſchon vor 
Jahrtaufenden ſich gefragt hat nad dem Warum und Wozu der Strafe. Vor Jahr: 
taufenden fchon haben die großen Whilofophen der Hellenen, Plato und Arijtoteles, 
hierüber Rechenſchaſt zu geben verfucht, haben es verfucht, eine jogenannte Strafredts- 
theorie aufzuitellen. 

Hier ift, wie fih von ſelbſt verfteht, nicht der Ort, auf eine genaue Darſtellung und 
Beurteilung der verfchiedenen Strafrehtötheorieen einzugehen. Cinige allgemeine Bemerlungen 
find aber jedenfalls zur Orientierung und zur Begründung der meiteren Ausführungen 
unentbehrlih. — Die Strafrechtätheorieen zerfallen in die fogenannten relativen und in 
die abjoluten (man ſpricht aud von fogenannten gemiſchten Theorieen; dieſe find 
aber eben feine anderen als zufammengefegte relative Theorieen, da ſich eine Miſchung von 
abfoluten und relativen Theorieen nicht denfen läßt). Da die Strafe jelbjt notwendiger: 
weife etwas Nelatives ift, nämlich fi) bezieht auf etwas Vorangegangenes (zu Bejtrafendes) 
als deſſen Folge, fo ift freilich der Ausdruck „abſolut“ nicht vollftändig pafjend für jene 
Theorieen, welche eben darin die volle Begründung der Strafe finden, daß fie einer voran- 
gegangenen menſchlichen Handlung als entfpredendes Übel nadfolgt. Die „relativen“ 
Theorieen aber bleiben allerdings bei diefer notwendigen Nelation der Strafe nicht jtehen, 
jondern halten die Etrafe nur gerechtfertigt durch die Beziehung auf irgend einen bejonderen 
Zweck, welcher mitteld der Strafe erreicht werden fol. Die abjoluten Theorieen begnügen 
fih im allgemeinen mit dem Eate: punitur quia peccatum est, melden fie tiefer zu 
begründen ſuchen; nicht fo die relativen. Die letteren zerfallen übrigens wieder in ver- 
ſchiedene Arten je nah der Verſchiedenartigkeit der Zwede, welche fie der Strafe jegen. 
Ohne in das Detail einzugehen, was uns hier verfagt ift, können wir bemerken, daß alle 
jene Unterarten fih auf die drei Begriffe der Nutzungs-, Siherungs- und Bejfe- 
rungstheorieen zurüdführen laffen. 

Jene, welche, wie Hobbes, Bentham u. a., die Strafe bloß durd ihre Nütz— 
lichfeit begründen, verzichten damit von vornherein auf eine wahre Rechtfertigung derjelben. 
Die Sicherungstheorieen (zu melden auch die fogenannten Verhütungstheorieen gehören, 
was hier nicht näher nadhgewiefen werden fann) bewegen fi, unter mannigfahen Modi— 
fifationen im einzelnen, in der Sphäre des Gedankens der Sicherung der Rechtsordnung. 
Sie finden die Rechtfertigung der Strafe darin, daß fie dient zur Verhütung weiterer Ver- 
breden des Bejtraften (Specialprävention) oder zur Abjchredung überhaupt aller 
„Bürger“ als möglicher Verbreder (Generalprävention). So namhaft die Vertreter 
diejer wiſſenſchaftlichen Richtung find (wir nennen hier nur die Namen Grolman und 
Feuerbach), jo wenig jtihhaltig ift fie für eine nähere Betradhtung. Es hat eigentlich 
genau genommen feinen rechten Sinn, wenn man behauptet, die Strafe werde mit Recht 
zugefügt nicht um der verübten Übelthat willen, fondern um irgend welcher möglichen künf— 
tigen Übelthat willen. Man fieht fich vergebens nad) einem Rechtsgrund dafür um, daß 
jemand bejtraft wird, weil er vielleicht in der Zukunft einmal ein Verbrechen begehen könnte, 
oder gar, weil andere zu Verbrechern werden fünnen. Ebenſo fucht man vergebens nad) einem 
Maßſtab für eine Strafe, welche fi) bemefjen foll nad) den Eindrüden, welche in der Seele 
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des DVerbrecherd oder anderer Menfchen Anlaß geben fünnten zur Begehung von Verbrechen. 
Wird hier eigentlich alles auf eine pfychologifche Unterfudung über die abfchredende Wir- 
fung der Strafe geitellt, jo vermift man um fo mehr eine richtige pſychologiſche Anschauung 
über die Motive, welche zu Verbrechen antreiben und von ihnen abhalten. Nicht zu über: 
fehen iſt endlich, daß die Auffafjung der Strafe ala Sicherungsmittel, wenn man mit ihr 
Ernjt macht, zu der Anwendung der Strafe auch ohne vorauögegangenes Verbrechen auf 
gefährliche Menſchen, Landftreicher u. ſ. w. führt. — 

Die Sicherungstheorieen haben in neuerer Zeit wenig bewußte Anhänger mehr !, 
obwohl man ſich in der Geſetzgebung und in der Praxis nicht felten aud heute noch von 
terroriftifchen Anſchauungen beherrichen läßt, ohne fich darüber Har zu werden. Anders 
verhält es fih mit den Befferungstheorieen, die, auf einer relativ höheren Stufe 
jtehend, duch ihre Humanität und teilweife Nichtigkeit auf viele Gemüter einen beitechenben 
Einfluß ausüben. Gleichwohl ftellt jeve fonfequente Befjerungstheorie den Begriff der Strafe 
geradezu auf den Kopf. Indem fie nämlid der Strafe den Charakter eines Übels ganz 
und gar abjpricht und diefelbe vielmehr als eine Wohlthat aufgefaßt haben will, auf welche 
(als eine „Nacherziehung“) der Verbrecher ein Recht habe, macht fie das Verbrechen zu 
einem Titel für Nechtserwerb und für Anfprüdhe auf Erweifung von Wohlthaten. 
Ste bringt alfo im Widerfprudy mit der Gerechtigfeit den Verbrecher in eine beifere Lane 
als den Unbefcholtenen. indem fie ferner die Strafe nur als Beilerungsmittel auffaft, 
welches wegfallen muß, ſobald feine Beſſerung not thut, verlegt fie ebenfalls auf das fchreiendite 
die Gerechtigkeit. Denn hiernach müßte das größte Verbrechen (wie 3. B. ein Mord) gänz- 
(ich ungejtraft bleiben, wenn die Befjerung des Thäters fonftatiert vorläge, während felbit 
die geringfügigften Delikte zu langjähriger Einfperrung führen fünnten. — 

Finden wir dem Gefagten nach feinen befriedigenden Auffhluß über Grund und Wefen 
der Strafe bei ven relativen Theorieen, jo müfjen wir uns zu den abjoluten menden, 
welde im allgemeinen darin übereinftimmen, daß fie die Strafe begründet finden durch die 
ethifche Forderung einer Ausgleichung der begangenen Übelthat, wonach die Strafe auch ihr 
gerechtes Maß eben in dem zu beftrafenden Verbrechen findet. Diefe Anſchauung haben in 
mannigfaher Weife namentlid Kant, Hegel und feine Schüler Abegg, Köftlin, 
Berner, fodann Herbart und feine Schule zu begründen gefucht, während fie von den 
Anhängern der fogenannten bürgerliden Geredtigfeitstheorieen ziemlich verwäſſert 
und beinahe in die Anjchauung der Sicherungstheorie umgewandelt wurde. Kant betonte 
dabei den Gedanken der Talion. Die Talion aber, welche dem Verbrecher ein Übel zu- 
zufügen vorjchreibt, das quantitativ und qualitativ identifch ijt mit demjenigen, welches von 
ihm ausgegangen, iſt, abgefehen von ihrer unfittlichen, verwildernden Grauſamkeit und ihrer 
Unmöglidhfeit in jehr vielen Fällen (mie will man politifhe Verbrechen, Gottes- 
läfterung, Notzudt durch Talion bejtrafen?), aud gar nicht geeignet zu einer richtigen, ge- 
rechten Ausgleihung, da fie einen ganz äußerlichen Maßſtab (Auge um Auge, Zahn um 
Zahn) anlegt, welcher die pſychiſche Wirkung der Verbrechen und der Strafen nicht berüd- 
ſichtigt. — Die Hegelſche Theorie geht von der Behauptung der Nichtigkeit des Un- 
rechts aus, welche, wenn fie mehr als Phrafe wäre, es ummötig und unmöglich maden 
würde, das ſchon an ſich nichtige Unrecht erft noch durd Strafe zu vernichten. Dabei jtüßt 
fie ih auf eine unhaltbare Dreiteilung des Unrechts und überfieht, daß das Verbrechen 
überhaupt nicht notwendigerweife ein „Unrecht“, eine Nechtsverlegung fein muß ?. 

Einen anderen Standpunkt nimmt die Herbartſche Schule ein. Sie beruft ſich auf 
die ethifche dee der Vergeltung oder der ausgleichenden Gerechtigkeit, zufolge welcher 
jede Wohlthat ebenfo wie jede Übelthat entgolten werden foll durch den Rückgang des 
gleihen Duantums von Wohl oder Übel auf den Thäter. Hiermit ift nicht etwa 
die Talion deduziert, da Diefelbe gar nicht geeignet ift, die richtige Gleichung herzuftellen, 

! [Unter den jüngeren Kriminaliften finden fih zahlreiche Anhänger der Siderungstheorie 
besiehungsweiie einer Kombination von Sicherungs> und Bellerungätheorie. 

2 [Jedes Verbrechen enthält, fo gewiß es den NRechtsanforderungen widerftreitet, ein „Unrecht“ 
d. i. eine Verlegung des objektiven Rechtswillens. Jedes Verbrechen ift zugleich eine Verlegung des 
ſtaatlichen Gehorſamsanſpruchs d. i. eines fubjektiven Rechts. M.] 
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und wegen ihrer das Gemeinweſen entfittlichenden Wirkung das Übel größer macht, als es ſchon 
ift, was dem Begriff der Ausgleihung widerſpricht. Die Qualität der Strafmittel wird 
vielmehr bejtimmt durd die Idee des Rechts, welhe Sicherung der Redtsorbnung for- 
dert, und dur; die dee des Wohlwollens, welde die Beſſerung des Verbrechers be- 
fürwortet. Unter der Vorausſetzung aljo, daß die Wahl gegeben ift zwiſchen ver- 
jchiedenen Strafmitteln, muß jenes gewählt werden, welches in höherem Maße die Nechts- 
ordnung fichert und, jofern das Verbrechen eine ververbte Gefinnung des Verbrechers ge: 
offenbart hat, die Befjerung des zu Beftrafenden ermöglidt. Die Rüdfiht auf diefe Straf: 
zwede darf aber niemals zur Verlegung des Strafprinzips — der Vergeltung — 
führen. Das verdiente Quantum von Strafübeln muß über den Übelthäter ſtets verhängt 
werden, und nur innerhalb diejer Schranken ift es die Aufgabe des Strafvollzuges, von 
fittlihem Geifte getragen, der Erreihung der angegebenen Strafjwede (Sicherung und Beſſe— 
rung) möglichit gerecht zu werben. In folder Weiſe fommt zu feiner bebingten Geltung, 
was die relativen Theorieen Richtiges und Wahres in fi enthalten’. 

Die Forderung, daß den Übelthätern entgolten werden fol, it eine allgemein unbe: 
dingt für alle Arten von Übelthaten geltende. Es ift aber nicht Sade des Staates, in 
allen Fällen die Entgeltung durd Ausübung feiner Strafgewalt zu bewirken oder mit anderen 
Morten: nicht jede Übelthat ift ein Verbrechen im Sinn der Strafrechtswiſſenſchaft. 
Das Nähere hierüber unten in der Lehre vom Thatbeitand des Verbrechens ?. 


8 3. Überblid der Geſchichte des Strafredts. Werfen wir zunädjit einen 
Blid auf die gefhihtlihe Entwidlung des Strafredts, fo fehen wir, wie ſich 
erit fpät der Gedanke in der Strafrechtspraxis Bahn bricht, es ſei die fittliche Pflicht des 
Staates, im Dienjte der ausgleihenden Gerechtigkeit die Verbrechen zu trafen. Es bedarf 
auch einer feiten Staatsorganifation, wenn das furchtbare Necht über Leben und Tod, Frei— 
heit und Ehre dem Inhaber der Staatögewalt zugejtanden werden jol. Wo die Staats- 
bildung no in unvollfommener Weife vor ſich gegangen ift, jehen wir die Entgeltung be— 
gangener Mifjethaten daher getragen von anderen Yebenskreifen. Sie zeigt fih in den 
Anfängen der hiftorifhen Zeiten einerfeits bejtimmt von dem Familienrecht, anderer- 
feits von theofratifhen Anjchauungen. Die Familie, patriarhalifh das Gemeindeleben 
überwuchernd, ichreibt fich ein bis zum Necht über Leben und Tod gehendes Strafredt über 
ihre Mitglieder zu, fie fühlt ſich andererſeits verlegt durch Verlegung ihrer Angehörigen 
und verichafft ſich Genugthuung, nicht jelten auf dem blutigiten Wege, gegenüber dem 
fremden Frevler. Gewiſſe Übelthaten aber gelten auch als Beleidigung der Gottheit, deren 
Zorn dur Beitrafung, wo nicht Vertilgung der Ruchloſen bejänftigt werden muß. So 
neigen beide Arten des Strafrechts, das Familien- und das theofratifche Strafrecht, zur 
Blutrache oder zur Entfühnung durd den Opfertod. Langſam bricht fi daneben 
der Gedanke des ftaatlihen Strafrehts Bahn. Der erjtarfende Staat erkennt in den be- 
deutenderen Übelthaten einen Bruch feiner Nechtsordnung, feines Friedens und reagiert 
hiergegen, und zwar gejchieht dies natürlicherweife zuerſt bei den direkten Angriffen 

I (Die Kritik diefer Strafrechtstheorie ergiebt fih aus dem, was oben (5. 85 f.)über die Her— 
—— — — gejagt worden iſt. Vgl. auch die SS 5 und 23 des erſten Abſchnitts der 

inleitung. Wi. 

= Lie Beltrafung von Nechtsverlegungen dient wie jede ftaatlihe Thätigkeit menſchlichen In— 
tereffen und findet in dem, was fie für diefe leiftet, ihre Begründung. Die ntereffen aber, welden 


ie dient, find diefelben, auf welche die durch Strafdrohungen befräftigten Ge- und Berbote Berug 
aben. 


Die Strafe gehört wie Erfüllungs-, Entihädiaungs- und Reftitutionäzwang zu den Mitteln, 
durch welche das Nect die unter feinen Schub geftellten Intereſſen und mit ihnen zugleih ſein 
eigenes Anſehen und feine Leiftungsfähigkeit ſichert. Diefes Mittel aber ift ein zu feinem 
Zwede tauglides nur, ſofern es im Einklange mit den ethischen Vollsanihauungen, jpeciell den- 
jenigen, welche auf Gerechtigfeit Bezua haben, aeitaltet und gehandhabt wird. Dieſe Handhabung fubfu- 
miert fich ferner dem Begriffe der Vergeltung, infofern fie fich als eine Gegenwirkung gegen Übel: 
thaten darftellt, weldhe dem Thäter ein Yeiden auferlegt. Dieſe Merkmale der Vergeltung bezeichnen 
ebenioweniq wie diejenigen der Gerechtigleit den Zwed der Strafe, wohl aber Eigenſchaften, welche 
für ihre Zwedmäßigfeit bedingend find. M.] 
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auf den Staat, den fogenannten Staatöverbrehen, erjt jpäter bei den Privatverbredhen. 
Die Staatögewalt faßt hierbei die Strafgewalt zunächſt als einen wichtigen Zuwachs 
an Recht und Macht auf und handhabt diefelbe im Geiſte des Abjchredungsiyitems 
ohne Rüdjiht auf das Wohl des Verbrechers, nicht felten fie zugleih ausnützend zu 
jelbjtfüchtigen Zmweden und zur Bereicherung des Staatsſchatzes. Zuletzt erſt wird das 
Bewußtjein von der Pflicht des Staates herrfchend, zu ftrafen im Dienjte der jittlichen 
Ideen und in durchaus jittlihem Geiſte. In diefe hiſtoriſche Entwidlung haben überall 
aud die religiöfen Anjchauungen eingegriffen, namentlich wo es der Kirche gelang, ihr Nechts- 
ſyſtem auf die Regelung mweltlicher und ftaatlicher Verhältniſſe auszudehnen. 

Für die Gejtaltung des heute in Deutjchland geltenden Strafrecht? war von bejonderer 
Bedeutung neben dem einheimifchen aud) das recipierte fremde, alfo das römische und 
kanoniſche Strafreht. Darum ift eine kurze Charakterijtif diefer beiden Rechtsſyſteme 
geboten. 

Das römische Strafrecht fteht bei weitem nicht auf jener hohen Stufe der Vortreff- 
lichfeit wie das römische Privatreht. Es hat fich niemals zu einem volljtändig gegliederten 
Rechtsſyſtem entwidelt. Nachdem die Herrſchaft des religiöfen Sakralrechts einerfeits und 
der familienhaften Privatrache andererfeit3 durch die erftarfende Staatsgewalt gebrochen war, 
fam Ddiefe doch niemals hinaus über die Schaffung von einzelnen Gelegenheitsgefegen, 
welche, aus Anlaß umfichgreifender Verbrechen gegeben, zu verfchievenen Zeiten entjtanden, 
nicht durch das Band eines allgemeinen Geſetzes über die Prinzipien des Strafrechts und 
ebenſowenig durch die Entwidlung einer fyjtematifhen Doktrin über den allgemeinen That: 
beitand der Verbrechen zufammengehalten, weder ein widerſpruchsfreies noch ein lüdenlofes 
Ganze bilden. Bemährt fi) auch im einzelnen vielfach der befannte Scharffinn der römischen 
Juriſten bei Interpretation ihrer Strafgejege, jo mußte doc gerade in diefem Teil des 
Rechts, wo es not gethan hätte, dem pofitivrechtlichen mangelhaften Detail durch die Her- 
jtellung eines zufammenhängenden Baues von allgemeinen Lehren eine tiefere Grundlage 
und einen Impuls zu lebendiger yortbildung zu geben, die befannte Scheu der römischen 
Juriſten vor allgemeinen Deduftionen und ihre vorherrjchend privatrechtlihe Auffaſſung hem- 
mend auf die Entwidlung der Wiffenfhaft einwirken. Dazu fommt nod, daß einerjeits 
eine Anzahl von Delikten, welche nad unferer heutigen jittlihen Anfchauung dem Straf- 
rechtögebiete angehören, von den Römern vielmehr als fogenannte Privatdelifte geradezu in 
civiliſtiſcher Weiſe behandelt werden und daß fich andererfeits in dem betreff3 der Staats- 
verbrehen waltenden Terrorismus der rechtöfeindliche Geift des römischen Defpotentums 
geltend macht, aus welchem auch das Bejtreben hervorgeht, die Auflehnung gegen das in 
der fpäteren Zeit zur Staatsreligion gewordene Chriftentum durch ‚Feuer und Schwert zu 
vertilgen. Dem Strafrecht droht ſtets durch feinen unabweislihen Zufammenhang mit dem 
von Kämpfen durchwühlten Gebiet ftaats- und firchenrechtlicher Geftaltungen eine Beeinträd)- 
tigung feines wifjenfchaftlichen Charakters, welchen fi das Privatrecht durch feine Bewegung 
auf neutralem Boden leichter zu wahren weiß. 

Aus der angeveuteten tumultuariichen Entwidlung des römischen Strafrechts ergiebt ſich 
auch ſchon die Folge, daß von einem alles beherrfhenden Strafprinzip bei ihm nicht die 
Rede fein fann. Charakteriftifch ift aber ferner für das römische Necht (von der Behand- 
lung der Privatdelifte abaejehen) die vormwiegende Betonung des jubjeftiven Elements 
bei der Konſtruierung des Thatbejtandes der Verbrehen. Die Folge davon war eine Geneigt- 
heit, ven Verſuch des Verbrechens ebenfo ftrenge zu bejtrafen wie das vollendete Verbrechen, 
dagegen aus Fahrläffigkeit (eulpa) begangene Handlungen vor den Civilrichter zu verweilen. 
Dem römishen Strafenſyſtem ijt im ganzen zur Zeit der höchſten Blüte der Nepublif 
(wenn man abfieht von der Behandlung der Sklaven und der Nichtrömer) eine große 
Milde eigen, und in der allgemeinen Schätung gilt damals die Verbannung aus dem Vater: 
Iande für ein jo großes Übel, daß der römische Bürger ſich jeder Strafe entziehen Tann, 
wenn er ſich freiwillig ins Eril begiebt. Im Gegenſatz hierzu entwidelt das Strafrecht 
der Kaiferzeit einen Terrorismus namentlich gegen politiiche Verbrecher, welcher ſich jelbit 
bis zur Bejtrafung der Kindesfinder teigert, wofür man fich, als das Chriftentum Staats- 
religion geworden war, auf das graufame moſaiſche Necht berief. — 
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Das fanonifche Recht faßt das Verbrehen ald Sünde auf, d. h. als eine Ver: 
legung des göttlichen Gebotes, woraus fih eine ungehörige, fait ganz ausichließlihe Be— 
rüdjihtigung der fubjeltiven Seite des Verbrechens ergiebt, jo daß jogar der bloße fündhafte 
Gedanke der That ſelbſt nahezu gleichgeftellt wird. Ein Fortfchritt ift es hingegen, daß die 
Reaktion gegen das Verbrechen als eine öffentlihe Angelegenheit der Kirche gilt. Darum 
ift hier der Standpunft der bloß privatrechtlichen Behandlung des Delifts überwunden durch 
den Gedanken, daß es Pflicht jei, das Verbrechen zu fühnen, und tritt an die Stelle der 
Strafe im Geifte der Kirche der Begriff der befjernden Zucht. Die kirchliche Strafe foll 
verhängt werden, um den Verbrecher mit Gott auszuföhnen und ihn auf den Weg des 
Gerechten zurüdzuführen. Die Kirhe will nit, daß der Sünder fterbe, ſondern daß er 
lebe und fich beſſere. Es zeugt von einem auffallenden Berfennen diefer wahrhaft chrift- 
lihen Anſchauung, wenn heutzutage noch von den Strenggläubigen aller Konfeffionen 
in der Regel behauptet wird, die Todesftrafe fei ein Gebot des Chriſtentums. Die Ver: 
teidiger einer foldhen Lehre ſinken zurüd auf den Standpunkt des alten jüdifchen Rechts und 
ihr Gott ift der ftrenge Jehovah, welcher die Sünden der Väter ftraft an Kindern und 
Kindesfindern. 

Auf die Umgeftaltung des weltlichen Strafrechts wirkte die Kirche namentlich dadurch, 
daß fie ſich nicht bloß über rein kirchliche Verbrechen (delieta ecclesiastica), fondern aud 
über die fogenannten gemifchten Delikte, delicta mixta (d. h. Verbrechen, welde irgend eine 
nähere Beziehung auf die firchlichen Gebote haben, wie Ehebruch, Inceſt, Sodomie, Blas- 
phemie, Magie, Sakrilegium, Wucher), Gerichtsbarkeit zufprad. Die Ausdehnung der geift- 
lichen Gerichtsbarfeit mit ihrer wohlgegliederten Organiſation wirkte im Mittelalter bei der 
Ohnmacht, Zerfahrenheit und Unbehülflichkeit der weltlichen Strafrechtspflege vielfach wohl— 
thätig ein. Namentlid wurde durch die Kirche aud der Nüdfichtnahme auf Nana und 
Stand des Verbrechers, welche das Mittelalter charakterifiert, entgegengetreten. Ihr gelten 
alle Menjchen als Kinder Gottes, auch der Fürſt ift ihr nicht legibus solutus, und in diefem 
Sinne ſucht fie den Grundfag der Gleichheit vor dem Geſetze durdzuführen, von 
welchem fie freilich allmählih immer mehr durch die verfchievenartige Behandlung der Kle— 
rifer und Laien abmweidt. 

Im älteften germaniſchen Strafrecht finden wir neben theofratifchen Anflängen eine 
fehr ausgedehnte Geltung der Privatrade. Das Fehdereht war im meiteften Umfang 
anerfannt und die Volfsgerichte wurden erft thätig, wenn fie vom Verlegten angerufen 
wurden, denn diefer fonnte allerdings, auf die Privatrache verzichtend, auf eine Buße, eine 
compositio, welche bei der Tötung Wergeld hieß, Hagen. Diefe Buße erfchien zwar aud) 
ald ein „Belenngeld“ des Schuldigen und eine Demütigung für denfelben, indes doch 
vor allem als ein Schadenerfag für die zugefügte Verlegung, und ebenfo mußte nun der 
Verleger auch an das Gemeinweſen eine Vergütung für den vom Gericht ihm wieder zu 
aewährenden Frieden, das Friedensgeld, zahlen. Diefe Auffaffung der Strafe als 
eines Scadenerfabes führte dazu, das Verbrechen vorzugsweife äußerlich nach dem zuge— 
fügten Schaden abzufhäsen und im Gegenfat zu dem römischen und fanonifchen Recht die 
jubjeftive Seite des Delifts weniger zu würdigen. Hier ariff einerfeits die kirchliche An- 
ſchauung modifizierend ein, andererfeit3 nahmen auch mit der Eritarfung der Königsmacht 
die öffentlichen Strafen an Leib und Yeben überhand. Gleichwohl gelang es während des 
ganzen Mittelalters nicht, das Fehderecht und das Kompofitioneniyitem volllommen zu be— 
feitigen. Die unglüdfeligen politifchen Verhältniffe, die Zerfplitterung des Neichs in Hunderte 
nahezu unabhängiger Territorien, die Unbehülflichfeit der deutſchen Gerichtsverfafjung und 
die große Mangelhaftigfeit des Strafverfahrens — das alles wirkte zufammen, um die 
Geſtaltung der Strafrechtöpflege zu einer faft umerträglichen zu maden. Hülfe fuchte man 
zunädit am Ende des Mittelalters in der Neception des römischen und des fanonijchen 
Rechts. Allein gerade in dem ftrafrechtlichen Gebiet war eine foldhe NReception wegen des 
innigen Zufammenhangs diefes Nechtsteiles mit den ftaatsrechtlihen Verhältniffen und der 
nationalen ethifhen Anfchauung nicht ohne weiteres durchführbar, und jo machte fich das 
Bedürfnis einer allgemeinen Strafgeſetzgebung geltend. Weranlafiung zu der Abfafjung 
derfelben gaben die wiederholten Klagen des Neichsfammergerichtes über die entjeglichen 
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Mißſtände in der Strafrechtöpflege. Nach mannigfaltigen Vorarbeiten kam fo endlih auf 
Grundlage der von oh. Freihern von Schwarzenberg verfaßten, im Jahre 1507 in 
den biſchöflich bambergiſchen Ländern publizierten bambergiihen Halsgerichtsordnung 
im Sahre 1532 auf dem Reichstag zu Negensburg ein das Strafreht und den Strafprozek 
behandelndes Neichsgeje zu ſtande unter dem Titel: „Des allerdurdjleuctigiten großmed)- 
tigften vnüberwindtlihen Keyfer Karls des fünfften: vnnd des heyligen Römiſchen 
Neihs peinlich gerichtsoronung” ; kurzweg als peinliche Gerichtsordnung (PGO.) oder 
Constitutio Criminalis Carolina (CCC) eitiert. Die Karolina wurde übrigens leider 
nur ala ſubſidiäres Geſetz umbejchadet der bejtehenden PBartifularrechte publiziert. So 
fonnte fie nicht zu gehöriger Wirkſamkeit gelangen, obwohl fie unzweifelhaft gegenüber den 
Bartifulargefegen des 16. und ſelbſt des 17., ja zum Teil des 18. Jahrhunderts auf einer 
relativ hohen Stufe der Vollfommenheit fteht. Die Karolina hat, ohne einen vollftändigen, 
allgemeinen Teil aufzuftellen, dennoch die allgemeinen Lehren des Strafrechts wejentlich 
gefördert und hierbei ſowie bei Feſtſetzung der Verbrechensthatbeſtände in der Negel zwifchen 
der römischen und deutſchrechtlichen Anficht nicht ohne Glück zu vermitteln gewußt. Leider 
war der Zuftand der Doftrin und Praris bis in das 18. Jahrhundert hinein ein im 
ganzen ſehr erbärmlicher, jo dak man zu einem wiffenfchaftlichen Verjtändnis der Karolina 
erſt zu einer Zeit gelangte, als fie mit ihren graufamen Strafen den milderen Sitten 
durchaus widerftrebte und die neuere Partifulargefeßgebung jelbjt die jubfidiäre Geltung des 
gemeinen Rechts ausichloß. 

Die Karolina felber erfannte das römische und kanoniſche Recht als recipiert an und 
verwies zunächſt auf fie zur Ergänzung etwaiger Yüden. Der Nechtszuftand war aljo bis 
ins 18. Jahrhundert hinein der, daß zunächſt Partifularreht und ſubſidiariſch in erjter 
Linie die Karolina famt den jpärlich ergangenen fonjtigen Neichögefegen, in zweiter Linie 
das recipierte fremde Recht galt. Auf diefe Weife war vieles der Wiſſenſchaft überlafjen, 
welche ſich aber unfähig erwies für die ziemlich jchwierige Arbeit, die Rechtsquellen zu einem 
harmonischen Ganzen zu geitalten. Das Strafrecht wurde fogar zumeijt erft im 17. Jahr— 
hundert Gegenftand felbitändiger akademischer Vorträge und Lehrbücher. Die Praris ge 
jtaltete fich fjeit dem Anbruche des Zeitalterd der Humanität immer mehr zu einer rein 
willfürlihen, indem fie die harten Reichs- und Landesftrafgefege nach jubjeltivem Belieben 
im Sinn der Milde umzudeuten ſuchte. Dadurch geriet der Rechtszuſtand jo ſehr ins 
Schwanten, daß man in den größten NReichsländern es für geboten hielt, durch eine ge- 
ſchloſſene Geſetzgebung dem richterlihen Belieben feite Schranfen zu ziehen. Den Anfang 
damit machte Bayern. Hier wurde 1751 der Codex iuris Bavarici eriminalis erlaſſen, 
welcher die jubfiviäre Geltung des gemeinen Rechts gänzlich befeitigt. So bethätigte ſich 
zuerſt die nahezu in volle Souveränität umgewandelte Yandeshoheit gegenüber der zu einem 
Schatten herabgefuntenen Neihsgewalt. Zunächſt folgte auf diefem Wege Oſterreich durch 
den Erlaß der Constitutio Criminalis Theresiana vom 31. Dezember 1768. Beide Ge 
feßbücher aber, das bayerische ſowohl wie das öfterreichifche, ftehen noch ganz unter dem 
Banne der alten terroriftifhen Anſchauung und madhen in mander Beziehung jelbjt noch 
Rückſchritte hinter die Karolina. Der Geift der Aufklärung, namentlich gewedt durd) Die 
franzöfifchen Encyklopädiften und genährt durch die aufgeflärten Fürften und Minifter jener 
Zeit, macht fi) dagegen bereits in dem unter Kaifer Joſeph II für die öfterreihiichen Erb- 
lande publizierten allgemeinen Geſetz über Verbrechen und Strafen vom 13. Januar 1787 
geltend, welches fi durch feine Bündigfeit und durch die Bejeitigung der Todesſtrafe 
(für alle Fälle, wo nicht ftandrechtlih verfahren wird) auszeichnet. Diefe Strafe wurde 
freilich jhon im Jahre 1795 in Oſierreich wieder eingeführt. — Bald darauf trat 
auh in Preußen ein Strafgefegbudh (enthalten in dem meitjchweifigen 20. Titel des 
II. Buches des Allgemeinen Landrechts von 1794) in Kraft und endlich erjchien im 
Jahre 1803 in ſierreich ein von dem Joſephiniſchen Geſetz vielfach abweidhendes neues 
„Strafgeſetzbuch über Verbrechen und ſchwere BVolizeiübertretungen“. Dieſe beiden leßtge- 
nannten Geſetzbücher repräjentieren vorzugsmeife den Standpunkt der ftrafrechtlichen Doftrin 
am Ausgang des vorigen Jahrhunderts. Sie ftehen in jeder Hinficht an der Schwelle einer 
wichtigen Epoche für das Strafreht. Denn die Strafrechtswifjenfchaft ging um jene Zeit 
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namentlich durch die ſcharfſinnigen fritifchen und dogmatifchen Arbeiten Feuer bachs einem 
neuen Auffhwunge entgegen, welcher fich zuerjt in dem bayrifchen Strafgefegbud von 1813 
praftiihen Ausdruck verſchaffte und um diefelbe Zeit verfegte die Auflöfung des Deutfchen 
Reiches dem gemeinen Recht, welchem ſchon durch die Gefegbücher Bayerns, Dfterreihs und 
Preußens ein großer Teil feines Geltungsgebietes entzogen worden war, den Todesſtoß. 
Denn wenn aud nad dem Aufhören des Deutichen Reiches in vielen deutjchen Yändern 
das aus der früheren Zeit her überfommene Recht fortbeftehen blieb und jo von einem 
thatfählid gemeinfamen Recht geiprochen werben konnte, jo ruhte diefe Gemeinfamfeit 
doch nicht mehr auf der Unterlage einer einheitlichen jtaatlihen Gewalt, und überall galt 
von jet an das „Gemeine Recht” höchftens als jubfiviäres Landesrecht. Die bindende 
Kraft desjelben beruhte zulegt nur auf der ausdrüdlichen und ftillichweigenden Geitattung 
des fouveränen Yandesherrn, und das „Formell” gemeine NRedt eriftierte von jegt an nur 
in den Köpfen der Theoretifer. 

Überdies entfaltete nun die Gefeßgebung eine immer regere Thätigfeit und ließ jenem 
fogenannten gemeinen Recht nur noch in einigen Heinen Gebieten praftifche Geltung in dem 
oben angegebenen Sinn. Die Reihe diefer neueren Gefegbücher eröffnete, wie ſchon oben 
erwähnt wurde, das Werk Feuerbadhs, das bayrifche Gefeg von 1813, meldes durch 
jeinen ſyſtematiſchen Aufbau und die mufterhafte Präcifion der Sprache epochemachend war. 
Dabei ruht es freilih auf der unhaltbaren Abjchredungstheorie Feuerbachs und jucht der 
früher herrſchenden Willfür der Richter in verfehrter Meife dur eine allzugroße Einengung 
des richterlihen Ermeſſens und durd das Verbot des Kommentierens zu begegnen. Auf 
diefes bayrifhe Geſetzbuch, welchem fich das oldenburgifche vom Jahr 1814 fait mwört- 
ih angeſchloſſen hatte, folgt ein Vierteljahrhundert von mannigfahen Vorbereitungen und 
Entwürfen zur Reform der Strafgefeßgebung in den meiften deutichen Staaten. Ein 
praftifches Ergebnis trat zuerjt im Königreih Sachſen zu Tage. So beginnt die Reihe 
der neueren deutſchen Strafgejegbücher, über welche wir hier eine Überficht geben mit 

1. dem Kriminalgefegbuh für das Königrid Sachſen vom Nahre 1838, mit 
welchem im wefentlihen das bis 1871 in Kraft gebliebene Ariminalgefesbud für Sachſen— 
Altenburg übereinjtimmte. Im Königreih Sachſen felbft wurde im Jahre 1855 ein neues 
Strafgeſetzbuch publiziert, ein den alten Ruhm der ſächſiſchen Juriften von neuem bemährendes 
Geſetz, welches freilih dem Doftrinarismus etwas zu ſehr huldigt und in der Behandlung 
der politifchen Verbrechen die Reaktionszeit, in welcher es entftanden ift, nicht zu verleugnen 
vermag. Es wurde im Jahre 1868 einer erheblichen Revifion unterworfen, wobei unter 
anderem aud die Todesjtrafe befeitigt ward. — Weiter find zu nennen: 

2. das württembergiſche Strafgefegbuh vom Jahre 1839, namentlich durch 
Geſetze aus den Jahren 1849, 1853 und 1855 vielfach abgeändert. Eine der ſchwächſten 
Seiten dieſes Geſetzes ift die terroriftifche Behandlung der Staatsverbreden. 

3. Das braunfhmweigiihe Kriminalgejet vom Jahre 1840 ragt hervor durch 
Bündigkeit des Ausdruds, relative Milde der Strafvrohungen und Überfichtlichteit der An- 
ordnung. Es murde 1843 in faſt ganz unveränderter Geſtalt aud) für das Fürftentum 
Yippe-Detmold zum Gefet erhoben. 

4. Das Kriminalgefegbuh für das Königreih Hannover vom 8. Auguſt 1840 — 
außer Kraft gefest infolge der Einverleibung Hannovers in die preußifche Monarchie — 
jteht in Bräcifion des Ausdruds hinter dem bayrifchen Geſetz von 1813 bedeutend zurüd, 
giebt ihm dagegen an Härte der Strafen wenig nad. Es kennt ſogar geihärfte Todesitrafe! 

5. Das Strafgefegbuh für das Großherzogtum Heffen vom Jahre 1841 fand im 
wejentlihen aud in Naſſau (1849, unter Befeitigung der Todesitrafe), in Frankfurt 
a. M. und in Heffen- Homburg Eingang, wo es aber durch preußifches Necht wieder 
bejeitigt wurde. 

6. das badiſche Strafgeſetzbuch von 1845, in Kraft getreten erit 1851, neben 
dejien großen Vorzügen als Hauptmängel eine übertriebene Kafuiftif und die Aufnahme von 
Definitionen, die der Wiffenfchaft zu überlafjen find, hervortreten. 

7. Die Heinen thüringiſchen Staaten vereinigten ji) im Jahre 1849 zur Ab- 
faffung eines gemeinfamen Strafgefegentwurfes, welcher mit einzelnen Mobdififationen in 
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dem Zeitraume von 1850 bis 1868 nad und nad) Geſetzeskraft in Sachſen-Weimar, den 
beiden Schwarzburg, Anhalt, Meiningen, Koburg - Gotha, Neuß j. und ä. Linie erhielt. 
Diefes ſogenannte thüringiſche Strafgefegbuh jchließt ſich hauptſächlich dem ſächſiſchen 
Kriminalgeſetzbuch von 1838 an. 

8. In Preußen kam nach vielfachen Entwürfen endlich im Jahre 1851 ein Straf— 
geſetzbuch zu ſtande, welches unleugbar durch die Bündigkeit ſeiner Sprache und die Durch— 
ſichtigkeit feiner ſyſtematiſchen Gliederung die übrigen deutſchen Geſetzbücher übertraf, 
während es freilich von mannigfachen Härten, beſonders betreffs der Staatsverbrechen eben— 
ſowenig freigeſprochen werden kann als von einer bedauerlichen Konnivenz gegen unhaltbare 
Anſchauungen des franzöſiſchen Rechts. Zu der letzteren wurde man dadurch veranlaßt, 
daß bis dahin der franzöſiſche Code pénal in den Rheinlanden Geltung gehabt hatte. 
Gegenüber der deſpotiſchen Härte dieſes Gefegbuches iſt freilich das preußifche väterlich 
mild. — Das preußifhe Geſetzbuch, deſſen erheblichjte Novellen die Gefege vom 3. Mai 
1852, 14. April 1856 und 30. Mai 1859 find, wurde mit unmefentlichen Anderungen 
im Jahre 1858 in Walded, in demjelben Jahr mit Befeitigung der Todesftrafe und des 
lebenslänglihen Verluftes der bürgerlihen Ehre ſowie mit fonftigen Befjerungen im 
Strafenfyitem in Oldenburg, endlich ebenfalls erheblich gemilvert und vereinfacht betreffs 
der Strafdrohungen in Lübeck adoptiert. 

9. Das öſterreichiſche Strafgefegbuh von 1852 ift leider nur eine verbejferte 
(und vermehrte) Ausgabe des Strafgejegbuches von 1803. Abgefehen von manchen ver- 
alteten Definitionen — namentlid des allgemeinen Teils — zeigen fi als auffallende 
Mipftände: der Terrorismus in Androhung zahlreicher lebenslänglicher Chrenfolgen bezugs 
aller, felbjt der politifchen, Verbrechen (teilmeife befeitigt durch ein Gejeß vom 15. No- 
vember 1867), überhaupt die Härte bezugs der politifchen Verbrechen und die Vermischung 
polizeiliher und frimineller Gefichtspunfte. Die öfterreihifche Gefetgebung hat auch das 
Fürftentum Liehtenjtein angenommen. Ungarn befitt feit 1878 ein Strafgeſetzbuch, 
das fich vielfach an das deutſche Strafgeſetzbuch und die öfterreichifchen Entwürfe anſchließt. 

10. Das bayriſche Strafgefeßbuh vom 10. November 1861 zeigt, da man aud) 
hier Rüdficht zu nehmen hatte auf das vordem in der Nheinpfalz geltende franzöfifche Recht, 
große Ähnlichleit mit dem preußifchen Strafgeſetzbuch. Die Redaktion des bayrifchen Ge- 
ſetzbuches ift aber eine jchwerfälligere und weniger präcife als die des preußifchen, deſſen 
Härten dagegen in jenem hier und da bejeitigt find. 

11. Das Hamburger Kriminalgefegbuch vom 30. April 1869 ſchließt ſich haupt- 
fächlich dem braunfchwergifchen Kriminalgefegbud an. 

In den übrigen deutſchen Staaten, nämlich in den beiden Medlenburg, Shaum- 
bura-Lippe, Bremen und Yauenburg, erhielt ſich das fogenannte gemeine Straf: 
recht bis zum Nahre 1871 in Geltung. Die Quellen desjelben waren (neben einzelnen 
Partifulargefegen) die deutſchen Reichsgeſetze, namentlich die Karolina, ferner das kanoniſche 
und das römische Recht. 


8 4. Quellen des heutigen deutfhen Strafredts. So bot aljo noch vor 
furzem der Zuftand der deutfchen Strafgefeßgebung den Anblid der unerquidlichiten Zerfplitte- 
rung. Eine Wendung zum Befjern fündigte der Art. 4 der Verfafjung des Norddeutfchen 
Bundes an, welder unter den Gegenftänden der Bundesgefeßgebung das Strafrecht nannte, 
eine Verheißung, welche feitvem in ungeahnter Weiſe mehr als erfüllt worden ift. Auf Grund- 
lage des preußifhen Strafgeſetzbuchs entjtand ſchon im Jahre 1869 ein erjter Entwurf zu 
einem Strafgefebbuc für den Norddeutſchen Bund, welchem ein vom Bundesrat genehmigter, 
vielfach verbefjerter zweiter (revidierter) Entwurf im Jahre 1876 folgte. Die Beratungen 
im Norddeutſchen Neichstag fügten weitere Abänderungen, namentlih Milderungen in den 
Strafdrohungen, hinzu. So entitand das am 31. Mai 1870 publizierte Strafgejet- 
buch für den Norddeutfhen Bund, welches am 1. Januar 1871 in den Bundes- 
ländern geltend wurde und — nah $ 2 des Einführungsgefeßes — „das Bundes- und 
Zandesitrafrecht, infoweit dasjelbe Materien betrifft, welche Gegenitand des Strafgefegbuchs 
für den Norddeutfhen Bund ſind“ außer Kraft feste. War hiermit auch der Grundjat, 
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daß Reichsrecht Landrecht bricht, ausgeſprochen, jo blieben doch dem Landesſtrafrecht ver- 
fchiedene, zum Teil in jenem $ 2 ausdrüdlich genannte Gebiete vorbehalten. Für die 
partifularrehtlihen Strafprohungen find aber in den SS 5 und 6 bes Einführungsgefeges 
bejtimmte Schranten gezogen. Die genaue Beftimmung der auf diefe Weife im allgemeinen 
angebeuteten Grenzlinie zwijchen Reiche: und Yandesitrafrecht bietet mannigfahe Schwierig— 
feiten und ijt Gegenjtand lebhafter Kontroverfen in Theorie und Praris geworden. 

Infolge der Gründung des Deutfchen Reiches wurde das norddeutſche Strafgeſetzbuch 
im Jahre 1871, indem nur jene Änderungen am Tert vorgenommen wurden, welde die 
ftaatsrechtlichen Neugeftaltungen erforderten, in ein „Strafgefegbud für das Deutſche 
Reich“ verwandelt, welches mit dem 1. Januar 1872 im ganzen Deutjchen Reihe in 
Kraft trat. 

So hat das deutſche Volt auch auf diefem Gebiete das Ziel der Einheit erreicht. 
Und dabei können wir mit freudiger Stimme die Überzeugung ausfprehen, daß diefes neue 
Geſetzbuch („Reichsſtrafgeſetzbuch“) mit jedem der beftehenden Strafgefeßbücher und Entwürfe 
fich wohl mefjen darf, obwohl es natürlich nicht frei ift von einzelnen erheblichen Mängeln, 
auf die hier nicht eingegangen werden fann. Darum fünnen wir c8 nur mit großer Genug: 
thuung begrüßen, daß die neueſten Entwürfe eines Strafgeſetzbuchs für Dfterreih (im e. ©.) 
feit dem Jahre 1874 (welchen feit 1863 mehrere andere Entwürfe vorangingen) in der 
Hauptfache an das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch ſich anſchließen. Dieſe Entwürfe bejeitigen 
mande Gebrechen des legteren, namentlid im allgemeinen Teil, während freilih die Be- 
jtimmungen über die Staatsverbreden jener rüdwärtsjtrebenden Gefinnung nidt fern ftehen, 
welche in der zu Ende 1875 dem Deutfchen Reichstag im Entwurf vorgelegten Novelle zum 
Strafgeſetzbuch in einer betrübenden Weife Ausdrud gefunden haben. Aus der Beratung 
des Reichstags über jene Vorlage gina nun das Geſetz vom 26. Februar 1876 hervor, 
welches zunächſt einige auffallende Redaktionsfehler des Strafgeſetzbuches befeitigt, außerdem 
— um nur das MWichtigfte hervorzuheben — betreffs des internationalen Strafrechts einen 
(freilich Heinen!) Schritt vorwärts macht, die verjuchte Anftiftung zu Verbreden und fogar 
das Anerbieten, ein jolches zu begehen, unter gewiffen Vorausſetzungen für ftrafbar erklärt, 
die Zahl der Antragsfälle und das Recht der Zurüdnahme des Antrags einſchränkt und 
eine Anzahl (namentlich öffentlicher) Verbrechen (bezw. Vergehen) neu fchafft oder unter 
härtere Strafdrohungen jtellt. Von den genannten Neuerungen (alfo abgejehen von der 
Bejeitigung der Nedaltionsfehler) ift nur die, allerdings wie gejagt viel zu jchüchterne, 
Anderung des internationalen Strafredts und zum Teil die Einfchränfung der Antrags- 
fälle jowie die Neugeftaltung des S 130a zu billigen. In dieſer Umgeitaltung it das 
Neichsftrafgejegbud unter dem 26. Februar 1876 neu publiziert. Wichtig ift ferner, daß 
an die Stelle der SS 281-283 desjelben die SS 209— 214 der Konkursordnung getreten 
und daß dem Neicpeitrafgefeh bug durch das Geſetz vom 24. Mat 1880 die (den Wucher 
betreffenden) SS 3024 -d beigefügt find, — Neben dem Neichsftrafgefegbudh giebt es 
übrigens noch eine aroße Anzahl von Reichsſtrafgeſetzen; dahin gehört das Militäritrafgefe 
vom 20. Juni 1872, das Vereinszollgefeg vom 1. Juli 1869, Teile der Gewerbeordnung, 
Neihs-Seemannsordnung, Konfursordnung, der verſchiedenen Geſetze über das fogenannte 
geiftige Eigentum 2c. ꝛc. 

Wir haben hier endlid noch hinzuweifen darauf, daß in den neueren Geſetzbüchern 
überall der Sa: nullum erimen sine lege ausgefprochen ift, durch welchen — und zwar mit 
gutem Grund — dem Gewohnheitsrecht "auf dem Gebiete des Strafreht3 der Lebensnerv 
abgeichnitten wird. Nur das Feſthalten an dem Grundjage, daß feine Handlung mit Strafe 
belegt werden dürfe, „wenn dieſe Strafe nicht gefetlich beftimmt war, bevor die Handlung 
begangen wurde“ ($ 2 des deutichen Strafgefeßbudes), vermag Shut gegen Willfür der 
Richter und Kabinettsjuftiz au gewähren, und ein Nütteln an jenem Grundſatz (mie es neuejtens 
von Binding in der Zeitichrift für die gefamte Strafrechtswiſſenſchaft verfucht it) 
tt ein Angriff auf unfere bürgerliche Freiheit. 

85. UÜberblid über die auswärtige Strafgeſetzgebung. Beninnen wir 
mit der Betrachtung des dem deutichen Strafrecht mehr verwandten fremden Strafrechts, 
jo ergiebt jich folgende Anordnung: 
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1. Schweizer Strafreht. Abgefehen von dem Bundesftrafreht, welches Militär- 
ftrafrecht, dann gewiſſe Staats- und Beamtenverbrehen umfaßt, zeigt fih im Kantonaljtraf- 
recht fehr große Verfchievenheit. In Uri, Zug, Nidwalden und Appenzell Inner - Rhoden 
gilt noch im weſentlichen Gemwohnheitsreht, zum Teil auf mittelalterlihden Grundlagen. 
Die neueren Anjhauungen machen fi geltend in den Strafgefegbüchern von Thurgau 
(1841), Waadt (1843), Graubünden (1851), Neuenburg (1855), St. Gallen (1857), 
Nargau (1857), Schaffhaufen (1859), Luzern (1860), Obmwalden (1863), Bern (1866), 
Glarus (1867), Schwyz (1869), Teſſin (1873), Freiburg (1873), Genf (1874), Appen- 
zell a. Rh. (1878) und namentlich in den Strafgejegbüchern für den Kanton Zürich von 
1871, für Bafeljtadt (1872), Bafelland (1873) und Solothurn (1874), melde ſich durch 
Bündigfeit und durch Milde der Strafvrohungen auszeichnen. Das Streben nad) einheit- 
licher Strafgefesgebung wird in der Schweiz von Tag zu Tag mächtiger. 

2. Dünemarf bejigt ein Strafgefegbuch vom 10. Februar 1866, deſſen fyjtematifche 
Schärfe, Klarheit und Überfichtlichfeit gerühmt wird. 

3. In Schweden gilt das Strafgefegbuh vom 16. Februar 1864, bündig, ar 
und hervorragend durch ein einfaches, mildes Strafenſyſtem. 

4. Das norwegiſche Strafgefegbuh vom 20. Auguft 1842 ift fehr weitläufig 
und in mancher Beziehung veraltet. 

5. In Großbritannien fehlt e8 an einer Kobdififation des Strafrechts. Diefes 
beruht zum großen Teil auf Gewohnheitsreht (common law). Das Gefegesreht (statute 
law) ijt vielfach veraltet und lüdenhaft. Die Richter bewegen fi bei Auslegung und 
Anmendung von Gemwohnheits- und Geſetzesrecht fehr frei und jchaffen jo das fogenannte 
case law. In neuerer Zeit find mehrere zufammenfaffende fogenannte Consolidations- Acts 
in Bezug auf einzelne Verbrechen (namentlich Cigentumsverbrehen, Fälfchungen und Ver— 
brechen gegen die Perfon) ergangen; hervorragend unter diefen ift die Konſolidationsakte 
von 1861 (24 und 25 Viet. e. 96—100). Die Verbrechensdefinitionen find im höchſten 
Maße fafuiftiih, die Strafprohungen, früher fehr hart, in der neuejten Zeit viel milder, 
mit Befeitigung faft aller bejonderen Minima. In den letzten Jahren ift der Zuftand 
der Strafrechtspflege duch zahlreiche fpeciellere Geſetze verbefjert worden. Auch find jeit 
1878 dem ‘Parlamente Entwürfe zu umfafjenderen Gejeten über Verbrechen und über jtraf- 
prozeſſualiſche Materien wiederholt unterbreitet worden. 

6. In den Vereinigten Staaten von Nordamerifa findet fi eine ähnliche 
Scheidung von Bundesitrafrecht und Strafrecht der einzelnen Staaten wie in der Schweiz. 
Einige Staaten haben volljtändige Strafgefeßbücher, fo z. B. Youifiana, New Norf (mo ein 
neues Strafgefebbuh am 1. Mai 1882 in Kraft getreten), Penniylvanien und Maryland ; 
in anderen Staaten herrfcht das Gefegesrecht wenigſtens vor, während in noch anderen der 
Zuftand ein ähnlicher wie in England iſt. Norbamerifa ift auch die Heimat des Einzel- 
haftjyitems und des fogenannten Auburnſchen oder Schweigſyſtems. 

7. In Frankreich gilt der Code penal von 1810, mannigfach umgeändert und 
zum Teil gemilvdert, insbefondere dur die Geſetze vom 28. April 1832 (allgemeine Ein- 
führung des Syitems der mildernden Umftände) und vom 13. Mai 1863. Neben einer 
gewiſſen technifchen Vollendung zeigt das Geſetzbuch ganz das Gepräge des Napoleonifchen 
Defpotismus im Strafenfyftem und der Behandlung der Staatsverbrehen. Dadurch, daß 
es fi in den deutjchen Nheinlanden bis auf die neuefte Zeit in Geltung erhielt und auf 
die preußifhe und bayrifche Geſetzgebung bedeutend einwirkte, ift es für die neueſte Ent- 
widlung des deutſchen Strafrechts wichtiger geworden als irgend ein anderes ausmwärtiges 
Strafgeſetzbuch. 

8. In Holland galt bis vor kurzem noch das franzöſiſche Strafgeſetzbuch, obwohl 
im einzelnen (namentlich im Strafenſyſteme durch ein Geſetz vom 29. Juni 1854) abge— 
ändert und verbeſſert. Die Todesſtrafe iſt in Holland ſchon ſeit 1870 beſeitigt. Im Jahre 
1881 iſt ein vortreffliches neues Strafgeſetzbuch publiziert worden. 

9. Belgien beſitzt ein ſehr beachtenswertes Strafgeſetzbuch (vom 8. Juni 1867), 
welches zwar im weſentlichen das Syſtem des franzöſiſchen Code pénal beibehalten, da— 
gegen den Charakter des Deſpotismus gänzlich abgeſtreift hat. Ergänzung von Lücken, be— 
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ftimmtere Fafjung vieler Beftimmungen, richtigere Behandlung von Verfud und Teilnahme, 
durchgreifende Vereinfahung und Milderung des Strafenfyftems zeichnen das belgifche Straf: 
geſetzbuch aus. 

10. Italien, im Mittelalter und im achtzehnten Jahrhundert das klaſſiſche Yand der 
Strafrechtswiſſenſchaft, hat es nad langen Vorarbeiten jeßt zu einem gemeinfamen (jehr beady- 
tenswerten) Strafgeſetzbuch gebracht. Der von Zanarbelli redigierte Entwurf ift im Novbr. 1888 
zum Gefeß erhoben worden und foll mit dem 1. Januar 1890 in Kraft treten. Bisher galt 
das ſardiniſche Strafgefeßbuh von 1859 — vielfady verwandt mit dem franzöfifchen 
Geſetzbuch — in DOberitalien (abgefehen vom Venetianiſchen, wo noch das öſterreichiſche 
Strafgefegbuh in Kraft war), Parma, Modena und dem ehemaligen Kirchenitaat, mit 
Modifitationen auch in Neapel und Eizilien; in Tosfana das vortrefflide toskaniſche 
Strafgefegbuh von 1853, welches ſich durch Selbitändigfeit gegenüber manchen italienischen 
und franzöfifhen Traditionen und durch weiſe Milde auszeichnet. In San Marino ward 
1865 ein befonderes Strafgeſetzbuch eingeführt. Ein beachtenswertes Geſetz ift femer das 
für die Infeln Malta, Gozzo und Comino geltende (von 1854), welches eine eigentümliche 
Miſchung von italienifch-franzöfiihen und englifch-fchottifchen Nechtsanichauungen zeigt. 

11. In Spanien ward im Jahre 1848 ein Strafgefegbuch publiziert, welches in 
den Jahren 1850 und 1863 revidiert wurde, Cine neue Revifion erfolgte im Jahre 1870 
(publ. am 18. Juni), in welcher die alte Kafuiftift und die große Anzahl von Strafmitteln 
beibehalten wurden, dagegen namentlidh Staats: und Religionsverbrechen eine andere Be- 
handlung erfuhren. 

12. In Portugal ift Hauptquelle des beitehenden Strafrehts das (im ganzen jehr 
milde) Strafgefeßbuh vom 10. Dezember 1852, unter deflen Novellen zu nennen find 
das Geſetz vom 1. Juli 1867 über die Beltrafung der im Auslande verübten Verbrechen 
und das Strafvollzugsgefeg von demfelben Fahre, welches die Todesitrafe abjchafft und die 
Vollitredung der Freiheitsitrafen regelt. 

13. Griehenland befigt ein Strafgefegbuh vom 18. (30.) Dezember 1833, 
welchem hauptfählid die bayrifchen Entwürfe von 1827 und 1831 zu Grunde liegen. 
Gefete von 1837 und 1850 haben die Beitimmungen über Ehrbeleidigungen und Preß— 
vergehen abgeändert, die Berfafjung vom Jahre 1860 befeitigte den bürgerlichen Tod und 
die Todesitrafe für rein politifche Verbrechen. Das griehifche Strafrecht gilt auch für Die 
in der Türkei lebenden griechiſchen Unterthanen. 

14. In der Türkei finden fich drei verfchiedene Strafrechtäfyfteme: a. Türfifch- 
mohammebanifches Strafrecht, auf Grundlage des Korans, gilt für die türfifche Bevölferung. 
Ein ehr lüdenhaftes Strafgefegbuh wurde im Mai 1840 publiziert; einige Zuſatzartikel 
zu demfelben erfchienen 1841. b. Für die chriftlichen Unterthanen der ‘Pforte in der 
eigentlichen Türkei bildet die Grundlage des durd die türkiſchen Beamten höchſt willfürlich 
gehandhabten Strafrechts das römisch » griehiiche Strafredht der byzantinischen Kaiferzeit. 
e. In den früher der türfifchen Sugeränität unterworfen gewejenen Staaten giebt es be: 
fondere Strafgefegbücer, jo in Serbien eines vom Jahre 1860, in Rumänien eines vom 
Jahre 1864, in Bosnien und der Herzegowina hat Oſterreich 1881 ein Strafgefeßbud 
publiziert. 

15. Rußland erhielt im Jahre 1845 ein jehr kaſuiſtiſch aehaltenes Strafgefegbud). 
Die Strafvrohungen — im ganzen terroriftifich gehalten — find für verjchiedene Stände 
vielfach verschieden. Unter Alerander II wurden mannigfahe Milderungen angeordnet, und 
im Sahre 1866 eine neue Auflage des Strafaefegbuchs publiziert, welches die Brand 
markung bejeitigt und die Prügelftrafe fehr einfchräntt. Die lestere fommt in dem Polizei: 
ftrafgejegbuh von 1864 (Strafgefeb für die ‚jriedensrichter) gar nit vor. Ein neues 
Strafgeſetzbuch ijt in Vorbereitung. — 


Treten wir nun dem Syftem des Strafredhts näher, jo müſſen wir vor allem bemerfen, 
daß diefes in einen allgemeinen und in einen bejonderen Teil zerfällt. ener um: 
faßt die Yehre von dem allgemeinen Ihatbeitand der Verbrechen, von den Strafmitteln und 
der Anwendung der Strafgefege, der befondere Teil dagegen handelt von dem bejondern 
Ihatbeitand der einzelnen Verbrechensarten und von deren Beitrafung. 
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l. Allgemeiner Teil. 


A. Bom allgemeinen Thatbeitand des Verbrechens. 


8 1. Beariff des Verbrehens (vgl. oben ©. 41 f.). Definiert man den 
Begriff des Verbredens mit Nüdfiht auf das pofitive Net, fo fann man nur fagen: 
Verbrechen ift eine Handlung, melde der Staat mit Kriminalitrafe bedroht. Man mag 
dies den formellen Begriff des Verbrechens nennen, während der materielle die Frage zu 
beantworten hat, melde Handlung der Staat mit Kriminalftrafen bedrohen folle!. 

Vor allem läßt fich hierauf fogleich antworten, daß Strafe überhaupt nur zuläffig jei 
unter der Vorausſetzung einer begangenen Übelthat als Entgeltung derfelben, weshalb 
es fittlich verwerflid ijt, wenn der Staat an fich gleihgültige, feine Verlegung und feine 
(fonfrete) Gefahr einer folchen — denn die Gefahr ſchließt auch ein Übel in ſich — in fi) 
enthaltende Handlungen dennod) (al3 jogenannte delieta iuris eivilis) mit Strafe bedroht. Nur 
von dem Gefichtspunft aus, daß auch aus derartigen Handlungen Verleßungen hervorgehen 
fönnen, ift es gejtattet und um des gemeinen Wohles willen geboten, fie als der Regel nad 
(in abstraeto) „gefährliche“ mit einer niedrig gehaltenen Strafe zu belegen. 

Aber es ift auch nicht die Aufgabe des Staates, jede Übelthat vor feine Strafgerichte 
zu ziehen. Zahlloſe Verlegungen find von einer folden Geringfügigfeit, daß ihre Ahndung 
dur den Staat außer allem Verhältnis mit ihrer Bedeutung ftehen würde. Selbit be- 
deutendere Nechtsverlegungen werden auf ausreichende Weife dur den Civilprozeß und 
jeine Folgen ausgeglichen. Der Staat fann überdies auf die Zuftimmung der fittlich Ge- 
bildeten zur Ausübung feiner Strafgewalt und auf jene Anerfennung, ohne melde das 
Strafen bloß eine Thatfahe der Macht, aber feine rechtlich begründete Funktion wäre, 
bloß dann rechnen, wenn er nur jene Übelthaten als Verbrechen behandelt, welche entweder 
wegen der ihnen zu Grunde liegenden Gefinnung oder wegen des Umfangs des aus ihnen 
entjpringenden Übels von der geläuterten öffentlichen Meinung als Angriffe auf die Grund- 
lagen des Staates jelbjt angefehen werben, jo daß ihre Beitrafung als eine Angelegenheit 
des Staates erfcheint, ihre Unbeftraftheit als ein allgemeines Übel gefühlt wird. Die Aus: 
dehnung der Strafgewalt des Staates hängt fomit von hiftorifch gegebenen Berhältniffen ab, 
und es ijt ein Irrtum, zu glauben, man fönne die Unterfheidung zwifchen dem Verbrechen 
und dem „Givilunrecht” oder überhaupt zwifchen jenem und allen amderen Übelthaten 
a priori fejtitellen. Es fommt auf die Feinfühligfeit der ethiſchen Vollsanfhauung und auf 
die größere oder geringere Solidität des Staatögebäudes an. Te mehr eine höher 
fultivierte Zeit eindringt in die pfychologifchen Beziehungen der mannigfachen Übelthaten, 
dejto häufiger findet fie, daß die Reaktion gegen diefelben anderen mit dazu mehr pafjenden 
Organen ausgerüfteten Gemeinfchaften oder dem Nichteramt der öffentlichen Meinung über: 
lafjen werden muß, defto häufiger erfennt fie auch, daß die äußerlihen, jchwerfälligen und 
derben Strafmittel, welche dem Staat zu Gebote ftehen, bei Entgeltung vieler Übelthaten 
den Dienft verfagen, welche eine weniger fein diftinguierende Zeit als Verbrechen behandelt. 
So verengt fih in diefer Hinfiht mit der fteigenden Kultur das Gebiet des ftaatlichen 
Strafrehts immer mehr, ohne daß man etwa hierin wie die laudatores temporis acti ein 
Kennzeihen erfchlaffter fittlicher Gefinnung finden darf. Es zeugt vielmehr von einer ge- 
läuterten Auffafjung, wenn der Staat zurüdtritt von einem Gebiet, für deſſen Beherrihung 
ihm die Feinheit der Organe mangelt. Es zeugt jodann von felbjtbewußter Feſtigkeit des 
ftaatlihen Organismus, wenn die direft auf feinen Beltand gemachten Angriffe "von ihm 


! [Der wichtigfte Begriff, der hier vor allem zu entwideln fein würde, nämlich der Sachbegriff 
des Verbrehens — nicht desjenigen Verhaltens, welches als Verbrechen angefehen werden follte, 
ſondern desjenigen, welches dem geltenden Nechte zufolge Verbrechen ift —, wird hier beifeite ge» 
laffen. Über diefes in der friminaliftiihen Litteratur unendlich oft begegnende Vordrängen der 
Frage nach dem, was fein und gelten jollte, dort, wo wir Auskunft erwarten über das, was ift 
und gilt, ſ. S. 89 f. Hinfichtlich jenes Sachbegriffs j. Merkel, Lehrb. des Strafr. $4—11. M.] 
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nur ausnahmsweife jo ſchwer empfunden werden, daß er ihnen mit feiner Strafgewalt 
entgegentritt. Nicht zu überfehen ift andererfeits, daß mit der höheren Kultur auch neue 
menjchlihe Güter, alfo auch neue mögliche Angriffsobjefte von Verbrechen entitehen, fich 
alfo neben der erwähnten Cinengung des jtrafrechtlichen Gebiets zugleich eine Erweiterung 
in anderen Richtungen vollzieht. — Endlich verdient noch bemerkt zu werden, daß wir feine 
Nachgiebigkeit gegen die frivole Meinung des Tages verteidigen, wenn wir verlangen, der 
Staat folle feine Strafgewalt nur dort ausüben, wo es gefordert wird von der Stimme des 
fittlich gebildeten Kerns der Bevölkerung, daß alfo die Strafrechtöpflege getragen fein müfje 
von der Zuftimmung und Anerkennung der öffentlihen Meinung im beiten Sinne des 
Mortes. Damit der Staat auch ſtets Fühlung behalte mit der Volksanſchauung, empfiehlt 
fi (abgejehen von anderen Vorzügen des nftituts) die Zuziehung von Gefhworenen 
bei Verwaltung der Strafrechtäpflege. 


$2 Die Zurehnung in ftrafredtliher Hinfiht. Wir jchreiten nun zur 
Bergliederung des allgemeinen Ihatbejtandes des Verbrechens. Jedes Verbreden iſt eine 
Handlung, nicht bloß eine Thätigfeit, denn die notwendige Vorausfegung für Verhängung 
der Strafe ift die, daß das eingetretene Übel zurüdgeführt werden fann auf den Willen 
eines Menfchen, dem das Gefchehene zurehenbar if. Die ethifche Forderung der Ver- 
geltung hat ohne diefe Vorausfegung feinen Sinn. Darum muß die Yehre vom That- 
bejtand mit der Erörterung über die Zurehnung und die damit zufammenhängenden 
Begriffe beginnen. 

Wir jtehen hiermit auf einen mannigfad) bejtrittenen pfychologifchen Boden und müfjen 
es uns verfagen, auf die große Kontroverje über die Freiheit des menſchlichen Willens ein« 
zugehen. Die folgende gebrängte Darjtellung ſtützt ſich auf die Nefultate, welche die wiſſen— 
Schaftlihe Piychologie der Herbartihen Schule aefunden hat. 

Die Vorausjeßung der Jurechnungsfähigfeit eines Menfchen ift die, daß er 
pfydhijche Freiheit befige. Diefe iſt wohl zu unterſcheiden von der fittlichen Freiheit, 
welche vorhanden ift, wenn der Menſch feiner fittlihen Überzeugung gemäß will und 
handelt. Piychifche Freiheit liegt dagegen nicht bloß in diefem Fall vor, fondern überhaupt 
dann, wenn der Menjch fein Wollen zu beherrfchen im ftande iſt durch die von feinem 
Ich ausgehenden, in den praftifchen Grundfägen (melde nicht fittliche fein müfjen) aus- 
geiprohenen Gebote und Verbote. Wer diefe „Selbjtbeitimmungsfähigfeit“ nicht befigt, iſt 
pſychiſch unfrei, eine widerftandslofe Beute der einzelnen in feinem Gemüt auftauchenden 
Begehrungen, für welche er daher feine Verantwortlichfeit hat. Die Kraft der Selbjt- 
beherrichung ift übrigens in jedem Menſchen nur in einem bejtimmten Grade vorhanden, 
feiner iſt abfolut frei, und am allerwenigiten fann davon die Rede fein, daß der Menſch 
von der Geburt an fchon mit Freiheit begabt fei. Das Kind wird vielmehr ohne jene 
fogenannte Selbitbeitimmungsfähigfeit geboren und nur nad) und nad) erwirbt es ſich piychifche 
Freiheit. Es ift auch nicht richtig, daß die pſychiſche Freiheit feiner Abſtufungen, feiner 
Grade fähig fei. Im Gegenteil ift, wie gejagt, die Kraft der Selbjtbeherrihung in 
mannigfacher Entwidlung in dem Menfchen vorhanden und ftets eine relative. Gemeinhin 
wendet man ein, daß ein beftimmtes Wollen nur entweder frei oder unfrei fein fünne. 
Man muß aber vielmehr jagen, der Wollende fönne in verſchiedenem Grade frei fein. 
Dem Gebote oder Verbote des Ich fünnen ſich fo viele Vorftellungsmafjen und phyfiologiiche 
Neize entgegenjtemmen, daß die Herrichaft über das Wollen eine im höchſten Maße ein- 
geichränfte wird, ohne daß fie doch vollftändig verloren geht. Der Ausdrud „verminderte 
Zurehnungsfähigfeit” ijt dabei freilich nicht immer am Platz. Man muß nämlich folgende 
Begriffe genau unterfcheiden : 

Die Zurehnung iſt das Urteil, weldes ausſagt, daß eine That aus dem Ich eines 
Menſchen entjprungen jei. Zurehnungsfähig ift derjenige Menſch, welchem zugerechnet 
werden fann, weil er piychiiche ‚Freiheit befist. Nun kann jemand im allgemeinen pſychiſch 
foweit entwidelt fein, daß er fähig it, aus feinem ch Handlungen hervortreten zu laſſen, 
in einem bejtimmten Fall fönnen aber feine pfuchischen Kräfte ihm den Dienit verfagen, 
jo daß er, obwohl ein im allgemeinen Zurechnungsfähiger, in diefem Fall pſychiſch unfrei 
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erfcheint. Die That felbjt erfcheint aber ald zurehenbar, wenn fie auf das Ich eines 
Menſchen zurüdzuführen ift. Sonad fann ein an ſich Zurechnungsfähiger (nicht Geiftes- 
franfer u. f. w.) doh unzurehenbare Thaten (3. B. von einem Affeft hingerifjen oder 
von einem Irrtum verblendet) verüben. 

Die charakteriſierte Selbjtbeftimmungsfähigfeit genügt indeffen nicht ſchon für fich allein 
zur friminaliftifhen Zurechnung. Zu diefer wird vielmehr zugleih Unterfheidungs- 
fähigfeit d. i. die Einfiht, daß die Handlung eine ſchädliche und rechtswidrige fein 
fönne, gefordert. Das dreijährige Kind, welches ſchon im ftande ift, bis zu einem gewiſſen 
Grade jich ſelbſt zu beherrichen, fann gleichwohl wegen einer begangenen Rechtäverlegung 
nicht bejtraft werden, da es feinen Begriff von Recht und Unrecht hat. Es fann an den: 
jenigen nicht die Zumutung gejtellt werden, fein rechtsverlegendes Wollen zu beherrichen, 
welcher gar nicht im ftande iſt, das rechtöverlegende Mollen von einem nicht rechtswidrigen 
zu unterjcheiden. Leicht einzufehen ift nun aber, daß die Einficht in die verlegende Natur 
einer Handlung 1. bei verfchievenen Individuen zu verfchievdener Zeit und 2. auch in dem- 
jelben Individuum nicht gleichzeitig betreffs aller jtrafbaren Handlungen ſich entwideln wird. 
Früher gewiß wird das heranmwachjende Kind einjehen lernen, daß Körperverlegung und 
Tötung eine Übelthat und etwas Umerlaubtes ift, als ſolche Einficht etwa betreffs der 
Aundunterfchlagung und des Stehlens aus Nafchhaftigfeit erwachen wird. Strenge genommen 
müßte alfo in jedem einzelnen Fall unterfucht werden, ob derjenige, welcher eine Übelthat 
verübt hat, bereits ſoweit pſychiſch entwidelt war, um die Unerlaubtheit derfelben einfehen 
zu fönnen. Gleihwohl it es nicht zu empfehlen, diefen Weg, melden das franzöfiiche, 
preußifche und bayerifche Recht eingefchlagen haben, zu wählen, da es ein peinliches und 
widriges Schaufpiel und vom pädagogifhen Standpunkt verwerflich ift, wenn ſelbſt genen 
vier: und fünfjährige Kinder ein Strafverfahren eingeleitet wird. Mit gutem Grund folgen 
die meijten Geſetzbücher dem römischen Recht, welches eine feite Altersgrenze für den Beginn 
der jtrafrechtlihen Zurechnungsfähigfeit zieht, nur gehen manche zu weit, wenn fie das er: 
reichte vierzehnte Jahr zu diefer Grenze machen, während das römische Recht das fiebente 
Jahr als entjcheidend anfteht. Unferen flimatifchen Berhältniffen entjpricht e8 wohl am 
beiten, Zurechnungsfähigfeit mit dem vollendeten zehnten Nahre anzunehmen. Das Reichs— 
ftrafgejegbuch gejtattet die Annahme derjelben erſt nach Vollendung des zwölften Yebens- 
jahres. Bei denjenigen Angefchuldigten, welche das zwölfte, aber noch nicht das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet haben, läßt es jedesmal eine Unterfuhung darüber eintreten, ob fie 
bei Begehung der Handlung die zur Erfenntnis ihrer Strafbarfeit erforderlihe Einſicht be- 
jeffen haben. 

Im Hinblid auf den angegebenen Begriff der jtrafrechtlihen Zurechnungsfähigfeit 
werden ſich die Gründe, welche dieje Fähigkeit aufheben, unter folgende Rubriken zuſammen— 
itellen laſſen: 

I. Unvollkommene pſychiſche Entwidlung (Reichsſtrafgeſetzbuch SS 55. 56. 58 und 51). 

Hierher gehört: 1. die Kindheit in dem oben näher bezeichneten Sinne, 2. der an: 
geborene Blödfinn, 3. der Zuftand eines ununterrihteten Taubjtummen, 4. die 
völlige Wildheit (bei uns felten praktiſch). 

II. Borübergehende (vollftändige) Hemmung der pfychifchen Freiheit (Reichsitrafgefeh- 
buch $ 51). Namentlid: 

l. Schlafzuſtände, wie Schlaftrunfenheit, Traum, Nachtwandeln. Der phyſio— 
logifhe Drud, welcher in folden Zuftänden auf Gehirn und Nervenfyftem ausgeübt wird, 
hebt, wenn er im höchſten Grade vorhanden ijt, die Zurechnung für etwaige Körper- 
thätigfeit auf. 

2. Die volle Beraufhung, herbeigeführt durch den Genuß beraufchender In— 
gredienzien, namentlich geiftiger Getränfe. Es kann jedoch vorfommen — mas fi übrigens 
auch bei den Schlafzuftänden denken läßt —, daß der AZuftand der Beraufhung nicht ohne 
Verschulden des Thäters eingetreten ift, und in einem folden Fall ift die Zurechnung der 
im Naufch verübten Verlegung zur Fahrläffigfeit (eulpa) nicht von vornherein ausgeſchloſſen. 
Ya man muß noch weiter gehen. Wenn ſich nämlid jemand abfihtlih in den Zujtand 
der vollen Beraufhung oder in einen Schlafzuftand verſetzt, um in bemfelben einen ver- 
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verbrecheriſchen Erfolg herbeizuführen, und wenn er aud) feine Abficht in der angejtrebten 
Weiſe verwirklicht, jo ift ihm das Gethane zur Abſicht zuzurechnen, da hier unleugbar ein 
Kaufalzufammenhang zwiſchen der Abfiht und der That vorliegt. Man nennt jolde Hand- 
lungen gewöhnlich actiones liberae in causa, iſt aber freilich weder in der Theorie noch 
in der Geſetzgebung über ihre Auffafjung ganz einig. 

3. Der Affekt, eine meift durch plöglich in das Gemüt neu eintretende Vorftellungen 
hervorgerufene bedeutende Abweichung von dem Gleichgewichtszuftand der Vorftellungen (wohl 
zu unterfcheiden von der Leidenschaft), fann ſich bis zu einer ſolchen Höhe fteigern, daß 
er die Befonnenheit und Selbitbeherrfhung vollitändig raubt. 

4. Vorübergehende Geijtesfrantheiten. 

II. Als dauernde (vollitändige) Hemmung der pſychiſchen Freiheit erfcheinen die 
dauernden Geiftesfranfheiten, in deren Charakterifierung die neuere Piychiatrie bedeutende 
Fortichritte gemacht, manchmal auch freilich jehr bedenkliche Theorieen entwidelt hat. Be— 
ſondere Schwierigfeiten bereiten die fogenannten lichten Zwifchenräume, die man nicht jelten auch 
da angenommen hat, wo bloß ein Zurüdtreten der äußeren Krankheitsericheinungen bei fort= 
dauernder Geiftesjtörung vorliegt, während von wirklicher zeitweiliger Geiftesgefundheit und 
folglih Zuredinungsfähigfeit nur die Nede fein fann bei wirklicher Periodicität der Geiſtes— 
franfheit (Reichsftrafgefegbuh $ 51). — 

Eine jelbitändige Betrachtung erfordert noch der fogenannte Notjtand im friminalijtifchen 
Sinne. Er ift im allgemeinen dann vorhanden, wenn jemand fi) in der Lage befindet 
(oder doch zu befinden glaubt), entweder fremde Güter in verbrecheriſcher Weiſe antajten 
oder irgend eins der ihm gehörigen Güter verlieren zu müfjen. Gewiß ijt es nun, daß Die 
Not fein Nechtstitel ift, da andere deshalb nicht ihre Rechte verwirkt haben fönnen, weil 
id mich in einer bevenflichen Lage befinde, obwohl auch das angebliche „Notredt” jeine 
Anhänger zählt. Ebenſo gewiß iſt es amdererfeits, daß die Notlage Affefte hervorrufen 
fann, welche volljtändige pſychiſche Unfreiheit bewirken. Allein man geht gewöhnlich noch 
weiter in Berüdfichtigung des Notjtandes und läßt felbjt jolche in demjelben verübte Hand- 
lungen, welche mit Bejonnenheit im Zuftande pfychifcher Freiheit begangen und an ſich 
eigentlich verbrecherifch find, jtraflos, wenn man fi) nad billiger Erwägung aller Verhält- 
nifje jagen muß: es würde ein außergewöhnlicher Tugendmut, welcher bei Strafe nicht ge= 
boten werden fann, dazu gehört haben, in einer foldhen Yage das fremde Gut unangetajtet 
zu lafjen und den eigenen Verluft mit Gleichmut zu ertragen. Es wird demnach gemifjer: 
maßen ein Zuftand der Zurechnungsunfähigfeit fingiert, weil man Mangel an fittlihem 
Heroismus nicht wohl bejtrafen fann (Reichsſtrafgeſetzbuch $S 52. 54). 

Wenn die piychiiche Freiheit, wie wir fagten, Grade hat und ſich ein allmählicher 
itetiger Übergang von der vollen Freiheit zur vollen Unfreiheit denfen läßt, jo wird der 
Strafgefeßgeber dies nicht ignorieren dürfen. Die volle Zurechnung darf nicht eintreten, 
wenn ein Zuftand der geminderten Freiheit nachgewiefen wird. Cs müſſen alfo Zuftände, 
welche an die Zurechnungsunfähigfeit angrenzen, ald Strafmilderungsgründe erklärt 
werben, jo daß es dem Nichter möglich ift, fie im vollen Maße zu berüdfichtigen und bis 
zu einem Minimum der Strafe herabzjugehen. Zuftände, welde hierher gehören, jind: 
l. Schwadjinnigfeit, 2. der Affeft, jobald er die Freiheit nicht ganz raubt, 3. die Be- 
raufhung unter derfelben VBorausjegung, 4. Zuftände, welche an den Notſtand angrenzen. 
Endlih wird man hierher auch zu rechnen haben 5. die Jugend in dem Sinne, daß eine 
mildere als die ordentliche Strafe eintreten fol für ſolche Verbrecher, welche zwar der Kind— 
heit entwachſen, doch wegen ihres jugendlichen Alters (ihrer Minderjährigkeit) noch nicht Die 
volle geijtige Reife und die vollftändige Einficht in die Tragweite ihrer Handlungen befiten. 
In den neueren Geſetzbüchern (namentlich in dem fächfifchen) werden die erwähnten Zuitande 
zum Teil viel beſſer gewürdigt, als es früher der Fall war. Das Neichsitrafgejegbuch aber 
fennt leider den Begriff der geminderten Zurechnung nicht!. — 





! [ES kennt diefen Begriff wohl, wenn auch nicht diefen Namen: nur legt es ihm, was aller- 
dings fehlerhaft ift, feine allgemeine Bedeutung bei, jondern berüdfichtigt nur gewiſſe ihm jubjumier- 
bare Zuitände. Vgl. die SS 57. 213. M.] 
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Endlich bedarf es wohl faum der Bemerkung, daß eine Körperthätigfeit, welche gänzlich 
unwillkürlich, alfo feine Handlung tft, feine Strafe nad) fich ziehen fann, daher der joge- 
nannte phyfifche oder mechaniſche Zwang (vis absoluta) die Strafbarkeit des Gezwungenen 
ausſchließt. Man pflegt diefem phyfifchen Zwang gewöhnlich den jogenannten pſychiſchen 
(vis compulsiva) entgegenzufegen, worunter nichts anderes zu verftehen ift als eine pfychische 
Einwirkung auf einen Menschen, durch melde derſelbe pſychiſch unfrei wird. Sie beiteht 
in Drohungen (verbunden mit mechaniſcher Gewalt oder ohne folde), durch melche Affekte 
der Furcht oder des Schredens in einem folhen Maße erzeugt werden, daß Willensunfreiheit 
und daher Nichtverantwortlichkeit für die in einem ſolchen Zuftand begangenen Handlungen 
die Folge ift. Diejenigen, welche als Anhänger der abfoluten Freiheit die Möglichkeit des 
piyhiihen Zmwanges leugnen und darum mit dem Sate coactus voluit, tamen voluit 
übereinjtimmen, überfehen dabei (abgefehen von dem Irrtum, als fünne irgend ein Menſch 
abjolute Freiheit befigen), daß zwar die That des infolge pfychiichen Zwanges Handelnden 
auf feinen Willen zurüdzuführen, alfo Handlung ift, daß der ihr zu Grunde liegende Wille 
aber unfrei, folglich dem Handelnden nit zurehenbar ift. Konfequenterweife müßten 
die Anhänger der abjoluten freiheit behaupten, daß der Affeft niemald die Zurehenbarfeit 
aufhebe, ja von ihrem Standpunfte aus wird überhaupt eine Minderung oder Störung der 
Willensfreiheit, die ja eine abſolute, aljo unveränderlich ſich aleichbleibende fein joll, 
durch Raufchzuftände, Geiftesfranfheit u. f. w. unbegreiflih. — 

Zumeilen bat man aud die Straflofigkeit der im Zuftande der Notwehr verübten 
Handlungen damit zu begründen geſucht, daß man auf die pfychifche Zwangslage hinwies, 
in welcher fich der Notwehr Übende befinde. Allein Handlungen der Notwehr find jtraflos, 
auch wenn feine piychifche Unfreiheit nachgewiejen werden fann. Freilich beruht diefe Strai- 
lofigfeit nicht etwa auf einem angeborenen Recht, jondern zunächit wird fich der Staat be- 
jtimmt fühlen, die Straflofigfeit von Handlungen der nötigen Seibftverteidigung in einem 
gewiffen Maße anzuerkennen, weil es widernatürlic wäre, auf den Trieb der Selbiterhaltung 
gar feine Nücficht zu nehmen, und weil foldhe in der Not verübte Handlungen wohl nit 
als eine Verlegung des Gemeinwejens empfunden werden. ‚ragt es fi) nun aber nad) 
der näheren Beitimmung jenes Maßes, jo wird man hierfür das Prinzip der Vergeltung 
als entjcheidend anerfennen müfjen. Notwehr ift die mit an fich ftrafgefegwidriger Ber: 
letzung des Gegners vollzogene Selbitverteivigung gegen einen gegenwärtigen (oder unmittelbar 
drohenden) rechtswidrigen Angriff, gegen welchen es (wenigſtens nad der Meinung des An— 
gegriffenen) fein anderes Mittel der Abwehr giebt als die Selbftverteidigung. Sie erfcheint 
aljo als ein Gegenzwang gegen den vom Angreifer ausgehenden Zwang, als Gegengewalt 
im Hinblid auf deſſen Gemaltübung. Sie findet eben darum ihr notmwendiges Maß an 
der Gefahr, welcher fie abhelfen fol. Wenn der Angegriffene bei feiner gewaltſamen Selbit- 
verteidigung dem andern fein größeres Übel zufügt, als diefer ihm angedroht hat, jo kann 
er nicht beitraft werden, weil die Strafe der Ausprud der ausgleichenden Gerechtigfeit 
(Vergeltung) fein muß; die von dem Angegriffenen geſetzte Übelthat hat aber felbjt nur 
ausgleichend und nicht über das Maß hinaus gewirkt; die Strafe fann nicht ihrem eigenen 
Prinzip zumider eine teilmeife hergeftellte Ausaleihung wieder zerftören. Dagegen wird fie 
den Angreifer treffen, deſſen That ald Verlegung des Gemeinweſens einer Sühne bedarf. 
Will man diefe Verhältnismäßigfeit zwifchen Angriff und Verteidigung nicht als Schranke 
der Notwehr aufjtellen, jo muß man (mie unfer Neichsjtrafgefegbudh) die Tötung zur 
Rettung des geringfügigiten Eigentumsgegenftandes gejtatten, falls fie das einzige Mittel 
hierzu ft. Übrigens wird man bei Abwägung der Verhältnismäßigfeit Rückſicht zu nehmen 
haben auf die fubjeftive Anjchauung des Angegriffenen über feine Yage, die ihm oft gefähr- 
licher erfcheint, als fie wirklich ift. Man wird dabei wohl bevenfen müfjen, daß die Art 
des Angriffs und nicht bloß das Objekt desjelben entſcheide. Unzuläffig ift auch die Be- 
Ichränfung der Notwehr auf Abwehr gegen Angriffe auf unerjegliche Güter, zumal die 
Unterjcheidung zwiſchen unerſetzlichen und erjeßlihen Gütern eine unbejtimmbare und 
fließende ift. — Notwehr iſt gejtattet gegen jeden rechtswidrigen Angriff, welchem über: 
haupt durch gewaltfame Abwehr entgegengetreten werden kann. — Notwehr zur Ver: 
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teidigung eines andern wird in demfelben Maße zu geitatten fein wie die zur Gelbit- 
verteidigung !. 


83. Verbregerifhe Abſicht und Fahrläffigfeit. Nachdem von den Be- 
dingungen der Zurehnung überhaupt gehandelt wurde, haben wir nun von den zwei Haupt- 
arten der Zurechnung, der Zurechnung zur Abficht und jener zur Fahrläffigfeit zu 
ſprechen. 

Die verbrecheriſche Abſicht (dolus) iſt die Richtung des Willens auf das Übel, deſſen 
Herbeiführung mit Strafe bedroht ift. Man unterſcheidet von derjelben, obwohl namentlich 
die Geſetze hier von einer gewiſſen Nachläſſigkeit des Ausdrucks ſich nicht frei halten, den 
Vorſatz, d. h. die Richtung des Willens auf jene Thätigfeiten, welde ala Mittel zur 
Herbeiführung des verbrecheriichen Erfolgs dienen follen. Bei einer Tötung 3. B. geht der 
Vorſatz auf das Abſchießen eines Gewehrs, die Abficht auf Tötung eines Denfchen, Mit 
der Abficht darf au die Endabficht oder das Motiv des Thäters nicht vermengt wer— 
den?. Diefe Endabfiht und folglih auch der Umſtand, ob fie verwirklicht, ob der Zweck 
des Thäters erreicht wurde, 3. B. ob die Habjucht befriedigt wurde, melde zum Morde 
trieb, ift in der Regel, wenn die Geſetze nicht das Gegenteil beftimmen, gleichgültig für den 
Thatbeitand des Verbrechens, dagegen wird man bei Feſtſetzung der — allerdings auf 
das Motiv Rückſicht nehmen müſſen, worüber ſpäter Näheres. 

Man hat die verbrecheriſche Abſicht in verſchiedene Unterarten eingeteilt, in welcher 
Hinficht wir hervorheben: 

1. die Einteilung in beftimmte und unbejtimmte oder beſſer in ausſchließ— 
lich und eventuell bejtimmte Abficht (dolus determinatus und dolus indetermina- 
tus oder beſſer eventualis). Cine ganz allgemeine unbejtimmte, auf Bejchädigung überhaupt 
gerichtete Abficht ift nur vorhanden, wenn ein Affeft die Geiftesflarheit trübt, fie fällt aljo 
unter den Begriff des fogenannten Affeftvolus (fiehe Nr. 2). Dagegen ift einfache be- 
jtimmte Abficht vorhanden, wenn der Thäter feinen Willen auf einen bejtimmten Erfolg 
ausschließlich richtet, während eventuell bejtimmter Dolus vorliegt, wenn er von mehreren 
Erfolgen, welche möglich find, aber welche nicht zugleich eintreten fünnen, entweder den einen 
oder den andern will, alſo eventuell in jeden mwilligt; endlich mehrfacher bejtimmter Dolus, 
wenn die Abjicht fih auf mehrere Erfolge der That richtet, die vereinigt eintreten können 
und deren gemeinfamer Eintritt (3. B. der Tod mehrerer Menfchen infolge einer Erplofion) 
von dem Thäter gewollt wird. Der eventuelle Dolus ift namentlid in dem häufig vor- 
fommenden Falle minder ftrafbar gegenüber dem bejtimmten, wenn vorzugsmeife die geringere 
Verlegung gewollt, eventuell aber auch die fchwerere gebilligt wird. Tötung mit beſtimmtem 
Dolus ift ftrafbarer als die Tötung mit eventuellem Dolus, bei welcher der Thäter zunächft 
und vorzugsmweife nur eine Verwundung beabfichtigte. 

2. Die Unterfcheidung zwifchen überlegter Abſicht (dolus praemeditatus) und 
der aus einer heftigen Gemütsbewegung entitandenen (Affeftdolus, impetus, dolus 
repentinus) ift eine an fi mwohlbegründete, da die bei jener vorhandene volle piychiiche 
Freiheit, welche es allen Abhaltungsgründen möglich macht, ihre Wirkſamkeit gegen den ver— 


2 [Die Notwehr hat eine falfche Stellung erhalten. Sie gehört nit in die Yehre von der Zus 
rehnung, da die Selbitverteidigung auch dann ftraflos ift, wenn fie, was ja die Regel bildet, uneine 
geihräntt auf den Willen des fd) Verteidigenden zurüdzuführen ift. 

Die Notwehr d. i. die Abwehr eines gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs durch eine Ver— 
letzung des Angreifers (Reichsſtrafgeſetzbuch $ 53) ift nicht ftrafbar, weil fie niht rechtswidrig ift. 
Die Rechtswidrigfeit aber entfällt, weil die Güter des Angreiferd dem Angegriffenen gegenüber, ſo— 
ie als das Erfordernis feiner Verteidigung reicht, nicht unter rechtlihem Schuße ſtehen; und das 
Recht giebt dieje Güter preis, weil es andernfalls Partei ergreifen würde auf der Seite des Unrechts 
und in direktem Wideriprud mit feiner Aufgabe, die Sicherheit aller legitimen Antereffen zu bee 
gründen, diefe vielmehr in den bier in Betracht fommenden Fällen wehrlos machen würde. 

® [Der Begriff, welchen das Reichsſtrafgeſetzbuch mit dem von ihm bei den Definitionen der 
wichtiaften Deliktsarten verwendeten Worte „Vorſatz“ verbindet, fällt weder mit dem zufammen, was 
Geyer Vorſatz nennt, noch mit dem, was von ihm als Abficht definiert wird. Doch nähert er ſich 
dem legteren Begriffe. Ein Delikt ift im Sinne des deutichen Strafgejegbuhs mit Vorſatz begangen, 
wenn die Verwirklichung feiner (äußeren) Merkmale gewollt war. 
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brecheriichen Willen zu entfalten, die Strafbarfeit dieſes letzteren fteigert, wenn er dennoch, 
zur That fchreitend, feine Intenfität offenbart. Hat dagegen der Affelt zur Verübung des 
Verbrehens den Anſtoß gegeben, fo ift diefes minder jtrafbar. Dabei darf man fi durch 
den Ausdrud dolus repentinus nicht irre machen lafjen und glauben, die überlegte Abficht 
erfordere zu ihrer Entwidlung und Verwirflihung ſtets eine längere Zeit. Die volle reif- 
liche Überlegung fann bei geiftesgewandten und namentlih in Verbrechen geübten Leuten 
auch ganz plößlich vor fich gehen, jo daß Abſicht und That bligesfchnell aufeinander folgen, 
ohne daß dabei irgend eine Gemütsbewegung die MWillensfreiheit einengt. Zwiſchen Affekt 
und befonnener Überlegung liegen aber allerdings eine Menge fontinuierlih zufammen- 
hängender Zwiſchenſtufen. Es ift darum verfehlt, auf den Gegenjag von überlegter und 
nicht überlegter Ausführung der Tötung den Gegenfat von Mord und Totjchlag zu bauen, 
wie es die Geſetzgebung und zum Teil die Doftrin thut. — Mit dem Fall des fogenannten 
Affektvolus darf man nicht jene oft vorfommenden Fälle verwechjeln, in welchen die Ver- 
übung der That felbjt Affekte erzeugt, die natürlicherweife nicht mildernd auf die Beurteilung 
der Abficht einwirken fönnen. — 

Die fonjtigen Einteilungen des Dolus fünnen wir hier übergehen, da fie zum Teil ganz 
veraltet find, wie die Einteilung in unmittelbare und mittelbare Abſicht (dolus di- 
reetus und indireetus) — welde allerdings im öfterreichifchen Strafgeſetzbuch noch vor 
fommt — und die in vorhergehende, begleitende und nadhfolgende Abficht 
(da die letztere ein Unding fei, ift leicht einzufehen), oder eines ſehr genauen Eingehens 
in die Details zu ihrer richtigen Würdigung bedürfen würden, wie z. B. der Gegenfag von 
dolus specialis und generalis, welcher leßtere in neuefter Zeit wieder Anhänger gefunden 
hat (vgl. hierüber den Artifel dolus im Strafredt im Redtslerifon). 

Unter der Vorausfegung einer bedeutenden Verlegung wird der Staat nit um- 
hin fönnen, auch ſolche Handlungen zu ftrafen, welche nicht zur Abficht, fondern nur 
zur Fahrläffigkeit (eulpa, Verfchulden) zuzurechnen find. Ließe ſich freilich die Fahr— 
läfjigfeit, wie mandje meinen, nur auf einen Verftandesfehler zurüdführen, jo fünnte von 
Strafe nicht die Nede fein, da man jemanden deshalb, weil er weniger Verjtand beſitzt, als 
mwünfchenswert wäre, nicht ftrafen fann. Nun läft ſich aber in der That die Fahrläffigfeit 
auf einen Willensfehler zurüdführen. Mit Necht fordert man von dem Menjhen, daß er 
an die Möglichkeit übler Folgen denken folle, welche ſich aus feinen Handlungen entwideln 
fönnen, d. h. mit anderen Worten, man fordert, er folle aufmerkſam fein wollen, damıt 
Verlegungen vermieden werben. Er foll ferner, wenn eine bejonnene Erwägung ihm die 
Gefährlichkeit der Handlung, welche er unternehmen will, zeigt, foviel Willensfraft 
haben, fich felbjt diefe Handlung zu verbieten. Dabei wird man allerdings feinen über- 
trieben jtrengen Maßſtab anlegen, wenn es fih um Bejtrafung einer Fahrläſſigkeit, nicht 
bloß um Wiedergutmachung des angerichteten Schadens handelt. Es hieße Unmöglichkeiten 
verlangen, wenn man den Menfchen bei Strafe verpflichtete, bei jedem Unternehmen alle 
denkbaren möglichen Erfolge zu erwägen und dasjelbe aufzugeben, fobald unter diefen ſich 
auch die Verlegung eines andern befände. Wenn man ftets auch die entferntejten und un- 
wahrſcheinlichſten Erfolge jedes Unternehmens zu würdigen verbunden wäre, würde man 
überhaupt gar nicht zum Handeln fommen. Deliberante Roma Saguntum perit! Man 
fann aljo jedenfalls nicht mehr fordern als die Rüdfichtnahme auf jene nicht gar zu un- 
wahrjcheinlihen, im gewöhnlichen Lauf der Dinge nicht allzu felten eintretenden folgen, an 
welche ein befonnener, gewifjenhafter Mann bei feinen Unternehmungen zu denken pfleat. 
Das Maf der gebotenen Aufmerkjamteit fann nicht etwa von dem Geſetz genau angegeben 
werden; hier ift vielmehr dem vernünftigen Ermefjen des Richters ein weiter Spielraum 
angewiejen. Dieſer wird Alter, Gefchledht, Temperament, Beruf und Bildung des Handelnden 
und die ganze Cigentümlichkeit der Lage, in der er ſich befand (die nicht felten ein rajches 
Handeln fordert), einer genauen Prüfung unterwerfen müſſen (vgl. den Artikel culpa im 
Strafredt im NRedtslerifon). 

Man pflegt die Fahrläſſigkeit einzuteilen in unbemwußte und bewußte. Unbewußte 
Fahrläſſigkeit, Unvorfichtigfeit, negligentia ift dann vorhanden, wenn jemand durch feine 
Handlung einen üblen Erfolg herbeiführt, an den er überhaupt nicht gedacht hat; bewußte 
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Fahrläffigkeit, Frevelhaftigkeit, luxuria hingegen dann, wenn der Thäter zwar an die mög— 
lihen üblen Folgen feiner Handlung denkt, trogdem aber in der Hoffnung, daß jene nicht 
eintreten werben, handelt, und nun der nicht gewünfchte üble Erfolg eintritt. Allerdings 
ift es richtig, daf die bewußte Fahrläſſigkeit im allgemeinen ein höheres Verſchulden be- 
gründet und mandjmal ganz nahe an ein doloſes Verhalten angrenzt. Wer fi z. B. jelbit 
dur die ganz augenjdeinlihe Gefahr für Menjhenleben nicht abhalten läßt, ein Gewehr 
loszuſchießen, unterſcheidet ſich wenig von demjenigen, der eventuell einwilligt darein, daß 
der Schuß einen Menfchen treffe. immer aber bleibt der Unterſchied, daß jener den Tod 
des andern nicht will und wünſcht, während diefer äußeriten Falles mit ihm einveritanden 
ift. Es ift felbft nicht allgemein richtig, daß die bewußte Fahrläſſigkeit ſtets höher ftraf- 
bar fei als die unbewußte. Wer, die Möglichkeit einer Verlegung erwägend, Vorfihtsmaf- 
regeln gegen diejelbe trifft, welche aber dennoch ihren Zweck verfehlen, iſt vielleiht milder 
zu beurteilen als ein anderer, der, im gemifjenlofen Yeichtfinn handelnd, felbit an die nächſt— 
liegenden Gefahren nicht denkt, welche er herbeiführen fann. Man muß fi hüten, eine 
Schablone als Maßſtab für die ftrafrechtlihe Beurteilung zu gebrauchen. Nicht zu überjehen 
ift endlich, daß man an denjenigen höhere Anforderungen jtellen wird, welcher dur feine 
Berufs- oder Amtspflichten zu befonderer Aufmerkjamfeit verbunden ift, als an andere Per- 
fonen — ein Umjtand, den auch die Strafgefeßbücher meijtens hervorheben (val. Reichs: 
itrafgejegbud SS 222 2, 230 2). — 


84. Einfluß des Irrtums auf die Strafbarkeit (Neihsitrafgejegbuch 
$ 59). Haben wir die verbrecheriſche Abſicht bezeichnet als die Richtung des Willens auf 
das Übel, deſſen Herbeiführung mit Strafe bedroht ift, jo ergiebt ſich hieraus, daß der 
Dolus ganz -oder zum Teil wegfallen kann infolge einer irrigen Auffafjung thatſächlicher 
oder rehtlicher Verhältnifje. Wer infolge eines jolden Jrrtums nicht einfieht, daß 
feine Handlung überhaupt zu einer Verlegung führt, hat auch feine verbrecheriſche Ab— 
fiht; geht der Irrtum nicht ſoweit und bezieht er ſich nicht auf den ganzen Kaufalzufammen- 
bang zwifchen Handlung und Verlegung, jo fchlieft er aucd den Dolus nicht ganz aus. 
Mer einen Menſchen für ein Tier hält und in diefer Meinung auf ihn ſchießt, kann nicht 
wegen doloſer Menfchentötung belangt werden, wer dagegen im Zuftande voller Bejonnen- 
heit auf einen Menfchen, mit der Abjicht zu töten, ſchießt, ohne zu wiffen, daß derfelbe jein 
Vater ſei, kann zwar wegen (verfuchten oder vollendeten) gemeinen, aber nicht wegen Vater- 
mordes verurteilt werden. Cine andere Frage aber ijt, ob der Irrtum, auch wenn er von 
der Beichaffenheit it, daß er den Dolus gänzlich ausfchließt, etwa doch zur Fahrläffigfeit 
zuzurechnen ſei oder nicht. Konnte der Jrrtum bei Anwendung der gehörigen Aufmerkſam— 
feit vermieden werden, jo liegt eine Fahrläffigfeit vor. Man nennt einen jolden Jrrtum 
einen vermeidlidhen (error vineibilis), während man unter unvermeidlihem Irr— 
tum (error invineibilis) denjenigen verjteht, welcher bei Anwendung pflichtmäßiger Acht— 
famfeit nicht zu vermeiden war. 

Der Irrtum ift dann ganz einflußlos auf die Strafwürdigfeit der That, wenn er bloß 
eine Verwechslung des einen für die Verübung des Verbrehens tauglihen Objekts mit 
einem anderen ebenjo tauglichen herbeiführt (error in obiecto, namentlih error in per- 
sona). Wenn A den abſichtlich niederfchießt, weil er diefen für den C hält, dem er 
auflauerte, jo it A wegen der Tötung des B zu beitrafen, da fein Wille in der That auf die 
Tötung der Perfon, welche er erſchoſſen hat, gerichtet war. A erfennt den vor ihm ftehen- 
den B als einen lebenden Menfchen, richtet auf ihn feine Thätigfeit, um ihn zu töten, und 
vollbringt fie aud. Dies genügt zum Thatbeitand der dolofen Tötung. Anders dagegen 
verhält ji die Sache in dem alle der fogenannten Ablenfung der Handlung (aber- 
ratio ietus). Wenn A zu einem tötlichen Streich gegen B ausholend nicht diefen, jondern 
den in der Nähe befindlichen C tötlich trifft, fo fann er bloß wegen eines gegen B aerid: 
teten Verſuchs und höchſtens zualeih wegen fahrläffiger Tötung des C jchuldig erfannt 
werden. In jenem Verwechslungsfalle war die Tötung der getroffenen Berfon eine gewollte, 
wenn auch gewollt aus einem irrigen Grunde, mas aber für den Thatbeitand gleichgültig 
ift, in dem Falle der Ablenkung dagegen war die Tötung des zum Opfer Gefallenen über: 
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haupt gar nicht gewollt, daher iſt fie nicht zur Abficht zurechenbar. Mande Schriftiteller 
leugnen freilih, daß ein innerer, juriftiich relevanter Unterfchied zwifchen den beiden Fällen 
bejtehe und nehmen in beiden Vollendung der That an. 

Wenn wir früher fagten, der den Dolus ausfchließende Irrtum fönne fih nicht bloß 
auf thatfähliche, fondern auch auf rechtliche Verhältniffe beziehen, jo follte damit nicht 
eine Gleichitellung der Unkenntnis oder irrigen Auffafjung des Strafgejehes 
mit dem thatſächlichen Jrrtum gemeint fein. Jene Unfenntnis oder mangelhafte Kenntnis 
des Strafgeſetzes (ignorantia s. error iuris eriminalis) wird in der Negel ſogar von den 
Gejegen wie von den Schriftitellen für ganz unerheblich erklärt. Es müfje, pflegt man 
zu fagen, angenommen werden, daß jeder die gehörig kundgemachten Geſetze auch kenne; feine 
Unfenntnis beruhe alfo nur auf eigenem Verfchulden und fünne um fo weniger als Ent- 
ſchuldigung dienen, da die Strafwürdigfeit verbrecherifher Handlungen ohnehin jedem zu— 
rechnungsfähigen Menjchen aud ohne Kenntnis der Staatsgeſetze einleuchtend jein mülle. 
Dieſe faſt allgemein herrfchende Lehre iſt nun freilich nicht ſtichhaltig. Zunächſt ift es auf- 
fallend, daß man eine Fiktion an die Stelle der Wahrheit fegt, wenn man die Kenntnis 
der Strafgefege als eine allgemein verbreitete anfieht. Ebenſo ftimmt es wenig zu dem 
wirflihen Sachverhalt, wenn man meint, die Strafwürdigfeit aller in den Strafgeſetzbüchern 
verpönten Verbrechen vermöge jeder Zurehnungsfähige einzufehen. Wäre das legtere wirk— 
lih der Fall, dann hätte die Berufung auf Gefeßesunfenntnis in der That feine Bedeutung. 
Zuzugeben ift alfo nur folgendes: Mangelhafte Kenntnis der Strafgefege entichuldigt nicht, 
wenn das begangene Verbrechen ein ſolches ift, deſſen Strafwürbigfeit jeder Zurechnungs- 
fähige auch ohne Kenntnisnahme von den Strafgejegen einfehen muß. Das Bewußtjein 
der Unerlaubtheit, Schädlichkeit, Unfittlichfeit einer folden Handlung bedarf ja hier zu feiner 
Wedung nicht erit der Strafgefege. Wenn dagegen die Handlung ein bloßes delietum 
iuris eivilis ift, defien Strafmwürdigfeit man ohne Kenntnis des Strafgefeges nit ohne 
weiteres einzufehen vermag, da es an fich feine andere verletende Übelthat ift, jo kann auch 
bei nachgewieſener Unkenntnis des pofitiven Rechts feine Strafe eintreten, da von einer 
Schuld nicht die Rede ift. Solche delieta inris eivilis finden fi in unferen Strafgeſetz⸗ 
büchern namentlich unter den ſogenannten politischen Verbrechen und unter den (Polizei-) 
Übertretungen. Aber auch behufs anderer Verbrechen verdient es unter Umftänden Berüd- 
fihtigung, wenn ein Ausländer fi auf Unkenntnis der inländiſchen Strafgefege beruft, 
fall$ nämlich jene Verbrechen in feiner Heimat milder behandelt oder gar nicht beſtraft werden. 

Mas hier über den Rechtsirrtum ausgeführt wurde, gilt aber eben nur, wenn ſich der- 
jelbe auf die Strafgefete bezieht. Ein Irrtum über jonftige gefetlihe und gewohnheits- 
rechtliche z. B. dem Staat3- oder dem Privatrecht angehörige Beſtimmungen hingegen ſteht 
in ſtrafrechtlicher Hinſicht ganz gleich mit dem Irrtum in Thatſachen. Wer aus irriger 
Auffaſſung der maßgebenden privatrechtlichen Sätze — ohne falſche Kenntnis der That- 
ſachen — eine Sade für die feinige hält, während fie eine fremde ift, fann nicht wegen 
Diebitahls bejtraft werden, wenn er jie einem andern wider deſſen Willen wegnimmt; wer 
zufolge einer irrigen Auffaffung der einfchlägigen Gefege glaubt, ihm jtehe (3. B. ala Guts⸗ 
herrn) die Befugnis zu, andere gefangen zu halten, iſt nicht wegen abſichtlicher Freiheits— 
beraubung zu jtrafen, wenn er fein vermeintliches Recht wirklich ausübt!. 

Das Gegenftüd zu diefer legterwähnten Art des Jrrtums it der all des Wahn- 
verbredens im engeren Sinne (delietum putativum), wenn nämlid jemand in der 
irrigen Meinung, eine beftimmte Handlung fei durch das Geſetz verboten, diefelbe vornimmt, 
alfo 3. B. ftraflofen unehelichen Beifchlaf pflegt, obwohl er ihn für ftrafgefegwidrig hält. 
Auch hier Handelt es fich um einen Nechtsirrtum ; die Handlung bleibt aber natürlich jtraflos. — 


! [Unfenntnis des Umftandes, dab die Handlung mit Strafe bedroht üft, ſchließt nach dem 
Reichsſtrafgeſetzbuch an ſich eine Beſtrafung niemals aus, berührt auch die Frage, ob die That zum 
Vorſatz zuzurechnen ſei, gar nicht; Unkenntnis des Umſtandes, daß die Handlung rechts widrig 
iſt, ſchließt dagegen die ——* zum Vorſatz dann aus, wenn ſie (was keineswegs immer der 

U iſt) mit Unkenntnis eines efeplichen Thatbeitandsmerfmales zufammenfällt oder in ihr ſich 
begründet, a Zurehnung zur Yahrläffigkeit aud in diefem Falle nur, wenn fie ald unverichuldet 
ericheint. : 
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85. Strafbarfeit von Unterlaffungen. Wir haben das Verbrechen be- 
zeichnet ald eine Handlung. Allerdings ift num die regelmäßige Bedingung für die 
Strafbarfeit die, daß jemand körperlich thätig geworden iſt und hierdurch ein Übel herbei- 
geführt hat. Allein einerjeits ift es nicht nötig, daß das den Thatbeitand des Verbrechens 
charakterifierende Übel auch wirklich vollftändig eintritt, und es ift vielmehr jchon der bloße 
Verſuch des Verbrechens ftrafbar, andererfeits aber fann aud ein bloßes Unthätigfein, das 
bloße Unterlaffen einer beftimmten Thätigfeit, die Elemente der Strafwürbdigfeit in fich 
tragen. Den lebteren Punkt müfjen wir noch furz beleuchten, ehe wir zu der Lehre vom 
Verſuch übergehen. 

Schon bei Betrachtung der fulpofen Verbrechen haben wir gefunden, daß aud eine bloße 
Unterlafjung jtrafwürdig fein fann. Derjenige, welcher einen Menfchen überfahren und 
getötet hat, kann diefen Erfolg herbeigeführt haben dadurh, daß er die Pferde unvorjich- 
tigerweife zu jchnellem Yauf antrieb, aber auch dadurch, daß er fie unvorfichtigerweife zu— 
rüdzuhalten unterließ, obgleih er einfehen mußte, daß Gefahr für ein Menfchenleben 
drohe. Es läßt fich aber felbjt denken, daß ein dolofes Verbrechen auf einer bloßen Unter- 
lafjung beruht. Zunächſt ift dies der Fall, wenn ein Strafgeſetz eine beitimmte Handlungs- 
weife vorjchreibt und die dolofe Unterlaffung der gebotenen Thätigfeit mit Strafe bedroht. 
Einem folden „Bräceptivgefeße” gegenüber fann man nur durch Unterlafjung Verbrecher 
werben ; die betreffenden Verbrechen find alfo reine Unterlafjungspelifte (delieta omissionis). 
Gebietet 3. B. ein Strafgefeß, von begangenen oder bevorjtehenden Verbrechen die Anzeige 
zu machen, jo übertritt man dasſelbe eben durch Unterlafjung der Anzeige und nur auf 
diefe Weife. (Natürlich kann das Geſetz auch die kulpoſe Unterlaffung mit Strafe bedrohen, 
worüber nichts Beſonderes zu bemerken ift.) Aber auch die fogenannten „Prohibitivgefege“, 
welche die Regel bilden, fünnen durch bloße Unterlafjungen übertreten werden. Man fann 
den Erfolg, deijen Herbeiführung unter Strafe verboten ift, ausnahmsweiſe aud) durd) Unter- 
lafjungen herbeiführen (delietum per omissionem commissum). Dod muß immer jorg- 
fältig darauf geachtet werden, daß die Vorbedingung für die Beitrafung aud in diefem alle 
ein wirfliher Kaufalzufammenhang zwijchen der Unterlafjung und dem eingetretenen Übel ift, 
jo daß jenes Unthätigbleiben mit in der Neihe der Urſachen der verbrecheriſchen Wirkung 
ericheint. Bloße Gedanken, ruchloſe Wünfhe und Gefinnungen ohne Wirkung in der Außen: 
welt jtehen mit dieſer in feinem Zufammenhang ; ein Ereignis in derfelben fann alſo nicht 
dem bloßen Gedanken, der dasjelbe herbeirünfchte, zugerechnet werden. Man kann aud) den 
Kaufalzufammenhang nicht jupplieren, weder durch eine rechtliche Verpflichtung, zur Abwen- 
dung eines Erfolges thätig zu werden, noch durch die fpecielle Verpflichtung, jene üblen 
Erfolge abzuwenden, welche aus der eigenen (an fich nicht dolojen) Thätigfeit hervorzugehen 
drohen. Wer 3. B. zu nicht verbrecheriſchen Zweden eine Grube gegraben hat, hat aller- 
dings die fittlihe Pflicht, den herannahenden Feind vor dem Sturz in diefelbe zu warnen, 
wenn er die ' Warnung aber unterläßt, jo ift er nicht Mörder, auch wenn er den durd den 
erfolgenden Sturz herbeigeführten Tod wünſchte. Ob er ſelbſt oder ob ein anderer die Grube 
gegraben hat, ift ganz gleichgültig, da die Handlung des Grabens vorausgejeßtermaßen gar 
nit zu dem Thatbeitand des Verbrechens gehört |? M.]. — Es läßt fi allerdings 
denfen, daß ein Gefe denjenigen, welcher troß feiner fpeciellen Verpflichtung zu handeln 
einen Erfolg nicht abwendet, ebenfo ftrenge behandelt, wie wenn er ihn herbeigeführt 
hätte; ein foldes Präceptivgefeg bejtätigt aber durch fein Dafein nur die Negeln des 
KHaufalzufammenhanges, welche es dur eine Fiktion erſetzt. — 


86. Verſuch (Neichsftrafgefegbuh SS 43—46). Die Lehre vom Derj ud (cona- 
tus delinquendi) ift der Sit einer großen Anzahl von Kontroverfen. Die Konjtruftion 
des Verſuchsbegriffes zeigt auch wegen der mangelhaften fragmentarifchen Form der Hand- 
lungen, welche dabei in Frage jtehen, ihre großen Schwierigfeiten, Schmwierigfeiten, welche es 
mit ſich brachten, daß man im älteren deutfchen Recht von einer jelbjtändigen Auffaffuna 
diefer Erfcheinungsform des Verbrechens fogut wie nichts vorfindet. 

Zwei Faktoren mußten wir als notwendige Elemente einer ftrafwürdigen Handlung 
betrachten: die Willensrichtung (melde aud eine fulpofe fein fann) und irgend eine äußere 
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Handlung (mit Inbegriff der Unterlafjung in dem obigen Sinn). Die bloße Abſicht allein, 
der bloße Entſchluß kann alſo nicht gejtraft werden; Gefinnungen mögen vielleicht durch Ge- 
finnungen ermwidert werben, ihnen fann aber nicht die ftaatlihe Strafe als pafjende Ver: 
geltung entgegentreten. Indeſſen fann freilih aud dann ſchon ein Verbrechen vorliegen, 
wenn die verbrecherifche Abficht nicht zu ihrer vollen, aber doch zu einer teilmeifen Verwirk— 
lihung gefommen iſt. Es liegt fogar in der Natur einiger unter den fogenannten Staats- 
verbrechen, daß bei ihnen die verbrecherifhe Abſicht nicht zur vollftändigen Verwirklichung 
fommt. Wer z. B. den Untergang des Staates ſelbſt beabfichtigt, wird mit Necht bejtraft 
werden, wenn auch jeine Handlungsweife nicht jenen Untergang wirklich herbeigeführt hat; 
ſchon die teilweife Verwirklihung einer ſolchen Abficht ift ein ernites Übel für den Staat, 
die volle VBerwirklihung aber würde diefen außer jtande jegen, überhaupt die Strafgewalt 
zu üben; fie zur Strafwürbigfeit vorauszufegen, wäre alfo geradezu abjurd. Überhaupt 
enthält aber auch jchon die teilweife Verwirklichung der verbrecheriichen Abſicht (abgejehen 
von der Bedrohung, welche in dem Verfuch liegt, auch dann alfo, wenn der durd die Ver- 
fuhshandlung Bedrohte von dem Verſuch nichts erfährt) ein ftrafwürbiges Übel für das 
Gemeinweſen in fih. Liegt einmal eine Übelthat, nicht bloß eine fundgegebene Gefinnung 
vor, dann fann auch die Verſuchsſtrafe eintreten. Dagegen wird man in der bloßen Drohung 
mit Begehung eines Verbrechens nocd feinen Verfuh dieſes Verbrechens zu jehen haben. 
Allerdings kann indes eine ſolche Drohung, wenn fie anderen Furcht einjagt, als felbftän- 
diges Verbrechen behandelt werden, oder aud als Verſuch einer Nötigung oder Erprefjung, 
eines Naubes u. ſ. w. erjcheinen, wenn fie als Mittel zur Verübung derartiger Verbrechen 
auftritt. 

Der Verfud ift, wie aus dem Gefagten erhellt, eine teilweife Verwirflihung 
der verbreherifhen Abſicht im Gegenjah zu der vollftändigen Verwirklichung, welche 
in dem vollendeten Verbrechen (delietum consumatum) liegt!. Sit es einmal zu 
einer teilmeifen Verwirklihung des Dolus gelommen, jo fann a priori nicht weiter unter- 
ſchieden werden zwijchen bloßen jtraflos zu laffenden Vorbereitungshandlungen 
und den jtrafbaren Verjuchshandlungen. Sobald die Verwirklichung der Abſicht beginnt, 
beginnt aud die Strafbarfeit, welche nun allerdings mit dem ortjchreiten der Handlung 
zu einem immer höheren Grade anwächſt. Nimmt jemand einige zu einem verbrecherifchen 
Zwede dienlihe Handlungen vor, ohne noch die Vollendung beſchloſſen zu haben, madt er 
es vielmehr von dem Gelingen jener Handlungen erjt abhängig, ob er den Entſchluß faſſen 
wolle, zur Vollendung zu jchreiten, jo find jene Handlungen freilich jtraflos, weil noch fein 
Dolus vorliegt; jobald aber diefer vorhanden ift und nun zu feiner Verwirflihung irgend 
eine Handlung unternommen wird, welche zu derfelben auch beiträgt, jo bildet diefe Hand- 
lung bereits einen integrierenden Teil der Übelthat, eine ftrafwürdige Verfuchshandlung. Aus 
guten Gründen bedrohen die Strafgejege jedoch in der Negel nur ſolche Handlungen mit der 





ı (Der Berjud ift feine „teilweife Verwirklichung der verbrederiichen Abſicht.“. Wer jein 
Opfer verfehlt hat, der ift von der Verwirklichung feiner verbredheriichen Abficht ebenjoweit entfernt, 
als wenn er gar nicht geichoflen hätte. Der nie sense Mordverſuch ift fein teilweiler Mord, der 
mißlungene Raubverjuch fein teilweifer Raub! Das Reichsſtrafgeſetzbuch charakterifiert den Verſuch 
freilich als einen „Anfang der Ausführung“ des verbrederifchen Entichluffes. Aber es meint damit 
nur den Anfang einer Handlung, welde unmittelbar darauf gerichtet ift und ihren generellen Mert: 
malen nad dazu als geeignet erfcheint, den Enſchluß zur Verwirklichung zu bringen (den Anfang 
einer „Ausführungshandlung”). 

Ein Verbrechensverſuch beftimmter Art fteht daher in Bezug auf diefe Verwirklichung (genauer 
in Bezug auf die Verwirklichung einer beſtimmten verbrecheriichen Abſicht) in einem volltommenen 
Gegenſatze zu dem gleichgearteten vollendeten Verbrechen. 

Dagegen bejteht zwifchen der Gruppe der Verbrechenöverfuhe überhaupt und derjenigen der 
vollendeten Berbrechen fein fachlicher Gegenſat. Zunächſt haben beide Gruppen die Merkmale des 
allgemeinen Thatbeitandes der ftrafbaren ——— gemeinſam: ein Rechtsvorſchriften widerſtreiten— 
des zurechenbares äußeres Verhalten und, als Minimum in Bezug auf ihre weitere Bedeutung, eine 
durch die Artmerkmale der bezüglichen Handlungen repräfentierte Gefährlichkeit für rechtlich geſchützte 
Interefien. Dieje wenigftens nad der Vorausfegung des Gejeggebers. Dazu fommen bei den meiiten 
Verbrechensverfuchen weitere rechtlich bedeutiame Merkmale (diejenigen eines bewußt rechtswidrigen 
Angriffs ST fremde Güter), welche gleihermaßen bei zahlreichen vollendeten Verbrechen in Betracht 
fommen. A 
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Verjuchsitrafe, aus melden ſich bereits die Richtung auf ein beftimmtes Ver- 
brechen mit Mahrfcheinlichfeit erfennen läßt. Ohne einen folchen äußeren Anhaltspunkt 
fann der Beweis für das beabfichtigte Verbrechen nicht geliefert werben, da die vorliegende 
Handlung an ſich eine vieldeutige ift. Wer 3. B. ein Gewehr fauft, kann dies zwar zu 
einem verbrecheriihen Zwed thun, aber auch in durchaus unverfänglicher Abfiht. Bloß ein 
(gewiß äußerjt felten zu ermartendes) Geftändnis fönnte hier Auffhluß geben und auf ein 
bloßes, durd die vorliegenden Thatſachen nicht unterftüstes Geftändnis hin zu verurteilen, 
wäre äußerjt bevenflih. Strafprozeffe, welche wegen derartiger Handlungen geführt würden, 
müßten alfo rejultatlos in den Sand verlaufen, was das Vertrauen zur Strafrechtspflege 
tief erjchüttern würde. Die Strafgefege ignorieren daher mit Necht ſolche Handlungen, in 
welchen ſich der Thatbeitand eines bejtimmten Verbrechens noch nicht erfennbar darjtellt, als 
fogenannte jtraflofe Vorbereitung!. Ausnahmsmweife erklären fie indes, namentlih (im 
Geifte des Terrorismus) bei Staatsverbrechen, auch ſchon fogenannte Vorbereitungshand- 
lungen für jtrafbar. Mandimal wird, wo es fih um ſehr geringfügige Delikte handelt, der 
Verfuh ganz ftraflos gelaſſen, fo 3. B. nad) dem deutjchen Strafgefegbud der Verſuch der 
fogenannten Übertretungen und vieler „Vergehen“. Ofter fommt es auch vor, daf die Ge- 
jege eine Handlung, welde begriffsmäßig ein bloßer Verſuch ift, weil fie die Abficht 
nicht volljtändig verwirklicht, als vollendetes Verbrechen beftrafen, fo 3. B. bei manchen 
Staatsverbrehen, wie jchon oben bemerft wurde, oder beim Raub, wenn mande Gefet- 
bücher erklären, diefer fei vollendet durch die in räuberifcher Abſicht gefchehene Vergewal- 
tigung einer Perfon, wenn auch wirklich derſelben nichts weggenommen (geraubt) worden 
ift u. ſ. w. 

Aus unferer Auffaffung des Verſuchs ald einer teilmeifen Verwirklichung, nidt 
bloß einer Außerung der verbrederifchen Abficht, ergiebt fi unfere Stellung zu der 
Streitfrage über die Strafbarkeit der fogenannten untaugliden Verjuhshandlungen. 
In einer Verfuhshandlung, melde zur Herbeiführung des verbrecheriſchen Erfolges nicht 
tauglich ift, finden wir nichts von einer Berwirflihdung des Dolus. Die Abfiht zu 
töten fann man nur verwirklichen durch eine Einwirkung auf den zu Tötenden, welche 
geeignet iſt, deſſen Tod herbeizuführen, nicht aber 3. B. durch Verabreihen von unfchädlichen 
Mitteln, durh Zauberformeln u. dgl. m. Es fann auch nicht den Ausſchlag geben, ob 
derjenige, welcher einen anderen durch ein untaugliches Mittel töten will, dies thut, weil 
er aus Unmifjenheit diefes vorfäglich gewählt hat, in der Meinung, es habe tödliche Eigen- 
jchaften, oder ob er es nur irrtümlich dur Verwechslung, Zufall u. ſ. w. in die Hand 
befam, während er ein wirklich taugliches Mittel ergreifen wollte. Es ift z. B. gleihgültig, 
ob jemand deshalb mit der Abficht zu töten einem andern Magnefia beibringt, weil er in 
dem Wahn lebt, Magnefia ſei ein Gift, oder ob er es thut in dem Wahn, es fei Arjenif 
und nicht Magnefia, was er verabreiche. Die geiftige Beſchränktheit, welche im erften Fall 
vorliegt, ift nicht Grund der Straflofigfeit, ebenfomwenig der Mangel des Dolus; Dolus ift 
vielmehr in beiden Fällen vorhanden, in beiden aber feine Verwirklichung desjelben, aljo 
feine Strafbarfeit. 

Während mande Schriftiteller Strafbarfeit aller untauglihen Verſuchshandlungen oder 
dod die regelmäßige Strafbarfeit mit gewiſſen Einfchränfungen vertheidigen, haben dagegen 
andere einen Unterjchied gemacht zwifchen abfoluter und relativer Untauglichkeit. 
Bei bloß relativer Untauglichfeit der Mittel, d. h. ihrer Unzulänglichkeit im gegebenen Fall, 
jei Strafbarfeit anzunehmen; hätte der Thäter nur diefelben Mittel in größerer Quantität 
angewandt, jo wäre ihm die That ja gelungen. Seien dagegen die Mittel auch qualitativ 
(oder abjolut) untauglid, dann bliebe der Verſuch ftraflos. Allein auch in dem Fall quanti- 
tativer Untauglichfeit liegt feine Vermwirklihung der Abficht vor, ſowenig als es eine Ver— 





ı [Es handelt fi bei der Ausicheidung der bloßen Vorbereitungshandlungen nicht lediglich 
und nicht in erfter Yinie um die Beweisfrage. Die Vorbereitungshandlung enthält als folde noch 
feinen „Anfang der Ausführung“ des verbrederifchen Entichlufles in dem oben angegebenen Sinne 
diefer Worte. Deshalb würde eine gleiche Behandlung von Verſuchs- und Vorbereitungshandlungen 
nicht gerechtfertigt fein. M.] 


3. Das Strafredt. 935 


mwirflihung der Abfiht, in den Mond zu fteigen, ift, wenn man in einem Luftballon eine 
Meile hoc über den Erdboden emporjchwebt!. 

Im mejentlihen gilt dasjelbe aud von dem fogenannten Verſuch an einem untaug- 
lihen Objeft. Das Schießen auf einen Leichnam 3. B. ift gewiß feine irgendwie bie 
Abjiht einen lebenden Menſchen zu töten verwirflichende Handlung. — 

Die Strafgefege erllären denjenigen für ftraflos, welcher vor der Vollendung des Ver- 
brehens noch freiwillig von dem verbrecderifchen Unternehmen zurüdtritt. Selbjt wenn in 
einem folden all das bereits Gefchehene etwa ſchon für ſich ein felbjtändiges Verbrechen 
darjtellt, wird zwar wegen eben diefes vollendeten, nicht aber wegen des verjudten Ver— 
brechens gejtraft. Wer alfo, nachdem er einen andern mit der Abficht zu töten verwundet 
hat, die Tötung freiwillig unterläßt, wird nicht wegen Mordverſuchs, fondern nur wegen 
vollendeter Körperverlegung bejtraft. Wergebens fieht man fi für diefe Auffaffung nad 
einer prinzipiellen Begründung um, obwohl die fehr große Mehrzahl der Schriftiteller 
ebenfalls die Straflofigfeit des Verſuchs wegen freiwilligen Rüdtritts behauptet und zu be- 
gründen ſucht. Man kann nur (unzureichende) friminalpolitiihe Gründe für ſolche Straf- 
lofigfeit anführen, namentlid den Grund, daß der Thäter nicht felten noch im lebten ver- 
hängnisvoflen Augenblid zum Rüdtritt bewogen wird, wenn ihm Straflofigfeit in Ausficht 
fteht. Aber freilih: der Verbrecher wird auch leichter zur Ausführung feines Vorhabens 
fchreiten, wenn er weiß, daß ihm der Rüdtritt vor der Vollendung noch immer freijtehe! 
Und betrachtet man die Sache prinzipiell, jo fann man im Nüdtritt höchſtens einen Straf- 
milderungsgrund finden, infofern fi aus ihm eine geringere Intenfität des verbrecherifchen 
Willens ergiebt, feineswegs aber einen Strafausfhliegungsgrund, da das ſchon Gefchehene 
durch bloße Willensänderung nicht ungefchehen gemadt, das Strafbare durch das bloße 
Nihtweiterhandeln nicht wieder jtraflos werden fann (moraus fi auch ergiebt, daß 
derjenige jtrafbar ift, welcher einen Verſuch mit taugliden Mitteln begann, ihn aber fpäter 
mit untauglichen Mitteln weiter fortgeſetzt hat). 

Mit Rückſicht auf die Straflofigfeit bei vor der Vollendung erfolgendem Rücktritt teilt 
man den Verſuch gewöhnlich ein in den nicht beendigten und in ben beendigten 
(conatus perfeetus, delietum perfeetum, delit manqué) und behauptet, bei einem joge- 
nannten beendigten Verſuch lafje fi gar fein Rüdtritt denken, er könne alfo nicht mehr 
itraflos werden. Dies ift aber nur richtig, wenn man den beendigten Verſuch als den— 
jenigen definiert, bei welchem der Thäter alles gethan hat, was zur Vollendung des Ver: 
brechens von feiner Seite notwendig war (nicht bloß, was er dazu für notwendig hielt), 
ohne daß der beabfichtigte Erfolg eintrat; oder etwa auch als denjenigen, da der Handelnde 
fruchtlos die unmittelbar auf den Erfolg gerichtete Handlung vollzogen hat. Unter diejer 
Vorausfegung läßt jih in der That fein eigentlicher Rüdtritt denfen. Es märe aber nod) 
fraglih, ob man nicht dem erfolgreichen Entgegenwirfen gegen die ſchädlichen Folgen des 
beendigten Verſuchs ebenfalls Straflofigkeit zur Belohnung in Ausficht ſtellen jollte, wenn 
man dieſe beim Nüdtritt gewährt. Es handelt fi) ja doch zulegt nur um freiwillige Ver— 
hinderung der Vollendung. Diefe liegt aber auch vor, wenn jemand einem andern mit ber 
Abſicht, ihn zu töten, Gift gereicht hat (mas einen beendigten Verſuch fonftituiert) und nun, 
von Reue ergriffen, durch Gegengifte jede jchädliche Wirkung feiner Handlung bejeitigt. 
Das Neichsftrafgefegbuh hat darum auch mit Recht dem eigentlihen NRüdtritt den Fall 
gleichgeftellt, wenn der Thäter den Eintritt des zur Vollendung der ftrafbaren Handlung 
gehörigen Erfolgs durch eigene Thätigfeit abgewendet hat (S 46). 

Keinen Wert hat dagegen die Einteilung in nahen und entfernten Verſuch, welche 
nur auf willfürlicher Grundlage durchgeführt werden fann. — Man unterjcheidet ferner aud) 


! [Relative Untauglichkeit liegt bei jedem ftrafbaren Verſuche vor, da bei jedem die in Be- 
wegung geſetzten Kräfte fi als unzjulänglich erwieſen haben, um unter den gegebenen Bedingungen 
den Erfolg herbeizuführen. Sie fann deshalb die Strafbarkeit nicht in Wegfall bringen. Wohl aber 
gilt dies von einer Untauglichfeit, welche den Charakter der Ausführungshandlung (das Wort in dem 
oben angegebenen Sinne aenommen) und damit das Wejen des Verſuchs ausschließt (Tötenwollen 
durch die Anwendung von Zauberformeln zc.) Hier fpriht man mit Recht von einer abjoluten Un- 
tauglichleit. M.] 
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gewöhnlih den qualifizierten Verfuh vom einfahen. Der erftere liegt dann vor, 
wenn der Verſuch des Verbrechens zugleich den jelbftändigen Thatbejtand eines andern (in 
dem Thatbejtand jenes erjten nicht enthaltenen) vollendeten Verbrechens in ſich faßt. Wenn 
3. B. ein Haus in Brand geitedt wird, um einen in demfelben befindlichen Menjchen zu 
töten, jo liegt nebjt dem verſuchten Mord aud vollendete Branditiftung vor. 

Was die Strafe des Verfuchs anbetrifft, jo bildet fie, jo wie der Verſuch bloß Frag— 
ment des Verbrechens ift, auch nur einen Bruchteil der Strafe des vollendeten Verbrechens ; 
d. h. wenn es beim bloßen Berfuch geblieben ift, jo muß jedesmal eine geringere Strafe 
verhängt werden, als diejenige ift, auf welche man erfannt hätte, wenn das Verbrechen in 
dem vorliegenden all vollendet worden wäre. Dagegen ijt es mohl denkbar, daß die 
Strafe eines Verſuchs höher ausfällt als die Strafe, welche bei Vollendung eines gleid)- 
artigen Verbrechens in einem anderen jehr leichten Fall eintritt. Die teilweife Verwirk— 
lihung der Abfiht in jenem Fall fann ein ſchwereres Übel in ſich enthalten als die voll- 
jtändige Verwirklihung in diefem. Niemals aber fann man fagen: obwohl es nur beim 
Verſuch geblieben fei, liege doch ein ebenjo fchweres Übel vor, wie wenn zu dem Ge- 
ſchehenen auch noch die Vollendung hinzugetreten wäre; das Plus des Übels, weldes in 
diefer Liegt, verlangt notwendigerweife Berüdfichtigung. Darum ift die im franzöſiſchen 
Neht und in etwas abgeſchwächter Weife im öfterreihifhen, preußiſchen und 
bayeriſchen Recht vorfommende Gleichjtellung des Verſuchs mit der Vollendung nicht zu 
billigen. Im Sinne der obigen Ausführung liegt es, für den Verſuch gegenüber der Boll- 
endung einen jelbitändigen niederen Strafjat aufzuftellen, deſſen oberjte Grenze aber über 
das Minimum des für Vollendung gegebenen Straffates hinausragt, wie dies in S 44 
des Meichsitrafgejegbuhs geſchehen ift. Daß ſich eine gejegliche Unterfcheidung zwiſchen 
verſchiedenen Graden des Verſuchs und die Erklärung des Nüdtrittes als Strafausfhließungs- 
grund nicht rechtfertigen lafje, wurde ſchon früher bemerft. — 


8 7. Teilnahme und Begünftigung (Reihsftrafgefegbud SS 47—50. 257. 
258). Wir haben bisher den jubjeftiven und objektiven Thatbeitand des Verbrechens 
unter der Vorausſetzung betrachtet, daß der das Verbrechen Begehende eine einzige Perjon 
iſt. Eigentümliche Schwierigkeiten, die eine befondere Würdigung fordern, tauchen aber in 
dem Fall auf, wenn mehrere Perfonen zur Ausführung eines Verbrechens abfichtlich zu— 
jammenmwirfen, ein Verhältnis, welches man mit dem Namen der Teilnahme (concursus 
plurium ad idem delietum) oder auh der Mitfchuld bezeichnet. Verſteht man aljo 
unter Teilnahme die abjihtlide Mitwirkung mehrerer zum Zuftandelommen 
eines Verbredens, fo ift von diefem Begriff ausgeſchloſſen: 

1. Jede Mitwirtung zu einem Verbrechen, welche nicht abfichtlich ftattfindet. Wer 
duch feine Fahrläffigfeit einem andern Gelegenheit zu einem Diebftahl giebt, wer einen 
andern zu wiſſenſchaftlichen Zmweden in die Kenntnis der Gifte einweiht, welche dieſer bei 
einem Verbrechen verwertet, — der hat zwar mitgewirkt zum Zuftandelommen des Verbrechens, 
it aber wegen der mangelnden verbrecherifhen Abficht nicht Teilnehmer. 

2. Nach der herrichenden Anfchauung jede Mitwirkung zu einem Verbrechen, welche 
zwar abjichtlich aefchieht, aber von dem Begriff des Verbrechens zu dem Zuftandefommen 
desjelben gefordert ift, — der fogenannte coneursus necessarius (plurium ad idem delic- 
tum). So liegt es im Begriff des Aufitands, daß eine größere Anzahl von Menfchen zu 
dem Verbrechen mitwirken. Da diefe Art von Mitwirfung nur bei einzelnen Verbrechens— 
arten vorfommt, jo gehört zwar ihre nähere Betrachtung nicht hierher, fondern bildet einen 
Gegenitand des bejondern Teils, indefjen gelten allerdings für die Schuld der Teilnehmer 
diefelben Regeln bei vem „eoncursus necessarius“ wie bei dem „concursus facultativus“. 

3. Die fogenannte Begünftigung, welche erit nach vollendeter That zu dem Ver: 
brechen hinzutritt und dem Verbrecher die aus dem Verbrechen gezonenen Vorteile ſichern 
oder ihn der Strafe entziehen foll, ift feine Mitwirkung zur Entftehung des Verbrechens, 
aljo feine Teilnahme, jondern ein felbitändiges Verbrechen. Sie tft eine abſichtliche Mit: 
wirkung zur Fortdauer der dur das Verbrechen entitandenen Übel, indem fie die jtraf- 
oder civilrechtlihe Ausgleihung des Verbrechens ganz oder teilweife zu verhindern jucht, 
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und ihre Strafbarfeit wird fih daher allerdings nad) dem Charakter und der Schwere des 
„Hauptverbrehens” (in Beziehung auf welches ſie jtattfindet) richten. Die Begünftigung iſt 
ein Verbrechen gegen die Rechtspflege, während fie unfer Gefegbuch im Zufammenhang mit 
der Hehlerei unter die Vermögensverbrechen einreiht, überhaupt die Begriffe beider Verbrechen 
zum Teil chief auffaßt. 

Die zwei Hauptarten der Teilnahme find die Urheberfhaft und die Beihülfe. 
Da man aber ferner zu einem Verbrechen ſowohl durh intelleftuelle Einwirkung auf 
andere als auch dur eigene phyſiſche Thätigkeit mitwirken fann, fo zerfällt ſowohl die 
Urheberihaft als die Beihülfe wieder in eine intelleftuelle und in eine phyſiſche. Die 
phyſiſche Urheberihaft (richtiger Thäterfchaft) gehört hierher natürlich nur unter der dem 
oben aufgeftellten Begriff der Teilnahme im weiteren Sinne entjprechenden Vorausjegung, 
daß mindeftens zwei Perfonen ala zum Verbrechen (dolos) mitwirfend gedacht werben. 
Wird Teilnahme im engeren Sinne genommen, fo gehört der „Ihäter” überhaupt nicht zu 
den Teilnehmern. — Der Sprachgebrauch des Strafgeſetzbuchs iſt ſchwankend. 

I. Intelleftuweller Urheber, moralifher Urheber, Anſtifter iſt ver- 
jenige, welcher einen andern abfichtlich zu einer verbrecherifchen Thätigkeit beftimmt, alfo den 
Entſchluß zu derjelben in diefem hervorruft. Die verbrecherifche Thätigfeit, zu welcher an- 
geftiftet wird, kann phyfifche Urheberfchaft oder Thäterfchaft fein, aber auch Beihülfe. Cs 
giebt aljo eine Anftiftung zur Beihülfe und endlich auch eine Anftiftung zur Anftiftung 
oder „mittelbare Anftiftung“. Immer aber beginnt die Strafbarfeit des Anftifters erft, 
wenn der Thäter fchon bis zu einem ftrafbaren Verfuch vorgefchritten ift, und die Strafbar- 
feit des Anſtifters wächſt mit der des Thäters, wenn dieſer zur Vollendung weiter geht. 
Die Anftiftung wird beftraft als eine Mitwirfung zum Verbrechen, von einem foldhen ijt 
aber erſt die Nede, wenn es zum mindeften verfucht ift. An fich betrachtet als bloße Ein- 
wirfung auf den Willen eines andern ift die Anftiftung noch nicht jtrafbar. Kommt es 
nicht bis zum Verſuch des Verbrechens durch den Thäter, jo liegt noch feine ftrafbare Übel- 
that vor, und erjt wenn eine ſolche begangen ift, fann man die an ihr Beteiligten dafür 
zur Verantwortung ziehen. Manche Schriftiteller und Gefete nehmen allerdings an, daß 
Schon die fogenannte verſuchte Anjtiftung ftrafbar fei, verfennen aber dabei, daß eine 
bloße Außerung des Dolus noch feine Verwirklihung ift!. Leider hat nun der neue $ 49a, 
nachdem jchon das Strafgefegbucd einzelne Fälle der verfuchten Anftiftung für ftrafbar er- 
Härt hatte, ganz allgemein die (in gewifjen Formen gefchehene) „Aufforderung“ zu Ver- 
brechen (im engern Sinn) mit Strafe bedroht. 

Die Strafbarfeit des Anftifters ift im allgemeinen ebenfo groß mie die des Ange- 
ſtifteten. Manchmal zeigt freilich fein Verhalten größere ntenfität des verbrecheriſchen 
Willens als das des legteren, allein nicht felten tritt auch das umgefehrte Verhältnis ein. 
Befondere Strafzumeſſungs-, Anderungs- oder Ausfchliegungsgründe, welche nur in der 
Perfon des einen oder des andern zutreffen, müfjen natürlih aud ihre jelbjtändige 
Würdigung finden. 

Die Mittel, welche zur Anjtiftung benugt werben, find gleichgültig, Der Streit 
über diefelben ijt daher ein ziemlich müßiger, erhält aber dur $ 49a neue Nahrung. 
Befehl, Auftrag, Nat, Überredung, Bitte, Drohung, Geſchenke und Verſprechungen find die 
aewöhnlichiten Formen der Anftiftung. Überall muß aber mit der Abficht, den Willen des 
andern zum Verbrechen zu bejtimmen, und mit diefem Erfolg gehandelt werden. Die 
Drohung ift nur dann ein Mittel der Anftiftung, wenn fie nicht pſychiſche Unfreiheit in 
dem Bedrohten bewirkt; handelt diefer ohne ‚Freiheit, fo ijt er feines Verbrechens ſchuldig, 
und der alleinige Urheber des Verbrechens ift der Drohende. Überhaupt gilt der Sat all- 
gemein: fein Anftifter ohne einen angeftifteten dolojen Verbrecher. Wenn aljo dem 
jcheinbar infolge einer „Anftiftung”“ zu einem verbrecheriſchen Erfolg Mitwirkenden jeine 


! [Die verſuchte Anftiftung enthält nicht bloß ein Erfennbarmaden der verbrederiihen Abjicht, 
fondern ein Hinwirken auf deren Verwirklichung und zwar durh Mittel und Wege, welchen eine 
generelle Gefährlichkeit nicht abzuipredhen iſt. Ihre erg | iſt daher derjenigen des Thäterver- 
ſuchs verwandt und ihre Beitrafung durchaus gerechtfertigt. M.] 
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Thätigfeit überhaupt nicht oder mwenigjtens wegen eines bei ihm obmaltenden Irrtums nicht 
zum Dolus, fondern bloß zur Kulpa zugerechnet werden kann, ſo iſt der ſcheinbar Anftiftende, 
wenn er zu einer urheberifchen Thätigfeit (3. B. zum Losſchießen eines Gewehrs auf einen 
Menſchen) beitimmte, alleiniger Urheber des Verbrediens; wenn er zu einer bloß unter- 
ftügenden Thätigfeit (3. B. zur Verfertigung von Nachſchlüſſeln für einen Dieb) beitimmte, 
Gehülfe, Beihelfer zum Verbrechen. 

Bejondere Schwierigkeiten entjtehen, wenn der Angeftiftete den ihm vom Anftifter ge- 
wordenen Auftrag überfchreitt. Man muß ſich bei der Beurteilung ſolcher Fälle hüten, 
die civilrehtlihen Grundfäge über die Haftung des Mandanten auf das ftrafrechtlihe Ge- 
biet zu verpflanzen. Der Anjtifter haftet nur für jene Thätigfeit, welche innerhalb der Grenzen 
des von ihm Beabfichtigten liegt, allerdings aljo auch dann, wenn das Verbrechen des An— 
gejtifteten nur zum Teil den Thatbeitand des Verbrechens, wozu angeftiftet wurde, erfüllt, 
3. B. wenn der zum Raub Angeftiftete nur einen Diebjtahl (nicht aber, wenn er einen 
Betrug) beging. 

Die Frage nad dem NRüdtritt von der Anftiftung mit der Wirkung des Straflos- 
werdens bedarf einer vorfichtigen Würdigung. Nicht felten meint man, es genüge hierzu 
ſchon die Zurüdnahme des Auftrags vor der Ausführung der That. Allein wenn der früher 
von dem Anjtifter ausgeübte geiftige Einfluß troß jener Zurüdnahme noch fortwirft und 
den Angejtifteten zu der That mit beftimmt, fo fann von Straflofigfeit nicht die Rede fein, 
vielmehr nur dann, wenn es dem Anftifter gelingt, ſelbſt den Verſuch des Verbrechens 
zu verhindern. Sieht man freilich in dem Nüdtritt von dem Verſuch einen Straflofigfeits- 
grund, jo wird man auch den Anjtifter für jtraflos erklären müffen, wenn diefer bewirkt, 
daß das Verbrehen nit vollendet wird und es bei dem bloßen Verſuch desfelben 
bleibt. — 

Es läßt ſich fehr wohl aud eine Anftiftung zu einem Verbrechen denfen, welches der 
Anftifter ſelbſt als Thäter nicht begehen könnte. Es fann alfo ein Nichtbeamter einen 
Beamten zu einem Amtsverbrechen, eine Frau einen Mann zur Notzudt u. f. mw. aller- 
dings anitiften. 

Wenn mehrere abfichtlich durch gemeinfchaftlihe Thätigfeit einen anderen zu einem 
Verbrechen beitimmen, jo find fie intellektuelle Miturheber (Miturheber im engeren Sinne 
oder Mitanitifter). 

I. Bhyfifher Urheber, Thäter ift derjenige, welcher ein Verbrechen jelbit 
begeht (oder ausführt). In der Lehre von der Teilnahme hat man dabei zunädjt nur an 
einen dolofen Thäter zu denken, obwohl der Begriff der Thäterihaft an ſich auch auf den 
fulpofen Verbrecher anwendbar ift. Nur der dolofe Thäter erfcheint, wie wir ſchon oben 
bemerkt haben, als ein angejtifteter. 

Zur Begehung eines Berbrechens fönnen auch mehrere Thäter mitwirfen. Soll aber 
von Mitſchuld die Rede fein, jo muß zum mindeften einer der „Mitthäter" das Be: 
wußtjein haben, daß ein anderer abjichtlich zur Ausführung des Verbrechens mitwirfe. Es 
fommt vor, daß ein eingetretener Erfolg das gemeinfchaftliche Nefultat der Thätigfeit meh- 
rerer Perſonen ift, welche in derfelben verbrecherifchen Abficht thätig waren, ohne daß jie 
aber voneinander, vor oder bei der Handlung, mußten, 3. B. es jchießen auf denjelben 
Menſchen, mit der Abficht ihm zu töten, gleichzeitig zwei Perſonen, ohne daß eine von der 
anderen weiß. Hier wird man die That eines jeden ganz felbitändig zu beurteilen haben, 
weil feinem zugerechnet werden fann, was ohne fein Wiffen der andere gethan hat. Schießen 
daher beide fehl oder find die von ihnen beigebrahten Wunden nur durch ihr Zufammen- 
wirfen tödlich, jo find beide nur wegen Verfuchs zu beitrafen, ebenſo wenn nicht fonftatiert 
werden fann, welcher von beiden die tödliche Wunde beigebracht hat. Kennt man den Ur- 
heber der Wunde, welde den Tod herbeiführte, fo ift er wegen vollendeten Mordes zu be- 
jtrafen. Es ift alfo jeder ebenfo ſelbſtändig zu beurteilen wie in dem Fall, wenn das Zu- 
jammentreffen zweier fahrläffiger Handlungen in demfelben Objekt einen Erfolg herbeigeführt 
hat. Der „Mitthäter” in dem oben angegebenen Sinne dagegen haftet auch für die 
dolofe, zunächſt durch einen andern herbeigeführte Vollendung. Die Vorausjegung bleibt 
aber dabei, daß er wie ein Thäter, nicht bloß wie ein Gehülfe gehandelt hat. 
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Man unterfcheidet die fogenannte zu fällige Mitthäterfchaft von der auf einer Ver- 
abredung beruhenden. Die erjtere ift dann vorhanden, wenn ohne vorherige Verabredung 
erit im Augenblid der That das Bewußtſein des gemeinfamen Handelns eintritt; für den 
Fall einer vorherigen Verabredung wird zugleich die Frage nad einer etwaigen Anftiftung 
des einen durch den anderen entjtehen. Abgejehen davon wird man aber die Mitthäter- 
ſchaft auch hier ebenfo wie in dem anderen Fall zu beurteilen haben. Näheres unten, wo 
vom Komplott die Rede ift. 

II. Gehülfe iſt derjenige, welcher einen anderen bei Begehung eines Verbrechens 
wiſſentlich unterftügt. Seine Handlungsweife darf feine foldhe fein, welde ihn zum Thäter 
madt. Wer, jei es auch nur im fremden Intereſſe, aus Freundfchaft u. f. w., die den 
TIhatbeitand des Verbrechens darjtellende Haupthandlung ganz oder zum Teil begeht, ijt 
Thäter. Es fommt alfo hierbei nicht bloß auf ein fubjektives, fondern in erfter Linie auf 
ein objeftives Unterfcheidungsmerfmal an. Nicht jelten allerdings wird eine entgegengejegte Be- 
hauptung verfochten. Nicht das foll mithin entjcheiden, ob die Thätigkeit des Verbrechers 
eine unfelbjtändige und untergeorbnete war, fondern die Verfchievenartigfeit des Motive. 
Wer zu dem Verbrechen nur in fremdem Intereſſe mitwirfe, es nur „als ein fremdes wolle”, 
behauptet man, ſei ein Gehülfe, wer das Verbrechen als fein eigenes wolle, in feinem eigenen 
Intereſſe handle, jei ein Thäter. Nun kann aber derjenige überhaupt nicht ein Verbrechen 
bloß als fremdes wollen, welcher es durch feine Mitwirkung zu feinem eigenen macht; bloß 
fein eigener Dolus macht ihn zum Verbrecher. Welche Motive ihn bei jeiner Thätigfeit 
leiten, ijt für den Thatbejtand, wie gewöhnlich jo auch in diefem Fall, gleihgültig. Wer 
das lebhaftejte Intereſſe an dem Zuſtandekommen des Verbrechens hat, dieſes aber nur 
durch eine beihelfende Handlung bethätigt, fann wegen jenes Intereſſes allein, welches eine 
bloße innere Gefinnung tft, nicht zum Thäter werden, und wer das Verbrechen felbit voll 
führt, jelbjt den tödlichen Streich führt, fann nicht behaupten, daß er bloß einem anderen 
(vielleicht ganz unthätig Gebliebenen) geholfen habe, wenn er auch nur in defjen Intereſſe 
gehandelt hat. Man darf die Abficht nicht mit dem Motiv oder Zweck verwechjeln. Wer 
in Wirklichkeit bloß hilft, deſſen angeblicher urheberifcher Dolus hat ſich nicht verwirklicht, kann 
ihn alfo nicht zum Urheber mahen. Der unbefangenen Anfhauung wird man es niemals 
einleuchtend machen, daß 3. B. derjenige, welcher einem Dieb Nachfchlüffel verfchafft hat, 
nit mehr Gehülfe, jondern Urheber fei, wenn er eigenes Intereſſe an der Vollführung des 
Diebjtahls hatte. — 

Die Beihülfe wird eingeteilt in die jogenannte phyfifche und die intellektuelle 
(richtiger pſychiſche). Letztere beſteht in einer wifjentlihen Unterftügung durch geiftige 
Cinmwirfung. Sie geſchieht alfo durch Beitärfung des verbrecherifchen Entſchluſſes, durch 
Erteilung von Nat oder Unterricht, durch Anpreifen der That, Verfprechen einer Be: 
günftigung nah der That u. dgl. Sie ift zumeilen fehr ſchwer von der Anftiftung zu 
unterjcheiden ; feitzuhalten ift dabei ſtets, daß lettere beftehen muß in einer Thätigfeit, 
welche den verbrecherifhen Entſchluß hervorruft und in diefer Abficht unternommen 
ift. In der Regel wirkt übrigens die phyfifhe Beihülfe auch piyhifh, den Entſchluß des 
Verbrechers durch das Bemwußtjein der Berhülfe verjtärfend. Ausnahmen hiervon fommen 
vor, wenn der Verbrecher nicht weiß, daß ihm Beihülfe geleiftet wird (denn es ijt aller- 
dings nicht notwendig, daß diefer um die geleiftete Hülfe wiffe, wenn fie ihm nur in einer 
das Verbrechen wirklich fördernden Weife zu teil wird) oder wenn ihm der Gehülfe aus 
irgend einem Grund nicht willfommen it. 

Die Beihülfe wird ebenfo wie die Anjtiftung erſt jtrafbar, wenn der Thäter minde- 
jtens einen Verſuch des Verbrechens begangen hat. Nur die Beziehung auf das von dieſem 
beabfichtigte Verbrechen drüdt ihr den Charakter des Verbrechens auf, und als Mitwirkung 
zu einem nicht zu ftande gefommenen Verbrechen kann fie nicht bejtraft werden. Es giebt 
alfo feinen Verſuch der Beihülfe, wohl aber Beihülfe zu einem verſuchten Verbrechen. 
Ebenfo wie die Strafbarfeit der Anftiftung wächſt auch die der Beihülfe mit der zur Voll- 
endung fortichreitenden Thätigfeit des phyſiſchen Urhebers. 

Bezugs der Höhe der Strafe fteht aber der Gehülfe dem Thäter nicht gleih. Seiner 
untergeordneten Mitwirfung zum Verbrechen muß eine mildere Beitrafung entipreden. Die 
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Gefege werben das Richtige treffen, wenn fie für die Beihülfe (ähnlich wie für den Ver- 
fuch) einen niedrigeren Straffat als für die Urheberſchaft aufftellen, dejien Marimum aber 
über das Minimum der für die Urheber bejtimmten Strafe übergreifen muß, da allerdings 
ein Gehülfe in einem bejonders fchweren Fall ftrafmwürdiger fein fann als der Thäter in 
einem anderen leichteren ‚Fall derjelben Art. Nach dem Gejagten war es nicht zu billigen, 
wenn nad dem Vorbilde des franzöfifchen Nechts das preußifche und das bayriiche Straf- 
gefegbuch die Gehülfen dem Thäter im allgemeinen gleichftellten, ein Sat, deſſen Kon— 
fequenzen zu ziehen fie ſich freilich geicheut haben. Auch das öfterreichifche Recht fommt zu 
ähnlichen Halbheiten und Inkonſequenzen. Das deutſche Strafgeſetzbuch verfährt hier wie 
betreff3 des Verfuhs im weſentlichen richtig. 

Nah dem früher Angeveuteten gilt von der Beihülfe der Satz: feine Beihülfe 
ohne dolofen Thäter. Hit aljo dem ſcheinbaren Thäter die That gar nicht oder doc 
nicht zum Dolus zuzurechnen, jo ift der ihn dolos Unterjtügende nicht Gehülfe, fondern der 
alleinige Urheber des Verbrechens. Seine Thätigfeit ift feine untergeorpnete, fondern eine 
jelbftändig den Kaufalzufammenhang beherrſchende. Wir fünnen ſonach die Beihülfe füglich 
als ein Accefjorium der Urheberfchaft bezeichnen, was aber nicht daran hindert, bei der 
Strafzumeljung die bejonderen perſönlichen Verhältniffe des Gehülfen zu würdigen. Eben- 
ſowenig wird durch jene accefjorifche Natur der Beihülfe eine Nichtbeachtung des Erforber- 
niſſes der Abfichtlichteit für die Beihülfe entfchuldigt. Der Gehülfe wird aljo nur ſoweit 
Teilnehmer des Thäters, als er es wirklich werden wollte. Begeht der Thäter ein anderes 
Verbrehen ald dasjenige, zu mweldem der Gehülfe Unterſtützung leiften wollte, jo haftet 
diefer für das begangene Verbrechen nur injoweit, als deſſen Thatbeſtand übereinjtimmt mit 
dem Thatbeſtand jenes Verbrechens, zu welchem er helfen wollte. Begeht alſo der Thäter 
einen Diebftahl ftatt des Naubes, jo haftet der Gehülfe als Mitfchuldiger, nicht aber im 
umgefehrten Fall, in welchem er vielmehr nur als Beihelfer zum Diebjtahl verurteilt wer: 
den fann. 

Der Nüdtritt von der Beihülfe muß ganz analog wie der Nüdtritt des Anftifters 
beurteilt werden. Gelingt es dem Gehülfen nicht, den Thäter vom verbrecherifchen Verſuch 
abzuhalten, fo hilft der bloße Widerruf nichts, fobald die That wirklih unter Benutzung 
der beihelfenden Thätigfeit verübt wird. Benutzt aber 3. B. der Dieb die erhaltenen Nach— 
ſchlüſſel nicht, da er fie nicht tauglich findet, jo haftet der Gehülfe nicht für feinen „untaug- 
lichen Verſuch der Beihülfe”, könnte aber vielleicht für pſychiſche Beihülfe haften. Nach der 
Analogie der gewöhnlid angenommenen Straflofigfeit des vor der Vollendung zurüdtretenden 
Thäters wird man natürlich auch dann dem Gehülfen Straflofigfeit zugejtehen müſſen, wenn 
er die Vollendung des Verbrechens durch den Thäter verhindert. 

Endlich jei no erwähnt, daß häufig, aber ohne jtihhaltigen Grund, zwiſchen wejent- 
licher Beihülfe (der Thätigfeit des „Hauptgehülfen”) und unwefentlider unter: 
ſchieden wird. Mehr Bedeutung hat es, wenn man denjenigen Gehülfen oder Anjtifter, 
bei weldjem dasjelbe die Strafbarkeit beeinfluffende perfönliche Verhältnis zu dem Objekt 
des Verbrechens obmwaltet wie bei dem Thäter, „Speciellen Teilnehmer“ nennt. So it 
aljo 3. B. der Beamte, welcher einem anderen bei einem Amtsverbrechen hilft, fpecieller 
Teilnehmer. — 

Daß es aud eine Beihülfe zur Beihülfe giebt, ift leicht einzufehen; feltener wird fich 
Deihülfe zur Anftiftung nachweiſen lafjen, obwohl auch hier namentlich der Begriff der 
pſychiſchen Beihülfe nicht ſehr ſchwierig zu konſtruieren iſt (das Reichsſtrafgeſetzbuch bedroht 
ſie jedoch nicht). 

Mit der näheren Beſtimmung der Begriffe Anſtiftung, Thäterſchaft und Beihülfe haben 
wir nun eigentlich den ganzen Umkreis der Arten der Teilnahme beſchrieben. Gleichwohl 
müſſen wir noch die Begriffe von Komplott und Bande ins Auge faſſen, da ihnen die 
Wiſſenſchaft und die Geſetzgebung öfter eine eigentümliche Behandlung zu teil werden laſſen. 

Unter einem Komplott (societas delinquendi) verſteht man gewöhnlich die abſicht— 
liche Verbindung (Verabredung) mehrerer Berfonen, deren jede die Abficht hat, „das Ver: 
brechen als ihr eigenes zu verwirklichen“, zur gemeinſchaftlichen Ausführung eines Ver— 
brechens. Die Definition beruht, wie leicht erjichtlich, auf jener ſubjektiven Theorie, welche 
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den Unterſchied zwiſchen Urhebern und Gehülfen in der verſchiedenartigen Abficht (eigentlich 
dem Motiv, ſiehe oben) findet. Infolge diefer Auffaffung wird nun behauptet, daß alle 
Komplottanten für das begangene Verbrechen, ſoweit bei diefem nicht über die Verabredung 
hinausgegriffen wird, als Urheber haften, ohne Rüdficht darauf, ob der eine oder andere bei 
der Ausführung nur in untergeorbneter beihelfender Meife thätig wird oder gar dem Plane 
gemäß unthätig bleibt. Daß bei einer foldhen Behandlung Filtionen an die Stelle der 
Wahrheit treten, ift einleuchtend. Das Richtige ift, die Komplottanten nad) den allgemeinen 
Regeln über die Teilnahme zu behandeln, alfo bezüglich jedes einzelnen fi die Frage vor- 
zulegen, ob er zu dem Verbrechen durch Anftiftung, Beihülfe oder TIhäterfchaft oder zu— 
gleih in diefer und jener Weiſe mitgewirkt habe, und feine Strafbarfeit hiernach zu be- 
mejjen. Das Komplott ift demnach feine ſelbſtändige Schuldform und die neuejten Geſetze, 
wie namentlich das deutſche Strafgeſetzbuch (in feiner urfprünglichen Form), haben mit Recht, 
ebenſo wie das öjterreichifche, feine beſondere Vorfchrift über dasfelbe gegeben. An fich iſt 
das Komplott, wenn zu der Verabredung fein Verſuch der Ausführung hinzutritt, nad all- 
gemeinen Grundfäßen gar nicht jtrafbar. Hochverräterifche Komplotte werden aber von den 
Strafgefegbüchern, welche bei Behandlung der Staatöverbrehen leider auf dem polizeilichen 
Standpunkt jtehen, gewöhnlich mit hoher Strafe bedroht, und der $ 49a unferes Straf- 
en erklärt jet jogar Aufforderung und Anerbieten zu einem verbrederifchen Komplott 
für jtrafbar. 

Vom Komplott wohl zu unterfcheiden iſt der kriminaliſtiſche Beariff der Bande, unter 
welcher man verjteht eine Vereinigung mehrerer Perſonen zur wiederholten Begehung von 
im einzelnen (individuell) noch nicht bejtimmterr Verbrechen gleicher oder verfchiedener Art. 
Der Umſtand, daß ein Verbrechen von folchen Perfonen verübt wurde, welde Mitglieder 
einer Bande find, mag vielleicht bei der Strafjzumefjung als Beweis größerer Intenſität des 
verbrederiihen Willens berüdjichtigt werden, dagegen fünnen über die Vereinigung zur 
Bande nicht Negeln gelten, welche von den allgemeinen Negeln über Teilnahme abweichen. 
Hiernach ift alſo die bloße Bandenbildung ſtraflos. Die Mitaliever der Bande werben 
bloß unter der Vorausfegung für ein von andern Mitgliedern innerhalb des „Programms“ 
der Bande begangenes Verbrechen als Teilnehmer haften, wenn ihnen Anftiftung oder 
Beihülfe zur Laſt fällt. Auch für den Häuptling der Bande gilt dasſelbe. — Das 
Reichsſtrafgeſetzbuch erflärt den von einer Bande verübten Diebjtahl und Raub für einen 
ſchweren. 


B. Von den Strafmitteln. 


Vorbemerkungen. Die Strafmittel ſind nur dann zu dem Zweck einer guten 
Strafrechtspflege verwendbar, wenn ſich vor allem die thunlichſte Verwirklichung des Prinzips 
der Vergeltung und dann in zweiter Linie möglichſte Förderung der Strafzwecke von ihnen 
erwarten läßt. Demnach ſollen die Strafmittel jo beſchaffen ſein: 

1. Daß dur ihre Anwendung gerechte Vergeltung geübt werden fann. Zu dem Ende 
müſſen fie a. wirklihe Übel fein, da es fih um die Ausgleihung von Übelthaten handelt. 
Sodann müffen fie b. möglichft große Dehnbarfeit und Teilungsfähigfeit befiten, 
damit fie den ungemein verfchiedenartigen Abjtufungen der Schuld jo genau als möglich 
angepaßt werben fünnen. Jedes ftarre unbiegjame Strafmittel, welches feine Individuali— 
fierung zuläßt, ift darum verwerflih. e. Im Hinblid auf die für Menfhen niemals ganz 
zu befeitigende Möglichkeit eines Irrtums follen nur foldhe Strafen zur Anwendung fommen, 
bei welchen die Wiedergutmahung eines einem Unfhuldigen zugefügten Übels nicht von 
vornherein ausgeſchloſſen ift. 

2. Im Hinblid auf die Strafzwede müſſen thunlichft folde Strafmittel gewählt 
werden, welche durch ihren Ernft abjchredend zu mirfen geeignet find, während durch die 
Art ihres Vollzuges ſoweit erforderlich die Beſſerung des Verbrechers angejtrebt werden 
muß. — 

Viele Strafmittel, welche früher häufig angewandt wurden, find heutzutage in den 
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Ländern europäischer Bildung ganz außer Gebrauh, meil ihre Unvereinbarfeit mit den 
Zweden der Strafrechtöpflege und mit den fittlichen Anfchauungen einer vorgefchrittenen Zeit 
gar zu auffallend ift. Namentlich hat man alle verftümmelnden Strafen, alle Verfchärfungen 
der Todesitrafe und alle jene Strafen, welche mwejentlid in einer fchimpflichen Behandlung 
des Verbrechers (Ejelritt, Pflugtragen, Zäjterjtein, Pranger u. dal.) beitehen — Strafen, in 
deren Feſtſtellung das Mittelalter einen wahren Galgenhumor entfaltete — bejeitigt. Der 
Diskuffion unterliegen alfo heutzutage nur: I. die Todesftrafe, Il. die Freiheits— 
ftrafen, II. die Bermögensitrafen, IV. die Ehrenftrafen und allenfalls V. die 
Prügelitrafe. 


8 1. Die Todesjtrafe. Der Streit über die Beibehaltung oder Abfchaffung der 
Todesjtrafe wurde befonders jeit Beccarias berühmten Werk über Verbrechen und 
Strafen ſehr lebhaft geführt. In früheren Zeiten ließ man die Todesitrafe bei allen einiger: 
maßen bedeutenden Verbrechen eintreten und vollftredte fie in ſehr verfchiedener Weiſe, nicht 
felten unter Schärfung derfelben durch barbarifhe Marten. Neben ver Strafe des Stranges 
und Schwertes fam das Rädern, Vierteilen, Verbrennen, Pfählen, Yebendigbegraben, Er- 
tränfen u. j. w. vor. Heutzutage hat man die Todesjtrafe auf wenige Verbrechen bejchränft, 
namentlich auf abfitlihe Tötung eines Menſchen (zuweilen aud ausgedehnt auf fahrläffige 
Tötung im Zufammentreffen mit einem anderen ſchweren Verbrechen) und auf die ſchwerſten 
Fälle des Hocverrats. Die Vollftredung erfolgt gewöhnlich durch das Schwert oder das 
Fallbeil, hier und da (z. B. in Oſterreich) durch den Strang. In der Theorie aber hat 
jih der Streit noch mehr eingeengt, da die Verteidiger der Todesjtrafe diefelbe nur noch 
für notwendig halten als Strafe des Mordes, d. h. der mit Überlegung verübten abjicht- 
lihen Tötung eines Menfchen. In einigen Staaten hat man die Todesjtrafe ganz bejeitigt, 
jo namentlich, was Deutichland betrifft, vor Einführung des Reichsſtrafgeſetzbuchs in Olden— 
burg, Bremen, Anhalt und dem Königreih Sachſen. Das Neichsitrafgejegbuh (SS 80. 211) 
hat fie aber beibehalten für den vollendeten Mord überhaupt und für den Mordverſuch, 
welder an dem Kaiſer, an dem eigenen Yandesherrn oder während des Aufenthaltes in 
einem Bundesitaate an dem Landesherrn dieſes Staates verübt worden if. Sie iſt ferner 
im Militärſtrafgeſetzbuch für verichievenerlei Verlegungen militärischer Pflichten im Kriege ſowie 
im Reichsjprengitoffgefeg vom 9. Juni 1884 8 5 für das ſchwerſte der dort behandelten 
Delikte gedroht. Auch in folcher Einſchränkung halten wir die Androhung der Todesitrafe 
für unzuläſſig, denn diefe Strafe erfüllt die Forderungen nicht, melde wir an ein 
Strafmittel jtellen müfjen. Sie ift eine fogenannte abjolute Strafe, welche feine Teilung, 
feine Mehrung und Minderung zuläßt (da von Schärfungen natürlich ganz abgejehen 
werden muß). Diefe Starrheit aber macht fie unfähig, gerechte Vergeltung zu fein, 
da es feine Verbrechensart giebt, welche in allen einzelnen Fällen ebenfalls eine ſich jelbit 
gleich bleibende Größe der Verſchuldung und des Übels zeigte. Auch der Mord tt fein 
folches Verbrechen ; feine Mordthat ift der anderen in allen auf die Strafwürdigfeit einfluß- 
reihen Umftänden vollftändig gleih. Welche Verſchiedenheit bejteht zwifchen dem Mord aus 
Habfucht und dem aus Fanatismus oder Rachſucht! Wie verfchieden ift der gebildete und 
der rohe, der jugendliche und der bejahrte Mörder zu beurteilen! Und wo läßt fich die Grenz— 
linie mit Sicherheit ziehen zwifchen dem mit dem Tod zu bejtrafenden Mörder und dem 
Totichläger? Zwiſchen diefen beiden Verbrechen beiteht feine Kluft, und dennoch foll zwiſchen 
ihrer Bejtrafung eine ſolche geichaffen werden? — Abgefehen von allevem ift fchon die 
Sleihung, weldhe in dem „Leben um Leben“ liegt, an ſich eine unrichtige; die Schäßung 
des Yebens iſt ja eine ungemein verfchiedene. Sieht man auf die äußere Gleichartigleit der 
Behandlung, ſo muß man geſtehen, daß dieſe bei der Todesſtrafe faſt nie vorhanden iſt. 

Ihr geht die Kundmachung des Urteils an den Verurteilten tage- ja monatelang voran!, und 
wer will ermeijen, welchen Inbegriff von Übeln und Qualen die jo eröffnete Ausjiht auf 
die Stunde der Hinrichtung für den Verbrecher in ſich ſchließt? Nur äußerſt jelten handelt 





., , Zelbjt ein Zwilchenraum von einen Jahr und mehr ift 3. B. in Preußen vor nicht langer 
Zeit nichts Seltenes geweſen. 
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der Mörder feinem Opfer gegenüber in ähnlicher Weife. Fragt man aber nad) der inneren 
Natur des Übels, welches man mittels der Todesftrafe über einen Menfhen verhängt, fo 
fteht man vor einem dunklen unlösbaren Nätfel, denn wer weiß es, was fich hinter der 
Pforte zum Jenſeits verbirgt, die man dem Verbrecher öffnet? Menſchen müjlen fich hüten 
vor einem Ausſpruch, über dejjen Tragweite und Bedeutung fie felbjt gar feine Auskunft 
geben fünnen. — Sodann iſt es ein fchmwerer, für fich allein jchon den Ausſchlag gebenver 
Einwurf gegen die Todesitrafe, daß fie die Möglichkeit der Wiedergutmachung abfchneidet. 
Dis zu einem gewifjen Grade ift dies allerdings bei jeder Strafe der Fall; bei feiner fann 
man mit Sicherheit jagen, ob fpäter noch Gelegenheit fein werde, es wieder gut zu machen, 
wenn etwa ein Unfchuldiger bejtraft werden ſollte. Allein die Todesitrafe läßt es nicht bei 
diejer allgemeinen Gefahr bewenden, ſondern jtellt von vornherein die Gewißheit ber, 
daß fein Weg der Heilung für einen möglichen Jrrtum gegeben ift. Die Möglichkeit eines 
Irrtums aber ift dur feine Vorfichtsmaßregel ganz zu vermeiden. Es ijt einleuchtend, daß 
eine Strafe, welde ein ganz unbeftimmbares Übel, ohne die Möglichkeit einer Nüdgängig- 
machung, über einen Menfchen und möglicherweife über einen Unfchuldigen verhängt, etwas 
jo Unheimlihes und Grauenhaftes an fi trägt, daß von ihr die Göttin der Gerech— 
tigkeit fih unwillig abwendet. Sie fteht geradezu in Widerſpruch mit dem Prinzip der 
Strafe. 

ragt man weiter, inwiefern die Todesitrafe etwa eine Verfolgung der Strafzwede 
zuläßt, jo erhält man feine erfreulichere Antwort. Hierbei muß man übrigens fejthalten, daß, 
jelbft wenn hier die Auskunft befjer lautete, dies nicht entjcheiden würde, jobald einmal 
fejtiteht, daß die Todesitrafe prinzipiell verwerflid ift. Daß diefe nun für eine gründliche 
Befjerung feinen Raum läßt, ift leicht erfichtlih, und jedermann weiß, wieviel Wert die 
jogenannten Belehrungen auf dem Schaffot eigentlich haben. Gerade von diefem Standpunft 
aus erklärte ſich die chriftlihe Kirhe in den älteften Zeiten ebenſo gegen die Todesitrafe, 
wie dies heutzutage die aufgeflärten Katholifen in Belgien und die Anhänger der Befjerungs- 
theorie thun. Zweifelhafter fünnte auf den eriten Blid die Beantwortung der Trage 
fcheinen, ob die Todesſtrafe abfhredende Kraft habe. Diefer. abjchredenden Kraft 
wenigjtens vertrauen jene maßgebenden Perfönlichkeiten, welche jet noch in den metjten 
Staaten die Todesitrafe aufrechtzuerhalten wiffen. Indeſſen find die Beweife, welche man dafür 
aus der Erfahrung beibringt, ſehr trügeriih. Die Erfahrung zeigt vielmehr, daß nah Ab- 
ihaffung der Todesitrafe in einem Staate die Zahl der früher mit derjelben bedrohten 
Verbrehen nicht wächſt. Dieſe Erfahrung madht man namentlih ganz allgemein bei ver 
überall eingetretenen Bejchränfung der Todesjtrafe auf die bedeutendften Verbreden. Sie 
erklärt ji dadurd, daß die Verbrecher, wenn fie überhaupt vor Begehung der That an die 
drohende Strafe denken, derfelben durch fluge Veranftaltungen zu entgehen hoffen und daß 
fie fajt nie zum Verbrechen fchreiten würden, wenn fie die zweifelloſe Gewißheit hätten, 
daß jie die Strafe erreichen würde, weil unter diefer Vorausjegung feine Ausficht für fie 
vorhanden wäre, die gehofften Früchte des Verbrechens zu genießen. Daher liegt die ab- 
jchredende Kraft der Strafe nicht fomohl in der Höhe der Androhung als in dem Grade 
der Sicherheit, mit welchem die Bejtrafung zu erwarten ift. Diefe Sicherheit iſt gerade bei 
der Todesjtrafe am wenigſten vorhanden, weil ſich die Richter nur auf Grund ganz zwin- 
genden Beweifes zu einem Todesurteil entſchließen und weil überdies in der Mehrzahl der 
Fälle Begnadigung einzutreten pflegt. Zur Abjchredung wird mehr beigetragen, wenn man 
dafür forgt, da durch eine gute Organifation der Kriminalpolizei die Wahrjcheinlichfeit des 
Unentdedt- und Unbeftraftbleibens der Verbrecher ſich mindert". 


I [Die Ausführungen Geyers gegen die Todesitrafe haben ohne Zweifel eine relative Berech— 
tigung, aber aud nur eine foldhe. Die Verwerflichleit diefer Strafart läßt ſich wohl mit Beziehung 
auf beitimmte Gefittungs- und Gefellichaftszuftände, keineswegs aber mit Rückſicht auf alle denkbaren 
een darthun. Allerdings werden die angegebenen Schwächen der Todesftrafe ſich unter allen 
Verhältniffen mehr oder weniger geltend ne, allein dies ſchließt nicht aus, daß fie fich unter 
Umſtänden als unentbehrlidy erweife.. Die Wirkungen jedes Strafeniyitems und die Bedingungen 
feiner Zweckmäßigkeit find fehr kompliziert. Zu dieſen eg aber gehört in erfter Linie die 
Übereinftimmung des Syftems mit den berrfchenden ethiihen Anihauungen, und es fann fein, da 
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Infofern die Todesftrafe nicht gänzlich befeitigt wird, muß man wenigſtens darauf 
dringen: 

Eh Daß fie bloß angedroht werde für den vollendeten Mord und außerdem höchſtens 
für den verjuchten Mord eines Staatsoberhauptes in einem monardifchen Staat (Modififa- 
tionen bedingt das Beſtehen eines Bundesſtaates — ſ. $ 80 des Reichsftrafgefehbuds). 

2. Daß zur Fällung eines Todesurteils Einftimmigfeit der Geſchworenen (in Bezug 
auf die Bejahung der Schuldfrage) gefordert werde. 

3. Daß man die Todesitrafe nur alternativ neben einer ‚Freiheitsftrafe und nicht ab- 
ſolut androhe. 

4. Daß fie nicht unmittelbar durch Menfchenhand und in der möglichjt fiheren und 
ſchmerzloſen Meife volljtredt werde. Dem entfpridt die neuerdings immer allgemeiner ge- 
ichehene Einführung des Fallbeiles. 

5. Daß man die Todesjtrafe, um nicht jene empörenden Schaufpiele zu veranlafjen, 
welche die öffentlichen Hinrichtungen bieten (die recht deutlich zeigen, wie wenig abjchredende 
Kraft der Todesitrafe innemwohnt), innerhalb eines gejchloffenen Hofraumes vor wenigen 
Solennitätszeugen vollziehe (Intramuranhinrichtung), wie Dies neuerdings fajt überall ein- 


geführt iſt. 


82. Die Freiheitsftrafen. Die Freiheitsſtrafen zerfallen in mehrere Unter- 
arten. Es gehören hierher nämlih: 1. die Vermweifung, 2. die Berftridung, 
3. die Verbringung, 4. die Gefängnisiftrafe, 5. die Stellung unter polizei= 
lihe Auffidt u. a. 

1. Was die Verweiſung betrifft, fo fann dieſe entweder eine bloße Ausweiſung 
aus einem einzelnen Ort oder Gebiet im Inlande oder eine Verweifung aus dem Inlande, 
Landesverweifung, Verbannung fein. Die erjtere fann höchſtens als polizeiliche Nebenmaß— 
regel neben einer anderen Strafe eintreten, für ſich allein führt fie zu feiner genügenden 
Beitrafung der Verbrehen. Die Yandesverweifung dagegen mwiderftreitet, fofern fie ſich gegen 
Inländer richtet, den Prinzipien des modernen Staatsrechts. Ausländern gegenüber ift ſie 
als alleinige Strafe nicht empfehlenswert (eher anwendbar ale Sicherungsmaßregel gegen 
Perfonen, mider welche nach völferrechtlihen Grundfägen eine eigentlihe Strafgewalt nicht 
zufteht), dagegen allerdings paffend und auch fehr im Gebrauh als Zuſatzſtrafe für 
jchwere Verbrechen der Ausländer, zu vollftreden nad der Verbüßung der Gefängnisitrafe. 

2. Die Verftridung (Konfination, nternierung), d. h. eine mit einer gewiſſen Be- 
auffichtigung verbundene Anweifung, einen Ort oder ein bejtimmtes Gebiet nicht zu verlaffen, 
hat ebenfalls nur den Charakter einer Polizeimaßregel. 

3. Die Verbringung (Deportation) iſt überhaupt nur unter ganz befonderen Vor- 
ausjegungen durchführbar. Sie fann eine fittliche Bedeutung gewinnen, wenn man, die Ver- 
brecher zu Werkzeugen der Kultur benugend, durch fie wüſte unbewohnte Gegenden urbar 
machen läßt. Sie ift aber nicht haltbar, fobald neben der Verbrecherbevölferung eine nur 
einigermaßen zahlreiche einheimische Bevölferung in dem Deportationsgebiet (welches nicht 
jelten eine überfeeifhe Kolonie ift) fi) ausbreitet. Schwierig bleibt es immer, den Cha- 
rafter der Strafe bei der Deportation nicht ganz zu verwifchen oder andererjeits in unge- 
bührlihe Strenge ausarten zu laffen. Nicht felten ift auch die Deportation in fehr unge: 
funde Gegenden zur Erefution einer lanafam wirkenden Todesjtrafe, namentlih gegenüber 
politiihen Widerfahern, benutzt worden, fo 3. B. von der franzöfifhen Negierung die Ver: 
bringung nad Cayenne. 

4. Das heutzutage in den bei weitem meiften Fällen angewandte Strafmittel ift die 


ein Strafeniyitem dieſen Anſchauungen nur unter der Vorausfegung, daß die Todesitrafe feine 
Spige bildet, voll entipriht: es kann dies nicht bloß jein, fondern es iſt dies bis zur neueren Zeit 
faft überall und immer der Fall gewejen. — Die Ausführungen Geyers über die Bejtrafung der 
Verbrechen find überhaupt darin einfeitig, daß jie der nicht zu bejeitigenden Abhängigkeit des ae 
ſamten Nechtsteils und der Art jeiner Wirkfamfeit von den jeweiligen Kulturverhältniffen nicht 
genügend Rechnung tragen. Bal. bezüglich dieſer Abhäugigteit Merkel, Über den Zufammenhang 
der Strafrechtsentwidlung mit der Geſamtentwicklung der öffentlichen Zuftände und des geiftigen 
Yebens der Völker. 1889. M.] 
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Gefängnisftrafe Es ijt leicht einzufehen, daß diefe Strafe in der That (ihre richtige 
zwedmäßige Einrichtung vorausgefegt) weit mehr als irgend eine andere jene Eigenſchaften 
hat, welche wir von einem tauglihen Strafmittel verlangen. Denn vor allem bejit fie 
eine faſt unbegrenzte Teilbarfeit, für welche nur die Länge des menjchlichen Lebens die un- 
vermeidlihen Schranfen zieht, überdies aber auch eine Dehnbarfeit dadurh, daß ſich eine 
äußerjt verjchiedenartige Behandlung der Gefangenen mit fehr vielen Abjtufungen größerer 
und geringerer Strenge und Milde denken läßt. Hieraus ergiebt jich, wie jehr fie geeignet 
it, eine dem Verſchulden in jedem einzelnen Falle entfprechende Strafausmefjung zu ge- 
jtatten. Zugleih gewährt fie im Hinblid auf mögliche ungerechte Berurteilungen den Troft, 
daß fie eine Wiedergutmachung mwenigftens nicht von vornherein ausſchließt. Nicht minder 
aber erfheint die Gefängnisftrafe empfehlenswert wegen ihrer Tauglichfeit für die Verwirk— 
lihung der Strafzwecke. Zunächſt ift gewiß eine ſolche Einrichtung der Haft denkbar, 
welche, indem fie den rechten Ernjt der Strafe fühlen läßt, abjchredend wirft. Und anderer- 
jeits ift in der länger dauernden Haft die Gelegenheit geboten, diejenigen Verbrecher, welche 
befjerungsbedürftig und befjerungsfähig find, zu einer inneren Ummandlung ihrer Gefinnungen 
zu bewegen. Eollen freilich diefe Ziele erreicht werden, jo wird man die Gefängnisfrage 
unter Benußung der gemachten reihen Erfahrungen fyitematifch nad) feiten Prinzipien zu 
löjen verfuchen müfjen. Von einem Gefängnisſyſtem fonnte man in früheren Zeiten nicht 
ſprechen. Man jtrebte nur danach, einerfeits den Verbrecher in ficherer Haft zu halten und 
andererſeits, wenn man ihn nicht aus befonderen Gründen einfam in einem verborgenen 
Kerker dahinfiechen ließ, feine Arbeitsfraft möglichft nußbar zu maden. Dabei war die 
ganze Behandlung des Sträflings danach angethan, in ihm jeden Funken einer bejjeren 
Regung vollends zu erjtiden. Man brachte die Verbrecher gewöhnlich in Gemeinſchaft mit- 
einander, und fo fam es dazu, daß die Zuchthäufer, wie man ohne Übertreibung fagen 
fonnte, zu wahren Hochſchulen des Lafters und Brutjtätten von Komplotten zu neuen Ver— 
brechen wurden. Erſt am Ende des vorigen Jahrhunderts führte die überhandnehmende 
Überzeugung von der Widerfinnigfeit eines ſolchen Vorgehens zu einer rationellen Einrich— 
tung der Gefängnisanftalten, und zwar zuerft hauptfählich in Nordamerifa. Dort bildeten 
fich zwei Gefängnisfyfteme nebeneinander: das Auburnſche oder Schweigſyſtem und 
das der Einzelhaft (dad pennſylvaniſche Zellenſyſtem). Das erftere, welches fich 
namentlich auch über Belgien! und Frankreich ausgebreitet hat, forgt für Abjonderung der 
Sträflinge während der Nachtzeit, was jedenfalls ein Fortfchritt ift. Am Tage arbeiten die 
Sträflinge gemeinfam, jeder Verkehr dur; Worte oder Geberven iſt aber jtreng unterjagt. 
Diefes Verbot ift jo widernatürlih, daß es felbjt mit der äußerften Strenge nicht vollitän- 
dig aufrechterhalten werden fann und in den Gemütern der Sträflinge Heuchelei, Troß und 
BVerbitterung erzeugt. Die Statiftif der Nüdfälle beweift, daß es ebenfowenig wie die «lt- 
hergebrachte gemeinfchaftlihe Haft einen bejjernden Einfluß hat. — Das pennjylvanifche 
Syſtem begann mit einer Übertreibung des an ſich richtigen Gedanfens, daß man den Ver- 
brecher nicht in die verberblihe Gemeinschaft mit anderen Verbrechern bringen dürfe Man 
fperrte ihn alſo in eine Zelle und ließ ihn ohne allen Verkehr und ohne Arbeit, um 
in feinem Inneren eine heilfame Ummandlung zu bewirfen. Das Refultat muß Verzweif- 
lung oder Stumpfheit und gänzliche Unfähigkeit, ſich nach der Entlafjung in der Freiheit 
zu bewegen und fortzuhelfen, fein. Allmählih fam man, namentlich in Europa, zu einer 
rationellen Umgeftaltung des Syftems der Einzelhaft. In diefer Geftalt beruht es auf dem 
Prinzip der Abfonderung des Sträflings von anderen Sträflingen, ohne Abjchliefung des- 
jelben von dem veredelnden und mwohlthuenden Verkehr mit den Gefängnisbeamten und den 
Mitgliedern von Gefängnisvereinen und mit Benützung der die geiftigen und fittlichen Kräfte 
hebenden Arbeit ſowie des Unterrichts, wo diefer not thut. So wird der Sträfling gewahrt 
vor der Anſteckung durch feinesgleihen, behütet vor Zuchthausbefanntichaften, welche ihn 
auch nach feiner Entlafjung wieder auf die Wege des Lafters führen fünnten, und durch den 
Verfehr mit liebreihen Menſchen, ſowie durd die Befähigung zur Arbeit, welche auf ihn 

I Hier war ein ähnliches Syitem fogar ſchon früher (unter Maria Therefia) in Gent und Bil« 
voorden eingeführt. 
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ſchon im Gefängnis ihren fittlich kräftigenden Einfluß äußert, herangebildet zu einem taug- 
lihen Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft, welches im ftande ift, durch eigene Thätigfeit 
fih fortzuhelfen und den Verfuhungen zum Rüdfall zu widerſtehen. Natürlicherweife darf 
man ſich nicht der Täufhung hingeben, daß folde Refultate bei jedem Verbrecher zu er: 
reichen find ; wenigſtens aber gewährt das Einzelhaftfyftem die Beruhigung, daß die Sträf- 
linge nit dur den Aufenthalt im Gefängnis noch ſchlechter und verworfener gemacht 
werben, als jie vorher waren, daß aljo dem Staat der ſchwere Vorwurf erfpart bleibt, der 
ihn treffen muß, wenn er auf diejenigen, deren Gefchik in feine Hand gelegt ift, einen ent- 
fittlihenden Einfluß ausübt. Es kann aud nicht geleugnet werden, daß die Einzelhaft 
nit für jeden Sträfling anwendbar if. So nicht für Perfonen, melde zu Geiftesfranf- 
heiten neigen, namentlid aber nicht für ganz jugendlihe Verbrecher. Für diefe empfiehlt 
fih als beftes Erziehungs: und Zuchtmittel ein familienartiges Zufammenleben und Be- 
ſchäftigung mit landmwirtfchaftlihen Arbeiten. Anstalten, welche in diefer Weiſe organifiert 
find, haben fi, namentlid in den Niederlanden und in Frankreich, gut bewährt. 

Neben den oben genannten Syſtemen wäre noch zu erwähnen das fogenannte Klaſſi— 
filations- oder Genfer Syſtem, welches die Verbrecher nad ihrer Verborbenheit in 
Klafjen einzuteilen ſucht und eine Vorrüdung von einer Klaſſe in die andere bei gutem 
Verhalten in Ausficht ftelt. Da eine ſolche Klaffififation niemals gelingt, fo ift diefes 
Syitem nit viel mehr wert als die alte Gemeinfchaftshaft. Mehr Beachtung verdient 
das irifh-englifhe Brogreffivfyftem, meldes auf dem Gebanfen beruht, die 
Sträflinge allmählich für die freiheit und Selbftändigfeit zu erziehen. An den Anfang der 
Strafverbüßung it die Einzelhaft geftellt, welche nur folange dauern fol, ald namentlich 
zur inneren Sammlung des Sträflings und zum Belanntwerden mit defjen Individualität 
nötig ift. Weiterhin foll der Sträfling in Gemeinschaft mit anderen Sträflingen leben, 
um im Verkehr mit diefen allmählih dur ſtufenweiſe geftattete immer größere Freiheit 
vorbereitet zu werden für den Eintritt in die volle Freiheit. Es bleibt immerhin fraglich, 
ob die Gejellung von Verbrechern wirklich ein paffendes Übergangsjtadium zwifchen Einzel- 
haft und dem Leben in der bürgerlihen Geſellſchaft ift und ob jener Verkehr der Sträflinge 
nicht vielmehr die guten Keime öfter wieder zerftört, welche durch die Einzelhaft gelegt 
worden find. Die Kontroverfe über diefen Punkt ift noch nicht ausgetragen und foll hier 
nicht entſchieden werben. 

In neuefter Zeit hat man in einzelnen deutfchen Staaten, an deren Vorgang fih aud) 
das Reichsſtrafgeſetzbuch anſchloß, begonnen, das nftitut der fogenannten bedingten 
Entlaſſung der Sträflinge (bedingte Freiheit, Beurlaubung, „bedingte Begnadigung“) 
einzuführen, welches zuerjt in England in einer fehr unfyitematifchen Weife zur Anwendung 
gefommen ift. Es bejteht im weſentlichen darin, daß derjenige Sträfling, welcher fich längere 
Zeit hindurch im Gefängnis tadellos verhalten hat, aus demjelben unter der Bedingung des 
Wohlverhaltens für den Reſt der Strafzeit entlafjen und in den Zuftand einer nur durch 
eine gewifje Beauffichtigung eingefchränften Freiheit verſetzt wird. Verlett er die Bedingung 
durch übles Verhalten, jo wird er — gewöhnlich zur Verbüßung des ganzen Reſtes der 
Strafzeit, welche ihm bedingungsweiſe erlaflen war — wieder in die Strafanftalt zurüd- 
gebradht. Diefes Inftitut wirkt ſehr wohlthätig auf die Befferung der Sträflinge und wider: 
fpricht auch dem Prinzip der Strafe nicht. Denn da der Nichter zur Zeit der Verurteilung 
nicht im ſtande ift, das Maß des Verfchuldens genau zu beftimmen, fo läßt ſich eine nach— 
träglihe Korrektur des Urteils wohl denken, melde ihre Begründung in einem Rückſchluß 
findet, den man von dem durchaus löblichen Verhalten des Sträflings auf die geringere 
Intenfität feiner verbrecherifchen Gefinnung macht. 

Die Gefängnisftrafe wird in den neueren Gefesbüchern gewöhnlich in mehrere Unter: 
arten zerteilt. Häufig findet fich eine Dreiteilung (Zuchthaus, Arbeitshaus, Gefängnis im 
engeren Einne — oder Zuchthaus, Gefängnis und Haft), welche eine Beziehung auf die Drei- 
teilung der ftrafbaren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen erkennen läßt, 
zumeilen aud eine Vierteilung in Kettenitrafe (welche durchaus verwerflich ift), Zuchthaus, 
Arbeitshaus, Gefängnis, in Ufterreih fogar eine Fünfteilung in ſchweren und einfachen 
Kerker, ſtrengen und einfachen Arreft und Hausarreft. Daneben fommt die Feitungsitrafe 
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oder FFeftungshaft als eine „custodia honesta“ für Verſchuldungen, welche die Ehre un- 
berührt laſſen, wohl auch mit Beziehung auf bejtimmte Standes: und Bildungsverhältnifje 
gewiffer Arten von Delinquenten (als ein nicht immer gerechtfertigtes Privilegium) vor. 
Nah dem geltenden deutichen Strafrecht ift Zuchthaus (in lebenslängliches und zeitiges zer— 
fallend) die Hauptitrafe für die ſchweren Delikte, Gefängnis die Hauptftrafe für die Delikte 
von mittlerer Schwere, Haft die Hauptitrafe für die leichten Delikte; Feitungshaft (ebenfalls 
in lebenslängliche und zeitige fich fcheidend) tritt in der bezeichneten Eigenschaft einer eu- 
stodia honesta gegebenen Falls an die Stelle von Zuchthaus oder von Gefängnis. Das 
Militärftrafgefegbuch fennt daneben den Arreſt, der wieder in ftrengen, mittleren, ge— 
linden und Stubenarrejt zerfällt. Ein innerer Grund zu einer fo weitgehenden Zerjpaltung 
der Gefängnisftrafe liegt nicht vor. Durch ihre Logik bejtechend erfcheint die bloße Unter- 
ſcheidung zwifchen nicht entehrender und entehrender Freiheitsitrafe (Gefängnis und Zucht- 
haus), welche jih im lübiſchen Strafgefeg jowie in dem Bremer Entwurf und der Sache 
nad im niederländifchen Strafgefegbud findet. Bedenft man aber, daß Roheit, frevelhafte 
Gleichgültigfeit gegen fremdes Wohl u. dgl. nicht auf eine Linie gejtellt werden fann mit 
dem Handeln aus wirklich nicht tadelhaften, ja edlen Motiven, und erwägt man die Be- 
deutung, die der Arbeitözwang für das Syſtem der reiheitsftrafen hat, jo muß neben 
der custodia honesta („Feitungshaft”) doch eine Zweiteilung (etwa in Zudthaus und Ge- 
fängnis im engern Sinne) aufrechterhalten werden, wogegen die („polizeiliche“) Haft im 
„Gefängnis“ aufgehen fann. Das Nähere hierüber wird die unten folgende Betrachtung 
über die Ehrenftrafen auseinanderfegen!. 

[5. Als eine Nebenftrafe an der freiheit fpielt die Stellung unter polizeiliche 
Auffiht in älterer und neuerer Zeit eine unjichere Rolle im Syſtem der Strafrechtspflege. 
Sie foll in Bezug auf gefährliche Individuen, welche nach längerer Einfperrung der Freiheit 
zurüdgegeben werben, die Gefahr des Nüdfalls mindern, ohne indeſſen den Erwartungen 
in diefer Richtung bisher entjprochen zu haben. Das Reichsſtrafgeſetzbuch läßt im richter- 
lichen Urteil nur die Zuläffigfeit der Polizeiauffiht ausfprehen. Durch diefen Ausfprud 
erhält die Zandespolizeibehörde die Befugnis, nah Verbüßung der Hauptitrafe die wirkliche 
Stellung unter polizeilihe Auffiht für eine bejtimmte Zeitdauer zu verfügen. 

Eine Nebenftrafe an der Freiheit ift ferner die nad dem Reichsſtrafgeſetzbuch bei ge- 
wifjen Klaſſen arbeitfcheuer oder lieverlicher Delinquenten zuläffige Überweifungandie 
Zandespolizeibehörde jamt deren Folgen. Durch diefe Überweifung erlangt die genannte 
Behörde das Recht, den Sträfling nad Verbüßung der Hauptitrafe während eines bejtimmten 
Zeitraums entweder in einem Arbeitshaufe unterzubringen oder zu gemeinnüßigen Arbeiten 
zu verwenden oder aud, wenn er ein Ausländer ift, aus dem Bundesgebiete zu verweifen. | 


$ 3. Die Vermögensjtrafen. Diefe find heutzutage in den Hintergrund getreten, 
während fie faſt das ganze Mittelalter hindurch den Mittelpunkt des Strafenfyftems gebildet 
hatten. Namentlih ift die Bermögenseinziehung (Konfisfation), welche früher mit 
den jchwereren Strafen verbunden zu werben pflegte, heutzutage aus den Geſetzbüchern ver- 
fhwunden, da man eingejehen hat, daß ihre Wirkungen vielmehr die unfchuldigen Ange- 
hörigen als den Verbrecher treffen und daß fie dem Beſſerungszweck zumiderläuft. Ganz 
anders ijt die fogenannte fpecielle Konfisfation, d. h. die Strafe des Verfall einzelner 
bejtimmter Sachen, zu beurteilen. Sie wird zum Teil als eine Polizeimaßregel angewandt, 
um weitere üble Folgen zu verhüten, wie 3. B. die Konfisfation von Diebömwerfzeugen, ge- 
fundheitsihädlihen Waren, falſchen Münzen u. dgl., oder fie erfcheint als eine pafjende 
Form der Geldftrafe bei gewiſſen Verbrechen, welche aus Gewinnſucht begangen werben, fo, 
wenn 3. B. angeordnet wird, daß derjenige Beamte, welcher ſich beftechen ließ, das erhaltene 
Geſchenk oder dejjen Wert herausgeben muß. Als eine eigentümliche Form von Vermögens- 
ſtrafen iſt auch die Unterfagung der Ausübung gewiſſer Beichäftigungen, Gewerbe u. ſ. w. 
zu betrachten, melde aber häufig zugleih vom polizeilichen Standpunft gewürdigt werden 


! [Einer Reform find vor allem die Furzzeitigen ‚Freiheitäftrafen bedürftig. Auch ift es dringend 
geboten, ihre Anwendung zu Guniten anderer Strafarten einzuichränfen. M.] 
60 * 


948 IV. Das öffentliche Recht. 


muß (wie z. B. wenn einem Baumeifter wegen jchlechter Bauführung die Ausübung feines 
Gewerbes verboten wird) oder zunächſt wenigftens der Tendenz der Geſetze nad den Cha— 
rafter einer Ehrenfolge an ſich tragen foll (mie z. B. die Entziehung der Advofatenbefugnis), 
aber in dem letzteren Fall injofern behutfam anzuwenden ift, als fie, ohne daß dies beab- 
fihtigt und am Plate ift, hauptfächlic als Vermögensſtrafe wirft. 

Mas nun die eigentlihen Geldjtrafen betrifft, jo haben fie den Vorzug einer großen 
Teilbarfeit und geftatten auch in ähnlicher Weife, wie die Freiheitöftrafen, eine Wieder— 
gutmachung. Indeſſen find fie vorerft nicht jo häufig anwendbar, meil die Mehrzahl der 
Verbrecher fein Vermögen befitt, auf das man greifen fönnte. Ferner bieten fie gewiß ſehr 
wenig Bürgfhaften für Erreihung der Strafzwede, insbefondere des Beſſerungszweckes. 
Ihre Wirkung ift ferner im Hinblid auf die mögliden Verfchiedenheiten der Vermögens: 
umftände des Verbrechers ſchwer zu berechnen, und es ift faum möglich die richtige Gleichung 
herzuſtellen. Man hat daher in älterer und neuerer Zeit den Vorſchlag gemacht, die Geld: 
jtrafen nad beftimmten Quoten des Vermögens auszumefjen. Allein dies würde zu der 
ärgiten Ungleichheit führen, da das Vermögen eine ganz andere Bedeutung für den auf 
feine Handarbeit Angemwiefenen als für den reichen Kapitaliften hat. Es würde dies ferner 
eine genaue Unterfuhung der Vermögensumftände des zu Beftrafenden vorausfehen, welche 
zu einer für den Betreffenden unter Umjtänden höchſt peinlichen, durchaus unzuläffigen Er- 
örterung der Privatverhältniffe Anlaß gäbe und fehr häufig nicht einmal zum Ziele führen 
würde. — Den Geldjtrafen fteht endlich das Bedenken entgegen, daß fie, in einem größeren 
Ausmaß verhängt, ähnlich wie die Vermögenseinziehung mehr die unfhuldigen Angehörigen 
ala den Verbrecher treffen. Sie empfehlen fih daher nur dann als ausſchließlich anzu— 
drohende Strafen, wenn die fraglichen Delikte geringfügiger Natur find und aus einer Ge- 
finnung hervorgehen, welche ein Hinwirken auf Beflerung des Verbrechers unnötig erjcheinen 
läßt. Außerdem können fie auch, wie dies im Reichsſtrafgeſetzbuch gefchehen ift, verbunden 
mit Freiheitsſtrafe gegen ſolche Verbrechen angebroht werden, welche aus Gemwinnfucht be- 
gangen werden und deren Thäter nicht felten ziemlich wohlhabende Leute find (alfo gegen 
Betrug u. dal.)!. 


8 4. Die Ehrenftrafen. Diefe find in unferen Strafgefeßen in einer ſehr mangel- 
haften Weiſe behandelt, obwohl die neueren Geſetzbücher einen Fortſchritt gegenüber den 
älteren gemacht haben (mas nur von dem öfterreichifchen Gefe von 1852 nicht gilt, welches 
fogar hinter das von 1803 zurüdgegangen ift)?. Will man hier zu einer durchgreifenden 
Reform kommen, fo muß man fi) vor allem klar werden über den Begriff der Ehrenftrafen. 
Nach unferer heutigen Anfhauung nun fann der Staat nur in einer fehr befchränften und 
mittelbaren Weife über die Ehre feiner Bürger verfügen. Während in Nom die Ehre nicht 
dem Menſchen, fondern dem Bürger als ſolchem zufommt, daher der Staat auch über die 
Ehre, welche er als ein Attribut der freien Staatsbürgerfchaft ſchafft, mit Recht und Wirkung 
verfügen kann, fnüpft fi bei uns der Begriff der Ehre an die menfchlihe Würde und 
deren Anerfennung durd die öffentliche Meinung. Über diefe durch Herkommen und Sitte, 
Neflerion oder auch Vorurteil gebildete und bejtimmte öffentliche Meinung hat der Staat 
fein unmittelbare und unbeſchränktes Verfügungsredht; er ift daher nicht in der Lage, ein 
Urteil über den Beſitz oder Verlujt der Ehre zu fällen, kann nicht für ehrlos und nicht für 
ehrenhaft erklären. Allerdings aber vermag der Staat mittelbar auf die öffentlihe Meinung 
über den Wert und Charakter eines Menfchen einzumwirken, indem er einen folchen, welcher 
durh ein Verbreden eine ehrlofe, gemeine, niederträchtige Gefinnung an den Tag gelent 


! [Troß der hervorgehobenen Mängel der Gelditrafe, welchen übrigens Vorzüge in ihrer Billig- 
feit, Teilbarteit und Beziehung auf die Triebfeder des Cigennubes, jowie der Umjtand gegenüber- 
ftehen, daß ſich die Mängel der furzzeitigen Freibeitsftrafen nicht bei ihr finden, fordert fie bei der 
Armut unferes Strafeniyftems und den Schüdlichkeiten, welche fich mit dem Übermaf in der Ver— 
wendung der Freiheitsftrafe verbunden zeigen, eine noch ausgedehntere Berüdfichtiaung, als ihr 
das geltende Recht hat zu teil werden laſſen. M.] 

? Dageaen bat ein Gejeg vom 15. November 1867 erhebliche Reformen angebahnt, wenn es 
auch auf halbem Wege ſtehen geblieben ift. 
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Hat, für unmürdig erflärt, gewiſſe Rechte auszuüben, deren Befis nach allgemeiner Anjchauung, 
weil derjelbe eine beſondere Chrenhaftigfeit der Gefinnung vorausjegt, etwas Ehrenvolles iſt. 
Der Staat fann aljo mit anderen Worten den Verluſt der fogenannten Ehrenrechte aus- 
fprehen. Soll aber dabei nicht willfürlicy vorgegangen werben, jo darf ein ſolches Urteil 
nur ergehen, wenn das Verbrechen wirklich aus einer unehrenhaften Gefinnung entiprungen 
ift. Man darf die Aberfennung der Ehrenrechte ferner nicht unbedingt mit der Verurteilung 
zu einer gewiffen Art der ;reiheitsitrafe verbinden, 3. B. mit der Zucdthausitrafe, wenn 
dieje nicht ausschließlich für entehrende Verbrechen angedroht wird (mas in unferen Geſetz— 
bühern nicht der Fall ift). Denn zweifellos ift es nicht die Strafe, fondern die ver- 
brecheriiche Handlungsweiſe, welche entehrt. Allerdings wird es ſich aber zur Vereinfachung 
des Strafenfyjtems empfehlen, anzuordnen, daß die ſchwerſte Art der Freiheitsſtrafe nur 
bei entehrenden Verbrechen eintrete und daß dann mit der Verurteilung zu derfelben von felbjt 
der Verluft der Ehrenrechte in dem vom Geſetz bejtimmten Maße verbunden ſei. Da es 
ferner aber vorfommen fann, daß ſolchen Verbrechen, welde in der Negel aus entehrender 
Gefinnung hervorgehen (wie 3. B. Betrug, Diebftahl), ausnahmsweiſe ein nicht entehrendes 
Motiv zu Grunde liegt und umgekehrt, jo muß dem Richter die Ermächtigung gegeben 
werben, in ſolchen Fällen ausnahmsweiſe auf „nicht entehrende“ beziehungsweije „entehrende“ 
Strafe zu erfennen. 

Mas ferner den Inhalt diefer Ehrenftrafen betrifft, jo fünnen diefelben nur in der 
Entziehung von öffentlichen Rechten beftehen, wie 3. B. von Amtsrehten, dem Wahlrecht, 
dem Recht Gefchworener zu fein, Titel zu führen, öffentlihe Würden zu belleiven, Orden 
zu tragen u. ſ. w. Der Staat erkennt ſolche Nechte überhaupt nur zu unter der Voraus- 
fegung befonderer Ehrenhaftigfeit und Befähigung ſowie einer pflichtgemäßen Ausübung der 
Befugnifje, welche damit erteilt werben, und es bejteht feine Notwendigkeit, derartige Rechte 
allen in gleihem Maße zuzuteilen. Nicht hierher gehören dagegen die Privatredhte. Sie 
verleihen dem Berechtigten feine bejondere Ehre und überdies würde ihr Verluſt einerfeits 
dem Befjerungszwed zumiderlaufen, andererfeits unbeteiligten Dritten am meijten zum Nach— 
teil gereihen. Das letere gilt nicht minder von dem Verluft des Rechts, vor Gericht 
Zeugnis zu geben, welcher überdies unvereinbar ift mit einem Verfahren, das dem Richter 
die freie Würdigung der Beweisfraft anheimftellt. — Auch afademifhe Grade fann man 
nit zur Strafe entziehen[?], weil fie nur eine gewifje wifjenfhaftlihe Bildung voraus- 
fegen, deren Mangel feine Strafe nach) ſich ziehen fann. — 

Eine weitere Frage ift die über das Maß der Ehrenftrafen. Und hier finden wir 
nun in den Gefegbüchern gewöhnlich mit der Zuchthausitrafe Tebenslängliche Chrenfolgen 
verfnüpft. Jedenfalls ift hiervon die falſche Auffaffung die Urfache, welche meint, man 
fönne jemanden nicht auf eine bejtimmte Zeit „ehrlos erklären”, während es fi nur um 
die Entziehung beitimmter Rechte handelt, welche allerdings ohne inneren Widerſpruch als 
eine zeitliche gedacht werden fann. Auch an die Ehrenftrafen muß man, wie an alle Strafen, 
die Forderung jtellen, daß fie im Verhältnis zu der Verfchuldung ſtehen müſſen. Es ift 
faft ebenfo verkehrt, lebenslängliche Chrenfolgen für alle mit Zuchthausftrafe bedrohten Ver— 
brechen eintreten zu lafjen, als es verkehrt wäre, für alle diefe Delikte lebenslänglihe Zucht— 
hausjtrafe zu verhängen. Es wird fich vielmehr die gefegliche Beftimmung eines Marimums 
der Zeitdauer empfehlen, bis zu welcher höchſtens nad) Verbüßung der Freiheitsſtrafe die 
Ehrenfolgen fortzudauern haben, während es dem Richter geitattet ijt, auch auf eine fürzere 
Dauer zu erfennen oder fogar die Ehrenfolgen mit der Verbüßung der Freiheitsſtrafe zu— 
gleih als befeitigt zu erflären!. Sodann würde man auch bezüglih des Umfanges 
der Chrenjtrafen ungerecht verfahren, wenn man alle Verbrechen nad einer Schablone be— 


ı [Bu unterfcheiden ift die Entziehung befonderer Rechte und Würden, welche der Schuldige ſich 
erworben hatte, und die Aberfennung der Fähigkeit, folhe wieder zu erlangen. Die erfte ift normaler: 
weife eine dauernde. Es würde 3. B. durdaus anftößig fein, einen Richter wegen Diebſtahls auf 
fünf Jahre außer Funktion zu jegen, um ihn nach Ablauf diefer Zeit in derſelben Stellung wieder 
in Thätigfeit treten zu laffen. Die Aberfennung jener Fähigkeit könnte dagegen überall auf bes 
ftimmte Zeit erfolgen, weil nah Ablauf der legteren feine Notwendigkeit beftehen würde, dem Be— 
jtraften bezüglihe Würden oder Nechte wieder zu übertragen, einer Wiederverleihung vielmehr jedeö- 
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handelte. Man wird darauf zu fehen haben, in welcher Richtung ſich die entehrende Ge— 
finnung dur das Verbrechen geoffenbart hat. Demnach wird es unter Umjtänden fi als 
entfprechend herausftellen, nur einzelne der Ehrenrechte für eine Zeit abzuerfennen, alfo 3. B. 
das politifche Wahlrecht, wenn eine Fälſchung in Bezug auf politifche Wahlen vorgelommen 
ift, das Necht, öffentliche Ämter zu befleiden, wenn ein Mißbrauch des Amtes in nicht 
fchlechthin entehrender Weiſe ftattgefunden hat u. ſ. w!. Es ift wohl aus diefen Andeutungen 
u erjehen, daß unfer beftehendes Recht in dieſem Gebiete gründlicher Reformen bedarf. 

amentlich findet fi in allen Gefegbüchern, wie erwähnt, die Verhängung lebenslänglicher 
Ehrenfolgen in reichlihem Maße, während fie fi doch nur in Verbindung mit lebensläng- 
licher Freiheitsſtrafe rechtfertigen läßt, wobei freilid noch die Frage offen bleibt, ob 
die lebenswierige Freiheitäftrafe felbjt beibehalten werden folle.. — 

Unter die Ehrenftrafen find neben dem Verluft der Ehrenrechte auch die fogenannten 
befhämenden Strafen zu jtellen, die fih no bis zur Einführung des Reichsftrafgejeh- 
buchs in einigen Überreften vorfanden, während die beſchimpfenden, wie ſchon früher er- 
wähnt wurde, längft nicht mehr in Anwendung find. Jene befhämenden Strafen beitanden 
zumeift in einer dem Schuldigen auferlegten Handlung, welde einen für denjelben demüti— 
genden Charakter an fich trug. So bei der Chrenerflärung, der Abbitte und dem Wider- 
ruf. Dieſe Strafen waren in einzelnen Geſetzbüchern gegen Ehrenbeleidigungen angedroht, 
aber jedenfalls fehr prefärer Natur. Sie müſſen eigentlih von dem Verurteilten an fich 
felbft vollzogen werden, hängen alfo von deſſen Willen ab und fünnen dur die Art und 
Weiſe, wie diefer fie vollzieht, in ihr Gegenteil verkehrt werden. Es ift aud eine Unſitt— 
lichfeit, jemanden zu einer Erklärung zu zwingen, felbft wenn diefe im Widerſpruch mit 
feiner Überzeugung fteht. — In einer größeren Anzahl deutfcher Geſetzbücher fand ſich ferner 
noch als die geringfte Strafe der durch den Richter zu erteilende Verweis angebroht, 
welcher wohl ebenfalld am füglichften unter die beſchämenden Strafen eingereiht wird. 
Gegen diefe Strafe bemerkte die mürttembergifhe ftändifhe Kommiffion mit Recht: „es 
hänge ihre Größe völlig von der Art ihrer Einkleivung und von dem Ehrgefühl deſſen ab, 
gegen welchen fie erfannt werde; fie könne hierdurch eine empfindliche Strafe werben, fie eigne 
fih nur zur Disciplinarftrafe”. Man fann außerdem hervorheben, daß fie ausnahmsweiſe 
zwar allerdings fehr empfindlich werden fann, in der Regel dagegen faum als eine emit- 
hafte Beitrafung aufzufaffen ift und darum nicht im Einklang fteht mit der Bedeutung und 
Würde des Strafverfahrens, daß fie ferner auf der Vorausfegung eines patriarchalifchen 
Verhältniffes zwiſchen dem Richter und dem zu Beftrafenden beruht, welche bei uns nicht 
zutrifft. Eben diefer familienhafte Charakter des Verweiſes macht ihn dagegen ausnahms- 
weife zu einem nicht unbedingt ungeeigneten [vielmehr unentbehrlihen] Strafmittel gegen 
jugendliche Verbrecher (vgl. $ 57 des Neichsftrafgefegbuds). 


85 Die Prügelftrafe. Die Prügeljtrafe oder Strafe der förperliden Züch— 
tigung hat fi bis auf die neuefte Zeit als das letzte Überbleibfel der früher jo häufigen 
Leibesftrafen erhalten und findet in den jüngften Tagen wieder ihre begeifterten Verteidiger. 


mal eine Prüfung vorauszugehen hätte, ob die moralifhen Vorausſetzungen dafür —— Recht 
hat Geyer ferner in Bezug auf die Entziehung der Befugnis, allgemeine ſtaatsbürgerliche Rechte 
auszuüben. Dieſelbe ſollte nur auf beſtimmte Zeit erfolgen. 

Das Reichsſtrafgeſetzbuch verbindet mit der Zuchthausitrafe allgemein die dauernde Unfähigkeit 
jur Bekleidung öffentliher Ämter und zum Dienfte im deutſchen Heere und in der kaiſerlichen 

arine. ferner mit dem Meineide die dauernde Unfähigkeit, als Zeuge oder Sadverftändiger eid- 
li) vernommen zu werden. Im übrigen bringt es die foeben bezeichneten Gefichtspunfte zur 
Geltung. M.] 

ı [Das geltende Recht behandelt keineswegs, wie man nad dem Terte annehmen könnte, alle 
Verbrechen bezüglich der Ehrenfolgen nadı einer Schablone, eine individualifierende Behandlung. ift 
ihm vielmehr nicht fremd, wenn aud in diefer Hinficht noch mandes zu wünſchen übrig bleibt. Der 
„Entziehung der bürgerliden Ehrenrechte* fchlechtweg ftehen nach dem Reichsſtrafgeſetzbuch eine Reihe 
befchräntterer Ehrenftrafen gegenüber. Die eritere ift ferner teild (nur bei wenigen Deliltsarten) vor- 
geichrieben, teils nur zugelaffen, und letteres neben Todes- und Zuchthausſtrafe allgemein, neben 
—— a unter beftimmten Vorausfegungen. Ferner ift ihre zuläffige Dauer verfchieden 
egrenzt ꝛc. M. 
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Man hat es au 3. B., nachdem fie der Sturm des Jahres 1848 hinmweggefegt hatte, 
felbft in dem hochgebildeten Sachſen für nötig gehalten, fie im Jahre 1855 wieder einzu- 
führen. Später wurbe fie in Deutfchland faft überall befeitigt, nur in den beiden Medlen- 
burg und in Sadjen-Altenburg beftand fie noch, bis ihr das Strafgefegbud für den Nord» 
deutjchen Bund auch in diefen Gebieten ein Ende machte — und mit Recht, denn jie übt 
eine durchaus entfittlihende Wirkung auf den Verbrecher, und ihre ntenfität hängt über- 
dies von der nicht zu fontrollierenden Willfür, der Kraft und Laune des erequierenden 
Bütteld ab. Daß die Prügelftrafe felbft als Disciplinarftrafe in den Strafhäufern gar 
nichts taugt, ift von den tüchtigften Praftifern anerkannt. Sie madt die Sträflinge troßig 
und verbittert und untergräbt auf diefe Weife die Disciplin. Mit einem Wort: die Prügel- 
ftrafe paßt nur für ein Reich wie das dyinefifche, in welchem das Staatsoberhaupt wie ein 
Bater über feine unmündigen Kinder herrſcht. Dort freilih ift das Bambusrohr im 
Schwung und die Applizierung desſelben ift mit einer in ihrer Art bemundernsmwerten 
minutiöfen Genauigfeit geregelt. 

Fafjen wir das Ergebnis unferer Betrahtung über die Strafmittel zufammen, fo fehen 
wir, daß das Strafenſyſtem der jegt geltenden Geſetze noch viel zu fompliziert if. Weber 
die Todesftrafe noch die förperliche Züchtigung noch eine unmotivierte Vielteilung der Frei- 
— iſt zuläſſig. Ein rationelles Strafenſyſtem geſtaltet ſich ungefähr in folgender 

deiſe: 

1. Die regelmäßige Strafe iſt die Gefängnisſtrafe, welche in Zuchthaus, Gefängnis im 
engeren Sinne und Feſtungshaft zerfallen ſoll. 

2. Für gewiffe geringfügigere und auch bedeutendere, aus Gewinnſucht begangene Ver: 
nn (in dem legteren Falle fumulativ mit der Freiheitsftrafe) empfehlen ji die Geld- 
itrafen. — 

3. Die Ehrenftrafen find zum Teil felbftändig zu verhängen, zum Teil mit der Frei— 
heitsjtrafe in die oben (freilich nur) angedeutete Verbindung zu bringen !. 

Die Hauptfache bleibt nun allerdings die Einrichtung der Gefängniffe. Auf diefe 
wichtige Frage konzentrieren fi in der neueren Zeit fo fehr die Beftrebungen der tüchtigjten 
Theoretifer und Praftifer, daß eine Löfung derfelben in nicht allzuferner Ausſicht fteht. 
Erft eine rationelle Einrichtung der Gefängniffe fann die Strafe wirflid zu dem machen, 
was fie den idealen Anforderungen gemäß fein foll. 


C. Bon der Anwendung der Strafgeietze auf das Verbrechen. 


8 1. Geltungsgebiet der Strafgejege. Die Frage über das Geltungsgebiet 
der Strafgejege zerjpaltet ſich wieder in eine doppelte, nämlich in die Frage nad) der zeit— 
lihen Herrfhaft und in die nah den Perfonen, melde der Herrſchaft des Straf- 
geſetzes unterworfen find. 

Rüdfichtlih der zeitlichen Herrfchaft gilt im allgemeinen der Sat, daß das Geſetz feine 
Herrſchaft erft mit der verfafjungsmäßigen Publifation (Kundmadhung) beginnt. Gewöhnlich 
wird aber noch bei der Publifation, namentlich bei umfangreichen und wichtigen Geſetzen, 
ein fpäterer Zeitpunkt für den Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes beftimmt, damit die— 
jenigen, welche das Geſetz anwenden und demfelben gehorchen follen, ſich die Kenntnis des— 
felben aneignen fönnen. Daß man unzuverläffigerweife allgemeine Kenntnis der gehörig 
publizierten Geſetze fingiert, davon war ſchon früher die Rebe. 

Gewöhnlich jtellt man den Sat auf, daß das mildere Strafgefeg auch zurückwirke, 
d. 5. auf jene Verbrechen anzuwenden fei, welche ſchon vor Erlaß desfelben begangen wurden 
zu einer Zeit, als ein härteres Geje galt. Der Grund hiervon wird darin geſucht, daß 
der Staat durch Erlaß eines milderen Gefeges feine Überzeugung von der Ungerechtigkeit 


ı Genauere Auseinanderfegungen verbietet der mir hier gegönnte Raum. Ich erlaube mir 
darum auf meine Abhandlung über die Gefängnisftrafen zu verweilen, melde in der von Lucchini 
herausgegebenen Rivista penale Band V veröffentlicht worden ift. 
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der früheren härteren Beitrafung ausfpricht, daher jenes ältere Recht jegt nicht mehr feiner 
Überzeugung zuwider anwenden fann. Dies ift richtig, führt aber zu der Konfequenz, dafs 
auch das ftrengere Strafgefeg, alfo überhaupt jedes Strafgefeh rüdwirkende Kraft haben 
müfje. Dur die Kundmachung eines Strafgefeßes erfüllt der Staat feiner Überzeugung 
nach die Pflicht vergeltende Gerechtigkeit zu üben, und ift das neue Strafgefeß härter als 
das frühere, fo liegt darin der Ausiprud, daß das lettere ungerecht, weil zu mild, geweſen 
fei. Der Verbrecher hat auch durch das frühere Geſetz fein Recht auf mildere Strafe er- 
worben, er hat nicht etwa einen Vertrag abgeſchloſſen, dahin lautend, daß er ein Verbrechen 
begehen wolle unter der Bedingung, nicht härter geftraft zu werden, ala das bejtehende Recht 
feitjege. Gleichwohl ift es zu billigen, wenn die allgemein herrſchende Anfiht und im Ein- 
lang mit ihr das Reichsſtrafgeſetzbuch ($ 2) ftrengeren Strafgefegen die rückwirkende Kraft 
verfagt. Denn im entgegengejegten Falle wäre die Möglichkeit zu ftraferhöhenden Gelegen- 
heitsgeſetzen gegeben, die eigentlich nur eine Verhüllung der Kabinettsjuftiz wären. Miß— 
— namentlich politiſche Gegner, könnte die Regierung durch ſolche rückwirkende Geſetze 
maßregeln. 

Die Wirkſamkeit eines Strafgefeges erliſcht nad unferer heutigen Auffaffung nur ent- 
weder mit dem Ablauf der Zeit, für welche es gegeben wurde, oder durch ein neues, mit 
dem früheren nicht vereinbares (oder dasjelbe geradezu aufhebendes) Geſetz, nicht aber fann 
es auf dem Wege des Gewohnheitsrechtes befeitigt werden. ine etwaige mit dem Geſetz 
im Widerfpruch jtehende Gerichtspraris fann nicht als Nechtsquelle gelten, da fie vielmehr 
als eine Verlegung des Gefetes den Richter verantwortlich macht. — 

Sehr viel Streit befteht über das Herrichaftsgebiet des Strafgefeges rückſichtlich der 
ihm unterworfenen Berfonen. Allerdings ift man im wefentlihen einig über die durd 
das Staatsreht und Völkerrecht begründeten Ausnahmen. Hiernach ift der Souverän des 
eigenen Staates ebenfowenig dem Strafgefeß unterworfen, als andererfeitö fremde Souveräne 
und fremde Gefandte famt dem Gefandtfchaftsperfonal (desgleihen deren Familien und in 
beſchränkter Weife zum Teil deren Dienerfchaft nad pofitivem Völkerrecht) vor dem hiefigen 
Strafgericht zur Rechenschaft gezogen werden fünnen. Abgefehen hiervon jtehen ſich nament- 
lid das fogenannte Territorial- und das Perfonalpringip gegenüber. Das erftere 
fieht den Aufenthaltsort der Perfonen als entſcheidend an und erklärt alfo, jeder fei dem 
Gefege unterworfen, der ſich in dem Staatögebiet aufhalte, für welches das Geſetz erlafjen 
worden, gleichviel ob er Ausländer oder Inländer ſei. Das Perfonalprinzip hingegen legt 
auf die Staatsangehörigkeit mehr Gewicht. Ihm zufolge find allerdings alle hierzulande 
Lebenden dem hiejigen Geſetz unterworfen, da auch die Fremden als fogenannte zeitweilige 
Unterthanen (subditi temporarii) betrachtet werden, welche den Schub der Strafgefege ge— 
nießen und fie beobachten müſſen (Reichsſtrafgeſetzbuch $ 3); allein überdies werden die In— 
länder, auch wenn fie im Auslande verweilen, ebenfalld ala dem inländischen Gefeß unter: 
worfen erklärt. Hierbei wird nur abgejehen von Geſetzen rein lofaler Natur, namentlich 
polizeilihen Vorſchriften (Neichsftrafgefegbuh $ 6). Dagegen habe der Staat jedenfalls im 
allgemeinen fein Necht, Verbrechen zu bejtrafen, melde von Ausländern im Auslande be- 
gangen find. Hiervon wird aber meijtens wieder eine Ausnahme gemacht, wenn die im 
Auslande von Ausländern begangenen Handlungen gegen den inländifchen Staat (oder aud) 
feine Angehörigen) gerichtet find. In diefem Falle pflegen die Gefete die Beitrafung des 
Ausländers (mit verschiedenen Modifilationen im einzelnen) anzuordnen ($ 4 des Reiche: 
itrafgefegbuchs bedroht hier Hochverrat, Miünzverbrehen und Vergehen im Amte), und dies 
wird begründet entweder aus einem angeblichen „natürlichen Strafredht“, weil jonft, wenn 
fremde Staaten nicht einfchreiten, unfer Staat (und feine Angehörigen) des Strafſchutzes 
beraubt wären, oder durch eine (fingierte) ftillfchweigende wechjeljeitige Delegation oder aus 
dem Gefichtspunfte einer nur ganz ausnahmsweife zu übenden Notwehr. 

Andere Schriftiteller (und zum Teil auch einige Geſetzbücher, wie das öfterreichijche 
und das fächlische) find noch weiter gegangen und erklären auch die im Auslande von Aus- 
ländern begangenen Verbrechen im Inlande ftrafbar, wenn fie nicht geringfügiger oder lokaler 
Natur find, für den Fall, als der ausländische Staat nicht ſelbſt jeine Strafgewalt ausübt. 
Diefe Anficht ruht auf einer tieferen ethiſchen Grundlage als die ſonſt vorherrſchende. Sie 
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jtüßt fich auf den Gedanken, daß es die Pflicht eines jeden Staates fei, ftrafwürdige Übel- 
thaten zu bejtrafen, welche er zu üben hat ohne egoiſtiſche ausschließliche Rüdfichtnahme auf 
feine eigenen Rechte und Intereſſen; eine Pfliht, in deren Ausübung die Staaten auch 
verbunden find, einander gegenfeitig zu unterjtüsen!. Solche „Weltrechtspflege“ kann natür= 
lih nur geübt werden rüdfichtlih der an fi ſchon und nicht bloß in Beziehung auf einen 
einzelnen Staat und deſſen Gefege jtrafwürdigen Handlungen und wird eingefchränft durch 
das politifchen Verkrehern zujugeftehende Aſylrecht. Dieſes Aſylrecht muß heilig gehalten 
werden, denn wollte man auswärtige Verbrecher, welche fi) gegen eine fremde Regierung 
oder Verfaffung vergangen haben, jelbjt beitrafen oder auch nur ausliefern, fo müßte man 
die Vorfrage entſcheiden, ob die fremde Negierung oder Verfafjung wirflid eine rechtmäßige 
jei — eine Entjcheidung, für welche den diesfeitigen Gerichten nicht ſelten die Prämifjen 
fehlen und die zu völferrechtlihen Verwidlungen führen fann. Die Auslieferung wäre 
überdies nicht felten eine Mitwirkung zur Verurteilung an fich berechtigter und edler Be- 
ftrebungen. — Das Aſylrecht wird der Staat allerdings nur unter der Bedingung gewähren, 
daß es nicht zur Anfpinnung neuer Unternehmungen gegen den fremden Staat mifbraudt 
werde. Mit Recht wird in dem neueſtens zwifchen verſchiedenen Staaten abgefchlofjenen 
Auslieferungsverträgen die Klaufel aufgenommen, daß wegen fogenannter politifcher Ver— 
brechen feine Auslieferung jtattfinde. 

Delikte geringfügiger Art, die im Ausland von Ausländern begangen werden, ignoriert 
man mit Recht, weil die langwierige Prozedur und die fonjtigen Folgen, welche ſich an bie 
Auslieferung fnüpfen, häufig einen über das Maß der verdienten Strafe hinausreichenden 
Nachteil zufügen würden und andererſeits die Unterfuchung und Beitrafung im Inlande 
ebenfalls einen unverhältnismäßigen Aufwand von Koften und Bemühungen verurjacht. 
Dezüglich der Auffaffung des internationalen Strafreht3 im deutfchen Strafrecht ſ. im übrigen 
den Artikel Ausland (Verbrehen im A.) im Rechtslexikon. 


82. Strafzumeffungs- und Strafänderungsgründe im allgemeinen. 
Betrachtet man das Strafgefeg im Verhältnis zum Strafrichter, jo ergiebt fi der un- 
beitrittene Sat, daß der leßtere fih zum Organ des Geſetzes machen, aljo das Urteil dem 
Geſetze gemäß fprechen muß, da es nicht feines Amtes ift, die Geſetze zu korrigieren. Es 
it aber verfehlt, wenn die Strafgejege das Ermefjen des Richters ganz ausfchließen wollen. 
Dies geſchieht namentlich durch die fogenannten abſoluten Strafandrohungen, melde, 
ohne der vernünftigen Erwägung der Umftände durch den Richter irgend einen Spielraum 
zu lafjen, die Strafe bejtimmen. In folder Weiſe finden wir in der Regel die Todes- 
und die lebenslängliche Strafe in den Geſetzbüchern angedroht. Abjolut unbejtimmte 
EStrafgefege, welche bloß erflären, daß eine Handlung ftrafbar fei, Art und Maß der Strafe 
aber ganz dem Ermefjen des Richters überlafjen, ſchützen nicht vor der Willfür des letteren. 
Darum find nur die relativ beftimmten Strafandrohungen zu rechtfertigen, welche mittels 
der Angabe eines Höchſt- und Mindeſtbetrags der Strafe einen Strafrahmen aufitellen, 
innerhalb deſſen der Richter die Strafe nad) gewifjenhafter Erwägung aller das vorliegende 
Verbrechen mehr oder minder ftrafwürdig machenden Umftände zumefjen fann. Denn die 
Strafwürdigfeit ift nicht eine gleiche für jedes Verbrechen, welches zu derjelben Art von 


! [Der Beruf eines Staates, Verbrechen zu bejtrafen, reicht nicht weiter als die Intereſſen, 
welche unter feinen Schuß gaeftellt find. Verbrechen beftrafen, welche diefe weder direkt noch indirekt 
berühren, hieße fih ein MWeltrichteramt anmaßen, wofür es feine ernithafte Begründung gäbe, und 
trüge daher den Charakter einer bloßen Donquidotterie an ſich. 

Die Bedeutung irgendwo begangener Verbrechen für die diesjeitigen nterefien ift aber nicht, 
wie manche annehmen, davon abhängig, dab die unmittelbar durch fie betroffenen Güter unferen 
— — oder unſerem Staate gehören (Beſtandteile der diesſeitigen „Rechtsgüterwelt“ 
ind) — 

Die Nechtshülfe, welche fih die Staaten in Bezug auf bie Beitrafung von Verbrechen (inäbe- 
fondere durch die Auslieferung von Verbrechern) leiſten, hat nichts mit jenem allgemeinen Richter— 
amte zu ſchaffen. Sie begründet fich vielmehr in der zwiſchen den Kulturvölkern innerhalb gewiſſer 
Grenzen bezüglich der Löſung ftaatliher Aufgaben beftehenden ntereffenfolidarität und begrenzt ſich 
dieſer gemäß. M.] 


954 IV. Das öffentliche Recht. 


Delikten gehört, fondern man fommt nur dann zu der richtigen Abſchätzung des Verſchuldens, 
wenn man jeden einzelnen fonfreten Fall nad; feiner fubjeltiven und objektiven Bedeutung 
würdigt. Jedes einzelne begangene Verbrechen hat feinen individuellen Wert und fann nie 
bloß als ein Eremplar feiner Art oder Gattung behandelt werden. 

Wie ſchon angebeutet worden ift, giebt es Gründe, welche, weil fie auf das Maß des 
Verfhuldens von Einfluß find, bei der Zumefjung der Strafe von dem Richter zu berüd- 
fihtigen find. Man nennt diefelben Strafzumefjfungsgründe und teilt fie nach 
ihrer Wirkung ein in Straferhöhungs- und Strafminderungsgründe. Nicht felten verſuchen 
es die Geſetze, diefelben beifpielamweife oder gar vollftändig aufzuzählen. Eine volljtändige 
Aufzählung anzuftreben, iſt ein von vornherein verfehltes Unternehmen, da feine menſchliche 
Weisheit im ftande ift, a priori alle jene Umftände anzugeben, welche möglicherweife auf die 
Strafbarkeit einer That Einfluß üben können. Eine bloß beiſpielsweiſe Aufzählung dagegen 
ift geeignet, den Richter irre zu leiten und fein Augenmerk von der eindringenden Beurteilung 
des konkreten Falles hinweg zur Subfumierung vesfelben unter allgemeine Schablonen zu 
lenfen. Die Strafzumefjungsgründe wiberjtreben überdies jeder allgemeinen Formulierung, 
weil fie zumeift jolde Umftände find, welche eben jedes Verbrechen in einem höheren oder 

eringeren Grade begleiten, jo daß aljo ein bloßes im allgemeinen nicht zu bezeichnendes 

uantum den Ausschlag für die höhere oder niedere Strafjzumeffung giebt. Ob der Schaden 
größer oder geringer ift, die Verlegung von mehr oder weniger Pflichten vorliegt u. j. w. — 
derartige durchaus fließende und relative Beitimmungen find nicht geeignet zu einer gejeß- 
lichen Fixierung. Jeder verftändige Richter wird ohnehin darüber mit ſich im flaren jein, 
daß die Intenſität des verbrecherifchen Willens, die Größe des verurfachten Übels, auch die 
Gefährlichkeit der Handlung, ſoweit der Thäter mit dem Bewußtſein der Gefahr gehandelt 
at, ald Zumefjungsgründe ins Auge zu faflen feien und daß die Energie des verbrecheriſchen 

illens wieder zu mefjen fei an der Menge und Größe der Hinderniffe, welche der zum 
Verbrehen Screitende (in feinem Inneren oder in der Außenwelt) zu überwinden hatte. 
Für ihn fann eine gefegliche Anleitung nur überflüffig und vielfach einengend fein; für den 
unverftändigen Nichter dagegen wird fie zu einem Sündenbock, auf den er alles Unheil 
fchieben fann, welches eine jchiefe und oberflächliche Beurteilung der Verbrechen anrichtet. 

Die Strafzumeffungsgründe pflegt man gewöhnlich einzuteilen in kriminalrechtliche und 
friminalpolitifche. Die erfteren beruhen auf dem größeren oder geringeren Verſchulden des 
Verbrechers, die leteren dagegen beziehen fich nicht auf dieſes Verfchulden, jondern auf 
irgend welche Nütlichkeitsrüdfichten. So 3. B. foll es ein friminalpolitifcher Strafminde- 
rungsgrund fein, mwenn der durch das Verbrechen Beichädigte auch ohne das Zuthun des 
Verbrehers Schadenerfat erhalten hat oder wenn der Verbrecher der Obrigfeit andere, 
bisher verborgen geweſene Verbrechen entvedt u. dal. m. Allein es bedarf wohl feines 
Nachmeifes, daß es eine Verlegung der Gerechtigkeit ift, Umftände, welche mit dem Ber- 
brechen ſelbſt nicht zufammenhängen, als ftrafmindernd zu betrachten. — Ebenfowenig gehört 
unter die Strafminderungsgründe die Erbuldung einer (unverſchuldeten) Unterfuhungshaft, 
da Diefe ebenfalls auf die ntenfität des verbrederifhen Willens und die Größe ber 
Übelthat feinen Einfluß übt. Allerdings muß aber die Unterfuhungshaft, als ein um des 
Verbrechens willen erduldetes Übel, bei der Ausmeffung der Strafe dem Verbrecher zu gute 
gerechnet werden (Reichsſtrafgeſetzbuch S 60). 

Die Einteilung der Strafzumeffungsgründe in fubjeltive und objektive hat zwar manches 
für ſich, kann aber leicht zu Mißverſtändniſſen führen. Die fubjektiven beziehen fih un— 
mittelbar auf den verbrecheriſchen Willen ; hierher gehören 3. B. größere oder geringere Reif- 
lichfeit der Überlegung, Gemütsbewegung, gute oder ſchlechte Erziehung, Verführung durch 
andere u. dgl. Die objektiven beziehen fi auf die Größe des verurfachten Übeld — wobei 
es aber nur zu oft außer acht gelafjen wird, daß diefe nur in Betracht fommt, wenn jie 
dem Thäter zur Abficht oder zur Fahrläffigkeit zuzurechnen ift. 

Bon den Strafzumefjungsgründen unterfcheidet man die Strafänderungsgründe, 
welche entweder die Strafe ſchärfen oder mildern, d. h. Umjtände, bei deren Vor- 
handenfein eine jchärfere oder mildere Strafart oder ein anderes Strafmaß als das ge 
wöhnlihe angewandt wird. Man ift wohl einig darüber, daß die Strafihärfungsgründe 


3. Das Strafredit. 955 


im Geſetz felbjt genau beftimmt werben müfjen, weil man eine Schärfung nicht in das 
Ermeſſen des Richters jtellen darf, was zur Willfür führen und den Grundfaß: nulla poena 
sine lege poenali verlehen würde. Als ein folder Schärfungsgrund erſcheint in den Ge- 
jegen häufig der Rüdfall im engeren Sinne, d. h. das Begehen eines Verbrechens von 
feiten eines bereit einmal wegen eines gleichartigen Verbrechens Beitraften; oft auch das 
Zufammentreffen jtrafbarer Handlungen, wovon fpäter zu reden fein wird. — NRüdfichtlich 
der Strafmilderung ftehen ſich zwei Anfichten gegenüber. Die eine meint, es genüge, wenn 
die Gefeßgebung dem Richter eine allgemeine Ermächtigung zur Strafmilderung erteile, ohne 
ihn irgendwie durch eine Angabe der Milderungsgründe zu binden, melde ohnehin nicht 
thunlidh fei, da es fih um Umftände handle, melde das Geſetz nicht vorausjehen könne. 
Nun fcheint es aber unzweifelhaft, daß eine foldhe allgemeine Ermächtigung, „mildernde 
Umftände” anzunehmen, den Richter über das Geſetz ftellt und ihm einen Teil des Be- 
gnadigungsrechtes einräumt. Dabei fann aud nicht zugegeben werben, daß es ſich um für 
den Geſetzgeber nicht vorausfehbare Fälle handle, im Hinblid auf welche vorausfehend er 
eine allgemeine Ermächtigung erteile. Oder fann man es nicht vorausfehen, daß Verbrechen 
in einem Zuftand geminderter Zurechnungsfähigfeit oder in einem an die Kindheit an- 
grenzenden Alter 2c. begangen werden? — Someit es alſo vorausfehbar ift, was hier in 
Frage fteht, muß es die Geſetzgebung auch möglichft genau firteren, und wirklich nicht voraus- 
jehbare Milderungsgründe müfjen dem Begnadiger, nicht dem Richter zur Würdigung über- 
lafjen werden. Da ferner jene angebeuteten echten Milderungsgründe hauptfählih in ge— 
wiſſen geiftigen Zuftänden beftehen, die, ſobald fie im höchſten Grabe vorhanden find, die 
Zurehnung ganz ausfchließen, fo wird der Richter allerdings zu ermächtigen fein, bei ihrem 
Vorhandenfein bis auf ein tiefgejtelltes Minimum von Strafe herabzugehen. 

Die Umftände nun, welde hier in Betracht fommen, find: 1. Das jugendlide 
Alter zwifchen der Kindheit und der Volljährigkeit in dem jchon früher entwidelten Sinne. 
2. Zuftände, welche fi der Zurechnungsunfähigfeit annähern, wie 3. B. Affekte, die fi 
bis zur Befinnungslofigfeit jteigern fünnen, Zuftände, die an die volle Beraufhung, die 
Schlaftrunkenheit angrenzen, Schwachſinnigkeit u. dal. mehr. (Dies find die Fälle der ſo— 
genannten „verminderten Zurechnungsfähigfeit“.) 3. Zuftände, welche an den die Strafbar- 
feit ausfchließenden Notftand angrenzen. 4. Die nahezu gänzlih abgelaufene Verjäh— 
rungsfriſt (fiehe unten). 

Geftattet man dem Richter, diefe Umftände in der angeführten Weife zu berüdjichtigen 
und giebt man ihm überdies das Recht, dann, wenn er findet, daß eine Handlung nicht 
auf entehrender Gefinnung beruhe, zu nicht entehrender Strafe zu verurteilen, jo ijt dem 
vernünftigen Ermefjen des Richters gewiß ein vollfommen genügender Spielraum gegeben, 
ohne daß man zu dem höchjt bevenklichen Syitem der bloß vom Richter feitzuftellenden 
mildernden Umſtände zu greifen braucht. [Das Neichsjtrafgefebbuh hat aber diefen Weg, 
von der Behandlung des jugendlichen Alters abgefehen, nicht betreten, fondern, mit Unrecht, 
dem eben erwähnten Syſtem der mildernden Umftände den Vorzug gegeben, ohne daß jedoch 
diefes zu fonfequenter Durchführung gebracht wäre. 


853. Das Zufammentreffen von Verbreden insbejondere. Schmwierig- 
feiten entjtehen für die Strafzumefjung in dem Fall des jogenannten Zufammentreffeng 
von Verbrechen (Konkurrenz, concursus delietorum). Man verfteht hierunter das Zufammen- 
treffen von mehreren noch unbeftraften Verbrechen einer und derfelben Perfon ala Gegenftand 
gemeinjamer Aburteilung. Man teilt dasjelbe ein in das einthätige (ideale, gleichzeitige) 
und mehrthätige (reale, ungleichzeitige) Zufammentreffen, je nachdem der Verbrecher 
dur ein und diefelbe That mehrere Strafgefege oder das nämliche Geſetz mehrfach übertreten 
hat (3. B. indem er dur einen Aft Notzucdt und Blutfchande geübt, durch dasjelbe Wort 
mehrere Perjonen beleidigt hat u. f. w.) oder die Übertretungen durch jelbjtändige Hand- 
lungen verübt wurden. Nach einem anderen Gefichtspunft unterfcheidet man zwifchen glei = 
artigem Zufammentreffen (3. B. Konkurrenz; mehrerer Diebftähle) und ungleihartigem 
(3. B. Konkurrenz von Diebjtahl und Betrug). Iſt die mehrthätige Konkurrenz gleichartig, 
fo nennt man fie auch Wiederholung, iſt fie ungleichartig, Häufung von Verbrechen. Man 
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muß fich übrigens wohl hüten, die Fälle der Scheinkonkurrenz mit der wirklichen Konkurrenz 
zu verwechjeln (f. den Art. Konkurrenz im Nedtslerifon). 

NRüdfihtli der Beitrafung zufammentreffender Verbrehen hat man drei verjchiedene 
Syſteme aufgeftellt: 1. Das Abforptionsfyftem (poena maior absorbet minorem), 
mwonad bloß auf die höchjte der mehreren verwirften Strafen erfannt werden joll. Damit 
erteilt man offenbar einen Freibrief für die mit dem fehwerften Verbrechen zufammentreffenden 
geringeren Delikte. Begreiflih war die Verteidigung diefes Syſtems zu einer Zeit, in 
welcher unter den fonfurrierenden Verbrechen gewöhnlich eines mit Todesjtrafe bedroht war. 
2. Das Schärfungsfyftem, zufolge deſſen man die Strafe des jchweriten Verbrechens 
mit Rüdficht auf die übrigen jchärft, wofür aber feine rationelle Begründung gegeben werden 
fann. Auch nad diefem Syftem werden die fonfurrierenden Verbrechen nicht felten, nament- 
lih dann, wenn ſie jchwerere find oder ihre Anzahl eine größere ijt, ftraffrei bleiben. 
3. Das Kumulations- (Strafhäufungs:) Syftem, welches von dem richtigen Grundſatz, 
daß jedes Verbrechen bejtraft werden ſolle (quot erimina tot poenae) ausgeht. Zunädjit 
ergiebt ſich nun freilid, daß eine einfahe Zufammenrehnung oft thatſächlich unmöglich iſt, 
fo 3. B. wenn mehrere mit dem Tod oder mit lebenslänglider Strafe bedrohte Verbrechen 
konkurrieren. Sie iſt ferner auch dann (juriſtiſch“) unmöglich, wenn durch fie eine Geſamt— 
ſtrafe ſich ergeben würde, welche das Geſetz aus der Reihe der Strafmittel geſtrichen hat 
(3 B. verfchärfte Todesftrafe), oder wenn ſich durch die Zufammenrecdhnung die Einzeljtrafen 
in eine Strafe anderer Qualität verwandelten, 3. B. zeitliche Freiheitsſtrafen in eine lebens- 
längliche. Indeſſen jelbit abgejehen hiervon ift die einfahe Zufammenrehnung verwerflich 
und vielmehr ein Abzug von der fo gefundenen Summe am Pla (neuejtens öfter juriftifche 
Kumulation genannt), weil die Strafen durch ihre gleichzeitige beziehungsweife ununter: 
brochen zufammenhängende Verbüßung unverhältnismäßig an ntenfität zunehmen. In 
diefem Sinne findet fi das Strafhäufunasiyitem in der Negel in unferen Geſetzbüchern 
betreff3 der mehrthätigen Konkurrenz durchgeführt (Neichsftrafgefegbudh SS 74 ff.), während 
für die einthätige gewöhnlich das Abjorptionsiyiten angewandt ift (Reichsſtrafgeſetzbuch $ 73), 
ohne daß ein triftiger Grund für diefe verjchievenartige Behandlung erhellt. 

Wie oben erwähnt wurde, verjteht man unter zufammentreffenden Verbrechen im all- 
gemeinen nur jene, welde Gegenjtand derſelben Aburteilung find (j- aber Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch $ 79). Es ijt aber nicht erfichtlih, warum dieſe rein prozeſſualiſche Rüdficht maß— 
gebend fein fol. Xiegt der Grund für die Aufitellung einer fogenannten Konfurrenzitrafe 
in der Nüdjiht auf die Wirkung der gemeinfam zu verbüßenden mehreren Strafen, jo hat 
man eben nur darauf zu fehen, ob ein folder all vorliegt. Man follte alfo ftatt von 
zufammentreffenden Verbrechen, von zufammentreffenden Strafen ſprechen und die Regeln 
über die Verhängung einer entjprechenden Gefamtftrafe für alle jene Fälle aufftellen, in 
welchen es ſich um gleichzeitig zu verbüßende oder ununterbrochen zufammenhängende Strafen 
handelt. Wenn der zu vierjährigem Zuchthaus Verurteilte im Gefängnis ein Verbrechen 
begeht, jo fann man die nun verwirkte Strafe ebenjowenig einfach zu der früher erfannten 
hinzufügen, als wenn das zweite Verbrechen jchon vor der Aburteilung über das erſte be- 
gangen worden wäre. Die Mehrzahl der Schriftteller erklärt fich allerdings gegen eine 
ſolche Erweiterung des Konfurrenzbegriffs. 

Gewöhnlich ſucht man von dem Zufammentreffen der Verbrechen das jogenannte fort» 
geſetzte Verbrechen zu unterfcheiden, allein weder die Schriftiteller noch die Geſetze find 
über diefen Begriff einig. Man mill mittels desſelben ſolche Fälle zufammenfafjen, in 
welchen mehrere verbrecherifche Handlungen begangen find, deren jede für fich allein ſchon 
den Thatbejtand desjelben Verbrechens darjtellt, die man aber doch wegen ihres inneren und 
äußeren Zufammenhanges als die Fortjegung eines einzigen Verbrechens behandeln will. 
Wie man auch immer diefen Begriff feitzuftellen fucht, leidet er meines Erachtens an inneren 
Widerſprüchen. it dem Richter bei VBerhängung der Konfurrenzitrafe der gehörige Spiel- 
raum eingeräumt, jo wird er auch ſolchen Konkfurrenzfällen gerecht werden fünnen, melde 
eine mildere Beurteilung verdienen, weil der piychiiche Zufammenhang der verichiedenen 
Verbrechen die Strafbarkeit verhältnismäßig geringer ericheinen läht!. — 





! [Der — übrigens richtig beitimmte — Begriff des fortgeiegten Verbrechens umfaht gerade ſolche 
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8 4. Strafverwandlung. Von der Strafänderung hat man die Straf- 
verwandlung zu unterjcheiden. Jene befteht in der Zuerfennung einer jchärferen ober 
milderen Strafe jtatt der gewöhnlichen, diefe dagegen ijt die Zuerfennung eines von der 
gejeglihen Strafe ver Art nad verichievenen, aber derſelben dem Grade nad gleichen 
Strafübels. Der Nichter vollzieht alfo in einem folden Fall das dem Buchſtaben nad) 
nicht vollziehbare Geſetz nur in einer anderen Form. ine Strafverwandlung wird 
notwendig: 

1. Wenn e3 thatfächlih unmöglich ift [oder vom Gefetgeber ald unthunlich erachtet 
wird], die nach dem bezüglichen Geſetze zu verhängende und beziehungsmweife die zuerfannte 
Strafe zu vollziehen, z. B. wenn eine Vermögensitrafe an einem Vermögenslofen oder die 
Strafe des Gewerböverluft3 an demjenigen vollzogen werden foll, welder auf die Ausübung 
des Gewerbes refigniert hat. 

2. Wenn die Vollziehung der Strafe in dem gegebenen Fall ein Übel zufügen würde, 
welches unzweifelhaft nicht in der Abficht des Geſetzgebers gelegen ift, fo 3. B. Vollzug 
harter Leibesitrafe oder Zwangsarbeit an ſehr ſchwächlichen und gebrechlichen, kranken 
Perſonen u. dal. 

In den Gefegen finden ſich namentlih Vorjchriften über den Maßſtab, nad) welchem 
eine Freiheitäftrafe in eine andere umgewandelt werden fann (wobei jie das entehrende 
Moment, welches die Zuchthausitrafe in ſich ſchließt, nicht gehörig beachten) und über die 
Ummandlung von unvollitredbaren Geldjtrafen in Areiheitäitrafen. In diefer letten Be: 
ziehung verdient der in neuerer Zeit gemachte Vorſchlag Beachtung, in erjter Linie zu ge- 
itatten, daß die Geldſtrafe abgearbeitet werden fünne, und erjt in zweiter Yinie Freiheits— 
jtrafen eintreten zu laijen. Eine folche Einrichtung wird das Chrgefühl fteigern und bei- 
tragen, die Kluft zwifchen arm und reich Fleiner zu machen. 

Sit im Geſetzbuch für einen Fall, in welchem ſich die gefegliche Strafe als unvollziehbar 
erweift, feine Vorfchrift über die Strafverwandlung gegeben, jo darf der Richter eine folche 
Verwandlung nicht vornehmen, weil ſonſt der Grundfag: „feine Strafe ohne Strafgefeg” 
verlegt würde, und es bleibt nichts übrig als das unvollitredbare Geje eben unvolljogen 
zu laffen. — 


85 Strafausihliefungsgründe Den Schluß der Lehren des allgemeinen 
Teils bildet die Betrachtung derjenigen Gründe, welche die Anwendung des Strafgejeges 
auf ein begangenes Berbrehen ausſchließen. (Man darf jie nicht verwechjeln mit 
jenen Gründen, melde die Zurechnungsfähigfeit oder die Zurechenbarfeit ausfchließen, alfo 
Schuld ausjhliefungsgründe find, bei deren Vorhandenfein gar feine jtrafwürdige Handlung, 
fein Verbrechen vorliegt.) Dieje Strafausichließungsgründe find: 

1. Der Tod des Verbrederd. 2. Die Verjährung. 3. Die Begnadigung. 
4. Bei gewifjen Berbrechen die Verzeihung der verlegten Privatperfon. — 

Zu 1. Daf der Tod des Verbrechers die Vollziehung der Strafe ausschließt, verjteht 
jih heutzutage wohl von ſelbſt, da die Strafe nur den Schuldigen und nicht etwa deſſen 
Angehörige oder Erben treffen darf. Don einem Vollzug der Strafe an dem Leichnam des 
Verbrehers, wie man ihn in barbarifchen Zeiten vornahm, fann ebenfalls feine Nede fein. 
Gleihwohl findet fich in den Geſetzbüchern (mit Ausnahme des öfterreihiichen und des 
belgifchen) noch ein Überbleibfel einer gegen die Erben gerichteten Beitrafung und erfreut 
fih fogar der Zuftimmung der meiften Schriftjteller. Es wird nämlih im Anſchluß an 
Beitimmungen des römischen Nechts die Gelditrafe in den Nachlaß des Verſtorbenen voll: 
ſtreckt, wenn fie noch bei Lebzeiten desjelben rechtskräftig zuerfannt wurde. Das heißt nun 
offenbar nichts anderes als die Erben des Verbrechers für deſſen Delift zur Strafe ziehen 
und läßt ſich durch ſolche nichtsfagende Gründe nicht rechtfertigen, wie 3. B. die Behauptung 
ift, daß die rechtskräftig zuerfannte Geldbuße gleich einer Civilfchuld oder als eine „öffent- 





Fälle, auf welche die Grundfäge über Konkurrenz nicht paſſen, welche vielmehr zu einer richtigen 
Behandlung überall nur gelangen, fofern fie dem wirflihen Sachverhalt entiprehend als Delikts- 
einheiten betrachtet werden. M.] 
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lihe Schuld“ auf dem Vermögen hafte. Anders verhält es fich mit der fogenannten jpeciellen 
Konfisfation, infofern fie ald eine Mafregel der Nechts- und Gejundheitspolizei in ihrem 
Vollzug unabhängig ift von dem Tod des Verbrechers. 

Es verfteht fich ferner von ſelbſt, wenn es auch gewöhnlich nicht ausdrücklich hervor- 
gehoben wird, daß ebenfo wie der Tod des Verbrechers eine beftändige Geiftesfrantheit 
desjelben den Vollzug der Strafe ausfchließt. Zweifel mögen entjtehen, ob, wenn der Ver- 
brecher während der Strafzeit in eine vorübergehende Geiſteskrankheit verfällt, die Dauer 
derfelben in die Strafzeit einzurechnen fei. 

Zu 2. Daß dur den Verlauf einer längeren Zeit die Beitrafung eines Verbrechers 
ausgefchloffen werden fann, wird zumeilen nur als ein auf Willfür beruhendes Inſtitut des 
pofitiven Nechts hingeftellt. In der That ſprechen aber gewichtige Gründe für die Ver- 
jährung der Verbrechen. Zunächſt fommt für diefe in Betracht der Umstand, daß nach 
Ablauf einer längeren Zeitfrift das Andenten an das Verbrehen in den Menſchen erlifcht 
und damit auch das Verlangen nad einer Beitrafung, welchem durch dieſe eine fittliche 
Genugthuung gewährt werben foll. Namentlich aber ift zu erwägen die Veränderung, melde 
mit der Perſon des Verbrechers vor fich geht, jo daß „ver Menſch nad Ablauf eines län- 
geren Zeitraums feines irdischen Daſeins nicht mehr derfelbe it“. infolge diefer Um- 
wandlung wird es unmöglich, nad Verlauf einer langen Zeit die Fragen ind reine zu 
bringen, melde fich auf den fubjeftiven Thatbeitand des Verbrechens beziehen. Auch die 
Aussagen des Angefchuldigten über feine einftigen Anfchauungen, Stimmungen und Be- 
ftrebungen find trügerifch, da wir nur zu wohl wiffen, mie oft wir zurüdblidend auf frühere 
Zeiten uns felbjt nicht wiedererfennen in den Handlungen, welche einjt der Ausdrud unferes 
Inneren waren. Es ift alfo nicht möglich, auf Grundlage der Beurteilung einer Perſön— 
lichkeit, wie fie fih uns jet darftellt, die Größe der Schuld zu bemefjen, welche ihr vor 
langer Zeit zur Laft fiel. Man tft genötigt, in der Dunkelheit ruhen zu lafjen, was nicht 
mehr an das Tageslicht gebradht werden fann. Dies wird um fo mehr geboten fein, als 
man durch Unterfuchungen, welche erſt angejtellt werden, nachdem viele Jahre ſeit Begehung 
des Verbrechens verlaufen find, oder durd eine fo fpäte Vollftredung eines längſt ſchon ge- 
fprochenen Urteils das Vertrauen zu der Wirkung der Strafrechtspflege in der bedenklichiten 
Weife erfchüttert. Denn durd eine fo verfpätete Unterfuhung oder Strafvollziehung wird 
es erit recht offenfundig, daß der Verbrecher nicht jelten der Hand der Nemefis ganz ent: 
geht und daß dann nur ein Zufall feine fpäte Beitrafung herbeiführt. Gewöhnlich wird 
auch noch auf die Verdunklung der Beweiſe aufmerffam gemacht, weldhe im Laufe der Zeit 
eintritt und aus welcher in der Negel eine Nefultatlofigkeit der Unterfuhung ſich ergiebt, 
wenn e3 nicht etwa gar wegen Verdunklung des Entlaftungsbeweifes zu einer ungerechten 
—— kommt. Beides iſt höchſt mißlich und erſchüttert das Anſehen der Juſtiz 
gewaltig. 

Der letztangeführte Grund läßt ſich allerdings nur geltend machen für die Verjährung 
der Anklage, nicht für die Verjährung der bereits durch Urteil zuerkannten Strafe. Gleich— 
wohl iſt auch dieſe gerechtfertigt, weil für ſie die übrigen angeführten Gründe ſprechen. 
Namentlich wird die Bedeutung und Wirkung der Strafe infolge der mit der Zeit ein— 
tretenden Umwandlung des Verbrechers ganz unberechenbar. Die Verjährung der zuerkannten 
Strafe iſt auch in der Mehrzahl der neueren Geſetze (beziehentlich Entwürfe) anerkannt, 
während andere nur eine Verjährung der Anklage kennen. 

Die Verjährungsfriſt bei der Verjährung der Anklage ſoll eigentlich von dem Moment, 
in welchem das Verbrechen begangen wurde!, gerechnet werden, meiſtens wird aber der Tag, 
an welchem das Verbrehen begangen wurde, in die Friſt mit eingerechnet, obwohl fein 
Grund vorliegt, im Strafrecht zu derartigen Filtionen zu greifen. Es entipridht der ver: 
fchiedenartigen Schwere der Verbrechen, wenn in den Gefegen (mit teilweifer Ausnahme 
des ſächſiſchen) die Dauer der Verjährungszeit je nach der Art und dem Mafe der Strafe, 


I Sogenannte dauernde Verbrechen verjähren natürlich erit von dem zent an, in welchem 
der dauernde durch verbreheriihe Thätigkeit aufrechterhaltene Zuftand, 3. B. der Zujtand der Un 
freiheit eines Gefangengehaltenen, aufhört. 
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welche auf die Verbrechen gefegt ift, verſchieden bejtimmt wird. Mehrere Geſetzbücher er: 
Hlären die mit der Todesitrafe, zum Teil auch die mit lebenslänglicher Freiheitsſtrafe be- 
drohten Verbrechen für unverjährbar, wofür fi nur der unhaltbare Gedanke an die in 
folden Fällen nötige Abſchreckung als Grund anführen läßt. Das Reichsſtrafgeſetzbuch ($ 67) 
folgt hier der richtigen Anficht. 

Die Verjährung der bereits zuerfannten Strafe beginnt nad) der herrſchenden, auch dem 
Reichsitrafgefegbuh ($ 70) zu Grunde liegenden Anſicht mit der Rechtskraft des Straf- 
urteils; richtiger ift es wohl, wenn einige Geſetzbücher beftimmen, die Frift laufe von der 
Kundmadhung des Urteil, da der Ablauf einer Friſt für Rechtsmittel feinen Einfluß auf 
den Lauf der Verjährung haben fann. 

Unterbroden wird die Verjährung der Anklage dur jede Handlung des Gerichts, 
welche als ein gegen die Perfon des Verbrecher gerichteter Unterſuchungs- oder Verfolgungsakt 
auftritt. Wird die begonnene Unterfuhung wieder eingeftellt, jo läuft von dem letten Aft 
derjelben die Verjährung von neuem. — Die Verjährung der erkannten Strafe wird unter- 
brochen durch jeden Akt der Strafvollitredung, und die Verjährung beginnt ihren Lauf von 
neuem, wenn die Vollftrefung unterbrochen wird. 

Die vorgetragene Anfiht über die Wirkung der Unterbredung einer Verjährungsfrift 
ift die faft allgemein herrfchende und im Reichsſtrafgeſetzbuch fanktionierte; gleichwohl bleibt 
es ſehr fraglih, ob jie einer rationellen Begründung fähig if. Die mwundenheilende, 
menfchenummandelnde Zeit wirft ununterbrochen fort, und wenn man aud) die Zeit, während 
welcher die Unterfuhung beziehungsweife Strafvollitrefung u. ſ. w. dauerte, nicht wohl 
in die Verjährungszeit einrechnen fann, jo wäre es do mehr im Einklang mit dem Weſen 
der Sache, nad der Unterbredung die Verjährung ihren Lauf fo fortjegen zu lafjen, als 
wenn die Unterbrechung nicht ftattgefunden hätte, jo daß aljo die Verjährung während der 
Unterbredung nur als ruhend betrachtet würde. — 

Neben dem Zeitablauf finden ſich in mehreren Geſetzbüchern noch verfchievene andere 
Bedingungen für die Verjährung aufgeftellt, fo die, daß der Verbrecher fi) während der 
Verjährungszeit nicht aus dem Inland geflüchtet haben, daß er nad Kräften vollen 
Schadenerſatz geleiftet und von dem Verbrechen feinen Nuten mehr in den Händen haben, 
ferner daß er während der Berjährungszeit fein neues Verbrechen mehr begangen haben 
dürfe. Nur die letzterwähnte Bedingung fcheint einen inneren Grund für ſich zu haben, 
infofern aus dem Begehen eines neuen Verbrechens gejchlofjen werben könnte, daß jene innere 
Umwandlung in dem Verbrecher nicht vor fich gegangen ift, melde wir als einen Haupt: 
grund für die Verjährung aufgeführt haben. Indeſſen würde dies nur dann in der Regel 
zutreffen, wenn das neue Verbrechen auf demfelben Motiv beruhte wie das frühere — was 
eine fchwierige und leicht irreführende Unterfuchung nötig macht — und dur eine nicht 
zu lange Zmwifchenzeit von diefem getrennt wäre. Überdies wird auf das frühere Ver— 
brechen jelbit unter folchen Umftänden faum das zu defjen Beurteilung erforderliche Licht 
fallen. Mit Recht hat daher das Reichsſtrafgeſetzbuch auch von diefer Bedingung der Ver: 
jährung abgefehen. 

Aus den Erwägungen, welche für die Aufftellung der Verjährung als Strafausfhließungs- 
grund fprechen, ergiebt fi) auch die Forderung, daß man den nahezu vollftändig erfolgten 
Ablauf der Verjährungszeit als einen Strafmilderungsgrund gelten lafje. Thut man dies 
nicht, jo führt man überdies die öffentliche Meinung auf die Vermutung, daß bei der Be- 
ftimmung der Verjährungsfrift die bloße Willkür walte (und eine gewifje Willfürlichfeit ift 
ja bei allen derartigen ziffermäßigen Beftimmungen nicht zu vermeiden). Es muß in ber 
That ungereimt erfcheinen, wenn den Verbrecher die volle Strafe trifft, weil er wenige 
Tage vor dem Ablauf der Verjährungszeit entvedt wurde, jo daß ein Unterfchied von 
— Tagen, ja Stunden den Sprung von der geſetzlichen Beſtrafung zur Strafloſigkeit 
egründet. 

Daß man die Verjährung von Amts wegen zu berückſichtigen hat und auf ihre Wohl— 
thaten nicht vom Verbrecher verzichtet werden fann, verfteht ſich von jelbit, da es fich nicht 
> ” Privatrecht des Übelthäterd, ſondern um die Pflicht des Staates, Gerechtigkeit zu 
üben, handelt. 
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Zu 3. Auch das Begnadigungsredht hat man öfter, jo wie die Verjährung, als 
ein auf Willkür beruhendes pofitivrechtliches Inſtitut angefochten, verleitet einerjeits durch 
die nicht felten allerdings unbegründete und launenhafte Ausübung jenes Rechts und anderer- 
feits durch eine unrichtige Gegenüberftellung der Begriffe von Recht und Gnade, 

Nicht felten nämlid) meint man, die Gnade walte unter gewifjen Vorausfegungen an 
der Stelle des Rechts, aus fogenannten Billigfeitsrüdfichten, als Ausdruck der Menſchlichkeit 
oder zum Zwed der Förderung irgend welcher jtaatlicher Intereſſen. Faßt man die Be- 
gnadigung in diefer Weife auf, fo ergiebt ſich allerdings ihre Verwerflichkeit, weil fie fo 
unvereinbar mit der Gerechtigkeit wäre. Soll fie eine Stelle in der Rechtsordnung des 
Staates einnehmen, jo muß ſich nachweisen lafjen, daß jie im Dienjte der Gerechtigkeit jtehe. 
Die Begnadigung ift allerdings ein Souveränitätsreht, es lafjen ſich aljo nicht Regeln 
für diefelbe aufftellen, welche den Sowverän zwingend verpflichten könnten, zumal ſich die 
Umjtände, welche dabei in Frage fommen, überhaupt einer genügenden allgemeinen Formu— 
lierung entziehen. Nichtsveftoweniger kann aber die Wiſſenſchaft die Gefichtspunfte feititellen, 
aus welchen das Begnadigungsrecht ausgeübt werden dürfe und folle, damit es im Einflange 
ftehe mit dem Prinzip der ausgleichenden Gerechtigkeit. 

Betrahtet man die Fälle der Anwendung jenes Rechts näher, fo fondern fie fi in 
zwei Gruppen. in der einen jtehen jene Fälle, in welchen ſich das Strafgeſetz zu hart oder 
zu mild erweilt. Im allgemeinen fünnte man nun von einem idealen Standpunkt aus dem 
Eouverän (wenn er ohne Fehl und Gebrechen wäre!) die Funktion zuteilen, hier das Gejeg 
in der entfprechenden Richtung zu forrigieren, aljo nicht bloß die der wirklichen Verſchuldung 
entiprechende geringere Strafe oder gänzliche Straflofigfeit auszufprechen, fondern aud eine 
ftrengere als die geſetzliche Strafe zu verhängen, wenn dieſe im fonfreten Fall durch zu 
große Milde die gerechte Ausgleihung nicht verwirklicht. Indes muß im Hinblid auf die 
menschliche Fehlbarkeit der Sa: „Leine Strafe ohne Strafgeſetz“ aud hier wieder geltend 
gemacht werden, ſonſt fünnte Fürftenlaune und Kabinettsjuftiz an die Stelle des Nichter- 
ſpruchs treten, und darum ift das Straffchärfungsgefeg dem Souverän nicht zuzuerkennen, 
obwohl es ein begriffliches Korrelat zum Begnadigungsrecht ift. In den Fällen alſo, welche 
wir hier vor Augen haben, iſt es die Aufgabe der Gnade, gegenüber einem in conereto 
ungerechten Geſetz die Gerechtigfeit zu wahren und dem vor dem Gefeg Schuldigen das zu- 
zuteilen, was ihm feinem Verſchulden nad wirklich gebührt. 

Eine andere Gruppe von Fällen iſt diejenige, in welchen Gnade geübt wird zu Gunſten 
folher Verbrecher, welchen gegenüber das Geſetz nicht als zu ftrenge, jonah als durchaus 
gerecht erfcheint, und zwar, wie man zu jagen pflegt, weil dies höhere Nüdfichten auf das 
Mohl des Staatsganzen fordern. Dieſe Rüdfichten fünnen aber in der That mur dann 
ein genügender Grund für die Begnadigung fein, wenn fie fich von dem Standpunft der 
ausgleichenden Gerechtigkeit rechtfertigen laffen. Nur muß man wohl bevenfen, daß der 
dee der Gerechtigkeit (Vergeltung) entiprechend Strafe nur gefordert wird als eine Aus- 
aleihung beftehender Übel, daß es alſo jener Idee zumiderläuft, eine Strafe zu vollziehen, 
welche nicht zur Ausgleichung, fondern zur Erhöhung des Übels, zur Hervorrufung neuer 
Übel führen würde. Hierin allein und unter der Vorausſetzung, daß die Sache jo lient, 
ift jene Nüdfichtnahme auf das Gemeinwohl begründet. Die Sahe muß mithin fo geftaltet 
fein, daß das Unbejtraftbleiben eines allerdings jtrafbaren Verbrechers (oder mehrerer folder) 
als das fleinere Übel gegenüber jenen Übeln erfcheint, welche die Beitrafung für den Staat 
nad) ſich ziehen würde!. Es läßt fich rechtfertigen, ja es ift geradezu geboten, die Strafe 
zu erlaffen, wenn in dem angegebenen Sinne es eine noch größere Verlegung der aus- 
gleichenden Gerecdhtigfeit wäre, fie zu vollziehen. Nicht aber etwa fann umgelehrt behauptet 


ı [Mit der vom Verfaſſer entwidelten Strafrehtstheorie ift Diele Ausführung nit in Einklang 
zu bringen. Geyer ſteht hier, jene verleugnend, auf utilitartitiichem Standpunfte. In der Sadıe 
freilich hat er recht. Nur ift die von ihm aufaeitellte Regel auszudehnen. Wo der Verzicht auf die 
Ausibung eines ſtaatlichen Strafanfpruchs beziehungsmeile (Nbolition) des ftaatlihen Verfolgungs— 
rechts dem Gemeinwohl bejier entipridt als die Ausübung, da iſt jener Verzicht, d. i. die Begna— 
digung, gerechtfertigt, da der Sat „salus publica suprema lex esto* für das Bereich der Strafrechts— 
pilege die gleiche Geltung in Anſpruch nimmt wie für jedes andere Gebiet ftaatliher Wirkiamkeit. M.) 
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werden, daß man über einen Schuldlofen oder minder Schuldigen eine von ihm nicht ver- 
diente Strafe verhängen dürfe, wenn dies zur Verhütung größerer Übel geboten fei. Denn 
es giebt feine Notwendigkeit, melde es entſchuldbar madte, über einen Unſchuldigen 
wiflentlich eine Strafe zu verhängen, was überhaupt nicht mehr jtrafen, ſondern ein Ber- 
brechen begehen hieße. 

Das Begnadigungsreht ijt ein Souveränitätsreht. In Republiken fommt es jtreng 
genommen entweder der jouveränen Körperfchaft, welche an der Spike des Staates fteht, 
oder, wenn eine reine Demofratie befteht, der gejamten Bolfsgemeinde zu und hat eben 
deshalb hier feine befonderen Schwierigkeiten, da geringe Majoritäten bei der Abjtimmung, 
namentlid wenn es fih um Begnadigung eines zum Tode Verurteilten handelt, nur zu 
leiht den Eindrud der Willfür und Zufälligfeit erzeugen. Nicht felten wird darum das 
Begnadigungsreht dem Präjidenten der Nepublif übertragen. — Zur Prüfung des dem 
Souverän vorzulegenden Begnadigungsgefuches hat man nicht ohne Grund die Einfegung 
eines Kollegiums von Kriminaliften, Piychologen und Geiftlichen verlangt ; noch befjer wäre es, 
wenn man auch die vierte Fakultät durch Ärzte vertreten ließe. 

Die Begnadigung fann entweder eine ſolche jein, melde ſich auf einen einzelnen be- 
jtimmten all bezieht, oder fie iſt eine allgemeine, ganze Klafjen von Fällen oder Perſonen 
betreffende. Die leßtere nennt man Amnejtie (abolitio generalis). Die erjtere ift wieder 
entweder eine Abolition im engeren Sinne, wenn fie als Nieverjchlagung des Prozefjes 
auftritt, oder eine eigentlihe Begnadigung (melche wieder entweder eine volle oder 
teilweife ift, da jie in dem gänzlichen oder teilweifen Erlaß der zuerfannten Strafe beiteht). 
Die letztere kann auch erteilt werden nad) bereits teilmeife erfolgter Vollſtreckung der Strafe 
durch Erlaß des Strafrejtes oder (als restitutio oder rehabilitatio ex capite gratiae) 
durch Erlaß der mit der Strafe verbundenen nacdhteiligen Folgen. Die Amneftie fann fo- 
wohl Abolitionen als eigentliche Begnadigungen und insbejondere Rehabilitationen und Re— 
jtitutionen in fich begreifen. Bei ihr find namentlich jene Rüdfichten auf das Wohl des 
Staatsganzen maßgebend, welche wir oben aus dem Gefichtspunft der Gerechtigkeit ge- 
würdigt haben. Die Niederfchlagung des Prozeſſes ift in mehreren Berfafjungsurfunden 
und betreffs des Hoch- und Landesverrats gegen Kaifer und Reich dur) den S 484 der 
deutihen Strafprozeßordnung mit Necht als unftatthaft erflärt, da jie dem bereits in Unter: 
ſuchung Gezogenen das Recht entzieht, feine Unfchuld zu fonjtatieren und diefelbe durch den 
Richterſpruch anerfannt zu jehen. 

Das Begnadigungsreht bedarf übrigens auch noch anderer Beſchränkung. So joll es 
in der Regel nicht ausgeübt werden bei jenen fogenannten Antragsdelikten im engeren 
Sinne, bei welchen die Anklage und der Verzicht auf diefelbe ganz in das Belieben des 
Verletzten zu jtellen iſt, deſſen Recht alſo geihädigt würde, wenn eine Abolition oder eine 
vollftändige Begnadigung erfolgte. Ferner iſt auch das gewöhnliche Vorgehen bei den aus 
Gnade eintretenden Strafummwandlungen nicht zu billigen. Die Strafen find bei der höchit 
verjchiedenen jubjeftiven Empfindlichkeit für diefelben bei weitem nicht in dem Maße nad) 
ihrer größeren und geringeren Schwere gegeneinander abzuwägen, als man gewöhnlich an- 
nimmt. Darum joll auch feine Begnadigung durch Ummandlung der gejetlichen Strafart 
in eine andere (die bloße Abfürzung oder Minderung ift natürlich unbevenklih) erfolgen 
ohne Zuftimmung des zu „Begnadigenden“, über welchen man jonjt vielleicht unter dem 
Namen der Gnade eine Verfchärfung verhängen würde. Natürlih aber wird man nad 
jener Zuftimmung nicht zu fragen haben bei der Umwandlung der Todesitrafe in eine andere 
Strafe, da die Todesitrafe, wo es nur immer geht, vermieden werden muß — und ebenjo 
nicht bei der bloßen Ummandlung der entehrenden Freiheitsſtrafe in eine nicht entehrende. 
Endlih wird in jenen Staaten, welde das njtitut der Minifterverantwortlichfeit fennen, 
die Begnadigung der Minifter infoweit auszuschließen fein, als fie mit jener Verantwortlid)- 
feit nicht vereinbar iſt. 

Der Begnadigte fann, da das Begnadigungsrecht ebenſo wie das nititut der Ver— 
jährung aus der Pflicht des Staates, Gerechtigkeit zu üben, entjpringt, nicht auf die Gnade 
verzichten. Diejen Sa wird man jelbjt, wo die Abolition im allgemeinen nicht zuläflig it, 
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auf jene Abolitionen anwenden müfjen, welche in einer erlaffenen Amneftie mit inbegriffen 
find, da, wenn e3 fi darum handelt, um des ftaatlichen Friedens willen durch eine Amneſtie 
vergangene Ausfchreitungen und Kämpfe mit dem Schleier der Vergefienheit zu bedecken, dies 
vereitelt werden würde durch eine Sonderung der verfchiedenen Fälle und die Geftattung 
eines Auffehen erregenden Strafprozefies. 

Zu 4. Die Verzeibung der durch das Verbrechen verlegten Privatperfon kann in der 
Regel nur als ein für die Strafzumefjung einflußreicher Umftand betrachtet werden. Nur 
bei jenen Delikten, in welchen das Privatinterefje mehr hervortritt, wird jene Verzeihung 
größere Berüdfichtigung verdienen. Die fogenannten Antragsdelifte, melde hierbei in 
Betracht kommen, zerfallen aber in zwei Klaſſen, deren jede einer zum Teil verfhiedenen Be- 
handlung bedarf. Alle diefe Delikte haben allerdings das gemeinfam, daß ohne das Be— 
gehren (den Antrag) der verlegten Berfon fein Strafverfahren eingeleitet werden fann. Sie 
ſcheiden ſich aber weiter in folche, bei welchen das Privatinterefje durchaus überwiegend if, 
wie 3. B. Ehrverlegung, Ehebruch, ferner einfache Diebftähle, Unterfchlagungen u. f. w., 
melde im Kreiſe der Familie begangen werden, und in foldhe, bei welchen zwar aus Rüd- 
fiht auf die Ehre der Verletzten ohne deren Begehren nicht zum Strafverfahren gefchritten 
wird, indes an fich auch das öffentliche Intereſſe und der fittliche Beitand des Gemeinmwefens 
in hohem Grade an der Beitrafung beteiligt find, fo 3.8. bei der Entführung und der Not- 
zucht, foweit fie Antragsbelikte find. Nüdfichtlih der Verbrechen der erften Kategorie wird 
man die Verzeihung der Privatperfon auch noch nad erhobener Anklage während des Pro- 
zeſſes, folange noch fein Urteil gefällt ift, ald Strafausfhließungsgrund anerkennen, bei den 
Fällen der zweiten Art aber ift fein Grund mehr vorhanden, von der allgemeinen Regel, 
daß die Privatverzeihung nur als ein Strafminderungsarund gilt, abzumweichen, ſobald ein- 
mal der Antrag auf Beitrafung geftellt, alſo die Publicität der Sache von dem Verlesten 
nicht gefcheut wird. Unjer Strafgefegbuh hat die Verfchiedenartigkeit beider Klaſſen von 
Antragsfällen faft ganz außer Auge gelaffen. 

Die Frift, binnen welcher der Antrag auf Beftrafung gejtellt werden muß, pflegt eine 
ziemlich kurze zu fein (höchftens fechs, im Reichsftrafgefegbud drei Monate) ; die Verjährungs- 
frift läuft von ihr unabhängig. 

Dem Weſen der Strafgerechtigfeit entipricht es an fih am meiften, wenn der Straf: 
antrag als unteilbar erklärt wird, wie es im Reichöftrafgejeßbuch geſchieht, d. h. wenn er 
ſtets die Beftrafung aller Teilnehmer am Delift nach fich zieht, follte auch der Antragiteller 
nur die Bejtrafung des einen oder anderen bezweden. Ebenſo wäre an ſich die Unteilbar- 
feit des Verzichts zu billigen. Andererſeits ſprechen für die von manden Geſetzbüchern ge- 
ftattete Teilbarfeit gewichtige Gründe, da die Durdhführung des Prinzips der Unteilbarfeit 
auf unüberwindlide Schwierigkeiten ftößt und bezugs gewiſſer Delikte nicht im Einklang 
fteht mit der Wahrung und Feſtigung der Familien- und namentlich der ehelihen Bande!. 


ll. Befonderer Teil. 


Da diefer von dem befonderen Thatbejtand der verſchiedenen Verbrechensarten und ihrer 
Beitrafung handelt, jo muß fi die encyklopädifche Überficht befchränten auf eine Anführung 
und MWürdigung der bemerfenswerteren Verſuche, die Verbrechen einzuteilen, und auf eine 
ganz allgemeine Charakterifierung der Verbrechensarten, während alle Einzelheiten den be= 
treffenden einzelnen Artifeln vorbehalten bleiben müſſen. 

Mehrere Einteilungen der ftrafbaren Handlungen wurden ſchon im allgemeinen Teil 
erwähnt und fönnen nicht zu einer Grundlage für das Syftem des befonderen Teils dienen. 
So die Einteilung in dolofe und fulpofe Verbreden, über welche noch weiter unten eine 

! Wenn mande Geſetze, wie namentlih in großem Umfang das öfterreihifche (und ber 
öfterreichiiche Entwurf), die volle Wiedergutmahung des Schadens bei manchen Verbrechen als Straf: 


ausichließungsarund gelten lafjen, fo ift das eine Degradierung der verbrederiihen Schuld zu einer 
eivilvechtlichen Verbindlichkeit. 
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Bemerkung zu madhen ift, die in Begehbungs- und Unterlafjungsverbreden, in 
vollendete und verſuchte Verbrechen. Eine gemwifje Bedeutung namentlich für die Lehre 
vom Rechtsirrtum und für das internationale Strafrecht hat die Einteilung in folde Ver— 
brechen, welche ſchon an fich ftrafmwürdig find (delieta iuris naturalis), und in folde, welche, 
bloß durch das pofitive Necht verpönt, eigentlich den Charakter einer Übelthat gar nicht an 
fih tragen (delicta iuris eivilis). Für den befonderen Teil fann man fie nicht verwerten, 
da die lesteren (abgejehen von Volizetübertretungen) nur eine feltene Ausnahme bilden. — 
Die Einteilung in delieta ecelesiastica, secularia und mixti fori hat nur einen hiſtoriſchen 
Wert ebenfo wie die in eine ſchwere Gattung von Verbrechen, die Friedensbrüche, Ungerichte, 
peinlihe Fälle genannt wurden, im Gegenfaß zu geringeren Deliften, die den Namen Rechts— 
brüche, Frevel, Überfahrungen, bürgerlihe Fälle führten, oder auch die Unterfheidung von 
delieta atrocissima, atrocia und leviora. 

Im römischen Recht unterfhied man cerimina publica, bezugs welcher öffentliche Strafe 
eintrat, von den delicta privata, melde bloß eine Privatitrafe (Geldbuße an den Verlegten) 
nach fi zogen. Cine andere Bedeutung hat die in neuerer Zeit gemachte, den meijten 
Gefegbüchern zu Grunde liegende Einteilung in öffentlide und PBrivatverbreden. 
Erftere richten fi unmittelbar gegen den Staat, lettere gegen Privatperfonen und deren 
Güter. Diefe Einteilung bedarf einer gewiſſen Korreftur, worauf wir noch zurüdfommen. 

Man unterfcheivet ferner delicta communia und propria, gemeine und Standes- 
verbreden, melde leßtere nur von Angehörigen gemwiffer Stände, 3. B. Geiftlichen, Be- 
amten, begangen werden fönnen. Eine ſolche Sonderung hat ihren Grund, aber die gemeinen 
Verbrechen bedürfen jedenfalls noch einer weiteren Einteilung. 

Mehrere Schriftiteller haben einfahe, materielle oder determinierte von 
alternativen, formellen oder vagen Verbrechen unterfcheiden wollen, je nachdem die 
Handlung fih auf Verlegung eines beftimmten Rechtes richtet oder der Gegenftand der Ver— 
legung bald diefer, bald ein anderer fein fann. Allein da jedes Verbrechen eine bejtimmte 
Verlegung enthalten muß, ift die Einteilung nicht brauchbar. 

Die Einteilung in Verbrechen und Polizeiübertretungen ift wohl begründet. 
Die legteren find aber großenteils in bejonderen Polizeiftrafgefegbüchern normiert. 

Die Einteilung in Verbrechen gegen angeborene und ſolche gegen erworbene Rechte 
ift willkürlich, da es gar feine angeborenen Rechte giebt. 

Nah dem Vorgang des franzöfifhen Nechts, welches erimes, delits und contraven- 
tions unterfcheidet, findet man fo wie im preußifchen und bayrifchen auch im Reichsſtraf— 
gefegbuch eine Einteilung in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen (eine nur äußerlich 
ähnliche im öjterreihifchen), während andere Gefebücher diefe Einteilung nicht fennen. Das 
öfterreichifche Geſetzbuch namentlich wirft in feinem zweiten Teil, der „von den Vergehen 
und Übertretungen” handelt, unterjchiedslos geringere Verbrechen und Polizeiübertretungen 
zufammen. Die Dreiteilung hat man hauptjählich zu prozefjualiihen Zwecken gemadt, 
obwohl fie dazu nicht nötig iſt. Inſoweit die Übertretungen als Delikte polizeiliher Natur 
ausgejhieden und in eine befondere Klaſſe gejtellt werden, ift nichts dagegen zu bemerfen. 
Dagegen iſt die Einteilung der eigentlich friminellen Handlungen in VBerbreden und 
Vergehen mwillfürlih und unhaltbar!, 

Etwaige rationelle Einteilungsgründe für diefe Unterfheidung fönnten fein: 

1. Der Umſtand, ob eine Handlung dolos oder fulpos begangen if. Allein die kul— 
pofen Verbrechen bilden nur jeltene Ausnahme und mande von ihnen find ſogar höher 
ftrafbar als manche dolofe Verbrechen (3. B. fulpoje Tötung ift gewiß mit höherer Strafe 
zu belegen als die Chrbeleidigung). 

2. Die Berüdfihtigung der Objekte, gegen welche fich die. Handlung richte. Allein 
wenn auch 3. B. das Leben gewiß ein mwichtigeres Objekt ald das Eigentum ift, jo wird 


! Am mweiteften trieb die verkehrte Einteilung das bayeriihe Geſetzbuch, welches, wie gejagt, 
eine Dreiteilung hat, obwohl daneben noch die meiften Bolizeiübertretungen in einem Polizeiftrafs 
geſetzbuch Aufnahme fanden. 
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doch mindeftens der qualifizierte Diebitahl unter die Verbrechen einzureihen fein, dagegen die 
Injurie, die das fo hoch ftehende Gut der Ehre antaftet, nur ein Vergehen bilden müfjen. 

3. Der Unterfchied, ob die Handlung aus entehrender Gefinnung hervorging oder nicht, 
ift allerdings ein höchſt wichtiger für die Frage, ob Ehrenjtrafen zu verhängen feien oder 
nicht (fiehe oben). Aber zu einer Einteilung in Verbrechen und Vergehen fann er nicht 
verwendet werden, da unter den in der Megel nicht entehrenden Handlungen mande von 
hoher Strafbarkeit fich befinden, die man unmöglih Vergehen nennen fann (3. B. Hodver- 
rat) und umgekehrt entehrende Handlungen fehr geringfügiger Art vorfommen (3. B. ge: 
ringere Eigentumsverlegungen). Überdies ift die Grenzlinie zwifchen beiderlei Handlungen 
in abstraeto nicht ficher zu ziehen, wovon ſchon früher die Nede war. Thatbeitand und 
pſychiſcher Urſprung (Motiv) des Verbrechens jtehen in feinem inneren Zuſammenhang. 

Man fieht ſich demnach genötigt, auf einer willfürlihen Grundlage die Scheidung von 
Verbrehen und Vergehen durchzuführen. Dies muß als ein jchweres Unrecht gegen die— 
jenigen erflärt werben, welche man nun eben aus bloßer Willkür als „Verbrecher im engeren 
Sinne” behandelt. Ein derartiges willfürliches Vorgehen fann nicht anders als das fitt- 
liche Bewußtjein des Volkes entweder verlegen und ſonach Mißtrauen gegen Gejeßgebung 
und Rechtspflege hervorrufen oder — mas noch ſchlimmer ift — diejes Bewußtſein ver- 
fälfhen und zu einer unrichtigen Wertſchätzung der verbrecheriſchen Schuld verführen. — 

Will man zu einer dem befonderen Teil des Strafrechts zu Grunde zu legenden Ein- 
teilung der jtrafbaren Handlungen fommen, jo wird man zu berüdjichtigen haben, daß das 
Verbrechen ſich charakterifiert als eine Übelthat, mithin als eine Verlegung von menjchlichen 
Gütern. Darum wird man die Einteilung zu machen haben auf Grundlage einer Ein- 
teilung der Angriffsobjefte, der Güter, welde durch das Verbrechen verlegt werben. 

Mit Rückſicht darauf ferner, daß die Menſchen in mannigfadhen Gemeinfchaften (Ge: 
jellungen) zufammenleben und nicht bloß als Staatsbürger oder Privatperfonen in Betracht 
fommen, wird fi folgendes Schema ergeben: 

I. Verbrechen gegen die Güter des einzelnen. 

1. Verbrechen gegen das Leben. Hierher gehört: Die abſichtliche und die fahrläffige 
Tötung, die Ausfegung von Kindern oder anderen hülflofen Perfonen und die Abtreibung 
der Leibesfrudt. Die abfichtlihe Tötung zerfällt nad der herrjchenden Anjicht wieder in 
die mit befonnener Überlegung ausgeführte (Mord) und in jene Tötung, welche nicht mit 
„Überlegung“ ausgeführt wird (Totſchlag). 

2. Verbrechen gegen die leiblide Unverjehrtheit (Körperintegrität). Hierher 
aehören die abfihtlihen und fahrläffigen Körperverlegungen, unter welchen nicht jelten den 
Verletzungen durch Gift eine ausgezeichnete Stelle angemwiejen wird. 

3. Berbreden gegen die Züchtigkeit, wie Kuppelei, unfreimillige Schwächung, 
Notzucht (und mwidernatürlihe Unzucht, ſoweit diefe bejtraft wird). 

4. Verbreden gegen die Ehre, melde hauptſächlich zerfallen in Berleumdung und 
Beleidigung (oder Beichimpfung). 

5. Verbrechen gegen die perfönlihe Freiheit. Hauptfählic rechnet man hierher: die 
GSefangenhaltung, die Behandlung eines Menſchen als Sklaven, den Menfchenraub , die 
Entführung (welche ihre Stellung richtiger unter den Verbrechen gegen die Züchtigfeit finden 
würde), die Nötigung und die Bedrohung. Gewöhnlich wird aucd der Hausfriedensbrud) 
hierher geſtellt. 

6. BVerbrehen gegen das Vermögen, wohin namentlih Diebitahl, Unterfchlagung, Bes 
trug, Untreue und Sachbeſchädigung, außerdem Erpreffung und Naub gerechnet werden (die 
legten beiden fünnte man fajt ebenjogut in die vorhergehende Gruppe jtellen). 

II. Berbrehen gegen die Gemeingüter der menfhliden Gefellungen (mit Aus- 
nahme des Staates). 

1. Verbrechen gegen die Familie, wie Ehebruch, Doppelehe, Blutfhande und Ver: 
brechen gegen den Familienſtand. 

2. Verbrehen, melde ſich auf die Religion beziehen, wohin Religionsjtörung und 
Entweihung von Leichen und Gräbern gehört. 

3. Friedensjtörungen, wie Yandzwang und Landfriedensbruch. 
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4. Verlegungen von Treu und Glauben im PVerfehröleben, unter welche gewöhn- 
ih Fälſchungen, namentlich Fälfhungen von Maß und Gewicht, von Urkunden, öffentlichen 
Kreditpapieren und Münzen, geftellt werden (letztere als Delift gegen die Münzhoheit auf- 
zufaſſen, ift eine formaliftifche Einfeitigfeit). 

5. Man fann hier die prefäre Rubrif der jogenannten gemeingefährliden Ver— 
brechen anreihen, welche eigentlich nur qualifizierte Verlegungen (bezw. Gefährdungen) des 
Vermögens oder des Lebens und der leiblichen Unverfehrtheit find. Man rechnet dazu die 
Brandftiftung, die Verurfahung von Erplofionen und Überſchwemmungen, Beſchädigung von 
Eifenbahnen, Telegraphen, Brüden, Vergiftung von Brunnen, Viehmweiden u. dal. Diefe 
Verbrehen werden größtenteild auch dann beftraft, wenn ihnen bloß Fahrläffigkeit zu 
Grunde liegt. 

III. Verbrechen gegen den Staat. 

1. Verbrechen gegen den Beitand des Staates, nämlich Hoch- und Landes- oder 
Etaatöverrat. 

2. Verbrechen gegen das Staatsoberhaupt (Majeftätsbeleidigung) und gegen die 
Volfsvertretung. 

3. Verbrehen gegen die Staatsverwaltung, als a. gegen die Nechtöpflege: 
Meineid, falihe Angebung, Nichtanzeige von Verbrechen, Selbftbefreiung, unbefugte Rückkehr 
des Verwieſenen, Selbithülfe, Zweikampf. Hierher fann man aud) die Vegünftigung eines 
Verbrechens ftellen. b. Gegen die Polizeigewalt: Widerfeglichkeit, namentlih Auflauf und 
Aufruhr. c. Gegen die Militärhoheit: Anmwerbung für fremden Militärdienft, Verleitung 
zur Fahnenflucht und folde Handlungen, dur welche man fich mwiderrechtlih der Militär: 
pflicht entzieht. 

4. Verbrehen der Beamten, namentlih Mifbraud der Amtsgewalt, Erprefjung und 
Veruntreuung im Amt, Beugung des Rechts, Verbrechen der Anmälte u. ſ. w. Dieſen 
Verbrehen fließen ſich zunächſt an die widerrechtliche Erlangung ober Verleihung eines 
Amts und die Beſtechung. 

IV. Berbreden „gegen das Völkerrecht”, gerichtet gegen fremde Staaten, Souveräne 
oder Gefandte (vgl. die 35 102 bis 104 des Reichsitrafgefehbuds). 


Anhangsmweife haben wir noch ſummariſch auf die Liiteratur des deutſchen Strafrechts zu ver- 
weifen. Kapplers Handbuch der Litteratur des Kriminalrehts und defien philoſophiſcher und me- 
dizinifcher Hülfswiſſenſchaften (1838) giebt eine faft vollitändige Überficht der feit dem Jahre 1800 
erichienenen Schriften, von der älteren Litteratur nur das Bedeutendſte. Weitere Nachweiſe findet 
man namentlich reichhaltig bis zum Jahre 1847 in der 14., von Mittermaier beforgten Ausgabe 
von Feuerbachs Lehrbuch des peinlihen Rechts. Über die fpätere Fitteratur des allgemeinen Teils 
fiehe Köftlin, Syitem des deutichen Strafrechts. 1855 und Geib, Lehrbuch des deutichen Straf- 
rechts. 2. Band. 1862 (im 1. Band, der 1861 erjchien, reichhaltige Nachweife über die Litteratur der 
Geſchichte des Strafredhts). Über die neuefte Litteratur fritifche Überfichten in verfchiedenen Zeit: 
fhriften, wie im Gerihtsfaal, in Schletters Jahrbüdern der Rechtswiſſenſchaft, in der 
Münchener Kritifhen Bierteljahbrsichrift, in Goltvammers Arhiv für Strafreht und 
früher alljährlih in der Deutfchen Strafrehtszeitung, herausgegeben von v. Holtzendorff; 
jegt in der Zeitjchrift für die gefamte Strafrehtäwtifenihaft und in dem Gentralblatt 
für Rechtswiſſenſchaft. 

Außerdem heben wir noch hervor: 

1. Betreffs der Geſchichte des Strafrehts: Rein, Das Kriminalreht der Römer. 1844; 
Geib, Lehrbuch des deutihen Strafrehts I; Wilda, Das Strafrecht der Germanen. 1842; Dfen» 
brüggen, Das alamannifche Strafrecht im deutichen Mittelalter. 1860: Derjelbe, Das Straf- 
recht der Yangobarden. 1865; John, Das Strafrecht in Norddeutſchland zur Zeit der Rechtsbücher I. 
1858; Berner, Die Strafgefeggebung in Deutichland vom Jahre 1751 bis zur Gegenwart. 1867. 
Einen belehrenden Überblid über die Gefchichte des europäifchen (und nordamerifanifchen) Strafredts 
f. in v. Holgendorffs Feng des deutichen Strafrehts I 17 ff.; v. Bar, Handbuch des Straf- 
rechts I. S. auch R. v. Jhering, Geift des ——— Rechts ꝛc. in zahlreichen Auflagen; Bern— 

öft, Staat und Fe der römiſchen Königszeit. 1882; Kohler, Shakeſpeare vor dem Forum der 

urisprubenz. 1884; Boft, Baufteine für eine allgemeine Rechtswiſſenſchaft. 1880. 81; Günther, 

ie dee der Wiedervergeltung in der Gefhichte und Philoſophie des Strafrecht I. 1889; Lehrbücher 
der beutichen Rechtsgeſchichte von R. Schröder, Brunner u. a. 

2. Von älteren gemeinrehtlihen Schriften: Beued. Carpzov, Practica nova imperialis Saxo- 
nica rerum criminalium,. III partt., zuerſt 1635 oder 1638, zulegt gedruckt 1758; I. P. Kress, 
Commentatio suceineta in constit. erim. Caroli V. 1721, zulegt 1786; I. S. F.de Boehmer, Ele- 
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menta iurisprudentiae criminalis. 1733, zulegt 1774; Derfelbe, Observationes selectae ad Bened. 
Carpzovii pract. novam. 1759. 

3. Bon neueren Lehr- und Handbüdern des gemeinen Rechts (außer den jchon früher ges 
nannten Werfen von Feuerbad, Köftlin und Geib): Wächter, Lehrbuch des römiſch-deutſchen 
Strafrehts. 2 Bde. 1825. 26; Abegg, Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft. 1836; Henke, Handb. 
des Kriminalrechts. 4 Bde. 1 ; Heffter, Lehrb. des gemeinen deutichen Strafredhts. 6. Aufl. 
1857; Marezoll, Das gemeine deutihe Kriminalredt. 3. Aufl. 1856: Berner, Lehrbuch des 
deutichen Strafrecdhts. 15. Aufl. 1888; Schüge, Lehrbuch des deutfchen Strafredts. 2. Aufl. 1874; 
v. Holkendorff, Handbuch des deutichen Strafrechts (in Einzelbeiträgen verfchiedener Verfafler) I. 
u. 1871, II. 1872—1874, IV. 1877; 9. Meyer, Lehrbuch des deutſchen Strafredhts. 1875. 4. Aufl. 
1856. 1889; Temme, Lehrbuch des —— deutſchen Strafrechts. 1876; Hälſſchner, Syſtem des 
gemeinen deutichen Strafrehts. 2 Bde. 1881—87; v. Bar, Handbuch des deutſchen Strafrehts I. 
882; K. Binding, Handbud des deutichen Strafrechts I. 1884; v. Yiszt, — des deutſchen 
Strafrechts. 3. Aufl. 1888; A. Merkel, Lehrbuch des deutſchen Strafrechts. 1889. 

4. Bon Abhandlungen über die Lehren des allgemeinen Teild: Berner, Grundlagen der 
friminaliftifhen Jmputationdlehre. 1843; Köftlin, Neue Revifion der Grundbegriffe des Kriminal« 
rechts. 1845; Levita, Das Recht der Notwehr. 1856; Geyer, Die Lehre von der Notwehr. 1857; 
Seeger, Abhandlungen aus dem Strafrecht I. 1858, II. 1862; Dfenbrüggen, Abhandlungen aus 
dem deutjchen Strafreht I. 1857; Merkel, Kriminaliftifche Abhandlungen I. 1867; Geßler, Über 
den Begriff und die Arten des Dolus. 1860; Zahariä, Die Lehre vom Verſuche der Verbrechen. 
2 Bode. 1836. 1889; 2. Cohn, Zur Lehre vom —— und unvollendeten Verbrechen I. 1880; 
Baumgarten, Lehre vom Berfuch der Verbrechen. 1888; Berner, Die Lehre von der Teilnahme 
am Berbrehen. 1847; v. Buri, Zur Lehre von der Teilnahme an dem PVerbreden und der Begün— 
ftigung. 1860; Mittermaier, Die Todesitrafe u. j. w. 1662; Derjelbe, Der — e Zu⸗ 
ſtand der Gefängnisfrage. 1860; v. Holtzendorff, Das iriſche Gefängnisweſen. 1859; Derſelbe, 
Kritiſche Unterſuchungen über die Grundſätze des iriſchen Strafvollzügs. 1865; Wahlberg, Die 
Ehrenfolgen der ſtrafgerichtlichen Verurteilung. 1864; Binding, Die Normen und ihre Übertretung. 
1. 1872, 11. 1877; Berner, Wirkungskreis des Strafgefehes er eit, Raum und ®er- 
fonen. 1853; v. Bar, Das internationale Privat: und Strafredht. 1862; Reinhold Schmid, Die 
Herrſchaft der Gefege nah ihren räumlichen und zeitlichen Grenzen. 1863; v. Rohland, Das inter- 
nationale Strafrecht I. 1877; Lammaſch, Auslieferungspfliht und Aſylrecht. 1887; v. Marti, 
Internationale Rechtshülfe in Straffahen I. 1888; Schwarze, Bemerkungen zur Lehre von der 
Verjährung im Strafrechte. 1867; Lüder, Das Souveränitätsrecht der Begnadigung. 1860; Elias, 
Über das Begnadiqungäredht. 1888; W. v. Rohland, Die Gefahr im Strafrecht. 2. Aufl. 1888; 
3. v. Aries, Über den Begriff der objektiven Möglichkeit. 1888; v. Bar, Die Lehre vom Kaufal- 
zufammenhang. 1871; v. Buri, Über Kaufalität und deren Verantwortung. 1878; Derfelbe, Die 
Kaufalität und ihre ftrafrechtlichen Beziehungen. 1885; Birfmayer, Ürſachenbegriff und Kau— 
falzufammenhang. 1885; v. Rohland, Die ftrafbare Unterlaffung I. 1887. 

5. Unter den Kommentaren zum deutſchen Strafgejegbuh: Schwarze, Kommentar. 4. Aufl. 
1879; Oppenhoff, 8. Aufl. 1882; Olshauſen, 3. Aufl. in Erfdeinen; Rüdorff (Stenglein), 
3. Aufl. 1881; Binding, Die gemeinen deutfhen Strafgeiegbüdher, Einleitung. 1874. 

6. —— von Strafrechtsfällen: Feuerbach, Aftenmäßige ———— merkwürdiger 
Verbrechen. 1828. 1829, neue Ausgabe 1849; Oſenbrüggen, Kaſuiſtik des Kriminalrechts. 1854; 
> er — — ohne Entſcheidung. 1875; Dochow, Strafrechtsfälle ohne Entſcheidung. 
” u - - ” 

Über die partikularrechtliche Litteratur giebt Ausfunft Berner in dem oben erwähnten Wert: 
Die Straf efeßgebung in Deutichland vom Jahre 1751 bis zur Gegenwart. 1867. Ebenda, S. 75 ff., 
eine Überficht über die Yitteratur des Code penal. 

Die fehr beachtenswerte neuere italienifche Xitteratur behandelt Pessina, Dei progressi del 
diritto penale in Italia nel secolo XIX. Firenze 1868, in belehrender Weife; E. Brusa, Saggio 
di una dottrina generale del reato, 1884; LZombrofo,} Der verbrederiihe Menſch, deutich von 
Fränfel. 1887. 

In Bezug auf die gefamte europäifhe Strafrehtälitteratur verweifen wir noch einmal auf 
v. Holgendborffs Abhandlung in deſſen Handbuch I 17 ff. 


4. 


Strafiprozeß. 
Don 
Prof. Dr. Rich. Ed. John 


in Göttingen. 


Einleitung. 


8 1. Begriffsbeftimmung des Strafprozejfes. Aus der Begehung der 
ftrafbaren Handlung entjteht dem Staate der Anſpruch, daß der Thäter in Gemäßheit der 
Vorſchriften der Strafgeſetze geftraft werde. Die Geltendmachung diefes ftrafrechtlihen An- 
fpruches (des ftrafrechtlihen Klagerechts) erfolgt im öffentlichen Sntereffe. Ob und in 
welchem Umfange ein ftrafrechtlicher Anſpruch entjtanden ift, enticheidven die Gerichte. Der 
Strafprozeß umfaßt demnah die Gefamtheit derjenigen Rechtsvorſchriften, 
deren Zwed es ift, zu beftimmen, welde Ermittelungen ftattzufinden 
haben, damit die Gerichte über Eriftenz und Größe eines ftrafredtliden 
Anfprudes urteilen fönnen. 

Die Rechtsvorfchriften, welche fih auf die Vollftredung der eine Verurteilung 
ausfprechenden Urteile beziehen, bilden ebenfalls einen Teil des Strafprozeßrechts. Hieran 
iſt dadurch, daß dur die Strafprozekorbnung die Strafvollitredung — mit Ausnahme des 
im 8 483 Abſatz 3 vorgefehenen Falles — der Staatsanwaltjchaft zugewieſen ift, nichts ge- 
ändert. 


Litteratur: Handbuch des deutihen Strafprozeßrechts in Einzelbeiträgen von fr. v. Holken- 
dorff. Berlin 1879. 2 Bde; Dochow, Der Reichsſtrafprozeß ſyſtematiſch dargeftellt. 3. Aufl. 
Berlin und Yeipzig 1880: Beyer, Lehrbuch des gemeinen deutichen Strafprogekrechts. Leipzig 1880: 
Binding, Grundriß des gemeinen deutichen Strafprozeßrechts. Leipzig 1881: Glaſer, Handbud 
des Strafprozeſſes. (Bd. 11883, Bo. II 1885); H. Bennede, Lehrb. des deutihen Reihsitrafprogeh- 
rechts (2. Lieferung 1889), — Die Arbeiten von Pland, Syftematiihe Darftelung des deutichen 
Strafverfabrens auf Grundlage der neueren Strafprogekorbnung feit 1848 (Göttingen 1857), um) 
a ariä, Handbuch des deutichen Strafprozeiles. 2 Bde. (Göttingen 1861 und 1868), find auch 
etzt noch, troß der veränderten geichlichen Grundlage, unentbehrliche Hülfsmittel für ein eingeben- 
deres Stubium des deutichen Strafprozelles. — Die Kommentare werden weiter unten angeführt 
werden. Die Litteraturberichte der Zeitjchrift für die gefamte Strafrechtswiſſenſchaft — 
herausgegeben von Dohom und Yiszt, nach Dochows Tode zunähft von Liszt allein, dann von 
Liszt in Gemeinfhaft mit v. Lilienthal, und endlih von v. Liszt, v. Lilienthal und 
H. Bennede fortgefegt, Berlin und Leipzig — referieren auszugsweife in gedrängter Kürze ohne 
fritiihe Erörterungen über alle in Büchern, Brofhüren, Seittiheiften des In- und Auslandes er- 
fhienenen Arbeiten auf dem Gebiete der gefamten Strafrechtswiſſenſchaft. 


Die Grundprinzipien des Strafprozefles. 


8 2. I Verfolgung von Amts wegen und Privatflage Das ältere 
deutſche Strafrecht hat e8 zwar feineswegs verfannt, daß durd die Begehung eines Ver- 
brechens, auch wenn dasjelbe zunächſt gegen eine Privatperfon gerichtet war, das Gemein- 
weſen mit verlegt jei. (Friedensgeld, Gewedde, öffentlihe Strafen.) Das Strafverfahren 
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ging indefjen von der Auffafjung aus, daß der verlegten Privatperfon an erjter Stelle das 
Recht eingeräumt werben müfje, wegen ber an ihr begangenen Rechtsverletzung die Klage 
zu erheben. Nur ausnahmsmweife wurde die Strafflage von Amts wegen erhoben, fei es, 
daß die zu verfolgende Rechtöverlegung gegen eine einzelne Perſon überhaupt nicht gerichtet 
mar, ſei es, daß der Verlette ſelbſt die Klage nicht erheben mochte. 

Das moderne Strafrecht erblidt nun aber in der Begehung der ftrafbaren Handlung 
an erfter Stelle eine Verlegung der öffentlichen Rechtsordnung überhaupt — es giebt janur 
öffentliche Strafen, während die durch das Strafgefegbuh aufgenommene „Buße“ ihrer Natur 
nad nur eine befondere Art der privatrechtliden Entſchädigung bildet und fomit durd ihre 
Eriftenz an dem Satze, daß das heutige Strafrecht Privatitrafen nicht fennt, nichts geändert 
wird — und die Folge hiervon ift, daß auch die Verfolgung und BVerurteilung des Per: 
brechers nur im öffentlichen nterefje erfolgt. Der durd die Begehung des Verbrechens 
entjtandene ſtrafrechtliche Anſpruch entjteht dem Staate, der denfelben im öffentlichen Jnter- 
efje durch die hierzu bejtimmten Organe durchzuführen hat. Das Strafverfahren ift 
Dffizialverfahren, es wird der Regel nad) unabhängig von den Intereſſen des Ver- 
legten begonnen und zu Ende geführt. 

Modififationen diefes Grundſatzes werden herbeigeführt durch die fogenannten An— 
tragsverbrehen, durch diejenigen Fälle, in denen die Verfolgung nur mit Ermäd- 
tigung des Verlegten eintritt, ſowie endlich dur die Fälle der Privatflage. 

1. Antragsverbreden (Strafgefeßbuh 88 102. 103. 104. 123 Abſ. 1. 170. 
172. 179. 182. 189. 194—196. 232. 236. 237. 247. 263. 288. 289. 292. 293. 299. 
300—303. 370 Nr. 5 u. 6). Bei diefen ift — prozeſſualiſch — die Stellung des An- 
trages von der Zurüdnahme desjelben (Strafgefeßbuh SS 64. 102. 103. 104. 194. 232. 
247. 263. 292. 303. 370 Nr. 5 u. 6) zu unterfcheiden. Die Stellung de3 Antrages 
legitimiert den Staatsanwalt zur Erhebung der öffentlichen Klage, das Fehlen des An- 
trages bewirkt, daß ber ſeitens der Staatsanwaltſchaft geſtellte Antrag auf Eröffnung der 
Vvormterſuchung abzulehnen ($ 178) beziehungsweife die Hauptverhandlung durch Einitel- 
lung des Verfahrens zu jchließen ift ($ 259 Abf. 2). Liegt aber der zur Verfolgung er: 
forderlihe Antrag vor — über die zur Stellung des Antrages berechtigten Perfonen ent- 
hält das Strafgeſetzbuch $ 65 , über die Form, in welcher, jowie über die Behörden, bei 
mwelchen der Antrag zu ftellen ift, $ 156 Abſ. 2 der Strafprogekorbnung die betreffenden 
Vorſchriften —, fo geftaltet fich das Verfahren fo wie jedes andere Offizialverfahren ; die Be- 
fugniffe des Antragsberechtigten hören mit der Stellung des Antrages auf und in feiner 
Weiſe fteht demfelben eine Mitwirkung bei dem Prozefje zu — der Prozeß ift ein im öffent- 
lichen Intereſſe und nicht im Intereſſe des Antragsberechtigten geführter Prozeß. Die Zu: 
rüdnahme des Antrages ift dagegen ein Eingriff in die öffentliche Rechtspflege, welcher aus- 
geht von einer Perfon, die als Prozekfubjeft in feiner Meife bei dem Verfahren beteiligt 
it. Daß es aber der Privatwilllür geftattet ift, ein im öffentlichen Intereſſe geführtes 
Verfahren zu filtieren — bei Zurüdnahme des Antrages muß auf Einftellung des Verfahrens 
erfannt werden ($ 259 Abj. 2) —, widerfpridht den Fundamentalprinzipien des öffentlichen 
Rechts in aller und jever Beziehung. Die Zurüdnahme des Antrages hätte auf die Fälle 
der Privatflage befchränft werden follen. 

2. Die Fälle, in melden die Verfolgung nur mit Ermächtigung des Verlegten 
ftattfindet (Strafgeſetzbuch SS 99. 101. 197). Fehlt es an der Ermädtigung, fo wird in 
analoger Anwendung der Strafprozeßorbnung SS 178. 259 Abf. 2 der Antrag auf Eröff: 
nung der Vorunterfuhung abzulehnen, bejiehungsweife die Hauptverhandlung mit der „Ein- 
jtellung des Verfahrens” zu fchließen fein. Nur darin unterfcheiden fih die Ermächtigungs— 
fälle von den Antragsverbrehen, daß bei legteren auch die Staatsanwaltfchaft fi nicht 
früher um die Sache zu befümmern hat, als bis der Antrag geftellt ift — bezw. die wei— 
teren Ermittelungen zu unterlafjen hat, ſobald fie erfennt, daß es fih um ein Antrags- 
verbrechen handelt —, während bei erjteren die Staatsanwaltfchaft verpflichtet ift, ex ufficio 
die Sache foweit vorzubereiten, daß der Antrag zur Gewährung der Ermächtigung an den 
hierzu Berechtigten gejtellt werden fann. Durch die Nichtgewährung der Ermächtigung wer- 
den weitere Schritte der Staatsanmwaltichaft gehindert. 
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3. Die Fälle der Privatflage Die Regel ift, daß der Staat den ihm durch 
Begehung der jtrafbaren Handlung entftandenen Strafanfprud auch durch feine Organe — 
die Staatsanwaltihaft — verfolgen läßt. Von diefer Negel bilden die Fälle der Privat- 
flage eine Ausnahme und zwar dergeftalt, daß die Verfolgung des aud hier dem Staate 
entitandenen Strafanfpruches nicht dur die Staatsanwaltjchaft, ſondern durd eine Privat: 
perjon ftattfindet. Falls diefe legtere den dem Staate entjtandenen jtrafrechtlihen Anſpruch 
durch einen verurteilenden Richterfprucd zur Anerkennung gebracht hat, ift der inhalt diefes 
Urteils in Gemäßheit der für die Strafvollftredung überhaupt ‚geltenden Vorfchriften zu 
realifieren. Die von der Theorie aufgeftellte Unterfcheidung der prinzipalen und der fub- 
fiviären Privatklage beruhte darauf, daß man annahm, es gäbe einzelne ftrafbare Hand» 
lungen, bezügli deren, abgejehen von dem Unrecht, welches der verlegten Privatperjon 
verurfacht worden, von einer Verlegung der allgemeinen Rechtsordnung, mwenigftens der Regel 
nah, nicht die Rede fein fünne. In Fällen diefer Art (namentlich Beleidigungen und 
leichten Körperverlegungen) follte daher auch die Verfolgung nicht durch die Staatsanwalt- 
ſchaft, fondern durch den Verletten jelbjt erfolgen, derartig, daß der Verletzte — und zwar 
ohne hiervon vorher der Staatsanwaltihaft Mitteilung gemacht zu haben — die Strafflage 
bei dem zuftändigen Strafgerichte erhob. Nur ausnahmsmweife, wenn dasjenige Delift, welches 
im —— die öffentliche Rechtsordnung nicht zu berühren ſchien, doch im konkreten Falle 
dieſe Wirkung gehabt hatte, ſollte die Staatsanwaltſchaft die Verfolgung übernehmen. Die 
prinzipale Privatklage fand ſomit bei denjenigen Delikten ſtatt, zu deren Verfolgung die 
Staatsanwaltſchaft nicht verpflichtet war. Die ſubſidiäre Privatflage dagegen hatte ge— 
trade eine ſolche Verpflichtung der Staatsanwaltſchaft zu ihrer Vorausſetzung. Beruht die 
Stellung der Staatsanwaltfhaft auf dem fogenannten Zegalitätsprinzip, wie ſolches 
den Worten nad in $ 152 der Strafprogeforbnung zum Ausdrud gefommen ift, fo bleibt für 
die fogenannte fubfiviäre Privatklage überhaupt fein Raum. Wird dagegen das fogenannte 
Legalitätsprinzip derartig modifiziert, wie dies durch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz SS 147. 
148 gefchehen ift, d. h. ift zwar die Staatsanwaltſchaft zu Erhebung der Klage berufen 
und aud verpflichtet, wegen aller gerichtlich ftrafbaren Handlungen einzufchreiten,, jofern 
zureichende thatſächliche Anhaltspunkte vorliegen (Strafprozeforbnung $ 152); find aber 
auch die Beamten der Staatsanwaltfchaft verpflichtet, den dienftlihen Anmweifungen ihres 
Vorgefegten nachzukommen (Gerichtöverfafjungsgeje $ 147), fo ergiebt ſich ein Zuftand, in 
weldem für die Beamten der Staatsanwaltihaft das Legalitätsprinzip gilt, falls 
nit der „Vorgefette” in Beobadhtung des Opportunitätsprinzipes die Verfolgung 
unterfagt. In den Fällen nun, in melden die „Vorgeſetzten“ (Gerichtsverfaffungsgejet 
$ 148) die Verfolgung eines begangenen Verbrechens unterfagten, wollte man Verfolgung 
und Bejtrafung mittels der fubfidiären Privatflage herbeiführen, d. h. Vorausſetzung 
für diefe Fälle der Privatflage follte es fein, daß der Privatfläger, bevor er vor dem Ge— 
richte als Kläger auftrete, bei der Staatsanwaltichaft die Verfolgung beantragt und daß 
diefe 3* erhobener Beſchwerde bei dem bezw. den „Vorgeſetzten“ die Verfolgung abge— 
lehnt hätte. 

Die Strafprozeßordnung hat nur die prinzipale Privatklage in dem durch SS 414. 
415 bezeichneten Umfange gejtattet. Das öffentliche Interefje wird auch in Fällen dieſer 
Art dur die Vorfchriften der SS 416. 417 gewahrt. Und damit in den Fällen, in denen 
der Staatsanwalt jtatt des Privatflägers die Sache verfolgt, das Privatinterefje, welches ja 
namentlih in dem Anfprude auf Buße zu Tage treten fann, nicht verlegt werde, ift es 
demjenigen, der als Privatfläger aufzutreten berechtigt ift, geftattet, fich der erhobenen öffent- 
lichen Klage als Nebentläger anzufhließen. (Vergl. hierüber im einzelnen die Beitimmungen 
der SS 435 ff.) Um mißbräudlicher Erhebung der Privatflage vorzubeugen, dienen die Be- 
jtimmungen der SS 419. 420. 

Die ſubſidiäre Privatllage in die Strafprozeßordnung aufzunehmen, beabfichtigten 
die Entwürfe, wenn auch in beſchränktem Umfange. (Bergl. Motive zu Entwurf I ©. 8 
Nr. VI und die entjprechenden Stellen der Motive zu Entwurf II und II.) Durd die 
Reichsjuftizlommiffion ift indefjen die fubfidiäre Privatllage gänzlich befeitigt und an deren 
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Stelle das in der Strafprogefordnung 88 170—175 vorgejehene Verfahren geſetzt worden. 
Ergänzt werden die SS 170—175 dur $ 435 Abſ. 2 ff. 


Litteratur: Planck $$ 49 ff.: v. Holgendorff, Die Reform der Staatsanwaltihaft in 
Deutichland (Berlin 1864). — „Preußischer Entwurf eines Geſetzes betreffend die Anflagebefugnis des 
Berlegten im Strafverfahren“ in Goltvdammers Ardiv Bd. X. ©. 148 und bierzu der „Bericht 
der Kommiffion für das Juftizweien*, ebenda S. 200: Gneift, Bier Fragen zur deutichen Straf: 
prozeßorbnung. 1874. ©. 17 ff.: Binding, Die drei Grundfragen der Organifation des Straf: 
aerichts. 1876: John, Beiträge zur Beurteilung des Entwurfs einer deutichen Strafprogehorbnung 
(Monopol der Staatsanwaltihaft, Privatklage, Antragsverbrechen), in v. Holgendorffs Straf: 
rechtszeitung. 1873. ©. 193; v. Schwarze, Erörterungen praftiich wichtiger Materien aus dem 
deutihen Strafprozeßrecht. Heft I. 1880. S. 20 ff. (Die Privatflage bei Beleidigungen und 
leichten Körperverlegungen): Menzel, Die Privatflage. Erlangen 1880. 


83. II Erforfhung der materiellen Wahrheit. Der Rechtsanſpruch, 
der im Strafprozeß zur Geltung gebracht wird, ijt ein öffentlichrechtlidher Anſpruch, deſſen 
Inhalt durch dasjenige bedingt wird, was der Angeflagte gegen die Vorfchriften der Straf- 
gejege gefehlt hat. Der Staat muß im öffentlichen Intereſſe (vergl. jedoch Gerichtsver— 
fafjungsgefeß SS 147. 148) den ihm entitandenen Anjprucd verfolgen ; er darf ein Verzichts- 
recht nicht ausüben, weder auf die Geltendmachung des Anfpruchs überhaupt noch eines 
Teiles desfelben. Der Angeklagte muß im öffentlichen Intereſſe die durch feine That ver- 
wirkte Strafe erdulden; er darf nicht darauf verzichten, feine Nichtſchuld oder feine geringere 
Schuld darzuthun. Der Strafprozgek muß mithin die Möglichkeit darbieten, zu ermitteln, 
ob und meld ein Strafanfprud, nad Art und Größe, dem Staate wirklich entjtanden it. 
Bei der Verzichtbarkeit der im Civilprozeß geltend zu madenden Rechtsanſprüche tft eine 
Verſchiedenheit zwifchen dem wirklich entftandenen und dem Rechte, wie es prozeffualifch geltend 
gemacht wird, nicht ausgefchlofien: die Unverzichtbarfeit der Rechte, um die es ſich im 
Strafprozef handelt, jchließt eine foldhe Verfchievenheit aus; im Strafprogeß muß ma- 
terielle Wahrheit, d. h. folde Wahrheit herausgeftellt werden, wie diejelbe der Hiſtoriker 
zur Feitftellung einer in der Vergangenheit liegenden Thatſache braudt. Hierzu iſt e8 er- 
forderlih, daß bejtimmte Organe vorhanden find (Kriminalpolizeibeamte, Staatsanwalt, 
Unterfuhungsrichter), melde von Amts wegen die Verpflichtung haben, alles dasjenige, was 
fih auf das begangene Verbrechen bezieht, fo zu erforfchen, daß es prozefjualifch verwertet 
werden fann. Dies genügt aber nit. Es ift auch notwendig, daß jelbit wider den 
Willen der Beteiligten das zur MWahrheitserforfchung erforderliche Material erlangt werden 
fönne. Hierzu ſowie auch zur Sicherung der eventuell Schuldigen dienen die prozefjualifchen 
Zwangsmittel. 

Auh in Fällen ver Privatllage wird auf die Erforfhung der materiellen Wahrheit 
nicht verzichtet (vergl. 3. B. 88 424. 426 Abf. 1. 427 Abf. 3). Über die Schranfen, 
weldhe der Wahrheitserforfhung durch das rechtöfräftige Erkenntnis gezogen find, vergl. 
weiter unten $ 52 dieſer Darftellung. 


84. IT. Notwendigkeit des Gehörs des Angefhuldigten vor der 
Verurteilung. Der Grundſatz ijt in der Strafprogefordnung $ 229 (vergl. jedoch 
z8 231— 235) fomie in $ 319 (vergl. $ 318) zum Ausdrud gefommen. Es genügt mit- 
hin im Strafprozeß nicht, daß dem Angeklagten Gelegenheit gegeben werde, ji ver- 
nehmen zu lafjen, fondern die wirklich jtattgehabte Bernehmlaffung des Angeflagten vor dem 
erfennenden Richter wird der Negel nach geforvert. inwieweit diefe Vernehmlafjung jtatt 
von dem Angeflagten ſelbſt dur einen Vertreter desfelben ftattfinden könne, wird weiter 
unten („Die Parteien und ihre Vertretung”) ausgeführt werden. Hier find die Fälle zu- 
fammenzuftellen, in denen verurteilt werden fann lediglich darauf hin, daß dem Angeklagten 
Gelegenheit gegeben ift, fich vernehmen zu laffen. Dies kann gejchehen: 

Gegen einen „Abweſenden“ (Begriffsbeftimmung Strafprozeßordnung $ 318) 
darf eine Hauptverhandlung nur dann jtattfinden, wenn die den Gegenitand der Unter— 
fuchung bildende That nur mit Geldjtrafe oder Einziehung, allein oder in Verbindung mit- 
einander, bedroht ift ($ 319). Die Gelegenheit, jih vernehmen zu lafjen, wird dem ab- 
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wefenden Angeklagten durch Yadung gewährt ($$ 320. 321), auch fann für denjelben ein 
Verteidiger oder Angehöriger als Vertreter in der Hauptverhandlung auftreten (IS 322. 
324). (Über die Zuläffigfeit der Beichlagnahme einzelner Vermögensjtüde 
oder auch des gejamten im Deutſchen Reiche befindlichen Vermögens des Angefchuldigten 
vergl. SS 325. 326.) it der Abmwefende einer That befchuldigt, welche geſetzlich mit 
einer höheren als der $ 319 vorgejehenen Strafe bedroht ift, fo fann nur ein foldhes Ver: 
fahren jtattfinden, welches den Zweck hat, für den Fall der fünftigen Gejtellung des Ab- 
wejenden die Beweife gegen ihn zu fichern (SS 327—336). Als ein Mittel, den Ab- 
wejenden dazu zu bewegen, fich jelbjt dem Gerichte zu ftellen, ift das „fihere Geleit“ 
gejeglich anerfannt worden ($ 337). 

2. In den Fällen des Strafgefeßbuhs S 140 (Verlegung der Wehrpflicht) und $ 360 
Nr. 3 (Auswanderung beurlaubter Rejervijten u. ſ. w.) findet — ohne Rüdficht auf die 
Art und Höhe der mutmaßlih zu erfennenden Strafe — die Hauptverhandlung in Ab- 
wejenheit des Angeklagten jtatt (SS 470 ff.). Die Ladung des Angeklagten muß erfolgt 
fein ($ 473), Verteidiger und Vertreter find, wie bei dem Verfahren gegen - „Abwefende”, 
zuläffig (8 474). 

3. Fälle, in denen ein Strafbefehl erlaffen werden kann (Strafprozekordnung 
SS 447 ff). Liegt die Sache fo, daß fi mit Grund annehmen läßt, eö werde der Be- 
ſchuldigte zu feiner Verteidigung nichts Wefentliches anzuführen vermögen, jo fann in 
Saden, welche zur Zuftändigfeit des Schöffengerichts gehören (mit Ausnahme der im Ge- 
richtsverfafjungsgefeg S 27 Nr. 3—8 bezeichneten Vergehen) auf einfeitiges Vorbringen des 
Staatsanwaltes ohne Hauptverhandlung und ohne VBernehmung des Beihuldigten von dem 
Amtsrichter die Strafe feitgefest werden, falls diefe die $ 447 Abſ. 2 bezeichneten Grenzen 
nicht überjchreitet. Ob in den Fällen diefer Art genügender Grund zu der Annahme, der 
Beichuldigte werde zu feiner Verteidigung nichts vorzubringen haben, vorhanden ift, unter: 
liegt doppelter Prüfung. Zunächſt jeitens des Staatsanwalts, welcher den fchriftlichen 
Antrag auf Erlaf des Strafbefehls nur unter dieſer Borausfegung jtellen wird; ſodann 
der des Amtsrichters, in deſſen Ermefjen es gejtellt ift, entweder den Strafbefehl zu erlafjen 
oder die Sache zur Hauptverhandlung zu bringen. Wird aber der Strafbefehl erlafien, jo 
wird durch die Zujtellung desjelben an den Bejchuldigten diefem auch zugleich die Gelegen- 
heit geboten, fich richterlihes Gehör zu verfchaffen. Denn ebenjo wie der Bellagte gegen 
den civilprozefjualifhen Zahlungsbefehl Widerſpruch (Civilprogefordnung 88 632. 634. 
635), fo kann der Beichuldigte gegen den Strafbefehl Einſpruch erheben ($ 450) 
und hierdurch die Hauptverhandlung vor dem Schöffengerichte veranlafjen. 

Dem amtsrichterlihen Strafbefehl jtehen die Strafverfügungen der Polizei: 
behörden (Strafprozefordnung 88 453 ff.) und die Strafbeſcheide der Vermaltunas- 
behörden wegen Zumwiderhandlungen gegen die Vorjchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle (Strafprozeforbnung SS 459 ff.) darin gleih, daß aud in Fällen 
diefer Art ohne Gehör des Beichuldigten die Beitrafung desfelben erfolgen fann. Darin 
aber haben diefe Strafverfügungen und Strafbeſcheide ihr Charafteriftifches, daß bei ihnen 
nicht rihterliche, fonden Berwaltungsbehörden ſtrafend einfchreiten. Daher hat 
denn auch der gegen die Strafverfügungen und Strafbejcheide zuläffige Widerſpruch des 
Beſchuldigten (SS 454456, vergl. SS 460—462) nicht bloß die Bedeutung, demſelben 
Gehör zu verfchaffen, jondern zugleich die, diefes Gehör vor der zuftändigen rihterlihen 
Behörde zu erlangen. Der „Einſpruch“ ($ 450) tritt hier auf in der Form des Antrags 
auf „gerichtliche Entſcheidung“ (SS 454. 460). (Über die Zuftändigfeit der Verwaltungs: 
behörden für Strafjachen vergl. unten die Lehre von den Strafgerichten.) 

4. Daß da, wo eine Perfon überhaupt nicht verfolgt werden foll, wo es fich viel- 
mehr nur darum handelt, auf die in Gemäßheit des Strafgefeßbuhs SS 40. 41 vor- 
gejehenen Einziehungen felbjtändig zu erkennen (Strafgefegbuh $ 42), von einem Gehör 
des Angefchuldigten nicht die Rede fein fann, verjteht fi von jelbit. Doc fönnen dritte 
Perſonen einen rechtlihen Anspruch auf den Gegenitand der Einziehung, Vernichtung oder 
Unbrauhbarmahung haben, und diefen wird denn auch Gelegenheit gegeben, in dem Ter- 
mine, in mweldem über die Einziehung u. ſ. w. zu erfennen ift, ihre Anjprüche geltend 
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zu machen (vergl. Strafprozeßordnung $ 478 Abſ. 2 und 3, ſowie überhaupt SS 477 
bis 479). 


85. IV. Unterfuhungsverfahren und Anflageverfahren!. 1. Theo- 
retifhe Begründung dieſes Unterfhiedes. Weil in jedem Strafprozeß die 
materielle Wahrheit zu ermitteln ift, fo beruht jedes jtrafprozeffualifche Verfahren auf der 
Unterfuhunggsmarime. Der Unterfchied des Unterfuhungsverfahrens und Anflage- 
verfahrens iſt bedingt durch die verfchiedenartige Organifation des auf der Unterfuhungs- 
maxime beruhenden Strafprozefjes. 

Ob ein Strafverfahren als Unterfuchungs: oder als Anklageverfahren zu charakterifieren 
fei, hängt davon ab, welde Stellung der Richter der MWahrheitserforihung gegenüber 
einnimmt. 

Es fann gejchehen, daß der Richter ſelbſt infolge einer ihm gewordenen Anzeige, in- 
folge eines entjtandenen Gerüdhts von Amts wegen daran geht, die mit der angeblichen 
Begehung eings Verbrechens zufammenhängenden Thatjahen zu erforihen. Auf Grund der 
von ihm ſelbſt angeftellten Wahrheitsermittelung, auf der Bafis des von ihm felbjt zum 
Zwede der Wahrheitserforihung gejammelten Materials entjcheivet er dann, ob und von 
wem ein Verbrechen begangen und wie dasfelbe zu beftrafen fei. Der Richter unter- 
fuht — und wegen diefer unterfuchenden Thätigfeit des Richters heißt auch der gefamte 
Strafprozeß, in welhem das freifprechende oder verurteilende Erkenntnis auf der Baſis dieſer 
richterlichen Unterfuhung erfolgt, der Unterfuhungsprozeß, der Inquiſitions— 
prozeß. Wenn in dem fchriftlich geführten Unterfuhungsprozeß, bei weldem die gefamten 
Ergebnifje der Unterfuhung in den Akten zufammengeftellt waren, das Urteil nicht von dem 
unterfuchenden Richter (dem Inquirenten), fondern von einem anderen Richter (dem De- 
cernenten) gejprochen wurde, jo gejchah dies, weil man mit Necht annahm, es könne der 
durd; das Inquirieren befangen gewordene Richter den von ihm gewonnenen Refultaten eine 
Bedeutfamkeit für das Endurteil beilegen, die fie nicht verdienen. Das Weſentliche des 
Unterfuchungsprozefies beftand und beiteht jedoch weder in der Schriftlichfeit des Verfahrens 
noch aud in diefer Trennung des Inquirenten von dem Decernenten, fondern lediglich darin, 
daß der Richter die Wahrheit und zwar dadurch zu erforjchen jucht, daß er das zur 
Wahrheitserforfchung erforderlihe Material felbjt ſammelt. Bei dem Inquiſitionsprozeß 
bedarf es mithin für den Beginn der inquifitorifchen Thätigfeit des Richters feines An- 
trages — mag man fi num diefen Antrag von der verlegten Privatperfon oder von einem 
zur Verfolgung begangener Verbrehen vom Staate angeftellten öffentlichen Anfläger aus- 
gehend denten — der Inquiſitionsprozeß fennt überhaupt feinen Anfläger. Der In— 
quifitionsprozeß kennt auch feinen Angeflagten; denn derjenige, welder der Begehung 
eines Verbrechens beſchuldigt wird, dient ſelbſt als Wahrheitserforfhungsmittel in der Hand 
des unterfuchenden Richters — der Angefhuldigte ift Objekt der Unterfuhung und in dieſer. 
Beziehung dem unterfuchenden Richter zur Wahrheit verpflichtet. Der Unterfuchungsrichter 
jelbit hat das Necht, die Wahrheit von dem Angejchuldigten zu verlangen, woraus folgt, 
daß der Angefhuldigte, falls er fchuldig it, die Verpflidtung hat, ein Geftändnis 
abzulegen. Bei dem Unterfuchungsprozeß ift ſodann aber auch die unterfuchende Thätigfeit 
des Nichters durch feinerlei Anträge irgendwie beſchränkt, ſondern der Nichter ſucht feit- 
zuftellen, was gefchehen ift, nicht aber, ob irgend ein bejtimmt bezeichnetes Verbrechen be- 
gangen ift. Giebt mithin beifpielsweife die Vermutung, daß ein Diebftahl ftattgefunden 
habe, Beranlafjung zu einer Unterfuhung, als deren Ergebnis ſich herausitellt, daß zwar 
fein Diebjtahl, wohl aber eine Falſchmünzerei begangen jei, jo geht der Unterſuchungs— 
richter diefem Verbrechen, von defjen Eriftenz ihm erft bei der wegen eines ganz anderen 
Verbrechens veranlaften Unterfuchung Kenntnis geworden iſt, ebenfo nad, als ob er gleich an- 
fänglich die Unterſuchung wegen Falſchmünzerei begonnen hätte. Und ebenjowenig wie in Bezug 





Ich wiederhole bier die auch in den früheren Auflagen aboptierte Theorie, weil diejelbe noch 
eute communis opinio ift. Einen Verſuch, die Mängel dieſer Theorie darzulegen, habe ich in meinem 
ommentar Bd. II S. 1 ff. (namentlid S. 140 ff.) gemacht. Bergl. biergegen: Friedmann in 

er eitſchrift XV 498—521 und v. Kries in der Zeitichrift für die gefamte Strafrehtswiflen- 
aft IX 1 ff. 
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auf den Umfang der Unterfuhung ift der Richter beſchränkt Hinfichtlich der Art und der 
Zahl der Kenntnisquellen, der Beweismittel, melde er zu benugen für gut findet. 
Er fucht vielmehr auf eigene Veranlafjung Hin das gefamte zur Aufklärung der Sade 
dienende Material zu bejchaffen, und nur infomeit ift er darin befchränft, als ihm durch die 
Prozeßgeſetze die Benugung diefer oder jener Beweismittel oder eine bejtimmte Art ihrer 
Benugung unterfagt ift, Beichränfungen, welche übrigens mit dem Wefen des nquifitions- 
prozefjes gar nichts zu thun haben, jondern ebenfogut bei dem Anklageprozeß vorkommen 
fönnen. 

Eine volltommen andere Stellung weift dagegen der Anklageprozeß dem Richter an. 
Nicht der Richter hat die Wahrheitserforfhung zu bewirken, jondern dies iſt Sache der 
Parteien. Die Vorausfegung für die Eriftenz des Angeflageprozeffes ift die Eriftenz 
zweier Barteien, die des Anklägers und die des Angeklagten. Beide haben vor dem 
Nichter, und zwar der Negel nach gleiche, prozefjualifhe Rechte. Sade des Anflägers tft 
es, zu behaupten, daß ein bejtimmtes, von ihm in der Strafflage (Anklage) bezeichnetes 
Verbrechen, und zwar von diefer beftimmten Perfon, begangen fei. Für die Behauptungen 
hat der Anfläger dem Richter die Beweismittel beizubringen, während es Sade des An- 
geflagten iſt, für Herbeifchaffung der zur Verteidigung dienenden Beweismittel Sorge zu 
tragen. Der Richter unterjucht demnach nicht, fonden vor dem Richter verhandeln 
die Parteien. Der Richter leitet die Verhandlungen der Parteien und hat von dieſem 
Gefihtspunfte aus auch dafür Sorge zu tragen, daß dasjenige Flargeftellt werde, was in 
Gemäßheit der Parteiverhandlungen klar geftellt werden muß. Schließt demnad der An- 
Hageprozeß ein Fragerecht des Nichters gegenüber den Parteien und den Auskunftsperfonen 
feineswegs aus, jo wird doch diefes richterliche Fragerecht nicht als eine Folge der dem 
Nichter obliegenden Unterfuhung, fonden nur als eine Folge der dem Richter obliegen- 
den Zeitung der Parteiverhandlungen aufzufaffen fein. 

Der Angeklagte ift Bartei, niht Objekt der Unterfuhung. Er ift daher aud) 
nicht verpflichtet, irgend ein Geftändnis abzulegen, fondern berechtigt, abzuwarten, ob ihm 
feitens des Anflägers der Beweis der Schuld geführt werden wird. 

Die Verhandlung jelbft bleibt auf den in der Anklage bezeichneten Straffall, wie ſich 
derfelbe nad den Anführungen der thatfählihen Grundlage der Anklage darjtellt, beſchränkt. 
Von diefer thatfächlihen Grundlage darf im Laufe des Anflageverfahrens der Regel nad 
nicht abgewichen werden, während die juriftifhe Dualififation, die mit dem Ausdrude des 
Strafgejeges erfolgte Benennung des Verbrechens, welche der Anfläger den Slagethat- 
ſachen gegeben, von dem Richter geändert werben kann. Auch fteht es dem Nichter zu, 
unabhängig von den Anträgen der Parteien die Größe der verwirkten Strafe zu beitimmen. 
Das eine wie das andere folgt daraus, daß der Richter die Vorfchriften der beftehenden 
Strafgefege auf den vor ihm zur Verhandlung gebrachten Straffall in Anwendung zu 
“ bringen hat. Inwieweit hierbei eine Teilung der Arbeit zwiſchen Richtern, welche Staats- 
beamte find, und Volksrichtern ftattfindet, das ift eine frage, die weder die richterliche 
Funktion als ſolche noch auch das Weſen des Anklageprozeijes berührt. 

Bei dem Anklageprozeß wird das öffentliche Intereſſe dadurch gewahrt, daß vom Staate 
ein öffentlider Ankläger angeftellt wird, welcher die Verpflichtung hat, begangene 
Verbrehen zur Anklage zu bringen. Dem Erfordernifje aber, daß durch das Strafverfahren 
materielle Wahrheit herausgeftellt werden folle, genügt der Anklageprozeß zunächſt dadurch, 
daß die Amtspflicht des öffentlihen Anklägers darin befteht, die materielle Wahrheit zu er- 
mitteln, fovann dadurd, daß, nad voraufgegangener Kognition, der hierzu beftellte Richter 
dem Ankläger die zur etwaigen Sicherftellung des Verfolgten, ſowie beiden Parteien die zur 
Herbeifchaffung des Beweismateriald erforderlichen prozeffualifhen Zmangsmittel zur Ver- 
fügung ftellt. 

Litteratur: Pland S. 146 fi; Zahariä I 40 und die dort Note 1 Angeführten; 
Ullmann, Das öfterr. Strafprogebredt. S. 44 ff.; Gneiſt, Bier Fragen. S. 58 ff.; Dodom in 
v. Holtzendorffs Handb. I 130 ff.; Geyer, Lehrbud. S. 3 ff. 


2. Anwendung der Theorie auf die deutſche Strafprozeßordnung. 
Der Richter wird mit einer Straffahe nur befaßt, falls die öffentliche Klage erhoben wird. 
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Zur Erhebung der öffentlihen Klage iſt die Staatsanwaltichaft berufen; nur wenn Gefahr 
im Verzuge obmaltet, hat der Amtsrichter die erforderlichen Unterfuhungshandlungen von 
Amts wegen vorzunehmen. Hierdurd wird aber nicht die Erhebung der öffentlihen Klage 
erſetzt, ſondern die Unterfuhungshandlungen, die der Amtsrichter von Amts wegen vor: 
nimmt, dienen lediglih dem Staatsanwalt als Material, um jeine Entſchließung darüber 
zu treffen, ob er die „öffentliche Klage” erheben und hierdurch die „gerichtliche Unterſuchung“ 
veranlafjen will (Strafprozeßordnung SS 151. 152. 163—165). Für den Beginn des 
Verfahrens ift jomit der den Prinzipien des Anklageprozeſſes entſprechende Satz — wo fein 
Ankläger ift Fein Richter — zum Ausdrud gelommen. Aber abgejehen davon, daß der 
Staatsanwalt nicht als Partei angejehen werden fann (vergl. z. B. SS 158 Ab. 2. 206, 
fowie unten den Abjchnitt: Die Parteien und ihre Vertreter), wird man die Veranlaſſung 
zu einem Strafverfahren von der Organifation diefes Verfahrens ſelbſt unterfcheiden müſſen. 
Die „Erhebung der öffentlichen Klage” hat nun bald die Folge, dab eine gerichtliche Vor: 
unterfuhung, bald die, daß ohne eine folhe unmittelbar das Hauptverfahren beginnt 
($ 168). Auch letzteres wird von der Strafprozekordnung als „Unterfuhung” bezeichnet 
($ 151 in Berbindung mit 88 168. 231. 261 Abſ. 2). Aus diefem Worte felbit läßt 
fih aber weder auf die accufatorische noch auf die inquifitorifche Beichaffenheit des gericht- 
lihen Verfahrens, jei es im Stadium der Vorunterfuhung fei es in dem des Hauptver- 
fahrens, ein Schluß ziehen. Entfcheidend dürften für die VBorunterfuhung folgende 
Umftände fein. Der Antrag der Staatsanwaltichaft auf Eröffnung der VBorunterfuhung muß 
den Beichuldigten und die ihm zur Laſt gelegte That bezeichnen ($ 177); und die Thätig- 
feit des Unterfuhungsrichters bleibt darauf beſchränkt, ob dieſer Angefchuldigte die von der 
Staatsanmwaltjchaft bezeichnete That begangen habe ($ 189) — dies würde den Prinzipien 
des Anklageprozeijes entiprehen — ; aber innerhalb der Grenzen, welche dem Unterfuchungs- 
rihter durch den Antrag der Staatsanwaltichaft gejest find, führt dieſer die Unterjuhung 
jelbjtändig und ermittelt alles dasjenige, was ihm zur Erreichung des Zweckes der Vorunter: 
ſuchung zu ermitteln erforderlich erfcheint, und er befindet auch darüber, ob diejer Zweck 
erreicht ift (S$ 182. 195), — eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft ($ 194) iſt nicht 
ejfentiell, Hat niemals die Bedeutung einer Parteihandlung, jondern nur die einer Unter: 
jtügung des Unterfuchungsrichters bei feiner unterfuchenden Thätigfeit und iſt bei der viel- 
leicht wichtigſten Unterfuhungshandlung , der Vernehmung des Angefhuldigten, ausgeſchloſſen 
($S 190). Bei Zeugen: und Sacverjtändigenvernehmung iſt der Staatsanwaltfchaft die 
Anwejenheit nur ausnahmsweiſe zu geitatten (S 191 Abi. 2). Dies alles entjpricht voll- * 
fommen den Prinzipien des Unterfuhungs- und widerftreitet ebenfo denen des Anklage 
prozefjes. Was endlich die Stellung des Angeſchuldigten anbetrifft, fo ift zwar feine Bes 
jtimmung der Strafprogekordnung anzuführen, aus welcher hervorginge, daß der Angeſchul— 
digte als Objeft der Unterfuhung angejehen werde und ihm die Verpflichtung obliege, 
ein Gejtändnis abzulegen (vergl. SS 136. 190). Aber davon, daß dem Angeichuldigten 
eine Barteiftellung eingeräumt fei, kann ebenjowenig die Rede fein, obwohl der Angeſchul— 
dDigte das Recht hat, ſich ſchon während der Vorunterfuhung des Beiftandes eines Bertei- 
digers zu bedienen (SS 137. 142). Denn für die Befugniffe, die dem Angeſchuldigten 
jelbit jowie dem Verteidiger durch Geſetz oder durch richterliches Ermefjen gewährt werben, 
gilt als oberfter Grundfaß der, daß der Zweck der Unterfuhung nit gefährdet 
werde ($S 147. 148. 191. 192). Dem Prinzipe des Anklageprozefjes würde es ent- 
jprechen, wenn nad abgefchloffener Vorunterfuhung (K 195) vor dem Vorunterfuchungs: 
gericht ein fontradiktorisches Verfahren zwifchen Staatsanwalt und Angefchuldigtem (beim. 
dejjen Verteidiger) bezüglich der Frage über die Eröffnung des Hauptverfahrens jtattfände. 
Ein foldes kontradiftorisches Verfahren kann nun aber gewiß nicht darin gefunden werden, 
daf der Staatöanwalt feine Anträge dem Unterfuhungsgerichte vorzulegen hat ($ 196 Abſ. 2), 
an welche letzteres jedoch nicht gebunden ift (SS 204. 206. 209 Abj. 2); und noch weniger 
darin, daß abaejehen von der Vorfchrift des $ 199 der Angefchuldigte bei diefer Beſchluß— 
faſſung fo gar nicht in Betracht fommt, daß ihm ſelbſt das Recht abgejchnitten ift, den das 
Hauptverfahren eröffnenden Beſchluß mit der Bejchwerde anzufechten. 
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Zur Charafterifierung der Hauptverhandlung dienen folgende PVorfchriften. Der Be- 
ihluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens bildet den Ausgangspunft für die im Haupt: 
verfahren anzuftellenden Ermittlungen ($ 242 Abſ. 2); dieſe felbjt beſchränken fich aber 
feineswegs auf den Inhalt des Gröffnungsbeichluffes, fondern „Gegenſtand der Urteils- 
findung“ ift die in der Anklage bezeichnete That, wie ſich dieſelbe nad dem Ergeb: 
nifje der Verhandlung daritellt ($ 263, vol. auch $ 294). Das für dieſe Er- 
mittlung erforderlihde Material beſchränkt fi nicht auf das von Staatsanwalt und Ange: 
klagtem Vorgebrachte, fondern „das Gericht fann auch von Amts wegen die Ladung von 
Zeugen und Sachverſtändigen, ſowie die Herbeifchaffung anderer Beweismittel anordnen“ 
(S 243 Abſ. 3). Die Vernehmung des Angeklagten {5 237) erfolgt allemal dur den 
Vorfigenden, regelmäßig auch die Aufnahme des Beweifes (S 237). Diefer den Prinzipien 
des nquifitionsprogefjes entiprechende Grundfag wird aber, infoweit es fi um die Ver: 
nehmung der von der Staatsanwaltichaft und dem Angeklagten benannten Zeugen und 
Sadverjtändiger handelt, durch den übereinftimmenden Antrag des Staatsanwalts und des 
Verteidigers bejeitigt; d. h. der übereinjtimmende Antrag des Staatsanwalts und des Ver: 
teidigerö bewirkt, daß an erjter Stelle den Prinzipien des accufatorifhen Prozeſſes ent- 
ſprechend eine teilmeife Beweisaufnahme durch die Parteien erfolgt (S 238 Abf. 1) und 
daß zu diefer Beweisaufnahme nur eine inquifitorifche Ergänzung des vorfigenden Richters 
binzutreten fann ($ 238 Abſ. 2). Das Verfahren nah Schluß der Bemeisaufnahme it 
dann — abgejehen davon, daß auch hier der Staatsanwalt dem Gerichte nicht als Partei 
gegenüberfteht — aceuſatoriſch organifiert ($ 257). Man fönnte jagen, daß das Haupt- 
verfahren als nquifitionsprozeß mit accufatorifshem Schlußverfahren organifiert ſei. Indeſſen 
das Ergebnis der ganzen voraufgehenden Darftellung dürfte doc fein, daß die Strafprozeß- 
ordnung das von ihr vorgefchriebene Verfahren nach einer beftimmten Theorie prinzipmäßig 
nicht hat organifieren wollen. Hieraus ergiebt ſich denn auch für die praftifche Handhabung 
des Geſetzes, daß etwaige Interpretationsbedenfen nicht unter Berufung auf die Prinzipien 
des Unterfuchungs- oder des Anflageprozefies, fondern nur unter Bezugnahme auf den In— 
halt der Strafprogeßordnung jelbit ihre Bejeitigung zu finden haben. 


S6. V. Mündlichkeit des Verfahrens Die Strafprozefordnung hat eine 
direfte Vorfchrift des Inhalts, daß das Verfahren ein mündliches fein folle (vgl. Civil- 
prozeßordnung $ 119), nicht getroffen. Die Mündlichfeit des Verfahrens ift als etwas 
ESelbitverftändliches für die Hauptverhandlung vorausgejegt. Dies zeigen deutlich die SS 225. 
228. 249. 257. 260. 366. 367. 391. 407 Abj. 2 — die lebte Beftimmung wegen der 
in ihr enthaltenen Ausnahme von der Regel —. Es ift aber auch das Prinzip der Münd— 
lichfeit auf die Hauptverhandlung beichränft. — Daß nun der erfennende Richter die ihm 
zur Entſcheidung vorliegende Strafjahe nicht bloß aus dem fennen lernt, was ihm in der 
Hauptverhandlung vorgetragen wird, bezw. aus dem, was er felbit in der Hauptverhandlung 
ermittelt, unterliegt ja feinem Zweifel. Hat eine Borunterfuhung jtattgefunden, jo dienen 
die Vorunterfuchungsaften (vgl. SS 186. 201) dazu, um den Vorfitenden in den Stand 
zu fegen, dasjenige in der Hauptverhandlung vorzunehmen, was zur zwedmäßigen Zeitung 
der Verhandlung ſowie zu den ihm obliegenden Ermittlungen erforderlich it. Erhebt da- 
gegen die Staatsanwaltſchaft die Anklage, ohne daß eine Vorunterfuchung jtattgefunden hat, 
jo hat fie mit der Anklageichrift auch die Akten, welche die von ihr angeftellten Ermitt- 
lungen enthalten, bei dem Amts: bezw. Landgerichte einzureihen (S 197). Auch in der 
Hauptverhandlung jelbit wird Bemweismaterial verlejen, wie fi dies bei Urkunden und 
anderen als Beweismittel dienenden Schriftftüden, Protofollen über die Cinnahme des 
richterlihen Augenjcheins von ſelbſt veriteht, wie es aber auch ausgebehnt ift auf früher 
ergangene Strafurteile, Straflijten, Auszüge aus Kirchenbüchern und Perfonenftandsregiftern 
(5 248). Wenn freilih der Beweis einer Thatjache auf der Wahrnehmung einer Perſon 
beruht, jo foll diefe in der Hauptverhandlung vernommen und dieſe Vernehmung nicht durch 
Berlefung des über eine frühere Vernehmung aufgenommenen Protofolls oder einer fchrift- 
lihen Erklärung erfeßt werden (8 249). Diefe Regel unterliegt jedoch auch mannigfachen 
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Modififationen (vgl. SS 250. 252. 255). Und felbit frühere Erklärungen des Angeflagten 
fönnen — ſofern fie nur in richterliche Protokolle aufgenommen ſind — verleſen werden 
zum Zwecke der Beweisaufnahme über ein Geſtändnis, ſowie zur Beſeitigung eines bei der 
Vernehmung hervortretenden Widerſpruches mit einer früheren Ausſage (S 253). Die Vor: 
gänge der Hauptverhandlung felbjt werden beurfundet (5 271—273) derartig, daß nicht 
nur das Protofoll die alleinige Auskunft darüber giebt, ob in der Hauptverhandlung alle 
wefentlihen Förmlichfeiten des Verfahrens beobachtet find (S 274), fondern daß dasjelbe 
auh, wo dies erforverlih, die ihrem Wortlaute nad niedergejchriebenen Ausjagen und 
Äußerungen enthält ($ 273 Abj. 3). Bei diefer Art der Beurfundung wird es denn aud 
möglie) , daß in der Berufungs: und Revifionsinitanz das Verfahren mit dem Bortrage 
eines Berichterſtatters über die Ergebniſſe des bisherigen Verfahrens beginnt (SS 365. 391). 
Während man im Givilprozefje „befriedigendere Information des Gerichts vom Partei: 

vortrage unter Richterfontrolle als vom Richtervortrag unter Parteifontrolle erwartet“ 

(Wach, Vorträge S. 10), erwartet man umgefehrt im Strafprozefle befriedigendere In— 


formation des Gerihts vom Richtervortrage unter PBarteifontrolle als vom Parteivortrage 
unter Richterfontrolle. 


Litteratur: Wach, Borträge über die Neichscivilprogehordnung. S. 1 ff. Die Abhandlung 
nimmt direft auf den Strafprozeß nicht Bezug. Unzweifelhaft enthält ſie aber das Beſte, was für 
das heutige Recht über „Mündlichkeit und Schriftlichkeit“ veröffentlicht worden iſt. 


87. VI. Öffentligfeit des Verfahrens. Die Beitimmungen hierüber finden 
ſich — gemeinfam für Givilprozeß und Strafprozeß — im Gerichtoverfaſſungsseſet ss 170 
bis 176. (Val. Strafprozeßordnung 3 377 Nr. 6.) Der Zwed der Offentlichteit fann 
faum erreicht werden, folange nur die Vorſchriften des Strafgefegbuches $ 13 und der 
Reichsverfaſſung Art. 22 „wahrheitsgetreue Berichte“ vor Verantwortlichfeit fügen. Wo 
das Geſetz die Offentlichfeit einer Verhandlung als Vorausfegung ihrer Gültigfeit fordert, 
müſſen „wahrheitsgetreue Berichte" von jeder Berantwortlichfeit frei bleiben. Daß 
jegt die Offentlichkeit des Neichstages und der Kammern eine andere iſt als die der Ge- 
rihtsjigungen, fann im SHinblid auf Strafgefegbudh $ 12 und Neichsverfafjung Art. 22 
nicht zweifelhaft jein. Ein jtihhaltiger Grund für dieje verjhiedenartige Normierung der 
Öffentlichkeit ift aber faum aufzufinden. 


Yitteratur: Geyer, Lehrbuch S. 14; Binding, Grundriß ©. 81. Bal. übrigens das 
Reichsgeſetz betreffend die unter Ausſchluß der Offentlichkeit ſtattfindenden Gerichtsverhandlungen 
vom 5. April 1888. Hierzu die Erläuterungen von Dr. Georg Kleinfeller (Erlangen 1888), 


Abriß der Gefdichte des deutſchen SItrafverfahrens vom 
Iahre 1532 an. 


88. Einleitung Das deutſche Reichsgeſetz, durch welches der gemeine deutſche 
Strafprozeß begründet wurde, iſt die 1532 publizierte peinliche Gerichtsordnung Kaiſer 
Karls V, die ſogenannte Carolina (Constitutio Criminalis Carolina, CCC). Das Straf- 
verfahren, welches durch diejes Geſetz feitgejtellt wurde, enthält jehr wejentlihe Abweichungen 
von demjenigen, welches das ältere deutſche Recht (Sachſenſpiegel, Richtſteig-Landrecht) fannte. 
In diefem letteren it der Verletzte der Kläger, welchem nur für einzelne Verbrechen und 
nur für den Fall, daß der Verletzte ſelbſt nicht klagt oder überhaupt fein Verlegter erijtiert, 
ein fraft feines Amtes auftretender Kläger gleichgeftellt wird. Cine Erforfhung der materiellen 
Wahrheit findet in dem ordentlichen Volfsgerichte gerichtsjeitig nicht ftatt; „der Beweis 
wird bloß unter den Parteien als formeller Beweis geführt, den fie dem Richter darzu- 
legen haben“ ; und abgejehen von Einzelheiten it das Verfahren, welches fih an die Straf: 
tage — peinliche Klage — anſchloß, das gleiche, welches durch die civilrechtliche — die 
bürgerliche Klage — veranlaßt wurde. Wie für den Civilprozeß galt auch für den Straf: 
prozeß der Grundſatz, daß der Urteilsſpruch nicht von dem Nichter, fondern von den Schöffen 
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auszugehen habe. Es beitand aber das Verhältnis zwiſchen Richter und Schöffen in 
folgendem. Der Richter repräfentierte die Gerichtsgemalt; mas aber Rechtens fei, das 
wußte der Richter nicht. Der Richter mußte vielmehr danah fragen, und nicht bloß galt 
dies in Bezug auf dasjenige Necht, welches die Prozegentfheidung, fondern auch in 
Bezug auf dasjenige Recht, welches die Prozegleitung bedingte. Der Richter erfragte 
das Recht von den Schöffen, die allein und ausſchließlich wußten, was Rechtens jei. 
Es würde demnach vollfommen unhiſtoriſch fein, mollte man für den älteren deutjchen 
Prozeß annehmen, es ſei das Recht durch gemeinfchaftliche Thätigfeit des Richters und der 
Schöffen gefunden worden, 

Der ältere deutſche Prozeß war ein accufatorifcher Prozeß, und wo fi Einrichtungen 
inquifitorifcher Natur finden, find diefelben auf Einflüffe des Tirchlichen Prozeſſes zurück— 
zuführen. 

Der Inquifitionsprozef wurde dur die Kirche ausgebildet und zwar durd) 
Innocenz III, welcher feine Reformen des älteren kanoniſchen Prozefjes im Jahre 1216 
zum Abſchluß brachte. Diefes Verfahren charakterifiert fi) namentlich dadurd, dak es nur 
wegen folder Vergehen ftattfand, welche durch öffentliches Gerücht befannt geworden waren ; 
daß dem Angefchuldigten der Gegenftand der Unterfuchung fofort, nachher auch die Namen 
und Ausjagen der Zeugen mitgeteilt wurden; daß die Tortur demfelben fremd war. 

In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts wurde der nquifitionsprogeß, jedoch 
verjegt mit mehreren Einrichtungen des römischen Prozeffes, zu denen aud die Tortur ge- 
hörte, in den weltlichen Gerichten recipiert. Bon den Schriftftellern, welche dieſes Nefultat 
mit herbeigeführt haben, find namentlid Durantis (Speculum iuris 1271 ca.) und 
Gandinus (geit. 1300 ca.) zu nennen; unter den jpäteren Bearbeitern des italienischen 
Prozefjes namentlih Jul. Clarus (geb. 1525, gejt. 1575; Sententiarum receptarum 
liber quintus). — Die italienifhen Schriftiteller wurden für diejenigen Reformen, melde 
im deutfchen Strafprozeß im 17. Jahrhundert, namentlich durch die Autorität von Bene- 
dift Garpzov (geb. 1595, geit. 1666; Practica nova erfchien 1635, 13. Ausgabe 

ranffurt 1658), herbeigeführt wurden, von hervorragendem Einfluß. Indeſſen auch dem 
erfaffer der CCC find die Einrichtungen des nquifitionsprozefjes befannt geweſen, wenn- 
ſchon die fpecielle Quelle, durch deren Vermittlung dies geichehen, nicht nachweisbar ift. 

Yitteratur: Rogge, Über Gerihtswefen der Germanen. 1820; Biener, Beiträge zur Gr- 
jchichte des Inquiſitionsprozeſſes. 1827; Wächter, Beiträge zur deutichen Geſchichte, insbeiondere 
Geſchichte des deutſchen Strafrehts. 1845 (Femgericht, Fehdereht, Derenprozefle); v. Savigny, 
Geſchichte des römischen Rechts im Mittelalter. Bd. I. Kapitel IV; VBland, Die Lehre vom Be- 
weisurteil (1848). S. 3—93. (Obwohl die angeführte Schrift eine der trefflichiten civilprozeifuas 
liihen Schriften ift, fo ift dasjenige, was an der angeführten Stelle über das ältere deutiche 
Gerichtsverfahren gejagt wird, aud für die Erkenntnis des älteren deutichen Strafverfahrens mit 
größtem Vorteil zu benugen) Derſelbe in der Zeitichrift für deutſches Recht X 316 ff.; 
Zahariä Bo. I S. 116 fi; v. Bethmann-Hollweg, Der germaniich-romanische Civilprozeß im 
Mittelalter. Bo. I. 1868. Bd. II Abteil. 1. 1871; Brunner, Zeugen und ‚inquifitionsbeweis 
der farolingiihen Zeit. 1865 (Separatabdrud aus dem Hoveinberheft des „Jahrgangs 1865 der 
philoſophiſch-hiſtoriſchen Klaſſe der Kaiſerl. [Öfterr.] Akademie der Wiſſenſchaften. Bd. LIS. 343 ff.): 
Sohm, Die altveutiche Reichs» und Gerichtsverfaffung. Bd. I. 1871; A. v. Kries, Der Beweis 
im Strafprozeß des Mittelalters. 1878; Pland, Das deutiche Gerichtöverfahren im Mittelalter. 
1879. 2 Bände: Yöning, Der Neiniqungseid bei Ungerichtsflagen im deutichen Mittelalter. 1880; 


Geyer, Xehrbud. S. 33 fi. Bal. v. Bar, Handbuch des deutjchen Strafredts. Bd. I (Berlin 
1882) S. 96 ff. 104 ff. 


89 1 Der Prozeß der Carolina. Die ‚Carolina enthält felbjt zwar auch 
Beſtimmungen über das materielle Strafrecht; dieje find jedoch Feineswegs erſchöpfend, viel- 
mehr verweilt dieſes Geſetz teils auf beftehende gute Rechtsgewohnheiten, teils auf das 
damals bereits in Deutichland recipierte fremde, römische Recht, welches in Gemeinjchaft 
mit den ſonſt bejtehenden deutichen Reichsgeſetzen (3. B. dem ewigen Yandfrieven von 1495) 
faiferlihes Necdt genannt wird (3. B. Art. 103. 105. 121). Die Trennung zwifchen 
Richtern und Schöffen in dem Sinne, wie diejelbe für das ältere deutſche Recht jtattfand, 
war demnach nicht mehr möglich; der neue deutiche Strafprogek bedurfte ebenfo wie der 

62* 


980 IV. Das öffentlihe Recht. 


Givilprozeß der rehtsgelehrten Nichter, und damit diefe für die Urteilsfprehung — 
in unferem heutigen Sinne des Worts — überall vorhanden fein möchten, be- 
jtimmte die Carolina in ihrem legten Artifel (219), daß die Akten zum Sprude an 
Suriftenfafultäten oder an fonjtige Nechtsverftändige verfchidt werden follten (Aftenver- 
fendung). Schon hieraus ift zu erfehen, daß die Grundlage des Urteild nad dem Pro- 
zeſſe der Carolina nicht in einer vor dem erfennenden Richter geführten mündlichen Ver— 
handlung gefunden wurde, fjondern daß die alleinige Baſis desfelben in zufammenge- 
fchriebenen Akten beſtand. Der Prozeß der CCC war ein durchaus ſchriftlicher Pro- 
zeß; von Öffentlichkeit des Verfahrens konnte dabei jelbitverjtändlich feine Rede fein. 
Für den Beginn des Strafprozefies gab es eine doppelte Veranlafjung. Entweder fchritt 
der Nichter von Amts wegen ein (Art. 6 ff.), oder es wurde derjelbe hierzu durch eine 
ihm überreihte Strafflage veranlaßt, welche lettere dann entweder von einer Privat: 
perfon oder von einer namens der Obrigkeit flagenden Perfon (Kläger von Amts wegen) 
ausging. Schritt der Nichter von Amts wegen ein, jo hat er allein die geſamte Unter- 
fuhung zu führen, die gefamte Wahrheitserforihung lag ihm allein ob; es eriftierte fein 
Kläger, es war mithin eine Parteiverhandlung überhaupt nicht denkbar. Wurde dagegen 
der Strafprozeß dur die Strafflage veranlaft, jo war es zwar für die weiteren prozefjua- 
liſchen Folgen volllommen gleichgültig, ob die Klage von einer Privatperfon oder von einem 
Kläger von Amts wegen herrührte (Art. 188. 189), aber der Umjtand, daß der Prozeß 
dur eine Klage veranlaßt wurde, machte den Strafprozeß feineswegs zu einem accufa= 
torifchen, fondern infolge der Klage begann ein inquifitorifcher Prozeß. Die fat einzige 
wejentlihe Mitwirfung des Klägers beitand nur darin, daß er feine Strafflage gehörig 
begründete. Dieſe Begründung der Klage fonnte durch Anführung von Beweismitteln ge- 
fchehen, welche zur Verurteilung ausreichend waren, fie fonnte aber auch erfolgen durch die 
bloße Anführung geeigneter Indicien, welche die weitere Verfolgung des Bellagten recht- 
fertigten (Art. 12), oder durch MWiderlegung etwaiger von dem Angeklagten gegen die Straf- 
lage vorgebrachter Erceptionen (Art. 13). Daß der Ankläger diefen feinen Verpflichtungen 
nachkomme, dafür hatte er, allenfalls felbit in Form der Perfonalhaft, Sicherheit zu ftellen. 
Gegen die Nachteile einer ungerechtfertigten Anklage follte der Angeklagte geichügt werden 
(Art. 11. 12. 14). Hat aber der Kläger feine Klage in geeigneter Weife begründet, fo 
wird er von jeder weiteren Verpflichtung, die Sache jelbjt zu verfolgen, entbunden; er 
hinterläßt dem Unterfuhungsrichter feine Adreſſe, damit etwaige Mitteilungen ihm gemacht 
werden föünnen, und damit fcheivet er als Kläger aus dem Strafprozefje aus und tritt in 
demfelben nur dann wieder auf, wenn es fi darum handelt, den von ihm angetragenen 
Zeugenbeweis gegen den leugnenden Beklagten durchzuführen (Art. 62). Dies gefchah in 
der Weife, daß der Kläger einzelne Beweisartifel fchriftlich aufſetzte, bei jedem Artikel die 
Namen der Zeugen vermerkte, diefe Schrift dem Gerichte übergab, worauf dann die Ver— 
nehmung der Zeugen durd das Gericht ſelbſt oder durch geeignete Kommifjarien erfolgte 
(Art. 70). — Aus diefen joeben bejchriebenen Einrichtungen läßt ſich zwar nicht verfennen, 
dab der Strafprozeß der CCC noch nicht alle Erinnerungen an den in früherer Zeit 
geltenden Accufationsprozeß verloren hatte; aber es zeigen diefelben aud), daß feinem Weſen 
nach der Prozeß der CCC nicht mehr ein accufatorischer Prozeß war, jondern daß derſelbe 
auf dem Inquifitionsprinzipe beruhte, 

Zur Verurteilung verlangt der Prozeß der CCC entweder das Gejtändnis des Thäters 
oder den „Beweis“ feiner Schuld (Art. 22). Der Begriff des Beweiſes iſt indeflen 
nah der Auffaffung der CCC feineswens identifh mit dem, was wir heute unter Beweis 
in Straffachen zu verjtehen pflegen. Man fann jagen, daß der Begriff des Beweiſes, 
pofitiv ausgedrüdt, fogut wie identifch gewefen fei mit dem Beweiſe durch die Ausſage 
zweier tauglicher und unverbächtiger Zeugen; und negativ würde zu fagen fein, daß das- 
jenige, was wir heute unter \ndicienbeweis verjtehen, nad der Auffaffung der CCC nicht 
nur nicht Beweis war, jondern gerade den Gegenfat zum Beweife bildete. 

Nun konnten folgende Fälle eintreten: 1. Der Angefchuldigte geitand. In diefem 
Falle war nach Prüfung der Slaubmwürdigfeit des Geftändniffes (Art. 48 ff., Art. 54) die 
Verurteilung auf Grund desjelben auszufprehen. 2. Es wurde gegen den Angefchuldigten 
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der Zeugenbeweis geführt. In dieſem Falle hatte der Unterſuchungsrichter darauf zu 
ſehen, daß die Zeugen tauglich und glaubwürdig ſeien und daß die geſetzlichen Normen 
der Zeugenvernehmung beobachtet wurden (Art. 62 ff.). Auf Grund des Zeugenbeweijes 
erfolgte dann die Verurteilung, unangejehen, ob der Angejchuldigte nach diefem Beweiſe ſich 
ſchuldig befannte oder ob er die ihm zur Laſt gelegte Miffethat leugnete (Art. 69). 
3. Gegen den Angejchuldigten lagen Indicien feiner Schuld vor. In diefem Falle 
mußte zunächit die indizierende Thatfache durch zwei „gute Zeugen“ bewieſen fein; und 
es mußte die indizierende Thatjache eine im Sinne des Geſetzes „genugfame” Anzeige 
fein. Dasjenige aber, mas unter „genugfamer“ Anzeige zu verjtehen, it von der CC 
(Art. 24 ff.) mit einer folhen Umſicht, in jo treffender Weife und mit jolcher Ausführ- 
lichfeit dargelegt, daß diefe Beitimmungen die Grundlage der Theorie des Indicienbeweiſes 
folange für Wiffenihaft, Praris und Geſetzgebung gebildet haben, als man fi überhaupt 
für das ftrafprozeflualifche Beweisreht um eine Theorie des Indicienbeweiſes kümmerte. — 
Maren nun „genugfame” ndicien „bewiefen“, fo führte dies zur Folter (Art. 22. 45 ff. 
58). Führte die Folter zum Befenntniffe, jo mußte die Glaubmwürdigfeit des Ge- 
jtändnifjes durch weitere Ermittlungen geprüft werden (Art. 48 ff.), und führten diefe Er- 
mittlungen dazu, daß an der Glaubwürdigkeit des Gejtändnifjes nicht zu zweifeln war, fo 
lieferte das infolge der Tortur abgelegte Bekenntnis derartig vollen Beweis, daß ein MWider- 
ruf des Geftändnifjes nur zu neuer Folterung führte, es wäre denn, daß der Gefangene 
„ſolche Urfachen feines Yeugnens fürmendet, dadurch der Nichter bewegt würde, zu glauben, 
daß der Gefangene ſolch Belenntnis aus Irrſal gethan; alsdann mag der Richter denjelben 
Gefangenen zur Ausführung und Beweifung ſolchen Irrſals zulafjen” (Art. 57). Gefteht 
der Angeſchuldigte nicht, fo ift er freizufprechen und find Richter bezw. Antläger, welche 
auf Grund der im Gefete als „genuafam” bezeichneten Anzeigen die Folter in der vom 
Geſetz vorgefchriebenen Art und ohne Überfchreitung des bejtimmten Maßes vorgenommen 
haben, dem Angefchuldigten für die an ihm vorgenommene Folterung nicht verantwortlich 
(Art. 61. 20). Darüber freilih, ob die Folterung im vorliegenden Fall gerechtfertigt fet, 
fonnte Streit entjtehen, und diefer Streit wurde beigelegt durch ein richterliches Urteil, 
welches feiner Natur nah ein Zmwifchenurteil war und zu deſſen Erlangung die Unter- 
Te er in gleicher Weife zu verfenden waren wie zur Erlangung des Endurteils 
Art. 28). 

War dann der Strafprogek bis zum rechtöfräftigen Endurteil durchgeführt, jo fonnte 
noch, entweder auf Antrag des Klägers oder auf Antrag des Angeklagten, der fogenannte 
„endlihe Rechttag“ jtattfinden (Art. 78). Der Gedanfe, welcher dieſe Einrichtung ent- 
ftehen ließ, war der, daß, da der Prozeß der CCC den öffentlihmündlichen Anklageprozeß 
des älteren deutjchen Rechts der Sache nach befeitigt hatte, wenigitens der Form nad) etwas 
ftattfinde, was jo ausfähe, als ob der frühere, in dem Volfsbewußtfein noch fortlebende 
ältere Prozeß noch eriftiere. Um diefer Form zu genügen, wurde eine Komödie aufgeführt, 
die darin beſtand, daß man vor dem Volke jo that, ala ob der durch das ſchriftlich abge- 
faßte Erkenntnis bereits WVerurteilte erjt jest unter Beobachtung der Formen des älteren 
Prozeffes verurteilt werde, In diefem Schaufpiele, welches durch das Läuten einer Glode 
angefündigt wurde, treten auf: der Nichter, mehrere Schöffen, der Kläger, der Beflagte, der 
Vorfpreche des Klägers, der Borfpreche des Bellagten und am Schluffe die wichtigſte Perſon, 
nämlich der Nachrichter. Was zu ſprechen war, was zu geichehen hatte, das war wörtlich 
dur die (CC vorgefchrieben. Der Richter fragt die Schöffen nad dem Recht; dieje weijen 
e3 ihm; der Vorſpreche des Klägers jtellt die Klage an, der Vorjpreche des Bellagten ant- 
mwortet darauf; dann fragt der Richter einen Schöffen, wie in der Sache zu urteilen ſei, 
morauf diefer antwortet, es fer fo zu urteilen, wie dies in dem jchriftlich abgefahten Er— 
fenntnifje zu lefen. Dies wurde nun publiziert; der Richter bricht den Stab über den 
Verurteilten und übergiebt ihn dem Nacdrichter. — Bon diejer Komödie ift man im Yaufe 
der Zeit abgefommen. Aber die Glode, welche früher den „endlichen Rechttag“ einläutete, 
die läutet auch noch heute an vielen Orten zur Bollftredung der Todesitrafe; die Sünder- 
glocke ift das letzte Überbleibfel des „endlichen Rechttages“. 
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Sitteratur: Güterbod, Die Entftehungsaeihichte der Carolina. 1876; Brunnenmeiiter, 
Die Tuellen der Bambergenfis. In diefer vortreffliden Arbeit wird das Berftändnis des Prozeſſes 
der CCC namentlich durd das ©. 213 ff. Angeführte gefördert; Geyer, Lehrbuch S. 57 ff. 


8 10. I. Die Fortbildung des deutfhen Strafprozeffes bis zu den 
Reformen der Jahre 1848. 1849. Die wefentlichiten Änderungen, welche der Prozeß 
der (CC0O im Laufe der Zeit erfuhr, lafjen ſich auf folgende Punkte zurüdführen: 

1. Der Gegenftand des Strafprozeffes der CCC umfaßt nur diejenigen Straffälle, in 
welhen peinlich geftraft wurde. Diefe peinlihen Strafen bilden aber den Gegenjat 
zu den bürgerlihen Strafen, und um die letteren herbeizuführen, dazu diente nicht der 
peinlihe Prozeß, von welchem die CCC ausſchließlich handelt, fondern die bürgerliche 
Klage und das bürgerlihe Verfahren, welches im wefentlichen mit dem civilprozefjualifchen 
Verfahren identifh war. Diefer Unterfchied bafiert auf der Unterfheidung, welche das ältere 
deutihe Strafrecht aufftellte zwischen den fogenannten „Ungerichten“, d. h. den mit einer 
öffentlichen Strafe zu belegenden eigentlichen Verbreden, und den „bußmwürdigen Handlungen“, 
d. h. denjenigen Rechtswidrigfeiten, welche mit einer Geldzahlung — der Buße an den 
Verlegten und dem Gewedde (FFrievensgeld) an die Obrigkeit — geahndet wurden. Nur 
auf die Fälle der erfteren Art, auf die Ungerichte, nicht aber auf die der leßteren Art, 
die bußwürdigen Delikte, bezog fih die peinlihe Klage des älteren deutſchen Rechts. 
„Peinlihe Klagen“, jo jagt der Richtſteig, „heißen deshalb peinlich, weil der Verflagte, 
wenn er dur die Klage überwunden wird, gepeinigt werben foll.” Das Peinigen des 
Beklagten erfolgt aber dadurh, daß an ihm die öffentlihe Strafe vollzogen wird. „Nun 
wiſſe“, jo fagt der Richtſteig, „daß es fünferlei Arten von Pein giebt. Man peinigt den 
Schuldigen dadurch, daß man ihm fein Leben nimmt oder feine Gefundheit (verftümmelnde 
Strafen) oder fein Recht oder feine Ehre oder den gemeinen Frieden.“ — Damit iſt das 
Syſtem der öffentlihen Strafen erihöpft und damit iſt auch der Gegenjtand der peinlichen 
Klagen bezeichnet. In der CCC hatte ſich zwar das Syftem der öffentlichen Strafen wenn 
auch nicht dem Prinzipe nad, fo doch hinfichtlich der Strafmittel geändert. Aber der Sat 
bleibt beftehen, daß ein Strafprozek nur dann ftattfindet, wenn auf eine öffentliche Strafe 
erfannt werben jollte. Im Laufe der Zeit ift nun das Syſtem der öffentlichen Strafen 
wefentlich anders geworden und namentlich dadurd, daß der Begriff der bußwürdigen Delikte, 
im Sinne des älteren Rechts, aufhörte. Diefe verfchwinden entweder überhaupt aus dem 
Bereiche der jtrafbaren Handlungen oder die Buße bezw. das Gewedde erlangt den Cha- 
rafter einer öffentlichen Strafe. Hierdurch erweiterte fi der Gegenftand des Strafprozejies 
und zwar in demjelben Umfange, wie ſich der Begriff der „öffentlichen Strafe” erweiterte. 

2. Die CCC Tief den Strafprogek beginnen entweder durch Einfchreiten des Richters 
ex offieio oder durch Erhebung der Strafflage, und beide Arten, den Strafprozeß zu 
veranlafien, werden ohne Nüdfiht darauf, um welches Verbrechen es ſich handelte, als 
gleichberechtigte nebeneinander geitellt. Durch die Schriften von Carpzov (val. $ 7), 
Brunnemann (T'raetatus de inquisitionis processu. 1647), Zudovici (Einleitung 
zum peinlichen Prozeß. 1707) „wurde der Inquifitionsprozeß in feinem Gange näher be- 
jtimmt und eben deshalb in feiner Autorität befeftigt, jo daß der accufatorifche Prozeß nad; 
und nad außer Gebrauch gekommen iſt und die Anzeige des Verlegten ſowie die von dem: 
jelben angegebenen Beweismittel in der Negel nur als Grundlage der von Amts wegen 
vorzunehmenden Inquifition dienen“. 

3. Der Prozeß der CCC verlangt, daß, wenn verurteilt werden foll, dies nur 
geichehen dürfe infolge des Beweiſes (durch Zeugen) oder infolge des Geſtändniſſes, 
nicht aber infolge von Indieien. Der ndicienbeweis hatte vielmehr nur die Bedeutung, 
daß Dderjelbe zur Folter und fo mittelbar zum Geftändnis führte. Alfo nur mit 
Hülfe der Folter war das Beweisfyftem der CCC aufrechtzuerhalten. Nun wurde aber, 
und zwar zuerſt in Preußen beim Negierungsantritt Friedrichs des Großen, die Folter 
aufgehoben — die anderen deutſchen Staaten folgten nah, wenn auch fpäter, fo 3. B. 
Bayern erjt im Jahre 1806 — und damit ſchwand die Möglichkeit, auf Grund bes 
Geſtändniſſes da verurteilen zu können, wo man dasjelbe früher nur durch Anwendung der 
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Folter zu erlangen im ftande war. Es entftand ein Schwanfen in der Praris, ob man 
beim Nichtvorhandenfein des Geftändniffes, jedoch beim Borhandenfein derjenigen Indicien, 
welche früher zur Folterung berechtigten, jet überhaupt noch ftrafen dürfe, ob, wenn dies 
zuläffig, die volle gefegliche oder nur eine minder ſchwere als die volle geſetzliche Strafe 
(gegenüber der ordentlichen Strafe poena ordinaria bezeichnete man die letztere mit dem 
Ausdruck „außerordentliche Strafe” poena extraordinaria) erfannt werben dürfe. Durd) 
die Praris und durch Bartikulargefeggebung fanden diefe Zweifel darin ihren Abſchluß, 
daß auch auf den Indicienbeweis hin, falls derſelbe den gefetlichen Anforderungen ent- 
ſprach, zur vollen gefeglichen Strafe verurteilt werden durfte. 

4. Die italienifhen Juriſten — zuerft (vgl. Biener a. a. D. ©. 85) der Papit 
Innocenz IV in feinem Apparatus zu den Defretalen Gregors IX — jonderten den 
Strafprogeß in die beiden Abfchnitte inquisitio generalis und inquisitio specialis. Die 
erftere findet, abgejehen von anderen auf die Kircheninquifition bezüglichen Fällen, ftatt, 
wenn ein Verbreden bekannt, aber der Urheber unbefannt ijt. ‚Finden 
fich beftimmte Gründe, um eine beftimmte Perſon in Unterfuhung zu ziehen, fo geht 
die inquisitio generalis — oder aud) inquisitio praeparativa alterius inquisitionis — 
in die inquisitio contra certam personam über. Diefe Sonderung in inquisitio generalis 
und inquisitio specialis wurde, obwohl fpäter ihrem Inhalte nad) verfchiedenartig beftimmt, 
beibehalten und auch in Deutfchland recipiert. Nah Carpzov (der auch hierbei der 
Autorität von Julius Glarus und Farinacius folgt) zerfällt der Strafprogeß in zwei Teile, 
inquisitio generalis und specialis. Der Zwed der erjteren ift, fi der „Erijtenz des Ver— 
brechens zu vergemifjern und Anzeichen gegen den Thäter zu jammeln, bis fie genügen, um 
ihn der Specialinquifition zu unterwerfen”. Xebtere ift dazu beitimmt, um „gegen den 
als verdächtig Anerfannten ſowohl das Verbrechen als jeine Teilnahme daran durch Unter: 
ſuchung ins flare zu bringen”. Praktiſche Mipftände bei der Bemweiserhebung, auf deren 
Detail hier nicht eingegangen werden fann (vgl. Biener a. a. O. ©. 165 ff., bejonders 
S. 186—188), bewirften, daß für die Fälle des ordentlichen Verfahrens eine Drei- 
gliederung des Strafprozeſſes eingeführt wurde: Information, Unterfudhung 
und Specialinquifition. In dem erjten diefer genannten Abjchnitte des Verfahrens 
wurde überhaupt nicht Beweis erhoben; die Vernehmung der Ausfunftsperfonen erfolgte 
nicht eidlih und der Verdächtige wurde nur fo vernommen, als ob er jelbjt nur eine Aus: 
funftsperfon wäre. Die Unterfuhung enthielt das gefamte Beweismaterial, namentlich 
die eidlihe Vernehmung der Zeugen und die wenn auch nur fummarifche, jo Doch ver- 
antwortliche Vernehmung des Angefchuldigten als ſolchen. Für die Specialinquifition blieb 
dann nur nod das artifulierte Verhör des Angefhuldigten übrig, d. h. die Vernehmung 
desfelben über bejtimmt formulierte Fragjtüde, Artifel, welde nad) den Ergebnifjen der 
voraufgegangenen Unterfuhung zu entwerfen waren. . 

Diefe durd Praris und Doftrin begründeten Änderungen des Strafprozefjes der 
CCC wurden dann durch die Partifulargefeßgebung anerfannt und weiter durchgebildet. 
Die wichtigſten hier zu nennenden Bartifulargefege find: der Codex Maximilianeus iuris 
Bavariei eriminalis (1751); die allgemeine Kriminalgerihtsorpnung Kaifer Joſephs II 
(1788); Geſetzbuch Kaifer Franz’ II über Verbrechen und ſchwere Polizeiübertretungen 
(3. September 1803, Teil IT Abſchn. 2); preußifche Ariminalordnung vom 11. Dezember 
1805 ; bayerifches Strafgeſetzbuch von 1812 (zweiter Teil). 


Litteratur: Biener, Beiträge zur Gefchichte des Inquiſitionsprozeſſes. S. 160 ff.; 
Zachariä Bd. I. S. 142; Berner, Die Strafgeieggebung in Deutichland vom Nahre 1751 bis 
zur Gegenwart. 1867; Glajer in v. Holtzendorffs Sandbuh I I—11; Geyer, Lehrbuch SS 16 
bis 19; Binding, Grundrik $ 6. 


8 11. II. Die Reformen der Jahre 1848. 1849. Die Greignifje des 
Jahres 1848 veranlaften eine durchgreifende Anderung des deutſchen Strafprozefies. 
Diefe Änderung läßt fih mit einem Worte dadurch bezeichnen, daß man fagt: während 
man vom 16. Nahrhundert an den italienischen Strafprogeß recipierte, recipierte man 
im 19. Jahrhundert den franzöfifhen Strafprojef. Ohne Vorbereitungen freilich 
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erfolgte dieje jüngſte Reception fremden Rechts in Deutichland nicht. Die praktiſch be: 
deutjamfte derfelben war die Einführung des franzöfiichen Rechts, ſpeciell auch die des 
franzöfifhen Strafprozefjes (Code d’instruction eriminelle, 1808) in denjenigen Ländern, 
welche durch die franzöfifche Invaſion mit Franfreid verbunden wurden. Nach den Frei— 
heitsfriegen blieben die franzöfifchen Inſtitutionen in den linksrheiniſchen Ländern Deutſch— 
lands beftehen, und jo blieb aud der franzöfiiche Strafprozeß ein partifulärer Prozeß in 
Deutfchland. Diefer rhein iſche Prozeß konnte gegenüber dem Strafprozeß in den übrigen 
Teilen Deutichlands darauf hinmweifen, daß er ſich der Üffentlichfeit und Mündlichkeit des 
Verfahrens, daß er fich des nftitutes der Gejchworenengerichte erfreue. — Der rheinifche 
Prozeß erlangte in dem übrigen Deutjchland dasjenige, was man mit dem Worte Popu— 
larıtät zu bezeichnen pflegt. Außer dieſer Eriftenz des franzöfifchen Prozeſſes auf 
deutihem Boden ift noch zu erwähnen, daß an einzelnen Stellen Deutihlands durd die 
Geſetzgebung verſuchsweiſe Neformen des Strafverfahrens unternommen wurden. Co madte 
man 1843 in Württemberg den Verſuch, an das fchriftlihe Unterfuchungsverfahren in 
fhweren Straffällen eine öffentlihe Schlußverhandlung zu fnüpfen; in Baden wurde 1845 
eine Strafprozekordnung publiziert, welche das Prinzip der Mündlichfeit, eine befchränfte 
Öffentlichkeit, das Anftitut der Staatsanwaltfchaft, aber nicht das Geſchworenengericht adop- 
tierte, — ein Gefeg, welches übrigens nicht zur Ausführung gelangte; in Preußen wurde 
durch das Geſetz vom 17. Juli 1846 für die bei dem Kammergeriht und dem Kriminal: 
gericht zu Berlin zur Verhandlung kommenden Straffahen Mündlichkeit, Öffentlichkeit, 
Staatsanwaltfchaft, aber nicht Gejchworenengericht eingeführt. Außerdem wurde die Ein- 
führung des Geſchworenengerichts, mworunter man immer nur an das franzöfifch-rheinifche 
Gefchworenengeriht dachte, Gegenjtand der Agitation — wenn auch zum Teil nur der 
mehr doftrinären Agitation, wie z. B. gelegentlich der Germaniftenverfammlung in Lübeck 
(1847). Im Jahre 1848 gehörten „Offentlichkeit, Mündlichkeit und Gefchworenengericht“ 
zu den jelbjtverjtänplichen „Forderungen“ und auch zu den felbitverftändlicen „Konzeſſionen“. 
Die Nefultate der Neformbewegung auf dem Gebiete des deutjchen Strafprozeßrechts er- 
hielten ihre Formulierung in den „Grundrechten des deutichen Volkes“ (val. SS 138. 140 
bis 148. 174—175. 177—179. 182— 188). Die ſeit dem Jahre 1848 publizierten 
EStrafprozekordnungen beruhen durchweg auf franzöfifch-rheinifchen Prinzipien. Da diefelben 
die hiftorische Vorausjegung für die deutiche Strafprozeßordnung bildeten, jo mag ein Ver- 
zeichnis derjelben, jomweit fie am 1. Dftober 1879 in Geltung waren, hier noch feinen Plat 
finden. Preußen: Verordnung vom 3. Januar 1849 und Gefeg vom 3. Mai 1852; 
für die jeit 1866 mit dem preußifchen Staate verbundenen Provinzen: Strafprozeßordnung 
vom 25. Juni 1867. Sachſen: Strafprozefordnung vom 1. Oftober 1868. Heffen: 
Strafprogeßordnung vom 13. September 1865. Braunſchweig: Strafprozeßordnung 
vom 21. DOftober 1858. Thüringen: Strafprogefordnung von 1850. Altenburg: 
Strafprozeßordnung vom 27. Februar 1854. Oldenburg: Strafprogefordnung vom 
2. November 1857. Walded: Geſetz vom 14. Juni 1850. Lübeck: Strafprozeßord— 
nung vom 26. November 1862. Bremen: Strafprogehordnung vom 26. Dezember 1870. 
Hamburg: Strafprozeordnung vom 30. April 1869. Bayern: Geſetz über das öffent- 
lih:mündliche Verfahren vom 10. November 1848. Württemberg: Strafprozekordnung 
vom 17. April 1868. Baden: Strafprozefordnung vom 13. Mai 1864. Öſterreich: 
Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873. Überdem galt in Preußen für den Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Köln, in Rheinbayern, in Rheinheſſen und in Eljaß- 
Zothringen der Code d’instruction eriminelle. 


Yitteratur: Glaſer in v. Holgendorffs Handbuch I 11 ff., dajelbit weitere Xittera« 
turnachweije, namentlih S. 11 (bezünlih der Neformbewequngen bis 1848), ©. 65 (bezüglich der 
deutichen Strafprozeßgefebgebung von 1848—1871), woſelbſt auh S. 67—72 die Geſetzgebung der 
einzelnen deutihen Staaten einſchließlich der hierzu gehörenden Yitteratur die eingehendfte Berüd- 
fihtigung aefunden bat. Yitteraturnachweife über die franzöſiſche und engliſche Strafprozeß— 
geſetzgebung finden fich ebenfalls bei Slajer a. a. O. ©. 20 und S. 33; Geyer, Lehrbuch $ Wu; 
Binding, Grundriß 35 7—10. Über die öfterreihiiche Strafprogekordnung vom 23. Mai 1873 
vgl. Ullmann in v. Dolgendorifs Handbuch I 79 ff.; Derfelbe, Lehrbud des öfterreidhiichen 
Strafprozeßrechts. 2. Aufl. Innsbruck 1382: S. Mayer, Handbuch des öfterreichiichen Strafpro- 
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zeßrechts. Bd. I: ne: Abteil. I u. II. Wien 1876, Bd. IT: Kommentar. 1. Yief. 
(88 1—45) Wien 1878, 2. Lief. ($$ 46—208) Wien 1881. 


$ 12. IV. Borarbeiten zur Strafprozeßordnung für das Deutſche 
Neid. Schon der Reichstag des Norddeutſchen Bundes hatte auf Grund der Verfaſſung 
Art. 4 Nr. 13 in feiner Situng vom 18. April 1868 den Beichluß gefaßt: „ven Bundes- 
fanzler aufjufordern, den Entwurf einer gemeinfamen Strafprozekorbnung für den Nord- 
deutichen Bund vorbereiten und dem Reichstage vorlegen zu lafjen”. Der erjte im preußi- 
chen Nuftigminifterium von Dr. Friedberg ausgearbeitete Entwurf wurde im Anfange 
des Jahres 1873 dem Bundesrate vorgelegt und mit den Motiven nebft einem Band An- 
lagen veröffentlicht. Diefer Entwurf wurde einer Kommiffion von 11 Mitgliedern (unter 
ihnen: Friedberg, Förjter, Zachariä, v. Schwarze) zur Borberatung überwieſen, die ihre 
Arbeiten bis gegen Ende des Jahres 1873 fertig ſtellte. Der veränderte Entwurf iſt mit 
Motiven u. ſ. w. ebenfalls veröffentlicht worden. Die weitere Beratung, in die hierauf 
der Bundesrat eintrat, hatte die Folge, daß die Gefchworenengerichte, welche die Entwürfe 
bis dahin befeitigt und durch jogenannte große Schöffengerichte erjegt willen wollten, wieder 
hergejtellt wurden. Diefer dritte Entwurf ift dem Reichstag in der zweiten Seſſion der 
II. Zegislaturperiode (Herbit 1874) zufammen mit dem Entwurf der Civilprozeßordnung 
und des Gerichtöverfafjungsgefeges vorgelegt worden. Nachdem der Reichstag am 14. und 
25. November 1874 die erfte Leſung des Gerichtöverfaflungsgefetes, am 26. die erſte 
Lejung der Strafprozeßordnung vorgenommen hatte, wurde am 18. Dezember 1874 das 
Geſetz vom 23. Dezember 1874 bejchloffen, fraft deſſen die vom Neichätage zur Borbe- 
ratung der Neichsjuftiggefege einzufeßende Kommiffion ermächtigt wurde, ihre Verhandlungen 
nah dem Schluffe der Sefjion bis zum Beginn der nächſten ordentlichen Seffion des Reichs— 
tages fortzufegen. Am 18. Januar 1875 wurde die aus 28 Mitgliedern bejtehende „Reichs- 
juftizfommiffion” gewählt — zu ihren Mitgliedern gehörten u. a. Reichensperger, v. Schwarze, 
Laster, Marquardfen, Miquel (Vorfitender), Bähr, Gneift, Beder, Strudmann — und 
begann ihre Thätigfeit erjt nach dem Schluſſe des Reichstages. Zmeimalige Leſung der 
drei Juſtizgeſetze follte innerhalb der Kommiffion ftattfinden. Die Beratung der Straf: 
prozefordnung begann am 11. Juni und wurde zunädjt bis in den September hinein fort- 
gejegt. Als die „nächſte ordentliche Seſſion“, bis zu welcher der Kommifjion ihr Mandat 
erteilt war, begann, war die Reichsjuſtizkommiſſion mit ihren Arbeiten noch lange nicht 
fertig. Am 29. Dftober 1875 berichtete der Vorſitzende der Kommiffion dem Reichstage 
über die Thätigfeit der Kommiffion. Es habe die Kommiffion ihre Arbeiten am 26. April 
begonnen, diejelben bis zum 11. Juli fortgefegt; dann habe man bis zum 1. September 
Serien gemadht und vom 1. September bis zum 27. Dftober weiter gearbeitet. Außer 
40 Situngen der Redaktionskommiſſion (v. Schwarze, Bähr, Beder) hätten 94 Sitzungen 
ftattgefunden. Rejultate: Die Civilprozefordnung war in zwei Leſungen beraten; die Straf- 
prozekordnung in eriter Leſung, ebenfo in erfter Leſung einzelne Teile des Gerichtsverfaffungs: 
gejeges. Durch Geje vom 1. Februar 1876 wurde darauf die Kommiffion von neuem 
ermächtigt, vom Schlufje der Seffion an bis zum Beginne der nächſten ordentlihen Seffion 
ihre Arbeiten fortzufeßen. Die Kommiffion fette ihre Arbeiten bis zum 19. Februar fort, 
vertagte fich dann bis zum 3. April, verlängerte darauf diefe Vertagung bis zum 2. Mai 
und brachte dann endlich ihre Arbeiten in der Zeit vom 2. Mai bis 3. Juli 1876 zum 
Abſchluß. Bon den 160 Plenarfitungen der Kommiffion beanjpruchte das Gerichtöver- 
fafjungsgejeg 53 Sitzungen, die Strafprogekordnung 72 Eitungen, die Civilprozeforbnung 
54 Sitzungen. Außerdem hatte die fogenannte „Redaktionskommiſſion“ (v. Schwarze, Beder, 
Bähr) 85 Sitzungen gebraudt; und Sublommiffionen, die für fpecielle Fragen eingefett 
wurden, hielten außerdem noch eine Reihe von Situngen ab. Nachdem das Plenum des 
Reichstages auf Grund der Berichte der Reichsjuftizlommiffion die Juſtizgeſetze in zweiter 
Lefung durchberaten hatte, gelangte ein Schreiben des Reichskanzlers vom 12. Dezember 
1876 an den Präſidenten des Neichätages, durch welches eine nicht geringe Anzahl von 
Beihlüffen der zweiten Leſung feitens des Bundesrates für unannehmbar erflärt wurde. 
Die Gefahr, daß das Zuftandefommen der Reichsjuftizgefeße auch jest noch fcheitern könne, 
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wurde durch fogenannte Kompromißanträge befeitigt. Die SS 99. 148. 170. 490 
Abi. 2. 499 Abſ. 1. 420. 501 Abf. 2 und 505 Abf. 1 der Strafprozeßorbnung find in 
ihrer jetigen Faſſung durd die Kompromifanträge beeinflußt worden; während im übrigen 
diefe Anträge die Wirkung hatten, daß eine Anzahl von Beſchlüſſen zweiter Leſung in 
das Gefeg nicht aufgenommen wurde. Das Gerichtöverfaffungsgefeg wurde, nachdem 
auch auf diefes die Kompromifanträge ihre Wirkſamkeit geäußert (4. B. S 69 des 
Einführungsgefeßes zum Gerichtsverfafjungsgefeg $ 6), am 27. Januar 1877, die Straf- 
prozeßordnung am 1. Februar 1877 publiziert. Am 1. Oftober 1879 find dieſe Ge- 
fee, ebenfo wie die am 30. Januar 1879 publizierte Civilprozeordnung in Wirkfamfeit 
getreten. 

Die Natur der Strafprozeforbnung als eines NReichsgefeges bedingt es, daß dieſelbe 
durch fpätere Reichsgeſetze ergänzt und geändert werden fann, wie denn ſolche Ergänzungen, 
namentlich duch die Rehtsanmwaltsordnung vom 1. Juli 1878, das Gerichtskoſten— 
gefeg vom 18. Juni 1878, die Gebührenordnung für Nechtsanmwälte vom 7. Juli 1879, 
die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878 ſowie die Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sadverjtändige vom 30. Juni 1878, erfolgt find. Es waren 
aber auch bereits vor Erlaß der Strafprogeforbnung für fpecielle reichsgefeglich bezw. 
bundesgefeglih geregelte Materien einzelne das Berfahren betreffende Beltimmungen 
getroffen worden, 3. B. in dem Gefeg über die Erhebung der Salzjteuer vom 12. 
DOftober 1867 (S 18), dem Gefeb über die Befteuerung des Tabaks vom 26. Mai 
1862 ($ 12), im VBereinszollgefes vom 1. Juli 1869 (SS 126. 127. 150. 153. 165), 
im Pojtgefeg vom 28. Dftober 1871 (88 22. 34—47) u. ſ. w. Hinfichtlich dieſer 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen hat fih die Strafprozeßordnung (Einführungsgefes 3 5) 
aus Zwedmäßigkeitsgründen (vgl. $ 13 des Einführungsgefeßes zur Civilprogekordnung 
und $ 3 des Einführungsgejeges zur Konkursordnung) für das Fortbeſtehen derjelben 
entfchieden. 

Das Verhältnis der Reichsſtrafprozeßordnung zur Landesgefeßgebung bejtimmt ſich nad 
Artikel 2 der Neichsverfafjung, d. h. aud nicht für Specialfälle darf die Yandesgefeh: 
gebung — infoweit ihr dies nicht durd das Einführungsgefeß zur Reichsſtrafprozeßordnung 
8 3 ausdrüdlich gewährt ift — etwas von der Reichsſtrafprozeßordnung Abweichendes be- 
ftimmen; und auch für Specialfälle wird das beftehende Yandesrecht durd das Reichsrecht 
bejeitigt — injomweit nicht das Einführungsgefeg zur Reichsſtrafprozeßordnung S 6 Abjah 2 
hiervon Ausnahmen gemacht hat. 


Yitteratur: Die ausführlicditen Daritellungen der Entitehungsgeihichte der Strafprojeßord- 
nung geben Dochow in v. Holgendorffs Handbuch I 105 ff. und Kohn, Strafprozehord- 
nung für das Deutſche Reid. S. 1-72. Übrigens finden fih die hauptfächlichſten Angaben auch 
in den Kommentaren zur Strafprogehordnung, unter welchen an erjter Stelle hervorzuheben ift: 
E. Löwe, Die Strafprozefordnung für das Deutjche Reich nebit dem Gerichtsverfaffungsgejet und 
den das Strafverfahren betreffenden Beftimmungen der übrigen Reichsgejege. 3. Aufl. Berlin 1882. 
Außerdem find zu nennen die Kommentare von Keller. 2. Aufl. Yahr 1882: v. Schwarze. 
Leipzig 1878; Voitus. Berlin 1877; Thilo. Berlin 1878; Dalde. Berlin 1878; Budelt. 
Leipzig 1879. 1880; Stenglein. 2. Aufl. 1889. Der oben erwähnte Kommentar von John er- 
icheint beftweife. Bis jegt (Juli 1889) find die beiden erften Bände und das erfte Heft des dritten 
Bandes erjchienen. (Erlangen, Balm und Ente) Beſondere Kommentare über das Gerichtöver- 
faſſungsgeſetz eriftieren von Keller. Yahr 1877 und Thilo. Berlin 1879. Aus den zahllojen 
Tertausgaben (mit und ohne Anmerkungen) mögen hervorgehoben werden die beiden von C. Hahn 
und Dochow beforaten. Von den preußiihen Ausführungsgeiegen und Berordnungen zu den 
Neichsjuftisgefegen hat u. a. R. Sydom eine Textausgabe mit Anmerkungen veranftaltet. Die Er- 
fenntnifje des Heichögerichtö kommen in den von Mitgliedern des Reichsgerichts bejorgten „Entſchei— 
dungen des Neihsgerichts in Strafſachen“ (Yeipzig) zum Abdrud. Die von Hans Blum und Karl 
Braun herausgegebenen „Annalen des Reichsgerichts“ (10 Bände. Leipzig 1850—1884), ſowie eine 
dritte Sammlung, unter dem Titel „Rechtiprechung des deutichen Reichsgerichts in Strafſachen“ von 
Mitgliedern der Reihsanwaltichaft herausgegeben (Münden und Xeipzig), haben — letztere, nachdem 
schn Bände erſchienen waren — ihr Erſcheinen eingeftellt. Die zweite Auflage der „geiamten 
Materialien zu den Reihsjuftizgeiegen“, herausgegeben von Hahn, hat nad) dem Tode 
des Herausgebers E. Stegemann beiorgt. (Berlin, R. v. Deders Verlag.) 
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Die Gerichte. 


8 13. Überfiht. 1. Diejenigen Behörden, denen feitens des Staates die Ent- 
Icheidung über ſtrafrechtliche Anſprüche — Straffahen — übertragen ift, find Gerichte und 
neben diefen VBerwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte. Diefe legteren kommen für 
die Entſcheidung von Strafjahen aber nur infoweit in Betracht, als dies die Neichsitraf- 
prozeßordnung SS 4583 ff. und 459 ff. zugelaffen oder bejondere Reichsgeſetze es angeordnet 
haben. Solcher Reichsgeſetze giebt es aber zur Zeit nur zwei, nämlich das Geſetz über das 
Pojtwejen des Deutfchen Reichs vom 28. Oftober 1871, welches die Aburteilung von Pojt- 
und Portodefraudationen den Mojtbehörden (88 34 ff.) und die Secemannsordnung 
vom 27. Dezember 1872 (vgl. das Einführungsgefeg zur Strafprogehordnung $ 5), welche die 
Aburteilung gewiffer Zumwiderhandlungen gegen die Vorfchriften dieſes Gefeges den See- 
mannsämtern (vgl. SS 101 ff.) überträgt. 

2. Die den Gerichten zugewiefenen Straffahen gehören regelmäßig vor die 
ordentliden Gerichte — Amtsgerichte, Yandgerichte, Oberlandesgerihte, Reichsgericht 
(Gerichtsverfaſſungsgeſetz SS 12. 13). Diefe Gerichte üben aber nicht bloß Strafgerichts- 
barfeit, fondern (Gerichtöverfafjungsgefeb $ 12) die ordentliche jtreitige Gerichtsbarkeit über- 
haupt aus, und diefe umfaßt ja auch die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (Gerichtsverfaffungs- 
geſetz 5 13). Mit Bezug hierauf hat das Gerichtöverfafjungsgejeg die ordentlichen Gerichte 
derartig organifiert, daß einzelnen Abteilungen derfelben die bürgerlichen Rechtsftreitigteiten, 
anderen die Straffahen zugewiefen find. Bei den Amtsgerichten find die Straffachen 
den Schöffengeridten — teilweife auch dem Amtsrichter (vgl. Strafprozeßordnung 
ss 211 Abſatz 2. 447) zugemwiefen. Bei den Landgerichten beitehen zu diefem Zwecke 
— abgefehen von dem Unterfuhungsrichter — (Gerichtöverfafjungsgefeg S 60) die ftändigen 
Straffammern und die periodifch zufammentretenden Schwurgerichte. Bei den 
DOberlandesgerichten und dem Reihsgerichte find es die Strafjenate, melde 
mit den Straffachen befaßt werben. 

3. Einzelne den Gerihten zugemiefene Straffahen gehören aber nicht vor die 
ordentlichen Gerichte, jondern werden von befonderen Gerichten abgeurteilt. Diefe 
bejonderen Gerichte (Gerichtöverfafjungsgefeg I 13) find entweder reichögefeglih bejtellt, 
was der Fall ift bei den Konfulargerichten (Gefeg vom 10. Juli 1879) und bei den 
Militärgeridhten (vgl. Einführungsgefes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz $ 7; Militär- 
gefeg vom 2. Mai 1874 3 39; Artikel 61 der Verfaffung für den Norddeutichen Bund ; 
Verordnung vom 29. Dezember 1867, durch welche die preußifche Militärjtrafprogekordnung 
für das preußifche Heer vom 3. April 1845 im Gebiete des Norddeutfchen Bundes, und 
Reichsverfaſſung Artikel 61, durch melden diejes Gefeb für das Deutſche Neih mit Aus- 
Ihluß von Bayern und Württemberg eingeführt wurde; Bayern: Militärftrafgejeb- 
ordnung vom 6. November 1872; Württemberg: Militärftrafgefegordnung vom 20. Juli 
1818; Elſaß-Lothringen: Preufifches Geſetz vom 3. April 1845 infolge Verordnung 
vom 28. Januar 1872), oder es find diefelben bi zugelaffen, was ber 
Fall iſt in Bezug auf die im Gerichtsverfafjungsgefeg $ 14 genannten Gerichte, von denen 
jtrafrechtlich aber nur die unter Nr. 1 und Nr. 4 begeldtneien in Betracht fommen, ſowie 
in Bezug auf die Aufträgalgerihte (Einführungsgefe zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
$ 7) und die befonderen Gerichte „der Yandesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien, ſowie der Mitglieder der fürftlihen Familie Hohenzollern” (Cinführungsgefeg zum 
en Ss 5). 

Die Funktionen eines befonderen Gerichts find in einem Falle reichsgeſetzlich einem 
der ordentlihen Gerichte übertragen. Das Neihsgericht tritt dann, wenn es in 
Gemäßheit des Gerichtsverfafjungsgejeges S 136 Nr. 1 (vgl. Strafprozeforbnung $ 184; 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz $ 138) thätig wird, auf eine Linie mit den reichsgeſetzlich be: 
jtellten bejonderen Gerichten. (Bal. unten $ 15 Nr. 4.) 

4. Wird eine Straffahe von derjenigen Behörde abgeurteilt, welche zu deren Ab- 
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urteilung gejeglich berufen ift, jo iſt der Vorfchrift des Gerichtsverfafiungsgejeges $ 16, 
nad; welcher niemand feinem gejeglichen Richter entzogen werden darf, genügt. Der „aejeß- 
liche Richter“ iſt ſowohl das orventlihe Gericht wie auch das „beſondere Gericht“ wie 
auch endlich die zur Entſcheidung von Strafſachen berufene „Verwaltungsbehörde”. Aus- 
nahmsgerichte würden für beftimmte Zeiten, für bejtimmte Orte, für beftimmte Straf- 
fahen an Stelle der gefeglichen Gerichte treten. Sie find mit Ausnahme der Gerichts- 
verfaſſungsgeſetz $ 16 vorgefehenen Fälle unjtatthaft. (Vol. Verfaffung des Deutichen 
Reichs Art. 68.) 


gitteratur: John, Kommentar S. 86—98. Über den Begriff der Strafiadhe ebenda 


S. 76-8 

8 14. I. Zuftändigfeit — Geridtsftand im allgemeinen. Die Xehre von 
der Zuftändigfeit der Strafgerichte (und in analoger Weife auch der Givilgerichte) be- 
antwortet folgende ragen: 

1. Iſt eine Straffahe überhaupt bei den Gerichten oder ift diefelbe bei den Ver— 
waltungsgerichten oder Verwaltungsbehörden anhängig zu machen? (Gerichtsverfaffungs- 
gejeg $ 13.) 

2. Für den Fall, daß eine Straffahe bei den Gerichten anhängig zu maden tft, wenn 
mithin für deren Entfcheivung nicht die Verwaltungsbehörden bezw. Verwaltungsgerihte zu- 
ftändig find, bei welder Art von Gerichten iſt die Strafſache anhängig zu machen ? 
(bei dem ordentlichen oder bei einem der bejonderen Gerichte? und wenn bei dem ordent- 
lichen, bei welcher Art diefer ordentlihen Gerichte?) Die Antwort auf diefe Frage geben 
die Vorfchriften über die ſachliche Zuftändiafeit. 

3. Iſt durch die Vorfchriften über die fachliche Zuftändigfeit die Art des Strafgerichts, 
bei welchem die Sache anhängig zu maden, beftimmt, jo ijt noch die Frage zu beantworten, 
bei welhem fonfreten unter den der Art nach bejtimmten Gerichten die Straffache an- 
hängig zu machen ift. Und diefe lette Frage wird durch die Vorfchriften über die ört- 
lihe Zuftändigfeit beantwortet. 

Die Lehre von dem Gerichtsitande hat den gleihen inhalt wie die Lehre von 
der Zuftändigfeit. Mit dem Ausdruck „Gerichtsitand“ wird diefelbe Sache, wenn aud) 
von einem anderen Standpunfte aus, bezeichnet, die aud mit dem Ausdrude „Hultändig- 
feit” bezeichnet wird. Iſt den Gerichten überhaupt, ift einer bejtimmten Art von Gerichten, 
ift einem fonfreten Gerichte jtaatlicherfeits die Gewalt übertragen, über jtrafrechtliche An- 
fprüche einer gewiſſen Art die Entſcheidung zu treffen, jo ergiebt fich hieraus von jelbit, 
daß diejenigen Perfonen, gegen welche ein ftrafrechtlicher Anſpruch der bezeichneten Art 
geltend gemacht wird, verpflichtet find, ihr Recht von demjenigen Gerichte zu empfangen, 
welches zuftändig iſt, über jtrafrechtliche Anfprüche der bezeichneten Art die Entjcheidung 
zu treffen. Diefe Verpflichtung des Angejchuldigten bezw. des Angeklagten it es, Die 
jpeciell mit dem Ausdrude „Gerichtsſtand“ bezeichnet wird. Gehört demnad eine Straffache 
zu denjenigen, die den Verwaltungsbehörden zugemwiejen find, jo hat der Angellagte bei 
der Verwaltungsbehörde Recht zu nehmen; die Verwaltungsbehörde ift in ſolchem alle 
Gericht, und der Angeklagte hat vor ihr feinen Gerichtsitand. Gehört die Straffahe nad) 
den Grundfägen über die fachliche Zuftändigfeit vor die Schöffengeridhte, fo hat der An- 
geflagte vor dem Schöffengerichte feinen Gerichtsitand. Gehört die Straffadhe vor das 
Schöffengeriht zu X, jo hat der Angeklagte vor diefem Scöffengericht feinen Gerichtsitand. 

Nah dem, was in $ 13 unter 1 beigebradjt ift, genügt es, in dem Folgenden die 
Vorichriften über die fachliche und die örtliche Zuftändigfeit darzuitellen und dieſe Dar- 
ftellung, mit Nüdfiht auf das in $ 13 unter 2 Ausgeführte, auf die ordentlichen Gerichte 
zu beichränfen. 


s15. II Sadlide Zuftändigfeit der Strafgerihte. it diejenige Art 
der ordentlichen Gerichte bejtimmt, bei welcher eine beitimmte Art von Strafjahen in eriter 
Inſtanz anhängig zu machen tft, jo ergiebt diefe Feititellung aud die Art des Gerichts, 
welches ala Gericht höherer Inſtanz über Straffahen diefer Art zu enticheiven hat. Die 
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Darftellung der Lehre von der fachlichen Zuftändigfeit hat demnah nicht bloß die orbent- 
lihen Gerichte in Bezug auf ihre Funktionen als Gerichte erfter Inſtanz, fondern aud in 
Bezug auf ihre Funktionen als Gerichte der höheren Inftanzen in Betracht zu ziehen. Außer 
den Funktionen als erfennende Gerichte fommen für die jachlihe Zuftändigfeit auch in 
Betracht die Funktionen der Gerichte als Unterfuhungsgeridte. Da indeijen in 
legterer Beziehung nur von der Straffammer und dem eriten Senate des Reichsgerichts zu 
handeln ift, fo empfiehlt es ſich, zunächſt die Grundfäge über die fachliche Zuftändigfeit der 
erfennenden Gerichte darzuftellen und dasjenige, was über die jachlice Zuftändigfeit der 
Unterfuchungsgerichte zu jagen iſt, anzufchließen. 

Die erfennenden Strafgerihte der erjten Inſtanz find: die Schöffengeridte 
(Gerichtsverfafjungsgejeg SS 25 ff.), die Straffammer der Landgerichte (Gerichts— 
verfaſſungsgeſetz S 73), die Schwurgerichte (Gerichtäverfaffungsgefeg $ 78) und der 
vereinigte zweite und dritte Strafjfenat des Reichsgerichts (Gerichts- 
verfaffungsgefeg S 138 Abi. 2). Das Prinzip, nah welchem die Zuftändigfeit der 
Schöffengerichte, Straffammern und Schwurgerichte geregelt ift, beruht auf der aus dem 
franzöfischen Rechte übernommenen Dreiteilung der jtrafbaren Handlungen und der hiermit 
im Zufammenhange jtehenden Dreiteilung der Strafgerichte erfter Inſtanz. (Val. Code 
penal art. 1: Code d’instruetion eriminelle art. 137, 139, 166 — tribunaux de 
simple police —, art. 179 — tribunaux en matiere correctionnelle —, art. 251 — de la 
formation des cours d’assises —.) Dies im Anſchluß an das Strafgeſetzbuch $ 1 auf Deutſch— 
land übertragen, ergiebt das Prinzip: die Schöffengerichte find die Gerichte für „Über: 
tretungen”, die Straffammern die Gerichte für „Vergehen“, die Schwurgerichte die Gerichte 
für „Verbrechen“. Diefer Sat enthält aber nur die Regel. Schon vor der Strafprozeb- 
ordnung hatten die Geſetzgebungen es für zwedmäßig erachtet, die Gerichte höherer Ordnung 
dadurd zu entlaften, daß fie die Aburteilung von Vergehen den Gerichten unterjter Ord— 
nung und die Aburteilung von Verbrechen den Gerichten mittlerer Ordnung zumiefen. 
Die Strafprozekordnung, ift auf diefem Wege weiter vorgefchritten, jo daß die Schöffen- 
gerichte zwar über alle Übertretungen, aber auch über eine nicht geringe Anzahl von Ver: 
gehen, die Straffammern zwar über Vergehen — foweit diefelben nicht den Schöffen- 
gerichten zugemwiefen find —, aber auch über eine nicht geringe Anzahl von Verbrechen urteilen. 

1. Die Schöffengeridhte (Gerichtsverfaffungsgefeg F 25) werden bei den Amts- 
gerichten gebildet und bejtehen aus dem Amtsrichter als Vorfigendem und zwei Schöffen 
(Gerichtsverfaffungsgeieh $ 26), welche lettere das Richteramt in gleihem Umfange wie der 
Amtsrichter ausüben (Gerichtsverfaſſungsgeſetz I 30). Die Auswahl der Schöffen erfolgt 
nad den im Gerichtsverfaffungsgefeß SS 31 ff. aufgeftellten Beftimmungen. (Bal. hierüber 
den Artifel Schöffengerichte — Glafer — im Rechtslexikon.) Die Zujtändigfeit der 
Schöffengerichte beruht teils auf Geſetz (Gerichtsverfafjungsgefeg SS 27. 28), teils auf 
Überweifung, d. h. die Straflammer fann (Gerichtsverfaſſungsgeſetz F 75) Straffachen , die 
zu ihrer Zujtändigfeit gehören, auf Antrag der Staatsanwaltichaft dem Schöffengerichte zur 
Verhandlung und Entjcheidung überweifen, falls fi annehmen läßt, daß die Strafe des 
einzelnen in Frage ftehenden Vergehens drei Monate Gefängnis oder Geldtrafe von ſechs— 
hundert Marf nicht überjteigen und auch auf eine höhere Buße als auf ſechshundert Mark 
nicht werde erfannt werden. Das Schöffengericht wird dann zur Verhandlung und Ent: 
jcheidung diefes einzelnen Vergehens durch den die Überweifung ausfprechenden Beſchluß der 
Straffammer zujtändig. Anders iſt es, wenn beifpielsweife die Vorunterfuchung wegen 
Diebſtahls (Strafgefegbuh $ 242; Gerichtsverfafjungsgefeg $ 75 Nr. 6) eröffnet wäre und 
fi im Laufe derjelben zeigte, daß der Wert des Gejtohlenen fünfundzwanzig Mark nicht 
überfteigt. In diefem Falle ift das Schöffengeriht jchon in Gemäßheit des $ 27 Nr. 4 
fraft Geſetzes zujtändig. Eine Überweifung feitens der Straffammer fann demnach nicht 
erfolgen, jondern die letztere eröffnet die Hauptverhandlung beim Schöffengeriht. Durch 
dies Beifpiel erklären ji die Worte des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 5 74: „ſoweit biefes 
nicht ſchon zuftändia iſt“. (Val. Strafprozefordnung SS 207. 209 Ab. 2.) 

Für die Schöffengerichte ift das Gericht zweiter Inſtanz — ſowohl Beſchwerde— 
wie auch Berufungsgeriht — die Straffammer (Gerichtsverfaſſungsgeſetz 868 72. 76), 
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die als Beichwerdegeriht wie auch als Berufungsgericht bei Übertretungen und in Fällen 
der Privatklage in der Bejegung von drei Mitgliedern mit Einſchluß des Vorfigenden, als 
Berufungsinjtang bei Vergehen in der Hauptverhandlung in der Befegung von fünf Mit- 
gliedern entſcheidet. 

Das Gericht dritter Inſtanz für das Schöffengericht ift das Dberlandesgericht. 
An diefes Gericht kann die Beichwerde über die Enticheidungen, welde die Straflammer 
als Beſchwerdegericht getroffen hat, gebracht werden (Gerichtsverfaffungsgefeg $ 123 Nr. 5); 
und ebenjo fönnen die in der Berufungsinftanz gejprochenen Urteile der Straffammer durch 
das Rechtsmittel der Nevifion vor das Dberlandesgericht gelangen, wie denn auch von dieſem 
Geriht die Beichiwerden gegen die Straffammer in ihrer Eigenſchaft als Berufungsgericht 
erledigt werden (Gerichtsverfaffungsgefeg 5 128 Nr. 2. 5). 

2. Die Straffammer. In allen Fällen, in denen die Straffammer als erfennen- 
des Gericht erfter Inſtanz thätig wird, ift fie mit fünf Mitgliedern zu beſetzen (Geridhts- 
verfajjungsgejes 3 77). Die Zuitändigkeit dieſes Gerichts beruht nur auf Geſetz, niemals auf 
Überweifung. Bon diefem Grundfas bildet auch die Vorſchrift der Strafprozeforbnung 
$ 15 feine Ausnahme, weil die dort erwähnte Übertragung die fachliche Zuftändigfeit nicht 
berührt. 

Die Straffammern find zuftändig zunächſt für diejenigen Vergehen, welche nicht zur 
Zuftändigfeit der Schöffengerihte gehören (Gerichtsverfaſſungsgeſetz 5 73 Nr. 1; durch 
Gerichtsverfafjungsgejeg 5 74 wird Gerichtöverfaflungsgefeg $ 27 Nr. 2 ergänzt). Sie 
find ferner zuftändig für Verbrechen (Gerichtsverfaffungsgefeg $ 73 Nr. 2. 3). Die 
Erleichterung der Schwurgerichte ift dadurch herbeigeführt, daß zunächſt die minder ſchweren 
Arten von Verbrechen — Strafmarimum fünf Jahre Zuchthaus —, fodann ohne Rückſicht 
auf Art des Verbrechens und Höhe der Strafvrohung alle Verbreden von Perſonen unter 
18 Jahren und endlich einzelne Arten von Verbrechen (a. a. D. Nr. 4. 5. 6. 7), darunter 
die in der Praris am häufigiten vorfommenden, den Straffammern zugemiejen find. 

Für die Straflammern in ihrer Eigenschaft als Gerichte erfter Inſtanz iſt das Gericht 
zweiter Inſtanz bald das Oberlandesgericht bald das Reichsgericht. Erſteres ift das aus- 
fchließlihe Beichwerdegericht bezüglich aller gegen Enticheidungen der Straffammer erhobenen 
Beſchwerden (Gerichtsverfaffungsgefeg 3 123 Nr. 5). Für die Revifion gegen Urteile der 
Straffammer iſt dagegen regelmäßig das Reichsgericht zuftändig (Gerichtsverfafjungsgeieg 
$ 136 Pr. 2), die Oberlandesgerihte nur dann, wenn ein nad den Vorſchriften der Landes— 
geſetzgebung zu bejtrafendes Vergehen (vgl. Einführungsgefet zum Strafgeſetzbuch $ 2 Abf. 2) 
in eriter Inſtanz von der Straflammer abgeurteilt ift (Gerichtsverfaffungsgejes $ 123 Nr. 3). 

Eine dritte Inſtanz eriftiert für Entfcheivungen und Urteile der Straffammern über: 
haupt nicht. 

3. Die Schwurgerichte. Diefe bejtehen (Gerichtsverfaffungsgefeg $ 81) aus drei 
richterlihen Mitglievein „und zwölf zur Entſcheidung der Schuldfrage berufenen Geſchwo— 
renen“. Über die Auswahl der Gefhworenen val. Gerichtsverfaffungsgefeg SS 84 ff. (val. 
auch die Artitel Gefhmworene, Ladung der Gefhmworenen, Reduktion der 
Geihmworenenlifte, Shwurgeridtsverfaffung, Schwurgeridtshof, Shwur- 
gerihtspräfident — fümtlih von Glaſer — im Nedtslerifon). Die Zuftändigfeit 
der Schwurgerichte umfaßt die Aburteilung der Verbrechen, inſoweit diefelben nicht den 
Straffammern oder in Gemäßheit des Gerichtsverfaffungsgefeges $ 136 Nr. 1 dem vereinigten 
zweiten und dritten Straffenat des Reichsgerichts zugemiefen find. 

Für Schwurgerichtsſachen find die Oberlandesgerichte die Beichwerdegerihte — und 
das Neihsgeridt iſt das Nevifionsgericht (Gerichtsverfafjungsgefeg 5 123 Nr. 5 und $ 136 
Nr. 2). Die Entjdeidungen der Oberlandesgerichte fünnen nicht zum Gegenjtande einer 
weiteren Beichwerde gemacht werden (Strafprozeßordnung S 346 Abſ. 3), und einer Be: 
rufung unterliegen die Urteile der Schwurgerichte ebenfomenig mie die der Straffammern 
(Strafprozeßordnung $ 354). 

4. Der vereinigte zweite und dritte Straffenat des Reichsgerichts 
(vgl. Gerichtsverfaffungsaefeg $ 139 Abf. 1) ift erfennendes Strafgericht für die im Gerichts- 
verfafjungsgefeg S 136 Wr. 1 bezeichneten Verbrechen. Das Reichsgericht iſt im diejen 


4. Strafprozei. 991 


Fällen nit Ausnahmegeriht, jondern ein die Funktionen eines bejonderen Gerichts wahr- 
nehmendes ordentliches Gericht. Befindet das NReichsgericht, daß eine unter Berufung auf 
das Gerichtsverfaffungsgejeg $ 136 Nr. 1 an dasjelbe gebrachte Straffahe zu den von 
dieſem Geſetze bezeichneten Strafjahen nicht gehört und verweift es demnach die Sache zur 
Verhandlung und Entjcheidung an ein ordentliches Gericht, fo iſt ein folder Beſchluß als 
von dem Neichsgericht in feiner Eigenſchaft als ordentliches Gericht ausgehend anzufehen. 
Die Entjtehung eines negativen Kompetenzfonfliftes zwiſchen dem Reichsgerihte — als 
unterfuchendem und erfennendem Gerichte erjter und letter Inſtanz — und den ordentlichen 
Gerichten bleibt ſomit ausgeſchloſſen. 

Il. Unterfuhungsgeridte jind die Straffammern in Befeßung von drei 
Mitgliedern einfchließlih des Vorſitzenden (Gerichtsverfafjungsgefeb SS 72. 77) und der 
erſte Strafjenat des Reichsgerichts (Gerichtsverfafiungsgefeg SS 138. 136 Nr. 1). Das 
Gericht unterfucht nicht, jondern die Aufgabe des Gerichts bejteht darin, zu entfcheiden. 
„Die Vorunterfuhung wird von dem Unterfuhungsridter eröffnet und geführt” 
(Strafprozefordnung 3 182; vgl. Strafprogekordnung $ 185), und demnad werben bei 
den Yandgerihten aus der Zahl der Mitglieder derjelben durch die Yandesjuftizverwaltung 
Unterfuhungsrichter für die Dauer eines Gefchäftsjahres bejtellt (Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
8 60; vgl. jedoh auch Strafprozeßordnung S 183), während für die zur Zuftändigfeit des 
Reichsgerichts in erjter und letzter Inſtanz gehörenden Strafſachen der Unterfuhungsrichter 
dur den Präfidenten des Neichögerihts — nah Maßgabe der Strafprozeßordnung $ 184 
Abj. 1. 2 — beitellt wird. Die Entſcheidungen des Unterfuchungsgerihts beziehen ſich 
vor allem auf die Ergebnifje der VBorunterfuhung — das Gericht entjcheivet, ob „das 
Hauptverfahren zu eröffnen oder der Angeklagte außer Verfolgung zu ſetzen oder das Ver— 
fahren vorläufig einzuftellen jei” (Strafprozeßordnung $ 196. 201— 203. 208) oder „ob eine 
Ergänzung der Vorunterfuhung bezw. die Erhebung einzelner Beweiſe jtattzufinden habe“ 
(Strafprozeßordnung $ 200). Das Gericht entjheidet auch während der Dauer der Vor- 
unterfuhung über die Zuläffigfeit einzelner dem Zwede der Unterfuchung dienender Maß— 
regeln, 3. B. der Sicherheitsleiftung, der Unterfuhungshaft (Strafprozefordnung $ 124), 
ſowie über Beſchwerden gegen Verfügungen des Unterfuhungsrichters (Gerichtsverfaffungs- 
geſetz S 72; vgl. über die Bejchlüffe des Unterfuhungsgerihts auch noch Strafprozekordnung 
ss 122. 195. 199). Nah der Strafprozeßordnung darf der Unterfuhungsrichter nicht 
Mitglied des Unterfuchungsgerichtes fein’ (Strafprogefordnung $ 23 Abf. 2), eine Vorfchrift, 
die auch auf die Fälle auszudehnen ift, in denen der erſte Strafjenat des Reichsgerichts als 
Unterfuhungsgericht fungiert. 


816. IV. Ortlide Zuftändigfeit der Strafgerichte. Das gemeine 
deutſche Necht, das franzöfifche Necht (Code d’instruction eriminelle art. 23. 63) und Die 
preußifchen Geſetze hatten die Gleichberechtigung des Gerihts der begangenen That, des 
Wohnſitzes oder Aufenthaltes und der Ergreifung anerfannt. In Braun— 
ihweig und Baden mar jevod die Gleichberechtigung nur auf das Gericht der be- 
gangenen That umd auf das Gericht des Wohnſitzes befchränft, während in nod 
anderen Staaten, 3. B. in Bayern, prinzipaliter nur das Gericht der begangenen That 
als örtlich zuftändiges Gericht erachtet und dem Gerichte des Wohnfiges und der Ergreifung 
Tediglih eine Aushülfejtellung eingeräumt wurde. Die Strafprozefordnung hat fi dem 
Syiteme von Braunfhmweig und Baden angeſchloſſen. Demnach find gleichberechtigt 
der Gerichtsjtand der begangenen That und der Gerichtsjtand des Wohnfiges bezw. 
des gewöhnlichen Aufenthaltsortes und des a ade Wohnfiges (Strafprozepordnung SS 7 
8. 471 Abj. 1). Bei ftrafbaren Handlungen, die auf einem deutſchen Schiffe im Auslande 
oder in offener See begangen werden (Strafprozekordnung $ 10), entſpricht das Gericht 
des Heimatshafens Geſetz betr. die Nationalität der Kauffahrteiichiffe vom 25. Oft. 1867 
$ 5) dem Gerichtöftande des Wohnfites und das Gericht des deutſchen Hafens, melden 
Schiff nad der That zuerft erreicht, dem Gerichtsftande der begangenen That. Nur 
ſubſidiär — in den $ 9 der Strafprozeßordnung vorgefehenen Fällen — ift der Ge 
tihtsftand der Ergreifung begründet. (Über den Gerichtsjtand — in Bezug auf 
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örtliche Zuftändigfeit — der Deutſchen, welche das Recht der Erterritorialität genießen, 
fowie der im Auslande angeftellten Beamten des Reiches vgl. Strafprozeforbnung $ 11.) 
Im einzelnen gelten bezüglich der örtliden Zujtändigfeit folgende Grundjäße: 
1. es fönnen mehrere Gerichte örtlich zuftändig fein (Strafprozeßordnung 35 7—11. 


. 14); 
2. die örtlihe Zuftändigfeit kann nicht bloß durch ii jondern auch durch Über⸗ 
tragung beſtimmt werden (Strafprozeßordnung SS 9. 12 Abi. 1. 15 — in einem rein 


äußerlichen Zufammenhange mit Strafprozepordnung $ 15 jteht Gerichtsverfafjungsgefeß $ 98); 

3. wenn eine Strafjache bei einem örtlid unzuftändigen Gericht anhängig gemacht wird, 
fo verliert der Angefchuldigte fein Recht, von dem örtlich zuftändigen Gericht abgeurteilt zu 
werden, wenn er den Einwand — die prozekhindernde Einrede — der Unzuftändigfeit nicht 
fo zeitig geltend macht, wie dies Strafprozehordnung $ 16 vorgejchrieben ; 

4. fein Strafgericht darf nach Eröffnung des Hauptverfahrens feine örtliche Unzuftändig- 
feit von Amts wegen, fondern nur auf Einwand des Angeklagten ausfprechen (Strafprozeh- 
ordnung S 18); 

5. jedes Strafgericht iſt örtlich zuftändig für alle Unterfuhungshandlungen , bezüglich 
deren Gefahr im Verzuge obmwaltet (Strafprozeßordnung $ 21), und feine Unterfuhungs: 
handlung ijt um deswillen ungültig, weil fie von einem örtlich unzuftändigen Gerichte vor- 
genommen iſt (Strafprozeßordnung $ 2U). 


Litteratur: John, Kommentar S. 170 fi.; Binding, Grundrii SS 20-35; Geyer, 
Lehrbuch SS 79 -92. 


8 17. V. Der Einfluß des Zuſammenhanges der Strafſachen auf 
die Zuſtändigkeit der Gerichte (Strafprozeßordnung SS 2—5. 13). Unter welchen 
Vorausjegungen ein Zufammenhang von Strafjahen vorhanden it, bejtimmt Strafprozeß- 
ordnung $ 3. Hat nun beifpielsweife X einen Meineid (Strafgeſetzbuch S 154) geichworen 
und eine Urfundenfälihung (Strafgeſetzbuch $ 268) begangen und ift X zu dem Meineide 
durch  angejtiftet, während 3 dem X bei der Urfundenfälihung Hülfe geleiftet hat, ſo 
iſt der hier vorliegende Zufammenhang, wenn alles das, was geichehen ift, in ein und 
demfelben Schwurgerichtsbezirf geſchah, oder X, D, 3 innerhalb des gleihen Schwur- 
gerichtsbezirfs ihren Wohnfig hatten, ohne Einfluß ſowohl auf die örtliche wie auch auf die 
fachliche Zuftändigkeit. Nur das fann. in Frage fommen, ob es zwedmäßiger ſei, dieſe 
vier Strafſachen gemeinfam oder getrennt voneinander zu verhandeln und zu entjcheiden. 
Inſoweit e8 zur Erledigung diefer Zwedmäßigfeitsfrage eines Geſetzes bedarf, iſt dasjelbe 
in Strafprozeßordnung $ 236 gegeben. Es fann nun aber der Fall aud fo liegen, daß 
X neben dem jchwurgerichtlihen Verbrechen des Meineides eine zur Zuftändigfeit der 
Strafkammer, 3. B. einen Diebjtahl (Strafgefegbuh $ 243), und eine zur Zuftändigfeit 
der Schöffengerichte gehörende ftrafbare Handlung, 3. B. einen Wilddiebjtahl (Strafgeſetz— 
buch 5 292), begangen hat; und daß, mährend der Meineid im Bezirfe des Schwur- 
gerihts A begangen wurde, die Anjtiftung hierzu in einem anderen Schwurgerichtsbezirke B 
erfolgte; daß der Diebjtahl in dem nicht zu dem Schwurgerichtsbezirfe A oder B gehörenden 
Landgerichtsbezirke C und der Wilddiebftahl in einem nicht zu dem LYandgerichtsbezirfe C 
gehörenden Amtsgerichtsbezirfe D begangen wurde. Cine gemeinjchaftlihe Unterfuchung, 
Verhandlung und Entjcheidung dieſer zufammenhängenden Strafjachen würde auf Grund 
der Strafprozeßordnung $ 236 nicht möglich fein. Das Geſetz geht nun davon aus, daß 
das Necht eines Angeklagten auf ein bejtimmtes örtlich zuftändiges Gericht den Anforderungen 
der — derartig zu weichen habe, daß im Falle des Zuſammenhanges (Straf— 
prozeßordnung $ 3) der Angeklagte es ſich gefallen laſſen müfje, vor einem anderen Gerichte 
gleicher Drbamg (gleiher ſachlicher Zuftändigfeit) verfolgt und abgeurteilt zu werden 
(Strafprogeßordnung $ 13); und daß, wenn ein Angeflagter vor ein Gericht höherer Ord— 
nung, als nad) den Grundſätzen über die fachliche Zuftändigfeit geboten, geitellt wird, ihm 
ſogar mehr gewährt werde, als er zu fordern berechtigt ift (Strafprozekordnung SS 2. 4. 5). 
Und unter Berüdjichtigung diefer Gefichtspunfte wird es möglich, zufammenhängende Straf: 
fachen, welche einzeln zur Zuftändigfeit verfchiedener Gerichte gehören, zur Verhandlung und 
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Entſcheidung an ein und dasſelbe Gericht zu bringen, mag nun die Verfchiedenartigfeit der 
Zuftändigfeit bei gleicher fachlicher Zuftändigfeit lediglich die örtliche, oder bei gleicher ört— 
licher lediglich die ſachliche Zuftändigfeit betreffen, oder mag endlich die Zuftändigfeit jeder 
einzelnen der zufammenhängenden Strafjahen ſowohl in Bezug auf die örtlide mie auch 
in Bezug auf die fachliche Zuftändigfeit in verfchievener Weife zu beurteilen fein. Hat eine 
Verbindung zufammenhängender Straffachen ftattgefunden, fo fann en. auch wieder aus 
Zwedmäßigfeitsgründen gelöft werden (Strafprozeßordnung $ 2 Abſ. 2. 4; $ 13 Abf. 3). 
Solange die Verbindung von Straffahen verfchievener fachlicher Zuftändigkeit beiteht, wird 
die Strafſache geringerer Ordnung jtrafprozeffualifh zu einer Straffahe höherer Orbnung ; 
die fchöffengerichtlihe Sache wird beifpielsweife durch ihre Verbindung mit einer ſchwur— 
gerichtlihen Sache ftrafprogefjualifh zu einer Schwurgerichtsſache, d. h. die jchöffengericht- 
lihe Sache ift wegen ihrer Verbindung mit der Schwurgerichtöfache nach denjenigen Vor— 
ſchriften der Prozeßordnung zu behandeln, welche für die Schmurgerichtsfachen beftimmt find 
(Strafprogeforbnung 5 5). 


8 18. VI. Unfähigkeit und Verdächtigkeit der Richter (Strafprozeß- 
ordnung $S 22 ff., Gerichtöverfaffungsgefeg SS 2 ff.). Wer die vom Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
ss 2 ff. aufgeftellten Vorausfegungen nicht erfüllt, darf von der Landesjuftizverwaltung zum 
Richteramte überhaupt nicht berufen werben. Jeder Richter ſoll die intelleftuellen und ma- 
teriellen Garantieen (3. B. Gerichtäverfafjungsgefeß SS 6. 7; — vgl. Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
z8 69. 122. 134) darbieten, welche das Geſetz für die richterlihe Befähigung und Unab- 
hängigfeit verlangen zu müfjen erllärt hat. Ein Richter, der diefen Garantieen nicht ent— 
fpräche, würde fein Richter, und alle von demfelben vorgenommenen Amtshandlungen würden, 
als von einem abfolut untaugliden Richter ausgegangen, nidtig fein. Der 
„Richter“ ift aber nicht bloß Einzelrichter, fondern es identifiziert fi der „Richter“ 
auch mit dem Rihterfollegium. Diefes letztere foll auch diejenigen Garantieen dar- 
bieten, welche das Geſetz bezüglich der Entſcheidung durch Richterfollegien verlangt hat. Ein 
„Nicht vorfchriftsmäßig beſetztes Gericht” iſt nichts anderes als ein „abfolut untauglicher 
Richter” ; ein ſolches Kollegium kann nicht judizieren (Strafprozefordnung $ 377 Nr. 2). 

Wenn die Strafprozefordnung SS 22 ff. von Richtern fpricht, die „von der Ausübung 
des Nichteramtes fraft Geſetzes ausgejchlofien find”, fo hat diejelbe nur foldhe Richter im 
Auge, die den Erforderniffen des Gerichtöverfaffungsgefehes SS 2 ff. in aller und jeder Be- 
ziehung entſprechen und demnach taugliche Richter find. Ein folder an ſich tauglicher 
Richter könnte demnach aud als Richter fungieren, wenn er 3. B. felbjt durd die ftraf- 
bare Handlung verlegt wäre (Strafprozehordnung $ 22 Nr. 1). Da indefjen dieſer ſowie 
die anderen in $ 22 angeführten Umſtände die Unparteilichfeit des Richters zu verbächtigen 
geeignet find, jo hat das Gefeß erklärt, daß in dieſen Fällen der an ſich taugliche Richter 
nicht als Richter fungieren jolle — der Richter ift in Bezug auf die $ 22 Nr. 1—5 
bezeihneten Strafſachen ein untauglicher Richter (Gründe der relativen Untaug- 
lichkeit). Dieſe Gründe relativer Untauglichkeit können aud mit Nüdfiht auf die Glieve- 
rung des Strafprozefjes in Vorunterfuhung und Hauptverfahren, in das Verfahren in erjter 
und der Rechtsmittelinftanz dadurch entftehen, daß die Mitwirfung des Richters in dem 
früheren Stadium beziehungsmweife in der früheren Inſtanz feine Unbefangenheit für die 
Mitwirfung in dem fpäteren Stadium oder der jpäteren Inſtanz zu beeinträchtigen geeignet 
ift. Diefe Gründe der relativen Unfähigkeit präcifiert die Strafprozeßordnung in $ 23. 

In allen Fällen, in denen dem Richter, jei es in Gemäßheit des $ 22 oder des S 23, 
ein Grund entgegenfteht, der ihn an der Ausübung des Richteramtes hindert, ſoll er, fomeit 
diefer Unfähigfeitsgrund reicht, feine richterlihe Wirkfamkeit in Bezug auf diefe Straffadhe 
einftellen, und zwar von Amts wegen, ohne daß es hierzu einer Erinnerung der Partei (des 
Angefchuldigten, des Staatsanwaltes, des Privatklägers) bebürfte. Unterläßt dies der Richter, 
fo tritt die Strafprozeßordnung $ 377 Nr. 2 in Wirkſamkeit. Etwaige Zweifel über das 
Vorhandenſein des Ausſchließungsgrundes erledigen ſich in Gemäßheit von Strafprozeßord— 
nung 8 30. 
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Nun find aber die Gründe, welde den Richter fraft Gejebes von der Ausübung des 
Nichteramtes ausschließen (Strafprozeßordnung SS 22. 23) ihrem Inhalte nach nichts anderes 
ala gefeglih normierte Verdachtsgründe gegen die Unbefangenheit des Richters. 

Außer diefen anerkennt das Geſetz aber auch ſolche die Befangenheit des Richters her: 
beiführende Gründe, die gefelich nicht normiert find, und es fett fogar voraus, daß auch 
der Richter jelbit folche feine Unbefangenheit verbächtigende Gründe von Amts wegen und 
zwar jo berüdjichtigen werde, als ob ihm ein gejeglich normierter Verdachtsgrund entgegen- 
ftände (Strafprozeßordnung $ 30). An erjter Stelle jedoch verlangt das Geſetz von der 
Partei, daß fie diefen gejeglich nicht normierten Verdachtsgrund geltend made und die 
Anerkennung desfelben jeitens des für diefe Entfcheidung fompetenten Gerichts erlange (Ab- 
lehnung des Richters wegen Beforgnis der Befangenheit, Strafprogekorbnung SS 24—28). 
Unterläßt dies die Partei oder wird das Ablehnungsrecht nicht in der von dem Geſetze vor- 
geichriebenen Friſt und mit der von dem Geſetze vorgejchriebenen Begründung geltend ge: 
macht (SS 25. 26), fo darf die Partei ein unter Mitwirkung eines nur ihr verdächtig er- 
ſchienenen Richters selrrodgenes Urteil wegen der Verdächtigfeit des Richters nicht anfechten 
(Strafprozekordnung 5 377 Nr. 3). Den Richter abzulehnen, weil ihm ein gejelich nicht 
normierter Verdachtsgrund entgegenjteht, ift Pflicht der Partei, falls fich diejelbe die Vor— 
fchrift des $ 377 Nr. 3 fihern will. Selbftverjtändlih fann die Partei auch einen Richter 
wegen eines gejeglich normierten Befangenheitsgrundes ablehnen, falls der Richter ihr hierzu 
überhaupt noch die faktiſche Möglichkeit lafjen follte. Aber unterläßt es die Partei, einen 
Richter abzulehnen, weil ihm ein geſetzlich normierter Verdachtsgrund (Strafprogekordnung 
z8 22. 23) entgegenfteht, jo verbleibt ihr der dur die Strafprozefordnung $ 377 Nr. 2 
dargebotene Rechtsbehelf; — und jelbitverftändlic können die Vorjchriften, durch welche die 
Ablehnung wegen gejeglih nicht normierter Verdachtsgründe vinfuliert ift (namentlich $ 2 
da nicht Anwendung leiden, wo es ſich um die parteifeitige Geltendmachung eines gejeglich 
normierten Verdachtsgrundes — d. h. eines Unfähigfeitsgrundes des Nichters — handelt. 

Mas vorjtehend in Bezug auf die Nichter gejagt iſt, gilt auch für Geridhtsfchreiber 
und Schöffen (Strafprozeßordnung $ 31). Für die Geichworenen — obwohl aud wie die 
Schöffen Volfsrichter und zwar Volfsrichter mit minder umfangreicher Zuftändigfeit als die 
Schöffen — gilt ein befonderes Recht. Daß diefen die geſetzlich normierten Verdachtsgründe 
nicht entgegenitehen, dafür wird von Amts wegen wie unter Mitwirtung der Parteien ge: 
forgt (Strafprozeßordnung $S 32. 279. 377 Nr. 2); die Geltendmadhung der gejeßlich nicht 
normierten VBerdachtögründe erfolgt dagegen fraft des fogenannten peremtoriſchen Verwerfungs 
rechtes (Strafprozeßorbnung SS 282—85). 

Litteratur: Über den Begriff des „vorihriftsmäßig befegten Gerichts“ val. John, Kom- 


mentar. Einleitung zum 3. Abichnitte der Strafprozeßordnung. S. 286 ff. Pat. im übrigen 
Geyer, Lehrbuch SS 76-78: Binding, Grundrik $ 39. 


819. VI. Rechtshülfe. (Gerichtsverfaffungsgeiet SS 157 ff.; Gefeb vom 
21. Juni 1869. Das legtere Geſetz findet nur dann Anwendung, wenn die Nechtshülfe 
von anderen als den ordentlichen Gerichten gefordert wird oder von anderen als dieſen 
Gerichten zu leiten it. Bezüglich aller bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten und Strafſachen, 
welde vor die ordentlihen Gerichte gehören, find dagegen die Vorjchriften des 
GSerichtsverfafjungsgefeßes maßgebend.) Die Rechtshülfe ift dann erforderlid, wenn die 
Löſung der einem Strafgericht geitellten Aufgabe die Vornahme foldher Handlungen erfordert, 
die dieſes Strafgericht ſelbſt nicht vornehmen kann, die vielmehr, wenn fie überhaupt vor- 
genommen werden jollen, nur von einem anderen Gerichte vorgenommen werden fünnen. 
Zur gegenjeitigen Gewährung der Rechtshülfe find die Gerichte des Deutſchen Neiches ver- 
pflichtet (Gerichtsverfaflungsgefe SS 157. 1509 Abſ. 1). Nur unter den im Gerichtäver- 
fafjungsgejeg S 159 Abf. 2 angegebenen Vorausjegungen foll das Erfuhen um Redtshülfe 
abgelehnt werden. Die Nichtbefolgung diefer Vorfchrift, und zwar jowohl die geſetzwidrige 
Gewährung wie auch die geſetzwidrige Verweigerung der Rechtshülfe, führt zu dem S 160 
normierten Verfahren. Auf die Nechtshülfe, welche andere Behörden den Gerichten zu leiften 
haben, bezieht ſich das Gerichtsverfaffungsgefet $ 169, welche Vorfchrift fi als eine Konſe 
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quenz des Sates darftellt, daß alle innerhalb der Grenzen des Deutjchen Reiches beitellten 
Gerichte von jedem Bundesſtaate als inländische Gerichte anzufehen find. 


Litteratur: Geyer, Lehrbuch $3 93. 9: Binding, Grundrik 38 36. 37. Bergl. auch 
Sohn, Kommentar S. 170 ff. 


Die Parteien!. 


520. I. Der Ankläger. Entſprechend der theoretiihen Begründung des Anklage: 
prozefjes (vgl. oben $ 5) ift Ankläger derjenige, welcher vor dem erfennenden Richter 
einen entftandenen ftrafrechtlihen Anfpruh durch Erhebung der Anklage geltend madt und 
das zur Begründung und zum Beweife der erhobenen Anflage erforbderlihe Material dem 
Richter vorlegt. 

Hieraus ergiebt ſich im einzelnen: 

1. Für den Begriff des Anklägers ift es an ſich gleichgültig, ob derjelbe öffentlicher 
Ankläger oder Privatkläger ift. Der Umſtand, daß ſtrafrechtliche Anſprüche auch auf dem 
Wege der Privatflage verfolgt werden (vgl. oben $ 2 unter 3), bleibt auf die prozefualifche 
Stellung des Anklägers einflußlos und fönnte nur dazu führen, dem Privatfläger gleiche 
Befugnifje wie dem öffentlihen Ankläger zu gewähren. 

2. Der prozeffualifche Begriff des Anflägers entjteht erit dann, wenn die Anklage er: 
hoben wird. Solange daher noch die Frage zur Erörterung fteht, ob eine Anklage zu er- 
heben fei, exiftiert überhaupt noch fein Ankläger. Der Begriff des Anklägers wird vielmehr 
erſt mit Beginn des Hauptverfahrens eriftent und ift während der Dauer des Vorverfah- 
rens noch nicht vorhanden. Denn mag immerhin derjenige, welcher zum Öffentlichen An- 
fläger bejtellt ift, in der Lage fein, die Vorunterſuchung auch feinerfeits zu fördern, mit dem 
Begriffe des Anklägers hat das nichts zu thun. Denn es wird zu unterſcheiden ſein zwiſchen 
demjenigen, welcher eine Anklage erhebt, und demjenigen, welcher eventuell, je nach dem Aus— 
falle einer Vorunterſuchung, die Anklage erheben möchte. 

3. Von woher der Ankläger das zur Begründung und zum Beweiſe der Anklage er- 
forderlihe Material erhalten hat, ift für den Begriff des Anflägers vollflommen gleichgültig. 
Der Ankläger fann das erforberlihe Material dur eine feitens einer anderen Behörde ver- 
anlaßte Nachforſchung erhalten haben, er fann dasjelbe den von ihm ſelbſt angejtellten Nach— 
forfhungen verdanten. Wenn es vorgefchrieben ift, daß der Nichter die Vorunterfuchung 
nicht von Amts wegen, jondern nur auf den Antrag eines anderen Beamten beginnen folle, 
jo wird durch eine derartige Vorfchrift weder der die Vorunterfuhung veranlafjende Beamte 
zum Anfläger noch aud der Strafprozeß jelbit zum Anflageprozeß gemacht. 

4. Das Wefentlihe für den Begriff des Anflägers befteht darin, daß er es ift, welcher 
dem Richter das zur Begründung und zum Beweiſe der Strafflage erforderlihe Material 
vorlegt. Und da die Strafflage im öffentlichen Intereſſe erhoben wird, da ferner der Straf- 
prozeß die Aufgabe hat, die materielle Wahrheit zu ermitteln, fo ift es die felbitveritänd- 
liche Amtspfliht des vom Staate beitellten öffentlichen Antlägers, überall da die Anflage 
zu erheben, wo durch eine ftrafbare Handlung dem Staate ein ftrafrechtlicher Anſpruch ent- 
itanden ift, ſowie das zur Begründung umd zum Beweife der Anklage erforderliche Material 
dem Richter mit Volljtändigfeit zu unterbreiten. Bon einer Dispofitionsbefugnis des öffent: 
lihen Anklägers bezüglich des von ihm geltend zu machenden Strafanſpruches fann demnach 
auch nur injoweit die Nede fein, ald es in das Ermefjen desjelben gejtellt fein muß, ob er 
einen nach feiner Anficht entjtandenen Strafaniprud des Staates jo zu begründen und zu 
beweifen vermag, wie dies erforderlich ift, um eine Verurteilung des Angeklagten zu erlangen; 
und daß es ebenjo in jein Ermeſſen geftellt jein muß, eine erhobene Anklage fallen zu laffen, 
weil er 1 von deren Undurcführbarfeit überzeugt hat. 


1 ga. oben die Note zu $ 5. 
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5. Die Thätigkeit des Anklägers bleibt darauf beſchränkt, das zur Begründung und 
zum Beweiſe der Anklage erforderliche Material herbeizuſchaffen. Nicht aber iſt es ſeine 
Aufgabe, den geſamten Straffall aufzuklären. Der Ankläger iſt Partei, nicht aber 
Wächter des Geſetzes. Allerdings wird der Ankläger auch auf dasjenige zu rückſichtigen 
haben, was ſeitens des Angeklagten ſeiner Anklage entgegengeſetzt werden kann; das geſchieht 
aber lediglich im Intereſſe der Anklage ſelbſt — wie ja auch ein Anwalt, ehe er ſeine Klage 
anſtellt, ſich darüber vergewiffern wird, was ber Gegner gegen dieſelbe vorzubringen ver— 
möchte. — Zu Gunften des Angeklagten Anträge zu ftellen oder Rechtsmittel einzulegen ift 
mit der Parteiftellung des Anklägers unvereinbar. 

Nah den Beitimmungen der Strafprozeforbnung ift nun zwar der Staatsanwalt dazu 
berufen, die öffentliche Klage zu erheben, und zwar wegen aller gerichtlich ftrafbaren und 
verfolgbaren Handlungen, ſofern zureichende thatfählihe Anhaltspunkte vorliegen (Straf: 
prozeßordnung $ 152), und diefe fowie die damit in Zufammenhang ftehende, die weitere 
Verfolgung der erhobenen Klage betreffende Thätigfeit des Staatsanwalts ift die äußerlich 
am meiften in die Augen fallende. Aber der Staatsanwalt ift auf die Funktionen des An- 
Hlägers weder befchränft noch find demfelben dieſe Funktionen mit Vollftändigfeit übertragen. 
Denn wäre der Staatsanwalt ausschließlich der Ankläger, jo müßte es ausgefchlofjen bleiben, 
daß er gegen feinen Willen, und zwar durch Beichluß des Gerichts, zur Erhebung der An- 
flage genötigt werden fünnte (Strafprozekorbnung $$ 206. 170. 173). Stünde dem Staats- 
anwalt die Dispofition über die Anklage zu, jo würde er berechtigt fein, die erhobene An- 
flage, jobald er fi von deren Unbegründetheit oder Undurhführbarfeit überzeugt, fallen zu 
laſſen. Das ftriftefte Gegenteil hiervon beftimmt die Strafprozeßordnung $ 154. Und 
weil der Staatsanwalt die öffentlihe Klage, wenn er fie einmal erhoben hat, nicht wieder 
zurüdnehmen fann, jo ijt er in die Lage gebracht, Anträge bei dem Prozeßgerichte zu ftellen, 
wie diefelben nur aus der Barteiftellung des Angeflagten, nicht aber aus der des Anflägers 
ſich rechtfertigen. Der Staatsanwalt kann beim Unterfuhungsrichter die Nichteröffnung des 
Hauptverfahrens und vor dem erfennenden Gericht die Freifprehung des Angeklagten be- 
antragen; der Staatsanwalt fann (Strafprozeßordnung $ 338) von den zuläffigen Rechts— 
mitteln gegen Entfcheidungen der Gerichte auch zu Gunſten des Beichuldigten Gebrauch 
machen. Wollte man die prozefjualiihe Stellung des Staatsanwalt mit der eines An- 
flägers identifizieren, fo wäre hierfür die Vorausfegung, daß der Staatsanwalt überhaupt 
dem Gerichte gegenüber Partei fein fünnte. Die durch die Parteiftellung bedingte Unter- 
ordnung des Staatsanwalt unter die Gerichte mwiderfpridht aber dem Grundſatz, daß die 
Staatsanwaltfhaft in ihren Amtäverrichtungen von den Gerichten unabhängig ift (Gerichts: 
verfaffungsgefeß $ 151). Diejenigen Befugnifje, die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
dem Gerichte den Parteien, dem Beihuldigten, dem Verteidiger gegenüber zuftehen (Gerichts: 
verfaffungsgefet SS 178—180), find dem Staatsanmwalte gegenüber nit in Anwendung zu 
bringen. Die Befugnis des PVorfigenden, in der Situng die Ordnung aufrechtzuerhalten, 
veiht dem Staatsanwalt gegenüber nicht weiter, als dies auch in Bezug auf die Mitglieder 
des Richterfollegiums der Fall fein würde. Der Staatsanwalt jteht nicht als Partei vor 
dem Gericht, ſondern der Staatsanwalt fteht neben dem Gerichte, um in Gemeinfchaft mit 
diefem die Wahrheit zu ermitteln; er thut dies während der Vorunterfuhung ſowohl mie 
während des Hauptverfahrens, und er thut dies in der Weiſe, wie es die Formen jedes 
diejer beiden Prozekftadien bedingen. Auch die Schlufvorträge des Staatsanwalts in der 
Hauptverhandlung (Strafprozeforbnung $ 257), wennfhon den Formen des Anflageprozefjes 
entfprechend (vgl. oben am Schluffe des $ 5), find nicht als Parteivorträge, die Anträge 
desfelben nicht als Parteianträge aufzufaffen, fondern es find gutachtliche Äußerungen über 
die Endergebniffe der gemeinfhaftlih von Geriht und Staatsanwaltſchaft angeftellten Er- 
mittelungen, denen äußerlid die Form von Parteivorträgen gegeben ift. Nur in dem Falle, 
wenn Staatsanwalt und Verteidiger von der ihnen durch die Strafprozeßordnung 3238 ge: 
gebenen Befugnis Gebrauh machen follten, würde der Staatsanwalt ald Partei anzufehen 
jein, jeboh ohne daß deshalb das Gericht die im Gerichtäverfaffungsgefeg $ 180 vor- 
aefehene Disciplinarbefugnis auch gegen den Staatsanwalt in Anwendung bringen dürfte. 
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Um die prozefjualifche Stellung der Staatsanwaltfchaft zu verjtehen, bedarf es eines 
furzen hiſtoriſchen Rüdblids. 

Das Inftitut der Staatsanwaltſchaft ift dem franzöfifchen Rechte entnommen 
und eriftierte hier bereits, als das ftrafprozefjualifhe Verfahren noch durhaus nad den 
Grundfägen des Inquifitionsprozefjes geregelt war. Der Richter brauchte demnach nicht 
auf den Strafantrag des Staatdanwalts zu warten; er begann das Verfahren, wenn ihm 
jelbjt hierzu Veranlafjung zu fein fchien. Der Richter fammelte das Bemweismaterial gegen 
den Angefhuldigten und, ſoweit dies der ältere franzöfiihe Prozeß notwendig machte, auch 
für bdenfelben. Die Staatsanwaltfhaft (ministere public) hatte daher im Strafprozeß 
wie auch an anderen Stellen lediglih die Aufgabe, darüber zu wachen, daß jo verfahren, 
daß fo erfannt werde, wie dies entjprechend den Gefehen gefchehen folltee Der Staats- 
anwalt förderte die Unterfuhung, indem er die Beobachtung der Geſetze überwachte. Da 
zu diefem Zwecke ber Richter ebenfalls thätig zu fein hatte, fo war die Staatsanwaltichaft 
neben den Richter gejtellt, um im nterefje des Geſetzes bald gegen, bald für den An- 
geihuldigten einzutreten, je nachdem der Angeſchuldigte felbft oder die gegen ihn veranlaßte 
Verfolgung nad der Anſicht des Staatsanwalts die größere Berechtigung zu haben fchien. 
Als dann fpäter dem franzöfichen Prozeß einzelne Formen des Anflageprozefjes gegeben 
wurden, ging man nicht joweit, einen befonderen öffentlichen Ankläger aufzuftellen, neben 
welchem die Staatsanwaltfchaft nad wie vor die Möglichkeit gehabt hätte, bald den An- 
fläger bald den Angeflagten im Intereſſe des Geſetzes zu unterftügen, fondern man be- 
ſchränkte fi) darauf, die Partei des Anflägers als vorhanden lediglih zu fingieren und 
den Staatsanwalt zu beauftragen, zu Gunften diefes fingierten Anflägers dann zu inter: 
venieren, wenn er in Rückſicht auf die beftehenden Geſetze dafür halten follte, daß die Partei 
des fingierten Anklägers die beſſer berechtigte fei; follte er dagegen finden, daß die Partei 
des Angeklagten die befier berechtigte wäre, fo folle er zu Gunften des Angellagten inter- 
venieren. 

Diejes Inftitut der Staatsanwaltihaft wurde num in Deutichland recipiert und aus 
dem dem franzöfifchen Prinzipe zu Grunde liegenden Prinzipe ift denn auch Die deutjche 
Staatsanwaltiaft zu beurteilen. Einzelnen Modifikationen iſt freilich das franzöfiihe Prin- 
ip unterzogen worden, namentlich mit Rüdfiht darauf, daß die Staatsanwaltfchaft, als eine 
von der Yuftizverwaltung abhängige Behörde (Gerichtsverfaffungsgefeg $ 147), die Selb- 
ftändigfeit der Gerichte nicht beeinträchtigen ſolle. Die Mobdififationen des Prinzips haben 
aber das Prinzip jelbft nicht zu befeitigen vermodht. 

Über die Organifation der Staatsanwaltihaft, die Vorausfegung ihrer Befähigung, 
ihre Anftellung, ſowie über das Verhältnis der Staatsanwaltſchaft zu den Beamten der 
Kriminalpolizei trifft das Gerichtöverfafjungsgefeg SS 142 ff. die erforderlichen Beftim- 
mungen. 


Yitteratur: Planck S. 157 ff.: Zadariä I 409 f}.: v. Schwarze im Handbuch II 
582 ff.; Geyer, Lehrbuch SS 95 ff. und die auf S. 405 befindlichen Yitteraturangaben: Binding, 
Grundrii 88 51-54. — Vergl. auch den Artikel Staatsanwaltichaft (v. Holkendorff) im 
Rechtslexikon und die bei biefem Artikel angeführte Yitteratur. 


8 21. I. Der Angellagte. Angeklagter ijt derjenige, gegen welden durch Er- 
hebung der Anklage ein bejtimmter ſtrafrechtlicher Anjprucd geltend gemadt wird. 

Hieraus ergiebt ſich im einzelnen: 

1. Der Begriff des „Angeklagten“ ift davon abhängig, daß die Anklage erhoben it; 
im Laufe des Vorverfahrens eriftiert mithin noch fein Angeklagte. Die Strafprozekorbnung 
beftimmt den Begriff des Angeklagten noch enger; denn nur der Bejchuldigte oder Angejchul- 
digte, gegen welchen die Eröffnung des Hauptverfahrens bejchlofjen ift, wird ala „Angeklagter“ 
bezeichnet (Strafprozeßordnung 88 155. 201). 

2. Der Begriff des Angeklagten hört dadurd nicht auf, daß derfelbe den gegen ihn 
geltend gemachten ftrafrechtlihen Anfprud anerkennt. Denn der Grundfat, daß im Straf- 
verfahren materielle Wahrheit herausgeftellt werben foll, geftattet nicht ein Verzichtsrecht des 
Angeklagten. Es wird daher troß der Schuldigerflärung des Angellagten der Prozeß fort- 
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zuführen fein, einmal um die materielle Richtigkeit des Geftändnifjes zu prüfen, und jodann, 
um die Größe der zu verbüßenden Strafe gerichtsfeitig feitzuftellen. Die Strafprozeßordnung 
anerfennt dies, indem fie nad der Vernehmung des „Angeflagten“ ohne Nüdfiht darauf, 
ob derjelbe gejtanden hat oder nicht, die „Bemweisaufnahme” folgen läßt (Strafprozep- 
ordnung $ 243), auch die Mitwirkung der Geſchworenen im Falle des Geftändniffes nicht aus- 
ſchließt (Strafprozeßordnung $ 289). 

3. Dem Angellagten liegt nicht ob, überhaupt Beweismaterial zu beichaffen, 
fondern feine beziehungsmeife feines Verteidigers Thätigfeit iſt einfeitig auf Beichaffung von 
Verteidigungsmaterial beſchränkt. Zu diefem Zwecke ift ihm aucd das Recht der unmittel- 
baren Ladungen gewährt (Strafprogeßordnung 88 218. 219). 

4. Der jhuldige Angeklagte ijt nicht verpflichtet, ſich chuldig zu befennen, und hat 
feinerlei Verpflichtung, das Gericht in der Wahrheitserforihung zu unterftügen ; vielmehr ift 
er berechtigt, in voller Paffivität den Beweis der gegen ihn erhobenen Anklage abzuwarten. 
Der Angeklagte hat feine Verpflichtung, die Fragen des ihn vernehmenden Vorfigenden zu 
beantworten; aber daß er diefe Verpflichtung nicht hat, braucht ihm von Amts wegen nicht 
mitgeteilt zu werben (Strafprozeorbnung 88 136. 190. 242. 276). Dadurch aber, daß 
der Angeflagte au in der Hauptverhandlung dem Specialverhör unterworfen wird (vgl. 
auh $ 253, namentlih Abſatz 2), wird derjelbe zum Inquiſiten der Hauptverhandlung 
gemacht. 


8 22. II. 1. Die Vertretung der Parteien. (Verteidigung des Be— 
fhuldigten.) Bon einer Vertretung des öffentlihen Anklägers durd eine andere 
Berfon fann nicht die Rede fein. Inſoweit im Reichsſtrafprozeß von einem öffentlichen An— 
fläger überhaupt geſprochen werden fann (vgl. oben $ 20), liegt die Wahrnehmung der 
Funktionen desfelben nicht einer einzelnen Perſon, fondern einer Behörde, der Staatsanwalt- 
fchaft, ob. Das Gerichtsverfafjungsgefet $ 144 trifft die Vorfchriften über die örtliche Zu— 
ftändigfeit der Beamten der Staatsanmwaltfhaft, und für eine Vertretung des zuftändigen 
Staatsanwalts hat das Gerichtöverfafjungsgefeg $ 146 in geeigneter Weife Sorge getragen. 
Da nun aber der Staatsanwalt nicht bloß Ankläger it, jo kann bezüglih des einzelnen 
Beamten der Staatsanmwaltfhaft ein dem Ablehnungsgefuhe (Strafprozeßordnung 3 24) 
ähnliches Gefuch feitens des Angeklagten begründet erſcheinen. Ein ſolches Gejud wird an 
den Vorgefetten des abzulehnenden Beamten der Staatsanwaltichaft zu richten fein, und 
von deſſen Ermefjen allein wird es abhängen, ob demfelben Folge zu geben. Geſchieht 
diefes, jo hat der „Vorgeſetzte“ zugleich in Gemäßheit des Gerichtsverfaflungsgefeges $ 146 
für die Vertretung des abgelehnten Beamten der Staatsanwaltfchaft Sorge zu tragen. Eine 
Vertretung des Privatflägers findet in Gemäßheit der Strafprozeforbnung SS +14 
Abf. 3 und 418 jtatt. Einzelne Befugniffe (vgl. Strafprozeßordnung $ 425 Abf. 4) kann 
der Privatfläger nur durch feinen Vertreter ausüben. 

2. Die Vertretung des Angeklagten ift, folange es fih um die Feſtſtellung 
der thatfächlichen Umftände der ihm zur Laſt gelegten That handelt (aljo in der eriten In— 
itanz und in der Berufungsinftanz), nur da zuläflig, wo in Abwefenheit des Angeklagten 
das Hauptverfahren jtattfinden fann. Dieſe Vorausfegung trifft nit nur in den ſchon oben 
S 4 Nr. 1 und 2 erwähnten Fällen zu (Verfahren gegen Abweſende, Strafprozekordnung 
ss 318 ff., und fpeciell gegen Abweſende, welche fich der Wehrpflicht entzogen haben, Straf: 
prozeßordnung SS 470 ff.), fonden auch in den Fällen der Strafprozeßordnung 88 231. 
232 (Strafprozekorbnung $ 233). Vertreter des Angeklagten ift derjenige, 
der ftatt des Angeklagten vor dem erfennenden Gerichte verhandelt. Und 
wenn das Geſetz (val. 3. B. Strafprozekordnung SS 233. 390) davon fpricht, daß der An- 
aeklagte ſich durch einen mit fchriftlicher Vollmacht verjehenen Verteidiger vertreten laffen 
fann, fo ift dur die Bezugnahme auf den „Verteidiger“ nur die Dualififationsvoraus- 
fegung des „Vertreters“ mit Nüdficht auf die Strafprogekorpnung $ 138 Abf. 1 normiert 
worden. 

3. Die Verteidigung des Befhuldigten. Während der Vertreter ftatt des 
Angeklagten, handelt der Verteidiger neben dem Beſchuldigten; und während der Vertreter 
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nur in der Hauptverhandlung die Rechte und nterefjen des Angeklagten vertritt, leiftet der 
Verteidiger dem Beſchuldigten in jever Lage des Verfahrens Beiftand (Strafprozeßordnung 
$ 137). Die Frage, in welchem Umfange die Verteidigung zu geftatten fei, bejtimmt ſich 
der Natur der Sache nad durch den Sat, daß überall da, wo ein Angriff ftattfindet, aud) 
die Verteidigung gegen den Angriff zuläffig fein müfle. Diefem Grundfage gemäß find 
denn auch durdweg die Vorfchriften über die Zuläffigleit der Verteidigung getroffen — in- 
joweit die Hauptverhandlung in Betracht fommt. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens ijt 
die Verteidigung im vollften Umfange zuläffig. (Vol. Strafprozekordnung $ 147 Abſ. 1.) 
Für die Vorunterfuhung ift die Verteidigung zwar auch geftattet, hier indefien an Befchrän- 
fungen gefnüpft, denen übrigens in analoger Weife auch die Staatsanwaltſchaft unterworfen 
it. (Strafprozeßordnung SS 190. 191. 194 im Bergleihe mit $ 147 Abi. 2, $ 148 
Abſ. 1 im Vergleihe mit Abi. 2. 3.) 

Im allgemeinen hängt es von dem Bejchuldigten ab, ob erffih des Beiftandes eines 
Verteidigers bedienen will, und in allen Fällen ift es das Necht des Beſchuldigten, ſich feinen 
Verteidiger aus der Zahl der zur Übernahme von Verteidigungen berechtigten Perjonen 
(Strafprozeßordnung $ 138) zu wählen (Strafprogekorbnung $ 143). it ein Verteidiger 
nicht gewählt, ſo muß — aud ohne daß feitens des Angeklagten ein Antrag hierauf ge: 
richtet wäre — gerichtsjeitig ein Verteidiger bejtellt werden, wenn einer der Fälle der Straf: 
prozeforbnung $ 140 Ab. 1 u. Abj.2 Nr. 1 vorliegt. Übrigens wird ein Verteidiger gerichts- 
feitig bejtellt, wenn hierauf ein Antrag gejtellt wird, und diefem Antrage muß in den 
$ 140 Abſ. 2 Nr. 2 vorgefehenen Fällen jtattgegeben werden. ?Fälle der notwendigen 
Verteidigung find ſowohl diejenigen, in denen ohne Antrag, wie aud diejenigen, in 
denen infolge des Antrags gerichtsjeitig ein Verteidiger bejtellt werden muß. Daß das Ge- 
richt aud in anderen als den $ 140 Abſ. 1 u. Abf. 2 Nr. 1 angeführten Fällen von Amts 
wegen einen Verteidiger beftellen fann, geht aus SS 141 und 142 hervor. Wo die Ver— 
teidigung eine notwendige im Sinne des Geſetzes ($ 140) oder eine notwendige nah An- 
fiht des Nichters ift (S 141), muß der Angeklagte in der Hauptverhandlung verteidigt 
werden (J 145 im Bergleih mit $ 227 Abi. 2). Dem zum Verteidiger bejtellten 
NRehtsanwalte find die Gebühren aus der Staatsfafje zu entrichten, wobei ſelbſtver— 
jtändlih der Nüdgriff an den in die Koften verurteilten Angeklagten vorbehalten bleibt. 
(Strafprozeßordnung $ 150. Bol. Gebührenordnung für Nechtsanmwälte vom 7. Juli 1879 
S$ 63 ff.) Über die von dem Verteidiger verſchiedenen Beiftände eines Angeklagten 
vgl. Strafprozepordnung $ 149. Die Zulafjung eines „Beiftandes“ ift auf die die Ver- 
teidigung betreffenden Vorſchriften einflußlos. 

Litteratur: Frydmann, Syftematiices Handbuch der Verteidigung im Strafverfahren. 
Wien 1878; Vargha, Die Verteidigung in Strafiachen. Wien 1879. — Bergl. aud) den Artitel 
Verteidigung (v. Holgendorff) im Hechtslerifon und die dafelbit angeführte Yitteratur; v. Schwarze, 
Grörterungen praftiid wichtiger Materien aus dem deutichen Strafprogekredhte. 3. Heft. 1881 (das 
jelbft ©. 129. 130 ausführliche Yitteraturangaben); v. Holgendorff im Dandbud I 387: Geyer, 
Lehrbuch S. 421 ff. John, Kommentar I 947 ff. 


Die I3wangsmittel des Strafprosefles. 


8 23. 1. Zwangsmittel zur Siderjtellung des Befhuldigten. 1. Die 
Ladung. Falls der Beichuldigte der Ladung nicht Folge leiftet, fo erfolgt deſſen Vor— 
führung d. h. die eventuell mittels Gemwaltanwendung bewirkte Siftierung vor dem Richter 
(Strafprozeßordnung SS 133. 215 Abf. 1. 364 Abf. 1). Vorführung ohne voraufgegangene 
Ladung („fofortige Vorführung”) kann erfolgen, wenn auch die Verhaftung fich rechtfertigen 
würde (Strafprozeßordnung 5 134). Wegen des in der Vorführung enthaltenen Einariffes 
in ii perfönliche Freiheit find folgende Beftimmungen zum Schuge des Beſchuldigten ge- 
troffen: 

a. Der Beihuldigte ift fofort nach erfolgter Vorführung vom Richter zu vernehmen 
(Strafprozeßordnung $ 135. Dafelbjt nähere Modalitäten). 
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b. Nur der Richter (Vorunterfuhungsrichter oder erfennender Richter) (Strafprogehord- 
nung $ 229 Abf. 2) kann die Vorführung anordnen ; der Staatsanwaltſchaft fteht dieſes 
Recht nit zu. In dem die Erhebung der öffentlihen Klage vorbereitenden Verfahren kann 
die Staatsanwaltihaft auch den Beihuldigten vernehmen und zu biefem Zwecke benjelben 
auch vorladen (Strafprozeßordnung $ 159). Folgt aber der Beichuldigte dieſer Vorladung 
nit und erachtet die Staatsanmwaltichaft die Vorführung des Beihuldigten für erforderlich, 
fo hat diefelbe in Gemäßheit der Strafprogekorbnung $ 160 bei dem Amtärichter zu bean- 
tragen, daß diefer die Vorführung des Beichuldigten anorbne. Einen Vorführungsbefehl 
jelbft zu erlafjen ift die Staatsanwaltfchaft nur zum Zmede der Strafvollitredung berechtigt 
(Strafprogekorbnung $ 489). 

Die Yadung erfolgt im Strafprozeß durch „Zuftellung“, für welche die in ber Civil: 
prozeßorbnung aufgeftellten Vorſchriften (Civilprozefordnung SS 152—182) maßgebend find 
(Strafprozeordnung 55 36. 37. 213). 

Für den all, daß weder Ladung noch Vorführung noch Verhaftung des Beſchuldigten 
thunlich ift, fennt die Strafprozeßordnung noch folgende Mittel, um die Gejtellung desjelben 
zu veranlafjen: 

a. die öffentliche Ladung (Strafprozeßordnung $S 40. 320. 473); 

b. das fichere Geleit (Strafprozeßordnung $ 337); 

ce. Stedbrieje (Strafprogekordnung $S 131. 489). 


Yitteratur: Über Ladungen, Termine, Friften vergl. John, Kommentar. Einleitung 
zum fünften Abſchnitt. S. 396 ff. Bezüglich der Yitteratur £ der gefamten Lehre von den Zwangs- 
mitteln vergl. v. Holgendoff im Handbuh I 305—373; Geyer, Lehrbuch 88 141—164; Bin: 
ding, Grundriß $S 6974: John, Kommentar S. 744 ff. 838 ff. 


S 24. 2. Verhaftung, vorläufige Feſtnahme und Siderheitsleijtung 
(Strafprozeporbnung SS 112— 132). Hat die Erhebung der öffentlichen Klage 
ftattgejunden (Strafprozeforbnung $$ 151. 168), fo tritt die Unterfuchungshaft unter 
folgenden Vorausfegungen ein. Die Verhaitung darf nur auf Grund eines fchriftlichen 
richterlichen Haftbeiehls eriolgen (Straiprozekordnung $ 114). Während der Vorunterfuchung 
ift der Unterfuchungsrichter zur Erlafjung des Haftbefehl befugt. In anderen Fällen — 
die öffentliche Klage ift durch Einreichung einer Anklagefchriit erhoben oder es hat die Staats- 
anwaltſchaft zwar den Antrag auf gerichtliche Vorunterfuhung gejtellt, es ift aber die Vor- 
unterfuhung nod nicht eröffnet — wird der Haftbeiehl von dem — ſachlich und örtlid — 
zuftändigen Gericht erlaffen (Strafprozeßordnung $ 124). Der Richter beziehungsmeife 
das Gericht joll ven Verhaftsbefehl nur dann erlafjen, wenn „dringende Verdachtsgründe“ 
gegen den Angefchuldigten vorhanden find. Der Begriff „dringende Verbachtsgründe” ift 
aber fein Rechtäbegriff, fondern ein thatfählicher Beariff. Iſt nun aber der Angeſchuldigte 
„dringend“ verdächtig — und zwar der That dringend verdächtig, die ihm in ber erhobenen 
öffentlichen Klage zur Laſt gelegt ift —, fo genügt das noch nicht zur Verhaftung. Cs muß 
vielmehr jett erft der eigentlihe „Grund der Verhaftung” feitgeftellt werden. Und als 
„Grund der Verhaftung” des „dringend“ Verdächtigen — der zwar Verdächtige aber nicht 
„Dringend“ Verdächtige ſoll überhaupt nicht verhaftet werden — fennt die Strafprozeßord— 
nung, ebenfo wie früher der gemeinrechtlihe Prozeh, den Verdacht der Flucht und die Ge- 
fahr der Kollufion (Strafprozefordnung $ 112: „wenn .. . Thatſachen vorliegen“ 
u. ſ. w. bis: „ſich der Zeugnispfliht zu entziehen”). Der „Verdacht der Flucht“ bedarf 
in den $ 112 Abſ. 2 Nr. 1. 2. 3 bezeichneten Fällen feiner weiteren Begründung ; da 
aber nah $ 114 Abf. 2 in dem Haftbeiehl zwar der „Grund der Verhaftung“, nicht aber 
die „Begründung“ des „Grundes“ anzugeben ift, fo ift in anderen ald in den $ 112 
Abf. 2 vorgefehenen Fällen die Begründung des Verdachts der Flucht etwas, was der Richter 
zwar für ſich jelbjt vornehmen wird, was jedod nicht äußerlich erfennbar gemacht wird. 
Denn die Thatfachen, welche den Verdacht der Flucht begründen, find nicht aftenfundig zu 
machen und aud nicht in dem Haftbefehl anzugeben. Den weiteren Grund der Verhaftung: 
Gefahr der Kollufion — erkennt die Strafprozeßordnung in feiner Allgemeinheit nicht 
an, jondern hat denjelben in feine thatfächlihen Vorausfegungen aufgelöft. Den „Grund 
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der Verhaftung“ bildet in diefem Falle die einzelne „Thatfache”, „aus der zu fchließen ift“ 
u. f. w. Dieje Thatfache beziehungsweiſe diefe Thatfachen, die nah $ 112 Abſ. 2 aften- 
fundig zu maden find, bilden denn auch im Sinne der Strafprozeßordnung $ 114 Abſ. 2 
den in dem Haftbefehl anzugebenden „Grund der Berhaftung”. Iſt die That nur mit 
Haft oder Geldſtrafe bedroht, jo foll wegen Gefahr der Kollufion überhaupt niemals Ver— 
haftung jtattfinden und megen Verdachts der Flucht nur dann, mwenn die Vorausfegungen 
des $ 113 vorliegen. Bor Erhebung ber öffentliden Klage fann (Strafprozeß— 
ordnung $ 125) der Haftbefehl ebenfalls, und zwar durch den Amtsrichter, in deſſen Be— 
zirk ein Gerichtsſtand für die Sache begründet tit, entweder auf Antrag der Staatdanwalt- 
Ihaft (vgl. $ 160) oder von Amts wegen bei Gefahr im Verzuge (vgl. $ 163) erlafjen 
werden. Die Vorausjegungen für diefe Verhaftung find die gleihen wie wenn die Ver: 
baftung nad; Erhebung der öffentlichen Klage erfolgt. Gegen ungegründete Berhaftungen wird 
der Verhaftete dadurch gefhüst, daß ihm der Haftbefehl bei der Verhaftung — ſpäteſtens 
am Tage nad) feiner Einlieferung in das Gefängnis — befannt zu maden und ihm dabei 
zu eröffnen ift, daß ihm das Rechtömittel der Beſchwerde zuftehe (Strafprozeßorbnung $ 114 
Abi. 3); ſowie dadurch, daß er fpätejtens am Tage nad feiner Einlieferung in das Ge- 
fängnis durch einen Richter über den Gegenjtand der Beichuldigung gehört werden muß 
(Strafprozeßordnung $ 115). Dbmohl die Unterfuhungshaft auf die Strafe angerechnet 
werben fann, fo iſt fie doch feine Strafe; ihre Vollftredung foll daher dem BVerhafteten 
feine weiteren Freiheitsbeſchränkungen auferlegen, als durch ihren Zwed bedingt ift (Straf- 
prozeßordnung 8 116). Fällt der Grund der Verhaftung fort, jo muß aud die Verhaftung 
fortfallen (val. SS 124. 126). Und der Grund ber Verhaftung fällt allemal bann fort, 
wenn ihr — durch ein minder ſcharfes Mittel erreicht werden kann. Ein ſolches iſt 
aber vom Geſetze in ver „Sicherheitsleiſtung“ anerkannt. Durch dieſe (die Art der 
Beftellung ift Strafprozeßordnung $ 118 beftimmt) fann die wegen Verdachts der Flucht 
verhängte Unterfuhungshaft befeitigt werden (Strafprozeforbnung 8 117) und der Richter 
(vgl. Strafprozeßordnung $ 124) wird die Freilafjung gegen Sicherheitsleiſtung gewähren, 
wenn der Verluſt der Sicherheitsleiſtung für den Angeklagten mutmaßlid einen größeren 
Nachteil enthalten würde als die Erbuldung der etwa gegen ihn zu erfennenden Strafe. 
Übrigens erlangt der Beſchuldigte daraus, daß er gegen Sicherheitsleiftung mit der Unter- 
fuhungshaft verfchont wurde, fein Recht darauf, bis zur Erlevigung der Sade nicht ver- 
haftet zu werben; die veränderte Sadlage kann vielmehr ftatt der Sicherheitsleiftung die 
Verhaftung erforderlihd machen (Strafprozeforbnung $ 120). Die Sicherheit verfällt 
(Strafprozeßorbnung $ 122), wenn der Beſchuldigte ſich der Unterfuhungshaft oder dem 
Antritt der Freiheitsſtrafe entzieht; wird dann der Beſchuldigte ergriffen, fo bleibt die Sicher- 
heitsleiftung verfallen und Unterfuhungshaft beziehungsmeife Strafhaft wird gegen benfelben 
verhängt. Wird dagegen, ohne daß der Beichulbigte ſich der Unterfuhung entzogen hätte, 
feine Verhaftung aus anderen Gründen notwendig (Straiprozepordnung $ 120) ober erfolgt 
feitens des Verurteilten der Antritt der gegen ihn erfannten Freiheitsſtrafe, jo wird bie 
Sicherheitsleiftung frei, d. h. fie ift demjenigen unverkürzt zurückzuerſtatten, der fie beftellt 
hat (Strafprozehordnung $ 121, vgl. $ 118). Dasfelbe ift natürlich der Fall, wenn ber 
Grund fir die Verhaftung fortfällt oder wenn die SFreifprehung des Beihuldigten erfolgt 
it. Die von dem Beſchuldigten ſelbſt geleistete Sicherheit wird als Erefutionsobjeft be- 
züglih der gegen ihn erkannten Geldftrafe und der von ihm zu zahlenden Koſten benußt 
werden fünnen; dies iſt aber micht der Fall hinfichtlich der von dritten Perſonen beftellten 
Sicherheit. 

Die vorläufige Feftnahme erfolgt ohne richterlihen Befehl; und zwar ift zu 
derfelben jedermann befugt unter den Vorausfegungen der Strafprozeßordnung $ 127 
Abf. 1. Im weiteren Umfange als „jedermann“ find (3 127 Abi. 2) Staatsanwaltichaft, 
Polizei und Sicherheitäbeamte zur vorläufigen Feſtnahme befugt. Die „vorläufige Feſt— 
nahme” kann als folche fpäteftens bis zum folgenden Tage dauern (Strafprozeßordnung 
$S 128. 163. 165). (BVergl. übrigens VBerfaffung für das Deutiche Neih Artikel 31; 
preußiſche Verfaſſungsurkunde Artitel 84 Ab. 2.) 
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Xitteratur: Deinze, Tas Recht der Unterfuchungs + 1865; Eundelin, Die Habeas— 
forpusacte u. ſ. w. in ben deutichen Strafprozeßgeiegen. 1 v. Holgendorff im Handbuch I 
339 und 364 ff.; Sontag, Die Entlaffung gegen Raution. 1864. Vergl. die Artitel Verhaftung 
(v. Holgendorff) und Kautionen im Strafprozek (Mieding) im Rechtslexikon. Bergl. die Litte— 
raturangaben zu 5 283. 


525. I. Zwangsmittel zur Siderjtellung des Beſchuldigten fomwie 
zur Herbeifhaffung von Beweismitteln. Diefem Zwecke dient die „Durch— 
ſuchung“ — ein Ausdrud, den die Strafprozefordnung an Stelle des früher üblichen 
Ausdrudes „Hausfuhung“ eingeführt hat und der ſich dadurch rechtfertigt, daß er auch die 
Durchſuchung einer Perfon ſowie der derjelben gehörenden Saden mit umfaßt —. 

Zwed der Durdfuhung ift, den Thäter, Teilnehmer, Begünftiger, Hehler zu ergreifen 
wie auch Beweismittel der That aufzufinden. Um dem in den Verfafjungsurfunden aus- 
geſprochenen Sage: „Die Wohnung ift unverleglid — das Eindringen in diefelbe ... . iſt 
nur in den gefeglich betimmten Fällen und Formen gejtattet“ (vgl. preußifche Verfafjungs- 
urfunde Artikel 6) gerecht zu werben, muß die Durchſuchung mit gejeglihen Schranten um— 
geben werden. Im einzelnen fommt in Betradt: 

1. Derlimfang, den die Durchſuchung annehmen fann (Strafprogebord- 
nung SS 102. 103). Bei demjenigen, welder als Thäter, Teilnehmer, Begünjtiger, Hehler 

„verdädtig” it, kann alles durdfucht werden: Wohnung und andere Näume, aud feine 
eigene Perfon und ihm gehörige Sachen. Und diefe Durchſuchung fann erfolgen ſowohl 
zum Zwecke der Ergreifung des Verdächtigen wie auch zum Zwecke der Auffindung irgend— 
welcher, wenn auch zur Zeit noch unbefannter Beweismittel; es genügt, wenn man „ver- 
mutet”, daß die Durchſuchung zur Auffindung von Beweismitteln führen werde. Bei 
„anderen Perſonen“ dürfen dagegen nur „Räume“ durchſucht werden; und es ſoll 
aud die Durchſuchung nur zum Zmwede der Ergreifung des Beſchuldigten oder behufs der 
Verfolgung von „Spuren einer ftrafbaren Handlung“ oder der Beſchlagnahme 
bejtimmter Gegenſtände ſtattfinden. (Val. übrigens Strafprozeßordnung $ 108.) Auch 
foll nicht die „Vermutung“ genügen, fondern es follen „Thatſachen vorliegen, aus 
denen zu jchließen it“, daß man etwas finden werde, wennfchon diefe Thatſachen nicht 
aftenmäßig zu machen find. Aber dieje in Bezug auf „andere Perfonen” vorgefchriebenen 
Beſchränkungen gelten nicht in den Fällen des $ 103 Abi. 2. 

2, Die Zeit, in welder die — ſtattfinden darf (Strafprozeß— 
ordnung S 104). Zur Nachtzeit ($ 104 Abſ. 3) darf feine Durchſuchung ſtattfinden, außer 
bei Verfolgung auf frifcher That oder bei Gefahr im Verzuge oder zur Wiederergreifung 
eines entwichenen Gefangenen ; und ebenfo fönnen zu jeder Nachtzeit diejenigen Xofalitäten 
durchſucht werden, welche 5 104 Abſ. 2 näher bezeichnet. 

3. Die Anordnung zur Durchſuchung. Dieje foll von dem Richter ausgehen, 
falls genügende Zeit gegeben iſt, die richterliche Anordnung zu befchaffen. Trifft dieſe 
Vorausfegung nicht zu, d. h. liegt Gefahr im Verzuge vor, jo fann jeder Polizeibeamte, 
der dienſtlich verpflichtet ift, den Anordnungen der Stantsanwaltfchaft Folge zu leiften, die 
Durchſuchung nicht blog — wie Strafprozeßordnung $ 105 Abſ. 1 dies jtiliftisch falſch 
ausdrüdt — „anordnen“, fondern ſolche auch jelbit vornehmen. (Vgl. übrigens $ 105 
Abi. 3. 8 104 Abſ. 2.) 

4. Die LINIE auf diejenigen Perſonen, bei denen die 
Durdi uchung jtattfindet. Findet eine Durchſuchung ohne Beiſein des Richters 
itatt, jo jollen — „wenn dies möglich" — ein Gemeindebeamter oder zwei Mitglieder der 
Gemeinde, in deren Bezirk die Durchſuchung ftattfindet, zugezogen werden. Die Zugezogenen 
follen nicht Polizei- oder Eicherheitsbeamte fein. Aber diefe Beſchränkungen gelten nicht 
für die Strafprozeßordnung $ 104 Abi. 2 bezeichneten Lokalitäten (Strafprogekordnung 
z 105 Abf. 2). b. Der Inhaber der zu durchfuchenden Räume oder Gegenjtände darf, 
wenn er da ijt, der Durchſuchung beimohnen; wenn dies nicht der Fall ift, jo it, „wenn 
dies möglich“, fein Vertreter oder ein erwachſener Angehöriger, Hausgenofje oder Nach— 
bar zuzuziehen. Auch joll dem Inhaber der durchſuchten Räume, falld er zu den „anderen 
Perfonen” gehört und falls er nicht Inhaber einer der S 104 Abf. 2 bezeichneten Lokali— 
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täten ift, der Zwed der Durchſuchung ſchon vor deren Beginn "befannt gemadt werden 
(Strafprozeforbnung $ 106). c. Nah Beendigung der Durchſuchung foll dem von der— 
jelben Betroffenen — gleichviel ob es der Verdächtige ift (S 102) oder eine „andere 
Perſon“ ($ 103) — auf Verlangen eine fchriftlihe Mitteilung über den Grund der Durd- 
ſuchung gemadt, dem Verdächtigen auch die jtrafbare Handlung bezeichnet werden. d. Bes 
fondere Rüdfihtnahmen finden ftatt, wenn die Durchſuchung in militärischen Dienjtgebäuden 
ftattfindet (Strafprogeßoronung $ 105 Abi. 4). e. Die in Verwahrung und Beſchlag ge: 
nommenen Gegenftände find genau zu bezeichnen und vor Verwechſelungen zu jchüßen 
Strafprozeßordnung $ 109); auch ift dem von der Durchſuchung Betroffenen ein Verzeich- 
nis diefer Gegenftände zu geben (Strafprozefordnung $ 107). f. Durchſicht der Papiere 
des von der Unterfuchung Betroffenen jteht nur dem Richter zu; anderen Beamten nur mit 
Genehmigung des Inhabers. Wird diefe verfagt, jo find die Papiere, „deren Durchficht 
der Beamte für geboten erachtet”, allenfalls unter Beifügung des Siegeld des Betroffenen 
zu verfiegeln (Strafprogeßordnung $ 110). g. Wenn bei der Durchſuchung nichts Ver— 
dächtiges gefunden wird, jo ift dem Betroffenen eine Bejcheinigung hierüber zu geben 
(Strafprozeßordnung $ 107). 

5. Die Rüdfihtnahme auf den dur die ftrafbare Handlung Ver— 
legten. Werden bei der Durchſuchung Gegenjtände gefunden, welche dem Verletzten durch 
die jtrafbare Handlung entzogen wurden, jo dürfen fie demfelben nur zurüdgegeben werben, 
falls nicht Anſprüche Dritter entgegenftehen und fall von ihnen während der Unterfuhung 
feine Verwendung zu maden it. Ein etwaiger Widerſpruch des „Betroffenen“ bewirkt 
nur, daß demjelben die Geltendmahung feiner Rechte im Givilverfahren vorbehalten wird 
(Strafprozeßordnung $ 111). Diefer „Vorbehalt” ift dann allerdings etwas ganz anderes 
als der in der Civilprozeßordnung 3. B. $$ 562. 563 erwähnte. Denn diefer legtere „Vor- 
behalt“ iſt von erheblicher prozefjualifcher Bedeutſamkeit, während jener der Strafprozehord- 
nung $ 111 vollfommen bedeutungslos ift. 

Yitteratur: v. Holgendorff im Handbuch 1 314, jomwie die daielbit S. 326 angeführte 
Yitteratur. — Sundelin in jeiner oben zu $ 24 angeführten Schrift. — Bergl. aud) den Artifel 
Durchſuchung (v. Holtzendorff) im Rechtslexikon und die Yitteraturangaben zu $ 23. 


8 26. II. Zwangsmittel zur Herbeifhaffung von Bemweismitteln. 
1. In Bezug auf die Ausfunftsperfonen. Wer alö Zeuge vorgeladen wird 
(Strafprozeforbnung SS 48. 49), hat, jelbit wenn er berechtigt ift das Zeugnis zu ver- 
weigern (Strafprozehordnung SS 51 —55), die Verpflichtung, zur Vermeidung der Strafprozep- 
ordnung $ 50 vorgefehenen Drbnungsitrafe zu erfheinen. Wird im Falle des Nicht- 
erſcheinens eine unrichtige Entſchuldigungsurſache vorgefhüst, jo wird außerdem auf die im 
Strafgeſetzbuch $ 138 bejtimmte Strafe erfannt. Auch ift die zwangsweife Vorführung des 
Zeugen zuläffig. Der erfchienene Zeuge ift, ſoweit ihm nicht ein gefeglihes Recht zuiteht 
das Zeugnis zu verweigern (Strafprozefordnung SS 51—55), verpflichtet, Zeugnis abzu- 
legen und dasjelbe zu beeidigen, falls er nicht zu denjenigen Perſonen gehört, welche (Straf: 
prozeßordnung $ 56) unbeeidigt zu vernehmen find oder die Beeidigung des Zeugniljes ver- 
weigern fünnen (Strafprozefordnung $ 57 Ab. 2). Ein erfchienener Zeuge, welcher ohne 
gejeglih anerkannten Grund die Ablegung des Zeugnifjes oder die Beeidigung desfelben 
verweigert, ift mit der Strafprogekordnung $ 69 Abſ. 1 vorgefehenen Orbnungsitrafe zu 
belegen. Außer der Strafe trifft den venitenten Zeugen auch noch die Verurteilung in die 
durch die Weigerung entjtandenen Koften (Strafprozefordnung $ 69 Abſ. 2). Auf diefe 
Strafe ift gegen den renitenten Zeugen jelbjt dann zu erfennen, wenn die Ablegung und 
Beeidigung des Zeugniffes nicht erzwungen werben joll. Werden die Zmwangsmittel an- 
gewendet, jo treten fie nad Maßgabe der Strafprozeßordnung S 69 Abj. 2-5 neben die 
Strafe (Strafprogefordnung $ 69 Abſ. 1), welche wegen der Nenitenz des Zeugen zu er 
fennen if. Ob die Zwangsmittel in Anwendung zu bringen find, hängt von dem richter- 
lichen Ermeffen ab. Die gleihen Ordnungsſtrafen (Strafprozeßordnung $ 50), Strafen 
(Strafprogeordnung S 69 Abſ. 1) und Zmwangsmittel (Strafprozehordnung $ 69 Abi. 
2—5) find auch aegen die unmittelbar geladenen Zeugen (Strafprozeßordnung $ 219) 


1004 IV. Das öffentliche Net. 


in Anwendung zu bringen, fall nur die unmittelbare Ladung unter ſolchen Umftänden er- 
folgte, welde die Berpflihtung zum Erfcheinen begründen (Strafprozeßorbnung $ 219 
Abf. 2). 

Der Sat: jedermann im Staate ift verpflichtet, Zeugnis abzulegen, findet auf die 
Sadverftändigen feine analoge Anwendung. Es bejteht im allgemeinen feine Rechts— 
pflicht, der Ernennung zum Sadverjtändigen Folge zu leiten. Nur ausnahmsweife iſt eine 
ſolche Rechtöpflicht für die in Strafprozefordnung $ 75 bezeichneten Kategorieen von Per- 
fonen vorhanden. Aber auch für diefe Perſonen finden die für Zeugen beftimmten Strafen 
und Zmwangsmittel feine Anwendung. Der durd Strafprogekorbnung $ 75 gebotenen Pflicht 
entfpricht vielmehr nur die in $ 77 aufgeftellte Strafdrohung, die freilih auch bei un- 
mittelbaren Ladungen von Sadverftändigen Anwendung findet, falls die Vorausfegungen 
des $ 75 und $ 219 Abf. 2 erfüllt find. Der Zeugen- beziehungsmweife der Sachverſtän— 
digenpflicht entipricht das Recht der Zeugen und Sachperſtändigen auf Entfhädigung (Straf- 
—— ss 70. 84; Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 30. Juni 
1879). 


gitteratur: Geyer im Dandbud I 268 ff. und die dafelbit angegebene Litteratur; Der— 
felbe im Lehrbuch S$ 132. 133. 125. Vergl. auch den Artikel Zeugniszwang (v. Lilienthal) 
im Rectsleriton; v. Schrutfa-Redhtenftamm, Zeugnispflihdt und Zeugniszwang im öſter— 
reihifchen Civilprozeſſe. ien 1879. 


8 27. 2. In Bezug auf Gegenftände, welde als Beweismittel be- 
nugt werden follen. Nicht nur ift der Regel nad jedermann verpflichtet, Zeugnis ab- 
zulegen, fondern jeder, der hierzu verpflichtet ift (die zur Weigerung des Zeugnifjes berech— 
tigten Perſonen ftellt Strafprozeßordnung $S 51—55 zufammen), ift auch verpflichtet, 
Gegenftände, welche als Beweismittel für die Unterfuhung von Bedeutung fein können, auf 
Erfordern vorzulegen und auszuliefern (Strafprozefordnung 88 94. 95). Wird diefem Er- 
fordern feitens der verpflichteten Perfonen nicht nachgefommen, jo find gegen fie Diejenigen 
Strafen und Zwangsmittel in Anwendung zu bringen, welche die Strafprozeßordnung 8 69 
gegen renitente Zeugen für zuläffig erklärt hat. Abgeſehen von diefen Zwangsmitteln 
fönnen die betreffenden Bemeisftüde — denen übrigens Strafprozefordnung 5 94 Abſ. 1 
die Einziehungsgegenftände (Strafgejegbudh SS 40—42. 152. 295. 360. 367. 369) gleich— 
ftellt — den Perfonen, welche diefelben in ihrem Gemahrfam haben, mweggenommen werben. 
Dieſe Beichlagnahme von Beweisjtüden und Einziehungsitüden, die übrigens auch die Folge 
einer Durchſuchung fein fann, erjtredt ſich nicht bloß auf die zeugnispflichtigen, fondern auch 
auf ſolche Perfonen, welche zur Abgabe eines Zeugnifjes nicht verpflichtet find. Einzelne 
Gegenftände find der Beichlagnahme gänzlich entzogen (Strafprozefordnung 96. 97) und 
darf ſelbſt die Auslieferung derfelben (Strafprozeßordnung $ 96) nur unter gewiſſen Vor- 
ausjegungen gefordert werden. Über die Formalien der Beichlagnahme ift Strafprogeford- 
nung $ 98 zu vergleichen. 

Specielle Anordnungen find noch hinfichtlih der Bejhlagnahme von Briefen 
und Telegrammen getroffen. Dieje Bejtimmungen können jelbitveritändlih nur da von 
Bedeutung werden, wo die Briefe und Telegramme fih noch nicht oder niht mehr in 
der Gewahrfam derjenigen Perfonen befinden, melde in Gemäßheit der SS 94. 95 zur Her- 
ausgabe verpflichtet jind oder denen diefelben mittels Durchſuchung (Strafprozeßordnung 
$$ 102. 103. 110) oder ſonſt (Strafprogekorbnung $ 94 Abf. 2) mweggenommen werben 
fönnen. Die fpeciellen Vorfchriften der Strafprozeßordnung 88 99—101 finden demnach 
auch nur dann Anwendung, wenn Briefe und Telegramme auf der Poſt oder auf den 
Telegraphenanftalten mit Bejchlag belegt werden follen. Für ſolche Beihlagnahmen ift nun 
hinfichtli der Objekte kaum eine Schranfe anerkannt. it der Beſchuldigte als Adreſſat 
bezeichnet, jo fann jeder an ihm gerichtete Brief und jedes an ihn gerichtete Telegramm mit 
Beſchlag belegt werden. Iſt der Bejchuldigte als Adreſſat nicht bezeichnet, jo fann die Be- 
ſchlagnahme ebenfalls erfolgen, wenn „Ihatjachen vorliegen, aus welchen zu ſchließen iſt, daß 
fie von dem Befchuldigten herrühren . . . und daß ihr inhalt für die Unterfudung Be- 
deutung habe". Doc find diefe Thatfahen nicht aftenkundig zu maden. Und das Ana— 
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loge gilt dann, wenn der Beihuldigte Adreffant ift. Dagegen find einzelne Befchränfungen 
hinfichtlih der Perfonen gemacht, melde die Beichlagnahme vorzunehmen berechtigt find: 
Polizei: und Sicherheitsbeamte dürfen dieſe Beichlagnahme überhaupt nicht vornehmen. Die 
Staatsanwaltfhaft darf dies zwar, wenn Gefahr im Verzuge vorliegt und die Unterſuchung 
ein Verbrechen oder ein Vergehen ‚betrifft, aber fie darf nichts von den beichlagnahmten 
Poſtſendungen eröffnen. Dies ift ein ausfchließliches Recht des Richters, der übrigens jede 
von der Staatsanwaltichaft vorgenommene Beichlagnahme binnen drei Tagen zu beitätigen 
hat, wibrigenfalls diefelbe von jelbft außer Kraft tritt. Einige Rüdfichtnahmen auf die 
Beteiligten ordnet Strafprozekordnung $ 101 an. 


Yitteratur: v. Dolgendorff im Handbuch S. 315 ff. ſowie die daielbit und S. 320 
angeführte Litteratur: Geyer, Lehrbuch $$ 145-151; Binding, Grundriß S. 98 fi. — Vergl. 
auch den Artikel Beihlagnahme der Papiere (Wieding) im Rechtsteriton. 


Der Beweis. 


828. 1. Das Prinzip des ftrafprozejfualifhen Bemweifes. Auf den im 
Strafproze geltend gemachten Rechtsanſpruch darf nicht verzichtet werden; der Strafprozef 
erfordert Herftellung fogenannter materieller Wahrheit. Diefe Grundfäse bedingen auch das 
Prinzip des ftrafprozefjualifchen Beweiſes. Und dies zeigt fi in folgendem: 1. im Straf- 
prozeß find alle Thatfachen, welche zur Begründung des jtrafrechtlihen Anfpruches behauptet 
werden müflen, aud zu bemweifen. 2. Eine Behauptung darf deshalb nicht unberüd- 
fichtigt bleiben, meil die Partei, welche dieſelbe aufſtellt, ſie nicht zu beweiſen vermag. 
Eine Verteilung der Beweislaft im Sinne des Civilprozeſſes iſt dem Strafprozeß unbekannt. 
3. Das ſtrafprozeſſualiſche Urteil kann nur auf bewieſene Thatſachen, niemals auf Partei- 
dispofition gegründet werden. Aus diefem Grunde fann vom Schiedseide im Strafverfahren 
niemals die Rede fein und das Geftändnis hat im Strafprozeffe eine vollflommen andere 
Bedeutung als im Givilprozeffe. 4. Die im Strafprozeß zuläffigen Beweismittel müffen jo 
benußt werden, wie das Geſetz dies zur Erforfhung der materiellen Wahrheit für erforder- 
lich erachtet hat. Beltimmungen, wie 3. B. in ber Civilprozeßordnung SS 356 Abſ. 2. 
375 Abſ. 3 getroffen find, fünnen der Natur der Sache nach im Strafprozeß feine Ana⸗ 
logie Fe Cine folde Analogie ift auch nit in Strafprozeßordnung $ 244 Abf. 1 
a. E. enthalten. 


Yitteratur: Vgl. zu dieſem wie zu den folgenden das Beweisrecht — Paragraphen: 
John, Kommentar. Einleitung zum ſechſten und ſiebenten Abſchnitt. ©. 


8 29, II. Der Gegenjtand des Beweiſes. Zu beweifen find diejenigen That- 
fachen, von deren Vorhandenfein die Eriftenz des ftrafrechtlichen Anfpruches abhängt. Dies 
find zunächſt diejenigen Thatfachen, welche den geſetzlichen Merfmalen des fpeciellen That- 
beitandes — mie ſolche im Strafgeſetzbuch SS 80 ff. angeführt find — entſprechen. Hat 
das Geſetz die Größe der Strafbarkeit einer Genblung 3. B. Strafgeſetzbuch $ 243 von 
einem Uualififationsgrunde oder 3. B. Strafgeſetzbuch $ 313 Abſ. 2 von einem Privilegie- 
rungsgrunde abhängig gemadt, jo find die Thatjachen, welche dieſen gefeglih anerfannten 
ftraferhöhenden oder jtrafmildernden Umſtänden entiprechen, ebenfalls zu bemeifen, und zwar 
um besmwillen, weil diefelben auch zu denjenigen Thatfachen gehören, welche den geſetzlichen 
Merkmalen des fpeciellen Thatbeitandes des zur Anklage gebrachten Deliftes entjprechen. 

Nun hängt aber die Eriftenz jedes gleichviel welchen Verbrechens davon ab, daß aud 
diejenigen Thatſachen vorhanden find, welche den Erfordernifjen des allgemeinen That- 
beitandes entfprechen (Zurechnungsfähigfeit des Angeklagten, Rechtsmwidrigfeit der Handlung, 
das Nichtvorhandenfein von Zwang, Drohung, Jrrtum u. f. w.). Der Beweis dieſer That- 
ſachen fann dur Rechtsvermutungen nicht erjeßt werben. Es braucht derjelbe aber nicht 
in allen Fällen geführt zu werden, fondern nur dann wird diefes notwendig fein, wenn ein 
gegründeter Zweifel darüber vorhanden ift, ob eine die Erforderniffe des allgemeinen That- 
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beftandes bejeitigende Thatſache vorhanden ift oder nicht. In ſolchem Falle muß der Be- 
weis dafür erbracht werden, daß die Erforderniffe des allgemeinen Thatbeftandes vorhanden 
find, 3. B. aljo, daß der Angeflagte zurechnungsfähig iſt, daß derjelbe die thatjächlichen 
Verhältnifje fennend gehandelt, daß er fih micht im Notwehr befunden hat. Nur in 
dem Strafgeſetzbuch SS 56. 57 vorgefehenen Falle liegt jedesmal ein Zweifel über das Vor- 
handenfein der Vorausfegungen des allgemeinen Thatbeitandes vor. 

Von dem Vorhandenfein der die Borausfegungen des allgemeinen jowie von dem 
Vorhandenfein der die Vorausfegungen des fpeciellen Thatbejtandes bedingenden Thatjachen 
hängt die Erijtenz des ſtrafrechtlichen Anſpruches ab. Sind diefelben erwiefen, fo jteht 
feſt, daß eine innerhalb der gefeglich normierten Grenzen liegende Strafe dem Angeklagten 
zuerfannt werden muß. Die Beltimmung der konkreten Strafe, d. h. die Beftimmung der 
Größe der Strafe, hängt von den Strafzumeffungsgründen ab. Der Negel nad 
werden diejenigen Thatfachen, von denen die Größe der Beſtrafung abhängt, mit dem Be- 
weife derjenigen Thatfachen, von denen die Erijtenz des ftrafrechtlichen Anſpruches ab- 
hängt, implicite mit bewieſen fein. Aber es ift nicht ausgefchlofjen, auch bezüglich des einen 
oder des anderen Strafzumefjungsgrundes (zu denen ja die fogenannten „mildernden Um— 
ftände” aud; gehören) einen bejonderen Beweis zu führen. 

Der Zufammenhang der Lehre über den Gegenftand des Beweiſes und der über die 
„Frageſtellung“ (Strafprogekorbnung 88 293 ff.) und die Urteilsgründe (Strafprozeßordnung 
$ 266) im nicht ſchwurgerichtlichen Verfahren dürfte einleuchtend fein, obwohl die Erfennt- 
nis diefes Zufammenhanges aus der Strafprozeßordnung felbit nicht in jever Beziehung er- 
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8 30. II. Bon einer Berteilung der Bemweislaft fann im Strafprozeß nicht 
gejprochen werden. Für den deutſchen Strafprozeß iſt dies ſchon um deswillen nicht mög 
lich, weil der Staatsanwalt nicht mit dem —— Ankläger zu identifizieren iſt (ogl. 
oben 8 20). Die Vorſchrift der Strafprozeßordnung $ 158 Abſ. 2 ift demnach auch nicht 
als eine foldhe aufzufaflen, deren Wirkſamkeit fih nur auf die „Vorbereitung der öffentlichen 
Klage“ befchräntte, fondern als eine joldhe, deren Beobachtung während der ganzen Dauer 
des Strafprozefjes erwartet wird. Dies um fo mehr, ala fich diefelbe von ſelbſt ergeben 
würde, nicht nur aus der juriftifchen Natur des Inſtituts der Staatsanwaltſchaft, ſondern 
auch daraus, daß — gleichviel wie der Strafprozeß organifiert fein mag — derjelbe immer 
im öffentlichen Intereſſe geführt wird. Auch der öffentliche Ankläger in einem den Prin- 
zipien des Anklageprozeſſes in der korrekteſten Weife entfprechenden Verfahren würde - meil 
er nicht private, jondern öffentlichrechtliche Intereſſen vertritt — auch dem Defenfionalbeweis 
förderlich fein müflen. Daß hierzu auch der Nichter verpflichtet ift, verfteht ſich bei deſſen 
Etellung ganz von ſelbſt und hat aud in der Strafprozekorbnung, namentlih durd die 
Vorfchrift des $ 243 Abſ. 3 (val. aber auch SS 188. 200), Ausdrud gefunden. Auch die 
Verteidigung dient im Strafverfahren dem öffentlichen Intereſſe; fie thut dies, indem fie 
einfeitig dasjenige, mas zu Gunften des Angeklagten dient, wirffam zu machen ſucht. Aber 
feine Pflicht würde ein Verteidiger verlegen, wenn berfelbe Unmwahres als wahr hinzujtellen 
unternehmen wollte. Und dasjenige, was zu Gunften des Angellagten geltend gemad)t wird, 
fann ja in nicht feltenen Fällen darin beitehen, daß Thatfachen angeführt werden, aus denen 
das Nichtvorhandenſein diefer oder jener Erfordernifje namentlich des allgemeinen That: 
beitandes jich ergiebt. Das erfcheint dann wohl mitunter jo, als würde ein Erceptions- 
beweis (Beweis der Notwehr, der Unzurechnungsfähigfeit u. j. m.) angetreten und geführt. 
In Wahrheit ift e8 aber nicht der Fall. Sind Zweifel über die Zurechnungsfähigfeit, die 
Rechtswidrigkeit u. f. mw. angeregt, jo daß diefe Umjtände den Gegenitand des Beweiſes 
bilden, jo darf nicht verurteilt werden, falls nicht der Beweis für die Zurechnungsfähig— 
feit, das Nichtvorhandenfein der Notwehr u. ſ. mw. erbradt ift. In Ddiefem Sinne find 
auch die Worte der Strafprogefordnung $ 262 „zu einer jeden dem Angeklagten nachteiligen 
Entſcheidung, welde die Schuldfrage betrifft“ u. ſ. w. zu verjtehen. 


8 31. IV. Die Beweismittel und deren Erhebung. 1. Gejtändnis. 
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In der Civilprozekordnung finden fich zwei Vorfchriften, von denen, um die Wirkſamkeit 
des Geftändnifjes in Straffachen feitzuftellen, ausgegangen werden fann. Die eine enthält 
Civilprozehorbnung $ 278 — „Erkennt eine Partei den gegen fie geltend gemachten An- 
fprud bei der mündlichen Verhandlung ganz oder zum Teil an, fo ift fie auf Antrag dem 
Anerfenntnifje gemäß zu verurteilen“ — die andere Civilprozeßordnung $ 261 — „Die 
von einer Partei behaupteten Thatfachen bedürfen inſoweit feines Beweifes, als fie im Laufe 
des Rechtsjtreites von dem Gegner bei einer mündlichen Verhandlung oder zum Protofolle 
eines beauftragten oder erfuchten Nichters zugeftanden find“ —. Dem „Anerfenntnis“ dir 
Civilprozeßordnung $ 271 würde es entiprechen, wenn der Angeklagte die frage des Vor— 
figenden, ob er fich jhuldig befenne, mit „ja“ beantwortete und nun infolge diefes Schuld- 
befenntnifjes auf Antrag der Staatsanwaltichaft ohne Beweiserhebung feine Verurteilung 
erfolgte. Die ftrafprogefjualifche Analogie des „Zugeftändnifjes” (Civilprozeßordnung $ 261) 
würde dagegen darin beftehen, daß diejenigen einzelnen in der Anflage behaupteten That- 
fachen, welche der Angellagte zugeftanden, nicht bemwiefen werden dürften. Nun beruht aber 
ſowohl 5 278 wie auch $ 261 der Givilprozekorbnung auf dem Verzichtärecht, welches den 
Parteien hinfichtlich der im Civilprozeß geltend gemachten Nechtsanfprüche zufteht. Und daß - 
diefelben da, wo es fih um Nectöverhältnifje handelt, durch welche öffentliche Intereſſen 
mit berührt werden, nicht anwendbar find, zeigt fchon die Civilprozeßordnung $ 577. Un- 
zweifelhaft muß daher auch für das Strafprozeßrecht der Sat gelten, daß für dasfelbe die 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung bezüglich des Anerfenntnifjes und des Zugeſtändniſſes 
eine analoge Anwendung nicht geftatten. Hinfichtlich des dem ciwilprozefiualifchen Anerfennt- 
niffe entiprechenden Schulobefenntnifjes ift dies denn auch dadurd zum Ausdrud gelangt, 
dab die Vorjchrift früherer Strafprozeforbnungen (3. B. preußifche Strafprozeßordnung vom 
25. Suni 1867 $ 315), nad welcher der Worfigende bei Beginn der fchwurgerichtlichen 
Verhandlung den Angeklagten zu befragen hatte, ob er fich ſchuldig befenne oder nicht, von 
der Reichsſtrafprozeßordnung nicht aufgenommen ift; ſowie dadurch, daß, wenn der Ange- 
klagte fih ſchuldig bekennen follte, dennoch unter Mitwirfung der Gefchworenen das Ver— 
fahren zu Ende geführt wird. (Ergiebt fih aus dem Zufammenhange der SS 278 und 
289.) Es wird indefjen die Thatfache, daß ein Angeflagter den Gefamtinhalt der Anklage 
anerkennt (d. 5. ſich fchuldig befennt) oder daß er eine einzelne ihm nachteilige Thatjache 
zugejteht, zu feiner Verurteilung führen können, wenn der über die Schuldfrage entichei- 
dende Richter das Geftändnis in dem einen oder anderen Sinne des Wortes für glaub- 
würdig hält. Ein glaubmwürdiges Geftändnis wird aber dann vorliegen, wenn dasjelbe 
ein freiwillig abgelegtes, erjchöpfendes, in fich felbit glaubmürdiges, in feinen einzelnen 
Teilen übereinftimmendes ift, fomie wenn dasjenige, was der Angeklagte zugeftand, mit dem 
im Einflange fteht, mas durch andere Beweismittel ala gefchehen dargethan wurde. Das 
Geftändnis des Angeklagten fann den Beweis feiner Schuld erleichtern, die Bemweiserhebung 
felbjt aber nicht überflüffig maden. Strafprozeforpnung $ 253 beftimmt: „Erklärungen 
des Angeklagten, welche in einem richterlihen Protokolle enthalten find, fönnen zum Zwecke 
der Beweisaufnahme über ein Geſtändnis verlefen werben.” Hierdurch wird aber nichts 
weiter bewiejen, als daß der Angeflagte vor dem Unterfuchungsrichter bezw. vor dem Amts- 
richter (Strafprozeßordnung $ 160 Abi. 1) gejtanden hat, wie er ja auch vor einer an- 
deren Perfon hätte geftehen können; wennſchon in diefem letzteren Falle die Thatſache, daß 
er geitanden hat, von jener anderen Perſon bezeugt werden müßte. Für die Notwendigkeit, 
die Glaubwürdigkeit des Geftändnifjes zu prüfen, ift die Vorfchrift des $ 253 gleichgültig. 
Namentlich ift auch die Thatjache, daß vor dem Unterfuhungsrichter bezw. dem Amts- 
richter geitanden ift, nicht geeignet, ein ſolches Geftändnis dem von dem gemeinen Recht 
als gerichtliches Geſtändnis bezeichneten Geftändnifje gleich zu ftellen. Denn das im gemeinen 
Neht „vor bejegter Gerichtsbank“ abgelegte Geſtändnis war vor demjenigen gerichtlichen 
Drgan abgelegt, welches zur Aufnahme der Beweife in einer das Endurteil bedingenden Form 
beitimmt war. Die Varallele zu dem gemeinrechtlihen „gerichtlichen Geftändniffe” wird 
man daher heute nur in dem vor dem erfennenden Richter abgelegten Gejtändnifie 
finden können. Über den Einfluß des Geftändniffes auf das Verfahren in jhöffengericht- 
lichen Sachen vergl. Strafprozeßordnung $ 211 Abi. 2. 
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Yitteratur: Geyer im Handbuch I 259 ff. und die dafelbit angeführte Kitteratur: Der: 
felbe, Yehrbud $ 209: Heinze in Goltdammers Archiv XXIV 287 fi.; Derjelbe, Straf 
prozefiualiiche Erörterungen. &. 23 fi. — Bergl. auch den Artitel Geftändnis (Wieding) im Rechts— 
lerifon; Binding, Grundriß $ 82. 


832. 2. Richterlicher Augenfhein. Das Beweismittel ijt das Augenfcheins- 
objeft. Die Einnahme des Augenfcheins ift die Beweisaufnahme in Bezug auf 
dieſes Beweismittel. Diefelbe erfolgt, wenn der Richter in feiner Eigenfhaft ald Richter 
eine Thatfahe wahrnimmt, durch welche direkt oder indireft der jtrafrechtlihe Anſpruch mit 
begründet wird. Noch während des Verfahrens vor dem erfennenden Richter fann zur Ein- 
nahme des Augenfheins Veranlafjung gegeben werden. Strafprozekordnung $ 243 Abj. 2 
ermöglicht es fogar, daß zu diefem Zmede — mag nun die Augenfcheinseinnahme durch 
einen beauftragten oder erjuchten Richter oder das erfennende Gericht ſelbſt vorgenommen 
werden — eine Ausfegung der Hauptverhandlung beſchloſſen werben fann. Meiftenteils 
wird jedoch diejenige Thatfache, um deren Wahrnehmung es fich handelt, nur wahrgenommen 
werden fönnen, wenn die Wahrnehmung möglichit bald nad der Begehung des Verbrechens 
erfolgt. Die Einnahme des richterlihen Augenfheins wird demnach vorzugweife in dem die 
Erhebung der öffentlichen Klage vorbereitenden Verfahren von dem Amtärichter oder wäh- 
rend der Vorunterfuhung von dem Unterfuchungsrichter vorzunehmen fein. Die Protofolle 
über die Einnahme des richterlihen Augenſcheins, gleichviel wann die Augenjdeinseinnahme 
jtattgefunden hat (vergl. Strafprogekorbnung 88 162. 191. 224. 186), werben in ber 
Hauptverhandlung verlefen (Strafprozeßordnung $ 248). Es vermittelt jomit dieſes Proto— 
toll dem erfennenden Richter dasjenige, was der den Augenſchein einnehmende Richter ſelbſt 
wahrgenommen hat; es ijt dasfelbe eine öffentliche Urkunde, in welcher bezeugt wird, daß 
dasjenige wahrgenommen it, was als wahrgenommen in dem Protokolle verzeichnet ift (Civil- 
prozeßorbnung $ 383). Da es im Strafprozeß fein Beweismittel giebt, welches unanfedt- 
bar wäre, jo aud nicht das Protofoll über die Einnahme des richterlihen Augenſcheins. 
Es wird aber diejes Protokoll etwaigen Einwendungen um jo mehr entzogen fein, als alle 
diejenigen Garantieen, welche das Gefet bezüglich der Aufnahme desfelben vorgefehen hat, 
erfüllt worden find. SHierüber find zu vergleichen Strafprogekordnung 88 86. 166. 185. 
186. 191. Ausfagen von Zeugen und Sacverjtändigen, die in das Protofoll über die 
Einnahme des richterlihen Augenfheins mit aufgenommen find, werden zwar in der Haupt- 
verhandlung als Beltandteile des Protokolls mit zu verlefen fein. Hierdurd aber fann die 
Vernehmung diefer Urfundsperfonen nicht überflüffig werben. 

Yitteratur: Geyer im Handbuch I 221 ff. und die dafelbit angeführte Yitteratur; Ders 
felbe, Lehrbuch $ 206: Saran, Die Stellung des Unterfuchungsrichters bei Einnahme des Augen- 
ideins, in Goltdammers > XIU 743. — Bgl. aud den Artifel Augenihein (Schaver) 
im Rechtslexikon: v. Weveld, Zur Yehre vom gerichtlichen Augenschein. Münden 1877: John, 
tommentar I 494. 


833. 3. Zeugen (vgl. oben $ 26). Untaugliche Zeugen jind ſolche, welche 
aus phyfiichen (3. B. der taube Zeuge fann nicht befunden, daß er etwas gehört hat) oder 
aus rechtlichen Gründen die Wahrheit nicht jagen fönnen. Die Untauglichfeit aus redt- 
lihen Gründen ift eine juriftifche Fiktion und bedeutet, daß bei dem Vorhandenſein gewiſſer 
Vorausfegungen teild in der Perfon des Zeugen ſelbſt (abfolute Untauglichkeit), teils in 
dem Verhältnis des Zeugen zu diefer Strafſache (relative Untauglichfeit) die Unzuverläffigfeit 
desjelben jo groß ift, daß der Zeuge jo angefehen werben folle, ala ob er die Wahrheit 
gar nicht jagen könne. Unglaubmwürdige Zeugen find foldhe, welche zwar die Wahrheit 
jagen fünnen, von denen es aber mehr oder minder zweifelhaft ift, ob jie die Wahrheit 
werden fagen wollen. Die deutſche Strafprozeforbnung fennt nicht mehr den gefetlichen 
Begriff weder der untauglichen noch auch der verbäcdhtigen Zeugen. Wer nicht aus phyſiſchen 
(Sründen zur Abgabe des Zeugniffes unfähig ift, ift ein tauglicher Zeuge, und ob bezw. 
inwieweit ein Zeuge verdächtig ift, das ift eine Frage, die in das Ermefjen des Nichters 
der Schuldfrage derartig geitellt ift, daß derfelbe hierüber volltommen fouverän entjcheibet. 
Die Strafprozeßordnung unterfcheidet zwifchen ſolchen Perfonen, melde das Zeugnis ver- 
weigern können (Strafprozeforbnung SS 51—55), und folden, die zur Verweigerung des 
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Zeugnifjes nicht berechtigt find. Der Grund der Zeugnisverweigerung iſt entweder das 
perjönliche Verhältnis des Zeugen zum Beſchuldigten (Strafprozeßordnung $ 51), fo daß 
der Zeuge in diefer Straffache überhaupt nichts auszufagen braucht; oder es ijt der Grund 
in dem Inhalte der vom Zeugen verlangten Ausfage zu finden (Strafprozeforbnung SS 52. 
53. 54), fo daß der Zeuge nur die Beantwortung gemwifler ragen abzulehnen beredtigt ift, 
während er andere Fragen zu beantworten verpflichtet bleibt. Die Strafprozeßordnung 
unterfcheidet ferner zwijchen ſolchen Zeugen, die vereidet werden müſſen (das ift die Regel), 
ſolchen, die vereidet werden fönnen (Strafprozeßordnung $ 57), und foldhen, die nicht 
vereidet werden dürfen (Strafprozeßordnung $ 56). Eine Nichtbeachtung diefer die Be- 
eidigung der Zeugen betreffenden Vorſchriften würde zwar eine das Rechtsmittel der Nevifion 
(bezw. Berufung) begründete Verlegung des Geſetzes fein; aber wenn den Vorfchriften be- 
züglic der Beeidigung bezw. Nichtbeeidigung genügt ift, jo kann der Richter dem nicht be- 
eidigten Zeugen Glauben jchenten, und die Ausſage des beeidigten Zeugen als eine unglaub- 
würdige unbeadtet lafjen. Die Thatfahe, daß unbeeidigte Zeugen als Beweiszeugen zugelaffen 
werden, läßt fi zwar — wie mandes andere auch — hiſtoriſch erflären (im gemeinredht- 
lichen Prozeß unterjhied man nämlid Informations- und Beweiszeugen und vernahm die 
eriteren unbeeidigt, während das heutige Recht ſolche Perfonen, die früher nur Informa— 
tionszeugen jein durften, mit den Bemweisjeugen auf eine Linie geftellt hat), aber die That: 
jache, daß an ſich glaubwürdige Perſonen beeidigt werden müfjen, ehe ihnen geglaubt werden 
darf, während ſolche Perfonen, die an fi fo unglaubwürdig find, daß fie von der Be- 
eidigung ausgejchlofjen werden, ebenjoviel wie die Beeidigten bemweifen können, diefe That- 
ſache ift in fich jelbit um jo wiberfpruchsvoller, als ja den unbeeidigt zu vernehmenden 
Perſonen nicht die Eidesfähigfeit überhaupt, jondern nur die Fähigkeit entzogen ift, als 
Zeugen oder Sadpverjtändige eidlich vernommen zu werben. Die Vorfchrift (Strafprozeß- 
ordnung $ 65), daß die Beeidigung der Zeugen regelmäßig (Ausnahme $ 222) in der 
Hauptverhandlung ftattzufinden habe, ſowie die Vorſchrift (Strafprozeßordnung $ 65), daß 
der Zeuge — abgejehen von bejonderen Gründen, namentlih wenn Bebenfen gegen die 
Zuläffigteit der Beeidigung obmwalten — vor feiner VBernehmung zu beeidigen fei, zeigen, 
daß die beweifende Kraft der Zeugenausfage in dem Zeugeneide gefunden wird. Und doch 
darf auf die Ausfage eidesunfähiger und demnach unbeeidigt gebliebener Zeugen, und allen- 
falls auf dieje allein und felbft im Widerfpruche mit der Ausfage beeidigter Zeugen, die 
Verurteilung eines Angeklagten erfolgen. Man darf gefpannt fein, wie lange derartige 
Ausmwüchfe der Theorie der freien Beweiswürdigung pofitiv geltendes Recht bleiben werden. 


gitteratur: Geyer im Dandbud I 265 fi. und die dafelbjt angegebene Litteratur; Der- 
ſelbe, Lehrbuch $$ 130—140. 210; Binding, Grundrik $ 81, mofelbit ebenfalls ausführliche 
Yitteraturangaben. 


534 + Sadverjtändige. Cine Perfon wird mitunter eine in der Vergangenheit 
liegende Thatjache nur dann zu befunden vermögen, wenn fie die Sachfenntnis hatte, die 
erforderlich ift, um die betreffende Thatjache richtig wahnehmen zu fünnen. Solche Zeugen- 
ausfagen find nichts anderes als auf Sachkunde beruhende Zeugenausfagen; und wenn man 
einen Zeugen, der Thatſachen befundet, die nur unter Vorausfegung einer fpeciellen Sach— 
funde richtig wahrgenommen werden können, durch das Prädifat eines „ſachverſtändigen“ 
Zeugen auszeichnet, jo hört der Zeuge durch dieſes ihm auszeichnende Prädikat nicht auf, 
Zeuge zu fein, und ift demnach prozejjualifch in aller und jever Beziehung wie ein Zeuge 
und nicht wie ein Sachverftändiger zu behandeln. Dies ift der Sinn des $ 85 der Straf- 
prozeßordnung. Im prozefjualifchen Sinne find Sachverſtändige ſolche Perſonen, welche durch 
ihre Sacpfenntnis ermitteln, daß der Richter noch jegt (übrigens gleichgültig, in welchem 
Stadium des Verfahrens) vorliegende Dinge richtig und alljeitig wahrnehmen und über die- 
jelben, namentlih au in Bezug auf die Schlußfolgerungen, welche aus den Wahrneh- 
mungen zu ziehen find, richtig urteilen fann. Ob die Sadverftändigen ala Bemeismittel 
oder als Gehülfen des Richters anzufehen find, ift eine alte Streitfrage, zu deren Würdi— 
gung nur Folgendes angeführt werden mag. Es ift unbeftreitbar, daß der Richter befugt 

v. Holgendorff, Encytlopädie. 1. 5. Aufl. 64 
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ift, Sachverſtändige auszumählen (Strafprogekordnung 8 73), und daß den Parteien das 
Recht zufteht, die von dem Richter ernannten Sadverftändigen abzulehnen (Strafprozeß— 
ordnung $ 74). Es ift aber auch ein unzmweifelhaftes Recht der Parteien, daß das Gut- 
achten der von ihnen in Vorfchlag gebrachten Sachverſtändigen gehört werde (Strafprozep- 
ordnung $$ 191. 195. 198. 218. 219. 238. 244). Ein Recht, diefe von den Parteien 
vorgefchlagenen Sadverftändigen nad) Maßgabe des $ 74 abzulehnen, fann der Natur der 
Sache nad nicht anerfannt werden; eö würde auch ein foldes Ablehnungsrecht, falls es 
juriftifch denkbar fein jollte, mit den Vorfchriften der SS 218. 219. 238. 244 in diref- 
teftem Widerſpruch ftehen. Es wird vielmehr nur die Verdächtigkeit bezw. Unfähigkeit 
(Strafprozeßordnung $ 79) der von den Parteien produzierten Sachverſtändigen dargethan 
werden fönnen. Unbejtritten ift es ferner, daß der Richter an das Gutachten der Sach 
verftändigen nur dann gebunden ift, wenn er durch dasjelbe überzeugt worden ift. Er fann 
durch die von ihm ausgewählten Sadverjtänden überzeugt werden, ebenfo aber aud durch 
diejenigen, melde von den Parteien ihm vorgeführt wurden. Er fann die Begutachtung 
dur einen anderen Sadverjtändigen anordnen, wenn er das Gutadhten des eriten Sach— 
verftändigen für ungenügend erachtet (Strafprozekordnung $ 83), und er wird zu derartigen 
Superarbitriis veranlaßt werden, mag das ungenügende Gutachten dur einen von ihm 
jelbft oder einen von der Partei ausgewählten Sadverftändigen abgegeben fein. Will man 
nun alle diefe Erfcheinungen unter die Formel bringen: „Der Sadverftändige ift ein Ge- 
bülfe des Richters“, jo hat diefe Formel um deswillen etwas Unbefriedigendes, weil die 
Hülfe, welche dem Nichter dur die Sachverſtändigen gewährt wird, ihm gewährt wird 
jowohl durd; die von ihm ſelbſt wie auch durch die von der Partei ausgewählten Sachverſtän— 
digen und weil diefe Hülfe feinen anderen Zweck hat als den, die Wahrheit zu ermitteln, 
welchem Zwecke die anderen Beweismittel auch dienen. Zwar vermehrt der Sadhverftändige 
nicht das Bemweismaterial; aber er vermittelt die Benußbarfeit desfelben. Und aus dieſem 
Grunde iſt er nicht nur Beweismittel, fondern wird aud von der Strafprozeßordnung 
an nicht wenigen Stellen unter den Ausdruck „Bemweismittel" mit begriffen (3. B. SS 249. 
244. 198) und die Vernehmung der Sachverſtändigen ift ein Teil der „Bemweisauf- 
nahme” ($ 244). 

Der Sachverſtändige ift jedesmal und zwar vor Erjtattung jenes Gutachtens zu be 
eidigen (Strafprozeßordnung $ 79). Berfonen, die (Strafgeſetzbuch $ 161) für unfähig 
erflärt find, ald Sadjverftändige eidlich vernommen zu werden, dürfen daher ald Sad: 
verjtändige überhaupt nicht zugelaffen werden. 

Vorſchriften bezüglich befonderer Arten von Begutachtungen enthalten Strafprozeß- 
ordnung $ 81 (über den Geifteszuftand des Angefhuldigten), $ 87 (über Leichenſchau 
und Leichenöffnung), $ 92 (über Gutachten bei Miünzverbrehen) und $ 93 (über Schrift- 
vergleihung). 

Litteratur: Geyer im Handbuch I 231 ff. und die dajelbit angeführte Yitteratur; Derfelbe, 
Lehrbuch 88 207. 208: Binding, Grundrib $ 80: John, Kommentar S. 541. 


835. 5. Urkunden. Die Strafprozefordnung hat — abaejehen von den Fällen, 
in welchen eine Wiederaufnahme des Verfahrens um deswillen ftattfindet, weil eine in der 
Hauptverhandlung als echt vorgebrachte Urkunde fälſchlich angefertigt oder verfälſcht war (Straf 
prozehordnung $ 399 Nr. 1. $402 Nr. 1) — von den Urkunden als Beweismitteln nur in Bezug 
auf die Schriftenvergleihung geſprochen (Strafprozeßordnung $ 93). Die Vorfchriften der 
Givilprogeßordnung SS 380 —409 werden demnach als foldhe anzufehen fein, durch melde 
die Strafprozeßordnung in geeigneter Weife zu ergänzen iſt. Nun ergiebt eine Vergleichung 
des $ 259 in der Civilprozeßordnung mit $ 260 der Strafprogefordnung, daß zwar hier 
wie dort das Prinzip der jogenannten freien Beweiswürdigung (vergl. weiter unten $ 37) 
anerfannt iſt. Uber ebenfo ergiebt dieſe Vergleihung, daß (Civilprozeßordnung $ 259 
Abſ. 2) die Givilprozekordnung wenigitens einzelne Vorjchriften, die auf der Grundlage der 
fogenannten gejetlichen Beweistheorie beruhen, getroffen hat, während dies die Strafprogehord- 
nung $ 260 nicht thut. Die aus der gejeglihen Beweistheorie refultierenden Vorſchriften 
der Civilprozeßordnung beziehen fi aber auch auf die Wirkungen des Urfundenbemweifes 
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(3. B. Civilprozeßordnung 85 380—383. 402. 405 Abi. 2). Im Hinblid auf Straf- 
prozeßordnung $ 260 werden nun derartige Vorſchriften für den Strafrichter nicht bindend 
fein können. Da aber doch diefe in die Civilprozeßordnung aufgenommenen Borfchriften 
mit dem das civilprozefjualifhe Verfahren beherrfchenden Verzichtsrechte der Parteien nichts 
zu thun haben, fondern fi als die Refultate ſolcher Erfahrungen darjtellen, melde man 
jahrhundertelang über die Bemweisfraft von Urkunden gemadt hat, jo wird aud der Straf— 
richter aus diefer Thatjahe Veranlafjung nehmen, von den in der Civilprozeßordnung auf- 
gejtellten, die Beweiskraft der Urkunden betreffenden Vorfchriften nur dann abzuweichen, wenn er 
fi klar bewußt geworden, warum in diefem Falle eine Abweichung von jenen VBorfchriften ge- 
boten iſt. Es enthält aber aud die Civilprozeßordnung bezüglid des Urkundenbeweiſes 
mehrere Beitimmungen, welche auf das Verzichtörecht der Parteien zurüdzuführen find (3. B. 
88 401. 404. 409). Diefe Vorfchriften fünnen im Strafprogek feine Anwendung finden, 
und ebenfo jelbjtverftändlich ift es, daß zum Beweife der Echtheit einer Urfunde der Eides- 
antrag ausgeſchloſſen bleiben muß. 


Litteratur: Bland ©. 236. 377: Zadhariä II 365. 447; Dalde in Goltdammers 
Archiv XII 11: DOfenbrüggen, Über Schriftenvergleihung, in v. Holgendorffs Strafrehtszeitung. 
1867. ©. 186; Geyer im Handbuch I 255 ff. und die S. 255 Note 2 angeführte Litteratur; Der- 
felbe, Lehrbuch $ 211. Bergl. auch den Artikel Schriftvergleihung (Hinfhius) im Rechts— 
lerifon. 


836. V. Beweis durd Indicien (indirefter Beweis). Wenn es nicht mög: 
lich ift eine oder mehrere oder alle Thatfachen, welche den Gegenjtand des ftrafprozefjualifchen 
Beweiſes ausmachen (vgl. oben $ 29), ſelbſt zu beweiſen, jo bleibt noch die Möglichkeit 
bejtehen, das gleiche Refultat, welches diefer direlte Beweis ergeben müßte, dadurch zu 
erreihen, daß man andere Thatfachen erweift, aus deren Eriftenz der Schluß gezogen 
werben fann, daß diejenige Thatfache, von deren Erijtenz der jtrafrechtlihe Anſpruch ab- 
hängt, in ihrem Vorhandenfein nicht bezweifelt werden darf. In diefer MWeife würde ein 
indirefter Beweis, ein Indicienbeweis (fünftlider Bemweis) geführt werben. 
Das Indicium ift alfo fein Beweismittel, ſondern es ift eine Thatfache, welche, wie 
andere Thatfachen, durch Beweismittel (Zeugen, Sadverftändige, Urkunden) bewiejen werben 
muß. Der Beweis dur Indicien fteht daher dem fogenannten Ffünftlihen Beweis im 
Civilprozeß vollftändig gleich (vergl. John, Kommentar ©. 464. 465). Bei jedem In 
dicienbeweis findet aljo eine Sclußfolgerung ftatt und dieſe gliedert fi in der Meife, 
daß der Oberſatz ein allgemeiner Erfahrungsſatz, der Unterfat eine erwiefene Thatſache iſt 
und daß der Schluß auf die zu erweifende Thatfache hinführt. Beiſpielsweiſe: Oberſatz: 
Wenn bei jemandem eine geftohlene Sache gefunden wird, jo fann derjenige, bei welchem 
diefe Sache gefunden wird, diefelbe geftohlen haben. Unterfag: Nun ift es erwieſen, 
daß diefe gejtohlene Sache bei N. gefunden if. Schluß: Folglich fann N. die Sadıe 
geitohlen haben. Die Sicherheit eines ndicienbeweifes hängt demnad davon ab, daß der 
Oberſatz der Schlußfolgerung auch‘ wirklich ein anerfannter Erfahrungsfag, daß der Unter- 
fat eine erwiejene — alfo nicht bloß durch neue Schlußfolgerung gefundene — That- 
jache fei, und daß endlich richtig fonfludiert werde. Und wenn diefe Vorausſetzungen zu- 
treffen, jo lautet doch das Beweisrefultat, welches ein Indicium gewährt, immer nur: 
Folglih fann dasjenige gefchehen fein, auf deſſen Beweis es anfommt. Deshalb müſſen 
bei jedem Indicienbeweiſe mehrere und fo viele fich gegenfeitig unterftühende Indicien zu- 
fammentreffen, daß jchließlich das „kann“ fich in ein „muß“ verwandelt. Ein derartiges Re— 
fultat ift aber nur dann anzunehmen, fall® die durch fein entgegenjtehendes Indicium 
(Gegenindicium) unterbrodhene Kette von Indicien lediglich dadurch erflärlich wird, daß die 
zu bemweifende Thatjahe ald vorhanden angenommen wird. Würde das Vorhandenfein der 
Indicien auch aus einem anderen Grunde erflärt werden fönnen, jo würde der Beweis nicht 
geführt fein. In welcher Weife die Thatfahen, welche als Indicien (Anzeichen) benußt 
werden, erwiejen werben follen, darüber fpricht fich die Strafprozeßordnung direkt nicht aus. 
Es wird daher auch in das richterliche Ermefjen gejtellt bleiben, ob der oben aufgeftellte, 
von dem früheren gemeinen Rechte als unbeftritten anerfannte Sag, daß die indizierenden 
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Thatfahen erwiejen fein müfjen, und daß es nicht genüge, wenn dieſelben wieder erft 
aus anderen indizierenden Thatfachen gefunden wurden, von der heutigen Praris in An- 
wendung gebragt wird. Da nah Strafprozeßordnung $ 306 es in fchmurgericht- 
lihen Sachen dem Borfigenden unterfagt ift, bei Belehrung der Gefchworenen in eine Wür— 
digung der Bemweife einzugehen, jo fehlt e8 dem heutigen jchwurgerichtlihen Verfahren an 
jedem Mittel, den Grundfägen, von deren Befolgung die Zuverläffigkeit des Jndicienbeweifes 
abhängt, Anerkennung zu verſchaffen. Übrigens gebraucht die Strafprozeßordnung ftatt des 
Ausprudes Indicien oder Anzeichen den Ausdrud: „Thatjachen, aus welchen der Be- 
weis eines der gefeglichen Merkmale der jtrafbaren Handlung gefolgert wird“ (Strafprozeß- 
ordnung $ 266). 


Yitteratur: —— I1 450, woſelbſt nähere Litteraturnachweiſe; Mittermaier, Der 
ſogenannte künſtliche Beweis und die zweckmäßigſte Art ſeiner Benutzung u. ſ. w. in Goltdammers 
Archiv VI 145; — Die Bedeutung des Beweiſes durch Indicien in dem kirchlichen Gerichts— 
verfahren, insbejondere in dem Strafverfahren. Breslau 1576: Geyer im Handbuch I 210 ff. 
302 ff., ferner die dajelbft S. 302 angeführte Yitteratur; Derjelbe, Lehrbuch $ 212. 


8 37. VI. Die fogenannten Beweistheorieen. Die allgemeine Frage: 
Wie wird bewiefen? zerlegt fich in die drei fpeciellen Fragen: 1. Welde Bemeis- 
mittel dürfen benußgt werden? 2. In welder Form müſſen die für zuläffig erklärten 
Benseismittel benugt werden? 3. Welche Wirkung haben die in richtiger Form be- 
nutzten zuläffigen Beweismittel auf das Ergebnis des Beweifes? Wird nun jede diefer 
drei Fragen gleihmäßig mit den Worten beantwortet: Das bejtimmt das Gejeg, fo 
ift die fogenannte gejegliche Beweistheorie vorhanden. Wenn dagegen die Antwort 
auf jene drei ragen lautet: Das hängt von dem ridhterlihen Ermeſſen ab, 
fo ift die fogenannte Überzeugungstheorie oder die Theorie der freien Be- 
weiswürdigung in denkbar weiteſtem Umfange anerfannt. Nun bleibt ja aber auch die 
Möglichkeit nicht ausgefchlofjen, daß das pofitive Necht jene drei ragen nicht auf dieſelbe 
Weife beantwortet, fondern daß dasfelbe beifpielsweife auf die erfte und die zweite oder 
nur auf die erfte Frage die Antwort gäbe: „Das beftimmt das Geſetz“, während es die 
dritte bezw. die zweite und die dritte frage mit den Worten: „Das hängt von dem rich— 
terlihen Ermefjen ab“ beantwortete. Auch ift es ja jehr wohl denkbar, daß, wenn auf die 
eine oder die andere jener drei Fragen die eine Antwort gegeben wird, hierdurch nur die Regel 
bejtimmt wird, während die Ausnahmen von diefer Regel durd das der zweiten Antwort 
zu Grunde liegende Prinzip bedingt werden. Wenn man nun behauptet, einer Prozekord- 
nung liege das Prinzip der freien Beweiswürdigung zu Grunde, fo ift damit für die 
Kenntnis des pofitiven Nechts nichts meiter gewonnen, als daß die Frage: Welche Wir- 
fung haben die in richtiger Form benußten zuläffigen Beweismittel auf das Ergebnis des 
Beweifes? dahin beantwortet ift: Das hängt wenn nicht ausſchließlich, fo dod 
der Regel nad von dem richterlichen Ermefjen ab. Da num die deutſche Strafprozeß- 
ordnung bezüglich des Ergebnijjes der Beweisaufnahme das Gericht nad jeiner 
freien, aus dem Inbegriffe der Verhandlungen gefchöpften Überzeugung entfcheiden läßt, da 
die Strafprozeßordnung diefen Grundſatz als einen ausnahmslojen anerfennt (Strafprozef- 
ordnung 8 260 — vgl. Givilprozekordnung $ 259), fo darf gejagt werden, daß diejem 
Geſetze das Prinzip der jogenannten freien Beweiswürbigung zu runde liege. Hieraus 
folgt nun aber feinesmwegs, daß auch die allgemeine Frage, nämlid die: Wie wird 
bewiefen?, von der Strafprozefordnung im Sinne der fogenannten Überzeugungstheorie 
entfchieden fei. Sondern es hat die Strafprozeßordnung ſowohl in Bezug auf die Frage: 
Welche Beweismittel dürfen benugt werden? wie aud in Bezug auf die Frage: In welcher 
Form dürfen die zuläffigen Beweismittel benugt werden? beftimmte Vorfchriften aufgeftellt, 
deren Nichtbeachtung im Einne des $ 376 eine Verlegung des Gefetes fein würde. Bei: 
ipielsweife würde die Benugung einer in Gemäßheit des Strafgeſetzbuchs $ 161 verurteilten 
Perſon ald Sachverſtändigen eine Verlegung des Geſetzes (Strafprozepordnung $ 376) fein, 
weil nad $ 79 jeder Sachverſtändige beeidigt werden muß. Es würde eine Verlegung des 
Gejeges jein, wenn ein Zeuge, der nicht zu den Etrafprozekordnung SS 56. 57 bezeichneten 
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Perſonen gehört, nicht beeidigt oder wenn eine der in $ 56 bezeichneten Perſonen be- 
eidigt würde u. f. mw. Übrigens mag bemerkt werden, daß nicht jede Nichtbefolgung der 
die Bemweiserhebung betreffenden Borfchriften ala eine Verlegung des Gejeges im Sinne des 
S 376 anzufehen fein wird (vgl. 3. B. Strafprozeßordnung $ 59). Dasjenige, was 
lediglih Inſtruktion für den Richter ift, wird, wenn es unbefolgt bleibt, als eine „Ver— 
legung des Geſetzes“ nicht angefehen werden dürfen; dasjenige dagegen, was vorgejchrieben 
it, weil das Geſetz die betreffende Vorfchrift zur Ermittelung der materiellen Wahrheit für 
erforderlich erachtete, wird im Falle der Nichtbefolgung als „Verlegung des Geſetzes“ auf- 
zufajlen fein. Schmwierigfeiten, die fi daraus ergeben, daß das Geſetz es nicht gewollt hat, 
durch die entſprechende Ausdrucksweiſe die Vorfchriften der einen von denen der anderen Art 
zu jondern, werben durd die Praris ihre Befeitigung finden. 

Someit aber das Prinzip der freien Beweiswürdigung anerkannt ift, kann im juriftifchen 
Sinne des Wortes eine Verlegung des Gefeges (vgl. Einführungsgefeh zur Strafprozeß— 
ordnung $ 5) nicht vorfommen; d. h. eine Korrektur der Beweiswürdigung, die der Richter 
der erjten Inſtanz vorgenommen, iſt innerhalb des von dem Prinzipe der freien Beweis- 
mürdigung beherrfchten Gebietes durch fein Nechtsmittel zu erreihen. Die Straflammer 
fann auf Grund der vor ihr geführten Verhandlungen die Ergebnifje des Beweiſes in 
anderer Weiſe würdigen, als dies feitens des Schöffengerichts gefchehen tft, aber eine Kor— 
reftur der jchöffengerichtlihen Beweiswürdigung lediglih auf Grund der in dem Urteile der 
eriten Inſtanz enthaltenen Entfcheidungsgründe findet felbjt in Bezug auf die Vorfchrift der 
Strafprogekordnung $ 266 Abi. 1 Sag 2 nicht Statt. 


Yitteratur: Pland ©. 19%: Zahariä II 36: W. M. Beits Grundzüge des englifchen 
Bemweisrechts mit Anmerkungen von Narquardfen. 1851: v. Bar, Recht und Beweis im Geſchwo— 
renengericht. 1865. ©. 311: Goltdammer, Über die Grundlagen unjerer gegen 
in jeinem Arhiv XII 474; v. Savigny, Die PBrinzipienfragen in Beziehung auf eine neue Straf- 
prozeßordnung. Berlin 1846. (Derjenige Teil der „Brinzipienfragen“, welcher ſich auf die Beweis— 
theorie bezieht, ift abgedrudt in Goltdammers Arhiv VI 481.) — Vgl. auh ‚john, Kritiken 
jtrafrechtlicher Enticheidungen des preuß. Obertribunals. S. 166 und 181: v. Schwarze, Die ge- 
jegliche Bemweistheorie u. j. w, in Goltdammers Ardhiv VI 721: Schaper, Grundzüge der gegen- 
wärtia herrfchenden. Beweistheorie in Straflahen, ebenda XIV 180. 245; Geyer im Handbuch I 
193: Derielbe, Lehrbuch $S 200—202. 


Der Gang des Strafverfahrens in erſter Inftanz bis zur 
Hauptverhandlung. 


8 38. I. Das PVorbereitungsverfahren. (Vorbereitung der öffent- 
Iihen Klage, Strafprozeßordnung $S 156 ff.) Entſprechende Bezeichnungen der der Straf- 
prozeßordnung voraufgehenden Gejege: polizeilihe Worunterfuhung,, Sfrutinialverfahren, 
Ermittlungsverfahren. Der Zweck des Vorbereitungsverfahrens ift der, die Staatsanwalt: 
jchaft in den Stand zu ſetzen, darüber Beichluß fafjen zu fönnen, ob eine öffentlihe Klage 
zu erheben jei (Strafprozeßordnung $ 152). Nun fann ja die Staatsanmwaltfchaft die 
öffentliche Klage (Strafprozekordnung $ 168) entweder dur einen Antrag auf gerichtliche 
Vorunterfuhung oder durch Einreihung einer Anklagefchrift bei dem Gerichte erheben. Aber 
ſelbſt wenn erjteres gejchieht, muß diefer Antrag auf Eröffnung der Vorunterfuhung (Straf 
prozeßordnung $ 177) den Beihuldigten und die ihm zur Laſt gelegte That bezeichnen. 
Hierdurh iſt — da die Einreihung der Anklagefchrift noch weitere Ermittlungen erfordert 
(Strafprozefordnung $ 198) — das Minimum defjen bezeichnet, was in dem Vorbe— 
reitungsverfahren feitens der Staatsanwaltichaft ermittelt fein muß. Das Vorbereitungs- 
verfahren muß, da in jedem Falle vor Erhebung der öffentlichen Klage die frage beant- 
wortet jein muß, ob eine bejtimmte Perſon einer beftimmten verbrecheriſchen That fich 
ſchuldig gemacht habe, in allen Fällen ftattfinden, in denen es überhaupt zur Erhebung 
einer öffentlichen Klage fommt. Ob die That als Verbrechen, ald Vergehen oder ala Über- 
tretung ſich qualifiziert, ift dabei vollfommen gleichgültig. 
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Den Eadverhalt in dem Vorbereitungsverfahren zu erforihen (Strafprozekorbnung 
$ 158), liegt der Staatsanwaltfchaft ob. Sie ift berechtigt, hierzu den Beiftand anderer 
öffentlicher Behörden zu verlangen (Strafprozeforbnung $ 159; vgl. $$ 161. 162). Was 
im einzelnen zu gefchehen hat, damit der Zweck des Vorbereitungsverfahrens erreicht werde, 

- hängt von dem Ermefjen der Staatsanmwaltihaft ab. An fich giebt es feine Unterfuhungs- 
handlung, welche nicht fchon in diefem Stadium des Verfahrens vorfommen fünnte. Aber 
nicht alle diefe Handlungen darf die Staatsanwaltſchaft jelbit vornehmen. Das Gejeh hebt 
eine ganze Kategorie von Unterfuhungshandlungen hervor, die zwar zu beantragen Sache 
der Staatsanwaltichaft, die aber vorzunehmen Sache des Amtsrichters ift. Es find dies 
die vom Geſetze bezeichneten richterlichen Unterfuhungshandlungen (Strafprozekordnung 
$ 160). Hierher gehören 3. B. die gerichtliche Feitftelung des Thatbeitandes, die gericht- 
liche Vernehmung des Befhuldigten (Strafprozeßordnung SS 164. 167 Abf. 2), eine jegt ſchon 
vorzunehmende eidlihe Vernehmung (Strafprozekorbnung 8 158 Abf. 2, 8 65 Abf. 3. 4), 
Anwendung des Zeugenzwanges, Erlaß eines Haftbefehls (Strafprozeforbnung $$ 125. 126). 
Wenn der Staatsanwalt die Vornahme folder gerichtlihen Unterfuhungshandlungen bei 
dem Amtsrichter beantragt, fo hat letzterer zwar die geſetzliche Zuläffigteit, nicht aber die 
Zwedmäßigfeit derfelben zu prüfen (Strafprozeßordnung $ 160 Abſ. 2), denn, was zu 
ermitteln zwedmäßig ift, darüber disponiert der Staatsanwalt. Der Amtsrichter ift in dem 
Vorbereitungsverfahren lediglich richterliher Gehülfe des Staatsanwalts, und feine Thätig- 
feit bleibt auf Erledigung des feitens des Staatsanwalts gejtellten, von ihm, dem Amts- 
richter, als gefeglich zuläffig erfannten Antrages befchräntt. Nur bei Gefahr im Verzuge 
(Strafprozeßordnung $ 168), ſowie wenn eine gerichtliche VBernehmung des Angefchuldigten 
jtattfindet (Strafprogekorbnung $ 164), hat der Amtsrichter Unterfuhungshandlungen nad) 
feinem Ermefjen vorzunehmen, hinfichtlih deren dann der Staatsanwaltfchaft die weitere 
Verfügung zufteht (Strafprozefordnung $ 165). 

Die Stellung des Befhuldigten im Vorbereitungsverfahren wird durch die in demjelben 
jtattfindenden Ermittlungshandlungen bedingt. Diefe fünnen derartig befchaffen fein, daß 
der Angefchuldigte von ihnen gänzlich unberührt bleibt, fie fönnen aber auch derartig 
jein — und dies wird namentlich auf die richterlichen Unterfuchungshandlungen zutreffen —, 
daß der Angefhuldigte eine Verteidigung für erforderlih erachtet. Der Zwed der hier 
geführten Verteidigung ift der, die Erhebung der öffentlichen Klage in der einen ober ber 
anderen Form abzuwenden. Des Beiftandes eines Verteidigers darf fich der Angefchuldigte 
auch jet fchon bedienen (Strafprozeforbnung $$ 137. 167). 

Die Beichlußfaffung über die Ergebniffe des Vorbereitungsverfahrens jteht der Staats- 
anwaltichaft zu (Strafprogefordnung $ 168). Entweder „verfügt“ diefelbe Einftellung des 
Verfahrens — wovon nad) S 168 Abf. 2 unter gewifjen Vorausſetzungen auch der Be- 
ihuldigte in Kenntnis zu ſetzen ift — oder fie „erhebt“ die öffentliche Klage. Die Frage, 
ob dies durch „Antrag auf gerichtliche Vorunterfuhung” oder „durch Einreichung einer An- 
flagefchrift bei dem Gerichte” zu geichehen hat, ift nur bezüglich der zur Zuftändigfeit der 
Straflammern gehörenden Straffahen in das Ermefjen der Staatsanwaltichaft geitellt. Bei 
ihwurgerihtlihen und den zur AZuftändigfeit des Reichsgerichts gehörenden Straffadhen 
darf die Erhebung der öffentlichen Klage nur durch Antrag auf gerichtliche Vorunterfuhung 
erfolgen; bei den auf Grund des Geſetzes, nicht auf Grund von Überweifung zur Zu: 
itändigfeit der Schöffengerichte gehörenden, abgefehen vom Falle des Zujammenhanges (vgl. 
oben $ 17), nur durch Einreihung der Anklagefhrift bei Geriht (Strafprogekorbnung 
$ 176). Wenn bei einer zur Zuftändigfeit der Straffammer gehörenden Straffadhe der 
Staatsanwalt die öffentliche Klage durch Erhebung der Anflage bei Gericht erhoben hat, 
jo fann der Angeklagte (Strafprozehordnung $ 199) eine Vorunterfuchung beantragen ober 
es fann aud ($ 200) das Gericht eine folche anordnen. Wenn leßteres gejchieht oder 
wenn im alle des $ 198 das Gericht dem Antrage des Angeklagten Folge giebt, jo ift 
die öffentliche Klage erhoben, aber an Stelle der vom Staatsanwalt gewollten Art 
der Erhebung tritt die von dem Gerichte beſchloſſene. 

Der Antrag auf Eröffnung der Vorunterfuhung hat den in Strafprozekorbdnung $ 177 
genannten, die Anflagefchrift den Erforderniffen des S 198 zu genügen. 
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Litteratur: Fuchs im Handbud 1 425 ff.: Geyer, Lehrbuch 88 171. 172. 


8 39. I. Die geridtlihe Vorunterfuhung. (Über die Unterfuchungs- 
gerihte — „Gerichte” in Bezug auf die Vorunterfuhung — und deren Verhältnis zum 
Unterfuhungsrichter vgl. oben $ 15 I.) Wird die öffentliche Klage durch Antrag auf 
gerichtliche Vorunterſuchung erhoben, fo kann diefer Antrag nur dur. Beihluß des Ge— 
richts (Strafprozeßordnung $$ 178. 181) und nur in den $ 178 fpeciell bezeichneten 
Fällen, die auch dem Angejchulbigten einen Einwand gegen die Eröffnung der Unterfuchung 
geftatten, abgelehnt werden (Strafprozeforpnung 88 178. 180. 181). „Die Borunter- 
juhung wird von dem Borunterfuhungsridhter eröffnet und geführt.“ Der Antrag 
der Staatsanwaltfhaft und der Beichluß der Straffammern find erforderlich, wenn jtatt des 
dauernd bejtellten Unterfuhungsrichters (Gerichtsverfafjungsgefeg S 60) die Führung der 
Unterfuhung einem Amtsrichter übertragen werden foll (Strafprozeßorbnung $ 183). 

Mag nun aber die Unterfuhung durch den Unterfuhungsrihter oder Durch den Amts- 
richter geführt werben, jo handelt der die Unterfuchung führende Richter Hinfichtlich der 
vorzunehmenden Ermittlungen durchaus felbjtändig. Er ift es, der darüber befindet, welche 
Unterjuchungshandlungen vorzunehmen find, um den Zweck der Unterfuchung herbeizuführen. 
Geſetzlich vorgefchrieben ift ihm die Form, in der die Unterfuchung zu führen (protofollarifche 
Beurfundung der Unterfuchungshandlungen und Zuziehung des Gerichtsjchreibers — Straf- 
prozeßordnung $ 186), ſowie der Umfang, den die Unterfuhung annehmen darf. In letzterer 
Beziehung fol bie Unterfuhung beſchränkt bleiben auf die von der Staatsanwaltichaft be— 
zeichnete Perfon und That, dergeſtalt daß, wenn im Laufe der Vorunterfuhung fih Anlaß 
giebt, diejelbe auf eine von der Staatsanwaltſchaft nicht bezeichnete Perfon oder That aus- 
zubehnen, der Unterfuchungsrichter zwar die in diefer Beziehung erforderlichen Unterfuchungs- 
handlungen vorzunehmen hat, im übrigen aber die Anträge der Staatsanwaltſchaft darüber 
abzuwarten find, ob und inwieweit diefe leßtere die öffentliche Klage auch auf diefe neu zu 
Tage getretenen Dinge zu erweitern geneigt ift. Und wenn auch die Vorunterſuchung ganz 
gewiß nicht bloß Belaftungs-, ſondern ebenfo auch Entlaftungsmaterial zu fammeln hat, fo 
ſoll fie doch die Sache nicht ſoweit erfhöpfen, daß über Schuld oder Nichtſchuld erkannt 
werden fann, jondern fie foll den Fall nur ſoweit aufflären, daß die Entfcheidung der 
Frage, ob der Angejchuldigte mit Ausfiht auf Verurteilung vor den erfennenden Richter 
zu verweiſen fei, möglich wird (Strafprogeßordnung $ 188). 

Bei diefer Aufgabe findet der Unterfuhungsrichter Unterftügung: 1. bei den Behörden 
und Beamten des Polizei- und Sicherheitspdienftes (Strafprozeßordnung $ 187); 2. bezüg- 
fih der Vornahme einzelner Unterfuhungshandlungen bei jedem Amtsrichter, der mit dem 
Unterfuhungsrichter nicht denjelben Amtsfig hat (Strafprozeßordnung $ 183); ſowie 3. bei 
der Staatsanwaltjchaft, welche berechtigt ift, durch Afteneinfiht den Gang der Unterfuchung 
zu verfolgen und bei dem Unterfuchungsrichter die Vornahme derjenigen Unterfuchungs- 
handlungen zu beantragen, die nad) ihrer Anficht der Erreihung des Unterfuhungszmedes 
förderlich fein fönnen. 

Die Eröffnung der Vorunterfuhung it in Bezug auf den Angejhuldigten eine An- 
ariffshandlung der eminenteften Art. Infolgedeſſen find Vorſchriften getroffen, welche die 
Verteidigung des Angeſchuldigten — ohne deſſen Exiſtenz ja auch die Exiſtenz einer gericht- 
lihen Vorunterfuhung unmöglid wäre — zu fihern beftimmt find. Daß diefer fi während 
der Dauer der gerichtlihen Vorunterfuhung des Beiftandes eines Verteidigers bedienen 
kann, folgt jchon aus der allgemeinen Beitimmung des $ 137 (vgl. auch Strafprozekord- 
nung $ 190 Abj. 2. $ 191). Vor allem aber ift es ein Recht des Angefchuldigten, daß 
derfelbe, gleichgültig ob er ſchon in dem Vorbereitungsverfahren vernommen ift, jet von 
dem Unterfuchungsrichter vernommen werden muß (Strafprozeßordnung $ 190). Ferner 
fann der Verteidiger durch die ihm allerdings mit einigen Einſchränkungen gewährte Akten— 
einficht den Gang der Unterfuchung verfolgen (Strafprozekordnung $ 147 Abſ. 2. 3) und 
it fomit auch in der Lage, die zur Entlaftung des Angefchuldigten dienenden Anträge bei 
dem Unterfuhungsrichter zu jtellen. Und wenn es fi darum handelt, daß ſchon während 
der Borunterfuhung Bemweife in einer aud für das Hauptverfahren bemeifenden Form 
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erhoben merden (Augenfheinseinnahme; Vernehmung und Beeidigung folder Zeugen, die 
in der Hauptverhandlung mutmaßlic nicht erfcheinen werden), jo ift bei ſolchen Handlungen 
nicht nur die Anmefenheit des Angefchuldigten — Beichränfungen können allerdings in 
Bezug auf den verhafteten Angefdhuldigten ftattfinden (Strafprozeorbnung $ 191 Abſ. 4) 
— und des Berteidigers zu veranlaflen, fondern es fteht auch dem Angefchuldigten das 
Recht zu, bei Einnahme des Augenfcheins die Zuziehung der von ihm benannten Sadver- 
ftändigen zu verlangen, wobei er auch eventuell das ihm zuftehende Necht der unmittelbaren 
Ladung geltend machen fann (Strafprozeßordnung $$ 191. 193). 

Darüber, ob der Zweck der Unterfuhung erreicht ift (Strafprozeßordnung $ 188, ent- 
ſcheidet der Unterfuchungsrichter (Strafprozeßorbnung $ 195), d. h. es ift in das Ermeifen 
desfelben gejtellt, ob er noch weitere Unterfuchungshandlungen vornehmen will, um ein 
genügendes Material zur Beantwortung der Frage zu befchaffen, ob „das Hauptverfahren 
zu eröffnen oder der Angefhuldigte außer Verfolgung zu jegen ſei“ — oder ob er hierzu 
das bejchaffte Material für ausreichend bezw. das in diefer Sache überhaupt zu gewinnende 
Material für erichöpft erachtet. Mit anderen Morten: der Unterſuchungsrichter eröffnet 
nicht nur die Vorunterfuhung, ſondern er ſchließt diefelbe auch. Dagegen hat der Unter: 
ſuchungsrichter darüber, ob die Gröffnung des Hauptverfahrens ftattzufinden ober ob der 
Angeihuldigte außer Verfolgung zu ſetzen fei, nichts zu beſchließen. Diefer Beſchluß ift 
vielmehr von dem „Gericht“ zu fallen, und ehe das „Gericht“ diefen Beſchluß faſſen Fann, 
muß wiederum ein Antrag der Staatsanwaltichaft geitellt fein. 


Xitteratur: Fuchs im Handbuch I 458 ff. und die dajelbit S. 458 angeführte Litteratur. — 
Bal. den Artitet Vorunterſuchung (laſer) im Rechtslexikon und die daſelbſt angeführte Litte- 
ratur: Geyer, Lehrbuch SS 115. 175-179: Binding, Grundrik $ 103. 


8 4. Ill. Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens. 
1. Borausjegung für die rehtlihe Zuläffigfeit einer folden Entſchei— 
dung. Folgende Fälle find voneinander zu unterſcheiden: 

a. Die Erhebung der öffentlihen Klage ift durch „Ginzergung einer 
Ankllagefhrift bei dem Gerichte” erfolgt (Strafprogeforbnung $ 168 Ab. 1). 
In diefem Falle hat die Staatsanwaltfchaft durch Cinreihung der Anklagefchrift zugleich 
beantragt, daß die Eröffnung des Hauptverfahrens beſchloſſ en werde (Strafprozeßordnung 
$ 197). Weil diefer Antrag vorliegt, ift das Gericht in der Lage, auf Grund der mit 
der Anklage ihm eingefandten Aften nad den Ergebnifjen des vorbereitenden Verfahrens zu 
beihließen, was nunmehr aefchehen folle (Strafprozefordnung $S 200. 201. 202. 203. 199). 
Denn, wenn auch durch Cinreihung der Anklagefhrift die Staatsanwaltfchaft nur den einen 
Antrag, nämlich den, daß die Eröffnung des Hauptverfahrens befchloffen werde, gejtellt hat, 
fo gilt doch auch für diefe Art der Erhebung der öffentlichen Klage die Vorſchrift der 
Strafprozeßordnung S 204 (das Gericht ift bei der Beichlußfaffung an die Anträge der 
Staatsanwaltichaft nicht gebunden). 

b. Die Erhebung der öffentlihen Klage ift durd einen Antrag auf 
gerihtlihde Vorunterſuchung erfolgt (Strafprogekorbnung $ 168 Abf. 1). In 
Gemäßheit diefes Antrages wird die Vorunterfuhung durch den Unterfuhungsrichter eröffnet 
und geführt. Aber, mern die Vorunterfuhung zum Abſchluß gebracht ift, jo fann das 
Gericht etwas weiteres überall nicht befchließen. Die Akten find vielmehr von dem Unter- 
ſuchungsrichter der Staatsanmaltichaft zu überfenden, damit diefe ihre Anträge ſtelle 
(Strafprogepordnung $ 195 Abf. 1). Und ehe diefe Anträge geftellt werden, ist das 
Gericht nidt im ftande, irgend etwas weiteres in der Sade thun zu 
fönnen. Strafprogeforbnung $ 154 bat demnah für den all, daß von der Staats: 
anwaltſchaft eine gerichtliche Vorunterfuhung beantragt ift, höchſtens den Sinn, daß die 

„Borgejegten“ der Staatsanmwaltichaft diefelbe nicht anweifen dürfen, jeht noch die Sadıe 
liegen zu laffen (Gerichtsverfaffungsgefeg 3 147). Geſchähe dies aber dennoch, fo hat das 
„Gericht ſchlechterdings fein Mittel, die erhobene öffentliche Alage durch richterlihe Ent- 
fcheidung zu erledigen, jo ſehr diefes auch nad den Morten der Motive „dem Wejen der 
Strafiahe wie der Würde des ftrafrichterlichen Amtes” widerfpriht. Ohne Antrag der 
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Staatsanwaltfhaft würde das Gericht höchſtens in der Lage fein, den verhafteten Ange— 
Ihuldigten auf freien Fuß zu ſetzen, obwohl felbjt hierzu das Recht des Gerichts gegenüber 
dem Wortlaut des $ 124 Abf. 2 in Zweifel gezogen werden könnte. Erſt durd die Stellung 
des Antrages feitens der Staatsanwaltihaft (Strafprogekordnung $ 195 Abf. 1. $ 196 
Abi. 2) wird das Gericht ermächtigt, auf Grund der geführten Vorunterfuhung das Ge- 
eignete zu beichließen. Der Inhalt der ftantsanmwaltlihen Anträge ift nur gutachtlicher 
Natur. Wenn nur erft irgend ein jtaatsanwaltliher Antrag in Gemäßheit des $ 196 
Abi. 2 vorliegt — dur den Antrag auf Ergänzung der Vorunterfuhung (Strafprozeh- 
ordnung S 195 Abſ. 2) wird diefes Rejultat noch nicht erreicht —, fo ift das Gericht be- 
züglih der Selbitändigfeit des von ihm zu fallenden Beichluffes durh Strafprozeßordnung 
Ss 204 geſchützt. 

ec. Die Erhebung der öffentlidhen Klage ift durch Einreihung einer 
Anflageihrift bei dem Gericht erfolgt, und es ift gerihtsfeitig, ent- 
weder auf Antrag des Angeihuldigten (Strafprozeßordnung SS 199. 176 Abf. 2 
Nr. 2) oder von Amts wegen (Strafprogefordnung $ 200), die Borunterfuhung 
beſchloſſen. Diefe Vorunterfuhung ift als eine einfeitig gerichtliche aufzufaffen, die mit 
der Erhebung einzelner Beweismittel auf einer Linie fteht. Sie bezwedt diejenige Infor 
mation, deren das Gericht bedarf, um den Antrag der Staatsanwaltſchaft, der durch Er— 
hebung der Anklage geitellt ift, erledigen zu können. Mit dem Zweck diefer Vorunterfuchung 
ift demnach auch die Vorfchrift des S 195 Abf. 1 nicht in Einklang zu bringen. Denn 
da der die Überführung der Sadhe in das Stadium des Hauptverfahrens ermöglichende 
Antrag bereits vorliegt, jo hat die Staatsanmwaltfchaft nichts mehr zu beantragen und bie 
einmal beim Gerichte eingereichte Anflagefchrift kann ebenjowenig zurüdgenommen werden, 
wie dies in Bezug auf einen in Gemäßheit des $ 196 geftellten Antrag möglich ift. 


84. 2. Inhalt der Entfheidung. it das Gericht in ausreichender Weije 
informiert (vgl. die Darftellung in dem voraufgehenden Paragraphen), fo fann dasjelbe, 
gleihviel in welcher Form die Erhebung der öffentlichen Klage erfolgt iſt, dreierlei be- 
Schließen: daß das Hauptverfahren zu eröffnen, daß der Angefchuldigte außer Verfolgung 
zu jegen, dab das Verfahren vorläufig einzuftellen jei (Strafprozefordnung $ 196). Be- 
züglich diefes zulegt genannten Beichluffes genügt eine Hinmweifung auf Strafprozekordnung 
$ 203. Bejchlieft das Gericht das Hauptverfahren nicht zu eröffnen, jo kann der Grund 
hierfür darin liegen, daß nad den Ermittlungen des WVorverfahrens oder der Vorunter- 
fuhung der Angefchuldigte der ihm feitens der Staatsanwaltfchaft zur Laſt gelegten That 
nicht hinreichend verdächtig erfcheint (thatfählihe Gründe). Oder es fann der Be: 
ſchluß, das Hauptverfahren nicht zu eröffnen, auch darauf beruhen, daß die That unter fein 
Strafgejes fällt, daß die Strafverfolgung wegen Verjährung, Begnadigung, mangelnden An- 
trages, rechtsfräftiger Entjcheidung, Fehlen der VBorausfegungen des $ 210 nicht verfolgbar 
ift; oder darauf, daß das Gericht fachlich oder örtlich nicht zuftändig ift (Nehtsgründe) 
(Strafprozeßordnung $ 202). Aus welchem diefer Gründe das Gericht den Beſchluß gefaßt 
hat, das Hauptverfahren nicht zu eröffnen, fol aus dem Beſchluß felbit hervorgehen. Dem 
Staatsanwalt fteht gegen diefen Beihluß das Nechtsmittel der fofortigen Beſchwerde zu 
(Strafprogekordnung S 200 Abi. 2. $ 358). it die Beichwerde verworfen, fo treten die 
Folgen des $ 210 ein. 

Liegt feiner der Gründe vor, welche die Nichteröffnung des Hauptverfahrens oder die 
Einftellung des Verfahrens bedingen, jo beſchließt das Gericht die Eröffnung des Haupt- 
verfahren. Nah Strafprozeßordnung SS 188. 189 bleibt die Vorunterfuhung auf die 
vom Staatsanwalt bezeichnete Perſon und That beſchränkt. Dies hindert nicht, daß das 
Gericht die That diefer Perfon anders qualifiziert, als dies jeitens der Staatsanmwaltichaft 
geſchehen ift — das Gericht erachtet dafür, daß der Wert des Geftohlenen fünfundzwanzig 
Mark nicht überfteige, daß der Diebftahl nicht ein einfacher, ſondern ein fchwerer, daß bie 
Vorausfegungen des Strafgeſetzbuchs $ 244 vorliegen bezw. nicht vorliegen. Für den Er- 
öffnungsbefhluß iſt nun die gerichtliche und nicht die ftaatsanmwaltliche Beurteilung der 
That maßgebend. Und es hat die Staatsanmwaltihaft nur dann das Recht, wegen der 
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Uualififation der That das Rechtsmittel der jofortigen Beſchwerde zu benugen, wenn bie 
geringere gerichtsjeitig erfolgte Uualifitation die Folge hatte, daß die Verhandlung ftatt 
vor dad Schmwurgeriht vor die Straflammer oder jtatt vor die Straflammer vor das 
Schöffengericht verwiejen wurde (Strafprozekorbnung $ 209). Hatte die Staatsanwaltjchaft 
die Eröffnung des Hauptverfahrens beantragt, jo liegt (Strafprogeßordnung $ 196 Abj. 2) 
dem Gerichte auch eine Anflagefchrift vor. Hatte dagegen die Staatsanwaltfhaft beantragt, 
den Angefhuldigten außer Verfolgung zu jeben, und das Gericht befchließt, daß das Haupt- 
verfahren zu eröffnen fei, jo muß nun nod die Staatsanwaltfchaft, entfprechend diefem Be- 
ihluß, eine Anklagefchrift einreichen (Strafprozekordnung $ 206). Das Gericht fommt auf 
diefe Weife in den Befig einer Anklagefchrift, die dem Inhalte feines Eröffnungsbeſchluſſes 
entfpridt. Hatte aber die Staatsanwaltfhaft ſchon vor dem Eröffnungsbeſchluß eine An- 
Hagefchrift eingereicht — ſei es indem jie hierdurch die öffentliche Klage erhob, jei es daß 
fie nah Abſchluß der von ihr beantragten Vorunterfuhung durd Einreihung der Anklage- 
fhrift die Eröffnung des Hauptverfahrens beantragte — und das Gericht beſchließt zwar 
die Eröffnung des Hauptverfahrens, qualifiziert aber die That in anderer Weife, als Dies 
die Staatsanwaltihaft gethan, jo iſt letztere nicht zu veranlaffen, eine geänderte, dem 
Eröffnungsbeſchluſſe entiprechende Antlagefchrift einzureihen. Das wäre ja auch ganz über- 
flüffig. Denn ift gerichtsfeitig die Eröffnung des Hauptverfahrens beichlofjen, jo wird dem 
Hauptverfahren nicht die Anklagefchrift, fondern der die Eröffnung des Hauptverfahrens be- 
treffende gerihtlihe Befhluß zu Grunde gelegt. Nur diefer, und niemals die An- 
flagefchrift, gelangt im Hauptverfahren zur Verlefung (Strafprozeßordnung 8 242 Ab. 2), 
die Gefchworenen erhalten namentlich niemals Kenntnis von der Anklagejchrift, die Richter 
im jchwurgerichtlichen oder im Straffammerverfahren brauchen diefelbe nicht fennen zu lernen; 
dem Angeklagten foll fie zwar mitgeteilt werden (Strafprozeßordnung $ 199 Abj. 1. 8 206 
Abf. 2), aber dasjenige, worüber er definitiv in der Hauptverhandlung Rede und Antwort 
jtehen fol, das erfährt er mit Sicherheit doch erjt aus dem Cröffnungsbefhluß, der ihm 
denn auch (Strafprozekordnung $ 214) unter allen Umftänden zugeftellt werden muß. 


8 42. 3. Wirkung des Eröffnungsbejhlufjes für das erfennende 
Gericht. Der Eröffnungsbejhluß bezeichnet das Gericht, vor weldhem als dem erfennen- 
den Strafgeriht die Hauptverhandlung ftattfinden foll (Strafprogeßordnung 88 205. 207). 
Das in diefer Weife bezeichnete Gericht hat dem Befchluffe in der Weiſe zu entfprechen, 
daß es in die Hauptverhandlung, die durch den Eröffnungsbefhluß vor ihm eröffnet ift 
(Strafprozeßordnung $ 207), einzutreten hat. Es fann aber der Eröffnungsbefhluß nicht 
ein örtlich oder fachlich unzuftändiges Gericht zu einem zuftändigen Gericht machen. Dem— 
nad fann das Gericht, vor welchem die Hauptverhandlung eröffnet ift, feine Unzuftändig- 
feit durch Beſchluß ausfprehen. Hat eine Vorunterfuhung jtattgefunden, jo fann die örtliche 
Zuftändigfeit jegt überhaupt nicht mehr in Frage geftellt werden (Strafprozeßordnung $ 16). 
Das Geriht kann demnah nur noch feine Unzuftändigfeit durch Beſchluß ausſprechen; und 
das foll dann nicht gefchehen, wenn die Sache vor ein Gericht niederer Ordnung gehört 
(Strafprozekordnung $ 269). Hat dagegen eine Vorunterfuhung nicht jtattgefunden, fo 
fann der Angeflagte bis zur Verlefung des Beſchluſſes über die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens den Einwand der örtlichen Unzuftändigfeit des Gerichts erheben (Strafprozeßorbnung 
$ 16). Bejchließt demnach das Gericht, vor welches die Sache verwiefen ift, feine fachliche 
oder örtlihe Unzuftändigfeit, fo fol diefer Beihluß auch zugleich Eröffnungsbefhluß für 
das nad Anficht des befchließenden Gerichts zuftändige Gericht fein (Strafprozeßorbnung 
$ 270 Abf. 2). 

Litteratur: Fuchs im Dandbuh 1 53; —535 — Gebrechen und Reform des Strafver- 


fahrens. ©. 242 fi.; Pland ©. 328 ff.; Glajer, Die Eröffnung des Hauptverfahrens im Straf- 
prozeß. Wien 1880, Separatabdrud aus Grünhuts Zeitichrift Bd. VII Heft 3. 


8 43. IV. Vorbereitung der Hauptverhandlung. Durch das die Er- 
hebung der öffentlichen Klage vorbereitende Verfahren, ſowie durd die Vorunterfuhung ift 
der Straffall ſoweit, aber auch nur ſoweit (Strafprozeßordnung $ 188) aufgeflärt, daß 
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die Entjheidung, das Hauptverfahren zu eröffnen, begründet werden fonnte. Die Aufgabe 
des erfennenden Gerichts ift es aber, den Straffall ſoweit aufzuklären, daß eine Entſcheidung 
darüber, ob ver Angellagte zu verurteilen oder freizufprechen ift, begründet werben fann. 
Es ift möglid, daß auch hierzu die voraufgegangenen Prozeßſtadien das erforderliche Material 
ergeben haben. Inſoweit dies aber nicht der Fall, ift dasfelbe jegt zu befhaffen. Zwar 
ift in Gemäßheit des 5 245 eine Präflufion in Bezug auf das Vorbringen neuer Beweis— 
mittel nicht zuläffig; aber andererfeits foll (Strafprozekordnung $5 225. 227. 228) bie 
Hauptverhandlung regelmäßig ohne Unterbredhung durchgeführt werden. Hieraus ergiebt 
fih, daß zwifchen der Ladung des Angeklagten (ſowie des Verteidigers) und dem von dem 
Vorfigenden des erfennenden Gerichtes anzuberaumenden Termin zur Hauptverhandlung eine 
bejtimmte Zeitdauer, nad Strafprozeßordnung $ 216 mindejtens eine Woche, liegen muß. 
(Vol. Strafprozefordnung $$ 212— 217.) Die Ergänzung der Beweismittel ift Sache ſo— 
wohl des Angeklagten — er ftellt den betreffenden Antrag bei Gericht oder bevient ſich der 
unmittelbaren Ladung — (Strafprozekorbnung $ 218) wie auch der Staatsanwaltjchaft 
(Strafprozekordnung $ 221 Abf. 2) wie au des Gerichts ſelbſt (Strafprozeorbnung 
$ 220). Welche Austunftsperfonen die Staatsanwaltihaft hat laden lafjen, joll dem An- 
geflagten und ebenjo foll der Staatsanmwaltjchaft rechtzeitig befannt werden, melde Aus- 
funftsperfonen in Beranlafjung des Angeflagten geladen worden find (Strafprozeßorbnung 
$ 221). Darüber, daß die Parteien auch von den feitens des Gerichts von Amts wegen 
erfolgten Ladungen in Kenntnis zu jegen jeien, jagt das Geſetz ausdrücklich nichts; es folgt 
dies aber wohl aus der Natur der Sade. Kommiſſariſche Vernehmung von Zeugen und 
Sadpverftändigen ſowie fommifjarifhe Augenjcheinseinnahmen können auch jegt noch, die 
Vorbereitung zur Hauptverhandlung ergänzend, ftattfinden (Strafprozekorbnung 88 222— 224). 
Yitteratur: Fuchs im Handbuch II 53 ff.; Geyer, Lehrbuch 88 188—1%. 


Die Hauptverhandlung. 


(Val. das oben $ 5 unter 2 bezüglich der accufatorischen bezw. inquifitorifchen Organi 
fation der Hauptverhandlung Ausgeführte. Ergänzt wird das hier Beizubringende durch 
den inhalt der SS 4—7.) 


8 44. I. Der Eröffnungsbefhluß. 1. Die Änderungen desfelben durd 
die Ergebniffe der Hauptverhandlung. „Der Antrag der Staatsanwaltihaft auf 
Eröffnung der VBorunterfuhung muß den Beichuldigten und die ihm zur Laft gelegte That 
bezeichnen” (Strafprozeorbnung $ 177). „Das Gericht ift bei der Beichlußfafiung an die 
Anträge der Staatsanwaltfchaft nicht gebunden“ (Strafprozekordnung $ 204). „In dem 
Beichluffe, durch welchen das Hauptverfahren eröffnet wird, ift die dem Angeklagten zur 
Laft gelegte That unter Hervorhebung ihrer gefeglihen Merkmale zu bezeichnen” (Straf: 
prozeßordnung $ 205). Der Inhalt diefes Eröffnungsbefhluffes ift es, der den Ermitt- 
lungen der Hauptverhandlung zu Grunde liegt (Strafprozekorpnung $ 242 Abf. 2. $ 214). 
„Gegenftand ber Urteilöfindung ift die in der Anklage” — (muß heißen „Eröffnungsbe- 
ſchluß“, denn eine „Anklage“ fennt die Hauptverhandlung überhaupt nicht) — „bezeichnete 
That, wie fich diefelbe nah dem Ergebniffe der Verhandlung darſtellt. Das Gericht ift 
an diejenige Beurteilung der That, welche dem Beſchluſſe über die Eröffnung des Haupt: 
verfahrens zu Grunde liegt, nicht gebunden” (Strafprozeßordnung $ 263). Man fieht: 
Die „That des Angeklagten“ bleibt zwar von Anfang bis zu Ende die „That des Ange- 
Hagten“, aber diefelbe kann verfchiedenartig beurteilt werden. Sie ftellt ſich dar, beurteilt 
nad den Ermittlungen des vorbereitenden Verfahrens, beurteilt nad den Ermittlungen der 
Vorunterfuhung und endlich beurteilt nad) den Ermittlungen der Hauptverhandlung. Hier: 
aus ergiebt fih: Das Urteil, welches den Abſchluß der Hauptverhandlung bilvet, bleibt 
beſchränklt auf die „That des Angeklagten”, die in dem Eröffnungsbeichluffe bezeichnet ift 
(unter welchen Vorausfegungen es möglich ift, auch noch über eine andere That des 
Angeklagten als der im Eröffnungsbefchlufje bezeichneten zu urteilen, darüber vgl. Straf- 
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prozeßordnung $ 265); aber das Urteil hat nicht bloß die Frage zu beantworten, ob der 
Angeklagte die That jo, wie diejelbe in dem Cröffnungsbefchluffe beurteilt ift, begangen 
bat, jondern ob er „die That“ begangen hat, gleichviel wie diefelbe beurteilt werden mag. 
Die BVerfchiedenartigfeit der Beurteilung fann nun aber durch folgendes bedingt fein: 

a. Die einzelnen Thatſachen, welche die „That“ des Angeklagten in dem Eröffnungs- 
bejchluffe bezeichnen, bleiben unverändert beftehen. Eine Anderung in der Beurteilung der 
„hat“ kann in diefem Falle nur dadurch entjtehen, daß die gleichen Thatjachen in dem 
Urteile unter ein anderes Strafgejeß fubjumiert werden, als diefes in dem Eröffnungs- 
beſchluſſe geichehen iſt. 

b. Die „That“ kann die gleiche bleiben, und doch können die Ermittlungen der Haupt: 
verhandlung ergeben, daß einzelne der Thatfachen, die der Beurteilung des Eröffnungs- 
bejchluffes zu Grunde lagen, fich nicht zugetragen haben (es hat 3. B. feine perfönliche 
Gewalt bei Wegnahme der Sache jtattgefunden) oder daß andere fi zugetragen haben, 
welche bei der dem Eröffnungsbeichluffe zu Grunde liegenden Beurteilung überfehen find 
(der Diebitahl ift nicht nur ein einfacher, ſondern es ift bei demfelben auch dasjenige vor- 
gefommen, was $ 243 vorgejehen hat; oder es charakterifiert fi der geftohlene Gegenjtand 
als Nahrungs- oder Genußmittel von unbedeutendem Werte). Und folde Änderungen des 
thatfächlichen Materiald brauchen ja nicht bloß auf die „gejetlihen Merkmale” ſowie auf die 
im Strafgejege befonders vorgejehenen Umijtände, welche die Strafbarkeit vermindern 
oder erhöhen, befchränft zu werden, fondern fünnen ſich aud; auf das gejamte Gebiet der 
Strafzumeffungsgründe (einjchließlic; der mildernden Umftände) ausdehnen. 

Unter diefem Gefichtspunfte find auch alle diejenigen Fälle aufzufaffen, welde nad) 
Strafgeſetzbuch $ 73 als „eine Handlung”, durch welche mehrere Strafgeſetze verlegt werden, 
zu beurteilen find. Das, was das Strafgeſetzbuch S 73 als eine Handlung bezeichnet, iſt 
dasjelbe, was die Strafprogegordnung durd die Worte „die dem Angeklagten zur Laſt ge- 
legte That” (Strafprozeßordnung $ 205), „die in der Anklage” — foll heißen Eröffnungs- 
beſchluß — „bezeichnete That” (Strafprozeßordnung $ 263) zum Ausdrud bringt. 
Und die Worte der Strafprozeßordnung: „Wird der Angellagte im Laufe der Haupt: 
verhandlung noch einer anderen That beichuldigt, als megen welcher das Haupt- 
verfahren wider ihn eröffnet ift“ (Strafprozeßordnung $ 265), „mehrere bei dem Gerichte 
anhängige Straffahen“ (Strafprozeßorpnung $ 236) haben feinen anderen Inhalt als die 
„mehreren jelbjtändigen Handlungen” des Strafgefegbuhs $ 74. Da indeffen das Straf: 
gejegbud den Ausdrud „Handlung” (SS 73. 74), die Strafprozeßordnung den 
Ausdruck „That“ gebraudt; da weiter der Gegenſatz, den das Strafgeſetzbuch in den 
beiden Vorfchriften der SS 73 und 74 gemacht hat, ein vollfommen unlogijcher ijt; da 
endlih Strafprozeßordnung S 414 Abi. 2. 3 in jeder Beziehung unrichtige Vorfchriften 
trifft, jo werden auf dem bier berührten Gebiete folange Zweifel bejtehen bleiben, bis die 
Erkenntnis gewonnen ift, daß die „That“ der Strafprozeßordnung dasfelbe ift wie die 
„Handlung“ des Strafgefehbuhs und daß Etrafgefegbud SS 73. 74 ebenfo unlogifchen 
mie Strafprozeßordnung $ 415 Abi. 2. 3 fehlerhaften Inhaltes find. 

e. Die „gefetlihen Merkmale der dem Angeklagten zur Laſt gelegten That” können 
diejelben bleiben — oder auch jo geändert werden, wie dies unter b gezeigt ift, aber die 
Beurteilung der That wird dadurch eine andere, daß diejenigen Thatfahen, melde die 
Merkmale des allgemeinen Thatbejtandes ausmachen, andere werden. Hierher gehören auch 
die Fälle, in denen die Hauptverhandlung ftatt des in dem Eröffnungsbeſchluſſe angenom- 
menen vorſätzlichen Verbrehens die Eriftenz eines nur auf Fahrläffigfeit beruhenden Delikte 
nachweiſt, oder umgekehrt, in denen ftatt der Vollendung Verſuch oder ftatt des Verfuchs 
fih Vollendung herausitellt, in denen ftatt der Thäterfchaft Teilnahme oder ftatt der Teil- 
nahme Thäterſchaft dargethan wird u. ſ. w. 

d. Es fünnen die in dem Eröffnungsbeſchluſſe enthaltenen gejeglihen Merkmale ver 
That bejtehen bleiben, und es fann die Beurteilung der That dadurd ſich anders geitalten, 
daß erſt in der Hauptverhandlung diejenigen Thatſachen eruiert werden, melde die Nicht— 
verfolgbarfeit der That (Verjährung, Begnadigung, rechtsfräftige Entſcheidung — Straf- 
prozefordnung 3 210) bedingen. 
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Aus dem Vorjtehenden ergiebt ji der Umfang, den die Beftimmung der Strafprozeß- 
ordnung $ 263 Abi. 2 hat. Wollte man den Inhalt diefer Beitimmung unter Zugrunde- 
legung der Bejtimmungen der Civilprozeßordnung paraphrafieren, jo würde zu jagen fein: 

Durch den Eröffnungsbeihluß wird für die Hauptverhandlung Rechtshängig- 
feit der Strafjache begründet. 

Die Nechtshängigfeit hat die Wirkung, daß ohne Einwilligung des An- 
geflagten eine Änderung der Anklage nicht ftattfinden darf (Civilprozeßordnung 
$ 235; Strafprozeßordnung S 263 Abſ. 1). Als eine Anderung der Anklage ift 
es nicht anzufehen, wenn ohne Änderung des Anklagegrundes die thatfächlichen oder 
rechtlihen Anführungen ergänzt oder berichtigt werden (Civilprogekorbnung $ 240; 
Strafprozeßorbnung $ 263 Abſ. 2). 

Das Wort „Anklage“ iſt hier der Kürze wegen gebraudt, und das dürfte gejtattet fein. 
Etwas anderes ift ed dagegen, wenn das Gefeh das Wort „Anklage“ gebraucht und dabei 
Eröffnungsbeſchluß“ meint. 


Litteratur: Pland ©. 317 ff.; Zachariä U 76. Über Anderung der Antlage u. ſ. w. 
in Goltdammers Arhiv X 238. Über die Unabänderlichteit des Fundamentes der Anklage (8) 
in v. Holgendorffs Strafrehtszeitung. 1869. S. 560: Fuchs im Handbuch II 84 fi.: Geyer, 
Lehrbuch $& 213. 


8 45. 2. Redtlihe Folgen der Änderungen des Eröffnungs- 
beſchluſſes. Die Änderung des Eröffnungsbejchluffes ift nicht nur für die Stellung des 
Angeklagten beveutjam, fie fann aud auf die dem Staatsanwalt zugewiejene Stellung von 
Erheblichkeit jein. Die Staatsanwaltihaft fol ja aud die dem Angeklagten günjtigen 
Umftände berüdfichtigen, fie muß daher Umftände, welche in diefer Richtung wirkſam werben 
fönnen und auf welche erft in der Hauptverhandlung hingewiefen wird, ermitteln können. 
Aber auch die bloß antlagende Thätigkeit der Staatsanwaltfhaft kann durd Änderungen 
des Eröffnungsbeſchluſſes, z. B. dadurch, daß erjt jegt ein Qualififationsgrund zu Tage tritt, 
berührt werden. Die Strafprozeßorbnung giebt indefien der Staatsanmwaltjchaft fein Recht, 
fraft deſſen das Gericht verpflichtet würde, einem Vertagungsantrage ftattgeben zu müffen. 
Einem dies bejwedenden Antrage foll das Gericht nachkommen, falls ihm dies an- 
aemefjen erfheint, wie es denn auch (in Analogie mit Strafprozefordnung 3 220) 
die Ausfegung der Hauptverhandlung von Amts wegen anordnen fann (Strafprozeforbnung 
$ 264 Abi. 4). Auch in Bezug auf den Angeklagten iſt es der Regel nad in das Ermefjen 
des Gerichts geftellt, ob dasjelbe infolge der veränderten Sachlage zur genügenderen Bor: 
bereitung die Hauptverhandlung ausfegen will. Und nur in zwei Punkten ift die Stellung 
des Angeklagten eine andere alö die des Staatsanwalts: 1. Der Angellagte darf verlangen, 
daß er auf die Veränderungen, denen die Beurteilung der ihm im Eröffnungsbeſchluſſe zur 
Laſt gelegten That unterzogen werden möchte, bejonders hingemwiefen werde. Beruht diefe 
Änderung lediglich in einer Änderung des Gefeges, jo muß dieſer Hinweis in allen 
Fällen erfolgen, gleichviel ob das jetzt in Betracht zu ziehende Gefeg eine mildere oder 
ſchwerere Strafe für den Angeklagten bedingt (Strafprozeßordnung $ 264 Abf. 1). Beſteht 
dagegen die Änderung in einer Änderung des thatjählihen Materials, fo hat der 
Angeflagte auf jenen Hinweis nur dann einen Anfpruh, wenn die nun zur Sprade ge 
brachte Thatjache einem vom Strafgejete befonders vorgefehenen Umftande entfpricht, durch 
welhen die Strafbarfeit erhöht wird (Uualififationsgründe — nicht aber jtraferhöhende 
Strafzumeffungsgründe). 2. Der Angellagte hat das Recht, die Ausfegung der Haupt- 
verhandlung zu verlangen. Dies aber nur unter der Vorausſetzung, daß neue in dem An- 
Hagebefchlufje nicht erwähnte Thatfachen gegen ihn vorgebracht werden, welche die Wirfung 
haben, daß ein fchwereres als das in dem Cröffnungsbefchluß bezeichnete Strafgefeß zur 
Anwendung fommen fann, oder welche — unter Beibehaltung des in dem Eröffnungs— 
befchluffe bezeichneten Strafgefeges — einem von dem Strafgefehe befonders vorgefehenen 
Umjtande entiprechen, durd; den die Strafbarfeit des Angeflagten erhöht wird (Strafprozeß- 
ordnung S 264 Abf. 3). Die Ausfegung der Hauptverhandlung muß erfolgen, wenn die 
jegt erft in Betracht gezogenen ihn gravierenden Thatfachen von dem Angeklagten geleugnet 
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werden und er unter der Behauptung, in Bezug auf diefe Erweiterung des thatfädh- 
lihen Materiald auf die Verteidigung nicht genügend vorbereitet zu fein, die Ausfegung 
beantragt. Eine nähere Begründung diefes Antrages ift nicht erforderlich. 

Litteratur: Val. die zu $ 44 angeführte Yitteratur. 


8 46. Il. Die Beweiserhebung in der Hauptverhandlung. (Vgl. oben 
die Ausführungen in $$ 28-37.) Es find hier folgende Punfte hervorzuheben : 

a. Der Umfang der Beweiserhebung. Der Gegenjag, in welchem die Er- 
mittlungen der Hauptverhandlung zu denen der VBorunterfuhung jtehen, „Derummt ſich zunãchſt 
durch die Vorſchrift des 5 188 Abſ. 1 im Verhältnis zu der des $ 259. Während in 
der Vorunterfuhung die Ermittlungen nicht weiter ausgedehnt werden follen, als erforderlich 
ift, um eine Entſcheidung darüber zu begründen, ob das Hauptverfahren zu eröffnen oder 
der Angefhuldigte außer Verfolgung zu fegen fei, müffen in der Hauptverhandlung die 
Ermittlungen fomweit ausgedehnt werden, als erforderlich ift, um das Urteil zu erlaflen. 

b. Die Form der Bemweiserhebung. Nah Strafprozeforbnung $ 65 erfolgt 
der Regel nad) die Beeidigung der Zeugen nicht ſchon in der Vorunterſuchung, ſondern erſt 
in der Hauptverhandlung. Die allgemeinere Bedeutung diefer Vorfchrift ift die, daß die 
Vorunterfuhung fih mit Informationen begnügen fann, daß dagegen die Haupt- 
verhandlung Bemweife erfordert. Der Cröffnungsbefhluß fann auf Informationen geſtützt 
werben, das Urteil darf fih nur auf Beweiſe ſtützen. 

e. Die Art der Bemweiserhbebung. „Die Vernehmung des Angeklagten und die 
Aufnahme des Beweifes erfolgt durch den Vorſitzenden“ (Strafprozekordnung $ 237 Abj. 1), 
d. h. der vorfigende Richter iſt Inquirent der Hauptverhandlung, wie der Unterfuhungs- 
richter Inquirent der Vorunterfuhung - if. Das mit dem Angeklagten anzuftellende In— 
quifitorium bleibt in allen Fällen der ausſchließlichen Zuftändigfeit des Vorfigenden 
vorbehalten, wogegen an dem mit den Zeugen und Sadverftändigen anzuftellenden Inquiſi— 
torium die beifißenden Richter, der Vertreter der Staatsanmwaltfchaft, der Angeklagte, der 
Verteidiger, die Gefchworenen und die Schöffen fich beteiligen können (Strafprozeßordnung 
$ 239. 240 Abſ. 1). Someit ſich die Beweiserhebung auf die Vernehmung der von der 
Staatsanwaltihaft und dem Angeklagten benannten Zeugen und Sachverſtändigen bezieht, 
fann diejelbe nah Mafgabe der Strafprozekordnung SS 238. 240 Abſ. 1 ftatt durch den 
Nichter, dur den Staatsanwalt und den Verteidiger in Form des Kreuzverhörs erfolgen, 
wobei dann die Ergänzung des Kreugverhörs durch richterliches Inquifitorium vorbehalten 
bleibt. Ein Kreuzverhör, befhränft auf die Vernehmung der von der Staatdanmwalt- 
Schaft und dem Angellagten benannten Zeugen und Sadverftändigen, ergänzt durch richter- 
liches Inquifitorium, abhängig von der zufällig übereinftimmenden Neigung diefes Staats- 
anmwalts und diefes Verteidiger! — es darf bezweifelt werden, daß ein folches Inſtitut 
dem deutſchen Strafprogeßrecht irgendwie zum Vorteil gereihen fann, mag man nun die 
gegenwärtige Handhabung des Prozeßrechts oder die weitere legislatorifche Entwidlung des- 
jelben im Auge haben. Denn ſelbſt das Verftändnis für die Bebeutfamfeit des Sabes: 
Der erfennende Richter darf nicht inquirieren, fondern die Parteien 
haben vor dem erfennenden Ridter zu verhandeln — dürfte durch die Vor: 
Schriften der Strafprozeßordnung SS 238. 240 Abf. 1 ſchwerlich gefördert werden. 


8 47. II. Das Urteil. 1. Arten des Urteils. „Das Urteil fann nur 
auf Freifprehung, Verurteilung und Einftellung des Verfahrens lauten” (Strafprogeorbnung 
8 259 Abſ. 1). (Über den Zufammenhang des auf —— des Verfahrens lautenden 
Urteils mit den Antragsdelikten vgl. Strafprozeßordnung I 259 Abſ. 2.) An die dem 

früheren gemeinrechtlichen Prozefje befannte absolutio ab instantia erinnert im heutigen 
Prozefie der die Vorunterfuhung abjchließende Beihluß auf Nichteröffnung des Haupt- 
verfahrens (Strafprozeßordnung $ 202). Denn infolge dieſes Beſchluſſes wird der An- 
gejchuldigte zwar außer Verfolgung geſetzt, aber fobald neue Thatfahen oder Beweismittel 
ermittelt werden, kann das Verfahren gegen ihn wieder aufgenommen werden (Strafprozeh- 
ordnung $ 210). 
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8 48. 2. Begründung des Urteils: A. Im nicht ſchwurgerichtlichen 
Verfahren (Strafprozekorbnung 3 266). Da nah Strafprozeßordnung $ 260 das Prinzip 
der freien Beweiswürdigung in vollftem Umfange anerfannt ift, da $ 300 für, ſchwur— 
gerichtliche Sachen dem Vorfigenden jede eine Würdigung der Beweife enthaltende Äußerung 
den Gefchworenen gegenüber unterfagt hat, jo fann es fein Urteil geben, welches die Gründe 
dafür anführt, weshalb diefe oder jene Thatſache für erwiefen oder für nicht erwieſen an- 
genommen wird. Die Entjcheidungsgründe, deren Borhandenfein einen wejentlichen Bejtandteil 
des Urteild ausmacht (Strafprogeforbnung $ 377 Nr. 7), können daher nur die für er- 
wieſen bezw. für nicht erwiefen angenommenen Thatfachen angeben und deren Einwirkung 
auf die Beitrafung oder Freifprehung des Angeklagten darthun. 

Erfolgt nun die Berurteilung des Angeklagten (bezüglich der Freifprehung vgl. 
Strafprozeßordnung $ 266 Abi. 4), jo muß doch eine nah Art und Größe beftimmte 
Strafe gegen den Angeklagten erfannt werden. Dies ift aber nur dann möglid, wenn 
zwei Fragen beantwortet find: erjtens, welcher That hat ſich der Angeflagte jchuldig 
gemaht? und zweitens, welche Umftände haben einen Einfluß auf die Größe der Be- 
ftrafung dieſer That? Selbitverftändlich iſt es, daß diefe zweite Frage da, wo das Geſetz 
eine abjolut beftimmte Strafe androht, nicht in Betracht fommen fann. Die erfte Frage 
heißt (Strafprogekorbnung $ 262) die Schuldfrage, die zweite Frage die Straffrage. 
Somohl in den fchmurgerichtlihen wie in den nicht -chmwurgerichtlichen Sachen muß das 
Urteil die Gründe für die Bejahung der Schuldfrage wie auch für die Entfcheidung der 
Straffrage enthalten (Strafprozeßordnung $ 266 vgl. mit $ 316). 

Zur Begründung der Schuldfrage in nicht-ſchwurgerichtlichen Sachen verlangt das 
Gejeg (Strafprozeordnung $ 266): 

a. Die Angabe derjenigen Thatjahen, weldhe den gejeglichen Merkmalen der That des 
Angeklagten, wie folde auf Grundlage des Antlagebefhluffes durd die Hauptverhandlung 
ermittelt ift, entſprechen. (Die Erfordernifje des fpeciellen Thatbeftandes liegen vor.) Wenn 
hierbei noch die Worfchrift getroffen ift: „Inſoweit der Beweis aus anderen Thatjachen 
gefolgert wird, follen auch diefe Thatfachen angegeben werden“, fo mwiberfpricht diefe Vor- 
jchrift dem Prinzipe der freien Beweiswürdigung; war diefelbe aber nötig, jo durfte fie 
nicht auf $ 266 Abi. 1 beichränft werden, fonden war dann aud auf $ 266 Abi. 2 
auszudehnen. 

b. Die Angabe derjenigen Thatfahen, welche den Merkmalen der geſetzlich anerfannten 
Qualifikations⸗ oder Privilegierungsgründe entfprehen (Strafprozeßordnung $ 266 Abf. 2). 
(Bezüglich des Nüdfalls vgl. Strafprozeßordnung $ 262 Abf. 3.) Zu den Privilegie- 
rungsgründen gehören aud Fälle wie die Strafgeſetzbuch $ 247 Abf. 2. $ 257 Abf. 2 
ſowie die Strafgefeßbuh SS 46. 157. 163 Abf. 2. 310. 313 Abf. 2 vorgefehenen. 

Die unter a und b bezeichneten Angaben ermöglihen — falls nit „Strafausfhließungs- 
gründe” vorliegen — die Beitrafung des Angellagten in Gemäßheit einer der Strafpojitionen, 
welche das Strafgefehbuh SI 80—370 oder ein dasjelbe ergänzendes Geſetz aufitellt. Daß 
diefe Strafpofitionen durch die Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs SS 43 ff. 48 ff. mobdifiziert 
werden fünnen, bewirkt zwar, daß die Entfcheidungsgründe des Urteild auch diejenigen That: 
fahen, melde den gejeglihen Merkmalen des Verſuchs, der Teilnahme entſprechen, mit 
enthalten müfjen, ändert aber an dem Nefultate nichts, daß die unter a und b bezeichneten 
Feitftellungen zu einer Strafpofition führen, in deren Gemäßheit die Bejtrafung, falls fie 
überhaupt zuläffig ift, zu erfolgen hat. Nur in den Fällen, in denen das Geſetz „mildernde 
Umftände” berüdfichtigt, führen die unter a und b angeführten Feſtſtellungen nicht zu 
einer, fondern zu zwei Strafpofitionen, von denen die eine anzuwenden ift, wenn mildernde 
Umftände angenommen werben, die andere dagegen in Betracht kommt, wenn dies nicht der 
Fall if. Nun fann man ja jagen: Die Beantwortung der Schuldfrage hat den Zwed, 
diejenige Strafpofition (Marimum und Minimum der Strafe) zu bezeihnen, innerhalb 
deren die Beltrafung zu erfolgen hat. Führt dann die Antwort auf ein Geſetz, welches 
nicht eine, fondern zwei Strafpofitionen hat (eine mit, die andere ohne mildernde Um- 
ftände), jo könnte man geneigt fein, die Erwägungen, durch welche die Entfcheidung für die 
eine oder die andere diefer Strafpofitionen, d. h. für Annahme oder Nichtannahme der 
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mildernden Umjtände, getroffen wird, chbenfalld zu den die Schuldfrage betreffenden 
Erwägungen zu rechnen. Die Folge hiervon müßte fein, daß die Urteilägründe die That- 
ſachen, durch welche dieſe Entjcheidung bejtimmt wurde, angeben und daß die dem An- 
geflagten nachteilige Entfcheidung mit derjelben Stimmenmajorität erfolgen müßte, melde 
für dem Angeklagten nachteilige die Schuldfrage betreffende Entſcheidungen bejtimmt iſt 
(Strafprozeßordnung $ 262). Nun verlangt aber das Geſetz (Strafprozeßordnung $ 266 
Abſ. 3) nicht die Angabe der den „mildernden Umſtänden“ entfprechenden Thatjachen, 
jondern es verlangt nur, daß die Urteilägründe die Thatſache ergeben, daß eine Entſcheidung 
über das Vorhandenfein der mildernden Umjtände getroffen jei, und dies aud nur dann, 
wenn die „mildernden Umjtände” als vorhanden angenommen oder ihr Nichtvorhandenfein 
gegenüber einem in der Verhandlung gejtellten Antrage auf Annahme derjelben feftgeftellt 
wurde. Und was die Majorität anbetrifft, mit der das Vorhandenfein der „mildernden 
Umftände” beſchloſſen werden muß, jo bejtimmt 3 307, daß hierfür die Majorität von 
zwei Dritteilen nicht erforderlich jei, jondern einfache Majorität genüge, und dieje Vorjchrift 
hat jelbftverftändlih auch für nicht-fhwurgerichtlihe Sachen Anwendung zu finden. Die 
Frage über das Vorhandenfein oder Nichtvorhandenfein der mildernden Umjtände gehört 
demnach nicht zur Schuldfrage, ſondern zur Straffrage. (Val. mit Strafprozeßordnung 
8 507 Gerichtsverfaſſungsgeſetz $ 81 a. E.) 

ec. Soll nun aber dasjenige Strafgefeß angewendet werden, auf weldes die unter a 
und b bezeichneten Angaben hinführen, jo ift Dies nur unter der Vorausfegung möglich, 
daß aud diejenigen Thatfahen vorliegen, welche den Erfordernifien des allgemeinen 
Thatbejtand es entſprechen. Diefe Entſcheidung ift aber — abgefehen von den im Straf: 
geſetzbuch SS 56. 57. 58 vorgefehenen Beitimmungen — nur dann zu treffen, wenn das 
Nichtvorhandenfein eines der Erforbernifje des Thatbejtandes in der Hauptverhandlung be— 
hauptet iſt. Falls aber eine ſolche Behauptung aufgeſtellt wurde, jo muß, und zwar gleichviel 
ob infolge derſelben eine Beweiserhebung ſtattgefunden oder ob dies nicht der Fall geweſen, 
die Entſcheidung über die Nichtigfeit oder Unrichtigfeit diefer Behauptung nad) Maßgabe 
Des z 266 Abſ. 2 erfolgen. 

In dieſer Weife iR die Shuldfrage durch die Urteilögründe im nicht-[hmwurgeridht- 
lihen Verfahren feitzuftellen. Jeder Mangel hinſichtlich dieſer Feititellungen würde bie 
Revifion begründen. 

Außer den Begründungen, welche ſich auf Entſcheidung der Schuldfrage beziehen, ver- 
langt das Gefeg auch eine Begründung hinfichtlih der Entſcheidung der Etraffrage. 
Das Urteil foll die Umftände anführen, welche Der die Zumeſſung der Strafe beſtimmend 
geweſen ſind. Fehlen dieſe Beſtimmungen, jo iſt $ 377 Nr. 7 diejenige Vorſchrift, "auf 
welche auch in diefem Falle die Reviſion zu ſtützen lt. Denn das Urteil enthält „feine 
Entjheidungsgründe”, wenn auch nur eine derjenigen Entſcheidungen, die das Geſeb als 
Vorausſetzungen des Urteils getroffen wiſſen will, nicht getroffen oder, wenn getroffen, nicht 
fo begründet iſt, wie das Geſetz dies vorgeſchrieben hat. Vgl. übrigens bezüglich der 
„mildernden „Umftände" das unter b Gejagte. 


8 49, B. Begründung des Urteils im [hwurgeridtliden Verfahren. 
Nah dem Gerichtsverfafjungsgefep $ 81 find die zwölf Geſchworenen zur Entſcheidung der 
Schuld frage berufen. Nach der Strafprozeßordnung $ 297 iſt aber unter den dajelbjt 
angegebenen Vorausfegungen bezüglich des Vorhandenfeins von mildernden Umſtanden eine 
Nebenfrage zu jtellen. Die Gefhmworenen find mithin zur Entſcheidung der Schuldfrage und 
zur Entſcheidung der Straffrage berufen, inſoweit leßtere dur die Annahme oder Nicht- 
annahme der mildernden Umftände bedingt wird. 

Die Entfheidung der Shuldfrage foll vollitändig durd die Geſchworenen erfolgen. 
Die Antworten der Geſchworenen auf die denfelben gejtellten Fragen treten jomit, wenn der 
Angeklagte verurteilt wird, an Etelle der Begründungen, melde die Strafprozefordnung 
8 266 Abi. 1 und 2 verlangt, und, wenn der Angeklagte freigefproden wird, an die 
Stelle der von der Strafprogekordnung $ 266 Abf. 4 verlangten Begründungen. Das ift 
der Sinn des S 316. 
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Nun iſt aber doc der inhalt der Eduldfrage in fchmwurgerichtlihen Sachen fein. 
anderer als in nicht-fchwurgerichtlihen Sachen. 

Demnah muß der Ausfprud der Gefchworenen enthalten: 

a. die Angabe derjenigen Thatfahen, welche den geſetzlichen Merkmalen der That des 
Angeklagten, wie jolde auf Grundlage des Eröffnungsbejchluffes durch die Hauptverhandlung 
ermittelt ift, entjprechen ; 

b. die Angabe derjenigen Thatſachen, welche den Merkmalen der gefeglich anerfannten 
Qualifikations⸗ oder Privilegierungsgründe entſprechen; 

e. die Entſcheidung darüber, ob diejenigen Thatfachen vorliegen, welche den Erforder- 
niffen des allgemeinen Thatbeftandes entjprechen. (Selbftverftändlih ift es, daß die unter 
b und ce bezeichneten Angaben in dem Ausfpruche der Gejchworenen nur dann enthalten 
jein fünnen, wenn die Hauptverhandlung zu den betreffenden Entſcheidungen Veranlaffung 
gegeben hat.) 

Da nun die Gejchworenen abgejehen von dem 3 305 Abf. 2 vorgefehenen Falle nur 
„ja” oder „nein“ zu jagen haben (Strafprozeßordnung SS 292. 305 Abj. 1), fo fann 
der Inhalt des Ausfpruches der Geſchworenen nur aus den von ihnen beantworteten Fragen 
entnommen werden. Und hieraus ergiebt fih dann ganz von felbft der Inhalt der den 
Gefchworenen zu ftellenden Fragen. Dieſelben müfjen enthalten: 

a. diejenigen Thatfachen, welche den gefetlichen Merkmalen der That des Angeklagten, 
wie ſolche auf Grundlage des Eröffnungsbefchluffes durch die Hauptverhandlung ermittelt ift, 
entſprechen; 

b. diejenigen Thatſachen, welche den Merkmalen der geſetzlich anerkannten Qualifikations 
oder Privilegierungsgründe entſprechen; 

e. diejenigen Thatſachen, durch welche eines oder das andere der Erforderniſſe des 
allgemeinen Thatbeftandes befeitigt fein würde. 

Die a entiprechende Frage darf niemals fehlen, die b und ce entfprechenden Fragen 
werden dagegen nur dann zu formulieren fein, wenn die KHauptverhandlung hierzu Ver— 
anlaffung gegeben hat. 

Nun läßt fich nicht verfennen, daß eine Frage, welche diejenigen Thatjachen enthält, 
die den geſetzlichen Merkmalen der That des Angellagten, wie folde auf Grundlage des 
Eröffnungsbefchluffes durch die Hauptverhandlung ermittelt ift, entfprechen, fich nur formu— 
(teren läßt, nachdem die Vorfrage, inwieweit nad) den Ermittlungen der Hauptverhandlung 
die That des Angeklagten abweichend von dem Inhalte des Anklagebejchlufjes zu beurteilen 
fei, erledigt worden ift. Mit anderen Worten: die Formulierung einer folden Frage würde 
eine Entſcheidung des Nichterfollegiums über die Ergebnifje der Hauptverhandlung zu ihrer 
Borausfegung haben, deren Inhalt etwa dem Urteile in nicht = Schwurgerichtlihen Sachen, 
infoweit ſolches durch Strafprozeßordnung $ 266 Abf. 1 Sat 1 in Verbindung mit $ 263 
Abſ. 1 gefordert wird, entjprechen würde. Bei der Stellung, welche die Strafprozeßordnung 
den Gefchmworenen gegenüber dem Schwurgerichtshof einräumen wollte, fonnte nun allerdings 
von einem ſolchen Beſchluſſe des Gerichtähofes feine Rede fein. 

Andererjeit$ wäre es möglich geweſen, für das fchmwurgerichtliche Verfahren bei der— 
jenigen Beurteilung der That des Angeklagten ftehen zu bleiben, welche durch den Eröffnungs- 
befchluß bezeichnet war; mas eine andere Beurteilung der That nad den Ergebnifjen der 
Hauptverhandlung nur mit Bezug auf die unter b und c bezeichneten Merfmale zur Folge 
gehabt hätte. Nun follte aber auch der volle Inhalt des $ 264 und bes $ 263 auf das 
Berfahren in jchwurgerichtlihen Sachen in Anwendung gebracht werben, und dies ergab 
denn die Notwendigkeit der von der Strafprogekorbnung anerkannten „Hülfsfragen“, die 
neben der „Hauptfrage”, d. 5. der dem Inhalte des Eröffnungsbefhluffes entfprechenden 
Frage, dann geftellt werden follen, wenn, auch abgefehen von Uualififations- und Privi- 
legierungsgründen und Erforderniſſen des allgemeinen Thatbeftandes, die Beurteilung der 
That des Angeklagten infolge der Ermittlungen der Hauptverhandlung den Gefchworenen 
anders erfcheinen könnte, als fie in dem Eröffnungsbejchluß bezeichnet war (Strafprozeß- 
ordnung SS 293. 294; val. oben $ 44). Dies ift der ſchwierigſte Punkt in der gefamten 
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Lehre von der Frageſtellung. Denn hier ift der Richter bezw. das Gericht bei Feſtſtellung 
der Fragen darauf angemwiejen, danad) zu juchen, was wohl denfbarerweife den Geſchworenen 
von den Ergebniffen der Hauptverhandlung als zur Verurteilung des Angellagten geeignet 
erfcheinen möchte. Und errät dies der Vorfigende bezw. das Gericht nicht, jo droht die 
Gefahr, daß die Geſchworenen, obwohl fie den Angeklagten für ſchuldig halten, doch alle 
ihnen geftellten Fragen mit „nein“ beantworten, und dies deswegen, weil der Vorfitende 
an diejenige Beurteilung der That, die den Geſchworenen die richtige erfchien, nicht gedacht 
hat und vielleicht auch gar nicht denfen konnte. (Einige Hülfsleiftungen bei Formulierung 
der Hülfsfragen werden denn freilih dem Vorſitzenden durch Strafprozefordnung $ 231 
dargeboten.) Der dem $ 263 zu Grunde liegende Gedanke führte num aber nicht bloß zu 
den „Hülfsfragen“. Denn, wennſchon der Richter durch diefelben in der Lage iſt, der 
„That“ des Angeklagten jede denkbare Beurteilung angeveihen zu lafjen, die Möglichkeit 
bleibt, wie jchon gejagt, nicht ausgefchloffen, daß die Geſchworenen viefelbe doch noch anders 
beurteilen. Und jo ift denn (Strafprozeßordnung $ 305 Abf. 2) den Gefchmorenen das 
Recht eingeräumt, die Fragen nur teilweife zu bejahen oder zu verneinen. Hieraus ergiebt 
fih für die Gefchworenen die Möglichkeit, einzelne der in die Frage aufgenommenen That- 
ſachen für nicht erwiefen zu erklären. Ob ihnen auch die weitere Möglichkeit zufteht, 
Thatfachen, die in die Frage nicht aufgenommen find, ald erwieſene hinauftellen, muß 
zwar nad Lage der Gefetgebung bejtritten werden. Es fann jedoch dur Vermittlung des 
z 291 Abſ. 1 auch diejes Refultat herbeigeführt werden. 

Die „Hauptfrage“ und die „Hülfsfragen“ beziehen ſich aber ihrem Inhalte 
nad immer nur auf die Erfordernifje des jpeciellen Ihatbeitandes der „That“ des An 
geflagten; die „Nebenfragen” (Strafprozefordnung S 295) auf die geſetzlich anerfannten 
Privilegierungs- und Uualififationsgründe; — wenn $ 295 noch bejonders die Umftände 
bervorhebt, „durch welche die Strafbarkeit wieder aufgehoben wird“, fo wird man dabei 
zwar an Strafgeſetzbuch SS 46. 163 Abſ. 2. 310 zu denken haben, aber man wird im 
Zweifel fein, ob man aud Strafgefeßbuh z 158 hierher zu zählen hat, eine Vorfchrift, 
die mit den SS 46. 163 Abſ. 2. 310 vollfommen auf einer Linie fteht, aber doch jtatt der 
Miederauffebung nur eine Verminderung der Strafe vorfieht; — in welder Weiſe 
aber durh den Spruch der Geſchworenen über das Vorhandenfein der Erfordemifje des 
allgemeinen Thatbeftandes entſchieden wird, falls in der Hauptverhandlung That- 
jachen behauptet wurden, welde (Notwehr, Geiftesfrankheit, Drohung, Irrtum u. ſ. m.) 
das eine oder das andere diejer Erfordernifje als nicht vorhanden darzuthun beftimmt find, 
darüber enthält die Strafprozekordnung in $ 298 zwar eine, aber auch nur eine Be 
ftimmung. Der Entwurf hatte (in jeinem $ 253) die allgemeinere Vorfchrift aufgenommen, 
nad) welcher bezüglich aller „die Strafbarfeit ausfchließenden Umftände“ geeigneten Falls den 
Geſchworenen eine „Nebenfrage“ geftellt werben follte; diefer Vorfchlag wurde aber von der 
Reichsjuftizfommiffion befeitigt, die der Anficht war, daß, wenn eine die Erfordernifje des 
allgemeinen Thatbejtandes ausjchließende Thatjahe von den Gefchworenen als ermwiejen an 
genommen ſei, diefelben eine Frage, die mit den Worten: „Iſt der Angeklagte jchuldig ?“ 
beginnt, nicht bejahen fönnten, fondern verneinen müßten. Alfo in Bezua auf Notwehr, 
Notitand, Geiftesfrankheit, Zwang, Drohung, rrtum, wenn deren Vorhandenfjein in der 
Hauptverhandlung behauptet war, werden feine befonderen Fragen geftellt! Das alles er 
ledigt fich dur die Worte: „Sit der Angeklagte ſchuldig?“ Nur die Frage, ob der An 
geflagte bei Begehung der That die zur Erkenntnis ihrer Strafbarfeit erforderliche Einficht 
bejefien habe, erledigt fi) durch diefe Worte nit, ſondern muß nad Strafprozeßordnung 
$ 298 bejonders entſchieden werden. Auch dürfte hervorgehoben werden, daß nad Straf 
prozeßordnung $ 266 Abſ. 2 es in nicht-fchwurgerihtlichen Sachen feftgeftellt werden muß, 
ob „Umjtände, welche die Strafbarfeit ausſchließen, für feſtgeſtellt oder für nicht feitgeitellt 
erachtet werden“. Der Widerſpruch zwiſchen Strafprozeßordnung $ 266 Abj. 2 und S 295 
dürfte durch den Hinweis darauf, daß es fih in $ 266 um bie Begründung eines Urteils 
in nicht: fhwurgerichtlichen, in $ 295 um die Begründung des Urteils in fchwurgerichtlichen 
Sachen handelt, nicht wohl zu bejeitigen jein. 
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Litteratur: ©. Meyer im Handbbud II 127 ff. und die auf S. 127. 128 angeführte Kitte- 
ratur. — Bgl. auch die Artikel Frageftellung und Wahrſpruch (Glafer) im Rechtslexikon; 
Geyer, Lehrbuch 55 218—220. 


8 50. IV. Berhältnis des Shwurgerihtshofes, jpeciell des Vor- 
figenden zu den Gefhmworenen. Bei der Beweisaufnahme haben die Gefchworenen 
das Recht, Fragen an die Zeugen und an die Sadverftändigen, nicht aber an den Angellagten 
zu ftellen (Strafprozebordnung $ 239). Den Gefchworenen fteht das Recht zu, die vom 
Borfigenden zu entwerfenden Fragen zu prüfen (Strafprozeßorbnung $ 290), auf Mängel 
in der Frageſtellung aufmerffam zu machen, ſowie auf Abänderung und Ergänzung der 
Fragen anzutragen (Strafprozeßordnung $ 291). Inſoweit alfo findet bezüglich derjenigen 
Ermittlungen, welche zur Beantwortung der Schuldfrage dienen, eine gemeinfame Thätigfeit 
des Gerichts und der Gefchworenen ftatt. Sind dann aber die Fragen geſtellt, jo hat nad 
Strafprogefordnung $ 300 der Vorfigende „die Gefchworenen über die rechtlichen Geſichts 
punfte, welde ſie bei Löſung der ihnen gejtellten Aufgabe in Betracht zu ziehen haben“ 
zu belehren, „ohne jedodh hierbei in eine Würdigung der Beweiſe einzu- 
gehen“. Diejes Verbot beruht auf einem Beſchluß der Reichsjuftizlommiffion. Nun find 
doch die Grundfäse der jachlihen Zuftändigfeit der Gerichte nah dem Prinzip geregelt, daß, 
je ſchwerer die dem Angejchuldigten drohende Strafe ift, um fo größer die Garantieen gegen 
eine etwaige ungerechte Verurteilung fein müfjen. Hiervon ausgehend fann man gewiß 
fagen, daß, wenn die Schuld eines Angeklagten nicht nur von einem Richterfollegium, ſondern 
auch von den Geſchworenen anerfannt wird, diejes übereinjtimmende Urteil von Richter: 
follegium und Geſchworenen eine höhere Garantie für feine Nichtigkeit darbiete, ald wenn 
nur das Nichterfollegium allein geurteilt hätte. Die Strafprozeßordnung fennt nun aber 
diefe auf der Übereinftimmung zwiſchen Richterfollegium und Geſchworenenbank be- 
ruhende Garantie für die Richtigkeit einer Schuldigerflärung überhaupt nicht; fondern «es 
begnügt fich diefelbe entweder mit der Schuldigerflärung des Angeklagten durch ein Richter— 
follegium oder mit der Schuldigerflärung dur eine Gefhmworenenbanf. Und um 
diefe Sonderung ja recht ſcharf durchzuführen, ift durch $ 300 dafür geforgt, daß felbft die 
Anſicht des Gerichtähofes über die Schuld oder Nichtihuld des Angeflagten den Ge- 
fchworenen durdaus verborgen bleibe. — In Straffammerjahen müffen von fünf Richtern 
mindeftens vier für die Schuld des Angeklagten votiert haben; in Schwurgerichtsſachen 
müffen die dem Angellagten nachteiligen die Schuldfrage betreffenden Entſcheidungen mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteilen der Stimmen getroffen werden; aljo acht Geſchworene 
bilden eine größere Garantie für die Richtigleit des verurteilenden Spruchs als vier rechts— 
gelehrte Richter! Das ift die Anficht des Gefeges. Unzweifelhaft dürfte es fein, daß acht 
Gefchworene eine andere Garantie für die Nichtigkeit ihres Spruches darbieten als die— 
jenige, die in dem Richterfpruch gefunden werden darf. Aber daß das.andere aud das 
Größere fein müffe, unterliegt gewiß manchen Bedenken. Da es in fchmurgerichtlichen 
Saden auf das Urteil des Gerichtshofes über die Schuldfrage nicht anfommt, jo muß diefer, 
auch wenn er in feiner Majorität für Freiſprechung des Angeklagten ift, denfelben verurteilen, 
und zwar jo verurteilen, wie dies durch die Beantwortung der den Geſchworenen vorgelegten 
ragen bedingt ift. Unter diefen Umftänden ijt denn aud die in $ 300 vorgejehene Be- 
lehrung in feiner Weiſe geeignet, den Geſchworenen dasjenige Verftändnis zu vermitteln, 
welches doch als Vorausſetzung eines ſachgemäßen Verdifts angefehen werden muß. 

Soll nun aud ein Einfluß des Gerichtshofes auf das Zuftandefommen des Geſchwo— 
renenverbifts nicht ftattfinden, jo darf doch, nachdem das Verdikt abgegeben ift, 
der Gerichtshof dasfelbe einer Prüfung, und zwar jomohl der Form (Strafprozeßordnung 
$$ 309. 310) wie auch dem Inhalte nach, unterziehen. Das fogenannte Berihtigungs- 
oder Moniturverfahren tritt ein, wenn der den formellen Vorjchriften (Strafprozeßordnung 
$ 307) entfprehende Spruch wegen Undeutlichkeit, Unvollftändigfeit oder MWiderfpruches mit 
ſich ſelbſt (Strafprozeßordnung $ 309) nicht geeignet ift, einem richterlichen Urteile zu Grunde 
gelegt zu werden (Strafprozeßorbnung $ 316). Iſt der Spruch der Gefchworenen in dieſer 
Weife fehlerhaft, jo ift die Sachlage jo anzufehen, als ob überhaupt noch fein Sprud ab- 
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gegeben wäre. Aus diefem Grunde find denn auch die Gejchworenen bei ihrer emeuten 
Beratung (Strafprozekordnung $ 309) an feinen Teil ihres früheren Spruches gebunden 
(Strafprogefordnung $ 311). Es fann aber aud) der Spruch der Gejchworenen fo befchaffen 
fein, daß er zwar an fich geeignet ift, die Grundlage eines richterlichen Urteils zu bilden, 
daß aber der Gerichtshof der Anficht ift, die Gefchworenen hätten ſich bei Entſcheidung ber 
Schuldfrage geirrt. Konnten nun die Gefchworenen die Schuld des Angeklagten da nicht 
finden, wo der Gerichtshof diefelbe als vorhanden annehmen zu müſſen glaubte, jo entfpricht 
es auf das volllommenfte dem Gebanten, welcher dem Inſtitut des Gefchworenengerihts nad 
den Beftimmungen der Strafprozefordnung zu Grunde liegt, daß dann bie 
Anficht der Geſchworenen und nicht die Anficht des Gerichts das Mafgebende ift. (Zur 
Verurteilung gehört die Übereinftimmung der Richter und der Gefchworenen ; zur Freifprehung 
genügt es dagegen, wenn aud nur einer dieſer Faktoren von der Schuld des Angellagten 
nicht überzeugt ift — ein Satz, der feine richtige Verwertung für die Praris allerdings nur 
unter der Vorausfegung finden fann, daß das Verhältnis zwiſchen Richter und Gefchworenen 
in befjerer Weife, ald durch Strafprozeßorbnung $ 300 gefchehen, normiert ift.) Iſt das 
Gericht dagegen der Anficht, daß die Gefchworenen ſich zum Nachteile des Angeſchuldigten 
geirrt haben, fo tritt, wenn das Gericht einftimmig diefer Anſicht ift, das 
Strafprozeßordnung $ 317 vorgefehene Verfahren ein. Das Prinzip der Einftimmig- 
feit der Entſcheidung ift fomit nicht zur Anerkennung der Schuld, fondern zur Anerfen- 
nung der Nihtfchuld verwertet worden. Die deutiche Strafprozeßorbnung jteht mit ihrem 
z 317 nod auf dem Standbpunfte des Code d'instr. erim. art. 352, während doch die 
franzöfifche Gefetgebung (Gefeg vom 9. Juni 1858) diefe Vorſchrift des Code d’instr. 
erim. befeitigt und die Verweifung an ein neues Gefchworenengeriht dann angeorbnet hat, 
wenn nur die Majorität der Richter der Anficht ift, daß die Gefchworenen fih zum Nach— 
teile des Angeflagten geirrt haben. 


Litteratur: Bezüglih des $ 300 der Strafprojehorbnung: 9. Meyer im Sandbud II 
184 ff., jomie der Artifel Refume —— im Rechislexikon. — Bezüglich des Berichtigungs— 
verfahrens: H. re N im Handbuch 206 fi. und die S. 206 Note 4 angeführte Litteratur. 
Val. au — — erichtigung De Wahrſpruches (Glafer) im Redtsieriton: Geyer, Lehr- 
buch 88 


851. V. Abftimmungen. 1. Bezüglid der Ehuldfrage In England 
it es feit 1368 geltenden Rechts, daß zur Nechtsbeftändigfeit des Verbifts Einftimmigfeit 
der zwölf urfprünglich zur Jury berufenen Geſchworenen unerläßlihe Vorausfegung fei. 
Und dies iſt Rechtens geblieben trotz mehrfacher Angriffe, welche gegen die Einftimmigfeit 
des Verdikts (zu verfchievenen Zeiten in den Jahren 1831—1859) erhoben worben jind. 
(Srundfag ift ferner, daß die Jury nicht auseinandergehen darf, ehe fie ein gültiges Verdilt 
aefprohen. Wenn jebod die Einftimmigfeit weder zu erreichen noch zu erwarten ift, jo fann 
der Richter diefe Jury alö eine untaugliche entlaffen und die Sache zur Entſcheidung an 
eine andere Jury bringen. Die englifche Praris findet fih jedoch nur in den jeltenjten 
Fällen in die Notwendigkeit verfegt, die Jury um der nicht zu erzielenden Einftimmigfeit 
willen als untauglich zu entlaffen. Es jteht ftatiftiich feit, daß die englifchen Geſchworenen 
in Civilſachen fi etwa nur einmal unter 20 Fällen zur gefonderten Beratung zurüd- 
ziehen und daß fie in 500 Fällen einmal nicht zur Cinftimmigfeit gelangen. In Straf- 
jahen ziehen fie fih faum in 1 Prozent der Fälle zur gefonderten Beratung zurüd, 
und die Fälle, in denen die Einftimmigfeit nicht erlangt werden fann, betragen etwa 
1 Promille. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerifa hat man das Prinzip der Einftimmigfeit 
des Verdikts nicht aufgeben mögen trotz mannigfacher Experimente, welche fonft mit dem 
Inſtitute der Jury dort gemacht worden find. 

Die franzöfifche Gefegebung vom Jahre 1790 glaubte die Einftimmigfeit des Verdikts 
der Urteilsjurg nicht aufnehmen zu follen; die Folge hiervon war, daß in der Zeit von 
1790—1853 nicht weniger als zehn verſchiedene nefetliche Anordnungen über die zu einem 
verurteilenden Berdift erforderlihe Stimmenzahl getroffen wurden. Unter diefen galt aud 
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14!/e Jahre lang prinzipaliter die Vorfchrift der Einftimmigkeit (infolge von Gefegen von 
1796 und 1797) und unter der Herrfchaft diefer Gejege war unter 1800 Fällen nur in 
21 Fällen die Einftimmigkeit nicht zu erzielen. 

In Deutfchland hatte die Gefeßgebung Braunfhmweigs (von Walded recipiert) 
die Einftimmigfeit des Verdikts verlangt. In offizieller Meife ſprach man in Braunfchweig, 
gejtügt auf eine zwanzigjährige Erfahrung, den Wunſch aus, die bevorjtehende deutfche 
Strafprogekorbnung möge an diefer bewährten Einrichtung nichts ändern. In dem an das 
preußifche uftizminifterium in Veranlaſſung der bevorjtehenden Geſetzgebung eingeſchickten 
gutachtlichen Berichte hieß es wörtlih: „Die Zahl der Fälle, welche jeit Beginn der Schwur- 
gerichte, im Jahre 1850, vor denfelben verhandelt find, beträgt zwifchen 750 und 760, und 
fiebenmal haben fich die Geſchworenen nicht zu einigen vermodt. Wenn man bebenft, daf; 
in den erjten Jahren die Sache für alle Beteiligte völlig neu war und daß unfer Straf 
geſetzbuch bei aller Vortrefflichkeit doch etwas fünftlih ift und daher für Verhandlungen mit 
Geſchworenen eigentümlihe Schwierigfeiten bietet, fo wird man einräumen, daß die Fülle 
der Nichteinigung der Zahl nad) unbedeutend erfcheinen. Zu bemerken ift noch, daß bei 
der Wiederholung eine Einigung und zwar ſowohl über „nichtfhuldig” als über „ſchuldig“ 
ftet3 ſchnell erfolgt ift und daß gegenwärtig (1869) mehrere Jahre vergangen find, ohne 
eine Verweifung an andere Geſchworene notwendig zu machen.“ Von den übrigen deutjchen 
Staaten verlangten Bayern, Württemberg, die thüringifhen Staaten, Olden 
burg, Bremen acht Stimmen für die Schuldigerflärun. Preußen und Heffen 
verlangten von den Geſchworenen nur fieben den Angellagten verurteilende Stimmen und 
ließen bei diefem Stimmenverhältnis die Entfcheidung der Schuldfrage durch den Gerichtshof 
erfolgen, wodurch indefjen in Heffen die Sache nur dann erledigt wurde, wenn der Gerichts- 
hof der Majorität der Gejchworenen beitrat, während in Preußen das Urteil des Gerichtes 
galt, mochte dasjelbe der Majorität oder der Minorität der Gefchworenen zuftimmen. 

Die Strafprogeßorbnung hat $ 262 die Vorfchrift getroffen, daß zu einer jeden dem 
Angeklagten nachteiligen Entſcheidung, welche die Schulofrage betrifft, eine Mehrheit von 
zwei Dritteilen der Stimmen erforberlich fein folle. Diefe Vorfchrift bezieht fih auf die 
nicht-ſchwurgerichtlichen Sachen ebenfo wie auf die ſchwurgerichtlichen. (Dur $ 307 
Abſ. 2 joll die Kontrolle darüber, daß unter den Geſchworenen das Abjtimmungsergebnis 
der Vorfchrift des $ 262 entjprochen habe, herbeigeführt werben.) 

2. Bezüglich der Straffrage erfolgt die Entſcheidung allemal, au dann, wenn 
diefelbe die „mildernden Umftände” betrifft, nad abfoluter Majorität (Strafprozeforbnung 
Ss 307 Abf. 2). Die Entfcheidungen über das Vorhandenfein des Nüdfalld und der Ver— 
jährung find (Strafprogeßordnung $ 262 Abſ. 2) den Entfcheidungen über die Straffrage 
gleichgeftellt. Übrigens ift zur Gewinnung einer abfoluten Majorität bei Entſcheidung der 
Straffrage die Vorſchrift des Gerichtöverfafjungsgefehes $ 198 Abf. 3 maßgebend. 

Xitteratur: Pland S. 429; Zadhariä I 535: Heinze, Die Einftimmigfeit des Jury— 
verdiftes, in Soltdammers Archiv XIII 617 fi., XIV 1 ff. - Die Prinzipien des braun- 
ſchweigiſchen Strafprozeſſes — drei aqutachtlihe Berichte, auf Beranlafiung des Reichskanzleramtes 
u. ſ. m. erftattet von dem Plenum des Herzogl. Obergerichts zu Wolfenbüttel — S. 5 ff.: Jade, 
Über Beihlußfaffung in Verſammlungen und Richterfollegien: v. Bar in der Kritiichen Viertel- 
jahrsſchrift X 490 fl.: Fuchs im Handbuch TI 94 ff.; 9. Meyer im Handbuch S. 202. 


$ 52. VI Die Rechtskraft des Urteils. Gegenjtand des Urteils iſt „Die 
That des Angeflagten”. Die Vorunterfuhung und die Hauptverhandlung geben Ver- 
anlafjjung zur allfeitigen Beurteilung der That. (Val. oben $ 44.) Gegenftand des Ur— 
teils iſt alſo nicht die That des Angeflagten, wie fich diefelbe in dem Eröffnungsbeſchluß 
darftellt, jondern es ift Gegenftand des Urteils die That des Angellagten jchlechthin. Jede 
Beurteilung, die die That des Angeklagten erfahren kann, ſoll bei der der Urteilsfällung 
voraufgehenden Beratung berüdjichtigt werden; und mit der Eriftenz des rechtskräftigen Ur- 
teils fol die Möglichkeit aufhören, die abgeurteilte That zum Gegenftande eines neuen Ur— 
teils zu machen. (Bgl. jedoch weiter unten $ 58.) Ergänzungen oder Modififationen des 
rechtsfräftigen Urteils, weil diefer oder jener rechtliche oder thatſächliche Umjtand unberüd- 
fihtigt geblieben, ſind demnach unzuläffig ; die Eriftenz des rechtöfräftigen Urteils geitattet 
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dies nit. Anders in den Fällen der Strafprozefordnung 88 491. 492, vgl. unten $ 59. 
Geben jedoch die überjehenen Umftände PVeranlafjung, durch das Nechtömittel der Wieder- 
aufnahme das rechtsfräftige Urteil zu befeitigen, fo find (vgl. jedoch Strafprozeßordnung 
$ 413 Abſ. 2) die in dem früheren Verfahren überfehenen Umftände in dem neuen Ber- 
fahren mit in Betracht zu ziehen. Die Wirkungen des rechtöfräftigen Urteils im Straf: 
prozeß lafjen fich durch einen Hinweis auf den Civilprozeß verdeutlichen. Bei dieſem ift 
e3 doch in das Belieben der berechtigten Privatperfon geftellt, zu lagen oder auch nicht zu 
lagen, den Anſpruch nur zum Teil gerichtlich zu verfolgen und die Verfolgung des jet 
noch nicht geltend gemachten Teiles des Anſpruches auf eine fpätere Zeit zu verfchieben. 
Inſoweit der civilrechtliche Anſpruch überhaupt teilbar ift, fann mithin diefer eine Civil- 
anfpruch zu verfchiedenen Civilprozefjen und fomit zu verfchiedenen rechtäfräftigen Urteilen 
führen, von denen jedes fpätere das frühere nicht prozeſſualiſch aber thatfählih ergänzt. 
Im Gegenfage hiervon ift aber der ftrafrechtlihe Anſpruch derartig befhaffen, daß auf die 
Verfolgung desfelben nicht verzichtet werden darf; der Strafanfprud kann demnad) nicht als 
ein ſolcher aufgefaßt werben, der bezüglich feiner Verfolgung eine Teilung zuließe; wegen 
des öffentlichrechtlichen Charakters diefes Anfpruches iſt es beifpielsweife nicht möglich, zu— 
nächſt einmal die dur das Megnehmen der Sache verwirkte Strafe zu verfolgen und die 
Verfolgung des Plus diefer Strafe, wegen der bei dem Megnehmen ftattgefundenen perfönlichen 
Gewalt, in einem befonderen Verfahren vorzunehmen. (Bei dem Privatdelift mochte das 
römische Recht eine actio auf das id quod amplius est — 1. 1 D. 47, 8 — gewähren ; 
aber der Begriff des Privatdelifts ift mit dem der „Strafſache“ nicht wohl zu vereinbaren.) 
Mit anderen Worten: Es giebt feinen Strafanfprud, der teilbar wäre. Findet daher eine 
Verfolgung eines Strafanfpruches ftatt, fo ift Gegenftand der Verfolgung die ganze That 
in ihrer vollftändigen rechtlihen und thatfächlihen Beurteilung, und nur über diefe ganze 
That fann das rechtsfräftige Urteil eine Entſcheidung treffen. Dabei ift es denn ganz gleich- 
gültig, ob das Urteil infolge einer Privatllage oder infolge der Erhebung der öffentlichen 
Klage, ob es ergangen iſt nad) ftattgefundener fontradiktorifher Verhandlung oder in Ab- 
wejenheit des Angeklagten, ob nad) ftattgehabter Vernehmung des Angefchuldigten oder in- 
folge eines amtärichterlihen Strafbefehls oder einer polizeilichen Strafverfügung. Nur die 
eine Einſchränkung ift hervorzuheben. Durd das im Strafverfahren erlangte rechtöfräftige 
Urteil wird zwar die ganze That des Angeflagten getroffen, aber nur infoweit, als diefelbe 
„Straffade* im Sinne des $ 3 des Einführungsgefehes zur Strafprozeforbnung it. 
Inſoweit in der That des Angellagten außerdem noch eine Verlegung der Disciplin ober 
eine zur Verhängung einer Ordnungsſtrafe Veranlaffung gebende Verlegung der Drbnung 
enthalten ift, kann das lediglich die „Strafſache“ betreffende Urteil einem neuen die Ver— 
legung der Disciplin oder der Drbnung betreffenden Verfahren nicht entgegenftehen. Übri- 
gens mag bemerkt werben, daß die richtige praftifche Durchführung der die Nechtöfraft des 
Urteils betreffenden Grundfäße — daß die richtige Würdigung des Satzes non bis in 
idem — zum nicht geringen Teile von der richtigen Normierung und Auffaffung der die 
Konkurrenz der Verbrechen betreffenden Vorfchriften abhängt. (Wal. hierüber das in 8 44 
diefer Darftellung Gefagte.) 


Yitteratur: Val. die unten bei $ 58 angegebene Yitteratur. 


Die Rechtsmittel. 


$ 53. Überfidt. Der Zwed des Rechtsmittels ift, dem Rechte widerſprechende 
gerichtliche Entfheidungen zu befeitigen und an deren Stelle dem Rechte entfprechende ge- 
richtliche Entfheidungen treten zu laſſen. Die Verfchiedenartigfeit der Rechtsmittel ergiebt 
fih von jelbft aus der Verfchiedenartigfeit der gerichtlichen Entſcheidungen. Dieſe find ent- 
weder Urteile oder Befhlüffe des Gerichts oder endlih Verfügungen des Vor— 
figenden, des Unterfuhungsrichters, des Amtörichters, des beauftragten oder bes erfuchten 
Richters. Das Rechtsmittel, welches gegen Beſchlüſſe und Verfügungen ftattfindet, ift bie 
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Beſchwerde. Die Urteile find entweder ſolche, welche noch nicht rechtskräftig geworben 
find, oder folde, melde die Rechtskraft befchritten haben. Berufung und Revifion 
ſetzen ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urteil voraus, während die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens ein rechtäkräftig geworbenes Urteil zu ihrer Vorausfegung hat. 
Bemerft mag werden, daß die Strafprozeßordnung ebenfo wie die Civilprozeßordnung in 
dem den NRechtsmitteln gewidmeten Abfchnitte nur von der Bejchwerde, der Berufung und 
der Nevifion handelt und fomit die Wiederaufnahme des Verfahrens als Rechtsmittel nicht 
anerkennen will. Damit ift indefien nichts weiter gejagt, ald daß ein Unterfchied befteht 
zwifchen ſolchen Rechtsmitteln, die gegen noch nicht rechtäfräftige, und ſolchen, die gegen 
rechtöfräftige Entfcheidungen zu benugen find. Die leßteren bezeichnete die Doktrin mit dem 
Ausdrude „außerordentliche Rechtsmittel”, während die gegen noch nicht rechtöfräftige Ent- 
jheidungen anzumendenden Rechtsmittel als „ordentlihe Rechtsmittel” bezeichnet murben. 
Wendet man diefe der gemeinrechtlihen Doftrin entnommenen Ausdrüde auf die Strafpro- 
zebordnung an, fo find Befhmwerde, Berufung und Revifion die ordentlichen Rechts— 
mittel, während die Wiederaufnahme des Verfahrens das einzige außerordentliche 
Rechtsmittel ift. . 

Der Zwed eines jeden Nechtömittels, die dem Nechte widerfprechende gerichtliche Ent- 
ſcheidung zu befeitigen und an deren Stelle eine dem Rechte entfprechende gerichtliche Ent- 
ſcheidung treten zu lafjen, wird bald dadurch herbeigeführt, daß durch das Rechtsmittel bie 
Sade in eine höhere Instanz gebradht wird (das Nechtsmittel hat Devolutiveffelt), bald da- 
dur, daß derjelbe Richter, welcher die angefochtene Entſcheidung erlaffen, nad erneuter 
Prüfung eine andere Entſcheidung erläßt (das Rechtsmittel hat feinen Devolutiveffeft). Den 
Devolutiveffeft hat das außerordentliche Rechtsmittel niemals (Strafprozeßordnung $ 407). 
Unter den ordentlichen Nechtsmitteln haben Berufung und Nevifion immer Devolutiveffeft. 
Doc bejteht der Unterfchied zwifchen beiden Rechtsmitteln darin, daß bei der Berufung der 
Berufungsrichter regelmäßig felbit das neue Urteil ſpricht, während bei der Revifion der 
Revifionsrichter regelmäßig nur prüft, ob das angefochtene Urteil den Geſetzen entiprechend 
oder mwiderfprechend ift. Im eriteren falle weift der Nevifionsrichter das Rechtsmittel zurüd, 
im letteren alle hebt er das angefochtene Urteil ganz oder zum Teil auf und weiſt den 
Richter, welcher das angefochtene Urteil gefprochen hat, an, an Stelle des aufgehobenen ein 
neues, dem echte entjprechendes Urteil zu jeten (Ausnahme: Strafprozeßordnung $ 394 
Abf. 1). Eine noch andere Bedeutung hat der Devolutiveffeft bei der Revifion, wenn das 
Urteil um deswillen angefochten wird, weil es fi) ala das Nefultat eines fehlerhaften Ver- 
fahrens darftellt. Die Wirkung des mit Erfolg eingelegten Rechtsmittel zeigt fih dann 
darin, daß jtatt des fehlerhaften jest ein neues Verfahren unter Vermeidung der früher be- 
gangen Fehler ftattzufinden hat. 

Das Rechtömittel der Befhmwerde hat, wenn die Fälle der „jofortigen Beſchwerde“ 
vorliegen, immer Devolutiveffeft. In den Fällen der einfachen Bejchwerde hängt es von 
dem Richter ab, defjen Entſcheidung angegriffen wird, ob der Devolutiveffelt eintritt oder 
ob dies nicht der Fall ift (Strafprogekorbnung $ 348 Abf. 2, $ 353 Abf. 3). 

Außer dem erwähnten nächſten Zmwed der Rechtsmittel fommt noch der weitere in Be- 
trat, daß dasjenige nicht gefchehe, was im Verfolg der angefochtenen Entfcheidung geſchehen 
müßte. Den Sufpenfiveffett haben Berufung und Revifion, die Befchwerbe der 
Regel nah nicht (Strafprozeßorbnung $ 349); und ebenfo wird durd die Wiederaufnahme 
des Verfahrens die Vollfiredung des Urteil nur dann gehemmt, wenn das Gericht Auf: 
ſchub oder Unterbredung der Bollftredung anorbnet (Strafprozeßorbnung $ 400). Die 
Rechtsmittel gegen Urteile fönnen von der Staatsanwaltfchaft (von diefer aud zu Gunften 
des Angellagten) (Strafprogeßorbnung $ 338 Abf. 2) und von dem Angeklagten geltend 
gemacht werden. Da durch die fonftigen Entfcheidungen des Gerichts nicht bloß die Par- 
teien, fondern auch andere Perfonen (Zeugen, Sadverftändige, Verteidiger, Nebentläger, 
Antragsberechtigte) betroffen werden können, fo dürfen von dem Rechtömittel der Beſchwerde 
außer Staatsanwalt und Angellagten au biefe anderen Perfonen vorfommenden Falles 
Gebrauch machen (Strafprozeßorbnung $ 346 Abf. 2; vgl. au $ 347). (Über die Ein- 
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legung des Rechtsmittels durch den Verteidiger oder den gefeßlichen Vertreter des Beſchul— 
digten vgl. Strafprogekorbnung 88 339. 340.) 

Das Verbot der reformatio in peius ift von der Strafprozekordnung zwar anerkannt, 
da diefelbe jedoch die Benutzung der zuläffigen Rechtsmittel ſowohl der Staatsanwaltfhaft 
wie auch dem Beichuldigten geftattet hat, jo hat das Verbot der reformatio in peius zu— 
nädjt den inhalt, daß ein von dem Berurteilten ſelbſt oder von der Staatsanwaltichaft 
oder einer dritten Perfon zu Gunsten des Beichuldigten eingelegtes Rechtsmittel niemals 
den Eriolg haben darf, daß das durch die Einlegung des Rechtsmittels veranlaßte Urteil für 
den Verurteilten ein ungünftigeres werde als dasjenige, welches die Veranlafjung zur Ein- 
legung des Nechtsmitteld gegeben hatte (Strafprozeßordnung $S 372. 398. 413). Redts- 
mittel. dagegen, welche von dem Staatsanwalt zum Nachteile des Verurteilten eingelegt 
‚werben, fünnen allerdings den Erfolg haben, daß der Verurteilte jegt zu einer härteren 
Strafe ald im früheren Urteil verurteilt wird. 

Dur Zurüdnahme des Rechtsmittels ſowie durd Verzicht auf dasjelbe — Zurüd- 
nahme und Verzicht können nicht widerrufen werden — wird die Sade in die Lage ge- 
bracht, als ob die Einlegungäfrift ohne Einlegung des Nechtsmittels verftrihen wäre, d. 5. 
Verziht und Zurüdnahme vor Ablauf der Einlegungsfrift machen ein Urteil rechtskräftig, 
welches jonjt et nad Ablauf dieſer Friſt rechtskräftig aemworden wäre (vgl. übrigens Straf- 
prozeßordnung $ 482). 

Der „Cinfprud” (Strafprogepordnung $S 450. 451) ift fein Rechtsmittel, weil der 
„Strafbefehl” fein Urteil ift, fjondern erjt dadurch, daß der Einfpruh nicht erfolgt, die 
Wirfung eines Urteils erlangt; und das Geſuch um Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
Strafprozeßorbnung SS 44 ff.) ift fein Nechtsmittel, weil die Verſäumung einer Frijt feine 
richterlihe Entſcheidung iſt. 

Litteratur: Über die Rechtsmittel im allgemeinen vgl. v. Schwarze im Handbuch II 219 
bis 350; v. Kries, Die Rechtsmittel im Civilprozeß und Strafprojeh. Breslau 1880; Geyer, 
Lehrbuch SS 117. 230—250: Binding, Grundrik 88 114—123. 


8 54. 1. Die Befhwerde. (Über das Verhältnis der Beichwerde zur Berufung 
und Revifion vgl. den voraufgehenden Varagraphen.) Die Beſchwerde iſt entweder ein- 
fache Beichwerde oder fofortige Beſchwerde. Die einfahe Beſchwerde findet gegen 
alle Beihlüffe und Verfügungen des Vorſitzenden, des Unterfuchungsrichters, des Amtsrich- 
ters, jomwie des beauftragten und erfuchten Nichters ftatt , infomeit diefe in eriter ober 
in der Berufungsinftanz erlafjenen Beichlüffe oder Verfügungen nit ausdrücklich der 
Anfechtung entzogen find (3. B. Strafprozeßordnung 5 28 Abſatz 1, $ 180 Abfah 2, 
$ 199 Abſatz 3 u. ſ. w.). Es braudt diefelbe nicht von dem Beſchwerdegericht entjchieden 
zu werben, jondern infolge der Beichwerde fann auch der Richter, defjen Entſcheidung an- 
gefochten wird, jelbft der Beſchwerde abhelfen. Auch ift die einfache Beſchwerde an eine 
Friſt nicht gebunden. Die fofortige Beichwerde findet dagegen nur in den Fällen jtatt, 
in denen diejelbe ausdrüdlich von dem Befepe angeordnet iſt (Strafprozeßordnung SS 28 
Abi. 1. 46 Abi. 3. 81 Abi. 3. 122 Abi. 2. 180 Abf. 1. 181 u. f. w.), fie wird immer 
durch das Beichwerdegericht — (hat immer Devolutiveffeft) und iſt an eine bejtimmte 
Friſt gebunden (Strafprozeßordnung $ 353). Gegen Beichlüffe und Verfügungen des Ober- 
landesgerichts und des Neichsgerichts findet feinerlei Beichwerde ftatt (Strafprozeßordnung 
$ 346 Abf. 3); Beſchwerden gegen Entjdeidungen des Beichwerdegerihts nur in dem 
$ 352 vorgefehenen Falle. Auch find alle Entfcheivungen der erfennenden Gerichte, info- 
weit nicht $ 347 Ausnahmen geftattet, dem Rechtsmittel der Bejchwerde entzogen. Giebt 
das Urteil, weldes infolge eines unrichtigen Bejchluffes oder einer unrichtigen Verfügung 
geſprochen wurde, zu Ausjtellungen Veranlaffung,, jo find Berufung oder Nevifion in An- 
wendung zu bringen. Können fih dagegen Staatsanwalt und Angellagter bei dem Inhalte 
des Urteils beruhigen, jo liegt auch feine Veranlaſſung vor, jene unrichtige das Urteil vor- 
bereitende Entſcheidung bejonders anzugreifen (Strafprozeßordnung $ 347). Die Entſchei— 
dung über die Beſchwerde erfolgt ohne vorausgehende mündliche Verhandlung, allenfalls nad 
Anhörung der Staatsanwaltichaft (Strafprozehordnung $ 351). 
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55. I. Die Revifion und die Berufung im allgemeinen. Es it ein 
bloß äußerlicher Unterfchied , den die Strafprozekordnung zur Unterfheidung der Nevifion 
und der Berufung hervorhebt, wenn fie die Berufung als dasjenige Rechtsmittel, welches 
gegen die Urteile der Schöffengerichte (gleichgültig ob mit oder ob ohne Zuziehung von 
Schöffen verhandelt wurde — Strafprozefordnung $ 211 Abf. 2), und die Nevifion als 
dasjenige Rechtsmittel bezeichnet, welches gegen die Urteile der Yandgerichte und der Schwur 
gerichte ftattfindet (Strafprogekordnung 88 354. 374). Das Weſen des Nechtsmitteld er- 
giebt fih aus den Gründen, welche als Angriffsmittel gegen das angefochtene Urteil benutzt 
werden dürfen. Der Natur der Sache nad) bejtehen dieſe Gründe entweder darin, daß der 
index a quo das thatjächlihe Material noch nicht vollftändig gefannt oder nicht richtig ge 
würdigt hat — man erwartet in diefem Falle von dem iudex ad quem ein richtigeres 
Urteil, weil ihm das thatfählihe Material in vollftändigerer Weife vorgelegt wird oder weil 
man von ihm eine richtigere Würdigung desjenigen Materiald erwartet, welches auch ſchon 
dem index a quo vorgelegen hatte; oder das Urteil wird deshalb angegriffen, weil der iudex 
a quo das Geſetz nicht richtig in Anwendung gebracht hat, mag es fih nun um Vor— 
ſchriften des Prozeßrechts oder um Vorfchriften des materiellen Rechts handeln, — man ruft 
den index ad quem zu Hülfe, um dur ihn zu einem Urteile zu gelangen, weldes den 
gejeglihen Vorſchriften entipricht. 

Nun jagt das Geſetz: Es giebt fein Urteil, welches nicht wegen Verlegung des Ge- 
ſetzes angegriffen werden fünnte, aber die Urteile der Schöffengerihte — und nur diefe, in- 
Hufe 3 211 Abf. 2 — können auch aus thatfählihen Gründen angegriffen werden. 
Dagegen dürfen die Urteile der Straflammern — gleichgültig ob es ſich um ein Urteil der 
erjten oder zweiten Inſtanz handelt (Gerichtsverfaflungsgefeg $ 123 Nr. 2) — und der 
Schwurgerichte niemals aus thatfächlichen, fondern nur — wegen Verlegung des Geſetzes — 
aus Rechtsgründen angegriffen werden. Nennt nun das Geſetz das gegen die Urteile der Straf- 
fammern und der Schwurgerichte zu benugende Rechtsmittel die Revifion, fo iſt es Hlar, daß 
diefes Nechtsmittel einen einheitlichen Charakter hat. Wenn dagegen das Geſetz jedes gegen 
ein Urteil des Schöffengerihts eingemandte Rechtsmittel mit dem Ausdrud „Berufung” 
bezeichnet, jo ift es ebenſo klar, daß diefe Bezeihnung nur als eine Bezeichnung a potiori 
aufzufaflen ift; denn in allen Fällen, in denen ein Urteil des Schöffengerihts wegen Ver— 
legung des Geſetzes angegriffen wird, ift das die Berufung genannte Rechtsmittel 
feinem Inhalte nad genau das gleiche, welches in Bezug auf Straflammer- und Schwur— 
gerichtsurteile vom Gefege als Nevifion bezeihnet wird. Und nur dann, wenn die Be- 
rufung geftügt auf thatſächliche Gründe eingelegt wird, ift der Inhalt diefes Rechts— 
mitteld ein von dem Inhalte der Revifion verfchievdener. Die „Berufung“ (Strafprozeh- 
ordnung $ 354) iſt jomit eritens „Berufung“ und zweitens „Revifion“. Hieraus würde 
fih denn a priori die Folgerung ergeben, daß das Nechtömittel der „Berufung“ (im Sinne 
der Strafprogefordnung $ 354) nur dann eine von der „Revifion” (im Sinne der Straf- 
prozekordnung $ 374) verſchiedene prozefjualifche Behandlung erfordern fann, wenn die „Be: 
rufung“ ihrem Inhalte nach nicht Reviſion, fondern Berufung ift, während die prozefjualifche 
Behandlung der „Berufung“ da, mo fie ihrem Inhalte nad Revifion ift, die gleiche fein 
müßte wie die für die „Reviſion“ (Strafprozeßordnung $ 374) vorgefchriebene. Wenn dies 
nun thatfächlich nicht zutrifft (vol. 3.8. IS 384. 392 mit $ 359; ferner 88 3983. 394 mit 
$ 369 Abſ. 2), jo beruht dies nicht bloß auf Inkonſequenzen des Gefeges, fondern auch 
auf dem Unterfchieve, der in Bezug auf die Zuftändigfeit der Gerichte für die Lehre der 
Nehtsmittel hervorzuheben ift. Es giebt Gerichte, welche nad) der Intention des Geſetzes 
zuftändig fein follen, Beweiserhebungen und auf Grund derjelben Würdigung des thatſäch— 
lihen Materials in Bezug auf Schuldfrage und Straffrage vorzunehmen (Inſtanzgerichte), 
und es giebt auch Gerichte, welche ausschließlich darauf bejchränft find, die geſetzliche Grund- 
lage des Urteils zu prüfen (Revifionsgerichte). Die Berufungsgerihte find Inftanzgerichte, 
wie dies aus dem Inhalte des Nechtsmittels der Berufung folgt, und diefe Eigenfchaft ver 
lieren fie aud) in dem Falle nicht, wenn die an fie gebradhte „Berufung“ in Wahrheit Re- 
vifion ift. Und infolgedeſſen können die Straffammern in ihrer Eigenſchaft als Berufungs— 
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gerichte dann, wenn fie der Sache nach über Nevifion zu entfcheiden haben, mehr entjcheiden, 
als dies in gleichem Falle das Meichägericht und die Oberlandesgerichte vermögen. 


856. II. Die Revifion insbefondere Wenn Strafprozeßordnung $ 377 
Fälle zufammenftellt, in denen ein Urteil „itets” als auf einer Verlegung des Geſetzes be- 
ruhend anzufehen ift, jo zeigt der Inhalt diefer Vorfchriften, daß diefelben nur auf die Ver- 
legung einer Rechtsnorm über das Verfahren Bezug nehmen und daß die BVerlegungen „an- 
derer Rechtsnormen“ (Strafprozekordnung $ 384 Abf. 2) gar nicht berührt werben follten. 
Die in $ 377 aufgeftellten Beifpiele geben aber au den Maßftab für die Beantwortung 
der Frage ab, in welchen anderen Fällen ein Urteil als auf Verlegung einer das Verfahren 
betreffenden Rechtönorm beruhend anzufehen ſei. Die allgemeinfte Frage ift die: Iſt anzu- 
nehmen, daß die Verlegung einer prozefjualifchen Vorfchrift einen Einfluß auf das Urteil 
gehabt Habe? Nun ftellt $ 377 das Verfahren betreffende Vorfchriften zuſammen, deren 
Verlegung immer die Wirkung haben foll, daß das Urteil, welches unter Verlegung diejer 
Vorſchriften des Verfahrens gewonnen ift, als ein zu Recht beftehendes nicht angefehen werben 
darf. Eine Unterfuhung darüber, ob das Urteil ein anderes geworden wäre, wenn die das 
Verfahren betreffenden VBorfchriften nicht verleit worden wären, bleibt ausgeſchloſſen. Aber 
verfennen läßt es fich doch nicht, daß fehr wohl eine ver $ 377 vorgefehenen Berlegungen 
des Verfahrens vorliegen fann, ohne daß diefelbe auf den Inhalt des Urteils einen Einfluß 
gehabt zu haben braudt. Und hieraus dürfte zu folgern fein, daß, wenn die Revifion auf 
die Verlegung anderer Vorfchriften des Verfahrens geftügt wird, es genug fein muß, wenn 
nur die Vermutung gerechtfertigt erjcheint, daß die Verlegung der in dem Revifions- 
antrage bezeichneten Vorfchrift einen Einfluß auf das Zuftandelommen des angefochtenen 
Urteils gehabt haben könne und daß ein wirfli vorhbandenerfaufalzufammen: 
hang zwiſchen der verlegten Prozekvorfchrift und dem Inhalte des angefochtenen Urteils 
nicht nachgewiefen zu werden braudht. 

Soll die Revifion Erfolg haben, jo muß fie rechtzeitig eingelegt werben (Straf: 
prozeßordnung 88 381. 382). Außerdem müfjen rechtzeitig die Revifionsanträge ge 
ftellt und begründet werden (Strafprozeforbnung SS 384. 385). Fehlt es an einem diefer 
Erfordernifje, fo ift — vorbehaltlich des Antrages des Beſchwerdeführers auf Entjcheidung 
des Revifionsgerihts — das Rechtsmittel von dem Gerichte, defjen Urteil angefochten werben 
foll, oder, was dasjelbe ift, von dem Gerichte, bei welchem die Revifion einzulegen ift, durch 
Beihluß als unzuläffig zu verwerfen (Strafprogekorpnung $ 386, vgl. $ 381). Die Re 
vifionsanträge felbjt haben für das Verfahren vor dem Nevifionsgericht prozefjualifch die 
gleiche Bedeutung, wie diefe dem Eröffnungsbejchluffe für das Verfahren in eriter Inftanz 
zufommt. Die Folge hiervon ifl: der Revifionsrichter fann aus den Akten erfehen, daß der 
Angeflagte zu Unrecht verurteilt ift; da aber der Revifionsantrag den Grund der rechts: 
widrigen Verurteilung nicht mit umfaßt, jo bleibt es bei der rechtswidrigen Verurteilung. 
Zur Begründung der Nevifionsanträge genügt nun, inſoweit es fih um Berlegungen von 
Vorſchriften des materiellen Rechts handelt, die Angabe, daß eine ſolche Verlegung ftatt- 
gefunden. Die Bezeichnung des verlegten Geſetzes ift nicht erforderlih, und wäre fie ge- 
jchehen, jo würde die Prüfung des Revifionsgerichts nicht darauf beſchränkt bleiben ($ 392), 
ob gerade diefer Gefehesparagraph verlegt worden. Wo es ſich aber um Berlegungen der 
Vorſchriften des Verfahrens handelt, foll außer der Angabe, daß das Urteil wegen Ber- 
legung einer Rechtsnorm über das Verfahren angefochten werde, auch die Angabe der That- 
ſache — besjenigen prozefjualifchen Vorfalles — erfolgen, durch melde die Vorfchrift des 
Geſetzes verlegt wurde. 

Ob eine ſolche Thatfahe fi zugetragen, fann nur durd das Protofoll nachgewieſen 

werben. Das Revifionsgericht wird die Revifion in folgenden Fällen für begründet eradhten: 
. 1. Wenn die PVorfchriften des Verfahrens verlegt find. Das Revifionsgeriht Tann 
felbft das fehlerhafte Verfahren nicht nachholen; es hebt alfo das angefochtene Urteil auf 
und verweift die Sade an das Gericht, deffen Urteil aufgehoben wurde, oder „an ein 
anderes demfelben Bundesftaate angehöriges, benachbartes Gericht gleicher Ordnung” zurüd 
(Strafprozeßordnung $ 394 Abf. 2). 
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2. Wenn die Borfchriften des materiellen Rechts verlegt find. 

a. Die thatfächlihe Feſtſtellung — mag diefe num dur den Anhalt der den Ge: 
ſchworenen vorgelegten ragen oder in Gemäßheit des 266 vorgenommen fein — redt- 
fertigt nicht die Anwendung des von dem nftanzrichter in Anwendung gebrachten Straf: 
gefetes. Da das Reviſionsgericht thatfählihe Feititellungen nicht vorzunehmen vermag, 
ift die Entſcheidung wie unter 1 in Gemäßheit des $ 394 Abſ. 2 zu treffen. 

b. Die thatfächliche Feititellung rechtfertigt zwar die Anwendung eines Strafgejeßes, 
aber nicht desjenigen Strafgefeges, welches der nftanzrichter in Anwendung gebracht hat 
(3. B. die thatjählihen Feititellungen rechtfertigen die Anwendung der 88 263 ff., nicht 
aber der SS 267 ff. des Strafgefegbuhs oder umgekehrt). Da nun auch zur Vornahme 
der Strafzumefjung eine thatjählihe, durch die Beweisführung direkt oder indirekt (vgl. 
oben die Darftellung in $ 29 a. E.) zu erbringende Grundlage erfordert wird, fo ift ſeitens 
des Revijionsgerichts die Entſcheidung auch in diefem Falle der Regel nad fo zu treffen, 
wie dies durch $ 394 Abf. 2 angeordnet ift. Die Ausnahme von diefer Regel ent- 
hält Strafprogehorbnung $ 394 Abf. 1. (Vgl. übrigens über die Entſcheidungen des 
en die in einer Zurüdverweifung bejtehen, auch Strafprozeßordnung $ 394 
Abſ. 3. $ 395 

Auf alle Fälle, in denen infolge der Revifion Zurüdverweifung der Sache erfolgt, 
findet Strafprozeßordnung $ 389 Abf. 1 Anwendung. 

Schließlich mag bemerft werden, daß die Strafprozeßordnung dem Namen nach nur 
die Reviſion“, nicht aber die Oberreviſion“ kennt; daß dagegen der Sache nad) 
die Oberrevifion in allen den Fällen jtattfindet, in denen die „Berufung“ nidt Be- 
rufung, ſondern „Revifion“ ift und in denen gegen das Urteil der Straflammer, welches 
über die als Berufung bezeichnete Revifion entjchieven hat, die Revifion eingelegt wird. 
Da folde Revifionen (Gerihtsverfafjungsgefeg $ 123 Nr. 2) von den Oberlandeögerichten 
entfchieden werden, jo find im biefen Fällen die Oberlandeögerichte auch Ober revifions- 
gerichte, während diefelben in den Fällen des Gerichtsverfaffungsgefeges $ 123 Nr. 3 nur 
einfache Revifionsgerichte find. Das Reichsgericht fungiert niemals in der Eigenſchaft als 
Oberreviſionsgericht, ſondern immer nur in der eines einfachen Reviſionsgerichtes. 


8 57. IV. Die Berufung insbeſondere. (Vgl. oben $ 55.) Das Charat- 
teriftifche der Berufung befteht darin, daß fie der Sache nach ſehr Verſchiedenes fein kann. 
Die Berufung fann fein: 

1. Revifion und zwar entweder mit fpeciell formulierten Revifionsanträgen (Straf: 
prozeßordnung $ 359 Satz 2 * auch ohne dieſelben (Strafprozeßordnung $ 359 Satz 2). 
(Vol. übrigens $ 369 Abf. 2 

2. Berufung, d. h. — des erſtinſtanzlichen Urteils aus thatfächlichen 
Gründen und zwar: 

a. weil das in erjter Inſtanz vorgebradhte thatfächlihe Material durd den erjten 

Richter nicht richtig beurteilt wurde 
a. in Bezug auf die Schuldfrage, 
P. in Bezug auf die Straffrage ; 
b. weil in erfter Inſtanz das thatfächliche Material nicht vollftändig vorgebracht wurde 
und demnach jetzt zu ergänzen ift 
a. in Bezug auf die Schuldfrage, 
P. in Bezug auf die Straffrage. 

Und in allen diefen Fällen fann die Berufung auf bejtimmte Beſchwerdepunkte be- 
ſchränkt werden, aber es braucht dies nicht zu gefchehen. 

Die Berufung fann aud fein: 

3. Anfehtung des Urteils ganz im allgemeinen, derartig, daß entweder 
bei Auftellung der Bejhwerbepunfte oder, wenn bies nicht gejchehen, bei der Hauptverhand- 
lung in der Berufungsinftang das Rechtsmittel ſowohl in feiner Eigenfhaft als Revifion 
wie auch in feiner Eigenfchaft als Berufung gerechtfertigt wird. 

Um das Urteil des Berufungsrichters zu erlangen, ift nichts weiter notwendig als 
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die rechtzeitige Einlegung der Berufung (Strafprogekordnung 33 355. 356. 357. 
360). Die „Redtfertigung” der Berufung (Strafprozekorbnung S 358) fann er- 
folgen, kann aber auch unterbleiben. Desgleihen fann die Berufung auf „beitimmte Be- 
ſchwerdepunkte beichränkt werden” ; aber auch viefes kann unterbleiben. Denn ift die Be- 
rufung auf bejtimmte Befchwerbepunfte nicht beichränft, „jo gilt der ganze Inhalt des 
Urteils als angefochten” (Strafprozekorbnung $ 359). 

Das Verfahren vor dem Berufungsgeriht ift eine neue Hauptverhandlung über die 
That des Angeklagten, wie ſolche in dem Eröffnungsbeſchluſſe (Strafprozeßordnung $ 205) 
bezeichnet if. Der Umſtand aber, daß über die That des Angeklagten jhon einmal erfannt 
ift, bewirkt, daß die dem Berufungsrichter vorliegende Frage anders formuliert wird. Denn 
während der Nichter der eriten Inſtanz die Frage zu beantworten hat: Wie ift der An- 
geflagte unter Zugrundelegung des Eröffnungsbefchlufjes zu beurteilen? — hat der Be- 
rufungsrichter die Frage zu beantworten: it die feitens des Richters der erften Inſtanz 
auf Grund des Eröffnungsbeichlufies erfolgte Beurteilung des Angeflagten in rechtliher und 
thatſächlicher Beziehung als eine richtige anzuerfennen oder inwieweit iſt diefelbe abzuändern, 
damit fie eine richtige werde? (Strafprozeforbnung $ 365 Ab. 1 Sat 2.) Daß diefe Frage 
durh $ 359 Sat 1 fomwie duch I 372 mobifiziert werden fann, ändert nichts an dem 
Weſen der Sache. 

Die Hauptverhandlung vor dem Berufungsgerichte iſt eine erneute Hauptver— 
handlung; und ſo kann denn auch der Umſtand, daß bezüglich der That des Angeklagten 
bereits eine Hauptverhandlung ſtattgefunden hat, für die Verhandlung in der Berufungs— 
inſtanz derartig einwirken, daß die letztere, ſtatt alles zu wiederholen, auf die erſtere Bezug 
nimmt, ſoweit das Geſetz dieſes geſtattet (Strafprozeßordnung 88 364 Abſ. 2. 366). 

Aber im allgemeinen iſt feſtzuhalten, daß es keine Prozeßhandlung des Hauptverfahrens 
giebt, welche das Berufungsgericht nicht ebenſo vornehmen könnte wie das Gericht erſter 
Inſtanz. Und hieraus folgt, daß das Berufungsgericht allemal in der Sache ſelbſt er— 
kennen muß, falls das Urteil der erſten Inſtanz aus thatſächlichen Gründen angefochten iſt, 
dab das Gleiche auch dann gefchehen muß, wenn das Urteil wegen Verlegung einer das 
materielle Recht betreffenden Rechtsnorm angefochten ift; und dab cine Zurüdverweijung 
jelbft dann nicht nötig tft, wenn das Urteil wegen Verlegung einer das Verfahren be: 
treffenden Rechtsnorm angefochten ift. In diefem legteren Falle ift indeſſen (Strafprozeh- 
ordnung $ 369 Abſ. 2) die Zurüdverweifung geftattet. Die Frage, ob „die Umftände des 
Falles dies erfordern”, wird fi faum anders als mit Nüdficht darauf beantworten laffen, 
ob das den Vorfchriften der Gefete entjprechende Verfahren mit geringerer Mühe und ge- 
‚ringeren Koften von dem Berufungsrichter oder von dem Nichter erfter Inſtanz vorgenommen 
werden fann. 

So vielumfaffend nun aud der Inhalt des Hechtsmittels der Berufung tft, fo. knapp 
bemefjen ift der Umfang feiner Wirkſamleit. Nur gegen Urteile der Schöffengerichte findet 
das Rechtsmittel ftatt (Strafprozekordnung $ 354). Allerdings gegen alle Urteile der 
Schöffengerichte. Es ift aljo gleichgültig, ob das Schöffengericht das Urteil ausgefproden 
bat in einer Straffache, in der es auf Grund des Geſetzes oder in der es auf Grund von 
Überweifung zuftändig geworden ift (Gerichtsverfaſſungsgeſetz $ 75). 


858. V. Die Wiederaufnahme eines durd rehtsfräftiges Urteil ge- 
jhlofjenen Verfahrens (Strafprozekordnung SS 399 — 413). Alles fol das ſtraf— 
prozefjualifche Verfahren darbieten, was dargeboten werden fann, damit das rechtskräftige 
Urteil ein foldyes werde, welches dem den Strafprogek beherrfchenden Prinzipe: „Er: 
forfhung der materiellen Wahrheit” entipricht. Iſt aber das Urteil rechtskräftig 
geworden, dann darf an demfelben nicht mehr gerüttelt werden. Denn die Nechtsordnung 
verlangt, daß an irgend einem Punkte Nuhe eintrete: daß man weiß, was Nechtens ift. 

In der preußifchen Verordnung vom 3. Januar 1849 war der Grundfaß feitgehalten: 
Mas das rechtöfräftige Urteil beftimmt, ift Recht — und nur das eine wurde modifizierend 
hinzugefügt: Nur dann darf ein rechtskräftig gewordenes Urteil zu Recht beitchen bleiben, 
wenn es wirkblich ein Urteil ift; ein Urteil aber, welches auf der Grundlage einer 


4. Strafprogeg. 1037 


Fälfhung beruht, ift fein Urteil und muB infolgedeſſen befeitigt‘ werden. “Dies das 
Prinzip, welches dem $ 151 der gedachten preußischen Verordnung zu Grunde lag, und es 
würden diefem Prinzipe die Nr. 1 und 2 der SS 399 und 401 der Strafprozeßordnung 
entiprehen. Man fonnte no einen Schritt weiter thun und das quasi falsum dem 
falsum gleichftellen. Als quasi falsum ließ es fich aber auffafjen, wenn jpätere Ermitt- 
lungen ergaben, daß das rechtöfräftige Urteil mittels einer mit öffentlicher Strafe bedrohten 
Verlegung der Amtspflicht eines Richters (Schöffen, Gejchworenen) zu ſtande gelommen jei. 
Diefem Gefihtspunft entjpräde die Nr. 3 der SS 399. 402 der Strafprozeßordnung. 

Ein der Form nad rechtskräftiges Urteil wieder aufzuheben, weil dasſelbe als ge: 
fälfchtes Urteil der Wahrheit nah fein Urteil ift, das ift ein Gebanfe, der zweifel- 
los zum gejeglihen Ausdrud gelangen mußte. Aber ganz etwas anderes ijt es, aud 
dem nicht gefälfhten und zwar redhtsfräftigen Urteil gegenüber zu 
argumentieren, es müfje dasjelbe aufgehoben werden, weil nicht alles Berüdjihtigung ge- 
funden, was entjprechend dem Prinzipe der Erforfhung materieller Wahrheit hätte Berüd- 
fichtigung finden müfjen. Giebt die Gefeggebung überhaupt dem Gedanken nah, daß ein 
rechtskräftiges Urteil nicht Beftand haben dürfe, weil dasfelbe ein unrichtiges Urteil fei, 
fo fann man zwar die Fälle, in denen die Aufhebung des rechtsfräftigen Urteils erfolgen 
bezw. nicht erfolgen dürfe, jo oder anders vinkulieren; aber indem man diefes thut, wird 
man mit Notwendigkeit vor die Frage geftellt: Wenn dieſe Unrichtigfeit die Aufhebung 
des rechtöfräftigen Urteils rechtfertigt, warum foll eine andere Unrichtigfeit nicht die gleiche 
Wirkfamkeit äußern? Und diefe Frage ließe fih dann faum in anderer Weife als dahin 
beantworten: Ya! etwas Bedeutſamkeit muß doch am Ende der res iudicata verbleiben. 

Die preußifche Geſetzgebung hatte ven Fehler, das rechtökräftige unrichtige Urteil 
als aufhebbar zu bezeichnen, nur an einer Stelle gemadt. Die Strafprozeforbnung von 
1867 geftattete $ 420 Note 2 die Wiederaufnahme der Unterfuchung: 

„wenn zwei oder mehrere Perſonen wegen der nämlichen That durch zwei ver- 
ſchiedene Erfenntnifjfe verurteilt worden find, welche miteinander dergejtalt unverein- 
bar find, daß aus der Vergleichung verfelben die Unfchuld einer der verurteilten 
Perſonen hervorgeht”. 

Alfo wenn die totale Freifprehung hätte erfolgen müflen, jo darf das Urteil aufge 
hoben werden? Nein! nur dann, wenn die FFreifprechung dadurch bedingt wird, daß eine 
andere Perfon wegen der gleichen That verurteilt wurde! Aber, um einen Angeflagten 
freizufprehen, dazu wird doch nicht erfordert, daß man erjt weiß, weldhe andere Perſon 
das Verbrehen begangen, ed muß doch genügen, daß man weiß, diefer Angeklagte habe es 
nicht begangen! Und war die Verurteilung ungerecht, wenn ein Angeflagter verurteilt 
wurde, der freizufprechen geweſen wäre, jo ift fie doch auch ungerecht, wenn ein Angeflagter 
zu zehn Jahren verurteilt wird, während er — falls man nur alles gewußt hätte — nur 
zu einem Jahre verurteilt worden wäre! Auf diefe Bedenken fonnte die preußifche Straf- 
prozeßordnung noch erwidern: Soviel Berechtigung können wir der materiellen Wahrheit 
dem rehtsfräftigen Urteile gegenüber nicht einräumen. Andere Prozeßordnungen 
waren aber längit nicht mehr fo ffrupulös (val. 3. B. badiſche Strafprozeßordnung $ 401 
und namentlih ſächſiſche Strafprogeforbnung von 1868 Art. 387), und den Einflüffen 
diefer Geſetze fonnten fi dann auch die gefeßgeberifchen Arbeiten, welche zur beutfchen 
Strafprozekorbnung führten, nicht ganz entziehen. Da Nr. 1. 2. 3 der 88 399. 402 un: 
bevenflih find, jo bleiben nur $ 399 Nr. 4. 5 und $ 402 Nr. 4 in Betracht zu ziehen. 

8 399 Nr. 4 und 5. Erſter Entwurf: 

4. wenn ein civilgerichtliches Urteil, auf welches das Strafurteil gegründet tft, 
durch ein anderes rechtsfräftig gemordenes Urteil aufgehoben ift; 

5. wenn neue Thatfjachen vorliegen, aus denen ſich ergiebt, daß die That, 
wegen welcher er verurteilt wurde, entweder gar nit begangen worden 
ift oder von ihm nit hat begangen werden fönnen. 

Zweiter Entwurf: 

4. unverändert wie Entwurf 1. 

5. wenn neue Thatfahen oder Beweismittel beigebradht jind, welde 
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allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen 
die Freifprehung des Angellagten begründen. 

Der dem Reihötage vorgelegte Entwurf ftimmte mit Entwurf II. volllommen 
überein. 

Wie weit fi die jehige Faſſung von der des zweiten Entwurfs entfernt, wird auch 
dadurch Har, daß neben der jegigen Nr. 5 des $ 399 der Strafprozeßorbnung die Nr. 4 
desfelben Paragraphen um desmwillen volllommen überflüfftg ift, weil dieſe letztere Beftim- 
mung von Nr. 5 mit umfaßt wird. Und mern man nun die Berfafjer der Nr. 5 fragen 
wollte: Weshalb ift nicht folgende Formulierung beliebt ? 

wenn neue Thatfachen oder Beweismittel beigebracht find, welche allein oder in 

Verbindung mit den früher erhobenen Beweifen die Freiſprechung oder mildere 

Beftrafung des Angeklagten zu begründen geeignet find —, 
fo würde vielleicht die Antwort erfolgen: Dann hätte man ja überhaupt die Rechtskraft 
der Urteile über Bord geworfen! und diefe Antwort würde ja auch vollfommen richtig fein 
(Strafprozeßordnung $ 403). Dur dasjenige aber, mas jetzt wirklich gefchehen ift, iſt 
zwar nicht die Nechtsfraft der Urteile überhaupt, wohl aber die Rechtskraft der Urteile 
bezüglih der Entfheidung der Schuldfrage über Borb geworfen; dies tft aber 
auch mit Vollftändigkeit gefhehen! Zwar $ 400 erklärt das mit der Wiederaufnahme an- 
fechtbare Urteil ala vollftredbar — gejtattet aber dod den Aufihub oder die Unter- 
brechung der Vollftredung infolge der Einlegung des Rechtsmittels. Das heißt denn nichts 
anderes als: Iſt der Antrag auf Wiederaufnahme begründet, jo wird Aufſchub oder Unter- 
brechung jtattfinden; und bei der Rechtskraft, d. h. bei der Volljtredbarfeit des Urteils, 
bleibt es, wenn der Antrag ſich als unbegründet daritellt. 

In Bezug auf Strafprozefordnung $ 402 Nr. 4 mag es genug jein, zu bemerken, 
daß diefe Vorſchrift in dem erften Entwurf fehlte. Der zweite Entwurf hatte fie zuerit 
aufgenommen. (Vgl. was oben $ 31 über die Glaubwürdigkeit des Geftändnifjes ge: 
fagt ift.) 

zitteratur: Küßner, Non bis in idem, in Goltdammers Ardiv III 198: Berner, 
ebenda III 472: Derielbe, Über Non bis in idem gegen auswärtige Strafurteile, im Gerichtsfaal 
1866 ©. 31; Soltdammer, D Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu Gunſten des Verurteilten, 
in feinem Ardiv VI 515: Bland ©. 606 ff.: Zahariä 11 692. — Die auf den gemeinen 
deutihen Strafprozeh bezügliche Litteratur val. bei Zahariä TI 653. Die auf das engliiche und 
franzöfiiche Recht bezügliche Litteratur ebenda ©. 665. — Ein merfwürdiger Fall der Reftitution in 
Goltvdammers Ardiv XXI 335. — Hader, Die Reftitution nad franzöfifchem Recht und der 
Sroub Lefurques, ebenda XVII 478. 537; Glaſer im Gerichtsjaal 1871 S. 1 ff.; v. Kries, 
ie Beftimmungen der deutihen Strafprozehorbnung über die Wiederaufnahme eines durch rechts— 
kräftiges Urteil gefchloffenen Verfahrens, in Goltdammers Archiv XXVI 169 ff.; Ortloff, Non 
bis in idem, in Goltdammers Arhiv XXVI 186 ff.: v. Schwarze im Sandbud II 325 fi. — 
Dal. den Artitel Wiederaufnahme (Blafer) im Rechtsleriton; Geyer, Lehrbuch 38 246 —250; 
Binding, Grundriß 38 123. 124 und die daſelbſt angeführte Litteratur. 


Die Strafvolltreckung. 


8 59. Die jtrafvollitredende Behörde ift die Staatsanwaltihaft (Strafprojeß- 
ordnung 3 483); die Amtsanmwaltichaft für die zur Zuftändigfeit der Schöffengerichte ge- 
hörenden Sachen nur dann, wenn die Zandesjuftizverwaltung ihr diefe Strafvollftredung 
übertragen hat. it dies nicht geichehen, To liegt auch für bie zur Zuftändigfeit der Schöffen: 
gerihte gehörenden Saden die Strafvollitredung der Staatsanwaltidaft ob (Strafprozeh: 
ordnung $ 483 Abi. 2. 3). Zum Zwede der Strafvollitredung find der Staatsanmwalt- 
ſchaft Zwangsmittel zu Gebote geftellt, die ihr zum Zwecke der Strafverfolgung nicht zu 
(Hebote ſtehen (Strafprozeßordnung $ 489). 

Die Gerichte haben bei der Strafvollitredung nicht mitzuwirken. Die Strafvollitredung 
erfolgt auf Grund einer vom Gerichtsfchreiber zu erteilenden, mit der Beicheinigung der 
Voll ſtreckbarkeit verſehenen, beglaubigten Abſchrift der Urteilsformel (Strafprozeforbnung 
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$ 433 Ab. 1). Die Gerichte (d. h. die Gerichte der erjten Inſtanz, ohne mündliche Ver- 
handlung, jedoch unter Zulaffung des Rechtsmittels der fofortigen Beſchwerde — Straf: 
progekordnung $ 494 —) haben aber diejenigen Entjcheidungen zu erlafjen, welche bei der 
EStrafvollftredung notwendig werden, und diefe fünnen fich auf folgendes beziehen: 

1. Der Inhalt des zu vollftredenden Urteils giebt zu Entfheidungen 
Veranlafjung. Dies ift der Fall: 

wenn über die Auslegung des Urteils oder über die Berechnung der erfannten Strafe 
Zweifel entftehen (Strafprozeßordnung $ 490 Abf. 1. 3); 

wenn die verhängte Geldftrafe nicht beigetrieben werden fann und die Feſtſetzung der 
für diefen Fall eintretenden Freiheitsftrafe unterlafjen worden (Strafprozeorbnung $ 491); 

wenn ber Angeklagte durch verſchiedene rechtskräftige Urteile zu Strafen verurteilt 
worden und die Vorfchriften über die Zuerfennung einer Geſamtſtrafe (Strafgefegbud $ 79) 
außer Betracht geblieben jind (Strafprogeßorbnung $ 492). 

2. Die Vollftredung giebt zu Entfbecbungen Veranlafjung. 

a. Der zu einer Freiheitsſtrafe Verurteilte hat einen Anfprud darauf, daß er nad) 
Rechtskraft des Urteils mit Unterfuhungshaft verfchont werde. Jede Freiheitsbeſchränkung, 
die der Verurteilte nad Eintritt der Rechtskraft des Urteils erduldete, ift demnad als ein 
Teil der Strafverbüßung anzufehen (Strafprozeßordnung $ 482). Das Geſetz überfieht 
den Fall, daß die Nechtsfraft eines Urteils auch dadurch gegeben ift, daß gegen dasſelbe 
ein ordentliches Rechtsmittel nicht mehr ftattfindet. Es kann aber einem Zweifel nicht 
unterliegen, daß auch diejer ‚Fall von der Vorſchrift des $ 482 mit betzoifen wird. 

b. Die Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe ift in den Fällen des 5 487 Abſ. 1 und 2 
von Amts wegen aufzufcieben ; fie fann in dem Falle des $ 487 Abſ. 3 von Amts 
wegen, in den Fällen des $ 488 auf Antrag des Verurteilten aufgefchoben werben. Anträge 
des Verurteilten, welche fi) auf die SS 487. 488 beziehen, können demnach zu Entfchei- 
— des Gerichts Veranlaffung geben. 

Auch die Vorfchrift des $ 493, nach welcher die von einem Verurteilten in der von 
der Strafanftalt getrennten Rranfenanftalt verbrachte Zeit in die Strafzeit eingerechnet werden 
foll, falls nicht „der Verurteilte mit der Abficht, die Strafvollitrefung zu unterbredden, die 
Krankheit herbeigeführt hat“, kann bezüglich der Frage, ob letteres der Fall gewejen, eine 
gerichtliche Entſcheidung notwendig machen. 

Über die Art der Strafvollftredung enthält Strafprozeßorbnung 88 485. 
486 diejenigen Vorjchriften, welche bei Vollſtreckung der Todesftrafe zn beobachten find. Die 
us 22 des Strafgefegbuches am 7. März 1870 vom Reicdhstage angenommene Refolution: 
„Den Bundeskanzler aufzufordern, eine Vorlage des Bundesrates herbeizuführen, durch welche 
die Vollftredung der Freiheitsſtrafen gefeglich geregelt und die Einfeßung einer Bunbesbe- 
hörde angeordnet wird, welcher die oberjte Aufficht über die fämtlichen Angelegenheiten der 
Straf: und Beflerungsanftalten obliegt" — hat umfafjende Vorarbeiten veranlaßt (val. 
3. B. Starke, Das belgifhe Gefängniswefen. Berlin 1877), aber ein Abſchluß diejer 
Arbeiten und die Publifation des Strafvollzugsgefeges darf für die nächte Zeit wohl kaum 
erwartet werden. 


Litteratur: Meves im Handbuch II 469 ff.;: Geyer, u. s5 264-269; Binding, 
Grundriß $ 125: Dalde und Genzmer, Handbuch der Strafvollftredung und Gefängnisvermal- 
tung. Berlin 1881. Vgl. auch Mitteilungen der internationalen friminaliftiihen Vereinigung. 
I. Jahrgang. Heft 1 (Mai 1889). Berlin und Brüffel 1889. 
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Das Syſtem ift in den Grundlagen beibehalten; im Tert mußten jedoch zahlreiche Berän- 
derungen vorgenommen und AZufäße gemaht werden. Nur umfangreihere Ergänzungen find in 
edige Klammern geichloffen, kleinere ließen fih — ohne den Leſer zu flören — nicht genau vom 
urſprünglichen Terte abjondern. u 

eT- t. 


J. Die allgemeinen Grundlagen des Staatsrechts. 


81. Begriff und Weſen des Staatsrechts. Eine begriffliche Klarſtellung 
der Natur des Staatsrechts jest zunächſt eine Zerlegung der beiden Begriffe: Recht und 
Staat voraus. Bezeichnen wir mit dem erftern Ausdrud jede auf die Drbnung eines 
Lebensverhältnifjes abzielende, menfchlihes Thun beftimmende Norm; und verftehen wir 
unter Staat die rechtlihe DOrganifation einer Volksgemeinſchaft zu dauerndem Bejtande, 
dann ergiebt ſich ald Aufgabe der Staatsrechtsdisciplin: die inhaltlich erſchöpfende Daritel- 
lung der rechtlihen Einrihtungen, durch deren normativen Beitand die Lebensgemeinichaft 
eines- Volkes Sicherung und Verwirklihung findet. Der Staat ift die Vorausfeßung des 
pofitiven Rechts überhaupt. Jedes Geſetz und jedes Nechtsverhältnis trägt alſo notwendig 
eine Beziehung zum Staate in fi. Inſofern aber die Aufrechterhaltung der ftaatlichen 
Herrihaft über die einzelnen ihr unterworfenen Glieder des Bolfs, die Formen und Objelte 
ihrer unmittelbaren Wirffamfeit als Inhalt einer notwendig verpflictenden Ordnung erfaßt 
und gewollt werden, ſcheidet fich innerhalb des Gefamtgebietes der Rechtögeftaltungen als ein 
befonderer Teil desjelben das Staatsreht aus. Dasjelbe zeigt nur den volfägenofjen- 
fchaftlihen Verband, der fein Recht will und dasjelbe mittels bejtimmter Einrichtungen ein- 
feßt und durchſetzt. Hierbei zeigt fih die Wechſelwirkung und gegenfeitige Bebingtheit der 
Begriffe von Recht und Staat. Während der lettere dem Rechte nad allen ihm unter- 
morfenen Richtungen des menjchlichen Lebens Wirklichkeit giebt, wird er felbit von den 
Rechtsideen erfaßt, gebildet und geleitet. Sobald in einem größern Verbandsverhältnis die 
Rechtjegung und Rechtsübung gehandhabt zu werden anfängt, beginnt deſſen Gemeinſchaft die- 
jenige leibliche Geftalt anzunehmen, welche wir Staat nennen. Er tritt felbjt in das Ver— 
hältnis des Berechtigten und Verpflichteten. Die Darftellung des Staatsrechts bezwedt, die 
Normen wifjenjchaftlih zu begründen und im Zufammenhang nachzumeijen, welche die Be- 
ziehung der Staatögefamtheit zu den ihr Angehörigen beherrfchen. 

Das Eigentümliche diefer Normen liegt vorwiegend in ihrer durch die hiftorifche Ent- 
widlung und den Gejamtcharafter des Volkes bedingten Abhängigkeit von gegebenen, 
der menſchlichen Willtür größtenteild entzogenen Zuftänden, moraus der verhältnismäßig 
ftärfer hervortretende nationale Grundzug aller ftaatlichen Rechte fih erklärt. Auch in der 
deutſchen Staatsentwidlung bewährt fich dies. Während das römifhe Recht auf meiteften 
Streden des Privatverfehrs Aufnahme fand, vermochte es die juriftiihe Geftaltung der 
ftaatlihen Herrfhaftsverhältnifie in Deutſchland nur vorübergehend zu beeinflufien. Die 
Verfchievenheiten in der pofitiven Bedeutung der ftaatlihen Herrjchaftsrechte, welde wir im 
Staatörechte der einzelnen Länder betrachten, find nämlich gleichzeitig die Quelle und die 
Grundlage aller nationalen Rechtsbildungen in den untergeordneten Kreifen der individuellen 
Thätigfeit. 
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82. Das allgemeine Staatsredt. (in tiefer eindringendes Verjtändnis der 
den einzelnen Staat in feinem Verhältnis zu den Staatsbürgern unmittelbar beftimmenden 
Nechtsordnung des pofitiv geltenden Staatsrechts ift erft möglich in der vergleichenden 
Gegenüberftellung einzelner beftimmter Staaten zu anderen Staatöwejen. Bei dieſer Be- 
trachtungsweife ift das Befondere der einzelnen in der Gefchichte lebend geweſenen oder noch 
lebenden Staatöförper zu trennen von den allgemeinen Merkmalen aller jtaatlihen, kirch— 
lien oder gefellfchaftlihen Wirfamfeit überhaupt. Co entfteht, diefer Trennung entjprechend, 
neben der Wiffenfchaft des pofitiven, zwangsweiſe wirkenden Nechts der einzelnen Staaten 
auch hier die Wifenfchaft des allgemeinen, im ftaatlihen Weſen ſchlechthin begründeten 
oder durch univerfal menſchliche Zmwedbeitimmungen geforderten Rechts. Das allgemeine 
Staatsreht, als Wiffenfhaft genommen, hat aber nicht nur die an die Gejamtredts- 
ordnung des Staats zu jtellenden Bernunftpoftulate zu ermitteln, fondern auch gleich— 
zeitig zu zeigen, inwieweit die Verwirklichung ſolcher Forderungen von gegebenen geihicht- 
lichen Thatſachen und Zujtänden abhängig bleibt. Der Wert diefer Betrachtungsweife für 
die Staatspraris befteht daher vornehmlidh in der Abwehr voreiliger Nachbildung folder 
Staatseinrihtungen, die im Auslande fih zwar bewährten, aber auf eigenartigen Bolfs- 
zuftänden beruhen. 

[Die Annahme eines allgemeinen Staatsrehts ift jeit langem Gegenjtand litterarifchen 
Streites. Die thatfächlihen Stützpunkte jener Annahme liegen in der Cigentümlichfeit 
der deutjchen Staatsentwidlung, denn außerhalb der deutſchen Staatsrechtslehre it das 
Problem in gleicher Formulierung nirgends geftellt worden, weder in der englifchen Littera— 
tur noch in der der romanischen Völfer. Nur das Nebeneinanderbejtehen zahlreicher jelb- 
jtändiger ftaatliher Gemeinwefen innerhalb des deutſchen Volkslebens; der Parallelismus 
der jtets fich wieberholenden Erfcheinung, daß über den Einzelftaaten noch ein Gemeinwefen 
fich erhebt, dem die erjteren mit mehr oder minder fcharfer rechtlichen Ordnung eingegliedert find, 
ließ unabhängig vom gemeinen Neichsrecht zu der Annahme eines für alle deutfchen Par— 
tifularftaaten geltenden allgemeinen Staatsrechts greifen, deſſen generelle Grundfäge ent: 
weder durd; das Territorialitaatsredht Verwirklichung oder lokale Modififation erhalten 
jollten. Während aber hier die unleugbar in zahlreichen Beziehungen hervortretende Überein- 
jtimmung der aus gleichen gefhichtlihen Wandlungen hervorgegangenen Staatseinrihtungen 
der beutjchen Stämme eine zufammenfafjende Formel erhielt, deren bedingter wiljenfchaft- 
liher Wert nicht in Abrede gejtellt werden kann, fehlt dem weiteren Verfuche, ein mit der 
Forderung theoretifcher Gemeingültigfeit ausgejtattetes, die ftaatlichen Geftaltungen aller'oder 
auch nur einer Mehrheit hiftorifch gejchievener Staatsvölfer umfaflendes allgemeines Staats- 
recht aufzuftellen, jede praftifche und ſelbſt jede doftrinelle Bedeutung. Denn ihrer innerjten 
Natur nad ſuchen die Darftellungen des allgemeinen Staatsrechts nicht jo jehr durch eine 
Vertiefung und Analyje der publiziftifhen Grundbegriffe die Erkenntnis der einzelnen poſi— 
tiven Redtsinftitute zu ermöglichen, fondern laffen uns dur ein Geftrüpp von Epeciali- 
täten bejten Falls nur zu jenen höheren ndifferenzpunften vordringen, deren Nominalbezeich- 
nungen uns eben nur die verſchwimmenden Allgemeinbilver gefhichtlicher Erſcheinungen vors 
Auge rüden. 

An der Hand allgemeiner Ausdrüde, wie: Bolf, Königtum, Abjolutismus, Verfaſſung ꝛc., 
gelangen wir nur zu Vorftellungsfompleren, deren wirklihe Nusbarfeit für die juriſtiſche 
Erkenntnis erft da beginnt, wo die erklärende Auslöfung des fpecififchen Inhalts der ins 
Auge gefaßten Erſcheinung aus der Fülle von Möglichkeiten innerhalb der Allgemeinvor: 
jtellung ihren Anfang nimmt. 

In der That ift die neuere fachliche Arbeit im Gebiete des öffentlihen Nechts zur 
Erfenntnis gelangt, daß eine wiſſenſchaftliche Durhdringung des Stoffes nicht auf dem Wege 
der Behandlung einer Staatsrechtsichre der Allgemeinheit, ſondern dur eine Pflege des 
allgemeinen Teils der Staatsrechtslehre gewonnen werden kann. Die allgemeinen Lehren 
zeigen uns das Wirfen juriftiicher Prinzipien, ihre fittlich- hiftorische Wertrelation, die logische 
Kongruenz oder nlongruenz ins jtaatlihe Yeben eingejtellter Nechtsfäge innerhalb des 
hiftorifchen Gemeinwejens, während jenes allgemeine Staatsrecht bloß thatfächliche Gleich 
heiten oder Ungleichheiten innerhalb zeitlich und örtlich getrennter Rechtsſyſteme aufzumeifen 
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im ftande iſt. — Inwieweit es der auf den Grundlagen der Ethnologie und Sociologie 
ruhenden Unterfuhungsmethode in ihrem Streben nad einer allgemeinen Rechtslehre ge- 
lingen wird, mit umfafjenderen Hülfsmitteln, ala fie dem allgemeinen Staatörecht je zu 
Gebote jtanden, zu einer Entzifferung des Staatsrechtslebens und zu einer Berfnüpfung aller 
Rechtserſcheinungen zu einem begreiflichen Ganzen beizutragen, muß in abjehbarer Friſt 
das Verhalten der jungen Wiffenfhaft zu dem mädtigen Vorftoße darthun, den ihr die 
allfeitige Pflege des folonialen Gebanfens in unferen Tagen zu teil werben ließ. ] 


Zitteratur: Außer den einleitenden Abſchnitten in den Lehrbüchern des deutſchen Staats- 
rechts handeln vom — Staatsrecht: Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht. 4. Aufl. 1868. 
2 Bde., die 5. Aufl. (1875) enthält in drei Teilen geſondert die allgemeine Staatölehre, das all- 
gemeine Staatöreht und die Bolitif; v. Held, Grundzüge des allgemeinen Staatörehts oder In— 
ititutionen des — Rechts. Leipzig 1868 (S. 20 iſt die ältere Litteratur aufgeführt), Zur 
Streitfrage über die Eriftenz eines gemeinen deutichen und eines allgemeinen Staatsredts j. Wäd- 
ter, Gemeined Recht Deutichlands. 1844; H. U. Zahariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht, in 
Bunticli- -Braters Staatswörterbud s. v. deutfhes Staatsrecht, und vor allem die die Kom- 
bination des Intereſſenprinzips mit der Normentheorie fefthaltende jüngſte Darftellung von E. Gareis, 
Allgemeines Staatsreht, in Marquardſens Handbuch des öffentlichen Rechts. — —— Stoerk, 
Methodik des öffentlichen Rechts. 1885. — Die Stellung der Sociologie zum Problem zeigen die 
Hauptwerke Poſts und einſchlägige Unterſuchungen Kohlers, Darguns, Gumplowicz“ u. a. 
Litteraturangaben bei Stoerk, „Studien zur ſociologiſchen Rechtslehre“, im — für öffentliches 
Recht I. Über das Verhältnis des Staatsrechts zu den Staatswiſſenſchaften: . dv. Mohl, Ency- 
tlopädie der Staatöwiflenichaften. 2. Aufl. 1872, und biftorifch in: le ‚Gef ichte des all- 
gemeinen Staatsrehtd und der Politik. 3. Aufl. 1881: ©. Waitz, Grundzüge der Bolitif. 1862; 
r. ———————— Die Prinzipien der Politik. 2. Aufl. 1879; Eicher, Handbuch der praktiſchen 
Bolitit. 1864; M. de Parieu, Principes de la science politique. 1870; €. Fran, Die Naturlehre 
> zu ge der Staatswiffenihaft. 1870: Schäffle, Bau und Leben deö focialen 
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8 3. Der Staatsbegriff und die methodiſche Stoffbehandlung des 
öffentligen Rechts. Die wichtigfte Vorfrage für die wiſſenſchaftliche Begründung des 
Staatsrehts bildet die Feititellung des Staatsbegriffes, deffen Ausarbeitung Sade 
der Geihichtsphilofophie ift und auch in der That von feinem der philofophifchen Syiteme 
umgangen werden fonnte. Mit den Mitteln der Yurisprudenz allein fann der Staat 
niemals völlia begriffen oder EFonftruiert noch viel weniger erjchöpfend definiert werben. 
Wenn die Gejete den Nechtsfundigen auch ftets auf ihre in dem Gefamtwillen eines Volfes 
liegende Quelle, alſo auf den Staat jelbit, zurüdleiten, fo ift doch der Staat feinerfeits 
hinwiederum eine Wirkung folder Urſachen, die außerhalb jeder pofitiven Rechtsordnung 
liegen und deswegen nicht juriftifch beitimmt werden fönnen. 

Die Rechtswiſſenſchaft betrachtet den Staat nur unter einem genau abgemeſſenen Ge— 
fichtöwinfel. Sie hat es nur mit denjenigen Erſcheinungen des ſtaatlichen Lebens eines be— 
jtimmten Volkes zu thun, welche jih als Willensafte aus dem Einheitsbewußtfein desjelben 
ergaben und als Rechtsnormen anfündigten. Neben der juriftiihen Betrachtung jteht die 
hiftorifche und politifche ergänzend und das Verftändnis des Staates in feiner Gejamtheit 
bedingend. Nur zum geringften Teil wird das Mefen eines beftimmten Staates durch die 
Konftruftion eines dogmatiſch abgeſchloſſenen Syftems der in ihm geltenden Normen begreife 
lich gemacht. 

[Im Streite über die zur Anwendung zu bringende Methode ift daran feitzuhalten, 
daß für die Ausbildung abjtrafter Rechtsbegriffe die individual-menſchlichen Verhältnifie, 
welche den Gegenftand des Privatrehts ausmachen, ungleich geeigneter find als die teils 
mehr von fonfreten Bedingungen abhängigen, teil eine weit umfaſſendere hiftorifche Ver- 
gleihung erfordernden Thatfachen des öffentlichen Rechts. Die Begriffe der Perfon, des 
Eigentums, der Familie und die mit diefen Begriffen zufammenhängenden Rechtäverhältniffe 
fönnen zwar nach mwechjelnden Kulturbedingungen variieren, aber ihr allgemeiner Charakter 
bleibt immer der nämlihe. Zugleich ftehen die einzelnen Rechtsgebiete mit dem Verhältnis 
des Individuums zur Gejellfhaft in fo unmittelbarem Zufammenhang, die Motive beftimmter 
Rehtsordnungen entfpringen in fo zwingender Meife aus den für das individuelle Intereſſe 
maßgebenden Motiven, dab die Grundzüge des pofitiven Rechts des Individuallebens ſich 
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ala notwendige logifhe Folgen der in den natürlichen Bebürfniffen des Menſchen und in 
der Exiſtenz geordneter Verfehröverhältnifje liegenden Bedingungen einftellen. 

Damit ift aber auch zugleich die Erkenntnis nahe gerüdt, daß es die Natur des öffent- 
lihen Rechts von Grund aus verfennen hieße, wenn man es genau auf denfelben methobifchen 
Weg weiſen wollte, in deſſen Fortfegung jene von räumlicher oder zeitlicher Modalität faft 
völlig abjtrahierenden Säße des ndividualdafeins gewonnen werden konnten. Privatrecht joll 
eben noch lange nicht foviel bedeuten wie: Leben des einzelnen. Staatsrecht jo ll aber Staats- 
leben bedeuten; die einzige Garantie dafür, daß hier das erjte den adäquaten Ausbrud für 
das zweite bilde, liegt daher in der individuellen, d. h. gefchichtlichen Behandlung jeder 
ftaatlihen Erfcheinung. Nur die Gefchichte felbft ift noch in demfelben Grade empirisch, 
d. h. in einer Betrahtung des einzelnen und unmittelbar Wirklichen beftehend wie das 
Staatsrecht. Alles in ihm ift wefentlih immer etwas ndividuelles, alfo in feinen be- 
ftimmten gegebenen Eigentümlichfeiten nur einmal im Leben Vorhandenes. Während alſo 
bei den Privatrechtserfcheinungen das Individuelle neben dem Typifchen fait verfchwindet, 
tritt im öffentlichen Recht das Typiſche in den Hintergrund und das individuelle des natio- 
nalen, hiftorifchen und wirtſchaftlichen Thatbeitandes verlangt aus der Maſſe herausgegriffen, 
auf feine fpecififche Bejchaffenheit geprüft und im logischen Zufammenhange unterfucht zu 
werben. 

Aufgabe jeder wifjenfhaftlihen Methode bleibt es, hier zunädhft die Natur und den 
enetifhen Zufammenhang der Einzelerfcheinungen des Staatslebens zu erkennen, jeder neuen 
Bildung frei ins Auge zu fehen, ohne mitgebradte Barteivorftellung in ihr fich zu ver: 
tiefen und fo rein aus ihr felbft die neuen Begriffe und Gefege hervorgehen zu laſſen. Dar: 
aus ergiebt fi aber als einleuchtende Folge, daß die publiziftifche Behandlungsart des 
öffentlihen Rechts die Kritik des Beftehenden nicht aus der Neihe ihrer geiftigen Hülfs— 
mittel ftreihen dürfe. Neben ihrer erften Pflicht, ein in allen Teilen fejtgefügtes Zuftands- 
bild der thatfächlichen Rechtsbeziehungen zu geben, darf fie aber auch die zweite nicht weiter 
zurüdfchieben, ala es der fachlichen Klarheit der Darftellung entipridt. Sie muß aud das 
in feinen dogmatifchen Zufammenhängen erfannte Recht auf feine Kongruenz prüfen mit 
den Forderungen der Lebensverhältniffe des Volkes, der Bebürfniffe des gewordenen und des 
werdenden Staates. Coll ein Fortfchritt des Seienden erreiht, der Abftand gemindert 
werden, der das faktiſche Staatsweſen von der idealen Solidarität einer focialen Gemein- 
ſchaft trennt; foll mit anderen Morten die reale Erfcheinung des Staates nicht für alle 
Zeiten fremd bleiben den ethifchen Forderungen des wahrhaft menſchlichen Gemeindajeins 
(Stahl), dann gilt es eben den Leitfaden ergreifen, den Rechtsphilofophie und Geſetzgebungs— 
en — ſolange dieſe Wiſſenszweige nur in den Schranken parteiloſer Prüfung ver— 
bleiben. 


Litteratur: Jhering, Der Zweck im Recht. Leipzig 1883; S. Stricker, Phyſiologie des 
Rechts. Wien. 1884; Brocher, Les révolutions du droit: Pachmann, Die — Bewe⸗ 
gung in der Rechtswiſſenſchaft. Berlin 1882; Stoerk, Methodik des öffentlichen Rechts. Daſelbſt 
nähere Litteraturangaben S. 12 ff. 


84 Staatsreht und Staatswifjjenfhaften. Die praktiſche Geftaltung 
des pofitiven Staatsrehts ift in der That wejentlih abhängig von der Erkenntnis der 
phyſiſchen und mwirtfchaftlihen Entwidlungsgefeße, melde die Völker beherrfhen und be- 
ftimmen ; tiefere Erfafjung des öffentlichen Rechts im allgemeinen und im bejonderen des 
Staatsrehts daher nur denkbar durch Feithaltung des Zufammenhangs zwifchen den der 
Rechtswiſſenſchaft eigentümlichen Lehren und den Staatswiffenjhaften, welde aud 
die juriftiih und legislativ unbeftimmbaren Lebensäußerungen des Staates zu bejtimmen 
ſuchen oder in ihrer Bedeutung nachmeifen, was ſchon deswegen wichtig wird, weil 
erfahrungsgemäß die Anwendung aller zweifelhaften und mehrdeutigen Rechtsvorfchriften im 
itaatlihen Leben mehr von politifhen Zwedmäßigfeiten ald von der Strenge juriftifcher 
Konfequenzen beherrfht wird; auch erfolgt die Handhabung der oberjten Staatsrechtsjäge 
weder nach juriftifchen ‚Formen des Prozekverfahrens noch ausſchließlich durch rechtsgelehrte 
Perſonen. Zwiſchen dem pofitiven Staatärecht einerfeits und den Lehren der Staatswifjen- 
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ſchaft auf Grundlage geſchichtlicher Forſchung andererfeits zu vermitteln und die auf gleicher 
Kulturbafis jtehenden Nationen hinſichtlich ihres Staatörechtäzuftandes zu vergleichen, ift ſomit 
Sache des allgemeinen Staatsrechts und der Politif, wobei jenem mehr die Erklärung ber 
wejentlichen und dauernden Merkmale des jtantlichen Lebensprozeffes, dieſer hingegen die 
Nahweifung der den thatſächl ichen Erfolg der Staatshandlungen bedingenden Momente 
veränderlicher und geſchichtlich wandelbarer Art zufällt. 

[Die wiſſenſchaftliche Staatsforfhung hat fih vom Anbeginn unjerer abendländifchen 
Kultur zur Borfämpferin für ftaatliche Neformideen gemadt. In ihr ruht eine der mäch— 
tigen Hebelfräfte für den Aufbau des öffentlichen Rechts. Ein Blid auf die Gefhichte zeigt 
uns unverfennbar, wie die an Gehalt und Tiefe zunehmende MWirtfchaftslehre den Geift der 
Geſetzgebung immer mächtiger beherrfcht, wie ihre wechjelnden „Syſteme“ in voller Breite 
einftrömen in die Kanäle des pofitiven öffentlichen Rechts, wie oft ihre Lehrſätze abſtrakteſter 
Natur in die feiten Formen des ftaatlihen Verfaſſungsrechts, des ehrsrechts, der Ge- 
werbeordnung 2c. übertragen werden. Allerdings, der Zeitraum, ben der Gedanke durch— 
ziehen muß, bevor er zur ftaatlihen Norm wird, umfaßt oft mehrere Menfchenalter, er muß 
ganzen Generationen ins Blut getreten fein, bevor es möglich wird, ihn dem pofitiven 
Rechtsſyſtem einzufügen. Neben diefen zeitlihen Grenzen für die Wirkfamfeit öfono- 
mifcher Theorieen fordert auch der Umftand bejondere Betonung, daß aud die Wider- 
ſprüche, die in einer fo vielverzweigten Wiſſenſchaft in ihren eigenen Reihen nicht fehlen 
fönnen, und ihre Jrrtümer nicht felten ebenfo genaue Anwendung und Durhführung finden 
wie ihre erprobten Wahrheiten; ja vielfach vermifchen ſich beide, da das befeftigte, zu 
bejtimmten Ausgeftaltungen hinneigende Recht nicht fo rafch ſich umbilden und modifizieren 
fann, als es dem Spiel der theoretifhen Meinungen oft genehm wäre. 

Wir treten daher mit den folgenden Erfahrungsfägen an die Betrachtung des Verhält- 
nifjes zwifchen Staatsrecht und Volkswirtſchaftslehre heran: 

1. Jeder Phafe des öffentlichen Rechts entſpricht eine Gruppe teild mehr teild minder 
Iyitematifch zufammenhängender ölonomifcher Theorieen, welche hier diejenigen fubftantiellen 
Veränderungen erfahren, die die Gußformen der juriftifchen Dentweife notwendig machen. 

2. Je entwidelter und fomplizierter das jtaatliche Leben geworden, um jo größer ift 
die Zahl der verfchiedenen, nicht felten geradezu widerſprechenden Wirtfchaftsfyitemen ent- 
nommenen öfonomifchen Leitgedanken und Marimen des ftaatlihen Rechts. 

3. Je reicher endlich ſich das ftaatliche Leben in Recht und Wirtfchaft geftaltet, um 
fo jchneller vollzieht fi) die Umſetzung der dee in eine pofitivrechtliche Inſtitution, um fo 
fchneller erlangt eine Löſungsformel für eine öfonomifche Frage ihre rechtliche Verwirklichung 
im ftaatlihen Verfafjungs- und Verwaltungsapparat. 

So vollzieht fi denn eine reihe Wechſelwirkung zwifchen beiden Wifjensgebieten, bei 
welcher dem pofitiven öffentlichen Necht die Aufgabe der übergeordneten Kontrollinftanz zu— 
fällt. Denn jo jehr ver jeiner Aufgaben und jeiner Verantwortung fich bewußte Jurift 
die Größe des Einfluffes erfennen muß, den die rein ölonomifhen Erwägungen auf die Ein- 
richtungen des modernen Staates nehmen, jo kann derfelbe doch endlich nicht darauf ver- 
zichten, daß aus dem Kampfe der Meinungen, aus dem Spiel der Anfchauungen fich zuletzt 
ein feſtes Rechtsgebilde herausſchälen lafjen müfje; dasfelbe muß in einer gefeglich denk— 
baren Form der wifjenfchaftlihen Prüfung feiner funktionellen Bedeutung innerhalb des ge- 
famten Rechtsſyſtems zugeführt werden fönnen. In der potenziellen juriftifchen Realifier- 
barfeit eines ölonomiſchen Gedanfens liegt der fcharfe Trennungsftrich, der ihn von der uto- 
piſchen Willfür trennt. Der die Einheit des ftaatlichen und internationalen Berbandalebens 
ins Auge faflende Juriſt darf daher bei dem regjten Intereſſe für die Lehren der Volks— 
wirtjchaftslehre, der Wirtjchaftspolitif und ihrer technifchen Hülfsdisciplinen, der Finanz- 
wiſſenſchaft u. ſ. w. doch nie die entjcheidende Thatjache überfehen, daß jene auf Schritt 
und Tritt ſich befämpfenden und auseinanderlaufenden Thefen nur durch die juriftifche Kon- 
jtruftion zu einem ausreichend ficheren Ruhe- und Prüfungspunkte gelangen fünnen. In 
jenen ewig gährenden Lehren liegt der große Spiegel des ftaatlihen und internationalen 
Verbandslebens wie in unzählige Stüde zertrümmert vor und, die immer nur facettenartig 
einen verfhwindend Fleinen Bruchteil des wirklichen Lebens wiedergeben. Jener Flucht der 
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Meinungen und Erfcheinungen gegenüber wohnt der Frage nah dem juriftifh Denkbaren 
etwas Hemmendes und Erfchwerendes inne; fie ift die fcharfe Ede, die derjenige auffuchen 
muß, der in wifjenfchaftlicher Methode dem lebendigen Sein die dauernden Bedingungen des 
fünftig Möglichen abzufragen gemillt ift. 

Litteratur. Schmoller, Über einige Grundfragen des Rechts und der Bollswirticaft. 
2. Aufl. Jena 1875; Guft. Cohn, Über die Bedeutung der Nationalölonomie und ihre Gtellung im 
Kreife der lieg Berlin 1869; W. Schäfer, Die Nationalölonomie und die deutiche Ge— 
feßgebung. 1886: Jules Li6geois, Des rapports de l’&conomie politique avce le droit publie et 
administratif. Paris 1865; Alfr. Jourdan, Des rapports entre le droit et l’&conomie politique ou 
philosophie eompar&e du droit et de l’&conomie politiqne. Paris 1885: Waſſerrab, Sociale Po— 
litif im Deutichen Neih. Stuttgart 1889.] 


85 Die Staatögewalt. Der Entitehungsprozeß und der Untergang der Staaten 
in der Gefchichte ift fein Objekt der Darftellung für das pofitive Staatärecht, fondern viel- 
mehr eine Vorausfegung, auf welche dasfelbe zu begründen ift. Keine pofitive Staatsord— 
nung fann ewig fein. Die Vorgänge der ftaatlichen Geburt und des ftaatlihen Verfalles 
vollziehen fich niemals in rechtlich vorausbeitimmter Form. Überhaupt nimmt der Staat 
erſt auf einer höheren Stufe der Entwidlung einen Rehtsharafter für das Bemwußtfein 
des in ihm einheitlich gewordenen, rechtlih verbundenen Volkes an. Lange Zeit nad 
feiner erften Entjtehung bleibt er nur eine injtinftiv als notwendig empfundene, aber 
nicht als fittlih oder vernünftig erfannte Macht über den einzelnen. Und fein Untergana 
wird meijtenteil® eingeleitet durch die aus Verkennung der notwendigen Gemeinſchaftsord— 
nung emporwuchernde Überordnung des individuellen Cigennuges und der gefellfchaftlichen 
Intereſſen. Alle Staaten ohne Ausnahme beruhen auf der Thatjache einer rechtlich unlös- 
baren Verbindung zwifchen einem beftimmten Volke, einem ihm unterworfenen Gebiet und 
einer Vol und Gebiet beherrichenden Staatögewalt. 

Der Grundbegriff, an melden das Staatsrecht überall anfnüpft, tft derjenige der 
Staatsgemwalt, zu deren Definition der Neihe nad verichiedene Formeln aufgeftellt 
morden find. [So wie in der Disciplin des Strafrechts noch bis zur Stunde das Streben nad 
der Auffindung eines oberften Prinzipes obwaltet, aus dem (rund und Mefen der Strafe und 
des ius puniendi berzuleiten fei, fo tritt auch in der Gefchichte der Stantstheorieen überall 
die Tendenz in den Vordergrund, auf einem Haupt- und Grundpfeiler das ganze Gebäude 
der Staatsgewalt zu errichten, gleihjam den Schwerpunft aufzufinden, um den alle Sätze 
der Theorie, alle Geftaltungen des wirklichen Lebens gruppiert werden follten. Die Unter- 
ſuchungen über den Rechtsarund und die Entjtehung des Staates haben fomit einen gemein- 
famen Zielpunft: da der Staat in allen Entwidlungsphajen des Wolfsverbandes fih als 
herrſchend über das Individuum ftellt und ftellen muß, fo ift hiermit ein Gegenfat zwiſchen 
den ‚Forderungen der individuellen ;Freiheitsfphäre und den Erhaltungsbedingungen des 
focialen Verbandes hergeitellt, eine Spannung gegeben, welche nicht verfehlen fonnte, eine 
Reihe von Unterfuhungen über den Nechtsgrund d. h. den Nechtfertigungsarund dieſes 
Super: bezw. Subordinationsverhältniffes hervorzurufen. 

Den gefamten Unterfuchungen der bezeichneten Richtung liegt die irrige Unterftellung 
zu Grunde, daß jedes Yebensverhältnis, jeder fociale Zuftand, deſſen Beitand von Rechtö- 
normen umſpannt und deſſen Beftehen felbit wieder zur Quelle von Rechtsverhältniſſen wird, 
notwendig auch auf dem Wege Nechtens entitanden fein müfle. ] 

So wurden denn alle Theorieen über die Entſtehungsweiſe des Staates, die rationalen 
wie die hiftorifchen, teils aus dem geſchichtlichen Entſtehungsprozeß einiger Staaten teils 
aus dem jeweiligen Entwidlungsitande des individuellen Rechtsbewußtſeins abgeleitet. 
Von den orientaliihen Staatsanjhauungen oder den Firchlichjtaatlihen Offenbarungslehren 
abgefehen, denen die Staatögewalt als eine von Gott abgeleitete Macht erfcheint, waren es 
vorzugsweiſe drei verfchiedene, auch gegenwärtig noch nebeneinander fortlaufende theoretijche 
Grundrichtungen, welche gleichfam den Bauftil in der Architektur der ftaatsrechtlichen Syſteme 
beftimmen. „Indem man erjtens den Staat hervorgehen lie aus der präfumierten Überein- 
jtimmung der duch gemeinfchaftliche Intereſſen in der vorftaatlichen Gefellichaft verbundenen 
Individuen und fich der Analogieen des privatrechtlihen Mandats bediente, erblidte man 
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in der Staatsgemwalt nichts anderes als die Funktion eines Mehrheitswillens, wobei man 
vielfach fogar die ‚Formel der durch Fiktion gefchaffenen, für vermögensrechtlihe Zwecke be- 
jtimmten Perfönlichfeit der Geſellſchafts- oder Genoſſenſchaftsverwaltung verwendete. Der 
Staat war hiernach juriftifche oder moralifche Perfönlichfeit, zuerfannt an die gemeinfamen 
Zwedbejtimmungen der jtaatsbürgerlihen ndividuen, als deren Organ die Staatögewalt 
angejehen wurde. Sobald man das Unzureihende diefer Auffaffung und die Macht der ge— 
ſchichtlich überlieferten Zuftände erfannt hatte, begann man zweitens den natürlichen 
Charakter des Staates hervorzuheben und ihn ald Nehtsorganismus des Volkes zu 
begreifen, in welchem jeder Teil ein vom Ganzen bedingtes und wiederum auch das Ganze 
in Wechſelwirkung bedingendes Leben entfaltete, als deſſen Mittelpunft die Staatsgewalt 
gedacht wurde. Auf ſolche Weife follte deren Gejtaltung vor allen Dingen den bemwußten 
und rationalen Einwirkungen der individuellen Willensfphäre entrüdt werden. Endlich hat 
man drittens unter Anerkennung der organifchen Natur der Staatsbildungen einen Zu- 
fammenhang der Staatsgewalt mit dem WVolfsbewußtfein in der Formel der Staats- 
perfönlichfeit aufjuftellen unternommen, als deren Träger die zur Ausübung der Staats- 
gewalt berufenen Perfonen erfcheinen jollen. 

[Die in der älteren Geſchichte der politiihen Theorieen den breiteften Raum ein- 
nehmende Diskuffion über die Entjtehung und den Rechtsgrund der Staaten hat allmählich 
an Boden innerhalb der deutſchen Staatörechtsmwiffenichaft verloren. Zwei Gedanfen- 
reihen haben vornehmlich die Ausfcheidung des metajuriftiichen Problems aus dem normalen 
Arbeitsplan bewirkt. Zunächſt befeftigte fich die Erfenntnis, daß jede der entwidelten Theo- 
rieen mit allen anderen im begrifflihen Zujammenhang ftehe, daß daher einer jeden mit 
gehöriger Beichränkung ein gewifjes Maß zutreffender Nichtigkeit zugeitanden werden muß, 
fo daß die Mannigfaltigfeit der aufgejtellten Theorieen im Grunde nur die verfchiedenen, 
möglichen Entwidlungsjtufen des Bewußtſeins der einen und univerfellen Staatsidee be- 
zeichnete... Zum anderen hat fi) mit der mächtigen Bethätigung des feiner Kräfte und 
Aufgaben bewußt gewordenen modernen Staates, nad; Überwindung der Epode der 
Verfaffungstodififationen, die Überzeugung befeftigt, daß dieſer urtümlichen Erfdei- 
nung in ihrem Sein dem Nichtjein gegenüber erſt noch eine rechtliche Begründung geben 
zu wollen, ein offenbar antilogifches Unternehmen jei.] 

Obgleich nun die juriftifche Theorie die Folgerungen aus diejer Erkenntnis bisher feines- 
wegs überall ſcharf gezogen hat, jo ift dennoch in der Befeitigung ehemals herrfchender Irr— 
tümer ein großer Fortſchritt unverkennbar. Das Verftändnis des Staates hat überall ae- 
wonnen, feitvem man ſich von der einfeitigen Herrſchaft des römischen Privatrechts befreite, 
die nationalen und gefchichtlichen Elemente in dem deutfchen Staatsweſen beariff und 
gegen die Abftraftionen der alten naturrechtlichen Schule mißtrauifh ward. Diefe befjere 
Erkenntnis tritt namentlih darin hervor, daß man den im Staate herrfchenden Einheits- 
willen und feine Bethätigung durch eine im Staate gebietende Macht nicht mehr aus 
der Übereinitimmung der einzelnen Willen im Wege der Aodition zu begründen ſucht, 
fondern als rein natürlih aus dem äußerlich in territorialer Begrenzung abgejchlofjenen 
Volkskörper erwachſen und durch das gleichfalls geſchichtlich gereifte Volksbewußtſein leiten 
und befchränfen ließ. Die Staatsgewalt ift jomit der höchite, mit zwingenden Macht- 
mitteln dauernd ausgerüftete und deswegen zuftändlich herrfchende Einheitswille des Staates ; 
daher fommen ihr die Attribute der Unabhängigkeit von fremder nötigender Rechtskraft, Un- 
verantwortlichfeit und Unmiderftehlichkeit zu. Als ſchlechthin unerläßlih und abjolut not- 
wendig beariffen ſowohl für die Selbfterhaltung des Volkes neben anderen Völkern als auch 
für die rechtlihe Geltung aller zum Volfe gehörigen Individuen, empfängt die Staatsgewalt, 
als eine in die fittlichen Ideen allmählich hineinwachſende Thatſache der Geſchichte, ohne 
Rückſicht auf Nehtmäßigkeit (Xegitimitätsprinzip) oder Unrechtmäßigfeit ihres Entftehungs- 
prozefjes, die rechtliche Sanftion ihres Beitandes durch die Anerfennung des zum Selbit- 
bemußtfein gelangten Volkes. Als höchſter Wille ift die Staatögewalt ſouverän, d.h. fie 
fann weder in der Teilung gleichberechtigter, nebeneinander herrfchender Willenskräfte noch 
in der Unterordnung unter eine andere, inner oder außerhalb des Wolfsförpers beftehende 
Macht ihren Begriff wahren. Unteilbarfeit, Selbjtändigfeit, Zuftändigfeit und Unabhängig- 
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feit find fomit die umentbehrlichen Elemente ihres Daſeins. Dagegen ift es für ben Be- 
griff der Somveränität gleichgültig, ob fie fich bezüglich der Gegenftände ihrer Einmir- 
fung ſelbſt bejchränft oder beſchränken läßt, wofern nur die Möglichkeit beiteht, daß fe, 
in Übereinftimmung mit dem Prinzip ihrer Eriftenz, alle einzelnen, thatſächlich beherrſch— 
baren Funktionen des Volkslebens oder der Privatthätigkeit ihrer Macht ungehindert dur 
eine ihr rechtlich vorgefegte Gewalt unterwerfen kann. [Der juriftiihe Standpunkt der Souve- 
ränität liegt fomit in der rechtlichen Freiheit des Gemeinmwefens zur Selbftbeftimmung feiner 
Kompetenz ; der jo qualifizierte Staat unterjteht feiner rechtlich zwingenden, ihm über: 
eordneten fremden Gewalt, fondern fett fich jelbft in den verfaffungsmäßigen Formen feiner 
FRilfensbildung die Grenzen feiner Zuftändigfeit. Im dogmatifchen Zufammenhang mit der 
Frage nah der „Rompetenztompetenz” ftehen im Rechtsſyſtem die aus der Selbitbejchrän- 
fung de3 Staatswillens hervorgehenden Erweiterungen der Rechtsſphäre der Individuen 
im Staate (Grund- und SFreiheitsrechte) und die rechtlichen Willensbindungen des fouveränen 
Staates durch völferrechtlichen Vertrag] Der Begriff der Souveränität darf fomit 
weder mit ftaatliher Omnipotenz nod mit abfoluter Herrfchaft vermechfelt werden, mas 
in der älteren Staatslehre oftmals geichah. 


Yitteratur: Zöpfl, Staatöreht 188 35 ff.; im Gegenfage zu der älteren, von Waitz, Grund- 
züge der Politik. 1862, vertretenen Xehre v. Gerber, Grundzüge. 1880. S. 22: D. Mejer, Ein- 
leitung S.5; Rofin in Hirths Annalen. 1883. S.278 ff.; Gierfe, Die Grundbegriffe des Staats- 
rechts und die neueften Staatsrechtsthorieen, Zeitichr. für die gefamten Staatswiflenichaften XXX; 
Gareis, Encyklopädie $ 39. Allgemeines Staatsreht $ 10. Zur Lehre von der Souveränität 
i. Zaband (2. Aufl.) 182,87 f mit Yitteraturverzeihnis auf S. 52; Jellinef, wi von den 
Staatenverbindungen. ien 1882. &. 26 ff. Über die Grenzen der Staatögewalt f. befonders 
Zöpfl a. a. D. 8 52 und v. Gerber a. a. O. $$ 10—12. 


86. Grundfunftionen der Staatögewalt. Die Formen, in denen fi die 
Staatögewalt äußert, find mit Rüdficht auf den Gegenftand und den Zwed ihrer Herrfchaft ſehr 
verfchieden. Inſofern die Staatsgewalt nicht als ruhend, fondern als wirfend und handelnd 
vorgeftellt wird, erjcheint fie ald Regierung (im mweiteften Sinne). Von jeher hat man 
verfucht, die wichtigiten Willensbethätigungen der höchſten Staatögewalt unter gewiſſe entſchei— 
dende Geſichtspunkte zu ftellen. Die dem Altertum entftammende und auch heute mit Vorliebe 
fejtgehaltene Einteilung unterjcheivet ald fundamentale Wirkfamkeiten: 1. die gejeggebende 
Gewalt (Legislative), melde im pofitiven Rechte jchöpferifch allgemein verbindende, dauernde 
Normen des Handelns aufftellt; 2. die rihtende Gewalt, melde über die ftreitig ge— 
wordene Anwendung diefer Normen auf den einzelnen Fall entfcheivet und die Folgen ge— 
ſchehener Rechtöverlegung für Nechtfuchende beitimmt; 3. die ausführende Gewalt 
(Erefutive), welche die äußeren Machtmittel zur Aufrechthaltung des Gejeges und Erzwingung 
des rechtlich gefhuldeten Gehorfams ordnet und verwendet. Gegen diefe Einteilung ift ein» 
gewendet worden, daß fie nicht erfchöpfend fei. Und in der That muß zugegeben werben, 
daß die Gejamtheit aller von der Staatsgewalt zu übenden Funktionen weder ſprachlich noch 
begrifflich überall auf jene Dreiteilung zurüdgeführt werden fann. Andere haben deswegen 
verfucht, entweder dieſe Unterjcheidungen zu vermehren oder gar durch Aufftellung eines 
fertigen Schemas die einzelnen Thätigfeiten der Staatsgewalt nach logifchen und politifchen 
Mertmalen zueinander in das Verhältnis der Über- oder Unterordnung zu bringen. 

[Den letteren Verſuchen gegenüber, welche jederzeit an der unausihöpfbaren Fülle der 
itaatlihen Yebensbethätigung jcheitern, wohnt der Lehre von der trias politica in der That 
fyftematifch ordnende Kraft inne. Der unleugbare hiftorifche Beſtand derfelben jeit mehr als 
zweihundert Jahren (I. Yode, 1632 —1704) hat dem europäifchen Staatenleben und damit 
dem Staatsrecht unferer Zeit feine Hauptzüge in unverfennbarer Weife aufgevrüdt. Wenn 
es num auch gleich der deutfchen Staatsrechtswiſſenſchaft gelungen iſt, den Nachweis zu führen, 
daß die zu fo jeltener Ausbreitung gelangte Theorie mwejentlih aus einer Verkennung der 
Rechtsgrundlagen der Parlamentsverfajlung Englands entfprungen ift, fo ift dod v. Sarmwey 
zuzuftimmen, wenn er noch jüngft den Grundgedanken der Lehre gegen a limine - Abmweifungen 
mit dem Hinmweife in Schuß nimmt, daß der Grundgedanke der Theorie von Montesquieu: 
die Vereinigung der geſetzgebenden, der richterlichen und der abminiftrativen Gewalt in einer 
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Perſon vernichte jede Freiheit, — der Ausgangspunkt des Verfaffungsjtaats, des Staats der 
Gegenwart bleibt. Das betreffende Kapitel des XI. Buchs des Esprit des lois fann nod 
heute troß der bezeichneten Mängel und rrtümer jedem zur Beachtung empfohlen merden, 
welcher das innere Wejen des VBerfafjungsftaats erkennen will. In Wahrheit find in jedem 
Verfaffungsitaat verfchievene, zum voraus beftimmte Organe zur Ausübung eines Teils 
der ftaatlihen Gewalt unter Ausſchließung der anderen Organe von diefer Gewaltübung 
berufen, die gefetgebenden Organe zur Gefeßgebung, die Gerichte zur Nechtfprechung, die 
Verwaltungsorgane zur Verwaltung. Hierdurch ift jedoch die Einheit des Staatswillens 
nicht aufgehoben. Nicht diefer, nur feine Nußerungen find organifcd geteilt. Die 
Lehre von der trias politica hat hiermit eine begriffliche Yäuterung, einen andern Inhalt 
erhalten, mit dem fie aber allerdings nicht nur im mirklichen Leben des Staates, fondern 
auch in der Staatswiſſenſchaft die herrſchende Lehre geblieben ift. 

In der That hat auch die Belämpfung derſelben feitens der deutſchen Staatswiſſen— 
ſchaft vornehmlich ihren Grund in der völligen Unflarheit diefer Theorie gegenüber der voll- 
ziehenden Gewalt im Staate. Jenſeits dieſer empfindlichen Züde der Lehre liegt vielfach 
Meinungsübereinftimmung vor, zunächſt darüber, daß die dem modernen Berfafjungsitaate 
eigentümliche organifche Trennung der Funktionen der Verwaltung und Rechtſprechung von 
den Aufgaben der gejeßgebenden Organe eine wejentlihe und in Wirklichkeit die wichtigſte 
Garantie der individuellen ;Freiheit bilde, welche der vernünftige Individualismus fordern 
fann. Sie wird hierdurd zu einem Teil der öffentlichen Rechtsordnung des modernen 
Staates; denn nur durch diefe Trennung ift der einzelne gegen eine willfürliche, das Gefet 
für ihm abändernde, von ihm nicht mehr berechenbare, aljo feine Rechtsſphäre verlegende 
Behandlung jeitens der Staatsgewalt fichergeitellt.] 

Wenn man daher das Wefen der ausführenden Gewalt jo auffaßt, daß fie nicht nur 
den in Form des Geſetzes bereits gegebenen, fondern auch den unmittelbar aus der Totalität 
der Staatsgewalt hervorgehenden, der Gefetesform nicht bebürfenden Willen der Staats- 
gewalt zu realifieren hat, läßt fich jene Dreiteilung immer noch gegenwärtig als ausreichend 
für die Beichreibung des der Regierungsthätigfeit beizumefjenden wefentlichen Inhalts er- 
achten, da feine diefer drei Grundfunktionen außerhalb des Bereiches der Staatögemwalt 
ftehend gedacht werden fann. 

Dagegen war es allerdings eine der richtigen Erfenntnis des Staates höchft nachteilige 
Auffafjung, wenn man den Grundcharafter der nicht in der Geſetzgebung und ber richter- 
lien Thätigfeit hervortretenden Funktionen der Staatsgewalt damit erfchöpft glaubte, daß 
es fih nur um Volljtredung einer im voraus überall gegebenen objektiven Norm handle. 
So kann beifpielsweife der Abſchluß von Staatsverträgen weder bloß als At der Geſetzgebung 
noch auch ald Ausflug nur vollziehender Gewalt aufgefaßt werden. 


Yitteratur: v. Sarmwey, Allgemeines Verwaltungsredht (in Marquardfens Danbb.) $ 6; 
x. v. Stein, Vermwaltungslehre I: Montesquieu, De lesprit des lois. Buch XI Kapitel 6; 
Bluntichli, Geichichte des allgemeinen Staatsrechts. S. 256 ff. 


87T. Die Staatszwede Wie weit die Funktionen des Staates fi zu erjtreden 
haben und in welcher Weiſe die Aufgabe des Staates ſich von derjenigen der Kirche, des 
Einzellebens der Staatsbürger und den Gefamtzielen des völferfchaftlihen Zufammenhanges 
anderer Nationen jcheiden ſoll, iſt zunäcit abhängig von dem Selbitbeftimmungsrechte des 
unabhängigen Staates. Äußerlich ift der Staat nicht behindert, in Form pofitiver Sapungen 
ſich unmögliche, unerreichbare oder gar unfittlihe Zwecke vorzufchreiben. Sobald der Staat 
fich jedoch als Rechtsweſen erfannt hat, weiß er fich felbit an die Schrante fittliher Not- 
wendigfeiten in der Richtung pflichtmäßigen Handelns und Unterlafiens ſowohl gegenüber 
gleichberechtigten anderen Staaten neben ihm mie gegenüber feinen eigenen Staatsbürgern 
gebunden. An der Hand der Geſchichte und im Lichte der Ethif hat das Staatörecht die 
thatfählihen und rechtlichen Schranken nachzuweiſen, an welche das Leben des einzelnen 
Staates in der Gegenwart gebunden bleibt. Es hieße die deutiche Staatsrechtswiſſenſchaft 
zu einem Rüdfchritte drängen, wenn ihr der Verſuch verwehrt jein jollte, das ſtaatlich 
Seiende innerhalb der Schranfen der äußeren Anerkennung einer gemeinfamen feiten Regel 
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auf feinen vernunftmäßigen Gehalt zu prüfen. Wo follte denn fonft die geiftige Prüfung 
des Phyſiſchen jtattfinden? Soll das, was gilt, nur gelten, weil es gilt, und nirgends, 
weil es gelten ſoll? Der Staat, als ein in organischer Verbindung ftehender Kompler 
von Subjeften und Objekten, bietet doch der geiftigen Betrachtung, ſoweit er in feiner zeit- 
lihen und räumlichen Erfcheinung einen Inbegriff von Gegenjtänden und Beziehungen um- 
faßt, neben der quantitativen aud eine qualitative Geite dar. Soll die diefer Seite 
entfprechende echt menfchliche Kunft des Mefjens und Wägens nur darum nicht geübt werben, 
weil es auch falfches Maß und Gewicht giebt? Den Wert, die kulturgeſchichtliche Be- 
deutung der Monarchie, des Erbrechts, der Monogamie u. ſ. w. Hlarzulegen, follte darum 
unzuläffig fein und die darauf abzielende Geiftesarbeit aus dem Bereich jtaatsrechtlicher 
Betrahtung gewiefen werden — weil e3 vielleicht einem andern einfallen fönnte, den Nuten 
einer andern Staatsform, der Polygamie, der Gütergemeinfchaft u. f. w. in den Vordergrund 
zu ſchieben? Wo fol denn nun eigentlich die belehrende und erziehliche Kraft des Rechts 
wirffam werden, wenn nicht zur Begründung gerade der Stellen, die für den jemeiligen 
Beitand einer gefellfchaftlichen Dronung die Grundquadern ausmachen? 

Jede entwideltere Staatsrechtswiſſenſchaft erhebt ſich bald gegen die aus falſch verjtandener 
Stoffbeihränfung entfprungene Theorie, welche dem Rechte verbieten will, in die Einficht 
des Urfprunges und Wertes der Nechtsnorm vorzudringen, und ihm bloß die Erbringung 
der Wortbeitimmtheit, die marfjcheidende Funktion zur einzigen Aufgabe fett. ] 

Die Lehre vom Staatözwede zeigt daher vom Einzelnen zum Ganzen auffteigend die 
Wirkfamteit der Staatögewalt a. unter dem Gefichtspunfte der notwendigen Befchränfung 
der ftaatlihen Zmwangsthätigfeit auf die ihr eigentümlichen Gebiete unter Ausſcheidung ge- 
wiffer anderer, der religiöfen oder individuellen Lebensthätigfeit der Menſchen völlig frei zu 
überlafjender Gebiete b. unter dem Geſichtspunkte der beſtimmten, jeder Staatsgewalt durch 
die Natur des Volislebens auferlegten Verpflichtungen, oder endlich c. auch unter dem Ge- 
fihtspunfte zuläffiger Wahrnehmung der nad Zeit und Raum mwandelbaren Gefamtintereffen 
in der Sphäre der Nütlichfeit oder Angemefjenheit im Verhältnis zu den nationalen Be- 
ftrebungen der einzelnen Völker, die fich vielfach gerade dadurch voneinander unterfcheiden, 
daß fie ihrer Staatsidee einen eigenartigen Zwedinhalt geben. Mit Nüdfiht auf die Ver— 
ſchiedenheit folder im Volksgeiſte gefchichtlich wurzelnder Zwedvorftellungen würde es auch 
fehlerhaft fein, der Begriffsbeftimmung des Staates beitimmte, einzelne Staatszwecke ein- 
zuverleiben. Nach dem jeweiligen Entwidlungsitande der Kultur hatte die Bethätigung der 
Staatsgewalt bei den Drientalen, Hellenen, Römern, im Mittelalter und in neuerer Zeit 
verſchiedene Aufgaben in bald engerem, bald weiterem Kreife zu erfüllen. Am allerwenigjten 
fann es jedoch genügen, wenn auf dem Wege der Abjtraftion den Staaten aller Völker 
und aller Zeiten irgend eine Univerfalzwedtheorie vorgezeichnet werden foll, um an 
ihr die rechtlihen Vorausfegungen des jtaatlihen Handelns zu bemefjen oder den Beariff 
des Staates felber einheitlich feitzuftellen. Fehlerhaft vom Standpunkte der Staatsrechts— 
wiſſenſchaft ift es deswegen, die ausfchliegliche Herrfchaft entweder eines fogenannten Wohl— 
fahrtsjwedes (salus publica suprema lex esto) oder eines auf die Wahrung einer 
bejtimmten pofitiven Geſetzesordnung befchräntten Nehtszmedes (mit entiprechender In— 
differenz des Staates in Sachen der Prävention nad) der formel laissez faire, laissez 
passer) oder endlich eines die Totalität des menfchlichen Lebens ergreifenden Sittlichkeits— 
zwedes zu verkünden. Abgefehen von der Unbejtimmtheit folder Ausdrüde, wie „Wohl- 
fahrt“ oder „Sittlichfeit”, würde dabei die Thatfache verfannt werden, daß aud in der 
Gegenwart Romanen, Slaven und Germanen verſchiedenen Staatözwedideen anhängen. Nur 
foviel läßt fi erweifen, daß in formaler Weiſe jedem in den höheren Kulturftand über- 
gegangenen Staatsweſen drei weſentliche Zwedbeitimmungen gefett find, denen es entweder 
thatjächlich nachjtrebt oder in bewußter Weife zu genügen fuht: 1. der nationale Macht— 
zweck, der ven Staat zur Selbfterhaltung feines Daſeins im Verhältnis zu anderen Staaten 
nötigt; 2. der Rechts- und Freiheitszweck, welcher den Staat dazu treibt, die 
Sphären des öffentlichen und privaten Rechts nad dem leitenden Beftimmungsgrunde ber 
Ordnung und Freiheit abzugrenzen; 3. der geſellſchaftliche Kulturzweck, in Gemãß⸗ 
heit deſſen der Staat feine eigenen Gewaltmittel und die Freiheit der einzelnen in einer 
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die Aufrechterhaltung des inneren Friedens verbürgenden Weife mit dem Intereſſenkampfe 
einzelner Volksteile gegeneinander (Konfeffionen, Stände, Beſitzklaſſen, Parteien u. ſ. w.) 
auszugleichen hat. 

[Eine in unfern Tagen erft fich befejtigende Vorjtellung von der ſtaatsgenoſſenſchaft— 
lihen Solidarität ließ den jocialethifchen Kulturzwed des Staates mit größerer Klarheit 
erfafien. Während die anderen Zwedtheorieen wiederholt ihre umfafjende Darjtellung gefunden 
haben, dürfte es fich empfehlen, den Entwidlungsgang der jüngften in fnappen Umrifjen 
hier anzubdeuten. 

Die Entwidlung, welche der moderne Staat unter der Herrfchaft der rein formaliftifchen 
Nechtsjtaatstheorie und des individualiftifchen Induſtrieſyſtems genommen hatte, rüdte die 
Gefahr jehr nahe, daß die Anjtrebung der von der Staatseinrihtung nie ganz abzutrennenden 
focialethifhen Kulturaufgabe in immer weitere Fernen gerüdt werden ſollte. Das Mittel 
zu diefer Verſchiebung follte die befonders um die Mitte unferes Jahrhundert? vorgenommene 
ſcharfe dogmatifche Trennung der Begriffe „Staat“ und „Gefellihaft” darbieten. Unter 
bürgerlicher Gejellfhaft wollte man nämlich) die ſelbſtändige perfonlich⸗ Einheit der Geſamt— 
heit von Menſchen verſtehen, inſofern fie neben dem ſtaatlichen Berufe beſtimmte Lebens— 
intereſſen nach einem notwendigen natürlichen Geſetze verfolgt und erfüllt. Hiernach um— 
faßt fie die jo vereinigte Menſchenmaſſe ganz abgeſehen und unabhängig vom Staate und 
deffen Beherrſchung als ein für fich bejtehendes Ganzes, das rein von Naturgejegen beherrjcht 
und geleitet wird. Die Gefellfchaft bildet nach Anficht der Lehre nicht etwa dem Staate 
Entgegengefegtes, fondern fie befteht neben und in ihm, nur nicht dur ihn. In den 
eriten Anfängen der Entwidlung geht der Staat aus dem gefellfchaftlichen Beifammenfein 
hervor und wird von ihm bedingt, dann aber umfaßt der Staat das gejamte Gemein- 
ichaftsleben und beherricht es, bis derſelbe die vielen Xebensintereffen nicht mehr aanz 
umfpannen fann und die Erweiterung derfelben zu jener großen Arbeitsteilung nötigt, bei 
welcher der Staat nur Militär, Gericht, Polizei, Finanzen u. dgl. als feine Wirfungstreife 
behält, während die „Geſellſchaft“ ungeftört und frei von aller ftaatlichen Rechtseinwirkung 
„nur“ den vollen unfontrollierten Erwerb, die Arbeit, den Befig als ihre ureigene Aufgabe 
beanfprudt. Die „Geſellſchaftswiſſenſchaft“ wurde nicht müde zu betonen, wie jehr beide 
Teile aufeinander angewiejen wären, obwohl beide Gebiete in ihren Grundlagen jo ver- 
ichieden feien, daß die „Geſellſchaft“ unverändert fortbejtehen fann, mag auch der Staat 
jeine Form ändern oder eine vollftändige Ummandlung der Staaten erfolgen, da felbft 
Revolutionen nur die Negierungsform, nicht aber die materielle Lage und die Machtverhält- 
niffe der „Geſellſchaft“ zu ändern vermöchten. 

Indem jo eine gefügige „Geſellſchaftswiſſenſchaft“ dem Staate die Fähigkeit und die 
Macht aberfannte, mit parteilofer Hand einzugreifen in den „durch Angebot und Nachfrage 
natürlich fich vollziehenden Ablauf des wirtjchaftlihen Prozeſſes“, entwidelte fih mit dem 
mächtigen Fortſchritte Der Snduftrieproduftionsmittel gerade feit der Mitte unferes Jahr: 
hunderts eine Epoche wirtfchaftliher Blindheit und rechtlicher Gebundenheit, in der der 
Staat alle Führerfraft verloren, alle Jnitiative abgegeben hatte. Mit elementarer Kraft 
auffteigende jociale Gegenfäge drohten der Kultur unferer Tage mit dem völligen Unter- 
gange — wenn das Königtum Preußen jich nicht wieder feiner großen focialen Aufgabe 
und des jocialethifchen Zwedes des deutſchen Staates zur rechten Stunde bewußt geworden 
wäre in jener mächtig ergreifenden Botjchaft vom 17. November 1881, die auf Menichen- 
alter das Programm zwedbewußter jtaatliher Arbeit in ſich fchloß.] 


Litteratur: ®. v. Humboldt, Ideen zu einem Verſuch, die Grenzen der Wirkjamfeit des 
Staates zu beftimmen. Thalia 1792; Eötnös, Der Einfluß der herrichenden Ideen des 19. Jahrhunderts 
auf den Staat. 1857; Laboulaye, L’Etat et ses limites. Paris 1863; Herbert Spencer, The 
proper sphere of government. 1842: X. v. Stein, Der Begriff der Gefeuͤſchaft und die ſociale Ges 
—** der frangöfifchen Revolution. 1850; v. Mohl, Die Staatöwiffenihaften und die Geſellſchafts— 
— Geſchichte und Litteratur der Staatswiſſenſchaften. I 67: Derſelbe, Eneyklopädie 
Ss 14: R. Gneiſt, Der Rechtsſtaat; H. Schulze, Lehrbuch des deutſchen Staatsrehts 8 14; 
Gareid, Allgemeines Staatsrecht $ 7; Encytlopädie 88 39 und 40. 


88. Einteilung des Staatsrehts. Mit der Unterfheidung der weſentlichen, 
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aus der Natur der Staatögewalt abzuleitenden Funktionen des einheitlich wirkenden Staats- 
willens hängt die Einteilung des jtaatsrechtlichen Stoffes für die Zwede der wiſſenſchaftlichen 
Behandlung eng zufammen. Wir unterfheiden innerhalb des Staatsrechts zuvörderſt Ver— 
fafjungs- und Bermaltungsredt (droit constitutionnel und droit administratif) 
in dem Sinne, daf jenes die formen, in denen, und die Schranfen, bis zu welden ſich 
die Staatögewalt allgemein äußert und bethätigt, diefes hingegen die befonbere rechtliche 
Natur und Behandlung der der Verfügung der Staatögewalt unterliegenden Objekte aus 
dem Gefichtspunfte der materiellen Gefeßesanmwendung zu feinem Gegenitande bat. Gegen 
diefe Einteilung hat v. Gerber (in feinen Grundzügen eines Syftems des deutſchen Staats- 
rechts (1865), 3. Ausg. 1880, Beil. III) Widerfpruch erhoben, indem er feinerfeits das 
Verfaſſungsrecht mit dem Staatsrecht iventifiziert und das Verwaltungsrecht ala eine davon 
abgejchievene, felbftändig Eonftituierte Materie des öffentlichen Rechts neben dem Strafrecht, 
dem Völkerrecht u. ſ. w. anerfannt fehen will. Die allen Berwaltungszweigen gemeinjamen 
Grundjäge, ſoweit fie rechtliche Gejtalt gewonnen haben, find indefien um fo mehr im 
wiffenfhaftlid engeren Zufammenhange mit dem Berfafjungsreht zu erhalten und unter 
dem Titel des Staatsrechts zu kombinieren, ald die richtige Behandlung und die Kritik der 
Verfafjungsbildungen gar nicht von der Würdigung der Berwaltungsorganifationen getrennt 
werden fann. 

Die andere Einteilungsmweife, diejenige in gemeines und partifuläres Staats: 
recht, hat befondere Bedeutung für die zufammengefegten Staatsförper. In ihrer Anwendung 
auf Deutihland bedeutet fie die Gegenüberftellung von Reichsſtaatsrecht und Landesſtaatsrecht. 


Litteratur: Faſt alle Lehrbücher des deutſchen Staatsrechts find durch die Natur des 
Stoffes genötigt, einerfeitS Bundesreht und Landesftaatsrecht, andererfeitd innerhalb des letzteren 
wiederum Berlaffun sreht und Verwaltungsreht auseinanderzubalten. — Berzeichnet ift die Litte- 
ratur des älteren Reichsftaatsrehts bei Pütter, Xitteratur des deutichen Staatsredhts. 3 Teile. 
1776-1788; diejenige der neueren Zeit bis 1855 bei Mohl, Die Geihichte und Litteratur der 
Staatswiflenfhaften in Monographieen dargeftellt. 3 Bde. 1855 ff. Von Syitemen und Yehrbüchern 
aus der Zeit des Deutfchen Bundes find hervorzuheben: Klüber, Öffentliches Recht des Deutichen 
Bundes und der Bundesftaaten. Frankfurt 1817. 4. Aufl. 1841; Jordan, Lehrb. des allgemeinen und 
deutfchen Staatsrechts. Caſſel 1841; Maurenbreder, Grundſätze des heutigen deutichen Staats- 
rechts. 1837; Weiß, Syitem des deutſchen Staatöredhts. 1843: 9. X. Zahariä, Deutſches Staats: 
und Bundesrecht (zuerit 1841). 3. Aufl. 1867; Zöpfl, Grundfäte des gemeinen deutichen Staats- 
rechts mit beionderer Rückſicht auf das allgemeine Staatsreht und auf die neueften Zeitverhältniife. 
5. Aufl. 1863; 3. Held, Syitem des Berfaflungsrechtes der monardiichen Staaten Deutſchlands mit 
befonderer Rüdfiht auf Konftitutionalismus. 2 Bde. 1856 ff.; Grotefend, Syftem des öffentlichen 
Rechts der deutſchen Staaten. 1. Abteil. 1860. Übrigens haben die jenjeitt des jahres 1866 zurüd- 
liegenden Darftellungen des Staatsrechts nicht mehr als Syfteme, fondern nur für einzelne Ma— 
terien dogmatiihen und rechtögefchichtlihen Wert. Für die neuere Epoche gaben nachhaltigen Anſtoß 
zu einer ſchärferen und korrekteren Präcifierung der dogmatiihen Grundbegriffe: v. Gerber, Über 
ante Rechte. Tübingen 1852; Derfelbe, Grundzüge des deutichen Staatsrechts. 1865. 3. Aufl. 
1380; Laband, Staatäredht des Deutfhen Reiches. 3 Bde. 1876—1882; 2. Aufl. I. 1888. 
Als einleitende Schriften kommen in Betraht: Mejer, Einleitung in das deutihe Staats- 
recht. 1861. 2. Aufl. 1884; 9. Schulze, Einleitung in das deutfche Staatsrecht. 1866; J. v. Held, 
Grundzüge des allgemeinen Staatsrehts oder nftitutionen des öffentlichen Rechts. 1868, und 
v. Kaltenborn, Einleitung in das Lonftitutionelle Berfafjungsrecht. 1863. — Lexikaliſche Werte: 
v. Rotted und Welder, Staatslerilon oder Encyllopädie der Staatswiſſenſchaften (begonnen 1834) 
3. Aufl. in 14 Bänden. Leipzig 1856-66; Bluntfchli und Brater, Staatswörterbud. 11 Bode. 
1857— 1870. — Fortlaufende Urtundenfammlung zur Zeitgeihichte: Staatsarchiv, herausgegeben von 
Agidi und Klaubold. Hamburg 1861—72; — 5 ſeither von H. v. Kremer, Ph. Hirſch, 
H. Delbrück. Leipzig 1872 fi. 


$ 9 Die Staatsformen. Die Frage nach den rechtlich beſtimmten Formen, in 
weldhen der Staat die Äußerung und Bethätigung feines Willens gefchehen laſſen will, 
führt uns zur grundſätzlich wichtigſten Beitimmung des pofitiven Staatsredhts, zur Staats- 
form. Der Begriff des Staates ſelbſt ift eine Abftraftion aus dem gefchichtlichen Leben 
der Völker und muß fo allgemein gefaßt werden, daß die Möglichkeit verfchiedener Staats: 
formen und Staatöjwede offen gehalten wird. Faßt man begrifflih den Staat ald Zu- 
ftand des einheitlih in Rechtsgemeinſchaft lebenden Volkes, deſſen räumlich und zeitlich 
voneinander getrennte Gefchlechter, Gefellfchaftsgliederungen und Entwicklungsprozeſſe zur 
Gemeinfhaft einer Rechtsordnung zufammengefaßt und verbunden find, jo wird ſolche Rechts— 
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ordnung nur ermöglicht durch beftimmte Formen für das Dafein und die Erſcheinung jener 
höchſten, nad ihrem Urfprunge vom Willen einzelner unabhängigen Willensmadt, die als 
Staatsgewalt (oder Regierung) erfcheint. [Der rechtlihe Bau des Staatskörpers wird feine 
Verfaſſung genannt; demnach hat jeder Staat feine eigentümliche Verfaffung und fein eigen: 
tümliches Verfaſſungsrecht. Die urkundliche Firierung des letzteren in den Formen allgemein 
bindender Sagung giebt das Berfaffungs- oder Staatögrundgefeg. Der lehtere Aus- 
drud findet feine Rechtfertigung in dem Umftande, daß das Staatögrundgejeh die Formen 
und rechtlichen Bedingungen der ftaatlihen Willensfegung aufftellt und fomit das Richtmaf 
für die Gefeßmäßigfeit der Geſetze des Staates ſelbſt enthält. 

Se nach der äußeren Erfcheinung der die Staatsgewalt ausübenden perſönlich-menſch— 
lihen Kräfte beftimmen fih die Staatsformen. Wie viele einfahe Grundformen mit 
NRüdfiht auf die die Staatögewalt ausübenden Subjefte anzunehmen find, war von jeher 
und ift auch noch heute in der Theorie ftreitig. Die Dreiteilung des Xriftoteles, welcher 
Monarchie, Ariftofratie und Demokratie (nebjt drei fogenannten Parekbaſen oder Entartungen 
in der Dejpotie, der Dligardhie und der Ochlokratie) annahm, findet noch gegenwärtig ihre 
Anhänger, während andere, je nachdem die Staatögewalt durch eine Perfon oder durd eine 
Perfonenmehrheit ausgeübt wird, nur die zwei Grundformen der monarchiſchen oder republi- 
kaniſch geftalteten Staatsgewalt gelten laffen wollen. Allein auch mit diefer Zweiteilung 
ift nicht jeder Zweifel befeitigt; denn von einigen Seiten wird beifpieläweife die lebens- 
länglide oder Wahlmonardie als eine republifanifhe Staatsform, dem Sprachgebrauch zu- 
wider, angenommen. Um biefen Schwierigkeiten zu entgehen, hat man vorgefchlagen, auf 
Grundlage jener einfachen Staatsformen weitere Unterfchiede mit Rüdfiht darauf zuzu- 
lafjen, ob die Ausübung der Staatsgewalt in Beziehung auf die Objekte ihrer Wirffamteit 
unvermittelt vor ji gehe (reine Staatöformen: unmittelbare Demokratie, abjolute Mo- 
narchie) oder vermittelt dur die notwendige Mitwirkung anderer Perfonen außer den 
Trägern der höchſten Staatögewalt (gemiſchte Staatöformen: mittelbare oder repräjen- 
tative Demofratie und „Eonftitutionell beſchränkte“ Monardie). 

Eine abjolut beite Staatsform giebt es nicht, ſowenig wie eine Normal- oder Ideal— 
verfafjung. Verſchiedene Grundformen fünnen auf verfchiedenen Entwidlungsftufen desjelben 
Volkes nacheinander angemefjen ericheinen. Das Berfafjungsrecht fett jedoch überall die 
rechtliche Unabänderlichkeit für die Grundform der Staatögewalt voraus, jo daß der Über- 
gang von einer Staatsform in die andere nah Form und Zuläffigfeit feiner Voraus— 
bejtimmung des pofitiven Rechts unterliegt. 

In Deutfchland finden fi noch gegenwärtig die beiden Grundformen der Monardie 
und der Republif nebeneinander; doch ift leßtere nur als Ausnahmeverhältnis gegenüber 
der vorwiegend monardifchen Entwidlung der letzten Jahrhunderte für die Freien Städte 
verblieben. Die in der deutichen Staatsrechtslitteratur allerdings nicht vereinzelte Charafteri- 
fierung der drei freien Hanfeftädte als „Republifen” muß als eine den thatjächlihen Ver— 
hältnifjen widerfprechende bezeichnet werden. Die unter gefchichtlih hierfür befonders 
günftigen Umſtänden aufrechterhaltene territoriale Unabhängigkeit der alten Reichsſtädte 
macht dieje Gemeinwejen mit ihren auf altreichsftädtifchen Rechtsgrundlagen entjtandenen 
fommunalen Berfafjungen noch nicht zur „Republif” nad dem MWortfinne des technifchen 
Sprachgebraudes; es wäre denn, daß wir jedem ftaatlichen Verband ohne monarchiſche Spitze 
diefen Namen beizulegen geneigt wären. 

Die Staatsformen, welche man früher nur mit Rückſicht auf die herrſchenden 
Subjefte beftimmen zu können glaubte, find in der neueren Zeit auch noch einer anderen 
Betrahtungsmweife zu unterwerfen. Es fommt darauf an, melde Geftaltungen ſich ergeben, 
wenn man den leitenden Staatswillen in Beziehung treten läßt zu der räumlichen Ord— 
nung des Gebietes. Wie der Herrſcher in den gemifchten Staatsformen beſchränkt fein fann 
durch die Nepräfentation der Volksgeſamtheit oder einzelner ihrer Glieverungen, fo fönnen 
in räumlicher Hinſicht durch die Aufrechterhaltung territorialer Sonderungen oder durch andere 
Gründe Vermittelungen und Schranfen für die Geltung des Staatswillens gefest 
fein. Zwar fehlte e8 auch im klaſſiſchen Altertum nicht an derartigen Staatögebilven ; doc) 
hat erjt die neuere Zeit, im Vollbeſitze eines reicheren hiftorifchen Wiſſens und aus nädjit- 
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liegender Teilnahme für mande in der Gegenwart jelbft noch nicht völlig abgeſchloſſenen 
Entwidlungen , ihnen eine tiefer eindringende Prüfung zu teil werden lafjen. Neben den 
monarchifchen und republifanifch geformten werden daher gegenwärtig noch zwei weitere 
Grundgeftalten in den territorial einheitlihen und zufammengejegten Staats- 
förpern zu unterfcheiden jein. Dies führt uns auf die fogenannten Staatenverbindungen, 
in denen ſich für uns gleichzeitig der Übergang zu den deutſchen Verfafjungen vorbereiten wird. 


Litteratur: ©. Meyer, Staatöreht $ 9; Bluntichli, Allgemeine Staatsiehre. Neuere 
Unterfuchungen über Staatsform: G. C. Lewis, A dialogue on the best form of goverument. 
1862; M. H. Passy, Des formes de gouvernement et des lois, qui les regissent. 1870. 


8 10. Einheitsftaat und Staateneinungen. Betrachtet man die territoriale 
Wirffamfeit und Organifation der Staatsgewalt, fo ergiebt ſich ein Unterfchied, je nachdem 
der Staatszweck als einheitlicher und einfacher in der Staatögewalt dargejtellt ift oder im 
Volke neben einem einheitlichen Gefamtzwet aller noch Sonderzwede einzelner Glieder in 
der Einrichtung der Staatsgewalt zur Erfcheinung fommen. in diefer Richtung treffen wir 
auf —— Unterſcheidungen. Zunächſt: 

. Der Einheitsſtaat. Der herrſchende Staatswille erſcheint volllommen ſelb— 
änbig und — verfaſſungsrechtlich — uneingeſchränkt in Beziehung auf die Gegenſtände 
ſeiner Wirkſamkeit: ein Staatsgebiet gegenüber einer Regierung. Vergrößert ſich der 
Einheitsſtaat, ſo kann dies nur im Wege der Einverleibung oder Inkorporation ge— 
ſchehen, womit freilich nicht ausgeſchloſſen wird, daß den einverleibten Gebietsteilen beſondere 
Eigentümlichkeiten in Geſetz und Verwaltung belaſſen werden. Das Anerkenntnis ſolcher 
Eigentümlichkeiten hängt indeſſen lediglich von dem Ermeſſen des Geſetzgebers ab, welchem 
keinerlei bindende Schranke geſetzt iſt. Vereinigt ſich der Einheitsftaat mit anderen Staaten 
zu gemeinſchaftlichen Zwecken, jo kann dies unter Wahrung feines Fortbeſtandes nur im 
Wege völferrechtliher Alliancen vorübergehend nah dem Prinzip der Gleichberechtigung fou- 
veräner Staaten gejchehen. 

2. Die Realunion, die dauernde und von Rechts wegen unlösliche Verbindung 
mehrerer Staatögebiete unter einem gemeinfchaftlichen Herrſcher, aber unter Aufrechterhaltung 
der territorialen Trennung beider und unter grundfäglich anerfannter Bewahrung des jedem 
Staatsgebiete eigentümlihen Berfaffungsrechtes. Innerhalb der Realunion find mannigfache 
Abftufungen denkbar, je nachdem die vereinigten Gebiete einander fremdartiger gegemüber- 
jtehen oder näher verbunden find. Gegenjtand und möglicherweife aud Form der Willens- 
äußerung der einen Staatögewalt find fomit in beiden Gebieten verfchieden. Ein nächſt— 
liegendes Beiſpiel liefert Ungarn mit ſeiner beſonders geſtalteten Verfaſſung gegenüber dem 
Kaifertum Oſterreich. 

3. Die Perſonalunion, als die unter dem Vorbehalt der Lösbarkeit geſchloſſene 
Verbindung mehrerer Staaten unter der Perſon eines und desſelben Herrſchers, daher auch 
von einigen Publiziſten „vorübergehende Union“ genannt. Irrigerweiſe erblickt man hier 
und da ſchon in der völligen Verſchiedenheit zweier nebeneinander beſtehender Verfaſſungen 
bei dem Vorhandenſein eines gemeinſamen Herrſchers das Merkmal der Perſonalunion. 
Eine ſolche iſt herzuſtellen 1. entweder zwiſchen mehreren Wahlreichen, welche einen und 
denſelben Herrſcher erwählen, oder 2. zwiſchen einem Wahlreih und einer erblichen Mo— 
narchie, oder 3. zwiſchen mehreren Erbmonarchieen, wenn deren Succeſſionsordnung eine ver— 
ichievene bleibt (mie beifpielsweife in England und Hannover von 1714—1837), oder 
endlich 4. bei gleicher Succeffionsordnung, wenn nad dem Ausfterben des gemeinfchaftlichen 
Herrichergeichlechtes jedem Staate für ſich die Berufung des neuen Herrſchers freigeitellt 
bleibt. Schleswig, Holftein und Lauenburg in ihrem mwechjelfeitigen Verhältnis und im 
Verhältnis zur dänifhen Monardie zeigten ehemals Perſonal- und Nealunionen nebenein- 
ander. Schleswig und Holftein, in Nealunion zueinander jtehend, befanden fi) nad) ver 
deutfhen Staatsrechtslehre gemeinfam im Verhältnis der Verfonalunion zu Dänemarf, nad)- 
dem die Thronfolgeorbnung im letteren Staate eine fognatifche geworden war. Luxemburg 
und Holland jtehen im Verhältnis der Perfonalunion. 

Db zwei Staaten im Verhältnis der Perfonale oder Realunion zueinander jtehen, 
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ift nicht immer mit Xeichtigfeit feitzuftellen. Zweifel find beifpieläweife in Beziehung auf 
Ofterreih-Ungarn und Norwegen-Schweven erhoben worden. Sole Zweifel erheben fich 
zumal dann, wenn in dem die Union begründenden PVertrage für den Fall des Ausfterbens 
einer beiden Staaten dauernd gemeinfamen Dynaftie nichts bejtimmt if. Da über den 
Wortlaut des fonftitutiven Staatövertrages, durch den eine Union gejchaffen ward, die Ab- 
fiht der Kontrahenten vorherrichend bleibt, wird das Stillichmweigen über den Fall des Aus- 
fterbens dahin auszulegen jein, daß jeder Staat unbehindert bleibt, felbjtändig einen neuen 
Herrjcher zu wählen. Ob diefe Eventualität mit dem Weſen der Realunion noch vereinbar 
iſt oder nicht, läßt fich nicht ausmachen. Aus dem Weſen der Perfonalunion folgt dagegen, 
daß der Herrfcher für einen der verbundenen Staaten abdizieren und dennoch für den anderen 
fortregieren fann, was bei Realunionen unzuläffig erfcheint. 


Xitteratur: Jurajchet,, Perjonal- und Realunion. 1878; Dantſcher von Kollesberg, 
Der monarchiſche Bundesftaat Öfterreih-Ungarn und der Berliner Vertrag. 1880; ©. Jellinek, 
Yehre von den Staatenverbindungen. 1882. 


8 11. Konföderationen. Cine weitere Art der Staatenverbindung bilden endlich 

4. der Staatenbund und 

5. der Bundesjtaat. Diefe beiden legteren Bezeichnungen gehören der deutſchen 
Staatstheorie an, welche die ausländifchen Schriftfteller erft jpäter in befonderen Wort- 
bildungen nachzuahmen juchten!. Ungenau erfcheint der Ausdruck Bundesftaat infofern, 
als das Borhandenfein mehrerer Staaten in ihm nicht angedeutet ift, wie in den „Ver— 
einigten Staaten”, welche nach der deutſchen Terminologie einen Bundesjtaat bilden. Für 
das pofitive Staatsreht in Deutjchland iſt er außerdem bedenklich, weil in den Reichs— 
gejegen ald Bundesjtaaten gerade die einzelnen Mitglieveritaaten bezeichnet werben. 
Die urſprünglich gemeinfhaftlihe Bezeihnung für beide Staatöverbindungen war „Kon: 
föderation“. Die feite juriftifche Unterfcheidung von Staatenbund und Bundesſtaat ift 
ſchwierig. Man kann wejentlihe und unmefentlide Merkmale unterfcheiden. Solche un- 
wejentlide Merkmale find vielfah hervorgefuht worden, indem man entweder das rein 
hiftoriihe Moment der Entjtehung bejtimmter Staatenverbindungen ins Auge faßte oder 
ſich allzufehr an augenblidlich gegebene Berhältniffe einzelner Konföderationen generalifierend 
anſchloß. Die in der neuejten Zeit als Mufter vielfach benugten, fogar für die Theorie 
unausgeiprochen maßgebenden Staatenverbindungen waren: die nordamerifanifche Union 
und die Schweiz (jeit 1848) als Formen für den Bunbesjtaat und der ehemalige 
Deutſche Bund als Staatenbund. 

Staatenbund und Bundesftaat ftimmen darin überein, daß beide Verbindungen auf 
der für mehrere Staaten gegebenen bleibenden Gemeinjfamfeit gewiffer Zweckbe— 
ftimmungen, der ihnen entjprehenden dauernden und unlöslihen Verbindung ber 
Mitglieder und dem Vorhandenfein gewiſſer gemeinfchaftlicher Anftalten beruhen. Als der 
natürlichjte und wirkſamſte Grund aller Staatenverbindungen erfcheint jedenfalls das gemein: 
fame Bedürfnis ſchwächerer Staaten, fi) dauernd gegen mächtige Nachbarn zur Verteidigung 
zu verbinden und eben deswegen auf bloße Allianceverträge und deren zeitliche Begrenzung 
Verzicht zu leilten. Dieje internationale Zmwedbeitimmnng, deren Erfaſſung bereits 
eine Überwindung des den einzelnen Staaten innemwohnenden Selbjtändigfeitstriebes und 
der felbjt unter verwandten Gemeinwejen üblichen Eiferfucht verlangt, tritt in dem Staaten: 
bunde bejtimmend hervor. 

Wenngleih nur auf diefen einen Zwed angelegt, trägt er notwendigerweife eine Be- 
ziehung zu den inneren Angelegenheiten aller einzelnen zu ihm gehörigen Staaten in fid. 
Um der äußeren Sicherheit willen muß er Frieden im Innern aufrechterhalten, das Be- 
jtehen jeder einzelnen Regierung gegen innere Gefahren fhüten, an Stelle des Kriegsrechts 
unter den Mitgliedern für rechtliche Entſcheidung etwaiger Streitigkeiten Sorge tragen, die 
Bereitihaft von Geldmitteln und Truppen für den Notfall überwahen. Im Bundes- 


! So jiprechen neuerdings die Jtaliener von stato federativo und confederazione degli stati. 
v. Holgendorff, Encytlopädie. I. 5. Aufl. - 67 
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ftaat hingegen berrfcht pofitiv die dee, daß die äußerlihe Trennung des internationalen 
Zwedes einer Staatengemeinfhaft von deren inneren Angelegenheiten in einer feiten Linie 
nicht durchzuführen ift und daß äußere Sicherheit auch innere Gemeinfhaft des 
nationalen Lebens in den Grundzügen verlangt. Im Bundesftaat herrfcht mit dem inter- 
nationalen Zmwede der Selbitändigfeit der nationale Zwed gemeinfamer Volksentwicklung 
nicht bloß in der Richtung der Macht, fondern auch des Rechts und der Aultur. 

Hieraus nun ergiebt fich der oberjte Unterſchied zwifchen beiden: Zum Bundesjtaat 
wird erfordert das Vorhandenfein einer höchſten, den Geſamtwillen aller Mitgliederjtaaten 
nad außen und innen repräfentierenden Gewalt mit unmittelbarer Verfügungsberechtigung 
über die gemeinfamen Machtmittel und unmittelbarer Verpflichtung der Staatsbürger in 
ihrem Verhältnis zur Bundesgewalt. Daher: mindeftens eine direft gebietende Bunbes- 
gefeggebung, wirkſam ohne Zuthun und fogar gegen den Willen der einzelnen Staats- 
regierungen. Im Staatenbund find einftimmig oder mit Mehrheit gefaßte Beſchlüſſe der 
Regierungen nur für dieſe ſelbſt verpflichtend und zwar ohne die für die Geltung des 
Geſetzes wefentlihe Form der Publikation, während fie für Untertanen nur in Geftalt eines 
publizierten Landesgeſetzes verbindlich werden fünnen. Diefer tief eingreifende Unterſchied 
ift auch ſprachlich wiederzugeben in der Gegenüberftellung von Bundesbefhlüffen im Staaten- 
bund und Bundesgefegen im Bundesjtaat. Vom Standpunkte der Unterthanen aufgefat, 
fpiegelt fich diefe Verfchiedenheit notwendigerweife darin ab, daß im Staatenbunde nur ein ein- 
faches Unterwerfungsverhältnis zu den Landesregierungen, im Bunbdesftaate ein doppeltes, 
zu Zand und Bund geordnetes fi herausitellen muß. Vollkommen durchgeführt, verlangt 
der Bundesftaat endlich die völferrechtlihe Darftellung der nationalen Einheit nah außen 
in einem einfachen internationalen Bertretungsverhältnis des Bundes, während im Staaten- 
bunde das Vertretungsreht der einzelnen Staaten bei auswärtigen Mächten nur durch die 
Zwedbeitimmung der gemeinfchaftlihen Sicherheit, aljo durch Verbot kriegeriſcher Alliancen 
beichränft zu fein braucht. 

Auch in der Heeres: und Finanzverfaſſung, in der Volfsvertretung und im Staats: 
beamtentum werben ſich Unterfchieve zwiſchen Staatenbund und Bundesjtaat regelmäßig 
herausitellen ; doch fönnen diefe als Grundmerfmale nicht anerfannt werden. Dem Auslande 
gegenüber ift aber von Wichtigfeit, daß im Staatenbunde bei Verletzungen des den Bund 
fonftituierenden Vertrages der einzelne Staat in fein Kriegführungsrecht gegen andere 
Staaten unmittelbar wieder eintritt, nachdem er fi von feinem Bundesverhältnis losgefagt 
hat, im Bundesſtaat hingegen bewaffnete Gewalt eines einzelnen Staates gegen feine Bundes- 
genoffen nur ald Bürgerfrieg erſcheinen Fann. 

Die Hauptfache bleibt: im Bundesjtaat fonfurrieren Bundes: und Landesgefeßgebung 
felbftverftändlih unter Ausſchließung oder Unterordnung der letteren in allen Bundesſachen, 
im Staatenbund bejteht nur eine gejeßgebende Gewalt, diejenige der einzelnen Länder. 
Eine Abarenzung der in Bunbesftaaten der Gejamtheit zuftehenden von den den einzelnen 
Ländern vorbehaltenen Gejetgebungsmaterien ift theoretifch nicht zu finden. Das Maß 
des Gemeinfamen fann Fleiner oder größer, e3 fann jo groß fein, daß in Frage fommt, ob 
der Name des Staates den einzelnen Beitandteilen belafjen werden darf oder nit. Von 
ver Souveränität der einzelnen Staaten fann im fonfequent vollendeten Bundesftaate 
nicht mehr die Rede fein. 

Außer dem Bundesſtaat und Staatenbund wollen ohne zureihenden Grund einige 
Staatörechtslehrer noch eine dritte Form der Staatenverbindungen unterfcheiden: ven 
Staatenitaat, welcher aleihjam in der Mitte ftehen ſoll zwiſchen den bereits bejchriebenen 
Geftaltungen, indem er das Nebeneinanderbeitehen zweier Staatsgewalten, einer Reichsgewalt 
und einer Territorialgewalt, wie Deutſchland nach dem weſtfäliſchen Frieden, aufzeige. Zwiſchen 
den reinen und ſcharf ausgeprägten Formen des Bundesſtaates und des Staatenbundes giebt es 
allerdings unleugbare UÜbergangszuſtande, in denen die Formen undeutlich und unklar erſcheinen. 
Wie der Einheitsſtaat, jo kann auch der Staatenbund und Bundesſtaat republikaniſch oder 
monarchiſch ſein. Es iſt ſogar möglich, daß monarchiſche und republikaniſche Staaten unter einer 
Staatsgewalt vereinigt find. Die Schweiz hatte ehemals an Neuenburg einen monarchiſch 
regierten Kanton, das Deutjche Reich umschließt drei Nepublifen außer feinen Einherrjchaften. 
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[Düngft hat die genannte Materie Jellinef (Lehre von den Staatenverbindungen) 
einer umfafjenden methodischen Prüfung unterzogen; er unterfcheidet dabei präcis die hifto- 
rifch-politifchen Verbindungen von den Verbindungen mit juriftifchem Charakter. Unter 
erfteren find foldhe Staaten zu verftehen, welche entweder Glieder befigen, die zwar nicht 
juriftifch, wohl aber politifch ala mit eigenem ftaatlihen Leben bedacht angefehen werben 
fönnen oder die einft aus mehreren getrennten Staaten zu Einheitsftanten umgewandelt 
morben find, oder welche, ohne daß ein rechtliches Band vorhanden wäre, dennod den An- 
fchein haben, als ob fie als Glieder einer Staatenverbindung auftreten. In einem folden 
Kombinationsverhältnis ftehen die Nebenländer und Kolonieen gegenüber dem KHaupt- und 
Mutterland, unierte, fufionierte und annektierte Staatögebiete; auch die Perfonalunion zählt 
Jellinek zu den hiftorifch-politiihen Verbindungen. Die Verbindungen mit juriftifchem 
Charakter find entweder nichtorganifierte wie die irregulären Bildungen der Decupation, der 
Übernahme eines Staatsgebietes in ftaatlihe Verwaltung, Proteftion, Garantie, Alliance ꝛc. 
oder organifierte. Zu den leßteren find zu zählen: die internationalen Berwaltungsbünd- 
nifje (Boftunion, Telegraphenunion 2c.), der Staatenbund, die Realunion und der Bundes- 
ftaat. Den Schwerpunkt verlegt Jellinek fharffinnigerweife in das Moment der juri- 
ſtiſchen Organifation als Garantie für die Erreihung des Verbandzwedes. Wo feine Dr- 
ganifation, da degeneriert ein jedes Verhältnis zwiſchen Staaten leicht und führt entweder 
zur Auflöfung des Bandes oder zur völligen Aufnahme des politifh minder Mächtigen in 
den Organismus des Mähtigeren. Daher drängt jeve auf berechtigter hiftorifcher und poli= 
tifcher Bafis ruhende Gemeinfchaft zu einer dauernden juriftifchen Organifation.] 

Litteratur: Bon den Staatenverbindungen handeln fämtlihe Lehrbücher des bdeutichen 
Staatsrehtd. Außerdem: Freeman, History of federal Government. Vol. I. 1863; Wait, Das 
Meien des Bundesitaates in feinen Grundzügen der Bolitif, 1862: G. Cohn, Quid intersit inter con- 
foederationem civitatum et eivitatem confoederatam ex constitutionibus Germaniae, Helvetiae, Ame- 
ricae septentrionalis. Gryphiae 1863; G. Meyer, Grundzüge des norddeutichen Bundesrechts. 1868. 
©. 1-40. Bei Jellinek find aud) die gangbariten Werke der in diefer Materie wichtigen Arbeiten 
der Schweizer und Norbamerifaner angeführt; Seydel, Der Bundesftaatsbegriff, in der Tübinger 
Beitfhrift für die gefamte Staatswifjenihaft. 1872. Heft 2. 3: Brie, Der Bundesftaat. 1874. 


II. Der Entwiklungsgang des neueren Deutfchen Verfaſſungsrechtes. 


8 12. Die Reihenfolge der Staatenverbindungen feit 1806. Die 
Lehre von den Staatenverbindungen hat ihre bejondere Bedeutung für Deutichland. Sie ift 
zum größeren Teile fogar eine Abjtraftion aus deutſchen Staatszuftänden. Aus der alten 
Unterordnung der Stämme und Bajallen unter Kaifer und Reich entwidelte fich feit dem 
13. Jahrhundert mehr und mehr eine Nebenordnung von Heid und Territorium. 
Seit dem wejtfälifchen Frieden von 1648 bildete Deutfchland einen zufammengefegten, 
thatfächlich freilich zerrifienen Staatsförper, defjen Leben fih in die Zandeshoheiten 
zurüdgezogen hatte. Auch mit der im Jahre 1806 erfolgten Auflöfung des alten deut— 
jchen Kaiferreihs und der damals verfündeten Souveränität der einzelnen deutſchen Staaten 
war die Herftellung einer Verbündung unter ihnen nicht aufgegeben. Die neueren deutſchen 
Staatenverbindungen find: 

1. der Rheinbund von 1806, als Vereinigung deutſcher Mittel- und Kleinftaaten, 
unter Ausfchliefung der beiden deutfchen Großmächte, Preußen und ſterreich; 

2. der Deutfhe Bund, unter Annahme eines dualiftiihen Prinzips in der be- 
ſchränkten Teilnahme beider Großmäcdhte, unter gleichzeitiger Belafjung eines Teiles ihrer 
Beligungen außerhalb des Bundesgebietes; von 1815—1866 mit einer dreijährigen Unter- 
bredung vom Jahre 1848—1851; 

3. der Norddeutihe Bund von 1866—1871, als die Vereinigung deutſcher 
Staaten unter der Vorherrfchaft einer Großmacht bei gleichzeitiger grundfäßlicher Ausfchließung 
Öfterreichs und unter thatfächlicher Fernhaltung der füddeutichen Staaten, und 

4. das neue Deutſche Reid feit 1871. 
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Diefe für die neueren deutfchen Staatszuftände wichtigen Verbindungen find in Kürze 
zu betrachten. 


8 13. Der Rheinbund, deſſen Bildung, dur die franzöfifchen Revolutionskämpfe, 
die Abtretung des linfen Nheinufers an Frankreich und den Reichsbeputationshauptihluß von 
1808 bereits eingeleitet, in der zu Paris am 12. Juli 1806 abgefchlofjenen Rheinbundatte 
(Acte de conf@d@ration du Rhin, Trait& entre S. M. l’Empereur des Frangais et les 
membres de l’Empire germanique d&nomme6s) von fechzehn deutfchen Fürſten vollaogen ward. 
Andere Fürften traten fpäterhin nad der Niederwerfung Preußens hinzu. Mit Ausnahme 
des preußischen, öfterreichifchen und durch Einverleibung franzöfifch gewordenen Gebietes umfaßte 
der Nheinbund fämtlihe deutfhe Staaten (im ahre 1810: 5703 Quadratmeilen mit 
14935 265 Seelen). Eine Schöpfung Napoleonifcher Fremdherrſchaft, heimiſcher Schwäche 
und dynaſtiſcher Selbftändigfeitägelüfte deutfcher Fürften, überdauerte er den Sturz feines 
Schutzherrn nicht, fo daß fein etwa fiebenjähriger Beſtand nur eine kurze Übergangsperiode 
darftellt, während welcher ſich eine feſte Verfafjung der neuen Staatengruppe nicht heraus- 
bilden konnte. Politiſch war indefjen die Rheinbundszeit von Bedeutung dur die Fer: 
ftörung der legten Nefte des alten Neichörechts, durch Vollendung der fürftlihen Souveräni- 
tät feiner Mitgliever, dur die mit ihm bewirkte territoriale Ummälzung, in welcher der 
mächtigere Nachbar die Gebietäteile der ſchwächeren verfchlang, durch die Mebdiatifierungen, 
deren Rechtsfolgen in den Ausnahmerechten des hohen Adels noch heute fortbeitehen. Der 
Nheinbund bildet deswegen den Ausgangspunkt der neueren deutſchen Verfafjungsgeichichte, 
zumal der Rheinbund in feiner Weiſe als Rechtsnachfolger des alten Deutſchen Reichs an- 
zufehen ift. Die reichöritterfchaftlichen Gebiete verfchwanden von der Karte, mit ihnen die 
Neichsftädte Frankfurt und Nürnberg, die Beſitzungen des Deutjchen, des Johanniter Ordens 
und die Herrfhaft von 72 reichsftändigen Fürften und Grafen. So mward das 1803 be- 
gonnene Werk der willkürlichen CEinziehungen vollendet. Auch auf die inneren Staats- 
verhältnifje der einzelnen deutſchen Länder wirkte die NRheinbundsperiode vielfach zerjtörend. 

Zitteratur: Resten Rolitiihe Zuftände und Perſonen in Deutichland zu Zeit der fran- 


zöſiſchen Herrſchaft. 2 Bode. 1862. — Die Staatöurfunden bei G. v. Meyer, Corpus Inris Cou- 
foederationis Germanicae I; Klüber, Staatsreht des Rheinbundes. 1808. 


814. Der Deutfhe Bund fouveräner Fürften und freier Städte 
Der von acht europäifcen Staaten — Preußen, Dfterreih, Rußland, England, Frankreich, 
Spanien, Portugal und Schweden — abgefchlofjene erſte Barifer Friede vom 30. Mai 1814 
enthielt u. a. die Bejtimmung, daß das Deutjche Reich mit der Kaiſerwürde nicht wieder her- 
geftellt werden, daß die einzelnen deutſchen Staaten unabhängig fein und nur durd ein 
völferrechtliched® Bündnis miteinander vereinigt werben follten. Dieſes völkerrechtliche Bünd— 
nis fam vorerft zum Abſchluß in der deutfchen Bundesafte vom 8. Juni 1815; diejelbe 
wurde auf dem „Wiener Kongreß” jener acht europäifchen Mächte im Artikel 118 der 
„Wiener Kongrehafte” vom 9. Juni 1815 für einen Bejtandteil der „Wiener Kongreßakte“ 
felbft erklärt. Hiernach bildete der damalige Deutfche Bund ſogleich bei feiner Entjtehung 
einen völferrechtlichen Verein von (anfänglih 34) fouveränen Fürjten und vier freien Städten, 
welhe Fürften und freie Städte die Bundesangelegenheiten dur Bevollmächtigte — die 
Bundesverfammlung, der Bundestag zu Frankfurt a. M. — unter Ofterreihs Leitung be- 
forgen ließen. Hervorgegangen aus jehr verfchiedenartigen Beitrebungen und aus rein äußer— 
licher und loderer Verfnüpfung widerftreitender Regierungsinterefjen, zeigte der Deutſche Bund 
von Anfang an die unverjöhnliche Gegenüberjtellung von Preußen und ſterreich, der Mittel- 
und Kleinjtanten. Wejentlich ein Werk öfterreichifcher Überlegenheit auf dem diplomatifchen 
Gebiete, ward die deutfche Bundesafte, zwanzig Artikel enthaltend, nicht nur dur die 
Bevollmädhtigten der deutfchen Regierungen fondern als Beratungsergebnis des Wiener 
Kongrefjes auch noch durch alle Mitglieder diefes europäiſchen Kongreſſes unterzeichnet. 

Zu einer fefteren Gejtaltung und Abgefchloffenheit aelangte der Deutſche Bund erſt 
feit dem Jahre 1820 mit dem gemeinfamen Gegenfate aller Regierungen gegen diejenigen 
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Beitrebungen des deutſchen Volkes, melde fih auf eine freiheitlihe und nationale Fort- 
bildung der gegebenen Einrichtungen richteten. An der Stelle einer teils verheißenen, teils 
beabfichtigten Garantie allgemein ftändifcher Berechtigungen durch den Bund entitand eine 
Garantie fürftliher Machtvolllommenheiten, die fi fogar gegen die von einzelnen Regie: 
rungen ſelbſt ausgegangenen Staatsrechtsbildungen fehren fonnte. Aus den Karlsbader 
Minifteriallonferenzen (vom 6. bis 31. Auguft 1819), bei welchen zehn deutfche Regierungen 
beteiligt waren, und den allgemeinen Wiener Konferenzen ging die Wiener Schluß- 
afte vom 15. Mai 1820 hervor, welche ald eine Ergänzung der Bundesafte von 1815 das 
zweite Orundgefe des Deutihen Bundes darjtellt und 65 Artikel enthält. An dieſe beiden 
Bundesgrundgefege fi anfchließend, bildeten beſondere Bundesbefchlüffe des in Frank— 
furt a. M. ftändig verfammelten Bundestages, auf Grundlage entweder einer einfachen 
Majorität oder der in allen mwichtigeren Fällen erforderlichen Einftimmigfeit, die Quellen ber 
öffentlichen Drbnung für ganz Deutichland. 

Durd die Bewegung des Jahres 1848 überwältigt, ward der Bundestag durch gemein- 
famen Beſchluß feiner Mitglieder aufgehoben, um einer von ihm felbft als notwendig er- 
flärten Neugeftaltung der Dinge im bundesftaatlihen Sinne Plat zu maden. 

[Am 12. Juli 1848 übertrug die Bundesvertretung zu Frankfurt a. M. ihre Befug- 
nifje und Verpflichtungen dem dafelbft mit der Neichöverfammlung tagenden Reichsverwejer 
Erzherzog Johann von Dfterreich und erklärte ihre, der Bundesvertretung, Thätigfeit für be- 
endigt. Die von der Neichsverfammlung zu ftande gebradte Verfafjung des Deutjchen 
Reichs vom 28. März 1849 fam aber nicht zum Vollzug, weil der damalige König von Preußen 
Friedrih Wilhelm IV die Annahme der ihm in Ausführung eines Beſchluſſes der Reichs— 
verfammlung dur den Präfidenten und viele andere Mitglieder derfelben am 3. April 
1849 im föniglihen Schloſſe zu Berlin feierlichft angebotenen Kaiferwürde und Reichöver- 
fafjung nad längerer Beratichlagung vom 28. April 1849 ablehnte. Die Krone Preußen 
ſuchte hierauf und zwar zunächſt durch das Dreitönigsbündnis vom 26. Mai 1849 — 
Preußen mit Sachſen und Hannover — fowie durch Mitwirfung der am 20. März 1850 
eröffneten Bolfövertretungsverfammlung zu Erfurt die deutfche Verfafjungsangelegenheit im 
Wege der Vereinbarung mit den deutfchen Regierungen zu ordnen. Dieje Beftrebungen 
hatten indes nicht den gewünfchten Erfolg. Vfterreich berief den Bundestag zum 10. Mai 
1850 wieder ein. Es wurde dagegen von Preußen und von den übrigen Teilnehmern an dem 
im Mai 1850 zufammengetretenen Fürſtenverein zu Berlin fofortiger Widerſpruch erhoben 
deshalb, weil die frühere Bundesverfammlung und fomit aud die diesfallfigen Vorrechte 
Oſterreichs durch rechtögüiltige Beſchlüſſe erlofchen feien, an deren Stelle zunächſt neue Ein- 
richtungen vereinbart werden müßten. Solde Einrichtungen famen jedoch nicht zu jtande, 
aud) nicht bei den Verhandlungen zu Dresden, wo, nad manderlei in Kurhefien und zu 
Dlmüg vorgefommenen Widerwärtigfeiten, die Mitglieder des aus dem Jahre 1815 her— 
rührenden Deutſchen Bundes auf Oſterreichs und Preußens gemeinfhaftlide Einladungen 
durch Bevollmächtigte am 23. Dezember 1850 fich verfammelt hatten. Vielmehr vereinigte 
man fi bier jchließlih zu einer allgemeinen Teilnahme an der in ziemlich unveränderter 
Gejtalt zu beſchickenden Bundesverſammlung, deren Eröffnung am 30. Mai 1851 zu Frank— 
furt a. M. erfolgte. So betrat der Bundestag abermals den Weg feiner gewohnten Wirf- 
jamfeit zu Deutjchlands Ohnmacht und Haltlofigkeit, wie felbige dem Bunde ſchon bei deſſen 
Entftehen im erſten Parifer Frieden augenfällig vorgezeichnet worden war.) 


8 15. Bundesreformverfudhe. Die hauptfächlichiten Reformverfuhe nad dem 
Scheitern der aus der revolutionären Bewegung hervorgegangenen „Deutfchen Reichsver— 
faſſung“ (publiziert im Reichsgefegblatt vom 28. April 1849) waren die folgenden: 

1. Das preußifhe Unionsprojeft, beruhend auf dem fogenannten Drei- 
fönigsbündnis zwifhen Preußen, Sachſen und Hannover vom 26. Mai 1849. Als 
Weg zu einer Reform war vorgezeichnet: Feithaltung der weſentlichen in der Deutſchen 
Reichsverfaſſung von 1849 enthaltenen Beitimmungen, freie Vereinbarung unter den beut- 
fhen Regierungen wegen ihres Beitritt zu dem neu zu gründenden Bundesſtaat, Bei- 
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behaltung des völferrechtlih 1815 zu Oſterreich gefchaffenen Verhältnifjes in einem meiteren 
Bunde. 

Der von Preußen vorgelegte Entwurf und die dazu gehörige Additionalafte vom 
26. Februar 1850 warb von dem am 20. März 1850 eröffneten Parlamente der Deutſchen 
Union zu Erfurt angenommen, indefjen im November 1850 definitiv aufgegeben. 

2. Das mittelftaatlide Projekt, beruhend auf dem fogenannten Münchener 
Entwurfe vom 27. Februar 1850: An Stelle einer bundesftaatlihen und einheitlichen 
Erefutive ein Direktorium von fieben Mitgliedern, aus welchem die Kleinftaaten gänzlich 
verbannt bleiben follten; Beihlußfaffung im Direltorium mit einfader Stimmenmehrheit 
vorbehaltlih der Fälle einer Verfafjungsänderung; eine fogenannte Nationalvertretung. 
von 300 Mitgliedern nad) dem Gedanken der Trias, melde je 100 Mitglieder aus den 
beiden Großmädten und der außer ihnen verbleibenden Staatengruppe durch Delegationen 
aus den einzelnen Ständefammern berufen will; im wefentlihen damit übereinftimmend 
waren Ofterreih® Beſtrebungen unter der Vorausfegung, daß die Aufnahme feines gefamten 
außerdeutſchen Bejigitandes in den Deutjchen Bund zugeftanden werben würde. 

3. Die freien Konferenzen in Dresden, vereinbart durch die Olmützer Punf- 
tation vom 29. November 1850, unterzogen fi noch der Erörterung etlicher im ganzen 
wenig bedeutender Verbeſſerungsvorſchläge. Nach dreijährigem Interim war der alte Bund 
im Juni 1851 wiederum rejtauriert. Ein Teil der alten, vor 1848 gefaßten Bundes: 
befchlüffe (die feit 1819 erlaffenen fogenannten Ausnahmegefege) blieb infolge eines 
am 2. April 1848 gefaßten Beichluffes aufgehoben. Inzwiſchen wendete fih, faum mie- 
derhergeftellt, die Bundesverfammlung fehr bald von neuem gegen die freiere BVerfafjungs- 
entwidlung der einzelnen deutfchen Staaten, gegen die deutſchen Grundrechte, die Preß- und 
Bereinsfreiheit. 

Mit dem Jahre 1861 ergriffen die Regierungen wiederum die nitiative in mehr: 
fachen Vorſchlägen zur Verbefferung des alten Bundesrechts. Erwähnenswert aus diefem 
legten fünfjährigen Zeitraum von 1861 bis 1866 find folgende Verſuche und An- 
regungen 

1. Der ſächſiſche NReformplan vom 15. Dftober 1861, mit welchem die in Mürz- 
burg beratenden Mittelftanten in ihren Anträgen vom 14. Auguft 1862 im mefentlichen 
übereinftimmten, indem eine fogenannte Delegiertenverfammlung am Bunde zur Beratung 
allgemeiner Gefegentwürfe verlangt wurde. 

2. Das öfterreihifche Reformprojeft vom 17. Auguft 1863, beraten auf dem 
Frankfurter Fürftentage ohne Anteilnahme Preußens. Vielfach den Münchener Entwurf von 
1850 wiedergebend, jtellt dasfelbe eine Verbündung der mittelftaatlich-öfterreihifchen In— 
tereffen dar. Daher die Verteilung der 300 Delegierten auf die drei Staatengruppen der 
Trias. Borgefchlagen war: Bundesdireftorium, Bundesgeriht und Bundesrat und eine 
von aller früheren Tradition abweichende „Fürftenverfammlung“ ; Beihlußfaffung im Diref- 
torium, beftehend aus Ofterreih, Preußen und Bayern und zwei anderen durd die Sou- 
veräne der drei gemifchten Bundesarmeeforps gewählten Fürften, und zwar mit Stimmen 
mehrheit unter öfterreihifhem Vorſitz. 

3. Das preußifche Reformprojeft, welches in einem Antrage vom 9. April 1866 
die Einberufung einer aus direften Wahlen bei allgemeinem Stimmredt hervorgegangenen 
Nationalvertretung vom Bundestage verlangte und vorzugsweife auf militärifhe Zuſammen— 
faflung der nationalen Streitfräfte und eine volle Gleichberechtigung der beiden Großmächte 
gerichtet war. |Sehr bald darauf veränderte fih die Sachlage foweit, daß Preußen in der 
Cirfulardepefhe vom 10. Juni 1866, auf das Unionsprojeft von 1849 zurüdtommend, 
den übrigen deutfchen Regierungen die Grundzüge zu einem neuen Deutfchen Bunde unter 
Ausſchließung Oſterreichs und der „niederländifchen Landesteile“ (des Großherzogtums Qurem- 
burg und des Herzogtums Limburg), jedoch mit mwejentlicher Erweiterung des Umfangs der 
Bundesgewalt ſowie mit Überweifung der Bundesgefeggebung an den Mehrheitsbefhluß der 
Bundesregierungen und an deſſen Übereinftimmung mit dem Mehrheitsbeſchluß der deutjchen 
Vollsvertretung in Vorfchlag brachte. Oſterreich beantragte hierauf in der Bundesver- 
fammlung vom 11. Juni 1866 die Kriegsbereitftellung des Bundesheeres (mit Ausfhluß 
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der preußifchen Heeresabteilungen 4. 5. 6) gegen Preußen. Alsbald am 14. Juni 1866 
erfolgte durch Stimmenmehrheit — Ofterreih, Bayern, Sachſen, Hannover, Württemberg, 
beide Heilen, Naffau, Liechtenftein, Reuß ältere Linie, Heflen-Homburg — der Bundes- 
befchluß, welcher die Bundesheeresabteilungen 1. 2. 3. 7. 8. 9 gegen Preußen unter die 
Waffen rief. Noch in derfelben Bundesverfammlung vom 14. Juni erklärte die Krone 
Preußen durch ihren Gefandten, daß diefer Beſchluß bundeswidrig fei, daß fie durch den- 
felben den Bundesvertrag für gebrochen und erlofchen erachte, daß fie aber einen neuen 
Deutfchen Bund nad den Grundzügen vom 10. Juni 1866 mit denjenigen Regierungen 
ins Leben zu rufen bereit fei, melde ihr dazu die Hand reichen wollten. Der Gejandte 
der Krone Preußen legte zugleich den Entwurf diefer Grundzüge vor. Üfterreich bezeichnete 
den Austritt aus dem Bunde vom Jahre 1815, da der Bund ein unauflöslicher fei, als unzu- 
läffig. Am 15. Juni 1866 machte Preußen einen vergeblihen Verſuch, Sachſen, Hannover 
und Kurheſſen zur „unbewaffneten Neutralität“ zu beftimmen. Am 16. Juni 1866 forderte 
Preußen die übrigen norddeutſchen Staaten nochmals auf, mit ihm binfichtlich des Austritts 
aus dem Deutihen Bunde vom Jahre 1815, binfichtlic der Kriegsführung auf preußifcher 
Seite und hinfichtli der Bildung des Norddeutſchen Bundes nad den preußifchen Grund- 
jügen vom 10. Juni 1866 in eine Bundesgemeinfchaft zu treten. Diefer Eintritt geſchah 
von Medlenburg-Schwerin, Sachſen-Weimar, Medlenburg-Strelig, Oldenburg, Braunſchweig, 
Sadjen-Altenburg, Sadhfen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolftadt, Schwarzburg- 
—— „Waldeck, Reuß j. L., Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und 
Hamburg. 

So ſpaltete ſich der Deutſche Bund vom Jahre 1815 in zwei einander feindlich gegen— 
überſtehende Abteilungen — die preußiſche und die öſterreichiſche. 

Der nun folgende blutige Krieg wurde in 41 Tagen zur Entſcheidung und zugleich 
die ſtaatliche Neugeſtaltung Deutſchlands unter Preußens Führung ihrem künftigen Endziele 
näher gebradht.] 

Durch den Prager Frieden vom 23. Auguft 1866 erklärte Oſterreich fein Ausſcheiden 
aus Deutfchland. Am 24. Auguft verfammelte die Minderzahl der ehemals im Bundes- 
tag vertreten gemwejenen Regierungen ihre Bevollmächtigten zum lettenmal in Augs- 
Mt um die bereits thatſächlich eingetretene Auflöfung des Bundes förmlich zu fon- 
tatieren. 


Litteratur. Über die Gefhichte der deutfchen Bundesverhältniffe: v. Kaltenborn, Gefchichte 
der deutichen Bundesverhältniffe. Berlin 1857; Ilſe, Geihichte der deutſchen Bundesverfammlung. 
1860 (unvollendet); G. v. Meyer, Corpus Iuris Confoederationis Germanicae, dritte von Zöpfl be- 
forge Ausgabe ſeit 1858. 

ferner a. für die Entitehung ded Bundes als Hauptwert: Klüber, Alten deö Wiener Hons 
* 2. Aufl. 1833: Derſelbe, Überficht der diplomatifhen Verhandlungen des Wiener Kon- 
grefied. 1816; 2. 8. Agidi, Die Schlußakte der Wiener Minifteriaftonferenzen zur Ausbildung 
und Befeftigung des Teutichen Bundes. 1860. 

b. Für die Reformverſuche 1848 und die Nejtauration des Bundes: C. Weil, Quellen und 
Aktenſtücke zur deutichen —— 1850; P. Roth und H. Merk, Quellenſammlung 
zum deutſchen öffentlichen Hecht. 1850—1852; Vier Monate auswärtiger Politik. Mit Urkunden. 
1851; Zadhariä, Die Rechtswidrigkeit der verfuchten Reaktivierung der im Jahre 1348 aufgeho- 
benen deutihen Bundesverfammlung. 1850. 

e, Für das Ende des Deutihen Bundes: H. Schulze, Die Krifis des deutihen Staatsrechts 
im Jahre 1866 (Nachtrag zu deffen Einleitung in das deutſche Staatärecht). Leipzig 1867; Die Urs 
Funden in: Agidi und Klauhold, Staatsarchiv (feit 1861). 


8 16. Das ehemalige deutſche Bundesrecht. Was die Geſchichte in dem 
fünfzigjährigen Beitande des ehemaligen deutfchen Bundesrechtes erwies, war ſchon in den 
Paragraphen der Bundesgefege ſelbſt für diejenigen klar vorgezeichnet, welche willen, daß 
ein dauernder Widerſpruch veralteter und in ſich jelbjt nicht entwidlungsfähiger Satungen 
gegen die Zebensbedingungen einer fräftig fortfchreitenden Nation unmöglich if. 

1. Als Zwedbeitimmung des alten Bundes war ausgefproden: Erhaltung 
der äußeren und inneren Sicherheit Deutfhlands und der Unabhängig- 
feit und Unverleßbarfeit der einzelnen deutfhen Staaten. Daher das Ver— 
bot der bewaffneten Selbfthülfe unter den deutfchen Souveränen und die Ordnung eines 
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fchiedsrichterlihen Aufträgalverfahrens; daher die Beilegung der völferrechtlichen Per- 
jönlichfeit an den Bund und die wechjelfeitige Garantie des Landesterritoriums gegen das 
Ausland: daher im Zufammenhange mit der militärifchen Aufgabe des Bundes die gemein- 
ſame Unterhaltung von fünf Bundesfeftungen (Luremburg, Mainz, Landau ſowie 
fpäter Ulm und Raftatt) und die Herftellung einer Bunbeskriegsverfaffung in den allge- 
meinften Grundlagen einer nad; dem Bevölferungsverhältnis bemefjenen Kontingentsziffer, 
jedody ohne Einheit der Heeresorganifation und ohne ftändigen, auch im Frieden wirffamen 
Oberbefehl. Eine dem Bundestage untergeordnete Bundesfeldherrnſchaft war erft für den 
Kriegsfall geordnet. Das ganze, Übrigens nur auf den Landfrieg berechnete Berteidigungs- 
wejen war, wie insbefondere von Preußen ſchon vor 1848 gerügt und durch die Erfah- 
rungen auch von 1866 ermiejen wurde, unficher, unklar und zufammenhangslos, beruhend 
auf einer fchroff durchgeführten, politifch unhaltbaren Unterfcheidung der Friedens- und der 
Kriegäverhältnifie. 

2. Gebiet des Bundes. Grundgeſetzlich feſt ftand die volljtändige Zugehörigkeit 
weitaus der meiften Staaten zum Bunde, jo daß diefen ein felbftändiges Kriegsrecht gegen 
das Ausland entzogen war. Daneben verblieb aber die Doppelftellung Preußens und 
Oſterreichs als deutfher und gleichzeitig wegen ihrer nicht zum Bunde gehörigen Befigungen 
europäifcher Mächte, mas ihnen erlaubte, den dänifchen Krieg 1864 ohne Anteilnahme des 
Bundes zu führen, und die Neutralität des Bundes bei nichtdeutichen nterefjenfragen 
diefer Mächte von vornherein gefährdete. Endlich die teilweife Zugehörigkeit von Staaten, 
welde von Deutjchland durchaus verfchiedene Antereffen ihrer ganzen Anlage nad zu ver- 
folgen hatten (Holland wegen Zuremburg und Limburg, Dänemark wegen Holjtein und 
Yauenburg). 

3. Als ſtaatsrechtliche Vorausſetzung galt in den einzelnen Staaten die volle Souve— 
ränität der zum Bunde gehörigen Mitglieder und deren Nechtögleichheit. Die urjprüng- 
liche, im Artifel 6 der Bundesafte aufgeführte Ziffer der Mitglieder betrug 38; fpäterhin 
traten dur Aufnahme eines neuen Staates (Heffen-Homburg) und durch Abfterben mehrerer 
Herricherhäufer oder durch Geffionen Veränderungen ein. Der Grundſatz der Rechtsgleichheit, 
im Widerfpruch ftehend mit der thatfächlihen Verteilung der Macht innerhalb des Staaten- 
bundes, war indeſſen nicht ftreng durchgeführt, wie 

4. die Drganifation der Bundesverfammlung nadhmeift, welche in einen 
weiteren Rat (Plenum) für Zmwede der Abftimmung in michtigeren Fällen und in einen 
engeren Rat für Zwede der Diskuffion und der Beforgung der laufenden Geſchäfte, ſowie 
aller dem Plenum nicht vorbehaltenen Sachen zerfiel. Die 69 urfprüngliden Stimmen des 
Plenum waren jo verteilt, daß jeder Staat mindeftens eine derfelben führte, größere und 
mittelgroße Staaten hingegen deren mehrere (höchſtens vier) abzugeben hatten. Im engeren 
Nat hatten auch die Großmächte nur je eine Stimme; außer elf fogenannten PViriljtimmen 
beitanden indeſſen noch ſechs die kleineren Staaten zufammenfafjende Auriatitimmen. 

An die Stimmenverteilung im Plenum fnüpfte jpäterhin die norddeutſche Bundes: 
verfafjung an. Jedenfalls war die Gleichberechtigung der fouveränen Staaten Deutjchlands 
gewahrt in dem Erfordernifje ver Einftimmigfeit für alle wichtigeren Bundesangelegen- 
heiten. Nach den Bundesgrundgefegen waren dies folgende: 

Alle Gegenftände, die nur im Plenum entjchieven werden (mit Ausnahme der 
Kriegserklärungen und Friedensfchlüffe), Religionsangelegenheiten, Abänderung von Rechten 
und Pflichten eines Bundesglieves, Veränderung des Befisftandes, Abtretung von 
Bundesgebiet an auswärtige, nicht verbündete Fürften, Fortführung einer Stimme im 
Plenum nad erbrechtlihem Anfall des Territoriums an einen anderen Fürſten, alle 
iura singulorum und folglih auch die Auferlegung befonderer Yaften für Bundes- 
zwede, Abänderung der Bundesgrundgefege und beftehender fogenannter organischer 
Einrichtungen. 

Dies bedeutete: Unmöglichkeit jeder durchgreifenden Verbeſſerung der Bundes— 
zuſtände bei dem von Anfang an gegebenen Gegenſatze der Intereſſen. 

5. Das Verhältnis des Bundes zu den einzelnen Regierungen und 
deren Unterthanen war ziemlih unbejtimmt gelaffen. In folgenden Punkten konnte eine 
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Intervention von Bundes wegen ftattfinden: bezüglich der etwa von innen ausgehenden Be- 
drohungen der Sicherheit des Bundes, woraus ſich die Bundesbeichlüffe über Preffe und 
Vereinsweien und andere Dinge ergeben; bezüglich der von der Wiener Schlußafte garan- 
tierten Machtfülle der fürftlihen Gewalt, wovon fpäterhin nod die Rede fein wird; bezüglich 
der Mediatifierten und der ihnen garantierten Rechte; bezüglich der den Unterthanen rechts— 
widrig verweigerten Rechtshülfe. Die Erfüllung der den einzelnen Regierungen obliegenden 
Bundespflichten konnte durch Bundeserefution erzwungen merden. 

Da die Einzelheiten des alten Bundesrechts, insbefondere die Vorjehriften über die 
Gejhäftsbehandlung, über die Erefution und das Aufträgalverfahren, jedes Intereſſe für Die 
Gegenwart verloren haben, genügen die von uns mwiedergegebenen Grundzüge, um die be- 
zeichnenden Merfmale des im Jahre 1866 befeitigten Zuftandes erkennbar werden zu lajjen. 
J Litteratur: Jordan, Lehrbuch des allgemeinen und deutſchen Staatsrechts. 1831; Klüber, 
Offentliches Recht des deutichen Bundes überhaupt und der Bundesftaaten. 4. Aufl. 1840. Außer- 
dem die Lehrbücher des deutichen Staatsrechts; am ausführlichften: Zöpfl, Grundfäge des gemeinen 
deutihen Staatsrechts. 5. Aufl. 1868. Teil IS. 270 ff. Ferner: v. Linde, Archiv für das öffent- 
liche Recht der deutichen Bundesftaaten. 1850—1861. 


8 17. Die Begründung des Norddeutfhen Bundes. Im Artikel 2 des 
Prager Friedens erkennt der Kaifer von Ofterreich nicht nur die Auflöfung des ehemaligen 
Deutihen Bundes an, fondern er erteilt auch feine Zuftimmung zu einer anderweitigen, ohne 
Öfterreich zu bewirkenden Geftaltung der deutſchen Staatsverhältniffe. Hierbei iſt ein 
Unterfhied gezogen zwifchen den Staaten nördlich vom Main, bei welden ein engeres 
Bundesverhältnis mit Preußen im voraus anerkannt wird, und den ſüddeutſchen Staaten, 
welche „in einen Verein treten fönnen, dejjen nationale Verbindung mit dem 
Norddeutfhen Bunde der näheren Verftändigung zwifhen beiden vor- 
behalten bleibt“. Die fübdeutfchen Staaten traten fomit in den Zuftand unbefchränfter 
Souveränität zurüd, wie er vor Begründung des Deutſchen Bundes beitanden hatte. 

Eine nationale Verbindung wurde ſofort bei Beendigung des Krieges in den Bündnis- 
verträgen, welche für einen Kriegsfall dem König von Preußen den Oberbefehl übertrugen, 
und jpäterhin durch die Nefonftruftion des deutfchen Zollvereins in Verbindung mit der 
Heritellung eines Zollparlaments vorläufig eingeleitet. 

Das Zuftandefommen des Norbdeutihen Bundes beruht auf mehrfadhen Grundlagen 
thatjächliher und rechtlicher Art: auf Eroberung bezüglich der ehemals felbjtändigen, 1866 
in Preußen einverleibten Staatsteile; auf freiwilligen Bündnisverträgen zwifchen Preußen 
und der Mehrzahl der norbdeutfchen Regierungen vom 18. Auguſt 1866 (mit Medlenburg 
unter einigen Vorbehalten vom 21. Auguft); auf Friedensſchlüſſen mit denjenigen nord- 
deutjchen Staaten, welche fih am Kriege gegen Preußen beteiligt hatten (Rheinhefjen wegen 
feiner nördlih vom Main belegenen Gebietsteile, Meiningen, Neuß ä. L. und Königreich 
Sadjen); auf der Mitwirfung eines mit beratender Stimme ausgerüfteten, aus Volfswahlen 
hervorgegangenen norddeutſchen Reichstags und endlich der Genehmigung der Einzellandtage 
norddeutſcher Staaten, ſoweit diefelbe nach dem Yandesverfafjungsgejeß erforderlih war. 

[In Gemäßheit der erwähnten Verträge traten die Regierungen der nörblih vom 
Main gelegenen 21 Staaten ſowie die Regierung des Großherzogtums Heffen für Ober- 
hefjen am 15. Dezember 1866 zur SHerjtellung des von der preußifchen Regierung vor- 
gelegten Entwurfs der norddeutſchen Bundesverfaffung in Berlin durch Bevollmächtigte zu— 
fammen. Die Berhandlungen famen am 7. Februar 1867 zum Abſchluß. Schon während 
diefer Verhandlungen hatten die jämtlichen Regierungsbevollmädhtigten mittelft einftimmigen 
Beichluffes vom 18. Januar 1867 der Krone Preußen die zur Vollendung des Verfafjungs- 
werfs erforberlihe Einberufung der Volfsvertretung als Reichstag übertragen mit der Er- 
mädtigung, dem Reichstag den Berfafjungsentwurf, über welchen die verbündeten Regie- 
rungen fi würden geeinigt haben, vorzulegen und für deſſen Vertretung gegenüber dem 
Reichstag zu forgen. Die Einberufung erfolgte mittelft föniglihen Ausfchreibens vom 
13. Februar 1867 nad) Berlin zum 24. Februar 1867. Demgemäß wurde am 24. Fe— 
bruar 1867 zu Berlin von dem König von Preußen der Reichstag durch Thronrede feier- 
lichjt eröffnet. In der 34. Situng des Reichsſtags vom 16. April 1867 erfolgte die An- 
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nahme der Verfaſſung mit 230 gegen 53 Stimmen. Die Regierungsbevollmädtigten er- 
tlärten ihr Cinverftändnis mit der Verfaffung, wie biefelbe aus der Schlußberatung des 
Reichstags hervorgegangen war.] In dem furz darauf einberufenen preußiſchen Landtage 
erteilte das Abgeordnetenhaus feine Zuftimmung mit 226 gegen 93 Stimmen, das Herren- 
haus einftimmig. Der König von Preußen als Inhaber des Bundespräſidiums machte hierauf 
diefe Verfaffung und ihren durch die Einzelregierungen nad Auswirkung der Zuftimmung ber 
Einzellandtage auf den 1. Juli 1867 feftgeftellten Eintritt in Bollzugsfraft durch eine 
befondere Verkündigung vom 26. Juli 1867 befannt, mit mwelder das Gefetblatt des 
Norbdeutfchen Bundes feinen Anfang nahm. 

Die norddeutfche Bundesverfaffung enthielt 79 Artikel, von denen mehrere als Über- 
gangsbejtimmungen fich darjtellen. Der Territorialbejtand des Norbdeutihen Bundes um: 
faßte fämtlihe vom Main nördlich gelegene Staaten. m Vergleich zum Gebiete des ehe- 
maligen Deutfchen Bundes ergab fi eine Vermehrung durch das Hinzutreten der nicht zum 
Bunde gehörig geweſenen preußifchen Provinzen und von Schleswig, eine Verminderung (ab- 
gefehen von ſterreich, Liechtenftein) durch die Fernhaltung der füddeutfchen Staaten und 
das Ausscheiden von Luxemburg-Limburg, da der Londoner Vertrag vom 11. Mai 1867 
wegen „Neutralifierung des Großherzogtums Luremburg” zwar die Fortdauer der Zugehörigkeit 
Luremburgs zum preußifchen Zollgebiet nicht zu unterbrechen vermochte, aber doch die Zostrennung 
des Herzogtums Limburg von dem bundesrechtlichen Verbande mit Deutfchland zur Folge hatte. 

Litteratur: Die Berfafiung des Norddeutſchen Bundes. Mit Hinmweifung auf die fteno- 
graphifhen Protokolle der darüber im Neichätag des Norddeutſchen Bundes ftattgefundenen Bera- 
tungen und alphabetiihem Sacregifter. Herausgegeben von Metzel. Berlin 1867; Die Berfaffung 
des Norbdeutihen Bundes, erläutert mit Hülfe und unter vollftändiger Mitteilung ihrer Entſtehungs— 

efhihte von E. Hierfemenzel. Berlin 1867. Die auf die Bundesgefeggebung bezüglichen Ür— 
ee enthält: ©. Hirth, Annalen des Norbdeutichen Bundes jeit 1868 (gegenwärtig als Annalen 
des Deutichen Reichs fortericheinend); ferner A. Koller, Archiv des Norddeutichen Bundes und des 
Zollvereins, Jahrbuch für Staatsverwaltungsreht und Diplomatie des Norddeutfhen Bundes und 
des Zollvereins. 1868; Glajer, Ardhiv des Norbdeutihen Bundes I. 1868. Das Hauptwerk ift: 
5 Thudichum, Verfaffungsrecht des Norddeutſchen Bundes. Tübingen 1870. Außerdem G. Meyer, 
rundzüge des Norddeutichen Bundes. 1868 und v. Martig, Betradhtungen über die Verfaſſung 
des Norddeutfchen Bundes. 1868. [Neuerdings ift der ganze Komplex der bier einzielenden gragen 
über die rechtlihe Natur des bundesftaatlihen Einiqungswerfes von 1866—67 und die „Redhtö- 
—— der Norddeutſchen Bundesverfaſſung einer ſcharfſinnigen Reviſion unterzogen worden in 
. Bindings Beitrag zur Lehre von der Staatenihöpfung: „Die Gründung des Norddeutſchen 
Bundes“. Feſtgabe der Yeipziger Juriftenfakultät für B. Windjheid. Leipzig 1889. — Über das 
Grundproblem vgl. v. Gerber, Grundzüge des deutichen Staatsrechts. 1880. Beil. IV: Der Nord- 
beutfhe Bund. ©. 244 ff. Grundlegend und Richtung gebend für die neuere Yitteratur: Yaband, 
Staatsreht des Deutichen Reiches I 30 ff.: Zorn, Das Staatörecht des deutichen Reiches I 24; 
Hahn, Zwei Fahre preußiich-deutfcher Bolitit. Berlin 1868; Seydel, Kommentar zur Ber: 
faffungsurfunde. Würzburg 1873. ©. 3 ff.; v. Mohl, Reichsftaatsreht S. 37; Jellinet, Staaten- 
verbindungen S. 260 ff.; Hänel, Studien zum deutfchen Staatsredht. Leipzig 1873. I 65 ff.] 


8 18. Das Deutfhe Reid. Dem Norddeutihen Bunde war durch das all: 
gemeine Urteil der Staatsmänner nur ein proviforifcher Charafter zuerfannt. Fraglich 
blieb unmittelbar nach feiner Entftehung, ob diefe gegen Frankreichs und Ofterreihs Willen 
erzwungene, gegen die Abneigung eines überwiegenden Teiles der ſüddeutſchen Bevölkerung 
begründete und auch manchen norddeutfchen Fürften aufgenötigte Schöpfung zu einer fort 
ſchreitenden Auflöfung Deutihlands führen würde, wie es von leidenfchaftlich erregten Geg- 
nern der vorangegangenen Ereigniffe erwartet ward, oder ob, was die Freunde der preußifchen 
Politif erwarteten, in Erfüllung gehen werde: daß der Norddeutſche Bund die Grundlage 
einer außeröfterreihifchen, ganz Deutfchland umfafjenden Staatsbildung darbiete. Eine Ver: 
bindung der ſüddeutſchen Staaten zu einem Sonderbunde, von einigen gehofft, ftellte ſich 
bald als unausführbar heraus. ine Trennung des füblichen Heffens von dem zum Nord- 
bunde gehörigen Teil war faum durchzuführen, Baden eritrebte offenfundig feinen Eintritt 
in das Gebiet der preußifchen Madt. Dur das Zollbündnis vom 8. Juli 1867 waren 
die ſüddeutſchen Staaten in eine engere handelöpolitifche Gemeinschaft mit dem Norden, be- 
ruhend auf den Inſtitutionen des Zollparlaments, des Zollbundesrats und des Zollbundes- 
präſidiums, hineingezogen. Einer freien militärischen Aktion Süddeutſchlands war durch die 


5. Das Deutiche Berfafiungsrent. 1067 


im Jahre 1866 im Zujammenhange mit den Friedensſchlüſſen zwiſchen Preußen und feinen 
jfübdeutfchen Gegnern verabredeten Schuß: und Trußbündniffe, welche für den Fall eines 
Angriffsfrieges auf deutfches Gebiet dem Könige von Preußen den Oberbefehl über die ſüd— 
deutfchen Streitkräfte einräumten, eine Schranfe gefegt. Alle Zweifel über die zufünftige 
Geftaltung Deutichlands löfte der Ausbruch des deutjch-franzöfifchen Krieges im Juli 1870. 
Aus der Gemeinschaft der Waffen, der Kriegsleiven, der Siege erwuchs die Gemeinjchaft 
in den Grundlagen des öffentlihen Rechts; aus der Einheit des friegerifchen Oberbefehls 
die Einheit einer alle Einzelftaaten überragenden Madtitellung der Kaiſerwürde, aus dem 
Norbdeutfhen Bunde das Deutſche Reid. 

[Schon im September 1870 brachte die Königlich Bayerische Regierung zur Kenntnis 
des Bundespräfiviums, daß fie den Übergang des völferrechtlihen Verhältnifjes der füd- 
deutfchen Staaten zum Norddeutſchen Bunde in ein Verfaffungsbündnis als zeitgemäß er- 
achte und daß fie wünſche, ihre diesfallfigen Vorſchläge mit einem Bevollmächtigten des 
Bundespräftibiums befprechen zu fünnen. Das Bundespräfidium ließ hierauf den Präfidenten 
des Bundesfanzleramts zur Anhörung diefer Vorfchläge nah München abgehen. Zu den 
dortigen Verhandlungen fand ſich auch ein Vertreter der Königlih Württembergifhen Regie 
rung ein und von Stuttgart aus wurde die Fortfegung der Beiprehungen in Verfailles, dem 
Hauptquartier des Königs von Preußen, als zwedentiprechend bezeichnet. Inzwiſchen ge- 
ftaltete auch die Regierung des Großherzogs von Baden ihre frühere Bereitwilligfeit zu einem 
wirflihen Antrag auf Eintritt in den Norbdeutichen Bund, welchem Antrag fi die Groß- 
herzoglich Heffiihe Regierung hinſichtlich Südheſſens anſchloß. Dies alles führte zu den 
Verträgen, welche während der Belagerung von Paris zwifhen dem Norddeutſchen Bunde 
und den ſüddeutſchen Staaten abgejchloffen wurden. Es find dies: 1. Die Vereinbarung 
des Norbdeutihen Bundes mit Baden und Heflen vom 15. November 1870. 2. Der Ver- 
trag zwifchen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heſſen einerfeits und Württemberg 
andererjeits vom 25. November 1870. 3. Der Vertrag vom 23. November 1870, betreffend 
den Beitritt Bayerns zur Verfafjung des Norddeutſchen Bundes. Durch diefe Verträge waren 
erhebliche Veränderungen der norddeutſchen Verfaffung bedingt, wenngleich deren Typus auf: 
recht erhalten blieb. Durch dieſelben war die Verfafjung des Norddeutſchen Bundes mit 
einigen Abänderungen und mit manderlei von Bayern, Württemberg und Baden erzielten 
Ausnahmeftellungen unter Befeitigung des bejonderen Zollvereinsbundesrats und Zollparla- 
ments zu einer am 1. Januar 1871 in Wirkfamkeit tretenden Verfafjung eines neuen 
Deutfchen Bundes umgeftaltet worden. Die dazu erforderliche Genehmigung von feiten des 
Bundesrats und Reichsſtags des Norbdeutfchen Bundes ſowie der Landtagsfammern der 
Königreihe Bayern und Württemberg, ingleichen der Großherzogtümer Baden und Hefien 
wurde möglichft bald bejchleunigt, jo daß fie mit alleiniger Ausnahme der erft am 21. Ja— 
nuar 1871 erzielten Zuftimmung des bayerischen Abgeordnetenhaufes ſchon im Dezember 1870 
zu ftande fam.] 

So trat das Deutfche Reich an die Stelle des Norddeutſchen Bundes, an Stelle des 
Bundespräfidiums die auf Antrag Bayerns von Wilhelm I in Berfailles am 18. Januar 
1871 feierlich angenommene Kaiferwürde. Am 3. März gewählt, trat der erſte Deutjche 
Reichstag am 21. März 1871 in Berlin zufammen. Die redaktionelle Verfchmelzung der 
inzwifchen bereit$ veränderten Berfafjung mit den in den heſſiſch-badiſchen, württembergifchen 
und bayerifchen Verträgen enthaltenen Specialbeftimmungen zu einer einheitlihen Urkunde 
war die zunächſt zu löfende Aufgabe. Sie ift erfüllt in dem Geſetz vom 16. April 1871, 
in welchem die endgültige Redaktion der Neichsverfaffung abgefchloffen vorliegt. Daneben 
bleiben jene Novemberverträge in fortvauernder Gültigkeit. 

Die hauptſächlichſten Unterfchiede der neuen Reichsverfaſſung im Vergleich zur ehemals 
norbdeutfchen Bundesverfafjung, durch welche übrigens die Kontinuität des 1866 und 1867 
geſchaffenen Zuftandes in feiner Weife unterbrochen wird, find diefe: Die Ermweiterung der 
Reichslompetenz in Hinfiht der Preß- und BVereinsangelegenheiten, die Einfchränfung der 
faiferlihen Prärogative durch das Erfordernis bundesrätliher Zuftimmung zu Angriffs: 
friegen, die Anerkennung bejtimmter Sonderredhte der ſüddeutſchen Staaten innerhalb ge- 
wifler, fonft der Reichskompetenz unterliegender Angelegenheiten, insbefondere die fepara- 
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tiftiiche Stellung Bayerns in der Verwaltung des Heerweſens, die Vermehrung der Bundes- 
ratsausfhüfje durch die Heritellung eines befonderen unter dem Vorſitz Bayerns beratenden 
Ausſchuſſes für auswärtige Angelegenheiten, die Erſchwerung von Verfafjungsänderungen, 
welche bei einem MWiderfpruh von 14 Stimmen im Bundesrate abgelehnt find, während 
nach norddeutſchem Bundesrechte eine Mehrheit von zwei Dritteln zur Herbeiführung einer 
Verfafiungsänderung ausreichend war; emblich die Anerkennung der iura reservata mit ber 
Bedeutung, daß die einzelnen Staaten eingeräumten Vorzugsrechte nur unter deren Zuftim- 
mung aufgehoben werden fünnen. Bon mwejentlicher Bedeutung für die neuen Rechtszuſtände 
war auch die Abtretung von Elfaß-Lothringen an Deutfchland (Frankfurter Friede vom 
10. Mai 1871), infofern als aus den mwiebergemonnenen Gebieten ein eigenes, unter feiner 
Landesherrſchaft ftehendes Reichöterritorium gefchaffen ward, in weldem die Reichsverfaſſung 
am 1. Januar 1874 wirkſam wurde. 


Litteratur des Neichörechts: Außer den zu $ 17 angegebenen periodischen Publikationen von 
Hirth und Koller: v. Holgendorff, Jahrbud für Gefeggebung, Verwaltung und Rechtspflege 
des Deutihen Reichs. Bd. I—IV. 1871—1876 (bis 1880 unter Mitwirtung von Brentano, feit 
1881 von G. Schmoller —5* eben); v. Hartmann, Zeitſchrift für Geſetzgebung uud Praxis 
auf dem Gebiete des öffentlichen ta. 1874—1880; Laband und Stoerf, Ardiv für öffentliches 
Recht. 1885 ff.; v. Rönne, Das Staatsrecht des Deutichen zo0n. 2. Aufl. 1876; Derjelbe, Ber: 
faffung des Deutſchen Reis. Tertausgabe mit Anmerkungen. 1871; Häujer, Die Verfaffung des 
Deutihen Neihs in den Grundzügen und Verhältniffen zu dem Einzelftaate; E. Riedel, Die 
Reichsverfafiungsurfunde und die wichtigften Adminiftrativgeiehe des Deutjchen Reiches mit einer 
ſyſtematiſchen Darftellung der Grundzüge des deutichen Verfaſſungsrechts. 1871; Bezold, Materialien 
der deutihen Reichsverfaſſung. 3 Bde. 1872; £. Auerbach, Das neue Deutjche Reich und feine 
Verfaffung. 1872; G. Meyer, Staatsrechtliche Erörterungen über bie guide Reichsverfaflung. 
1872; Wefterfamp, Über die Reichsverfaffung. 1873; I. v. Held, Die Berfaffung des Deutichen 
Reichs vom ftaatörechtlihen Standpunkte aus betrachtet. 1872; R. v. Mohl, Das deutihe Reidhs- 
ftaatörecht. 1873; A. Hänel, Studien zum deutſchen Staatöredhte I. 1873; Laband, Das Staats» 
recht des Deutjchen Reichs. 1. Bd. 1876. 2. Bd. 1878. 3. Bd. 1880; 2. Aufl. 1. Bo. 1888; G. Meyer, 
Lehrbuch des deutichen Staatsrechts. 1878; Zorn, Staatsrecht des Deutichen Reichs 1. 1880; M. Seydel, 
Kommentar zur Verfafiungsurkunde für das Deutiche Reich. 1873. — Zur Gedichte: %. Hahn, 
Der Krieg Deutichlands gegen Franfreih und die Gründung des Deutſchen Kaiferreihs. Die 
deutfche Politik von 1867—1871. In Altenſtücken, amtlichen und halbamtliden Äußerungen. 1871. 


8 19. Das Landesftaatsreht in Deutfhland feit dem Untergange 
des deutfhen Neihsverbandes. Neben der im bisherigen gewonnenen Überficht 
über die Entwidlung des ftaatlihen Gefamtverbandes des deutfchen Volfes muß hier auch 
noch der befondere Werdegang des partifulären Landesſtaatsrechts kurze Darftellung finden. 
Die Bundesafte vom Jahre 1815 hatte in ihrem breizehnten Artifel beftimmt: „In allen 
Bundesftaaten wird eine landftändifhe Verfaffung ftattfinden“ — ohne indefjen eine Nöti- 
gung feitzufegen, Diefer Anordnung innerhalb einer kurzen Frift zu genügen. Die fleinen 
und mittleren Staaten, durch die Vorgänge zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts 
gewarnt und Mebiatifierung fürchtend, fuchten nad und nad ihren Beſtand durch Befriedi- 
gung der von ihren Angehörigen aufgeftellten Rechtsforberungen und durd ein fchnelleres 
Entgegenfommen gegen die Vorfchrift der Bundesafte zu fichern. 

[| Diejenigen deutfchen Staaten, melde das vorfichtige „wird“ diefes Artikels in dem 
Sinne des urjprünglich gebrauchten Ausdruds „ſoll“ verftanden und die Erfüllung jenes 
Artikels als eine Pflicht der Bundesgenoſſenſchaft betrachteten, ließen fih die Einführung 
einer landftändifchen Verfafjung angelegen fein, befchränkten indes zum Teil ihre konſtitu— 
tionellen Bejtrebungen auch nur darauf, ein landftändifches Organ zu Schaffen und deſſen Rechte 
und Pflichten gefeglid zu normieren. Die Grundeinrichtungen diefer Art waren vielfach 
mit bureaufratifchen Elementen verjegt und konnten zumeift wenig mehr als dem Namen 
nad begriffliche Verwandtſchaft mit den fonftitutionellen Repräfentationsorganen der euro= 
päifchen Weſtmächte aufmweifen. So geſchah es in Shaumburg-Lippe (Verorbnung 
vom 15. Januar 1816), Sahfen-Weimar (Grundgefeß vom 5. Mai 1816), Shwarz- 
burg-Rudoljtadt (Verordnung vom 8. Januar 1816 und Landtagsabjchied vom 21. April 
1816), Hildburghaufen, das damals noch ein felbftändiges Herzogtum bildete (Grund- 
gejeh vom 19. März 1818), Liehtenftein (Verfaffungsurfunde vom 9. November 1818), 
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Hannover (Patent vom 7. Dezember 1819), Braunfhmweig (Landichaftsordnung vom 
25. April 1820), Meiningen (Grundgefeg vom 4. September 1824). 

Einige Staaten dehnten aber ihre politifche Zegislation fofort auf eine allgemeinere 
Verfaſſungskonſtitution aus und ficherten ihren Verfafjungszujtand durch ein umfangreicheres 
Verfaſſungsgeſetz. Zu diefen Staaten gehörte das Fürftentum Walded, welches ſchon in 
dem Landesvertrag vom 19. April 1816 die Verfafjung des Staates gejeglich bejtimmte, 
das Kurfürftentum Hefjen (Haus- und Staatögefeg vom 4. März 1817 nebjt dem Orga- 
nifationsedift vom 29. Juni 1821), das Königreih Bayern (Berfafjungsurfunde vom 
26. Mat 1818), das Großherzogtum Baden (desgleihen vom 22. Auguft 1818), das 
Königreih Württemberg (deögleihen vom 25. September 1819) und das Großherzog- 
tum Heſſen (deögleihen vom 17. Dezember 1820). Auch hatten die Fürſtentümer Ko— 
bura und Salfeld unter dem 8. Auguft 1821 ein Verfaſſungsgeſetz erhalten. 

In mehreren Staaten blieb indes felbjt die bundesrechtliche Verpflichtung, wie fie der 
vage Ausdrud des Artifel 13 der Bundesafte enthielt, unerfüllt. Die größeren Bundes- 
ftaaten, Ofterreih und Preußen voran, lehnten es ab, nad dem Mufter der angeführten 
Klein: und Mitteljtaaten den Weg unerprobter ftaatlicher Verfuche zu betreten und ließen 
vielmehr die politifhe Gejeggebung zu völligem Stillftand geraten. ] 

In Rüdwirfung diefer Thatſache machte die verfafjungsrechtlihe Entwidlung der deutjchen 
Staaten feit 1815 in Deutfchland nur äußerſt langſame und jehr geringe Fortfchritte. Sie 
blieb von fremdartigen, dem nationalen Leben feindlihen Elementen beherrſcht. Einerſeits 
waren die deutichen Staaten den Stößen und Gegenftöhen ausländifcher Ereignifje ausgeſetzt, 
von Weſten den revolutionären Volkserhebungen in Frankreich, von Diten der heiligen Alliance 
oder dem Vorwiegen der ruffifhen Politik. Andererfeits verfuchte auch der Bund jelbit eine 
Kräftigung des volkstümlichen Rechtslebens durch freiheitliche Inftitutionen als feinem eigenen 
Beitande gefährlich abzuweiſen. Deswegen ift die Gefchichte der deutfchen Yandesverfaffungen 
gekennzeichnet durch das ftarfe Hervortreten einzelner fritifcher Jahre, in denen entweder 
die Nachwirkung der franzöfifhen Revolution oder die gegenteilige Strömung der Nüdjchritts- 
bewegung eingreift. Solche Abfchnitt bildende Jahreszahlen find 1820 (Miener Schlußafte), 
1830 (Julirevolution), 1848 (FFebruarrevolution), 1851 (Reftauration des Bundes). Die 
in der erjten Periode bis zum Jahre 1820 errichteten neuen Verfaffungen der Eleineren 
deutfhen Staaten haben zumeift faum den nächſten Jahrzehnten ftandgehalten. Da fie 
in juriftifch mejentlichen Punkten im Laufe der Zeiten und unter dem Einfluffe der von uns 
verzeichneten kritiſchen Jahre erhebliche Veränderungen erlitten haben, ift eine Befchreibung 
ihres urfprünglien Inhalts leviglih noch von hiſtoriſchem Intereſſe. 


820. Die Landesverfaffungen nad der Wiener Schlufßafte (1820 bis 
1830). [Der Geift der Karlsbader Konferenzen und die aus ihnen hervorgegangene 
fogenannte Wiener Schlufafte vom 15. Mai 1820 waren in der Fortſetzung und 
Felthaltung der durch die proviforifche Kompetenzbeſtimmung vom 12. Juni 1817 auf- 
gejtellten Prinzipien einer freiheitlicheren Geftaltung des öffentlichen Lebens entſchieden ab- 
hold. Der Bund erklärte zwar in dem Artikel 54 der Schlußakte, daß die Bundesverfamm- 
lung darüber wachen jolle, daß in feinem deutfchen Staate der Artifel 13 der Bundesakte 
unerfüllt bleibe, allein ſchon der Artikel 55, welcher den fouveränen Fürften der Bundes- 
jtaaten es überließ, diefe innere Yandesangelegenheit mit Berüdfihtigung ſowohl der früheren 
gejeglich beitandenen ſtändiſchen Rechte als der gegenwärtig obmwaltenden Verhältniffe zu 
ordnen, ſchwächte zugleich jene Überwachungspflicht, fo daß felbjt die erneuerte Sanftionierung 
des Artifels 13 die Nichterfüllung desjelben in mehreren deutſchen Staaten nicht zu hindern 
vermochte.] Der die weitere Entwidlung der deutfchen Verfafjungen hemmende Einfluß der 
Wiener Schlußafte trat hauptfählih in folgenden Punkten hervor: die anerkannte 
Wirkjamfeit habenden Iandftändifchen Verfaſſungen fünnen nur auf verfafjungsmäßigem 
Wege (d. h. unter Zuftimmung der damals Brivilegierten) wieder abgeändert werden 
(Art. 56); die gefamte Staatsgewalt muß in dem Oberhaupt des Staates vereinigt bleiben, 
der Souverän kann durch Iandftändifche Verfaffung nur in der Ausübung bejtimmter 
Rechte an die Mitwirfung der Stände gebunden werben (Art. 57, das fogenannte mo— 
narchiſche Prinzip der deutjchen Verfaffungen); die Bundesfürften dürfen durch land— 
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ftändifhe Verfafjungen in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen nit ge- 
hindert oder befhränft werden (Art. 58, das fogenannte füderative Prinzip); 
die Öffentlichkeit landſtändiſcher Verfafjungen ift im Intereſſe der Ruhe des einzelnen 
Bundesftaates und des gefamten Deutfchlands zu überwachen. Das Unbeftimmte, Dehnbare 
und Unfichere diefer Satungen begünftigte eine dem dynaftifchen Abjolutismus ober alt- 
ftändifchen Privilegien in jedem einzelnen ‚Falle fi anpafjende Auslegung, dergeftalt daß 
diefe Beitimmungen den Vorwand darboten, um feierlich übernommene Verpflichtungen und 
befchworene Verheißungen des Xandesfürjten hinterher durch nterventionen des Bundes 
rüdgängig zu machen. 

Einen erneuten Anftoß bot erit die Julirevolution, von welcher die beiden deutjchen 
Großmächte allerdings unberührt blieben. Ohne derjenigen Staaten, die feitvem ihre Selb- 
ftändigfeit verloren haben, zu gebenfen, ift zu erwähnen, daß das Königreich Sachſen am 
4. September 1831 (mozu fpätere Nachtragsgefege vom 31. März 1849, 5. Mai 1851, 
27. November 1860, 19. Dftober 1861, 3. Dezember 1868 und 12. Oftober 1874 ge- 
fommen find), das Herzogtum Altenburg am 29. April des folgenden Jahres eine 
BVerfafjungsurfunde erhielten. Nach der Vertreibung des Herzogs Karl entjtand die braun- - 
ſchweigiſche Landſchaftsordnung vom 12. Dftober 1832. Auch Schwarzburg- 
Sondershaufen (24. September 1841) und Luremburg (12. Dftober 1841) unter: 
warfen ſich einer ftaatsrechtlihen Neuordnung. Bon bejonderem hiftorifchen und politifchen 
Gewichte war indefjen die kurheſſiſche Verfaffung vom 5. Januar 1831. Sie fpielte 
in der Reftauration des Bundes und in den Verwidlungen, melde ſich jpäterhin daraus 
ergaben, eine verhängnisvolle Rolle. 


8 21. Das Zandesverfaffungsredt nad dem Jahre 1848. Radifal war 
der Umſchwung des Jahres 1848 zu nennen. Zum erjtenmal trat der Gedanfe ber 
deutjchen Einheit in engfte Gemeinschaft mit der alle Staaten, aud die deutjchen Groß— 
mächte, ergreifenden Bewegung, deren Ziel fein anderes war als: Herſtellung einer demo- 
fratifchen Grundlage des Verfafjungslebens, völlige Aufhebung der Stände, allgemeine 
Gleichheit vor dem Geſetze, weiteſte Feſtſtellung jtaatsbürgerlicher Grundrechte, insbejondere 
der Preffreiheit und des Vereinsrechtes, Befreiung des Grundeigentums von allen wirtjchaft- 
lihen und feudalen Laſten, ſoweit ſich ſolche erhalten hatten, u. ſ. w. Seine der 1848 
und 1849 entjtandenen Verfaſſungen bewahrte indefjen den Stempel ihres Urfprungs. Wo 
die Yandesregierungen nah dem Ablaufen der revolutionären Flut nicht aus eigener Macht— 
vollkommenheit die Konfequenzen der demofratifchen Prinzipien vernichteten, griff der Bund 
ein, indem er, außer feiner Einwirkung gegen die Grundrechte der deutjchen Reiche- 
verfafjung, noch durch bejondere Beihlüffe aus dem Jahre 1854 gegen Prefje und Bereins- 
recht beſchränkend vorging. Faſt überall ergingen daher einfeitige, formal und meijtenteils 
auch materiell rechtäwidrige Verordnungen der Landesherren zur Befeitigung der 1848 und 
1849 geſchaffenen Zuftände, vornehmlich der demofratifchen Wahlgefete. Am mwenigiten 
verändert ward der bayerische Verfafjungszuftand, der durch wichtige Gejete vom 4. Juni 
1848 über die jtändifche nitiative und die Minifterverantwortlichfeit ergänzt worden war. 
Nur die im mejentlichen bleibenden Neugeftaltungen, welche die fyebruarrevolution zur Folge 
hatte, jeien hier verzeichnet: In Koburg-Gotha ward die alte koburgiſche Verfaſſung 
vom 8. Auguft 1821 und das gothaifche Grundgejeg vom jahre 1849 in einem gemein- 
Schaftlihen Grundgefeg vom 3. Mat 1852 (mit Sonderlandtagen) verſchmolzen und durch 
ein Gefe vom 31. Januar 1874 ergänzt; in Oldenburg, wo vor 1848 gar feine Yand- 
ftände bejtanden, blieb das revidierte Staatsgrundgefeg vom 22. November 1852, ferner 
in Neuß jüngerer Yinie das revidierte Staatsgrundgejet vom 14. April 1852 Landesredt. 
In Walded entitand unter Einwirkung des Bundes das revidierte Staatsgrundgejeh vom 
17. Auguſt 1852, an welches fich die preußischen Acceffionsverträge vom Jahre 1867, 1877 
und 1887 jchlofjen. Sehr durchareifende Rejtaurationen, meijtenteils zu Guniten des ftändifchen 
Prinzips, vollzogen fih: in Medlenburg 1850, in Anhalt (jogenannte Gejamtlandichaft 
vom 18. Juli und 31. Auguft 1859), Shwarzburg- Sondershausen (Verfaflung vom 
8. Juli 1857) und Shwarzburg-Rudolftadt (Grundgejeg vom 21. März 1854 
und Geſetz vom 16. November 1870). Auch die Freien Städte geitalteten ihre länajt ver- 
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alteten Zuftände mwefentlih anders: Lübeck 1851, Bremen 1854 und Hamburg 1860. 
Ein neuer Abfchnitt deutjcher Verfaffungsbildung beginnt mit dem Jahre 1866. Die in der 
Bundesatte von 1815 enthaltenen Schranten, die Wiener Schlußafte und fämtliche auf das 
Landesſtaatsrecht bezüglihen Beichlüffe haben als folche ihre verpflichtende Kraft verloren. 
Dagegen verfteht fi von felbit, daß das föderative Prinzip noch immer fortwirft. Keine 
Verfaſſung darf fo beichaffen fein, daß fie die Erfüllung der Bundespflichten hemmt. Der 
neueften Zeit gehört feine einzige Verfafjungsbildung von grundfäglich mweitreichender Bedeu- 
tung an. Nur in einigen Kleinftaaten traten Veränderungen ein. Im Fürftentum Reuß 
ä. L. warb unter dem 28. März 1867, n Shaumburg-Lippe am 17. November 1868 
ein Berfafjungsgefeß verfündet. Im Fürftentum Lippe wurden die Rechte des Landtags 
durch die Geſetze vom 8. Dezember 1867 und vom 3. Juni 1876 geordnet. Lübeck er- 
feste feine ältere Verfafjung durch eine Neugeftaltung vom 5. April 1875, Bremen die 
feinige durd die Redaktion vom 17. November 1875 und Hamburg dur die vom 
13. Dftober 1879. Endlich ift nad Begründung des Deutfchen Reiches auh in Anhalt 
das Grundgefeg durh die Gefege vom 15. Juli 1871, vom 19. Februar 1872 und 
.4. Februar 1874 weſentlich umgeftaltet worden. 

Die vorangegangene Darftellung ergiebt, daß der Kompler der deutfchen Staaten ein 
innerlich jehr verſchieden geartetes Verfaſſungsrecht aufzumweifen hat. Auf der einen Seite 
ftehen einander gegenüber republifanifch und monardifc regierte Staaten, wobei unzweifel- 
haft die legtere Gruppe vielfach auf die Regierungsweiſe der erjteren eingewirft hat. Auf 
der anderen Seite find unter den Monarchieen jehr verichieven geftaltete Gruppen nad): 
weisbar: mwejentlih von den neueren Entwidlungen unberührt zunächſt die altlandftändifchen, 
auf dem Grundgedanken der Batrimonialität beruhenden Gemeinweſen; jo Medlenburg 
(landesgrundgefeglicher Erbvergleih vom 18. April 1755 und Watentverordnung vom 
28. November 1817 über rechtliche Erledigung der Streitigkeiten zwifchen Landesherren und 
Landftänden); fodann diejenigen Staaten, in welchen die alte ftändische Gliederung wenigſtens 
als Klaffenvertretung auf den Landtagen fonferviert wurde, was bei manchen Kleinftaaten 
der Fall, endlich die Gruppen folder Staaten, deren Verfaſſungsurkunden unter dem Ein- 
fluffe der in Frankreich oder Belgien geltenden nftitutionen des Efonftitutionellen Staats- 
rechts entitanden find. 

[Eine ins einzelne gehende Prüfung des gefamten partifularrechtlichen Verfaſſungsſtoffes 
der deutſchen Einzelftaaten in feinem gegenwärtigen Nechtsbejtande läßt uns zwei für bie 
Rechtsentwidlung des deutſchen Staates charakteriſtiſche Züge gewinnen. Zunächſt erfcheint 
die Phyfiognomie des Verfaſſungsrechts aller deutſchen Staaten empfindlich verändert durch 
die Ereignifje der Jahre 1867 — 70; deren Rechtsfolgen beeinfluffen teils ausdrücklich die 
jüngjt revidierten Verfafjungsurfunden normativ, teild indireft dadurch, daß infolge der un 
mittelbaren Einwirkungen der bundesftaatlihen Organifationen jene Verfafjungen, melde der 
eingetretenen Veränderungen nicht gedenken, an zahtreichen Stellen objolet geworden find. — 
Zum andern führt eine Bergleihung der inneren Struktur der feit der Mitte unferes Jahr: 
hunderts entjtandenen oder feither wefentlich modifizierten Grundgefege zur Erkenntnis, daß 
fih inzwiſchen — Medlenburg ausgenommen — in allen deutfchen Staaten der Übergang vom 
Gedanken der ſtändiſchen Vertretung einzelner forporativ gejtalteter focialer Intereſſen zu 
dem der einheitlichen Wolfsvertretung endgültig vollzogen hat. Die Vergleihung des 
Quellenmaterials läßt den Entwidlungsgang im einzelnen nadmeifen, den eine Reihe 
wichtiger verfafjungsrechtlicher Einrichtungen feit dem Auffteigen der repräfentativen Staats- 
form zurüdgelegt hat, und fie zeigt aufs deutlichſte, daß die parallele Geſetzgebung der 
einzelnen Staaten feit Jahrzehnten in entjchievdenem Zuge auf dem Wege ift, die nicht 
durch bejondere Gefhichtsumftände oder ſpecifiſch lokale Bedürfniſſe und Bedingungen ge- 
ſchaffenen Unterfchiede im öffentlichen Rechte der deutfchen Staaten in einem langfamen aber 
ftetig wirkenden Umbildungsprozefje zur Ausgleihung und Aufhebung zu bringen!.] 

! Über Ofterreich ift in Kürze folgendes zu bemerken. Dem Umſchwung des Jahres 1848 folgte 
ſehr bald eine vollitändige Reftauration der abjoluten faiferlihen Gewalt, deren Macht durch die Be- 
feitigung der alten ungarischen Verfaſſung und die völlige Niederwerfung der nationalen Bewegung 


Italiens in einem alles umfafjenden Centralismus erheblich gefteigert wurde. In eben derjelben 
Thatiache des öfterreichiichen Gentralismus lag die Unmöglichkeit‘ der Vereinigung mit der dbeutichen 
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Xitteratur: Zu vergleihen, außer den hiftorifhen Werfen, welche die neuere deutiche Ge— 
ichichte feit 1815 behandeln: Grotefend, Snitem des deutihen Staatsredhts. Caſſel 1863; v. Hal» 
tenborn, Einleitung in das fonftitutionelle Verfaffungsrecht. 1863. S. 289: Schulze, Spitem des 
deutſchen Staatsrechts. 1865. ©. 342: Zöpfl, Grundfäge des deutſchen Staatsrehts II 341. 416; 
Zadhariä, Deutiches Staatsreht I 88 51. 123. Gejammelt find die deutſchen Verfaſſungsurkunden 
für die ältere Zeit bei Pölitz, Europätiche Verfaſſungen. 2. Aufl. 1832 (fortgefegt von Bülau) und 
bei Zahariä, Die deutichen Berfaflungsgeiege. 1855 (nebſt Fortiegungen 1858); Stoert, Handbuch 
der deutichen Verfaſſungen. Leipzig 1854 enthält die Berfaffungsgefege des Deutfchen Reichs und 
feiner Bunbesftaaten nad) dem gegenwärtigen Geſetzesſtande bearbeitet. Die wichtigiten fyftematiichen 
Bearbeitungen und RT Be des Kandesftaatsredhts find: A. Bayern: Pözl, Baye- 
rifhes Verfaſſungsrecht. 3. Aufl. 1860: Derjelbe, Grundriß zu Vorlefungen über bayeriiches Ver— 
waltungsredht. 1850; K. Brater, Die Verfaflungsurfunde des Hönigreihs Bayern. 5. Aufl. 1872; 
Pözl, Das bayeriſche Berfafiungsreht auf Grundlage des Reichsrechts. 5. Aufl. 1877; Derfelbe, 
Sammlung der bayeriichen Verfaſſungsgeſetze. 1869 ——— 1872). B. Württemberg: Mohl, 
Württembergiſches Staatsrecht. 2. Aufl. 1340; v. Sarwey, Staatsrecht des Königreichs Württem- 
berg. 2 Bde. 1883. C. Heſſen: K. E. Weiß, Syſtem des Verfaſſungsrechts des Großherzogtums 
Heſſen. 1837. D. Sachſen: Helmsdorff, Die Verfaſſungsurkunde für das Königreich Sachſen mit 
den ſie erläuternden Beſtimmungen zuſammengeſtellt. 1837; Walter, Die Verfafiungsgefepe des 
Königreihs Sadjen. 1875. — Über die auf das ältere deutiche — — bezüglichen Mono⸗ 
graphieen ſ. R. v. Mohl, Die Geſchichte und Litteratur der Staatwiſſenſchaften. 1855. II 333 ff. 
Sachkundigſte Orientierung im Detail des geltenden partıfulären Staatsrecht3 gewährt Marquard- 
fens Handbuch des öffentlihen Rechts, Reichsausgabe: Das Öffentliche Recht des Deutſchen Reiches 
und der deutjchen Staaten, bearbeitet von Laband, 9. Schulze, M. Seydel, Gaupp, Ga— 
reis, ©. Meyer u. m. a. 3 Teile. Freiburg 1389. llber die Streitfrage des medlenburgiihen 
Berfafjungsredts: Julius Wiggers, Das Verfaſſungsrecht im Großherzogtum Medlenburg-Schwerin. 
1860; Derfelbe, Die medlenburgiihe Verfaſſungsfrage, Denktichrift, dem Norbveutichen Reichdtag 
vorgelegt. Roftod 1869. 


8 22. Die preußifhe Verfaſſung. Von bejonderer Wichtigkeit unter den 
deutihen Verfafjungsgefegen ijt dasjenige Preußens als des größten deutſchen Staates, 
defjen hervorragende und im Deutjchen Reich leitende Stellung ihm einen befonderen Einfluß 
fihert. Durch die höchſten Verwaltungsitellen und die Krone felbft mit dem Reich ver- 
wachſen, muß der Inhalt der preußischen Verfaſſung notwendigerweife auch auf das Yandes- 
ftaatsrecht der übrigen deutfchen Monarchieen einwirken. 

Die Gefhichte der preußifchen Verfafjungsentwidlung ift in der Kürze diefe. Den 
Ausgangspunkt der neueren Periode bildete unzweifelhaft für die ftaatsbürgerlihen Grund- 
rechte und die Verwaltung zunächſt das preußifhe Landrecht von 1794, fodann die Stein- 
Hardenbergfhe Geſetzgebung, die nad tiefem Falle das Staatswefen von Grund 
aus zu erneuern ſucht. [Sie wollte die zur Selbitändigfeit und Selbjtthätigfeit auf wirt— 
fchaftlihem Gebiete erhobene Staatsbevölferung auch zur Mitwirkung an den öffentlichen 
Angelegenheiten berufen. Das freie Spiel aller focialen Kräfte follte mit der Mieder- 
heritellung der uralten deutjchen Gemeindefreiheit in Stadt und Land aufs neue gewonnen, 
die politiihe Erziehung des allzulange bureaufratifch niedergehaltenen Volkes zum Ge- 
nufje politifcher Rechte angebahnt werden. Die von Friedrich Wilhelm III und feinem 
großen Staatsminifter geplante Durchführung einer lebensfähigen Selbjtverwaltung gelang 
aber nur in Anfehung der Städte, für melde die Städteorvnung vom 19. November 
1808 erging. Für das flache Yand blieb es troß der verfchievenften Neformpläne bei den 
bisherigen zumeift ſchon im Allgemeinen Preufifchen Landrecht geordneten Verhält- 
niffen ($ 46 II 9); der durch das Gendarmerieedift vom 30. Juli 1812 gemadte 





Einheitsentwidlung, ſelbſt wenn jener biftoriiche Antagonismus gegen die jüngere deutiche Großmacht 
in Norddeutichland nicht vorhanden geweien wäre. Erſt das Mißgeſchick auf den italienifchen und 
böhmiſchen Schlachtfeldern führte zu einem nocdhmaligen Brude mit dem Abfolutismus und einer 
Wiederberftellung der ungarischen Berfafiung („Ausgleih“" vom Nahre 1867), fo daß nunmehr der 
Kaiferjtaat, Ofterreih-Ungarn in eine öftlihe und weltliche Neichshälfte zerfällt. Gegen diefen Dualis— 
mus in Oſterreich-Ungarn reagiert die Tendenz weiterer Selbftändigfeit in den einzelnen „im 
Reihsrat vertretenen Königreihen und Yändern“ unter dem Namen des nationalen Födera— 
lismus wie aud ein fonftitutionell gefärbter Gentralismus, deſſen Hauptftärfe bisher in den deutichen 
Provinzen lag. Die wichtigſten Daten der neueren Berfaffungsentwidlung find: Das Oktober— 
diplom (20. Dftober 1860), füderaliftifch gehalten, das yebruarpatent (26. Februar 1861), cens 
traliftifcher Richtung, das Septembermanifeft (20. September 1865), betreffend die Siftierung 
der jFebruarverfafjung, endlich die Staatsar mut lege vom 21. Dezember 1867 und die die direften 
Reichsratswahlen betreffenden Geſetze vom 2. April 1873. 
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Verſuch einer Reform des alten Rechts der Kreife fheiterte an der Ungunft einer tief- 
greifenden inneren Reformen abgeneigten jturmbewegten Zeit.) Am 22. Mai 1815, in 
Zeiten einer durd die Rüdkehr Napoleons heraufbeſchworenen Gefahr und unmittelbar vor 
dem Abjchluß der deutfchen Bundesafte, erging die fönigliche Verheigung einer reichsitändifchen 
Verfaffung. Unter dem Einfluß der Wiener Schlußafte gehemmt, ward deren Erfüllung 
indefien ſowohl unter Friedrih Wilhelm ITI, als unter der Regierung feines Nachfolgers 
vor 1847 vergebens erwartet. IIn der That war aud die Zeit unmittelbar nad dem 
territorialen Wiederaufbau des preußifchen Königreichs in den durch das Glück der preußi- 
ihen Waffen und durd die Beichlüffe des Wiener Kongrefjes vorgezeichneten Umrifjen nichts 
weniger als einem ſolchen grunditürzenden Verfuche fürderlih; galt es doch vorerjt die aus 
zahlreichen Gebietsteilen mühſelig zu einer äußerlichen Einheit verbundene Staatsbevölferung 
dem Rahmen eines Gefamtjtaates thatfächlich einzufügen. Die Glieder mußten erft verfnüpft, 
in ihnen das Gefühl ſtaatlicher Gemeinſchaft erwedt und geftärft werden. Zu dem Zwecke 
mußte die Arbeit im Geifte der politifchen Propädeutif Steins von unten auf begonnen 
werden. In dem Sinne ergingen in den zwanziger Jahren Kreisordnungen für die einzelnen 
Provinzen mit itändifchen Kreisvertretungen nad) den drei Beſitzmaſſen des Rittergutöbefiges, 
des bäuerlichen Grundbejiges und der Städte. Die Mitglieder des erjten Standes, die 
Standesherren und Rittergutsbefiser, führten auf den Kreistagen je eine Birilftimme. Die 
Thätigfeit der Kreistage beichräntte ſich faſt ausfchließlih auf das fommunale Gebiet und 
griff nur vereinzelt in die allgemeine Yandesverwaltung mit bejchränktejter Zuftändigfeit ein. 
Erſt dur eine Reihe provinzieller Verordnungen aus den vierziger Jahren furg vor der 
Einführung der fonftitutionellen Staatsform wurde den Kreisftänden die Befugnis eingeräumt, 
Ausgaben zu beichliegen zu gemeinnügigen Einrichtungen und Anlagen und die Kreiseinge— 
jefjenen dadurch zu verpflichten. In ähnlicher Weiſe wurde die Vertretung der Provinzen 
durch mehrere provinzielle Verordnungen geregelt. An der Spite ſtehen die Neichgunmittel- 
baren und Standesherren mit Virilſtimmen; fie bilden in einigen Provinzen allein, in 
anderen zufammen mit den Ritterqutsbefigern den erften Stand. Die anderen Stände waren 
die Nittergutsbefiger, Städte und Landgemeinden, die durch befondere Abgeordnete auf dem 
Provinziallandtage vertreten waren. Die Aufgabe der ne war nach dem all» 
gemeinen Geſetze vom 5. Juni 1823 (Gejegjammlung 1823 ©. 129) dahin beftimmt, daß 
ihnen 1. die Gejegentwürfe, welche allein die Provinz angingen; 2. folange feine allgemeinen 
jtändifchen Berfammlungen jtattfänden, auch die Entwürfe folder "allgemeinen Geſetze, welche 
Veränderungen in Perfonen: und Eigentumsrechten und in den Steuern zum Gegenftande 
hatten, ſoweit jie die Provinz betrafen, zur Beratung vorgelegt werden jollten; 3. daß 
Bitten und Beichwerden, welche auf das fpecielle Wohl der ganzen Brovinz oder eines Teils 
derjelben Bezug hatten, von den Provinzialftanden angenommen, geprüft und darauf 
beichieden werden follten; und 4. daß endlich die Kommunalverwaltung der Provinz ihren 
Beſchlüſſen vorbehaltlich der föniglihen Genehmigung und Aufficht überlaffen werden ſollte. 
Diefe Provinzialverfaffung erfuhr endlid eine weitere "Ausbildung durch acht provinzielle 
(Sejege vom 21. ‚juni 1842, durch welde die Bildung ſtändiſcher Ausſchüſſe zur Vertretung 
des Provinziallandtages, während derfelbe nicht verfammelt war, angeordnet wurde.) Als 
eine Erfüllung jener föniglichen Zufage vom Jahre 1815 war die Schöpfung des Ver: 
einigten Yandtages durch Patent vom 3. Februar 1847 gemeint, doch feineswegs an- 
erfannt. Ohne Periodicität in der Berufung, ohne Gefetaebungsrecht oder eine über die 
Bewilligung neu einzuführender Steuern und Anleihen hinausreichende Befugnis auf dem 
Gebiete der Finanzen entſprach derjelbe felbft dann nicht befcheidenen Anforderungen, wenn 
man auch von der jtändifchen Grundlage gänzlich abſehen wollte, welche durd acht am 
21. Juni 1842 publizierte Verordnungen in der Herftellung von Ausihüflen aus den Yand- 
tagen der einzelnen Brovinzen vorbereitet worden war. Angefichts der Bewegung des Jahres 
1848 erwies fich der Vereinigte Zandtag unhaltbar. Am 21. März erging in einem Aufruf 
an das preußiſche und deutſche Wolf die Zuficherung „wahrer fonjtitutioneller Verfaffung 
mit Verantwortlichkeit der Minifter in allen einzelnen Staaten und einer wahrhaft volfs- 
tümlichen, freifinnigen Verwaltung“. Am 22. Mai trat, auf Grundlage indirekter allgemeiner 
v. Holgendorff, Encgtlopäbie. I. 5. Aufl. 68 
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Mahlen (nah dem Gejeg vom 8. April) berufen, die Nationalverfammlung in Berlin zu= 
fammen, „um die fünftige Staatsverfaffung mit der Krone fejtzuftellen”. Der ihr von Der 
Krone vorgelegte Entwurf datiert vom 20. Mai. Da ein Gegenentwurf (vom 26. Juli) 
aus dem Schoße der Verfammlung als Grundlage der Beratung vorgezogen ward und eine 
Vereinbarung mit der Krone ausfichtslos erſchien, ward die Verfammlung nah einem Ver— 
legungs- und Vertagungsverfuche dur; föniglihe Verordnung vom 5. Dezember 1848 auf- 
gelöft. Unter dem gleihen Datum wurde eine Verfafjungsurfunde oftroyiert, welche auf dem 
Wege der Gefebgebung einer Revijion durch die nad) dem ebenfalls oftroyierten Gefege vom 
6. Dezember 1548 gewählten Kammern unterworfen werben follte. Auch die oftroyierte 
Verfafjung hatte fih in allen wejentlihen Stüden die demofratifchen Prinzipien des Jahres 
1848 angeeignet; die erfte Kammer mar eine Wahlfammer. Schon im Revifionsitabium 
(feit dem Zufammentritt der Kammern am 26. Februar 1849) ward indefjen der gewalt- 
jame Bruch mit dem eben erjt janktionierten Prinzip vollzogen, indem nad geichehener 
Auflöfung der zweiten Kammer die noch gegenwärtig für die Yandtagswahlen geltende Ver— 
ordnung vom 30. Mai 1549 erging, durch melde das nad Steuerjtufen eingerichtete 
Dreiklafienmwahliyftem mit öffentlicher Stimmaebung eingeführt worden ift. Aus weiterer 
Revifion nad der Neuwahl einer zweiten Kammer ging demnädjt die Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 hervor, weldhe am 6. Februar von dem Könige, den Miniftern und 
den olfsvertretern feierlich beſchworen ward. 

[Eine allgemeine Charakteriftif der Verfaſſung muß ſich in dem Sate zuſpitzen, daß 
dieje vom Anbeginn ab nur zu einem geringen Teile ein wahrhaftes Abbild des jtaatlichen 
Rechts Preußens darbot. Sociale Machtverhältniffe von größter Hebelkraft, welche auf Ver— 
fafjung und Verwaltung des Staates vielhundertjährigen befejtigten Einfluß nehmen, find 
im Normensyitem der Verfaffungsurfunde völlig ignoriert, ohne dadurd aber natürlid an 
innerem Wert und äußerem Effekte Einbuße zu erleiden. Im Kampfe gegen diefe leben— 
digen Nehtsquellen haben ſich die jchematifchen Sätze der Verfaſſungsurkunde viel- 
fah als mwirfungslofe Abjtraftionen erwiefen, denen gegenüber das lebensfähige und erprobte 
Recht der aefchichtlihen Vergangenheit praftifhe Verwirklihung und weitreihende Aner— 
fennung gefunden hat. in diefem Gegenfage zwijchen einem formell ausgeſprochenen Ver— 
faſſungsrecht und einem geaenfäglihden daneben in Kraft verbliebenen weitverzweigten 
öffentlichen Nechte lagen die Keime zu dem unvermeidlichen Konflikte, der nah faum zehn- 
jährigem Beftande der Verfaffung entitehen und nach weiteren 6 Jahren nur fheinbar 
zu Gunften des formellen Rechts feinen Abſchluß finden mußte. | 


Yitteratur: €. Meier, Reform der Berwaltungsorganifation unter Stein und Sardenberg. 
Leipzig 1881; C. Bornhak, Geſchichte des preußiihen Verwaltungsrecht. Berlin 18846. 
3 Bode.: v. Treitichfe, Deutiche Geſchichte. Bo. II. 


8 23. Inhalt der preußifdhen VBerfaffungsurfunde Die Aufeinander- 
folge ihrer Hauptabjchnitte in elf Titeln ift diefe: Vom Staatögebiete (Art. 1—2), von 
den Nechten der Preußen (bis Art. 42), vom Könige (bis Art. 59), von den Miniftern 
(bis Art. 61), von den Kammern (bis Art. 85), von der richterlichen Gewalt (bis Art. 97), 
von den nicht zum Nichterftand gehörigen Staatsbeamten (bi Art. 98), von den Finanzen 
(bis Art. 104), von den Gemeinde-, Kreis-, Bezirks: und Provinzialverbänden (bis Art. 105), 
allgemeine Bejtimmungen (bis Art. 111), Übergangsbejtimmungen (bis Art. 119). Biel- 
fach dem belgifchen Mujter folgend, gewährte die preußifche VBerfaffungsurfunde vom 31. Ja- 
nuar 1850 der freien politiichen Bewegung (vielleicht von fehr wenigen Bejtimmungen ab- 
geſehen) ausreichenden Naum. ihre Brinzipien gerieten indeſſen fehr bald in Miderjtreit 
mit der zur Herrſchaft gelangten Rückſchrittsbewegung, wurden von diejer offen angegriffen 
und entweder geradezu befeitigt oder doch durchgehends abaefhwäht. Cine Anzahl von 
wichtigen Verfaffungsartifeln verſchwand, andere wurden in einer ihrer Entjtehungsgefchichte 
geradezu zumiderlaufenden Art ausgelegt oder gehandhabt, der größere Teil nur als eine 
Verheißung auf unbejtimmte Zeit ohne jede Vermittlung mit der Staatsverwaltung beibe- 
halten. Die wichtigiten unter diejen jpäteren Anderungen find die folgenden: Die Ab 
änderungen der Beltimmungen über die Geſchworenengerichte bei den ſchwerſten politischen 
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Verbrechen (Art. 94 und 95, durch Geſetz vom 21. Mai 1852), die Wiedereinführung der 
Fideikommiſſe (Art. 40 und 41, durch Geſetz vom 5. Juni 1852), die Bildung des Herren- 
hauſes an Stelle der erſten Wahlkammer (Gefeg vom 7. Mai 1853 und die ihrem Nechts- 
harakter nach angezweifelte fönigliche Verordnung vom 12. Dftober 1854, betreffend das 
Herrenhaus), die Aufhebung des die Gemeinden und Lofalverbände betreffenden Art. 105 
(durch Gejes vom 24. Mai 1853), die Wiederherſtellung der Vorrechte der Mediatifierten 
(Gefeg vom 10. Juni 1854), die Wiedergeftattung der Übertragung anderer befoldeter 
Staatsämter an den Richter (Geſetz vom 30. April 1856). Aus den angeführten Jahres- 
zahlen iſt erſichtlich, daß diefe Nevifionen der Periode vor 1855 angehören. Das Bedürf- 
nis weiterer Abänderungen ſchien befriedigt, ald man im Herrenhaufe im Anſchluß an alt- 
ftändifhe Überlieferungen eine Körperfchaft geſchaffen hatte, welche im entjchiedenften Gegen- 
jage zu den im jahre 1850 bei der Emanation der Verfafjungsurfunde anerfannt gemwefenen 
Grundſätzen ftand. Die organifche Gejeggebung blieb in dem Zeitraum bis 1870 im 
Stillitand, Veraltetes, wie die ehemaligen Kreisjtände, ward im MWiderfpruch zu den Grund- 
gedanken der Verfaſſung reftauriert, Streitiges, wie das Verhältnis der evangelifchen Kirche 
zur Staatögewalt, die Ordnung der Volfsfchule, verharrte im Zuftande des Zweifels und 
der Anfechtungen. Die Minifterverantwortlichfeit blieb ohne Ausführungsgefes. So ent- 
ftand auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts fehr bald eine allgemein wahrnehmbare Un- 
fiherheit. Während des Zwiefpaltes, den nad Einjegung der Regentſchaft die Umgeftaltung 
der preußiſchen Armee hervorrief, war alles zweifelhaft geworden, mas bis dahin für feit 
bejtimmt galt: das Budgetreht der Kammern, das Verhältnis des Verordnungsrechts zur 
Gejeggebung, die Preßfreiheit, die den Landtagsmitglievern verbürgte Redefreiheit. Auch die 
Errihtung des Norbdeutfhen Bundes fam der preußifchen Verfafjung unmittelbar nicht zu 
ftatten. Dagegen übte die Stiftung des Deutſchen Neihs, die damit zufammenhängende 
Zerſetzung der alten preußifchen Barteibildungen, der Kampf des Reichs, vornehmlich aber 
Preußens, gegen die Kurie einen weitreichenden Einfluß auf das preußifche Verfaſſungsrecht. 
Das Staatskirchenreht und die darauf bezüglihen Verfafjungsartifel erfuhren eine durch— 
greifende Änderung ; die längjt verheißene Einführung der Civilehe gelangte zur Ausführung, 
das Verhältnis der evangeliichen Zandesfirhe ward dur die Generalfynodalordnung von 
1876 geordnet, die Herftellung der den Grundfägen der Selbjtverwaltung dienenden Organe 
ihrem Abſchluß nahe gebracht, wovon weiter unten in der Darjtellung des Verwaltungsrehts 
ausführlicher die Rede fein wird. Die jüngite Anderung der Verfaffung Preußens dehnte 
die Yegislaturperiode des Haufes der Abgeordneten auf fünf Jahre aus (Geſetz vom 27. Mai 
1888). Als wichtigste, zur formalen Vollendung des preußischen Verfaſſungsrechts notwendige 
Aufgaben find noch rüdjtändig: Die gleichmäßige Ordnung der Gemeindeverhältniffe, die Schul- 
gefeßgebung und die Ausführung der Minifterverantwortlichfeit, welche letztere Aufgabe jedoch 
wegen des nahen Zufammenhangs der preußifchen Gentralverwaltung mit dem Reichsfanzleramt 
und dem Bundesrate eine feftere Geftaltung der Neihsverwaltungsorgane zur VBorausfegung hat. 

Von der Vollendung der preußiſchen PBerfafjungszuftände bleibt die Theorie des 
deutfhen GStaatsrehts in hohem Maße abhängig. Die Streitfragen des preußifchen 
Verfafjungsrechts werfen notwendig ihren Wellenfchlag in die Parteiftellungen des deutfchen 
Neihstages und berühren damit die Zukunft der deutfchen Nation. Eine von haltbaren 
Prinzipien beherrfchte Yehre des pofitiven deutſchen Staatsrechts kann erſt dann eine 
Macht im Leben entfalten, wenn fie einen Anſchluß zu finden vermag an die gleichmäßige 
Vollendung eines in den erheblichen Konfequenzen der organischen Geſetzgebung und ber 
Staatsverwaltung durchgeführten Verfaffungszuftandes. 

Aus diefem Grunde der engjten Konnerität zwifchen Preußen und dem Deutfchen Reich 
wird bei der Darlegung des Verfaffungsrechts der deutfchen Staaten davon ausgegangen 
werden müfjen, daß die Kenntnis der preußifhen Berfaffung ohne Nüdfiht auf 
deren inneren Wert oder Unwert feit 1866 und 1870 an Bedeutung nicht bloß für 
Preußen, fondern für alle deutfchen Staaten gewonnen hat. Daher empfiehlt es fi, die 
preußifche Staatsverfaffung als Bafis in der Darftellung des deutfchen Landesjtaatsrechts 
überall dann feftzuhalten, wenn eine vergleichende Darftellung des deutſchen Landesitaats- 
rechts beabſichtigt wird. 
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Litteratur: Für die ältere Zeit: Bülow-Cummeromw, Preußen, feine Berfaffung, feine 
Berwaltung, fein Verhältnis zu Deutſchland. 2 Teile. Nena 1843; Heinrich Simon, Das 
preußiihe Staatsreht. 2 Bde. 1844: v. Yancizolle, Rechtsquellen für die gegenwärtige land- 
ftändifhe Berfaflung in Preußen. 1847; Eifelen, Der preufiihe Staat. Berlin 1862. — Aus 
neuefter Zeit: 2.0. Rönne, Das Staatsrecht der preußiſchen Monarchie. 4. Bde. 4. Aufl.; H. Schulze, 
Das preußiiche Staatsrecht auf Grundlage des deutichen Staatörehts. 2 Bde. 1872—1878; E. Born— 
haft, Preußiſches Staatsredht. 3 Bode. Freiburg 1888—89; Graf Due de Grais, Handbuch der 
Berfafiung und Verwaltung in Preußen und dem Deutſchen Reihe. 5. Aufl. Berlin 1886. Bal. 
außerdem: Die Reform der preußiſchen Berfaffung. Leipzig 1870. 

8 24. MWiffenfhaftlide Behandlung des deutſchen Staatsredhts. 
Methoden und Auslegungsweife des pofitiven Staatsrehts find von den in der Rechtswiſſen— 
fchaft überhaupt anwendbaren und zuläffigen Methoden feineswegs verjchieden; insbejondere 
bejteht dasfelbe Bedürfnis flarer Begriffsbeftimmung und einer fonfrete Zwedmäßigfeits- 
rüdjichten ausjchließenden nterpretation ebenjo wie auf dem Boden des Privatrechts. 
Selbitveritändlich bleiben aber rein privatrechtliche Analogieen von dem Boden öffentlichrecht- 
licher Inftitute ausgefchloffen, und andererfeits ift nicht zu überfehen, daß bei der Ermittlung 
der in dem Geſetzgebungsakte leitend gewefenen Abfichten und der Anwendung verwaltungs- 
rechtlicher Normen die Ermittlung der politifhen Zwedmäßigkeitsverhältnifje, die zumal in 
der Schöpfung der Verfafjungsgefege den oberjten Rang behaupten, von befonderer Wichtig- 
feit bleibt. Das erfte Ziel aller Verfaffung gebenden Gewalten ift nicht, ein juriftifches 
Syſtem von Regeln zu fchaffen, fondern den anerkannten Staatszweden zu genügen. 

Die wiſſenſchaftliche Darftellung des deutſchen Staatsrechts iſt dadurch erfchwert, daß, 
abgeſehen von der notwendigen Trennung des Verfaſſungs- und Verwaltungsrechts, die 
Sonderung von Reichs- und Landesſtaatsrecht durch die Natur der Verhältniſſe geboten 
wird. Hierbei fann in Frage fommen, welche Materie vorangeftellt werden muß. Sieht 
man zunäcit auf innere Konſequenz des Syſtems, jo würde das Neichsrecht voranzugehen 
haben, weil ihm gegenüber das Yandesftaatsrecht und die Yandesgefeggebung untergeordnet 
erfcheinen. Der Lehrzwed und die Berüdjihtigung der hiftorifchen Methode raten dagegen 
zur Voranftellung des Landesſtaatsrechts, aus welchem das neue Deutjche Reich den Grund- 
jto feiner Begriffe und Nechtsvorftellungen entnahm. Der im Landesftaatsredht über- 
lieferte Stoff ift hier wiederum feinerfeits ſehr ungleihen Alter. Die hiftorifch urfprüng- 
lichſte Grundlage, die aus dem Mittelalter durch den Strom der Zeiten auf die Gegenwart 
gelangte, ruht — nächſt den fonjtitutiven Clementen von Yand und Volk — auf dem 
fürftlihen Reht der Monarchen, woran fih alles andere nah und nah anſchloß. Mo- 
dernites Necht zeigt ſich in der verfaffungsrechtlichen Stellung der von allen altjtändiichen 
Traditionen losgelöjten VBolfsvertretungen. Zwiſchen dem Necht der Monarchen und 
den Volfsvertretungen hiſtoriſch oder ideell vermittelnd, erfcheinen die im Staatsbeamtentum 
und in den Gemeinden wirfenden Organe des öffentlichen Yebens und der um die jtaats- 
bürgerlichen Grundrechte gelagerte Ideenkreis, wobei anzuerkennen it, daß die Gejtaltung 
des Staatsdienftes und Stantsbeamtentums weſentlich ein Werf der alten Monarchie ge 
weſen ijt, während die jtaatsbürgerlihen Grundredte und die politifchen Gemeindeberech— 
tigungen mit dem modernen Repräfentationsiyftem in hiſtoriſcher Wechſelwirkung ftanden, 
das letztere alfo teils bedingten, teils wiederum zum Ausgangspunfte nahmen. Abweichend 
von dem durch die franzöfifche Nevolution in romanischen Staaten gefchaffenen, überall von 
den individuellen Grundrechten und der Volksſouveränität abgeleiteten Verfafjungsrechte em— 
pfiehlt fih aus Gründen der hiftoriihen Methode für Deutſchland die Anordnung des 
Stoffes in folgender Weiſe: 1. Die Nechtsverhältniffe des Staatsgebietes. 2. Die Staat3- 
angehörigfeit. 3. Das Recht der Monarhen. 4. Staatsamt und Staatsdienit. 5. Das 
Recht der Volfsvertretungen. 6. Die ftaatsbürgerlihen Grundrechte. 7. Die Rechte der 
Gemeinden, womit gleichzeitig der Übergang zum Verwaltungsrechte angedeutet wird.. 8. Die 
Darftellung der Grundzüge des deutfchen Reichsrechts. 


II. Die Cehre vom Staatsgebiet. 


8 25. Begriff und Recht des Staatsgebietes. Das räumliche Ausmaß 
der ſtaatlichen SHerrfchaftsbefugnis iſt gegeben durch den bejtimmten Teil der Erdoberfläche, 
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auf welchem fih ein Volfsverband in dauernder Rechtsordnung befejtigt und zu einer Ge— 
bietsförperfchaft verbunden hat. [Das Staatögebiet hat nur infoweit juriftifche Bedeutung, 
als ihm die Eigenfhaft des rechtlichen Staatsherrfchaftsbezirfs zufommt; aljo nur bei 
feiner bearifflihen Verfnüpfung mit der Nechtöfategorie der örtlichen Zuftändigfeit ber 
Staatögewalt. Erbliden wir jomit im Staat den zum Willen und zur That tauglich or- 
ganifierten Volfsverband, jo erlangt derjelbe allerdings in allen Teilen feines geographifchen 
Beitandes, im Feſtland, Küftengebiet, Flüffen, Strömen, Zuftraum u. f. w. feine förperliche 
Qualifizierung. Die ideelle Linie, welche, die Endpunfte eines Staatögebietes verbindend, 
diejes jelbjt zu einer innern räumlichen Einheit abjchließt, it die Staatsgrenze An 
diejen Punkten fondert der Staat ſich räumlich und juriftifch ab von den Dafeinsformen anderer 
ftaatlicher Gemeinwejen. Die ältere Staatsrechtswiſſenſchaft war zum jelbjtändigen Begriffe 
der Staatögewalt noch nicht vorgedrungen ; fie fonnte fi in ihrer mechanischen Vorftellung von 
dem Bilde nicht frei machen, daß nur der perjönliche Cigentümer oder der Beſitzer eines 
Objektes zur Vornahme gewiſſer Handlungen an demjelben und in demfelben berechtigt fei. 
In diefem Gedantengeleife wurde das jtaatliche imperium zum dominium, Staatsgut zum 
Privatgut, Staatsfunktionen in Rechtſetzung und Rechtſprechung zu „habenden Rechten“ und, 
wo der obrigfeitlihen Herrjchaftsübung fein eigentlich fubjtanzieller Inhalt entſprach, wo 
alſo ahnungsvoll die Beziehung zu einer dem Socialrechte entiprungenen Willensbethä- 
tigung empfunden wurde, da wurde von den ftofflich gefonderten „Hoheiten“ geſprochen — 
den Gebiets-, Gerichts-, Amtshoheiten 20. — die fich aber bei jchärferer Prüfung lediglich 
als Abblätterungen der immer nur Land und Yeute umfafjenden einheitlichen Staatsgewalt 
darstellen. 


Noch vor furzem glaubte Zöpfl unter Zuftimmung weiterer fachlicher Kreife aus der Ge- 
bietshoheit als einem befonderen Hoheitsrechte fieben Befugnifje der Staatsgewalt ableiten zu 
fönnen, nämlich das Recht: 1. die Einwirkung jeder fremden Staatsgewalt auszuschließen ; 
2. das Aufenthaltsreht zu vegein: 3. Fremde auszuweiſen; 4. Fremde zu ſchützen und ihre 
Auslieferung zu verweigern; 5. Erwerb und Ausübung aller Nechte zu normieren; 6. das 
Recht zur Firierung der — realia und 7. der Rechtsverhältniſſe des Landſaſſiats. 
Dieje willfürliche Herausgreifung einiger Bethätigungshauptformen aus der Fülle ftaatlicher 
Befugnifje wurde von neueren Autoren mit Erfolg befämpft, zumal von Gerber, welcher dem 
begrifflich fonjtitutiven Charakter des Territoriums den angemefjeniten Ausdrud in der Formel 
gab: daß der Inhalt des Nechts des Staates an feinem Gebiete allein der ift, daß der Staat auf 
ihm Staat fein darf, daß das Territorium alfo die örtliche Ausdehnung der Wirkung feiner 
Staatsgewalt darftellt, und daß er daher die Anerkennung desjelben als örtlichen Macht⸗ 
gebietes in Anſpruch nehmen kann. Dieſe Anſicht, welche in der Gebietshoheit keinen In— 
begriff einzeln taxierbarer Regierungsrechte, ſondern die Staatsgewalt ſelbſt in ihrer räum- 
lihen Erfcheinungsform erblidt, hat die ältere in Lehre und Staatspraris völlig verdrängt 
und den Weg zu der andern Anfchauung aebahnt, melde vom gleichen Grundgedanfen aus 
im Staate ein bevölfertes Gebiet oder ein in dem Gebiete rechtlich organifiertes Volk, alſo 
eine Gebietsförperfchaft erblidt. 


Das Staatörecht der deutihen Staaten vollzieht in den das Staatögebiet betreffenden 
Vorichriften der Verfafjungsurfunden über die Unteilbarfeit und Unveräußerlichfeit jchein- 
bar erjt den Austritt aus der Wirfungsfphäre der Patrimonialtheorie; thatjählih hat fich 
aber die Entfernung von der grundherrlichen Dispofitionsbefugnis des Landesfürſten bereits 
lange vor Emanation der deutſchen Verfafjungsgejege vollzogen, teild auf dem durch die 
Gejeßgebung des alten Deutjchen Reiches vorgezeichneten Wege (Goldene Bulle, mwejtfälifcher 
Friedensvertrag, Neichsdeputationshauptihluß), teil® auf dem Wege autonomer Sahungen 
der regierenden deutſchen Fürftenhäufer. (So für Preußen durch die Constitutio Achillea 
vom 24. Februar 1473 und durd den Geraer Hausvertrag, welcher am 11. Juli 1603 
durch den Beitritt aller Teile perfeft geworden war. Siehe Hermann Schulze, Haus- 
geſetze III 678 ff.) 

Alle das Staatsgebiet in feiner Ausdehnung modifizierenden Nechtsafte, Abtrennungen 
wie räumliche Erweiterungen des Staatögebietes, vollziehen fi nunmehr in den Formen wie 
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unter den materiellen Bedingungen der jtaatlihen Geſetzgebung. Die wiederholt aufgetauchte 
Streitfrage, ob auch Övenzregulierungen verfafjungsmäßig an die Einhaltung der Geſetzes⸗ 
form gebunden ſeien, findet ihre Löſung in einer Unterſcheidung der Grenzfixierungen je 
nach ihren deklarativen oder konſtitutiven Ergebniſſen. 

a. Die genannten Verwaltungsmaßregeln tragen den deklaratoriſchen Charalter bei ihrer 
Anwendung in den Fällen der Grenzverdunfelung oder Grenzverwifhung und fünnen unter 
benachbarten Staaten aus ganz denfelben Urfachen notwendig werden wie unter benahbarten 
privaten Grundbefisen. Kann in folden Fällen der urfundliche oder ſonſtige Nachweis für 
die Nichtigkeit der von einem Teile in Anſpruch genommenen Grenzitreden nicht aeführt 
werden oder wird demjelben, wenn geführt, von der Gegenfeite die Anerkennung verjagt, 
fo fann zu einer Reihe von Grenzberitigungsverfahren gegriffen werden, welche Innerhalb 
des Friedensrechts auf Ermittlung und Fixierung räumlich ficherer Grenzen gerichtet find. 
Als ſolche ftehen im Gebrauche: Teilungen der jtreitigen Grenztreifen, deren Neutralijierung, 
Aufrechterhaltung eines Kondominats; das lehtere Hülfsmittel jedoch, wie es in den oft 
eitierten Fällen des zwifchen Preußen und Belgien belegenen neutralen Grubenbezirfes von 
Moresnet feit 1815 und des zwifhen Preußen und Medlenburg befindlichen Rittergutes 
Wolde angewandt wurde, jchafft feine definitive Löſung der unbeitimmten Grenzverhältniffe. 
Soweit die Grenzberichtigungen nur eine fachlich zweifellos vorhandene, aber jpäter ver- 
dunfelte Trennung durch Setzung von Grenzzeihen u. dgl. äußerlich erfennbar machen, er: 
fcheinen jene als reine Verwaltungsmaßregeln, welche offenfichtlih dur Vorſchriften wie 
die des Art. 2 der preußifchen Verfafjungsurfunde: „Die Grenzen diejes Staates fönnen nur 
durch ein Geſetz verändert werden” — nicht getroffen werben. Anders liegt aber die Sache 

b. bei den Grenzregulierungen fonjtitutiver Natur, bei welchen die jtaatlihde Ab- 
fiht von allem Anfange an darauf gerichtet ift, durch Gebietserwerbungen mit oder ohne 
fompenfatorifche Gebietsabtretungen die räumliche Ausdehnung des Staates zu verändern. 
Hier wird durch jede Verſchiebung der alten Grenzlinie das Staatsgebiet allerdings in 
feinem „gegenwärtigen Umfange“ (Art. 1 der preußiſchen Verfaffungsurfunde) abjichts- 
gemäß verändert. In folden Fällen reicht die Kompetenz der Staatöregierung nicht mehr 
aus, jene Grenzregulierung allein vorzunehmen; der von der Verfafjung aufgejtellten For— 
derung, daß das Staatsgebiet nur durch ein Gefet abgeändert werden fünne, muß durch 
Heranziehung aller gefeggebenden Faktoren entiprohen werden. Ob diefe Mitwirfung ihren 
urfundlihen Ausdrud finden müffe in der Form eines Grenzveränderungsgeſetzes oder in 
der Zuftimmung zu dem durch die Krone mit dem fremden Staate abgefchlofjenen und dem 
Zandtage vorgelegten Grenzregulierungsvertrage, ift ftreitig. Die unbedingte Forderung eines 
Grenzregulierungsgejeges neben jedem vom Gejeggebungsförper genehmigten Grenzregulierungs= 
vertrage entjprict weder der gefamten feit Cmanation der VBerfafjungen geübten Staaten= 
praxis noch auch der unferer Nechtsentwidlung eigenen Anſchauung über den Geſetzeswert 
der durch die Legislative genehmigten, von der Krone ausgehenden und rite publizierten 
völferrechtlichen Verträge. 


S 26. Staatsgebiet und Reichsgebiet. Im engjten Zufammenhange mit der 
hier erörterten jteht die Frage, ob und wie weit die Dispofitionsbefugniffe der einzelnen 
deutichen Staaten in Anfehung ihrer Staatsgebiete im Rahmen des geltenden Reichsrechts 
Einjchränfungen unterworfen wurden. Da das Neichägebiet mit der Summe der deutfcher 
Etaatsgebiete und der Reichslande zujammenfällt und da die Kompetenzgrenze zwiſchen 
Neih und Einzelſtaat zugleih die Grenze iſt, melde die Gebietshoheit des Reiches am 
Neichögebiete von der Gebietshoheit der Staaten am Staatögebiet fcheidet (Yaband), 
fo müljen die Vorausfegungen und formalen Bedingungen für Gebietsveränderungen ae 
deutichen Staaten untereinander und dem Ausland gegenüber nicht lediglich aus dem Nahmen 
des partifulären Verfaſſungsrechts, fondern auch aus dem des geltenden Reichsrechts genommen 
werden. Prüfen wir diejes mit Beziehung auf die aufgeworfene Frage, fo gelangen wir zu 
folgenden Ergebnifjen. Someit die Herrichaftsbefugnifie des Gliedftaates unbeichränft in Kraft 
geblieben find, ſoweit bewirft auch die Yandesarenze Gliederung nach den juriftifchen Merkmalen 
der örtlichen und fachlichen Zuftändigfeit oder Unzuftändigfeit ; in Anfehung derjenigen Verwal: 
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tungszweige aber, welche vom Gliedjtaate — dem Rechte, nicht nur der Ausübung nah — 
auf das Übergeordnete Gemeinmwejen übergegangen find, giebt es dieſem leßteren gegenüber 
innerhalb des Bundesgebietes feine rechtlich wirkffamen Cinzelftaatsgrenzen mehr. So bildet 
daher das Gebiet des Deutjchen Reichs potenziell einen Berwaltungsbezirk ohne Binnengrenzen 
überall da, wo dem Reiche nicht durch Rejervatredhte die Einbeziehung bejtimmter Staats- 
gebiete in fein einheitliches Verwaltungsſyſtem gefeglih verwehrt tft. Die Binnengrenzen 
innerhalb des Deutfhen Neiches haben alfo dieſem gegenüber nur jomweit rechtlich ge- 
fiherten Beftand, als den von ihnen umſchloſſenen Gliedjtaaten iura reservata zuftehen; 
bezüglich aller nicht durch ſolche gededten Verwaltungsgebiete find die Yandesgrenzen der 
Neichsgewalt gegenüber lediglich hHiftorifcher und juriftich-prefärer Natur, fie bilden fein 
Machthindernis für den gefeglichen Neihswillen. Das Reich fann jederzeit auf verfajjungs- 
mäßigem Wege (Art. 78 der Neichäverfafjung) die Selbjtverwaltungstompeten; der Einzel: 
itaaten in Anjehung jener Gebiete einfchränfen, fie dem Nechte wie der Ausübung nad) in 
die eigenen Hände nehmen. In diefem Sinne macht beifpielsweife die Kompetenz des 
Neichsgerihts vor feiner Yandesarenze Halt, ebeniowenig das Neichsverficherungsamt, die 
Reihsichuldenfommifffon, der Rechnungshof des Deutihen Neihs, das Oberfeeamt, die 
Reihstommiffion zur Entſcheidung von Beichwerden gegen ein von der Yandespolizeibehörde 
auf Grund des Neichögefehes gegen die gemeingefährlichen Beitrebungen der Socialdemofratie 
vom 21. Dftober 1878 (Reichsgeſetzblatt S. 351) erlafjenes Verbot eines Vereins oder einer 
Druckſchrift u. f. w.; während das durch das Bundesgefes über den Unterjtügungswohnfig 
vom 6. uni 1870 (Bundesgejegblatt ©. 368) eingejeßte Bundesamt für das Heimatwejen 
nicht das gefamte Bundesgebiet mit feiner Kompetenz umjpannt, da Bayern und Elſaß— 
Yothringen aus diefer ausgenommen find. Ebenfo ift für Bayern der Wirfungstreis der Nor- 
mal-Eihungsfommiffion (Maf- und Gemichtsordnung vom 17. Auguſt 1868 |Bundes- 
geſetzblatt ©. 476)) ausgeichloffen. 

Die Lehre von den Rejervatrehten giebt jomit den Maßitab an die Hand für 
die Beantwortung der Frage, wie weit den Landesgrenzen dem Reiche gegenüber fattijche 
Rechtswirkung zufommt; von den dort zu ermittelnden Bejchränfungen abgejehen, hat das 
Heich unzweifelhaft die Befugnis, zu Verwaltungszweden mehrere Staatsgebiete und Gebiets- 
teile verfchiedener Staaten zufammenzulegen, und es hat von derfelben auch in der That 
weitreichenden Gebrauch gemadt: fo bei der Einteilung des Bundesgebietes in Armeecorps- 
bezirke, bei der Abgrenzung der Oberpojtbezirfe, der Bezirfe der Telegraphendireftionen, der 
Disciplinarfammern u. ſ. w. Dagegen wirkt die Nechtöfigur der Yandesgrenzen mit unge: 
Ichmälerter prinzipieller Kraft ein auf das Verhältnis von Gliedjtaat zu Gliedſtaat. Keine 
Behörde des Bundesjtaates fann Hoheitsrechte innerhalb der Grenzen eines anderen ausüben 
— es fei denn auf Grund ausdrüdlicher jtaatlicher Abmachungen, fiehe die Acceffionsverträge, 
abgefchlofjen zwifchen Preußen und Waldeck 1867, 1877, 1888 — , felbft dann nicht, wenn die 
Ausübung diefer Hoheitsrechte im ganzen Neihe nad) einheitlihen Grundfägen geregelt ift, 
wie dies z. B. in betreff der Verleihung der Staatsangehörigfeit, der Entlaffung aus der- 
jelben, der Auswanderungsbewilligung, der Aushebung zum Militärdienft, der Handhabung 
der Rechtspflege 2c. der Fall if. 

Aus der im deutjchen Staatenfyjtem befejtigten Kompetenzaufteilung ergiebt ſich jomit, 
daß Gebietsveränderungen der deutfchen Staaten untereinander, da fie das Neichägebiet un- 
verändert lafjen, auch juriftifch die Intereſſenſphäre des Reichs nur bedingt treffen. Grenzver- 
fhiebungen der deutſchen Staaten untereinander find daher bloß an die Beobachtung der 
Verfafjungsnormen der betreffenden Territorien gebunden. Solange die reichsrechtliche 
Stellung in Rechten und Pflichten dem Reiche gegenüber (Stimmenanzahl im Bundesrate, 
Mandate zum Reichstage 2c.) dadurch nicht berührt wird, fällt die Grenzänderung der Ein- 
zelftaaten nicht unter die Kognition des Reichs. Sobald jedoch dies der all wäre oder 
die Gebietöveränderung eine VBerfchiebung der Reihsgrenze felbit dem Auslande gegenüber 
zur Folge hätte, dann reicht wieder die Kompetenz des Gliedftaates nicht mehr aus: zur 
Legalifierung des Vorganges iſt unzweifelhaft ein in den Formen der Verfafjungsänderung 
(Art. 78 der Neihsverfaffung) zu beichließendes Reichsgeſetz erforderlih. Praktiſch wurden bie 
hier entwidelten Grundfäte bei dem jünaften Gebietsaustaufche zwiſchen Baden und ber 
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Schweiz. Derfelbe ift zunächſt durch einen Staatövertrag zwifchen diefen beiden Staaten 
vom 28. April 1878 und ſodann durch einen Staatsvertrag zwiſchen dem Deutfchen Reiche 
und der Schweiz vom 24. Juni 1879 feitgeftellt worden, Der letztere erfennt den badiſch— 
ſchweizeriſchen Vertrag „für das Reich als recdhtsgültig” an. — Die Frage nach den Durd: 
führungsbedingungen einer infolge friegerifcher Ereigniffe notwendig werdenden Reichsgrenz— 
veränderung findet ihre Beantwortung im Art. 11 der Neichöverfafjung und in dem dort 
aufgeitellten Hecht des Deutichen Kaifers über Krieg und Frieden. 

Der räumliche Umfang der einzelnen deutſchen Staatsgebiete untereinander fommt 
ferner noch bejonders in Betracht 1. bei Entſcheidung der frage nad; dem Geltungsbereich einer 
beftimmten Nechtsnorm, aljo bejonders in der Frage der Zuläffigfeit der Nevifion nad) S 511 
der Civilprozeßordnung und der Kaiferl. Verordnung vom 28. September 1879 betr. die Be- 
gründung der Reviſion in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten (Neichsgefegblatt S. 299). Nach 
$ 1 der lesteren kann die Revifion vorbehaltlich der befonderen Beitimmungen der Verordnung 
auf die Verlegung anderer Geſetze als derjenigen des gemeinen oder franzöfiichen Nechts nur 
geftügt werben, wenn diejelben über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus für den ganzen 
Umfang mindejtens zweier deutſcher Bundesjtaaten oder zweier Provinzen 
Preußens oder einer preußischen Provinz umd eines andern Bundesjtaates Geltung erlangt 
haben; 2. in dem Mafe des ftrafrechtlichen Schuges des Landesherrn gegen die innerhalb 
feines eigenen Staatsgebietes gegen ihn gerichteten jtrafbaren Handlungen des Hochver— 
rates und der Beleidigung nad SS 80. 94. 95. 96. 97 des Strafgeſetzes. 

Der kriegeriſche Schuß jedes deutichen Staatsgebietes ſtellt ſich übrigens als eine in 
der Einleitung zur Neichsverfafjung als Zwed des Bundes bezeichnete Rechtspflicht des 
Reiches dar. Diefem obliegt es im Nahmen der Beitimmungen des Art. 11 der Neichäver: 
faſſung die (Grenzen des Bundesgebietes zu Waſſer und zu Lande gegen feindliche Angriffe 
zu verteidigen. Als „Angriff“ im Sinne des bezeichneten Artikels der Neichsverfafjung 
wird nicht nur jede unmittelbare, durch kriegeriſche Mittel bewirkte Störung der Friedens: 
ordnung an den Grenzen des Gebietes zu verftehen fein, jondern auch jede mittelbare aus 
feindjeligen Abfichten hervorgehende, gegen unfere Grenzen und Hüften gerichtete Maßreael, 
wie generelle Verfehrsabiperrungen, Blodaden x. Diefe Schugpflidt ift, wie Laband 
(2. Aufl. 1 187) zutreffend hervorhebt, nicht nur unabhängig davon, daß der Einzelitaat, 
gegen dejjen Gebiet der Angriff erfolgt, dieſe Hülfe des Reichs verlangt, ſondern fie beiteht 
jelbft dann, wenn der Einzelftaat gegen, diefe Hülfe proteftieren und ſich direft mit dem 
Gegner vergleihen wollte. Gegen hochverräteriſche Angriffe einzelner werden die Neichsgrenzen 
ſowohl wie die Grenzen der einzelnen Bundesftaaten geſchützt durch $ 81 3. 3 u. 4 des 
Keichsitrafgefegbuchs. Gegen Verletzungen nichtkriegerifcher Natur find die Grenzmarfen des 
Reichs und ver Cinzeljtaaten jtrafrechtlich geichütt durd die Worfchrift des S 135 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs.) 

Yitteratur: Klüber, Offentliches Recht des Deutſchen Bundes gz8 352 ff., 559 fi.: Mau— 
renbrecher, Deutſches Staatsrecht S 59: v. Aretin, Konſtitutionelles Staatsrecht I 141 f.: 
Schmitthenner, Ideales Staatöreht $ 124; Held, Syftem des Verfaſſungsrechts I 173 ff. $S CIV 
bis CVII: Bluntſchli, Allgemeines Staatsreht (2. Aufl.) Bd. I Bud 2 Kay. 3 ©. 184 fi; 
Zöpfl, Grundfäge des allgemeinen und deutihen Staatsrehts (4. Ausg.) II 613 53 42-44: 
Grotefend, Das deutihe Staatsrecht der Gegenwart $$ 815 ff. S. 298 ff. — Zur neueren Yitte 
ratur fiehe die Angaben im Texte, ferner: le er, Bom Staatsgebiet. Tübingen 1867; v. Gerber, 
Grundzüge des Staatsrechts. 3. Aufl. 1880: Gierte, Genoffenihaftsreht II; Chr. Opper— 
mann, Über den Rechtszuſtand in Grenzgebieten bei ftreitiger oder zweifelhafter Staatsgrenze, mit 
befonderer Rückſicht auf das preußiſche Hecht. Göttingen, Doftor-Difiertation 1883: 9. Preuß, 
Gemeinde, Staat, Reich als Gebietslörperichaften. Berlin 1889; Nofin, Recht der öffentlichen Ge— 
noflenihaft S. 40 ff.; Seydel, Bayriſches Staatsrebt I: Stoerk, „Yandesgrensiachen“, in v. 
Stengels Wörterbuch des deutichen Vermwaltungsrechts. 


IV. Die Sehre von der Stantsbevölkerung, 


827. Die Staatsbewohner in ihrem Rechtsverhältnis zur Staats: 
gewalt. Die Gefamtheit der im Staatsgebiete anmeienden Perfonen bildet das nächſte 
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Dbjeft für die ftaatliche Willensbethätigung, wie die Bevölferung zugleich das fubjeftiv-fonftitutive 
Element des jtaatlichen Gemeinmwejens ausmadt. Das Volf erfcheint jtaatsrechtlich nicht als ein 
bloßes Aggregat, eine Summe abitraft gleicher Individuen, fondern als ein gegliederter Organis- 
mus von fonfreten Perfönlichkeiten, welchen phyfiih, öfonomifch, hiſtoriſch, national u. ſ. w. 
mannigfach verjchievene Wirfungsfräfte in Anfehung der Gemeinfchaft innewohnen. Der 
politiiche Volksverband iſt feinem Weſen nad) fein bloßer Verein, feine bloße Abjtammungs- 
förperfchaft, Feine juriſtiſche Affociation auf vertragsrechtlihen Grundlagen, fondern das 
höhere Ergebnis organischer Geftaltungstraft, dem als Ganzen dasjelbe Attribut der Un— 
mwillfürlidhfeit der Entjtehung zufommt, das allem Yebenden und Werdenden eigen: 
tümlih it. Im BVerbandsorganismus erbliden wir daher die Zufammenfaflung aller 
Volfsträfte zur Nealifierung der Gefamtzwede im Wege einer objektiven, nicht bloß nad) in- 
dividuellem Willen ſich bethätigenden Ordnung. Diefer durch die volle jtaatlihe Energie 
geftüsten und geſchützten Nechtsordnung find alle Volksgenofjen und Volfsgliederungen (Ge- 
meinden, Stände) zum Gehorjam verpflichtet; die zu ihrer Verwirflihung thätigen Organe 
treten ald Obrigkeit den der Nechtöherrfchaft unterworfenen Unterthanen gegenüber. 

Das moderne Staatsrecht läßt feine Unterfcheivungen zu und feinerlei Abjtufungen im 
Prinzip der rechtlihen Unterwerfung unter die räumliche Staatögewalt. Seine Staatögewalt 
it gegenüber allen Subjekten und allen Zebensobjeften im Gebiete dasjelbe befeſtigte Macht- 
recht, fie ift nirgend mehr jene unentwidelte des älteren deutfchen Staatenlebens, welche zum 
Teil nur auf vertragsartigen Verbindungen beruhte. „Durch die Abjtreifung aller privat: 
rechtlichen Elemente und die Ergreifung der ganzen fittlichen Macht, welche in der dee der 
Staatshoheit enthalten ift, hat der Staat den rechtlichen Begriff der Staatsgewalt nunmehr 
vollendet, ſowie amdererjeits dadurch auch der Beariff des Volks als der Gejamtheit der 
Be Beherrichten feine einheitliche Nechtsbeitimmung erhalten hat.“ (v. Gerber a. a. 

. ©. 52.) 

[Die Natur des modernen Staates fordert, e& 1. daß derſelbe innerhalb der normalen 
Friedensordnung rechtlich von feiner auferjtaatlichen Stelle aus mit zwingender Macht be- 
berrjcht werde, daß er aber 2. auch nichts unbeherricht lafjen muß, was innerhalb feiner 
rechtlihen Machtiphäre liegt; in diefem gneläuterten Sinne hat der Grundſatz: quod est in 
territorio est de territorio die räumliche Zuftändigfeit des Staates zutreffend charaf- 
terifierenden Sinn. Diefe Beziehung des herrihenden Subjefts zu den feiner Gewalt Un- 
terworfenen läßt aber Abjtufungen zu, die fi teils aus dem Willen des jelbjtändigen 
Staates teild aus der Thatjache der Koeriftenz unabhängiger Staaten ergeben. 

Das Maß der Energie, mit welcher der deutſche Staat die einzelnen Glieder jeiner 
Bewohnerſchaft erfaßt, madt innerhalb der gegenwärtigen Verfehrsentwidlung die Unter- 
ſcheidung von drei Miichungsbeitandteilen der Bevölkerung eines jeden deutichen Bundes- 
jtaates nötig. Diefe Bewohnerſchaft fett fich zufammen 1. aus Perfonen, welche Reichsan— 
gehörige und zugleih Staatsangehörige des betreffenden Bundesitaates find; 2. aus ſolchen, 
welche Neichsangehörige aber nicht Staatsangehörige des betreffenden Bundesftaates find, 
und 3. aus Perſonen, welche weder Reichsangehörige nod Staatsangehörige des ins Auge 
gefaßten Bundesjtaates find. Den drei Gruppen entiprechen typiſch drei Nechtsfiguren und 
Normenfomplere, 1. die Staatsangehörigfeit(in Verbindung mit der Reichsangehörig- 
feit); 2. das Indigenat (als Folge der Neichsanaehörigkeit) und 3. das Fremden— 


recht.) 


8 28. ad. 1. Staatsangehörigkeit bezeichnet nad) geltendem deutſchen Recht die 
Innehabung der rechtlichen (nicht bloß faktiſchen) Mitgliedſchaft in der Volkseinheit 
eines Staates. Hier iſt die juriſtiſche Stelle gelegen, an welcher die einzelne Perſön— 
lichkeit nicht mehr bloß als iſoliertes Subjekt eines Privatrechtskreiſes in Betracht fommt, 
ſondern als persona publica, als mitwirkender Kraftteil eines großen, Vergangenheit und 
Gegenwart einschließenden fittlihen Gefamtindividuums hervortritt. [Der Staatsangehörige 
iſt Teil des Staates, aleihaültiq ob und in welchem Make ihm aftive Teilnahme am 
Staatsleben (Staatsbürgertum, Vollbürgertum) zufommt. An ihm und in ihm fommt 
aber aud) die Staatsgewalt vor allen anderen Perſonen zur Erfcheinung. Somie ohne ihn 
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die Staatögewalt undenfbar ift, fo ift er das erfte, nächſte und tauglichjte Objekt für ihre 
Bethätigung. Er unterfteht ihrer Hoheit mit feiner ganzen Perſon und ijt aljo ohne 
Rüdfiht auf den zeitweiligen Aufenthalt im In-— und Auslande allen verfafjungsmäßigen 
Willensäußerungen feines Staates unterthan. 

Die Abneigung der älteren Terminologie gegen dieſen Ausdrud beweiſt ein Verfennen 
des juriftifchen Untergrundes der behandelten Rechtsinſtitution. E3 ift mit Recht wiederholt 
darauf hingewiefen worden, daß es ebenfowenig „Staatsbürger“ ohne Pflichten als Staats- 
unterthanen ohne irgend welche Rechte politifcher Art geben fann und daß die Engländer, 
bei denen der Konititutionalismus gewiß eine hohe Stufe der Entwidlung und zwar ficher 
nicht zum Nachteile der fogenannten politifchen Rechte des Wolfes erreicht hat, fich jtolz 
Unterthanen Ihrer Majeftät der Königin von England nennen. 

Die volle rechtliche Unterwerfung unter die Perfonalhoheit des Staates hat für den 
Staatsangehörigen den Eintritt in die Statusrechte notwendig zur Folge. Wir fönnen uns 
der Theorie (v. Bar, v. Martit) nicht anfchliefen, wonach das Verhältnis des Staats: 
angehörigen zu feinem Staate im Gegenſatze zum Verhältnis des Fremden zum diesſeitigen 
Staate nur durch das Vorhandenſein des dem erjteren zuftehenden Wohnrechts und der ihm 
obliegenden Treuepflicht harakterifiert werden foll. Die Staatsangehörigkeit muß fi, auch 
abgejehen von diefen beiden, gegebenen Falls gar nicht fraglichen Punkten, als ein inneres 
Rechtsverhältnis darjtellen; dasjelbe erjcheint uns darin gelegen, daß der Angehörige in 
Anjehung jeiner ganzen privat- und öffentlichrechtlichen Berfönlichteit, in Anfehung feines 
gefamten Status (Familien, Vermögens, bürgerlihe Chrenrehte, jtaatsbürgerliche 
Rechte und Pflichten u. f. m.) durch den Staatsmwillen beherricht wird. Diefe Wirkung der 
Rechtsrelation tritt ſowohl beim Aufenthalt der Staatsangehörigen im Inlande wie im 
Auslande hervor. im letteren Falle treten allerdings noch andere Folgen plaſtiſcher Natur 
ein, die im nachſtehenden zu prüfen jind. 

Der Naturerfcheinung der Anziehungskraft vergleichbar, die durch die Teile des Ganzen 
beftimmt auf die Teile des Ganzen einmwirft, hält auch der moderne Staat rechtlich jeine 
Beitandteile infolange feit, bis fie definitiv einem andern Staatsganzen als rechtliche, nicht 
bloß phyſiſche Bejtandteile fih anglievern. Solange dies aber nicht der Fall ift, verbleibt 
der einzelne aud nach dem BVerlaffen des Heimatsbodens innerhalb der Nehtswirfung 
der Perſonalhoheit jeines Staates, alfo in ftaatsrechtlicher Unterworfenheit unter die 
heimische Staatsgewalt. 

Diefe Kontinuität des rechtlichen Verbandes äußert ſich innerhalb des internationalen 
Verkehrs durch die Fortdauer der mwechjelfeitigen Rechte und Pflichten zwifchen Staat und 
Staatsangehörigen. Yebtere, als Objekte gedacht der jtaatlihen Willensmadt, ſchulden dieſer 
im Inlande wie auch in der fremde die allgemeine Gehorſamspflicht, durd melde 
fie zu Handlungen, Xeiftungen und Unterlafjungen nah Maßgabe des heimifchen Rechts 
verbunden find. Diejelben bleiben fomit aud im fremden Lande allen in der Heimat rite 
publizierten Gefegen und Verordnungen unterworfen. Wir glauben, daß es neben der Be— 
tonung der Gehorfamspflicht einer befonderen Hervorhebung der Treueverpflid- 
tung, die juriftifch Doc immer nur in ihrer negativen Richtung gegenüber einer beftimmten 
geſetzlichen Norm von Bedeutung ift, nicht bedarf. Die Treuepflicht reicht zweifellos weiter 
als die Gehorfamspflicht, allein in der Sphäre des thatjächlichen Verfehrölebens tritt nur 
die Verlegung der legten in die Erfcheinung. Der Treuebruch wird nur dort juriſtiſch 
wirffam, mo er gleichzeitig fi als Thatbeſtand eines Gehorſamsbruchs erweift, im andern 
Falle bleibt die rein ſeeliſche Dispofition ledigli der ethiichen Abſchãtzung unterworfen. 
(Anderer Meinung: v. Martitz in Hirte Annalen 1875 ©. 801, zum Teil aud 
Laband, —— des Deutihen Reichs. 2. Aufl. I 133.) 

Dem rechtlichen Unterworfenfein ver Etnatöangehörigen entfpriht nun auch ein gewiſſes 
qualifiziertes rechtlidhes Verhalten der Staatögewalt den eigenen Unterthanen gegenüber. 
Somwenig es nun möglih ijt, innerhalb des jtaatlichen Yebens einzeln die Pflichten auf- 
zuzählen, welche die Staatsangehörigfeit umfaßt, ebenfowenig läßt ſich auch ein erichöpfendes 
Schema der Yeiftungen aufftellen, welche die Perjonalhoheit dem Staate zu Gunjten der 
eigenen Staatsangehörigen auferlegt. 
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Auch hier wird es nur möglich fein, jene Äußerungen der Staatögewalt allein ins 
Auge zu fallen, durch welche dieſe ihrerfeits die Kontinuität jenes rechtlichen Verbandsver- 
hältnifjes dem Auslande gegenüber bethätigt. Solche liegen vor: 

1. Bei Aufftellung des Prinzips der Nichtauslieferung der eigenen Angehörigen an 
eine ausländifhe Staatsgewalt (5 9 des deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuchs). 

2. In der ausdrüdlichen oder jtillfchweigenden Anerfennung der Pflicht jedes deutfchen 
Staates die wohnberechtigten deutihen Reichs- und Staatsangehörigen aufzunehmen und 
zu behalten. 

Ohne ausdrückliche Erwerbung einer neuen Staatsangehörigkeit ift jede Entfernung aus 
dem Staatögebiet — gleichgültig ob fie cum animo non revertendi oder sine animo re- 
vertendi erfolgt iſt — lediglich eine zeitlihe Zufpenfion des unmittelbaren normalen jtaat- 
lichen Berbandeverhältnifies. Das letztere mit voller Wirfung wieder herzuftellen, ſteht 
regelmäßig im freien Belieben des Ausgewanderten, da nad heutiger Nechtsüberzeugung und 
nad) übereinjtimmender Staatenpraris jeder Staat verpflichtet ift, feine Angehörigen wieder 
aufzunehmen. So heißt es aud im S 21 des deutfchen Neichsgefeges vom 1. Juni 1870: 
Deutſchen, welde ihre Staatsangehörigfeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande ver- 
loren und feine andere Staatsangehörigfeit erworben haben, kann die Staatsangehörigfeit 
in dem frühern Heimatsitaate wieder verliehen werben, auch ohne daß jte ſich dort nieder: 
laſſen. Deutſche, welche ihre Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Aus- 
lande verloren haben und demnächſt in das Gebiet des Deutfchen Reiches zurüdtehren, er- 
werben die Staatsangehörigfeit in demjenigen Bundesitaate, in welchem fie fich niedergelafien 
haben, durch eine von der höhern Verwaltungsbehörde ausgefertigte Aufnahmeurkunde, welche 
auf Nachſuchen ihnen erteilt werden muß. 

Das Individuum gilt infolange nicht nur völferrehtlih als Deutfher, auch nad 
deutihem Staatsrechte jteht ihm das Necht zu, fein deutfches Indigenat in jedem der deutſchen 
Bundesjtaaten wieder aufleben zu lafien, vorausgefegt nur daß der Zurüdgefehrte fi in dem- 
jelben niedergelaſſen hat. Spricht der $ 21 des citierten Geſetzes zwar auch nur von folchen 
Deutjchen, welde durch zehmjährigen Aufenthalt im Auslande ihr ndigenat verloren, fo 
muß doch diefe Rechtswohlthat nad den einfachiten „nterpretationsregeln zweifellos auch 
jolden zu teil werden, welche fürzere Zeit hindurh im Auslande gemweilt haben. Sollte 
man aber meinen, daß diejes Necht nur foldhen eingeräumt fei, welche nicht ausdrüdlich auf 
die Staatsangehörigfeit verzichtet hätten, fo käme man zu dem fchiefen wiberfpruchsvollen 
Ergebnis, dab das deutfche Recht die rite unter forgfältiger Beachtung aller geſetzlichen 
Vorschriften Ausgewanderten ungünftiger behandeln wollte als die Staatäflüchtigen, die un- 
erlaubterweife aus der ftaatlihen Rechtsordnung ausgeſchieden find. 

Die in den Reichsgefegen vom 4. Juli 1872 ($ 2) betr. den Orden der Gefellichaft 
Jeſu und vom 4. Mai 1874 betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung der Kirchen: 
ämter enthaltenen Durchbrechungen des oben aufgeitellten Prinzips find nur von relativer 
rechtlicher Wirkung; ihr Effekt ift bedingt durch die freiwillige Aufnahme, die der zwangs— 
weije erpatriierte Deutjche in einem andern Staate findet. 

Die Frage, ob die deutfchen Bundesitaaten untereinander gleichfalls gehalten find, ihren 
eigenen Untertanen Wohnreht zu gewähren und fi der Ausmeifung verfelben zu ent- 
ichlagen, ift befonders im Hinblid auf $ 7 des Freizügigkeitsgeſetzes ftreitig, aber auch nicht 
von befonderer praftifcher Relevanz. 

3. In der dem Reihe nah Art. 3 der Reichsverfaſſung obliegenden Pflicht allen 
Deutihen dem Auslande gegenüber gleihmäßigen Schub zu gewähren. 


829, Fortſetzung. Inſoweit mit der Staatsangehörigfeit der Genuß beftimmter 
öffentlichrechtlicher Befugnifie (Amtsfähigfeit, Wahlrecht) verbunden ijt, wird von folden an 
der der entſprechenden Rechtsinititution zu widmenden Stelle im Syſtem zu fprechen fein. 

(Die ſyſtematiſche Analyſe des Gefeges vom 1. Juni 1870 [Bundesgefegblatt S. 355] 
folgt unten im $ 32.) 

Die juriftifhe Stellung der Staatsangehörigen innerhalb der Nechtsordnung der 
deutihen Staaten hat eine an Entwidlungsftadien reihe Geſchichte hinter ſich. 

In die Mannigfaltigfeit der ifoliert nebeneinander nach verfchtedenen Stammes- und 
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Berufsrechten lebenden Bevölferungsgruppen bringt erſt der große auf monarchiſchen Grund- 
lagen ruhende mittelalterliche Prozeß der Territorialbildung den Anſtoß zu neuen Formen 
und Umgeftaltungen. Die Staatsmitgliedfhaft, die Standſchaft, ijt zur Zeit noch ein Ehren- 
vorzug, ein Vorrecht, das auch innerhalb des jtaatlichen Lebens nur einer Minderzahl zu- 
ftand. War aud der Staat der Merfantiltheorie leichter als vorher geneigt, dem Vermögen 
der Einwandernden, und der Staat der jtehenden Heere bereiter, dem Cinzuge Wehrfähiger 
feine Grenzen zu öffnen, fo iſt diefe geduldete Cinmwanderung doch noch weit entfernt von 
einer rechtlich) geordneten Aufnahme der Fremden in den vollen reditlichen Verband der 
Staatsglieder. Der Eingewanderte verſchwindet in diefer Epoche des ſtaatlichen Lebens in 
der breiten Mafje der nicht mehr als er felbjt befugten, rechtlich geſchützten Staatsbemohner. 
Einer bejonderen Aufnahme bedarf es in der Epoche des feudalen Prinzips nicht, das mit 
Hülfe des ius soli die Herrfchaftsbefugnis des Territorialheren auf die unlöslihe Einheit 
des Gebietes und der darauf befindlichen eingeborenen und — die erforderliche Bewilligung 
vorausgejegt — eingewanderten Bewohnerſchaft eritredte. Nur dort, wo es den Landes— 
herren gelang, allmählich die verjchiedenen Genoſſenſchaften ihres Yandes in eine Staats: 
genoſſenſchaft zu vereinigen und unter eine Landesverfaſſung zu bringen, da zeigten ſich früh— 
zeitig die Anſätze zu einer rechtlichen Qualifizierung der Staatsmitglieverichaft. Die kleinen, 
durch Sprahe und gefhichtlihes Leben, Sitte, Rechts- und Wirtſchaftspflege geſchaffenen 
lofalen Gemeinſchaften werden nach Überwindung entgegentretender Kräfte (Nampf der 
Städte, der Nitter, Adelsherren, Yandesherren) und in Verhältnis zum Wachstum der Ver- 
fehrömittel zu größeren Territorien verbunden. Das Staatsbürgerreht wird zum Typus 
für die ganze fpätere Entwidlung, welde das Bewußtſein der politischen Zufammengehörig- 
feit weiterer Volkskreiſe erwedt; der Ausdruck Bürger jelbjt erhält einen räumlich ausge- 
dehnteren Begriffsinhalt, indem er, die Grenzen des jtädtifchen MWeichbildes überfchreitend, 
einen ftaatlichen Sinn erhält. Vom ausgebreiteten Studium und Gebraude des römischen 
Nechts getragen, dringt der Rhythmus der römischen Monarchie durch das Völferleben Europas, 
bis endlich das von der aufiteigenden abjoluten Monarchie erwedte politiiche Geſamtbewußtſein 
breiter Bevölferungsihichten den Durhbrud der modernen Staatsidee vermittelt. AL: 
mählich auf diefem Untergrund erhob ſich nun die dee der Staatsangehörigfeit von der erjten, 
befchränften, auf tommunalen und provinziellen Gewohnheiten und Statuten ruhenden Ordnung 
empor bis zum vollen Ausbau, namentlich auf den Grundlagen des von der franzöfiichen 
Nevolution gefchaffenen Typus, und zu derjenigen Ummandlung des ganzen nitituts, wie 
fie den Anfchauungen und Bedürfniffen des modernen Staats- und Staatenlebens entiprict. 
Seit der zweiten Hälfte diefes Jahrhunderts haben wir demnach eine Entwidlungsreihe von 
Gejegesnormen vor uns, in welchen allmählich und einzeln jene Nechtsfäge aneinander gefügt 
wurden, nad denen fi in den meijten der im Werfehr jtehenden Staaten der rechtliche 
Zufammenjhluß der Staatsangehörigen zum Staatsvolfe vollzog. Je ſchärfer die Aus- 
prägung der letteren wurde, um jo bejtimmtere Formen nahm das Nechtsverhältnis des 
Staatsangehörigen an neben dem des Fremden, und um fo präcifer laſſen die beiden Nechts- 
figuren innerhalb des Staatenverfehrs ihre Trennungslinien erfennen. 

Je fchärfer nun die feit Mitte unferes Jahrhunderts in den deutjchen Staaten vor- 
genommenen Kodififationen der das Staatsbürgerredht betreffenden Vorſchriften rechtliche 
Beitimmtheit darüber hergejtellt haben, wer als Angehöriger des Staates zu gelten habe, 
wer nicht, — um fo mehr befreiten ſich Staatenpraris, Nechtiprehung und Theorie von der 
der älteren Epoche anaehörigen Terminologie, welche mit einer ganzen Stufenfolge von 
Zwifchenfiguren operierte, die als „domizilierte Landſaſſen, volle Landſaſſen, subditi seceun- 
dum quid, Forenſen, sujets mixtes“ nicht erfennen ließen, wo die beariffliche Grenze 
zwifchen Staatsangehörigfeit und Fremdenqualität zu fuchen fei. 

Yitteratur: v. Bar, internationales Privatrecht. 2. Aufl. Bd. I: v. Martig, Tas Recht 
der Staatsangehörigfeit im internationalen Verkehr, in Hirtbs Annalen 1875 S. 796 fi.: Zaband, 
Staatsrecht des Deutihen Reiches. 2. Aufl. I SS 14 ff.: Sendel, Bayeriiches Staatsrecht. Bd. T: 
Dinihius, Kommentar zum Perjonenitandsgefet vom 6. Februar 1875; Stölzel, Deutſches 
Eheſchließungsrecht. Anhang. ©. 111 ff; E. Meier, „Naturalilation*, in v. Holtendorffs 
Rechtslexikon; Stoerf im Handbuch für Völkerreht Bd. II; Pözl, „Einwanderung und Staatsan- 
gehörige”, in Bluntichli-Braters Staatswörterbub: Yandgraff, Das Bundes- und Staate- 
bürgerreht im Norddeutichen Bunde: Held, Spitem des Verfaſſungsrechts I 150 #: Heffter— 
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Geffden, Bölferreht $ 59: Bulmerincq, Völlerreht $ 30 ff.; Jellinet a. a. D.; Preuß 
a. a. D.; Milner, Die öfterreihifhe Staatsbürgerfchaft und der (ungerife) Art. L. 1879; Jes 
gieref, Das Seimatsreht; Martens-Bergbohm, Völkerrecht II nn —50; Weftlafe-Holgen> 
dorff, Lehrbuch des internationalen Privatrechts N 262 ff. Umfa ſende Überſicht über den Ge- 
fetesftand der Materie der Staatsangehörigfeit im allgemeinen bis 1869 gewährt der dem englischen 
Parlament vorgelegte Report of the royal commissioners for inquiring into the laws of naturalisation 
and allegiance ete. London 1869; Kent, Commentaries I; Daly, History of naturalisation; Beach- 
Lawrence-Wheaton, Commentaire T. III; Dudley-Field-Rolin, Code international art. 247 
sq.; Halleck, Intern. Law. 1861. S. 795 ff.; Travers Twiss, Law of nations, Peace $ 129; 
Calvo, Droit international T. II; Ingouf, De la naturalisation; Georges Reynaud, Questions 
de nationalites. Rouen 1877; Cogordan, La uationalitö; Derfelbe, De l’acquisition et de la 
perte de la qualit« de Frangais, These, 1877; Folleville, Naturalisation; Selosse, Trait de 
lannexion; Beudant, De la naturalisation; van Vollenhofen, Eenige opmerkiugen over na- 
turalisatie. Utrecht 1880; etc. etc. — Außerdem find auch bier zu vergleichen zahlreiche einfchlägige 
Studien, enthalten in: Journal du droit international privö (Paris); Revue de droit international 
(Bruxelles). Wichtiges Duellenmaterial: in den Bulletins und Annuaires der Parifer Société de 
legislation comparce, des Institut de droit international zc. ıc. 


8 30. ad 2. NReihsindigenat und Freizügigkeit. [Das ſtaatsrechtliche Ver- 
hältnis des einzelnen Deutfchen zur Cinheit der politifchen Organifation der deutſchen 
Staaten wurde im alten Deutfchen Reiche durch die Einſchiebung einer Zwifcheninftanz: der 
Territorialhoheit, durchbrochen und jo zu einem mittelbaren gemacht. Bis zum Untergange des 
Reiches lafjen fih die Wirkungen der nationalen Rechtsgenoſſenſchaft nachmweifen, wenngleich 
diefe ſchwachen Spuren der Fortdauer des Subjektionsverhältnifjes aller Deutſchen gegenüber 
der über allen Partifularjtaaten ftehenden Reichsgewalt nicht als fürmliches Reichsbürgerrecht 
angejehen werden fann. Solche Nahmwirfungen zeigten ſich a. in der Befähigung aller 
Deutjchen, Neihsämter und Würden, insbefondere die Stellen bei den höchſten Reichsgerichten, 
zu befleiden, in deutichen Stiftern und Nitterorden Präbenden zu erwerben; b. im Recht 
auf religiöfe Duldung bezw. auf freie Religionsübung nad) Maßgabe der näheren Bejtim- 
mungen des wejtfälifchen Friedens; c. in den Schutzeinrichtungen, welche die Reichsverfaffung 
allem gneje- und verfafjungsmäßig begründeten Rechte der Neichdangehörigen in der Reichs: 
gerichtsbarfeit (Reichsoberhaupt, Reichskammergericht, Neichshofrat, Reichstag) bot. 

Mit der Auflöfung des Neichsverbandes hörte natürlich aud) in Bezug auf das Unter— 
thanenverhältnis jede rechtliche Gemeinfchaft innerhalb der deutfchen Staaten auf. Die Ab- 
dankungsakte des letzten deutfchen Kaifers vom 6. Auguft 1806 hatte ausdrüdlich erklärt: 
Wir entbinden zugleih . . . . alle Reichsangehörigen, infonderheit auch die Mitglieder der 
höchſten Reichegerichte und die übrige Reichsdienerfchaft, von ihren Pflichten, womit fie an 
Uns, als das geſetzliche Oberhaupt des Reichs, durch die Konftitution gebunden waren. — 

Der Deutfhe Bund, ein auf völferrechtlichen Vertrag begründeter Verein der jouveränen 
Fürſten und Freien Städte Deutichlands, hatte in Gemäßheit diefes jeines Charakters weder 
Unterthanen noch Staatsangehörige; nur die einzelnen Mitglieder des Bundes erfaßten 
ihre Staatsangehörigen und die in ihrem Gebiete wohnenden Fremden unmittelbar in 
Geſetz und Verwaltung. Gleihwohl hatte aber die alte durch feinerlei politifche Geftaltung 
völlig zeritörbare Tradition der Volksgenoſſenſchaft der deutſchen Stämme ſich doch infofern 
auch in diefer Epoche bethätigt, als der Bund gewiſſe einheitliche Grundlagen für die redht- 
fihe Ausjtattung des Bürgerrehts in allen Bundesjtaaten entweder allein oder doch mit 
bejtimmte und die Garantie für den Bejtand und die Anwendung der möglichft einheitlichen 
Grundfäge bundesgejegmäßig übernahm. So wurde durch die Bundesafte den Unterthanen 
jämtlicher deutjchen Bundesitaaten ein Kompler politifcher Befugniffe zugefichert, welche ins- 
gefamt darauf abzielten, die Nechtslage aller Deutfchen unbefümmert um das Maß größerer 
oder geringerer jtaatsrechtlicher Verbindung des Individuums mit der Territorialgewalt 
gleihförmig zu gejtalten und durch ein Beſchwerderecht (Beſchwerdeinſtanz war die Bundes- 
verfammlung zu Frankfurt a. M.) gegen Verlegungen zu ſchützen. 

Diefe Rechte, welche in ihrer Einheit vielfach in der älteren Litteratur bereits mit dem 
Namen des Bundesindigenats bezeichnet zu werden pflegten, umfaßten 1. nad Art. 16 
der Bundesatte die Gleichberechtiaung der Mitglieder der chriſtlichen Neligionsparteien zum 
Genuſſe der bürgerlichen und politifhen Nechte; 2. nah Art. 18 das Recht, Grundeigentum 
außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben und zu beiten, ohne deshalb in 
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dem fremden Staate mehreren Abgaben und Yaften unterworfen zu jein als deſſen eigene 
Unterthanen; 3. die Befugnis des freien MWegziehens aus einem deutſchen Bundesjtaate in 
den andern, „der ſie erweislih zu Unterthbanen aufnehmen will“; 4 in 
Givil- und Militärdienite eines anderen Bundesſtaates zu treten, beides jedod nur, infofern 
feine Verbindlichkeit zu Militärdienften gegen das bisherige Vaterland im Wege jteht; 
5. die Freiheit von aller Nachſteuer (ius detractus, gabella emigrationis, gabella here- 
ditaria, Abjchoßgeld) ift für den Fall zugeſichert geweſen, daß das Vermögen in einen andern 
deutfhen Bundesjtaat übergeht und mit diefem nicht beiondere Verhältnijfe durch Frei— 
zügigfeitsverträge bejtehen. 

Ein Bundesangehörigfeitsreht oder aud nur ein allgemeines Recht für alle 
Deutfchen, fich beliebig in jedem Bundesitaate auch nur aufzuhalten und niederzulaſſen, war 
fomit in der Bundesgejeßgebung nicht anerfannt. Vielmehr ergiebt fi daraus, daß das 
Necht der freien Wahl des Domizild und des beliebigen Aufenthalts in jedem Bundesgebiete 
im rt. 14 der Bundesafte zu einem befonderen Vorrecht der Standesherren und des übrigen 
ſeit 1806 mebdiatifierten Neichsadels erklärt worden ift, ganz deutlih, daß es gar nicht in 
der Abſicht der Begründer des Deutihen Bundes lag, ein ſolches Necht allgemein zu ge 
währen. — In der That fehlte es an einer folchen die Bethätigung der räumlichen Be- 
mwequngsfreiheit und die rechtliche Zugehörigkeit zu dem jenjeits der Staatsgrenzen liegenden 
Volfsganzen fichernden Beitimmung während des Deutjchen Bundes völlig. Da aber die 
durch die Errichtung des deutſchen Zollvereins nur noch lebhafter gefteigerte wirtfchaftliche Ver- 
bindung der deutichen Stämme aud ohne Areizügigfeit zu zahlreichen Bevölferungsverjchiebungen 
führen mußte, fo drängten die mannigfahen Abweichungen der partifulären Geſetzgebungen 
zu einer vertragsmäßigen Fixierung der Bedingungen, unter denen dieje Staaten unter- 
einander die frage der Staatsangehörigfeit eines Individuums entſcheiden wollten. Das 
Bedürfnis nad dem jogenannten Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 und dem Eiſenacher 
Sclußprotofoll vom 25. Juli 1854 machte ſich deshalb befonders geltend, weil 
einige Staaten dur eine freiere Gefeßgebung den eigenen wie den Angehörigen anderer 
deutjcher Staaten die Niederlafiungsfreiheit innerhalb der Staatögebietsgrenzen nicht be- 
engten, während andere wieder an alten Zutrittsbefchränfungen in den verfchiedenen formen 
der Heimats-, Niederlafjungserfhmwerungen durch Erhebung von Eintrittsgeldern, Heimats- 
taren u. ſ. w. zähe feithielten. Wenngleich das preußijche Gefeß vom 31. Dezember 1842 über 
die Aufnahme neuanziehender Perfonen in einen Gemeinde- oder Gutsbezirf nur auf preußische 
Unterthanen fich bezog, jo wurde doch durch dasjelbe der Gedanfe der vollen Freizügig- 
feit in dem größten Teile des Bundesgebietes verwirkliht und dadurch dem Eindringen 
einer freieren Anfchauung in den Fragen der Niederlajjung, der Ortsbewegung, der Gemeinde- 
angehörigfeit u. j. w. der Wen geebnet.] 


S 31. Fortſetzung. So wie nun der Norddeutsche Bund und jpäter das Deutſche Reich, 
an die Stelle des rein völferrehtlihen Staatenfyjtems des ehemaligen Deutſchen Bundes 
tretend, in Gefeßgebung und Verwaltung das bundesjtaatlihe Prinzip mit jener Konjequenz 
zur Geltung brachte, welcher ſich eine Mehrzahl altbegründeter monarchiſcher Staaten anzu— 
paffen vermochte, jo hat die Neuordnung des politifchen Verbandes der deutichen Staaten 
auch die bisher getrennten Staatsbevölferungen zu einer an Zahl und Yebensgebiet erweiterten 
Volfseinheit rechtlich verbunden. [Die Einzelitaaten, welde mit Land und Leuten zu einer 
einheitlichen politifchen Macht zufammentraten, fchaffen in ihrer Gebietsfumme das Bundes- 
gebiet, und in gleicher Weiſe bildet die Gefamtheit ihrer Staatsangehörigen die Subſtanz der 
Neichsbevölferung. Someit num die Gliedftaaten der Bundesgemwalt eine Neihe wichtiger Hoheits- 
rechte zu eigenem Nechte abgetreten haben, ſoweit jtehen die Glieder der Neichsbevölferung un- 
mittelbar unter der Reichsgewalt, fie haben dem Reiche gegenüber Unterthanenpflichten und 
ftaatsbürgerlihe Nechte; aber das urfprüngliche, primäre Verhältnis zum eigenen Heimats- 
itaat hat dadurch feine Yoderung und feine Abſchwächung erfahren. Wer Bürger eines zum 
Norddeutichen Bunde (Deutfchen Reiche) gehörenden Staates ift, erwirbt und befigt mit feiner 
Staatsangehörigfeit zugleich auch, ohne daf es eines weiteren Ermwerbungsaftes bedürfte ($ 1 
des Gefeßes vom 1. Juni 1870), die Eingeborenenqualität, das Indigenat im Reiche. Art. 3 
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der Reichsverfaſſung bejtimmt, daß für ganz Deutjchland ein gemeinfames Jndigenat beſtehe 
mit der Wirkung, daß der Angehörige eines jeden Bundesjtaates in jedem andern Bundes- 
ſtaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum feiten Wohnfig, zum Gewerbebetrieb, 
zu öffentlichen Amtern, zur Erwerbung von Grundftüden, zur Erlangung des Staatsbürger- 
rechts und zum Genuß aller fonjtigen bürgerlichen Rechte unter denjelben Boraus- 
jegungen wie der Einheimifche zuzulaffen, auch in betreff der Nechtsverfolgung und des 
Rechtsſchutzes demjelben gleich zu behandeln fei, wie dies die frühere norddeutſche Bundes- 
verfafjung (vom 26. Juli 1867) für das Gebiet ihrer Geltung bereit3 angeordnet hatte. 
Diefe Beitimmung ift aber noch durd eine Reihe von Specialgefeten des nähern aus- 
geführt; jo das Necht der reizügigfeit durch Geſetz vom 1. November 1867, die Gemwerbe- 
freiheit durch die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, der gemeinſame Rechtsſchutz 
durch das Geſetz vom 21. Juni 1569, betreffend die Gewährung der Nechtshülfe, die Re— 
ligionsfreiheit durch das Neichsgefeg vom 3. Juli 1869, während ein Geſetz vom 13. Mai 
1870 die Doppelbejteuerung der Bundesangehörigen in verfchievenen Bundesjtaaten befeitigte. 

Zu den zahlreichen Kontroverfen über das Neichsindigenat mag hier in gebotener Kürze 
das Folgende bemerft werden: 1. daß das Neichsindigenat ebenfowenig mit Reichsbürger— 
recht völlig identisch ift wie Staatsbürgerreht und Staatsangehörigkeit; 2. daß jeder Verſuch, 
den Inhalt der Reichsangehörigkeit und der Staatsangehörigkeit voneinander ſcharf abzu- 
grenzen, von der Undurdhführbarfeit des Unternehmens Zeugnis ablegt, da die gegenfeitigen 
Beziehungen der aus diefem Doppelverhältnis hervorgehenden Nechte und Pflichten ſich aus 
den Konfequenzen des ganzen ſtaatsrechtlichen Stompetenzverhältnifjes — alfo nicht bloß 
der legislatorifchen Zuftändigfeit — des Neiches zu den Einzelftaaten ergeben; 3. dab die 
Aufftellung des Neichsindigenats in den Tagen des noch unausgebauten Reichsrechts genau 
denjelben legislativen Abfichten entiprungen ijt, welche im Syfteme der Einzeljtaatsverfafjungen 
zur Aufitellung der fogenannten jtaatsbürgerlihen Grundrechte geführt haben. Dem Inhalte 
nad) rein negativ mie jene, iſt es doch dazu beſtimmt, zahlreiche Fefjeln des Individuallebens 
aller Reichsangehörigen rechtlich zu beſeitigen. Durch jeine Einjtellung ins deutſche Ber: 
fafjungsredht hat die Staatsgewalt des Neiches eine ausdrüdliche Selbjtbeichränfung ihres 
Willens und des Willens aller Einzeljtaatsgewalten vorgenommen und auf diefem Wege 
der freien Bethätigung der natürlihen Handlungsfähigfeit aller Deutfchen auf deutſchem 
Staatögebiete einen pro futuro vor Civil, Straf» und Verwaltungägerihten gegen alle 
Eingriffe verteidigbaren, aljo rechtlich geichüten weiteren Spielraum gelichert. (Das Nähere 
über die Grundrechte fiehe unten im $ 69.) 

Das Neid konnte unmöglich einheitliches Recht für feine Angehörigen in allen einzelnen 
Staaten mit gründlichft verfchiedener Nechtsentwidlung (man denfe an Baden und Medlenburg !) 
aufitellen, es ficherte daher gejeglich die gleiche Behandlung aller Reichsangehörigen mie 
der Angehörigen des einzelnen Staates. Weil diefer Anjpruch (3. B. vor dem Bundesamt 
für Heimatwefen) richterlich geſchützt iſt, fann die Nechtslage des im Genuffe des Neiche- 
indigenats ftehenden Deutjchen feinesfalls auf eine Stufe gejtellt werden mit der durch die 
Grundſätze der Neciprocität (formeller oder materieller) und der Meiftbegünjtigungsflaufel 
umjchriebenen günjtigften Rechtslage des Fremden, der dod in allen Fällen nur im Gebiete 
ald geduldet und nicht als aufenthaltsberechtiat ailt. 

Da das Neihsindigenat mit dem Prinzip der Freizügigkeit fteht und fällt, fo iſt hier 
noch darauf aufmerffam zu machen, daß der Grundjag der freien Aufenthaltsnahme inner- 
halb des geltenden Rechts einige Durchbrechungen erfahren hat. Zunächſt dadurd, daß 

1. das Reichsgeſetz über den Unterftüßungswohnfis vom 5. Juni 1870 für Bayern 
und Eljaß-Lothringen feine Geltung erlangt hat. 

2. Landesgejeglihe Vorfchriften, nah melden bejtrafte Perſonen Aufenthalts- 
beichränfungen unterworfen werden fünnen, find aufrecht erhalten. (Siehe preußifches Geſetz 
vom 31. Dezember 1842 88 2. 3.) 

3. Perſonen, welde innerhalb der legten zwölf Monate wegen wiederholten Bettelns 
und wegen wiederholter Yandftreicherei bejtraft worden find, kann der Aufenthalt in jedem 
anderen Bundesftaate von der Yandespolizeibehörde unterfagt werden. Die Ermwerbung des 
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Unterftügungswohnfiges jteht der polizeilichen Ausmweifung nur dann entgegen, wenn die be— 
treffende Perfon wegen Hülfsbedürftigfeit der öffentlichen Unterftügung bedarf. 

4. Die Gemeinde ift außerdem zur Ausweifung eines neu Anziehenden befugt, wenn 
jie nachweiſen fann, daß berfelbe nicht hinreichende Kräfte befigt, um ſich und feine Familie 
zu — und ſofern die Pflicht eines anderen Armenverbandes zur Übernahme feſt— 
gejtellt ift 

5. Die NReichögefege vom 4. Juli 1872 betr. den Orden der Geſellſchaft Jeſu ($ 2) 
und vom 4. Mai 1872 betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung der Kirchenämter 
enthalten weitere Befchränfungen der fFreizügigfeit und begründeten das Recht der völligen 
— unter den oben bereits erörterten Vorausſetzungen. 

Beſondere Beſchränkungen des Rechts der freien Aufenthaltsnahme enthält das 
Socialiftengefeg vom 21. Oftober 1878 in S 22. 

7. Wehrpflichtige, welche vor erfüllter aktiver Dienitpflicht zur Dispofition der Truppen- 
teile entlaffen werden, bedürfen der militärifchen Genehmigung zum Wechſel des Aufent- 
haltsorts. Reichsmilitärgefet vom 2. Mai 1874 $ 60 Nr. 3. 

8. In der freien Bewegung innerhalb des Aufenthaltsorts fünnen durch Verfügung der 
Bolizeibehörden nur Perfonen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, nah $ 361 3. 6 des 
Strafgeſetzbuchs und die unter Polizeiaufſicht geſtellten Perfonen bejchränft werben. Den— 
jelben Tann der bleibende Aufenthalt in bejtimmten Stadtteilen, Gebäuden, Wirtfchaften, 
Scauftellungen überhaupt oder für bejtimmte Zeiten, 3. B. bei Nacht, nicht aber der 
vorübergehende Beſuch einzelner Örtlichkeiten verfagt werden ($$ 38. 39 Nr. 1. 361 
Nr. 3—8. 362 des deutichen Strafgeſetzbuchs). — Die Beichränfungen, melden die nad 
88 23—26 des deutichen Strafgeſetzbuchs widerruflich entlaffenen Strafgefangenen unterliegen, 
werden durch die Verfügungen der Juftizverwaltung bejtimmt. 

9. Für die fämtlichen deutſchen Bundesftaaten, mit Ausnahme Bayerns, hat die 
Reichsgeſetzgebung die öffentlichrechtlichen Ehebefchränfungen aufgehoben (Geſetz des Nord— 
deutfchen Bundes vom 4. Mai 1868 über die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen 
der Eheſchließung). Nur für die Militärperfonen des Friedensftandes beiteht nach $ 40 des 
Keihsmilitärgefeges vom 2. Mai 1874 und für die Beamten nad den Landesgejegen 
die Beichränfung, daß diefelben zur Cheichliefung der Genehmigung der vorgejegten Be- 
hörde bedürfen. In Bayern blieben die öffentlichreditlihen Beichränfungen der Ber: 
ehelihung (Gefeg vom 16. April 1868 über Heimat, Berehelihung und Aufenthalt) auch 
nach feinem Eintritt in das Reich aufrechterhalten (Vertrag mit Bayern vom 23. No— 
vember 1870 III S 1).] 


gitteratur: Laband, Neichöftaatsrecht. 2. Aufl. $ 20; Seydel, Kommentar zur Reichs— 
verfaffung S. 40 ff., Bayerifches Staatsrecht 1558 ff.; Schulze, Preußifches Staatsrecht II 355 ff.: 
Arnoldt, Freizügigkeit und Unterftügungswohnfit. Berlin 1872: Yandaraff, Ausführungen zu 
dem Neichö- und Staatsangehörigkeitsgeieg, in Hirths Annalen Bd. IL; Mandrn, Eivilrechtlicher 
Inhalt der Reichsgeſetze. 2. Aufl. S. 52 ff.; Zorn, Reichsftantsredt I 252 ff.; ©. Meyer, Staatös 
recht $ 75 fi.; v. Slottwelt, Was bedeutet das deutsche Heimatsweien? Botadamı 1867; Brüd- 
ner, Über das gemeinfame \ndigenat. Gotha 1867; Kletke, Das Norddeutiche Bundesindigenat. 
Berlin 1871. Bal. ferner zahlreiche einzielende Entfcheidungen des Bundesamts für das Heimats— 
weien Bd. I-XX: des preußiichen Oberverwaltungsgerichtö u. ſ. m. 


8 32. Erwerbung der Reichs- und Staatsangehörigfeit. [Da der 
Eintritt in die deutjche Volksgenoſſenſchaft, alſo der Erwerb der Neichsangehörigfeit, ohne 
thätige Mitwirfung des Neiches erfolgt und nur in Verbindung mit der Staatsangehörigfeit 
in einem Bundesjtant erworben und verloren wird, hat eine einheitliche Regelung dieſer 
Materie nad Art. 4 3. 1 der Neichsverfafjung feitens des Reiches erfolgen müfjen. An 
die Stelle der älteren jtaatsrechtlichen Borfchriften über den Erwerb und Verlujt der Staats- 
angehörigfeit traten die reichsrechtlihen Normen über die Erwerbung und den Verluft der 
Reichs- (Bundes-) und Staatsangehörigfeit des Geſetzes vom 1. Juni 1870. 

I. Wollen wir das Geſetz auf feinen prinzipiellen Gehalt prüfen, fo haben wir die 
nachfolgenden, die Einheit des Nechtsinftitutes ausmachenden begrifflihen Momente zunächſt 
der Erwerbung zu unterfcheiden: 
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1. Die Erwerbungsarten. Was zunächſt die Arten der Erlangung der deutſchen 
Staatsangehörigkeit betrifft, ſo unterſcheiden wir die derivativen von den originären Er— 
werbungsformen. 

A. Derivativ wird die deutſche Staatsangehörigkeit erlangt in folgenden Fällen: 

a. Ture originis oder sanguinis für das eheliche oder uneheliche Kind, wo immer die 
Geburt desfelben auch ftattgefunden haben mag: auf das ehelicdhe Kind überträgt ſich ipso 
iure die Staatdangehörigfeit des Vaters, auf das unehelihe die der Mutter. Bei der 
Beurteilung der Fragen präjubdizieller Natur über die Gültigfeit oder Ungültigfeit der Ehe, 
Rechtzeitigkeit der ehelichen Geburt, Form der Eheſchließung 2c. fommen teils die allgemeinen 
Grundſätze des Givilrehts, teils andere jtaatsrechtlich zwingende Normen zur Anmendung: 
fo vor allem die Vorfchriften des Gefeges über die Beurfundung des Perfonenjtandes und 
die Ehefchliefung vom 6. Februar 1875. Für Bayern außerdem nod das bayerifche 
Heimatögefeg vom 16. April 1868, welches für alle Angehörigen der rechtörheinifchen 
Landesteile die Gültigkeit der Eheſchließung von der Erholung eines Verehelihungszeugnifjes 
der Diftriftsverwaltungsbehörde der Heimat des Ehemanns (Art. 33 und 41) abhängig 
macht ohne Nüdficht darauf, am welchem Orte die Che geſchloſſen worden iſt. (S. hierzu 
das Urteil des Neichsgerihts II. Straffenat] vom 12. April 1886; Regers in Ent- 
icheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden VII 52 ff.) 

b. Durch Yegitimation (per subsequens matrimonium, per reseriptum prineipis), 
welche den geſetzlichen Beitimmungen gemäß erfolgt ift. Derjelben entjpricht innerhalb des 
franzöfiihen Rechtsſyſtems die Anerkennung; die Adoption bewirkt den Erwerb der Staats- 
angehörigfeit nicht ($ 4. 8 13 des Geſetzes vom 1. Juni 1870). 

e. Die Frau eines Deutſchen erlangt durd die Eingehung der Ehe die Reichsangehörig- 
feit in dem Bundesjtaate, dem der Gatte feinem Status nad angehört ($ 5). 

B. Driainär wird die Staatsangehörigfeit erworben: 

a. durch ausdrüdliche Verleihung jeitens eines Bundesjtaates, und zwar iſt diefe Ver- 
leihung felbjt entweder feitens des Bundesſtaates «. eine faf ultative, d. h. ihre Be— 
willigung oder Verweigerung fteht völlig frei im Ermefjen des Staates, deſſen Bürgerrecht 
erlangt werden foll. Diefes Syftem liegt 3. B. in undurchbrochener prinzipieller Geltung dem 
Rechte des Deutjchen Reiches zu Grunde gegenüber Nichtangehörigen des Deutſchen Reiches 
($ 7 des citierten Geſetzes); die Naturalifation des Reichsfremden tft jedoch nur dann gültig, 
wenn den von Reichs wegen aufgejtellten Zulafjungsbedingungen entfprodhen worden if. Mit 
anderen Worten: der Gliedftaat fann unter jenen Vorausfegungen den Fremden aufnehmen, 
ohne es jedoh zu müffen. Oder die Verleihung ift 2. eine für den Einzelftaat obliga= 
toriſche Befriedigung des dem Staatsfremden zuſtehenden reichsrechtlich begründeten Rechts— 
anſpruches. So muß jeder deutſche Bundesſtaat unter den Bedingungen des $ 7 des Ge— 
fees die Staatsangehörigfeit an jeden reichsangehörigen Deutjchen verleihen, welcher den 
gefeglichen Anforderungen des $ 7 entjpricht, und fofern fein Grund vorliegt, welcher nach 
den 88 2—5 des Geſetzes über die Freizügigfeit vom 1. November 1867 die Abweifung 
eines Neuanziehenden oder die Verfagung der Fortſetzung des Aufenthaltes rechtfertigt. Der 
Staat fann aber einem Deutſchen die Aufnahme aud im legten Falle gewähren, nur fteht 
dem Staatsfremden dann kein reichsrechtlich gefhüster Anfprud darauf zu. Als fubjektives 
Hecht kann die Staatsangehörigfeit reflamiert werden von einem Ausländer, welder im 
Reichsdienft angeftellt ift, in dem Bundesftaate, in welchem er feinen erjten dienſtlichen 
MWohnfi hat, ſofern er nicht Schon durch die Amtsübertragung als jtillfchweigend dort na— 
turalifiert gilt (Art. 9 Abſ. 2); ferner von Ausländern, welde im Reichsdienſte angeftellt 
find und ihren dienftlihen MWohnfig im Auslande haben. Im letzteren Falle ift jeder 
Bundesftaat durch das Neichsgefeg vom 20. Dezember 1875 nicht nur ermächtigt, ſondern 
auch verpflichtet, folchen Ausländern auf ihr Verlangen die Naturalifationsurfunde zu ver- 
leihen. Eine Verpflichtung für folde Ausländer zum Eintritt in die deutjche Reichs- und 
Staatsangehörigkeit beſteht jedoch nicht. 

b. Stillſchweigend, alfo ohne Verleihung einer befonderen die Staatsangehörigfeit be- 
treffenden Urkunde fann ſowohl die Aufnahme als die Naturalifation verliehen werden, 

v. Holgenborff, Eneytlopädle. I. 5. Aufl. 69 
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wenn ein Staatsfremder durch eine von der Regierung oder von einer Gentral- oder höheren 
Verwaltungsbehörde eines Bundesftaates vollzogene oder beftätigte Bejtallung in den un- 
mittelbaren oder mittelbaren Staatsdienft oder in den Kirchen-, Schul- oder Kommunaldienft 
aufgenommen wird, jofern nicht ein entgegenftehender Vorbehalt in der Beitallung aus- 
gedrückt ift. 

e. Im Falle des Wiederauflebens der alten Reichsangehörigkeit. Deutſchen, welche 
ihre Staatsangehörigkeit durch zehmjährigen Aufenthalt im Auslande verloren und feine 
andere Staatsangehörigfeit erworben haben, kann die Staatsangehörigfeit in dem früheren 
Heimatsjtaate wieder verliehen werden, auch ohne daß fie fich dort niederlaffen; Deutfche, 
welche ihre Staatsangehörigfeit durch zehmjährigen Aufenthalt im Auslande verloren haben 
und dann in das Gebiet des Deutichen Neiches zurüdfehren, erwerben die Staatdangehörig- 
feit in demjenigen Bundesftaate, in welchem fie fich niedergelafjen haben, durd eine von 
der höheren Verwaltungsbehörde ausgefertigte Aufnahmeurkunde, welche auf Anſuchen ihnen 
erteilt werden muß (S 21 Abi. 4 und 5). 

d. Durch völferrechtlihe Eroberung oder friedensrechtlihen Anſchluß neuer Gebietsteile. 
Gebietsermweiterungen und Gebietsanfhlüffe bewirken nach der jeit Jahrhunderten in ununter- 
brochener Anerkennung jtehenden Staatenpraris ipso iure die Aufnahme der im Gebiet 
domizilierenden oder dahin zuftändigen Perfonen in den rechtlichen Verband des erwerbenden 
Staated. Der obligatorifche Eintritt in die neue Staatsangehörigfeit fann nur wieder auf- 
gehoben werden durch das Rechtsmittel der Option. eitzuhalten ift aber dabei immer, daß 
lediglich die Gebietserwerbung den ipso - iure - Eintritt in die neue Staatsangehörigfeit zur 
Folge habe und daß demgegenüber die Option lediglih den Austritt bewirfe aus der 
zwangsweife auferlegten neuen Staatsangehörigkeit. (Siehe hierzu den deutich - franzöfifchen 
Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 Art. 2.) 

2. Die Bedingungen für die Einbürgerung find nach deutichem Recht weniger 
drüdend als nad dem irgend eines anderen europäiſchen Staatsweſens. Sie betreffen zu- 
nächit ($ 8 des Gefeßes) 

a. die Statusrechte des Anfuchenden nad) den Gefesen der bisherigen Heimat, das 
Ausmaß feiner rechtlihen Handlungsfähigfeit, den Nachweis des zur Handlungsfähigfeit 
erforderlichen Alters bezw. den Nachweis der gejeglichen Legitimation der für Minderjährige, 
Wahnfinnige ꝛc. eintretenden Vormünder und Kuratoren; 

b. die ökonomische Selbjtändigfeit und wirtfchaftliche, mindeſtens bis zur ſicheren Selbit- 
erhaltung und Erhaltung der Angehörigen reichende Leiſtungsfähigkeit (Fähigkeit, Unterkunft 
zu finden, Wohnung zu mieten ꝛc.); 

e. die rechtlich und fittlich tadelfreie Yebensführung ; 

d. den Aufenthalt im Staatögebiete bei Naturalifation von Fremden; eine zeitliche 
Dauer tft für denfelben nicht fixiert; 

e. das ftantsrechtlihe Verhältnis des Einzubürgernden zu feinem bisherigen Heimats- 
jtaate. Das deutſche Recht macht die völlige Yoslöfung vom alten Staatsverbande nicht 
zur Bedingung für den Eintritt in den deutſchen Staatsverband. Es ftellt zwar felbjt 
Entlafjungsurtunden aus (J 14 des Gejetes) für auswandernde Deutſche, es fordert aber 
die Vorlage der heimatlichen Entlafjung rejpektive den Nachweis der erfüllten Mehrpflicht 
nur von Angehörigen folder Staaten, mit welchen es Deferteurfartelle abgeſchloſſen hat. — 
Das feit längerer Zeit zwiichen Ofterreih und Preußen fowie einigen anderen deutſchen 
Staaten bejtehende Übereintommen, nad) weldem die beiderjeitigen Behörden die Erteilung 
der Naturalifationsurfunde an einen Angehörigen des anderen Staates von dem Nachweise 
der Entlafjung des Aufzunehmenden aus feinem bisherigen Unterthanenverhältniffe abhängig 
zu machen hatten, wurde auf alle Bundesjtaaten des Deutfchen Reiches ausgedehnt. 

f. Der Erwerb der Staatsangehörigfeit bedingt ferner in den ‚Fällen der ausdrüdlichen 
Verleihung, welche als ein durd privates Anfuchen provozierter, einfeitig freier ftaatlicher 
Verwaltungsakt anzufehen ift, die fchriftlihe Ausfertigung der Verleihungsurfunde feitens 
der gejetlich berufenen Verwaltungsbehörde und deren Aushändigung an den neuen Staats- 
bürger (J 10). 

Nah S 155 des preußifchen Geſetzes betreffend die Zuftändigfeit der Vermwaltungs- 
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behörden und der BVerwaltungsgerichtöbehörden vom 1. Auguft 1883 jteht diefe Befugnis 
in Preußen dem Regierungspräfidenten, in Berlin dem Polizeipräfidenten zu. Gegen den 
Beicheid diefer Behörden, durd welchen Angehörigen eines anderen beutfchen Bundes- 
ftaates oder einem früheren Neichsangehörigen die Erteilung der Aufnahmeurfunde oder 
einem preußifchen Staatsangehörigen die Erteilung der Entlafjungsurfunde in Friedens— 
zeiten verfagt worden it, findet binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsitreitver- 
fahren bei dem Obervermwaltungsgerichte ftatt. 

3. Der Rechtseffekt der Einbürgerung. Nach $ 10 des Geſetzes begründet die 
Naturalifationsurfunde beziehungsmweife die Aufnahmeurfunde mit dem Zeitpunfte der Aus- 
händigung alle mit der Staatsangehörigfeit verbundenen Rechte und Pflichten. — Someit 
der Genuß politifcher Nechte für die Staatsangehörigen jelbjt an weitere Bedingungen (mie 
Alter, Domizil, Steuerleiftung 2.) gebunden tft, ift derjelbe natürlich auch den Neuaufge- 
nommenen nur unter denjelben Bedingungen zugänglid. (Siehe 3. B. $ 4 des norbdeutjchen 
Bundesmwahlgejepes vom 31. Mai 1869 und 3 8 der preußifchen Verordnung über die 
Ausführung der Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer vom 30. Mai 1849.)] 


833. 11. Der Berluft der Reichs- und Staatsangehörigfeit wird 
aufs engſte von dem Syſtem der reihsrechtlihen Vorfchriften über die Auswanderung be- 
ftimmt. [Wie die neueren Staaten alle, jo erfennt auch das Deutſche Reich den Grundfaß, 
daß jedem Staatsangehörigen, wenn nicht bejondere ftaatsrechtliche Hindernifje entgegen 
ftehen, unverwehrt fei, auszumwandern, faſt durchgängig ausdrüdlih in feinem öffentlichen 
Neht an. Diefe Freigebung der Auswanderung, durch welche der Staat feinen Anfprüchen 
auf die ferneren Yeiftungen eines Unterthanen entfagt, jchließt jedoch nit das Recht aus, 
von denen, die ihren Entfchluß auszumandern erkennen lajjen, die Erfüllung ihrer bis zu 
diefem Augenblid beftehenden oder neu entjtehenden Unterthanenpflichten zu fordern. 

Sehen wir zunädjt von diefem Punkte ab, jo erfennen wir daß die Auswanderung an 
fih eine rein faftifche Unterbrechung des normalen jtaatlichen Berbandverhältnifjes, aber inner: 
halb des internationalen Verfehrs nicht die Rechtsurſache ift, melde das Aufhören des 
jtaatsbürgerlihen Nerus bewirft. Die Auswanderung erhält ihren fpecififchen rechtlichen 
Charakter für den internationalen Verkehr erſt dur die ftaatlihen Normen über den 
Verluft der Staatsangehörigfeit d. i. die Ausbürgerung. Sowie Einwanderung 
nicht mit der Einbürgerung identiſch ift, ebenfowenig fallen Auswanderung und Aus— 
bürgerung notwendig zufammen. 

In diefem Sinne verjtehen wir unter Ausbürgerung (Verluft der Staatsange 
hörigfeit) die rechtliche, nicht bloß faktifche Loslöfung des Individuums aus dem Verbande 
des Staates, welchem es bisher mit feiner ganzen rechtlichen Perfönlichfeit angehört hat. 

Solde Fälle der Loslöfung erkennt das deutihe Recht an: 

1. bei Xegitimation des unehelihen Kindes einer Deutfchen feitens eines Nichtdeutfchen 
($ 13 Nr. 4). Hier tritt Verluft der Reichs- und Staatsangehörigkeit ein; nur Verluft 
der Staatsangehörigfeit dann, wenn Vater und Mutter Neichsangehörige, aber verjchiedener 
Staatsangehörigfeit find; 

2. bei Berheiratung einer Deutfchen mit einem Angehörigen eines anderen Bunbes- 
ftaates oder mit einem Ausländer ($ 13 Nr. 5); 

3. bei ausdrüdlicher Entlafjung auf Anſuchen, welche die Itaatsrechtliche Gegen- 
figur zur Verleihung bildet. Auch hier macht ſich der das deutſche Staatenleben beherrfchende 
Dualismus fühlbar, indem nah $ 15 genau zu unterſcheiden ift a. die obligatorifche Ent- 
lafjung zum Zwecke der Überwanderung aus einem deutfchen Bundesftaate in einen anderen ; 
auf diefe hat jeder Deutfche Anfprud (Hompetenzverhältniffe wie oben bei der Verleihung), 
der nachweiſt, daß er in einem anderen Bundesftaate die Staatsangehörigfeit erworben hat; 
b. die fafultative Entlaffung zum Zwecke der Auswanderung. 

Die Entlaffung aus dem Staatsverbande eines deutſchen Bundesftaates darf Wehr- 
pflichtigen, welche fi in dem Alter vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 25. Lebens— 
jahre befinden, nicht erteilt werben, bevor fie ein Zeugnis der Erjagfommiffion darüber 
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beigebracht haben, daß fie die Entlaffung nicht bloß in der Abficht nachſuchen, um ſich der 
Dienftpflicht im ftehenden Heere oder in der. Flotte zu entziehen. Da die Entlafjung des 
Angehörigen eines deutſchen Staates aus dem Staatsverbande zugleih auh auf die noch 
unter väterlicher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder ſich eritredt, fofern nicht bei der 
Entlafjung eine Ausnahme gemacht wird, jo iſt in dem Falle, daß der Auswanderer minder- 
jährige Söhne hat, welche das 17. Lebensjahr zurüdgelegt haben, in der Entlaffungsurfunde 
ein Vorbehalt hinfichtlich diefer Söhne zu machen, wenn nicht für biefelben das erforderliche 
Zeugnis der Erfagfommiffion beigebracht wird. In Ariegszeiten Tann durch Kaiferlihe Ver— 
ordnung auf Grund des $ 17 des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 1870 die Erteilung der 
Auswanderungserlaubnis an Wehrpflichtige ganz unterfagt werden. 

Von den familienrechtlihen Wandlungen des Staatsbürgerverhältniffes (Che, Legiti— 
mation) abaefehen, muß der Verzicht auf die Staatsangehörigfeit notwendig aud die phyfifche 
Löfung des Verbandverhältniffes zur Folge haben, oder es lebt gegebenen Falls der alte 
politiiche Nerus mit feinen Rechtsfolgen wieder auf. Die Auswanderung muß der Ent- 
lafjung vorangegangen fein oder muß ihr folgen, um ihr Effeft zu verleihen, denn fie ift 
die logisch notwendige Konjequenz des Verzichtes auf die Staatsangehörigfeit. Nach 
deutſchem Reichsrecht ($ 18) bewirkt die Aushändigung der Entlaffungsurfunde den Berluft 
der Staatsangehörigfeit, allein diefe Aushändigung hat jenen Erfolg nur dann, wenn der 
Entlafjene binnen fehs Monaten feinen Wohnfig außerhalb des Bundesgebietes verlegt. 
Die Entlaffungsurfunde wird alſo nur mit der Nefolutivbedingung erteilt, daß binnen der 
angegebenen Friſt der Ernft der Erpatriierungsabficht (animus) durch die thatfächliche Aus- 
wanderung bethätigt werde und zu der Abficht auch der wirkliche Erfolg hinzugetreten jei. 
Das deutſche Neichsrecht wollte dadurd den fingierten Auswanderungen vorbeugen, welche 
lediglich zum Ziele haben, den Betreffenden den Verpflichtungen gegen das bisherige Vater- 
land zu entziehen. 

4. Die Reichs- und Staatsangehörigfeit geht unter durch zehnjährigen ununterbrocdenen 
Aufenthalt eines Deutſchen im Auslande. Cinfache Reifen nad Deutichland unterbrechen 
den non-usus nicht; wohl aber jeder vom Abweſenden provozierte verwaltungsrechtliche Aft, 
welcher Zeugnis ablegen kann von feiner dauernden Abficht, im jtaatsbürgerlihen Verband— 
verhältnis zu verbleiben, alſo: Führung eines gültigen Neifepapiers (Pak, Heimatjchein) und 
defien Verlängerung nad) Ablauf der vorjchriftsmäßigen Frift, Eintragung in die Matrifel 
eines Bundesfonfulats u. ſ. w. 

Über das Wiederaufleben der Reichs- und Staatsangehörigfeit und über die reiche- 
rechtlich gebotenen Mittel zur restitutio in integrum gegen die Folgen der mehr als zchn- 
jährigen Abweſenheit ſ. oben $ 28. 

Zur Verminderung der Nachteile, welche aus der Kollifion der Reihsangehörigfeit und 
der Angehörigkeit zu einem auferdeutihen Staate erwachſen fünnen, ift die Keichsregierung 
ermächtigt, die Friſt für den Verluft der deutfchen Reichsangehörigleit durch non-usus auf 
5 Jahre herabzuſetzen. Nach dem „Bancroftvertrage“ des Norddeutichen Bundes mit 
den Vereinigten Staaten von Amerila vom 22, Februar 1868 find ähnliche Verträge 
zwiſchen diefen und den füddeutichen Staaten abaeichloffen worden. 

5. Eine ſtrafweiſe Entziehung durch Beſchluß der Gentralbehörde des Heimatsjtaates 
tritt ein bei erfolglofen Revofatorien (3 20 des Gefetes, Fall des fogenannten „Kriegslandes- 
verrats”) und Avofatorien (S 22 des Geſetzes, Fall des jogenannten „diplomatijchen Yandes- 
verrats“) und nah dem Ausnahmegejeg vom 4. Mai 1874 betreffend die Berhinderung 
der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern. Dasjelbe enthält im $ 4 die der einheitlichen 
Ordnung des Rechts der Reichs- und Staatsangehöriateit angemefjene Beftimmung, daß 
Perjonen, welche nad) den Vorſchriften diefes Gefehes ihrer Staatsangehörigfeit in einem 
Bundesitaate verluftig erklärt worden find, diefelbe auch in jedem anderen Bundesjtaate ver: 
lieren und ohne Genehmigung des® Bundesrats in feinem Bundesftaate die Staats: 
angehörigfeit von neuem erwerben fünnen. 

Aus der eigentümlichen jtaatsrehtlichen Lage der Reichslande Elſaß-Lothringen fließt 
die notwendige Folge, daß es feine elfaß-lothringiiche Staatsangehörigfeit giebt: jene rechts— 
gefchichtlihen Momente, welche das ftaatliche Leben auf allen anderen Punkten des Reiches 
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jo intenfiv beeinflußten, fehlten hier beim Anjchluß an das Reich völlig, und es lag aud 
feine Veranlafjung vor, für fünftlihe Herſtellung derſelben thätig zu fein. Wenn gleid)- 
wohl das Reichägejeg vom 1. Juni 1870 auch in den Neichslanden eingeführt worden iſt, jo 
hatte (nah Zaband a. a. O. ©.721) dies nur die folge, daß diefelben Thatjachen, welche 
in den Bundes jtaaten den Erwerb oder Verlujt der Reichs- und Staatsangehörigfeit be- 
gründen, in Elfaß- Lothringen nur den Erwerb oder Verluft der Reichsangehörigfeit nach fich 
ziehen. Die nächſte Folge iſt aber auch die, daß die Rechtswirkungen des Reihsindigenats hier 
beim Mahlrecht zu lofalen und fommunalen Vertretungstörpern ꝛc. in umfafjenderer Weife zur 
Geltung fommen als in irgend einem anderen jtaatlich geſchloſſenen Gebiete des Deutſches Reiches. ] 

Yitteratur: Siehe oben zu $ 29. Ferner: W. Cahn, Das Reichsgeſetz über die Ermerbung 
und den Berluft der Neichd- und Stantsangehörigkeit. Berlin 1889; v. Sarwey, Das öffentliche 
Recht und die Verwaltungsrehtöpflege S S. 456 ff. v. Seyfried, Das —— über die Beur— 


tundung des Perſonenſtandes; Yeoni in Marquardſens Handbuch II 1: Stoerf, Option und 
Blebiscit. 1879. 


8 34. ad 3. Die Nedhtslage der Fremden innerhalb des Neids- 
gebietes. — [Den dritten Mifhungsbeitandteil der Reichsbewohnerſchaft machen jene Per— 
fonen aus, welche weder das Neichsindigenat noch auch die Staatsangehörigfeit in einem 
Deutſchen Bundesjtaate zu Recht bejigen. Faſſen wir hier deren Nechtöverhältnifje ins 
Auge, jo gewahren wir, daß dieje nur räumlich und zeitlich bedingt dem diesfeitigen Staats- 
willen in jeder Form feiner rechtmäßigen Kundgebung unterworfen find. hr Verhältnis 
zum deutjchen Staat ijt ein jederzeit bedingungslos und einfeitig lösbares: der Staat hat 
fein Anrecht auf ihre phyfiiche Verfon, wie fie fein Anrecht auf Lebensführung in und 
mit dem deutichen Staate haben. Ahr Eintritt in die räumliche Sphäre des Reiches be- 
wirkt den Eintritt in die innerhalb desjelben geltende zwingende Rechtsordnung ; fie befinden 
fih aljo in einem lediglich durch den Aufenthalt im Territorium und für die Zeit dieſes 
Aufenthaltes bedingten territorialen Zubjektionsverhältnis. 

Von der Autonomie der örtliden Staatsgewalt hängt es ab, die Bedingungen zu be 
zeichnen, unter welchen Fremden (Nichtreichsangehörigen) der Eintritt ins Staatögebiet ge- 
ftattet iſt. Sie betreffen ſowohl materiellrechtlihe VBorausfegungen: Selbitändigfeit im 
rechtlichen und wietjcpaftlichen Sinne, Unbefcoltenheit 2c. als auch formelle Zeiftungen: 
Vorlegung von Zegitimationspapieren, Päſſen, Geſundheitsatteſten x. Regelmäßig ſteht den 
Fremden volle, zumeiſt auch in internationalen Verträgen garantierte Freiheit der Bewegung 
und des Aufenthaltes zu; der neuerdings an der deutſch-franzöſiſchen Grenze wiedereingeführten 
Paßpflicht unterliegen Einheimifche wie Fremde in gleicher Weife (Bundesgefeg vom 12. Dt: 
tober 1867) ebenfo wie den normalen Einrichtungen örtlicher Natur zur Durchführung der 
polizeilichen An- und Abmeldungen (preußifches Gefeß vom 31. Dezember 1842). 

Mas die Nechtslage der Fremden nad geltendem deutjchen Necht im einzelnen betrifft, 
fo ift für diefelbe das Maß des Prinzipiellen noch nicht aefunden. Innerhalb der haupt- 
ſächlichſten Nechtsgebiete mweilt die Ausgeftaltung des Fremdenrechts verfchiedene Entwidlungen 
auf; im ganzen muß die Nechtslage der Fremden innerhalb der deutfchen Staaten als eine 
äußerjt günitige, den berechtigten Anforderungen des hochentwidelten Verkehrsrechts ent- 
jprechende bezeichnet werben. 

Der Rechtslage des eigenen Staatsangehörigen völlig gleich ift die des Ausländers in 
Bezug auf die Strafrechtöpflege. In Straffachen wird der fremde wegen der innerhalb 
des Staatsgebietes begangenen Handlungen (S 4 des Strafgeſetzbuchs) genau nach den Grund- 
fäsen des territorialen Strafgejeges beurteilt, das Verfahren gegen ihn genau ebenfo wie 
gegen den Deutjchen nad den Vorfchriften des Strafprozeßrechts geführt. 

Das Gegenbild zu diefer vollftändigen Gleichjtellung bietet das Rechtsgebiet des Ver: 
faffungsredts, welches ebenjo übereinjtimmend überall den vollfommenen Ausſchluß aller 
Fremden vom Genuſſe der jtaatsbürgerlichen politifchen Rechte in Reich, Staat und Gemeinde enthält. 

In den Rechtsgebieten des Brivatrehts und des Civilverfahrens bringen fo- 
wohl Yandes- ala insbefondere Neichsgefehe teils das Prinzip der Gleichitellung der In— 
und Ausländer zur Anerkennung: jo die Konfursordnung $ 4, indem jie in- und aus- 
ländifche Konkursgläubiger aleichitellt, die Civilprozeßordnung, indem fie in den SS 12 ff. 
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den Gerichtöftand, in den SS 50 ff. die Prozeßfähigkeit im Prinzip und die Vertretung 
ohne Rüdfiht auf die Staatsangehörigkeit regelt, u. f. w.; teils dringen aud rechtliche 
Unterfchiede auf dauernde Geltung, fo im Neichsgefege vom 4. Mat 1868 $ 4 und vom 
6. Februar 1875 $ 38 bezüglih ver Berehelihungsbefugnis, Gerichtöfojtengefeg vom 
18. uni 1878 $ 85 in betreff des Gebührenvorſchuſſes. An anderen Punkten des Rechts— 
ſyſtems iſt Die unterfchiebälofe Anwendbarkeit des gemeinen Rechts von dem Borhandenjein 
materieller Reciprocität abhängig gemacht, fo z. B. in der frage der Koftenfaution nad 
8 102, des Armenrechts nad S 106, des Vollftredungsurteils nah $ 661 der Civilprozeß- 
ordnung. 

Das Nähere hierüber fällt teils in das Gebiet des internationalen Privatrechts teils 
in den Rahmen einer dogmatiſchen Verwertung des zur Zeit reich angehäuften Quellen— 
material® über Freundicafts:, Handels, Schiffahrts-, Nechtshülfeverträge u. ſ. w. 

Für die Nechtsftellung des Fremden innerhalb des Nechtögebietes der ftaatlihen Ver— 
waltung im Neid und in den Einzeljtaaten fann nur als feftitehend angenommen werben, 
daß, foweit die Territorialgewalt für die Zwecke der inneren Wohlfahrtspflege, Kultur-, 
Sicherheits und Gefundheitspolizei, Bevölkerungstontrolle (Standesregifter), Armenpflege 2c. 
den eigenen Staatsangehörigen gewiſſe Leiftungen und Unterlafjungen zur Pflicht macht, 
diefe ipso iure aud den im Staatögebiete befindlichen Fremden zur Yajt fallen, daß ſich 
dieje daher den jtaatliden Normen zwingender Natur gegenüber nicht im Widerſpruch zum 
Landesgefeg auf Perfonalftatuten berufen fönnen. Dagegen fommen aud dem fremden 
die Vorteile diefer jtaatlihen Verwaltungszweige im vollen Umfange zu jtatten. Siehe 
3. B. über die obligatorifche öffentliche Unterſtützung hülfsbedürftiger Ausländer S 60 des 
deutfchen Reichsgefeges vom 6. Juni 1870. 

Das Nechtsverhältnis zwifchen dem fremden und der deutichen ZStaatögewalt endet, 
fobald die dasjelbe begründenden Urſachen: das Verweilen des Fremden in der räumlichen 
Machtſphäre des Staates oder der auf die Fortdauer jenes Verhältnifjes gerichtete Duldungs- 
wille des Staates wegfällt; in beiden Fällen endet jene bisherige Rechtsbeziehung durch 
Entfernung. Diefelbe iſt eine freiwillige oder eine zwangsweise, leßtere jelbit iſt wieder 
entweder Auslieferung oder Ausmweifung. 

Mannigfahen lautgewordenen Zweifeln gegenüber muß in Anfehung der Zuläffigfeit 
der Ausweifung betont werden, daß diefelbe auf genau demfelben prinzipiellen Untergrunde 
ruht wie das Recht der Abmweifung. Sowie fein Fremder einen Anſpruch darauf hat, 
ins Gebiet eingelaffen zu werden, ebenfo hat aud) fein Fremder ein Recht darauf, daf 
ihm die Regierung eines deutſchen Staates den dauernden Aufenthalt in demjelben geftatte. 
Die Verweigerung mag nad allen Beziehungen hin den Charakter der Strenge, der Unbillig: 
feit an ſich tragen, fie kann in feinem ‚alle formell unrecht genannt werden. 

Was ferner den rechtlichen Inhalt und Umfang des Ausweifungsbefehls betrifft — der 
von der höheren Zandespolizeibehörde des deutfchen Cinzeljtaates erlaffen, für den Umfang 
des betreffenden Gliedftaates, von der Neichsgewalt ausgehend, für das ganze Neichögebiet 
wirkſam ift —, fo enthält derfelbe ein Gebietsverbot, das ſich nur auf die Perfon des 
bezeichneten Fremden und nicht notwendig auch auf deſſen Familienglieder erjtredt. 

Wenn die Ausweifung infolge eines richterlihen Urteils, welches auf die Zuläſſigkeit 
der Polizeiaufficht erfannt hat (Strafgeſetzbuch SS 38. 39, ferner SS 284. 362, Jeſuiten— 
geſetz S 2, Erpatriterungsgejeß vom +4. Mai 1874 8 1), eintritt (Straffolge bei 
—— eines Ausländers), erfolgt die Verfügung derſelben durch Anordnung der 
höheren Verwaltungsbehörden; als Netorfionsmaßregel und Repreſſalie immer nur vom In— 
haber der oberjten Reichsgewalt. Feitzuhalten ift aber dabei immer, daß die Ausmeifung 
an fih — mögen die mit ihrer Verhängung notwendig verbundenen Störungen und Schä— 
digungen noch fo empfindlich jein — feinen Strafcharalter trägt, fie bildet feine „Vorſtrafe“, 
weil der Aufenthalt im Staatsgebiete für den Fremden bis dahin fein Delitt,. alfo au 
nicht ftrafbar war, er wird es erjt nad) erfolgtem Gebietsverbot (Neverfion, $ 361 des 
deutichen Reichäftrafgefehbuchs). 

Das Rechtsſyſtem des Deutjchen Reichs fennt feinen Aufenthaltsihus zu Gunſten des 
Fremden wie einige fleinere europäische Staaten (Belgien, Däncmarf), dagegen ift hier 
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das Einbürgerungsverfahren überaus erleichtert und völlig gebührenfrei. Daß auch der vom 
Fremden etwa geleiftete Militärdienjt diefes Benefizium nicht gewährt, ijt durchaus natürlich) 
und in der Militärgefeßgebung der deutfchen Staaten begründet. Der freiwillige Eintritt 
in das Heer ijt zudem nur bedingt geftattet, dagegen fünnen folhe Perfonen, welche die 
deutiche Staatsangehörigkeit nicht bejigen, aber auch feinem anderen Staatöverbande an- 
gehören und im Reichsgebiete domiziliert find (Heimatlofe), nad $ 11 des Neichsmilitär- 
gejeges vom 2. Mai 1874 zum Militärdienst herangezogen werden. 

Von dem im deutſchen Staatsrecht allgemein anerfannten Grundfage der abfoluten 
rechtlichen Herrfchaftsbefugnis des Staates in feinem Territorium giebt es gleichwohl eine 
Reihe wichtiger Ausnahmen, welche aud an diefer Stelle befonders hervorgehoben werden 
müfjen. Es find dies die zu Gunjten einzelner amtlich charakterifierter Perfonen bejtehenden 
geſetzes- gewohnheits- oder vertragsrechtlihen Durchbrechungen des allgemein gültigen Prin— 
zips ber Territorialhoheit des Aufenthaltsſtaates. Wir bezeichnen die im fremden Staats— 
gebiete den wejentlichen Hußerungen der Staatögewalt nicht unterftehenden Perſonen als 
erterritorial, ihren Rechtözuftand mit dem jene Ausnahmen zufammenfaffenden Ausdrude 
der Erterritorialität. Von dem jtörenden Beimerf der mit der Bezeichnung traditionell 
verbundenen Fiktion losgelöft, liegt in der Erterritorialität injofern ein ftaatörechtliches Aus: 
nahmeverhältnis vor, als die zu ihrem Genuffe berechtigte Perſon bei ihrem Cintritt in 
den Staat nicht auch zugleich den Eintritt in die volle jtaatlihe Rechtsordnung vorninmt. 
Der Nechtseffeft diefer Ausnahme zeigt fih in allen Gebieten des ſtaatlichen Rechtslebens, 
im Strafrecht, Civilrecht, Prozeßrecht, Finanz, Militärrecht ꝛc. 

Die Exemption von der Staatsgewalt bedarf als weitgehendes Privilegium zu ihrer 
juriftiihen Begründung eines befonderen Nechtstitel3, der nur in der ausdrüdlichen oder 
jtillfhweigenden Bewilligung der Territorialgewalt gefunden werden fann. Dieſelbe 
fann ihrer Natur nach ebenſowohl fpeciell wie generell fein, wenn nur der Endeffelt des 
ganzen Ausnahmsverhältnifjes darin gipfelt, daß jede direkte oder indirefte Einwirkung der 
ftaatlihen Gewalt auf die Perſon des Erterritorialen rechtlich verhindert wird. Das 
Nähere hierüber fällt in den Nahmen der völferrechtlihen Prüfung des hier einzielenden 
Fragenkreiſes. 

Dieſe jurisdiktionelle Exemtion erfaßt zweifellos ſowohl die Oberhäupter fremder Staaten 
als auch die mit der Vertretung. fremder Staaten betrauten diplomatifchen Funktionäre. 

Das Gerichtsverfaffungsgefeg vom 27. Januar 1877 hat in dem die Gerichtöbarfeit 
betreffenden zweiten Titel die völkerrechtlichen Grundſätze über die Erterritorialität unberührt 
gelaſſen. Diefe Abficht ift jedoch in dem Gefege nicht erfchöpfend zum Ausdrud gelangt. 
Dasjelbe hat nämlich den in der völferrechtlichen Praxis unbeftritten anerfannten Rechtsſatz, 
wonach die Ausübung der inländischen Gerichtsbarkeit gegen den ausländifhen Staat jelbit 
und deſſen Oberhaupt ausgefchlofjen ift, nicht befonders ausgefprochen, vielmehr unter jtill- 
ſchweigender Borausfegung diejes Grundfaes ſich damit begnügt, lediglich die auf demfelben 
beruhende Vorſchrift des internationalen Rechtes zu beftätigen, wonach die Chefs und Mit- 
glieder der bei dem Deutſchen Reich beglaubigten Miffionen, fowie die Familienglieder der 
erjteren, das Gefchäftsperfjonal und die ausländifchen Bedienſteten der Gerichtsbarfeit der 
deutſchen Gerichte entzogen find. Indem das Geſetz ſich auf die ausdrüdliche Hervorhebung 
der lehteren Vorfchrift beichräntte, war die Möglichkeit gegeben, diefe Vorfchrift dahin aus- 
zulegen, daß die darin berüdfichtigte Ausnahme die einzige durch völferrechtliche Grundſätze 
gebotene fei. In der That haben Gerichte mehrerer Bundesftaaten in einer Reihe von 
Fällen den Rechtsweg gegen nicht zum Deutjchen Reich gehörige Staaten für jtatthaft er- 
achtet, und es find unter anderem Arrejtbefehle gegen ſolche Staaten erlafjen worden. Vor- 
gänge diefer Art, durch welche in die Souveränitätsrechte fremder Mächte eingegriffen wird, 
erſchienen aber geeignet, die freundlichen Beziehungen des Deutfchen Reichs zu denfelben zu 
gefährden, und e8 war daher geboten, einer Wiederholung folher Fälle in wirkfamer Weife 
entgegenzutreten. Dieſem Bebürfnifje follte ein Gefegentwurf Rechnung tragen, welcher 1885 
den gejeßgebenden Körpern des Deutjchen Reiches vorgelegen hatte und welcher beantragte: 

Artifel I. Hinter den $ 17 des Gerichtöverfaffungsgefeges vom 27. Januar 

1877 wird der folgende neue $ 17a eingeftellt: $ 17a. Die Ausübung der inländifchen 
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Gerichtsbarkeit gegen einen nicht zum Deutjchen Reich gehörigen Staat fowie gegen das 
Oberhaupt eines ſolchen Staates ift ausgefchloffen. Auf Familienmitgliever des 
Staatsoberhauptes findet die vorftehende Beftimmung folange Anwendung, als fie fich in 

Begleitung desfelben im Deutfchen Reich aufhalten. Das Gleihe gilt von den zum 

Gefolge des Staatsoberhauptes gehörigen Perfonen und von ſolchen Bedieniteten desfelben, 

welche nicht Deutfche find. 

Wenngleih nun dieſer Vorjchlag Preußens definitive Annahme aller geſetzgebenden 
Faktoren des Reiches nicht erlangt hat, jo ericheint es doch zweifellos, daß innerhalb des 
deutichen Neichsrehts die Beltimmungen des Gerichtsverfaflungsgefeges in den Baragraphen: 

$ 18. Die inländifche Gerichtsbarkeit erjtredt fich nicht auf die Chefs und Mit- 
aliever der bei dem Deutfchen Reihe beglaubigten Miffionen. Die Chef3 und Mit— 
aliever der bei einem Bundesjtaate beglaubigten Miffionen find der Gerichtsbarfeit 
diejes Staates nicht unterworfen. Dasjelbe gilt von den Mitgliedern des Bundesrates, 
welche nicht von demjenigen Staate abgeordnet find, in deſſen Gebiete der Bundesrat 
feinen Sig hat. 
$ 19. Auf die Familiengliever, das Gefchäftsperfonal der im $ 18 erwähnten 
Berfonen und ſolche Bedienſtete derjelben, welche nicht Deutiche find, finden die vor- 
jtehenden Beitimmungen Anwendung. 
$ 20. Durd die Beftimmungen ver SS 18. 19 werden die Vorfchriften über 
den ausfchliehlihen dinglichen Gerichtsftand in bürgerliden Rechtsftreitigfeiten nicht 
berührt; — 
diejenige Grenze bezeichnen, unter welde jedenfalls nicht gegangen werden kann bei Cha- 
rafterifierung der den fremden Souveränen im Deutjchen Neiche geficherten Rechtslage. 
Ebenjo feſt jteht, daß die Erterritorialität ihre Wirkung verliert bezw. daß diefelbe von 
vornherein nicht in Erfcheinung tritt bei Nechtsjtreitigfeiten über Immobilien oder aus Anlaf 
des Befites von folhen im Sinne des S 25 der deutichen Reichscivilprozeßordnung: 
„Für Klagen, durch welche das Eigentum, eine dingliche Belaftung oder die freiheit von 
einer ſolchen geltend gemacht wird, für Grenzicheidungs-, Teilungs- und Befisflagen it, 
jofern es ſich um unbewegliche Sachen handelt, das Gericht ausschließlich zuftändig, in deſſen 
Bezirk die Sache belegen ift. 

In betreff des Gerichtsftandes der Deutjchen, welche das Recht der Erterritorialität 
genießen, ſiehe auch noch $ 16 der Givilprozekordnung. ] 

Litteratur: v. Bar, nternationales Privatrecht IL 621 ji.: Stoerf in v. Holgendorfis 
Dandbucd des Völferrehts 11 584671 (14. Stüd: „Staatsunterthanen und Fremde“); Zorn, 
„Ausland und Ausländer“, in v. Stengels Wörterbuch des deutſchen Verwaltungsrechts; v. Sten— 
gel ebendaſelbſt s. v. „Niederlaſſung““ Stobbe, Handbuch des deutſchen Privatrechts I 257 ff.; 

ſſer-Cohn, Das internationale Privatrecht S. 20 ff.; Bulmerineq, Völkerrecht S. 253 ff.; Bier— 
ling, Zur Kritik der juriſtiſchen Grundbegriffe. Bd. I. 1. Bud; Mandry, Der eivilrechtliche Inhalt 
der Reichsgeſetze. 3. Aufl. 534;3 Zorn, Staatsrecht des Deutſchen Reiches I 260 ff.; v. Holtzendorff, 
„Ausweiſung“ im Rechtslerikon. 
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8 35. Die Rechtsſtellung des Staatsoberhauptes. Schrankenloſe Gewalt 
des Staatsoberhauptes iſt dem Charakter der deutſchen Staatsrechtsentwicklung zuwider. In 
ſeiner Entſtehung durch Wahl aus dem Volke hervorgegangen, ſchuf das deutſche Kaiſertum 
im Mittelalter durch Belehnung die Grundlage des in verſchiedenen Richtungen abhängigen 
Herrſchaftsrechts ſeiner Vaſallen. Die Entwicklung der Landeshoheit bewirkte eine Ver— 
ſchiebung des Rechtszuſtandes in der Weiſe, daß die Fürſten zu alleinberechtigten Landes— 
herren wurden und den Vollbeſitz der Staatsgewalt in ihrer Hand vereinigten, dabei ver— 
blieben ſie aber doch nach einer Seite rechtlich dem Kaiſer und Reich verantwortlich. Die 
Entwicklung des ſtändiſchen Syſtems änderte dieſe Rechtslage nur inſofern, als es der der 
romaniſchen Staatsauffaſſung entſprungenen Vorſtellung von der perſönlichen Herrſchafts— 
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gewalt den germanischen Gedanken der Gemeſſenheit aller Leiftungen an den Staat zur 
Seite gab. In diefem Sinne waren auch die mädtigjten Yandesfürjten ihrerfeits wiederum 
durch landitändifche Körperfchaften eingefchräntt, bis mit dem Untergange und dem Verfall 
ftändifcher Nechte ſich eine potenziell fchrantenlofe Gewalt feit dem XVII. Jahrhundert 
mehr und mehr trog der rechtlichen, fortbeitehenden Abhängigkeit der Reichsſtände von Kaifer 
und Neich ausbildet. Aber auch im diefer Epoche verblieb der deutichen Monardie das 
ihrem Weſen ureigene Prinzip der rechtlich beitimmten Gewaltsübung innerhalb der durch 
Geſetz und Herfommen (in Rechtſprechung, Gerichts: und Gemeindeorganifation), durch Auto- 
nomie, „habende” (mohlerworbene) Rechte 2c. geſchaffenen Grenzen. Aus diefen Gründen 
waren daher auch jene monarchiſchen Staaten Deutſchlands, welche jtändifche Vertretungen 
nicht mehr und fonjtitutionelle noch nicht bejahen,, dennoch faktiſch bejchränfte. Die am 
Anfang des XIX. Jahrhunderts aufgerichteten Verfafjungsurfunden haben daher nicht erjt die 
Ichranfenloje Monarchie aufgehoben, fondern bloß mehrfache dem ältern Nechtsleben bereits 
eigentümliche Schranfen genau feitgeftellt und bezeichnet oder Richtungen des bisher un- 
fontrollierten jtaatlihen Waltens vorgejchrittenen Bedürfniſſen entſprechend geſetzlich eingeengt. 
Nicht zu leugnen iſt allerdings, dab im Wege der fünftlichen Verfaffungsgebungen manches 
fremde Element auch der deutjchen Monarchie beigemifcht worden war, im großen und ganzen 
verblieb ihr aber doch der alte Grundzug; ja die funktionelle Bedeutung der nititution Fam 
erſt jet zu ungehinderter Entfaltung. Das neue Verfaffungsreht hat gezeigt, daß das 
Wejen der Monardie feineswegs in der rechtlichen Schranfenlofigkeit, jondern bloß darin 
liege, daß die gefamte Staatögewalt — in ihrer vollen Ausdehnung, aber auch mit dem 
ganzen Spyitem ihrer Selbjtbeichräntungen — fraft eigenen Nechts in den Händen des 
Herrjchers ruht, im Herrfcher gipfelt, mag auch die Sprojjenleiter bis zur oberjten Spiße 
noch jo eigentümlich aufammengejegt und verknüpft fein. Alle Berhätigungen, welche redht- 
lich in der Potenz der Staatsgewalt liegen, maden aud den möglichen inhalt der amtlichen 
Willensiphäre des Monarchen aus. Darin, daß jever Akt ftaatliher Herrſchaftsübung be- 
grifflich als Äußerung jener perfönlichen Willensiphäre gilt, liegt das wichtige, die deutſche 
Monarchie von anderen Negimentsformen (Parlamentarismus, Konftitutionalismus Belgiens, 
Spaniens ꝛc.) unterjcheidende Merkmal. 

Die deutichen Verfaffungen find durchweg in diefem Sinne aufgebaut, fie vereinigen im 
Dberhaupte des Staates alle Nechte der Staatsgewalt, indem fie nur bezüglih der Aus- 
übung derjelben den vollen Nechtseffeft vielfach vom Cingreifen eines Syſtems jtaatlicher 
Mitwirtungsbefuanifie abhängig machen (Kontrafignatur, Zuftimmung der Yandtage, Wahl- 
rechte der einzelnen und der Kommunen, Rechtſprechung durch unabhängiges Richtertum 2c.). 

Die Verförperung des Staates in der Perfon des Monarchen gelangt in der Gehorſams— 
und Treuepflicht der Unterthanen und Staatsbewohner zum Ausdrud fowie in den hiſtoriſch 
überlieferten Auszeichnungen (ins maiestatis), Chrenvorzügen (Inſignien, Hofftaat, Kirchen- 
gebet) und in dem erft als Mefultat neuerer Anjchauungen zur Befeitiaung gelangten 
ſtaatsrechtlichen Grundſatz der Unverleglichleit und Unverantwortlichkeit. Der erhöhte ftraf- 
rechtliche Schuß feiner Berfon, feiner Würde kommt auch — in allerdings gemindertem 
Maße — den ſämtlichen Gliedern feines Familien- und Verwandtenfreifes zu, welche kraft 
ihrer perfönlihen Stellung zum Staatsoberhaupte überall eine privilegierte, der Hausgewalt 
des Fürſten unterworfene Perfonengemeinichaft bilden. Auch ihren Familien gegenüber 
blieben die Yandesherren durch Hausgejege an beftimmte feſte Ordnungen gebunden, deren 
Änderung ihrem Belieben entrüdt war. Zeit dem Ausgange des Mittelalters verpflanzten 
fih, mit patrimonialen Rechtsvoritellungen gemiſcht, die Überlieferungen des fürftlichen 
Hausrechts auf die Gegenwart. Tas Einentümliche des deutſchen Fürftenrechts liegt darin, 
daß es feinem Urfprunge nad auf älteren autonomifchen Satungen beruht und in der 
neuejten Zeit hinwiederum mit dem modernen repräfentativen Werfafjungsrechte der Erb- 
monardie verwuchs. Kine arundfätliche theoretifche Trennung des germaniſchen, auch in die 
Eigentumsverhältnifje des hohen Adels übergreifenden ‚jamilienrehts von den politischen 
Rechten der Krone iſt aus Gründen hiftorischer Entwidlung in Deutichland nicht durchzu— 
führen. Nicht wenige unter den wichtigſten Satzungen des Fürſtenrechts beruhen auf Haus— 
gefegen, deren Inhalt mit den modernen Nechtsanichauungen nur auf dem Wege gejchicht- 
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licher Überlieferung äußerlich vermittelt werden fonnte. In feiner Materie hat das Mittel- 
alter eine fo zähe Lebenskraft erwiefen wie in dem deutichen Fürjtenrecht, das fi, ſoweit 
es mit den Hausgefeten zufammenhängt, noch heute deswegen zu einer befonderen Dar: 
ftellung eignet, weil nicht bloß öffentlichrechtlihe, fondern auch privatrechtliche Grundfäße 
germanifchen Charafters zur Klarjtellung der einzelnen Rechtsinſtitute zu handhaben find. 
Das ehemals fogenannte Privatfürſtenrecht drüdte in feiner Bezeichnung das Über- 
gewicht privatrechtlicher und patrimonialer Anfchauungen aus. Selbſt das deutſche Neichärecht 
weiſt wie das Verfafjungsrecht der Bundesjtaaten auf diefen Zufammenhang mit der Ber: 
gangenheit hin, indem einerfeits die deutſche Kaiferwürde an die preußifche Krone gefnüpft 
ift, andererfeit3 (Art. 53 der preußifchen Berfafjungsurfunde) die preußifche Krone den 
föniglihen Hausgeſetzen gemäß in dem Mannesitamme nah dem Rechte der Erjtgeburt 
und der agnatifhen Linealfolge für vererblich erflärt wurde. 

Someit das Fürftenrecht in Deutfchland auf hausgejeglihen Grundlagen beruht, wird 
dasjelbe zum Gegenjtand befonderer Darftellung gemadt werden. m nachfolgenden handelt 
es fich zunächſt nur um das Herrfcherreht im Sinne der neueren Berfafjungsentwidlung. 


Yitteratur: J. Berhtold, Die Entwidlung der Landeshoheit in Deutſchland J. Münden 


1863; Rönne, Breußifches Staatsret I 150 ff.: G. Meyer, Staatsredht $ 84 ff: Gerber, Grund 
züge des deutichen Staatsredhts. 3. Aufl. $ 25 ff.; Marquardiens Handbuch des öffentlichen 
Rechts: Bornhal, Geſchichte des preußiichen VBerwaltungsrehts: Derſelbe, Preußiſches Staats» 
recht 1 122 ff.: Bluntichli, Lehre vom modernen Staat I: 9. Schulze, Recht der Eritaeburt: 
Derfelbe, Die Hausgeiege; Zöpfl, Stantsreht I 88 260 ff. 


8 36. Die Vermögensrechte des Landesfürſten. Civilliſte und Do- 
mänen. [Mit der Staatsoberhauptichaft ift kraft ihres amtlichen Charakters der perjönliche 
Anfprud auf eine der Würde des Fürjtentums angemefjene öfonomifhe Ausſtattung ver: 
bunden. Die gejeglich oder durch Herfommen firierten Finanzmittel zur Dedung der dem 
Herrfcher zuftehenden vermögensrechtlihen Amtsanfprühe an den Staat werden gegenwärtig 
in den meiften monardifchen Staaten mit dem der englijchen Staatsterminologie entlehnten 
Ausdrude der Civillifte bezeichnet. Wie an vielen anderen Stellen hat auch hier die Her- 
übernahme eines befejtigten Terminus aus dem eigengearteten englischen Verfaffungsrecht 
zur Bezeichnung der auf mwejentlich anderen Grundlagen ruhenden fontinentalen Staatsein- 
rihtungen nur eine rein äußerlihe Verbindung der begrifflich verfchiedenen Rechtsinſtitute 
zur Folge gehabt. Die Gefchichte des Ausdrudes hängt mit der Thatfache innig zufammen, 
daß von den drei Beitandteilen des englifhen Ausgabenbudgets: Navy, Army und Civil 
Services namentlih das legte Kapitel, welches ein Verzeichnis der wichtigſten Ämter der 
Givilverwaltung umfaßte, als der Krone perjönlid bewilligt galt. Die Einheit diefer 
Ausgabepojten und der dem unmittelbaren Haushalt der Krone gewidmeten Beträge löfte ſich 
erjt im Laufe einer vielhundertjährigen Entwidlung. 

Auf weſentlich verjchiedenen Grundlagen ruht das gleichnamige Inſtitut des deutfchen 
Verfafjungsrehts, deſſen Ausgeftaltung aufs engite mit der überaus jchwierigen frage zu: 
fammenhing nad der rechtlichen Zugehörigkeit derjenigen Güterbefige, aus deren wirtjchaft- 
lihen Erträgniffen die Yandesherren der deutichen Territorien bis zur Aufrichtung der 
fonjtitutionell = repräfentativen Berfafjungen die Staatsausgaben und die Bedürfniſſe der 
fürjtlihen Haushaltung zu deden genötigt waren. Die Aufrollung der fogenannten Do- 
mänenfrage führte bald überall zur Erkenntnis, daß die urfprünglicen Erwerbungsformen 
des Kammergutes nur jelten im einzelnen, niemals aber generell jo fejtgeitellt werden fünnen, 
um daraus den Schluß auf ihre Zugehörigkeit zum fürftlichen Privatvermögen oder zum 
reinen Staatögut mit voller Sicherheit ziehen zu laffen. Die notwendige Auseinanderfegung 
erfolgte in dem Augenblide, da ſich in den einzelnen Gebieten das Bedürfnis nah einer 
geſetzlichen Ordnung der ftaatlichen Finanzverwaltung eingejtellt hatte. 

Preußens Königshaus nahm die notwendig gewordene Auseinanderfegung aus freiem 
Entſchluſſe und am früheften vor, als Friedrich Wilhelm I im Edikt vom 13. Auguft 1713 
fämtlihe „von Unferes Herren Vaters Majeftät erworbene, auch von Uns ferner zu er- 
werbende Güter“ der Kur und Krone für immer inforporierte und dabei jeden Unterſchied 
zwifchen Kammer, Tafel- und Schatulle: ꝛc. Gütern ausdrücklich aufhob, allen Befigungen 
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aber den Charakter der „nalienabilität” verlieh. Letztere Beftimmung wurde jedoch zeit 
mweilig aufgehoben, als Friedrich Wilhelm III durd) das Edift und Hausgefet vom 6. No— 
vember 1809 die Unveräußerlichfeit des Domänenbefises Preußens zum Zwede ihrer Ver- 
pfändbarfeit wieder aufzuheben genötigt war. Bor der endgültigen Durchführung dieſer 
Finanzoperation machte ſich aber das Bedürfnis geltend, die pefuniären Rechtsanſprüche des 
Königs und des füniglihen Haufes an ven ftaatlich gewordenen Domänenbefit grundbücher- 
lich ficherzuftellen. Dies erfolgte durd die Feitfegung der Summe von 2 500 000 Thalern, 
welche als Kronfideifommißrente mit unbedingter Priorität vor den Pfandrechten der Staats: 
gläubiger für den Unterhalt des königlichen Hofſtaates fichergeftellt worden ift (Verordnung 
vom 17. Januar 1820). Dieſe Nente erfcheint feit Einführung der Verfaffung nur als ein 
Abzugsbetrag von der Gejamtheit der Staatseinfünfte aus den Domänen und Forſten im 
Einnahmeteil des Staatshaushaltsetats. Nicht das Gleihe gilt von den Erhöhungen der 
Krondotation um 500 000 Thaler (Gefet vom 30. April 1859), 1 000.000 Thaler (Geſetz 
vom 27. Januar 1868) und 3 500 000 Mark (Gefeb vom 21. Februar 1889), welche als 
Dotationszuſchüſſe alljährlich als Ausgabepoften im Etat erfcheinen. Won der in toto jetzt 
15 719296 Mark ausmachenden Krondotation bejtreitet die Kronfaffe den Bedarf des Hof: 
halts, die hausgeſetzmäßigen Apanagen x. Als Deutfcher Kaifer empfängt der preußische 
König feine perfönlichen Bezüge. In den anderen deutſchen Bundesjtaaten ift die Höhe 
der Dotation entweder dauernd oder auf die Lebenszeit des jeweiligen Zandesheren feit- 
geitellt; in den fleineren, in melden die Regelung der Domänenfrage oft mit befonderen 
Schwierigfeiten verbunden war, erfolgte dieſelbe in der Weife, daß vielfach die Subjtanz 
der Domänen felbjt zwifchen Staat und landesfürftlicher Familie geteilt worden it. 


8 37. Weſen des monardifhen Erbredts. Der politifche Gedanke, daß das 
Recht des Monarchen die Bethätigung der höchſten Staatögewalt auf Grundlage des Ge— 
famtwillens einer Nation bedeute, ijt wejentlich neueren Urfprungs, die Monarchie bildete 
das heutige einheitliche Wolfsbewußtfein heraus, nicht umgefehrt das Volksbewußtſein die 
Monardie. Sie ift gegenwärtig in Deutjchland allgemein eine erblihe. Die Thronfolge 
nad Geblütsreht hat im allgemeinen denjelben Grundcharafter, welcher der germanifchen 
Stammgutsfolge innemohnt. in diefem Sinne ift die Thronfolge fein Fortſetzen der Rechts— 
perjönlichfeit des Vorgängers, fein Eintreten in diefelbe kraft ausdrüdlicher oder jtiller 
Willensbeitimmung, jondern fie iſt ein Einrüden in den vafant gewordenen Kronbefit aus 
einem Nechtsgrunde, welcher bereitö vorher beitand, zur Ausübung des eigenen Rechts an 
der Regierung. An fi genommen ift das Ihronfolgerecht, deſſen Vorausbeſtimmung jeden 
Erbfolgejtreit abzuwehren hat, als ein Bejtandteil der Verfaſſungsordnung anzufehen, mas 
ſich ſchon darin ermweift, daß jeder Verfuch, die in einem Bundesftaate bejtehende Thronfolge 
gewaltfam zu ändern, als Hochverrat zu beftrafen ijt (S 81 des Reichsſtrafgeſetzbuchs), aljo 
einen Angriff auf die Gefamtrechtsordnung darftellt. Wenn durd diefen Charakter der 
Thronfolge gegenwärtig die willfürlihe Verfügung des Staatsoberhauptes über die Zuc- 
cejfion in der Form privater Rechtsgeſchäfte ausgefchloffen erfcheint, fo muß andererfeit3 auch 
daran feitgehalten werden, daß den hausgefeglichen Beftimmungen der älteren Zeit, wo fie 
feine verfafjungsrechtliche Anerkennung nachträglich erhielten, in den Formen einfacher Geſetz— 
gebung derogiert werden fann. 

Ein Thronfolgeftreit in deutſchen Bundesitaaten würde in Ermangelung einer zur Entſchei— 
dung landesgeſetzlich beftimmten Behörde als Verfafjungsftreitigfeit aufzufaffen und auf Anrufen 
eines Teiles nad) Artikel 76 der Reichsverfaffung entweder durch den Bundesrat gütlich auszu— 
gleichen oder im Wege der Landesgeſetzgebung im Rahmen des Reichsverfaffungsrechts zur Erle- 
digung zu bringen fein. Praktiſch erweiterte Anwendung erfuhr diefer Grundſatz bei Gelegen- 
heit der braunfchweigischen Succeffionsfrage nad) dem Tode des legten Herzogs, Wilhelm, aus 
dem braunfchweigijch-lüneburgifchen Haufe (18. Oftober 1884). Denn als die welfifche Linie 
des Gefamthaufes fraft der Erbfolgeoronung nunmehr den Anfprud auf die Succeffion im 
Herzogtum erhob, trat demfelben Preußen entſchieden entgegen in der Vorausficht, daß der 
Regierungsantritt des Herzogs von Cumberland (Chef der mwelfifchen Linie) in Braunſchweig 
zu Streitigteiten zwifchen Preußen und Braunfchmweig führen würde, melde nicht privat- 
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rechtliher Natur find und daher unter den Begriff des Artifels 76 der Neichäverfafjung 
fallen. In diefem Sinne jtellte Preußen am 18. Mai 1885 im Bundesrate den Antrag, 
die Überzeugung der verbündeten Regierungen dahin auszufprehen, daß die Regierung des 
Herzogs von Cumberland in Braunjchweig mit dem inneren Frieden und der Sicherheit des 
Reiches nicht verträglich fei. Diefer Antrag wurde zwar vom Bundesrate nicht angenommen, 
vielmehr hat diefer am 2. Juli 1885 auf Grund des Berichtes feines mit der Prüfung 
des preußifchen Antrages betrauten Juſtizausſchuſſes beichloffen, die Überzeugung der ver: 
bündeten Regierungen dahin auszujprehen, daß die Negierung des Herzogs von Cumberland 
in Braunjchweig, da derfelbe ſich in einem dem reichsverfaffungsmäßig gewährleifteten Frieden 
unter Bundesglievdern widerſtreitenden Verhältniffe zu dem Bundesitaate Preußen befindet, 
und im Hinblid auf die von ihm geltend gemachten Anſprüche auf Gebietäteile dieſes 
Bundesitaat5 mit den Grundprinzipien der Bündnisverträge und der Reichsverfaſſung nicht 
vereinbar ſei. — Troß der tertlihen Abweichung liegt doch auch dieſem Beſchluſſe der in 
den Motiven zum preußifchen Antrage ausgeiprochene Gedanke zu Grunde, daß dem Geifte 
der Verfaſſung nad die Vorfchrift des Artifels 76 dem Bundesrate Kompetenz nicht nur 
in Anjehung vorhandener Streitigfeiten einräume, jondern daß derſelbe auch berufen jei, 
dem Entjtehen folder Streitigfeiten vermittelnd vorzubeugen, wenn ein Antrag dahin ge- 
ftellt wird. (Über die Thronfolgeordnungen und die Erbfähigkeit wird an einer 
anderen Stelle des Werfes die Rede fein.) | 

Gegenſtand der Thronfolge ift die Geſamtheit aller derjenigen perfönlichen oder ſach— 
lichen Rechte, welche mit dem SHerrichaftsrechte nad ihrem Urfprunge, ihrem Inhalte oder 
ihrer Zwedbeitimmung zufammenhängen. Den Gegenjat zu dieſer jogenannten Staatöver- 
lafjenichaft bildet der Begriff der Privatverlaffenfchaft, die nah den Negeln des gemeinen 
römischen Civilrechts oder den Beitimmungen des germanischen Erbrechts, der autonomifchen 
Familienſatzung u. j. w. ererbt werden fann und nicht notwendig auf den Thronfolger über- 
geht. Die Unterfcheidung der politiih an die Thronfolge gebundenen Gütermafjen von den 
Beitandteilen der Privatverlafienichaft fann auch außerhalb des Erbganges von Bedeutung 
werden, wenn e3 infolge vorangegangener Groberungen (mie im Jahre 1866) darauf an- 
fommt, eine Auseinanderjegung zwifchen dem erobernden und dem depojjedierten Fürſten herbei— 
zuführen, was freilich immer einen außerhalb des geltenden deutichen Reichsrechts liegenden 
Thatbeitand in ſich jchliefen würde. Die Abgrenzung und Scheidung des fürjtlichen Privat: 
und Hausvermögens von den Gütermafjen des Staatsvermögens iſt mit Nüdjicht auf den 
hiftoriich allmählich vor fich gegangenen Ummandlungsprozeß der patrimonialen Staatsauf- 
fafjung zum modernen Nechtsjtaat häufig jtreitig und zweifelhaft geworden. Daher ein und 
diefelbe Frage in Beziehung auf die Zugehörigkeit bejtimmter Güter zur Staatsverlafjen 
Schaft nicht nur zwifchen dem Thronfolger und anderen Erbichaftsprätendenten, jondern aud) 
zwifchen den Herrfchern und Volksvertretungen zum Streitpunft werden fann. Der Über- 
aang der modernen Staatörehtsentwidlung in das repräfentative Syſtem veranlaßte, zumal 
in den fleineren deutſchen Staaten, eine Reihe fonenannter Domänen itreitiafeiten, von 
welchen bereits oben im $ 36 die Rede war. 

Auf dem Boden perfönlicer Berehtigungen und Verpflichtungen iſt der Gegenjtand des 
Herrfcherrechtes zur Zeit im Gegenſatze zur ältern, vielfach ſchwankenden Auffaffung leichter 
zu bejtimmen. Jeder formal gültige Negierungsalt des Herrſchers berechtigt und verpflichtet 
nad allgemein anerfannten Prinzipien des monarchischen Erbrechts den Nachfolger, ohne ihm 
aber das Recht des freien Entichluffes, die nittative zu redhtsändernden oder rechtsauf— 
hebenden Gejehesbeftimmungen nah Maßgabe der bejtehenden Verfaſſungsnormen zu be- 
fchränfen. [Die praktiſch aeringe Wirffamfeit, welche das ältere Staatenleben der lex 
in perpetuum valitura zu teil werden ließ, iſt in unferen Tagen der jchärferen Er- 
fenntnis von der rechtlihen Unzuläffigkleit diefer dem Begriffe freier, machtvollfommener 
Staatsentwidlung widerſprechenden Nechtsvorftellung gemwichen. Gin praftifcher Beweis für 
die Unhaltbarfeit diefer Nechtsfigur ift gegeben in dem rechtsgeichichtlich für das Staats: 
reht und die Staatsfinanzen Preußens jo bedeutungsvollen Widerfpruh der königlichen 
Edikte riedrih Wilhelms I vom 13. Auguſt 1713 und Friedrich Wilhelms III vom 6. No- 
vember 1809 über die Unveräußerlichteit der königlichen Domänen (fiehe oben $ 36).] 
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8 38. NRegierungsfähigfeit und Regentſchaft. Nah mittelalterlihem 
Lehnrecht enger zufammenhängend, fallen gegenwärtig Erbrecht des Herrſchers und Negie- 
rungsfähigfeit auseinander. Negieren fann nur derjenige, welchem die Fähigkeit innewohnt, 
in feinen eigenen Angelegenheiten felbftändig zu entfcheiden, obwohl an fich die Fähigkeit, 
für andere zu forgen und Staatsgefchäfte wahrzunehmen , einen höheren Grad der Einficht 
und der Erfahrung bedingen würde als die privatrechtliche Fähigkeit, für fich felber zu forgen, 
und dieſer Gefichtspunft erhöhter Verantwortlichfeit jogar darin feinen Ausdrud fand, daß 
die Vornahme der den Volfsvertretern obliegenden Funktionen von einer höheren Altersjtufe 
jenfeit der Großjährigfeitsgrenze vielfach durch das Verfaffungsrecht abhängig gemacht wurde. 
[So hat die Ausübung des aktiven Wahlrehts in Preußen (Verordnung über die Ausfüh- 
rung der Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer vom 30. Mai 1849) das erreichte 
24. Lebensjahr ($ 8), des paffivens Wahlrechts die Vollendung des 30. Lebensjahrs ($ 29) 
zur Vorausfegung. Das Wahlgefeg des Deutſchen Reiches vom 31. Mai 1869 fordert in 
beiden Fällen die Zurüdlegung des 25. Lebensjahres. ] 

Das Recht des Thronerben wird bei eintretendem Todesfall oder bei einer nur zu feinen 
Gunjten möglichen Entjagung fofort wirffam. Unvermittelt gefchieht der Übergang der Herr- 
ichaft auf ihn, ohne daß es einer befonderen Antrittserflärung bedürfte. Wo die Thatjache 
des Ülberganges dennoh in Proflamationen öffentlich fundgegeben wird, hat dies nur die 
Bedeutung eines Solennitätsaftes. Ebenſowenig hängt der Anſpruch auf Gehorfam, den der 
neu eintretende SHerricher erheben darf, von der üblichen Vereidigung des Heeres und 
der Beamten noch auch von Huldigungen oder Arönungen ab. Dagegen ift auch nad 
neuerem Zandesverfafjungsrechte, wie dies nad dem alten Neichrechte für die Kaifer der Fall 
geweſen war, der Herrſcher feinerfeits verpflichtet, das eidlihe Gelöbnis auf die Ver— 
faffung abzulegen, defjen Unterlafjung auf feiten des Erben zwar bezüglich der Thronfolge 
feinen Sufpenfiveffeft haben fann, indefjen auch nicht zu einer Herrichaft gegen Verfaſſung 
und Recht legitimieren fönnte, da der Herrſcher feine Nechte überall nur in Gemäßheit der 
Berfaffung ausüben darf. In Belgien wird die Übertragung des Thronrechts ſelbſt bis zur 
geſchehenen Eidesleiftung auf die Verfaffung hinausgefhoben, jo daß dort ein Interreg- 
num nad dem Ableben des Monarchen eintreten muß. Cine Vereidigung des Kaiſers auf 
die deutſche Neichsverfaffung findet nicht ftatt. 

Sit der Thronfolger zur Zeit der Thronerledigung regierungsunfähig, fo kann, wenigitens 
für den Fall der vorübergehenden Unfähigkeit, fein anderes Mittel zur Sicherftellung 
jeines Rechtes gefunden werden ald das nftitut der Regentſchaft (auch Reichsverwefung 
oder Renierungsvormundfchaft). Je nach der juriftifchen Formulierung des monarchiſchen 
Prinzips wird fi auch für die Negierungsvormundfchaft oder Neichsverwefung oder, wie 
man am beiten jagt, Negentihaft eine feite Grundlage ergeben. Faſt man das mo- 
narchiſche Recht auf als eine felbitändige, pflichtmäßige und gleichzeitig notwendige Bethäti- 
gung des Herrfchaftswillens in Beziehung auf die vorgezeichneten Objefte, jo wäre die natür- 
lihe Schlußfolgerung, daß bei abfoluter und dauernder Unfähigkeit zu eigener, durch ver- 
nünftiges Wollen bejtimmter Entjchließung oder zur Wahrnehmung der in der Sinnenwelt 
eintretenden Vorgänge Eucceffionsunfähigfeit von vornherein anzunehmen fein 
würde, fofern ſolche unüberwindliche Hinderniffe im Augenblide der Thronerledigung be- 
ſtehen. Ganz im Gegenteil hat aber das deutſche Staatsrecht gerade während der Periode 
der abfoluten Fürftenmadt im Widerfpruche zu dem Gedanken einer perfönlichen Herrſchaft 
die Entwidlung dahin genommen, dat aud dauernde Gründe der Unfähigkeit zur Herrichaft 
nur die Einjegung einer Negentichaft rechtfertigen. 

Der Fall einer Negentichaft fann aber nicht nur zur Zeit der Thronerledigung ein- 
treten, jondern ſich auch hinterher eraeben, wenn Herrſcher nach bereits übernommener Re- 
gierung zu ihrer Weiterführung unfähig werden. 


8 39. Gründe der Negentidaft. Die hauptfächlichiten Gründe der Regent- 
ſchaft find folgende: 

1. Winvderjähriges Alter des Thronerben, deſſen Endpunkt durd die Goldene Bulle für 
die Kurfürften und im Anſchluß daran durch die Hausgefete vieler Fürftenhäufer auf die 
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Vollendung des achtzehnten Lebensjahres feitgefegt war. [Die Beltimmung der Auren 
bulla ec. VIIS 4: „legitimam aetatem — in prineipe eleetore decem et octo annos com- 
pletos censeri volumus“ hatte übrigens nicht den Zwed, die Mündigfeit für die Kurfürften 
früher als fonft gewöhnlich herbeizuführen, vielmehr im Gegenteile fie auf das achtzehnte 
Jahr hinauszufchieben. Nach älteren deutſchen Recht trat die Mündigfeit mit dem zwölften 
Jahre ein, mit mweldem man „zu feinen Jahren“ fam (Nichtfteig Yandrehts 43 8 4). 
Schon der Sachſenſpiegel I 42 $ 1 kannte jedoch eine zweite Altersitufe, das 21. Yebens- 
jahr, mit welhem man „zu feinen Tagen” fam. Diefe vor Jahrhunderten beginnende Ent- 
widlung zur Ausbildung eines einheitlihen Volljährigfeitstermins wurde durd das Reichs— 
gefeg vom 17. Februar 1875 abgefchloffen, in dem diefes im ganzen Umfang des Deutfchen 
Neihs das Wolljährigkeitsalter auf das vollendete 21. Lebensjahr fixierte. Durchbrochen 
wurde die Geltung desfelben jedoch ausdrüdlid im $ 2 zu Gunften „ver hausverfafjungs- 
mäßigen oder landesgefeglihen Beftimmungen über den Beginn der Grofjährigfeit der 
Sandesherren und der Mitglieder der Iandesherrlichen Familien ſowie der fürftlihen Familie 
Hohenzollern“. (Siehe hierzu Preußiſche Verfafjungsurfunde Artitel 54; Bayrifche Ver: 
faffungsurfunde Titel IT S 7; Württembergifches Hausgeſetz Artikel 15, Verfafjungsurfunde 
$ 9.) In Ermangelung von Specialnormen würde allerdings der gegenwärtig im Civil 
recht geltende Termin von 21 Jahren anzunehmen fein. Die teilmweife hier einfpielende 
Frage, ob die hausgefeglichen beziehungsweife objervanzmäßigen Beftimmungen, die inner: 
halb einzelner, mit Autonomie ausgeftatteter, aber nicht landesherrlicher Familien abweichende 
VBolljährigkeitstermine feitfegen, noch in Kraft beitehen, ift kontrovers. Dernburg ift geneigt, 
fie zu bejahen, in der Erwägung, daß die allgemeinen Normen der Neichsgejege Sonderrechte 
nicht treffen können, fofern fie die Derogation nicht erfichtlich bezweden; Mandry, Roth, 
Eccius u. a. verneinen diefelbe im Sinne der auf Uniformität gerichteten Tendenz des 
Neichsgefetes. | 

2. Geiftesfranfheit und Abweſenheit von längerer oder doch unbejtimmter 
Dauer, Verfhollenheit, die zu Kriegszeiten oder auf weiten Neifen eintreten könnte, 
Altersſchwäche. 

3. Das Hinterbleiben einer ſchwangeren Witwe nach dem Tode des Herrſchers, 
wenn derſelbe keine männliche Deſcendenz hinterließ oder Ungewißheit betreffs der Perſon der 
— —— (ſiehe Braunſchweigſches Regentſchaftsgeſetz vom 15. Februar 1879) 
eſteht. 

4. Taubſtummheit und angeborne Blindheit. Auch moraliſche, in dauerndem 
Mißbrauch der Regierungsrechte oder in offenkundigen Verbrechen dargelegte Verkommenheit 
wird von gewichtigen Autoritäten als Unfähigkeits- bezw. Regentſchaftsgrund anerkannt. 
[Mit Recht macht der letzteren Annahme gegenüber Hancke, Regentſchaft und Stellvertre 
tung. Breslau 1887. S. 19 darauf aufmerffam, daß troß des gröbften Mifbrauchs der 
Negierung die Organe des Einzelitaates ein Necht zur Einfeßung der Regentſchaft nicht be- 
figen ; diefelben können allerdings in Erwägung ziehen, ob eine Handlungsweife des Landes— 
herrn, die anfangs nur als moralisch fehlerhaft ericheint, etwa der Ausfluß einer Geiſtes— 
frankheit fei, dann ijt aber eben nur wieder der gewöhnliche Fall der Negierungsunfähigfeit 
gegeben und daher die Einjegung der Regentſchaft gemeinrechtlich begründet. | 

Ganz allgemein erwähnt ift in der preußischen Verfaſſungsurkunde (Artikel 56) außer 
dem minderjährigen Alter dauernde Behinderung des Herrichers, zu reaieren, jo daß die 
einzelnen Regentichaftsgründe in Ungewißheit gelaſſen find. Das thatfächliche Vorhanden- 
fein eines folden Behinderungsgrundes fann zweifelhaft jein, wenn e3 von einer Seite be- 
hauptet, von anderer beftritten wird. Wer über die Eriftenz eines Negentfchaftsgrundes — 
abgejehen von den an fich Klaren Fällen der Minderjährigkeit — z. B. über zweifelhafte 
Zurechnungsfähigfeit oder beginnende Geiitesftörung zu enticheiden hat, bildet eine an ſich 
höchſt ſchwierige und gleichzeitig wichtige Frage. Nach neuerem Verfaſſungsrechte wird für 
Cinjegung der Negentjchaften der Volfävertretung ein Mitwirkungsrecht zugefprodhen; in 
Preußen hat fie die Notwendigkeit einer eintretenden Negentichaft anzuerkennen. 

Aus der Natur der Sache ergiebt ſich, daß in Realunionen jeder in einem der unierten 
Staaten eintretende Regentſchaftsgrund ipso iure auch den anderen Staat betrifft, während 
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durch die Perfonalunion eine Verſchiedenheit der Regentichaftsgründe für die beiden beteiligten 
Staaten nicht ausgejchlojfen wird. [Das Deutjche Neich fennt fein eigenes Regentſchaftsrecht. 
Da die Präfidialjtellung Preußens im Deutjchen Reiche nichts anderes iſt als ein Accefjorium 
des dem preußifchen Könige zuftehenden Bundesregimentsanteils, muß fie auch dem preußifchen 
Regenten zuftehen. Den dagegen erhobenen Widerſpruch, welcher es für unzuläffig hält, 
daß die preußifchen Kammern über die Notwendigfeit einer Regentſchaft für das Neich 
entfcheiden und eventuell einen Negenten für das Reich wählen follen, ſowie daß das 
preußifche Staatsminifterium im Sinne des Artikels 57 der Verfafjungsurfunde proviforisch 
im Reiche vegiere, jtügt u. a. Mohl auf die ſprachliche Veränderung, welche der erite 
Sat des Artikels 11 der norddeutichen Bundesverfaffung erfahren hat. Dort hieß es: Das 
Bundespräfidium fteht „ver Krone Preußens zu“ — hier: „dem Könige von Preußen“; 
diefes Argument ift jedoch wirkungslos, da die ſprachliche Anderung bedingt worden ift 
durch den hinzugefügten Beifaß: „welcher den Namen deutjcher Kaifer führt“. Zudem ift 
noch befonders zu beachten, daß von einer Negentfhaft im eigentlihen Wortfinne im Drga- 
nismus des Neiches nicht die Nede fein fann, da das ganze Nechtsinftitut die Vertretung 
des behinderten Monarchen im Auge hat, das Reich ſelbſt aber nicht einem folchen im ju 
riftifchen Sinne unterjteht. Die Präftdialbefugnifje haften nicht an dem Titel eines Königs 
von Preußen, fie jtehen nicht als rechtlich gejonderte Subſtanz in Perſonalunion mit der 
preußiichen Königsfrone, fondern fie bilden in ihrer Gefamtheit ein Recht Preußens im 
Bunde, das in Vertretung des Königs auch durch den Regenten Preußens wahrgenommen 
werden fann und muß. | | 


8 40. Das Recht des Negenten. Die Regentjchaft ift ein bedingtes Herrfchafts- 
recht in dem Sinne, daß der Fortfall eines in der Perfon des Thronberechtigten liegenden 
Hinderniffes entweder (mie im ‚Falle des Todes oder der Abdifation) den alddann ungehin- 
derten Übergang des Herrſcherrechts auf einen neuen Monarchen bewirkt oder (wie im Falle 
der Großjähriafeit des bisher Minderjährigen, Genefung, Nüdfehr Abmwejender) dem bis da— 
hin Unfähigen zur Regierungsfähigfeit verhilft. 

Die Rechtsſtellung des Negenten ergiebt ſich aus der Veranlafjung feiner Berufung von 
jelbit. Er fann weder durch Inſtruktionen des unfähigen Herrſchers noch durch Aufträge 
der Herrfcherfamilie bejchränft fein. In der Negentjchaft zeigt fih deutlich, daß das 
monarchiſche Necht eine von der Perſon des unmittelbar berufenen Herrſchers unabhängige, 
objektive Bedeutung hat. Auch ohne die rein äußerlichen Ehrenrechte der Titulatur ver- 
waltet der Negent die Subjtanz der höchſten Staatsgewalt nad ihrem vollen verfafjungs- 
mäßigen Inhalt. Er regiert jelbjtändig, im Namen, nicht aber im Auftrage des Unfähigen. 
Ob in Anbetracht ihres eigenartigen Rechtscharafters der Negentfchaft auch befondere Schranfen 
gegeben werben jollen, zumal jie ſich möglicherweife gegen die perfönlichen Intereſſen der 
nur zeitweife verhinderten Perfon des Herrichers ehren fönnte, ift eine weſentlich politische 
‚Frage, die in den einzelnen Verfaffungen verjchiedenartig gelöft wird, indem dem Negenten 
entweder die Befugnis, Verfafjungsänderungen herbeizuführen, entzogen oder die Mitwirkung 
eines Regentſchaftsrates an die Seite gefeßt wird. Die nad bayerifchem Verfaſſungsrecht 
dem Negenten auferlegte Bejchränfung in der Errichtung neuer Staatsämter und in der 
definitiven Bejegung vafanter Stellen wurde jüngſt befeitigt durch ein die Verfaſſungsbeſtim— 
mung erflärendes Gefeg vom „jahre 1888. Die preußifche Verfafjung läßt dem Ne- 
genten alle Machtvollfommenheiten des Herrſchers, durch deren jelbjtändige Ausübung nad) 
eigenem Ermeſſen feine Stellung jid von derjenigen eines einfachen, von dem Monarchen 
jelbjt eingejegten Stellvertreters unterjcheidet. Die Einfegung eines Mitregenten 
neben dem Herrfcher ift durch die juriftifhe Natur des monarchiſchen Rechts ausgejchlofjen. 
Die Regentſchaft hat ihre Grundlage meiftenteils an Thatfachen und Umftänden, welche 
von dem Willen des Monarchen und des Negenten ſelbſt unabhängig find, die Stellvertre- 
tung beruht gänzlich auf der eigenen Anordnung des Monarchen. Zwar kann derfelbe durd) 
eigenes Zuthun oder fogar durch eigene Schuld jene Thatfachen herbeiführen, welche die 
Notwendigkeit einer Negentfhaft bedingen (3. B. Reifen in ferne Weltgegenden, Geiſteskrank— 
heiten infolge von Ausichweifungen), doc kann darauf nichts ankommen, ob er ſelbſt ven 
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Grund einer thatjächlid eingetretenen Behinderung anerfennen will oder nicht ; ebenfowenig 
hat er eine Auswahl derjenigen Perfon, auf melde das Negentfchaftsrecht übergehen foll. 
Während Mitherrfchaft dem Weſen der Einherrfchaft nicht entipricht, erfcheint die Stellver- 
tretung in einzelnen NRegierungsgefchäften ebenſo zuläffig wie die freie Auswahl der mit 
der Stellvertretung zu beauftragenden Perfonen. Von den infolge ftattgehabter Ummwälzung 
vorfommenden proviforifhen Negierungen unterfcheivet ſich die Negentichaft dadurch, 
daß bei ihr jtets der Beltand einer monardifch beftimmten Staatsform und einer mindejtens 
eventuell fejtgeftellten Herrfcherberechtigung vorausgefegt wird. 

[Da die Trägerfchaft der Staatögewalt es ift, welche die Perfon ihres Repräfentanten 
in eine befonders erimierte Rechtsſtellung verfegt, jo muß aud dem Negenten ſowohl die 
politifhe als die ftrafrechtlihe Unverantwortlichkeit ald Amtsfolge zuerfannt werden. Daß 
er im privatrechtlihen Berfehr vor den Gerichten Necht nehmen muß, iſt ſelbſtverſtändlich, 
da es auch der Yandesherr thut. Dagegen dedt ſich der jtrafrechtlihe Schub des Negenten 
nicht mit dem des Landesherrn. Das deutfche Neichsftrafgefegbuh führt in feinen Para— 
graphen über Majejtätsbeleidigung den Regenten nicht an (vgl. 88 94. 95. 98. 99), ftellt 
diefen vielmehr ausdrüdlih einem Mitalieve der landesherrlichen Familie gleich (SS 96. 97. 
100. 101). Der Hochverrat ferner fann nad den SS 80. 81 nur gegen Kaijer, Landes— 
herrn, Berfafjung, Bundesgebiet, nicht aber gegen den Negenten begangen werden. Ein 
eigentümliches, der Negentfhaft analoges Rechtsverhältnis ward durch die walded- 
preußifchen Mcceffionsverträge begründet (1867, 1877, 1888), vermitteljt deren 
die waldedifche Regierung an Preußen übertragen wurde. ] 


8 41. Berufung zur Regentfhaft. Auch in der Berufung zur Regentſchaft 
tritt deren jtaatörechtlicher Grundtypus gegenwärtig immer mehr und mehr hervor, nachdem 
man früher die völlig unzutreffende Analogie der Privatvormundichaft herbeigezogen und 
für die Konftruftion der einzelnen Rechtsſätze ausgenußt hatte. 

Die Einjesung eines Regenten nah Analogie der obervormundicaftlihen Beltallung 
eines Tutor fann in jouveränen Staaten nicht vorlommen, fondern höchſtens in VBafallen- 
itaaten der lehnsherrlihen Oberaufſicht zuftehen. Die Möglichkeit einer von Reichs wegen 

in einem Bundesitaat (3. B. wegen Erbfolgeitreitigfeit, bundeswidriger Mißregierung u. f. w.) 
einzufegenden Regentſchaft fann jedoch in Deutfchland jchwerlich bejtritten werden. Tefta- 
mentarifche Einfegung für unmündige oder minderjährige Herricher würde mit dem Prinzip 
des monarchiſchen Erbrechts geradezu in Widerſpruch ftehen. Es bleibt als Negel nur übrig 
die ein für allemal im voraus beftimmte, meiftenteils hausgefeglich oder verfafjungsrechtlich 
geordnete Berufung des nächſten regierungsfähigen Agnaten. Eine Ausnahme von diefem 
Grundſatz findet fich zumeilen, wenn felbjt bei dem Vorhandenfein regierungsfähiger Agnaten 
Frauen in ihrer Eigenſchaft als Gattinnen oder als Mütter noch minderjähriger Prinzen, 
nad der Analogie des Privatrechts, zur Regentſchaft berufen werden. Hält man fi an 
die ftaatsrechtliche Natur der Regentichaft, fo bietet es feine Schwierigkeit, die Frage zu 
beantworten, ob der Negent nad) der Beendigung feiner Stellung zur rechtlichen Verantwortlich— 
feit gezogen oder etwa wegen ungehörigen Gebrauches feiner Machtvollkommenheit entjeht 
werden fann. Cine Verneinung wird hier Har gefordert. Die Verantwortlichfeit eines an 
Inſtruktionen gebundenen Stellvertreters fünnte, wo Stellvertretung zuläffig ift, feinem Zweifel 
unterliegen. 

Yitteratur des Negentichaftsrehts: Zöpfl, Die Negierungsvormundihaft im Berbältnis zur 
Sandesverfaffung. 1830; Kraut, Die Vormundſchaft nad den Grundfägen des deutichen Rechts III 
111— 16; v. Mohl, Über die ftändiihen Rechte in Verichung auf Reicheverweiung, in feinen Ab— 
handlungen über Staatärecht, Völkerrecht und Politik I 144; v. Kirchenheim, Die Negentichaft. 1580 
{mit einem Litteraturverzeichnis auf S. 160164); Ernſt Hande, Regentihaft und Stellvertretung 
des Landesherrn nad deutihem Staatsreht. Breslau 1887; Sceydel, Bayeriiches Staatsredht 1; 
Diedmann, Die Regentihaft. Hannover 1888; Peters, Die Regentichaft. Breslau 1889. Über 
die braunfchweiaiihe Regentſchaft: Die Vereinbarkeit des Rechtsanſpruchs auf Dannover mit der 
Nachfolge in Braunfchweig. Dargelegt in Rechtsgutachten von Zahariä und Zöpfl. Hannover 
1535. Zweite Folge von Aftenftüden zur Frage der Erbiolge im Herzontum Braunſchweig. Dannover 
a Die Verhandlungen im braunfchmweigiichen Yandtage f. in Marteus-Stoerk, Recueil. 
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842. Zwiſchenherrſchaft. Auch der Befähigte, zur Herrfchaft Berechtigte fann 
an der Ausübung feiner Herrfhaftsrechte thatfächlich verhindert werden. Als folde Hinder- 
niffe fommen in Betraht: Vertreibung, Entfegung oder Entthbronung eines 
Erbfürften entweder durd innere Ummälzungen oder durch kriegeriſche Gewalt. Dagegen 
wäre eine freiwillige Einftellung der Regierungsgefchäfte ohne Worforge für deren Yortfüh- 
rung oder dauernde Wohnſitznahme im Auslande als Entfagung aufjufaffen. Bei gemalt- 
fam und widerrechtlich herbeigeführtem Thronverlufte entfteht der im Staatsrechte bedeutfame 
Widerſpruch zwifchen der Herrfchaft eines unberedtigten Ufurpators und der thatſäch— 
lihen Berhinderung des berechtigten Herrihers. Diefer Konflikt zwifhen Thatfahe und 
Recht kann damit endigen, daß die urfprünglich ufurpatorifche Gewalt durch den Gefamt- 
willen des Volkes oder durch Berzichtleiftung der Berechtigten anerfannt wird und dann 
legitime Qualität erlangt; andererfeits ift möglich, daß die ufurpatorifch angeeignete Gewalt 
nachträglich wieder verloren geht und in die Hände des legitimen Herrfchers zurüdgelangt. 
Die Herrfhaftsakte des Ufurpators, welcher über die Staatsmittel in der Abficht dauernder 
Verfügung und eigenen Rechtes gebietet und fi Gehorfam verfhafft, können hinterher nicht 
einfach negiert werden. Sie lafjen fich nicht ungefchehen machen. jeder derartige Verſuch 
würde gegen das Prinzip jelbft verftoßen, dem zufolge der materielle Fortbeftand des Gemein- 
weſens die höchſte aller Notwendigkeiten ift und das Vorhandenfein irgend einer Negie- 
rung erfordert. Die Berechtigung bejtimmter Perſonen zu herrfchen ift als formales Mo- 
ment untergeorbnet der an das Vorhandenfein irgend einer Staatsgewalt gebundenen Selbft- 
erhaltung des Staates. Wenn ein Zwiſchenherrſcher nicht etwa dur fein eigenes Ver— 
brechen gegen die entthronten Fürften, fondern nur in Anerkennung eines bereits vollzogenen 
Umfturzes zur Herrfchaft berufen wird, fo fann er auch bei einer etwa eintretenden Reftau- 
ration der legitimen Dynaftie nicht zur Rechenfchaft gezogen werden. Seine Herrſchaftsakte, 
mögen diefelben nun auf gejeßgebender Gewalt oder auf Vertragsjchließungen mit den ihn 
anerfennenden Mächten des Auslandes beruhen, wirken ebenfo verpflichtend wie die Afte 
eines Regenten. Nur die eine Schranfe ift ihm gezogen, daß die von ihm ausgehenden 
Millensäußerungen und Gefege, welche eine dauernde Ausfchließung des entthronten Fürften 
oder feiner Rechtsnachfolger gebieten, niemals ein legales Hindernis für die fich vollziehende 
Reftauration des legitimen Herrfhers abgeben können. 

Litteratur: Brodhaus, Das Legitimitätäprinzip. 1868; Zahariä, Über die Verpflichtung 
reftaurierter Regierungen aus den Handlungen einer Swifhenherrfaft, in der Zeitſchrift für bie 
popate Staatswiſſenſchaft. Tübingen 1853. ©. 79; ». Holkend orff, Über die Ufurpation einer 


egitimen Staatögewalt, im Handbud für Völkerrecht II 33 fj.; Ebendafeldft Lueder (TV 524) und 
v. Kirhenheim (IV 853); Schulze, Lehrbuch des deutfchen Stantsredhts. ©. 274 ff. 


8 43. Beendigung des Herrfhaftsrehtes. Außer durd Tod kann das 
Net des Erbfürjten nur durch Thronentfagung (Abdikation) feine Endſchaft erreichen. 
Selbftverftändlich Fann die Abdifation nur in dem Sinne gejchehen, daß der Thron für den 
Erbfolgeberechtigten erledigt wird. Gleichgültig ift es daher, ob die Entfagung zu feinen 
Gunften geſchah oder nicht. Jeder Vorbehalt einzelner Herrfchaftsrechte oder auch einzelner 
Berfügungsbefugnifje in Beziehung auf Staatsgut erfcheint nad dem Prinzip der Unteilbar- 
feit der Staatögewalt ebenfo unzuläffig wie die Hinzufügung von Bedingungen ober eine 
Widerrufserflärung. Iſt die Krone auf den erbberechtigten Nachfolger übergegangen, jo 
wäre auch die Anfechtung wegen ftattgehabten Zwanges zur Abdifation in rechtlichen Formen 
nicht durchführbar, wenn die Berufung auf Zwang in der Perfon des Trägers der höchſten 
Staatögewalt überhaupt dritten Perfonen gegenüber jtaatsrechtlich zuläffig erfchiene.. Mit 
der Abdikation ift jedoch die Verzichtleiftung eines noch nicht zur Herrfchaft gelangten Erben 
in feiner Weife zu verwechſeln. Daß diefe nah den fonjt geltenden Regeln angefochten 
werben fann, unterliegt feinem Zweifel. 

[Ob innerhalb des Staatenbundes oder Bundesftaates ein Landesherr wegen abfoluter 
Regierungsunfähigfeit von feiten der Landesorgane entſetzt werben fönne, ift eine Frage, 
die troß der im Jahre 1830 gegenüber dem Herzog Karl von Braunfchweig eingenommenen 
Haltung des deutichen Bundes vom Standpunkte de3 monardhifchen deutichen Staatsrechts 
aus unmöglich bejaht werden fann.] Wo aus Nechtsgründen Erefution gegen Mitglieder: 

v. Holgenborff, Encnkloräbie. I. 5. Aufl. 70 
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ftaaten zuläffig ift und Sequeftration der Negierungsgewalt eintreten fann, muß aud die 
Herbeiführung eines Thronmwechfeld dann eintreten können, wenn anderweitige Mittel zur 
Sicherung der Gefamtrechtsordnung des Bundes ala unzureichend erfcheinen. 


VI. Staatsamt und Staatsdienft. 


8 44. Das Staat3amt. [Aus der Idee des deutſchen Monarchenrechts fließt mit 
Notwendigkeit, daß die Bethätigung der gefamten Staatsgewalt dem Fürften als Recht und 
Pflicht zufteht. Bon ihm geht alle Negierungsgewalt aus und ſelbſt die Nechtöpflege ge- 
ichieht in feinem Namen, wenn fie au im Wege eines ſchwierigen, vielhundertjährigen Los— 
löfungsprozefjes der perfönlichen Einwirkung des Staatsoberhauptes entzogen ift. Verwaltend 
d. h. kraft ftaatlihen Willens wird für die ftaatlichen Zwede auf allen Punkten des Staats- 
gebietes thätig der Monarch mit Hülfe der perfönlichen Hülfsorgane, welde in jeinem Auf- 
trage und in feinem Namen zur Beforgung der Negierungsgefchäfte in rechtlicher Verant- 
wortung berufen find. Cine mit der Führung ftaatliher Gejchäfte betraute Perfon heißt 
Beamter. Ein Staatsamt ift ein dur das öffentliche Necht beftimmter Kreis von jtaat- 
lihen Geſchäften; ſoweit lettere ftaatlihes imperium bedingen, jteht folches dem zur Füh— 
rung des Amtes Berufenen zu, ohme daß aber deshalb allen Staatsbeamten begrifflich obrig- 
feitliche Gewalt zuftehen müßte. Das Amt, als Inftitution gedacht, ausgejtattet mit öffent- 
lihrechtlihen Befuanifjen und Berpflihtungen, im Gegenjage zu dem Beamten, dem es zeit- 
weilig übertragen ift, heit Behörde.] Die Lehre vom Staatsamt gehört nach einer Seite im 
das Verfafjungsrecht, nad) anderer Seite in das Verwaltungsrecht, letzteres infofern der Or— 
ganismus und das gegenfeitige Verhalten der Behörden und deren materielle Kompetenz zur 
Vornahme beftimmter Verwaltungsakte ſowie deren formen darzuftellen find. Nebenher 
fommt aud zur Beurteilung einzelner dem Staatsdienit anhängender Folgen das Eivilrecht 
in Betracht (Gehalts- und Penſionsanſpruch). 

Die leitenden Gedanken der Organifation und der dem Beamtentum zufommenden Rechts— 
ftellung find in den Perfafjungsgejegen niedergelegt. Zunächſt iſt hier der Gefichtspunft 
bejtimmend, daß die Ausführung der Gefege in der öffentlichrehtlihen Ordnung auf das 
Beamtentum zunächſt angewieſen ift. Die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung in allen 
ihren Ausftrahlungen beruht auf der Drdnung des Beamtentums als des wichtigiten, allge- 
meinten und unentbehrlichſten Werkzeugs für die gefegmäßige Nealifation der Staats- 
handlungen. jede Staats: und Verfaſſungsform drüdt ihr Weſen dem Staatsbeamten- 
tum auf. Während das republikaniſche Staatsrecht und der Grundfag der Volksſouverä— 
nität fi in der Vorherrfhaft des Erwählungsprinzips erweifen, wonad ohne Rück— 
jiht auf beftimmte Merkmale der Fähigkeit das Staatsamt an PVertrauenöperfonen des 
Volkes auf Zeit übertragen wird, während die Kirche ihr Syſtem in den Weihen, der Batri- 
monialjtaat in den Erbämtern ausprägte, hat der deutſche Fürftenftaat fein Wefen auch der 
gegenwärtig geltenden Ämterordnung mitgeteilt. [Die Entwidlung des deutfchen Amtsrechts 
fnüpft an die überaus einfachen Verhältnifje der älteren Staaten an. Die Regierung hatte für 
wenig zu forgen und eine Feine Anzahl von Beamten genügte für den gefamten Dienft. Die 
fürftliche Kanzlei mit den ihr untergeordneten Vögten oder Amtleuten und Magiftraten beforgte 
die innere Verwaltung, die Domänenfammer die Verwaltung der Staatsgüter und Gefälle und 
nah Maßgabe der Lofalrechtlihen Entwidlung gemeinfam mit den Yandftänden aud das 
Steuerweien ; ein Konfiftorium ftand den Kirchen und Schulen vor, und die Hof- und Land— 
gerichte mit den ihnen untergebenen Gerichtshaltern, Juſtitiaren 2c. verwalteten die Juſtiz. 
Wo das Land Mein war, führte der Fürft mit feinem Kanzler oder geheimen Nat die oberfte 
Gentralleitung, wo es größer war, wurde ein eigenes Geheimratsfollegium eingeführt und 
ſelbſt noch ein fürftliches Kabinett für die Ausfertigungen und unmittelbaren Vorträge und Vor- 
lagen errichtet. In der neueren Zeit genügte Dies aber nicht mehr, die Regierungsthätigfeit mußte 
auf anderen Grundlagen beruhen, ältere Einrichtungen wurden ungenügend und unbrauchbar, die 
Juſtiz wurde von der Adminiftration getrennt, e8 wurden für alle Zweige mehrere Inftanzen 
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eingeführt, wichtigere Dinge einer follegialifhen Beratung und Entſcheidung unterworfen, 
für die verfchiedenen Intereſſen und Angelegenheiten befondere Abteilungen und Organi— 
fationen getroffen und das ganze Syſtem fo eingerichtet, daß es im den Händen der oberiten 
Negierungsbehörde feine Gentralleitung fand. Es wurde deshalb in allen deutfchen Staaten 
namentlic unter der Einmwirfung des fonjtitutionellen Prinzips eine durchgreifende Reform 
des Staatsorganismus vorgenommen und die Regierungsthätigfeit nad) den Grundfägen der 
neueren Zeit eingerichtet. Dabei fand aber auch eine gründliche Ummandlung der Rechts: 
verhältniffe der Beamten ſelbſt jtatt, indem fie früher mehr als bloße Diener des Fürſten 
angeſehen und von ihm mehr nach Gunſt angeſtellt wurden, auch als ſolche eine weni 
ſicherte Rechtslage hatten, während jetzt der Staatsdienſt einzig und allein als vom — 
des Staats bedingt erkannt wurde und man daher auch alle darauf bezüglichen Verhältniſſe 
in rechtlicher und ficherer Weife orbnete.] Auf der Grundlage des der Monardie entfprechen- 
den Ernennungs= oder Verleihungsprinzips bildeten ſich im Laufe der lebten 
Jahrhunderte hauptfählih in Deutfchland folgende Nechtsgrundfäte als vorherrfchend her- 
aus: 1. Sicerftellung des Staatsbeamten gegen Willfürafte der Staatsregierung durch den 
Grundfaß lebenslänglicher Verleihung und die Unzuläffigfeit beliebiger Entlafjung. 2. Sicher: 
ftelung der objeftiven Amtswürde durh Abwehr millfürliher Ernennungen vermöge des 
Grundfages nahmweisbarer Amtsfapacität und befonderer Amtsbefähigung (Prüfungsweſen, 
Sachverſtändigkeit). 3. Sicherftellung der Amtsverwaltung durch den Grundſatz gefteigerter 
Verantwortlichfeit (Disciplinargefege). 4. Sicherftellung der gejelfchaftlihen und wirtfchaft- 
lichen Unabhängigkeit der Beamten durch Anerfennung rechtlich zu erjtreitender Gehalts- 
anſprüche. Zu diefen überlieferten Grundfägen hat die neuere Entwidelung des Fonftitutio- 
nellen Staatsrechtes hinzugethan: die Sicherftellung der öffentlihen Rechtsordnung gegen 
Ausihreitungen des Staatsbeamtentums durd das Erfordernis eines dem Treueide hinzu- 
tretenden Berfaffungseides, durch Erweiterung der Nechtsfontrolle gegenüber der Verwaltung, 
duch Feititellung des Grundſatzes der Mintfterverantwortlichkeit und genauere Beftimmung 
der den Gerichten gebührenden Unverantwortlichkeit. Zmifchen dem älteren deutſchen Staats— 
amt und den forporativen Amtsjtellungen der alten Gemeinden hat fi in neuefter Zeit, 
englifhen Vorbildern folgend, eine zumal in Preußen wichtige Neubildung durch Schöpfung 
unentgeltlich zu verwaltender, auf dem Ernennunasprinzip beruhender oder doch Beftätigung 
von jeiten der Staatsregierung —— — Ehrenämter eingeſchoben. 

Als Quelle der Ehren, der Amter und Auszeichnungen gilt in Deutſchland — ſoweit 
nicht Reichsämter in Betracht kommen — der Landesherr, der in allen wichtigeren 
Fällen ſein Recht perſönlich durch Verleihung, in minder wichtigen durch Delegation an 
höhere Amtsſtellen ausübt. Dennoch iſt es fehlerhaft, im Beamten nur den perſönlichen 
Gehülfen des Monarchen erblicken zu wollen. Gegen dieſe Auffaſſung ſpricht die ſelbſtän— 
dige Stellung des Richteramtes, die Verpflichtung des Staatsoberhauptes, Regierungsakte 
durch Miniſter kontraſignieren zu laſſen, die Begrenzung der amtlichen Unterordnung durch 
die Pflicht des Verfaſſungseides und anderes mehr. Der objektive Inhalt des Staatsamtes 
und der Umfang der Amtspflichten iſt zu einem großen Teile unabhängig von dem ſubjek— 
tiven Ermeſſen des Staatsoberhauptes. Staatsbeamte ſind alſo nicht bloß Gehülfen des— 
jenigen Monarchen, von dem ſie berufen ſind, ſondern rechtlich verantwortliche und abhängige 
Organe der Staatsgewalt, deren Träger regelmäßig aber keineswegs immer zur Befolgung 
der ihnen vom Staatsoberhaupt zugehenden Weiſungen verpflichtet find. 


3 45. Rechtscharakter des Staatsamtes. Bis zu Anfang des gegenwär- 
tigen Jahrhunderts war der Nechtscharafter des Staatsamtes durch die vorbildlichen Formeln 
des Kirchen: und Lehnrechts oder gar des römischen Privatrecht (3. B. Dienftmiete oder 
Mandatum) verbunfelt worden. Erſt als man einfah, daß die öfonomifhe Seite des 
Staatödienftes, in dem Anfprud auf Gehalt liegend, juriftifch ebenfomwenig entſcheidend 
ſei wie die Beziehung auf die perfönlichen Bebürfniffe des Fürften, der Schwerpunft des 
Amts vielmehr in der ftändigen und berufsmäßigen Ausführung des Geſetzes und 
folglich des Staatswillens zu fuchen fei, gewann man den richtigen Ausgangspunkt. Schon 
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im preußifhen Landrecht ift derſelbe deutlich vorgezeichnet, indem die Inhaber des Amts 
überall „Staatsdiener” genannt werben. 

Während der Staatsgewalt gegenüber das Amt vorzugsmweife ald Dienftpfliht zur 
Erſcheinung fommt, wirft es den Staatsbürgern gegenüber in erjter Linie als Berechtigung 
zur Ausführung des Gefeges und zur Anmendung des etwa erforderlihen Zwanges gegen 
Widerfeglihe. Somit bedeutet das Amt: öffentlih anerfannte und verliehene 
Berehtigung und VBerpflidtung einer bejtimmten PBerfon zur Bornahme 
gewiffer, auf den Staatszwed bezogener, geſetzlich vorgeſchriebener 
oder zuläffiger Handlungen. Entſcheidend ift die Beziehung des Staatsamtes auf 
den Staatszwed. Hofbeamte find daher feine Staatsbeamte. [Zu den öffentlichen Amtern 
werden dagegen im Bereich des Prozeß- und Strafrecht auch gerechnet die Amter des No- 
tars und des Nechtsanwalts fowie die Ehrenämter der Schöffen und Geſchworenen (S 31 
Abſatz 2 des Strafgeſetzbuchs, SS 31. 84 des Gerichtsverfaffungsgefeges). Endlich find die 
Ämter in der Verwaltung der ſtaatlich anerfannten Religionsgefellichaften, die Kirchenämter, 
den öffentlichen Ämtern zuzuweifen. Im Sinne des Strafgefegbuhs für das Deutſche Reich 
find jedoch kirchliche Ämter als öffentliche Ämter nicht anzufehen (Erkenntnis des Reichs— 
gerichts vom 13. März 1884, Entſcheidungen in Straffahen X 199)]. 

Die Beftimmung der mit jeder Behörde verbundenen Pflichten und Befugnifje ergiebt die 
Behördenorganifation des Staates zum Nefultat. Für diefelbe find im allgemeinen die 
folgenden Gefihtspunfte maßgebend: 1. Mit Rüdfiht auf die Verfchiedenartigfeit des 
Gegenftandes, auf welchen ſich die Amtshandlungen richten, find verſchiedene Klafjen von 
Beamten zu unterfcheiden,; denn das Geſetz der Arbeitsteilung beherrfcht auch den Staats- 
dienft auf den höheren Stufen der Entwidlung. Unter der Vorausfegung der Trennung 
von Kirche und Staat und folglich des Ausſcheidens der Geiftlihen aus dem Staats: 
beamtentume find zu fonden: Militärbeamte (im weiteſten Sinne alle zur Armee ge- 
hörigen und für Zwecke des SHeerbienftes ausfchließlic thätigen Perfonen) und Civil: 
beamte, unter den Civilbeamten weiterhin: rihterlihe und Verwaltungsbeamte, 
und endlich mit Nüdficht auf die örtliche Gliederung der Berwaltung: Neihsbeamte, 
Landesbeamte, Staatsbeamte und Kommunalbeamte. Das Staatsbeamten- 
tum behauptet hierbei eine durchaus centrale Stellung, injofern ſowohl das neuere Reichs- 
beamtentum als aud das Gemeindeamt feinem in den Grundzügen früher vollendeten Bor- 
bilde gefolgt find. Unter allen Amtsftellungen ift verfaffungsrehtlich genommen am 
wichtigjten diejenige des Richters, infofern als Selbjtändigfeit und Unverantwortlichkeit 
ihm befonders zu fichern find, und der Minifter, infofern umgefehrt der Verantwort— 
lichkeit vderfelben ein befonderer und verftärfter Ausdruck in rechtlicher Form gegeben 
werben muß. 2. Die der Mannigfaltigfeit der ftaatlichen VBerwaltungsaufgaben entfprechenden 
Behörden find nad den Gefichtspunften der fachlichen Beichaffenheit der ihrer Wahrnehmung 
übertragenen Aufgaben bald foordiniert bald jubordiniert. 3. Das gleiche Prinzip der 
Amtshierarhie macht ſich auch geltend in der Aufteilung der Staatsamtsgejhäfte nad den 
Geſichtspunkten der örtlihen Abgrenzung der Thätigfeit der einzelnen Organe. 4. Aus 
diefen zwei Momenten der fachlichen und örtlichen Zuftändigkeit der Amtsaufgabe ergiebt 
fih die Teilung der Organe der ftaatlihen Verwaltung in Gentral-, Mittel- und Xofal« 
behörden. 5. Zweifel über die Zuftändigfeit und eventuelle Streitigkeiten über diefen Punkt 
werden innerhalb des Behördenapparates bald durch SHeranziehung des Ausſpruches der 
höheren Inſtanz bald bei generifch verfchiedenen Behördengruppen durch befondere ftaatliche 
Einrichtungen entichieven. Der $ 17 des deutfchen Gerichtsverfafjungsgefeges vom 27. Ja— 
nuar 1877 jchreibt die Bedingungen vor, unter denen die Landesgeſetzgebungen ermächtigt 
find, die Entſcheidung von Streitigkeiten zwifchen den Gerichten und Verwaltungsbehörden 
und DVerwaltungsgerichten über die Zuläffigfeit des Nechtsweges befonderen Behörden (Kom: 
petenzgerichtshöfen) zu übertragen. ] 


S 4b. Verpflidtung der Beamten gegenüber der Staatsgemwalt. 
Alle Verpflichtungen des Beamten lafjen ſich auf zwei Hauptpunfte zurüdführen: auf die 
befonders aufmerfjame Erfüllung alles deſſen, was den allgemeinen oder befonderen Inhalt 


feines Amtes ausmacht, und die Unterlaffung alles dejien, mas der Würde und dem An- 
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jehen des Amtes in der öffentlihen Meinung der Staatsbürger und feiner Amtsgenofjen 
Eintrag thun könnte. Gewiſſe gröbfte Zumiderhandlungen gegen das ftaatliche Ämterrecht 
(3. B. Beitehung) pflegen in allen Strafgeſetzbüchern mit Strafe bedroht zu fein. Andere 
unterliegen einem befonderen Rügeverfahren, welches in Disciplinargefegen geordnet ift, wo— 
bei felbftverftändlich jene bereits bemerkbar gemachte Verfchiedenheit in der Weiſe hervor- 
zutreten pflegt, daß Disciplinarftrafen gegen Militärperfonen in formlofeiter Zuerfennung, 
gegen richterlihe und PWerwaltungsbeamte nur nad einem prozeſſualiſchen Nechtsgang er- 
ledigt werden. Cine erfhöpfende, mit genauer Beichreibung des Thatbeitandes verbundene 
Aufzählung ſolcher Zumiderhandlungen ift nicht möglid. Von Wichtigkeit ift jedoch, daß 
fih die Staatsregierung weder um reine Privatangelegenheiten no um die Ausübung der 
allgemeinen jtaatsbürgerlichen Grundrechte zu befümmern hat; es fommt überall nur darauf 
an, daß die Pflicht des Gehorfams in amtlichen Dingen, fittlihe Integrität des Amts in 
der Öffentlichfeit gewahrt werde. Die Verpflichtung zum Gehorfam gegen Vorgeſetzte be- 
zieht fih nur auf Amtshandlungen. Niemand braucht fich hinfichtlid feiner häuslichen An- 
gelegenheiten, feiner Familienverhältniffe, feiner Religionsübung dienftlihen Vorſchriften zu 
fügen oder einen Befehl auszuführen, welcher gegen Reichs- oder LYandesreht und Ver— 
fafjung jtreitet. Cine Verminderung der natürlihen vermögensrechtlichen Freiheit der Be- 
amten enthalten neuere Geſetze, welche die Beteiligung an den Verwaltungsräten von Aftien- 
gefellfchaften unterfagen oder befchränfen, wenigſtens infomweit dabei Kollifionen mit den 
Staatsgefhäften zu bejorgen find. Die aus dem Verfaffungseide erwachſende Verpflichtung 
des Beamten iſt zwar häufig verfchieden ausgelegt worden; doch ijt mit Beftimmtheit an- 
zunehmen, daß bei rein politischen, genen fein allgemeines Strafgefeß verjtoßenden Rechts- 
verlegungen der Beamte durch einen ihn dazu anmeifenden Befehl gegen unmittelbare per- 
fönlihe Verantwortlichfeit gededt wird. Andererfeit3 fan, abgejehen von dem militärischen 
Unterordnungsverhältnis, Jnfubordination als Vergehen nicht einmal bejtraft werden, wenn 
ein Beamter einem verfafjungs- ober geſetzwidrigen Befehl den Gehorfam verweigert. Zur 
Sicerftellung der Amtöpflichten unterliegen gewifje Klaſſen von Staatödienern einer Kau— 
tionspflicht (in Beziehung auf das Reich fiehe das Gefeg vom 2. Juni 1869 und das 
Neichsbeamtengejeg vom 31. Mai 18753). 

Das Amterrecht in Deutſchland ift meiftenteils in mittleren und fleineren Staaten in 
der Bejchränfung der Beamten weiter gegangen als in Preußen. Neuerdings ift mit 
dem Auflommen der Parteibewegungen im öffentlichen Leben die Frage wichtig geworden, 
melde Stellung dem Beamten bei politischen Wahlen oder in dem Ausdrud feiner poli- 
tischen Gefinnung rechtlich vorgezeichnet fei. Aus dem Begriffe des Staatsamtes folgt zu- 
nädjit, daß der Staatsdiener niemals feine amtlichen Befugniſſe für oder wider eine Partei 
als ſolche zu brauchen berechtigt oder verpflichtet fein fann, ohne daß hier irgendwie eine 
Unterſcheidung zwiſchen herrjchenden oder unterliegenden Parteien zu gejtatten wäre. Die 
Grenze zwifchen dem Barteiintereffe und den Negierungspflichten wird nicht immer jcharf 
zu ziehen jein, wenn einmal beftimmte Regierungsgrundfäge zu Parteifragen des Staats— 
lebens geworden find. Doc kommt e3 hier überhaupt nur darauf an, den richtigen Grund- 
ja aufzuftellen und daran die Forderung zu knüpfen, daf das Amterredht für gewiſſe höhere 
Amtsftellungen mit dem Wechjel der Minifterien lieber eine Änderung in den Perfonen 
eintreten lafje, als einen Wechjel der Überzeugungen verlange. Anerfannt ift auch, daß 
fein Beamter verhindert it, feiner Überzeugung im Wahlatte jelber freien Ausdruck zu 
geben. Auf der anderen Seite kann es feinem Zweifel unterliegen, daß die Abweichung 
in den politifchen Gefinnungen niemals ein Grund fein fann, um fi der Ausführung 
eines ordnungsmäßig erteilten Befchles zu entziehen, deſſen Zwedwidrigfeit dem Auftrag- 
geber allein zur Laft fallen würde. 


8 47. Beredtigung der Beamten gegenüber der Staatsgemalt. 
Wenngleih die Verpflichtung des Beamten gegen feine vorgefegten Behörden in dem ganzen 
Zufammenhange des Amterrechtes bejonders ſtark betont wird, jo darf dennod die Seite 
der Berechtigung des Angeftellten gegenüber der Staatögewalt feineswegs überjehen werden. 
Der Beamte hat einen Anſpruch auf das von ihm verdiente oder ihm doch gültig zugelagte 
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Gehalt. Er ift ferner (von der Ausnahme widerruflicher Anftelung abgefehen) geſchützt 
gegen willfürlihe Entlaffungen und Sufpenjionen. Das Gejeg ordnet die Gründe und 
Formen der Entlaffung teils mit Rüdfiht auf die Zmedmäßigfeit der Staatöverwaltung, 
teils in Anfnüpfung an rechtliche Verfchuldungen des Beamten felbjt, teils endlich in Er— 
mwägung der perjönlihen Vertrauensverhältniffe. Daß Minifter ald Ratgeber der Krone 
jederzeit entlafjen werben fünnen, ift nur eine Konfequenz ihrer eigentümlichen Stellung an 
der Spige der gefamten Staatöverwaltung. Einige andere Beamtenklaffen, bei denen die 
volle Übereinftimmung der politiſchen Zielpuntte mit der oberjten Staatsleitung wünfcens- 
wert iſt, fönnen unter Vorbehalt der Wiederanftellung mit vermindertem Gehalt „zur 
Dispofition” gejtellt werden, ohne daß ein fürmliches Verfahren zur Ermittelung irgend 
einer Verſchuldung erforderlih wäre. Sonjtige Gründe, welche die Entlafjung gegen den 
Willen des Beamten herbeiführen fönnen, find: Verurteilung zu einer gemeinen Strafe, in- 
fofern nicht der Amtsverluft jelbjt die notwendige Folge eines Kriminalverbrechens oder der 
entehrenden Strafe ift, ſchwere Verftöße gegen die Disciplin nad) vorangegangenem recht: 
lihen Gehör und förperliche Unfähigkeit zur Wahrnehmung der amtlichen Funktionen. Im 
Zufammenhange mit diefem Berhältnifje fteht das ſtaatliche Penſionsweſen, weldes in den 
größeren deutfchen Staaten bis in alle Einzelheiten (Witwen: und Waifenverforgung) durch Gefeg 
und Verordnung geregelt worden ift. Die Entlafjung aus dem Staatsdienfte begehren zu dürfen 
gehört ebenfalls zu den Nechten de3 Beamten, Bon ausnahmsweifen Verhältnifjen (wie 
Kriegführung) abgejehen, bejtand feine Verpflichtung zur Übernahme oder Fortführung von 
Staatsdienjten. Dagegen fannte der Kommunaldienft von jeher eine Ehrendienſtpflicht, 
und unter dem Einfluß der von Gneiſt wifjenfchaftlich vertretenen Staatseinrichtungen Eng- 
lands ift mit der Aufnahme der Selbjtverwaltung in dem Zufammenhang der preu- 
ßiſchen Kommunaleinrihtungen die Verpflichtung zur unentgeltlihen Annahme von Ehren- 
ämtern ftatuiert. Won felbft verjteht fih, daß durch das Entlafjungsgefuh die Erfüllung 
bereits begründeter Obliegenheiten aus der Amtsführung nicht hintertrieben werben darf. 
Noch viel weniger ift eine einfeitige Einftellung der amtlichen Thätigfeit zuläffig. 

Nah der Natur der Dinge kennt das Deutfche Neich feine Ehrenämter im Reichsvienft. 
In der Hauptfahe ift in der Ordnung der Dientverhältniffe des Reichs die Analogie des 
Landesſtaatsdienſtes feitgehalten worden. 


8 48. Anjtellung und Berufung des Beamten. Für die Begründung der 
ftaatsamtlihen Rechte und Pflichten hat man unter der Herrſchaft der privatrechtlichen 
Analogie ehemals die Formel des Kontraft3 oder des fogenannten Anjtellungsvertrags 
angenommen. Gegenwärtig faßt man den Berufungsaft unter dem Gefichtspunfte der 
öffentlichrechtlichen Verordnung auf, womit juriftifch gejagt iſt, daß die Verpflichtung zur 
Wahrnehmung bejtimmter Pflichten auf feiten des Beamten und die Berechtigung der 
Staatägewalt, Gehorfam zu fordern, nicht aus der materiellen Übereinfunft und dem 
präfumtiven Konſens der unmittelbar beteiligten Perfonen, fondern vielmehr aus der 
Aunftion des Staatsamtes felbft hergeleitet werden müflen. Hieraus ergiebt ſich beifpiels: 
weiſe, daß Verwaltungsbeamte fi fowohl eine Veränderung in der Art der Dienft- 
leiftung (unter VBorausfegung einer vorhandenen Befähigung) als au in der Anmweifung 
des Dienftortes, fofern dadurch der privatrechtlich erworbene Anſpruch auf ein bejtimmtes 
Gehalt nicht verfürzt wird, gefallen laſſen müſſen. Das Bedürfnis der Staatsverwaltung 
ift hier überall der zunächit entfcheidende Gefichtspunft, das perfönliche Interefje des Beamten 
durchaus untergeordnet, ausgenommen wo im Berufungsafte felber eine örtlich bejtimmte 
Amtsthätigfeit (4. B. an befonders namhaft gemachten Zehranftalten) gefordert wird. Auch 
die befondere Natur des richterlihen Amtes, deſſen Unabhängigfeit durch Verſetzung Wider- 
williger erheblih bedroht fein würde, fordert Abweichungen von der Negel. In diefer 
Richtung verfügt das Gerichtsverfaffungsgefeh das Erforderlihe. Inhaltlih zum Staat s— 
verfajjfungsredte gehörig, werden gegenwärtig alle auf das Richteramt bezüglichen 
Hejegesvorfchriften in Deutichland aus praftifhen Gründen als Einleitung zur Prozeßlehre 
vorgetragen, jo daß die Andeutung diefer Verhältniffe hier genügt. 

Der gleiche Unterfchied zwifchen richterlihen Ämtern und anderen Berufstreifen tritt 
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aud in den Vorbedingungen der Anftellung felbft hervor. Negativ ift zwar bie Staats- 
gewalt ganz allgemein inſoweit gebunden, als nad dem Grundſatz der jtaatöbürgerlichen 
Gleichheit die Staatsämter allen Befähigten offen zu halten find, fein Befähigter alfo 
von der Bewerbung überhaupt ausgefchlofjen werden darf. Die Befähigung ſelbſt jedoch 
mit Rüdfiht auf die für einzelne Staatsämter wünfchenswerten Eigenſchaften der Perfon 
näher zu bejtimmen, ift Sache der Staatsregierung. Sie hat zu erwägen, welche Merkmale 
der intellektuellen, beruflichen oder moralifhen Tüchtigfeit von den Bewerbern nachzuweiſen 
find und wie diefer Nachweis erbradht werden fol. Prüfungsordnungen zu erlaffen und 
außer Anwendung zu ſetzen, ift ihre Sache und Gegenjtand ihrer Berantwortlidfeit. Was 
jedoh das rihterlihe Amt anbelangt, fo müflen andere Rüdjichten in Erwägung ge: 
zogen werben. Probeweiſe Anftellungen auf Widerruf oder nad) einem im Verordnungs— 
wege beliebig zu verändernden Maßſtabe find unzuläffig. 

Wie das Ernennungsreht des Monarchen dur indispenfable Prüfungsordnungen oder 
aud durch Aufftellung gewiſſer Alterserfordernifje befchränft fein fann, fo bejtehen aud) 
Mitwirfungsrechte anderer Perfonen oder gewiſſer Korporationen bei der Beſetzung jolcher 
Stellungen, die in den Bereich des Staatsdienſtes fallen. Dahin gehören die Vorſchlags— 
oder Präſentationsrechte gemiffer Kollegien und Korporationen. Innerhalb des Reichs: 
rechts ift der Kaifer bei der Ernennung gemwiffer Reichsbeamten an die Mitwirkung des 
Bundesrats oder (mie bei manchen Armeeftellen) des Landesherrn gebunden. Den geringjten 
Grad der Einmwirfung des Staatsoberhaupts auf die Amtsverleihung bezeichnet das Be— 
ftätigungsredt, deſſen Zmwedbeftimmung in der negativen Erwägung murzelt, daß 
mögliche Nachteile, die das Ermwählungsreht anderer Staats- oder der Gemeindeorgane mit 
fi bringen könnte, vorfommenden Falls abgewehrt werden Fünnen. 


8 49. Ernennung und Beeidigung des Beamten. Da jede Ernennung, 
die durch ein fogenanntes Anftellungspatent oder eine Berufungsurfunde (Volation) urfundlich 
vermittelt und öffentlich befannt gemadt wird, bei allen Staatsbeamten unzweifelhaft 
einen Regierungsaft darftellt, fo ift nad) fonftitutionellem Staatöredht bei den vom Monarchen 
felbjt ausgehenden Emennungen Sontrafignatur eines Minifters erforderlih. Nur bei Er- 
nennung eines Minifters felbjt fünnten Zweifel entjtehen, ob durd dies Erfordernis nicht 
möglicherweife das Recht des Monarchen, Minifter zu ernennen, vereitelt würde, wenn fi 
unter den zu entlafjenden Miniftern niemand bereit finden ließe, feine Unterfchrift zu dieſem 
Zwede darzuleihen. Überall üblihe Form ift: die Vereidigung der Staatsdiener 
auf die Erfüllung der im Amte liegenden Pflichten, die perfönlihe Treue gegen den 
Monarhen und nah fonftitutionellem Staatsrecht aud auf die gemiffenhafte Beobachtung 
der Verfaffung. Übrigens ift der Eid nur Bekräftigung, nicht Entjtehungsgrund der Amts: 
pflichten, deren Ausübung und Rechtswirkung, von einzelnen Ausnahmen abgefehen, von 
vorgängiger Eidesleiftung nicht bedingt ift. Auf der andern Seite wird auch Verlegung 
übernommener Amtspflichten ohne Rüdficht auf deren eidliche Bekräftigung zu ftrafen fein. 
Die zum Monarchen gegebene Beziehung perfönlicher Treue der Beamten fann dadurd aus- 
gedrückt fein, daß bei jevesmaliger Thronerledigung der Eid zu wiederholen ift oder eine 
Beitätigung der Beamten in ihren Stellungen ausgeſprochen wird. Diefe Praris, welche 
den Huldigungsceremonien entjpricht, iſt nad) jeder Nichtung entbehrlih; ihre Unterlaffung 
hätte feine Rechtswirkung zum Nachteile des Herrfchers oder des Beamten. Mit dem Weg— 
fall des perfönlichen Herrfcherrechts endet naturgemäß auch die Verpflichtung aus dem Eide 
gegen den abdizierenden Monarchen. Nach der richtigen, von theologifher Seite zumeilen 
angefochtenen Rechtsanfiht fann auch ein vertriebener Monarch, nachdem fi eine neue 
Staatsgewalt fonftituiert hat, aus dem Staatödienereide feine Verpflichtung zum Gehorfam 
gegen feine Befehle herleiten. Um Dritten gegenüber wirffam zu werden und zur Befolgung 
der Amtöbefehle zu verpflichten, bedürfen Ernennungen der Publikation. 

Zitteratur: Gönner, Der Staatsdienft aus dem Gefichtspunfte des Rechts und der Natio- 
nalöfonomie betrachtet. 1808; Perthes, Der Staatsdienft in Preußen, ein Beitrag zum —— 
Staatsrecht. 1838; Pfeiffer, Die Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit des Richteramtes. 2. Aufl. 
1865; E. Löning, Deutſches Verwaltungsrecht; Roſin, Souveränität, Staat, Gemeinde, Selbſt⸗— 
verwaltung (Annalen des Deutſchen Reichs. 1888. S. 265 ff.); G. Meyer, Behördenorganiſation 
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der Verwaltung des Innern, in Schönbergs sn der politifhen Ölonomie II 485 ff.; 
Derfelbe, Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts. 2. Aufl. SS 142 ff.; v. Stengel, Die Organi- 
fation der preußifchen Verwaltung. 1884. Siehe hierzu auch die Beiträge in v. Stengels Wörter- 
buch des deutichen Verwaltungsrehts: „Amt“ (Harfeim), „Kompetenzkonflikt“ und „Konflikt“ 
(NadbyN; Arndt, Verordnungsrecht $ 16. 


850. Berantwortlihleit der Beamten gegenüber dem Staatsbürger. 
Dem Beitreben, die einheitliche Ausführung der Staatshandlungen auch gegen die etwa im 
Beamtentum felbft möglichen Rechtsbedenken zu wahren, ift es vielfach zuzufchreiben, daß 
neben der Steigerung der disciplinaren Verantwortlichteit des Beamtentums innerhalb 
der Verwaltungsinftanzen eine ausnahmsmeife Verminderung des allgemeinen Rechtsſchutzes 
gegen Übergriffe der Staatsdiener geſetzlich janktioniert ward. Aus diefem in der Natur 
der abfoluten Monarchie begründeten Gefichtspunkte einer mindeftens teilweifen Übertragung 
politifcher Unverantwortlichkeit auf den Beamten erflärte fi die ehemals bejtehende Privi- 
legierung bezüglih des Gerichtäftandes ſowie die Erfchwerung der ftrafgerichtlichen Ver— 
folgungen. Die Spuren diefer privilegierenden Gefeggebung find nod nicht völlig verwiſcht 
und lafjen ſich auch nicht billigerweife aus dem Rechtsſyſtem ausfcheiden, ohne die Initiative 
des deutſchen Beamtentums empfindlih zu befchränfen. Wenn beifpielsweife in der 
preußifchen Verfafjungsurfunde das ältere Necht, wonad eine Genehmigung der vorgefeßgten 
Dienftbehörde zur Kriminalverfolgung gegen Beamte erfordert wurde, befeitigt ward, jo 
wendete man dennoch den Gedanken der Trennung der Juftiz von der Verwaltung auch auf 
die Haftbarfeit des Beamten für die Übertretung der allgemeinen Strafgefege an. Dies 
aefhah in der Weiſe, daß man den Adminiftrativbehörden die Befugnis einräumte, ſowohl 
in Civil- als in Kriminalprozefien gegen einen Beamten, welder in Beranlafjung der Aus- 
übung des Amtes oder in der Ausübung des Amtes ſelbſt fih einer Handlung oder Unter- 
laffung im Widerſpruch gegen die allgemeine Rechtsordnung ſchuldig gemadt, ven Konflikt 
zu erheben und damit die Vorfrage, ob eine zur gerichtlichen Verfolgung „geeignete“ Über- 
ſchreitung der Amtsbefugniſſe gegeben ſei, den ordentlihen Gerichten zu entziehen 
(preußifches Gefeb vom 13. ‚Februar 1854). 

[Das Reichsrecht verhält fich zu dem partikularrechtlichen Schuß der in Ausübung ihres 
Amtes die Rechte und Intereſſen einzelner Staatsbewohner verlegenden Beamten ein- 
fchränfend. Der Art. 13 des Neihsbeamtengefebes vom 31. März 1873 fpricht es be- 
dingungslos aus, daß jeder Reichsbeamte für die Gejegmäßigfeit feiner amtlichen Handlungen 
rechtlich verantwortlich ift. Damit ift die Geltung des Konfliftsrechts für alle Neichsbeamten 
unbedingt ausgefchlofien. Die Gelegenheit, auch für die Beamten der Einzeljtaaten feine 
Geltung zu befeitigen, jchien fich bei der Einführung der neuen Neichsjuftizgefege zu bieten, 
derfelbe fcheiterte jedoch un dem berechtigten Widerftande des Bundesrates gegen die auf die 
Außerfraftfegung des Konfliktsrechts gerichteten Beſchlüſſe des Neichstage. Ein Kompromiß 
führte zur gegenwärtigen Faſſung des $ 11 des Einführungsgejeges zum Gerichtsverfafjungs- 
geſetze; danach treten die landesgejetlichen Beftimmungen, durch welde die ftrafrechtliche oder 
civilrechtliche Verfolgung öffentlicher Beamten wegen der in Ausübung oder in Veranlafjung 
der Ausübung ihres Amts vorgenommenen Handlungen an bejondere Vorausjegungen ge 
bunden ift, außer Kraft. Unberührt blieben jedoch die landesgeſetzlichen Vorſchriften, durch 
melde die Verfolgung der Beamten entweder im ‚Falle des Verlangens einer vorgejegten 
Behörde oder unbedingt an die Vorenticheidung einer befondern Behörde gebunden iſt mit 
der Maßgabe, daß einmal die Vorentiheidung auf die Feſtſtellung beſchränkt ijt, ob der 
Beamte fich einer Überfchreitung feiner Amtsbefugnifje oder der Unterlaffung einer ihm ob 
liegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht habe, und fodann, daß in den Bundesjtaaten, in 
welchen ein oberjter Verwaltungsgerichtshof beiteht, die Vorentſcheidung dieſem, in den 
anderen Bundesjtaaten dem Neichsgerichte zuſtehen ſolle. — Für Preußen war damit die 
Einrichtung des Konflifts erhalten. Die Enticheidung über einen folden hatte aber fortan 
durd; das Oberverwaltungsgericht zu erfolgen und die Prüfung, ob eine feitgejtellte Amts- 
überfchreitung zur Verfolgung „geeignet“ wäre, war nunmehr reihsrehtlih ausgeſchloſſen. 
Die Herbeiführung der Vorentſcheidung bleibt allerdings nad wie vor von dem Ermeſſen 
der Verwaltungsbehörden abhängig (fiehe hierzu für Preußen $ 114 des Landes-Verwaltungs— 
Gefeges vom 30. Juli 1883). | 
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8 51. Schadenerfagpflidtigfeit der Staatäbeamten und des 
Staates. Der Beamte fann ſich in doppelter Richtung fchadenerfagpflichtig machen: 
gegenüber dem Staat und gegenüber den Staatsbürgern. Someit der Beamte innerhalb 
feines Amtsbereiches jelbjtändig nah den Umjtänden zu handeln befugt ift, kann er 
nicht gehalten fein, jeden Mifgriff oder jeden Irrtum zu vertreten; ebenſowenig darf er als 
haftbar erachtet werden für die Ausführung eines ihm von feinen Vorgejegten ordnungs— 
mäßig erteilten, aber fehlerhaften und materiell rechtswidrigen Befehle. Für die Bemefjung 
der den Beamten auferlegten vermögensrechtlichen Unverantwortlichkeit find im einzelnen 
Falle die allgemein gültigen Amtsinftruftionen von Bedeutung. Vornehmlich iſt es 
das Kafjenverwaltungsweien und der Erfah jogenannter Defefte, die durh Special: 
bejtimmungen genau in allen Einzelheiten geregelt find. Daß der Staat jeinen Schaden- 
erfat in den Formen des Givilrechts gegen jeine Beamten erjtreite, iſt nicht notwendig; 
vielmehr kann der Beamte, dem Gehalt oder Kaution vorenthalten werden, in die Lage 
fommen, feinerfeits als Kläger auftreten zu müſſen. 

Weitaus ſchwieriger ift die Frage, inwieweit der Beamte ſelbſt und der Staat den 
Staatsbürgern aus unrehtmäßigen Handlungen zum Schadenerfat verpflichtet werden. Auf 
der einen Seite wird die vom Allgemeinen Preußifchen Landrecht anerfannte Regel, wonach 
der Beamte ald Sachverſtändiger in feinem Beruf überall befondere Aufmerffamfeit zu 
präjtieren habe, den richtigen Maßſtab für die Bemefjung jubjektiver Verſchuldung an die 
Hand geben. Auf der anderen Seite ift zu berüdfichtigen, daß es im Weſen mander 
öffentlichrechtlich gebotener Handlungen Liegt (3. B. Verhaftung nur verbächtiger Perſonen), 
auf die Gefahr privatrechtlier Schädigungen hin unternommen werben zu müſſen. 

Innerhalb der vermögensrechtlihen Sphäre fisfalifcher Wirkſamkeit bietet dieſe Frage 
geringere Schwierigfeit dar, weil ſich die Regeln über Gefhäftsführung, Stellvertretung und 
Auftrag auch auf die Stellung des Beamten zu der Negierung anwenden lafjen. Für die 
Poſt it die Haftpflicht reichsrechtlich geordnet. Ähnliche Grundfäge müßten für die Staats- 
eifenbahnen und Telegraphie, wennjchon unter Zulafjung mander durd die Thatverhältniffe 
gejtatteten Modififationen, zur Geltung gebracht werden, doch fehlt es an allgemeinen durch— 
greifenden reichsrechtlihen Normen, deren Aufftellung bei dem vorwiegend civilrechtlichen 
Charakter dieſer Verhältnifje durch feinerlei Kompetenzbevenfen dem Neiche abgejchnitten 
werden fann. Eine eigene Behandlung erfordern dagegen ſolche Fälle, in denen Beamte 
durch den Mißbrauch ihrer Amtsbefugnifie, durch unbefugte Vermögensverlegung oder durch 
Begehung eines jogenannten Amtsverbrechens Privatrechte befhädigen und deswegen in Ans 
ſpruch genommen werben fönnen. Cine Vertretungspflicht des Staates fünnte nur (wenn 
man nicht auch hier auf die Analogie der privatrechtlichen Gefchäftsflage zurüdgehen und 
deswegen die fofortige direkte Einflagung gegen den Staat irrigerweife gejtatten will) aus 
folgenden Gefichtspunften hergeleitet werden: 1. aus dem Auftrag, mwelder in allgemein 
geſetzwidriger Norm, z. B. in Gejtalt einer Verordnung, eine Nechtöverlegung herbeiführt ; 
2. aus der von der Regierung unterlaffenen rechtzeitigen Hinderung eines bevorjtehenden 
und mit den verfügbaren Mitteln abzumehrenden Unrechts; oder 3. aus dem materiellen 
Vorteil, welcher dem Staatövermögen durch eine Amtswibrigfeit zugeflofjen ift; 4. aus ber 
Vernadläffigung der die Anftellungsfähigkeit bevingenden objektiven Normen. Die Frage 
der Minifterverantwortlichfeit ift nach befonderen Regeln zu entjcheiden. 


gitteratur: Laband, Staatärecht des Deutichen Reichs (2. Aufl.) I 337 fi.; Bluntidli, 
Gutachten, betreffend die Haftung des Staats refp. der Gemeinde für Schadenserjaganiprüche aus 
Verlegung der Amtspflihten der Beamten, in den Verhandlungen des ſechſten deutichen Juriftentages 
I 45; Heinze, Das Recht der Unterfuchungshaft. 1865. — Gutachten in den Verhandlungen des 
13. deutſchen Juriftentages: Zahariä in der Tübinger Zeitichrift für die gefamte Staatswifjen: 
ihaft XIX 582: Meili, Haftpflicht der Poftanftalten. 1877; Edgar Yöning, Die Haftung des 
Staates aus rechtswidrigen Handlungen feiner Beamten nad deutihem Privat: und Staatsredt. 
1879; Rehm, Die rechtliche Natur des Staatsdienftes nad) deutichem Staatsrecht (Girths Annalen. 
1885); Parey, Die Rechtsgrundſätze des Königlich Preußiſchen Gerichtöhofes zur Enticheidung der 
Kompetenzkonflifte. Berlin 1889; Gabba, Della responsabilitä dello Stato per danno dato in- 
—— ai privati. Firenze 1881; Mantellini, Lo stato ed il codice civile. 2. ed. Firenze. 
8830 —82. 
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8 52. Beendigung des Staatsdienſtes. Über den Amtsverluft infolge ftraf- 
barer Handlungen und verurteilender Richterfprüche ift im Strafrecht zu handeln. 

Da die überall in Deutfchland geltende Regel der Lebenslänglichkeit in der Dauer be- 
foldeter, höhere wiſſenſchaftliche Vorbildung oder techniſches Wiſſen vorausfegender Amter 
willtürlihe Entlaffung des Beamten ausfchließt, jo fann das Staatsamt wider den Willen 
des Beamten entweder nur dann entzogen werden, wenn eine erhebliche, durch bejonderes 
Verfahren (Disciplinarverfahren) zu fonjtatierende Verſchuldung vorliegt oder Unbraudbars 
feit des Beamten für die Zwede des Staatödienftes infolge unverfchuldeter Umftände 
(Krankheit, Alter u. ſ. w.) hinterher eintritt, ohne daß der Beamte feinerfeits in Aner- 
fennung feiner dienftlihen Unfähigkeit um Penfionierung eingeflommen wäre. Unter allen 
Umftänden ift gegenwärtig dem lebenslänglih angejtellten Beamten, der ohne fein Ver— 
ſchulden dienjtuntüdhtig wird, ein Ruhegehalt aud dann zu gewähren, wenn er fein 
rechtzeitiges Ausfcheiden verweigert und es auf eine Unterfuhung der Umftände ankommen 
läßt. Einige Gejeggebungen (mie diejenige Bayerns) erkennen Anſprüche auf Ruhegehalt 
ſchon dann an, wenn eine beitimmte Altersgrenze im Staatsdient erreicht wurde. Ver— 
fchieden von dem Ruhegehalt (Penfion) ift das in Preußen üblid; gewordene, aud in die 
Reichsgefeßgebung übergegangene Wartegeld, worauf folhe Beamte Anſprüche haben, die 
unter dem ftaatlihen Vorbehalt der Wiederverwendung auf unbeftimmte Zeit ohne vorange- 
gangenes kontradiktoriſches Verfahren ihrer Funktionen enthoben wurden: eine Mafregel, die 
nach den dabei zu Grunde liegenden Motiven der disciplinarifhen Anwendung der Amts- 
fufpenfion ſich nähert oder als bejondere Abart der Beurlaubung aufgefaßt werden fann. 
Db Beamte unter Zahlung des vollen Gehalts wider ihren Willen beurlaubt werden dürfen, 
ift mehrfach ftreitig geworden. Bei allen derartigen Fragen ift der Unterjchied zwiſchen 
Gerichts- und Verwaltungsbeamten nicht aus dem Auge zu verlieren. Da eine Pflicht zur 
Übernahme befoldeter Staatsämter nicht bejteht, jo fann auch für den Givildienft die erbetene 
Dienftentlaffung nur folange hinausgefhoben werden, als der Beamte mit der Erfüllung 
gewifjer Pflichten (Nechnungslegung) rüdjtändig bleibt. Wie die Verleihung des Staats- 
amtes, jo ift auch deſſen Beendigung von einem Afte der Staatsgewalt abhängig. Ein— 
feitige Einftellung der Amtsfunftionen von feiten des Staatsbeamten ift widerrechtlich 
(Defertion). Übrigens fünnen gewifje Amtspflichten (3. B. Amtsverfchwiegenheit) das 
Amt ſelber überdauern, wie auch andererfeits das früher verwaltete Staatsamt nad) feiner 
Beendigung rechtlich fortwirfen fann (Gehaltsbezüge, Rang, Titel, befonderer Schub gegen 
Beleidigungen). Für die Reichsgeſetzgebung ift das preußiiche Staatsdienerredht vorbildlich 
geweſen. 


8 53. Kompetenz zur Organiſation der Behörden. Nicht nur die Ver— 
leihung der Staatsämter gehört zu den Privilegien der Krone. Auch die Organiſation der 
Behörden nach ihrem ſtändigen Zuſammenhange, ihrem Unterordnungsverhältnis und ihrem 
Geſchäftsgange fällt in ihren Rechtskreis, vorbehaltlich der zu Geldaufwendungen notwendigen 
Zuſtimmung der Volksvertretung. Doch gilt auch hier jener fundamentale Unterſchied 
zwiſchen Gerichts: und Verwaltungsbehörden. Zuvörderſt erſcheint der Prozeß, welchen die 
Gerichte in Anwendung zu bringen haben, nicht als formaler Geſchäftsgang, ſondern viel— 
mehr als eine das materielle Recht bedingende Methode des Verfahrens und deswegen 
durchaus ungeeignet, unter die Objekte des Verordnungsrechtes ſubſumiert zu werden. 

Die Lehre von der Gerichtsverfaſſung, ehemals ein Beſtandteil des Landesverfaſſungs— 
rechts, der in der Hauptſache auf feſten und unſtreitig gewordenen Grundlagen ruhte, iſt 
mit der veränderten Gerichtsorganifation in den Zufammenhang des Prozefrechts eingetreten. 
Im übrigen beruht die Organifation der Behörden überall in Deutſchland auf einer Ber- 
bindung fachlich technifcher Prinzipien mit lofalen oder territorialen Intereſſen und allgemein 
politiihen Rüdfichten der Zwedmäßiafeit. 

Abgefehen von den ſachlichen Gründen, die zu einer Trennung der Juſtiz von der Ver- 
waltung geführt haben, fommen die anderweitigen Unterfcheidungen des Verwaltungsdienites 
ſoweit zur Geltung, daß wenigſtens in den Gentraljtellen des Staates (Minifterien) die 
thunlichite Sonderung der Gefchäfte durchgeführt wurde, während Sonderungen in den 
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Lokalbehörden oder in den mittleren Behörden durch die. Natur der Verhältnifje 
Schranken gejest find. Eine wichtige Gefehgebungsfrage für die Drganifation der Behörden 
bildet in neuerer Zeit das Verhältnis des (in der Gerichtsverfaffung durchgedrungenen) 
Kollegialprinzips zu dem in Frankreich ſcharf formulierten fogenannten bureaufratifchen 
Prinzip der Einzelämter, die in ftreng perfönlicher Unverantwortlichfeit und hierarchiſcher 
Unterordnung der Amtöftelen ohne irgend eine Mitwirkung jelbjtverwaltender Thätigfeit 
übereinander aufgebaut find. Die dabei maßgebenden Grundfäge gehören überwiegend in 
das Verwaltungsreht. Doch darf nicht überfehen werden, daß die Organifationsprinzipien 
felber den Rang verfafjungsrechtlicher Normen nad der ihnen innewohnenden Bedeutung be: 
anfpruchen dürfen. 


Vi. Das Redt der Volksvertretungen. 


854. Krone und VBolfsvertretung. Hiltorifche Vorausfegung und rechtliche 
Grundlage der alten Monarchie war ihre Beſchränkung, die nah und nah durch Heraus- 
bildung der modernen Gefellfchaft aus dem mittelalterlihen Ständemwefen und andererfeits 
durch Organifation des ftändigen Beamtentums als eines unmittelbar wirkenden Macht— 
faftorö verringert wurde. Selbft nach dem gänzlihen Verfall der. mittelalterlihen Stände 
fonnte in Deutſchland von einer formell vollendeten Abjolutie, wie fie noch gegenwärtig in 
außereuropäifchen Gemeinwefen befteht, nicht die Rede fein. Das Amterrecht, nach feiner 
Entitehung als Erweiterung der fürftlihen Machtipäre auf dem Boden der Rechtöpflege, 
Polizei- und Finanzverwaltung erjcheinend, wirkte in feiner fpäteren Vollendung gleichzeitig 
nicht bloß thatſächlich, ſondern aud) rechtlich ald Schranke gegenüber fürftliher Willkür. 

Zwiſchen den ehemaligen Land ſtänden und den modernen feit Anfang diefes Jahr: 
hunderts oder nad 1848 geichaffenen Volfsvertretungen fehlt es an rechtlicher Kontinuität 
in demfelben Maße, wie zwifchen dem alten und dem neuen Kaifertum in Deutfchland. 
Soweit ſich nicht altlandftändifche Verfaffungen wie in Medlenburg erhielten, bejteht überall 
zwifchen den mittelalterlihen Ständen und den neueren durchgehende auf Volfswahl be- 
ruhenden Ständen ein durchgreifender Unterfchied. Sieht man von ben durch die neuen 
Staats- und Gefellihaftszuftände bedingten Erweiterungen der in den Bereich des öffent- 
lihen Rechts fallenden Staatsgeſchäfte ab, jo läßt fich nicht behaupten, daß das Necht der 
neueren Bolfsvertretungen gegenüber der Krone ein burchgehends geficherteres oder weiter: 
aehendes geworden ſei im Vergleich zu denjenigen Rechten, welche die alten Landſtände 
gegenüber den Yandesherren befaßen. Ganz im Gegenteil ift, troß des modernen Grund- 
jages der Periodicität in Berufung der Kammern, deren Wirffamfeit in höherem Maße 
abhängig von der nitiative, Leitung oder Mitwirfung der Staatsregierung, als dies hin- 
fichtlih der alten Landſtände der Fall war. 

Das Grundfyitem der neueren Volfövertretungen beruht teils auf dem Gedanken der 
Vollswahl, teils auf einer durch die Krone vermittelten Berufung für das Voll. Letzteres 
geſchieht überall da, wo der Zandesherr, in feiner Eigenfchaft ala alleiniger Nepräfentant 
ver Staatsgewalt, als entjcheidender Faktor in der Bildung der fogenannten erjten Kammer 
auftritt. 

Eine Hauptfrage des modernen Berfafjungsrehts und Vorausfegung für die Be- 
jtimmung der zwifchen Krone und Volfövertretung obmwaltenden Nechtsbeziehungen bleibt das 
richtige Verſtändnis der den Volfsvertretungen zulommenden Wefenheit. Sie zu erfennen 
ift um fo ſchwieriger, als einerfeit3 die dee der neueren Bollörepräfentation ausländifchen 
Urfprungs ift, andererfeits die im Auslande gangbar gewordenen Theorieen, losgelöft von 
hiftorifchen Thatfachen, eine einfache Übertragung auf deutſche Rechtszuftände nicht geftatten. 
Die franzöfifche Theorie des Konftitutionalismus, von Montesquieu anhebend 
und an die Staatölehre des vorigen Jahrhunderts anfnüpfend, brachte die Repräfentation 
des Volkes in Zufammenhang mit der Lehre von der Gewaltenteilung, der zufolge die 
Kammern als ein neben der Krone gleichberechtigter Faktor der geſetzgebenden Gewalt hin- 


1116 IV. Das öffentliche Recht. 


geftellt, aber gleichzeitig -von der Staatöverwaltung oder Erefutive völlig getrennt gedacht 
wurden. Dieſe Theorieen find vorzugsmweife im belgiſchen und italienischen Verfafjungs- 
recht realifiert. 

Nach der neueren englifhen Staatsanfhauung wird ganz im Gegenteil die Einheit 
der höchften Staatsgewalt und der Mittelpuntt der Staatsleitung nur im Parlament 
geſucht, ſo daß der Krone (gleihjam als „erblicher Präſidentſchaft“) nur ein forrigierender 
Einfluß auf die mit Ausübung der höchſten Staatögefhäfte dur die Parlamentsmehrheit 
beauftragten Minifter zugeftanden wird. Beide Anfchauungen, die neuenglifche wie die 
frangöfifch-belgifche, üben ihren Einfluß auf die Behandlung des deutjchen Staatsrechtes. 
Daneben fteht die Überlieferung der gefellfhaftlihen Intereffenvertretung als Aus- 
läufer der mittelalterlihen Ständebildung, an melde die moderne wirtſchaftliche Klajjen- 
bildung fih als Gruppierung vorwiegend wirtfchaftlicher Intereſſen (Grundbeſitz, Kapital, 
Induftrie u. ſ. mw.) anſchließt. Endlih war für das Nepräfentativfyiten eine durch die 
Wiener Schlußakte von 1820 gleihfam authentiſch deflarierte Theorie höchſt einflußreich, 
mwonad die Bolfövertretung als unter dem Monarchen wirkende und von ihm pflichtmäßig 
zu gebrauchende Unterftügung bei der Ausübung einzelner genau bezeichneter und 
bejtimmt abgegrenzter Staatsgefchäfte aedaht wurde. Man hatte daher im ganzen drei 
Formeln gefunden: die Volfsvertretung als gleichberechtigt oder als herrfchend oder als 
dienend, jomit entweder neben oder über oder unter dem Monarden jtehend. jede diejer 
Theorieen war zunächſt nur die Abfpiegelung der bei verjchievenen Nationen gegebenen 
Thatfachen. 

Noch giebt es im deutſchen Staatörechte feine allgemein gültige Nechtslehre über 
Weſen, Kompetenz und Grundlage der Volfsvertretung ; es wird dies auch nad) eben dem— 
jelben Geſetze, welches die Bildung der Theorie beherrfcht, nicht eher der Fall jein können, 
als bis die gegenwärtig noch im ‚Fluß begriffene Berfafjungsentwidlung zu einem gewiſſen 
Abſchluſſe gekommen fein wird. Nur das darf ald Ergebnis der vorangegangenen Be: 
mwegungen bezeichnet werben, daß bis jeßt weder die franzöfifhe noch die engliſche Auf- 
fafjung von dem Wejen der Volfsvertretung den in Deutjchland wirklich beſtehenden Zu: 
ftänden entjpridt. Ebenſowenig erſcheint es zuläffig, den Einfluß der Volfsvertretungen 
auf den Gang der Staatögefchäfte nad der Formel der Wiener Schlußafte an ein felt- 
ftehendes und unabänderlides Schema theoretifch feitzubannen. Die übrigens wandelbaren 
Grundlagen der Volfsvertretung und ihrer Berechtigung find herzuleiten aus dem Weſen, 
der Größe, der Zufammenfegung und Hulturentwidlung der modernen Völker einerfeits und 
aus der in das allgemeine Bewußtfein eingetretenen Erfaffung der politiichen Freiheit 
andererſeits. In leßterer Beziehung ift eine Abwehr der erfahrungsmäßig in jeder Gewalt 
wirkenden Neigung zum Mißbrauch ihrer Macht, die Garantie des Rechtsſtaates, die un— 
umgänglid durch die Herſiellung einer Volfsvertretung zu befriedigende Rechtsforderung. 
Im Hinblid auf die allgemeine Kulturentwidlung der Zeit erfcheint es unmöglich, den 
realen Volfswillen auf dem einfahen Wege der monardifchen Entſchließung (oder in 
Republifen des ſofort in Geſetzeskraft tretenden Majoritätsbeichluffes einer VBerfammlung) 
darzuftellen, jo daß nad) diefer Seite hin der Grundgedanfe des Nepräfentativfyitems iſt: 
Zufammenwirfen mehrerer im Staate vorhandener, durch Zwedbeitimmung 
verbundener Willenskräfte zur gemeinfamen Ausbildung und Darjtellung des einheitlichen 
Staatswillens, wobei je nad der Natur der Objekte der Einfluß des einen Faltors gegen- 
über dem andern thatfächlich und rechtlich jehr verichieven beitimmt werden fann. Aus 
demjelben Grunde find aud die Wahlgefege in Deutfchland mannigfach verſchieden. Dem 
Gedanken eines den Staatszjweden dienliden Zufammenmwirfens der Staatsregierung 
und der Bolfsvertretung entſpricht es ebenſowenig die Bedeutung der Krone und der 
monarhifchen Rechte zu vermindern wie die Beichlußfaffungen der Kammern aus einer 
mißverftändlihen Auffafjung des monardifhen Prinzips zu verfümmern. 

[Die Zeit der Entjtehung der deutſchen Bolfsvertretungsförper war der Erfafjung ihrer 
Eigenart innerhalb des deutfchen Staatenlebens dauernd hinderlih. Während die pofitive 
Inftitution in Deutjchland teils revolutionären teils ftreng bureaufratifchen Charakters war, 
warf man fi in der Theorie jofort darauf „allgemeingültige” Lehrſätze über das Ver: 
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faſſungsweſen aufzuftellen und ſyſtematiſch zu entwideln, in welcher Weife dasjelbe am 
beiten und zmwedmäßigften eingerichtet werden fünne. Man glaubte um fo mehr das Ver— 
faffungsmwefen nach dem für das bejte gehaltenen Syfteme einrichten zu können, als bie 
langen Kriege und die zahlreichen Territorialveränderungen gleihfam einen freien Boden 
hergeftellt hatten, auf welchem man das neue Staatsgebäude in beliebiger Form aufrichten zu 
fönnen vermeinte, und man hielt die befte Form für diejenige, melde dem Fürjtentum die 
meijten Rechte entzog und auf die Volfävertretung übertrug. In der nun folgenden Epoche 
der Zurüderoberung der monardifchen Regierungsrechte gegenüber den ausgreifenden Ten- 
denzen des parlamentarifchen Gedanfens fonnte die Inſtitution nicht zu der prinzipiellen 
Klarheit in der Anfchauung der Bolfsgenofjen gelangen, welche ihr in der Praxis zweifellos 
feit langem anhaftete. Während man nämlich von vornherein völlig übereinftimmend den 
Volfsvertretungsförpern den obrigfeitlihen Charakter, die Natur einer ftaatlihen Behörde 
rundweg aberfannte, zögerte man doch gleichwohl diefen Körperjchaften die ihnen zweifellos 
zufommende Eigenschaft von oberjten Selbftverwaltungsorganen zujuerfennen. 
Dennoch ift es feititehend, daß alle auf die Natur der Selbftverwaltungsthätigfeit pafjenden 
Merkmale auch auf diefe Organe pafjen, für welche dann der myftische Begriff der „Volks— 
vertretung“ nicht mehr und nicht weniger notwendig wird wie für die Konftruftion der 
fleinjten Gemeindevertretungsförperfhaft.. Wenn wir unter Selbftverwaltung diejenige Wahr: 
nehmung politifher Thätigfeitsformen verjtehen, welche nicht durdy Behörden und Beamte 
des Staates, aljo nicht durch den Staat felbjt, fondern durch ihm zwar untergeorbnete, aber 
innerhalb ihres Wirkungskreiſes felbftändige Korporationen verfehen wird, jo trifft dieſe 
Charakteriftif durchaus die verfchiedenen Thätigfeitsformen der deutſchen Landtage ſowohl 
wie des Deutfchen Neichstages. Hier wie dort fehen wir den Staat, der anftatt in der alten 
Weife der abjoluten Epoche fein obrigfeitliches Herrſchaftsrecht der Normenfegung nad be- 
ftimmter Richtung jelbft durchzuführen, die Durchführung derfelben an gewiſſe Perfonen 
überträgt, welche zwar ohne feine Mitwirfung nicht thätig werden fünnen, welche aber ihm 
gegenüber eine befondere öffentliche Rechtsſphäre, eine begrifflich verfchiedene Eriftenz haben. 
Es wäre verfehlt und durch feinerlei prinzipielles Moment gerechtfertigt, wollte man aus 
der Beichaffenheit der den „Volksvertretungskörpern“ zugewiefenen ftaatlichen Gefchäfte, deren 
Schwerpunkt allerdings in der Mitberatung des Gefetesinhaltes liegt, den Schluß auf die 
Unzuläffigfeit der Verwertung des Selbitvermaltungsbegriffes ziehen; auch auf den 
unteren Stufen des Aufbaus der Selbftverwaltung finden wir Beratungsförper mit mehr 
oder minder ausgedehnter Zuftändigfeit ohne Erefutivfompetenz, während umgelehrt zahl: 
reihe Funktionen der Volfävertretungsförper (in den Staatsfchuldenfontrollfommiffionen, 
Staatsgerichtshöfen 2c.) weit mehr die Merkmale der ausübenden als der „gefeßgebenden“ 
Thätigkeit an fih tragen. Die geringe Entwidlung, welche die Organifation der Selbft- 
verwaltung bis vor furzem in den meiften deutichen Staaten erlangt hatte, ließ den ſchon 
vom Freiherrn v. Stein mit voller Schärfe erfaßten Gedanfen in den Hintergrund treten, 
daß die Heranziehung der Staatsbevölferung auf allen Stufen der ftaatlihen Arbeit in 
Gemeinde, Stadt, Kreis, Bezirk und Provinz ihren finngemäßen Abjchluß finden müſſe in 
einer Heranziehung von Bevölferungsgliedern im Ehrenamte zur Beratung und Verwaltung 
gewiffer Angelegenheiten des Gefamtitaates, ohne daß aber dadurch der zu jener Mitwirkung 
an jtaatlicher Arbeit berufenen Körperfchaft in einem anderen oder höheren Sinne Mit- 
inhaberfchaft an der Staatsgewalt zufäme, als dies bei jedem anderen Selbitverwaltungs: 
organe der Fall ift. ] 

Diejenigen Staatsgefchäfte und Willensakte, bei deren Vorbereitung oder Durchführung 
die Volfövertretung verfafjungsrechtlidy nicht beteiligt ift, heißen gemeiniglih PBrärogative 
der Krone oder Majeftätsrehte im engen Sinne. Allein aud ihre Ausübung fol 
wenigſtens in jedem einzelnen Falle der Prüfung hinfichtlih ihrer allgemein verfaflungs: 
mäßigen Rechtmäßigkeit unterliegen. Hierauf bezieht fi) das Erfordernis minifterieller Ge- 
genzeihnung, welcher alle Regierungsakte zu ihrer Gültigkeit bedürfen. 

Xitteratur: v. Campe, Die Lehre von den Yandjtänden nad gemeinem Staatsrechte. 


2. Aufl. 1864; Levita, Die Bolfsvertretung im repräfentativen Staate der Gegenwart. 1856; 
v. Darthaufen, Das fonftitutionelle Prinzip, feine geſchichtliche Entwidlung u. ſ. w., herausgegeben 
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von —. 2 Teile, enthaltend fünf Abhandlungen von: Biedermann, Held, Gneift, Waitz und 
Kofegarten. Yeipzig 1864; O. Gierfe, Deutſches Genoſſenſchaftsrecht I 819 ff. (1868); ©. Meyer, 
Staatsreht $$ 96 ff., mit zahlreihen Quellenangaben; Mohl, Württembergiihes Staatsrecht $ 95; 
v. Kirdenbeim, Lehrbuch des deutfchen Staatsrechts 88 53 fi. 


855. Rechte und Befugniffe der Volfsvertretungen im allgemeinen. 
Nechtökreis und Thätigkeitögebiet der Wollsvertretung find, nad) dem von uns aufgeitellten 
Gefichtspunft bemeijen und auf das Prinzip des öffentlichen Rechtsſchutzes oder des zmwed- 
mäßigen Zufammenwirfens zur Feſtſtellung des einheitlihen Staatswillens zurüdgeführt, 
nit an eine fefte, der Entwidlung unzugänglihe Formel zu bannen. Die juriftiihe 
Schranke, welche das Recht des Monarchen, felbitändig zu herrſchen, von der formalen 
Mitwirkung der Volfsvertretung in beftimmten Richtungen trennt, wird abzuleiten fein aus 
dem Grundprinzip der ftaatlihen Einheit, infofern dieſe in der monardifchen Form ihre 
eigentümlihe Darftellung findet. Wo nah der Natur der Dinge das gleichberechtigte Zu— 
fammenwirten mehrerer Faktoren die politifche Kraft der Einheit zerſtören oder in mejent- 
lichen Richtungen hemmen würde, ijt der Monarch in voller Selbitändigfeit des Handelns 
zu belafjen. Aus der Anwendung diefes Grundfates ergiebt fich beifpielsweife, daß das 
Wejen des militärischen Oberbefehls, der Kriegführung und des Friedensſchluſſes, der Re— 
präfentation gegenüber fremden Mächten, die Ernennung und Anmeifung des Beamtentums, 
furz geſprochen: das Mefen aller Dinge, welche jtrengfte Einheit des Entſchluſſes, ſchleuniges 
Erfajien der Zwedmäßigfeitsbevingungen und planvolle Durdführung verlangen, unver: 
träglich ift mit dem Eingreifen anderer Faktoren des Staatälebens aufer den unmittelbar 
handelnden. Diejes Grundgefeg des ftaatlihen Handelns gilt auch für die Nepublifen im 
allgemeinen, nur daß in ihnen die perfönlihe Verantwortlichkeit der handelnden Perſonen 
ftärfer hervortritt. Völlig verfehrt wäre es aber, aus diefer in der Natur nit nur der 
itaatlichen, jondern auch der individuellen Handlung liegenden Einheitlichkeit zu folgen, daß 
deren Vorbereitung oder Endergebniffe der Kritif, Meinungsäußerung oder Beſchwerde ent- 
zogen bleiben müßten. Mitwirkung der Kammern mit der höchſten ausführenden Staatö- 
gewalt oder der Perfon des Monarchen ift überall da von Nechts wegen zu fordern, wo, 
nad) feinen Objekten betrachtet, der Staatswille verjchiedenartige Intereſſen und Gegenſätze 
umfaßt und deswegen, um überall anerkannt zu werden, der Vereinbarung und der 
Zufammenfaffung des Mannigfaltigen bedarf. Daher in der Gefebgebung, ald in der 
Aufftellung allgemeiner Normen, und in der Beiteuerung des Volles, als einer notwendig 
gewifje Vermögensintereffen verlegenden Staatsfunktion, das Zuſammenwirken der Krone und 
der Bolfsvertretung der Staatöidee entfprehend ift. Aus diefen Gefichtspunften find nun 
die wejentlichen Rechte der Wolfsvertretung zu begründen. 

Erjtens aus der Zmwedbeitimmung der Prüfung und Kritif der noch nicht begonnenen, 
aber doch bereits vollendeten Staatshandlungen, ſowie der Abwehr gejchehenen oder bevor: 
jtehenden Unrechts: das Recht der Bitte und Bejhmwerde, der Empfangnahme und 
Beurteilung von Petitionen der Staatsbürger, das Recht der Adreſſe an den Mo- 
narchen, das Recht der Kenntnisnahme von den Staatsangelegenheiten, zu üben ent- 
weder durch Ausfunftserfuhen an die Minifter (Interpellation) oder durch Einladung der 
Minifter zur Anteilnahme an den Yandtagsverhandlungen, wie andererfeits diefen auch das 
Necht zufteht, gegenwärtig zu fein nach ihrem Gutdünfen; zu üben endlich durch Einſetzung 
von Unterfuhungsausjhüffen zur Erforfchung zweifelhafter Thatfahen. Das formal 
weſentliche Net, die Minifteranflage, bildet endlih den Schlußftein in diefer Reihe. 
Zweitens aus dem Gefichtpunfte der Herausbildung des materiell einheitlihen Staats- 
willens aus der Mannigfaltigfeit der Gefellihaftsgruppen: das Necht der Mitwirkung an der 
Geſetzgebung. Drittens aus dem Gefichtspunfte der dem Volke aufzuerlegenden Leiſtungs— 
pfliht, der nad Bedarf zu vereinbarenden Ausgleihung zwifhen Staatsbedürfniffen und 
privatrechtlihen oder geſellſchaftlichen Vermögensintereffen: das Necht der Steuerbemwilligung 
und Finanzkontrolle. Mit den rechtlich anerfannten Befugnifjen der Volfövertretung darf das 
Maß des ihnen gebührenden Einfluffes auf den Gang der Staatsregierung in feiner Weife 
verwechjelt werden. Der mittelbare Einfluß der Kammern fann weiter gehen, als die Übung 
ihrer Nechtsbefuaniffe fordert. Die grumdfägliche Bekämpfung diefes Einfluffes durch die 
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Regierung entſpricht der deutſchen Staatsidee ebenſowenig wie der gelegentlich erhobene, 
aber in Deutfchland nirgends anerfannte Anſpruch, daß die geſamte Staatsleitung in Ge- 
mäßheit mwechjelnder Majoritäten geführt werde. Ohnehin beruht die Annahme, daß in 
jedem einzelnen Falle die durch die Kammer zur Erſcheinung gebrachte Mehrheit der Ab- 
ftimmenden den im Volke vorhandenen Mehrheitswillen darftelle, auf einer den wirklichen 
Thatfahen nicht immer entfprechenden Präfumtion. Im übrigen müfjen die Kammern in 
ihrem Wirkungsfreife gegen Zwang und Einfhüchterung gefhüßt fein. 

Litteratur: €. Rößler, Studien dur ‚Fortbildung der preußiſchen Verfafjung. 1. Abteil. 


1863: Die parlamentarifche Regierung. ©. 115 ff.; J. Held, Staat und Gefellihaft. 3 Bde. 1865, 
auch unter dem Titel: Der verfaffungsmäßige oder konftitutionelle Staat. ©. 71 ff. 


8 56. Perſönliche Rechte der Volksvertreter. Verſchieden von den forpo- 
rativen Nechten der Volksvertretungskörper find die Berufsrechte der einzelnen Kammer: 
mitglieder. Aus dem ftaatlihen Beruf der Volfsvertretungen find dieſe befonderen 
Rechte ihrer Mitglieder abzuleiten. Irrig wäre es, fie als Privilegien aufzufaffen, da fie 
vielmehr einfach als unentbehrliche Mittel erfcheinen zur Erfüllung eines als rechtlich not- 
wendig anerfannten Zwedes. Bei der Abmefjung diefer parlamentarifchen Berufsrechte gilt 
der Grundſatz, dat die Volksvertreter, um ihre Überzeugung unverfälfcht zu erhalten, ficher 
zu jtellen find gegen bedrohliche Einwirkungen jowohl der NRegierungsbehörden wie auch der 
Wählerfchaften. Daher als Folgerungen: die auch von Reichs wegen für die Yandtags- 
verhandlungen geficherte Unverantwortlichfeit in der Sphäre der Meinungsäußerungen und 
Abjtimmungen ($ 11 des Reichsſtrafgeſetzbuchs), die Unzuläffigkeit der Kriminalunterfudungen 
und Verhaftungen außer bei einer Ergreifung in flagranti, das Verbot, die Stellung als 
Volksvertreter nach Übernahme eines Staatsamtes oder nad} einer Beförderung i im Staatsdienſte 
ohne Neuwahl fortzuführen, die Unabhängigkeit des Volksvertreters von Aufträgen oder 
Inſtruktionen feiner Wähler und das Verbot, Petitionen den Landtagen perfönlich zu über: 
reihen. Auch die beiden Prozeßordnungen des Deutfchen Neihs enthalten Beftimmungen, 
die den Beruf der Abgeorbneten gegen Unterbrehungen und Störungen fidhern. 

Litteratur: Zappenberg, Die Privilegien der Parlamentsmitglieder. 1849; E. Herr- 
mann, Über die ftrafrechtliche Verantwortlichfeit der Mitglieder der Ständeverfammlung, im Ardiv 
für Kriminalredht. N. F 1858. ©. 341-394: 2. v. Bar, Die Nedefreiheit der Mitglieder der ge- 
—— Verſammlungen. 1868; Zachariä, Abhandlung über Art. 84 der preußiſchen Verfaffung. 
1366; R. Heinze, Die Straflofigfeit parlamentariicher Rechtsverlegung. 1879: R. Schleiden, Die 
Disciplinar- und Strafgewalt parlamentarifcher Verfammlungen über ihre Mitglieder. 1879. Eine 
lichtvolle Darſtellung über das Denn und die quellengeichichtlicdhe Entwidlung der parlamentarifchen 
Immunität giebt J. Weismann, „Die ſtrafprozeſſuale Privilegierung geſetzgebender Verſammlungen“, 
in der eitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft IX (1888). Nähere Litteraturangaben dafelbſi 


S. 14 ff.; Zahlreiche Quellen bei Fuld, Die Immunität der Mitglieder geſetzgebender Verſamm— 
lungen, im Archiv für öffentliches Recht IV; Mancini, Sulle inviolabilitä parlamentari. 1871. 


8 57. Das freie Mandat. Die Frage des verfafjungsmäßig zwifchen dem Ab- 
geordneten und der Mählerfchaft beftehenden Verhältnifjes hat bisher in der Theorie eine 
annähernd zufammenfafjende Darftellung nicht gefunden, offenbar weil hier die zahlreichiten 
Fäden des Repräſentativſyſtems, jenes Organismus alfo zufammentreffen, in weldem der aktiven 
Staatsbevölferung vermittelft einer Kette ineinandergreifender Einrichtungen ein geſetzlich 
geordneter Anteil an der Regelung gewiſſer öffentlicher Angelegenheiten gefichert wird. — 
Hier gilt es nur einige diefer Beziehungen, fomweit fie dem pofitiven Verfaſſungsrechte an- 
gehören, in ihren Zufammenhängen darzuftellen. — Der nah Maßgabe der Wahlrechts- 
normen (Bedingungen des aktiven, des paffiven Wahlrehts, Cenjus, Befig der bürgerlichen 
Ehrenrechte 2.) gewählte Abgeordnete eines Wahlgebietes bildet den Mittelpunkt ge- 
jeglicher Beitimmungen, die indgefamt der Aufgabe dienen, in der Perfon des Ab- 
geordneten den Gedanken unbehinderter, freier Mitwirfung an den dem Vertretungsförper 
zur Wahrnehmung übertragenen Staatögefhäften rechtlich ficher zu ſtellen. Redefreiheit, 
Smmunität, Unverantwortlichfeit der Abjtimmung 2c. bilden gewijjermaßen die eine halbe 
Ningmauer, die die Perfon des Abgeoroneten zu dem Zwecke umgiebt; fie war von der 
Notwendigkeit geichaffen, den letzteren gegen die Übergriffe der zur Zeit des Auffteigens der 
fonftitutionellen dee noch übermächtigen und eiferfüchtigen abjoluten Monardie in Schuß 
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zu nehmen. Komplementär ergänzt werben biefe Beitimmungen dur eine zweite Gruppe 
von Anordnungen, deren Aufgabe es ift, die Perfon des Abgeorbneten und feine Ent- 
fchließungen frei zu erhalten von der nötigenden Willkür wechſelnder Voltsftimmungen. — 
In dem verfafjungsrechtlichen Prinzip, daß jeder Landtags: (Neichstags-) Abgeordnete Ver- 
treter des gefamten Volkes ift, liegt nur der etwas myſtiſche Ausdrud für die thatfächliche 
Loslöfung des Mandatsträgers Fraft öffentlichen Rechts von der fpeciellen Wählerfchaft feines 
Wahl- oder eines MWahlbezirkes überhaupt. Das Verbot des imperativen Mandats bildet einen 
Angelpunft des ganzen modernen Repräfentativfyftems, denn das leßtere hat zweifellos nur 
folange den Sinn einer verläßlihen, ftaatsrechtlich leiftungsfähigen Inftitution, folange es 
innere Gewähr dafür bietet, daß der Gegenfag der Volfsmeinungen, der nationalen und 
wirtfchaftlichen, lofalen 2c. Intereſſen an gemeinfamer Stelle der Beratung und Entſchließung 
jeine Ausgleihung und Vermittlung findet. Dies ift aber nur in ber Form bes freien, 
unabhängig geftellten öffentlichrechtlihen Mandates denkbar, weil nur diefes allein der par= 
lamentarifchen Diskuffion die Erreihung ihres Zweckes ermöglicht, durch Anhörung der ver- 
ſchiedenen Anfichten, der Gründe und Gegengründe zur Erforfhung der Wahrheit, zur Er— 
mittlung des Gefamtinterefjes der Staatseinheit zu gelangen. Das ganze Syitem fteht und 
fällt jomit mit dem verfafjungsrechtlihen Sat: die Mählerfhaft des einzelnen Bezirks 
wählt für die Volfsgemeinfchaft, und der Abgeordnete ift demnach ein Vertreter der Geſamtheit 
fraft jtaatlihen Auftrages. 

Wo der Gedanke nicht tief genug ins Volfsbewußtjein gedrungen ift, wo aljo bie 
Plaſtik der lokalen Wahl den Sieg davon trägt über den jtaatsrechtlichen Gedanken der 
Gefamtrepräfentation, da hat man bisher — allerdings außerhalb des deutſchen Verfafjungs- 
rechts — verſucht, durch möglichit große Wahlbezirfe die entgegenftehenden politifchen Ge- 
fahren zu befämpfen. Das franzöfifhe Liftenftrutinium, das Harefhe Wahlfyitem und 
andere Verfuche zum Schutze der Minoritäten haben in erfter Linie in ihren vergeblichen 
Berfuchen diefen Zwed im Auge. 

Litteratur: Bluntihli, Allgemeine Staatölehre II; Campagnole, La reprtsentation 
proportionelle. Paris 1885; Labaume, Histoire monarchique et eonstitntionnelle de la Revolution; 
Stoerf, Das verfafjungsmäßige Verhältnis des Abgeordneten zur Wählerfhaft. Wien 1881; Rös— 
ler, Gedanken über den fonftitutionellen Wert der Reichsverfaſſung. Roftod 1877.] 


8 58 Mitwirkung der Kammern am Gejeggebungsredhte. Der Monarch 
hat überall das ausſchließliche Recht der Gefegesverfündung, dagegen ift er in der Gejeß- 
gebung gebunden an die Zuftimmung der Volfsvertretung. Hierdurch iſt bei einigen Schrift- 
ftellern der Irrtum entſtanden, als ob das Gefet in fonftitutionell regierten Staaten die 
Natur eines Vertrages zwifchen mehreren voneinander unabhängigen Kontrahenten habe. 
Daß dies unrichtig, zeigt fich zunächſt ſchon darin, daß die Vorlage eines Gefeßentwurfes 
durch die Krone nad defjen unveränderter Annahme noch nit zur Bublifation ver- 
pflichtet. Nirgends in Deutſchland fann der Monarh wie in Norwegen ein fufpenfives 
Veto haben. Yit eine Übereinftimmung zwifchen der Volfsvertretung und der Regierung 
nicht zu erreichen, fo bleibt der bisherige Nechtszuftand unverändert, eine Konfequenz, die 
zu bejonderer Schwierigkeit und heftigem Streite führte, ald es fi) um deren Anwendung 
auf das jährlihe Staatshaushaltsgefeg in Preußen handelte, defjen Zuftandefommen einmal 
ale notwendig vorausgefegt wird und außerdem gewifje Veränderungen gegenüber den 
Finanzgeſetzen einer früheren, bereits abgelaufenen Periode ftets in fich fließt. In An— 
betracht folder Schwierigkeiten, zu deren direkter Befeitigung die preußifche Verfaſſungs— 
urfunde fein Mittel jtatuiert, haben mehrere deutfche Staatsärundgefege (3. B. Württemberg, 
Heſſen, Baden) Auskunftsmittel verordnet, welche den Zmwiefpalt der Kammern im nterejje 
der Geſetzgebung zu heben bejtimmt find: entweder Durdhftimmungen unter Zufammen- 
zählung der in beiden Kammern vorhandenen Majoritäten und Minoritäten oder nad) 
fruchtloſen Bereinigungsverfuchen das Erfordernis einer bejonderen Stimmenzahl in der ver— 
werfenden Hammer, wenn zwifchen der Regierung und der anderen Kammer Überein- 
ftimmung in Beziehung auf einen Geſetzesvorſchlag beiteht (Sachſen). Ein derartiges Syitem 
fann als eine Übergangsform zwifchen dem Einfammerfyftem und dem Grundfate der abfoluten 
Gleichberechtigung beider Kammern nad dem Zweikammerſyſtem aufgefaßt werden. 
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Der Anteil der Kammern an der Gefetgebung ift nicht überall in Deutſchland verjelbe. 
Er ift bemefien entweder nach dem Maßſtabe der formellen Gleichberechtigung mit der Krone 
oder nad) dem Maßftabe der Borberehtigung der leteren; erjteres in Preußen, letzteres 
nad dem älteren Verfafjungsrecht ſüddeutſcher Staaten. Wo Gleichberechtigung befteht, hat 
jeder Faktor der Gefetgebung 1. Mitbeſchließung ohne jeve Nüdficht auf den Gegenftand 
und Inhalt des Gefetes, jo daß unter dem Titel und in der Form des Geſetzes eine rechts- 
verbindliche Publifation ohne Genehmigung der Kammern und deren Erwähnung überhaupt 
nicht gefchehen fann; 2. das Recht des Geſetzesvorſchlages (fogenannte gefeßgeberifche 
Initiative) und 3. das Necht der Verbefferung eingebrachter Gefetesvorfhläge (Amendie- 
rungsredt), abgejehen von der zu Gunften der zweiten Kammer bei Finanzgefegen ge- 
machten Ausnahme. (Typus: Artikel 62 der preußifchen VBerfaffungsurfunde). Zum Schute 
der Majoritäten befteht überdies meiftenteild der Grundfaß, daß einmal verworfene Gefeßes- 
vorfchläge in derſelben Situngsperiode nicht noch einmal wiederholt werden dürfen. Für 
Annahme oder Verwerfung genügt bei Geſetzesvorſchlägen die einfache Majorität in beiden 
Kammern; anders bei Verfafjungsänderungen, die dur das Erfordernis einer relativ 
ftärferen Majorität erfchwert werden follen, was in der preußifchen VBerfafjungsurfunde in 
geringerem Maße durch die Vorfchrift einer zweimaligen durch einen Zeitraum von wenigſtens 
21 Tagen getrennten Abftimmung mit einfacher Mehrheit (Artifel 107) erjtrebt wird. 


859. Gefeggebung und Verordnungsredht. Die Feititellung deffen, mas 
den Begriff eines Gejeges ausmacht, iſt feineswegs eine Aufgabe des pofitiven Staatörechts 
allein, fondern gehört in die Lehre von den Rechtsquellen überhaupt. In das ſtaatsrecht— 
liche Gebiet dagegen fällt diefe Frage infoweit, als: 1. die Mitwirfungsbefugnis der Volks— 
vertretung bei der Aufftellung verpflichtender Rechtsnormen und 2. die Verpflichtung der 
Behörden, vornehmlich der Gerichte, zur Prüfung ihrer Rechtsverbindlichkeit in Betracht 
fommt. mn diefer Hinficht ergeben fich erhebliche Schwierigkeiten für die Abgrenzung des 
der Krone herkömmlich zuftehenden Verordnungsrehtes und des an die Mitwirkung 
der Volfövertretung gebundenen Geſetzgebungsrechtes. Wiffenfchaftlih genommen ift 
nicht alles dasjenige als „Geſetz“ zu erachten, was als vereinbarter Beſchluß der Krone und 
der Volfsvertretung, alfo in der Form eines Gefeges verfündet wird, mährend andernfalls 
feititeht, daß nichts als Geſetz verfündet werden darf, was ohne Mitwirkung der Kammern 
von der Krone allein beſchloſſen iſt. Läßt man diejenigen Fälle außer acht, in denen po- 
fitive Vorfchriften abweichend von der Regel — wie bei fogenannten Staatshaushalts- oder 
Finanzgefegen — Form und Titel des Geſetzes auf gewiſſe außerhalb der Gefetgebung 
liegende Verhältniſſe übertragen, fo bleibt als mwefentliches, gleichzeitig aber im einzelnen 
alle auch beftreitbarftes Kriterium der In halt derjenigen Normen bejtehen, deren pflicht- 
mäßige Befolgung rechtlich von der Staatsgewalt in Anfprucd genommen wird. Mit Nüd- 
fiht auf die Begrenzung der den Kammern zuftehenden Gejeßgebungsrechte gegenüber den 
der Krone zuftehenden Befugniffen ift e8 daher von Bedeutung, daß die neue Staatsrechts— 
theorie zwifchen Gejegen im formellen Sinne und Gefegen im materiellen Einne 
unterfcheidet, wozu für das Staatsrecht der abfoluten Monarchie fein Anlaß geboten mar, 
während im römifchen republifanifchen Staatsrecht bereits ähnliche Gefichtspunfte in der 
Gegenüberftellung der senatusconsulta und leges beftanden. 

Abgefehen von den beftimmt bezeichneten Einzelfällen fogenannter formaler Geſetzes— 
ordnung können die VBolfsvertretungen ein Mitbeftimmungsreht nur da fordern, wo inhaltlich 
genommen eine allgemeine verbindlihe Norm gefchaffen werden fol, um den Staatsbürgern 
Rechtspflichten aufzuerlegen, die nad Art und Umfang aus dem bereits beftehenden älteren 
Recht nicht abgeleitet werden können. Unter eben denfelben Gefichtspunft fällt auch die 
authentifche Deklaration als zweifelhaft anerkannter Gejegesbeftimmungen. Enthält ein 
älteres Geſetz irrtümlicherweife Anordnungen, melde an ſich genommen der Gefegesform 
nicht unterliegen würden, fo greift bei beabfichtigter Änderung freilich wiederum jener formale 
Gefihtspunft Plab, wonach ein einmal bejtehendes Geſetz nicht einjeitig durch Berfügungen 
der Krone außer Wirkjamfeit gejegt werden fann. Unzmweifelhaft hat der Monar außerhalb 
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der Gefehgebungsmaterie ein jelbitändiges Verordnungsrecht, deſſen gefchichtlicher Ur- 
jprung teils auf das Necht des Befehlens (Heerbann, Gerihtsbann), teils auf das Bedürf- 
nis einheitliher Verwaltungsregeln zurüdweiit. 

Im allgemeinen können im Wege der Verordnung nur Normen aufgejtellt werden, 
welche, ohne dem allgemein für fämtliche Staatsbürger verbindlichen Rechte oder bereits 
publizierten Gejegen zu widerſprechen, bejondere Obliegenheiten des Beamtentums in defjen 
internem Verhältnis zur Staatögewalt begründen follen. Übrigens fann das Geſetz jelbit 
im Hinblid auf die Schwierigfeit feiner Anwendung und zur Befeitigung von Zweifeln be- 
jtimmen, welde Ergänzungen feines Inhaltes durd Verordnungen erfolgen fönnen und 
welche Minifter außer dem Monarchen ſelbſt mit dem Erlaß von Ausführungsverordnungen 
betraut fein follen. Cine Prärogative der höchſten Staatögewalt bildet ferner die Befugnis, 
in einzelnen durd das Geſetz im voraus bezeichneten Fällen von der Anwendung des ge 
meinen Rechts Ausnahmen zu ftatuieren oder gewiſſe Specialrehte einzelner Perſonen zu 
Ihaffen, die aud Dritten gegenüber wirtfam werden. Aus diefer im älteren deutfchen 
Staatsreht ald Privilegienhoheit bezeichneten Prärogative entjtammt die Verleihung 
von Würden, Titeln und Auszeichnungen, von Patenten und von Korporationsrechten. Die 
Scheidung des Verordnungsrechtes und des Gejeßgebungsrechtes, zu allen Zeiten ſchwierig, 
wird naturgemäß innerhalb der Staatenverbindungen durch die Mehrung der Staatsorgane 
noch mehr verwidelt, jo daß ſich Streitfragen nicht nur zwifchen den Gefeßgebungsfattoren 
der einzelnen Mitgliederjtaaten, fondern auch zwifchen den Gentraljtellen und den Landes: 
jtellen, ja jogar zwischen mehreren Verwaltungsorganen der Gentraljtellen felber ergeben können. 

Verfchieden von den Ausführungsverordnungen, die auf bereits bejtehende Geſetzes— 
normen bezogen fein wollen, find die jogenannten Notverordnungen, die fich als eine 
zeitlich bejchränfte, an unvorhergefehene Notjtände anfnüpfende und an die nachträgliche Ge- 
nehmung der zur Zeit der Emanation abmwejenden Volfsvertretung gebundene, vielfach be- 
dingte Erweiterung des der Krone zuftehenden Gefeßgebungsrechtes darjtellen (Art. 63 der preu: 
ßiſchen Verfafjungsurfunde). Der deutjchen Neichsverfafiung iſt ein derartiges Notverord- 
nungsrecht fremd geblieben. Denn das Recht, den Belagerungszuftand zu verkünden 
und gewiſſe jtaatsbürgerliche Grundrechte während der Dauer diefes Zuftandes zu fufpendieren, 
it lediglich als eine gejeglich im voraus verordnete Ausdehnung der der vollziehenden Gewalt 
und der kriegeriſchen Befehlshaberichaft zuftehenden Kompetenzberehtigung aufzufafjen. 

Übrigens find die Gefehgebungsrechte der Kammern, gegenftändlid genommen, nicht 
überall die gleichen. Ältere Verfaffungen aus dem Zeitraum vor 1848 entzogen den 
Kammern mehrfach das Recht des Gejehesvorfchlages und erklärten, daß deren Zuftimmung 
nur zu gewiſſen Arten von Geſetzen erforderlich fein follte (Bayern, Sachſen, Weimar). 

Fitteratur: Über die umfangreiche und namentlich für die Nlarftellung des Problems des 


Budgets fruchtbare Kontroverfe betreffend das Maß der theoretiichen Berechtigung, einen Unterſchied 
wiſchen materiellen und formellen Gejegen juriftiich zu firieren, fiche Yaband a. a. D. 2. Aufl. 
S. 568; Derfelbe, Budgetreht nah den Beltimmungen der preußiichen Verfafjungsurfunde, in 
Behrends Zeitfchrift für Gefepaebung und Rechtspflege. 1870 (1871 beionders erfchienen): G. 
Meyer, Der Begriff des Geſetzes und die rechtliche Natur des Staatöhaushaltes, in Grünhuts 
Zeithchrift VIII 1—53; Seligamann, Beiträge. I. Der Begriff des Gejeges im materiellen und for- 
mellen Sinne; Seydel, Bayerifches Staatsrecht III 542; Jellinef, Gejeg und Verordnung S. 230 ff. 
Die Unterfcheidung ift angefochten worden u. a. von v. Martig, Über den Begriff des Fonftitutio- 
nellen Geſetzes, in der — für die geſamte Staatswiſſenſchaft. 1880. S. 225; Arndt, Ver 
ordnungsredt S. 5 ff.; Zorn, Reichsjtaatsrecht II 335; v. Sarwey, Allgemeines Verwaltungsredt 
©. 7 . in Marquardiens Handbuch des öffentlihen Rechts. — Unter Entwidlung vielfach neuer 
Sefichtspunfte: A. Hänel, Das Gejeg im formellen und materiellen Sinne, II 2 der „Studien zum 
— — 1888 und im Anſchluſſe daran Auguſt Thon im Archiv für töffentliches 
Recht V i 


8 60. Das Recht der Steuerbewilligung und der Finanzkontrolle 
im allgemeinen. Die Unverleglichteit und der ungehinderte Gebrauch des Privat- 
eigentums wäre nad einer höchſt wichtigen Seite hin gefährdet, wenn die Auferlegung von 
Abgaben und die Erhebung der Steuern in das Belieben der Staatsregierung geftellt wäre. 
Loſcke leitete daher das Hecht der Steuerbewilligung aus der Natur des Privateigentums 
her. Auch hatte in der That nicht nur der englifche Parlamentarismus, fondern aud das 
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fontinentale Ständewejen feine ſtärkſte Wurzel in dem wachſenden, durch das Lehnsweſen 
nur auf freiwillige Gelvleiftungen angemwiejenen Bedürfnis des Staatshaushaltes. In 
der Gegenwart iſt das allgemeine Recht des Staates, feine finanziellen Mittel aus Geld— 
leiftungen der Staatsbürger zu entnehmen, und entfprechend deren Pflicht, zu den Staats: 
lajten beizutragen, anerfannt. Das Mai und die Art der Xeiftungen aber darf von Zu- 
fälligfeiten und Schwanfungen der politifchen Zwedmäßigfeit nicht abhängig gemacht werden, 
vielmehr ift die Ordnung der Volkswirtſchaft in ihrer Gefamtheit bedingt durch feite Be- 
rehnung und Begrenzung der Staatsbedürfniffe, wie die Finanzverwaltung ihrem Erfolge 
nad bedingt ift dur die Schonung der mwirtichaftlich thätigen Kräfte der Nation. Daher 
die Forderung, daß bei der Verteilung, Erhebung und Verwendung der vom Staate zu 
beanjpruchenden Gelder auch die Grundfäge des Rechtes und der relativen Gleichheit zu 
wahren find. Staatsvermögen, Volfswirtihaft und Privateigentumsgebraudh find in fo 
innige Wechfelbeziehungen gejett, daß ein Zufammenmwirfen der verfchiedenen, in dieſen 
Kreifen thätigen Willensrichtungen als notwendig begriffen werden mußte. Die Regeln, 
welche zur Bejtreitung der ftaatlihen Gelobevürfniffe von der Erfahrung auf dem Gebiete 
der Volkswirtſchaft und Staatsverwaltung gemeinfam an die Hand gegeben werden, bilden 
den Inhalt einer mit dem Verwaltungsrecht verfchmolzenen Specialtunde: der Finanz— 
wiſſenſchaft, deren leitender Gedanfe darin bejteht, daß jede Verwendung wirtſchaft— 
liher Werte aus dem Vermögen des Volfes und der einzelnen für den Staat gleichzeitig 
fruchtbringend zurüdwirken muß auf das Leiſtungsvermögen der nationalen Kräfte. 


8 61. Einzelne Finanzredte der Volfövertretungen. Das Recht der 
Volfsvertretungen zur Mitwirkung und Kontrolle auf diefem Berwaltungsgebiete entipricht 
fomit gleichzeitig dem Intereſſe des Staates und den prinzipiellen Forderungen der Volfs- 
wirtjchaftslehre, deren theoretifche Ausbildung mit der freieren Verfaffungsentwidlung der Neu: 
zeit Hand in Hand geht. Seinem Gegenftande nad) erſtreckt ſich dies Recht auf folgende Punkte: 

1. Zunädft auf die Einführung neuer Steuern, die PBerausgabung un— 
verzinslichen Papiergeldes und auf jede Mehrbelaftung des Volkes durh Aufnahme von 
Anleihen. Der Unterfchied zwifchen direkter oder indirefter Befteuerung ift verfaſſungs— 
rechtlih ohne Bedeutung. Auch die Begründung ftaatliher Monopole fällt unter denfelben 
Geſichtspunkt. 

2. Auf die Verwendung ſämtlicher für den Staat vereinnahmten Gelder, deren An— 
weiſung in dem ſogenannten Budget oder Staatshaushaltsetat zu prüfen iſt und für die 
feſtgeſetzte Finanzperiode (dieſe umfaßt nur im Reich und in Preußen ein Jahr, in allen 
anderen namentlich größeren Staaten 2—3 Jahre) in Form eines Geſetzes vorausbeſtimmt 
wird. Auf die eigentümlihe Natur diefer nur für eine Kalenderfrift geltenden und ftets 
zu erneuernden Finanzgeſetze ift durch die Theorie vielfach hingewieſen. Ihre Einrichtung 
geftattet es, fie gleihjam als eine legalifierte Wahrfcheinlichkeitsrechnung der Einnahmen und 
Ausgaben zu bezeichnen, jo daß die von unvorhergejehenen Thatfachen nachträglich gelieferte 
Korrektur nicht außer acht gelaffen werden fann. Hinterher notwendig gewordene Mehraus: 
gaben, auf neu hervorgetretenen Thatumftänden beruhend, fünnen nicht ſchlechthin ala Geſetzes— 
verlegungen behandelt werden, fondern müſſen als Etatsüberfchreitungen unter Vorausfegung 
ihrer Angemefjenheit genehmigt werden (fogenannte Indemnität). 

3. Auf die Prüfung der von der Staatsregierung nad) der Verausgabung der Staatögelder 
zu legenden Rechnungen und die Entlaftung der Regierung (Decharge) bezüglich der bemwilligten 
Ausgaben und der pflihtmäßig zu bemwirfenden Tilgung der Staatsjchulden. 

Diefe Finanz- und Steuerbewilligungsrechte der Volfsvertretung fordern ald notwendig 
fonnere Objekte der Mitwirkung ferner: 

4. Die Genehntigung zur Veräußerung der Staatsgüter, insbefondere der Domänen 
und des fisfalifchen Grundbeſitzes. 

5. Die Zuftimmung zu folhen Staatsverträgen mit dem Auslande, melde den 
Staatsbürgern finanzielle Opfer auferlegen oder das Volksvermögen fonjt zu belajten ver- 
mögen, daher vorzugsmweife zu Handels-, Zoll- und Schiffahrtsverträgen oder zur Übernahme 
ftaatlicher Garantieen für die von dritten Mächten zu bewirfenden Zeitungen. 
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6. Die Gutheifung von Veränderungen in der Höhe des vom Staate bei An— 
leihen aboptierten Zinsfußes. 

7. Die Verwendung folder Gelder, die außerhalb der normalen Budgetverwaltung 
durch außerordentliche Ereianifje dem Staate erworben wurden (Kriegsentfhädigqungen). 

Nicht überall ift die Begrenzung der der Volfsvertretung zuftehenden Befugniffe völlig 
Har geftellt. Cine fehr erhebliche Verſchiedenheit waltet beifpielsweife darin, daß die Fort— 
erhebung bereits bejtehender Steuern in einigen Staaten gleichfall® der Zuftimmung ber 
Volksvertretung bedarf, in anderen Staaten dagegen nicht. Des in dem vierten und 
ſechſten Punkte erwähnten Rechtes ift beifpielaweife in der preußifchen Berfafjung nicht 
ausdrüdlih gedacht, und ebenfo ift die Anwendung des fünften Punktes auf einzelne 
Kategorieen von Staatsverträgen ftreitig geblieben. Als eigentümliche Befchränfung der in 
Preußen dem Landtage zugeftandenen Funktionen ijt außerdem hervorzuheben, daß auch die 
Forterhebung geſetzlich eingeführter Steuern von feiner Bewilligung unabhängig ſo— 
lange geichieht, bis wiederum im Wege des Gefeges, d. h. unter Zuftimmung der Krone, 
die Aufhebung des Steuergefees befchlofjen worden ift. Aus der befonderen Natur der 
bundesftaatlihen Berhältnifje des Deutfchen Reichs ergiebt fih mithin als jelbftverftändlich, daß 
die von Reichs wegen beichlofjenen Ausgaben, die durch Beiträge der einzelnen Staaten zu 
bewirfen find (Matrikularbeiträge), einer landtäglihen Bewilligung nicht unterliegen. 


8 62. Steuerverweigerung. Das Steuer: und Ausgabebewilligungsrecht iſt 
binfichtlich feiner Ausübung feine Sade der Willkür, der Vorliebe oder Abneigung für eine 
von der Staatöregierung in der Politif eingehaltene Grundridtung. Die Verweigerung 
rechtlich oder politifch notwendiger, als folder anerfannter Ausgaben fünnte höchſtens eine 
Auslegung zulafien: als ein fufpenfiv gemeintes Miftrauensvotum gegen ein Minifterium ; 
ernftlich gewollt, würde eine ſolche Mafregel fi) gegen den Staatsbeſtand felbft kehren. 
Eine allgemeine Steuerverweigerung iſt jtaatsrechtlih unbedingt unzuläffig und wäre nur 
aus dem Gefichtspunfte der Revolution als Verteivigungs- oder Angriffsmittel zu würdigen. 
Ebenſowenig ift die Verweigerung derjenigen Zahlungen ftatthaft, zu denen der Staat durch 
Geſetz, Anjtellungsvertrag oder durch bejtimmte, ihn verpflichtende Rechtsgeſchäfte gehalten 
if. Wenn es aud feinem Zweifel unterliegt, daß die Kammern alle für den Staat not- 
mendigen Aufwendungen zu bewilligen haben, fo gehört doch die Prüfung der politischen 
Notwendigkeit allerdings zu ihrer Kompetenz. Völlige, durch feine Nechtspflicht beichränfte 
freiheit der Bewilligung mwaltet daher erft auf dem Gebiete der Nütlichfeiten, wo Für und 
Wider nach fubjeltiven Auffafjungen abgemefjen werden können. [Die irrigen Anfhauungen 
von der „disfretionären” Gewalt der Kammern über die Bewilligung der erforderlichen 
Staatsmittel haben ihren Grund in einer Verkennung der dem englifchen Budgetrecht zu 
Grunde liegenden Grundfäge und in der verfehlten Übertragung der in den franzöfifch- 
belgiſchen Konjtitutionalismus eingedrungenen parlamentarifchen Kampfmittel in das Syſtem 
der auf völlig verfchievenen Grundlagen ruhenden deutſchen Verfaffungsurfunden. 

Eines der größten Verdienfte Gneiſts iſt feine wiſſenſchaftliche Widerlegung der vul- 
gären Vorftellung, daß es in Anfnüpfung an das mittelalterliche Steuerreht der Stände 
in England ein abfolutes Steuerverweigerungsreht aebe und daß dasfelbe 
fogar zum Weſen des Verfaffungsftaates gehöre. 

Eine objektive quellenmäßige Prüfung des enalifchen Verfaffungsrechts zeigt vielmehr 
gerade im MWiderfpruche zu jener vom ältern ſüddeutſchen Radifalismus begünftigten Theorie, 
daß jeit der Befeitiqung der parlamentarifhen Rechtsordnung das englifche Budgetrecht auf 
folgenden drei Grundſätzen beruht. 

1. Einnahmen, melde der Krone (dem Staat) fraft Gefetes zuftehen, find überhaupt 
nicht Gegenftand einer Bemwilligung. 

2. Ausgaben, welche dem Betrage nad geſetzlich feftitehen, find ebenfalls fein Gegen- 
ftand einer budgetmäfigen Bewilligung. 

3. Nur der bewealihe Teil der Staatsausgaben und der bewegliche Bruchteil der 
Staatseinnahmen bilden den Gegenitand des Budgetrechts. 
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Diefe Grundfäse machten eine ganz eigentümliche Strahlenbredhung durd bei ihrer 
Übertragung in das franzöfifch-belgifche Verfaſſungsrecht. 

Sowohl Ludwig XVII, als Leopold I von Belgien mußten fih einer Art Wahl- 
fapitulation unterwerfen. In Frankreich ftrebten die herrichenden Klaffen, das mobile Kapital 
dahin, fih auf fürzeftem Wege der Staatögewalt zu bemäcdhtigen und ein wiberjtrebendes 
Minifterium auf die einfachite MWeife zu ftürzen. Deshalb erhielt die zweite Kammer in 
der Charte von 1814 das Recht, alle Einnahmen und Ausgaben des Staates alljährlich 
zu verweigern, ähnlich wie man eine feindliche Feftung durch Aushungerung zur Übergabe 
bringt. Dies abfolute, vom partiellen englifchen Steuerverweigerungsreht wohl zu 
unterfcheidende Budgetverweigerungsrecht paßte auch den in den Julitagen fchroff fich gegenüber- 
ftehenden Parteien Belgiens in ihren Kriegsplan, denn beide Parteien hofften die Kammer- 
majorität zu erhalten und befanden fich in einem abjolut feindlihen Gegenfate zueinander, 
während 3. B. die englifche und die preußifch-deutjche Negierung ſelbſt in fogenannten Kon— 
flittszeiten ein weites Gebiet der Gemeinſamkeit mit der Volfsvertretung befigen. 

Bei Aufrihtung der preußischen Verfafjung hielt man fi von beiden Fehlerquellen 
nicht frei; die Macht des preußifchen Königtums und die Natur der hiftorifchen Entwidlung 
waren indes doc jtarf genug, um eine einfache Herübernahme der bezüglichen belgifchen 
Verfafjungsartifel zu verhindern. Die Folge davon war, daß es zu einem der Idee des 
engliſchen ähnlichen Budgetrechte, aber zu einer den belgischen Formeln angepaßten Ausdruds- 
weiſe in der preußischen Verfafjung fam. Gneift fagt treffend, daß der Fehler, der hier 
begangen wurde, nicht in einer Lücke bejtand, wie vielfach während der fogenannten Konflikts: 
zeit angenommen worden ijt, fondern in einer Überladung nad; zwei Seiten hin: 1. daß 
die preußifchen Kammern über alle Staatseinnahmen, alfo auch die gejeglich feititehenden, 
alljährlich beſchließen follten in den Formen einer „sFeititellung der Staatseinnahmen” ; 
und 2. dab die gejamten Staatsausgaben alljährlich dur das Staatshaushaltsgejeg be- 
willigt werden follten, aljo auch mit Einfluß der durch Geſetze, Verträge u. f. mw. bereits 
feititehenden. 

Was daher Seydel mit befonderer Beziehung auf das Budgetrecht des bayerischen 
Landtags gejagt hat, trifft in vollem Umfang aud die einjchlägigen Verfaſſungsbeſtim— 
mungen der übrigen deutjchen Staaten wie das Budgetrecht des Deutfchen Reichstags: Der 
Voranſchlag über die Ausgaben einer Finanzperiode, mag dieſelbe nun ein oder mehrere 
Jahre umfafjen, enthält neben den Ausgaben vorübergehender Natur überwiegend folche, die 
zur Befriedigung dauernder Staatsbedürfniffe beftimmt find. „Die zeitlihe Wirkung der 
Anerkennung eines Bedürfniffes durch den Landtag oder Neihätag muß nun notwendig fo 
weit ſich erjtreden, als die Dauer des Bebürfnifjes reiht. Mit anderen Worten: find 
Regierung und Volfsvertretung einmal in der Anerkennung einer unwandelbaren Ausgabe 
für einen dauernden, über die Finanzperiode hinausreichenden Staatsbedarf übereingeflommen, 
fo kann dieje Anerkennung vom Yandtag (Reichstag) einfeitig nicht wieder zurüdgezogen werben. 
Diefer Sat wirft auch über die Legislaturperiode hinaus. Der Grundſatz der Kontinuität, 
welcher das Staatsleben beherricht, gilt für alle Staatsorgane, alfo auch für den Landtag, 
und für alle ftaatlihen Willensafte, aljo nicht bloß für die Gefege, ſondern aud für die 
Verwaltungsafte. Wie der neue Monarch, das neue Minifterium die rechtsgültigen Akte 
der Vorgänger nicht ungejchehen machen fann, ebenfowenig der Landtag. Solche Willens: 
afte gelten rechtlich für das betreffende Staatsorgan aleich eigenen Willensakten und können 
in ihrer Wirkung nicht anders befeitigt werden als dieſe leßteren.” Seydel, Das Budget: 
recht des bayerifchen Yandtages und das Verfafjungsverftändnis von 1843. ©. 17.] 


8 65. Befondere Finanzredhte der zweiten Hammer Nach enalifchem 
Vorbilde ijt den Wahlkammern nicht nur ein politifches Übergewicht in Steuerfadhen zu teil 
geworden, jondern auch ein VBorzugsrecht in der Feititellung des Staatshaushaltes zugebilligt. 
So ſchreibt die preußiſche Verfaffung (Art. 62) vor, daß das Abgeordnetenhaus Finanzgeſetze 
zuerjt prüfe und dem Herrenhaus in Beziehung auf diefe ein Amendierungsrecht nicht zuftehe. 
Der fonft geltende Grundfat der Gleichberechtigung in der Handhabung des Amendierungs- 
rechts ericheint in feiner Anwendung auf fpecialifierte Geldbewilligungen geeignet, das 
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Zuftandelommen eines Etatögefeges zu verhindern oder in nadhteiliger Weiſe zu verzögern. 
Was zu gefchehen habe, wenn das ald notwendig vorausgefegte Budget an dem Widerfpruch 
einer Kammer fcheitert, ift eine Streitfrage, die in Preußen nad längeren Verfaſſungswirren 
auf dem Ummege der Jndemnitätserteilung nicht gelöft, fondern nur befeitigt wurde. 


Litteratur: Hüllmann, Uriprung der Befteuerung. 1818; Stahl, Das Steuervermweigerungs- 
recht. 1849; Frider, Die Natur der ee er und des Finanzgeſetzes, in der Zeitichrift 
für die gefamte Staatsmwiffenichaft XVII 636; v. Dod, Die öffentlihen Abgaben und Schulden. 
1863; Gneift, Budget und Geſetz nad dem Zonftitutionellen Staatäreht Englands mit Rückſicht 
auf die deutiche Reichöverfaffung. 1867; v. Czörnig, Daritellung der Einrichtungen über Budget, 
Staatörehnung und Kontrolle in Ofterreich, Preußen, Sachen, Bayern, Württemberg, Baden, Frank— 
reich und Belgien. 1866; Laband, Das Budaetreht nad) den Beftimmungen der preußiichen Vers 
faffungsurfunde. 1871; Arndt, Verfafiungsurfunde für den Preußiihen Staat. S. 98 ff. 


864. Der Grundjaß der Minifterverantwortlichfeit gegenüber den 
Volfsvertretungen. Das parlamentarifhe Syſtem, wonach die Krone in der Auswahl 
ihrer Minifter durch die Anforderungen der Majorität eingefchränft ift, beiteht in Deutfchland 
nirgends. Die Minifter brauchen nicht einmal Mitglieder der Volksvertretung zu fein, um 
in den Beratungen berjelben Gehör zu verlangen. Die höchſten Natgeber der Krone fönnen 
beanfpruchen, zu jeder Zeit gehört zu werden, wie fie andererjeits auch verpflichtet find, den 
Volfsvertretungen die zum Zwecke der Beratung notwendige Auskunft zu gewähren. Nach 
den Grundfäsen des fonftitutionellen Staatsrechts und des repräfentativen Syſtems müfjen 
die Volkvertretungen aud das Recht der Minifteranflage haben. Diefes Recht der 
Minifteranflage fteht weder im Widerſpruch mit den aefchichtlichen Grundlagen des deutjchen 
Staatsrechts noch auch im Gegenfat zu dem Prinzip der monarchiſchen Unverleßlichkeit. 
Kaifer und Yandesherren waren dem Reich gegenüber zur Nechenichaft verpflichtet, aber aud) 
Landſtänden alten Datums war öfters das Privilegium gegeben, gegen die höchſten 
fürftlichen Räte klagend einzufchreiten. Die formale Unverantwortlichfeit der Monarden in 
den fouverän gewordenen Staaten Deutjchlands ift aber nur der legte und vollendete Aus- 
drud des der hödhften Staatögewalt überhaupt zufommenden Rectscharafters, welcher eine 
Unterwerfung unter eine richtende Gewalt als eine erſt aus jener abzuleitende vollkommen 
ausschließt. Dagegen find die geltenden Nechtänormen und das pofitive Gefeß, ſolange 
fie bejtehen, aud von den Organen der abfolut regierenden Monarchie innezuhalten. 
Märe jede von dem Monarchen perfönlich ausgehende Verlegung des pofitiven Rechtes 
einfach als geichehene Thatjache hinzunehmen, jo würde er nicht mehr ald Repräfentant der 
Staatögewalt, fondern nur noch als phyſiſch wirkende Macht amerfennbar fein. Das 
Vorhandenfein ſolcher pofitiven Schranken des monarchiſchen Handelns wird daher entweder 
nur einfach negiert (mit der Negation des Rechtsitaates felbjt), oder fie muß dargeitellt 
werden in der Verantwortlichkeit derer, melde entweder als Berater eine rechts— 
irrtümliche Entfchliefung der Krone veranlafjen oder als oberfte Organe rechtswidrig einen 
Auftrag ausführen. Die monarchiſche Unverantwortlichkeit erjtredt jich daher nur auf das 
Unrecht, welches der Monarch etwa in eigener Perſon und felbjtthätig begeht, niemals auf 
das Unrecht, welches Unterthanen im Namen oder im Auftrage eines Monarchen begehen. 
Von Nehts wegen muß der Sat gelten: das Miniftertum kann eigene Unverantwortlichkeit 
nicht aus derjenigen des Monarden ableiten, und der Monarch kann die ihm verfafjungs- 
mäßig gemwährleijtete Unverantwortlichfeit an niemand delegieren. 

Der Grundfag der Minifterverantwortlichfeit ift weder in der ftaatsrechtlichen 
Theorie zum vollfommenenen Abſchluß gediehen noch aud aus den deutichen Verfafjungs- 
gejegen der Gegenwart einheitlich zu begründen. Er ift nicht einmal überall anerfannt. 
Die preußifche Verfaffungsurfunde verzeichnet das Prinzip, ohne ihm bisher die Möglichkeit 
der Anwendung gefichert zu halten. Die Reichsverfaſſung ſpricht von der Minifterantlage 
überhaupt nicht, obwohl in einem monarchiichen Bundesitaate die Frage wichtig werden 
fann, ob nicht die Yandesminijterien wegen reihswidrigen, das Reichsrecht verlegenden 
Verhaltens und umgekehrt die höchften Reichsbeamten wegen rechtöverlegender Angriffe auf 
die Kompetenz der Cinzelftaatäregierungen zur Nechenfchaft gezogen werden fönnen. Die 
rechtliche Konfequenz würde dazu nötigen, den Grundfat der Minijterverantwortlichleit nicht bloß 
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gegenüber dem Landesrecht, jondern auch gegenüber dem Reichsrecht durchzuführen. In der 
Natur der Staatenverbindungen liegt fein Grund, den Reichskanzler oder die Reichsminifterien 
von der rechtlichen Verantwortlichfeit zu befreien. 

Die jtaatsrechtlich wichtigfte Frage bezieht fich übrigens nicht auf die Formen der 
Verwirklichung, auf die Art des Prozeſſes, auf die bejondere Geftalt der Anflagebefugnis, 
welche nur den Volfsvertretungen entweder in ihren einzelnen, durd das Zweikammerſyſtem 
gegebenen Organen oder in deren Zufammenmirfen zufteht, fondern vielmehr 1. auf die 
Gegenftände der minifteriellen Verantwortlichteit und 2. auf die urteilfällende Inſtanz. 


8 65. Gegenjtand der Minifterverantwortlidfeit. Als Gegenftand der 
Minifterverantwortlichkeit (gleichviel ob pofitive Handlungen oder Unterlafjungen zur Sprache 
fommen) fann gedacht werden: 1. die allgemeine Zwedwidrigfeit oder der für den Staat 
nadhteilige Erfolg einer Regierungshandlung ; daher auh Mißbrauch einer fogenannten 
Prärogative (3. B. Mifbrauh des Begnadigungsrechts); 2. pofitive Nechtsverlegung im 
mweiteften Einne, 3. B. auch Verlegung einer beftehenden, nicht aufgehobenen Verordnung 
der hödjten Staatögewalt; 3. Verlegung des Staatögrundgefeges oder der von der geſetz— 
gebenden Gewalt erlafjenen allgemeinen Normen, gleichviel ob die Minifter jelbjt oder mit 
ihrer Billigung und Zulafjung die unteren Amtsftellen ſchuldig ſind; 4. Zumiderhandlung 
gegen allgemein bindende Strafgefete, insbejondere die auf Beamte bezüglichen Strafgejege. 
Zu einer Verfolgung diefer letten Klafje durch Anklage der Volfsvertretung liegt eine un- 
bedingte, in der Konſequenz des Staatsrecht3 begründete Nötigung nicht vor; höchſtens gilt 
die Zweckmäßigkeitserwägung, ob die jtändigen Organe des Strafprozeſſes aus- 
reichend ftarf fein werden, die Nechtsorbnung gegen die ihmen vorgefegten Machthaber felbit 
zu verteidigen, fo daß in Beziehung auf gemiffe Amts- und Staatöverbrehen eine 
fonfurrierende Anklage- oder Urteilsinftanz an den Kammern geſchaffen werden fann. 
Da konkrete Zweckmäßigkeitsfragen, aljo aud Beihädigungen der Prärogative durch 
minifterielfen Mißbrauch, niemals nad) pojitiven Gejegesnormen entſchieden werden fünnen, 
erſcheinen fie jedenfalls zu prozeſſualiſchem Verfahren ungeeignet, und es bleibt jomit 
als fpecififches Objekt der Minifteranklage durch die Wolfsvertretung : 

die Berfolgung derjenigen Berfaffungs- und Geſetzesverletzung, 
welde durch das Strafgeſetz nicht bejonders bedroht und im Civil— 
oder Strafprozef nicht bereits anderweitig verfolgbar tft. 

Aber nicht jede Gefegesverlegung verpflichtet zur Anklage. Es iſt denkbar, daß ein 
veraltetes Geſetz, deſſen Aufhebung jedermann gutheißen würde, in einem gegebenen alle, 
der wichtige Staatsinterefjen berührte, von einem Minister verlegt wurde. Solche Verjtöße, 
bei denen der Minifter im voraus der Zuftimmung der Kammern ficher fein fann, mögen 
ungerügt bleiben. Oder es kann gejchehen, daß ihnen nachträglich und ausdrücklich eine 
Billigung in Geftalt einer fogenannten ndemnitätserflärung zu teil wird. Somit handelt 
es fich bei der Minifterantlage nur um ſolche Gejegesverlegungen, welche nad) dem Urteil 
der Volfävertretung das Rechtsintereſſe des Staates ſchädigen. Aber auch der fubjektive 
Thatbejtand der minifteriellen Verfafjungsverlegung ift nad der richtigeren Auffafjung der 
ftaatsrechtlihen Prinzipien verfchieden von demjenigen der gewöhnlichen Verbrechen, zu deren 
Beitrafung eine fittliche Verfchuldung und das Bewußtſein der Nechtswidrigfeit erfordert 
wird. Zwar verlangen deutſche Gejebe zur Begründung der Minifteranflage den Nachweis 
-gejegwidrigen Vorſatzes oder doc grober Fahrläffigfeit. Hiervon follte indes höchſtens die 
Strafe beeinflußt werden, ſoweit fie etwa den Charakter einer Kriminalftrafe an ſich 
tragen würde. Dem Verfafjungsreht follte zu feiner Aufrechterhaltung der richterliche 
Ausfprud genügen, daß eine Verlegung vorliegt, mit der Konfequenz, daß 
das fonjtatierte Unrecht befeitigt oder rüdgängig gemacht werden muß. Selbft der zur 
Verfaffungsverlegung führende Rechtsirrtum, von den höchſten Beratern der Krone begangen, 
muß die Folge haben, fie zur weiteren Verwaltung ihres Amtes unfähig zu maden. Wo 
wirflih Strafe ausgefproden wird, folgt aus der Konfequenz des ganzen Inſtituts der 
Minifterverantwortlichkeit, daß deren einfeitige Aufhebung im Wege der landesherrlichen 
Begnadigung für unzuläffig erklärt werden muß. Als unvermeidliche Folge eines derartigen 
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zu dem pofitiven Ergebnis einer Verurteilung gelangten Staatsprozefjes jollte überall der 
Amtsverluft und länger andauernde Amtsunfähigfeit eintreten; geringere oder ſchwerere, 
über diefe Grenze hinausgehende Strafen würden entweder der ſtaatsrechtlichen Wichtigkeit 
eines ſolchen Mittel der Nechtsverteidigung mwiderfprehen oder einfach dem Strafrichter zu 
überlafjen fein. 


8 66. Brozedur und Urteilsfällung in Fällen der Minifteranklage. 
Als weiterhin höchſt belangreihe Schwierigkeit in der Durchführung der Minifterverantwortlichkeit 
ift die Bildung einer dem Rechtszweck angemefjenen Urteilsinftanz zu bezeichnen. Von vorn— 
herein iſt hier daran zu erinnern, daß ein nicht geringer Bejtandteil des Verfaſſungsrechtes 
den wechſelnden Auslegungen der politifhen Majoritäten anheimfällt und daher in der An- 
wendung bejonders dann jtreitig wird, wenn das öffentliche Necht grundfäglich der Kognition 
der Juſtiz entzogen oder nur den formell nicht geficherten Entfcheivungen der Verwaltungs- 
behörden überlajjen wird. Iſt letzteres der Fall, jo erfcheint es um fo weniger gerechtfertigt, 
für die ohnehin ſehr feltenen Fälle einer Minifteranklage den höchſten Gerichtshof des Landes 
als geeignete Urteilsinftanz zu defignieren, wogegen ohnehin auch gewichtige, der Unabhängigfeit 
der Rechtspflege entlehnte Bedenken fpredhen würden. Cine zweite, dem nordamerikaniſch— 
engliichen Mufter entnommene Hinmweifung rechtfertigt die Urteilsfällung als Attribut der 
erften Kammer neben der Anklageerhebung als Attribut der zweiten. Allgemein annehmbar 
für alle Staaten ift indejjen diefer Gedanfe feineswegs; er paßt nicht für das in fleineren 
deutichen Ländern bejtehende Einfammerfyitem, ebenfomwenig aber auf diejenige Gejtaltung des 
Zweitammerfyftems, welche in jeder Kammer grundjäglich verfchievene oder gar mit den 
Barteibildungen zufammenfallende Elemente in geichlofjener Gegenüberftellung zeigt. Als 
legte Möglichkeit ift endlich die vorwiegend jchiedsrichterliche Qualität einer durch Vereinbarung 
der jtreitenden Teile gebildeten Urteilsinftanz anzudeuten. Als höchſte, durch jeden Gerichtshof 
zu befriedigende Anforderungen werden immer, alſo aud in den Fällen der Minifter- 
verantwortlichfeit, bejtehen bleiben: die fachverftändige Vertrautheit mit der Praris des 
Staatsrechts, die Unparteilichkeit, welche ji) weder durch die Autorität der Krone noch durch 
die entjchieven geäußerten Wünfche einer Kammermajorität blenden läßt, endlich jene Un 
befangenheit, die befähigt ift, auch die eigene Meinung in politifchen Parteifragen dem 
Anerfenntnis des pofitiven Rechtes unterzuordnen. Wo folche Elemente zu finden find, it 
eine Thatfrage, von deren Vorentfheidung die richtige Organifation der Staatögerichtö- 
höfe abhängt. 

Litteratur: R. v. Mohl, Die VBerantwortlichfeit der Miniiter in Einherrſchaften mit 
Bolfsvertretung. 1837; Biſchof, Minifterverantwortlichleit und Staatsgerichtshof. 1559; B. Con- 
stant, Cours de Politique constitutionnelle, p. E. Laboulaye. Paris 1861; John in der Allge- 
meinen Deutichen Strafrechtszeitung III (1563): Götg ebenda. 1564: CE. Rößler, Studien zur 
Fortbildung der preußiſchen Verfaffung. 2. Abteil. 1864. S. 36- ur Kerchove, De la r&sponsa- 
bilit@ des ministres dans le droit public beige. 1867; Bamueld, Das Prinzip der Minifterverant- 
wortlichfeit in der fonftitutionellen Monarchie 1869, woſelbſt am Schluſſe Yitteraturangaben:; A. Bo- 
nasi, Della responsabilitä penale e eivile dei ministri e degli altri uftieiali publiei. Bologna 1874; 
Beaufort, Proeve over de strafrechtelijke Verantwoordelijkheit der ministers. Utrecht 1873; 
Befhorner, Die Minijterverantwortlichkertt und der Staatsgerichtshof im Königreich Sachſen. 1877; 


Haufe, Yehre von der Minifterverantwortlichkeit. Eine vergleihende Studie zum öfterreichiichen 
Staatöredht. 1880; Hugo Elias, Über das Begnadigungsrecht. Mannheim 1888. 


8 67. Außere Einridtung, Berufung der Kammern. Bildung und 
Zufammenfegung der Kammern lafjen ſich nicht auf ein pofitives Nechtsprinzip zurüdführen. 
Nur eine ſtändiſche Gliederung erfcheint überall da ausgeſchloſſen, wo die Gleichheit vor dem 
Geſetz in den Verfafjungen als Grundlage angenommen wurde. Der Wert der in Deutjch- 
land beftehenden, in fich verſchiedenen Wahlſyſteme und die Herftellung der erjten Kammern 
find nur von hödjten politiichen Gefichtspunften aus zu prüfen. Cine Aufzählung oder 
Beihreibung der gegenwärtig geltenden Wahlgefehe ſowie der Negeln über aftives und 
paffives Wahlrecht hat für die juriftifche Betrachtungsweife des heutigen Staatsrechts 
geringe Bedeutung. Das Wahlrecht ift abzuleiten aus dem Gedanlen der Verpflidtung 
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und präfumtiven Befähigung zur Wahrnehmung derjenigen Staatsangelegenheiten, welche 
von der Krone und der Volfävertretung gemeinfchaftlih zu ordnen find. 

Geht man von diefem Grundfage aus, jo ergiebt fi, daß davon feine Rede fein 
fann, dem allgemeinen oder dem gleichen Wahlrecht fämtlicher Staatsbürger die Bedeutung 
eines überall geltenden oder gar aus fogenannter Volfsfouveränität herzuleitenden Grund: 
faßes beizulegen. Nicht zu verfennen ift dagegen, daß den Wahlgefegen der Charakter der- 
jenigen Verfafjungsgefege zuerfannt werben jollte, die nur unter erſchwerenden Bedingungen 
abgeändert werden fünnen. 

Im übrigen ift der dem Volfsvertreter durch Erwählung erteilte Auftrag dahin auf: 
zufaffen: nad gemwifjenhafter Beratung und auf Grund eigener Überzeugung unabhängig 
unter Achtung der bejtehenden Gefege zu ftimmen. Der Widerruf diefes Auftrages während 
der (in Deutichland) verſchieden bemefjenen fogenannten Legislaturperiode iſt unzuläfjig. 
Ebenfo unzuläffig erfcheint die zum Zwede der Beichlußunfähigkeit der Kammern vereinbarte 
oder auf eine Hinderung notwendiger Staatsgejchäfte berechnete Niederlegung des Mandats, 
eine Mafregel, die den ftaatswidrigen Charakter allgemeiner Steuerverweigerungen nod 
übertreffen würde, 

Abweichend von den älteren ftändifchen Einrichtungen fehlt (von einigen Ausnahmen 
in Deutjchland abgejehen) nad neuerem Berfafjungsrechte den Kammern das Selbſtver— 
fammlungsredt. Nur auf Berufung der Krone fönnen fie fi verfammeln, wobei 
pflihtwidrig unterlafjene Berufung allerdings die einfache Folge der geſetzlich eintretenden 
Berufung nach fich ziehen follte, andernfalls jogar jede Minifterverantwortlichfeit in dem 
ſchwerſten Falle des Berfafjungsbruchs durch unterlafiene Berufung iluforifch gemacht werden 
könnte. Dies fordert die ftaatsrechtliche Konfequenz um jo mehr, als jogar willfürlichen 
Vertagungen durch die Staatsregierung und mwillfürlichen Verzögerungen der Neuwahlen 
nad geſchehener Auflöfung der Wahlfammern eine Schranke dur die Verfafjungsurfunde 
gezogen zu fein pflegt (Artikel 51. 52 der preußifchen Verfaffung ; Artifel 26 der Reichs: 
verfafjung). Für das Zweikammerſyſtem gilt die Negel der Gleichzeitigfeit in der 
Berufung, Eröffnung, Vertagung und Schließung, welche lettere, als Endpunkt der einer 
Situngsperiode obliegenden Gejchäfte, auch dann eintreten muß, wenn eine der Wahltammern 
aufgelöft worden ijt. In der Regel beraten und jtimmen die Kammern in getrennten 
Sigungen, wovon nur bei Solennitätsaften (Eröffnung) oder der Erledigung formaler Ge- 
Ichäfte eine Ausnahme zugelafjen zu fein pflegt. 

Zwischen dem Schluß einer Siungsperiode und dem Beginn einer neuen befteht feine 
Kontinuität, jo daß nicht erledigte Gefchäfte von neuem begonnen werden müfjen. Süd— 
deutjche und einige norddeutſche Verfaſſungen haben indefjen aus der altjtändifchen Periode 
die in Preußen fehlende Einrichtung der ftändifchen Ausfchüffe zur Vorbereitung oder Fort— 
führung der den Yandtagen obliegenden Geſetzgebungsgeſchäfte während der Zwifchenzeit bei- 
behalten, wofür erhebliche Zwedmäßigfeitsgründe angeführt werden fünnen. 


Litteratur: Siehe die Angaben bei $ 57, ferner die beiden Dauptwerfe der italienischen 
Staatsredhtslitteratur über die Bildung der Volfövertretung: G. Padelletti, Teoria della elezione 
politica. 1870 und L. Palma, Del potere elettorale negli stati liberi. 1869. 


868 Die Gefhäftsordnung der Kammern, welde gleihjam den politifch- 
parlamentarifchen Prozeß des WParteiftreites und die formale Methode richtiger Beſchluß— 
fafjung darftellt, ift zum Teil vorbedingend für den Wert der Beratungen und Abjtimmungen. 
Ihre Wichtigkeit ſchien es früher zu rechtfertigen, den Landesherrn zu ihrer Feitfegung zu 
berufen oder doch mitwirken zu lajien. In Übereinftimmung mit der richtigeren Anficht, 
welche die Gefchäftsordnung und die Wahl der Präfidenten als innere Angelegenheit berat- 
Ichlagender Verfammlungen erachtet, entjcheidet fi die neuere Verfaffungspraris, daß die 
Staatsregierung der Beitimmung der gejchäftlihen Ordnung fern bleibt. Erfahrung und 
Übung geben hier die Regeln an die Hand, welche einerfeits beftimmt find, die Rechte der 
Minorität gegen die Mehrheit und umgekehrt zu verteidigen, andererſeits bezweden, gegen 
Verſchleppung und Überftürzung der Beſchlußfaſſungen Vorkehr zu treffen. Gewiſſe Grund: 
ſätze der Geſchäftsordnung erfcheinen indefjen jo wichtig und für den Nedhtscharafter der 
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landftändifchen Verhandlungen fo beveutfam, daß deren Beobachtung und Aufrechterhaltung 
nicht in das Belieben der Kammern jelbit geftellt bleiben darf. Diefe find in der Ver— 
fafjungsurfunde felbft nieverzulegen. Dahin gehören: 1. Die Öffentlihfeit der Ver— 
bandlungen als Regel, von welder nur unter befonderen Umſtänden Ausnahmen zuzulafien 
find, womit folgerichtig auch die Straflofigfeit wahrheitsgetreuer Berichterjtattung über 
Kammerverhandlungen zufammenhängt. 2. Die Yegitimation und Vereidigqung der 
Mitglieder als eine weſentliche Vorausfegung für die Berechtigung der Stimmabgabe. 
Hierbei find jehr verſchiedenartige Vorfihtsmaßregeln gegen irrtümlihe oder falſche Wahl: 
refultate möglid. Nach modernem Verfaffungsrecht prüft jede Kammer die Yegitimation 
ihrer eigenen Mitglieder (felbft derjenigen Wahlen, die von feiner Seite angefochten werden) 
auf Grund der Geſchäftsordnung von Amts wegen, was auch für den Reichstag gilt, 
während anderwärts nur angefochtene Wahlen einer gerichtlihen Entſcheidung unterliegen 
(England). Allgemein gilt die Negel, daß niemand gleichzeitig Mitglied beider Kammern 
bezw. im Reiche Mitglied des Bundesrates und des Neichstages fein fann (fogenannte In = 
fompatibilität). 3. Die Wahl des Präfidiums 4. Die zur Beſchluß— 
fähigfeit notwendige Ziffer der Anmwefenden. Der Streitfragen, die fi aus 
der Auslegung und Handhabung der Gefchäftsordnung ergeben, find jehr viele. Für das 
Staatsreht iſt der Sat von erheblicher und grundfäßlicher Bedeutung, daß ungerügt ge— 
bliebene Verſtöße gegen die Gefhäftsordnung niemals die Ungültigfeit eines daraus hervor- 
gegangenen Geſetzes zur Folge haben fünnen. Dagegen ift es eine Streitfrage, ob ein 
Verſtoß gegen die von der Verfaffung felbft vorgezeichneten Negeln der Verhandlung (3. B. 
eine zur Beihlußfähigfeit nicht ausreichende Anzahl der Votierenden), wenn derſelbe un- 
zweifelhaft feitgeftellt ift, das verfafjungsmäßige Zuftandeflommen des Geſetzes auch nad ge- 
ſchehener Publikation in Frage zu ftellen erlaubt. Für das Studium der in den parla- 
mentarifchen Verhandlungen aufgefammelten Beobadtungen ift die englifhe Praris von 
befonderer und geradezu unvergleichliher Reichhaltigfeit. Der Nahahmung des Formellen 
jteht hier nichts im Wege, nur diejenigen Regeln der Geſchäftsordnung des englifchen 
Varlaments würden unanwendbar fein, welche auf rein enalifchen, von unferem deutſchen 
Staatöreht verſchiedenen Vorausfegungen beruhen. [Eine Vergleihung der Geſchäfts— 
ordnungen der deutjchen Yandtage in ihrer gefchichtlichen Entwidlung läßt erfennen, daß 
die Kammern nicht eben zum Vorteile des Anfehens ihrer Verhandlungen audy den lebten 
Reſt der parlamentarifchen Disciplinarmittel ausgefchieden haben, welche früher unter An- 
lehnung an das englifche Vorbild den Ablauf der Beratungen und Verhandlungen unter 
rechtlih und focial glei wirkſamen Schuß geftellt hatten.] Die Geſchäftsordnung des 
Deutſchen Reichstags ijt derjenigen des preußiſchen Abgeordnetenhaufes nachgebildet. 
Litteratur: Th. E. May, Das englifche Parlament und fein Verfahren. Überjegt von 
Oppenheim. 1860; Zade, Über Beihlußfafiung in Verſammlungen und Kollegien. 1867; Geichäfts- 
ordnung des engliichen Unterhaufes bei Erledigung Öffentliher Angelegenheiten. Überſetzt von 
Oppenheim. 1867; Geihäftsordnung des Reihstages vom 12. Juni 1868 (Birth, Annalen I 


913; v. Holendorff, Jahrbuch I 87). Dazu die Abänderungen vom 9. Aprit 1874 und vom 11. 
November 1874; Bayeriiches Geſetz über den Geichäftsgang des Yandtags vom 19. Januar 1872. 
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869. Staatsbürgerlide Grundredte und Grundpflidten. Die Auf- 
jtellung bejtimmter jtaatsbürgerliher Grundrechte in den neueren Verfafjungsurfunden als 
einer Schranke für die Wirkſamkeit der Staatsgewalt entjtammt den im vorigen Jahr: 
hundert herrfchend gewordenen Anjchauungen, die ihrerfeits aus der Annahme eines ideellen 
Naturrechtözuftandes hervorgingen und in den „Menſchenrechten“, der franzöfifchen Re— 
volution ihren Gipfelpunft erreichten. Die neuere Staatsanfhauung leitet indeſſen dieſe 
Rechte nicht aus einer unhiftorischen, abjoluten Qualität der menſchlichen Einzelperſon, 
fondern vielmehr aus den Zwedbeitimmungen der Staatsgefamtheit felbjt her. [ES gelangt 
in ihnen das Prinzip zum Ausdrud, daß das perfönliche Subjeftionsverhältnis der Staats: 


5. Das Dentiche Berfaffungsredt. 1131 


gewalt gegenüber fein unbegrenztes, ſondern ein durch die ftaatlichen Zwecke bejtimmtes ift. Der 
moderne Staat nimmt mit Hülfe jener Grundrechte eine gefegliche Selbitbejchränfung feiner 
Machtbefugniſſe gegenüber dem Individuum und gegenüber gewiſſen Bevölferungsgruppen, 
Verbänden kirchlicher oder wirtfchaftlicer Natur vor, indem er diefen unter den voraus- 
beftimmten Bedingungen Freiheit von der Einwirkung ftaatlicher Organe zufichert. je weiter 
in der ältern Epoche des ftaatlihen Lebens das Maß der dem einzelnen auferlegten Be- 
ſchränlungen reichte, um fo mehr Feſſeln des Individualdafeins fonnte der moderne Staat 
dur eine auspdrüdliche Selbitbeichränfung feiner und fomit der Kompetenz feiner Organe 
hinwegräumen, um fo mehr fonnte er zahlreihen von Natur aus freien Bethätigungen des 
Willens der Perfönlichkeit einen pro futuro rechtlich geficherten Spielraum gewähren. Der 
praktiſche Nutzen diefer vielbelächelten, nur gefchichtlich zu begreifenden „Grundrechte“ liegt 
in einer Abgrenzung der Rechtsjphären zwifchen Staat und Individuum, indem fie zunächft 
Schranken für die Verwaltung bilden, namentlich die Polizeiverwaltung, welde feine mit 
diefen ;Freiheitsrechten in Widerſpruch ftehenden Befehle erlaffen darf, ohne zu befürchten, 
daß dieſe jeitens der ftaatlichen Nechtiprehung Aufhebung und Umftoßung erleiden. Ihr 
Mißbrauch fällt daher auch in das Gebiet der öffentlichen Intereſſen und unterliegt teils 
obrigfeitlicher Prävention, teils ftrafrechtliher Ahndung. Auf Grund des öfterreichifchen 
Staatsgrundgeſetzes über die Einfehung eines Reichsgerichtes vom 21. Dezember 1867 iſt 
der genannte Gerichtshof beitimmt, den Nechtsihug zu gewähren bei Beſchwerden der Staats- 
bürger wegen Verlegung der dur die Verfaſſung gemährleifteten Grundrechte. Siehe 
Artifel III b des citierten Gefeges.] — Die deutjche Reichsverfafjung vom Jahre 1849 
ſchloß fih an die Feititellung folcher Grundrechte an; alle Landesverfafjungen aus dem Be- 
mwegungsjahre nach 1848 folgten diefem Beifpiel, insbefondere auch die preußifche Ver: 
fafjungsurfunde, welche die jtaatsbürgerliden Grundrechte in der Reihenfolge ihrer Be— 
ftimmungen ſogar den Kronrechten vorausgehen läßt. Dagegen ftellt die Neichsverfaffungs- 
urfunde feine Norm für die in den Landesverfafjungen anzuerfennenden Grundrechte auf. 
Indem aber Reichsgeſetze gewiſſe Grundrechte der einzelnen fanktionieren (3. B. religiöfe 
Gleichberechtigung, Gemwerbefreiheit), verleihen fie andererfeits einen auch von der Yandesver- 
faffung nicht mehr anzutaftenden Nechtsfreis an deutſche Staatsbürger, welche zudem mit 
Hülfe des gemeinfamen Indigenats in den Genuß der in faft allen Zandesverfafjungen auf: 
gejtellten Grundrechte treten. 

Vorausfegung für den Genuß der ftaatsbürgerlihen Grundrechte iſt der Erwerb des 
Staatsbürgerrechts, welches entweder durch die natürliche Thatfahe der Abjtammung und 
der Übertragung des elterlichen Nechts, fei e8 des Vaters in der Ehe, fei es der Mutter 
bei unehelicher Zeugung, oder durd Verleihung an Ausländer (Einbürgerung, Naturali- 
fation) vermittelt wird. Erwerb und Verluft der reichd- und ftaatäbürgerlihen Qualität 
find gleihmäßig für ganz Deutfchland durch Gefeb vom 1. Juni 1870 dahin geregelt, daß 
mit dem in Gemäßheit des Gejeges eintretenden Erwerb oder Verluft des Bürgerrechts in 
einem einzelnen deutfchen Etaate auch das Bürgerrecht im Reich erworben oder verloren ift 
(fiehe hierüber das Nähere oben $ 32). 

Auf die Naturalifation der im Reichsdienſte angeftellten Ausländer bezieht ſich das 
Geſetz vom 20. Dezember 1875, auf die Entziehung des deutſchen Staatsbürgerredts in 
Beziehung auf renitente Geiftlihe oder Religionsdiener das Gejeg vom 4. Mai 1874. 

Über die Nechte der Ausländer beftimmen, vorbehaltlich der völferrechtlihen Schranfen 
gegen MWillfür, die Einzelftaaten; doch fcheint auch hier mit Rückſicht auf die internationalen 
Wirfungen unbilliger Behandlung (Netorfion) grundfäglih eine reichgrechtliche Norm zur 
Garantie der den Fremden zufommenden Nechtsftellung gerechtfertigt. innerhalb der zur 
reihsrechtlichen Kompetenz gehörigen Gefeßgebungsmaterien find die Yandesitellen nicht be- 
rechtigt, aus eigener Mactvolllommenheit Unterfchiede zwifchen Fremden und Einheimischen 
fejtzujtellen. 

Unter den allgemeinen ftaatsbürgerlihen Pflichten jteht das ungefchriebene Geſetz des 
reihs- und ftaatsbürgerliden Gehorfams obenan. Auch das firchliche Gelübde 
des unbedingten Gehorfams gegen den Papſt oder kirchliche Vorgeſetzte kann an diefer Pflicht 
dem Staat gegenüber nichts ändern. Von Reichs wegen ift die allgemeine Wehrpflicht ge- 
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ordnet. Überall in Deutfchland bejteht aber au, in verjchievener Ausdehnung durchgeführt, 
der Grundfag der allgemeinen Schulpflicht und feit der einheitlih durchgeführten Gerichts- 
organifation derjenige der allgemeinen Gerihtspflichtigfeit. 
Litteratur: Über die Grundrechte in England, die für den Kontinent muftergültig wurden: 
Er Engliiches Bermaltungdredht II 707; Zaband, Staatsrecht des Deutichen Reichs I (1. Aufl.) 
‚Zorn a. a. D. I 274; Gierfe in der Beitichrift für die gefamte Staatswiſſenſchaft XXX 
und in Schmollers Jahrbuch VII 1097 ff; v. Martitz a. a. O. ©. 68; v. Gerber a. a. O. 
©. 79; v. Kirhenheim, Staatsredht $S 33 ff} Laſſon, Redtsphilojophie S S. 210; v. Sarwey, 
Berwaltungsrechtspflege S. 78 ff.; Derielbe, Allgemeines Berwaltungsredt S. 119 ff.; Stoerf, 
Methodik des öffentlihen Rechts ©. 65 ff. 


8 70. Gleichheit vor dem Geſetz. Unter den berechtigten und verpflichteten 
Staatsbürgern darf nad den meiften feit 1848 aeltenden Grundgejegen feinerlei Unter: 
ſcheidung und Ungleichheit in Beziehung auf das Maß der ihnen individuell zuitehenden 
Befugnifje aufgeftellt werden. Der Grundfag der Gleichheit bedingt: Aufhebung der 
Gerichtsprivilegien, der patrimonialen Juſtiz, die gleiche Zugänglichfeit der Staatsämter für 
alle Befähigten und die Unzuläffigfeit der Erteilung von Steuerprivilegien. Wo Stände ji 
(wie in Medlenburg) erhalten haben, find ſelbſtverſtändlich diefe Grundfäge nicht durch: 
geführt. Das Prinzip der ftaatsbürgerlihen Gleichheit verjteht fih unter Aufrechterhaltung 
der aus dem Gefchlechtsunterfchied hergeleiteten Ausfchliefung der Frauen von birefter 
Anteilnahme an der Zeitung der Staatsangelegenheiten und hat überhaupt mit der Ver: 
teilung des Wahlrehts an fih nichts zu thun. Insbeſondere läßt ſich nicht darthun, daß 
aus dem Grundfäge der Gleichheit vor dem Geſetze (das der Nichter anzuwenden berufen 
ift) die Gleichheit in der aktiven Funktion des Wahlrechts folge. Noch bejteht in Deutſch— 
land eine im Widerfprud zur Rechtsgleichheit bevorredhtete und faſt auf allen Gebieten 
privilegierte Klafje: die Mediatifierten, deren VBorzugsrechte zur Entſchädigung für die 
ihnen entzogenen Souveränitätsrechte dur die Bundesalte von 1815 garantiert waren 
und aud nad deren Aufhebung als gemeines Recht in Deutjchland beftehen blieben. 
Solder zum hohen Adel gezählten Familien gab es in Deutjchland (einſchließlich der 
öfterreichifchen Landesteile) fünfzig mit fürftlihem und drei und fünfzig mit gräf- 
lihem Titel. [Was diefen dur die Bundesakte (Artikel 14) zugeftanden wurde, ift zum 
Teile noch geltendes gemeines Recht; die Grundzüge diefes Standesrechts werben im folgen: 
den daher furz zur Darftellung gelangen müfjen. Die mediatifierten Häufer werden zum 
hohen Adel gerechnet, auch jteht ihnen das Recht der Ebenbürtigfeit zu; die Häupter derjelben 
follten die erften Standesherren in den betreffenden Staaten fein und ihre Familie die privi- 
legiertefte Klaſſe, beſonders bezüglich der Bejteuerung, bilden, und endlich jollten ihnen in Rück— 
fiht ihrer Perfon, Familie und Befitungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert 
werben oder bleiben, welche aus ihrem Eigentum und deſſen ungejtörtem Genuß herrühren 
und nit zu der Staatsgewalt und den höheren Negierungsrechten gehören. Insbeſondere 
ward ihnen verjprodhen das Recht des Aufenthalts in jedem Bundesjtaate, das Necht der 
Familienverträge und Verfügung über ihre Güter und Familienverhältniffe, unter Geneh- 
migung des Souveräns und defjen Publikation, der privilegierte Gerichtsjtand, die Befreiung 
von aller Militärpflichtigfeit für ihre Familie und die Ausübung der bürgerlichen und pein- 
lihen Gerichtsbarkeit in erjter, bei größerer Befigung aud in zweiter Inſtanz, der Forſt— 
gerichtsbarfeit, Ortspolizei und Aufficht über Kirchen- und Schuljahen und milde Stiftungen, 
jedoch nur nad Vorjchrift der Yandesgefege und unter der Oberaufficht der Regierungen. 

Damit war natürlid eine definitive Ordnung der Angelegenheit nicht erfolgt und der 
Bundestag, welcher am 1. Oftober 1818 eine eigene Kommiffion für diefelbe wählte, jah 
fi genötigt, fie noch öfters in die Hand zu nehmen. Auf den Wiener Minifterialtonferenzen 
wurde gleichfalls am 29. November 1819 ein Ausihuß dafür beftellt und in der Sigung 
vom 11. Mai 1820 zwei Vorträge darüber gehalten; es kam aber zu feiner weiteren Be- 
ftimmung als zu dem Artikel 63 der Wiener Schlußakte, wonach es der Bundesverſammlung 
obliegt, darauf zu achten, daß die Beitimmungen des Artikels 14 der Bundesafte genau und 
vollftändig erfüllt werden, und nötigen Falls den Mediatifierten der Rekurs an die Bundes- 
verfammlung vorbehalten wurde. Die Bundesverfammlung hat dann durch Beihluß vom 
13. Februar 1829 den Häuptern der mebiatifierten fürftlichen Familien das Prädikat 
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Durchlaucht, jenen der gräfliden Familien das Prädifat Erlaucht verliehen und durch 
Beihluß vom 15. September 1842 das 1834 errichtete Bundesſchiedsgericht als richterliche 
Inſtanz für die Entfheidung der Befchwerden der Mebiatifierten erflärtt. Die Einfügung 
diefer privilegierten NRechtsftellung in das Syſtem der fonftitutionellen Verfaſſungen hat ſich 
namentlih in den größeren Staaten mit Zweikammerſyſtem durd Aufnahme der Häupter 
der reichöftändifchen Häufer in die Herrenfammer ohne Schwierigfeiten vollzogen. 

Betrachten wir die im Laufe der jtaatlichen Entwidlung eingetretene Herabminderung 
der Vorrechte der Standesherren, fo finden wir, daß ihnen die Ehrenvorzüge unverändert ver: 
blieben find. Ebenfo ift ihnen unter den bisherigen gefetlihen Vorausſetzungen das alte 
Vorrecht der Autonomie verblieben, dagegen wurde ihnen die Ausübung der bürgerlichen 
und peinlihen Gerichtöbarfeit in Preußen dur die Verordnung vom 2. Januar 1849, die 
Polizeigewalt dur die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 entzogen. Das Aufficts- 
recht in Kirchen: und Sculfachen ift mwejentlih eingeſchränkt. Mebiatkonfiftorien bejtehen 
noch in der Graffhaft Wernigerode. Der privilegierte Gerichtsftand ift durch die Civilprozeh- 
ordnung vom 30. Januar 1877 ‚aufgehoben worden, dagegen hat das Einführungsaefet 
zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze im $ 7 das Iandesgejehlich den Standesherren gewährte Recht 
auf Austräge in Kriminalſachen unberührt gelafjen. Ebenfo hat das Reichsgeſetz vom 
9. November 1867 die Freiheit der Mediatifierten von der Militärpflicht reichsgeſetzlich an- 
erfannt. Was endlich die Steuerbefreiungen der Standesherren betrifft, fo find Ddiefelben 
nach dem Gefege vom 25. Juni 1868 befreit von der Quartierleiftung für die bewaffnete 
Macht im Frieden, ihre Domänen und ihre Wohngebäude find von Grund- und Gebäube- 
jteuer und fie felbjt find, allerdings mit manchen Abjtufungen in den alten und neuen 
Provinzen, in Preußen von der Staatseinfommenfteuer befreit, obwohl das Gefe vom 
21. Mai 1851 und 25. Mai 1873 diefer Befreiung nicht befonders gedenft. Auch bejteht 
nad den neuen Kreisorbnungen eine Eremtion von den Kreisfteuern nirgends mehr. Da— 
gegen haben die Kreisordnungen wieder nad anderen Richtungen hin den Umfang der 
Privilegien der Freiseingefeflenen Standesherren erweitert und präcifiert. So fünnen fi) die: 
jelben wie die Mitglieder regierender Häufer durch Stellvertreter an den Kreiswahlen 
beteiligen (altländifche Kreisordnungen S 97, Hannover $ 53, Heſſen-Naſſau $ 54, Weit: 
falen $ 99). Für den Umfang der in der Provinz Sachſen belegenen Graffchaften Wernigerode, 
Stolberg:Stolberg ꝛc. fommt die Kreisordnung nur nad Maßgabe des die genannten Häufer 
in zahlreichen Vorrechten beftätigenden Gefees vom 18. Juni 1876 zur Anwendung. ] 

Nach dem Fortfall der ehemals bundesrechtlichen Garantie iſt die Beibehaltung dieſer 
Gerechtſame lediglich eine nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit zu behandelnde Geſetzgebungs— 
frage, in deren Geſtaltung die einzelnen Bundesſtaaten von Reichs wegen ebenſowenig behindert 
ſind wie das Reich ſelber. 


s Tl. Schuß der perſönlichen Freiheit. Unter den ſtaatsbürgerlichen Grund— 
rechten fteht in erfter Linie die Anerfennung der perfönlidhen Freiheit in dem 
Einne, daß felbige nicht willfürlichen, von den Gerichts-, Polizei» und Verwaltungsbehörden 
beliebig zu handhabenden, fondern nur gefeglih im voraus bejtimmten Befchränfungen 
unterworfen werden darf. Daß die allgemeine Vorbedingung der öffentlichen Freiheitsrechte 
in der Aufhebung der perfönlichen Unterwerfung unter die Verfügung anderer Privatperfonen, 
in der Bejeitigung der Leibeigenſchaft und Gutsunterthänigfeit längft gegeben war, ehe 
Deutfchland feine neueren Verfaffungsurfunden erhielt, ift befannt. Aus dem Prinzip der 
perfönlihen Freiheit folgt: 1. Der Shut gegen mwillfürlihe Verhaftungen zum Zwede 
der gerichtlichen Vorunterfuhung wegen ftrafbarer Handlungen oder gegen rüdfichtslofe Haus- 
fuchungen, die jogenannte Unverleglichfeit der Perfon oder des Haufes, welche in Specialgejegen, 
jogenannten KHabeascorpusaften, vielfah verfchieden geordnet waren, bis die gegenwärtige 
deutſche Strafprozefordnung von neuem gemeines Recht fchuf, das der Abänderung nur im 
Wege der Geſetzgebung unterliegt. 2. Der Schuß gegen willfürlide Strafan- 
drohung oder Strafverhängung, melde beide nur in Gemäßheit des Geſetzes ge- 
Ichehen follen. 3. Der Shut gegen mwillfürlide Unterftellung unter andere 
als die ordentlihen Gerichte 4. Die Freiheit der Meinungsäußerung 
in ihren Hauptanwendungen, als Preffreiheit, als Verfammlungs- und Vereinsrecht, als 
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Neligionsfreiheit und als Lehrfreiheit. Allen diefen ehemals dem Landesverfafjungsrecht 
angehörig gewejenen Beitimmungen fann der reichögejeglichen Kompetenz gegenüber nur noch 
bedingte Geltung beigemeffen werden. 

Litteratur: P. Sundelin, Die Habenscorpusatte und Vorjchriften zum Schuge der Perſon 


in den deutichen Strafprozeßgeſetzen. 1862; v. Holtzendorff, Handbuch des Strafprozeßrechts 
E. 307 ff.; Kroneder, Über den Grundfag der Entſchädigung unſchuldig Berurteilter. 


872. Preffreiheit. Die Cenſur, welche vor 1848 bejtand, ift nad) ihrer Abſchaffung 
nicht wieder eingeführt worden. Allein jene weitejte Ausdehnung, welche der Preffreiheit durch 
die deutjchen Grundrechte gegeben worden war, ijt nirgends unverfehrt geblieben. Faſt überall 
waren, das wirkliche Bedürfnis eines wirkſamen Rechtsſchutzes vielfach überjchreitend, vorbeugende 
Mafregeln gegen den Mißbrauch der Preſſe aeitattet: daher die Verpflichtung zur Hinter- 
legung von Pflichteremplaren vor der Herausgabe zur Vorprüfung durch die Behörden, die 
Beitellung von Kautionen für politifche Zeitichriften, polizeiliche Beſchlagnahmerechte u, j. w. 
Im großen und ganzen hielt fich die deutfche Preßgeſetzgebung in unfreier Abhängigkeit von 
den Muftern der franzöfiichen Geſetzgebung. Insbeſondere gilt dies von Preußen (Geſetz 
vom 12. Mai 1852, Verordnung vom 1. Juni 1863). Dagegen behauptete Bayern das 
Cchmwurgericht zur Aburteilung der Prefprozefje nicht nur im Widerfpruch zu dem Bundes- 
beichlufie von 1855, fondern aud als eine durd das deutfche Gerichtsverfaſſungsgeſetz an— 
erfannte Sondereinrihtung, während der Regel nad Preßprozeſſe vor den ordentlichen 
Gerichten abgeurteilt werden. Ausnahmsweiſe verordnet das Geſetz gegen die gemeingefähr: 
lichen Umtriebe der Socialdemofratie (vom 21. Oktober 1878) gewiſſe Einfchränfungen der 
Preßfreiheit. Im übrigen ift das Prefrecht in der Hauptfache einheitlich durch das Reichs— 
gefe vom 7. Mai 1874 in der Weife georbnet, daß die präventivspolizeilihen Mittel der 
Abwehr gegen Ausjchreitungen auf ein geringes Maß eingefchränft wurden. 

Immerhin ift es noch als eine nicht leicht zu rechtfertigende Inkonſequenz anzufehen, daß 
das Recht wahrheitsgetreuer Berichterftattung nur in Beziehung auf parlamentariſche Ver— 
handlungen, nicht aber hinfichtlih öffentlich geführter Verhandlungen der Gerichte oder 
jtädtifcher Korporationen anerkannt ift. 

Litteratur: Aus der Zeit, in der das Privileg der Prehfreibeit ftreitig war, ift am bebeu- 
tendften: Milton, Arcopagitiea (a speach for the liberty of unlicensed printing). Aus neuefter Zeit 
f. Laurent, Etudes sur les delits de presse, 1871, Kommentare zum Neichögefeg: v. Schwarze 
1874; Marquardfen 1875 und Thilo 1574; Berner, Lehrbuch des deutichen 63334 1876. 
Uber Elfaß-Lothringen f. Kayſer in v. Holgendorffs Jahrbuch IV (1875). 


S 73. Verfammlungs- und Vereinsrecht. Mindeitens von gleich großer, 
wenn nicht von nod größerer Bedeutung als das Recht der freien Preſſe ift die geſetzlich 
zu fichernde Freiheit des Vereins: und Verſammlungsrechts. Bei der Feititellung feiner 
(Srenzen kann auf die Beichaffenheit der an fich zuläffigen Zwedbeitimmungen wenig an- 
fommen, obſchon im einzelnen bisher zwifchen politifchen, nicht politifchen und kirchlichen 
Vereinen vielfach unterfchieven worden ift. Wie die außerhalb der kirchlichen Korporation 
und der AHultuszwede jtehenden Vereinigungen feinen Anfpruch auf Bevorzugung haben, jo 
fehlt es auch an ausreichenden Gründen, die politiichen Zmwedrichtungen eines Vereins als 
Rechtsſatzung für befondere Erfhwerungen zu erachten. Dagegen ift allerdings zu fordern, 
da die Form der Verfammlungen und der Inhalt der ftändigen entweder ausgefprochenen 
oder in Handlungen dargelegten Zwede der Vereine nicht der allgemeinen Rechtsordnung 
oder Sicherheit bedrohlih werden; daher Verfammlungen unter freiem Himmel nicht 
denjenigen in gefchloffenen Räumen gleichaeftellt werden fönnen noch auch bewaffnete Ver- 
fammlungen beratfchlagen dürfen. Desgleihen braucht der Staat feine Organifationen zu 
dulden, welche unter dem Dedmantel der Verfammlungsfreiheit einen gewaltiamen Angriff 
gegen die Staatögewalt vorbereiten. Hieraus ergeben ſich als zuläffige Schußmittel des 
Staates gegen den Mifbraudh des Vereinsrehts: das Verbot geheimer Verfammlungen 
oder gewiffer von einer auswärtigen Macht geleiteter Orden, das Erfordernis der Bublicität, 
wonach der Obrigfeit nicht nur Kenntnis von jeder Verfammlung, fondern aud Zutritt zu 
derfelben zu gewähren ift, die Möglichkeit der Auflöfung ercedierender Verfammlungen oder 
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die vorläufige Schließung gejegmwidrig wirfender Vereine, vorbehaltlich der gerichtlichen Ent- 
ſcheidung, und das Verbot der Centralifation politiicher Zofalvereine unter gemeinfchaftlicher 
Leitung, wovon indeſſen zu Gunften der Wahlvereine eine Ausnahme gemacht zu werden 
pflegt. Ebenſowenig brauden Vereine geduldet zu werben, die fich einer fremden, im 
Staatsgebiet nicht anerfannten Sprache bei ihren Verhandlungen bedienen. Nach preußiſchem 
Necht giebt die näheren Beitimmungen hierüber die Verordnung vom 11. März 1850 „über 
die Verhütung eines die gefetliche Freiheit und Ordnung befchränfenden Mifbrauches des 
Verfammlungs- und Vereinigungsrechtes“ (Geſetz Sammlung von 1850 ©. 277). Hiernad) 
müfjen Berfammlungen in geſchloſſenen Räumen (d. h. in Häufern), wenn öffentlihe An- 
gelegenheiten beraten werden follen, wenigjtens 24 Stunden vorher unter Angabe von Drt 
und Zeit der Ortspolizeibehörde angezeigt werden. Diefelbe hat das Necht, der Überwachung 
wegen einen oder zwei Beamte hinzufenden. Wenn in der VBerfammlung Vorſchläge befprochen 
werden, die eine Aufforderung oder Aufreizung zu ftrafbaren Handlungen enthalten, jo fann 
die Verfammlung dur die Polizei aufgelöft werden und jeder Anweſende ift bei Strafe 
verpflichtet, fich fofort zu entfernen. Niemand darf in folden Verſammlungen bewaffnet 
erfcheinen. Für Verfammlungen unter freiem Himmel muß die Erlaubnis wenigftens 48 Stunden 
vorher nachgefuht werden. — Cbenjo fünnen die preußifhen Staatsbürger zu erlaubten 
Sweden Bereine bilden (Artikel 30). Vereine, welche eine Einwirkung auf öffentliche 
Angelegenheiten bezweden, find verpflichtet Statuten zu errichten und ihr Mitgliederverzeichnis 
der Polizei zur Kenntnisnahme (nicht zur Genehmigung) einzureihen. Bolitifche Vereine, 
d. h. ſolche, die eine Einwirkung auf die Einrichtungen des Staates bezweden, dürfen feine 
Frauensperſonen, Schüler und Lehrlinge als Mitglieder aufnehmen, auch nicht mit anderen 
Vereinen gleicher Art zu gemeinfamen Zweden in Verbindung, weder perfönliche noch fchrift- 
liche, treten. Bei Zumiderhandlungen fann die Polizei den Verein vorläufig fchlieen, 
doch muß die richterliche Entiheidung darüber demnächſt eingeholt werden.) Auch das Ber- 
einsweſen iſt als in die Neichsgefebgebungsfompetenz fallend erflärt worden, ohne daß indes die 
Reichsgeſetzgebung in diefer Materie bereits thätig geworden wäre. Dod enthält das Geſetz 
gegen die Socialdemofratie allgemein verpflichtende Beichränfungen gewiffer Agitationen. 

Die Bedeutung der Vereins: und Preffreiheit für den Staat ift übrigens nicht zu 
allen Zeiten die gleiche. Vorausſetzung für den Beltand aller perfönlichen Freiheitsrechte 
it ihre Verträglichkeit mit der Geſamtrechtsordnung und der Sicherheit des Staates. Das 
englifche Necht fennt daher außerordentlihe Steigerungen der Regierungsrechte und eine 
durh das Parlament zu genehmigende Sufpenfion der Habeascorpusfte. [Die meisten 
der verfafjungsmäßig garantierten perjönliden Rechte des Staatsbürgers können vorüber: 
gehend, und zwar zeit- und diſtriktsweiſe, außer Kraft gefegt werden. Es gefchieht dies für 
den Fall eines Krieges in den vom Feinde bedrohten Provinzen ſowie für den Fall eines 
Aufruhrs bei dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit. In diefem Falle wird der 
Belagerungszuftand erflärt. Iſt derfelbe durch öffentlihen Aufruf bei Trommeljchlag 
oder Trompetenfchall befannt gemacht, jo geht die ganze vollziehende Gewalt an den Mili- 
tärbefehlshaber über, dem alle Civil-, Verwaltungs- und Gemeindebehörden zu gehorchen 
haben. Es treten dann für ſolche Vergehen, welche die befürchtete Gefahr herbeiführen oder 
erhöhen, beſonders verſchärfte Strafen ein, und können an Stelle der ordentlichen Gerichte 
außerorbentlihe Kriegsgerichte eingeſetzt werden, die aus Offizieren und Givilrichtern 
zufammengejegt find und die über alle fchmeren Verbrechen und Vergehen, auch ber 
Civilperfonen, aburteilen. Das über den Belagerungszuftand ergangene Geſetz vom 4. Juni 
1851 (Gejetfammlung von 1851 ©. 451) gilt nady Artifel 68 der deutſchen Neichöver- 
fafjung auc für das Reich, wenn der Kaifer irgend einen Teil des deutfchen Reichsgebietes 
in Kriegszuftand erklärt.) Daß aus dem Gefichtspunfte des Vereinswefens auch Firchliche 
Genofjenihaften und Klöſter der Neichsgefeggebung unterliegen würden, kann ſchwerlich be- 
zweifelt werden. Selbſt in fatholifhen Staaten ift die Frage der Beibehaltung oder Auf: 
hebung der KHlöfter nicht aus dem Gefichtspunfte des Dogmas oder der Kultus, ſondern 
aus demjenigen der öffentlihen Wohlfahrtsinterefjen behandelt worden. Eine erhebliche Ver- 
ſchiedenheit hat fi in Deutfchland herausgeitellt, feitvem die Klöfter durch die preußifchen 
Kirchengefege bejeitigt wurden. 
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Litteratur: L. v. Stein, Syſtem des Vereinswejend und Vereinsrechts. 2. Aufl. 1869; 
T Aa Preußifches Vereins- und Verfammlungsrecht. 1865; Zander, Bereinsd- und Berfammlungs- 
gejeg vom 11. März 1850 (Preußen) erläutert. 1880; Lisco, Die preußifhen Verordnungen betr. 
Vereins- und Verfammlungsredt. 2. Aufl. 1881; Hugelmann, Studien zum öfterreihifchen Ber- 
3 und Verfammlungsrecht. 1879; Maſcher, Das Berfammlungs- und Vereinsreht Deutichlands. 


8 74. Gewifjensfreiheit. Mit dem Vereinsrechte hiftorifch verwachſen ift die 
Freiheit des Gemwifjens und der NReligionsübung. Die verfchievenen Ab- 
ftufungen in der Verwirklichung der Religionsfreiheit, von der einfachen Duldung des Haus: 
gottesdienftes an beginnend, gehören der Gefchichte an. In vollfommenfter Anerfennung 
bedeutet fie dem Staat gegenüber nicht nur freie Darlegung der religiöfen Überzeugungen 
in Gottesdienft und Lehre, fondern auch bürgerliche und politifche Gleichjtellung mit den 
hiftorifch vorberechtigt gewefenen Belenntnifjen, alfo Negation des Staatsfirhentums. Die 
Bundesafte von 1815 (Artifel 16) erklärte, daß die Verfchievenheit der chriſtlichen Re— 
ligionsparteien in den Ländern und Gebieten des Deutjchen Bundes feinen Unterfchied in 
den bürgerlihen und politiihen Rechten begründen fünne. Für die chriftlihen Sekten und 
die Juden war damit nichts gefagt. In Preußen erging jpäter das Patent vom 30. März 
1847, betreffend die Bildung neuer Neligionsgefellihaften, und die Sanftion der Ver— 
fafjenasurfunde, welche jeden Unterfchied der Befenntnifje befeitigte. Bon Neiche wegen tft 
ſchließlich das Gefeg vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleichberechtigung der Konfejfionen 
in bürgerlicher und ftaatsbürgerlicher Beziehung, ergangen. Das neuere deutſche Staats- 
wefen it faſt durchgängig in den Grundlagen feines öffentlihen Rechts paritätiſch in 
der Gleichberehtigung der hiſtoriſch begründeten Anſprüche der alten reichsrechtlichen Kon- 
feffionen gegenüber dem Staate. Mit der rechtlich ausgefprochenen Anerkennung der Ge: 
wifjensfreiheit im weiteſten Umfange ift übrigens nur ein individuelles Necht gewahrt. Die 
Grundſätze, nad denen fih forporative Kirchengefellihaften mit ftaatlicher Anerkennung 
bilden fünnen oder das Verhältnis der Kirchengejellichaften zum Staate geordnet wird, ge: 
hören nicht hierher. Doc ift anzuerkennen, daß die Bildung neuer Kirchengejellfchaften in 
forporativer Gejtalt nicht von obrigfeitliher Prüfung des Glaubensinhaltes oder von will- 
fürlich zu verfagender Genehmigung abhängig gemacht werden fann. In Preußen ift die 
Bildung neuer kirchlicher KRorporationen dadurch erfchwert, daß ein Alt der Geſetzgebung er- 
fordert wird. ihre Schranfe findet die Religionsfreiheit an der ftaatsbürgerlihen Ordnung 
und dem Strafgejeg, gegen welches Bekenntnis und Kultus nicht verjtoßen dürfen. 


S 75. 2ehrfreiheit. In der Kirche findet die Lehrfreiheit ihre Schranke durch 
die den Geiftlihen durch die Lehrorbnungen auferlegten Pflichten. Dem Staat gegenüber 
iſt die Lehre nicht nur anerfannter Kirchen, fondern überhaupt, ohne Nüdficht auf den 
Gegenjtand der Belehrung, foweit freigegeben, als nicht jtrafrechtlich gegen wörtliche Angriffe 
gefchüste Nechte verlegt werben oder bejtimmte Pflichten der Echulorganifation zu erfüllen 
find. Neuere Staatöverfafjungen fprehen aus: die Wiffenfhaft und ihre Lehre ift 
frei. Damit ift erklärt: Ebenfowenig wie der Staat Glaubensgefege geben darf, ift er 
befugt, Geſetze der wiſſenſchaftlichen Forſchung oder der Lehrmethoden (außerhalb feiner 
Unterrichtsanftalten) aufzujtellen. Der Staat, der die Wiffenfchaft frei giebt, hat aber auch 
die weitere Pflicht, der Anmaßung zu wehren, welche Lehre und Unterricht in allen Stüden 
als Firhlihe Nechte in Anfprudh nehmen. Sogenannte freie Univerfitäten, mie fie in 
Belgien bejtehen, fünnen in Deutfchland feine ftaatliche Anerkennung beanſpruchen, jolange 
in ihren Statuten das Prinzip der freien, das heißt vom Kirchenglauben unabhängigen 
Wiſſenſchaft verleugnet wird. 


Ss 76. Wirtfhaftlihe Freiheit. Die bisher aufgeführten Anwendungen des 
Grundſatzes der perfönlihen Freiheit beziehen fich vorwiegend auf höchſte ethifche Intereſſen, 
obſchon auch gewerblihe Zwecke in Betracht fommen, fobald das Wereinsleben fich zum 
ökonomiſchen Genoſſenſchaftsweſen geftaltet. Cine andere Klaſſe ftaatsbürgerliher Grund: 
rechte ruht auf wirtfchaftspolitifcher Bafis. Dahin zählen wir: 
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1. Die Ausmwanderungsfreiheit. Die deutſche Bunbesafte (Artikel 18) ge- 
mwährte den Angehörigen deutſcher Staaten nur das Recht des freien Wegziehens aus 
einem deutſchen Bundesftaat in den andern, der fie erweislich zu Unterthanen annehmen 
will, und die Freiheit von aller Nachſteuer für ihr in einen anderen Bunbesftaat über- 
tragenes oder übergehendes Vermögen. Diefe Beſchränkung auf ein beftimmtes Auswan- 
derungsziel ift indefjen gefallen. Auswanderung und Kolonifation unterliegen der Reichs— 
gefeggebung. Zu Friedenszeiten bereits den Militärreferviften eingeräumt, ift die Auswan— 
derung zu Kriegäzeiten durch die Wehrpflicht in weiterem Umfange beſchränkt. Im übrigen 
muß zum Zmwede der Auswanderung, ſoweit nicht die Wehrpflicht Ausnahmen begründet, 
dem Erjuhen um Entlaffung aus dem ftaatsbürgerlihen Verbande von Staats wegen ent- 
fprohen werden. Doch darf man nicht überfehen, daß außer dem ftaatsrechtlihen Kinder 
nifje der Auswanderung aud anderweitige Hemmungen ftrafprozefjualifcher oder privatredt- 
liher Art wirkſam werden fönnen. 

2. Die Freizügigfeit im Innern des Deutſchen Staatsgebieted und das Recht 
der Nieberlafjung und der freien Wahl des Aufenthaltes (Reichsgeſetz vom 1. November 
1867). Die Heimats- und Niederlafjungsverhältniffe in Bayern entziehen ſich jedoch der 
Reihsfompetenz (Artifel 4 der Reichsverfafjung). (Siehe hierzu das Nähere oben $ 33.) 

3. Die Gewerbefreiheit, deren Einfchränfung durd das Konzeſſionsweſen die 
Neichögewerbeordnung vom 21. Juni 1869 regelt. Ihre Hemmung und Negation in äl- 
terer Zeit geſchah meniger von feiten der Staatsgewalt, obſchon diefelbe oft genug im Wege 
der Geſetzgebung und der Polizeiverwaltung aus Gründen vermeintliher Wohlfahrt inter- 
venierte, als vielmehr von feiten der Gemeinden, Innungen und Zünfte. Hieraus erflärt 
ſich teilmeife, weswegen Freizügigkeit und Gemwerbefreiheit, obſchon unleugbare Konfequenzen 
des höheren Prinzips der perfönlichen Freiheit, durch die Verfaffungen feit 1848 nicht unmittel- 
bar berührt wurden, fondern mannigfach verfümmert blieben, bis von Reichs wegen die Materie 
geordnet ward. Inwieweit die Gemwerbefreiheit jedoch nicht nur vom Standpunft der poli- 
zeilihen Sicherheit: und Sittlichkeitsintereſſen, fondern aud im Intereſſe der Volfswirt- 
Schaft durch Zwangsinnungen, Zwangsverſicherungen und forporative, von Staats wegen vor- 
gejchriebene, den einzelnen verpflichtende Ordnungen befchränft werden fünne und folle, ift 
in neuerer Zeit wiederum eine Gefehgebungsfrage geworden, die, mehr und mehr aus dem 
Gebiete der rein verfafjungsrechtlihen Konfequenzen perfönlicher Freiheit ausfcheidend, aus 
dem Gefichtspunfte focialer Politif behandelt werden muß. 

4. Die Unverleglichkeit und Freiheit des Grundeigentums im vermögens- 
rehtlihen Verkehre, deren Berneinung gleichfalls weniger in der Staatögefehgebung 
als vielmehr in den legten Reften der feudalen Periode und in den Satzungen des ger- 
manifhen yamilienrechts gegeben war. Als Anwendungen diefes Sahes ergeben ſich gegen- 
über dem Staat: die Befeitigung der Parzellierungsverbote, im gewiſſen Sinne aud ber 
Vermögenstonfisfation als einer Strafe; die Aufhebung der Oberlehnsherrlichfeit (mit Aus- 
nahme der Thronlehen in Preußen), das Verbot der Errichtung neuer Lehen, die Befeitigung 
des dinglihen Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden, die Ablösbarkeit der Grundlaften 
— Neuerungen, welche nicht überall in gleicher Schärfe durchgeführt wurden. [Der Grund- 
faß, daß jeder Eingriff in das Eigentum und die Privatrehte des Staatsbürger8 unter- 
fagt ift, erleidet aber eine wichtige Ausnahme dur die Zwangsenteignung ober 
Erpropriation. Es fann nämlich jeder Eigentümer aus Gründen bes öffentlichen 
Wohles und gegen Entſchädigung zur Abtretung feines Eigentums gezwungen werden. Im 
allgemeinen werden Grundftüde der Gegenftand der Zwangsabtretung fein, doch können aud) 
andere Gegenftände erpropriiert werben, fo 3. B. Getreide bei einer Hungersnot, Pferde bei 
einer Mobilmahung. Die befanntefte Anwendung erfährt diefes Prinzip bei der Errich— 
tung öffentliher Anlagen und beim Bau der Eifenbahnen, welden das Recht ge 
währt wird, den zur Anlage. der Bahn erforderlihen Grund und Boden von den Grund» 
befigern, deren Grundftüde die Bahn durchjchneidet, mangels einer gütigen Einigung im 
Zwangswege zu erftehen.] Gegenüber dem yamilienrechte des grundbefigenden Adels ward 
aus dem Gefichtspunfte des freien Grundeigentums und der ftaatsbürgerlichen Gleichheit auch 
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die Aufhebung des agnatifhen Lehnsverbandes und der Familienfideifommifje dur die 
demofratifchen Berfafjungsprinzipien des Jahres 1848 gefordert, doch nicht überall durd- 
geſetzt. [Die auf die Verhältnifje des Grundeigentums und die Agrarverfafjung bezüglichen 
Artikel der preußifchen Verfaffung vom 31. Januar 1850 haben fpäter eine veränderte Faſſung 
erhalten, wodurch mannigfach zu weit gehende Beitimmungen auf ihr gehöriges Maß zurüd- 
geführt worden find. Die Errichtung von Yehen wurde unterfagt, dagegen ward es auf Grund 
des Geſetzes vom 5. Juni 1852 unter Einhaltung der gefeslihen Beitimmungen wieder 
erlaubt, Familienfideilommiſſe zu errichten. Der in Bezug auf die vorhandenen Yehen noch 
beitehende Lehensverband follte durch geieliche Anordnungen aufgelöjt werden. Dies iſt 
durch eine Reihe von Gefegen für die einzelnen Provinzen gefchehen, 3. B. Geje vom 
10. Juni 1856, betreffend die erleichterte Ummandlung altvorpommerifher und hinterpom- 
merifcher Zehen in Familienfideifommifje, Gejeg vom 23. März 1857, betreffend die erleidh- 
terte Ummandlung oftpreußifcher und ermländifcher Yehen in Familienfideikommiſſe, u. ſ. w. 
Ohne Entſchädigung blieben aufgehoben, nad Maßgabe der ergangenen bejonderen Geſetze: 
1. das mit dem Befite gewifjer Grundftüde verbundene Necht der Ausübung oder Übertra- 
gung der richterlichen Gewalt und die aus diefem Rechte fließenden Eremtionen und Ab- 
gaben; 2. die aus dem gerichtd- und jchusherrlichen Verbande, der früheren Erbunterthänig- 
feit, der früheren Steuer: und Gemwerbeverfaffung herftammenden Verpflichtungen. Mit den 
aufgehobenen Rechten fielen auch die Gegenleiftungen und Laſten hinweg, welche den bisher 
Berechtigten oblagen. 

Das auf römifchrehtliher Grundlage beruhende Erbrecht mit feinem weitgehenden 
Pflichtteilsrecht ift nicht geeignet, das (Grundeigentum innerhalb der Familie zu erhalten 
und einen gediegenen Stand von Grundbefigern zu bewahren, der ald Grundfäule einer foliden 
Staatsordnung erfcheint. Als ein beachtenswertes Zeichen der Zeit erfcheint es, daß in 
mehreren preußifchen Provinzen auch eine Reform des bäuerlichen Erbrechtes angebahnt ift, 
welche auch den bäuerlichen Grundbeſitz möglichjt ungeteilt innerhalb der Familie zu er— 
halten ſucht. Vorbildlich erjcheint hier das an alte Verhältniffe anlnüpfende Höfegeſetz 
für Hannover vom 2. Juni 1874, ergänzendes Geſetz vom 24. Februar 1880. Seitdem 
jind erfchienen das Gejet betreffend das Höfereht im Herzogtum Yauenburg vom 21. Fe— 
bruar 1881, Landgüterordnung für die Provinz Weitfalen vom 30. April 1882, für die 
Provinz Brandenburg vom 10. Juli 1883 u, a.] Von Reichs wegen tft über die Rechts— 
verhältnifje des Grundbefiges nichts bejtimmt, außer daß (Artikel 3) jeder Deutfche zum 
Ermwerbe liegenden Guts überall glei dem Landesangehörigen zugelaffen werden muß. 


8 77. Briefgeheimnis und Petitionsredht. Aus dem Gefichtspuntte eines 
ftaatsbürgerlihen Grundrechts wird vielfach aud das Briefgeheimnis aufgefaft; doch 
erfcheint dasfelbe vielmehr ald eine Konfequenz des vom Staate in Anſpruch genommenen 
Poſtregals, mittel3 defjen der Staat zwangsweife unter Ausihluß des Privatverfehrs die 
Beförderung von Briefen monopolifiert. Soweit die Organe der Staatögewalt felber das 
Briefgeheimnis verlegen, erfcheint ihre Handlungsweife als VBertrauensmifbraud 
gegenüber folchen, die ihre Brieffhaften ohne die Vorausſetzung ihrer Unerbrechlichkeit öffent- 
lichen Berfehrsanftalten nicht übergeben würden. Brieferbredung durch die Behörden fann 
deswegen nit aus Gründen politischer Nütlichkeit, fondern nur dann geſetzlich zugelafien 
werden, wenn es fih in Gemäßheit des Strafprozekrehts um Entdeckung oder Ermeifung 
von Strafthaten handelt. Beſchränkungen des brieflichen Geheimnifjes find daher nur 
geſetzlich zuläſſig in Fällen ftrafgerichtlicher Unterfuhungen und in Ariegszeiten (Geſetz 
vom 28. Dftober 1871 über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches). 

Das Petitionsrecht it, weil ohne jelbftändigen materiellen Wert, den übrigen 
Grundrechten nicht an die Seite zu jtellen, vielmehr aus anderem Gefichtspunfte zu würdi— 
gen: entweder ala Form der freien Meinungsäußerung über ftaatlihe Dinge oder ald Ga- 
rantie des bejtehenden Rechtszuftandes, wo der Inhalt der Petition als Beſchwerde über 
eine wirkliche oder doch vermeintliche Gefeesverlegung gemeint ift. In beiden Richtungen 
hat das Petitionsrecht eine aroße Bedeutung. 
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‚ 2itteratur: Über ſtaatsbürgerliche za im allgemeinen: v. Holgendorff, Die Prin— 
zipien der Politik. 1869 und die dort S. 350 Note 85 angeführte Litteratur; R. v. Mohl, Beiträge 
zur Lehre vom Betitionsrechte (in Staatörecht, Völkerrecht und Politif I 222). 


IX. Rechte der Gemeinden und Korporationen, 


8 78. Die Gemeinden. Die Rechte der Gemeinden d. h. der politifchen, 
auf Nahbarihaft beruhenden Korporationen zur Pflege der Intereſſen örtlicher Gemeinſchaft 
gehören nur zum geringeren Teil in das Verfafjungsreht; es fei denn daß Gemeindeange- 
legenheiten und Staatsangelegenheiten, wie in den alten Kommunaljtaatsbildungen oder wie 
in den deutjchen Hanfeftädten, unlösbar miteinander verwachjen wären. Wo dagegen der 
Staat als einheitlicher Verband mehrerer in demfelben Gebiet liegender Gemeinden erfcheint, 
fommen Gemeindeangelegenheiten verfafjungsrehtlid nur ſoweit in Betracht, als 
deren felbftändige Wahrnehmung gleichſam als forporatives Grundrecht oder gegenteilig der 
autonomen Berfügung den Gemeinden gegenüber das Recht des Staatsbürgers (Ehefchlie- 
Bung, Gewerbebetrieb, Nieverlaffung, Freizügigkeit) gemährleiftet wird. — Abgefehen von 
diefen Grumdbeziehungen zur Staatögewalt und den ftaatsbürgerlihen, auch für die Ge- 
meinden unverlegbaren Grundrechten beruhen die Gemeindeangelegenheiten, rechtlich betrachtet, 
entweder auf allgemeinen oder provinziellen, auch ſonſt örtlich verfchievenen Verwaltungs— 
normen oder auf autonomifchen Feſtſetzungen in Gemäßheit der vom Staate gegebenen Ge— 
meindeordnungen. Welches Maß von Selbftändigfeit den Gemeinden eingeräumt werben 
ſoll, das bildet allerdings eine Frage von grundfäglich meittragender Bedeutung. Es ijt 
denkbar, daß der Staat die Gemeinden als ein Organ feiner eigenen Bermaltungsinterefjen, 
als fogenannte Staatsanftalt, wie in Frankreich, benugt und vom Standpunkte der Bevor- 
mundung oder der MWohlfahrtsinterefjen aus regieren läßt. Andererjeits ift möglich, daß 
die Thätigkeitsfphäre der Gemeinde aus der Gefamtheit der ftaatlihen Aufgaben ausgefchieden 
und völlig auf fich felbjt wie im Mittelalter angemwiejen wird, jo daß hiernad der Staat 
gleihfam als eine Konföderation von Gemeinden erfcheinen würde. Die Erfenntnis der 
Unzuträglichfeit und Nachteile, mit denen jede diefer Einrichtungen verbunden ift, hat zu 
der dur den Hinweis auf England verftärkten Forderung der Selbftverwaltung der 
Gemeinden in Gemäßheit der Staatögefege geführt. Die Wahrnehmung einer lofalen An- 
gelegenheit muß zunächft, ſoweit die Beurteilung eines lofalen Thatbeftandes zur Anwendung 
allgemein gefetlicher Regeln erfordert wird, der Gemeinde überlafjen bleiben. Die Abgren- 
zung der lofalen und darum fommunalen Angelegenheiten von den allgemein ftaatlichen kann 
allerdings nicht vermittelft mechanifcher Trennung beider, fondern nur in der überall hinzu- 
tretenden Erwägung bemerkitelligt werden, daß der Gedanke der Volkseinheit auch in der 
Gemeinde, der Gedanke der lofalen Mannigfaltigfeit und der individuellen Berechtigung auch 
gegenüber der Staatöverwaltung zu mwahren ift. In diefem Sinne ift die Selbitver- 
waltung der Gemeinde ala ein Grundfaß des neueren Verfafjungsrehts ebenfo in meit- 
reichender ftaatlicher Anerkennung jtehend wie die Freiheit der einzelnen Perfon. Dabei iſt 
man indeſſen nicht ftehen geblieben. Auch die Verwaltung ftaatliher Angelegenheiten in 
unterfter Inſtanz wird zwar nicht für die Gemeinde als Korporation, aber doch für Ge- 
meindeangehörige als zur umentgeltlichen Übernahme verwaltender Funktionen Verpflichtete 
auf Grund ftaatliher Ernennung in Anſpruch genommen. In dieſer Richtung bedeutet 
Selbitverwaltung nicht fommunale Autonomie, jondern vielmehr die Bafis der gefamten 
Staatsverwaltung felbft im Gegenſatz zu einer alles umfpannenden Gentralifation der Ver- 
waltung. Als zu dem natürlichen Nechtsfreife der Gemeinde gehörig find anzufehen: die 
Verwaltung des Gemeindevermögens, die Bejegung der Gemeindeämter, die Handhabung 
der äußeren Drdnung in der Polizei, die Armenpflege und das Elementarfchulmeien, wor— 
aus fih von ſelbſt ergiebt, daß der Gemeinde auch die Befugnis gewährt werden muß, ihre 
Mitglieder ſelbſtändig zur Bejtreitung der Gemeindebedürfnifje zu befteuern. Die objektive 
Grundlage diefer Funktionen muß die Gefesgebung flarftellen, um den aud in der Ge- 
meinde vorhandenen wirtfchaftlichen ntereffentonflift auszugleichen. Ferner ift felbftverftänd- 
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lich, daß für den Fall des Übergreifens über die der Gemeinde zuftehenden Befugniffe oder 
ihres den Staat berührenden Mißbrauches die leitende Macht der Staatöregierung nicht ent- 
behrt werden fann. Dagegen ift jeve Einmifhung der Regierung bei fehlerhafter oder 
nadhteiliger Behandlung der Gemeindeangelegenheiten als foldher mit dem Prinzip der Selb- 
ftändigfeit der Gemeinden fchlehthin nicht zu vereinigen. Der Rechtszuſtand der Gegenwart 
wird an einer anderen Stelle (im Verwaltungsrecht) dargelegt werden. Was das Verhält- 
nis der Gemeinde zu ihren eigenen Mitgliedern betrifft, jo verfteht fi von felbit, daß die 
der Staatögewalt gegenüber garantierten Grundrechte der Staatöbürger auch durch jene nicht 
verlegt werden dürfen. Eine befondere Schwierigkeit in diefer Hinficht bot nur die Freiheit 
der örtlihen Bewegung und bes Gemwerbebetriebes, melde vielfah mit dem Intereſſe der 
Gemeinde, die Laſten der Armenpflege durch Abwehr unvermögender Perfonen zu vermindern 
oder wenigftens nicht anwachſen zu laſſen, zufammenftieß. Dur die Reichsverfafjung, 
welche den Grundfaß der Freizügigkeit anerkennt und die meiftenteild aus dem Gemeinde— 
recht hervorgegangenen polizeilichen Ehefchließungsverbote befeitigt, ift das Necht des ein- 
zelnen zu jtärferer Geltung erhoben worden und dem Gemeinderecht eine bis dahin in 
Deutjchland fehlende Schranke gegeben. Ebenfo ergiebt fi aus dem höheren Grundfaß der 
ftaatsbürgerlichen Freiheiten, daß der Erwerb des Gemeindebürgerrehts nicht von beliebig 
dur die Gemeinde zu ftellenden Bedingungen abhängig zu maden, vielmehr dur Auf- 
ftellung fejter, von neuanziehenden Perſonen zu erfüllender Anforderungen zu normieren ift. 
Ein Bundesamt für das Heimatwejen hat die reichsrechtlich geordneten Nieverlafjungsver- 
hältnifje zu überwachen (Gefeg vom 6. Juni 1870). Seine Kompetenz erftredt fich jedoch 
nicht auf Bayern und Elfaß-Lothringen. 


Litteratur: Über die biftorifhe Entwicklung und den gegenwärtigen Zuftand der deutfchen 
green 3 fiehe D. Gierte, Das deutiche Genoſſenſchaftsrecht. 1. Bd, (Rechtsgefchichte) 1868 ; 
€. Meier, Die Reform der Verwaltungsorganifation unter Stein und Hardenberg. 1881; Morier, 
Selbftregierung. Die deutſche Gemeindeverwaltung verglichen mit dem englischen Selfgovernnent. 
1876; Stadelmann, Bayerifche Gemeindeordnung. 1876; E. v. Möller, Preußiſches Stadtredt. 
1864; Lette, Landgemeindeordnung für die ſechs öftlihen Provinzen (Preußens). 1867; Kletke, 
Das norbdeutfche Bundesindigenat. 1871; Gneift, Verwaltung, Juftiz, Rechtsweg. 1869; Stolp, 
Die Gemeindeverfaffungen Deutichlands und des Auslandes. 1870; 9. Stefienhagen, Handbuch 
der ſtädtiſchen Verfaffung*und Verwaltung in Preußen. 2 Bände. Berlin 1887. — Sammlung von 
Entfcheidungen des Bundesamts für das Deimatweien von Wohlers feit 1873. 


8 79. Die firhliden Korporationen. Soweit als der Staatögewalt gegen: 
über den religiöfen Genoſſenſchaften gemifje Einwirkungen rehtlih zukommen oder auf der 
anderen Seite die Freiheit folder Genoſſenſchaften ficherzuftellen it gegen Verlegungen durd 
die Staatsregierungen, berührt ji das Kirhenreht mit dem Berfafjungsrecht des Staates, 
obwohl herfömmlicherweife nah demjelben Grunde methodifcher Zmwedmäßigfeitsverhältniffe, 
nad welchem die Gerichtöverfafjungslehre vom Staatsrecht losgelöft und an den Prozeh ge 
fnüpft wurde, auch das Recht des Staates gegenüber der Kirche im Kirchenrecht erörtert zu 
werben pflegt. Über die verfhiedenen Staatskirchenfyfteme fann daher hier hinmweggegangen 
werden. Aus der Religions: und Gewiffensfreiheit der Staatsbürger ift der Grundfag ber 
jogenannten freien Kirche im Staate oder die Trennung von Kirche und Staat nicht her- 
zuleiten. Die Rechtsſphäre der Kirchenanftalt kann, äußerlich betrachtet, nicht anders be— 
meſſen werden als die Nechtsfphäre irgend einer anderen fich ſelbſt vermwaltenden Korpo— 
ration. 

[Die Organifation der beiden Hauptlirhen ruht zudem vielfach in den deutfchen Staaten 
auf wejentlich gleichen Grundlagen ; die Anführung der Grundzüge der Kirchenverfafjung im 
größten Bundesjtaat läßt daher an diefer Stelle den Überblid über diefen Teil der öffent- 
lichrechtlichen Ordnung gewinnen. Die evangelifche Kirche Preußens, d. h. die vereinigte 
Zandesfirhe der Lutheraner und Neformierten, unterjteht in den inneren evangelifchen Kirchen- 
ſachen (Gottesdienſt, Seelſorge, Kirchendisciplin 2c.) dem evangelifchen Dberlirchenrat als 
der oberjten geiftlihen Gentralbehörde. Der Oberlirchenrat, durch Erlaß vom 29. Juni 
1850 von König Friedrich Wilhelm IV ins Leben gerufen, bejteht aus einem Präfidenten 
und Mitgliedern, welche allein vom Könige, als dem oberften Bischof der evangelifchen Kirche, 
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ernannt werben und daher auch nur biefem verantwortlich find. Unter demfelben ftehen die 
Konfiftorien (je eines in jeder Provinz mit dem Site in der Provinzialhauptftadt) 
ala rein Firchliche Oberbehörden, welchen namentlich die Aufficht über den Gottesdienft und 
die Prüfung und Drbination der Kandidaten der Theologie ſowie die Beauffichtigung der 
Geiftlichen zufteht. Ihnen find die Generalfuperintendenten (von denen einige den 
Titel „Bischof“ führen) beigeorpnet und die Superintendenten untergeordnet. Die 
legteren (Propfte in Schleswig-Holftein, Defane im Regierungsbezirf Wiesbaden, Metro- 
politane im Regierungsbezirk Gafjel genannt) find die Vorfteher der Kirchenkreife oder Kreis- 
fymoden, in welche die Negierungsbezirte behufs der kirchlichen Verwaltung eingeteilt find. 

Neben diefer firhlihen Beamtenhierardhie ift in neuerer Zeit auch dem Laienelemente 
eine Beteiligung an der Verwaltung der evangelifchen kirchlichen Angelegenheiten eingeräumt 
morben ; es ijt dies durch die evangelifche Kirhengemeinde- und Synodalordnung 
vom 10. September 1873 und die Generalfynodalordnung vom 20. Januar 1876 
für die neun älteren Provinzen der Monarchie erfolgt. Diefelben bringen das Prinzip der 
Selbjtverwaltung aud auf dem kirchlichen Gebiete zum Durchbruch. Was die Kirchen- 
älteiten, welche dem Pfarrer zur Seite ftehen, in der einzelnen Gemeinde find, das find für 
den Kirchenkreis die Kreisſynoden und für die Provinz die Provinzialfynoden. Sie 
werden gebildet aus den Geijtlichen des Kreifes oder der Provinz und aus einer Anzahl von 
Geiftlihen und Laien, welche dur die Gemeinden gewählt werben; fie haben den ganzen 
Kreis oder die Provinz zu beauffihtigen und in kirchlichen Angelegenheiten Beichlüffe zu 
fafien. Die Gejamtheit des Landes findet ihre Vertretung in der Landes- oder Gene- 
ralfynode. Diefe tritt auf Berufung des Königs alle ſechs Fahre zu ordentlichen 
Sitzungen zufammen. Sie bejteht aus 150 von den Provinzialfynoden erwählten Mitgliedern, 
aus Mitglievern der evangelifch-theologifchen Fakultäten der Univerfitäten, aus den General: 
fuperintendenten der Provinzen und aus 30 vom Könige ernannten Mitglievern. Sie hat 
mit dem Oberfirchenrate zuſammenzuwirken, der Erhaltung und dem Wachstum ber evan- 
gelifhen Landeskirche zu dienen und die firhliche Gefetgebung auszuüben. Derfelben unter- 
liegen u. a. die Regelung der firchlichen Lehrfreiheit, die Feſtſtellung der Agende, die Be- 
ftimmung der firhlichen Feiertage, die Kirchenzucht, die Bedingungen der Trauung, die Freft- 
ftellung eines einheitlihen Buß- und Bettages u. ſ. mw. 

Die römiſch-katholiſche Kirche ift in Erzbistümer und Bistümer eingeteilt; dabei 
deden fih mehrfah die politiihen Grenzen nicht mit den kirchlichen. So begreift der 
Sprengel des Fürſtbiſchofs von Breslau auch einen Teil von Ofterreih-Schlefien, während 
andererjeitö der Erzbifchof von Prag die geiftliche Gewalt über die Grafjhaft Glatz aus- 
übt, Die firchenrechtlihe Trennung der durch den Frankfurter Friedensvertrag vom 10. Mai 
1871 an das Deutfche Reich abgetretenen Gebiete von ihrem früheren Diöcefanverbande er- 
folgte durch das am 7. Dftober 1874 gefertigte Protofoll betreffend die Feſtſetzung ver 
Diöcefangrenzen zwifchen Deutihland und Frankreich (Reichsgefegblatt S. 123).] 


X. Die Grundzüge des deutfchen Reichsredhtes. 


8 80. Allgemeiner Charakter der deutſchen Reihsverfaffung. Jede 
Staatögewalt beruht urjprünglich entweder auf felbjtändiger Aneignung und Behauptung 
der höchſten über Volf und Gebiet herrichenden Macht durch beftimmte, folder Herrichaft 
fähige Subjefte oder auf Übertragung von Herrfchaftsrechten von feiten folder Subjekte, 
welche fich ihrer freiwillig entfchlagen, um fih einem höheren Machtorgan unterzuordnen. 
Beide Momente, der Aneignung ſowohl ald auch der freiwilligen Übertragung, führten in 
ihrer Vereinigung zur Gründung des Norbbeutfchen Bundes, deſſen Bafis teils in friege- 
riſcher Gewalt, in Eroberungen und Friedensſchlüſſen, teild in Bundesverträgen und ver- 
einbarten Änderungen des früher geltenden Berfafjungszuftandes gegeben war. Das Deutſche 
Neih und feine VBerfaffung dagegen beruht, von der Mitwirkung der im Norddeutſchen 
Bunde und den ſüddeutſchen Staaten berechtigten Geſetzgebungsfaktoren abgefehen, lediglich 
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auf dem Rechtsakte vertragsmäßiger und freiwilliger Übertragung gewifler den füddeutfchen 
Fürften oder Staaten zuftändiger Souveränitätsrechte auf das Deutfhe Reid. Nur in 
Beziehung auf Elfaß-Lothringen erleidet diefer Satz eine Einfhränfung. Im Sinne der 
älteren Schulfprade ift das deutjche Kaiferreih ald Bundesjtaat anzuertennen, obaleich den 
deutfchen Fürften das aktive und paffive Geſandtſchaftsrecht verblieb. Übrigens ift das 
Deutſche Reich in feiner Konftruftion unabhängig von jeder durch die politifche Theorie auf: 
geftellten rg ie. Es hat feinen eigenen Bauftil, in welchem Preußen den Gentralbau 
darftellt. ag ar zu anderen Staatenverbindungen ift das Deutſche Reich durch nach— 
ftehende —— ausgezeichnet. 1. Im Prinzip keinerlei moderne Staatsform aus— 
ſchließend, iſt der Grundzug der Monarchie der im Deutſchen Reiche entſchieden herrſchende. 
2. Die Kaiſerwürde fällt thatſächlich und rechtlich mit der Staatsgewalt der an der Spitze 
jtehenden Vormacht Preußen zufammen. 3. Das Wefen des Reichs ift abweichend von der 
in anderen Konföderationen herrſchenden, aus der Nechtsgleihheit der einzelnen Mitglieder 
hervorgegangenen Grundform; daher auf der einen Seite Hegemonie einer Vormacht, 
auf der anderen Seite Eremtion anderer Staaten von gewiffen Gemeinfchaftspflichten, 
wie ſolche vornehmlid an Bayern, Württemberg und Baden zugejtanden ijt. 4. Teilnahme 
aller Einzelftaaten als Bundesgliever an der Innehabung und Ausübung der Reichs— 
gemalt. 


gitteratur: Über die rechtlihe Natur des Reiches und die umfaflende an das Thema fich 
anfchließende Yitteratur f. Laband a. a. O. (2. Aufl.) 1 52 ff.; Hänel, Studien zum deutſchen 
Staatäreht. I. Die vertragsmäßigen Elemente der Reichöverfaffung. 1878. Is. Die organifatoriiche 
Entwidlung der Reichsverfaflung. 1880; Rösler, Der konftitutionelle Wert der Reichsverfaffung. 1877. 


8 81. Kompetenz des Deutſchen Reichs. Das Maß der einer Reichs— 
gewalt in Bundesftaaten zuzumeifenden Kompetenz oder, negativ ausgedrüdt, das Maß 
der den Einzelftaaten verfafjungsrechtlic aufzuerlegenden Befchränfungen kann weder für 
alle Bundesftaaten noch für alle Yebensperioden eines und desfelben Bundesftaates gleich: 
förmig oder unabänderlih auf theoretiihem Wege bejtimmt werden. Das mindeite 
Maß der dem Reich zuzumeifenden Kompetenz ift: 1. Sicherung der nationalen Erijtenz 
gegenüber dem Auslande und Aufrechterhaltung des inneren Friedens; daher Einheitlichfeit 
der Vertretung gegenüber fremden Mächten, des kriegeriſchen Oberbefehld und der Heeresein- 
richtungen. 2. Unabhängigkeit von den finanziellen Bewilligungen der Einzelftaaten und infolge= 
deſſen ein jelbitändiges Necht, Steuern und Zölle zu erheben, Anleihen zu befchließen und die 
von der Bewilligung der Yandtage und der jeweiligen Zuftimmung der Yandesregierungen unab- 
hängigen Beiträge der Einzelftaaten zu den Gefamtausgaben feitzuftellen. 3. Die äußere 
und innere wirtjchaftliche Verfehröpflege, welche dem Volke eine nationale Wirtfchaft ge: 
währleiſtet: infolgedejjen die Obſorge für Poften, Telegraphen, Seefhiffahrt, Stromläufe, 
Kanalifierungen, Eifenbahnen, Rechtshülfe von Staat zu Staat. Das mindefte Map der 
den einzelnen Staaten im Reich zu belafjenden Selbjtändigfeitsrechte ift ausgedrückt in der 
Berüdfihtigung landfchaftlicher Mannigfaltigfeit der gefhichtlich gewordenen, von der Eitte 
gepflegten, auf fommunalen Verbänden ruhenden Einrichtungen, deren Fortbeitand die Ge- 
meinfchaftözwede der Nation nicht beeinträchtigt. Ebenſo iſt es jelbftverftändlih, daß im 
Deutfhen Reih die Unverleglihfeit der monardiichen Perfonen auch gegenüber der 
Neichsgewalt gelten muß. Der Bundesftaat mit denkbar Rärifter Gentralgewalt kann ſich 
ſomit thatſächlich dem Einheitsſtaat mit denkbar jtärfjten Organen der Selbſtverwaltung 
ſoweit annähern, daß hinſichtlich der Geſetzgebungskompetenz eine ſtaatsrechtliche Grenze 
ſchwer zu ziehen ſein würde. Zwiſchen dieſen Minimalgrenzen liegt ein breites Gebiet, auf 
welchem die Naturanlage der Völker bauend und geſtaltend eingreift. Zu dieſem mittleren, 
von der Staatsrechtstheorie nicht zu erſchöpfenden Raum gehört insbeſondere 1. die Ein— 
heit des Privat-, Straf- und Prozeßrechts. Sie fehlt in Nordamerika und in der Schweiz; 
fie iſt in Deutſchland als Reichsſache verbürgt. 2. Die Wohlfahrtspflege in Beziehung auf 
die materiellen und geiftigen Güter des Volkes: ein Gebiet, das in der Schweiz und Nord- 
amerifa den Einzeljtaaten zum größeren Teil vorbehalten ift, in Deutfchland der Reiche: 
gewalt vielfach unterftellt if. Das Schulweſen, die Verwaltung des Staatävermögens, die 
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Einrihtung der Verwaltungsformen, die Sicherheitspolizei, das Landwirtſchaftsweſen ge- 
hören in Deutfchland den Einzelftaaten. Andere Angelegenheiten find gemifchter Natur. 
Die Kirche unterliegt der Reichögefeßgebung foweit, als Gefichtspunfte des Strafrechts oder 
des Vereinsweſens dabei in Betracht fommen, vielleicht auch hinfichtli der internationalen 
Beziehungen zum römischen Stuhle, obwohl die anfangs verſuchte Vertretung des Deutfchen 
Reichs beim päpftlihen Stuhle nicht verwirklicht wurde. 

Welche Gegenftände der Reichsgeſetzgebung und der Beauffihtigung von Reichs wegen 
unterliegen, läßt Artifel 4 der Neichöverfaffung nur unvollftändig erkennen, da deſſen Ein- 
zelbeftimmungen unter jechzehn Nummern aus dem gefamten übrigen Inhalte der Neichs- 
verfafjung ergänzt werden müfjen. Danad wird fi die Zuftändigfeit des Neiches im 
Gegenſatze zur Gefeßgebungsfompetenz der Gliedftaaten unter folgende Hauptgeſichtspunkte 
zufammenfafjen laſſen: 

1. Die Freiheit des Perfonenverfehrs: Freizügigkeit, Niederlafjungsverhältnifje, Paß— 

weſen, Fremdenpolizei, Gewerbebetrieb (einfchließlich des Verſicherungsweſens), Aus- 
wanderung und Kolonifation, 


2. Zolle und Handelögejeggebung: Reichsſteuern, Schuß des auswärtigen Handels. 

3. Normierung der Bertjeichen und Wertmeffungen: Maß, Münze und Gemidt, 
Emijfion von Papiergeld, Bankweſen. 

4. BVerfehrömittel und Verkehrswege: Eifenbahnen bedingungsmweife (im Gejamtinter- 
eſſe des allgemeinen Verkehrs und der Yandesverteidigung), Land: und Wafjerjtraßen, 
Flößerei und Sciffahrtsbetrieb, Poſt- und Telegraphie, Seeſchiffahrt. 

5. Rechtsſchutz und Nechtshülfe: Erfindungspatente und Urheberrecht, Vollftredbarfeit 
der in den bdeutfchen Staaten ergangenen Crfenntnifje, Beglaubigung öffentlicher 
Urkunden, Erledigung von Requifitionen. 

6. Rechtseinheit im bürgerlihen Recht, Strafrecht, Prozeß. 

7. Heerweſen und Marine, 

8. Medizinal- und Beterinärpolizei. 

9. Pref- und Vereinswejen. 


Durd freie Vereinbarung unter den im Bundesrate vertretenen Regierungen kann 
übrigens auch ohne Verfafjungsänderung die Thätigfeit der Reichsorgane auf ſolche Gegen- 
ftände erjtredt werden, die an fich innerhalb der Kompetenz der Einzeljtaaten liegen würden 
(Pflege und Unterftügung mwifjenfchaftliher Unternehmungen). So hat das Reich für wiffen- 
ſchaftliche Zwede (3. B. das Arhäologifhe Inftitut in Rom, ajtronomifhe Beobad)- 
tungen u. f. mw.) Geldmittel gewährt. Andererſeits fann das Deutfche Reich die Ordnung 
einzelner in jeine Geſetzgebungskompetenz fallender Angelegenheiten den einzelnen Bundes- 
Staaten überweifen. Die Frage der Kompetenz bildet naturgemäß einen Angelpunft für die 
Beantwortung der andern Frage nad der Natur des Nechtöverhältnifjes zwischen dem Reiche 
und den Einzelftaaten. [Bezeichnend für die Zeitumftände, unter welchen die Verfaffung 
des Reiches zu ftande fam, ift unter anderem der Umftand, daß eine für den Gejamtaufbau 
des Verfaſſungswerks wichtigfte Beftimmung ans Ende des Verfaſſungsgeſetzes geftellt worden 
ift. Es ijt die Beftimmung in Artikel 78 der VBerfafjungsurfunde, wonach Veränderungen 
der Neichöverfaffung, alfo auch mit Einfluß der Anordnungen derjelben über die Kom- 
petenz bes Reiches, im Wege der Gefebaebung erfolgen. Darauf abzielende Anträge gelten 
als abgelehnt, wenn fie im Bundesrate 14 Stimmen gegen ſich haben; nad; dem Ver— 
fafjungsrehte des Norddeutſchen Bundes war zur Verfafjungsänderung eine Mehrheit von 
zwei Dritteln der im Bundesrate vertretenen Stimmen erforderlid. Hiernach ift die Kom— 
petenz des Reiches dem Selbitgefetgebungsrechte der Einzelftaaten gegenüber überhaupt nicht 
definitiv firirt, am allerwenigjten dauernd in die Echranfen des im Artifel 4 enthaltenen 
Zuftändigfeitsregifters eingeengt, es ift vielmehr dem Reiche die rechtliche Befugnis gegeben, 
durch qualifizierten Mehrheitsbefhluß in Gemäßheit des Artifels 78 feine Kompetenz aud) 
auf diejenigen Gebiete ftaatlihen Waltens auszudehnen, melde zur Zeit noch der Gejeß- 
gebung und Verwaltungstompetenz des Einzelftaates überlaffen find. Der juriftiihe Schwer- 
punkt liegt hier in der Thatjache, daß eine Kompetenzerweiterung (Rompetenzfompetenz) von 
dem Erfordernis der ftaatenbündifchen Einftimmigfeit frei ift und formell nicht durch einen 
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Vertrag, fondern durch ein auch den Willen der mwiderftrebenden Einzeljtaaten bindendes 
Geſetz erfolgt.] Sole Vorfhriften der Reichsverfaſſung, durch welche beftimmte Rechte ein- 
zelner Bundesftaaten im Verhältnis zur Gejamtheit feftgeftellt find, können nur mit Zu- 
ftimmung des berechtigten Bundesjtaates abgeändert werden. Hieraus ergiebt fih, daß 
fein Staat wider feinen Willen der Mitglievfhaft im Bunde durch Beſchlußfaſſungen verluftig 
gehen ann. 


8 82. Neihsgejeggebung und Landesgeſetzgebung. Reichögefege gehen 
den Landeögefegen vor, gleichviel ob ein dem Reichsrecht und der Reichsverfaſſung wider- 
fprechendes Landesgeſetz vor oder nad) der Publikation eines Reichsgeſetzes erlafjen if. Die 
Bejeitigung etwa bejtehender Antinomieen zmwifchen Landesrecht und Reichsrecht ift zuvörderſt 
Sade der einzelnen Landesregierung, melde bundeswidrige Gefege aufzuheben verpflichtet 
ift. Unterläßt fie die Erfüllung dieſer Obliegenheit, fo fann fie dazu im Wege der Reichs— 
erefution (Art. 19) dur den Bundesrat und den Kaifer angehalten werden. In ſolchen 
Fällen, in denen für bejtimmte Zmede Reihsbeamte und Reichsbehörden gefchaffen 
find, ſteht diefen die Wahrung der dem Neich zuftehenden Gerechtſame unmittelbar zu. 
Dies gilt vornehmlich für diejenigen Gebiete, die innerhalb der Verwaltung gelegen find. 
Hinfichtlich derjenigen Geſetze, die die Rechtspflege berühren, ift es Pflicht nicht bloß des 
höchſten Reichögerichts, fondern auch der zur Anwendung des Geſetzes berufenen Landes— 
gerichte, den Vorrang reichsrechtliher Normen zu wahren. Die Bedeutung des richterlichen 
Amtes bat dadurd eine erhebliche Steigerung erfahren, zumal gegenüber denjenigen älteren 
Verfafjungsvorfgriften, die (gleih der preußischen Verfaffungsurfunde Artikel 106) den 
Staatsbehörden ſchlechthin verwehrten, die verbindliche Kraft gehörig verfündeter Geſetze 
und Verordnungen zu prüfen. Die Konfequenz würde gebieten, daß folchen Verwaltungs- 
beamten, denen aus der Weigerung, reihswidrige Verwaltungsgeſetze anzuwenden, landes- 
rechtliche Nachteile im disciplinaren Wege erwachſen, von Reichs wegen rechtliche Schugmittel 
geboten würden, was bis jet nicht der Fall ift. 

[In Anfehung der in ihre Zuftändigfeit fallenden Materien übt die Reichsgewalt eine 
die Gehorfamspfliht der Reichsbevölkerung unmittelbar erfaſſende Gefeßgebung aus. An 
diefer Stelle hat das Deutfhe Reich die wichtigfte grundfägliche Änderung gegenüber der 
Rechtsordnung des Deutſchen Bundes herbeigeführt. Die Reichsgeſetze erlangen alfo ihre 
Gültigkeit durch die Verfündigung im Reichsgeſetzblatte; die Einzelftaaten haben die 
Reichsgeſetze weder befonders zu publizieren noch jteht ihnen das Recht der Genehmigung 
oder gar des Widerſpruches zu: die Reichsgeſetze machen im Gegenteil ohne weiteres 
alle entgegenftehenden Geſetze der Einzelftaaten hinfällig. 

Ihre eigentliche, tief einſchneidende Bedeutung erhält dieſe gemeinfame Reichsgejebgebung 
dadurch, daß derjelben die Fülle der oben erwähnten wichtigften Materien überwiejen iſt. 
Während in der Zeit des alten Deutfchen Bundes von 1815—1866 von wichtigen allge: 
meinen beutfchen Gefegen nur die allgemeine deutſche Wechjelordnung vom Jahre 1849- und 
das allgemeine deutjche Handelsgeſetzbuch vom Jahre 1861 erlafjen wurden und im übrigen 
Rechtsverwirrung und heillofe Buntheit in der Gefeßgebung herrfchte, verdanfen wir dem 
Deutfhen Reiche in den furzen Jahren feines Bejtehens bereits eine große Reihe der be- 
deutſamſten Reichsgejege, durch melde die deutſche Hechtseinheit angebahnt und auf ver- 
ſchiedenen Nechtögebieten bereits zur That geworben it. 

Für die Vorbereitung von Reichsgefegen ſowie für die Bearbeitung der fämtlichen in 
das Gebiet des Rechtes einfchläglihen Angelegenheiten des Reiches ift in dem Reichs— 
juftizamte zu Berlin eine beſondere Neichabehörde eingejegt worden. 

Die Publikation (Verkündigung) der Neichsgefege erfolgt durh das Reichs— 
gefesblatt (früher „Bundesgejebblatt des Norddeutihen Bundes“ benannt); es treten 
(gemäß Artifel 2) die Reichsgeſetze, fofern im Geſetze ſelbſt fein beftimmter Anfangstermin 
vorgejehen ift, vierzehn Tage nad) Ausgabe des bezüglichen Neichsgefehblattes in Berlin in 
Kraft.) Was von dem Vorrange der Reichsgeſetze vor den Landesgefegen ailt, bezieht ſich 
auch auf die vom Deutjchen Neich abgefchlofjenen gehörig publizierten Staatsverträge. 
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Zitteratur: Aus Anlaß der Kollifion ftrafrechtliher Normen des Reichs- und Landesjtraf- 
rechts: v. Holgendorff, Reihsftrafrecht und Landesftrafrecht. 1871 (Separatabdrud aus der Allgem. 
Deutihen Strafrechtszeitung). Am ausführlichften: Heinze, — — und Landesſtrafrecht. 

871; John in der Allgemeinen Deutſchen Strafrechtszeitung. 18713 L. v. Bar, Das deutſche 
Reichsgericht. 1875. 


883. Das Recht der Staatsverträge im Deutſchen Reid. Die Kom— 
petenz zum Abſchluß von Staatöverträgen mit fremden Staaten richtet ſich nach deren 
inhaltlicher Seite. Sie fteht mit dem Rechte, das Reich nad) außen zu vertreten (Art. 11), 
dem Kaifer zu, überall jevoh, wo die Materie des Vertrages in den Bereich‘ der Reichs- 
gefeßgebung fällt, ift zu ihrem Abſchluß Zuftimmung des Bundesrats, zu ihrer Gül- 
tigkeit Genehmigung des Reichstages erforderlihd. Das AZuftandefommen von Verträgen, die 
eine Modifikation der Verfaſſung bedingen, fann überdies durch einen Widerfprud von 14 
Stimmen im Bundesrat verhindert werben. Außerhalb diefer Grenzen ift das Vertrags: 
fchließungsreht des Kaiſers unbehindert. Das Verhältnis der vom Deutfchen Reich mit 
dem Auslande abgefchloffenen Staatöverträge zu den von einzelnen Bunbesjtaaten verein- 
barten Verträgen ift analog dem Verhältnis der Neichögefeßgebung zur Landesgefeßgebung. 
Keiner der von den Einzeljtaaten abgeichlofjenen Staatsverträge darf im Widerſpruch ftehen 
zu denjenigen, welche das Deutfche Reih dem Auslande gegenüber berechtigen oder ver- 
pflihten. Ebenſo felbitverftändlich ift es, daß durch Verträge unter den einzelnen deutſchen 
Ländern dem Geſetzes- und Berfaffungszuftande des Deutfchen Reichs nicht derogiert werden 
fann. Von befonderer Wichtigkeit würde diefer Grundfaß fein, mo es fih um eine Ber- 
änderung im Befisftande deutfcher Monarchen handelt und durch Abtretungen der Gebietö- 
boheit an andere Fürſten das Verhältnis der im Bundesrat zu führenden Stimmen ver- 
ändert werden fönnte. 


8 84. Der Bundesrat (Artitel 6—10 der Neichöverfaffung). Der Bundesrat ift 
das follegial formierte Organ der Neichsgewalt zur Vertretung der deutjchen Staatö- 
regierungen (Fürſten, Senate der freien Städte), deren Gefamtheit als die Trägerin der 
deutfhen Neichögewalt von der großen Mehrzahl der Publiziften angefehen wird. [Bei 
Abmeſſung des Stimmenverhältnifjes der einzelnen Staaten ift nah dem Maßſtabe des alten 
Bundesrehts von 1815 auf deren verſchiedene Größe Rüdfiht genommen worden. Dabei 
wurden dem preußischen Staate die Stimmen der 1866 mit Preußen vereinigten Länder 
Hannover, Kurhefjen, Holftein, Nafjau und Frankfurt a. M. hinzugerechnet, fo daß Preußen 
17 Stimmen führt. Es haben ferner Bayern 6, Sachſen und Württemberg je 4, Baden 
und Helen je 3, Medlenburg-Schwerin und Braunfcheig je 2, die übrigen Staaten je 
1 Stimme. Die Gejamtzahl der Stimmen im Bundesrate beträgt 58 (Artikel 6). Das 
Reichsland Eljaf-Lothringen ift im Bundesrate bisher ohne Vertretung, und kann auch in dieſem 
Körper feine Stimme haben, da es nicht Mitglied des Reiches ift. Seit dem Reichsgeſetze 
vom 4. Juli 1879 betreffend die Verfafjung und Verwaltung von Elſaß-Lothringen ift je: 
doch der Statthalter ermächtigt „Kommifjare” abzuorbnen, welche im Bundesrate mit lediglich 
beratender Stimme (fonfultatives Votum) zugelaffen werden. 

Nachdem Preußen feit dem Vertrag vom 18. Juli 1867 die gefamte innere Verwaltung 
der Fürftentümer Waldeck und Pyrmont übernommen hat, verfügt Preußen auch über dieſe 
Stimme. — Den Vorſitz im Bundesrate und die Leitung der Geſchäfte führt der Reichs— 
fanzler, welder von Preußen ernannt wird (Artikel 15). Als Vertreter der einzelnen Re- 
gierungen find die Mitglieder des Bundesrates lediglich an die Weifungen (Inftruftionen) ihrer 
Regierungen gebunden.] Der Bundesrat bildet ein auf Berufung des Kaifers verfammeltes 
Kollegium, welches gefeßgebende und verordnende, gefeausführende, auffehende und verwaltende, 
endlih richtende ſowie diplomatische Funktionen zu verfehen hat. Geſetzgebende und 
verordnende: alle Gefeßentwürfe, die an den Reichstag gehen oder von diefem beſchloſſen 
werden, find vom Bundesrate zu genehmigen; jede Landesregierung fann im Bundesrate 
Geſetze in Vorſchlag bringen vorbehaltlih der Mitwirkung des Neichstages und des dem 
Kaifer in einzelnen Fällen zuftehenden Vetos. Gejebausführende, auffehende 
und vermwaltende: an der Verwaltung nimmt der Bundesrat hauptfächlich teil durch Mit- 
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wirkung an der Befebung hoher Reihsämter. Ferner dadurch, daß er die zur Ausführung der 
Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorfhriften und Einrichtungen anordnet. 
Derartige Anordnungen werben durd den Reichsfanzler namens des Bundesrates erlaffen und 
im „Gentralblatt für das Deutfche Reich“ publiziert. In der Kompetenz des Bundesrates 
liegt auch die Beihlußfaffung über eine etwa erforderliche Bundeserefution und über Ab- 
hülfe der in der Neichsregierung hervorgetretenen Mängel. Richtende Funktionen: in 
der Erledigung von Streitigfeiten nicht privatrechtlicher Natur unter den Bundesftaaten ; in 
der Ausgleihung von Verfaffungsitreitigfeiten, in denen er um feine Vermittelung von einem 
der ftreitenden Teile aus einem Bundesjtaate angerufen wird; in der Erledigung der Be: 
ſchwerden wegen uftizverweigerung auf Grund des Artikels 77. Diplomatifche: inner 
halb des aus dem Bundesrat alljährlih zu mählenden, aus den Bevollmächtigten von 
Bayern, Sachſen und Württemberg und zwei weiteren Vertretern anderer Bundesitaaten 
beftehenden Ausfchufjes für auswärtige Angelegenheiten. Der Bundesrat ift vom Kaiſer zu 
berufen, wenn ein Drittel der Bundesratsitimmen darauf anträgt. Er bildet aus feiner 
Mitte neun größtenteils in der Verfafjung namhaft gemachte Ausfchüfle zum Zwede der 
Vorbereitung oder Ausführung feiner Mafnahmen und fann die Ziffer diefer Ausſchüſſe 
nad; Zwedmäßigfeitsgründen der Gefchäftsbehandlung vermehren. 

Die Mitgliever des Bundesrats haben Anfprud auf diplomatifhen Schuß; fie find 
nicht berechtigt, im Reichstage zu figen und zu ftimmen, wohl aber in demſelben das Wort 
zu ergreifen. Die mehreren Stimmen eines und desjelben Staates müſſen in Gemäßheit 
erteilter Inſtruktion einheitlich abgegeben werden. Die Verhandlungen find nicht öffentlich. 
Inwiefern eine Abitimmung des Bundesrats anfechtbar fein fönnte, wenn ein Mitglied 
inftruftionswidrig abgeftimmt hat, ift zweifelhaft. Cine der Landesverfafjung zumider- 
laufende Inſtruktion kann Minifterverantwortlichfeit begründen. 

Litteratur: A. Winter, Der Bundesrat und die Reihsoberhausfrage. 1872. 


8 85. Der Kaifer (Artikel 11—19 der Neichöverfaffung).. Das Bundes: 
präfidium jteht dem Könige von Preußen zu, welcher den Namen Deutſcher Kaifer 
führt. Im Vergleich zu denjenigen Berechtigungen, die dem VBorfigenden eines regierenden 
Kollegiums zuzuftehen pflegen, muß anerkannt werben, daß der Machtbereich des Deutfchen 
Kaifers über das üblihe Maß von Präfidialrechten hinausreiht. Der Kaiſer leiftet feinen Eid 
auf die Reihsverfaffung. Seine Rechte find nach der Verfafjungsurfunde folgende: Völker— 
rechtliche Vertretung des Reichs nad) außen, Kriegserflärung zum Zwede der Verteidigung des 
angegriffenen Bundesgebietes, während in anderen Fällen die Zuftimmung des Bundesrats 
erforderlich ift, wenn im Namen des Reichs der Krieg erklärt wird; Necht des Friedens— 
fchluffes, der Vereinbarung von Bündniſſen und (unter bedingter Mitwirfung des Bundesrats 
und des Reichstags) anderen Staatöverträgen ; Berufung, Vertagung und Schliefung des Bun- 
desrat3, welcher verfammelt werden muß, fobald ein Drittel der Stimmenzahl darauf an- 
trägt oder der Neichstag einberufen wird; Ernennung des Neichsfanzlers und der Reichs— 
beamten, die erforderlichen alles aud durch den Kaifer (nad Mafgabe der Gefege) 
entlaffen werden; Ausfertigung und Verkündung der Reichsgeſetze, Überwachung ihrer Aus- 
führung, Vollftrefung der vom Bundesrat zu bejchließenden Exekution, Oberbefehl über die 
Kriegämarine und die gefamten Lanbdftreitfräfte im Krieg und (mit Ausnahme Bayerns) 
im Frieden; die Verfündung des Belagerungszuftandes; einheitliche Überleitung der Pojt- 
und Telegraphenverwaltung durch Erlaß reglementarifcher Feitfegungen und allgemein admini- 
itrativer Anordnungen ſowie dur direkte Anmweifung des Beamtenperfonals (Artifel 50), 
während den Yandesregierungen bei der Anftellung des Amtsperfonals beftimmte Rechte ge- 
wahrt werben; die Beauffichtigung der Neihsfonjulate (Artikel 56). 

[Der Anteil des Kaifers an der Perfektion des Reichsgeſetzes bejchränft ſich auf eine 
Prüfung und Konjtatierung der Verfafjungsmäßigfeit der Form und des Inhaltes des reichs— 
geſetzgeberiſchen Willens. Sobald er zu dem Refultate fommt, daß dies der Fall fei, jteht 
ihm fein vechtliches Mittel zu, dem ausgefprochenen Willen der gefegebenden Faktoren des 
Reiches hindernd in den Weg zu treten. Dies ift der rechtliche Sinn der Vorfchrift des 
Artikels 5 der Reichsverfaſſung: „Die Reichsgefehgebung wird ausgeübt durd den Bundesrat 
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und den Reichstag. Die Übereinjtimmung der Mehrheitsbefchlüffe beider Verſammlungen ift 
zu einem Reichögejege erforderlih und ausreidhend.“ 

Dabei ift aber zu berüdjichtigen, daß die führende Stimmenzahl des Königs von 
Preußen im Bundesrate dem Deutjchen Kaifer zu jtatten fommt und daß der Kaifer hin- 
fichtlih der Geſetzgebung den anderen Gefeggebungsfaftoren des Reiches gegenüber in den 
folgenden Punkten dur das zweifellofe Vorreht des Wetos ausgezeichnet ift: 

1. in der Beichlußnahme über die Ausführungsvorfchriften und Einrichtungen be- 
treffend die im Artikel 35 der Reichsverfaſſung vorgefehene gemeinichaftliche Steuer: 
und Zollgefeggebung, wofern die Stimme des Präſidiums für Aufrechterhaltung des 
beftehenden Verwaltungszuftandes abgegeben wird ; 

2. in Saden der Militärgefeggebung,, der Kriegämarine, des Zoll- und Steuer- 
wejens, die gegen den Willen des Kaiſers nicht geändert werden fünnen ; 

3. in der Beichlußfaffung über alle Verfafjungsänderungen, welche gegen den 
Willen des Bundespräfidiums, das über 17 — mit Einfluß der waldedjchen über 
18 — Stimmen im Bundesrate verfügt, nicht vorgenommen werben können. | 
Nach der Natur der Verhältnifje bevorrechtet ift die Stellung des Kaifers auch gegen- 

über den Neichslanden, infofern er ‚hier als Träger der Reichsgewalt unvermittelt eintritt 
(Geſetz vom 9. Juni 1871). 

Die Abgrenzung der faiferlihen Rechte von denjenigen des Bundesrats ift, zumal hin- 
jichtlich der Verordnungs- und Beauffichtigungsbefugnis, nicht überall aus dem Wortlaut 
der Reichsverfaſſung mit vollfommener Klarheit herzuftellen. Geht man davon aus, daß 
die höchſte Neichsftaatsgewalt ihre Grundlage in der Gefamtheit oder Vereinigung der Yandes- 
ftaatögewalten, ihre Darjtellung aber im Bundesrate hat, jo würde in allen bezüglich der 
Verordnungsbefugnis ftreitigen oder zweifelhaften Fällen die Feſtſtellung dur den Bun- 
desrat den Ausſchlag geben müjjen. 

Im übrigen ift nicht zu überfehen, daß ein Teil der dem Kaifer zuftehenden Vorrechte 
(befonderer jtrafrechtliher Schuß, Begnadigungsrecht in gewiſſen Reichsjuſtizſachen) nicht auf 
der NReichsverfaffung, jondern auf Neichögefegen beruhen und daher nad den gewöhnlichen 
Regeln verändert werden fünnen. Auch die auf der Reichsverfafjung felbit beruhenden Rechte 
find nicht als „Nefervatrechte" anzufehen, fallen vielmehr unter Artifel 78 Abjat 1 der 
Reichsverfaflung. 


Litteratur: Für die gejamte Materie des Reichsverfaſſungsrechts grundlegend Yaband, 
Staatsrecht des Deutihen Reiches. 2. Aufl. I: Thudichum in v. Holkendorffs Yahrbud für 
Geſetzgebung u. ſ. mw. 1379 fi., II 87; v. Treitſchke in den Preußiſchen Jahrbüchern XXXIV; 
Deld, Das deutiche Kaifertum. 1880: Kolbomw, Das Veto des Deutichen Kaifers, im Archiv für 
öffentliches Recht V 73 ff., mit näheren Xitteraturangaben über dieſe Streitfrage. 


8 86. De Reihstag (NReihsverfafjung Artifel 20—32). Die Vertretung des 
deutihen Volkes beitand, nachdem die ſüddeutſchen Staaten ihre Vertreter den ehemals 
297 Abgeordneten des Norddeutichen Bundes hinzugefellt hatten, aus 382 Mitgliedern 
und zählt nad dem SHinzutreten von Elſaß-Lothringen 397 Mitglieder, in welcher Ziffer 
ein Vertreter für jeden Staat ohne Nüdfiht auf die ſonſt normgebende Ziffer von 
100000 Seelen für je einen Abgeordneten enthalten ift. [Der Deutſche Reichstag geht 
aus allgemeinen, direften und geheimen Wahlen hervor. Das zum Neichögejek 
erhobene norddeutfhe Wahlgefet vom 31. Mai 1869 ift im mwejentlichen dem von 
der Frankfurter Nationalverfammlung im Jahre 1849 bejchloffenen Wahlgeſetze nachgebilvet. 
Es erhebt das allgemeine Stimmrecht zum Prinzip, indem es in $ 1 beftimmt, daß jeder 
(Nord-)Deutfche, welcher das fünfundzwanzigſte Yebensjahr zurüdgelegt hat, in dem Bundes- 
itaate, in welchem er feinen Wohnfig hat, Wähler für den Reichstag jei. Ausgenommen 
find nur diejenigen Perjonen, 

1. über deren Vermögen Konkurs eröffnet ift, 

2. welche unter VBormundfchaft oder Kuratel jtehen, 

3. welde eine Armenunterjtügung beziehen oder im leßten der Wahl vorhergegangenen 

Jahre bezogen haben, 

4. denen durch rechtäfräftiges Erkenntnis der Vollgenuß der jtaatsbürgerlichen Rechte 

entzogen it. (8 3 des Geſetzes.) 
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Diefe Ausnahmen waren fämtlich bereits im Frankfurter Wahlgejege aufgeſtellt. Ab- 
weichend vom letteren beſtimmt das deutſche Wahlgejeß, daß die Berechtigung zum Wählen 
für Perfonen des Soldatenjtandes (ded Heeres und der Marine), ausfchließlih der Militär- 
beamten, folange ruht, als diefelben fich bei den Fahnen befinden; ebenjo iſt die Bildung 
befonderer Militärwahlbezirfe unzuläffig. 

Wählbar zum Mitglieve des Reichstages ift jever Deutfche, welcher die Berechtigung 
zum Wählen befigt, das fünfundzwanzigite Lebensjahr zurüdgelegt hat und einem zum Reiche 
gehörigen Staate ſeit mindeftens einem Jahre angehört. 

Die Wahl erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit; der Wahlfandidat muß aljo 
mehr als die Hälfte aller im MWahlfreife abgegebenen Stimmen auf ſich vereinigen. Stellt 
fi bei einer Wahl eine abfolute Stimmenmehrheit nicht heraus, fo ift nur unter den zwei 
Kandidaten anderweitig zu wählen, welde die relative Majorität erhalten haben. 

Für die Gültigkeit der Befchlüffe des Neichätages ift es ein notwendiges Erfordernis, 
daß wenigitens die Mehrheit der gejeglichen Anzahl der Mitglieder vorhanden ift. Da die- 
felbe, wie gefehen, 397 beträgt, jo bedarf es der Anmefenheit von mindeftens 199 Mit- 
gliedern, um ein beihlußfähiges Haus zu ergeben. Während der Legislaturperiode fann die 
Auflöfung des Reichitages nur durch Beſchluß des Bundesrates unter Zuftimmung bes 
Kaifers erfolgen (Reichsverfafjung Artikel 24). 

Sit der Reichstag aufgelöft worden, jo muß binnen einer Friſt von 60 Tagen nad 
erfolgter Auflöfung die Neuwahl und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen die Ein- 
berufung des neuen Reichstages erfolgt fein (Artikel 25). Durch dieſe Friftbeftimmung 
ift der Möglichkeit vorgebeugt, daß die parlamentarifhe Wirkſamkeit des Neichstages brach 
gelegt wird. In analoger Weife beftimmt die preußifche Verfafjung im Artikel 76, daß 
die beiden Häufer des Landtages regelmäßig alljährlih in der Zeit von Anfang November 
bis zur Mitte des folgenden Januars einzuberufen find. 

Beamte bedürfen feines Urlaubs zum Eintritt ſowohl in den Deutſchen Reichstag wie in 
das preußifche Abgeordnetenhaus (Artifel 21 der Neichsverfaffung; Artikel 78 der preußifchen 
Verfafiung). 

Die Rechte des Reihstages find: 

1. Die Mitwirkung bei der Geſetzgebung des Neiches. Der Reichstag und der 
Bundesrat find die beiden gejeßgebenden Gewalten, ohne deren Übereinftimmung 
fein Geſetz zu ftande fommt. Dabei hat der Reichstag ebenfo wie der Bun— 
desrat das Net, Gejetesvorfchläge aus fich heraus zu machen (die fogenannte ge- 
ſetzgeberiſche Initiative). 

2. Die Mitwirfung bei der Finanzverwaltung des Neiches infofern, als ber 
jährlich aufzuftellende Reihshaushaltsetat der Genehmigung des Neichdtages unter: 
liegt. Ebenſo bedarf die Aufnahme von Reihsanleihen oder die Übernahme 
von Garantieen zu Xaften des Reiches feiner Zuftimmung, aud fteht ihm die 
Kontrolle des Reichsſchuldenweſens zu. 

3. Verträge mit fremden Staaten, welche fih auf Gegenjtände beziehen, die der 
Reichögejeggebung unterftehen, bedürfen zu ihrer Gültigfeit der Genehmigung des 
Reichstages. | 

Die Rechte des Deutjchen Reichstags und feiner Mitglieder find im wefentlichen die— 
jenigen des preußifchen Landtags und feiner Mitglieder. Abweichungen erheblicher Art 
treten in folgenden Punkten hervor: Die Mitgliever dürfen feine Diäten beziehen. Dem 
Reichstage fehlt ein der Minifteranflage analoges Recht gegenüber den höchjten Reichs- 
beamten. Die Ausgaben für das gefamte deutfche Heer find dur die Verfaffung in einem 
feftftehenden Safe normiert und unterliegen nur einem beſchränkten Bewilligungsredte. Im 
übrigen find die Mitglieder des Deutfchen Neichstags Vertreter des ganzen deutſchen Volkes, 
ein Grundfaß, der nicht nur in dem paffiven Wahlrecht, das ſich für jeden Deutjchen ohne 
NRüdfiht auf fein Domizil auf das ganze Neichsgebiet erftredt, von Anfang an gewahrt 
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worden ijt, ſondern aud in dem Gefehe vom 24. Februar 1873 darauf erjtredt wurde, 
daß alle Reichstagsmitgliever auch in foldhen Gefehgebungsfragen mitftimmen, in Beziehung 
auf melde ihr Wahlkreis aus der Gemeinschaft der betreffenden Gejeßgebungsmaterie aus- 
- fcheivet. Die Legislaturperiode des Deutfchen Reichstags beträgt wie in Preußen fünf 
Jahre (Reichögefeg vom 19. März 1888). Die Erfüllung der jedem Abgeorbneten ob- 
liegenden Verpflichtung zur perfönlichen Beteiligung an den Parlamentsgefhäften und bie 
Innehaltung der auf die Beichlußfähigkeit des Reichstags bezüglichen Vorſchrift wird dadurch 
erſchwert, daß eine gleichzeitige Verſammlung des Deutfchen Reichstags und deutſcher 
Zandtage weder dur die Neichsverfaffung unterfagt ift noch in anderer MWeife verhindert 
werben fünnte ald durch den Grundfat der Inkompatibilität zmwifchen Reichsſtags- und 
Landtagsmandat. 


Litteratur: v. Mohl, Kritifhe Bemerkungen über die Wahlen zum Deutichen Reichstag. 
1874; Seydel, Der Reichstag, in Hirths Annalen. 1880. 


8 87. Der Reihsfanzler. Die verfaffungsrehtlihe Stellung des Reichskanzler— 
amts ift beftimmt durch die zweifache Natur der in demjelben enthaltenen Amtsfunktionen: 
der Reichskanzler ift fomwohl das Organ, durch welches der König von Preußen feine Mit- 
gliedfchaftsrechte im Reihe ausübt, als zugleich der oberſte Beamte diefes Reiches ſelbſt. Der 
Reichskanzler führt den Vorfig im Bundesrat; er wird vom Kaifer ernannt. in folchen 
Fällen, in denen Preußen behindert ift, foll nad dem Schlußprotofoll zum Vertrage vom 
23. November 1870 Bayern den Borfit im Bundesrat führen; doc fann fi der Reiche- 
fanzler jelbft auf Grund fchriftlicher Subftitution dur ein anderes Mitglied des Bundes— 
rats vertreten laffen. Die Verwaltung des Deutſchen Reiches ruht nit, wie die des 
preußifhen Staates, in den Händen eines Minifteriums mit follegialifher Zufammen- 
fegung. An der Spige der Reichöregierung fteht der Reichskanzler als oberiter Reichs— 
beamter und allein verantwortlicher Minifter des Reiches. In der Hand des Reichs— 
fanzlers find die gefamten Fäden der Verwaltung vereinigt, er iſt für jeden Zweig der 
Reichsverwaltung der oberjte Chef; im Deutjchen Reiche ift fjomit das Prinzip der Gentrali- 
fation in ſtrengſter Weife durchgeführt. Da der Neichsfanzler einer fo gewaltigen Ber: 
waltung wie der des Deutjchen Neiches nicht in eigener Perfon in allen ihren Teilen vor- 
ftehen kann, fo find die einzelnen Gebiete der Neihsverwaltung befonderen Reihsämtern 
übermwiefen, welche jedoch ſämtlich dem Reichskanzler untergeordnet find. Durch Gefeg vom 
17. März 1878 iſt ferner zugelafjen, daß für den ganzen Umfang der Obliegenheiten des 
Neichöfanzlers ein Stellvertreter allgemein ernannt werden fann. Die Stellvertreter 
find befugt zur Gegenzeichnung der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers und zur 
Wahrnehmung der jonftigen dem Neichsfanzler durd die Verfafjung und die Gefege des 
Reiches übertragenen Obliegenheiten (Geſetz $ 1). Dem Neichsfanzler ift aber im $ 3 des 
Gefehes die Befugnis gewahrt, „jede Amtshandlung auch während der Dauer einer Stell- 
vertretung felbjt vorzunehmen“. Dadurch bleiben fämtliche Reſſorts troß der Ernennung 
von Stellvertretern der oberjten Leitung und felbjt unmittelbaren Eingriffen des Neiche- 
fanzler8 unterworfen. 

Übrigens wird im Gefeg vom 17. März 1878 zwifchen der Vertretung im Präfivium 
des Bundesrat und der Vertretung in anderweitigen Amtsgefhäften des Reichsfanzlers 
genau unterſchieden. Während e3 für die Stellvertretung im Bundesrat bei den Beſtim— 
mungen der Neichsverfafjung und dem Erfordernis einer fchriftlichen Subjtitution (Artikel 15) 
verbleibt, fann bei jonftiger gefchäftlicher Verhinderung des Reichsfanzlers durch Ernennung eines 
Generaljtellvertreters oder Vicefanzlers auf Antrag des Reichsfanzlers Erſatz gefchafft werben. 
Dasjelbe für Weiterbildung der Reichsverwaltung wichtige Geſetz geftattet aber auch fpecielle 
Stellvertretung innerhalb einzelner Amtszweige, wofern fich diefelben in einzelner und un— 
mittelbarer Verwaltung des Reichs befinden. Auch befteht die Einfhränfung, daß nur die 
Vorftände der dem Reichsfanzler untergeordneten oberjten Reichsbehörden zu Stellvertretern 
ernannt werden bürfen. Der NReichsfanzler nimmt die ihm vom Reichstage überwiejenen 
Petitionen entgegen und muß die von einzelnen Regierungen ausgehenden Anträge im 
Bundesrat zur Erörterung bringen. Durch Gegenzeichnung der im Namen des Reich vom 
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Kaifer erlajjenen Anordnungen und Verfügungen übernimmt er eine bis jet nur nominelle 
Berantwortlichkeit. Nach der Natur der im Deutichen Weich vorwaltenden Verhältnifje 
müßte diefe Verantwortlichteit in doppelter Weife geltend gemacht werden fönnen: vom 
Bundesrat zunächſt wegen denkbarer Verlegung der Staatenrechte, vom Reichstag wegen der 
ihm zur Wahrung anvertrauten Verfaſſungsrechte. Eine praftifhe Geltendmadhung, außer 
im Wege der Bejchwerde an den Kaifer, tft in der Reichsverfaſſung ebenſowenig vorgefehen 
wie eine Teilung der Reichsgeſchäfte in befondere Minifterialftellen. Zaband (in 
v. Stengels Mörterbuch des Verwaltungsrechts) erfennt dem Reichskanzler nicht die 
Eigenfchaft eines Neihsbeamten zu. „Weder als Mitglied noch als Borfisender des Bun— 
desrats iſt der Reichsfanzler Reichsbeamter, jondern preußischer Bevollmädhtigter. Er iſt daher 
an die Inftruftionen gebunden, welche ihm der König von Preußen erteilt, und diefem gegen- 
über verantwortlich dafür, daß er feiner Injtruktion gemäß gehandelt hat. Bon einer Verant- 
wortlichfeit des Reichöfanzlers gegen den Bundesrat und Reichstag für die Art und Weiſe, wie 
er die Präfivialftimme führt oder die übrigen preußischen Rechte im Bundesrat handhabt, kann 
daher ebenfowenig die Rede fein wie von einer derartigen Verantwortlichfeit des Bevoll- 
mächtigten irgend eines andern Bundesgliedes. Staatsrechtlich ift es auch nicht erforderlich, 
daß der Reichsfanzler zugleih preußischer Minifter ift; nur thatfächliche, politifche Gründe 
ergeben die Notwendigkeit, daß der Neichöfanzler, weil er der faiferliche Reichsminifter iſt, 
zugleich der leitende preußifche Staatsminifter fein muß. Sollte der all einmal eintreten, 
daß der Neichöfangler nicht zugleich preußifcher Staatsminifter ift, jo würde feine Verant- 
wortlichleit darauf befchränft fein, daß er den ihm vom preußifchen Minifterium erteilten 
Inftruftionen gemäß geftimmt habe.” Wie der Neichsfanzler mit dem leitenden Chef des 
preußifhen Staatsminifteriums identisch ift, jo iſt, wenigitens gegenwärtig, die Weiche: 
verwaltung in den wichtigſten übrigen Zweigen (Heerweien, Finanzen) mit den preußifchen 
Verwaltungseinrihtungen gleichſam im Wege einer minifteriellen Perſonalunion der preu— 
Bifchen Verwaltungschefs mit den preußifchen Bundesratsmitglievern verbunden. 
Litteratur: Joel in Hirths Annalen 1878 S. 402 ff., 761 ff.: Hänel, Studien II 24 fi., 
31 ff.; Hensel in Hirths Annalen 1882 ©. 1 ff.; Laband, „Reichskanzler“ in v. Stengels 
Wörterbuch, ferner im Staatsreht des Deutichen Reiches (2. Aufl.) I 349 ff., und die Lehrbücher 


des Staatsrechts des Deutihen Reihs von Zorn Bd. I $ 12; v. Rönne Bd. 18 42; G. Meyer 
$ 135; Schulze Bo. II $ 267 fi. 


8 88. Die NReihsbehörden. m Vergleich zu anderen bundesjtaatlichen Forma— 
tionen republifanifchen Charakters trägt die Einrichtung der Ämter und Behörden des Deut- 
hen Reichs den entfchievden monarchiſchen Grundzug, den die gefchichtlihe Überlieferung be- 
dingt. Während aber andererfeits in der Schweiz und Nordamerika die. formale Scheidung 
zwifchen Bundesfadhen und Einzelftaatsangelegenheiten in der Organijation der Behörden 
ſcharf ausgeprägt ift, bleibt in Deutjchland die Ausführung der Reichsgeſetze wejentlih auf 
die Mitwirkung der Landesbehörden angewieſen. In der Organifation der Reihsbehörden 
muß man daher unterfcheiden 1. ſolche, deren Wirkſamkeit von der Thätigkeit untergeord- 
neter Landesbehörden rechtlih unabhängig bleibt, weil das Objekt ihrer Wirkſamkeit un- 
mittelbar oder ausſchließlich dem Neiche zugehört. Dahin gehören Marine, Geſandtſchafts— 
wejen, Reichsfonfulate, Heerweien, Neichspoft und Telegraphie (vorbehaltlich der etwaigen 
Reſervatrechte). Streng durchgeführt, würde diefer Gefichtspunft den Fortbeſtand von Landes- 
friegsminifterien und auswärtigen Minijterien, leterer, ſoweit ein Verkehr mit fremden 
Staaten in Betracht fommt, ausjchließen; der praktiſch überall bejtehende Zufammenhang 
des Heerwejens mit Lofalverwaltungsgefchäften der einzelnen Länder erklärt den Fortbeſtand 
der Yandesfriegsminifterien in größeren und mittleren Bundesitaaten. 2. Solche Behörden, 
die die zur Kompetenz des Neiches gehörenden Angelegenheiten, fonfurrierend mit den in 
unteren Inſtanzen wirfenden ZYandesbehörden, wahrnehmen. Dahin gehört die auf der Neichs- 
gejetgebung beruhende Rechtspflege und der Organismus der Gerichte. In der Handhabung 
des Neichsrehts wirken alſo ſowohl Yandesgerihte als auch Reichsgerichte. 3. Solche Be- 
hörden, welche im Auftrage der Neichsgewalt Angelegenheiten wahrnehmen, die regelmäßig 
zur Kompetenz der Landesverwaltung in den Bundesjtaaten gehören würden, ausnahms- 
weiſe indeffen dem Reiche zuftehen. Sämtliche Behörden in Eljaß-Yothringen find hierher 
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zu rechnen. Übrigens fönnen auch Staatsbeamte der einzelnen Länder direft für Reich s— 
zwecke thätig fein, ohne deswegen in ein unmittelbares Unterordnungsverhältnis zum Reiche 
zu treten. Die Eingangszölle an den Reichsgrenzen werden von Zandesbeamten zum Zwecke 
der fpäteren Überführung in die Reichsfafje vereinnahmt, wobei der Landesfisfus der be- 
teiligten Territorien als Schuldner des Reiches, nicht als untergebene Stelle anzufehen iſt. 
Nur die Neichsbehörden, welche von Reichs wegen eingerichtet oder ernannt find, haben die 
Verpflichtung, den Weifungen des Kaifers, des Bundesrats oder des Reichskanzlers inner- 
halb ihres Verwaltungsfreifes zu entiprehen, während überall, wo Landesbehörden für 
Reichszwecke thätig werden, die Inſtruktion der Beamten Sache der höchſten Landesverwal— 
tungsſtellen bleibt. 

Die Geſamtheit der unter perſönlicher Leitung des Reichskanzlers wahrgenommenen 
Geſchäfte findet ihre Erledigung in der Reichskanzlei. [Aus der Centralſtelle für 
die Wahrnehmung der laufenden Gefhäfte haben fi nad und nach in Gemäßheit der her: 
vortretenden Bebürfniffe, unter Aufrechterhaltung jedoch der Unterordnung unter den Reichs— 
fanzler und unter Fernhaltung des in den LYandesminifterien üblichen Kollegialprinzips, 
mehrere hohe Neichsamtsftellen herausgebildet; als deren wichtigjte find hier zu verzeichnen: 

1. Das Reichsamt des Innern mit einem „Staatsfefretär des Innern” an der 
Spitze. Dasfelbe war nah Gründung des Norddeutichen Bundes ald „Bundeskanzleramt“ 
für die Leitung der gejfamten dem Bundeskanzler unterjtehenden Obliegenheiten errichtet 
worden mit alleiniger Ausnahme der auswärtigen Angelegenheiten. Durch die Gründung 
des Deutjchen Neihes und mit dejjen fortfchreitender Entwidlung wuchs der Umfang der 
Geſchäfte diefer Behörde, welche jest den Namen Reichskanzleramt erhielt, in fehr er- 
heblicher Meife. Es trat bald das Bedürfnis hervor, für die einzelnen Gebiete der Reichs— 
verwaltung bejondere Reichsämter zu jchaffen. Es find demgemäß im Laufe der fiebenziger 
Jahre allmählich) die nachſtehend aufgeführten Reichsämter entjtanden. Das Reichsfanzleramt 
hat dadurch eine Einſchränkung feines Gefchäftsfreifes auf diejenigen Reichsangelegenheiten 
erfahren, für melde nicht befondere Reichsämter gefchaffen find, und iſt eine diefen Reichs— 
ämtern gleichgeordnete Behörde geworden. Seinem jegigen Wirfungsfreis entfprechend hat 
das Reichskanzleramt feit Ende 1879 feinen bisherigen Namen in den eines „Reichsamtes 
des Innern” umgewandelt: 

Von den unter dem Reichsamte des Innern ftehenden Behörden feien erwähnt: 

dad Bundesamt für das Heimatwejen, 

das Reichspatentamt, 

das Reichögefundheitsamt, 

die Normaleihungsfommiffton, 

die Verwaltung des Reichsinvalidenfonds, 
die Reihsjchuldenverwaltung, 

das Statiftifhe Amt des Deutjchen Reiches. 

2. Das Auswärtige Amt des Deutfhen Reihes. Durd die Verfaſſung vom 
16. April 1871 ift die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten der deutſchen Staaten 
zur gemeinfamen Reichsjache geworden, nachdem mit dem Nechte über Krieg und Frieden, 
mit dem Rechte und der Pflicht des Kaifers, den Bund nad außen zu vertreten, mit dem 
Rechte desſelben auf Abſchluß der völferrechtlihen Verträge mit dem Ausland, der Beauf- 
fihtigung des auswärtigen Handeld und Verkehrs, des Konſularweſens ꝛc. alle wefent- 
lichen, rechtlich relevanten Verkehrsbeziehungen aus der Kompetenz der Einzelftaaten ge- 
nommen worden waren. Nach der Gründung des Norddeutichen Bundes wurden die aus- 
wärtigen Angelegenheiten desjelben vom preußifchen Minifterium der auswärtigen Angelegen- 
heiten verwaltet. Nachdem aber das preußifche Abgeordnetenhaus bei der Beratung des 
Staatöhaushaltsetats für 1868 und ebenfo 1869 mittelft wiederholten Befchlufjes die 
Staatsregierung aufgefordert hatte, dafür Sorge zu tragen, daß das Minifterium der aus- 
mwärtigen Angelegenheiten, die auswärtigen Gejandtfchaften und Konfulate auf den Etat des 
Norddeutfchen Bundes übernommen werden, und nachdem auch der Reichstag des Norbdeut- 
Shen Bundes ſchon 1868 einen übereinftimmenden Beihluß gefaßt hatte, jtimmte auch der 
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Bunbeörat dieſer einer billigen Verteilung der Bundeslaften entſprechenden Maßregel zu, 
worauf die Koften der auswärtigen Angelegenheiten auf das Budget des Bundes über- 
nommen worben find. Infolgedeſſen ift jeit dem 1. Januar 1870 das preußifche Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten aud in eine unmittelbare Bundesbehörde umgewandelt 
worden. Unter der unmittelbaren Zeitung des Neichsfanzlers ftehend, fommt dem „Aus— 
wärtigen Amt des Deutfchen Reichs“, welches mit dem Reichsfanzleramte nicht verbunden 
worden ift, die Eigenſchaft einer „oberjten Reichsbehörde“ im Sinne des Reihsbeamten- 
gejeges vom 31. März 1873 (Reichögefegblatt S. 61) zu. 

Die Kompetenz des Auswärtigen Amtes des Deutfhen Reihe umfaßt: a. die Aus- 
führung der gefamten dem Kaifer (Bundespräfidium) nad der Reichsverfaſſung zuftehenden, 
zur Zeit der Gefchäftsleitung des Reichskanzlers mit überwiefenen Vertretung des Reichs 
in allen völferrechtlihen Beziehungen; b. den amtlihen Verkehr mit dem Ausland und 
endlich ec. die Beaufjichtigung der gefamten auf den Kolonialbefig des Deutſchen Reichs 
bezüglichen Amtsgefhäftsführung. Die ftändige Steigerung der Geſchäfte des Auswärtigen 
Amtes machte innerhalb feines Verbandes die Einrichtung dreier Abteilungen notwendig. 
Die erjte Abteilung bearbeitet die Angelegenheiten der höheren Bolitif, die Amtsauf- 
träge, Inſtruktionen, Berichte, die kirchlichen Angelegenheiten, die Generalien und Perſo— 
nalien, alle das Geremoniell betreffenden Fragen, den Verkehr mit den diplomatischen 
Funktionären der fremden Staaten, die Etats- und Kafjenfadhen. Die zweite Abteilung 
bearbeitet die Angelegenheiten des Handels und Verkehrs und das Konfulatswejen. Die 
dritte (oder Rechts-) Abteilung bearbeitet die ftaatsrechtlihen und civilrechtlihen Geſchäfte, 
die Privatangelegenheiten der Deutfchen im Auslande, die Gegenftände, welche das Juſtiz-, 
Polizei: und Poftwefen, die Auswanderung, die Sciffsangelegenheiten, Grenzſachen und 
Ausgleihungen mit fremden Staaten betreffen. Vom auswärtigen Amte refjortieren 1. die 
diplomatischen BVertretungen des Deutfchen Reichs im Auslande (Botfchafter, Gefandte, 
Minifterrefiventen mit dem erforderlichen Amtsperfonal); 2. die Generaltonfulate, Konfulate 
und Vicefonfulate; 3. die Beamten in den Schußgebieten Kameruns, Togos, Sübwelt- 
afrifas und der Marfchallinfeln; 4. das archäologiſche Inftitut (bezw. die Sefretariate in 
Rom und Athen), welches durd; das Kaiferlihe Statut vom 9. April 1887 (Centralblatt 
S. 172 ff.) der abminiftrativen Aufficht des Auswärtigen Amtes unterftellt worden ift. 
Die Kaiferlide Admiralität. 

Das Reihspoftamt. 

Das Reihsjuftizamt. 

Das Reichsſchatzamt. 

Das Reihseifenbahnamt. 

Das Reichsamt für die Verwaltung der Reichseifenbahnen. 

. Die Reihsbanfbehörden: das Reichsbankdirektorium und das Reichsbank— 
furatorium. 

10. Die Reihsfhuldenvermwaltung: a. die Reichsfinanzbehörden; b. die Ver- 
waltung des Reichsinvalidenfonds ; c. die Reihsfhuldenfommiffion ; d. der Reicherechnungs- 
hof, welcher hiftorifch aus der preußifchen Oberrechnungskammer hervorgegangen und mit der 
unabhängigen Stellung eines oberjten Gerichtshofes ausgeftattet ift. 

11. Die rihterlihen Reihsbehörden: das Reichsgericht in Leipzig; die Kon— 
ſulargerichte; die Disciplinargerichte und 

12. Die mit der Ausübung gemiffer verwaltungsgerichtlicher Funktionen beauftragten 
Neihsbehörden: das Bundesamt für das Heimatweien, das verftärkte Neichseifenbahnamt, 
die Reichs-Rayonkommiſſion, das Oberfeeamt und das Patentamt in Berlin und endlich 
die Kommilfion zur Entſcheidung von Befchwerden gegen ein von der Zandespolizeibehörde 
auf Grund des Reichsgeſetzes gegen die gemeingefährlichen Beitrebungen der Socialdemofratie 
vom 21. Dftober 1878 erlafjenes Verbot eines Vereins oder einer Drudicrift. 

Der reichentwidelten focialpolitiihen Wirkſamkeit des Reiches entjprechend geht fein 
Amtsorganismus einer ftetigen Erweiterung und zwedentiprechenden Gliederung entgegen. 

Zosgelöft vom Reichskanzleramte hat ſich nur die mit demfelben urfprünglich verbundene 
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oberfte Verwaltung der Neichslande. Unter der Verantwortung des Neichöfanzlers führte 
das Reihstanzleramt für Elfaß-Lothringen in Berlin vormals die Gefchäfte ; 
die eigentliche Gentralverwaltung befand ſich alfo nicht im Lande felbil. Es war dies 
wiederholt als ein Mipitand anerfannt worden, deſſen Bejeitigung durch Die Einfegung 
einer jelbjtändigen und im Lande ſelbſt befindlichen Regierung feit längerem angejtrebt 
wurde. Im weſentlichen ift diefe Reform dur das Gefet über die Verfaffung und 
Verwaltung Elſaß-Lothringens vom 4. Juli 1879 (R.-&.-Bl. 165) erreicht 
worden. 

Infolge diefer neuen Organifation ift feit dem 1. Oftober 1879 die Ernennung eines 
faiferliden Statthalters mit dem Site in Straßburg erfolgt. Diefer Statthalter, 
welchen der Kaiſer zur Ausübung feiner landesherrlichen Hoheitsrechte ernennt, ift zugleich 
der oberite Verwaltungschef. Demfelben zur Seite getreten ift ein Minifterium für 
Elfaß-Lothringen in Straßburg, an deffen Spite ein Staatsfefretär fteht. Dagegen 
find das Reichskanzleramt für Elſaß-Lothringen in Berlin und das Oberpräfidium in Straß- 
burg, welches bis dahin die höchſte Verwaltungsbehörde des Landes war, in Fortfall ge- 
fommen. 


gitteratur v. Al — des Verwaltungsrechts S. 156 ff.; Laband a. a. O. 
2. Aufl. Bd. I Kap. 9; Born a. a. O. Re 7 #5 G. Meyer, Lehrbud des deutihen Staats⸗ 
rechts. 2. Aufl. S. 276 #; ren 1 des deutſchen Staatsrechts I 281 ff.; Hälſchner, 
Das gemeine deutſche Strafre tI IL 37. 020; Dishaufen, Kommentar zum Strafgefe bud, 
Anm. 7—10 zu 1, Anm. I—5 zu $ 132; v. Rönne, Das Staatsreht des Deutichen u. 
4. Aufl. I 422 . (Or anilationsgewalt), 431 ff. (Ämterbeiebung), 3 = Zugänglichkeit der ö 
fihen Amter), III 47 J (Organismus der Verwaltungsbehörden); H. — Die rechtliche 
des Staatsdienſtes nach deutſchem Staatsrecht, in Hirths Annalen des Deutſchen Reichs. 1885. zet 
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1. Die Grundlagen. 
I. Gefetgebung und Berwaltung. 


Je nachdem die Handlungen der Staatsgewalt entweder in Aufftellung abjtrafter Normen 
oder in Anorbnungen bejtehen, die nur für ein konkretes Verhältnis wirffam werden, ergiebt 
fih die Zweiteilung aller jtaatlihen Tätigkeit in Geſetzgebung auf der einen, in 
Erefutive, Bollziehung, Berwaltung auf der anderen Seite (Dahlmann, 
Bluntjdli, v. Gerber, v. Stein). 

Diefe Begriffsbeftimmung iſt jedoch rein theoretiih und fällt feineswegs völlig zus 
fammen mit dem praftifchen Unterfchievde von gefeggebender und vollzgiehender Gewalt. WBiel- 
mehr hat überall in alter und neuer Zeit, nad der altlandftändifchen und nad) der modernen 
Repräfentativverfaffung, insbefondere auch gerade in dem Lande, welches einjt der Theorie 
Montesquieus zur hiftorifhen Unterlage gedient hat, die gefehgebende Gewalt gemifje 
— der Exekutive und die vollziehende Gewalt gewiſſe Funktionen der Geſetzgebung 
eſeſſen. 

Es giebt demgemäß auf der einen Seite Verwaltungsafte, welche im äußern Gewande 
von Gefegen erfcheinen; Geſetze im formellen Sinne, die ſich zwar nur auf die Regelung 
eines fonfreten Verhältnifjes beziehen, zu welchen aber die Zuftimmung der Volfsvertretung 
erforderlich ift; wie die englifchen Privatbills, welche der Zuftimmung des Parlaments eine 
jolhe Reihe von Verwaltungsaften aus den Gebieten des öffentlihen Baumejens, ber Ab- 
löfungen, der Erpropriationen, des Waflerrehts, des Korporationsmwefens, der Naturali- 
fationen u. f. w. unterwerfen, daß das Parlament geradezu als Glied des ordentlichen Ver— 
waltungsorganismus erfcheint ; oder wie Die in der preußischen Berfaflungsurfunde erforderten 
Gefehe über Veränderungen in den Grenzen des Staatsgebietes, über Erteilung von Kor— 
porationsrechten an Religions: und geiftlihe Gefellfchaften, über Feititellung des Staats- 
haushalts oder Aufnahme von Staatsanleihen. 

Es giebt aber auf der anderen Seite gejeßgeberifche Akte in Geftalt von Verordnungen 
der vollziehenden Gewalt. Diefelben find entweder proviforifche Verordnungen mit Geſetzes— 
fraft im Gebiete der Gefehgebung felbit, welche die Zuftimmung der anderen Faktoren anti- 
cipieren, oder einfache Verordnungen, bei denen es einer ſolchen Zuftimmung überhaupt nicht 
bedarf. Diefe letteren haben wiederum entweder eine jelbftändige Bedeutung neben den 
Geſetzen, jo daß fie die Kraft befiten, neues Hecht zu ſchaffen, und alfo für gewiſſe Ge 
biete die rechte Form des Staatswillens bilden, oder fie find den Gefegen lediglich unter: 
georbnet, fo daß fie nur die Bebeutung haben, den in den Gefehen enthaltenen Stoff zur 
praftifchen Anwendung herzurichten, einer gefeglichen Norm ihre Vollziehung und Ausführung 
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zu fihern. Neben den Verordnungen im materiellen giebt es endlich auch folde im for- 
mellen Sinne, welche ihrer Natur nad wirkliche Verwaltungsafte find und ſich von anderen 
Verwaltungsakten nur durch die Form und die Art der Verkündigung umterfcheiden. — Das 
Geſetzgebungs- und Verordnungsrecht kann auch delegiert werben in Bezug auf die Regelung 
gewiſſer lokaler Verhältnifje; dahin gehört einerfeits das Recht von Behörben, Polizeiftraf- 
verordnungen zu erlaffen, andererfeits das Nedht von Kommunen und fommunalen Ver— 
bänden zu ftatutarifchen Feſtſetzungen. 


11. Die innere Berwaltung!. 


Mie die Staatsthätigkeit überhaupt, fo erjtredt fi) auch die Verwaltungsthätigfeit des 
Staates auf die fünf großen Gebiete der auswärtigen Angelegenheiten, des Kriegsweſens, 
der Rechtäpflege, der inneren Verwaltung und der Finanzen. 

Das Weſen der inneren Verwaltung befteht in der Entwidlung der dem Staate 
angehörenden Einzelperfönlichfeiten durhd Sammlung und Verwendung der ftaatlidhen Ge- 
ſamtkraft. 

Der Umfang dieſer inneren Verwaltung iſt demgemäß der Nefler des zeitigen Staats— 
begriffs. Ein Bewußtſein über das, was Aufgabe und Ziel der Verwaltung iſt, iſt ohne 
ein Bewußtſein über das Weſen und die Zwecke des Staats nicht möglich. „Die Idee des 
Staats“, fagt Stein, „it das Gewiſſen der Verwaltung“ ; fie ift der einzige Nechtstitel, 
der den Staat legitimiert, öffentliche Mittel aufzumenden und in die Sphäre des individuellen 
Dafeins einzugreifen. Eine theoretifche Beitimmung des Staatszweds kann fi aber immer 
nur in jehr allgemeinen Vorftellungen bewegen und nur fehr unbeftimmt die Grenzen an- 
deuten; ganz abgefehen davon, daß foldhe Theorieen feineswegs immer Abjtraftionen aus 
dem wirklichen Leben, ſondern häufig Abftraktionen ohne alles Leben find, Theorien, die 
der Wirklichkeit Oppofition machen, fei es num daß fie der Zeit vorausgehen, wie der Wohl- 
fahrtsſtaat in der Mechtöphilofophie des fiebzehnten Jahrhunderts, oder daß fie vom Stand— 
punkte gejelichaftlicher Einfeitigfeiten aus die Realitäten des ftantlihen Lebens befämpfen, 
einerlei ob ſolche oppofitionelle Richtungen auf idealiſtiſchen Grundanfdhauungen beruhen, 
wie bei Wilhelm von Humboldt in feinem „Verſuch, die Grenzen der Wirkfamfeit 
des Staates zu beſtimmen“, oder auf materialiftiiher Bafis, wie das voluntary system 
des Mancheſtertums und der deutfchen Freihandelsſchule, Beftrebungen, welche in dem Aufſatze 
Fauders „über Staatd- und Kommunalbudgets“ einen deutlichen Ausbrud gefunden haben. 
Die praftifche Beitimmung der Staatszwede im wirklichen Leben beruht aber zum geringjten 
Teil auf rationeller Überlegung, ift vielmehr größtenteils das unmittelbare Produkt der An- 
lage des Volfögeiftes auf den verſchiedenen Stufen feiner Entwidlung und findet feinen 
Ausdrud in der gefamten Gefeggebung, die in der That den Nieverichlag der zeitigen Vor— 
jtellungen eines Volkes vom Staatszwede bildet. 

Wie alles Staatsleben darauf beruht, daß die Äntereffen der Individuen und die der 
Gefamtheit in ein richtiges Verhältnis zueinander geſetzt werben, wie es fich bei jedem 
Militär: und Finanzgeſetze, bei jeder Strafprozeßordnung und bei jedem bürgerlichen Geſetz— 
buche in eriter Linie um das Maß der im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Eingriffe in 
die perfönliche Freiheit und in das Eigentum handelt, jo enthält vollends jedes Verwal— 
tungsgefeg die Enteignung eines Stüds individueller Freiheit und individuellen Eigentums 
(Impfgeſetz, Baupolizeiordnung, Fabrifgefeggebung) im Intereſſe des Ganzen. Auf 
dem Unterſchiede der Anſchauungsweiſe über diefe Grengregulierung beruht im letzten Grunde 
die Verſchiedenheit politifcher Parteien. 


III. Die Polizei. 


Das Wort Polizei (moArreia, politia) bedeutete urfprünglich die Gefamtheit der ftaat- 
lichen Beziehungen. Man fonderte zunächſt die firchlihen Angelegenheiten davon ab, fo daß 
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nun der Gegenfab der politica und ecclesiastica, der Kirchenordnung und der guten 
Polizei entftand und der Ausdrud Polizei das mweltlihe Regiment, die Regierung und deren 
Nefjort bezeichnete. Allmählih wurden dann von den Polizeiſachen die Juſtizſachen, die 
Haushaltungsfahen, die Militärfachen geſchieden, ſo daß der Ausdruck Polizei für die 
gefamte innere Verwaltung techniſch wurde, die Behörden der inneren Verwaltung Polizei- 
behörben, die Wifjenfchaft der inneren Verwaltung Polizeiwiſſenſchaft genannt wurde. 

In diefer inneren Verwaltung find dann alöbald zwei Aufgaben unterjchieven, je 
nachdem es fich entweder darum handelte, den einzelnen gegen Gefährdungen durch menfch- 
liche oder natürliche Kräfte zu fchüten oder ihm die pofitiven Bedingungen der perfönlichen 
Entwidlung zu gewähren. Es ergaben ſich daraus die beiden KHategorieen der Sicherheits 
und der Wohlfahrtspolize. Der Unterfchied zwiſchen diefer negativen und pofitiven Seite der 
inneren Verwaltung tritt in den $$ 2 und 3 Teil II Titel 13 des Allgemeinen Landrechts 
flar hervor (8 2: „Die vorzügliche Pflicht des Oberhauptes im Staate ift, ſowohl die äußere 
als innere Ruhe und Sicherheit zu erhalten und einen jeden bei dem Seinigen gegen Gewalt 
und Störungen zu ſchützen.“ $ 3: „Ihm kommt es zu, für Anftalten zu forgen, wodurch 
den Einwohnern Mittel und Gelegenheit verfchafft werden, ihre Fähigkeiten und Kräfte aus- 
zubilden und diefelben zur Beförderung ihres Wohlftandes anzumenden.”). Ähnlich im & 3 
der Verordnung vom 26. Dezember 1808: „Als LZandespolizeibehörden haben die Negie- 
rungen bie Fürforge wegen de Gemeinwohls unferer getreuen Unterthanen ſowohl in nega= 
tiver als in pofitiver Hinfiht. Sie find daher fo berechtigt als verpflichtet nicht allein allem 
vorzubeugen und ſolches zu entfernen, was dem Staate oder feinen Bürgern Gefahr und 
Nachteil bringen kann, mithin die nötigen Anjtalten zur Erhaltung der öffentliden Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung zu treffen, fondern aud dafür zu forgen, daß das allgemeine Wohl 
befördert und erhöhet werde und jeder Staatsbürger Gelegenheit habe, feine Fähigkeiten und 
Kräfte in moralifcher ſowohl als phyfifcher Hinficht auszubilden und innerhalb der gefeß- 
lihen Grenzen auf die ihm zuträglichfte Weife anzuwenden. Die Regierungen haben daher 
auch die Aufficht der Volksbildung, den öffentlichen Unterricht und Kultus.” 

Indeſſen ift der Ausdrud Polizei zu allen Zeiten vorwiegend in jenem negativen Sinne 
gebraucht, und diefer Sprachgebraud hat fich befeitigt, feitvem mit wachiender Ausdehnung 
der fogenannten Wohlfahrtspolizei das. organische Ganze derfelben innere Verwaltung ge- 
nannt wird. 

Der Begriff der Polizei im heutigen Sinne hat in $ 10 Teil II Titel 17 des Allge- 
meinen Landrechts feine bejtimmte Definition erhalten: „Die nötigen Anftalten zur Erhaltung 
der öffentlihen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abmwendung der dem PBublico oder 
einzelnen Mitgliedern desſelben bevorstehenden Gefahren zu treffen, ift das Amt der Polizei.“ 
Es iſt das Verdienft der Nechtiprehung der Oberverwaltungsgerichts, die Bedeutung und die 
Tragweite diefer landrechtlichen Beitimmung an der Hand der Entftehungsgefchichte und des 
Wortlauts in zahlreihen Anwendungsfällen feftgeftellt und damit der polizeilichen Praris 
eine fihere Grundlage für ihr Vorgehen verfchafft zu haben. 


IV. Staats: und Kommunalverwaltung. 


Die Verwaltung erfolgt zunächit durch den Staat al folden. Und zwar tiberall da, 
wo die Aufgaben der Verwaltung nur einheitlich gelöft werden können. Nun find die Vor- 
ftellungen davon, ähnlich wie die Vorftellungen von den Staatszweden, allerdings hiſtoriſch 
verjchieden, indem bald der Staat der Gemeinde weichen mußte, bald umgekehrt die Gemeinde 
dem Staate. Und wie bei den Staatszwecken jo gilt auch hier, daß der jevesmalige Zu— 
ftand weniger das Produkt rationeller Überlegung als der gefamten Kulturverhältniffe und 
der aus denfelben hervorgehenden Kräfte ift. Nach den heutigen Begriffen herricht aber die 
Staatöverwaltung in den Gebieten der auswärtigen und Heereöverwaltung abfolut, indem 
eine decentralifierte Diplomatie, eine decentralifierte Armee oder Marine nur ein anderer 
Ausdrud für die Thatſache der Auflöfung des Staates fein würde. Ebenſo abfolut aber 
heutzutage in der Juftiz, die mit prinzipieller Befeitigung aller Gerichtsbarkeit der Mebiati- 
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fierten, der Nittergutäbefiger, der Städte und fonftigen Korporationen lediglich im Namen 
des Königs durch von ihm eingefegte Gerichte adminiftriert wird, Mithin tft die Gemeinde 
feineswegs der Staat im fleinen, der Mitrofosmos des Staats, der Lofalftaat. 

Dagegen findet auf den Gebieten der inneren Verwaltung und bes Finanzweſens eine 
Konkurrenz zwifhen dem Staate und den Kommunen ftatt. Kommunen find im allgemeinen 
genoſſenſchaftliche Verbände öffentlichrehtlihen Charakters, die wie der Staat felbit auf 
territorialer Grundlage und auf Zwangsmitglievfhaft beruhen. Und zwar umfaſſen fie in 
der Regel die Gefamtheit der durch örtlihes Zufammenwohnen entjtehenden kommunalen 
Zwede, wobei wieder das territoriale Gebiet von jehr verjchievenem Umfange fein fann, 
fie find demgemäß entweder Cinzelgemeinden (Stadt, Landgemeinden bezw. Gutsbezirfe) 
oder Amtögemeinden oder Kreisgemeinden oder Provinzialgemeinden. Die Kommunen fünnen 
fich aber auch auf die Verwirflihung fpecieller fommunaler Zmwede beſchränken. Diefe fo- 
genannten Verwaltungsgemeinden, Verbände, Genofienichaften fommen dann wieder entweder 
innerhalb der Ortögemeinde vor, wenn die zu befriebigenden Intereſſen nur auf einzelne 
Gruppen derſelben ſich beziehen; dahin gehören z. B. die landrechtlichen Schulfocietäten, 
unter Umftänden auch Deichverbände, Jagdgenofjenichaften; in diefem Falle kann jedoch das— 
jelbe Refultat auch dadurch erreicht werben, daß anjtatt förmlich organifierter Verwaltungs: 
gemeinden bloße Steuergemeinden errichtet werden, die dann nichts weiter find al Maß— 
regeln kommunaler Finanzpolitif mit der Tendenz, gewiſſe Ausgaben als beſondere Ge- 
nofjenfchaftslaften den nächiten Intereſſenten aufzulegen, wobei die innerhalb bejtimmter Grenzen 
ganz richtige dee maßgebend ift, daß, fo jehr auch ein gemifjer Socialismus in der Natur 
jedes Gemeinweſens liegt, welches eben fein Zug- um-⸗Zug-Geſchäft ift, doch der Sat von 
Leiftung und Gegenleiftung auch wieder fein Recht hat. Oder diefe Verwaltungsgemeinden 
bilden Zufammenfaffungen mehrerer Ortsgemeinden zur Erreihung von Specialzweden, für 
welde die Kräfte der Cinzelgemeinden nicht ausreihen und doch wieder die eigentlichen 
Kommunalverbände höherer Orbnung nicht geeignet find, fchon deshalb nicht, weil es ſich 
wiederum nur um die Befriedigung von Bebürfniffen einzelner Gruppen handelt. For— 
mationen diejer Art find in vielen Fällen die Echulfocietäten, die Jagdgenoſſenſchaften, in 
den meiften Fällen die Deichverbände; außerdem die Landarmenverbände, die Megeverbände, 
die Ent: und Bemwäfjerungsgenofjenichaften, die Waldſchutzgenoſſenſchaften. 

Die Abgrenzung der Zuftändigfeit zwifchen Staat und Kommune bejtimmt ſich zunädjft 
nad den Kategorieen wirtjchaftlicher und obrigfeitlicher Verwaltung, indem im allgemeinen 
die erjtere Sache der Kommunen, die lettere Sache des Staates ift. Und zwar veriteht man 
unter wirtfchaftliher Verwaltung die Herftellung von Anftalten und Einrichtungen, welde 
die Kräfte der einzelnen überfteigen, durch gemeinfame Mittel im materiellen und ideellen In— 
terefje des einzelnen und der Gefamtheit. In diefem Sinne ift es das Wefen aller Kom- 
munen nieberer und höherer Ordnung, wirtſchaftliche Verbände zu fein; es gehört dahin im 
Intereſſe des Verkehrsweſens die Inſtandſetzung bezw. Erhaltung (Chauffierung, Pflafterung, 
Reinhaltung, Beiprengung, Bepflanzung, Beleuchtung), fowie die Neuanlegung von Wegen, 
Brüden, Vromenaden, vielleicht fogar die Herftellung und der Betrieb von Verkehrsmitteln 
(Sekundärbahnen, Pferdebahnen) ; im Intereſſe des Gejundheitswefens die Herjtellung von Kran- 
fen, Irren-, Blinden:, Taubftummenanftalten, von Schlahthäufern, Kanälen, Wafjerleitungen ; 
im nterefje des Bildungsweſens die Anlage von Schulen, Fortbildungsichulen, Turnhallen; 
im Intereſſe des materiellen Wohls die Begründung von Armenanftalten, Sparfafjen, Leib: 
häufern u. f. w. Indeſſen ift bei der Bezeichnung der Kommunen als wirtfchaftlicher Ver— 
bände ein doppelter Vorbehalt zu maden. Zunächſt haben nicht bloß die Kommunen, fondern es 
hat aud) der Staat wirtfchaftliche Aufgaben zu erfüllen, da er ebenfofehr wie die Kommunen bie 
Aufgabe verfolgt, durd Sammlung und Verwendung der Gefamtfraft, durch gemeinfame An— 
jtalten und Einrichtungen auf materiellem und geiftigem Gebiete die Lebenszwede der ein— 
zelnen und der Gejamtheit zu fördern, fo daß, wo in diefer Hinficht eine Verfchiedenheit 
zwifchen den jtaatlihen und fommunalen Maßnahmen bejteht, diefe fich weniger auf den zu 
erreihenden Zwed überhaupt als auf die Allgemeinheit und Bartifularität des zu erreichen- 
den Zweds bezieht. Co iſt beifpielsmweife die Herftellung von Verkehrsſtraßen ebenjomohl 
eine im Weſen der Gemeinde als im Weſen des Staates liegende Aufgabe, deren Erfüllung 


6. Das Verwaltungsreht. 1161 


zunächſt nur davon abhängt, ob es fih um das Straßenpflajter einer Stabt, um eine 
Chauffee, um eine Eifenbahn oder um einen Kanal handelt. Auf der andern Seite haben 
die Kommunen auch Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung zu beforgen und bilden 
infofern nicht bloß wirtſchaftliche, ſondern auch obrigfeitlihe Verbände. Es entjtehen dadurch 
für jede Kommune zwei ganz verfchievene Wirkungsfreife, der eigene Wirkungskreis, der die 
fommunale Eigenverwaltung begreift und lediglich auf wirtfchaftliche Aufgaben fich befchräntt, 
und der übertragene Wirfungsfreis, der es mit der Durhführung der Staatögejeße und 
der Anwendung der ftaatlihen Zmangsgewalt auf dem Gebiete der allgemeinen Landesver— 
waltung, insbefondere auf dem Gebiete des Militär- und Steuerwejens, aber auch auf dem 
Gebiete des Gewerbeweiens, des Perfonenjtandes und der neuen Socialgefeggebung zu thun 
hat, weil der Staat für dieſe feine Aufgaben in jedem gefchlofjenen Mittelpunfte der Bevöl- 
ferung folder Organe bevarf!. 

Wenn aber demgemäß Staat und Kommune in ihrem Wirfungsfreife nicht weſentlich 
verjchieden, fondern weſentlich gleichartig find, jo läßt fich eine Scheidung des beiderjeitigen 
Wirfungsfreifes nad) den Objekten nicht vornehmen. Insbeſondere kann hinſichtlich der Zu- 
jtändigfeit der Kommunen im allgemeinen nur foviel gejagt werben, daß diefe für die örtlich 
begrenzten Aufgaben der inneren Verwaltung und des Finanzweſens kompetent find, daß fie 
es alfo mit denjenigen Berwaltungsaufgaben zu thun haben, die einer örtlichen Begrenzung 
fähig find, indem fie einerfeits die Intereſſen des örtlichen Kreifes zunächſt berühren und 
andererjeit3 innerhalb feiner Grenzen mit feinen eigenen Kräften beforgt und ausgeführt 
werden fönnen, jo daß alfo das Reſſort der Kommunen in alle möglichen VBerwaltungsgebiete 
jich zu erftreden vermag. Die Geftaltung im einzelnen hängt von der geichichtlichen Ge: 
wöhnung, von der Befähigung der Bevölferung zur Bejorgung öffentlicher Angelegenheiten 
jowie davon ab, ob leiftungsfähige Kommunalverbände in gleihmäßiger Ausdehnung über 
das ganze Staatögebiet ſich erftreden, ob Kommunen höherer Ordnung zwiſchen den Drts- 
gemeinden und dem Staatöganzen vorhanden find und ob die Drganifation diefer Verbände 
eine tragfähige Unterlage bietet, ob namentlidh eine Berhältnismäßigfeit von Recht und 
Yeiftung in der Vertretung zum Ausdrud gekommen if. Die Bedeutung der neueren 
preußifchen Gefeßgebung bejteht in dieſer Hinficht einfad darin, daß gleichzeitig mit der 
Umgejtaltung der Verfaſſung eine Erweiterung des fommunalen Wirkungskreiſes jtattgefunden 
hat, indem einerfeits weite Gebiete wirtfchaftlicher Aufgaben, welche bei dem früheren mangel- 
haften Zuftande des höheren Kommunalweſens, befonders auch wegen der früheren Ungleich— 
heit des Bejteuerungsmaßitabes, völlig unerfüllt geblieben wären, wenn nicht der Staat fid) 
ihrer angenommen hätte, nunmehr aus dem Haushalte des Staates wieder ausgeſchieden 
und dem Haushalte der Provinz, als der Hauptinftanz der decentralifierten wirtichaftlichen 
Verwaltung, übertragen worden find, und indem andererfeit3 den fommunalen Verbänden 
ein umfangreiches Refjort in den Gefchäften der allgemeinen Landesverwaltung zugemiefen 
worden ijt. 

Man fann die Abgrenzung des Nefjorts zwifchen der Staats» und Kommunalverwal- 
tung als Gentralifation und Decentralifation bezeichnen. Dieſe Begriffe wiederholen fich 
aber ſowohl in der Staats- wie in der Kommunalverwaltuna, bei der Berteilung der Staats: 
geſchäfte zwifchen der Lofal-, Amts-, Kreis-, Bezirks-, Provinzial: und Gentralverwaltung und 
bei der Wahrnehmung der fommunalen Funktionen durch die Lokal-⸗, Amts-, Kreis: und Provin— 
ztalgemeinden. Die Frage nach der Gentralifation und Decentralifation ift bei der Staatöver- 
waltung von verhältnismäßig geringer, bei der Kommunalverwaltung aber von allergrößter 
Bedeutung. Die Frage diefer kommunalen Gentralifation und Decentralifation teilt ſich aber 
wieder in zwei Unterfragen. Es handelt fi zunächſt darum, ob die Ortsgemeinde des 
platten Landes mit ber hiftorifch begründeten dorfsmäßigen Kolonifation zufammenfallen oder 
ob fie fih auf größere Bezirke ertreden joll, etwa nad dem altenglifchen oder nad) demjenigen 
Syſteme, welches die oldenburgiiche Geſetzgebung von 1855 befolgt hat, die nicht ſowohl 
an die Bauerfchaften, wo ehemals die meisten gemeinfamen Angelegenheiten der Eingefefjenen 
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zufammenliefen, fondern an die Kirchfpiele angeknüpft hat, jo daß die frühere Stellung der 
Bauerfchaften als eigener Kommunen faum noch zu erfennen ift, das eigentliche Gemeinde 
wefen in den Kirchipielen fich fonzentxiert und die Bauerjchaften nur noch zu Zwecken der 
Volizeiverwaltung -Unterabteilungen ber Kirchipiele bilden. Es iſt nun vollflommen zuzu- 
geben, daß es Fälle giebt, in denen bei dem nahen Zufammenhange mehrerer Dörfer unter: 
einander, deren Grenzen nur dem Cingeweihten erfennbar find, das Großgemeindetum in 
der That feine Vorzüge vor dem Aleingemeindetum hat, welches dann allerdings mit dem 
Kleinftantentum in Parallele gebracht werden mag, obgleich unter ſolchen Berhältniffen ziem: 
lich weitgehende Kommunverhältnifie zu beitehen pflegen. Wenn aber, wie ſolches die Ten- 
denz der preußifchen Gemeindeordnung von 1850 war und wie auch bei Gelegenheit ber 
eriten Beratung der Kreisordnung von manden Seiten beabfichtigt wurde, derartige Bil- 
dungen, denen man nun die Bezeichnung Samtgemeinden oder eine andere beilegen mag, 
allgemein hergejtellt werden follen, jo ift demgegenüber nicht bloß daran zu erinnern, daß 
man überhaupt an ſolchen hiftorifh begründeten Organifationen nicht ohne die dringendite 
praktiſche Notwendigkeit rühren fol, jondern es ift auch außerdem darauf hinzuweiſen, daß 
zwar größere Verbände im allgemeinen leiftungsfähiger find, daß aber doch andererſeits an 
die geringere Xeiftungsfähigfeit im Durchſchnitt auch geringere Anfprühe erhoben werden, 
daß ferner das jeder Staatd- und Kommunalverwaltung immanente focialiftifche Element, 
wonach die Bebürfnifje der Ärmeren auf Koften der Reicheren befriedigt werden, dadurch 
eine ftarfe Steigerung erfährt und dak endlich aud die Träger einer derartigen Kommunal- 
verwaltung weſentlich andere werden, da es nicht mehr möglich ift, diejenigen fleinen Bauern, 
die an der Dorfverwaltung einen vollen Anteil auszuüben im ftande find, thatfählih auch 
bei einer Samtgemeindevermwaltung zu beteiligen; dieſer letztere Umftand wiegt aber um fo 
ſchwerer, als das fommunale Leben auf dem Lande bisher ein ſehr intenfives geweſen iſt 
und die bei der Beratung der Kreisordnung gelegentlich aufgeftellte Behauptung des Gegen: 
teil3 von ſehr berufener Seite her als ein „wirklicher Irrtum“ mit volljtent Recht bezeichnet 
werben fonnte. Es handelt fi dann außerdem darum, wie das Verhältnis der Kommunen 
höherer und niederer Ordnung zueinander bejchaffen fein, ob insbefondere jede Kommune 
berechtigt fein foll, fi ihre Kompetenz felbit zu beftimmen. Die lettere Alternative ift im 
ganzen das preußifche Syitem, indem namentlich auch die Kreife nad) der neuen Kreisord— 
nung, entgegen einem Antrage Miquel-Lasker, bei der Feititellung ihrer fommunalen 
Zuftändigfeit durch nichts weiter beichränft find als durd die Einrichtung der Vertretung und 
der Laftenverteilung ſowie durch die Beitimmungen der Specialgefege; es fann daher eine 
ergänzende Thätigfeit der höheren Verbände gegenüber einer etwa vorhandenen geringeren 
Leiftungsfähigfeit der niederen jederzeit ftattfinden; eine Ausnahme bilden jedoch die zmwijchen 
Kreis und Kommune in der Mitte ftehenden fogenannten Amtsgemeinden, die wenigitens in 
der Mehrzahl der Provinzen (das Nähere weiter unten) nur durch übereinjtimmende Be— 
jchlüffe der dazu gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke, und nicht durch Majoritätsbefchlüfie 
der Amtsgemeindeorgane, gewiſſe Angelegenheiten als Kommunalangelegenheiten an die Amts- 
gemeinde zu überweifen berechtigt find. 

Endlich ift bei aller Gleihartigfeit in Bezug auf die Funktionen der inneren Verwal— 
tung die Kommune dennoch der Obergewalt des Staates unterworfen. Dieſelbe äußert ſich 
zwar in verfchiedener Weiſe, je nachdem es fih um die wirtfchaftlichen jogenannten eigenen 
Angelegenheiten oder um die Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung, den fogenannten 
übertragenen Wirfungsfreis handelt. Aber es ift weder richtig, daß die Gemeinde ſich auf 
wirtichaftlihem Gebiete völlig frei bewegt, noch daß fie auf jenem anderen Gebiete lediglich 
ald Mandatar des Staats erjcheint und den Weifungen der jtaatlichen Behörden unbedingt 
unterworfen wäre. 

Die Gemeinden find einerfeits nicht völlig felbjtändig in wirtſchaftlicher Hinficht ; neben 
den fakultativen Aufgaben der wirtfchaftlihen Rommunalverwaltung giebt es überall obli- 
gatorifche, auf Geſetz beruhende (Elementarfchulen, Armenmwefen). Und zwar find die Ge- 
meinden der ftaatlihen Cinmifchung nicht bloß dann ausgefegt, wenn durch Maßregeln der 
fommunalen Wirtfchaftspolitif die allgemeinen Yandesinterefjen berührt werden, ſondern aud) 
vielfach fchon dann, wenn bloß das eigene dauernde Intereſſe der Gemeinde in Frage fteht, 
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bloß das Wohl der Lofalität dadurch berührt wird. Der Staat überläßt zwar der Ge: 
meinde, wie fie ihre Promenaden regulieren, ob fie überhaupt folhe haben will, aber ſchon 
bei der Anlage und Veränderung von Straßen und Plägen begnügt fih nad dem neuen 
Fluchtliniengefetz die Staatöbehörde feineswegs mit einem Veto, fonden es ift ihr eine 
Initiative auf diefem Gebiete zugeftanden, wodurch dentbarerweife ver Gemeinde fehr große 
Ausgaben erwachſen fönnen. Die Herftellung einer wirkſamen Gefundheitspflege ift wenigſtens 
in England erft dadurch möglich geworden, daß man die Kommunen ftaatsfeitig — 
hat, erhebliche Aufwendungen für ſolche Zwecke zu machen. Auch läßt in vielen Fü 
fih gar nicht ermefien, ob nicht die aus ſolchen Vernachläſſigungen ſich ergebenden Kalami- 
täten, etwa die aus der Nichtanlegung eines Podenlazaretts entjtehende Epidemie über die 
fragliche Lokalität hinaus ſich erjtreden würde. Wenn aber foldes wirflih der Fall fein 
follte, wenn etwa durch mafjenhafte Devaftation der Gemeindewälder der Wafferftand der 
Flüſſe dauernd finfen follte, fo daß der Induſtrie die nötige Waflerfraft mangelte oder jonft 
das Landeskulturinterefje in Frage käme, fo würde die jtaatlihe Einmifhung von Rechts 
wegen ohne weiteres geboten fein. Iſt doch das neue Geſetz über die Verwaltung der den 
Gemeinden gehörigen Holzungen fomweit gegangen, daß die Gemeinden da, wo ihre Kräfte 
e3 geftatten und ein bringendes Bedürfnis der Landeskultur vorliegt, angehalten werben 
fönnen, unfultivierte Grundftüde, melde nad jachverftändigem Gutachten zu dauernder 
landwirtfchaftlicher oder gewerblicher Nutung nicht geeignet, dagegen mit Nuten zur Holz- 
zucht zu verwenden find, mit Holz anzubauen. 

Andererfeits find die Gemeinden in ihrer Verwaltung der allgemeinen andesangelegen- 
heiten feinesweg3 notwendig unjelbjtändig, da fie in manchen Fällen endgültig entſcheiden 
oder die endgültige Entjcheidung bei einem höheren fommunalen Berbande liegt, fo daß 
man angefihts der neueren Gefehgebung in der That nicht mehr jagen kann, daß alle voll- 
ziehende Gewalt in dem Oberhaupte des Staates fich fonzentriert und durd von ihm ein- 
gefegte Organe gehandhabt wird. 


V. Staats: und Selbitverwaltung. 


Ale Staatsverwaltung ift entweder reine Staatsverwaltung (Regierungsverwaltung) 
oder Selbitverwaltung. 

Die reine Staatsverwaltung wird durch Organe ausgeübt, welche von der Staatögewalt 
ſelbſt eingefest find und ihren Anordnungen Folge zu leiften haben. Diefe Organe find 
entweder Einzelbeamte oder Kollegin. Zu den Einzelbeamten der reinen Staatsverwaltung 
gehören: Minifter, Oberpräfidenten, Regierungspräfidenten und Landräte; zu den Kollegien: 
die Regierungsabteilungen für Kirhen- und Schulſachen und für direfte Steuern, Domänen 
und Forften, jowie die Generaltommiffionen. Alle Regierungsbeamte werden befoldet. Die 
Einzelbeamten bedürfen außer den LZandräten feiner Qualifikation. 

Der Begriff Selbitverwaltung fommt in einem doppelten Sinne vor, im englifchen und 
im deutſchen Sinne. 

Der englifhe Begriff der Selbftverwaltung ift wieder ein doppelter, ein hiftorifcher und 
ein moderner. Der hiftorifche Begriff des engliichen Selfgovernment fällt im mwefentlichen 
zufammen mit der Verwaltung der jogenannten Friedensrichter. Dieſe friedensrichterliche 
Selbjtverwaltung charakterifiert ſich durd zweierlei: einerſeits durch die Beihränfung des 
friedensrichterlichen Reſſorts auf die Geſchäfte der allgemeinen Yandesverwaltung in der 
Verbindung von Rechtspflege und Adminiftration, andererfeits durd die Beſchaffenheit des 
Amts, indem dasſelbe als Ehrenamt ohne jede Uualififation durch königliche Ernennung 
unter Vorausfegung eines bejtimmten Einfommens verliehen wird, wobei jedod bie könig— 
lihe Ernennung injofern nebenfädhlich erfcheint, als diejelbe beim Nachweiſe desfelben nie- 
mals verweigert wird. Diefe Art von Selfgovernment ift alſo die direfte Herrfchaft der 
befitenden Klafjen, derjelben Klaffen, die bis zur Neformbill in der Geſetzgebung herrichten, 
in der Staatöverwaltung. Die Kritik diefes Syftems hat aber bereits zu Anfang dieſes 
Jahrhunderts halb mwidermwillig der Oberpräfident von Binde gegeben, wenn er zwar einer- 


1164 IV. Das öffentliche Recht. 


feits mohlthuend davon berührt war, „feine Minifterialdivifionen und Bureaus oder General: 
und Zandesdireftorien, feine Ober- und Unterpräfeften, feine Regierungs- und Kammer— 
follegien, feine Land: und Steuerräte, feine Gendarmen und Bolizeitommifläre, faft gar 
feine fihtbaren Negierungsbeamten“ zu erbliden, während er doch andererjeits jede „Sorge 
für Volkserziehung, für Medizinalpolizei, genügende Vorbeugungsmaßregeln gegen Lebens— 
und Eigentumsgefahren" vermifte und dagegen „ausgedehnte wüſte Gemeinheiten, eine 
Armenpflege, welche nur darauf berechnet ſchien, alle Menfchen arm zu machen“ vorfand. 
Dies Syſtem ift heute im wefentlihen eine Ruine. 

Dagegen befteht das moderne Syſtem des englifchen Selfgovernment in einer Kommunal- 
verwaltung für die von den Friedensrichtern jtarf vernadjläffigten Gebiete der modernen 
Mohlfahrtspolizei, imsbefondere für das Armen, Wege, Geſundheits- und Schulweſen. 
Diefe zweite Art der englijchen Selbjtverwaltung harakterifiert ſich einerfeits dadurch, daß fie 
ſich weder an die bejtehenden ländlichen Kommunen, die fogenannten Kirchfpiele, noch an die 
beitehenden jtädtifchen Kommunen angeſchloſſen, fondern daß fie ihre Bezirke durch Zufammen- 
faſſen mehrerer Kirchipieläbezirfe erjt gebildet hat und daß diefe Bezirke für jede der ein- 
zelnen fommunalen Funktionen befonders gebildet find, ſowie andererjeit3 dadurch, daß die 
Organe diefer fommunalen Selbjtverwaltung, die jogenannten boards, teils aus Mitgliedern, 
welche nad einem abgejtuften Stimmrecht gewählt werden, teils aus den aftiven Friedens— 
richtern des Bezirks zufammengefegt find, jo daß aljo ein fehr erhebliches Element ernannter 
oder, wenn man will, geborener Mitglieder vorhanden tft, denen alſo jedenfalls die Mängel 
bei der Führung diefer Verwaltung in erjter Linie anzurechnen fein würden. Eine Kritik 
diefes Syitems ift aber bisher deshalb nicht möglich, weil es noch unfertig ift, indem es 
namentlid an einem fräftigen Ausbau nad oben hin, einer Kommunalifierung der Graf= 
ichaften vollftändig fehlt, jo daß bei diefer bisherigen Schwäche ein häufiges Eingreifen der 
Regierung, eine zunehmende Gentralifation als unvermeidlich erſcheint. Diefer Ausbau nad 
oben iſt übrigens in neuefter Zeit erfolgt, jedoch nicht im Anſchluß an die friedensrichter- 
liche, fondern im Anſchluß an die ſtädtiſche Municipalverfaffung. 

Dagegen bejteht nun das Weſen der deutjchen Selbjtverwaltung nad dem gar nicht 
mißzuverjtehenden Einne der preußiſchen Städteordnungen feit 1808 ſowie nad den neuen 
Kreis- und Provinzialordnungen einfach darin, daß von den Organen der fommunalen Ber- 
bände höherer und niederer Ordnung nicht bloß die Gefchäfte der wirtſchaftlichen, ſondern 
auch die der allgemeinen Yandesverwaltung bejorgt werden. 

Daraus ergiebt ſich aber fofort, daß für die Selbitverwaltung im deutfchen Sinne die 
Wahl, im Gegenfag zur Ernennung, der entfcheidende Punft ift. 

Die Bildung fommunaler Organe fann in der That nicht anders erfolgen als auf dem 
Wege der Wahl, da der Wille und das nterefje des Diftrifts dabei zum Ausdrud gebracht 
werben follen. 

Das fommunale Wahlrecht beruht nun aber überall auf Cenſus und Klaffeneinteilung. 
Und zwar deshalb, weil der wejentlihe Charakter aller Kommunalverwaltung Finanzverwal: 
tung tft. In der That jteht das Kommunalbudget viel mehr im Mittelpunfte der Kommunal- 
verwaltung als das Staatsbudget im Mittelpunfte der Staatsverwaltung. Der weſentliche 
Charakter diefer Finanzverwaltung iſt aber wiederum Steuerverwaltung, da das Kommunal» 
vermögen längft nicht mehr ausreiht. Die Steuerverwaltung ift weſentlich direkte Steuer: 
verwaltung, da die indireften Steuern auf die ländlichen Gemeinden überhaupt unanmwend- 
bar, für die ſtädtiſchen Kommunalbedürfnifje ftets nur nebenher herangezogen und nament- 
lid in neuerer Zeit ſtark eingefchränft find. Dieſe direfte Steuerverwaltung entbehrt in ihrer 
Anwendung vielfach jeder weiteren geſetzlichen Beichränfung, fo daß insbejondere die Steuer- 
art, wenigitens auf den niederen Stufen, dem fommunalen Ermefjen anheimfällt. Die Ber: 
teilung der gewählten Steuerart auf die Eingeſeſſenen ift gleichfalls in der Hauptſache den 
fommunalen Organen überlafjen. 

Daraus ergiebt fi nun aber, dat die Kommunalverfafiung, d. h. der Anteil der Ein— 
gejefienen an der Gemeindegewalt, nur hergejtellt werden fann durch eine Nepräfentation der 
Steuerzahler, und zwar in jtrenger Verhältnismäßigfeit von Rechten und Pflichten nad dem 
Maßſtabe der Steuerzahlung jelbjt. Wie daher das preußifche Dreitlaſſenſyſtem zuerſt nicht 
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auf jtaatlihem, fondern auf fommunalem Boden — rheinifhe Gemeindeordnung vom 
23. Juli 1845 — entjtanden ift, jo würde auch die Fortdauer diefes Syftems in der Kom— 
mune jelbit dann zu rechtfertigen fein, wenn man etwa die Heritellung des Volfswillens im 
Staatöleben auf anderem Wege fuchen follte; ſchon deshalb, weil es fich bei den Staats- 
mwahlen nur darum handelt, dem Inhaber der Staatsgewalt eine Befchränfung zur Seite zu 
ftellen, während die Kommunalwahlen auf die Bildung desjenigen Organs gerichtet find, von 
dem alles in der Kommune unmittelbar oder mittelbar abhängt. Man fann in der That 
gegen Cenſus und Klafjeneinteilung feineswegs die frage aufwerfen, ob ein Einfommen 
von 400 Thalern fonfervativer made als ein foldhes von 300 Thalern, und man kann ſich 
ebenjowenig für die Herabjegung des Genfus auf das Maß der Städteordnung von 1808, 
welches heutzutage ohne jede reale Bedeutung und mit der Einführung des allgemeinen 
Wahlrechts iventifch fein würde, darauf berufen, daß, wenn aud der Wert des Geldes ge- 
funten, doch der Gemeinfinn gejtiegen fei; denn um politifche Parteiftandppunfte oder um 
Gemeinjinn im allgemeinen, um ntereffe an der Kommune handelt es ſich gar nicht, fon- 
dern nur darum handelt es fich, wieweit das Privatvermögen und die Steuerfraft für ge— 
meinfame Zwede in Anspruch genommen werden follen,, jo daß aljo gerade die Zunahme 
des Gemeinfinns die Folge haben müßte, die Herftellung gemeinfamer Einrichtungen auf 
gemeinfame Koften zu verjtärfen, und zwar von Einrichtungen, welche faft ausnahmslos nur 
den ärmeren Klaſſen zu gute fommen, jo daß alfo der Gemeinfinn ohne ein ſolches Korreftiv 
fehr leicht dur Einführung allgemeiner Freifhulen, Erweiterung der Volksküchen und der— 
gleichen fein Gebiet ins unendliche ausdehnen, das Privateigentum aber der Auflöfung ent: 
gegenführen würde. 

Indeſſen wie ſehr ein derartiges Wahlſyſtem für die Kommune fich rechtfertigt, jo 
wenig ift dasfelbe im Grunde geeignet, Organe zu ſchaffen, welche zugleih die Gefchäfte der 
allgemeinen Landesverwaltung in unparteiifcher Anwendung der beitehenden Gefeße und in 
treuer Pflichterfüllung, unberührt von lofalen Intereſſen und populären Klaffenvorurteilen, 
führen jollen. Wie die Möglichkeit der eigentlihen Kommunalverwaltung darauf beruht, 
daß jede der gejellfchaftlihen Gruppen verhältnismäßig mit ihren Intereſſen zum Worte ge- 
langt, jo beruht gerade die Möglichkeit der eigentlihen Selbjtverwaltung darauf, daß ein 
Zufammenmwirfen der verfchievenen gefellihaftlihen Gruppen ftattfindet, getragen von dem 
Bemußtfein der für fie alle vorhandenen Gemeinjamfeit der Staatszwede. Es liegt alſo, 
da jeder Cenfus das Volk in Herrfcher und Beherrfchte teilt, die Gefahr nahe, daß unter 
der Firma der Selbitverwaltung diejenige gejellichaftliche Gruppe, welche bei den Kommunal: 
wahlen die Oberhand hat, die anderen Gruppen aud in ftaatliher Hinficht beherrſcht. 

Diefer Gefahr ift nun wenigſtens infofern vorgebeugt, als diejenigew Organe, melde 
Direft aus der Intereſſenwahl hervorgegangen find und deren fortwährende Funktion in der 
Vertretung diefer Intereſſen beiteht, aljo die Gemeindeverfammlung oder Gemeindevertretung, 
die Stadtverordneten, der Kreistag, der Provinziallandtag mit der eigentlichen Selbitverwal- 
tung direft nichts zu thun haben, vielmehr nur diejenigen Organe dabei in Betracht fommen, 
welche, allerdings aus jenen hervorgegangen, die Geſchäfte der laufenden Verwaltung führen. 

Dabei ift wieder ein doppeltes Syitem zur Anwendung gelangt, indem auf den niederen 
Stufen, in den Einzelgemeinden und Kreifen, wo das wirtſchaftliche Element überwiegt, ein- 
fach die gewöhnlichen Organe der laufenden Kommunalverwaltung die Geſchäfte der allge- 
meinen Landesverwaltung mit beforgen, jo daß bei den Gemeinde- und Gutsvorftehern, bei 
den Magiftraten und Kreisausſchüſſen die perjonelle Einheit der beiverfeitigen Verwaltungen 
eine vollitändige ift und beide im Gemenge liegen, während auf den höheren Stufen die 
Bedeutung der allgemeinen Landesverwaltung derartig im Vordergrunde fteht, daß diefe ſich 
nicht einfah an den fommunalen Körper anlehnt, vielmehr beide Verwaltungen ſich diffe- 
renzieren und das Organ der Staatsverwaltung wenigſtens injofern von dem fommunalen 
Drgane fi abhebt, ala es zwar aus diefem hervorgeht, aber ſelbſt nichts mit fommunalen, 
jondern nur mit ftaatlichen Angelegenheiten zu thun hat, mie denn aud die Bezirksaus— 
Ihüffe und die Provinzialräte im Gegenfat zu den Kreisausſchüſſen als Behörden des Staates 
bezeichnet werden. 

Dazu fommt nun nod, daß diefe Selbftverwaltungsbehörden, mögen fie nad) dem einen 
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oder nad dem andern Syſtem fon rt jein, übesall ſtaatlich umrahmt und —— 
werden. Und zwar nimmt dieſe Einwirkung wiederum von unten nad oben an 
Intenfität zu. Denn während die una Der Einzelgemeinden, der Magijtrat und die 
Gemeindevorjteher, ſtaatlich beitätigt werben, jo wird Das Selöftverwaltungsorgan des Kreiſes 
von einem ftaatlid ernannten Beamten geleitet, während allerdings hinſichtlich ber übrigen 
Mitglieder nicht einmal eine Beftätigung ftatifindet; endlich führt in den Bezirtsausfhäffen 
und Provinzialräten, die es bloß mit Staatögeicäften zu thun haben, nicht bloß ein Staats 
beamter den Vorſitz, jondern es haben dameben aud andere Beamte Sit und Stimme, 
während von einer Beltätigung der übrigen Mitglieder diefer Behörden wiederum ab- 
eſehen iſt. 
ai find noch befondere Vorkehrungen getroffen hinfichtli der Verwaltung der Drts- 
polizei, die verfafjungsmäßig zu einer allgemeinen Staatdangelegenheit erklärt worden ift, 
wobei freilich die Abneigung gegen die damaligen Träger der ländlichen Ortspolizei mit- 
gewirkt haben mag, während den Gemeinden nur eine Beteiligung bei der Handhabung der- 
—— —— wurde. Dieſe Beteiligung wird num bei dieſem Gegenſtande ber allge- 
ndesverwaltung jowenig wie bei irgend einem andern von ber Gemeinde als 
er geübt, fo daß aljo die Stabtverorbneten und die Gemeinbeverfammlungen von diefer 
Beteiligung ausgefchlofen find. Sie wird aber auch nicht vom iftrate bezw. Gemeinde- 
vorftande als foldyem geübt, da ein fommunales Wahlamt, ein auf Zeit von ntereflenten 
übertragenes Vertrauensmandat wenig geeignet erfcheint, eine wirfjame Polizeigewalt aus- 
zuüben, deren Weſen gerade darin befteht im Intereſſe des Geſamtwohls ben Intereſſen der 
einzelnen enigegenzutveten, wie auch ein Kollegium zu einer berartigen Verwaltung ſchon 
wegen ber mit ber Hanbhabung eines joldhen Amts verbundenen perfönlichen Verantwortlich: 
feit als ein geeignetes Organ nicht betradjtet werben fann. Demgemäß wird die Polizei- 
verwaltung der Städte dem Bürgermeijter oder einem anderen ag ——— von der 
Negierumg beſonders fübertvagen und von Diefem unabhängig vom Magiſtrate unter der be- 
ſonderen Firma „Bolizeiverwaltung“ in der Weife geführt, daß der Polizeiverwalter feines- 
wegs ber Erelutor der Magiftratsbeichlüfie ift, daß er vielmehr berechtigt erſcheint, den 
Magiftrat zu Maßnahmen im polizeilichen Intereſſe anzuhalten, etwa die Koften für die 
— — Straßen bei den Stadtverordneten zu beantragen. Es mag übrigens 
zugegeben werben, gr eine Teilung des Reſſorts der Urtöpolizei zwifchen dem Magijtrate 
und dem Bürgermeifter als ſolchem nicht nur theoretiſch denkbar, fondern auch vielleicht 
praltiſch durdführbar fein wird, etwa in der Weife, daß der Magiftrat die allgemeinen 
polizeilichen Maßnahmen beſchließt, während die Ausführung dem Bürgermeifter zufteht; ein 
age der wohl thatfählih in einer großen Zahl von Städten bejtehen bürfte. Es ift 
aber andererſeits überhaupt nicht notwendig, daß die Polizeiverwaltung in der Hand eines 
ftäbtifchen Organs fich befinde; die Regierung ift vielmehr nach dem gegenwärtig geltenden 
Rechte befugt, in allen irgendwie erheblichen Städten königliche Polizeidireftionen einzurichten ; 
ein Recht, von dem diefelbe indes nur einen fehr bejcheivenen Gebrauch gemacht hat, da 
durchſchnittlich nur in den Provinzialhauptftädten derartige königliche Verwaltungen beftehen ; 
übrigens wäre es aud in diefem Falle wiederum möglih, eine Teilung der Drtspolizei 
zwiſchen dem königlichen Polizeidireftor und dem Magijtrate etwa in der Weife herbeizu- 
führen, wie foldes in Scleswig-Holftein durch die Städteordnung von 1869 eingeführt iſt, 
daß der föniglihe Beamte auf die Sicherheitspolizei beſchränkt ift, während die verjchiedenen 
Zweige der Bau-, Feuer-, Jahr- und Marktpolizei dem Magijtrate überlafien werden ; in- 
deſſen ift dabei nicht zu vergejlen, daß die Abgrenzung injofern höchſt unbeftimmter Art ift, 
als der Begriff Sicherheitspolizei nur fehr ſchwer in einer allen Zweifel ausſchließenden 
Weife Scharf definiert werden kann. Noch geringer ift die Beteiligung der ländlichen Ge- 
meinden und Gutsbezirke bei der Verwaltung der Ortspolizei, da diefelbe niemals den Ge— 
meindeorganen als Inhabern übertragen wird, diefe vielmehr lediglih als ausführende Or— 
gane der Inhaber der ländlichen Drtspolizei erfcheinen. Und gerade bei diefen Inhabern 
der Ortöpolizei auf dem Yande, bei den Amtsvorjtehen der neuen Kreisordnung, iſt das 
Prinzip der Emennung zur unbedingten Anerfennung gebracht worden; dies Amt erfcheint 
als das einzige Amt der Selbitverwaltung, welches nicht durch Wahl, fondern dur Ernen- 
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nung bejegt wird, und bildet mithin eine durch die dringenditen praftifhen und theoretifchen 
Rüdfihten bebi Ausnahme von dem oben aufgejtellten Prinzip. Indeſſen findet doch 
aud bei dieſem eine Annäherung an das Wahlamt infofern ftatt, als die Ernennung 
auf Grund einer vom Areiötage aufgeitellten VBorfchlagslifte erfolgt, und eine Annäherung 
an das Kommunalamt infofern, als der Amtsvorfteher zugleich der Vorſtand einer wenn 
auch bisher umentwidelten Aommpmne if. — Nur die Verhältnifje in Hannover und in 
Heſſen · Naſſau find inſofern prinzipiell abweichend geregelt, als nad; der hannoverſchen Stäbte- 
orbnumg der Magiſtrat als folcher die Polizei verficht, vie Regierung jedoch befugt iſt, unter 
den Mitgliedern des Magiftrats diejenige Perfon zu beitimmen, welche die Polizei beforgen 
foll, und überdies, wo bie Umſtände ſolches erforderlich en, eine eigene Poligeibehörke 
anordnen kann, während nad der hefjen-nafjauifchen Kreisordnung prinzipiell den Bürger: 
meiftern in Stabt- und Landgemeinden die Verwaltung Der Ortöpolizei obliegt. 

Für die höhere Stufe der Kreis: und Landespolizei walten die gleichen Bedenken nicht 
ob, fo da Diefe den oberen Selbitverwaltungsbehörden mit übertragen werben fonnte, ſo— 
weit fie nicht den reinen Stoatöbehörden belafjen wurde. 

Als ein zweites Moment für den Begriff der deutichen Selbjtverwaltung fommt dann 
no in Betracht, daß es ſich dabei hauptfächlic um jogenannte Ehrenämter handelt. Dies 
Moment ift indeffen gegenüber dem erfteren von nur wmtergeorbneter Bedeutung. Denn 
einerfeit3 arbeitet auch die Selbitverwaltung in ziemlich weitem Umfange, eigentlih überall 
da, wo dauernde tägliche Gefchüfte zu erledigen find, welche höhere Kenntnifje vorausfegen, 
durcdhfchnittlich nicht mit Ehrenämtern, fondern mit Berufsämtern, wie denn die Bürger: 
meijter und ein Teil der Magiftratsmitgliever in den großen Städten, neuerdings der Yandes- 
direftor und die oberen Provinzialbeamten nicht bloß einen auskömmlichen Gehalt beziehen, 
jondern auch, wenigftens thatfächlich, denfelben Anforderungen unterliegen, die an ein ftaat- 
liches Berufsamt geftellt werden, während andererfeits auch bei der fpecififchen Staatsverwal- 
tung ausnahmsweife Ehrenämter verwandt werden, 3. B. die Wahlfonfuln. Überhaupt aber 
lafjen jich die Begriffe Ehrenamt und Berufsamt gar nicht fcharf voneinander jcheiden, da 
für die Einzelbeamten der reinen Staatsverwaltung, aud für die vortragenden Räte in den 
Minifterien, eine formelle Dualififation gleichfalls nicht erfordert wird, da ferner die meiften 
Berufsämter troß ihrer Befoldung und ungeachtet der Staatsdienft durch die finanziellen 
und volfswirtfchaftlihen Vorgänge der letzten Jahre auch materiell wieder zu Ehren ge 
langt ift, do im Grunde den Charakter des Ehrenamts tragen, indem fie nicht wegen des 
GSehaltes, fondern wegen der Ehre, die der Staatödienft giebt, gefucht werben, und da end— 
lich mande Ehrenämter in dem Erfat barer Auslagen oft eine reichlihe pefuniäre Beloh- 
nung für ihre Aufwendungen an Zeit und Kraft finden!. Nicht darauf fommt es bei der 
deutſchen Selbtverwaltung in erfter Linie an, daß Laien entfcheiven, fondern darauf, daß, 
mögen nun Yaien oder qualifizierte Beamte entfcheiden, diefe wenigftens in ihrer Mehrzahl 
als die Vertrauensmänner fommunaler Verbände entfcheiden. 

Bei einer Betrahtung diefes Syſtems der Selbitverwaltung ergiebt fich folgendes 
Nefultat. Es ift zunächſt unzweifelhaft, daß der Staat Machtmittel aus der Hand giebt. 
Und zwar liegt in einer folhen Übertragung von Hoheitsrechten auf die gewählten Organe 
fommunaler Verbände nur dann feine wirkliche Gefahr für die Eriftenz der Staatsgewalt, 
wenn diefe in ihrem dermaligen weſentlichen Beitande über allen Streit der Parteien hinaus 
ficher geftellt ift. Der Mangel einer legitimen Staatögewalt, und nicht etwa jene angebliche 
Talentlofigfeit des franzöfiihen Volkes zur Selbftverwaltung, die lediglih in den Köpfen 
ſolcher deutſcher Schriftjteller eriftiert, welche die franzöfifhe Verwaltung niemals in der 
Nähe geſehen haben, ift die Urfahe, daß in jenem Lande eine wirkſame Selbftverwaltung 
nicht zu ſtande fommt, da jede Partei naturgemäß darauf ausgeht, durch fyitematifchen Miß— 
brauch der ihr geſetzlich amvertrauten und durch Ufurpation anderweitiger geſetzlich nicht 
übertragener Gewalten die Negierung felbit zu befämpfen, und doc feine Regierung, von 
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welcher Art fie auch fei, gemeigt fein wird, ihren politifhen Gegnern die Waffen in Die 
Hand zu brüden. 

Unter der Vorausfegung normaler Verhältnifje läßt fich zweierlei nicht verfennen. 

Einerfeitö muß zugegeben werben, daß es eine höhere Form ftaatlichen Lebens tft, 
wenn ein Volt nicht bloß durch von oben eingejeßte Behörden regiert wird, - fondern durch 
von ihm felbjt gewählte Organe, die zugleih aud den konkreten Verhältniffen innerlich näher 
ftehen, zum Teil ſich felbft regiert. Die Stäbteordnung von 1808 ift doch unzweifelhaft 
eine wirkliche Verbefjerung der damaligen Zuftände geweſen, nicht bloß infofern, als dieſe 
Verwaltung materiell auf eine Stufe höherer Vollfommenheit erhoben wurde, fondern aud 
infofern, als die dadurch für zahlreiche Kräfte eröffnete Teilnahme an den öffentlichen Ge— 
fchäften eine reiche Förderung der Intelligenz und des Charakters der einzelnen herbeigeführt 
hat. Ein Volf aber, welches ſeit Menjchenaltern eine derartige ſtädtiſche Selbftverwaltung 
genofien hatte, konnte fih auf die Länge nicht genügen lafjen an einem bloßen Behörben- 
organismus auf dem Lande und für die höheren Stufen der ftaatlichen Thätigfeit. Es läßt 
fih nicht bloß mit der Regierungsinftruftion von 1817 nicht mehr regieren, fondern es ijt 
überhaupt ein Jrrtum, menn vielfach angenommen wird, daß durch eine rechtzeitig vorge- 
nommene Reform einerfeits in der Richtung eines bejchleunigten Geſchäftsgangs durch Ein- 
führung des Präfeftenfyftems und andererjeits durd Einführung eines öffentlih-mündlich- 
fontradiftorifhen Verfahrens in den fogenannten Verwaltungsftreitfachen weiteren Beftrebungen 
Einhalt zu bieten gewejen wäre. Die gegenwärtige Reform bedeutet aber im großen und 
ganzen nur: einerfeits die Ausdehnung der ftädtifchen Injtitutionen auf das Land und 
andererfeits die Herftellung analoger Inſtitutionen für die oberen Inſtanzen; wobei übrigens 
der Umfang der Selbftverwaltung reichlicher bemeijen worden ijt ala nad) der Städteorbnung 
von 1808 und aud nad den jonftigen Reformplänen der Stein-Hardenbergifden 
Periode. 

Aber auf der andern Seite darf man ſich doch auch folgenden Erwägungen nicht verjchließen. 

Das Weſen des Amts befteht, wie das Wefen der Verwaltung und wie das Weſen 
des Staats überhaupt, in der Vertretung der dee der Gemeinſchaft gegenüber der gegebenen 
Gefelichaftsordnung, in der Wahrnehmung des Gefamtwohls gegenüber den Sonderinterefien 
der herrſchenden Klaſſen. Es ift daher die Aufgabe des Trägers eines jeden Amtes, feine 
gefamten geiftigen und fittlihen Cigenfchaften in den Dienft diefes höhern Ganzen zu 
ftellen, feine nädjten Intereſſen und Vorurteile unterzuordnen unter die Amtöpflicht. 

Diefe Vertretung der Staatsidee gefchieht aber offenbar am vollfommenften dann, 
wenn fie in den Händen jtaatliher Berufsbeamten liegt, die inſofern nad dem Bilde 
des Königtums gemadt find, als fie, wenn aud aus der herrfchenden Klaſſe hervor- 
gegangen, doch das Analogon jener unantaftbaren Stellung der Krone ſelbſt befigen, jo 
dab ſie wie dieſe lediglih das Intereſſe des Staats als folden zur Richtſchnur ihres 
Handelns nehmen dürfen. In dieſer Hinficht hatte in der Reihe der europäiſchen Staaten 
erade das preußifche Berufsbeamtentum die hervorragendite Stellung. Es ift nah Gneiſts 
Ausbrud durch die preußifchen Monarchen ehrenvoll und ebenbürtig in die Geſchichte Eu- 
ropas eingeführt. Bon Frievrih Wilhelm I, dem größten Organifator des 18. Jahr— 
hunderts, gefchaffen, war das Wort Friedrichs des Großen, der erfte Diener feines Staates 
zu fein, zwar zunächſt ein Zeugnis für die ideale Auffaffung des Hohenzollernſchen König- 
tums, aber zugleich eine ehrende Anerkennung des Beamtentums, auf deſſen Ebenbürtigfeit 
mit der monarchiſchen Gewalt in der Erfüllung der Staatspflichten jenes Wort hindeutet. 
Und indem diefes Beamtentum jtetig fortgefahren hat, die Summe der ntelligenz , der 
Arbeitsfraft und des Charakters in ſich zu fonzentrieren und zu allen Zeiten auf jeinen 
höheren Stufen über dem Geift, auf allen feinen Stufen über den Intereſſen der Gejellichaft 
zu ftehen, jo iſt es „ein Aft der Gerechtigkeit, heute zu fonftatieren, daß die unermeßliche 
Entwidlung und Kultur des deutfchen Volks in den letten fünfzig Jahren zum großen 
Teil auf der Arbeit des Staatsdienftes beruht” (v. Gerber). 

Dagegen ift es an und für fich ein Widerſpruch mit der Idee des Staats, mit der {dee der 
Verwaltung und mit der Idee des Amtes, gewählten Brivatperfonen, ohne diejenige Yäuterung, 
welde in der Vorbereitung zum profeffionellen Staatsdienfte und in der gemohnheitsmäßigen 


6. Das Verwaltungsrecht. 1169 


Erfüllung der Amtspflichten liegt, die Beforgung allgemeiner Landesangelegenheiten zu über: 
tragen. Es geſchieht dies ſtets auf die Gefahr hin, daß die herrfchenden Klaſſen, die durch 
die Verfaffung bereits in die Lage gebracht find, bei der Bildung des Staatswillens mit- 
zuwirfen, und die nun durch die Selbjtverwaltung auch in die Lage fommen, über die An- 
wendung des Staatswillens auf den konkreten Fall zu entfcheiden, vielleicht im beften Glauben 
dahin gelangen, an Stelle dieſes Staatswillens denjenigen Willen zu fegen, der ihren 
nächſten Intereſſen am meiften entſpricht. Alle Selbftverwaltung ijt aber eine Machtfrage, 
und es iſt völlig unbegreiflih, wenn ein hervorragender Parteiführer erklärt hat, das nicht 
zu verftehn. Die Selbitverwaltung ift ſowenig in England wie in Deutſchland dadurch 
entftanden, daß die befitenden Alaffen von dem uneigennügigen Eifer getrieben gemefen 
wären dem Staate Laften abzunehmen, fondern nur dadurch, daß fie Macht und Einfluß 
gewinnen wollten. Deshalb ift auch die Selbftaufopferung durch die Übernahme der Ehren- 
ämter der Selbjtverwaltung nicht jo groß, wie man häufig annimmt; es hat noch nie an 
Kandidaten dafür gefehlt; vielmehr lehrt jede Stadtverorbnetenwahl, jede Wahl zum Kreis- 
ausſchuſſe, daß die Nachfrage nad) ſolchen Amtern ftets fehr viel größer ift als das Ange- 
bot, wenn auch das oftenfible Verhalten derer, die gewählt werden wollen, oft fcheinbar 
widerſpricht; und zwar zeigt ſich dies je nach den Standesverhältniffen bis in die unterften 
Ämter der Selbtverwaltung hinein. Dies erklärt fi) auch ganz einfach daraus, daß der 
Einfluß, melden ein derartiges Amt fei es dem einzelnen felbft, fei es feiner Umgebung 
gewährt und der oft allerdings nur ein idealer ift, durchfchnittlich die auf das Amt ver: 
wendeten Opfer an Zeit und Arbeit überwiegt. 

Es hängt alles davon ab, daß die Organe der Selbftverwaltung fih mehr, wie das in 
England gejchehen ift?, ftet3 gegenwärtig halten, daß fie Organe des Staats und deshalb 
nicht bloß zur ftriften Anwendung der Geſetze, ſondern auch in ihrer disfretionären Sphäre 
zum Handeln im Intereſſe des Geſamtwohls verpflichtet find. Im anderen Falle würde 
die vom Minifter des Innern bei Gelegenheit des Nechenfchaftsberichts über die Ausführung 
der Kreisordnung am 20. Januar 1874 im Abgeorbnetenhaufe ausgefprodene Hoffnung: 
„das Räderwerk ift zufammengefeht, die Uhr ift aufgezogen, hoffentlih wird fie richtig 
gehn“ fich nicht bewahrheiten. Die Folge aber wäre dann auf die Dauer nicht ſowohl die 
Zahmlegung des Staates durch Einführung eines neuen Feudalismus der heute herrjchenden 
Klaſſen, jondern vielmehr, da die Staatsidee heutzutage eine ganz andere Kraft befigt als 
im Mittelalter, eine Wiederabfchaffung der Selbitverwaltung. 


I. Die Organifation. 
Erſtes Kapitel: Preußen‘, 


Sinleitung. 


Seit 1872 ift für einen großen Teil des preußifhen Staat? eine Neugeftaltung 
des Verwaltungsrecht, insbefondere der Vermwaltungsorganifation herbeigeführt worden von 
einem Umfange und einer Bedeutung wie faum jemals in der Geſchichte der Geſetzgebung 
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tised, tyrannical; ferner ©. 108. 112; außerdem Brentano, Arbeitergilden I 125. 283; v. Plener, 
Engliſche Fabrikgeſetzgebung. S. 37. 

2 v. Brauditich, Die neuen preußifchen ——— neue Auflage von Stubt u. 
Braunbehrens. 4 Bde; Ergänzungsbände für MWeftfalen von Braunbehrens; für die Rhein— 
provinz von v. Bitter; für Schleswig-Holftein von Haafe; für Hannover und Heſſen-Naſſau ähn- 

v. Holgendorff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl. 74 


1170 IV. Das öffentlihe Recht. 


irgend eines Volfes. Der geiftige Urheber diefer großen Reform ift Gneiſt, der mehr 
als alle Theoretifer vor ihm auf die Geftaltung der Geſetzgebung eingewirkt hat, und zwar 
zum Teil durch die Geltendmahung von Grundfägen, die nur fehr widerwillig und all- 
mählich Eingang gefunden haben. Es handelte fich dabei in der Hauptſache um dreierlei. 
Zunächſt um eine NReorganifation der Kommunalverbände höherer Ordnung, der Kreife und 
Provinzen, durch eine den heutigen Verhältniſſen entſprechende Vertretung, mit der Tendenz, 
diefe Verbände dadurd in den Stand zu ſetzen, eine größere Wirkjamfeit als bisher auf 
dem Gebiete der wirtjchaftlihen Verwaltung zu entfalten und ihnen diejenige Stellung zu 
verfchaffen, welche bisher jchon die Städte gehabt hatten. Es handelte fich zweitens um 
eine Reorganifation der Staatverwaltung durch die Einführung von fogenannten Selbft- 
verwaltungsbehörden für das platte Land und für die höheren Stufen der Verwaltung, in 
enger Anlehnung an die Organe der laufenden Kommunalverwaltung, unter Heranziehung 
des Laienelements und unter Herbeiführung möglichfter Decentralifation. Es handelte fic) 
drittens im Geifte des Rechtsſtaats um die Überweifung derjenigen Verwaltungsſachen, die 
fih dazu eignen, insbefondere derjenigen, bei denen die Verlegung eines individuellen Rechts 
behauptet wird, der fogenannten Berwaltungsitreitfahen, an bejondere Verwaltungsgerichte. 

Die Grundlage diefer gefamten Reformgejeggebung bildet die Kreisordnung für die 
Provinzen Dit: und Mejtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schlejien und Sadjen vom 
13. Dezember 1872. Diefelbe ging über die Bedeutung einer bloßen Kreisordnung info- 
fern weit hinaus, als fie nicht bloß die Bildung der Kreisorgane (Kreistag und Kreisaus— 
ſchuß) regelte, fondern zugleih Stüde einer Landgemeindeordnung (Schulzenwahl, ftaatliche 
Auffiht) und eine völlige Neuordnung der ländlichen Polizeiverfafjung enthielt. Die Ver- 
ftändigung unter den gejeßgebenden Faktoren über ein jo eingreifendes und zugleich jo um- 
fangreiches Gejeß (der Entwurf hatte 200 Paragraphen) iſt natürlih nur ſchwer zu er- 
reihen gewejen. Mit dem Abgeordnetenhaufe ift fie bei der erften am 8. Dftober 1869 
gemachten Vorlage nicht herbeigeführt, da am Schluffe der Seſſion die Vorberatung nur 
zum fleinjten Teil vollendet war (in 19 Situngen bis zum $ 53 und nod mit Ausjchluf 
der $$ 12. 13. 28. 29), außerdem auch bei den Abjtimmungen fehr bedeutende Differenzen 
ſich herausgeftellt hatten; fie wurde dagegen bei der zweiten am 21. Dezember 1871 er: 
folgten Vorlage, die ſich von der erſten wefentlih nur durch Änderungen in den Verhält- 
nifien der Amtsbezirfe und Amtsvorfteher, ſowie durd die Anbahnung der Verwaltungs- 
gerichtsbarfeit unterfcheidet, in allen mefentlihen Punkten — es waren insbefondere hin- 
fichtlih der Ernennung der Amtsvorfteher, hinfichtlich der fommunalen Bedeutung der Amts- 
bezirke, hinfichtlich der Zufammenfegung der Kreistage feitens des Liberalismus weitgehende 
Konzeffionen gemacht —, ohne daß jedoch die Regierung ſich ſchon gebunden gehabt hätte, 
erreicht, indem bereits in den fehr langwierigen Verhandlungen der Kommiffion eine An- 
näherung der verfchiedenen Standpunfte und eine Einigung in der Weife erfolgt war, daß auf 
Grund einer mündlichen Berichterjtattung dur die Abgeordneten von Brauditfd, von 
Raudhaupt, Friedenthal und Lasker nad einer nur fehs Sigungen in Anfprud) 
nehmenden Verhandlung die Annahme des amendierten Entwurfs am 23. März 1872 mit fehr 
großer Mehrheit erfolgte. Die Verftändigung mit dem Herrenhaufe war noch fchwerer zu er- 
reichen, indem die Vorlage ganz in Gemäßheit des im Juni 1872 erjtatteten Kommiffionsbe- 
richts, nachdem inzwifchen eine monatelange Vertagung ftattgefunden hatte, jeitens des Plenums 
nicht nur ſtark amendiert, jondern zulegt aud, in der Situng vom 31. Oftober 1872, im 
ganzen abgelehnt wurde. Übrigens war man mit der Aufhebung der gutsherrlichen Polizei- 
gemalt, mit der Schulzenwahl, mit der Bildung und Zuftändigfeit des Kreisausfchuffes, ins- 
befondere mit der Berwaltungsgerichtsbarfeit einverftanden geweſen; die Differenz hatte in 
der Hauptfahe nur in der Zufammenfegung des Kreistags beftanden. In der nun fofort 


liche Bearbeitungen von Brüning und Schreiber. Entſcheidungen des Königl. Oberverwaltungs- 
gerichts. Herausgeg. von Jebens, v. Meyeren und Jacobi. Bd. I-XVII. 1877—1889 (eine 
taum in Angriff genommene Fundgrube für alle Teile des — * — — Parey, 
Die Rechtsgrundſätze des Königl. Preuß. Oberverwaltungsgerichts. 1887 ff.; Parey und Wiede— 
mann, Ergänzungswerk für die Entſcheidungen des Oberverwaltungsgeridts. 
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beginnenden neuen Seſſion wurde die Vorlage zum drittenmal (bereits am 16. November) 
wiederum beim Abgeordnetenhaufe eingebradt und zwar im ganzen in derjenigen Fafjung, 
wie fie aus den früheren Beichlüffen des Abgeordnetenhaufes hervorgegangen war, aber Doch 
mit einigen nicht ganz unmefentlichen Modifikationen, hinfichtlich deren die Regierung an 
ihrem früheren Standpunkte fejthielt; die unveränderte Annahme diejes dritten Entwurfes 
fand jeitens des Abgeorbnetenhaufes am 26. November, feitens des inzwiſchen durch 24 neue 
Mitglieder verftärkten Herrenhaufes am 9. Dezember 1872 (ohne Kommiffionsberatung nad) 
dreitägiger Plenarverhandlung) ftatt. 

Die Weiterführung der Reform erfolgte durch drei in engem Zufammenhange ſtehende 
Geſetze, welche im Sommer 1875 zum Abjchluß gelangten. Das erjte ijt die Provinzial- 
ordnung vom 29. Juni 1875, melde analog der Kreisordnung nicht bloß die Neubildung 
der provinziellen Kommunalorgane (Brovinziallandtag, Vrovinzialausfhuß, Yandesdireftor), 
ſondern auch die Teilnahme provinzieller Selbjtverwaltungsorgane an den Gejchäften der 
allgemeinen Zandesverwaltung vegelte. Über diefe Provinzialordnung iſt die Verftändigung, 
allerdings wieder auf Grund einer zweimaligen Vorlage, ſehr viel leichter erreicht worden. 
Die Vorlage des erften Entwurfs war bereit? am 22. Dezember 1873 beim Abgeorbneten- 
hauſe erfolgt, hat aber bloß zu einer Generaldisfuffion im Plenum und in der Kommij- 
fion geführt, während der zweite in Ausdehnung der jtaatlihen Selbitverwaltung weiter 
gehende Entwurf vom 22. Januar 1875 verhältnismäßig bald die Zuftimmung des Abgeord- 
netenhaujes erlangte, welche demnächſt auch auf die ziemlich weit gehenden Umgeftaltungen, 
welche das Herrenhaus hinfichtlih der Konftruftion der Selbjtverwaltungsbehörden für not— 
wendig erachtet hatte, ausgedehnt wurde. Im Anſchluß daran hat das jogenannte Ver— 
waltungsgerichtögefeb vom 3. Juli 1875, welches wie die Provinzialordnung zunächſt nur 
für die fogenannten Kreisordnungsprovinzen bejtimmt war, die in den Übergangsbejtimmungen 
der Kreisordnung bereits angebahnten Grundfähe über die Verfaffung der Verwaltungs- 
gerichte und das Verwaltungsitreitverfahren näher feitgejtellt. . Endlich hat das fogenannte 
Dotationsgefeb vom 8. Juli 1875 die wirtjchaftlihen Aufgaben der Provinzen gejelich 
erweitert, indem zahlreiche Pofitionen des Staatshaushalts-Etats gegen die Gewährung der 
entiprechenden Renten den Budgets der reorganifierten und zum Teil auch der noch nicht re- 
organifierten Verbände überwiejen wurden. Die gleichzeitig mit diefen drei Geſetzen vorge- 
legte Denkſchrift über die Neorganifation der allgemeinen Landesverwaltung deutete die 
Richtung an, in welder die Reform der Organifation der reinen Staatsbehörden, insbejon- 
dere der Oberpräfidenten, der Regierungen und der fonjtigen Provinzialverwaltungsbehörden 
erfolgen jollte. 

Es handelte fih nunmehr zunächſt darum, eine neue Verteilung der Gejchäfte herbei- 
zuführen einerjeits zwifchen den Behörden der reinen Staatöverwaltung (Oberpräfident, Re- 
gierung, Zandrat) und den Beſchlußbehörden der Selbjtverwaltung (Provinzialrat, Bezirkörat, 
Kreisausfchuß), andererfeits zwifchen diefen Selbitverwaltungsbehörden und den Verwaltungs: 
Bee legteres nad Maßgabe des Unterfchieds zwifhen reinen Berwaltungsfahen und 

erwaltungsjtreitfachen. Das ijt die Bedeutung des fogenannten Zuftändigfeitsgefeges vom 
26. Juli 1876, welches aleihjam einen formellen Nachtrag zu den vorhandenen Verwal: 
tungsgejegen bildet, während die feitvem erlafjenen Geſetze die Zuftändigfeitsbejtimmungen 
den materiellen Normen unmittelbar folgen lafjen. Das Zuftändigfeitsgejeg, welches wiede- 
rum nur für die fogenannten Kreisordnungsprovinzen in Kraft trat, enthält übrigens außer- 
dem eine Anzahl organifatorischer Bejtimmungen über Verwaltungsbejchwerden, über Rechts: 
mittel gegen polizeiliche Verfügungen, über das Zmwangsverfahren der Orts- und Kreis— 
polizeibehörbden, ſowie auch über die teilmeife Erenftion der Kreisftädte aus dem Kreisver— 
bande, welche, ebenfo wie die Gruppierung der Kompetenzbeitimmungen nad fachlichen Kate- 
gorieen an Stelle der in dem Negierungsentwurfe beabfichtigten Gruppierung nad) den 
Behörden, von der Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes (Hänel, Lasker) herrühren. Die 
ziemlich gleichzeitig vorgelegte neue Städteordnung, die im Sinne des Regierungsentwurfs 
weſentlich nur dazu beftimmt war, das Verhältnis der Städte zu der neuen Behördenorgani— 
fation, insbefondere zu den Selbjtverwaltungsbehörden und zu den Berwaltungsgerichten, 
zu orbnen, ijt an der fehr viel tiefer greifenden Umgeftaltung der Kommiffion und des 
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Plenums des Abgeorbnetenhaufes gefcheitert und zwar um fo mehr, als ſich das Herrenhaus 
(Haffelbad, Hobrecht) in der Hauptfahe auf den Standpunkt der Regierung ftellte, 
das Abgeordnetenhaus aber bei diefer Gelegenheit das Weſen des Zweikammerſyſtems 
völlig verfannte. 

Das war der Zuftand, den nah dem Rücktritte des Minifterd des Innern Grafen 
Friedridh zu Eulenburg und nad) einer proviforifchen Verwaltung des Minifteriums des 
Innern durd den Minifter Friedenthal der neue Minifter des Innern, Graf Botho zu 
Eulenburg, bei feinem Amtsantritte am 1. April 1878 vorfand und den er felbit 
jpäter (14. Januar 1880) ald „halb Rohbau, halb Ruine” bezeichnete. Die MWeiter- 
führung des Werks wurde mit dem Geje betreffend die Organifation der allgemeinen 
Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 begonnen ; dasjelbe behandelt in fieben Titeln 
die Grundlagen der Organifation; die Verwaltungsbehörden (Prodinzial-, Bezirkö-, FKreis- 
behörden und Behörden für den Stadtkreis Berlin); das Verfahren, insbefondere das Be- 
ichlußverfahren der Selbjtverwaltungsbehörben ; die Rechtsmittel gegen polizeiliche Ver— 
fügungen ; die Zwangsbefugniſſe; das Polizeiverordnungsredht ; endlich Übergangs: und Schluß- 
bejtimmungen ; feine Bedeutung bejteht einerfeits in einer Zufammenfaffung aller derjenigen 
in der Provinzialordnung (Teil II Titel 5) und im Zuftändigfeitsgefege (Titel I—4) ent- 
haltenen Beftimmungen, welche fi auf die Organifation der ftaatlichen Selbjtverwaltungs: 
behörden beziehen, und ift infofern von mehr formaler Bedeutung, hat jedoch andererjeits 
einige Änderungen, im ganzen im Sinne der Denkjchrift von 1875, in der Verfaffung der 
reinen Staatöbehörden, namentlich der Regierungen herbeigeführt, deren follegialifhe Verfaſſung 
in den beiden anderen Abteilungen aufrechterhalten, in der Abteilung des Innern aber 
befeitigt wurde. In derfelben Seffion ift dann auch die Novelle zum Vermwaltungsgerichts- 
gefege vom 2. Auguft 1880 zu ftande gefommen, welche ſich jedoch im weſentlichen auf 
formelle Verbefferungen des Geſetzes vom 3. Juli 1875 bejchränfte, während die gleichfalls 
vorgelegten Entwürfe eines neuen Zuftändigfeitägefees und einer Novelle zur Kreisorbnung 
über die erſte Leſung und die Verweifung an eine Kommiffion nicht hinausgefommen find. 
Als Ergebnis der folgenden Seſſion 1880/81 ift dann die Novelle zur Kreisordnung vom 
19. März 1881 und die Novelle zur Provinzialordnung vom 22. März 1881 publiziert 
worden. Es handelte fih bei der Neubearbeitung der Kreisordnung wefentlih darum, 
diejenigen Beltimmungen der Provinzialordnung und des Zuſtändigkeitsgeſetzes in dieſelbe 
aufzunehmen, welche ſich auf die Kreife, Amtsbezirfe und Landgemeinden beziehen und Ande— 
rungen der urfprünglichen Kreisordnung enthalten, damit diefe wieder zu einem überficht- 
lihen Ganzen fich gejtalte; es handelte ſich ferner fowohl bei der Kreis: als bei der Pro- 
vinzialordnung darum, die auf die Berwaltungsgerichtsbarfeit und Zuftändigfeit bezüglichen 
Beitimmungen derfelben, welche größtenteils bereits durch die fpäteren Geſetze aufgehoben 
waren, auch äußerlich aus denfelben auszufcheiden, um auch in diefer SHinficht Die 
Überfichtlichkeit zu erleihtem; es handelte fich endlih um eine möglichſt forafältige Re— 
daftion, um die Herftellung einer Faſſung, welche auch demnädft auf die übrigen Provinzen, 
foweit nicht befondere Verhältniffe materielle Abweichungen erheifchen würden, übertragen 
werden könnte. Dagegen ift das von neuem vorgelegte Zuftändigfeitsgefet noch im legten 
Augenblid, nad) dem Nüdtritte des Minifters des Innern im Februar 1881 wegen einer 
Differenz zwifchen den Beichlüffen der beiden Häufer (Beitätigung der Magiftratsmitglieder) 
aefcheitert. Die zum Beginn der Seffion gleichfall8 vorgelegten Entwürfe von Kreis- und 
Provinzialordnungen für Pofen, für Schleswig-Holftein und für Hannover find überhaupt 
nicht zu eingehender Beratung gelangt. 

Unter dem Minifter des Innern von Buttfamer feit Junt 1881 ift damit begonnen, 
das Geſetz betreffend die Organifation der allgemeinen Landesverwaltung einer nochmaligen 
Nevifion zu unterziehen und zugleich das Zuſtändigkeitsgeſetz zu erledigen. Das an Stelle 
de3 Drganifationsgejeges vom 26. Juli 1880 getretene Geſetz über die allgemeine Yandes- 
verwaltung vom 30. Juli 1883 unterfcheidet fich von jenem in der Hauptſache durch zweierlei. 
Zunächſt ift die Mittelinftang durch Vereinigung der für ftreitige und nichtftreitige Ver— 
waltungsfahen beftehenden Behörden des Bezirksverwaltungsgerihts und des Bezirfärats 
vereinfacht. Sodann ift infolge diefer Vereinigung faft der ganze Inhalt des Verwaltungs» 
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ichtögefehes vom 3. Juli 1875 bezw. 2. Auguft 1880 — fämtliche Vorfchriften über das 
Werfah hren — in das Geje aufgenommen, da es ſich empfahl, die Vorfchriften über das Ver- 
fahren in Bejchlußfachen den Vorfchriften über das Verfahren in Streitfahen unmittelbar 
folgen zu laffen, weil nunmehr beide VBerfahrensarten je nad der Beichaffenheit der zu be- 
handelnden Sade von derjelben Behörde gehandhabt wurden; gewifje für beide Verfahrens- 
arten gleihmäßig geltende Vorfchriften, die bisher doppelt vorhanden waren, find jet zu— 
fammengefaßt und als allgemeine Vorfchriften vorangeſtellt. Das Verwaltungsgerichtsgeſetz 
ift demgemäß nur noch in den auf das Oberverwaltungsgericht bezüglihen Organifationsbe- 
ftimmungen (Tit. IV SS 17—80a und Tit. X $ 88) in Geltung. Das fogenannte Zandes- 
verwaltungsgejet bejteht aus 7 Titeln mit 159 Paragraphen. Der erjte Titel behandelt die 
Grundlagen der Organifation, der zweite die Verwaltungsbehörden in 4 Abfchnitten (Pro- 
vinzial-, Bezirks-, Kreis- und Behörden für den Stadtkreis Berlin), der dritte das Verfahren in 3 
Abſchnitten (Allgemeine Vorſchriften, Verwaltungsftreitverfahren, Beſchlußverfahren), der vierte 
die Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen, der fünfte die Zwangsbefugnifje, der ſechſte 
das PBolizeiverordnungsrecht, der fiebente die Übergangs- und Schlußbejtimmungen. — Das an 
Stelle des Zuftändigfeitsgefees vom 26. Juli 1876 getretene Zuftändigfeitsgefeg vom 1. Auguft 
1883 unterjcheidet fi von jenem nicht nur durch die Weglafjung der bereits in das Organi- 
ſations⸗ bezw. Landesverwaltungsgeſetz übergegangenen Bejtandteile, jondern aud) dadurch, daß 
einerfeitö manche Gegenjtände nicht wieder, andere neu aufgenommen find. Zu jenen gehören 
die Feld- und FForftpolizei, weil das Feld- und Forftpolizeigejeg vom 1. April 1880 und 
auch das Forjtviebftahlsgefeb vom 15. April 1878 die Zuftändigfeitsfrage zugleich mit ben 
fonjtigen Beitimmungen geregelt hat; die Aufitellung der Gefchworenenliften mit Nüdficht 
auf $S 85 ff. des Reichsgerichtöverfafjungsgefeßes vom 27. Januar 1877; die fanitäts- und 
veterinärpolizeilihen Einrichtungen, weil ein Bedürfnis zu praftifcher Anwendung ſich nicht 
herausgejtellt hat; die Verfiherungsangelegenheiten, weil polizeiliche Verfügungen auf diefem 
Gebiete wie andere polizeiliche Verfügungen behandelt werden follen. Zu diejen gehören die 
Angelegenheiten der Provinzen, Kreife und Amtsverbände, die allerdings auch in den Pro- 
vinzial- und Kreisordnungen hätten geregelt werben können; die Angelegenheiten der Städte, 
für deren Regelung eine neue Städteordnung bezw. eine Novelle in Ausfiht genommen 
war; die Wegepolizei (1881 in der Kreisordnungsnovelle proviſoriſch untergebracht), weil 
eine neue Wegeorbnung noch nicht zu ftande gefommen ift, die Diemembrationd- und An- 
fiedelungsfahen, unter Abänderung einiger Bejtimmungen der Gejege vom 25. Auguſt 1876 
und 4. November 1874, und das Feuerlöſchweſen. Das Buftändigfeitägefet beſteht aus 
25 Titeln und 165 Paragraphen. 

Um die Gefege vom 30. Juli und vom 1. Auguft 1883 auch in den zum Geltungs- 
gebiete der öftlichen Kreisordnung nicht gehörigen Provinzen zur Einführung und fomit das 
Reformwerk zum Abjchluß zu bringen, iſt in jedem der folgenden Jahre von 1884 ab der 
Erlaß einer Kreisordnung und die Einführung der öftlihen Provinzialordnung (unter Modi- 
fifationen) in je einer der betreffenden Provinzen und zwar jedesmal mit der Maßgabe erfolgt, 
daß die neue Kreis- und Provinzialordnung am 1. April, das Landesverwaltungs- und 
Zuftändigfeitsgefeß am 1. Juli des nächſtfolgenden Jahres in Kraft treten ſolle. Dem— 
gemäß ift die Kreisordnung für Hannover am 6. Mai 1884, für Heflen-Nafjau am 7. Juli 
1885, für Weſtfalen am 31. Juli 1886, für die Nheinprovinz am 30. Mai 1887, für 
Schleswig-Holftein am 26. Mai 1888 und find die Gefehe über die Einführung der Provin- 
zialordnung vom 29. Juni 1875 für Hannover am 7. Mai 1884, für Hefjen-Nafjfau am 
8. Juni 1885, für Weſtfalen am 1. Auguft 1886, für die Nheinprovinz am 1. Juni 
1887, für Scleswig-Holftein am 27. Mai 1888 erlaffen. Die Unterſchiede beziehen ſich 
hinfichtlich der Kreisorbnung auf die fommunalen und polizeilichen Verhältniffe der Amts- 
bezirfe, Landgemeinden und Gutsbezirfe, während hinfihtlih der Provinzialordnung nur 
Hefjen-Naffau wegen der Trennung der Provinz in zwei engere Kommunalverbände und 
Schleswig - Holftein wegen der Nichtzugehörigleit des Kreifes Herzogtum Lauenburg zum 
Kommunalverbande der Provinz erheblichere Abweichungen aufweiſt. 

Unter dem Minifter des Innern Herrfurth ift die Reorganifation aud) auf die Provinz 
Pofen, wenigitens in der Hauptfache und namentlich, ſoweit es fi um die Staatverwaltung 
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handelt, ausgedehnt worben. Das Gefet vom 19. Mai 1889 hat das Landesverwaltungs- 
aefeg im ganzen Umfange und das AZuftändigfeitsgefeh mit Ausnahme der beiden auf Die 
Angelegenheiten der Kreis: und Amtsverbände bezüglichen Art. IT und III eingeführt, fo 
daß alfo die Provinz Pofen bezüglich der allgemeinen Landesverwaltung in den Behörden- 
organismus, wie er in der ganzen übrigen Monardie befteht, vollftändig eingegliedert ift. 
Dagegen ift die ältere Provinzial- und Kreisordnung namentlich hinfichtlih der Zufammen- 
fegung des Provinziallandtags und der Kreistage beftehen geblieben. Es find jedoch die- 
jenigen Beftimmungen der neuen Provinzialordnung, welche fih auf die Zufammenfegung 
des Provinzialrats und des Bezirfsausfchufles beziehen, mit der Mopdififation, daß die 
Mahlen der Beftätigung bedürfen, und diejenigen Beitimmungen der neuen Kreisordnung, 
welche fi auf die Zuſammenſetzung des Kreisausfhuffes beziehen, mit der Modifikation, 
daß die Mitglieder nicht gewählt, fondern ernannt werden, aufgenommen. Es iſt aud die 
ältere Provinzial- und Kreisordnung binfihtlih der Kommunalverwaltung modifiziert; die 
ältere Provinzialordnung durch Einführung des Provinzialausfhuffes und des Yandes- 
direftor® nad der neuen Provinzialordnung mit der Mafgabe, daß die Mitglieder des 
Provinzialausfchuffes der Beftätigung bedürfen und der Vorfitende des Provinzialaus- 
ſchuſſes und der Landesdireftor nicht vom Provinziallandtage, fondern vom Provinzial- 
ausfchuffe gewählt werden, und daß die näheren Beitimmungen binfichtlih der Verwaltung 
des provinzialftändifchen Verbandes einer nad) Anhörung des Provinziallandtages zu er- 
laffenden föniglihen Verordnung (Verordnung vom 5. November 1889) vorbehalten find; 
die ältere Kreisorbnung infofern, als durch Befchluß der Kreistage den Kreisausfchüllen 
die Verwaltung der Kreisfommunalangelegenheiten nad Maßgabe der neuen Kreisorbnung 
übertragen werden fann. Die Befeitigung der Zerfplitterung der kommunalen Verwaltungs: 
organifation der Provinz unter vier Kommifjionen und einer Direktion (die provinzial- 
ftändifche Verwaltungsfommiffion für Irre, Taubjtumme, Blinde, Hebanımen u. f. m. — 
die provinzialftändifche Kommiffion für den Chauffee- und Wegebau, — die Verwaltung 
des Landarmen- und Korrigendenmweiens, — die gleichfalls follegialifche Direktion der Pro— 
vinzialhülfsfafle, und die Provinzialfeuerfocietäts- Direktion), welche nur dur eine Perſo— 
nalunion in der Direftorftelle bei den vier Kommiffionen einigermaßen unſchädlich gemacht 
war, ſowie auch die Herftellung des Provinzialausfchuffes als einheitlichen provinziellen Ver- 
waltungsförpers ift aus der Jnitiative des Landtags, fpeciell des Herrenhaufes (Freiherr von 
Wilamowig-Möllendorff) hervorgegangen. 


I. Die Lolalberwaltung. 
1. Die Landgemeinden und felbftändigen Gutsbezirfe!, 


Die Ordnung des ländlihen Kommunalmefens ift von der Reformgefetaebung bisher 
nicht berührt; fie ift für Die einzelnen Landesteile verfchieden beftimmt und beruht für den 
größten Teil des Staatögebiets in erfter Linie auf Autonomie, erjt in zweiter auf Gefeß- 
gebung. Insbeſondere fommt in den fechs öftlichen Provinzen, in Schleswig-Holftein und 
in Hannover zunädjit lofales Herlommen und lofale Satzung in Betracht, und erft fubfidiär 
finden die landrechtlichen Normen (Teil TI Titel 7 Abjchnitt 2: von Dorfgemeinden) bezw. 
das Geſetz vom 14. April 1856 betr. die Yandgemeindeverfafjungen in den fechs öftlichen 


! ber die älteren Zuftände: Die Kurmark Brandenburg; von einem ehemaligen höheren 
Staatsbeamten (als welder erft in dem vierten nad dem Tode des Berfafjers erſchienenen Bande 
der Oberpräfident von Baffewit genannt wurde), Das Werk, welches genauer aus drei verſchie⸗ 
denen Werken befteht, von denen das erite die Zeit vor 1806, das zweite, welches wieder in zwei 
Teile zerfällt, die Jahre 1806—1808, das dritte die Jahre 1809— 10 umfaßt, ift für die Geſchichte 
der Breufsiichen Verwaltung ein Quellenwert erjten Ranges. Über die Verhältniffe der Landgemeinden 
val. befonders I 14 ff. Außerdem v. Zancizolle, Königtum und Landſtände. ©. 358 Jetzt 
E. v. Meier, Reform der Verwaltungsorganiſation unter Stein und Hardenberg. Seipzig 1881. 


— 


S. 120 ff. 
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Provinzen, ſowie die Verordnung vom 22. September 1867, betreffend die Zandgemeinde- 
verfafjungen im Gebiete der Herzogtümer Schleswig und Holftein, und das hannoverjche 
Geſetz vom 28. April 1859, betreffend die Landgemeinden (an Stelle des Gejetes vom 
4. Mai 1852) Anwendung. Dagegen find die Landgemeindeverhältnifje der übrigen Pro- 
vinzen in ber Hauptfache geſetzlich fetgeftellt, insbefondere für Weſtfalen durch die Land» 
gemeindeordnung vom 19. März 1856 (früher 31. Oftober 1841), für die Rheinprovinz 
durd; die Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 in Verbindung mit dem Geſetz betreffend 
die Gemeindeverfafjungen der Nheinprovinz vom 13. Mai 1856, für das frühere Kur— 
fürftentum Heſſen und das frühere Herzogtum Naſſau durch die Gemeindeordnung vom 
23. Oftober 1834 bezw. 26. Juli 1854, während die Autonomie daneben nur noch eine 
untergeordnete, übrigens in den verſchiedenen Geſetzen verſchieden bejtimmte Bedeutung hat. 


a. Die Landgemeinden. 


Mas nun zunädft die aktive Mitgliedfchaft der Landgemeinde, das Gemeindejtimmrecht 
betrifft, fo ift die Vorausfegung dafür im Dften wohl überall der Befit von Grundeigen- 
tum, wenn nicht fogar ein bejtimmtes Maß oder eine beftimmte Art desfelben verlangt 
wird. In der Aheinprovinz ift das fogar generell der Fall, indem das Stimmrecht dort 
nur den fogenannten Meiftbeerbten, d. h. denjenigen zufteht, welche einen bejtimmten Grund: 
jteuerbetrag zahlen. Indeſſen jo jehr dieſes Syftem der Verbindung des Gemeindebürger- 
rechts mit dem Grundbefig den Verhältniffen einer Zeit entſprach, in welcher der Ader- 
bau die einzige Beichäftigung des platten Landes war und ebenfofehr alle fommunalen 
Vorteile dem Grundbefige zu gute famen wie alle fommunalen Laſten von diefem ge- 
tragen wurden, jo wenig iſt dasfelbe auf die Dauer haltbar, nachdem die fommunale 
Zuftändigfeit durch allmähliche Abforption von Schulfocietäten und dergleichen auf die ſämt— 
lihen Gemeindebebürfniffe aller Einwohner fich erftredt hat und dementſprechend bei Ber- 
teilung der Gemeinbelajten vielfadh die fümtlichen direften Staatsfteuern zu Grunde gelegt 
werden, etwa nad dem Maßſtabe der Kreisorbnung, fo daß alfo auch diejenigen, welche 
feine Grundfteuer zahlen, doch fommunaljteuerpflichtig jind. In der That werden denn aud) 
bereits ſowohl nad der meitfälifchen wie nad der hannoverfchen Landgemeindeordnung 
Nichtanfäffige zum Stimmrecht prinzipiell zugelaffen; nad der hannoverjchen Gemeinde- 
ordnung gilt das allerdings nur als ſubſidiäre Negel, aber ohne jede weitere Beichränfung 
als die Steuerzahlung im allgemeinen; es heißt in diefer Hinficht in dem Ausfchreiben vom 
4. Mai 1852 geradezu, daß zwar eine einheitliche Geſetzgebung hinfichtlid des Stimmredts 
in Landgemeinden no nicht an der Zeit fei, daß aber ala Grundſatz hinfort gelten müſſe, 
daß auch die Nichtanfäffigen, welche bisher vom Stimmrecht meift ausgefchlofjen waren, ein 
Stimmredt dann erhalten follten, wenn fie zu den Gemeindelaften beitrügen ; nach der weit- 
fälifhen Yandgemeindeordnung gilt das jedoch abjolut, unter der Vorausfegung einer Ver— 
anlagung zur Klafjenjteuer mit mindeftens vier Thalern, welcher Betrag jedoch durch Ge- 
meindejtatut bis auf zwei Thaler herabgeſetzt werden fann. 

Die Stimmberedtigung diefer Gemeindebürger ift nun entweder eine gleiche oder eine 
ungleihe. Und zwar ift merfwürdigerweife die gleihe Stimmberedhtigung auf Grund des 
Herfommens der öftlichen Provinzen die Negel; der Beſitzklaſſenmaßſtab hat für die Ab- 
ftufung des Stimmredts ſelbſt dann vielfach feine Bedeutung, wenn derfelbe für die Laſten— 
verteilung in Betracht fommt; nad dem Verwaltungsberichte des Kreijes Teltow 1874 hatte 
fih in den dortigen Landgemeinden die Teilnahme an dem Stimmrecht gemohnheitsmäßig 
fo geitaltet, daß überall jeder Beſitzer ohne Rüdficht auf den Umfang feines Befites und 
feiner Heranziehung zu den Gemeindelaften dasſelbe Stimmrecht ausübte. Die Erklärung 
diefer Erfcheinung liegt aber nicht ſowohl in einer angeblihen demofratifhen Gleichbe- 
rechtigung früherer Zeiten als vielmehr in dem geringen Umfange der Gemeindezuftändigfeit 
in früheren Zeiten und vorzugsmweife darin, daß die Beichlüffe durchſchnittlich wenn auch 
nicht dem Nechte, fo doch der Sitte nad) Stimmeneinhelligfeit erforderten, jo daß in den— 
jenigen Fällen, wo eine Majorität und eine Minorität ſich gegenüberjtanden, entweder gar 
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nichts geſchah oder die Entiheidung der Behörde angerufen wurde. Noch leichter erflärt 
fih die Gleichheit des Stimmredts da, wo dasfelbe an einen höheren Cenſus gebunden it, 
wie bei den rheinifchen Meiftbeerbten. 

Dagegen ift in neuerer Zeit bei zunehmender Entwidlung der Landgemeinden als 
öffentlichrechtlicher Korporationen eine Abjtufung des Stimmredtes im Sinne einer Ver- 
hältnismäßigfeit von Laften und Rechten ziemlich allgemein geworden. Sowohl das preußiſche 
Geſetz vom 14. April 1856 als aud die hannoverjche Landgemeindeordnung weiſen jchon 
entfchieven darauf hin. Das vorher genannte hannoverſche Ausfchreiben betont ausprüdlich, 
daß einem Übergewichte der Nichtanfäffigen und ebenfo einem Übergewicdhte der nur mit 
geringem Grundeigentum verfehenen Gemeindeangehörigen vorgebeugt werden müfje, weil 
ſonſt eine befitlofe Menge in die Lage kommen fünnte, über fremdes Eigentum zu ver- 
fügen. Und die Zandgemeindeordnung ſelbſt enthält in $ 17 Abſ. 3 die Beftimmung, daß 
zwar das Stimmrecht eines einzelnen Gemeindeglieves in der Regel nicht mehr als 
den dritten Teil desjenigen der fämtlichen Gemeindegliever betragen darf, daß jedoch einem 
folden auf defjen Antrag ein Stimmrecht bis zur Hälfte zu verleihen ift, wenn er die Hälfte 
oder mehr aller Gemeindelaften trägt, und daß endlich fogar dasjenige Gemeindeglied, welches 
mehr als die Hälfte aller Gemeindelajten trägt, berechtigt ift, gegen Übernahme der alleinigen 
Beitreitung aller Gemeindelaften die Cinräumung des ausfchließlihen Stimmrechts in der 
Gemeinde zu verlangen, infofern und folange die Mehrheit der übrigen Gemeindeglieder 
damit einverftanden iſt. Ähnlich follen aud in Weitfalen die Befiger größerer Güter 
mehrere Stimmen, die Nichtangefefjenen zufammen dagegen höchſtens ein Dritteil der 
Stimmen führen. Eine derartige Regelung des Stimmrechts entjpricht auch dem natürlichen 
Billigkeitsgefühle der Mitglieder der Yandgemeinden fo fehr, daß es z. B. im Kreife Teltom 
nod vor der Einführung der neuen Kreisordnung in furzer Zeit gelungen tjt, in 73 Land— 
gemeinden meift einftimmige Beſchlüſſe zu ftande zu bringen, wodurd das Stimmredt nad) 
dem Verhältnis der Teilnahme der Stimmberedtigten an den Kommunallaſten feſtgeſetzt wurde. 
Dabei findet dann eine Anlehnung an die Verfchiedenheiten der ländlichen Beſitzesweiſe 
bezw. an die Klafjeneinteilung der ländlichen Wirte etwa in Bauern, Kofjäten und Büdner 
infofern ftatt, als dieſe Gliederung nicht bereits dur Ablöfungen und Dismembrationen 
ihre reale Bedeutung verloren hat. 

Das Programm der Fortfchrittspartei (Antrag Walded vom Dezember 1867): „all- 
gemeine Wahlrecht für alle, welche Gemeindeabgaben zahlen, für diefe ein gleiches” wird 
zwar in feinem erjten, nicht aber in feinem zweiten Teile zur Ausführung gelangen. 

Die Ausübung diefes Gemeindeitimmrechts erfolgt nun in den öftlihen Provinzen und 
in Hannover regelmäßig feitens aller damit ausgeftatteten Verfonen unmittelbar in der ſo— 
genannten Gemeindeverfammlung und nur ausnahmsmweife, auf Antrag der Gemeinde und 
ohne daß gegen deren Willen eine zwangsweiſe Einführung feitens der Auffichtsbehörde zu- 
läffig wäre, durd eine gewählte Gemeindevertretung, auf melde übrigens in Hannover 
feinesmegs fämtliche Befugniffe der Gemeindeverfammlung übertagen zu werben brauchen. 
Dagegen find in der Rheinprovinz die gewählten Vertretungen für alle größeren Gemeinden 
obligatorisch, die wiederum teild aus den höchjtbeiteuerten Grumdeigentümern, teils aus ge: 
wählten Gemeindeverordneten bejtehen, zu deren Wahl nad der Gemeindeordnung von 
1845 — die erfte Anwendung des Dreiflaffenwahliyitems in Preußen — die Meiftbeerbten 
nad) Maßgabe der von ihnen zu entrihtenden Steuern in drei Klafjen eingeteilt werden. 
In der Provinz Weitfalen ift zwar gleichfalld für die größeren Gemeinden die Bildung 
einer Semeindevertretung geſetzliche Regel, jedoch kann fie im Gegenſatz zur Rheinprovinz 
durd Statut ausgeſchloſſen werden; und ebenfo findet zwar für die Bildung diejer Ge- 
meinbevertretung zunächſt das Dreiklaſſenſyſtem gefeglihe Anwendung, jedoch find wiederum 
abweichende Beltimmungen zum Zwecke fefter und dauernder Abgrenzung der Wahlflafjen 
dem Gemeindeitatut überlafjen. 

Die Thätigfeit der Gemeindeverfammlung bezw. -vertretung ift nun lediglih eine 
beijchließende, und zwar hat fie generell über alle Angelegenheiten der Gemeinde zu be- 
ſchließen, ſoweit diefelben nicht ausdrüdlich dem Gemeindevoritande überwiefen find. Sie 
hat femer die Kontrolle über die Gemeindeverwaltung und darf fi) alfo auch von der Aus- 


6. Das Berwaltungsredt. 1177 


führung ihrer Beſchlüſſe Überzeugung verſchaffen. Dagegen darf fie ihre Beſchlüſſe niemals 
jelbjt zur Ausführung bringen, 

Die Vorſtandſchaft der Gemeinde bildet der Gemeindevorjteher (im Dften früher 
Schulze) und wenigitens zwei Schöffen (Beiftände). Der Gemeindevorftand ift aber niemals 
ein Kollegium, welches mit Stimmenmehrheit Beichlüffe fat, vielmehr erſcheinen die Schöffen 
lediglich als die Gehülfen und Beauftragten des Gemeindevorftehers. 

Die rechtlihe Stellung des Gemeindevorftehers ift eine doppelte. Er ijt einerfeit3 das 
verwaltende Organ der Gemeinde in Bezug auf deren Kommunalangelegenheiten, indem er 
die laufenden Geſchäfte beforgt, die Gemeindebeihlüffe vorbereitet und ausführt. Er it 
aber andererfeits auch die Ortsobrigfeit und hat in diejer Hinſicht die lofalen Gefchäfte der 
allgemeinen Landesverwaltung in einem jehr erheblichen, täglich fich fteigernden Maße zu 
beforgen. Er fungiert jedoch in diefer Eigenſchaft meiſt nicht felbjtändig, fondern regel- 
mäßig nur als Werkzeug der höheren obrigfeitlihen Gewalt und ijt namentlich) bei der 
Handhabung der DOrtspolizei lediglich Hülfsorgan des eigentlichen Inhabers derfelben, im 
Dften alfo früher des Gutshern, jet des Amtsvorjtehers, fo daß derſelbe nur in außer: 
gewöhnlichen Verhältnifjen befugt ijt, felbitändige Anordnungen vorläufig zu treffen. Auch 
haben ſich in diefer Beziehung die Machtbefugniſſe des Gemeindevorjtehers durd die Kreis- 
orbnung feineswegs vermehrt, vielmehr eher vermindert; denn während die frühere guts— 
herrliche Bolizeiverwaltung in zahlreihen Fällen die Schulen gewähren ließ, fo hat die 
energijchere Verwaltung der Amtsvorjteher vielfah die Folge gehabt, ihre freie Bewegung 
einzujchränfen, etwa hinfichtlid; der Erlaubnis zu Tanzmufifen, worüber ganz im Überein- 
ftimmung mit dem bejtehenden Rechte neuerdings in einigen Kreifen landrätliche Erlafje an 
die Schulzen ergangen find. Im mefentliden ift das auch die Stellung der hannoverfchen 
Gemeindevorjteher, obgleich ihre polizeiliche Zuftändigfeit etwas höher bemefjen ift. 

Dieſe Vorſtandſchaft haftete nun in früherer Zeit im Dften vielfach an dem Befite eines 
ländlichen Grundftüde, des fogenannten Schulgenguts, jo daß alfo die Verbindung obrigfeitlicher 
Nechte mit dem Grundeigentum bis in die unterjte Stufe der Verwaltung hinein ſich er: 
ftredte. Bon einer eigentlihen Erblichfeit war übrigens bei diefen Erb- oder Lehnſchulzen 
infofern feine Rede, als diefe Güter frei verfäuflih und thatfählih mehr im Handel waren 
als jelbjt die Rittergüter. Im der großen Mehrzahl der Fälle erfolgte die Bejtellung der 
Schulzen dur die Gutsherrfchaft unter Konkurrenz des Staats, aber unter Ausſchluß jeder for: 
mellen Gemeindeberechtigung; weil eben der Schulze in Gemäßheit der früheren Auffafjung, 
die wieder den realen Verhältniffen und insbefondere dem unentwidelten Zuftande des Kom— 
munalwejens der Landgemeinden vollftändig entſprach, zunächſt als Organ der obrigfeitlichen 
Gewalt und erft in zweiter Linie als Organ der Kommunalverwaltung betrachtet wurde, 
auc außerdem die obrigfeitliche Gewalt eine weitgehende Vormundſchaft über die Kommunal- 
verwaltung ausübte. Nur ganz jelten endlic; ftand der Gemeinde ein Wahlreht zu. Die 
neue Kreisordnung hat nun nicht bloß das Inſtitut der Erbſchulzen gänzlich abgefchafft, 
fondern auch für die Beitellung der Gemeindevorjteher in Berüdfihtigung der Doppelitellung 
derjelben ganz generell eine Konkurrenz von Gemeinde und Obrigfeit eingeführt, welche let- 
tere nah Wegfall der obrigfeitlihen Gewalt der Rittergüter ald eine rein jtaatliche erfcheint. 
Dabei wird die fommunale Stellung der Gemeindevorfteher als die Hauptſache betrachtet, 
jo daß der Gemeindeverfammlung. bezw. vertretung ein Wahlrecht eingeräumt ift. Diefe 
Wahl fann aber nur auf ftimmberedtigte Gemeindeglieder fallen und nur auf ſechs Jahre 
erfolgen, ohne daß die Gemeinde berechtigt wäre, wie die urfprüngliche Negierungsvorlage 
ſolches vorgefchlagen hatte, nah Ablauf diefer Frift eine zwölfjährige oder lebenslängliche 
Wahl zu befchliegen. Die Wahl bedarf jedoch der Beftätigung, die aber nicht nad dem 
urfprüngliden Beichluffe des Abgeordnetenhaufes dem Kreisausfhuffe, jondern nah An- 
börung des Amtsvorftehers dem Landrate gebührt, der nur in dem Falle der Nichtbeitätigung 
an die Zuftimmung des Kreisausſchuſſes gebunden ijt (die Regierung hatte urſprünglich 
nur ein Gutachten zugelafjen), ohne daß die Nichtbeitätigung von bejtimmten Gründen ab- 
hängig gemadt und ohne daß die Gründe den beteiligten Gemeinden jchriftlich mitgeteilt 
werden müßten, wie folches alles das Abgeordnetenhaus urfprünglich verlangt hatte. That- 
jählih ift bei den erjten Wahlen die Beftätigung in 1697 Fällen (bei 21567 Landge- 
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meinden in ben betreffenden Provinzen) verfagt worden, von denen 800 Fälle auf Schlefien 
(vorzugsmeife auf die oberfchlefiihen Kreife Natibor und Pleß), 432 Fälle auf Dft- und 
Weftpreußen, 230 auf Brandenburg, 171 auf Pommern, 118 auf Sachſen famen, während 
die Ernennung von Stellvertretern infolge von Nichtbeftätigungen nur in 458 Fällen nötig 
geworden ift, die jich wieder ziemlich analog auf die Provinzen verteilten. 

In ähnlicher Weiſe werden die Gemeindevorfteher in Weftfalen, Hannover, Schleswig: 
Holftein, und Heflen-Naffau und jet auch in der Rheinprovinz von den Gemeinden gewählt 
und von den Kreisausfchüflen nah Maßgabe den Beitimmungen der öftlichen Kreisordnung 
bejtätigt, während bisher die Beftellung der Gemeindevorfteher in der Nheinprovinz aus den 
Mitgliedern des Gemeinderats durch den Landrat auf qutachtlihen Vorſchlag des gleichfalls 
ernannten Bürgermeifters erfolgte. 


b. Die felbftändigen Gutäbezirfe. 


Neben den Gemeinden giebt es in allen Provinzen mit Ausnahme der Rheinprovinz 
felbjtändige Gutsbezirfe. Die Zahl derfelben ift nad den Landesteilen fehr verfchieden ; fie 
fommen namentlih in Wejtfalen nur vereinzelt vor, die weit meiften dortigen Rittergüter 
befinden ſich im Gemeindeverbande; auch in Heflen-Naffau und in Hannover find fie ohne 
große Bedeutung ; Dagegen beträgt die Zahl im Gebiete der öftlihen Kreisordnung 15 928 
mit 2061 128 Einwohnern !. 

Der Begriff des jelbftändigen Gutsbezirks ift mit dem Rittergutsbegriffe feineswegs 
identifh. Es giebt einerfeits Nittergüter, welche felbft im Oſten die Qualität des felbitän- 
digen Gutsbezirks nicht bejigen, es giebt andererjeits gewöhnliche Landgüter, melde als 
felbftändige Gutsbezirfe behandelt werden. Man verjteht unter felbjtändigen Gutsbezirfen 
diejenigen Rittergüter, fiskaliſchen Güter einfchlieglich der Staatsforften und fonftigen Land— 
güter, deren Einfügung in den Rahmen der bejtehenden Landgemeinden, wenn anders dem 
natürlihen Wechfelverhältniffe von Rechten und Pflichten einigermaßen entfprochen werben 
foll, deshalb ſchwer durchführbar ift, weil fie fich ihrer Größe nad nicht nur von dem Um— 
fange einzelner bäuerlicher Höfe, fondern aud; von der ganzen Gemarkung der Gemeinden 
jo weſentlich unterfcheiden, daß bei ihrer Eingemeindung entweder durch das ihnen verhält- 
nismäßig beizulegende Stimmrecht jedes Gemeindeleben untergraben oder aber ihr Privat- 
eigentum in die äußerjte Gefahr gebracht werben würde. 

Man hat daher neuerdings zwar die einem großen Teile diefer Güter zuftehende ortö- 
obrigfeitliche Gewalt über die Gutsbezirke ſelbſt und über benachbarte Gemeindebezirfe gänz- 
lich befeitigt, dagegen die Eremtion vom Gemeindeverbande fortbeftehen laffen, jo daß nun- 
mehr die jelbjtändigen Gutsbezirfe den Gemeinden zwar nicht mehr übergeordnet, wohl aber 
nebengeorbnet find, indem fie in jeder Hinficht ald Gemeinden angefehen werben, mit allen 
denjenigen Rechten und Pflichten, welche diefen im öffentlichen Intereſſe geſetzlich obliegen, 
und nur mit dem Unterfchiede, daß als der ausfchließliche Träger diefer Rechte und Pflichten 
der Eigentümer des Guts erfcheint, der in feiner Perſon die Funktionen des Vorftandes 
und der Gemeindeverfammlung vereiniat, aber auch andererfeits die fommunalen Laſten aus 
feinen Privatmitteln bejtreitet. Der jetzige felbitändige Gutsbezirt ift alſo lediglich eine 
Eremtion von fremder (Gemeinde-)Herrichaft, während die frühere qutäherrlihe Gewalt mit 
Dorfzubehör ihrerfeits ſelbſt eine Herrfchaft war. 

Übrigens ift der felbftändige Gutsbezirf wenn auch häufig, fo doch keineswegs not- 
wendig mit dem Gute felbft identisch; denn der Begriff des jelbitändigen Gutsbezirks ift 
ein publiziftifher, vom Privateigentum unabhängiger Begriff. Und zwar zeigt ſich das nad) 
den beiden Seiten hin, indem einerfeits die innerhalb eines Gemeindebezirts belegenen 
Grundſtücke, an welchen der Befiter des felbftändigen Guts das Eigentum erwirbt, deshalb 
nicht aus dem Gemeindebezirfe ausfcheivden bezw. Beftandteil des Gutsbezirfs werden, 


I Herrfurthb und Tzſchoppe, Beiträge zur SFinanzitatiftit der Gemeinden in Preußen 
(XVI. Ergänzungsbeft der Zeitichrift des Königl. Statift. Bureaus). Berlin 1884 
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während andererfeits die vom Gute veräußerten Parzellen troßdem dem Gutsbezirfe erhalten 
bleiben, ohne daß die nunmehr im Gutöbezirfe wohnenden jelbjtändigen Eigentümer irgend 
einen Anteil an den fommunalen Rechten oder Pflichten erlangen. Insbeſondere ift der 
Beſitzer des jelbitändigen Gutsbezirfs felbft dann zu allen kommunalen Pflichten und 
Zeiftungen verbunden, wenn die gutsherrliche Stellung nur noch mit dem Eigentume eines 
ganz geringfügigen Teils des Guts oder nur mit Nechten verfmüpft ijt, melde ablösbar 
oder durch Vermittlung der Rentenbanten bereits abgelöft find. Cin ius subrepartitionis 
et colleetandi für die Kommunallaften der Gutsbezirfe kennt das preußiſche Recht nur 
in Bezug auf die Beiträge zu den SKoften der Armenpflene nah $ 8 des Gejehes 
vom 8. März 1871 und für die Kriegsleiftungen nad 8 6 und 8 des Reichsgeſetzes vom 
13. Juni 1873. Wenn übrigens eine erhebliche Beteiligung der Gutseingejeffenen an ben 
fommunalen Laſten auf ſolche Weife herbeigeführt werden follte, jo würde auch eine Beteiligung 
derfelben an den fommunalen Rechten, mithin eine Verwandlung des Gutsbezirks in eine 
Gemeinde angezeigt fein. Mag aber eine folche zu Gunften des Gutseigentümers ober zu Guniten 
der Eingefeflenen ins Auge gefaßt werden, fo ift dazu ſtets ein Akt der Staatögewalt er- 
forderlid. Won den privatrechtlihen Dispofitionen des Eigentümers ift der Beitand des 
Gutsbezirts unabhängig; die mit der Gutsherrfhaft verbundenen fommunalen Laſten haben 
nicht die Natur von Neallaften in dem Sinne, daß fie auf einzelne Teile des Bezirks um— 
gelegt werden fünnten!. Nur in Weftfalen follen die gefamten Laften der Gutsbezirfe im 
Anſchluß an das bisherige Recht (Landgemeindeordnung $ 68, Kreisordnung $ 26 Abf. 4) 
aud von den übrigen felbjtändigen Einwohnern desfelben nah Maßgabe eines der Bejtäti- 
gung des Kreisausfchufjes bedürftigen Statuts anteilig getragen werben. 

Außerdem ift auch die Gutävorfteherfhaft mit der Gutsbefiterfchaft nicht notwendig 
identifch, da der Gutbefiter zur Vorfteherfchaft nicht fchon wegen der bloßen Thatſache feines 
Beſitzes, jondern nur dann beredhtigt ift, wenn er gemifje perſönliche Eigenſchaften hat, 
und zwar im ganzen diejenigen, welde das Geſetz vom Gemeindevorfteher verlangt. Der 
Gutsvorfteher übt alfo feine Funktionen nur auf Grund ftaatlicher Übertragung aus, indem er 
der Beftätigung des Landrats bedarf, die unter Zuftimmung des Kreisausfchuffes verfagt 
werden fann. Er muß ſich aber überhaupt als wirklichen (mittelbaren) Beamten betrachten, 
der nicht bloß, wie früher der Inhaber der ortsobrigfeitlihen Gewalt, durch Erekutivftrafen 
zur Erfüllung feiner Pflichten angehalten werden fann, fondern der auch einer disciplina- 
rifchen Bejtrafung nach den modifizierten Vorfchriften des Geſetzes über die Dienftvergehen 
der nicht richterlichen Beamten unterliegt. 


2. Die Städte?, 


Auch für die Städte galten in älterer Zeit die für einzelne derfelben erlafjenen 
Statuten und Neglements. Als fubfiviäre Norm bot das Allgemeine Landrecht Teil II 
Tit. 8 Abfchn. 1. 2 eine fehr vollftändige Städteordnung. Es erging fodann für den 
ganzen damaligen Umfang der Monardie, d. h. im wefentlichen für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern und Schlefien, die Steinſche Städteordnung vom 19. November 
1808. Neben diejelbe trat, vorzugsweife für die 1815 neu oder wieder gemonnenen Zandes- 
teile mit Ausschluß der Rheinprovinz, alfo befonders für die Provinzen Sadfen, Weit- 
falen und Poſen, die revidierte Städteordnung vom 17. März 1831. Beide Städteordnungen 
mwurben aufgehoben durch die für den ganzen Staat erlaffene, auf Stadt und Land gleich- 
mäßig, wenn auch nicht in gleicher Weife, fich erftredende Gemeindeordnung vom 11. März 


1 „ Enticheidungen des Oberverwaltungsgerichts I 147 vi 81 ff 
ber die älteren ftädtiichen Berhältniffe von el ee I Ai ff., 80 ff., 252 ff.; über die 
————— Beſtimmungen III 210 ff.; über die Einführung ber Städteorbnung von 1808 in 
Berlin und den übrigen Städten der Kurmart III 212 ff., 219 ff. — Uber die älteren Verhältniffe 
auch 5 u — —— — ſämtlicher Kameral- und Bolizeirechte 1 556 ff., 634 ff.; v. Yancizolle 
a. a S. 337 ff. — E. v. Meier, Reform der Verwaltungsorganiſation unter Stein und Hardenberg 
S. 70 #.: — über die Entitehung und den Inhalt der Städteordnung von 1808 ©. 275—353. 
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1850. An die Stelle derfelben trat aber noch vor der Durchführung einerfeits die Städte: 
ordnung für die ſechs öjtlihen Provinzen vom 30. Mai 1853, welche jedoch die in Neu- 
vorpommern und Rügen bejtehenden Xofalverfafjungen aufrechterhielt, andererſeits die 
Städteordnung für Weftfalen vom 19. März; 1856 und die Städteordnung für die Nhein- 
provinz vom 14. Mai 1856. Für die Provinz Hannover ift die Städteordnung vom 
24. Juni 1858, welche wieder mwejentlih auf der frühern vom 1. Mai 1851 beruht, und 
ebenfo find für Heſſen-Naſſau die aus furheffifher und nafjauifcher Zeit beftehenden, Stadt 
und Land umfafjenden Gemeindeorbnungen vom 23. Dftober 1834 bezw. 26. Juli 1854 
bejtehen geblieben, während für Frankfurt unterm 25. März 1867 und für Schleswig- 
Holjtein unterm 14. April 1869 neue Städteordnungen erlaffen wurden. 

Was nun zunächſt das jtädtifche Bürgerrecht betrifft, fo war dasjelbe in älterer Zeit 
und namentlich noch nad) den Grundfägen des Landrechts auf die Zünfte gegründet, indem 
das Gewerbeweien damals in ähnlicher Weife die organische Grundlage des Städtewefens 
bildete wie der Aderbau die Grundlage der Landgemeinden. Die Städteordnung von 1808 
verfolgte jedoch gerade vorzugsmeife den Zweck, an die Stelle „des nad) Klafjen und Zünften 
ſich teilenden Jnterefjes eine wirfjame Teilnahme der Bürgerfchaft an der Verwaltung des 
Gemeinwejens“ zu fehen; es wurde demgemäh „die Wahl der Stabtverorbneten nad) Ord— 
nungen, Zünften und Korporationen gänzlich aufgehoben”. Andererſeits war jedoch die 
Städteordnung weit davon entfernt, die Einwohnerfchaft mit der Bürgerfchaft zu identifi- 
zieren. Vielmehr zerfiel die ſtädtiſche Bevölkerung in Bürger und Schugverwandte in der 
Weife, daß die letzteren nicht bloß von jeder Teilnahme an der ftädtifhen Verwaltung, 
jondern auch von der Befugnis zum Gewerbebetriebe und zum Erwerb von Grundeigentum 
ausgefchlojjen waren. Das Bürgerreht mar im allgemeinen nur an Unbefholtenheit und 
häusliche Nieverlaffung gebunden, wurde jedoch nur auf Antrag durch eine förmliche Ur— 
funde verliehen. Das eigentliche aktive Bürgerreht, d. h. das Stimmredt in ſtädtiſchen 
Angelegenheiten, jtand jedoch nur denjenigen Bürgern zu, die entweder mit Grundftüden 
angejefjen waren oder ein reines Einkommen, in großen Städten (d. h. folden von 10 000 
Einwohnern) von 200 Thalern, in mittleren oder fleineren Städten von 150 Thalern nach— 
weijen fonnten, ine weitere Klaffifizierung der Bürger fand dann nicht ftatt, die Wahlen 
erfolgten bezirfsweife. Dagegen war das pafjive Wahlrecht wieder infofern bejchränft, als 
zwei Drittel der Stadtverordneten Hausbefiger jein mußten. Auf diefen Grundlagen beruhte im 
ganzen auch die revidierte Stäbteordnung vom 17. März 1831 und beruht noch heute die 
hannoverſche Städteordnung, jowohl die Städteorbnung vom 1. Mai 1851, die, von 
Stüve herrührend, wenn auch erft unter feinem Nachfolger publiziert, vielfach wörtlich mit 
der Steinjhen Städteordnung von 1808 übereinftimmt, als auch die in den wejentlichen 
Punkten nicht abweichende revidierte Städteordbnung vom 24. Juni 1858; ebenfo die heffijche 
Gemeindeordnung vom 23. Dftober 1834. 

Dagegen ijt für die älteren preußifchen Yandesteile in der Gemeindeordnung vom 
11. März 1850 und in den nad dem Vorbilde derjelben aufgejtellten drei Städteordnungen 
für die öftlihen Provinzen, für die Nheinprovinz und für Weſtfalen jene frühere Bafis 
verlaſſen und einerfeit3 eine Identität von Bürgergemeinde und Einwohnergemeinde in der 
Meife herbeigeführt, daß alle felbjtändigen Preußen das Bürgerreht von felbjt erwerben, 
wenn fie ſeit einem Jahre Einwohner des Stadtbezirks find, d. h. nad den Beitimmungen 
der Gefege ihren Wohnſitz haben, feine Armenunterftügungen aus öffentlihen Mitteln 
empfangen, die Gemeindefteuern bezahlt haben und außerdem entweder ein Wohnhaus im 
Stadtbezirk befigen oder ein jtehendes Gewerbe dajelbjt als Haupterwerbsquelle, in größeren 
Städten mit zwei Gehülfen, felbitändig betreiben oder an Klafjenfteuer einen Jahresbeitrag 
von minbeitens vier Thalern, jet von ſechs Mark entrichten; während andererfeits eine 
Klaffifizierung der Bürger zum Zwede der Wahl der Stadtverordneten nah Maßgabe der 
von ihnen zu entrichtenden direkten Steuern (Gemeinde:, Kreis:, Bezirks-, Provinzial- und 
Staatsabgaben) in die bekannten drei Abteilungen erfolgt ift, weil, wie die Negierungs- 
motive bei Gelegenheit der Vorlage der Gemeindeordnung von 1850 ausführen, ungeachtet 
die Gemeinde feine Aftiengejellihaft jei und nod andere Momente bei ihr in Betracht 
fümen als die Steuerfraft des einzelnen, doch eine Verteilung des Stimmrechts nad den 
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Steuern ein richtiges Verhältnis erwarten lafje, eine Korrelativität von Recht und Pflicht 
wohl gerechtfertigt fei und demjenigen, welder einen taufendfad höheren Betrag zu den 
Gemeindelaften gebe, auch ein größerer Anteil an der Wahl der ihn befteuernden und das 
Gemeindevermögen verwaltenden Vertretung bewilligt werden müſſe. Nun ift zwar gleich— 
zeitig den Städten die Befugnis beigelegt, ftatutarifhe Anordnungen zu treffen Hinfichtlich 
einer den gewerblichen Genofjenfchaften bei Einteilung ber ftimmfähigen Bürger und bei 
Bildung der Wahlverfammlungen und der ftädtifchen Vertretung zu gemwährenden angemefjenen 
Berüdfihtigung. Indeſſen wie ſehr auch bereit der Urheber der Städteorbnung von 1808, 
der fein Werk in diefer Beziehung feineswegs für unverbefjerlih hielt, im Eingehen auf 
Niebuhrſche Ideen, insbefondere bei der beabfichtigten Einführung der Städteordnung in 
Weſtfalen, derartige Pläne verfolgt hat, jo muß doch einerjeits die theoretifche Richtigkeit 
des Gedanfens einer modernen jtändifchen Gliederung auf diefem Gebiete befonderd um des- 
willen bejtritten werden, weil das moderne Erwerbsleben gar nicht in der früheren engen 
Verbindung mit dem Kommunalmwefen fteht, die Bedeutung der Gemeinde, insbefondere der 
Stadt, eine ganz andere geworben ift, andererfeits aber darauf hingewieſen werden, daß die 
praftifchen Refultate, trogdem daß der Raum zu einer derartigen Entwidlung freigegeben 
war und eine hinlängliche Zeit verftrichen ift, gleich Nul find und fi auf die Erperimente 
dreier ganz Heiner Städte reduzieren !. 

Endlich ift neuerdings für Schleswig-Holftein einerfeitS die Fdentität von Bürger: und 
Einwohnergemeinde nad den Grundfägen der älteren Yandesteile zur Geltung gebracht, da- 
gegen andererfeits die Wahl der Stabtverordneten den Bürgern ohne weitere Klaffeneintei- 
lung übertragen und mit dem Aufgeben des Dreiklaſſenwahlſyſtems ein Prinzip verlaffen, 
welches ſeit 1845 die preußifche Gemeindegefeßgebung beherricht hat. Ebenfo wird im Re— 
gierungsbezirfe Cafjel nad der für die Städte und Landgemeinden Kurheſſens gleihmäßig 
erlafienen Gemeindeordnung vom 23. Oftober 1834 der Gemeindeausfhuß von der Ge- 
famtheit der ftimmfähigen Ortswähler gewählt, mit der Beſchränkung, daß die Ausschuß: 
mitglieder zur Hälfte der Klafje der Hochbejteuerten angehören müffen. 

Der ftädtifche Gemeindevorftand erfcheint in Preußen in dreifacher Geftalt; er befteht 
in der Nheinprovinz dus einem Einzelbeamten, dem Bürgermeifter, welchem Gehülfen, Bei- 
geordnete, an die Seite gefet find, und nur ganz ausnahmsmeife aus einem follegia- 
liſchen Magiftrate; er bejteht dagegen in den öftlichen Provinzen, in Weftfalen und in 
Scleswig-Holftein regelmäßig aus einem follegialifchen Magiftrate, und nur ganz aus- 
nahmsmweife für Städte unter 2500 Einwohner, in Schleswig-Holftein ohne ſolche Be- 
ſchränkung, aus einem einzelnen; in Hannover ſtets aus einem follegialifchen Magijtrate; er 
befteht endlich in Kurheffen aus einer Kombination des bureaufratifhen und follegialifchen 
Elements in der Weife, daß ein vom Gemeindeausfhuffe gefonderter Gemeinderat bejteht 
(in den Stäbten Stadtrat), der die Beratung und Beichlußfafjung und alle erheblichen 
Berwaltungsgegenftände hat, während der Drtsvorjtand (Bürgermeijter) die laufende Ver— 
waltung jelbjtändig führt; es erfcheint nicht unmahrfcheinlih, daß eine derartige durch 
Kollegialität ermäßigte fogenannte Bürgermeifterverfafjung in dem ftädtifchen Behördenorga- 
nismus auf Grund derfelben Notwendigkeit zur Herrfchaft gelangt, wie im ftaatlichen Be- 
hörbenorganismus das Präfektenfyftem ſich ausgebreitet hat. 

Diefer Gemeindevoritand wird nun gegenwärtig überall gewählt, während dies nad) 
dem Landrecht von den Privilegien und Statuten jedes Drts, in deren Ermangelung von 
den Provinzialgefegen abhing. Die Wahl fteht nirgends, wie in landrechtlicher Zeit, dem 
Magiftrate als folhem ausfchließlih zu; vielmehr gehört fie regelmäßig zu den Attributen 
der Stadbtverordneten und wird in fämtlichen alten Provinzen von diefen allein vorgenommen. 
Dagegen erfolgt die Wahl in Hannover durd) ein Wahlfollegium, welches aus fämtlichen Ma- 
giftratsperfonen und einer gleichen Anzahl von Stadtverordneten (Bürgervorftehern) befteht; in 
Scleswig-Holjtein von der gefamten wahlberedhtigten Bürgerſchaft aus drei Kandidaten, die 





! Berg, Das Leben des Minifters Freiheren v. Stein. 2. Aufl. V 339, VIı 304—336, 
n 348 fi mon Die preußifche Städteordnung (Rankes Hiftorifch-politiiche Zeitfchrift. 
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von einem in hannoverfcher Weife gebildeten Wahlkollegium aufgeftellt werden; in Kurheſſen 
endlih in der Weife, daß der Gemeinderat vom Gemeindeausfhuffe, der Gemeindevoritand 
aber gemeinfchaftlid) vom Gemeinderat und Gemeindeausfhuffe gewählt wird. Die Wahl 
erfolgt in Hannover und in Neuvorpommern auf Lebenszeit, nach den drei Städteorbnungen 
bezw. dem Geſetze vom 25. Februar 1856 in der Regel nur auf Zeit. 

Der ſtädtiſche Gemeindevorjtand iſt nun wiederum gleichzeitig Organ der fommunalen 
und der ſtaatlichen Verwaltung oder, wie fi die hannoverjche Städteordnung ausdrüdt, 
zugleich Verwalter der Gemeindeangelegenheiten und Drgan der Staatögewalt. Seine 
Stellung ift aber in beiden Beziehungen eine völlig verſchiedene. Hinſichtlich der Kommunal- 
angelegenheiten muß man jcheiden zwifchen der laufenden und der fonjtigen Verwaltung. 
Die erjtere fteht prinzipiell dem Magiftrate zu, jedoch unter der Kontrolle der Stabtverord- 
neten, die namentlich auch berechtigt find, die Akten des Magiftrats zur Einficht zu ver- 
langen ; die leßtere liegt hinfichtli der Beſchlußfaſſungen zunächſt bei den Stadtverorbneten, 
binfichtlic der Ausführung aber wiederum bei dem Magiftrate, der auch bereditigt ift, jolchen 
Beſchlüſſen der Stadtverordneten, die zur Ausführung feiner Mitwirkung bedürfen, die Zu: 
ftimmung zu verfagen, jo daß alſo troß des weitreichenden Einflufjes, den die Stadtverord- 
neten auf die Zuſammenſetzung des Magiftrats ausüben, diefer doch feineswegs ein bloßer 
Ausſchuß derfelben, der mwillenlofe Erefutor der von ihnen gefaßten Beichlüffe ift. Dieſe 
Grundſätze finden namentlid auch Anwendung auf die Feititellung des Stadthaushaltsetats, 
fo daß von einem bejonderen Budgetreht der Stadtverorbneten oder gar von einem Rechte, 
bei Fyeititellung des Etats bejtehende Gemeindebejchlüffe umzuftoßen oder neue zur Geltung 
zu bringen und etwa jede Differenz mit dem Magiftrate, die jih im Laufe des Jahres 
herausgeftellt hat, bei Gelegenheit einer Etatspofition im Sinne der Stadtverorbneten ein- 
feitig zu erledigen, gar feine Rede ift; vielmehr erfolgt die Feſtſtellung des Etats, wie jede 
andere Angelegenheit der Gemeindeverwaltung,, durch Gemeindebeſchluß. Was dagegen die 
Geſchäfte der eigentlichen Selbſtverwaltung betrifft, die Handhabung der Finanz-, Verwaltungs— 
und Militärgefete des Staats, fo ift der Magiftrat in diefer Hinficht als Dbrigfeit der Stadt 
von den Stadtverordneten unabhängig und nur den vorgefeßten Staatsbehörden verantwort- 
lid. Zu diefen obrigfeitlihen Funktionen des Magiftrats gehört wiederum bie — 
der Ortspolizei in der Regel nicht, da ſie, wenn überhaupt in den Händen ſtädtiſcher Or— 
gane, von einem ſtaatsſeitig beſonders beauftragten Einzelbeamten der Kommune, dem Bürger- 
meifter oder einem andern Magiftratämitgliede, gehandhabt wird. 

Wenn nun aber aud „die ganze Gefchäftsführung in allen das Gemeinwefen betreffen: 
den Angelegenheiten zur Begründung der Einheit in dem Magiftrat fonzentriert und von 
demjelben geleitet werden ſoll“, auch „diejenigen fpeciellen Gejchäftszweige, wobei es haupt» 
fählih auf Geſetzes- und Berfafjungstunde ankommt“ vom Magijtrat zu erledigen find, 
jo ſoll doc zugleich „der Bürgerfchaft zur Beförderung einer lebendigen Teilnahme an diejen 
Angelegenheiten die fräftigjte Mitwirkung dabei zugeitanden werden“, und es follen dem— 
gemäß „alle Angelegenheiten, womit Adminiftration verbunden oder die wenigjtens anhaltender 
Aufiht und Kontrolle oder Mitwirkung an Ort und Stelle bedürfen, dur Deputationen 
und Kommiffionen bejorgt werden, welche aus einzelnen oder wenigen Magiftratsmitgliedern, 
dagegen größtenteild aus Stadtverorbneten und Bürgern bejtehen, die von der Gtadtver: 
orbnetenverfammlung gewählt und vom Magijtrat beftätigt werden“, wie ſolche insbejondere 
für das Armen-, Bau-, Serviswefen und für viele andere Zweige der jtädtifchen Admini— 
ftration ins Leben getreten find; es follen ferner „als Unterbehörvden des Magiftrats zur 
Beforgung der fleineren Angelegenheiten und der Kontrolle“ Bezirksvorfteher für die einzelnen 
Stadtbezirke eingefegt werden, denen namentlich „die Aufficht auf Straßen, Brüden, Brunnen, 
Wafjerleitungen, Erleuchtung, Reinigung“, überhaupt aber die Sorge „für alle Angelegen- 
heiten des Gemeinweſens in ihrem Bezirke“ obliegt. 


I. Die Amtöperiwaltung. 


Für die Verwaltung des platten Yandes bejteht gegenwärtig im gefamten Staatögebiete 
mit Ausschluß der Provinzen Hannover und Heflen-Nafjau unter verfchiedenen Namen eine 
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Amtsverwaltung, welche die ländlichen Gemeinden und, wo foldye vorhanden jind, die felb- 
ftändigen Gutsbezirfe, in Weftfalen und in der NRheinprovinz auch die nach der Land— 
gemeindeordnung verwalteten Städte, deren es jedoch in der Rheinprovinz nur fehr wenige 
giebt, zufammenfaßt. Dieje Amtöverwaltung iſt im Gegenſatz zur Zofalverwaltung in erjter 
Linie eine Verwaltung von Staatsgeſchäften; die Amtsbezirke find jedoch daneben mit Aus- 
nahme von Poſen zugleih Kommunalverbände. 

1. In den Provinzen Dft- und Wejtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien und 
Sachſen hatte fih in den früheren Jahrhunderten eine ortsobrigfeitliche Gewalt der Nitter- 
güter gebildet, die nicht den Charafter eines Amts, fondern eines aus privatrechtlichem Titel 
fließenden, jelbjtändigen Nechts hatte und an mwelder der Staat nur in feiner Eigenſchaft 
als Domänen und Fortfisfus beteiligt war; es gehörte wenigjtens zu den Ausnahmen, 
wenn hier und da in der Provinz Sachſen die Landräte mit der Handhabung der Orts: 
polizei beauftragt waren. Diefe ortsobrigfeitlihe Gewalt beſchränkte ſich auch nicht auf das 
Areal des eigentlihen Guts bezw. der Domäne, fondern erjtredte fich gleichzeitig auf 
diejenigen Landgemeinden, melde aud in privatrechtliher Hinfiht zum Gute gehörten, 
indem in dieſen Gegenden das gejamte Areal des platten Yandes* als herrichendes Hoffeld 
oder als unterthäniges Bauernfeld in unmittelbaren oder mittelbaren Bejig der Nitterfchaft 
gebradht war und aus dieſem dominium ein imperium fi entwidelt hatte. In ber 
praftiihen Handhabung bejtand ein aroßer Unterfchted, je nachdem ein Privater oder der 
Staat Gutsherrihaft war. Während der fonjtige Gutsbeſitzer feine Polizeiherrſchaft entiweder 
jelbft oder durch einen Stellvertreter ausübte und regelmäßig feinen Wirtfchaftsinfpeftor 
zum Bolizeidireftor ernannte, der ſich dann thatfählih um die Polizeiverwaltung wenig be- 
fümmerte, jo beauftragte der Domänenfisfus mit der Bejorgung feiner Gutspolizei über 
die fogenannten Amtsdörfer entweder Domänenpäcdhter (jogenannte Domänenämter) oder 
Subalternbeamte (fogenannte Domänenrentmeifter), die zunächſt für die Einziehung der 
Domänen-Amortifations-NRenten und Korftgefälle eingejegt waren, deren Gehalte auf dem 
Etat des Finanzminifteriums und zwar unter den Verwaltungsfoften und Laften der einzelnen 
Einnahmezweige, nicht unter den Staatöverwaltungsfoften jtanden, die aber dennoch in erjter 
Linie Polizeibeamte waren, von ihrer Volizeigemalt auch häufig einen jehr ausgedehnten 
Gebrauh machten und mit der allen Eubalternen gemeinfamen Neigung zum Bureaudienjt 
au in ihrem Verhalten gegen das Publiftum, welches gerade an diefer Stelle am häufigsten 
mit dem Staate in Berührung fommt, die abſtoßenden Eigenſchaften der Bureaufratie ver: 
banden. Dieſe ortsobrigfeitliche Gewalt der Rittergüter, welche einſt als das natürliche Produft 
der damaligen Gejellfchaftsverfaffung entitanden war, verlor aber ihre Grundlage in dem— 
jelben Augenblid, ald die Stein-Hardenbergifche Agrargefeßgebung die mwirtfchaftlichen 
Beziehungen zwifchen Gutsherrihaft und Hinterſaſſenſchaft gelöft, die privatrechtliche Unter- 
thänigfeit aufgehoben hatte. Die wirtſchaftliche Abhängigkeit, wie ſchon Tocqueville 
bemerkt hat, trug fich leichter, wenn man fie als Folge der Landesverfaſſung anjah, die 
politifche Abhängigkeit aber ohne die wirtjchaftlihe war von vornherein unhaltbar !. 


In dem fogenannten Steinfchen Tejtamente — dem Rundſchreiben an die Ober: 
behörden vom 24. November 1808 — war bdiefe Sachlage Har erkannt. „Regierung“, 


heißt es dort, „fann nur von der höchſten Gewalt ausgehen; jobald das Recht, die Hand- 
lungen eines Mitunterthans zu beftimmen, mit einem Grundjtüde ererbt oder verfauft werden 
fann, verliert die höchſte Gewalt ihre Würde, und im gekränkten Unterthan wird die An- 
hänglichfeit an den Staat geſchwächt; nur der König fei Herr, infofern diefe Benennung 
die Polizeigewalt bezeichnet, und jein Recht übe der aus, dem er es jedesmal überträgt.“ 
Und in voller Übereinftimmung damit erklärte der König im einer am folgenden Tage er- 
lafjenen Kabinettsordre: „Sch bin mwillens, die Polizeigewalt nicht ferner von dem Beſitze 
eines Grundftüds abhängen zu laffen; die Polizei fol, wie es in anderen Staaten ge— 
fchieht, nit von den Grundbeſitzern, jondern von Orts- und Kreispolizeibehörden verwaltet 
werben“ ?, 


! jÜber die älteren Domanial» und gutöherrlihen Verhältniffe fiehe E. v. Meier, Reform ber 
Vermwaltungsorganijation S. 108 ff. 
ber die damaligen Entwürfe einer Kreis-, Polizei» und Gemeindeverfaflung des platten 
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Im Laufe der Zeit zeigte fi nun weiter, daß die Fortdauer eines folhen Zuftandes 
nicht bloß theoretifh inforreft jei, fondern auch praftifch zu den größten Inkonvenienzen 
führe, da einerfeit$ wegen der VBerpflanzung der nduftrie auf das Land, wegen der Folgen 
der Freizügigkeit und aus fonftigen Gründen täglich zunehmende, früher völlig unbefannte 
Anforderungen an die ländliche Bolizeivermaltung gejtellt wurden und amdererfeit3 die 
Träger derjelben täglich unfähiger wurden, diefen Anforderungen zu entfprechen, indem nicht 
nur der intenfivere Betrieb der Landwirtſchaft die Kräfte mehr als bisher in Anjprud nahm, 
fondern auch der ftete Befiswechjel und der Handel mit Nittergütern, der Erwerb derfelben 
zu rein induftriellen Zmweden jeve Spur des frühern patriarchalifchen Verhältniffes, jede Idee 
der geborenen Obrigkeit vernichten mußte. 

Demgemäß hat aud die Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 Art. 40 und 
wörtlich gleichlautend die Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 Artifel 42 die gewiſſen 
Grundjtüden zuftehenden Hoheitsrechte, insbejondere der gutsherrlichen Polizei und obrigfeit- 
lihen Gewalt, aufgehoben, und die Gemeindeordnung vom 11. Mai 1850 die Handhabung 
der Drtspolizet als ſtaatliches Hoheitsrecht ganz ‚allgemein den Gemeindevorftänden übertragen, 
in der Weife jedoch, daß Gemeinden, welche eine genügende Polizeiverwaltung aus eigenen 
Kräften herzuftellen nicht vermödten, mit benachbarten Gemeinden zu einem Polizeibezirke 
vereinigt, die Gefchäftsführung aber regelmäßig geeigneten Eingefeflenen des Bezirks, Kreis- 
amtmännern, als Ehrenamt und nur ausnahmsweife auf Koften des Bezirks anzuftellenden 
Kommifjarien übertragen werden follte. 

Diefe Organifation ift aber nirgends in erheblihem Maße zur Ausführung gebracht 
und durd) das Gefeg vom 24. Mai 1853, betreffend die Aufhebung der Gemeindeordnung, 
wiederum befeitigt. Das Gefeg vom 14. April 1856 hat dann aud den Art. 42 der 
Verfaffungsurfunde abgeändert und das Geſetz über die ländlichen Ortsobrigfeiten von 
demfelben Tage die gutöherrlihe Polizeigewalt in den öſtlichen Provinzen neu geregelt, 
und zwar in einer Mifchung von Amt und von jelbjtändigem, auf privatrechtlichem Titel 
beruhendem Rechte. 

Erſt die neue Kreisordnung hat die gutsherrliche Polizeigewalt definitiv aufgehoben 
und eine Amtsverwaltung eingeführt, die in erſter Linie eine obrigkeitliche Verwaltung iſt 
und ſich namentlich auf die Zofalpolizei, die Sicherheits-, Drdnungs-, Sitten-, Geſundheits-, 
Gefinde-, Armen-, Wege, Wafler-, Feld-, Forit-, Fifcherei-, Gewerbe-, Bau, Feuerpolizei 
bezieht, ſoweit fie nicht durch bejonbere Geſehe dem Sandrate oder einem andern Beamten, 
etwa dem Fabrifinfpeftor, übertragen ift, während die nad dem erjten Regierungsentiwurfe 
diefer Amtsverwaltung ferner zugedachten landrätlichen Funktionen von mehr örtlicher Natur, 
wie Konſenſe zu neuen Anfievelungen, Ronzeffionserteilungen, ſowie aud) die Aufficht über die 
Kommunalangelegenheiten der Gemeinden und jelbjtändigen Güter auf den Hreisausfhuß 
übertragen find. Die Amtsverwaltung ift dann außerdem auch eine Kommunalverwaltung, 
wenigſtens iſt die Möglichkeit zu einer ſolchen auf Verlangen des Abgeorbnetenhaufes in- 
fofern gegeben, als die zu einem Amtsbezirfe gehörigen Gemeinden und Gutäbezirfe befugt 
find, einzelne Kommunalangelegenheiten dem Amtsbezirke zu überweifen, falls ſämtliche Ge- 
meinden und Gutsbezirfe nicht bloß diefe Überweifung felbft, fondern auch den Aufbringungs- 
maßſtab der dafür erforderlihen Abgaben einftimmig beichließen, fo daß aljo der Amts— 
Kommunalverband nicht berechtigt ift, fich feine Kompetenz ſelbſt zu beftimmen, und eine 
förmliche Garantie für die Kommunalentwidlung der. Amtsbezirfe, welche Miquel am 
18. Januar 1871 als Bedingung für das Zuſtandekommen der Kreisordnung verlangte, 
feineswegs gegeben ijt. 

Die Organe diefer Amtsverwaltung find der Amtsvorfteher und der Amtsausfhuß. 
Die hauptjähliditen Funktionen des Amtsvorftehers find obrigfeitlicher Art, jedoch iſt er 
auch an der Amts-Kommunalverwaltung infofern beteiligt, ald er den Amtsausfchuß beruft, 
Mile Verhandlungen mit vollem Stimmredt leitet und die in Kommunalangelegenheiten 


Yandes fiehe E. v. Meier, Reform der Verwaltungsorganifation unter Stein _und Hardenberg 
S. 357 ff. Ein fehr intereffantes Fachimile des Steinchen Teftaments in Shönd Papieren 
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gefaßten Beichlüffe ausführt. Die hauptfählichiten Funktionen des Amtsausfhufjes find 
fommunaler Art, jedoch iſt er bei der obrigfeitlichen Amtsverwaltung infofern beteiligt, als 
er zur Mitwirkung bei den Bolizeiverordnungen des Amtsvorftehers, zur Kontrolle fämtlicher 
und zur Bewilligung der vom Amtsbezirfe aufzubringenden Ausgaben der Amtsverwaltung, 
zur Äußerung über Änderungen des Amtsbezirkts und zur Beichlußfaffung über fonftige 
Angelegenheiten, welche der Amtsvorjteher aus dem Kreiſe feiner Befugniffe demfelben 
unterbreitet, berechtigt if. Es ift jedoch fehr zweifelhaft, ob eine erheblihe Kommunal- 
Kompetenz für den Amtsbezirk fich entwideln wird, da diefe Amtsgemeinde für die fleinen 
und engen Intereſſen des Zufammenlebens zu groß, für große Intereſſen aber zu klein ift 
und eine Ergänzung der mangelnden Zeiftungsfähigfeit der Einzelgemeinden bereits im Kreiſe 
erfolgt; es erfcheint jelbit das ameifelhaft, ob die Amtsgemeinden im ftande fein werden, 
die vorhandenen Spectalgemeinden für Feuerlöſchweſen, Entwäfjerung u. ſ. w. zu abjorbieren, 
da folche Verbände teils untereinander nicht foinzidieren, teils durch erhebliche Geldinterejfen 
fowie durch Verträge eng aneinander gebunden find. 

Über die Beitellung der Amtsvorjteher ift lange gejtritten. Am 18. Januar 1870 
hatte v. Brauchitſch erflärt: „ohne ernannte Amtshauptleute feine Kreisordnung“, und 
am 19. Januar 1870 hatte Laster erklärt: „nie werden wir uns beruhigen bei anderen 
ald gewählten Amtshauptmännern“. In der That hat das Abgeordnetenhaus im Sinne 
diefes lestern Ausſpruchs damals befchlojfen, den Amtsvorfteher aus der Wahl des Amts- 
ausſchuſſes hervorgehen zu lafjen. Die Regierung hielt aber in ihrem zweiten Entwurfe 
von 1871 an dem Prinzip der Ernennung feſt, in der richtigen Erwägung, daß die Funktionen 
jenes Amtes feine folche feien, die eine fichere Grundlage und hinreichende Gewähr für un- 
parteitiche Handhabung in einem von den nterefjenten auf kurze Friſten erteilten Vertrauens- 
mandate fänden, daß vielmehr die Beichliefung über Verhaftung und Freilaſſung, die 
Zwangsmaßregeln der Wirtfhafts- und Wohlfahrtspolizei, die vorläufige Straffeftfegung 
für Übertretungen, die Civilgerichtsbarfeit in Gefindefachen mwefentlich Gefeßesanwendung fei, 
daß dieſe aber zu ihrer erfolgreichen Handhabung eines Auftrags der Staatögewalt bedürfe. 
Man möge den Maßſtab für die Verteilung der Wahlftimmen unter die einzelnen Drtichaften 
mit noch ſoviel Umficht aufitellen, immer bliebe die Gefahr einer chicanöſen Majorifierung 
fleiner Ortfchaften durch die größeren, befonders angefichts der noch vielfach ungelöiten Diffe- 
renzen nachbarlicher nterefjen. 

Diefen Gründen hatte bereits die Kommiffion des Abgeordnetenhaufes 1872 zugeftimmt. 
Im Plenum wurden zwar nochmals Anträge auf die Wahl der Amtsvoriteher geitellt, von 
Hänel in dem Sinne, daß diefe Wahl nad Maßgabe des früheren Beichluffes dem Amts- 
ausfhuffe, von Miquel in dem Sinne, daß fie dem Kreistage zuftehen folle. Beide 
Anträge wurden indes vor der Abjtimmung zurüdgezogen, der Antrag Miquel murde 
dann zwar von Mallindrodt wieder aufgenommen, aber verworfen. Die Ernennung, 
welche urjprünglich dem Könige zuftehen follte, wurde bereits im zweiten Entwurfe auf die 
Oberpräfidenten übertragen und die urſprünglich dreijährige Amtsdauer auf eine fechs- 
jährige erhöht. 

Die Ernennung der Amtsvorfteher ift nun aber, ſchon nad dem urfprünglichen Re— 
aierungsentwurfe, an eine vom Kreistage aufzuftellende VBorfchlagslifte gebunden. Der 
Oberpräfident fann demnad niemanden zum Amtsvorfteher ernennen, der nicht auf diefer 
Liſte fih befindet. Andererfeits hat aber der Kreistag bei der Aufitellung diefer Lifte nur 
das objektive Kriterium der Befähigung walten zu laſſen und nicht etwa jelbit eine Aus- 
wahl unter den befähigten Perfonen zu treffen. Und diefe Verpflichtung des Kreistags zur 
Aufftellung einer vollftändigen Xifte ift auch feineswegs eine bloß moralische, die ja bei der 
Unbeitimmtheit des Begriffs Befähigung leicht illuforifch werden fönnte; es ift vielmehr in 
Ausführung einer Beftimmung der Kreisordnung durch die Provinzialordnung ausdrücklich 
feitgeftellt worden, daß auf Antrag des Oberpräfidenten der Provinzialrat darüber zu be- 
ihließen habe, ob und welche Perſonen bei fortdvauernder Weigerung des Kreistags nach— 
träglih in die Vorfchlagslifte aufzunehmen feien. 

Wenn übrigens nad der Erklärung des Kreistags für einen Amtsbezirt weder eine 

v Holgendorff, Encyllopäbie. I. 5. Aufl. 75 


1186 IV. Das öffentliche Recht. 


zum Amtsvorfteher geeignete Perfon zu ermitteln noch die zeitweilige Wahrnehmung der 
Amtsverwaltung durch den Vorfteher eines benachbarten Amtöbezirfs oder durch den Bürger- 
meilter einer benachbarten Stadt thunlich ift, jo wird auf Vorschlag des Kreisausſchuſſes vom 
Oberpräfidenten ein fommifjarifcher Amtsvorfteher bejtellt, der auch mit der Verwaltung 
zweier oder mehrerer Amtsbezirke gleichzeitig beauftragt werden fann. 

Nach einer offiziellen Nachweiſung aus dem Jahre 1875 waren in den 5658 Amts- 
bezirfen in den Provinzen der neuen Kreisordnung 5002 Bezirke in normaler Weije bejegt 
worden; in 345 Bezirfen erfolgte die zeitweilige Wahrnehmung der Amtsverwaltung durch 
den Vorjteher eines benachbarten Amtsbezirf3 oder durch den Bürgermeifter einer benad)- 
barten Stadt; eine eigentlich fommiffariiche Verwaltung fand nur in 311 Bezirken jtatt, 
von denen 76 auf Dit: und Weftpreußen, 80 auf Brandenburg, 55 auf Pommern, 87 auf 
Sclefien, 33 auf Sachſen kamen; die Zahl der wirklich vorhandenen fommifjarifchen 
Amtsvorfteher reduzierte fih aber durch Beauftragung eines und desjelben Amtsvorjtehers 
mit der Verwaltung zweier oder mehrerer Bezirfe auf 183, und zwar 49 in Oſt- und 
Weftpreußen, 46 in Brandenburg, 28 in Pommern, 49 in Schleſien, 11 in Sachſen. 

Die Bildung der Amtsausſchüſſe erfolgt aus Vertretern jämtliher zum Amtsbezirfe 
gehöriger Gemeinden und felbitändiger Gutsbezirte, in der Meije, daß jede Gemeinde und 
jeder Gutsbezirk mindeitens durch einen Abgeordneten vertreten ift, daß im übrigen aber 
die Stimmenzahl mit Rückſicht auf Steuerleiftungen und Bevölferungsziffer geregelt wird; 
und zwar erfolgt die Vertretung der Gemeinden zunächſt durd die Gemeindevoriteher, fo= 
dann dur die Echöffen und, wenn auch deren Zahl nicht ausreicht, durch andere von Der 
Gemeinde zu wählende Mitglieder. 

Übrigens können folde Gemeinden, welche eine Amtsverwaltung aus eigenen Kräften 
herzuftellen vermögen, und folche Gutsbezirfe abgefonderter Yage, welde ein räumlich zu— 
jammenhängendes Gebiet von erheblichem Flächeninhalt umfafjen, auf ihren Antrag zu einem 
Amtsbezirte erflärt werden. In diefen Amtsbezirken ijt dann der Gemeinde: bezw. Guts— 
voriteher zugleih Amtsvorfteher. Den Amtsausfhuß bildet in denjenigen Amtsbezirken, 
welche nur aus einer Gemeinde bejtehen, die Gemeindeverfammlung bezw. -vertretung, 
während derjelbe in denjenigen Amtöbezirfen, welche nur aus einem Gutsbezirke bejtehen, 
ganz wegfällt. 

Was nun endlich die Kormation diefer Amtsbezirke betrifft, jo hatte der Entwurf von 
1869 dafür eine Einwohnerzahl von 2000—10000, im Durdichnitt 4000—6000 Seelen: 
angenommen, dabei aber für einzelne Fälle die Bildung fleinerer ald 1000 und größerer 
als 10000 Seelen umfafjender Bezirke zugelafjen. Im Jahre 1871/72 waren Regierung 
und Yandtag darüber einig, daß im nterefje der praftiihen Ausführbarfeit der neuen 
Einrichtung fleinere Bezirke gefchaffen werden müßten, und nur darüber herrjchte zwischen 
Regierung und Abgeordnetenhaus ein langer Streit, ob überhaupt feite Zahlengrenzen auf: 
gejtellt werden follten oder nicht. Das Abgeordnetenhaus hatte noch im März 1872 eine 
Einwohnerzahl von mindeitens 500 Seelen für einfache, von 800—1000 Seelen für zu: 
ſammengeſetzte Amtsbezirke beſchloſſen. Schließlich aber hat man ſich darüber geeinigt, wie 
ſolches ſchon im März 1872 ein Amendement Denzin vorgeichlagen hatte, daß zwar 
leitende Grundfäge für die Formation der Amtsbezirke geſetzlich feitgeftellt werden follten, 
feite Zahlenarenzen aber nicht, damit die Negierung Raum habe, die Organifation den 
höchst verichtedenartigen Verhältniſſen anzupaffen. Jene leitenden Grundfäge müffen natur- 
aemäß unbejtimmt lauten; fie enthalten auch lediglich die Korderung eines räumlich zu— 
fammenhängenden und abgerundeten Gebietes von einer Größe und Einwohnerzahl, daß 
einerjeits die Erfüllung der Aufgaben der Amtsverwaltung gefichert, andererjeits die Un- 
mittelbarfeit und die ehrenamtliche Ausübung der örtlichen Verwaltung nicht erfchwert werde. 
Unter diefen Umjtänden fam natürlich alles darauf an, welchen Organen die Ausführung 
übertragen wurde. In dieſer Hinficht ift zu ſcheiden zwifchen der vorläufigen Bildung, die 
nad Anhörung der Beteiligten und auf Vorfchlag des nach der neuen Kreisordnung gebildeten 
Kreistags dem Minifter des Innern übertragen wurde, und der endgültigen Feſtſtellung 
ſowie ſpäteren Abänderungen, welche nad Anhörung der Beteiligten und des Slreistags, im 
Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern, dem Provinzrate zuftchen. 
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Die vorläufige Formation ijt nun dahin erfolgt, daß nur 104 Gemeinde: und nur 
236 Guts-Amtsbezirfe gebildet find, während die Zahl der zufammengejegten, durchſchnitt— 
lih aus ſechs Gemeinden bezw. Gutsbezirfen bejtehenden Amtsbezirfe jih auf 5318 beläuft. 
Die Einwohnerzahl, etwa 1500, jtellt fi) bei den zufammengejegten und Gemeinde-Amts- 
bezirfen fajt gleich, während die Guts-Amtsbezirfe in dieſer Hinficht natürlich zurüdtehen ; 
der Flächeninhalt ftellt ji bei den zuſammengeſetzten und Guts-Amtsbezirten fait gi * 
den Gemeinde-Amtsbezirken erheblich niedriger (ſtatiſt. Nachw. d. Amtsbez. Verh. d. 

Abg., 1875, Anl. Bd. III Nr. 351). 

Die Amtsbezirfe find aljo in völlig loyaler Weife derartig gebildet, daß nicht einer- 
jeit3 unter dem Dedmantel fleiner Amtsbezirfe die gutsherrliche Polizei fonjerviert und daß 
nicht andererſeits durch die übermäßige Größe berjelben jeve fommunale Entwidlung un- 
möglich gemadt if. Man ift in verhältnismäßig wenigen Fällen bei zujammengejegten 
Amtsbezirfen unter 800 heruntergegangen, um eine fommifjarifhe Verwaltung zu vermeiden ; 
und man ift andererfeitS nur in wenigen Fällen über 1000 hinausgegangen, namentlid) 
dann, wenn eine fommifjarische Verwaltung nicht zu umgehen war, bejonders in fisfalifchen 
Forſtbezirken. 

Die aus einer Gemeinde beſtehenden Amtsbezirke beliefen ſich anfangs in Sachſen auf 
40, in Poſen auf 4; die aus einem Gutsbezirke beſtehenden in Sachſen auf 31, in Oſt— 
und Weſtpreußen auf 94. 

2. In Schleswig-Holſtein wurde die Ortspolizei auf dem Lande bisher in 
den gutöobrigfeitlichen Diſtrilten mit Einſchluß der Klöſter von dem Gutsbeſitzer bezw. 
dem Vertreter des Klojters, in den eingebeichten Marſchdiſtrikten (fogenannten Köögen) 
von einem Beamten der Intereſſenten, im Kreiſe Eiderſtadt vom Yandrate, im übrigen 
aber von bejoldeten Diftriftsbeamten (Hardes-, Kirchſpiels- und Landvögten), welche un- 
mittelbare Staatsbeamte waren und zugleich als Organe des Yandrats in allen demfelben 
übertragenen Gefjchäftszweigen fungierten, wahrgenommen. Außerdem bejtanden in der 
Provinz von alters her Kommunalverbande höherer Ordnung (Amtsgemeinden, Hardesver— 
bände, Kirchipielsvogteiverbände, Herrichaftsdiftrifte, Marfchlommunen, Landſchaften, Neben- 
anlageverbände), welche zunädjt wohl aus Anlaß ihrer früheren Eigenſchaft als landesherr- 
lihe Jurisdiktions- und Verwaltungsbezirfe und wegen der Aufbringung der damit ver: 
bundenen Laſten fommunalen Inhalt erhalten, dieſen jedoch in rein wirtſchaftlicher Hinficht 
erweitert hatten, nachdem die Gerichts- und Verwaltungsbezirte in neuerer Zeit unabhängig 
von jenen Diftriften geregelt worden waren. In den Sreisorbnungsentwürfen von 1880 
und 1882 war die Beibehaltung der ftaatlichen Dijtriftsbeamten und die Ausdehnung derjelben 
auf die Güter, Klöfter und Kööge in Ausficht genommen. Auf Grund eines einjtimmigen 
Votums des Provinziallandtags iſt es jedoch in der Kreisordnung von 1888 zur Einführung 
des Inſtituts der Amtsvorfteher und der Amtsverbände, überhaupt der Organifation der 
Amtsverwaltung ganz nad Mafgabe der öſtlichen Kreisorbnung von 1872, abgejehen von 
gewiffen im Hinblid auf die Verhältniffe einzelner Teile der Provinz unentbebrlichen Kautelen 
bezüglich der Berufung der Amtsvorſteher, gelommen!. 

3. In Weſtfalen und in der Rheinprovinz hatte bereits früh im Anſchluß an fran— 
zöſiſche Einrichtungen eine Amtsverwaltung ſich gebildet, welche in der Landgemeindeordnung 
für die Provinz Weſtfalen vom 21. Oktober 1841 und in der Gemeindeordnung für die 
Rheinprovinz vom 28. Juli 1845 feſte Geſtalt gewonnen und, nach einigen Modifikationen 
durch die weſtfäliſche Landgemeindeordnung vom 19. März 1856 und durch die rheiniſche 
Landgemeindeordnung vom 13. Mai 1856, in den Kreisordnungen vom 31. Juli 1886 und 
vom 30. Mai 1887 ihren vorläufigen Aöſchluß gefunden hat. 

Wie der öſtliche Amtsbezirk, ſo beſteht auch das weſtfäliſche Amt in der Regel aus 
einer Mehrzahl von Landgemeinden und Gutsbezirlen, die rheiniſche Landbürgermeiſterei 
aus einer Mehrzahl von Gemeinden. Und wie die öſtliche Amtsverwaltung, ſo iſt auch die 


— Der hiſtoriſche Zug in dem Landgemeindeweſen der Herzogtümer Schleswig und 
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weitfälifhe Amtsverwaltung und die rheinifche Bürgermeiſtereiverwaltung in erjter Linie 
eine Verwaltung von Staatägefhäften. Diefe Staatsverwaltung ift in beiden Provinzen 
eine intenfivere als im Dften. Denn fie beſchränkt fich keineswegs auf die Ortspolizei- 
verwaltung; vielmehr jteht ſowohl dem weſtfäliſchen Amtmanne als dem rheinifhen Land— 
bürgermeifter, namentlich dem leßteren, eine weitgehende Mitwirkung bei der Verwaltung 
der Einzelgemeinden zu. In Weſtfalen führt zwar in der Regel der Gemeindbevorfteher den 
Vorſitz in der Gemeindeverfammlung; der Amtmann kann aber, fo oft er es für gut findet, 
den Vorfis felbft übernehmen, mit Stichentfcheid bei Stimmengleihheit. Er muß fogar die 
Beratungen über den Haushalt und die Nechnungsabnahme felbjt leiten, und es müſſen ihm, 
wenn er nicht ſelbſt den Vorfit geführt hat, die Befchlüffe der Gemeindeverfammlung in allen 
Saden vor der Ausführung vorgelegt werden, mit der Wirkung, daß diefe erjt dann erfolgen 
fann, wenn innerhalb einer gewifjen Friſt feine Beanftandung erfolgt ift; nur unter Mitwirkung 
des Amtmanns darf der Gemeindevorfteher die Gemeindeeinfünfte verwalten, und die Unter- 
Schrift des Amtmanns ift neben der des Gemeindevorftehers auf allen Urkunden, welche 
die Gemeinde verpflichten follen, ferner auf allen Prozeßvollmachten erforderlid. In der 
Rheinprovinz ift die Mitwirkung der Yandbürgermeifter bei der Verwaltung der Gemeinde: 
angelegenheiten fogar in mehrfacher Beziehung eine noch bebeutendere; nicht der Gemeinder 
vorfteher, fondern der Zandbürgermeijter führt in der Regel, wieder mit Stichentfcheid, 
den Vorfit im Gemeinderat; er darf nur dem Vorfteher in geeigneten Fällen den Vorſitz 
übertragen und muß denfelben bei Beratungen über den Haushalt und über die Abnahme 
der Nechnungen ſelbſt führen; es müfjen alle Beichlüffe, bei denen er nicht felbjt den Vorfit 
geführt hat, ihm fogleich vorgelegt werden ; dem Vorfteher darf die Verwaltung des Etats-, 
Kafjen- und Rechnungsweſens nicht übertragen werden, fo daß der Gemeindevorjteher wie 
für die Verwaltung der Ortspolizei, jo auch für die Gemeindeangelegenheiten in der That 
das bloße Organ des Bürgermeisters ıft. Nur die Aufficht über die Verwaltung der länd— 
lichen Gemeindeangelegenheiten ift nad) den neuen Kreisordnungen und nad) dem Zuftändigfeits- 
geſetze ausfchließliches Attribut des Landrats (Braunbehrens zu $ 29 def Kreisordnung 
für Weftfalen, ſowie Note zu S 24 des Zuftändigfeitögefeges). — Die Amtsverwaltung 
ift aber zugleich in beiden Provinzen aud eine HKommunalverwaltung. Die Kommunal- 
verwaltung des wejtfälifchen Amts beftimmte ſich zwar urfprünglich nad der Yandgemeinde- 
ordnung vom 31. Dftober 1841 lediglich dur die Befchlüffe der Amtsverfammlung, unter 
Genehmigung der Regierung; fie bejtimmt fich jedoch heutzutage nah der Yandgemeinde- 
ordnung vom 19. März 1856 durd die Beichlüffe der Einzelaemeinden und Gutsbezirke, 
fo daß, wie im Diten, nur die Möglichkeit einer Amtsfommunalverwaltung gegeben ift und 
nur injofern eine Abweichung vom Oſten bejteht, ala die Zuftimmung der fämtlichen Gemeinde- 
und Gutsbezirfe fih auf den Aufbringungsmaßitab nicht erjtredt, der vielmehr in allen 
Fällen nad dem Verhältnis der direften Staatsſteuern fi richtet. Dagegen bejtimmt die 
rheinifche Bürgermeifterei ihre Rommunalzuftändigfeit durch Mehrheitsbefhluß der Bürger- 
meiftereiverfjammlung, unter Genehmigung der Auffichtsbehörden, während das Beitrags- 
verhältnis durch den Kreisausſchuß feitgeitellt wird, fo daß alfo rechtlich einer allmählichen 
Abforption der Einzelgemeinden, in der Weife, daß fie nicht mehr Glieder des höheren 
Verbandes, fjondern nur noch Bezirfe desfelben fein würden, fein erhebliches vechtliches 
Hindernis entgegenfteht. — Beide, der weitfälifche Amtmann und der rheinifche Bürger 
meifter, wurden ſchon früher und werden auch jet ernannt; früher durch die Regierung, 
jet durch den Oberpräjidenten auf Vorjchlag des Kreistags, früher gegen Befoldung, jett 
prinzipiell (mie in Weſtfalen prinzipiell jchon bisher) als Chrenbeamte. Die Zufammen- 
fegung der Amts» und Bürgermeiitereiverfammlung ift der des öftlichen Amtsausfhufles im 
ganzen analog. 

4. In Heſſen-Naſſau bejteht eine Zwiſchenſtufe zwiichen Einzelgemeinde und Kreis nicht. 
Mit der Ortspolizei find, im Anſchluß an die früheren Zuftände, und fomeit fie nicht aus- 
nahmsweiſe jtaatlih tft, die Vorfteher der Stadt: und Landgemeinden (Bürgermeifter) be- 
auftragt. (Über die frühere naſſauiſche Amtsverfaffung, die bis zur Kreisordnung von 1885 
modifiziert fortbeitanden hat, übrigens des fommunalen Inhalts entbehrte, val. die frühere 
Auflage ©. 1109.) 
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’. In Hannover wurde die örtliche Polizeiverwaltung auf dem Lande in den früheren 
Batrimoninlgrrichtöbesieten bis zur Aufhebung der Patrimonialgerihtsbarfeit 1852 von den 
patrimonialen Obrigfeiten, im übrigen feit langer Zeit von den jogenannten Ämtern geführt, 
welche bis 1852 zugleih Gerichte- und Bermwaltungsbezirfe waren, in denen nicht 
bloß die gefamte innere Yandesverwaltung in unterfter Inſtanz fich fonzentrierte, jondern die 
zugleich einen fommunalen Inhalt hatten und als deren Organe der Amtmann und die Amts— 
vertretung fungierten. Die nad) der Einverleibung, bei Aufredhterhaltung der Ämter in ihrer 
doppelten Bedeutung, aus einer Zufammenlegung mehrerer derjelben in annähernd gleichem 
Umfange wie in den alten Yandesteilen gebildeten 36 Kreife haben weder in adminijtrativer 
nod in fommunaler Hinficht eine erhebliche Bedeutung erlangt, indem der an der Epite 
eines ſolchen Kreifes jtehende Kreishauptmann, der zugleich der Amtshauptmann eines der 
zugehörigen Amtsbezirfe war, nur die Militär: und Steuerfahen wahrzunehmen hatte, 
während die Thätigfeit des Kreiötags in ganz geringfügigen Bewilligungen beftand. Durd) 
die Areisordnung von 1884 find die 100 Ämter in 79 Kreife (8 Stadtkreife) umgewandelt 
in der Meife, daß der Landrat an Stelle des Amtshauptmanns und des Kreishauptmanng, 
der Kreistag an Stelle der Amtsvertretungen und des Kreistags getreten ift. Der Landrat 
führt jedoch als Organ der Staatsregierung die örtliche Bolizeiverwaltung, indem die Kreife 
verhältnismäßig geringen Umfang haben, auch die polizeilichen Befugnifje der Gemeinde- 
voriteher etwas höher bemefjen find. Indeſſen fann das Inſtitut der Amtsvorfteher nad) 
Maßgabe der öftlichen Kreisordnung in der Provinz auf Antrag des Provinziallandtags 
durch königliche Verordnung eingeführt werden. 

6. In Poſen wird die Ortspolizeiverwaltung auf Grund der Kabinettsordre vom 
10. Dezember 1836 in Bezirken, welche leviglih Verwaltungsbezirke find, bei Fortbeftehen 
der gutsherrlihen Polizeigewalt für den Umfang des Gute, von bejoldeten Staatsbeamten, 
fogenannten Diftriftsfommiffarien geführt, welche vom Oberpräfidenten angeftellt werden und 
auch auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung als Organe des Landrats zu 
fungieren, fowie in gewiſſen Zweigen der örtlichen Verwaltung die font den Ortsvorftänden 
obliegenden Geſchäfte bei mangelnder Uualififation derfelben zu beforgen haben. 


III. Die Kreisverwaltung. 


Die Ordnung der Kreisverhältniffe beruht zuvörberft auf den während ber jahre 
1825— 1829 für das gefamte damalige Staatägebiet erlaffenen provinziellen Kreisordnungen, 
welche durd) die in den Jahren 1841, 1842 und 1846 für die einzelnen Yandesteile er- 
lafjenen Verordnungen, durch welche den Kreisftänden das Hecht der Befteuerung der Kreis- 
eingefeffenen zu gemeinnügigen Zmweden beigelegt wurde, eine wichtige Ergänzung erhielten. 
Das Geſetz vom 24. Juli 1848 hob dann dies Befteuerungsrecht der Kreisſtände und die 
Kreisordnung vom 11. März 1850 bob die ganze bisherige Kreisverfafjung auf. Die 
Kreisorbnung vom 11. März 1850 wurde indes, noch bevor fie zur Ausführung gebracht 
war, durch Gefes vom 24. Mai 1853 felbjt wieder aufgehoben und gleichzeitig die Geſetz— 
gebung, wie fie bis zum Jahre 1848 beftanden hatte, wiederhergeſtellt. Es wurden zwar 
nunmehr Reformverfuche unternommen, die fich jedoch unter Beibehaltung der provinziellen 
Grundlage von vornherein in den engen Grenzen einer novellarifhen Gejeggebung hielten ; 
diejelben blieben aber ebenfo, wie die Neformverfuche der Jahre 1860 und 1862, die eine 
tiefer greifende Umgeftaltung und eine gleichmäßige Regulierung für die ſechs öftlichen Pro- 
vinzen, zuletzt für den ganzen Staat anftrebten, ohne Erfolg. Im mejentlichen nad) dem 
altpreußifchen Mufter waren dann auch die während der Diftaturperiode im September 1867 
für die Provinzen Hannover und Schleswig-Holftein fowie für die Regierungsbezirfe Caffel und 
Miesbaden erlafjenen Kreisorpnungen gearbeitet, obgleich fie einzelne Modififationen, nament- 
lich Hinfichtlich der Vertretung, enthielten. Eine Reform im größten Stile hat nun aber die 


! Uber die früheren Zuftände v. Baffewis a. a. D. 1159; v. Yancizollen. a. O. S. 90 ff.; 
E. v. Meier, Reform der Bermwaltungsorganifation ©. 98 ff. 
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Kreisorbnung für die Provinzen Dft- und Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, Schlejien 
und Sadhfen vom 13. Dezember 1872, die fich nicht bloß im Sinne der früheren Reform- 
beitrebungen auf die Neubildung der Kreisvertretung beſchränkt, ſondern ernfthaft die Be: 
dingungen hergeftellt hat, um aus dem Kreife einen lebensfähigen Körper für die Selbit- 
verwaltung zu fchaffen, herbeigeführt; fte enthält daher mehr, als ihr Name befagt, indem 
fie überall die Verhältniffe nach oben und nad) unten berührt und insbefondere große Stüde 
einer Zandgemeindeordnung, eine ländliche Bolizeiverfaffung, die Grundzüge der Verwaltungs: 
gerichtäbarfeit in fich begreift; fie ift durch die Novelle vom 19. März 1881 mehrfadh ab- 
geändert und mit diefen Abänderungen neu publiziert. Die Hreisordnungen für Hannover, 
für Heffen-Nafjau, für Weitfalen, für die Rheinprovinz — für jede der beiden Provinzen 
befonders, während die bisherige Kreisordnung für beide Provinzen gemeinfam erlaflen war — 
und für Schleswig-Holftein aus den Jahren 1884, 1885, 1886, 1887 und 1888 fchließen 
fi) der öftlichen Kreisordnung zumal in den auf den Kreis felbit bezüglihen Normen fo 
eng an, daß eine Wiedergabe der Verfchievenheiten in der Zahl der Kreistagsmitglieder, in 
der Bildung des Wahlverbandes des Grofgrundbefiges und in der Verteilung der Hreistags- 
mitglieder auf die einzelnen Wahlverbände entbehrlich erfcheint und nur hervorgehoben werden 
mag, daß in Schlesmwig-Holftein in einigen Kreifen die Großgrundbefiter, in anderen Die 
Städte ausſcheiden und daß in den beiden meitlichen Provinzen nicht die einzelnen Land— 
gemeinden, fondern die Amter und die Bürgermeiftereien den Wahlverband bilden. 


A. Die Landkreife. 


Die Kreisverwaltung bejchränfte ſich urfprünglid auf das platte Land, erjtredt ſich 
aber feit Anfang diefes Jahrhunderts gleichmäßig auf das platte Land und die Städte; 
und gerade dieſe Gemeinſamkeit und die aus derjelben folgende Mannigfaltigfeit find es, 
welche die Kreisverwaltung ſowohl für die fommunalen als aud für die ftaatlihen An- 
gelegenheiten zu einer fehr intenfiven maden, Jo daß die Kreife ala Hauptinftanzen des 
Kommunalweiens und der Staatöverwaltung ericheinen, 


1. Der Kreistag. 


Eolange die Nitterqutsbefiger die einzigen wirtichaftlih und politiich felbitändigen 
Griftenzen des platten Landes waren und folanae der Kreisverband nur auf das platte 
Land ſich bezog, ja fogar, mit Ausschluß der Domänen und Amtsdörfer, nur die Rittergüter 
und adligen Dörfer umfahte, folange mußte auch die perfönliche Teilnahme jedes Ritterguts- 
befigers am.Kreistage und zugleich die ausschließliche Teilnahme desjelben am Kreistage 
als eine den Verhältniſſen durchaus entiprechende Einrichtung ericheinen. 


Wenn aber, nachdem die Cmancipation des Bauernitandes vollendet und der Kreis— 
verband eine territoriale Einteilung geworden war, in welche das ganze Staatsgebiet ohne 
Reſt aufging, dennoch die Kreisordnungen der 20er Jahre das Verhältnis der kreis— 
jtändischen Vertretung in der Weife orbneten, daß im Gejamtrefultat für die öftlichen Pro— 
vinzen den 11643 Nittergutsbefigern nur 1058 ſtädtiſche und 1305 ländliche Abgeordnete 
aegenüberjtanden,, fo wurde eine jolche Art ftändifcher Gliederung von vornherein nur um 
den Preis erfauft, dab diefem Kommunalverbande gerade auf dem Gebiete der wirtichaft- 
lichen Verwaltung die Lebensadern unterbunden wurden. Indem nämlich die oberjte Voraus: 
fegung aller fommunalen Organifation, die Korrelativität von Rechten und Pflichten, gänzlich) 
außer acht aelafien war, fo hat das Necht, die Kreiseingefeflenen zu gemeinnützigen Zweden 
mit Beiträgen zu belaften, dem Kreistage anfangs aanz aefehlt, it dann zwar ein Menfchen- 
alter ſpäter durch Nachtransverordnungen ihm beigelegt, von der Nationalverfammlung vor: 
übergehend wieder entzogen worden, fonnte aber doch ftets nur in der Weife ausgeübt werden, 
daß zur Gültigkeit eines derartigen Beichluffes eine Mehrheit von zwei Dritteilen erforder: 
lich war, und daß außerdem eine Abitimmung nach Ständen eintreten mußte, wenn zwei 
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Dritteile der anmwejenden Mitglieder eines Standes es verlangten, in weldem Falle dann 
die Bewilligung für abgelehnt galt, wenn zwei Stände ſich dagegen erklärten, ganz abgejehen 
davon, daß den einzelnen Ständen, wenn fie ſich durd einen Kreistagsbeihluß in ihren 
Intereſſen verlegt glaubten, ganz allgemein das Necht zuftand, mittel Einreihung eines 
Separatvotums die höhere Entſcheidung anzurufen. Die Zufammenfegung der Kreistage 
auf diefer altftändifhen Grundlage befteht gegenwärtig, auch nad Erlaß des Geſetzes vom 
19. Mai 1889, noch in Poſen, jo daß von den 1428 Mitgliedern der pofenjchen Kreistage 
1125 auf die Ritterfchaft, 153 auf die Städte und 150 auf die Landgemeinden fallen 
(Kreisordnung vom 20. Dezember 1828). 

In den Kreisorbnungen für die neuen Landesteile war einerſeits an die Stelle der 
ftändifchen Gliederung von Nitterfchaft, Städten und Landgemeinden die wirtjchaftliche 
Gliederumg von großem Grundbefis, Städten und Landgemeinden getreten, indem der Begriff 
des großes Grundbejies mit Rückſicht auf den Grundjteuerwert desſelben — wo es möglich 
war, unter gleichzeitiger Anlehnung an fonftige bejtehende Einrichtungen — feitgefeßt wurde. 
So waren für den Negierungsbezirt Cafjel alle Güter mit einem Grundfteuerreinertrage 
von mindeftens 1000 Thalern, für Hannover alle in den Amtäverfammlungen zu Viril— 
ftimmen berechtigten Grunbbefiter, d. h. diejenigen, welde einen nad den verfchiedenen 
Zandesteilen vartierenden Grumdfteuerbetrag von 60 — 70 Thalern jährlich entrichten, dem 
größeren Grundbefige beigezählt worden; in Schleswig - Holftein endlich gehörten zu den 
größeren Gütern alle diejenigen adligen und anderen zu einem bejtimmten Landfteuer- 
Tarationswerte eingefhägten Güter, mit denen nad der früheren Berfafjung der Herzog- 
tümer das Wahlrecht im Stande der größeren Grundbefiger verbunden war. Auf der an- 
deren Seite war ein richtigeres Verhältnis der vertretenen Intereſſen herbeigeführt worden, 
indem zwar die Befier der größeren Güter als folde Stimmreht auf dem Kreistage 
beſaßen, die Ausübung desjelben aber in der Weife befchränft wurde, daf die Stimmen» 
zahl des großen Grundbefiges in der Regel die Hälfte der Gefamtzahl der Abgeordneten 
aus den Städten und Landgemeinden, in einigen reifen der Provinz Schleswig - Holftein 
die Hälfte der Gefamtzahl der NKreistagsmitgliever nicht überfteigen durfte und daß 
zur Erreichung dieſes Stimmenverhältnifjes eventuell eine Verbindung zu Kollektivjtimmen 
ftattfinden mußte; im NRegierungsbezirt Caſſel war jedoch allen Gütern mit mindeſtens 
3500 Thalern Grundfteuerreinertrag ein unbeſchränktes Birilftimmrecht beigelegt. Trotz 
diefer Korreftive wurden aber die Schußmittel der Abjtimmung nah Zweidrittel— 
Majoritäten und nad) Ständen, der itio in partes und ber Regierungseinmifchung 
beibehalten. Für den Negierungsbezirf Wiesbaden endlich, in welchem der Unterjchied zwi— 
fhen Stadt und Land weder in der Kommunalgefeßgebung vorhanden noch in ber that- 
ſächlichen Entwidlung der Gemeinden überall deutlich erfennbar war, wurde von der Ein- 
fegung einer gegliederten Kreisvertretung überhaupt abgefehen, fo dab der Kreistag dort 
eine einheitliche, aus der Vertretung der Amtöbezirfe hervorgehende Verfammlung, unter 
Hinzutritt der wenigen vorhandenen größeren Grundbefiger, welche jährlih mindeſtens 500 
Gulden Grundfteuer zahlen, bildete. 

Das Syſtem der neuen Kreisordnung hat fich zwar einerfeitS möglichſt an den be- 
ftehenden Zuſtand angefchlofien, indem der Kreistag wiederum auf der Grundlage von brei 
Sintereffentengruppen gebildet wird, welche im großen und ganzen den bisherigen ent- 
fprechen, hat aber amdererfeits diefes Dreiftändewefen den Beſitzverhältniſſen und überhaupt 
den realen Zuftänden der Gegenwart einigermaßen angepaßt. Das Syſtem entbehrt daher 
zwar eines fejten, durchgreifenden Prinzips, hat aber im großen Durchſchnitt eine Berhältnis- 
mäßigfeit von Necht und Leiftung herbeigeführt — der Kardinalpunft bei jeder fommunalen 
Drganifation. 

Indem im allgemeinen die Größe des Kreistags nach der Größe des Kreifes fich richtet, 
fo wird die hiernach jedem Kreife zuftehende Zahl von Abgeordneten zunächſt zwiſchen Stadt 
und Land nach der Seelenzahl (nicht nach der Steuerleiftung, die indeſſen ungefähr dasjelbe 
Nefultat ergeben würde) geteilt, mit der Maßgabe jedoch, daß die Zahl der ſtädtiſchen Ab- 
geordneten niemals die Hälfte und in denjenigen Kreifen, in welchen nur eine Stadt vor- 
handen ift, niemal3 ein Drittel der Gejamtzahl aller Abgeordneten überfteigen darf; eine 
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Einfchränfung, die übrigens thatfächlich wenig ins Gewicht fällt, da fie bei Erlaß der Kreis— 
ordnung nur die Stäbte der Kreife Greifswald, Kalbe und Afchersleben traf, während in der 
großen Mehrzahl der Fälle die ſtädtiſche Gefamtbevölferung unter einem Drittel der Kreis— 
bevölferung bleibt, und die teils mit der überwiegenden Bedeutung, welche der Kreisverband 
für das platte Land hat, teil durch den Hinweis auf die größere Gleichartigfeit der ſtädtiſchen 
Intereſſen gegenüber den Bebürfnifien der auf einer größeren Fläche zeritreut wohnenden 
ländliden Bevölterung gerechtfertigt wird. Die ftädtifchen Abgeordneten werden dann auf die 
einzelnen Städte nad) der Seelenzahl verteilt, jo daß entweder eine einzelne Stadt einen oder 
mehrere Abgeordnete oder daß mehrere Städte zufammen einen Abgeorbneten zu wählen haben ; 
die Wahl erfolgt in jenem Falle durch Magiftrat und Etadtverordnete in gemeinfchaftlicher 
Eigung; in diefem Falle durh Wahlmänner, welde wieder von Magiftrat und Stadt— 
verorbneten, und zwar auf je 250 Einwohner, gewählt werden und die ihrerfeits unter 
Vorfig des Landrats zur Abgeordnetenwahl zujammentreten. Wählbar ift jeder Einwohner 
der im Kreife belegenen Städte, welcher ſich im Befit des Bürgerrechts befindet. Die nad) 
Abzug der ſtädtiſchen Abgeordneten übrigbleibende Zahl fällt auf das platte Yand und 
wird wiederum zwiſchen die Verbände der größeren Grundbefiger und der Landgemeinden 
verteilt. Bon einem Bevölterungsmaßftabe konnte dabei von vornherein feine Rede fein; 
wohl aber hätte die Stimmenverteilung nad den Steuerbeträgen bemefjen werden können, 
und zwar entweder in der Weiſe, daß der Gefamtbetrag der Kreisgrundfteuer halbiert und 
nun nah Analogie des Dreiklaſſenſyſtems diejenigen als zum Berbande der größeren 
Grundbefiger gehörig betrachtet wären, welche zur eriteren Hälfte jener Gefamtfumme bei- 
tragen, oder aber in der MWeife, daß zwar der Begriff des Großgrundbefiges objektiv an 
einen gewiſſen Grumbftenerbetrag gebunden, dem Verbande diefer Großgrundbefiger aber nur 
diejenige Stimmberechtigung beigelegt wäre, auf welche fie nach dem Gefamtbetrage der von 
ihnen gezahlten Grundjteuer im Verhältnis zu der Grundfteuer aller übrigen Anſpruch ge— 
habt hätten. Indeſſen ftellte fich doch bei näherer Betrachtung heraus, daß bei Annahme 
des erjten Syftems, troß aller demfelben etwa hinzugefügten Individual- und Arealforrettive, 
der natürliche Begriff des Großgrundbeſitzes, fofern derjelbe auf der Verſchiedenheit der 
focialen und wirtichaftlihen Verhältnifje beruht, geradezu vernichtet worden wäre, während 
das zweite Syſtem fich zu jehr von dem bisherigen Zujtande entfernt haben würde. Deshalb 
hat man ſich in weſentlicher Übereinftimmung mit der Regierungsvorlage zuletzt ent: 
ſchloſſen, zwar die Zugehörigfeit zum Berbande der großen Grundbefiger an das objektive 
Kriterium eines beftimmten Grundſteuerſatzes zu binden, diefem fo gebildeten Verbande aber 
unter allen Umſtänden die Hälfte der auf das platte Land fallenden Kreistagsabgeordneten 
zuzugeftehn, einerlei ob die Summe der von diejen Befitungen gezahlten Grundſteuer unter 
der Hälfte der Gejamtgrunditeuer des Kreifes bleibt, vielleicht nicht einmal den vierten, ja 
fünften Teil derjelben erreicht, oder, was aber nur ſehr ausnahmsweiſe der Fall iſt, diefe 
Hälfte überfteigt. Das Kriterium der Zugehörigkeit zum Verbande der großen Grundbefiger 
beiteht aber der Hauptſache nad in der Entridhtung eines Betrags von mindeitens 75 Thalern 
an Grund» und Gebäudefteuer. (Die Regierung hatte urjprünglicd einen Reinertrag bezw. 
Nusungswert von 1000 Thalern vorgeſchlagen, alfo den Genfus etwas höher normiert, der 
Graf Schwerin 1860 fogar einen Neinertrag von 2000 Thalern, allerdings vor der 
Grundjteuerregulierung.) Dabei wird das geſamte auf dem platten Yande innerhalb des 
Kreifes belegene Grundeigentum, ohne Nüdfiht, ob dasjelbe ein Ganzes bildet oder aus 
Parzellen beſteht, berüdfichtigt. In den Übergangsbeftimmungen ift jedoch vorgefchrieben, 
daß an Stelle diefes Betrags für die Provinz Sachſen der Betrag von 100 Thalem und 
für den Regierungsbezirf Stralfund der Betrag von 250 Thalern maßgebend ſei. Endlich 
ift e8 den neuen Vrovinziallandtagen überlaffen, für die ganze Provinz oder für einzelne 
Kreife den Betrag auf 100 Thaler — für einzelne Kreife der Provinz Sachſen bıs auf 
150 Thaler — zu erhöhen oder bis auf 50 Thaler zu ermäßigen. Die hiernad zum Wahl: 
verbande der größeren Grundbefiger gehörigen Kreiseingefejfenen haben untereinander ein 
gleiches Wahlrecht. Die in dem urfprünglichen Regierungsentwurfe enthaltene Bejtimmung, 
wonach die meiftbegüterten Befiger, d. h. diejenigen, die zu einem Grunbiteuerreinertrage 
bezw. Gebäudenugungswerte von 6000 Thalern veranſchlagt find, zu eimem gefonderten 
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Wahlverbande zufammentreten jollten, um zu ber bisherigen Zahl von Abgeordneten noch 
foviel weitere hinzuzumählen, daß fie mit den Vertretern des Großgrundbefites zufammen 
höchſtens die Hälfte der Gefamtvertretung ausmachen, ift nit zur Annahme gelangt. 
Gegenüber diefem Wahlverbande der Großgrundbefiter, der ein einheitlicher für den ganzen 
Kreis ift, befteht nun der Wahlverband der Landgemeinden aus jämtlihen Landgemeinden, 
wobei indefjen die Befiter folcher Güter ausſcheiden, die, obaleih in der Dorffeldmarf be— 
legen, zum großen Grundbeſitz gehören, und außerdem aus den Befigern derjenigen ſelb— 
jtändigen Güter, vielleiht fogar Rittergüter, welche nicht die Qualififation von Großgütern 
bejigen. Diefer Wahlverband der Yandgemeinden wählt aber bezirföweife, indem die Bezirke 
in möglichſtem Anſchluß an die Amtsbezirfe derartig gebildet werden, daß jeder Bezirk die 
Wahl von ein oder zwei Abgeorbneten zu vollziehen hat. Die Wahlverfammlung bejteht 
aus den Befigern der jelbjtändigen Güter und aus Vertretern der Landgemeinden ; dieſe 
Vertretung der Landgemeinden erfolgt nicht nach dem urfprünglichen Regierungsenimurfe 
durch deren Obrigfeiten, die Schulzen und Schöffen, die trogdem, daß fie jegt aus Gemeinde: 
wahlen hervorgehen, doch wegen der Beftätigung dur den Landrat und wegen des fori- 
währenden Subordinationsverhältniffes zu ihm als zur Vertretung ungeeignet erachtet 
wurden, jondern durch befondere Wahlmänner, die von der Gemeindeverfammlung bezw. 
vertretung und vom Gemeindevoritande aus den jtimmberechtigten Gemeindemitgliedern ge— 
wählt werden und deren Zahl nad der Zahl der Gemeindeeinwohner ſich abjtuft. Wie 
übrigens die jtädtifchen Wahlmänner und Abgeordneten den Städten, jo müſſen auch die 
ländlichen Wahlmänner und Abgeordneten dem platten Yande angehören, ohne daß jedoch 
eine weitere Beſchränkung hinſichtlich der beiden Gruppen des platten Yandes beiteht, jo daß 
alfo jehr wohl ein Großgrundbefiter vom Wahlverbande der Landgemeinden, fei es als 
MWahlmann fer es als Abgeorbneter, gewählt werden fann. 


2. Der Kreisausfhuß. 


Der Kreisausfhuß bejteht aus dem Landrate und ſechs Mitgliedern, welche letteren 
nad) der erjten Regierungsvorlage zur Hälfte dur Wahl des Kreistags, zur andern Hälfte 
durch Wahl der vereinigten Amtshauptmänner (Amtsvorjteher) und Bürgermeifter des 
Kreifes beitimmt werden follten, nad dem Vorfchlage des zweiten Entwurfs aber jämtlich 
vom Kreistage gewählt werden, und zwar aus den SKreisangehörigen mit Ausfhluß der 
Geiftlihen, Kirchendiener und Elementarlehrer und unter Vorbehalt minifterieller Genehmigung 
für richterlihe Beamte. Die Mitgliedſchaft eines Syndifus, der die Befähigung zum 
Richteramt befist, mit beratender Stimme ift lediglich fafultativ und nicht, wie das Ab- 
geordnetenhaus urfprünglich bejchlofjen hatte, in dem Falle, daß fih im Kreisausfchuffe fein 
Mitglied befindet, welches jene Befähigung befigt, obligatorifh. Die Anmejenheit dreier 
Mitglieder mit Einſchluß des Vorfigenden genügt zur Beſchlußfähigkeit. 

Diejer Kreisausfhuß ift num zunächſt das Organ des Kreifes hinſichtlich der Kreis- 
fommunalangelegenheiten, die er teild vorzubereiten teild auszuführen hat; er iſt jedoch 
feineswegs das ausſchließliche kommunale Drgan des Kreifes, da der Kreistag berechtigt iſt, 
neben dem Kreisausfhuffe noch bejondere Kommiffionen oder Kommifjare, wiederum aus der 
Zahl der Kreisangehörigen, für die unmittelbare Verwaltung und Beaufjichtigung einzelner 
Kreisintitute fowie für die Beforgung einzelner Kreisangelegenheiten zu bejtellen. 

Mas nun aber dem Kreisausſchuſſe feine eigentliche Bedeutung giebt und den wejent- 
lichſten Fortjchritt der neuen Kreisordnung bezeichnet, ift die Stellung desſelben als Organ 
des Staates zur Bejorgung allgemeiner Yandesangelegenheiten, die bisher größtenteild zum 
Refjort der Regierungen gehört hatten. Der Kreisausihuß ift aljo eine neue Zandespolizei- 
behörde, eine Inftitution ohne Analogie in den bisherigen Einrichtungen, welche ebenſowohl 
die Anfprücde des Laienelements ald die Forderungen nad Decentralifation befriedigt und 
in der That injofern die Bedingungen einer fegensreihen Wirffamfeit in fich trägt, ala es 
fih im Durdfchnitt um die Bejorgung von Geihäften handelt, welche von Xaien bejorgt 
werden fünnen und welche eine örtlihe Vertrautheit mit Perfonen und Gegenftänden jogar 
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erfordern. Es find die verfchiedenften Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung, in welche 
diefe Thätigfeit des Kreisausſchuſſes ſich hineinerftredt, Armen- und Wegeangelegenheiten, 
Vorfluts-, Ent: und Bewäſſerungsſachen, Feld», Bau: und Feuerpolizei, Gewerbeangelegen- 
heiten, Anfievelungs- und Dismembrationsfahen, Kommunalfahen der Landgemeinden, der 
felbftändigen Gutsbezirfe und Amtsbezirfe von hervorragender Wichtigkeit, Schulfachen der 
Landgemeinden und Gutsbezirfe, Angelegenheiten der öffentlichen Geſundheitspflege, Juſtiz— 
verwaltungsangelegenheiten , insbefondere die Aufitellung der Gefchworenenurliften und Die 
Entfcheidung der dagegen erhobenen Einwendungen. Dieſer Wirkungsfreis ift jedoch troß 
der Erweiterung und näheren Beftimmung durd das Zuftändigfeitögefeg bisher ein fragmen- 
tarifcher, er erwartet feine Vervolljtändigung von der fpäteren organifchen Geſetzgebung auf 
den Gebieten des Unterrichtömweiens, der Wegeordnung, des Jagdweſens, der Waſſer— 
geſetzgebung. 

Der Kreisausſchuß iſt endlich nicht bloß Beſchlußbehörde in reinen Verwaltungsſachen, 
ſondern zugleich Verwaltungsgericht in ſogenannten Verwaltungsſtreitſachen. (Das Nähere 
darüber in Abſchnitt III.) 

Die Stellung des Kreisausſchuſſes zum Kreistage entſpricht demgemäß zwar im allge— 
meinen der Stellung des Magiftrats zu den Stabtverorbneten; denn der Kreisausſchuß wird 
vom Kreistage gewählt wie der Magijtrat von den Stadtverorbneten, und der Kreisausſchuß 
hat ebenfomwohl mit fommunalen wie mit ftaatlihen Angelegenheiten zu thun. Indeſſen 
unterfcheidet ſich doc der Kreisausfhuß vom Magiftrat fehr wejentlih darin, daß er in 
fommunalen Dingen nicht gleichberechtigt neben dem Kreistage ſteht wie der Magiitrat neben 
den Stadtverorbneten, vielmehr in diefer Hinficht lediglih Organ des Kreistages ift und 
niemals feine Zuftimmung zu Kreisfommunalbeichlüffen zu geben hat, wie er überhaupt nicht 
zur eigentlichen Vertretung des Kreifes gehört. 


3. Der Landrat. 


Das Landratsamt war urfprünglid ein reines Kommunalamt, welches durch die Wahl 
der Nitterfchaft aus ihrer Mitte beſetzt wurde und lediglich zur Wahrnehmung ftändiicher 
Geſchäfte, insbefondere zur Leitung der kreisſtändiſchen Verhandlungen und zur Vertretung 
der freisftändifchen Nechte beftimmt war. Das Landratsamt war ferner ein reines Ehren— 
amt, die normale Einrichtung einer Zeit, wo die Gefchäfte von einer Einfachheit waren, 
daß fie neben dem Betriebe der Yandwirtichaft von dem Gute aus ohne übermäßige Beteili- 
gung von Subalternen beforgt werden fonnten. 

Mit der Ausbildung des modernen VBerwaltungsorganismus hörte jedoch die felbftändige 
freisitändifche Adminiftration ſchon früh auf; und auch das Landratsamt wurde durd Über: 
tragung vieler ftaatlicher Funktionen, durd; Unterordnung unter rein ftantliche Behörden und 
durch Anfprüce auf eine befondere geichäftlihe Uualififation im Laufe des achtzehnten Jahr: 
hunderts, namentlich infolge der Organifationen Friedrich Wilhelms I, zu einer Miichung von 
Kommunal» und Staatsamt, in gewiſſem Sinne auch bereits zu einer Mifhung von Ehren- 
amt und Berufsamt. 

Im Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts it dann immer mehr das Bejtreben her: 
vorgetreten, den ftaatlihen Charakter des Yandratsamts im Gegenfat zum kommunalen, den 
berufsamtlichen Charakter im Gegenfag zum ehrenamtlichen zur gefeglihen Geltung zu 
bringen. 

Schon bei der Neorganifation der gefamten inneren Berwaltung zu Anfang diefes Jahr: 
hunderts wurde überall der ftaatlihe Charakter des Yandratsamts auf das bejtimmtefte in 
den Vordergrund geftellt. Und nur darüber fand zwifhen Vincke und Stein auf der 
einen und zwifchen Hardenberg auf der andern Seite eine Differenz ftatt, daß jene das Yand- 
ratsamt als ftaatliches Chrenamt, diefer als ftaatliches Berufsamt reorganifieren wollten. 
Die Vorfchläge Vindes find in einer auf Steins Veranlaffung abgefaßten Denkſchrift 
über die Organifation der Unterbehörden für die Polizei vom Auguſt 1808 niedergelegt ; 
fie tragen in allen wejentlichen Beziehungen die Züge des engliihen FFrievensrichteramts: 
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Ernennung durd den König aus Grundbefigern und Notabeln; Teilung des jeßigen Land— 
ratsamts unter mehrere, die jämtlih den Namen Landräte führen follten; Einzelverwaltung 
mit fonfurrierender Jurisdiftion; Deputationen und vierteljährliche Sitzungen, letztere ebenfo- 
wohl Areistage als adminiftrative Beſchwerdeinſtanz. Dieſe Ideen find von Stein in 
feinen Randbemerfungen im größen und ganzen gebilligt, im einzelnen aber mehrfach er- 
mäßigt, indem er zwar die Ernennung von zahlreiheren Kreiödeputierten, allenfalls mit 
fonfurrierender Jurisdiktion, guthieß, die Beibehaltung der bisherigen Landräte jedoch, min- 
deiteng in der Stellung der englifhen Quorum, verlangte; der baldige Rüdtritt Steins 
machte folhen Plänen ein Ende!. Dagegen haben die Ideen Hardenbergs in einem 
Stücke der Gefegfammlung einen fehr deutlichen Ausdrud gefunden. Das berühmte Edikt wegen 
Erridtung der Gendarmerie vom 30. Juli 1812 enthält außer einer vollftändigen Kreis— 
fommunalordnung insbefondere auch eine völlige Neuordnung der Kreisverwaltung. In der 
Abfiht, die Mängel zu befeitigen, „welche der Wirkfamfeit der Staatöregierung in Bezug 
auf das platte Land hinderlich find“, werben, unter einer fehr durdhgreifenden Befeitigung 
des bisherigen landrätlichen Perfonals, Kreisdireftorien eingerichtet, denen die Polizeiverwal- 
tung als erjte Yandespolizeiinftanz und als Oberbehörde der Gemeinde: und Lofalpolizei mit 
Einfluß der Aufficht über die Gemeinden und Sorporationen, der Kirchen- und Schul- 
angelegenheiten, des Konffriptiong:, Marſch- und Einquartierungsmwefens und der Militär: 
verpflegung, ſowie die Kuratel der yinanz= und Kafjenverwaltung von allen Staatseinfünften 
aus dem Kreife, endlich die Direktion der Kreisfommunalverwaltung „wegen der immer in- 
einanderlaufenden Staats- und Kommunalintereffen” übertragen wird, doc) jo, daß das Amt 
des Kreisdireftors künftig vom Staate aufgetragen werden und weder eine ftändifche Wahl 
noch ein ftändifcher Repräfentativcharafter fortbeitehen fol. Die Kreispireftoren erhalten das 
für jene Zeit bedeutende Einfommen von 1200 Thalern nebjt 400 Thalern für Equipage 
und Bureaufoften; fie müffen ihren Wohnfig in der Kreisftadt nehmen. Der nächſte Ge: 
hülfe des Kreisdireftors ift der Kreisbrigadier; er bearbeitet in und außer dem Bureau und 
unter Zeitung des Kreisdireftors alle Angelegenheiten, melde ihm von jenem übertragen 
werden ; er vertritt den Kreisdireftor in Fällen der Abwefenheit und bei allen Vorfällen, 
wo große Gewaltmittel in Anwendung zu bringen und zu ordnen find; er muß aber überall 
in feiner Dienftführung den Anmeifungen, Beichlüffen und Inſtruktionen des Kreisdireftors 
Folge leiften. Neben dem Kreisbrigadier fommen für jeden Kreis noch fünf weitere Gen- 
darmerieoffiziere in Betracht; ihre Hauptbeftimmung ift zwar die erefutive Polizei und über- 
haupt die Vollftredung der obrigfeitlihen Anordnungen, außerdem aber follen fie teils zur 
Erleichterung des Kreisdireftors teils zu ihrer Inftruftion „wegen zwedmäßiger Ausführung 
ihrer befonderen Gefchäfte" teils zu ihrer Ausbildung im Givildienft im Bureau des Kreis: 
direftors und den von diefem abhängigen Refjorts arbeiten, auch als Kommiffarien zu ört- 
lichen Unterfuhungen gebraucht werden ?, 

In den Kreisordnungen der Jahre 1825—1829 ift dann aber jener zweifeitige Doppel- 
harakter des LYandratsamts — in der That dasjenige, was diefem Amte feinen fpecififchen 
Charakter giebt und zugleich den Grund feiner geveihlichen Wirkfamfeit bildet — in jehr 
entſchiedener Weife gewahrt worden; der fommunale Charakter in dem Vorſitz des Kreis— 
tages und in dem Präfentationsrechte der Nitterfchaft des Kreifes beziehungsweife des Kreis: 
tages; der ehrenamtlihe Charakter in dem Erfordernifje ritterfchaftlichen oder notabelen 
Srundbefiges, in dem Verzicht auf den Nachweis der für andere Beamtenftellungen gleicher 
Bedeutung notwendigen wiſſenſchaftlichen Qualififation und in den Bejoldungsverhältnifien. 
In der That find dieſe angefefjenen Landräte, deren Zahl noch unmittelbar vor Erlaß der 





! Die Vindeiche Denkichrift bei v. Bodelfhmwingah, Das Leben des DOberpräfidenten Freiherrn 
von Binde. Berlin 1853. I. 396 ff. Die Steinichen Bemerkungen bei Berg a. a. O. I 670 ff.; 
€. v. Meier, Reform der Verwaltungdorganifation S. 363 ff. 

? Näheres über dad Gendarmericedift findet fich weder bei Stein noch bei Binde, da beide 
dem Staatsdienfte zu jener Zeit nicht angehörten; die bisherigen Bionraphieen Hardenbergs find 
aber gänzlich ungenügend; auch Fr. v. Naumer, der kurz vorher ausgetreten war, giebt nur unklare 
Andeutungen; die Denkwürdigfeiten Schöns enthalten erit recht nichts; die aktenmäßige Darlegung 
des Hergangs bei E. v. Meier, Reform der Verwaltungsorganifation S. 423 ff. 
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neuen Kreisordnung in Brandenburg und Pommern 73, in Wejtfalen 61, in Sachſen 60, 
in Schleſien 42, dagegen in Preußen allerdings nur 27, in der Aheinprovinz 19, in Pofen 
150 betrug, vorzugsweife geeignet, nad) oben Unabhängigkeit und nach unten Autorität 
geltend zu maden ; während den Anforderungen an eine höhere Dualififation injofern that- 
fächlih genügt war, als von 321 Yandräten, die feit dem 1. Nanuar 1865 angeitellt waren, 
213 die Dualififation für den höheren Verwaltungsdienit, 25 für den höheren Yuftizdienft 
erlangt hatten, während nur 32 bloß Neferendarien gewefen waren und 51 jeder Uuali- 
fifation entbehrten. 

Eine radifale Umgeftaltung beabfichtigte die Kreisordnung vom 11. März 1850, indem 
fie den Yandrat zu einem reinen Staatsbeamten machte, diefem dann aber auch fonjequenter- 
weije die Leitung und Bejorgung der Kreisfommunalangelegenheiten gänzlich entzog. 

Die neue Kreisordnung hat dagegen die Doppelftellung des Yandrats prinzipiell auf: 
rechterhalten. Derjelbe leitet no; immer als Vorfigender des Kreistages und des flreis- 
ausichufles die Kommunalverwaltung des Kreifes, fo daß die Wahl eines befonderen Vor— 
jigenden ausgefchlojjen ift und der Yandrat feineswegs in der Nolle eines den Sitzungen 
beimohnenden Kommifjars ſich befindet. Ein fürmliches Stimmredt auf dem Kreistage jteht 
ihm jedoch, abgejehen von dem Falle der Stimmengleichheit, wo er unter allen Umftänden 
als Vorfigender den Ausfchlag giebt, nur dann zu, wenn er gewähltes Mitglied ift, was 
übrigens gegenüber dem früheren Zuftande mehr eine thatjächliche als eine prinzipielle Neue- 
rung iſt. Der Yandrat führt dann außerdem ald Organ der Staatöregierung die Geſchäfte 
der allgemeinen Xandesverwaltung im Kreife. Er verwaltet die Militär- und Steuerfaden, 
er führt die Aufficht über die Ortspolizeiverwaltung der Amtsvorfteher und iſt namentlich 
für die erftinftanzlihe Enticheidung der Beſchwerden gegen ortspolizeilihe Verfügungen zu— 
jtändig; er führt auch (nad) dem neuen AZuftändigfeitsgefege) die Auffiht über die Kom— 
munalangelegenheiten der Yandgemeinden, Gutsbezirfe und Ämter, die früher dem Kreisaus— 
Ichufle zuftand; nur bei Klagen gegen ortspolizeilihe Verfügungen und bei bejonders wich- 
tigen Maßnahmen der fommunalen Aufficht, ſowie endlich bei einer Anzahl von wichtigen 
Verwaltungsangelegenheiten ift die Zuftändigfeit des Kreisausfchufjes begründet. In Han 
nover, wo die Ortspolizeiverwaltung vom Landrat felbjt geübt wird, befteht infofern eine 
Abweichung , ald die Beichwerden und Klagen gegen ortspolizeiliche Verfügungen an den 
Regierungspräfidenten (bezw. Bezirtsausfhuß), in zweiter Inftanz an den Oberpräfidenten 
(bezw. das DOberverwaltungsaericht) gehen. 

Indem ſonach der Yandrat zu einem der einflußreichiten Organe der Staatöverwaltung, 
zu einem Negierungspräfidenten im fleinen und zugleich zum Borfigenden eines Gerichtshofes 
für öffentliches Necht geworden ift, und indem andererjeits für die Herbeiziehung des Laien— 
elements und die Vertretung der fommunalen nterefjen in anderer Weife ausreichend ge- 
forgt tjt, jo hat das die notwendige Folge aehabt, daß durch die neue Kreisordnung der 
Schwerpunkt für die Bejegung der Yandratsämter auf die Seite des Staates verlegt worden 
if. Demgemäß wird der Yandrat vom König ernannt. Die Ernennung ift auf diejenigen 
bejchräntt, welche entweder die Befähigung zum höheren Verwaltungs: oder Juſtizdienſte 
erlangt haben oder dem Kreife feit mindeitens einem Jahre durch Grundbefis oder Wohn— 
ji angehören und zugleich mindeſtens während eines vierjährigen Zeitraums entweder als 
Referendare im Vorbereitungsdienjte bei den Gerichten und Verwaltungsbehörden oder in 
Selbjtverwaltungsämtern des betreffenden Kreifes, des Bezirks oder der Provinz (Amtsvor- 
iteher, gewählte Mitglieder des Kreis- oder Bezirfsausfhufjes, des Provinzialrates oder Pro: 
vinzialausfchuffes, jedoch nicht lediglich als Stellvertreter) thätig gewefen find. Daneben it 
ber Kreistag befugt, für die Beſetzung des erledigten Landratsamts Perfonen derjelben 

QUualififation in Vorfchlag zu bringen; mit der Mafgabe, daß der Kreistag bei feinen Vor— 
ichlägen auch hinfichtlich derjenigen, welche die Befähigung zum höheren Verwaltungs- oder 
Juſtizdienſte erlangt haben, auf ſolche Perfonen befchränft ift, welche ſeit mindejtens einem 
Jahre dem Kreife durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehören, während für die vom König 
ohne Vorſchlag des Kreistages ernannten im Befige jener Befähigung Befindlichen dieſe 
Beihränfung nicht bejteht. (Wal. Note bei Braunbehrens-Studt II 116 f.) 
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B. Die Stadtkreife, 


Schon nad) der Verordnung vom 30. April 1815 follten alle anſehnlichen Städte mit 
derjenigen Umgebung, die mit ihren ftäbtifchen Verhältniffen in mefentlicher Berührung jteht, 
eigene Kreife bilden. Es wurden jedoch als ſolche Stadtfreife nur einige wenige, namentlich 
bezeichnete, größere Städte formiert, welche aus den Beziehungen zum platten Lande völlig 
herausgewadjjen waren und welche zweifellos aus eigenen Kräften eine Kreisverwaltung her- 
zuftellen vermochten. Die neue Kreisordnung hat dann jchlehthin allen Städten, melde 
mit Ausfchluß der aktiven Militärperfonen eine Einwohnerzahl von mindeitens 25 000 Seelen 
haben (nad) der erjten Regierungsvorlage nur denjenigen über 30000 Seelen), ein Recht 
auf Ausscheiden aus dem NKreisverbande beigelegt, jo daß jolde Städte nad) Maßgabe der 
neuejten Bolfszählung auf ihren Antrag dur den Minifter des Innern für ausgefchieden 
erflärt werden müffen, wie foldhes 1876 hinſichtlich Charlottenburgs, 1881 hinſichtlich Bran- 
denburgs gefchehen ift. Die Novelle vom 19. März 1881 ijt nun auf Beſchluß des Ab: 
geordnetenhaufe® noch einen Schritt weiter gegangen, indem durch fönigliche Verordnung 
nad Anhörung des Provinziallandtags auch Städten von geringerer Einwohnerzahl auf Grund 
befonderer Verhältnifje das Ausfcheiden aus dem bisherigen und die Bildung eines eigenen 
Kreisverbandes gejtattet werden fann. In Weftfalen und in der Rheinproving wird eine 
Einwohnerzahl von 30 000 beziehungsmweife 40 000 gefordert. In Hannover würden bei der 
dort maßgebenden Ziffer von 25 000 eigentlih nur Hannover und Denabrüd als Stadt- 
freife zu behandeln gemefen fein, nach $ 1 der Kreisordnung traten aber noch Hildesheim, 
Göttingen, Celle, Lüneburg, Harburg und Emden hinzu. Das Ausiheiden von Flensburg 
aus dem Landfreife nad) S 1 der fchleswig-holfteinschen Kreisordnung enthält eine Modifi— 
fation der mafgebenden Ziffer nicht. 

Für ſolche Stadtkreife giebt es nun zwar im übrigen feinen bejonderen Organismus, 
indem die Gemeindeorgane, Magiftrat beziehungsweife Bürgermeifter und Stadtverordnete, 
zugleich als Kreisorgane fungieren, wie auch die Kommunaljteuer die Kreisfteuer in fich ent- 
hält; indeſſen find durd das Zuftändigfeitsgejeg Stadtausſchüſſe eingerichtet worden, welche 
aus dem Bürgermeifter als Vorfigendem und vier Mitgliedern beitehen, die vom Magiſtrat 
aus feiner Mitte für die Dauer ihres Hauptamts oder in den Städten, melde eines folle- 
gialiſchen Gemeindevorjtandes entbehren (das Drganifationsgefeg hat die Einrichtung auf 
den ganzen Staat ausgedehnt), von der Gemeindevertretung aus der Zahl der Gemeinde: 
bürger gewählt werden. Dieje Stadtausfhüfle unterfcheiden fih von den Kreisausſchüſſen 
zunächſt dadurch, daß fie mit den Kommunalangelegenheiten der Stadtgemeinde gar nichts 
zu thun haben, vielmehr nur für Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung fompe- 
tent find; fie find eben nur ihrer Zufammenfegung, nicht aber ihrer Thätigkeit nach kom— 
munale Organe; fodann aber auch dadurd, daß der Umfang der ihnen zugemwiejenen Staats 
geichäfte erheblich geringer ift, indem ihnen die Aufficht über die Angelegenheiten der Land— 
gemeinden, Gutsbezirfe und Amtsverbände, das Decernat für die Forſt- und Feldpolizei, 
für Anfievelungs- und Dismembrationsfahen ganz oder doch in der Hauptſache fehlt; end- 
lich noch dadurch, daß die Hauptbeveutung des Stadtausfchuffes auf feiner Funktion als 
Verwaltungsgericht beruht. Gerade dieje Zuftändigfeit der Stadtausſchüſſe ald Berwaltungs- 
gerichte, vor denen ein öffentlihmündliches kontradiktoriſches Verfahren ftattzufinden hat, 
ijt der Grund dafür geweſen, daß man nit den Magiftraten als ſolchen die Bejorgung 
diefer Angelegenheiten übertragen hat, indem es namentlih im Hinblid auf die Zahl der 
Magiftratsmitglieder in den größeren Städten angemefjener erſchien ein Fleineres Kollegium 
zu bilden, welches leichter vollzählig ift und bei dem auch eher eine feite Tradition fich 
bildet, ohne daß dadurd ein Dualismus gejhaffen wäre, was allerdings der Fall geweſen 
fein würde, wenn die Kommiffion des Abgeordnetenhaujes ihren Vorfchlag durchgeſetzt hätte, 
in Stadtfreifen von 50 000 Einwohnern der ortsftatutariihen Beftimmung anheimzugeben, 
daß der Stadtausſchuß nicht aus der Mitte des Magiftrats, ſondern durch gemeinfchaftliche 
Wahl von Magiftrat und Stadtverordneten aus der Zahl der Bürger gebildet würde; denn 
auf diefe Weife würde neben dem Magiftrat noch eine zweite ſtädtiſche Obrigkeit hergeftellt, 
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die notwendige Einheit der obrigfeitlihen Verwaltung zerftört worden fein. (Der Stabt- 
ausſchuß war bereits im erjten Entwurfe der Kreisordnung $ 123 enthalten, fand jedoch da— 
mals lebhaften Widerfprud. Der Regierungsentwurf zum Zuftändigfeitsgefeg ſetzte daher 
an die Stelle desfelben den Magiftrat ($ 16), gab jevoch den Städten von mehr als fieben 
Magiftratsmitglievern anheim, einen Stadtausfhuß von ſechs Mitgliedern aus feiner Mitte 
zu vr die jegige Einrichtung ftammt von der damaligen Kommiffion des Abgeordneten= 
hauſes. 


C. Die Kreisfädte, 


Die große Maſſe der Städte, welche als Kreisftädte einem Landfreife angehören, find 
infolgedefjen in fommunaler Hinficht dem Kreistage und Kreisausfhuffe, an deren Bildung 
ihnen ein Anteil zufteht, ganz und voll unterworfen. Dagegen befteht hinfichtlih der all: 
gemeinen Zandesangelegenheiten eine teilweife Eremtion, die zum Teil auf älteren Bejtim- 
mungen beruht, aber in neuerer Zeit hinfichtlih der größeren diefer Städte erheblich ge: 
fteigert worden if. Man muß in diefer Beziehung unterfcheiden die Auffiht über die 
ſtädtiſche Kommunalvermwaltung, die Beforgung der Angelegenheiten der allgemeinen Zandes- 
verwaltung und die Verwaltung der Drtspolizei. 

1. Die ftaatlihe Aufficht über die ſtädtiſchen KRommunalangelegenheiten lag nad) den 
Städteordnungen bei den Negierungen, die ſich dabei des Landrats als eines commissarius 
perpetuus bebienten, wobei jedoch hinfichtlih der Geichäftsführung zwifchen den Städten 
von mehr oder weniger als 10000 Einwohnern ein Unterſchied gemacht wurde; in den 
beiden weftlihen Provinzen lag die Auffiht über die Städte bis zu 10 000 Einwohnern 
dem Landrate als folhem ob. Gegenwärtig wird diefe Aufficht überall in erfter Inſtanz 
vom Negierungspräfiventen, in höherer und letter Inſtanz vom Oberpräfiventen geübt, jo- 
fern nicht eine gejegliche Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes und des Provinzialrats be— 
gründet ift; es gilt das ebenfo für die Stadtfreife, nur für Berlin tritt an die Stelle 
des Negierungspräfidenten der Überpräfident, an die Stelle des letteren der Minifter des 
Innern. 

2. Hinfichtlih der Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung verhält es ſich 
im wejentlichen ebenfo. Dieje find, foweit Landgemeinden und Gutöbezirfe dabei in Be- 
tracht fommen, dem Kreisausſchuſſe, ſoweit fie Dagegen die Städte betreffen, im allgemeinen 
dem Negierungspräftdenten unterftellt; es gilt das insbefondere von den Armen-, Schul», 
Einquartierungs-, Sanitäts- und Sparfajjenangelegenheiten, indem nur hinſichtlich der 
Wege- und Enteignungsfadhen eine Zuftändigfeit des Kreisausſchuſſes begründet ift; end— 
lih tritt an Stelle des Kreisausſchuſſes der Magiftrat, wenn es ſich um gewerblide Kon— 
zeſſionsſachen, insbefondere um die Genehmigung gewerblicher Anlagen und um Scanfton= 
zeffionen handelt, jofern die Einwohnerzahl der Stadt mindejtens 10 000 beträgt. 

3. Was endlich die Verwaltung der Ortspolizei betrifft, jo wurde bereits durch die 
Verordnung vom 30. April 1815 der Kreis als einheitlicher Polizeibezirf geftaltet und dem- 
gemäß der Yandrat als Aufjihts- und Beſchwerdeinſtanz in Bolizeifachen auch für die Städte 
eingejeßt, der insbefondere das Recht hatte, Anweisungen zu erteilen, polizeiliche Berfügungen 
außer Kraft zu ſetzen und Beſchwerden gegen ſolche erjtinftanzlich zu entjcheiden. Das Zuftändig- 
feitsgejeg hat dann zwar das Auffihtsreht des Yandrats beſtehen laſſen, aber hinfichtli des 
Beſchwerde- und Klagerechts eine weitreichende Eremtion begründet, indem bloße Beſchwerden 
gegen ortspolizeiliche Berfügungen ohne jede Nüdficht auf die Größe der Stadt an den Re— 
gierungspräjidenten verwiejen wurden, während Klagen gegen ſolche Verfügungen nur aus 
den Städten über 10000 Einwohner an das Bezirlöverwaltungsgericht gehen follten, jo 
daß die Klagen aus den fleineren Städten allerdings vor den Kreisausfhuß als Verwal- 
tungsgericht gehörten. Der Entwurf des Urganifationsgefeges beabfichtigte Die gänzliche 
Befeitigung diefer Eremtion, indem ſowohl die Beſchwerden als auch die Klagen aus allen 
Kreisftädten zur Kompetenz des Yandrats beziehungsmweife Kreisausihuffes gehören follten. 
sm vollen Gegenjag dazu wollte die Kommiffion des Abgeordnetenhaufes die Eremtion in 
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beiden Beziehungen auf alle Städte bis zu 5000 Einwohnern ausdehnen. Im Plenum 
fiegte jedoch ein Vermittlungsantrag, der im wefentlichen die Beftimmungen des Zuftändig- 
feitögefeges aufrechterhielt und nur die Inkongruenz befeitigte, welche dasjelbe zwiſchen 
Beſchwerden und Klagen gefchaffen hatte. Die $S 63 und 64 des Drganifationsgejehes 
und ebenfo die $$ 127 und 128 des Landesverwaltungsgefeges bejtimmen demgemäß, daß 
Beſchwerden und Klagen aus allen Städten über 10 000 Einwohner an den Regierungs- 
präfidenten beziehungsweife den Bezirksausſchuß zu richten find, während alle Bejchwerden 
und Klagen aus fleineren Städten vor den Landrat und den Kreisausfhuß gehören, fo daß 
alfo im Unterfchied vom Zuftändigfeitsgefehe die Städte bis zu 10000 Einwohnern dem 
Landrate und Kreisausfchuffe unterftellt find. Dieſe Eremtion, welde fih auf etwa 171 
Städte mit einer Bevölferung von etwa jehs Millionen bezieht, rechtfertigt ſich nicht Durch 
Etifetterüdfichten zwifchen Bürgermeifter und Landrat, die überhaupt nicht maßgebend fein 
dürfen, wie denn aud der focial vielfach höher ftehende Amtsvorfteher ſich durch die Unter: 
ordnung unter Landrat und Sreisausfhuß nicht beeinträchtigt fühlt; fie rechtfertigt fich 
aber ebenfowenig dur das Intereſſe der kommunalen Selbitändigfeit, denn es handelt 
fih nur darum, bei welchem Forum ein ftädtifcher Polizeiverwalter (Bureaubeamter, Mili- 
täranmärter, vielleicht ein Magijtratsmitglied), wenn ein Stadtangehöriger ſich durch eine 
Verfügung verlegt glaubt, Recht zu nehmen hat; die Selbitändigfeit der Städte iſt genau 
diefelbe, ob der Nefurs gegen den Polizeiverwalter an den Yandrat beziehungsweife Kreis- 
ausfhuß oder an den Negierungspräfidenten beziehungsweiie Bezirfsausihuß geht; wohl 
aber liegt es im Intereſſe des Necht fuchenden Publilums, daß die Inſtanz dafür nicht zu 
weit entfernt ift. Die Eremtion hat aber das große Bedenfen, daß die wejentlichen Vor— 
ausfegungen und Grundlagen der Kreisorbnung dadurch in Frage gejtellt werden; die Ein- 
heit des Kreifes als Staatsverwaltungsbezirf, der Zufammenhang von Stadt und Yand er: 
leidet dadurch den heftigjten Stoß. Denn wenn die Bevölferung des platten Yandes davon 
ausgefchloffen wird, über die Städte mit zu regieren, während die ſtädtiſche Bevölferung 
fortfährt, das platte Yand mit zu regieren, fo ift das jedenfalls eine Ungerechtigfeit, die nur 
allzuleicht in der Nichtberüdfihtigung der Städte bei der Bildung des Kreisausfchuffes 
ihren Rüdjchlag finden fönnte. 

In Hannover ift man nad) Analogie des bei Bildung der Stadtfreife beobachteten Verfah- 
rens noch weiter gegangen; es gab hier überhaupt nur drei Kreisftädte mit mehr als 10 000 
Einwohnern (Hameln, Goslar und Yeer) und es find ihnen noch 16 andere Städte von 
geringerer Einwohnerzahl gleichgejtellt ; alle diefe Städte haben fogar in mander Hinficht die 
——— von Kreisſtädten. Es bleiben nur 16 ganz fleine Städte übrig, welche ſowohl 
bezüglich der Aufficht über ihre Polizeiverwaltung als auch hinfihtlih der Wahrnehmung 
ter Gefchäfte der allgemeinen Yandesverwaltung den übrigen preußifchen Städten unter 10 000 
Einwohner gleichitehen. 


IV. Die Bezirfsperwaltung. 


Die Bezirfsverwaltung unterjdeidet id von der Lofal-, Amts- und Kreisverwaltung 
dadurch, daß fie ſich nur auf obrigfeitliche, nicht aber auf fommunale Angelegenheiten be- 
zieht, indem die Bezirke lediglich Berwaltungsbezirte und nicht zugleich Bezirfgemeinden 
find. Die Träger diefer Verwaltung find aber teils reine Staatsbehörden, die Regierungs— 
präfidenten und die Regierungen, teils Selbjtverwaltungsbehörden, die Bezirksausſchüſſe. 


1. Die Regierungspräfidenten und die Regierungen. 


Die Bezirföverwaltung war urſprünglich weſentlich Finanzverwaltung. Die Staats: 
einfünfte gruppierten fich nad) den Bedürfniſſen des Staates in zwei Hauptteile, in die zur 
Unterhaltung des Kriegsweſens beſtimmte Kontribution und Accife und in die zur Haus— 
und Hofhaltung des Landesheren und zur Befoldung der zum Finanz: und Juſtizweſen ge: 
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börigen Beamten beftimmten Domänen- und Forſtgefälle, denen ſich die Erträge der Zölle 
und der Staatsgewerbe, wie Bergmwerfe, Salzregal, Poſt, anfchloffen!. Für den erften Zweig 
bildeten fih die Ariegsfommiffariate, für den lesteren die Amtskammern; aus der Vereint- 
gung beider formierte Friedrich Wilhelm I 1723 die Kriegs- und Domänenfammern, parallel 
den Landesjuftizfollegien, nad der damaligen Benennung Regierungen; in der unterm 
26. Januar 1723 erlafjenen föniglicen Inſtruktion ſteht der finanzielle Gefichtspunft noch 
weitaus im Wordergrunde?. 

Erft die Verordnung vom 26. Dezember 1808 megen verbefjerter Einrihtung der Pro— 
vinzial-, Polizeis und Finanzbehörden geht darauf aus, „in den Kriegs- und Domänenfam- 
mern den Vereinigungspunft der gefamten inneren Staatöverwaltung in Beziehung auf die 
MPolizei:, Finanz und LZandeshoheitsangelegenheiten zu bilden, weshalb fie von jet ab den 
Namen Regierungen führen follen“. 

Es ift damals von zwei Seiten her der Verſuch gemadt worden, die Drganifation 
diefer Behörden weſentlich umzugeftalten, und zwar, ähnlidy wie bei dem Zandratsamte, von 
Stein und feinen Umgebungen im Sinne der Beteiligung von Ehrenämtern, von Har- 
denberg und feinen Umgebungen im Sinne franzöfifch-weitfälifcher Präfektur. Die Ideen 
Steins haben in der Verordnung vom 26. Dezember 1808 bejtimmte Gejtalt erhalten. Cs 
follen danach landitändifche Nepräfentanten an den Gefchäften der Regierungen Anteil nehmen. 
Ihre Beftimmung ift, die öffentliche Adminiftration mit der Nation in nähere Verbindung 
zu feßen, den Gefchäftsbetrieb mehr zu beleben und durch Mitteilung ihrer Orts-, Sach— 
und Perſonenkenntnis möglichit zu vereinfachen; die Mängel, welche fie in der öffentlichen 
Administration bemerken, zur Sprache zu bringen und nad ihren aus dem praftifchen Leben 
geihöpften Erfahrungen und Anfichten Vorſchläge zu deren Verbeſſerung zu maden, fi 
jelbit von der Nechtlichfeit und Ordnung der öffentlichen Staatsverwaltung näher zu über- 
zeugen und diefe Überzeugung in der Nation gleichfalls zu erweden und zu befeftigen. 
Ihre Zahl wird für jede Regierung vorläufig auf neun beftimmt. Die Generalverfammlung 
der Provinz bringt zu jeder Stelle zwei Subjefte in Vorfchlag, aus denen der König einen 
wählt; die Wahl gilt für drei Jahre; alle drei Jahre fcheidet der dritte Teil aus. Die 
landſtändiſchen Repräfentanten haben eine volle Stimme in dem verfammelten Kollegium und 
erhalten ihren Sit nach den Regierungsdirektoren zur linfen Seite des Präfidenten. Ein 
fpecielles Departement fann ihnen wegen ihrer furzen Dienftzeit nicht angewiefen werben ; 
fie find aber die gewöhnlichen Korreferenten in den wichtigeren Vermaltungszmeigen und 
fönnen dem Regierungspräfidium die Fächer vorſchlagen, in denen fie vorzüglich beichäftigt 
zu fein wünfchen. Sie werden durd ihr Votum nur infofern verantwortlih, als ihnen 
böfer Wille oder grobe Fahrläffigfeit nachgewiefen werden fann. Sie find aber verpflichtet, 
in einzelnen Fällen Aufträge anzunehmen, und haften wegen deren zwedmäßiger Ausführung 
gleich jedem anderen Staatsbeamten. Sie werden endlich bei ihrem Eintritt in das Kolle- 
gium mittelit Handichlages an Eides Statt, welcher aber die volle Wirkung eines Eörperlichen 
Eides hat, insbefondere zur Amtsverfchwiegenheit verpflichtet?. Indeſſen ift diefe Einrich— 
tung nur im oftpreußifchen Departement ins Yeben getreten und hat auch dort wegen bald 
ausbrechender Konflikte nur kurze Zeit beitanden *. 

In der nächſten Zeit machte fi eine entgegengefeßte Strömung geltend. Offenbar 
follte im Anfchluß an das Gendarmerieedift eine Umgeitaltung der Regierungen in Prä— 
fefturen herbeigeführt werben ; das Edikt ſelbſt erwähnt bereits Oberbrigadiers, welche in die 


ı fiber Kontribution und Aceiſe val. Ranke, Zwölf Bücher preußifher Geſchichte I 375 ff.; 
über Domänenbenugung, insbeiondere Erbverpadhtung Derfelbe ebenda I 462 ff. 

® Sie follte nah den Schlußworten: „höchſtens jefretiret und Niemandem, dem diefelbe zu ſehen 
nicht gebühret, vorgezeiget, am allerwenigiten aber ganz oder zum Theil fommuniziret werden“; fie 
fehlt daher bei Mylius und ift erft bei Höden bed, Beiträge 2c. Berlin 1836. I 31—77 veröffent- 
liht: E. v. Meier, Reform der Verwaltungsorganilation S. 30 ff. 

° Nerorbnung wegen verbeilerter Einrichtung der Provinzial-, Polizei- und Finanzbehörden vom 
26. Desember 1808 $$ 17—22 und Geſchäftsinſtruktion ıc. de eod. die $ 98. — Außerungen Steins 
— ae a. a. ©. I 430, II 642 ff., V 158. 254; E. v. Meier Reform der Verwaltungsorganiiation 

+ 6,0. Meier, Reform der Verwaltungsorganilation S. 240 ff. Uber die Berbältniffe bei der 
Regierung zu Potsdam, wo damals Binde Präftdent war, vgl. v. Baſſewitz a.a. D. III 148. 175. 
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Regierungen eintreten und als Mitglieder derfelben in den Polizeiveputationen die Angelegen- 
heiten der Sicherheitspolizei unter Konkurrenz eines zweiten Regierungsrates bearbeiten 
follten. Man hatte aber ohne Zweifel weitergehende Pläne, wenigitens glaubt Friedrich von 
Naumer, der damals eben von der Praris zur Theorie fi) gewandt hatte, in einem 
Briefe an den Staatsfanzler vom 25. Auguft 1812 die bisherige Drganifation energifch in 
Schuß nehmen zu müfjen. „Die Landesbehörden erfesten bisher bis auf einen gemiffen 
Bunft die Repräfentation, fie erfegten die Verfaffung ſelbſt. Nur in diefem großen Körper 
war noch Zufammenhang, Feitigkeit. In den- Behörden bildete fich der Geift, der ſich des 
Böſen jhämt, man hielt auf Ehre, einer zügelte, einer bildete den andern. Der Jüngling 
fah einen edlen Wirfungsfreis, ein ſchönes Ziel der Tätigkeit. Der Präfident — war er 
tüchtig — regierte, aber wie in einem freien Staate, nicht wie ein gefetter Tyrann ; feine 
Einficht, feine Gründe wurden freimilliges Gejeß; feine Willfür, feine Verfehrtheit, feine 
Einfeitigfeit fonnten es nicht werden. Man Hagte über die Unbemweglichfeit der Regierungen, 
über ihre Zangfamfeit, und ſoweit die Klage gerecht ift, läßt fie jich heben, ohne die Grund- 
formen aufzulöfen. Aber es giebt auch eine ungerechte Klage, fo wie Friedrich II über die 
Langſamkeit und Schwierigkeit des engliihen Parlaments flagte“ !. 

Die Geftaltung, wie foldhe in der Verordnung vom 30. April 1815 wegen verbefjerter 
Einrichtung der Provinzialbehörden und in der Regierungsinftruftion vom 23. Dftober 1817 
erfolgt ift, hat dann weder der einen noch der anderen Richtung Naum gewährt, fondern 
hat es im weſentlichen bei den älteren Einrichtungen belafjen. Es iſt einerfeits verjucht 
worden, „in dem Gefchäftsbetriebe mit der follegialifchen Form, welche Achtung für die 
Verfaſſung, Gleichförmigfeit des Verfahrens, Liberalität und Unparteilichfeit fichert, alle Vor- 
teile der freien Benugung des perfönlichen Talents und eines wirkſamen Vertrauens zu 
verbinden“. Man hat andererfeits davon Abjtand genommen, das ehrenamtliche Element 
in diefen Mittelpunkt der Staatäverwaltung einzuführen. Die Kompetenz der Regierungen 
erſtreckte ji nicht bloß auf die innere Landesverwaltung im weiteften Umfange, insbefondere 
die LZandespolizei nach ihren verfchiedenen Nichtungen, fondern aud) auf die äußeren evan- 
gelifhen Kirchenfahen, das Elementarſchulweſen, endlih auf die direften Steuern, Domänen 
und Forſten, während die verwandten Reſſorts der inneren evangeliſchen Kirchenſachen, des 
höheren Schulweſens, der indirekten Steuern, der Auseinanderſetzungsangelegenheiten in 
ſteigendem Maße kollegialiſch und bureaufratifch organifierten PBrovinzialbehörden, den Kon— 
fiftorien, den Provinzialfchulfollegien, den Brovinzialjteuerdireftionen, den Generaltommiffionen 
übertragen wurden. innerhalb ihres Reſſorts wurden die Regierungen nur ganz ausnahms- 
weife, eigentlich nur bei Disciplinarfahen und bei Erhebung von Kompetenzfonfliften, als 
Plenum thätig, während der Schwerpunft in den Abteilungen lag, deren es urjprünglich 
nad) den Nefjorts des Innern und der Finanzen regelmäßig zwei gab, zu denen aber ziem- 
lid} allgemein noch eine Kirhen- und Schulabteilung hinzugetreten ift, abgejchen davon daß 
bei einzelnen Regierungen infolge anormaler Behörbenorganifation fi jogar eine vierte und 
fünfte Abteilung gebildet hat. Die Gefchäftsbehandlung in diefen Abteilungen, unter dem 
Vorſitze entweder des Regierungspräfidenten oder des Oberregierungsrats, war zwar prin- 
zipiell follegialifch, thatfächlich aber in weitem Umfange bureaufratifch, indem nur diejenigen 
Saden zum Vortrage gelangten, welche der Präſident oder der Oberregierungsrat dazu be- 
ftimmte oder bei denen fi) Differenzen zwifchen dem Decementen und dem Vorfigenden 
herausftellten, während alle übrigen im Einverjtändnis abgemacht wurden. Übrigens hatte 
der Präfident nicht nur ein thatfächliches Übergewicht, fondern in gewiſſen Fällen auch eine 
rechtliche Präponderanz. Endlich entjchieven die Regierungen alle Sachen ihres Reſſorts im 
geheimen Verfahren auf bloße Berichte hin, ohne daß der Unterfchied von reinen Verwal— 
tungsfachen und Verwaltungsftreitfachen, abgeſehen von ein paar Bejtimmungen der neueren 
Geſetzgebung, irgendwie zum Bewußtjein, gejchweige denn zum Ausdrud gefommen wäre, 

Das Ynftitut der Regierungen ift dann nad den für die alten Zandesteile geltenden 
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Beitimmungen, unter ausdrüdliher Berufung auf die Anftruftion vom 23. Dftober 1817, 
in Hohenzollern und in den Provinzen Heſſen-Naſſau und Echleswig - Holjtein, in legterer 
Provinz mit der Modifikation, daß der Negierungsbezirt mit der Provinz zufanmmenfällt, 
eingeführt, während in der Provinz Hannover zunächſt die Landdrojteien bejtehen blieben, 
die Konfiftorien ihre weitergehende Zuftändigfeit behielten und eine Finanzdirektion für die 
ganze Provinz errichtet wurde. Die Yanddrofteien übten die gefamte Negiminalverwaltung, 
ziemlih in dem Umfange, wie folche bei den Regierungen von der Abteilung des Innern 
geübt wurde; die Gejchäftsbehandlung war rein follegialifch; die Negierungsräte und Regie— 
rungsafjefjoren hatten volles Stimmredt in allen Saden. Die Finenzdireftion verwaltete 
in drei Abteilungen die direften Steuern, die Domänen und die Forſten für die ganze 
Provinz, genau in dem Umfange, wie diefe Verwaltung bei den Regierungen feitens der 
Abteilung für direfte Steuern, Domänen und Foriten erfolgte; die Gefchäftsbehandlung war 
gleichfalls follegialifh. Die Konfiftorien hatten endlich die Bearbeitung der äußeren Kirchen- 
und Schulfachen, die in den anderen Zandesteilen den Negierungen gebührt, vorläufig be- 
halten. 

In den Motiven zum erjten Entwurfe der Kreisordnung war der Gedanke angedeutet, 
unter Befeitigung der Bezirtsinftanzg und der Negierungen die gefamte Landesverwaltung 
in der Provinz zu fonzentrieren, da der Regierungsbezirf eine Kommunalorganijation nicht 
befige, an welche eine jtaatlihe Verwaltungsordnung angeſchloſſen werden könne. Auch die 
Denkſchrift über die Reorganifation der allgemeinen Yandesverwaltung, welche 1875 gleich 
zeitig mit der Provinzialordnung dem Yandtage vorgelegt wurde, hatte in demjelben Sinne 
die Übertragung des Volksſchulweſens von den Negierungen auf die Provinzialichulfollegien, 
jowie der Domänen- und Forſtſachen von den Regierungen auf eine neu zu bildende Pro— 
vinzialdomänen- und Forſtdirektion vorgeſchlagen, dagegen aber bereits die Beibehaltung der 
Regierungen als Mittelinftang der Verwaltung des Innern zwifhen Provinz und Kreis für 
notwendig erklärt, indem gleichzeitig die Bildung eines befonderen Bezirfsfollegiums für die 
Verwaltung der direkten Steuern in Ausficht genommen wurde. Troß ber für die Erhal- 
tung einer regiminellen Bezirksinſtanz geltend gemachten Gründe hat jedod das Abgeordneten: 
haus bei Gelegenheit ſowohl der Provinzialordnung als des Zuftändigkeitsgefeges den Wir— 
fungsfreis diefer Inſtanz möglichit zu bejchränfen geſucht und ſich auch vorbehalten, bei Ge- 
legenheit der Organifation der allgemeinen Yandesverwaltung auf die Frage zurüdzufommen. 
Inzwifchen wurde jedod immer allgemeiner anerkannt, daß die Provinzen als Verwaltungs- 
bezirfe zu groß und zu ungleichartig gejtaltet feien, daß die provinziellen Verwaltungsbehör- 
den bei follegialifcher Einrichtung in Schwerfälligfeit und Formalismus verfallen, bei bureau— 
mäßiger Organifation aber den Überblid und die Initiative verlieren würden, daß endlich 
bei dem Vorhandenfein nur einer höheren VBerwaltungsbehörde in jeder Provinz den Miniſtern 
die Entſcheidung in einer großen Anzahl von Sachen belafjen werden müſſe. Demgemäß 
hat das Organifationsgefeg und nachher das Landesverwaltungsgeſetz die Regierungen nicht 
nur beibehalten, jondern fie auch auf die Provinz Hannover ausgedehnt, unter jchonender 
Berüdfichtigung der verhältnismäßig fleinen hannoverfchen Bezirke. Das Neffort der Regie: 
rungen ijt gleichfalls dasjelbe geblieben, jo daß dasſelbe ſich nicht bloß auf die innere Ver— 
waltung, fondern aucd auf die direften Steuern, Domänen und Forjten, ſowie auf Kirchen- 
und Sculfachen bezieht; nur die landwirtfchaftlichen Angelegenheiten, welche bisher bei 
einigen Regierungen bearbeitet wurden, find denjelben genommen. Dagegen ift eine wich— 
tige organifatorifche Umgejtaltung innerhalb der Negierungen vorgenommen. In demfelben 
Maße nämlih, als die Gefchäfte der inneren Xandesverwaltung durd die neuere Geſetz— 
gebung größtenteils von den Regierungen auf die Kreis- und Bezirfsausfhüffe übergegangen 
waren, machte ſich das Bedürfnis geltend, den bei den Regierungen zurüdbleibenden Teil 
der Geſchäfte hinfort nicht mehr nad) der follegialiihen, jondern nah der bureaumäßigen 
Einrichtung bearbeiten zu laſſen. Demgemäß mollte bereits der Entwurf des Zuftändiateits- 
gefeges die Abteilungen des Innern auflöjen und die Funktionen derjelben, insbefondere die 
Yandeshoheits: und Yandespolizeiangelegenheiten, die Yandeskulturfachen, das Staatsbauweſen, 
das Kommunifationswefen, infonderheit Waflerftraßen, die Strafanitalten, die Militär- und 
Gendarmeriefachen, die Aufficht über die Korporationen, die Statiftif, das Etats-, Kaſſen— 
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und Rechnungsweſen dem Negierungspräfidenten überweifen. Die dadurd) nötig werdende 
Regelung der Stellung des Regierungspräfidenten zu den verbleibenden Abteilungen und die 
erforderlichen Änderungen des inneren Gejchäftsbetriebes jollten durch königliche Verordnungen 
bewirft werden. Darauf wollte jedoch das Abgeordnetenhaus nicht eingehen. Die Abtei- 
lungen des Innern haben daher nach dem älteren Zuftändigfeitägefege prinzipiell diejenigen 
Geſchäfte behalten, welche weder auf die Beichlußbehörden der Selbjtverwaltung noch auf 
die Verwaltungsgerichte übertragen wurden, während der Negierungspräfident nur einzelne 
Funktionen, wie 3. B. die Erteilung von Haufiergewerbefcheinen ($ 131), von Naturali- 
fationd- und Entlafjungsurfunden ($ 161), gewiſſe Befugniffe hinfichtlih der gewerblichen 
Hülfsfafjen (S 149), zugewieſen erhielt und in anderen Beziehungen zwar unabhängig von 
der kollegialiſchen Mitwirkung der Regierung, aber gebunden an die Mitwirkung des Ver- 
waltungsgerichts und des Bezirfsrats geftellt wurde, wie 3. B. hinfichtlih der Erteilung 
von Konzejfionen zu Privatkranfenanitalten, Schaufpielunternehmungen (S 129), hin- 
fichtlich der Aufficht über die Verwaltung der Landfreife ($ 71). Erſt das Organifations- 
gefeg und nachher das Landesverwaltungsgefeg hat dann die gänzlihe Aufhebung der Ab- 
teilungen des Innern herbeigeführt und den Regierungspräfidenten mit allen bisherigen Be- 
fugnifjen derjelben an deren Stelle gefegt; er ijt in erfter Linie Landespolizei-, Polizeiauf— 
fihts- und Kommunalaufjihtsbehörbe, letzteres beides über die Städte in erfter, über die 
Landgemeinden, Gutsbezirfe und Amtsverbände in zweiter und letter Inſtanz. Die Ge- 
ſchäfte jind ſeitdem nach feinen Anmweifungen von einem Dberregierungsrate und einer An: 
zahl von Räten und Hülfsarbeitern, unter denen mindejtens einer die Befähigung zum 
Nichteramte haben muß und zu denen auch die erforderlichen technifchen Beamten (Medi- 
zinalrat, Baurat, Gemwerberat) gehören, zu bearbeiten. Diefe Beamten nehmen an den 
Plenarfigungen gleih den Mitgliedern der Negierung teil; fie fönnen auch gleichzeitig bei 
der Regierung bejhäftigt werden, wie umgefehrt die Mitglieder der Regierung zur Bearbei- 
tung der dem Negierungspräfidenten übertragenen Gejchäfte herbeigezogen werden dürfen. 
Die Negierungsabteilungen für Kirchen- und Schulſachen, fowie für direfte Steuern, Do- 
mänen und Forſten find bejtehen geblieben, es haben fogar bei denjenigen Regierungen, bei 
welden bisher die Kirchen- und Schulfahen von der Abteilung des Innern mitbearbeitet 
mwurden, eigene derartige Abteilungen errichtet werden müfjen, abgejehen von den Regierungen 
in Stralfund und Sigmaringen fowie von Dönabrüd und Aurich, wo nur eine einzige 
Abteilung beſteht. Man hat alfo ebenfowohl von der Übertragung dieſer Gejchäftszweige 
auf provinzielle Behörden als auch von der Verwandlung diefer Abteilungen in Präfekturen 
Abitand genommen. Und zwar erfteres deshalb, weil einerjeits, wenigjtens für Volksſchul— 
und Foritfachen, die Provinz aus demjelben Grunde wie binfichtli der allgemeinen Verwal— 
tung ein zu großer Bezirk geweſen fein würde, wie denn hinſichtlich des Steuerwejens die 
Provinz ſich von vornherein verboten hatte, während andererjeits eine gewifje Verbindung diefer 
Reſſorts mit der Negiminalverwaltung ſich aus jchwermwiegenden Gründen dringend empfahl. 
Insbeſondere hinfichtlic des Schulweſens, da wegen der durchfchnittlichen Behandlung der 
Schullaſt als Kommunallaft ein großer Teil der Schulangelegenheiten den Charakter von 
Kommunalangelegenheiten hat und da außerdem für die Verwaltung der äußeren Angelegen- 
heiten der Volksſchule die Landräte in Anſpruch genommen werden müffen, was bei einer 
Unterordnung der Yandräte unter zwei verfchiedene Behörden, deren jede ohne Kommunifation 
mit der anderen befugt geweſen wäre, ihnen felbftändige Aufträge zu erteilen, von denen 
aber nur die eine die dienftliche Auffiht und Disciplin gehabt hätte, große Unzuträglich— 
feiten hervorgerufen haben würde. Dasjelbe gilt auch hinfichtlich des Steuerweſens; wieder 
it eine Verwendung der Landräte notwendig, wieder ift es wünſchenswert, daß diejenige 
Behörde, welche das Kommunalfteuerwejen unter fi hat, auch mit dem ftaatlihen Steuer- 
wejen befaßt jei, ganz abgefehen davon, daß die Steuerverwaltung dann weniger fisfalifch 
geführt werden wird, wenn bie betreffende Behörde nicht lediglich mit den fisfalifchen In— 
terefjen zu thun bat, wie denn die Yandräte in ihrem Widerſtande gegen Schematifierung 
regelmäßig bei dem Negierungspräfidenten die meifte Unterftügung gefunden haben. Das 
Domänen- und Forftwejen fönnte ſchon eher aus der Verbindung mit der allgemeinen Landes— 
76 * 
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verwaltung gelöft werden ; indeffen hat es doc die Forjtverwaltung, insbefondere in einigen 
Provinzen und auf Grund einiger neuerer foritpolizeilicher Geſetze, auch mit den Gemeinde- 
und Spnjtitutenforjten zu thun; die daraus fich ergebenden Kollifionen zwiſchen fommunalen 
und forftliden Intereſſen werden aber am letten Ende dadurd ausgeglichen werden, wenn 
der Regierungspräfident zugleih an der Spitze der Forſtbehörde fteht; endlich beſtehen jogar 
zwifchen der Domänenverwaltung auf der einen und der Polizei- und Kommunalverwaltung 
auf der anderen Seite die mannigfaltigiten Berührungspunfte. Indeſſen hat jede Medaille 
ihre Rückſeite, und fo wird nicht zu leugnen fein, daß das fonfurrierende fisfalifche Intereſſe 
vielfach auch auf die Autorität der Negierung ungünftig wirft. Cine Verwandlung der 
beiden verbliebenen Negierungsabteilungen in Präfekturen hat gleichfalls nicht jtattgefunden, 
indeſſen ift eine Steigerung der Befugnijfe des Negierungspräfidenten infofern eingetreten, 
als derfelbe bisher nur dann, wenn der Abteilungsvorfigende mit ihm einverftanden war, 
das Necht hatte, Abteilungsbeichlüffe außer Kraft zu jegen, während jetzt der $ 23 des 
Organifationsgefeges in mwejentliher Übereinftimmung mit $ 57 der hannoverſchen Land- 
drofteiordnung (deren Analogie allerdings infofern nicht Auträfft, als es ſich dort mwefentlich 
nur um Polizeiſachen handelte) dem Regierungspräſidenten die Befugnis beigelegt hat, nicht 
nur ohne irgendwelche Zuſtimmung Abteilungsbeſchlüſſe außer Kraft zu ſetzen, ſondern auch 
auf eigene Verantwortung anderweite Anordnungen zu treffen, und zwar ſogar ohne die 
Regierung vorher gefragt zu haben, bei Anweſenheit an Ort und Stelle. Dieſelben Be— 
fugniſſe ſtehen ihm übrigens auch hinſichtlich der Plenarbeſchlüſſe zu, die er früher nicht 
außer Kraft ſetzen, ſondern nur beanſtanden durfte. 


2. Die Bezirksausſchüſſe. 


Die in den Kreisordnungsprovinzen bereits durch die Provinzialordnung und in weſent— 
lich Dderfelben Verfaſſung für den ganzen Staat durch das Organifationsgefeg eingeführten 
Bezirksräte beſtanden aus dem Regierungspräſidenten als Vorſitzendem, aus einem vom 
Miniſter des Innern auf die Dauer ſeines Hauptamts am Sitz des Regierungspräſidenten 
ernannten höheren Verwaltungsbeamten (welcher nad der Provinzialordnung die Befähigung 
zum Nichteramte bejigen mußte) und aus vier vom Provinzialausihuffe gewählten Mit- 
gliedern, die feineswegs dem Provinzialausichuife anzugehören, ſondern lediglih zum Pro— 
vinztallandtage wählbare Bezirfsangehörige zu fein brauchten. Diefe Bezirfsräte waren auf 
jogenannte reine Verwaltungsfahen bejchränft, während die Verwaltungsjtreitfachen vor die 
Bezirfsverwaltungsgerichte gehörten, die aus fünf Mitgliedern bejtanden, von denen zwei, ein 
zum Nichteramt und ein zur Befleivung von höhern Verwaltungsämtern befäßigtes Mit- 
glied — eins von diefen als Verwaltungsgerichtsdireftor —, vom Könige auf Lebenszeit 
ernannt, die drei andern Mitglieder von dem Provinziallandtage gewählt wurden. 

Nach langen Kämpfen über die Konjtruftion der Mittelinftang (Abſchn. IIT Kap. IB Nr. 8) 
iſt durch das Yandesverwaltungsgeieg diejer Dualismus befeitigt und die Vereinigung des 
Bezirfsrats und des Bezirfsverwaltungsgerihts im jegigen Bezirksausfchuffe in der Weife herbei- 
geführt worden, daß derfelbe unter dem Vorſitze des Regierungspräfidenten aus ſechs Mit: 
aliedern befteht, von denen zwei, ein richterlicher und ein Verwaltungsbeamter, vom Könige 
auf Lebenszeit ernannt, vier vom Provinzialausschuß aus den zum Provinziallandtage wählbaren 
Neichsangehörigen, die zu den Einwohnern des Bezirks gehören, mit Ausnahme gewiſſer 
Beamtenfategorieen, auf ſechs Jahre, mit Bartialerneuerung zur Hälfte alle drei Jahre, gemählt 
werden, und von denen das eine ernannte Mitglied mit dem Titel Verwaltungsgerichts- 
direftor den Präfiventen vertritt. Diefe ernannten Mitglieder können abgefehen von ihrer 
Beteiligung am Plenum nur in dem follegialifch bearbeiteten Gefchäftsbereiche der Regie— 
rungen, fogar als Dirigenten der Abteilungen für Kirhen- und Schulfahen und für direfte 
Steuern, Domänen und Foriten, nicht aber in den dem Negierungspräfidenten als foldem 
übertragenen Angelegenheiten, in der fogenannten Präfidialabteilung befchäftigt werden. Die 
Negierungsvorlage hatte im Gegenteil vorausgefegt, daß der dem Negierungspräfidenten 
beigegebene Oberregierungsrat und der Verwaltungsgerichtsdirektor in der Regel diefelbe Perfon 
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fein würden. Alle Mitglieder — der Negierungspräfident gehört als Vorfigender nicht zu 
den Mitgliedern — unterliegen in diefer ihrer Eigenfchaft dem richterlichen Disciplinargeſetz. 

Der Bezirksausfhuß iſt lediglich eine Behörde des Staats zur Beforgung allgemeiner 
Yandesangelegenheiten im Unterſchiede vom Kreisausfhuffe, der teils zur Verwaltung der 
Kreisfommunaljahen, teils zur Beforgung von Staatögefhäften berufen iſt. Seine Thätig- 
feit ift wie die des Kreisausfchuffes in dieſer letzteren Beziehung eine doppelte. Er ıft 
ſowohl Verwaltungsbehörde als auch Verwaltungsgeriht. Er ift als Verwaltungsbehörde 
zunächſt Zandespolizei- und SKommunalauffichtsbehörde; er entjcheidet gerade diejenigen 
Angelegenheiten diefer Nefjorts aus der frühern Abteilung des Innern, die eine größere 
prinzipielle Tragweite haben; er hat 3. B. die Beftätigung der ftädtifchen Gemeindeitatuten, 
eine Mitwirkung bei der Beitätigung von Magiftratsperfonen, die Aufficht über die Deich— 
verbände, wichtige Entſcheidungen auf dem Gebiet der Fijcherei-, Feld-, Jagd-, Gewerbe: und 
Baupolizei, bei der Feſtſetzung von Fluchtlinien, eine Teilnahme an Bezirfspolizeiverordnungen, 
er iſt in allen dieſen Beziehungen eine Befchlußbehörde der Selbjtverwaltung, fein Gejchäfts- 
gang regelt ſich in diejer Hinficht nad dem fogenannten Bejchlußverfahren in Gemäßheit der 
zz 115 ff. des Landesverwaltungsgejeges. Der Bezirfsausfhuß iſt aber zugleich ein Gerichts- 
hof für öffentliches Recht, in einigen Sachen als Verwaltungsgeriht erjter Inſtanz mit 
Berufung an das Dberverwaltungsgeriht, in den meilten Sachen als Berwaltungsgericht 
zweiter Inſtanz mit Revifion an das Oberverwaltungsgeriht; der Geſchäftsgang regelt ſich 
nad) dem fogenannten Verwaltungsftreitverfahren in Gemäßheit der SS 61 ff. des Yandes- 
verwaltungsgejehes. 


V. Die PBrovinzialderwaltung'. 


Die Drbnung der provinziellen Verhältnifje für die älteren Landesteile beruht zunächſt 
auf dem allgemeinen Gefege wegen Anordnung der Provinzialjtände vom 5. Juni 1823 
und den im Laufe der folgenden Jahre in Ausführung desjelben für jede Provinz erlafjenen 
Specialgefegen und Verordnungen. Die Kreis-, Bezirks- und Provinzialordnung vom 
11. März 1850 hob dann zwar dieje bisherige Gefeggebung gänzlich auf, wurde aber jelbjt 
durch Gefeg vom 24. Mai 1853, noch bevor fie zur Ausführung gebradit war, unter 
Miederherftellung des bis zum Jahre 1848 bejtandenen Nechtözuftandes wieder aufgehoben. 
Der gleichzeitig unternommene Verſuch, das provinzialjtändifche Wefen auf dem Wege provin- 
zieller und novellarifcher Gefeßgebung zu reformieren, blieb ohne Erfolg. Nach dem Mujter 
diefer altländifhen Zuftände wurde dann die Provinzialverwaltung im Auguft und Sep— 
tember 1867 in die Provinzen Hannover und Schleswig-Holſtein ſowie in die Regierungs- 
bezirfe Gafjel und Wiesbaden eingeführt. Zur Weiterführung des mit der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872 begonnenen Reformmerfs wurde endlich für diejenigen Provinzen, 
in welchen diefes zur Durchführung gelommen war, im Dezember 1873 dem Abgeorbneten- 
haufe der Entwurf einer Provinzialordnung vorgelegt, über welche jedod nur eine General: 
disfuffion, aber weder in der Kommiffion nod im Plenum eine Specialberatung ftattfand. 
Die im Januar 1875 wiederholte Vorlage des umgearbeiteten Entwurfs, an welche ſich die 
Vorlagen des Dotationsgeſetzes, des Bei Tr über die Verwaltungsgerichtsbarfeit, über die 
Bildung der Provinz Berlin, ſowie die Vorlage des Planes über die Neorganifation der 
allgemeinen Staatsverwaltung anſchloſſen, hat auf Grund eingehender Kommiffionsberichte 
beider Häufer fchließlih zu einer Einigung unter den gefeßgebenden Faktoren geführt, als 
deren Reſultat die Provinzialordnung für die Provinzen Oſt- und Weſtpreußen, Branden- 
burg, Pommern, Schlefien und Sachſen vom 29. uni 1875 erſcheint, die, in der Faſſung 
der Novelle vom 22. März 1881, mit geringen Änderungen in den Jahren 1884, 1885, 
1886, 1887 und 1888 in den Provinzen Hannover, Hefien-Nafjau, Weitfalen, Rhein: 
proving und Scleswig-Holftein eingeführt ift, während umgefehrt bei der Ausdehnung der 
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Berwaltungsreform auf die Provinz Poſen 1889 nur geringe Önderungen der beſtehenden 
Provinzialordnung herbeigeführt find. 

Die altpreußifchen Provinzen waren immer ſchon analog den Kreifen ebenfomohl Kor- 
porationen zur Beſorgung fommunaler, als auch Bezirke zur Beforgung allgemeiner Zandes- 
angelegenheiten geweſen, indem die rein ftaatlihen Organe an der fommunalen, die fom- 
munalen Organe an der Staatöverwaltung teilgenommen hatten, wiederum ſowohl durd) 
Dienftleiftungen als aud durch Geldbeiträge. Indeſſen war doch die ftaatlihe Thätigkeit 
eine jehr geringfügige, im weſentlichen auf die Mitwirfung bei den Einfommenjteuerreflama- 
tionen, bei der Revifion und Kontrolle der Nentenbanfen, bei der Regelung des niederen 
Kommunalweiens, z. B. ob ein Dorf die Stäbteordnung, eine Stadt die Yandgemeinde- 
ordnung erhalten ſollte, ſowie auf die Tragung der Zandarmenlaft und der Zandlieferungen 
beſchränkt, während im fommunalen Refjort zwar zahlreiche gemeinnüßige Inftitute, mie 
Provinzialsftranfen-, rren-, Blinden, Taubjtummenanftalten, Hülfskaſſen, Feuerſocietäten 
und Meliorationfonds, ins Leben gerufen wurden, die Verwaltung diefer Inftitute aber, mit 
einigen Ausnahmen hinſichtlich des Landarmen- und Feuerſocietätsweſens ſowie der Hülfs- 
faflen, mehr oder weniger in den Händen der Staatsbehörven blieb; ganz abgefehen davon, 
daß in mehreren Provinzen die hervorragenditen Zweige diefer Verwaltung zum Geſchäfts— 
betriebe der fommunaljtändijchen Verbände gehörten. 

Die neuere Gejeggebung hat nun fomohl die Staats- ald auch die Kommunal- 
verwaltung der Provinzen erheblich erweitert, indem in beiden Beziehungen eine Entlajtung 
der Gentralverwaltung jtattgefunden hat; die Provinzen find dadurch Hauptträger einer 
decentralifierten mwirtfchaftlihen Verwaltung (Dotationsgefeß) und einer decentralifierten 
Staatsverwaltung (Zuftändigfeitsgefeg) geworden, letzteres auch infofern, als die Entſcheidungen 
der PBrovinzialinitanz vielfach zu endaültigen erhoben find. 

Die Organe diejer provinziellen Staats: und Kommunalverwaltung find durch die neue 
Geſetzgebung teils umgebildet, teils neugebildet, indem dem Dberpräfidenten und dem reor- 
ganijierten Provinziallandtage der Provinzialausfhuß, der Provinzialrat und der Landes: 
direftor hinzugetreten find. Es find zwar die Organe der Staats- und Kommunal: 
verwaltung prinzipiell gefondert, indem der Oberpräfident und der Provinzialrat als Staats- 
behörden, der Provinziallandtag, der Provinzialausfhuß und der Landesdirektor als fommunale 
Organe erjcheinen. Indeſſen hat einerfeit3 der Oberpräfident einen Anteil an der provin- 
ziellen Kommunalverwaltung, andrerfeits hat der Provinziallandtag und ganz bejonders der 
Provinzialausfhuß infofern einen Anteil an der Staatsverwaltung, ald der Provinzialrat 
von diejer Körperfhaft gewählt wird. Nur der Landesdirektor hat lediglich mit Kommunal- 
angelegenheiten zu thun. 

Von der fonjtigen Organifation weicht Hefien-Nafjau infofern ab, als der Provinzial- 
verband weſentlich nur als ftaatlicher Verwaltungsbezirt bejteht, während der Kommunal- 
verband der Provinz in der Hauptfache durch die beiden Bezirks- (früher Kommunal-) verbände 
für den Regierungsbezirk Cajjel und für den Regierungsbezirt Wiesbaden abforbiert wird. Es 
giebt daher zwar einen Oberpräfidenten und einen Provinzialrat, es giebt auch einen Provinzial- 
landtag und einen Provinzialausfhuß, fogar einen Landesdirektor für die ganze Provinz ; 
indeffen befteht der Provinziallandtag lediglih aus den Mitgliedern der beiden Bezirks— 
(Kommunal-) Yandtage und iſt nur für diejenigen fommunalen Gefchäfte zuftändig, welche 
durch übereinftimmenden Beſchluß der beiden Kommunallandtage ihm überwiejen werden. 
Heſſen-Naſſau bildet infofern thatfächlich zwei Provinzen. Der Schwerpunft ruht in den 
beiven Kommunallandtagen, den beiden Yandesausihüfien und den beiden Landesdireftoren, 
von denen der des Caſſeler Bezirks zugleich Landesdirektor der Provinz ift. 


1. Der PBrovinziallandtag. 
Nah der Gejehgebung von 1823 beruhten die Provinziallandtage auf der ſtändiſchen 


Gliederung in Nitterfchaft, Städte- und Yandgemeinden, zu welcher in einigen Provinzen 
auch noch ein jogenannter Herrenjtand hinzutrat. Das Etimmenverhältnis war jedoch den 
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Verhältnifjen entfprechender als auf den Kreistagen, da die Nitterfchaft nicht in ihrer Ge- 
famtheit, fondern nur dur Vertreter teil nahm, fo daß auf den Zandtagen der reor- 
anifierten öftlihen Provinzen neben 190 ritterfchaftliden Stimmen, einfhließlih 16 
Lirilftimmen des Herrenitandes, 121 ftädtifche und 71 Stimmen von Landgemeinden ver- 
treten waren und demgemäß die Stimmen der Nitterfchaft fomohl im ganzen wie aud auf 
den einzelnen Zandtagen den Stimmen der beiden anderen Stände etwa gleihfamen. Als 
Sicherungsmittel beftanden überall Abftimmungen mit Zweibrittel-Majoritäten, Abftimmungen 
nad Ständen, itio in partes mit Einmiſchung der Regierung. Die Zufammenjegung des 
Provinziallandtags auf diefer altjtändifchen Grundlage beſteht gegenwärtig, auch nah Erlaß 
des Gefeges vom 19. Mai 1889, noch in Poſen, indem der dortige Provinziallandtag aus 
4 Virilftimmen, 22 Abgeordneten der Nitterfchaft, 16 der Städte und 8 der Landgemeinden 
gebildet wird (Gefeh vom 27. März 1824). 

Die Provinzialordnungen für die neuen Landesteile wichen davon nicht mefentlich 
ab. Der Provinziallandtag beitand für Hannover aus 31 Mitglieven vom Stande der 
großen Grundbefiger, von denen ſechs PVirilftimmen waren, und aus je 25 Abgeordneten 
der Städte und Landgemeinden; für Schleswig=Holftein aus 20 Mitgliedern vom Stande 
der größeren Grundbefiger, von denen 5 Birilftimmen waren, und aus je 19 Abgeorbneten 
der Städte und Landgemeinden; für den Negierungsbezirt Caſſel im erften Stande aus 
6 Abgeordneten der Ritterfchaft, einem Abgeordneten der Univerfität Marburg und den 
Häuptern der reichunmittelbaren Familien, ferner aus je 16 Abgeordneten der Städte, der 
Landgemeinden und der höchitbeiteuerten Grundbeſitzer bezw. Gemwerbetreibenden ; während 
Dagegen der Landtag des Regierungsbezirks Miesbaden infofern abweichend Eonftruiert war, 
als derfelbe in erjter Linie aus je zwei Abgeordneten der Kreife, daneben aus zwei Ver: 
tretern der größeren Grundbefiger und aus vier Standesherren beitand. 

Erſt die neue Provinzialordnung hat das Prinzip der ftändifchen Gliederung für die 
unmittelbare Bildung der Provinziallandtage gänzlich verlaffen und dasfelbe nur infofern 
noch mittelbar beibehalten, ala die Kreistage und in den Stadtkreiſen die vereinigten 
ftädtischen Behörden die Wahlen zum Provinziallandtage vornehmen und diefe ſelbſt auf 
ftändifcher Gliederung, wenigitens auf nterefjengruppen beruhen. Indeſſen ift eine direkte 
Geltendmahung des ftändifchen Prinzips bei diefen Wahlkörperfhaften infofern nicht mög- 
lich, als die Zahl der von den Kreistagen zu mwählenden Abgeordneten in der Regel nicht drei, 
fondern zwei beträgt. Die Gefahr einer Majorifierung einer diefer drei Gruppen durch Die 
beiden anderen liegt dagegen fehr wohl im Bereiche der Möglichkeit, insbefondere eine 
Majorifierung der Städte durch die Kreistagsabgeorbneten des platten Landes. In der 
That hat fi) die Lage der Städte erheblich verfchlechtert, da die Stimmen derjelben in den 
öftlichen Provinzen früher etwa den dritten Teil der Stimmen auf den Provinzialland- 
tagen gebildet hatten, während — nad dem thatſächlichen Zuftande bei Erlaß der Pro— 
vinzialordnung — mit Sicherheit nur auf die von den 13 felbjtändigen Stabtfreifen zu 
mwählenden 35 Abgeordneten gerechnet werden fonnte, die Wahl der übrigen 498 Abgeord- 
neten aber durch 2472 Großgrundbefiter, 2523 MWahlmänner der Landgemeinden und nur 
durd 1450 Vertreter der Städte beftimmt wurde. 


2. Der Provinzialausſchuß. 


Der erite Regierungsentwurf von 1873 beabfichtigte einen Provinzialausfhuß, der unter 
dem Vorfite des Yandesdirektors aus einer Anzahl vom Provinziallandtage gewählter Mit- 
glieder bejtehen und außer den Angelegenheiten des Provinzialverbandes auch nod die Ge- 
fchäfte der allgemeinen Landesverwaltung bejorgen follte, die jedoch damals nur gering 
bemefien waren. Es handelte fi alfo um das Analogon des Kreisausfhufles mit dem 
Unterschiede, daß für den Vorfig nicht ein Staatsbeamter mit fommunalem Beigefhmade, 
fondern ein reiner Kommunalbeamter beitimmt war. 

Indem num der zweite Regierungsentwurf von 1875 die Zuftändigfeiten der Provinz in 
Bezug auf Staatöverwaltungsangelegenheiten ftarf erweiterte, fo wurde zugleich, abaejehen 
von einer Vermehrung der Zahl der Mitglieder, der frühere Vorfchlag dahin modifiziert, 
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da ein Mechfel des Voriges zwifchen dem Vorfigenden des Provinzialausfchuffes, der nach 
der damaligen dee mit dem Vorſitzenden des Provinziallandtags felbit ftets identisch fein 
follte, und dem Oberpräfidenten, je nachdem es fi um Angelegenheiten der Provinz oder 
des Staats handle, einzutreten hatte, während der Landesdirektor lediglich zum beratenden 
Mitglievde des Provinzialausfchuffes gemadt worden war. Das Abgeordnetenhaus trat 
auch diefem Vorſchlage mit einer den Oberpräfidenten im Vorſitz noch weiter befchränfenden 
Änderung bei. Die Kommiffion des Herrenhaufes erfannte aber gen richtig, daß eine Ein- 
richtung, welche fchließlich zu zwei voneinander unabhängigen Borfigenden eines und des— 
felben Kollegiums gelangt, deren Recht auf den Vorſitz der Natur der Sache nad) nur 
höchſt unbeftimmt begrenzt fein fonnte und in Zweifelfällen erjt vom Oberverwaltungsgerichte 
feftgejtellt werden mußte, ein defperates Ausfunftsmittel fei und auf Mängel des Syftems 
ſelbſt hindeute. Man einigte fich unter diefen Umftänden fchließlih dahin, daß an Stelle 
des einen Ausſchuſſes zwei Ausſchüſſe gebildet werden follten. Der Provinzialausfhuß beiteht 
danach aus einem PVorfigenden, der feineswegs notwendig der Vorfigende des Provinzial- 
landtags zu fein braucht, aus dem Landespireftor und aus 7—13 vom Provinziallandtage 
aus den Provinzialangehörigen, mit Ausſchluß gemiffer Beamtenfategorieen, zu denen aber 
die Landräte nicht gehören, gewählten Mitgliedern. Derjelbe bildet gleihjam den Pro- 
vinziallandtag im fleinen, wie denn auch thatfächlich der Vorſitzende des Yandtags mehrfach 
zugleih zum Vorſitzenden des Ausſchuſſes gewählt worden ift; er hat demgemäß, wie aud) 
der Landtag felbjt, vor allen Dingen eine fommunale Kompetenz; er iſt jedoch bei der 
Staatöverwaltung menigitens infofern beteiligt, als der zweite fpecifiih dafür beftimmte 
Ausſchuß, der jogenannte Provinzialrat, von ihm aus den zum Provinziallandtage wähl- 
baren Provinzialangehörigen gewählt wird, fomweit es ſich dabei überhaupt um gewählte 
Mitglieder handelt. 


3. Der Landesdireftor. 


Der Landesdireftor (Landeshauptmann) hat mit den Gejchäften der allgemeinen Staats- 
verwaltung, mit der Aufficht über die Kommunen niederer und höherer Ordnung, mit den 
Polizei-, Militär-, Steuer, Kirhen- und Sculangelegenheiten gar nichts zu thun. Er ift 
vielmehr der befoldete Kommunalbeamte der Provinz, der vom Provinziallandtage gewählt 
wird, aber der Bejtätigung des Königs bedarf, die ohne Angabe von Gründen jederzeit 
verfagt werden fann und deren Verfagung nicht etwa die Folge hat, daß die Verwaltung 
auf den Provinzialausfhuß ſelbſt übergeht, jondern fchließlich zur fommifjarifchen Verwaltung 
der Stelle auf Koften des Provinzialverbandes führt. Das Verhältnis des Provinzial- 
ausfhufles und des Landespireftors bei diefer fommunalen Verwaltung beiteht aber im 
wefentlichen darin, daß der Provinzialausfhuß, der nur zeitweife zufammentritt, mehr die 
arundlegenden Entſcheidungen abgiebt und die laufende Verwaltung fontrolliert, während 
die Funktion des Landesdireftors eben in der Führung diefer laufenden Verwaltung beiteht, 
jo daß diefer alfo die Beichlüffe des Provinzialausfchuffes vorzubereiten und auszu— 
führen, insbefondere die Provinzialanjtalten und Einrichtungen zu leiten hat. Und dem 
entfpriht num auch die formelle Stellung beider Organe zueinander, indem der Landes— 
direftor zwar niemals zum Vorfienden des Provinzialausfchufles gewählt werben darf, weil 
dur dieſen Vorfig der Ausschuß leicht feine entfcheidende Einwirkung verlieren und zu 
einem bloßen Ornamente des Yandesdireftors werden fünnte, während er auf der andern 
Seite von Amts wegen Mitglied des Ausſchuſſes ift und demgemäß mit demfelben in engjter 
perfönliher Beziehung fteht. 

Dem Yandesdireftor fünnen übrigens nad näherer Beitimmung des Provinzialftatuts 
zur Mitwirkung bei Erledigung der Gefchäfte der gefamten oder einzelner Zweige der fom- 
munalen Verwaltung nod andere vom Provinziallandtage zu wählende obere Beamte ſowohl 
mit beratender als aud mit bejchließender Stimme beigegeben werden, fo daß alfo förmliche 
Zandespdireftorien fich bilden fünnen. 

Hannover weicht infofern ab, als die laufenden Gejchäfte der fommunalen Provinzial- 
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verwaltung durd ein aus drei Oberbeamten (Landesdireftor, erjter und zweiter Scharat) 
beitehendes Zandespireftorium geführt werden, wie auch der Landesdireftor nicht von Amts 
wegen Mitglied des Provinzialausſchuſſes ift. 


4. Der Dberpräfident. 


Oberpräfidenten im heutigen Sinne hat es im alten Staatswefen, da aud Provinzen 
nicht vorhanden waren, fofern man nicht diejenige Einteilung des Staats, melde ji auf 
die Provinzialminifterien bezog, dadurch bezeichnen will, nicht gegeben; nur daß die Prä— 
jiventen der Kriegs: und Domänenfammern, wenn fie gleichzeitig Präfidenten mehrerer 
Kammern waren, den Titel Oberpräfidenten führten. Aud die Steinjche Verordnung vom 
24. November 1808 kennt das Amt nod) nicht, obgleich der Gedanke in den Verhandlungen 
mehrfach erörtert war; erſt das Publifandum vom 16. Dezember 1808 hat dasfelbe ein- 
geführt, Die einzige pofitive Neufhöpfung, melde das Publifandum gegenüber der Ver: 
ordnung darbietet. Die Inftruftion vom 23. Dezember 1808 befagt das Nähere. Die 
neue Organifation war jedoch jo unbefriedigend ausgefallen, daß die Verordnung vom 
27. Oftober 1810 wieder jtillfehweigend darüber hinwegging!. Die definitive Einführung 
geſchah durch die Verordnung vom 80. April 1815 und die Inftruftion für die Ober: 
präjiventen vom 23. Oftober 1817. Cine erhebliche Erweiterung des Wirkungskreifes iſt 
dur die Kabinettsorbre vom 31. Dezember 1825 und die Inftruftion für die Oberpräfiventen 
von demjelben Tage, welche noch neuerdings bei der Ausdehnung des Amts auf die neuen 
Landesteile für maßgebend erklärt wurde, ſowie durch die neuefte Berwaltungsgejeggebung 
erfolgt. Wenn in früheren Zeiten der Nutzen einen ſolchen perfonifizierten Provinzial: 
verwaltung vielfach bejtritten worden iſt, namentlih im Jahre 1848, jo war fon immer 
auf die Spuren zu verweifen, welche Männer wie Binde in Meftfalen, Sad in Pommern, 
Schön in Preußen, Flottwell in Poſen und Weftfalen, Baſſewitz in Brandenburg 
zurüdgelaffen haben. Neuerdings find ſolche Angriffe gänzlich verſtummt. 

Der Wirkungsfreis ift gegenwärtig ein dreifacher. Die Oberpräfidenten haben erjtens 
die eigene Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, welche, über den Bereich einer Re— 
gierung hinausgehend, die Gefamtheit der Provinz betreffen, wie die allgemeinen Sicherheits: 
anftalten, die Verhandlungen mit den fommandierenden Generalen über alle Angelegenheiten, 
welche das ganze Armeecorps betreffen, jowie die Wahrnehmung des ius circa sacra; in 
allen diefen Beziehungen find fie die unmittelbare Inſtanz der betreffenden Provinzial- 
behörden und namentlih die Regierungen find ihre Organe. Sie haben ferner die Ober: 
aufficht über die Verwaltung der Regierungen, der Provinzialjteuerdiveftionen und der 
Generalfommifjionen, indem fie im Namen der Minifter mehr in der Nähe und an Drt 
und Stelle eine genaue und nicht bloß formelle Kontrolle über ſämtliche Unterbehörden 
Hühren follen, die fich aber andererfeits nur auf die Adminiftration im ganzen erftreden, für Die 
Übereinftimmung der Verwaltungsgrundfäge und die Konfequenz der Ausführungsmaßregeln 
forgen, nicht aber zu einer Zwiſcheninſtanz führen foll und praftifch teils durch gelegentliche 
Teilnahme an den Situngen teil durch die Einfiht in die Berichte an die Minifter und 
die bei diefer Gelegenheit abgegebenen Bemerkungen geübt wird; jedoch find die fpeciellen 
Beziehungen des Oberpräfidenten zu der an feinem Amtsfig befindlichen Regierung, für 
welche er regelmäßig zugleich als Regierungspräfident fungierte, durch die neue Verwaltungs- 
gefeggebung gelöft. Endlich haben die Oberpräfiventen teils als folche, teils als Vorfigende 
des Provinzialrats eine Anzahl einzelner Berwaltungsgegenftände endgültig bezw. als 
Zwifcheninftang zu entjcheiden, fie find namentlich Yandespolizei-, Volizeiauffichts- und Kom: 
munalauffichtsbehörven, lehteres beides jedod nur über die Städte in zweiter und letter 
Inſtanz; fie haben außerdem die Ernennung der Amtsvorjteher, die Bejtellung der Standes- 
beamten und die Abgrenzung der Standesamtsbezirfe. 

Der Wirkungskreis der Oberpräfidenten hat fih nun aber außerdem ſtets auch auf die 


1E. v. Meier, Reform der Verwaltungdorganifation S. 193 ff. 
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Provinzial-Kommunalverwaltung bezogen, indem fie zwar nicht Vorfigende, wohl aber 
Königlihe Kommiſſarien auf den Provinziallandtagen und außerdem in weiten Umfange 
mit der Verwaltung der fommunalen Inſtitute befaßt waren. Auch nad der neuen Pro- 
vinzialordnung hat der Dberpräfident die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung und Sclie- 
fung des Landtags, er ift überhaupt die Mittelöperfon bei allen Verhandlungen der Staats- 
behörde mit dem Landtage, er teilt demfelben insbefondere auch die Vorlagen der Staats- 
regierung mit und empfängt die abzugebenden Erklärungen und Gutachten ; er ift befugt, 
den Sitzungen beizumohnen und jederzeit gehört zu werden. Er führt aber auch außerdem 
die Aufficht über die fommunale Brovinzialverwaltung und fann demgemäß über alle Gegen— 
ftände derſelben Auskunft erfordern, die Einfiht der Akten, insbefondere auch der Haus» 
haltsetat3 und Jahresrechnungen verlangen, ſowie Geſchäfts- und Kaffenrevijionen an Ort 
und Stelle veranlafjen; er iſt endlich berechtigt und verpflichtet, Beichlüffe des Landtags 
und des Ausſchuſſes, welche die Gefege verlegen, von Amts wegen mit auffchtebender 
Wirfung anzufechten, vorbehaltlich der Entfcheidung des Oberverwaltungsgerichts. 

Wie der NRegierungspräfident, fo hat aud der Dberpräfident ein Bureau, an deſſen 
Spitze der Oberpräfidialrat jteht, der auch den Oberpräfidenten in Behinderungsfällen vertritt. 


5. Der Provinzialrat. 


Der Provinzialrat ift gleich dem Bezirksausſchuſſe eine Staatsbehörde, was in der 
Überfchrift des betreffenden Abſchnittes der Provinzialordnung förmlich zum Ausdrud ge- 
bracht war und was gegenwärtig noch augenfälliger dadurch geworben ift, daß der betreffende 
Abſchnitt aus der Provinzialordnung in das Zandesverwaltungsgefeg übernommen worden ijt. 
Der Provinzialrat ift aber im Unterfchieve vom Bezirksausſchuſſe eine reine Verwaltungs: 
behörde, deren Zuständigkeit im Verhältnis zum Bezirfsausfhuffe durch das neue Zuftändig- 
keitsgeſetz erheblih eingefchränft ift. Er bildet aljo auch nur in fogenannten Beſchluß— 
ſachen die höhere Inſtanz über den Bezirksausfhüfien, während die Verwaltungsitreitfachen 
mit den Nechtsmitteln der Revifion, feltener der Berufung an das Dberverwaltungsgericht gehen. 
Die Beichlüffe des Provinzialrats find meiſt endgültig, mögen die betreffenden Sachen 
in zweiter oder in erſter Inſtanz an denfelben gelangt jein. 

Der Provinzialrat befteht unter dem Vorfite des Oberpräfidenten aus ernannten und 
gewählten Mitgliedern; nah dem urfprünglihen Beichluffe des Herrenhaufes aus zwei er: 
nannten und vier gewählten, nach dem Beſchluſſe des Abgeorbnetenhaufes, dem fich die 
beiden anderen Faktoren gefügt haben, aus einem ernannten und fünf gewählten Mitgliedern; 
der ernannte Beamte muß ein höherer Verwaltungsbeamter fein, der nicht mehr die Be- 
fähigung zum Richteramte zu beſitzen braucht; die fünf gewählten Mitglieder werden, mie 
die gewählten Mitglieder der Bezirksausſchüſſe, vom Provinzialausfhuffe gewählt; der Pro- 
vinzialausfhuß war nach der Provinzialordnung bei der Mahl der Mitglieder des Provinzial: 
rats an feine eigenen Mitglieder gebunden, während durd das Organifationsgefeb alle zum 
Provinziallandtage wählbaren Provinzialangehörigen für wählbar erklärt worden find. Im 
übrigen finden auf die Wahlen, auf die gewählten Mitglieder und auf die Beichlußfähig- 
feit die hinfichtlih der Bezirfsausfchüffe hervorgehobenen Beitimmungen Anwendung. 


VI Die Verwaltung der Kommunalverbände im engeren Sinne, 


Als Zwiſchenſtufen zwifchen den Kreifen und Provinzen und zugleih als Denkmäler 
der allmählichen Entjtehung des Staats beitanden in den Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Sachſen und Schlefien noch fogenannte Kommunalverbände im engeren Sinne, in der Provinz 
Brandenburg die Kommunallandtagsverbände der Kurmark, der Neumark und der Nieder- 
laufis, in der Provinz Pommern die Verbände von Altpommern und von Neuvorpommern, 
in der Provinz Sachſen der Verband der Altmark und in der Provinz Sclefien der Ver- 
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band der Dberlaufis. Diefe Verbände hatten zwar mit der Staatöverwaltung fehr wenig, 
mit der Kommunalverwaltung aber fehr viel zu thun, indem in der Negel jeder derjelben 
einen eigenen Yandarmenverband bildete, feine befonderen Irren-, Taubjtummen:, Blinden-, 
Heile und Pflegeintitute, feine eigenen Hülfsfafjen, gemeinfame Fonds und Schulden befaß, 
fo daß dadurch namentlich in Brandenburg und Pommern der fommunale Wirfungsfreis 
der Provinz faſt abjorbiert wurde. Die Verfaſſung diefer Verbände beruhte im ganzen auf 
den Grundfägen der älteren Verfafjung der Provinzialftände, jo daß insbefondere in 
Pommern die Provinziallanditandfhaft mit der Kommunallandſtandſchaft durchaus zufammen- 
fiel und die Abgeordneten der beiden Kommunallandtage zugleih den Provinziallandtag 
bildeten ; indefjen näherte fih die Verfaffung der beiden laufitifchen Verbände in noch 
höherem Maße dem altlandjtändiichen Typus, während der altmärkiſche Rommunallandtag 
mehr nad) dem Vorbilde der älteren Kreistage eingerichtet war. Als Organe der laufenden 
Verwaltung erjchienen die altpommerjche Landftube, die neuvorpommerfchen Landkaſtenbevoll⸗ 
mächtigten, der neuvorpommerfche Zandjyndifus u. f. m. — Durch die neue Provinzialordnung 
find nun nicht etwa diefe Kommunalverbände einfach aufgehoben, fie find aber auch anderer- 
feits nicht, wie die Regierung anfangs vorgefchlagen hatte, bis zu einer in unbeitimmte 
Ausfiht geftellten gefetlihen Aufhebung einfach beftehen geblieben; es wurde vielmehr 
grundfäglich die Aufhebung derfelben, unter Übertragung der bisherigen Nechte und Pflichten 
auf die Provinzialverbände, mwenigftens ſoweit es fih um die Fürſorge für Landarme, 
Geiftesfranfe, Taubjtumme, Blinde und Idioten handelt, bis jpätejtens zum 1. Januar 1878 
ausgefprodhen. Die Regelung diefer Aufhebung war zwar zunächſt dem Übereinfommen 
zwifchen den gegenfeitigen Vertretungen unter minifterieller Genehmigung überlaffen, erforder- 
lichen Falls aber einer föniglihen Verordnung anheimgegeben. Im übrigen jollten dieſe 
Verbände, fomweit es fi um die bloße Vermögensverwaltung oder um die Verwaltung ihrer 
befonderen Stiftungen oder einzelner mit der Provinzialverwaltung nicht follivierender In— 
ftitute und Einrichtungen handelt, vorläufig erhalten bleiben, indem ihre Umbildung oder 
Aufhebung im Wege der Geſetzgebung ausdrüdlich vorbehalten wurde. Solche Geſetze find 
hinfichtlih der fommunaljtändischen Verbände in der Provinz Pommern und hinfichtlich 
des fommunalftändifhen Verbandes der Neumark unterm 18. bezw. 19. Sanuar 1881 er- 
gangen, fo daß gegenwärtig nur noch die Verbände der Kurmark, der Altmark und die 
beiden Lauſitzer in jener geminderten Bedeutung fortbeitehen. Auch in der Provinz Han- 
nover find die analogen Verbände der fieben fogenannten Landfchaften zur Wahrnehmung 
fommunaler Angelegenheiten der Landſchaftsbezirke, insbefondere des landjchaftlichen Ver— 
mögens, landfchaftlicher Stiftungen, Inſtitute und Anlagen, und mit der Befugnis, die Yand- 
chaftsbezirfe unter Genehmigung der Staatsregierung mit Beiträgen und Lajten für Yand- 
Ichaftszwede zu belaften, beftehen geblieben. Die Kommunallandtage der Regierungsbezirfe 
Gafjel und Wiesbaden gehören in diefen Zufammenhang nid. 


VII. Die Provinzial und Bezirksperwaltung in Bezug auf die Stadt Berlin. 


Es find fehr bedeutende Modififationen der neuen Organifationsgefeggebung erforderlich 
geweſen, um diejelbe für eine Stadt anwendbar zu machen, melde an Einwohnerzahl dem 
Großherzogtum Baden, dem Haushalte nad dem Königreiche Württemberg etwa gleichiteht. 

1. Was zunächſt die Provinzialverwaltung betrifft, jo ift zwar die Stadt Berlin nicht 
jelbjt zu einer Provinz erhoben, wohl aber aus der Provinz Brandenburg ausgejchieden 
und bildet nit nur in fommunaler fonden aud in abminiftrativer Beziehung einen 
jelbftändigen Bezirl. Das Ausſcheiden in kommunaler Beziehung iſt bereits durch Die 
Provinzialordnung erfolgt; Berlin hat damals eine befondere, von der der Provinz Bran- 
denburg abgezweigte Dotation erhalten mit der Verpflichtung, die den provinziellen 
Kommunalverbänden durch die Geſetze, insbeſondere durch das Dotationsgeſetz auferlegten 
Aufgaben zu erfüllen. Berlin bildet demgemäß einen eigenen Landarmenverband und hat 
die Fürſorge für das Irren-, Taubſtummen-, Blinden-, Korrigendenweſen u. ſ. w.; eine 
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befondere Organifation bejteht jedoch nicht, vielmehr werden die Funktionen des Provinzial: 
landtages, des Provinzialausfchufjes und des Landespireftors von Magiftrat und Gtabt- 
verorbneten wahrgenommen. Die in der Provinzialordnung vorbehaltene Bildung eines 
bejonderen Kommunalverbandes aus der Stadt und den umliegenden Ortſchaften ift durch 
das Organiſationsgeſetz befeitigt, nachdem bei wiederholter Vorlage bezüglicher Gefeß- 
entwürfe fi jchon bei der Kommiffionsberatung herausgeftellt hatte, daß die Unterbrüdung 
und Majorifierung der Anfchlußgebiete, wie beim Seinedepartement, bejtehend aus Paris 
und den Arrondifjements von St. Denis und Sceaur, die natürliche Folge fein würde. — 
Das Ausscheiden aus der Provinz Brandenburg in adminiftrativer Hinficht ift durch das 
Drganifationsgefeb erfolgt, hat aber infomweit nur eine formelle Bedeutung, als der Ober- 
präjident der Provinz Brandenburg zugleih auch Oberpräfivent von Berlin ift und ebenfo 
das Provinzialfhul: und Medizinalfollegium, die Generalftommiffion und die Direktion der 
Rentenbant für beide Verbände gleichzeitig fungieren. Einen Provinzialrat giebt es für 
Berlin nicht, da es an einem Provinzialausfhuß fehlt, um einen folden zu wählen, und die 
jtädtifchen Kollegien als ungeeignet zu betrachten find, um ein Organ zu fchaffen, welches im 
wejentlichen zur kommunalen Auffiht und zur Entfceidung von Konflikten zwifchen Stadt 
und Volizei (Feſtſtellung von Fludtlinien, Einführung öffentliher Schladhthäufer, Enteig- 
nungsſachen) bejtimmt tft; an die Stelle des Provinzialrats tritt in den Fällen, in welchen 
— in erſter Inſtanz beſchließt, der Oberpräſident, in den übrigen Fällen der zuſtändige 
iniſter. 

2. Was ſodann die Bezirksverwaltung betrifft, ſo iſt die Stadt Berlin ebenfalls aus 
dem Regierungsbezirke Potsdam ausgeſchieden. Die Zugehörigkeit war inſofern immer ſchon 
eine ziemlich loſe geweſen, als der Berliner Polizeipräſident ſeit 1822 neben der Orts- auch 
die Landespolizei verwaltete, während die Schulſachen vom Provinzialſchulkollegium, die 
Kirchenſachen vom Konſiſtorium, die direlten Steuern von einer beſonderen Behörde be— 
arbeitet wurden, ſo daß, da es Domänen- und Forſten nicht gab, die Kompetenz der Re— 
gierung ſich weſentlich auf die kommunale Aufſicht und daneben auf Sparkaſſenangelegen— 
heiten, Mobilmachungsſachen, Servis- und Einquartierungsſachen, auf politiſche Naben, 
nvalivenangelegenheiten 2c. beſchränkte. Dies Neffort hätte jtreng genommen bei der Auf- 
löfung der Abteilung des Innern auf den Potsdamer Regierungspräfidenten übergehen 
müffen, iſt jevod nad) langem Streit bei der Beratung des Organifationsgefeßes und auf 
Grund eines mühſamen Kompromifies, bei dem die Negierung formell geſiegt hat, aber 
materiell unterlegen ift, auf den Oberpräfidenten übergegangen (Verordnung vom 26. Ja— 
nuar 1881). Bon der Bildung eines Bezirksrats mußte aus denjelben Gründen, welde 
die Bildung eines Provinzialrats unthunlich gemadt hatten, abgejehen werden, da die ob» 
waltenden Schwierigfeiten auch durch das bei Beratung des Drganifationsgefeges im Herren- 
haufe in leter Stunde eingebradhte Amendement v. Forkenbeck, mwonad der Berliner 
Bezirförat unter dem Vorfige des Oberpräfidenten aus drei vom Minifter des Innern er: 
nannten Verwaltungsbeamten und aus drei von Magiftrat und Stabtverorbneten gewählten 
Mitgliedern zufammengefegt fein follte, keineswegs aehoben wurden. Das Drganifations- 
geſetz hat deshalb vorgefchrieben, daß an Stelle des Bezirfsrats (ſoweit nicht durch befondere 
Geſetze der Stadtausfhuß für fompetent erklärt wird) der Oberpräfident und an Stelle des 
‘Provinzialrats bei erjtinitanzlihen Beſchlüſſen gleichfalls der Dberpräfident, ſonſt der zu— 
ftändige Minifter tritt. Dagegen war von vornherein die Bildung eines Bezirtsverwaltungs- 
gerihts, obwohl ähnliche Bedenken entgegenftanden, zugelaffen. Es befteht demgemäß auch 
jest ein Bezirksausſchuß; die Stelle des Regierungspräfidenten als Vorfigenden vertritt ein 
vom König ernannter Präfident, der auch im Nebenamt ernannt werden fann und nur nicht 
aus den Beamten des Polizeipräfidiums genommen werden darf, was ſich jevod auf die 
beiden andern ernannten Mitglieder nicht bezieht; die übrigen Mitglieder werden von 
Magiftrat und Stabtverordneten gewählt, jedoch find die Mitglieder beider Kollegien von 
der Wählbarkeit ausgefchloffen. Die Zuftändigkeit bezieht ſich natürlih nur auf Verwaltungs- 
ſtreitſachen, unter denen die Klagen gegen ortöpolizeilihe Verfügungen keineswegs ausge: 
nommen find; für die fonft im Beichlußverfahren zu behandelnden Sachen tritt prinzipiell 
der Oberpräfident an die Stelle des Bezirksausſchuſſes. 
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VII. Die Gentralverwaltung !. 


Noch während des ganzen jechzehnten Jahrhundert? war die Staatöverwaltung der fur- 
brandenburgifchen Länder in hohem Grade einfah. Die meiſten der heute an den modernen 
Staat gejtellten Anforderungen waren noch nicht erhoben. Die Negierung war noch eine wejent- 
lich perfönliche wie für die übrigen Zweige der Erefutive, jo auch im ganzen für die Rechts— 
pflege. Neben dem Kurfürjten gleichſam als fein Stellvertreter erfichien der Kanzler; er leitete 
nicht nur als Vorjteher des 1516 gegründeten Hof und Kammergerihts fämtliche Nechtsange- 
legenheiten, fondern er war auch gewiſſermaßen der alles dirigierende Minifter. Alle landes— 
herrlichen Ausfertigungen gingen notwendig durch feine Hände, weil die Kanzlei ihm unter- 
geben und das Siegel feinem Gewahrfam anvertraut war. Es gab neben ihm vertraute 
oder geheime Näte, die entweder aus der Ritterſchaft oder aus der Klafje der Nechtögelehrten 
genommen wurden; fie hatten noch fein beitimmtes Nefjort; regelmäßige Zuſammenkünfte 
fanden nicht jtatt. Außer denjenigen, welche fich dauernd bei Hofe aufhielten, gab es aud) 
„Seheimräte von Haufe aus“, die das Necht hatten, ſich regelmäßig auf ihren Gütern oder 
an anderen Orten frei von Natsbefchäftigungen aufzuhalten, und nur verpflichtet waren, auf 
bejonderes Erfordern zu ericheinen und entweder ihre Meinung abzugeben oder bejtimmte 
einzelne Gefchäfte, namentlich diplomatische Sendungen, „Schickungen“, zu übernehmen. Die 
ältefte märfifche Staatsverwaltung ift jomit eine eigentümliche Kombination von Berufs- 
und Ehrenamt. 

Unterm 5. Januar 1605 errichtete dann Johann Friedrich einen ftehenden ge— 
heimen Rat, den geheimen Staaterat, deſſen Kompetenz fich ziemlich auf alle damals vor- 
handenen Zweige der Staats: und Landesverwaltung eritredte; im Wordergrunde jtand 
wiederum das Finanzweſen, injonderheit die Sorge für das Kammergut, „daraus wir den 
nervum rerum gerendarum nehmen müfjen“. 

Es hat dann der Große Kurfürft in einer Inſtruktion vom 4. Dezember 1651 den 
Anjtoß zu einer Einteilung des Staatsrates in Departements gegeben?. Als folde er- 
jcheinen zu Ende des fiebzehnten Jahrhunderts für die Verwaltung des Innern und der 
Finanzen einerfeits das Generalfommifjariat als Oberbehörde für die Kriegsfommiffariate, 
andererfeitS das Domänendireltorium als Dberbehörde für die Amtsfammern. Friedrich 
Wilhelm I hat gleichzeitig mit der Vereinigung jener Unterbehörden auch diefe Oberbe- 
hörden vereinigt? und überhaupt dem geheimen Staatsrate diejenige Geftalt gegeben, die er 
bis 1808 gehabt hat. Derfelbe zerfiel danach in drei große Departements, in das Kabinett3- 
minifterium für die auswärtigen Angelegenheiten, in das Generaloberfinanz:, Kriegs- und 
Domänen: Direktorium, das fogenannte Generaldireftorium für Finanzen und Inneres, und 
in den geheimen Juſtizrat für Nechtöpflege, geiftlihe und Unterrichtsangelegenheiten. Das 
Seneraldireftorium bejtand zulegt aus neun dirigierenden Staatsminiftern, die für allgemeine 
Angelegenheiten ein Generaldepartement bildeten und deren jeder an der Spite eines Special- 
departements ftand. Die letteren beruhten teils auf realer, teils auf provinzieller Grund: 
lage, indem das Berg: und Hüttenwejen, — das Accife-, Zolle, Salz, Fabrikenweſen, — 
die allgemeinen Militärangelegenheiten, — endlich das Kafjen-, Münz-, Stempel-, Bant-, 


ı Cosmar und Klaproth, Der m... preußiiche und kurfürſtlich brandenburgifche wirt: 

* mn Staatörat. Berlin 1805. S. 79 ff.; Dohm, Denkwürdigfeiten IV 85 ff.; v. Baſſe— 
. ©. 135 ff., III 105 ff.; Reuter, König Friedrich Wilhelm I und das Generaldirektorium 
Gelränf für preubifche Gehichte und Landestunde. Jahrg. 1875. S. 724 ff.); Förfter, Friedrich 
ilhelm I. Bd. II S. 160 ff.; Droyien, Geſchichte 8* preußiſchen Politik II⸗ 73: a 
Zwölf Bücher II les ff.; e" v. Meier, Reform der Berwaltungsorganiation S. 3 ff., 11 ff.: 
Stölzel, Brandenburg - Preußens Rechtsverwaltung und Rechtsverfa ung. 2 Bode. en 1838 
(ein grundlegendes Wert). 
? Val. darüber Droyien a. a. O. Ile 73. 

8 Die Inftruftion vom 20. Dezember 1722, bis auf die Abfaſſung das perſönliche Werk Friedrich 
Wilhelms I, eins der intereffantejten Atenftüde für die Geihichte der preußiichen Verwaltung, ift 
zuerſt veröffentlicht bei Förſter, Friedrich Wilhelm I. Bd. II 1835. S. 173— 255; fie fegt übrigens 
die Bereinigung der Kriegstommiifariate und Amtsfammern noch nicht voraus. 
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Lotterie-, Poft- und Medizinalwefen in vier Departements für den gefamten Staat, da— 
gegen das Domänenweien, die direften Steuern, die Forften, die Polizei in fünf Pro- 
vinzialdepartements verwaltet wurden, von denen das erfte die Provinzen Brandenburg, 
Pommern und Südpreußen, das zweite Anſpach und Bayreuth, das dritte Oſt-, Weit: und 
Neuoftpreußen, das vierte die niederſächſiſchen und weftfälifchen Provinzen, das fünfte 
Schleſien — letteres in größerer Selbitändigfeit als die übrigen — umfaßte. 

Im Anſchluß an eine ſchon vor Ausbruch des Krieges vorgelegte Denkfchrift über die 
fehlerhafte Drganifation des Kabinett und die Notwendigfeit der Bildung einer Minifterial- 
fonferenz forderte der Minifter v. Stein im November 1806 von neuem auf das nad): 
drüdlichite „Reaftivierung des Staatsrats in der Form, wie durch ihn alle Grundeinrich- 
tungen emanierten, wodurch ber preußifche Staat feine bewunderte, von Größeren oft be— 
neidete, von Schwächeren gefürchtete Größe gewann, die gefehliche Vereinigung der Minifter 
zu unmittelbarem Vortrag und gemeinfhaftlicher Prüfung der für jedes Fach der Verwaltung 
zu fanktionierenden Grundfäge”. 

Die Merffteine in der weiteren Entwidlung find dann in dem Nafjauer Entwurfe 
vom Juni 1807, in dem Berichte vom November 1807 und in der zwar genehmigten, 
aber nicht publizierten Verordnung vom 24. November 1808 gegeben. Das Wejentliche 
war eine geniale Kombination von Staatsminifterium und Staatsrat, um die Energie und 
die Intelligenz der Adminiftration zu verbinden. Durd die Verordnungen der Folgezeit, 
insbefondere dur das Publifandum vom 16. Dezember 1808 und durd das Gejeh vom 
27. Dftober 1810, ift zwar die Organifation des Staatsminifteriums im weſentlichen nad) 
Steinjhem Plane in einer für die Erefutive vereinfachten Gejtalt bewirft worden, 
während dagegen die Organifation des Staatsrats nad den Verordnungen von 1810 und 
1817 hinter den Steinfchen Plänen zurüdblieb!. 


Zweites Kapitel: England’, 


I. Das Lofalgovernment. 
1. Das Kommunalweſen. 


Das Kommunalweſen bildet im engliſchen local government den ſchwächſten Punkt. 
Insbejondere giebt es Landgemeinden in unferem Sinne überhaupt nicht, fowenig wie es 
eigentlihe Dörfer und einen Stand felbftändiger ländlicher Grundbefiger giebt; die unbe: 
dingte Verfügbarfeit über den Grund und Boden hat vielmehr in England zur Bildung 
großer Gutsfomplere geführt; die Bevölferung des platten Landes beſteht aus Pächtern, 
Tagelöhnern, Gewerbtreibenden, Schenkwirten. 

Die unterfte Stufe des englifhen Kommunalmejens bilden die Kirchfpiele, welche im 


1E. v. Meier, Reform der Verwaltungsorganifation S. 177 ff., 188 ff., 190 ff. 

2 Die Arbeiten Gneifts ftellen alles übrige in den Schatten, diefelben bieten durch Bewäl— 
tigung und Sichtung eines ungeheuren Materials das Syſtem der englifhen Staatsvermwaltung in 
einer Vollendung dar, die von englifchen Bearbeitern nicht einmal angeftrebt worden ift; das Gneiftiche 
Werk erichien zuerft unter dem Gefamttitel: „Das heutige englifhe Berfafiungs- und Bermwaltungs- 
recht“ in zwei Teilen, von denen der erfte „Geihichte und Organismus der Amter“ 1857, der zweite 
„Geihichte und Organismus der Kommunalverwaltung* 1859 erfchien. Die zweite Auflage hat dann 
den Gejamttitel aufgegeben und jeden der beiden Teile jelbftändig, aber nunmehr in je zwei Bänden 
erfcheinen laſſen; es erfchien zuerjt 1863 die „Geichichte und beutige Geftalt der engliihen Kom— 
munalverfafjung oder das Selfgovernment*, jodann 1867 „Das engliihe Berwaltungsreht mit 
Einſchluß des Deeres, der Gerichte und der Kirche*. Endlich ift der erfte der beiden Teile 1871 in 
dritter Auflage erichienen, aber nunmehr wiederum nur in einem wenn auch fehr ftarfen Bande 
und unter dem veränderten Titel: „Selfgovernment, Kommunalverfafiung und Berwaltungsgerichte 
in England“. Dazu fommt nod: „Verwaltung, Juftis, Rechtsweg, Staatöverwaltung und Selbit- 
verwaltung nach englifchen und deutichen Verhältniſſen mit befonderer Nüdfiht auf Verwaltungs 
reformen und Kreisorbnungen in Treußen“. 1869. 
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Anſchluß an die beftehenden Pfarrfyfteme das platte Land zu größeren Nerbänden zufammen- 
fafjen, die Städte in Bezirke teilen, ohme daß jedoch die urfprüngliche Identität mit den 
Pfarrſyſtemen überall feitgehalten wäre, indem die Zahl der Givilfirchipiele die Zahl der 
eigentlichen Kirchipiele beträchtlich überfteigt. Sie find von der verfchiedenften Größe, mande 
mit 50, die meijten mit 300— 800, einzelne ſtädtiſche Kirchipiele bis zu 20000, ja bis zu 
100000 Einwohnern. Die Gejamtzahl beläuft fi) etwa auf 15500 und es giebt feinen 
Fußbreit englijchen Bodens, der nicht zu einem Kirchfpiele gehörte. In dieſen Kirchſpielen 
hatte nun das englifche Kommunalweſen in früherer Zeit feinen Echwerpunft, indem ſich 
dasjelbe gleichzeitig auf die kirchliche und mweltlihe Gemeindeverwaltung, auf die Kirchen— 
baulajt wie auf das Armen-, Gefundheits- und MWegebaumefen bezog, Während nun aber 
für die firhlihe Seite diefer Verwaltung ſchon früh eine unmittelbare Teilnahme der Kirch: 
jpielsgenoffen ſich gebildet hatte, deren Verfammlungen regelmäßig in der Safriftei (vestry) 
ftattfanden und entweder aus ber Gejamtheit der Steuerzahler (general and open vestry) 
oder aus einer Nepräfentation derjelben (select vestry) bejtanden, die dann zwar bald 
genug durch Kooptation gegen die übrigen Kirchipielsgenofjen ſich abſchloß, fo ift diefe Ver- 
fajjung auf die weltlihen Gejchäfte des Kirchipiels niemals ausgedehnt worden, für welche 
es daher an jeder Nepräfentation der Steuerzahler fehlt, obzleich feit lange die Armenjteuer 
allein um das Zwanzig-, ja Dreißigfache die Kirchenfteuer überſtieg; es fehlte aber außerdem 
an einem eigentlihen Kommunalamte in unferem Sinne, da es ein fommunales General- 
organ überhaupt nicht giebt und die für die einzelnen fommunalen Gefchäfte im Ehrenamt 
fungierenden Armen, Wege-Auffeher u. ſ. w. nicht wie die Kirchenvorfteher gewählt, jondern 
von den Friedensrichtern ernannt werden; es ijt demgemäß ganz richtig, wenn ein neuerer 
engliſcher Schriftiteller behauptet, daß die Berölferung der englifchen Kirchipiele in diejem 
Augenblide weniger Anteil an der Xofalverwaltung habe als Jahrhunderte vor und nad) 
der Eroberung und weniger als die franzöfifchen Bauern während des 18. Jahrhunderts. 

Die Kommunalverwaltung der Kirchipiele ift aber überhaupt durd die Entwidlung der 
legten Jahrzehnte ſtark eingefchränft, indem die wichtigften der bisherigen Kirchipielsfunftionen, 
insbefondere die Armenpflege, der Wegebau und das Gefundheitsmwefen, auf größere Verbände 
übertragen wurden, denen gegenüber die Kirchipiele von ſelbſtändigen Gliedern allmählich zu 
bloßen Bezirken herabgejunfen find, mit der Beltimmung, in ihren Armen: und Wegeauf— 
jehern die Organe herzugeben, welche die Beichlüffe der Verbände zur Ausführung bringen, 
insbefondere die Steuern beitreiben und die Liften führen. 

Für diefe Verbände giebt es nun allerdings fommunale Organe, die fogenannten boards 
of guardians, bejtehend einerfeit3 aus den aftiven Friedensrichtern des Bezirks, die indes 
den dritten Teil der Gefamtheit der Mitglieder nicht überfteigen dürfen, und andererjeits 
aus Deputierten der einzelnen Kirchfpiele, die von den Kirchſpielsgenoſſen nad einem Sechs— 
klaſſenſyſteme in Gemäßheit der Plurality of Votes in der Weife gewählt werben, daß bis 
zu 900 Mark Grundjteuer eine, bis zu 1800 Mark zwei, bis zu 2700 Mark drei, bis 
zu 3600 Mark vier, bis zu 4500 Mark fünf, über 4500 Mark ſechs Stimmen abgegeben 
werden, was man übrigens aud jo ausdrüden fann, daß bei einem Grundjteuerbetrag von 
über 4500 Mark eine volle, zu 4500 Mark Pe, zu 3600 Mark *s, zu 2700 Mark 
6, zu 1800 Mark ®s, zu 900 Mark Y/s Stimme abgegeben wird. Die ausführenden 
fommunalen Organe find aber im Durchſchnitt nicht ſowohl Ehrenämter als befoldete Amter. 

Dabei find für jede einzelne diefer Funktionen befondere Verbände gebildet, die ſich 
ihrem äußern Umfange nad feineswegd deden. Die älteften derfelben find die Armenver— 
bände, deren es im ganzen 647 giebt, melde im Durchſchnitt 23 Kirchjpiele mit etwa 
27000 Einwohnern umfaffen, ausnahmsweife aber mit einzelnen größeren Kirchjpielen zu— 
fammenfallen und feineswegs immer Teile einer und bderfelben Graffchaft bilden, vielmehr 
in einer Reihe von Fallen Teile verfchiedener Grafſchaften in fich begreifen. Dieſen Armen- 
verbänden jtehen die Wegeverbände, im ganzen 724, völlig jelbjtändig gegenüber. Dagegen 
fallen die Gefundheitsverbände mit den Armenverbänden fowohl hHinfichtlich des Umfanges 
als auch hinjichtlic der Organifation regelmäßig zufammen, namentlich dann, wenn die be- 
treffenden Verbände fich auf das platte Land befchränfen, während in den anderen Fällen 
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eine einfache Abtrennung des platten Landes und der ländlichen Mitglieder des board zum 
Zwede der Bildung des Gefundheitsverbandes bezw. des Gefundheits-board ftattfindet. 

Eine eigentümlide Stellung in diefem Kommunalwejen fommt einer Anzahl von 
Städten zu. Es find drei Klaffen derfelben zu unterfcheiden, Städte mit eigentlicher 
Stadtverfaffung, Städte ald Local Board Distriets und Städte unter Improvement 
Commissions. 

Die Städte mit eigentlicher Stabtverfafjung, municipal boroughs oder corporate 
towns, im ganzen 227, find im großen und ganzen zugleich diejenigen Städte, welche eine 
eigene Vertretung im Haufe der Gemeinen haben, fogenannte parliamentary boroughs, 
ohne daß indeffen diefe Begriffe ſich vollitändig deden, indem einige municipal boroughs 
ohne parlamentarifches Wahlrecht, einige parliamentary boroughs ohne municipale Ver- 
fafjung find. Diefe Städte bilden nun die vollfommenften Organismen auf dem Gebiete 
des englifchen Kommunalweſens, find aber weit davon entfernt, eine einheitliche ftädtifche 
Verfaffung und eine einheitliche ſtädtiſche Verwaltung in unferem Sinne zu befiten, indem 
es in jeder diefer Städte eine Mehrheit von Organen giebt und nicht einmal die eigentliche 
Kommunalverwaltung in den Händen der eigentlich ftädtifchen Organe ſich konzentriert findet, 
während von einer gleichzeitigen Verwaltung der Staatögefhäfte durch Kommunalorgane 
überhaupt feine Rede ift. Das hauptfählihe Organ für die ftädtifhe Kommunalverwaltung 
ift das Couneil, welches in früheren Zeiten völlig oligarchiſch war, feit der Reformafte von 
1835 aber, wie auch nad) der jet geltenden Municipal Corporations Act vom 18. Auguft 
1882 — 45 und 46 Victoria ce. 15 — von der Bürgerfchaft gewählt wird. Zur 
Bürgerfchaft gehört jeder, der feit einem Jahre in der Stadt wohnt, feine Steuern entrichtet 
hat und in die Liften eingetragen ift, feit 1869 ohme Unterfchied des Geſchlechts. Die 
Wahl der Bürgerfhaft befchränft ſich jedoch auf die eigentlichen Couneillors mit einer drei— 
jährigen Wahlperiode und einer jährlichen Partialerneuerung zu einem Dritteil, während 
die Aldermen und der Mayor, jene auf 6 Jahre mit Partialerneuerung zur Hälfte alle 
3 Jahre, diefer auf 1 Fahr vom Couneil gewählt werden. Dem Mayor gebührt der Vorſitz 
und die Vertretung nach außen, den Aldermen die laufende Verwaltung, dem Couneil die 
eititellung der leitenden Grundſätze. Diefes Comneil hat nun aber regelmäßig bloß die 
Verwaltung des ftädtifchen Vermögens, die Sorge für Beichaffung der von den Städten 
aufzubringenden allgemeinen Yandeslaften, ſowie die Sorge für Straßenpflafter, Beleuchtung, 
Kanalifation, Begräbnispläte, Parts, Schlachthäufer, Häfen, Bibliotheken, Mufeen und ähn- 
lie gemeinnügige Einrichtungen, fowie deren Verwaltung. Neben demſelben befteht eine 
felbftändige Armenverwaltung (board of guardians), fo daß die Armenfteuer ſtets abge— 
fondert von der fonftigen Kommunaljteuer erhoben wird; und neben diefen beiden Ver— 
waltungen fungieren für jede foldhe Stadt noch die boroughs magistrates, d. h. die von 
der Krone bejtellten Friedensrichter für den ganzen Umfang ihrer fonftigen Verwaltung, zu 
denen übrigens der Mayor und Ermayor von Amts wegen gehören. Es kommt indefjen 
vor, daß ſolche Städte hinſichtlich der friedensrichterlihen Verwaltung vom platten Yande 
getrennt und mit einer befonderen Friedenskommiſſion bedacht werden und daß. in foldhen 
‚Fällen diefe ſpeeifiſch ftädtifchen FFriedensrichter, deren Ernennung aber ftet3 Prärogative der 
Krone iſt, förmlich befoldet werden. Es kommt fogar außerdem vor, daß die Emancipation 
einer ſolchen Stadt vom platten Lande hinſichtlich der obrigfeitlichen Verwaltung bis zur 
Errichtung eines eigenen Court of Quarter Sessions ausgedehnt wird, der dann wenigſtens 
die Mehrzahl der den Quarter Sessions der Grafichaften obliegenden richterlihen Geſchäfte 
erledigt, der aber nicht etwa aus der Geſamtheit der ftädtifchen Friedensrichter, fondern aus 
einem wieder nur von der Krone eingefeßten, bezahlten Einzelrichter (Recorder) befteht. 

Die große Mehrzahl der englifchen Städte, etwa 800, find nicht municipal boroughs, 
fondern Local Board Distriets; der Unterjchied beiteht jedoch im Grunde nur darin, daß 
eine Eremtion von der friedensrichterlihen und Graffchaftsverwaltung nicht ftattfindet und 
daß das local board, weldes an Stelle des Conneil anfangs zwar nur auf das Gefund- 
heitswejen befchränft war, aber fehr bald auf die übrigen Funktionen des town Couneil ſich 
ausgedehnt hat, von den Steuerzahlern nad abgeituftem Stimmrechte gewählt wird. 

Was endlich diejenigen Städte betrifft, etwa 50, die unter fogenannten Improvement 
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Commissions ftehen, fo unterfcheiden diefe fich von den größeren ländlichen Ortfchaften nur 
dadurh, daß fie eine lofale Autorität haben, welche für Verbeſſerungen in gefundheits- 
mäßiger und anderer Hinficht forgen fann, wie denn ſolche Städte in der Regel auch felb- 
ftändige Geſundheitsdiſtrikte bilden. 

Weitere Kommunalverbände gab es bis auf die neuejte Zeit nicht, denn die Graf- 
fchaften in ihrer bisherigen Verfaſſung fonnten doch ernſthaft nicht als folche bezeichnet 
werben. Aber noch immer ift der Zuftand höchſt unbefriedigend und wird fehr treffend mit 
den Worten Göſchens darakterifiert: a chaos of authorities, a chaos of rates, and a 
chaos worse than all of areas. Der englijhe Boden ift in der That mit lofalen In— 
ftitutionen aller Art bevedt, mit einem Durdeinander von Kompetenzen und Bezirken, 
welches nicht nur die Überfichtlichteit erjchwert, ſondern auch eine ſtarke Verſchwendung von 
Geld und Arbeitskraft in ſich ſchließt. 


2. Die friedensrichterliche Verwaltung. 


Das Amt der Friedensrichter (Justices of the Peace) beruht lediglich auf königlicher 
Ernennung und bleibt auch zur Dispofition der Krone, wie die jährlihe Erneuerung der 
Commissions und die Befugnis zur jederzeitigen Zurüdnahme derjelben bemeift. Die Er- 
nennung ift lediglich von dem Nachmeife eines gewiſſen Grundfteuer-Reinertrages abhängig, 
dem jedoch neuerdings ein gewiſſer Mietsertrag gleichgeftellt ift, ohne an eine fonjtige 
Dualififation gebunden zu fein und ohne die Vorausfegung einer ausfchließlichen Hingabe 
an den Dienft, der vielmehr von einer ganz erorbitanten Zahl von Friedensrichtern geleiftet 
wird und in jedem einzelnen Falle mehr oder weniger auf Freimilligfeit beruht. 

Die Kompetenz der Friedensrichter erftredt fich auf die Verwaltung der Militär- und 
Steuerangelegenheiten, auf eine ziemlich eingreifende Zeitung und Kontrolle des Kommunal» 
weſens, auf eine ausgedehnte Bolizeiverwaltung, die ſich jedoch hiftorifch mehr auf das Syitem 
der alten Friedensbewahrung beſchränkt und nur ausnahmsweiſe auf einige Zweige ver 
modernen Wohlfahrtspolizei fich ausdehnt, auf eine Adminiftrativjuftiz im ganzen Umfange 
diefer Adminiftration, insbefondere auch auf eine umfaffende Bolizeiftrafgerichtsbarkeit, endlich 
auf die Verwaltung rein richterlicher Gefchäfte, wohin eine geringe Civilgerichtöbarfeit, die 
Vorunterfuhung in allen Straffällen und eine Kriminalgerichtäbarfeit bis zu einer gemifjen 
Höhe des Strafmaßes gehört. 

Die Verwaltung dieſes friedensrichterlihen Nefjorts erfolgt nun aber entweder durch 
die Friedensrichter als Xofalbehörden, ſei es als Einzelbeamte oder zu zweien (Petty 
Sessions), oder durch die Friedensrichter als Kreisbehörden (Special Sessions) oder burd) 
die Friedensrichter als Graffchaftsbehörden (Quarter Sessions). 

Die friedensrichterliche Lofalverwaltung umfaßt im weſentlichen zunächſt die Verwaltung 
der Ortspolizei auf den Gebieten des Gewerbeweſens, der Wegeorbnung, der Gafthauspolizei, 
des Fuhrweſens, der Flußfhiffahrt, des Jagd- und Fiſchereiweſens und in demfelben Um: 
fange eine Polizeiftrafgerichtsbarteit; ferner das Vorunterfuhungsamt und endlich eine Civil- 
gerichtsbarfeit in Bezug auf Zehrlings-, Miets-, Pachtverhältniffe und Schwängerungsſachen. 
Es iſt übrigens nad der Geftalt der englifhen Geſetzgebung unausführbar, eine Scheidung 
der Amtsgefchäfte eines einzelnen Friedensrichters und der Amtsgefhäfte, bei denen zwei 
Friedensrichter zufammenmwirken müfjen (fogenannte Petty Sessions), durch die einzelnen 
Gebiete hindurch zu führen, weil darüber in neuerer Zeit niemals ein feſter Grundfah, nicht 
felten geradezu der Zufall gewaltet hat. 

Die frievensrichterliche Kreisverwaltung in den fogenannten sessional divisions, Be— 
zirfen von etwa 4 deutfchen Duadratmeilen und 30 000 Einwohnern, vermittelft der follegia- 
lifchen Bezirksfigungen (special sessions) erftredt ſich im weſentlichen auf die Beauffichtigung 
de3 niederen Kommunalweſens, insbefondere die Ernennung und Beftätigung der Armen- 
und MWegeauffeher, auf die wichtigeren Gefchäfte der Wegeverwaltung und * gewerblichen 

v. HSolhendorff, Encytlopädie. I. 5. Aufl, 
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Konzeffionswefens, auf die Reklamationen gegen die Veranlagung zur Armenfteuer und die 
Feſtſtellung der Geſchwornenliſten. 

Endlich die friedensrichterliche Grafſchaftsverwaltung in den 52 Counties, die ſich in 
ſehr verſchiedener Größe und Einwohnerzahl (nach dem letzten Cenſus im Durchſchnitte eine 
halbe Million Einwohner) in wunderbarer Kontinuität von der angelſächſiſchen bis zur heutigen 
Zeit erhalten haben, während die alten Unterabteilungen derſelben, die Hundertſchaften, 
längſt dahin ſind, vermittelſt der viermal jährlich ſtattfindenden Zuſammenkünfte der ſämt— 
lichen Grafſchafts-Friedensrichter iſt eine dreifache. Die Quarter Sessions bilden zunächſt 
die Oberinſtanz über die ſonſtige friedensrichterliche Verwaltung, ſoweit ein Beſchwerderecht 
nach den Geſetzen ſtatthaft iſt, fie find alſo inſofern Landespolizeibehörden beziehungsweiſe 
Verwaltungsgerichte und führen ihre Geſchäfte zum Teil durch ſtändige Ausſchüſſe, die als 
ebenſoviele departements of state für das local government erſcheinen. Sie ſind ſodann 
Strafgerichte für mittlere Straffälle in der durch 5 und 6 Viet. ce. 38 näher normierten 
Weiſe neben den Aſſiſen der reifenden Richter, denen die ſchwerſten Fälle referviert bleiben, 
mit einem Verfahren, welches in Zuziehung der großen und fleinen Jury und auch fonft 
ein Abbild des Verfahrens vor den Affifen der reifenden Richter if. Sie hatten endlich 
bis auf die neuefte Zeit die gefamte wirtfchaftlihe Verwaltung der Grafſchaft, insbejondere 
die Steuerausfchreibung für Graffchaftszwede und die Verwaltung des Grafjchaftsvermögens, 
die Ernennung der bejoldeten Grafſchaftsbeamten, die Feititellung der Berwaltungsreqgulative 
und der Gebührentaren. Bon einer Repräfentation der Steuerzahler war feine Rede, was 
um jo auffallender erfcheint, als es ſich bei der Graffchaftsfteuer um jehr erheblihe Summen 
handelt, indem fajt fämtlihe Bofitionen für Juſtiz und Polizei nicht auf dem Etaats-, 
jonden auf dem Grafjchaftsbudget ftehen und die Grafjchaftsiteuern eigentlich die haupt— 
ſächlichſten direkten Steuern find. Die Grafſchaften fonnten daher als Kommunen hödjitens 
ihren Funktionen nad, nicht aber ihrer Organifation nad) betrachtet werden. 

Man war jevoh in England ſchon feit lange weit entfernt, damit zufrieden zu fein, 
und es find ſchon feit vierzig Jahren, insbefondere auf Anregung von Hume und Milner 
Gibſon, Beitrebungen auf eine Vertretung der Steuerzahler, auf die Errichtung von 
financial boards hervorgetreten; „no other tax of such magnitude*, heißt es in einem 
Report der Commissioners on county rate vom Jahre 1863, „is laid upon the subject 
except by his representatives; the administration of this fund is the exereise of an 
irresponsible power intrusted to a fluetuating body“ !. Die Zeit, hieß «8 in der vorigen 
Auflage, wird nicht fen fein, wo man aud in England Kreis- und Provinziallandtage 
(Grafichaftsparlamente) errichtet. Dieſe Zeit ift nunmehr erſchienen. Durd die Local- 
Government Act vom 13. Auguft 1888 — 51 und 52 Victoria ec, 41 — ift für 
jede Grafihaft ganz nad) dem Vorbilde der Municipal Corporations Act ein County- 
Couneil bejtehend aus einem Chairman (Mayor), aus County-Aldermen und County- 
Couneillors, deren Wahl nad der County Electors Act vom 16. Mai 1888 — 51 und 
52 Victoria ec. 10 —, die jhon mit Rüdficht auf das Zuftandefommen des Grafſchafts— 
geſetzes erlaffen war, nad weſentlich denfelben Grundfägen wie die Wahl der ſtädtiſchen 
Couneils erfolgt und auf welche die gefamten Adminiftrationsgefchäfte der Friedensrichter in 
den Quarter Sessions auf dem Gebiete des Finanzweſens und der Mohlfahrtspoligei über- 
gegangen find. Die in den Städteordnungen von 1835 und 1882 enthaltene Kommunalver- 
fafjung ift jegt auf das platte Yand ausgedehnt. Und wie einft auf die Neformafte von 1832, 
welche der ſtädtiſchen Bevölferung das parlamentariihe Wahlrecht gab, die Städteordnung 
von 1835 gefolgt ift, welche die Oligarchie in den Städten befeitigte und die ftädtifche Be- 
völferung zur Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten herbeizog, fo ift jet auf die Neform- 
afte von 1884, welche die große Mafje des Yandvolfes zur Teilnahme am parlamentarifchen 


! May, The constitutional history of England. Vol. II. 1863. ©. 511: „The sole local ad- 
ministration indeed, which has been left without representation, is that of counties; where rates 
are levied and expenditure sanetioned by magistrates appointed by the crown. Neuere Nadı- 
weilungen, insbeiondere die vermittelnde Nelolution des Unterhaustomitees aus dem Jahre 1868, bei 
Gneift, Selfgopernment, Kommunalverfafiung u. ſ. w. ©. 417 ff.; Annuaire de legisl. £trang. 
1877 ©. 2, 1878 €. 9: Bullet. 1877 ©. 271 ff., 1878 ©. 226. 307. 
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Wahlreht berufen hat, die Local Government Act von 1888 gefolgt, welche diefelbe 
Klaſſe zum lofalen Selfgovernment zugelafjen und überhaupt erſt eine Repräfentation des 
platten Landes, wenigſtens in den mwichtigjten fommunalen Angelegenheiten, geſchaffen hat. 

Neben den Friedensrichtern fommen al3 weitere Organe der Grafihaftsverwaltung nod) 
die Amter des Lord Lieutenant und des Sheriff in Betracht, die jedoch heutzutage ohne 
große reale Bedeutung find; fie werden beide durch Fönigliche Ernennung beſetzt, die bei 
dem Amte des Lord Lieutenant auf Lebenszeit, bei der des Sheriff auf ein Jahr lautet ; 
der Lord Lieutenant ift gleihfam der militärifhe Nepräfentant des Königs und führt als 
folder die Auffiht über die Graffchaftsmiliz, er führt meiftens zu gleicher Zeit das Amt 
des custos rotulorum, mit dem die Aufficht über das Archivweſen verbunden ift; der 
Sheriff ift dagegen der Civilrepräfentant der Krone, der als folder für die Parlaments- 
wahlen, die Vollitrefung der Urteile und für die Bewahrung der Eigentumsrechte der Krone 
zu forgen hat. 


11. Die Stantöverwaltung. 


Die eigentlihe Staatsverwaltung beſchränkt ſich gegenüber diefem local government 
teils auf die technifche Adminiftration, teild auf die Gentralregierung. 

Die Verwaltung der technischen Adminiftrationszweige ift durchweg bureaufratifch organi- 
jtert, auch bei fcheinbarer Kollegialität; außerdem aber ftarf centralifiert, indem es faſt durch— 
weg an provinziellen Mittelbehörden fehlt und die Kontrolle durch reifende Inſpektoren ver- 
jehen wird, die ihrerjeits einer eigentlichen Entſcheidungsgewalt entbehren. Es ift felbjtver- 
itändlich, daß es fich bei diefer Verwaltung aud in England nicht um Ehrenämter, jondern 
nur um bejoldete Berufsämter handelt. Indeſſen bildet dies englifche Berufsbeamtentum zu 
dem Bilde des deutjchen Berufsbeamtentums den unerfreulichften Gegenfag. Dasfelbe entbehrt 
vor allem jeder wiſſenſchaftlichen Fahbildung; die feit 1855 eingeführten Prüfungen find 
lediglich auf Elementarbildung gerichtet; die Zurückweiſungen erfolgen wegen ſchlechter Hand: 
ichrift, wegen grober Unwifjenheit im Lefen und Rechnen; im Jahre 1861 fagte deshalb 
ein englifher Minifter im Parlament wörtlih: „that the numbers of „employes“ in 
the various departments of eivil service were utterly ineompetent to discharge the 
service of their poste, that they were often grossly ignorant, some times absolutely 
stupid, oceasionally thoroughly worthless“. Außerdem beruhen die Anjtellungen zum 
weitaus größten Teile auf Barteipatronage, nad Schilderung von Lord John Ruffell 
in der Weife, daß, wenn eine Stelle im Stempel- oder Poſtamt vafant ift, die Treasury 
an den Abgeoroneten für die Graffchaft oder den Flecken, der mit der Regierung jtimmt, 
jchreibt und ihn auffordert, eine Perfon zu refommandieren. Niemand leugnet nad Gneijts 
Ausdrud, daß bei Anftellungen in erfter Linie an Brüder und Schwiegerföhne der Parla- 
mentsmitgliever gedaht wird, dann an Parlamentsmitglieder, deren Stimmen wichtig find, 
und deren Angehörige, dann an Proteges der Minijter, Peers und Unterhausmitglieder, 
dann auch wohl an talentvolle Zeitungsredafteure und Pamphletſchreiber (3. B. wurde Punch 
mit 1000 £, Eraminer mit 800 £, Mr. Proftor mit 1500 £ angejftellt), dann aud wohl 
an eine entſchieden tüchtige Kapacität oder einen eifrigen Gubalternbeamten, in unteren 
Stellen an Privatfefretäre und Kammerdiener. Die Anftellungen erfolgen ferner nicht auf 
Lebenszeit (during good behaviour), fondern auf Widerruf (during pleasure); und fo 
wenig von der grundfäglichen Entlaßbarfeit thatfächlih Gebraud gemacht wird, rechtlich iſt 
die Stellung der englifchen Beamten durchaus prefär!. 

Was aber die Gentralregierung betrifft, jo ift die engliihe Verfaſſung heutzutage nicht 
mehr ein Prerogative Government, fondern ein Parliamentary Government, indem bas 


! Earl Grey, Parliamentary Government. London 1858. S. 157—197. (On the exereice 
of — under parliamentary government.) Todd, Parliamentary Government. 1867. 1325 
bis 369. 
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Mefen diefer Verfaffung nicht in einer gänzlihen Trennung, jondern in einer gänzlichen 
Verſchmelzung der Gewalten beiteht, das Parlament aber und genauer das Haus der Ge- 
meinen der alles entſcheidende Faktor ift!. Das Parlament ift daher aud die oberjte eng- 
liſche Verwaltungsbehörde, welche durch die fogenannten private acts täglich in die Admini— 
ftration eingreift. Für diejenigen Verwaltungsgefchäfte, melde fi zu parlamentarifcher 
Behandlung nicht eignen, befteht zunächft das mittelalterlihe Privy Couneil, eine Körper— 
ichaft von etwa 200 Mitgliedern, welche jedoch nur durch ihre Ausſchüſſe mit der eigentlichen 
Verwaltung befaßt ift; ſodann das jogenannte Cabinet, weldes formell ald Ausſchuß des 
Privy Couneil, in That und Wahrheit aber als Ausihuß des Parlaments erjcheint und 
herfömmlich zu beitehen pflegt aus dem First Lord of the Treasury, der mit den Finanzen 
gar nichts zu thun hat, fondern als head of her Majestys government die Einheit im 
Kabinett vertritt, aus dem Chancellor of the Exchequer, dem parlamentarifchen Finanz: 
minifter, dem Lord Chancellor, der gleichzeitig Juſtizminiſter, Präfivent des Oberhaufes, 
Vorfisender des Court of Appeal und der Chancery Division ift, dem Lord President 
of the Privy Couneil, dem Lord Privy Seal, aus den Staatäfelretären für das Aus— 
wärtige, das innere, den Krieg, die Kolonieen und für Indien, aus dem Attorney General 
und dem Solieitor General, aus dem President of the board of trade, dem Paymaster 
General und dem Postmaster General. Endlih iſt im Jahre 1872 eine eigentliche 
Gentralbehörde für die innere Yandesverwaltung errichtet, das fogenannte Local Government 
Board, bejtchend aus einigen Miniftern und anderen hohen Staatsbeamten, welches die bis 
her für die einzelnen Verwaltungszweige, insbefondere für das Armenmwefen, beftimmten be- 
fonderen Gentralbehörden abjorbiert hat. 


Drittes Kapitel: Frankreich?. 


Der Organismus der franzöfifchen Verwaltung beruht noch immer in der Hauptſache 
auf dem Geſetz vom 28 pluviose VIII (17. Februar 1800), welches im aroßen und 
ganzen die Stürme der verjchiedenen Revolutionen überdauert hat und in weientlichen Be- 
ziehungen erft durch die Gejesgebung des Nahres 1871 verändert worden tt. 

Die franzöfifche Verwaltung bezieht fi) entweder auf den Gefamtftaat oder auf das 
Departement oder auf das NArrondifjement oder auf den Kanton oder auf die Kommune. 
Jedoch unterfcheivet fih der Kanton von den übrigen Territorialeinteilungen dadurd, daß 
er der amtlichen Verförperung entbehrt und nur einen Bezirk für die Steuererhebung, Die 
Wahlen und gewiſſe Bolizeigeichäfte bildet. 

Die Verwaltung ift auf allen diefen Stufen im wefentlichen eine reine Staatsverwal— 
tung, die fi für den Geſamtſtaat in den Miniftern, für das Departement im Präfekten, 
für das Arrondiffement im Unterpräfeften, für die Kommune im Maire verkörpert. Diefe 
rein bureaufratiihe Organifation erhält jevoh nah dem Grundfage, daß zwar die aktive 
Verwaltung Sache eines einzelnen, die Beratichlagung aber Sache mehrerer ſei, eine Er- 
gänzung durch die entweder aus ernannten Staatsbeamten oder aus gewählten Mitgliedern 
bejtehenden conseils, die Minifterverwaltung durd den Staatsrat, die Präfeftenverwaltung 
durh den Präfefturrat, den Generalrat und die Departementaltommiifion, die Verwaltung 
des Unterpräfelten durch den Arrondiffementsrat, die Verwaltung des Maire dur den 
Municipalrat. 


! Todd, Parliamentary Government. Vol. I. II. 1867—1869. E. v. Meier, Über den 
Abſchluß von Staatöverträgen. 1874. ©. 152 ff. 

® Vuatrin et Batbie, Lois administratives francaises. Paris 1876 -82; insbeiondere Pre- 
miere partie. S. 1336: Organisation administrative: Aucoe, Uonfärences sur le droit admini- 
stratif. T. I-III. 3me edit. Paris 1885 ff.; Ducroegq, Cours de droit administratif. 6me edit., 
T. I. Il. Paris 1881: Block, Dietionnaire de ladministration francaise. Qme edit. Paris 1377. 
Dazu Supplement général 1878—1334, Supplement annnel 1885. 1856. 1887. 1888. 
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Auf den Stufen der Departements und der Kommunen iſt nun aber dieſe Verwaltung 
zugleich Kommunalverwaltung (als deren Organe immer ſchon in den Departements die 
Generalräte und in den Kommunen die Municipalräte fungierten), und zwar nicht bloß in 
dem Sinne, daß dieſe Kommunalverbände eine wirtſchaftliche Verwaltung führen, ſondern 
neuerdings auch in dem Sinne, daß die Organe dieſer Kommunalverbände zugleich bei den 
Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung beteiligt find; der Schwerpunkt dieſer neuen 
Selbitverwaltung liegt aber vorzugsweife in den Departements und in den durch die Gefeß- 
gebung von 1871 gefchaffenen Departementalfommiffionen. 

Als Yuftizbehörden fungieren für den ganzen Staat der Kafjationshof in Paris, fodann 
26 Appellhöfe, deren Bezirke feiner der vorhandenen Einteilungen entjprechen, Aififenhöfe für 
jedes Departement, Tribunale erſter Inſtanz für jedes Arrondiffement, Friedensrichter für 
jeden Kanton, die Maires als Wolizeirichter für jede Kommune. 


I. Die Gentralverwaltung. 


An der Epite der einzelnen Verwaltungszmweige ftehen als die unmittelbaren und aus- 
ſchließlichen Delegierten des mit der Vollgewalt der adminiftrativen Autorität ausgeftatteten 
Präfidenten der Nepublif (Geſetz vom 25. Februar 1875, betreffend die Organifation der 
öffentlihen Gemwalten) die Minifter. Ein weiteres abminiftratives Gentralorgan neben den 
Miniftern ift der Staatsrat; derjelbe bejteht nach dem Geſetze vom 24. Mai 1872 in Ber: 
bindung mit dem Geſetze vom 13. Juli 1879, unter dem Vorſitze des Juftizminifters und eines 
aus der Mitte des Staatsrats zu ernennenden Vicepräfidenten, aus 5 Abteilungspräfidenten, 
26 Staatsräten im ordentlichen und 18 Staatsräten im auferordentlichen Dienſte, denen ſich 
nod 30 Berichterftatter (maitres des requötes), ein Generalfefretär, ſowie 12 Auditoren erjter 
und 24 Aubditoren zweiter Klaſſe anſchließen. Diefelben werden ſämtlich, nachdem die Wahl der 
Staatsräte des ordentlichen Dienftes durd die Nationalverfammlung bereits durch das Geſetz 
vom 25. Februar 1872 wieder aufgehoben ift, vom Präfidenten der Republik angejtellt mit 
der Einfchränfung, daß bei den Anftellungen der maitres des requätes feitens des Staats- 
rats Vorfchläge gemacht werden fünnen, daß auch der dritte Teil diefer Stellen den Audi— 
toren erſter Klafje vorbehalten bleibt und daß die Anjtellung der Auditoren zweiter Klafje 
auf Grund von Prüfungen erfolgt, die durch Dekret vom 14. Dftober 1872 näher geregelt 
find, Im übrigen find die Anftellungen unabhängig von irgend melden Erforderniffen 
außer einem gewiſſen Lebensalter, die Stellen der Staatsräte des ordentlichen Dienftes und 
der maitres des requötes jedod) unvereinbar mit jeder andern öffentlichen Funktion, die 
ihnen indeffen nad dem Geſetz von 1879 vorübergehend übertragen werden fann, während 
dagegen für die Staatsräte des außerordentlihen Dienjtes die Zugehörigkeit zum aftiven 
Dienft Bedingung ihrer Mitgliedfchaft ift, wie denn dieſe leßteren auch aus ihrer Staats- 
ratsftellung fein Gehalt beziehen. Von einer Garantie der Amtsdauer ift jo wenig bie 
Rede, dab die Staatsräte des ordentlihen Dienftes jogar alle drei Jahre zum dritten Teile 
neu ernannt werden. Volles Stimmredt in allen Angelegenheiten haben nur die Staats— 
räte des ordentlichen Dienjtes; die des außerordentlichen Dienſtes nur in den Angelegenheiten 
desjenigen minijteriellen Departements, dem fie angehören; die maitres des requätes nur 
in denjenigen Angelegenheiten, in melden fie den Bericht erftatten, die Auditoren gleichfalls 
nur fofern fie Berichterftatter find und nur in den Sektionen, nit im Plenum. Geftionen, 
deren jede aus einem Seftionspräfidenten und fünf bezw. ſechs Staatsräten des ordentlichen 
Dienftes befteht, giebt es gegenwärtig fünf, von denen eine auf den contentieux admini- 
stratif, eine auf Geſetzgebung, Juſtiz und auswärtige Angelegenheiten ſich bezieht, während 
die drei anderen die übrigen abminiftrativen Zweige zu bearbeiten haben, und zwar die erfte 
Inneres, Kultus, öffentlichen Unterriht und ſchöne Künfte, die zweite Finanzen, Poſten 
und Telegraphen, Krieg, Marine, die dritte öffentliche Arbeiten, Aderbau, Handel und 
Kolonieen (Dekret vom 2. Auguft 1879 und vom 26. Dezember 1881). In allen An- 
gelegenheiten hat der Staatörat nur beratende Stimme. 
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II. Die Departementsperwaltung. 


1. Der Präfelt. 


Der Präfekt ift zunächſt der unmittelbare Repräfentant der in den Miniftern 
fonzentrierten Staatsverwaltung, wie er denn au, und zwar ohne irgendwelche Erforder- 
niffe an feine Qualififation, beliebig ernannt, aber ebenfo willfürlih wieder entlafjen 
wird. Ein mouvement pröfeetoral ijt Heutzutage eine Mafregel der hohen Bolitif, 
dur welde die am Ruder befindliche Partei entweder ſich felbjt im Beſitz der Macht 
zu erhalten oder für ein ungünftiges Votum einer der Kammern fih an den Partei— 
freunden der Majorität jchadlos zu halten ſucht. Der Präfekt ijt aber daneben auch noch 
der Nepräfentant der departementalen Intereſſen, indem er die Beichlüffe des General- 
rats und der departementalen Kommiffion ausführt und das Departement nad außen bei 
Vertragsſchließungen und Prozekführungen vertritt, letteres jedoch nur infofern, als nicht 
der Staat jelbjt der Prozeßgegner ift, in welchem alle ein Mitglied der Departemental- 
fommiffion an die Stelle des Präfekten tritt. Die Kompetenz im einzelnen ergiebt fid aus 
den beiden fogenannten Decentralifationsdefreten vom 25. März 1852 und 13. April 1861 
ſowie aus dem Geſetze vom 10. Auguft 1871. Abweichend ift die Organifation im Seine- 
departement, infofern der eigentliche Seinepräfeft mwejentlih nur die wirtſchaftliche Kom— 
munalverwaltung der Hauptitabt gleihfam als centraler Maire, unabhängig von den fo- 
genannten Maires der 20 Arrondifjements von Paris bejorgt, während der PBolizeipräfeft 
die gefamte departementale und fommunale Polizei in Paris und in allen anderen Kom— 
munen des Departements der Seine verwaltet. Übrigens find fämtliche Präfefturen nad) 
den Gehältern in drei Klaſſen eingeteilt, die fi nach dem Defrete vom 21. Dezember 
1872 auf 35000, 24000, 18000 Fr. belaufen; jedoch fünnen den in den untern Klafien 
befindlichen Präfeften nad) den Defreten vom 15. Rp 1 1877 und 22. März 1887 perjönliche 
Zulagen bei längerer Amtsdauer gewährt werden. Neben dem Präfekten ala deſſen 
Gehülfe, der ebenjomwohl unter der Zeitung bes Präfetten mit einem Teile der laufenden 
Verwaltung wie auch mit der Vertretung desfelben betraut werden fann und der aufer- 
dem die Funktionen eines Regierungsfommifjars bei den Verwaltungsitreitfachen wahrzunehmen 
hat, erjcheint der Generalfefretär, deſſen Stelle ſeit 1865 in allen Departements wieder: 
hergeftellt ift, nachdem fie 1848 ganz befeitigt und während der fünfziger Jahre nur etwa 
in einem Drittel der Departements wieder eingeführt war; das Gehalt beläuft ſich nad den 
drei Klaſſen auf 7000, 6000, 4500 Fr. 


2. Der Bräfefturrat. 


Derjelbe bildet ein Kollegium neben dem Präfekten, bejtehend aus einer geringen Zahl 
von Mitgliedern, die in ihrer Stellung allenfalls mit unjeren Negierungsafjefjoren verglichen 
werden fünnen. Der Präfekturrat war urfprünglich lediglich Verwaltungsgeriht und iſt dies 
in der Hauptfache auch noch jegt (val. Abichnitt III Kap. I B). Indeſſen hat derfelbe all- 
mählich auch gewiffe Funktionen in den Angelegenheiten der reinen Adminiftration erhalten, To 
daß die Stellung des Präfelturrats zum Präfeften ſich mit der Stellung des Staatörats zu den 
Miniſtern vergleihen läßt. Der Präfekt fann in allen Fällen, er muß in gewiſſen Fällen 
die Meinung des Präfekturrats hören ; ein eigentliches Entſcheidungsrecht hat jedoch der Prä- 
fefturrat nur bei den Autorifationen zu Prozeßführungen von Kommunen und Stiftungen. 


3. Der Generalrat. 


Wie der Präfekt, der Generalfefretär und der Präfefturrat, jo ift auch der Generalrat 
durch die Gefeggebung des Jahres 1800 ins Leben gerufen, aber mehr als jene anderen 
Drgane durch die fpätere Gefeggebung der dreißiger Jahre, des Jahres 1866 und des 
Jahres 1871 ſowohl hinfichtlih der DOrganifation als auch hinfichtlih des Wirfungsfreifes 
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umgeftaltet. Urfprünglih durd unmittelbare Emennung ſeitens des Staatsoberhauptes 
gebildet, geht der Generalrat feit 1833 aus Wahlen hervor, die feit 1848 nad allgemeinem 
und gleihem Stimmrechte erfolgen. Und zwar mählt gegenwärtig nad dem Geſetze von 
1871 jeder Kanton ohne Rückſicht auf die Größe ein Mitglied auf ſechs Jahre, in der 
Weiſe, daß alle drei Jahre eine Erneuerung zur Hälfte ftattfindet. Übrigens hat die 
Deputiertenfammer am 24. Mai 1880 einem Gefehentwurfe zugeftimmt, wonach ben 
Kantons von mehr als 20000 Einwohnern ein weiteres Mitglied zugeftanden werben foll, 
unter Anwendung des Liftenffrutiniums. Nennenswerte Beſchränkungen der Wählbarfeit 
bejtehen nur infofern, als zahlreiche Beamtenfategorieen ausgefchlofjen find, nicht aber Kam- 
mermitglieder, wie in Belgien. Die Wahlprüfungen wurden nad) langen Debatten im 
Sahre 1871 der Verwaltungsgerichtsbarfeit im ordentlichen Inſtanzenzuge entzogen und, 
unter Ablehnung der Kompetenz der orbentlihen Gerichte, den Generalräten felbft über: 
lafjen, welche naturgemäß dies Necht fo gröblic mißbraucht haben, daß bereits das Geſetz 
vom 31. Juli 1875 ſich genötigt ſah die Entſcheidung dem Staatsrate in erfter und letter 
Inftanz zu übertragen. Damit iſt man indeffen abermals nicht zufrieden, fo daß eine Kom— 
miffion der Deputiertenfammer bereit3 unterm 5. Februar 1880 ein ſehr fünftliches gemifchtes 
Syſtem vorgefhlagen hat, wonad die Verififation zwiſchen Generalrat und Staatsrat ge- 
teilt werden foll. Ordentliche Sitzungen finden nad dem Geſetz vom 12. Auguft 1876 
zweimal jährlich, die eine am erften Montage nad) dem 15. Auguft, die zweite am zweiten 
Montage nad) Oftern ftatt, jedoch nur auf einen Monat bezw. vierzehn Tage; außerordentliche 
Sisungen auf die Dauer von acht Tagen können entweder dur den Präſidenten der 
Republif oder müſſen auf Verlangen von zwei Dritteln der Mitgliever durch den Prä— 
fetten anberaumt werden. Der Präfelt hat Zutritt und muß auf Verlangen jederzeit gehört 
werden. Die Situngen find öffentlich; den Zeitungen ift jedoch verboten, die Diskuffionen 
zu beiprechen, ohne gleichzeitig den darauf bezüglichen Teil des offiziellen Berichts zu ver- 
öffentliden. Dem Präfidenten der Republik jteht zwar das Necht zu, den Generalrat auf- 
zulöfen, jedoch muß er gleichzeitig Gründe dafür angeben und diefe Gründe müffen in den 
jpeciellen Verhältniffen des aufzulöfenden Generalrats liegen, jo daß alfo eine Auflöfung 
al3 allgemeine Maßregel, wie ſolche durch Dekret vom 25. Dezember 1870 ftattfand, nicht 
zuläffig ift; während der Situngen der Kammern muß außerdem biefen ſchleunigſt Rechen- 
fchaft ablegt werden; endlich müfjen binnen fürzefter Friſt beim Zufammenfein der Kam— 
mern auf Grund eines befonderen Gejeges Neuwahlen jtattfinden. Diäten werben nicht 
gezahlt. 

Der Generalrat ift nun vor allen Dingen der Nepräfentant der wirtſchaftlichen Intereſſen 
des Departements; und zwar iſt dieſe wirtfchaftliche Departementalverwaltung neuerdings einer: 
ſeits erweitert, andererjeits von der bisherigen jtaatlihen Bevormundung befreit. Sie be- 
ſchränkt fih nämlich feineswegs mehr auf die Verwaltung des departementalen Vermögens, 
insbefondere derjenigen Gebäude, melde zu den Zwecken ber allgemeinen Staatsverwaltung 
dienen und deren Unterhaltung oft der einzige Inhalt der departementalen Kommunalver- 
waltung war, ſondern fie erjtredt fich feit dem Gejege vom 10. Auguft 1871 aud auf die 
Verwaltung der Wege, ſowie eines großen Teils der öffentlichen Arbeiten, des Unterrichts- 
weſens und der MWohlthätigfeitsanftalten, indem in allen diefen Beziehungen eine Decentra- 
lifation der wirtfhaftlichen Verwaltung, eine Entlaftung des Staatsbudgets und eine Er- 
mweiterung der departementalen Budgets ftattgefunden hat. Außerdem find nun die Beichlüfie 
des Generalrats in derartigen Angelegenheiten, in Bezug auf die Aufitellung des Etats, die 
Decharge der Rechnungen in der großen Mehrzahl der Falle definitiv, fo daß fie vorbehaltlich 
einer binnen bejtimmter Frift zuläffigen Annullation wegen Verlegung der Geſetze und Ver- 
ordnungen vom Präfekten zur Ausführung gebracht werden müfjen ; einer vorherigen Autori- 
fation, die bisher die Negel war und zunädft beim Präfeften eingeholt werden mußte, 
bedarf es nur noch in drei Fällen, und zwar einer Autorifation der Vollziehungsgewalt, 
wenn es fih um die Annahme von VBermächtniffen unter Widerfprud der Familie handelt, 
der geſetzgebenden Gewalt aber, fofern es fich entweder um Anleihen handelt, die in einem 
längeren als fünfzehnjährigen Zeitraume rüdzahlbar find, oder um die Auflage von cen- 
times extraordinaires über das jährlih im Finanzgeſetze firierte Marimum hinaus; außer: 
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dem fteht ın gewifjen anderen Fällen der Vollziehungsgewalt ein Beto zu, 3. B. binfichtlich 
der Dispofition über Departementalgebäude, welche ftaatlihen Zwecken dienen. 

Der Generalrat hat aber daneben auch die Verwaltung von Staatögefhäften; und 
zwar feit 1838 eine Teilnahme an der Verwaltung des ftaatlihen Steuerweſens durch 
Nepartition der direften Steuern unter die Arrondiffement® und dur die Entſcheidung 
über die aus diefer Verteilung bezw. der meitern Unterverteilung entftehenden Reflama- 
tionen der Arrondifjements und Kommunen; feit 1866 eine Kontrolle über das Finanzweſen 
der Kommunen durch Feitfegung des Marimums der centimes extraordinaires; feit 1871 
eine Teilnahme an der fonftigen Verwaltung des niederen Kommunalmwefens, an der Wege- 
und Forftverwaltung, wobei fi die Mitwirfung aber häufig auf die bloße Abgabe eines 
Gutachtens beſchränkt. Wenn dann weiter dem Generalrate auch noch die Befugnis bei- 
gelegt ift, Wünſche Hinfihtlih allgemeiner Staatsverwaltungsfragen, 3. B. hinfichtlic des 
Steuerfyftems, hinſichtlich der allgemeinen Schul- oder MWehrpfliht, auszufprehen, mäh- 
rend die Beihäftigung mit eigentlich politifchen Fragen, mit den Formen der Regierung, 
der Verteilung der öffentlichen Gewalten, mit Arieg und Frieden, mit auswärtigen An— 
gelegenheiten, mit Belagerungszuftand und Amneftie ftreng unterfagt ift, jo erftredt ſich doch 
die Kompetenz; de3 Generalrats in doppelter Hinficht in das eigentlich politifche Gebiet 
hinein; zunächſt dadurch, daß nad) dem Gefege vom 24. Februar 1875 über die Organifation 
des Senats in Verbindung mit dem organifchen Geſetze vom 2. Auguft 1875 über die 
Wahlen der Senatoren und dem die Organifation des Eenats und bie Mahl der Senatoren 
abändernden Gefege vom 9. Dezember 1884 diefe Wahlen in der Weife erfolgen follen, daß 
die fämtlihen Mitglieder des Senats departementsweife durch ein Wahlfollegium ernannt 
werben, bejtchend aus den Abgeorbneten, aus den General- und Arrondiffementsräten und aus 
Delegierten, melde in einer der Größe jever Gemeinde entjprehenden Zahl durch den 
Municipalrat aus den Gemeindewählern bejtimmt werben; außerdem aber dadurch, daß 
das Geſetz vom 15. Februar 1872 die Generalräte in außerordentlihen Fällen nicht bloß 
mit der Nepräfentation ihrer Departements, fondern des ganzen Landes betraut hat, in- 
dem fie an die Stelle der politischen Gewalten dann treten follen, wenn diefe durch einen 
Akt der Gewalt unterdrüdt worden find; die Generalräte follen dann ohne Berufung 
zufammentreten, um je zwei Delegierte zu wählen, die an denjenigen Drt fi zu be 
geben haben, wo die Mitglieder der legalen Regierung fich befinden !. 

Übrigens ift vorgefehen worden, daß zwei oder mehrere Generalräte zum Zwede von 
Vereinbarungen über gemeinfame Anftalten und Einrichtungen zweier oder mehrerer Depar- 
tements zufammentreten fönnen. 

Endlich weicht der Generalrat des Seinedepartements infofern vom gemeinen Rechte 
ab, als er im mefentlihen mit dem Municipalrate von Paris zufammenfällt mit Hinzus 
fügung einer fleinen Anzahl von Mitgliedern, welche die Arrondiffements von St. Denis 
und von Sceaur vertreten. Die Beitimmungen von 1871 finden auf dies Departement 
im allgemeinen feine Anwendung; namentlich fehlt e8 an einer Departementaltommiffion. 


4 Die Departementalfommiffion. 


Diefelbe beruht auf dem Gejege vom 10. Auguft 1871 und erfcheint als die bedeutendite 
Neuerung der adminiftrativen Organifation feit 1800. Cie beiteht aus 4—7 Mitgliedern, 
die jährlih am Sclufje der Auguftfigung vom Generalrate aus feinen Mitgliedern, mit Aus- 
ihluß des Maires des Hauptorts des Departements, der Mitglieder der Deputiertenfammer 
und des Senats, unter möglichſt gleihmäßiger Berüdfichtigung der Arrondifjements gewählt 
werben, in der MWeife, daß die bisherigen Mitglieder von neuem gewählt werben fönnen. Den 
Vorſitz führt weder der Präfeft, wie ein Amendement vorgefchlagen hatte, noch, wie der Geſetz— 
entwurf und der mit großer Mehrheit gefahte erite Beichluß der Nationalverfammlung ver- 
langt hatte, ein vom Generalrate aus den Mitgliedern der Departementallommiffion gewählter 
Präſident, vielmehr, wie fchließlih auf Wunſch der Regierung feitgefegt wurde, das an Jahren 
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ältefte Mitglied der Kommiſſion; ein Beichluß, defjen Bedeutung deshalb ſchwer zu begreifen 
ift, weil ja troß desſelben der Generalrat, wenn auch nicht durch direfte Wahl, fo doch durch 
Elimination älterer Mitglieder, die Bejtimmung über den Vorſitz volljtändig in der Hand hat. 
Die Verfammlungen finden mindeftens monatlich ftatt; die Mitglieder erhalten entgegen dem 
Entwurfe feine Entfhädigungen irgend einer Art; die zweimal ohne Entjchuldigung aus— 
gebliebenen Mitglieder werden als ausgetreten betrachtet. Der Präfekt fann den Sitzungen 
beimohnen und muß auf Verlangen gehört werben. 

Diefe Departementalfommiffion it nun mie der Wahl, fo auch der Bedeutung nad 
vor allem ein Ausfhuß des Generalrats, eine Nepräfentation desfelben während der Zwi— 
fchenzeit, die im meiteften Umfange mit der Erledigung der dem Generalrate obliegenden 
Geſchäfte beauftragt werden fann, während fie ihrerfeit3 bei jedem ordentlichen Zufammen- 
tritte des Generalrats über den gejamten Umfang ihrer Thätigfeit an diefen zu berichten 
hat. Wenn hiernad die Thätigfeit der Kommiffion in den verjchiedenen Departements fich 
jehr verfchieden geftalten fann, jo jteht derfelben doch übereinftimmend in allen Departements 
auf Grund gejeglicher Vorjchrift eine Reihe von Gefchäften zu, welche, wie die Vorbereitung 
des Budgets, die Feitfegung des Zeitpunftes und der Art und Weiſe für die Realifation 
von Anleihen, allerdings wefentlich der departementalen Vermögensverwaltung angehören, 
fih doch aber auch in die eigentliche Staatsverwaltung hinein erjtreden ; insbefondere ift die 
Bıldung der Ausſchüſſe für das Erſatzgeſchäft und die Aufftellung der Geihmwornenliften der 
Departementaltommiffion beigelegt, während ihr allerdings die Aufficht über das niedere 
Kommunalwefen, entgegen dem urjprünglichen Entwurfe, nicht zufteht. 

Wenn übrigens, was fehr leicht fich ereignen fann, ein Konflift zwifchen der Departe- 
mentalfommiffion und dem Präfeften entjteht, jo entjcheidet darüber, wenn nötig in außer: 
ordentlicher Sitzung, der Generalrat, vorbehaltlich jedod der Nullitätserflärung dieſer Ent- 
ſcheidung. 


III. Die Arrondiſſementsberwaltung. 


1. Der Unterpräfekt. 


Mit Ausnahme des Hauptarrondiſſements, wo der Präfelt ſelbſt dieſe Funktionen 
wahrnimmt, werden für jedes Arrondiſſement Unterpräfekten ernannt, die ebenſowenig 
wie die Präfeften irgend einer Uualififation bevürfen, aber auch ebenfowenig wie diefe 
eine Garantie für die Beibehaltung ihres Amts haben und die gleichfalls je nad der 
Richtigkeit der Unterpräfefturen in drei Klaſſen zu 7000, 6000 und 4500 Fir. geteilt 
werden. Der Unterpräfeft ift zwar der Nepräfentant der aftiven Adminiftration im Ar- 
rondiffement; indeſſen beruht feine felbjtändige Entjcheidungsgewalt entweder auf einer 
Delegation des Präfeften oder auf dringender Notwendigfeit in Fällen, wo jene Dele- 
gation nicht abgewartet werden fonnte, oder auf fpecieller geſetzlicher Vorſchrift, ins— 
befondere auf dem Decentralifationsdefrete vom 13. April 1861, durch welches den Unter: 
präfeften 3. B. die Ausftellung von Päſſen und Jagdſcheinen ſowie die Konzeffionierung 
öffentlicher yuhrmwerfe übertragen iſt. Im ganzen aber ift die Stellung des Unterpräfeften 
die eines Vermittlerd zwifchen dem Präfeften und den Maires, „d’un agent de transmis- 
sion, d’information et de surveillance*“. 


2. Der Arrondifjementsrat. 


Derjelbe beruht, wie der Generalrat, auf allgemeinem Stimmrecht, auf der Wahl nad) 
Kantons und auf denfelben fonjtigen Wahlmodalitäten. Die ordentlichen Verſammlungen 
finden jährli einmal ftatt, teilen ſich aber in zwei Abjchnitte, deren einer der Auguft- 
Sisung des Generalrats vorhergeht, während der andere nachfolgt. Die einzige wirkliche 
Attribution bezieht fich auf die Verwaltung des direften Steuerwejens und bejteht in der 
Vorbereitung der Reklamationen ſowohl des Arrondifjements als der Kommunen wegen Über- 
bürdung für die Entſcheidung des Generalrats. Im übrigen muß der Arrondiffementsrat 


1226 IV. Das öffentliche Recht. 


in gewiſſen Fällen gehört werden, 3. B. über Änderungen in der Begrenzung von Kantons 
und Kommunen, und ift außerdem berechtigt, jedoch nur in ziemlich engen Grenzen, über 
Angelegenheiten rein lokalen nterefjes feine Meinung zu jagen. Eine Aufhebung diefes 
Drganes iſt jchon feit 1829 wiederholt in Anregung gefommen, das Geſetz von 1871 
fchweigt fich über dasſelbe gänzlih aus!, 


IV. Die Gemeindeverwaltung. 


1. Der Maire. 


Derjelbe ift wiederum gleichzeitig Kommunal- und Staatsbeamter, Vertreter der lofalen 
Interefjen und der adminiftrativen Einheit. Die Bedeutung des Maire ald Staatsbeamter 
wird aber für jo überwiegend angefehen, dab für feine Bejtellung nad) der Mehrzahl der: 
jenigen Geſetze, die fi in diefer Hinficht feit 1800 gefolgt find, ftaatlihe Ernennung, 
entweder ohne jede Beſchränkung oder in Beſchränkung auf die Mitglieder des Municipal- 
rats, vorgejehen it; ohne Beſchränkung nah dem Gefege vom 28 pluviose VII, 
nad der Verfafjung vom 14. Januar 1852, nad) dem Gejete vom 7. Juli 1852 bezw. 
5. Mai 1855 und nad dem Geſetze vom 20. Januar 1874; mit jener Beichränfung nad 
den Gefehen vom 21. März 1831 und 22. Juli 1870. Dagegen ift die Wahl durch den 
Municipalrat in den Geſetzen vom 9. Juli 1848, vom 14. April 1871 und vom 12. Auguft 
1876 für die Hleineren Kommunen unter 6000, nad dem Gefege vom 14. April 1871 für 
die Kommunen unter 20000 Einwohnern, nad) dem Gefege vom 12. Auguft 1876 für 
alle Kommunen, melde nicht Hauptorte von Departements, Arrondifjements und Kantons 
find, nad dem Gefege vom 28. März 1882 (beftätigt durch das jetzt geltende Gemeinde- 
gejeg vom 5. April 1884) für alle Kommunen, mit Ausnahme von Paris, vorgefchrieben. 

Die Entwidlung ift alfo folgende gewejen. Die durd das Gefeg von 1800 ein- 
geführte unbedingte Ernennung der Regierung erhielt fi bis 1831, wo fie in eine bedingte, 
an die Mitglievihaft zum Municipalrat gebundene Ernennung ſich verwandelte. Das 
Jahr 1848 brachte für die Kommunen unter 6000 Seelen die Wahl durch den Municipalrat. 
Die Verfaffung und das Gefet von 1852 jtellten das Ernennungsrecht der Regierung für 
alle Kommunen und zwar das unbedingte Ernennungsrecht wieder her; doc hat man ſich 
in den Jahren 1863 —1870 faſt ausnahmslos an die Mitglieder der Municipalräte ge- 
halten. Das Geſetz von 1870 kehrte dann auch formell zur bedingten Ernennung zurüd. 
Das Gefeg von 1871 ftellte in Anknüpfung an das Geſetz von 1848 das Wahlrecht wieder 
her und verlieh dasjelbe allen Kommunen unter 20000 Seelen. Das Geſetz von 1874 
hat der Regierung das Ernennungsrecht ohne jeve Einſchränkung von neuem beigelegt. Das 
Geſetz von 1876 ficherte der Regierung das Emennungsreht in der Mehrzahl der größeren 
Kommunen; das Gefet von 1882 und das Geſetz von 1884 beläßt ihr ein foldhes nur 
für Paris. Das deutfhe Syſtem einer Mifhung von Wahl und Beftätigung ift niemals 
erörtert, während e3 doc felbit an Vorfchlägen nicht gefehlt hat, welche darauf ausgingen, 
die gegenwärtigen Attribute des Maire auf zwei Ämter zu verteilen, von denen das eine 
ganz der Kommune, das andere ganz dem Staate gehören follte. Übrigens ift nach dem Gejege 
vom 5. April 1884 Art. 76 die Wahl auf die Mitglieder des Municipalrats befchräntt. 

Noch größer ald die Einwirkung der Regierung auf die Einfegung iſt zu allen Zeiten 
deren Cinwirfung auf die Entfernung der Maires gewejen, indem felbjt nad denjenigen 
Gejeten, die den Kommunen das Wahlrecht gewährten, doch die Abſetzung durch einfaches 
Dekret ausdrüdlich vorbehalten wurde; es heißt in diefer Hinficht in dem Geſetze von 1848: 
„les maires peuvent être suspendus par un arrété du prefeet; mais ils ne seront 
revocables que par une d£eision du pouvoir exéeutif; les maires révoqués ne pour- 
ront &tre réélus pendant un an“; ganz diefelbe Beſtimmung findet fi in dem Geſetz 
von 1871 und im wejentlihen im Gemeindegejet vom 5. April 1884 Artifel 86. 


! Über die Modifikation der franzöfiichen Organifation für Elſaß-Lothringen: Lehfeld, Die 
m ff. 
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Die Ämter der Maires find unbefoldete Ehrenämter. Zu den Funktionen derfelben 
gehört einerfeits der Vorfig im Gemeinderat mit vollem Stimmredt, andererfeits die Aus- 
führung der Bejchlüffe des Gemeinderats. Ein follegialifher Gemeindevorftand befteht nicht. 
Die dem Maire beigegebenen adjoints, deren Zahl nad der Bevölferungsziffer ſich richtet 
und deren Ernennung und Abjegung ganz nad den für die Maires maßgebenden Grund- 
fägen erfolgt, find lediglih die Gehülfen des Maire und die Vertreter desfelben in Ab- 
wejenheitsfällen oder bei Vakanzen. 

Wie übrigens bereit3 bemerkt wurde, ‘fehlt es an einem eigentlihen Maire für Paris, 
indem bort der Seine-Präfelt und der Polizei-Präfekt in die Funktionen fich teilen, während 
die Maires der 20 Parifer Arrondifjements nur ganz beftimmte einzelne Geſchäfte, mie 
3. B. die Führung der Civilftandsregifter, die Leitung der Wahlen und dergleihen wahr- 
zunehmen haben. Diefelbe Einrichtung beftand zeitweife für Lyon, fo daß dort der Rhone— 
Präfeft die Gefchäfte des Maire verfah, ift aber durch Gefet vom 21. April 1881 wieder 
aufgehoben, jedoch fo, daß dem Nhone-Präfekten diejenigen Befugnifje belajjen find, welche 
im Seinedepartement der Polizeipräfeft ausübt (Gefeg vom 5. April 1884 Art. 104), und 
daß auch die Arrondifjements bejtehen geblieben find. 


2. Der Municipalrat. 


Die Größe desfelben richtet fi nad der Größe der Gemeinde. Die Mitglieder wurden 
nad; dem Gejeße von 1800 ernannt, fie werben feit 1831 gemählt, feit 1848 nad allge- 
meinem und gleihem Wahlreht. Die Dauer der Mandate, die doch eine verhältnismäßig 
gleichgültige Sache ift, ift feit 1789 nach zehn verfchievenen Syitemen georbnet worden ; 
fie beträgt jeßt vier Jahre mit jevesmaliger Integralerneuerung. Während nun der Maire die 
Kommune in der Sphäre der Aktion und Erekution vertritt, fo vertritt der Municipalrat 
diefelbe in der Sphäre der Beihlußfaffung; er ift im ganzen für die Kommune das, was 
der Generalrat für das Departement iſt. Er erledigt feine Gefchäfte in vier ordentlichen jähr- 
lihen Situngen, welche in der Regel die Dauer von vierzehn Tagen nicht überfchreiten dürfen. 


11. Iuftiz und Verwaltung. 


I. Die Berwaltungsgerichtöbarfeit. 
A. Die theoretifhen Grundlagen!. 


Je nahdem die Handlungen der Vollziehungsgewalt entweder Anwendungen abitrafter 
Normen auf einzelne Fälle oder freie, von folchen Normen unabhängige Entichließungen 
find, fondert fich die gefamte Erefutive in Rechtſprechung und Verwaltung im engern Sinn. 

Diefe Begriffsbeitimmung hat jedoch lediglich eine theoretische Bedeutung und trifft in 
feiner Weife den praftifchen Unterfchied von Justiz und Verwaltung, infofern für diefe Funk— 
tionen verfchiedene Träger, voneinander gefonderte Juftiz- und Verwaltungsbehörden, beitehen. 

Denn überall, wo diefe dem Altertum und Mittelalter unbefannte Scheidung in neuerer 
Zeit fih vollzogen hat, ift die Abgrenzung der Zuftändigfeit zwifchen diefen Behörden in 


! Die Litteratur, wie diefelbe 3. B. bei Zachariä fid) nachgewieſen findet, ift veraltet. 
Aus der Menge der neueren Schriften find etwa folgende Hervorzuheben: Die großen Arbeiten 
Gneiſts über England, außerdem Derielbe, Verwaltung, Juſtiz, Rechtsweg. 1869; Derfelbe, 
Kreisordnung. 1870; Derfelbe, Redtsitaat. 1873 u. 1879; Bähr, Der Rechtsftaat. 1864; v. Stein, 
Berwaltungslehre. 2. Aufl. 1869. 11 367 ff.; Derfelbe, Rechtsſtaat und Verwaltungsrechtspflege, 
in Grünhuts Zeitichrift (1879) VI 27 ff., 297 ff.; Regelsberger in der Kritifchen Überſchau IV 
52 f.: Schmitt, Die Grundlagen der Berwaltungsrechtspflege in Lonititutionell-monardiichen 
Staaten. Stuttgart 1378; v. Sarmwey, Das öffentlihe Recht und die Verwaltungsrechtspflege. 
Tübingen 1880 (eine theoretiich-praftiihe Erörterung der hervorragendften Art, beionders lehrreich 
durch die methodisch durchgeführte Vergleihung der neueren Geieggebungen von Preußen, Bayern, 
Württemberg und Baden); Wach, Civilprozeß I 77 fi. (1885). 
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der Weife erfolgt, daß zwar die Gerichte, abgefehen von gewiſſen Gefchäften der jogenannten 
freiwilligen Gerichtsbarteit, lediglich auf Anwendung abftrafter Normen beſchränkt find, daß 
dagegen die.Verwaltungsbehörden aller Länder, Staats- und Kommunalbehörven, ebenſowohl 
eine Rechtſprechung wie die Vollziehung jener freien Thätigfeit haben und daß in den ein- 
zelnen Verwaltungsdecernaten die Rechtſprechung die bisfretionäre Verwaltung an Yus- 
dehnung häufig überwiegt. Bon hundert Sachen, welche bei einem Yandratsamte eingehen, 
find vielleicht neunzig Rechtsfragen in dem Sinne, daß bei der Entſcheidung derfelben ob- 
jeftive Rechtsnormen maßgebend find, das Allgemeine Landrecht in feinem verwaltungsrecdht- 
lihen Teil, die Militär-, Steuer- und Heimatsgefege, die Gewerbeordnung, die ver- 
ſchiedenen Bau- und Feuerpolizeiordnungen. 

Die Zuftändigfeit der Gerichte in Bezug auf Verwaltungsafte wird nun von feiner 
Eeite her ſchon dann in Anfprud; genommen, wenn es fi bloß um die Anwendung einer 
ſolchen objeftiven Norm handelt, ſondern, aud von dem ertremften Juftizftandpunfte aus, 
erft dann, wenn neben dem Rechte im objektiven auch ein Recht im fubjeltiven Sinne in 
Frage Steht, deſſen Verlegung durch eine Verwaltungshandlung behauptet wird, möge nun 
diefe Befugnis dem Privatrechte oder dem öffentlichen Nechte angehören. 

Die Frage, wie es in ſolchen Fällen gehalten werden folle, war fo lange von ver- 
hältnismäßig geringer Bedeutung, als der Staat Nechtöftaat nur in dem Sinne war, daß 
er ſich weſentlich darauf befchränfte, die Rechtsordnung zu ſchützen, ohne das öffentliche 
Mohl in erheblidem Maße zu fördern, als ferner dem einzelnen gegenüber dem Staate 
nur geringe felbftändige Berechtigungen zuftanden und als endlich die Trennung von Juſtiz 
und Verwaltung entweder gar nicht oder doch nur in der Weife fich vollzogen hatte, daß 
die Drganifation der beiden parallelen Behördenreihen eine weſentlich gleichartige war, indem 
die Verwaltungsbehörden ebenfogut follegialifh organifiert waren wie die Juftizbehörden 
und bie Yuftizbehörden ebenſowenig unabhängig waren wie die Verwaltungsbehörden. 

Nachdem aber im Laufe der Zeit immer mehr eine innere Verwaltung zur Ausbildung 
gefommen ift, die im Snterefje des Gejamtwohls an die Perſonen und an das Vermögen 
der einzelnen ihre ftarfen Anforderungen jtellt, während andererfeit® die unantaftbare 
Rechtsſphäre des einzelnen gegenüber der Staatögewalt eine erhebliche Befeftigung erfahren 
hat; nachdem ferner im gegenwärtigen Jahrhundert die Eonderung der Juſtiz- und Ver— 
waltungsbehörden bis in die unterjte Stufe durchgeführt iſt und das Nichteramt eine in 
früherer Zeit völlig unbefannte Selbftändigkeit und Unabhängigfeit erlangt hat, die dasfelbe 
feiner anderen Autorität als der der Gefehe und der Gerichte ſelbſt unterwirft, vom übrigen 
Staatöorganismus aber nahezu loslöft, jo daß in der That ein wirffamer Schuß indivi- 
dueller Rechte gegenüber den Eingriffen der Verwaltung von hier aus gewährt werden fann; 
nahdem endlich die Verwaltungsbehörden gegenüber den unermeßlich wachſenden Anſprüchen 
der Gejellihaft im Intereſſe der Schnelligkeit und Leichtigkeit der Adminiftration immer 
mehr aus der follegialifchen in die bureaufratiiche Formation umgeftaltet find, damit aber 
eine Garantie unparteiifcher Rechtſprechung eingebüßt haben, während gleichzeitig die Ein- 
führung fonftitutioneller Verfaffungen die Gefahr einer fyftematifch parteimäßigen Handhabung 
der Staatshoheitsrechte im Sinne der jevesmaligen Majorität nahe gebracht hat, jo fann 
es nicht wunder nehmen, daß überall Litteratur und Gefeßgebung in neuerer Zeit bie 
Löſung diefer Kollifion mit einem großen Aufwande von Geift und Wiffen unternommen 
haben. Handelt es fi doch dabei nah Gneijts Ausdrude um den archimediſchen Punkt 
aller Berfafjung, um jenes Gleichgewicht, welches den einzelnen in Gehorfam dem Staats: 
willen unterwirft und doc wieder die notwendige Achtung der Staatsgewalt vor dem 
Rechtskreiſe jedes einzelnen erzwingt. 

Nun unterliegt es an ſich feinem Zweifel, daß recht wohl in allen ſolchen Streitfällen 
die ordentlichen Gerichte für fompetent erflärt werden fönnten, fo daß alfo deren Kompetenz 
auf jede Privatberehtigung im fubjektiven Sinne, auf jede Auslegung irgend eines Gejehes 
ohne Rüdfiht auf feinen Inhalt ſich erjtreden, mithin ebenfoviel Klagen eriftieren würden, 
als es Berührungspunfte der Staatsgewalt mit der Perfon und dem Vermögen der Unter- 
thanen giebt, und daß jeder einzelne durch eine Verwaltungsmaßregel Berührte die Befugnis 
befäße, über diefelbe einen Prozeß herbeizuführen, die Verwaltung demnach überhaupt nur 





6. Das Berwaltungsredt. 1229 


dann wirffam werden fünnte, wenn entweder der einzelne zuftimmen oder der Richter in 
Übereinftimmung mit der Nechtsanficht der VBerwaltungsbehörde entfcheiden würde, 

Es find vor allem theoretiihe Gründe, die Einfachheit und Konfequenz der Prinzipien, 
welche den Rechtsſtaat in diefem Sinne in den Augen vieler empfehlen. 

Es läßt fich indefjen, auch abgejehen von ſolchen Gefichtspunften, in feiner Weife ver- 
fennen, daß einerjeits die Gefahr einer Nechtöverlegung durd) die Verwaltung, und zwar 
vielfach einer ſehr tief greifenden, befonders nahe liegt, da die Verwaltung als Vertreterin 
des Gefamtinterefjes bei Förderung des öffentlihen MWohles leicht die Unbefangenheit ver- 
liert, um entgegenftehende Einzelrechte genügend zu berüdfichtigen, und daß es andererfeits 
auffallend erfcheint, wenn bei gewöhnlichen Civil: und Strafprozeffen die Perfonen der 
Richter und die Formen des Verfahrens mit ſchützenden Garantieen umgeben find, diefe aber 
gerade demjenigen Gebiete der Rechtsanwendung, welches folder Schugmittel am meiften 
bebürftig wäre, wieder entzogen werden, " 

Indeſſen würde man zu weit gehen, wenn man annehmen wollte, daß aus theoretischen 
Gründen die abjolute Notwendigkeit einer Herftellung des Rechtsſtaats in diefem Sinne, 
richtiger des Juftizftaats, folgen würde. Denn es beruht auf einer reinen petitio prineipii, 
daß der Staat bei der Ausübung feiner Hoheitsrechte dem einzelnen bei der Geltendmadhung 
feiner ſubjektiven Nechtsfphäre vollftändig gleichitehe. Diefe Anſchauung ftellt ſich auf den 
Standpunkt des einzelnen, ijt eine individualiftiiche, in der Hauptfache eine privatrecht- 
lihe Anfhauung, die in ihren weiteren Konfequenzen auch noch zu einer ommnipotenten 
Stellung der Juftiz bei der Prüfung der Rechtsgültigkeit der anzumendenden Gefege und 
Verordnungen, zu einer fchranfenlofen Verfolgbarkeit der Beamten aus ihren Amtshandlungen 
im Civil- und Strafprozeß, zur Privatanklage im mweitejten Umfange führt. Sie war das 
natürliche Ergebnis einer Zeit, wo das Individuum und die individualiftiich gedachten 
Gemeinden und Korporationen alles waren, denen der Staat fremd und feindfelig gegenüber 
ftand; fie ift daher eng verwandt mit der anderen Anſchauung, welche die Kompetenz des 
Staats überhaupt auf das äußerſte bejchränfen, an Stelle der ftaatlihen Fürforge für das 
Gejamtwohl eine Fürſorge jedes einzelnen für fein individuelles Wohl fegen will, in dem 
vielleiht guten Glauben, daß ein foldhes Syitem nicht bloß für den einzelnen, fondern 
auch für das Ganze das gleiche günftige Refultat herbeiführen würde. In der That lehrt 
jeder Blid auf die Litteratur, daß in vielen Fällen eine offenbare Verwechſelung vor- 
liegt, daß da, wo man zunädjt nur über die Eingriffe der Polizei in die Juſtiz Flagt, 
in Wahrheit über die Eingriffe der ftaatlihen Geſetzgebung in das Syitem des Volun- 
tarismus geklagt wird’. Diefer ganze Standpunkt ijt aber heutzutage überwunden, da in 
demjelben Maße, wie die einflußreichen Klaſſen der Gejellihaft an der Bildung des Staats- 
willen und an der Ausübung der Staatsgewalt beteiligt find, die Autorität des Staats 
geftiegen ift und die Erfenntnis fih Bahn gebroden hat, daß der Rechtsſchutz des Indivi— 
duums feineswegs der einzige Staatszweck, daß die Zerftörung einer Privatberechtigung 
feineswegs das einzige Übel fei, daß vielmehr der Staat pofitive Aufgaben auf den ver- 
ſchiedenſten Gebieten des geiftigen und wirtſchaftlichen Lebens zu erfüllen habe und daß 
einer möglichen Zerftörung der öffentlichen Verwaltung vorgebeugt werden müfle. 

Man hat fi auch auf die Länge der weiteren Erwägung nicht verſchließen fönnen, 
daß niemals ein einzelner theoretifcher Sa, und wenn feine Richtigkeit noch jo unbeftritten 
wäre, im praftifchen Staatsleben bis zu feinen äußerjten Konfequenzen verfolgt werben darf, 
weil es ftets noch andere Rüdfichten giebt, welche feine Anwendung begrenzen. Es lafjen 
fih doch nicht einmal die einzelnen Begriffe des Privatrechts fonfequent durchführen, vielmehr 
zeigt fich gerade in der Begrenzung folcher einander mwiderjtreitender Grundfäße die juriftifche 
Begabung eines Volfs, und zwar ebenſowohl bei der Rechtsbildung als bei der Rechts— 
anmendung. Den Römern aber, die auf diefem Gebiete unbeftritten Meifter waren, ift es 
gar nicht in den Sinn gelommen, der Juſtiz eine fchranfenlofe Zuftändigfeit gegenüber ber 
Verwaltung einzuräumen, vielmehr ſcheiden fie ganz beftimmt zwifchen einer iurisdietio inter 


! Diefer Vorwurf trifft insbeſondere die Abhandlung Laskers „Polizeigewalt und Rechts— 
Shut in Preußen“ (Zur Verfaſſungsgeſchichte Preußens. 1374. ©. 175 ff.). 
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privatos, für welche die eigentliche Juftiz in iure und in iudicio fompetent ift, und der 
iurisdietio inter populum et privatos, die nach römischer Auffaffung mit der Verwaltung 
felbjt untrennbar verbunden ift, jo daß hinfichtlih aller Nechtsjtreitigfeiten, die fih auf Die 
Bebauung öffentlicher Straßen, die Beeinträchtigung öffentlicher Mafjerleitungen, die Ber: 
hältniffe zwifchen den Steuerpächtern und den öffentlichen Nußnießern beziehen, nicht der 
Prätor im Drbinarverfahren mit den iudices, fondern der Genfor, der Uuäftor, auch 
wohl der Konful zuftändig war. Es ift neuerdings fogar in hohem Grade wahrſcheinlich 
gemadt, daß in beiden Fällen ganz verjchievene Rechtsfyiteme zur Anwendung gelangt feien, 
dab das jtaatlihe Vermögens: und Verkehrsrecht überhaupt nicht unter den Regeln des 
Privatrechts geftanden habe, fondern feinen eigenen Normen gefolgt fei; ja es ift von anderer 
hervorragender Seite die Anficht aufgejtellt worden, daß gerade auf dem Gebiete dieſer 
Adminiftrativjuftiz, durch dieſe cenforifche Praris das Syftem der bona fides zur Aus- 
bildung gefommen jei!. Es verhält fi eben mit diefem Prinzip genau wie mit jedem 
andern, etwa mit dem Prinzip des richterlichen Prüfungsrechts, deſſen fchranfenlofe Aus- 
dehnung bei rein abjtrafter Betradhtungsweife mit größter Eleganz jpielend deduziert werden 
fann und weldes doch bei folcher theoretifch-forreften Durchführung zu den größten praftiichen 
Abfurditäten führen würde, etwa zu einer Vernehmung fämtlicher Zandtagsmitgliever über 
Beſchlußfähigkeit und Frageftellung, fofern man nicht den allerdings bequemen Ausweg wählen 
will, wie noch neuerdings Gneijt, folde Konfequenzen für tranfcendent zu erflären, wäh— 
rend doch, ſolange man ſich eben auf dem Boden einer abjtraft-theoretifhen Betrachtungs— 
weife bewegt, nichts tranfcendent, ſondern alles immanent ift. Wiederum hat eine derartige 
Deduktion den Römern vollftändig fern gelegen. 

Schließlid wird dies übrigens in Bezug auf unfere Frage infofern anerfannt, als 
jelbjt die unerfchrodenjten Vertreter des Rechtsſtaats ſich fcheuen, alle Konfequenzen ihres 
Prinzips zu ziehen; insbefondere erhebt fein einziger die Forderung, daß die Verwaltung 
jedes Vorgehen, wo fie in die Nechtsfphäre des einzelnen eingreift, bereits vorher legali- 
jieren laſſen müfje, eine Forderung, welche bei völliger Gleichjtellung des Staats mit dem 
einzelnen ſich von felbjt verjtehen würde; vielmehr herricht allgemeine Übereinftimmung darüber, 
daß die bei Privaten jedenfalls unftatthafte Eigenmadht der Verwaltung zu gewähren jei?. 

Es find folgende Erwägungen praftifcher Natur, weldhe der Verwirklihung des Rechts— 
ftaats in jenem inne fich entgegenitellen. 

Erſtens find die Nichter auch bei der ſorgfältigſten und umfafjenditen Vorbildung nicht 
im jtande, neben dem Privat- und Strafreht auch das ganze Gebiet der Verwaltungs: 
geſetzgebung volljtändig zu beherrfchen, während für die Verwaltungsbehörden die Anwendung 
derjelben in täglicher Übung Lebensaufgabe ift. „Unfere Nechtsverftändigen“, fagt neuer- 
dings Gneift, unter Bezugnahme auf dies Argument, „pflegen darauf mit einer gewiſſen 
Empfindlichkeit zu antworten; während doch jelbjt die englifchen Juriften anerkennen, daß 
die täglihe Beſchäftigung mit dem Privat: und Strafreht nicht die nötige praftifhe An- 
ſchauung von den ſchweren, bier in Frage fommenden Verhältniffen giebt. Im englifchen 
Unterhaufe hat feiner Zeit der Spreder Onslow diefer Wahrheit einen fehr ftarfen Aus- 


ı Mommien, Römiſches Staatsrecht. 2. Aufl. I 165 ff., II 457. 3. Aufl. I 172 fi., II 465: 
v. Bethmann-Hollweg, Civilprozeß I 94 ff. Ganz beionders Pernice, Beziehungen des 
öffentlichen römischen Rechts zum Privatrechte (Parerga II 1 ff., 117 ff.) 

? Neuerdings hat fich allerdings doch jemand gefunden, welcher derartige Forderungen erhebt: 
Leuthold, Offentliches Intereffe und öffentliche Klage im Verwaltungsrechte (Girths Annalen 1884. 
S. 321443) zieht „die legte Konſequenz“, verwirft die den Verwaltungsbehörden innerhalb ihrer 
Zuftändigfeit bisher belafiene „Selbithülfe* und verlangt im Gegeniag zu Bähr und Schmitt, 
„die auf halbem Wege ftehen geblieben find“, daß die Verwaltung ihre Aniprüce im Klagewege ver: 
folgen fol wie der Staat ſchon bisher feine Anſprüche gegen den Verbrecher mit der Strafflane. 
Der Rechtsſchutz gegen behördliche Anordnungen iſt alfo zu einer Befeitigung des Anordnungsrehts 
geiteigert. Ausnahmsweife wird jedod „proviloriiche Selbhülfe" trogdem für zuläffig erflärt, 3. B. 
binfichtlich des Verhältnifies des Befehlshabers zum Soldaten, des Yehrers zum Schüler, fo daß alio 
der Offizier aegen den Soldaten nicht zu klagen braucht, wohl aber der Soldat gegen den Offizier 
tlagen fann, etwa wenen mangelhafter Verpflegung. Dieie Rechtspflege ſoll von beionderen Abtei» 
lungen bei den ordentlichen Gerichten aehandhabt, zur Erhebung aller diefer Klagen vielleicht eine 
Staatsanmwaltichaft eingeführt werden. Dazu noch die etwas verflaufulierte Einführung einer fubfi: 
diären Popularflage. Und das alles „wird in nicht zu ferner Zukunft praftiiche Geltung erlangen“. 
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drud gegeben. Unfere Jurijten pflegen aud die Mangelhaftigfeit und Unficherheit dieſer 
Entfheidungen anzuerkennen, wenn man ihnen wirkliche Entſcheidungen unferer Appellations- 
gerichte und unferes Obertribunald in Fragen des Verwaltungsrechts vorlegt. Mehr als 
jede andere Nechtspraris ſetzt diefe eine zufammenhängende Kenntnis und eine gewohnheits- 
mäßige Übung voraus.“ Es gilt das für jede Zeit; es gilt aber in erhöhtem Maße für 
eine Zeit, in der die Verwaltungsgefeßgebung, und zwar feineswegs bloß die Geſetzgebung 
über die Behörvenorganifation, in einem Fluſſe ſich befindet, wie wohl noch zu feiner anderen 
Seit, fo daß es felbjt für denjenigen, der fi das Studium der modernen Gefeggebung zur 
Lebensaufgabe gemacht hat, ſchwer iſt, derfelben überall hin und jchnell zu folgen. 

Zweitens ift in den weit meiften Streitfällen, die bei Handhabung der Verwaltung 
entftehen, weniger die Nechtsfrage als die Thatfrage ſtreitig. Wenn es ſich darum handelt, 
ob Anlaß zu einer Armenpflege im fonfreten Falle vorliege, ob ein Landarmenverband einem 
Drtsarmenverbande Hülfe zu leiften habe, ob das zu einer Konzeffionserteilung vorausgejete 
Bedürfnis vorliege, ob die zu einer wei gern | notwendige Zuverläffigfeit vor: 
handen fei, ob ein öffentlicher Weg gefperrt, in welchem Maße derjelbe benußt werden folle, 
ob ein Grundftüd deichpflictig fei und zu welchem Betrage dasfelbe an der Deichlaft zu 
partizipieren habe, ob die Vorflut genügend befchafft fei, ob ein Haufierfchein eine gewiſſe 
Art von Waren umfaffe, ob eine Wohnungs- oder Kelleranlage für gefundheitsgefährlich 
zu erachten, ob die Einquartierungslaft richtig verteilt, die verſchiedenen Steuern richtig ein— 
geſchätzt ſeien, ob die Militärpfliht nah Eintritt und Dauer gehörig bemeijen fei, — jo 
find allerdings in allen foldhen Fällen Gefege anzuwenden, und es ift außerdem theoretifch 
zweifellos, daß an ſich der Richter auf Grund eines ausführlichen Beweisverfahrens und 
unter Zuziehung technijcher Sachverſtändiger zu einer Beurteilung des Sachverhalts, aljo zu 
einem Urteil über das Worhandenfein der Armut, über die richtige Bonitierung eines 
Grundftüds gelangen würde, wie er aud in anderen Prozeffen, etwa des Handeld- und 
Wechſelrechts, fernliegende Lebens- und Verfehrsverhältniffe in den Kreis feiner Erwägungen 
ziehen muß. Indeſſen ift doc unbefangenerweife nicht zu verfennen, daß die leichte und 
fichere Beurteilung folder Verhältnifje nur dann möglich ift, wenn Ausführung und Recht: 
iprehung in einer Hand liegen. Denn es handelt ſich dabei vorzugsweife um Anwendung 
des gleihen Maßes in der praftifchen Handhabung der Verwaltungsgefege, um die gleiche 
Bemeffung der Militär-, Steuer-, Schulpfliht, um die gleichmäßige Erledigung der ver: 
ſchiedenen im täglichen Leben vorfommenden Fälle auf dem Gebiete der Bau- und Gewerbe— 
polizei. Und wie nun die gerichtliche Strafabmeffung nur durch die ftändigen Richter er- 
folgt, die in ftetiger Vergleihung das gerechte Maß zu finden vermögen, nicht aber dur 
die Geſchworenen oder Schöffen, jo kann aud ein der laufenden Verwaltung fernjtehendes 
Richterkollegium durch fporadifches Eingreifen die Innehaltung des gleichen Maßes obrigfeit- 
lihen Zmwanges, welcher jih nur durch gewohnheitsmäßige Ausübung im Kreife des aus: 
führenden Perfonals ergiebt, nicht erfegen oder kontrollieren. 

Drittens wirft eine folche omnipotente Kontrolle der Juſtiz lähmend auf die gejamte 
Verwaltung. Wenn aud einer bloß theoretifchen Betradhtungsweife die richterlihe Thätig— 
feit lediglich als eine logische Funktion fich darjtellt, al ein Syllogismus, in weldem das 
geltende Recht den Oberfaß, der Streitpunft den Unterfaß und das Urteil den Schlußjat 
bildet, fo daß der Richter nur in der befcheivenen Rolle eines technifchen Sachverſtändigen 
erjcheinen würde, eine Thefe, die von Montesquieu befanntlich dahin formuliert wurde, daß 
im Nichterfpruche nicht der Mensch, fondern das Geſetz rede, fo weiß doch jedermann, ſchon 
aus der Verfchiedenheit der Richterfprühe in den Inſtanzen, daß aud) auf diefem Gebiete 
das fubjeftive Belieben ein fehr weites Feld hat, daß namentlich „die fogenannte analoge 
Anwendung des Geſetzes eine dem freien Ermefjen der Verwaltungsbehörden einigermaßen 
parallele Funktion“ darftellt, daß die Auslegungsbefugnis dem Richter die Macht giebt, 
den Willen des Gejeßgebers in fein Gegenteil zu verkehren. Einen ftarfen Ausdrud hat 
diefe Wahrnehmung neuerdings in den Worten eines fchweizerifchen Gelehrten und Staats- 
mannes gefunden: „Man betrachtet die Richter als Experten, welche das Recht bloß finden 
müſſen, und gleihfam als reine Verſtandesweſen, als das lautere und infallibele Organ des 
an jich bejtehenden Rechts. Es liegt in diefer Anfchauung eine Art von Abgötterei, deren 
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Kool die Gerichte find, melde die Wirklichkeit des geltenden Rechts und die richterliche 
Menschlichkeit nicht berüdfichtigt. Wer die Nechtspflege aus dem Leben fennt, weiß, wie 
fehr vieles beim Rechtſprechen von dem ſubjektiven Ermejjen des Richters abhängt; auch 
find die widerſprechenden Anfichten der Mehrheiten und Minderheiten in den Richterfollegien 
und die anerfannte Notwendigkeit der Rechtämittel ein einleuchtender Beweis, daß die Richter 
feineswegs infpirierte Priefter der Themis und ihre Entjicheidungen fehr oft auf das sic 
volo sic iubeo gegründet find“!. Das alles gilt aber wieder vorzugsmweife in einer Zeit, 
wo die ganze Richtung der Jurisprudenz ſowohl bei der Gefeßgebung als auch bei der 
Rechtsanwendung von dem Gedanken beherrjcht ift, daß der Nichter nad möglichft freiem 
Ermefjen, nad dem Eindrude, den die ganze Sadlage auf ihn gemadht hat, mit meit- 
gehender Berückſichtigung von Treu und Glauben, in einem gewiſſen Anfchluß an die fort- 
ſchreitende Verfehrsentwidlung, jelbit gegen den Buchſtaben des Geſetzes Recht ſprechen joll?. 

Demgemäß ift die Einwirkung der Gerichte auf die Ausübung der Staatshoheitsrechte 
feitens der Verwaltung in den meijten Ländern eine fehr befchränfte und äußert fih im all- 
gemeinen nur in drei Richtungen, in der Anwendung der Strafgefege, in der Entſcheidung 
derjenigen Civilprozeſſe, die zwifchen dem Staate als Fisfus und den einzelnen entitehen, 
und endlid nur ganz ausnahmsmeife in der Beurteilung folder Rechtsfragen, die bei der 
Handhabung der eigentlichen Verwaltung ſich ergeben. 

Die Entfcheidung folcher der Juſtiz entzogenen Rechtsfragen fann nun aber wieder auf 
doppelte Meife erfolgen, entweder durch die Verwaltungsbehörden felbit, fei e8 im gewöhn— 
lihen formlojfen Verfahren jei es auf Grund einer bejonderen Prozedur, oder durch eigene 
Verwaltungsgerihtshöfe, deren Mitglieder durch die Garantieen richterliher Unabhängigkeit 
gefhügt find und deren Verfahren dem civilprozefjualifhen nachgebildet ift. 


B. Die Iufände in den einzelnen Ländern. 
1. Das englifhe Syitem®. 


Es ift ein volljtändiger Irrtum, wenn in der fontinentalen Litteratur ziemlich allgemein 
angenommen wird, daß in England der fogenannte Nechtsftaat durch eine weitgehende Zu— 
läffigfeit des Rechtswegs im befonderen Maße ausgebildet fei. Die Kompetenz der Gerichte 
erſtreckt fich dort nicht einmal auf die reinen PVrivatrechtöftreitigfeiten, welche zwiſchen dem 
Staate als Fislus und den einzelnen fich ergeben. Es findet zwar gegenwärtig in den— 
jenigen Fällen, wo der Fiskus als Kläger auftritt, eine Jurisdiktion feitens der Bureau- 
beamten der Finanzverwaltung nicht mehr ftatt; mo dagegen der Fiskus als Bellagter erfcheint, 
ift die Anhängigmahung der Klage noch heutzutage von dem disfretionären Ermefjen des Kron- 





1 Eicher, Handbuch der praftiichen Politik (1864) II 115. 

® Stölzel, Die Entwidlung des gelehrten Nichtertums (1872) I 611: „Wer Gelegenheit 
gehabt hat, fich mit der Juſtizpflege gemeinrechtliher Yandesteile während diefes Jahrhunderts ver- 
raut zu maden, der fann fi der Einficht nicht verfchliefen, wie merklich der Unterſchied zwiſchen 
dem Stande der Praris von heute und dem vor funfzig Jahren iſt. Ja ſelbſt innerhalb der jet 
lebenden noch thätigen Richtergeneration ift ein Unterfchied zwiichen den in der ältern und den in der 
neueren Schule Gebildeten fühlbar. Die Methode und Mode, mit den ftarren Re wirt yo zu rechnen, 
ald wären fie Faktoren der Arithmetif, wird verlaffen und dem richterlihen Ermefjen mannigfach 
ein Spielraum gegönnt, wie das vorige Jahrhundert ihn für Frevel erfannt hätte*; v. Bar, Hand— 
bud des deutſchen Strafrehts (1882) I 177: „Dur das Wuchergeieg ift dem Nichter ein ſehr 
mweitgehendes Ermeflen in Anſehung der Beurteilung des Thatbeitandes eines Delikts eingeräumt. 
Möglicherweife könnte es der Ausgangspunkt für weitere unbeitimmte, dem Richter moraliiche 
Erwägungen in großem Umfange zumutende Geſetze werden.” In prinzipieller Erörterung betont 
neuerdings Bülow, Geſetz und Nichteramt (1335) die Gleichitellung der Geſetzgebung und der 
Rechtsanwendung für die Nechtsihöpfung. Man bat fogar bereits die gänzliche Aufdebung der 
Geſetze zu Gunften der Rechtiprehung verlangt (Revue de droit intern. et de lögist. comp. 
Jahrg. 1871. ©. 591 ff.). Über die Praris des Reichsoberhandelägerihts Sachs in v. Holgen«- 
dorffs Jahrbuch IH. 

.? €. v. Meier, Über das Verhältnis von Juſtiz und Verwaltung in England, in Agidis 
Zeitſchtift für deutiches Staatsrecht (1867) I 275 ff. 
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anwalt3 abhängig, der die Genehmigung nad einer von dem oberjten Gerichtshofe neuerdings 
als legal anerkannten Praris verweigert, wenn er den Anfpruch für „offenbar unbegründet“ 
hält. Wenn nun auch von diefer Nechtsverweigerung ein durch die öffentlihe Meinung 
und das Parlament regulierter gemäßigter Gebrauch gemacht wird, jo muß man body mit 
Lord Brougham fagen: „Why, I demand, should it be left in the breast of any 
man, to refuse that, which another may elaim as a right and as the lowest of all 
rights, to have his right enquired into by law“ !, Nach erteilter Genehmigung geht 
dann der fisfalifche Prozeß allerdings an das ordentliche Gericht, indeſſen beitehen hin- 
fichtlih des Verfahrens fehr bedeutende materielle Begünftigungen bes Fiskus, die eine 
große Ungleichheit in den Parteirollen hervorrufen. Das Gleiche gilt in Nordamerifa ; weder 
die Union nod) die Einzeljtaaten fünnen ohne ihre Genehmigung gerichtlich belangt werden; 
diefe Genehmigung wird von der gejeßgebenden Gewalt erteilt, führt aber meift nur zu einem 
dem richterlichen nachgebildeten Verfahren vor einer ftändigen Kommifjion der Legislative 
(eommittee of claims). 

Im übrigen iſt die Zuläffigfeit des Nechtswegs in England dadurch bedingt, daß die 
urfprüngliche Identität von Juſtiz und Verwaltung auf den mittleren und unteren Stufen 
des Staatslebens, im Gebiete des Selfgovernment, im mwefentlichen bis heute fortgedauert hat; 
daß ferner auf der oberften Stufe zwar in der Hauptſache eine Sonderung herbeigeführt ift, 
indem die oberften Gerichtshöfe unabhängig geftellt find gegenüber der zeitigen Yandeöverwaltung, 
daß daneben aber eine Vermifchung richterlider und adminiftrativer Funktionen feitens des 
Parlaments und des Privy-Couneil noch fortbeiteht, indem namentlich dem DOberhaufe in 
der dreifachen Stellung eines Pairsgerichtshofs, eines Staatsgerichtshofs und eines Ober: 
appellationsgerichts weitgehende jurisdiftionelle Befugniffe zuftehen, die, wie die Vorgänge 
ver legten Jahre bewiefen haben, mit größter Zähigfeit feftgehalten werben. 

Demgemäß reicht zuvörberft die Rechtsanwendung feitens der Verwaltungsbehörden, 
und zwar ohne irgend welche Juſtizenklaven, gerade foweit wie die Verwaltung ſelbſt, und 
zwar ebenfowohl in den Gebieten des Selfgovernment als aud bei den Behörden des mo- 
dernen Adminiftrationsiyitens. 

Insbefondere üben die Friedensrichter, die man doch nicht ihres mittelalterlihen Namens 
wegen für Juftizbeamte im modernen deutichen Sinne halten wird, ohne von perfönlichen 
Garantieen gefhügt zu fein, dem Rechte nach beliebig entlaßbar, gejtügt auf das Anſehen 
einer hervorragenden focialen Stellung, für den ganzen Umfang ihrer Adminiftration eine 
Adminiftrativjuftiz aus, regelmäßig als einzelne oder zu zweien, ausnahmsweife in Special 
oder Quarter Sessions. Und zwar bezieht fich diefelbe nicht bloß auf alle Civilftreitigfeiten, 
die bei der inneren Zandesverwaltung zwifchen dem Staate und den einzelnen ſich er- 
geben, fendern es iſt auch mit dem Amte der Polizeiverwaltung ein umfafjendes Bolizei- 
richteramt für die zahlreichen Fälle der Gewerbe-, Pref-, Sitten-, Jagd-, Armen-, Fabrik— 
Polizei⸗Kontraventionen, für die Zoll-, Steuer-, Stempel: und Boft: Defraudationen und Kontra- 
ventionen bis zur Höhe eines Strafmaßes von zwanzig Pfund oder ſechs Monaten Gefängnis 
in den Händen der Friedensrichter vereinigt, Die regelmäßig als Cinzelrichter ohne 
Jury nah ſummariſchem Verfahren urteilen, ohne daß in der Mehrzahl der Fälle eine 
Appellation an die friedengrichterliche Kollegialbehörde, die Quarter Sessions, gefeßlich zu: 
läffig wäre. ebenfalls fommt eine ſolche thatfächlih fo wenig vor, daß von 400000 
fummarifhen Strafurteilen nur etwa 60 jährlich zur Kognition der Quarter Sessions gelangen. 

Es jcheint doch nach manchen Zeichen nicht, daß man in England mit diefer Ein- 
rihtung durchgehends zufrieden wäre. Man hat vielfach über die Härte der großen Grund- 
befiger und über ihre Neigung zu Verurteilungen bei gemwifjen Arten von Übertretungen, 
wie agdpolizeifontraventionen, geklagt. Und was im preußischen Landtage doch nur hin- 
fihtlih der Konjularjurisdiftion behauptet wurde, das ift etwa vierzig Jahre früher im 
englifchen Parlament hinſichtlich der PVolizeigerichtsbarfeit der Friedensrichter mit größerem 


" Lord Brougham, Speech on the present state of the law delivered in the House of Com- 
mons, February 7, 1828 (Speeches Vol. Il. S. 319—486; insbei. S. 392 ff.); eine fehsitündige 
Rede, die nicht bloß wegen des umfaſſenden Materials, ſondern auch wegen der unbefangenen Kritik 
von Wert ift, die den englischen Einrichtungen bier vielfach zu teil wird. 

». Holgendorff, Encyllopädie. I. 5. Aufl. 18 
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Ernft und von einer gewichtigeren Autorität behauptet worden, — daß dieſelbe ſchlechter ſei 
als die des türkiſchen Kabi!. 

Über diefer friebensrichterlichen Adminiftrativjuftiz giebt es nun zwar eine richterliche 
Kontrollinftanz, indefjen damit hat es folgende Bewandtnis. 

Erſtens wird die richterlihe Kontrollinftanz lediglich von der Queens Bench Division 
des High Court, welde 1881 durch 44 und 45 Victoria c. 68 an Stelle der drei alten 
gemeinrechtlichen Gerichtshöfe, des Court of Kings (Queens) Bench, des Court of Common 
Pleas und des Court of the Exchequer, getreten ift, alfo durch fünfzehn hohe Staatsbeamte 
ausgeübt, melde, foweit das in menſchlichen Verhältniſſen zu erreichen ift, die rechtlichen 
und thatfächlihen Vorausfegungen perfönlier Unabhängigkeit ſowohl gegenüber der Regie: 
rung als auch gegenüber der öffentlichen Meinung beſitzen. Dagegen haben die englifchen 
Land- und Amtsrichter (County Court Judges) mit diefer Kontrolle nicht das mindeite zu 
thun. Es fragt fi alfo in England niemals, ob ein Einzelrichter, der vielleicht nicht einmal 
für alle Civilprozeffe unter Privatperfonen zuftändig ift, befugt fein fol, die Anordnungen 
einer höheren follegialifhen Vermwaltungsbehörde nad ihrer Legalität zu unterfuhen. Es 
handelt fi dabei weniger um eine Unterordnung der Verwaltung unter die Yuftiz ald um eine 
nad NRechtsgrundfägen geübte Kontrolle der Gentralgewalt über die felbjtverwaltenden Kreife. 

Zweitens wird diefe Kontrolle nicht etwa gehandhabt in den Formen eines gewöhnlichen 
Givilprozefies, als gerichtlihe Klage des einzelnen gegen den Friedensrichter oder die 
Session, jondern nur auf Grund befonderer Nechtämittel, im wejentlihen in doppelter Weiſe, 
entweder in Gejtalt des writ of certiorari, eines oberjtrichterlichen Nefkripts, ein Gefchäft 
nicht felbjt zu erledigen, jondern die Akten einzufenden, oder in der Gejtalt des writ of 
mandamus, eines oberjtrichterlihen Reſtripts, ein Geſchäft als im Recht begründet vorzu- 
nehmen bezw. die Gründe der Nichtvornahme der oberftrichterlichen Beurteilung zu unterbreiten. 

Drittens führen diefe Rechtsmittel entweder bloß zur Regelung der Kompetenz, zur 
Geltendmachung von Rekuſationen, zur Abhülfe von Juftizverweigerungen, in welden Be- 
ziehungen fonftige Nechtsmittel fehlen, oder fie bewirken zwar die erneute Prüfung der 
Nechtsfrage in formeller und materieller Beziehung, fie bewirken aber niemals ein new trial, 
eine erneute Prüfung der question of fact, insbejondere feine erneute Beweisaufnahme, auch 
feine Beurteilung darüber, ob diefelbe vollftändig fei; fie find alfo im günftigften Falle mehr 
Rechtsmittel der Kafjation als der Appellation und haben alſo mehr eine äußere als eine 
innere Kontrolle der Aominiftrativjuftiz zur Folge. 

Viertens ijt zwar an jich fein Gegenjtand des friedensrichterlichen Gefchäftsfreifes von 
diefer Kontrolle ausgeſchloſſen; fie bezieht ſich jedoch nad den gefeglichen Beitimmungen 
mehr auf die judicial aets, 3. B. auf Polizeirefolute, die allein auf diefem Wege, da es an 
dem eigentlichen Appellationsmittel, writ of error, fehlt, an die richterlihe Beurteilung 
gelangen können; fie bezieht ſich zwar auch auf das Verwaltungsgebiet, hat aber für jedes 
Gebiet der inneren Staatsverwaltung einen verſchiedenen Umfang, „einen engeren auf dem 
Gebiete der Finanz: und Militärverwaltung , einen weiteren auf dem Gebiete der Polizei: 
verwaltung; die Zuläffigfeit des Rechtswegs im einzelnen ergiebt fich aus mehreren Hundert 
Geſetzen“. In früherer Zeit in weiter Ausdehnung zugelaſſen, wird dieſer Rechtsweg ſeit 
anderthalb Jahrhunderten ſtetig eingejchränft ; die Wegnahme von Certiorari und Mandamus 
ift in der Mehrzahl der neueren Geſetze eine ftehende Klaufel; der Rechtsweg bezieht ſich 
eigentlih nur noch auf Grundrechte und Prinzipienfragen; es kommen jährlih im ganzen 
nur etwa 160 derartige ‚Fälle vor. 

Dieſe richterlihe Kontrollinftanz fehlt endlich gänzlich gegenüber den Behörden des mo- 
dernen Adminijtrativfyftens, welchen auf den Gebieten des Armen-, Gefundheits- und Wege— 
wejens für den ganzen Umfang ihrer Verwaltung gleichfalls eine Rechtſprechung beigelegt 
werben it. Und wenn nun gerade auf diefen Gebieten Kollifionen zwifchen der Verwaltung 


! Lord B rougham a. a. ©. ©. 373: „There is not a worse constituted tribunal on the 
face of the earth, not even that of the Turkish Kadi“. Anterefiante Bemerkungen bei Alexis de 
Toequeville, Voyage en Angleterre, bei Gelegenheit eines Beſuches der Petty Sessions in _Salis- 
bury. September 1833 (Oeuvres complötes. T. VIII; Melanges, Fragments historiqnes ete, ©. 314 
und 338). 
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und den individuellen Rechten thatfächlich fehr häufig vorfommen und diefen Behörden jeder 
richterliche Charakter, jede Garantie richterlicher Unabhängigkeit fehlt, jo bilden doch die 
regelmäßige Oberinjtanz lediglich die Gentralbehörden der einzelnen VBerwaltungszweige, ins- 
bejondere auch vielfach der Minifter des Innern. Wo alfo im neueren England das Problem 
einer Rechtfprehung gegenüber der Verwaltung gejtellt war, ift dasfelbe in einem der Juſtiz 
ungünjtigen Sinne gelöjt worden. Es bedarf aber feiner Ausführung, daß es bei der 
Ausbildung, welche das fonftitutionelle Syftem dort erlangt hat, doppelt bedenklich iſt, 
einen großen Teil des öffentlichen Rechts, wichtige Verhältnifje der perfönlihen Freiheit 
und des Eigentums zur Dispofition von Parlamentsparteien und Parteiminifterien zu ftellen, 
„da Barteichef niemals die Chefs einer unparteiifhen Verwaltung fein fünnen“ und ein 
abminiftrativer Inſtanzenzug nad englifchen Verhältnifien notwendig zu einer Ausdehnung 
des parlamentarifhen Parteiregiment3 in die unteren Kreife des Staatslebens führen muß. 
Jedenfalls fann fein Zweifel darüber fein, was von den traditionellen Behauptungen 
in deutjchen Büchern zu halten ift, wie etwa bei Fifchel: „Verwaltungsbeamte haben in 
der Regel gar feine Jurisdiftion, jo daß der Rechtspflege alles dasjenige zufällt, was ihr 
von Rechts wegen gebührt” ; oder bei Brimfer: „In England haben die Gerichte von jeher 
über jtreitige Hoheitsrechte entſchieden; die abminijtrative Gewalt kann daher, falls die 
Partei fich nicht bei der VBerwaltungsmaßregel beruhigt, nichts in Bezug auf eine PBrivat- 
perjon durchjegen, was der Richter nicht als den Gejegen und der Verfaſſung gemäß erklärt 
hat“ — Äußerungen, die leicht ins unendliche vermehrt werden fönnten! und die ſämtlich 
darauf zurüdzuführen find, daß man, fchnell befriedigt ein Erempel für die Thefis zu haben, 
ohne in das Wejen der Dinge einzugehen, jih an Außerlichteiten hält, etwa an das Wort 
jurisdietion oder an den Satz: where is a right, there is a remedy; ein Satz, ber 
einen höchſt unſchuldigen und fchon feinem Wortlaute nad) gar niit den Sinn hat, daß 
jedes Individualrecht auch gegenüber der Staatögewalt mit einer actio vor den gewöhnlichen 
Gerichten zu verfolgen wäre, der vielmehr nur befagt, daß es für jedes Necht irgend ein 
Mittel der Geltendmadhung geben muß. Es verfteht jih von ſelbſt, daß Gneift die 
richtige Anficht hat, 3. B. wenn er fagt: „Die Kompetenz der ordentlichen Gerichte iſt in 
England erheblich enger als in Deutſchland“, es muß fogar anerfannt werben, daß er vor- 
zugsweife auch in dieſer Beziehung der richtigen Anfiht die Wege gebahnt hat; es ift aber 
andererfeitö nicht zu bejtreiten, daß diefe Auffafiungsmweije keineswegs mit vollftändiger 
Entfchievenheit überall bei ihm hervortritt, daß fie vielfach ſogar verdunfelt erjcheint. 


2. Das italienifde Syſtems. 


Das einzige Yand, auf das man ſich für die Verwirklichung des fogenannten Juſtiz— 
ſtaats gegenwärtig berufen kann, ift Italien. Der Artikel 2 des Gejehes vom 20. März 
1865 hat das abjtrafte Prinzip an die Spite geftellt, daß die ordentlichen Gerichte im 


13.8. neuerdings Gioannis Gianquinto (Siehe folgende Note) S. 392: E un prineipio 
fondamentale della legislazione Britannica, che ogni Inglese ha il diritto di ricorrere all autoritä 
giudiziaria contro ogni atto del governo, che l’offenda nella sua persona o nei suoi beni. Er 
wundert ſich freilich, darüber, daß die Friedensrichter auch Verwaltungsſachen hätten. 

? Dubois, Etude sur l’abolition de la Juridiction administrative en Italie (Bulletin de la 
société de l&gislation comparée. T. II. 1873. ©. 211—260), auch als bejondere Schrift, Paris 1873 
bei Gotillon (fehr forgfältige Daritellung der geichichtlichen Vorgänge, welche jur Abſchaffung des 
franzöſiſchen Syſtems in Italien geführt haben). Bertetti, Il contenzioso amministrativo in Italia 
secondo la legge, 20 marzo, 1865. Torino 1865. (Ausführliche Geihichtserzählung und Kommentar 
des Geſetzes unmittelbar nad dem Erjcheinen desjelben, noch bevor es in Kraft getreten war; 
die Dedultionen entiprehen durchweg den damaligen ntentionen des Geſetzgebers.) Pintor-Ma- 
meli, Competenza giudiziaria et amministrativa e conflitti di attribuzioni. Roma 1874, (Der 
Verfaffer, Sefretär im Minifterium des Innern, ijt ein entichiedener Gegner des Geſetzes und jucht 
dasjelbe mit rechtsphiloſophiſchen Argumentationen, insbeſondere unter Berufung auf die Lehre von 
der Gewaltenteilung, in das Gegenteil ſeines Sinnes zu verkehren; ſeine Dedutktionen find faſt überall 
unzureichend, die von ihm referierten Entſcheidungen aber teilweife frappierend.) Mantellini, I 
conflitti d’attribuzioni fra le autoritä giudiziaria e amministrativa in Italia. T. I. II. Firenze 
1871—1878. (Der Verfaffer, obgleich Mitglied des Staatsrats, ift entichiedenfter Anhänger des 
1865er Geſetzes; abgeichen davon, dab er die in demſelben beibehaltenen Rempeiengtonflifte befämpft. 
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gewöhnlichen Inſtanzenzuge überall da zuftändig find, wo die Verlegung eines bürgerlichen 
oder politifhen Individualrechts behauptet wird, einerlei ob die angebliche Verlegung durch 
eine Privatperfon oder durch eine Behörde geihehen ift. Indeſſen find doch in denjenigen 
Fällen, wo es ſich um die Handhabung von Staatöhoheitsrechten handelt, folgende Ab- 
weichungen vom gemeinen Recht ausdrüdlich vorgefchrieben. Zunächſt fann die Verwaltung 
immer nur petitorifh und niemals pofjefforifh belangt werden. Sodann find die Formen 
des beichleunigten Verfahrens in Anwendung zu bringen. Weiter darf die Verwaltung 
während des ſchwebenden Prozeſſes die angegriffenen Mafregeln, fogar wenn es ſich bloß 
um fisfalifche Maßregeln handelt, weiter durchführen und überhaupt bis zur definitiven 
Entſcheidung alles vornehmen, was im Intereſſe des öffentlichen Wohls notwendig erfcheint. 
Selbitverftändlih haben ſich ferner die Gerichte bei ihren Urteilen darauf zu befchränfen, 
über die Wirkungen des Verwaltungsafts in Bezug auf den in indieium deduzierten 
Gegenitand zu erfennen, während die Zurüdnahme oder Abänderung der fraglihen Mafregel 
nur durch die Verwaltungsbehörden erfolgen darf. Endlich ift troß des im Artikel 2 an 
die Spite geitellten ſynthetiſchen Prinzips die gerichtliche Kompetenz im abminijtrativ- 
fontentiöfen Gebiete dennoch pofitivrechtlih mehrfach eingeichränft worden, insbejondere in 
Bezug auf Steuer-, Rechnungs- und Wahlangelegenheiten, und zwar teil® durch jenes Gefeg 
jelbjt (Artikel 6), teils durch die gleichzeitig unter demfelben Datum erlafjenen Gejege über 
die Kommunal»: und Provinzialverwaltung, über die öffentliche Sicherheit, die öffentliche 
Gefundheit, die öffentlihen Arbeiten, teils durch fpätere Geſetze. Dazu fommt noch, 
daß für die Durchführung eines ſolchen Syſtems die Verhältnifje in Italien injofern günftig 
liegen, als die dortige Geſetzgebung dem einzelnen längft nit in dem Umfange wie in 
den germanifchen Ländern und wie namentlich in Deutfchland ſubjektive Nechtszuftändig- 
feiten gegenüber der Verwaltung verleiht, wie denn z. B. die Staatsdiener in talien wie 
in Frankreich einer feiten Nechtsitellung gegenüber der Staatsgewalt faſt gänzlich entbehren ; 
es verfteht fih aber von jelbit, daß bei aller theoretiihen Weite in der Zuläſſigkeit 
des Nechtswegs ein folder in allen den Fällen ausgefchloffen ift, wo es ein fubjektives 
Recht überhaupt nicht giebt, jo daß ſchon aus diefem Grunde die Verwaltung nicht völlig 
in der Rechtſprechung aufgeht. 

Dennoh läßt fih nicht behaupten, daß diefes Syſtem ſich bewährt habe. Zu: 
nächſt hat man ſich in der Annahme gänzlich getäufcht, daß die abjtrafte Faſſung des 
Artifeld 2 jede Unficherheit und Unklarheit in der praktischen Handhabung ausfchliefen werde ; 
man erfennt vielmehr ziemlich allgemein an, daß es im ganzen Gebiete der Gefetgebung 
faum eine jo fontroverfe Materie gebe als diefe. Die Erklärung dafür liegt teils in 


Giovanni de Gioannis Gianquinto, Dei conflitti di attribuzione. Firenze 1878. (Der Ber: 
faffer, Brofeffor in Piſa und Advotat beim Turiner Haffationshofe, iſt gleichfalls ein entſchiedener 
Anhänger des 1865er Geſetzes und verwirft die jegige Einrichtung der Kompetenzkonflikte, will aber 
andererjeitö von einer gänzlihen Aufhebung derielben nichts wiffen; das Werk zeichnet ſich durch 
umfafjende Studien, fcharfe Formulierung, lebhafte Schreibart auf, leidet aber an einem ſehr erheb— 
lihen Doftrinarismus; ein Referat über das Buch — unter deutihem Titel — von Koller in der 
Mrit. Vierteljabrsihrift XVII 507 ff.) Pal. jetzt auch die Abhandlung desfelben Berfaflers im 
Archivio ginridico X 535 ff.; Pascaud, La separation des pouvoirs (Rev. gén. d’adm. 1878. III 
1 ff., 157 ff., 366 ij.) De Majo, La giurisdizione ed i eonflitti di giurisdizione et di attribuzione. 
Napoli 1877; Demurtas Zichina, La giustizia amministrativa in Italia. Torino 1883 (Abdruck 
des älteren preufiichen Zuſtändigkeitsgeſetzes in italienischer Überfegung; die Darftellung der fremden 
Rechtszuſtände leidet jedoch an ſeltener Oberflächlichkeit) — Am lehrreichiten find die zwölftänigen 
Verhandlungen der Deputiertenfammer über das Gejek vom 20. März 1865 in der Zeit vom 9. bis 
21. Mai 1864, auf Grund eines ausführlichen, von Bertetti eritatteten Kommiſſionsberichts, die 
derjelbe in Seinem Nommentar gar nicht mit Unrecht eine splendidissima diseussione nennt, che 
sara nella storia un titolo perenne di orgoglio per il primo Parlamento Italiano; es ift in der 
That eine afademiiche, breit angelegte Erörterung, völlig verihieden von derjenigen Art der Ge- 
ichäftsbehandlung, die Seit den letten Jahren in Preußen und Deutichland herrichend aeworden ift. 
Im Senat bat eine Vlenarberatung nicht itattgefunden, da wegen der durch die Verlegung der 
Hauptitadt gebotenen Eile die damals dem Barlamente vorliegenden Sefegentwürfe in dem Zuftande, 
in welchem fie fich vor der einen oder andern Kammer befanden, publiztert wurden. — Das Geſetz 
vom 7. April 1877 im Annuaire de lögislation étrangére. 1878. &. 334 fi. — Über die italienische 
Serichtsorganifation ſ. Bullet. de législ. comp. 1577. S. 253 ff. 
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zählung des Negierungsentwurfs als eine große Verbefjerung anſah, die aber als nicht aus- 
reichend fich erwiejen hat, um alle im Leben vorfommenden Cinzelfälle raſch und ſicher zu 
entfcheiden ; teils in dem zahlreihen Ausnahmen, die das Prinzip im nterefje einer lebens- 
fähigen Verwaltung durchbrehen, über deren Bedeutung und Ausdehnung die verſchie— 
denjten Nichterfprüche vorliegen. Außerdem hat ſich im Laufe der Zeit eine jtetig zu— 
nehmende und im Vergleich mit anderen Zändern jehr erheblihe Zahl von Kompetenz: 
fonfliften herausgeftellt. Nun ift von vornherein zuzugeben, daß das ganze Jnititut der Kom- 
petenzfonflifte in dies Syſtem nicht hineinpaft, indem von dem abjtraften Standpunfte 
aus, auf den man fi einmal geftellt hat, der Nachweis ganz außerordentlich leicht if, 
daß die Gerichte felbjt über die Kompetenzfrage ald über einen integrierenden Teil des Pro— 
zefles im gewöhnlichen Inſtanzenzuge zu entjcheiden haben. Es it noch viel unbejtreitbarer, 
daß die Entjcheidung der Kompetenztonflifte durch den Staatsrat in dies Syſtem nicht paßt, 
da der Staatsrat, wenn er auch feinen Teil hat an der aktiven Verwaltung, dod mit allen 
jeinen Traditionen, ſchon als ehemaliges Specialtribunal für Verwaltungsitreitfadhen, außer- 
dem aber auch dur die Qualififation feiner Mitglieder im mefentlihen der Verwaltung 
angehört, jo daß aljo die Gerichte zwar befugt find, über Jllegalitäten der Verwaltung zu 
entjcheiden, die Verwaltung aber immer die Entſcheidung über die Vorfrage hat, ob der Fall 
einer ſolchen Jllegalität anzunehmen, der richterlihe Schub zu gewähren ſei. Es war daher 
ganz natürlich, daß eine lebhafte Agitation gegen Kompetenzkonflikte überhaupt und gegen 
die dortige Einrichtung derfelben insbefondere entjtand, die namentlich durch den Beſchluß 
des erſten italienischen Juriſtentags unterjtügt wurde. Diefe Bewegung hat auch inzwifchen 
zum Siege geführt, indem das Gefeg vom 7. April 1877 im Sinne Mancinis die Ent- 
ſcheidung der Kompetenzfonflifte dem römischen Kaflationshofe übertragen hat, neben welchem 
befanntlih im übrigen noch die Kafjationshöfe von Turin, Florenz, Neapel und Palermo 
funktionieren ; während ein anderer Vorfchlag dahin gegangen war, einen befonderen Gerichte: 
hof zu errichten, deſſen Mitglieder zur Hälfte vom Kaffationshofe, zur Hälfte vom Staats: 
rate gewählt werden follten. Es iſt aber mehr als zweifelhaft, ob man nunmehr zur Ruhe 
fommen wird. Allerdings wird fortan das Geſetz vom 20. März 1865 in einer dem 
wahren Sinne desjelben entſprechenden Meife zur Anwendung gebradjt werden. Cs werben 
insbejondere die Gerichte über die Geſundheitsgefährlichkeit gewiſſer Subſtanzen zu entſcheiden 
haben, ſofern die Frage entſteht, ob die Verwaltungsbehörden berechtigt geweſen ſeien, ſolche 
Subſtanʒen als geſundheitsgefährliche mit Beſchlag zu belegen. Es wird aber leicht die 
weitere Frage entſtehen, ob unter ſolchen Verhältniſſen die Exiſtenz beſonderer Verwaltungs— 
behörden überhaupt noch einen Sinn hat und ob es nicht zweckmäßiger ſein würde, die ge— 
ſamte Verwaltung den Gerichten zu übertragen. Ein hundertjähriger Kreislauf wäre damit 
zu ſeinem Ausgangspunkte zurückgekehrt. 


3. Das öſterreichiſche Syſtem!. 


Mit dem engliſchen Syſteme iſt die durch das Geſetz vom 22. Oktober 1875 in Oſter— 
reich getroffene Einrichtung infofern verwandt, als prinzipiell eine völlige Jdentität der Dr: 
gane für die reine Verwaltung und für die Verwaltungsrehtiprehung beiteht, mögen dieſe 
Organe für die eigentliche Staatsverwaltung oder für die jogenannte autonome Verwaltung 
bejtimmt fein, und nur außerhalb der gefamten Verwaltung eine mit allen Garantieen rich 
terlicher Unabhängigfeit verfehene Behörde errichtet ift, welche über die bei Handhabung der 
Verwaltung angeblich begangenen Neditsverlegungen zu befinden hat. Cine weitere Überein- 
ftimmung bejteht darin, daß der Rekurs nur gegen eine Nechtswidrigfeit, nicht gegen eine 
Sachwidrigleit gerichtet werden fann, mithin auf die „kahle Geſetzesfrage“ beichräntt ift und 
feinerlei Gewähr für eine genügende Feitjtellung der thatfächlihen Verhältnifje bietet. End: 


Vorzugsweiſe die ge des Herrenhaufes vom 22. und 23. Januar, des Abgeord- 
netenhaufes vom 17. und 18. März 1875; ge beionderö die Reden des Minifters v. Unger 
a ale Berichte des Herrenhaufes” 442 ji, 473 ff., 484 ff.: des Abgeordnetenhauſes 
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ich ift auch eine Ähnlichkeit noch infofern vorhanden, als die Entſcheidung nur in einem 
Ausfpruche darüber beiteht, daß das Hecht verlegt und die Verfügung aufgehoben fei, daß 
aber nicht weiter in der Sache felbjt erfannt wird, die vielmehr an die Verwaltungsbehörve 
zurüdgelangt ; eine Wirfung, auf die fich die englifchen Rechtsmittel wenigjtens in der Mehr- 
zahl der Fälle gleichfalls beſchränken!. 

Der Unterfchied diefes neuen öfterreihifchen vom englifchen Syiteme ift aber trotzdem 
fehr erheblich; er befteht zunächſt darin, daß die öjterreihifchen Berwaltungsftellen aller der- 
jenigen Garantieen hinfichtlich der Perfonen und des Verfahrens entbehren, vermöge deren 
die Amtsthätigfeit der englifhen Friedensrichter in der Hauptſache als eine iurisdietio er- 
fcheint; weiter darin, daß die Nechtsfontrolle nicht durd den oberjten Juftizgerichtshof, ſon— 
dern durch einen eigenen Verwaltungsgerichtshof gehandhabt wird; endlich auch darin, daß 
der Rekurs in Ofterreich ganz generell gegen jede Verwaltungsmaßregel zuläffig ift, durch 
die jemand in feinen ſubjektiven Rechten verlegt zu fein behauptet. 

Der öjterreichiiche Verwaltungsgerichtshof ift mithin weder eine Berufungs- noch eine 
Reviſions-, jondern lediglich eine Kaſſationsinſtanz; er reformiert nicht, er hat vielmehr prin- 
zipiell nur auf Grund des in der letzten abminiftrativen Inſtanz angenommenen That- 
beftandes zu erfennen; er erfennt aber überhaupt nicht meritorifch, fo daß eine unmittelbare 
Befriedigung des angeblich Verlegten in feinem Falle ftattfindet; er erflärt allerdings nicht 
bloß, daß das Recht verlett ſei, fondern er hebt zugleich die rechtswidrige Verfügung auf, 
fo daß fie nicht mehr beiteht und die Verwaltung dementjprechend anderweitig zu verfügen 
hat; aber er fafjiert eben bloß wie der franzöfifche Kafjationshof, ohne in der Sache zu 
erfennen, was Nechtens, und überläßt die fonfrete Entſcheidung der Verwaltung. Der öjter- 
reichische Verwaltungsgerichtshof Hat es nur mit demjenigen zu thun, was an ſich Recht ift, 
nicht mit dem, was im einzelnen gegebenen Falle Recht ift; er regelt mehr das objektive als 
das jubjeltive Recht. Dadurch wird nun allerdings die Gleihmäßigfeit und Stetigfeit 
in den Vermwaltungsentfcheidungen erreiht und damit ein mejentlihes Staatsintereſſe 
(namentlich gegenüber der autonomen Verwaltung) fichergeftellt; es wird erreicht, daß Die 
Berwaltung fih in geſetzlichen Bahnen bewegt; dagegen ift der Rechtsſchutz des einzelnen 
fein ganz vollitändiger; die Einrichtung hat, wie auch in den Verhandlungen gejagt wurde, 
mehr den Charakter eines Staatsrats als eines PVerwaltungsgerihts. Es muß aber zu- 
gegeben werden, daß fich ein weiteres bei den gegebenen Zujtänden nicht erreichen ließ. 

Neben dem Verwaltungsgerichtshofe fungiert übrigens das Neichsgericht, abaejehen von 
feiner Zuftändigfeit für die Entfcheidung von Kompetenztonfliften und von civilrechtlichen 
Ansprüchen eines Landes an das andere u. f. w., auch noch als Specialverwaltungsgerichts 
hof, fompetent für Bejchwerden gegen diejenigen Maßnahmen der VBerwaltungsbehörden, 
durch welche politifche, in der Verfaffung gemährleiftete Nechte angeblich verlegt worden find. 


4. Das württembergifh=-bayerifhe Syitem?. 


Die Regelung der Verwaltungsgerichtsbarfeit, wie folhe in Württemberg im Anſchluß 
an ältere Einrichtungen (Verfafjungsurfunde von 1819 $ 60 Ab. 1) durd das Geſetz vom 

! Die öfterreihiiche Regierung ift fich diefes Zufammenhangs mit den engliihen Einrichtungen 
deutlich bewußt —— der Motivenbericht zum Geſetzentwurf von 1875 (Stenographiſche Berichte des 
Herrenhauſes 1875 Beilage Nr. 148 S. 17) beruft ſich, insbeiondere dafür, dab aud in England 
nur eine erneute Prüfung der Rechtöfrage jtattfinde, gerade auf die in diefer Abhandlung gegebene 
Darftellung der englischen Einrichtungen, von der behauptet wird, daß fie diefen Sachverhalt beion- 
ders klar bervortreten liehe. 

2 Für ee v. Sarwey, Württemberaiiches Staatsrecht II 323: v. Sarmwey, Ber- 
waltunasrehtspflege S. 255 ff., 701 ff.: Hohl, Gefeg über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. De— 
zember 1876. Stuttgart 1877. — Für Bayern: Seydel, Rn Staatsredht UI ff., beionders 
S. 430 ff. (1885); v. Sarwey, Vermwaltungsrechtspflege S. 268 ff., 698 ff.; Krais, Geſetz vom 
8. August 1878 20. nebit Nachtrag. Erlangen 1879: Kahr, Das bayerifche Geſetz ꝛc. Nördlingen 
1579; Sammlung von Entfheidungen des Königl. Bayeriſchen VBerwaltungsgerichtähofes (jet 7 
Bände); Hutter, Rechtsgrundſätze der Entiheidungen des bayeriihen Verwaltungsgerichtshofes. 
Würzburg 1384. 
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16. Dezember 1876, in Bayeın ohne früheren Vorgang nach zehnjährigen parlamentarifchen 
Kämpfen durd die Gefege vom 8. Auguft 1878 und 10. März 1879 erfolgt ift, hat mit 
dem öfterreihiichen Syitem gemein, daß die Verwaltungsgerihtsbehörden der unteren und 
mittleren Inſtanzen mit den Verwaltungsbehörden identiſch find, wie aud nirgends die 
Heranziehung des Yaienelements in Gejtalt von Chrenämtern ftattgefunden hat. In Bayern 
wollte zwar der zweite Entwurf (1869) die Verwaltungsgerihte von den eigentlichen Ver— 
waltungsbehörden trennen ; insbejondere follten den Bezirksämtern vier bürgerliche Beiſitzer 
beigegeben werden, die vom Könige auf Grund einer von den Diftriftsräten aufgejtellten 
Lifte zu ernennen gewejen wären, während die Kreisregierungen, denen eine ſolche Ergänzung 
nicht zugedacht war, nur als außerordentlihe VBerwaltungsgerichte fungieren follten ; indeſſen 
ift man davon fpäter gänzlich zurüdgelommen. 

Im Unterfchied von ſierreich findet nun aber in beiden Ländern auch ſchon in den 
unteren und mittleren Inſtanzen, wenigftens für gewiſſe Sachen, ein von dem fonftigen ab- 
weichendes befonderes verwaltungsgerichtliches Verfahren ſtatt. Insbefondere fteht den mwürt- 
tembergifchen Kreisregierungen nad Artikel 10 als Verwaltungsgerichten erfter Inſtanz die 
Verhandlung und Entſcheidung über eine Anzahl von Streitfadhen zu, welche ſich ald Partei— 
ftreitigfeiten im Unterſchied von Nechtsbejchwerden bezeichnen laffen und das Gemeinfame 
haben, daß der Bejchwerdeführer nicht dem Staate als ſolchem, fondern einem einzelnen oder 
einer Gemeinde entgegentritt, die ftreitigen Anfprüche aber auf dem öffentlichen Nechte be- 
ruhen; es gehören dahin Anſprüche an Armenverbände, auf Teilnahme an den Gemeinde- 
nugungen, auf Zugehörigfeit zu einer Gemeinde, auf den Mitgenuß von Stiftungen ; das 
Verfahren ift in den Artt. 17 und 23 ff. näher geregelt. Ebenfo findet in Bayern wenigftens 
in den Fällen des Art. 8 jchon vor den unteren und mittleren Behörden ein bejonderes 
Verfahren jtatt, welches ich freilich hinfichtlich der Diftriftsbehörden von dem ſonſt gebräud- 
lichen Verfahren wenig unterfcheidet, dagegen bei den Kreisregierungen (Kammern des Innern) 
in einer befonderen Senatsbildung und der unbedingten Notwendigkeit eines öffentlihmünd- 
lihen Verfahrens einen ſcharfen Ausdruck erhalten hat; in den Fällen der Artt. 10 und 11, 
wo wejentlich die jtaatlihen Auffichtsrechte in Frage kommen, ift es für die unteren und 
mittleren Inſtanzen lediglich bei dem bisherigen Verfahren verblieben, fo daß fie 3. B. bei 
den Kreisregierungen im Bureaumwege erledigt werden. 

Hinfichtlih der Rompetengbeftiumnung der zur Verwaltungsgerictsbarfeit gehörigen 
Gegenftände beiteht zwijchen beiden Ländern ein wejentliher Unterjchied. Das mwürttem- 
bergifche Gejeg ftimmt mit dem öſterreichiſchen auch darin überein, daß die Kompetenz ganz 
generell auf alle möglichen Fälle angeblicher Nechtsverlegung ſich bezieht: die Enumerations: 
methode des Art. 10 hat bloß die Bedeutung, diejenigen Fälle zu bezeichnen, in denen aud) 
fhon in erfter Inſtanz ein verwaltungsgerichtlices Verfahren ftattfinden foll und hinfichtlich 
deren daher der Verwaltungsgerihtshof die zweite Inſtanz bildet; außerdem entfcheidet aber 
der Vermwaltungsgerichtshof (Art. 13) über Beichwerden gegen Entjcheidungen und Ver— 
fügungen der Berwaltungsbehörden, wenn jemand, jei ed eine einzelne Perſon fei es ein 
Verein oder eine Korporation, behauptet, daß die ergangene auf Grund des öffentlichen 
Nechts geſtützte Entſcheidung oder Verfügung rechtlich nicht begründet und daß er hierdurd) 
in einem ihm zujtehenden Recht verlegt oder mit einer ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit 
belajtet jei. Das iſt jedoch nicht eine Nachahmung des öjterreichifchen Rechts, fondern das 
ift altwürttembergifches Recht, indem fchon nad der Verfaſſung von 1819 der Geheime Nat 
unter Zuziehung der Vorjtände des Obertribunals entjcheidende und verfügende Behörde in 
Bezug auf alle Nefurfe gegen Verfügungen der Departementsminifter war; eine Beitimmung, 
welche, nad ihrem Wortfinne viel weiter reihend, durch die Praris des Geheimen Rats als- 
bald dahin beſchränkt wurde, daß der Rekurs nur in den Fällen zuläffig fein folle, in 
welchen jemand behaupte, durch eine Minifterialverfügung in einem ihm zuftehenden Rechte 
verlegt zu fein. Thatfählid nahmen die Minifter ihrerfeits an ſolchen Entiheidungen nicht 
teil. Das Verfahren war geheim und jchriftlih. Dagegen ift in den Artt. 8 und 10 des 
bayerijchen Gejeßes die fogenannte Enumerationsmethode zur Geltung gekommen; beide 
Artikel mit ihren 40 bezw. 31 Nummern erinnern an das preußifche Zuftändigfeitsgefet und 
haben auch in der That die Abgrenzung in ähnlicher Weife bewirkt. 
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In beiden Yändern haben endlich im Unterſchied vom öjterreihiichen Syitem die oberjten 
Verwaltungsgerihtshöfe, an welde die PBarteijtreitigfeiten in zweiter, die Rechtsbeſchwerden 
in erfter Inſtanz gelangen, meritorifh, in der Sache ſelbſt zu entfcheiden,, fo daß die Ent— 
jheidung das im Streit befindliche Individualrecht trifft. In beiden Ländern find aber 
die oberften Verwaltungsgerichtshöfe weniger Berufungs- ald Nevifionsinftanz; in Bayern 
erfolgt die Entſcheidung auf Grund des von den Vorinftanzen erhobenen Sadverhalts; ein 
Beweisverfahren findet nicht ftatt, es. kann nur die Vorinftanz zur Vervollftändigung des 
Beweismateriald veranlaft werden; in Württemberg fünnen neue thatfählihe Behauptungen 
und neu angezeigte Beweismittel nur berüdjichtigt werden, wenn die Behörde, 433 deren 
Verfügung Beſchwerde erhoben wird, ſich hiermit einverftanden erklärt; andernfalls fteht im 
Ermefien des Verwaltungsgerihtshofs entweder nad) dem bisher feitgeftellten Sachverhalt zu 
erfennen oder den Beichwerdeführer an die betreffende Behörde zurüdzuverweifen. 


5. Das badiſch-heſſiſche Syitem!, 


In beiden Ländern ift eine Verwaltungsrechtiprehung auch für die unteren und mittleren 
Inftanzen hergeftellt und das XYaienelement auf diefen Stufen nicht bloß für die Verwal— 
tungsrechtſprechung, fondern aud für die fonftige Verwaltung in erheblihem Umfange her: 
beigezogen. 

i Das badifche Geſetz über die Organifation ber inneren Verwaltung vom 5. Oftober 
1863 war in diefer Hinficht epochemacdend. Das Organ für Selbftverwaltung und Ver— 
waltungsrehtiprehung ift der Bezirksrat, beftehend aus dem Bezirfsamtmann und ſechs bis 
neun Mitgliedern, die auf Grund einer von der Kreisverfammlung aufzuftellenden Lifte, 
welche dreimal foviel Namen enthalten muß, als Mitglieder zu beftellen find, vom Minifter des 
Innern auf zwei (jet vier) Jahre ernannt werden. Die Kompetenz ift eine fehr geringe; fie 
erftredft fich nur auf fogenannte Parteiftreitigfeiten, bei denen es fi um einander gegenüber: 
jtehende Anſprüche von Privaten oder Körperfchaften handelt, insbefondere alfo um Diffe- 
renzen zwischen den Kommunen und ihren Mitgliedern über Beiträge und Yeiftungen, um Diffe- 
renzen zwijchen verfchiedenen Kommunen über Gemarfungsrechte, Wegebaulaft, um Differenzen 
zwiſchen Armenverbänden, um Wahlftreitigfeiten, Ansprüche auf das Ortsbürgerredt u. ſ. w.; 
dagegen gehören Polizeiverfügungen und überhaupt Streitigkeiten zwiſchen dem einzelnen und 
dem Staate als foldem prinzipiell nicht zum Verwaltungsftreitverfahren. Die Berufung 
geht an den Verwaltungsgerichtshof, deſſen Mitglieder erft durch das Gefeg vom 26. Februar 
1880 die Garantieen richterlicher Unabhängigkeit erhalten haben; der Verwaltungsgerichtähof 
ift ausnahmsweise, 3. B. für Steuerfragen, Staatsbürgerreht, gleichzeitig erfte und letzte 
Inſtanz. (In Streitigkeiten über öffentlichrechtliche Anſprüche an die Kreisverbände, welche 
aus mehreren Bezirken beitehen, fowie über das Veitragsverhältnis zu Kreisbedürfniffen ent- 
jcheidet in erfter Jnftanz eine aus dem Kreishauptmann, zwei Bezirfsbeamten und den von 
den einzelnen Bezirksräten abgeordneten Yaienmitgliedern beitehende Behörde.) 

Durd das Gefeg vom 14. Juni 1884 die Verwaltungsrechtspflege betreffend ift jedoch eine 
erhebliche Erweiterung der Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichte herbeigeführt, und ins— 
bejondere eine Klage gegen polizeiliche Verfügungen der Bezirfsämter und des Bezirförats, 
welche den Kläger in feinen Nechten verlegen, ſowie aud gegen Verfügungen der Staats- 
auffichtsbehörden, durch welche fommunalen Verbänden eine ihmen nicht obliegende Leiſtung 
auferlegt oder Beſchlüſſe diefer Körperſchaften oder ihrer Behörden als geſetzwidrig aufge- 
hoben werden, gewährt worden, über welche indefjen in eriter und leßter Inſtanz der Ver- 
waltungsgerihtshof zu erfennen hat. Auch das Verfahren it teils durch das Gejeg vom 
14. Juni 1884 teil$ dur die Verordnungen vom 5. und vom 31. Auguſt 1884, im 


ı Für Baden: v. Sarmwey, Vermaltungsrechtöpflege S S. 210; Weizel, Das badiſche Geſetz vom 
5. Dftober 1863 ıc. Karlörube 1864; Wielandt, Die Verwaltungsrechtöpflege, in Dartmanns 
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ganzen in Annäherung an die preußifchen Grundſätze feft geregelt. Weitere Änderungen 
des Organifationsgefeßes vom 5. Oftober 1863 find durch die Gefege vom 1. März 1884 
und 17. Mai 1886, durch die Verordnung vom 19. Auguft 1886 und durch die Bekannt: 
madhung vom 13. Oftober 1886 bewirkt worden. 

In Helen waren die Grundgedanken des badifchen Gejeges von 1863, insbefondere 
die Trennung der Verwaltungsrechtöpflege von der gewöhnlichen Verwaltung und die Er: 
richtung eines befonderen oberiten Berwaltungsgerichtähofes, ſchon 30 Fahre zuvor vermirf- 
licht worden. Die urfprünglid auf den Ediften vom 6. Juni 1832 und 4. Februar 1835 
beruhende Organifation war zulett in dem Edifte vom 12. Mai 1852 und dem Geſetze 
vom 10. Februar 1853 dahin fetgejtellt worden, daß bei jeder Bezirföverwaltungsbehörde 
(Kreisrat) ein aus 15 Mitgliedern gebildeter gewählter Bezirksrat bejtand, der neben 
fonftigen Verwaltungsgefchäften auch einige Streitigkeiten des öffentlichen Nechts (Forcierung 
des Etats in gewifjen Fällen 2c.) zu entſcheiden hatte, und dab außerdem ein Adminiſtrativ— 
juftizhof fungierte, der teils Berufungsinftanz für die Bezirksräte, teils in erjter Inſtanz (fei 
es endgültig fei es mit Nefurs an den Staatsrat oder an den Minifter des Innern) für 
alle die Angelegenheiten. fompetent war, melde die Gefesgebung für Abminijtrativjuftiz- 
fachen oder für ftreitige Adminiſtrativſachen erflärt hatte. 

Das Geſetz vom 12. Juni 1874, betreffend die innere Verwaltung und Vertretung 
der Kreife und Provinzen, hat dann in einem auffallend engen, meist wörtlichen Anſchluſſe 
an die preußifche Kreisordnung vom 18. Dezember 1872 das Syſtem weiter entwidelt. 
Demgemäß fungieren fowohl für Kommunaljahen als auc für Staatsgefhäfte, und zwar 
in letzterer Hinficht ſowohl für reine Verwaltungsfachen als auch für Verwaltungsitreitiachen, 
in erjter Inſtanz Kreisausfhüffe, die unter dem Worfi des Kreisrats aus ſechs vom Kreis: 
tage aus den Hreisangehörigen gewählten Mitgliedern beftehen; in zweiter und teilweife 
au in erſter Inſtanz Provinzialausſchüſſe, die unter dem Vorfige des Provinzialdireftors 
analog gebildet find. Die Kompetenz ift in Nachbildung des $ 135 der preußifchen Kreis— 
ordnung, insbefondere aud ohne formalen Unterschied zwifchen fonftigen Verwaltungs- und 
Verwaltungsitreitfahen, in Art. 48 bejtimmt worden; diefer Unterſchied fommt jedoch wie 
in Preußen dadurch zu feinem Rechte, daß nur in einigen, wenn auch den meiften ber zur 
Kompetenz diefer Selbjtverwaltungsbehörden gehörigen Fällen ein befonderes Verfahren An: 
wendung finden foll, welches wiederum dem preußiſchen Verfahren im großen und ganzen 
entſpricht. Es ift noch hervorzuheben, daß der Provinzialausfhuß über die einfchlägigen 
Thatfachen und Zmwedmäßigfeitöfragen endgültig entfcheibet. 

Die oberjte Inſtanz endlich bildet nad) dem Geſetze vom 11. Januar 1875 bejiehungs- 
weife 16. April 1879 der Verwaltungsgerichtshof, der in den geſetzlich bejtimmten Fällen 
über Nefurfe gegen Entſcheidungen des Provinzialausfchuffes entſcheidet, ſofern behauptet 
wird, daß mwefentlihe VBorfchriften in Bezug auf das Verfahren nit beobachtet oder Be: 
ftimmungen des geltenden Nechts verlegt oder unrichtig angewendet worden feien oder daß 
die Zuftändigfeit des Kreis: oder Provinzialausfhuffes nicht begründet gewefen fei. Der 
Verwaltungsgerichtshof ift demgemäß niemals eigentliche Berufungs:, fondern nad) den Um: 
jtänden entweder Nevifions- oder Kafjationsinitanz. 


6. Das fähfifhe Syftem!. 


In Gemäßheit der beiden Geſetze vom 21. April 1873, betreffend die Drganifation 
der Behörden für die innere Verwaltung und betreffend die Bildung von Bezirfsverbänden 
und deren Vertretung, find den Amts- und Kreishauptmannſchaften Bezirks: und Kreisaus- 
ſchüſſe zur Seite geftellt, die unter dem Vorfig des Amts: und Kreishauptmanns fungieren 
und deren Mitglieder von den Bezirföverfammlungen gewählt werden. Die Zuftändigfeit 


— 
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des Bezirksausſchuſſes als entſcheidender Behörde findet insbefondere ftatt bei Armenftreitig- 
feiten, bei Streitigfeiten über Stimmberehtigung und Wählbarfeit, über Kommunalfteuern, 
bei der Genehmigung gefährlicher Anlagen, bei Wirtfegaftstongeffionen und Unterfagung des 
Gewerbebetriebs, bei der Frage über Entbehrlichkeit eines öffentlihen Weges ſowie über die 
Notwendigkeit der Anlage neuer Wege, bei Jrrungen darüber, ob ein Weg ein öffentlicher 
fei, bei Dispenfationsgejuchen, in Dismembrationsfahen. Die Zuftändigfeit des Kreisaus- 
ſchuſſes erſtreckt fi, abgefehen von einzelnen Ausnahmen, teils auf die zweitinftanzliche Ent- 
ſcheidung derjenigen Angelegenheiten, welche in erjter Inſtanz unter Mitwirfung der Bezirfs- 
ausſchüſſe entſchieden werben, ſoweit die erjtinftanzliche Entſcheidung nicht endgültig war, 
teild auf die erftinftanzlichen Entfcheidungen der Kreishauptmannschaften in gemifjen genau 
angegebenen Fällen. Jedenfalls ift bei den der Mitwirkung beider Ausſchüſſe unterliegenden 
Saden nicht weiter zwifchen reinen Verwaltungsfahen und Verwaltungsitreitfachen unter- 
jchieden, wie auch fein befonderes Streitverfahren befteht. Endlich fehlt e8 an einem oberiten 
Verwaltungsgerichtshofe gänzlich. 


7. Das franzöfifhe Syitem!. 


Die Einrichtung des ancien rögime, wonad die reine Verwaltung und die Verwal- 
tungsrechtiprechung jtets bei denfelben Organen waren und demjelben formlofen Verfahren 
unterlagen, wurde von der Nevolutionsgefeggebung zunächſt beibehalten; nur daß an die 
Stelle der Einzelbeamten Kollegien traten, die Municipalitäten, Diſtrikts- und Departements- 
direftorien, die wie die Gerichte felbjt damals nicht ernannt, fondern gewählt wurden. Die 
Revolution war nämlich feineswegs geneigt, an diefer Stelle die ordentlihen Gerichte ein- 
greifen zu laffen, teils wegen des Dogmas von der Unabhängigkeit der drei Gewalten, teils 
wegen der hiftorifhen Neminiscenzen an die alten ariftofratiichen Parlamente. Wie die Or— 
ganifation der franzöfifhen Verwaltung überhaupt, jo beruht auch die Scheidung der ad- 
ministration pure und des contentieux administratif auf der Konfulargefeggebung des 
Jahres 1800, indem damals die Verwaltungsgerichtsbarfeit an Kollegien übertragen wurde, 
während die reine Verwaltung Einzelbeamten mit Unterftügung von jogenannten conseils an— 
heimfiel, gleichzeitig übrigens das Prinzip der Ernennung ganz allgemein zur Geltung fam. 

Die Organe der franzöfifhen Adminiſtrativjuſtiz find im weſentlichen die Präfekturräte 
(eonseils de prefeeture) und der Staatsrat (conseil d’6tat). Beide Behörden find aber 
weit entfernt, irgendwelche nennenswerte Garantieen einer unparteiiichen Rechtiprechung dar— 
zubieten, weder hinfichtlic ihrer Zufammenfegung noch binfichtlich der ihnen zuftehenden 
Geſamtbefugniſſe. 

Was zunächſt die Präfekturräte betrifft, ſo beſtehen dieſe aus dem Präfekten als Vor— 
ſitzendem, im Departement der Seine aus einem beſonderen Vorſitzenden, und außerdem in 
Gemäßheit des Geſetzes vom 21. Juni 1865 im Departement der Seine aus ſieben, in 
dreißig Departement? aus vier, in den übrigen aus drei Mitglievem. Die Mitgliedſchaft 
ift abhängig von der Vollendung des 25. Lebensjahre, von zehnjähriger Praris bei der Ver- 
waltung, der Juftiz, dem conseil general oder der mairie, eventuell von der Erlangung 
des Grades eines liceneit en droit, endlich von der Abfolvierung eines abminiftrativen 
Auditoriats. Das Amt jteht jederzeit zur Dispofition der jevesmaligen Machthaber, Die 

! Pardessus, Essai historique sur l’organisation judiciaire ete, Paris 1851; Dareste, 
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de l’administration. 1562 (Meine Welation darüber in den Göttinger Gel. Anzeigen, Jahrg. 1564 
S. 921 ff.); Laferridre, Cours de droit publie et administratif. 5me edit. 1860. 15; Auecoe, 
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Bejoldung ift verhältnismäßig gering. Bei jeder Präfektur befindet fich ein Generaljefretär, 
der in fontentiöfen Sachen als ministöre public fungiert. Da nun die meiften Präfektur- 
räte nur aus drei Mitgliedern außer dem Präfeften bejtehen, jo iſt e8 regelmäßig erforder- 
lich, daß derjenige, welcher eine Entjcheidung des Präfekten vor dem Präfekturrate angreift, 
alle Stimmen für ſich vereinigt, denn wenn er auch nur eine Stimme davon verliert, jo 
würde er mit feiner Klage abgewiefen werben, da diefe eine Stimme mit der des Präfekten 
vereint den Ausſchlag giebt, jo daß alfo der Präfekt nad) dem Ausbrude des Deputierten 
Picard fehr wohl von fi fagen fann: le conseil de pröfeeture e’est moi. Es ift nun 
zwar 1865 nur nad) ſehr lebhaften Debatten dem Präfekten diefer Vorſitz mit überwiegender 
Stimme gewahrt, e3 ift ferner unmittelbar vor dem Ausbruche des Krieges die Einfeßung 
eigener Präfidenten für bie Präfefturräte durd ein einjtimmiges Votum des Corps legis- 
latif verlangt worden, zu einer Änderung diefer Organifation ift es aber troßdem noch nicht 
gekommen. Thatjählic) machen freilich die Präfeften von dem ihnen geſetzlich zuftehenden 
Rechte des Vorfiges in Verwaltungsſtreitſachen fait niemals Gebrauh, jo daß an 
ihrer Stelle eins der anderen Mitglieder mit dem Vorſitz beauftragt wird. Gegen die 
Unabfesbarfeit der Präfefturräte fpriht man ſich bis in die neuefte Zeit ziemlich allgemein 
aus. Und zwar aus einem Grunde, der die ganze Unmmahrheit diefer njtitution ins 
Licht Stellt. Ducrocq, der neuejte Schriftteller über franzöfifches Verwaltungsrecht, 
erflärt ganz offen, daß man ſich fragen müfje, warum man diefe Sahen unabhängigen 
Gerichtshöfen entzogen habe, wenn man fie unabhängigen Verwaltungsgerihtshöfen über: 
tragen wolle. Man gründet alfo die ganze Einrichtung nicht darauf, daß fachverftän- 
dige Richter beſſer find als ſolche, die fih erft mit Mühe in die ihnen vorliegenden Materien 
hineinarbeiten müfjen, ſondern darauf, daß die Handhabung der Staatshoheitsrechte durch die 
Verwaltungsbehörden eine unbefangene Prüfung dur unabhängige Gerichte nicht auszuhalten 
vermöge. Und darin liegt wieder, daß zwar in Straffahen und in reinen Privatrechts- 
ftreitigfeiten die Herrſchaft des abfoluten Rechts, ohne Nüdfiht auf Zmwedmäßigfeit und 
Öffentliches Wohl, nad dem Grundfage fiat iustitia, pereat mundus zur Geltung gebracht 
werden müſſe, daß dagegen in den mit öffentlichen Zuftänden in Verbindung ſtehenden 
Nechtsverhältnifien nad) relativen Grundfäßen, die gleichzeitig dem Geſetze und dem öffent- 
lihen Wohle genügen, zu verfahren fei, daß fogar im Zweifel das lettere prävaliere, wäh— 
rend doch die Verwaltung in ihrer rechtiprechenden Thätigfeit das Geſetz gerade ebenfo un- 
bedingt anzuwenden hat wie die Gerichte. Die Mitglieder der Präfekfturräte find auch im 
Laufe der Zeit immer mehr an der aktiven Verwaltung beteiligt, indem der Präfeft in zahl- 
reichen Fällen verpflichtet, in allen berechtigt ift, den Rat des Kollegiums zu erfordern, und 
außerdem aud die einzelnen häufig zur Vertretung des Präfekten, des Generalfefretärs, der 
Unterpräfeften, ſowie zur Beforgung einzelner Verwaltungsgejchäfte herangezogen werben. 
Es ift fein Wunder, wenn ſich gegen derartige Anſchauungen ein Nüdjchlag bemerfbar macht, 
der zwar ſchon in viel frühere Zeit hinaufreicht, aber im Jahre 1872 zu einem von der 
Decentralifationsfommiffion vorgelegten Gefegentwurfe geführt hat, der die Aufhebung der 
Präfekturräte vorichlägt, mit der Maßgabe, daß die zur Zuftändigfeit derfelben gehörenden 
Sachen der Negel nad) an die ordentlichen Gerichte übergehen. 

Die von den Präfefturräten zu befolgende Prozedur war bis zu den Jahren 1862 
und 1865 nicht bejonders geregelt, und nad Laferridres eigenem Ausdrud von einer 
Einfachheit, wie man folde in der Giviljuftiz nicht antrifft; insbefondere fehlte ſowohl die 
Öffentlichkeit als die Mündlichleit als das ministere publie. Diefe drei Elemente des 
franzöfifchen Givilprozefjes find dann durch Defret vom 30. Dezember 1862 in das vor den 
Präfekturräten zu befolgende Verfahren eingeführt und durch Gejeh vom 21. Juni 1865 
bezw. dur Dekret vom 12. Juli 1865 in den Einzelheiten geregelt. Daneben fommen 
noch wie früher die in fummarifcher Form mit Abfürzung der Friſten und Vermeidung von 
Präflufionen anzumendenden Bejtimmungen des Code de proc&dure über perſönliches Er— 
jcheinen der Parteien, Artifelverhör, Eidesleiftung, Zeugen-, Urfunden- und Sadveritändigen- 
beweis in Betradht. Indeſſen teilt der Verwaltungsrichter nicht die paffive Nolle des Civil- 
richters, es gilt vielmehr in den Verwaltungsitreitigfeiten die Dffizialmarime. Der fchrift- 
liche Teil ift das mwejentliche Element des Verfahrens, die plaidoirie erjcheint dagegen als 
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Nebenfahe. Die Beſcheide der Präfekturräte find, wie die der gewöhnlichen Gerichte, pro— 
viforifche, präparatorifche, interlofutorifche oder definitive, fontradiftorifche und Kontumacial- 
erfenntniffe. 

Die Adminiftrativjuftizbehörde zweiter und legter Inftanz, ausnahmsweise erfter und 
letzter Inſtanz, ift der Etaatsrat, und zwar erfolgt die Entſcheidung desjelben entweder 
durch die aus einem bejonderen Präfidenten und fehs Mitgliedern beftehende section du 
eontentieux oder durch die assemblde du eonseil d’6tat, statuant au contentieux, 
welche, nicht zu verwechjeln mit der assemblöe generale du conseil d’etat, aus den 
fieben Mitgliedern jener Sektion und aus adt Mitgliedern der anderen Sektionen (aus 
jeder zwei), vom Vicepräfidenten des Staatsrat? im Einvernehmen mit den Sektions— 
präfidenten ernannt, gebildet wird. Die Neformen der neueren Zeit haben nun allerdings 
dahin aeführt, aus dem Staatsrate ein halbwegs unabhängiges Organ in Verwaltungs: 
ftreitfadden zu machen. Dahin gehört, daß den Borfig in der größeren Verfammlung nicht 
mehr der Juſtizminiſter, fondern der Vicepräſident des Staatsrats führt; daf ferner der 
Staatsrat gegenwärtig iurisdiefio propria beſitzt, während früher feine Entjcheidungen nur 
als Entwürfe betrachtet wurden, welche der Beitätigung des Staatsoberhaupts bedurften, jo 
daß der eigentliche Nichter des contentieux das Staatsoberhaupt war und die Urteilsvor: 
ichläge des Staatsrats (avis) erjt dur die Unterfchrift des Staatsoberhaupts in wirkliche 
Urtetle (arr&ts) verwandelt wurden ; indeſſen hat doch diefe lettere Reform bloß theoretiichen 
Wert, indem auch unter den früheren Regierungen niemals eine materielle Änderung ftattgefunden 
hat, die übrigens im Moniteur und im Bulletin des lois befonders zu publizieren gewejen 
wäre; es find nur zwei Fälle namhaft zu maden, in denen 1842—1856 und 1852—1861 
eine Verfchleppung jtattgefunden hat. Gin bejonderes Verfahren ift für die Verwaltungs- 
rechtöpflege des Staatsrats ſchon durch das Dekret vom 22. Juli 1806 eingeführt, welches 
dann durd die Gefege vom 2. Februar 1831 und vom 2. November 1864 verbejlert 
wurde und gegenmärtig auf dem Gefege vom 24. Mai 1872 (Art. 15—24) ſowie auf 
den Defreten vom 21. Auguft 1872 (Art. 20—26) und 2. Auguft 1879 (Art. 19—26) 
beruht. Dagegen entbehren die Mitglieder des Staatsrats wie die der Präfefturräte noch 
immer jeder Garantie der Unabhängigkeit. Und in fehr viel höherem Maße als die Prä- 
fefturräte ift der Staatsrat bei der eigentlichen Administration, fogar bei der Geſetzgebung 
beteiligt. Die Bedeutung der section du contentieux befteht darin, daß fie in allen 
Fällen die Sache inftruiert und darüber an die größere Verfammlung unter Vorlage eines 
Urteilsentwurfes berichtet, daß fie aber außerdem in gewifien weniger wichtigen und befonders 
eiligen Sachen, thatjählid etwa in der Hälfte aller Saden, namentlih in Steuerjachen, 
ſelbſt entjcheidet, vorbehaltlih des Rechts der Partei, die Entfcheivung der größeren Ber: 
fammlung zu verlangen. Die section du contentieux bildet gleihfam das permanente 
und juriftiiche Element, dazu beſtimmt, die Stetiafeit der Entfcheidungen zu jichern, während 
die Mitglieder der anderen Sektionen, welche alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert werden, 
die den einzelnen abminijtrativen Specialitäten eigentümlichen Kenntniffe und Erfahrungen 
bei der Rechtſprechung verwerten follen; fie find übrigens dann von der Mitwirkung aus- 
geſchloſſen, wenn fie bei der angefochtenen Entſcheidung in ihrer Sektion mitgewirkt haben. 

in den Darftellungen des franzöfifchen Verwaltungsrehts werden nun zwar noch 
außerdem fowohl die Minifter Hinfichtlih gemiffer Amtshandlungen als aud eine An— 
zahl von Kommiffionen aus allen mönlichen Verwaltungszweigen, insbejondere aus den 
(Hebieten des Unterrichts-, Gejundheits: und Militärerfagwefens, als Berwaltungsgerichte 
bezeichnet. Indeſſen was zunächſt die Mintfter betrifft, die ſogar in der Theorie als die 
juges ordinaires et de droit commun du contentieux administratif au pr&mier degre 
du juridietion erfcheinen, fo fann hier dod von einer Gerichtsbarfeit ſchon um desmwillen 
ernfthaft feine Rede fein, weil es an jeder Unterſcheidung von der administration pure 
ſowohl Hinfihtlidh der Perſonen als auch hinfichtlich des Verfahrens fehlt. Und dasjelbe 
gilt von jenen angebliden Specialgerihtshöfen, die nur das vor den Miniitern voraus 
haben, daß fie follegialifch oraantfiert find. Die ganze Aufftellung ift auch nichts weiter 
als ein etwas fchwerfälliger Ausdrud für die Thatſache, daß gewiſſe Angelegenheiten, die 
zunächſt in ganz formlojer Weile von den Organen der reinen Adminiftration entichieden 
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werden, in der Oberinftanz feitens des Staatsrat eine verwaltungsgerichtlihe Behandlung 
erfahren. 

Die Kompetenz diefer franzöfifhen Verwaltungsgerichte ift eine fehr eigentümliche. Sie 
erjtredt ſich zunächſt auf eine große Anzahl von Saden, bei denen der Staat in feiner 
vermögensrechtlihen Berfönlichfeit in Frage fommt und die daher nad der Gejeggebung 
der meiſten anderen Zänder, insbejondere Deutjchlands, zum weitaus größten Teile vor die 
ordentlichen Gerichte gehören würden. Zwar iſt auch die franzöfische Civiljuftiz infomweit 
fompetent, als es fi um die domaine de l'état, nad einem neuen deutſchen Ausdrud 
um das jtaatliche Finanzvermögen handelt, wozu insbefondere die Forſten, Mineralquellen :c. 
gehören; die darauf bezüglihen Vindifations-, Grenz, Teilungsflagen gehen ebenfo wie die 
actio confessoria und negatoria an die gewöhnlichen Gerichte. Dagegen find die Ver- 
waltungsgerichte dann kompetent, wenn die domaine public, d. 5. das ftaatliche Ver— 
waltungsvermögen, in Frage jteht, wenn aljo die Streitigkeiten auf öffentlihe Straßen, 
Flüſſe, Kanäle, Häfen, Feitungen, öffentliche Gebäude, Bücher öffentlicher Bibliothefen oder 
auf öffentliche Servituten fich beziehen, die jogar in einem facere von feiten des Eigen: 
tümers des dienenden Grundſtücks beftehen fünnen, wohin 3. B. die Verpflichtung, Bäume 
zu pflanzen, Trottoirs anzulegen, gerechnet wird; es ift nad) franzöfifcher Auffaffung lediglich 
Sade der Verwaltung oder der Verwaltungsrechtspflege, die Grenzen der öffentlichen Domäne 
zu deflarieren. Ebenſo verhält es ſich im Obligationenredht; es find zwar die Gerichte 
fompetent, wenn der Staat als Verfäufer von Immobilien oder ald Käufer von Mobi- 
lien in Frage fommt; es find aber die Verwaltungsgerichte fompetent, wenn der Staat als 
Verfäufer von Mobilien oder als Käufer von Immobilien erſcheint; die Eremtion des 
jtaatlichen Immobilienverkaufs von der Civiljuftia hängt mit dem Verkauf der National- 
güter während der erjten Revolution zufammen, indem man die Beurteilung vom Stand- 
punkte des ordentlichen Nichters fcheute; die Eremtion des ftaatlihen Mobilienfaufs wird 
dadurch gerechtfertigt, daß es fich dabei regelmäßig um den öffentlichen Dienjt handele 
(Kriegsbedürfniffe 20). Nach denfelben Regeln bejtimmt fi die Kompetenz beim Taufce. 
Die Klagen, welche aus der Sachenmiete hervorgehen, gehören jämtlich vor die Gerichte, 
einerlei ob der Staat Vermieter oder Mieter ift, ob es fih um Immobilien oder Mobilien 
handelt; der Staat erfcheiut in diefen Fällen niemals als Autorität, jondern immer nur als 
einfacher Eigentümer, auch dann, wenn er feine Immobilien vermietet (verpachtet). Da- 
gegen it für die Dienftmiete die Mominiftrativjuftiz in der Negel kompetent, insbefondere 
in Bezug auf die Dienftverhältnifje der niederen Beamten, der Arbeiter an den jtaatlichen 
Werfftätten, der Künjtler an den jtaatlichen Theatern; doc ift gerade in dieſer Materie 
die Schwierigfeit der Kompetenzregulierung befonders groß, weil befonders hier die Privat: 
und die öffentliche Berfönlichfeit des Staats ſchwer auseinanderzuhalten find. Für eine 
bejonders wichtige Art der Dienftmiete, die Transportunternehmungen, hinfichtlih deren der 
Staat zum Teil ein Monopol hat (Poſt, Telegraphen), find gleichfalls in der Negel die 
Vermaltungsgerihte zuftändig. Endlich fommen in diefem Zufammenhange die öffentlichen 
Arbeiten in Betracht ; fie gehören zur gerichtlichen Kompetenz nur infoweit, als fie vom Staate 
auf jernen eigenen Grundjtüden vorgenommen werden. Nach analogen Grundſätzen bejtimmt 
fih die Kompetenz bei den übrigen Obligationsverhältnifjen. 

Die Verwaltungsgerihtsbarfeit erftredt fi aber nicht bloß in das Gebiet der Civil-, 
fondern auch in das der Strafjuftiz; fie ift für eine Anzahl von Übertretungen zuftändig, 
insbefondere Hinfichtlich der Wege- und Fahrpolizei. 

Dagegen iſt die Zuftändigfeit infofern eine fehr begrenzte, als es fih um eine Ver- 
letzung von Rechten der einzelnen durch den Staat als folhen bei Handhabung feiner 
Hoheitsredhte handelt; gerade diefe eigentlihe Verwaltungsgerichtsbarfeit ift in Franfreich 
wenig entwidelt, und fie findet fih im Unterfchieve von Deutfchland nicht ſowohl auf dem 
Gebiete der Polizei ald auf dem des Finanz: und Steuerweſens. 

Indeſſen wird diefem Mangel doch in fehr wirkſamer Weife dadurd abacholfen, dab 
dem Staatsrat in erfter und legter Inſtanz eine ſehr umfaflende Zujtändigfeit beigelegt ift, 
die auch nicht auf tertueller Aufzählung , fondern auf einer prinzipiellen Grundlage beruht. 
Diefe Zuftändigfeit iſt erft ſehr allmählih, unter jehr unzureichender Berufung auf das 
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Gefeg vom 14. Oftober 1790, durd die Nechtfprehung des Staatärats begründet, dann 
aber durch das Gejeg vom 24. Mai 1872 in vollem Umfange legalifiert worden. „Le 
eonseil d'état“, heißt ed, „statue sur les demandes d’annullation pour excts de 
pouvoir contre les actes des diverses autorit6s administratives.“ Die dadurch be 
gründete Nechtsfontrolle des Staatsrats bezieht fi alſo auf alle Verwaltungsorgane ohne 
Ausnahme, fowohl auf die Staatsbeamten mit Einfluß der Minifter ald auf die gewählten 
Kommunalorgane, ſowohl auf die Verwaltungsbehörden als auf die Verwaltungsgeridte. 
Die Vorausfehung für einen derartigen Rekurs ift allerdings ein excès de pouvoir; in 
deſſen ift diefer Begriff von der Rechtſprechung des Staatsrats in einem fehr weiten Sinne 
aufgefaßt worden, in einem viel weiteren als feitens des Kafjationshofs. Exeès de 
pouvoir ift zunächſt Inkompetenz; der Rekurs ift alfo begründet, wenn ein Präfeft an 
Stelle eines maire eine Ortspolizeiverorbnung erlaffen oder wenn er öffentliche Arbeiten 
angeordnet hat ohne das erforderliche Dekret des Staatsoberhaupts oder wenn er mit 
Übergehung der ordentlichen Gerichte die gegenfeitigen Berechtigungen der Müller und 
Wiefeneigentümer am Waſſergebrauch fejtgeftellt oder wenn er ſich gar die geſetzgebende 
Gewalt angemaft hat durh Einführung von neuen Servituten, etwa durch das Verbot der 
Errichtung von Windmühlen an öffentlihen Wegen. Excès de pouvoir ift ferner jede 
Verlegung vorgeſchriebener Formen; der Rekurs ijt aljo begründet, wenn eine Verwaltungs: 
maßregel ohne ein im Geſetz erfordertes vorheriges Gutachten vorgenommen oder em 
reglement d’administration publique ohne avis des Staatsrats erlafjen wäre; wenn die 
Forcierung eines Etats ohne vorherige Mahnung erfolgte; oder wenn ein Generalrat bei 
Klaffifizierung der öffentlihen Wege die Municipalräte nicht gehört hätte. Exeès de 
pouvoir ift aber felbjt dann vorhanden, wenn zwar das betreffende Verwaltungsorgan id 
ganz innerhalb feiner Kompetenz gehalten, auch die vorgefchriebenen Formen beobachtet, aber 
jein amtliches Handeln zu einem Zwede angewendet hat, deſſen Erfüllung durd die be 
treffende geſetzliche Vorfchrift nicht beabfichtigt war, jo daß alſo weniger die Verlegung einer 
dispofitiven Norm als eine ſolche der Motive derfelben vorliegt; oder wie Aucoc fagt: „ce 
n'est plus iei la violation du texte de la loi, c'est la violation de son esprit.“ ‚ur 
Erläuterung folgt in fämtlihen Darftellungen des franzöfifchen Verwaltungsrechts der be 
rühmte Bahnhofsdrofchfenfall, der nicht nur die Ausdehnung der Kompetenz der Verwaltung: 
aerichtsbarfeit, fondern zugleich darthun fol, daß die Individualrechte wirkſamer durd) die 
Verwaltungsjuftiz als durd die ordentlichen Gerichte geihügt würden. Die Präfekten haben 
nämlich das Recht, die Zulafjung, die Aufftellung und die Cirfulation jämtlicher öffentlichen 
und Privatfuhrwerfe auf den Bahnhöfen zu regeln. Um nun im öffentlichen Intereſſe 
einen regelmäßigen Dienft, insbefondere auch zur Nachtzeit zu fihern, hatten verſchiedene 
Eifenbahngefellihaften einigen Unternehmern gegen Übernahme einer derartigen Verpflichtung 
ein Monopol zugefihert, indem gleichzeitig der Minifter der öffentlihen Arbeiten die 
Präfeften ermädtigte, in ſolchen Fällen allen anderen öffentlichen Wagen den Zutritt zu 
den Bahnhöfen zu unterfagen. Dagegen lehnten fih nun aber an mehreren Drten, 
namentlich in Fontainebleau, die Hotelbefiger auf, indem fie trogdem ihre Hotelmagen hin: 
fandten. Sie wurden wegen Übertretung angellagt und die Geſetzmäßigkeit der Mafregel des 
Präfekten vom Kafjationshofe anerkannt. Sie wandten ſich nunmehr an den Staatsrat, 
der in der That die Mafregel für ungeſetzlich erklärte, weil der Präfekt nur das Recht 
habe, für eine bequeme Girkulation zu forgen, nicht aber ein Monopol zu begründen. Ein 
neuer Verſuch des Präfeften, das Monopol des Unternehmers auf Grund des mit der 
Eiſenbahngeſellſchaft geichlofienen Vertrages indireft aufrechtiuerhalten, hat vor dem 
Kafjationshofe einen nocdhmaligen Erfolg, vor dem Staatsrate einen nochmaligen Mißerfolg 
gehabt. Jedenfalls wird man Aucoc darin beiſtimmen müſſen: „il est difficile de pousser 
plus loin la recherche serupuleuse de la legalite*. Es find eben, um mit preußiſchen 
Ausdrüden zu reden, die thatjählichen Vorausfegungen nicht vorhanden geweſen, melde die 
Behörde zu der fraglichen Mafregel berechtiat haben würden. Man fann im der That 
zweifelhaft darüber fein, ob es fi hier überhaupt noh um die Nerlegung von Rechten 
oder bloß um die Verlegung von Intereſſen handelt. In der franzöfifchen Jurisprudens 
wird die lettere Konſtruktion vorgezogen. Jedenfalls ſteht aber auch in dieſem Falle der 
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Refurs immer nur dem Verlegten und nicht jedem Beliebigen zu. In ſolchen Fällen hat 
der Staatsrat bloß die Bedeutung einer Kafjationsinftanz; er annulliert die Verfügung, 
fegt aber nichts an deren Stelle. 


8. Das preußifde Syftem!. 


Die Einführung der Verwaltungsrechtspflege in Preußen ift bei Gelegenheit der 
Reorganifation der inneren Verwaltung und zwar in Übereinftimmung aller Parteien 
erfolgt. 

Schon der erjte Entwurf der Kreisordnung vom Dftober 1869 hatte dem Kreisausſchuſſe 
zahlreiche Gejchäfte der allgemeinen Yandesverwaltung,, die bisher größtenteils zum Nefjort 
der Regierungen gehört hatten, übertragen und die Übertragung weiterer Angelegenheiten 
in Ausficht geftellt, ohne dabei jedoch einen Unterfchied zwifchen reinen Verwaltungsſachen 
und Verwaltungsſtreitſachen zu machen; vielmehr follte auch das Verfahren für beide An- 
gelegenheiten dasfelbe fein, deſſen Negelung übrigens zunächſt nur im Mege einer Minifterial- 
inftruftion erfolgen; der Rekurs jollte in allen diefen Saden, fofern nicht die Entſcheidung 
des Kreisausfhuffes endgültig war, vorläufig an die Regierungen, ſpäter (nad) den Motiven) 
an die Provinzialausfhüffe gehen. Über diefen Teil des erften Entwurfs hat eine Ver: 
handlung im Abgeorbnetenhaufe nicht jtattgefunden. 

Die wichtigfte Neuerung des im Dezember 1871 vorgelegten zweiten Entwurfs beiteht 
einerfeitö in der gefeglichen Regelung des Verfahrens, welches fich aber wieder ohne Unter: 
ſchied auf alle zur Kompetenz des Kreisausſchuſſes gehörigen Sachen beziehen follte, anderer: 
jeitS in der wenn auch zunächſt nur proviforifchen und daher in den Übergangsbeitimmungen 
geregelten Herftellung einer felbjtändigen Rekursinſtanz, der fogenannten Deputationen für 
Verwaltungsftreitigfeiten, deren Bildung nah dem Entwurf, im Anfchluffe an die foeben 
eingerichteten Deputationen für das Heimatsweſen, in der Art beabfihtigt war, daß dieſen 
Deputationen als Verwaltungsgerichten noch der Negierungspräfident oder der Dirigent der 
Abteilung des Innern fomwie das jtellvertretende richterliche Mitglied hinzutreten follten ; 
durch diefe Zufammenfegung wäre nad Ausführung der Motive erreicht worden, daß die 
Mitgliederzahl der zweiten Inſtanz feine geringere als die der erften Inſtanz geweſen 
wäre und dab das berufsmäßige Beamtentum auf diefer Stufe das Laienelement über- 
mwogen hätte. 

Bon diefen Vorſchlägen ift die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 injofern ab- 
gewichen, als die Deputationen für das Heimatsweſen ohne Vermehrung der Mitgliederzahl 
zu Verwaltungsgerihten gemacht wurden, indem man dem Negierungspräfidenten nur den 
fafultativen Vorfig, unter gleichzeitiger Stimmenthaltung des Verwaltungsmitgliedes der 
Deputation, übertrug. Im übrigen jtand aber die definitive Kreisorbnung ganz auf dem 
Standpunkte der beiden Entwürfe; für beide Inſtanzen wurde ein fontradiftorifches Ver— 
fahren vorgefchrieben ; die in Gemäßheit desjelben zu beurteilenden Sachen wurden fogar 
ftreitige Verwaltungsſachen genannt, die Behörde zweiter Inſtanz erhielt den Namen 
Verwaltungsgericht; bei der Auswahl diefer Sahen war aber troßdem nicht der Gefichts- 
punft maßgebend gewejen, ob es fich dabei entweder um Fragen der Rechtmäßigkeit oder 
um folde der Zmwedmäßigfeit handele; vielmehr waren zu diefer fontrabiktorifchen Ver— 
handlung alle zu folcher geeigneten Sahen verwiefen; unter den fogenannten jtreitigen 


1 Gejchichtlihes: Kühne, Neffortverhältniffe ac. (Zeitichrift für greußifähe ——— 1871. 
S. 167 ff); Iſageſohn, Geihichte des preußiſches Beamtentums II 213 ff.; €. v. Meier, Re- 
form der Verwaltungsorganifation S. 43 ff. — Über den früheren Zuftand: Förftemann, Prin- 
sipien des preußifchen Noligeirechts S. 202 ff., 470 fi.; Sydomw, Die Zuläffigkeit des Rechtswegs. 
1860; Oppenhoff, Die preußiihen Geſetze über die Reffortverhältnifle. 1863. — Über den Zwiſchen— 
auftand: Braunbehrens, Betrachtungen über die Verwaltungsrechtöpflege in Preußen. 1878. — 
Über den iegigen Zuftand: v. Brauditich, Die neuen prewbifchen Verwaltungsgelege; Parey, 
Vreußiiches Verwaltungsrecht I (1887), — Enticeidungen des Königl. Oberverwaltungsgerichts. 
Bd. I-XVI (1877—1889); Parey, Rechtsgrundſätze. 1887 ff. 
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Verwaltungsſachen fand ſich eine große Zahl joldher, die, wie 3. B. die Mehrzahı der auf 
die Auffiht über Landgemeinden und Gutsbezirfe bezüglichen Funktionen, reine Berwaltungs- 
ſachen find. 

Auf einem wefentlih anderen Standpunfte fteht nun aber das Geſetz vom 3. Juli 1875, 
betreffend die Verfaffung der Verwaltungsgerihte und das Verwaltungsftreitverfahren (fo- 
genanntes Verwaltungsgerichtögefeg), welches eine prinzipielle Abfonderung der Verwaltungs- 
rechtöpflege von der fonftigen Verwaltung herbeigeführt hat. Diefe Abfonderung traf zwar 
in der unteren Inſtanz nur das Verfahren, indem die Kreisausſchüſſe gleichzeitig als 
Vermwaltungsgerihte und als Verwaltungsbehörden weiter fungierten, führte aber in der 
Bezirfsinftanz zu dem Dualismus des Bezirfäverwaltungsgerihts und des Bezirfärats. 
Diefe Konftruftion ift wegen ihrer Kompliziertheit ſchon damals lebhaft angefochten worden. 
Die im Gefege fehlende Beitimmung darüber, was als ftreitige Verwaltungsſache hinfort zu 
betrachten ſei, ift erft dur das Gejet vom 26. Juli 1876, betreffend die Zuftändigfeit 
der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungsgerichtsbehörden (fogenanntes Zuftändigfeits- 
gejeß), bewirkt worden, welches übrigens zugleicd einige neue organifatorifche Beitimmungen 
enthält. Endli hat das Verwaltungsgerichtögefeg no ein von der übrigen Verwaltung 
völlig getrenntes Oberverwaltungsgericht geſchaffen. 

Bei Gelegenheit der Beratung des Organifationsgefeges vom 26. Juli 1880 und der 
Novelle zum Verwaltungsgerichtögefege vom 2. Auguft 1880 ift dann die frage der 
Konftruftion der Mittelinjtang nochmals ausführlich erörtert worden. Die Kommiffion des 
Abgeordnetenhauſes hatte ſchließlich einen einheitlihen Bezirfsausfhuß mit zwei Vorfigenden 
empfohlen, von denen der eine, der Regierungspräfident, bei ftreitigen Saden ganz aus- 
fcheiden, der andere aber, der Verwaltungsgerichtspireftor, bei nicht ftreitigen Sachen mit- 
wirken follte. Es handelte fi) aber bei der Plenarberatung ernfthaft nur um den bejtehenden 
Zuftand nad der Negierungsvorlage und um den Antrag der Konfervativen, für welchen 
auch die Mehrheit der Freilonfervativen in erfter Linie war und der auf gänzliche Ver— 
ſchmelzung beider Behörden unter Vorſitz des Negierungspräfidenten, unter Aufrehthaltung 
des Unterfchiedes von Beichluß- und Streitfahen und des entfprechenden Verfahrens nebit 
entfprechendem Inſtanzenzug gerichtet war. Es ift damald zwar der bejtehende Zujtand 
aufrechterhalten worden; indejjen haben fich feitvem die Provinziallandtage in der Mehrheit 
für eine Vereinfahung der Organijation überhaupt und insbefondere für eine Verſchmelzung 
des Bezirföverwaltungsgerihts und des Bezirfsrats ausgefprohen. In diefem Sinne ijt 
aud) der endgültige Abſchluß durch das Landesverwaltungsgefeg vom 30. Juli 1583 herbei: 
geführt worden. Die Einheitlichfeit des Behördenorganismus in der Mittelinftanz ift in 
der Weife wiedergewonnen, daß an Stelle des Bezirfärats und des Bezirföverwaltungsgerichts 
nunmehr der Bezirksausſchuß getreten ift, der unter dem Vorſitze des Regierungspräfidenten 
aus einem Verwaltungsgerihtspirektor, einem andern gleichfalls vom Könige auf Lebenszeit 
ernannten und vier vom WProvinzialausfhuß gewählten Mitgliedern bejteht (Abſchn. II 
Kap. I Nr. IV 2) und ganz wie der Kreisausfhuß die ftreitigen und die nicht ftreitigen 
Sachen nad verfchiedenem Verfahren behandelt, fo daß in beiden Inſtanzen die Verwaltung 
und die Verwaltungsrechtfprehung zugleich gefondert und verbunden find. Die Rechtskontrolle 
wird aljo in beiden Inſtanzen nicht mehr durch die Organifation, wohl aber durch das 
Verfahren gewährleiftet, namentlich dadurch, daß bei der Feititellung des Sachverhalts und 
bei der Würdigung des Beweisergebnifjes die Parteien mitzuwirken haben. i 

Das Oberverwaltungsgericht beruht, ohne alle Anfechtung, auf dem Geſetz vom 3. Juli 
1875, welches nur in den darauf bezüglichen Beitimmungen noch in Kraft if. Das Ober- 
verwaltungsgericht bejteht ausfchließlicdh aus Berufsbeamten, die fämtlihd vom Könige auf 
Vorſchlag des Staatsminifterrums auf Lebenszeit ernannt werden, zur Hälfte für das 
Nichteramt, zur Hälfte für den höheren Vermwaltungspdienft befähigt fein müfjen und die 
Garantieen der Mitglieder des Reichsgerichts befisen. Das Oberverwaltungsgeriht it in 
einigen wenigen Fällen Gericht erfter und letter Inſtanz, in anderen Fällen Berufungs- 
gericht gegenüber den erftinftanzlichen Urteilen der Bezirfsverwaltungsgerichte, endlich in der 
Hauptſache Nevifionsgeriht, und zwar entweder im gewöhnlichen njtanzenzuge oder 
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gegenüber von Verfügungen der Regierungs- und Oberpräfiventen nah Erſchöpfung des 
Beſchwerdeweges. 

Was nun die Zuſtändigkeit dieſer Verwaltungsgerichte betrifft, ſo beſteht zunächſt der 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten in verhältnismäßig weiter Ausdehnung. Es iſt 
insbeſondere wie ſchon früher in Preußen, ſo jetzt in ganz Deutſchland die ausnahmsloſe 
Zuſtändigkeit der Civil- und Strafgerichte in allen fiskaliſchen Rechtsſachen und hinſichtlich 
der Polizeiſtrafgerichtsbarkeit begründet. Beides aber iſt eine Eigentümlichkeit der deutſchen 
Rechtsentwicklung. Eine ausſchließliche Zuſtändigkeit der ordentlichen Strafgerichte für 
Polizeiübertretungen beſteht weder in England noch in Frankreich noch in ſterreich, und 
eine Unterwerfung des Fiskus unter die ordentlichen Civilgerichte beſteht weder in England 
noch in Frankreich noch in den Vereinigten Staaten; keiner der Einzelſtaaten der Union 
braucht die Zinſen der Staatsſchuld zu bezahlen, und mancher macht von dieſer Befugnis 
reichlichen Gebrauch. 

Der ordentliche Rechtsweg war aber darüber hinaus, und in Preußen in höherem 
Maße als in den ſüddeutſchen Staaten, auf öffentlichrechtliche Streitfragen ausgedehnt, weil 
man überhaupt ein rechtliches Gehör gewähren wollte und eine Verwaltungsgerichtsbarfeit 
damals nicht beitand. Diefe aufßerordentlihe Zuftändigfeit der Gerichte in Bezug auf 
Klagen, welche direft gegen die öffentlihe Gewalt gerichtet find, beruhte befonders auf 
$ 79 Tit. 14 Teil IT des Allgemeinen Landrechts, auf dem Gefege vom 11. Mai 1842 
über die Zuläffigfeit des Rechtswegs in Bezug auf polizeiliche Verfügungen und auf dem 
Geſetze vom 24. Mai 1861, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs ($ 9, 10, 15); fie 
bezog ſich ebenfo prinzipwidrig auf Schulbaufachen, Wegejtreitigfeiten und einige andere 
Fälle (v. Sarwey a. a. D. ©. 587, 595). In allen diefen Fällen ift jegt der ordentliche 
Rechtsweg zu Gunften der Verwaltungsrehtiprehung befeitigt. Die Vermwaltungsgerichte 
find mithin nicht bloß hinfichtlich der Laften und Abgaben fommunaler Verbände — der Pro- 
vinzen, Stadt: und Landgemeinden, Armen: und Spritenverbände, Schul- und Synagogen- 
gemeinden, Waſſergenoſſenſchaften (Zuſtändigkeitsgeſetz 160), ſowie der Kreis: und Amtsver- 
bände (Kreisordnung $ 19, 70a), felbjt bei Streitigkeiten der Beteiligten untereinander —, 
fondern auch hinfichtlich der Anfechtung polizeilicher Verfügungen auf Grund bejonderer geſetz— 
licher Vorfchrift oder fpeciellen Nechtstitels (Landesverwaltungsgejeg 5 127) ausschließlich 
zuftändig. Der Verwaltungsgerichtsbarfeit find aber außerdem, namentlih in den focial= 
politiſchen Geſetzen, zahlreihe Angelegenheiten unterftellt, welche in früheren Zeiten zweifel- 
los zur Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte gehört haben würden. 

Die Qualität einer Verwaltungsſache als VBerwaltungsftreitfahe iſt wefentlih davon 
abhängig, daß dem ftaatlichen Handeln in Form einer Verwaltungsverfügung ein indivi- 
duelles Recht entgegengejegt wird. 

Die nad diefem Prinzip vorgenommene renzregulierung ift jedoch grundſätzlich nicht 
durch abjtrafte Formel, jondern durch tertuelle Aufzählungen von Fall zu Fall erfolgt. 
Diefe Aufgabe ift für die bereits bejtehenden Geſetze durch das Zuſtändigkeitsgeſetz gelöft, 
welches gleichfam einen formellen Nachtrag zu denfelben bildet, indem die einzelnen Ab— 
ichnitte als Novellen zu den materiellen re ner A beziehungsweije als Ausfüh- 
rungsgejege zu den betreffenden Reichögefegen zu betrachten find, während in den fpäteren 
Geſetzen die Zuftändigfeitsbeftimmungen den materiellen Normen angefchloflen werben, fo 
daß im Laufe der Zeit das Zuftändigfeitsgefeg immer mehr von feiner Bedeutung ein- 
büßen und endlich ganz erlöfchen wird und die jet durch dasfelbe gebotene Überfichtlichkeit 
nur auf Grund von Tabellen und dergleihen bewahrt werden fann. Selbſtverſtändlich hat 
fih der Grundfag, wonach Verlegungen individueller Rechte vor die Verwaltungsgerichte, 
Verlegungen individueller Intereſſen vor die Verwaltungsbehörden (die reinen Staatsbehörden 
oder die Selbitverwaltungsbehörden) gehören follen, nicht ftreng durchführen lafjen, - indem 
namentlich gewiſſe Ermefjens- und Bebürfnizfragen auf den Gebieten der Gemwerbe-, Wege- 
und Wafjerpolizei, bei gewerblichen Konzejfionen, hinfichtlich der Schulbaulaft u. f. w. wegen 
de3 unlösbaren Zufammenhangs mit der Rechtsfrage der Entjcheidung im Wege des Ver— 
waitungstreitverfahrens unterworfen find. Übrigens dient die Verwaltungsgerichtsbarteit 
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nicht bloß dem Schuge von Einzelrechten, fondern ift zugleich zur Handhabung der jtaat- 
lichen Auffiht über die Selbitverwaltungsbehörben bejtimmt; doch erjcheinen aud in dieſem 
Falle die ftaatlihen Verwaltungsbehörden nah den neueren Beitimmungen niemals in ber 
Rolle von Klägern, fondern immer nur in der Nolle von Beklagten. Cine anderweite Re- 
gulierung der Parteirolle findet ſich jedoch bei Entziehung gewerblicher Konzeffionen und bei 
disciplinarer Entfernung aus dem Amte, in welchen Fällen das Verfahren nad Analogie 
des Strafverfahrens auf Grund des früheren Nechtäzuftandes eingerichtet iſt. Endlich ift 
die Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichtsbarfeit infofern doch durch abjtrafte Formel be- 
jtimmt, als eine Generaltlage gegen alle durch polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreis- 
polizeibehörden angeblich begangenen Hechtöverlegungen gewährt worden ift, jo daß gegen 
jede von Amtsvorjtehern, ftädtifchen Bolizeiverwaltungen oder Landräten ausgegangene 
Verlegung ſubjektiver Rechte im VBermwaltungsitveitverfahren geklagt werden kann; es beſchränkt 
fi aber dieſe Generalflage nur auf Volizeifahen und nur auf diefe Behörden ; fie fann auch 
nur auf die behauptete Nechts- und Sachwidrigkeit der angefochtenen Verfügung, alfo nur 
darauf gegründet werden, daß fie auf der Nichtanmwendung bezw. unrichtigen Anwendung 
des beitehenden Rechts beruhe oder daß die thatfächlichen Vorausfegungen nicht vorhanden 
feien, welche die Volizeibehörde zum Erlaf der fraglichen Verfügung berechtigt haben würden ; 
fie wird bei den eritinjtanzlihen Verwaltungsgerihten angebradjt, wenn fie fich gegen einen 
Amtsvorfteher oder gegen den Polizeiverwalter einer fleinen Stadt, bei den Bezirtöverwal- 
tungsgerichten, wenn jie gegen einen Landrat oder gegen den Polizeiverwalter einer größeren 
Stadt gerichtet ift, jo daß alfo Klagen gegen ortspolizeiliche Verfügungen in Hannover nicht 
wie in allen anderen Provinzen in erfter Inſtanz vor den Hreisausfhuß, fondern vor den 
Bezirksausſchuß gehören. Neben der Generalflage giebt es übrigens noch eine General: 
beſchwerde gegen orts- und freispolizeiliche Verfügungen, für welche zunächſt nicht die Ver- 
waltungsgerichte, fondern die Verwaltungsbehörden zuftändig find; und zwar gehen die Be- 
ſchwerden gegen Amtsvorfteher und Polizeiverwalter kleinerer Städte an den Landrat, weiter 
an den Regierungspräfidenten, die Bejchwerden gegen Landräte und Polizeiverwalter größerer 
Städte an den Regierungs-, weiter an den Oberpräfidenten. Diefe Bejchwerde kann nun 
ebenſowohl gegen die Rechts- und Sadmidrigfeit wie gegen Unzmwedmäßigfeit gerichtet 
werden. Beide Rechtsmittel, Bejchwerde und Klage, find jedoch zur Vermeidung von Kolli- 
fionen nicht fumulativ, fondern nur alternativ ftatthaft, in der Weife, daß bei gleichzeitiger 
Anwendung beider die Beichwerde, bei welcher eine umfafjendere Prüfung des alles möglich 
ilt, die Klage ausschließt. Thatſächlich fommen auf zehn Fälle etwa neun Befchwerden. 
Segen den in letter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Regierungs- bezw. Oberpräfidenten 
jteht dem Beſchwerdeführer nod die Klage beim Oberverwaltungsgericht zu, zwar nicht 
wegen Zwedwidrigfeit, aber fomohl wegen Rechtswidrigkeit als wegen Sahmidrigfeit, jo daß 
aljo das Verfahren infoweit in iure und in facto neu beginnt und die Funktion des 
DOberverwaltungsgerichts eine ganz andere ift als bei Revifionsfadhen, wo bloß die Rechts— 
frage in Betracht kommt. 


11. Die Kompetenztonflikte', 


Da überall die Abgrenzung zwiſchen Juftiz, Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege 
nach ſehr fomplizierten Gefichtspunften erfolgt, jo fünnen natürlich leicht Konflikte darüber 
entjtehen, ob ein Gegenjtand zur Nuftiz, zur Verwaltung, zur Verwaltungsrechtöpflege gehöre. 

Solche Kompetenzkonflifte find in doppelter Meife möglich, indem entweder eine Kom- 
petenz in Anfprud; genommen wird, was eben der regelmäßige Fall ift (jogenannter pofi- 
tiver Kompetenzlonflift), oder in Abrede gejtellt wird (fogenannter negativer Kompetenzkon— 

I v. Sarmwey, Verwaltungsredtspflege ©. 673 ff.: v. Nönne, Preußiſches Staatsrecht Bo. 
1 (4. Aufl. 1881) ©. 519 ff. Die Verhandlungen über das Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetz, über das 
Cinführungsgeieg: Die darauf bezüglichen Kommentare; die Berhandlungen über die einzelftaatlichen 
Gejege, betreffend die Errichtung von Kompetenzgerichtshöfen; grokenteils die auf die Verwal— 
tungsrchtäpflege der einzelnen Länder bezügliche Yitteratur. 
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flift). Im legteren alle beiteht jedoch eigentlich fein Konflift, da die beiden Autoritäten 
nit in Zwiejpalt, jondern einig find, vielmehr eine Juftizverweigerung. 

Es handelt ſich zunächſt um die pofitiven Kompetenzfonflitte, und zwar in erjter Linie 
um die pofitiven Kompetenzfonflifte zwifchen den reinen Verwaltungsbehörden und den Ge- 
richten. Die Entſcheidung derjelben fann auf vierfach verfchievene Weiſe erfolgen. Zuerft 
durch den oberften Träger der Staatögewalt, alfo durch den Monarchen in abfoluten und 
fonftitutionellen Monarchieen, dur die gefeggebende Verfammlung in Republifen. Die 
Entſcheidung ift dann entweder der oberften Staatsgewalt ohne jede Einfchräntung überlafjen 
oder an bejtimmte Formen, inäbefondere an ein Gutachten des Staatsrats gebunden. Dies 
Syſtem ift in Franfreih vor und nad der Revolution in Geltung gewejen, mar jedoch 
ſchon während der Zeit von 1848—1852 und ift jet feit 1872 befeitigt; es galt aber 
auch in Stalien nah dem Ratazziſchen Gefege von 1859, in Preußen, auf Grund der 
Kabinettsordre vom 30. Juni 1828, bis 1847, es gilt endlich noch heute in denjenigen 
Scmeizer Kantonen, wo die Entſcheidung bei den jogenannten großen Räten liegt. Es 
bedarf feiner Ausführung, daß bei einer Entſcheidung durch politiihe Gewalten leicht po= 
litiſche an Stelle juriftifcher Erwägungen den Ausschlag geben. 

Nach einem zweiten Syiteme werden die Kompetenzfonflifte von den ordentlichen Ge: 
richten im gewöhnlichen Inſtanzenzuge entfchieden, jo daß es im Grunde gar feine Kompe- 
tenzfonflifte giebt, indem die Juſtiz völlig fouverän über die Kompetenzfrage wie über jeden 
anderen Incidentpunkt des Prozefjes urteilt. Es find nun wieder vorzugsweiſe theoretifche 
Gründe, welche für eine derartige Löſung des Problems angeführt werden; man argumen- 
tiert abermals lediglich vom Standpunkte der Einzelrechte aus, ftellt die öffentliche Verwaltung 
einer Privatperfon vollitändig gleich und verfchließt ich von vornherein gegen die Annahme, 
daß Eingriffe der Justiz in die Verwaltung überhaupt möglich feien; man verfennt dabei 
gleichzeitig, daß der Privatmann niemals eine Sache abrufen fann, um felbft darüber zu ent: 
jcheiden, während die Verwaltung nicht bloß die Kompetenz des Nichters bejtreitet, ſondern 
auch felbjt eine Kompetenz in Anfprud nimmt, fo daß aljo keineswegs eine einfache Rechts— 
verlegung, jondern die Ufurpation öffentlicher Gemwalten in Frage fteht; man verfchließt fich 
endlich auch dagegen, daß der Privatmann feine declinatoria weniger dem Richter als dem 
Prozeßgegner opponiert, daß aber die Verwaltung dem Richter jelbft die Sache ftreitig macht, 
jo daß diefer in jenem Falle völlig unbefangen, in diefem mit einer gewiſſen Befangenheit 
die Entſcheidung zu treffen hat. Man beruhigt fich über dergleichen mit dem Pflichtgefühle 
des Nichters, ohne zu bevenfen, daß für eine folche Argumentation in einer rein theore- 
tiihen Darlegung fein Naum ift, daß es fich überhaupt um den Wert von Einrichtungen 
und nicht von Perfonen handelt. Dies Syſtem bejtand auch in feiner Reinheit nur in 
einer Anzahl deutfcher Kleinjtaaten, in denen die Sonderung von Juſtiz und Verwaltung 
nicht volljtändig durchgeführt war. In einer Spielart findet ſich dasjelbe jedoch in Eng- 
land, in Belgien und Holland und neuerdings auch in Italien, indem die Entſcheidung dem 
höchſten Gerichtshofe übertragen worden ift. Was insbefondere Italien betrifft, fo ıft an 
Stelle des Staatörats dur das Geſetz vom 7. April 1877 der römiſche Kafjationshof für 
zuftändig erklärt, der in vereinigten Kammern entjcheivet!; die Erhebung des Kompetenz: 
tonflifts jteht der Verwaltungsbehörde als Prozefpartei nur folange zu, als die Sache nod) 
nicht definitiv in erjter Inſtanz entſchieden ift, im übrigen in jeder Yage des Prozeſſes, ſo— 
weit nicht die Kompetenz Eereit3 durch rechtsfräftiges Urteil feititeht; ftreng genommen mar 
es ein Abmweichen von der formalen Konfequenz, der Verwaltungsbehörde, die nicht Partei 
it, überhaupt die Erhebung des KonfliftS zuzugeftehen und die Entſcheidung der Frage in 
den anderen Fällen dem gewöhnlichen nftanzenzuge zu entziehen. Endlich ftehen auch die 
deutichen Neichsjuftizgefeße von 1877, wenigitens im Prinzip, auf demjelben Standpuntte. 
Denn der $ 9 des Gerichtöverfafjungsgefeges jtellt im Abſatz 1 den Grundfag auf: „Die 


! Annuaire de l&gislation &trangere. 1877. &. 334 ff. Der römifche Kaflationshof ift durch 
Geſetz vom 15. November 1875 errichtet; der gleichzeitige Beſchluß des Senats auf Aufhebung der 
vier anderen Kaffationshöfe zu Turin, Florenz, Neapel und Palermo ift am Wideritande der Depu- 
tiertenfammer geicheitert. 
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Gerichte entſcheiden über die Zuläffigkeit des Rechtswegs“. Diefer Grundſatz hat jedo@p 
deshalb eine ehr geringe praftifche Bedeutung, weil der Abjat 2 die Zandesgefeggebungen 
ermächtigt, die Entſcheidung von Kompetenztonflitten aucd anderen Behörden, deren Bildung 
und Verfahren jedoch gewiſſen Normativbeitimmungen unterworfen ift, zu übertragen, und 
weil außerdem der $ 17 des Einführungsgefeges zum Gerichtöverfafjungsgejege die not— 
wendige Neuordnung der bereits bejtehenden befonderen Behörden eventuell durch bloße 
landesherrlihe Verordnung für zuläffig erklärt hat, während gleichzeitig die volle Durch— 
führung des an die Spige gejtellten abſtrakten Prinzips dadurd noch weiter hinausgeſchoben 
ift, daß auf Antrag eines Bundesftaats und mit Zuftimmung des Bundesrat3 durch Faifer- 
lihe Verordnung das Neichägeriht zum Kompetenzgerichtähofe bejtellt werden fann. Die 
unbedingte Zuftändigfeit der Gerichte findet fi auch gegenwärtig nur in einigen Klein— 
ftaaten. 

Ein drittes Syitem überträgt die Entſcheidung dem Staatörate, jo insbejondere das 
italienische Geſetz von 1865; es iſt aber einleuchtend, daß fi) dagegen vom Standpunfte 
der Juſtiz aus diejelben Bedenken geltend machen laffen, die fonft vom Standpunfte der 
Verwaltung aus erhoben werden, und es ift auch für diefes Syſtem charakteriſtiſch, daß 
dasjelbe ſchließlich aleihfalld auf einen Appell an das menſchliche Rechts: und Pflichtgefühl 

inausläuft. 

’ Das vierte Syitem ift endlich dasjenige, nad welchem eigene, aus Juftiz- und Ber- 
waltungsbeamten gemijchte Behörden errichtet werden, fogenannte Gerichtshöfe für Entſchei— 
dung von Kompetenzkonfliften. Dies Syſtem ift offenbar das relativ bejte. 

Dasjelbe gilt in Preußen jeit dem Gefege vom 8. April 1847, wodurch ein aus 
bleibenden Mitgliedern zu bildender Gerichtshof, beftehend aus dem Präfidenten des Staats: 
rats, dem Staatöfefretär und neun anderen Mitgliedern des Staatsrat, von denen fünf 
Juſtiz-, die übrigen vier Verwaltungsbeamte fein follten, errichtet wurde, deijen Verfahren 
geheim und jchriftlih war und zu deſſen Entſcheidung die erhobenen Kompetenzkonflikte 
in jedem Stadium des Prozefjes gelangen fonnten, bis die Sade felbit rechtskräftig ent- 
ſchieden war, aljo felbjt dann, wenn die Kompetenzfrage Gegenitand einer beionderen Ent: 
ſcheidung geweſen und dieſe in Rechtskraft übergegangen war; eine Ausnahme bildete nur der 
Fall, daß eine Verwaltungsbehörde ſelbſt Partei in einem vrozeff⸗ und die von ihr aufgeſtellte 
Präjudicialeinrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs rechtskräftig verworfen war. Dieſe 
Einrichtung iſt nun nad Artikel 96 der Verfaſſungsurkunde, wonach über Kompetenzkonflikte 
zwiſchen Verwaltungs- und Gerichtsbehörden ein durch das Geſetz bezeichneter Gerichtshof 
entſcheiden ſoll, zu einer verfaſſungsmäßigen Inſtitution erhoben worden, ſo daß eine 
prinzipiell abweichende Einrichtung, etwa die Entſcheidung der Kompetenzkonflikte durch die 
Gerichte, nur auf Grund einer vorgängigen Verfaſſungsänderung möglich ſein würde. Es 
gilt dies ſelbſt angeſichts der Beſtimmungen des 8 17 des Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
welches der Landesgeſetzgebung völlig freie Hand gelaſſen, dieſe aber dadurch verpflichtet hat, 
die nach Landesrecht geltenden Schranken zu beobachten. Wenn übrigens eine Zeit lang 
die Klagen über angebliche „Trockenlegung“ der Juſtiz gegen die Exiſtenz dieſer Behörde 
gerichtet waren, ſo hat man doch alsbald erkennen müſſen, daß die Urteile durchgängig auf 
unzweifelhaft richtiger Auslegung der geſetzlichen Beſtimmungen über die Reſſortverhältniſſe 
beruhten, daß eine Beeinträchtigung der Juſtiz einer Behörde nicht vorzuwerfen war, welche 
in einer ganzen Reihe von Fällen gegen die übereinſtimmenden Urteile der beiden Inſtanz— 
gerichte den Rechtsweg für zuläffig erflärt hat, daß; aljo bei Befeitigung diefer Behörde für 
die Juſtiz außer der Ehre, fich jelbit für infompetent zu erflären, wenig gewonnen fein 
würde. Derartige Klagen über Beeinträchtigung der Juſtiz können je nad der Beſchaffen— 
heit der Geſetzgebung berechtigt oder unberechtigt fein; wenn fie fich aber gegen die Kom— 
petenzlonflifte wenden, jo wenden fie ſich regelmäßig am die falſche Adreſſe und beruhen 
auf einer Verwechslung des Übels felbit und des Symptoms des ‚Übels. 

Der von der Negierung unternommene Verſuch, eine dem $ 17 des Neichsgerichts- 
verfafjungsgefeßes entiprechende Neurequlierung auf landesgefeglihem Wege herbeizuführen, 
it an dem Widerfpruche des Haufes der Abgeordneten gefcheitert und daher die Neurequlie- 
rung nad S 17 des Einführungsgefeges durch Föniglide Verordnung vom 1. Auguft 
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1879 erfolgt, die, abgefehen von ganz unbedeutenden Faffungsänderungen, materiell nur in 
einem Punkte, und zwar zu Gunften der Auffafjung des Abgeorbnetenhaufes, von dem ur: 
jprünglihen Gefegentwurf abweicht. Die Unterfchiede zwifhen dem Geſetz vom 8. April 
1847 und der Verordnung vom 1. Auguft 1879 befchränfen ſich im mejentlihen auf fol- 
gendes. Zunächſt müflen von den elf Mitgliedern ſechs dem Oberlandesgerichte zu Berlin 
angehören, während die anderen fünf Mitglieder entweder für den höheren Verwaltungs- 
dient oder zum Richteramte befähigt fein müfjen (nad dem Gefegentwurf mußten diefe fünf 
Mitglieder zur Bekleidung von höheren Verwaltungsämtern befähigt fein); die fämtlichen 
Mitglieder werben für die Dauer ihres. Hauptamtes oder auf Lebenszeit ernannt und fünnen 
nur unter denfelben Vorausjegungen wie die Mitglieder des Reichsgerihts vom Amte ent- 
fernt werben. Sodann fann der Kompetenztonflift nicht mehr erhoben werden, wenn bie 
Zuläffigteit des Rechtswegs in der Sache durch rechtsfräftiges Urteil des Gerichts feftiteht ; 
es geht das über das 1847er Geſetz infofern hinaus, als es aud) bei Entſcheidung des 
TPräjudicialeinwandes nicht darauf anfommt, ob eine Verwaltungsbehörde ald Partei im 
Prozefje beteiligt war; die Unzuläffigfeit des Kompetenztonflifts gilt alſo ebenfowohl dann, 
wenn die Präjudilialeinrede rechtsfräftig entſchieden ift, ald auch dann, wenn in der Sache 
ſelbſt rechtskräftig entjchieden ift, einerlet ob dabei der Zuftändigfeitsfrage ausdrüdliche Er- 
wähnung gejchehen it; die Zuläffigfeit des Kompetenzkonflikts ailt aber andernfalls noch in 
der höchſten Inſtanz. Endlich erfolgt die Entſcheidung in öffentlider Sitzung auf Grund 
mündlicher Verhandlung nah Anhörung der Parteien bei einer Bejegung von fieben Mit: 
gliedern. Die auf Grund des Kommiffionsberichts gefaßten Beſchlüſſe des Abgeordneten: 
haufes gingen namentlich in folgenden Punkten darüber hinaus. Zunächſt follte der Vor: 
figende und auch deſſen Stellvertreter notwendig aus den Mitgliedern des Berliner Ober- 
landesgerichts genommen werden, fodann follten die Mitglieder des Berliner Oberlandesgerichts 
auch bei jeder einzelnen Entſcheidung in der Mehrheit fein, weiter follten zwei weitere Mit- 
glieder notwendig dem Oberverwaltungsgerichte angehören, endlich follte jedes Endurteil erjter 
Inſtanz, fofern nicht gegen dasjelbe ein Einspruch zuläffig ift (Verfäumnisurteil), fomohl in 
der Hauptjache als über die Zuläffigfeit des Rechtswegs den Kompetenzkonflikt gänzlidy aus: 
ſchließen, ja die Erhebung desſelben fogar nad dem Schluffe derjenigen mündlichen Ver: 
handlung, auf welche das Endurteil ergeht, unzuläffig fein; eine Bejchränfung, die um fo 
weniger angenommen werben fonnte, als nad) der neuen Civilprozeßordnung vielfach erjt 
durch das Erkenntnis diejenigen Umjtände hervortreten werden, welche den Verwaltungsbehörden 
zur Erhebung des KRompetenztonflifts Anlaß geben. 

In weſentlich derjelben Weiſe ijt in den deutſchen Mitteljtaaten, insbefondere in Bayern, 
Württemberg, Sachſen, Baden und Hefien, jowie auch in Braunfchweig und anderen Klein- 
ftaaten die Neuregulierung erfolgt. Insbeſondere das bayeriſche Gejeg vom 18. Auguft 
1879 jtimmt mit der preußifchen Verordnung in Anlage und Faſſung großenteils wörtlich 
überein und unterfcheidet ſich von derſelben wejentlih nur injofern, als entſprechend dem 
Beichluffe des preußiſchen Abgeordnetenhaufes der Präſident und deſſen Stellvertreter not- 
wendig aus dem richterlichen Mitgliedern, die übrigen aus den Mitgliedern des Verwaltungs: 
gerichtähofs genommen merden und aud bei Entſcheidung des Cinzelfall® die ricter- 
lihen Mitglieder in der Mehrheit fein müſſen, mährend die übrigen Boftulate aud in 
Bayern unerfüllt geblieben jind. Das ſächſiſche Geje vom 3. März 1879 beruft zum Prä- 
jiventen den des höchſten Gerichtshofs, die übrigen Mitglieder zur Hälfte aus dem höchiten 
Gerichtshof, zur Hälfte aus den Minifterialräten. Das braunſchweigiſche Geſetz vom 1. April 
1879 beruft ganz analog den Präſidenten des höchſten Gerichts, zwei eg desjelben, 
zwei Verwaltungsbeamte. Das württembergiihe Gejeg vom 25. Auguft 1877 beruft die 
Hälfte der Mitglieder aus dem höchſten Gericht, die Hälfte aus den Mitgliedern des Ver: 
waltungsgerichtöhofs oder aus jegigen oder ehemaligen höheren Verwaltungsbeamten ; der 
Präfident wird außerdem vom Könige frei bejtimmt; es foll aber die Zahl der Mitglieder 
aus dem höchiten Gerichte um eines vermehrt werden, wenn der Präfident dem höchſten Ge- 
richte nicht angehört. Das heſſiſche Geſetz vom 16. April 1879 beruft als Kompetenzgericht 
das oberite Verwaltungsgericht, beftehend aus Verwaltungsbeamten, welche ein höheres Ber- 
waltungsamt, das juriftiiche Bildung vorausfegt, befleiven oder befleivet haben (auch aus 
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Profeſſoren der juriftiihen oder ſtaatswiſſenſchaftlichen Fächer der Landesuniverfität) und aus 
Mitgliedern des Dberlandesgerihts ohne gejeglih beftimmtes Mifhungsverhältnis; doc 
müſſen bei den Entjcheidungen über Kompetenzfonflifte zwifchen den Gerichten und Vermal- 
tungsbehörden oder DBerwaltungsgerichten die richterlichen Mitglieder die Mehrheit bilden. — 
Auch die fonftigen Abweichungen diefer Gefege find unerheblih; doc findet fih z. B. in 
dem braunfchweigifchen die ganz vernünftige Bejtimmung, daß fein Kompetenzkonflikt mehr 
erhoben werden darf, wenn eine Sache ſchon in der Nevifionsinftanz an das Reichsgericht 
gelangt ift. — Wie es in der Mehrzahl der Kleinftaaten jteht, läßt ſich ſchwer überfehen. 
Jedenfalls ift die im $ 17 des Einführungsgefeges anheimgeftellte Übertragung der Kom— 
petenzfonflitte an das Neichögeriht nur feitens eines einzigen Staates gefhehen; das 
bremiſche Gejeg vom 25. Juni 1879 hat den ſeit 1854 beitandenen Rompetenzgerichtähof 
demgemäß aufgehoben (Kaiferliche Verordnung vom 26. September 1879). 

Diefelben Grundzüge enthält ſodann aud das öfterreihifhe Syſtem, jo eigentümlich 
dasfelbe auch im einzelnen gejtaltet iſt. Es ift nämlich durch das Gefeh vom 21. Dezember 
1867 die Entjcheidung der Kompetenzfonflifte dem Neichsgerichte übertragen worden. Diejes 
Reichsgericht ift nun aber nicht eigentlich die Spitze der öfterreihifchen Gerichte, diefe bildet 
vielmehr der oberjte Gerichtshof; das Neichsgeriht iſt, abgefehen von feiner Stellung als 
Kompetenzgerichtöhof, wefentlih ein Verwaltungsgerichtshof, namentlich für verfaffungsmäßig 
garantierte politische Rechte, die auch fpäter nicht auf den Vermaltungsgerihtshof übertragen 
find. Das Neihsgeriht befteht aus dem vom Kaiſer auf Lebenszeit ernannten Präft- 
denten und Vicepräfidenten und aus zwölf Mitgliedern ſowie vier Erſatzmännern, die zwar 
auch vom Kaifer auf Lebenszeit ernannt werden, von denen aber die eine Hälfte durch das 
Herrenhaus, die andere dur das Abgeoronetenhaus präfentiert wird. Ergiebt fih nun 
aber ein Kompetenzkonflitt zwifhen dem Reichsgerichte und dem Verwaltungsgerichtshofe, fo 
entfcheivet darüber nach dem Geſetz vom 22. Dftober 1875 ein aus je vier Mitgliedern 
beider Gerichtshöfe, die von den beiderfeitigen Präfidenten von Fall zu Fall beftimmt werben, 
gebildeter Senat, in dem der Präfivent des oberften Gerichtshofs den Vorſitz führt. 

Endlich ift dies Syitem auch das gegenwärtige franzöfiiche; das tribunal des conflits 
ift nach unendlichen Debatten durch das Geje vom 24. Mai 1872 in der Weife gebildet 
worden, daß dasjelbe unter dem Vorfige des Juftizminifters, der nad der Anficht vieler 
von diefer Funktion fernzuhalten gewefen wäre, aus drei Mitgliedern des Staatsrat und 
aus drei Mitglievem des Kafjationshofs befteht, die von ihren Kollegen, fowie aus zwei 
weiteren Mitgliedern und aus zwei Ergänzungsmitglievern, die wie auch der Vicepräfident 
von den Mitgliedern des Tribunals ſelbſt aewählt werden (Bericht des tribunal des 
eonflits [Aucoe] über beantragte Änderungen des Geſetzes in der Revue gen. d’adm. 
Mai 1879. ©. 73 ff). 

Die Kompetenzlonflifte zwiſchen den ordentlichen Gerichten und den Verwaltungs: 
gerichten gehören in Preußen wie in den meiften deutſchen Staaten, die dasjelbe Syſtem 
angenommen haben, und auch in Frankreich gleichfalls vor die Gerichtshöfe zur Entſcheidung 
von Kompetenztonfliften; nur daß die Erhebung derjelben nicht durch die Verwaltungsgerichte, 
fondern wie in den fonftigen Fällen dur die Verwaltungsbehörden erfolgt!. Ein der- 
artiges Erkenntnis des früheren preußifchen Gerichtshofs vom 13. November 1875 findet 
fih im Juftizminifterialblatt von 1876 ©. 30 ff. Aber auch in neuerer Zeit ift mehrfach 
über derartige Kompetenzkonflikte erfannt, 3. B. am 10. Februar 1881 in einer Sade be- 
treffend Nepartierung von Kommunaljteuern in der Provinz Schlejien. 

Dagegen entfcheiden über die zwifchen den Verwaltungsgerichten und den Verwaltungs 
behörden entjtehenden Kompetenzkonflifte lediglih die Verwaltungsgerichte, die aljo ihre 
Zuftändigfeit von Amts wegen wahrzunehmen haben, fo daß eine Konfliftserhebung über- 
haupt nicht jtattfindet. Die Entſcheidung erfolgt auf Grund der jchriftlihen Erklärungen 
der jtreitenden Behörden und nad Anhörung der Parteien in mündlicher Verhandlung 
durch das Dberverwaltungsgeridht. Dasjelbe gilt in den meilten anderen vorher genannten 
Staaten, welche überhaupt eine Verwaltungsgerichtsbarfeit befigen, jfowie in Franfreid), mo 
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der Staatsrat die Entjcheidung trifft. In Bayern bejteht jedoch die Einfchränfung, daß 
vor der Verhandlung eine auf die Kompetenzfrage beichränfte Vorentjcheivung verlangt und 
eventuell der Kompetenztonflitt erhoben werden kann, deſſen Entjcheidung dann durd einen 
Senat erfolgt, der aus dem Präfidenten des Verwaltungsgerichtshofs als Vorfigendem, aus 
drei Räten desjelben und aus drei höheren VBerwaltungsbeamten bejteht (Artifel 29). 

Was endlich den negativen Kompetenzkonflift betrifft, jo fann man zwar vom rein 
theoretiichen Standpunkte aus die Möglichkeit eines ſolchen überhaupt in Abrede ſtellen, 
indem jedenfalls ein Konflikt zwifchen jtaatlihen Organen nicht vorhanden ift und außerdem 
die Verwaltungsbehörden nur von Amts wegen und nicht auf Verlangen von Beteiligten 
zum Handeln verpflichtet find. Um fo dringender aber ift eine Regelung vom praftifchen 
Standpunkte aus, um eine Nechtöverweigerung zu verhindern und die Behörden zu einem 
angemejjenen amtlichen Verhalten zu nötigen. Das wird fogar von denjenigen anerkannt, 
die den pofitiven Kompetenzkonflikt prinzipiell verwerfen, wie jih aus den Verhandlungen 
der Reichsjuftizlommiffion, des Neihstags und des preußifchen Abgeordnetenhaufes beweijen 
läßt. Diefer negative Kompetenzkonflikt ift wiederum möglich entweder zwijchen den orbent- 
lihen Gerichten und den Verwaltungsbehörden oder zwijchen den ordentlichen Gerichten und 
den DVerwaltungsgerihten oder zwifchen den Verwaltungsgerichten und den Verwaltungs: 
behörden. In den beiden erjten Fällen entjcheidet in Preußen der Gerichtshof für Ent- 
fcheidung der Kompetenzkonflikte, im letteren Falle das Oberverwaltungsgeriht. Nach dem 
Geſetze von 1847 bedurfte es einer Anregung der betreffenden Behörde; jetzt fommt es nur 
auf den Antrag einer bei der Sache beteiligten Partei an. Aus der Natur des negativen 
Konflilts folgt, daß die entfcheidende Behörde berechtigt fein muß, die ihrem Urteil ent- 
gegenftehende Entſcheidung des Gerichts, des Nermaltungsgerichts, der VBerwaltungsbehörde 
aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an die betreffende 
Inſtanz zu verweifen. Negative Kompetenzkonflikte zwifchen den Gerichten und Verwaltungs— 
gerichten jollen in Preußen thatfächlich noch nicht vorgefommen fein, zwiſchen Gerichten und 
Verwaltungsbehörden dagegen öfters, 3. B. über die Frage, ob Anfprüche wegen Vergütung 
der jtädtifchen Schladhtjteuer für das an Militärfpeifeanftalten gelieferte Fleifch vor den 
Gerichten oder vor den Verwaltungsbehörden zu verfolgen feien. 

Die Regulierung des negativen Kompetenzkonflifts it in den meiften anderen Ländern, 
insbefondere in Frankreich und Bayern, wejentlich diefelbe, in Bayern mit dem Unter: 
fchiede, daß der Konflift dann ausgejchlofjen ift, wenn das Neichsgericht die Unzuläffigkeit 
des Rechtswegs feitgeftellt hat, indem die Verwaltungsbehörden oder der Verwaltungs- 
gerichtshof verpflichtet find, die rechtlihe Beurteilung, welche dem Ausſpruche zu Grunde 
gelegt it, auch ihrer Entjcheidung zu Grunde zu legen (Art. 22, Art. 29 Nr. 1 Abſ. 2). 


T. 


Das Europäilche Dölferrecht. 


Don 


Profeffor Dr. J. v. Bulkendorff, 


Bearbeitet 
von 
Profefior Dr. Felix Storrk 


in Greifswalb. 


Das Syitem wurde in den Grundlagen beibehalten; im Tert mußten jedoch zahlreihe Verän— 
derungen vorgenommen und Zufäte gemadht werben. Nur et Ergänzungen find in 
edige Klammern geichloflen, kleinere ließen fi — ohne den Leſer zu ftören -— nicht genau vom 
urfprünglichen Terte abiondern. 


F. et. 





I. Begriff und Prinzip des Völkerredts. 


81. Der fyftematifhe Anſchluß an die Lehre vom öffentlichen Redt. 
[Die Lehre des öffentlichen Rechts kann den begrifflichen Abſchluß nicht finden, wenn fie fich 
begnügt, der Verwirflihung des menschlichen Gemeindafeins lediglich bis zu den Grenzen 
eines ftaatlihen Gemeinmwejens zu folgen. Werfen wir im Geifte empirischer Forfchung 
einen Blif auf unfer Leben und feine Elemente, jo erfcheint uns die und umgebende Welt 
als ein Riefengebäude, in welchem ſich ein Gebilde auf das andere ftüßt, in dem ſich Stod- 
werfen gleich Lebensſyſtem auf Lebensfyftem aufbaut, bis fich unſer Blid in der Unendlich— 
feit verliert. Wie im Gebiete des Phyfischen, jo läßt ſich das Wirken des fosmischen Geſetzes, 
daß das Große aus dem Kleinen hervorgeht, mit gleiher Schärfe auch im menschlichen 
Verbandsleben nachweiſen, in dem uns eine aufjteigende Skala von der Vergänglichkeit des 
biologischen Individuums zur Unvergänglichfeit des menfchlihen Gefhlehts führt. Gleich) 
wie der einzelne nur mit Hülfe der Gefchlechtögemeinfchaft in der Familie, die familie, 
Sippe, gens in höherer Zufammenfaffung bald in der Gemeinde, bald wieder in hiftorijd) 
mannigfachen Geftaltungen in räumlich erweiterten Verbänden, dieſe endlich nad langem 
Ringen erjt im Staate wahres Bejtehen, Sicherheit und rechtlichen Schuß in der bejtimmungs- 
gemäßen Entfaltung gewonnen haben, fo gewinnen bie Staaten jelbjt erft ihre Ergänzung 
und Erfüllung in der rechtlichen Verbindung der Staatsindividuen zur höheren Staaten: 
genofjenfhaft. Die Begrenzung des ftaatlihen Raumes und nationale Abſchließung 
finden ihre ethiſch-rechtliche und materiell-wirtfchaftliche Aufhebung in der über den Staat 
hinausgehenden und ihn wieder erfaffenden Gemeinfchaftsidvee. Die Lehre vom Staate 
findet demgemäß ihre notwendige begrifflihe Vollendung in der Lehre von der Staaten- 
gemeinfchaft; erft nad Einbeziehung der mit diefer verbundenen Nechtsgebilde erfcheint fie 
uns als das, was fie ihrem Begriffe nad fein fol: die in fich geichlofjene Darftellung des 
rechtlichen Seins und Waltens der ftaatlichen Gewalt. ] 


82. Begriff und Inhalt des Völferrehts. Zu den bedeutendſten Ergeb- 
niffen der menfchlichen Kulturentwidlung gehört unzweifelhaft die Thatfahe, daß in den 
Staatsvölfern das Bewußtſein einer fie untereinander verbindenden Gemeinſchaft der fitt- 
lihen und materiellen Intereſſen, der Rechts- und Wirtfchaftsordnung nad langen Kämpfen 
und bitteren Fyeindfeligfeiten Leben gewann. Über die Souveränität der Staaten, die, feiner 
irdifchen Autorität unterworfen, fich jelbjt das höchſte Gefet ihrer Handlungen vorzeichnen, 
erftredt fich die erhabenfte Vorftellung, daß die Menjchheit eine auf fittlicher Meltbeftimmung 
beruhende, aber in eigentümlich angelegten Volfsförpern gegliederte Einheit bedeute. Der 
gegenwärtigen Zeitperiode insbefondere ift es klar geworden, daß das Verhältnis der perfön- 
ih freien Individualität des Staatsbürgers gegenüber der Staatsgewalt im großartigen 
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Maßſtabe, gleihfam als folofjale Vergrößerung, fich abjpiegelt in der Beziehung der frei fich 
in der Gefchichte entwidelnden Nationalität zur Menfchheit. In der Entfeffelung Des In— 
dividuums von der zwingenden Macht nationaler Ausfchließlichkeit, in der Anerfennung der 
Gleichheit aller Individuen auf dem Gebiete des Privatredhts findet die langjam er- 
wachſende Idee der Menfchheit ihre grundlegende Borbedingung. Und umgekehrt iſt erjt der 
Gedanfe der gemeinſamen Verpflichtung aller Staaten gegeneinander die legte praftifche 
Garantie der Einzelrechte. Welche Bedeutung hätte das Privatreht auf der heutigen Ent- 
wicklungsſtufe des Weltverfehrs, wenn nach der Überfchreitung der Landesgrenze der Staats- 
bürger feine Rechtsanſprüche von dem Belieben einer auswärtigen Regierung, einer aus: 
ländifhen Behörde abhängig machen müßte? Erſt in dem VBorhandenfein bejtimmter, über 
die Territorialität der einzelnen Geſetzgebungen hinausreichender Garantieen fann fomit die 
Rechtsſphäre der einzelnen Menfchen ihren Abſchluß und ihre volle Realifation erhalten, 
oder mit anderen Worten: das nationale Volksrecht findet in ununterbrochener 
Wechſelwirkung feine Vervollfommnung und Ergänzung in dem übernationalen (inter- 
nationalen) Völferreht der auf verwandter Aulturjtufe ftehenden Staaten. Hierin zeigt 
fihh uns der Berührungspunft zwifchen dem Privatrecht, das nur die Beziehungen der 
einzelnen unmittelbar ins Auge faßt, und dem Wölferrecht, deſſen wiſſenſchaftlicher und 
praftifcher Inhalt gegeben ift in den Grundfägen und Normen, welde die Rechts— 
pflidten in den Beziehungen unabhängiger Staaten zueinander be- 
jtimmen. 

Als gegeneinander berechtigte und verpflichtete Subjekte erfcheinen fomit Diejenigen 
Staaten, denen die Fähigkeit und das Necht eines nad außen jelbftändigen Handelns inne 
wohnt. Gegenftand der völferrechtlichen Verfehrsnormen und der wechſelſeitigen Verpflich— 
tungen der Nationen find nicht nur die als gemeinjfam erfannten Angelegenheiten der 
Verkehr pflegenden Staaten als folder, fondern auch die eigenen Selbitändigfeitsrechte jedes 
einzelnen, völferrechtlich anerfannten Staates für fih. Wie die Rechtsordnung des Staates 
überall dem doppelten Zwede genügen muß, den einzelnen Staatsbürger zu [hüten gegen 
die Gemaltafte der ihm entgegentehenden Gefellichaftsinterefen und die Gefamtheit zu ver- 
teidigen gegen die Auflehnung des einzelnen, ebenfo iſt die Aufgabe des Völferrechts: in 
feinen Satzungen eine Sicherheitsleiftung zu bieten gegen die Verletzungen der menjchheit- 
lihen Idee durch die Machtüberfchreitungen des ftaatlichen Eigenwillens und andererjeits 
gegen die Unterdrüdung der aus dem Voltswillen hervorgegangenen, mit felbitändigem Leben 
begabten Staatsförper. Die Grundidee des Völferrehts ift fomit die Verfhmelzung und 
Verfühnung der in den fosmopolitiihen Vorftellungen wurzelnden Anforderungen mit dem 
Gedanken der ftaatlihen Selbitändigfeit. 


8 3. Die redhterzeugende Natur des internationalen Verkehrs. 
[Haben wir im vorjtehenden den Zufammenhang angedeutet, in welchem die jünajte Ab- 
zweigung zum Hauptitamme der taufendjährigen Rechtswiſſenſchaft fteht, fo gilt es nunmehr 
die ganz fpecififchen Yebensverhältniffe zu bezeichnen, welche den Stoff für die rechtliche 
Einwirkung der ftaatlihen Gewalt gerade nad) diefer Richtung abgeben. Diefer Stoff ift 
gegeben in der Fülle aus dauernden oder vorübergehenden Anläffen fließender Berührungen 
zwischen zwei oder mehreren Staatsvölfern. Dieſer Stoff madıt in feiner inneren Be 
ichaffenheit all die taufendfältigen Wandlungen mit, melde das geiftige und ökonomiſche 
Geſamtdaſein der Völker im Gefchichtslaufe erfahren hat. Sowie aber das Zufammenleben 
der Individuen in der Menfchheit um vieles älter ift als die den Menfchen auffteigende 
Grfenntnis einer für fie dur den Staat zu vermittelnden Rechtsordnung, jo find auch die 
Beziehungen nachbarfchaftlichen Verkehrs unter Stämmen und Wandervölfern älter als die 
Einſicht in eine diefen beherrichende oder auch nur beeinfluffende vechtliche innere Notwendig: 
feit. Aus urfprünglib nur thatfächlihen und aelegentlihen Berührungen zwifchen den 
(Sliedern verfchiedener Staatsvölfer: erwächſt im Zuge der Weltgefhichte ein zuftändlicer, 
regelmäßiger, von Nechtsvorftellungen aeleiteter Verkehr geſitteter Völter. Von kleinen An- 
fängen erhebt ſich diefer allmählich, bis er in das Kolleftivbewußtiein ganzer Gejchlechter 
mit dem Attribut der Notwendigkeit, der Unentbehrlichkeit eintritt. Won da ab wird es 
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aber auch zu einer fchlechterdings unvollziehbaren Vorjtellung, daß der zum Rechtsbewußtſein 
in Beziehung auf ſich felbft und feine Angehörigen gelangte Staat dennod die Eriftenz 
aller feiner als notwendig erfannten und begriffenen Berfehrsbeziehungen zu anderen Staaten 
vom Zufall, von dem Wecfel der Umjtände oder den Schwankungen der augenblidlichen 
Willengmeinungen abhängig machen follte. Die für den einzelnen Verfehrsaft zu jchaffende 
Verhaltungsnorm mag nad Ziel und Zwed, Maß und Begrenzung gewiſſen Schwankungen 
unterliegen, feine Vornahme trägt aber das Moment der Unvermeidlichfeit in fi, und fo 
wirft das leßtere bejtimmend auf jene ein. Aus dem Wollen der Verkehrsbeziehung folgt 
mit Notwendigfeit das Wollen der Ordnung derfelben, der Verfehrönormierung:: diefe vermag 
aber der fleinfte autonome Verband wie der größte Staat nur durch Unterordnung unter 
eine für notwendig erkannte Negel zu gewinnen. Die freie Willensbindung des 
Staates bildetdas Rechtsprinzip ſowohl der innerhalb wie der jenfeits 
des Staates beftehenden und wirkenden Rechtsordnung. 

Diefer in der älteren Nechtslehre verfannte Zufammenhang des Völkerrechts mit den 
Grundlagen des Rechts überhaupt iſt das wertvolle Ergebnis der neueren auf Revifion der 
juriftifchen Grundbegriffe abzielenden geiltigen Bewegung, melde der deutjchen Rechts— 
wiſſenſchaft in allen ihren Zweigen zu fräftigem Auffchwunge in den lesten Jahrzehnten 
verhalf. Für das Völkerrecht im befonderen war daburd neben dem Anſchluß an die übrigen 
Rechtsdisciplinen auch die fichere Bafis gewonnen, von welder aus fowohl die erfolgreiche 
Abwehr gegen die Forderungen eines uferlofen Weltbürgertums geführt als auch dem jahr- 
hundertealten Schulftreite über die Pofitivität des Völkerrechts ein Ziel geſetzt werden fonnte. 

Es liegt in dem Weſen aller Disciplinen des öffentlihen Rechtes, daß der Gang der 
gefchichtlichen Ereigniffe unmittelbaren Einfluß auf die Geftaltung des Lehrgebäudes übt. 
Es ift daher jehr begreiflich, dab die große hiftorische Thatfache der Bildung des Deutjchen 
Neiches, deren Zeuge unfere Generation geweſen, nad den verfchiedenften Richtungen neuen 
Stoff und neue Gefihtspunfte der wiſſenſchaftlichen Forfhung in die Hände gab. Dies war 
der Fall auf ftaatsrechtlihem Gebiete, und dies mußte eintreffen auf jenem des Völker— 
rechtes, da ja das neue Neih in den Wehen eines großen Krieges geboren wurde. Die 
Grundprinzipien aller Staatenbildung famen wieder in Fluß, als die in Waffen geeinte 
Nation ein in den legten Jahrhunderten entrifjenes Stammesgebiet dem nationalen Gemein- 
mejen wieder einverleibte und für diefes felbjt eine Fülle neuer Rechtsformen aufftellte. 
Während die Welt einerfeit3 ftaunend dies Schaufpiel der ftaatlihen Wiedergeburt einer 
großen Nation betrachtete, warb fie andererfeit3 der Thatſache inne, daß fogar das fchärfite 
Argument gegen die „pofitive” Natur des Völkerrechts: der Krieg, nicht etwas dem Rechte 
Fremdes, fondern „mit dem Weſen desfelben unzertrennlid verbunden, ein Moment feines 
Begriffs it” (Shering). Seither hat innerhalb des dur die Lehre von der Norm und 
durch die Intereſſentheorie abgeſteckten Gebietes die wiſſenſchaftliche Prüfung der Ergebniffe 
der rechtzeugenden Staatengemeinfhaft aud feitens der deutfchen Rechtswiſſen— 
Ihaft reihe Pflege gefunden. Gleichwohl gelten auch noch heute die Worte, welche 
Friedrih Karl v. Savigny einihlägigen Ausführungen (Syitem des heutigen römifchen 
Rechts VIII) voranftellte: „In diefer Lehre gehen bis jest die Meinungen der Schriftiteller 
ſowie die Urteile der Gerichte ziemlich wild durcheinander; Deutfche, Franzofen, Engländer 
und Amerikaner jtehen fich ſehr oft jchroff gegenüber. Alle aber vereinigen fih in einem 
gemeinfamen lebhaften nterefje an den hier einfchlagenden Fragen, in dem Beftreben nad 
Annäherung, Ausgleihung, Verjtändigung, fo wie es ſich in feiner anderen Rechtslehre findet. 
Man fann jagen, daß diefe Lehre bereits ein Gemeingut der gebildeten Nationen geworden 
ift, nicht durd einen fchon erworbenen Beſitz fefter allgemein anerfannter Grundfäge, wohl 
aber en die Gemeinſchaft wifjenfhaftliher Unterfuhung, die zu einem folden Belit 
hinjtrebt.“ 


84. Die rehterhaltende Natur des internationalen Verkehrs. (Dear 
der älteren Staatstheorie vorſchwebende ideale „Weltitaat” ift eine in den Formen verbedte 
Anticipation der in unferen Tagen angebahnten Ausgleihung und Verfühnung der ver- 
ſchiedenen Geitaltungen der nationalen Rechtsentwidlungen mit den Forderungen des rein 
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menfchlichen anationalen Bebürfniffes. Sicerlih haben wir in der Mannigfaltigfeit der 
Rechtsgejtaltungen, die wir ſelbſt bei benachbarten und auf einer Kulturſtufe jtehenden Völkern 
antreffen, nicht etwa bloß das Walten eines widrigen Zufalls zu fehen und überhaupt 
nicht etwas, was bei gewifjem günftigen Zufammenwirfen von Umftänden fi von jelbjt 
ausgleichen fünnte. Im Gegenteile, wenn auch gewiſſe allgemeine Rechtsgrundſätze eriltieren, 
welche auf der ewigen Natur des Menſchen bafieren, von Zeit und Ort unabhängig find 
und ſtets und überall wiederlehren: die Anwendung und Entwidlung, welde diefe Grund- 
fäge erhalten und wodurch fie erjt zu praftifch brauchbarem Recht gejtempelt werben, 
bejtimmen fich ſtets durd die Art, die Gefchichte, die religiöfen Überzeugungen eines jeden 
Volkes, durch das Klima und die Beichaffenheit des Bodens, auf dem es fein Dafein führt. 

Der thatfächlihe Nechtsbeitand und die im Nechtsbewußtfein der Gegenwart wurzelnde 
Innehaltung beftimmter Verfehrsregeln im Gemeinfchaftsleben der Staaten könnte erfolgreich 
nur dann in Abrede gejtellt werden, wenn ſich nachweifen ließe, entwever daß es möglich 
jei, die Kulturftaaten voneinander zu ifolieren, oder daß jedem Staat der Beruf innewohne, 
den eigenen Willen als Weltgefeß allen anderen Staaten gewaltfam aufzunötigen. 
Denn der Weltjtant würde, wenn er eriftierte, die Möglichkeit des Wölferrechtes begriffs- 
mäßig ausfchließen. Mögen folhe Anfäse zur Bildung weltbeherrfchender Staaten auch 
in der Geſchichte vorgefommen fein, fo ift es doch gewiß, daß es noch niemals einen Staat 
gegeben hat, der im ftande geweſen wäre, allen neben ihm eriftierenden Staaten 
ein bindendes Verfehrsgejeg vorzufchreiben. Wohl aber hat die internationale Rechts- und 
Wirtfhaftsgemeinfchaft unferer modernen Staatengemeinfhaft auf organifhem Wege das 
erreicht, was dem an ſich ewig unrealifierbaren Welteinheitsftaat auf mehanifhem Wege 
je hätte gelingen fönnen. 

Diejelben Momente, welche das Entjtehen zwifchenjtaatliher Verhaltungsnormen be- 
wirfen, geben den letzteren Widerftandstraft, Clajticität, mit deren Hülfe fie bei einge- 
tretenen Störungen wieder in den Gleihgewichtszuftand zurüdfehren fönnen. Die in 
die Form des Vertrags- oder des Gemohnheitsjages gefleivete Norm des Staatenver- 
fehrs ift dem inneren VBorgange einer Motivation entjprungen; diefe felbjt führt wieder als 
dauernd wirkende Kraft zu einem habituellen Verhalten, „zu einem ftetigen, ununter- 
brodhenen, habituellen Neipektieren, Sichgebunden oder unterworfen fühlen“ (Bierling, 
Zur Kritif der juriftifhen Grundbegriffe I 8) in Beziehung auf gewiſſe Grundfäße der 
Koeriftenz mehrerer Staaten. Wenn nun aud jedes Net nur Wille, nit Madt und 
Zwang ift (fiehe Binding, Die Normen und ihre Übertretung I ı 185), fo iſt doch 
zu beadhten, daß eine Leugnung der rechtichaffenden Natur des internationalen Verkehrs 
hauptjählid an dem Nachteil krankt, daß dabei die unverkennbar vorhandenen reprejjiv 
wirfenden Machtmittel völlig überjehen werden, melde die internationale Rechts: und 
Wirtfhaftsordnung faft mit derfelben Präcifion ftügen wie der Strafvollzug das ftaatliche 
Gebot. Freilid wer immer nur eine genaue bilvlihe Wiederholung der für das innere 
ftaatlihe Leben maßgebenden Formen verlangt, wird jenfeits desfelben nur ſchwache Anſätze 
wahrnehmen fünnen, er wird aber bei ſchärferem Zufehen erfennen müfjen, daß jeder Vorſtoß 
itaatlicher Entwidlung neue Rehtsgüter erzeugt, die zu ebenfovielen neuen Angriffs- 
punkten im zwifchenftaatlihen Verkehr werden. Das Refultat ift ebenfo einfach als über- 
rafchend: der nach allen feinen Lebensrichtungen entwideltjte Staat ift im Syftem der gegen- 
jeitigen Berührungsformen des internationalen Verkehrs leichter angreifbar und empfindlicher 
verlegbar als der auf niedriger Entwidlungsjtufe und in Iſolierung verharrende. Seine 
Angriffsfläche ift breiter, weil er mehr Nehtsgüter zu verteidigen hat. Das decentralis 
jierte, aber eben darum um fo wirffamere Machtmittel, welches der internationalen Rechts— 
ordnung ſchützend beifteht, welches die Summe der rechtlihen Verfehrsbedingungen und 
damit die Koeriftenz freier Kulturftaaten fihert, it das große vegulatorifhe Prinzip 
der Gegenjeitigfeit (Reciprocität), welches den Untergrund des gefamten 
internationalen Bertrags- und Gemohnheitsrechts bildet. In Neciprocität und Netorfion, 
in den mannigfachen Abjtufungen der wechielfeitigen Behandlung aufjteigend bis zur „Meijt- 
begünftigung” verwirflihen die Staaten die Anwendung des Satzes: „quod quisque 
in alterum statuerit ut ipse eodem iure utatur“ und fomit das der Ge- 
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noffenfchaft zur Bafis dienende Prinzip, daß es in allen Fällen der Staat felbft ift, der 
fih durch Wollen und Verhalten fein Recht jet.) 


85. Name und räumlides Geltungsgebiet. [Die in der Kulturwelt zur 
allgemeinen Geltung gelangte Anwendung des Territorialitätsprinzips, das jede Lebens— 
beziehung erſt durch den Staat in die Sphäre des Nechts erheben läßt, würde es notwendig 
machen, jede normative Begründung von Rechtsgütern und die Setung von Rechtsſchutz 
unterſchiedslos als Teile des Staatsrecht3 zu bezeichnen. Auch der andere durch die Ge— 
ſchichte nachgewieſene Umftand, daß ſich der genofjenfchaftlihe Anſchluß zum Schutze und 
zur Pflege wechſelſeitiger Nechts- und Wirtfchaftsbeziehungen in wirkſamer Weife erft durch 
die ausgebildeten Staatsindividuen vollzog, würde es rechtfertigen, den Verkehr von 
Staat zu Staat nad der Pluralfonftruftion des jetzt gebräuchlichen Ausdrudes als dem 
Staatenrehte angehörig zu bezeichnen. Allein auch diefem Ausdrud haften mehrfache 
äußere Mängel an, melde ein Verlaffen des in Deutfchland ſeit langer Zeit üblich ge: 
wordenen Terminus nicht empfehlenswert erfcheinen laffen. Hält man immer daran feit, 
daß die Staaten, die Dafeinsformen des zur höchften rechtlichen Zufammenfaffung gediehenen 
völferfchaftlihen Lebens, die charafteriftifchen Träger des Völkerrechts find, nicht Volfsteile, 
Volfsgruppen, Nationen 2c., fo fteht der fo verftandenen Fortführung des im Sprad)- 
gebraud) befejtigten Ausdrudes „Völkerrecht“ ein prinzipielles Bedenken nicht entgegen. Im 
Anſchluſſe an die Terminologie des Auslandes hat fi der Gebraud des von Bentham 
geförderten Ausdrudes „internationales Recht“ auch in der Litteratur Deutfchlands verbreitet. 

Halten wir femer auch an dem Gedanken feit, daß das für gemeinfam erfannte 
Rehtsgut den treibenden Mittelpunft des internationalen Rechtsſyſtems einnimmt, fo 
werden wir dem adjeftivifchen Beifate des „europäifhen” Völkerrechts eine gewiſſe begriff: 
liche Berechtigung nicht aberfennen fönnen, fomweit nämlid mit dem Ausdrud ein bejtimmter 
geiftiger Gehalt und nicht eine geographifch-räumliche Begrenzung angedeutet fein foll. 

Das Völferreht als das internationale Verkehrsrecht höherer Entwidlung beruht feinem 
Wefen nad auf einem alljeitigen ausdrüdlichen oder doch mit Gemwißheit vorauszuſetzenden 
verfehrsrechtlichen Einverjtändnis innerhalb eines beftimmten Staatenfreifes und auf der 
Iberzeugung des letztern, daß jeder feiner Teile unter gleichen Umftänden diefelben Impulſe, 
fo und nicht anders zu handeln, empfinden werde und auch bereits zur Seit durch gleiche 
oder verwandte rechtliche Anfchauungen beherrfcht werde. Die Einheit der völferrechtlich 
wirkenden, in der gemeinfamen und mwechjelfeitigen Pflege des Völkerverkehrs ftehenden Staaten 
madt die Staatengefellfhaft aus. Die Zugehörigkeit zur völferrechtlichen Rechts- 
gemeinſchaft begründet für den einzelnen Angehörigen der Verkehrsſtaaten das völker— 
rehtlihe Indigenat. 

Hier liegt die praftifhe Nutzanwendung des das Verhältnis des Völferrechts zur 
Völfermoral beftimmenden Sates, daß ſich die völfermoralifchen Pflichten in gegenftänd: 
licher Richtung über das der Herrfchaft des Völkerrechts unterworfene Gebiet und über die 
internationalen Rechtspflichten hinaus erjtreden. Denn wenn die PVorfchriften des 
Rechts unter den Verkehr pflegenden Nationen notwendig eine Gemeinſamkeit der Nechts- 
vorjtellungen von dem Wefen ver Gegenfeitigfeit in den ftaatlihen Beziehungen zur 
Ente "ee; haben, jo erkennt der höher gejittete Staat außerdem nod den Bejtand 
fittlicher Verpflichtungen auch in feinem Verhalten gegen Barbaren an. Lediglich mitteljt 
diefer Firierung der Nechtsjtellung des Individuums innerhalb des Völkerlebens bleiben 
wir dem zum endlichen Durhbruche gelangten Nechtöprinzipe getreu, daß lediglich die 
Staaten als Subjefte des internationalen Rechts gelten können, daß fie in ihrer Gemein- 
ſchaft die ihnen geſteckten Aufgaben verfolgend die Faktoren ausmachen, die den internatio- 
nalen Rechtsverhältniffen Richtung und Inhalt geben. 

Gerade die Überfpannungen der Argumentation, welde in Anlehnung an das 
Fichteſche Wort von der Gleichheit alles deſſen, mas Menfchenangefiht trägt, zu einer 
wiffenfhaftlichen Konftruftion des Völkerrechts als eines hoch über allen Staaten ſchwebenden 
und von ihnen unabhängigen Weltbürgerrechts vorzubringen glaubte, haben der Ausbildung 
des juriftifchen Kerns des Völferrehts empfindliche Hindernifje bereitet. Erjt der in unferer 
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jüngjten Zeit in Lehre und Staatenpraris vorgenommene enge Anſchluß des Völkerrechts an 
das Syitem des öffentlichen Rechts der Staaten und an bejtimmte dem Verfehr zugemandte 
Zweige der inneren Verwaltung, fomit die Befhränfung feiner fahlidhen und 
räumlihen Kompetenz hat das internationale Recht eine in feiner früheren Epode 
erlangte Bedeutung und praktiſche Wirkfamteit gewinnen laffen.] 


gitteratur. Über die Grundlagen: v. Gagern, Kritif des Bölferrechts. 1840; Fallati, Ges 
nefis der Völfergefellfchaft, in der Tübinger Zeitichrift Bd. I; v. Kaltenborn, Kritik des Völker— 
reht3; Arendt, Le droit des gens et la politique, in der Revue Catholique. 1870; E. Brusa, 
Idea fondamentale del diritto, e del diritto internazionale in ispecie. 1872; Schiattarella, Pro- 
—— al diritto internazionale. 1881. — Zur Frage der Poſitivität: Die Lehrbücher des 
Bölterrehts von Martens (1787), Saalfeld (1809), Schmelzing (1818); v. Drofte-Hülshoff, 
Lehrbuch des Naturredhts (1831) 2. Aufl; Schilling, Lehrbuch des Naturrechts (1863). II ff.; 
v. Savigny, Syftem des römischen Rechts Bd. I S 11; Trendelenburg, Naturredht auf dem 
Grunde der Ethik. (2. Aufl. 1865) ©. 896; Bierling, Zur Kritik der juriftifhen Grundbegriffe. 
Teil I (1877) S. 189 ff.; Thon, Rechtsnorm und fubjektives Recht S. 8 ff.; v. Holtzendorff, 
Handbuch des Völkerrechts I; Rivier, Lehrbuch des Völkerrehts $ 1: C. Bergbohbm, Staati- 
verträge und Geſetze ald Quellen des Bölkerrehts. 1877; R. v. Jheri % Der Zwed im Red 
(2. Aufl. 1884) I 820-829; Derjelbe, Der Kampf ums Redt. 7. Aufl. ien 1884; F. 
v. Martens(-Bergbohm), Bölferreht I. $ 2; Geyer-Merfel, Philoſophiſche Einleitung in 
die Nechtswiffenichaft (in v. Holkendorffs Encyflopädie der Rechtswiſſenſchaft. 5. Aufl. 18%. 
S. 5 fi. — Bulmerincq in Marquardiens Handbuh Ie 190; Dahn, Die Vernunft im 
Recht S. 60 ff.; Yaband, Staatäreht des Deutihen Reiches. 2. Aufl. I 626 ff.; E. Meier, 
Über den Abſchluß von Staatsverträgen; Jellinet, Die redhtlihe Natur der Staatäverträge; 
G. Meyer, Xehrbud des deutichen Staatsrechts; v. Sarwey, Württembergiihe® Staatsredt; 
u.a. — Seebohm, On international reform. 1871; E. C. Clark, Practical Jurisprudence. Cam- 
bridge 1883. ©. 130 ff.; A. Pierantoni, Trattato di diritto internazionale. Vol. I $ 30 (Roma 
1884). — Gegner des Völkerrechts: Puchta, Gewohnheitsredt. Teil I S. 142 ff.; A. Yaifon, 
Prinzip und Zukunft des Bölferrehts (Berlin 1871): Ph. Zorn, „Die deutihen Staatsverträge‘, 
Tübinger zeugen für die gefamte Staatswiſſenſchaft XXXVI; Derjelbe, Staatsreht des 
Deutfhen Reihe. Berlin 1883. II 419 ff.; Reyneval, Institutions du droit de nature et des 
gens. Liv. I$ 8 n 10; Austin, The province of Jurisprudencee ©. 208; John Leight- 
wood, The Nature of Positive Law. London 1883; J. Westlake, A treatise on private In- 
ternational Law. (2. Ausg. 1880) S. 3. — Zur Frage des are n und feines räumlichen 
Geltungsgebiets: v. Holgendorff im Handbuch, für Vllerrecht 115 ff.; Stoerf ebenda II 585 ff-; 
Hamaker, Das internationale PBrivatreht S. 14 ff.; Laurent, Droit eivil international. I 7 ff.; 
Phillimore, Commentaries. IV 770 ff.; Bluntſchli, Die Bedeutung und Fortichritte des mo— 
dernen Bölferrehtd3 (Sammlung wiffenichaftliher Borträge, Heft 2), Für Die von der völfer: 
rechtlichen Xitteratur bisher wenig behandelte prinzipielle Seite der Frage: Adolf Trendelen- 
burg, Lücken im Bölferreht in Anlehnung an Kants philofophiiden Entwurf zum emigen 
Frieden. Ferner: Savigny, Syſtem des heutigen römiſchen Rechts VII; Mohl, Die Pflege 
der internationalen Gemeinihaft als Aufgabe des Völkerrechts; Bulmerincq, Böllerredht $ 4 fi- 
Heffter-Geffden, Völkerrecht $ 8 ff.; v. Holkendorff, Prinzipien der Politik S. 148 ff. 
Bulmerincq, Syftematit des Voͤlkerrechts; Geyer, Über die neuefte Geftaltung des Völkerrechts. 
Innsbrud 1866. ©. 20 ff.; rider, Das Problem des Völferrechts, Tübinger Zeitihrift XXVIII 
und XXXIV; Mohl, Staatsredt, Völkerrecht und Bolitit I; Martens(-Bergbohm), Völlerrecht. 
Das internationale Recht der civilifierten Nationen I $ 87; Oppenheim, Philofophie des Rechts 
und * Geſellſchaft S. 162 ff.; Stoerk in v. Stengels Wörterbuch des Verwaltungsrechts („Staats- 
verträge"). 


1. Geſchichte und Quellen des Völkerredts. 


86. Die Ausgangspunfte der Entwidlung im Altertum. Je nad dem 
Entwidlungsitande der auf das äußere Leben der Staaten und ihren Verkehr mit anderen 
Völkern bezüglichen Vorftellungen laffen fich gewiſſe Epochen des Völkerrechts unterſcheiden. 
Kein Staat beitand oder befteht in völliger Iſolierung von allen Nachbarſchaftsverhältniſſen; 
denn gerade die Thatfahe, daß Völker neben- und gegeneinander naturgemäß ihr Daſein 
zu erhalten fuchen, leitet zur Bildung der ftaatlichen Geſellſchafts- und Herrichaftsformen, 
deren urfprünglihe Grundlage nicht durd ein ethiiches Bedürfnis der einzelnen, ſondern 
dur die Macht der äußeren völferfchaftlichen Bedrohungen geboten wird. Unter der Nach— 
wirfung diefer Thatfahe erhält fi lange Zeit hindurd die Vorftellung, daß alle menſch— 
lichen Yebensinterefien, wie fie gerade geihichtlih gegeben find: Sprade, Familie, Neligton, 





—— 
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Sitte, Erwerb und Recht, durd nationale Abgefchloffenheit beherricht werden müflen. In 
Wirklichkeit wäre dies aber nur zu erreichen, wenn die Grenzen des Staates entweder durch 
geographifche Konfiguration oder durch fünftlihe Veranftaltungen, wie mittel der dhinefischen 
Mauer, völlig unzugänglih gemacht werden fönnten. Cine zweite Möglichkeit wäre gegeben 
in der Unterjohung aller nationalen Aulturformen durch eine einzige zur Oberherrſchaft ge- 
langende ftaatlihe Übermadht. 

Die alte Welt und nod; gegenwärtig mehrere orientalifche Staaten faſſen das Ver: 
hältnis der Völfer zueinander unter dieſen beiden Gefichtöpunften ausfhließlih auf. Sie 
unterfcheiden fi in ihrer welthiftorifchen Stellung wefentlih dadurd, daß fie entweder den 
Grundgedanken der nationalen Abfperrung durd Fernhaltung des Fremdenverkehr oder den 
Grundgedanfen der Unterjodhung aller durch die Weltherrfchaft eines Volfes durchzuſetzen fuchen. 
Unter diefem Gefichtspuntte ift abzufchägen, was die einzelnen Aulturvölfer: Ägypter, Inder, 
Chinefen, Juden, Perfer, Phönifer, Griechen und Nömer, für die allmähliche Fortentwicklung 
der das moderne Völferrecht vorbereitenden Grundlagen beigejteuert haben. Daß unter der 
Vorausfegung einer allgemeinen Abjperrung jedes einzelnen Volfes gegen die anderen ein 
Gejamtentwidlungsprozeß der Menfchheit nur dur den Krieg eingeleitet werden kann, 
liegt auf der Hand. 

Kriegführung und Eroberung find deswegen für die antife Welt die notwendigen Ver: 
mittelungen, durch melde die Kulturarbeit entweder des Siegers oder des Beliegten einem 
Aneignungsprozeffe außerhalb der nationalen Schranken eröffnet werden fann. Die Verfehrs- 
formen, unter welchen die Nationen der alten Welt in Beziehung zueinander treten, find 
daher: Krieg, Kolonifation der erobernden Stämme im Gebiete der Unterworfenen, 
Handel, welcher leßtere entweder bei verfehrafeindlihen Völkern ald Taufhhandel an der 
Grenze (wie bis vor kurzer Zeit zwifchen Chinefen auf der einen Seite und den europätfchen 
Nationen andererfeits) geübt oder gleichfalld von dem Zwecke einfeitiger merfantiler Aus- 
beutung durh Monopole, wie bei den Phönifern, beftimmt wird. Regelmäßige und 
gleihjam zuftändliche Werkehrsbeziehung unter den Völkern der alten Welt blieb indeſſen 
der Krieg. Die fosmopolitifh dauernden Endergebnifje der alten Welt find weſentlich 
negativer Art, aber deshalb nicht von geringerer Bedeutung: Zerſtörung der alten Volks— 
religionen in Südoſteuropa, Vorderafien und Nordafrifa durch die griechiſche Philofophie, 
Abſchwächung der dem Austaufh der Ideen entgegenftehenden Hinderniffe durch die Ein- 
bürgerung des Griechiſchen als einer Verfehrsiprade der Gebildeten im Zufammenhange 
mit griechischer Litteratur und Kunft, die Negation des abjoluten, ehemals unvermittelten 
Gegenſatzes zwifchen nationalem Kulturwahn und der Barbarei durch die römische Vorftellung 
eines ius gentium neben dem ius eivile. 


Litteratur: Das Hauptwerk, feit 1850 erfchienen, ift: Laurent, Etudes sur l’histoire de 
Thumanite. 18 Bände. Die erjten Bände haben nod den zu engen Titel: Histoire du droit des 
gens et des relations internationales; Band I handelt vom Orient, die beiden folgenden von Grie- 
henland und Rom; Band IV von den Anfängen des Chriftentums. — Außerdem: Müller-Jod- 
mus, Gefhichte des Völferrehts im Altertum. 1848; Rob. Ward, Inquiry into the foundation 
and history of the law of nations in Europe from the time of the Greeks and Romans to the age 
of Grotius. London 1795; Egger, Etudes historiques sur les traités publies chez les Grees et 
les Romains depuis les temps les plus aneiens jusqu'aux premiers sitcles de l’öre chrötienne. 1866; 
Pierantoni, Trattato di diritto iuternazionale. 1881. Vol. I (geht bis 1400); v. Holgendorff 
im Handbuch des Völlkerrechts I SS 40 ff. 


87T. Das Mittelalter. Aus den Trümmern der römischen Macht erhob ſich das 
Mittelalter, anfcheinend ein Notbau. Sein Charatter wird in der Negel bezeichnet durch 
die Zufammenfafjung der am tiefiten in das Leben der Völker eingreifenden Mächte jener 
Periode: der hriftlihen und germanifchen. Als abgefchlofjene Inſtitutionen erfcheinen dieſe 
Kräfte in der Fatholifchen Kirche und im Lehnsweſen. 
WVeöobllig verfchieven von den Volksreligionen der alten Welt offenbaren ſich die auf dem 
Zändergebiete der römifchen Herrfchaft entftehenden großen Weltreligionen mit der Ber: 
heifung der univerjellen Geltung, das Chriftentum und der Islam: Gegenfäße, durch welche 
der noch in der heutigen Zeit nicht übermwundene, Recht und Lebensfitte trennende Wider— 

v. Holgendorfi, Eneytlopädie. I. 5. Aufl. 80 
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fpruch des Decidents und des Drients dargeſtellt wird. Innerhalb diefer einander be— 
fämpfenden, durch religiöfe Beweggründe erregten Mächte befteht auf beiden Seiten eine 
nebeneinander waltende Mehrheit der Staaten. Die Fortbildung des europäifchen 
Völkerrechts ſchließt fich notwendig an das fchließlich im Kampfe gegen den Islam behauptete 
oder wiedergewonnene LZändergebiet „ver Chrijtenheit“. Keime einer pofitiv gemein- 
famen Kultur der chriftlihen Staatenwelt, in welcher ſich ein gemeinfames ſittliches Be— 
wußtjein der Völker entfalten fann, liegen in der gleichmäßigen Ausbildung eines religiöjen 
Dogmas und einer alle Staaten durddringenden Kirchengewalt. Zwiſchen diefer Einheit 
der fatholifhen Hierardie und der Völtergebiete zerjplitternden Geftaltung des Lehnswejens 
erjcheint der Staat eine Zeit lang zerdrüdt. Der vererbte Grundgedanke einer römifchen 
Univerſalherrſchaft ſondert die gejamte Völfermafje des Mittelalters in die Gegenfäte der 
geiftlihen und weltlichen Oberherrihaft, Papfttum und Kaifertum, melde beide nad der 
völferrechtlihen Seite das gemeinfam haben, daß in ihren Anfprüchen die nationale Selb- 
itändigfeit der Völker verleugnet wird. Die geiftlihen wie die weltlichen Herrſchaftsanſtalten, 
Kirche und Lehnsweſen, treten in grundfäglichen Widerſpruch gegen die wirtfchaftlichen Ent- 
widlungsgejege des Volfslebens, vornehmlich den Handel. Dennoch werden im Mittelalter 
die Fundamente unferes modernen Wechſel- und Handelsrechts gelegt, auf melden fich 
nad und nad eine fejtere Rechtsordnung für den internationalen Güterverfehr aufbaut. Die 
erjte Urkunde, die ald Wechſel im modernen Einne anzufehen ift, gehört, foviel man 
weiß, dem Jahre 1250 an. Der Eeehandel erweitert feine Grenzen. Eine Magiftratur 
des internationalen Handels entjteht in Geftalt der Konfulate. Nitterlicher Kriegsgebrauch 
und feerechtlicher Verfehrsgebraud entwideln fich nebeneinander. 

Ale Kulturelemente der alten Welt, fomweit fie überhaupt brauchbar fein fonnten, 
brechen gegen den Schluß des Mittelalters aus der fie anfangs überdedenden Schichtung 
der lehnsrechtlichen oder kirchlichen Gejellfchaftsbildung hervor: die Reception des römischen 
Privatrehts in der romanischen, germanischen und teilmeife ſogar flavifchen Völfergruppe, 
jo daß es auf einem gegen das Altertum erweiterten Gebiete Geltung gewinnt; die klaſſi— 
ſchen Studien der grieifchen Welt in einer wunderbaren Gleichzeitigfeit mit der Erfindung 
eines techniſchen Mittels, das die Ausdehnung der gelehrten Arbeiten, die Verbreitung des 
Humanismus und der wifienfchaftlichen Forſchung, die ohmedies dur den Gebraud des 
Yateinifchen als einer Staats- und Kirchenſprache begünftigt war, ganz ‚allgemein ermöglicht ; 
das Erlöſchen der Sklaverei in der Chriftenheit. 


88. Das Zeitalter der Reformation. Die Erneuerung des religiöfen Lebens 
durch die Reformation murde deswegen ein für das Völferreht grundlegendes Ereignis, 
weil jede Erweiterung der individuellen, in der Perfönlichteit ruhenden Rechte, alſo auch 
die Gemiljensfreiheit, ein fosmopolitifches Prinzip enthüllt. Auch für die fatholifche 
Welt wird die Unabhängigkeit des Staates von der Kirche angebahnt. Mit der geijtigen 
Welt erweitert fi auch der geographifche Gefichtsfreis. Der Seeweg nad Djftindien, das 
öftliche Geitade des Atlantifchen Oceans wird aufgefunden, der Seehandel zu entlegeneren 
Zielen und größeren Anftrengungen angelodt. In der Zufuhr der Erzeugniffe ferner 
Weltteile erwacht eine Neihe neuer Yebensbedürfniffe, womit eine nicht zu unterſchätzende 
Sleichartigfeit in den Gewohnheiten der Völfer begründet wird. Papfttum und Lehnsweſen 
verfallen. Wie hinter einer langfam ſinkenden Hülle erjcheint in monumentaler Größe der 
neuere Großjtaat, teils als abfolut herrfchendes Fürftentum, teil als freimaltendes Volfstum. 
In diefe Periode fallen die Anfänge einer auf veränderten Grundlagen aufgebauten Theorie 
der Völferbeziehungen. 

[No bis vor furzem war es fejtitehend, daß jene ſchwankende Disciplin, welche ſich 
teils als Kritik teils als Ausbau der „pofitiven” Jurisprudenz darftellte und im Laufe der 
Zeiten wechſelnd bald Naturreht und Vernunftrecht, bald Wölferreht hieß, ihren Urjprung 
nicht jenfeits des 17. Jahrhunderts zu datieren berechtigt fei. Die glänzende Erfcheinung 
Grotius' ließ alles nebenher und vorher in tiefem Duntel erbliden. Und doc) war der „Water des 
Naturrehts” im Grunde nichts als der größte Sohn jener Yehre vom „gerechten Kriege“, 
welde nur unter verfchiedenen Namen, unter fremdartiger Spitematif feit Jahrhunderten 
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von flaren Geiftern ihrer Zeit geübt und gepflegt worden war, Wie wäre es auch anders 
möglich, daß die große Frage, die die Menjchheit feit Jahrtaufenden jo eindringlid praf: 
tisch beichäftigte: — in welchem Verhältnis jteht der Menjch zur Sphäre des Krieges? —, 
nit auch zugleich vor den Richterſtuhl geiftiger Kritif gebracht worden wäre. Die Ant- 
wort auf die bedeutſame Frage enthält in ihrem Kerne doch immer zugleich die genaue 
Ausdrudsformel für das Maß der in einem bejtimmten Zeitpunfte bei einem bejtimmten 
Volfe wirkſam gewordenen völferrehtlihen Rechtsüberzeugung. Dennoch fennt noh Kal: 
tenborn v. Stadhau in feiner Kritik des Völkerrechts nicht viel mehr als die Namen 
der drei Vorgänger Hugo Groots: Dlvendorp, Henning, Winkler. Alberico Gentili hat 
erft in den legten Jahren größere Beachtung und gerechtere Würdigung gefunden. 

Ebenfo ijt uns erjt in neueften hijtorifch-biographifchen Arbeiten das Geijtesleben der 
Sahrhunderte aufgevedt worden, denen die Vittorio von Salamanca, oh. von Lignano, 
Heinrih von Gorcum, Johannes Lopez, Dominico Soto, Balthafar d'Ayala, Franciscus 
Zuarez u. a. den charakteriftiihen Zug verleihen. Die Einwirkung der hervorragenditen 
diefer Vorläufer des Groot auf das Genoſſenſchaftsrecht der chriſtlichen Staatenwelt ihrer 
Zeit foll hier nur fur; angedeutet werben. ] 

Der Spanier Victoria (1480—1546) jchreibt feine Relectiones theologicae de iure 
belli (zuerft gedrudt 1557), um die Prätenfionen auf den Befit der neuen Welt zu prüfen. 
Die Berechtigung zur Kriegführung wird den Vafallen abgejproden, der grundlofe Krieg 
verworfen. Ein anderer Spanier Dominicus Sota (1494—1560) prüft in feiner Schrift: 
De iustitia et iure die Rechtswirkungen des Krieges auf den Zuſtand befiegter Völfer- 
haften, um zu beftimmten Schlußfolgerungen über die Zuläffigfeit der neu entitandenen 
Negerfklaverei zu gelangen. Mit demſelben Gegenjtande befaßt fih fein Landsmann 
Aranciscus Suarez (1548 —1617) in der Schrift: De Legibus ac Deo legislatore. 
Ein vierter, Balthafar Ayala (1548 — 1584), Großrichter der jpanifchen Armee in den 
Niederlanden, fnüpft in feiner Schrift: De iure et officiis belli an das altrömifche Recht 
der Fetialen an. Das Recht der Sklaverei, alö Folge der Kriegsgefangenſchaft bei Chriften 
verworfen, wird an heidnifchen oder ungläubigen Gefangenen aufrechterhalten. Gegen diefe 
Schriftiteller der fatholifch jpanifchen Monarchie erheben ſich andere, welche vom reforma- 
torifhen Geifte erfüllt find, zuerjt Albericus Gentilis (1551 — 1608). Ein Anhänger 
der protejtantifhen Lehre, behandelt er gleichfalls das Kriegsrecht (de iure belli, 1589) 
und außerdem das Gejandtichaftswejen (de legationibus, 1583), worüber bereits früher 
ein Deutjcher, Konrad Brunus, im Jahre 1548 eine Schrift herausgegeben hatte. Schon 
jehen wir feiten Boden in der Übereinftimmung gewifjer Grundüberzeugungen: Beſchränkung 
des Kriegführungsrechtes auf die Inhaber der Staatögewalt (und damit Aberfennung des 
mittelalterlihen ;Fehderehts), Schuß der ftändigen Gejandtichaften. 

Yitteratur: Über die Yitteratur diefer Periode: v. Haltenborn, Die Vorläufer des Grotius 
auf dem Gebiete des ius naturae et gentium ſowie der Politik im Reformationszeitalter. 1848; 
Thiercelin, Les pr&eurseurs de Grotius, in der Revue de l£gislation. 1859; Reiger, Commen- 
tatio de Alberico Gentili ad condendam iuris gentium disciplinam viam praeeunte, 1867: De 
Giorgi, Della vita e delle opere di A. Gentili. 1876; H. Wheaton, Histoire des progrös du 
droit des gens en Europe et Amerique. 182 ff.; Cauchy, Le droit maritime international. II 11; 
Ernest Nys, Le droit de la guerre et les Preeurseurs de Grotius. Ausführlidere Yitteratur- 
angaben bei Rivier im Handbuch des Völkerrechts I 393—523. 


89. Der weitfälifde Friede. Die Gegenſätze der Glaubensfpaltung fanden 
ihren, wenigjtens vorläufigen, Abſchluß in dem meftfälifchen Frieden, wodurch der dreißig— 
jährige Krieg beendet ward. Der Friedenskongreß, welcher dem erſchöpften europäifchen 
Staatenfyftem zu einem Ruhepunkte verhelfen follte, bot diefem zum erjtenmal den äußeren 
Anlaß, den Umfang der gemeinfamen Bebürfniffe fennen zu lernen und neben der bisher 
ausſchließlich betriebenen Pflege des individuellen Vorteils (Macchiavellismus) auch den 
Nusen des Ganzen ins Auge zu faſſen. Zum erjten Male wurde unter Teilnahme der 
großen mitteleuropäifhen Mächte eine territoriale, auf gemeinfamer Anerkennung beruhende 
Grundlage der Staatenbeziehungen gefhaffen. So enthielt der weſtfäliſche Friedensſchluß 
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das grundfäglich wichtige, auch durch den Proteft des Papftes nicht entwertete Anerfenntnis, 
daß fatholifche und proteftantiiche Staaten fich als gleichberechtigt nebeneinander betrachten 
und religiöfe Spaltung den friedlichen Verkehr der Staaten nit hindern fol. Das erite 
wiffenichaftliche Syftem des Völferrehts, Hugo Grotius’ De iure belli ac pacis, erjchien 
1625, nachdem zuvor zwei dem Gegenjtande nad verwandte Schriften: „Mare liberum“ 
und „De iure praedae“, von demſelben Verfaſſer herausgegeben worden waren. Auf allen 
Gebieten des hiftorifhen Wiffens und der politischen Erfahrung zu Haufe, von religiöfen 
Intereſſen erfüllt und mit den nationalöfonomifhen Problemen vertraut, einem Staate an: 
gehörig, der damals die Grundjähe des freien Verkehrs verfocht und die Nechte der fremden 
faſt ausjchließlih in Europa gelten ließ, ftand Hugo Grotius auf jener erhabenjten Höhe 
des Gedanfens, von welcher er, alle Bildungselemente der alten und neueren Zeit ver- 
fnüpfend, ein Genoſſenſchaftsrecht der europäifhen Staaten zu entwerfen 
vermochte. Er unterfchied und vereinigte je nad dem Zwede feiner Darjtellung: ein all= 
gemein vernünftiges Prinzip als die Grundlage des natürlichen (oder fpäterhin „philo- 
ſophiſch“ genannten) und die thatjächliche Übereinftimmung der Nationen als die Grundlage 
eines pofitiv praktiſchen Völkerrechts. 

[Der wichtige Grundſatz des freien Seeverfehrs entitammt gleichfalls diefer Periode der 
höchſten Blüte des holländifchen Gemeinweſens. Der die Gefchichte diefer ftürmifchen Epoche 
durchziehende Kampf um die Weltherrſchaft gelangte eben auch in Anjehung des freien Welt- 
meeres, der großen Heeritraße des Seeverfehrs, zu charakteriftiihem Ausdrude. Zum großen 
Ringen der mweltlihen Mächte gejellte fih bald auch der auf die Meltherrihaft zu Waſſer 
und zu Land gerichtete Anfpruch der päpftlichen Gewalt; ein Anfprud, der, als zu Ende des 
15. Jahrhunderts Dit- und Weſtindien entdedt und wegen deren Herrfchaft zwifchen Portugal 
und Spanien Streit entjtanden war, in der befannten Bulle Aleranders VI von 1494 feinen 
Ichärfiten, typischen Ausprud gefunden hat. An die Ausläufer der legten Streitfrage fnüpfte 
die publiziftifche Erörterung der Frage nach der Neformation an, in einer Epoche jomit, in 
welcher weder die Theorie der faiferlichen noch die der päpftlihen Weltherrſchaft die Baſis zu 
weiteren Fiktionen abgeben konnte. Hugo Grotius’ mare liberum fteht mit dem ganzen 
Schwergewicht feiner Argumentation auf der Grundlage der neuen Weltanfhauung von der 
‚reiheit des Seeverfehrs, von der Unftaatlichfeit des weiten Meeres, eine Anjchauung, welche 
aber im Grunde innerhalb der völkerrechtlichen Litteratur doch eigentlid nur in beichränftem 
Maße zur Geltung gelangt war. Denn nicht nur der zumeift citierte John Selden ver: 
tritt dem entgegengejegten Standpunkt in jeinem das englifche Sonderredht verteidigenden 
„mare clausum“, auf der gleichen Grundlage ftehen: Alb. Gentili in feiner „Advocatio 
hispanica“, 3. Bourougb, Imperium maris britannici ex monumentis historiae legibusque 
Angliae demonstratum (London 1686); für die Sonderrechte Venedigs tritt ein: Paolo 
Sarpt, Del dominio del mare Adriatico (Venedig 1676) u. f. w. ihre praftifche Um: 
ſetzung fand die Lehre Groot? im Kampfe der kleineren Seejtaaten gegen die von den großen 
geforderten feeceremoniellen Formalien, deren empfindlichit kontrollierte Yeiftung und Abwehr in 
jenen Tagen als ebenfo viele Auskunftsmittel für die Anerkennung oder Ablehnung ftaatlicher 
Hoheitsanfprüche zur See galten. In der That handelte es fi im Geijte des 17. Jahr— 
hunderts feineswegs bloß um objervanzmäßige Höflichfeitsbezeugungen auf der Grundlage 
voller Gleichberechtigung, fondern um den fymbolischen Ausdrud der rechtlihen Unterwerfung, 
welche einige maritim überlegene Staaten aus dem Rechtstitel der von ihnen in Anſpruch 
genommenen Oberherrſchaft über das Meer oder einzelne Meeresteile einforderten und 
nötigen Falls mit Gewalt zu erzwingen pflegten. So fanden die langjährigen Streitigfeiten 
zwifchen England und den Niederlanden wegen des von erjterem von allen fremden Schiffen 
für feine Kriegsihiffe verlangten Saluts ohne Bewilligung des Gegengrußes ihren rechtlichen 
Abſchluß in den Verträgen von 1654, 1667 und 1674. England hielt noch im Vertraae 
von 1784 den Begrüßungsmodus feitens holländiſcher Schiffe aufreht und lehnte bei den 
Verhandlungen von Amiens die vom franzöfiichen Bevollmächtigten geftellten Bropofitionen 
ab, welche die Abichaffung des Saluts auf hoher See und die Negelung desfelben an den 
Küften auf dem Fuße völliger Gleichheit bezwedten. Die Kolgefäge aus dem von Hugo 


7. Das Europäiihe Völlerrecht. 1269 


Groot mit aller Schärfe aufgejtellten Prinzip der Freiheit, d. h. der Staatenlofigfeit des 
Meeres, erlangten erjt dann im Laufe der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts weitreichende 
Geltung in der internationalen Staatenpraris, nachdem Englands Seemadititellung in einem 
ſyſtematiſchen Zufammenwirken der Neutralen ein ſchwerwiegendes Gegengewicht aud in 
Friedenszeiten gefunden hatte. ] 

Litteratur: Über den weitfälifhen Frieden: J. St. Pütter, Geift des weftfäliichen Friedens. 
1795; J. G. Meyern, Acta Paeis Westphalicae publica oder weſtfäliſche Friedensverhandlungen. 
1734—86. Über Grotius, welcher 1583 zu Deiht geboren war und 1645 in Noftod ftarb, ſ. 
Yuden, Hugo Grotius nad jeinen Schickſalen und Schriften dargeftellt. 1806; 9. Marquardien 
in Rotted und Welder, Staatsieriton. 3. Aufl. Bd. VII; Ahrens in Bluntihli und Brater, 
Staatöwörterbuh; O. van Rees, Oorsprong en Karakter der Nederlandsche Nijverheitspolitiek der 
seventiende eeuw. Utrecht 1865. I 304. Die neuejte franzöfiiche Überiegung des Groot ſchen Wertes 
beiorgte Pradier-Fodere, die neuefte deutfche v. Kirhmann 1869; Mare liberum seu de iure 
quod Batavis competit ad indiea commercia, zuerſt anonym 1609, dann 1616 unter dem Namen 
des Verfaffers; Selden erihien zu London 1635; Gentili zu Hanau 1613; Bynkershoek, De 
dominio maris. 1702 und Vattel, Droit des gens. I $ 279 ff. Weitere Yitteraturangaben ſiehe 
bei Kaltenborn, Grundſätze des praftiichen europäifchen Seerechtö II 340 und bei Riviera.a.D.; 
Bergbohm, Die bewaffnete Neutralität. Berlin 1834. 


8 10. Die Völferrehtsentwidlung bis zum Utredter Frieden. In 
der geichichtlichen Entwidlung des Völkerrechts wird ein weiterer Abfchnitt durch den 
Utrechter Frieden gebildet. Nachdem Franfreih an Stelle der habsburgifch- fpanifchen 
Monarchie die Übermacht in Europa durch feine von Richelieu und Mazarin geleitete Politif 
gewonnen hatte, vereinigten ſich die Intereſſen des europäiſchen Gleichgewichts in den 
Alliancen, deren diplomatifcher Mittelpunkt im Haag lag. Die Staatöinterefjen diefer Pe- 
riode find faum andere als fürftliche Erbfolgejtreitigfeiten, Gebietserweiterung und wirtfchaft- 
lihe im Merkantilfyitem und Handeldmonopolen ausgeprägte Eiferfuht: auf der einen Seite 
fortdauernde Prätenfionen der Seeherrichaft, auf der andern das Bemühen, die Nechte der 
Neutralen zu fihern. Die großen Streitfragen der Blodade, der Konterbande, des Con— 
voyierungsrechtes gewinnen in diefer Periode eine früher faum geahnte Bedeutung und lafjen 
mehr und mehr erfennen, daß die großen Staatshändel nah den Formeln des römischen 
Civilrechts nicht entſchieden werden fünnen. Der Friede von Utrecht befeitigt zum Zweck 
des europäiſchen Gleichgewichts die Grundgedanfen eines gemeinfamen Widerſtandes gegen 
den Verfuch, eine europäische Übermacht zu bilden. Meder Ofterreich noch Frankreich erhielten 
die jpanifche Krone. 

Gegen die eroberungsfüchtige Politik der fürftlihen Kabinette rückwirkend, neigt die 
Yitteratur dieſer auf Grotius folgenden Periode dahin, die naturredhtlich vernünftige als 
fosmopolitifche Seite des Völferrehts jtärfer zu betonen. Noch einmal ift an diefer Stelle 
Samuel von Bufendorf zu nennen, desgleihen Leibniz; aber aud dem Staatenredht 
fehlt e8 nit an Verteidigern, welche die Mißbräuche und Ausfchreitungen auf Koften der 
Nachbarn durch einfeitige Berufung auf Souveränitätsrechte zu rechtfertigen juchen. Als 
den ausgezeichnetiten Schriftjteller diefer zweiten Richtung darf man den Holländer Corne— 
lius van Bynfershoef (geb. 1673, geſt. 1743) betradhten. Sein Werf: De dominio 
maris erſchien 1703, dazu traten die Arbeiten: De foro legatorum, 1721 und die Quae- 
stiones juris publiei, 1787. Aud Barbeyrac, der Kommentator des Grotius, gehört 
diefer Periode an (1674—1744). 

Litteratur: Über die Gefchichte des Völferrechts in diefer Periode und der Folgezeit fiehe 
Bluntichli, Geſchichte des allgemeinen Staatörehts und der Politik. 3. Aufl. 1881; van Hogen- 
dorp, Commentatio de iuris gentium studio in patria nostra post Hugonem Grotium. Amstelo- 
dami 1856; Wheaton, Histoire des progr&s du droit des gens en Europe et en Am£rique. 3. &d. 
Leipzig 1853; Rivier im Handbuche 1. 


8 11. Das adtzehnte Jahrhundert. Zur Aufrechterhaltung des europäifchen 
Gleichgewichts gejchloffen, bildet der Utrechter Friede bis zur franzöfifchen Revolution die 
wichtigite Grundlage der Staatenbeziehungen. Dennoch jtellt ji immer deutlicher heraus, 
daß die territoriale Ordnung Europas auf die Dauer nicht in vertraggmäßige Schranfen 
feitgebannt bleiben fann. Die Eubjefte des Völkerrechts wechſeln in fortwährend ſich 
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ändernder Umgeftaltung ihres räumlichen Körpers. Spanien und Schweden verlieren ihren 
Vorrang, die holländischen Generalftaaten ihre ehemals leitende Diplomatie. Während 
Frankreich und Vfterreih fi mehr als früher die Wagfchale halten, bilden ſich an den 
Djtmarfen der mitteleuropäifchen Kultur, anfangs wenig beachtet, zwei Mächte erften Ranges: 
Preußen und Rußland. Die mwichtigfte Veränderung diefer Epoche bejteht indeffen in der 
Aneignung der Seeherrfchaft durch England, das fi einen ungeheuren Kolonialbefit teils 
dur Anfiedelung, teils durch Eroberung verfchafft und damit in einen Gegenfaß tritt gegen 
alle anderen feefahrenden Nationen. Der Handel der Neutralen zu Kriegszeiten wird unter 
ftetiger Zunahme der transatlantifchen Verfehrsbeziehungen zum Hauptintereffe des all: 
gemeinen Völferrehts. Schon im Utrechter Frieden hatte England wertvolle Abtretungen 
von Frankreich und Spanien erhalten, durd den Affientovertrag fogar ein Monopol des 
Negerhandels in den fpanifchen Kolonieen Amerikas erworben. 

Unter den Friedensſchlüſſen diefer Periode find von europäifcher Bedeutung: der 
Nyftader Frieden (10. September 1721), durch melden der norbifche Krieg beendet ward, 
in defjen Verlauf eine größere Zahl oft: und nordeuropäifcher Staaten verwidelt gemejen 
war; der Friede von Paris (10. Februar 1763) zwifchen England, Frankreich und Spa- 
nien und Hubertusburg (15. Februar 1763) zwifchen Preußen, ſterreich und Sadjien ; 
beide ihrem Grunde und Anlaß nad zufammenhängend. Bald darauf verfhwand das 
Königreih Polen von der Landkarte, deſſen drei Teilungen (1772, 1798, 1795) einen 
Vorgang bilden, der zwar nicht ohne Beijpiel war, da auch Straßburg mitten im Frieden 
von Frankreich 1681 mweggenommen worden war, aber dennoch die jchwerjte Verleugnung 
des Völkerrechts darftellte und nod 1846 in der vertragsmwidrigen Wegnahme von Krakau 
durch Oſterreich ein Nachipiel fand; endlich der Friede von Verfailles (1783) zwifchen 
Frankreich, England, Spanien, Holland und den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
durch deren Anerkennung als jelbitändige Macht zweihundert Jahre nad dem Unabhängig: 
feitsfampfe der Niederlande wiederum eine erfolgreiche, für die Folgezeit unberechenbare 
Staatenbildung vollendet war. Wenige Jahre fpäter (1785) ward zwifchen den Ber: 
einigten Staaten und Preußen ein Vertrag geſchloſſen, der zwar feine mittelbar praftifche 
Bedeutung gewann, aber durch feine Bejtimmungen über Striegführung zur See und die 
Wirkungen des Kriegsausbruhes auf die handeltreibenden Unterthanen der beiden beteiligten 
Staaten von hoher ideeller Bedeutung als Präcevenzfall geworden if. Bon ähnlichen Be- 
ftvebungen war die bewaffnete Neutralität erfüllt, welche 1780 unter dem Vortritt Ruß— 
lands gegen die Anmaßungen der englifchen Seeherrichaft eine Vereinigung der Kontinental: 
mächte zu ſtande brachte und die Intereſſen des neutralen Handels zu Kriegszeiten zu 
wahren juchte, woran fi im Fahre 1800 zu gleihem Zwede die zweite bewaffnete 
Neutralität der das Ditfeebeden umgebenden Staaten jchlof. 

Die theoretischen Grundanfhauungen des Wölferrehts in der Litteratur blieben im 
wejentlihen unverändert. Cinerfeits hielt man ſich mit Vorliebe an die naturredtliche Be- 
tradhtung, deren Zuſammenhang mit dem Völkerrecht dur die Titel zahlreiher Schriften 
auch äußerlich dargelegt wurde. Andererjeits führte der unleugbare Widerſpruch zwiſchen 
den Bernunftforderungen des Naturrehts und der wirklich bejtehenden Staatenpraris 
dahin, daß die Wirkfamkeit der jittlihen Idee in der Bildung des Völkerrechts oder gar 
das Vorhandenfein verpflichtender Nechtsnormen überhaupt verleugnet und alles auf das 
Recht des Stärferen begründet wurde. Zur eriteren Nichtung, die fi) an die Leibniz-Wolffſche 
Philoſophie anlehnt, zählt das noch in der Gegenwart gebrauchte Werk des Schweizers Vattel: 
Le droit des gens, ou prineipes de la loi naturelle appliqués A la conduite et aux 
affaires des nations et des souverains, 1758, mwovon 1863 eine neue, von Pradier- 
Foder& bejorgte Ausgabe in Paris erfchien. Im Beginn diefer Periode, glei nad dem 
Utrechter Frieden, hatte der Abbe von St. Pierre (Projet de paix perpetuelle) zuerſt 
den Gedanken des ewigen Völferfriedens ausführlicher entwidelt, auf melden Kant jpäterhin 
einging. Zur zweiten Richtung zählt als hervorragenditer Vertreter 3. 3. Mofer in 
feinen Werfen: Verſuch des neueiten europäiihen Völkerrechts (1778—1780) 
und Beiträge zu dem europäifdhen Völkerrechte in Friedenszeiten. m 
Zufammenhang mit diefer der Staatspraris zugewendeten Auffafjung ſtehen auch die Ver- 
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tragsfammlungen, in denen either das urkundliche Material der europäiſchen Staatengefchichte 
und Diplomatie aufgefpeichert wurde. 


Litteratur: 1. Bertragsfammlungen. Zeibniz hatte feinen Codex iuris gentium diplo- 
maticus ſchon 1693 herausgegeben. Hieran ſchloß Sich die lange Zeit hindurd berühmte von 
Dumont herausgegebene Sammlung: Corps universel et diplomatique du droit des gens (Amſter- 
dam und Haag 1739) und im Beginn des Nevolutionszeitalters F. A. W. Wend: Codex iuris gen- 
tium recentissimi (Zeipzig 1781—1788), welcher, als eine Fortfegung von Dumont, die Periode von 
1735—1772 enthält; endlich, von 1761 beginnend, das in verfchiedenen Fortſetzungen bis auf die 
neuefte Zeit reihende Wert von ©. Fr. v. Marten: Recueil des prineipaux traités d’alliance, de 

ix, de treve, de neutralit&, de commerce, de limites, d’&changes ete. Göttingen 1791. In der Folge 
ortgefegt durh E.v. Martens, Saalfeld, Murhard, Pinhas, Hopf, jeit 1885 dur Stoerf. 
Hieraus ein kurzer, fiebenbändiger Auszug, bis zum Jahre 1856 reichend, unter dem Titel: Recueil 
manuel et pratique de traitös et conventions et autres actes diplomatiques von Ch. de Martens 
et de Cussy. Testot, Röpertoire des traitös de paix, de commerce et d’alliance. 1871. Die 
zur Bölferrechtspraris der Gegenwart dienenden Urkunden find nod in zwei allgemeinen Samm- 
lungen niedergelegt: in dem von Agidi und Klauhold 1861 begründeten Staatsardiv (ein- 
facher Tert in drei Originalipraden) und in den Archives diplomatiques (nur in franzöfiicher 
Sprache) fortgeführt durh 2. Renault. — 2. Über die feerehtlihen Streitigkeiten dieſer 
Periode: Sirtema van Grovestins, Histoire des luttes et rivalites politiques entre les 
puissances maritimes et la France. Paris 1851—1854; Hautefeuille, Histoire des origines, 
des — et des variations du droit maritime international. 2. &d. 1869. C. Bergbohm 
a. a. 


8 12. Die franzöſiſche Revolution. In der Ländergier der abſoluten Mo— 
narchie, in dem ſteten durch die Intereſſen des Augenblickes beſtimmten Wechſel der Alli— 
ancen war der Grundgedanke, der in den Völkern die Subjekte des ſtaatlichen Lebens erblickte, 
abhanden gekommen. Als in der franzöfifchen Revolution die politiſchen Rechte des Volkes 
und der perfönlichen Freiheit zurüdgefordert wurden und das Königtum der republifanifchen 
Bewegung erlag, war eine durd die Herrfchaft des franzöfifchen Geiftes in ganz Europa 
vorbereitete Überflutung und als Rückſchlag eine gemeinfame Verbindung der europätfchen 
Kabinette unvermeidlih. Neben ihrer entſchiedenen Angriffsftellung gegen die Mißgeitalt 
des franzöfischen Fyeudalismus und der franzöfiihen Staatsverwaltung war die franzöfifche 
Revolution anfangs von den höchſten fosmopolitifchen Ideen bejtimmt: von der Würde der 
perfönlichen Freiheit im Staate, von der Unzuläffigfeit der Sklaverei, von der Unabhängig: 
feit der Gewiffen. Hierin liegt die völferrechtlihe Bedeutung der franzöfifhen Revolution ; 
fie erweitert, indem fie ftaatsbürgerliche Gleichheit vor dem Gefet verkündet, die individuellen 
Rechte der Perſon aus dem Gefichtspunft des allgemein Menfhliden. Bon allen Seiten 
angegriffen, von Sieg zu Sieg fortgeriffen, fehrt die Revolution ihre eigenen Grundjäge 
gegen die Unabhängigkeit der Nachbarjtaaten. Das Deutjche Reich geht völlig aus den be- 
reits zum äußerjten geloderten Fugen; ein Federſtrich des Imperators fegt Länder von der 
Karte. Die Maflofigfeiten einer alle Völfer des Kontinents ausplündernden Kriegführung 
aipfeln in dem Gegenfage der englifhen Blodade und der Napoleonifhen Kontinental- 
fperre. Begriff und Recht der Neutralität fcheinen in diefem ungeheuer gefpannten Gegen- 
faße unterzugehen, alle Fragen und Intereſſen in die doppelte Suprematie einer Zand- und 
einer fie befämpfenden Seemacht aufgelöft zu werden. Endlich wendet fi) das Kriegsglüd. 
Zweimal ziehen die verbündeten Heere in Paris ein. Auf dem Wiener Kongreß wird 
unter Teilnahme ſämtlicher chriftlicher Mächte das mühjame Werk der territorialen Rekon— 
ftruftion der europäifchen Staatenwelt begonnen und in der Miener Kongrefafte zum Ab- 
ſchluß gebracht (9. Juni 1815). 

Gegenüber der franzöfifchen Revolution bedeutet die Miener Kongrefafte Rejtauration 
der alten franzöfifchen Grenzen von 1792 und der alten Dynaftieen unter gemeinfamer Adht- 
erflärung gegen die Familie Bonaparte. England bleibt mit der Mehrzahl fremder über: 
feeifcher Beſitzungen bereihert. Im übrigen werden Länder nah Willfür und Gunft, ohne 
jede Beachtung natürlicher Zufammengehörigfeit, verteilt. Am ſchlechteſten geht Deutſchland 
und insbefondere wiederum Preußen aus den Teilungsverhandlungen und dem bunten Epiele 
der Diplomatie hervor; ein Notbehelf des drängenden Augenblids, entfteht der Deutjche 
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Bund, deſſen Verfaſſung gleihfam unter die Vormundſchaft der außerbeutfchen Kongreß: 
mächte geftellt wird. Nur in wenigen Punkten zeigen die Abmahungen des Wiener Kon- 
grefies die Nachwirkungen der franzöfifchen Revolution: der Negerhandel wird verboten und 
in ihm das Prinzip der Negerfllaverei verurteilt, die Schiffahrt auf den Stromläufen der 
mehrere Staaten durchſchneidenden Flüffe für frei erflärt. Die ſchwächeren Staaten, wie 
Krakau und die Schweiz, erhalten eine Garantie ihrer Neutralität. 


Sitteratur diefer Periode: Über die Napoleonifhe Periode: Kluit W. J. Santijn, Ge- 
schiedeniss en invloed van tbe continental stelsel op den staatkundigen en maatschappelijken 
toestaud van Europa. Amsterdam 1868; Marc Dufraisse, Histoire du droit de guerre et de 
paix 1789—1815. Paris 1868. (2. &d.); Klüber, Alten des Wiener Kongrefies. 1819: Koch, 
Abrégé de l’histoire des traitös de paix entre les puissances de l’Europe depuis la paix de West- 
halie. Augmente et continu& jusqu'au eongrös de Vienne et anx trait&s de Paris. 1817. — 
Syftem: Klüber, Droit des gens moderne de l’Europe. 1819, zulegt von Ott 1874 (1851 deutich 
herausgegeben von Morftadt); G. Schmalz, Europäifches Völkerrecht. 1817. 


8 13. Der Wiener Kongref und die Interventionen. Die Stipulationen 
des Wiener Kongreffes fanden ihre Stüße an dem engeren Bündniffe der drei großen Kon- 
tinentalmächte, defjen Spitze fih gegen Frankreich richtete, an der „heiligen Alliance” und 
der ihr anfangs befreundeten Politit Englands. Selbft die Völkerrechtswiſſenſchaft ward 
von dem Buchſtaben der Verträge beherrfht. Faſt gewann es den Anfchein, als ob man 
an einen juriftifhen Abſchluß der MWeltgefhichte glaubte; alle Dinge follten ihren Maßſtab 
an dem Mortlaut der Verträge finden, die fünf Großmädte als europäifche Behörde, als 
Schiedsrichter über die etwaigen Störungen der Ruhe und des fogenannten Gleihgewichts 
anerfannt werben. Gerade darin aber zeigt fi das Wahstum der Völlkergemeinſchaft, dab 
die Verfaffungsfragen und Regierungsprinzipien des einen Staates bereit allgemein als 
einwirtend auf den Xebensprozek der anderen Staaten empfunden und, gleichviel ob ge: 
fürchtet oder gewünscht, jedenfalls erfannt werden. Jeder nterventionspolitif, welche die 
Völfer Europas unter eine polizeiliche Aufſicht der Kongreſſe zu jtellen fuchte, entiprang 
notwendigerweife ein fid lebendiger entfaltender Sinn der Nationalität, welder mit 
der natürlihen Zufammengehörigfeit der den Staat bildenden Volkselemente die Unab— 
bängigfeit des inneren Verfaſſungslebens und bie Freiheit der gefdichtlihen Entwidlung 
verlangt. 

[Die rechtsgeſchichtlichen Grundlagen diefer Entwidlung liegen in einer Reihe von 
Abmahungen zufammengefaßt, die hier im einzelnen geprüft werden follen. Schon im 
Übereintommen von Chaumont (1. März 1814) hatten die gegen Frankreich verbündeten 
vier Großmächte die Aufrechthaltung des Gleihgewichtes in Europa als Ziel der nächſten 
zwanzig Jahre bezeichnet; nachdem in der Wiener Kongreßalte (9. Juni 1815) alle Einzel: 
verträge und Beichlüffe der Kongreßmächte zufammengefaßt worden waren, erflärten die 
drei Monarchen von Ofterreih, Preußen und Rußland in einem höchftperfönlichen Überein- 
fommen (Paris, 26. September 1815), daß die Vorfchriften des Chriftentums hinfort die 
alleinige Richtfchnur ihrer Regierungshandlungen bilden und daß fie fi unter allen Um: 
ftänden Hülfe und Beiftand leijten würden. Diefes Allianceprogramm wurde auf dem Kongreß 
von Aachen (November 1818) dahin näher ausgeführt, daß zur Schlichtung nationaler 
Differenzen von Fall zu Fall Zufammenfünfte der Großmächte ftattfinden follten, zu welchen 
die interefjierten Staaten nah Maßgabe ihrer Anſprüche beizuziehen wären. Auf diefer 
Baſis traten aud Frankreich und England dem Bunde bei, und es wurde der Inhalt des 
von den Bevollmächtigten der fünf Großmächte unterzeichneten Kongreßprotokolls in der 
Form einer Deklaration den übrigen Kabinetten mitgeteilt. Diefe von den fünf Mächten 
erjten Ranges, der jogenannten Pentarchie, gebilligten Grundfäge der Heiligen Alliance 
wurden zunächſt auf mehreren Kongrefin (Troppau 1820, Laibach 1821, Verona 1822) 
verwirklicht und zwar in einer nterventionspolitif zu Gunften des Legitimitätsprinzipes 
und hiftorifchen Rechtes gegen die Umjturzparteien in Europa. 

Diefer Politik entjagte zuerft Enaland während der Befreiungsfämpfe der Griechen 
gegen die Türfei (18211829); Griechenland wurde 1830 ein unabhängiger Staat. Seit 
der Parifer Julirevolution (1830) fagte ſich auch Frankreich von der heiligen Alliance Los, 
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begünftigte die Trennung Belgiens von den Niederlanden und die Konftituierung eines 
jelbftändigen Königreichs Belgien (1831). In der Februarrevolution (1848), durd welche 
Frankreich abermals die republifanifche Staatsform annahm, entjagte es auch formell den 
Verträgen von 1815, und es trennte ſich der Bund der fünf Großmächte in zwei Staaten- 
gruppen, in die Gruppe der Weſtmächte: England und Frankreich, und in die Gruppe der 
Oſtmächte: Ofterreih, Preußen und Rußland umfaflend. 

In Amerifa machte die Bildung unabhängiger Staaten beveutfame Fortſchritte; in 
der „Monroe-Doftrin“ (1823) wurde zwar der Grundfag aufgeftellt, „Amerifa den Ameri— 
fanern”, gleichwohl vollzog fi auch jener Staatenbildungsprozeß im aufrichtigen Anſchluß 
an das Syſtem der europäifhen Kulturftaaten. Brafilien wurde ein felbjtändiges Kaifertum, 
und die ehemals jpanifchen Kolonieen traten auf dem Kongreß von Panama (1826) unter 
fi in einen völferrechtlichen Verband. ] 

Nah und nad zerbrödeln die Artikel der Wiener Kongreßakte. Obſchon politisch 
niedergehalten, entfalten während eines langen Friedens die Völfer ihre wirtjchaftlichen 
Kräfte im Zufammenhang mit einer unermeßlichen Entwidlung der Verfehrsmittel, durch 
welche die handelspolitifchen Intereſſen der Nationen unlösbar miteinander verfnüpft werden. 
In foftipieligen Eifenbahnlinien der Kontinentalftaaten, in induftriellen Anlagen, in Staats- 
anleihen verfnüpfen fih immer mehr die Kapitalinterefjen der europäifchen Geldmärfte. Auf 
diefen Grundlagen erwächſt ein neuer weltbürgerlicher Faktor der materiellen Güter- 
gemeinfhaft unter den Völfern, durch welchen die Ökonomie der Nationen ſich langſam 
zu einer nach dem Grundfat nationaler Arbeitsteilung gegliederten Weltwirtſchaft umgejtaltet. 

Sitteratur: Über die Ausbildung des Nationalitätsprinzips: Pierantoni, Storia degli 
studj del diritto internazionale in Italia. Modena 1869. — Über die neuefte Entwidlung des Völker: 
rechts jeit 1848: W. B. Lawrence, Commentaire sur les &lements du droit international et sur 
'histoire des progres du droit des gens de Henry Wheaton. 4 Bde. 1868—1880; Geyer, liber 


die neuefte Geftaltung des Völkerrechts. 1866; Pierantoni, Storia del diritto internazionale nel 
secolo XIX. Napoli 1876. 


8 14. Der orientalifhde Krieg und der Parijer Friede. Das Syſtem 
der heiligen Alliance hatte jich bereits 1848 ohnmächtig erwieſen, als die von Franfreid) 
ausgegangene Bewegung fait fämtliche Kontinentalftaaten der Neihe nah ergriff. Zwar 
ward Ofierreich durch Rußland dem drohenden Untergange entrifien und auch Preußen in 
der erzwungenen MWieberheritellung des Deutfchen Bundes durch Ufterreih und Rußland 
gebeugt. Während aber die Verträge von 1815 eine Darniederhaltung Frankreichs be- 
zwedten, ging im Widerfprud zu ihnen aus der 1848 in Frankreich aufgerichteten Republif 
ein zweites Kaifertum der 1815 geächteten Familie Bonaparte hervor. Als Wiederheriteller 
der päpftlichen Herrfchaft in Nom (1849) und ald Gegner der im franzöfifchen Staatsſtreich 
niedergemorfenen Revolution von den legitimen Herrjcherhäufern begrüßt, ließ Ludwig 
Napoleon es feine nächſte Sorge fein, im Bündnis mit England die Verbindung der drei 
Oſtmächte zu zertrümmern. Den Anlaß dazu bot der orientalifche Krieg (1854—1856), 
in welchem ranfreid und England (fpäterhin aud) Sardinien) als Bundesgenofjen der 1853 
von Rußland angegriffenen Türfei fochten. Noch einmal gelangte Franfreih am Schlufje 
diefes Kampfes an die Spitze der europäifchen Diplomatie; eine Stellung, die es zehn Jahre 
hindurch behauptete, nachdem Rußland im orientalifchen, ſterreich im italienifchen Kriege 
(1859) feinen Waffen unterlegen und in Italien ein von Frankreich abhängiges Königtum 
entjtanden war, 

Am Barifer Frieden (1856) waren außer der Türkei und Jtalien die fünf Großmädhte 
Europas als Kontrahenten beteiligt. Denn aud Preußen und Ofterreich, obgleich im orien- 
talifchen Kriege unmittelbar nicht mitthätig, gehörten zu den Unterzeichnern des Pariſer Friedens, 
deſſen Feitjegungen über den Streitfall ſelbſt weit hinausgingen. Die aus dem Mittel 
alter jtammende Trennung der hriftlichen und mohammedaniſchen Staatengefellihaft hört in 
rechtlicher Beziehung auf, ſeitdem die Türfei, deren Gebiet durch die drei Kontinente der alten 
Welt fich erjtredt, in die Rechtögemeinfchaft der europäifchen Völker ausdrüdlich aufgenommen 
wird. Cine neue bis dahin vielfach unwegſam erhaltene Verkehrsſtraße nad dem öftlichen 
Europa wird an der Donau eröffnet und unter gemeinfamen europäiſchen Schuß geitellt. 
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Rußland verliert die Donaumündungen. England verzichtet auf die juriftifhen Inſignien 
feiner maritimen Suprematie in dem Zugeſtändnis deſſen, wofür die Kontinentalftaaten 
Jahrhunderte hindurch vergebens gekämpft hatten, und erfennt an, daß das Blodaderecht 
beſchränkt, das Recht des neutralen Handels gegen die einfeitigen Intereſſen der Krieg— 
führenden gefichert, die Kaperei abgefchafft werden muß. Den hierauf bezüglichen Erklärungen 
wird die Zuftimmung faft aller Kulturftaaten zu teil; die nordamerikaniſche Union verweigert 
ihren Zutritt, weil nicht alle Forderungen einer noch weitergehenden Reform Befriedigung 
empfangen hatten. Für die Aufrechterhaltung des Friedens werden neue Bürgjchaften ge- 
fudt: vor Beginn eines Krieges follen die Streitenden anheifchig gemadjt werden, Die 
freundfchaftlide Vermittelung dritter Staaten nachzuſuchen. 


8 15. Die neuere deutfhe und italienifde Staatsbildung. Vor 
dem orientalifhen Kriege war die auf Frankreich übergegangene Vormacht in der fontinentalen 
Politik von Rußland behauptet worden. Seit dem Beginn des fechzehnten Jahrhunderts 
ſchwankte Europa zwifchen dem jähen Wechfel einer bejtändig von Oſten nad) Weiten und 
umgefehrt mit Überfpringung der Mitte umfchlagenden Hegemonie der öfterreich-habsburgifchen 
Monardie, Frankreihs und Rußlands. Die Eleinftaatliche Zerjtüdelung Deutſchlands und 
Italiens war die natürliche Grundlage diefer mit einem dauernden Friedenszuſtande unver- 
einbaren Machtſchwankungen. Erſt in der Herftellung einer feſten und einheitlihen Staats- 
ordnung in Deutichland haben diefe ihr Ende erreiht. Mit dem dänifchen Kriege (1864) 
vorbereitet, führte der aud) feit 1815 nur verfchleierte Gegenſatz zwifchen Preußen und Öfterreich 
1866 zu einem Kampfe, deſſen nächſtes Ergebnis das Äusſcheiden Oſterreichs aus der ftaats- 
rechtlichen Verbindung mit Deutichland, die Auflöfung des Deutjchen Bundes, die Vollendung 
der deutjchen Seegrenze gegen Norden und die Herftellung des Norddeutichen Bundes war. 
Die durch fo völlig unerwarteten Ausgang zwiſchen Preußen und Frankreich hervorgerufene 
Spannung führte 1867 zur Neutralifierung des Großherzogtums Yuremburg, im weiteren 
Verlaufe zu dem franzöfijch - deutjchen Kriege. Seine Frucht iſt die Wiedererrichtung eines 
mächtigen deutfchen, in der Kaiferwürde an Preußen gefnüpften Staatsweſens, dejjen Siege 
auch die Vollendung der italienifchen Einheit ermöglichten. Bon frankreich nad dem Kriege 
von 1859 vergrößert, hatte das KHönigreih Sardinien fid) eigenmädtig zu einem Halb- 
fönigreih Italien erweitert, welchem zu feiner Vollendung die in den Händen Ofterreichs 
und des Papftes verbliebenen Beſitzungen fehlten. Erſt die Niederwerfung der Italien 
hinderlihen Großmächte durch die deutichen Waffen bot die Gelegenheit zum Ermwerbe von 
Venedig und Rom. 

Die völferrechtliche Bedeutung der deutfhen und italienifchen Staatsfhöpfung liegt in 
der Anbahnung einer praftifchen Friedensbürgſchaft durch Heritellung einheitlicher Staats- 
wejen in dem Centrum Europas und durch Bejeitigung kleinſtaatlicher Mifbildungen, welche 
in ihrer Schwäche die zum Krieg verlodende Herausforderung an die großen im Weſten 
und Oſten Europas gelegenen Einheitsitaaten enthielten. Den legten allgemein bedrohlichen 
Krieg führte Rußland gegen die Türkei im Jahre 1877 und 1878. Sein im Berliner 
Zraftat 1878 erzielter Erfolg bejtand in der Errichtung mehrerer neuer felbjtändiger 
Staatswefen (Rumänien, Serbien, Montenegro), in wiederholter Anerfennung der den 
chriſtlichen Unterthanen der Pforte gebührenden Rechte, in territorialen VBergrößerungen 
Rußlands und Griechenlands. 

Anſcheinend bedeuten die großen Kriegführungen zwifchen dem Parifer und dem Berliner 
Traftat (von 1856 bis 1878) einen Nüdgang der völferrechtlihen Kultur. In Wahrheit 
bedeuten fie die gewaltſame, in feiner anderen Weife möglich gewefene Eröffnung einer 
Laufbahn für die Entwidlung der friedlichen Intereſſen der Menſchheit, wennſchon die 
orientalifche Streitfrage ihrer Löſung faum merklich näher gebracht worden iſt. 


8 16. Die Ergebniffe der neuejten Zeit. Mit der vorangegangenen Periode 
feit 1815 verglichen, zeigt die Zeitfrift feit 1856 die großartigiten Ergebniſſe. Während 
nah 1815 nur zwei Kleinjtaaten, Belgien und Griechenland, entitanden waren, von denen 
der leßtere durch die freiwillige Abtretung der Joniſchen Inſeln 1863 ſowie 1881 durd 
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Thejjalien und Teile von Epirus einen Zuwachs erhielt, befejtigten fich feit 1856 drei 
neue Großjtaatsbildungen in Italien, in Deutſchland und in Nordamerika, welches erſt nad 
Überwindung des durd die Sklaverei in ihm geſchaffenen Wiverftreites als eine Weltmacht fich 
darftellt. Diefer an Kriegführungen verhältnismäßig reichen Beriode fehlt es indefjen keineswegs 
an Errungenſchaften von fosmopolitifhem Werte: das Elend der Kriegführung wurde durd die 
Genfer Konvention vom 22. Auguft 1864 für Verwundete gemildert und 1868 jogar der 
Verfuh gemacht, die Seekriegführung denjelben Grundfägen zu unterwerfen; die Agitation 
für die Anerfennung der Unverleglichfeit des Privateigentums zur See, in Nordamerifa, in 
deutfchen Hanfeftädten mit Nachdruck geführt, empfängt ihre erfte Erfolg verheißende An— 
erfennung in dem deutfchen Kriege von 1866. Preußen, Italien und Dfterreich befennen ſich 
zu diefem Grundfaße, den Frankreich freilich 1870 verwarf und damit unanwendbar machte. 
Der Gebraud erplofiver Gefchoffe aus den Handfeuerwaffen wird vom Standpunkte der 
Humanität gemißbilligt (Petersburger Konvention vom 11. Dezember 1868). [Dem lang- 
famen aber jtetigen Wachstum der völferrechtlihen Gemeinſchaft feste die oſtaſiatiſche Welt 
ein fchroffes Hindernis dur ihre völlige Abwehr des Verkehrs mit allen europäifch- 
amerifanifhen Staaten. Allen älteren Anfnüpfungen zum Troß blieben die dhinefischen 
und japanifchen Seehäfen und Handelsftädte lange Zeit den Schiffen und Kaufleuten der 
hriftlichen Nationen verjperrt. Aber in den erjten Jahren des ungeahnten Aufihwunges 
in der Technif der Transportmittel und des Sciffahrtsmeiens find auch diefe trennenden 
Schranken vor der zwingenden Macht des erftarften menſchlichen Völferrehts gefallen und 
die oftafiatischen Reiche in die Handels- und Verkehrsgemeinſchaft mit den Europäern und 
Amerifanern eingetreten. Im Jahre 1842 hat England das chineſiſche Weltreich zuerit 
genötigt, in dem Frieden von Nanking feine Häfen wieder zu öffnen, und im Jahre 1858 
haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika zuerft wieder Japan dem MWeltverfehr er- 
fchloffen. Seither berühren ſich und wirken aufeinander die chriftlich-moderne und die oft- 
afiatiiche alte Civilifation, und das Völkerrecht hat wiederum einen gewaltigen Fortſchritt 
zum allgemeinen Verkehrsrecht gemadt. Hand in Hand mit der räumlichen Erweiterung 
des Geltungsgebietes des europäifchen Wölferrehts ging die häufigere Anwendung des 
Gedantens ſchiedsgerichtlicher Löſung von ſolchen Staatöftreitigfeiten, welche materielle 
Fragen von untergeorbneter Bedeutung betrafen. Der nad) älteren Muftern gefällte Schieds- 
fpruch Napoleons III vom 6. Juli 1864 über mehrere zwifchen Aaypten und der Compagnie . 
universelle du canal de Suez entitandene Streitpuntte brachte das lange ruhende Inſtitut 
wieder in häufigeren Gebraud. Als daher Lieber in dem nad dem Seeeſſionskriege 
entjtandenen englifch = nordamerifanifchen Streit über die Frage, ob England für Schaven 
einzuftehen habe, welcher von füdftaatlihen in England ausgerüfteten Kreuzen verübt 
worden, den Vorfchlag machte, das Urteil einer der angefehenften Juriftenfafultäten anzu— 
vertrauen, fand diefer Vorfchlag einen empfänglichen Boden, jo daß die heftin geführte 
ftaatlihe Kontroverfe über eine theoretifhe Frage des Völferrehts (Alabamafrage) auf der 
Grundlage des Wajhingtoner Vertrags vom 8. Mai 1871 dur den Ausſpruch eines 
internationalen Schiedsgerichtes zu Genf ihre Löfung finden fonnte.] Durch die neuen 
Handels-, Konfular- und Schiffahrtäverträge, durch internationale Poſt- und Telegraphen- 
verträge, vornehmlih dur den 1874 geitifteten Weltpoftverein erfährt der Verkehr einen 
unberechenbaren Auffhwung. Obwohl aller menſchlichen Berechnung nad noch weit entfernt 
von dem Höhepunkt technijcher Vervolllommnungen, erbliden wir dennoch jchon jegt das 
Herannahen einer Zeit, in welcher die wichtigjten Forderungen des modernen Welthandels 
fortfchreitende Befriedigung empfangen werden. Damit vollendet ſich aber die von ung an 
die Spitze geftellte Aufgabe des Völferrehts: die höchſte und vollendetite Ausbildung der 
menfchheitlihen Kultur und das perfönliche Nedt des Individuums zu fihern. Die un- 
vergleihlih hohe Bedeutung der Völferrehtsentwidlung in der gegenwärtigen Epoche be- 
wahrheitet jih daran, daß ein gleichzeitiges Wachstum und eine gleichzeitige Steigerung der 
die Menschheit durchdringenden Grundideen der Weltbürgerlichfeit des Menjchen und der 
nationalftaatlihen Sonderung der zu felbftändiger Kulturarbeit befähigten Völker unzmeifel- 
haft nachweisbar ift. 

[Auf die mwifjenfhaftlihe Behandlung des Völferrehtes ift die Einwirkung der neu— 
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geftalteten Beziehungen über weite Kontinente hinweg naturgemäß nicht einflußlos geblieben. 
Nicht immer fündigen fi große Ummälzungen innerhalb des Stoffes auch in der Lehre 
felbjt an, insbefondere für den Mitlebenden fließt der Abſchluß der einen Ara mit dem Be- 
ginne der neuen oft faft unbemerkt zufammen, und erft der fpätere Forfcher, der die Man- 
nigfaltigfeit der wirkenden Urſachen überfchaut, der die Ereigniffe fondert und gruppiert, 
vermag die Scheidelinie zweier Entwidlungsphafen genauer zu ziehen. Aus diefem Gefihts- 
winfel betrachtet fann der deutfchen litterarifhen Arbeit auf völferredtlichem Gebiete die 
Anerkennung zu teil werden, daß ſie erſt nad) forgfältiger Prüfung des pofitiven Stoffes 
an deſſen fyitematifche Verwertung gegangen ift. So fam es, daß die deutfche Völferredhts- 
lehre fat noch zwei Jahrzehnte auf der von Heffter gefhaffenen Grundlage ftehen blieb, 
während die wirkliche Staatenpraris ſchon feit der Mitte unferes Jahrhunderts mit den zu- 
nehmenden Berührungspunften des mächtig gefteigerten Verkehrs aller Staaten ſich alljeitig 
bemüht erwies, alle diefem Anſchluſſe der materiellen und geiftigen Kräfte der Zeit entgegen- 
jtehenden Hemmniſſe in Gefegen und Verträgen einem umfafjenden Ausiheidungsverfahren zu 
unterwerfen. Alsbald machte fi aber auch zur pofitiven Ergänzung eine Fülle von Be- 
ftrebungen bemerkbar, welde in dem gemeinfamen Ziele ihren Brennpunkt fanden: eine 
möglichit einheitliche oder gleichheitliche Geftaltung weiter Nechtögebiete der im Verfehr 
ftehenden Staaten zu erzielen. Aus fleinen Anfängen heraus erhob fid fo 
allmählich ein neuer Nedtsftoff, der fih nur widermwillig im Fäder- 
werf der älteren Xehre unterbringen ließ. 

Mandel trat erjt ein, als die Bezeichnung des „praktiſchen“ europäischen Völkerrechtes 
in der zweiten Hälfte unferes Jahrhunderts einen wefentlic neuen Begriffsinhalt gewonnen 
hatte. Während bis dahin nur der Gegenſatz zur fpefulativen naturrehtlihen Schule damit 
efennzeichnet werden follte, entfpradh der überfommene Titel von da ab den materiellen 
Veränderungen, welche im Behandlungsitoffe des Völkerrechts eingetreten waren. Die Lehre 
hatte die Rolle einer Meifterin des Lebens endgültig aufgegeben und ſich den Wahrſpruch 
erwählt: non ex regula ius sumatur, sed ex iure quod est regula fiat. Damit erjt 
war fie in Wirklichkeit funktionell unentbehrlih und für das Nechtsleben eminent praftifch 
geworden. Den Raum, welcher vordem von weitläufigen — für ihre Zeit gewiß bedeu— 
tungsvollen — Geremonialfragen und ftaatsrechtlichen Erörterungen erfüllt gemejen, nehmen 
jegt Verträge und Konventionen über Poſt, Telegraphie, Paßweſen, Auslieferung, Rechts— 
hülfe, Armenpflege, Nachlaßbehandlung, Erekution fremder Urteile u. ſ. w. ein, welche die 
Sätze des Völkerrechtes als Ausdrudsformen des internationalen Verkehrsrechts erfcheinen Laffen. | 

Im großen und ganzen fchließt fi die Mehrzahl der Schriftiteller in einer jtarf na= 
tionalen Färbung in der Behandlung der Streitfragen an die Intereſſen ihres eigenen 
Staatöwefens an. Am meijten tritt dies vielleiht bei den Engländern und talienern 
hervor, am wenigſten bei den Deutſchen und Amerifanern. Nicht ohne Bedeutung für die 
wiſſenſchaftliche Förderung des Völferrehts ift die 1873 erfolgte Begründung des Institut 
de droit international zu Gent, mit deſſen Hülfe ein planmäßiges Zufammenmwirfen der 
räumlich zerftreuten Vertreter des Völferrechts wifjenfchaftlid ermöglicht wird. 

Litteratur: Neuere Spiteme: 1. Deutiche: v. Holgendorffs Handbuch des Völker— 
rechts. 4 Bände. Samt Regifterbändchen. 1885—1889; RE Das Europäifche Völkerrecht der 
Gegenwart auf den bisherigen Grundlagen. 8. Ausgabe 1888 (nach dem Tode des Berfaflers beiorat 
von 9. Geffden); Oppenheim, Syitem des Völkerrechts. 2. Ausgabe 1866; de Martens, Precis 
du droit des gens moderne de l’Europe, augment& des notes de Pinheiro-Ferreira, par Ch. 
Verg&. Paris 1864; Huhn, Völlerrecht, voltstümliche Darftellung. 18645 Bulmerincq, Die 
Syſtematik des Völkerrechts. 1. Teil: Kritik der Ausführungen und Forfchungen zu Gunften der Syſte— 
matifierung des pofitiven Völkerrecht. Dorpat 1858; Derfelbe, De natura prineipiorum iuris inter 
gentes positivi. 1856; Der ſelbe, Völkerrecht (in Marquardiens Handbuch des Öffentlichen Rechts); 
Gareis, Anftitutionen des Völkerrechts. 18885 Hartmann, nftitutionen des Völkerrechts in 
Friedenszeiten. 2. Aufl. 1878; Pözl, Grundrik zu Vorlefungen über europätiches Völkerrecht. 1852; 
Mohl, Encyklopädie der Staatswiflenichaften. 2. Aufl. 1872. ©. 402 ff.; Bluntſchli, Das moderne 
Völkerrecht der civilifierten Staaten als Rechtsbuch dargeftellt. 3. Ausg. 1878; Hartmann, nftitu- 
tionen des praftiihen Wölferrehts in Friedenszeiten. 2. Ausg. 1878; Neumann, Grundrik des 
heutigen europäifhen Völkerrechts. 2. Ausg. 1877; 9. Schulze, Grundriß zu PVorlefungen über 
Völferrecht. 18R0. 

2. Engländer: Oke Manning, Commentaries on the Law of nations. 1839; Neue Aus 
gabe von Sheldon Amos 1875; Wildman, Institutes of International Law. 1849; Polson, 
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Principles of the Law of nations. 1854; Travers Twiss, The Law of nations, considered as 
independent political communities. 2. Ausg. 1875; Sir Edward Creasy, First platform of Inter- 
national Law. 1876: W. E. Hall, International Law. 1830; Lorimer, Institutes of the Law of 
nations. 1882. — Das bedeutendfte Werk ift: Sir Robert Phillimore, Commentaries on Inter- 
national Law. 3 Bände. (Bd. IV enthält das internationale Privatrecht). 2. Ausg. 1871. 

3. Nord-Amerifaner: Henry Wheaton, Elements of International Law. 2 vol. 1836. 
2. annotated ed. by W. B. Lawrence. 1863; 8. ed. by Dana. Boston 1866. Engliſche Ausgabe 
von Boyd. 1878; H. W. Halleck, International Law, or rules regulating the intereourse uf 
states in peace or war. 2. Ausg. von Sir Sherston Baker. 1877; Th. Woolsey, Introduction 
to the Study of International Law. 4. ed. New York 1875; Kent’s Commentaries on International 
Law, revised, with notes and cases brought down to the present time by Abdy. Cambridge 1866; 
D. Dudley-Field, Projet d’un Code international, trad. par Alb. Rolin. 1881. 

4. Dänen: Bornemann, Foreläsningar over den pofitiven Volkeret (herausgeg. von 8008 
und Krüger) 1866. 

5. Staliener: Romagnosi, Introduzione allo studio e diritto pubblico universale. 1838; 
Ludovieo Casanova, Lezioni di diritto pubblieo internazionale, 3. Ausg. von Brusa. 1875; A. 
del Bon, Instituzioni di diritto pubblico internationale. Padova 1868; Ferrero Gola, Corso di 
diritto internazionale pubblico, privat» e marittimo. Parma 1866; Carnazza Amari, Elementi di 
diritto internazionale; Avio, Saggio di una teoriea giuridiea dei rapporti internazionali; Fiore, 
Nouveau droit international public. 1869 (Trad. de Pradier-Fod£r£), 3. ital. Ausgabe 1879; 
Tr al Trattato di diritto internazionale moderno,. 1876; Mancini, Diritto internazionale. 

6. Franzoſen und Schweizer: de Rayneval, Institutions de droit de la Nature et des 
Gens. 2. ed. 1832; L. Rönault, Introduction A l’&tude du droit international. 1879; Funck- 
Brentano et A. Sorel, Pr£eis du droit des gens. 1877; Rivier, Lehrbuch des Völkerrechts. 1889, 

7. Spanier und Südamerikaner: Pando, Elementos de derecho internacional. 2 &d. 
1852; Riquelme, Elementos de derecho internacional espaüol. 1849; Bello, Principios de 
derecho internaeional. 2. Ausg. 1864 (Paris); C. Calvo (Südamerilaner), Le droit international 
theorique et pratique. 3. ed. 4 Bde. Paris 1881; Alcorta, Tratado de derecho internacional. Buenos- 
Ayres 1878; Piedro Lopez Sanchez, Elementos de derecho internacional publico. Madrid 186%, 

8. Portugieſen: Paiva, Elementos do dereito das gentes. 4. ed. 1857; Pinheiro-Fer- 
reira, Cours de droit publie interne et exterue. Paris 1830. 

9. Ruifen: fiehe Graf Kamaromali in der Revue de droit international 1876 u. im Annuaire 
de !’Institut de droit international; Fr. v. Martens, Völlkerrecht. 2 Bde. 1886. Deutiche Über: 
fegung von E. Bergbohm. 

10. Griehen: Saripoulos, 7« ror ZHvar dr elonrn xat Ev mollum vöusue. 2 Boe. 
Athen 1860. 

BRERLEARDIE: v. Ompteda, Litteratur des gefamten, ſowohl natürlihen als pofitiven 
Völkerrechts. 2 Teile. 1785. Ergänzt und fortgefegt von E. A. v. Kamphtz. 1817; R. v. Mohl, Ge: 
ihichte und Litteratur der Staatswiffenihaften S. 337; Rivier in v. Holtzendorffs Handbuch 
des Völferredts I. — Periodiſch im neuefter Zeit: Revue de droit international et de legislation 
comparde (herausgegeben von G. Rolin-Jaequemyns, Rivier, Aſſer und Weſtlake) — Zu 
den folgenden Paragraphen werden, abgejehen von einigen Ausnahmsfällen, nur die der neueften Zeit 
angehörigen Monographieen citiert werden. 


8 17. Die Entwidlungsgefege der Bölferrehtsgefhichte als Prinzip 
des Völferrehts. Der von uns kurz entworfene Abriß der Völferrechtsgefchichte hat 
zum Zmwede, darzuthun, daß die juriftiiche Behandlung des ung vorgelegten Nechtsftoffes 
unter feinen Umftänden ausgehen darf von der dogmatiſchen Grundlage irgend eines 
Vertragsinftrumentes. Es wäre der größte Irrtum, in den Friedensſchlüſſen und Kongreß: 
aften unabänderlihe Geſetzbücher erbliden zu wollen. Die Unhaltbarfeit der großen Ge— 
famtverträge und damit die Unficherheit des Völkerrechts hat gerade darin ihren Grund, 
daß man dauernd Vertragsformen, deren Abänderung ftet3 von der gemeinfamen Zu— 
ftimmung aller Kontrahenten abhängig gemwefen fein würde, auf Intereſſen und Verhältniſſe 
anwendete, welche notmwendigerweife dem geſchichtlichen Wechſel unterworfen find. Die 
wiſſenſchaftliche Baſis des Wölferreht3 und die Erkenntnis der ihm zu Grunde liegenden 
Thatfahen find nur fo zu gewinnen, daß man auf dem gejchichtlichen Wege die Entmwid- 
lungsgefege der Völker zu erfennen und demnächſt rechtlich ficher zu ftellen fucht; folg- 
lich vor allen Dingen auf die Vorftellung Verzicht leiftet, als fünne die Jurisprudenz oder 
die Diplomatie die Bewegungen der großen Volkskörper eigenmädtig und unabänderlich 
durch abjtrafte Rechtsregeln beftimmen. Ungzerftörbare und ewige Grundlagen des Völfer- 
rechts jind alle diejenigen Beitandteile vergangener und gegenwärtiger Gefittung, welche durch 
das Bewußtfein der höher entwidelten Völker entweder vollfommen erfaßt jind oder doch 
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trog aller völferfchaftlicher Verſchiedenheit bei fortichreitender Ausbildung überhaupt erfaßt 
werben fünnen und deswegen ald gemeinfamer Inhalt aller Staaten gewußt und gewollt 
werden: gemeinfame durch die Philofophie der Griechen und die monotheiftifchen Religionen 
vermittelte Grundbegriffe der Sittlichfeit, gemeinfame Anerkennung der Rechtsfähigkeit auf 
privatrechtlihem Gebiet ohne Rüdficht auf den Aufenthalt oder die LYandeszugehörigfeit des 
einzelnen, Recht der Gewifjensfreiheit und der religiöfen Überzeugung, Freiheit der See- 
ihiffahrt auf offenem Meere und in den Seeitraßen, Gemeinnüßlichfeit des friedlich wirt- 
ichaftlihen Verkehrs, Bedürfnis des Ideenaustauſches durch den internationalen Verkehr der 
Literaturen, welcher dur den Schuß der Autorrechte zu befördern ift, und unendlich viele, 
faum aufzuzählende Momente erläutern auf den erſten Blid die in der Gegenwart auf einem 
weiteſten geographifchen Gebiete die Staaten Europas durddringende Kulturgemeinjchaft, 
unter deren gewaltigem Eindrud die Überzeugung eingemurzelt it, daß der heutige Staat fich 
nicht mehr von anderen ifolieren fann, naturgejeglic auf den Verfehr mit anderen angewieſen 
ift und daß innerhalb diejer feiner Willfür entrüdten, ſowohl materiellen als geijtigen Yebens- 
gemeinjhaft mit anderen Völfern ein Gefellihaftsreht aller Staaten gegenüber dem Einzel: 
jtaat notwendig anerfannt werden muß. So haben wir als erfte die Geſchichte bewegende 
Grundidee des Völkerrechts die Zufammengehörigkeit der Menfchheit gefunden. In ihr 
wurzelt das fosmopolitifhe Gemeinfchaftsprinzip des Völkerrechts. 

Hieran fchließt jich aber fofort das damit notwendig und unlöslich verbundene Prinzip 
der nur auf nationaler Gleichberechtigung der einzelnen Mitglieder friedlich zu begründenden 
Staatengejellihaft. In demjelben Maße mie die fosmopolitifchen und unzerjtörbaren Er— 
gebnifje des allmählich fortjchreitenden Kulturprozefies Gemeingut der Völfer wurden, wuchs 
auch die Grundvoritellung, welche jeve Art der Meltherrfchaft vermirft, ſei fie nun geiſtlich 
oder weltlih, jei fie auf Yänderbefig, Kirchengewalt oder Seefahrt bedacht. jede Nation 
hat in ihrer jtaatlihen Einrichtung die Aufgabe jelbjtändiger Kulturarbeit und das 
Recht, ihre natürlichen Anlagen und Bedürfniſſe eigenartig zu gejtalten. Die Unterfchieve 
der Macht, wie bedeutend immer in politifcher Hinficht, müfjen daher rechtlich ebenjojehr 
ausgeglichen werden, wie die Verfchievenheiten des Alters, der Körperſtärke, des jocialen 
Ranges privatrechtlih ausgeglichen worden find. In der noch mangelhaften Entwidlung 
diejer zweiten Seite des völferfchaftlihen Lebens liegt wefentlich die Unvollfommenheit des 
heutigen Bölferrehts. Ganz unverkennbar ijt in der territorialen Geſchichte Europas der 
jeit Jahrhunderten herrfchende Zug zur Ausbildung von Großitaaten auf Koſten der Hleineren 
Gemeinweſen. Troß aller Verträge ift das Kleinftaatentum mehr und mehr ver: 
Ihwunden. Hierin finden wir die Befetigung derjenigen Grundlagen, von denen die praf- 
tiſche Sicherung des Bölferrehts bedingt wird. Die neu gewordenen Großſtaatskörper er: 
jcheinen ala große, räumlich geographiiche, prachliche und wirticaftspolitifche Einheiten, die, 
weil jie den abjperrenden Eigenfinn und die Verfehrshinderniffe innerhalb ihrer ehemals 
fleinjtaatlihen Zerjtüdelung überwunden haben, ſich mehr und mehr felbjt genügen fünnen 
und gerade deswegen den äußern Gegenſatz und die feindliche Spannung der Kräfte mildern. 


818. Die Quellen des pofitiven europäifhen Völkerrechts. Die 
mannigfachen Störungen, welche die Geltung des Völkerrechts bisher fo oft gehemmt haben 
und aus diefem Grunde fogar einzelne Schriftiteller dahin führten, das Vorhandenjein eines 
pojitiven Völkerrechts zu leugnen, dürfen in ihrer Bedeutung nicht überfhäßt werden. Die 
beiden von uns nadgewiejenen Grundlagen eines pofitiven allgemeinen Bölferrehts: ein 
gewifjes für das Verfehrsbedürfnis der Staaten unentbehrlihes Maß der fosmopolitifchen 
Kultur und außerdem die gegenfeitige Anerfennung der durd dies Bedürfnis verbundenen 
Voltsförper als gleichberechtigter Exiſtenzen, jind überhaupt erft durch die verhältnismäßig 
furze Periode feit der Neformation und dem mejtfälifchen Frieden in Verbindung mitein- 
ander gebracht worden. Privat- und Strafrecht waren urfprünglich gleichfalls auf Selbit- 
hülfe oder auf genoſſenſchaftliche Unterftüsung angemwiejen, folange die Staatsgewalt 
wejentlih den Zweck hatte, der friegerifchen Verteidigung nad außen zu dienen. Je mehr 
ih der Staat im Innern befeitiat und fobald die Negierung permanente Junftionen 
übernimmt, gewinnt das Recht an Sicherheit in feiner Geltung, verliert es an äußerer Forma— 
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lität. Ebenſo im Völkerrecht. Es fann von Haufe aus nicht anders geſchützt werden gegen 
Verlegungen als durch Selbſthülfe und die in den Alliancen geſuchte genoſſenſchaftliche 
Hülfe der im einzelnen Fall mitintereffierten Staaten. Da nun eine höchſte, über den 
Völfern ftehende und regierende Weltmacht grundfäglih nicht zuläffig it, fo wird bie 
praftifche Geltung des Völkerrechts überhaupt nur zu erreichen fein in der Ausbildung 
fejter Regeln des materiellen Rechts und in der ihnen von allen Kulturftaaten entweder 
durch unparteiiſches Schiedsgericht oder durch genoſſenſchaftliche Nechtshülfe zu verfchaffenden 
Sicherung. 

Dies führt zu einer Betrahtung der Duellen des pofitiven Völferredts. 
Von der Form des Gefetes kann jelbjtverjtändlich feine Neve fein. Der Urfprung der dem 
pofitiven Völferreht angehörigen Regeln fann daher nur in der freien wechjelfeitigen und 
gemeinfamen Selbjtbefhränfung der in Kulturgemeinſchaft jtehenden Staaten zu juchen fein. 
Als Rechtsentitehungsquellen wirken für den internationalen Verkehr: 

1. Die Anerfennung bejtehender geſchichtlicher Machtzuftände als notwendig für den 
Staatenverfehr normgebender, vorausgejegt daß in ſolcher Anertennung ſich ein den Staaten 
gemeinfames Nechtsbewußtfein bethätigt. In der Anerkennung tritt ein Glied der Staaten- 
genofjenfhaft mit dem Bemwußtfein der Notwendigfeit eines bejtimmten Verhaltend — un- 
abhängig vom Zwange der Gewohnheit und der obligatio des Vertrages — anderen Glie— 
dern der Gemeinſchaft gegenüber. 

Das von allen Kulturjtaaten teild ausgejprochene, teils bethätigte wechjeljeitige An— 
erfenntnis gewiſſer der Willfür entrüdter, aus der notwendigen, dauernden und allge 
meinen Verfehrögenofjenschaft der Völker hervorgehender Grundfäge der Berechtigung und 
Verpflichtung begründet innerhalb der friedensrehtlihen internationalen Beziehungen 
die Qualität objeftiver Rechtsnorm für alle diejenigen Sätze, melde entweder in ſolchem 
Anerfenntnis ermwiefenermaßen vorausgejehen waren oder mit Notwendigfeit im Wege der 
Schlußfolgerung daraus abgeleitet werden müſſen. Durch Anerkennung geihaffen jind 
fomit alle diejenigen Normen, deren Vorhandenſein ſich in der Unzuläffigfeit einer fie ne- 
gierenden Zumiderhandlung dem allgemeinen Rechtsbewußtſein der Nationen einprägt. Jeder 
Staat, der andere Staaten neben fih ald berechtigte Mitglieder innerhalb ausmwärtiger 
Verkehrsgemeinſchaft anerfennt oder behandelt und rechtlich auch feinerfeits anerkannt oder 
behandelt fein will, fest fi damit zugleich alle jene dauernden und unabänderlihen Regeln 
als Richtſchnur feines Handelns, ohne deren Innehaltung ein rechtlicher Beſtand der Staaten: 
genofjenichaft unmöglich fein würde. Wie vielen und welchen Staaten gegenüber das An— 
erfenntnis folder für den Verkehr normgebender Vorfchriften urſprünglich abgegeben wurde, 
iſt an ji völlig gleichgültig. 

Einmal bethätigt, wirkt ein folches Anerfenntnis in Beziehung auf alle notwendig 
daraus herzuleitenden Konfequenzen jolange fort, als der Staat felber fortbeiteht. Er 
fönnte fih von den im Verlaufe der Gefchichte unabänderlich eintretenden Konjequenzen des- 
jelben nur dann frei mahen, wenn er im ftande und gemillt wäre, aus der Verfehräge- 
meinjchaft wiederum auszufcheiden oder fi von anderen zu ifolieren. Auf die Beweggründe 
der einzelnen Staaten, die zur Anerkennung der Necht fegenden Gemeinfchaftszuftände hin- 
leiten, fann nichts anfommen. Notwendigkeit, Nütlichkeit, politiſche Berechnung, religiöfer 
Glaube, Jrrtum oder Furcht ftehen als Motive einander hinfichtlic des von ihnen bewirkten 
Nefultates völlig gleih. Daß fämtlihe in den völferrechtlihen Verkehr neu eintretende 
Nationen fih alle aus einer bereits höher entwidelten Verfehrspraris ftammenden Grund- 
jäge aneignen, wird durch den Begriff des Wölferrechts keineswegs gefordert. Wie die 
Völfer in ihrem inneren Staatsleben nur dasjenige ald dauernd anerfennen, was ihnen 
notwendig erjcheint oder was fie als zuftändlid unmabänderlich vorfinden, und fi dem 
wirflih oder vermeintlich Notwendigen fügen, fo bewirkt auch die Anerkennung einer als 
rechtsfräftige Thatfache der Gefchichte genommenen Gemeinschaft einen völkerpſychologiſch 
erfennbaren Zuftand des Unterworfenfeing für jede Nation, der durch gelegentliche oder 
vorübergehende Störungen in Kriegsfällen ebenfowenig befeitigt wird, wie der Prozeß des 
Lebens dur vorübergehende Störungen der Ernährung oder Atmung im menſchlichen Leibe 
aufgehoben wird. 
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Ihrer Form nad kann die Rechtöquelle der Anerkennung ſtillſchweigend in den That- 
fachen de3 ausmärtigen Verkehrs fi offenbaren oder aud in ausdrücklichen Erflärungen, 
wie denjenigen des Aachener Kongreſſes vom Jahre 1818 und des Berliner Traftates von 
1878, beftätigt werden. Jeder Anſpruch eines Staates, von feineögleihen ala Rechts— 
wefen geachtet zu werden, jet deswegen bereits eine darin nur wiederholte Anerkennung 
einer normgebenden Gemeinſchaftsmacht voraus. 

Der begründenden Natur der Anerkennung entſpricht nad der negativen Seite hin die 
Aberkennung eines bisher zugeitandenen Rechtes (Sundzollablöfung) ‚oder der MWiderfpruch 
gegen einen vermeintlichen Rechtsanſpruch. Wie in der Anerkennung die Anbahnung des 
friedensrechtlichen Verkehrs gelegen ift, fo führt die Aberfennung, die Verweigerung der bis- 
ber anerkannten Forderungen der Verkehrsgemeinſchaft zur Aufebung des friedensrechtlichen 
Verbandsverhältnifjes oder zur Ausfhließung vom internationalen Verkehr. 

2. Die Gewohnheit in der Verfehräpraris der Staaten. Eine nur inftinftive 
Übung, wie die Nechtägemohnheit im Privat: und Strafrecht, ift nach der Natur der Völker— 
und Staatenbildung ausgeſchloſſen. Die völferrehtlihen Gewohnheiten gehören daher einer 
höheren Bildungsftufe an und enthalten, indem fie aus der Vorftellung des notwendigen 
Nechtsverkehrs unter den Staaten entjpringen, diejenigen Regeln, welche ſich auf dem Begriff 
der Gegenfeitigfeit und Gleihberehtigung aufbauen. Diejelben wirken entweder 
negativ als Unterlafjung des gleihmäßig als verderblich Erkannten oder pofitiv ald Übungen 
einer als zuläffig oder notwendig angenommenen Handlungsmweife des einen Staates gegen- 
über dem andern. Kriegs- und Geegebraud find Beifpiele einer derartigen Bethätigung 
des Völferwillens, bei denen vernünftige und bewußte Erfenntnis ihren bildenden Einfluß 
geübt hat. Der Gang der Entwidlung führt zu ganz den gleichen Stationen und Er— 
gebniffen wie in allen anderen Rechtsgebieten. Hier wie dort bildet das fittlich = religiöfe 
Gefühl die erjte Grundlage für den Aufbau der Sitte, wie diefe felbft wieder die Vorftufe 
abgiebt für Gewohnheit und Gebraud. Che es völferrechtlihe Normen gab, beitanden 
bereits längjt felbjt zwiſchen räumlich weit getrennt lebenden Völkerſchaften und Staaten 
dur Alter geheiligte Sitten, durch erfennbaren Nuten befeftigte Gebräuche des Verfehrs. 
Überall gehen Sitte wie Gebrauch aber erft dann in die Formation völkerrechtlicher Vor— 
ftellungen über, wenn ein bejtimmtes Verhalten zwifchen zwei oder mehreren Staaten fich 
nicht als einfeitig oder zeitlich nußbringendes Auskfunftsmittel, fondern als gemeingültig 
verfehrsfördernd, fomit ala Erhaltungsbedingung des mehrftaatlichen Verkehrs erwies. Ganz 
vermag aber der durch die Sitte beherrfchte Boden nie von der feiten Rechtsnorm umfpannt 
zu werden, manches bleibt auch für alle Zufunft noch den vielfach nicht genau abmehbaren 
Einwirkungen des Völfergefühls überlaffen, der Völfercourtoifie, die juriftifh auch 
dadurch charafterifiert werden fann, daß in den Fällen ihrer Anwendung ein Staat dem 
andern Rechtövorteile zu ftatten fommen läßt, auf welche diefer feinerlei Anfpruch erheben 
fann und die auch nicht in der Ermwartung einer Neciprocitätsleiftung gewährt werden. 
Während die Anerkennung potenziell und räumlich unbeſchränkt wirft, ſetzt die Rechts— 
gewohnheit ein bereits rechtlich geworvenes, räumlich regelmäßig engeres Gemein: (Verbands-) 
leben voraus. Die Wichtigkeit und Wirkſamkeit diefer Nechtsquelle geht aus der Thatſache 
hervor, daß die wichtigften Verfehrsbeziehungen völferrechtliher Natur jeder anderen Bürg- 
haft der Anerkennung und Befolgung außer der in ftillfchweigender paralleler Übung 
liegenden entbehren. So beruhen die Normen des Vertrags-, Geſandtſchafts-, Völferrehts ꝛc. 
bis auf unfere Tage lediglich auf Ufancen, und ſelbſt die pofitiven ftaatlihen Gefetgebungen 
nehmen bloß auf jene Gebräuche als Nechtöquelle Bezug, So legt Artikel 10 der 
deutichen Reichsverfaſſung dem Kaifer die Pflicht auf, „den Mitgliedern des Bundesrates 
den üblihen diplomatifhen Schus zu gewähren“. Der $ 16 der Civilprozeßordnung 
vom 30. Januar 1877 und $ 18 des Gerichtäverfaffungsgefeges vom 27. Januar 1877 
jtellen fih in diefem Sinne als landesrechtlihe Kodififationen vorher längjt befeitigter 
völferrehtlicher Gewohnheitsſätze dar. 

In Anfehung des Beweiſes jtreitiger Gewohnheiten fowie des Einfluffes bethätiater 
desuetudo gelten die in Anerkennung jtehenden allgemeinen Nechtsgrundfäge. Im Völfer- 
recht ift die Gewohnheit und Praris oft das fpäte Anerfenntnis deffen, was lange zuvor 
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die Stimme einfihtiger Kenner des Entwidlungsganges der Materie gelehrt und anempfohlen 
hatte. Diefe Thatfache erklärt die Bedeutung der auf geihichtsphilofophifcher Grundlage er- 
richteten Syſteme. 


819. Fortjegung. 3. [Die Vertragsfhließung zwiſchen fouveränen 
Staaten. Die Staatenpraris bedient ſich von alters her zur Setzung bejtimmter Willensakte 
der allgemeinen Rechtsfigur des Vertrages, obwohl der Begriff desfelben, in feiner vollen 
Wirkſamkeit zum Inventar des Privatrechts gehörig, durch feinen Gebraud ſeitens des 
Staates inhaltlih eine ebenſo empfindlihe Subftanzveränderung erleidet wie etwa der 
dem Vorſtellungskreiſe des jtaatlihen Lebens entnommene Begriff des „Herrfchens“ und ber 
„Herrſchaft“ bei der Übertragung in das Gebiet der privatrechtlichen Dogmatil. Die Her- 
ftellung der Willensübereinftimmung innerhalb einer für gemeinfam erfannten Norm in der 
Form des Vertrages fann erfolgen entweder a. zwiſchen Privaten; b. zwiſchen Staat und 
Privaten; oder c. von Staat zu Staat. Die beiden erften Fälle treten unter das Richtmaß 
der innerhalb eines Staates bejtehenden, durd die jtaatliche Gewalt in ihrem Beftande 
geihüsten Rechtsordnung, der fi auch der Kulturjtaat felbjt nicht entziehen fann und fak— 
tiſch auch nirgends entzieht (Fiskus). Steht es nun feit, und ein Blid auf das wirkliche 
Staatenleben läßt einen Zweifel hierüber nicht ernftlich begründet erfcheinen, daß der Staat 
fi innerhalb feiner eigenen Gemwaltfphäre binden und beſchränken fann, daß alſo ftaatliche 
Selbftverpflihtung die Rechtsordnung innerhalb der Grenzen eines Gemeinweſens beftimmen 
fann, — dann liegt am allerwenigiten ein logifch ausreichender Grund zu der Annahme vor, 
daß der Staat anderen gleichgearteten Gliedern der Staatengefellihaft, fomit Faktoren gegenüber, 
melde zu ihm in feinerlei Subjeftionsverhältnis jtehen, von diefer Möglichkeit autonomer 
Willensbindung feinen rechtlich geordneten Gebrauch machen fönnte und maden follte. 

In diefem Sinne verftehen wir unter Staatsvertrag jede urkundlich firierte Vereinbarung 
zwifchen zwei oder mehreren Staaten zur Heritellung eines gemeinfam gemollten Rechts- 
zuftandes. Die Richtung des Willens, die rechtliche Befchaffenheit des Gewollten macht 
hierbei nichts aus. Die ältere Schulmeinung, daß Staatöverträge ſich lediglih an ftaatliche 
Dispofitionen über „Hoheitsrechte“ fnüpfen, hat nur fomweit fachliche Begründung, als eben 
die Erfüllung einer jeden vertragsmäßig übernommenen Verbindlichfeit nur das Reſultat 
der freien Willensbindung des jouveränen Gemeinmwefens fein fann. Was den Vertrag 
zum Staatövertrag macht, ift fomit nicht die Natur des Objekts, fondern die eigentümliche 
rechtliche Beichaffenheit der Kontrahenten. Durch diefe letztere verfchiebt ſich die normale 
Vorausfegung des durch Vertrag begründeten Verpflichtungsverhältnifjes. Während der 
Vertrag im Rahmen des ftaatlichen Rechts erjt feine rechtliche Fundierung aus jenem 
ichöpft, entjteht hier mit jubjeftivem ftaatlihem Recht und mit fubjeftiver ftaatliher Pflicht 
zugleih das objektive Recht des zwifchenftaatlihen Verkehrs. Dort ift der Vertrag 
das dur die Rechtsordnung Beitimmte, bier ift er das die Rechtsordnung Beitimmende, 
eine Form ihrer Entftehungsquellen. Er trägt fomit feinen juriftiichen Schwerpunft in ſich 
jelbft, er fchafft Recht durch den Staat, das aber auch über den Staat hinaus wirft.) 

Urfprüngli nur im Verhältnis des einen Staates zum andern, zur Begründung eines 
Nechtsverhältniffes zwiſchen zwei Nationen beftimmt, haben die Verträge nah und nad 
Anwendung gefunden auf die gemeinfamen Angelegenheiten mehrerer thatſächlich in Beziehung 
zueinander gejegter Nationen. Die älteften Kolleftivverträge unter einer Mehrheit von 
Staaten bezweden unzweifelhaft die Begründung von Föderationen und Staatenvereinen. 
Die Entwidlung des modernen Vertragsrehts datiert wefentlih, wie wir gezeigt haben, 
feit dem weftfälifchen Frieden und dem Auffommen folder Streitfragen, melde 
europäifhe Bedeutung annahmen und deswegen eine gemeinjame Beilegung forderten. 
Ihrer juriftifhen Bedeutung nad find die Verträge diefer höheren Art meiftenteils 
Entſcheidungen der großen Befiitreitigfeiten und der im Verkehrsrecht hervorgetretenen 
Kontroverfen. 

Zwifchen Verträgen und Gewohnheit läßt fi eine Vermittelung fchließlih in der 
Weife denken, daß das unter gewiſſen Staaten, insbefondere den Großmächten, vereinbarte 
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Vertragsrecht durch feine Autorität nah und nad die Anerfennung und Zuftimmung minder 
bedeutender Staaten erlangt und fomit allmählid; Gemohnheitsrecht wird. 

[Geht man von der Erwägung aus, daf der internationale Nechtöverfehr in allen feinen 
Formen nur den Schuß der für gemeinfam erfannten Rechtsgüter zum Zmwede hat, jo 
wird es von felbit einleuchtend, daß es Verträge, welche von allen Staaten unterzeihnet 
wären, ebenfomwenig geben fann ala Gewohnheiten, die ausnahmslos beobachtet wären.| Von 
einem allgemeinen pofitiven Völkerrecht aller Staaten fann daher nit die Rede fein. 
Nur in derjenigen Staatengruppe, deren Bejtandteile auf der Bafis einer fie ideell ver— 
bindenden Kulturgemeinihaft in dauernd friedlicher Verfehrsbeziehung zueinander jtehen, 
darf das Vorhandenfein eines pofitiven Genofjenjchaftsrechtes angenommen werden. Um 
dies Verhältnis anzudeuten, fpriht man gewöhnlid vom europäifhen Völferrecht, 
al3 denjenigen Rechtsregeln, welche die Staaten des europäischen Kontinents und die von 
ihnen folonifierten und beherrjchten Yänder anderer Weltteile verpflichten. Selbit innerhalb 
diefes Gültigfeitsgebietes, welches nunmehr auch die afrifanifhen und afiatifchen Befigungen 
der Pforte ſowie die amerifanifhen Staaten und alle in fremden Kontinenten liegenden 
Befisungen europäifcher Mächte. umfaßt, wird man gemwifjfe engere und weitere Verbände 
vom Standpunfte der Kulturgefchichte unterfcheiven können. Zwiſchen Holland, Belgien, 
Deutſchland, Franfreih, England, der Schweiz und talien bejteht auf Grundlage eines 
Jahrhunderte hindurch gepflegten Verfehrs offenbar eine viel innigere Verbindung als zwiſchen 
diefen Staaten einerfeit3 und der Türkei oder Rußland andererfeits. Ebenfo behauptet Amerika 
gegenüber europäifchen Territorialfragen eine zurüdhaltende Stellung. Die VBervollfommnung 
und Ausdehnung der Verfehrsmittel bezeichnet daher überall das Wachstum des 
Völkerrechts. 

Was die Beziehungen der europäiſchen Mächte zu den oſtaſiatiſchen Staaten, wie 
Siam, China, Japan u. a., anbelangt, fo jind diefelben zwar feineswegs rein zufällige 
oder mwillfürlihe, allein fie tragen doch noch nicht den Charakter der Allfeitigfeit, 
fondern erft denjenigen der Zweiſeitigkeit an fih, melde als ein Produkt überlegenen 
friegeriichen Zwanges oder handelspolitiihen Nutzens diefe Etaaten nur gegenüber den 
vertragichließenden Mächten zu genau verabredeten Handlungen oder Duldungen verpflichtet, 
dagegen vorläufig nod die Feindſchaft entgegengefegter Kulturfyfteme im weſentlichen un- 
vermittelt nebeneinander bejtehen läßt. Dem tieferen Einblide in die Gefchichte des legten 
Menſchenalters fann freilih nicht verborgen bleiben, daß aud dorthin an Stelle eines 
fhmalen, den Abgrund überfpannenden und nod auf fchwanfenden Seilen ruhenden Steges 
dem riefenhaft anwachſenden Verkehre fehr bald eine breite, der Maſſenbewegung dienende 
Brüde eröffnet fein wird. Die feit 1868 bewirkte Einrichtung chineſiſcher Gefandtichaften 
in der amerifanifchen Union und an den europäifchen Höfen, die chineſiſche Überfegung des 
völferrechtlichen Xehrbuchs von Wheaton und deilen Annahme als eines mit Autorität 
ausgeftatteten Inſtitutionenwerkes durch die chinefischen Behörden, endlich die Einführung 
jtändiger japanifcher Gefandtichaften in Europa find nicht zu überfehende Fingerzeige in die 
Zukunft. 

[4. Der Schiedsfprud. Als legte Quelle, aus welcher das wechjeljeitige Ver: 
hältnis zweier oder mehrerer Staaten bejtimmende völferrechtlihe Normen fließen können, 
it die zwar ſtets auf vertragsrechtlihen Grundlagen beruhende, ihrer normenjependen 
Funktion nad) jedod durchaus felbftändige Nechtseinrichtung des Schiedsjpruches zu erwähnen. 
Mag das ganze nftitut noch von geringerer praftifcher Bedeutung fein, feitzuhalten ijt 
doch immer, daß ſowohl Arbiter wie Arbitrator, Schiedsqutadhter und Schiedsrichter es 
find, welche die das verwidelte Yebensverhältnis der jtreitenden Parteien treffende Norm 
jegen und erfennbar machen, wenn aud der Anjtoß zu diefer Funktion felbjt vom voran- 
gegangenen Gutachten- bezw. Scyiedsvertrag abhängig geweſen ijt. 

Den im vorftehenden erwähnten Nechtsentitehungsquellen jtehen, wie im 
Gebiete des ftaatlichen Rechts, die Mittel finnlicher Erkennbarkeit des herrichend gewordenen 
Nehtsiages zur Seite. Zu den gewöhnlichen jogenannten Nedhtserfenntnisquellen 
treten hier nod hinzu die zahlreichen Hülfsmittel zur Erklärung der Rechtszuſtände im 
Bereiche des Internationalen, welche jedoch nicht mit den Quellen jelbjt verwechſelt werden 
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dürfen; denn fie ftehen zu den leteren nur im Verhältnis der Wirkung zur Urfade. So 
gewährt das reiche diplomatifche Aftenmaterial tiefe Einblide in die Entjtehung, in den 
Beitand und in das Sinfen gemifjer völferrechtliher Normen; aus den diplomatifchen 
Verhandlungen, Noten u. ſ. w. geht vielfah die Auffaffung der Parteien über jtreitiges 
Recht hervor. Ebenſo fpiegelt ih aud in den Maßnahmen der Einzelregierungen, noch 
mehr aber in den Gejegen der Einzelftaaten das völferrechtlihe Bewußtfein in greifbarer 
Geitalt ab. Die Parallelgejeggebung der modernen Staaten muß geradezu als das wichtigſte 
Hülfsmittel bezeichnet werden für das Eindringen völferrechtlicher Grundſätze in die Rechts— 
jyiteme der im Berbandöverhältnis ftehenden Verfehröftaaten. — Auch die Nechtiprehung 
weift in unferen Tagen mehr ala je zuvor das Einftrömen jener Ideen in die Praris der 
nationalen Rechtspflege nad. So haben auch deutjche Gerichtshöfe in den legten Jahren 
wiederholt an oberjter Stelle dem Grundfage zur Geltung verholfen, daß völferrechtliche 
Normen, foweit folde in Givil- oder Strafprozeffen in Betracht fommen, ebenjo wie die 
Verlegung anderer Normen das Rechtsmittel der Nevifion begründen (Dppenhoff, 
Rechtſprechung des Königlichen Obertribunals in Strafjahen. 1879. XX 207 ff.; Ent- 
fcheidungen des Reichsgerichts in Straffachen XII 347. 381 ff.).] 

Sitteratur: De Senkenberg, De iure observantiae ac consuetudine in causis publieis 
privatisve. 1748; Bucdta, Das — — Erlangen 1828. I 125. 131, II 227; Savigny, 
Syſtem des heutigen römijchen a 134 ff. 76 ff., 413 f.; Bierling, Zur Kritik der juri- 
jtiihen Grundbegriffe I 17 fi., 139 ff.: R. v. Jhering, Der Zweck im Rechte (1888) II 57 ff., 239; 
Adides, Zur Lehre von den Rechtsquellen. 1872; v. — —— Handbuch des Völkerrechts I; 
C. Bergbohm, Staatsverträge und Geſetze als Quellen des Völkerrechts. Dorpat 1877; Bul— 
merinecq, Völkerrecht in Marquardſens Handbuch des öffentlichen Rechts) Ia 187 ff.; F. v. Mar— 
tens, Völkerrecht (Ausgabe von Bergbohm) I $ 48 ff.; Rivier, Lehrbuch des Völkerrechts $ 2 ff.; 
Fiore, Trattato di diritto internazionale. Torino 1879. 1 $$ 216—231; Sandonä, Trattato di diritto 
internazionale moderno. Firenze 1870. &. 10; Phillimore, Commentaries I $ 17—83; Fr. E. Hol- 
land, Elements of jurisprudence. 2. ed. 1882. &. 46 ff.; Calvo, Droit International (3. ed. 
1880) I liv. I; Ch. Brocher, Lee r&volutions du droit (Gen&ve 1882) I 217 fj.; Vanni, Della Con- 
suetudine nei suoi rapporti col diritto e colla legislazione. Perugia 1877; M. Mountague Bernard, 
The growth of laws and usages of war. London 1856; E. Creasy, First Plattform of Inter- 
national Law. London 1876. ©. 77 ff.; J. D. Lawson, The Law of Usages and Customs with 
illustrative cases. St. Louis 1881; F. Pollock, Essays. London 1882. ©. 54; Sir Henry Maine, 
Pr Law and Custom. London 1883; Franeis Wharton, Commentaries on Law. Philadelphia 


8 20. Kodifitation der VBölterrehtsquellen. Die Betrachtung der den 
Völferrechtsquellen bis jegt noch eigentümlichen Geftalt legt die Frage nahe, ob eine 
Kodififation derfelben durch die europäiſchen Kulturftaaten in Angriff zu nehmen fei. 
Zu wiederholten Malen ift eine derartige Forderung von Staatsmännern und Gelehrten 
gejtellt worden. Auch fehlt es nicht an einzelnen Vorarbeiten. Schon Bentham hatte 
die von ihm verfocdhtene dee der Kodifilation auf das Wölkerreht angewendet (fiehe 
3b. VII feiner 1839 von Bowring herausgegebenen Werke). Katchenowsky, Profefjor 
des Völferrechts in Charkow, ftellte an den ſocialwiſſenſchaftlichen Kongreß, der hervorragen- 
den Juriſten Englands als Vereinigungspunkt dient, den Antrag, fi der Vorbereitung 
eines folden Unternehmens zu unterziehen. Dudley Field, dur feine Teilnahme an 
den New NYorker Gefesgebungsarbeiten hervorragend, gab demjelben Vereine eine erneute 
Anregung, infoige deren eine Kommiffion eingefegt wurde. In Deutfchland hat Bluntſchli, 
jelbftändig einer Anregung des Dr. F. Yieber in New Nork folgend, in feinem Bud: 
„Das moderne Völkerrecht der civilifierten Staaten ald Rechtsbuch dargeftellt" (Nördlingen 
1878, 3. Aufl.) einen Beitrag zur Kodififationsfrage zu liefern verſucht. 

Richtig ift, daß unter allen Umftänden eine Verjtändigung über ftreitige Völkerrechts— 
fragen nur durd Zufammenmirfen der den meijtbeteiligten Staaten angehörigen 
Fachkenner zu ſuchen ift. Allein die Schwierigfeiten der Kodififation find nicht gering zu 
veranjchlagen. Unter dieſem Ausdrud wäre zu verjtehen: vertragsmäßige Vereinbarung der 
in Völferrechtsgemeinfchaft jtehenden Staaten über fämtliche Nechtsregeln des internationalen 
Verfehrs. Gegenwärtig wäre ein foldes Werk in jo großer Ausdehnung nicht nur un- 
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möglih, fondern fogar, wenn erreichbar, auch nachteilig. Der Wert der Vertragsihließung 
(als der notwendigen Form für eine fogenannte Kodififation) wird meiftenteild überſchätzt. 
Verträge find unter den Quellen des pofitiven Völferredhts die untergeordnete, mwejentlich 
für vorübergehende Interefjen geeignete Art der Nechtserzeugung, Gewohnheit die für die 
allgemeinen dauernden Rechtsintereſſen der Nationen höher ftehende Garantie, im Verhältnis 
zu welcher der Vertrag nur einen vorbereitenden Charakter an fich trägt. Vertragsverlegungen 
werben meiftens leichter genommen als Zumiderhandlungen gegen feit eingebürgerte Gewohn— 
heiten. Den gefamten inhalt des Völkerrechts Fodifizieren heißt: die in der Entwidlung 
beariffenen, der hiftorifhen Bewegung unterliegenden Verhältniſſe in eine Geftalt bringen, 
deren fpätere Abänderung, Verbefjerung und Ergänzung nur mit Übereinftimmung aller 
bewirkt werben fönnte und bei dem Widerſpruch irgend eines einzelnen jcheitern würde. 
Die erite Aufgabe völferrehtliher Kodififationsverfuhe märe daher: Beſchränkung des 
Vertragsrechtes auf die naturgemäßen Objekte feiner dauernden Geltung Für alle 
ihrem Gegenſtand nad wechſelnden NRechtsintereffen dürfen nur Verträge auf Zeit ab- 
geichloffen werden. Praktiſch und erfolgreih kann eine Kodififation der Völferrehtsfäge nur 
dann fein, wenn fie ſich auf Materien bejchränkt, in Beziehung auf welche alle Staaten ein 
gleichmäßiges Verfehrsinterefje haben. Derartige Materien wären beifpielsweife: das inter- 
nationale Privatrecht, die interationale Polizei des Seeverkehrs zur Verhütung des Zufammen- 
jtoßes, der Strandungen, des Betruges der Affekuranggefellichaften, des Sklavenhandels und 
Seeraubes, zur Requlierung des Fiſchfanges auf hoher Eee, die fubmarine Telegraphie, mit 
einem Wort die FFeftitellung des freien und fiheren Seegebrauds und des Seeceremoniells, 
das Gefandtihaftsreht und das Konfularwefen, die Negeln der Kriegführung mwenigjtens nad 
der negativen Seite des abjolut Unzuläffigen, die Rechte des Privateigentums im Seefriege u. a. ; 
diefe Materien liegen fomit zumeift im Gebiete des gemeinfamen Vermwaltungs- 
rechts, melches übrigens bereit3 jegt in der Form organifierter Unionen, vielfach ſogar 
mit ftändigen Gentralverwaltungsorganen ausgerüftet, zahlreihe Anſätze zur angebeuteten 
Entwidlung aufmweift. Dagegen würde es unter den obmwaltenden Verhältniffen und wohl 
auf unabfehbare Zeiten ausfichtslos fein, bindende und allgemein annehmbare oder dauernd 
geltende Regeln in Anjehung relevanter Punkte des verfaſſungsrechtlichen Aufbaues 
der Staatengemeinfchaft, 3. B. über das Verhältnis der Großmächte zu den fleineren 
Staaten, über den Prozeß der Staatenbildung, die Geltung des Nationalitätsprinzips, die 
Anerkennung neuer Staaten und das \\nterventionsrecht, in einem Coder aufitellen zu wollen. 

Zitteratur: Alphonse de Domin-Petrushevecz, Pröcis d'un Code du droit international. 
Leipzig 1861. — On a project for an international Code by David Dudley Field. New York. 
Law Magazine p. 138. 1866; D. Field, Outlines of an international Code. 1872 (italienifche 
Überfegung von Pierantoni, franzöfiich von A. Rolin 1881). — Klar formuliert ift das Prinzip 
bei: Bulmerincg, Praris, Theorie und Kodifikation des Völkerrechts. 1874: Manecini, Voca- 


zione del nostro secolo per la riforma e codifieazione del diritto delle genti. 1874; Berabohm, 
Staatsverträge und Gefege als Duellen des Völkerrechts. 1877. 


II. Die Subiekte des völkerredtlichen Verkehrs. 


8 2]. Der Staat als völkerrechtliche Perſönlichkeit. Nur wenn ftaatlich 
organifiert, find die Völker zu dauerndem NRechtsverfehre befähigt. Erft in dem feften und 
geſicherten Beſtande einer die einzelnen beherrſchenden Staatsgewalt liegt die Möglichkeit, 
nad außen den Gejamtwillen des Volkes zu einheitlihem Handeln zufammenzufaffen, Rechte 
zu erwerben und geltend zu machen, Pflichten zu erfüllen und das rechtswidrige Thun des 
einzelnen, jobald es fi gegen andere Völker kehrt, wirffam zu unterbrüden. [Bon wenigen 
Ausnahmen abgeſehen iſt zur Zeit faum mehr ftreitig, daf unter den Subjeften des Völker: 
rechts lediglich die Staaten und, was übrigens jelbjtverftändlid ift, Staatenlombinationen 
zu verftehen find. Es iſt jedenfalld mwiderfpruchsvoll, wenn daneben Einzelperfonen mohl 
„nicht für Direkte Subjefte des Völkerrechts“ erflärt, ihnen aber dennod im Gebiet der 
internationalen Beziehungen beftimmte „Rechte“, entfpringend 1. aus der menſchlichen Per: 
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jönlicheit an fih und 2. aus der Stellung diefer Perfonen als Unterthanen eines Staates, 
zugefichert werden. Es fehlt der fcheinbaren Einteilung an einem inneren Unterſcheidungs— 
prinzip; wenn lediglich Staaten der Subjeftächarafter innerhalb des Völferrechtäverfehrs zu- 
jteht, können nicht gleichzeitig auch außerhalb des Staatenverbandes ftehende Individuen 
Rechtsſubjekte in der Sphäre des internationalen Staatenlebens fein. Perſonen der 
genannten Art mögen fraft ftaatlihen Rechts innerhalb der einzelnen nationalen Rechts— 
orbnungen auf weitreichenden Schuß zählen können, für das internationale, mit orga- 
nifierten Völferfchaften operierende Recht eriftieren diefelben nicht oder noch nicht als Träger 
bejtimmter juriftifcher Befugniffe.] Zwiſchen der ſtaatsrechtlichen und völferrechtlichen 
Betrachtungsmweife eines zu politifcher Einheit perfonifizierten Volkes bejteht vielfach Ver: 
wandtihaft, aber in einigen Stüden auch erheblide Verfchievenheit. Staat und Staats- 
gewalt werden im BVerfafjungsreht als dauernde zuftändlihe Bildungen des nationalen 
Volfswillens vorausgejegt. Begründungsmeife und Ende fommen dabei nicht in Betracht. 
Keine Verfaffung enthält eine Beftimmung, der gemäß der Staat als Gefellihaftszuftand 
aufgehoben werden fünnte. Anders das Völferreht. Die Geſchichte lehrt, daß die Subjefte 
des Völferrehts wie menfchlihe Individuen entftehen und vergehen, in bejtändigem Wechſel 
befangen find, indem fie dem Geſetze mweltgefhichtliher Entwidlung oder phyſiſcher Ver: 
gänglichkeit unterliegen. Aus der Perſpektive des Wölferrechts gejehen, erjcheint aljo der 
Staat in feiner nationalen und hiftorifhen Erjcheinung als vergänglihe Species inner- 
halb des Lebens der Menjchheit. Seine Verfaffung und feine Macht, fein (Gebiet und fein 
Recht, er ſelbſt entiteht und verſchwindet. Bald Löft fi) ein großes Staatöganze, wie das 
Römische, Byzantiniſche, Arabifche oder Deutſche Reich, in einzelne kleinere Staatsförper 
auf, bald ſchließen fi, wie am Ende des Mittelalters in Spanien und Frankreich oder in 
Stalien und Deutichland neuerdings, Kleinere Staaten in höherer Einheit zufammen. Das 
Staatsrecht iſt lediglich Recht des Beftehens, begründet auf der Fiktion der Unauf- 
hörlichfeit der Staatsgewalt. 

Das Staatsredht fängt mit dem Sein des betreffenden Staates an und geht mit dem— 
jelben unter; das Völferrecht hingegen muß von der Thatjache ausgehen, daß eine Staaten- 
gejellihaft jhon vor dem Entftehen diejes Staates und vor dem Eintritt desfelben in 
jene vorhanden war und vorhanden bleibt, auch wenn jenes Staatsindividuum als folches 
zu erijtieren aufhört. Mit dem Beitande hat auch der Staat die Rechts gewißheit feiner 
Exiſtenz: er Tann ſich vor feiner Begründung ebenjowenig die rechtlihen Bedingungen jeiner 
Entjtehung fchaffen, wie etwa bloß auf die Schwerkraft rechtlicher Kautelen gegen jeinen 
fünftigen Untergang vertrauen. Während daher Entjtehung wie Untergang der Staaten 
lediglich als Thatjachen in der Sphäre des Geſchichtlichen Gegenſtand jurijtifcher Betrachtung 
jein fönnen, ift das Völferreht genötigt, vom Standpunkte des Beſtehenden aus den Ein— 
tritt des Staates in die Staatenverfehrögemeinihaft, den Beitand innerhalb und endlich ven 
Austritt aus derfelben auf den rechtlichen Gehalt zu prüfen. | 

Damit der Staat als Subjekt völkerrechtlicher Beziehungen anerfannt werde, genügt 
1. die vollendete Thatſache (fait accompli) feines Dafeins, 2. die Unabhängigkeit feines 
Wollens in den Beziehungen zu anderen Staaten und 3. die Bereitwilligfeit, auf Grund- 
lage der völferrechtlihen Ordnung mit bereits vorhandenen Staaten in Gemeinjchaft und 
Verkehr zu treten. Der Inhalt der Thatjahe, deren Vollendung in jedem einzelnen Fall 
zu prüfen iſt, ergiebt jich von felbjt aus dem Staatsbegriff. Zur vollendeten Staatsbildung 
gehört fomit die unlösbar und rechtlich dauernd gewordene Vereinigung von Staatsgewalt, 
Staatsvolf und Staatögebiet. Die thatfächliche Reihenfolge, in welcher diefe Grundbeitand- 
teile fi miteinander verbinden, fann eine hiftorifch verfchiedene fein, bleibt aber in recht— 
liher Hinfiht ohne Belang. Ob diefe Momente vorhanden find, ift Gegenftand thatſäch— 
licher Prüfung. 


822. Erjheinungsform jelbjtändiger Staaten. Der Staatöbegriff jelbit 
ift hier nicht zu unterſuchen, fondern vorauszufegen, dagegen fommt in Betracht als erjtes 
Crforbernis für die Mitglievfhaft in der Gemeinde der Staatsvölfer: Unabhängigfeit oder 
Souveränität. Souverän im völferredhtlichen Sinne ift derjenige Staat, welcher ſich 
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fret und unabhängig von fremder Gewalt im äußern Verkehr mit anderen Staaten bejtimmt. 
Wer die Repräfentation des Staatswillens im äußeren Verkehr innehat, ift für das Völfer- 
recht gleichgültig. Nur das ift wefentlih, daß der Staatswille in einem Organe des Ge— 
meinwejens mit dem Attribute rechtliher Zuftändigfeit erkennbar werde. Vermöge ver 
Formenfülle ftaatlicher Drganifation fann die Gejtaltung der völferrechtlic fouveränen Staaten 
eine ſehr verfchiedene fein: 

1. Als centralifierter Einheitsjtaat, wie in Frankreich, Spanien und talien. 

2. As Realunion, welde indefjen, glei dem Einheitsitaate, nad) außen vertreten 
wird durch den Willen einer Staatögemwalt. 

3. Als Perfonalunion, in welchem alle eine doppelftaatlihe Vertretung des 
mehrfachen Herrfchaftsmwillens zuläffig erſcheint, die Souveränität alfo derartig wirken fann, 
daß troß der Gemeinschaft des Herrfchers die perfonal verbundenen Staaten in befonderen 
und eigentümlichen Rechtsverhältniffen zueinander und zum Auslande verharren. So ift 
neuerdings Luremburg durch bejondere Gefandtfchaften neben dem perfonaliter unierten 
Königreih Holland vertreten worden. Die Perfonalunion fegt aus diefem Grunde völfer- 
rechtliche Anerkennung von anderen Staaten voraus. 

4. Us Staatenbund. Die Souveränität der einzelnen Staatskörper ift hier völfer- 
rechtlich beſchränkt durch den Gemeinfchaftszwed aller. Da indefjen die gemeinfamen Zwecke 
nur durd) freie Zuftimmung oder freie, wenngleich vertragsmäßig zugefiherte Unterwerfung 
unter den Mehrheitsmwillen feitens der einzelnen Mitglieder realifiert werden, fünnen die 
Staaten des Staatenbundes aud im völferrechtlihen Sinne ald fouverän gelten. In der 
Natur des Staatenbundes liegt jomit die Zuläffigfeit mehrfacher Bertretung gegenüber dem 
Auslande als eins der ihm gebührenden Attribute. Feder der einzelnen Staaten fann für 
fih mit dem Auslande Verträge fchließen, Feiner fteht in einem Unterwerfungsverhältnis zu 
anderen Staaten, daher auch hier, völferrehtlich betrachtet, jeder Staat Kriegführungsrehte 
gegenüber dem Bunde aud dann bewahrt, wenn die Gelbfthülfe unter den verbündeten 
Staaten ausgefchloffen wäre. 

5. Als Bundesjtaat, in meldem Falle nur einheitlihe, auf dem Vorhandenſein 
einer inneren Staatsgewalt beruhende Souveränität im völferrechtlihen Sinne anzunehmen 
iſt. Weil einer zwingenden Bundesgewalt unterworfen, können die einzelnen Mitglieder des 
Bundesftaates auf völferredhtlihe Souveränität feinen Anfprud; machen und deswegen als 
Subjelte im Staatenverfehr nicht unmittelbar fungieren. So die fcharfe Entwidlung in der 
Schweiz und in Nordamerifa. Jedenfalls ift im Bundesjtaat (oder Staatenreich) felbftändige 
oder fonfurrierende Berpflichtung einzelner Staaten aegenüber dem Auslande innerhalb der 
Bundesfompetenz ausgeichlojfen. Auch kann von einem Nechte der Kriegführung der einzelnen 
Staaten gegenüber der Neichsgewalt völferrechtlich nicht mehr die Nede fein. ever Krieg 
innerhalb eines Bundesftaates ift begriffsmäßig Bürgerkrieg; erſt durch Anerkennung aus- 
wärtiger Mächte fann ein aufftändifcher Staat zum Belligerenten werden. 

[Völterrechtlich trennen fi Staatenbund und Bundesftaat in dem Punkte, daß die 
von den Mitgliedern unterfchievene Staatsperfönlichleit im erſten den Einzelglievern neben- 
geordnet, im zweiten Falle ihnen im Böllerverfehr übergeordnet erfcheint. Individuali— 
tät und Gliedqualität find beim Staatenbund foordiniert; beim Bundesftaat ift das Für— 
jichfein dur die Gliedqualität bejtimmt. 

Da nun verfehrsrehtlih im Staatenbunde eine Solidarität der Mitglieder dem Aus: 
lande gegenüber nicht bejtcht, gelangt jener innerhalb der Verfehrsgemeinihaft regelmäßig 
nit zu einer Bethätigung feines ftaatlihen Seins. Cr ift feine aktive persona publica 
im internationalen Verkehr; wohl aber der Bundesjtaat, defjen Glieder einheitlih an der 
internationalen Rechtsordnung teilnehmen und ſolidariſch für Verlegungen derfelben haften. 
Die jcheinbar abweichende Gejtaltung diefes VBerhältniffes im Deutjchen Reiche, wo den 
Gliedftaaten — von dem ceremoniellen Repräſentationsrechte abgefehen — aud das Ver- 
tragsrecht für die von der Reichskompetenz noch nicht erariffenen Staativerwaltungszmweige 
verblieben tft, findet ihre völferrechtliche Korrektur in der reichsrechtlich (Art. 11 der Neichs 
verfafjung) vorgefehenen notwendigen Haftungspflict der Gentralgewalt, welche völferrechtz- 
widriges Verhalten der einzelnen Staaten zu verhindern und zu vertreten gehalten ift.) 

6. Als „halbjfouveräner” Staat. Die Abnormität einer ſolchen Bildung iſt be: 
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reits durch dieſe begriffswidrige Ausdrudsweife des Wortes dargelegt. Unter Halb- 
fouveränität verfteht man das Nechtsverhältnis, durch welches ein Staat der Schuß- 
macht eines anderen (suzerainete) für feine äußeren Beziehungen unterftellt iſt, ohne des— 
wegen die Fähigkeit zu verlieren, fich innerhalb gewiſſer Schranten gegen das Ausland zu 
verpflichten. Als Grundlage der Halbjouveränität ift meiftenteils ein Bajallenverhält- 
nis eines mindermädtigen Fürjten in Beziehung zu einem Suzerän anzunehmen, doch 
würde die Belehnung als folche für fich allein feineswegs den Schluß auf Halbjouveränität 
im völferrechtlihen Sinne zulafien. Die Grenzen der dem Gemeinmwefen verbleibenden un- 
fontrollierbaren ftaatlihen Wirkfamfeit beftimmen fi von Fall zu Fall, je nachdem der 
noch unfertige Staatöbildungsprozek feinem Ausgange oder feinem Endpunfte näher liegt. 
Als Beifpiel halbjouveräner Staaten pflegen regelmäßig in den völferrechtlichen Syitemen 
angeführt zu werden: das Fürftentum Monaco, welches 1815 unter das Proteftorat des 
Königreichs Sardinien gejtellt ward; die Nepublif Andorra, auf Grund uralten Her- 
fommens unter dem Schutze eines ſpaniſchen Bifchofs und der franzöfifchen Regierung; die 
Nepublif S. Marino unter päpftlihem Schuße, das Transvaalland in Südafrika gegen- 
über England und Tunis feit 1881 gegenüber Franfreih. Bei anderen Staaten iſt es 
zweifelhaft, ob fie zu den halbjouveränen gerechnet werben dürfen, weil von verfchiedenen 
Seiten entweder eine über die Halbfouveränität hinausgehende Machtvollkommenheit derjelben 
oder eine vollfommene Unterwerfung unter eine andere Macht behauptet wird. So Ägyp— 
ten und Bulgarien. Auch die anfäffigen norbamerifanifchen Indianerſtämme werden 
in ihrem Verhältnis zur Unionsregierung von Wheaton und den Gerichtshöfen des Bundes 
nad Analogie der halbjouveränen Staaten beurteilt, obwohl es ſchon bedenklich ift, auf 
Indianerftämme den Staatsbegriff anzumenden. In einer Rangfolge, bei welcher die 
Gemeinschaft zwifchen dem jouveränen Staat und dem halbjouveränen Staat als eine Art der 
Staatenverbindung zu Haffifizieren wäre, würde die Halbjouveränität in der Mitte ftehen 
zwifchen Staatenbund und Bundesitaat; enger in der Verbindung als jener, loderer als diefer. 

Halbfouveränität ift ſomit als unvollflommene Staatsentwidlung zu eradhten. Der ur- 
fprünglid darin wirkende Grundgedanke ift beſſer durch eine den fchwächeren Staaten zu 
leiftende Neutralitätsgarantie der europäischen Mächte zu erreichen. 

Litteratur: S. oben in derFDaritellung des deutichen Verfaffungsrehts $S 10 ff. S. 1056 ff. 


Außerdem: Jellinet, Die Lehre von den Staatenverbindungen. 1882; Ch. Stubbs, Suzerainty or 
the rights and duties of suzerain and vassal states. London 1882. 


8 23. Anerkennung neugebildeter Staaten. Staaten entjtehen 1. durch 
Kolonifation auf bisher ftaatenlofen Gebieten; 2. dur Selbjtändigwerdung ſich lostrennen- 
der Staatögebietsteile; 3. dur Selbjtändigfeitsverluft mehrerer zu einer Einheit zufammen- 
gefügter Staaten. Die vollendete Thatfahe einer ftaatlichen Neubildung, ihrer nad außen 
unabhängigen Willensbejtimmung (Souveränität) vermittelft einer höchiten, bauernd gebietenden 
Staatögewalt und der Bereitwilligfeit zu gegenfeitig verpflichtendem Völferverfehr, wird durch 
Anerfennung feitens der bereits beftehenden Staatsförper feitgeftellt. Zu feinem Dafein 
oder zu feinem Werden bedarf der neu entitandene Staat feiner Anerkennung, wohl aber 
zu feiner rechtlich georbneten Mitgliedſchaft in der Staatengefellihaft. Ob jene zur Er- 
langung der völferrechtlihen Perſönlichkeit vorausgefegten Thatfahen im hiſtoriſchen Sinne 
vollendet find oder nicht, kann ftreitig fein. Wornehmlid wird ein durch Gebietötrennungen 
verlegter Staat, in der Hoffnung auf Wiedererlangung des Verlorenen, mit der Anerkennung 
des Gefchehenen zögern. Dritte Mächte find indefjen nicht verpflichtet, Die vorgängige An- 
erfennung von feiten eines verlegten Staates abzuwarten. Sie find beredtigt, auf Grund 
eigener Einfiht zu prüfen und zu entfcheiven. Jedenfalls fällt jeder Grund zur Vorent— 
haltung der Anerkennung fort, jobald der durch Gebietätrennungen jelbit verletzte Staat die 
Anerkennung ausgeſprochen hat. Hinfichtlih der Form fann die Anerfennung entweder 
ausdrüdlich geihehen oder ftillfhmweigend durh Vornahme folder Verfehrshand- 
lungen, welche die Souveränität der dabei beteiligten Staaten vorausfegen: Abſchluß von 
Verträgen, Cröffnung eines gejandtichaftlichen Verkehrs, Zulafjung von Konfuln u. j. w. 
Einfahe Geftattung des Handelsverfehrs unter den Unterthanen der in Frage fommenden 
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Staaten fann als Anerfennung nicht gedeutet werden. Von beſonderer Schwierigkeit ift das 
unmittelbare Nachbarjchaftsverhältnis gegen einen grundfäglih in feinem territorialen Be- 
ftande nicht anerfannten Staat. So gegenwärtig die Beziehungen des noch fouveränen 
Papfttums zu dem mit befien Befitungen bereicherten Königreidh Jtalien. Die Anerkennung 
neu entftandener Staaten, das heißt ihre Zulaffung zur auswärtigen Verkehrsordnung, fann 
von manderlei Modalitäten abhängig gemacht werden. Zunächſt von vorgängigen 
Gegenleiftungen eines anzuerfennenden Staates, dem beiſpielsweiſe die Herftellung zuver- 
läffiger Grenzzeihen auferlegt fein fann, oder von der Beifügung von Bedingungen, deren 
Erfüllung abgewartet werben fol. Da es unvernünftig fein würde, den Beitand fouveräner 
Gemeinwefen von einem Zufall oder von dem willfürlihen Verhalten dritter Staaten ab- 
hängig zu maden, fönnen ſolche Bedingungen nur den Charakter fogenannter Bo teftativbe- 
dingungen an fih tragen. Sie ericheinen fomit vielmehr ala Stipulationen einer 
Gegenleiftung und dürfen das Grundmwejen eines fouveränen Staates begriffsmäßig nicht 
verlegen. Theoretifch genommen wäre es richtiger, die Zuläffigfeit einer Bedingung neben 
der Anerkennung zu bejtreiten. Berlangt man beifpielsweife, wie dies durch den Berliner 
Vertrag vom Jahre 1878 geichah, gewiſſe geſetzgeberiſche Leiftungen von neuformierten 
Gemeinweſen vor der Genehmigung der Anerkennung, fo bleibt nur die Alternative: Ent: 
weder hat man in der Stipulation eines zufünftigen Gefeßgebungsaftes doch wiederum eine 
bereitö gegebene Rechtävollflommenheit zur Cmanation von Geſetzen zugejtanden, oder man 
verfagt indireft die Anerkennung voller Souveränität menigften® dann, wenn man ber 
Bethätigung freier Gefeßgebungsgewalt in inneren Angelegenheiten für alle Zufunft eine 
bleibende Beſchränkung auferlegt. Es ift felbitverftändlich, daß die Auferlegung folcher Be: 
dingungen, aud; wenn fie etwa von einem Kongreß der Großmächte geſchehen fein follte, 
nur die Kontrahenten ſelbſt bindet. Dritte Staaten find nicht behindert, mit ihrer Aner: 
fennung vorzugehen, bevor die gejtellte Bedingung erfüllt wurde, wofür das Verhalten einiger 
Mächte gegen Rumänien (3. B. Schwedens) vor Erfüllung der vom Berliner Kongreß ge: 
ftellten Bedingungen ald Beifpiel angeführt werden fann. 

[Ein feltener Aft einer forporativen Staatöbegründung wurde in unferen Tagen burd 
die fogenannte Kongofonferenz vorgenommen. Die auf die Anregung der portugieſiſchen 
Negierung durch das Deutihe Neih (Cirkular-Erlaß vom 6. Dftober 1884) im Einver: 
nehmen mit ranfreih nad Berlin einberufene beratende und befchließende Verfammlung 
der diplomatischen Vertreter des Deutfchen Reichs, Öfterreih- Ungarns, Belgiens, Dänemarks, 
Spaniens, der Vereinigten Staaten von Amerika, Franfreihs, Großbritanniens, Ytaliens, 
der Niederlande, Portugals, Rußlands, Schweden-Norwegens und der Türkei, welche in ihren 
Verhandlungen vom 15. November 1884 bis zum 26. Februar 1885 die internationalen 
Rechtsverhältniſſe Aquatorialafritas in den Grundzügen zu ordnen berufen war, hat zugleih 
die Bedingungen feftgejegt, von deren Nefpektierung und Erfüllung die genannten Staaten die 
Anerfennung des Kongojtaates abhängig machen wollten. Im Anſchluſſe an die Verhand- 
lungen der (weftafrifanifchen) Berliner Konferenz erfolgte die Anerkennung der durd den 
König von Belgien begründeten Association Internationale du Congo und des von derjelben 
für jih und für die unter ihrer Verwaltung ftehenden freien Staaten angenommenen Banners 
(blaue Flagge mit goldenem Stem in der Mitte) feitens aller wichtigen europäiſchen 
und außereuropäiihen Staaten. Am 1. Auguft 1885 fonftituierten fi die Beſitzungen der 
genannten Afjociation zum freien Kongojtaat, der durch den Umitand, daß König 
Zeopold II den Titel: Souverain de l’Etat independant du Congo annahm, in das 
Verhältnis einer Perfonalunion mit Belgien trat.] 


Litteratur: Über Neubildung und Anerkennung der Staaten: v. Holgendorff im Hand- 
buch des Völkerrechts II; Spence, On the recognition of the Southern Confederation. 3. ed. 1862; 
Gibbs, Recognition. A Chapter from the history of the North American and South American 
states. 1863. — Über die Wirfungen und das Recht der Nationalitäten im Staatsbildungeprogeb: 
Maneini, Della nazionalitä come fondamento del diritto delle genti. 1851; Mamiani, Di un nuovo 
diritto pubblico europeo. 1859; Pierantoni, Storia degli studi del diritto internazionale p- 180 ss. ; 
Esperson, Il prineipio di nazionalitä, applicato alle relazioni internazionali. 1868. — Über 
den Kongoftaat: Martens, Nouv. Recueil neral des Traites. II. Serie, Tome X; Robolsky, 
Acte General de la Conf. de Berlin. Leipzig 1885; Staatsarchiv Bd. XLV, Bulletin off. de l’Etat inde- 
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endant du Congo 1885; Pagig, Die afritanifche Konferenz und der Kongoſtaat. Heidelberg 1885; 
ftenftüde, betreffend die Kongofrage, nebft Karte. Hamburg 1885. 


8 24. Succeffion der Staaten. Die Bildung und Anerkennung neuer 
Staaten, melde eine gewaltfame Gebietötrennung oder eine freiwillige Vereinigung von 
Beitandteilen älterer oder ehemals felbftändiger Staaten darjtellen, läßt die wichtige Frage 
entjtehen, ob zwiſchen dem neugebildeten Staate und dem ehemaligen Staatöbeftande eın 
Euccejfionsverhältnis bezüglich der völferrechtlichen Pflichten oder Befugniſſe gegen 
dritte Staaten ftattfinde, 

Perfonal: und Realunionen lafjen in der Regel die älteren Staatöverträge intaft. 

Vergrößert fih ein Staat durd Einverleibung fouveräner Staaten, jo gehen die aus 
Staatsverträgen entfpringenden Rechte und Pflichten des Einverleibenden aud auf die neu 
hinzutretenden Unterthanen und Gebietsftüde über. Verringert fi ein Staat durch Los— 
trennungen, jo dauern trotzdem Rechte und Pflichten für das der Staatsgewalt verbleibende 
Gebiet, foweit als nicht eine örtliche Beziehung zu den abgefallenen Gebietsftüden von 
rechtlicher Erheblichfeit erfcheint. Entfteht durch Abfall ein neuer Staat, fo kann dieſer 
die Fortwirkung der alten Staatöverträge für ſich nicht anerfennen, nachdem er gewaltfam 
das Prinzip ihrer Wirkſamkeit und Entftehung in einer (ausmwärtig gewordenen) fremden 
Staatögewalt zerftört hat. Eine Teilbarfeit der auf Handlungen oder Unterlafjungen ge 
richteten Verpflichtungen wird ohnehin meiftenteild unmöglich fein; nur bei den ehemals ge 
meinfamen Staatsfhulden, deren Vorteile auch dem loägetrennten und felbjtändig gewor- 
denen Staatsförper zu gute famen, läßt ſich ein felbftändiger und fortwirfender Verpflich- 
tungsgrund auch für den neugebildeten Staat annehmen. Wie indefjen die Teilung der 
Staatsihulden zu bewirfen, ob mit Nüdfiht auf die Einwohnerzahl im Augenblide der 
Trennung oder nad Mafgabe des losgetrennten Gebietes oder nad dem Vermögensjtande 
und der Steuerleiftung der Bewohnerſchaften — das find Fragen, auf melde die Theorie 
des Völkerrechts feine überall pafjende Antwort hat, vielmehr die befonderen Vereinbarungen 
im einzelnen alle beftimmend einwirken müſſen. Die Geſchichte der neueiten Zeit weift 
zahlreihe Fälle auf, in denen fomohl bei völliger Annerion als bei partiellen Gebiets- 
cejfionen der erwerbende Teil das Ganze beziehungsmeife aliquote Teile der Staatsfhulden 
des aufgehobenen oder verringerten Gebietes zur Selbitzahlung übernahm (Artifel 13 des 
belgifch-holländifchen Vertrages vom Jahre 1839; Züricher Friede vom Jahre 1859; Ber: 
liner Vertrag vom Jahre 1878 Artikel 9; preußifches Gejeg vom 22. September 1866). 
Aud) bei der freiwilligen Vereinigung ehemals fouveräner Staaten zum Bundesſtaat bleibt 
deren älteres Vertragsrecht im Bunbesftaat beftehen, da ein Staat aud in Beziehung auf 
Gebietsteile dem Auslande gegenüber Verpflichtungen übernehmen fann. Dagegen müffen 
diejenigen Yandesverträge hinfällig werden, die mit dem Gejamtzwed (mie beiſpielsweiſe 
Alltanceverträge einzelner Mitgliederſtaaten mit dem Auslande) unvereinbar werden, 

Litteratur: Haas, Über das Nepartitionsprinzip der Staatsſchulden bei Länderzerftüdelungen. 
1831; v. Holgendorff, Handbuch des Bölferrehts II $$ 10 ff.; Martens«-Bergbohm, Bölker- 
recht I 88 65 ff.; Pfeiffer, Necht der Kriegseroberung in Bezug auf Staatsfapitalien. 1823; 
Heffter, Europäiiches Völferreht $ 25; Bluntſchli, Völterreht $ 46—60; Pradier-Fodere, 
Traite de droit international publ. I 159 ff.; F. Gabba, Successione di Stato a Stato in deſſen 
Questioni di diritto eivile. Torino 1882. S. 375 ff.; Calvo, Droit International I 223, 


S 25. Die Organe des äußeren Staatenverfehre. Wenn die Gtaats- 
gewalt im Innern zu ihrer Bethätigung einer Darftellung in perfönliden Kräften bedarf 
und ohne ſolche überhaupt nicht wirkſam gedacht werben fann, fo find diefe Subjekte der 
höchſten Staatögewalt auch die berufenen und anerfannten Organe des völferrechtlichen Ver— 
fehrs. Se nach der Verfchievenheit der Staats: und Negierungsformen find Dies entweder 
die Monarchen oder in den FFreiftaaten die höchſten ausführenden Negierungsbehörben in 
der Perfon eines Präfidenten (Nordamerifa und Franfreich) oder als eine kollegialiſch ein- 
gerichtete Behörde (Schweiz). Einheit des Willens und der Handlung find hier von be- 
jonderer Wichtigkeit; daher nur durch die höchſten Stellen der Staatsgewalt der unmittel- 
bare Stantenverfehr rechtlich gehandhabt werden kann. Sonad bildet fi für jeden Staat 
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im Verhältnis zu anderen Staaten eine doppelte Beziehung: die Regierung, im Innern 
vielleicht unverantwortlich, it notwendigermweife nad außen verantwortlic für eigene Hand- 
lungen und für die etwa von ihren Unterthanen ausgehenden Verſtöße gegen die Nechts- 
ordnung anderer Staaten, ſoweit nicht die verlegten Staaten fich felbit zu ſchützen berechtigt 
und befähigt find. Andererfeits muß auch das Volk felbjt in feiner Gefamtheit die ‚Folgen 
tragen, wenn feine Regierung gegen die Grundſätze des Völferrechts frevelt. Die Unter- 
ſcheidung zwifchen Negierenden und Negierten, wie folde von franzöfifhen Publizijten 
bezüglih der 1870 geichehenen Kriegserflärung verfuht ward, hat für das Völkerrecht in 
diefer Beziehung feine Bedeutung. Recht und Pflicht find unteilbar an den Staat in feiner 
Totalität gebunden. 


826. Beihränfungen des Nepräfentationsrehtes. Das in der hödhjiten 
Regierungsftelle ruhende Recht der äußeren Staatävertretung (ius repraesentationis omni- 
modae) fann ftaatsrechtlic zwar nicht geteilt, wohl aber bejchränft fein. Entweder 1. durd 
ein mweitgehendes Recht der Zuftimmung nicht nur zu Staatöverträgen, ſondern fogar zu 
den diplomatischen Ernennungen (wie bezüglich des Senates in der Nordamerifanifchen Union). 
Dver 2. dur das Recht der Kammern, gewiſſe Staatsverträge zu genehmigen, mie ins 
befondere Zoll- und Handelöverträge. Oder 3. durch den Grundfag der Unabhängigfeit 
der Rechtspflege, welder den Souverän hindert, gewiſſe Rechtsanfprühe des Auslandes, 
wenn fie freitig find und in die Kompetenz der Landesgerichte fallen, eigenmädtig aus 
höchſter Machtvollkommenheit zu entfcheiven. Unter folhen Umftänden fann ein Konflikt 
entjtehen zwiſchen dem völferrechtlihen NRepräfentationsreht der Staatsgewalt und deren 
ftaatsrechtlihen Befugniffen. So, wenn ein Monarch, die Grenzen feiner verfaſſungsrechtlich 
bemefjenen Kompetenz überfchreitend, dem Auslande gegenüber Verpflichtungen übernimmt und 
beifpielsweife, während die Verfafjung zur Veränderung der Staatägrenzen die Genehmigung 
der Kammern verlangt, ohne Vorbehalt an das Ausland in Friedenszeiten freiwillig Gebiets: 
ftüde abtritt. Ob das Ausland aus folden Mandatsüberjchreitungen Rechte erwerbe oder 
ob es die ftaatsrechtlich geordnete und befchränfte Legitimation der höchſten Staatsorgane 
zu prüfen habe, ehe es in Verhandlungen eintritt, iſt eine noch nicht gelöfte Streitfrage. 
Eicherli darf der ſtaatsrechtliche Grundfag unabhängiger Rechtspflege der Verfolgung 
völferrechtlicher Ansprüche nicht Hinderlich fein. Wie zwifchen Juſtiz und Verwaltung, 
jo - auch zwiſchen Staatsrechts- und Völkerrechtsſtreitſachen Kompetenzfonflikte 
denkbar. 


8 27. Wedfel in den Subjeften der Staatsrepräfentation. ine 
Prüfung derjenigen Umftände, aus denen die Innehabung der höchſten Staatsgewalt her- 
geleitet wird, fteht fremden Staaten nicht zu. Für das Wölferrecht giebt es fein dynaſtiſches 
Zegitimitätsprinzip. Nicht nur Staaten, fondern auch Staatöformen find dem Wechſel 
aeschichtlich wirfender Kräfte unterworfen. Ob eine Verfaſſung zu Recht befteht oder nicht, 
ift feine völferrechtlihe Frage. Sobald fi) eine neue Form der Staatögewalt heraus 
gebildet hat, entjcheidet wiederum nur die Thatſache ihres nad) vernünftigem Ermeſſen 
wahrſcheinlichen Beitandes. Lediglich in diefem Sinne der vollendeten Thatſache iſt von 
einer Anerfennung einer neuen Regierung zu fprechen, deren Gewährung oder 
Vorenthaltung denjenigen Regeln folgt, welche bereits bei der Anerkennung neuer Staaten 
aufgeftellt worden find. Auch ehe an Stelle eines vertriebenen Herrſchers ein neues 
Herrichaftsverhältnis ſich definitiv feitgefegt hat, kann übrigens ein äußerer Staatenverfeht 
mit fogenannten provijorifhen Regierungen oder Negentfchaften, wie nad der ſpaniſ 
Septemberrevolution vom Jahre 1868 oder 1870 nad) der Errichtung des gouvernement 
de la döfense nationale, eingeleitet werben, mobei die Entſcheidung über die endgültige 
Herrſchaftsberechtigung vorbehalten erfcheint. Daß jede neue Regierung unbedingt in Rechte 
und Pflichten ihrer Vorgänger dem Auslande gegenüber eintritt, ift unbeftritten. : 

Vollzieht fi der Wechjel in der Ausübung der Staatägewalt im regelmäßig voraus 
aejehenen Gange periodifher Erwählungen oder monarchiſcher Thronfolge, fo bedarf © 
feiner Anerkennung. Die Thatjahe des vor fi gegangenen Perfonenwechſels wird 
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auswärtigen Mächten einfach befannt gegeben, wobei die mehr oder minder feierliche Form 
rechtlich unerheblich bleibt. 


8 28. Die fubjeltiven Grundredte der Staaten!. Schon aus dem 
rechtlih anerfannten Nebeneinanderbeftehen felbjtändiger Staaten ergeben fih, die Thatjache 
eines in der Völkergemeinſchaft notwendigen Verkehrs vorausgefegt, gewiſſe einfache Rechts- 
beziehungen von ſelbſt. Da fie einer befonderen vertragsmäßigen Anerkennung zu ihrer 
Wirkffamfeit und Geltung nicht bedürfen, kann man fie pafjend die jubjeftiven Grundrechte 
der Staaten nennen. Sie find die ungefchriebene Verfafjung der miteinander in melt- 
geihichtlih zufammenhängender Generation lebenden Kulturvölfer der Gegenwart. Die 
Verlegung und Störung folcher Grundrechte ift daher nicht nur ein verwerfliher Anariff 
auf den einzelnen davon betroffenen Staat, jondern gleichzeitig ein Verbrechen gegen das 
Prinzip der Völferrechtsgemeinihaft überhaupt. Wie durd das Kriminalverbrechen in der 
Perſon eines verlegten Staatsbürgers iveell die Geſamtrechtsordnung aller geftört wird, fo 
ericheint in der Verlegung der fubjeftiven Grundrechte die dee der in den Völkern lebenden 
Menſchheit in ihrem Zufammenhange mit der Staatenmwelt verlegt. Sole fubjektiven 
Grundrechte find: das Recht der Selbfterhaltung, der Unabhängigfeit, des 
Verfehrs nad außen, der Achtung. 


8 29. Das Recht der Selbfterhaltung eines anerfannten Staates und der in 
ihm wirfenden Staatsgemwalt ergiebt ſich beweislos von ſelbſt. Seine Schranke ift natürlich 


! [Bei Darftellung der fogenannten ſubjektiven Grundrechte der Staaten bewegt fich die Völfer- 
rechtslehre jcheinbar genau in demſelben Gedantengeleife, auf welchem die En des Verfaffungsrechts 
einiger Staaten zur Einitellung der „Grundrechte“ in den Rahmen des Syitems gelangt ift. Dieler 
gleihartigen Entwidlung innerhalb zweier Rechtödisciplinen liegt aber das Verſehen zu Grunde, weldes 
die ältere Lehre fich zu Schulden kommen lieh, als fie ausgehend von der faft gleichzeitigen Aufftellung 
der Döclaration des droits de !’homme und der Declaration des droits des gens an- 
nahm, daß bier gleichartige Probleme eine parallele Verwertung des Grundgedantens im Syitem 
rechtfertigten. Je größer die praftifche Bedeutung derjenigen Anſchauung wurde, welche innerhalb 
des ftaatlihen Lebens mit Hülfe der Nategorie der fogenannten Grundrechte eine geſetzliche Selbit- 
willensbindung des Staates gegenüber dem jeder rechtlihen Miderftandsfraft ſonſt beraubten Staats- 
angebörigen erzielte, um fo mehr machte ſich auch im Gebiete der Völkerrechtsichre das Beitreben gel— 
tend, den an anderer Stelle erfolgreichen Gedanken zu fcheinbar verwandten Zwecke zu verwerten. 
Es kann nicht überraichen, daß biefem Beitreben ein ernitliher Erfolg nicht —— und daß die 
Lehre bis auf den heutigen Tag 12 in voller Unflarheit befindet ſowohl über die Richtung als aud) 
über den inhaltlihen Umfang Ddieler Grundrechte der Staaten. Denn die generifche Verichieden, 
heit der Probleme liegt auf der Hand. Dort liegt ein pofitives Verbot einer rein natürlichen Lebens— 
äuferung des Individuums im Staate vor, jo dak nunmehr nad Aufhebung diefed Verbotes der 
Bethätigung der freien Perſönlichkeit ein rechtliche Hindernis fortan nicht mehr im Wege ſteht. In 
den gegenſätzlichen ftaatlihen Normen gelangt ſomit der rechtlich nur durch fich felbit beſchränkbare 
Wille des Staates der rechtlich beichränkten Willensfphäre des Individuums gegenüber zum Aus- 
drud. Es steht alſo abjolute Willensbethätiaung bald normenfegend, bald normenaufhebend be» 
ichräntter Willensfphäre gegenüber; bier im Gebiete des Staatenverkehrs fteht jedoch abjoluter Wille 
abjolutem Willen gegenüber. Es ift widerſpruchsvoll auf der einen Seite nur den fouveränen 
Staaten den Rechtsſubjektscharakter im internationalen Verkehre zujuerfennen und auf der anderen 
Seite denjelben erit wieder ald eine mehr oder minder beichränfte Reihe „unveriagbarer” Individual— 
befugniffe au fonftruieren. Bei näherer Prüfung ftellt ſich denn auch jedesmal —— daß der bei 
den verſchiedenen Autoren ſtets wechſelnde Katalog entweder ganz in Optativen aufgeht und das Ge— 
biet des Juriſtiſchen verläßt oder daß er bei präcijerer Begrenzung der Poftulate nur an fich bereitö 
notwendige Außerungen des Souveränitätsprinzipes zum Ausdrucke bringt. Da bier 
fiherlih nad der befannten Regel in jeder Determination Negation gelegen ift, ftellt Hi die ganze 
Lehre von den Grundrechten in einen unlösbaren begrifflichen Gegenſat zur Bafis der ganzen Lehre: 
zum Erfordernis der Souveränität bei den Gliedern der internationalen Gemeinihaft. An anderen 
Bunften geht fie aber wieder, wie 3. B. im Rechte auf Verkehr, weit über die thatiächliche Leiſtungs— 
fraft des Staates im Gebiete des Berbandslebens hinaus und verliert ſich in fosmopolitifchen, der 
Wirklichfeit abgewandten Ideenreihen. — Diefe Erkenntnis müßte eigentlich zu einer Ausicheidung 
diefer Materie führen; da jedoch die herrichende Lehre in allen ſyſtematiſchen Bearbeitungen haupt- 
fählih mit den oben von v. Holtendorff angeführten Grundrechten operiert, mußte den legteren 
in einer encyllopädifhen Darftellung der heutigen Xehre die traditionell gewordene Be: 
rüdfichtigung zu teil werden. St.] 


1292 IV. Das öffentlihe Recht. 


das gleiche Recht aller anderen Staaten. Daher eine von Anardie bedrohte oder in innerer 
Auflöfung begriffene Staatsgefellfhaft fein Net Haben fann, etwa durch äußere Kriege 
oder Eroberungen den inneren Zerſtörungsprozeß zu heilen. Auch Selbftzerftöorung ift ein 
Recht der Staaten, daher ihnen freiftehen muß, unter freimilligem Verzicht auf ihre Selb: 
ftändigfeit fi mit anderen Staaten zu verfchmelzen und zu vereinigen. 

Das Reht der Selbiterhaltung bezieht fi fomohl auf die einem Staat von 
innen, etwa dur Aufruhr, drohenden Gefahren, wie auch auf die Stellung des Staates 
zum Auslande. Hieraus ergiebt fich beifpieläweife, daß jeder Staat berechtigt ift, Die auf 
feine innere Sicherheit bezüglichen Ausnahmegefege (Belagerungszuftand und Verdächtigen: 
gejege) auch zum Nachteil Fremder zu erlaffen, Feitungen an feinen Grenzen anzulegen, 
Nüftungen und Truppenaufftellungen vorzunehmen. Unmotivierte, ungewöhnliche und un- 
mäßige Truppenanhäufung an den Grenzen eines fremden Staates erfcheint als Aft ver 
Bedrohung. 


8 30. Recht der Unabhängigkeit. Unabhängigfeit (Souveränität) bildet eine 
Vorausfegung der völkerrechtlichen Verfönlichkeit ; ihre Bewahrung iſt alfo nichts anderes als 
ein Teil der Selbiterhaltung. Selbftverftändlih ift allerdings, daß die Unabhängigfeit 
jedes einzelnen Staates durch den Gemeinſchaftszweck aller beichränft fein muß. Aus dem 
Grundrechte der Unabhängigkeit ift abzuleiten, daß jeder Staat feine inneren Angelegenheiten 
frei ordnen und gejtalten darf. Keine Regierung fchuldet dem Auslande Rechenschaft wegen 
ihres Verhaltens zu ihren eigenen Unterthanen; feine Nation ift verantwortlid für Mißgriffe 
und Irrtümer in ihren inneren Angelegenheiten. Doc fönnen feitens fremder Staaten 
wegen unmenfclichen Verhaltens Vorftellungen erhoben werden. Bon befonderer Wichtigkeit 
ift, daß, völferrechtlich betrachtet, jeder Staat befugt ift, feine Verfaffung auf gefeglichemn 
oder ungefeglihem Wege nah Gutdünfen umjugeftalten oder zu verändern. Schon daraus 
würde folgen, daß jeder Etaat die nadteiligen Folgen einer von feiner Regierung 
gegen das Ausland begangenen Nechtswidrigfeit felbjt zu tragen hat. Eine gegen den 
freien Bölferverfehr und die Anforderungen des Völlerrechts frevelnde Regierung zu 
—— kann daher als Verpflichtung des Staates gegen andere Staaten betrachtet 
werben. 

In der Unabhängigkeit liegt auch, daß jeder Staat fi freiwillig durh Vertrags: 
ſchließung anderen Mächten gegenüber binden fann. 


831. Intervention in fremde Angelegenheiten. Das Recht der ftaatlichen 
Unabhängigkeit ift häufig verfannt und verleugnet worden. Am ftärfiten tritt dies hervor 
in den fogenannten Interventionen, vermöge welder ein Staat fi) gewaltſam in bie 
Angelegenheiten anderer Staaten einmifcht und zwar entweder: 1. in deifen innere Verfaflung 
oder 2. in defjen Beziehungen zu anderen Staaten. 

Jede Einmifhung in die Verfaſſung eines anderen Staates muß als völkerrechtswidrig 
bezeichnet werden. Die Praris feit 1815 ift reich an Änterventionen, und aud) die ältere 
Theorie hat ſich angelegen fein lafjen, ausnahmsweife ein fogenanntes Interventions— 
recht zu rechtfertigen und als notwendig darzuthun. Seit der franzöfifchen Revolution 
it die Notwendigkeit der Interventionen abwecjelnd unter dem Titel der fogenannten 
Solidarität entweder des Yegitimitätsprinzips oder der revolutionären Intereſſen verfündet 
worden. 

Richtig ift zunächſt, daß jeder plögliche Umfchmwung oder Umfturz einer bejtehenden 
Ordnung im Innern eines Staates feine Wirkungen auch auf das Ausland zu erjtreden 
pflegt. Die bewegenden Ideen der politifhen und kirchlichen Parteien (Legitimitätsprindtp, 
Socialismus, Ultramontanismus) ftehen in den verfchiedenen Staaten nahezu in ebenſo 
engem Zufammenhang wie die Intereſſen und Bedürfniffe des materiell - wirtſchaftlichen 
Verfehrs. Allein dies wechjelfeitige Bedingtſein bildet ein Fundamentalprinzip des Völler- 
verfehrs und läßt fi durch gewaltfames Eingreifen überhaupt nicht abſchneiden. Es iſt 
Sache jedes einzelnen Staates, fich gegen folhe Rückwirkungen zu ſchützen oder eine Ver: 
einbarung mit anderen Mächten zu sgemeinfamem Schutze herbeizuführen. Intervention 
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entipriht in feiner Weife ven Grundprinzipien des freien Völkerverlehrs und hebt das 
Unabhängigfeitsreht auf zu Gunſten der jemeilig überlegenen Macht. Es madht für die 
Theorie feinen Unterfchied, ob man die Fälle mehr oder weniger zahlreich formuliert. 
Mejentlih für den Begriff einer Intervention iſt ein angriffsweiſe und gewaltſam 
auftretendes Eingreifen in die inneren Angelegenheiten eines anderen Staates zu dem 
Zwecke der Herſtellung oder Aufrechterhaltung einer beſtimmten Regierungsform oder 
Herrſchaftsgewalt. Soll dieſes ſogenannte Interventionsrecht eine ſelbſtändige Bedeutung 
haben, ſo muß ferner vorausgeſetzt werden, daß derjenige Staat, in deſſen Angelegenheiten 
eine Einmiſchung ſtattfindet, nicht etwa ſeinerſeits einen gewaltſamen, zur Abwehr 
berechtigenden Angriff auf einen anderen Staat vorher unternommen habe: Daher ift es 
feine Intervention, wenn infolge eines an fich gerechtfertigten Krieges hinterher der Sieger 
Bürgfhaften dafür verlangt, daß die Negierung des unterliegenden Staates dergeſtalt ein- 
gerichtet werde, daß fie die ihr auferlegten Verbindlichkeiten überhaupt zu erfüllen vermag. 
Hält man daran feit, jo wird fich bei genauerer Prüfung der fogenannten Interventionsfälle 
ergeben, daß bei der Zulafjung derfelben meiftenteild ein Mifverftändnis obmwaltete, indem 
man einen an ſich ausreichenden Kriegsgrund, in deſſen Verfolgung die Verfaffung eines 
Staates Einwirfungen des Siegers fi gefallen laſſen muß, hinterher als berechtiate 
Sntervention bezeichnete. Auch in die friedlichen oder friegerifchen Beziehungen dritter 
Staaten darf eine gewaltfame Einmifhung nicht ftattfinden. Ein Interventionsfall liegt 
aber nicht vor, wenn bei einem Angriff auf neutralifierte Staaten die Garantiemädhte ihren 
Schuß gewähren oder ein gemwaltfamer völferrehtswidriger Friedensbruch durch Hinzutreten 
dritter Mächte — wird. 

Keine Macht iſt berechtigt, kriegführende Staaten gewaltſam zum 
Frieden zu zwingen. Tritt der Fall ein, daß gewaltſamer Ländererwerb eine bereits 
übermächtige Nation für die Nachbarſtaaten bedrohlich und aefährlid machen würde, jo 
würde die Selbiterhaltung, die nicht bloß auf augenblidlich vorliegende und abſichtlich 
verurfachte Gefährdungen, fondern aud auf entferntere und mwahrjcheinlihe Bedrohungen 
wachſam zu achten hat, einen Grund der Abwehr für dritte Staaten darbieten fönnen. 
Andererfeit3 braucht der einem befiegten Staat abgerungene Friedensſchluß von dritten 
Mächten nicht anerfannt zu werden, wo der Sieger eigenmädtig einen auf allgemeinen 
Vereinbarungen beruhenden Rechtszuftand ändert. Unter den Mitteln der Einmifchung 
pflegte die ältere Doktrin zu unterfcheiden: 1. die Intervention im engeren Sinne, 
d. h. gewaltjames Dazwifchentreten als Hauptpartei; 2. Kooperation, d. h. gewaltfames 
Einjchreiten im Einverftändnis mit der Regierung eines fremden Staates; 3. eventuelle 
Kriegsdprohung durch Nüftung („bewaffneter Friede”) und 4. freundfhaftlide 
Interceffion durh Ratſchläge oder Vorftellung bei einer fremden Regierung. Der 
legte Fall wird indejjen mit Unrecht hierher gezählt. Eine Einmifhung ift ficherlich nicht 
vorhanden, wenn eine Regierung auf die den freundfchaftlichen Verfehrsbeziehungen nad: 
teiligen Folgen ihrer Handlungsweife vom Auslande aufmerffam gemadt oder im voraus 
gewarnt wird. Was die Kooperation anbetrifft, fo ift es zweifelhaft, ob fie eine Ein- 
miſchung darjtelle. Cine Intervention fann unter dem Kriegsbündnis eine mächtigen 
Staates mit einem nad) außen madtlofen Staate verfchleiert fein (franzöfifchpiemonteftjches 
Kriegsbündnis von 1859). 

Litteratur: Rotted, Das Recht der Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten eines 
fremden Staates. 1845; Berner in Bluntilis Staatswörterbud V 354; Geffden in. Hol en« 
dorffs Handbuch des Völkerrechts IV 131 ff.; Rivier, Lehrbud des Bölferredts S. 164 ff.; 
Heffter-Geffden, Bölferreht SS 44 ff.: Mill, A few words on intervention, in feinen Disser- 
tations and discussions political, philosophical and historical; Vreede, Oratio de iuris publiei 
et gentium praeceptis a liberis Europae eivitatibus adversus vim ac dolum fortiter tuendis. 1561; 
Carnazza Amari, Sull’ equilibrio d li stati. Catania 1868; Hautefeuille, Te principe de 
non-intervention et ses applications. 1863; Stapleton, Non intervention versus intervention or 


the foreign policy of great Britain. 1865 ; Straud, Zur nterventionslehre. 1879; Olivi, La 
questione del diritto dintervento (Arch. giur. 1880). 


8 32. Das Recht auf äußeren Verkehr ift aus derfelben natürlihen Not: 
wendigfeit abzuleiten, welche zur wechjelfeitigen Anerkennung des rechtlichen Staatsbeitandes 
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überhaupt antreibt. Unbedingt und unbeſchränkt ift dies Recht: bezüglich der allgemein 
zugänglichen Berfehrswege, von denen feine Nation ausgejchloffen werden darf, und bezüglich 
des Verkehrs foldher Staaten unter ſich, welche vermöge ihrer Souveränität paftieren fünnen 
und deswegen das Miderfpruchörecht fremder Mächte ausfhließen. Dagegen verſteht es fi 
von felbit, daß fein Staat von einem anderen irgend ein feinen eigenen Verfehrsinterefien 
allein dienliches Zugejtändnis erzwingen darf. Das Unabhängigfeitsreht jedes Staates 
bildet hier eine bereits anerfannte Schranfe. Souveränen Staaten bleibt alfo unbenommen, 
in ihrer Gejeßgebung zu beſtimmen, welche Gegenjtände vom Handelsverfehre ausgefchlofien 
bleiben follen, unter welchen Förmlichfeiten und an welchen ihrer Verfügungsgemwalt unter- 
worfenen Orten der Verkehr zu geftatten oder durch einfaches Verbot (alfo ohne Blodade) 
zu fperren if. Grundfägliche Abmweifung alles Handels: und Perfonenverfehrs würde in- 
dejjen mit den Grundlagen des europäifchen Völferrehts unvereinbar fein. Gewiſſe Be 
ſchränkungen des Verkehrs zur See ergeben fi jedoch aus dem Kriegszuftande auch für 
Neutrale. 


8 33. Das Recht auf Achtung geht weiter als die bisher erörterten Grundrechte 
des Staatenverkehrs. Selbiterhaltung, Unabhängigkeit und äußerer Verfehr find die Grund- 
lagen des Staatsbeftandes felbft. Dagegen braudt eine im einzelnen Falle bezeigte oder 
hingenommene Mißachtung nod nit das materielle Bejtehen eines Staates in Frage zu 
jtellen. Wie aber der einzelne Menjch feiner gefamten fittlihen Natur dadurch Anerkennung 
verfchafft, daß er jeden unberechtigten Eingriff in feine Willensfphäre zurüdweift, fo ift aud 
der Staat darauf bedacht, die Freiheit feines Willens in allen feiner Verfügung unter: 
worfenen Stüden gegen Eingriffe zu wahren. Schwäche des Staates gegen Übergriffe eines 
Nahbars beraubt ihn feiner fittlihen Geltung. Nicht nur als gejchichtlih lebensfähige, 
jondern auch als ſittlich freie Körper erkennen fi die Staaten in der Wölfergemeinde 
wechjelfeitig an. Hieraus ergiebt fih, daß jeder ſouveräne Staat das Recht hat, die 
Unterlaffung alles defjen von anderen Staaten zu verlangen, was als ein Eingriff in die 
Sphäre feiner Handlungsfreiheit oder feiner eigenen Perfönlichkeit erjcheinen muß. Die 
Verftöge und Zumiderhandlungen gegen das Recht auf Achtung werden vielfach zufammen- 
fallen mit einer Verlegung der Unabhängigfeitsrehte. Dennoch ijt dies feineswegs in dem 
Maße der Fall, daß man das Recht auf Achtung für entbehrlich halten könnte zur Aufredt 
erhaltung einer rechtlich geordneten Staatengejellichaft. 

Die Achtung, welche der Staat von anderen Staaten verlangen darf und deren Ver— 
legung ein völferrechtliches Delift darjtellen würde, bezieht ſich: 

1. Auf die Infignien und Symbole der ftaatlihen Würde, auf feine Wappen, 
‚slaggen und Fahnen, ſoweit diefelben etwa rechtmäßig im Bereiche des Auslandes zu ge— 
brauchen find. Jeder Staat hat das Recht, fih in folhen äußeren Abzeichen ein finnlid 
wahrnehmbares Bild feiner Souveränität vorzufegen. Beihimpfung der Staatsinfignien 
wäre Beleidigung des Staates in elfigie. 

2. Auf die höchſten Staatsorgane felbit. 

3. Auf das Verhältnis der Staatsgemwalt zu den ihr untergebenen 
Staatsbürgern. Aufreizung der legteren gegen die Behörden würde mit einem auf 
Achtung beruhenden Staatenverfehr unverträglid fein. Wie aber das Recht auf mwahrheits- 
gemäße Hußerung der Meinungen und Darftellung der Thatſachen nirgends durch allgemeine 
Rechtsgrundſätze, jondern höchſtens ausnahmsmweife durch Privilegien (wie gegenüber dem 
Staatsoberhaupt) ausgeſchloſſen oder beſchränkt fein follte, fo veriteht fich von jelbit, dab 
ein völferrechtswidriges, die Menſchlichkeit verlegendes Verhalten einer Regierung auch durd) 
befreundete Staaten oder die ausländifhe Preſſe öffentlich gerügt werben darf. 

4. Auf die Staatsbürger. Jede redhiswidrige Behandlung, jede willkürliche 
Verlegung des Fremden verftößt gegen den Anfpruch feines Heimatsjtaates auf Adtung- 
In der Perſon des einzelnen Staatsbürgers erfcheint der Staat ſelbſt verlegt. 

5. Auf das Verhältnis der Staatsgewalt zum Staatögebict. 


8 34. Ehrenrechte der hödften Staatsgewalt, insbefondere der 
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Monarhen. Die Träger der Staatsgewalt, welche die Repräfentanten des ftaatlichen 
Willens auch nad außen find, müflen in ihrer Perfon auch Empfänger derjenigen 
Achtungsbezeigungen fein, welche im Verkehr der Staaten pofitiver Ausdrud des freund- 
ſchaftlichen Verkehrs find. Die europäifhe Staatenpraris hat daher ein dieſem Zwecke 
dienliches Geremonialreht im Laufe der Jahrhunderte entwidelt. Dasfelbe ift infofern 
Ausdrud älterer Zeiten, als darin Unterfcheidungen nah Nang und Mürde fich abipiegeln, 
welde nicht ganz in Übereinjtimmung ftehen mit dem Grundſatze der Rechtsgleichheit 
fouveräner Staaten nebeneinander. Diefe Abftufungen treten hervor in den Titeln der 
Monarhen, in der Nangfolge der Kaifer und Könige (zwifchen welden ein Vorrang nicht 
beiteht), des Papftes, der Großherzöge, Herzöge und fouveränen Fürften. Die durd die 
bisherige Praris als üblich feitgehaltenen Achtungszeihen und Begrüßungsformen pflegt 
man als „königliche Ehren” zu bezeichnen. Selbjtverftändlich iſt die Einräumung der 
herfümmlichen Titulaturen Sache der Staatenpraris ; Annahme neuer Titulaturen fegt, um 
im Staatenverfehr wirffam zu werden, eine Verftändigung unter den Beteiligten voraus. 
Der verwandtichaftlihe Zufammenhang unter den europäifchen Höfen hat bewirkt, daß auch 
den Familien der Monarchen, insbefondere den Gemahlinnen und den Thronfolgern, gewiſſe 
Geremonialrehte und Höflichfeitsanfprüche zuerfannt werden. Nur darf man nicht jagen, 
daß die Vernadhläffigung folcher Höflichkeitsvorjchriften eine Verletzung des Völkerrechts 
darftelle. Übrigens haben aud die Vertreter republifanifcher Staaten Anſpruch auf die 
Erweifung „Lönigliher Ehren“. 

Daß zwifchen den Höflichkeitsgebräuden gegen die Mitglieder der Herrfcherhäufer und 
den Rechtsanſprüchen eines Souveräns gegen das Ausland ein grundſätzlich michtiger 
Unterſchied gemacht werden muß, zeigt fih in der Erterritorialität reifender Monarchen. 
Nur ihnen,. nicht etwa reifenden Prinzen, fteht dieſe Befreiung zu oder foldhen Staatöorganen, 
welche von Souveränen abgeleitete Befugnifje im Auslande zu repräfentieren haben: Kriegs— 
ihiffen in fremden Häfen, Armeen auf dem Durchmarſch durd einen befreundeten Staat 
und vor allen Dingen Gefandten, welde als jtändige Vertreter der Staaten oder 
Monarden im Auslande fungieren. 


Litteratur: v. Holgendorff im Handbud des Völkerrechts IT SS 19 ff.; Seffter-Geff- 
dena. a. D. $$ 48 ff; Bulmerineq, LVölkerreht 83 65 fi.; Martens-Bergbohm a. a. O. I 
SS 80 ff.; Rivier a. a. D. 88 32 ff. mit zahlreichen inftruftiven Beifpielen S. 289 fi.; Stoerf 
im Handbuch des Völferrechts II $ 122. 


IV. Redtsftellung der Stantsangehörigen im internationalen Verkehr, 


8 35. [Die Staatsangehörigfeit und das VBölferredtsindigenat. 
Die von den einzelnen Staaten durd Gewohnheit, Vertrag oder auf anderem Wege begründete 
Rechtslage wird — fofern es fid) nicht um rein perſönliche, das Gemeinweſen felbft in 
feiner forporativen Nectsftellung zur Staatengefellihaft betreffende Beziehungen handelt 
(Titel, Ehrenrechte, Stellung innerhalb der internationalen Verfafjung 2.) — in der Rechts— 
lage ihrer Angehörigen international wirffam. Die beweglichen Elemente des Staats- 
begriffes, die die Staatögrenzen überfchreitenden Teile der Staatsbevölferung, fie jind 
es, welche durch ihre perjönliche Ürtsveränderung oder dur die ihrer Güterwelt das 
juriftifche Problem des internationalen Verkehrs jegen. Sie treten oder wirfen über die 
räumliche Umfafjungslinie hinaus, innerhalb welcher ſich das fonft von fremdftaatlichen 
Clementen unberührte Volfsleben auf eigenem Boden lediglich durch nationale Rechtsmomente 
bejtimmt abfpielen würde. Nicht jever einzelne, vielleicht auch nicht viele, wohl aber zum 
mindeſten die Einheit der von den Angehörigen eines Staates gefegten Verkehrsakte liegt 
in der legitimen nterefjenfphäre des betreffenden Staates, der auf diefelbe nach Umfang, 
Art und Nichtung beftimmenden Einfluß nimmt, ſoweit er überhaupt auf feine Mitglied- 
ſchaft innerhalb der Verkehrsgemeinſchaft Wert zu legen geneigt ift. Der Verkehr wird ſomit 
zum großen Teile dur Akte des einzelnen vollzogen, diefe Akte felbit werden aber rechtlich 
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qualifiziert bald durch Lokales Recht des Staates A, bald durch internationales, zwifchen dem 
Staate A und dem Staate B normativ wirkendes Recht, bald durch Verbindung beider. 
Die völterredhtliche Stellung des Individuums ift daher vielfah von feiner ftaatsbürgerlichen 
bedingt. In diefen Sinne fagen wir: Die Zugehörigfeit zur völferredtliden 
Nehtsgemeinfhaft begründet für den einzelnen Angehörigen der 
Verfehrsftaaten das völkerrechtliche Indigenat; dasfelbe ijt an ſich fomenig 
unverträglid mit der ſtaatsrechtlichen Zugehörigkeit zu einem Einheitsſtaate oder zu einem 
Bundesftaate wie etwa das Staatsbürgerreht mit dem Gemeinde- und DOrtsbürgerrecht 
oder der Provinz-, Kreis-, Graffchafts- u. f. m. Angehörigfeit. Diefes dem rechtlichen 
Verkehr zugewandte Völterrechtsindigenat hat die rechtlich geordnete Mitglievfchaft in einem 
ſtaatlichen oder ftaatsähnlihen Gemeinweſen zur Vorausfegung und zeigt uns in Anfehung 
der beweglichen Elemente des Staatsbegriffes, wie innig fi Staatsrecht und Völkerrecht 
begriffsmäßig bedingen und ergänzen. Die Mitgliedfchaft in einer ftaatlihen Rechts— 
gemeinschaft kommt völferrehtlih als Glieverungsmittel in Betracht, als wichtigſtes 
Drdnungsprinzip für die rechtlihe Drganifation der Menſchheit. Mit anderen Worten: 
die Staatsangehörigkeit bildet den Durchgangspunft, den das Individuum erreiht haben 
muß, um in ben Bereich beftimmter fubjeftiv wirkſamer internationaler Rechte und Pflichten 
gelangen zu fönnen. Bon Haufe aus ift die Staatögewalt nur befugt, das ihren eigenen 
Unterthanen im Auslande widerfahrene Unrecht, wenn gerichtliche Abhülfe in dem geordneten 
Inſtanzenzuge nicht zu erlangen ift, zur eigenen Angelegenheit zu madhen und Abhülfe zu 
verlangen. Im Streitfalle ift deswegen ein zweifelhaft gewordenes oder angefochtenes 
Unterthanenverhältnis zur Aftivlegitimation der reflamierenden Regierung nachzuweiſen. 

Ale die Mitgliedſchaft betreffenden Beziehungen find daher nicht bloß ſtaatsrechtlich, 
fondern auch völferrechtlich relevant. (Die Formen und gejeglihen Bedingungen für Erwerb 
und Verluſt der deutjchen Reichs: und Staatsangehörigfeit fiehe oben im Abfchnitte „Das 
Deutihe Verfaſſungsrecht“ SS 27 ff.) 


8 36. Die redtlihe Stellung des Individuums in der Staaten- 
gefellfhaft. Das ftaatlihe Recht eines jeden höher gefitteten Gemeinweſens enthält, 
von den erjten Elementen des primitiven Gaftrechts angefangen, gewiſſe Normen, welche die 
aus der Ortsbewegung entitandenen, über die Grenzen des Urfprungsftaates hinausragenden 
Verfehröbeziehungen zum Gegenftande rechtlicher Ordnung zu machen bejtimmt find. jene 
Normen geben in ihrem fyitematischen Zufammenhange und in richtiger Kombination der 
beiden dem ganzen Verhältnis zu Grunde liegenden Begriffe: der ftaatlihen Territorial: 
boheit — des ungeftörten autonomen Waltens auf eigenem Gebiete — und der 
Perſonalhoheit — der bindenden Kraft des ftaatlihen Willens gegenüber allen auch 
in der Fremde weilenden Staatsglievern —, die Stellung zu erkennen, welde der Staat 
den jeweiligen Aulturzuftänden angepaßt dem Problem des internationalen Perfonenverfehrs- 
rechts aenenüber einnimmt. 

Halten wir uns aber dabei die Thatſache vor Augen, daß die Staaten die Verſchiebung 
ihrer perfönlichen Beftandteile nad anderen Grundfägen beurteilen und beurteilen müflen, 
je nahdem ſich die fraglihe Thatfache eben als Verfoneneintritt oder als Perjonen- 
austritt für den betreffenden Staat darftellt, fo ergiebt fich die Notwendigkeit, angeſichts 
diefer Spaltung die den einzelnen Fall beherrichende Regel ausfindig zu machen, wobei 
diefelbe aber gleichzeitig fo beihaffen fein muß, daß durch fie der internationale Verkehr 
ermöglicht und unterjtügt wird. Die Betrachtung der hier fich ergebenden Rechtszuftände 
und Komplifationen, die Entwidlung des dogmatiſchen Zufammenhanges diefer Erſcheinungen 
mit den zu Tage tretenden übrigen Nectsverhältnifien der Staaten und den zu ihrer 
Normierung ausgebildeten Rechtsinitituten bildet hier die Aufgabe des Völkerrechts in jeiner 
vermittelnden Funktion. 

Seine wifjenichaftliche Prüfung wird es dabei auf folgende Punfte auszudehnen haben: 
1. auf die Präjudicialfrage nad der Staatsangehörigkeit der im internationalen Verkehr 
ftehenden PVerfonen und nad) den Vorausjegungen , welche jene ping Mitglievihaft zu 
begründen, zu unterbreden und aufzuheben im ftande find; 2. auf die Wechſelwirkung 
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zwifchen Verfonalhoheit und Territorialhoheit, foweit diefe in einem Verkehrsakte wirkfam 
werben follen, da der hier als Fremder unter der Territorialhoheit des Aufenthaltsjtaates 
Stehende zugleih unter dem Bande der Perfonalhoheit feines Heimatsftaates fteht, die 
gleichfalls rechtliche Folgen bewirken will. Die Unterfuhung wird 3. aud die Bedingungen 
in ihrem Weſen und ihren Wirkungen prüfen, unter welchen der Fremde mit feiner Verfon, 
jeinen Gütern in den Machtbereic des ihm bisher fremden Staates zugelafjen wird, ferner 
welche Umjtände rechtlicher Natur diefe Stellung des Fremden zur Staatögewalt zu feinen 
Gunſten oder Ungunjten zu modifizieren oder gänzlich aufzuheben vermögen (Gebietseintritt, 
Abweifung, Ausweifung, Auslieferung). 4. Endlich werden auch die dem Syfteme nad) 
anormalen Bildungen des internationalen Berfehrsrehts auf ihre inneren Zufammenhänge 
zu prüfen fein (Erterritorialität, Heimatlojigfeit, doppelte Staatsangehörigfeit, Eril). 

Den Ausgangspunkt für die ganze Materie bildet aber die rechtögefchichtliche Erkenntnis, 
daß fait jeder der modernen Staaten — fowohl im ntereffe feiner Selbjterhaltung und der 
Erhaltung feiner Eigenart als von dem Bejtreben geleitet, dauernd im internationalen 
Verkehr zu verbleiben — innerhalb feiner Gejeggebung vier Gruppen von Vorfchriften be- 
fit, die je nach ihrer Befchaffenheit dazu beftimmt find: 

die Auswanderung aus feinem Staatsgebiete in beftimmten Fällen zu verhindern, 

in anderen fie möglich zu machen; und die Einwanderung in fein Staatsgebiet 
unter bejtimmten Vorausfeßungen möglich zu machen und fie doch auch gegebenen 
Falls zu verhindern. 

Es giebt heute feinen Staat innerhalb der Verkehr pflegenden Staatengemeinfchaft 
mehr, der die Auswanderung den eigenen Staatengliedern völlig fchranfenlos freiftellte oder 
jie ihnen unbedingt unterfagte; feinen Staat mehr, der die Einwanderung Fremder gänzlich 
verweigerte, feinen aber aud), der ſich ihr bevingungslos öffnete. 

Innerhalb diefer durch die Nechtsgefchichte und durch die vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
bezeugten vier Grenzlinien bewegt fih das Perfonenreht des heutigen internationalen 
Verkehrs. 

Erſt aus der mwechjeljeitigen Betrachtung der bemwilligenden und beſchränkenden ftaatlichen 
Normen in ihren Grundzügen, erſt aus der Ermittelung ihrer Korrelation wird es möglich, 
zur Aufftellung der richtig begrenzten Grundfäge zu gelangen, auf melden die rechtliche 
Drdnung des hier in Behandlung gezogenen Teiles der internationalen Gemeinſchaft ruht. 


837. Die Grundformen des völferredhtlidhen Verkehrs der Perjonen. 
Mit Hülfe des reich angehäuften pofitivrechtlihen Materials über die Erwerbung und den Ver- 
luſt der Staatsangehörigfeit gelangt die Völferrechtslehre auf rechtövergleichenden Grundlagen 
zum Begriff und juriftischen Wefen der Auswanderung und Ausbürgerung, der Einwanderung 
und Einbürgerung, jowie zu den aus dem Wechſelſpiel diefer Inſtitute fließenden typischen 
Grundformen, auf melde fi der geſamte Perfonenverfehr zurüdführen läßt. Diefe 
Kombinationen führen zu folgendem Schema, welches die Fülle aller denkbaren Verkehrsfälle 
juriſtiſch erſchöpft: 

1. Die Wandlung ſtellt ſich dar als Auswanderung aus dem Heimatsſtaate 
ohne Ausbürgerung im eigenen und ohne Einbürgerung im fremden Staate. 
Das pofitive Ergebnis diefes Vorganges für den internationalen Verkehr liegt in der 
Übertragung der Fremdenqualität auf den in das diesfeitige Staatsgebiet eintretenden 
Angehörigen eines anderen Staates. Entſprechend der Natur der Auswanderung als ber 
lediglich faktiſchen Sufpenfion des normalen jtaatlihen Verbandverhältniffes bewirkt fie 
völferrechtlich feinerlei rechtliche Veränderung in der Staatsangehörigfeit des Ausgewanderten, 
wenn diefelbe auch nach heimatlihem Rechte durch non usus oder ftrafweife verwirkt worden iſt. 

2. Die Auswanderung mit Ausbürgerung ohne Einbürgerung be 
gründet für den Eingewanderten ebenfall® nur die Nechtsftellung eines Fremden. Da die 
Praris der modernen Staaten aber den Verkehr ftaatenlofer Individuen nicht duldet, fo 

v. Holgendorfi, Eneytlopädie. I. 5. Aufl. 82 
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bleibt das Verbandverhältnis des fo Ausgebürgerten (aber in feinem anderen Staate 
Eingebürgerten) zum alten Heimatsftaate völferrehtlich unberührt, gleichgültig ob die 
Ausbürgerung als Folge der Entlafjung oder der jtrafweifen Aberfennung der Staats- 
angehörigfeit feitens des Heimatsſtaates eingetreten iſt. 

3. Die Auswanderung ohne Ausbürgerung, aber mit Einbürgerung 
im fremden Gtaate giebt zum Nefultate den widerfpruchsvollen Zuſtand der formellen 
Häufung zweier Staatsbürgerqualitäten, welche überall da eintreten fann, mo die Gejeh- 
gebung des verlafjenen Staates mit dem Erwerb einer fremden Staatsangehörigfeit nicht 
ipso iure den Verluft des bisherigen Staatsbürgerrechts verbindet. 

4. Die Auswanderung mit Ausbürgerung in der alten und mit 
Einbürgerung in der neuen Heimat bildet den typifch vollfommenften, gejeßlich korrekteſten 
Fall der Staatswahl. Sie bewirkt die vollftändige Abftreifung der Unterthansqualität 
(allegiance) gegenüber dem bisherigen Heimatsſtaate, die rechtliche Entziehung aus feiner 
Verfonalhoheit und die vollwirffame Unterwerfung unter die Perfonal- und Territorialhoheit 
des Adoptivvaterlandes. 

5. Die Ausbürgerung ohne Auswanderung und ohne Einwanderung 
vermag weder ſtaatsrechtlich noch völferrechtlih einen Wandel in der Nedtslage des 
Individuums zu bemirfen. 

6. Die Ausbürgerung ohne Auswanderung aus dem alten, aber mit 
Einbürgerung in einem anderen Staate ijt regelmäßig unzuläffig ; geitattet iſt 
fie nur a. innerhalb bundesftaatlicder WVerbandverhältniffe, b. bei Frauen und Kindern in 
den Fällen der aus familienrechtlichen Gründen (Ehe, Legitimation) begründeten Wandlungen 
der Staatsangehörigfeit und c. bei Gebietsceffionen. 

Die im vorftehenden gegebene Überficht läßt auch fofort erfennen, daß die dem inter- 
nationalen Recht hier erwachſenden Schwierigkeiten ihren Grund darin haben, daß jeder 
Verkehrsfall, ſoweit er einen über die Landesgrenzen hinausragenden, aljo internationalen 
Thatbeitand aufweiſt, feiner Natur nad in zwei Teile fi auflöfen läßt, deren jeder unter 
das Richtmaß der Gefeggebung eines anderen felbjtändigen Staates fällt. Der Zufammen- 
hang des Staatlichen Erpatriierungs- bezw. Naturalifationsrehts mit dem Grundfate der 
itaatlihen Souveränität iſt ein jo inniger, daß bei jtrenger Durchführung und Feſthaltung 
desjelben Kollifionen in großer Menge fich ergeben müßten. Diefelben werden in unjeren 
Tagen jedoch immer mehr auf eine fintende Zahl gebradht durch eine umfajjende Parallel: 
gejeggebung der Staaten, welde, von der Nüdfiht auf den internationalen Verkehr geleitet, 
eine möglichit einheitliche und gleichartige Geftaltung diefes Nechtsgebietes erzielt haben. 
Mo diefer Weg nicht betreten werden fonnte, da hat ji die Staatenpraris regelmäßig 
dazu bereit gefunden, jchroffe Gegenſätze teils im Wege völferrechtlicher Verträge aufzuheben 
(fiehe die von den Vereinigten Staaten von Nordamerifa mit den europäiſchen Staaten 
geſchloſſenen „Bancroft“verträge), teils im Wege ſtillſchweigender Duldung durch Herſtellung 
eines modus vivendi, der ſich regelmäßig damit begnügt, nur diejenigen Gegenfäge abzu— 
weifen, welche aus dringenden Gründen, im nterefje der —— Autorität, des Volks— 
ethos, nicht ohne empfindliche Nachteile feitens der ſtaatlichen Organe geduldet oder überjehen 
werden fünnen. 


8 38. Die Grundlagen des Fremdenredts. Die Rechte und Pflichten der 
Fremden find innerhalb des Völkerverkehrs von großer und meittragender Bedeutung. Die 
Rechtsverhältniſſe der Fremden bilden in gewifjem Sinne das Hauptthema des internationalen 
Rechts. Gerade in diefem Punkte zeigt ſich die Verfhmelzung der nationalen und fosmo- 
politiichen Grundidee des Wölferrehts. Der Fremde ift nad europäifhem Völterrecht 
nirgends mehr rechtlos; er tft in der Hauptfahe und von Ausnahmen abgejehen privat- 
rechtlich aleichgeitellt dem Einheimischen; nicht nur zu feinem eigenen Vorteil hat der Fremde 
dies Necht, jondern im Gefamtintereffe aller, deren wirtfchaftliches Leben nicht mehr an die 
Grenzen des Staates gefnüpft iſt. Andererfeits trägt jede pofitive Nechtsordnung eine 
nationale Färbung an fih. Die Forderung des Völferrechts kann daher in Anerkennung 
diefer fosmopolitiichen und nationalen Elemente des Rechtslebens nur diefe fein: daß der 
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Fremde in Gemäßheit der Geſetze des Landes, in welchem er ſich aufhält, feinerfeits ſich 
benehme und hinmwiederum nad den Geſetzen des Landes geſchützt werde. Kein fogenanntes 
„allgemeines“ Bölferrecht vermag zu entſcheiden, welche Rechtänormen auf die Verhältnifje 
der Ausländer anzuwenden find. Die Regeln der materiellen Entjcheidung gehören über- 
haupt nicht in das WVölferreht. Von Wichtigkeit ift indeffen die Anerfennung der 
Zerritorialität in der Rechtspflege und Gefegesanwendung. Durd) die territoriale Beziehung 
des Rechtes wird der Fremde befugt und verpflichtet. Der rein phyſiſche Anſchluß eines 
Fremden an das diesfeitige Staatsgebiet, alfo der Eintritt in die räumlihe Machtiphäre 
eines fremdherrlichen Staates, unterwirft den Eingetretenen nad) übereinftimmender moderner 
Staatenpraris der abjoluten rechtlichen Herrfchaft der Territorialgewalt. Es ergiebt fich 
dies unmittelbar aus der Natur des Staates jelbit in der Weiſe, daß das Verhältnis ohne 
ausdrüdlihe und ausnahmsweiſe Bewilligung des Staates anders gejtaltet gar nicht gedacht 
werden fann. Eintritt in den Staat heißt ebenfoviel wie Eintritt in die fremde Rechts— 
ordnung. Cine Ausnahme gilt nur für die Türkei und die orientalifchen außerhalb des 
europäiſchen Völferrechtögebietes ftehenden oder demjelben nur lofe angeglieverten Staatöwejen. 
In diejen ift den Fremden, d. 5. den Unterthanen europäifcher Mächte, vertragsmäßig Er- 
territorialität zugefichert. Es gilt ſomit in Anfehung diefer dort perfonales Recht. 

Die Rechtsſtellung des Fremden innerhalb der territorialen Rechtsordnung kann aller- 
dings mannigfach abgejtuft und bedingt fein. Ein fyitematifcher Überblid über den ganzen 
Kompler der hier in Betracht fommenden NRechtsprobleme läßt fi nur dann gewinnen, wenn 
die rechtliche Stellung des Fremden zur Staatsgewalt des Aufenthaltsortes nad) folgenden 
drei Richtungen hin in den Hauptgrundzügen einer Prüfung unterzogen wird: 

1. Welche Nechtsumftände find beftimmend für den Beginn jenes Rechtsverhältnifjes ? 

2. Wie iſt die Nechtslage der Fremden innerhalb der jtaatlichen Rechtsordnung be- 
Ichaffen ? 

3. Wie endet das Verhältnis zwifchen dem Fremden und der Territorialgewalt ? 

ad 1. In Anfehung der erjten Frage ift daran fetzuhalten, daß aud die moderne 
ftaatlihe Rechtsordnung nicht aufgehört hat und niemals aufhören fann ein genofjen- 
Ihaftlihes Verhältnis als Vorausjegung zu fordern; daß der Eintritt in dieſe 
Genoſſenſchaft durch die höhere Verfehrsentwidlung unferer Zeit zwar beträchtlich erleichtert 
worden ijt, daß aber dadurch nichts an der Grundthatfache geändert werden fonnte, daß 
der Nichtgenoffe eben nur ale Gaſt dem Nechtäfreife angehöre. Während daher das 
Staatsglied einen rechtlihen Anſpruch darauf befist, im Staatögebiete feinen Aufenthalt 
zu nehmen (Wohnrecht und Aufnahmepflicht), hängt es lediglich von dem freien Ermefjen 
der Staatsgewalt ab, ob fie den Fremden als Gaft bei fi aufnehmen will oder nidt. 
Die Autonomie der örtlihen Staatögewalt gelangt in der Aufitellung der Einlaßbedingungen 
oder eventueller Eintrittsverbote zum Ausdrud (Paßweſen, Poorlaws, Zolltarife u. ſ. w.); 
von den letteren wird jedoch der unter der fonjtanten Einwirfung der Neciprocitäts- 
norm jtehende Verfehrsftaat nur unter ganz befonderen Zwangsverhältniffen und nur in 
zeitlich vorübergehender Weiſe Gebrauch machen fünnen. 

ad 2. Die materielle Nechtslage der im Staatögebiet befindlichen Fremden beftimmt 
fich teils durch nationales, teils durch internationales Recht. Beide Rechtsquellen haben in 
unferen Tagen zu einer weitreichenden Aufhebung der innerhalb einzelner Rechtsſyſteme be- 
jtehenden Unterfchiede zu Gunften einer möglichſt dem Verkehrsbedürfniſſe entiprechenden 
civil⸗, ftraf- und progeßrechtlichen Gleichjtellung der Staatsbewohner geführt. Den praktiſch 
wirffameren Anteil an diefem Prozeß rechtlicher Affimilierung der Fremden muß die Lehre 
dem Vertragärechte zuerfennen. Denn obaleih die in unabjehbarer Menge feit Jahr: 
hunderten abgefchlofjenen Handels-, Freundſchafts-, Niederlaſſungs-, Schiffahrts- u. |. w. 
Verträge der Natur der Sache nad) nicht ein für alle Staaten gemeinfames und gleich— 
lautendes Recht begründen fonnten, jo hat doch die mit der Zeit auch von den vertrag: 
fchließenden Staaten immer mehr erkannte Solidarität der internationalen Nechts- und 
Verkehrsordnung allmählich zu einer immer größeren Übereinftimmung der leitenden Grund- 
ſätze ſowie der einzelnen Vertragsnormen geführt. Befonders ift diefe Übereinftimmung 

82* 


1300 IV. Das öffentliche Ned. 


gefördert worden durd die fait ausnahmslos, fogar unter politifh empfindlich geſpannten 
Beziehungen, den Berträgen hinzugefügte Meijtbegünftigungsflaufel, melde für die 
Vertragsdauer eine differentielle Behandlung der Angehörigen verſchiedener Staaten entweder 
überhaupt oder nach bejtimmten Hauptrichtungen hin ausſchließt. 

In die territoriale Handhabung des Geſetzes kann ſich feine auswärtige Macht ein- 
miſchen. Erjt wenn die Regierung eines Staates gegen einen Fremden dasjenige Recht 
verlegt, welches fie jelbjt ala maßgebend und verpflichtend hingeftellt hat, entjteht das Recht 
des auswärtigen Staates, dieſes feinem Angehörigen zugefügte Unrecht zu dem feinigen zu 
machen und Abhülfe zu verlangen. Die Sicherheit des internationalen Verkehrs, feine 
BVerläßlichkeit, beruht zu einem großen Teil auf der dur die Staatenpraris begründeten 
Annahme, daß die Staaten ald Subjefte desjelben ihren Angehörigen auch jenfeits der 
Staatsgrenzen das Walten der Rechtsordnung zu präftieren ſich für verpflichtet halten. Die 
innerhalb des Völferrechtsindigenats ftehenden Perfonen haben durch Vermittlung jener einen 
Anſpruch auf völkerrechtlichen Schuß. (Art. 3 der deutfchen Reichsverfaffung: Dem Auslande 
gegenüber haben alle Deutfchen gleichmäßig Anfprud auf den Schub des Reiches.) 

In den Hülfsmitteln des gütlichen und gemwaltfamen Verfahrens (der diplomatifchen 
Anfrage, der diplomatischen Rüge, Repreffion, NRetorfion, Straferefution, nötigen Falls im 
Kriege) befigt der moderne Staat zum Schutze der eigenen Staatsangehörigen ein Syſtem 
fteigerungsfähiger und energifher Mafregeln, deren Handhabung eine Hauptaufgabe des 
diplomatifhen Verkehrs und fonfularifhen Amtsapparates ausmadt. 

Die höher fultivierten Staaten haben fi zudem die Aufgabe geſetzt, jtaatenloje 
Individuen gegen frevelhafte Verlegung völferrehtlih zu ſchützen. Im Prinzip ift dies 
zuerft anerkannt, ald man den Stlavenhandel zu verbieten und als Völferrechtsverbrechen 
zu beftrafen begann. Neben dem an der Dftküfte Afrikas fortdauernden Negerhandel beginnt 
in der fogenannten Anmwerbung chineſiſcher und indifcher Handarbeiter (Kulis) unter ver- 
änderter Form ein neuer, mit ſchweren Mißbräuchen verbundener Menjchenhandel ſich an 
den Küften des ftillen Dceans zu entfalten. Die Sicherung diefer Hülflofen, die von ihrer 
eigenen Heimat aus einen Schub gegen empörende Mifhandlungen nicht zu erlangen vermögen, 
ift zur Sache des fonventionellen Nechts gefitteter Staaten gemacht worden. 

ad 3. Das Nectsverhältnis zwifhen dem Fremden und der diesfeitigen Staatsgewalt 
wird gelöft: durch die Entfernung des Fremden aus der räumlichen Herrſchaftsſphäre des 
Staates. Dieje Entfernung fann aber entfprechend der Zweifeitigfeit des Grundverhältnifjes 
entweder eine freiwillige oder eine zwangsweise fein. Die zmangsweife Entfernung 
ift entweder Auslieferung oder Ausmweifung. Beide nititute teilen mit dem oben 
charakterifierten Rechte der Abmweifung den gleichen prinzipiellen Untergrund. ] 
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V. Das Staatsgebiet und die internationalen Verkehrswege. 


8 39. Das Staatsgebiet im Verhältnis zur Staatögewalt. In dem 
Begriffe ftaatlicher Souveränität liegt das rechtlich unfontrollierte Walten der Staatsgewalt; 
hieraus ergiebt fih vor allem für andere Gemeinmwefen die Verpflichtung, die befondere Nechts- 
verfügung einer auswärtigen Staatsgewalt in Beziehung auf ihr Staatsgebiet nicht zu 
beeinträchtigen. Die Vornahme von Herrſchaftsakten im fremden Gebiete ift, wenn damit 
nicht eine Bedrohung der Unabhängigkeit gemeint war, mindeſtens beleidigend. Nur durd) 
Verträge können im allgemeinen Verkehrsinterefje Ausnahmen ftatuiert werden. Andererjeits 
unterliegen alle im Inland befindlichen Perfonen und Saden regelmäßig der Verfügungs- 
gewalt der Staatöregierung, ſoweit als nicht das Privat: oder Völferreht eine Schranke 
gegen Willkür gezogen haben. Insbeſondere gilt dies auch von der Benutzung der Verkehrs: 
wege im mern des Staates, fomweit fie diefem ausfchlieglich angehören. Der Staat fann 
im Intereſſe feiner Sicherheit Erfchwerungen einführen. Er kann gegen anjtedende Krank: 
heiten Quarantäne in den Häfen anordnen, forgfältige Nevifion gegen den Schmuggel ins 
Leben rufen, jchwerfällige Paßvorſchriften an der Grenze handhaben, aus polizeilichen Gründen 
Fremde ausweifen. Die räumliche Beitimmtheit eines ftaatlihen Herricaftsbezirfes bildet 
das örtlich wichtige Drbnungsprinzip für die im Rechtsverkehr jtehende Staatenwelt, fo: 
wie die Staatsangehörigfeit das rechtliche Gliederungsmittel der Volkselemente abgiebt. 


8 40. Die Staatsgrenzgen. Dem im Staatöbegriff liegenden Erfordernis der 
örtlihen Beltimmtheit des jtaatlihen Machtgebietes wird entfprochen durch eine genaue 
Abjtekung der um das Staatsgebiet laufenden ideellen Umfafjungslinie. Ausland und 
Inland ſcheiden fih in ſinnlich wahrnehmbarer Weife durch die Staatsarenze, deren zweifel- 
loje Beltimmtheit für den Bölferfrievden von großer Bedeutung ift. Der von der Schule 
feitgehaltene Unterschied zwifchen „natürlichen“ und „künſtlichen“ Grenzen befteht für die 
Staatenpraris in Wahrheit nicht; diefe fennt nur fonventionelle, d. 5. auf Grund 
des Geſetzes oder völferrechtlicher Verträge u. ſ. w. von Menfchenhand errichtete Symbole 
der Trennung: Grenziteine, Erdhaufen, Schlagbäume, Gräben. Im Stromlaufe veriteht 
man als Grenze zwifchen den Uferftaaten die ideelle Mittellinie der Fahrſtraße, welche auch) 
nad) Veränderung des Flußbettes bleibt. 

Staatögrenzen fünnen ftreitig werden. Früher häufig Veranlafjung zu Kriegen, werden 
Grenzitreitigfeiten, da fie fi bei dem urfundlichen Material der Staatsverträge in Europa 
immer nur auf geringfügige Objekte beziehen fünnen, meijtenteild durch Schiedsiprud oder 
Vergleich beigelegt. Ofters gebrauchte Mittel der Löfung in folden Fällen, in denen die 
urfprünglich vorhanden geweſene Begrenzung aus einer fpäter eingetretenen Verdunfelung 
nicht mehr ermittelt werden fann, find: Kondominat, Neutralitätserflärung des ftreitigen 
Gebietes oder Teilung. 


8 4. Befhränfungen der Gebietshoheit. Das Verhältnis der Staats- 
gewalt zum Staatsgebiet hat man vielfah unter Anlehnung an die feither gleichfalls als 
irrig erfannte Auffafjung des Staates als „Eigentümer“ des Staatögebietes als inter: 
nationales Eigentum anerfannt, um damit volle Verfügungsberehtigung aud gegen: 
über anderen Staaten auszudrüden. Internationales Eigentum wäre daher der Ausdrud 
für dasjenige Machtverhältnis der Staatögewalt zu einem Teile der Erboberflähe, welches 
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auf der gemeinfamen Anerkennung der in Völkerrechtsgemeinſchaft lebenden Staaten beruht. 
Daß der Etaat auch dem Auslande gegenüber vermögensrechtliche Perfönlichfeit als Fiskus 
an fi trägt, ift felbjtverftändlid. Someit er von anderen Staaten Objekte des Handels 
oder vermögensrechtlichen Austaufches erwirbt, gelten die gewöhnlichen Regeln des Civilrechts. 
Nur im Kriege kommen bezüglich des Ermwerbes an gemifjen dem Feinde gehörigen Gegen- 
ftänden (Beute und Prife) befondere Regeln zur Anwendung. 

Der Inhalt des internationalen Eigentums fann befchränft fein: Erſtens durch das Nach— 
barjchaftsverhältnis und den Gejellfhaftszujtand der Staaten, der eine die Koeriftenz gefitteter 
Gemeinweſen beeinträchtigende Verfügungsmeife nicht ertragen fünnte, und fodann durch den 
freien Willen des Staates ſelbſt, welcher fih aus Nüglichfeitsrüdfichten gegen andere Staaten 
Beihränktungen auferlegt oder in der Abficht einer Rechtseinräumung an andere ſich folde 
gefallen läßt, drittens durch Staatsſervituten. Abgefehen von einer in neuerer Zeit nur 
felten vorgefommenen pfandmweifen Belaftung des Staatsgebietes, vermöge welder ein 
ausmärtiger Negent Pfandbeſitzer an Gebietsftüden fein könnte, und von dem ebenfalls 
veralteten Verhältnis der Belehnung ausmwärtiger Fürften find hier nur die wirklichen 
Staatsfervituten von Wichtigkeit. Ein Staat erlangt die Berechtigung zu gewiſſen 
in dem Gebiete eine anderen Staates vorzunehmenden Negierungsatten oder Ermwerbs- 
handlungen, jo daß man in diefem Sinne von dienenden und herrichenden Staatsgebieten 
ſprechen könnte. Ihrem Inhalte nach können folde Dienjtbarfeiten in der Unterlafjung an 
ſich zuläffiger Herrihaftsafte gegenüber dem Auslande oder in einer Duldung eines aus- 
wärtig verfügten Herrſchaftsaktes bejtehen. Die genauere Feitjtellung der völferrechtlichen 
Serituten ift nit ohne Wichtigkeit. Zunächſt ift nämlich daran zu erinnern, daß die 
Abgrenzung einer Servitutleiftung von einer ftaatsperjönlichen Präftation feineswegs auf 
derjelben Grundlage geſchehen fann wie im Privatrecht. Unbraudbar ift ferner der 
Unterfchied zwifchen Neal- und Perfonalfervituten. Obwohl man früher annahm, da 
Staatsjervituten unmittelbar aus dem Nahbarfchaftsverhältnis zweier Staaten hervorgehen 
fönnten, ift es doch richtiger zu jagen, daß jede Staatsfervitut nur auf dem Willen des 
Verpflichteten beruhe. 

Viele Staatsfervituten werden übrigens im internationalen PVerfehr zu dem Zwede 
fonjtituiert, daß nicht ſowohl eine fremde Staatögewalt unmittelbar daraus einen politischen 
Machtzuwachs erhalten (mie etwa bei der ftipulierten Nichtbefeftigung gewiſſer Grenzpläge 
oder den an gewiſſen Orten einer auswärtigen Macht eingeräumten Bejagungsrechten) als 
vielmehr den Unterthanen einer fremden Macht wirtfchaftlihe Vorteile dauernd geſichert 
werden follen. Wenn hier auch der berechtigte Staat ſich ſelbſt eine Servitut einräumen 
läßt, fo find es doch feine Unterthanen, denen die Ausübung zufteht. Als Beifpiel darf 
man die internationalen Fifchereigerechtfame der Amerifaner und Franzoſen in den Gewäſſern 
von Neufundland anführen. 


Litteratur: Frider, Vom Staatögebiet. Tübingen 1867; v. Holkendorff, Handbud des 
Völferredts Il; Stoerf im v. Stengelichen Wörterbuch des deutfchen Verwaltungsrechts unter 
„Landesgrenzſachen“; Brodhaus ebenda unter „Staatsiervituten”. 


8 42, Driginärer Erwerb von Staatsgebiet. Die völterrehtlih an- 
erfannten Erwerbsgründe find entweder originäre oder derivative wie im Privatrecht, im 
friedlichen Verkehr anerfannte oder durch den Krieg unter den ftreitenden Teilen zugelajjene. 
Unter den leßteren bildet die Eroberung den mwichtigiten Fall. Unter den originären 
Ermwerbsarten von Staatsgebiet fehlt der etwa als unvordenflicher Befititand aufzufafjenden 
Acquifitioverjährung ebenfo mwie der Acceffion jede Irgendwie erhebliche Bedeutung. Doc) 
gilt der Satz, daß Anjpülungen von Yand an der Strom- und Küftengrenze eines Staates 
oder an einer Strommündung dem Staatögebiete zuwachſen. Auch auf Infelbildungen in 
einem Grenzſtrome oder innerhalb der Küftengemwäler eines Staates fann Acceſſion 
Anwendung finden. Von großer Bedeutung in der Ausbildung des modernen Staaten- 
fyitems war indefjen die Occupation an neuentdedten Zandftrihen. Die gefamte Staaten- 
bildung der neuen Welt, in Amerifa und Auftralien, beruhte auf Decupation ; diefelbe wurde 
vielfah auch als Entdedungsredt bezeichnet. 
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[Der fräftige Aufihwung, den die Landnahme in Verbindung mit der folonialen 
Bewegung in unferen Tagen genommen hat, gab die Veranlafjung zu einer erneuten 
Prüfung ihrer Rechtsgrundlagen nad) Maßgabe der herrichenden völferrechtlichen Überzeugung 
der im Verfehr ftehenden Staaten. Aus der Fülle von Kontroverfen, welche ſich an diefe 
Bewegung fnüpften und an denen die älteren Epochen folonifatorifcher Wirffamfeit der 
europäiſchen Staaten noch weit reicher geweſen, traten allmählich einige befejtigte Grundſätze 
hervor, welche dur alljeitig bethätigte Anerkennung die Kraft gemeinverbindlicher Normen 
erlangt haben. An erjter Stelle gelangte der Gedanke zur allgemeinen Anerfennung, daß 
die Kulturftaaten nur in der Fortſetzungslinie ihrer ftaatliden Wirkfamfeit thätig bleiben, 
wenn jie Teile der Erdoberfläche, welche bisher dem Gemeinverfehr verfchlojfen oder un- 
zugänglid waren, diefem durch jtaatliche Anglieverung eröffnen. Die Decupation wird als 
Nechtstitel der völferrechtlichen Nechtmäßigfeit des Ermwerbes allfeitig anerfannt. Mit Bezug 
darauf macht es feinen Unterſchied, ob unbemohntes oder das Gebiet halbeivilifierter 
Stämme in Befit genommen wird, bei denen fich eine, wenn auch unvollkommene, ftaatliche 
Organifation findet. Denn vom Standpunfte der völferrechtlichen Gemeinfhaft find auch 
die leßteren Gebiete res nullius, alfo der Occupation durch jeden civilifierten Staat unter- 
worfen. Trogdem aber find die mit den Häuptlingen abgefchlofjenen Verträge nicht 
bedeutungslos, da fie den Eingeborenen gegenüber den Erwerb der Dberhoheit zu einem 
rechtmäßigen machen, den anderen civilifierten Mächten gegenüber dagegen ein Vorzugsrecht 
hinfichtlich der Decupation begründen. ] 

Die Occupation des neuen Gebietes fest alfo im Gegenfage zur Eroberung voraus: 
1. Staatenlojigfeit des Gebietes, wohingegen Unbemwohntheit desjelben feineswegs erforderlich 
it. Inſeln, welche von einzelnen aus ihrem ftaatlichen Verbande herausgetretenen Europäern 
vorübergehend bewohnt werden (mie die Schilofröteninfeln), find der Occupation damit in 
feiner Weife entzogen. 2. Eine Handlung der Befisergreifung und Befigbehauptung. 
[Mit der Befisergreifung, die als eine fymbolifhe Handlung gewöhnlich durch Aufhiffen 
der Staatsflagge, Aufrihten von Grenzpfählen und dergleichen erfolgt, ift die völferrechtliche 
„Berftaatlihung“ des in Befit genommenen Gebietes vollzogen. Dasjelbe liegt fortan 
nicht bloß in der nterejjen-, fondern aud in der Rechtsfphäre des Mutterlandes. 3. Die 
Vornahme der Befitergreifung durd eine vom Staate im voraus autorifierte Perfon oder 
durch eine ſolche Perfon, deren Handlung hinterher genehmigt wird. Die rechtliche Natur 
diefer ftaatlihen Ermächtigungen, Schugbriefe, Charter, welche im älteren englifchen 
Kolonialreht zur Unterfcheidung von Crown-colonies und Charter-colonies, Kronjchußgebieten 
und Gejellfchaftsfchußgebieten, führte, ijt innerhalb der modernen Rechtsauffaffung durd die 
Grfenntnis firiert, daß eine VBerftaatlihung unftaatlidhen Gebietes nur durch eine Staats- 
gewalt und für eine ſolche jtattfinden fann. So jteht auch die Souveränität in den 
deutſchen Gejellihaftsihußgebieten voll und ganz dem Kaifer zu, leßterer hat nicht etwa 
die Stellung eines Suzeräns, während die innere Staatögewalt den Geſellſchaften gebührt. 
Denn in den Schußbriefen ift die Übernahme der Staatshoheit durch den Kaifer ohne jede 
Einſchränkung enthalten, es ift den Gefellfchaften auch feine halbfouveräne Stellung über- 
tragen. Insbeſondere haben fie nicht das Necht der Geſetzgebung. Alle Anordnungen, die fie 
treffen, müfjen fich innerhalb der durch ihr Landesrecht gezogenen Schranken halten. Diefes 
Landesrecht ift aber für die Kronfchußgebiete wie für Geſellſchaftsſchutzgebiete in gleicher Weife 
gegeben durch das die Nechtsverhältniffe der deutfchen Schutgebiete betreffende Reichsgeſetz vom 
17. April 1886 (Reichsgefegblatt S. 75). Die Frage nad) der rechtlichen Kompetenz zur Er- 
teilung des Dccupationsauftrags bezw. der Schußbriefe findet im Verfafjungsrechte des einzelnen 
Staates ihre endgültige Beantwortung. Ein großer Teil der auf das foloniale Dccupations- 
recht bezüglichen Streitfragen ift durch die von fämtlichen feefahrenden Staaten acceptierte 
Kongoalte vom 26. Februar 1885 entfchieden worden. Nach den in den Artikeln 34 und 
35 der Afte formulierten Beichlüffen der jogenannten Kongofonferenz joll, ſofern es ſich 
um afrifanifche Küſten handelt, die Thatſache der Befigergreifung mit einer Anzeige an die 
anderen Kongreßmächte begleitet werden, um biefelben in den Stand zu fegen, entweder 
die Befigergreifung thatfächlih anzuerkennen oder gegebenen Falls ihre Einwendungen geltend 
zu machen. Der Erwerb der Staatshoheit ift jedoch durch diefe Anzeige nicht bedingt. 
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Die Unterlafjung derfelben würde höchitens die Vermutung begründen, daß eine wirfliche 
Befigergreifung nicht ftattgefunden. Die Kongreßmächte haben ferner die Verpflichtung an— 
erfannt, in den von ihnen erworbenen afrifanifchen Gebieten einen Gerichtsftand einzurichten, 
der hinreicht, um den Frieden aufrechtzuerhalten, erworbenen Rechten und eintretenden Falls 
den Bedingungen Achtung zu verfchaffen, unter denen die Freiheit des Handels und des 
Durchgangsverkehrs verbürgt ift. 

Die hier aufgeftellten Grundfäge der Publicität und Effektivität dürften vermöge 
ihrer inneren Zmwedmäßigfeit auf die Ausgejitaltung und Befejtigung des internationalen 
Decupationsrechts einen auch über das urfprüngliche Anwendungsgebiet hinaus reihenden Einfluf 
üben. | 

Litteratur: v. Holtzendorff im Handbuch des Völlkerrechts II SS 53 ff.; Heffter— 
Geffcken a.a. O. $$ 60 fi.; Bulmerincg, Völlkerrecht $ 47; Rivier, Völkerrecht $ 16 ff.; Heim— 
burger, Der Erwerb der Gebietöhoheit I. 1888: Salomon, L’oceupation des territoires sans 
maitres; MartendsBergbohm a. a. D. I SS 90 ff.; Catellani, Le eolonie et la conferenza 
di Berlino; Calvo, Droit international I $$ 210 ff.; v. Stengel, Die ftaatd- und völkerrechtliche 
Stellung der deutſchen Kolonieen. 1886; Derfelbe, Deutiches Kolonialftaatsrecht, in Hirths An- 
nalen 1887; Laband, Staatörecht des deutſchen Reiches. 2. Aufl. Bd. (Anhang) S. 774 ff. G. Meyer, 
Die ftaatörechtliche Skeuung der deutſchen Schutzgebiete. 18883 Bornhak, Die Anfänge des deutſchen 
Kolonialſtaatsrechts, im Archiv für öffentliches Recht II. * 


8 43. Derivativer Erwerb von Staatsgebiet. Die Veräußerung von 
Staatsgebiet pflegt in neueren Staatsgrundgejegen überall erfchwert zu fein, völlig aus- 
geſchloſſen jelbjt für die Tage ftaatliher Not fann fie indefen nirgends fein. Gegenwärtig 
bezeichnet man jeden Übergang von Gebietsjtüden des einen Staates an einen anderen mit 
dem gemeinfamen Ausdrud der Abtretung. Wie bei der Geffion von Forderungs- 
rechten fann der materielle Grund derjelben ein ſehr verjchiedener fein: Kauf und Tauſch, 
friegerifcher Zwang in Friedensſchlüſſen, Schenkung, Erbjchaft (wofern Teilung des Staats: 
gebietes in Erbfällen möglich ift). Abgeſehen von der meiftenteild zur Veränderung ber 
Staatsarenzen erforderlichen Zuftimmung der Volksvertretung, verlangen einige Publiziſten 
ohne zureichenden Grund die Urabjtimmung der im abzutretenden Gebietsteil ſeßhaften Be- 
völferung (Plebiscite). Der Berliner Traftat von 1878 hat bei den durd ihn fanftionierten 
Gebietsveränderungen von Urabjtimmungen der Bevölferungen ebenfo abgejehen wie der Frank— 
furter Frieden vom 10. Mai 1871. Die im allgemeinen denkbaren Fälle des Gebietsüberganges 
find: 1. mit dem Willen der beteiligten Staatsgewalten und der Bevölferungen; 2. mit 
dem Willen einer abgefallenen Bevölkerung, aber ohne Zuftimmung der legitimen Regierung; 
3. mit dem Willen der Staatögewalten, aber ohne oder gegen den Willen der von der 
Negierung aufgegebenen Bevölkerung. Für jede diefer Übertragungsformen giebt es Präcevenz- 
fälle. Als entjcheidvend in völferrehtlicher Beziehung kann nur der Wille der beteiligten 
Staatsgewalten angefehen werden; der Abtretungserflärung, welche ehemalige Unterthanen 
aus dem Staatöverbande entläßt, entfpricht in der Negel ein Befitergreifungspatent auf 
feiten des erwerbenden Staates oder ein die Vereinigung ausfprehendes Geſetz, wodurch 
ein neues Unterwerfungsverhältnis begründet wird. 

[Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts treffen wir in allen größere Gebietäcefjionen 
bewirfenden Staatsverträgen eine Gruppe von Beſtimmungen, deren Endzwed darin aipfelt, 
den Bewohnern des losgelöften Gebietsteiled das Necht zu wahren, fi von dem bisher 
bewohnten Territorium abzulöjen, um unverändert im Verbande des alten Heimatsjtaates 
zu verbleiben. Diejes Redtsinftitut der Option, der freien Staatswahl, hat feither nad) 
der Nichtung feiner Anwendung wie feiner inneren Technik um fo forgfältigere Durchführung 
und Ausgeftaltung erhalten, je mehr der moderne Staat auf die rechtliche Beſtimmtheit jener 
Bevölferungsverhältnifje Gewicht zu legen Veranlafjung fand. ] 

Daß Abtretungen möglicherweife ein Einfpruchsrecht dritter rechtlich intereffierter Staaten 
hervorrufen können, wenn deren äußere Sicherheit dadurd gefährdet fein würde, liegt auf 
der Hand. Bei der beabfichtigt gewefenen Übertragung von Luremburg an Frankreich fiel 
diefe Rückſicht ins Gewidt. 

gitteratur: Stoerf, Option und Plebiscit bei Eroberungen und Gebietsceſſionen. 1379; 
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v. Bar, Internationales Privatredt. 2. Aufl. IS 76 ff.e; Ortolan, Des moyens d’aequ£rir le 
domaine international. 1851; A. del Bon, Saggio sulla proprietä territoriale delle nazioni. 1867; 
v. Holgendorff, Croberungen und Groberungsredt. 182: Derfelbe im Handbud des Völker— 
rechts II $$ 57 ff.; Tartarin, Trait& de l’oecupation. 1873; Litta, L’oceupazione, suo concetto 
e suoi effetti sulle proprietä pubbliche e private nella guerra continentale. Milano 1881. 


8 44. Das offene Meer. Die Staaten, durch die Abgeſchloſſenheit ihres Land- 
gebietes individualifiert, treten durd; Seeverfehr in dauernde Verbindung. Ehemals bei unvoll- 
fommener Nautik das größte aller Verfehrshindernifie, bewirkt das Weltmeer gegenwärtig die 
Überbrüdung der nationalen Gegenfäge. Im Altertum und Mittelalter hat es nicht an An- 
fprüchen gefehlt, vermöge welcher einzelne Teile des Weltmeers von den nädhjitliegenden Küſten— 
Staaten als Eigentum mit der Wirfung der Ausfchließlichfeit gegen andere in Anfprud) ge- 
nommen mwurben. Geit dem fiebzehnten Jahrhundert vollzog ſich indeſſen ganz allmählich 
eine Ummälzung in den Anfchauungen der Nationen in entgegengefeßter Richtung. Das 
Meer ward zur freien Verfehrsjtraße aller Nationen. Kein Bolt darf von der Mitbenugung 
der Seewege ausgejchloffen werden. Allen zugänglid und für alle ausreichend, eine mit 
den Mitteln politifher Macht und nautifcher Technif in feiner Totalität niemals zu be- 
herrfchende Naturgewalt, Tann aud das Meer nicht in willkürlich ausgefchievdenen Teilen 
durch bejtimmte Völker angeeignet werden: Mare liberum! So erſcheint das Weltmeer, in 
feiner Unftaatlichfeit, Anationalität erfannt, heutzutage als die geographifche Grundlage der 
menfchheitlichen Idee der Völfervereinigung, wie die feſte Erde in ihrer mannigfaltigen 
Gliederung in territorialer Bejonderheit als die Grundlage der nationalen Staatsbildung 
in der Geſchichte aufgefaßt werden fann. 

Bei diefem Grundfage, daß feine Nation von der Mitbenugung der hohen See aus- 
geſchloſſen werden fünne, darf man indeſſen nicht ftehen bleiben. Er ift nur der Ausgangs- 
punkt, von weldhem man zur pofitiven Ordnung des freien Seegebrauchs fortjchreiten muß. 
Das Berfaffungsprinzip des Völferrehts muß jede Gerichtsbarkeit der einen Nation 
über die auf hoher See befindlichen Fahrzeuge einer anderen als einen Eingriff in die Un- 
abhängigfeit und Selbjtändigfeit der Staaten zurückweiſen. Das Prinzip der inter: 
nationalen Verwaltung fordert dagegen, daß diefe Selbitverantwortlichkeit der Staaten 
nicht zum Dedmantel fchuldhafter Befhädigungen und Beeinträdhtigungen des Gefamtverfehrs 
gemacht werde. Somit bleibt nichts anderes übrig, als daß der Staat, welcher Schiffe auf 
hoher See, foweit fie feinen Unterthanen zugehören, gleichjam als wandernde Gebietsteile 
betrachtet, auch die völferrechtliche Verantwortlichkeit gegen den Mißbrauch der Verlehräfreiheit 
übernehme. Daher die wichtigen Grundfäge: Nur der Staat ift Rechtsſubjekt des freien 
Seeverfehrs, nit das einzelne menjhlihe Individuum. Zugehörigkeit zu irgend einem 
Staate, dargethan durch eine von demjelben autorifierte Flagge, die von allen Handels- 
fahrzeugen zu führen ift, bildet daher die unerläßliche Borbedingung für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung auf hoher See, für die Unterbrüdung des allen Nationen glei) gefährlichen 
Seeraubes. Desgleichen hat jever Staat notwendigerweife die Verpflichtung, in feinen 
eigenen Geſetzen und Seerechtsordnungen diejenigen Vorſchriften aufzuftellen oder zu hand- 
haben, ohne welche friedlicher Verkehr zur See nicht denkbar fein würde. Die Praris der 
jeefahrenden Nationen hat im Laufe der Yahrhunderte gemwiffe Regeln entjtehen laſſen, 
welche von der Gefetgebung der Kulturftaaten meiftenteild® angenommen mworben find oder 
doc als ftillfchweigende Vorausjegung im friedlichen Staatenverfehr Geltung erlangt haben. 
Freilih darf man vom heutigen Völkerrechte jagen: die Grundfäge über den Verkehr auf 
hoher See tragen noch viel zu fehr den Stempel der ihn ehemals völlig beherrichenden 
Eiferfucht der Nationalitäten. Die gemeinfame Vereinbarung allgemein verbindlicher Normen 
unter Zugrundelegung bisher gemadjter Erfahrung und die Heritellung gemeinfchaftlicher 
Anftalten zur Sicherung der Seefchiffahrt in den zumeift befahrenen Meeresteilen ericheint 
bereit gegenwärtig als mwünfchenswert. [IIn der That haben auch hier ſchon die immer 
dichter werdenden Nechtöbeziehungen der Staatengefellihaft auf hoher See zur konventionellen 
Ordnung zahlreicher gemeinfamer Kultur: und VBerfehrsinterefien geführt. Vertragsrechtlich 
geregelt iſt zwiſchen den wichtigſten feefahrenden Staaten: 1. das Durchſuchungsrecht 
zum Zmwede der Unterdrüdung des afrikanischen Sklavenhandels (Londoner Vertrag vom 
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20. Dezember 1841); 2. der Schuß fubmariner Kabel auf hoher See (Barifer Konvention 
vom 14. März 1884); 3. die polizeiliche Ordnung der Hochſeefiſcherei in der Nordſee 
(Haager Konvention vom 6. Mai 1882); 4. der mißbräuchliche Verkauf geiftiger Getränfe 
an Fifcher innerhalb der Nordfee (Haager Konvention der Nordfeefüftenitanten vom 16. No— 
vember 1887).) 

Litteratur: Stoerf in v. Holkendorffs Handbuch II 480 ff.; Gareis ebenda II 551 ff.; 
Azuni, Sistema universale dei principj del diritto marittimo dell’ Europa. 2 Bde. 1796; Rau, 
Grundfäge des Völferfeerechts. 1802; Th. Ortolan, Rögles internationales et diplomatie de la 
mer. 2. ed. 1853; Yacobfon, Seerecht des Krieges und des Friedens in Bezug auf die Kauf— 
fahrteiichiffahrt. 1851; v. Kaltenborn, Grundiäge des praftifchen europäiichen Seeredhts, befonders 
im Privatverfehr. 1851: R.G. Philipson, Over den volkenregtelijken regel: Schip is territoir. 1864; 
9. Bifhof, Grundrik eines pofitiven öffentlichen internationalen Seerechts. 1868; W. de Burgh, 
The elements of maritime international Law. 1868; Plocque, De la mer et de la navigation 
maritime. 1870; P. D. Fifcher, Die Telegraphie und das Völkerrecht. 1876; Dahlgren, Maritime 
— Law. Boston 1877; F. Perels, Das internationale öffentliche Seerecht der Gegen— 
wart. 3 


8 4. Küften und Küftengewäffer. Geſchloſſene Meere und See— 
ftraßen. Die Prinzipien der Freiheit des offenen Meeres und der nationalen Ge- 
ichlofjenheit der Territorien auf feſtem Lande oder Inſeln find gegenwärtig außer allem Zweifel 
jtehend. Aber zwifchen beiden giebt es juritiihe Übergänge da, wo fie ſich geographijch 
berühren. Zunächſt jteht feit, daß Küften zum Gebiete des ang Meer grenzenden Staates 
gehören. Dasfelbe gilt von den nächitliegenden Küftengewäfjern. [Hierbei ift indefjen 
zweifelhaft die räumliche Ausdehnung der Jurisdiktions- und PVerwaltungsfompetenz des 
Uferftaates bezüglih der in den Küftengewäflern ſich vollziehenden Verkehrsakte. Der 
Verſuche, eine Grenze zu finden, find fehr viele gemacht worden. Während ein Teil 
in Praris und Theorie der älteren Zeit ſich dafür entſchied, Kanonenſchußweite als das letzte 
Herrichaftsziel des Uferjtaates zu betrachten, gehen andere, Staaten wie Autoren, von der 
Dreifeemeilengrenze aus. Daß die bedeutende Vervollfommnung der artilleriftifchen Waffen 
in der neueren Zeit eine fichere Begrenzung in der Kanonenſchußweite nicht ermögliche, ſcheint 
zweifellos. In Wirklichkeit hat ſich namentlich feit der Mitte diefes Jahrhunderts die 
Fixierung der Seegrenzen nad bejtimmten feiten Maßen immer mehr eingebürgert, und 
zwar unter Annahme der Seemeile als Grundmaß. Je nach der Natur des zu regelnden 
Verfehrsaftes (Zollrevifion, Uuarantänemafregeln, Verhütung von Zufammenjtößen, See: 
unfallsunterfuhung, Kabotage, Aufſicht über die Fiſcherei u. ſ. w.) wird demnach mit Hülfe 
jenes Grundmaßes eine verſchiedene Seegrenze normiert, d. h. es wird nad) gegenmwärtiger 
Staatenpraris jelbjt innerhalb desjelben Staatsjeerehts ein räumlich verfchiedener Anfangs- 
punft bejlimmt, von welchem ab auch das fremde Schiff unter die Herrfchaft beitimmter geſetzlicher 
oder polizeiliher Verwaltungsvorſchriften des Uferſtaates har In Friedenszeiten giebt es 
zahlreiche Intereſſen politifher wie öfonomifcher Natur, welche eine fichere Fixierung der 
Seegrenze wünfchenswert erfcheinen laffen, jo das Recht der Seefifcherei in den der Küfte 
zunächſt gelegenen Gewäflern, von deſſen Mitgebrauch Angehörige fremder Staaten regelmäßig _ 
ausgefchlofien werden. An Prätenfionen auf eine Ausdehnung der Seegrenzen hat eö aud 
in neuefter Zeit nicht aefehlt; eine der allerlegten war diejenige der Ruſſen auf das Eigentum 
an denjenigen Meeresteilen, welche zwiſchen Kamſchatka und den ehemals ruſſiſch-amerikaniſchen 
Befigungen in der Mitte liegen. Daß nah den herfümmlichen Negeln auch Häfen und 
Buchten zum Eigentum des Uferjtaates gehören, ergiebt fih von felbit, obwohl von einem 
Eigentum an einem bejtändig in Bewegung begriffenen Elemente wie der Waffermafje nur 
im uneigentlichen Sinne gejprochen werden fann. Bei weitgeöffneten Baien entjtehen wiederum 
Zweifel: ob folche zur offenen See oder zu den Staatsgemwäfjern gezählt werden follen. 

Eine befondere Art von Seebildungen find die gefchloffenen oder Eigentumsmeere. 
Man veriteht darunter diejenigen, welche von dem Gebiet eines und desfelben ihren Zugang 
beherrichenden Staates völlig umſchloſſen find. Auf folhe Meeresteile hat der umſchließende 
Staat Gebietsrechte. Als allgemein anerfanntes Beispiel pflegt das Ajomwjche Meer an- 
geführt zu werden. Die Dftfee ift zumeilen als Cigentumsmeer der umliegenden Küjten- 
ftaaten, jedoch erfolglos, in Anfprud genommen worden. Auch bei den Verengerungen des 
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Seeweges zwifhen Teilen des Weltmeeres, den Seejtraßen, find häufig Schwierigkeiten 
erhoben worden. Diefelben liegen entweder zwiſchen jtaatenlofen Küftenftrihen, in welchem 
Fall eine fpätere Decupation des angrenzenden Landes der bereits beitehenden Freiheit des 
Seeverfehrs feinen Abbruch thun könnte (Magelhaensitraße). Oder jie liegen zwifchen 
Ufern verjchiedener Staaten, wie der Sund, defjen völlig ungewöhnliche Belaftung mit einem 
Zolle jeit 1857 aufgehört hat. Der fie werden von Küften eines und desfelben Staates 
eingefäumt. In diefem Falle ift anerkannt, daß die Seejtraße für Kriegsfahrzeuge gejperrt 
werden fann. Noch viel weniger ift dies bezüglich interoceanifcher Kanäle (mie des Kanals 
von Suez) zu bezweifeln. Won bejonderer Bedeutung in der europäifchen Gejchichte waren 
von jeher die Dardanellen und der Bosporus, melde auch in Friedenszeiten für Kriegs— 
ſchiffe der europäiſchen Mächte gefperrt find, eine Regel, von welcher nur aus Gründen der 
Höflichkeit Ausnahmen von der Pforte gemacht werden. Die Rückſichten, welche zu diefen 
Feſtſetzungen geführt haben, find auch maßgebend geweſen in der ehemaligen Neutralifierung 
des Schwarzen Meeres von 1871. An der völferrechtlichen Zuläffigkeit folcher im allgemeinen 
Friedensinterefje getroffenen Beitimmungen iſt gewiß nicht zu zweifeln, obwohl Rußland ſich 
inzwifchen von feinen Verpflichtungen gelöft hat. 

Litteratur: Stoerf im Handbuch des Völferrechts II SS 83—91. Dafelbft nähere Quellen- 
und Yitteraturangaben. Derjelbe, Jurisdiftion in Küftengewäffern (in den Mitteilungen aus dem 
(Sebiete des Seewejens. Bd. IV); Berels, Internationales Seereht $$ 5 ff.; Rivier, Völkerrecht 
$$ 14 ff.; Travers Twiss, Territorial waters, im Nautical Magazine. 1878; Renault, De 


lexereice de juridietion eriminelle dans la mer territoriale, im Journal du droit international 
prive VI 217. 


8 4. Die Ströme und fhiffbaren Flüſſe. Wenn man annimmt, daß 
Häfen und Einbuchtungen der Gewalt des Küftentaates unterliegen, jo verjteht es fi auch 
von felbjt, daß der Verkehr auf den Strömen an ſich der Verfügung desjenigen Staates 
unterliegt, deſſen Gebiet fie durchichneiden. it das Verhältnis der Art, dab Flüffe in 
dem Gebiet eines und desjelben Staates entipringen und münden, fo nimmt man 
allgemein an, dab fremde Nationen feine Anſprüche auf den Gebraud folder Waſſerſtraßen 
haben. 

Dagegen war bis zum Beginn unferes Jahrhunderts oft lebhafter Streit geführt worden 
um bie Frage, wie es zu halten fei, wenn ein Strom, wie 3. B. der Rhein oder die Schelde, 
mehrere Staaten durchſtrömt, ob der tiefer liegende Staat den höher liegenden von der Schiff: 
fahrt jtromabwärts und umgefehrt ausfchließen könne. Wie immer in den Kontroverfen des 
Völferrehts mußte die Antwort verſchieden lauten, je nahdem man einfeitig von dem Grund— 
fage nationaler Selbjtändigfeit oder von dem der höheren menjchheitlichen Verkehrsinterefjen 
ausging. Die verfchievenen Meinungen und Beweisführungen, welche ſich auf das erflufive 
Eigentum der Staaten an den ihnen zugehörigen Stromjtreden oder gegenteilig auf bie 
Behauptung eines Miteigentums und Mitgebrauchsrechts der beteiligten Staaten beziehen, 
haben feinen Anſpruch darauf, bier vorgeführt zu werden. Dur die Wiener Kongrefafte 
vom Jahre 1815 ift der Grundfaß der freien Stromfciffahrt auf den mehrere Staaten durch— 
fchneidenden Flußlinien und deren Nebenflüfjen von dem Beginne der Sciffahrbarfeit bis 
zur Mündung ins Meer anerfannt. Für die Donau find diejelben Grundfäte 1856 im 
Parifer Frieden angenommen und 1878 in Berlin betätigt worden. In fpeciellen Kon- 
ventionen unter ben beteiligten Uferjtaaten find demnächſt die befonderen Einzelheiten der 
Ausführungsweife vereinbart worden, fo daß neben dem allgemeinen Grundfate des 
europäifchen Völferrechts fi überall noch ein Specialreht zur Handhabung auf den einzelnen 
Strömen findet. Auch in Amerifa haben diejelben Grundfäge überwiegend, aber doch 
feineswegs überall, Geltung erlangt. Während die brafilianifche Regierung den Amazonen- 
itrom und die argentinifche Konföderation den La Plata dem allgemeinen Berfehr feierlich 
übergeben haben, bezieht ſich die Freiheit des Verkehrs noch nicht auf den St. Lorenzſtrom. 
Die Einräumung der freien Schiffahrt an die Nordamerifanifche Union war nad dem 
Vertrage von Wafhington nur eine zeitweife. in Überblid ver jest beftehenden Zuftände 
zeigt, daß mancherlei Unklarheiten auch hier noch zu überwinden find und daß das an- 

gemeſſene Ziel der weiteren Nechtsentwidlung zu finden iſt in der Anerfennung der freien 
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Stromſchiffahrt für alle Nationen auf allen ſchiffbaren Strömen ohne Unterſchied, ob fie 
das Gebiet eines oder mehrerer Staaten durchſchneiden, vorbehaltlih der militärifchen 
Sicherheit im Kriege und der Zollinterefjen im Frieden. Die in den Artikeln 108—116 
der Schlußalte des Wiener Kongrefjes aufgeftellten Grundfäte wurden den von der Berliner 
Konferenz (1885) ausgearbeiteten Kongo- und Nigerfchiffahrtsaften zu Grunde gelegt. 

Der Grundfag der freien internationalen Stromſchiffahrt gehört ohne Frage zu den 
wichtigſten Prinzipien des allgemeinen Völferrehts. jedenfalls bejteht aber zwiſchen dem 
Verkehr auf hoher See und der freien Stromfdiffahrt immer nod der mwohlbegründete 
Unterfhied, dak der Staat auf den ihm zugehörigen Stromitreden jeine Gerichtsgewalt 
unbedingt zur Geltung bringen darf und daher aud in Friedenszeiten bei begründetem Ver- 
dachte einer Zuwiderhandlung das Durchſuchungsrecht ungefchmälert behalten muß. 

Yitteratur: Caratheodory im Handbud des Völkerrehts II $$ 62 ff. mit genauen Xitte- 
raturangaben; Derfelbe, Du droit international concernant les grands cours d’eau. 1861. — 
Nevidierte Rheinichiffahrtsatte vom 17. Oktober 1868. — Rivier, Völkerrecht SS 17 ff.; Acte publie 
relatif à la navigation des embouchures du Danube, 2 novembre 1865; Pierantoni, I fiumi 
e la convenzione internazionale di Mannheim. 1870; E. Engelhard, Du regime conventionnel 
des fleuves. 1870; Derjelbe in der Revue de droit international XI 3683, 


VI. Das Syſtem der internationalen Normenfakung. 


S 47. [Das geſchriebene Recht. Die für das Gemeinjchaftsleben der Staaten 
wichtigjte Nechtsquelle: die Gewohnheit, das Herfommen, die Staatenobjervanz, tritt 
nur unmittelbar in der Thatjahe der Koeriftenz freier Staaten in die Erſcheinung; die 
letere giebt uns die Nechtsgewißheit der erjteren. Der Völferrechtsverfehr fennt aber auch 
geichriebenes Recht, bejtimmt gefagte Normen für das gegenfeitige Verhalten der Staaten. 
Die Anerfennung fann fid rein faktiſch bethätigen, jie kann fich aber auch in einfeitigen, 
rechtlich bindenden Erklärungen äußern (Noten, Deflarationen, Manifefte), ohne daß dieſe 
durch ihre fchriftliche Formulierung den Charakter von Anerfennungsatten verlören oder den 
von Verträgen deshalb erlangen müßten. 

Die fafuelle Nechtserzeugung durch Schiedsfprud tft dagegen einem in der Natur 
der Sache begründeten zwingenden Gebrauche nad) an die fchriftlihe Form gebunden. Mit 
Recht ſtellt Goldſchmidt im Reglement für internationale Schiedsgerichte (dem nititute 
für WVölferreht vorgelegt 1874) das Poſtulat auf fchriftlihe Abfafjung ſowohl des 
Kompromifjes als des Sciedsfprudes. Die Notwendigkeit urfundlicher Firierung hat die 
Staatenpraris in der That auch in allen Fällen der Anwendung dieſes Ausfunftsmittels 
anerkannt. 

Wie aus dem Geſagten hervorgeht, kommt dem Moment jchriftlicher Fixierung der 
Verfehrsnorm praktifch größere Bedeutung nur in betreff der vierten Nechtsentwidlungsquelle, 
der Staatenverträge, zu. Bon diefer Schriftlichkeit der Form ausgehend, glaubten viele den 
Staatenverträgen als dem geſatzten Völferreht eine höhere innere Dignität zufchreiben zu 
follen im Verhältnis zu allen anderen Völferrechtöquellen. Man überfah aber dabei die 
dur die Erfahrung bezeugte Thatjache, daß fehlerhafte, von den herrihenden Strömungen 
des Zeitgeiftes getragene Bewegungen viel eher auf den leicht beweglichen Apparat der 
Vertragsjagung als auf die Praris eines feitgefügten, durch aefchichtlihe Überlieferung 
geſchützten Verkehrsorganismus Einfluß gewinnen fönnen. 

In welchen Formen und unter welchen Bedingungen die Satung international gültiger 
Normen nun mit Hülfe der Nechtöfigur des Vertrages erfolgt, joll im folgenden näher 
erörtert werden. 


Yitteratur: Über das herrichende Syſtem ftaatlicher Konzeffionen f. Bulmerincg, Böller- 
recht S. 207 ff., mit zahlreichen Quellenangaben; Gareis, Nnftitutionen des Völterrehts SS 76 ff. 


845 Weſen und Charakter der Staatsverträge. Nur fouveräne und 
innerhalb gewiſſer engerer Grenzen dem Nechtöwillen eines übergeordneten Staatenfyftems 
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unterjtellte Gemeinwefen („halbfouveräne Staaten”) fünnen fi dem Auslande gegenüber 
verpflichten. In den Beziehungen zu nicht europäischen Ländern gelten auch die Häuptlinge 
von Stämmen als vertragichließende Madt. Ein Staatsvertrag im völferredtlihen Sinne 
fordert alfo: Selbjtändigfeit der vertragjchließenden Mächte, Verfügungsfreiheit und Handlungs- 
fähigfeit der in Vertretung des Staates handelnden Perfonen, ein dem völferrechtlichen 
Verkehr unterworfenes Objeft. Soweit die Regeln des Obligationenrechts auf der Freiheit 
der menſchlichen Perſon beruhen und die Übereinftimmung des vernünftigen fittlichen Willens 
als die den Rechtsverkehr der einzelnen Menfchen beftimmende Macht im Vertragärechte 
anerfennen, fann eine Übertragung derjelben Grundfäge auf das Völkerrecht unbedenklich 
erfcheinen. Ebenfo find aud die Regeln, welche ſich auf die Auslegung der Rechtägefchäfte 
beziehen, auf Staatöverträge anwendbar. Wenn das Privatrecht erklärt, daß die ftaatliche 
Geſamtrechtsordnung durch Rechtsgeſchäfte einzelner Perfonen nicht geändert werden fann 
und unfittliche Bedingungen oder Verpflichtungen nicht verbindlich find, fo gilt dieſelbe Nüd- 
ſicht auch im Völferverfehr. Nur ift hier das fittlihe Moment weſentlich in der menſch— 
heitlichen dee zu ſuchen. Durch Vertragsfchluß einzelner Mächte kann niemals abgeändert 
werden, was für das frievliche Nebeneinanderbejtehen der übrigen ſtaatlich organifierten Völker 
wefentlich erjcheint und deswegen als Grundjat des allgemeinen Völkerrechts bereits an- 
erfannt worden ift. Andererjeits iſt gewiß, daß das BVertragsreht nur die Pacifcenten 
jelbjt bindet und jedem Staate nur infoweit Verpflichtungen erwachſen fünnen, als er fie 
übernommen. Was von einer Mehrheit von Nationen als rechtsverbindlih anerkannt 
wurde, bindet darum noch nit alle. Hierin liegt das charakteriſtiſche Moment des 
Völferrehts. Kein Staat fann fi) dem Gerichte anderer Staaten in denjenigen Dingen 
unterwerfen, die feine eigene innere Ordnung allein betreffen oder das Prinzip feines 
Fortbeſtehens angehen. Dagegen follte der Grundſatz gelten, daß in Angelegenheiten des 
allgemeinen Verkehrs der einzelne in Völferrechtsgemeinihaft mit anderen jtehende Staat 
nicht eigenfinnig und willfürlih fi) gegen die Gemeinfamfeit der den Verkehr regelnden 
Normen auflehne Wenn 3. B. fait alle Staaten die Grundſätze über Neutralifation der 
der Pflege und Heilung der Verwundeten dienenden Anftalten angenommen haben, fo follte 
die Verweigerung des Beitritt3 dur einige wenige Staaten niemals von den anderen 
Staaten gleihgültig hingenommen, fondern mindejtens ſchon im gegenwärtigen Kulturftande 
zwar nicht durch den Krieg, aber durch gemeinfame Mafregeln, wie Handelsverkehrsſperre, 
durchgefegt werden. Andererjeits follte, wenn die Zuftimmung mehrerer Mächte zu einem 
dem WBölferverfehr dienlihen Abfommen nicht erlangt werden fann, nicht gezögert werden, 
einen Fortſchritt mwenigjtens unter denjenigen Staaten zu verwirkflihen, die von feiner 
Nüslichfeit überzeugt find. Faſt immer find es im Anfange Verträge unter einzelnen 
wenigen Staaten geweſen, durch welche ein fpäterhin als wichtig erfannter Grundſatz zuerſt 
in die Staatenpraris eingeführt wurde. 

Zwifchen dem Privatvertragsrechte und dem Rechte der Staatsverträge bejtehen erhebliche 
Unterfhiede. Der Vertragsinhalt fann fowohl dem reinen Vermögensrechte als der Sphäre 
rein ſtaatlicher Herrichaftsbethätigung entnommen fein. Was den Vertrag zum Staats- 
vertrag macht, ijt nicht die Natur des Objektes, fondern ausſchließlich die rechtliche 
Beichaffenheit der Kontrahenten, welche es bewirkt, daß Normenfagung und Rechtsgefchäft 
in eins zufammenfallen. Weitaus die meiften Intereſſen, um melde es fi beim Abſchluß 
von Staatsverträgen handelt, find in Geld unfchägbar; ein Aquivalent ift deswegen in 
Fällen der Verlegung ſchwer zu ermitteln. Auch in anderer Hinfiht muß man ſich 
vor übereilter Analogie des Privatrehts hüten. Während Einfhüchterung und Zwang im 
bürgerlihen Verkehr unter allen Umftänden unzuläffig find und der materiellen Liber: 
einjtimmung der Willen hinderlih in den Weg treten, beruhen gerade die für bie 
Entwidlung des pofitiven Völkerrechts wichtigften Vertragsſchließungen auf erzwungener 
Nachgiebigfeit des einen Teils. Es find dies die Friedensſchlüſſe. Gerechter Zwang im Kriege 
it alfo eine gültige Urjache des Nechtserwerbes dur Vertrag. Nur Gemwaltthätigfeit un- 
mittelbar angewandt gegen eine in Vertretung des Staates handelnde Perfon macht in 
Kriegs: wie in Friedenszeiten den Vertragsabſchluß hinfällig. 

Übrigens ift die Grenze zwifchen Privatverträgen der Staatsrepräfentanten über rein 
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perfönliche Angelegenheiten (ihrer Dynaftie, ihres Hausvermögens und Hausrechts u. ſ. w.) 
und Staatöverträgen nicht fo leicht zu ziehen, wie es auf den eriten Blid jcheinen 
fönnte. In der älteren Theorie des Wölferrechts findet fi eine an die noch unflaren 
Berhältnifje der abjoluten Monardie anfnüpfende Unterfcheidung zwifchen perfönlichen und 
fahlihen Staatsverträgen der Fürſten. Die Brivatangelegenheiten eines Fürften find 
überhaupt fein Gegenjtand für Staatöverträge. Dagegen Tann es vorkommen, daß ein 
Fürft, welcher ald Souverän einen Vertrag fchloß, fpäterhin feines Thrones verluftig geht 
und in das Privatleben zurüdtritt. Bei der Mediatifierung zahlreicher Reichsſtände, Die 
das Recht der Vertragsfchliefung ehemals gehabt hatten, trat diefer Fall zu Anfang dieſes 
Dahrhunderts ein. Ebenſo ijt jtreitig geworden, ob der von Preußen mit dem ehemaligen 
König von Hannover abgefchloffene Abfindungsvertrag als Staatsvertrag oder als Privat- 
abfommen aufzufafjen fei. Die regelmäßige Vorausſetzung der Staatsverträge ift ein zwifchen 
den Kontrahenten beftehenver Friedenszuſtand. Doch auch während des Srieges können 
Verträge mit bindender Kraft unter den ftreitenden Teilen abgefchlofjen werden. Ebenſo ift 
es möglich, Vereinbarungen zu treffen, welche gerade auf den Kriegsfall berechnet find. 


$ 49. Die Vertragsarten. Der Verfuh, die einzelnen Arten von Verträgen 
nad gewiſſen Mertmalen zu Maffifizieren, iſt ſchon im Privatrechte mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden. Noch weniger ift es gelungen, im Völkerrecht eine allgemein 
annehmbare Aufitellung durchgreifender Unterfcheidungsmerfmale zu begründen. Grotius 
unterfchied Verträge, welche in Gemäßheit des natürlichen und vernünftigen Völferrechts 
etwas beflimmen, und folde, welde dem natürlichen Völkerrecht Verbindlichkeiten hinzu- 
fügen. Bufendorf ftellte außer diefen beiden noch eine dritte Klaſſe von Verträgen auf, 
nämlid ſolche, melde an ſich unbeitimmte Grundfäge des Völferrehts im einzelnen aus- 
führen und fpecialifieren follen. Damit ftimmt aud die von Neueren vorgeſchlagene 
Einteilung in „requlatorifche”, d. h. Nechtspflicht normierende, und „fonftitutive“, d. h. Rechts: 
pflicht begründende Staatsverträge. Andere wollen bei der Sonderung gewiſſer Vertrags- 
gattungen die zeitlichen Wirkungen berüdjichtigt wiffen und unterfcheiden: Verträge mit 
vorübergehender oder auf einen Einzelfall beſchränkter Wirfung (conventions), Verträge mit 
einer auf Dauer oder auf längere Zeit beichränften Wirkung (traites) und gemilchte 
Verträge (cartels). Ein ficheres Kennzeihen iſt damit gleichfalls nicht gewonnen. [Zum 
ewig ungelöjten Problem der Syſtematik der Völferrechtsverträge verdient der Punkt beſonders 
hervorgehoben zu werden, daß es der Natur diefer Abmahungen wenig entjpricht, wenn fie 
wegen ihrer äußeren Erſcheinungsform auch wirklich in allen Stücken als Rechtsgeſchäfte auf— 
gefaßt werden. Der Staatsvertrag iſt Nehtfegungsaft durch Rechtsvereinbarung, er 
trägt fein objeftives Recht in ſich; ſowenig es aber innerhalb des ſtaatlichen Lebens 
möglich oder nötig iſt, alle rechtſetzenden Akte der Staatsgewalt, die Geſetze und 
Verordnungen u. f. w. nad) ihrem Inhalte zu fchematifieren, ebenſo unmöglich iſt es, die 
inhaltlihe Fülle der internationalen Normenfegung im Fächerwerk einer feit- 
jtehenden Schuleinteilung unterzubringen.] Daß aud die einfeitige oder zweiſeitige 
Natur der Yeiftung in Betracht gezogen werden fann, verfteht ſich von felbit. Am beiten 
wird man, wenn der Inhalt der Staatsverträge betrachtet werden foll, unterfcheiden können 
a, ſolche Specialverträge, die nur auf die befonderen Angelegenheiten zweier Staaten 
Bezug nehmen, ohne daß eine Ausdehnung der Berechtigungen und Verpflichtungen 
auf andere Staaten beabjichtiat fein könnte: Grenzregulierungen Bündniſſe und Alliancen, 
Auslieferungs⸗, Rechtshülfeverträge u. ſ. w.; ferner b. ſolche Verträge, welche ein all⸗ 
gemeines Vertehrspringip und einen allgemeinen Grundſatz entweder zuerſt in poſitiver 
Vertragsform unter gewiſſen Staaten ordnen oder doch deſſen Anwendung in der Staaten— 
praxis näher regulieren, zu denen daher der Beitritt jedem Staate mit verwandtem 
Verkehrsintereſſe offenſteht. Zur Entgegennahme der Beitrittserklärung (Adhäſion) wird 
regelmäßig ſeitens der urſprünglichen Kontrahenten eine Regierung ermächtigt (Genfer 
Konvention, Pariſer Seedeklaration, Poſt- und Telegraphenunion, Unionen zum Schutze des 
geiſtigen Eigentums, der unterſeeiſchen Kabel u. ſ. w.). Hinſichtlich der Wirkung ſtehen 
beide Gattungen von Verträgen einander gleich. Doch bleibt der Unterſchied, daß die 
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zweite Kategorie von Verträgen der Ausdehnung auf die Gefamtheit der Staaten in dem 
Sinne fähig tft, daß jeder Staat gleichzeitig allen anderen verpflichtet wird und ſomit eine 
Verlegung des Vertragsverhältnifjes keineswegs den unmittelbar davon berührten Einzeljtaat 
allein, fondern die Gejamtheit aller übrigen gleichzeitig angeht; c. Verträge mit beſchränktem 
räumlichen Geltungsgebiet einer beftimmten Gruppe von Intereſſenten (Nordſeefiſcherei— 
fonventionen, Stromfonventionen u. ſ. w.)]. 


5 50. Die Perfektion der Staatsverträge bietet Befonderheiten infofern 
dar, als feit längerer Zeit geitritten wurde, ob aud in Ermangelung ausdrüdlichen Vor: 
behaltes ordnungsmäßig und ohne Überfchreitung der Inſtruktion durch Bevollmädhtigte 
abgeſchloſſene Staatsverträge der nachmaligen ausdrüdlien Genehmigung des Souveränd 
oder der Ratififation hinterher zu fiherer Gültigfeit bevürfen. Die ältere Praris neigte 
dahin, die Perfektion der Verträge von dem Augenblide der Unterzeihnung durch bevoll- 
mächtigte Minifter zu datieren. Einige Schriftfteller verwirrten darauf die Frage durch eine 
ins einzelne gehende Kafuiftif, indem fie unterfchieden wifjen wollten, ob ein Bevollmädhtigter 
etwa gegen geheime Inſtruktionen gehandelt habe oder nicht. [Neuerdings hat die entgegen: 
gejegte Praris die Oberhand gewonnen, nad) welcher der Vertragsabihluß erjt mit der vom 
Staatöoberhaupte vorgenommenen Ratififation perfelt wird. Bis zur Vornahme diefes 
Rechtsaftes ift das Stadium der Verhandlung, der Inhaltsberatung nicht abgeſchloſſen. 
Erjt dur die Auswechſelung der von dem oberjten Staatsorgane mitteljt eigenhändiger 
Unterfchrift (eventuell unter Beobachtung der landesrechtlichen Normen der minijteriellen 
Kontrafignatur) volljogenen Ratififationsurfunden ift die Erklärung und Annahme des 
Konfenfus der Parteien juriftiich vollendet. Die Beweglichkeit des Verkehrs hat jedoch dazu 
geführt, daß von diefer folennen Form der Natififation nur bei den auch in feierlicherer 
Form aufgerichteten Verträgen (Unionen, Verträgen, Konventionen, Kongreß- und Konferenz: 
aften u. ſ. mw.) Gebraud gemacht wird. In allen anderen Fällen, in denen die Vertrags- 
ſchließung in minder ſolennen Formen erfolgen ſoll (zweiſeitige Deklarationen, Vereinbarungen 
in der Form von Protokollerklärungen, identiſche Noten u. ſ. w.), wird regelmäßig dem 
Organ, weldes mit der Aufſetzung des Vertragsinhalts amtsmäßig betraut ift, auch die 
Natififationsermächtigung erteilt. Das völferrechtliche ius repraesentationis omnimodae hat 
durd die allgemein gewordene verfafjungsmäßig erforderliche Zuftimmung der VBolfsvertretungs- 
förper zu ben meijten der auf die internationale Rechts- und Wirtfchaftsordnung einwirfen- 
den Verträge eine Beichränfung erlitten, welcher im einzelnen Vertragsichließungsfalle das 
Attribut der Notorietät nicht verfagt werden fann.] Es entjpricht dieſe Auffafjung der 
bejonderen Wichtigfeit der Staatöverträge, deren forgfältige Prüfung und mehrfache Sichtung 
ihrer Haltbarkeit nur dienlich fein fann. Ausnahmen find denfbar, wenn es fi 3.3. um 
Verträge handelt, die fofort in Wirkſamkeit treten follen und durch den Vorbehalt der 
Ratififation einen den Abfichten der Kontrahenten hinderlichen Aufſchub erfahren würden. 
Hierher würden die unter Kriegführenden getroffenen, zur unmittelbaren Ausführung be- 
jtimmten Abreden zu zählen fein. In folden Fällen würde mindeitens der Vorbehalt der 
Ratififation ausdrüdlic auszufprechen fein. 


8 51. Siderungsmittel für die Erfüllung der Staatsverträge. Ne 
weniger die Juftizgewalt überall im ftande ift, den Privatverträgen Nahdrud zu verjchaffen, 
deito jtärfer ift das Bedürfnis der Vorforge in der Verſtärkung vertragsmäßiger Forderungs— 
rechte. Daher Pfand und Bürgfchaften oder Leiftung und Gegenleiftung Zug um Zug, 
der Taufhhandel ohne Kredit. Den Staatöverträgen fehlt eine ihre Erfüllung fichernde 
Inſtanz; jede Nation hat im mejentlihen nur das Zutrauen auf den guten Willen des 
andern Kontrahenten und ihre eigene Kraft bei der vorausfichtlic zu erwartenden Erfüllung 
der Verträge zu veranjchlagen. Noch wichtiger ift indeſſen als Rüdhalt für das Vertrags- 
recht die Verftärfung der öffentlichen Moral in dem Staatenverfehr und die Nüdfichtnahme, 
welche beim Abſchluß der Staatäverträge die Gegenfeitigfeit der Vorteile für alle Beteiligten 
im Auge behält. Wie wefentlih dies ift, zeigt fih an der SHinfälligfeit derjenigen 
Eicherungsmittel, welche man in alter Zeit zur Beftärfung der Staatsverträge anzuwenden 
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pflegte. Zunächſt der feierlichen Beteuerungen und Eidesleiftungen, durd welche Beobachtung 
der Verträge angelobt wurde. Schon im Mittelalter waren eidliche Verfprehungen bedenklich 
geworden, nachdem das päpftliche Dispenfationsreht den Eiden ihre Unerfchütterlichfeit ge- 
nommen hatte. Ein zweites Beftärfungsmittel, deſſen man ſich in älterer Zeit bediente, waren 
die Geifeln. Entweder nad Analogie der Pfändung weggenommen oder durd Vertrag 
bingegeben, jollten angefehene, dem verpflichteten Staatsweſen angehörige Perſonen (VBafallen ) 
bis zur Erfüllung eines Vertrags von den Forderungsberechtigten feitgehalten, im Nicht: 
erfüllungsfalle getötet werben fönnen. hr Vermißtwerden und das ihnen drohende Schidjal 
wurde als Motiv gegen fäumige oder mwiderwillige Pflichterfüllung benugt. Da die neuere 
Zeit die Tötung der Geifeln unbedingt verwerfen muß, iſt diefes Hülfsmittel ebenfo wie 
das früher genannte ald wenig praftifh, aber im Anmwendungsfalle bei tauglihem Anlafje 
(1866, 1870) nicht als rechtswidrig zu bezeichnen. Höchſtens läßt es fih im Verkehr mit 
halbwilden und barbarifchen Völkern verwerten, wenn deren Häuptlinge ſelbſt als Geifeln 
feitgehalten werden. Auch die in Friedensſchlüſſen eingeräumte Befugnis, bis zur Abzahlung 
der Kriegsfoften das Gebiet des unterliegenden Teiles beſetzt zu halten, fällt unter den 
Gefichtspunft der rechtlich zuläffigen Sicherungsmittel. 


8 52. Garantieverträge Das in der Gegenwart gebräudlichite Sicherungs: 
mittel ift die Garantie, welde als Analogie der privatrecdhtlihen Bürgihaft nur durch 
bejonderen Vertrag fonjtituiert werden fann. Der garantierende Staat übernimmt Die 
Verpflichtung, mit feiner Macht oder feinen finanziellen Mitteln für die Rechte oder Pflichten 
eines anderen Staates einzutreten 

entweder in Beziehung auf ein obligatorifches Verhältnis, wie bei direkter Aufnahme 

einer Staatsanleihe, 

oder in Beziehung auf die Aufrechterhaltung eines territorialen Befisftandes gegen Er- 

oberung und äußere Gefährdung. 

In diefem letztgedachten Objekte der Garantie liegt eine in der Natur des Völker— 
rechts begründete Bejonderheit. Der Garant übernimmt hier die Sicherung eines bereits 
erijtenten Nechtszuftandes, vielleicht alfo des international gar nicht angezweifelten Eigentums 
an Staatsgebiet. Seine Verpflichtung beiteht in der Anwendung aller feiner Hülfsmittel, 
um erforderlichen Falls den Bebrohten vor Verluften oder Nechtsftörungen zu bewahren. Da- 
gegen erlangt er fein Recht, fi) ungerufen einzumifchen in Veränderungen, die das garan- 
tierte Nechtsverhältnis etwa ohne fein Zuthun erleidet. Ebenſowenig iſt er befugt, fein 
Schiedsrichteramt aufzudrängen. Andererfeits kann er auch nit in Anfprud genommen 
werden, wenn durch verfpätetes Eingreifen gegen eine drohende Gefahr die Möglichkeit der 
Abhülfe durch den forderungsberechtigten Staat felbjt verfäumt wird. Das Schußverhältnis 
zur Verteidigung halbjouveräner Staaten beruht auf dem Grundgedanfen der territorialen 
Garantiebedürfniffe. Nicht zu verfennen ift, daß Garantieverträge vielfach bedenklich find. 
Der ſchwächere Staat fann möglicherweife den gewifjenhaften Garanten in einen Krieg ver- 
wideln. Oder der Garant macht in fritifchen Zeiten doc feine Hülfsleiftungen von dem 
Stande der eigenen Staatsinterefjen abhängig. ine bejondere Form find die Kolleftiv: 
garantieen, welde die Neutralität gewiſſer Staaten und folglid deren Selbjtändigfeit 
nad) außen gewährleijten. Die legte diefem Gedanken gewordene Anwendung bezog fich auf 
das Großherzogtum Luxemburg (1867) und hat im englifchen Parlament zu der unentjchieden 
gebliebenen Streitfrage Anlaf geboten, ob jeder einzelne Staat für fih allein oder nur in 
Gemeinſchaft mit allen anderen garantierenden Staaten zur Aufrechterhaltung des gewähr- 
leijteten Zuftandes durch friegerifche Gewalt verpflichtet werde. 

Als Sicherungsmittel für die Erfüllung der Verträge fann in gewiffem Sinne aud 
die Vorforge für unparteiifche Entfcheidung etwa entjtehender Streitfragen, namentlich auch) 
der zweifelhaften Auslegung von Vertragsinftrumenten, angefehen werden. Die im voraus 
gefchehene Vereinbarung einer genau bezeichneten ſchiedsrichterlichen Inſtanz für die Bei- 
legung von Zwiftigfeiten beruht auf diefem Gefihtspunfte. Manche neuere Verträge ent- 
halten eine fogenannte fchiedsrichterlihe Klaufel, in welcher die aus dem Vertrage erwad- 
ſenden Differenzen zu jchiedsrichterliher Entſcheidung verwiejen werden. 
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5 5%. Aufhebung der Verträge Durh den freien Willen der Kontrahenten 
geſchloſſen, können Staatöverträge felbftverjtändlich auch durch freie Übereinfunft der Be- 
teiligten aufgehoben werden. Bei den großen Kolleftivverträgen des europäifchen Wölfer- 
rechts folgt daraus die Notwendigkeit, daß ſämtliche Kontrahenten ſich wegen nachträg— 
licher Abänderungen miteinander in Verbindung ſetzen. Außerdem kommen bei Staats- 
verträgen diejenigen Anfechtungsgründe in Betracht, welche aus allgemein rechtlichen Grund- 
fäsen ihre Geltung behaupten. Bon formalen Nichtigkeiten fann dabei nicht die Rede fein. 
Es giebt feine Gewalt, welche die Innehaltung gewiſſer Formen bei dem Abſchluß der 
Verträge vorjchreiben könnte. Schriftlichfeit, wenngleih aus natürlichen Gründen die herr- 
chende Regel, ift zum Abſchluß der Staatöverträge nicht erforderlich. 

Bejondere Erwähnung vom völferrechtlihen Standpunkte aus verdienen, abgefehen von 
den meijt in den Vertragsurfunden felbft enthaltenen VBorfchriften über den Zeitraum der 
Gültigkeit, Ablauf, Erneuerung, Kündigungsfrift, Refiliation 2c., folgende Aufhebungsgründe: 

1. Die Aufhebung wegen veränderter Umftände oder die fogenannte clausula rebus sic 
stantibus, welche in früherer Zeit einen jtet3 willfommenen Vorwand bot, um ſich der Erfüllung 
vertragämäßiger Obliegenheiten zu entziehen. Damit ift gemeint: Wegfall einer von den 
Kontrahenten ſtillſchweigend vorausgejegten wejentlichen Bedingung oder Eintritt einer Refolutiv- 
bedingung, melde, auch ohne ausdrücklich verabredet zu fein, in denjenigen Fällen voraus- 
zufegen it, in denen ein beim Vertragsabſchluß vorhandener Staatszuftand als angenommene 
Vorausfegung des Kontraftes aufhört zu eriftieren. Die Beziehungen zweier Staaten zu- 
einander find in viel höherem Maße abhängig von den thatfähliden Ereignifjen, die ſich 
unabhängig von dem Willen derfelben durch Zuthun Dritter vollziehen. Ein ald dauernd 
vorausgejegter Zuftand kann hinterher plöglich unhaltbar werden. Es ift nicht notwendig, 
daß unberehenbare Ereignifje gerade in die Form einer Bedingung eingefleidvet werden, um 
den Effeft einer Bedingung herbeizuführen. 

2. Vertragsbrud von einer Seite entbindet auch den anderen Kontrahenten von der 
Verpflihtung, den Vertrag zu erfüllen. Im Givilreht läßt fich denken, daß man der Nicht: 
erfüllung eines Vertrages nur die Folge einer Erfüllungsflage, der Weigerung der Pflichtigen 
nur das gerichtliche Zwangsrecht auf Anrufen der Berechtigten gegemüberjtelle. Im Völker: 
recht ift es weſentlich, dem ſchwächeren Staate das Recht des Nüdtrittes im Falle der Ver: 
tragsverlegung zu laſſen. Denn hierin liegt die einzige Möglichkeit, die Gerechtigkeit gegen 
einen mächtigen Staat, der dur Krieg eines ſchwächeren Kontrahenten nicht bezwungen 
werden fünnte, aufrechtzuerhalten. Andernfalls würde das mwiderfinnige Ergebnis entftehen, 
daß ein Großftaat gegenüber dem Kleinftaat feine Forderungen erzwingen dürfte, ohne feiner: 
jeits zur Erfüllung feiner Obliegenheiten angehalten werden zu fönnen. Aud in Konföde: 
rationen, allermindejtens im Staatenbunde, muß behauptet werden, daß ein Bruch der Bundes- 
grundverträge die daburd verlegten Mitgliever berechtigt auszufcheiden, vorausgejeßt daß 
feine Inſtanz zur friedlichen Ausgleichung der Nechtsverlegungen im voraus vereinbart wäre. 
Die bloße Verheißung, daß ein Bund dauernd oder ewig beitehen folle, fteht dem Ausſcheiden 
eines in feinen Grundrechten gefchädigten Staates nicht entgegen. 

Bei der Wirkung des Vertragsbruches ift übrigens wiederum zu unterfcheiden zwiſchen 
Specialverträgen einzelner Nationen und den völferrechtlichen Gefamtverträgen. Bei 
den erjteren wird der Bruch einer einzelnen Beitimmung den Erfolg haben, die andere Partei 
zur Aufhebung des ganzen Vertrages zu berechtigen. Andernfalls wäre es jedem Kontrahenten 
hinterher in die Hand gegeben, ſich einfeitig den ihm läftig gewordenen Beitimmungen zu 
entziehen und die ihm vorteilhaften zu fonfervieren. Bei den Gefamtverträgen, melde ein 
völferrechtliches Prinzip, 3. B. die Nichtanwendung gewiſſer Zerftörungsmittel im Kriege, 
zur Anwendung bringen, wird die Zumiderhandlung eines Kontrahenten niemals den Ver- 
trag in deſſen Beſtande berühren, fondern nur zur Erwiderung im Wege der Repreijalien 
berechtigen. Auch werden folche Verträge, wenn einzelnen Beftimmungen zumider thatſäch— 
liche Beränderungen vor fich gehen, immer teilmeife fortbeftehen können. So hat man an- 
genommen, daß troß der feit 1830 eingetretenen territorialen Neubildungen die Wiener 
Kongreßafte in Wirkſamkeit geblieben it. 

3. Der Ausbruch des Krieges kann ebenfalls nicht ohne tiefeingreifende Wirfung auf 

v. Holgendorff, Encytlopädie. I. 5. Aufl, 83 
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das Vertragsrecht der friegführenden Staaten bleiben. Unbedenklich beſtehen nur diejenigen 
Verträge fort, welche ſich gerade auf das feindliche Verhältnis der Friegführenden Staaten 
zueinander im voraus beziehen, beifpielsweife einen Verzicht auf gewiffe an ſich nicht 
völferrehtswidrige Mittel der Kriegführung ausſprechen. Aufgehoben werden diejenigen 
Verträge, welche mit dem Kriegsgrunde in irgend einem rechtlichen Zufammenhange ftehen 
oder felbjt wegen ihres Inhalts oder ihrer Erfüllung den Krieg veranlaßt haben. Alle 
anderen Staatöverträge, weldye Zeitung und Gegenleiftung von Kriegführenden ftipulieren, 
fönnen während des Krieges nicht zur Ausführung fommen. Sie müfjen daher mindejtens 
fufpendiert werden. Ob fie aber geradezu durch den Ausbruch des Krieges ohne weiteres aufge- 
hoben find und aljo im Falle eines Friedensſchluſſes ausdrücklich wiederhergejtellt werden müſſen 
oder ob die AKriegführenden berechtigt find, ihren Rücktritt einfeitig zu erflären, und bei 
unterlafjener Erklärung die Reftitution des alten Bertragszuftandes bejonders jtipuliert wer— 
den muß, das find meiftenteils noch offene Fragen, bezüglidy welcher die Meinungen vielfach 
voneinander abmweichen, 
gitteratur: v. Holkendorff, Handbud des Völferrehts III (die Beiträge von Geßner, 
v. Melle, Geffden, Meili, Dambah und Lammaſch); Laband, Staatsrecht des Deutichen 
Reiches. 2 Aufl. 1626 ff.; Seligmann, Gefeg und Vertrag: E. v. Meier, Über den Abſchluß von 
en 1874; Gorius, Vertragsrecht des Deutjchen Reiches (in Hirths Annalen. 1875. 
); Zorn, Die deutfchen Staatsverträge (in der Zeitichrift für die gefamten Staatswiſſen— 
(daten ig XXXVD); Unger, Über die Gültigkeit von Staatsverträgen (in Grünhuts Beitichrift VI 
9); Jellinek, Die rechtliche Natur der Staatenverträge. 1880; M. Pröbſt, Die Lehre vom Ab- 
ſchluß völferrechtlicher Berträge durch das Deutſche Neih und die Eingelftaaten des Reichs. 1882: 
Deffter-Geffden, Das europäiiche Lötterreit. 7. Ausgabe 1881. ©. 75 f.; Bluntſchli, Tas 
moderne Bölferreht. 2. Aufl. 1872. 250 ff.;: Hartmann, Inſtitutionen des praftiichen Bölfer- 
rechts in Friedenszeiten. 1874. ©. 207 ff.; Bulmerincq, Bölterreht $$ 50 fi.: Stoerf in 
v. Stengels Wörterbuch „Staatsverträge“; Buonamieci, Dei trattati internazionali. Pisa 1878; 
Twiss, On the treaty-making power of the erown; Vattel, Droit des gens. 1835. Bd. I Bud) ri 
$ 26 ff.: Klüber, Droit des gens moderne de l’Europe. 2. Aufl. 1874. 88 150 ff.; Calvo, Le 
droit international I 640 fi.; Wheaton, Elements of international Law. 2. Aufl. 1880. ©. 2332; 
Kent, Commentaries on international Law. 1866. ©. 119 ff.; v. Martens-Bergbohm, Bölter- 
recht 1 390 ff.; Nizze, Das aligemeine Seeredht der civilifierten Nationen I 95 ff. (1851): v. Kalten« 
born, Grundſätze des praktiſchen europäiſchen Seerechts 1 $$ 19 fi. (1857): Perels, Das internatio- 
nale öffentliche Seerecht der Gegenwart. 1882. &. 9 ff.: Tronei, Saggio filosofico giuridico sulle 
eonvenzione internazionali. 1864. — Treaties and conventions, eoneluded between the United 
Staates of Amerien and other Powers. Washington 1873. S. 729 fi. 


Vi. Die Alagifraturen des völkerrecdtlichen Verkehrs. 


Ss 54. [Die oberjte Xeitung der auswärtigen Angelegenheiten. Die 
aus der Zugehörigkeit eines Staates zur Staatengefellfchaft fließenden mechfelfeitigen Be- 
ziehungen rechtlicher Natur finden ihre amtliche Wahrnehmung und Pflege feitens oberjter 
ſtaatlicher Gentralbehörden, welche ſich in den europäijchen Gemeinweſen regelmäßig am 
frühejten innerhalb der Amtsorganifation und an deren Spige, teils losgelöjt teils in 
dauernder Verbindung mit dem Geheimen Rat (Privy Conneil), ausgebildet haben. Während, 
von der oberjten Heeresleitung abgejehen, alle anderen Äußerungen der Staatsgewalt beim 
Übergange zum repräjentativen Syſtem gründliche Umbildungsprozefje durdlaufen mußten, 
hat der Kreis der hier in Betracht fommenden Staatsthätigfeitsformen feine innige Ver: 
bindung mit der unfontrollierten Kompetenz und perfönlihen Wirkſamkeit des Monarchen im 
weſentlichen unverändert erhalten. Die Kortführung und Anfnüpfung der die Stellung des 
Staates und feiner Angehörigen zur fremden Staatsgewalt in Krieg und ‚Frieden regelnden 
Rechtsbeziehungen blieben fajt völlig unberührt von dem im übrigen Staatenleben nahezu 
unaufhaltjam gewordenen Siegeszug der fogenannten Yehre von der Teilung der Gewalten. 
Schon ihr beredtejter Wortführer J. Yode erkennt (Two Treatises of Government B. II) die 
Notwendigkeit an, die hier in Betracht fommenden VBerwaltungsgeihäfte der „felerative 
power“ ſyſtematiſch loszulöfen von dem geſamten Kompler der anderen Vermaltungsalte, 
welche er und mit ihm die ganze Schule mit größerer oder geringerer Schärfe der oberiten 
Kontrollinſtanz der gejeggebenden Körperſchaft unteritellt. 
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In der That läßt ſich das Gebiet fachlicher Zuftändigfeit der zur Wahrnehmung der 
auswärtigen Angelegenheiten eingefegten oberjten Staatsbehörden der Natur der Sade nad) 
nur zu einem fleinen und feineswegs wichtigſten Teile durch ausdrückliche geſetzliche Vor— 
Schriften inhaltlih genau bezeichnen. Die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten 
unterjcheidet fi von der des Innern vornehmlich dadurd, daß jene den Staat, wie Locke 
fih ausdrüdt, ald „one body“, als eine räumliche und geiftige Einheit, als ein Indivi— 
duelles betreffen und daher aud in der amtlichen Vollziehung eine volljtändige Individua— 
lifierung in der Perſon des Monarchen nicht nur vertragen, fondern auch bedingen; ſodann, 
daß fie eine Beweglichkeit an ſich haben, die feine gejeglihe und feine zwingende gewohn— 
heitsrechtliche Firierung zuläßt. 

Diefer im innerften Weſen liegenden Eigentümlicjfeit der Verwaltung der auswärtigen 
Angelegenheiten entfpricht deren unmittelbare perjfönlide Führung jeitens des In— 
habers der höchſten Gewalt in allen monardiichen Staaten. 

Im übrigen geitaltet ſich die Wirffamfeit der hier in Betracht fommenden Behörden 
(Minifterien) innerhalb des modernen hochgejteigerten internationalen Berfehrs überaus 
mannigfaltid. Zur Bezeichnung der Haupt: und Grundrichtungen dieſes Verwaltungszweiges 
dienen bald die Unterjcheidungsmerfmale der „hohen Politif” und der Handelspolitif, bald 
die des äußeren „diplomatiſchen“ Dienjtes und des inneren Minifterialdienftes im engeren 
Sinne, des gefandtfchaftlichen und des fonjularifchen Dienjtes. Unter Ausſcheidung der in 
den Rahmen des innerjtaatlihen Amtsrechts fallenden Materien jollen hier die im Auslande 
zur Wahrnehmung jtaatlihen Imperiums berufenen Funktionäre ale Magijtrate des inter- 
nationalen Verfehrs näher ing Auge gefaßt werden. ] 

Litteratur: Geffden im Handbuch des Völkerrechts III 605 ff.; Stoerf im Wörterbud 


des deutichen erg von v. Stengel „Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten“ ; 
Rivier, Völkerrecht 88 33 ff 


8 55. Das Gejandtihaftswejen der neueren Zeit. Die Achtung vor 
der Perfon der Gefandten ift eine der frühejten Manifeftationen der Verfehränotwendigfeit 
und fonad des Völferrehts. Anfangs auf unflarer Empfindung, meijtenteils auf religiöfer 
Scheu beruhend, wird die Heilighaltung gefandtichaftlicher Perfonen nah und nad als 
rechtliche Notwendigfeit erfannt und zu dem Nange einer für den Völfervertehr unerläßlichen 
Fundamentalbeſtimmung erhoben. Die gefchichtlihe Entwidlung des Geſandtſchaftsrechts 
läßt uns zwei Stufen erfennen, auf weldje bereits hingemwiefen wurde: das nicht ftändige 
Geſandtſchaftsweſen der älteren Zeit und ſpäter das jtändige Geſandtſchaftsweſen, jeit dem 
Ende des 15. und dem Beginn des 16. Jahrhunderts auffommend, feit der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts allgemein herrſchend. Allem Geſandtſchaftsweſen liegt als thatfächlich 
die Unmöglichkeit zu Grunde, daß die unmittelbar berufenen Staatsorgane, Monarchen oder 
demofratifche Volfsverfammlungen, auswärtige Neichsangelegenheiten, die eine Ortsverände- 
rung der verhandelnden Perſonen notwendig machen, jelbjt wahrnehmen. Die Gegenwart 
des Herrſchers ift im Inlande notwendig, und eine Volfsverfammlung fann ſich über- 
haupt nicht außer Yandes begeben. Das ftändige Geſandtſchaftsweſen der letzten Jahr— 
hunderte zeigt uns aber außerdem das Wachstum der ftaatlichen Beziehungen: auf der einen 
Seite fo zahlreihe Geichäfte, daß in Großftaaten nicht einmal eine Perfon ausreicht, jondern 
zu deren Beforgung ein bejonderes gefandtichaftliches Perſonal erfordert wird, andererſeits 
eine auf gefchäftlicher Tradition beruhende Sachverjtändigfeit in der Handhabung der diplo- 
matischen Technik der Verkehrsformen. Die Grundfäße, welche heute das Gefandtichaftsredht 
ausmachen, find entweder Regeln des allgemeinen Völkerrechts oder Regeln des Gere- 
moniel®, welche ji in der Prarxis der monarchiſchen Höfe entwickelt haben, weil ſich Ge— 
ſandtſchaftsweſen und Diplomatie im ſtrengſten Anſchluß an die fürſtlichen Kabinette hielten. 
Einerſeits gelten die Geſandten als Vertreter ihrer abweſenden Souveräne, andererſeits 
waren ſie durch die Natur der ihnen obliegenden Geſchäfte genötigt, am fremden Hofe ſelbſt 
zu reſidieren. Das Geſetz der Arbeitsteilung läßt übrigens ſchon jetzt vorausſehen, daß das 
Bejandtichaftsweien in der Zukunft noch weiteren Veränderungen unterworfen werden wird. 
Neben den gefandtfchaftlichen Verfonen befinden ſich bereits andere, welche zur Wahrnehmung 
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befonderer Angelegenheiten entfendet find, z. B. Militärbevollmädtigte, Attaches zum fpe- 
cielen Studium des Handels, der technifchen Fortſchritte ꝛc. und Dolmetſcher. innerhalb 
der Geſandtſchaften ſelbſt gliedern ſich die Arbeitsleiftungen mehr und mehr in Einzelheiten. 
Hier und da finden fich bereits rechtsverftändige Syndici und Konfulenten, die mit dem 
Völferreht und der juriftifchen Praris der einzelnen Länder vertraut find. Der Wirfungs- 
freis der Geſandtſchaften läßt fih im folgende Hauptbeftandteile zerlegen: Bejorgung der 
Nechtsangelegenheiten zwifhen Staat und Staat, Vertretung der Rechtsangelegenheiten der 
im Auslande lebenden Staatsangehörigen, Pflege des freundſchaftlichen Verkehrs unter den 
Regierungen durch Informationsvermittelung und Gefälligkeitsleiftung, folenne und ceremonielle 
Nepräfentation der Würde des vertretenen Staats im Auslande, Vermittelung des Meinungs: 
austaufches. 

Litteratur: Geffden im Handbud des Böllerrehts III 605 fi.; Rivier, Völkerrecht 
88 35 ff., mit zahlreihen Xitteraturdaten: Wicquefort, L’'ambassadeur et ses fonctions (für die 
ältere Zeit). 1679. 4. Ausgabe. Mit Barbeyracs Noten. 1730; Miruſs, Gefandtichaftsrecht. 
847; Alt, Handbuch des europäifhen Geſandtſchaftsrechts. 1870; F. de Cussy, Dietionnaire ou 
manuel lexique du diplomate et du consul. 1846. — Über das Technifch-Formale: G. de Martens, 
Manuel diplomatique ou preeis des droits et des fonetions des agents diplomatiques. 1822; Der- 
felbe, Guide diplomatique. Leipzig 1832. 5. &d. entiörement refondue par F. H. Geffeken. 
1866; Grenville Murray, Droits et devoirs des employ&s diplomatiques. London 1853; Gar- 
eia. de Vega, Guide pratique des agens politiques du ministöre des affaires &trangtres. 1852: 
Comte de Garden, Trait& complet de diplomatie ou th6orie generale des relations exterieures des 
puissances de l’Europe. 1833; Esperson, Diritto diplomatico. 1872; Pradier-Fod&re, Cours 
de droit diplomatique. 2 Bände. 1881; P. Lewy, Des consulats et des ambassades. 2. &d. 1876. 


8 56. Recht der Entjendung und des Empfanges. Gefandte zu entjenden 
(aktives Gefandtfchaftsreht) und zu empfangen (paffives Geſandtſchaftsrecht) ift ein Attribut 
der fouveränen Gewalt, hergeleitet aus dem Anfpruche auf äußeren Verkehr, welcher ohne 
Geſandtſchaftsweſen nur in fehr unvollfommener Weife von ftatten gehen könnte. Bon 
felbft verbietet fi ein doppeltes Geſandtſchaftsweſen in der Art, daß etwa gleichzeitig bei 
einem thatſächlich herrichenden und einem rechtswidrig entthronten Monarchen Gefandte 
unterhalten würden. Während des franzöfifch-deutfchen Krieges beſtand jedoch die abnorme 
Einrichtung, daß mit der Teilung des Regierungsperfonals einige Mächte neben ihrer Ver— 
tretung in dem belagerten Paris noch eine zweite Vertretung bei der in Tours und Bor- 
deaur rejidierenden Regierungsabteilung unterhielten. Eine mehrfache Vertretung an dem- 
felben Orte bei verfchievdenen Souveränen hat Rom aufzumweifen. Welche Perfonen ein 
Staat in gefandtichaftliher Eigenſchaft entfenden will, unterliegt lediglich feiner Prüfung. 
Auch find die Vorfhriften über Ausbildung, Vorbereitung, Ernennung und Befähigung der 
gefandtichaftlihen Perſonen ein Beftandteil des Staats- oder Verwaltungsrechts. Das 
Völkerrecht kennt feine Unfähigfeitsgründe, durch welche irgend eine zurechnungsfähige Per- 
fon von der Übernahme gejandtfchaftlicher Funktionen überhaupt ausgeſchloſſen wäre. Doch 
fann ein Souverän nicht für verpflichtet erachtet werden, jede beliebige Perſon zu empfangen. 
Jene bereits aufgeführte Zmwedbeitimmung der Pflege freundfchaftliher Verkehröbeziehungen 
und der gefellichaftlichen Nepräfentation bringt es mit fi, daß mweniaftens folde Perfonen 
zurüdgemwiejen werben dürfen, die ungeeignet erfcheinen, als Vertreter einer fremden Macht 
in näherer perfönlicher Beziehung zu dem empfangenden Souverän zu ftehen. Won jeher 
war man der Anficht, daß mit Nüdficht auf die möglicherweife eintretende Kollifion diver- 
gierender Berbindlichfeiten die eigenen Unterthanen in der Eigenſchaft eines Vertreters 
fremder Mächte nicht empfangen zu werben brauchen. Aus mehr ftaatsrechtlihen Gründen 
dürfen auch Gefandte abgewiefen werden, welche, wie zumeilen die Nuntien der Päpite, be- 
fürchten ließen, daß ihre weitausgedehnten Vollmachten zu Konflitten mit der inneren Staats: 
leitung führen fönnten. Umgekehrt hat in neuejter Zeit der Papſt den Empfang eines 
Kardinal als Gefandten einer weltlihen Macht abgelehnt. Unter allen Umftänden wird vom 
Standpunkte des heutigen Völkerrechts aus zu behaupten fein, daß ftändige Gefandtichaften 
überhaupt nicht mehr willfürlih abgelehnt werden dürfen (mas in der Mitte des fiebzjehnten 
Jahrhunderts Grotius noch verfihern fonnte); daß man gegenwärtig ganz allgemein das 
Vorhandenfein ftändiger Geſandtſchaften als wefentlihes Clement eines friedlichen Völker: 
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verfehr8 anfieht, ergiebt fich gegenteilig aus der Auffafjung, welche in dem Abbrud der 
diplomatischen Beziehungen das Merkmal ernithafter Zmwiftigfeiten, oftmals jogar eines heran- 
nahenden Krieges erblidt. Die Gegenwart einer jtändigen Geſandtſchaft ſymboliſiert jogar 
den weniger freundlich gefinnten Völkern gegenüber die dem Auslande zu erweiſende verfehrs: 
rechtliche Nücficht ; fie gewöhnt aufßereuropäifche Nationen an freundfchaftlichen Verkehr mit 
den fremden. Aus diefem Grunde war es nicht ohne MWichtigfeit, daß die Weſtmächte in 
dem legten chineſiſchen Kriege das Recht einer ftändigen Gefandtichaft erzwangen. Entfendung 
und Empfang der Gefandten werben äußerlid vermittelt durch Beglaubigung, welche bemirft 
wird entweder durch Ausftellung einer Vollmacht zur Wahrnehmung beftimmter, darin 
näher bezeichneter Geichäfte, z. B. der zum Abſchluß eines Staatsvertrages notwendigen 
Vorbereitungen und VBorverhandlungen, oder eigener fogenannter Beglaubigungsjdhreiben 
des entfendenden an den empfangenden Souverän, die zu perfönlicher Übergabe durch den er- 
nannten Gefandten beftimmt jind, oder endlich durch einfache Schreiben zwifchen den aus- 
wärtigen Minifterien der beteiligten Staaten. Dieſe lettere, mehr formloje Art der Be- 
glaubigung pflegt in folchen Fällen gewählt zu werden, in denen man den rein geichäftlichen 
Charakter der gefandtjchaftlihen Funktionen ohne NRepräfentation der Staatswürde hervorzu: 
heben wünſcht (Charges d’Aflaires). Der accrebitierte Gefandte ift zur Ausübung feiner 
Amtsfunftionen im diesfeitigen Staatsgebiete autorijiert. 


857. [Redtlihe Vorkehrungen zum Schuß der geſandtſchaftlichen 
Funftionäre Die dauernd vorfchreitende Bewegung des Wölferrehts, das von ben 
primitiven Anfängen eines durch ſakrale Vorftellungen geleiteten dunflen Zwedgefühls aus- 
gehend bis zu der Entwidlung ſcharf ausgeftalteter Rechtsinſtitute vorgedrungen iſt, zeigt 
ſich nirgends deutlicher als im Gebiete des Geſandtſchaftsrechts. Die Materie hat ihren 
früheren ſakralen Charakter überall verloren, und an die Stelle der gänzlih unfaßbaren Be- 
griffe der Heiligkeit und Unverleglichfeit ift — namentlich ſeitdem die „Unverleglichfeit“ inner- 
halb der geficherten Nechtsordnung des gefitteten Staates zum Attribut eines jeden Staats- 
bewohners geworden ift — das in jeinen juriftifchen Grundlagen fchärfer erfannte Schußprivileg 
des Gefandten, die jogenannte Erterritorialität, getreten. Wir bezeichnen die im fremden 
Staatögebiete den wejentlihen Außerungen der Staatögewalt nicht unterftehenden Perſonen 
als erterritorial, ihren Rechtszuftand mit dem jene Ausnahmen zufammenfafjenden Ausdrude 
der Erterritorialität. Bon dem ftörenden Beiwerk der mit der Bezeichnung traditionell 
verbundenen Fiktion losgelöjt, liegt in der Erterritorialität infofern ein völferrechtliches Aus: 
nahmeverhältnis vor, ald die zu ihrem Genuſſe berechtigte Perſon bei ihrem Eintritt in den 
Staat nit auch zugleich den Eintritt in die volle ftaatliche Rechtsordnung vornimmt. Der 
Nechtseffeft diefer Ausnahme zeigt fih in allen Gebieten des ftaatlihen Nechtölebens, im 
Strafrecht, Civilrecht, Prozeßrecht, Finanz, Militärrecht ꝛc. 

Die Exemtion von der Staatsgewalt bedarf als weitgehendes Privilegium zu ihrer 
juriftiichen Begründung eines befonderen Nechtstitels, der nur in der ausdrüdlichen oder 
ftillfchweigenden Bewilligung der Territorialgewalt gefunden werden fann. Diefelbe 
fann ihrer Natur nad ebenfowohl fpeciell wie generell fein, wenn nur der Endeffeft des 
ganzen Ausnahmeverhältnifjes darin gipfelt, daß jede direfte oder indirefte Einwirkung der 
jtaatlihen Gewalt auf die Perſon des Erterritorialen rechtlich verhindert wird. Zu be- 
achten ift, daß der Umfang der Eremtion als eine rechtögefchichtliche Thatſache erſt nad) 
den gewohnheits-, gejehes- und vertragsrechtlichen Vorfchriften in den einzelnen Staaten 
bejtimmt werden fann, daß aber das Erterritorialitätsinftitut in feinen wichtigſten eſſen— 
tiellen Grundlagen von allen völferrehtlichen Verkehr pflegenden Staaten anerfannt wird 
und daß diefe Staaten bei Übung und Aufrechterhaltung desfelben nicht mehr und nicht weniger 
durch „moralifch-politiiche Pflichten“ (Zorn) und Erwägungen geleitet werden wie etwa bei 
der Feſthaltung der Nechtsinjtitute des Privateigentums, der Monogamie und aller anderen 
Srundbeitandteile unferer europäischen Kultur» und Rechtsordnung. Dieſe im Rechtsfyiten 
ausgejprochene oder zur gemohnheitsrechtlichen Geltung gelangende prozejjuale Unnah— 
barfeit ift der juriftifche Kern der von der älteren Yitteratur fejtgehaltenen „Unverleglich- 
feit“ der Erterritorialen. ] 
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Unter allen durch das Völkerrecht geforderten Privilegien der geſandtſchaftlichen Per: 
fon ſteht diefes in erſter Linie. Dasfelbe ift notwendig, wenn der geſchäftliche Zwed der 
Gefandtichaften gegen Veeinträhtigungen gewahrt werden foll, weil der Geſandte nad) 
der Natur der Dinge im Auslande mit phyfiihen Mitteln gegen ungerechte Angriffe 
fih überhaupt nicht wehren fann. Das Privilegium folgt außerdem aus dem Grund- 
gedanken der durch den Gejandten repräfentierten Unabhängigkeit und Würde eines frem- 
den Staates oder Monarhen. Es ſchützt den Gefandten gegen Angriffe einzelner in 
fremden Staaten ebenjo wie gegen Beeinträchtigungen durch die fremde Regierung jelbit. 
Strafbar, wenn von einzelnen begangen, wäre jeder Angriff auf feine Perſon, der von 
der fremden Regierung ſelbſt verjchuldet würde, ein Vergehen gegen das Völkerrecht 
und fomit ein Fall, der jeden Staat verlegt. Der Schub des Gefandten erftredt ſich auch 
auf diejenigen ihn unmittelbar umgebenden Gegenftände, in denen feiner Perſon möglicher: 
weiſe mittelbar Abbruch geichehen fünnte: der Gefandtichaftswagen, das Gejandtichaftshotel 
nebjt den dazu gehörigen Mobilien, die Brieffchaften und Skripturen. In letter Inſtanz 
würde jedes Gerichtsverfahren zu einem Zwange gegen die Verfon führen. Noch zu Anfana 
des 17. Jahrhunderts bezweifelten die angefehenjten engliſchen Juriſten die Erterritorialität 
der Gejandten gegenüber der Strafrechtspflege, und erjt hundert Jahre jpäter erfannte eine 
Parlamentsafte dies Privilegium an, welches gegenwärtig von niemand bejtritten wird. 
Etwas anders verhält es ſich mit der Civilrechtspflege, deren Refultat nicht notwendigerweife 
in einem perjönlichen Zwang gegen die gefandtichaftlihe Verjon beftehen muß. Man hat 
daher gezweifelt, ob jchon die Klage gegen Gefandte oder nur die Erefution dur den 
Grundſatz der Erterritorialität ausgefchlofjen werde. Gegenwärtig erjcheint die eritere An- 
fit, welche den Geſandten auch von der Givilrechtöpflege erimiert, als die herrſchende. Vor: 
behaltlich allerdings zweier Ausnahmen, unter denen nad dem Rechte einiger Staaten, nicht 
nad) deutichem Neichsrecht, auch ein fremder Souverän ſelbſt vor dem Gerichte eines fremden 
Staates Recht nehmen muß: 1. bei ſolchen Klagen, die im Gerichtsitand der belegenen Sache 
angebracht werden fönnen, da Grundbefit niemals extra territorium fein fann, und 2. bei 
Widerklagen, wenn der Gefandte jelbjt die gerichtliche Hülfe bei einer ausländischen Behörde 
in Anſpruch genommen hat. Auch follte nicht bezweifelt werden, daß der Gefandte ſich 
freiwillig in bürgerlichen Streitfahen einem Schiedsgerichte unterordnen fann, ohne freilich 
gezwungen zu jein, dejjen Ausſpruch zu befolgen. Denn aud der fremde Souverän fann 
feine Streitſache einem Schiedsgericht unterbreiten. Der Grundgedanfe muß nur überall 
fejtgehalten werden: daß der Geſandte nicht zum Gehorfam gezwungen werden fann und 
daß ihm aud in feinem Verfahren Ungehorjamsfolgen auferlegt werden dürfen. Aus eben 
diefem Grunde darf aud von dem ZJeugniszwange gegen einen Gejandten fein Gebraud ge- 
macht werden, wohl aber die Aufforderung und Einladung an ihn ergehen, überhaupt Zeugnis 
abzulegen. Da die Erterritorialität fein perjönliches Privileg, fondern ein an der Gefandtichaft 
haftendes, aus der Souveränität abgeleitetes, im Intereſſe des Völkerrechts fonftituiertes Necht 
it, kann fie während der Amtsdauer fein Gegenitand des Verzichtes für den Gefandten fein. 

Litteratur: Stoerf im Handbuch des Volkerrechts II SS 121 ff.; v. dar, Inter⸗ 
nationales Privatrecht. 2. Aufl. II 657 ff.; Berner, Wirkungskreis der Strafgejepe ©. 206 ff.; 
Vesque v. ee en, Handbuch des internationalen Brivatrechts SS 45 fi.; Zorn, Staats 
recht des Deuti Neiches I 117 ff.: Heffter-Geffden a. a. D. g "2: Mirufs, Geſandt— 
fhaftsreht IS © 40: Martens-Berabohbm a. a. DO. 1LS$ 80 fi: Calvo a. a. D. 1560 fi.: 
Phillimore, International Law II 178 #f.: Ortolan, Elements de droit penal I: Oke Man- 
ning, Commentaries III Ch. 2; Merlin, Repert. s. v. ministre publie; Harburger, Der itraf- 


rechtliche Begriff Inland S. 160 ff.; Stephen, New Commentaries. 3. éd. II 470 fi.; Rivier, 
Völkerrecht 8 38 ff. 


8 58. Nebenrehte der Gejandten. Außer der Erterritorialität ftehen den 
Geſandten nod einige andere Nechte zu, melde vergleichsweije wohl nebenjächliche genannt 
werden dürfen. Zuförderit die Freiheit der Neligionsübung, melde nur da eine praftifche 
Bedeutung hat, wo es fih um einen an fid) verbotenen Kultus handelt, der entweder von 
der Staatsgewalt verhindert oder gar mit Strafe belegt werden fünnte. Unter dieſer Voraus: 
jegung ericheint das Necht der freien Neligionsübung nur als Konfequenz der Befreiung 
von jedem Gerichtszwange. Außerdem geniehen Gefandte herfömmlich gewiſſe Immuni— 
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täten, die zur Wahrnehmung ihres Berufes keineswegs erforderlich find, jondern ala Zu— 
aeftändniffe der Höflichkeit aufgefaßt werden müſſen und daher ganz nad Belieben der be- 
treffenden Staaten ausgedehnt oder bejchränft werben dürfen: fo das Recht des zollfreien 
Bezugs von Verbraudhsartiteln aus dem Auslande. Andere Abgaben für die Benugung 
der dem öffentlichen Gebraud; dienenden Anftalten des Auslandes hat der Geſandte zu ent- 
richten ; ebenfo die aus dem Grundbefig hervorgehenden Steuern. Ein längjt erfannter Irr— 
tum ift e3 indefjen, aus einigen Vorkommniſſen der früheren Jahrhunderte ein Recht desjelben 
abzuleiten, über Perfonen feines Gefolges felbft Juftiz üben zu dürfen. Afte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und der Beglaubigung von Urkunden pflegen innerhalb der Kompetenz der 
Gefandtihaften zu liegen; dagegen braudt, von vertragsmäßig gewährten Zugeitändnifjen 
abgefehen, fein Staat eine fremde Gerichtsgewalt neben fich zu dulden, jelbit wenn es vor- 
fommen follte, daß dem Gefandten durd den von ihm vertretenen Staat jo ungewöhnliche 
Befugniffe eingeräumt wären. 


8 59. Ausdehnung der gejandtihaftliden Privilegien. Nach gegen: 
wärtig feitftehender Praris haben die an der Geſandtſchaft durch perfönliche nähere Beziehung 
zum Gefandten oder doch gejchäftlich beteiligten Perjonen Anteil an dem Privilegium der 
Erterritorialität. In erfter Hinficht find zu erwähnen die im Gefandtfchaftshotel wohnhaften 
Familienmitgliever und das Gefinde, in letzterer die ftändigen Beamten der Gefandtichaft, 
welchen Titel fie immer führen mögen. (S. $3 18 und 19 des deutſchen Gerichtsverfaſſungs— 
gejeßes vom 27. Januar 1877.) Das Gleiche gilt von den Kurieren, den. für internationale 
Zwede bejtellten reifenden Boten, die außerdem nad dem Herfommen von perfönlicher Durch— 
fuhung an der Grenze befreit bleiben und eines Anſpruchs auf vorzugsweiſe jchnelle Be- 
förderung durch die ftaatlihen Verkehrsanſtalten genießen. Ob aud öffentlich autorifierte 
Agenten einer fremden Regierung oder Kommifjare, ernannt zur jelbftändigen Wahrnehmung 
ftaatlicher Intereffen im Auslande, der gefandtihaftlihen Privilegien teilhaftig find, ift bis 
jest zweifelhaft. Die Staatenpraris ift aber vielfach geneigt, diefe Frage für ein ausgedehn- 
tes Anwendungsgebiet zu bejahen (fiehe den Fall Schnäbele). Auch darin war von jeher 
Meinungsverfchiedenheit, ob durchreiſende Gejandte in dem Gebiete dritter Staaten ebenfo 
zu behandeln find mie jtändige Gefandte in dem fie empfangenden Staate. Wenn man 
annimmt, daß alle ciwilifierten Staaten an der Aufrechterhaltung der das Geſandtſchafts— 
wejen fihernden Normen gleichmäßig betheiligt find, fo dürfen auch durchreifenden Gefandten 
feinerlei Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, folange als nicht etwa friegerifche Ope— 
rationen auf dem zu durchreifenden Gebiete Vorfichtsmaßregeln erforderlih machen und der 
Sefandte fi von den nad den Umftänden gebotenen Neiferouten nicht entfernt. Unter 
diefen Borausfegungen nimmt man an, daß ihnen Anſpruch auf Berüdfichtigung ihrer Amts— 
qualität zuftehe. Dem Verfehröbedürfniffe ift damit auch vollflommen genügt, da gegen 
Durdreifende nur ein forum arresti begründet fein fünnte, fomit befondere Zuficherung der 
Erterritorialität überflüffig it. Iſt die Hauptſtadt eines Landes belagert, fo haben die 
darin verbleibenden Gefandten feinen Anſpruch, daß zum Zwede diplomatischen Verkehrs die 
friegerifchen Operationen unterbrochen werden, wohl aber dürfen fie verlangen, daß ihnen die 
Abreife ermöglicht werde. Auch der Zeit nah find die aefandtichaftlihen Privilegien in 
billiger Weife ausgedehnt. Schon vor der Übergabe der Kreditive, mit dem Eintritt in 
das dem empfangenden Staate zugehörige Gebiet beginnen diefelben wirkffam zu werben. 
Eie dauern nad der Beendigung der Geſandtſchaft jo lange Zeit fort, als ein ſcheidender 
Gefandter zur Ordnung feiner perfönlichen Angelegenheiten und zur Abreife bedarf. 


8 60. Vorkehrungen gegen den Mifbraud der geſandtſchaftlichen 
Privilegien. Die Erterritorialität fann naturgemäß nicht die Bedeutung haben, den 
Gefandten von der Beobadhtung der im fremden Staate geltenden Nechtsordnung zu ent- 
binden. Am Gegenteil ift er verpflichtet, diefelbe zu achten und ſich überdies alles deſſen 
zu enthalten, was das qute Einvernehmen zwiichen den beteiligten Negierungen jelber oder 
den ihnen befreundeten Mächten ftören könnte. Wenn auch der Gebrauch geheimer Kund- 
Schafter zur Ausforfchung einer fremden Regierung nicht geradezu als rechtswidrig be- 
zeichnet werden darf, jo ift doch gewiß, daß man ſich zur Erlangung wichtig erjcheinender 
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Informationen feiner das Landesgeſetz verlegenden Mittel bedienen darf. Auch das gilt als 
fiher, daß die Privilegien der Gefandten niemals mwilltürlih auf fremde Perſonen übertragen 
werden dürfen. Die Unverleglichfeit des Gefandtichaftshotels ſchützt feineswegs flüchtige 
Verbrecher. Wird deren Auslieferung verfagt, jo darf Ergreifung in ſchonender Weiſe vor- 
genommen werden. Falls die gefandtichaftlichen Privilegien mißbraucht werden, jo iſt Abwehr 
oder Verteidigung fomweit geftattet, als fie im gegebenen Falle notwendig erjcheint, die 
Rechtsordnung des angegriffenen Staates zu ſchützen. Der Vergleich mit der Notwehr würde 
überall zutreffen. Eine jenfeits derfelben liegende Strafgewalt über die Verbrechen der Ge- 
fandten bleibt unbedingt ausgefchloffen. Gegenwärtig iſt die Theorie vollfommen einig in 
der Auseinanderhaltung einer niemals zu gejtattenden Repreffion durch Strafe und einer 
volltommen zuläffigen Prävention gegen drohende Angriffe. Die Bejtrafung einer von Ge: 
fandten begangenen Rechtäverlegung ift bei dem entjendenden Souverän zu betreiben. 
Als Mittel der Abwehr find zu geftatten: Worfichtsmaßregeln, Warnungen insbejondere 
dann, wenn der Gefandte über die Nechtsmwidrigfeit feines Thuns in Zweifel fein fönnte, 
ein Antrag auf Abberufung bei dem entfendenden Souverän oder mindeſtens Beichwerbe- 
führung, Abbrud des amtlichen Verkehrs oder Zufertigung der Päſſe als eine Art der 
Ausmwerfung; in den denkbar jchwerjten Fällen eines hochverräterifhen Komplotts gegen 
die fremde Regierung gejtatten Präcevenzfälle aus früheren Jahrhunderten gewaltfame Ent: 
fernung oder gar Sicherheitshaft bis zu dem Augenblide, wo die Entfernung möglid fein 
wird. Das neuejte Beifpiel diefer Art ereignete fih in der Entfernung des amerifanifchen 
Gefandten Wafhburne durd den Diktator Lopez in Paraguay. Selbſtverſtändlich ift, daß 
ſolche äußerfte Maßnahmen nicht willfürlicy verhängt werden dürfen, fondern in jedem ein- 
zelnen Falle der Rechtfertigung bebürfen. Nicht einmal beim Ausbrud eines Krieges unter 
den beteiligten Staaten dürfen gefandtfchaftlihe Perſonen gewaltjam zurüdgehalten werden. 


8 61. Rangflafjfen der Gejandten. Die früheren Jahrhunderte waren reich 
an fleinlichen Streitigfeiten über den Vortritt unter den Gefandten fremder Mächte. Durch 
den Wiener und Aachener Kongrek find diefe Verhältniffe geregelt. Man unterfcheidet nun- 
mehr vier Rangflaffen. Die erite begreift: Botjchafter (ambassadeurs), Legaten und 
Nuntien des Papftes. Sie genießt befonderer Auszeichnungen und Ehrenredhte, deren 
Grund darin gefucht wird, daß man in den ihr zugehörigen Perfonen die perfönlichen Ver: 
treter eines Souveräns vorzugsmeife zu erbliden glaubte. Die zweite Klafje enthält: 
Geſandte im engeren Sinne und Minifter. Die dritte, welche auf dem Aachener Kon- 
greſſe geihaffen wurde: Minifterrefidenten. Endlich die vierte: Geſchäftsträger, 
welche nur bei den Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten beglaubigt find, während 
alle vorangehenden Rangklaſſen beim Souverän perjönlich accreditiert werden. Bezüglich der 
geſandtſchaftlichen Privilegien machen diefe Rangklaſſen nicht den mindeften Unterfchied. hr 
Wert liegt nur in der Aufrechterhaltung äußerer Diftinktionen für Zmede des gejandtichaft- 
lihen Aufmwandes und der Etikette. Welche Rangklaſſe ein Gefandter einnehmen joll, hat 
der entfendende Souverän zu beitimmen, doch pflegt dabei eine Rückſichtnahme der Recipro- 
cität obzumalten. Daher üblicherweife Gleichheit des Ranges zwifchen den unter zwei Höfen 
entfendeten und empfangenen Vertretern. Unter den Angehörigen derfelben Rangklaſſen ent: 
fcheidet die Anciennität, welde nad dem Datum des offiziellen Empfanges berechnet wird. 


8 62. Das Konfularwejen. Während die Gejandten fremder Mächte die amt- 
lichen Vertreter der gefamten Intereſſen und Rechte ihres Staates find mit einer auf den 
aejamten Umfang des Empfangsjtaates berechneten räumlichen Amtstompetenz, haben die 
Konfuln regelmäßig nur den Beruf, durch Vornahme gemwifjer ihnen im einzelnen an- 
gewieſener Amtsfunftionen innerhalb räumlich beichräntter Bezirfe das Intereſſe und die 
Nechte ihres Heimatsjtaates innerhalb gewiſſer Zweige ftaatlicher Verwaltung wahrzunehmen. 
Daß ji dieje Wirkfamfeit regelmäßig im Gebiete der Bedürfnifje des Handelsverfehrs 
und der Schiffahrt bewegt, fließt nur aus der Gefchichte, nicht aus der Natur des 
fonfularifchen Amtes. Das deutſche Konfulargefeg (Bundes: Reichs-] Geſetz betreffend 
die Organifation der Bundesfonfulate ſowie die Amtsrechte und =pflichten der Bundes- 
fonfuln vom 8. November 1867, Bundesgefegblatt S. 137) fagt: „Die Bundes- 
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fonfuln find berufen, das Interefje des Bundes, namentlich in Bezug auf Handel, Ver: 
fehr und Schiffahrt, thunlichſt zu ſchützen und zu fördern, die Beobachtung der Staats- 
verträge zu überwachen und den Angehörigen der Bundesftaaten ſowie anderer befreundeter 
Staaten in ihren Angelegenheiten Rat und Beiftand zu gewähren. Sie müſſen hierbei 
nad den Bundesgefegen und den ihnen erteilten Inftruftionen ſich richten und die durch die 
Geſetze und die Gewohnheiten ihres Amtsbezirfes gebotenen Schranten einhalten.“ Damit 
it ihre Aufgabe nur im allgemeinen gefennzeihnet. Im einzelnen find die Funktionen 
der Konfuln fehr ausgedehnte. Sie nehmen für ihre Urkunden publica fides in Anjprud, 
legalifieren die in ihrem Bezirfe aufgenommenen frembländifchen Schriftftüde, find berechtigt 
zu gewiſſen Aften der freiwilligen Gerichtsbarkeit, zur Vorforge für den Nachlaß verftorbener 
Zandesangehöriger, zur Ausübung der Volizei in Beziehung auf die Mannſchaften nationaler 
Schiffe, zur Aufnahme von Civilftandsatten, unter Umftänden auch Civilehefchließungen, zur 
eidlihen Abhörung von Zeugen ꝛc. Innerhalb der fonfularen Amtsthätigfeit werden überall 
zwedmäßig zwei Nechtöbeziehungen zu unterfcheiden fein: 1. Rechte und Pflichten der Kon— 
juln gegenüber der fremden Regierung, wobei in Ermangelung befonderer Konjularvertiäge 
das Herfommen und die dem Erequatur etwa beigefügten Einfchräntungen entjcheiden 
müſſen; 2. Rechte und Pflichten der Konſuln gegenüber dem von ihnen vertretenen Staate. 
Soweit hierbei die rein amtlichen Beziehungen zur Regierung in Betracht fommen, entjcheiden 
das heimatlihe Amtsrecht, die Dienftinftruftionen und Reglements; wo es ſich um pro- 
zeflualifche, civil-, handels- oder friminalrechtlihe Amtshandlungen handelt, bedarf es eines 
Gejeges zur Ordnung der fonfularifchen Befugnifie. 

Urfprünglid eine Anftalt der Selbjthülfe und deshalb auf Wahl der Intereſſenten be- 
ruhend, find die Konfulate nah und nad Staatsanftalten, Glieder im ftaatlihen Amts— 
organismus geworden. Die Nechte der Konjuln find erheblid) von denjenigen der Gejandten 
verschieden. Für die Zubilligung des Privilegs der Exterritorialität befteht hier fein zwingen— 
der Grund, es ſei denn, daß den Konfuln gleichzeitig diplomatifhe Funttionen übertragen 
wären, was in einzelnen Fällen zu gejchehen pflegt. Überhaupt giebt es feine allgemeinen 
Regeln, nad denen die Rechte der Konfuln gegenüber einer fremden Regierung bemeſſen 
werden fönnten. Meijtenteild wird auf die bejonderen Verträge zurüdzugehen fein, durch 
welche die Einfegung von Konfuln vereinbart wurde. Allgemein üblich ift die Befreiung 
von perfönlichen Dienjten an die Kommune oder den Staat, die Unverleglichkeit des fon- 
jularen Archivs gegenüber den Lofalbehörden, das Necht, Legitimationspapiere den Yandes- 
angehörigen zu erteilen, Urkunden mit öffentlichem Glauben auszuftellen, die Flagge und das 
Wappen des von ihnen handelspolitifch repräfentierten Staates unter bejonderem rechtlichen 
Schutze zu führen. 

Zitteratur: v. Bulmerincq, Konjularredt, inv.Holtendorffs Handbuch des Völkerrechts LIT; 
Nivier, Völkerrecht $$ 41 ff.; Alexandre de Miltitz, Manuel des consuls. 1887—43; Mensch, Manuel 
pratique du consulat. 1846; Oppenheim, Praktifches Handbuch der Konfulate aller Yänder. 1854; 
Neumann, Handbuch des Konſulatsweſens, mit befonderer Berüdfihtigung des öfterreihiichen. Wien 
1854: Quehl, Das preußiihe und deutsche Konjularweien im Zufammenbange mit der inneren und 
äußeren Bolitif. 1865; de Clereg et de Vallat, Guide pratique des consulats. 4. &d. 1880; de 
Clereq, Formulaire de chancelleries diplomatiques et consulaires. 4. &d. 1880. — Über das deutſche 
Konfulatsweien: Zorn in Hirths Annalen 1882 5.409483; Derjelbe, Reichsſtaatsrecht II88809 f 
Yaband, Staatsrecht des Deutichen Reichs II SS 71 ff.; Yammers in v. Holkendorffs Yahr- 
buch für Gefeggebung, Verwaltung und Rechtspflege des Deutjchen Reichs I 239; Döhl, Konfular- 
weien des Deutichen Reichs. 1873; Reitz in Hirths Annalen 1874 S.70; König, Dandbud des 
deutichen Konfularweiens. 3. Aufl. 1885. Ebenda genaue Litteraturangaben über dad Konfular- 
wejen außerdeuticher Staaten; Malfatti di Monte Tretto, Handbuch des DEE ne 
riſchen Konfularweiens. 1879. Supplement 1882; Tuson, The British Consuls Manual. 1856; 
Abbot, United States Consuls Manual. 18698; Wertheim, Mantel des Consuls des Pays-Bas. 
1861; Arntz, Preeis m&thodique des röglements consulaires de Belgique. Bruxelles 1876. 


863. Arten der Konsulate Die Konfulate find entweder Handelsfonfulate 
oder Jurisdiktions- und Handelsfonfulate.e Schon im früheren Mittelalter übten die Kon- 
julate eine großenteils fchiedsrichterliche Gerichtsbarkeit über ihre Yandesgenofjen. Späterhin 
wurde es anders, nachdem der Grundſatz der Territorialität in der Anwendung der Geſetze 
durchgedrungen war und die ftändigen Gefandtfchaften gegen Nechtöverlegungen der Fremden 
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fhügend und abmwehrend eingriffen. Daher in Europa (mit Ausnahme der Türkei) die 
Umgeftaltung der alten Jurisdiltionsfonfulate zu bloßen Handelsfonfulaten. Als eine auf 
Nüslichfeitsgründen beruhende Ausnahme darf es betrachtet werden, daß durch neue Ver— 
träge den Handelsfonfulaten eine höchſt beſchränkte Kompetenz eingeräumt wird zur Abur- 
teilung ſolcher Streitfälle und Drönungswidrigfeiten, welche an Bord eines in fremden 
Häfen liegenden Schiffes unter der Schiffsmannfchaft vorfommen. Das Verfehrsbevürfnis 
erfordert hier eine fchleunige Erledigung der minder wichtigen Sachen um fo mehr, als jeder 
Auffhub infolge langwieriger prozefjualifcher Verhandlungen der Reederei empfindliche Nach— 
teile zufügen könnte. Dagegen find in orientalifhen Staaten vielfah Jurisdiftionsfonfulate 
begründet worden. Durch Kapitulationen und Friedensfchlüffe find die Unterthanen chrift- 
licher Staaten im Drient (aux &chelles du J,evant) der Gerichtsgewalt der Landesbehörden 
entzogen und mit den Privilegien der Erterritorialität ausgeltattet worden. In foldhen 
Staaten, zu denen bis jest auch die Türkei zählt, üben die Konfulate eine in Civil- und 
Strafjahen fompetente Juftiz. Bis zu welchen Grenzen fich diefelbe erftredt, hängt weſent— 
lid von den Yandesgefegen der dabei beteiligten europäijchen Staaten ab. An fi darf 
diefe Einrichtung rechtlich ald Anomalie bezeichnet werden. Auf der anderen Seite ift zu 
erwägen, daß die Unterftellung europäifcher Unterthanen unter die Gerichte folder Staaten, 
deren Gejege vielfach von grundfäglicher Feindſchaft gegen alles Fremde erfüllt find, in der 
Praris gleichbedeutend fein würde mit der Wreisgebung der höher entwidelten Rechts— 
interefjen. Es ift eine Frage der Zeit, zu prüfen, warn von folhen Ausnahmerechten Ab- 
ftand genommen werden fann. Agypten bemühte fich, eine Abſchaffung der alten Privilegien 
und Kapitulationen durchjufegen, und erreichte verſuchsweiſe eine Einrichtung gemifchter Ge— 
richtshöfe. Dafelbjt ift jeit dem 1. Januar 1876 infolge eines Übereinfommens zwijchen 
den durch Konfuln dort vertretenen Regierungen einerfeit? und dem Khedive andererfeits die 
Konfulargerichtsbarfeit beſchränkt und die Jurisdiktion über die in diefem Vafallenlande der 
Türkei fih aufhaltenden Fremden zum Teil Yandestribunalen übertragen, deren Mitglieder 
der Mehrzahl nad von den beteiligten Regierungen vorgeſchlagen werden. 

Yitteratur: Bulmerincq a. a. D.: Genevois, Histoire de la juridietion eonsulaire. 
1566; Lachaud, Juridietion des consuls A l’Etranger. 1865; Jacobovits, Die Konſulate als 
Gerichtsbarkeit im osmanischen Reiche. 1865; Rapport de la Commission internationale reunie an 
Caire. 1870; Asser, Administration de la Justice en Egypte, in der Revue de droit international 
Il 5654; Deutfche Inſtruktion vom 1. Mai 1872 (Koniularichug): v. Martens, Koniularweien im Orient. 
1874: Maneini, La r&forme judieiaire en Egypte 1875 (Roma); Timmermans, La r&forme judiciaire. 
1871; Renault, Etude sur le projet de r&forme judieiaire en Egypte. 1875; Brauer, 
Die deutfchen Juftisgeiebe in ihrer Anwendung auf die amtlihe Thätigkeit der Konfuln und diplo- 
matiichen Agenten und die Konfulargerichtäbarkeit. 1879; SteinmannsBucdher, Reform des Kon— 
ſulatsweſens aus dem voltswirtichaftlihen Gefichtspunfte. Berlin 1834. 


864. Ernennung der Konjuln. Wenngleid) die fonfularen Einrichtungen allgemein 
üblich geworden find, jteht die Gründung neuer Konfulate im diesfeitigen Territorium doch 
feineswegs im ausfchließlihen Belieben ausländischer Negierungen. Da der Konful ein zur 
Ausübung ftaatlichen Imperiums auf fremdherrlihem Gebiete berufener Amtsfunttionär fein 
ſoll, ift ein Einverjtändnis unter den beteiligten Staaten notwendig. Selbjt zur Übernahme 
der Amtsfunftionen eines für das Ausland defignierten Konſuls bedarf es der Mitwirkung der 
Yandesregierung. Diejelbe hat ein Bejtätigungsredht an den von dem Ausland volljogenen 
Ermennungen und übt dasjelbe unter dem Titel des „Erequatur”, vor defjen Erteilung der 
Konful fich jeder amtlihen Thätigfeit zu enthalten hat. Auch fann das Erequatur, da der 
Konjul den Orts- und Yandesgejegen unterworfen bleibt, aus erheblichen Gründen nachträglich 
widerrufen oder entzogen werden. In Deutichland ijt das Konſularweſen prinzipiell Neichs- 
ſache. Es tft jedoch den Einzeljtaaten das Necht belafjen worden, fremde Konjuln bei fich zu 
beglaubigen und für ihr Gebiet mit dem Exequatur zu verjehen, während das vom Neid) erteilte 
Erequatur fih immer auf das gefamte Neichsgebiet eritredt. Die Ernennung der Konfuln 
jelbjt erfolgt durch jogenannte Brovifionsbriefe (lettres de provision), welche bei der 
auswärtigen Regierung zur Nachſuchung des Erequatur eingereicht werden. Mit Rüdficht auf 
die perfönlichen Eigenfchaften der ernannten Konfuln unterscheidet man: Wahltonfuln (con- 
sules eleeti) und Berufsfonfuln (consules missi), eine Terminologie, die nicht mehr paſſend 
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ift, jeitdem auch die Wahlfonfuln von den Regierungen ernannt werden. Die Berjchiedenheit 
zwiſchen diefen beiden Kategorieen tritt darin hervor, daß Berufskonſuln Unterthanen des er 
nennenden Staates find, Wahlkonfuln es dagegen nicht zu fein brauchen, daß den leßteren, 
die unbefoldet find und meijtenteils nur die Gebühren für gemifje dem Publikum geleiftete 
Dienjte empfangen, der Betrieb kaufmännischer Gefchäfte geitattet ift, da fie ohnehin meiftens 
aus der an einem überfeeifchen Handelsplage anfälligen Kaufmannſchaft entnommen zu 
werden pflegen, Berufstonfuln hingegen der berufsmäßige Betrieb faufmännifcher Gejchäfte, 
da fie Staatsbeamte find, unterfagt ift. Auch werden faſt überall nur Berufsfonfuln, Die 
nah dem deutſchen Konfulargefege vom 8. November 1867 eine befondere Fachbildung 
nachgewiefen haben follen, zur Wahrnehmung der Jurisdiftionstonfulate verwendet. Bei 
den Berufsfonfuln tritt der Charafter des Staatsbeamten in feiner disciplinarifchen Unter: 
ordnung, bei den Wahlfonjuln derjenige des unbefoldeten Ehrenamtes jtärker hervor. 

Die Gliederung des konſulariſchen Dienftes zeigt in den Titulaturen die Unterjchei- 
dungen: Generalfonfulate, Konfulate und Vicefonfulate. Die näheren Beftimmungen über das 
deutihe Konſulatsweſen finden ſich in dem citierten Bundesgejege vom 8. November 1867. 
Die Entwidlung des modernen Konſulatsweſens bezeugt gleichfalls die Zunahme des inter- 
nationalen Verkehrs. Urjprünglich auf die wichtigften Seehandelspläge beſchränkt, find die 
Konjulate nad und nad, befonders in der neueften Zeit, auch an den bedeutenderen Plätzen 
des binnenländifchen Handels eingerichtet worden, fogar in ſolchen Hauptftädten, in denen 
fih Gefandtichaften finden. [Eine genaue, der Arbeitsteilung entfprechende Abgrenzung der 
Kompetenz zwifchen an einem und demfelben Orte refidierenden gefandtichaftlichen und fon- 
ſularen Funktionären wird jeitens des Abfendeftaates bei der Einrichtung des fonjularischen 
Amtes vorgenommen. 

Abgejehen von den oben angedeuteten wejentlich juriftiichen Funktionen fteht den fon: 
fularifchen Beamten ein weites wirtjchaftliches Gebiet zu fruchtbarer Bearbeitung offen. 
Aus ihren in den meiften Staaten zur Veröffentlihung gelangenden Berichten, ſtatiſtiſchen 
Überfihten, Tabellen u. ſ. w. foll die heimatlihe nduftrie, der nationale Gewerbefleiß 
Arbeitögelegenheit, die Kenntnis neuer geeigneter Abjabgebiete, neuer ungefannter Produf- 
tionsmethoden gewinnen. Namentlich von dem lehteren volfswirtichaftlichen Gefichtspunfte 
aus hat fich die öffentliche Diskuffion in den letzten Jahren zumal in Deutichland mit dem 
Problem einer Neorganifation des deutjchen Konjularwejens beichäftigt in der Richtung, 
1. den Konfulardienft mehr nad) der wirtfchaftlich - technifchen Seite hin durch Beigebung 
taufmännifcher Attaches, technischer Ronfulenten u. f. mw. auszubauen und 2. das numerische 
Mifverhältnis allmählich aufzuheben, welches gegenwärtig noch zwifchen den doch nur lofe 
mit dem Amtsorganismus zufammenhängenden Wahlfonjulaten und den an Zahl weit ge- 
ringeren Berufsfonfulaten bejteht.] 


VII. Die völkerrehtlihen Streitigkeiten und der Krieg. 


865. Die Bölferrehtsverlegungen und ihre Folgen. Zwiftigfeiten 
und Zerwürfniſſe der Staaten entjtehen aus verfchievenen Urfahen. Wo fie vorfommen, 
find fie entweder hervorgegangen aus Verletzungen der internationalen Höflichkeit oder 
befonderer aus einem engeren Bündnis: und reundfchaftsverhältniffe entfpringender Rück— 
fihten. Von einem Zwangsrechte des einen Staats gegen den anderen zur Mieder- 
heritellung des geftörten Verhältnifjes fann feine Rede fein. innerhalb der völferrehtlichen 
Schranken hat jeder Staat die freie Wahl, ob er andere Staaten ſich durch Einräumung 
eines Borzugs verbinden will oder nicht, und aud innerhalb des pofitiven Vertragsrechtes 
fpriht man aus diefem Grunde von Nechten der meiftbegünftigten Nationen. Der Zer— 
würfnifje gehen hervor aus einer Verlegung der Intereſſen, d. h. der Staatsvorteile, welche 
jede Macht für fich felbftverftändlich verfolgen darf, ſelbſt auf die Gefahr, follivierenden In— 
terefjen anderer Staaten zu begegnen, weil fein Staat einen anderen hindern darf, im Wege 
der Konkurrenz eigene Intereſſen ſelbſt zum Nachteil anderer zu betreiben. Verletzungen der 
fogenannten nterefjen des berechtigten Eigennutzes find nicht zu verwechleln mit Rechtsver— 
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legungen. Nur die legteren fönnen zur Anwendung des Rechtszwanges in verfchiedenen 
Formen befugen. Die hauptfählichften und wichtigſten Verlegungen des Völferrehts find: 
Nichterfüllung der in Staatsverträgen übernommenen Berpflihtungen, Zumiderhandlung 
gegen Staatäverträge und die fubjetiven Grundrechte anderer Nationen, in der Kürze aljo: 
Vertragsverlegung oder Delitt. 

Während bei Verlegungen des Vertragsrechts das vom Forderungsberechtigten zu begehrende 
Dbjeft der Befriedigung wenigſtens in allgemeinen Umriffen gegeben ift, bietet die Lehre von 
den völkerrechtlichen Delikten zahlreihe Schwierigkeiten. Streitig tft zuvörderft das Vorhanden- 
jein einer Vergehenshandlung in vielen Fällen: 3. B. in Beziehung auf Verweigerung einer 
in Ermangelung eines Auslieferungsvertrages begehrten Auslieferung eines flüchtigen Verbrechers 
oder auf die Innehaltung der Neutralitätspflichten, deren Umfang aus Anlaß der fogenannten 
Alabamafrage zwifchen England und Nordamerifa ftreitig wurde. Bei den von einer Staats- 
regierung anbefohlenen Handlungen, die eine fremde Macht verlegen, wird häufig ftreitig 
jein, ob nur eine Störung an fich wertvoller nterefjen oder eine Rechtsverlegung anzu- 
nehmen ift. Jede Nechtöverlegung, die in dem Verhalten der Regierung ihren Grund hat, 
verpflichtet den Staat zur Genugthuung oder zum Schadenerſatz. Ebenfo wird der Staat 
durch die vorgenommenen Amtshandlungen feiner Behörden, wenn Rechte dadurd in ſchuld— 
hafter Weife verlegt werden, dem Auslande gegenüber unmittelbar verpflichtet. Es tft dem 
zum Schadenerjat gegen das Ausland verpflichteten Staat zu überlaffen, ſeinerſeits Regreß 
zu nehmen gegen den Urheber einer ſchuldhaften That. 

Erhebliche Zweifel ergeben ſich indefjen bei der Frage: Wie weit fann die Staatögewalt 
ihrerfeits für die von ihren Unterthanen gegen eine fremde Macht begangenen Feindſeligkeiten 
unmittelbar verantwortlich geinacht werben? Entjprang die Schädigung einer fremden Macht 
aus einer durch die Gejege für ftrafbar erflärten Handlung (z. B. Eintritt in eine fremde frieg- 
führende Armee), fo it mindeitens auf Antrag des bejchädigten Staates und unter der im 
einzelnen all eintretenden Bedingung der Neciprocität zu ftrafen. Verweigerung der Be- 
jtrafung wäre alödann ein felbjtändiges völferrechtliches Delift. Davon, ob ein Staat gewiſſe 
von feinen Unterthanen verübte Angriffe gegen das Ausland für ftrafbar erflären will oder 
nicht, fann jedoch das Recht des Auslandes felbit nicht abhängig gemacht werden. jeder 
Staat ift verpflichtet, feine Unterthanen daran zu hindern, daß fie gegen befreundete Staats- 
regierungen feindfelige und den Frieden gefährdende Afte begehen. Er wird daher nicht nur dann 
verantwortlich, wenn er jelbjt völferrechtsmwidrige Unternehmungen feiner Unterthanen begünjtigt, 
fondern fogar, wenn er es unterläßt, deren Angriffe zu hindern oder rechtzeitig dagegen 
einzufchreiten. Gerade hier fünnen ſich ſchwere Konflikte zwifchen der Staatöverfaflung und 
den völferrechtlihen Anforderungen ergeben. Die Verfaſſung kann der Regierung verbieten, 
in die Nechtsiphäre der perfönlichen Freiheit ihrer Unterthanen einzugreifen. Das Völtfer- 
recht fann verlangen, daß jede Staatsgewalt ſich foviel Macht vorbehalte, als erforderlich 
it, um ihre Unterthanen an Verlegungen der einem fremden Staate zujtehenden Nechte zu 
verhindern. Die Ohnmacht einer Nenierung, den Ausfchreitungen ihrer Unterthanen zu 
wehren, it Selbftihuld des Staates gegen das Ausland; Schwäche feine genügende Ent- 
ſchuldigung. Die Schwierigkeit, welche in Ddiefer ungemein wichtigen Wechjelbeziehung 
zwifchen Verfafjungsrecht und Völkerrecht aelöft werden muß, läßt fih aud in diefer Frage 
ausdrüden: Wie weit ift jeder Staat verpflichtet, fich felbit gegen Angriffe fremder Staats: 
unterthanen zu jchügen? Jedenfalls fomweit, als fie in feinem eigenen Gebiete begangen 
werden, woraus beijpielsweife folgt, daß die Yajt der Friedensbewahrung im Innern nicht 
auf das Ausland abgewälzt werden kann. Wieweit iſt andererſeits ein Staat berechtigt, die 
Unterſtützung des Auslandes zu verlangen zur Sicherung ſeiner eigenen Ordnung? Jeden— 
falls nur inſoweit, als er ſelbſt nicht im ſtande iſt, nach dem Grundſatze der Territoriali- 
tät fi zu ſchützen, und außerdem die in Anfpruch genommene Staatsregierung ihrerjeits 
von einem rechtswidrigen Vorhaben gegen das Ausland unterrichtet war und ſchuldhafter— 
weise die Verhinderung unterlief. Die Grenzen der Verfhuldung find ſtets ftreitige ge 
wejen. Soll der friedlihe Zuftand unter den europätfchen Nationen auf feiteren Grund: 
lagen, als bisher der all war, aefichert werden, jo müfjen die völferrechtlichen Delikte der 
Staaten eine genauere Beitimmung durch Theorie und Staatspraris erhalten. 
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S 66. Friedliche Mittel zur Ausgleihung völkerrechtlicher Streitig- 
feiten. Die Heritellung verleßter Rechte kann in verjchievener Weiſe bewirkt werden. 
Außerften Falls durch Krieg. In frievlicher Weife können Streitigkeiten gehoben werben : 
1. durch unmittelbare Verftändigung unter den ftreitenden Parteien, 2. dur gütliche Ein- 
wirkung unbeteiligter dritter Staaten, 3. durch Unrechtserwiderung des Verleßten. 

1. Unmittelbare PBerftändigung unter den Beteiligten kann herbeigeführt 
werden durch gründlihe und leivenfchaftslofe Erörterung der ftreitigen Punkte im Wege 
eigend zu diefem Zmede geführter diplomatifcher Verhandlungen; dur Verwahrung und 
Proteftation feitens desjenigen, deſſen Abfichten verbächtigt oder als feindlich beſchuldigt 
worden find; durch Teilung des Streitobjeftes oder durch die Entſcheidung des Lojes, zu 
welhem man ehemals öfters bei Nangftreitigfeiten feine Zufludht nahm. 

2. Mitwirfung dritter Staaten findet ftatt im Falle der gütlichen Vermitte- 
lung oder des Schiedsgerichts. Die vermittelnde Macht, welche entweder von den 
Streitenden angegangen wird oder ihre guten Dienfte anträgt, fucht dur annehmbare Vor— 
ſchläge einen PVergleih unter den Parteien im Wege beiderfeitigen Entgegenfommens zu 
ftiften, wohingegen ein zwiſchen den Parteien vereinbarter Schiedsrichter (Souverän, 
Gerichtshof oder Privatperfon) die ftreitige Nechtsfrage oder die Höhe des Schadenerfates 
felbjt entjcheidet, ohne übrigens das Recht zu erlangen, feinen Anfprud, der aus erheblichen 
Gründen, 3. B. wegen offenbarer Zurüdjegung einer Partei durch verweigertes Gehör, an- 
gefochten werben fünnte, gewaltfam durchzuſetzen. Wird die Kompetenz des Schiedsgerichts 
ftreitig, jo fann dieſes nur im Einverftändnis mit den ftreitenden Teilen über den Umfang 
feiner Kompetenz entſcheiden (Schiedsfprudh vom 14. September 1872 des zur Entſcheidung 
der zwifhen den PBereinigten Staaten von Nordamerifa und England ſchwebenden foge- 
nannten Alabamaftreitfrage berufenen englifch-amerifanifchen Schiedsgericht3 zu Genf; Schieds- 
ſpruch des Papjtes in der Karolinenftreitfrage vom 17. Dezember 1835). In den Barifer 
riedensverhandlungen vom Jahre 1856 haben fih die am ihnen beteiligten Mächte 
verpflichtet, ehe fie beim Entſtehen eines Streites zu den Waffen greifen, die friedliche 
Vermittelung einer befreundeten Macht nachzuſuchen. Auch die neuerdings öfters verein- 
barten „Konferenzen“ zur Beilegung von Streitfragen können als eine Art der Vermittelung 
angefehen werden, weil die ftreitenden Teile, ohne ſich einem Majoritätsbejchluffe unterwerfen 
zu müffen, ſich doch nicht entjchlagen fünnen, die Ratjchläge befreundeter Mächte entgegen- 
zunehmen. In ähnlicher Weiſe hat man öfters die Aufgabe der Kongreſſe aufgefaßt. 

3. Unrehtsermwiderung fann in doppelter Weiſe angewendet werden, um einen 
Staat zur Nüdgängigmadung einer von ihm ausgehenden Mafregel zu bewegen: entweder 
als Retorfion oder als Repreſſalie, jene bejtimmt als Rüdwirfung gegen eine von 
fremden Staaten auägegangene Unbilligfeit, diefe als Abwehr gegen Rechtsverlegungen 
mitteljt gegenitändlich befchränfter Selbithülfe; die Netorfion bejteht in der Anwendung des— 
jelben unbilligen Grundfages, der zur Beichwerde Anlaß bietet, auf die Unterthanen der be- 
teiligten fremden Macht und empfiehlt fich zumeilen, um Ungleihheiten aus dem Privat: 
rechtsverfehr der Staaten zu befeitigen. Neprefjalien find Ermiderung des Unrechts im 
Wege gemwaltjamer Einwirkung auf beftimmt begrenzte einer fremden Staatsordnung zuge: 
hörige Objekte. Sie unterfcheiden fich in der Beſchränkung des Objekts und in der Abficht, 
den Friedenszuſtand zu erhalten, von der friegerifchen Gewalt. [Die Retorfion ift ſchon ge- 
rechtfertigt, wenn ein Staat Unterthanen des anderen im Vergleich mit denen eines dritten 
ungleich behandelt, aljo ihren Gewerbebetrieb ausschließt oder erfchwert, ihre Waren bei der 
Einfuhr differentiell belaftet u. f. w. Hierzu iſt jede Regierung berechtigt, kann fich aber 
auch nicht befchweren, wenn der andere Staat mit gleihen Maßregeln feine Angehörigen 
trifft, e8 ift die Anwendung des Satzes „quod quisque in alterum statuerit ut ipse eodem 
inre utatur“. Repreſſalien dagegen find einzelne Afte der Selbfthülfe, durch die man ſich 
für einen rechtswidrig erlittenen Schaden Erjat oder Genugthuung von dem Schädiger zu 
verſchaffen fucht, welche aber nicht gleichartig mit der erfahrenen Verlegung zu fein brauchen, 
indem man 3. B. Saden, die ihm gehören, mit Beſchlag belegt, Unterthanen gefangen 
nimmt u. ſ. w. Die Retorfion ift alfo begrifflih das allgemeinere, die Nepreflalie das fpe- 
ciellere, fchärfere Vorgehen; jede Repreffalie ift ein Akt der Netorfion, nicht jede Retorfion 
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eine Neprefialie,; die Netorfion fann durchaus gerechtfertigt fein, wo Repreſſalien entſchiedenes 
Unrecht wären.) Da ihre Anwendung indeffen in hohem Maße gefährlich it und fehr häufig 
ald Herausforderung zum Kriege empfunden wird, fo ift es zu billigen, daß man die Berech— 
tigung zu Neprefjalien folder Art nicht nur von dem Vorhandenfein eines Unrechts, jon- 
dern auch von der Vergeblichkeit anderer Ausgleihungsverfuchhe abhängig macht. Die Art 
und Weife der Unrechtserwiderung fann ſehr verfchieden fein, entweder genaue Nahbildung 
der Nechtäverlegung in Beziehung auf Perfonen oder Sachen des delinquierenden Staates 
oder Beichlagnahme von VBermögensftüden mit endlich eintretender Folge der Aneignung, 
gewaltfame Feitnahme von Perfonen (nad) Art der Geifeln), Embargo, d. h. Verhin- 
derung des Auslaufens der dem rechtöverlegenden Staate zugehörigen Schiffe aus den Häfen 
oder territorialen Gemwäfjern der embargierenden Macht, und enblid auch Blodade einer 
Handelsftadt, deren Verkehr durch Abſperrung geſchädigt werden foll (fogenannter blocus 
paeifique). Das Embargo fommt übrigens nicht allein ald Unrechtserwiderung vor, ſon— 
dern auch als eine vorbereitende Mafregel, durch welche der Staat bei dem befürchteten 
Ausbruch eines Krieges ſchon im voraus dem präſumtiv feindlich werdenden Eigentum zum 
Zwede fpäterer Konfisfation den Rüdzug abſchneidet. Die Ungerechtigkeit diefer zu 
Friedenszeiten gegen den Handel ergriffenen Gemwaltmaßregel wird neuerdings allgemein be- 
griffen. 

Litteratur: v. Bulmerincq in v. Holgendorffs Handbuch des Völferrehts IV 1—130; 
Noble, Arbitration and Congress as a Substitute for War in the settlement of international dis- 
putes. 1862; (Sanford,) The law of special reprisals. 1858; (EC. F. Wurm,) Selbithülfe der 
Staaten in Friedenszeiten. 1858; Mas-Latrie, Du droit de marque et du droit des represailles. 
1868; de Laveleye, Des causes de guerre dans l’Europe actuelle et de l’arbitrage. 1873. — 
Über Schiedsgericht fiehe Verhandlungen des Institut de droit international zu Genf. 1874; 


Beelarts van Blokland, International arbitrage. Haag 1875; Rouard de Card, L'arbi- 
trage international dans le passe, le present et l’avenir. Paris 1876. 


8 67. Der Krieg und die Kriegführenden. [Der innerhalb der befeftigten 
Friedensordnung unlöslich gewordene nterefengegenfag zweier oder mehrerer Staaten führt 
zur äußerjten Kraftanfpannung des Staates zur Durchfegung des ftaatlihen Willens: zum 
Kriege. Als letztes und äußerſtes Rechtsmittel geftattet das Völkerrecht den Krieg. Er ift 
zu bejtimmen: als gewaltfame Selbjthülfe der Staaten zur Aufrehthaltung folder Rechte, 
die in friedlicher Weiſe nicht geichügt werden fünnen. in der Thatjache des Unrechts im 
Völferleben und in der Unmöglichkeit, bis jegt in völlig unparteiifcher Weife eine gerechte 
Entjcheidung gegen einen im Vertrauen auf phyfifhe Macht begangenen Rechtsbruch durch— 
zufegen, liegt die fittlihe Nehtfertigung des Krieges. Diefelben weichen Träumer eines 
ewigen Friedens, welche im Leben der einzelnen um feinen Preis auf die „Wohlthaten der 
Konkurrenz,“ auf den „Kampf der ntereffen” verzichten möchten, glauben mit profunder 
Kiffenfchaftlichteit zu handeln, wenn fie die Härten des Krieges in den Vordergrund rüden 
und dann aus dem Gefichtspunkte einer verſchwommenen Humanität die dee des Krieges 
als unzuläffig und unvereinbar darftellen mit der Civilifationsftufe unferer Tage. Sie über: 
jehen dabei, daß der Krieg, d. h. die Anfpannung der ftaatlihen Kraft zur Durchfegung 
des ftaatlichen Willens, im Grunde nichts anderes ift als die Entwidelung derjelben Fak— 
toren, welche im Wettbewerbe der einzelnen zum wirtfchaftlichen Untergange des Schwächeren 
führen, und daß der Krieg als nterefjengegenfat nur dann aufhören fann, wenn alle wirt: 
ſchaftlichen, nationalen und fittlichen nterefjen ein Ende nehmen. Darum gehört die meta- 
phyfiihe Frage nach der Begründung des Kriegsrechts überhaupt nicht in die Yehre des 
pojitiven Völferrehts. Wir können nur mit der Thatſache rechnen, daß der Krieg ebenjo- 
wenig vermeidbar iſt, wie es Streitigfeiten und (Sewaltakte zwijchen einzelnen Perjonen find; 
dem Bölferrechte aber fällt die Aufgabe zu, feine regelnde Macht auf diefem Gebiete zur Geltung 
zu bringen, darauf fußend, daß der Krieg ein Nechtsmittel, nämlich) das äußerſte Mittel der 
Zelbithülfe ift. Nur wenn man diefen Standpunkt einnimmt, lafjen jih Nechtsnormen für 
den Kriegszuftand aufftellen, deren Ziel die möglichſte Milverung feiner Übel ift; fieht man 
dagegen den Krieg immer nur als einen Zuſtand an, welchem die vechtlihe Baſis fehlt, fo 
öffnet man damit auch jeder Willfür in feinem Verlauf die Pforten.] Dem Staate iſt in 
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legter Inſtanz feine Wahl gelafjen als die: entweder jedes Unrecht gegen fich gefchehen zu 
lafjen und dur den ein für allemal ausgefprochenen Verzicht auf den Krieg das Unrecht im 
voraus zu ermutigen oder zu den Maffen zu greifen im Vertrauen auf die eigene Kraft, 
auf eine in ber Weltgeſchichte waltende Gerechtigkeit und die moraliſche Unterſtützung der 
in anderen Völkern lebendigen Rechtsüberzeugung. Im Vergleich zum Privatrecht und Straf: 
recht ijt die Realifation der völferrechtlihen Anſprüche unzweifelhaft eine weniger jichere; 
doch zeigt fi) in der Gegenwart darin eine Fortbildung des Völkerrechts, daß Kriege zum 
Zwecke der Eroberung und eigennügigen Übervorteilung eines ſchwächeren Staates vom 
Gewiſſen der Nationen verworfen werden und der Nechtächarafter des Krieges in feiner be- 
dingten Notwendigfeit ſtets deutlicher hervortritt. Nicht einmal jede Nechtsverlegung ohne 
Unterfchied vermag den Krieg politifh und fittlih zu rechtfertigen, jondern nur eine folche, 
welde in ihrer Bedeutung und Größe die berechnende Erwägung zurüdvrängt, daß jeder 
Kriegführende die höchſten Güter des Wolfes auf das Spiel jeht. [Die Gefchichte des 
Krieges zeigt uns, wie derfelbe zu einer dad Gemeinfchaftsleben der Staaten beherrichenden 
rechtlich geordneten Cinrichtung geworden ift mit Negeln und Ausnahmen, mit Fort- 
ſchritten und Nüdfällen. Der gegenwärtigen hochentwidelten Gejtalt des Gemeindafeins 
geht überall ein Stadium der Entwidlung voran, in welchem der Ausſchluß des kriegerischen 
Verfehrs auch innerhalb der Etaatögrenzen nur auf langem Bildungsgange fi erreichen 
läßt. Friede und Recht fallen ſprachlich und gefchichtlih in eins zufammen. Die Nects- 
jiherung durch Privatkrieg ift allerorten die unvermeidliche Vorftufe, über welde die Rechts: 
ficherung durch ftaatlihe Gewalt ſchreiten muß, um das jtaatlihe Gemeinjchaftsleben zu 
einem befriedeten zu machen. Die Übergänge vom Privatkriegsrecht (Fehde) vor Entwidlung 
einer bejtimmten, alle Teile des Volkslebens mächtig umfaffenden Gentralgewalt zu den erften 
Anjägen einer geordneten Nechtspflege, die vermittelnden Funktionen der Yandfriedensgefege, 
Treuga Dei, der Ewigen Yandfrieden lafjen fi für die meijten der bejtehenden Staaten 
mit hoch entwideltem innen Machtorganismus nachmweifen, fo daß fich eine enge fyftematifche 
Anfnüpfung zwifchen dem hiſtoriſchen Verlauf der allmählichen Befriedung der einzelnen Staats 
territorien und den Nechtsgrundlagen des großen Völkerverkehrs in Ariegszeiten gewinnen läßt. ] 

Die Parallele des civilrechtlichen Prozeſſes, oft angewandt und verfucht, verfagt hier 
völlig ihren Dienſt. Die das ſtaatliche Leben beherrſchenden geſchichtlichen Potenzen bringen 
es notwendig mit ſich, daß objeltiv betrachtet unter den Kriegführenden nicht, wie unter den 
Prozeßparteien, nur einer im Nechte fein muß. Wer der Berechtigte in der Sache ift, läßt 
fih bei dem Beginn eines Feldzuges nur felten in einer das Urteil bindenden Weife jagen. 
Sn dem Kampfbemweife find aljo die ftreitenden Teile nad ihrem gegenfeitigen Verhält- 
niffe wie nad ihren Anforderungen gegen die Neutralen volltommen gleihberedtigt. 
Jeder von den Kriegführenden hat feinem Gegner zu gejtatten, was er fich felbft erlaubt; 
jelbjt zu unterlaffen, was er verwirft. Der Staat ift Recht- und Machtorganismus und 
demnad) der Krieg das Schiedsgericht der Waffen, wobei die in der ftaatlichen Yeiftungstraft 
überlegene Gewalt entſcheidet. 

Obmohl ſich das Prinzip, daß nur Staaten die alleinigen Subjefte des internationalen 
Sriedensverfehrs find, erjt in unferen Tagen befejtigt hat, gelten doch ſchon ſeit dem Be— 
ginn der Neuzeit nur noch Staaten als Subjekte der Kriegführung oder im Bürgerkriege 
auch eine ſolche Partei, die zum erklärten Zwede der Losreißung und felbitändigen Koniti- 
tuierung eines Staatsgebietes zu den Waffen greift, wenn fie, der unterdrüdenden Macht des 
Strafgejeges entwachſen, ausreichend ſtark erfcheint, um die Regeln der Krienführung zu be- 
obachten und fih im Kampfe behaupten zu fönnen. Unter folden Borausfeßungen fann 
einer aufjtändifhen Partei von den Neutralen die Eigenſchaft einer Friegführenden Macht 
gleihfam in Vorausnahme einer zu erwartenden neuen Staatsordnung zugebilligt werden. 
Dagegen ift es feine Frage des Völferrehts, ob eine rechtmäßig beftehende Regierung den 
gegen fie fämpfenden Inſurgenten die Behandlung einer kriegführenden Macht angedeihen 
laſſen ſoll oder ob ſie von einem ihr zuſtehenden Strafrechte Gebrauch machen will. Ob 
eine auswärtige Macht wegen voreiliger Anerkennung einer hinterher unterliegenden auf⸗ 
ſtändiſchen Partei als kriegführender Macht zur Rechenſchaft gezogen werden kann, iſt ſtreitig. 

Die Gegnerſchaft kriegführender Staaten kann durch Alliancen vervielfältigt werden, die 
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in der älteren Litteratur hieraus abgeleitete Unterfheidung zwifhen Hauptparteien 
(verbündete und gegnerifche) und Nebenparteien hat innerhalb der modernen Staaten- 
praxis mit ihren Regeln ftrifter Neutralität jede Bedeutung verloren. 

Litteratur: v. Bulmerineq, Lüder, Geffden im IV. Bande des v. Holgendorff- 
fhen Handbuches des Bölkerrehts; Rivier, Böllerreht SS 60 ff.; Rettich, Zur Theorie und 
Gefhichte des Rechts zum Kriege. Stuttgart 1888; N. Villiaume, L’Esprit de la guerre. 
Prineipes nouveaux du droit des gens, de la science militaire et des guerres civiles: 
3. öd. 1864; P. J. Proudhon, La Guerre et la Paix. vol. I. 1869. — Vom politiihen Stand- 
punfte aus: P. Leroy-Beaulieu, Recherches &conomiques, historiques et statistiques sur les 

uerres contemporaines (1853—1866). 1869; Larroque, De la guerre et des armdes permanentes. 
866; Bemis, The Recognition of Rebel Belligereney. 1865; Fiorilli, Del concetto della guerra 
e dei suoi rapporti con le questioni marittime. 1872; H. Brocher, Les principes naturels du 
droit de la guerre (in der Revue de droit international). 1872; Essai sur la philosophie de la 
guerre. 1872; Den Beer Portugal, Het Orloogsrecht. Breda 1872; Kamps, Kort begrip van 
het orloogsrecht. 1873; Hely, Etude sur le droit de la guerre de Grotius. 1875; Don Nicasio de 
Landa, El derecho de la guerra. 3, ed. Pampelona 1877; E. Nys, Le droit de la guerre et les 
pröcurseurs de Grotius. 1882; Henri Brocher, Les r&volutions du droit. Bd. IL. 1882. 


868. Kriegserklärung. Um jeden Zweifel über die Grenzſcheide zwiſchen Krieg 
und Frieden zu zeritören, hat man von jeher Gewicht darauf gelegt, daß die Abſicht der 
Kriegführung von feiten des Angreifenden unzweideutig vorher erklärt werde. Plötzlicher 
und unvermuteter Überfall desjenigen, der die Fortdauer des Friedens vorausfegt, ift völfer- 
rechtswidrig. Möglichkeit der Gegenwehr gehört zum Begriffe des Krieges. Dagegen ijt 
nicht mehr erforderlih, daß zwiſchen Kriegserflärung und Kriegsbeginn ein längerer Zwiſchen— 
raum verfließe oder die Kriegserflärung in feierlicher Form, wie in den antifen oder mittel- 
alterlihen Herausforderungen, abgegeben werde. Cs genügt jede zur Kenntnis des Anzu— 
greifenden gelangende Kundgebung (Manifefte), ſogar eine bedingte Erklärung, indem eine 
legte Friſt zur Erfüllung einer unabmeislihen Forderung gejtellt wird (Ultimatum). Ohne 
vorangegangene Erklärung fann der Krieg beginnen, wenn einer auf fpecielle Reprefjalien 
gerichteten militärischen Maßregel, 3. B. der Blodade, thatſächlich gewaltjamer Widerjtand 
entgegengefeßt wird. In ſolchen Fällen muß zur Bejeitigung eines immerhin möglichen Zweifels 
eine von feiten des militärifch Angreifenden gegebene Erklärung gefordert werben, daß der Kriegs: 
zuftand eingetreten ſei. Neutrale Staaten haben ein Rechtsinterefje, nicht in Ungemwißheit über 
Krieg und Frieden belafjen zu werden. Von direkten Kriegserflärungen an den Gegner pflegt 
ihnen ohnedies nad} der Praris Kenntnis gegeben zu werden. [Bölferrechtlich zur Kriegserflärung 
legitimiert ijt das verfafjungsmäßig mit der Nepräjentativfompetenz ausgeftattete oberjte Staats- 
organ. Die fofortige Ausübung des Seebeuterechts nach erfolgter Kriegserflärung, welche ehedem 
fonjtante Praris war, ift feit der Mitte diefes Jahrhunderts nicht mehr üblich. Man eradhtete 
es der Billigfeit entjprechend, den feindlihen Kauffahrteifchiffen einen je nad) Yage der Verhält- 
niſſe bemefjenen Auffchub zu gewähren. Bahnbrechend waren in diefer Hinficht die bei Ausbruch 
des Krimkrieges ergangenen englischen und franzöfiichen Erlaffe. Entſprechend diefer neueren 
Praxis feßte der Erlaß des franzöfiichen Marineminifters vom 25. Juli 1870 feit, daß 
deutiche Kauffahrteifchiffe, welche vor der Sriegserflärung Fracht für Frankreich oder für 
franzöſiſche Rechnung geladen hatten, feine Brifen feien, ſondern daß fie ihre Yadung löſchen 
und mit Geleitfchein nach der Heimat entlaſſen werden jollen, und ferner, daß auch fpäter 
deutfchen Schiffen, welche in Untenntnis des Kriegszuſtands in franzöfifche Häfen einlaufen, 
eine dreißigtägige rift zum Auslaufen und jodann ein Geleitfchein zur freien Nüdfahrt er- 
teilt werden ſolle. Ebenſo jegte die deutjche Verordnung vom 19. Januar 1871, betreffend 
die Aufbringung und Wegnahme franzöfifcher Handelsfchiffe, namentlich mit Nüdfiht darauf, 
daß im Vertrauen auf den früheren Verzicht neutrales Gut auf franzöfifchen Schiffen ver: 
laden ſein konnte, einen Auffchub bis zum 10. Februar 1871 feit.] 


869 Mittel der Kriegführung. Krieg ift phufiicher Kampf, in dem zwei 
Staaten verfuchen, gewaltfam einen Gegenfag der Intereſſen und Anfprüche, der durch Mittel 
der Verftändigung oder Afte einfeitiger Selbithülfe nicht ausgleihbar erfcheint, dadurch zu 
überwinden, daß jeder der Gegner mit Anſpannung aller Kräfte die Mittel zu vernichten 
jtrebt, durch welche der Gegner jeinen Willen aufrehterhält. Diefes legte Mittel im Streit 
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der Staaten ift, wie die menſchlichen Dinge einmal bejchaffen find, nicht zu befeitigen, das 
Völferreht vermag nur dem Kampf gewiſſe Schranfen zu ziehen und ihn an gewifje Normen 
zu binden, indem es die Nechte und Pflichten der Kriegführenden bejtimmt. Der Endzweck 
eined Krieges ift nicht notmwendigerweife vollfommen identifh mit feinem urfprünglichen 
Rechtsgrunde. Der Krieg begründet neue Fordcrungsrechte unter den ftreitenden Parteien, 
vor allen Dingen den Anfpruh auf Erſatz alles durch den Krieg erwachſenden Auf: 
wandes. Diejer Endzwed jedes Belligerenten fann volltommen nur dann erfüllt werben, 
wenn einer der Gegner durch überlegene Gewalt unfähig gemacht wird zum Widerftande, 
damit entweder die Erfüllung oder die definitive Abmeifung der auf den Etreitgegenftand 
gerichteten Forderungen erreicht werde. Alle Mittel, melde erfahrungsgemäß auf die Er: 
reihung des Endzwedes von erheblichem Einfluß find erfcheinen als gerechte Mittel des 
Krieges (jogenannte Kriegsraifon). Und umgekehrt, verwerflich find diejenigen Akte der Zer- 
ftörung, welche unmefentlid oder erfahrungsgemäß unwirkſam erjcheinen für die Beendigung 
des Krieges oder gegen Perjonen gerichtet find, deren Verluſte ohne Einfluß find auf die 
rechtliche Entſchließung der Staaten. 

Daraus ergiebt fich beifpielämeife, daß Tötungen von wehrlofen PBrivatperfonen, von 
rauen und Kindern oder Plünderung von Privateigentum — weil fie in der Not des 
Krieges als zwingende Motive zum Frieden nicht empfunden werden — nit nur von dem 
fittlihen Standpunft der Humanität aus zu verwerfen, fondern auch kriegsrechtlich unzuläffig 
find. Nur gegen die materiellen Kräfte des Staates ift Krieg zu führen, bis fie aufgehört 
haben, widerjtandsfähig zu fein. Bon felbit verfteht fi dabei, daß Verlegung der Regeln der 
Kriegführung aud den Gegner im Kriege zur Vergeltung berechtigt (friegerifche Reprefjalien). 

Die Mittel der kriegeriſchen Aktion find entweder Mittel der Gewalt oder Mittel der 
Täufhung. An der Erlaubtheit der Kriegslift befteht nicht der mindefte Zweifel: Unfennt- 
nis und Irrtümer entwerten im Kriege felbjt eine materiell überlegene Gewalt. Verbreitung 
falfcher Nachrichten, irreführender Angaben zählen zu den angemefjenen Mitteln der Krieg: 
führung. Das Recht zu täufchen und zu Hintergehen hört jedoch auch Feinden gegenüber 
da auf, wo Vertrauen erwartet werden darf und die Möglichkeit des Widerftandes ideell 
nicht beſteht. Nicht durch den Kriegszweck gerechtfertigt und darum als unerlaubt gelten: 
ſchnöder Verrat, Vergiftungen, abfichtliche Anſteckungen durch Krankheitsitoffe, Ermordung 
durch gedungene Banditen. Unter allen Mitteln der Täufhung ift das allgemeinte der 
Gebrauh von Spionen oder Kriegsfundfchaftern, welche unter Verheimlichung ihrer Abjicht 
durch täufchende Veranftaltung oder in Verkleidung innerhalb der feindlichen Linien Nach— 
richten für den Feind fammeln. Obmohl der Dienft eines bezahlten Spions für unehren- 
haft gilt, jo weiß jeder der Sriegführenden, daß der Gegner ſich der Spionage bedient. 
Jeder hat alfo die Möglichkeit, fich zu ſchützen, und fucht ſich zu verteidigen, indem er das 
gleiche Recht übt und gegen die Spionage überdies die Motive der Abjchredung durch eine 
uneigentlic fogenannte Todesjtrafe präventiv in Thätigkeit ſetzt. 

Vorwiegend trägt der Krieg den Stempel der Gewaltſamkeit gegen feindliche Soldaten 
und feindliches Eigentum, welches der Zerjtörung inſoweit ausgejeßt ift, als dadurch 
wefentliche Vorteile für Operationen des Krieges zu erreichen find. Niederbrennung von 
Gehöften, hinter denen der Feind fich verbirgt, Sprengung von Brüden, Jnundation von 
Feldern und Wiefen, Zerftörung von Eifenbahnen, Telegraphen und anderweitigen Kommuni- 
fations- oder Transportmitteln, Vernichtung von Vorräten, die dem Feinde zu gute fommen 
fönnten, find notwendig und daher erlaubt. Die Grenzen gegen unerlaubte und barbarifche 
Zerftörungen find allerdings nicht leicht zu ziehen. Doc würde anzunehmen fein, daß jede 
über das vorausfichtlihe Bedürfnis der Transportverhinderung hinausgehende Zeritörung 
fojtbarer Eifenbahnbauten oder die Verwüſtung einer noch weit ausftehenden Ernte auf den 
bereits bejtellten Feldern in der Gegenwart ſchwerlich der Mißbilligung entgehen dürfte. Ge- 
ringfügigen und augenblidlihen Vorteilen des Krieges dürfen nicht wertvolle Anjtalten des 
Friedens durh dauernde Zerjtörung hingeopfert werden. Es gilt hier der Grundjaß der 
Proportionalität in der Sphäre der Zwedmäßigfeiten. Wie das Prinzip der Humanität zur 
Neutralifation der Verbandpläge und Kriegsheilanftalten führte, jo wäre es fonfequent, große 
öfonomifche Verkehrsinterefjen durch Neutralifierungen während des Kampfes auch im Gebiete 
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der Kriegführenden gegen Zerftörung zu fihern (Tunnelbauten, interoceanifhe Kanäle, fub- 
marine Telegraphen). Die höchſte Stufe der kriegeriſchen Gewalt richtet ſich gegen feindliche 
Perſonen und deren Leben. Das Tötungsreht ift untrennbar vom Kriege. Aber aud) 
hier iſt wohl zu unterfcheiden zwischen den Nievermeselungen und planlofen Vernichtungen 
des menfchlichen Lebens auf der einen Seite und der Befeitigung eines auf Tod und Leben 
entjchlofienenen bewaffneten Widerſtandes andererfeits. Cine Verwundung, zugefügt in dem 
Sinne der vorfäglichen DVereitelung einer fonft möglichen Heilung, ift gegen den modernen 
Kriegsgebrauh. In diefer Richtung unterfagt die Petersburger Konvention vom 29. No- 
vember 1868 die Verwendung von Erplofivgejhofjen aus Handfeuerwaffen. Ein Verſuch der 
ruffishen Regierung, die Krienführungsregeln durch gemeinfame Übereinfunft der europäifchen 
Regierungen bejtimmen zu lafjen, führte 1874 zu den Brüffeler Verhandlungen, gelangte 
aber noch nicht zu einem definitiven Ergebnis. 

Die vollendete Art der Kriegführung heit: entſcheidende Überwindung des Gegners 
mit geringſten Opfern aud auf fetten des Befiegten; völferrechtswidrig iſt jede Zerftörung, 
die um ihrer ſelbſt willen verübt ward, unfittlich felbjt das Motiv der Rache gegen den 
überwundenen Feind im Kriege. 

Litteratur: Züder im Handbuch IV SS 47 ff.; Corsini, Las leyes de la guerra segun 
las tradiciones y los adelantos de la eivilisacion. 1857; Montague Bernard, Laws of war, in den 
Oxford Essays. 1856; Instructions for the government of armies in the field (eine Kodififation des 
Kriegführungsrechts von Dr. Yieber im amtlihen Auftrage verfaßt); Graham, Military ends and 
moral means. 1864; Berels, Internationales Seereht: Derielbe, Handbuch des allgemeinen 
öffentlihen Seerechts im Deutichen Reiche. — Weſentlich mit Beziehung auf den franzöſiſch-deutſchen 


Krieg von 1870: Dahn in den Nahrbücern für die Deutiche Armee und Marine I 79, III 51 ff.; 
Bluntichli in v. Holgendorffs Nahrbuh für Gefeggebung, Berwaltung und Rechtspflege des 
Deutſchen Reichs I 270 3 1871: G. Rolin-Jaequemyns, La guerre actuelle dans ses rapports 
avec le droit international. 1870; Morin, Les lois relatives à la guerre selon le droit des gens 
moderne. 2 Bände. 1872. — Brotofolle der Brüffeler Konferenz; von 1874. — Manuel des lois de 
la guerre sur terre, herausgegeben vom Institut de droit international. 1881. 


5 70. Aktiver Kriegsjtand. Die Regeln ordnungsmäßiger Ariegführung find 
nur dann mit einiger Sicherheit einzuhalten, wenn in jedem Falle jtrenge perfönliche Verant- 
wortlichfeit für deren Überfchreitung beiteht. Eine ſolche fann aber nur gegeben fein in einem 
feitgeorbneten Oberfommando und einer zum Gehorfam unbedingt verpflichteten, regelmäßig 
disciplinierten Truppe. Ohne jtändigen, verantwortlichen, eine taftifhe Ordnung voraus- 
jegenden Oberbefehl, ohne jtrenge Zucht des friegerifchen Gehorfams feine Möglichkeit geord- 
neter Kriegführung. Disciplin in den Armeen ift ſomit nicht nur für die Sicherheit der 
Staaten, jondern auch für die Ordnung des Völferrehts von Wichtigkeit. Daher die An- 
forderung, daß die Afte der Kriegführung nur durch die der Verfügung des Oberbefehls unter- 
liegenden Truppenförper und Streitkräfte zu Lande und zur See, niemals durch Privatper- 
onen eigenmädtig und jelbjtändig vorgenommen werben dürfen. Nur Staatstruppen 
haben aftiven Kriegsitand, was als ein Fundamentalſatz des neueren Bölferrehts anerkannt 
werden muß: denn nur fo fönnen die Wirfungen des Kriegszuftandes von Privatperfonen 
und Privatvermögen wenn nicht überall thatjächlih, fo doch grundfäglih fern gehalten 
werden. [Die eingreifendite und erfolgreichite Einengung, begriffliche Lofalifierung der Kriegs- 
gewalt ſtellte fih von ſelbſt ein nach allfeitiger Anerkennung des Prinzipes, daß die Staaten 
Krieg führen, nicht die Individuen, wie in Zeiten der Barbarei. Aktiven Kriegsitand haben 
auch die Freicorps, melde, in regelmäßiger militärifcher Organifation fenntlih gemadt, 
nur die Bejonderheit haben, daß fie für gewiſſe Zwede, namentlich den fogenannten kleinen 
Krieg ſelbſtändig operieren fönnen. Parallel zu den organifierten Freiſcharen des feit- 
ländifchen Krieges jtehen die auf gleichen prinzipiellen Grundlagen ruhenden freiwilligen 
Seewehren, wie folde nah Ausbruch des deutich-franzöfiichen Krieges durd den Erlak des 
Königs von Preußen vom 24. Juli 1870 genehmigt worden waren. Die franzöfifche He: 
aterung erhob gegen die Zuläffigfeit der Bildung einer ſolchen freiwilligen Seewehr Beden- 
fen und wendete fih damit an die enalifche Regierung ; es wurde namentlich hervorgehoben, 
daß es fi dabei um eine Wiedereinführung der Kaperei zu handeln ſcheine. Die eng: 
lichen Kronjuriiten gaben jedoch ihr Gutachten dahin ab, daß eine Verlegung der Parifer 


7. Das Europäiiche Völlkerrecht. 1331 


Deklaration von 1856 nicht vorliege, da die betreffenden Schiffe einen Teil der Kriegsmarine 
des Norddeutſchen Bundes bilden follten. Dazu fommt, daß die Aktion derfelben fich ledig- 
lich gegen die feindlichen Kriegsſchiffe richten jollte.] 

Dagegen unterliegen unorganifierte Freifcharen, d. h. folche Banden, welche ſich auf 
eigene Hand bemwaffnen, der auf Schufmweite ausreichenden Erfennbarfeit dur Uniformierung 
entbehren und ohne ſtehenden Oberbefehl nach Gelegenheit fi) vereinigen, auflöfen und zer- 
jtreuen, mit Necht einer ungünftigeren Behandlungsweife. Der Bandenfrieg ift Privatfrieg 
ohne VBerantwortlichkeit, daher auch ohne völkerrechtlich anerfannten Anſpruch auf Schutz für 
Perſon und Eigentum. Auch die Verwendung fogenannter irregulärer Truppen (3. B. 
Baſchi-Bozuks, Turfos u. a.) follte durh den europäifchen Kriegsgebraud aus denfelben 
Gründen wie die der Freiſcharen verpönt werben. Diejelben Gefichtspunfte müſſen auch bei der 
Würdigung der Kaperei im Seefriege gelten. Kaperei ift eine duch jchriftliche Vollmacht 
eines friegführenden Staates (fogenannter Kaper- oder Markebrief) autorifierte Seefrieg- 
führung durch Handelsfahrzeuge, welche zur Wegnahme oder Zerftörung feindlichen Eigen- 
tums zur See im Dienfte der Kriegführenden berechtigt werden. In den Parifer Friedens- 
verhandlungen (1856) wurde die Abfchaffung der Kaperei befchlofien; doch jind bis jeßt 
nicht alle Staaten den dahin gehenden Verabredungen beigetreten. 


8 71. Paſſiver Kriegsftand. Perfönlide und ſachliche Eremtionen. 
Nad der bereitö gegebenen Begründung des aktiven Kriegsjtandes fann es nicht zweifelhaft 
fein, daß die Armeen, wie fie die unmittelbar handelnden Subjekte find, jo aud die un- 
mittelbar leidenden Objekte jein müfjen. Der abjichtlihen Tötung und Verwundung unter: 
liegen nur wehrhafte Kombattanten, der Gefangennahme alle Angehörigen der Truppenkörper. 
Eine der wichtigſten Beſchränkungen des paſſiven Kriegsitandes ift die durch die Genfer 
Konvention gefchaffene Neutralifation aller der Pflege der Verwundeten dienenden An- 
jtalten und Perjonen. [Am 22. Auguft 1864 wurde diefe denkwürdige Konvention abge: 
ſchloſſen. Der humane Gedanfe, der ihr zu Grunde liegt, war allerdings nicht fo neu, wie 
ihre Urheber damals annahmen. Wiederholt wurde either der Nachweis geführt, daß feit 
Ende des 16. Jahrhunderts überaus zahlreiche Kriegsverträge mit ähnlichem Zweck wie die 
Genfer Konvention, d. h. zum Schuß der Verwundeten und des Heilperfonals, abgefchlofjen 
worden find; der ältefte befannte diefer Verträge datiert von 1581. So wurde ein derartiger 
Vertrag am 12. Dftober 1689 bei der Übergabe von Bonn an den Kurfürſten Friedrich III 
von Brandenburg geſchloſſen, fo ſchloß 1759 Friedrich der Große mit Frankreich den Ver: 
trag von Brandenburg, wonach Ärzte, Apotheter, Feldprediger, Voftbeamte nicht zu Kriegs: 
gefangenen gemacht, verwundete Gefangene jorgfältig gepflegt und die hieraus entjtandenen 
Kojten zurüderftattet werden follten. Allein von deutjcher Seite find an ſolchen Verträgen 
mehr als 200, von franzöfifcher nahezu ebenfoviel abgejchlofjen worden. Vielfach find fie 
jehr eingehend, nicht felten brauchbarer und präcifer abgefaßt als die betreffenden Artikel 
der Genfer Konvention. 

Dieſe Thatfache vermag jedoch die Verdienfte der Urheber der berühmten Übereinkunft 
nicht zu fchmälern. Einmal waren ſolche Verträge grade in allerneuejter Zeit in den Kriegen 
unjeres Jahrhunderts, wie im Krimfrieg, im italienifch-öfterreichifchen Krieg 1859 und im 
nordamerifanifchen Bürgerkrieg 1861—65, nicht mehr abgeſchloſſen worden, dann aber han- 
delte es fich bei den früheren Verträgen immer nur um Einzelabfommen zwiſchen Krieg- 
führenden, nit um einen allgemeinen Völfervertrag. Dagegen bildet die Genfer Konvention 
ein Völfergefeg, das von der Gefamtheit der Mächte ein für allemal für alle Zeiten und 
alle Kriege der Zukunft als bindend anerfannt ift, als Teil des pofitiven Völkerrecht. Ende 
der fechziger Jahre gehörten bereits fämtliche fouveräne europäische Staaten der Konvention an. 
1874 folgte Rumänien, ſpäter Perfien, San Salvador, Montenegro, Serbien, Bolivia, Chili, 
Argentinien, Peru, 1882 erſt die Vereinigten Staaten, 1884 Bulgarien, 1886 Japan. 
Gegenwärtig find 36 Staaten auf die Genfer Konvention verpflichtet. Während eines fünf- 
undzwanzigjährigen Beitehens diefes großen internationalen Verwaltungsvereins hat die Genfer 
Konvention (da3 „Rote Kreuz“) ausreichende Proben ihrer Leiſtungskraft, zugleich aber auch 
einige nicht unerhebliche Mängel aufgewiefen, die zum Teil wenigitens aus der Unzulänglid- 
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feit und geringen Präciſion in der Abfafjung der einzelnen Beitimmungen hervorgingen. 
Diefe Bedenken hatten zur Folge, daß weder die Zufagartifel von 1868, die namentlid den 
Seekrieg betrafen, nod die Beratungen der Brüffeler internationalen Konferenz zur Regelung 
des Kriegsrechts von 1874 bindende Anerkennung bei den Regierungen fanden; gleichwohl 
dehnten Preußen und Frankreich im Kriege von 1870/71 die Genfer Konvention auch auf die 
Marine aus. Die Übelftände, die fih in der Praris ergaben, fönnen jedoch gegen die über- 
aus große Wohlthat für die Vermwundeten nicht in Betracht fommen. Die Verlegungen der 
Konvention entitammen fait ausjchließlih der Unkenntnis, die durch angemefjene Verbreitung 
ihres Inhalts ſchon jet in allen Armeen befeitigt werden foll.] 

Zitteratur: G. Moynier, Droit des gens; Etude sur la convention de Généve. 1870; 
Gurlt, Zur Geſchichte der internationalen ee Krankenpflege. 1873; Lüder, Die Genfer 


Konvention. 1876; Derfelbe im Handbuch IV 88 .; Olivi, Cenni storiei e eritiei sulla con- 
venzione di Geneva. Modena 1879. 


8 72. Feindlihes Vermögen im Kriege. Der Gedanke der jtaatöbürgerlichen 
Solidarität findet feine Vermwirklihung in der Mitleivenfchaft des Arieges, in welde troß 
der Beichränfung des Tötungsrehts und der Gefangennahme auf die unmittelbar wirkenden 
Streitkräfte des Feindes doch ſtets auch andere Kreiſe der Staatsbewohnerſchaft hineinge- 
zogen werden müfjen. Neben den nächiten militärifhen Aufgaben verfolgt jeder Krieg auch 
ein damit eng verbundenes politisches Ziel. Es fommt darauf an, den feindliden Staat 
zu verhindern, die ihm auf dem Kampfplatz zugefügten Verlufte zu erfegen, feine Armee 
auszurüften, zu unterhalten und zu verpflegen und aus feinem Herrichaftsverhältnifje über 
feine Unterthanen Vorteil zu ziehen. Demgemäß ift in Betracht zu ziehen: die Einwirkung 
des Krieges auf das Vermögen des Feindes und die Staatseinrichtungen im feindlichen Lande. 
Aus dem Nechtscharafter des modernen Krieges folgt, daß das Privateigentum, abgejehen von 
dem Falle einer für Afte der Kriegführung unmittelbar nötigen Zerftörung oder Benugung, 
dauernd nicht weggenommen oder angeeignet werden darf. Ganz ausnahmslos jollte dies gelten 
von ſolchem Privateigentum, welches ſich im Gebiet eines feindlichen Staates befindet und dem 
Gegner thatfählih gar nicht zugänglich ift. Wie in neuerer Zeit, bis zu dem von Frankreich 
1870 gegebenen Beispiel der Austreibung der Deutjchen, feindlichen Unterthanen der ruhige 
Verbleib im Lande aud nad) Ausbruch des Krieges gejtattet wird, jo muß auch deren Eigentum 
geſchont werden, welches der friedliche Verkehr vor Ausbruch des Krieges in die Verfügungsgewalt 
des Gegners gebracht hat. Anders verhält es fich mit feindlichem Eigentum im bejegten Feindes— 
land. Hier giebt es Unterfcheidungen. Zunächſt 1. Vrivateigentum, welches in verzehr: 
baren und der Truppenverpflegung dienenden Naturalien bejteht, darf zum Konſum weg— 
genommen werben ; unbedingt im Wege der bezahlten Zwangslieferung (Requifition), welche 
als eine durch den Krieg notwendige Erpropriation betrachtet werden fann. Bedenklicher ijt 
die MWegnahme ohne Zahlung oder Zahlungsverfprehen. Doch wird die Zuläffigfeit für den 
Notfall, oder wenn verzehrbare Gegenjtände verftedt und dadurd der Zwangslieferung ent- 
rüdt wurden, nad der Natur des Krieges nicht zu bejtreiten fein. Das Selbiterhaltungs- 
recht führt zur Notwendigkeit der Zwangsverpflegung im feindlichen Yande. 2. Staats- 
eigentum. Alle verzehrbaren Vorräte des feindlichen Staates dürfen nicht nur zerjtört, 
fondern auch verbraucht werden. Dasjelbe gilt von Kriegsfajjen und baren Staatsgeldern, 
die für Zwede der Kriegführung benußt werden fönnten. (Grundeigentum der feindlichen 
Staatsgewalt darf mit Beſchlag belegt werden; Aneignung während des Krieges und folg= 
lich Veräußerung Ddesjelben iſt jedoch unitatthaft. Die Früchte unterliegen der Verfügung 
des Decupanten. 


8 73. Beute und Prife Cine eigentümliche Ausnahmeitellung nimmt in der 
Kriegführung der heutigen Zeit die Occupation an feindlichem Gute ein, d. h. die Weanahme 
feindliher Sachen in der Abjicht und mit dem Erfolge des Eigentumserwerbes für den Staat. 
Das bewegliche Eigentum der feindlichen Staatsgewalt, welches für Zwede der Ariegführung 
braudbar it, fann durch friegführende Mächte unbedingt occupiert werden, 3. B. Waffen, 
Pferde, Geſchütze u. j. w. Aber aud an gewiſſen Gegenjtänden des Privateigentums findet 
immer noch Erbeutung jtatt: nicht bloß an Privatwaffen, jondern aud an allen Wertob: 
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jeften, welche eine feindliche Perfon im Gefechte bei fich führt und (mie man annimmt) der 
Perſon des Siegers preisgiebt. Unverfennbar bahnt fi aber auch hier eine edlere Auf: 
faffung den Weg in die Dentweife der Armeen. Der gebildete und humane Soldat ver: 
ihmäht, was die alte Praris der Söldnerheere verteidigte. Plünderung gefallener Soldaten 
durch Privatperfonen ift öfter als Diebftahl bejtraft worden. Als völlig unzuläffig in recht— 
licher Beziehung muß ferner, felbjt wenn vom Feldherrn der Belagerungstruppen vor dem 
Sturme gejtattet, die Plünderung belagerter feindlicher Plätze betrachtet werden. Das deutfche 
Militärftrafgefegbuh vom 20. Juni 1872 enthält in feinem achten Abjchnitte eingehende 
Beitimmungen über widerrechtlihe Handlungen im Felde gegen Perfonen oder Eigentum. 
Sehr bejtritten ijt in der Gegenwart das Necht der Kriegsfontributionen und Kriegsjteuern 
im feindlichen Lande. Ein rechtlich Hinreichender Grund, von feindlichen Unterthanen Gelder 
zwangsmweije zu erheben, muß dann anerfannt werden, wenn es jih um Reprefjalien handelt 
oder um Naturallieferungen oder um eine wirffame Unterdrüdung von Feindjeligfeiten, die von 
einer feindlichen Bevölferung ausgehen, dur Androhung einer Gefamtverantwortlichfeit aller, 
die in der Auflegung einer Geldleiftung (Kontribution) zu erzwingen wäre, oder endlich um 
eine Abfindungsfumme für den Sieger, der auf ein ihm zuftehendes Aneignungsredht an 
feindlihem Staatseigentum in fapitulierenden Feitungen verzichtet. 

Die bedeutendfte Ausnahme von dem Prinzip der Unverletlichfeit des Privateigentums 
iſt die fogenannte Priſe im Seefriege. Nach der alten, noch gegenwärtig nicht aufgegebenen, 
aber durch Wiſſenſchaft und Nechtögefühl gleich angefochtenen Praris unterliegt alles feind- 
liche Privateigentum zur See, ſoweit es nicht durch Rechte der Neutralen gededt wird, ber 
Wegnahme zum Zmwede der Zerftörung oder Aneignung, welche letztere einer Beftätigung 
oder Anerkennung durch fogenannte Prifengerichte des friegführenden Staates bedarf, um 
damit die feindlihe Nationalität der „guten Priſe“ zu fonftatieren. Diefe Schutzloſig— 
feit des feindlichen Privateigentums bildet in rechtlicher Hinficht den hauptjädhlichiten Unter: 
ſchied zwijchen Yand- und Seefrieg. [Aud in Anjehung des Seebeuterechts hat die neuere 
Staatenpraris mehrfache Befchräntungen eintreten lafjen: 1. fonventionelle Aus— 
Ihließung, wie in dem Vertrage zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa und 
Dtalien vom 26. Februar 1871, in deſſen Artitel 12 der Grundſatz der freiheit des feind- 
lichen Privateigentums zur See ausgejprochen worden ift; 2. einjeitige Unterfagung 
der Ausübung des Rechts. Eine folde it in Ariegsfällen mehrfach erfolgt und zwar 
entweder unter der Vorausfegung der Reciprocität oder ohne diefe Vorausfegung. Als Bei- 
jpiel für die erftere gilt die Kaiferlich Ofterreichifche Verordnung vom 13. Mai 1866. Im 
Anſchluſſe an diefe erging ein Erlaß der Krone Preußen vom 19. Mai 1866, wonach im 
alle eines Krieges die den Unterthanen des feindlichen Staates gehörenden Handelsfchiffe 
der Aufbringung und Wegnahme durch Kriegsfahrzeuge nicht unterliegen jollen, ſofern von 
dem feindlichen Staat die Gegenfeitigfeit geübt wird. Für alien hatten bereits die Ar— 
tifel 211 und 212 des Seegeſetzbuches vom 21. Juni 1865 die wichtige Vorfchrift einge- 
führt, daß, unter der Vorausfegung einer reciprofen Behandlung, die Wegnahme feindlicher 
Handelsſchiffe durch italienische Kriegsſchiffe abgefchafft fein foll, ausgenommen wegen Kriegs- 
fonterbande oder Blodadebruces. Ohne Vorausfegung der Neciprocität verordnete 
das Präfivium des Norddeutichen Bundes unterm 18. Juli 1870: „Franzöſiſche Handels- 
Ihiffe follen der Aufbringung und Wegnahme dur die Fahrzeuge der Bundesfriegsmarine 
nit unterliegen. Dieſe Beitimmung findet feine Anwendung auf diejenigen Schiffe, 
welche der Aufbringung und Wegnahme auch dann unterliegen würden, wenn fie neutrale 
Schiffe wären.” Durd die Verordnung vom 19. Januar 1871 iſt jedoch diejenige vom 
18, Juli 1870 außer Wirkſamkeit gefett worden, nicht, weil die franzöfifche Regierung feine 
Reciprocität deutſchen Schiffen gegenüber zugeitanden hatte, jondern um Reprefjalien zu 
nehmen wegen Verlegungen des Völkerrechts, welche von dem franzöfifchen Kriegsdampfer 
Desaix gegen deutſche Schiffe begangen worden waren. — Eine Einſchränkung des Rechtes 
der Seebeute erfolgt überdies generell zu Gunften des Seefifhereigewerbes und nad) einer 
ſich befejtigenden Anjchauung in den Fällen der Seenot nach der Bölferrechtsregel des 
respect pour le malheur. 


Das Prifenrecht betrifft nicht allein feindliche Schiffe und feindliches Gut, fondern aud) 
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neutrale Schiffe und neutrales Gut. Um aus den vielfah abweichenden Beitimmungen des 
nationalen Prifenreglements den Ausweg zu einheitlichen Beitimmungen zu gewinnen, hat 
das Institut de droit international ein ausführlihes Prifenreglement (von v. Bulmerincq 
ausgearbeitet) den Regierungen zur Erwägung unterbreitet.) 

Litteratur: Bluntſchli, Das Beutereht im Kriege und_das Seebeutereht insbefondere. 
1878; F. v. Klobukowski, Die Seebeute. 1877: AttImayer, Über den Seetrieg. 1878; Pater- 
nostro, Delle prede, delle reprede e dei giudizj relativi. Napoli 1879; Yüder in v. Holtzen— 
dorffs Handbuch des BVölferrehts IV SS 114—11T: Geifden ebenda $$ 121 ff.; v. Bulme- 
rincq, Völkerrecht $$ 92 ff.; Nivier, Völkerrecht $$ 64 ff.; Boeck, De la propriäts privée enne- 
mie sous pavillon ennemi; v. Moltfes Brief an Bluntſchli: Revue de droit international 
XIII 81: Berels, Internationales Seeredht $$ 35 ff. 


8 74. [Die NRedtsverhältniffe in dem vom Feinde bejegten 
Staatsgebiete. Das hocentwidelte Verwaltungsbedürfnis des modernen Staates wird 
am bdeutlichjten in der Thatfache erfennbar, daf die großen Kriege des 19. Jahrhunderts die 
Ausbildung beftimmter Grundfäge jogar für die Verwaltung des vom Feinde befegten Terri- 
toriums im Gefolge hatten. Auch das unter feindlicher Beſatzung ftehende Staatsgebiet mit 
der darauf figenden Bevölkerung fann feinen Augenblid feines verwaltenden Organis- 
mus entbehren und darf auch während der mehr oder minder breiten Zeitfpanne, die zwifchen 
der faftifchen Aufhebung der alten Regierung (Debellatio) und ihrer MWiedereinfegung (Re- 
ftauration) oder der Einfegung einer neuen definitiven liegt, nicht aus aller Rechtsordnung 
herausgenommen, aller jtaatlichen Bande beraubt erſcheinen. Auf diefer Gedanfenbafis iſt 
dem Nechte der Eroberung eine ganz neue Geftalt gegeben worden. Dem Sieger find be- 
ftimmte Grenzen für die zeitweilige Ausübung der Negierungsgewalt gezogen, welche zwar 
die Erreihung des Kriegszweckes nicht behindern dürfen, im übrigen aber der rechtlich 
proviforifchen Natur des Kriegsregiments entfprehen. Da dieſes leßtere nur einen 
Schwebezuftand darftellt, der dem durch den Frieden herzuftellenden definitiven nicht vorgreifen 
foll, jo folgt daraus, daß alle Eingriffe in die örtlihe Verwaltung und Gefeßgebung fich 
auf das Maß beichränfen follen, welches durd die Kriegszwecke gefordert wird. 

Invaſion feindlicher Gebietsteile begründet unzweifelhaft das Recht, feindlichen Unterthanen 
diejenigen Befehle zu erteilen, welche mit dem Kriegszwede im Zufammenhang ftehen. Die 
gegneriiche Staatsregierung ift zu hindern, aus ihrem Herrfchaftsverhältniffe irgend welche Vor- 
teile zu ziehen, Steuern einzutreiben oder Truppenaushebungen vorzunehmen. Ebenfo iſt allen 
denjenigen Anordnungen Folge zu leiften, welche fich auf die Sicherheit der Beſatzungstruppen 
oder den Fortgang der friegerifchen Operation beziehen. Derartige Berfügungen haben feines- 
wegs ihre Grundlage in einem bloß phyſiſchen Gemwaltverhältnis, fie beruhen auf rechtlicher 
Anerkennung der Krieaführenden. Der Charakter aller folder Maßnahmen kann aber nur 
ein proviforischer fein und bleibt überdies durch die Thatſache der Beſetzung bedingt. Der 
Feind fann und darf das Unterthanenverhältnis in den befegten Yandesteilen nicht aufheben 
oder gar auf fich übertragen, er hat feinen Anſpruch auf Heerdienftleiftungen oder perfönliche 
Unterftügung, auf Ausfunftserteilung oder Verrat von Staatögeheimnijfen, auf Treubruch 
und Pflichtverlegung gegen den eigenen Staat. 

Der geſamte vorgefundene Regierungsorganismus bleibt in Wirkfamfeit, nur feine 
oberfte Spige wird zeitweilig gemwechjelt; es ijt wenig angebraht, wenn die gefchlagene 
Negierung ohne weiteres alle Amtsaufträge im befegten Lande mwiderruft, denn durch eine 
ſolche thatfächliche Auflöfung des Verwaltungsapparates leiden die ohnehin bereits durch die 
Invaſion fchwer getroffenen Bewohner des befetten Gebietes am meiften. 

Die hier angedeutete grundſätzliche Auffaſſung der friegerifchen Beſetzung ift neu und 
unbejtreitbar ein Fortfchritt des Völkerrechts. Sie gelangte zum erjtenmal zu genauerer Formu— 
lierung im amerifanifchen Bürgerkrieg; die Kriegsartifel der Nordftaaten halten prinzipiell daran 
feit, daß durch die Thatjache der Beſetzung das feindliche Gebiet und feine Unterthanen dem 
Kriegsrecht unterworfen werden, aljo die beftehende Geſetzgebung und Regierung fufpendiert 
it, aber Artifel 6 jagt doch, daß bis auf gegenteilige Verordnung die bürgerlichen und Straf- 
aefege bejtehen bleiben, und nad Artikel 33 können die Unterthanen des bejegten Gebietes 
nicht genötigt werden, in den Dienſt des Siegers zu treten, wenn derfelbe nicht entichlofien 
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ift, das Land im Frieden zu behalten; das öffentliche Eigentum foll geachtet und das Ge- 
halt aller in Funktion bleibenden Beamten unverfürzt gezahlt werden. Auch jo bejchräntt 
enthalten die Inftruftionen noch vielfach Härten, weit beſſer präcifiert die Frage die erfte Sektion 
des Entwurfs eines Kriegsrechtes der Brüfjeler Konferenz von 1874. „De l’autorite sur 
le territoire de l’&tat ennemi“, und noch Harer ift die Bearbeitung diefer Frage in dem 
vom Institut de droit international verfaßten Manuel: „Les lois de guerre sur terre“, 
Kapitel II. „Des territoires oeeup6s“. Hier wird ſtillſchweigend anerfannt, daß es ſich 
bei der Bejegung eines feindlichen Gebietes nicht um die Übertragung der Souveränität 
handelt, jondern um einen Zmwifchenzuftand, deſſen Rechte und Pflichten feitzuftellen find. 
Die erfte Pflicht ift alle Mafregeln zu treffen, welche für die Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung notwendig find, die beitehenden Gefete bleiben in Kraft, die Beamten, welde ihre 
Funktionen fortfegen, werden gefhüst und fünnen nur für Pflichtverlegung zur Nechenichaft 
gezogen werden. Die Bevölkerung fann nicht genötigt werden, dem Feinde einen Treue-Eid zu 
leiften, aber muß feiner Autorität gehorchen, fie darf nicht zu militärifchen Arbeiten herange- 
zogen werden, die individuelle Sicherheit, der religiöfe Cultus find zu ſchützen. Die befegende 
Macht fann ſich nur die öffentlichen Kaſſenbeſtände, Waffen, Proviant und fonjtige Mobilien, 
welche zur Ariegführung dienen, aneignen, das Material der Verfehrsanftalten fann fie nur 
für ihren Gebrauch fequeitrieren, falls nicht friegerifche Operationen eine Zerjtörung notwendig 
machen. Von den Immobilien gebührt ihr nur der Nießbrauch, und fie hat deren Subitanz 
unverändert zu erhalten, das Eigentum der Gemeinden, Kultus-, Unterrichtö-, Wohlthätigfeits- 
anftalten iſt umverleglih, eine Beſchädigung derjelben ſowie der Archive, Kunftwerfe und 
Monumente ift nur durch die Kriegsnotwendigkeit gerechtfertigt. Das Privateigentum wird 
geſchützt, die Verkehrsmittel der Privatgejellichaften find diefen beim Friedensſchluß zurüd- 
zugeben, die Nequifitionen (Naturalleiftungen) find nah dem Bedürfnis und der Leiſtungs— 
fähigfeitt vom Befehlähaber des Bezirks feitzuftellen. An Steuern dürfen nur die bejtehen- 
den erhoben werden, und aus dem Ertrag find die Koften der Verwaltung zu bejtreiten. 
Diefe Grundfäge fihern den Einwohnern alle notwendigen Rechte und fordern nichts Un- 
billiges von ihnen, fie gewähren andererfeits der befegenden Macht alle wünſchenswerte Frei: 
heit der Bewegung für ihre Kriegführung und hinreihenden Spielraum, ihre Haltung den 
Umftänden anzupafjen; dieſelbe wird naturgemäß eine andere fein, wenn fie entichloffen ift 
das Gebiet im Frieden zu behalten, als wenn es fpäter zurüdzugeben it. 


8 75. VBoftliminium Mit dem Wegfall einer feindliden Invafion hören aud) 
alle diejenigen Verfügungen auf wirffam zu fein, welche ihren Entftehungsgrund nur in dem 
Daſein feindlicher Gewalt hatten. Der alte Nechtszuftand tritt wiederum von ſelbſt in Wirf- 
ſamkeit, wenn ein bejegt geweſener Landesteil unter die Verfügung der berechtigten, vorüber- 
gehend aus der Herrſchaft verdrängten Staatsgewalt zurüdfehrt. Die Gejamtheit der die 
Rechtsfolgen der feindlichen Gewalt zerftörenden Thatfahen bezeichnet man gegenwärtig als 
ius postliminii. Der Inhalt desfelben muß ein um fo reicherer fein, je weiter fich der 
rechtlihe Wirkungskreis des Krieges eritreden fann. Bei den Römern bedeutete Gefangen- 
nahme des Feindes dejjen Nechtlofigfeit in perjönlicher Hinfiht. Es fand daher das post- 
liminium gerade in der menfchlichen Perſon feinen Ausgangspunkt und feine mwichtigite An- 
wendung. Befreiung oder Rückkehr aus der Gefangenfhaft ließ die inzwiſchen unterge- 
gangenen Rechte der Perfon unmittelbar wieder aufleben. Poftliminium bedeutet daher: 
Miedereintritt in einen Nechtszuftand, der nad vorangegangener thatfählicher Störung und 
Beeinträchtigung feiner rechtlihen Wiederherftellung beim Fortfall friegerifcher Gewalt bedarf, 
fondern ispo iure wieder auflebt. [Das Völkerrecht hat fich diefes finnreihen Mechanismus 
bedient zur möglichjten Verringerung der Kriegsfolgen nad allen Richtungen hin. Von dem 
Grundgedanfen ausgehend, daß die normfegende Kraft des Krieges nur fomweit reichen dürfe, 
als jeine faktiſche Gewalt reicht, ftellt das ius postliminii an allen Punkten, wo dieje Frie- 
gerifche Gewalt entfällt, den verbrängten urſprünglichen Nechtszuftand wieder her. Wir 
fünnen eine dreifahe Anwendung desjelben unterjheiven. 1. Eine Rückkehr der Perfon 
(postliminium personarum) zum vollen freien Genuß der durch die Kriegsnot entzogenen 
Befugniffe. Das Recht der Kriegsgefangenfhaft hat fih im Laufe der Jahrhunderte voll- 
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fommen umgeftaltet. Qon Sklaverei, Tötung oder Rechtöverfümmerung, von einem durch 
das Mittelalter hindurchgehenden und bis in die neuefte Zeit fich erftredenden Loslauf der 
Gefangenen ift feine Rede mehr. Die Pflichten, melde der Staat gegen Kriegsgefangene 
zu üben hat, find gleihfam in den Vordergrund getreten vor den Rechten; er muß jie unter- 
halten, verpflegen und bewahren, bis das Ende des Arieges aud) völlig von ſelbſt das Ende 
der Kriegsgefangenſchaft eintreten läßt. 2. Eine Wiederherftellung der geftörten Rechtsord— 
nung in Anjehung der Güterwelt (postliminium rerum) findet jtatt in betreff derjenigen bes 
weglichen und unbeweglichen Sadıen, die bis zum Friedensſchluſſe durch den Mechfel des Kriegs- 
glüdes an den verdrängten Eigentümer wieder zurüd gelangt find. Soweit als der Feind 
berechtigt ift, definitive Erwerbungen zu machen, kann daher ein Poftliminium nicht ein- 
treten. Die inzwifchen verfaufte und veräuferte Beute, welche rechtmäßig gemadt wurde, 
verbleibt dem fpäteren Erwerber, der einen gültigen Privatredhtstitel an der Beute geminnt. 
Sehr zahlreihe und ſchwierige Streitfragen beziehen fi) auf die Wiedererlangung der vom 
Feinde zur See gemadten Prifen oder die fogenannten Neprifen. 

3. Die wichtigſte und häufigite Anwendung findet der Neftitutionsgedanfe in Anjehung 
der öffentlichretlihen VBerhältniffe in den vom Feinde occupiert gewejenen Staatögebiets- 
teilen. Eine gewifje Summe von Negierungshandlungen, ausgehend von der das Territorium 
occupierenden Autorität, fann gar nicht unterbleiben; und diefes Minimum bildet darum 
auch zweifellos den Kompler von Thatjachen, dem die rejtaurierte Negierung mit Berufung 
auf ein ius postliminii ihre Anerfennung nicht verfagen darf. Hat der Feind im occupier- 
ten Gebiete nicht bloß Kriegsrecht geübt, jondern eine wirkliche Landesherrſchaft organisiert 
oder den bejtehenden Organismus zu dem feinigen gemacht, immer eine gemwifje längere 
Dauer diejes Zujtandes vorausgefegt, jo wird zwar nach der Verdrängung des Feindes der 
vorherige Rechtszuſtand wieder erneuert, aber es fünnen nicht unterfchiedslos alle einzelnen 
Regierungsafte der Zwiſchenherrſchaft als ungeſchehen betrachtet werden. Vielmehr bleiben 
diefelben, ſoweit fie bloße Verwaltungs: und Gerichtsafte find oder rein privatrechtliche 
Bedeutung haben, der Regel nad in Kraft und Wirkfamfeit. Someit fie jedoch, Diejen 
engeren, lofaleren Bedürfnisfreis überjteigend, den Verfaſſungszuſtand, die ftaatlichen Grund» 
lagen ändern und jomit einen weſentlich politifchen Charafter an ſich tragen, ſoweit fünnen 
jene Handlungen der Dccupationsgewalt von der rejtaurierten Staatsleitung iure postliminii 
für aufgehoben und unmirfjam erflärt werden.) 


j Litteratur: Derbft, Die Stellung der Kriegägefangenen in ftrafrechtliher Hinficht nad den 
Grundiägen des Militärftrafgefegbuhs für das Deutiche Heid, in Goltdammers Ardiv 1872 
S. 332; Eidhelmann, Die Kriegägefangenichaft. 1878; Stoerf, Das Postliminium im Bölferredht, 
in den Juriftiichen Blättern 1881; v. Kirhenheim in v. Holkendorffs Handbud des Völfer- 
rechts IV 822—854. 


8 76. Friedensſchluß. Der Krieg fann auf verjchievene Art fein Ende finden: 
Entweder durch Einftellung der Feindſeligkeiten von beiden Seiten, wenn die Kriegführenden 
ihre Kräfte erſchöpft fühlen, ohne den thatjächlid notwendig gewordenen Frieden förmlich 
erklären zu wollen, oder durch volllommene Vernichtung der gegneriſchen Staatsperjönlichfeit, 
von welcher man eine Friedenserklärung nicht begehrt oder nicht erlangen fann, weil fie den 
Erfolg des Krieges, nämlich die inzwifchen vollzogene Eroberung, nicht anerfennen will (ſo— 
genannte Debellatio). Oder endlich durch förmlichen und feierlichen Vertrag: Frieden s— 
ſchluß. Dem völferrechtlihen nterefje entfpricht fürmliche Beendigung des Krieges ebenjo- 
jehr wie förmliche Eröffnung durch Kriegserflärung. Jene beiden erjterwähnten Arten der 
Beendigung lafjen es mindeftens für eine gewifje Übergangszeit zweifelhaft, ob das Aufhören 
der ‚yeindjeligfeiten nur ein vorübergehendes oder dauerndes jein werde. 

Nur durch Friedensichluß fann ein neues, feites und bindendes Nechtsverhältnis mit 
zeitlich beitimmtem Anfangspuntte hergeftellt werden. In der Negel geht demjelben, da der 
fermlihe Abſchluß Zeit erfordert, ein Waffenftillitendsvertrag voraus, mit welchem eine nur 
zeitweilige, ohne Abjicht des Friedensſchluſſes vereinbarte Einftellung der Feindſeligkeiten, 
jogenannte Waffenruhe, nicht verwechjelt werden darf, obgleich diefe Verfchiedenheit der Zweck— 
bejtimmungen auf die juriſtiſche Natur der gegenfeitigen Verpflichtungen feinen Einfluß hat. 
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Friedensinjtrumente haben neben einem befonderen, aus der Natur des vorangegangenen 
Streitfalles hervorgehenden Inhalt notwendigerweife gewiſſe weſentliche Wirkungen: fofortige 
Einjtellung der Feindſeligkeiten vom Augenblide des Abjchluffes oder (für entfernte Truppen- 
befehlshaber) der erlangten Kunde (mas übrigens auch für Waffenftillftandsverträge gilt); 
Freigabe der Ariegsgefangenen, welche ohne bejondere Abrede als Geifeln nicht zurüdbehalten 
werben dürfen; definitive, gleichſam rechtöfräftige Bejeitigung des Kriegsgrundes durd das 
neue im Friedensſchluß verabredete Vertragsverhältnis, jo daß ein nochmaliges Zurüdgehen 
auf den alten Standpunft ausgejchloffen bleibt: eine Beftimmung, ohne welche die Friedene— 
jchlüffe (mas fie in der Praris der Staaten lange Zeit gemwejen find) nur verſchleierte 
Waffenftillftandsverträge fein würden; ferner wechjelfeitige Vergebung für die während des 
Krieges bewirkten Schadenzufügungen, aud wenn dafür fein befonderer Schadenerfaß ge: 
leiftet wurde (fogenannte Amneftieflaufel). Friedensſchlüſſe find jtets unbedingt und werben 
zu einem wichtigen Bejtandteil des gejamten Verfaſſungsrechts der fontrahierenden Teile. 
Mißverſtändlich wurde eine Unterfcheidung zmwifchen einfachen, reinen Friedensſchlüſſen (prix 
pure et simple) und bedingten Friedensſchlüſſen gemadt. Unter jenen wollte man jolche 
verjtehen, welche fih nur auf SHeritellung des Friedenszuſtandes allein beziehen, ohne Be- 
ftimmungen über Bejißveränderungen oder Stipulationen anderer Art zu enthalten. Hierbei 
wird indefien das Nichteintreten einer Bedingung mit der Nichterfüllung aller im Frieden 
verabredeten Leiftungen verwechſelt. Wenn ein Teil feinen im Frievensihluffe übernommenen 
Verbindlichfeiten nicht nachkommt, fo könnte felbftverftändlich wegen Bertragsbruches ein neuer 
Kriegsgrund entjtehen. Neben jolchen wefentlichen Inhaltsbeitimmungen, die in feinem 
Friedensſchluſſe fehlen können, finden fich gewiſſe übliche Vereinbarungen, die in Ermangelung 
bejonderer Erklärung präfumiert zu werben pflegen, jevenfall® aber der freien Vereinbarung 
durch die Parteien unterliegen. Welchen Einfluß der Friedensſchluß auf das vor dem Kriege 
beitandene Vertragsrecht der Staaten ausübt, ift eine nicht hierher gehörige Frage, deren Be- 
antwortung durchaus mit derjenigen forrefpondiert, welchen Einfluß der Ausbrud der Feind— 
jeligfeiten auf das Vertragsrecht der friegführenden Parteien ausübt. An allgemein anerfannten 
Präfumtionen gebricht es. 


Sehr jtreitig war vordem auch das Verhältnis einer fiegreihen Macht nad) völliger Nieder: 
werfung und Wehrlosmahung des Gegners zu den von ihr eroberten Sebietsteilen. Cs frug 
ſich, ob der Sieger an die Yandesverfaflung des eroberten Yandes gebunden iſt oder ohne weiteres 
zu einer Einverleibung jchreiten fann. Da zweifellos gewaltfame Eroberung völferrechtlich 
anerfannt wird, fo muß auc zugegeben werben, daß der Sieger nicht durch das Geſetz des 
Beſiegten in jtaatsrechtlicher Hinficht gebunden fein fann. Er hat vielmehr frei zu ent- 
jcheiden, ob ein altes Verfaſſungsrecht, welches ohnehin in feinem mejentliden, auf die 
Herrjchaftsberechtigung bezüglihen Teile hinfällig geworden, mit dem neu nad) der Er» 
oberung eintretenden Zuftande vereinbar erjcheint oder nicht. [Mit dem Friedensſchluſſe 
jtehen in regelmäßiger Verbindung die vertragsrechtlihe Ordnung von Gebietscejfionen, 
Zahlung der Kriegsentſchädigung, Entlaffung der Kriegsgefangenen, Übernahme von Staats: 
jhulden, Regelung der Bevölferungsverhältniffe in den abgetretenen Gebieten (Plebiscit, 
Option), der Beamtendienftfautionen, der Grenzrechtsverhältnifje, Erneuerung der Verträge 
u.f. mw. Namentlih in neuerer Zeit werden zur nachträglichen Regulierung der angedeuteten 
wichtigen Punkte befondere Kommiffionen eingefegt, welde mit den Maßregeln zur Durd- 
führung des Friedensinjtrumentes betraut find. Auf die Frage der Legitimation zum 
‚sriedensschluffe finden die für den Vertragsabſchluß überhaupt geltenden allgemeinen Lehren 
(fiehe oben SI 48 ff.) finngemäße Anwendung. 


Yitteratur: HDeffter-Geffden, Bölferreht SS 179 ff.; Bulmerincq, Völkerrecht 
SI 90 ff.; Martens-Bergbohm, Bölterreht I SS 128 ff.; vo. Kirchenheim in v. Holtzen— 
dorffs Handbuch des Völterrehts IV 38 171 ff., mit reichhaltigen Litteratur- und Quellenangaben; 
Calvo, Droit international T. III; Stoer&, Option und Plebiscit bei Eroberungen und Gebiets- 
ceifionen; „Über den Einfluß der Einverleibungen auf das Unterthanenverhältnis". Zwei Gutachten 
von Zadhariä und Neumann. Nbgedrudt in der Allgemeinen Frl Strafrechtszeitung 
1868 ©. 304; Stoerf in v. Holgendorffs Handbuch des Völkerrechts II 612 ff. 
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IX. Rechte und Pflichten der Heutralen, 


Ss 77. Wefen und Charafter der Neutralität. [Der Begriff der Neutralität, 
den das Mittelalter nicht fannte, ift eine der michtigften Errungenfchaften des modernen 
Völferlebens. Selbft Grotius hatte über die Neutralität noch die bürftigiten Anjchauungen ; 
es fehlte ihm fogar ein Wort für diefen Begriff, und er bejchränfte fi darauf, die Neu— 
tralen als Medii zu bezeichnen. Um diejen Gewinn aber dauernd zu befeftigen, ift es 
nötig, alle Erfcheinungen abzuhalten, welche dem Weſen der Neutralität widerfprechen oder 
den Umfang ihres Pflichtenkreiſes jenfeits aller Berechnung erweiten.] Mit vollem Rechte 
fagt Heffter: „Nichts ift für den Beitand einer fittlihen Staatengeſellſchaft fo wichtig 
als ein feites und klares Verhältnis der Neutralität.“ Man könnte hinzufügen: nichts be- 
zeichnet fo Far den Fortſchritt der völferrechtlihen Entwidlung als fortjchreitende An- 
erfennung der Neutralitätsrechte durch die Kriegführenden. Denn diefe Anerkennung heißt: 
Übergewicht der friedlichen Rechtsintereſſen über die in der Kriegführung verfeindeter Staaten 
mwaltenden Interefjen der Zerjtörung. Die Idee, daß der Krieg nicht das Maflofe und 
Willkürliche, fondern felbft hinfichtlih des Gegners regelrehten Kampf beveute, Fann 
nur dann in die Wirflichfeit treten, wenn die Streitenden zuvor fi gewöhnt haben, die 
Rechte unparteiifcher Staaten zu achten. Neutralität heißt: unparteiifhe Teilnahm- 
lofigfeit eines Staates gegenüber dem Kampfe friegführender Staaten. Neutral zu bleiben 
iſt das Necht jedes fouveränen Staates; ob aud halbfouveräne Staaten neutral bleiben 
fönnen, wenn die Schutzmacht in einen Krieg verwidelt wird, könnte zweifelhaft erfcheinen. 
Bezüglich der Joniſchen Inſeln ift im orientalifchen Kriege die Frage bejaht worden. Neben 
diefem gegenwärtig anerfannten Rechte, dem Kampfe anderer Staaten fremd zu bleiben 
ſprach man früher oft von einer fogenannten unvolllommenen Neutralität, welche auf bloßer 
Vergünftigung einer friegführenden Partei gegen den beruht, welchen viefelbe das Recht 
hätte wegen feindfeliger Handlungen als Nebenpartei des Gegners zu befämpfen; un— 
vollfommene Neutralität nahm man an, wenn beiden friegführenden Parteien gleiche Vor: 
teile, 3. B. Werbungen, zur Verfügung geftellt wurden. Sole auf thatfähliher Duldung 
beruhenden Verhältniſſe find dem Völkerrecht unferer Tage fremd geworben. 

Rechte und Pflichten der Neutralität ftehen im engſten Zufammenhange und bedingen 
ſich wechieljeitig dergeftalt, daß ein neutraler Staat, folange er feine Pflichten gegen die 
Kriegführenden beobachtet, auch feinerfeits die Achtung feiner Neutralität beanſpruchen fann 
und umgekehrt jede Verlegung derfelben auch fein Recht in Frage ftellt. Will man an die 
fubjeftiven Grundredte anknüpfen, fo ergiebt fih, daß das Net eine neutrale Stellung 
einzunehmen ſowohl aus der Selbjterhaltung und aus der Unabhängigkeit wie aud aus dem 
Rechte auf Achtung abgeleitet werden kann. Die Schwierigkeiten der Neutralität liegen für 
ſchwächere Staaten vorzugsweife darin, daß aud die Schwäche, welde die Neutralität gegen 
Willkür eines Friegführenden Staates nicht zu verteidigen vermag, das Net der Neutralität 
dem Ffriegführenden Gegner gegenüber hinfällig macht. In der Mitte zwifchen mächtigen 
Gegnern fann der neutrale Staat fehr leicht in Gefahr fommen, außer den von ihm jelbit 
begangenen aud) noch die ihm zugefügten Neutralitätsverlegungen büßen zu müfjen. Gerade 
in diefer Erwägung beruht die bereits erwähnte gewiffen fchwächeren Staaten (Belgien, 
Schweiz) gewährte Neutralitätsgarantie der Großmächte. Der neutrale Staat in feinem 
Verhältnis zu den Kriegführenden ift innerhalb feiner Nechtsftellung gleichzeitig Subjekt und 
Objekt folder Verlegungen, weldhe man unter dem gemeinfamen Ausdrud der Neutralitäts- 
verletungen begreift. 

Aus dem Weſen und dem Begriffe der Neutralität ergeben ſich folgende Grundfäße: 
Der Neutrale ſchuldet niemand Nechenfchaft über die Gründe feiner Neutralität; er fann zu 
ihrer Aufrechterhaltung Rüftungen und Truppenaufitellungen vornehmen; er bewahrt feine 
Rechtsſtellung zu beiden Kriegführenden im derfelben Weife, wie fie dur das allgemeine 
Völferreht für den Friedenszuſtand vorgezeichnet ift. Er braucht nicht zu dulden, daß 
neutrales Cigentum im Gebiete der friegführenden Staaten fchuldhafterweife verlegt wird. 
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[Andererfeits haftet er jedem Kriegführenden dafür, daß der Gegner weder direft noch 
indireft von ihm begünftigt werde. Angehörige neutraler Staaten haben fich jeder Be- 
günftigung der Kriegführenden zu enthalten; handeln fie dem zuwider, fo machen fie ſich 
einer feindjeligen Handlungsweiſe gegen denjenigen ſchuldig, deſſen ntereffen durch die Be- 
günftigung verletzt werden; es ift hierbei ohne Belang, ob fie dabei einem Verbot ihrer 
eigenen Negierung zumider gehandelt haben oder nit. Auf dem ganzen Kriegsgebiet, 
mithin alfo auch auf der offenen See, jteht jedem Kriegführenden die Vornahme derjenigen 
Maßregeln zu, welche erforderlih find, um einer folden völferredhtsmwidrigen Begünftigung 
entgegenzutreten. Dies find im wefentlihen die aus dem Begriff der Neutralität ab- 
zuleitenden Pflichten. ] 

Unverfennbar zeigt fi neben der zunehmenden Achtung vor der Rechtsſtellung der 
Neutralen auch gleichzeitig ſeitens dieſer jelbjt das Beftreben, ihre Pflichten ftrenger zu be- 
ftimmen als ehemals (Neutralitätserflärungen). In vielen Strafgefegbüchern werden ſolche 
Handlungen, welche mit den Neutralitätspflichten der Staaten im Widerſpruch jtehen, als 
verbrecherifch bezeichnet (3. B. Anmerbungen für den Dienft einer fremden Armee). Wie 
weit die Pflicht der Neutralen reicht, wenn es darauf anfommt, ihre Unterthanen von der 
Barteinahme abzuhalten, ift jtreitig. Jedenfalls muß man heutzutage annehmen, daß Ver- 
forgung einer friegführenden Truppe mit Heilapparaten oder Arzneien für die Verwundeten, 
Pflege feindlicher Soldaten in Erfranfungsfällen jeit der Genfer Konvention nicht mehr als 
Reutralitätsverlegung angejehen werden fünnen. Ebenfowenig fann bloß moraliſche Partei: 
nahme der Prefje oder Bezeigung von Sympathieen und Antipathieen in Beziehung auf die 
fämpfenden Teile einem Staate zur Laft fallen. 

Litteratur: Geffden in v. Holtendorffs Handbuch des Völferrehts IV $$ 128 ff.; 
Perels, Internationales Seereht $ 37 ff.; Martens-Bergbohm, PVölferreht II $ 128 ff.; 
Rivier, Völkerrecht 88 67 ff.; Gareis, Inftitutionen des Völkerrechts $ 87 ff.; Heilborn, Rechte 
und Pflichten der neutralen Staaten in Bezug auf die während des Krieges auf ihr Gebiet über- 
tretenden Angehörigen einer Armee u. f. w. 1888; Manuel de I'Institut de droit international. 
Annuaire T. I; v. Kusserow, Les devoirs d’un gouvernement neutre, Revue de droit inter- 
national T. VI. 


8 78. Der Handel der Neutralen. Thatſächlich hat jeder Krieg auf den Zu- 
jtand auch neutraler Staaten Einfluß. Es ift umvermeidlih, daß Neutrale infolge ge: 
ftörten Staatskredits oder unterbrochener Produktion an den finanziellen Opfern und Koften 
de3 Krieges wider ihren Willen teilnehmen. Die jchwierigite Frage in der Lehre von der 
Neutralität bezieht fi auf den Handelsverfehr. Der Handel iſt nicht bloß öfonomifche 
Thätigkeit der Individuen, fondern auch finanzielle Hülfsquelle der Staaten. Daher tritt 
hier der Gegenjag zwifchen den Intereſſen der Kriegführenden und der Neutralen am 
ſchärfſten hervor. Jeder Kriegführende bethätigt das Bemühen, feinem Gegner den aus- 
mwärtigen Handel abzufchneiden, durch welchen diefer feine eigenen Erzeugnifje verwerten und 
feine Bevürfniffe befriedigen fann. Die Entziehung allgemein gefühlter Lebensbedürfnifie 
fann möglicherweile ein wirkſames Motiv der Nacjgiebigfeit im Kriege (ver Bredung des 
Miderftandes) werden. Mit der Lähmung des auswärtigen Handels werden überdies ftets 
die inneren Hülfsquellen höher entmwidelter Staaten ins Stoden geraten. Je lebhafter 
Induftrie und Großhandel ſich zu bethätigen pflegen, deſto empfindlicher wird für den Staat 
felbft jede Unterbrehung. Ebendiefelben Gründe, melde Krienführende bejtimmen, den 
Handel des Gegners thunlichit zu ſchädigen, laffen umgefehrt die Fortſetzung früher an- 
gefnüpfter Beziehungen neutralen Staaten wünſchenswert erfcheinen. Sie haben das 
dringende Intereſſe, ihre Bezugsquellen und Märkte im Auslande unverändert zu erhalten 
oder nad Umftänden fogar zu erweitern (Rule of the war of 1756). Das Voölker— 
recht hat die Aufgabe, die rechtliche Ausgleihung zu finden. Man muß davon ausgehen: 
der Feind iſt nur mit den der Verfügung der Kriegführenden thatfächlid und rechtlich unter- 
liegenden Mitteln, nicht direft auf Koften der Neutralen zu befämpfen. Schadenzufügungen 
fünnen zwar, von einer Partei im Kriege ausgehend, auf neutrale Staaten in ihren Folgen 
fortwirfen, follen aber niemals direft gegen Neutrale gerichtet werden. Hieraus ergeben fich 
naturgemäß folgende Regeln: Der Handel mit dem Feinde kann den neutralen Staaten 
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nicht verboten werden, aber er unterliegt thatfählihen Störungen, für welche fein Schaden— 
erfat verlangt werden fann. Am allerwenigjten kann der Handel neutraler Staaten unter: 
einander irgend welcher Verfügung der Kriegführenden unterworfen fein. 

Im binnenlandiſchen Handel werden fi der Anwendung diefer Grundfäge feine großen 
Schwierigfeiten in den Weg jtellen. Die Kommunifationen find meijtens gehemmt oder 

gefährdet, die Bewegung der Armeen jo ausgedehnt, daß eine Annäherung an den Kriegs⸗ 

ſchauplatz erſchwert iſt, zumal die Eifenbahnen in Kriegszeiten nad) ftrategiſchen Rückſichten 
behandelt und verwertet zu werden pflegen. Schon aus dem Grunde, weil der Handel zur 
Auskundſchaftung leicht benutzt werden könnte, wird er das Schickſal des Perſonenverkehrs 
teilen und ſtrengſter Überwachung unterworfen ſein. Im Seekriege verhält es ſich anders. 
Dauernde Occupation der Seewege iſt nicht möglich. Die hohe See hat außerdem die 
doppelte Eigenschaft, einmal zuläffiger Schauplag der yeindfeligfeiten für die Ariegführenden 
und gleichzeitig auch friedlicher Verkehrsweg für neutrale Staaten fein zu fönnen. Wenn 
man von den Beichränkungen des neutralen Handels zu Kriegszeiten ſpricht, pflegt man 
überhaupt nur den neutralen Handel zur See zu meinen. 

Hier zeigt fih nun folgendes. Während der der Natur des Meeres als eines freien 
Verfehrsgebiets aller Nationen allein entjprehende Sat der fein würde: „Ariegführung auf 
offener See ift nur foweit zu dulden, als der Handel der Neutralen nicht darunter leidet“, 
hat die ältere, mit den Seeherrichaftsgelüften verwobene Praris meijtens den Cab hin- 
geftellt, daß der Handel der Neutralen zur See nur ſoweit unbeläftigt bleiben fünne, als 
die Zwede der Ariegführung dies geftatten. Das gegenwärtige Seefriegsreht hat zwar 
namentlich feit 1856 durch die bereit? erwähnte Abjchaffung der Kaperei und andere Ber- 
bejjerungen bedeutende Fortſchritte gemacht, doch wird der volle Abſchluß einer bisher viel- 
fach verfümmerten Völferrehtsentwidlung erſt dann erreicht fein, wenn einerfeits die Un- 
verleglichfeit des Privateigentums zur See und andererfeits das Hecht der Neutralen anerfannt 
jein wird, die hohe Eee überhaupt den eindfeligfeiten der Kriegführenden zu verſchließen. 
Schon heute muß behauptet werden, daß Neutrale die Anlegung von Seeminen 
in offenen Gewäſſern nit zu dulden brauden. 

Vom Standpunkte der gegenwärtigen Völferrechtspraris ift der Seehandel der Neutralen 
überhaupt noch einer vierfahen Beichräntung unterworfen: durch Blodade, durch die Regeln 
über Kriegsfonterbande, durch Verbindung mit feindlihem Eigentum und durd) das Unter: 
ſuchungsrecht zur See. 


Litteratur: Geffcken in v. Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts IV 545 ff.; Soet⸗ 
beer, Sammlung offizieller Aktenſtücke in Bezug auf Schiffahrt und Handel in Kriegszeiten. 
Grundzüge des Seevölkerrechts der Gegenwart. 1855. Nachtrag dazu 1857 und 1859. Neue Samm- 
tung offizieller Aktenitüde. 1859—1862; F. W. Russel, The new maritime Law. New-York 
1856; Hautefeuille, Histoire des origines, des progres et des variations du droit maritime 
international. 1858; J. F. Macqueen, Chief points in the law of war and neutrality, search 
and blockade. 1862; E. Cauchy, Le droit maritime international, consider dans ses rapports 
avec les progres de la eivilisation. 2 tom. 1562: Hautefeuille, Des droits et des devoirs 
des nations nenutres en temps de zuerre maritime. 2. &d. 1858; L. Gessner, Les droits 
des neutres sur mer. 2, Ausgabe 1876; Bomard, Historical Account of the Neutrality of Great 
Britain during the American eivil war. "1871; Esperson, Diritto diplomatico e giurisdizione in- 
— marittima. Torino 1872: Hall, The rights and duties of neutrals. London 18743 

. Louis, Des devoirs des partieuliers en temps de neutralit6. Paris 1877; E.Nys, La guerre 
—— Bruxelles 1881: Schiattarelli, Il diritto della neutralitä nelle guerre m: arittime. 1880. 


879. Recht der Blodade. [Unter Blodade verfteht man die Abfperrung der Hüfte 
des feindlichen Gebietes oder eines Teiles derjelben, namentlih auch einzelner Buchten und 
Häfen, gegen allen Verkehr von außen und nach außen durch bewaffnete Macht. Der Haupt- 
zwed der Blodade ift die Abiperrung eines Küftendiftrifts oder eines bejtimmten Platzes von 
allem fommerziellen Berfehr. Cine ſolche Mafregel wird für ebenfo zuläjjig erachtet wie 
die Gernierung und Abjperrung eines Platzes im feindlichen Yandgebiet; die Konſequenz 
davon ilt, daß der Blodaderuftand den Anspruch auf Anerfennung feitens der Neutralen hat, 
auch wenn diefe dadurd in ihren Intereſſen beeinträchtigt werden. Diefer empfindliche Ein- 
griff in die Nechte des neutralen Sandelsverfehrs hat daher naturgemäß das Beitreben der 
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Neutralen erweckt, Übergriffen der friegführenden Teile dadurd vorzubeugen, daß der recht- 
liche Charakter der Blodade erſt beim Vorhandenfein zahlreicher Erfordernifje anerkannt 
wurde. In den Bündnifjen der bewaffneten Neutralität von 1780 hatten die alliierten 
Mächte bereits den Grundſatz aufgeftellt: „Ein Hafen fann nur dann für blodiert gelten, 
wenn das Einlaufen in denfelben mit unmittelbarer Gefahr verbunden, alfo durd die Macht, 
welde den Zutritt verhindern will, mit ftationierten und hinlänglidh nahen Sciffen 
eingefchlofjen iſt.“ Die völkerrechtliche Exiſtenz einer Blodade follte daher den neutralen 
Schiffen gegenüber von einer wirklichen Einfchließung des Hafens abhängig fein. Nad) 
englischer Rechtsauffaffung follte indes zu diefem Zwecke das Kreuzen einiger Kriegs- oder 
Kaperſchiffe im größerer oder geringerer Entfernung des Hafens genügend fein. Diejer 
Theorie wußten die englifchen Staatsmänner in einem im Jahre 1801 mit Rußland ge- 
ſchloſſenen Vertrage Ausdruck zu geben, wodurd die legtere Macht den Grundfägen der be- 
waffneten Neutralität abmendig gemacht wurde. Diefe wichtige Änderung ging in fehr 
unſcheinbarer Weife vor fi. Der Vertrag mit Rußland wiederholte ziemlich wörtlich die 
Beitimmung der bewaffneten Neutralität über die Blodade, verlangte jedoch an Stelle der 
ftationierten und hinlänglid nahen Schiffe nur ftationierte oder hinlänglih nahe Schiffe. 
Diefer blocus par croisiere, welcher von den meijten englifchen Rechtsautoritäten verteidigt 
wurde, ijt offenbar lediglich eine etwas veränderte Auflage des früheren blocus sur papier. 
Durd die Parifer Deklaration von 1856 ift diefe für den Handel der Neutralen überaus 
gefährliche Theorie feineswegs in der Haren und präcifen form der bewaffneten Neutralität 
reprobiert worden. Die Deklaration jagt nämlih: „Blodaden müſſen zu ihrer Verbindlich— 
teit effektiv fein, das heißt, durch eine Macht aufrechterhalten werden, welche hinreiht, um 
den Eintritt in das feindliche Ufergebiet wirklich zu unterfagen.”“ Darin liegt ausgebrüdt, 
daß allerdings Unmöglichkeit der Annäherung nicht zur Wirkſamkeit gefordert werden fann, 
wohl aber nad dem gewöhnlichen Lauf der Dinge die Durchbrechung der Abiperrungslinie 
als Sache bejonderer Geſchicklichkeit, beſonderen Glüdes, bejonderer Schnelligkeit oder be- 
fonderer Unaufmerkſamkeit eines blodierenden Geſchwaders anzufehen fein würde] Welche 
Mittel ausreichend find, um eine Seeblodade herzuftellen,, ift eine durchaus konkrete That- 
frage, deren Beantwortung ſich nad) der Örtlichkeit des blodierten Plages und der umgebenden 
Küſtengewäſſer und nad) der nautiſchen Technik der blodierenden Schiffe in jedem einzelnen Falle 
richten wird. Indem die Barifer Frievensverhandlungen vorfchreiben, daß die Blodaden, um 
für neutrale Staaten bindend zu fein, effektiv fein müffen, haben jie einen Grundſatz hin- 
geftellt, welcher weiterer Ausführung bedarf. Offenbar entſpricht es dem völferrechtlichen 
Intereſſe durchaus nicht, den zur See überlegenen Ffriegführenden Staat ſeinerſeits nad 
Gutdünken entfcheiden zu lafjen, was er zur wirffamen Blodierung thun will. Erfahrungs- 
gemäß wird er fi den Neutralen gegenüber mit einem Minimum von Kraftaufmwand be- 
gnügen. Er wird niemals zugeftehen, daß feine Blodade dem Erfordernis der Effektivität 
nicht entiprad). 

Zu ihrer Verbindlichkeit für Neutrale bedarf die Blodade außerdem der Notififation an 
die Neutralen dur die zur Verhängung des Blodadezuitandes legitimierte Gewalt. In 
welcher Weiſe die Anzeige gefchieht, ift gleichgültig, jedenfalls muß, wenn fidy für Neutrale 
Nachteile ergeben follen, diefelbe als rechtzeitige Warnung wirken fönnen. Ordnungsmäßige 
Blodade verpflichtet jowohl die Regierung als die Unterthanen eines neutralen Staates zur 
Anerkennung und Beobachtung. Der Verfud, mit einem blodierten Plag zu verfehren oder 
einen blodierten Hafen zu verlaffen, iſt Zumwiderhandlung gegen das Necht der Kriegführenden. 
Mißlingt ein derartiger Verfuh, fo it das Vergehen des Blodadebruhs vorhanden, 
welcher im Wege der Seljthülfe geahndet werden darf und Wegnahme des Schiffes und 
feiner Ladung, auch Feithaltung feiner Mannfchaft zur Folge haben fann. Gelingt der 
Blodadebruh, fo ift das ein Beweis, daß die Blodade in einem gegebenen fonfreten Fall ' 
nicht thatkräftig gehandhabt wird, und der neutrale Staat fann feinerfeit3 nicht für diefen 
Mißerfolg des Kriegführenden verantwortlich gemacht werden. Von Wichtigkeit ift die Frage, 
wann das Vergehen des Blockadebruchs ſoweit vorgefchritten ift, daß eine Wegnahme als 
gerechtfertigt zu erachten. Auch hier zeigt fih wiederum der alte Gegenfat der nterefjen, 
indem die Kriegführenden fich vielfah in ihren Prifengerichten mit unbeitimmten Präſumtionen 
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zum Nachteil der Neutralen beholfen haben. Nach der ftrenaften Anficht der Neutralen 
wäre Ergreifung in flagranti nötig, nad der ſtrengſten Anſicht der Ariegführenden ſchon 
bloße BVerfegelung eines Schiffes nad) einem blodierten Hafen genügend, um die Wegnahme 
zu rechtfertigen. 


8 80. Kriegsfonterbande. Berforgung des Feindes mit Mitteln der Krieg: 
führung ift, wenn von Unterthanen begangen, verräterifh, wenn von Neutralen unter: 
nommen, neutralitätswidrig. Die Regierung neutraler Staaten fann Ausfuhr und Durd- 
fuhr von Waffen für die Kriegführenden verbieten. Ob fie dazu verpflichtet ijt, ob fie 
befondere Sorgfalt anzuwenden hat, um die Befolgung ihres Verbotes zu fihern, iſt höchſt 
zweifelhaft. Im Handel find Kontrolle und Überwadhung äußerft ſchwierig. Daher die er- 
gänzenden Regeln der Kriegsfonterbande oder die Zuläffigfeit der Selbjthülfe gegen neutrale 
Unterthanen wegen neutralitätswidrigen Handels mit dem Feinde. Wenn es den Neutralen 
geitattet wäre, durch ihre Handlungen die Verlängerung der Kriege und nad) den Umijtänden 
die Entſcheidung über den Ausgang derfelben herbeizuführen, jo fönnte von Pflichten der 
Neutralen überhaupt nicht mehr die Rede fein, und dann würde auch den Kriegführenden 
nichts anderes übrigbleiben als auf den Standpunft des alten römiſchen Völlerrechts 
zurüdzufehren, welches nur Feinde und Alliierte fannte. Übertretung der aus den Neutralitäts- 
pflichten abzuleitenden Handelsverbote (contra bannum) hat mindejtens Konfistation ber 
Kriegsfonterbande zur Folge. Zweifelhaft und beftritten ift, ob ein Fahrzeug, welches 
Kriegsfonterbande an Bord hat, gleichfalls weggenommen werden darf, ob Wifjenfchaft des 
Kapitäns oder Befrachters von der Eigenfchaft der Fracht erforderlich oder nicht. Die größte 
Schwierigkeit ergiebt fi aber wiederum aus der Interejfenfrage, was als Kriegs— 
fonterbande nad allgemeinem Völkerrecht angefehen werden darf. Seit Grotius hat man 
verfucht, mit Rüdficht auf die Neutralitätspflichten alle Handelsartifel unter einem dreifachen 
Geſichtspunkte zu gruppieren: 1. folde Waren und Materialien, welche niemals für Kriegs- 
zwecke bejtimmt jein können (3. B. Bücher, Papier u. f. w.), 2. ſolche Gegenjtände, melde 
bei ihrer Anfertigung jtets für Zwecke der Kriegführung bejtimmt zu fein pflegen: Kriege: 
und Transportichiffe, Militäreffekten, Waffen, Kriegsmunition, 3. ſolche Gegenjtände, welde 
bald zu friegerifchen, bald zu friedlichen Zmeden verwendet zu werden pflegen (fogenannte 
res aneipitis usus). Diefen drei Klaffen werden im mejentlichen verſchiedene Nechtsregeln 
angepaßt werden müfjen. Die erjte darf niemals einem Handelsverbote unterworfen werden. 
Die zweite Klaſſe von Gegenjtänden bedarf feines bejonderen Verbotes, weil ihr Zweck 
Pflihtwidrigfeit des Neutralen von ſelbſt nad allgemeinen Grundfägen in ſich trägt. 
Streitig und zweifelhaft it die dritte Klaſſe. Sie ift überdies von größter handels- 
politifcher Wichtigkeit, weil gerade diejenigen SHandelsartifel, melde die größten Werte 
repräjentieren, für Krieg und Frieden aleich notwendig und gleich brauchbar find: Roh: 
materialien, wie Eiſen und Steinfohle, Bauholz, Hanf, Schwefel, Salpeter, Lebensmittel, 
Getreide, edle Metalle, Geld, Pferde, Dampfmafchinen für Schiffe x. Der Kriegführende be- 
trachtet ſolche Gegenjtände einfeitig mit Nüdficht auf ihren Wert für feinen Gegner, der 
neutrale Staat vorwiegend vom Standpuntt feines Handelsvorteild. Will man den Krieg: 
führenden geitatten, ein einfaches Verbot zu erlaffen, welches gewiſſe Gegenjtände für Konter— 
bande erflärt, jo überliefert man den neutralen Handel ihrer Willtür; folgt man lediglid 
der Meinung der Neutralen, jo wäre es denkbar, daß die Kriegführung erheblide Be: 
einträchtigung erfahren fünnte. Gin Ausweg aus diejen Schwierigfeiten fann nur ver: 
mitteljt pofitiver Vertragsichließungen aefunden werden, durch welche die Nationen gemein: 
jam von Zeit zu Zeit bejtimmen, was außer dem eigentlihen Waffenhandel als Kriege 
fonterbande überhaupt, was als „eigentliche“ und „uneigentlihe” angejehen werden darf, 
was nicht. Das Wefen der Kriegstonterbande ijt von thatfächlichen Verhältnifien abhängig; 
die nur gelegentliche oder nebenjächliche Beitimmung gewiſſer Gegenftände zu Friegerifchen 
Operationen oder die Qualität eines Rohſtoffes, der eine Veränderung und Umformung 
durch induftrielle Arbeit verlangt, jollte niemals ein Verbot rechtfertigen. Jedenfalls kann 
ſich ein Staat der Konjequenz der von ihm einenmächtig erlaflenen Handelsverbote nicht 
entziehen. Er wird, wenn er in der Lage der Neutralen ſich befindet, unbedingt gegen ſich 
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ſelbſt gelten lafjen müfjen, was er als Kriegführender ſeinerſeits von den Neutralen be: 
anfpruchte, und foll umgekehrt als Kriegführender Verzicht leiften auf Verbote, die er als 
Neutraler früher gegen fich ſelbſt nicht anerkannte. Bis jetzt giebt es feine überall gang: 
baren Beitimmungen über den Begriff der Kriegstonterbande, doc ift e8 unzweifelhaft, daß 
die Handelsinterefjien mehr und mehr die Überhand gewinnen über die militärif hen. Da 
jih die Technik des Krieges im Laufe der Zeiten ändert und damit die Bedeutung der 
möglichen Beihädigungsmittel wecjelt, dürfte es vergeblich fein, abjtrafte, auf jeven Fall 
zu allen Zeiten anwendbare Regeln zu formulieren. 

Der Thatbeitand des verbotenen Handels ift gegeben nicht etwa mit bloßem Kauf oder 
Verkauf zwifchen Unterthanen eines neutralen Staates und andererſeits denjenigen einer 
friegführenden Macht, fondern, wie man meiftenteild annimmt, mit der begonnenen Zufuhr, 
alfo mit beginnender Leiftung an den friegführenden Staat als Empfänger. Unter dieſem 
Gefihtspunfte hat man auch einzelne perfönlidhe Dienitleiftungen für den Feind als 
Kriegskonterbande aufgefaßt, 3. B. Beförderung von Mannſchaften oder von Depefchen für 
eine feindliche Armee, Daß der Handel in Ariegsfonterbande, durch welchen der Krieg ver: 
längert wird, mirffam unterdrüdt werde, entipricht den friedlichen Intereſſen und follte 
daher nicht bloß von den Kriegführenden, ſondern auch von den Neutralen felbit erjtrebt 
werden. [Die von feiten Englands vorgenommene Verlegung der Neutralitätspflichten durch 
Bau, Ausrüftung u. ſ. w. von Kapern (Fall der Alabama) hat zum englifch-amerifanifchen 
Kompromißvertrage de dato Washington 8, Mai 1871 und in diefem zur Auftellung der 
folgenden drei Regeln geführt, die zwar nur für den befonderen Fall von zweien der größten 
Seemädte vereinbart wurden, melde fich aber materiell ald die Anwendung in allgemeiner 
Anerkennung jtehender Völferrechtsgrundfäte darftellen: 

Eine neutrale Macht ijt verbunden: 

1. Hinreihende Sorgfalt zu verwenden, um innerhalb ihrer Jurisdiftion die Aus— 
rüftung, Bewaffnung oder Equipierung eines Schiffes zu verhindern, von dem fie mit aus- 
reichendem Grunde glauben fann, daß es bejtimmt ift, gegen eine Macht, mit der fie in 
Frieden lebt, zu freuzen oder Krieg zu führen, und ebenjo gleiche Sorgfalt anzuwenden, um 
das Auslaufen eines ſolchen Schiffes aus ihrem Jurisdiktionsbezirk zu verhindern, fofern 
ein ſolches Schiff ganz oder zum Teil innerhalb des neutralen Gebietes zu kriegeriſchem 
Zwede hergejtellt (adapted) ift. 

2. Nicht zu erlauben oder zu dulden, daß einer der Krienführenden fich ihrer Häfen oder 
Gewäſſer ald Bafis maritimer Operationen gegen den andern bediene oder diefelben dazu benutze, 
feine Kriegsvorräte und Waffen zu erneuern oder zu vermehren, noch Mannfchaften anzumwerben. 

3. Hinreichende Sorgfalt in ihren eigenen Häfen und Gewäſſern fowie in Bezug auf 
alle Perſonen innerhalb ihrer Jurisdiktion zu verwenden, um jede Verlegung der vor— 
benannten Verpflichtungen zu verhindern. ] 


gitteratur: Geffcken in v. Holgendorfis Handbuch des Völkerrechts IV $$ 139 ff.; 
Moseley, What is contraband of war aud what is not. Comprising all the Americain and 
English authorities on the subjeet. 1861; Marquardien, Der Trentfall. Zur Lehre von der 
Kriegstonterbande und dem Transportdienit der Neutralen. 1862; Westlake in der Revue de 
droit international II 614; 9. Lehmann, Die Zufuhr von Kriegsfonterbande nad) friegführenden 
vändern feitens Neutraler. 1877; Tr. Twiss, La thöorie de continuit& du voyage, appliqude A la 
contrebande de guerre. Paris 1877; Gianquinto, Diritto pubblieo marittimo. Della confisca 
per contrabando. Lucca 1872; Bergbohm, Die bewaffnete Neutralität: Geffden, Die Alabama- 
trage; Calvo a. a. D. $$ 2267 ff.; Ortolan, Diplomatie de la Mer II 167. 


$ 81. Befhlagnahme neutralen Eigentums zur See Während feind- 
liches Eigentum zur See der Wegnahme unterliegt, ift neutrales Eigentum auf Grund der 
Varifer Deflaration vom 16. April 1856 — abgejehen von den Fällen der Kriegsfonter: 
bande und des Blodadebruhs — an ſich unverleglih. Nun können aber diefe einfachen 
Regeln auf Schwierigkeiten jtoßen, wenn neutrales und feindliches Eigentum in äußere Ver- 
bindung miteinander treten: entweder neutrale Fracht auf feindlihen Seeſchiffen oder feind- 
liche Fracht auf neutralen Schiffen. Mit der Löfung des hier gejtellten Problems haben 
jich die legten Jahrhunderte in der Litteratur und auf den Echladhtfeldern, in der Diplomatie 
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und in Friedensſchüſſen befchäftigt. Der Neihe nah find folgende Normen aufgeitellt und 
zeitweife beobachtet worden: 1. „rei Schiff: unfrei Gut; unfrei Schiff: frei Gut”; d. 5. 
die Separation der juriftiich nachmweisbaren Eigentumsftüde der Neutralen und des Feindes 
wird für die Zmede der MWegnahme oder Freigabe vollzogen. Anfcheinend der Gerechtigkeit 
entfprechend, hat diefes von den Engländern ehemals befolgte Syitem den ſchweren praftifchen 
Nachteil, daß die Intereſſen der Neutralen nicht geſchont, fondern im Gegenteil durd die 
Nahforfhungen nad der Eigenfchaft der an Bord neutraler Schiffe geladenen Ware verlegt 
werden. 2. Schon die feindlihe Eigenſchaft eines Beitandteiles, fei es des Schiffes oder 
der Ladung, hat den Verfall des neutralen Eigentums an dem anderen Beitandteil zur 
Folge: ein Syitem, welches als Neprefjalie gegen das erftere zeitweife von Frankreich ge— 
handhabt wurde. 3. Der Grundfag: „die Flagge dedt die Ladung“ oder: „frei Schiff: 
frei Gut; unfrei Schiff: unfrei Gut“, wobei juriftifch davon ausgegangen wird, daß die 
Eigenſchaft der Hauptſache (aljo des Schiffes) über Wegnahme oder Freigabe der Nebenjache 
(alfo der Ware) enticheiden folle. Das dritte Syitem wurde von den neutralen Staaten 
der englifchen Seerehtspraris entgegengeftellt. 4. Die Vereinbarungen von Paris (1856) 
haben nicht nur das englifche Syſtem verworfen, fondern noch einen Schritt über die ehe- 
mals von den Neutralen geftellten. Forderungen hinaus gethan. Alfo, frei Schiff: frei Gut 
— infomweit die bisherige Rechtsauffaſſung der Kontinentaljtaaten; außerdem unfrei Schiff: 
frei Gut — infomweit die alte Negel der Engländer. Neutrale Schiffe deden die feindliche 
Fracht; meutrales Eigentum darf auch an Bord feindlicher Schiffe nicht meggenommen 
werden. Der Nachteil, welcher ſich aljo gegenwärtig nod für den neutralen Handel in 
feiner Beziehung zur Reederei eines friegführenden Staates ergeben kann, ift der, daß mit 
der Aufbringung eines feindlihen Schiffes die neutrale Ware feitgehalten, von ihrem Be- 
jtimmungsorte entfernt und durch Zeitverluft oder Verfchledhterung entwertet werden kann 
oder daß neutrale Schiffe wegen Verdachts feindlicher Qualität angehalten und in ihrer 
Fahrt geitört werden. Frühere Jahrhunderte fannten aufer den bereit3 angeführten 
Hemmungen des neutralen Handels noch anderweitige Beichränfungen, deren rechtliche Zu— 
läffigfeit in der neuejten Zeit zweifelhaft geworden iſt. Hierher gehört 1. das Verbot 
neutraler Küjtenschiffahrt längs eines feindlichen Litorals. Grund desjelben war die 
Schwierigkeit weit ausgedehnter Blodade. 2. Das Verbot des neutralen Handels mit den 
feindlichen, bis zum Ausbruch des Krieges verichloffen gehaltenen Kolonieen, wobei man von 
dem Sate ausging, daß die Handelsbeziehung zum Feinde für Neutrale im Kriege nicht 
vorteilhafter werden dürfe, als fie bei fortbeitehendem Frieden geweſen fein würde (Rule 
of the war of 1756). 3. Das Vorfaufsrecht der Kriegführenden an ſolchen Handelsartifeln 
der Neutralen, welche dem Feinde zugeführt werden und, ohne gerade Kriegstonterbande zu 
jein, doc Vorteil irgend welcher Art verfchaffen fönnten. 4. Das Necht, neutrale Handels- 
Ichiffe zu den im Kriege notwendigen Transportdienften gewaltfam gegen Entſchädigung zu 
gebrauchen (ins angariae). 

gitteratur: v. Bulmerincq, Yüder, Geffden in v. Holgendorffs Handbuch des 
Völferrehts IV: 2. K. Agidi und Klauhold, Frei Schiff unter Feindesflagge, Sammlung der 
Beitrebungen zur Fortbildung des Seerechts feit 1556, auf Veranlaffung der Bremer Dandelsfammer 
herausgegeben. 1866; Vidari, Del rispetto della proprietä privata fra gli stati in guerra. 1867; 
Yeaman, Some observations upon international prize law and the abolition of marine captures. 


1867: P. Fauchille, Bloeus maritime. 1882; Boeck, De la propriet privee ennemie sous 
pavillon ennemi. Paris 1882. 


8 832. Das Durdfudhungsredt (Droit de visite, Visitation and 
Search). [Kraft übereinftimmender Staatenpraris unterjteht fein einem jelbftändigen Staats: 
weien angehöriges Schiff auf hoher See der Jurisdiktionsbefugnis oder jonftigen Hoheits- 
gemalt irgend eines andern fremden Staates. Es folgt dies aus der „Freiheit“, richtiger: 
rechtlichen Unberührtheit des Meeres von den Verwaltungsnormen eines bejtimmten Staates. 
Aus dem erxiebt jih, daß fein Staat außerhalb des Gebietes feiner Küſtengewäſſer befugt 
it, Schiffe fremder Nationalität zu Zwecken polizeilicher oder verwaltungsrechtlicher Kontrolle 
anzubalten und zu durchſuchen, wofern nicht ausdrüdlicd durch vertraasredhtlidhe Be 
ftimmungen ein Staat den jtaatlichen Organen eines zweiten oder dritten Gemeinweſens die 
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Vornahme diefer Akte an den Schiffen feiner Nationalen unter gewifjen Bedingungen ein- 
geräumt hat. 

Unter Durchſuchungsrecht verjteht man daher die völferrechtlihe Befugnis von 
Kriegsfchiffen oder — mo folche noch ftaatlich fonzeffioniert werden — von Kapern, die 
von ihnen auf hoher See oder in nichtneutralen Küftengewäffern angetroffenen Schiffe unter 
neutraler Flagge anzuhalten und von ihren Schiffspapieren zu dem Zwecke Einfiht zu 
nehmen, um jih von ihrer thatfächlihen Staatsangehörigfeit, vom Gebrauchsrecht der 
Flagge, Natur der Ladung und Schiffsequipage zu überzeugen. Die Unterſuchung ift aber 
in allen Verträgen, die auf diefe fchwierige Frage Bezug nehmen — pyrenäifcher Friedens- 
vertrag vom 7. November 1659; ruffifch = franzöfifcher Vertrag von 1787 u. f. w. —, 
und in der Staatöpraris immer nur ala Kriegsbehelf gedacht, deſſen Anwendung in 
riedenszeiten mit dem Recht der Souveränität der einzelnen gleichberehtigten Staaten in 
Widerfprud jtände. Da ohne dasjelbe ein Seekrieg faum mit irgend einem Nachdruck 
geführt werben fönnte, weil ſich die feindlichen Schiffe einfach durd das Aufziehen einer 
faljchen neutralen Flagge gegen alle friegerifhen Maßregeln des Gegners zu ſchützen ver- 
möchten, jo erjcheint das Durchſuchungsrecht in der Natur des internationalen Staatenverfehrs 
in Kriegszeiten wohl begründet.) Gegenftand der Durchſuchung find nur Handelsfahr- 
zeuge, niemals Kriegsjchiffe, deren Verhalten durch öffentliche Autorität und Verantwortlichkeit 
hinreichend gedeckt ift. jedenfalls ift das Durchſuchungsrecht der Kriegführenden als eine 
bisher von den Neutralen gebuldete Ausnahme auf das allernotwendigjte zu beichränfen. 
Zunächſt Hinfichtlic des Ortes. Unter feinen Umftänden dürfen die Küftengewäfjer eines 
neutralen Staates ſelbſt mißachtet werden; und auf hoher See fann eine Durchſuchung 
auch nur an jolhen Schiffen zugeitanden werben, welche von oder nad) einem feindlichen Hafen 
jegeln oder zu jegeln fcheinen. Schiffe, die offenbar auf der Fahrt zwifchen zwei neutralen 
Häfen begriffen find, dürfen nicht angehalten werden. Unterfuchungsberegtigt find Sciffs- 
befehlshaber oder Kapitäne eines Kriegsſchiffes, falls Kaperei befteht, auch Kaperſchiffe, ohne 
daß es in Kriegszeiten irgend einer fpeciellen Vollmacht bedürfte. Aber dieje Berechtigung 
verjteht fih im einzelnen Fall doch nur unter der Vorausfegung eines hinreichenden Grundes, 
mindeſtens aljo eines durch die Umftände gerechtfertigten oder entſchuldbaren Verdachts, daß 
das unterfuchte Schiff gegen die Nechte der Kriegführenden verftoße, 3. B. wegen Befrachtung 
mit Kriegsfonterbande oder wegen Führung einer neutralen Flagge feitens eines der Weg— 
nahme unterliegenden feindlihen Fahrzeuges. Das Verfahren zerfällt, je nad den Um— 
itänden des einzelnen Falles, in zwei oder drei Akte, welche aber alle der Ausfluß desfelben 
Rechtes find. Das Vifitationsrecht umfaßt nämlich die Befugnis der Anhaltung, der Prüfung 
der Papiere und der eigentlihen Durchſuchung. Das Kriegsſchiff, welches zur Durchſuchung 
eines neutralen Handelsſchiffes fchreiten will, giebt diefe Abficht durch einen Kanonenfhuß 
zu erfennen. Letzteres ift verpflichtet anzuhalten, worauf von dem Kriegsſchiff einige Offiziere 
und Mannjcaften an defien Bord gefandt werden. Die Offiziere laſſen fich dort die Schiffs— 
papiere vorlegen und find verpflichtet, ſobald diefe fih in Ordnung befinden und feinem 
Verdadte Raum geben, daß Kriegsfonterbande an Bord geführt wird, von jeder weiteren 
Mafregel Abjtand zu nehmen. Sind die Papiere nicht fehlerfrei oder meifen diefelben 
jowie die Haltung der Schiffsmannfhaft auf völferrehtsmwidrige Handlungen hin, fo fann 
die thatfählihe Durchſuchung des neutralen Schiffes jtattfinden. Ob ſich der anfangs ge: 
hegte Verdacht hinterher betätigt oder nicht, ändert an dem Verhältnis des neutralen Staates 
zu dem vorgenommenen Unterſuchungsakte felbjt nichts, nur ein völlig willfürlicher Gebraud) 
des Durchſuchungsrechtes würde den Kriegführenden verantwortlich machen. Mit Beziehung 
auf das durchſuchte Schiff fann das Ergebnis ein verfchiedenes fein: entweder Widerlegung 
des zur Durchſuchung bejtimmenden Verdachtes und ſolchen Falls jofortige Freigabe; oder 
fortbeitehende Verdächtigkeit und ſolchen Falls Beichlagnahme zum Zwede definitiver gericht- 
licher Aburteilung vor einem Prifengerichte. Als veritärkte Gründe des Verdachtes behandelt 
die Praris insbefondere: Widerfeglichfeit gegen die durchſuchende Mannjchaft oder Ber- 
nichtung der Yegitimations- und Scifföpapiere vor vollendeter Unterfuhung Im Falle 
fih ein unterfuhungspflichtiges Schiff auf die Flucht begiebt oder emjthafter Widerftand 

v. Holgendorff, Eneytlopädie. I. 5. Aufl, 85 
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verfucht wird, fann nad vorangegangener Warnung Gewalt bis zum äußerſten gebraucht 
und bis zur Zerftörung ausgedehnt werden. 


Litteratur: Geffden in v. Holgendorffs Handbud des Völkerrechts IV $ 169; Stoerf 
ebenda II $$ 95 ff.; Perels, Internationales öffentlihes Seereht SS 53 ff.; v. Bulmerincg 
in v. Holgendorffs Redtsleriton unter „Durchſuchungsrecht'; Boeck, Propriété privee de 
l’ennemi $$ 190 ff.; — Morrone, Diritto ımarittimo del Regno d'Italia. 1882; v. Marti, Das 
internationale Syſtem zur Unterdrüdung des afrifaniichen Sklavenhandels, im Archiv für öffentliches 
Recht I 58 ff. Kent, Commentary on international Law. 2. edition. ©. 365. — liber die von 
der engliihen Staatspraris verfuchte Unterſcheidung zwiſchen right of visit und right of search ſiehe 
PBhillimorea.a. ©. 111 SS 322—326. Yord Aberdeens Note an den amerikanischen Miniiter, Mr. 
Stevenfohn, in British and foreign State Papers. Vol. 30 p. 1165: Correspondance with the 
United States Governement on the questions of the Right of Visit presented to both houses of 
Parliament. 1859: W. B. Lawrence, Visitation and search: or an historical sketch of the British 
claim, to exereise a maritime police over the vessels of all nations in peace as well as in war. 


1858. 


8 83. Convoiierung. [Aud bei mäßigem Gebrauch ift das Durchſuchungsrecht 
dem neutralen Handel hinderlih und läjtig. Dazu fommt, daß dasjelbe zu chicanöſem Ge- 
brauch leicht Anlaß giebt. Um fich gegen den Mißbrauch zu ſchützen, verfiel man auf das 
fichere Geleit. Wir begegnen bereits in der Mitte des 17. Jahrhunderts den Verjuchen 
der neutralen Mächte, ihre Unterthanen hier gegen Vergewaltigungen einigermaßen ficher zu 
ftellen. Es wurden ein oder mehrere Handelsjchiffe unter den Schutz eines fie begleitenden 
Kriegsichiffes ihres Landes geftellt und dem Befehlshaber diefes letzteren die Aufgabe erteilt, 
fih über die Yadung jener Schiffe genaue Auskunft zu verfchaffen. Das Chrenwort des 
diefen Convoi fommandierenden Offiziers, daß Kriegskonterbande nicht an Bord befindlich 
fei, follte ven Krienführenden gegenüber die Stelle der Durchſuchung vertreten. 

Diefe Einrichtung, welche zuerſt von Schweden durch eine Inftruftion vom 13. April 1653 
während des Krieges zwifhen England und den Niederlanden zur Anwendung gebradt 
wurde, fand feitens fämtlicher Mächte, mit Ausnahme Englands, die günftigite Aufnahme, 
und die Bündniffe der bewaffneten Neutralität von 1800 erteilten derfelben die völferredht- 
liche Sanftion. Bon allen Mächten, England ausgenommen, iſt diefe Einrichtung auch 
feitdem rejpeftiert worden, und ſämtliche neuere Publizijten, mit Ausnahme derjenigen Eng- 
lands und einiger Amerifaner, erklären die Durchſuchung der unter einem ordnungsmäßigen 
Convoi befindlichen Handelsichiffe für unzuläfjig. ] 

Die Undurchſuchbarkeit der Kriegsſchiffe wird hier aljo ausgedehnt auf jolde Fahrzeuge, 
die ſich ausdrüdlic unter obriafeitliche Autorität begeben und von Kriegsihiffen überwachen 
lajjen. In der That jcheint es natürlich, daß jeder neutrale Staat im Intereſſe der Krieg— 
führenden und feiner eigenen Unterthanen eine weitergehende Verantwortlichteit für die Be- 
obahtung der Neutralität im Seehandel übernehmen fann. Er darf beanfpruchen, für feine 
ausdrüdlichen und amtlichen Erklärungen über die nicht neutralitätswidrige Eigenſchaft eines 
Seetransportes öffentlichen Glauben auch bei den Kriegführenden zu finden. Diejen Glauben 
fann ein Staat allerdings nur joweit fordern, als er im ftande tft, fi Einficht zu ver- 
ichaffen in die Natur der mit dem Geleitsrechte ausgeftatteten Sendungen. Solche Handels: 
ſchiffe, die fich erft auf hoher See einem Geleite anjchließen, hören darum nicht auf, Gegen: 
jtand der Durchfuchung zu fein; ebenjo fann regelmäßig fein Staat die Verantwortlichkeit 
übernehmen für Schiffe einer anderen neutralen Macht, follten diefelben auch aus feinen Häfen 
auslaufen. Für den Fall, daß nad vorausgehender Zerftreuung eines Schiffsgeſchwaders 
geleitsberechtigte Fahrzeuge fih mit anderen nicht berechtigten vermifchen, darf der Identitäts— 
beweis für die zum Geleite gehörigen Echiffe von den Nriegführenden verlangt werden. 


$ 54. Prifenaerihtsbarfeit. Über die Nechtmäßigfeit der Seebeute entjcheiden 
regelmäßig Behörden der Friegführenden Staaten unter dem Titel der Priſengerichte. 
Weggenommene fahrzeuge oder Güter des Feindes pflegen daher zum Zwede ihrer Kondem— 
nation als „aute Prife“ vor ein See: oder Nomiralitätsgericht gaeitellt zu werden. Diele 
Praris hat den doppelten Sinn, daß der friegführende Staat, der Priiengerichte einſetzt, 
die Privatfriegführung durch Kaper feiner Autorität unterwirft und die Gewißheit erlanat, 
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daß nicht neutrales Eigentum in unberedhtigter Weife gefhädigt werde. Die Verpflichtung, 
jede Prife, auch die unzweifelhaft feindliche, einem Prifengericht zu unterwerfen, iſt daher 
wejentlich ftaatsrechtliher Natur. Kriegführende ſelbſt können fi nicht befchweren, wenn 
ihr Eigentum, welches der Aneignung unterliegt, ohne juriftifchen Prozeß auf hoher See 
zerftört wird. Denn nicht die Adjudifation, fondern die gewaltfame Wegnahme iſt ver 
Grund des Eigentumsverluftes für den bisherigen Eigentümer. Ob die neutralen Staaten 
es rügen fönnen, wenn feindliches Eigentum auf hoher See jofort vor gejchehener Kondem- 
nation vernichtet wird, ift ftreitig geworben. 

Aber aud die Zumiderhandlungen des neutralen Seehandels gegen die Nechte der Krieg— 
führenden werden den Prifengerichten unterjtellt. Ihre Jurisdiftion über die auf hoher See 
begangenen Vergehen fremder Unterthanen ift alfo eine Abweihung von den gewöhnlichen 
Negeln, welde dem Durchſuchungsrecht durdaus forrefpondiert und gleihfam eine Ergän— 
zung zu demfelben bildet. Die Kompetenz der Prifengerichte, hergeleitet aus einem willfür- 
lich fingierten forum arresti oder deprehensionis, ift eine fehr weit ausgedehnte, weil fie 
auf eigenmächtiger Übung der Seemächte beruht. Auch das Verfahren iſt den Neutralen 
im höchſten Maße ungünftig. Man bezeichnet dasfelbe als Neflame- Prozeß, in welchem 
der Eigentümer des weggenommenen Gutes als VBindifant oder Reflamant auftritt und den 
Ungrund der Wegnahme zu beweifen hat. Ein derartiger negativer Beweis ift immer 
Schwierig. Dazu kommt, daß die Seerechtspraris den Unterthanen der neutralen Staaten 
vielfach ungünftige Präfumtionen entgegenfegt. Insbeſondere pflegt dies dann zu gejchehen, 
wenn das weggenommene Schiff ehemals feindlichen Unterthanen gehörte und erſt nad dem 
Ausbruch des Krieges in das Eigentum eines Neutralen überging. Für die Kenntnis der 
materiellen Normen, nad denen die Prijengerichte verfahren, liefert die Praris der eng- 
lichen Admiralitätsgerihte und demnächſt in zweiter Linie der amerifanifchen und franzö- 
ſiſchen Seegerichte die reichjte Fundgrube. Von einer gerechten Prifenjuftiz gegen Neutrale 
fann aus mehr als einem Grunde bis jet feine Nede fein. Denn einmal jteht es in der 
Willtür des urteilenden Staates, welche Beweismittel er überhaupt den neutralen Unter- 
th anen geitatten will. In den Fragen des materiellen Rechts waltet jener ſchwere Konflikt 
zwiſchen den Intereſſen der Kriegführenden und der Neutralen, welchem ſich aud der Richter 
in feiner nationalen Angehörigkeit zu einem friegführenden Staate ſchwerlich wird entziehen 
fünnen. Die oberjte Bürgichaft aller Nechtspflege, Unparteilichteit der urteilenden Perſonen, 
fehlt in den meiften Fällen. Wenn in diefer Hinfiht irgend ein Fortſchritt gemacht werden 
fol, jo muß die Prifengerichtsbarkeit über die Neutralen eine gänzlich veränderte Ge- 
jtalt annehmen. Entweder wird hier ein gemifchter Gerichtshof, zufammengefegt aus Mit- 
gliedern des Ffriegführenden Staates und der neutralen Mächte, eine zuverläffige Inſtanz dar- 
bieten oder das Schiedsgericht eines dritten unbeteiligten neutralen Staates angemejjen fein. 
Die Verwidlungen und Schwierigkeiten der Prifenjuftiz würden übrigens großenteils ſchon 
dann vermieden, wenn man fich entjchließen wollte, die Unverleglichfeit des feindlichen 
Privateigentums zur See anzuerfennen. Die materielle Kompetenz der Prifengerichte würde 
damit ihr Hauptjächliches Objekt verlieren, und von den jeht wichtigen Fällen blieben als- 
dann nur noch die Kriegsfonterbande und der Blockadebruch übrig, 

Yitteratur: Geffden in v. Holtendorffs Handbuch des Völkerrechts IV $ 170; v. Bul— 
merincgqgs Prifenreglement, Revue de droit international T. X—XV; Derfelbe, Bölferrecht 
88 92 ff.; Berels a. a. O. $$ 52 ff.; Annuaire de l’Institut de droit international vom Jahr 1575. 
Decane, Effeet of war upon the trade and property of neutrals and maritime capture and prize. 
1852; G. Lushington, A manual of naval prize law. 1866; Pritchard, A digest of the law 
and practice of the High Court of Admiralty of England. 2. ed. 1865; Katchenowski, Prize 
law (aus dem Ruſſiſchen überfegt von Bratt). 1866; A. de Pistoye etC. Duverdy, Traité des 
prises maritimes dans lequel on a refondu en partie le trait& de Valin en l’appropriant ä la lögis- 
lation nouvelle. 2 Bände 1855; Tudor, A selection of leading cases on mercantile and maritime 
law. 2. ed. London 1868; Barboux, Jurisprudence du conseil des prises pendant la guerre 
1870—1871: Geßner, Zur Reform des Kriegsteerechts. 1875. Siche hierzu auch die Deutiche Ver- 
ordnung betreffend die Ausübung der Brifengerihtäbarkeit aus Anlab der oftafrifaniihhen Blodade 
vom 15. Februar 1839 Reichsgeſetzblatt ©. 5 ff.). 
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1. 


Das Deutfhe Fürſtenrecht 
feiner gejchichtlichen Entwicklung 


und 
gegenwärtigen Bedeutung. 
Don 


Profefior Dr. Hermann v. Sıhule-Bävernik 


in Heidelberg. 


Einleitung. 


Das Mefen der Erbmonardie befteht darin, daß der Staatsherrfcher in einem Staate 
nad Geblütsredht immer aus einer beftimmten Familie hervorgehen muß. Diefe Familie, 
Die Dynajtie, fteht mit dem Staate in fo enger Verbindung, daß die Grundfäte ihres 
Familienrechts teild auf die Staatsordnung zurüdwirken, teils durch diefelbe wieder beftimmt 
werden. Diefer Zufammenhang zwifchen der Staatäorbnung und dem Familienrechte ift in 
jeder Erbmonardhie vorhanden, wenn er ſich auch zu verfchiedenen Zeiten verfchieden gejtaltet 
bat, indem bald der jtaatliche Geſichtspunkt überwogen hat, bald das privatrechtliche Intereſſe 
der Dynaſtie in den Vordergrund getreten iſt. Weder in der Republik noch in der Wahl- 
monardie ijt ein folder Zufammenhang vorhanden; daher fann nur in der Erbmonardie 
von einem Fürſtenrechte die Rede fein, weil es hier allein eine Dynaftie, eine regierende 
Familie, giebt. Cine ganz befondere Entwidlung hat dasjelbe aber in Deutfhland 
genommen, wo zwar die Spitze der Nechtöverfaffung, der Kaifer, fpäter lediglich durd) Wahl 
beftimmt wurde, mo aber aus den großen Reichsbeamten und Immunitätsherren im Laufe 
der Jahrhunderte Hunderte erbliher Negenten wurden, welche mit ihren Familien den 
Geburtsjtand des hohen Adels, die Genofjenfchaft der landesherrlihen und reihsftändifchen 
Geſchlechter, bildeten, während die geiſtlichen Fürſten nur für ihre Perſon dem hohen Adel 
angehörten. In den Familien des hohen Adels erzeugte ſich ein eigentümliches Standes— 
recht, welches durch deren Regentenſtellung weſentlich mit bedingt wurde. Da aber die 
deutſchen Territorien noch nicht zu eigentlichen Staaten herangereift waren und die Landes— 
hoheit nach patrimonialen Grundſätzen beurteilt wurde, ſo bezeichnete man das Standesrecht 
des hohen regierenden Adels als Privatfürftenredt, welches im Sinne der damaligen 
Zeit als ein unflares Gemifh von ftaatsrechtlihen und privatredhtlihen Sägen behandelt 
wurde, jedoch mit vorherrſchend privatrechtlihem Gefichtspunft. Als folches hat dasſelbe 
eine umfangreihe und gelehrte Litteratur erhalten, deren allgemeine Hauptwerfe ſich 
auf der folgenden Seite verzeichnet finden. Unfere Zeit, deren Aufgabe darin befteht, die 
Gebiete des öffentlihen und privaten Rechts ftreng zu fcheiden und das Staatsrecht von 
den Schladen der patrimonialen Auffaffung zu fäubern, fann ein foldhes Mixtum compositum 
in der Rechtswiſſenſchaft nicht mehr dulden. 

Ein Privatfürftenreht, wo die Succejfion in ein ftandesherrliches Familienfidei- 
fommiß als gleichartige Größe neben die Staatsfucceffion geftellt, wo die Vormundſchaft 
über einen unmündigen Fürften mit der Negentfchaft zufammengeworfen wird, fteht im Wider- 
fprucd mit allen Grundfägen unferer modernen Staatsentwidlung und ift ein Anadhronimus, 
der ın Wiffenfchaft und Praris nur Schaden anrichten fann. Wir haben feit Jahren 
dahin gejtrebt, aus dem Staatsrechte alle ungehörigen privatrechtlihen Neminiscenzen folge: 
richtig zu eliminieren. Wir müſſen anerfennen, daß in dem unflaren Konvolut der bis- 
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herigen Disciplin des Privatfürjtenrehts ſtaatsrechtliche und privatrechtlice Lehren prinziplos 
durcheinander geworfen werben, welche dringend eine Auseinanderfegung verlangen. Wir 
fegen daher an die Stelle des Privatfürftenrechts den Begriff des Fürſtenrechts über: 
haupt, zerlegen dasjelbe aber in zwei Teile, von denen der erſte diejenigen Lehren umfaßt, 
in denen der privatrechtliche Gefichtspunft überwiegt, der zweite dagegen Grundſätze vorträgt, 
welde zwar mit dem Familienrehte der regierenden Häufer zufammenhängen, an ſich 
aber rein ftaatsrechtliher Natur find, wie Thronfolge und Regentſchaft. Der Darftellung 
des heutigen Fürjtenrechts wird eine gefchichtlihe Entwidlung der Hausverfaffung von den 
ältejten Zeiten bis zur Gegenwart vorausgehn. 


Litteratur: Hauptwerte find: Burcardi Gotthelfii Struvii, Iurisprudentia heroica. Heraus— 
gegeben von „Johann Auguſt Hellfeld. 7 Bde. 1743—1753; Johaun Friedrich Wilhelm v. Neu- 
mann, Meditationes iuris privati prineipum. 9 Bde. 175156; J. J. Moſer, Familienjtaats- 
recht der beutfchen Reichäftände. 2 Bde. 1775; Derjelbe, Perſönliches Staatérecht der deutichen 
Reichsſtände. 2 Bde. 1775; Derfelbe, deutiches Staatsrecht. Teil XII ff.; I. St. Pütteri Primae 
lineae iuris privati prineipum speeiatim Germaniae, zuerſt 1768, ed. III. 1789; Derfelbe, Beiträge 
zum deutihen Staats: und Fuͤrſtenrechte. 1777— 79; Derfelbe, Erörterungen und Beijpiele zum 
deutichen Staats- und Fürftenrechte. 1793-94; Auguft Wild. Heffter, Beiträge zum deutſchen 
Staats» und Fürftenrecht. 1829; U. Bauer, Beiträge zum deutjchen Brivatfürftenrecht (einzelne 
Nedtsfälle). 1839; J. E. Kohler, Handbuch des deutichen Fürftenrehts der vormals reichsſtän— 
diichen, jegt mittelbaren Fürften und Grafen; Hermann Schulze, Aus der Praris des Staats» und 
Privatrechtes (ausgewählte Rechtsgutachten). 1876. 

Die privatrehtlihe Seite des Hechts des deutihen hohen Adels ift gut dargeftellt bei ©. Be- 
feler, Syitem des gemeinen deutihen Privatrecht. 3. Aufl. Abteil. IT S. 699 }}. $$ 170 ff. Bor 
allem jegt: A. W. Heffter, Die Sonderrechte der fouveränen und der mebiatifierten vormals reichs— 
ftändiichen Häuſer Deutichlands. Berlin 1871. Das umfaffendfte Duellenwerf mit vielen ungedrudten 
Urkunden ift: „Die Hausgeſetze der regierenden deutſchen Fürſtenhäuſer“, u ee 
und —— von Hermann Schulze. Bd. I (Anhalt, Baden, Braunſchweig, Hannover,] Bayern) 
1862; Bd. II (Seifen, Lippe, Medienburg, Neuß, Oldenburg) 1878; Bd. I (Sächſen, Schwarzburag, 
Walde, Württemberg, Hohenzollern) 1832. 

Eine weitere Aufzählung und Beiprehung der fürftenrechtlichen Werte findet fih in Bütters 
Xitteratur des Staatsrechtes III 739 und in Klübers Fortiegung ©. 607 $ 1519. Die neueren 
Werke beipridt R. v. Mohl, Geſchichte der Staatswiffenichaften II 300 ff. 


1. Geſchichtliche Entwicklung der fürklidhen Hausverfaflung von den 
älteften Zeiten bis auf die Gegenwart. 


I. Die ältejten germaniſchen Königsgeſchlechter!. 


Das Königtum ift feineswegs die allgemeine, urfprüngliche Verfafjungsform aller 
deutſchen Völferfchaften, aber es ift ein Erzeugnis echt deutjchen Lebens, welches fich wejent- 
lid von allen Monardieen der alten Welt unterſcheidet. Es dringt feit den Zeiten der 
Völkerwanderung bei allen deutſchen Stämmen durd, in der Regel nicht durch Ufurpation, 
fondern auf organishem Wege, durch freien Volkswillen. Das mit Volfsfreiheit gepaarte 
Königtum (Tac. Germ. 7: nee regibus infinita aut libera potestas) ift der produftivjte 
Staatsgedanfe der Germanen, an dejjen Verwirflihung die Völfer Europas bis auf den 
heutigen Tag arbeiten. Von Anfang an unterfcheidet fi das Königtum von der Stellung 
der erwählten Gauvorjtände (prineipes) durch feine Erblichkeit. Während Ießtere in der 
Volfsverfammlung aus dem Kreife aller freien Männer erwählt werden, ift die Königswürde 
ſtets an ein bejtimmtes Gefchledht gebunden. Freilich findet der Übergang noch nicht nad) 
einer bejtimmten Erbfolgeordnung jtatt; neben der Erblichfeit der Königswürde beiteht das 

Sahlreht des Volkes noch fort, jedoch beichränft auf eine bejtimmte Familie, die edelite 
unter den edeln, gens regia. Bei allen Völkern, wo die Königswürde zur Geltung ge- 


' Hermann Schulze, Thronfolge und Familienrecht der Älteften germanischen Königsgeſchlechter, 
in der Zeitichrift für Nechtsgeichichte VII (1863) 323—402. Hauptwerk: F. Dahn, Die Könige der 
Germanen. 6 Abteilungen. 1861—71. 
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fommen ijt, giebt es daher ein königliches Geſchlecht, von welchem abzugehen, folange 
darin noch ein regierungsfähiger Sprößling vorhanden ift, für ein Unredt, für einen Bruch) 
mit den ehrwürdigiten Überlieferungen des Volkes gilt. Cine folde Stellung nahm ein das 
Gefchlecht der Amaler bei den Dftgoten, das der Balten bei den Weſtgoten, das der Asdinger 
bei den Vandalen, das der Gibitungen bei den Burgundern, das der Merovinger bei den 
Sranfen: „Gens Merovingorum, de qua Franci reges sibi creare solent“. Ohne Aus- 
nahme findet bei allen germanifchen Völkern anfangs jene eigentümliche Verbindung zwiſchen 
dem Erbrecht der föniglihen Familie und dem fortbejtehenden Wahlrecht des Volkes ftatt, 
welche wir furzweg als erblihes Wahlreich bezeichnen. Wohl ift das ius succedendi 
der föniglichen Familie anerfannt, aber es fehlt an einer Feitjtellung des ordo succedendi. 
In der weitern Entwidlung der einzelnen Völker fommt aber jpäter hier das Erbprinzip, 
dort das Wahlprinzip zum alleinigen Siege bei der Thronfolge. Bei den Franken ver- 
Ihwindet mit Chlodwigs mächtiger Perfönlichkeit das Wahlrecht des Volkes ganz; das 
Sranfenreih wird ein reines Erbreich, welches dermaßen als Patrimonium der königlichen 
Familie gilt, daß mehrere Söhne oder ſonſtige Erbfompetenten dasjelbe, wie eine privat- 
rechtliche Erbichaft, zu teilen pflegen. Ebenſo verwandelt fih das Reich der Vandalen in 
ein reines Erbreich, aber König Genferih giebt, allein unter allen germanifchen Königen, 
ein Hausgefeß, worin er für die Thronfolge Individualfucceffion und Seniorat einführt!. 
Bei den Wejtgoten verfchwindet dagegen jede Spur von Erblichfeit, ihr Reich wird ein reines 
MWahlreid. Die an die Stelle der Merovinger getretenen Karolinger nehmen im wejent- 
lichen die Thronfolgegrundfäge der Merovinger an. Im Frankenreiche waren von jeher die 
Weiber ausgefchlofjen, ein Grundſatz, welchen man auf das fränkische Volfsreht der Lex 
Salica zurüdzuführen pflegt, obgleich diefe nur von Privateigentum ſpricht. Es fcheint bei 
allen germanifhen Stämmen fid) das Erbrecht in die Krone nad Analogie des volfsrecht- 
mäßigen Immobiliarerbrechts ausgebildet zu haben. Während daher bei den Franken die 
Töchter abjolut ausgefchloffen waren, juccedierten bei den Weſtgoten feit Begründung 
der Erbmonardie und in Großbritannien von jeher immer die Töchter nad den Söhnen, 
aber vor den Agnaten: Unterschiede im Thronfolgerehte, welche fih in diefen Reichen bis 
auf die Gegenwart erhalten haben (fognatifche Thronfolge in England, Spanien und 
Portugal). Sämtliche alte Königsgefchlehter der Germanen folgen in ihren übrigen Familien— 
verhältniffen ganz dem Volksrecht ihres Stammes, wie von den Karolingern ausdrüdlich 
erflärt wird, daß fie nad Nipuarifhem Rechte leben. Darnach richtete ſich befonders auch 
der Mündigfeitötermin. Regelmäßig galt die Agnatentutel, doch fommt hier und da aud) 
die Negentichaft der Mütter vor. Auch im Eherecht hielten fich die alten Königsgefchlechter 
ganz an die Beitimmungen des betreffenden Volksrechts, jo befonders in ber Feſtſetzung des 
Wittums, der Morgengabe u. f. w. Befonders gefucht und angefehen waren eheliche Ver- 
bindungen mit anderen Königsgeſchlechtern, nirgends aber galten Ehen mit Gliedern freier 
Familien als Mißheiraten ; feine fchroffen Ebenbürtigkeitsgrundfäge trennten das Königs- 
geſchlecht von den Freien des Volkes, zu melden es fich in jeder Beziehung zählte. Auch 
in formeller Beziehung wurden die Ehen der Könige nah den Grunbfägen des Volksrechts 
eingegangen, fo 3. B. bei den Franken durch Erlegung eines Scheinpreifes. 

Nah dem Ausfterben der Karolinger in Deutfchland fam durch Wahl eine neue Dynaftie, 
die ſächſiſche, auf den Thron, ihr folgte die fränfifche, diefer die ſchwäbiſche der Hohen- 
ftaufen. Unter diefen drei Dynaftieen war Deutfchland wieder ein erbliches Wahlreih, d. h. 
man hielt fi bei der Königswahl an das einmal auf den Thron gelangte Geſchlecht. Ob— 
gleih die Succeffion in der deutfchen Königswürde immer durch die Wahl des Volfes bedingt 
war, fo nahm man doch dabei regelmäßig auf den Vorzug der Erftgeburt Rüdfiht. Nach— 
dem der befannte Verfuh Heinrihs VI gejcheitert war, Deutfchland grundgefeglih in ein 
reines Erbreih zu verwandeln?, trat das Erblichfeitsprinzip immer mehr in den Hinter- 


! Hermann Schulze, De testamento Genserici seu de antiquissima lege successoria in Ger- 
manorum regnis. Ienae 1859. 

® J. Ficker, De Henrici VI imper. conatu eleeticiam regum in imperio Romanogermanico 
successionem in hereditariam mutandi. Bonnae 1849. 
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grund; mit dem Ausgange der Hohenftaufen ift Deutfchland ein reines Wahlreih geworden. 
Um aber bei dem eintretenden Wechfel der Könige aus verfchiedenen Stämmen doch ein 
bleibendes Prinzip für die Rechtsanwendung feftzuhalten, galt ala Grundfaß, daß der Kaifer 
durh den Wahlaft fränfifches Recht erhält, welchem Stamme er aud dur feine Geburt 
angehören mag (Sadjenfpiegel III 54 $ 1). Staatörechtlih war der Kaifer erhaben über alle 
Fürften, Grafen und Herren des Reiches, privatrechtlih blieb er ihr Standesgenofje. Im 
Familienrechte trennte ihn feine Schranfe von dem Herrenftande, aus dem er felbjt hervor- 
gegangen war. Da alfo von einer befondern faiferlihen KHausverfafjung im eigentlichen 
Mittelalter nicht die Rede fein kann, jo haben wir uns von nun an nicht mehr mit der 
Epige der Reichsverfaſſung, fondern mit der fürjtenrechtlihen Entwidlung des deutjchen 
Herrenjtandes, des fpäteren Hohen Adels, zu bejchäftigen. 


Il. Der deutihe Herrenitand des eigentlihen Mittelalters ', 
1. Bildung des Herrenjtandes als befonderen Geburtsjtandes?. 


Im Franfenreihe war der alte Uradel untergegangen; es gab nur zwei Geburtsftände: 
Freie und Unfreie. Dagegen entjtand ein neuer perfönlicher Dienftadel der Antruftionen: 
„qui in truste dominica sunt“. Nur Königsdienft gab höhere Stellung und Anfehen. 
Die großen Reichsämter der Herzöge, Markgrafen, Pfalzgrafen und Grafen waren anfangs 
rein perfönlih und wurden vom Könige beliebig übertragen und entzogen. Seitdem aber 
diefelben auf dem Wege gemohnheitsrechtliher Entwidlung volljtändig erblih geworden 
waren, iſt aus dem bloß thatjächlichen Borzuge gewiſſer großer Familien ein allein zur 
Herrſchaft berechtigter Erbabel, ein Herrenjtand geworden. Dazu traten die großen 
Grundherren, welde für ihre Smmunitätsbezirfe ebenfalld die Grafenrechte erhalten hatten 
und damit den Grafengefchlechtern gleichgejtellt waren, wenn fie aud den Grafentitel nicht 
führten, fondern nur als freie Herren oder Dynaften bezeichnet wurden. Dieje Gefchlechter 
fonderten ſich als Herrenftand feit dem 12. und 13. Jahrhundert von allen übrigen 
Familien ab. Als die wichtigften Prärogativen des Herrenftandes erfcheinen: erjtens der 
Beſitz eines reihsunmittelbaren Territoriums, über welches dem Inhaber das Herrihaftsredht, 
dominium terrae, fpäter Yandeshoheit genannt, zuftand. Als Mittelpunkt aller Regierungs- 
gewalt gilt die iurisdietio im Sinne des Mittelalters, die Hochfreien erjcheinen als bie 
erblihen Inhaber von weltlichen Gerichten, „universi iudieiariam potestatem habentes“ 
zweitens die Teilnahme an den Neichstagen und dem Neichsregiment, die Fürften * 
Herren ſind allein ſitz- und ſtimmberechtigt in der Reichsverſammlung; fie nehmen an der 
Königsmwahl teil und haben ihren privilegierten Gerichtöftand vor dem Könige. Kurz, zu 
dem Herrenjtande gehören alle Familien, deren Häupter ſich im Beſitze 
reihsunmittelbarer Territorien befinden und als Reidsftände ftimm: 
berechtigt find in der Neihsverfammlung. 

Diefe hervorragenden ftaatsrechtlichen Vorzüge führten naturgemäß auch zur geburts- 
ſtändiſchen Abſchließung des Herrenjtandes gegen alle übrigen Stände. 


2. Begriff des hohen Adels”. 


Sm 11., 12. und 13. Jahrhundert gilt nur der SHerrenjtand als Adel. In den 
Quellen diefer Zeit werden nur feine Mitglieder regelmäßig als nobiles bezeichnet. Diejer 


I Hermann Schulze, Das Erb- und Familienrecht der deutichen Dynaftieen des Mittelalters. 
Ein Beitrag zur Geichichte des deutichen Fürftenrehts. Halle 1871. 

2 Chr. 6. Göhrum, Geichichtliche Darftellung der Lehre von der Ebenbürtigfeit nach gemeinem 
deutſchen Rechte. 2 Bde. Tübingen 1846. 

J. St. Pütter, Über den Unterſchied der Stände, beſonders des hohen und niederen Adels 
in Deutichland. Göttingen 1795; K. D. Hüllmann, Geichichte des Ursprungs der Stände in 
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fürftliche, aräfliche oder grafenmäßige Adel ift die Grundlage der regierenden reichsſtändiſchen 
Gefchlechter geworden. Man nannte ihn nur deshalb nicht hohen Adel, weil der Gegen- 
fab dazu, der fogenannte nievere Adel, noch nicht vorhanden war. 

Während jo ein Teil der Freien unter günftigen Umftänden fih zu dem herrſchen— 
den Stande der Nation erhoben hatte, ſank ein großer Teil der Gemeinfreien zur Wogtei- 
pflichtigfeit, ja zur Hörigfeit hinab. Der alte Stand der freien löfte ſich in der feudaliftiichen 
Gliederung der Stände auf. Die MWaffenfähigfeit, ehemals eine chrende Eigenfchaft aller 
Freien, befchränfte ſich jest auf eine kleine Anzahl von freien, die fogenannten Schöffenbar- 
freien, die fi in ihrer alten Freiheit behauptet hatten. Mit diefen jchmolz ein Teil der 
Minifterialen oder Dienftmannen zufammen, melde ebenfalls eine kriegeriſche Lebensart 
führten. Aus diefen freien und unfreien Elementen wuchs ein neuer Stand empor, der 
Ritterſtand, deſſen Lebensprinzip friegerifche Ehre war. Je mehr das Waffenrecht 
als eine ariftofratifche und erblihe Auszeichnung aufgefaßt wurde, welche nur dem Nitter- 
itande zufam, um fo mehr mußte berjelbe den übrigen Volfsflaifen gegenüber als ein 
bevorzugter Geburtsftand erfcheinen. Die Nitterbürtigfeit wurde die Bedingung zur 
Erlangung der Nitterwürde, zur Erwerbung von Lehen und zur Teilnahme an Turnieren. 
Wie jih die Familien des Herrenftandes, die Semper- oder Hochfreien, von allen anderen 
Klaſſen trennten und ein befonderes Geburtsreht in Anſpruch nehmen, jo ſchloß ſich auch 
der neugebildete Nitterftand gegen die niederen Volfsflaffen ab, denen das Waffenrecht ver- 
Ioren gegangen war. „Die zu Schild und Helm Geborenen” betrachteten ſich als Genoffen, 
alle anderen ald Ungenoffen. Da bereits jeit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
bisweilen aud bloß Ritterbürtige in den Urfunden als nobiles bezeichnet wurden, während 
früher nur die Hochfreien durch diefes Prädikat geehrt worden waren, fo mußte man zur 
Unterfcheidung einen neuen Ausbrud erfinden, wodurch dieſe beiden Geburtsitände ausein- 
andergehalten werden konnten. Ein folder unterfcheidender Ausdruck ergab fih von felbft 
aus dem Spracgebrauche der mittelalterlihen Rechtsbücher. Wie man im Schwabenfpiegel 
Hochfreie und Mittelfreie unterfchieden hatte, jo jprah man fpäter von „maiores nobiles“, 
„nobiles summi ordinis“ und „nobiles mediocres*, „nobiles inferioris ordinis“. Damit 
war der Gegenfaß zwifchen einem hohen und niedern Adel ind Leben getreten. Der hohe 
Adel umfaßte die fürftlichen, gräflihen und freiherrlichen Gefchlecdhter, deren Häupter ein 
reichsunmittelbares Gebiet und Reichsſtandſchaft beſaßen. Der niedere Adel beitand aus 
allen ritterbürtigen und lehnsfähigen Familien. Dazu gehörten unzweifelhaft auch alle 
reichsritterſchaftlichen Familien, welche zwar reichsunmittelbar aber nicht reichsſtändiſch waren. 
Auch äußerlich war die Grenze zwifchen diefen beiden Ständen anfangs noch leicht zu 
erfennen. Noch war der Grafen- und Freiherrntitel ein ficheres Merkmal des hohen Adels. 
Die einfachen Ritterbürtigen wurden als „milites“ überall den freien Herren gegenüber- 
geftellt. Erſt als durch zahlreiche Gnadenbriefe in fpäterer Zeit der Grafen= und Freiherrn— 
titel häufig auch an bloß Ritterbürtige verliehen zu werden pflegte, wurde die Unterfcheidung 
des hohen und niedern Adels im Publikum mandmal ſchwankend. Jedoch gab der feite 
Abſchluß der follenialifhen Verfaſſung des Neichstages denjenigen Familien, deren Häupter 
erbliche Reichöftände waren, immerhin einen fo eminenten Vorzug, daß jedem Sachkenner, 
troß gleichheitliher Titulatur, die eigentümliche ftaatsrechtliche Stellung des hohen Adels 
Har blieb, welder jih aud dem niedern Adel gegenüber als Geburtsitand feit abſchloß. 
Wenn fi) auch in dem Kreife des nievern Adels mannigfah analoge Rechtsinſtitute aus- 
bildeten, fo ging dod die Entwidlung eines eigentümlichen Fürftenrechtes lediglich im hohen 
Adel vor fid. 


IM. Bildung einer eigenen Hausverfaifung des hohen Adels jeit dem 
14. Jahrhundert!. 


Trog der hohen ſtaatsrechtlichen Prärogative des Herrenitandes ijt von einem eigentüm- 
lichen Standesrechte desfelben, einem fogenannten Privatfürjtenrechte, zunächſt noch nicht die 
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Nede. Wie in der älteften Zeit ſelbſt die Königsgeſchlechter nach der lex ihres Stammes 
gelebt hatten, fo richtete fih im 13. Jahrhundert auch der Herrenftand in feinen privat- 
rechtlihen Beziehungen nad dem gewöhnlichen Landredt. Zahlreiche Urkunden beweifen, 
daß alle Schenkungen, Vererbungen, Eheſchließungen von den Mitgliedern des Herrenftandes 
ganz nach dem gewöhnlichen Landes: und Stammesredht vorgenommen wurden. Wohl gab 
es in den erlauchten Familien gewiffe Hausobfervanzen, dagegen ift von eigentlichen geichrie- 
benen Hausgefegen vor dem Anfange des 14. Jahrhunderts nirgends die Rede. Es finden 
fih im 13. Jahrhundert allerdings manderlei Urkunden, welche die fürftlihen Hausverhält- 
niſſe betreffen, ala Chepaften, väterliche Dispofitionen, Teilungsurfunden, aber eine bewußte 
und umfafjende Hausgefeggebung, welche für die fünftigen Gefchlechter bindende Normen 
auftellen will, ift noch nicht vorhanden. Erſt feit dem 14. Jahrhundert geraten die Familien 
des hohen Adels in eine eigentümliche Bewegung, um ihre häuslichen Verhältniſſe, bejon- 
ders ihr Familien- und Erbrecht, felbjtändig und im Gegenfa zur allgemeinen Redtsent- 
widlung des Volkes zu regeln. In diefer Bewegung herrſcht merkwürdige Übereinitimmung. 
Die reihsftändifchen Gefchlechter im Süden wie im Norden folgen einem durchaus einheit- 
lihen Zuge. In allen jenen Urkunden, welche als die erften Zeugniffe einer fürſtlichen 
Hausgefeßgebung anzufehen find, fpricht fi oft eine faft wörtliche Übereinftimmung aus. 
Diefelbe erklärt ſich keineswegs bloß aus äußerer Mitteilung und fünftlicher Übertragung, 
fondern mwejentlih aus inneren Gründen, nämlih aus gleichwirfenden Urſachen, welche 
überall in Deutichland feit dem 14. Jahrhundert die reihsftändifchen Familien zur Begrün- 
dung einer eigenen Hausgefeggebung beſtimmen. Dieſe beruhen teils auf der dem Herren— 
jtande immer mehr entgegenftrebenden Richtung des allgemeinen Privatrechtes, teils auf 
gewiſſen ftaatsrechtlichen, mit der Ausbildung der Landeshoheit zufammenhängenden Verhält- 
niffen, welche den Herrenjtand beftimmen mußten, ſich eine feititehende Hausmacht auf die 
Dauer zu fihern. „Zur felbjtändigen Beitimmung der Samende für das Beſte des 
dauernden Geſchlechts, zu feiten Anordnungen behufs diefes Zwedes, zur Bildung überhaupt 
einer Familiengenoſſenſchaft mit einer wahrhaft juriftifchen Perjönlichfeit waren, wie Homeyer 
treffend bemerkt, im 13. Jahrhunderte erit die Keime gelegt.“ Im 14. und 15. Jahr- 
hundert fam diefe Entwidlung zum Abjchluffe, indem die Familie des hohen Adels ich 
immer mehr zur Genofjenfchaft mit forporativem Charakter verbichtete und fomit der Boden 
einer Autonomie wurde, welche ſich zu einer überaus thätigen Selbftgefeggebung in zahl- 
reichen Hausitatuten entfaltete. In der Autonomie der hochadligen Familie liegt von nun 
an die wichtigfte Quelle des Standesrechts des hohen Adels, welches fpäter ald Privat- 
fürftenredht bezeichnet wurde. 

Die durd die Hausgeſetzgebung begründeten Rechtsfäge find befonders folgende: 

1. Vorzug des Mannesftammes. Die im älteren deutfchen Rechte vorhandenen 
einzelnen Bevorzugungen des Mannesjtammes wurden durch die Hausgefeggebung zu einem 
ausſchließlich agnatifhen Prinzip ausgebildet, wonach felbit die entfernteiten agnatifchen 
Stammesvettern die Töchter und deren Nachfommen ausſchloſſen. Nur wer gleihen Namen 
und gleihes Wappen führte, gehörte zur Familie oder zum Haufe des hohen Adels; die 
Töchter wurden auf ftandesgemäßen Unterhalt bis zu ihrer Verforgung in einem Klojter 
oder ihrer Verheiratung angewiefen. Im legtern Falle hatten fie den Anfprud auf eine 
Ausfteuer, deren Höhe in den Hausgefegen ein für allemal bejtimmt zu werben pflegte. 
Bei diefem Ausſchluſſe der Töchter fpielten die Töhterverzichte eine große Rolle, welche 
anfangs dazu beftimmt waren, wirklid vorhandene Erbanſprüche der Töchter zum Beſten 
des Mannesitammes zu befeitigen, nad) und nad aber zu einer bloßen Form wurden, 
indem auch die nicht verzichtet habenden Töchter als verzichtend „verziehene Töchter“ angefchen 
wurden. 

2. Unveräußerlihfeit der fämtlichen Hausbefigungen. Aus dem Beiſpruchs— 


Geſchichte der deutfchen Rechtsquellen. Abtei. II S. 499 ff. 1864. Die eigentümliche Familiengefinnung 
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recht des nächſten Erben wurde allmählich die unbedingte Unveräußerlichkeit, das jcharf aus- 
geprägte Stammgutsprinzip! entwidelt. Seit dem 17. und 18, Jahrhundert wurde 
diefes alte Stammgutsprinzip nicht felten in die Form des Familienfideikommiſſes 
gekleidet; doch blieb dies, wenigitens im Kreife des hohen Adels, ziemlih gleichgültig; es 
war nichts als ein fremder Name für einen einheimifhen Rechtsgrundſatz, welcher dadurd) 
feine wejentliche Veränderung erlitt. 

3. Unteilbarfeit der ſämtlichen Befigungen. Diefes dritte Prinzip war am 
ſchwerſten durch die Hausgefeßgebung zu verwirklichen, da hier dem Familieninterefje, „dem 
Luſtre oder splendor des Haufes“, die feitgewurzelten Anſprüche mehrerer Söhne oder Vettern 
auf Teilung entgegenjtanden. Immer von neuem wurden bie Unteilbarfeitsbejtimmungen 
von dem inzelintereffe wieder durchbrochen, und was einzelne Hausgefete bereits im 
14. Jahrhundert anbahnten, gelingt oft erſt mehrere Jahrhunderte fpäter für alle Zeiten 
feſtzuſtellen. 

4. Das Recht der Erſtgeburt? war eigentlich die notwendige Konſequenz der 
Unteilbarkeitsanordnungen, doch kam man gewöhnlich erſt ſpäter auf dieſe einzig zweckmäßige 
Succeſſionsordnung. Man ſuchte vorläufig durch andere, freilich weniger entſprechende 
Mittel die Unteilbarkeit zu erhalten, 3. B. durch Anordnung von gemeinſamen Regie 
rungen, oft mit einem gewiffen Direktorium des Ältejten, durch Eheverbote für die Nach— 
gebornen, durch hausgefegliche Beitimmung mehrerer Söhne für den geiftlihen Stand. Bon 
Jahrhundert zu Jahrhundert gewinnen aber die Hausgefege an Beftimmtheit, Umfang und 
Präcifion. Mit jedem neuen Hausgefege wird eine höhere Stufe erflommen, bis endlich 
das Gebäude der Hausverfafjung vollendet dafteht. Zuerſt wird Unveräußerlichfeit, Unteil: 
barfeit und dann auch Cinherrfchaft feftgejtellt, aber immer noch in unbeftimmter Weife, 
oft als Vorzug des Ülteften in mehreren Linien in Form des Seniorates. Aber auch dies 
genügte nod nicht; das Seniorat, Majorat oder die fonftige Succeffion nad) Alterövorzug 
mußte erſt in die folgerihtige Zinealprimogenitur verwandelt werden. Erft 
in diefer fand die fürjtlide Hausverfaffung ihren reifen Abſchluß. 

Die ältejten Hausgefege, welche dem 14. Jahrhundert angehören, find faft nichts als 
Unteilbarfeitsverordnungen. Dahin gehören: die Verordnung Berthold von 
Henneberg 1310 (v. Schultes, Henneberg. Urfundenbud II 27), Dttos von Heffen 1331 
(5. Schulze, Das Recht der Erjtaeburt S. 138), Wilhelms von Katenellenbogen 1331 
(Wend, Heſſiſche Gefhichte, Urkunden ©. 130), Ludwigs von Bayern 1338 (H. Schulze, 
Hausgefege I 229), die württembergifchen Hausverträge von 1321 und 1361 (Reyfder, 
Sammlung der württembergifchen Gefege, Einleitung I 40 und 467). 

Von ganz befonderem Einfluffe auf die Hausgefeßgebung wurde die Goldene Bulle, 
deren Beitimmungen über Unteilbarfeit, Mündigfeitstermin, Vormundfchaft, Regierungs- 
unfähigfeit ſich allerdings zunächft nur auf die Kurhäufer bezogen, aber wegen der Gleich: 
heit der Verhältniffe au) von den übrigen Fürftenhäufern angenommen wurden. Daher 
finden wir, daß bald nad der Goldenen Bulle zahlreihe Unteilbarfeitsverordnungen 
erfcheinen, welche wohl durch diefes Reichsgeſetz veranlaßt waren, fo z. B. das gräflich 
hanauifhe Statut von 1375, der badifche Brüdervergleih von 1380 (Hausgefege I 172). 
Vom 15. Jahrhundert an nehmen die Hausgefehe an Zahl und Umfang immer mehr zu. 
Aus dem 15. Jahrhundert nennen wir beifpielsweife den Uradher und den Münfinger Vertrag 
von 1472 und 1482 im mwürttembergifchen Haufe (Neyfher a. a. DO. I 476 und 489), 
das Tejtament Markgraf Jakobs von Baden von 1453 (Hausgefege I 174), die berühmte 
Dispofition des Kurfürſten Albrecht Achilles von Brandenburg von 1473, die fogenannte 
Dispositio Achillea (Hausgefege III unter Zollern); aus dem 16. Jahrhundert das 
Pactum Henrico-Wilhelminum 1535 im Haufe Braunfchweig (Hausgeſetze I 428), den 
bayrifhen Primogeniturvertrag zwifhen Albreht und Wolfgang von 1506 (Hausgefege I 
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279), das Teftament Philipps des Gropmütigen von Heſſen von 1562 (Hausgefege I 50); 
aus dem 17. Jahrhundert den geraifchen Vertrag des brandenburgifchen Haufes von 1603, 
die Grundlage des ganzen preußifchbrandenburgifhen Fürftenrehts (Hausgefege III unter 
Zollern), die Erbeinigung zwifchen den gejamten Fürjten zu Anhalt von 1635 und das 
allgemeine pactum successorium von 1665 (KHausgejege 1 32 und 43), den Erb: und 
Geſchlechtsverein fämtlicher Grafen von Neuß von 1668 (Hausgeſetze II 266), welder viel- 
leicht das ausführlichfte Hausgefeg diefes Jahrhunderts ift, das Tejtament Ernſt des Frommen 
von Sadfen-Gotha von 1664 (Hausgejeße II 96). Diefer Fürft fonnte ſich felbjt damals 
noch nicht entſchließen, durch Einführung der Primogenitur die nachgeborenen Söhne zurüd- 
zufegen und führte dadurch die Zerſplitterung der thüringifch-fählifhen Lande herbei. Im 
18. Jahrhundert macht fih in den Hausgefegen bereits neben dem Familienintereſſe auch 
ſchon mehr der ſtaatliche Gefichtspunft geltend, jo in dem hausgefeglihen Edikt König 
Ariedrih Wilhelms I von Preußen von 1713, in der berühmten sanctio pragmatica Kaiſer 
Karls VI. Ein fehr umfafjendes Hausgefeg kommt nod zu Neichszeiten 1783 im fürjt- 
lihen Gefamthaufe Nafjau zu jtande (Mofers Patriotifches Archiv VIII 176). 


IV. Der Untergang des Deutſchen Reiches im’ Jahre 1806 und fein Einfluß auf 
die Hausperfaffung der deutſchen Fürſtenhäuſer. 


Bis zum Jahre 1806 bildeten die reihsftändischen Familien im Deutſchen Neiche einen 
aeichloffenen Geburtsitand, den hohen Adel deuticher Nation, welchem ebenfowohl ausſchließ— 
lie jtantsrechtliche Prärogative als ein befonderes Erb- und Familienrecht, das fogenannte 
Privatfürjtenreht, zufam. Nangunterfchieve und Machtverhältniſſe machten dabei feine 
Unterfhiede. Das fleinfte Grafengefchleht mit Yandeshoheit und Reichsſtandſchaft jtand in 
diefer Beziehung dem mächtigſten Kurhaufe vollftändig gleich. Alle reichsſtändiſchen Ge- 
fchledhter bildeten eine Standesgenoſſenſchaft mit voller Chenbürtigfeit untereinander. In 
diefe Standesgemeinfhaft riß das Jahr 1806 eine tiefe Kluft. Durd die 
Nheinbundsafte vom 12. Juli 1806 jtieg eine Neihe der reichsſtändiſchen Gefchlechter zur 
Souveränität empor und befreite fich von jeder Unterordnung unter die Neichsgewalt, befonders 
die Neichsgerichte, dagegen verlor eine viel größere Anzahl der reihsftändischen Fürſten und 
Grafen Xandeshoheit und Neichsitandfchaft und wurde der neuerworbenen Couveränität 
ihrer ehemaligen Standesgenofjen unterworfen. Xeßteren, den jogenannten Mebdiatifierten, 
wurden aljo gerade die Eigenfchaften entzogen, welche man als die entjcheidenden Merkmale 
des hohen Adels betrachtet hatte, nämlich Yandeshoheit und Neichsitandichaft ; fie waren nichts 
als Unterthanen, wenn aud mit weitgehenden Privilegien durch die Rheinbundsafte aus- 
geitattet, welche freilich die Yandesgejeggebung nicht immer refpektierte. Ihre Hausver- 
faſſung blieb fortbeitehen, ſoweit diefelbe nicht dur Yandesgefege außer Kraft gefegt wurde, 
wie dies z. B. in Württemberg geſchah, wo jie den allgemeinen landrechtlichen Beitimmungen 
auch in betreff ihres Erb- und Familienrechtes unterworfen wurden. 

Die zur Souveränität emporgejtiegenen Fürſtenhäuſer behielten natürlich ebenfalls ihre 
Hausverfalfung, da diefe mit dem Beitand der Neichsverfafjung nicht zufammenhing, doch 
wurden durch den Untergang des Neiches wichtige Veränderungen in der Stellung dieſer 
Familien herbeigeführt. So ſchwand jelbitverftändlich alle Unterordnung unter Kaifer und 
Neih. Die bis dahin übliche Beftätigung der Hausgefege durch den Kaiſer, die Fatferliche 
Obervormundichaft über Unmündige, die Erteilung der venia aetatis durch den Kaiſer war 
nun nicht mehr möglich. Vor allem hörte die ehemalige Gerichtsbarkeit der oberjten Neichs- 
gerichte über die Neichsitände und ihre Familien auf. Völlig veränderte ſich die rechtliche 
Stellung der nicht regierenden Glieder des regierenden Haufes. Zu Zeiten des Deutſchen 
Neiches waren diefelben reichsunmittelbar wie der regierende Herr jelbit, fie jtanden weder 
unter den Yandesgerichten noch unter den Yandesgejegen, fondern unter den Neichsgerichten 
und Neichsgefegen. Der regierende Herr übte über fie feinerlei Art von Hoheitsrechten, am 
wenigjten irgendwelche Gerichtsbarkeit. Durd den Wenfall der Reichsgewalt und durd die 
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Souveränitätserflärung wurden fie jetzt Unterthanen des Familienhauptes und feiner 
Gerichtsbarkeit in jeder Beziehung unterftellt. a, die neu erlangte Souveränität, welche 
die Köpfe der Rheinbundsfürften beraufchte, wurde von ihnen ausgebeutet, um die nicht 
regierenden Glieder des Haufes dem Ermefjen, ja der Willfür des regierenden Herrn mög- 
lichjt zu unterwerfen. Während zur Zeit des Neiches nirgends eine Kodififation der 
Hausverfaſſung angejtrebt wurde, fondern man fich überall mit vereinzelten, wenn auch oft 
umfangreichen Bejtimmungen begnügte, veranlaßte die durch Aufhebung des Reiches herbei- 
geführte Veränderung der Nechtsverhältniffe mehrere Rheinbumdsfürften, die Verfaffung ihres 
Haufes vollftändig zu fodifizieren, wie dies in Württemberg durch das Hausgefeg vom 
1. Januar 1808, in Bayern durch das YFamiliengefeg vom 28. Juli 1808 geſchah. Diefe 
Hausgefege tragen wenigſtens in einzelnen Beitimmungen den Stempel des napoleonifd)- 
deſpotiſchen Geiftes an fich, welcher die Rheinbundszeit Fennzeichnet. Der im Sinne der 
damaligen Zeit ausgebeutete Souveränitätsbeariff wurde auch den num zu Unterthanen ge- 
wordenen Agnaten des Haufes gegenüber zur Anwendung gebradt. Wie der Imperator 
an der Seine überhaupt den Rheinbundsfürjten als maßgebendes Vorbild galt, jo wurde 
aud das Hausjtatut desjelben für feine neugegründete faiferliche Dynaftie (Statut de famille 
du 30 Mars 1806. Senatusconsulte org. du 28. Floréal an XII. Tit. III. De la famille 
imperiale) getreulich nachgeahmt. 


V. Die moderne Staatsentwidlung Deutihlands jeit 1815 in ihrem Einfluſſe 
auf die fürſtliche Hausverfaſſung. 


Seit dem Jahre 1306 war die alte Standesgenoſſenſchaft des hohen Adels geſprengt, 
die eine Klaſſe dieſer Familien war zur Souveränität emporgeſtiegen, die andere war 
in den Kreis der Unterthanenfamilien herabgedrückt. Es hätte überhaupt nun als fraglid) 
erjcheinen können, ob nad) dem Untergange des Reiches noch ein Geburtsjtand des hohen 
Adels in Deutjchland fortbeftünde. Nach dem Zufammenbrucdhe der Fremdherrſchaft gelang 
es allerdings dem fubjizierten Teile des ehemaligen hohen Adels nicht, feine Landeshoheit 
wieder zu erlangen; die Mediatifierten blieben Unterthanen und wurden als Staatsangehörige 
der betreffenden Staaten betradhtet!. Bei den Verhandluugen über die neuzubegründende 
Bundesverfaffung ging man allgemein von der Anficht aus, daß man ihnen einerfeits nur 
das gewähren fünne, was mit der neuen ftaatlihen Ordnung in Deutjchland verträglich jet, 
daß aber andererfeits alles, was ihnen von Nechten und Vorzügen wirklich belafjen oder 
eingeräumt worden ſei, gegen einjeitige und millfürliche Abänderungen in den einzelnen 
Bundesjtaaten jichergeitellt werden müfje. Sämtliche Kontrahenten der Bundesafte vereinigten 
fih daher dahin, in dem Artifel XIV die Nechte der Mediatijierten für ganz Deutjchland 
ficher zu Stellen, in der ausgejprodenen Abfiht: „um den im Jahre 1806 und jeitdem 
mittelbar gewordenen Neichsitänden in Gemäßheit der gegenwärtigen Verhältniffe in allen 
Bundesitaaten einen gleihförmig bleibenden Rechtszuſtand zu veridaffen“. 
Hierher gehören bejonders die Beitimmungen des Artifel XIV, mwodurd ihnen der Ge- 
burtsjtand des hohen Adels und das Nedt der Autonomie auch fernerhin er- 
halten wurde. „Dieje fürjtlihen und gräflihen Familien werden fortan nichtsdeſto— 
weniger — h. obgleich ihnen eigentlich die Grundlagen des hohen Adels, Landeshoheit 
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und Reichsſtandſchaft, entzogen find) zu dem hohen Adel in Deutjchland gerechnet, und 
es verbleibt ihnen das Recht der Ebenbürtigfeit in dem bisher damit verbundenen Sinn“, 
d. h. die Ebenbürtigfeit mit ihren bisherigen Standesgenofjen, den Mitgliedern der fou- 
veränen Fürftenhäufer, wird ihnen auch fernerhin erhalten: „le droit de naissance égale 
avec les maisons souveraines“, In betreff der Autonomie beftimmt Artifel XIV: „Es 
werden nad) den Grundfägen der früheren deutſchen Verfaffung die noch bejtehenden 
Familienverträge aufrechterhalten und ihnen die Befugnis zugefichert, über ihre 
Güter- und Familienverhältnifje verbindlihe Verfügungen zu treffen, welche jedod dem 
Souveräne vorgelegt und bei den höchſten Landesſtellen zur allgemeinen Kenntnis und Nad- 
achtung gebracht werben müfjen. Alle bisher dagegen erlafjenen Verordnungen follen für 
künftige Fälle nicht weiter anwendbar fein.” Dieſer letzte Sat bezieht ſich nad richtiger 
Anfiht nicht bloß auf die Errichtung neuer Familienftatuten, fondern auch auf die Auf: 
rechterhaltung der alten in der Rheinbundszeit widerrechtlich aufgehobenen Familienverträge 
(H. 4. Zadariä a. a. D. I 525 $ 98 Anm. 4). Mit der Vorlage der Familien— 
verträge iſt an und für ſich feine eigentliche Betätigung als weentliches Erfordernis gemein- 
rechtlich feitgejtellt; landesgefeglich wird diefelbe jedoch verlangt, mwenigftens infomweit als 
„die Familienverträge vor den Gerichten verbindliche Kraft erhalten follen“. 

Durch diefe Beitimmungen der Bundesafte wurde anerfannt: 

1. daß aud nad Aufhebung des Deutfchen Reichs der Begriff des hohen Adels in 
Deutihland fortbefteht und daß er die ſämtlichen regierenden wie die mediatifierten ehemals 
landesherrlihen und reihsjtändifhen Häufer umfaßt, daß mit diefer Anerkennung einer 
vollen Standesgenofjenfhaft zwifchen diefen beiden Klaſſen von Familien aud ihre Eben- 
bürtigfeit unzweifelhaft feftiteht ; 

2. daß die mebiatifierten wie die regierenden Häufer nad) wie vor in ihren Erb- und 
Familienverhältniſſen nad den Grundfägen des deutſchen Fürſtenrechts beurteilt werden. 
Als wichtigſte Duelle diefes eigentümlichen Standesrecht3 gelten die Hausgefege aus Reichs— 
zeiten, auch die in der Rheinbundszeit widerrechtlich aufgehobenen find von felbft wieder im 
Kraft getreten. Auch für die Zufunft übt das hodadlige Haus das Redt 
der Autonomie weiter, jo daß auch die Mediatifierten ihr Familienrecht auf diejem 
Wege weiter entwideln können. Auch wo die Landesgefege die Beftätigung durch die Re— 
gierung verlangen, wird dadurch der autonome Charakter diefer Nechtserzeugung nicht be= 
einträchtigt. Wo die Statuten des betreffenden Haufes feine Ausfunft geben und aud feine 
rehtögültigen Obſervanzen nachweisbar find, gilt in subsidium auch für die Mediatifierten 
das deutfche Fürftenrecht fort. Übrigens hat eine Anzahl mediatifierter Familien von diefem 
Recht der Autonomie durch Feitfegung umfaſſender Hausftatuten ausgiebigen Gebraudh ge 
madt. Wir nennen beijpielsweije das Hausgefeg der Grafen von Giech vom 18. Juni 
1855 (herausgegeben von C. F. v. Gerber 1858), ein fürftlih Leiningenſches Hausgeſetz vom 
19. Juni 1867, ein fürſtlich Fürſtenbergiſches Hausgeſetz u. |. w. 

Obgleich io der Fortbeſtand eines gemeinfamen Standesreht der regierenden und 
mediatijierten Häufer nicht in Abrede gejtellt werden fann, jo ſchlug doc jeit Gründung 
der neuen Verfaffungen das Fürſtenrecht der regierenden Häufer einen Weg ein, auf welchem 
die Mediatifierten nicht folgen konnten. 

Grundzug der Entwidlung des Rechts zu den Zeiten des ältern Deutfchen Reiches iſt 
unflare Miſchung von öffentlihem und privatem Rechte. Die Landeshoheit gilt als Patri- 
monium der regierenden Familie; die Grundfäge über Succeffion, Vormundſchaft, Eben- 
bürtigfeit u. f. w. find lediglid in den Hausgefegen enthalten. Man wendet auf Die 
Zucceffion in Land und Leute diefelben Grundfäße an wie auf die Erbfolge in das 
Stammgut und das yamilienfideifommiß. Früher als die Theorie der Juriften erfennt die 
Praris der Gefeggebung an, daß hier ein Auseinanderfegungsprozeß, eine actio finium 
regundorum zwijchen Staatsreht und Privatrecht dringend geboten fe. Den Anfang 
machten die ſüddeutſchen BVerfaffungsurfunden, welche überhaupt als Markfteine in unferer 
Rechtsentwidlung anzufehen find. In fämtlichen fonftitutionellen Verfafjungsurfunden, 
welhe das gejamte Staatörcht zu kodifizieren beabfichtigen, finden ſich gewiſſe Grund: 
fäge, welde man bis dahin lediglih der Beitimmung der Hausgefege überlaffen hatte, 
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aufgenommen und zu integrierenden Teilen der Landesverfaffung erhoben. Dahin ges 
hören vor allem die Thronfolge, welde lediglih als Staatsjucceffion aufgefaßt wird, 
und die Regentſchaft, melde die privatrechtlichen Reminiscenzen der Vormund— 
ſchaft völlig abſtreift. Dieſe Lehren find jet für die regierenden Häuſer 
ganz dem Staatärehte zu vindizieren. (ine Vermengung diefer Lehren mit 
der Succeffion der Mediatifierten in ihr Hausvermögen, mit der Privatvormundfchaft 
über fürftlihe Unmündige zeigt, daß es derartigen Schriftjtellern an jedem Berftändnifje 
für die ftaatsrechtlichen Fortſchritte der Gegenwart fehlt, daß fie nod völlig in den An- 
jchauungen des Patrimonialftaates befangen find (ein Vorwurf, der felbft dem fonft fo 
brauchbaren und gelehrten Buche Heffterd nicht erjpart werben fann). Ebenſo vollzieht 
fi die Aufnahme der bezeichneten Partieen des Fürftenrehts in die Verfafjung aud in den 
nordbeutfchen Staaten, welde erjt jpäter in die fonftitutionelle Staatsordnung eintraten, fo 
in Sachſen, Kurheſſen, Hannover, Sadhjen-Altenburg, Meiningen u. ſ. w. Im Jahre 1850 
nimmt auch der Großjtaat Preußen diefe Grundfäge als integrierende Beitandteile in feine 
Verfaffung auf. Es ift Har, daß von diefem Momente an diefe Beftimmungen wie jeder 
andere Sat der Verfafjungsurfunde nur dur ein verfaffungsänderndes Geſetz, d. h. durch 
Übereinftimmung von Krone und Volfsvertretung, abgeändert werden fünnen und zwar in 
der erfhmwerenden Form, die für verfafjungsändernde Geſetze vorgefchrieben iſt. 
Diefe widtigften Kapitel des ehemaligen Privatfürftenrehts find 
damit dem Bereiche der Hausgefeggebung vollftändig entzogen. Aber 
immerhin bleiben noch mande wichtige Gegenjtände übrig, melde das Familienrecht der 
regierenden Häufer betreffen, aber fich nicht zur Aufnahme in die Verfafjungsurfunde eignen, 
weil jie in der That wejentlich privatrechtlichen Inhalts find. Dahin gehören die Beitim- 
mungen über den Umfang des fürftlihen Haufes, die Befugnifje des Familienoberhauptes, 
die Vermählungen, die Anordnungen über die Privatvormundichaften, das Hausvermögen, 
gewifje im Haufe bejtehende Fideikommiſſe, die Verforgung der Nachgeborenen, die Aus 
fteuer der Töchter, das Wittum u. f. w. Für dieje Gegenftände bleibt immer nod ein 
Bedürfnis der hausgefeglihen Regulierung übrig, welches auch nad Gründung der Ver- 
faffungen fat überall neue umfafjende Hausgefege hervorgerufen hat. Bejonders zu nennen 
find hier das Königlich Bayerische Familienftatut vom 5. Auguft 1819, in weldes das 
Familienftatut vom 18. Januar 1816 aufgenommen wurde, das mwürttembergifche Hausgeſetz 
vom 8. Juni 1828, das Hausgefet für das Königreid Hannover vom 19. November 1836, 
das Königlich Sächſiſche Hausgefeg vom 30. September 1837, das Hausgefeg für Sachſen— 
Koburg-Gotha vom 1. März 1855. In diefen Hausgefegen find durchweg zwei Bejtandteile 
ihres Inhaltes zu unterfcheiden ; es giebt Beftimmungen derjelben, die in die Landesgeſetzgebung 
eingreifen oder dem Lande Laften auferlegen, und folche, welche ji auf das innere Familien- 
recht des regierenden Haufes beziehen. Erſtere bebürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung 
der Volfsvertretung und fönnen nur als Staatögefege erlafjen werden, letztere können auch 
heutzutage noch im Wege der Familienautonomie zu jtande fommen. Da aber diefe Be- 
jtandteile fich nur jchwer fcheiden lafjen, jo hat man regelmäßig die Entwürfe der ganzen 
Hausgejege dem Yandtage vorgelegt, jedoh mit der Klaufel: „joviel die zur ftändifchen 
Mitwirkung geeigneten Punkte betrifft, unter verfafjungsmäßiger Zuftimmung 
unjerer getreuen Stände“. Hausgeſetze, welche ſich aber ganz innerhalb der haus- 
rechtlichen Sphäre halten, fünnen ohne Zuftimmung der Stände erlafjen werden. Dies ift 
befonders da der Fall, wo der regierende Herr aus dem ihm übermwiejenen Domanium oder 
aus einer Domänenrente die Verforgung aller Glieder feines Haufes übernommen hat und 
feinen Zufhuß aus der Staatsfafje beanfprudt. Daher fonnte das Großherzoglich Dlden- 
burgifche Hausgefeh vom 1. September 1872 ganz ohne landſtändiſche Zuftimmung erlafien 
werden. Dagegen muß nicht bloß die Anhörung, fondern auch die Zuftimmung jämtlicher 
Agnaten gefordert werden, wo es ſich um irgend welche Veränderung ihres Rechtszuftandes 
durch ein neues Hausgeje handelt. 

Andere regierende Fürftenhäufer haben dagegen ihr Hausreht in diefem Jahrhundert 
noch nicht in einem umfafjenden Hausgefete fodifiziert. Bon den fogenannten neuen Fürſten— 
häuſern hat dies nur Maldef am 1. Mat 1857 gethan. Die jüngere Linie der Fürften 
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Neuß beabfichtigt ihre verwidelten Verhältniffe durch ein Hausgefeg zu regulieren, deſſen bis 
jest noch nicht von allen Agnaten angenommener Entwurf vom Verfaſſer diefes Artikels redigiert 
ift. Merkwürdig ift, daß gerade das wichtigſte deutſche Fürftenhaus, das preußijche Königs 
haus, bis jegt fein Bedürfnis empfunden hat, feine Hausverfaflung durch ein umfafjendes 
modernes Hausgeſetz zu regulieren. In der Verfafjungsurfunde von 1850 Artifel 53 iſt 
der Fortbeſtand der Hausgeſetze ausdrücklich anerkannt, ſelbſtverſtändlich ſoweit dieſelben mit 
der Verfaſſung nicht im —E ſtehen. Dieſe Hausgeſetze, wie die Dispositio Achillea 
von 1473 und der geraiſche Vertrag vom 11. Juni 1603, ſind zwar noch die geltende 
Grundlage der gegenwärtigen Hausverfaſſung, ſie ſind aber in ihren Beſtimmungen teils ſo 
veraltet, teils ſo ungenügend, daß für das Hausrecht der Gegenwart weſentlich die auf 
Grundlage dieſer Hausgeſetze erwachſene Hausobſervanz die entſcheidende Norm abgeben 
muß. Es iſt vorauszuſehen, daß auch in dieſem erhabenen königlichen Hauſe ſchließlich das 
Bedürfnis dahin führen wird, auch die mehr inneren, privatrechtlichen Seiten der Haus— 
verfaſſung durch ein den heutigen Verhältniſſen entfpredhendes Hausgeſetz feftzuftellen, wäh— 
rend durch die Verfaſſungsurkunde die rein ſtaatsrechtlichen Grundſätze der Thronfolge und 
Regentſchaft ihre verfaſſungsmäßige Regulierung erfahren haben. 


II. Das deutſche Fürſtenrecht der Gegenwart. 
Erſte Abteilung. 
Das privatrechtliche Zürſtenrecht. 
I. Juriſtiſche Natur!, Mitglieder und Organiſation der hochadligen Familie. 


Seit dem 14. und 15. Jahrhundert fonjolidiert fih, aus den Anfüngen der gejamten 
Hand heraus, die hochadlige Familie zu einer Genoſſenſchaft mit forporativem 
Charakter, welche ſchon in den älteren Hausgejegen als „das Haus“, domus, das Ge— 
ichlecht, der Mannsftamm, „Stamm und Namen“ bezeichnet wird. Durd einen allgemein 
anerfannten Sat des Gewohnheitsrechtes wird dem fürftlihen Haufe unzweifelhaft die 
Eigenſchaft einer PVerjönlichkeit beigelegt, wenn die älteren Hausgeſetze diefen Sat auch noch 
nicht klar zu formulieren verjtehen. Diefer bereits fertigen Entwidlung des fürftlichen 
Hausrechtes trägt jelbft die romanijtiihe Doktrin der Juriſten im 16. und 17. Jahrhundert 
Rechnung, indem man die „familia illustris“, die „stirps“ oder „domus“ durchweg als 
universitas behandelte (fo befonders Zafius und Fichard: "familia est tamquam 
eivitas“ iſt der ftehende Ausdrud). Daraus erklärte man die Autonomie, das ius statuendi 
der hochadligen Familie, ebenjo wie man bei Erbeinigungen und Erbberbruderungen durch⸗ 
weg die Familien als „corpora“ für die Kontrahenten anſah. Ebenſo wurde die hoch— 
adelige Familie als Eigentümerin des Hausvermögens, der Inhaber nur als Nutznießer 
und Verwalter desjelben im Namen des Haufes angejehen. Troß einzelner Anzweifelungen 
hat fich diefe Auffaffung aud in allen neueren Hausgefegen behauptet. In diefen wie in 
den neueren Verfaffungsurfunden wird überall das Hausfideilommiß, das Hofdomänen— 
fammergut, das Domänenvermögen ausdrücklich als Eigentum des königlichen, herzoglichen 
Haufes bezeichnet (mürttembergifche Verfaffung von 1819 in SS 102 und 108; ſäch— 
ſiſche Verfafjungsurfunde von 1831 SS 16, 20 und 21; ſachſen-meiningenſche Verfaſſungs— 
urfunde von 1829 $ 88; fachfen-altenburgifche Verfafjungsurfunde von 1830 $ 18 u. j. w.), 
deſſen „jeweiliger Nutnießer“ der regierende Herr ift. Diejes Eigentum des fürftlichen 


ı Mir verweilen hier auf die ebenſo Icharflinnige als gelchrte Abhandlung von D. Gierte 
„Die juriftiiche Perfönlichleit des hochadligen Hauſes“ in Grünhuts Zeitichrift für Privat: und 
öffentliches Recht V 557—600, welche gang mit unferen langjährigen Forſchungen auf dieſem Gebiete 
aujfanmentrifft. 
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Haufes ſowie das Recht der autonomifchen Hausgefetgebung erflärt ſich juriftiih nur, wenn 
man das Haus in feiner Gefamtheit ald Rechtsſubjekt betrachtet. 

Diefe Konfolidierung der Familie zur Perſönlichkeit hat fih nur 
im Bereiche des hohen Adels vollzogen; dem nievern Adel ift es nie gelungen, 
eine ſolche Rechtsbildung durchzuſetzen, wenn ſich aud mande Anfäse und Beitrebungen 
dazu finden. Er mußte fi mit der Anwendung einzelner Inſtitute begnügen, welche feinem 
Familieninterefje dienten, ohne der einzelnen Familie die forporative Einheit und damit das 
Recht der Selbitgefeggebung zu erringen. Daher erfheint nur die hodadlige 
Familie ala Gefamtperfönlidfeit, welde als die im Wedel der Genera- 
tionen beftändige Einheit aufgefaßt wird, jeweilig aber fid in der Ge- 
famtheit der vollberehtigten Mitglieder darftellt. Diefe auf mehrhundert- 
jähriger Entwidlung beruhende Auffaffung der Familie zieht fih wie ein roter Faden durd) 
die ganze fürftlihe Hausgeſetzgebung. 

Sämtliche Hausgefege beginnen damit, den Bejtand des fürftlichen Haufes feitzuftellen, 
indem fie die Mitglieder desjelben aufzählen. Außer dem regierenden Herm und feiner 
Gemahlin gehören dahin: alle Prinzen und Prinzeffinnen, melde von dem gemeinfamen 
Stammoater durd anerkannte rechtmäßige Ehen abjtammen — die Prinzeffinnen indefjen 
nur folange, als fie unvermählt bleiben, mit ihrer ftandesgemäßen Vermählung treten fie 
in die Familie ihres Gemahles: „foemina est finis familiae* —, ferner die Gemahlinnen 
der Prinzen und ihre Witwen während ihres Witwenſtandes. 

Unter den Gliedern des Haufes findet aber ein Unterfchied ftatt; während Die weib— 
lichen Mitglieder gemwiffermaßen nur als paffive Genofjen des Haufes erfcheinen, find die 
volljährigen Mitgliever des Mannsftammes allein die Aftivbürger, die vollberechtigten 
Glieder des Haufes, ohne deren Zuftimmung eine Veränderung der Hausverfafjung nicht zu 
ftande fommen fann. 

Obgleich ſchon in dem älteren Fürftenrechte der regierende Herr ala Chef oder Familien— 
oberhaupt gewiſſe Befugniffe ausübte, fo ift doch erft in den neueren Hausgejegen der 
größeren regierenden Fürftenhäufer die Stellung des Familienoberhauptes zur vollen Be- 
deutung gelangt, während dieſelbe bei den mebiatifierten und auch den Fleineren regierenden 
Häufern, die feine neuen Hausgefege erhalten haben, weniger entwidelt worden ift. Bei 
den größeren Häufern hat hier der ſtaatliche Geſichtspunkt maßgebend mitgewirkt. Da- 
nah find alle Mitglieder des Haufes der Fyamiliengewalt des regierenden Herm unterworfen ; 
diejelbe ift jegt mit der Staatsgewalt untrennbar verbunden und bejteht mwejentlic in einer 
Oberaufſicht des Familienhauptes über alle Glieder des Haufes. Nach den überein- 
ftimmenden Vorfchriften der neueren Hausgefege werden aus diefer Familiengewalt folgende 
Befugniſſe abgeleitet: a. die Notwendigkeit der Zuftimmung des regierenden Herrn zu allen 
Ehen der Familiengliever, b. die Anordnung und Beauffihtigung der VBormundichaften über 
die nicht verfügungsfähigen Glieder des Haufes, c. eine befondere Aufſicht über die Er- 
ziehung fämtlicher Prinzen und Prinzefjinnen des Haufes, über die Einrichtung und das 
Perfonal der prinzlihen Hofitaaten, d. überhaupt „die Befugnis, alle zur Erhaltung der 
Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des regierenden Haufes dienenden Mafregeln zu er- 
greifen“, womit eine gewiffe Disciplinargemwalt gegen alle Mitglieder des Haufes 
verbunden ift, welche Vorjchriften der Hausgefege verlegen, fich Ungehorfam gegen Anord- 
nungen des yamilienhauptes zu fchulden fommen lajjen oder ein mit der Ehre des Haufes 
nicht vereinbares Verhalten beobachten. Doch darf das Familienhaupt nicht weiter in die 
wohlerworbenen Privat: und jtaatsbürgerlihen Rechte der Mitglieder eingreifen, als dies 
durch Hausgejege und Herfommen geftattet ilt. 

Während der Dauer einer Regentichaft werden die Befugnifje des Familienoberhauptes 
vom Regenten wahrgenommen. 

Neben dem Fyamilienoberhaupte jteht regelmäßig ein Familienrat, als das die Ge- 
famtheit des fürftlihen Haufes vertretende Organ; er wird entweder von jämtlichen voll- 
jährigen Agnaten oder von einzelnen gewählten Vertretern derjelben gebildet. Derjelbe hat 
teils eine beratende, teils eine bejchliefende Mitwirfung bei den SHausangelegenheiten. 
Regelmäßig werden ihm folgende Befugnifje beigelegt: Mitwirfung bei der Verfagung von 
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Ehekonſenſen, Entſcheidung über Ebenbürtigfeitszweifel, Mitwirkung in Familiendisciplinar- 
fällen, Überwahung der Erhaltung der Subſtanz des Hausvermögens und Erteilung der 
Einwilligung zu Veräußerungen von Beitandteilen des KHausvermögens, Zuftimmung zu 
Kuratelverhängungen über Mitglieder des Haufes, Mitwirkung bei Änderungen der Haus- 
verfaffung, Schlichtung von Streitigkeiten zwifchen Mitgliedern des Haufes u. f. w. 

Außerdem hat der Familienrat die Aufgabe, „zur Befprehung und Verhandlung ge— 
meinfchaftliher Angelegenheiten der fürftlihen Familie eine regelmäßige Veranlafjung zu 
bieten und das gemeinfame Band, welches alle Mitglieder des Haufes umfchließt, immer 
wieder zu erneuern und zu fräftigen“. Das in den neuen Hausgeſetzen forgjam ausge- 
bildete Inſtitut des Familienrats ift ein beveutfamer Fortfchritt in der Organifation Des 
forporativen Hausverbandes und zugleih ein wichtiges Schugmittel gegen etwaige Willfür 
des Yamilienoberhauptes, welche die Mitglieder des Haufes ſonſt leicht in ihren wichtigſten 
Angelegenheiten ſogut wie rechtlos machen fönnte, 3. B. bei willfürlicher Berfagung von 
Ehefonfenien. 


11. Bermählungen, 


Hier fommt befonders die Ebenbürtigfeit der Ehen in Betracht!. Diefer Begriff, 
wonad nur Chen unter Standesgenofjen als rechtlich wirkſam für die Ehegatten und die 
aus der Ehe entiprofienen Kinder gelten, hängt mit der Standesverfaffung eines 
Volfes aufs engfte zufammen und hat fich deshalb im Laufe der Zeiten vielfach mit diefer 
verändert. Bei Völkern und zu Zeiten, wo ſich das Volk in feit abgefchloffene Geburts- 
ftände gliedert, fpielt das Ebenbürtigfeitsprinzip eine hervorragende Rolle bei allen Ständen 
und bei verfchiedenartigen Rechtsverhältnifjen, wie dies befonders in Deutfchland im fpäteren 
Mittelalter der Fall war. Wo dagegen der Begriff des allgemeinen gleichberechtigten Staats- 
bürgertums zum Durhbrude gefommen ift, werden auch diefe trennenden Schranfen im 
Cherechte befeitigt und fann feine Che mehr aus Standesrüdfichten ald unebenbürtig 
angefehen werden. Dies Prinzip ift jest in allen chriftlicheeuropäifchen Ländern, aud in 
Deutichland, ſiegreich durchgedrungen. Innerhalb der verfchievenen Volksklaſſen giebt es 
juriftifch feine Mißheirat mehr. Nur auf einem Gebiete hat diefer Begriff in Deutjchland 
noch eine juriftifhe Bedeutung bewahrt, nämlih im Kreife der regierenden und der ihnen 
geburtsftändifch gleichgeftellten Familien des übrigen hohen Adels. Die Ebenbürtig- 
feit ift aus dem Syſtem des allgemeinen deutfhen PBrivatredts ver- 
Ihwunden und lebt lediglich als ein Jnftitut des Fürftenrehtes, als ein 
Sonderredt des hohen Adels fort. 

Das ältere deutſche Recht der fränfifchen Periode fannte nur einen Geburtsjtandes- 
unterfchied, den zwifchen Freien und Unfreien. Chen zwiſchen diefen waren verboten oder 
wenigitens mit Rechtönachteilen bedroht. Gegen Ehen freier Perfonen untereinander fonnte 
vom Standpunfte der Ebenbürtigfeit fein Cinwand erhoben werden. Geitdem aber die 
großen Reichsämter der Herzöge und Grafen erblich geworden, ſeitdem aus ben früheren 
Neihsbeamten und mmunitätsherren Landesherren, „domini terrae*, geworden waren, 
bildete fich feit dem 12. und 18. Jahrhundert als abgefchlofjener Geburtsftand der Fürften- 
und Herrenſtand des Mittelalters aus, deſſen ftaatsrechtlihe Fundamente in der Landes— 
hoheit und Reihsitandfchaft gegeben waren. Allmählih, aber mit einer gewifjen inneren 


ı Söbrum, Geihichtlihe Darftellung der Lehre von der Ebenbürtigkeit nad gemeinem deutſchen 
Rechte. 2 Bode. Tübingen 1846. Über die Ebenbürtigfeitsgrundfäge des deutſchen Fürftenitandes 
beionders J. J. Mofer, Deutiches Staatäreht Bd. XIX, Familienftaatörccht Bd. OD. Vor allem J. Et. 
Pütter, Uber Mikheiraten deuticher Fürften und Grafen. Göttingen 1796, worin S. 47—546 
eine genaue Angabe und Kritif der reichsftaatärechtlichen Yitteratur ich befindet. Außerdem ift die 
Frage, oft vom VParteiftandpunfte aus, in unzähligen Tentichriften behandelt. Bgl. auch Hermann 
Schulze, Art, Ebenbürtigfeit, in Bluntichlis Staatswörterbuch II 187—202, wo die intereflanteiten 
— — und die verſchiedenen Anſichten kritiſiert ſind; Hermann Schulze, Lehrbuch 
S. 216- 226. 
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Notwendigkeit, führten dieſe jtaatsrechtlihen Vorzüge des Herrenftandes zu einer geburts- 
ftändifchen Scheidung desjelben von den übrigen Freien. Noch im Sachſenſpiegel werben 
die Fürften und Herren, die fogenannten Semperfreien, von den übrigen Vollfreien 
ftändifch nicht geſchieden. Es iſt aber nicht zu verfennen, daß der Sachſenſpiegel hier auf 
einem veralteten, „altfränfifchen” Standpunfte jteht!. Das veränderte Rechtsbewußtſein des 
Mittelalters fpricht fich dagegen, etwa funfzig Jahre fpäter, im Schwabenfpiegel aus. Hier 
ift Die ganze Gliederung der Stände bereit3 eine feubaliftifche geworden. Während der 
Sadjenjpiegel von feinem Standpunkte aus Fürften und Schöffenbarfreie im Eherechte noch 
als ebenbürtig betrachtet, muß der Schwabenfpiegel fonjequenterweife Ehen zwijchen Hoch— 
freien und Mittelfreien als Mißheiraten anfehen, wo das Kind „der ärgeren Hand“ folgt 
(Artikel 70, Laßberg ©. 33). In das vielgeglieverte Geburtsftandesiyitem des fpäteren 
Mittelalters trat feit dem 15. und 16. Jahrhundert ala eine neue Macht das römische 
Recht. Die römifch gebildeten Juriſten vertraten die Gleichheit der Ehen unter allen freien 
Perjonen, und es gelang ihnen, die Anerfennung der gleichberechtigten Eheſchließung unter 
den verjchiedenen. Geburtsjtänden bis auf einen gewiſſen Punkt durchzuſetzen. Entichieden 
wurde es zu einem allgemein anerfannten Grundfahe des gemeinen Rechtes, daß die Che 
einer Perſon des Nitterftandes oder des niederen Adels mit einer bürgerlihen an ſich feine 
Mifheirat fei („Rittersweib hat Rittersreht”). Auch dem Fürften- und Herrenftand gegen- 
über verſuchten die Juriften ihre nivellierenden Grundfäge durchzuſetzen, prallten aber hier 
an der Macht der widerftrebenden Thatfachen mit ihrer Theorie ab. Durch die Vereinigung 
des gejamten erblihen Herrenftandes in dem reichsſtändiſchen Kollegium wurde die Grenze 
gegen alle anderen Stände noch beftimmter gezogen. Auch gelang es dem Fürftenjtande 
endlid, den Kaifer in der dem fürftlichen Ebenbürtigfeitsprinzipe fo gefährlichen Erteilung 
der hochadligen Familientitel durh die in die Wahlfapitulation von 1742 Artikel XXI 
eingerücdte Zufage zu befchränfen: „noch auch den aus unftreitig notorifcher Mißheirat er- 
zeugten Kindern eines Standes des Reiches oder aus ſolchem Haufe entſproſſenen Herren 
zur Verkleinerung des Haufes die väterlichen Titel, Ehren und Würden beilegen, viel weniger 
diejelben zum Nachteile der wahren Erbfolger und ohne deren befondere Einwilligung für 
ebenbürtig und fucceffionsfähig zu erflären, aud wo dergleichen vorhin bereits gejchehen, 
foldes für null und nichtig anfehen und achten zu wollen”. Die verheißene reichsgeſetzliche 
Regulierung der Ebenbürtigfeitsverhältnifje ift nie erfolgt. Wie in den meiften Partieen des 
deutſchen Fürftenrechtes beruht hier alles auf dem Herfommen. Bon diefem Herlommen 
in betreff des Ebenbürtigfeitsprinzips des hohen Adels fagt K. Fr. Eihhorn: „Man hat 
den Inhalt dieſes Herlommens aus unhaltbaren Gründen beftritten, aber es ift weder durch 
die Neichsgejeßgebung noch durd das, was in einzelnen Fällen wirklich dagegen gejchehen, 
auch nur im mindeſten erfchüttert worden.“ 

Durch die Auflöjung des Deutſchen Neiches ift daran nichts Wefentliches geändert, 
indem die Ebenbürtigfeit der fogenannten mebdiatifierten Häufer, wie oben erwähnt, durd) 
den Artifel XIV der Bundesafte ausdrüdlich anerkannt iſt. 

Nah dem Herfommen des deutſchen Fürftenftandes find jegt als unzweifelhaft eben- 
bürtige Ehen folgende anzufehen: 1. in Deutfhland a. alle Ehen, melde Glieder 
der regierenden Familien untereinander fchliefen, ohne Rüdfiht auf den höheren oder 
niederen Titel der Häufer, b. alle Ehen mit Glievern der ehemals reihsftändifchen und 
landesherrlihen Häufer, auf welche Artikel XIV der Bundesafte Anwendung findet, wozu 
aber die reihsgräflihen Perfonalijten nicht zu reinen find; 2. außer Deutjdland 
alle Ehen mit Gliedern regierender chriſtlicher Familien, ſoweit diejelben und ihre Staaten 
im gleichberechtigten völferrechtlichen Verkehr ftehen. Es kommt dabei weder auf das Alter 
der Dynaftie noch auf die Größe des Landes an. Auch neu zur Souveränität empor= 





1 D. Stobbe, D Die Stände des Sachſenſpiegels, in der Zeitſchrift für deutſches Recht Bd. XV, 
bejonderd S. 362; F. de Martitz, Qui sint ingenuitate sibi compares iure spec. sax. 
R Schröder, Zur Lehre von der Ebenbürtigfeit nah) dem Sachſenſpiegel, in wi Zeitſchrift für 
Rehtsgefhichte IIT 461— 480. 
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geitiegene Familien, 3. B. Bonaparte, Bernadotte, find ftet3 als ebenbürtig betrachtet worden. 
Dagegen können Ehen mit auswärtigen, felbit hochtitulierten Adelsfamilien regelmäßig nicht 
als ebenbürtig angefehen werben. 

Diejes fo feitgeftellte Ebenbürtigfeitsprinzip des deutfchen Fürftenrechtes hat aber nie- 
mals den Charakter eines abfoluten Rechtes gehabt; es kann vielmehr jedes Fürftenhaus 
durch Obſervanz oder Hausgeſetz ein anderes Prinzip aufftellen, wodurch der Begriff der 
Mißheirat modifiziert wird. Im den fur- und altfürftlihen Häufern, d. h. denjenigen, welche 
fchon vor 1582 Sit und Stimme auf dem Reichstage hatten, hat man bis auf den heutigen 
Tag regelmäßig an dem oben entwidelten ftrengen Prinzip feftgehalten, indem ſich in diefen 
Häufern das Standesbemußtfein des hohen Adels am beftimmteften ausgeprägt hat; dagegen 
fonnten die neufürjtlihen oder bloß reichsgräflichen Häufer, aus denen mehrere jebt regie- 
rende Fürftenhäufer, wie Reuß und Lippe, hervorgegangen find, das ftrenge Prinzip nicht 
mit derfelben Konfequenz wie die altfürftlihen Häuſer feithalten, und es möchte daher bei 
ihnen meift der Nachweis einer milderen Familienobfervanz erbracht werden fünnen. Über- 
haupt müfjen für die Handhabung des Cbenbürtigfeitsprinzips in den deutſchen Fürften- 
häufern noch drei praftifch wichtige Marimen hervorgehoben werben, ohne deren Anerkennung 
das ganze Succeffionsrecht der fürftlihen Häufer in Frage geftellt werden würde: 

1. Jede an ſich nicht ebenbürtige Ehe kann durch den hinzutretenden Konfens aller 
fucceffionsberechtigten Agnaten in eine rechtögültige, voll wirkfame verwandelt werden. Das 
aefhah 3. B. mit der befannten Ehe des Fürften Leopold von Anhalt-Deffau mit Anna 
Föfen, der Stammmutter des jet noch blühenden Anhaltifhen Haufes und zahlreicher anderer 
regierender Fürftenhäufer. Es kann der Ebenbürtigfeit eines Prinzen oder einer Prinzeffin 
feinen Eintrag thun, wenn unter den Ahnfrauen fi eine niebrig-adlige oder bürgerliche 
rau befindet, fobald nur den oben entwidelten Grundfägeh ber agnatifhen Anerkennung 
Rechnung getragen if. Eine ftiftsmäßige Ahnenprobe ift niemals ein In— 
ftitut des deutfhen Fürftenrehts geweſen. 

2. Iſt eine ſolche Ehe in der betreffenden Familie einmal als rechtmäßig anerkannt, 
fo fann den daraus entfproffenen Defcendenten von feinem andern Fürftenhaufe jemals die 
ebenbürtige Abftammung beftritten werben. 

3. Die Ebenbürtigfeit eines fürftlihen Kindes fann immer nur nad den Grundfäßen 
beurteilt werden, die in dem Fürftenhaufe gelten, welchem dasſelbe nad feiner Geburt an- 
gehört. Wenn in einem Fürftenhaufe nachweisbar mildere Grundſätze in betreff der Ein- 
gehung rechtögültiger Ehen beftehen, jo fann ein anderes Fürftenhaus, in welchem ftrengere 
Grundfäße gelten, einem Gliede des erftern nie die Ebenbürtigfeit abjprechen, weil ed aus 
einer Ehe jtammt, die nad feinem angeborenen Hausrechte als rechtlih unwirkſam betrachtet 
wird. Wird e8 in feinem eigenen Haufe ala vollberechtigtes Familienglied angefehen, was 
insbefondere durch Beilegung des betreffenden Haustiteld, durch Zuerfennung der hausgefeg- 
lichen pefuniären Vorteile, 3. B. der Apanage, ausgedrüdt wird, fo müfjen alle anderen 
familien dasfelbe ebenfalls als ebenbürtig anerkennen. Die Ebenbürtigleitsfrage 
iſt fpecielle Hausangelegenheit jedes Fürſtenhauſes. 

Muß fomit der Grundfag der Ebenbürtigkeit der Ehen, welcher nur den deutſchen 
‚Fürftenhäufern eigentümlih ift (in Rußland erft eingeführt dur das Hausgefe vom 
20. März; 1820), noch als Beitandteil unferes pofitiven Rechtes mit den ſoeben aus- 
geführten Modififationen betrachtet werden, fo fteht derfelbe entfchieven mit dem Rechts— 
bewußtfein der Gegenwart in fchneidendem Widerfprud. Entſtanden in einer Zeit, wo ein 
großer Teil des Volkes unfrei oder leibeigen war, fchließt er jett die Fürftenhäufer von 
allen übrigen Klafjen des Volkes ab und verlegt unnötigerweife das Ehrgefühl eines zum 
Selbjtbewußtfein erwachten Volkes. Troß aller Bemühungen der Theorie wird es nie ge- 
lingen, fcharfe Grenzen der Ebenbürtigfeit zu ziehen, und fo darf diefe Lehre als die be- 
jtrittenfte und unficherfte betrachtet werden: daher die zahllofen Streitigfeiten, welche den 
Frieden ganzer Familien untergraben. Der in allen neueren Hausgefegen eingeführte Grund— 
fa, daß zu jeder einzugehenden Ehe die Zuftimmung des Familienoberhaupts erforderlich 
it, genügt vollftändig, um die Würde und das Anfehen des regierenden Haufes gegen un— 
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pafjende oder politifch bedenkliche Chefchließungen zu wahren. Dies ift der richtige Stand— 
punft der Royal Marriage Act von 1772 für England, wo man nie ben Begriff einer 
Mipheirat des Königshaufes gekannt hat. 

Übrigens ift e8 in den deutſchen Fürftenhäufern, beſonders in neuerer Zeit, üblich ge 
worden, zur Vermeidung aller unklaren Berhältnifje gleich beim Eingehen einer unftandes= 
gemäßen Ehe die Wirkungen berfelben vertragsmäßig feitzuftellen; disparagium ex 
pacto tale, matrimonium ad morganaticam s, ad legem Salicam, morganatifche Ehe, 
fogenannte Ehe zur linfen Hand. Hier wird vertragsmäßig feftgeftellt, was ſowohl Ge- 
mahlin als Kinder für Namen, Stand, Wappen und Titel führen und was fie zum ftanbes- 
gemäßen Unterhalt erhalten jollen. Durch diefen Vertrag unterſcheiden ſich morganatifche 
Ehen von andern unftandesmäßigen Heiraten. 

Auch in den regierenden deutfchen Fürftenhäufern erfolgt die Abjchliefung der Che 
dur den Civilaft nad dem Reichsgeſetze vom 6. Februar 1875, dod iſt dem Landesherrn 
anheimgegeben, das Standesamt für das regierende Haus zu beftimmen. Gewöhnlich 
werden beflen Funktionen dem Hausminijterium übertragen. 


111. Bermögensverhältniffe des fürſtlichen Haufes und Verſorgung der einzelnen 
Glieder desjelben, 


In allen deutſchen Territorien beſtand ein Komplex von Kandgütern, Forjten, Gefällen 
und Binfen, welder unter dem Namen Kammergut“ zufammengefaßt wurde!. Das- 
felbe galt ald Patrimonium des fürftlichen Haufes und diente zur Erhaltung des fürftlien 
Haus- und Hofhaltes ſowie zur Mittragung der Negierungslaften. Es mar Hausvermögen 
mit einer darauf ruhenden öffentlichrechtlihen Berpflihtung. Dies ber neuern Staats- 
auffafjung nicht mehr entjprechende Verhältnis wurde in den verfchiedenen deutfchen Staaten 
auf verfchievene Weiſe gelöft. In den größeren deutfchen Staaten (in Preußen, Bayern, 
Württemberg und Sachſen) wurde dad Domänen und Kammergut ale Staatsgut an- 
erfannt, dem Könige aber eine darauf radizierte fire Jahresrente gewährt, welche man aud 
mit dem fremden Worte „Civillifte” zu bezeichnen pflegt. In anderen Staaten wurde 
das Kammergut auch fernerhin als „Familiengut des regierenden Haufes“ erklärt, deſſen 
Verwaltung aber mit der Finanzverwaltung des Staates vereinigt, jo daß feine Revenuen 
in die Staatöfaffe fließen, dem Fürſten aber ebenfalls eine feite Jahresrente gewährt wird. 
Abgefehen von der mehr theoretifhen Eigentumsfrage, wird hier thatfächlich dasfelbe erreicht, 
wie in den Staaten der erften Klafje (Baden, Heffen-Darmftadt, Sahjen-Weimar). In an- 
deren deutſchen Staaten ift ftatt der fonjt üblichen Domänenrente ein Teil der landesherr- 
lichen Domänen ald Haus- und Hofdotation ausgefhieven, während die Cinfünfte des 
übrigen Teiles zur Tragung der Staatslaften verwendet werben (Dlvenburg). Wieder in 
anderen Staaten ift es noch nicht zu einer allgemein anerfannten Neuordnung diefer ſchwie— 
rigen Angelegenheit gefommen. Ganz unverändert find die Verhältniffe des Domaniums 
in Medlenburg geblieben. 

In allen deutfchen Staaten unterfcheidet man in den Verfaffungen und Hausgefegen: 
Staatsgut, deſſen Eigentum der juriftifchen Perſon des Staates zufteht, Hausver- 
mögen, welches der regierenden Familie als Kollektivbegriff gehört, freies Privat— 


1 Hermann Schulze, Preußiiches Staatsrecht I 168 ff. $ 52%; Derfelbe, een des — 
Staatsrechts S. 198 ff. $ 86.— Über die rechtliche Natur des ee vgl. H ariä, 
Das rechtliche —— des fürſtlichen Kammergutes. Leipzig 1863; 2. Reyf cher, echts⸗ 
ſtreit über das Eigentum an den Domänen in achſen — —* H. v. —— in Bluate 
ſchlis Staatöwörterbucd III 162 (Art. Domänen). — Über Seid te und Natur der fogenannten 
Eivillifte vgl. Dahlmann, Bolitif S. 99 $ 125; U. Höfler, Seo -. —— En € Civilliſte. 
Stuttgart 1834; Lorieux in Felix, Revue ötrangere et frangaise II 80 Klüber, 
Staatsarchiv des Deutfchen Bundes Bd. I Heft 4 S. 481 (Bemerkungen über die Notwendigleit einer 
Civillifte in den deutſchen Bundesitaaten). Über die Givillifte aller europäifchen Staaten vgl. den 
Auffag v. Treitſchkes in Bluntihlis Elastönättertug 11 515 ff. 
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eigentum, Sndividualvermögen des Monarden. Dahin gehört alles, was der Monard) 
vor feiner Thronbefteigung beſeſſen hat, die Erſparniſſe der Eivillifte (Domänenrente) ſowie 
die Erwerbungen des Monarchen aus den Mitteln derfelben oder aus ſonſtigen privatrecht: 
lichen Titeln. Über diefes Vermögen fann der Monarch ſowohl unter Lebenden wie auf 
den Todesfall frei verfügen, es fteht in jeder Beziehung unter den Regeln des allgemeinen 
Privatrehts, ſoweit nit Geſetz, Hausftatuten oder Obſervanz eine Aus- 
nahme maden. 

Sämtliche nichtregierende Mitglieder des fürftlihen Haufes als ſolche haben, ohne 
daß fie fhuldig wären, dafür Dienjte zu leiften, Anſprüche auf gewiſſe Gelvleiftungen, die 
fie entweder gegen das Familienhaupt oder die Staatäfafje geltend zu machen haben. Bei 
der Einführung des Rechtes der Erftgeburt erhielten die Nachgebornen, als Entihädigung 
für die ihnen entgehende Succeffion in Land und Leute, zu ihrem ftandesgemäßen Unter- 
halte entweder eine Ausftattung 'mit liegenden Gütern, gewöhnlich mit gewiſſen untergeord- 
neten Hoheitsrechten, Paragium, oder eine firierte im Mannesftamme vererbliche Geldrente, 
Apanagium. Die Erridtung von Paragien ift durch die neueren Hausgeſetze durchweg 
verboten. (Aus älterer Zeit beiteht noch das Paragium Köftrig in dem Haufe Neuß jüngerer 
Linie, dad Paragium Bergheim der gräflihen Linie Walded.) Wo das Domanialvermögen 
fih in Genuß und Verwaltung des regierenden Herrn befindet, hat derjelbe regelmäßig auch 
aus dem Syamilienvermögen die Apanage zu bejtreiten. Auch in Preußen find die Mit- 
glieder des föniglihen Haufes mit ihren pefuniären Anſprüchen lediglih an den König ge— 
wiejen, welcher fie aus dem Jogenannten Kronfideifommißfonds zu verforgen hat. Wo aber 
das Staatsoberhaupt eine firierte Civillifte erhält, welche wejentlih nur für feine Perjon 
und feinen Hofhalt bejtimmt ift, liegen die Apanagen der Nachgebornen der Staatskafje ob. 
Ihr Betrag ift dann gejeglich feſtgeſtellt. Es giebt zwei Syfteme in Beziehung auf Apa- 
nagen, das Syſtem der perfönliden Bezüge mit Heimfall der Apanage beim Tode 
des Apanagierten und das Vererbungssyftem, wo die Apanage fih im Mannsftamme 
des urfprünglid Apanagierten bis zu deſſen Erlöfchen weiter vererbt. Das lettere ift das 
ältere gemeinrechtliche, das erjtere ift neueren Datums und wird oft aud nur als Korrektur 
mit dem ältern Syſtem in Verbindung geſetzt. Die weiblichen Mitgliever des Regenten- 
hauſes haben feinen Anſpruch auf Apanage, wohl aber auf jtandesgemäßen Unterhalt, jo 
lange ſie unverheiratet find (Suftentationsgelder), und auf Ausjteuer bei jtandes- 
gemäßer Vermählung (Mitgabe, Brautfhag, Heiratsgeld). Die Pflicht zur Tragung dieſer 
Laſten iſt haus- und landesgefeglich verfchieden bejtimmt. Cine Heranziehung der Unter- 
thanen oder Stände zur Ausfteuer der Prinzeffinnen ift nur da zuläffig, wo fie auf befon- 
derem Nechtstitel oder rechtsverbindlihem Herfommen beruht. Die Witwen des regie- 
renden Herrn wie der Prinzen des Haufes haben einen Anſpruch auf ein haus- und lan- 
desgeſetzlich feitgeftelltes Wittum, welches entweder aus der Staatsfafje oder aus Mitteln 
des Gemahls zu entridten ift. 


Zweite Abteilung. 
Das ftaatsrecdtlide Zürſtenrecht. 
I. Die Staatsjucreffion oder Thronfolge'. 
1. Juriſtiſche Natur der Thronfolge. 

Maren zu Reichszeiten die Territorien unfertige Gebilde, wo die erwachende Staats- 
idee mit dem PBatrimonialprinzip no im Kampfe lag, fo iſt der Deutjche Staat der Gegen- 
wart, wie er in ben neueren Verfafjungsurfunden ſich darjtellt, zum jelbjtändigen Organismus, 

1 Eine Geichichte der deutihen Thronfolge von der älteften Zeit bis auf die Gegenwart giebt 


Hermann Schulze, Das Recht der Erftgeburt und feine Bedeutung für die deutſche Staatsentwidlung. 
Leipzig 1851; B. W. Bfeiffer, Uber die Ordnung der Regierungsnadhfolge in den monarchiſchen 
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zur Gtaatsperfönlichkeit herangereift, wobei der Monarh die Stellung des oberjten 
leitenden Organs einnimmt. Infolge diefes längſt angebahnten, endlich in diefem Jahr- 
hundert zum Abſchluß gediehenen ftaatlichen Umgeitaltungsprozefjes muß auch das Recht der 
Thronfolge einer andern Beurteilung unterliegen als zu Reichgzeiten. Vor allem ift die Thron- 
folge in den monardifchen Staaten Deutjchlands zur wahren Staatsfucceffion ge 
worden, auf welche die Analogieen des privatrechtlichen Erbredts unanmwendbar find. Wenn 
man auch von einer Erbmonardie im Gegenfage zur Wahlmonardie fpridt, fo fann 
doc juriftiich auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes von Erben und Erbfolge nicht 
die Rede fein, denn jede Art von Erbrecht ſetzt eine Art von Verlaſſenſchaft, die Übernahme 
eines erledigten Vermögens voraus. Als ein foldhes Objekt der Vererbung fann aber 
der Staat niemals gedacht werden. Die Staatsfucceffion ift überhaupt feine Erbfolge, fon- 
dern bewegt fih nur äußerlich in Formen, welche dem Erbrecht entlehnt find. Das Wejen 
der jogenannten Erbmonardie im Unterfchiede von der Wahlmonarchie befteht darin, daß 
eine bejtimmte Familie mit der Thronfolge verfafjungsmäßig in einem folden Zufammen- 
hang jteht, daß lediglich aus ihr, nad einer feitgeorbneten Reihenfolge, diejenige Perſon 
hervorzugehen hat, welche bei eintretender Thronerlevigung in die leergewordene Stellung 
des bisherigen Throninhabers einzutreten hat. Somit darf auch das Recht des fuccedierenden 
Ihronfolgers und der übrigen Anwärter niemals, felbjt nicht feiner Zuſtandigteit nach, als 
ein Privatrecht aufgefaßt werden. Es iſt ein in der verfaſſungsmäßigen Staatsordnung 
begründetes, durchaus öffentliches Recht ohne jede privatrechtliche Zuthat. Es erfreut ſich 
aller verfaſſungsmäßigen Garantieen, ſteht aber nicht außerhalb oder über den Sätzen des 
Verfafjungsrechtes. Da das Weſen der Erbmonardie darin beiteht, daß die Thronfolge fich 
immer innerhalb einer dazu bereditigten Familie hält, jo bezeichnen wir diejenige Thronfolge 
als die ordentliche oder regelmäßige, melde nad Geblütsrecht, ex iure sanguinis, 
innerhalb der bejtimmten Familie vor fich geht, jede andere erfcheint ald außerordent- 

liche oder ausnahmsmweife Succefjionsart. Bei der orbentlihen Thronfolge 
fommt zweierlei in Betradht: a. das Succeſſionsrecht, weldes allen ſucceſſions— 
fähigen Glievern des Haufes fchon durd die Geburt zukommt, b. die Succeffionsordnung, 
durch welche in jedem einzelnen Falle entjchieden wird, wer aus der ganzen Anzahl der 
fucceffionsberechtigten Verwandten wirklich auf den erledigten Thron berufen wird. Das 
Succeffionsrecht wird von dem entjcheidenden Stammvater des Haufes oder der Linie (primus 
acquirens) hergeleitet, bie Succejfiongordnung richtet fi dagegen immer nad) dem 
verwandtichaftlichen Verhältniffe, in welchem der Berufene zum leßten Throninhaber (ultimus 
defunetus) jteht. 


2. Das Succefjionsredt. 


Zur Thronfolgeberechtigung gehört vor allem die Abftammung von dem entjcheidenden 
Ahnherrn oder dem erften Erwerber der Krone. Diefem gegenüber erjcheint Die Thron- 
folge jeder Zeit als eine Defcendentenerbfolge. Das Dejcendentenverhältnis muß ein 
leibliches, auf phyſiſcher Zeugung beruhendes fein. Adoption ift ausgeſchloſſen. Regelmäßig 
ift die deutſche Thronfolge eine agnatifche, d. h. lediglich wer durch Männer vom eriten 
Erwerber abjtammt und jelbft männlichen Gefchlehts it, Agnat im Sinne des deutfchen 
Rechtes, ift ſucceſſionsberechtigt. Ausgefhloffen, wenigſtens vorläufig und zunächſt, find 
überall die Weiber jelbjt und ihre Nadfommen männlichen und weiblihen Geſchlechts, die 
Kognaten. Nirgends fann in Deutfchland von einem Succeſſionsrechte der Kognaten die 
Rede fein (mie dies nad den alten nationalen Rechtsanfchauungen in England, Spanien 
und b Portugal‘ der Fall ift), folange noch irgend ein fucceffionsfähiges Glied vom Manns: 





Staaten Deutihlands. Cafjel 1826; v. Held, * die geſchichtliche Entwicklung des deutſchen 
Thronfolgerechts, in — Zeitſchrift 140—108; 9. Schulze, Art. Thronfolge, in Bluntſchlis 
Staatswörterbud) X 518—534. 

ı Val. 9. Gönnen Gutachten über die Thronfolge im —— Portugal (Aus der Praxis 
des ela und Privatrechtes. Leipzig 1876. Nr. IV. ©. 169 ff.). 
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ftamm vorhanden ift. Indeſſen waren ſchon zu Reichszeiten einige Fürftenlehen fraft be- 
fondern kaiſerlichen Privileg als fubfidiäre Weiberlehen errichtet, wie Öfterreich 
feit 1156, Braunfchweig-Lüneburg 1235. In den neueren Verfafjungsurfunden haben ver- 
ſchiedene Staaten, wie Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Hefjen-Darmftabt, Braun- 
jchweig u. ſ. w., die fubfidiäre kognatiſche Thronfolge eingeführt, während andere Staaten 
dem rein agnatifchen Prinzip treugeblieben find. 

Die Abjtammung muß ferner aus einer rechtmäßigen Ehe erfolgt fein. Uneheliche 
Kinder find abfolut ausgefchloffen. Die Legitimation hat nie im Familienrecht des hohen 
Adels Eingang gefunden. Die eheliche Geburt muß eine Wahrheit, feine bloße Fiktion 
fein. Das Erfordernis der Abftammung aus einer ebenbürtigen Ehe ift bereits hinreichend 
erörtert. Während das ältere Fürftenrecht, befonders die Goldene Bulle Cap. XXV, regie- 
rungsunfähige Prinzen von der Succeffion ganz ausſchloß („primogenitus filius succedat, 
nisi forsitan mente captus, fatuus s. alterius famosi et notabilis defectus existat, propter 
quem non deberet s. posset hominibus principari, In quo casu inhibita sibi succes- 
sione ete.“), gilt nad den neueren Verfafjungen und Hausgefegen nicht einmal mehr völlige 
Geifteökrantheit als Ausfhließungsgrund, fondern es wird für diefen Fall nur eine Regent- 
ſchaft angeorbnet. 


3. Die Succeffionsordnung. 


Die Unteilbarfeit des Staates und die Einheit der Staatögewalt verlangen, daß aus der 
ganzen Anzahl der fucceffionsfähigen Prinzen im Falle der Thronerledigung nur einer auf 
den Thron berufen werde. Darum ift Staatsfucceffion notwendig auch Jndividualfuccefjion. 
Eine Teilung des Staates aus fürftenrehtliden Gründen, wiefie früher 
fo häufig beliebt wurde, ift nad den Grundfägen des heutigen Staat$- 
rechtes ebenfo unzuläffig! wie eine gemeinfame Regierung. Selbit eine 
fogenannte Mitregentfhaft ift mit den Grundfägen des fonftitutionalmonardijchen 
Staatsrechts unverträglih, welches ein einziges, einheitliches, perfönliches Staatsoberhaupt 
verlangt. Die einzig zweckmäßige, dem ftaatlihen Bedürfniſſe entſprechende Succeffionsart 
ift aber die Primogeniturordnung, die nad manderlei Unklarheiten und Schwan- 
fungen jet in allen deutfhmonardifchen Staaten hausgefeglic und verfafjungsmäßig eingeführt 
ift. Das Weſen diefer Succeffionsordnung befteht darin, daß der Altersvorzug allein, ohne 
weitere Rüdfiht, nur in Betracht fommt bei den Söhnen des erſten Erwerbers ſowie des 
legten Throninhabers. Bon da ab verwandelt fih die Succeffion in eine reine Lineal— 
folge, d. h. es findet ein unbebingtes NRepräfentationsredt ftatt, indem jelbjt der 
entferntefte Defcendent an die Stelle feines vorhergeftorbenen Afcendenten tritt und ein 
Übergang auf eine jüngere Linie nur möglich ift, wenn in der älteren Linie fein fucceffions= 
fähiges Mitglied mehr vorhanden ift. Es wird alfo immer nur auf den Vorzug der Linie 
und innerhalb der Linie auf das Recht der Erjtgeburt gefehen. Die anderen Succejfions- 
arten nad) Altersvorzug, dad Majorat, wo zunädjt die Gradesnähe, unter den dem Grabe 
nad; Gleichen das höhere Alter entfcheidet, und das Seniorat, wo in der ganzen Familie 
der Älteſte fuccediert?, finden auf die Thronfolge in Deutfchland nirgends Anwendung. 
Nur die Ausübung gewiffer Familienrehte wird in einigen Fürftenhäufern, welche mehrere 
regierende Linien bilden, noch heutzutage dem älteften regierenden Herm, früher überhaupt 
dem älteften, übertragen. (Seniorat unter den regierenden Linien des ſächſiſchen Haufes, 
bis 1821 mit dem Senioratsamt Divisleben verbunden, Seniorat im fürftlih reußifchen 


Haufe.) 





ı Befonders treffend ausgeführt von C. F. v. Gerber, Über die Teilbarfeit deuticher Staats- 
gebiete, in Agidis Zeitichrift I 5—24. 

2 Uber die Verichiedenheit diefer Succeffionsarten vgl. H. Schulzes Gutachten über das Recht 
der Erbfolge in den Sinzendorf-Reußiſchen Fideitommißberrichaften Haggenberg und Ernitbrunnen 
(Aus der Vraris des Staats» und Privatrechts. 1876. Nr. II. S. 69). 
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Wo nah Erlöfhen des gefamten Mannsftamms den Töchtern und ihren Nachkommen 
ein Succeffionsreht beigelegt it, wird ihre Reihenfolge ebenfalld durch die Succeffions- 
ordnung bejtimmt, welche fi immer nad dem Verwandtſchaftsverhältniſſe zum legten Thron— 
inhaber richtet. Demnad geht vor allem die Tochter des legten Kronbeſitzers, die foge- 
nannte Erbtodter, und deren gefamte Nachkommenſchaft allen bereits in früheren 
Succeffionsfällen übergangenen Frauen und deren Deſcendenz, den fogenannten Regrebient- 
erben, vor. Die früher den Borzug der Regredienterben behauptende Doftrin hing mit 
falfhen Borftellungen über das Succeffionsredt der Töchter und die Bedeutung ihrer Erb- 
verzichte zufammen!. Bei dem erjten Übergang der Succeffion in den Weibsſtamm fommen 
in den neueren Verfaſſungen zwei Syfteme vor: Das erſte Syftem der fonfequenten Lineal- 
primogenitur bejtimmt die Perfon, welcher die Krone zufällt, nach denfelben Grundſätzen, 
die für die Thronfolge der Agnaten gelten, d. h. nad den Grundfägen der Erftgeburt und 
der Linealfolge (Bayern); das zweite Syſtem berüdfichtigt für diefen einen Fall des 
erften Übergangs die Nähe des Verwandtfhaftsgrades mit dem letzten Thron- 
inhaber (Württemberg, Sahfen, Heflen-Darmftadt); doc darf diefe Nähe nicht nach dem 
reinen Grabualfyften, fondern muß nad den Grundſätzen des Linealgradualſyſtems bejtimmt 
werben. Keine diefer neuen Verfaffungen räumt übrigens beim erften Übergange dem männ- 
lichen Gefchledht einen Borzug ein (mit Ausnahme der badifchen Deklaration vom 4. Dftober 
1817). Hat fich aber diefer einmalige Übergang in den Weibsſtamm vollzogen, indem die 
Krone an eine Frau oder an einen männlichen Defonberten vom Weibsftamm gefallen ift, 
fo tritt in dem neuen Haufe nad den Grundſätzen des deutfchen Fürftenrechts fofort der 
Vorzug des Mannsjtammes wieder ins Leben. Die fognatifhe Succeffion ver- 
wandelt fi wieder in eine agnatifcde. 


4. Außerordentlide Thronfolge. 


Als folche bezeichnen wir die Thronfolge, welche außerhalb der regierenden Familie 
jtattfindet; fie fann erjt eintreten, wenn es an allen nad Geblütsrecht berufenen Succeffions- 
berechtigten fehlt. Seit dem vierzehnten Jahrhundert wurden unter dem hohen Adel Rechts— 
geihäfte üblih, durch welche verfchievene Häufer oder auch verfchievene Linieh desjelben 
Haufes fi ihre Befigungen für den Fall zuzuwenden verfprahen, wo ber eine Teil im 
Mannesftamm erlöfchen würde (Erbverbrüderung), doc unterſchied fich dies Geſchäft 
des hohen Adels weſentlich dadurch von den Erbverträgen des gewöhnlichen Privatrechts, daß 
bei letzterem einzelne Perfonen, bei erjterem die ganzen Familien als ſolche, nicht deren 
einzelne Glieder, die vertragfchließenden Teile mwaren?. Die zu ihrer Zeit rechtsgültig 
abgefchlofjenen Erbverbrüderungen müffen auch heutzutage noch als wirffam betrachtet werben, 


ı Die Kontroverfe über den Vorzug der Erbtodhter oder der Regredienterben behandelten be— 
fonders: Henric. Christ. a Senckenberg, Demonstratio, filiam ultimam gentis suae in regnis et 
prineipatibus privative succedere. Goetting. 1726, auch unter dem Titel: De successione filiarum 
in regnis et principatibus. Giessae 1742; Cramer, De vero succed. ordine feminarum sec. or- 
dinem primogeniturae. Marb. 1742. Befonders entjchieden ſprach fih Pütter in zahlreidhen 
Gutachten gegen die Regredienterbichalt aus, in den. Redtsfällen Bd. II Teil 1 ©. 1 ff.; außerdem 
BD. I Teil 3 S. 817-827; Bd. II Teil 3 ©. 811828; Bo. I Teil 4 S. 1056-1059; N. C. 
v. Neurath, Bon der NRegrienterbichaft und den dabei vorkommenden Rechtsfragen. Gießen 1807. 
Am lebhafteften kam diefe Kontroverje zur Sprache beim Erlöfchen des Habsburgiſchen Mannes— 
—— Die Rechte der Erbtochter Maria Thereſia beſtitt nämlich Kurfürſt Karl Albrecht von 

ayern nicht ſowohl wegen ſeiner Gemahlin, einer Tochter Kaiſer Joſephs I, als vielmehr wegen 
feiner eigenen Perſon, weil feine Urururgroßmutter von Vatersſeite, Anna, weiland Herzog Als 
brechts V von Bayern Gemahlin, eine Tochter Kaiſer Ferdinands I gewejen war, melde zwar bei 
ihrer VBermählung zum Beiten ihres Bruders und deffen Nachkommen den gewöhnlichen Berzicht ge— 
leiftet, jedoch, wie üblich, auf den Fall des Abgangs des öfterreichiihen Mannesftammes fi und ihren 
Nachkommen ihre Rechte vorbehalten hatte. 

? Die wilfenfchaftlihe Begründung diefer Lehre verdanken wir G. Befeler, welder in feinen 
Erbverträgen Bd. II Abteil. 2 S. 1—107 aud die einichlagenden Rechtsgeſchäfte des hohen Adels 
eingehend behandelt hat. 
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wie died auch in neueren Verfafjungen ausbrüdlih anerfannt ift, nur müſſen die zur 
Succeffion berufenen Erbverbrüderten die veränderte ftaatsrechtliche Stellung der Succeffton 
anerkennen; ihre fürſtenrechtlichen Anfprüche müfjen ſich nad) der verfajjungsmäßigen Drd- 
nung des Staates modifizieren, deſſen Unteilbarfeit jeden Succefftionsanfprud auf einen Teil 
des unteilbaren Staatögebiets ausschließt. Eine neue Erbverbrüderung fann heutzutage nur 
mit Zuftimmung der Landftände in der Form eines Verfafjungsgefeges geichloffen werden. 
Dasfelbe gilt von einem Tejtament des Herrfchers, welches über die Thronfolge verfügt. 
Als der einzig normale Weg der Thronbefegung, bei Ermangelung fucceffionsberedhtigter 
Prinzen, erjcheint es, daß vom Herrfcher, welcher der lette feines Stammes ift, und von 
der Volfsvertretung gemeinfam durch eine weitere grundgeſetzliche Beitimmung für 
die Negierungsnachfolge Vorforge getroffen wird. Gollte es aber auch an einer derartigen 
gefeglihen Vorforge fehlen, jo würde alsdann die Volfsvertretung, als das einzig noch 
übriggebliebene Organ der Staatöperjönlichkeit, für die Wiederbeſetzung des Thrones durch 
Mahl eines neuen Monarden zu forgen haben. 


5. Rechtliches Verhältnis des Nadhfolgers zu feinem Vorgänger". 


A. In jedem Monarchen ift eine doppelte Perfönlichfeit enthalten, die öffentlichrechtliche 
des Staatsoberhauptes und die privatrechtlice des Privatmannes. Diefer bei Lebzeiten 
meist latente Dualismus tritt beim Hinfcheiden des Monarchen zu Tage, indem alsdann 
beide Perfönlichkeiten meift auseinanderfallen und ihre verfchiedenen juriftiichen Scidjale 
haben. Bei dem unfertigen ſtaatsrechtlichen Charakter der deutſchen Territorien machte die 
Scheidung der beiden Perfönlichkeiten aroße Schwierigkeit. Man wandte früher die ganz 
unpaffende Analogie der Grundfäße der separatio feudi ab allodio an; ſpäter unterfchied man 
zwifchen einer Staats- und Privatverlaffenfhaft. Aber der Staat und die Staats— 
gewalt find im feiner Beziehung Objekt des Erbrechts, ebenfowenig eine „Verlaſſenſchaft“. 
Durch den Tod des Monarchen erfährt die Staatögewalt juriftifh feine Veränderung, das 
mit derfelben verbundene Staatövermönen bleibt Eigentum der Staatsperfönlichkeit. Da 
aber der Monarch bei Lebzeiten das Staatövermögen zu verwalten hat, jo kann es fich 
thatſächlich vielfah mit feiner privaten Vermögensſphäre vermiſcht haben; deshalb iſt 
auch heutzutage noch beim Tode jedes Monarchen eine Scheidung zwifchen dem Staatäver- 
mögen und der Privaterbfchaft zu vollziehen. Dem Thronfolger, als dem neueintretenden 
Träger der Staatsgemwalt, bleibt alles, was mit diefer notwendig verbunden if. Dahin 
gehören alle finanziellen Erträge derfelben, alle Gegenjtände, welche der Befriedigung von 
Staatsbedürfniffen dienen, alle öffentlichen Grundftüde und Gebäude, Reſidenz- und Luſt— 
ſchlöſſer mit ihrer bleibenden Ausſtattung, öffentlihe Sammlungen, Vorräte an Naturalien 
und barem Gelde in den Kafjen, alles Staatsvermögen, welches unter dem Namen „Fiskus“ 
begriffen wird. Was der Monarch dagegen vor feiner Thronbefteigung beſeſſen, ebenjo was 
er fpäter aus Privatmitteln erworben und nicht dem Staatävermögen auf erfennbare Weije 
einverleibt hat, ijt fein Privatvermögen, in betreff defjen die gewöhnliche nteftaterbfolge 
ſowie legtwillige Verfügung ftattfindet, inſoweit nicht befondere hausgefeßliche Beitimmungen 
entgegenftehen. Als befonders typifch find hier die Beitimmungen der bayerifchen Verfaſſung 
Titel III über die Dinge anzufehn, welhe „im Falle der Sonderung des Staatövermögens 
von der Privatverlaffenihaft nicht in das nventar der legteren gebracht werden dürfen“. 

B. Während es fi bei der Trennung der Staatsjucceffion von der Privatver- 
lafjenihaft um die Grenzregulierung zwifchen dem Gebiete des öffentlichen und privaten 
Rechtes handelt, ift die Frage, ob und inwieweit ein Nachfolger die Negierungshandlungen 

" Mojer, Staatsreht XXVI61—191; Derjelbe, Perſönliches Staatsrecht II 532—534; Der- 
felbe, Familienftaatsrecht IT 1167. Das Hauptwerk aus Reichszeiten iſt A. F. 9. Poſſe, Über die 
Sonderung reichsftändifcher und Privatverlaſſenſchaft. Göttingen 1790. Bal. auch H. Schulzes 
Gutachten über die Eigentumsanſprüche der Krone Preußen an die Düfleldorfer Gallerie (Aus der 
Praris des Staats- und Privatredhts. Nr. I. S.23 ff., wo die ganze frage nad älterem Territorial- 
ftaatdrechte erörtert worden tft). 


1. Das Deutihe Fürjtenredt. 1373 


feines Vorgängers zu vertreten habe, rein jtaatsrechtlicher Natur. Daß dies von der Theorie 
jolange verfannt und nad) privatrechtlichen Analogieen beurteilt worden ift, hat auch zu 
praktiſch jehr gefährlichen Irrtümern geführt!. Durd den Thronmwechfel greift feine andere 
Veränderung Platz, ald daß diefelbe dauernde Staatsgewalt einen neuen Träger empfängt; 
fie jelbft bleibt unverändert wie der Staat felbjt: „eivitas non moritur,* Alle Willens: 
äußerungen der Staatögewalt find daher als Handlungen des Staates ſelbſt aufzufaflen, 
wobei es jurijtifch gleichbedeutend iſt, durch welchen zeitweiligen Träger fie ihren Willen 
geäußert, ob der jetzige Herrfcher oder jein Borgänger einen Staatsaft vollaogen hat. Beide 
find ftaatsrehtlih diefelben Perſonen, „successor pro una eademque persona 
cum praedecessoribus habetur“. Aus diefem Prinzip ergeben ſich folgende Rechtsſätze: 


1. Alle wirflihen Regierungshandlungen eines Vorgängers binden den Nachfolger ganz 
jo, als wenn fie von ihm ſelbſt ausgegangen wären. Eine ausdrüdliche Anerkennung durch 
den Nachfolger iſt juriftifch überflüffig. Diefe dauernde, vom Wechſel der phyſiſchen Ber: 
fonen unabhängige Rechtsverbindlichkeit bezieht fih auf alle Arten ftaatliher Alte ohne 
ne 3. B. aud auf Erlaß einer ganzen Verfaffung oder Veränderungen der Ver— 
fafjung. 

2. Widerrufen darf der Nachfolger nur ſolche Regierungshandlungen feines Vorgängers, 
die an und für fi ſchon deshalb ungültig find, weil fie den bei ihrer Vornahme geltenden 
Verfafjungsgrundfägen widerfprahen. Er ift dazu ebenfo befugt, wie der Vorgänger es 
felbit gewefen wäre. 


3. Dagegen fann der Nachfolger jede unter feinem Vorgänger vollzogene Regierungs- 
handlung auf verfajjungsmäßigem Wege ändern, wie diefer felbjt es gefonnt hätte, 
denn es giebt au im Staatsleben nichts auf alle Zeiten Unveränderliches, feine „lex in 
perpetuum valitura“, 


N. Die Regentſchaft?. 
1. Im allgemeinen. 


Es liegt im Wefen der Erbmonardie, daß dur die Succeffionsordnung möglicher: 
weife ein Individuum auf den Thron berufen werden fann, welches überhaupt nicht oder 
mwenigjtens noch nicht fähig ift, die Regentenpflichten zu erfüllen. Da ein foldhes auf den 
Thron berufenes Subjeft deshalb nad; den Grundfägen des erbmonardifchen Staatsrehts 
nicht vom Throne ausgeſchloſſen wird, dennoch aber thatfächlich feinen Beruf nicht erfüllen 
fann, fo bedarf der Staat eines interimiftifhen Oberhauptes. In früheren Zeiten 
wurde hier der jtaatsrechtlihe Gefihtspunft durch Cinmifchung der privatrechtlihen Sätze 
der Wormundfchaft getrübt. In den neueren Verfafjungen wird die Vormundfchaft über die 
Perfon und das Vermögen des unmündigen Fürften von der Stellvertretung des verhin- 
derten Landesherrn völlig getrennt. Erſtere gehört lediglich in das Privatfürjtenreht und 
wird durch die Hausgeſetze geregelt, letztere it ein Bejtandteil des ftaatlihen Verfaſſungsrechts. 


16. CH 2. 9. v. Kamptz, Erörterung der Verbindlichkeit des weltlichen Neichsfürften aus 
den Handlungen feines Vorfahren. Neuftrelig 180 
2 Mofer, Staatöreht XVII und XVII: Derfelbe, Perſönliches Staatörecht I 288—609. Die 
älteren Werfe in Pütters Litteratur III 779 und Klübers Fortiegung. 9. Zöpfl, Die Regie- 
rungsvormundichaft im Berhältnifie zur Landesverfaffung. 1830. Ausführlih, unter Angabe und 
Benugung der gelamten älteren Xitteratur, behandelt den Gegenftand W. Th. Kraut, Die Vor— 
wunpfgaf nad) den Grundjägen des deutichen Rechtes III 111—216: Klüber, Öffentliches nt 
8 247; 9. Zöpfl, Grundfäße I $ 238; 9. A. Zadariä a. a. D.I$ 80; v. Gerber a. a. O. 881 
v. Mohl, uritembergiſches Staatsreht I $ 60; Derſelbe, Über die "tändiichen Rechte in Ber 
Kebung a oeung, Staatdrecht, Völkerrecht und Politik I 144 fi.; 9. Schulze, Lehrbuch 
s 110 ff 
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2. Gründe der Regentſchaft. 


Der gewöhnlichite Fall, in welchem eine Regentfchaft notwendig wird, ift die Minder- 
jährigfeit des Monarchen. Nur für die Kurfürſten war der Volljährigfeitstermin reichs— 
geſetzlich auf das vollendete achtzehnte Jahr feftgeftellt. Heutzutage ift in allen regierenden 
Häufern der Volljährigfeitätermin verfaflungsmäßig für den regierenden Fürſten feitgeftellt, 
welcher oft von dem für die übrigen Glieder des Haufes beitimmten Termin abweidt. In 
fämtlihen ehemaligen Kurhäufern (Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden) ift der 
Volljährigkeitstermin der Goldenen Bulle beibehalten; derſelbe gilt außerdem in Sachſen— 
Weimar, Braunfchweig, Dlvenburg, Schwarzburg-Sondershaufen; in den herzoglich ſäch— 
fifchen Häufern, in Anhalt, Reuß und Waldeck gilt der Volljährigfeitstermin von 21 Jahren, 
in Medlendburg von 19 Jahren. Die für den Fall der Minderjährigkeit eintretende Re— 
gentfchaft wird als die ordentliche bezeichnet. Außerdem ift aber allgemein anerkannt, 
daß auch andere Gründe außer der Minderjährigfeit eine Regentſchaft notwendig machen 
fönnen (außerordentlide Regentihaft). Die deutfhen Verfafjungen ordnen dies 
an, indem fie beftimmen, daß aud dann eine Regentfchaft eintreten foll, wenn der Monarch 
„Jonft dauernd verhindert ift, ſelbſt zu regieren“, ohne daß fie die Gründe 
der Verhinderung einzeln aufführen. Unzmweifelhaft gehören dahin ſchwere förperlihe und 
geiftige Gebrechen, die zur Regierung unfähig machen, ebenjo langdauernde gezwungene Ab- 
mejenheit des Monarchen, befonders Kriegsgefangenſchaft. Da die Verfafjungen hier weder 
eine Zeitbeftimmung noch die einzelnen Gründe der Verhinderung angeben, fo iſt es ihre 
Aufgabe, das Verfahren genau zu regeln, durch welches das Vorhandenfein eines ſolchen 
Verhinderungsgrundes fonftatiert, die Regentſchaft beantragt und definitiv befchloffen werden 
joll. it nicht noch bei Lebzeiten des Monarchen Schon die Regentſchaft über den regierungs- 
unfähigen Nachfolger gefeslich beſchloſſen worden, fo jteht die Initiative regelmäßig 
dem nächſten volljährigen Agnaten bezw. dem Staatöminifterium zu, dagegen Fann die 
definitive Entfheidung über die Notwendigkeit einer auferordentlihen Regentichaft 
und deren Einfegung nur unter Mitwirfung der Volfsvertretung erfolgen. 


3. Berufung zur Negentidaft. 


Nah älterem deutfchen Rechte, wie es in der Goldenen Bulle VII $ 4 feinen Aus- 
drud gefunden hat, ift der nächſte volljährige Agnat zur Negentihaft berufen: „frater senior 
eiusdem primogeniti tutor et administrator existat*. Diefem Prinzip find mehrere Ver: 
faſſungen, vor allem die preußifche (Artikel 56), treugeblieben, welche denjenigen regierungs- 
fähigen Agnaten beruft, welcher der Thronfolge am nächſten jteht. Mehrere VBerfaflungen, 
wie die preußifche und Zöniglich fächfische, fchließen die Frauen ganz aus, die meijten ge- 
jtehen indefjen au der Mutter und der mütterlihen Großmutter einen Anſpruch auf die 
Negentichaft zu, jedod mit dem Unterjchieve, da einige fie fogar der agnatiſchen vorziehen 
(Altenburg, Koburg, Gotha, Reuß jüngere Linie), andere fie erft in Ermangelung regierungs: 
fühiger Agnaten eintreten lafjen. Eine teftamentarifche Berufung zur Regentſchaft, durch 
einjeitige legtwillige Verfügung des Monarchen, kennen die neueren Verfaſſungen nicht, 
dagegen legen jie, im Geift des fonjtitutionellen Staatsrehts, dem Monarchen das Recht 
bei, dur ein Staatsgefet eine Negentfchaft für feinen Negierungsnachfolger anzuordnen, 
jedodh in der Negel nur dann, wenn ed an einem regierungsfähigen geſetzlich berufenen 
Regenten fehlt. 


4. Befugniffe des Regenten. 
Die Staatsgewalt des monardifhen Staats der Gegenwart kann feinen Augenblid 


ihres Trägers entbehren. Wenn daher das von Rechts wegen auf den Thron berufene 
Individuum verhindert ift, die monarchiſchen Funktionen auszuüben, jo muß an feine Stelle 
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ein interimiftifches Staatsoberhaupt treten mit allen Befugnifien, welde die Verfafjung 
dem Monarchen ſelbſt gewährt, wie dies die Goldene Bulle VII 5 4 bereits richtig an- 
erfennt: „ius vocem et potestatem et omnia ab ipsis dependentia tutor ipse totaliter 
cum officio teneatur protinus assignare*. Der Regent ift fonftitutionelles, un— 
verantwortlides, wenn aud interimiftifhes Staatsoberhaupt. Bollftändig 
forreft räumt daher Artifel 58 der preußifhen Verfaſſung dem Regenten einfad und aus- 
nahmslos „die Ausübung der dem Könige zuftehenden Gewalt zu“, ohne 
ihn irgend einer anderen Beſchränkung zu unterwerfen als den König felbit, während andere 
deutfche Verfaffungen ihn mannigfah in materieller und formeller Beziehung noch 
weiter befchränfen, 3. B. in betreff von Berfafjungsänderungen, von Anftellungen an die 
Zuftimmung eines Regentfchaftsrates binden u. ſ. mw. 


5. Beendigung der Regentſchaft. 


Die ordentliche Hegentihaft hört von Rechts wegen auf in dem Momente, wo der 
minderjährige Monarch volljährig geworben ift. Bei der außerorbentlichen Regentihaft muß 
die Aufhebung des Hindernifjes in derfelben Weiſe verfafjungsmäßig fonftatiert werben mie 
defjen Vorhandenfein. Das perfönliche Recht des zeitigen Negenten erlifcht: a. dur Tod 
oder freiwillige Abdankung, b. dadurch, daß der Regent während der Negentichaft felbit 
regierungsunfähig wird. Tritt ein foldes Hindernis nicht ein, fo bleibt der einmal zur 
Negentichaft Berufene folange Regent, bis die Regentſchaft ſelbſt aufhört, wenn unter- 
—* Mehl) näherer Agnat die Volljährigkeit erreicht haben follte. (Anderer Meinung 

.v. Mohl.) 


II. Der Geridtöftand des regierenden Herrn und der Mitglieder jeiner Familie. 


Schließlich bedarf no der Gerichtsſtand der deutſchen Fürftenhäufer, als ein Teil 
ihres öffentlichrechtlichen Zuftandes, einer furzen Erwähnung. Zu Reichäzeiten hatten ſämt— 
liche reichsftändifche Familien ihr Forum vor den Neichsgerichten und zwar in peinlichen 
wie in bürgerlihen Sachen. Auch die Landesherren ſelbſt fonnten in peinlichen Angelegen- 
heiten verklagt, verurteilt und beftraft werden. Als ihr regelmäßiges Forum wurde der 
Neihshofrat angefehen. Noch im vorigen Jahrhundert wurden mehrere Zandesherren 
von diefem Gerichtöhofe zu ſchweren Kriminaljtrafen verurteilt. Mit dem Wegfalle der 
Neichsgewalt und der Erwerbung der Souveränität ift jedes peinliche Verfahren gegen einen 
regierenden Herrn ausgeſchloſſen. Sollte ein folder eine Handlung begehen, welche, von 
Unterthanen begangen, den Thatbejtand eines Verbrechens oder Bergehens bilden würbe, jo 
würde doch fein Gericht eine Unterfuhung einleiten noch meniger eine Strafe verhängen 
dürfen. Dagegen ift ein peinliches Verfahren gegen die nicht regierenden Mitglieder möglich 
und zuläffig. Kraft eines befonderen Vorbehaltes in dem Einführungsgefege zum Gerichts- 
verfafjungsgejeg vom 27. Januar 1877 $ 5 wird ber Gerichtsftand der nichtregierenden 
Mitgliever des regierenden Haufes in peinliden Sachen auch jet noch lediglich durch die 
Haus- und Landesgeſetzgebung beftimmt. Sämtliche neueren Hausgefege (Württembergifches 
Hausgejeg 1828 $ 67, Königlih Sächſiſches Hausgefeg 1837 8 77, Bayerifches Hausgejeh 
1819 Titel X $ 4 u. ſ. mw.) legen dem Syamilienhaupt das Recht bei, in peinlichen Sachen 
der Mitglieder des Haufes felbjt zu entſcheiden, nachdem die Sache vorher in befonders 
vorgefchriebener Weife inftruiert worden ift. Dabei findet regelmäßig die Zuziehung des 
Familienrates, auch wohl Konftituierung eines Gerichtshofes für den einzelnen Fall 
ftatt, wobei aber immer die Beftätigung des Erfenntnifjes dem regierenden Herrn vor- 
behalten wird. Den Mitgliedern der regierenden Häufer werden in dieſer Beziehung die 
Mitglieder der fürftlihen Familie Hohenzollern gleichgeitellt. 

Wo dagegen wie auf dem Gebiete des privatrechtlichen Vermögensrechtes die öffentlich: 
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rechtliche Perfönlichfeit des Monarchen von feiner Privatperfon geſchieden werden fann, muß 
derjelbe in betreff feiner Privatverbindlichfeiten vor den Landesgerihten und regelmäßig 
nad den allgemeinen Landesgefegen Recht nehmen (Allgemeines Landrecht Teil II Titel 13 
$$ 17 und 18, Einleitung $ 50). Dagegen haben der Landesherr und die Mitglieder 
feines Haufes in Civilfahen regelmäßig einen privilegierten Gerichtsitand. Nach dem oben- 
erwähnten Einführungsgefege $ 5 finden die Beftimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
vom 27. Januar 1877 auf die Mitglieder der landesherrlihen Familien nur injomweit An— 
wendung, als nicht die Vorfchriften der Hausverfafjung oder Landesgeſetze abweichende Be— 
jtimmungen enthalten. Auch wo Familienausträge beftehen, find diefelben durch die 
neueſte Reichsjujtizgefeßgebung nicht aufgehoben. Übrigens find neuerdings in faſt allen 
deutfhen Staaten gefeslihe Beitimmungen über den Gerichtsjtand des Landesherrn und der 
Mitglieder feines Haufes erlafjen worden, welche dur die reihsgefegliche Umgejtaltung der 
Serichtöverfaffung hervorgerufen worden find. 

Dagegen ift es den Mediatifierten nicht gelungen, die ihnen bundesrechtlich zu— 
geficherten Privilegien des Gerichtsftandes durchweg aufrechtzuerhalten. Ihr privile- 
gierter Geridtsftand in bürgerliden Saden ijt jegt in ganz Deutjd- 
land aufgehoben, dagegen ift das den Stanbesherren landesgejeglidh gewährte 
Recht auf Austräge durch das Gerichtäverfaffungsgefeg nicht berührt. Diefe fogenannte 
Austrägalinitanz bezieht fih aber nur auf Straffadhen. Ein privilegierter 
Gerichtsſtand vor den höheren Gerichten, welcher ihnen nad dem bisherigen Rechte aud für 
bürgerliche Nechtsftreitigleiten auf Grund des Bundesrechts mehrfach durch befondere Landes- 
gejege eingeräumt war, eriftiert nicht mehr. So fcheidet ſich auch hier das Fürftenrecht der 
regierenden Häufer immer von dem der mebiatijierten, welde in dem nivellierenden Strom 
unferer Zeit ein Sonderreht nad) dem andern eingebüßt haben, während die regierenden 
Geſchlechter mit ihrer Landeshoheit auch ihre fürftenrechtlihen Prärogative in das neue Reich 
herüber gerettet und unter deſſen mädtigen Schuß gejtellt haben (Fürft Bismard: „Im 
Bundesrate findet derjenige Überreft des hohen Adels feinen Pla, welder feine Yandes- 
hoheit bewahrt hat”). Wenn diefe hohen Gefchlechter ihre Stellung als Glieder des Reiches 
immer mehr jhägen lernen und immer würdiger auszufüllen ſich bejtreben, wird ihnen das 
deutſche Volk auch gern die mit diefer Stellung verbundenen Vorrechte gönnen und in ihrem 
Fortbejtand fein Hindernis, fondern eine Stüge feiner nationalen Kraft und Einheit er: 
fennen. Es wird in feinen regierenden Fürftenhäufern nicht nur ehrwürdige Reſte einer 
großen Vergangenheit, fondern auch lebensträftige Glieder im Staatsleben der Gegenwart 
verehren, wenn bdiefelben ohne alle partifulariftifchen Hintergedanfen in deutfcher Treue zu 
Kaifer und Neich ftehen und ſich mit voller Hingabe den großen Zielen des wiebergeborenen 
Deutihen Reiches widmen, weldes auch ihnen erjt wieder die gebührende Stellung als 
N angemwiefen, ihnen mit großen Rechten aber auch große Pflichten auf- 
erlegt hat. 
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Die Entwicklung 
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Engliſchen Parlamentsverfaſſung 
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in Berlin. 
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Aus der gefamten Nechtsentwidlung des heutigen britischen Weltreihs hat von jeher 
die Verfaffung des englifhen Barlaments das nädjfte und hauptſächlichſte Interefje er- 
wedt. Nächſtdem find die Gerichtsinjtitutionen und das selfgovernment vielfach Gegenſtand 
einer wirflihen oder vermeintlichen Nachbildung geworden. Von dem englifchen Ber: 
waltungsrecht hat erjt die neuejte Zeit in Deutfchland Kenntnis genommen, obwohl in der 
Wirklichkeit gerade diefer Teil der Staatsentwidlung im Vordergrund fteht und die maß- 
gebende Grundlage aud) der Parlamentsverfaffung geweien ift. Der Entſtehungsprozeß diejes 
öffentlichen Rechts iſt überhaupt ein jo fontinuierlicher, daß die wichtigſten Seiten der 
heutigen Parlamentsverfaffung nur aus deren fehrittweifer Entftehung verftändlich werden. 
Die Berfaflungsgefchichte in ihrem pragmatifchen Zufammenhang ergiebt nun aber eine Kette 
von gegenfeitigen Wechjelbeziehungen zwijchen Staat und Gefellichaft, zwifhen Staat und 
Kirche, zwifhen Verfaſſung und Verwaltung, zwifchen Staats- und Volkswirtſchaft, welden 
felbjt eine ausführlihe Darftellung! ſchwer gerecht zu werden vermag. Noch fchwieriaer 
iſt Die hier zu gebende gedrängte Darftellung, welde die hervorragendften Momente heraus- 
en verjucht in folgenden neun Epochen: 

Die angelſächſiſchen Grundlagen. 

En Der anglonormannifche Lehnsitaat. 

III. Die reichsjtändische ‘Periode. 

IV. Die Epoche der Tudors und die Neformation. 

V. Die Epoche der Stuart3 und die Revolution. 

VI Das adtzehnte Jahrhundert. 

VII. Die Parlamente des neunzehnten Jahrhunderts bis zur eriten Neformbill (1832). 
VIII. Die Barlamente des neunzehnten Jahrhunderts bis zur zweiten Reformbill (1867). 
IX. Die Parlamente des neunzehnten Jahrhunderts bis zur dritten Neformbill (188485). 


I. Beriode. 


Die angelfähfifhen Grundlagen’. 


Die Eroberung der britifhen Inſel durch Sachſen, Angeln und Jüten feit der 
Mitte des fünften Jahrhunderts hat den Charakter einer allmählich fortfchreitenden Beſitz— 
— Die Briten werden in zahlreichen, lang hingezogenen Kämpfen überwunden, die 


’ Die ausführlidere Darftellung giebt Gneift, Englifhe Verfafjungsgeihichte. Berlin 1382. 
Mit Nüdficht auf die dort ge ebenen fpeciellen Nachweiie find in dem nadfolgenden Abriß die Citate 
auf bas möglichit geringe beichränft. 
® Quellen und Yitteratur giebt 9. Brunner in dem Überblid über die Gefhichte der fran- 
zöſiſchen, normanniſchen und engliſchen Rechtäquellen, oben S. 307-347. 
87* 
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ſtädtiſchen Anfievelungen aus der Zeit der Römerherrſchaft fallen in Trümmer, die alt- 
römischen Kulturelemente und das Chriftentum verfchwinden, die alte Bevöllerung wird teils 
in die Berge verdrängt, teils in den Zuftand der Leibeigenſchaft oder einer verarmten 
Bauerfchaft herabgedrüdt. Es fehlen demgemäß in England die eigentümlichen Verhältniffe, 
die in dem weſtlichen Curopa aus der Vermiſchung der Germanen mit einer romanifierten 
Provinzialbevölterung, mit römiſcher Kultur, römifcher Provinzial- und Kirchenverfaſſung ſich 
bildeten. Dagegen hat die Eroberung den Erfolg gehabt, den in der Heimat noch lebendigen 
Geſchlechtsverband zu zerſetzen. Beruhen aud) die erften Anfiedelungen anfdeinend auf dem 
Auszug Heiner Völkerſchaften (namentlich der Angli) in die neue Heimat, jo haben doch in 
dem langſamen Fortichreiten der Kolonifation ftetig neue Auszüge ftattgefunden (ähnlich der 
Kolonifation der Marken im Dften Deutſchlands), infolge deren die alten Geſchlechter durd)- 
einandergefchoben und die urfprünglichen Genttlenverbände durch neue Anfiedler erweitert wurden. 

Nach der Befisnahme des Landes hatte eine Befigverteilung jtattgefunden, in 
welder als das geringjte Maß der Landanſiedelung für den freien Krieger ein Pflug Landes 
(hida, familia, mansus) galt, und da die Anfievelung mafjenhaft bereits angebautes 
Land vorfand, fo betrachtete der Anfiedler nicht nur Haus und Hof als Erb und Eigen, 
fondern auch das Aderland, neben welchem nur noch Weide und Holznutzung gemeinjfam 
blieb. Die gemeinfamen Marken haben hier von Anfang an feine für die Verfaffung 
entfcheivende Bedeutung. Feſtſtehend it jedenfalls die verhältnismäßig frühe Ausbildung des 
Sondereigentums an den Adernahrungen jowie die Übertragbarkeit durch Verträge und 
Teitamente. Seit den Zeiten König Alfreds erfcheint der Name Bökland (Buchland) 
als legale Bezeichnung des freien Grundeigentums. Die nichtübereigneten Yandftriche bleiben 
im Gefamteigentum der erobernden Völferfchaft als Folfland, ager publicus, welcher 
durch fortgefegte Verleihung in echtes Eigentum verwandelt werden fann. 

Das Sondereigentum wird aber alsbald die Duelle der Ungleichheit des Eigen- 
tums. Waren jhon bei der Anſiedelung den Häuptlingen und führern größere Loſe zu— 
oefallen, fo fette ſich dieſe Ungleichheit fort in fpäteren Fehden und Kämpfen. immer 
größer wurde in den dichter bevölferten Teilen die Zahl derer, welche bei der Landnahme 
fein Grundeigentum erhielten oder bei jpäteren Vererbungen und Teilungen eigentumslos 
ausgingen. Es blieb folden „Freien“ nur übria, entweder zu perfönlihem Dienft in den 
Hausitand eines Grundbeſitzers zu treten oder als angefiedelte Leute ein Stück Land gegen 
Dienfte und Abgaben zu leihen (Laen-Land). Diefe Verleihungen werden zur normalen 
Wirtſchaftoweiſe des großen Beſitzes, die jo gegründeten Abhängigkeiten thatſächlich erbliche. 
Sie vermehren fi in Kriegäzeiten durch Ruin und Selbitaufgabe der Heinen Wirtfchaften, 
in Friedenszeiten durch die Vermehrung der Bevölferung, durd; Teilung und Veräußerung. 
Die günftigen Bedingungen eines neuen Erwerbs mitteld Rodung, Kauf, Eroberung und 
Beute fommen immer wieder den beſitzenden Klafjen zu gute. Das namenloje Elend der 
dänischen Raubzüge insbefondere hat den Wohlitand der freien Bauern mafjenhaft zerftört 
und das Übergewicht des großen Beſitzes entjchieden. Mit Entwidlung des Privateigentums 
geht jo fortſchreitend die alte Geſchlechterverfaſſung der ftreitbaren Bauern in ein Spitem 
dauernder Grundherrlichkeit über; früher und mafjenhafter ala in Deutfchland. 

Diefe Ungleichheit des Befiges hat ſchon frühzeitig die Klaffe der Gemeinfreien 
herabgedrüdt. Das alte Erbteil der Gemeinfreiheit, das anfehnlihe Wehrgeld und der 
perjönlihe Nehtsihuß des liber homo, erhalten ſich zwar auch für den Zandlofen bis zum 
Schluß der angelſächſiſchen Zeit. In jeder andern Beziehung dagegen wird das Herauf— 
rücken des großen Beſitzes über die Klaſſe der bäuerlichen Beſitzer und das Herumedruden 
des Freigeborenen ohne Eigen unter die Linie der Gemeinfreiheit fortſchreitend ſichtbar. 

Mitten aus der Umbildung der Beſitzverhältniſſe und der Gemeinfreiheit heraus ſehen 
wir in England das Königtum hervorgehen. Bei den nächſtverwandten Stämmen des 
Kontinents in ihren alten Sitzen findet fich gleichzeitig fein Königtum. Wenn es bei den 
Angelſachſen entiteht, jo läßt fich vorweg ſchließen, daß es nicht in nationalen Befonder- 
heiten, jondern in den gejellihaftlihen Zuftänden feinen Grund hat, welche aus der 
Anfiedelung hervorgegangen find. Auch ift das Königtum in den eriten Menfchenaltem noch 
nicht vorhanden. Allerdings hatten jene erobernden Auszüge einen Häuptling an der Spite, 
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welcher den friegsberühmten Familien (mobiles) angehörte. Der erfolgreihe Heerführer 
bleibt auch in dem eroberten Lande an der Spibe feiner bejigergreifenden Mannſchaft, und 
wie die Vererbung des Befites, fo mußte auch eine Übertragung der Herzogswürde auf den 
Sohn als etwas Naturgemäßes erfcheinen. Solde Verhältniſſe famen jedoch auch bei den 
republifanifchen Stämmen des Kontinents vor. Das „Königtum“ ift erſt vorhanden, fobald 
1. die Würde des Häuptlings nicht bloß als Heerführertum, fondern als eine umfaffende 
höchſte Gewalt erfcheint, zugleich das Nichteramt, die Erhaltung des Friedens, eine Schuß- 
herrjchaft über die Kirche, die gefamte höchite Zeitung des Gemeinweſens in fich begreifend ; 
2. jobald dieſe obrigfeitlihe Würde als dauerndes Recht einer friegsberühmten Familie an- 
gejehen wird. Die neue Nechtövorftellung wird dann auch in der neuen Bezeichnung 
Eyning erkennbar, welche zuerſt Aella von Suffer angenommen haben foll. 

Nach feiterer Abgrenzung der Länder erfcheinen im Anfang des fiebenten Jahrhunderts 
7 oder 8 größere und fleinere Königreihe: Kent, Suffer, Effer, Weifer, 
Eaftanglia, Mercia, Deira, Bernicia, die leßteren beiden frühzeitig vereint zu 
dem alten Northumberland. Die Gefchichtichreibung hat diefen Zuftand als Hep- 
tarchie bezeichnet. Allmählich vereinigen fich aber die günftigiten Bedingungen einer Ober: 
herrihaft in dem Staate Weſſer, deſſen König Egbert (800—836) die Oberherrfchaft über 
die fleineren Staaten bis zum Humber gewinnt. Erſt feit diefer Zeit tritt der fonfolidierte 
Königsitaat unter dem Namen Anglia in die Reihe der europäifchen Großſtaaten. Ein 
furzer Zeitraum friedlicher Entwidlung wird zwar unterbroden durch barbarifche Ver— 
wüjtungen dänisch-norwegifcher Seeräuber. Dann aber folgt unter Alfred dem Großen bis 
zum Tode Edgars (871—975) die eigentliche Höhezeit des angelſächſiſchen Staatswejens. 
Aus diefer Zeit datieren die reichhaltigen hiſtoriſchen Nachrichten über das angelſächſiſche 
Staatsweien, d. h. im Sinne des Mittelalters über Heer, Gericht und Kirche in ihrer 
jegt Schon erfennbaren Anlehnung an das Königtum. 


I. Das Heerweien der Angeliachien beruht noch auf einer allgemeinen Wehrpflicht. 
Es ift damit gemeint die Pflicht des freien Mannes mit feiner Perfon dem Heerbann zu 
folgen, die Pflicht fi auf eigene Kojten auszurüften, die Pflicht ich auf eigene Koften 
zu unterhalten während des Feldzugs. Die Unmöglichkeit einer gleihmäßigen Er- 
füllung diefer Pflicht durch die Gemeinfreien it die Hauptwurzel aller Umwandlung der 
Ständeverhältnifje in der germanischen Welt geworden. Das angelfähjiihe Königtum iſt 
aber zu feiner feiten gejeglichen Verteilung der Heerlajt gelangt. Die Ausrüftung blieb 
vielmehr in weitem Maße Gegenftand der Verhandlung in den Grafichaftsverbänden und 
Hundertichaften, woraus eine ungleihmäßige und mangelhafte Geftalt des Heerbannes hervor- 
gehen mußte. Schon in den Zeiten der Heptarchie waren daher die einzelnen Häuptlinge 
für ihre Kämpfe auf andere Kräfte verwiefen, indem fie aus ihrem freien Haus- und Hof— 
gejinde bewaffnete Gefolgichaften zu ihrem perſönlichen Aufgebot beibehalten und neu 
bilden. Alle Hofämter hatten von Anfang an einen friegerifhen Charakter. Ausficht auf 
Beute, Ehre, Gunjt und Belohnung bewog aud freie Männer jih ſolchen Gefolgichaften 
vorübergehend anzufchließen. So entjteht um jene fleinen Könige ein friegsgeübteres erſtes 
Aufgebot, weldes einen Nüdgriff zur Vollswehr immer mehr auf die Fälle einer Landesnot 
beichränfte. Seit den Zeiten der Dünenkriege jcheint unter Alfred dem Großen gewiſſermaßen 
eine Verſchmelzung beider Syſteme dahin eingetreten zu fein, daß die größeren Beſitzer, von 
5 Hufen und mehr, in das Verhältnis eines perfönlichen Aufgebots, als thaini regis, ge— 
treten find, neben weldhem das Aufgebot der Gemeinfreien immer weiter verfällt und in 
der Negel nur nod zu Burgbau, Wachdienſt und MWegebefjerung (trinoda necessitas) ver- 
wendet wird. 


Il: Das Gerichtöwejen hatte in feiner erften Bildung auf einer Nechtöfindung der 
freien Volfsgenoffen unter Zeitung einer ſelbſtgeſetzten Obrigfeit beruht. Mit dem König- 
tum erhält diefe gerichthaltende Obrigkeit einen erblichen Charakter. Wie der Heerdienit, fo 
ſetzt auch die periodifche Teilnahme am Bolfsgeriht mit feinen zahlreihen Urteilern und 
Eiveshelfern eine wirtjchaftlihe Selbitändigfeit voraus, welche bei dem Einhufenbefis nur 
bedingt vorhanden war. Die ftetige, gleihmäßige Teilnahme ift aber die notwendige Vor: 
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bedingung folder Gerichtsordnung; denn der nur ab und zu Erſcheinende vermag nicht 
Träger des Nechtsbewußtfeins und der Rechtsſitte zu werden. Mit der Scheidung des Be— 
fies befchränft fich daher der Kreis der Urteilöfinder im Yandesgeriht auf Groß bauern, 
welche nun als die regelmäßig wiederkehrenden, rechtöfundigen Gerichtsmänner die Be- 
zeichnung der „witan“ erhalten. Der zufällig erfcheinende Kreis von fleineren Freifafjen 
der Nachbarſchaft vermochte als „Umftand“ feinen nachhaltigen Einfluß mehr auf die Ent- 
fcheidung zu gewinnen. — Der große Grundbefit bildet frühzeitig aud fchon eigene Hof— 
gerichte, im melden die dur Dienft und Laenland von ihm abhängigen Freien ihre 
Nechtsbeziehungen zum Herrn und unter fi austragen, während fie nach außen hin noch 
Rechtsgenoſſen des Volfsgerichtes bleiben. 

Gegen diefe Zerfegung des Volfsgerichtes findet der Gemeinfreie einen Schuß nur noch 
in der Stellung des oberjten Herrn. In dem vereinigten Neih hält der König ſtarke 
Hand über Große und Gemeinfreie als erblicher Zandesrichter, deſſen Statthalter das ſich 
auflöjende Volksgericht unter einem Gerichtäbann zufammenhalten und für die Nachbar- 
verbände angemefjener regeln. Seit den Zeiten Alfreds erfcheinen in zwei Abjtufungen: 

das Hundertfhaftsgericht, hundred gemöte, in monatlichen Berfammlungen 
aufammentretend im engeren Kreis eines Amtsbezirks (vieinetum), für Civilprozeffe unter 
Gemeinfreien, leichte Straffälle und Vornahme förmlicher Rechtsgeſchäfte; 

das Graffhaftsgericht, shir gemöte, jährlicd) zweimal zufammentretend, zur Aus— 
übung der eigentlihen Strafgewalt, für Streitigfeiten unter den Einſaſſen verſchiedener 
hundreds, für Streitfahen unter mächtigeren Parteien und für alle fonjt wiederkehrenden 
Geſchäfte einer Kreisverfammlung. 

Dieje Geftaltung trägt Schon den Charakter einer ftaatlihen Anordnung. Das Graf- 
chaftsgericht hält der vom König ernannte ealdorman; neben ihm ein shirgerefa (Scult- 
heiß) zur Vollſtreckung der Urteile, Einziehung der Bußen und verwirkten Güter, zur Auf: 
rechterhaltung des Friedens, frühzeitig auch ſchon als Vertreter des ealdorman den Vorſitz 
führend. Im Hundredgericht erjcheint ebenſo der shirger@fa oder ein befonderer Vogt als 
Gerichtöhalter; und hier find aud) noch die fleineren Gemeinfreien als Gerichtmänner in 
naher Nahbarfchaft thätig, während fie am Grafjchaftsgeriht nur noch aushülflich teil- 
nehmen. Das Jahrhundert von 871—975 ift aud dafür die Zeit der Konfolidierung. 
Die Formation der englifhen Grafihaften und größtenteil® auch ihrer Unterabteilungen 
datiert aus diefem Jahrhundert, in welchem die angelfähliihen Gefebe die Bezirke von 
Graffhaften und Hundertfhaften ausbrüdlih als Neichseinteilung nennen, als 
deren unterjtes Glied dann die Zehntichaften, freilich irrig, betrachtet werden. Allerdings 
war eine Cinteilung in deeaniae herfömmlid für den Heerbann der germanischen Stämme, 
aus welcher dann kleinſte Bezirfe auch für Zwede der Friedensbewahrung und des Gerichtes 
entitehen fonnten. Bei den Angelſachſen ijt diefe Formation aber durchbrochen durch die 
maijenhafte Entwidlung des großen Befites und der Hofgerichte über Dienjt und Laen— 
leute. Erſt die fpäteren Bolizeteinrihtungen der fogenannten Frievensbürgichaft jeit Edgar 
vereinigen die noch vorhandenen Freifaflen und Landlofen ohne perfönlichen Herrn zu Zehnt— 
Schaftsverbänden unter einem verantwortlichen Vorfteher (tithingman, headborough). In 
den Gutsbezirfen hat der Than diefelbe Verantwortlichfeit für feine Hofleute und Guts— 
bauern. Unter mafjenhaften herrſchaftlichen Gebilden eingeengt, oft fehr zerjtreut, erfcheint 
indejjen nur noch eine Zahl von Gemeinfreien, dur das Syſtem der Zehntſchaften unter 
dem verantwortlichen Polizei-Schulzen vereint, — nur nod ein ergänzendes Element, ein 
Reit einer Gemeindeverfajjung für Gemeinfreie. 


II. In feiterer Einheit gejtaltet fih die Verfaſſung der Kirche, welche bei den 
Angelfahlen durd die Könige aufgenommen und ausgeftattet, unter einer umfangreichen 
Schugherrlichkeit des Königs, einen ſtark ausgeprägten nationalen Charakter bewahrt, wie 
denn auch die bifchöflichen Diöcefen und Ardiviafonate ſich der Kormation der Heptarchie 
und der fpäteren Grafſchaften angefchlojien haben. Die Kirhe hat auch in England die 
eriten Anfänge eines Nechtsfchutes gegen Verfauf und Mifhandlung der Frauen, Kinder, 
Xeibeigenen geichaffen. Sie war es, welche zuerit dem Knecht einen Ruhetag, einen eigenen 
Erwerb, eine wirkſame Freilaſſung ficherte; fie die Schöpferin der erſten Unterrichtsanftalten 
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für die höheren Klaſſen, während niedere Geiftlihe und Mönde allen Klaffen durd Nat 
und Belehrung zugänglid waren; fie die erfte Pflegerin milderer Sitten, gewerblicher 
‚ertigfeiten, friedlichen Verkehrs, die erjte Schöpferin einer Armenpflege. Ihr war die 
Verfittlihung der Ehe, die weitere Erhebung der Stellung der rauen zu danfen. In dem 
Gerichtsweſen gewinnt fie ihren Einfluß durd die zahlreihen Gerichtseide und durd bie 
Leitung der gerichtlichen Feuer: und Waflerproben. Als Leiter der Graffchaftsverwaltung er: 
Scheint der Bifchof gemeinfchaftlih mit dem Statthalter des Könige. Die Kirche tritt in 
das Gemeinmwejen ein zur Ergänzung der Aufgaben, für welche in der weltlihen Verfaſſung 
des Mittelalters noch feine Stelle war. 

Aus diefer Gliederung in Verbindung mit Beſitz und geiftiger Arbeit erzeugen fich die 
Ständeverhältniffe. Der Waffendienft behauptet den durd die Waffen erworbenen Boden. 
Die befiglofen Freien fommen in eine dauernde Abhängigkeit vom Grundbeſitz. Auch das 
freie Bauerntum gerät in mannigfad verzweigte Abhängigfeiten. Durch den gefamten Grund- 
bejig geht fortjchreitend ein Zug zur Abhängigkeit, welcher nad rechtlicher Anerkennung 
jtrebt. Treue und Gehorfam zwifchen Herren, Yaenleuten und Gefolgen werden zu Rechts— 
pflichten. Die höheren Leiſtungen in Heer, Geriht und Kirche führen zur Anerfennung 
eines höheren Wertes, Nechtes und Standes in Wehrgeld, Buße und Friedensſchutz und 
bilden die erjte Formation eines Klaffen- oder Standesrehts. Die häusliche Gewalt über 
den Dienjtmann, Yaenmann und den Zandgefeilenen wird zu einer Obergewalt, welche für 
den gewöhnlichen LZebensverfehr das eigentlih wirkſame Gericht der Abhängigen darftellt. 
Aus dem Zuſammenwachſen diefer Verhältnifje bildet fi eine Klafje von Grundherren, 
welche von Generation zu Generation ſich einem erblichen Geburtsftand nähert. In erfenn- 
baren Umrifjen ſcheiden ſich drei Klaffen von Großthanen, Grafſchaftsthanen und 
Gemeinfreien, die leßteren durch Nefte alter Volfsfreiheit noch einigermaßen gefchieden 
von dienenden Leuten infra classem. immer durchareifender aber fchichtet ſich das Wolf 
in die Herrfchenden und Abhängigen (eorls und ceorls), Vollgenofien und Schußgenofjen. 

Um das Königtum gruppieren fi dem entſprechend die periodischen VBerjammlungen 
des Geſamtvollkes, d. h. der Vollgenojien in ihrer jegigen Gliederung; analog der Ent- 
widlung auch bei anderen germanifhen Stämmen. Die alten republifanifchen Bolls- und 
Gerichtsverfammlungen, welche Tacitus befchreibt, haben von Haufe aus nur für die Fleineren 
Völferfchaften (eivitates) beitanden. Diefe urfprünglihe Grundlage einer beſchließenden 
Verfammlung hat fi aber frühzeitig ſchon modifiziert durch den Einfluß des Beſitzes, fehr 
bald nad) der Anfäffigmahung. Der regelmäßige Heerdienjt und die Urteilsfindung im Gericht 
fonzentrieren jih dann in den mittleren und höheren Klafjen der Grundbeſitzer. Aus ihrer 
gewohnheitsmäßigen Selbjtthätigfeit im Heerweſen und im Gericht entjteht ein engerer Kreis 
der Teilnahme für die boni, probi, legales homines (witan), neben welchen die fleineren 
Gemeinfreien als „Umſtand“ zurüdtreten. Mit der Vereinigung der fleineren Völker— 
ichaften (eivitates) zu großen Völferverbänden und Reichen hören die allgemeinen 
Volfsverfammlungen überhaupt auf. Eine folde Verfammlung wäre aus geographiichen und 
wirtfchaftlihen Gründen nicht ausführbar geweſen und hat wohl niemals ftattgefunden. Die 
Nepräfentation des Volksganzen durch die boni homines beſchränkt ſich daher auf einen 
engeren Kreis der meliores seu optimates terrae, auf die hervorragenditen Re- 
präfentanten des Dienjtes der Volkswehr, des Gerichts und der Kirche; und Hand in Hand 
mit der Ungleichheit des Beſitzes tritt dann die Entjtehung des erblichen Familienkönigtums 
hervor als der Spitze eines folden consilium optimatum. Dem Königtum fällt 
aber damit nicht nur die Beitimmung des Orts und der Zeit der Berfammlung zu, fondern 
auch die Davon untrennbare perfönliche Yadung der meliores terrae mit Nüdjicht auf 
heragebrachtes Anfehen und auf die Zwecke der Beratung von Kriegs-, Gerichts- und fird- 
lihen Angelegenheiten, für die es ihrer bereitwilligen Mitwirkung bedarf. Die Volksver— 
fammlung wird zum consilium regis, der König zum „arbiter“ für die zu ladenden 
Perfonen, wobei freilich der Einfluß der herkömmlich berufenen Perfonen und der wirkſame 
Erfolg der Beratung der willfürlihen Auswahl weſentliche Schranfen auferlegt. Nur wenn 
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die Fontinuierlihe Reihe des Familienfönigtums unterbroden, wenn das Königtum unfähig 
oder durch Ufurpation zwiefpaltig wird, lebt ein Mitbeſchließungsrecht weiterer Kreife, als 
Nejervatrecht des Gejamtvolfes, wieder auf. 

Diefen Gang haben aud die folkmotes der Angelfahfen genommen. 

Seit der Vereinigung zu größeren Verbänden verfammeln fih die Landesverfamm- 
lungen (coneilia) um die Könige. Im den Hleinften Königreichen, wie Kent, blieb die 
ordentliche Gerichtsverfammlung wohl noch identiſch mit der Volfsverfammlung. In den 
größeren Königreichen aber fonnte die Landesverfammlung nur einen engeren Kreis von 
meliores terrae begreifen. In nod höherem Maß galt dies nad der Vereinigung der 
Heptarchie. Seitdem mußte dem König nicht nur die Beitimmung des Orts, ſondern auch 
die perjönliche Berufung der meliores terrae zufallen, entfprechend dem Zwed ihrer Be— 
ratung über Ariegsunternehmungen des Gejamtftaates, über gemeinfame Einrichtungen 
oder Anderungen im Heer-, im Gerichtäwefen und in der Hirde. — Den fo gegebenen 
Vorausfegungen entſprechen alle Nachrichten über angelfähfifche Yandesverfammlungen, welche 
ſeit Eduard dem Alteren in großer Zahl vorliegen. Die gemötes der witan, „wite- 
nagemotes“, bilden ſich aus den leitenden Elementen in Heer, Geriht und Kirche. Sie 
verjammeln ji von Zeit zu Zeit, um die Konflikte zwifchen den verſchiedenen Elementen 
des Gemeinweſens zu entjcheiden, um die wichtigften Maßregeln der Gegenwart und Zu— 
funft gemeinfam zu beraten und zu beſchließen. Die Ladung der Mitglieder erfolgt durch 
föniglihes Berufungsfchreiben (writ). Da eine anerfannte Hauptjtadt, als Ort Der 
Zandesverfammlung, nicht vorhanden ift, jo beftimmt folden der König, nad Zeit und Um- 
ftänden mannigfaltig wechjelnd, was auch von diejer Seite aus eine Berufung durch aus- 
drüdlihe Ladung bedingt. Da alle leitenden Stellungen im Gemeinwejen durd den Belit 
bedingt find, jo liegt in der Verfammlung zugleich eine NRepräfentation des Befites, fo 
wie er die Funktionen des Staates wirklich erfüllt. Eben deshalb findet fi feine Spur 
von gewählten Mitgliedern: denn weder in Heer noch in Gericht noch in der Kirche findet 
ein Wahlprinzip im modernen Sinne Anwendung. Keine Spur von einer befonderen Ver: 
tretung der Städte, da fie weder für das Gericht noch für das Heer noch für die Kirche 
eine jelbitändige Bedeutung haben, jondern in der Graffchaft aufgehen. Keine Spur von 
Vertretung von Grundherrfhaften als folden; denn die großen Thane bilden zwar 
fakiſch im Heerbann eigene Abteilungen, im Gerichtswefen eigene Herrichaftsgerichte: aber 
Heer und Gerihtspflicht liegen doch dem Recht nad noch immer den einzelnen Unterthanen 
ob. Daher auch feine Spur eines anerfannten Geburtsadels, wohl aber eine faktiſche 
Erblichfeit von Beſitz und Einfluß. Nicht minder auffallend ift es für die Gewohnheiten 
einer jpäteren Zeit, daß bis in das fpäte Mittelalter hinein von einer Stimmzählung nad) 
Majoritäten oder Minoritäten in den Verfammlungen der Optimaten niemals die Nede ift. 
Es liegt dabei zu Grunde die ftarfe Geltung und Geltendmahung der Verfönlichkeit, welche 
Ihon Tacitus angedeutet hat. Wie man es als felbjtverjtändlich anjah, daß der Kriegs: 
führer an der Spite feiner Mannfchaften kämpft und die anderen ihm folgen, ebenjo felbit- 
verftändlich tjt, daß in den Gerichtsverfammlungen ein anerkannter Nechtsfundiger den Sprud) 
vorichlägt, ebenfo fpricht in diefen Verfammlungen nur der „durd Alter, Geſchlecht, Kriegs— 
ruhm oder Beredfamkeit Ausgezeichnete“, und feine Vorfchläge werden „mit lautem Zu: 
ruf und Waffengeflivr begrüßt, wenn fie gefallen, lautes, unmilliges Gefchrei verwirft, was 
mißliebig erfheint“. Jener Kreis der „durd Alter, Geſchlecht, Kriegsruhm oder Bered- 
ſamkeit Ausgezeichneten“ hat ſich nach oben hin immer enger gezogen, je mehr durd das 
Köniatum das Anſehen der höheren Staatsämter gewachſen, je mehr durch die zunehmende 
Ungleichheit des Bejiges die Übermacht der befigenden Klaſſen fich geltend macht. Ver: 
zihtet hat allerdings der „freie Mann“ auf eine Beteiligung an den allgemeinen Beichlüfien 
niemals, und nirgends ift durch einen Nechtsfat (census) eine feite Grenze für die Be 
teiligung gezogen. jener Charafterzug aber macht ſich eben in Optimatenverfanmlungen am 
itärfjten geltend und erklärt die VBerhandlungsweife aller Optimatenverfammlungen jener 
Jahrhunderte. Aus eben diefem Grunde ift aber auch das Verhältnis der Verſammlung 
zum Königtum ein nad der Verfönlichkeit der Könige wechfelndes, im ganzen aber fort 
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jchreitend zu einer überwiegenden Machtitellung der £riegerifchen Großthane und der hohen 
Geiſtlichkeit. 

Das letzte Jahrhundert der angelſächſiſchen Zeit geſtaltet ſich ebenſo ungünſtig 
für das Königtum wie für die Entwicklung der Nation. Namentlich ſeit der zweiten Periode 
der däniſchen Einfälle wird die Großthanſchaft und die Prälatur immer ſtärker durchſetzt 
mit dänischen Elementen. Während Mangel an Gemeinfinn und offene Gewalt an allen 
Punkten hervortreten, trifft die Angelſachſen in diefer Fritiichen Periode das Mißgeſchick einer 
perfönliden Unfähigkeit ihres Köninsgefchlehtes. Die Anfievlung der Frieggmächtigen 
dänischen Thane hat die Bande gelöft, welche einſt die angelfächliihen Großen an das 
Königshaus nüpften. Neben ihnen fteht ein mächtiges intriguierendes Prälatentum, welches, 
verflochten in die Familien- und Befigintereffen der Großen, nad innen an die Befeitigung 
feiner Macht und an die Verficherung jeiner Vorrechte denkt, nad außen teils in der An- 
lehnung an Rom, teils auch fhon in Verbindungen mit dem normannifchen Herzog auf 
eine Erweiterung diefer Machttellung bedacht it. Mit dem Verfall der alten Grafichafts- 
verfaffung, mit dem ftärfer werdenden Drud und der Erniedrigung der Gemeinfreien ſinkt 
auch das Nationalgefühl und die Nativnalfraft und wird das Land vorbereitet zur Beute 
eines auswärtigen Groberers. Geblieben aber als dauernder Erbteil ijt der Nation aus 
diefer Periode einerfeits die Anhänglichfeit an das angeftammte Recht und Gerichtsverfahren, 
andererfeits die Entwidlung des Familienlebens und des Volfscharakters durch die chriſtliche 
Kirche, welche in feinem anderen Yande Europas fo tiefgehende und fo nachhaltige Wirkungen 
zurüdgelaffen hat als in dieſem. 


I. Beriode. 


Der Anglonormannilche Lehnsftaat'. 
(1066— 1272.) 


Das angelfächſiſche Gemeinweſen erfcheint feit 1066 durchbrochen durch eine Er: 
oberung, durd das Gindringen eines uriprünglid) verwandten Volfsftammes, welcher auf 
dem Boden der Normandie franzöfifche Sprade und Sitte angenommen und ein eigentüm— 
liches Kriegs: und Gerichtsweſen mit fich herüber gebracht hat. Aber nicht der Volksſtamm 
der Normannen, fondern Herzog Wilhelm perfönlid hatte das Land erworben, als an- 
geblicher Teftamentserbe und legitimer Nachfolger König Eduards, mit Zuftimmung und An- 
erfennung des römischen Stuhles, mit zahlreichen Bundesgenofjen und Yohntruppen. Folgen: 
reich wurde diefe Weife: 


I. zunächſt für einen mailenhaften Beſitzwechſel und eine- Neugeitaltung der 
Beiitzperhältniiie. Entſcheidend wurde für dieſe Frage die von Wilhelm angenommene 
Stellung als legitimer Nadhfolger König Eduards. Indem König Harald und die 
mit ihm fämpfenden und jpäter Widerjtand leitenden Sachſen als Nebellen behandelt 
wurden, fand jich der Nedhtsarund zu den allerumfafjenditen Gütereinziehungen. Denn eine 
Vermutung der Beteiligung an der „Rebellion“ wird auf die ganze Bevölferung ausgedehnt 
und nur den einzelnen überlaffen, ihre Nichtbeteiligung nachzuweiſen und ihren Beſitz durch 
fönigliche Gnade zu behalten. Auch bei der weiteren Occupation wird der Grundſatz feit- 
gehalten, daß die vermutete Teilnahme am Kampf die VBerwirfung des Grumdbefiges von 
Nechts wegen zur Folge gehabt hat, auf Grund deren die Neuverleihungen an Normannen 
und einzelne bevorzugte Angli ohne weiteres erfolgen können. Den nichtbeteiligten oder 


1 Über Quellen und Zitteratur dieſer Epode vol. 9. Brunner, Die fransöiiichen, norman- 
nifchen und englifhen Rechtsquellen, oben 5. 333—342 unter IIT B. In der nachfolgenden Stizze 
der Befisverhältnifie find die neuen Unterfuhungen von Freeman mit meiner Auffaſſung der 
Verhältniſſe fombintert. 
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minder fompromittierten Angli wird geftattet, durch redemption in Gnaden ihren Beſitz 
vom König zurüdzuerhalten, worüber den Beteiligten ein königliches Breve (writ) erteilt 
wird, welches nunmehr als Bejitausweis notwendig und genügend erſcheint. Der Kunſt— 
ausdrud dafür iſt inbreviare. Nach Verfchiedenheit der Fälle wird die „inbreviatio* für 
geringe, höhere, oft jehr hohe Gebühren erteilt, die redemption entweder auf das Ganze 
oder nur für einen Teil gewährt; nad) der Theorie und Ausdrudsmweife des fpäteren Grund» 
buchs erjcheint die redemption wie eine föniglihe Gabe, dur die der neue Herr des 
ganzen Zandes dem älteren Befiger einen bejtimmten Anteil am Boden beläßt. Die 
jpätere Jurisprudenz fonnte daher auch aus diefen Nedemtionen den Charafter einer lehns— 
weifen Verleihung (temure) mit fcheinbaren Gründen ableiten. Nach diefen Grundfäsen 
hat nunmehr ein mafjenhafter Beſitzwechſel jtattgefunden, der aus dem fogleich zu erwähnen: 
den Reichsgrundbuch erfihtlic wird. 

Ungefähr 600 Perfonen und Körperfchaften, weltliche und geiftlihe Kronvajallen 
(tenentes in capite) erſcheinen als unmittelbar vom König belehnt. Unter den weltlichen 
Herren bejiten etwa 30—40 große Güterfomplere, vergleichbar den Herrichaften der fächjifchen 
Großthane, aber zerftreut in den verfchiedenjten Graffchaften. Etwa 400 unmittelbar unter 
dem Herzog dienende Mannen find mit einzelnen oder einigen Ritterfigen in verjchiedenem 
Maße ausgeftattet. Unter den (etwa 150) geiftlihen Herren gleicht der Beſitz der Bijchöfe 
und großen Übte dem der weltlichen Meijtbelehnten; die Mehrzahl find aud auf diefer 
Seite fleinere Lehne. 

Die Mitteljtufe bilden 7871 Subtenentes, Untervafallen, teild Normannen, teils 
ſächſiſche Thane auf altem Befis. Für letere bildet die Belehnung eine bedingte Refog- 
nition des Befiges mit neuen Laſten. 

Die übrige Bevölkerung ift größtenteils in ihrem alten, oft prefären, meiſt ſchwer be— 
lajteten Beſitz geblieben, dem durch das Lehnſyſtem noch einige neue Yajten binzutreten. 
Die Hauptmafje bilden 108407 villani (ceorls), 82119 bordarii (Hofgefinde und Büdner), 
25156 servi (Zeibeigene), — und etwas freier geitellt: 10097 liberi homines, 
23 072 sochemanni, 7968 burgense. Da in dem Reichsgrundbuch zugleih die Befit- 
verhältnifje am Schluß der angelſächſiſchen Zeit (tempore R. Eduardi) angegeben find, jo 
läßt ſich der Beſitzwechſel an folgender Tabelle veranſchaulichen: 


Tempore Eduardi: Tempore Wilelmi: 

Chief- and other proprietors 1599 N 5 

King's thanes : 326 — ——— Ant, 
Milites 213 ubtenentes 1 
Tenentes et Subtenentes 2899 liberi homines 10097 
Eecelesiastiei 1564 Eeclesiastiei 994 
Sochemanni 23404 Sochemanni 23072 
Burgenses 17105 Burgenses 7968 
Villani 102704 Villani 108407 
Bordarii 74823 Bordarii 2119 
Cottarii 5497 Cottarii 5054 
Servi 26552 Servi 25156 


Es waltete wohl von Anfang an die Abjiht ob, dem größern Grundbejig nad) einer 
feiten Matrifel den ſchweren Neiterbienft des normannifchen Lehnsweſens aufzuerlegen. 
Allein infolge der ungeregelten Verteilung der Heerlaft in der fpäteren angelfähjtichen Zeit 
fehlte es an den dafür notwendigen Grundlagen der Einſchätzung. Es erklärt ſich daraus, 
daß bei dem drohenden Einfall vom Jahre 1084 der König wegen der wahrjcheinlich endloſen 
Konteftationen darauf verzichtet, vielmehr eine hohe Berjteuer von den Hufen (hydagium) aus- 
aeichrieben und mit den fonjtigen Mitteln feines Schages in der Eile ein Soldheer geworben hat. 
Im Zufammenhang mit diefem Verhältnis jtand der wohldurhdadte Plan, für die Zukunft 
durch ein Reichsgrundbuch (Domesdaybook) alle Faktoren zu fonftatieren, nad welden 
bei fünftigen Aushebungen die Zahl der zu geitellenden „Schilde“ zu 
bemeijen und die fonjtigen Yehnsgefälle zu erheben ſeien. Auf diefer 
Grundlage find nunmehr feit dem Jahre 1086 im Schagamt die Anteile der größeren 
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Grundbeſitzer austariert worden, nad welchen je ein ſchwer bemwaffneter Mann (servitium 
unius militis) zu geitellen ift. Die fo berechneten feuda militum find feine „Nittergüter“ 
mit begrenztem Areal, fondern Realportionen des nubbaren freien Grundbeſitzes. Das 
Ritterlehen tft fein Herrenhof, auch feine Hufe von bemeijenem Umfang, jondern jeder 
größere Nealbefig von einem gewiſſen Ertragsmwert. 

Alle weiteren Verhältnifje des englischen Lehnrechts haben fi) unverkennbar aus der 
Praris gebildet, und zwar nad) folgenden Gefichtspunften. Wenn der König einem feiner 
Getreuen die Inveſtitur erteilte, jo lag in dem Gebrauh der herfömmlichen Worte eine 
Bezugnahme auf ein herfümmliches Nechtöverhältnis nach zwei Seiten. 1. Die beliehene 
Perfon unterwirft fi) dur das „devenio homo vester“ dem Lehnreht, fo wie es fi 
in der Normandie fejtgeitellt hat und nad) dortigem Herfommen gehandhabt wird; aud der 
Angeliahfe fann von diefer Seite fein anderes Recht beanfpruchen als der Franeigena. 
2. Die verliehene Sade it ebenfo felbitverftändlich nah dem Recht verliehen, welches 
der Bejigvorgänger gehabt, aljo mit den Laſten und Leitungen, die aus den Verhältnifjen 
des angelfähjishen Folflandes, Yaenlandes und aus den Veräußerungsbedingungen des 
Böllandes entitanden waren; aud der Normann foll darin fein größeres Recht haben als 
der Sachſe. Wo beide Verhältnifje ſich nicht dedten, war die Krone geneigt, das ihr 
günftigere Necht geltend zu machen. Andererfeits war doc) eine möglichjt gleiche Behandlung 
der Lehnsmannen notwendig. In dem Exchequer und ber Curia Regis, d. h. vom 
finanziellen und rechtlichen Standpunft aus, bilden fich daher auch neue Grundſätze, welche 
zwifchen normannifchem und ſächſiſchem Herfommen mitten hindurchgehen, beide verfchmelzen 
und nad einigem Schwanfen ein einheitliches Necht herftellen. Man fann nad diejen 
Geſichtspunkten alle Einzelheiten dieſes Lehnrechts refonjtruieren, fowohl die Gebühren beim 
Beſitzwechſel (reliefs) wie die Grundfäße der Lehnsvormundfchaft, Verheiratung und des 
Rüdfalls (escheat und forfeiture). 

So hat fih im Yaufe von etwa drei Menfchenaltern ein neugeftaltetes Befigrecht ent- 
widelt, welches bis zum fleinften Hinterfaffen hinab die Belaftung des Grundbeſitzes ziemlich 
gleihmäßig durhführt und in der Rechtsdoktrin den Grundfat erzeugt, daß jeder Nealbefit 
„mittelbar oder unmittelbar vom König zum Zehn getragen werde“. Auf dem Boden 
diefer neugejtalteten Befisverhältniffe dauert 


11. die Grafihafts- und Bezirksverwaltung zunächt unverändert in dem Nahmen 
fort, den fie in der angelſächſiſchen Zeit erhalten hatte. 

Die Grafſchaft, shire, comitatus, bleibt als Hauptbezirf der Neichsverwaltung 
beitehen. Indeſſen wird der ealdorman, earl, in der neuen Verwaltung praftifch befeitigt. 
Die in geringer Zahl ernannten earls bleiben nur noch höchſte Titularwürden. Der allein 
thätige Grafichaftsvogt (shirgeröfa) wird nunmehr unter dem Namen vicecomes vom König 
meift aus der Zahl normannischer Herren ernannt als ein widerruflicher Beamter für die 
Geſchäfte des Gerichts, der Friedensbewahrung, des Heeresaufgebots und der Erhebung der 
föniglichen Gefälle. Das überall vorwiegende Finanzintereſſe ftellt ihn unmittelbar unter 
das föniglihe Schagamt, bei welchem er eingeſetzt, vereidet, unter Ordnungsitrafrecht ge- 
halten wird, in jährlich erneuter Generalpacht und ftetiger Entlaßbarfeit. In ſtrengſter 
Unterordnung nad oben, erfcheint er als ein gefürchteter und gehaßter Landvogt nad) unten. 
Als Gerichtshalter des Königs hält der vicecomes das ordentliche Yandesgeriht ab mit 
den Thanen, an deren Stelle jetzt die Kron- und Untervafallen ſtehen, aushülflih auch noch 
mit anderen libere tenentes als gerichtspflichtigen seetatores. Der Umfang feiner Gerichts- 
barfeit it anfangs noch der althergebradjte; nur Streitigkeiten über Kronlehne find nad) 
dem normannifchen Yehnsprinzip dem föniglichen Hofe (euria) d. h. der perfönlichen Be- 
itellung des Gerichts durch den König vorbehalten. 

Sn den Unterbezirfen dauert das Hundertfhaftsgeridht fort. Troß feiner ver: 
minderten Bedeutung hielt das kleine Freifaffentum gerade an diefer Gerichtsform feit, da 
die Teilnahme an der curia hundredi das noch praftifche Merfmal des „liber et legalis 
lomo* blieb. — Für die fleineren Straffälle dagegen wurde eine neue Einrichtung 
getroffen, um die angelſächſiſche Bolizeihaftung der Zehntichaften und Hundertjchaften ein- 
zuihärfen und zu erweitern. Durch föniglichen Spezialauftrag wird der vicecomes bevoll- 
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mädhtigt, zweimal jährlich jede Hundertfchaft zu bereifen und Gerichtstag zu halten. Diefer 
„turnus vicecomitis“ bildet nun das untere Straf: und Wolizeigeriht für die Gefamt- 
bevölferung (court leet), mit einer allgemeinen Pflicht zur Gerichtsfolge für den Kronvafallen 
wie für den Hinterſaſſen, verbunden mit einer jährlichen Nevifion der Gemeindeliften (visus 
franeplegii). 

Für die Ortsverwaltung bleibt das Syſtem der herrichaftlihen Gerichte nad) 
angelſächſiſchem Herfommen anerkannt. Durch das Lehnsweſen fommt der Grundjag hinzu, 
dak jedem Lehnsheren eine Gerichtsbarkeit über das verliehene Gut zufteht, und dieſe 
Gerichtögewalt wird jebt auch auf Kleinere freie Befisrechte im Bereich der Kriegslehne 
ausgedehnt. Ein Herrenfit mit Gutsgerichtsbarfeit über libere tenentes heißt nun im 
normannijchen Sprachgebraud; ein manor, das Patrimonialgericht felbjt eine curia baronum, 
eourt baron, Die daneben fortdauernde Gerichtägewalt über das Gefinde und die alten 
Gutsbauern auf bloßem Yaenland bildet das Hofgeriht im engeren Sinne (eustomary court). 
Die untere Strafgerichtsbarfeit der herrfchaftlichen Gerichte dagegen wird nicht erweitert, 
fondern bei Neuverleihungen möglichjt eingezogen und in dem turnus vicecomitis fort- 
fchreitend centralifiert, aus dem ſich erjt fpäter wieder neue Verleihungen (private leets) 
abzweigen. 

Die Verdinglihung aller Nehts- und Abhängigfeitsverhältniffe fchreitet 
auf dem Kontinent in foldhen Einrichtungen unaufhaltjam vorwärts. Auch in England 
fcheint der Herrfchaftsverband allmählih das Leben der ganzen Nation auszufüllen. Das 
Eigentümlihe der anglonormannifhen Lehnshierardhie liegt aber in der Gentralifation, 
welde die ſchon überfommenen Königsgewalten 


111. zu thatiächlicdy nahezu abjoluten Staatshoheitsrecdhten erweitert. 

1. Die Kriegshoheit zunächſt erweitert ſich durch die allgemeine Dienitpflicht von 
Beſitz wegen, die Strenge der Lehnskriegsdisciplin, der ‚elonieen und Yehnsbußen. Die 
Beſchließung über Krieg und Frieden wird unabhängig von jeder Voltszuftimmung 
durch den Yehndienfteid „intra vel extra regnum“, Das Aufgebot der Lehnsmannen erfolat 
unmittelbar durch die föniglichen vieecomites, welche in den überall zerftreuten Befitungen auch 
die von den Großlehnsträgern zu jtellenden Kontingente verſammeln. Alle aktiven Kommandos 
bleiben perfönlicher Auftrag des Königs, und dejjen Geldimittel, Soldtruppen und befeitigte 
Plätze find fo zahlreich, daß diefe Nechtsbefugnifje auch thatſächlich wirkſam find. Die 
Marime Wilhems I, daß jeder Untervajall dem König unmittelbar den Yehnseid zu leiiten 
hat und daß jeder Treueid an einen Privatlehnsherrn den Königsgehoriam ausnimmt, er- 
zeugt unter ſolchen Umftänden eine wirkliche Eubordination der gejamten Lehnsmiliz. — 
Daneben iſt indefjen die alte Verpflichtung der liberi homines zum Aufgebot des Volfs- 
bannes dem Buchjtaben nad niemals aufgehoben. Sie wird von Heinrich IT durd eine 
assize of arms (1181) erneut, unter die vicecomites geitellt und dient in diefer Gegenüber- 
jtellung zu einer nochmaligen Verſtärkung der fönigliden Militärgewalt. 

2. Die Gerihtsgewalt war allerdings bejchräntt durch die feierlichen Zuficherungen 
der ‚jortdauer der leges Eduardi, d. h. es foll von denjelben und für diefelben 
Verfonen nad) denfelben formen und Grundfägen Necht aeiproden werden wie in der 
fähfiihen Zeit. Es führte das zu einer möglichjt unveränderten Übertragung des angel- 
ſächſiſchen Gerichtsweiens. Allein bei Kollifionen zwiſchen dem hergebrachten Nechte der 
Angelſachſen und Normannen fiel dem König eine felbitändige, ſchiedsrichterliche Stellung 
zwifchen beiden Teilen zu. Der Zwieſpalt des Nechtes und des Gerichtäverfahrens, in 
welchem der Normanne wie der Angelſachſe fich beiderfeits auf angejtammtes Herfommen 
beriefen, führte aud in der Einzelhandhabung zu ſtetigen Konfliften, deren Enticheidung 
durch die Zufammenjegung der Gerichte bedingt war, welche in Ermangelung einer Einigung 
der Parteien wiederum von dem Gerichtsherm, im Grafihaftsgeriht von dem vicecomes 
abhing. Diefe Stellung des Gerichtshalters war oft parteiifh, und fie wurde bei dem 
Swiejpalt der Nationen und Belisinterefjen regelmäßig dafür achalten. Alle ſtetige ort: 
bildung der Nechtsarundfäte durch Gewohnheit erfcheint damit abgebrochen. Die notwendige 
Einheit und Sicherheit des Rechtes war nur nod in einer höheren Stelle über dem 
Graffhaftsaeriht au finden. Schon unter Heinrich I erfcheinen deshalb Gerichte: 
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fommijjarien vom Hofe und werden feit Heinrich II zu einer periodifhen Einrichtung. 
Zur Wahrung des alten ordo iudieiorum erhalten fie eine Kommiffion, ſamt und fonders, 
mit Beifügung einer Anzahl von Gerichtsmännern der Grafſchaft. In der Wirklichkeit 
werden fie aber bald die einzigen Rechtsweiſer, welche ihre Anmweifungen vom Hofe (curia) 
und aus dem Schatzamt (exchequer) mitbringen, und bilden ich zu einem rechtägelehrten 
Beamtentum, deſſen entjcheivende Autorität durch die vorbehaltene Appellation an die curia 
regis ſich jtillfchweigend durchſetzt. Unter derfelben Regierung wird durch eine assize von 
Northampton 1176 das Land in die heutigen Reifebezirfe (eircuitus) eingeteilt und für 
die Beratung der Rechtsfragen ein Kollegium von rechtöverftändigen Kommifjaren (bancum) 
gebildet. Die Grafjchaftsgerichte verlieren damit in fortfchreitendem Maße die Funktion 
der Rechtsfindung. Dagegen bleibt den lofalen Organen notwendig die Feititellung des 
Thatfählihen — der Unterfäte des Urteils (question of fact) —, melde freilih nad 
Verfall der Eiveshelfer ihren Schwerpunft hauptfählih in Zweifampf und Gottesurteil 
findet. Schon unter Heinrich II wird im Wege der Verordnung (assize) diefem rohen 
Beweisſyſtem eine Feititellung des Streitpunftes durch vereidete Gemeindelommiffionen 
(reeugnitiones iuratae) fubjtituiert, und diefe reformierte Gerichtöverfafjung mit Yuftitiarien 
und Gemeindefommiffionen dehnt ſich immer weiter auf die Civilprozeſſe, nad einigen 
Zwifchenftufen auch auf die Strafprozefje aus. 

3. Die Polizeihoheit, von Haufe aus in enger Verbindung mit den Etraf- 
gerichten, gewinnt durch das Lehnsſyſtem und das praftifche Bedürfnis eine im Mittelalter 
fonjt unerhörte Ausdehnung. Das aus dem alten Heerbann hervorgegangene Recht der 
Friedensgebote (polizeilihen Verordnungen) verftärft ſich durch die neue Lehnshoheit. 
Die neuen Verordnungen dienten zunächſt zum Schuß der Normannen gegen hinterliftige Gewalt 
unter einer erbitterten Bevölferung und wurden als Schutzmaßregeln bereitwillig angenommen. 
Die Berantwortlihfeit der Zehntſchaften durch ihre praepositi wird eingejchärft und durch 
eine jährliche Reviſion der Polizeiverbände (visus francplegii) periodiſch fontrolliert. Die 
alte Haftung der hundred für Diebjtähle wird erneuert, eine Haftung für heimliche Mord- 
thaten mit einer Buße von 46 Marf hinzugefügt und diefe fubfidiäre Haftung fortfchreitend 
generalifiert. — hre wirffame Handhabung fand fie nunmehr in einem Syſtem von 
polizeiliden Büßungen. Das Lehnswefen brachte ein fummarifches Straffyitem als 
Teil der militärifchen Disciplin mit, welche der Kriegsherr in leichteren Fällen durch Buße 
am beweglichen Gut (emenda) handhabt. Die Höhe der verwirkten Mobilien wird nad) 
Gnade und Ermefjen des Yehnsheren (misericordia, merey) meijt in einer geringeren Summe 
abgelöft und heißt in diefer arbiträr bemefjenen Geſtalt ein amereiamentum. Da aber die 
Kriegögewalt des Königs unmittelbar auch für die Untervafallen und analog für alle 
fleineren Einfaffen gilt, jo eritredt ſich dies Ordnungsſtrafrecht von den höchiten Kehnträgern 
bis zum fleinjten villain herab, auf die Eingefefjenen ganzer Grafſchaften, Hundertichaften, 
Zehntichaften, in unbegrenzter Zahl der Fälle. Schon die allgemeinen Rubrifen infractio 
pacis und contemptus brevium regis verfchaffen den föniglichen Anordnungen einen 
fummarifchen Gehorfam gegen den gejtändigen Übertreter. Ergänzend fchloß fi daran 
noch das feudale Syitem der Pfändungen (distrietio) und der Sequeftration des Lehnsgutes. 
Die Gewalt der amerciaments ift die eigentliche Handhabe wirkſamer Polizeiverordnungen 
geworden und weiter des föniglihen Verordnungsrechts auf jedem andern Gebiet. Mit 
diefem Syſtem wurde es möglich, das Verordnungsreht an die Stelle der älteren Geſetzes— 
bejchlüffe der witenagemote zu ſetzen und fo den Mechanismus des abjoluten Staates 
durch Ordonnanzen mit abminiftrativer Erefution herzuftellen. Im Entjtehen lag diefem 
polizeilichen Straffyftem wohl eine praftifche Notwendigkeit zu Grunde; bald wird aber aud) 
die andere Seite, die grenzenlofe Willfür nad unten, die Schutzloſigkeit der Unterthanen 
gegen den Mißbrauch fichtbar. Es ift einleuchtend, wie ſehr den Grundherren und 
Korporationen die Überfchreitung, ja felbit die Ausübung einer Gerichtsbarkeit durch dies 
Syſtem verleidet werden mußte und wie auch von diefer Seite aus eine fortjchreitende 
Beichränfung der qutäherrlichen Rechte herbeigeführt wurde. 

4. Die Finanzhoheit des Könias umfahte außer den überflommenen Rechten 
der angelfähjischen Könige als neue Folge des Lehnſyſtems: die ſchweren Gebühren bei 
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jedem Beſitzwechſel, die Hülfsgelder in den herfömmlihen Ehren und Notfällen, die nuß- 
bare Lehnsvormundſchaft und mandherlei Erweiterungen durch fisfalifche interpretation ſowie 
die zahllofen Polizeibußen (amerciaments) und ebenfo zahlloje Gebühren (fines) für fönig- 
lihe Gnadenbemwilligungen und Dispenje. Aus der Pflicht der Kriegsvajallen zu den 
auxilia in Notfällen wurde per analogiam gefolgert eine Verpflichtung der nicht lehnskriegs— 
pflichtigen Klajfen zur Zahlung von auxilia oder tallagia nad disfretionärer Abſchätzung. — 
Zur geordneten Verwaltung der fo erweiterten Finanzen ift als feſte Behörde der Exchequer 
eingerichtet mit einer früh ausgebildeten Bureauverfaffung, jtrenger Recdhnungsfontrolle unter 
ftrenger Verantwortlichkeit aller königlichen VBögte und rechnungspflichtigen Beamten. Die 
Vereinigung der Finanz-, Gerichts: und Polizeiverwaltung in dem Berfonal der Grafichafts- 
vögte und das fisfalifche Interefje an dem Gefamtiyitem der Strafen hielten den Exchequer 
in enger Verbindung mit der Gerichtsverwaltung und brachten zugleich alle Reichsbeamten 
in einen dauernden Zujammenhang mit diefem Generaldireftorium der Finanzen. Das 
Finanzeinkommen der Könige hat dadurch einen Umfang und eine Clajticität gewonnen, 
welche jie auch von der finanziellen Seite aus unabhängig von allen Ständen jiellte. Unter 
den mannigfaltigen Finanzquellen des Königtums war aber die für die Zufunft des 
Schatzamts und der Verfaflung wichtigſte das durch Ablöfung der Lehndienfte in Geld unter 
Heinrich II entjtandene Schildgeld (seutagium), weil ſich im Verlauf der Zeit daraus 
eine gleihmäßige Grundſteuer und demnächſt durch Verſchmelzung mit den tallagia eine 
Art von Einfommenjteuer ergeben mußte. 

5. Die föniglide Gewalt über die Kirche endlich beariff anfangs das über- 
fommene Recht der königlichen Zuftimmung zu den kirchlichen Verordnungen und das 
Ernennungsredht der Prälaten in fih. Es tritt dazu jeht die Verpflichtung des firdhlichen 
Lehnsbefiges zu Geſtellung von Mannfchaften nad der Lehnsmatrifel ſowie zur Zahlung 
der Lehnshülfsgelder und jpäter der scutagia. — Andererfeits werden dem römischen Stuhl 
erheblihe Konzeffionen gemacht durch Annahme der römischen Liturgie und der Nitual- 
vorjchriften des römischen Stuhls. Die reihe Ausjtattung der Kirche in ihren Bis- 
tümern, Kapiteln, Klöftern und Stiftungen wird nicht nur erhalten, fondern durch manche 
neue Gabe und Klofterjtiftung erweitert. Die kirchliche Gerichtsbarkeit über kirchliche Perſonen 
und Sachen endlid wird in dem herfüömmlichen Umfang anerfannt und nunmehr auch 
äußerlich von den weltlichen Gerichten getrennt. Der innere Gegenjat zwijchen dem Geiſt 
des Volfsgerihts und des firdlichen Amtsgerichts hatte ſich fortichreitend geltend gemadt: 
die verlangte Trennung von Kirche und Staat wird an diefem Punkte zugeitanden. Be- 
zeichnend für die gejeßgebende Gewalt der Zeit erfolgt diefer Schritt gegen Ende der 
Negierung des Croberers dur ein Cirkularreſtript (writ) an die vicecomites (Charters 
pag. 85), doc; mit der Verficherung, daß es „communi coneilio et consilio archiepiscoporum 
et episcoporum et abbatum et omnium principum regni“* gefchehe. 

Die fo in allen Cinzelgebieten vollentwidelten föniglihen Gewalten ergeben als 
Nefultat die Zuſammenfaſſung 


IV. in der Curia Regis als Mittelpunft der Staatsregierung diejer Periode. 

Der normannifch-feudale Sprachgebrauch, welcher jeit der Eroberung alle Gebiete durchdringt, 
hat dafür die Bezeihnung Curia Regis eingeführt, welche, der focialen, militärischen, 
gerichtlichen und adminiftrativen Stellung des Königtums entſprechend, je nad dem 
Zufammenhange bedeuten fann: 

die curia im Sinne der normannifhen Hoftage, 

die euria im Sinne des füniglihen Hofgerichts, 

die curia im Sinne der gefamten Neihsregierung. 

Periodifhe Hoffeite, curiae de more, erjcheinen ſeit Wilhelm dem 
Groberer an Stelle der angelſächſiſchen Landesverfammlungen, aber mit völlig verändertem 
Charakter. Es waren freilih ungefähr diefelben Großgrundherren, welche zu Hofe geladen 
wurden, wie in der angelſächſiſchen Zeit, äußerlich glänzender und anfprucdhsvoller; aber 
ohne den innern Zufammenhang, welcher die Wurzel politifcher Macht und Freiheit ift. Cs 
war der pradhtvollite Hof der Chriftenheit, an welchem in langem und alänzendem Reiterzuge 
von Zeit zu Zeit die reichen normannijchen Herren und Prälaten erjchienen, gefolgt von 
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ihren Untervafallen und Dienitleuten in den Farben und Abzeichen des Herrn. Es waren 
diefelben Befiselemente, welche einft als Witenagemote das Königtum Eduards zu einem 
Schattenkönigtum herabgefett hatten; allein bis zum Schluß der Regierung Wilhelms waren 
die lesten Angelfahlen aus Großämtern und Biſchofsſitzen verdrängt. Mit der jegigen 
Kronvafallenfhaft regieren die Normannenfönige das Land durch Kabinettsordres und 
Gnadenbriefe, ſetzen jahraus jahrein ihre Vögte in den Grafſchaften ein oder ab, ver- 
fammeln ihre Mannen zu Paraden und Hoffeiten, ohne ihnen einen andern Einfluß au 
geftatten als im widerruflichen Amtern und Kommifjionen. Es giebt in der That feine 
aus der freien Beratung von Ständen hervorgegangenen Geſetze aus diefer Zeit. Auf die 
in einem oder zwei Fällen vorfommende Formel: consilio et consensu baronum meorum, 
ift jogleih zurüdzufommen. Abgejehen davon find die fogenannten Geſetze Wilhelms I 
Proflamationen, Charten, Amtsanweifungen, wie ſchon der Stil ergiebt. Unter Wilhelm II 
fommen aud) foldye Verordnungen nicht vor. Heinrich I beginnt allerdings feine Regierung 
mit einer vielverfprechenden Charte, deren Kern in den Worten liegt: Ich gebe euch wieder 
die Gejege meines Vaters, d. h. die Geſetze Eduards, mit den Abänderungen, welche mein 
Vater mit Zujtimmung der „Mannen“ gemacht hat. Unter Stephan ift nur eine ähnliche 
Charte ergangen. Wenn in folden Broflamationen im Laufe des erften Jahrhunderts 
einigemal die Formel consensu baronum meorum etc. vorfommt, fo war dies allerdings 
Reminiscenz an die nationale Grundidee, daß die lex terrae nur consensu meliorum terrae 
geändert werben Fönne; aber nicht in der realen Bedeutung einer zuftimmenden LYandes- 
verfammlung. Allerdings war es nicht ausgefchloffen, daß bei wichtigen Anordnungen die 
auf dem Hoftage verfammelten Optimaten gehört, um ihre Meinung befragt wurden. 
Naturgemäß geihah dies wohl bei durdgreifenden Mafregeln, die das geſamte Landes- 
recht betrafen, wie in 4 Wil. I, bei der Verordnung, welche die Geſetze Eduards des 
Befenners bejtätigt und modifiziert. Heinrich J. in der vielverſprechenden Charte bei ſeinem 
Regierungsantritt ſagt in dieſem Sinne, jene Zuſätze ſeien von feinem Vater „consensu 
baronum“ gemacht. Allein der beratende Charakter der jetzigen Stände iſt auch in den 
Formen erfihtlih. In dem einzigen vorhandenen Staatsaft, in weldem Wilhelm ver 
Groberer vom „consensus episcoporum et prineipum* fpricht, befchränft er fich darauf, dieje 
Verſicherung feinen Erlaffen an die Behörden einzufchalten. Ebenſo beſchränkt ich 
Heinrich I in feiner charta auf diefe Berfiherung. Verfchwunden auf länger als ein 
Jahrhundert find die vielen Hunderte von Unterfchriften der Prälaten und Magnaten, durd) 
welche einjt die angelfächjischen Landesbejchlüffe fonfirmiert und beglaubigt wurden. Niemand 
hat ein Recht zu fragen und zu prüfen, wer zu einem folchen consilium geladen war, 
niemand ein Recht, ſolche Beſchlüſſe zu beglaubigen. Die Zufiherung aus föniglicher 
Machtvollfommenheit, daß die meliores terrae dabei gewejen, gilt als der Form und 
Sache nad genügend. AZuficherungen, daß die Magnaten zuftimmen follen, und Garantieen 
dafür beginnen erſt feit der Magna Charta. Die Annahme einer gefeßgebenden Berfamm- 
lung und eines Reichsgerichts im erften Jahrhundert der normannifchen Zeit beruht auf 
irrigen Zurüddatierungen. 

2. Eine curia regis als verfafjungsmäßiges Reichsgericht würde fi) 
notwendig an ein normannifches Parlament angefchloffen haben, wenn ein ſolches in der 
Weiſe der angelfähfischen Witenagemote bejtanden hätte. Die Stellung als Gericht war 
und blieb der Kern jeder germanischen Verfaſſungsbildung; gerichtlihe Verhandlungen 
bildeten die laufenden Geſchäfte jeder Yandesverfammlung. Allein die Witenagemote bejtand 
als jolche nicht mehr. Die normannifchen Herren, welche der König jest um ſich verfammelte, 
fonnten mandjerlei repräfentieren: aber die witan bes Landes, die höchſten Träger und 
Depofitare des angelſächſiſchen Landes rechts waren fie nicht. Der König war allerdings 
verpflichtet, feinen Kronvafallen ein iudieium parium zu gewähren. Allein in diefem Sinne 
find alle 600 tenentes in capite Rechtsgenoſſen und finden ihren ordentlichen Gerichtsſtand 
vor dem föniglidhen vicecomes im Grafſchaftsgericht. Es beiteht nur ein Vorbehalt, 
folhe Fälle an den Hof (curia) zu ziehen, d. h. der König fann in widtigjten Fällen eine 
bejondere Kommiffion aus der großen Zahl der tenentes in capite zur Rechtſprechung er- 
nennen. In der That finden wir die fönigliche Gerichtsbarkeit nur geübt in Form von 
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Kommiffionen, und aud diefe nur in verhältnismäßig jeltenen Fällen, für Prozeffe der 
mächtiaften und begünjtigtiten Kronvafallen, während die laufenden Fälle vor dem vicecomes 
und dem Graffchaftsgericht erledigt werden. In diefem Zujammenhang wird es erflärlich, 
wie in England die Gerichtögewalt des Königs jo weit über alle Schranfen der germanischen 
Verfaffungen des Mittelalters ji) ausdehnen und centralifieren fonnte; wie die formen 
eines Reſkriptsprozeſſes dur writ entjtehen, ja ſogar eine direfte Kabinettsjuftiz durch 
Reſtripte; wie noch jahrhundertelang diefer höchſt perfönliche Charakter des Hof: 
gerichts verfaffungsmäßig feitgehalten wird als eines Gerihts, „ubieunque fuerimus 
in Anglia“, 

3. Eine euria regis im Sinne einer höchſten NReihsbehörde, in 
welcher fich die centrale Leitung der Staatsgefhäfte zufammenfaßt, würde ſich eben wie 
auf franzöfifhem Boden aus einem ftändigen Yehnsgerichtshofe entwidelt haben, wenn ein 
folder in England überhaupt beftanden hätte. Da aber die Hoftage des Königs Prunf- 
verfammlungen find, da die fünigliche Gerichtsgewalt durch Kommiffionen gehandhabt wird, 
fo fehlten von Haufe aus auch die Elemente zu einem formierten königlichen Reichsrat, 
welchen man ebenfo irrig aus fpäteren Jahrhunderten zurüddatiert hat. Im erften Jahr- 
hundert der normannifchen Zeit ift nur die Rede von einer Anzahl Großämter, melde 
weder gleichzeitig noch gleihartig riebeneinander beitanden. Überhaupt aber 
haben die wichtigjten Amter fo ſehr den Charakter eines widerruflichen Auftrags, andererjeits 
haben die wenigen Erbämter verhältnismäßig fo unbedeutende reale Funktionen, dab fi 
daraus eine ftändige Kollegialverfafiung in feiner Weiſe bilden fonnte. 

Das erjte Jahrhundert hat vielmehr den feftausgeprägten Charakter eines gouvernement 
personnel, Allerdings fehlt es auch diefem Fahrhundert, wie oben gezeigt, nicht an 
glänzenden Verfammlungen der Großen des Reiches, aber es fehlt diefen Großen das, mas 
in Deutfchland und Frankreich ihnen in jener Zeit die politifhe Macht gab: die Einigfeit 
ihrer Intereſſen unter ſich und der feite Halt in der Anhänglichkeit ihrer Untervafallen und 
Unterthanen. Es fehlt im Anfang fogar dem hohen normannifchen Klerus der jympathifche 
Zufammenhang mit der niederen Geiftlichfeit und dem Volf, der fich erjt im Laufe der 
nächſten Menfchenalter wieder herſtellt. Während die innere Kohärenz der bejigenden Klafjen 
die älteren consilia optimatum dem Königtum gegenüber zu bejchliegenden VBerfammlungen 
gemacht hat, fo find jest alle Worbedingungen derjelben verändert und ſolche Verfammlungen 
zu beratenden Ständen herabgedrüdt, ſoweit fie überhaupt noch ftattfanden. Das Königtum 
in feiner jegigen Machtfülle bedurfte ihrer Zuftimmung nicht mehr, weder im Gerichtsweſen 
noch in der Friedensbewahrung, weder im Heerbann no in der Beſchaffung der Geldmittel, 
und wenn auch noch in Neminiscenz an alte Gewohnheit Änderungen der lex terrae nur 
eonsensu optimatum erfolgen follten, jo fonnte auch diefem Erfordernis formell genügt 
werden, durch Beiprehung mit einer Anzahl von Bifhöfen und weltlichen Herren, deren 
Auswahl und Verhandlungsmweife niemand zu fontrollieren in der Yage war. Die in diefem 
Jahrhundert ein paarmal vorfommende Klaufel in föniglihen Verordnungen, daß joldhe 
consensu episcoporum et procerum etc. erlafjen feien, hat nur den Charakter einer offiziellen 
Formel, da das Magnatentum feine fefte, fohärente Körperfchaft zu bilden in der Lage 
war, wie fich dies 


V. aus der Ständebildung der normanniichen Zeit ergiebt. 

Im Unterfchied von dem Kontinent war in England die Staatögewalt ſtark genug, 
die geiftlihe und die weltliche Amtsgewalt, das militärifhe und bürgerlide Amt, das 
perfönlihe Chrenreht und das erblide Befigreht in ihren beftimmungsmäßigen 
Schranfen zu halten und damit Adel und Nitterfchaft auf der Stufe eines „Klaſſenrechts“ 
feitzuhalten in folgenden Stufen: 

1. Die Klaffe der Großvafallen umfaßte bei der urfprünglichen Verteilung 
nad; der Eroberung diejenigen Mannen, welche ſchon auf dem Kontinent die Stellung von 
Srafen gehabt oder welche dem Heere ganze Abteilungen zugeführt hatten, mit Befigungen, 
welche von etwa 40 bis zu 800 manors aufjteigen. Erwägt man indejjen die verhältnis- 
mäßige Hleinheit der Nitterlehne, jo eratebt ſich doch, daß fie von Haufe aus viel fleiner 
waren als die Herzogtümer und Graffchaften des Kontinente. Noch wichtiger war die ſchon 
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aus der angelfähfifhen Zeit ftammende unzufammenhängende Lage, infolge deren die 
Beſitzungen in verſchiedenen Grafichaften, die der 4 Meiftbelehnten fogar in 6—21 Graf- 
fchaften, zerjtreut waren. Die Grundherren fonnten ſich alfo weder örtlich nod zeitlich 
fonjolidieren, da das jtrenge Rüdfallsreht bei Mangel eines LZehnserben oder Konfisfation 
diefelbe Befigung in einem Jahrhundert oft mehrmals an die Krone zurüdbradite. Die 
Eigentümlichfeit der englifhen Entwidlung beruht namentlich auf folgenden Momenten: 

auf der Verfchiedenheit der Grundlegung, fofern in England die Herrenitellung 
nicht auf dem Seniorat (der Übernahme der Heerpfliht von dem fleinen auf den Groß— 
grundbefig), fondern auf dem Wolizeifhuß des Hläford beruht und darauf, daß das 
Königtum feine Erweiterungen der grundherrlichen Gerichts- und Polizeigewalt, feinen 
privilegierten Gerichtsjtand vor einem Pairshof, feine Ausſchließlichkeit des Heerdienjtes 
entjtehen läßt; 

auf einer BVerfchiedenheit der Fortbildung. Ceit Heinrich I ift der große Bifchof 
Roger von Salisbury gewifjermaßen als der Stifter eines neuen Amtsadels anzufehen, 
dejien hervorragende Mitglieder nicht nur in die Bifchofsfise, fondern durch Verleihung von 
Herrfchaften und Heirat auch in den Großadel einrüden (mie die Baſſets, Clintons, 
Truffebuts u. ſ. w.). Schon am Anfang des zwölften Jahrhunderts ift der Großadel des 
erobernden Heeres infolge feines verunglüdten Auflehnungsverfuhs aus dem urfprünglichen 
Sroßbefit verdrängt. Unter Heinrich IT bildet der neuere Amtsadel ſchon die Mehrheit 
der großen Baronie, deren Defcendenz unter den Baronen der Magna Charta die Führung 
übernimmt. Auch die englischen Prälaten find nicht örtlihe Machthaber in der Weiſe der 
franzöfifhen und deutſchen Kurfürften und Bifchöfe, fondern ein Amtsadel, der um fo gleid)- 
artiger mit dem weltlihen Amtsadel gemeinschaftlich die großen Reichsgeſchäfte führt. 

Das Streben nad) einer erblichen Stellung der regierenden Klaſſe erhält eben dadurch 
in England nicht die Richtung auf die Begründung unabhängiger Lofalherrfchaften, ſondern 
auf eine Teilnahme an dem höchſten Rat der Krone. Diefer perſönliche Beruf 
fann ſich der Natur der Sahe nad) nur auf den Erjtgeborenen bejchränfen. Ingleichen 
führt die ſchwere Belaftung mit Kriegslajt und Steuern zu einer Beſchränkung des Vorrechts 
auf den Erjtgeborenen und legt damit die Fundamente zu der in den folgenden Epochen 
entjtehenden erblichen Pairie. 

2. Die zweite Klaſſe der Bevölkerung bilden die fleineren tenentes in 
capite in ihrer allmählichen Verfchmelzung mit den Untervafallen. 

Die fleineren Kronvafallen unterfcheiden ſich in ihrem Befisrecht (tenure) durch nichts 
von den großen. Auch fie find unmittelbar vom König beliehen und fähig, als Rechts— 
genoſſen der curia regis zu Gericht zu figen über jeden Kronvafallen, fobald fie berufen 
werden. Viele finden in einflußreihen Ämtern eine den Grofvafallen aud äußerlich gleich— 
jtehende Stellung. 

Die große Zahl der subtenentes (7871) in dem Domesdaybook jind großenteils 
ſächſiſche Thane und dienftthuende freie Gefolgsleute, unter denen die formelle Afterbelehnung 
anfcheinend nur langjam fortgefchritten ift. Da die Unterbelehnung nun aber die einzige 
Form der felbjtändigen Verfügung über das Lehngut bildete, jo werden in zahlreichen Fällen 
Kronvajallen zugleich Untervafallen für einen neuerworbenen Beſitz; jelbit die großen 
Lehnsträger und Prälaten verfhmähen es nicht, von anderen Herren und von der Kirche 
Afterlehne zu nehmen. Die Befigverhältniffe werden dadurch, befonders feit den Kreuzzügen, 
jo durdeinandergeworfen, daß ſich jede „dee eines niederen Standes beim Afterlehn ver- 
lieren mußte. Die Ausbildung des innungsmäßigen Nitterwefens hatte die Nitterwürde 
zu dem gemeinfamen Band gemadt für alle Vafallen. Feder Ehrenvorrang des fleineren 
Kronvajallen wurde ſogar immer problematifcher, je mehr bei Neuverleihungen von Herr- 
ichaften die Krone ehemalige Aftervafallen in unmittelbare Vafallen verwandelte, je mehr 
unter Genehmigung des Königs neue Erwerber in fleine Kronlehne eintraten. Eine 
Vergleihung mit dem Kontinent ergiebt, daß das in erfter Stelle Entjcheidende die Ver- 
außerlichfeit und Teilbarfeit der Nitterlehne geweſen if. In England war eine 
Unveräußerlichfeit der Yehne gerade deshalb nicht aufrechtzuerhalten, weil ſich der Lehnsnexus 
auf den gefamten Grundbefig des Yandes erjtredt hat. Die Veräußerlichfeit wurde weiter 
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befördert durch die fisfalifhen Marimen des Schagamts, dem jeder zahlungsfähige Erwerber 
gleich genehm war, und durch die Leichtigkeit, gegen Gebühr den föniglihen Konſens zu 
allen möglichen Dingen zu erhalten. Die Zeit der Kreuzzüge namentlid) veranlaßte 
zahlreihe und umfaflende Veräußerungen, Pfandihaiten und PBarzellierungen. Seit der 
Ablöfung der Lehndienfte durch Schilvgelver erfhien die Belehnung und Afterbelehnung 
überhaupt nur als eine gleichartige Weife der Veräußerung. Am Schluß der Periode find 
(en ze Gründen die obigen beiden Klafjen zu einer einheitlihen Ritterſchaft ver- 
molzen. 

3. Die Mafje der übrigen freien Landſaſſen und Hinterfafjen erjchien 
vom Standpunkte der normannifchen Ritterjchaft aus wohl als ſchatzbare Leute (taillables), 
ald eine Art von „Bekleidung des Bodens“. Die ceorls, villani, find durch 
normannifchen Übermut ſowie dur die Geftalt der Drtspolizei in diefer Periode noch 
weiter herabgedrüdt, jo daß fie in der Regel dem Grundheren gegenüber in einem prefären 
Zuftand, ohne ein geſchütztes Befisrecht daftehen. Diefer unterften Schichtung gegenüber 
ließ das Königtum die Patrimonialität walten, wie folde auch auf dem Kontinent ein 
unterthäniges Bauerntum gefchaffen hat. Die etwas befjeren Beſitzrechte dagegen 
werden in dem Domesdaybook unter den Nubrifen der liberi homines, sochemanni, 
burgenses wiedergegeben. Viele darunter waren alte Allovbefiser, die nun aber den Laſten 
des Lehnsſyſtems immer gleichmäßiger unterworfen wurden, je mehr fi die Konfequenz 
geltend macht, daß auch diefer Befig nur durch redemption erhalten, daß der niedere Beftt 
die Laſten des Vafallenbefiges, der Sachſe die Laften des Normannen tragen müſſe. 

Co feitgefügt und abgejchloffen in diefem Staat nun aber auch alle Elemente für die 
Herrſchaft der Monarchie zu liegen fcheinen, fo treten doch nad einem Jahrhundert auf dem 
Höhepunkt der Regierung Heinrichs II Übergänge zur parlamentarischen Verfaſſung ein. 


VI. Die Übergangszeit. Magna Charta und Baronentrieg. 


Die erfte nachhaltige Erfchütterung in der gewaltigen Machtitellung des Königtums ift 
aus einem Streit mit der firhlicen Gewalt hervorgegangen. Ein Jahrhundert nad 
der Eroberung befanden fich Kirche und Staat an einem Wendepunkt ihres gegenfeitigen 
Verhältnifjes, an welchem die Stellung der Kirche um vieles günftiger geworden war. Was 
durh die Unterwerfung unter den normannifchen Zehnsjtaat für die Kirche verloren ge 
gangen, war auf dem Boden eines moralifchen Einfluffes mwiedergewonnen; denn zu dem 
alten Beruf der Kirche war jetzt ein neuer hinzugetreten. In dem Zwieſpalt der Nationen 
war fie die natürliche Vermittlerin, die nächte Schügerin des unterdrüdten ſächſiſchen Ele- 
ments geworden. War auch die hohe Prälatur normanniſch, jo war und blieb die aroße 
Maſſe der Geiftlichfeit der ſächſiſchen Bevölkerung angehörig. Der Standesgeift des Klerus 
war weit genug vorgejchritten, um in dem Zwieſpalt der Nationen die Kirche als Einheit 
feitzuhalten. Beveutungsvoll wurde es unter diefen Umftänden, daß Heinrih II mit dem 
Primas des Reichs über die bisher anerkannten königlichen Rechte in Streit geriet. Der 
König ift dadurch veranlaßt worden in den „Constitutiones von Clarendon“ eine von 
rechtsverjtändiger Hand verfaßte Zufammenftellung diejer Rechte vorzulegen, die als „her: 
gebrachtes“ Recht jo unftreitig erfchienen, daß die Bifchöfe fie ohne Zögern ebenfo wie die 
weltlichen Kronvaſallen anerkannten. Erzbiſchof Thomas a Bedet jelbit jah ſich nad) einigem 
Sträuben zu einem widerwilligen Zugejtändnis gezwungen und zu dem Verſprechen, dieje 
Artifel legitime und bona fide zu halten. Als er dennod mit Hülfe der Klaufel salvo 
iure ecelesiae und unter Autorität des Papftes feinen Widerftand fortfegt, führt der König 
einen entjcheidenden Präcedenzfall dadurd herbei, daß er durch ein wohlbeſetztes Gericht von 
geiftlichen und weltlihen Kronvajallen am 17. Dftober 1164 die Verurteilung des Primas 
in die misericordia regis erlangt, die dann in der üblichen Meife vom König auf ein 
amerciament von 500 Pd. Sterling ermäßigt wird. Der mühfam errungene Sieg acht 
indefjen verloren dur ein leivenschaftliches Verfahren des Königs, durch den gewaltſamen 
Ausgang des Streites und das Märtyrertum Bedets. Bei dem endlichen Friedensſchluß 
Jah ſich Heinrich genötigt, wejentlihe Punkte der Kronrechte aufzugeben, und der an dieſer 
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Stelle entjtandene Brud in die abfolute Königsgewalt erwies fih im Laufe des Mittelalters 
als nicht mehr heilbar. 

Gleichzeitig und in weiterem Zufammenhang damit gehen jtaatlihe Reformen, welche 
namentlich jeit dem Beginn feiner Kämpfe mit der Kirche einen umfafjenden Charakter ge- 
winnen. Ungefähr 100 Jahre nad; der Eroberung treten ziemlich gleichzeitig drei Ande- 
rungen ein: die Gentralifation der Verwaltung durch reifende Nichter, die Bildung eines 
beamteten Richterfollegiums als Hofgericht, die erften Anfänge einer Reichsſtandſchaft der 
großen Barone. 

Eine Abordnung reifender Kommiſſarien von Hofe war fchon unter Heinrich I 
begonnen, hatte ein Menfchenalter wieder aufgehört, wird von nun an aber zur dauernden 
Einrichtung. Zunächſt zu Finanzzweden wurde eine folche Aborbnung nötig, da die 
föniglihen Gerechtfame und Gefälle in der Verwirrung unter Stephan dur vielfahe An- 
maßungen gelitten hatten, da eine gleihmäßige Einfhägung der Hinterfafjen zu den tallages 
und Ähnlichen Auflagen durch parteiiſche und beftechliche Sheriff immer ſchwerer zu bewirken 
war. Sie dienen zugleich zu einer periodifchen Viſitation der Amtsführung der vice- 
comites. Andererfeits tritt auch zu Zmeden des Civilprozejfes eine Verwendung von 
Neifelommiffarien ein, deren Grund mehr in der Beichaffenheit des geltenden Nechts lag. 
Die no vielfach auseinandergehende Rechtiprehung über Vererbung der Lehne, Geitaltung 
des Wittums, über die Rechte des Privatlehnsheren gegen feine Untervafallen forderte eine 
endliche einheitliche Gejtaltung. Aus diefen und anderen Gründen fommt jest eine erweiterte 
Reihe von Givilprozefien an den Hof. Ebenfo dringlih erwies fi das Bedürfnis, die 
ſchwereren Straffälle den verhaften vicecomites abzunehmen und dur ſolche Kommiſſarien 
eine wirfjamere und zuverläffigere Strafjuftiz zu üben. Die reifenden Richter waren nun 
aber von einer Seite auf jtetige Nüdfragen im Schagamt hingemwiefen, mit welchem jie 
wegen der Gebühren, Geldbußen, escheats, Vermwirfungen, tallages und megen ſonſtiger 
Finanz: und Militärgefhäfte in engem Zufammenhang blieben. Andererfeits lag ihnen 
eine Reihe von Gejchäften ob, für welhe neue Marimen zu bilden waren, ſowohl Grund- 
füge für das Verfahren wie für das anzumendende Net. In 24 Hen. II. hat ji für 
dieje überwiegend juriftiichen Gefchäfte eine Art Kollegium (bancum) gebildet, zuerjt an— 
ſcheinend aus reifenden Richtern bejtehend, zum Teil auch noch identiſch mit dem Perjonal 
des exchequer. Der Summus Iusticiarius ift Chef des exchequer und des bancum. 
Die alte formloje curia regis verkörpert ſich jett für zwei Hauptgruppen der Reihsgeichäfte 
in zwei follegialiihen Beamtenförpern, dem Hofgeriht und dem Schatzamt. Der 
fchriftlihe Geſchäftsgang des Königs mit beiden wird vermittelt durch den Kanzler, welcher, 
felbjt Mitglied beider Behörden, als offieina iusticiae die Prozeßſachen und Prozeßakte di- 
rigiert, die auf föniglicher Ordre beruhen und durch writ an die gehörige Stelle gebracht 
werben. 

In weiterem Zufammenhang mit diefen Hergängen jteht das Wiederaufleben der alten 
Hoftage, die Einberufung der notabeljten Aronvafallen und PBrälaten zu 
außerordentlihen Beratungen über Neichsangelegenheiten. Es war dies zuerjt für 
die Constitutiones von Clarendon und zum Spruch über Thomas a Bedet geichehen. Der 
unglüdliche Verlauf des Kirchenftreits hat dann noch mehr als einmal die Berufung von 
außerordentlichen Hoftagen veranlaßt, bei welchen auch wichtige Reformen der weltliden 
Gerihtsverfaijung zur Beratung und Genehmigung fommen (assize of Clarendon 
1166, Northampton 1176, assize of arms 1181). Der König verfhmäht es auch nicht, 
wie in der angelſächſiſchen Zeit, den „Königsfrieven” einmal wieder mit Beirat feiner Witan 
zu proflamieren. Cs treten in diefer Wendung zwei Neuerungen hervor, in denen bie 
nationale Grundidee von der gejeggebenden Gewalt wieder lebendig wird: 1. An Stelle 
der formlofen Ratsverfammlungen wird die Gefamtheit der großen Prälaten, der Carls 
und großen Barone eingeladen; in den Natsbejchlüffen ſelbſt wird dies consilium archi- 
episcoporum, episcoporum, abbatum, comitum et baronum (optimatum, procerum) 
ausdrüdlih erwähnt. 2. Zu den gewidtigiten Beichließungen wird das eine oder das 
andere Mal auch eine Anzahl Eleinerer Thronvajallen eingeladen. Zu dem Hoftage 
von Northampton 1176 wenigjtens find auch „milites et homines Regis“ neben den 

88* 


1396 Anhang. 


barones geladen. — Nah welchem Grundfage diefe Berufungen erfolgt find, ift zwar 
jtreitig. Allein die Zufammenjegung der Kronvafallenfhaft aus vielen hundert Beſitzern 
und Teilbefigern fleiner Nitterlehne ergiebt, daß der König für die Einberufung folder 
Notablen ebenjo freie Hand hatte wie bei der Entjtehung aller consilia optimatum. Sie 
aeihah nach perfönlihem Vertrauen an ſolche, die mit wichtigen Vertrauensämtern beehrt 
waren, — ſie geihah in Gemäßheit der Hoffitte, welche gewiſſe große Vaſallen von jeher 
mit einer perfönlihen Einladung (writ) zu Hofe beehrte, — fie aeihah nad der im 
Schatzamt befannten Größe ihrer Befigungen, unverfennbar auch nad der näheren oder 
größeren Entfernung des Wohnſitzes. Diefe VBerfammlungen waren eben noch feine „Lehns— 
parlamente”, fondern nicht mehr als Notablenverfammlungen, die eben deshalb auch wieder 
aufhören, auf länger als ein Menjchenalter wieder verfchwinden. Für Beichlüffe diefer Art 
taucht in diefer Periode der Name assisa auf, und fchon das Rechtsbuch des Glanvilla 
legt ein Gewicht darauf, ob föniglihe Verordnungen durch assisa generalis erfolgt jeien 
oder nicht. Das Königtum hatte nur vorübergehende Zwede bei dieſen Berufungen be- 
folgt; aber zum erjten Male feit langer Zeit hatte fi die große Baronie in Staats- 
beratungen wieder beifammen gefunden. Das ftändifche Net hatte wieder einen Körper 
in erfennbaren Umriffen gewonnen, und darum waren jene Hoftage Heinrihs II allerdings 
wichtige Präcedenzen, welche bei den Hergängen der Magna Charta in Betracht fommen. 

Unter Rihard Löwenherz erſcheinen noch feine weiteren Verfafjungsänderungen. Die 
nun folgende Regierung Johanns aber fcheint no einmal die ſchlimmſten Eigenfchaften 
des Normannentums in fich zu vereinigen. Diefer König verwirft durd die Ermordung 
jeines Neffen Arthur feine franzöfifchen Zehne und führt damit die Trennung der Normandie 
von England herbei. Er vermwidelt fih in einen Kampf mit dem päpftlihen Stuhl und 
beendet denjelben durch demütige Unterwerfung. Er fchaltet in der Neichsverwaltung ziel: 
lofer wie Richard, härter und geldgieriger wie irgend ein Vorgänger und entfremdet fich 
durh Graufamkeit, Habjucht und Willfür der Neihe nad alle Klafjen der Bevölkerung. Er 
führt dadurch endlich eine Krifis herbei, in welcher alle Elemente des Widerftandes gegen 
den Abjolutismus fi in eine gemeinfame Aftion zufammenfaffen, ermöglicht durch die jet, 
nad fünf Menfchenaltern, eingetretene Verföhnung und Verfchmelzung der beiden Nationalitäten. 

Der weltgeichichtlihe Aft ver Magna Charta (1215) enthält in der feierlichen 
Form eines bejchworenen Freibriefs dem Hauptinhalt nad; eine Reihe von Zuficherungen der 
Befeitigung von Mißbräuchen und Überjchreitungen der königlichen Hoheitsredhte in allen 
Gebieten der Staatsverwaltung. Die erjte Gruppe der Artikel umfaßt die rechtlichen 
Schranften der Lehnskriegshoheit betreffend Vormundſchaft, Verheiratung, Höhe 
der Anfalld- und Hülfsgelder. Das relevium von der Herrſchaft eines comes wird auf 
100 Pfund Silber, von der Herrfchaft eines Kronvafallen auf 100 Marf Eilber, von dem 
einzelnen Ritterlehen auf 100 Schilling firiert (Art. 2). Am weittragenditen ift aber der 
monumentale Artifel 39: „Nullus liber homo capiatur vel imprisonetur aut dissaisiatur 
aut utlagetur aut exuletur aut aliquo modo destruatur, nec super eum ibimus, nec 
super eum mittemus, nisi per legale iudieium parium suorum vel per legem terrae.“ 
Es ift die Zuficherung der Fortdauer der leges Eduardi, der herfümmlichen Gerichts- 
verfafjung, mit dem darin enthaltenen Redhtsfhus der Perfon und des Vermögens. Faſt 
ebenſo bedeutungsvoll ift der Artikel, welcher bei Feſtſetzung der Bolizeibußen (amerciaments) 
rechtliches Gehör zuſichert. Cine Reihe von Artifeln nimmt auch auf den Schuß der Unter: 
vafallen, Freifaffen und Bürger Bedacht. Der Kirche find ihre Freiheiten, insbefondere die 
freie Wahl ihrer Prälaten, in einer befonderen Charta zugefichert. 

An parlamentarifhen Rechten dagegen finden fih nur wenige Klaufeln, welche eine 
regelmäßige Berufung und ein Zuftimmungsredt fämtlider Kronvajallen in 
zwei beitimmten Fällen zufichern. Sofern nämlich ein Lehnshülfägeld, auxilium, außer 
den drei herkömmlichen Ehren- und Notfällen verlangt würde, joll dies nicht anders ge 
jchehen al$ per commune consilium regni nostri (12); und dies ſoll auch von den 
auxilia der Stadt Yondon gelten. In allen fällen aber foll ein commune consilium be- 
rufen werden, wenn jtatt der Lehnskriegsdienſte seutagia verlangt werden. Zu dem com- 
mune consilium follen nad) Art. 14 die barones maiores sigillatim per litteras nostras 
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(writ); die barones minores collective durch den vicecomes geladen werden. Mehr als 
dies hat die englifche Baronie in Waffen, verbunden mit der Kirche und der Stadt London, 
auf dem Höhepunkt ihrer Erfolge nicht beanfprudt! Kein Zuftimmungsredt zum Erlaß 
föniglicher Verordnungen, fein Pairsgeriht, feine Verfammlungen zur Verhandlung der 
Landesbeſchwerden oder zur Steuerbewilligung überhaupt: fondern nur ein Zuftimmungsredht 
zu zwei pofitiven Abänderungen der rechtlichen Bedingungen des Lehnsbeſitzes — 
ein jicherer Beweis für den Charakter der feit der Eroberung entjtandenen Berfafjung. 

Und jelbjt jene Klaufel ift mwengeblieben, als nad dem Tode Johanns unter dem 
Neichsverwejer Pembroke die erjte Betätigung der Magna Charta ausgefprodhen wurde. Dem 
Neichsverweier jelbjt und feinen Freunden ift die Berufung einer fteuerbefchließenden Ver: 
fammfung, jo wie fie der Artikel 14 der Magna Charta beabfichtigte, als unausführbar er- 
Schienen. Da die Berufung eines Neichgrats nur für die scutagia und auxilia des Königs 
ftattfinden follte, fo fonnte dabei nur von Bafallen die Rede fein, welche an die Krone 
zahlen, aljo tenentes in capite, aber von allen. Sollten nun aber große und Fleine 
Kronvafallen ohne Unterfchied berufen werden? während doch die großen Herren Hunderten 
von fnappenlofen Ritten und kleinen Parzellenbefigern eine reale Gleichheit nicht zuerfennen 
mochten. Noch weniger Neigung fonnten die großen Prälaten fühlen, mit Kleinen Äbten 
und Pfarrern oder mit einer Überzahl Heiner Nitter auf gleichem Fuße zu verhandeln. Es 
erklärt fi daraus, warum die jo projeftierte Verfammlung niemals zur Ausführung ge- 
fommen, warum jene Klaufel in feine fpätere Redaktion wieder aufgenommen wurde. 

Die nun folgende halbhundertjährige Regierung Heinrichs III gerät in ihrem Ver— 
lauf in heftige Kämpfe mit den Kronvajallen. Schon einmal in dem Streit um die Krone 
unter König Stephan hatte fich gezeigt, daß, wenn das abfolute Königtum die Zügel fallen 
läßt, die Gefellfchaft lange Zeit hindurch Maß und Selbftbeherrfhung nicht zu finden weiß. 
Diefe Erfcheinung ehrt jet wieder. Unter manderlei Wirren erreichen die aufſtändiſchen 
Beitrebungen ihren Höhepunkt auf dem Konzilium zu Drford (1258), dem fpäter fo- 
genannten tollen Parlament, in welchem die unzufrievenen Magnaten die Einſetzung einer 
Art von vormundſchaftlicher Regierung beſchließen. Im weiteren Verlauf gerät der König 
in der Schlacht bei Lewes fogar in die Gefangenſchaft der Barone. Es zeigen ſich aber 
auch auf diefer Seite immer neue Schwierigfeiten in den Parteiungen unter den Großen 
jelbjt und in dem Anteil, den jet auch die kleineren Kronvafallen (die bachellaria Angliae) 
an dieſen Mafregeln beanfpruchten, aus denen dann jchließlih das Königtum fiegreich 
hervorgeht. 

Unverfennbar ift unter den Wechfelfällen diefer Kämpfe ein Fortichreiten der Aron- 
vofallen zu einer verfaffungsmäßigen Stellung. Nach zahlreihen Bejtätigungen 
it es dahin gekommen, daß auch auf dem Höhepunkt jeder Reaktion von Widerruf oder 
Verfürzung der Magna Charta nicht mehr die Rede if. Die Streichung der Artikel 12 
und 14 über die Bewilligung der auxilia und scutagia hat einen Erſatz gefunden durch 
eine wirffame Praxis der Bewilligung und der Verfagung von Hülfs- und Schildgeldern. 
In Verbindung mit den fteuerbewilligenden Verfammlungen wird aud die Teilnahme der 
Magnaten an dem Erlaß föniglider Verordnungen wieder lebendig. Eine Anzahl 
der legislativen Bejchlüffe dieſer Zeit ijt in der fpäteren Gerichtspraris mit den nachmaligen 
Parlamentsftatuten auf einen Fuß geftellt und in die Gefeßfammlungen aufgenommen worden, 
namentlich die provisiones von Merton. Es war aber noch etwas Unfertiges in diefen 
Verfaffungszuftänden, welches weder die geijtliche noch die weltliche Baronie aus ſich heraus 
zu überwinden vermochte. Es war aus jenen PVarteifämpfen heraus feine Form zu finden, 
um den fleinen Baronen eine verfaffungsmäßige Stellung neben den großen, den Freiſaſſen 
des Landes den ihnen zulommenden Anteil neben beiden zu geben. E3 war dem Königtum 
jelbft vorbehalten, diefe Aufgabe zu löſen. 
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III. Periode. 
Die reihsftändifche Zeit. 


(1272 —1485.) 


Ein Menſchenalter ununterbrodener Kämpfe des Königtums mit den Großvajallen 
hatte in dem Nachfolger Heinrichs III die Überzeugung hinterlafien, daß das Königtum fich 
entfchließen mußte, den Mittelftänden einen Anteil am Reichöregiment zu gewähren, wenn 
es nicht im Streit mit den Großen feine Gewalt an Komitees der Barone verlieren wollte, 
wie unter der ruhmlofen Regierung Heinrih® III. Mit der Magna Charta, mit den da— 
durch gebotenen zahlreihen Beichränfungen der Reihsverwaltung, mit den großen Konzeffionen 
an die Kirche, mit der wachſenden Geltung der Ritterſchaft und der Städte war eine Re— 
gierung nicht mehr möglich, wie fie die Könige von England einftmals mit ihrem Schagamt 
und einer Anzahl vertrauter Ratgeber geführt hatten. 

Ein Jahrhundert organifher Gefeggebung unter Eduard I, II, II 
eröffnet fi nunmehr unter Eduard I, dem größten Monarchen Englands feit Alfred, und 
hat (mit einer Unterbrehung unter Eduard IT) die Hauptgrundlagen der englifhen Parla- 
mentsverfafjung bis zum Tode Eduards III vollendet. Das Große und Cigenartige diefer 
Geſetzgebung ift die ftetige Durchführung eines Grundgevanfens: der Verbindung 
aller Funktionen der mweltliden Staatsgewalt mit den vorhandenen 
größeren Kommunalverbänden. Man erfennt in diefer tiefdurchdachten Gejet- 
gebung ebenfo wie in der Magna Charta den Beirat jenes mohlgefhulten Beamtentums, 
welches, feit dem Ende der Regierung Heinrichs III zu feiner normalen Thätigfeit zurüd- 
geehrt, den inneren Ausbau des Staats aus den verfchiedenen bereit3 vorhandenen Werf- 
jtüden vollendet hat. 

Die notwendige Kohärenz der Grafſchaften, Amtsbezirfe (hundreds) und Stäbte in 
fi) war bereits vorhanden, dank der Beibehaltung der angelſächſiſchen Gerichtsverfafiung, 
danf der jet volljtändigen Verfühnung der nationalen Gegenfäge, dank der begonnenen 
Umbildung des Anteil der Gemeinden zur jury. 

Die notwendige Einheit des Staatswillens andererfeits war vorhanden, dank 
der ftarfen Entwidlung der föniglichen Hoheitsrechte, der ftrengen Ordnung des Exchequer, 
dank dem follegialifchen Hofgeriht und den feit Heinrich III hervortretenden Anfängen eines 
Staatsrats. 

Der Mangel lag nur in der nicht genügenden Verbindung der beiden Formationen, 
für welche weder das Präfektenſyſtem der Shirgeréfas und Ortsvögte noch die reiſenden 
Kommiſſarien ausreichten. Eine Ausfüllung dieſer Lücke war ſchon in der vorigen Periode 
durch Gemeindekommiſſionen erfolgt, ſoweit ein zeitiges Bedürfnis dazu drängte, d. h. 
ſoweit der der Bevölkerung fremd gegenüberſtehende königliche Beamte thatſächliche und ört— 
liche Feſtſtellungen nicht anders vornehmen konnte als durch eingeſchworene Nachbarzeugen, 
durch den Schulzen und die vier Männer aus den Dorfſchaften, durch eine Repräjentanz 
von zwölf Männern aus den größeren Verbänden. So war einjt die Aufnahme des Reichs- 
grundbuchs zu ftande gekommen, fo von Zeit zu Zeit eine Feititellung der Kronredhte, To 
die jährlich wiederkehrenden polizeilihen Rügen, fo die neuere Weife der eititellung des 
Streitpunfts im Civilprozeß, der Schuldfrage im Kriminalprozeß, jo die Einfhätungen zum 
Milizdienft, jo die erften Einſchätzungen zum Hufenfhoß und zu den Einfommeniteuern. 
Worauf es jetzt anfam, war die Dauernde gleihmäßige Zufammenfügung diefer Elemente 
zu einer „organifchen” Verbindung der Centralverwaltung mit der Provinzial:, Bezirks- und 
Stadtverwaltung. Dazu war erforderlich: 





! Über Quellen und Litteratur diefer Zeit vgl. die oben citierte Überfiht von ©. Brunner 
©. 342—347 unter II C. 
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1. eine möglichft fpecielle Feitftellung der Verwaltungsredtänormen, da die 
Grundrechtsartikel der Magna Charta zur Sicherung einer feſten Verwaltungsordnung und 
zum Schutz der Unterthanen noch nicht ausreichten. 

2. Gejtaltung des Syſtems der Gemeindeausfhüffe (juries) zu dauernden, 
gleihmäßigen, organifchen Einrichtungen der Nechtspflege, der Militär-, Civil: und Fyinanz- 
verwaltung. 

3. Ausbildung der dazu gehörigen höheren und niederen KRommunalämter (Friedens— 
richter, Constables 2c.) für alle ſolche Verfügungen und Mafregeln der Staatögewalt, welche 
fih zwedmäßig nur durch Einzelbeamte verſehen Lafjen. 

In diefer Weife vollzieht fi die „organifche” Verbindung der englifhen Verwaltung 
mit den Graffchaften, Amtsbezirten (hundreds) und Städten zu dem Syitem des englifchen 
selfgovernment, auf deſſen Grundlage ſich die Parlamentsverfaffung gebildet hat. 


I. Eine Verbindung des Kriegsweſens mit der Grafſchaftsverfaſſung war 
ſchon durch die Stellung des vicecomes bei dem Aufgebot der Lehnsmilizen gegeben, melde 
leßteren fich jeßt freilich immer mehr in ein Syitem von Schildgeldern auflöfen. Der Erſatz 
dafür fand fih in ver Graffhaftsmiliz, melde jetzt ein ausführliches Drganifations- 
gejeg erhält. Mit Zuftimmung eines Parlaments erflärt das st. Winchester 13 Edw. I. 
c. 6 die maffenfähigen liberi homines vom 15. bis 60. Jahre pflichtig zu 
Landwehrdienſt und Waffenhalten. Der römischen Genturienverfaffung vergleihbar, werben 
5 Stufen der liberi homines gebildet von 15, 10, 5, 2—5 und unter 2 Pfund Silber 
Einfommen. Die Heere für den auswärtigen Dienft fegen fih nun aus beiden Ele- 
menten zufammen. Die Mafje der Neiterei befteht noch aus dem Lehnsadel und feinen 
Gefolgen unter den Vezeihnungen barons, knights, esquires, men-at-arms. Es ift noch 
immer das Amt des Marfchalls, die ſchwere Reiterei in gleichmäßige Trupps, constabularine, 
zu ordnen. Das Fußvolk dagegen, welches regelmäßig fünf» bis achtmal zahlreicher formiert 
wird, bildet Compagnieen von 100 Mann unter Constables oder Centenaren und zerfällt 
in PBifenmänner und in Streitartmänner, in ſchwere und leichte Bogenfchügen, weſentlich 
aus dem Kreife der Graffchaftsmilizen formiert. Seit dem Parlamentsbefhluß 25 Edw. III. 
fand man es jedoch angemefjener, ſolche Truppen teils durch commissions zur Anmwerbung von 
Freiwilligen in den Graftichaften, teild durch Entreprifeverträge zu bejchaffen. Die beſſere 
Disciplin und Taftif der fo zufammengefegten Truppen ift in den hundertjährigen Kriegen auf 
franzöfifchem Boden in der Negel fiegreich geblieben. 


II. Die Gerichtshoheit verbindet ſich mit der Grafichaft mittels des durch— 
geführten Syftems der Gefhmworenengeridhte. Am Schluß der vorigen Periode waren 
die drei Marimen der neuen Rechtspflege zur Geltung gekommen, welche jest zu dauernden 
Srundgefegen erhoben werden: 

Trennung der Redtiprehung von der Bemweisfrage ; 

Konzentrierung der Rechtſprechung in gelehrten Richtern ; 

Bildung von Gemeindeausfhüffen (juries) zur Feititellung der thatſächlichen Ber- 
hältnifje, ernannt durd einen föniglihen Beamten. Diefe Trennung der Rechtsfrage von 
der Thatfrage bildet fortan den Grundtypus der englifchen Juſtiz in ganz anderer Weife, 
als das iudieium parium der Magna Charta gemeint war. Es bedurfte deshalb ausdrüd- 
liher Parlamentsbejhlüfje zu den Neformen, als Abweichungen von der Magna Charta, 
welche in diefem Jahrhundert die Anflage-, Urteils: und die Civiljury in allen Richtungen 
geſetzlich Feititellten. 

Nah der Durchführung des Syftems in großem Maßſtabe ftellt ji die Notwendigkeit 
einer Konfolidierung des Gefchwornendienftes heraus. Bon Haufe aus maren die Ge— 
ihwornen aus den herfümmlichen Gerihtsmännern genommen worden, alſo legales milites, 
liberi et legales homines, Allein der Gefchwornendienit war feinem Weſen nah auf eine 
breitere Bafis angelegt. Bei der Nechtsfindung war eine gemwohnheitsmäßige Teil- 
nahme notwendig, die nur für den größeren Beſitz ausführbar if. Bei der Feſtſtellung der 
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question of fact fam es nur auf eine genauere Kenntnis im Kreife des vieinetum an und 
auf perfönlihe Rechtſchaffenheit, und dafür war das Fleinere Freifaffentum ebenfo geeignet 
wie unentbehrlih. Die Teilnahme an der Urteilsfindung konnte als ein politifhes Hecht 
erfcheinen: die Heranziehung zu den neueren Beweisfommiffionen erfchien als ein neugejtalteter 
Dienft, und die Beteiligung daran fonnte fein Gegenftand ftändifcher Eiferfucht werden. Die 
Gefahr Tag jetzt vielmehr nad einer Seite in einer Beläftigung der ärmeren Leute durch 
den Dienit, nad) der anderen Seite in der minderen Zuverläffigfeit, Beftechlichkeit, Furcht— 
famfeit diefer Elemente. Man ſah fich daher genötigt, nad) einem Durchſchnittsſatz das 
Maß des Beliges zu firieren, welcher den Gefchmwornendienjt zu tragen vermag. Deshalb 
verordnet nunmehr das Stat. Westminster II c. 38, daß nur Freiſaſſen von 20 Schilling 
Grundbefit für die assisa aufgeboten werden follen. Durch 21 Edw. I. st. 1; 2. Henr V. 
c. 3 wird diefer Genfus verdoppelt: es jollen nur Perfonen von 40 Schilling Rente (= ein 
Zehntel der Tare eines Nitterlehns) aufgeboten werben. 


11. Die Ausübung der Polizeihoheit wird mit der Grafidaft in neuer 
Weiſe verbunden durch das nad) langen Zwifchenverfuchen gebildete Amt der Friedens— 
richter. Zunächit entfteht in dieſer Periode ein umfafjendes Syitem einer Sicherheitspolizei- 
ordnung (st. Winchester), — einer Gewerbe-, Arbeits-, Luxus-, Sittenpolizei, entjprechend 
den jpäteren Yandespolizeiordnungen in Deutichland. Die frühzeitige Ausbildung in England 
erklärt fi aus dem fehr geringen Umfang der Leibeigenfchaft, aus dem geringen Umfang 
der Gutspolizei und ihrer gehemmten Fortentwidlung, aus wirtſchaftlichen Änderungen, na- 
mentlic einer Vermehrung der Pachtverhältniſſe, woraus überaus zahlreihe Lohnvertrags— 
verhältniffe hervorgingen. Zur Handhabung diefes verwidelten Syitems war bisher der 
Sheriffs tourn und die Courts leet vorhanden. Die „Unterfuhung“ in diefen Gerichten 
erfolgte aber nicht nur öffentlid) vor der Gemeinde, fondern in und durd die Gemeinde, 
mit jtetigen Aufgeboten von Schulzen und Gerichtsmännern, mit eidlichen Verhören über 
Wiſſen, Nichtwifien und Glauben. Cs war died nicht nur die ſchwerſte Lat des Gerichts 
dienftes, fondern völlig unzureichend erwieſen fih aud die Perioden und Formen eines 
Gerichts für die Präventivzwede einer folden Polizei, die ein viel größeres Maß von Be 
meglichfeit vorausjegen. Sobald an die Stelle patriarchalifcher Ordnung eine Polizei: 
verwaltung nach Gejegen tritt, muß auch die Handhabung diefer Ordnung durh Einzel: 
beamte erfolgen. 

Schon unter Richard I findet fih ein erjter Verfuch, dem Sheriff Kreisdeputierte zur 
Seite zu feßen, welde in den capitula von 1194 alö custodes placitorum coronae 
(Coroners) bezeichnet werden. Sie follen ein wachſames Auge über die föniglichen 
Schatzungen, Gefälle und Gebührnifje haben. Bon da an beginnen erneute Verfuche mit 
Einjegung lofaler Kommiffarien unter mannigfaltigem Streit mit den Parlamenten über die 
Art ihrer Ernennung. Inzwiſchen waren aber Zerwürfnifje mit den arbeitenden Klaſſen 
entitanden, welche die statutes of laboures 23 Edw. IH. e. 1; 25 Edw. TIL e. 8 
hervorriefen. Zur Ausführung diefer Gefege mußten nah Zwed und Faſſung Kommiffarien 
mit außerordentlichen Gewalten ernannt werden, welche viermal jährlich ihre Sitzungen in 
jeder Grafſchaft halten jollten. Diefe durch föniglihe Ernennung beitellten Polizeiherren 
haben fich bewährt, und im Anſchluß daran erfolgte endlich nah langen verſuchsweiſen 
GSeftaltungen im Jahre 1360 die Einfehung von Kreispolizeiherren al® dauerndes In— 
ftitut dur 34 Edw. III. e. 1: In jeder Graffchaft foll ernannt werden zur Erhaltung 
des Friedens ein Lord und mit ihm drei oder vier der Reſpektabelſten in 
der Grafſchaft nebit einigen Necdtsgelehrten; umd fie jollen Gewalt haben zu 
bändigen die Gejegübertreter, Aufrührer und alle anderen Nuheftörer und fie zu verfolgen, 
zu ergreifen, in Haft zu nehmen, und fie gebührend betrafen nad dem Gejeg x. Der 
Inhalt der „Friedenskommiſſionen“, die ſich bald formularartig geſtalten, war num em 
doppelter: 1. die Bewahrung des Friedens nad) common law, d. h. Ergreifung, Verhaftung, 
Zwangsbürgſchaft und alle ſonſtigen Bolizeigeichäfte, welche herkömmlich ſchon in der Amts- 
gewalt der normannifchen Yandvögte lagen, 2. die analogen Geſchäfte nah der Polizei— 
ordnung von Wincheſter, dem Statut Wejtminiter und den jpäteren Gefegen über Gewerbe 
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und Arbeitspolizei, die ſich mit jedem Menfchenalter vermehren, Wirkliche Kriminaljtrafen 
erkennen fie nur follegialifh in ihren Duartalfißungen mit Zuziehung einer Jury. 
Ihre Kommiffion lautet in diefer Richtung fo allgemein, daß fie mit den reifenden Richtern 
eine fonfurrierende Ariminalgewalt üben. Andererjeits find ihnen eine Menge Eleinerer 
Vergehen, gegen die Gemwerbe-, Sitten-, Arbeitspolizei, Durch die Faſſung der Statuten be- 
fonders vorbehalten. Neben den Friedensrichtern bleiben nun zwar der turnus vicecomitis 
und die lofalen Gemeindepolizeigerichte (courts leet) jtehen, aber mit ſtetig verminderter 
Thätigfeit neben dem jtetig fortwachjenden Amt der friedensrichter, denen fich jet die alten 
Ortsjchulzen (praepositi) als Erefutivbeamte unterordnen und wegen ihres Amts in der 
Miliz allmählih die Bezeichnung Constables erhalten. 


IV. Die Verbindung der Finanzhoheit mit der Grafichaft Inüpft fich zunächſt 
an die jet entitehenden Kommunaljteuern an. Das normannifche Polizeiſyſtem hatte zu 
einem Büßungsrecht gegen größere und fleinere Kommunalverbände, ſowie zu mannigfaltigen 
Polizeiverpflichtungen geführt, melde von den königlichen Kommifjarien und Lokalvögten 
ſummariſch erzwungen wurden. In dieſer Periode hat fich bereits eine Ortsſteuer (town 
ley), eine hundred und county rate formiert ſowie ein Einfchätungsverfahren durch 
teils gewählte, teils ernannte Ausſchüſſe der Ortſchaft und der Hundrebfchaft, mit einem 
ir und Reflamationsverfahren durch Ausſchüſſe der Hundredfhaft und der 
Srafichaft. 

Inzwiſchen rüdte die Zeit heran, in welcher auch für die Staatsbejteuerung die 
Verwendung von Gemeindefommifjionen nicht länger abzumeifen war. Da die Klagen über 
die Willtür bei Einſchätzung der tallagia fein Ende nahmen, jo wurden fchon frühzeitig 
ftatt des Sheriffs die reifenden Kommifjarien des Schahamts beauftragt, mit Rittern und 
Städten darüber zu verhandeln. Als dann aber die assize of arms (a. 1181) die Miliz- 
pflicht mit Abftufungen nad) dem Vermögen einführte, fonnte Heinrih II nicht umhin, für 
das wichtige neue Geſchäft eine Anzahl eingefchworener Ritter und legales homines als Ge— 
meindefommiffionen zu verwenden. Als bald darauf die Erhebung eines Saladinzehnten 
(a. 1187), die Aufbringung der Auslöfungsfumme für Richard I und die Erhebung eines 
allgemeinen Hufenſchoſſes unter derjelben Regierung (a. 1198) zu ganz neuen Steuerein- 
Ihägungen nad Hufenmaß und Einfommen führte, war die Bejtellung von Grafidafts- 
rittern und anderen ſchon aus praftichen Gründen unvermeidlih. Dies Syftem hat ſich 
* Heinrich III fortgeſetzt und zur ſyſtematiſchen Bildung von Einſchätzungskommiſſionen 
geführt. 

Nachdem ſomit der Grafſchaftsverband zu einem feſtgegliederten Ganzen für Heer, Ge— 
richt, Polizei und Steuer geworden war, tritt dazu” 


V. die Ansdehnung des Syſtems der Kreisperbände auf eine aniehnliche Zahl 
bon Städten, jo daß die Stadtverfaffungen das Bild einer Grafjchaft in verfleinertem 
Maßſtabe darbieten. 

In der Milizverfaffung find die Städte grundſätzlich den Graffchaften einverleibt 
und geitellen ihre Kontingente nad Ortjchaften, Kirchipielen, Hundertjchaften ebenjo wie 
das platte Yand. Nur der eity von London und einer fleinen Zahl anderer Städte wurde 
in diefer Periode durch Charte mit dem „Recht einer Grafſchaft“ auch eine bejonvere 
ftädtifche Miliz beigelegt. 

In der Gerihtsverfaffung iſt ein befonderer court leet ſchon im der vorigen 
Periode Hauptmerfmal der Stadtverfaffung geworden. Einzelnen Städten ijt aud eine 
Giviljurisdiftion nad dem neuen Muſter von ‚Judge and Jury verliehen. 

Die Volizeiverwaltung zeigt aud in den Städten ein allmähliches Überwachien 
des court leet durch die Friedensrichter, deren Amtsgewalt ausdrüdlih „ſowohl inner- 
halb als außerhalb der liberties“, alſo auch innerhalb der jtädtiichen Sonderbezirke 
erteilt ij. Die neueren Stadtharten gehen indeſſen feit Ric. II auch Häufig auf eine ab- 
gefonderte Friedensfommiffion, deren Uuartalfigungen zu einem ordentlihen Strafgericht 
werben, für welches die Stadt ihre eigene Geſchworenenliſte jtellt; auch daneben blieb in- 
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defien eine konkurrierende Zuftändigfeit der Friedensrichter der Graffchaft in der Regel be- 
ftehen. 

Die Zahl der „boroughs“ nad) diefem Syſtem ift anfehnlich vermehrt. Unter Eduard I 
werden 54 neue aufgezählt, unter Eduard IT 16, unter Eduard III 28, unter Heinrih TV 
3, unter Heinrih VI 4, unter Eduard IV 2, fo daß die Zahl der mit einer Art von 
Stadtverfaffung verfehenen Orte fhon am Schluß des Mittelalterd 200 überjtieg. 


Auf diefer Grundlage der Graffhafts- und Ortsverwaltung ge— 
ftaltet fih nunmehr die Formation des Staatskörpers in folgende Glieder: 

1. die ordentliche Rechtſprechung fonfolidiert fih in feiten Gerichtsfollegien, Reich s— 
geridten. 

2. die Leitung der höchſten Reichsgeſchäfte fonfoliviert fih in einem Eollegialifchen 
Staatsrat, Continual Couneil, 

3. die Teilnahme der Prälaten und Barone an der Reichöregierung erhält eine geord- 
nete Geftalt durch eine periodifche Einberufung zum Königlihen Rat, mit welchem vereint 
fie ein Magnum Coneilium bilven. 

4. der Anteil der communitates an ber Reichöregierung geftaltet fich zu einem House 
of Commoners, 

Die ganze reichsftändifhe Fortbildung befchränkt ſich aber auf die weltliche Seite des 
Staatslebens, der gegenüber die Kirche jet in weſentlich unveränderter Formation ftehen 
geblieben ift. 


1. Die drei NReichsgerichte der common law bilden jet die feftefte Schranke der 
perſönlichen Regierung gegenüber dem individuellen Nechtäfreife unter dem Namen des Court 
of King’s Bench, Court of Common Pleas und Court of Exchequer, 

Der Court of Kings Bench war ſchon unter Heinrich III als ein ftetig befeßtes 
Hofgerihtsfollegium geftaltet, in welhem der König das Necht des perfönlihen Vorſitzes 
beansprucht, als Curia coram Rege ubieunque fuerimus in Anglia. Mit diefem Vorbehalt 
befteht der Hof aus einem Kollegium von vier oder fünf Iusticiarii, deffen Vorfigender jeit 
Eduard I Capitalis Iusticiarius ad placita coram Rege tenenda heißt. 

Der Court of Common Pleas hat fi allmählich abgefondert als eine Abteilung 
für Civilprozeſſe zwifchen Privatperfonen, in welchen fein fönigliches Recht in Frage jteht. 
Auch diefe Abteilung des Reichsgerichts hat feit Eduard I ihren befonderen Vorfigenden 
und ihren regelmäßigen Sit zu Weſtminſter erhalten. 

Der Court of Exchequer, urfjprünglich die Abteilung des Schakamts für ftrei- 
tige Finanzfahen, ift im Laufe diefer Zeit in Rang und Beſetzung den andern beiden 
Reichsgerichten weſentlich gleich geitellt. 

Die Richter der drei Höfe übernehmen nun auch die Leitung der Grafſchaftsaſſiſen. 
Unter Heinrich VI ftand bereits die Marime feit, daß jeder Affifenrihter den ganzen Ge 
richts hof repräfentiert, bei welchem die Rechtsſache anhängig gemacht if. Um die Mitte 
der Regierungszeit Eduards 111 find die befonderen Reiferichter neben den ordentlichen 
Juſtitiarien der Neichögerichte verfhwunden. Das höhere Richterperfonal bildet jegt einen 
befoldeten gelehrten Beamtenftand, in der Negel mit Titeln beehrt als Knights Ban- 
nerets, Knights oder Ritter des Bathordens. Als perfönlihe Diener des Königs find fie 
befoldet aus deſſen perfönlihem Einfommen, unterworfen feiner perfünliden Strafgemwalt, 
die ald Handhabung einer Disciplin wegen Pflichtverlegung jegt no in Übung bleibt, — 
unbeſchadet ihrer Stellung als Hauptorgane des gemeinen Landesrecht (common law), wie 
ſolches fih aus der Verſchmelzung angelſächſiſcher Yandesrechte mit dem normannifchen Lehns— 
ſyſtem und anderen Anordnungen in der Praris geftaltet hat. Organ der Fortbildung find 
jest die Neichögerihte. „Das gemeine Necht ruht in der Bruft der Richter der Höfe des 
gemeinen Rechts”, es iſt eine judge-made-law (Juriftenrecht) feit dem Beginn diefer Periode, 
und zwar mit foldher Entſchiedenheit, daß fich die Autorität der Privatrehtsbücher daneben 
jehr bald verliert, dagegen die Präjudizienfammlungen, yearbooks, zur lebendigen Rechts— 
quelle werden, In Wechſelwirkung mit den follegialifchen Reichsgerichten jteht die Ausbil- 
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dung eines befonderen Juriftenftandes und deſſen innungsmäßige Formation in den 
Inns of Court und Inns of Chancery. 


11. Ein kollegialiiher Staatsrat, Continual Couneil oder Permanent Coun- 
cil, hatte feinen Anfang genommen, als unter Heinrich III zum erftenmal eine Regentfchaft 
notwendig wurde. Als fpäter Heinrich III an deſſen Stelle eine perfönliche Regierung mit 
fremden Günftlingen und untergeorbneten clerks gefett hatte, war von Baronen und Prä- 
laten dagegen die Befegung der Großämter mit „geeigneten“ Perfonen verlangt und nad) 
heftigem Streit zulegt in die eigene Hand genommen worden. Es ift die ſelbſtbewußte 
Schöpfung der Monardhie, wenn nunmehr unter Eduard I über und neben Schakamt und 
Reichsgerichten ein jtändiger Staatsrat, Continual oder Permanent Council, erſcheint, 
welcher in gemeinfamer Beratung die höchſten Reichögefchäfte erledigt und der Mittelpunkt 
der nun beginnenden Parlamentsbildung wird. Er bildet fih aus den weltlichen und geift- 
lichen Herren, welche die höchften Militär, Gerichts-, Finanz: und kirchlichen Angelegen- 
heiten in ftändigen Amtern leiten, unter Zutritt der Reichsrichter fowie verschiedener Beamten 
zweiten Ranges, und wird feit diefer Zeit der verfafjungsmäßige Sit der höchſten Reiche: 
regierung. Als die fünf Hauptmitglieder werden in jpäteren Konteftationen mit dem Par: 
lament bezeichnet: der Kanzler, Schagmeifter, Privy Seal, Kammerherr und Steward (Rot. 
Parl. IH 73). Diefe fünf galten wohl als Leiter der furrenten Gefchäfte. Übrigens giebt 
es während des Mittelalters feinen Präfiventen des Rats. Dies ift vielmehr der König 
jelbjt, dem es natürlich freifteht, zeitweife ein Mitglied mit der Gefchäftsleitung zu beehren. 


111. Ein periodiſcher Reichsrat, Magnum Coneilium, erfcheint jest als ein er- 
weiterter Staatörat. Der Verſuch der Magna Charta, die gefamte Kronvafallenihaft als 
landftändifchen Körper zu berufen, war gefcheitert an der Unmöglichkeit, aus den Großlehns— 
trägern und Prälaten einerfeits, aus vielen hundert fleinen Kronvafallen andererjeits eine 
Rechtsgenoſſenſchaft (Pairie) zu bilden. Widerwillig hatte Heinrich III dennod eine Aus- 
wahl folder Kronvafallen zum Zwed von Gelobemwilligungen und Staatsberatungen bei jeder 
Verlegenheit des Staates berufen müffen. Für ſolche NRatsverfammlungen der Magnaten 
eriheint um das Jahr 1242 zum erftenmal der Name Parliamentum neben den unbeftimmten 
Namen Coneilia, Colloquia u. a. Die parteiifche Weiſe jener Berufungen hatte aber zu 
jtetigem Streit, zulegt zu einem Baronenfrieg geführt. Eduard I giebt diefen Verſamm— 
lungen die geregelte Geftalt einer periodifhen Zufammenberufung der hervorragenden Mag: 
naten. Die königliche Berufung (writ) hält fich dabei an Amt und Herfommen, an die im 
Schatzamt gebildete Abgrenzung von barones maiores und minores, jedoch mit dem Vor- 
behalt jederzeit neuer Berufung aus perfönlichem Vertrauen. Diefer ſtändiſchen Körperfchaft 
überträgt nunmehr das Königtum verfaffungsmäßig die Funktionen, die feit der Magna 
Charta in unjteter und tumultuarifcher Weife von der Kronvafallenfchaft geübt worden 
waren: 

1. als höchſte Gerihtsverfammlung des Reiches — an Stelle der mwechjelnden 
Kommiffionen, die in der normannifchen Zeit aus großen und fleinen Kronvafallen gebildet 
zu werben pflegten. 

2. als jteuerbewilligender Körper zur Beichliefung außerordentlicher Hülfs- 
gelder und zur Abmeſſung der Schildgelvder; der Reichsrat vertritt darin noch eine Zeit lang 
die ganze Kronvaſallenſchaft. 

3. ala gefegbefhließende Berfammlung an Stelle der Hoftage und gelegent- 
lien Notablenverfammlungen, durch welche in der vorigen Periode die fogenannten assizae 
beſchloſſen waren. 

4. ald beratender Körper der gefamten Reihsvermwaltung. in diefer 
legteren Stellung erfheint der Neichörat verfchmolzen mit dem abdminiftrierenden consilium 
eontinuum in dem Verhältnis eines weiteren und engeren Rates. 

So ift das Coneilium der Prälaten und Barone feit Eduard I ein verfaffungs- 
mäßiges Glied der Neichöverwaltung geworden, als ein erweiterter Staatörat, in welchem 
durh Amt, durch firchlihe Würde und dur Beſitz Berufene nebeneinander Pla nehmen. 
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Durd die gewohnheitsmäßige Teilnahme an den ardua negotia regni vollzieht fih nun 
allmählich die Ausſcheidung der diftinguierten Magnaten aus der Maſſe der fleinen Kron— 
vafallenfhaft. Nach einem halben Jahrhundert war ein Gefühl der Gleichheit in dieſer 
Stellung ſchon fo jtarf entwidelt, daß das st. 15 Edw. III. die durch writ Geladenen als 
„pares regni“ formell anerfennt. Der vorhandene Unterfchied zwifchen den großen und 
fleinen Vafallen in Heer, Gericht, Verwaltung und Steuer mußte nad jahrhundertelangem 
Ringen endlich zu einer rechtlihen Anerkennung fommen. Nach der Abfegung und Ermor- 
dung Richards II ſah die Dynaftie Lancafter fih in der Lage, ihren ufurpierten Thron in 
eriter Stelle auf ein Anerfenntnis der jo konſtituierten Körperfchaft zu ftügen, und follte 
dies Anerfenntnis eine Bedeutung haben, fo mußte es von einer herkömmlich foniti- 
tuierten Körperfhaft ausgehen, nicht von einer willfürlich berufenen Zahl von Partei- 
anhängern. Der Nat der Prälaten und Barone hat daher feitvem eine mehr geihlofjene 
Geſtalt gewonnen; die Zahl der Berufenen wird durchſchnittlich Feiner und jtetiger, das 
Element der bloß aus perſönlichem Vertrauen berufenen neuen Mitglieder tritt fichtlich zu— 
rück. Die neue Rechtsform, in welcher eine erbliche Reichsitandfchaft und ein Geburtsadel 
zur Geltung fommen fonnte, war nur die eines föniglidhen Patents oder einer Charta. 
Seit der Eroberung beruht der einzige höhere Adelstitel, der des Grafen, auf Patent. Seit 
Eduard III wurde aud eine Herzogswürde durch Patent freiert, feit Richard II die Würde 
eines Marquis. Der Vorgang der höheren Würden ließ fih für die unteren Stufen der 
Pairie nicht mehr ——— Nach dem Prinzip dieſer Adelstitel wird nunmehr in 11 Ric. II. 
zum erjtenmal John de Beauchamp of Holt zum Baron von Kydderminiter 
zu erblihem Beſitz für fih und feine männlichen Zeibeserben dur Patent ernannt. Der 
mehrdeutige Titel Baro wird damit als erblicher Adelstitel gleich anderen erblihen Adels- 
titeln anerkannt. Die Kronvafallen, die bisher durch writ berufen waren, famen dadurd) 
in eine neue Lage. So wie jet neubaronifierte Günftlinge eine erbliche Reichsſtandſchaft 
beanfpruchten, jo durfte den älteren, angejeheneren, gewöhnlich geladenen Baronen ein gleicher 
Anfprud nicht verfagt werden, Die Bezeichnung Baron wird daher ein auch rechtlich an- 
erfannter Adelstitel für reichsftändische Barone, Es beftehen nunmehr im fünfzehnten Jahr- 
hundert zwei Weifen der Berufung zur Pairie: 1. durd Patent für Herzöge, Marquis, 
Grafen, Viscounts und patentierte Barone, laut Patent erblich und feit der Mitte der Re— 
gierung Heinrichs VI bis heute immer mehr die übliche Weife geworden; 2. durch writ 
für nicht patentierte Barone nah Herlommen. In der Periode der Tudors wurde be: 
reits von den Neichsgerichten jede Berufung als eine erbliche interpretiert. 

Als fernere Erweiterung des Parliamentum der Prälaten und Barone reiht fid) daran 
in langfamer Entwidlung ein Haus der communitates. 


IV. Die Entitehung des House of Commons fnüpft fih an einige Vorverſuche, 
welche in den Kämpfen Heinrichs III mit den Baronen gelegentlih mit Einberufung von 
Abgeordneten der Grafichaften zur Beiprehung einzelner Angelegenheiten gemacht waren. 
Mitten im Baronenkrieg hatte Simon von Montfort zum erjtenmal Abgeordnete der Graf: 
Ichaften und einer Anzahl Flecken zu einer allgemeinen Beiprehung der Reichsangelegen- 
heiten berufen; doch war diefe Verfammlung in ftürmifcher Zeit nicht zur Ausführung ge- 
langt und Einladungen der Art im nächiten halben Menfchenalter nicht wiederholt worden. 

Aus freiem Entſchluß der Krone ift auch diefe Schöpfung unter Eduard I aufgenommen, 
ohne Anfnüpfung an den unregelmäßigen Hergang unter jeinem Vorgänger. Der friegs- 
luſtige und geldbedürftige König fand in feinen Kämpfen zur Erweiterung des Inſelreichs 
die Veranlafjung zu der Aufforderung an feine getreuen communitates, „gemeinfame Ge: 
fahren mit gemeinfamen Kräften zu tragen“ und über erhöhte Kriegs: und Geldmittel mit 
dem König Nats zu pflegen. Sicher erweisbar ift dies Verfahren zuerft in 11 Edw. I. 
(1282), wo nad) der Eroberung von Wales vier Nitter aus jeder Grafſchaft und zwei Ab- 
geordnete aus verfchiedenen Städten geladen werden mit dem Auftrag, „zu hören und zu 
thun folde Dinge, welde ihnen von feiten des Königs vorgelegt werden würden”. Noch 
einmal in 11 Edw. I. werden zu dem Parlament in Shrewsbury neben 110 Earls und 
Barons zwei Nitter aus jeder Grafichaft, zwei Bürger aus 21 Städten geladen zur Be: 
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ratung über die Angelegenheiten des eroberten Wales. Am 30. September 1295 aber 
(23 Edw. 1.), in der Kriegsnot, werden zwei Nitter aus jeder Graffchaft, zwei Bürger aus 
zahlreichen Städten entboten ad faciendum quod tunc de communi consilio ordinabitur. 
Nach diefem großen Parlament, bei weldem ſchon 200 ſtädtiſche Abgeordnete erfchienen, iſt 
die Beiladung der Grafichaften und Flecken unter derjelben Regierung noch mehrmals wieber- 
olt worden. 

Keine Verfafjungsurfunde hatte bisher die Notwendigfeit einer ſolchen Ladung anerkannt ; 
allein was unter Heinrich III einmal notgedrungen geſchehen, wird von einem weiſen Mon— 
arhen in Anerkennung einer politifchen Notwendigkeit geübt. Er wollte unverkennbar aud) 
als Gegengewicht gegen die großen Barone die „Gemeinen“ fragen, hören, zu gewiſſen 
Dingen ihre Zuftimmung haben, damit fie um deſto bereitwilliger Beifteuer geben möchten. 
Dementſprechend famen zweierlei Arten von Ausjchreibungen vor: 1. allgemeine Be- 
rufungen zur Abhülfe der Landesbeſchwerden; 2. fpecielle Berufungen für eine Steuerbewil- 
ligung oder Beratung bejtimmter Staatsafte, wie ſolche ſchon unter der vorigen Regierung 
ftattgefunden hatten. Die Berufungen find lange jehr disfretionär, die Zahl der Städte 
namentlich jehr wechſelnd. Die Abgeordneten erhalten noch Specialaufträge und erfcheinen 
ſchon der Geldverhandlungen wegen meiftens je zwei von jeder communitas, um ſich gegen- 
feitig zu fontrollieren. ihre Petitionen pflegt der König im Anfang der Verhandlungen 
entgegenzunehmen, am Schluß fie zu entlaffen mit feinem Danf und mit der Aufforderung, 
jedes neuen Rufs gemwärtig zu fein. Erſt im letten Regierungsjahre Eduards I werben fie 
im Eingang eines Gejeßbejchlufjes einmal miterwähnt. hre Bedeutung fchreitet aber vor: 
wärts, in langfamen Schritten gleich der erblihen Pairie, und zwar in unverfennbarer 
nächſter Anfnüpfung an ihre Geldbemwilligungen. 

1. Eine Bewilligung von Hülfs- und Schildgeldern ſeitens der Kron— 
vaſallenſchaft, durch eine Anzahl notabler Prälaten und Barone im Namen aller, war 
unter Heinrich III in Gang gefommen und hatte häufig auch ſchon zu Verfagungen geführt. 
Mit den Graffchaften und Städten, namens der übrigen Steuerpflictigen, waren durd die 
Sheriffs oder Kommifjarien vom Hofe Einzelverhandlungen geführt unter manden Konteita- 
tionen. Sobald nun aber Abgeordnete derjelben zu gemeinfamer Beiprehung berufen 
wurden, trat ummillfürlih ein gemeinfames Intereſſe aller Stände hervor. Die Be- 
laſtung der Kriegsvafallen durch auxilia und seutagia war eine jo ſchwere, die Verpflich- 
tung der Nichtkriegslehnspflictigen zu auxilia und tallagia urjprünglic eine jo willfürliche, 
dab eine Richtung zur Fufion in einen allgemeinen Hufenfhoß und eine allgemeine Ber- 
mögensjteuer vom beweglichen Vermögen jchon unter Richard I und Johann hervorgetreten 
war. Die Vereinbarungen unter den Ständen gingen daher anfangs verhältnismäßig leicht 
vor fih. Längere Zeit hatte Eduard I mit Erfolg an den patriotifchen Sinn feiner Prä— 
laten, Barone und communae appelliert und anfehnliche Subfidien erhalten. Im Fahre 
1294 indefjen, durch die Kriegsereignifje auf dem Kontinent zu äußerſter Anjtrengung ge— 
nötigt, greift er zu gemwaltthätigen Mitteln, verlangt nicht weniger als die Hälfte der Eleri- 
falen Revenuen, nahdem er jchon vorher die Koitbarfeiten der Kirche und die Molle der 
Kaufleute mit Beſchlag belegt hat. Während nun im folgenden Jahr das Kriegsbedürfnis 
ſich jteigert, greift Papit Bonifactus VIII durch die Bulle Clerieis laicos (1296) mit einem 
abfoluten Berbot ein, welches dem Klerus unterfagt, irgend welche Steuer von den Reve— 
nuen der Kirche zu zahlen, worauf Eduard mit Konfisfation der Befitungen des erz— 
biſchöflichen Sites antwortet und den gefamten Klerus „außer feiner Proteftion” erklärt. 
In dieſer gefpannten Lage verfagen der Grofconnetable und der Marfchall (entiprechend den 
Stimmungen der Kronvafallen) ihre Dienjte, ziehen ſich nad einem heftigen Wortwechjel 
zurüd und rüjten zu bewaffnetem Widerftand. In feiner Not greift Eduard nochmals zur 
Beihlagnahme aller Wolle der Kaufleute, zur Ausfchreibung großer Naturalleiftungen von 
Graffchaften und demnädjt zu einem Aufgebot der ganzen waffenfähigen Mannſchaft. Da- 
mit war nunmehr die ganze Bevölferung, die Stadt London voran, zum Widerſtand 
getrieben, der Klerus in Acht, die Baronie in Waffen, und nochmals weigern die beiden 
Grofoffiziere des Yehnsheeres die Lehnsfolge und verlaſſen das Heer. In diefer Lage fieht 
ji der König genötigt, zu dem Heer nad) dem Kontinent abzugehen, unter Zurüdlafjung 
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feines Sohnes und eines Regentſchaftsrats, der mit den unzufrievenen bewaffneten Baronen 
in Verhandlungen tritt. Ihre Forderung geht auf Ergänzung der Magna Charta dur eine 
Klaufel betreffend ein allgemeines Zuftimmungsredt der Stände zu allen Steuer- 
ausfhreibungen. Der Prinzregent unter Beirat feines Couneil acceptiert die Vorlage 
und unterzeichnet folde, und in Erwägung der inneren und äußeren Lage des Landes rati- 
fiziert nun aud Eduard I am 5. November 1295 diefen Hergang in einer aus Gent da— 
tierten Charta, mit dem hochherzigen Entſchluß, fein föniglihes Wort zu halten. Dieje 
„Confirmatio Chartarum“ in einem franzöfifchen und einem minder vollftändigen lateinifchen 
Tert (Statutes of the Realm I 124. 125) erfennt das Steuerbewilligungsredht der Stände 
des Neichs, jetzt Prälaten, Barone und communitates insgefamt, nunmehr fo unbedingt an, 
daß aud eine Erhöhung der Zölle und Verbraudsfteuern ohne ausbrüdlihe Parlaments— 
bewilligung dur die Faſſung in ihrem franzöfifhen Tert unzweideutig ausgeſchloſſen war. 
Das jeit der Magna Charta jtetig erjtrebte Steuerbewilligungsreht war nun errungen 
= zwar auf der breiten Grundlage der Befigklaffen, welche die Staatsjteuern wirklich 
zahlen. 

Die einzelnen fteuernden Gruppen maden ihre Bewilligungen lange noch gejondert. 
Das allfeitige Intereſſe indejjen forderte Einheit oder doch Verhältnismäßigfeit des Maß— 
ſtabs. Wollte man diefe erreichen, jo mußte man zu einer Bejprehung zufammentreten: 
der König für feine Domänen, — die Barone für ihre Herrfchaften und Mediatjtädte, — 
die Geiftlihen für ihren weltlichen Befis, — die Nitterfchaft für fih und ihre Hinterſaſſen, — 
die Städte für ihre communitas, In verftändiger Einfiht in ihr gemeinfames nterefje treten 
nun zuerjt Ritter und Städte, dann Gemeine und Lords, dann alle Faktoren des Parlaments 
zufammen, womit die Steuerbewilligung in eine ähnliche Form wie die Öejeggebung über- 
geht. Die paktenartige Natur aller Steuerbefhlüffe über eine ſolche Extraordinary Revenue 
des Königs iſt indejjen niemals aufgegeben. Die Steuerbefchlüffe erhalten feinen gefegartigen 
Konfens des Königs, an den fie vielmehr in formeller Urfunde adrefjiert werden, welche 
man fpäter in das Protofoll des Parlaments eintrug. Das leßte Beijpiel der Bewilligung 
in gejonderten Beſchlüſſen ift in 18 Edw. III. In den fpäteren Protofollen werden beide 
Häufer nebeneinander erwähnt. Die alten Steuerbezeihnungen auxilia, scutagia, 
hydagia, tallagia werben noch längere Zeit nebeneinander genannt; die Intereſſen 
der jteuerzahlenden Stände follidieren noch mannigfaltig und verſuchen fih nod in zahl: 
reichen Steuererperimenten. Insbeſondere ift es das Intereſſe des Grundbefiges, welcher 
von Zeit zu Zeit ſeine ſchwere Steuerlaſt durch Naturalabgaben, durch Kopfſteuern, 
durch Steuern nach Kirchſpielen, durch progreſſive Einkommenſteuern ꝛc. zu er— 
leichtern verſucht. Alle dieſe Steuervariationen bleiben indeſſen ephemere Verſuche neben 
dem feſten Grundſyſtem, welches zuletzt alle Grundabgaben in eine allgemeine Grund— 
ſteuer, alle perſönlichen Abgaben in eine gleichmäßige Einkommenſteuer, Zölle und 
Verbrauchsſteuern in einen allgemeinen Tarif verſchmilzt. 

2. Der weitere Anteil der Commoners an der laufenden Neidsregierung 
nen fih in Form von Betitionen, Zandesbeijhwerden, Anträgen, An- 

agen. 

Das erſte Auftreten der Commoners in ihren Petitionen iſt im Kurialſtil der Zeit 
jehr bejcheiven: vos humbles, pauvres communes prient et supplient, eine gewöhnliche 
Formel. Allein ihre ‚Anträge und die von ihnen befürmorteten Petitionen erhalten mit 
jedem Menjchenalter einen ftärferen Nahdrud durch die ftetige „Verbindung von Beſchwerden 
und Beiſteuern“, bei der es allerdings nicht allzuoft fehlſchlug, „daß eine Bill in ſo paſſen— 
der Geſellſchaft durcging“. Im Anschluß an das Net der Anträge hat jih jodann das 
Anklagerecht des Unterhaufes gebildet. Wie die communitas der Grafſchaft ihre amt- 
lichen presentments als öffentliche Anklagen erhebt, fo ließ fich den im Parlament vereinigten 
communitates ein Recht der Anklage nicht verfagen. Als communitas regni beginnen fie 
von dieſem Recht Gebrauch zu machen zum erjtenmal in 51 Edw. II. (1376) in ber 
Weife eines presentment durch die Grafjchaftsjury. Unter Richard II werden die Anklagen 
zahlreih. Die Macht eines ſolchen Anklägers und die hohe Stellung eines ſolchen An— 
geflagten machten diefe Fälle jelbitverftändlich zum Gegenjtand der vorbehaltenen höchſten 
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Jurisdiktion; fie gehen aljo an den „König im großen Nat”, und es beginnt damit 
Er Syſtem der Minifteranklagen in Form von impeachments des Unterhaufes vor dem 
DOberhaus. 

3. Ein Anteil der Commoners an der Gefetgebung ift aus der Fort— 
bildung ihres Petitionsrechts hervorgegangen. In den Fällen, in welchen es zur Abhülfe 
einer Landesbeſchwerde einer neuen Verordnung bedurfte, war diefe bisher verfafjungsmäßig 
von dem König im Nat, bei wichtigeren Gegenftänden feit Eduard I mit Zuftimmung der 
Prälaten und Barone im großen Rat ergangen. Von einer Zuftimmung der Commo- 
ners war noch nicht die Rede. Allein der Antrag jelbft enthielt auch ihre im voraus 
erflärte Zuftimmung zu dem zu erlaffenden Geſetz. Die wachjende Autorität der Commons 
giebt diefer virtuellen Zuftimmung allmählich einen foldhen Wert, daß man beginnt, ihren 
Konjens auch formell zu erwähnen, wie dies einmal im letzten Negierungsjahre Eduards I 
und unter Eduard II mehrmals gefhehen. Den Wendepunft aber bildet die lange geld- 
bedürftige Regierung Eduards III, welde von Jahr zu Jahr, im ganzen nicht weniger als 
fiebzigmal, volljtändige Barlamente zu berufen veranlaft war. Die Commons, die bis da— 
hin nur gelegentlich in den Parlamentsbefhlüffen erwähnt waren, werben jebt jelten mehr 
weggelafjen, ihre Mitwirkung auch ſchon im Eingang der Geſetzbeſchlüſſe erwähnt. Der ge- 
wöhnliche Stil unterfcheidet nun Antrag und Zuftimmung: der König verordnet auf An- 
trag der Gemeinen mit Beiftimmung der Lords und Prälaten. Es war nur nod) ein 
Schritt von einer ſolchen nitiative bis zu einem Zuftimmungsrecht, deſſen ausdrüdliche 
Anerkennung in 5 Rice. Il. und 2 Henr. V. folgt. Seit Heinrih VI wird es Eitte, die 
Geſetzanträge fogleih in Form eines Geſetzentwurfs einzubringen. Die heutige Cingangs- 
formel der Statuten hat ſich indefjen erſt unter der fatholifchen Maria gebildet. 

Auf diefer Grundlage firiert fi nunmehr ein begriffsmäßiger Gegenjaß von Geſetz 
und Verordnung im Sprachgebrauch der Geſetze, der Gerichte, der Wiſſenſchaft. Seit der 
Zeit, in welcher Heinrich II und III wichtige königliche Verordnungen mit Zuſtimmung der 
Notablenverfammlungen erlafjen hatten, hatte man die folenneren Geſetzerlaſſe ald assizes 
von den einfeitigen föniglichen Exlafjen zu fondern begonnen. Die jetigen Geſetze find Ver— 
einbarungen des Königs mit allen drei Ständen des Neihs, statuta im Sinne ver- 
einbarter Satungen, in Form von Landtagsabſchieden. Seit 1 Edw. III. datiert die eng— 
liihe Jurisprudenz die fogenannten statuta nova, weil erſt von diefer Zeit an die Mit- 
wirfung der drei Stände eine regelmäßigere ift. Sie werden ald Landtagsabſchiede mit 
fortlaufenden Kapiteln citiert. Die älteren gleich geltenden Verordnungen feit der Magna 
Uharta (statuta vetera) werden angewandt, ohne näher einzugehen auf den Charakter 
der anordnenden Autorität. 

Hand in Hand mit dem anerfannten Zujtimmungsredht der Commons entwidelt ſich 
unter der langen Regierung Eduards III die Rechtsauffaffung, nach welcher die mit Zu- 
ftimmung der Stände erlafjenen Verordnungen eine ftärfer und dauernder wirfende Kraft 
üben, jofern das mit Zujtimmung der Lords und Commons vom König 
VBerordnete niht mehr ohne Zuftimmung der anderen Faktoren geändert 
werden fünne. Es ijt die Nechtslogif des germanischen Rechts, welche damit wieder in 
Wirkſamkeit tritt. Kann das ius terrae nur durch Verordnung consensu meliorum terrae 
abgeändert werden, jo wird das mit diefem Konfens veränderte Landesrecht felbjt wieder 
zum ius terrae, welches nur consensu meliorum terrae, jet alfo nur mit Zuftimmung der 
Commons abgeändert werden fann. Die bindende Kraft des föniglihen Verordnungs- 
rechts durch ordinances oder proclamations bleibt grundfäglich bejtehen, aber jeine Anwen— 
dung ift verfchränft, jofern dadurd frühere statuta aufgehoben werden follen. Ein foldhes 
Gebundenfein des Königs an dauernde Grundgefege, auch in Widerſpruch mit feinem augen= 
blidlihen Willen, drüdt fchon der Krönungseid Eduards II aus. Mit feiner fonfequenteren 
Durdführung fommt ber tieffonfervative Grundzug der Parlamentsverfafjung zur Geltung, 
welche die füniglihe Gefeggebungsgewalt in ihren Würden beftehen läßt, aber die Abän— 
derung des beftehenden Nechts an erfchwerende Vorbedingungen bindet, in deren Ermange- 
lung ein Willensausdrud des Königs nicht als Geſetz angefehen werden foll. Es entjpricht 
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dies jo fehr dem ftetigen Weſen des Staats, daß es in allem Wechſel der Jahrhunderte der 
Grundgedanke geblieben it. 

4. Diejer Entwidlungsgang der Nechte der Commons führte ſtillſchweigend zu einer 
Trennung des Gejamtparlaments in zwei Häufer Sie war zunädit ſchon 
Folge der Stellung zur Krone und des weiten Vorſprungs, melden das Haus der Yords 
bereits gewonnen hatte, ald die Commons in anfangs fehr befcheidener Stellung hinzutraten. 
Die Thätigfeit des großen Rats ſchloß ſich als ein Mitfprehen an eine Staatöregierung in 
ihrer ganzen Machtfülle. Nach ihrer Berufung ad ardua negotia regni zogen fih natur- 
gemäß die Magnaten mit dem föniglichen Rat zurüd und ließen die Vertreter der Kom— 
munen für fi. Schon in 8 Edw. III. findet ſich eine Beratung, zu welcher die Ritter der 
Grafſchaften und die gentz de la commune zufammentreten und eine gemeinfchaftliche 
Antwort geben. In 25 Edw. II. ijt von einer Beratung der Commoners in dem Chapter 
House die Nede, und ſeitdem finden unverkennbar die Verfammlungen der beiden Teile in 
verfchiedenen Lokalen ftatt. In 51 Edw. III. wird der erfte Spreder der Commons 
erwähnt, der für fie Gefamterflärungen abagiebt. Unter Richard II ftehen fie als formierte 
Körperfchaft da, bei der Abſetzung Richards II als anerkanntes Glied der jebigen Stände 
des Neihs. — Seit diefem Akt ftand der ufurpierte Thron des Haufes Lancafter nicht mehr 
auf Geburtsrecht allein, fondern auf Anerfennung des Parlaments. Cs kommt daher die 
Seit gegenfeitiger Anerkennung der Verhältniffe, wie fie durch ſolche Hergänge ge: 
worden waren, daher auch einer flaren Auseinanderfegung der Funktionen, welde in dem 
Parlament von Gloucefter 9 Henr. IV. ihren Ausdruck findet durch eine Deklaration, in 
welcher die getrennten Funktionen der beiden Häufer und auch ſchon der Vortritt des Unter- 
haufes bei den Geldbewilligungen anerkannt werden. 

5. Aus diefem Bildungsgange ergaben ſich endlich auch die aktiven und paſſiven 
Wahlrehte zum Unterhaus. Daß diefe MWahlrechte erſt nah Ablauf eines Jahr: 
hunderts Gegenjtand gejeglicher Deflarationen geworden, erflärt fi) aus dem Hergang der 
Entjtehung. Als Eduard I zum erjtenmal feine getreuen Kommunen berief, waren es be- 
ſtehende Körperfchaften, und es verftand fich von ſelbſt, daß dieſe Körperſchaften jo be- 
rufen wurden, wie jte verfafjungsmäßig ihre öffentlihen Geſchäfte verfahen in ihrem Graf: 
Ichaftsgericht (county court), zu welchem die Städte ihre Repräſentanz durch urſprünglich 
42 burgesses zu jenden hatten. Die Wahl der ſtädtiſchen Mitglieder fand in der jtädtifchen 
Körperfchaft ftatt, wurde aber auch vom Sheriff an den Hof berichtet. Nach älterem Her— 
fommen wurden dieſe Kreisverfammlungen von vier zu vier Wochen jedesmal an demjelben 
Wocentage abgehalten. Es erfolgten daher befondere Einladungen nur an die zu einem 
bejonderen Gerichtsdienft befohlenen Gerichtsmänner, während es anderen Nachbarsleuten nur 
freiftand, bei der VBerfammlung zu erfcheinen. Eine Veranlaffung zur Prüfung der Legiti- 
mation war nicht vorhanden, da nad alter Weiſe die Vorfchläge nur von einer angejehenen 
Perfon gemacht und durch Acclamation angenommen wurden. Erhob ſich etwa ein Widerſpruch, 
jo fonnte diefer wieder nur von einer angejehenen Perſon erhoben und bezw. durch Acclamation 
angenommen werben. Es ift daher bis zum Schluß des Mittelalters von feiner Stimm- 
zählung die Rede, jondern von einem „common assent* der Verfammlung. Da nun aber 
diefer Geſchäftsgang von dem vorfisenden Sheriff öfter gemißbraucht wurde, um nad jeinem 
Belieben gewiſſe Perfonen als gewählt einzuberichten, jo erging in 7 Henr. IV. c. 15 die 
jtrifte Vorfchrift, daß die Wahl in voller Berfammlung proflamiert und von allen an: 
wejenden Gerichtsmännern vollzogen werden foll. Der Sheriff foll das aufgenommene Pro- 
tofoll von allen Wählern unterfiegeln lafjen und als amtliden Wahlberiht dem Kanzler 
einreihen. In den Mahlausfchreiben unter Heinrih IV wird der Sheriff ausdrüdlich ver- 
pflichtet nur denjenigen einzuberichten, der die Mehrzahl (maiorem numerum) der Stimmen 
erhalten habe. Das damalige Grafichaftsgericht befand ſich übrigens ſchon in etwas verfallener 
Geitalt, da die wichtigeren Givil- und Straffachen vor den Aififen und Uuartalfitungen 
verhandelt und entjchieden wurden. Dem Recht nach freilich fonnten alle libere tenentes 
teilnehmen, welche nad) der alten Gerichtäverfaffung als Gerichtämänner, wenn aud nur 
aushülflih, berufen werden fonnten. In der Wirklichkeit beteiligte fih in gewöhnlichen 
Heiten eine jehr kleine Zahl. War aber eine folhe Wahl ausdrüdlid angefündigt oder 
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befannt oder ein Tagesinterefje im Spiel, fo entjtanden Mafjenverfammlungen kleiner Leute, 
welhe am aktiven Dienjt der Gejchworenengerichte feinen Teil nahmen, welche nur ad hoc 
erfchienen und deshalb tumultuariihe Wahlen veranlaften. So wird der wirkliche Zuftand 
in dem Eingang des nunmehr erlafjenen Statuts beichrieben. In Erwägung defjen wird 
in 8 Henr. VI. e. 7 verordnet, daß fünftig nur Freifaflen von 40 sh. Jahresrente an den 
Wahlen teilnehmen follen; nad) 10 Henr. VI. ec. 2 nur 40 sh. freeholders innerhalb 
der Grafihaft. Damit iſt das Wahlrecht wieder auf den normalen Grundfaß des jegigen 
Gerichtsdienſtes zurüdgeführt, der feit länger als einem Menjchenalter als Gejchworenendienft 
ebenfo begrenzt war. 

Derfelbe Grundgedanfe macht ſich geltend für die Begrenzung der paffiven Wähl- 
barfeit. Zunächſt war in c. 1 Henr. V. als jelbjtverjtändlich deflariert, daß die Ge- 
wählten wie die Wähler anfäfjig (resident) in der Grafichaft fein jollen, da ja der Graf: 
ichaftsverband als folcher zur Vertretung berufen wird. Da es fich aber um eine Berfamm- 
lung der meliores terrae handelt, jo jah man es anfangs als felbjtverjftändlih an, daß 
Ritter der Graffhaft gewählt werden follten, wenn auch ohne Unterſchied zwiſchen Kron— 
und Aftervafallen, aus den jchon oben entwidelten Gründen. Da indefjen ein großer Teil 
der Beier der Ritterlehne den Ritterfchlag abzulehnen pflegte, jo mußte man fidh fehon 
frühzeitig mit esquires (valetti) begnügen, und es wurden deshalb die Sheriffs angemiefen, 
milites seu alios de comitatu wählen zu lafjen (3. B. a. 1322). Der fo jchon vorhandene 
Zuftand wird ſchließlich deklariert in Henr. VI. e. 15, „daß nur notable Ritter und jolche 
esquires und gentlemen der Graffchaft zu wählen feien, welche Ritter werden fönnten, 
aber feine yeomen und darunter”, — alſo ungefähr übereinjtimmend mit der Uualififation 
zum Friedensrichteramt. Co ift es 400 Jahre lang dem Prinzip nad) geblieben. 

Die Auswahl der ftädtifhen Wahlförper blieb bei der Mannigfaltigfeit dieſer Ver— 
hältniffe in dem erjten Jahrhundert völlig disfretionär. Unter Eduard I find nacheinander 
165 eities, towns und boroughs zum Parlament geladen, und zwar a. 1283 zuerjt 21, 
a. 1295 weitere 94, fpäter bis zu etwa 200, die aber niemals voll vertreten waren. An- 
ſcheinend wurde das Wahlausfchreiben an ſolche Ortjchaften gerichtet, die ald befondere Amts- 
bezirfe (hundreds) oder als Teiljtüde einer hundred (liberty) von der Amtsverwaltung des 
Sheriffs unter eigenen Vögten erimiert waren. Da es aber bei der Berufung zunächſt auf 
Gelvbeiträge abgejehen war, fo wußten fich fleinere und entferntere Ortichaften noch lange 
Zeit hindurch der Yadung zu entziehen und find in den PBarlamenten wieder verſchwunden. Erft 
ald das Unterhaus als Körperfchaft mit einem Sprecher ſich feiter fonfolidiert hatte, fixiert 
fi die Zweizahl der Abgeordneten, und aud die Zahl der regelmäßig geladenen und reprä- 
jentierten Städte gewinnt mehr Stetigfeit. Am Schluß der Regierung Eduard IV 
waren es 112 mit je zwei Mitgliedern. Für London werden nad einigen Schwankungen 
jeit 1378 vier Mitglieder berufen. Die unverhältnismäßig jtarfe Vertretung der boroughs 
im Verhältnis zu den Graffchaften erregte fein Bedenken, da nad alter Weife noch feine 
Stimmzählungen jtattfanden, fondern Vorſchläge und Gegenvorfchläge von einem angefehenen 
Mitglieve proponiert, dur Acclamation angenommen oder verworfen zu werben pflegten. 

Allen diefen Ummwandlungen des weltlihen Staats gegenüber blieb nun 

V. der Organismus der Kirche nad der Zeit der Magna Charta weſentlich un- 
verändert und umfaßte diefelbe Bevölkerung noch einmal in einer der Form und dem Geijt nad) 
jehr verſchiedenen Verfaſſung. Am Schluß der vorigen Periode hatte die Macht der römifch- 
fatholifhen Kirche ihren Höhepunft erreicht, auf welchem fie ein in fich gejchlofjenes Staats- 
ſyſtem geworden if. in fouveränes Oberhaupt der Kirche fteht gegenüber dem welt« 
lichen König und beanfprudt in England fogar eine Zehnsoberherrlichfeit mit einem jährlich 
zu zahlenden Lehnstribut. Ein geiftlihes Parlament mit Ober- und Unterhaus (convo- 
cation) tritt in diefer Periode gegenüber dem weltlichen Parlament. ine geiftlihe Geſetz— 
gebung, Steuerbewilligung und Gerichtsbarkeit ſteht gegenüber der weltlichen. 

Im Anfang der Periode acht nun das Beftreben Eduards I dahin, neben den Prä- 
laten au die Kapitel und die Pfarrgeiftlihfeit zum Parlament zu laden. Zunächſt 
um dem pärftlichen Beiteuerungsverbot entgegenzutreten, wollte Eduard I der nieberen Geift- 
lichfeit eine analoge Stellung wie den Commons geben, um aud in ihr den Einn für das 
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nationale Gemeinwohl zu erhalten. Es ergeht daher mit den Eingangsworten Praemunientes 
die Anmeifung an alle Bifchöfe, zur Landesverfammlung auch die Dechanten und Archidia— 
fonen in Perfon, jedes Kapitel durch je einen, den Pfarrflerus der Diöcefe durch je zwei 
Bevollmädtigte vertreten, zu citieren. Allein je feiter Nitter und Bürger ald Commoners 
im Unterhaufe zu einer Körperfchaft verfchmelzen, um fo mehr fcheinen ſich die aufftrebenden 
Mittelftände der Geiftlichfeit im ganzen zu.entfremden. Die Geiftlichfeit ihrerfeitS weigert 
fi, einer Ladung zum Laienparlament Folge zu leiften, bleibt in ihren Verfammlungen für 
fih und macht ihre gefonderten Steuerbewilligungen. Eine Kohärenz der weltlihen Mittel: 
ftände mit dem nieberen Klerus war bei gänzlicher Verfchiedenheit in Lebensberuf, Erziehung 
und jocialen Intereſſen nun einmal nicht herzuftellen, am menigften mit der cölibatären 
Geiftlichfeit der römiſch-katholiſchen Kirche. Die Commons im Parlament erwidern die 
Starten Abjonderungsbeitrebungen des Klerus mit einer glei ſtarken Eiferfucht gegen das 
Kirchenregiment, ſoweit dasjelbe ald Regierung eines auswärtigen Machthaber erfchien, 
in befonders erhöhtem Maße feit der Überfievelung des Papftes nad Avignon. Es ergeben 
fih daraus in diefer Zeit eine Neihe von Gefehen zur Abwehr der wirklichen oder vermeint- 
lichen Übergriffe der geiftlichen Gewalt. Unter der allgemeinen Bezeichnung praemunire 
wird eine Neihe folcher Überfchreitungen mit ftrengen Strafen bedroht. Das erite 
st. 27 Edw. III. st. 1 richtet fi) gegen die Gitationen nah Nom in Angelegenheiten, 
welche zur Kognition des föniglichen Hofes gehören. Die darauf ergehenden writs of „prae- 
munire facias“ mit Androhung der Acht und fchwerer Leibes- und Gelditrafen bilden den 
Vorgang einer Neihe von Statuten gegen Erlangung von firchlichen Amtern zum Präjudiz 
des Königs oder eines Unterthanen, gegen Ausführung von Geldern in das Ausland, gegen 
Einbringung von Erfommunifationsurteilen vom Ausland, gegen Eremtion geiftlicher Per- 
fonen, gegen Befreiung von der Zehntverpflichtung, gegen Einmifchung des Papftes in die 
firhlihen Wahlen. Das statute of provisors 25 Edw. III. st. 4 bebroht alle Perſonen, 
melde die päpitliche Verleihung einer Pfründe annehmen, mit Gefängnisitrafen und ®er- 
wirkung aller amtlichen Einfünfte des Nominierten. Der praftiihe Erfolg war indeſſen 
doch nur ein Kompromiß zwifchen Krone und Kurie, nah weldhem König und Papſt in der 
Hegel ihre Nominierten durchfegen und die Wahl der Kapitel nicht zur Geltung kommen 
lafjen. Alle Wiederholungen des Statuts führten praftifh nur zu einer Teilung der Er- 
nennungen zwijchen König und Papſt. Es reihen fih daran nodh ergänzende Sta- 
tuten fpecielleren Inhalts gegen Einführung, Annahme und Vollziehung päpftlicher Bullen 
und anderer Erlaſſe in das NKönigreih, Verbote der Veräußerungen zur toten Hand, 
7 Edw. I. st. 2, und andere minder wichtige. ine Abneigung gegen den Klerus zeigt ſich 
unter Nichard IT auch in der Proteftion der Keßereien (Lollarden). Erft unter Heinrih IV 
erlangte die Kirche vom Staat die fchärferen Strafordnungen gegen die Ketzer, unter fort: 
dauerndem Widerfprud des Unterhaufes. Unter Heinrih V wird die Ketzerei zu einem 
Vergehen auch gegen das gemeine Recht erklärt. 

Nicht leicht ift es im diefer Periode feitzuftellen, wie tief die antirömifche Bewegung 
ging. Es war vorzugsmweife das Nationalgefühl, welches ſich durch die päpſtlichen Ansprüche 
verlegt jah in einer Zeit, in welche die fiebenzigjährige „babyloniſche Gefangenschaft“ des 
Papſttums in Avignon fiel. Einige Scharffichtige und gemifjenhafte Männer der Zeit verftanden 
die tiefer gehende Zerrüttung der gefamten Kirhe: allein ihre Stimme fand ficherlich mehr 
Miderhall in dem Nationalgefühl, in der Unzufriedenheit über mannigfaltige Mifbräuche der 
kirchlichen Verwaltung als in der Überzeugung von der Unmahrheit einzelner römischer 
Glaubenslehren. 


VI. Der Gliederbau des parlamentariihen Staats, wie er nun durd das 
Sahrhundert der organischen Gefetgebung geworben tft, fcheint bereit3 die Grundzüge der 
fpäteren Parlamentsverfaſſung darzubieten. Allein der Unterfhied von der Verfaſſung des 
achtzehnten Jahrhunderts liegt zunächſt darin, daß die zahlreichen offenen Stellen ver 
Hoheitärechte, welche noch nit durch die Geſetzgebung firiert find, der perjönlichen Ent- 
Schließung des Königs anheimgegeben bleiben. Noch bejteht feine Barteiregierung im 
Sinne des achtzehnten Jahrhunderts. Noch jteht völlig getrennt von dem weltlichen Staat 
die Kirche da. Noch vereint ſich die wirkliche Staatsregierung in der Berfon des Königs, 
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feinen Räten und Gerichten. Noch befteht Fein PBarlamentshaushalt, feine Einwirkung ver 
Stände auf eine zufammenhängende Geftaltung der Einnahmen und Ausgaben des Staats. 
Der Schwerpunkt der Finanzen liegt noch in der erblichen Nevenue des Königs. Dem 
König, nit dem Parlament, legt der Schagmeifter einen status der Nevenuen, ein Jahres— 
budget vor (mie dies zum erften Male a. 142] erwähnt wird). Nocd verbindet fi mit 
den Rejervatrehten der Krone (der Prärogative) die Idee einer außerordentliden 
diftatorifchen Gewalt des Königs, die in einem ungewöhnlichen Notjtand des Staats 
die felbitgefegten Schranken, Geſetz und Gerichtsverfaffung, beifeite jegen und durch außer: 
ordentlihe Maßnahmen, Behörden und Verordnungen Abhülfe Schaffen fann. 

Das im ganzen harmonisch geitaltete Staatsweſen hat nun aber in der zweiten Hälfte 
ver Periode einen Bruch erfahren, der wejentlih auf dynaftifhen Kämpfen um den Befig 
der Krone beruht. Die Thronentjegung Richards II durch die jüngere Linie des Föniglichen 
Haufes führt zwei Menfchenalter jpäter infolge der NRegierungsunfähigfeit Heinrichs VI zu 
dem dreifigjährigen Kampf der weißen und der roten Roſe. Indem der Monardie die Zügel 
des Staats entfallen, treten in der Geſellſchaft die älteren Bejtrebungen des Lehnsadels in 
überrafhend gewaltthätiger Tendenz hervor, genährt durch Kampf und Zagerleben im Lauf 
des hundertjährigen Kriegs mit Frankreich, in welchem ſich zahlreihe Schichten der Gefell- 
Schaft dem Leben der englifchen Grafjchaften mehr oder weniger entfremdet haben. In den 
Kämpfen der großen Adelsverbände um den Befit des Throns trat in offenem Widerſpruch 
gegen die nftitutionen des Landes ein feubales Gefolgsweſen (liveries), Partiererei und 
Brivatfehden in das ſchon feit geregelte Leben der Grafſchaften hinein, melde feinen anderen 
dauernden Erfolg hinterlafjen fonnten als eine felbftmörberifche Vernichtung der großen Adels- 
familien felbjt. In dem Ausgang des wilden Streits erringt das ftaatsfluge Haupt der 
Norks den Sieg auf Koften der großen Familien des Landes. Geſtützt auf die Commons, 
erklärt Eduard IV die Regierung der Könige aus dem Haufe Lancafter für Thronraub, die 
Lancaſters, Somerſets, Exeters, Northumberlands, Devonfhires, MWiltfhires, im ganzen 
151 Edelleute, Ritter und Geiftliche verfallen dem Hochverratsgefete, nit durch Gerichts- 
urteil, fondern der Kürze wegen durch Parlamentsbeſchluß (bill of attainder). Ein 
Fünftel des Grund und Bodens ſoll durh Acht und Konfisfation in die Hände des 
Königs gefommen fein, der eine perjfönlihe Regierung mit erbarmungslofer Strenge 
wiederheritellt. 

In wunderbarem Gegenfate gegen die frühere Zeit zeigt fi in aller Verwirrung aber 
dennoch die Kohärenz der feiten Beftandteile des jegigen Staatswejens. Unter dem Getöfe 
ver Waffen gehen Neichsgerichte, reifende Richter und juries ihren ununterbrochenen Gang, 
waltet die Gerichtöbarfeit des Kanzlers gegen fraud, deceipt, violence und Befisftörung mit 
probatio in perpetuam rei memoriam und Habeas corpus-Defreten, während der Adel in 
dem King’s Couneil mit Intriguen, auf dem Felde mit blanfen Waffen fämpft. 

Ebenſo dauernd find die Grundlagen, melde die Ständeverhältniffe diefer 
„reichsitändifchen“ Weriode gewonnen haben. Durch den Neichsrat formieren ſich Kron- 
vafallen und Prälaten zu einem reichsſtändiſchen Adel, deſſen friegsmächtigfte Häupter freilich 
in dem Krieg der beiden Nofen zu Grunde gegangen find. Durd Unterhaus und Graf: 
Schaftsverfaffung verfchmelzen die Heinen Kronvajallen mit den Untervafallen zu einer 
politifch bedeutenden Beſitzklaſſe. Die Bürgerfchaften der Städte mit den Freiſaſſen bilden 
einen politifch berechtigten dritten Stand, aus welchem jedoch die ftädtifchen Honoratioren 
allmählich hervortreten und in dem Haufe der Gemeinen wie in den Friedenskommiſſionen 
mit der landed gentry auf ziemlich gleihem Fuß erjcheinen. Alle Stände find, verglichen 
mit der normannifchen Zeit, gewiſſernaßen um eine Stufe erhoben. Die feite Kohärenz, 
welde das Syſtem diefer Ständebildung durch selfgovernment und Steuerleiftung mit den 
höchſten Funktionen der Staatsgewalt verbindet, erjtredt ſich bis in die unterjten Schichten 
herab als eine Nechtögleichheit, die für wirkliche Tüchtigfeit und Verdienſt wohl thatfächliche 
Hinderniffe, nirgends aber rechtliche Schranken fest. Die englifche Gefellihaft hat damit 
eine Grundrichtung aur Entfaltung individueller Tüdtigfeit und That- 
fraft erhalten, welche den Lauf ihrer Geſchichte in den nädjitfolgenden Generationen be 
ſtimmt hat. 

89 * 
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IV. Beriode. 


Das 3eitalter der Tudors und der Reformation’, 


(1485 — 1603.) 


Der 30jährige Kampf der beiden Linien des königlichen Haufes war, wie bemerft, in 
einen Selbjtmord des großen friegerifhen Adels und feiner Gefolgfchaften verlaufen, feines- 
wegs aber in eine Schwächung des Königtums. Nachdem der romantifche Traum einer Er- 
oberung Frankreichs vorübergegangen war, fanden ſich Nitterfhaft und Städte wieder auf 
die friedliche Entwidlung des infularen Staats hingemwiefen, und aud der wachſende Unab- 
hängigfeitsjinn der unteren Schichten neigte ſich mehr dem föniglichen Regiment zu als einem 
faftiöfen Adelsregiment. Mit fcharfem Blid hat die Dynastie der Tudors — und von Anfang 
an Heinrich VII — diefe Lage erfannt. Als Hauptgefahr der Monarchie war im legten 
Menfchenalter ein militärifches Übergewicht der großen Herren hervorgetreten, Naturgemäß 
wandte fich die neubefeftigte Dynaftie zuerft an die dringendfte Aufgabe: Befeitigung der 
militärifchen Gefolgfchaften (liveries) der Magnaten. Mit dem Verbluten des Adelsfampfes 
war die Zahl, der Reichtum und die Kraft der alten Geſchlechter von ſelbſt gefhwunden. 
Wurden aud viele Erben alter Namen in ihre Titel und Ehren rejtituiert, fo erhielten fie 
doch weder den ungefchmälerten alten Beſitz zurück noch die alte Stellung zu bewaffneten 
Gefolgihaften noch das alte fürftliche Anfehen im Lande. Die Niederhaltung der großen 
— iſt der Hauptgedanke der Politik Heinrichs VII in oft engherzigen, repreſſiven 
Maßregeln. 

Königlicher verfolgt dieſelbe Politik ſein Nachfolger Heinrich VII. Zum erſten 
Male zeigt unter ihm die Staatsverwaltung eine ſyſtematiſche Fürſorge für die arbeitenden 
Klafien, ernſte Fürforge für Erziehung, Arbeitfamfeit und Armenpflege, felbit für Volks— 
zerftreuungen , freundliche Nüdficht für Gilden, Handwerfervereine, Handelsgejellihaften und 
andere Maßregeln, jo aut die Zeit fie verftand. Unbeftritten ift vor allem Heinrichs Ver: 
dienit der Auswahl tüchtiger Beamten. Unbeftreitbar ift auch der Erfolg diefer Verwaltung: 
innere Ruhe und Wohlitand in Stadt und Land. Die eigentliche Aufgabe der fo befeftigten 
Monardie, die providentielle Miffion der Dynaftie wurde nun aber 


1. die Durchführung der Reformation und die Aufrictung der anglifaniichen 
Nationalkirche, welche von Heinrich VIII zunächſt aus perfönlichen Beweagründen begonnen, 
demnächſt mit Härte aber unvergleichlicher Willenskraft durchgeſetzt iſt. 

! Aus Quellen und Yitteratur diefer Periode ift etwa folgendes hervorzuheben: 

Die Gefetesurfunden in den fogenannten Statute Rolls enden mit 9 Henr. VII und geben 
in den Rotuli Parlamentorum auf. Die vollftändige Gefekgebung der Zeit enthält die offizielle Ge— 
ſetzſammlung (Statutes of the Realm. 1810 ff.) Vol. I. p 4 9-64: Vol. III und IV. 

Die Barlamentsverhbandlungen find in den Rotuli Parlamentorum als Driginalatten 
feit 12 Henr. VII im Parliament Oftice vorhanden. Mit 1 Henr. VIII beainnen die amtlichen 
Journals of the House of Lords, from 1 Henr. VIII to 30. Aug. 1642. Tie Journals of the House 
of Commons beginnen mit 1 Edw. VI (1548). 

Die fonftigen State papers in unabiehbbarem Umfang find in zahlreichen Serien veröffentlicht. 
Die Staatsratsprotofolle (Sir H. Nicolas, Proceedings ete.) reihen bi® zu 33 Henr. VII. Tie 
State papers find gedrudt aus der Zeit Heinrihs VII. Vol. I—XI (1%90—1852). State papers 
a. 1571—159 by Murdin. 1750. Gin Calendar of the State papers a. 1547—1580 hy R. Le- 
mon 1857 mit Fortfegungen. 

Die Rehtsgeihichte von Reeves umfaßt in Band IV und V die Zeit der Tudors. Sir 
Edw. Coke's Institutes Part. II bilden eine Sauptautorität auch für das öffentlihe Recht. Für 
die allgemeine politiihe Geſchichte: Hallam, Constitutional History. Vol. I; Lingard, 
History of England. Mit umfangreihen Uuellenftudien: Froude, History of England since the 
fall of Wolsey ete. 1858 ff. Vol. I-XIU; BaulisYappenberg, Geidhichte von England. Bd. V 
(bis zu Seinrih VIII. Ranke, Enaliiche Geichichte, vornehmlih im 16. und 17. Jahrhundert. 
Bd. 1. 1859; Camden, Annales Britt. regn. Elisabeth; Th. Smith, The Commonwealth of Eng- 
Jand. London 1589 (Politiſcher Zuftand zur Zeit Elifabeths). 
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Nachdem unter der wieder befeftigten Dynaſtie die Nation fih als Einheit fühlen ge- 
lernt, fehrte in verftärftem Grade die infulare Volfsabneigung gegen den römischen Primat 
zurüd. Die gänzlihe Veräußerlihung, in welche die römische Kirche auf dem Höhepunkt 
ihrer Macht verfallen war, hatte jest die ganze Fatholifche Welt ergriffen, hatte den päpft- 
lichen Stuhl in das Net der Kämpfe und Intriguen der europäifchen Großmächte verwidelt, 
Hatte die ehemalige Solidarität des Katholicismus gegen die Härefieen gelöft und damit den 
Neformationsbeftrebungen ein freieres Feld geöffnet. Es ift zuerft das Gefühl nationaler 
Selbjtändigfeit, welches fih gegen den kirchlichen Univerfalftaat auflehnt. Während die 
deutfche Reformation zunächſt aus einer geiftigen Bewegung, aus tiefer Überzeugung von 
der Irrigkeit Fatholiicher Glaubenslehren hervorgeht und erit jefundär auf den Staat 
reflektiert, ijt die englifche in ihrem Anfang ein nationalpolitifcher Akt, der ſich erit nad) 
Menfchenaltern zu einer geiftigen Bewegung in der Maſſe des Volks vertieft. Sie ift eben 
deshalb in ihrem Anfang „praftiicher“ d. 5. äußerlider. Da die römische Kirche ſich in 
feiten Befigungen und Staatsinftitutionen verweltlicht hat, jo wird fie auch auf diefem 
äußerlidhen Boden bekämpft, in ihrem Beſitz und ihrem Oberhaupt: Abmwerfung der 
Oberherrlichkeit des römischen Bischofs ift das nächte Ziel. Daher verlaufen die Map- 
regeln Heinrihs VIII lediglih in eine Ummandlung der äußeren Macdtverhältnifje: un- 
mittelbare Unterordnung der Bijchöfe unter die Zönigliche Regierungsgewalt, majjenhafte 
Sälularifation der Kloftergüter und deren Verwendung zu großen Dotationen weltlicher 
Haren, Ausfhließung jeder Einwirkung des römischen Biſchofs, Erklärung des Königs als 
geiftliches Oberhaupt der englifhen Kirche und Sanftion diefer Stellung durd die Strafen 
des Hocverrats, — Alles das mit Zuftimmung eines bereitwilligen Parlaments, mit Unter- 
ordnung der Glaubenslehren, die in den 39 Artikeln Gardiners mit möglichit geringer Ab- 
weichung von dem römischen Dogma das Bibellefen auf „Leute von Stande“ befchränfen ! 
Eine fo jtaatsfluge Reformation fonnte freilich der engliichen Nation den fchweren Kampf 
um die höchiten menfchlihen Wahrheiten nicht erfparen, fondern nur in eine jpätere Gene: 
ration verfchieben. 

Zur wirkliden Ausführung fam die Neformation der Glaubenslehren erit unter der 
Negentichaft unter dem Namen Eduards VI, fomohl inDogma wie in Kirchendienjt und 
Liturgie, in Abſchaffung des Cölibats und allgemeiner Geftattung des Bibellefens. Diefe 
proteftantifhe Reform war das Werk Granmers und anderer Männer von wahrhaften 
religiöfen Überzeugungen. Aber die Meinungen der Nation waren noch geteilt. Die Mafje 
der Bevölkerung hatte bisher andere Glaubensfäge gelernt, viele fanden jih in ihrem 
Gewiſſen geängitigt, andere wieder zu einer weitergehenden Agitation getrieben. In den 
befigenden Klafjen fämpfte das Intereſſe an den neuerworbenen fäfularifierten Kirchengütern 
mit politifchen Bedenken gegen die Neuerung. Die religiöfen Wirren durchkreuzten ſich mit 
Unzufriedenheit, Not und focialen Zerwürfnifjen im Lande, denen der Reichsregent, Herzog 
von Somerjet, nicht gewachſen war. Die ſchwache Regentſchaft unterliegt den ehrgeizigen 
Intriguen des Herzogs von Northumberland, der in der Verwirrung der Zeit jogar die 
Thronfolge zu Gunften der eigenen Familie an fich zu reißen ſucht. 

Selten ift eine Reformation ſcheinbar rafcher bejeitigt worden wie diefe engliihe unter 
der fatholifhen Maria. Unter dem Eindrud wieberfehrender Adelsfämpfe um die 
Krone und unter dem Drud allgemeiner Notftände, in dem Gefühl der Notwendigkeit 
monardifcher Ordnung wandte ſich die Nation faſt einmütig der legitimen Erbin des 
Thrones zu, der vom Schickſal hart geprüften älteren Tochter Heinrichs VIII. Noch einmal 
iſt es die Staatäraifon, der die höheren Gefichtspunfte der Kirchenreformation geopfert 
werden unter Nüdfehr terroriftifcher Keberverbrennungen. Die Aufhebung der königlichen 
Suprematie, die Wiedereinführung des Cölibats und des fatholifchen Abendmahls, die Wieder: 
verföhnung mit Rom geht mit anfehnlihen Majoritäten dur das Parlament, — nur nicht 
die Rückgabe der Kloftergüter. 

Die Regierung der „blutigen Maria” iſt indefjen nur eine furge Unterbrehung in dem 
Syſtem der Tudord. In ihrer Nachfolgerin Elifabeth konzentriert fih noch einmal der 
Olanz des englifhen Königtums. Geläutert durch ſchwere Prüfungen, gefräftigt durch die 
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Glaubenstreue, fi klärend durch Selbftprüfung aus der dem Volke nicht mehr verfchlofjenen 
Heiligen Schrift, faßt jet der protejtantifche Glaube feine feiten Wurzeln in den Gemütern 
des Volks, erhält durch eine forgfältige Revifion des Gebetbuchs, der Liturgie und des 
Rituald eine dem PVerftändnis und der Überzeugung der großen Mehrheit des englifchen 
Volkes entfprehende Form und damit die Möglichkeit der Miederaufrichtung der einheit- 
lihen Kirche in der einheitlihen Nation. Durch die Act of Supremacy, 1 Eliz. c. 1, und 
die Act of Uniformity, 1 Eliz. c. 2, erflärt Elifabeth als Regiererin der Kirche die pro— 
teftantifche für die verfaffungsmäßige Staatskirche (by law established) und die 
ganze Bevölkerung der Staatsfirhe von Rechts wegen zugehörig!. 

Mit der föniglihen Suprematie-Erflärung tritt nun aber der gefamte NRegierungs- 
Organismus der römischen Kirche ala Teil der königlichen Prärogative den Regierungsredhten 
im Gebiet der Weltlichfeit Hinzu. 

Für das oberfte Kirchenregiment wird ein Dberfirdenrat, High Commission Court, 
gebildet als ein zweites Privy Couneil aus fönigliher Ernennung, mit allen hergebradhten 
Kompetenzen der höchſten Kirchenregierung. 

Die Erzbifhöfe und Biſchöfe behalten die herfümmlichen Gemwalten der Kirchen— 
regierung und Jurisdiktion in ihren Sprengeln, aber untergeordnet dem König in Er- 
nennung und Amtsbauer, als föniglihe Vertrauensämter durante bene plaeito. Dieje 
Beamtenftellung nimmt den Synoden des Klerus die frühere Selbitändigfet. Mit den 
Möndsorden und Klöftern find die befeftigten Plätze des Firchlichen Einflufjes verfhmwunden. 
Die Macht ihres Befites ift durch die Säfularifationen wefentlih abgeſchwächt. 

Die Pfarrer, Reectors und Vicars, find durch die königliche Hierarchie jest mittelbar 
dem Königtume untergeordnet, ftehen aber durch das Patronatsreht auch in Verbindung mit 
den bejisenden Klaſſen, durch Kirchenfteuer und Kirchenvorfteher in Verbindung mit den 
Ortögemeinden. 

Diefem ftufenweis fuborbinierten Beamtenftaat ift nun das ganze Laientum in fird- 
lihen Dingen untergeben. Die bisherigen Unterthanen des kirchlichen Staates find durch 
die Reformation in das gleiche Verhältnis zur Krone getreten. Zum weltlichen Unterthanen- 
eid tritt der geiftliche hinzu. Abſchwörung der päpftlihen Gewalt ift jest Unterthanenpflicht, 
ihr Bruch Hochverrat. Nah Durchführung der Neformation beginnt folgeweife eine zwei— 
feitige Verfolgung ſowohl der Papiften wie der Diffenters, weniger blutig und leidenſchaftlich 
als im fatholifhen Kirchenregiment, dafür aber Fleinlicher und quälerifcher. Die alten und 
neuen Gewalten der „heiligen Kirche“ bilden eine Kette von neuen Machtverhältniffen der 
Krone. Der bevormundende Geift des Kirchenregiments durchdringt die gefamte Staats- 
verwaltung. 

War nun au im Gegenfag zu dem neugeftalteten Kirchenregiment der äußere Rahmen 
der weltliden Berfaffung unverändert geblieben, fo zeigt fi) doch eine Einwirkung 
der Reformation ebenjo auf die Stellung des Permanent Couneil (II) wie auf das Ver— 
hältnis des Parlaments (III) wie auf die Geftaltung des selfgovernment in Kreis: und 
Drtöverfaffung (IV). 


II. Das Permanent Couneil, jegt Privy Couneil genannt, it mit dem 
Zurüdtreten der Adelsmacht ſeit Heinrih VII in feine urfprüngliche Stellung zurüdgetreten. 
Wie im 14. Jahrhundert ift es wieder der beratende Körper, mit weldem der König die 
höchſten Neichsangelegenheiten leitet, und als folcher wieder ein Ausfluß des Föniglichen 
Willens, unabhängig vom Parlament. Unter Heinrich VIII und Elifabeth it gewiſſermaßen 


ı Für die Geihichte der Reformation ist noch maßgebend die einfeitige, aber quellenmäßige Tar- 
ftelung von Burnet, History ofthe Reformation. 1681. — Neuerdings Vaughan, Revolutions 
in English History. Vol. II, Revolutions in religion. 1861 und vor allem J. A. Froude, History 
of England from the fall of Wolsey to the defeat of the Spanish Armada. Vol. I-XII. Aus 
dem reichen Material darf ich hervorheben den Prozeß der Königin Anna Boleyn vol. II c. 11 und 
App-, die Charakteriftit Deinrihs VIII vol. IV e. 24; den Prozeß gegen Maria Stuart vol. XH 


e. 69. 
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die normale Zeit der Wirkſamkeit des königlichen Rats als-gefegberatender Körper und Yeiter 
der wichtigſten auf die Reformation bezüglihen Maßregeln. 

Seine Kompetenz tritt aber namentlich hervor in einer außerordentliden Straf— 
gewalt, die als fönigliches Nefervatreht vorbehalten, in der vorigen Periode von den 
Parlamenten fontejtiert, aber fchließlich immer wieder anerfannt war. — Es waren zuerjt 
die Nachwehen wilder Parteifämpfe geweſen, Übermut der Großen und ihrer bewaffneten 
Gefolge, welche ein jtarf eingreifendes Polizeiregiment unter Heinrih VII nötig machten. 
„In Erwägung vorhandener großer Tumulte und ungefeglicher VBerfammlungen, Beitehungen 
und Parteilichfeiten“ ermächtigt das st. 3 Henr. VII e. 1 den Kanzler, Schatz— 
meijter und Geheimfiegelbewahrer nebit einem Bifchof, einem weltliden 
Herrn vom Rat und zwei Reichsrichtern auf königlichen Kabinettsbefehl Perjonen 
zur Unterfuhung zu ziehen und zu bejtrafen wegen fieben namentlich genannter Ver— 
gehen. Der König deflariert damit, daß er den Bebürfniffen der Zeit entjprechend feine 
Strafgewalt anwenden werde, und delegiert dafür eine fleinere Zahl von Geheimräten unter 
Beiordnung von zwei Richtern. Heinrich VIII fegt die Einrichtung fort und deflariert, daß 
in diefen Straffällen auch der Präfident des Rats zu den weientlihen Mitgliedern (Quorum) 
gehören foll (21 Henr. VIII. c. 20). In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts trat 
nun aber hinzu die Reformation mit ihren tiefen Eingriffen in kirchliche Autorität und 
kirchliches Eigentum, welche diktatorifhe Gewalten hervorriefen, ſowie der Geift der Ver- 
folgung und Willfür, der aus den Religionsftreitigfeiten hervorgeht; endlich das ſtill— 
fchweigende Einverftändnis zwiſchen Couneil und Parlament über die „zeitgemäße” Aus- 
dehnung einer ſolchen Adminiftrativjuftiz. Bon dem Amtslofal hergenommen, wurde die— 
felbe als Star Chamber, Sternfammer, bezeichnet und war allerdings geeignet, in ber 
folgenden Periode eine verhängnisvolle Nolle zu übernehmen. 


111. Die PBarlamentsverfafiung it in der Epoche der Tudors in Ober: und 
Unterhaus formell unverändert geblieben; der Einfluß der Neformation wird aber in einer 
Schwächung der Stellung der Magnaten und in einem veränderten Geift der Verhand— 
lungen erfennbar. 

Das Magnum Coneilium der Prälaten und Barone ift jetzt als erblider 
Reichsrat anerfannt. Heinrich VII hatte zu feinem erften Parlament zwar nur 29 weltliche 
Herren berufen fönnen. Indeſſen wurden andere fpäter in ihren Rang und teilweis in 
ihren Beſitz wieder eingefegt und bis zum Tode Elifabeths die mweltlihen Pairs mäßig 
vermehrt, jo daß die Zahl der Earls einmal auf 19, die Zahl der Barons einmal bis auf 
41 gejtiegen ift. Die Gefamtzahl der neufreierten und im Range erhöhten Pairieen wird 
angegeben: unter Heinrich VII auf 20, unter Heinrih VIII auf 66, unter Eduard VI 
auf 22, unter Mary auf 9, unter Elifabeth auf 29. Am meiften fühlbar wird an biefer 
Stelle das Verſchwinden der organifierten Militärmacht der großen Barone. Das Oberhaus 
ift dadurch gewifjermaßen in die Verhältnifie des 14. Jahrhunderts zurüdgefehrt. Der 
* Schwerpunft des Staats liegt wieder im Privy Couneil, der Einfluß der Pair haupt- 
ſächlich in der Berufung zu den großen Ämtern. Gerade in diefem glänzenden, jet an— 
erfannt erblichen Adel und in den entlaßbaren Bifchöfen fanden ſich die Majoritäten ebenfo 
für die Gemwaltthaten Heinrihs VIII mie für die verfchievenen Religionen Heinrichs, 
Eduards, der fatholifhen Maria, der proteftantifchen Elifabeth. Einen dauernden Einfluß 
übte auch darauf die Reformation, durch welche ein feiter Beitand von 26 regelmäßig ge- 
ladenen Übten und zwei Prioren verfhwindet. Länger als ein Jahrhundert hört der Adel 
auf, Bertreter der Rechte des Landes zu fein. 

Weniger verändert ijt die Zufammenfetung des Unterhaufes. Einige Erweiterungen 
treten dadurch ein, daß unter Heinrih VIII 27 Barlamentsmitgliever für Wales hinzu— 
fommen, jodann 4 Mitglieder für die Pfalzgraffchaft und die Stadt Cheſter, melde jest 
der Barlamentsverfaffung einverleibt find. Noch mehr dadurch, daß eine Anzahl älterer 
Wahlfleden reftauriert und andere neu berufen werben: unter Eduard VI 22, unter 
Maria 14, unter Elifabeth 62 Mitglieder. Troß der wachſenden Macht der Föniglichen 
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Prärogative fühlen fih die communae den wachſenden Steuerforderungen gegenüber auf 
foliverem Boden jtehend als die weltlihen und geiſtlichen Pairs. Ungmweideutig anerfannt 
ift vor allem der Anteil der Barlamente an der Geſetzgebung. Die Thronfolge aller 
fünf Monarden des Haufes Tudor ift auf Parlamentsgefege baſiert. Das Neformationswert 
ift in allen politifch entſcheidenden Einzelheiten zu ſtande gebracht durch die Beſchlüſſe des 
am 3. November 1529 berufenen Parlaments, und zwar meiftens auf Anträge des Unter: 
haufes; die fämtlichen fpäteren Suprematie- und Uniformitäts-Afte erhalten ebenjo die 
Sanftion parlamentarifcher Geſetzgebung. Die Dynaftie fonnte zu dem Reformationsiwerf 
der vollen Mitwirkung der Parlamente ebenfowenig entbehren wie die regierenden Fürſten 
Deutfchlands ihre Landſtände. 

Ebenfo unbeftritten bejteht das Necht der parlamentariihen Steuerbemwilligung. 
Unter Heinrih VI war allerdings das Tonnen= und Pfundgeld dem Könige auf 
Lebenszeit bewilligt worden und daburd die erbliche Nevenue ſoweit verftärkt, daß ſie die 
laufenden Bedürfniffe der Staatsregierung auch ohne Subjidien leicht zu deden vermochte. 
Übrigens war das Steuerbewilligungsrecht der Landitände dur zwei Jahrhunderte hindurch 
jo feitgemurzelt, daß Heinrih VII und VIII beim erjten Berfuh der MWillfür einen gefähr- 
lichen Widerſtand hervorriefen. Die Barlamente Heinrihs VIII zeigten ſich indefjen in der 
Negel fo willfährig, daß diefer König mehr Subfidien erhoben haben foll als feine Vor- 
gänger zufammen. In dem Gefühl, daß der König für große Aufgaben großer Mittel be- 
dürfe, erfolgten fpäter die auferordentliditen Bewilligungen, — freilih nicht ganz foviel, 
wie Heinrich verlangte. Wo das Parlament direft nicht mehr gewährte, ließ es indirekt 
den Verwaltungszwang gegen einzelne gewähren, jogenannte benevolences, welde durd 
den Nat, durch Specialfommiffarten oder durch Einftellung in die Milizen den Kapitaliften 
eindringlicd gemacht wurden. Diefe Art von Zmangsanleihen (mit oder ohne bejtimmte 
Ausfiht auf Rüdzahlung), unter Eduard IV begonnen, war unter Richard 111 ausdrücdlich 
desavouiert; das Statut wurde aber als Mafregel eines Ufurpators nicht rejpeftiert, mie 
dies fpäter Kardinal Wolſey den Londonern ausdrüdlich erklärte. Unter Heinrih VI wurde 
mit indirefter Billigung des Parlaments diefer Mißbrauch erneut, der nun öfter (namentlid, 
a. 1491. 1505. 1525. 1544) wieberfehrte, in welchem aber imdireft das Subſidien— 
bewilligungsredht anerfannt bleibt. 

Ebenſo wird ein Net der Kontrolle der Verwaltung in mannigfaltigen Yandes- 
beſchwerden und Neligionsbejhwerden der einen oder andern Richtung geübt, zeitweije freilich 
in jehr verändertem Geift, in einer Deferenz gegen die volfsbeliebte Dynaftie, welche oft 
föniglicher als der König erſcheint. Wetteifernd mit dem Oberhaus zeigt fich diejer Geift 
namentlich in der bereitwilligen Verurteilung mißliebig gewordener Günjtlinge, die unter 
Heinrih VIII in der Form der Geſesbeſchlüſſe (bills of attainder) alle Grundfäge eines 
rechtlichen Gehörs beijeite fett. 

Die Anerkennung der Varlamentsrechte erfcheint Schließlih auch in der Aufrechthaltung 
der perjönlichen Rechte (Freiheiten) der Mitglieder. In 4 Henr. VIII. war der Mißgriff 


vorgelommen, daß ein Zofalaericht genen das Unterhausmitglied Strode wegen eingebrachter 


bills ein Strafurteil gefällt hatte. Auf Antrag der Gemeinen erging die übereinjtimmende 
Grflärung der beiden Häufer und des Königs (Statutes of the Realm III p. 53), welche jenes 
Gerichtsverfahren für nichtig erflärt mit dem Zufat, daß „alle Anklagen, Verurteilungen, 
Vollſtreckungen, Geldbußen, Strafen u. f. m., welche gegen Strode oder ein anderes 
Mitglied des gegenwärtigen oder fünftigen Parlaments angeftellt oder verhängt werden 
würden, als nichtiq und wirkungslos behandelt werden ſollten“. — Ebenſo unzmweideutig 
ericheint der Sinn diefer Dynaſtie in der 


IV. #Fortdauer und Fortentwidiung der Grafihafts- und Ortsverfaſſung. 
Zunädjt bleibt in voller Wirkſamkeit das feit Eduard I begründete selfgovernment. 

1. Die Milizverfaffung diefer Zeit gewinnt ſogar eine hervorragende Bedeutung. 
Nach Befeitigung der alten Yehnsmilizen bildet fie die einzige verfafjungsmäßige Bewaffnung 
des Yandes, für die fett Heinrich VIII beſondere Lieutenants des Königs (ſpäter Lord 
Vieutenants) ernannt werden. Durch 4 et 5 Phil. et M. ec. 2. 3 erhält die Miliz eine 
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neue Ausrüſtungs- und Muſterungsordnung in großer Ausführlichkeit. Die Stuarts laſſen 
jedoch ſpäter dieſe Einrichtungen wieder verfallen, und unter gänzlich verwahrlojten Militär— 
einrichtungen beginnt dann der Bürgerkrieg unter Karl 1. 

2. Das Gerichtsweſen bleibt nad dem jeßigen ordo iudieiorum bafiert auf „Judge 
and Jury“, auf ein fyitematifches Zufammenwirfen von königlichen Richtern und Gemeinde- 
ausſchüſſen in Aſſiſen und Uuartalfigungen. Muftergültig iſt das Verhalten aller Regenten 
diefer Dynajtie bezüglih der Achtung der Unabhängigkeit des Nichteramts und Erhaltung 
feiner Integrität. Der Cenſus des Gejchworenendienjtes wird dem veränderten Geldmwerte 
entiprehend durd 27 Eliz. c. 6 verdoppelt. Cine geregelte Beweisverhandlung, die Zu: 
laſſung von Verteidigungszeugen, die allmähliche Ausbildung von Beweismarimen erfcheinen 
als eine zeitgemäße Fortbildung. Daneben verfällt fortjchreitend die Patrimonialgerihts- 
barfeit des court baron, eustomary court und der ländlichen courts leet. 

3. Im Gebiet der Polizeiverwaltung gewinnt das Friedensrichteramt eine 
immer weiter wachjende Bedeutung. Mit den Tudors beginnt eine Kodifizierung der 
Arbeits-, Armenpolizei und Armenpflege in muftergültigen Gejegen; eine zufammenhängende 
polizeiliche Behandlung der Lohnarbeit und der Gewerbe; eine Gejeggebung gegen das 
Vagabundieren und Betteln mit einem verwidelten Decernat über Heimatsrecht, Vagabunden- 
päfje, Zeugniffe, Transportfoften, Dronungsftrafen; eine Gejeßgebung über Jagdkontra— 
ventionen, Bierhausfonzejfionen und fonnere Zweige der Sittenpolizei; eine unerſchöpfliche 
Kette itaatlicher VBorfchriften über die Neligionspolizei. Für die Handhabung einer ſolchen 
Geſetzgebung wurden die alten courts leet mit ihren halbjährlichen Verfammlungen und um- 
ftändlichen Prozeduren immer unzureichender. Unter den Tudors beginnen daher ſchon in 
einzelnen Fällen ſummariſche Strafbüßungen und Orbnungsitrafen vor einem oder zwei 
Ariedensrichtern. Die FFriedensrichter werden ferner zum Vorunterfuhungsamt für 
Strafrälle aller Art. Das st. 1 et 2 Phil. et M. c. 13; 2 et 3 Phil. et M. c. 10 er- 
mächtigt fie, eine examination mit dem Verhafteten und eine information mit denen, welche 
ihn einbringen, über das Faktum und die Umſtände desjelben fchriftlih aufzufesen ſowie 
den verfolgenden Teil und den Zeugen durch Kautionsbejtellung zum Ericheinen in dem 
Hauptverfahren anzuhalten. Es entiteht damit das heute noch übliche Vorunterſuchungs— 
verfahren. Als weitere Ausdehnung fchließt fi daran eine Oberinſtanz der Kirch— 
fpielsverwaltung, auf welde ſogleich zurüdzufommen: ift. 

Es iſt einleuchtend, wie durch diefe Reihe neuer Gewalten die politiſche Be— 
deutung des Amtes gewachſen ift und mit ihm der politifche Einfluß der Klaſſen, welche 
in Graffchaften und Städten das Friedensrichteramt gemohnheitsmäßig verwalten. Zu einem 
formellen Abſchluß kommt die Stellung des Amtes in einem neuen Formular der Friedens 
fommifjion von a. 1590, welches bis heute in Anwendung geblieben ift. 

4. Im Gebiet der Finanzverwaltung dauert nicht nur die geregelte Mitwirkung 
der Gemeindefommiffionen bei Einfhätung der Cubfidien, Zehntel und Fünfzehntel fort, 
fondern gewinnt eine erweiterte Bedeutung durch weitere Entwidlung des Kommunal- 
ſteuerſyſtems. 

Während hiernach die älteren Inſtitutionen des selfgovernment mit ihren in Graf— 
ſchafts- und Amtsbezirk (hundred) wirkſamen Funktionen fortdauern, kommt unter den 
Tudors hinzu eine Entwicklung der Verfaſſung des Kirchſpiels, parish, durch welche 
nun auch den Mittelſtänden eine lebendige Beteiligung am Gemeindeleben und eine feſtere 
politiſche Organiſation gegeben wird. 

Vor allem wird jetzt das Kirchſpiel geſetzliche Grundlage der Armenpflege. 
Schon im Beginn der Reformation hat das st. 28 Henr. VIII. e. 25 eine Zwangspflicht 
der Gemeinden in diefer Richtung ausgefproden. Der gänzliche Verfall der Firchlichen 
Armenpflege, die bald darauf erfolgende Aufhebung der Klöfter und die Fluftuationen der 
Arbeiterbevölterung in diefer Zeit bedingten eine jtetig fortjchreitende Gefeßgebung, melde 
dur 43 Eliz, e. 2 ihren Abſchluß findet. Die Armenpflege ift nunmehr die allgemeine 
gejegmäßige Laſt eines jeden Kirchſpiels, in welchem der Arme einheimiſch, d. h. in welchem 
er geboren oder feit drei Jahren wohnhaft tft. Für die perfönlichen Funktionen wird das 
neue Amt der Armenvorfteher, overseers of the poor, gebildet, welche gemeinschaftlich 
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mit den Kirchenvorjtehern für die arbeitfame Beichäftigung bezw. für die Geldunterftügung 
der Bedürftigen zu forgen haben. Zur Aufbringung der dafür nötigen Mittel, der Armen = 
fteuer, ermächtigt das Geſetz die Armenauffeher, jeden Inhaber eines Hausftandes oder 
Grundbejiges im Kirchſpiel nah Maßgabe feines Einkommens aus dem Realbeſitz einzu— 
ſchätzen, wefentlich übereinftimmend mit den Grundfägen der Kircheniteuer. 

Analog geftaltet fich die für das Gemeindeleben jo wichtige Wegelaft. Das Wege- 
geſetz 2 et 3 Phil. et Mary c. 8 bildet dafür das Amt des Megeauffehers, sur- 
veyor of highways, auf welden ala Organ des Kirchfpiels die nächite Verpflichtung zur 
Inſtandhaltung übergeht. Das Gefet ftuft die Gemeinbelaft nad) Landbeſitz und Geipannen, 
nad Arbeitstagen und Handdienften ab, zu deren Ergänzung aud Steuern ausgejhrieben 
werben fünnen, analog der Armenfteuer. 

Durch diefe zufammenhängenden Einrichtungen ift die Ortsgemeinde zu einem 
jelbjtändigen Leben gelangt, in welchem bereits die Geldwirtfchaft vorherrfht. Aus der 
Beitragspfliht wird ein lofales Beſchließungsrecht abgeleitet unter Kontrolle des höheren 
Amtes der Obrigfeit. In Verbindung damit tritt ein Syitem der Gemeindever- 
fammlungen (vestries) zur Befchliegung über die wirtfchaftlihen Aufgaben der Gemeinde: 
verwaltung. 

An dem Verhältnis zu den Parlamenten, noch mehr an der Gejtaltung des selt- 
government wird es fihtbar, daß die Tudors wohl diftatorifche Gewalten zur Durchführung 
großer ftaatlicher Aufgaben, nichts weniger aber als ein abjolutes Regiment erjtrebt haben. 
Recht und Ordnung gegen die Mächtigen im Lande wieder herzuitellen war ihre nädjite 
Aufgabe geweſen, und dazu gab ihnen ſchon die hergebradhte Prärogative ausreichende 
Gewalt. Durd die weiteren Akte der Reformation gehen dann die Gewalten des Kirchen: 
regiments auf die Krone über als eine überreihe Duelle neuer Machtverhältniffe. Seit der 
Verbindung der kirchlichen Hierarchie mit dem Königtum durddringt von oben herab die 
weltlichen Inftitutionen ein neuer monardhifcher Geift, am meijten unter Elifabeth. Die 
Tudors haben aber nad innen und außen diefen Zuwachs ihrer Macht im füniglihen Sinne 
gehandhabt, durch fraftvolle Vertretung der Reformation, durch wirtſchaftliche und politische 
Entwidlung der Nationalfraft. Auf dem Höhepunkte diefer Zeit ift unter der langen 
glorreichen Regierung Elifabeths ein Fräftiges Staatswejen vorhanden, charakteriſtiſch durch 
eine blühende Entwidlung der Mittelftände und eine neue geiftige Erhebung der ganzen 
Nation, — als Einheit zufammengehalten durd; die danfbaren Sympathieen einer Bevölferung 
für die Monarchie, welche die große Aufgabe des Jahrhunderts fraftvoll gelöft hat. 


V. Beriode. 
Das 3eitalter der Stuarts und die Revolution’. 
(1603—1688.) 


Die enaliihe Reformation hatte das Königtum zum Univerfalfuccefjor des Papfttums 
gemadt. War mit Befeitigung der lange befämpften Fremdherrſchaft des italienischen 
Kirhenhaupts ein wichtiger Schritt gefchehen zur Befreiung der Geifter, jo war damit aud) 
ein bedenfliher Schritt gefchehen zur Gefährdung der Yandesverfafjung. Der Gegenfat, der 


! Die Gefegesurfunden diefer Zeit enthält die offizielle Geſetzſammlung (Statutes of the Realm) 
Vol. IVa. V. VI. VHa. Für die Zeit der Republik dazu ergänzend: Acts and Ordinances during 
the Usurpation from 1640 to 1656 by Henry Scobell. London 1658. Die Barlamentäver- 
handlungen giebt in ziemlich ausführlichen Auszügen Parry, Parliaments. 1839. S. 240-603. 
Seihichtsdarftellungen: Macaulay, History of England; Hallam, Constitutional History 
vol. 1. U. Für das maifenhafte Material: Rushworth, Historical Collections from 16. James 1. 
to the death of Charles I (1659-1701). Die Staatsrechtsfragen der Revolution behandeln: Cla- 
rendon, The History of the Rebellion. Oxf, 1705. Bas. 1798; Burnet, History of his own 
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das Mittelalter fo lange und fo tief bewegt hatte, war damit in das innere der Ver- 
faffung verfegt. Bis dahin war die Grenzlinie zwifchen Kirche und Staat dur die 
Nationaleiferſucht bewacht worden: jeht war diefe Schranke zwifchen beiden gefallen, feit 
beide fich unter einem oberjten Herrn vereinigt haben. Die beiden Richtungen des menſch— 
lichen Geiftes, die bisher in Kirche und Staat ſich verförperten, find innere Gegenfäge im 
Staate ſelbſt geworben. 

Nach taufendjähriger Anihauung der Völfer gab es nur eine Kirche. Die lebende 
Generation befand ſich aber in einem erbitterten Streit, melde Kirche die wahre 
chriſtlich-katholiſche ſei. Die Möglichkeit einer Gleichberehtigung oder auch nur einer 
Duldung verſchiedener Befenntnifje innerhalb eines Staatswejens war den Lebensanſchauungen 
noch völlig fremd und in der That unmöglich, folange jede Kirche das Recht der Ehe 
und alle wichtigen Grundlagen des perfönlichen Familienrechts, den öffentlichen Unterricht 
und zahllofe andere Rechtsverhältniffe des bürgerlichen Lebens als Gegenftand ihrer Gefeß- 
gebung und Verwaltung behauptete, unterworfen der kirchlichen Zwangsgewalt, die, wie jede 
Staatsgewalt, nur eine einheitliche, ausfchließliche Gewalt fein fonnte. 

Indem nun aber die Reformation zu Streitigkeiten nicht nur zwifchen der alten und 
neuen Kirche, fondern aud unter den jtrengeren und freieren Richtungen der Reformation 
führte, welche jede ihre ausſchließliche Geltung im Staat beanfpruditen, war die Krone 
genötigt worden, ihre Stellung nad) beiden Seiten zu nehmen und die anerkannte National: 
firhe mit den Mitteln der Staatsgewalt aufrechtzuerhalten. Nachdem dies unter Elifabeth 
in gemäßigter aber fejter Weife gefchehen, wurde es immer mehr fühlbar, daß die Krone 
durch die Reformation eine neue felbjtändige Stellung gewonnen, daß die Supre- 
matte die Bedeutung der Prärogative geändert hatte, ebenfo wie in Deutjchland die Stellung 
der Landesherren eine andere geworben war durch das fogenannte ius reformandi, Im 
Bereich der Kirche regiert der König als abfoluter Herr mit einem kirchlichen Beamtenitaat ; 
im Bereich der Weltlichfeit dagegen nur als formelle Autorität mit befchließenden Barla- 
menten und felbjtändigen communitates, Beide Spyfteme ftanden in täglicher Berührung 
nebeneinander. ine Obrigkeit aber, welche in dem bisher höheren Kreife der Kirche un— 
umfchränft herrfchte, hatte das natürliche Beftreben, auch in dem weltlichen Kreife nicht an 
die Beichlüffe von Lords und Gemeinen gebunden zu fein. Durch das tägliche Ineinander— 
greifen geiftliher und weltlicher Verwaltung übertrugen fi unmillfürlih die Vorftellungen 
von dem Necht eines geiftlihen Oberherrn auf deſſen Stellung zu Parlament und Yaientum. 
Mährend das Mittelalter feine Verfaſſungen nicht durch Reflerion, fondern nad) dem Gefühl 
des Rechts und der ntereffen und durch Herkommen gebildet hatte, entftehen hier zum 
eritenmal theoretiihe Syiteme des föniglichen Rechts, überwiegend aus theologischen An- 
ſchauungen und theologiſcher Argumentation gebildet. Die VBerfammlungen des Klerus in 
den beiden Häufern der Konvokation werden von nun an der Hauptfis abjolutiftifcher 
Staatslehren. Nach wenigen Jahrzehnten haben ſich die Elerifalen Vorftellungen bereits 
fonfolidiert in den eanones der Konvofation von 1606, welde die abfolute Monarchie 
aus Gottes Gebot und der Natur des Menſchen als die allein berechtigte Staatsform, die 
Rechte des Parlaments als gottlofe Ufurpationen proflamieren. 

Die Fortentwidlung der Verfaffung hing davon ab, ob die neue Dynajtie der 
— dieſen Beſtrebungen gegenüber die von Eliſabeth gezogenen Grenzlinien innezuhalten 
vermochte. 

Allein der Königsfamilie der Stuarts fehlte der Sinn für eine Würdigung 
ſolcher Aufgaben. Bisher hatte in der Geſchichte Englands ungefähr von Generation zu 
Generation das Königtum in auf= und abjteigender Linie ſich dargeftellt: jett erjcheint 
die abjteigende Richtung in einer ganzen Dynaftie, in einer Dauer von drei Gene- 
rationen. Es hat faum jemals eine Negentenfamilie den Thron befefien, welche in gleichem 


time from the Restauration ete.,; Guizot, Histoire de la revolution d’Angleterre, Histoire de la 
Republique d’Angleterre und in anderen Schriften: Dahlmann, Englifche Geihichte. Bd. I— VL. 
Berlin 1859 ff. Über die politifhen Streitichriften von Hale, Prynne, Selden, Brady 
u. a. vgl. R. v. Mohl, Die Litteratur der Staatswillenichaft I 325—8380, II 70 ff. 86 ff. Neuere 
Beiträge in Vaughan, Revolutions in English History. Vol. III. 1863. 
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Maße fih eines jeden Gefühls föniglicher „Pflichten“ ſo bar und ledig gefühlt hätte. 
Ihre Anſchauungs- und Handlungsweife hat ſogut wie nichts gemein mit dem Charakter 
des englifhen Königtums und des englifhen Volks, fondern gehört der Hauspolitif der 
Guises und dem Neligionsftreit Schottlands an. Ehen damit verläuft dies Jahrhundert in 
einer Reihe von Verfaffungsfämpfen, und zwar: 


I. in dem Kampf des iure divino-Hönigtums mit dem Parlament, welcher, 
unter Jakob I mit doftrinären Streitigfeiten zwifhen König und Parlament begonnen, 
jchließlich mit der Hinrichtung Karls I endet. 

Was der „Königskunſt“ Jakobs mißlungen, iſt unter Karl J zum entſcheidenden 
Kampf geworden. Die Angriffe des iure divino-Königtums richten ſich alsbald auf ven 
praftiich entfcheidenden Punkt: Befeitigung der Subfidienbemwilligungen. Jene 
periodifchen Geldbewilligungen ſetzen ein ftetiges Syitem der Vereinbarung zwijchen Krone 
und Parlament voraus, mit welchem ein abfolutes Regiment nicht zu beitehen vermochte. 
Schon Jakob I hatte verfucht, feine Theorie der „Oberſouveränität“ zur Ausichreibung von 
neuen Zöllen anzuwenden. jener Verſuch wurde jet ernjthaft aufgenommen mit dem melt- 
hiftorifch gewordenen Schiffsgeld, welches auf Grund einer fingierten Kriegsgefahr von 
allen Küſten- und Binnengrafihaften ausgefchrieben wurde. Es handelte fi dabei um ein 
Steuerquantum von durchſchnittlich 200 000 Pfund Sterling, reichlich entiprechend den gewöhn- 
lihen Subfidienbewilligungen. Als Grundlegung dafür war zuerft ein einftimmiges Gutachten 
der zwölf Richter über die Vorfrage eingeholt worden. Nachdem dann der Fall durd 
Hampdens Meigerung ‚zur richterlihen Entſcheidung gebracht worden, fand fi nochmals 
eine Majorität der Nichter für die Yegalität der Steuer auch in iudicando. Cs war dies 
der Schwerpunft der Angriffe gegen die Parlamentsverfafjung und ein Wendepunft für den 
Verfafjungsitreit, weil er die legte Tendenz der Regierung und zugleich die ſyſtematiſche Kor— 
ruption der Gerichte gemeinverjtändlich konſtatierte. 

Die gefeßgebende Gewalt der Parlamente hatte ihre offene Stelle in dem nicht 
jtreng begrenzten Gebiet der Ordonnanzen, welche zwar nit gegen Barlamentsitatuten 
aber doh daneben verbindlihe Normen der Verwaltung bilden. Sobald aber unter 
Karl I fein Parlament mehr einberufen und durch die Sternfammer eine adminijtrative 
Erefution geſchaffen wurde, fiel jene Schranfe fort. Die Polizei» und Finanzmaßregeln der 
Negierung wurden nun durch eine fortichreitende Kette von Ordonnanzen weiter geführt 
und durch finnlos hohe Geldſtrafen der Sternfammer zugleih eine anſehnliche Finanzquelle 
aeichaffen. 

Ein weiteres Kampfmittel fand die Krone in ihrem Kirhenregiment, weldes die 
Ernennung der oberjten Kirchenbehörde und der Biſchöfe in die Hände des Königs gelegt 
hatte zur Aufrechterhaltung der Landeskirche in ihrer durch die Parlamentsgejege anerkannten 
Geſtalt. Die jetzige Handhabung macht dies — — lediglich zum Inſtrument des 
iure divino- Königtums, fehrt unter Grabifchof 3 Yaud in eine offen Fatholifierende Richtung 
zurüd, mit maßlofer Strenge und endlofen Quälereien gegen difjentierende Meinungen und 
Selten. Das Reformationswerk erfcheint immer unzmweideutiger nur noch als Mittel zur 
Erweiterung der Gemwalten des Königs und des Klerus. 

Der Unterbau der engliſchen Berfaffung, die Verbindung der Staatshoheits- 
rechte mit den Kommunalverbänden, macht dieje Negierungsweife auf die Dauer unmöglich 
infolge des Mangels der vollziehenden Organe. Das durd) feinen Befis unabhängige Be- 
amtentum des selfgovernment ließ ſich weder durch Einſchüchterung nod durd Aussicht 
auf Belohnung zu Werkzeugen der Unterdrüdung gegen feine Gemeindegenofjen organifieren. 
Darauf beruhte es, daß der Anjturm gegen die Parlamentsverfafjung vom Gentrum aus 
ſich langſam in den Graffchaften brad, in denen die wirkſamen Organe der Ausführung 
fehlten. An dem feſten Gliederbau der engliſchen Grafſchaft in ihrer jetzt vorhandenen feſten 
Kohärenz mit den Stadt- und Kirchipielsverfafjungen jcheitert der Abjolutismus. Die 
Mittel des Syſtems erſchöpfen fich, die Kriegsnot und der fchottifche Aufitand zwingen nad) 
11 Jahren den König zur Wieverberufung eines Parlaments; zunädit des jogenannten 
„Kurzen Parlaments“, welches zwar nad) wenigen Wochen (eitfinnig entlajjen wird, aber 
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nur, um bald nachher dem „Langen Parlament‘ vom 3. November 1640 Platz zu 
machen. 

Die Mafregeln des Langen Barlaments richten fi der Reihe nad gegen den Miß— 
brauch der Gewalten und nehmen daher eine rüdläufine Bewegung gegen die drei miß- 
brauchten Organe der königlichen Gemalt: 

1. gegen die forrumpierten Gerihtshöfe: mit Erklärung der Ungeſetzlichkeit des 
Schiffsgelds und Kaffierung des Urteild gegen Hampden werden die teilnehmenden Richter 
in Anflagejtand verfeßt; 

2. gegen das Privy Couneil: gegen Strafford wird die Anklage wegen Hocverrats 
erhoben, zu deſſen bill of attainder und Hinrichtung aud) der König, ebenfo feig wie felbit- 
fücdhtia, feine Zuftimmung giebt. Für alle Zukunft aber wird die abminijtrative Straf: 
gewalt und Giviljuftiz des Privy Couneil und alle Nebeninftitute der Sternfammer 
durd) st, 16 Car. I. e. 10 aufgehoben. 

3. Gegen den Mißbrauch der Kirchengewalt geridtet ift die Aufhebung des 
High Commission Court, welcher durch st. 16 Car. I. e. 11 in gleicher Weife für 
alle Zeiten befeitigt wird. Es reiht fih daran eine Anklage gegen 12 Bifchöfe. Weiter 
refolviert am 1. September 1642 das Unterhaus nemine contradicente: die Aufhebung 
des bifhöflihen Amtes und die Sequeftration des firdliden Vermögens. m weiteren 
Verlauf folat die Verurteilung und Hinrichtung des Erzbifhofs Laud. 

Unmittelbar darauf folgt der Ausbrud des Bürgerfrieges, in weldem die Parla- 
mentsarmee nad) jahrelang unentfchiedenen Kämpfen durch Übergang in das Syſtem der 
regulären Eoldtruppen die Oberhand behält. An dem beginnenden Bürgerkrieg treten auf 
zufällige Veranlaffung die Parteinamen „Kavaliere“ und „Rundföpfe” hervor. Adel, Ritter: 
ſchaft, Bürger und Bauern fpalten fih in zwei Lager. Auf der Seite des Königs fämpft 
die größere Hälfte des Adels und der alten gentry, auf der Seite des Parlaments die 
Mehrzahl der blühenden Städte und der freien Bauerfchaft, an ihrer Spite teils Lords, 
teild Männer der alten landfäffigen Ritterfchaft oder doch angefehener Familien. Die Maſſe 
der Truppen auf beiden Seiten bilden die ebenfo aefpaltenen Zandesmilizen. Es ift in 
den erften Jahren die herrſchende Gefellfhaft, welche zwiefpältig geworden, beiderfeits 
nod zum Vergleich bereit. Es iſt dabei nichts von einem Klaſſenhaß erfihtlih. Sehr 
lanafam und unter ftarfer Einwirkung der heterogenen fchottifchen und irischen Elemente 
löfen ji die feiten Kohärenzen und Rechtsvorftellungen des monarchiſch fonjtitutionellen 
Staats, in welchem noch alle Parteirihtungen einen Anfchluß an das Königtum fuchen. 
Nah jahrelang unentichiedenen Kämpfen behält aber die Parlamentsarmee die Oberhand 
durch Ubergang in das Spitem der regulären Soldtruppen. Die ftehende Armee giebt 
fortan der Bewegung ihren Halt und Hintergrund, zunädft noh im Bündnis mit den 
ſchottiſchen Anfurgenten, denen fi der König nad der hoffnungslofen Niederlage feiner 
Anhänger in England ergeben hat. Hand in Hand mit dem Sieg der Waffen geht in 
Parlament, Armee und Petitionen aller Art die Geltendmadhung der Bibelargumente, mit 
welhen die Sekten das göttlihe Recht des Königs befämpfen, — mit gleichem Scharflinn, 
gleicher Dialeftif, gleiher Hartnädigfeit wie die Hoftheologie. Aus der Parlamentspartei 
treten jet die Elemente hervor, deren Ideale von Kirche und Staat meit über die be- 
jtehende Ordnung der Dinge hinausgehen. Erſt jegt war gefommen die Zeit der Männer 
des religiöfen Glaubens an die Freiheit; und Dliver Crommell war ber erfte ge: 
weſen, welcher ein Regiment bildete von folden „Männern, wohl gewappnet durch Die Ruhe 
ihres Gewiſſens und von außen durch gute eiferne Rüftung, feftitehend wie ein Mann“. 
Es waren die durh den langen Verwaltungsdrud und dur die Fatholifterende Richtung 
der Staatäfirche zum Fanatismus getriebenen Sekten. Mit innerer Notwendigkeit hatte das 
abfolutiftiihe Syitem in feinen äußerften Konfequenzen zu einer ertremen Geltendmadhung 
des Prinzips der Selbitbejtimmung in Kirche und Staat geführt und damit zu dem republi= 
fanifchen Berfaffungsideal. Halb willig, halb widerwillig räumen die Mittelparteien den 
Ertremen das Feld. Gegen die legten Vergleichäverfuhe erhebt fih die NRemonftranz 
der Armee, in welcher „Seine Ercellen; der Lord General und der Generalrat der Offi— 
jiere die Gefahren des beabfichtigten Vertrages mit dem König vorftellen und verlangen, 
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dab die Perfon des Königs in dem ordentlichen Wege Rechtens verfolgt werde“. Als 
dennoch die Commons am 5. Dezember 1648 mit 129 gegen 83 Stimmen die Annahme 
der Friedensbedingungen befchließen, fchreitet das Heer mit Waffengewalt gegen die Majorität 
ein, nimmt 47 Mitglieder des Haufes gefangen und erklärt 96 andere für ausgejchlofjen. 
Troß erhobener Proteſte fit die zurüdbleibende Minorität als House of Commons (Rumpf: 
parlament) weiter und erhebt die Anklage gegen den König wegen Hocverrats gegen Das 
Volk von England, welche in die Beitellung einer Gerichtsfommiffion, die Verurteilung und 
Hinrihtung des Königs endet. 


11. Die Republif, 

Der fönigslos gewordene Staat ijt zur Nepublit geworden, „the Commonwealth of 
Eugland“, wie man fie nannte unter Vermeidung eines fremden unpopulären Ausdruds. 
Eine Parlamentsafte vom 19. Mai 1649 erklärt das Volk von England ala „ein Gemein- 
wejen und freien Staat“. Das Königtum und das Haus der Lords find ald „unnötig 
* ya Freiheit des Volks gefährlih” durch Beichlüffe des Parlaments ausdrücklich auf- 
gehoben. 

Die Regierung der Commonwealth wird zunädft von dem Rumpfparlament und dem 
Nat der Offiziere unter dem Proteftorat Crommells geführt, fräftig und ruhmvoll nad 
außen, aber gewaltthätig im Innern des Landes. Auch diefe Negierung ſcheitert an dem 
Unterbau des englifchen selfgovernment. Kirchfpiel, Graffchaft und Parlament ftanden fi 
wie disiecta membra gegenüber von dem Augenblid an, in welchem Staatsfirhe und 
Biſchöfe befeitigt, die erblihe Pairie außer Thätigfeit gefegt, die königlich gefinnte gentry 
ihrer politischen Rechte und ihres Beſitzes beraubt, die kleinen wahlberechtigten Städte be- 
feitigt, der Cenſus durch die Verfaffungsverfuche der Republik neu geftaltet war. Die Zer- 
reißung diefer Grundlagen macht das verfafjungsmäßige selfgovernment von unten 
herauf zur Unmöglichkeit. Eben daran jcheiterten die ſechsmal gemachten Verſuche zur Neu: 
bildung der PBarlamentsverfafjung ebenfo nad) dem Ein: wie nad dem Zmweifammerfyitem. 
Groß und fiegreih im Waffenfampf, waren die Anfchauungen dieſer Partei doch unfähig, 
die Geftalt der Berfafjung irgendwie dauernd zu bejtimmen. Nur durch Militärgouverneure 
war die polizeilihe Ordnung aufrechtzuerhalten, nur durch Polizeigewalt die zur Be- 
zahlung der Soldarmee nötige unerhörte Steuermafje einzutreiben. An Stelle der Stern: 
fammer und des Oberfirchenrats der Stuart jah ſich das Land terrorifiert von einem noch 
ftrengeren Herrſcher, einer ftehenden Armee, einem militärifch-polizeilihen Regiment, mit 
Beifeitefegung des Parlaments und aller freien pnftitutionen des Yandes. Es beruht auf 
einer‘ Verfennung der realen Verhältniffe, wenn die Unmöglichkeit unter diefer Reichs— 
verwejerfchaft. zu einer regelmäßigen Parlamentsregierung zu gelangen auf Herrſchſucht des 
Proteftors zurüdgeführt wird, während fie auf der Zerreißung aller der Kohärenzen be- 
ruhte, aus welchen fi die Parlamentsverfafjung zufammengefügt hatte. An dem Willen 
dazu hat es fomwenig gefehlt wie an dem jtetigen Drängen der jiegreichen Partei felber. 
Die unfruchtbaren Parlamentsverfuche diefes Jahrzehnts erfcheinen aber als Präcedenzen für 
alle Zeiten. Es fonnte das nur ein Zwifchenzuftand fein, welder von feiner Partei 
auf die Dauer gewollt war. Der Tod des Proteftors mußte naturgemäß zu einer Nüd- 
fehr der alten PBarteimajoritäten und diefe zur Reftauration führen. 


111. Die Reitauration Karls II beruht auf der mwohlbegreiflihen Neaktion der be- 
figenden Klafjen gegen das Regiment der Armee und der puritanifchen Parteien. 

Sn dem erjten Stadium der Neftauration gehen die Royaliften und die ge 
mäßigte Mittelpartei noch ziemlidy einmütig miteinander in gezwungener Mäßigung mit 
NRüdjiht auf die nod vorhandene puritanifche Armee. hr gemeinfames Werk ift die Her: 
ſtellung der parlamentarifchen Verfaſſung, alfo: 

feierliche Anerkennung der Erbmonardie und Sanftion ihrer Unverleglichfeit durch 
Beitrafung der „regicides*; 

Heritellung des Oberhaufes, d. h. der erblichen Lords, jedod) fpäter mit Sufpenfion 
der Fatholifhen Stimmen ; 
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Herftellung des Unterhaufes, d. 5. der Vertretung der Graffchaften und der her- 
kömmlichen Städte, wobei mit Beifeitefegung der unter Crommell verfuchten Reformen den 
verfallenen Flecken ihr Stimmrecht wiedergegeben, großen Städten, wie Mancheſter, Leeds, 
Halifar, wieder genommen wird; 

Herftellung der Graffhaftsverfaffung mit Befeitigung der Gouvernements und 
unter Neorganifation der Miliz als Bewaffnung der befisenden Klafjen. 

Nah Erledigung diefer Kompromißfragen folgt die Auflöfung der Armee und des 
Parlaments. In dem neugewählten Parlament von achtzehnjjähriger Dauer aber legt fi die 
fiegreihe royaliftiihe Partei feine Schranten mehr auf in Verfolgung der politifchen Gegner 
und in Purififation des kirchlichen und weltlichen Beamtentums. Da die Mehrheit des 
legtern Korporationsbeamte find, fo war dies nur möglich durch Aufitellung von Amtseiden, 
welche jeden aufrichtigen Gegner von den Ämtern ausfchloffen. Die „Akte zur Negu- 
lierung der Korporationen” macht die Überzeugung von der Unrechtlichfeit der resistance 
zur Bedingung der Zulafjung und Fortführung jedes ftädtifchen Amts, Künftig Gewählte 
follen außerdem das Abendmahl empfangen haben nad anglifanifhem Ritus ein Jahr vor 
Zulafjung zum Amt. In gleicher Weife wird durd eine neue Uniformitätsafte das Be- 
fenntnis zum anglifanifchen Gebetbuch zur Probe für das geiftlihe Beamtentum gemacht, 
um troß feierliher Zufagen die presbyterianifchen Geiftlihen aus ihren Pfründen zu ver- 
treiben. Ergänzende Polizeigefebe gegen die jogenannten Konventifel, d. 5. gegen den 
Gottesdienft der Difjenters, Geſetze zur Beichränfung des Petitionsrehts und zur Ver- 
ſchärfung der Genfur bilden den gewöhnlichen Apparat einer politifchen Reaktion, welcher 
hier aus einer fpontanen Bewegung beider Parlamentshäufer hervorgeht. 

Die überföniglichen Parteimorte, die Gewaltſamkeit der Mafregeln gegen jede Oppo- 
fition, gegen Preſſe und Vereinsrecht können leicht den Schein eines Rüdjchritts über die 
Grenzen der Parlamentöverfafjung erregen. Allein, troß alles Eiferns gegen die Revolution 
und aller Dftentation der hochkirchlichen Univerfitäten, ließ fich doch die Thatfache nicht un— 
gefchehen machen, daß die Reftauration eine Wiedereinfehung des Königtums durd die 
befigenden Klafjen gewejen war, welde eben deshalb in Dber- und Unterhaus an— 
fpruchsvoller auftreten als jemald. Die Regierung Karl3 II iſt der Form nad eine 
normal-parlamentarijfdhe. Alle Gejetgebung diejer Zeit beruht auf unzweifelhafter 
Majorität legal gewählter Parlamente. Kein Verſuch außerordentlicher Geſetzgebung durch 
den Nat ijt ermeut worden. Ebenſo unbeitritten bejteht das Bejteuerungsredht: fein Verſuch 
einer Erjchleihung von Zöllen, benevolences, Zwangsanleihen. Parlamentarifche Kon- 
trolle der Verwaltung und Anflagerecht werden wirkſamer wie jemals ausgeübt. Formelle 
Überfchreitungen der Verwaltung find feltener ald unter den Tudors. Die Möglichkeit 
folcher war auch größtenteils befeitigt, da felbjt die ertravaganteften Bekenner des göttlichen 
Rechts der Krone und der Nidjtrefiitenz von „Sternfammer“ und High Commission Court 
nichts wiſſen wollten. MWefentlih erhöht ift fogar der Einfluß des Unterhaufes auf die 
Finanzen, befonders durch die fogenannten Appropriationsflaufeln. Mitten unter 
den Intriguen des Hofes und der Parteien fommt durch 17 Car. II. c. 1 eine Änderung 
in Gang, nad welcher den Subfidienbewilligungen eine VBerwendungsflaufel beigefügt wird, 
dur welche das Unterhaus in das Ausgabebudget des Staats einrüdt und damit eine 
weniger ſichtbare, aber nachhaltige Einwirkung auf den Gang der Staatöverwaltung gewinnt. 
Nicht minder charakteriftifch für diefe Zeit find die Etifettenftreitigfeiten der beiden Häufer, 
als Ausdrud des Gefühls allfeitiger Sicherheit. 

Die Stellung des Königtums den fo gewachſenen Anfprücen des Parlaments 
gegenüber war feineswegs jo günftig, wie die ultraroyaliftifchen Theorieen erwarten ließen, 
Indeſſen bejtand doch noch ein meitreichender Einfluß des Königs durch feine geiftliche 
Suprematie und weltliche Prärogative, dur die Ernennung des Couneil und der Neid)s- 
richter, durch Gnadenbewilligungen, durch perfönlihen Einfluß auf das Perfonal des Ober- 
haufes, des Unterhaufes und wichtiger Lokalämter. Die Zukunft des Königtums hing von 
dem Gebrauch ab, den das reftaurierte Königtum von feinen hergejtellten Gemwalten zu machen 
mußte. Verderblicher als alle Gegner wurde für diefe Zukunft die beifpiellofe Frivolität 
und Pflichtvergefjenheit, mit welcher Karl II das föniglihe Amt verwaltet Hat. Während 
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Karl I den Glauben an das Königtum politifch, hat fein Nachfolger diefen Glauben mora- 
liſch untergraben. 

Das Ernennungsredht des Couneil führt in den Händen Karls II zur Ber- 
wandlung eines ehrbaren Minifterrats in ein gemifjenlofes Kabinett. Auh nah Weg- 
fchneidung der Gerichtägewalten des Rats blieb diefem „Cabinet“ die Beſchließung über wichtige 
Mafnahmen der inneren Politif und das ganze Gebiet der auswärtigen. Geſchichtlich be- 
fannt ift der davon gemachte Gebrauch unter dem „Kabale-Minifterium” fowie unter 
der Verwaltung Desburys und Danbys, wie Jahr für Jahr die nterefjen des Landes und 
der Landeskirche an Ludwig XIV gegen Zahlung geheimer Fonds verkauft wurden, und wie 
Karl in dem elenden Handel nur darauf bedacht war, dem franzöfifchen König feine Dienjte 
zu dem möglichft hohen Preife zu verfaufen. Da die rechtliche Verantwortlichfeit der Staats- 
minijter wegen Gefegesverlegungen gegen einen Landesverrat des Königs felbjt allerdings 
nicht ausreichte, jo wird es wohl begreiflih, wie das Parlament dazu fam, nunmehr die 
Minifteranflagen auf die „honesty, justice and utility“ der Minifterverwaltung aus- 
zubehnen, wie dies zuerft in der Anklage gegen Danby prinzipiell geltend gemacht wurde 
und zu der Idee einer fogenannten politifchen Verantwortlichkeit der Minifter geführt Hat. 

Das Ernennungsredt der Reichsrichter war fchon von Karl I dazu ge- 
braucht worden, dur Einwirkung des Hofes die Richter zu Inftrumenten einer verfafjungs: 
widrigen Regierung zu machen. Die zweite Periode der Stuartö ließ auch darin die erjte 
weit hinter fi. Während diefer Regierung wurden 3 Lordkanzler, 3 Chief Justices und 
6 Richter aus allgemein befannten politifchen Gründen entlaffen, und alle entjcheivenden 
Stellen mit gefhmeidigen Dienern beſetzt. Mit diefem Nichterperfonal wurden die bieg- 
ſamen Gejege vom Hocverrat, Aufruhr, libel und die Genfur in ſchmachvollſter Weife ge- 
mißbraucht, die Juftizmorde gegen Yord W. Ruſſel und Algernon Sidney vom König jelbit 
forgfältig vorbereitet und zur Ausführung gebracht, die mißliebigen Stadtverfaſſungen faffiert. 
Bon diefem Nichterperfonal gingen auch die brutalen Einfchüchterungen der jury aus, welche 
diefe Zeit charafterijieren. 

Der perfönliche Einfluß des Hofes auf das Parlament und die Ernennung des weiteren 
Beamtenperfonals aber wurde von Karl II in einer Weife gehandhabt, welche dem Langen 
Parlament die Bezeichnung des Pensionary Parliament verſchaffte und die Korrup- 
tion in alle Zweige der Verwaltung trug. 

Es wird aus diefer Negierungsweije wohl verjtändlih, wie in der mittleren Zeit des 
Zangen Parlaments wieder die Dppofition einer „Zandpartei” erwacht und allmählich fühner 
vorfchreitet. Die verftändliche Antwort auf den Mifbraud der Gerichtägewalt war Die 
Habeas corpus-Afte und die grundfägliche Anerkennung der Unverantwortlichfeit der yury 
in einem berühmten Nechtsfprud von 1679. Die Antwort auf den wohlbegründeten Ber 
dacht einer Zurüdführung der römifch-fatholifchen Kirche war die Teſt-Akte 25 Car. II. e. 2, 
Es war von unten herauf der Sinn des selfgovernment, der unbejtechliche Sinn des Friedens— 
richteramtö und der jury, welcher der Parlamentsoppofition neue Kräfte zuführte. In dem 
nachbarlichen Zufammenleben der Kommune verföhnt ſich allmählich aucd der Parteigeiſt, 
welcher die jtaatöfirchlihe Richtung von den Diffenters trennte. Den Mißbräuchen der 
Verwaltung gegenüber fehrte ein Sinn für gefegmäßige Freiheit zurüd, welcher an die An- 
fänge des Yangen Parlaments von 1640 erinnert. Diefer Geift ift es, der unter allen Irr— 
wegen der Parteien nach innen und nad) außen doch zulest das Rechte will und welcher 
diefe Zeit zur „era of good laws and bad government“ macht, wie fie For genannt hat. 


IV. Die Vertreibung der Stuarts. 

Die Oppofition in den legten Negierungsjahren Karls II war zu bedenklichen Maß— 
regeln vorgeſchritten. Die von einer Fraktion angeregte bill zur Ausſ Hließung des 
fatholifjhen Thronfolgers führt feit 1681 zur Spaltung und Umfehr. Die Oppo- 
jition war bis zu einem Punfte vorgefchritten, an welchem jie die erblide Monarchie be- 
drohte. Und hier tritt num zum erftenmal jene Parteifchwanfung hervor, welche jich bis 
heute periodifch wiederholt. Es entwidelt ſich ein bisher unerhörter Wahlkampf, in welchem 
man die Parteien als Petenten und Refufanten bezeichnete. Die Yeidenichaft der 
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Gegenpartei nannte aber die Noyaliften Tories, die Landpartei nannte ihre Gegner 
Whigs. Man gewöhnte ſich alsbald an diefe gegenfeitigen nicknames und acceptierte die 
von den Gegnern gewählten Bezeichnungen, die fi bis heute erhalten haben. Die Ex— 
Hufions-Anhänger (PBetenten) verlieren aber die Majorität, und es beginnt eine ftarfe Reak— 
tion, welche einen förmlichen Feldzug gegen die Stadtverfaffungen der Parlamentsfleden 
eröffnet, folche durch dienftfertige Richter kaſſieren und durd neue Charten nach oligarchifchem 
Mufter erjegen läßt. 

Mitten in diefer günftigen Strömung beftieg Jafob II den Thron. Das neugewählte 
Haus erflärte jeden Antrag auf Änderung der Thronfolge im Parlament für Hocverrat 
und bemwilligte 700000 £ für ein ftehendes Heer nach Unterbrüdung des Monmouth-Auf- 
jtandes. Die Loyalität der landed gentry die Abhängigkeit der eingeſchüchterten Stadt- 
forporationen, ein ſchnell gemworbenes jtehendes Heer mit einem ergebenen Dffizierforps 
(großenteild aus der Zahl iriſcher und englifcher Katholiken), ein gemifjenlofes, ferviles 
Richterfollegium, die hochkirchliche Geiftlichkeit mit ihrem Glaubensartifel von der Non 
resistance, die Uneinigfeit der proteftantifchen Selten unter ſich eröffneten eine nichts weniger 
als ungünftige Perſpektive. Dennoch dauert der Feldzug gegen die Stabtforporationen fort, 
die ſyſtematiſche Beſetzung der Korporationsämter mit Wohlgefinnten. Der Triumph, 
welchen Jakob demnächſt über den unüberlegten Aufitand Monmouths feiert, bringt 
jeinen perjönlihen Plan nur um fo fchneller zur Reife — den Plan, die Anhänglichkeit 
feines Volks mit Umfturz der Verfaſſung zu lohnen. 

Die offene Stelle, welche Jakob für feine Pläne gefunden zu haben glaubte, lag in 
der firhlihen Suprematie und in dem Dispenfationsredht des Königs. Das leßtere 
galt unbeſtritten als Begnadigungsreht in Straffachen und war darüber hinaus nad) älteren 
Präcedenzfällen ftreitig, am meiſten unflar auf dem Gebiet der kirchlichen Geſetzgebung. 
Die Grenzmarfen der Berfaffung fehienen hier nod Raum zu laffen für den Plan, die 
römifche Kirche und durch die römische Kirche die Nation zum iure divino-Rönigtum zurüd- 
zuführen. Zu dem Zmwed wurde pro forma die Strafverfolgung gegen einen Fatholifchen 
Oberſten veranftaltet, der unter Dispenfation vom Suprematieeid ernannt war. Die Ent- 
ſcheidung des Gerichtshofes lautete auf Gültigkeit der Ernennung, da die Geſetze „des Königs 
eigene Geſetze jeien“, — nahdem zuvor die widerſprechenden Richter entlaſſen und meue 
ernannt waren. Auf Grund diefes Gerichtsfpruches erfolgte alsbald die Entlafjung von 
16 Lordlieutenants, von welchen 12 fatholifche Nachfolger erhalten. Weiter wird etwa ein 
Drittel der Sheriffämter mit Katholifen beſetzt und gleichzeitig die gefamte Graffchaftsmiliz 
dur fönigliche Verordnung fufpendiert. Endlich folgt unter dem Namen einer Deklaration 
der Gewifjensfreiheit fraft königlicher Machtvollkommenheit die Dispenfation aller Unter- 
thanen von der Befolgung der zum Schuß der Staatskirche erlaffenen Statuten und weiter 
die Strafverfolgung der fieben Bischöfe wegen ihrer Weigerung diefe Deklaration von den 
Kanzeln zu verlefen. Die Freifprehung der Biſchöfe wird dann das Signal für eine Volks— 
erhebung in Maſſe. 

So wohl berechnet diefe Mafregeln nah der Doktrin jefuitifher Ratgeber Jakobs fein 
mochten: jo völlig verfehrt und hoffnungslos waren fie nach dem Unterbau der englifchen 
Verfaffung, nad) den Rechts- und Machtverhältnifjen der Stände und der Kirche von Eng— 
land. Die jtaatsfirchliche Geiftlichfeit in ihrer kirchlichen und politischen Machtjtellung, die 
Nitterfchaft in ihrer Anhänglichfeit an die „Kirche von England” und an die Miliz- 
verfaffung, die Städte in ihren puritanifhen Neminiscenzen, die ganze Nation in ihrem 
eiferfüchtigen Stolz auf die Nationalfirche waren tötlih beleidigt. Die erjten Symptome 
des Widerſtandes gerade in der Partei der Non resistance, die Weigerung der Bifchöfe 
hätten den König noch warnen können. Allein Jakob, unbeugfam, fanatifh in feinem 
Glauben an die Unfehlbarkfeit jefuitifher Ratfchläge, Peſſimiſt in feinen Vorftellungen von 
den Menſchen, hart und hartnädig bis zum Unverftand, geht gerade auf fein Ziel. 

Die Folge ift, abgefehen von den dramatifchen Einzelheiten: Vereinigung der beiden 
Parteien, der Theorie des MWiderftandes und des Nichtwiderftandes, zum wirklichen bewaff- 
neten Widerſtand, Herbeirufung des Statthalters der Niederlande, Flut des von allen 
verlafjenen Monarchen, Berufung des „Konventions- Parlaments“, Übertragung der 

v. Holgkendborif, Encyklopäbie. 1. 5. Aufl. 90 


1426 Anhang. 


„vafant” gewordenen Krone auf den Prinzen von Dranien, förmliche vertragsmäßige Feit- 
jegung zwifchen dem Prinzen und dem Parlament, durch welche alle bisherigen Überjchrei- 
tungen der Prärogative für ungefehlich erklärt werben. 

Diefe glorreiche Revolution, wie fie nun genannt wurbe, beruht nit auf einem 
Parteiprogramm, jondern auf der Anerfennung gemeinfamer Vorbedingungen,, innerhalb 
deren beide Parteien fich fortan bewegen wollen. Der Boden, auf dem fich die entgegen- 
geſetzten Staatsideale jet zufammenfanden, war: die Forderung einer Regierung des 
Staats und der Kirche nah den Gefegen des Landes. Auf diefem Boden 
famen die beiden Parteien zur Formulierung übereinftimmender Grundſätze, nad denen die 
Negierung des Reichs fortan unabänderli geführt werben foll, in den 13 Säten der 
„Detlaration der Rechte“, welche die Sufpenfion und Dispenfation von Geſetzen, das 
Halten einer ftehenden Armee, die Erhebung von Steuern ohne Bewilligung des Parla- 
ments und die font gemißbrauchten Prärogativen für illegal erflären. 

Das Schlufdrama der Stuart und das ihm vorangegangene Menjchenalter find für 
das Leben der Nation die Zeit eines riejenhaften Fortfchritts zum Selbjtbewußtfein über 
ftaatlihe und allgemein menjchlide Dinge geworben. Das Verftändnis von dem, worauf 
es anlommt, welches ſchon dem Adel der Magna Charta eigen, fehrt auf einer höheren 
Stufe in der jebigen Generation wieder. In Kavalieren und Puritanern, in Hobbes 
wie in Zode jpiegeln fi die praktiſchen Erfahrungen im wirklichen Staat. Es iſt die 
Schule des Gemeindelebens und ihre Zufammenfafjung im Parlamente, die den Parteien 
im guten wie im jchlimmen das Verftändnis für den Staat und einen wirffamen Einfluß 
auf den Staat giebt. Es ift die Gewöhnung des Gemeindelebens und feine ſittlich läuternde 
Kraft, die von unten herauf die Fäulnis im Staat wieder abjtößt, welche der Hof der 
Stuarts um fich verbreitet hat. 

Mie in den früheren Epochen ift aber auch in dieſer tiefbewegten Zeit eine Rechts— 
bildung ihren ftillen ftetigen Gang gegangen, welche für die weitere Entwidlung der Ber- 
fafjung die entjcheidende Grundlage bildet. Es ift dies 


V. die Bildung der Stände, 

Mit der Periode der Tudord und Stuarts ift nochmal ein Zeitraum von 
6 Menſchenaltern erfüllt, melder fhon im Mittelalter ungefähr die Epochen be- 
zeichnet, in welchen fi die großen Umgeftaltungen der Stände in der europätjchen Aultur- 
welt vollziehen. 

1. Lords und gentry find in diefer Periode fo aneinandergerüdt, um demnächſt die 
Stellung einer großen regierenden Klafje anzutreten. Nach dem Untergang des großen mit 
der Königsfamilie verwandten Adels im Kampf der beiden Roſen beruhte der Bejit der 
nobility in der Periode der Tudord weniger auf dem mittelalterlichen Herrſchaftsbeſitz eines 
eaput baroniae als vielmehr überwiegend auf den großen Dotationen aus jäfularifiertem 
Kloftergut und anderen Befitungen von manors und fonft vereinigtem Grundbefit der neu- 
geadelten Herren. Mit den Befitverhältnifien hatte ſich aber zugleih die rechtliche 
Stellung im Kreis: und Kommunalleben verändert. Die alte Bedeutung der Barone als 
perfönlicher Herren eines waffengeübten uniformierten Gefolges hat längft aufgehört. Der 
Schwerpunkt der öffentlichen Thätigfeit des Grundbeſitzes und feines Einflufjes fällt viel: 
mehr in die Miliz- und in die Polizeivermaltung. Die hohen Ehrenämter derjelben ftehen 
jeßt an der Stelle, an welcher die Seigneurs des Mittelalters geftanden hatten. Die ein- 
flußreihe Beteiligung am Staat liegt an erjter Stelle in den Friedenstommiffionen, 
die mit dem Perſonal der Milizverwaltung großenteil® zufammenfallen. Die habituelle 
Geftalt diefer commissions mußte daher auf die Dauer die rechtlichen Vorſtellungen vom 
Stande in analoger Weife beftimmen wie einft die Organijation der Lehnsmilizen. An 
der Spite der Kommiffion ftand regelmäßig ald custos rotnlorum (der zugleich zum 
Xordlieutenant der Miliz ernannt zu werben pflegte) ein weltlicher Lord aus dem 
Parlament. 

In der Periode der Stuarts findet dies neuere Verhältnis feinen Ausdruck in einer 
majjenhaften Erhebung in die Pairie. In der Zeit der Tudors hatte ſich die 
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Gejamtzahl der gleichzeitigen Pairieen zu dem Marimum von 59 erhoben. Schon Jakob I 
brachte es aber auf 62 neue Kreirungen, Karl I auf 59, Karl II auf 64, Jakob II auf 8, 
zufammen 193, die nad Abzug von 99 erlofchenen Bairieen eine Zahl von ungefähr 150 
weltlihen Pairs ergaben. Schon die Zahlenverhältnifje mußten die neue Grundanfchauung 
entjcheiven, welche die Pairie ala einen erblichen durch Patent verliehenen Vorrang inner- 
halb der gentry, nicht aber als eine regierende Klaſſe für fich anzufehen begann. Die 
Reftauration vollendet diefe politifche Stellung, und zwar gleichzeitig mit der radikalen 
Aufhebung des Lehnsnexus durch 12 Car. II. e. 24. Schon am Schluß diefer 
Periode ift der englifche Adel bereits zu einer „potenzierten gentry“ geworben. 


Diefe gentry felbjt erweitert fich nun aber in jedem Menfchenalter mit dem 
Beſitz und mit den öffentlichen Stellungen, auf denen fie beruht. Schon unter Heinrich VIII 
hatte das Geſetz über die erweiterte Tejtierfreiheit, im 17. Jahrhundert der Bürgerkrieg zu 
mannigfaltigem Befigwechfel geführt, in welchen auch die reich gewordenen ſtädtiſchen Klaffen 
in großer Zahl einrüden. Die neuen Befiser gehen dann durch Friedenskommiſſion und 
Parlament zuerſt politifch, nad einiger Zeit auch gefellfchaftlih ganz in die Reihen der 
alten gentry über. Da aber Friedenskommiſſionen und Parlament auch ſtädtiſche Honora= 
tioren umfafjen, fo reihen ſich auch diefe immer zahlreicher in die gentry ein. Die Ehren- 
bezeihnung des Esquire, die am Schluß des Mittelalter8 nur vereinzelt erteilt wurde, 
breitet fih aus auf die reiche ſtädtiſche Klaſſe von liberaler Erziehung und Beichäftigung. 


2. Die wahlberedtigten Freifaffen der Graffchaft und die forporations- 
berehtigten Bürger der Städte erfcheinen neben jener erweiterten gentry als ber 
politifch berechtigte eigentlihde Mittelftand. In der Grafſchaft begrenzte ſich derfelbe 
durch den alten Genjus des Gefchmorenendienftes, 40 sh. Grundrente aus freehold. In 
den Städten hing die Grenze von den verfünftelten, bunt geſchichteten Wahlverhältnifien 
der corporation ab. Durch Säfularifation, Teftierfreiheit, fortfchreitende Bodenkultur, dur 
den Aufihwung von Handel, Schiffahrt und Gewerbe ift der Umfang und die wirtichaft- 
liche Bedeutung auch diefer mittlern Schichtung gewachſen. 


3. Die nicht wahlberedtigten Klafjen in Stadt und Land bilden zwar 
eine perfönlich freie, in Familien» und Vermögensrecht den höheren gleichgeftellte Klaffe, 
aber ohne aktive Teilnahme an der Beitimmung des Staatöwillens. Geſellſchaftlich und 
privatrechtlich erjcheint auch diefe Klaffe um etwas erhoben. Die letten fporabifchen Reſte 
der Zeibeigenfhaft find unter den Tudors verfchwunden. Die copyholders find aus 
Pachtbauern teild zu erblihen Befisern geworben, teils wenigſtens gegen mwillfürlihe Befit- 
entſetzung geſchützt. Die Unfreiheit des Guts dauerte nur fort in Geftalt von Reallaften 
und Abgaben vom Beſitzwechſel. Die Stellung der Handwerker ohne Landbeſitz hat ſich 
dur den wachſenden Wohlftand und durch den Innungsſchutz gehoben, welchen die Geſetz— 
gebung der Tudors als ein Aquivalent für ihre Gemwerbe- und Arbeitspolizei gab. Auch 
für die befiglofen arbeitenden Klafjen hat die Gefehgebung der Tudors in hergebradhter 
Weife eine väterlihe Fürforge getragen durch Regelung der Lebensmittelpreife und Löhne. 
Auch die Neftauration hat nur einen Drud gegen die politifche Gefinnung, nicht gegen die 
gejellfchaftlihe Stellung der unteren Klaffen geübt. Es zeigt ſich namentlich feine Tendenz 
zur Erweiterung der Arbeitöpolizei. 


Die engliſche Geſellſchaft als Ganzes betrachtet bildet am Schluß diefer Zeit eine 
Pyramide mit fanft abfteigenden Herrſchafts- und Abhängigkeitsverhältnifien: obenan die 
Pairie ald Spite einer breiter angelegten, in der Grafjchaft feftwurzelnden landed gentry; 
diefe als Leiterin einer noch weiter ausgedehnten Klafje von Honoratioren ; die ganze regie- 
rende Klafje dann wieder mit einem überwiegenden Einfluß auf die wahlberechtigten Mittel- 
ftände; die ganze Bevölferung zufammengehalten auf der Grundlage eines gleichen Ver- 
mögend- und Familienrechts. Die ftändifchen Grundlagen dieſes Staatsweſens find fo 
unabänderlich gelegt, daß die Gemaltthätigfeiten Karls I und Jakobs II, die Gemaltthätig- 
feiten Cromwells und der Puritaner, zwei royaliftifche, eine republifanifhe und eine ftän- 
difhe Revolution äußerlich fpurlos daran vorübergingen. 
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VI. Beriode. 
Die parlamentarifche Regierung des 18. Iahrhunderts'. 


Wilhelm und Marie 1689—1695. Georg I 1714— 1727. 
Wilhelm III 1695 —1702. Georg II 1727—1760. 
Anna 1702—1714. Georg II 1760—1820. 


Mit der Reformation, Revolution, Rejtauration und Vertreibung der Stuarts find die 
Grenzmarken der Staatögewalten in England feitgeftellt, ift die Staatäverfaffung zu einem 
formellen Abſchluß gelangt. Cine äufere Anderung tritt noch ein durch die Union 
Schottlands (1706) und Irlands (1801). Abgefehen davon bezeichnet die Thron- 
befteigung Wilhelms III mit der Deklaration der Rechte den Beginn der parlamentarifchen 
Parteiregierungsweife, welche einen Überblid auf den Gliederbau dieſes Staatswefens 
im 18. Jahrhundert vorausfegt. 

Das Königtum ift nad) wie vor die Quelle, das Gericht die Schranke, das 
Geſetz der höchſte Negulator diefer Staatögewalten. Aber dur die vierhundertjährige 
Geſetzgebung feit Eduard I ift ein Gegenfeitigfeitsverhältnis in diefe Elemente eingetreten, 
welches Staat und Gefellfhaft, Staat und Kirche, Zofalverwaltung und Stände mit feften 
Rechtsſchranken umgiebt. Diefe ſelbſtgeſetzten Schranfen des Königtums wirken ebenjo als 
rechtliche Schranfen des Parlaments und der Parteien, zugleich als ein Rechtsſchutz ver 
Stände, Korporationen und Individuen. Die Heiligfeit und Unverleglichkeit dieſer Ord— 
nung iſt durch eine fürmliche Vereinbarung der beiden großen Parteien der Nation bei dem 
Ausgang Jakobs II anerkannt, und alle Barteibildungen, alle Parteibewegungen beruhen 
feit diefer Zeit auf folgenden Vorausfegungen. 

I. Das Gefet erfennt das erblihe Königtum als Fundamentalinjtitution des Landes 
an und ftellt deſſen feſte Erborbnung her. 

1. Das Gefeß regelt die Hoheitsrehte des Staats, legt die dazu erforber- 
lihen Verpflichtungen den Unterthanen auf und fpecialifiert folde in einer Weife, welche 
den willfürlichen Gebraud gegen den einzelnen verhindert. 

III. Das Gefet regelt die Ausübung der Staatshoheitsrechte durd die Graffchafts- 
verbände, Städte, Kirchipiele und Körperfchaften nad dem eigenartigen Syſtem des eng: 
liſchen selfgovernment, 

IV. Das Geſetz gewährt für die Aufrechterhaltung diefes Verwaltungsrehts einen 
Rehtsihub durch die heute fogenannte VBerwaltungsjurispiftion. 


1 Für die Gejegedurfunden diefer Zeit reicht die amtliche Geſetzſammlung der Statutes of the 
Realm nur bis zum Tode Annas. Die lurrenten Gefegfammlungen enthalten aber den Tert weſent— 
lich vollftändig und forreft. 

Für Die BAEIRMERIREEDEN LANDEN reicht die Parliamentary History Bd. V—-XXXVI 
vom Jahre 1668 bis zum 12. Auguft 1803, womit dies Sammelmwerf überhaupt ſchließt und als 
(Hansard's) Parliamentary Debates in neuen Serien fortgejegt wird. . 

Eine Bearbeitung der enalifhen Rechtsgeſchichte für diefe Zeit fehlt. Um die Mitte der 
Periode entitand die weltberümte Schrift: Blackstone’s Commentaries on the Laws _of England, 
in eriter Auflage 1765, bis zum Schluß des Jahrhunderts in noch elf Auflagen. Für eine Ge 
famtüberficht der reichen ftaatswiffenichaftlichen Xitteratur darf ih auf R. v. Mohl, Tie Yitteratur 
der Staatswiffenichaften IT 3—236 (1856) verweifen. . 

Kür das Hommunalweien ericheint in diefer Zeit als Hauptfchrift: Burn's Justice of the 
Peace, in 1. Auflage 1755 zwei Heine Bände: jet in 30. Auflage fünf fehr umfangreiche Bände. 

Aus der allgemeinen und politiihen Geſchichte: Hallam, The Constitutional History of 
England. Vol. III (bi zum Tode Georgs II); Lord Mahon, History from the peace of Utrecht 
ete. 1836—54. 6 vols. (toryiftiih); W. Massey, History of England under George III. Vol. L 1. 
1855 ff.; Th. Erskine May, Constitutional History since the accession of George III. Vol. I (über 
fett von Oppenheim); Ch. Duke Yonge, The Constitutional History from 1760 to 1860. Lon- 
don 1882; John Rich. Green, History of the English People. 1885 ff. 4 Bände. 
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V. Das Geſetz regelt mit den Pflichten der Unterthanen aud die entjprechenden 
Rechte der Stände, unter denen ſich eine „regierende Klafje“ mit der mafgebenden 
Teilnahme an der Staatsgewalt heraushebt. 

VI. VII. Das Geſetz regelt die Zufammenfafjung der Stände als eine Vertretung der 
communitates im Unterhaus, als eine geiftlihe und mweltlide PBairie im Oberhaus. 

VIII. Das Geſetz garantiert die zum firchlichen Leben notwendige Selbftverwaltung 
der Staatskirche und gelangt damit zu einer endlichen Verſöhnung des Widerftreits 
zwifchen Kirche und Staat. 

IX. Auf diefen Grundlagen geftaltet jich ein neues Verhältnis zwifchen dem „König 
im Rat“ und dem Parlament, welches unter dem Namen der parlamentarifcdhen 
Regierung befannt geworben iſt. 

Innerhalb diefes Rahmens gejtaltet fih weiter die Parteibildung des englischen 
Staatswejens und die Praris der parlamentarifchen Regierung, welche ledigli eine Konfe- 
quenz jener Grundlagen ift und ſich deshalb nicht auf andere Staatsbildungen übertragen 
läßt ohne jene Grundlagen. 


1. Die Herftellung der Erbmonardie. 


Die Thronentfegung Jakobs II ftellte von neuem die Reihe der Kämpfe und Revo— 
lutionen in Ausficht, welche feit der Normannenzeit fih an jeden Bruch der legitimen Thron- 
folge angefnüpft hatten. Zur Abwehr gleiher Konfequenzen famen beide Parteien nad) 
langen Zweifeln und Beratungen zu der Nefolution : 

„daß König Jakob II, nachdem er verfucht, die Verfaffung des Königreichs umzuftürzen 

durh Bruch des Grundvertrags zwifchen König und Volt, und nachdem er auf Rat 

der Jeſuiten und anderer verruchter Perſonen die Grundgefege verlegt hat, und nachdem 
er fich jelbjt aus dieſem Königreih entfernt hat, er der Regierung entfagt hat und 
daß der Thron damit vafant iſt“. 

Die Thatfahe der Thronentjegung wird verdedt durch die Fiktion einer Nefignation, 
die einigermaßen den Umftänden entjprah, unter melden der König das Land verlafjen 
hatte, — durch die weitere Fiktion, daß der bereits geborene Thronerbe, Prinz Eduard, 
illegitim jei, wie dies (infolge der Verfäumnis einer Beurfundung des Geburtsafts) einer 
weit verbreiteten Volksmeinung entſprach, — ſowie durch die Hinzufügung weiterer Quali- 
fifationen des Hergangs, welche nah menſchlicher Vorausficht in gleicher Weife nicht wieder— 
fehren fonnten und damit die Gefahr eines Präcedenzfalls ausfchlofien. 

Folge jener Filtionen war der Übergang der Krone auf die ältefte Tochter 
Jakobs II als Erbtochter, die nun, in Gemeinjchaft mit ihrem Gemahl, als rechtmäßige 
Thronerbin anerfannt wird. Als dann aber gegen Ende der Regierung Wilhelms III 
der Mangel einer männlichen Defcendenz in Borausfiht ftand, folgt die abjchließende Act 
of Settlement, 12 et 13 Will. III. c. 2, welche für den Fall des Mangels proteftantifcher 
Nachkommenſchaft Karls I zurücdgeht auf die Kurfürftin Sophie von Hannover ald Tochter 
der Prinzeffin Elifabeth, Tochter Jakobs I, deren agnatifche „proteftantifche” Defcendenz 
zur Thronfolge berufen wird. 


I. Die Regelung der Stantöhoheitörechte Durch Geſetz. 


Das germanifhe Mittelalter zeigt in feinem Verlauf die nationale Tendenz, Hand in 
Hand mit dem Erblönigtum die Ausübung der Föniglichen Regierungsrechte in weiteſtem 
Maß durch fefte Normen zu regeln, welche zweifeitig König und Volk binden. Mit dem 
Abſchluß des Mittelalters ift diefe Specialifierung auch auf dem Kontinent ſoweit vorge: 
fhritten, daß die feite Ausbildung eines legalen Verwaltungsrechts als der Hauptgegenjat 
des neueren Staatöwejens ſowohl gegen das Mittelalter wie gegen die antife Welt anzufehen 
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ift. Die in neueren Verfaffungsurfunden unter der Rubrif Grundrechte fo oft wiederfehrende 
Klaufel, daß eine gemwiffe Materie „durch Geſetz“ geregelt werben folle, ift nichts weniger 
als inhaltlos, enthält vielmehr die bedeutungsvolle Zufiherung, daß in diefen Materien 
nicht ein einfeitiger Aft der Regierungsgewalt nah Zeit- und Parteirüdfichten walten fol, 
fondern daß ein dauerndes, alljeitig bindendes Geſetz die Berwaltungsbefugnifie in dieſer 
Materie regeln fol, — ein Gefeb, bei deſſen Beſchließung die zeitig herrſchenden Par— 
teien fi jagen müſſen, daß das Geſetz auch auf fie jelbft Anmwendung finden muß. In 
England hat der lange Kampf gegen den Abjolutismus des normannifhen Königtums und 
das Jahrhundert der Mifregierung der Stuart3 die Specialifierung dieſer Gejegesnormen 
zu einer extremen Geftalt geführt, umfaflend alle Gebiete des inneren Staatslebens bis an 
die Grenze des Möglichen. 

1. Die Regelung der Kriegshoheit durch Geſetz beruht auf einer Unterfcheidung 
der ordentlichen Heeresverfafjung der Landmiliz und der außerordentliden For: 
mation eines ftehenden Heeres. 

Die Milizgefege des achtzehnten Jahrhunderts find nad vielen Zufatftatuten fonfolidiert 
in 26 Geo. III. e. 107, in welcher Gejtalt die Miliz bis 1802 fortgevauert hat. In den 
fpäteren Gefeßen wird der Effeftiobeftand auf 120000 Mann feftgeftellt und ebenfo bie 
Zahl der Supplementarmilizen limitiert. Diefe Gefeßgebung firiert nun aber nicht nur 
jelbftverftändlih die Gefamtzahl, die perfönliche Dienftpflicht der Mannfchaften, die Weiſe 
der Auslofung und die Befreiungsgründe, fondern fogar die Zufammenfegung der Regimenter, 
Bataillone und Compagnieen, die Bildung des Stabes und die Übungszeiten: vor allem 
aber die Zufammenfegung der Verwaltungstommiffionen und den Cenfus der Offiziere. 
Nah 2 Geo. III. ec. 1; 26 Geo. III. c. 107 ernennt der Zordlieutenant in jeder Graf- 
ſchaft e20 oder mehr Deputylieutenants mit einem Genfus von 200 4 aus freehold, in 
den fleinften Grafichaften 150 E. Er ernennt die Milizoffiziere mit einem genau abge: 
ftuften Cenſus vom Fähnrich bis zum Oberften hinauf — das Ganze eine Bewaffnung der 
befienden Klafjen gegen mögliche Angriffe von unten oder von oben. 

Das barſche Militärregiment Cromwells ebenfo wie die Umfturzverfuhe Jakobs II 
hatten den dauernden Eindrud zurüdgelaflen, daß jedes ftehende Heer eine Gefahr der Ber: 
fafjung und in unverſönlichem Gegenfaß gegen die Rechte der Stände bleibe. Da ein 
foldes dennod für den Kolonialbefig und die Madtftellung Englands nit entbehrlich 
fhien, fo wird eine gemworbene Armee feit 1688 geduldet umter folgenden Bedingungen: 

a. unter einem jährlich wiederholten Anerfenntnis, daß die Eriftenz einer ftehenden 
Armee in Friedenszeiten verfaffungsmwidrig (against law) fei; 

b. unter dem jährlich zu wiederholenden Anerkenntnis, daß dieſe Armee nicht notwendig 
fei zur Aufrechterhaltung der ftaatlichen Drbnung, fondern nur „angemejfen zur Aufrecht- 
erhaltung des Gleichgewichts der Gewalten in Europa” ; 

e. unter der Bedingung, daß die Koften diefer Armee lediglich auf die jährlichen Sub- 
fivienbewilligungen geftellt und damit von einer freien Geldbemwilligung bes Unter- 
hauſes abhängig bleiben ; 

d. unter der Bedingung, daß die für eine ftehende Armee notwendigen Kommando- 
und Disciplinargewalten der Krone ald außerordentliche Vollmachten von Jahr zu Jahr durch 
» eine Mutiny Act vom Parlament zu erteilen find, bei deren Verfagung die Armee ipso 
iure aufgelöft fein würde; 

e. endlich mit der im Verlauf des Jahrhunderts ausgebildeten Maßgabe, dab durd 
das Syftem des Kaufs der Dffizierpatente das gefamte Offizierforps der Infanterie und 
Kavallerie ven Söhnen der regierenden Klafje vorbehalten bleibt. 

Unter diefen fehr anomalen Verhältnifien hängt in England der jährlihe Präfenzitand 
der gemorbenen Armee von Beſchlüſſen des Parlaments ab. 

2. Die Regelung der Gerihtshoheit durch Geſetz beruht auf der grundlegenden 
Unterfcheidung zwifchen der Vermwaltungsfeite der Juſtiz (dem Gerichthalten) und der 
Rechtſprechung. 

Nur die Verwaltungsſeite der Juſtiz gehört in das Gebiet des Verwaltungs— 
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rechts und ift auch in England nur in wenigen organifchen Einrichtungen geſetzlich firiert, 
in weitem Umfange durch Verordnungen und Regulative normiert. 

Alles, was dagegen zur Seite der Nehtfprehung gehört (die Normen des Privat- 
rechts und Strafrechts, die Beſetzung des Gerichts und das die Parteirechte normierende 
Verfahren) beruht zum Teil noch auf Volksrecht und Gerichtspraris (common law), ergänzt 
dur die zahlreichen Statuten feit Eduard I, die wie das common law ſelbſt nur durch 
Geſetz abgeändert werden fünnen. Das Gerichtömefen erjcheint auch in diefer Epoche ala 
der jtabilfte Teil der Verfaſſung. Für das Amt der Neichärichter kehrt feit Wilhelm II 
die lebenslängliche Anftellung zurüd, welche durch die Act of Settlement geſetzlich janftioniert 
ift. Der Cenſus der Geſchworenen wird dur 4 et 5 Will. et M. auf 10 £ aus freehold 
oder copyhold feftgejtellt; durch ein fpäteres Gefeh wird auch ein Grundertrag von 20 £ 
aus Pachtungen auf Lebenszeit gleichgeftellt. Der Grundſatz, daß die Gerichte nur nad 
Gejegen zu entſcheiden und daß fie die Normen ihrer Entfcheidung felbftändig auszulegen 
haben, gilt gleihmäßig in England wie in Deutfchland. 

3. Die Regelung der PBolizeigewalt dur Geſetze iſt fchon in der Periode 
der Tudors und Stuarts zu einer unabfehbaren Reihe von Specialgefegen der Sicherheits-, 
Gewerbe, Sitten-, Yurus-, Armen, Arbeits: , MWegepolizei 2c. angewachſen. Diefe breite 
Anlage verbreitert ich aber immer mehr, da jede Abänderung wiederum durch Parlaments- 
itatuten erfolgen muß. Dennoch reicht diefe Geſetzgebung nit aus, bebarf vielmehr ber 
Ergänzung an zahllojen Punkten durh ein Zurüdgehen auf die alten durch die Vermwal- 
tungspraris feitgejtellten PBolizeibefugniffe der Friedensrichter und anderer Friedensbeamten 
nad „common law“. Die der deutſchen Polizeiverwaltung unentbehrlihen „Generalflaufeln“ 
finden fih in England großenteild in den „Gewalten der Friedensbeamten nad; common 
law“ wieder. Den örtlichen Sonderinterefjen der Polizei wird durch Lofalaften Rechnung 
getragen, in ſehr beichränftem Umfang auch durch Statuten (by-laws) der Kreis: und 
Ortsbehörden. — Charakteriftifch diefer Zeit ift das Bemühen, den nftanzenzug und das 
Verfahren der Friedensrichter feiter zu regeln, die Entſcheidungen der Friebensrichter erfter 
und zweiter Inſtanz in der Regel zu endgültigen zu machen und die folgeleiftung der 
constables und anderer Erefutivbeamten durch jpecielle Androhung von Ordnungsſtrafen zu 
jihern, durch welche der Umfang der Polizeigefege noch weiter anſchwillt. 

4. Die gefeglihe Regelung der Finanzhoheit beruht noch immer auf der 
Unterſcheidung einer ordentlichen uud einer außerordentlihen Revenue des Könige. Die 
ordinary revenue umfaßt die alten erblihen Einfünfte des Könige, das Stammvermögen 
des Staats, welches dem König unabhängig von einer Parlamentsbewilligung zufteht. Dies 
Stammvermögen ift zwar durch die Mafjenveräußerung der Domänen, durch die Aufhebung der 
Lehnsgefälle 2c. ftarf geſchwunden und jtellt nur noch ein ſchwaches Bild vergangener Größe 
dar. Dennoch hätte es für den föniglichen Hofhalt noch ausreichen können unter der Voraus: 
fegung einer georbneten wirtfchaftlihen Verwaltung. infolge ungeregelter Adminiftration 
fand fi aber die Krondotation unter Georg III mit fo fchweren Schulden belaftet, daß 
diefer Monarch es vorzog, die Verwaltung des Kronvermögens vertragsmäßig dem Parlament 
zu überlafjen und dafür eine feite Summe aus den Staatärevenuen (Givillifte) anzunehmen 
(1 Geo, III, e. 1). Dies nur auf Lebenszeit des Monarchen getroffene Abkommen ift nur 
ein Abkommen pro tempore, meldes der Krone vorbehält, bei jevem Regierungsmechfel 
die erblihe Revenue zur eigenen Verwaltung zurüdzunehmen. 

Die extraordinary revenue begreift das buch Parlamentöbewilligung fundierte Ein- 
fommen aus bireften Steuern, Zöllen und excises. Die großen und ftetigen Bebürfniffe des 
Staat? im achtzehnten Jahrhundert und die Entftehung einer Staatsfhuld geftatteten es aber 
nicht länger, den englifchen Staatshaushalt auf periodifche „Subfidienbewilligungen“ zu ftellen, 
deren das Unterhaus ohnehin zur Geltendmachung feines Einfluffes nicht mehr bedurfte. Im 
Lauf des achtzehnten Jahrhunderts find daher fämtliche bis dahin übliche Subfidien in per- 
manente Steuern übergegangen ; die danach zu erhebenden Steuern und Zölle werben nicht 
„bewilligt“, ſondern kraft des Geſetzes zur Staatölafje erhoben. Erft bei der Einführung 
der neueren Einfommenfteuern und bei der gefeglihen Regelung der neueren Zolltarife ift 
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wiederum eine bewegliche Geftalt für einen mäßigen Teil der direften Steuern und einzelne 
Artikel des Zolltarifs vorgefehen, jo daß etwa "ıo bis !r der Einnahmen auf zeitige Be- 
willigungen des Parlaments geftellt if. Mit der gefeglichen Regelung der Zölle und Steuern 
ift die genauefte Specialifierung aud in die Finanzgeſetze eingetreten, welde Subjeft, Ob- 
jeft, Modus und Maß der Steuer bis zu der Grenze des Möglichen firiert. Der Einfluß 
der regierenden Klafje zeigt fich in diefem Gebiet in der Abwehr jeder neuen Kataftrierung 
und folgeweife in dem Abfterben der alten land tax, andererjeits in übermäßiger Verviel- 
fältigung und Steigerung der Verbraudsfteuern und Zölle, der letteren zugleih im Pro- 
teftionsinterefje des Großgemwerbebetriebs und des Großgrundbefiges. 

Die ftreng gejeßlihe Regelung gilt au von der Kommunalbefteuerung, in 
welcher durch mehrere hundert Gefege und durch die Gerichtspraris Subjeft, Objeft und 
Modus genau feitgeftellt und den Gemeindeorganen feine Autonomie des Steuerfußes ge- 
ftattet ift, fondern nur eine Abmefjung des Jahresbedürfnifjes und eine Mitwirkung bei den 
Steuereinfhäßungen. 

5. Die Kirhenhoheit und Suprematie endlih wird durch die Suprematie- 
und Uniformitätsaften Elifabeths und die ergänzenden Gefete der Reſtauration geregelt, die 
Zuftändigkeit der Staatögewalt gegen etwaige Übergriffe der Firchlichen Organe dur die 
Geſetze über das praemunire, die Veräußerungen zur toten Hand und fonnere Geſetze auf- 
rechterhalten.. Die Unionsafte mit Schottland hat eine Zuſicherung der Unabänderlichkeit 
der Verfaſſung der anglifanifhen Kirche hinzugefügt. 

Troß der gewaltigen Ausdehnung diejer Gefeßgebung tft das urfprünglich konkurrierende 
Verhältnis zwiſchen Gefet und Verordnung im Berwaltungsreiht ftehen geblieben. Die 
Thätigfeit einer Staatöregierung läßt fih troß aller Bemühung niemals in Gefegen er- 
ſchöpfen; die Geſellſchaft bedarf vielmehr, nad Zeit und Ort wechjelnd, immer von neuem 
einer anordnenden oder hindernden Thätigfeit des Staatt. Was dann aber die Obrigkeit 
im Einzelfall anzuordnen bat, kann fie auch für Fälle gleicher Art durch Verordnung ge 
bieten oder verbieten. Das Bedürfnis des bürgerlichen Lebens bleibt alfo eine unverfieg- 
bare Quelle neuer Verordnungsrechte. Infolge der Mifregierung der Stuarts ift jedoch 
überall da, wo ſich die obrigfeitlihe Gewalt unmittelbar an Perfon oder Vermögen der 
Unterthanen wendet, die englifhe Geſetzgebung fo übermäßig fpecialifiert, das Gebiet der 
inneren Verwaltung durch die Gefeßgebung in dem Maße präoccupiert und über- 
wachſen, daß der Raum für ein felbjtändiges Verorbnungsreht ausnehmend ‚beichränft 
erfcheint und daß aud für die engliſche Jurisprudenz der Irrtum nahe lag, als ob das 
Verordnungsrecht nur noch zur „Ausführung von Gefegen“ beftehe. Der Segen der gejet- 
lihen Regelung wurde infolgebefjen zu einer ſchwer empfundenen Feſſel, welche der eng- 
lifchen Verwaltung einen überaus fchwerfälligen Charakter verlieh, der erjt allmählich durch 
ein engeres Vertrauensverhältnis zwiſchen Minifterrum und Parlament zu überwinden war. 


III. Die Geftaltung des selfgovernment. 


Die Ausübung der fo geregelten Staatshoheitsrechte war durch die Gejeßgebung feit 
Eduard I mit den Graffhaften, Amtöbezirfen (hundreds) und den Städten dauernd und 
gleihmäßig (organifch) verbunden worden. Wenn man für diefe Verbindung den Ausdrud 
„Selbitverwaltung“ gebraucht (der auch in England niemals gefeglich definiert ift), fo be: 
darf es jedenfalls einer Unterfcheidung zwifhen der obrigfeitlihen Selbjtverwaltung, 
woran bei dem Worte selfgovernment vorzugsweife gedacht wird, und der wirtſchaft— 
lihen Gelbftverwaltung, die ihren Schwerpunkt in dem Syſtem der Kommunaljteuern, 
deren Ausfchreibung und Verwendung hat. 


1. Die obrigkeitlihe Selbftverwaltung knüpft fih an die ſchon im Mittelalter 
entitandenen höheren Ämter an, deren Kompetenzen teils durch common law, teils durch 
PVarlamentsftatuten normiert find. Die englifche Centralverwaltung hatte bis in die neuefte 
Zeit feine anderen Organe der Provinzial-, Kreis-, Bezirks- und Ortöverwaltung als 
diefe Ämter innerhalb der Kommunalverbände. Eben deshalb ift ihnen das Merkmal ge- 
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meinfam, daß fie, frei von jedem Element einer Batrimonialjujtiz oder Guts- 
polizei, als reine Amts funktionen behandelt werden, daß fie der civil- und jtrafrecht- 
lichen Verantwortlichfeit, dem Auffichtörecht, der Drbnungs- und Disciplinargewalt fowie 
dem Entlafjungsreht unterliegen, entfprehend dem deutſchen Begriff eines „mittelbaren 
Staatöbeamten”. Es find dies die Ämter der Sheriffs, Friedensrichter, des Lordlieutenant, 
der Deputylieutenants und der Coroners, welches lettere Amt ausnahmsweiſe dur Volks: 
wahl bejegt, aber jederzeit mangelhaft verwaltet war. Den Friedensrichtern als Erefutiv- 
beamten find die Constables untergeorbnet; in etwas felbftändigerer Stellung die Kirchen-, 
Armen- und Wegeaufſeher. Als ein fräftiges Verbindungsglied tritt diefem Syftem der 
Einzelämter hinzu: 

die unmittelbare Thätigfeit der Mittelklaſſen als Civiljury und als Urteil3- 
jury bei den Kriminalaffifen und Uuartalfigungen; 

die Anflagejury bei den Affifen und Uuartalfigungen ; 

die Beteiligung der gefamten Bevölkerung an der Anklage- und Zeugenpflidt, 
us von den Friedensrichtern gegen die geeigneten Perfonen dur Zwangskaution gehand- 

abt wird. 

Endlih ſchließt fih daran die Thätigfeit in den Einſchätzungskommiſſionen 
für die land tax, melde ſich feit dem Bürgerkriege in Perfonal und Gefhäftsgang immer 
mehr mit dem Friedensrichteramt identifizieren ; dasſelbe Syftem dehnt fic) aus auf die assessed 
taxes jowie am Schluß des Jahrhunderts auf die von Pitt eingeführte Einfommenfteuer. 

Die Selbftändigfeit der höheren Beamten des selfgovernment und damit die Selb- 
ftändigfeit der Kommunalverwaltung felbft beruht nicht auf der freiheit ihrer Beichließungen, 
nicht auf irgend einer Autonomie, vielmehr lediglich auf der Stellung des Ehrenamts, 
welches durch den Befit dem Beamten durchweg die richterlihe Selbftändigfeit verleiht und 
welches in Verbindung mit der im achtzehnten Jahrhundert ausgebildeten Berwaltungsjuris- 
diftion die mittelbare Folge gehabt hat, daß der Ehrenbeamte in der Regel nur durch Urteil 
und Recht verantwortlich zu machen ift. 


2. Die wirticaftlihe Selbitverwaltung hat ihre Wurzeln zunächſt in der wirt— 
ſchaftlichen Kommunion der kleinen Landgemeinden und in den firdlichen Bebürfnifjen der 
Pfarrgemeinde, welche letztere in England die Bafis der Ortögemeindeverfaffung geworben ift. 
Die fpätere Gefeßgebung hat die wichtigften und foftbarften Funktionen der Wohlfahrtspolizei, 
insbefondere die Armenpflege und die Drbnung der Wege und Brüden, zum Gegenftand 
allgemeiner Anordnungen gemadt. In Wechſelwirkung damit fteht die frühzeitige Einführung 
der Geldwirtſchaft in das englifche Kommunalleben. Die wirtfchaftlihe Selbtverwal- 
tung hat daher ihren Schwerpunkt in dem Syitem der Kommunalfteuern, melde im 
achtzehnten Jahrhundert in fünffacher Geftaltung erfcheinen: 

die Church Rate, Sirchenfteuer, von den Kirchſpielverſammlungen befchlofjen nad) 
dem Jahresbedürfnis; 

die Poor Rate aus dem Geſetz Eliſabeths, nad) Bedarf von den Armenauffehern 
ausgefchrieben, in den Jahren 1783—1785 zu 2000000 8, 1801 zu 4000000 £ an- 
gewachſen; 

die County Rate, konſolidiert durch 12 Geo. II. e. 29 als eine Kreisgerichts- 
und Kreispolizeifteuer, erhoben nad dem Fuß der Armenfteuer, am Schluß des Jahrhunderts 
in einem Betrag von etwa 200000 £; 

die Borough Rate für die ſtädtiſche Gerichtd- und Polizeiverwaltung nad den— 
jelben Grundfäßen ; 

die Highway Rate, ergänzend neben den Hand- und Spanndienften, zur Erhaltung 
der Wege, jet ſchon in erheblihem Betrage, jedenfalls mehr ald 500000 2. 

Nah einer fpäteren Zufammenjtellung (in einem Report von 1843) waren in ihrer 
Einſchätzung nicht weniger ald 180000 Gemeindebeamte von Jahr zu Jahr thätig. hr 
Gejamtbetrag aber überftieg am Schluß des Jahrhunderts die inzwijchen veraltete Staats- 
grundfteuer ſchon um mehr als das Vierfadhe, im Jahre 1803 — 5348000 . 

An diefe Steuermafjen haben fich die in der Periode der Tudors entjtandenen Ämter 
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der Armen und Wegeauffeher angefchloffen, die auf Grund der Steuerleiftungen 
der Drtögemeinde eine etwas felbjtändigere Stellung bewahren. Ihre Hauptfunftion ift die 
Einſchätzung, Erhebung und Verwendung der örtlichen Steuern und die Berufung ber Kirch— 
fpielöverfammlung für die darauf bezüglihen Beſchlüſſe. Im Anſchluß an diefe Gemeinde- 
ämter und Steuern bejtehen ſodann die Ort3gemeindeverfammlungen ald Organe 
der wirtfchaftlihen Selbjtverwaltung. Die Kirchſpielsverſammlungen haben ſich zuerft aus 
der Kirchenfteuer entwidelt, da diefe Beiträge urfprünglich freiwillige waren. Die in den 
Anfängen ebenfo auf }reiwilligkeit beruhenden Beiträge zu der Armenverforgung find aber 
fehr bald durch die Geſetzgebung der Tudors zu gefeglichen Verpflichtungen geworben, nad 
einem gejehlich geordneten Steuerfuß. Es fehlt daher für diefe Zwecke an einem genügenden 
Gegenftand für größere Gemeindeberatungen, um fo mehr als die Armenauffeher nicht gewählt, 
fondern von den Friedensrichtern ernannt werden. Cin analoges Verhältnis befteht für bie 
MWegeverwaltung. Da alfo das furrente Hauptgefhäft nur in den Einfchägungen zu ben 
Gemeindefteuern bejteht, jo fehrt das in der Stabtverfafjung erfennbare Abiterben der Ge- 
meindeverfjammlungen wieber, an deren Stelle nun zahlreiche ftehende Ausſchüſſe (select 
vestries) treten. 


3. Die notwendige Cohärenz zwiſchen der obrigfeitlihen und wirtjchaftlichen 
Gelbftverwaltung wird dadurch hergeftellt, daß die höheren Beamten des selfgovernment die 
Dberinftanz der Ortögemeinden bilden, fomweit dies erforberlih, um die Ausführung der 
Verwaltungsgefege in der örtlihen Berwaltung zu fihern. hr Amtsrecht bildet einen 
integrierenden Teil des Staatöverwaltungsrehts im Anfchluß an die Gentralbehörden und 
Reichsgerichte. Das Kommunalfteuerfyftem bildet einen integrierenden Teil der Staatswirt- 
Schaft in einem rationell georbneten Verhältnis zu den Staatsjteuern. Beide Elemente 
gehören untrennbar zufammen; doc fo, daß in dem einen Teil der Charalter der obrig- 
feitlihen Verwaltung vorherricht, in dem anderen Teil das Steuerintereffe vorwaltet und 
durch das obrigfeitlihe Amt nur fontrolliert wird. 

So dürftig die Statijtif des achtzehnten Jahrhunderts ift, fo lafjen fi) doch ungefähre 
Zahlen kombinieren. Wir finden am Schluß desfelben in England und Wales 3800 aftive 
Friedensrichter (darunter Herzöge von föniglihem Blut und zahlreiche Lords), wenigſtens 
doppelt jo viele Gentlemen als Milizoffiziere, Deputylieutenants, Sheriffs; etwa 10 000 Ge- 
fhworene in den Graffchaftsaffifen und viermal jährlih in den Uuartalfigungen thätig. 
Sodann find in etwa 14000 Kirchſpielen und Ortſchaften jährlich wechſelnd wenigſtens ein 
Polizeifhulze, ein Wegeauffeher, zwei Kirchenvorfteher, zwei bis vier Armenauffeher und andere 
Nebenämter und Gommittees, — dazu vielleiht an 100000 Perſonen, melde allein 
durch bie Steuereinfhägungsfommiffionen in Anfprud genommen werben. Die Summe 
diefer Thätigkeit bildet das MWefentliche der inneren Landesverwaltung, fo wie fie fi aus ber 
einfahen Grundlage des mittelalterlihen Staats entfaltet hat. Es ift der „Staat“ in den- 
jenigen Funktionen, durch welche er Herr der Gefellihaft wird, durch welche er den erwer- 
benden, befigenden, genießenden Menfchen zwingt, das praftifche Verftändnis und den rechten 
Einn für das gemeinfam Notwendige zu gewinnen. Es ift einleuchtend, in welchem Maße 
diefe Selbftthätigkeit im Dienft einer höheren Drbnung den Sinn einer Wählerſchaft be 
ftimmen mußte, die im adhtzehnten Jahrhundert auf höchſtens 200 000 Perſonen befchränft 
war. Eben dadurch find die Graffhafts- und Stabtverbände die maßgebende Unterlage 
des House of Commons geworben, auf welche demnächſt zurüdzulommen: it. 


IV. Die Ausbildung der VBerwaltungsjurisdittion. 


Seit den Zeiten der Magna Charta hatte man in England eine Reihe neuer Grund: 
ſätze der Verwaltung, zuerft in föniglihen Charten, fpäter in assisae und Parlamentsftatuten 
ausgefprohen, in dem Vertrauen, daß der ausgefprochene Grundfat aud befolgt werben 
würde. England machte aber frühzeitig die Erfahrung, daß unter einem Parteiregiment 
diefe Grundfäge nicht befolgt wurden, und Jahrhunderte fpäter zeigte die Mifregierung der 
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Stuarts, daß auch die Verantwortlichleit der Minifter dafür in feiner Weife ausreichte, daß 
eö vielmehr eines bejonderen Rechtsſchutzes im öffentlichen Necht bedurfte für die unzähligen 
Einzelafte der Obrigfeit, welche Tag für Tag in den bürgerlichen Rechtskreis eingreifen. 

Die ordentlihen Gerichte erwiefen fih für diefen Zweck unzureichend; denn der 
ordo iudieiorum beſchränkte fih von Haufe aus auf die hergebrachten Klageweifen zum Schutz 
der Privatrechte und zur Gewährung der ftrafrechtlihen Genugthuung. Die neugefchaffenen 
Rechtsnormen für die Ausübung der Staatshoheitsrechte gehörten zu feiner Zeit zur Kom— 
petenz von Judge and Jury. Allerdings dienen indirekt auch die ordentlichen Civilgerichte 
zu einer Örenzregulierung des öffentlichen Rechts, fofern fie auf Schadenerſatz gegen den 
Beamten erkennen, der mit Überfchreitung feiner Amtsgewalten „extra officium* einen 
Privaten befhädigt. Ferner find Vermögensanfprüde des Staats gegen die Unterthanen 
dur die Gejtaltung des Court of Exchequer zu einem Gerichtshof auf den Rechtsweg ge- 
bradt. Noch weiter gehend dienen die ordentlihen Strafgericdhte zur Grenzregulierung 
und Auslegung des öffentlichen Rechts, indem fie durch ihre Entfcheidungen über jtaats- 
rechtliche Delikte wichtige Präjudizien über Verwaltungsrehtsfragen abgeben, über welche fi 
feine Staatsverwaltung hinwegſetzen kann. In noch weiterem Umfang entjdeiden ſie durch 
die Strafurteile wegen Amtsvergehen über die Zuſtändigkeit aller Organe der Staats- 
verwaltung. In noch weiteren Kreifen fichern fie durd; das Syftem der Übertretungen 
die Auslegung der Polizei-, Zoll-, Steuer» und Regalverwaltungsgefege. Auch in England 
bat ſich dies ala eine ſummariſche Jurisdiftion geftaltet, durch welche ungefähr die Hälfte 
des Polizei- und Finanzrechts unter eine genügende Rechtskontrolle geitellt ift. Dieſer 
Rechtsſchutz bleibt aber unzureichend für das Bedürfnis eines parlamentarifchen Staats unter 
dem unabänderlichen Einfluß des Parteimejens auf die Verwaltung. Denn jene Kompetenzen 
der ordentlichen Gerichte treffen doch nur die Minderzahl der Fälle, verglichen mit der un- 
abjehbaren Kette von Mißbrauch und Unfug, welden eine Barteiverwaltung mit den Polizei-, 
Finanz- und Militärgewalten des Staats zu treiben vermag. Die Regierungsmeife der 
Stuarts ift aud in diefer Richtung entfcheivend geworben für die Ausbildung einer Nedts- 
fontrolle über alle dem Parteimißbrauch auögefegten Teile des Verwaltungsrechts. 

Wie einft in Deutfchland die erften Einrichtungen der Art fi an eine Rechtsfontrolle 
anfnüpften, welche den Reichögerichten bezüglich der Auslegung und Handhabung ver Reichs— 
polizeiordnungen beigelegt wurde: ebenſo hat aud die engliſche Rechtsfonirolle ſich an den 
Polizeigefegen entwidelt, melde den Schwerpunkt des Syſtems bilden, an welchen ſich 
die minder wichtigen Gebiete anfchließen. Die Verwaltungsjurisdiktion in Polizeifachen fett 
aber die Unterfcheidvung zweier wejentlich verfchiedenen Arten von Verwaltungsnormen voraus. 

Die eine Klafje, die Polizeiſtrafgeſetze, ift an die Adreffe der Unterthanen 
gerichtet und umfaßt diejenigen Teile der polizeilichen Ordnung, die fih durch einfache und 
direfte Gebote und Verbote handhaben lafjen. Für das große Gebiet des Polizeirechts, 
welches auf täglich wiederkehrenden, gleichmäßigen Bebürfnifjen der bürgerlichen Ordnung 
beruht, bedurfte es feiner befonderen Einrichtungen: die fummarifche Strafgerihtsbarfeit 
der Friedensrichter handhabt in England dies Gebiet in einem abgefürzten Strafverfahren 
auf Popularflage, unter der Bezeihnung convietions. Das Syſtem der Rechtsmittel 
für dieſe Übertretungen ift in England ein ziemlich befchränktes, bietet übrigens feine Be- 
fonderheiten dar. 

Die andere Klaffe der Bolizeiverwaltungsgefege dagegen richtet ſich an bie 
Adrefje der Behörden und umfaßt folhe Bebürfnifje der bürgerlihen Ordnung, welche 
fih nicht durch einfache Gebote und Verbote an die Unterthanen, fondern nur durd obrig- 
feitlihe Befehle, Anordnungen, Mafregeln für den Einzelfall nad vorgängiger Prüfung der 
Sadlage handhaben laſſen, in den Formen einer Dekretur, — eines Verwaltungsdecernats, 
welches das englifche Verwaltungsrecht techniſch durch die Bezeichnung order ausbrüdt. 

Die friedensrichterlihe Thätigkeit fcheidet ſich danach in die beiden Gebiete der con- 
vietions und der orders. 

Einer ergänzenden Verwaltungsjurispiftion bedurfte es nur für dies letztere Gebiet, 
aljo für diejenigen Gefege und Verordnungen, welche Direktiven für die Thätigfeit der Be— 
börden bilden. Die Rechtskontrolle einer Behördenthätigkeit läßt ſich aber nach alter Er: 
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fahrung in angemefjener Weife nur innerhalb des Behördenſyſtems felbft herſtellen. Schon 
in dem normannifchen Verwaltungsſyſtem hatte ſich dafür eine ftattliche Reihe apminiftra- 
tiver J—— gebildet, welche ihren normalen Höhepunkt in der Periode der Tudors 
erreicht hat: 

durch das Disciplinar- oder Ordnungsſtrafrecht wird ein geſetzmäßiges Ver— 
fahren der Beamten bei Vermeidung der Entlaſſung vom Amt oder ſummariſcher Büßung 

wungen; 
ie fraft der fahlihen Aufſichtsinſtanz wird ein ungefegmäßiger oder unangemefjener 
Akt der Behörden durch die vorgejegte Amtsftelle aufgehoben oder abgeändert; 

eine Befhmwerdeinftanz endlich entjteht durch die zweifeitige Wirkſamkeit des Auf- 
fichtsrechts, welches nicht nur von Amts wegen, fondern ebenfo und noch häufiger auf An— 
trag des Beteiligten einen ungejeglihen oder unangemefjenen Bermwaltungsaft außer 
Kraft jest. 

In der Epoche der Tudors bildete (außer dem Neichögeriht als Oberbehörde der 
iusticiarii pacis) das Privy Couneil eine allgemeine Auffichts- und Bejchwerdeinftanz, 
welche die von den Unterbehörden erlafjenen Verwaltungsakte einer Reviſion unterzog und 
nad Umftänden aufhob oder abänderte. Der ſchwere Mißbrauch diefer königlichen Gewalten 
unter Karl 1 hat nun aber zur Aufhebung der Sternfammer 16 Car. I, c. 10 geführt, 
wodurch jede „Jurisdiktion“ des Königs im Rat d. h. jede Art von rechtlicher Entſcheidung 
auf Beſchwerde (complaint), Petition oder fonjt dem Privy Couneil entzogen wird, und 
zwar in fo fategorifcher Faſſung, daß fein Minifter der Krone ein eine ftreitige Rechtsfrage 
entjcheidvendes Reſkript mehr gegenzeichnen fonnte, ohne ſich einer Strafllage und einer 
Parlamentsklage auszufegen. Da nun aber doc die höchſte Beſchwerdeinſtanz bei dem 
König fortwährend von den Beteiligten angegangen wurde, da eine folde zur Abhülfe 
gerechter Bejchwerden in der Landesverwaltung unentbehrlich blieb, jo überließ man es von 
nun an ausfchließlih den Juftitiarien des Neihsgerichts im Namen des Königs die 
entfprechenden Reffripte (writs) in der Bejchwerbeinftanz zu erlaffen. Der oberite Gerichts- 
hof (in der Regel die King's Bench) wurde damit zum DOberverwaltungsgeridt, 
nicht fraft der alten, ordentlihen Kompetenz der Gerichtshöfe, fondern kraft einer neu: 
gefchaffenen Rechtskontrolle für eine erft im fpäten Mittelalter entjtandene Behörbenthätigkeit 
(ebenfo wie in Deutichland). 

Hier wie dort machte man aber bald die Erfahrung, daß ein fernftehendes Nichter- 
follegium ſolche Streitfragen faum anders als nad; Mafgabe der Berichte der Unterbehörden 
entſcheiden und tendenziöfen Mißbräuchen der Polizeigewalt nur wenig wirkſam abhelfen 
fonnte. Um diefe Rechtsbejchwerden wirkſam zu machen, beburfte es vielmehr einer Aus- 
bildung des Behördenfyitems in der Provinzial» und LZofalinftanz, jo wie folde 
auch in den größeren deutſchen Territorien fich feit dem fiebzehnten Jahrhundert durch die For— 
mation ftändiger Berwaltungsfollegien entwidelt hat!. 

Infolge der Verbindung von Polizei» und Richteramt in den Friedensrichtern bewahrte 


ı Es war in England aber zu diefem Zmwede Feine „Trennung von Juftiz und Ver: 
mwaltung“ notwendig. Dad Amt des Friedensrichters war in feinem Entftehen zugleich Polizei— 
und Richteramt gewejen, als eines custos et iustieiarius pacis. Es hatte fi in diefem Sinne 
fortentwidelt. Es vereinigte jegt in ſich das Borunterfuhungsamt, das Polizeirichteramt, die Ober- 
inftanz der Nirchipieldverwaltung; die Duartalfigungen waren zugleih Strafgeriht und Kreisver— 
waltungsbehörde. Es war fein zwingender Grund vorhanden, dies Syftem zu ändern. Denn der 
king au fteht der örtlichen Polizeiverwaltung nahe genug, um die Bebürfniffe und Boraus- 
egungen eines Bolizeiafts zu prüfen; er fteht mitten im bürgerlichen Leben, um ſich von polizeilich— 
bureaufratifcher Einjeitigfeit frei zu halten. Er beſitzt andererfeitd die volle Unabhängigleit des 
Richteramts durch feinen Befig; ebenjo die Ständigkeit des Nichteramts, da der Ehrenbeamte 
nicht nad) Parteirüdfichten entlaffen werden fann. Die dabei in der Periode der Stuartö gemadten 
Erfahrungen waren jo durchſchlagend, daß Feine ſpätere Minifterverwaltung in England auf den 
Verſuch einer parteimäßigen Entaffung von Friedensrichtern zurüdgelommen tft. Die gemwohnbeits- 
mäßige Thätigfeit und das kollegialiſche Zuſammenwirken in den Pflichten des obrigfeitlihen Amts 
vereinigt in dem Ehrenamt das Ehr- und Pflichtgefühl des höheren Standes und das Pflicht- und 
Ehrgefühl des Berufsbeamten in einer Perſon und erzeugt damit den Charakter des Richteramts 
in feiner beiten Geftalt. 
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in England das DVerwaltungsdecernat den Namen und den Charakter einer jurisdiction, 
Wie man (aus dem kanoniſchen Recht) den Namen Jurisdiktion beibehielt, jo hat ſich auch 
die Form und der Geift der Rechtſprechung in diefer Defretur erhalten. Alle Defrete der 
PVolizeiobrigfeit, welche eine entjcheidende Maßnahme für die Perfon oder das Eigentum des 
Betroffenen enthalten (im Unterfhied von bloß formellen, prozeleitenden Defreten, precepts, 
warrants ete.), werben in Form einer order erlaffen, d. h. eines formell ausgefertigten, 
Schriftlichen Beſchluſſes, mit Zuziehung eines clerk, und in mwichtigeren Fällen unter Mit- 
zeichnung eines zweiten Friedensrichters. Gegen dieſe order, gegen melde in der Periode 
der Tudors und Stuart3 nur ausnahmsweiſe eine Berufung an die Kollegien der Friedens: 
richter ftattfand, bildet man im achtzehnten Jahrhundert durch zahlreiche Parlamentsftatuten eine 
Berufungsinftan; bei den General and Quarter Sessions der Friedensrichter. Die Kontroll- 
inftanz der Neichsgerichte tritt daneben zurüd, fo daß wenigjtens den Parteien die An- 
rufung des Neichsgerichts meiftens entzogen wird. Nach dem Syſtem des achtzehnten Jahr- 
hundert3 gejtaltet jih nun der Inſtanzenzug der Polizeiverwaltung dahin: 

1. Das laufende Verwaltungsdecernat erfter Inftanz führen die einzelnen Friedens— 
richter durch ihre orders. Dabei wird in zahlreichen Fällen eine order zweier Friedens: 
richter vorgefchrieben, weldhe dann in den Formen einer ſummariſchen Gerichtsverhandlung 
zufammenmirfen. 

2. Für wichtigere Volizeirefolute bilden die erjte Inſtanz die Special Sessions 
der Friedensrichter eines Amtsbezirks (hundred), deren periodifche Gejtaltung erſt dem 
achtzehnien Jahrhundert angehört. Die Gefeggebung verwies in diefer Zeit die Ernennung 
und Beltätigung der Ortögemeindebeamten, die Wegebauftreitigfeiten, die Erteilung der 
Schanffonzeffionen und andere Beſchlußſachen vor ſolche Specialfigungen, fo daß diefe Unter- 
bezirfe eine wichtige Mittelftufe der Verwaltung wurden. 

3. Die Duartalfigungen, welde mindejtens viermal alljährlich alle Friedensrichter 
vereinigen, find zunächjt Appellationsinftanz für die Strafurteile, zugleich aber auch Kreis- 
verwaltungsbehörde für die mwichtigften allgemeinen Gefchäfte des Kreifes: Ausjchreibung der 
County Rate, Erlaß von Bolizeiregulativen, Erteilung der Konzeffionen für Pulvermühlen, 
Abdedereien 2c., — eine Gefamtmafje von Beſchlußſachen, welche in der Praris das County- 
Business genannt zu werden pflegt. An dies county-business fnüpft fi dann die Be- 
rufungsinftang gegen die orders der einzelnen Friedensrichter und der kleinen Sejfionen, 
wo in den Geſetzen ein appeal ausdrüdlid gewährt ift, wie dies nun in wichtigeren fragen 
fajt zur Regel geworden ift, mit der weitern Klaufel, daß eine Anrufung der Neichögerichte 
durch writ of certiorari nicht weiterhin jtattfinden foll. 

Die ergänzende Inſtanz der Neihsgerichte tritt nun neben der meiſtens end- 
gültigen Entjcheidung des Friedensrichteramts mehr in den Hintergrund und befchränft fi) 
zur Zeit auf jährlih wenig mehr als hundert Fälle insgefamt, mit folgenden Unter- 
ſcheidungen: 

1. Ein writ of certiorari, Abberufungsverfahren, iſt das normale Rechts— 
mittel, dur welches auf Antrag eine erlafiene Polizeiverfügung (order) mit Beriht dem 
Oberverwaltungsgericht eingefandt wird zur Nachprüfung, ob der Vermwaltungsaft den be- 
ftehenden Geſetzen gemäß erlaflen, ob die Behörde dazu fompetent und ob das Verwaltungs- 
geſetz richtig ausgelegt fei: alfo eine Art von revisio in iure mit Entfheidung in der Sache 
jelbjt. Dies Rechtsmittel findet als Regel für jeden befchwerten Teil ftatt, wo es nicht 
durch Geſetz ausdrücklich befeitigt ift. Aber auch wo das „no certiorari* im Geſetz aus- 
geiprochen ijt, bleibt es doch beſtehen für Fälle abfoluter Inkompetenz und abfoluter Nullität 
des Verfahrens. Es findet ferner im öffentlichen Interefje jederzeit ftatt, fann alſo von der 
zeitigen Minifterverwaltung in allen Fällen eingelegt werben. 

2. Gegen die perfönliden Zwangsmaßregeln findet als allgemeines Rechtsmittel 
das writ of habeas corpus ftatt, als Rechtskontrolle nicht bloß der Unterfuchungshaft, 
fondern jeder VBerwaltungserefution gegen die Perfon in Polizei-, Finanz- und anderen 
Sachen. Da die Haft aber nah englifhem Syſtem das ordentliche Zwangsmittel für bie 
gefegmäßigen Anordnungen der Obrigfeit bildet, jo gejtaltet ich das habeas corpus bei 
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den Reichsgerichten zu einer allgemeinen Recdtsfontrolle der Verwaltungsafte im Stadium 
der Zwangsvollitrefung. 

3. Als allgemein fubjiviäres Nechtsmittel tritt dazu no ein writ of mandamus 
zur Erzwingung der Verwaltungsnormen gegen Stabtgemeinden, Korporationen und alle 
fonjtigen Behörden und Einzelperfonen, jomweit dafür die gewöhnliche Auffichtsinftang, das 
Syſtem der Drbnungsitrafen und der ordentlichen Rechtsmittel nicht ausreicht. Dies ergänzende 
writ dedt alle Züden, die bei der ungleichartigen Entwidelung der PBolizeigewalten, nament- 
lih in den Stadtverwaltungen, noch übrigbleiben und erſetzt auch die in unferen Ber- 
waltungsjyitemen vorfommenden Maßregeln der Zwangsetatifierung. 

Das jo entwidelte Syjtem der Verwaltungsrehtiprehung in dem Gebiet der Polizei 
bildet, wie eingangs erwähnt, den Schwerpunkt der Verwaltungsrehtiprehung. Die reichen 
Erfahrungen der englifchen Parteifämpfe haben die offenen Stellen ergeben, an welden der 
Barteieinfluß die Ordnung der Verwaltung bevroht, wo aljo die gewöhnliche Auffichtsinftanz 
der Behörden einer Verftärfung durch richterliche Elemente bedarf. Als das des Rechtsſchutzes 
bebürftigite Gebiet erwieſen jih von Haufe aus die Polizeiverwaltungsgefege, und 
unter dieſen wieder ſteht das polizeilihe Konzeffionsmwejen obenan als das dem Bartei- 
mißbraud immer zunädjt offene. Die übrigen Gebiete einer Verwaltungsrechtiprechung 
fchließen jih analog und ergänzend daran. 

Im Gebiet der Milizverwaltung handhaben die Deputylieutenants eine Ver— 
waltungsjurisdiftion für ftreitige Fragen der Militärpflicht, der Anfprüce auf Zurüdftellung zc., 
völlig gleichartig der frievensrichterlichen. 

Sm Gebiet der jtehenden Armee befchränft fich das Friedensrichteramt auf authentifche 
Feititellung des Werbeafts und einige Nebenpuntte. 

Sm Gebiet ver Kommunalbejteuerung bilden die Special- und Generalfigungen 
der Friedensrichter die geordneten Inſtanzen zur Entjcheidung der Steuerreflamationen. 

Im Gebiet der Staatsbefteuerung iſt für folde Steuern, die durd eine Ein- 
ſchätzung in concreto zu erheben find, eine Garantie unparteiifcher Entfcheivung durch die 
Einſchätzungskommiſſionen gebildet. 

Für die ftädtifche Verwaltung erweift fih das writ of mandamus in mehrfacher 
Richtung als ergänzende Nechtsfontrolle, namentlich gegen gejegwidrige Bejchlüffe der Gemeinde: 
vertretung. 

Sn der firhlihen Verwaltung ift die Nechtöfontrolle durch einen recursus ab abusu 
teild vor einem bejonders ernannten kirchlichen Gerichtshof (Court of Delegates), teild durch 
writs der Reichsgerichte gegeben. 

In ihrem Gefamtrefultat jtellt die Verwaltungsjurisdiftion die Handhabung der 
Verwaltungsgefege, ſoweit an irgend einem Punkt die Gefahr einer Mikanmendung zu 
Partei-, insbefondere Wahlzweden hervortritt, unabhängig von der zeitigen Minifterverwaltung. 
Die gefamte innere Landesverwaltung bleibt infolgeveffen unberührt von den Mintiter- 
wechſeln und von den Parteieinflüffen, welche die zeitigen Majoritäten des Parlaments auf 
das Perjonal und die Marimen der Verwaltung auszuüben vermögen. Die Erfahrung 
vieler Jahrhunderte über die ververblichen Folgen des Parteiwejens für die innere Verwaltung 
bat diefen mühſamen Aufbau von Nechtsfontrollen im achtzehnten Jahrhundert vollendet und 
damit der englifchen Verfaffung eine Grundlage gegeben, auf welcher die Zeitung der höchſten 
Staatögefchäfte wechjelnden PBarteiminifterien überlaffen werden fonnte, ohne Gefahr für die 
Stetigfeit der Verwaltung, für das Perfonal der Beamten und für die Sicherung des 
individuellen Rechtskreiſes. Vermöge diefes Zwiſchenbaus ift es England einzig in feiner 
Art gelungen, auch unter PBarteiminifterien die Unparteilichfeit und Integrität der Staats: 
und Xofalverwaltung zu wahren, — ein Erfolg, den die Nachbildungen der PBarlamentäver- 
fafjung in der Regel verfehlt haben. 


V. Der Abſchluß der regierenden Klafſe. 


Hatte ſich der Einfluß der herrſchenden Klaſſe ſchon durch die Reſtauration befeſtigt, 
ſo diente der unbeſonnene Angriff Jakobs II nur zu einer weiteren Verſtärkung dieſer 
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ficheren, auf perfönlichen und Steuerleiftungen beruhenden Stellung. Wie jeder Staatsum- 
wälzung, ſo ift auch diefer eine erhöhte Machtjtellung der befigenden Klafje der Gefellfchaft 
efolgt. 

. Mit verhältnismäßiger Mäßigung benußt die gentry jetzt ihren Einfluß auf die Gejeß- 
gebung, um fi durch einen Cenſus den Beſitz des Unterhaufes zu fihern. Nad 9 Anne 
c. 5 joll ver Graffchaftäritter fortan 600 L£ Grundrente aus freehold oder copyhold befigen, 
der jtädtifche Abgeordnete ebenfjo 300 £ Grundrente. Ein nicht minderer Wert ift auf 
einen Genjus für das jFriedensrichteramt gelegt, um damit den Einfluß der Polizeigewalt 
im Grafichaftsverband dem Großgrundbejis zu jichern. Für die ſchon nah Taufenden 
zählenden Justices wird durch 5 Geo. II. e. 18; 18 Geo. II. e. 20, eine Grundrente von 
100 £ aus freehold oder copylold verlangt, erblich oder auf Lebenszeit oder auf mindeſtens 
21 Jahre Pacht; ohne Genus qualifiziert find Lords, ihre älteften Söhne und Erben jo- 
wie die älteften Söhne und Erben einer Perfon von 600 £ Grundrente. Ein Genfus für 
die Miliz war ſchon durch die Gejege der Reftauration gefchaffen. Der Sinn dieſer Ein— 
richtungen ift im Zufammenhange jo realiftifch Klar, daß er nicht mißverjtanden werben fann. 

Die militärifhe Gewalt vor allem iſt der regierenden Klaſſe gefichert durch die 
Formation der Landesmiliz unter Verwaltungsfommiffarien von 200 £ und ein Offizier: 
forps von 50—1000 £ Grundeinfommen. Eine ftehende Armee daneben ift in völlig 
prefärer Stellung an die jährlihe Bewilligung der Geldmittel und der Kommandogewalten 
im Unterhaufe gefnüpft, befehligt von Offizieren, deren Patente mit einem Cinfaufspreis 
von 450—6000 E vom Fähnrih bis zum Oberftlieutnant hinauf nur den Söhnen der 
gentry zugänglich find, zugleich als eine ehrenvolle Verforgung der jüngeren Söhne. 

Eine Befeftigung der bürgerliden Gemwalten der regierenden Klaſſe begründet 
der Genfus von 100 £ Grundrente als Vorbedingung des Friedensrichteramts, noch ver- 
ftärft durch einen ſtillſchweigenden Verzicht der Friedensrichter auf die ihnen gefeglich zu- 
gebilligten Tagegelver. Es tritt dazu noch der politifche Einfluß der großen jury, die bei 
den Affifen regelmäßig aus ;riedensrichtern und analogen Elementen gebildet wird, ſowie 
das Sheriffamt, welches durch feine ſchweren Ehrenausgaben nur für die gentry zugäng- 
lich ift. 

Eine weitere Befeſtigung diefer Machtftellung ergab fich aus dem Syftem der Familien— 
ftiftungen, entails, Das fociale Bejtreben des Grundbefiges durch emige Fidei— 
kommiſſe fi den Beſitz zu fichern ift zwar in England nicht zur Geltung gekommen, da 
das Königtum die Veräußerlichfeit der Ritterlehne im Prinzip fefthielt. Die Erfindungs- 
gabe der Juriſten fonftruierte indefjen die Möglichkeit von Yamilienftiftungen, durch welche 
die Unveräußerlichfeit des Grundbefiges zu Gunften eines „Anerben” fejtgefeßt und durch 
Erneuerung des Abkommens von Generation zu Generation fontinuiert werden konnte. Diefe 
an fich nicht übermäßige Bevorzugung hat die Grundbefisverhältniffe verſchoben, feitvem im 
achtzehnten Jahrhundert dur Welthandel und Kolonialbefit eine ungeheure Aufhbäufung 
von Kapitalien entitand, die die gentry vorzugsmeife im Grundbeſitz der Heimat anlegte, 
zu welhem med fie den noch vorhandenen mittleren und kleinen Grundbefis ausfaufte. 
Erjt aus dem Zufammentreffen diefer beiven Verhältniſſe ift die heute vorhandene Häufung 
des Grundbefiges hervorgegangen, welche angeblich vier Fünftel des nutzbaren Grundeigen- 
tums in den Händen von 7000 Perſonen der nobility und landed gentry vereinigt !. 

Die fo von unten herauf fundierte gentry referviert ſich dann die ausschließliche Be- 
jfeßung des Unterhaufes duch Perfonen aus ihrer Mitte vermöge des Genfus von 600 £ 


ı Eine anſchauliche Überfiht des ſchwer verftändlihen Verhältniſſes der entails giebt für 
deutiche Leſer die Schrift von Th. Solly, Grundfäge des englifhen Rechts über Grundbefis und 
Erbfolge. Berlin 1853, und jet auch y. Ompteda in den Preußiſchen Jahrbüchern (1880) 
XXXXVI 401 ff., zugleich mit Aatiftifchen Überfihten über die Refultate, nach Arthur Arnold (Free 
Land) 1880: 7000 Grundherren, ald Inhaber von 10900 Landgütern von mehr als 1000 acres, be- 
figen mehr als vier Fünftel des nugbaren Landeigentums im Vereinigten Königreich; die Pairs allein 
bejigen annährend ein Viertel, in Schottland —8— 5 Pairs ein volles Viertel des Grund und 
Bodens; alſo halb England im Beſitz von 150 Perſonen, —* Schottland im Beſitz von 75 Perſonen, 
halb Irland im Beſitz von 35, — das übrigbleibende Fün 


tel deö Bodens verteilt unter wenig mehr 
als 100 000 Befiter von mehr ald 1 acre! 
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Grundrente für den Abgeordneten der Grafjchaft, 300 £ Grundrente für den Abgeordneten 
der Städte. Noch wirkſamer dienen demjelben Zwed die fchweren Ehrenausgaben jeder 
Parlamentswahl und das Syſtem der Diätenlofigfeit der Abgeordneten, welches ſeit dem 
17. Jahrhundert jtillfehweigend zur Obſervanz geworden ift. 

Endlich konſolidiert ſich dieſe Stellung durch eine nochmalige Vertretung der regierenden 
Klaffe in ihren hervorragendjten Spigen durch die erbliche Pairie. War fon im 
vorigen Jahrhundert die Pairie lediglich zu einer potenzierten gentry geworden, jo find 
nun in dem Jahrhundert von 1700—1800 nicht weniger ald 34 Herzöge, 29 Marquis, 
109 Grafen, 85 Viscounts, 248 Barone duch Patent neu freiert. Die fo geitaltete 
Pairie ift eben nur eine nochmalige, vom wechfelnden Wahleinfluß unabhängige Ehrenrepräfen- 
tation der gentry, aus deren Reihen fie hervorgeht, in deren Neihen die ganze Familie 
außer dem Pair felbft zurüdbleibt und ftetig zurüdtritt. Die Ernennung von 268 PBairs 
und 528 Baronet3 unter Georg III bezeichnet den Höhepunkt diefer Stellung. 

Neben diefer gewaltig emporgewachſenen Stellung der regierenden Klaffe iſt unverfenn- 
bar das relative Zurüdtreten der engliſchen Mittelftände in ihrer politifchen 
und wirtichaftlihen Bedeutung. Allerdings ift der Wahleinfluß dieſer Klaſſen noch von 
Bedeutung für die Bedingungen, unter welchen die regierende Klaffe ihre Herrſchaft über die 
Staatögewalt übt, und für den Geift, in welchem diefe Herrfchaft gehandhabt wird; aber 
doch nur als ermäßigendes Element. Nach wie vor umfaßt die wahlberechtigte Mittelflafje 
überwiegend die Elemente, welche den Gejchworenendienft leiften und die Ämter der Drts- 
gemeinde verfehen. Sie ift noch immer abgegrenzt nad) dem mittelalterlichen Cenſus des Ge- 
ſchworenendienſtes (40 sh, Nente aus freehold) in den Grafjchaften, nad) der aktiven Teil- 
nahme an der Korporation in den Städten. Durch den Ausfauf der nod vorhandenen 
Freifaffengüter und durd das Zurüdziehen der im politifchen Leben thätigen Squires vom 

perfönlichen Betrieb des Aderbaues entjteht eine fo mafjenhafte Vermehrung der Zeitpadt- 

verhältniffe, daß man den ganzen ländlichen Mittelftand in feiner Abhängigkeit von den 
Grundherren als „farmers“ zu bezeichnen fi gewöhnt. In Wechſelwirkung mit Diejer 
wirtfchaftlichen Abhängigkeit jteht der zunehmende Zerfall der Selbitthätigfeit der Mittel: 
ftände in Kirchfpielen und corporations, die fortjchreitende Bildung der select bodies und 
select vestries, Den Mittelftänden im ganzen fehlte ein Zufammenhang in organifierten 
Körperfchaften, wie fie die regierende Klaffe in den Uuartalfigungen, den großen juries und 
corporations hatte. 

In erhöhten Maße gilt dies natürlih für die ganze übrige Bevölferung infra 
classem, db. h. für die vom Wahlrecht ausgeſchloſſenen kleinſten freeholders, 
für die ganze Klafje der bloßen copyholders, für die nicht befitenden arbeitenden Klaffen. 
Die tumultuarifchen Bewegungen von 1780, die von der Whig-Oppoſition ausgehenden 
Vorſchläge zur Einführung des allgemeinen Stimmrehts waren Worboten der nod ein 
halbes Jahrhundert entfernten Neformbill. Es waren übereilte, noch gänzlich unreife An- 
läufe, welche erjt in einer neugeftalteten Geſellſchaft Erfolge erringen fonnten, und eben des- 
halb find diefe Regungen für ein ganzes Menjchenalter wiederum verfchwunden. 


VI. Die Formation des Unterhaufes. 
Das House of Commons, als die Zufammenfafjung der communitates, bejteht in jeiner 


jet abgejchlofienen Gejtalt aus 
80 Mitgliedern für die 40 Grafichaften Englands, 


12 : - 12 Grafihaften von Wales, 
50 = = = 25 Cities, 
339 ⸗ - = 172 Landſtädte und Flecken, 
16 ⸗ = = 8 Geehäfen, 
4 ⸗ = = 2 Univerfitäten 
(dazu 45 ⸗ für Schottland feit 1706, 


100 E für Irland feit 1801). 
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In einem vierhundertjährigen Bildungsprozeß haben diefe Wahlförper diejenige innere 
„Kohärenz” erhalten, welche das englifche Unterhaus zu der mächtigjten Körperfchaft der 
civilifierten Welt gemacht und befähigt hat, unter fcheinbar launenhaftem Wechjel der Par- 
teien die Negierung eines Weltreihg mit Erfolg zu führen. Käme es nur darauf an, eine 
möglichit große Zahl intelligenter und tüchtiger Menfchen in möglichit gleichen Wahlfreifen 
zu verbinden, fo müßten manche Nahbildungen des engliihen Parlaments wohl ebenfoviel 
leiften wie das Original. Jene Kohärenz beruht aber in England auf der maßgebenden 
Baſis der Kommunaljteuern und des selfgovernment, melde ald Grundlage des Par- 
laments hier nochmals darzulegen find. 

1. Bon der Seite der Steuern aus ift den Kommunalverbänden ala Wahlförpern 
die dauernde Kohärenz durch das Syſtem der Nealfteuern gegeben. Der Umfang biefer 
Kommunallaften hat fich bis zum Schluß des achtzehnten Jahrhunderts bis auf jährlich mehr 
als 5000000 £ geiteigert, höher als alle direften Staatsjteuern. Bei diefer Sachlage 
fonnte die Gefeßgebung ſich der Einficht nicht verſchließen, daß Staats: und Kommunal- 
ſteuern fich nicht unabhängig voneinander geftalten lafjen, daß folgeweiſe für eine Steuer- 
autonomie der Gemeinden und Kreisverbände im modernen Staat fein Platz ift, daß viel- 
mehr die Gejfamtheit der Bedürfnifje des Gemeinwejens und die Gefamtheit der 
oefeglichen Bejteuerung zu regeln und nah einem zufammenhängenden Plane zu ordnen 
find. Bei diefer Auseinanderfegung hat die parlamentarifche Gefeggebung von den drei 
Grundfyftemen der Steuern zwei: die Einfommenfteuern fowie die Zölle und Verbrauchs— 
jteuern, in ftrengiter Ausfchließlichteit dem Staate vorbehalten. Dagegen hat der Staat 
das alte Grundfteuerfyitem aufgegeben, um die volle Kraft und Erpanfionsfähigfeit 
einer Objeftbefteuerung für alle Zwede eines Dorf-, Stadt-, Bezirks-, Kreis-, Provinzial- 
haushalts zu gewinnen, und zwar nad folgenden Gefichtspunften : 

da die Grundlage eines Gemeindehaushalts nur eine dauernde, gleihmäßige 
fein fann, unabhängig von dem jährlich wechjelnden Perfonen- und Bermögensjtand einer 
freizügigen Bevölferung, mit der ein fo fleiner Haushalt nicht beftehen fönnte; 

daß deshalb die Yaften der Kommunalverbände auf die Liegenfhaften und zwar 
alle Liegenſchaften (Ader, Gebäude, nduftrieanlagen, Bergwerfe u. j. mw.) nad ihrer 
Leiftungsfähigfeit des Objekts, nicht nah dem Vermögensftande des Subjekt zu ver- 
teilen find; 

daß zur Erhaltung des Perfonalverbandes der Gemeinde die Kommunalfteuer von der 
Perſon des anfäffigen, nutenden Inhabers (oeeupier) zu erheben und jährlich neu 
einzufchägen tft; 

daß eben deshalb — und um die Ausgleihung der Kommunallaften zwischen größeren 
und fleineren Verbänden zu ermöglichen — die poor rate Eliſabeths für alle und jede 
Gemeinde-, Bezirf3- und Kreislaften gleihmäßig durchzuführen fei!. 








1 Die im Steuerinterefle des Grundbefiges bis zum Schluß des Mittelalterd gemachten zahlreichen 
Steuererperimente haben mit der Periode der Tudors aufgehört. An ihre Stelle ift getreten unter 
dem Namen der Subfidienbemilligungen 1. eine —— Objektbeſteuerung, Grundſteuer, 
2. eine gleichmäßige Subjekt beſteuerung, Vermögens: und Einkommenſteuer, „Zehntel und Fünf— 
zehntel“, 3. ein gleihmäßiger Tarif von Zöllen und Berbrauchsfteuern. Unter Grommell find neue 
Kataftrierungen und Einihägungen eingetreten, welche die Reftauration beibehalten hat. Im achtzehnten 
Jahrhundert ift das alte Syftem der periodiichen Subfidienbewilligungen in das der Steuergeiehe 
übergegangen, die bis dahin üblichen periodischen Steuern, deren der Staat jet von Jahr zu Jahr 
bedurfte, werden nun auch durch Steuergefeke von Jahr zu Jahr ohne befondere Bewilligung des 
Parlaments für die Staatsfaffe erhoben und neue geiegmähige Steuern von Zeit au Zeit hinzuge- 
fügt. In diefem neueren Gange der Steuergefegebung iſt allerdings im Intereſſe der regierenden 
Klaſſe das Syitem der Zölle und Verbrauchsiteuern übermäßig hinaufgeichraubt. Eine neue anſehn— 
liche Einfommenfteuer (an Stelle der in die land tax aufgegangenen Zehntel und Fünfzehntel) ift 
erit im Verlauf der großen Kriege gegen Frankreich (1798—1815) wieder als temporäre Steuer ge- 
Ichaffen. Dieſe wie die indirelten Steuern bleiben den Kommunen durchweg verfagt. Dagegen hat 
die Parlamentögefeggebung dad Buch der Staatsgrundfteuer geichloffen, feit 1692 Fin neue Kata- 
ftrierung vorgenommen, die dadurch gänzlich herabgefunfene Staatsgrundfteuer fontingentiert, jogar 
für ablösbar erflärt (a. 1798), jo daß fie nur nod in einem residuum von ungefähr 1050000 £ 
fortbeiteht. Der dadurd geichaffene Raum ift nun für die Kommunalſteuern frei geworden, welche 
ih ſchon im Jahre 1803 auf 5 000 £ beliefen, im Lauf des gegenwärtigen Jahrhunderts dann 

v. Holgenborff, Encyllopäbdie, I. 5. Aufl. 91 


1442 Anhang. 


Dies find die Gefihtspunfte geweſen, aus welden von Menfchenalter zu Menjchenalter 
die Gejeßgebung, Gerichts- und Verwaltungspraris die Kommunalfteuern geftaltet und Damit 
das materielle Band erhalten hat, welches Die communitates zu geeigneten Wahlförpern 
für das Unterhaus macht. Das alte vieinetum bleibt dadurd in dem Bemwußtjein ver- 
bunden, daß alles, was an Geldmitteln und Leiftungen zur Aufrechterhaltung der bürgerlichen 
Drdnung, der Armenpflege, der nachbarlihen Kommunifationen, der zahlreihen Wohlfahrts- 
und Humanitätsaufgaben eines Gemeindeverbandes aufzubringen iſt — alles, was von 
unten herauf die Gefellfhaft zum Staat geftaltet —, dauernd und gleihmäßig von den 
Liegenschaften aufzubringen ift, welche ebenfo die wejentlice Bafis des Gemeindeverbandes 
bilden wie das Staatsgebiet die Grundlage des Staats. Je mehr gerade die englische 
Geſellſchaft in Gefahr war, fi von unten herauf aufzulöfen durch die Freizügigfeit, durch 
die Gewerbefreiheit, durch die fosmopolitifchen Ideen des Handels, durch den Wandertrieb 
der ländlichen Arbeitsbevölferung, durch die wachſende Spaltung der Ortsverbände nad 
Kirchen und Belenntnifjen, deſto feiter flammerte fi die Geſetzgebung inftinktiv an das 
Syitem der Nealbejteuerung als das einzige Band, welches in Zujtänden einer Umgeftaltung 
der Gefellichaft von der materiellen Seite aus die Kohärenz der Wahlkörperfchaften aufrecht 
zu erhalten vermag. 

2. Das perfönlide Verbindungsglied der Wahlförper bildet die obrigfeit- 
lihe Selbitverwaltung; die Verwaltung der höheren Staatsfunftionen im Kreis-, Bezirks- 
und Ortsverband durch Chrenämter der bejigenden Klaffen, — der Gejchworenendienjt und 
die Übernahme der fleineren Amter durch die Mitteljtände, — ergänzt nad) Bedürfnis durd 
einige rechtsgelehrte Berufsbeamte und durch zahlreiche befoldete Bureau- und Unterbeamte. 
Dies Syſtem der inneren Zandesverwaltung beruht nicht auf einer dem englifchen Leben 
etiwa eigenen Vorliebe für eine dilettantifhe Amtsverwaltung durh „Laien“, fondern auf 
der Erfahrung, daß das höhere Volizeiamt durch gejellichaftlic unabhängige Männer von 
allgemeiner Bildung in der That gut und nad) einer freieren und fichereren Zebensanfchauung 
verwaltet wird als durh ein ausjchließlihes Berufsbeamtentum, und daß ſich dabei 
mangelhafte Eriahrung im Noutinedienft durch die in England fo zahlreichen elerks leichter 
ergänzen und in der Praxis nachholen läßt als fehlende Charaktereigenihaften. Die nicht 
minder wichtige Bedeutung des Chrenamts ift, daß es troß des Grundſatzes der Entlaßbarfeit 
dem Beamten die volle Unabhängigkeit des Nichteramts durch den Befit giebt; nur mit 
Einfügung diefer Elemente rihterlider Unabhängigkeit ließ ſich jene Verwaltungs 
rechtfprechung bilden, welche dem parlamentarifhen Verwaltungsfyitem feinen Halt giebt. 
Wichtiger als alles andere bleibt aber die fjociale Seite: daß dieſe Selbitthätigfeit die 
widerjtrebenden Schichten der Gefellfchaft in dem verbindet, was ihnen gemeinjam it, 
in der Handhabung des Nechts, der bürgerlichen Ordnung, der Fürſorge für das gemeinfame 
Mohl. Während das Leben der Gefellichaft die Menfchen in engeren und weiteren Kreiſen, 
in Bejit-, Ermerbs- und Arbeitsintereffen, in Befenntnifjen und Lebensberufen viel mehr 
trennt als verbindet, bleibt es von einem unſchätzbaren Wert, wenn diefelben Menfchen 
in Erfüllung gemeinfamer bürgerlicher und menjchlicher Pflichten ſich zufammenfinden und 
in gemeinfamen Bejtrebungen fich fennen und achten lernen. Dies iſt die Seite, welche der 
Selbitthätigfeit im Gemeindeverband einen Wert verleiht, der durch feine andere Einrichtung 
der Welt zu erjegen ift. 

3. Ihre volle Bedeutung für die Warlamentsverfafjung erhält nun aber die 
communitas durch die dauernde „organische“ Verbindung des selfgovernment mit dem 
fommunalen Steuerfyftem, dur die Berfonalunion der obrigfeitlihen und der wirt: 
ihaftlihen Selbjtverwaltung, welche (im Unterfchied von dem franzöfifchen) auch dem 
deutfhen Gemeindefyftem eigen ift. Diefe Perſonalunion erſt ftellt den geiellichaftlichen 


weiter auf das Doppelte und Dreifache geftiegen find und weiter fteigen. Eine umfafiende Überſicht 
diefer Steuerverhältnifie giebt Geo. Gosehen, Reports and speeches on local taxation. 1875. Der 
Ertragswert des Nealbefiges wurde 1865 zu 143 872000 £ angenommen (zur Kommunalſteuer ein: 
geihägt nur zu 100 612000 L£). Die Gejamtheit der darauf ruhenden Kommunalbeiteuerung wird 
den Betrag von 20 000 000 £ bald erreicht haben, während 1803 das geſamte Grundeintommen mur 
zu 34864 000 £ angenommen wurde. Val. Gneift, Selfgovernment. 1871. $$ 25. 152. 164. 
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Gegenjägen von Beſitz, Erwerb, Arbeit und firhlihem Belenntnis einen ebenjo dauernden 
und wirfjamen Gegenorganismus gegenüber, welcher fie wieder verbindet, welcher das 
geſellſchaftliche Vorurteil zum politifhen Urteil umbildet und den Rechtsjinn erzeugt, durch 
melden eine Nation zur Gelbjtregierung befähigt wird. Das gejellfchaftlihe Leben der 
Graffhaft und der Gemeinden wird damit durchdrungen und befrucdhtet von einem Ver- 
jtändnis für den Staat, von einem Geiſt der Pflichttreue und von einem Gemeinfinn, 
welchen der Abjolutismus auch in feiner beften Gejtalt nur zu einem Refervat der Beamten- 
klaſſe zu machen weiß. Das wichtige Element aber, welches die Selbjtverwaltung in das 
Parlament bringt, it die durchgehende praftifche Bekanntſchaft mit den öffentlichen Geſchäften. 
Gewiß drei Viertel der Unterhausmitglieder waren bis zur Neformbill praftifche Verwaltungs» 
beamte in diefem Sinne; nicht aber im Dienjt der Parteiverwaltungen, fondern in an— 
erfannter Unabhängigkeit, welche auch unter dem Parteiwechſel die Integrität der Verwaltung 
bewahrt hat. 

In der Blütezeit der Ortögemeindeverfaffung, im fechzehnten und fiebzehnten Jahrhundert, 
machte ſich diefer Einfluß des Kommunallebens aud auf die Mittelftände geltend und wurde 
in dem jtarfen Selbjtbewußtjein derjelben in den Bürgerfriegen ſichtbar. Auch im acht— 
zehnten Jahrhundert hielten die überzahlreichen Ämter des Kirchſpiels dieſen Zufammenhang 
nod) lebendig. Nur verjtand ſich dies nicht ohne einen Vorbehalt für die ftädtifchen 
Wahlfreije. Die Gefehgebung der Tudors hatte zwar das Syitem der Kirchen-, Armen- 
und Wegeauffeher und die damit verbundene Belteuerung gleihmäßig auch auf die 
ſtädtiſchen Kirchipiele ausgedehnt. Diefe Neubildung ging aber ihren jelbftändigen Weg 
ohne Zufammenhang mit der alten Stabtverwaltung, die, aus dem court leet und der 
firma burgi hervorgegangen, zunächſt Gerichts- und WBolizeiverwaltung zur Aufgabe 
hatte. Das Stadtregiment, bejchränft auf die Polizei und die Verwaltung des jtädtifchen 
Stammvermögens, geriet damit in eine folierung, in welcher die Thätigfeit der Bürger- 
verfjammlungen abjtarb und jtehende Ausjchüffe (select bodies) an deren Stelle traten. 
Unter den Stuarts wurde diefe Mißbildung durch oftroyierte Inkorporationscharten tendenziös 
fortgejegt. Die nad der Bevölkerungszahl mehr als zehnfach zu jtarfe Vertretung der 
Städte glih fih nun durch die Verkürzung der MWählerichaften gewiſſernaßen aus und 
verwuchs mit dem dominierenden Einfluß des Großgrundbefites in den Städten in dem 
Make, dab auch die Parlamente des achtzehnten Jahrhunderts fich zu feiner Reform ent- 
ſchließen fonnten. Dies ſtädtiſche Weſen war und blieb demnad eine Aufhäufung von 
Anomalieen, die ſich mehr zufällig ausglichen; ein Teil der im Parlament vertretenen 
Städte durch Inforporationscharten in eine oligarchiſche Verfafjung gebracht, ein anderer 
Teil noch auf der Bafis des inzwifchen verfallenen mittelalterlihen court leet; ein Teil 
der inforporierten Städte im Parlament vertreten, ein anderer Teil nicht; die Hleiniten, 
gänzlih verfallenen Ortſchaften repräfentiert durd) zwei Abgeordnete glei der größten 
Grafſchaft, einige jetzt große Städte völlig unvertreten. Hier lag der ſchwache Punft des 
Syſtems, der im neunzehnten Nahrhundert die nächte Anknüpfung für die Reform- 
gejeßgebung ergab. 


VII. Die Stellung des Oberhaufes. 


Das Dberhaus ift die notwendige Ergänzung des House of Commons, ald Träger 
ver bejtehenden Rechtsordnung, folgeweife zum Schuß der Minoritäten gegen die 
Majoritäten, zum Schuß der dauernden Drbnung des Staats gegen die wechjelnden 
Intereſſen der Gefellfchaft. In diefem Sinne ift der regierenden Klafje eine nochmalige 
Vertretung durch die Häupter ihrer hervorragenditen Familien gegeben, unabhängig von 
wecjelndem Wahleinfluß. Dem ſchon vorhandenen Beitand von 166 Pairs beim Regierungs: 
antritt Wilhelms III find im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts hinzugefügt: 34 Herzöge, 
29 Marquis, 109 Grafen, 85 Viscounts, 248 Barone. Unter der Gejamtzahl der Pairs 
(372 beim Regierungsantritt Georgs IV, jetzt fogar mehr ala 500) wird die Vertretung 
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der Staatäfirhe durch 2 Erzbifchöfe und 24 Biſchöfe zu einer immer weiter herabfinfenden 
Minorität, zu einem Supplement des überwiegend weltlichen Charakters der Inſtitution. 

England war in den Kämpfen zwifchen dem Königtum und den Ständen empirifch 
zu derjenigen Formation gelangt, welche im achtzehnten Jahrhundert als die naturgemäße 
und jelbjtverftändliche erſchien. Im feinem Entjtehen war das Oberhaus als ein durch die 
Macht des Beſitzes verftärkter Staatsrat zur Welt gefommen. Dem Permanent Couneil 
waren die angejehenften Meiftbelehnten und Prälaten hinzugetreten, alſo eine Vertretung 
des Großgrundbeſitzes, aber nicht des bloßen Beſitzes, ſondern derjenigen geiſtlichen Magnaten, 
welche die attwelle Regierung der Kirche führten, derjenigen weltlichen Magnaten, welche 
die ardua negotia regni gemeinjhaftlih mit den höchſten Dienern der Krone zu 
führen bereit und im ſtande waren und welche auch in Staatslaften und Steuern überall 
an ber Spitze der Bevölferung ftanden. Die Tüchtigfeit diejer Ariftofratie hat dann (um- 
gefehrt wie in den altfranzöfifchen Parlamenten) das bloße Beamtenelement zurüdgedrängt, 
die föniglichen iusticiarii und bloßen Berufsbeamten nur nod als Afftftenten der Körper- 
ſchaft ſich nebengeordnet. Die geiftliche und weltliche Pairie ift in den periodifchen Siyungen 
des königlichen Rats ſtillſchweigend zu einer ftändigen Körperjchaft, zu einem wejentlichen 
Faktor der Gefetgebung, zur oberjten Spite der Gerichtöverfaflung geworden. England 
hatte unter der kurzen Regierung Crommelld mit dem Cinfammerfyftem gerade foviel 
Erfahrungen gemadt, um darauf nicht wieder zurüdzufommen. Die Volfsauffafjung mußte 
fih um fo mehr befeitigen, je mehr der fchnelle Wechſel der Parlamentsmajoritäten und 
Minifterien ſchon im achtzehnten Jahrhundert die Notwendigkeit eines feiten Haltes der 
Rechts- und Vermwaltungsordnung vor Augen führte, der im Königtum nicht mehr zu 
finden war. 

Diefelbe „Kohärenz“, melde in den communitates Staat und Gejellichaft verbindet, 
befteht nun aud für das Haus der Lords. Auch das adlige Oberhaus ftellt wie das 
Unterhaus eine organifhe Verbindung von Befit und Amt dar, — nicht eines 
fingierten, durch bloße Titel fortgefegten ehemaligen Amts (mie die Adelstitel des Kontinente), 
fondern einer lebendig fortgefeßten Thätigfeit in den höchſten Geſchäften der Reichsregierung 
und in ber täglichen Arbeit der Lofalverwaltung, — in einem aftuellen Dienjt für das 
Gemeinmwefen mit der vollen Berantwortlichfeit eines öffentlihen Amts. Ebenfowenig ftellt 
es die Vertretung eines privilegierten Grundbefites dar, der mit dem ganzen inhaltlos 
gewordenen Lehnsnexus in England verſchwunden ift, ſondern eines jeden Beſitzes, der feine 
Steuer: und perfönlihen Pflichten im Staate erfüllt. In diefer Kohärenz war aud die 
Stellung des Oberhaufes im achtzehnten Jahrhundert noch vollkommen ficher fundiert. 


VI. Die Einfügung der Kirche in das parlamentarische Regierungsſyſtem. 


Die zeitweife Verbindung der anglifanifhen Geiftlichfeit mit dem whigiſtiſchen Adel 
zum Widerftand gegen Jakob TI hatte den alten Antagonismus zwifchen Parlament und 
Kirche keineswegs aufgehoben. Im Gegenteil war durd die zweite Nevolution und durd 
den Dynaſtiewechſel die Gefahr ihrer Unterwerfung unter ein wechjelndes Regiment 
parlamentarifcher Parteien drohender geworden als zuvor. In unüberwindlicher Abneigung 
dagegen mar die Geijtlichfeit jehr bald zur Parteifahne der Stuarts zurüdgefehrt. Die 
politiſche Seceffion der „non jurors“ dauerte ein Menfchenalter in offener, mwiderhaariger 
Oppoſition gegen Die bervfhenbe Dynaftie fort, in erfennbaren Reiten jogar bis zum Anfang 
diefes Jahrhunderts. Da aber die Whigminiſterien whigiſtiſche Biſchöfe anſtellten, ſo folgte 
der Entfremdung zwiſchen Kirche und Staat eine Entfremdung zwiſchen hoher und niedriger 
Geiſtlichkeit und in weiterer Folge ein verbitterter Streit zwiſchen den Doktrinen der High 
Church und der Low Church. 

Grit im Laufe eines halben Jahrhunderts ift diefer Zwiefpalt und fomit das tiefit- 
liegende nn einer parlamentarifchen Regierung achoben dur folgende Mafnahmen: 

. Durd Anerfennung der Hierardie der anglikaniſchen Kirche und 
ihres Epiffopalipftems, vom bifchöflihen Amt bis zum Pfarramt herab; durch die Bei- 
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behaltung des Sites der Bifhöfe im Oberhaus; durch Enthaltung einer Einmifchung in 
die inneren Angelegenheiten der Kirche, durch die Geftaltung der oberjten Beſchwerdeinſtanz 
beim „König im Rat” zu einer ftändigen Kommiſſion (Court of Delegates), welche jpäter 
auch den Titel einer ftändigen „Staatsratsabteilung“ erhalten hat. Nur die periodischen 
Generaliynoden des Klerus in feinen „Ronvofationen”, welche als umverbefjerlihe Träger 
des flerifalen Kaftengeijtes erfchienen, fand man auf die Dauer unvereinbar mit dem fird)- 
lichen Frieden und ſchlug deshalb ſeit dem Jahre 1717 den fchonenden Weg ein, ihre 
Thätigfeit zu jujpendieren, indem fie zwar in herfümmlicher Form berufen, von einem 
föniglihen Kommiſſar eröffnet, unmittelbar nad der Eröffnung aber „wegen Mangels an 
Vorlagen” vertagt wurden (ein Verfahren, welches bis zur Mitte dieſes Jahrhunderts fort- 
gedauert hat). Es war damit der direfte Antagonismus firchlicher und weltlicher Parlamente 
bejeitigt. Bon oben herab war eine Verbindung durch die Bifhöfe im Oberhaus, von 
unten herauf durch die Verfaſſung des Kirchipield hergeftellt. Es fam darauf an, die 
Dazwifchenliegenden Glieder des Firchlihen Organismus mit der neuen Orbnung der Dinge 
zu verföhnen. 

2. Durch die Erhaltung und Vermehrung des reihen Beſitzes der Staatsfirde 
(nad dem Cenſus von 1850 — 5.000 000 E£ Cinfünfte), der in feinem früheren Jahrhundert 
mit gleicher Gewiſſenhaftigkeit aufrechterhalten iſt; andererſeits durch das Band des 
Kirchenpatronats, welches ſich unter Krone, Lords und gentry verteilt, ungefähr entfprechend 
den —— pe: der regierenden Klaffe. 

Durd den Grundſatz, daß das Bekenntnis zur Staatöfirche die Vorbedingung 
für ee und obrigfeitlihe Ämter bleibt. Das Syitem ver Teftakte 25 
Car. II. e. 2 hat diefen auf faſt anderthalb Jahrhunderte geſchloſſenen Bund der Staats- 
firhe mit dem Staat und der regierenden Klaſſe ausgedehnt auf alles, worauf politifcher 
Einfluß im Staate beruht (bear any office, eivil or military, or receive pay, salary, fee, 
or wages, by patent or grant etc.). Andererſeits bleibt der firchliche Befit von unten 
herauf voll herangezogen zu den Laſten der Ortsgemeinde, die Geijtlichfeit ein lebendiges 
Glied der vestry, ein anfehnliches Element der Friedenskommiſſionen, und wächſt fo all- 
mählich in zunehmender Wahlverwandtihaft mit der regierenden Klafje in die Parlament3- 
regierung hinein. 

Diefe Einführung der Staatsfirhe in den parlamentarifchen Staat war der letzte 
entſcheidende Schritt zur Herftellung der KRohärenz und inneren Harmonie, mit 
welcher ein gleicher Pulsſchlag in das Leben der Nation zurüdfehrt. Und damit hört aud 
die Geiftlichkeit auf, als agitierendes Element in dem Streit um Macht und gejellfchaftliche 
Intereſſen ſich als die „wahre Stütze“ des Thrones und der Ordnung zu gerieren, fie findet 
ihren fonjervativen Beruf vielmehr wieder in der Lehre und Seelforge, in der Vertretung 
des chriſtlichen Sittengefeges, ſowie es, dem Sinne der großen Mehrheit der Nation homogen 
und verftändlich, fi in der anglifanifchen Kirche verkörpert. 


IX. Das ——— der königlichen Regierung zum Parlament. 
King in Couneil und King in Parliament. 


Auf der fo befeftigten Grundlage der erblichen Thronfolge, des selfgovernment, der 
regierenden Klafje, in ihrem Ober: und Unterhaus, mit Einfügung der Kirche, entwidelt ſich 
nunmehr eine neue Stellung des föniglihen Rats zum Parlament, melde 
jeit länger als hundert Jahren unter dem Namen einer „parlamentarifhen Regierung“ als 
„deal einer monarchiſch fonftitutionellen Regierungsweiſe den Völkern der civilifierten Welt 
als ein zu erftrebendes Ziel erjcheint. 

Der englifhe Staat ift Monarchie geblieben, und zwar verfajjungsmäßige Monarchie 
in einem doppelten Organismus: als King in Parliament und al® King in 
Couneil — das heißt: der König ift in Ausübung der Staatögewalt entweder an die 
Zuftimmung des einen oder an den Beirat und die Gegenzeichnung des andern gebunden. 
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Die Hergänge von 1688 haben jedoch Veränderungen der Machtverhältnifie herbeigeführt, 
welche aud) auf die Form der Reichsverwaltung zurüdwirfen. 

1. Das Privy Couneil iſt nod immer der verfafjungsmäßige Sitz der Staats- 
regierung, jedoch mit wefentlichen Beichränfungen der Funktionen wie des Perfonals. 

Die ergänzende und fonfurrierende Verordnungsgewalt des King in Council dauert zwar 
fort; da aber die Staatshoheitsrechte im Innern im meiteften Mahe durch Parlamentsgejete 
firiert find und fortjchreitend noch weiter fejtgelegt werden, fo befchränten fidh die Verordnungen 
immer mehr auf Kolonial- und auswärtige Verhältniffe, auf Ausführungsverordnungen und 
Amtsinjtruftionen. 

Die Beichliefung des Couneil über außerordentlihe Mafregeln der zeitigen Regierung 
ift nicht ausdrüdlich aufgehoben; da aber jest alle Dispenfierungs: und Eufpendierungs- 
gewalt gegen die Parlamentsgejege hinweggenommen ift, gehen die michtigeren Mafregeln 
auf das Parlament über in Gejtalt von private bills etc. 

Die Jurisdiftion des Couneil in Civil- und Straffahen ijt erlojchen mit der Stern— 
fammer; die Entjcheidungen des Couneil in ftreitigen Verwaltungsſachen find auf die 
Reichsgerichte übergegangen. 

Die gefamte Bolizeiverwaltung, die Oberinjtanz der Ortögemeindeverwaltung, 
die Miliz und alles, was eines Mißbrauchs der Gewalten von oben herab fähig, iſt durch 
eine unabfehbare Kette von Gefegen decentralifiert und unter eine Verwaltungsrechtſprechung 
geſtellt. 

Die Kirche endlich hat ihre Unabhängigkeit von der laufenden Miniſterverwaltung 
erhalten. 

Alle Funktionen, für welche die Ständigkeit und kollegialiſche Abſtimmung eines 
Staatsrats eine Bereutung hat, find in diefer neuen Ordnung der Dinge in der That dem 
Couneil entzogen. 

Und dementſprechend find jetzt auch die nun noch übrigen Gefchäfte des Couneil auf 
einen engeren Minifterrat übergegangen, der fi) aus fünf, fieben oder mehreren Haupt: 
mitglievern des Couneil bildet als „die zeitige Negierung Seiner Majejtät“ (Uabinet). 
Dieje Regierungsweife, hervorgegangen aus den Cabinets der Stuarts, erwies fi ſchon im 
Anfang diefer Veriode als die allein noch mögliche Form. Wilhelm III hat zum legtenmal 
in wirflichen Kollegialberatungen eines Couneil präfidiert. Man überzeugte ſich durch die 
Praris felbjt, daß die neuen Geſetzvorſchläge und Mafregeln, auf welche jetzt das Council 
befchränft war, nur von prinzipellen Standpunften einer in fi einigen Regierung an 
das Parlament gebracht werden fonnten. Eben darum wurde aud fein ernitlicher Verſuch 
einer Rückkehr zur älteren Gejchäftsbehandlung in formellen Plenarfitungen des gefamten 
Couneil gemadt. Ein darauf bezüglicher Artikel der Act of Settlement wurde wieder 
aufgehoben, noch bevor er in Wirkſamkeit trat. Da aber gefeglich nichts geändert it, fo 
wird in den Fällen, wo nad Verfaffung oder Gefet eine „Order in Couneil“ erforderlich 
it, eine nominelle „königliche Ratsſitzung“ gehalten, zu welcher außer den Miniftern pro 
forma einige dem aktuellen Minifterium befreundete Mitglieder des Nats als Fiquranten 
eingeladen werden. Das Privy Couneil bejteht nur nod als eine Geremonialjigung des 
zeitigen Minifterrats zur formellen Natififation und Publikation folder Maßregeln, melde 
verfafjungsmäßtg vom „König im Rat” ausgehen müſſen. 

An diefe neue Form der Staatöregierung fnüpft ſich der überwiegende Einfluß des 
Parlaments auf Perſonal und Richtung derfelben in folgender Weife. 

2. Auf den King in Parliament gehen nunmehr alle diejenigen Gewalten über, 
welche dem King in Couneil entfallen find, d. h. die zeitigen Minifter der Krone be- 
dürfen jett der Zuftimmung des Parlaments in einer langen Reihe von Fällen, welche jonit 
im föniglihen Nat jelbitändig erledigt wurden. 

Der enticheidende Punkt liegt in der unabänderlichen Wahrheit, daß jeve Staatsverfaſſung 
offene Stellen behält, die man als außerordentliche Gemwalten, diftatorifhe Gemalten, 
latente Gewalten oder fonjtwie bezeichnen mag, die aber aus dem Verhältnis von Staat 
und Gefellfchaft immer von neuem entftehen. Keine menſchliche Weisheit und Vorausfiht 
vermag die Grenzlinien einer höchſten Gewalt im Staate erfhöpfend durch Geſetze oder 
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Verfaffungsartifel zu ziehen, da ſtets unvorhergefehene Bedürfniffe, ja Notitände der Gefell- 
ichaft in jedem fürzeren Zeitraum neue Maßnahmen bedingen, für welche noch feine aus— 
reichende Negel gefunden ift. In der Republif wie in der Monarchie muß dieje diktato— 
riihe Gewalt an der einen oder an der anderen Stelle liegen, und das Machtelement, was 
der einen Seite entzogen wird, muß ftetS der anderen zufallen. Die Nationen, welche 
in monarchifcher Verfaſſung aufgewachfen und in einem Vertrauensverhältnis zu ihrer Mo- 
narchie geblieben find, rejervieren diefe Gemwalten dem Monarchen in dem wohlberechtigten 
Gefühl, daß fie fiherer an der Stelle ruhen, die durch jedes Intereſſe der Perſon und der 
Familie iventifch ift mit dem dauernden Wohl und Gebeihen des Landes. Auch die eng- 
liihe Nation hat diefe monarchiſche Tradition feitgehalten bis zur Grenze des Möglichen. 
Auch nach ſehr jchlimmen Erfahrungen hatte man in jevem früheren Jahrhundert den Kreis 
der latenten Gewalten vorfichtig, zögernd, fait zaahaft, etwas enger durd die legale 
Definition einzelner Punkte gezogen. Erit die beifpiellofe Pflichtvergeſſenheit und Ver: 
fehrtheit einer Dynaftie durh drei aufeinanderfolgende Generationen hat die Nation in 
diefem Glauben irre gemadht und jene Wendung herbeigeführt, die unter dem Namen ber 
glorreihen Revolution alle und jede noch übrige außerordentlihe Gewalt dem Königtum 
entzog, weil fie in ſchwerſter Weife gemißbraucht war. jeder einzelne Sab der Defla- 
ration der Nechte war durch das Vorangegangene nur zu fehr gerechtfertigt: die Geſamtheit 
diefer Kette von Negationen feit den Zeiten Karls I führt aber zu einer weſentlich 
veränderten Weife der Regierung. Das Gefamtrefultat diefer Negationen (vor allem ber 
abjoluten Negation aller Sufpendierungs: und Dispenfationsgewalt) ift eben, daß an jeder 
offenen Stelle die Gewalten des Königtums ausdrüdlih hinmeggenommen find, daß alfo 
jeder Reſt diftatorifcher Gewalten, die irgend eine praftiiche Bedeutung in dem Staatsleben 
haben, fortan dem König verfagt it. 

Während nun aber nad) den Doftrinen der Demokratie die fo hinmeggenommenen Ge: 
walten den Volfsfreiheiten zu gute fommen follten, verhält es ſich in der Wirklichkeit anders. 
Nie die „Volfsfouveränität“ ſelbſt, To fallen die freigewordenen Gewalten immer nur der 
herrſchenden Klaſſe der Geſellſchaft, alfo in England der jebt vollentwidelten regierenden 
Klaſſe zu, in ihrer jegt vollendeten Organifation im Barlament. Da aber die Bedürf- 
niffe der Nation ftetig herauswachſen aus der vorhandenen Gefeggebung, da der Staat 
Jahr für Nahr neuer und aufßerordentliher Machtvolllommenheiten bedarf, fo blieb nichts 
übrig, als daß die aftuelle Negierung des King in Conneil ftets zurüdgehen mußte auf 
den König im Barlament, daß er Jahr aus Jahr ein in der Yage war, die notwendigen 
Mittel und Gemwalten vom Parlament bewilligen zu laffen und damit in ein fortgejettes 
„Vertrauensverhältnis” zum Parlament, d. h. in eine ftetig fortwirfende Abhängigteit vom 
Parlament zu treten. 

Es traf nun aber gerade im 18. Jahrhundert eine Reihe von Umftänden zu— 
fammen, dieſe Abhängigkeit der Negierung von Konzefjionen des Parlaments im äußerften 
Mape zu jteigern. 

Während die Eriftenz eines ftehenden Heeres an die jährlich völlig neue Ge— 
nehmigung des Parlaments gebunden war, fonnte fein König von England jett dieſer 
Militärmaht mehr entbehren, ebenfowenig für die Behauptung Irlands mie für die 
europäifhe Machtitellung wie für die Weltitellung des fich in allen Teilen der Erde weit 
ausdehnenden Reiche. 

Weiter machte die allmählich zum Übermaß gewachſene Feitlegung des ganzen inneren 
Verwaltungsrehts durch Gefege für die geringfügigite Änderung der Verwaltungs: 
normen von Jahr zu Jahr neue Gefege, private und local acts, erforderlich, zu denen es 
der Genehmigung des Parlaments bedurfte. 

Meiter erforderten die Kriege Englands auf dem Kontinent, fpäter der amerifanifche 
Krieg und noch mehr der gewaltige Kampf gegen die franzöfifche Revolution jo unerhörte 
Geldmittel und Staatsfredite, daß auch in der früheren Verfafjung das Königtum pro 
teımpore in eine ungewöhnliche Abhängigkeit von dem jteuerbewilligenden Unterhaufe ge— 
fommen jein würde. 

Es wurde in den ſchwierigen Verhältniffen eines ſolchen Weltreichs immer fühlbarer, 
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daß fein Zöniglier Nat mehr im ftande war, die Negierungsgefhäfte aud nur Jahr 
und Far in Widerjtreit mit dem Parlament zu führen. Das daraus hervorgehende 

Verhältnis des Kabinetts zum Parlament erſcheint aus diefen Gründen 
als eine praftifch notwendige fortlaufende Verjtändigung zwiſchen der zeitigen Staats 
regierung und dem Parlament, bedingt durch die Abhängigkeit einer jeden Verwaltung von 
dem Parlament, am meijten in Finanzſachen. Die Abhängigfeit vom Parlament bedeutet 
aber Abhängigkeit von der Majorität desfelben, alfo von den zeitigen Parteien. 

Je ſchwieriger in dem großen Neichskörper die Durchführung neuer Geſetze und? Map: 
regeln wurde, dejto unvermeidlicher wurde es, ihre Durchführung unter Mitwirfung kompakter 
VBarteien, unter Beirat und Mitwirkung ihrer tüchtigften Führer zu unternehmen. Trotz der 
Gegenbemühungen des Königtums ijt daher das Syſtem der Parteiregierungen in fortwad)- 
jender Übung, und in den immer neuen, immer fhwierigeren Situationen bleibt zulegt Feine 
andere Wahl als die Fortführung der Staatsgefchäfte unmittelbar den Führern der am 
jtärfjten organifierten Partei anzuvertrauen. 

Unverfennbar ijt mit dem abnorm gewachjenen Geldbedürfnis des Staats unter 
Georg III der Shwerpunft der Staatögewalt in das Unterhaus gefallen, und es 
handelt ſich jeit einem Jahrhundert in England nicht mehr um die Bejorgnis eines Mip- 
brauchs der Staatsgewalt gegen die Majorität, fondern um die eines Mißbrauchs der Staats- 
gewalt durch die Majorität. Das Parlament, und vorzugsweife das Unterhaus, anftatt 
die Staatsverwaltung zu fontrollieren und Minifter zur Verantwortung zu ziehen, ift in 
wachjendem Maße ſelbſt regierender Körper geworden. Seine Majorität Eontrolliert nicht 
mehr die Neichsverwaltung,, fondern defigniert die Verwalter felbjt. Die unverändert fort: 
beftehende rechtliche Verantwortlichkeit tritt jomit in den Hintergrund vor einer „politischen“ 
Verantwortlichkeit, d. h. vor einem durd die Parteiverhältnifje des Unterhaufes bedingten 
Syitem des Miniſterwechſels. 

Der verhältnismäßig jchnelle Wechjel diefer Parteiminifterien beruht nicht etwa auf 
einem allgemein gültigen „Eonftitutionellen“ Prinzip, fondern wiederum auf der eigentüm- 
lihen Lage des britiihen Reichs. Es gab feit dem Beginn der parlamentarifchen Re— 
gierungsmeife nur wenige Epochen, in welchen eine dauernde Richtung der Staatsregierung 
flar und ficher vorgezeichnet war: die Epoche der Konfolidation der Parteiregierung unter 
der Dynaſtie Hannover ohne fonjt erhebliche Staatsaufgaben (Minijterium Walpole) und 
der Kampf gegen die franzöfifhe Nevolution und die napoleoniſche Hegemonie (Miniſterium 
Pitt). ALS Hegel dagegen bedingte die Stellung des britifchen Weltreihs in feinem groß- 
artigen Wechfel der politifchen und Handelsbeziehungen zum Ausland und zu den Kolonieen 
fowie Die ſehr ungleichartige Zuſammenſetzung der Beſtandteile des Reichs einen 
ſo häufigen Wechſel der Maßregeln, daß die mühſam vereinbarten Programme der 
Parteiführer und Parteien für die neue Lage der Dinge nicht ausreichen konnten. Cine 
furzge Dauer der Minifterien mußte daher ſchon im 18. Jahrhundert die Negel bilden. 
Bei jedem Wechſel aber wiederholte fich die Erfahrung, daß die notwendige Einheit der 
Aktion nur dadurch zu erreichen fei, daß der zeitige Minifterrat aus Männern gebildet 
wurde, melde über die Hauptmafregeln der zeitigen Negierung grundjäglic einig 
find und welche dafür eine Mehrheit in den beiden Häufern gewonnen haben oder zu ge 
mwinnen im jtande ſind!. 


’ Eine fefundäre Folge der notwendigen Solidarität des Minifterrats ift die allmähliche Zu— 
ipihung aller Departements in ftreng bureaufratiich formierte Miniſterien. Es gilt dies an erfter 
Stelle von dem Amt des Yord Schapmeiiters, welcher im 18. „Jahrhundert in der Regel als 
dirigierender Staatsminifter ericheint. Da das Unterhaus die national purse daritellt, jo wurde 
erade bier eine ftarfe Beteiligung der Commoners notwendig. Seit Georg I find deshalb die Be- 
ugnifle des Lord Schagmeiiters einem Sceinfollegium zu übertragen, welches beiteht: 

1. aus einem First Lord Commissioner, entweder einem Pair oder Commoner, 

2. drei oder vier Junior Lords, darunter womöglich ein ſchottiſches und ein iriſches Mitglied, 

3. dem Schabfanzler, der zugleich das zweite Hauptmitglied der Kommiſſion und regelmäßig 
Mitglied des Unterhaufes iſt. Dieſe Kollegialität in den Gentralbehörden iſt indeſſen nur nod eine 
Form zur Bildung einer Anzahl höherer Amtsitellen. Der First Lord führt in der Regel wie ein 
Minifterpräfivdent die Generaltontrolle der Verwaltung ohne beiondere Beziehungen zum Finanz: 
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In feinem diefer Entwidlungsitadien beruhte die neue Regierungsmeife auf Geſetz, 
fondern auf ſtillſchweigen dem Einverjtändnis der leitenden Staat3männer und der 
Dppofition, d. h. auf dem Bewußtfein, daß eine Regierung Großbritanniens mit dem Parla— 
ment nur noch in diefer Form geführt werden fünne. Ohne Anderung in den Nedhts- 
verhältnifjen beruht die neue Regierungsmeife lediglich auf einer Verfchiebung der Macht: 
verhältniffe, in dem Maße, daß die Frage nad der Verfafjungsmäßigfeit des Kabinetts 
jederzeit eine afademifche Streitfrage geweſen und geblieben ift. 

Auf der Gefamtheit der fo gegebenen Grundlagen und Vorausfegungen beruht nun 
in England: 


X. Die Bildung der parlamentariihen Parteien, 


Wie die Abhängigkeit der Gentralverwaltung vom Parlament in logischer Ronjequenz 
zu dem Minifterwechiel, jo hat das Übergewicht des Unterhaufes zur feften Organifation 
zweier Barlamentsparteien geführt, welche feit dem Beginn diefer Epoche abwechjelnd 
die Zügel der Regierung übernommen haben, während die Bildung eines Koalitionsminiite- 
riums ein ftet3 nur kurz dauerndes Interim darftellt. 


Diefe Parteiformation ift der Ausdrud der feiten Staats- und Gefellihaftsordnung, 
wie fie jet vollendet daftand. Sie fett voraus eine von allen Parteien anerfannte 
Verfafjung, die unbeftrittene Stellung einer regierenden Klaffe, die innere Harmonie in dem 
Ausbau der Zwifchengliever der Kommunalverwaltung ſowie die Verflechtung der Stagts- 
gewalt mit einem anerkannten Kirchenfyjtem. Sobald diefe Einheit an Haupt und Gliedern 
erreicht ift, erjcheinen die Grundauffafjungen vom Staat in denkbar einfachiter Gejtalt als 
zwei Parteien. 


Die philofophifhen Ideale einer volllommenen Staatsform, welche ohne Parteiftreit 
die natürliche Bielheit eines Volkswillens zu einem einheitlihen Willen vereinigen foll, be- 
ruhen auf einer unvollftändigen Einfiht in die Natur des Menfhen. Der Menſch ift in 
jeder Lage mit feinen Bebürfniffen auf die äußeren Güter der Natur angewiejen, deren 
Erwerb, Beſitz und Genuß unabänderlid eine Kette von Abhängigfeitsverhältnifjen begründet, 
die in unabjehbaren Verflechtungen feſte Schichten der „Geſellſchaft“ bilden, in melde ſich 
der einzelne mit feiner Familie und jeder weiteren Gemeinjchaft eingefügt und gebunden 
findet, in Widerjtreit mit Intereffen der anderen. In diefem ewigen Kampf um das 
Dafein, in dem ftetigen Streben, felbjt zu befigen und zu genießen, Die anderen von diefem 
Beſitz und Genuß auszufchließen, in dem ftetigen Interefje, die eigene Abhängigkeit aufzu- 
heben oder zu vermindern, die Abhängigkeit der anderen zu befejtigen und zu erweitern, 
erringt und behauptet jede Nation das mögliche Maß menfchlicher Freiheit nur in der Unter: 
ordnung unter die abjoluten Gebote einer Sittengejeges in der Kirche, unter die Gebote 
einer feiten Rechtsordnung im Staat. 


departement. Die Junior Lords find Vertrauensmänner aus dem Parlament, die fih auf eine Mit- 
zeichnung wichtiger Erlaſſe beſchränken. Departementschef der Finanzverwaltung iit lediglich der 
Schatzkanzler. it der Premier (First Lord) ein Unterhausmitglied, jo fann er zugleich Schatfanzler 
fein; wenn er ein Pair ift, bleiben beide Amter ſteis getrennt. — Das Amt des Staatsfekretärs 
jpaltet fih am Schluß des Jahrhunderts in einen Prineipal Secretary für das Innere, das Aus- 
wärtige und einen Secretary für Kolonieen und Krieg. Im 19. Jahrhundert ift ein Prineipal 
Secretary für das Kriegsweſen, für Dftindien, ein Chief Secretary für Irland hinzjugetreten. — 
Aus einer Erweiterung des Armenamts ift in neuefter Zeit eine Gentralbehörde für die wirtichaft- 
liche Kreis- und Kommunalverwaltung, Local Government Board, hervorgegangen. Unter dem 
Namen von Committees des Privy-Couneil ift ein Handelsminifter und ein Unterrichtsminifter kreiert 
worden. Alle Neubildungen folgen aber dem bureaufratiichen Departementsiyitem. Nach dem Ar- 
rangement des zeitigen Habinetts fönnen übrigens —— Generalpoſtmeiſter, der Generalzahlmeiiter, 
der Kanzler des Herzogtums Lancafter und andere Beamte zweiten Ranges mit einem Stimmrecht 
im Minifterrat beehrt, auch Mitglieder des Kabinetts ohne Portefeuille freiert werden, jo daß im 
legten Jahrhundert die Zahl der ftimmfähigen Mitglieder des Minijterrats zwiſchen 10 und 17, meijtens 
zwiichen 12 und 15, fi) au bewegen pflegte. 
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Nah harten Kämpfen war es jegt der englifhen Nation gelungen, den Antagonismus 
wiſchen Geſellſchaft, Staat und Kirche durch den inneren Ausbau der Glieder zu verföhnen. 
Das fo Verbundene war und blieb aber ein zwiefadher Organismus, aus jtaatlihen und 
gejellfchaftlichen Elementen zufammengefügt, im ganzen wie im einzelnen, deshalb in jtetiger 
Bewegung wie das Leben des einzelnen, und eben deshalb Gegenjtand einer zwiefachen 
Anschauung und Richtung der Beitrebungen, je nachdem der Staat von oben nah unten 
oder von unten nad) oben angejehen wird; je nachdem die notwendige Einheit des Staats- 
willens oder der freie Wille des einzelnen zum Ausgangspunkt genommen wird. In dem 
langen Parlament Karls II hat ſich die Scheidung der großen Parteien bereits volljogen. 
Die in den VBürgerfriegen und in den Zeiten der Nepublif noch unklare Durchkreuzung re- 
ligiöfer und ftaatlicher Anfhauungen hat ſich geflärt. Wie fchon feit den Zeiten der Magna 
Charta mit der Entfaltung des selfgovernment, des Großen Nats und der Parlamente 
die englifche Lebensanſchauung fid dur die praktiſche Richtung auf die unmittelbaren 
Aufgaben charakterifiert, fo fehrt (nad zwei Menfchenaltern des Kampfes der Ertreme in 
puritanifchen und hochkirchlichen Theorieen) die herrfchende Auffaffung in jene realiftifche 
Richtung zurüd, melde die ftaatlichen Fragen lediglich nach den Erfahrungen der eigenen 
Vergangenheit formuliert. 

Die vereinigte gentry hatte Jakob II überwunden. Parlaments-, Grafichafts-, 
Korporationsverfaffung, der ganze Rechtszuftand des Landes war unantajtbar erklärt durch 
die föniglihe Prärogative. Die Unverleglicfeit der Volksrechte war fogar dur die Ver- 
treibung einer Dynajtie janktioniert, die Rechtmäßigkeit dieſes Vorganges eine notwendige 
Vorausfeßung der bejtehenden Berfafjung geworden. In den Augen des einen Teils erſchien 
dies als das höchſte Prinzip bürgerlicher Freiheit im Staat: Widerftandsredt, Re- 
sistance, — das Parteiwort der Whigs. 

Andererfeits übt thatfächli doch nur die regierende Klafje die obrigfeitlihen Rechte. 
Durch das Parlament beherrfcht fie die Gentralverwaltung, durd das Friedensrichteramt die 
Grafſchaft. Sie bedarf alfo einer fanftionierenden Autorität, um den Gehorfam der unteren 
Klaſſen zu fordern. Sie ift den Millionen gegenüber feine Gebieterin aus eigenem Recht: 
fie übt ihre Gewalten nur im Namen des King in Parliament und des King in Couneil, 
Nur indem fie jelbit einem Sittengefet gehorcht, weldyes für alle Stände gleih in der Kirche 
von England ſich verförpert, iſt ein fittlicher Gebrauch ihrer Herrfchaft gewährleiftet. In 
den Augen des anderen Teils war das höchſte Prinzip: Church and Crown, — das 
Barteiwort der Tories!. 

Es find zwiefpältige Anjchauungen des Mittelalters, welche auf einer höheren Stufe 
in den Parteien fortleben: in den Tories der von der Kirche vererbte Gedanke der Not- 
wendigfeit einer feiten, ftetigen Staatsgewalt als Grundlage der bürgerlichen Ordnung; in 
den Whigs der genofjenichaftlihe Gedanke des germanifchen Gemeindelebens als Grundlage 
der verfafjungsmäßigen Freiheiten. Die im Mittelalter zwiſchen imperium und sacerdotium 
geteilten Staatsideen find jest Grundauffaflungen innerhalb des einheitlichen Staats. 

Unter dem Namen der Whigs und Tories haben nun das achtzehnte Jahrhundert 
hindurd die befigenden Klaſſen der Regierung ihre Richtung gegeben, — tief verwachſen 
mit erblichen Familientraditionen und ſocialen Intereſſen der gentry. Die Schlagworte 
der Barteien waren im Anfang des Nahrhunderts noch resistance und non resistance; 
dann Stuarts und „Hannover“ ; dann amerifanijcher Krieg; dann franzöſiſche Revolution. 
In dem größeren Teil des Jahrdunderts ift mit den Neminiscenzen an die Übergriffe der 
Krone die Whig-Regierung im ganzen überwiegend; in den legten Jahrzehnten wird mit 
dem Mißtrauen gegen den Gehorfam der unteren Klaffen die Tory-Negierung vorherrichend. 
Beide Parteien find zunächit Parteiungen der regierenden Klaſſe, an ihrer Spitze große adlige 
Familien. Bei den Parlamentswahlen zeigt ſich eine wechfelnde Majorität in den weiteren 


! Während des Bürgerkrieges unterichied man Kavaliere und Nundköpfe; in den Strömungen 
der Nejtauration Royaliften und Predbyterianer, Hof- und Yandpartei; zur Zeit der Erflufionsbill 
Petitioners und Abhorrers; unmittelbar darauf Whigs und Tories, als Schimpfnamen zum eritenmal 
gebraucht bei den Wahlen von 1680. 
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Kreifen der gentry und der wählenden Mittelftände, welche nicht zufällig, fondern in erweis— 
barer Verbindung mit notwendigen Bewegungen ber Gefeßgebung, der Finanz- und aus- 
wärtigen Politik fteht. 

Die Begründungsmweife diefer Theorieen entfpricht der Bildungsjtuft der Zeit. 
Die theologifhe Weiſe des hochkirchlihen und des puritanifchen Standpunfts hat ſich ſchon 
im Laufe des Bürgerfrieges und der Nepublif ftarf verweltliht. Was nad der Reftauration 
davon fortdauert, ift weniger ein Ausdrud religiöfer Überzeugungen als die affeftierte 
PBarteifprache eines politifierenden Klerus. Die jebt vorherrfchende Richtung leitet das 
Weſen des Staats aus dem Weſen des Menjchen ab. Einerfeits wird aus der Natur 
des freien Willens die Theorie vom „Staatövertrag” entwidelt, welche bei Locke eine Ab- 
jtraftion aus der englifhen Grafſchafts- und Parlamentsverfafjung tft; amdererfeits wird 
ein Syitem ererbter „Autorität“ aus dem Gefühl der Abhängigfeit, aus dem Gefühl der 
Beherrihung abgeleitet, welches fih unabänderlih aus der Natur der Gejellichaft ergiebt. 
Ber Hobbes ift die Grundauffafjung unverfennbar aus den JZuftänden des Bürgerfrieges 
abjtrahiert. — Diefe empirifch-nationale Richtung hat jeit dem 17. Jahrhundert beide Par- 
teien zu einer gefhichtlichen Begründung geführt, in welcher einerfeits die urfprüng- 
liche Regierungsgewalt der anglonormannischen Könige, andererfeits die traditionelle 
ſächſiſche Gemeindefreiheit ald die maßgebende Grundlage angefehen und durch Rücküber— 
tragungen aus fpäterer Zeit nad dem PBarteiftandpunft zurechtgelegt wurden. 

Um fo notwendiger wurde die Aufrechterhaltung der beftehenden Rechtsordnung 
durch einen in jelbjtändigen Korporationen organifierten Juriſtenſtand und das daraus hervor- 
gehende Richteramt. Mit diefem Jahrhundert beginnt für England „a new era of judicial 
purity*. Ein aus bitteren Erfahrungen entjprungenes Gefühl hat die Parteien abgehalten, 
an der ehrwürdigen Verfaffung der Gerichtöhöfe und der Nechtsinnungen zu rütteln. In 
ihnen fand ſich der Halt des öffentlichen und Privatrechts und nun auch richterliche Cha- 
rafterfejtigfeit, welche unter den Kämpfen des Tages das vorhandene Recht feititellte und 
fortbildete. Die juriftifchen Schriftjteller verjuhen das Material nad) Hauptgefichtspunften 
und Marimen einigermaßen zu verarbeiten. Aus Gefegen, Präcedenzen und Präjubizien 
firiert fich ein fontinuierlich fortfchreitendes Juriſtenrecht, welches eine foitematifche Geitalt 
erhielt in Bladjtones weltberühmten Commentaries. hr Hauptverdienſt ift unparteiifche 
Firterung, anſchauliche und gefällige Darftelluna, neben einem gemütsreinen Optimismus, 
der aus der englifchen Verfafjung ein deal zu bilden vermochte in einer Zeit offenfundiger 
Korruption der Whigverwaltung. Obwohl darin die eigentlich praftifhe Grundlage des 
engliihen Staatölebens, das selfgovernment und der Verwaltungsorganismus, nur bruch— 
ſtückweiſe behandelt ift, fo hat doch diefe Darftellung durch ihre Anfnüpfung an die Elaffifche 
Bildung und an Montesquieus Teilung der Gewalten die Vorftellungen des Kontinents von 
der engliſchen Verfaſſung beherricht bis in die Gegenwart. 


Xl. Die Praxis der Parlamentariihen Regierungen! vermochte freilich die 
Grundfäse der Whigs und Tories nur in Verbindung mit den Klafjen der beſtehenden 
Gejellihaftsordnung, insbefondere nur unter dem mafgebenden Einfluß der regierenden Klaſſe, 
in das Leben einzuführen. 

Die Bildung des Minifterrats war im Anfang fait ausfchließlih aus Perfonen des 
großen Adels erfolgt. Die überwiegende Rückſicht auf das Oberhaus war nicht ‘bloß bedingt 


* Bon Georg III an ift das Verhältnis der Parteiregierungen zum Königtum eingehend ge- 
würdigt von May, Const. Hist. I e. 1. 2. 7. 8 in mujtergültiger Objeltivität. Vom torviftifchen 
Standpunft aus in Yord Mahon’s History; unbefangener bei W. Massey, History of England 
under George III. Bgl. v. Noorden, Die parlamentariihe Barteiregierung in England, in 
v. Sybels Hiftoriicher Zeitichrift XIV 45—118. Zur Specialgeihichte der Parteien gehören aus 
älterer Zeit: Th. Somerville, History of political transactions from the Restoration to the death 
of William III. London 1794; Wingrove Cooke, History of Party, from 1666-1832. 3 Vol. 
1836— 1837 (mbigiftiih); C. Lewis, Essays on administrations of Great Britain 1783—1830, 
by Head. London 1864. Bgl. auch Fiſchel, Die englifhe Verfaffuna, Bd. VII Sapitel 12; 
Bucher, Der Parlamentarismus. 2. Aufl. 1881. 
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dur die Notwendigkeit feiner Zuftimmung zu jeder wichtigen Maßregel, jondern mehr noch 
durd den in der Revolutionszeit gewachſenen Einfluß der großen Familien. Allmählid 
machte fich jedoch die notwendige Rüdficht auf das Perfonal des Unterhaufes geltend, und 
Walpole, anfangs nur zum Generalzahlmeijter ernannt, erhielt ſeit 1721 die Zeitung im 
Kabinett. Von da an wird es Eitte, einzelnen Principal Debaters einen Sit im Kabinett 
zu erteilen, und es bilvet fi nun ein Syſtem der Verteilung der Ämter ungefähr nad 
folgenden Marimen: 

Die Hofämter bleiben den adligen Familienhäuptern der herrjchenden Partei oder 
ihren Angehörigen; ohne direften Anteil an der Leitung der Geſchäfte, aber mit hohem 
Ehrenrang und gejichertem Einfluß bei Hofe. 

Die großen Staatsämter fallen jtets zum großen Teil den parlamentarijch einfluß- 
reihen adligen Mitglievern der herrfchenden Partei zu, mit entfcheivender Nüdjiht auf die 
Barteiverhältnifje des Unterhaufes; eben deshalb wird ſchon im 18. Jahrhundert eine er: 
heblihe Zahl von Minijterftellen auch an Unterhausmitgliever vergeben, welche nicht zu den 
Bairsfamilien gehören. 

Dem Minifterwechfel folgt nach PBarteiherfommen der Wechfel in den repräfentierenden 
Hofämtern, der Wechjel der Unterjtaatsfefretäre und nod einiger ſekundären Stellen (im 
ganzen etwa ein halbes Hundert Ämter), während in dem permanenten Berufsbeamtentum 
nur die im Laufe der Verwaltung vafant werdenden Stellen der Parteipatronage anheim— 
fallen. Es zeigt fi auch in diejer fnappen Begrenzung, wie eng das bewegliche Gebiet 
der Staatsregierung geworden ift, innerhalb deilen ſich die Parteiminifterien bewegen. 

Unmittelbar nad der Revolution ergaben fih nun aber die unfäglichen Schwierigkeiten 
einer Regierung, welche zu jeder wichtigen, durch die Yage des Staats oder der Gejellichaft 
bedingten Mafregel der Zuftimmung einer Majorität zweier Häufer des Parlaments bedurfte. 
Es zeigte fih, daß dazu ein jo hohes Maß von Selbitbeherrfchung, Unterordnung und Dis: 
eiplin gehört, wie es in PVarlamenten nur durch eine fontinuierlihe Gejchäftsführung der 
ardua negotia regni, in den Wahlförpern nur dur ihre fefte Kohärenz, durd gleichartige 
Grundlage und Zufammengewöhnung zu gewinnen it. 

Es war ein Glüd für die Nation, daß im erjten Menjchenalter noch der größte Staats- 
mann der Zeit, Wilhelm von Oranien, die Jnitiative der Negierung in der Hand behielt, 
wenn aud unter unabläffigem Streit, mit wenig Dank und unter jechömaligem Wechſel 
feines Kabinett, Nocd einmal follte die engliſche Nation erfahren, daß die Revolution, 
auch die gerechteſte und erfolgreidite, ein nationales Unglüd bleibt durd die tiefe Er- 
ſchütterung aller rechtlichen und fittlichen Grundlagen des Staats. Dir Unzufriedenheit war 
niemals größer gewejen als jet, wo alles erreicht fhien. Die Bartei der Whigs, bejtehend 
aus dem größeren Teil der nobility, den gebildeteren Klaſſen der Städte, den protejtantifchen 
dissenters, hörte troß aller Nechtsfittionen nicht auf, dies Königtum als ihre Schöpfung 
anzufehen. Die Torypartei, deren Hauptitärfe in der alten landedgentry und in der niedern 
Seiftlichfeit lag, wollte dies Königtum nur als eine Art von Reichsverweſerſchaft gelten 
lafjen. In unverhohlener Abneigung ftand diefer alte Kleinadel eng verbunden mit der 
Dorfgeiftlichfeit dem aus Holland herübergefommenen Herrn gegenüber. Niemand fand jid 
in feiner gejellfchaftlihen Lage verbejiert. Es waren nad) der „glorreichen Revolution“ noch 
unfäglihe Schwierigkeiten von unten herauf in dem inneren Leben der Nation zu überwinden, 
welche erjt in einer zweiten Generation überwunden find. 

Mit Wilhelms Tode hört die monardiihe Leitung auf, und es fehrt das in früheren 
Jahrhunderten jo verhängnisvolle Regiment der Adelsparteien zurüd, jegt verflochten mit 
der Parteigruppierung des finanzmäctigen Unterhaufes. Unter der ſchwachen charalterloſen 
Anna find die Parteiprogramme fo tief verwachfen mit Familien- und Fraktionsintereſſen, 
daß man vergeblih nad) den Verfaffungsidealen der beiden Parteien ſucht. Auf dem Banner 
der Whigs ftehen: fiebenjährige Parlamente, franzöfiicher Krieg, alte Handelspolitit, No 
Popery. Auf dem Banner der Tories: dreijährige Parlamente, Oppofition gegen den fran- 
zöſiſchen Krieg, gegen Schutzzölle und Handelsbejchränfungen, Verbindung mit der Fatholiichen 
Faktion in England, mit der Nationalpartei in Irland. Am Totenbett Annas fcheint fi 
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die Rüdfehr der Stuarts faft nur um eine Adelsintrigue zu drehen, welche von einer Gegen= 
intrigue burchfreuzt wird, 

Erſt mit dem Negierungsantritt des Haufes Braunfhweig-Hannover (1714) 
entſcheidet fich ein dauerndes Übergewicht der großen Whigpartei, welche dur ihr Programm 
die Rechtmäßigkeit der jegigen Thronfolge vertritt. Und mit dem Bewußtjein der ent- 
ſchiedenen Herrfchaft gewinnt die große Adelsverbindung nun aud ein Gefühl der Verant- 
mwortlichfeit für die Gejchide des Landes. Um aber die für die Führung der Staatöregierung 
notwendigen Majoritäten im Parlament zu gewinnen, jtanden der Parlamentspartei nicht 
mehr die alten Mittel und Wege der Monarchie offen, fondern nur eine klug berechnete 
Handhabung der minifteriellen Patronage über Ehren und Ämter, eine forgfältige Heran- 
ziehung perſönlicher und Lofalinterefjen ſowie eine jtrenge ‘Barteidisciplin zur Gewinnung 
und Erhaltung der Majoritäten. Länger als ein Menjchenalter hindurch hat es gedauert, 
ehe die Schulung der Varlamentsparteien unter der Disciplin des anerkannten Führers voll- 
endet it. Bis zum Minifterium des jüngeren Pitt ift das Frondieren, ntriguieren, De- 
jertieren innerhalb der Partei eine nur zu häufige Erjcheinung. Allein die fachliche Not- 
wendigfeit eines einheitlihen Willens in der Staatsleitung und der Reiz der politifchen 
Macht haben diefe Aufgabe jchlieglih gelöft. Die Verwaltung Walpoles ijt auch wieder 
zu einer fyitematifchen Förderung materieller Intereſſen vorgejchritten, hat Verdienſte um 
Handel, Finanzen und Wohlftand des Landes. In allen perfönlihen Beziehungen aber 
bleibt Intrigue und faufmännifcher Geift vorherrfchend. Ihre Weife der „Beitehung” im 
Parlament war zuerjt in Form von Präfenzgeldern (retaining fees) für die fchottifchen 
Mitglieder aufgeflommen und entfaltete fih dann weiter in direfte Geldzahlungen, Penſionen 
und Einefuren. Das Königtum Georg I und II hat diefe Hantierung mit den Parlamentö- 
majoritäten gewähren lafjen. Bezeichnend für diefe Zeit einer entwidelten Parteiherrſchaft 
ift die Ausdehnung der Parlamentsperioden von 3 auf 7 Jahre durd die Septennial Act 
1 Geo. I. e. 38; ferner ein verunglüdter Verfuh, die Krone in der Zahl der Bairs- 
ernennungen zu bejchränfen (a. 1719), die maßlofeften perfönlichen Prätenfionen der Members 
of parliament und das Überwuchern der Privilegienftreitigfeiten, ähnlich wie zur Zeit- der 
Reitauration, auch jebt wieder der Ausdruck eines fiheren Bewußtſeins der Machtitellung. 

Georg III (1760-1820) bejtieg den Thron mit dem Entihluß, die fo vorgefundene 
Parteiregierung zu brechen und den perfönlichen Willen des Monarchen im Staate zur 
Geltung zu bringen. Allein es fehlte dem jugendlichen Monarchen gerade in den erſten beiden 
Sahrzehnten diejer Verfuche ebenfjo an den Mafregeln wie an den Männern. Georg III hat 
es daher zwar erreicht, durch feinen perfönlichen Anhang (des Königs Freunde) die Herr: 
Ichaft der Parlamentsparteien zu durchkreuzen, mehr als einmal auch troß dem reblichjten 
Willen das wahre nterefje des Staats zu jchädigen. Um fo weniger aber gelang es, die 
befejtigte Macht der Adelsparteien zu befeitigen; verfehlte Bejtrebungen der Art nötigten 
ihn ſogar zum erjtenmal ein folidarifches Minifterium (1782) wider feinen offen erflärten 
Willen anzunehmen, und gerade von diefem Wendepunkt an beginnt in England die regel- 
mäßige Praris des Miniſterwechſels nad Maßgabe der Majoritäten im Unterhaus. Der 
König war aber doc wieder ein pofitiver Faktor des Staatswillens geworden und maltete 
einflußreich, feitdem er in Verbindung mit den verjüngten Parteien volfstümlihe Ziele ver- 
folgte. Solde Aufgaben waren der englifchen Negierung wieder erwachſen in dem Kampf 
gegen die amerifanifchen Kolonieen!: die hödjten in dem großartigen Kampf gegen die 
franzöfifche Revolution. Jedenfalls erft mit dem Wiedereintritt des Königtums in den 
Kampf der Parteien beginnt die Epoche der großen Staatsmänner, mit deren Ruhm 
das heutige Urteil Europas über die englifche Verfaffung eng verwebt if. Die eigentliche 


! Die perfönliche Politit Georg III in diefer Frage darf nicht nach den jpäteren Freihandels— 
theorieen beurteilt werden. Den Vorwurf feiger Friedensliebe, welcher gegen die Verwaltung Wal- 
poleö erhoben wurde, hätte Georg verdient, hätte er (unbefümmert um die Konfequenzen für Die Ber 
hauptung alles engliſchen Kolonialbefige®) die rebellierenden Kolonieen fich jelbft überlaffen wollen. 
Auch die Vereinigten Staaten von Amerifa wären faum jemals zu einer lebensfähigen Gejamtver- 
faffung gelangt, wenn fie ihre Unabhängigkeit durd eine Dereliftion ftatt durch einen ehrlichen mann 
haften Kampf erworben hätten, dem fie das Befte in ihrer Bundesverfaſſung verdanfen. 
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Lebensaufgabe Georg III wie feiner Staatsmänner fand fi in dem großen Kampf gegen 
Frankreich, deſſen fociale Revolution dem innerften Weſen der englifchen Gefellihaft als 
Segenpol gegenüberjtand. In der Periode diefes Kampfes fteht der überlegene Geiſt Pitts 
an der Spite einer feſt disciplinierten Partei, weldhe in Verbindung mit dem König und 
der großen Mehrheit des Volks über eine fichere Majorität des Unterhaufes und eine uner- 
meßliche Staatsmacht verfügt bis zu dem Triumph der nationalen Sade (1815). 

Auch auf diefem Höhepunkt macht fich indeſſen das Problem fühlbar, die notwendige 
Einheit der Staatsaftion durch eine fihere Majorität im Kabinett, im Parlament und in 
den Wahlförpern zu gewinnen und zu erhalten. Die jebige Parteiregierung fand ſich dabei 
in eine neue bedenkliche Notwendigkeit verſetzt. Nachdem es unter dem gewaltigen Einfluß 
der Prefje nicht mehr anging, die Stimmen der einzelnen Mitgliever des Parlaments zu 
erfaufen, begannen in diefer Zeit die Parteien die Wahlförper durch fünftlihe Mittel 
zu gewinnen und zu erhalten. Das unmittelbar wirffame Mittel, die BPolizeigewalt 
zur förderung minifterieller Wahlen zu benuten, von weldem die fonjtitutionellen Minifter 
des Kontinents alsbald Gebraud; zu machen lernten, war England verjagt. Da das Spitem 
des selfgovernment und die Verwaltungsgerichtsbarfeit feine Drohung von Nachteilen zur 
Beeinfluffung der Wahlen geitattete, jo blieb nur das Verfprechen von Borteilen übrig, — 
eine Art der Beftechung, freilih nicht zum Privatvorteile, fondern zur Durchſetzung eines 
für richtig gehaltenen Regierungsſyſtems. Den breiten Boden dafür boten die fleinen 
Wahlfleden und ſchottiſchen Wahlkreife, jo daß am Wendepunkt des Jahrhunderts die 
Ausgabe der boroughmongers auf 1260000 £ berechnet wurde, wobei mit dem 
Zandadel jest jchon die reichgewordenen ftädtifchen Klafjen (Nabobs) fonkurrierten. Diefes 
Syſtem ift es, welches gerade die ruhmreichfte Epoche der Parlamentsregierung verunftaltet 
und immer von neuem vor Augen führt, daß das wirklihe Parlament in feiner Weife ein 
Spiegel der Tugend war und daß die bloße Geſchichte der Parteijtellungen,, der Partei- 
männer und ihres großen Knäuels von Familienverbindungen, mit allen menjchlichen 
Schwächen und Eiferfüchteleien, die Größe diefes Staatswefens in feiner Gejamtentwidlung 
ſchwer begreifen, ja faum ahnen läßt. 

Und doch iſt es wohl in feiner freien Berfafjung jemals anders gewejen. Das Ber: 
baren wie der Fortſchritt im Staat fordern in folder Berfafjung eine Selbitthätigfeit der 
Parteien im Streit mit der Gegenpartei, welche die Gefellfchaft in weiteren und meiteften 
Schichten bald in Unbehagen ſetzt, bald in tiefer Leidenfchaft aufregt. Diefes ftetige Zu- 
jammenfafjen einer Vielheit zu einem einheitlichen Willen bedingt ein Aufgebot von fünit- 
lihen Barteimitteln, Unterordnung des Einzelwillens unter eine eiferne Disciplin der Partei, 
foviel Rejignation des einzelnen, fo viele Gefühle der Kränkung und Entjagung von der 
einen, der Enttäufhung von der andern Seite, daß die Zeit des freien Staats niemals eine 
Zeit des Behagens und der Zufriedenheit für die Gefellichaft if. Die gegenfeitige öffent- 
liche Kritif der Parteiſtandpunkte kann wohl zu ungeteiltem Tadel, nie aber zu ungeteilter 
Anerkennung führen. Nicht am Stand einer Parteiregierung und der PBarteimänner im ge 
gebenen Augenblid, jondern an der Gefamtbewegung des Staats, am Geſamtcharakter 
des Volks, am Gefamtrefultat iſt ſolche Negierungsweife zu mefjen. Die gewaltige Er- 
panſionskraft der Nation beruht auf der freien durch feine Kaftenabjonderung gehemmten 
Entwidlung der individuellen Tüchtigfeit, dem Unternehmungsgeift und der Thatfraft ver 
feefahrenden Nation, die, feit den Zeiten des fiebenjähriges Krieges durch die allgemeine 
politifche Lage begünftigt, ein Weltreih zu begründen vermochte, welches heute ein Siebentel 
der bewohnten Erde und nahezu ein Fünftel ihrer Bevölkerung umfaßt. Die unverwüftlid 
geſunde Lebenskraft hat diefer Staat nicht aus feinem PBarlament, fondern aus dem zu 
Grunde liegenden Zellenfyitem der Kommunen hergezogen ebenfo wie der neue Aufſchwung 
des deutichen Staatöwefens. 


XII. Licht und Schatten der Parlamentsverfailung. 


Die innere Kraft diefes Gemeinweſens beruht nicht auf Varlamentsformen und Parla— 
mentsrechten, ſondern darauf, da es unter allem Gegenfat und Streit gefellichaftlicher 
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Intereſſen die Erziehung des Volf3 aus dem Gemeindeleben heraus auf den Stant richtet, 
daß e3 den Sinn der Nation für das öffentliche Leben erwedt, daß es in dieſem Sinne 
alle Klaſſen der Gejellichaft verbindet, vor allem aber den höheren Ständen das männliche 
Streben und den Schwung verleiht, der jeine Geltung und feinen Wert in dem fucht, was 
der Mann im Staat ift. Nicht die Formen der parlamentarifhen Regierung, fonden von 
unten herauf die perfönliche Thätigkeit in der täglichen Arbeit des Staats hat die Größe 
Englands begründet wie einft die Größe Noms. Das einzelne darin ift einförmig, nüchtern 
und ernft, wie einft im altrömifchen Leben, weit entfernt von den glänzenden Bildern, die 
durch den Verfaſſer des Esprit des Lois in Europa einft verbreitet wurden. Aber dieſe 
nüchternen Injtitutionen find feit und nachhaltig, und in der Stunde der Gefahr, in der 
Prüfung dur große Aufgaben, zeigen fie den Schwung und die Größe des Charakters einer 
ftolzen freien Nation. In dein Kampfe um die amertfanischen Kolonieen, noch mehr in dem 
Kampfe gegen die franzöfifhe Revolution wurde es dem Erfolge nad) fichtbar, was die Er- 
ztehung eines Volfes für den Staat bebeutet, In Altengland, auf einer Bafis von dem 
Umfang etwa dreier größerer preußifcher Provinzen, war ein Staat aufgewachſen, welcher 
Wales, Schottland und Irland ſich einverleibt, den Norden Amerikas folonifiert, den glück— 
liheren Teil Afiens und einen neuen Erbteil fich angeeignet, die Seeherrichaft der Erde, die 
Ebenbürtigfeit mit den Landmächten durch ruhmvolle Waffenthaten erworben hatte. 

Im Laufe des 18. Jahrhunderts ftand England in der europäifchen Welt als ber 
‚ einzige freie Großftaat den Großitaaten gegenüber, welche fih auf dem Höhepunft des Ab— 
folutismus und des ancien regime befanden. Abaefehen von einigen fleineren Staats: 
gebilden war unter den Völferfamilien der alten Welt die englifhe Nation die einzige, 
welche den jtaatlihen Abfolutismus, den kirchlichen Abfolutismus, den Gäfaropapismus in 
langem ehrlichen Kampf fiegreih überwunden hatte. Es ſchien, als ob dieſer germanifche 
Voltsftamm von der Borfehung dazu beftimmt war, der europäifchen Welt den Begriff des 
freien Staats im achtzehnten Jahrhundert zu bewahren, um ihn im neunzehnten zu einem 
Gemeingut der europäischen Welt zu machen. 

Hier war nicht wie im antifen Staat der politifchen Freiheit die fociale und die perfön- 
liche geopfert. Zum erftenmal in der Gejchichte war hier in. einem großen Staatswefen 
der volle Begriff der Freiheit verwirklicht: 

die fociale freiheit, d. h. die rechtliche Möglichkeit des Geringften, dur Berdienft 
und Talent zu Befig und Ehren aufzufteigen ; 

Die perfönliche Freiheit, die in der Machtfülle der Staatögewalt die Achtung vor 
der Perfon, dem Eigentum des einzelnen bewahrt; 

die politifche Freiheit als die Fähigkeit des Volks, fich feine Geſetze ſelbſt zu geben 
und foldhe in freier Selbjtverwaltung felbit auszuführen. 

Man kann die Freiheit, wenn man fie fo begriffen, auch nur ganz wollen. Was der 
geſellſchaftlichen Anfhauung als Beichränfung der Freiheit erfcheinen mag, war hier in der 
That nur die Erfüllung ihres ganzen Inhalts. 

War diefe Größe der Staatsentwidlung feit den Zeiten der Magna Charta durch den 
Mut, die Einficht und die reiheitsliebe vorzugsmweife der höheren Klaffen der Gefell- 
Schaft errungen, jo haben freilih auch ihre Segnungen fi vorzugsmeife zu Gunſten der 
Ariftofratie entfaltet. Es liegt in dem Mefen der Gefellichaft, daß demgemäß das englifche 
Staatswejen aud die Schattenfeiten an fi trägt, welche jeder ariftofratiichen Staats: 
bildung anhaften. 

Obgleih in den Händen der bejten Ariftofratie Europas, fehlte in dem Staat des 
18. Jahrhunderts die Förderung der ſchwächeren Klafjen, für melde freilich auch 
die Stuarts fein Vorbild hinterlafjen hatten. 

Für die Erhaltung und Befreiung des Heineren Grundbefites geſchah in diefer Zeit 
fogut wie nichts, während die Latifundien ftetig wuchſen. 

Die befigende Klaſſe jelbft hat ſich niemals der Steuerlaft entzogen, aber doch nur 
unter ihrem Einfluß fonnte jenes überwuchernde Syſtem indirefter Steuern und Schuß: 
zölle für Handel und Aderbau entftehen zum Nachteil der arbeitenden Klaſſen, jene Ver— 
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ſchwendung im Staatshaushalt und übertriebenes Schuldenmahen zum Nachteil der 
Geſamtheit. 

Nur unter einer regierenden gentry konnte ſich ein Zuſtand der Civiljuſtiz erhalten, 
welche der Koſtbarkeit wegen den unteren Ständen faſt unzugänglich war, und neben den 
tüchtigen Formen des Strafprozeſſes ein verwildertes, durch Gelegenheitsgeſetze verunſtaltetes 
Strafrecht. 

Dazu kam der Mangel einer wirkſamen Geſundheitspflege und eine Armengeſetzgebung, 
die ſich in ein engherziges Syſtem der Niederlaſſung verzettelte und trotz hoher Armenſteuern 
den arbeitenden Klaſſen ihre Lebensſtellung erſchwerte und verbitterte. 

Die Weiſe des Friedensſchluſſes der anglikaniſchen Kirche mit der Parlamentsverfaſſung 
war zwar der einheitlichen Geſtalt der Verfaſſung zu gute gekommen; aber die korporative 
Selbſtändigkeit der reichen Staatskirche beſtand wiederum mit fühlbaren Nachteilen für die 
unteren Klafjen, welche die zu vornehm gewordene Kirche in großen Maſſen der Berwahr- 
lofung oder dem Methodismus überließ. 

In eine ähnlihe Stellung fommen die Univerfitäten, die ihre forporative Selbitändig- 
feit auf Koften zeitgemäßer Reformen und wiſſenſchaftlicher Leiftungen behaupten. 

Die Wiffenfchaft, ſoweit fie in Korporationen und Stiftungen befeftigt ift, bleibt der 
Energie des einzelnen und der Proteftion der Großen überlaffen; die Wege dazu der großen 
Mafje der Mittelftände unzugänglid und ungefudt. 

Vor allem aber wetteifert in der völligen Verwahrloſung des elementaren Volfsunter- 
richts die reiche anglifanifche Kirche mit der mächtigen römifchen. 

Vernadhläffigung, Armut und Entfittlihung fallen in der großen Pyramide des gejell- 
Ichaftlihen Baues jo in die breiten Schichten nad) unten. 

In der antifen Welt würde diefe ariftolratifche Verfaſſung mit einer fortfchreitenden 
Herabdrüdung und Herabwürdigung der unteren Klaſſen in ein Helolentum geendet haben. 
Es ift ein fchönes Zeugnis für die Macht des Chriftentums und der Nationalität, für die 
regierende Klaſſe Englands insbefondere, wenn aus diefen Zuftänden heraus die englische 
Gefellfhaft in ein Jahrhundert der Socialreform und der NReformbills 
übertritt. 


VI. Beriode. 
Die Parlamente des XIX. Jahrhunderts bis zur erften Reformbill (1832). 


Mit dem Anfang des 19. Jahrhunderts, auf dem Höhepunkt der Parlamentsverfaſſung, 
treten Symptome innerer Veränderungen auf, melde am Schluß des Jahrhunderts in eine 
Umgeftaltung der Verfaffung und Verwaltung auslaufen werben. 

Im Verlauf der großen Kämpfe gegen Frankreich waren im Innern des Landes anfangs 
jehr unfcheinbare Veränderungen vor fich gegangen. Die Erfindung der Maſchine zog 
einzelne Zweige der ländlichen Arbeit in die Städte, konzentrierte Gewerbe und Handel in 
früher unbefannter Weife und begann feit dem Friedensfhluß von 1815 aud auf den Be- 
trieb des Aderbaues zurüdzumirken. 

Bon Nahrzehnt zu Jahrzehnt tritt die Ummandelung des Syitems der Gütererjeugung 
fichtbarer hervor. Grundbeſitz und beweglicher Beſitz, erwerbende und geiftige Arbeit treten 
in neue, unabjehbar vervielfältigte Kombinationen. Produktion, Konfumtion und Austaufd 
gehen in ein neues, gleichartiges, dem Weltmarkt zugewandtes Syftem über, welches in 
England vermöge feines Welthandels und Kolonialbefites die großartigite Entwidlung der 
„industriellen Geſellſchaft“ daritellt. 

Mit der Neubildung des Befites erfcheint nun eine neue Gliederung der Geſell— 
haft aud in ihrem Verhältnis zum Staat. 

Durd die Häufung der Kapitalien bildet fich ftetig anwachſend eine große Zahl neuer 
Hausjtände mit einem jelbftändigen Kapitalbefig, welcher dem Durchſchnittseinkommen der 
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bisher regierenden Klafje gleichiteht, ohne fich jedoch mie die alte gentry an ber gewohn- 
heitsmäßigen Arbeit des öffentlichen Lebens gleihmäßig zu beteiligen. 

Die neue Kombination von Befit und Arbeit, die flärlere Verwendung intellef: 
tueller und technifcher Kräfte ergiebt aucd eine Vermehrung der Mittelftände, melde 
aber nody weniger als die älteren fih an der Arbeit des Kommunallebens zu beteiligen 
geneigt find. 

Die arbeitenden Klaſſen endlich treten durch die Großinduftrie in mafjenhafte Ab- 
bängigfeit vom Induftriefapital, in der Regel ohne jede perfönliche Beteiligung an der ſelbſt— 
thätigen Gemeinschaft der fommunalen Nacbarverbände. 

Diefer neue Zuftand mußte in Widerfpruh mit der Parlamentsverfaffung treten, 
welche in engfter Korrefpondenz mit der Gefellichaft des achtzehnten Jahrhunderts ſich feit- 
geftellt hatte. 

Als der zurüdgefesgte Teil fühlten fich die befitenden Klaffen der neuen Gejell- 
ſchaft, welche infolge der mangelhaften Vertretung der größeren Städte im Parlament gegen: 
über der mafjenhaften Vertretung der fleinen abhängigen Wahlfleden nicht zur gebührenden 
Geltung famen. Während aber die alten Flecken immer mehr verfallen, die größten Städte 
unvertreten bleiben, der Genfus feine urfprüngliche Bedeutung verliert, geriert ſich die Tory- 
verwaltung lange Zeit lediglich ala Vertreterin der alten Geſellſchaftsordnung, bis die Gegen- 
partei fi mit den Forderungen der ftäbtifchen gentry und der Mittelklaffen verbindet, um 
die Abhülfe zu erzwingen. 

Als der leidende Teil der Gefellfhaft erfchien das Proletariat. Hand in Hand 
mit jener politifhen Bewegung gehen daher die jocialen Forderungen der in ber 
Neubildung der Geſellſchaft ſchwer darniederliegenden Klaſſen. Die lange verfäumte Für- 
forge für die elementare Erziehung der ärmeren Klafjen, ſchwer empfundene Mängel ver 
Armenverwaltung und des Niederlafjungsrehts, die mwirtfchaftlihen Nachteile eines über: 
wuchernden Syſtems von Schußzöllen und indirekten Steuern, die zerftörenden Rüdwirfungen 
der Industrie auf das Familienleben der arbeitenden Klafjen wurden in England durd die 
politifche Debatte und Preſſe grell genug Elar gelegt. Der neue Kapitalbefit verfchließt fich 
dagegen lange Zeit ebenfo felbtfüchtig durch feine Theorieen vom laissez aller, bis all: 
mählich die andere Seite die Erfüllung der Staatspflichten gegen den leidenden Teil der 
Gefellihaft in ihr Programm aufnimmt und erzwingt. 

Die politifche Yage war in den erften zwei Jahrzehnten des Jahrhunderts den Reform- 
bejtrebungen allerdings ungünftig. Nach Beendigung der Kriege gegen Frankreich (1815) 
folgten ſchwere Jahre von Mifernten, Gewerbe- und Handeläfrifen, welche einen fruchtbaren 
Boden für eine demagogifche Agitation darboten. Es iſt eine Zeit ertravaganter Forde— 
rungen und großer zum Teil gemwaltthätiger Volfsverfammlungen, welche eine Reihe tempo- 
rärer Parlamentsaften (Lord Sidmouth six acts) hervorrufen. Die Haltung der bejiten- 
den Klaffen läßt feinen Zweifel über den Beſchluß, ihren Befisftand mit allen Mitteln der 
Staatsgewalt aufrechtzuerhalten. 

Wie einft im 12. Jahrhundert, fo ift der erfte Bruch in die feiten Fundamente von 
den firhlichen Verhältniffen ausgegangen. Die glorreihe Revolution hatte aus Furcht 
vor dem Papismus die Teft- und SKorporationsafte bejtehen laſſen, welche alle Diſſidenten 
von Ämtern und politifhen Rechten ausſchloß. Ein fühlbarer Widerfpruch mit diefer aus- 
jhließlichen Geltung der Staatsfirhe war nun aber bereit durch die Union mit Schottland 
eingetreten, wo die Alleingeltung der presbyterianifchen Kirche wiederum die anglifanifche 
ausſchloß. Seit dem Regierungsantritt Georgs II half man fi über diefen Widerfprud 
dadurd hinweg, daß man bei Amtsanftellungen die proteftantifche Diſſidenz ignorierte, durch 
ftetig wiederholte Jndemnitätsbilld die ftattgefundene Gefetübertretung für jtraflos erklärte 
und damit zu einer thatſächlichen Gleichftellung dieſer Diffiventen gelangte. Mit jtarrer 
Konjequenz dagegen wurde die Ausfchließung der römifch-katholifchen Bekenner von allen 
politifhen Rechten feitgehalten. Die drafonifhen Strafgefege der älteren Zeit wurden zwar 
thatſächlich außer Anwendung geſetzt, aber auch nicht aufgehoben. In Georg III war die 
Auffafiung eines unlöslichen Widerſpruchs zwifchen dem fatholifchen Belenntnis und der 
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verfafjungsmäßigen Stellung eines englifchen Unterthanen jo feſt gewurzelt, daß alle Ver— 
ſuche zu einer Toleranzafte an feinem unerſchütterlichen Willen fcheiterten. 

Der Durchbruch nad diefer Seite war erſt Folge einer Zwangslage, welche durch Die 
Union mit Irland allmählich entftanden war. Die Antipathie der Rafjen auf der grünen 
Inſel war feit der Reformation noch gefteigert durch den Antagonismus der römijch-Fatho- 
liſchen Kirche, welcher die große Mehrheit der Bevölferung treu blieb, während die erobernde 
und unter mafjenhafter Konfisfation des alten Befiges angefiedelte proteftantifhe Bevölferung 
in Grundbejit, Handel und Gewerbe überwiegend als die befigende Klafje daftand. Ein 
Zuftand völliger Vernadläffigung und rüdfichtslofer Ausbeutung, melden die regierende 
Klafje hier gefchaffen Hatte, Tief fich nicht mehr aufrechterhalten, ſeitdem der Krieg gegen 
die amerifanifhen Kolonieen die militärische Beſetzung Jrlands ſchwer ausführbar, ja jogar 
‚die Verwendung der Eingeborenen in der ftehenden Armee und als Volontärcorps unver- 
meiblih machte und bald darauf auch die Wellenſchläge der franzöfifhen Revolution in Ir— 
land fühlbar wurden. Die englifhe Minifterverwaltung entſchloß fih nun zu verfühnlichen 
Zugeftändniffen und zwar zunächſt zu dem Verfuch, dem Lande ein felbftändiges Parlament zu 
—— (1782). Es zeigte ſich aber alsbald, daß der Mangel der Kohärenz in den 

ahlkörpern und der Zwieſpalt der Nationalitäten wie der Konfeſſionen ein lebensfähiges 
Parlament unmöglich machte. Die Union mit Schottland war 1707 ſchon dadurch not— 
wendig geworben, daß die englifchen und die fchottifchen Parlamente anfingen, widerfprechende 
Beſchlüſſe zu faſſen, welche Verfaffung und Verwaltung in Verwirrung zu bringen drohten. 
Dasjelbe trat ein, als das felbftändige Parlament von Irland abmeichende Beſchlüſſe über 
die Regentfhaft und andere Materien zu fafjen begann. Noch durdhgreifender aber wirkte 
der Umftand, daß für die irifche Nationalpartei das felbftändige Parlament nur eine Hand- 
habe zur Losreißung von dem kirchlich und national verhaßten Sachſenlande bot. Diefe 
wachſende Richtung zur Seceffion brad in den Jahren 1794—98 in offene Rebellionen und 
franzöfifhe Invafionen aus, in welchen die einheimifche Bevölkerung mit einer an die 
Indianerkriege erinnernden Leidenſchaft und Graufamfeit verfuhr. Pitt fah bier feinen 
anderen Ausweg, als die Vereinigung des Landes zu einer wirtjchaftlihen und ftaatlichen 
Gleihberehtigung mit England. Für die Verteilung der Staatslaften wurde ein billiger 
Mafitab gefunden; die Zahl der Abgeordneten (nad einem Durchſchnitt von Bevölferungs: 
zahl und Steuerleiftung) auf hundert firiert, dem Oberhaus eine engere Zahl von 28 aus 
der irifchen Pairie auf Lebenszeit gewählten Mitgliedern Hinzugefügt. Die Durhführung 
der Union erfcheint als eines der Meifterftüde des großen Staatsmannes. 

Mit der Union Jrlands ift nun aber die firhlihe Grundlage der Parlamentsverfafjung 
in eine neue Lage gelommen. In England felbjt gehört jegt ein großer Teil der Be- 
völferung nicht mehr der anglifanifhen Kirche an, und deren Zahl umfaßte ſchon im Beginn 
des Jahrhunderts mehrere Millionen. In Schottland gehörten mehr als drei Viertel der 
Bevölkerung zur presbyterianifhen Kirche, fogar mit ftrengjter Ausſchließung der angli- 
fanifhen. In Irland gehörten mehr als drei Viertel der jet politisch gleichberechtigten 
Bevölkerung der römifch-Fatholifhen Kirche an, der gegenüber die Anglifaner ſich als die 
ftaatlih und kirchlich allein berechtigte Klafje nicht aufrechterhalten konnten. Die einheit: 
liche Kirche im einheitlichen Staat ald Grundlage der Parlamentsverfaffung war damit zur 
Unmöglidhfeit geworden. Es folgt nun (1828) die formelle Aufhebung der Test Act 
und Corporation Act, und damit die grundfägliche Löſung des alten Verbandes zwifchen 
Kirhe und Staat. Und nun erjt nah einem länger ala 50 Jahre hingezogenen Streit 
folgt die ſogenannte Emancipationsafte für die Belenner der römiſch-katholiſchen 
Kirche. Das drohende Wiederaufmahen der Catholic Association, die gejehmwidrige Wahl 
D’Connel3 zum Mitglied des Unterhaufes, ſowie die neu durchgefette Aufhebung der Test 
und Corporation Acts brachten 1829 die frage zum Durchbruch. 

Es war damit die Breſche in die gefchloffene Stellung der regierenden Klaſſe geleat, 
innerhalb welcher nun auch weitere Reformen ihren Anfang nehmen konnten. 

Als reife, Schöne Frucht einer zwanzigjährigen unermüdlichen Arbeit erjcheint jchon im 
Jahre 1807 das gefetliche Verbot des Sflavenhandels, welches unter ſchweren Opfern 
demnächſt in allen Konjequenzen durchgeführt iſt. Von Bedeutung für die arbeitenden 
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Klaſſen war (1824) die Aufhebung der alten Strafgefege gegen die Arbeiterverbindungen 
und einiger Hinderniſſe ihrer Freizügigkeit. In befcheidenen Anfängen erjcheinen auch ſchon 
Fabrikgeſetze zum Schub der handarbeitenden Klaſſen. 

In ebenjo bejcheidvenen Anfängen tritt die Richtung auf Verwaltungsreformen hervor: 
Befeitigung der Überzahl von Sinefuren, die im Intereſſe der regierenden Klaſſe gejchaffen 
waren; Einſetzung einer Kommiffion zur Neform des gänzlich veralteten Kanzleigerichts ; 
Neformen in dem mit Schußzöllen überladenen Zolltarif, Aufhebung des Handelsmonopols 
der ojtindifchen Compagnie, Milderungen der Navigationsaften. 

Weitergehende politifche Reformen indeſſen hatten feine Ausficht, folange die Ver— 
fafjung des Unterhaufes in ihrer wunderbaren Verflechtung mit den Schichten der regieren- 
den Klaſſe in Land und Stadt beitand. Eine Bejeitigung dieſer Anomalieen berührte aber 
den Lebensnerv der herrfchenden Geſellſchaftsklaſſe. Man erfannte wohl die ſchwere Ano- 
malie einer Häufung der Wahlfleden, die noch immer faft zehnfach jtärfer vertreten waren, 
als ihnen nach der Bevölferungszahl zufam. Die jehr gemäßigten Vorſchläge Pitts (1782, 
1783, 1785), der nur 36 verrottete Flecken bejeitigen und die vafant werdenden Stimmen 
an die Grafſchaften und an die Hauptſtadt verteilen wollte, fielen jhon im Unterhaus, da 
man den Einfluß der Amputation für die Machtitellung der zeitigen Parteien nicht mohl 
überfehen fonnte. Das Unterhaus lehnte fogar jede Feſtſtellung der Zahlen der MWahl- 
berechtigten ab, und die fih nun entwidelnden Greuelfcenen der franzöfifhen Revolution 
fowie Burfes feurige Reflections on the French Revolution erfüllten die öffentlihe Meinung 
mit einem folchen Abjcheu vor einem Stimmrecht der Volksmaſſen, daß die zunächſt folgen- 
den Anträge Greys (1798, 1797) mit überwältigenden Mehrheiten ſchon im Unterhaufe 
fielen. Der internationale Kampf gegen Napoleon erfüllte den Sinn der Bevölferung in 
dem Maße, daß auch Brands motions von 1810 und 1812 wenig Anklang fanden. 

Anders gejtaltete fich jedoch die Lage, nahdem das erfte Menfchenalter der Entwidlung 
der induftriellen Gefellfchaft abgelaufen und hinter der Neformbewegung nicht mehr eine 
Agitation radifaler Neformfreunde ftand, fondern ein wohlbegründetes Gefühl der Zurüd- 
feßung in den neuen Elementen der befisenden Klaſſen und der Mittelftände. Ihr Schwer: 
punft lag in den größeren Städten, die in dem Wahltableau der Parlamentsverfaffung 
entweder gar nicht oder völlig ungenügend vertreten waren. Aber auch in den zum Par- 
lament berufenen Städten fchloß die verzopfte, auf einen kleinen Ausfchuß (select burgesses) 
beſchränkte Stabtverfafjung fie in der Regel von der politifchen Berechtigung aus. Auf dem 
platten Lande entſprach das Erfordernis des freehold jet ebenfomwenig der focialen Lage 
wie der Steuerpflicht der Mittelflafjen der induftriellen Gefellfchaft. Die ganze Vertretung 
der nördlichen und der füblichen Grafjchaften Englands jtand im grellften Mißverhältnis 
zur jetigen Bevölferung. In Schottland bejchränfte ſich die gefamte MWählerfchaft der 
Grafjchaften auf 2500, die MWählerfchaft der Städte auf 1440, die der Hauptſtadt Edin— 
burg auf 33 Köpfe. Der mädtige Einfluß der Prefje und das Vereinsrecht gab diefen 
Beitrebungen ein Gewicht, welches die regierende Klafje jegt zum erjtenmal fühlen lernte. 

Zum plößlichen, unerwarteten Durchbruch fam das Bewußtſein diefer neuen Lage durch 
die Zuli-Revolution in frankreich, weldhe den in England fogenannten middle classes 
den maßgebenden Einfluß auf die Staatsgewalt gab und vermöge der ſtets mwieberfehrenden 
Kontagion die Parlamentsreform jebt unvermeidlich machte. Während noch im September 
1830 Wellington feierlich erklärt hatte, daß die Parlamentsverfafjung feiner Reform be- 
dürfe, trat ſchon im November 1830 Lord Grey mit der Parlamentöreform als Minijter- 
programm auf. Am 1. März 1831 brachte Lord John Ruſſell den erjten Entwurf der 
Neformbill ein, der nah einer Debatte von fieben Nächten und nad Anhörung von 
71 Rednern zur erſten Leſung zugelaffen wurde, bei der zweiten Zefung aber nur mit 302 
gegen 301 Stimmen paffierte. Mit Rüdficht auf die herrſchende Stimmung der Bevölkerung 
ließ fih Wilhelm IV zu einer Auflöfung des Parlaments bewegen, dejjen Neuwahl eine 
fehr bedeutende Majorität für die Neform ergab. Bei der zweiten Leſung paffierte nun die 
Bill mit 367 gegen 231 Stimmen im Unterhaus; nad langen Objtruftionen auch in ber 
dritten Leſung mit 345 gegen 234 Stimmen. Am 8. Dftober 1831 folgte aber im Ober- 
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haus eine Verwerfung des Gefehes mit 199 gegen 158 Stimmen, infolge deren eine tief- 
gehende, bisher nicht erhörte Aufregung im Lande mit zahlreihen gemwaltfamen Ausbrüchen 
eintritt. Schon im Dezember 1831 folgte ein dritter Gefeßentwurf, der in zweiter Leſung 
mit einer Majorität von 162 Stimmen und nun aud im Oberhaus (nad) einigen Perfonal- 
änderungen) mit 184 gegen 175 Stimmen pajfiert. Dennoch ftellt im Oberhaus ein dila— 
torifches Amendement des Lord Lyndhurſt den Gefegentwurf nochmals in Frage. Die 
Stimmung des Landes erihien in diefem Zwiſchenſtadium noch bedenklicher. Mehrere Lords 
waren von dem Pöbel infultiert worden, Nottingham-Caſtle in Brand geſteckt, in gewalt— 
thätigen Volksaufläufen zu Briftol ichwere Cigentumsverlufte herbeigeführt. Gegen Die 
leidenſchaftlichen Flugichriften der Zeit waren von den Geſchworenen feine Schuldſprüche 
mehr zu erlangen. Lord Grey berechnete die Zahl der auf Veranlafjung der Reformbill be- 
gangenen Verbreden auf 9000. Die Minifter beanfpruchten daher von neuem einen Bair: 
fchub, welchen der König verweigert, worauf das Minifterium feine Nefignation einreicht. 
Nachdem jedoch der Herzog von Wellington vergeblih die Neubildung eines Miniftertums 
verjucht hat, interveniert der König perjönlid, indem er durch Privatfchreiben die diſſen— 
tierenden Lords um Stimmenthaltung erſucht, worauf dann das Gefeg mit 106 gegen 
22 Stimmen durchgeht, ingleihen die fonneren Neformgefege für Schottland und Irland. 
Die neuen Grundlagen des Unterhaufes gejtalten ſich nun mie folgt. 

1. Bezüglih der Wahlbezirke befolgt die Neformbill den rechten Gedanken, 
nur wirkliche comruunitates, aljo Graffchaftäverbände und Stabtverbände ald Wahlbezirke 
beizubehalten, jedoch unter Wegſchneidung oder Befchränfung der gänzlich verfallenen Fleden 
und Verteilung der vafanten Site auf die bis jet zurüdgefegten großen Verbände. Dem: 
entjprechend verlieren 56 fleine borouglis unter 2000 Einwohnern, an der Spite das be- 
rüchtigt gewordene Old Sarum, ihr Wahlrecht ganz. 30 fleinere boroughs von 2000 bis 
4000 Einwohnern werden auf einen Nbgeorbneten beſchränkt. Dagegen erhalten 22 be- 
deutendere bisher unvertretene Städte (Mancheſter, Birmingham, Leeds ꝛc.) jeht zwei Ver— 
treter; 20 andere Städte (von 18000—25 000 Einwohnern) je einen. 25 große Graf- 
fchaften werben in je zwei divisions geteilt, von welchen nunmehr jede zwei Abgeordnete 
wählt; 7 Graffchaften erhalten drei ftatt zweier Vertreter, 3 Graffchaften von Wales zwei 
Vertreter ftatt eines. Die überzähligen Site reihen nodh aus, um Schottland 53 (ftatt 45), 
Irland 105 (ftatt 100) Mitglieder zu geben. 

2. Rüdfihtlid der Wahlberedtigungen ift in den Graffchaften das alte 
Stimmredt der 40 sh.-freeholders beibehalten, jedoch bei einem freehold auf Lebenszeit an die 
Bedingung des aktuellen Befites gebunden, um die Vervielfältigung der Stimmen dur 
Parzellierung von Grundftüden zu verhüten. Ohne diefe Vorausſetzung giebt das freehold 
ein Stimmredt nur bet einem Jahresertrag von 10 4; ebenfo nunmehr auch das copy- 
hold von 10 £ Ertrag und die Erbpacht (leasehold auf 60 Jahre und mehr) ; die Dauer: 
pacht (leasehold von 20 Jahren und mehr) nur bei 50 £ Ertrag, Durd eine im Ober: 
haus eingefchobene Chandos-Klauſel wird fodann jedem Zeitpächter und anderen Pächter das 
Stimmredt verliehen, wenn die Pachtſumme 50 £ und mehr beträgt. 

In den Städten war durd die Entartung der Korporationsverfafjung jeder Grundjah 
in dem Maße verloren gegangen, daß nad st. 2 Geo. II. e. 2 immer dasjenige Stimm- 
recht gelten follte, welches in der letzten Entſcheidung des Unterhaufes darüber als vorhanden 
angenommen war. Die Neformbill jtellt es durchgreifend auf die ſtädtiſchen Mittelitände, 
d. h. jeden occupier (Eigentümer oder Mieter) einer Wohnung, eines Warenlagers, Comp: 
toirs, Gebäudes von 10 L£ Mietswert, 

Alle Wahlrechte find nad alter Weife nicht nach der Steuerleiftung und den perfön- 
lihen Staatöpflichten bemeijen, fondern nad) der Beſitzweiſe (tenure),. Zur Wahrung der 
Kohärenz der Wahlförper ift aber beibehalten das Erfordernis einer wirklihen Steuer: 
zahlung und eines längeren Wohnfites in dem mwählenden Kommunalverbande oder eines 
Erwerbs der Grundftüde durch Erbfchaft oder Ehevertrag. 

3. Rüdfihtlih des Wahlverfahrens tritt nah dem Vorbild Frankreichs 
die wichtige Neuerung ein, daß volljtändige Wählerliften durch die Gemeindebehörden auf- 
genommen werden mit einem geordneten Nevifionsverfahren durch Gerichtskommiſſarien 
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(revising barristers) mit Refurs an das Neichsgeriht. Die Eintragung in die MWählerlifte 
ift Vorbedingung der Ausübung des Wahlrehts. Während früher die weitläufige Prüfung 
der Legitimation der Wähler den Wahlaft wochenlang hinzog, wurde jet der poll auf zwei 
Tage und bald auf einen Tag beichräntt, und jchon dadurd die frühere Weife des Wahl- 
unfugs zum erheblichen Teil befeitigt. Eine fcharfe Corrupt Practices Prevention Act 1854 
fuchte dann der Wahlbejtechung noch gründlicher abzuhelfen?. 

Die Zahl der Wahlberechtigten, welche zur Zeit der Neformbill auf 400000 veran- 
ſchlagt wurde, ift dur das Reformgefeg ungefähr verdoppelt. Nach voller Durchführung 
des neuen Wahlfyftems (1852) zählte man bei den Graffchaftswahlen in England und Wales: 
322619 freeholders, 23097 copyholders, 21 104 leaseholders, 99019 Zeitpächter. Auch 
die Zahl der ftädtifchen Wähler wurde in den Vorlagen zur zweiten Reformbill nur auf 
488 920 angegeben. So mäßig diefe Erweiterung in Vergleihung mit den Verfaffungen 
des Kontinents erfcheint, jo genügte fie doch nad der Lage der englifchen Parlamentäver- 
fafjung, um die middle elasses nicht mehr zum ermäßigenden, fondern zum überwiegen: 
den Faktor der Parlamentsverfaffung zu machen. 


VII. Periode. 


Die Parlamente des XIX. Jahrhunderts bis zur zweiten 
Beformbill (1867). 


In der antifen Welt würde eine ariftofratifche Verfaſſung, wie fie in-England anfangs 
des 19. Jahrhunderts abgefchloffen war, mit einer Herabdrüdung der unteren Klaffen in 
ein Helotentum geendet haben. Es ift ein ſchönes Zeugnis für die Macht des Chriften- 
tums und der Nationalität — für die regierende Klaſſe Englands insbefondere — wenn 
aus jenen Zuftänden heraus die englifche Gefellichaft in ein Jahrhundert der Social: 
reform und der Reformbills übergetreten ift. Ebenſo wird man der alten Partei 
der Whigs das Anerfenntnis nicht verfagen können, daß ſie ihrem Beruf entfprechend bie 
fchwere Aufgabe der Reform der Volfsvertretung mit Mut, Ausdauer und Bejonnenheit 
durchgeführt hat, ohne die alte Kohärenz der Wahlförper für das House of Commons zu 
jerreißen. 

Im Januar 1833 trat das erjte reformierte Parlament zufammen, in welchem das 
Übergewicht der neugeftalteten Gefellfchaft darin fichtbar wird, daß nur noch 172 konſer— 
vative 486 liberalen Mitgliedern und ihren Affociierten gegenüberftanden. Schon in ber 
eriten Seffion häufte fih nun eine lange Reihe von Reformaufgaben, melde, aus einer 
lange gehemmten Strömung hervorgegangen, der jetigen Majorität und ihren Minifterien 
bald große Schwierigkeiten bereiten follten. Die zum Durchbruch kommende Reform- 
bewegung fcheidet fi von nun an in ber dreifachen Richtung ſocialer, Verwaltungs- und 
politifcher Reformen. 

1. Das Gebiet der focialen Reformen richtet fih zunächſt gegen die poli- 
tifchen Vorrechte der alten regierenden Klaſſe. Mit großer Mäßigung begnügt ſich dieſe 
Richtung mit Aufhebung des Wählbarkeits-Cenfus von 600 £ und 300  Grunbdrente 
für die Abgeordneten der Graffchaften und der Städte. Diefer Cenjus war ein Jahr- 
hundert früher eingeführt worden, um dem Kapitalbefit die Konkurrenz mit der landed- 
gentry zu erjchweren. Er wird jeßt einfach wieder bejeitigt (1851). Anträge auf Ent: 





I Die technifchen ——— der Reformbill ſind hier abſichtlich übergangen, insbeſondere auch 
die nicht ſehr erheblichen Abweichungen der Reformbills für Schottland und Irland. Dieſe Einzel« 
heiten werden in engliihen Monographieen in einer äußerft verwidelten Kaſuiſtik behandelt, am aus« 
—— jetzt in Lely and Foulkes, The Parliamentary Election Acts. London 1885, Clowes 
an ons. ‘ 


1462 Anhang. 


Kleidung der Bifhöfe von ihren politifchen Funktionen im Dberhaus und auf Kreierung 
einer Anzahl lebenslänglicher Pairs neben den erblichen werden zur Zeit noch abgelehnt. 

Einfchneidender find die Angriffe gegen die wirtfhaftliden Vorrehte der alt- 
regierenden Klaſſe. Zunächſt gegen die großen Handelsmonopole, welche gegen eine billige 
Entfhädigung zu Fall kommen; ſodann gegen das überwudernde Syftem der Shußzölle, 
die als gemeinſchädlich für ein auf Großhandel und Großinduftrie angemwiejenes Land er: 
fannt, mafjenhaft befeitigt und auf wenige ertragreiche Finanzzölle zurüdgeführt werden. 
Nach einem heftigen Widerftand folgen au die Kornzölle Während Lord Melbourne 
noch 1839 erklärt hatte, daß er den Plan, das große Aderbauintereffe ohne Proteftion zu 
laſſen, „für den abenteuerlihften und wahnfinnigiten halte“, hat die Anti-corn-League umd 
die Mad der Prejje in den Jahren 1838—1846 aud diefe Konſequenz unter Sir Robert 
Peel durchzufegen gemußt. Das mächtige Intereſſe des Grumbbefiges hat fih auch Der 
Zehntablöfung, der Regulierung der bäuerlichen LZaften des copyhold und einem Syftem Der 
Gemeinheitsteilungen (allerdings unter fehr fchonenden Modalitäten) bequemen müſſen. 

Die Forderung der kirchl ichen Gleichberechtigung hatte noch die Aufhebung einiger 
veralteter Strafgeſetze nachzuholen und den diffidentifchen Gemeinden mehrere für ihre Ver: 
mögensverwaltung und ihre Seelforge nötigen Rechte zu gewähren. Die Zulaffung jüdifcher 
Mitglieder zum Unterhaus ftieß noch lange auf den Widerfprucd des Oberhauſes und wurde 
jhließlih (1858) durch ein unfchönes, in feinen Konfequenzen bevenfliches Kompromiß er- 
möglicht, welches jedem Haufe überläßt, die Eidesformel feiner Mitglieder felbjt zu beftimmen. 

Mie einjt in dem Wendepunft der Magna Charta, fo haben nun aud im 19. Jahr— 
hundert die befigenden Klaffen es nicht vergeffen, daß die Fürforge für die fchmächeren 
Klafjen Lebensbedingung jeder freien Verfaſſung bleibt. Die jchöne Aufgabe der Be- 
jeitigung des Sflavenhandels erweiterte ſich jeßt zu der noch ſchwereren Aufgabe der 
Aufpebung der Sklaverei felbft, die mit einem Opfer von 20 Millionen Z aus Staats- 
mitteln ebenfo befonnen wie erfolgreich durchgeführt wurde. Bei weitem ſchwieriger und 
mannigfaltiger gejtalteten ji die Socialreformen zu Öunjten der hbandarbeitenden 
Klafjen. So günftig Dampftraft und Großinduftrie fih in den erjten Jahrzehnten für die 
äußerliche Selbitändigfeit und die Löhne der handarbeitenden Klaſſen geitaltet hatten, fo 
ungünftig entwideln fi die Geldlohnverhältniſſe in ihrer fortfchreitenden Gejtalt. Inner: 
halb eines Menfchenalters entfaltet fih in dem neueren „Proletariat“ das Bild eines ent- 
arteten Familienlebens in Wohnung, Nahrung, Kleidung, Gejundheitspflege, Verwilderung 
und Verfümmerung der Frauen und Kinder, wie eö mehrere Jahrzehnte hindurd die dunfeljten 
Seiten der neuen Gejellfchaft gerade in England hervorfehrtt. Die nächſten Jahre nad) der 
Reformbill waren durch die wirtfchaftliche Ungunft der Zeit dazu geeignet, diefen Klaſſen in 
grundfäglihem Widerſpruch gegen den Befig ein Gefühl des Mafjenelends und großer 
gemeinfamer nterefjen zu geben, die feit 1839 in der Chartiftenbewegung einen drohenden 
Charakter annehmen, der freilich fchließlih in eine verfehlte Mafjendemonitration (1848) 
ausläuft. Ohne fi durch die drohende Haltung der Arbeiter irre madhen zu lajjen, it 
die Gefeggebung hier in unermüdlicher Ausdauer an die praktiſche Löſung der jocialen 
Fragen gegangen: durch Befeitigung der ſchlimmſten Schädlichkeiten des Yamilienlebens, 
d. h. Beichränfung der Frauen- und Slinderarbeit, Abkürzung der Arbeitsftunden, Befeitigung 
der unmittelbaren Gefahren für Leben und Gefundheit im Mafchinen- und Bergwerksbetrieb; 
— durch Einführung von Fabrifinfpeftoren, auf deren Berichte die Schugmaßregeln von 
Jahrzehnt zu Jahrzehnt ausgedehnt werden. — Zur Verhütung einer Wiederfehr der Hörig- 
feit: durch das jtrenge Verbot des Trud- und Gottage-Syitems. — Zum Rechtsſchutz der 
ſchwächeren Klafjen: durd die Gewährung einer zugänglichen Civiljuftiz, eines wirkſamen 
Schieds- und Vergleihsverfahrens; — durd die Garantie der Vereinsfreiheit auch zur Er- 
zwingung höherer Löhne (begleitet allerdings von Strafbeftimmungen gegen den Mißbrauch, 
der. zeitweife in flagranter Weife hervortrat). — Unmittelbar und nadhaltig wirkſam erwies 
ih die Herabfegung der Preife aller Lebensbebürfniffe infolge Aufhebung der Schutzzoͤlle 
(Korn, Fleiſch, dann Thee, Kaffee 2c.), durch welche das Haushaltungsbudget der ärmeren 
Klaſſen durchſchnittlich um etwa ein Viertel herabgeſetzt wurde, während die Vereinsfreiheit 
und die Verhältniſſe des internationalen Markts eine langfame, doch im ganzen ſtetige Er— 
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höhung der Löhne ermöglidten. Die weittragenden und jehr fojtbaren Reformen ver 
Geſundheits- und Bauverhältniffe durch die Reihe der Public Health Acts famen ebenfo in 
erjter Stelle den arbeitenden Klaffen zu gute. — Für den ſchwer vernadhläffigten Elementar- 
unterricht wurde zuerft im Jahre 1833 eine Parlamentshülfe von 20000 E gewährt, welche 
fih im Verlauf der Jahre auf mehr als das Hundertfache erhöht und zu einem jtetig fort- 
fchreitenden Syſtem des Vollsunterrichts entwidelt hat. — Alle Seiten des wirtfchaftlichen 
und Familienlebens umfafjend, hat diefe Socialgefeßgebung gleichzeitig die freie Selbfthülfe 
durch eine angemejjene Regelung des Vereinsweſens in Sparkaſſen, Sterbefaflen, Kranfen- 
fajjen, Unterjtügungsvereinen, Produktions: und Konfum-Genofjenfhaften (unter Umftänden 
auch unter Gewährung von Staatsgarantieen und Staatszufhüffen) zu fördern verftanden. 
Ergänzend für den ermwerblojen Teil jchließt ſich daran eine fortfchreitend mildere, wenigſtens 
das engherzige Abſchließungsſyſtem des vorangegangenen Menfchenalters befeitigende Armen- 
pflege. Dieje Seite der ftaatlihen Aufgaben bleibt freilich ihrem Weſen nad eine unend- 
liche und vermag unter den befonderen Verhältnifjen des größten Induſtrie- und Handels- 
ftaats der Welt den ſchwächeren Klaffen noch nicht zu genügen. Bei einem Nüdblid auf 
das, was in dem Lauf eines Menfchenalters gejchehen und erreicht worden, wird man aber 
anerkennen, daß die Gejeßgebung dem Beruf der befitenden Klaſſe in einem freien Staat 
treu geblieben ift. j 

2. Das Gebiet der Verwaltungsreformen richtet fih zunächſt gegen die 
Mipbräude, melche unter der geficherten Herrfchaft einer regierenden Klafje jederzeit in der 
Befegung und Verwaltung der Amter entftehen. Dabei gab aber die übertriebene Feft- 
legung aller Normen des Verwaltungsrechts durch Gefete, fo jehr fie zum Schuß gegen bie 
Mipbräude einer Parteiverwaltung diente, doch andererfeit3 dem gefamten Syſtem eine 
Schmerfälligfeit, welche diefe Reformen überaus erſchwerte. Das nächſte Menfchenalter nad) 
der Reformbill zeigt auch hier eine befonnene Energie, welche gegen den gleichzeitigen Zuftand 
der meijten Staaten des Kontinents vorteilhaft abjticht. 

Sm Gebiet der Kriegsvermwaltung haben die Erfahrungen des Krimfrieges zur 
Zufammenfaffung der gejfamten Verwaltung in ein Kriegäminifterium geführt. An Stelle 
der für England nicht ausführbaren allgemeinen Wehrpflicht tritt ein umfafjendes Syſtem 
von Voluntärcorps, welches Keime weiterer Entwidlung enthält. 

Sehr energifche Reformen hat die Juftiz erfahren durch die neuen Kreisgerichte, welche 
zum erjtenmal eine dem Publifum zugängliche Civiljuftiz gewähren. Weiter durch Reformen 
des Civilprozeffes, des Kanzleiprozefjes, durch neu organifierte Nachlaf-, Bankerott- und 
Chegerihte. Das Strafverfahren gewinnt eine praftifable Geftalt für die Metropolis durch 
einen Gentralfriminalhof ſowie dur eine mufterhafte Vorunterfuhungsordnung, durch 
Kodififation und Erweiterung des fummarifchen Strafverfahrens. Durchgreifend find Die 
Neformen des gänzlich verwilderten Strafrehts. Während in der Zeit von der Neftauration 
bis zum Regierungsantritt Georgs TV nicht weniger ald 187 Gejetübertretungen mit 
Todesitrafe bedroht waren, ijt heute die Todesftrafe mwefentlih auf Hochverrat und Mord 
beſchränkt, die Strafe des Pranger und die majjenhaften Konfisfationsftrafen befeitigt, die 
Transportation dur ein verbefjertes Gefängnisſyſtem erſetzt. 

Sm Gebiet der Finanzverwaltung ijt jegt, nachdem das Proteftionsfyitem dem 
Hauptgefichtspunft der großen Finanzzölle gewichen ift, unter Kaffierung vieler hundert 
Varlamentöftatuten eine Konfolidation der Custom-, Inland-, Revenue- and Stamp-Acts 
ermöglicht. Das Eintommenjteuergefeg Robert Peels hat fih mit einigen Amendements als 
lebensfähig bewährt. Das ſehr verfommene Poftregal ift in das Pennyportofyftem über- 
gegangen. Für die von den Parteiregierungen ſchwer vernadhläffigten Finenzfontrollen hat 
die Dberrechenfammer in Verbindung mit der Banf von England und einer Rechnungs: 
fommiffion des Parlaments wirkfame Organe gefchaffen, ebenfo wie in der neu gebildeten 
Staatsfhuldenfommiffion. 

In der Verwaltung des Innern und der Polizei find die unzureichend ge- 
worbenen Gemeindeconftables zuerft in der Metropolis, dann im ganzen Lande ergänzt und 
allmählich erſetzt durch befoldete Polizeimannfchaften in militärifcher Formation, in zwed- 
mäßiger Verbindung mit dem Polizeivecernat und der Polizeigerichtäbarfeit der Friedens- 
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richter. Neu Eonfolidiert find einzelne Zweige der Gewerbeordnung, insbefondere auch Die 
Schanfwirtihaften, melde nad vielen Erperimenten auf das Erfordernis einer Poltzei- 
fonzeffion wieder zurüdfommen. Unter verftändiger Abwägung der Agrifultur- und der Jagd- 
interefjen ift eine Fagdordnung (1834) zu ftande gefommen, welche zahlreihen focialen 
Mißhelligfeiten ein Ende gemaht hat. — Für die Verfehrsverhältniffe von maßgebender 
Bedeutung ift die fobifizierte Merchant Shipping Act, ſowie eine Stüdgefeggebung über 
die noch etwas mangelhafte Staatsauffiht über die Privateifenbahnen. 

Ein ſtark modernifiertes Gebiet der Verwaltung des Innern bat fi 
ſodann aus der wirtfchaftlichen Selbftverwaltung der Kommunen entwidelt. Es wird er- 
öffnet mit dem großen Armenverwaltungsgefet (1834) und feinen zahllofen Amendements, 
in deren Ausführung ein Centralarmenamt mit feinen Inſpektoren und Recdhnungsrevijoren 
ein bis dahin unbekanntes Bild der Centralifation darbietet. Mit Zufammenlegung größerer 
Kreisarmenverbände und Anlegung von Armenhäufern find die ſchweren Mifbräuche der 
älteren Verwaltung mit Energie, freilich auch mit großer Härte überwunden worden. Zu— 
nächſt daran fchließt fi die Wegeordnung von 1835, melde in der formation größerer 
Verbände dem Mufter der Armengefeßgebung folgt. Nach zahllofen unficheren Erperimenten 
bringt die Public Health Act 1848 ff. einige Ordnung in die Gejundheit3- und Bau- 
polizei der dichtbewohnten Ortſchaften unter ſtark eingreifenden Auffichtsbefugniffen einer 
Gentralbehörde.. — Für die mit einer Korporationsverfaffung verjehenen Städte iſt 
1835 eine neue Städteordnung ergangen, welche unter Bejeitigung der verrotteten älteren 
Zuftände eine gleihmäßige Verwaltung durch Bürgermeifter und Gemeinderat, Mayor, 
Aldermen und Town Couneillors durchführt, unter Beibehaltung der Polizeiverwaltung 
durch befondere von der Krone ernannte Friedensfommiffionen. 

In dem Gebiet der Kirhenverwaltung fand die Staatsgewalt analoge Aufgaben 
wie in dem Selfgovernment, fofern durd die ältere gefegliche Regelung und durch Die 
Korporationsverfaffung der Kirche ſchwere Mißbräuche fich feitgefegt hatten, deren die 
Körperfhaft aus fih heraus nicht Herr zu werden mußte. Ebenſo umfihtig wie wohl: 
wollend iſt nunmehr durch gemifchte Behörden die Vermögensverwaltung der Staatskirche 
neu geordnet, find ihre Amtsbezirfe und Ämter nad) Bedürfnis vermehrt, mit Staats: und 
Privatmitteln Taufende von Kirchen und Kirchfpielen begründet und für die Bebürfniffe der 
Lehre und Geeljorge reichlih ausgejtattet. Ebenfo rückſichtsvoll und mit Vermeidung 
dogmatifcher Fragen find nad dem Gutachten geiftliher Kommiffionen die ftreitigen Fragen 
des Nituals, der Kirhendisciplin und der Formulierung der Amtseide geregelt und damit 
der Staatskirche eine verjüngte fegensreiche Thätigfeit in Lehre und Seelforge wiedergegeben, 
in ftarfem Kontraft zu den Zuftänden, welche hundert Jahre früher die anglikaniſche Kirche 
verunftalteten. 

Im Gebiet der Unterrihtspflege begnügt fi die Reform jet noch mit einer 
Ichonenden Nötigung der Univerfitäten und Stiftungsſchulen zur Errichtung neuer Statuten. 
Kräftiger ift der Fortfchritt im Elementarfchulmefen zu umfafjenden Regulativen unter 
Leitung eines neugebildeten Minifteriums (1856) und mit einer eigenen Abteilung zur 
Förderung der Kunſt- und Gewerbeſchulen mittelft anfehnlicder Staatsunterftügungen. 

Sm Gebiet der Verwaltung der Kolonieen endlih hat fih das Mutterland nad 
ſchweren Erfahrungen entfchlofjen, den dur ihre Lage, Bevölkerung und Kulturzuftand 
geeigneten Kolonieen jelbftändige Verfaffungen zu gewähren, mit Vorbehalt einer Ober— 
gejeßgebung durch das englifhe Parlament. Die Verwaltung des oſtindiſchen Reichs 
ift nah Unterbrüdung des Maffenaufftandes der inländifhen Armee durh ein neues 
Organifationsgefeg (1858) in die unmittelbare Staatöverwaltung übergegangen unter an- 
gemefjener Regelung der Gouvernementsräte, Gerichte, der Hauptgrundfäße der Verwaltung 
und des Anjtellungsmwefens. 

Mehr als hundert umfaflende Verwaltungsgefege und eine organische Regelung des Civil- 
dienjtes befunden auch von diefer Seite die Leiftungsfähigkeit der Parlamentsregierung !. 


ı Das engliihe Verwaltungsrecht, welches zu dem Weſen des englifhen Staatsförpers ebenio 
weientlih gehört wie das engliihe Parlamentsreht, war zur Zeit, in der fich die konftitutionellen 
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3. Erit im Gebiet der politifhen Reformen, d.h. der Organifations- 
geſetze für das Kommunalmefen und der Fortbildung der Barlamentsverfaffung, 
treten verfehlte Verfuche der neuen Drbnung der Dinge hervor. Für die Verwaltungs- 
reformen war dem Lande die Gejchäftstüchtigfeit feiner regierenden Klafje, für die Social— 
reformen der praftiihe Sinn feiner Gejhäftsleute zu gute gefommen. Für die nun folgende 
Klaffe von Geſetzen dagegen fehlte den englifhen Parlamenten die praftifhe Erfahrung 
faum weniger als den parlamentarifchen Körperfchaften des Kontinents. Die organiſchen 
Geſetze, aus welchen die Parlamentsverfaffung erwachfen ift, waren aus der nitiative der 
Monarchie in ihrer Machtfülle (Heinrich II, Eduard I, Eduard III, Heinrih VIII und 
Elifabeth) hervorgegangen. Die Parlamente des achtzehnten Jahrhunderts hatten nur die 
Konfequenzen aus den vorhandenen nftitutionen gezogen. Neue Schöpfungen diefer Art 
waren ſowenig aus den Parteifämpfen des achtzehnten Jahrhunderts wie aus den Bürger- 
friegen des fiebzehnten Jahrhunderts hervorgegangen, wie’ denn namentlich die Republif 
nicht ein einziges organifches Geſetz hinterlafjen hat. 

Sole neuen Gejege wurden jet notwendig, da bei dem Übergang in eine neue 
Ordnung der Gefellihaft jih die alten Kohärenzen löfen und durch neue erjeßt werben 
müffen, wie dies beifpieläweife in Preußen unter einem Zufammentreffen ftarfer Impulſe 
und günjtiger Verhältnifje in den Jahren 1808—1815, 1872—1876 geſchehen ift, freilich 
nicht dur die „öffentlihe Meinung”, fondern durch die Monardie. Diefe Aufgabe hat 
das englifhe Parlament aber ebenfowenig zu löfen vermocht mie die fonjtituierenden Ver— 
fammlungen des Kontinents, weil aus dem Streit der gefellichaftlichen Klafjen über ihren 
Anteil an Gemeinde und Staat ſolche Gejete überhaupt nicht hervorgehen. 

Die oberjte Grundlage der englifhen Parlamentsverfajjung, die Einheit der 
nationalen Kirche im nationalen Staat, war mit Aufhebung der Tejt- und 
Korporationsafte verloren gegangen. Die jet anerfannte Gleichberehtigung war freilich 
im Anfang nur gemeint als eine Gleichitellung der einzelnen Befenner abweichender 
KRonfeffionen. Allein fomweit dieſe Diffidenten große organifierte Kirchenſyſteme bildeten, 
genügte ihnen die Gleichitellung der einzelnen nicht; vielmehr folgt darauf jtet3 Die 
Forderung einer Gleichberechtigung ihrer Kirhen. Am meitejtgehenden traten dieje An- 
ſprüche von der römifch-Fatholifchen Seite auf, die ein fouveränes Kirchenregiment ala Teil 
ihrer Glaubenslehren beanſprucht. Folgeweiſe fchritt die Kurie zu einer formellen Organijation 
ihrer firhlihen Ämter und Diöcefen in England und Wales (1850). Es trat jeht die 
neue Lage ein, in welcher es einer organifchen Geſetzgebung bedarf über die Rechtsſchranken, 
unter welchen das Nebeneinander mehrerer wiberjtreitender Kirhen im einheitlihen Staate 
ermöglicht wird (wie in Deutfchland). Der Verfuch dagegen, die Proflamierung der römifchen 
Kirchenverfafiung und die Führung der bifchöflihen Titel durch die Eeclesiastical Titles 
Act (1851) ftrafgefeglich zu unterfagen, erwies fich als verfehlt und mußte bald aufgegeben 
werden (1858). Als Rüdjchlag dagegen erhoben fih nun umgefehrt die Forderungen auf 
„Entjtaatlihung” der anglifanifhen Kirche in Irland und weitere Trennung von Kirche 
und Staat, denen gegenüber die erfreuliche Wiederbelebung des kirchlichen Sinnes die 
Stellung des Staates um fo ſchwieriger machte. Die anglifanifche Kirche hatte troß ihrer 
tiefen Wurzeln in der Nation fehr zahlreihe Secejfionen nad rechts und links in 
ritualiftifchen und diffidentifchen Richtungen nicht verhüten fünnen. Die presbyterianifche 
Kirhe Schottlands war durch den Streit über das Kirchenpatronat jett (1842) in zmei 
annähernd gleihe Hälften auseinandergegangen. Die kirchlichen Verhältniffe Irlands 
blieben tief gejpalten und verflochten mit einer Antipathie der Rafjen. In allen drei 
Reichsteilen beanſpruchte ein mächtiges Kirchentum, feftgewurzelt in den L2ebensanfchauungen 
der Bevölferung, die ausschließliche Geltung. Sollte diefe im Sinn der Kirchen das 
ganze Familienleben, die ganze fittliche und geiftige Entwidlung der Bevölferung in dem bean- 
fpruchten Maße beherrfchen, jo mußte fie die ftaatliche Einheit aufheben. Auf einer höheren 





Theorieen in Frankreich und Deutichland feititellten, fogut wie unbelfannt. Bon der ſyſtematiſchen 
Bearbeitung in Gneift, Engliſches Verwaltungsrecht. 3. Aufl. 1883/84. 2 Bände, können hier nur 
allgemeine Umrifje gegeben werden. 
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Kulturftufe gelangte jegt Großbritannien da an, wo Deutfchland am Schluß des weſtfäliſchen 
Friedens ftand: zu einer Spaltung in ein fatholifches und in ein zwiefpältig proteftantifches 
Land, deſſen Fortentwidlung zu einer Löſung des Neichsverbandes führen mußte und aud 
in Deutfchland damit geendet haben würde ohne die unermübliche Thätigfeit der territorialen 
Verwaltung und Gejeggebung. Anjtatt ſich Elar zu machen, welche gemeinfamen Jnititutionen 
und Rechtsfchranten diefer Zuftand bedingt, entſchlug fi die englifche Gejellfchaft der Yöfung 
diefer Aufgabe dur die unflare dee einer „Trennung von Kirche und Staat“, — als ob 
eine Trennung des firdhlichen und des ftaatlihen Menſchen möglich wäre und alö ob die 
römifhe wie die anglifanifche Kirhe ihre Kohärenz und centrifugale Tendenz jemals auf: 
geben fönnte, aud wenn der Staat (wie das preußifche Landrecht) ihnen das Prädikat 
„Religionsgefellichaften“ beilegte. Die unabmweisbare Aufgabe der fünftigen Geſetzgebung 
zur Erhaltung der Einheit der Nation ift indefjen in ihren Anfängen wenigſtens angebeutet 
durh die Einführung gemeinfamer Civilftandsregifter (1836), einer fafultativen Civilehe, 
eines gemeinfamen Chegerichts, einer Gemeinſamkeit der Elementarfchule, gelehrter Schulen, 
Univerfitäten, einer Gemeinfamfeit der Begräbnispläe u. f. w. Zur Zeit aber bleibt nur 
das negative Refultat ftehen, daß die Gleichberechtigung und der engere Zuſammenſchluß 
der fich befämpfenden Kirchen in fi die einheitliche Grundlage der Parlamentsverfafjung 
auflöft und neben den politifchen Parteien auch fonfefjionelle Fraktionen in das Parlament 
einführt. 

Die nächst entſcheidende Grundlage der Parlamentsverfafjung, die innere Kohärenz 
der communitates, war zwar durch die Neformbill von 1832 nad) Möglichkeit gewahrt. 
Der Fortſchritt der focialen und Verwaltungsreformen aber führte nur zu bald zu einer nicht 
beabfichtigten Ummwandlung der Grundlagen. Die neue Städteordnung von 1835 beteiligte zwar 
wieder die gefamte Bürgerjchaft an der wirtfchaftlichen Verwaltung. Allein diefe ſtädtiſche Ver: 
waltung in ihrer fortvauernden Abfonderung von der Polizeiverwaltung der Friedensrichter, von 
der Kirchjpieldarmenpflege und anderen wichtigen Zweigen hatte hier einen jo dürftigen Inhalt, 
daß fie zur Erwedung und Erhaltung des fommunalen Sinnes wenig leiften fonite. Dazu 
fam der MWiderfprud, daß man in den Stabtverfafjungen (gegen dringendes Abmahnen Robert 
Peels) ein allgemeines gleiches Stimmrecht aller Haushaltungen einführte, während die Reform- 
bill zu dem PBarlamentswahlreht nur die 10 Z-householders berufen hatte. Es entjtand 
dadurch an diefer Stelle fofort eine Tendenz zur Erweiterung der Barlamentsmwahlrechte und 
ein neuer Gegenfat gegen die Grafjchaftsverbände. In den leßteren dauerte zwar Die 
Drganifation der gentry in den General- und Specialjeffionen der Friedensrichter fort, 
allein mit abnehmendem Einfluß nad unten. Schon die Sufpenfion der Milizverfafjung, 
welche feit 1829 zur Regel wurde, that diefem Einfluß feinen unerheblihen Abbrud. Biel 
weiter in dieſer Richtung wirkten die Reformen der Armen-, Wege- und Ganitätsverwaltung, 
durch welche die Friedensrichter auf eine Vermwaltungsrechtfprehung und vereinzelte Auffichts- 
befugnifje befhränft wurden. Die weitere Entwidlung in diefen ſchon loderen Verbänden 
hing nun von ber Fortbildung der Ortsverfafjung in den Kirchfpielen ab. 

Die unterfte Grundlage der Parlamentsverfafjung war durd die Amter der Conftables, 
Kirchenvorfteher, Armenpfleger, Wegeauffeher und durch die ftarfe Entwidlung des 
Kommunalfteuerfgftems zu einer fo entfcheivenden Grundlage der communitates geworben, 
daß in dem Zellenfyjtem der englifchen Parishes in feiner engen Verbindung mit dem 
Friedensrichteramt die eigentlihe Wurzel der Widerjtandsfraft der communitates in den 
großen Berfafjungsfämpfen zu fuhen war. Nicht ohne Schuld der regierenden Klaſſe waren 
aber fchon im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts die Ortsgemeindeämter unter ihre ur- 
fprünglihe Bedeutung herabgevrüdt. Das alte Schulzenamt des constable war zu einem 
mißachteten Polizeidienertum herabgefunfen, welches von den beffer fituierten Einwohnern 
durch Stellvertreter verfehen wurde. Die Kleinheit der Armenniederlaffungs- und Wege 
bezirfe, die im nterefje des Großgrundbefiges immer weiter getrieben war, drüdte auch 
diefe Verwaltungen zu einem mechaniſchen Dienjt herab, der wenig geſucht und wenig 
geachtet wurde. Selbſt die vielgerühmte engliſche Jury litt unter dem wachſenden Mißitand, 
daß die befjeren Klaſſen durch Gefeg und durch die Praris der Cheriffbureaus ſich dem 
Dienft entziehen. Während fo die Ämter immer tiefer fanfen, wuchs von Jahr zu Jahr 
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die Mafje der Kommunalfteuern, und zwar wieder in Wechſelwirkung mit der fchlechten 
Verwaltung der Ämter. Die Forderung einer Radikalreform hatte daher eine öfonomifche 
Verwendung der Steuern von Anfang zur Hauptaufgabe gemacht. Die Reform nimmt von 
Haufe aus die Richtung auf eine angemefjene Kontrolle diefer oft geradezu unerjchwinglichen 
Ausgaben dur Bertrauensmänner in Form einer Gemeindevertretung (board), Was die 
Steuerzahler beanfpruchen, tft ein Anteil an der Beſchließung über die Verwendung 
und an der Anftellung der für die Erhebung und Verwendung zu beftellenden Beamten 
(influence and patronage) — mehr nit. Die Verbefjerung der Armenpflege, der Wege: 
verwaltung, der Gefundheitspflege, das ganze Gebiet der Socialreformen bedingte freilich 
nicht bloß Steuern, fondern eine ermweitere perſönliche Thätigfeit für die jeßigen 
Mohlfahrtsaufgaben des Nachbarverbandes.. An diefe erhöhten perſönlichen Pflichten 
(welche in der deutjchen Kommunalgefeggebung noch nicht vergeffen find) ift in dem 
englifchen WBarteiftreit fortan nie mehr gedacht worden. Das Herabſinken der fleinen 
Gemeindeämter hatte zur Folge, daß man die Bedeutung des perjönlichen Chrenamts an 
diefer Stelle gerade in England völlig unterfchätte. Bor allem aber lag es in dem Mefen 
der aus einem Parlamentsftreit hervorgehenven Gefeßgebung, daß immer nur um die neuen 
Rechte, niemals um neue Pflichten geftritten wurde, für die in den jetigen Parlaments- 
mwahlen eine Majorität nicht leicht zu finden gewefen wäre. In ftetiger Nachgiebigfeit 

egen die „öffentlihe Meinung“ ließ die Gefeggebung nunmehr jede perfönlide 
Berpflichtung zu den neuen boards und Gemeindeämtern fallen und entband die Gemeinde: 
vertretungen jogar ausdrüdlih von jeder perfünlihen „Berantwortlichfeit“'. An Stelle 
von verantwortlichen Organen für eine gefeßmäßige Gemeindevermwaltung nad den Grund- 
ſätzen des selfgovernment ſchuf man Drtsparlamente der Steuerzahler, für die denn aud) 
das Schlagwort Stuart Mills: local parliaments allmählih in Gang fam. 

Mit dem verhängnisvollen Schritt der Befeitigung jeder perfönlidhen Verpflichtung 
und Verantwortlichfeit im Kommunalverband find nun aber die Lebenswurzeln des Parlaments: 
baues abgegraben, und diefe wenig bemerkte Anderung hat für England noch weiter tragende 
Folgen, als für das heutige Deutjchland die Aufhebung der allgemeinen Wehrpflicht haben 
würde. Hier wird der organifche Fehler des heutigen engliihen Staatsförpers fichtbar, 
welcher die immer afuter auftretenden Krankheitserfcheinungen hervorruft. Mit der Auf: 
hebung der perfönlichen Bürgerpflichten geht in der That das Kommunalmwejen in das Syftem 
der Aftiengejellfchaften über, dem man mit Unrecht noch immer den Namen Selbitverwaltung 
beilegt. Die Verwaltung des Kommunalweſens läßt fih nun aber auf ein Syitem des 
voluntarism ebenfowenig begründen mie eine Landesverteidigung auf bloße Voluntärcorps. 
Die Verwaltung diefer integrierenden Glieder des Staatöganzen Darf nur nad den Gefeten 
des Yandes geführt, die durch Zmangsjteuern erhobenen Kommunalmittel dürfen nur zu 
gefegmäßigen Zweden verwendet werden. Da die neuen Gemeindevertretungen (boards) 
nun aber jede Verantwortlichfeit ablehnten, jo mußte das Geſetz die kleinen befoldeten 
Beamten (Uleres, Buchhalter, Rendanten, Unterftügungsbeamte, Armenhausbeamte u. f. mw.) 
als mittelbare Staatsbeamte für die Verwaltung verantwortlid machen und folgeweife unter 
das Entlafjungsreht, die Amtsdisciplin und die Direktion einer Gentralbehörde ftellen. Um 


! Eine Scheinausnahme befteht noch in der engliichen Städteorbnung, von 1835, weldhe dem 
alten Herfommen der Stadtlorporationen entiprehend eine Verpflihtung zur Übernahme der bürger- 
lihen Amter ausſpricht. Allein eine ſolche Vorſchrift bleibt auf dem Tapier ftehen, wenn man ein 
allgemeines gleihes Bürgerreht auf jede Haushaltung ausdehnt. Neun Zehntel dieſer Kleinhaus- 
haltungen fönnen niemals ein bürgerliches Amt oder einen Geichworenendienft übernehmen, werben 
nie dazu aufgefordert, geichweige denn dazu gezwungen. Die Selbfttäufhung der Demokratie in 
diefem Punkte läßt fich jtatiftiich Harftellen, wenn, wie in Preußen, durch das Dreiklaſſenſyſtem ber 
Steuerzahler die wirkliden Xeiltungen der feinen Hausjtände zur Erſcheinung fommen. Der Ber: 
faſſer dat einmal (1860) aus der Kommunalftatiftif von Berlin und auch von anderen Städten nad)- 
gewiefen, daß die Beteiligung der Steuerzahler dritter Klaffe an den perfönlihen Pflichten der Kom— 
munalverwaltung noch erheblich zurüdbleibt hinter dem, was fie an Steuern leiften, und daß 
dieſe Klaſſe durch die Forderung eines gleihen Stimmredts in der Kommune zehn- bis zwanzigmal 
mehr beaniprucht, als ihren Zeiftungen entfpridt. Auch die Erfüllung der Wehrpflicht im Friedens 
ftande bedeutet für die befigenden und gebildeten Klafien etwas anderes und fehr viel mehr als für 
die handarbeitenden Klafien. 
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dies Auffichtsreht wirffam zu erhalten, mußten dur Staatsinfpeftoren und Rechnungs— 
reviforen alle Einzelheiten diefer Verwaltung unter ftrengfter Kontrolle erhalten werden. So 
entiteht das heutige Syftem der inneren Verwaltung durch boards, welches in feiner 
Gentralifation und tutelle administrative dem franzöfifhen ungefähr gleihfommt. Mit der 
Berantwortlichkeit ift aber auch das MWefentlihe des amtliden Cinflufjes auf Die 
befoldeten Beamten übergegangen und läßt für die übriggebliebenen Gemeindefommifftionen 
und Chrenbeamten fo jubalterne Funktionen übrig, daß die Neigung der höheren Klaſſen 
zur Teilnahme daran immer weiter ſchwindet und ebenſo die Neigung der Friedensrichter 
zu einer Beteiligung an einer ſolchen Gefhäftsführung, auch wo man fie zu ex officio 
Mitgliedern macht. Die unvermeidlihe Folge war nun, daß das heruntergefommene Amt 
der constables feine jämtlihen Polizeifunftionen an die befoldeten policemen abgab und 
ihließlih von der Geſetzgebung ganz aufgegeben wurde, daß die Armen- und Wegeauffeher 
maſſenhaft durch bejoldete kleine Beamte erſetzt wurden. Außerlich erkennbar faßt ſich das 
Refultat der Reformen heute zufammen in einem uniformierten Gendarmeriecorps von 
nahezu 35000 Mann und einem beinahe ebenfo ftarfen Perfonal von Bureau: und 
dienenden Beamten des selfgovernment, — ein Zurüdtreten der wohlhabenden und gebildeten 
Klafjen aus dem Ortsgemeindeleben, — ein Zufammenhalten diefer Verwaltung dur ein 
immer weitergreifendes Syitem von Minifterialveffripten. Das Erlöfhen alles Sinnes für 
das örtliche Gemeindeleben (parochial mind) ift die immer lauter erhobene Klage, ohne daß 
man jih eine Rechenichaft darüber giebt, wie die Gefetgebung im regen Wetteifer der 
Parteien diefe Auflöfung des fittlihen und rechtlichen Bandes der Kommunen durchgeführt 
hat und daß die bloßen Steuerinterefjenten nun ebenſo ifoliert nebeneinander geitellt find 
wie die Aktionäre einer Privatgefellihaft. Eben damit verfchwindet auch das Gefühl 
der perfönliden Gemeinschaft im Nachbarverband, woraus die weitere Forderung einer 
geheimen Stimmabgabe hervorgeht, durch die der Wahlberechtigte jeve moraliſche Ber: 
antwortlichfeit ablehnt, ebenſo wie der Gemeindevertreter fich jede rechtliche Verantwortlichkeit 
verbittet. Die Bureaufratie ift auch dieſer öffentlihen Meinung entgegengelommen durd) 
die Grfindung der nomination papers (gedrudter Stimmzettel mit .ven Namen der 
Kandidaten auf Vorfhlag von zehn Wahlberechtigten), welche den Wählern auch jede Mühe 
des Zufammenfommens, Nachdentens, Beratens und Zählens erfpart und den Wahlaft auf 
einige Strihe auslaufen läßt, die der Wähler dem Wahlzettel beifügt. Es ift dies die 
einzige Mühewaltung, mit welcher die heutige induftrielle Geſellſchaft ſchließlich ihre „Bolfs- 
fouveränität” üben und aufrechterhalten zu können glaubt. 

So zerfegen fi von Jahr zu Jahr weiter die communitates, auf deren perfönlider 
Kohärenz der Parlamentskörper in feinem Entjtehen wie in jedem Stadium der Fortbildung 
beruhte!, und in notwendiger Nüdwirkung reflektieren die veränderten Lebensanſchauungen 
der umgeftalteten Wahlförper auf das Haus der Kommunen, auf die Stellung der leitenden 
Parteimänner, auf die Preſſe, auf die „öffentlihe Meinung“. 

Die Macht der Tradition hatte in der Mehrzahl der Örafichaften den Wahlen zur Zeit 
noch einen gewifjen ftetigen Charalter bewahrt, ebenfo in einer anjehnlihen Zahl der wahl: 
berechtigten Städte; am wenigiten natürlich in den rafch anfchwellenden Bevölkerungen der 
großen Fabrifviftrikte. In dem Maße aber, in welchem der Auflöfungsprozeß vorjchreitet, 
fommen die rein gejellfchaftlihen Yebensanfhauungen zur Geltung, deren Stimmungen von 
dem letten Eindrud abhängen, deren Beftrebungen auf die nächſten Intereſſen gerichtet 
find. Dieſen Kreifen erfcheint das Unterhaus längſt nicht mehr als eine Vertretung der 
Kommunalverbände — als organischer Verbindungen von Staat, Kirche und Geſellſchaft —, 
fondern als eine Vertretung der zeitigen „Intereſſen“ der Bewohner gewifjer Bezirke oder 
Gruppen. Während gerade in England die Inftitutionen der Gemeinde und der Grafichaft, 
des Parlaments und der Kirche jahrhundertelang daran gearbeitet haben, den Gegenpol 
und den Gegenorganismus der gejellihaftlihen Intereſſen zu bilden, den Menſchen zu 
zwingen und zu gewöhnen, gegen den natürlihen Zug jeiner Intereffen feine perjönlichen 


! Die volle Charakteriftif —* Neugeſtaltung der Kommunalverwaltung in England giebt 
Gneiſt, Englifches Selfgovernment. 3. Aufl. (1871), cap, IX—XU. 
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Pflichten im Leben der Gemeinfhaft zu verftehen und zu erfüllen, fo denkt ſich nad dem 
Erlöfchen des parochial mind die Gefellfhaft aud den patriotifchen Sinn, die Selbit- 
beherrſchung und den Gerechtigfeitsfinn wie ein Produkt des voluntarism. In unabjehbarer 
Mannigfaltigkeit wachſen nun die gefellfchaftlichen Jdeen über die Verbefjerung einer Volks— 
vertretung dur neue Gruppierungen und Schichtungen. Das Frauenftimmredht hat es 
fchon zu einer anjehnlihen Minderheit im Unterhaufe gebradht, das Syſtem der Minoritäts- 
wahlen zu einer wirffamen Befürwortung im Oberhaus. Selbjt manche minifterielle Vor— 
lagen zur zweiten Reformbill maden den Eindrud dilettantifcher Verſuche. Jede fcheinbare 
dee einer neuen Öruppierung der Intereſſen gilt als eine wichtige Entbedung, bis fie über 
dem nädjten Einfall vergejjen wird. Nur darin wird die Gefellichaft immer einiger, daß 
der einzelne feinen Anteil an der Volksſouveränität ifoliert für fih und ohne Verantwortlichkeit 
üben will, alfo über die geheime Abjtimmung (ballot). Je fühlbarer die douce violence 
gemwejen war, mit welcher die Parlamentsverfafjung auf ihrem Höhepunkt auf die gefellfichaft- 
lichen Intereſſen drüdte, um fo freier glaubte gerade der englifche Urmwähler unter dem 
ballot zu atmen. 

Sobald die Kommunalverbände aufgehört haben, das Verbindungsglied der Intereſſen 
zu bilden, bleibt nur die Preſſe und das Vereinsreht ald das gemeinfame Band 
übrig. Da das letztere nur ortsmweife und vorübergehend wirkſam werben fann, fo bleibt 
das Mafgebende die Prefje, welche jest ihre volle Freiheit errungen hat. Nach Aufhebung 
der Genfur (1695) war noch eine ſehr fühlbare Schranfe übriggeblieben in der drafonifchen 
Nechtfprehung der Neichögerichte aus dem alten Strafrecht gegen sedition, conspiracy, 
libel. Durch die Fox Act (1792) war diefe Schranke mwejentlih abaefhwädht, indem 
nun die Jury über die ftrafbare Intention des Verfaſſers ihren Sprud abzugeben 
hatte. Schon jeit der Neformbill von 1832 galt eine Strafverfolgung der Preſſe 
durch die Staatsanwaltfchaft für unratfam und unpraftiih. Lord Gampbells Alte (1842) 
deflarierte im Grunde nur eine fchon beftehende Praris, indem fie die Intention einer 
„Förderung des öffentlihen Wohls“ als genügenden NRecdtfertigungsgrund gelten läßt. Ein 
Geſetz von 1841 entzieht alle Publifationen unter Autorität des Parlaments einer gericht- 
lichen Verfolgung. Das Jahr 1853 befeitigt die Inferatfteuer, das Jahr 1855 den legten 
Reit einer Stempelpfliht. Schon der Kampf um die Reformbill und der gewaltige nter- 
ejjenfampf über die Aufhebung der Kornzölle hatte die jet unwiderſtehliche Macht der 
Tagesprefje erwiefen. Sie war jest in der That frei, das unentbehrliche, allen Richtungen 
gleich notwendige Organ der Geltendmahung der ntereffen, in tüchtiger und im ganzen 
achtbarer Wirkfamteit: aber unverantwortlidh, noch unverantwortlicher als die neuen 
boards, jeder Verirrung zugänzlic und daher unzureichend, den gefellfchaftlichen Beſtrebungen 
den fittlihen und rechtlichen Halt zu geben, defjen der Staat bedarf. Um jo mehr eben be- 
durfte es der Heritellung feiter Graffchafts- und Stadtverbände als Pflichtgenofjenfchaften, 
um eine zuverläffigere Grundlage für eine öffentlihe Meinung zu gewinnen, die fi nicht 
bloß durd Schlagworte bejtimmen laſſen foll. 

Diefe neuen ſchwankenden Unterlagen der Wahltörper erklären weiter die veränderten 
Parteiftellungen diefes Menfchenalters. Nah Aufhebung der Teſt- und Korporations- 
afte war die Zeit einer praktiſchen Wirkfamfeit der Hochtories und Hochkirchenmänner vor— 
über. Die an der Staatöregierung ſich beteiligenden gemäßigten Tories nannten ſich jetzt 
Konfervative Für die Whigs wurde allmählich die Bezeihnung Ziberale üblich, 
jedoch mit einem linken Flügel von radicals und manchen anderen meift unbequemen Aſſo— 
ciierten. Die große liberale Majorität (486) des erjten Reformparlaments erlitt ſehr bald 
einen Abbruch durch innere Uneinigfeit. Die fpäteren Parlamentswahlen ergaben (1835) 
380 Liberale gegen 273 Konfervative, (1842) 286 Liberale gegen 367 Konfervative, (1847) 
325 Liberale gegen 331 Konfervative, die leteren jedoch geſpalten in 216 Proteftionijten 
und 105 reihändler, (1852) 315 Liberale gegen 299 Konfervative, (1859) 348 Liberale 
gegen 315 Konfervative, (1866) 361 Liberale gegen 294 SKonfervative. Die Zufammen: 
fafjung in Liberale und Konfervative war indefjen nur eine fonventionelle; in der Wirklich— 
feit faßen 3. B. ſchon im Parlament von 1837 ſechs Fraktionen: 100 Ultratories, 139 
Tories, 80 KRonfervative, 152 Whigs, 100 Liberale, 80 Radikale. Es ift wohl einleuchtend, 
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wie fehr unter fortichreitender Abbrödelung Heiner Fraktionen die Schwierigkeiten wuchjen, 
einen in ſich einigen, mit der Majorität des Unterhaufes in Konkordanz zu haltenden Mi- 
nijterrat zu bilden. Und diefe Schwierigfeiten trafen zuſammen mit den immer mehr ver- 
widelten Aufgaben der Regierung eines ſolchen Weltreihs. Kaum ein Jahr fällt in diejen 
35jährigen Zeitraum, welches frei geblieben wäre von Mißernten und fchwerer Hungersnot, 
von Handels: und Induſtriekriſen, von Revolten in Irland, Chartiften- und Arbeitertumulten, 
Aufitänden in großen Kolonieen, dem Maffenaufjtand der großen eingeborenen Armee von 
Indien, großen auswärtigen Kriegen, — alles das durchkreuzt von den Kämpfen über Schuß- 
zoll und Freihandel, über große gejellihaftlihe und kirchliche Intereſſen im Innern. Die 
notwendige Folge war der rafche Wechjel der Minifterien Grey, Melboume, Peel, Ruffell, 
Derby, Aberdeen, Palmerfton, — ein bdreizehnmaliger Wechſel im Lauf von 35 Jahren. 

Als der ſchwächſte Punkt erfhienen nun aber neue Neformen der Parlaments: 
vertretung. 

Ein halbes Menſchenalter nad der Reformbill hindurch war die öffentlihe Meinung 
noch mit anderen ragen genügend befchäftigt, um nicht fofort auf Erweiterung der Stimm- 
rechte zurüdzufommen. Allein das nahezu allgemeine Stimmredt, welches die Städteordnung 
von 1835 und die neuen fommunalen boards gewährt hatten, drängte aus dem Kommunal- 
verband heraus in die Parlamentsverfaffung. Wie einft die gefunden Grundlagen des self- 
government, jo bejtimmen jet die fehlerhaften Grundlagen der boards den Charakter der 
daraus gewählten Körperfchaft. Wiederum war es die Februarrevolution in Paris (1848), 
welche ihre Kontagion nah England erjtredte, und ſchon im Jahre 1851 fanden die An- 
träge von Locke King eine Aufnahme, welche das Minijterium Ruſſell veranlafte, eine 
neue Reformbill von Regierungs wegen einzubringen. Troß feiner einjtmaligen Verficherung, 
daß die Reform von 1832 eine endgültige fein werde, war fchon jeht Lord John Ruſſell 
zu der Meinung gelangt, daß die Herabfegung des Cenſus von 10 £ auf 5 ſogar einen 
„tonfervativen” Effeft üben werde. Allein ein Grundſatz für Wahlreformen war nicht mehr 
zu finden, nachdem die Verpflichtung zum perfönlidhen Dienft in der ganzen Kette der 
. fommunalen nititutionen aufgegeben war. Auch die Pflicht zur Steuerzahlung hatte man 
inzwiſchen fallen lajjen, indem man zur Bequemlichkeit der Erhebung der Kleinen Steuer- 
beträge gejtattete, den Grundeigentümer jtatt des occupier zur Steuer heranzuziehen (com- 
pounding rates), wovon ſehr bald mafjenhaft, ja in der größeren Hälfte der Fälle Gebraud) 
gemacht wurde. Durch eine Rechtsfiktion follte dann der occupier ein Stimmrecht ebenfo 
üben, „al® wenn er die Steuer bezahlte“. Fiel damit auch die Steuerzahlung als Grund- 
lage eines Stimmredts fort, jo blieb eine Abgrenzung von 5 £ ebenfo gerechtfertigt oder 
ungerechtfertigt wie eine Grenze von 10 & Ertragswert. eve Konteftation darüber führt 
aber in zahlreihen Verfammlungen und bei den Lefern der Tagesprefje zu Majoritäts- 
beichlüfjen auf Herabſetzung des Genfus. Jeder Staatsbürger, der darum befragt wird, 
beanſprucht ein politifches Wahlrecht, entweder weil er es felbjtverftändlich als ein angeborenes 
Recht anfieht oder weil er feine Xeiftungen für das Gemeinweſen für mindejtens ebenjo 
ausreihend hält wie diejenigen vieler taufend anderer. Es beginnt nun ein halbes Menjchen- 
alter hindurd ein Wetteifer der liberalen und fonfervativen PBarteiminifterien mit Reform- 
geboten, bei denen die Parteien einander den Wind abzufangen bemüht find. Es handelte 
fih ja nur um das befte Schlagwort für die nächſten Wahlen. Bei der lesten Wendung 
(1866) offeriert Gladftone eine Herabjegung auf 14 £ oceupiers in den Grafſchaften, 7 £ 
in den Städten, wird aber von Disraeli übertrumpft, der nun (mit einigen Amendements 
von feiten Gladftones) auf 12 £ für die Graffhaften und ein allgemeines gleiches Haus- 
haltungsſtimmrecht für die Städte herabgeht. Wenn irgendwo in der europätjchen Welt, fo 
fonnte in der englifchen Gejellfhaft mit ihrer tiefen Zerflüftung in arm und reich das 
Königtum feinen Beruf bethätigen, wenn es im Jahre 1866 durch einen mannhaften Ent- 
ſchluß das jteuerloje Staatsfhiff in den rechten Kurs der Neformbill von 1832 zurüdlenfte, 
— entjprechend den eigentlichen MWünfchen der politifchen Zeiter und der befigenden Klajien. 
Allein in einem durch die Wahlfontejtationen ermüdeten Parlament geht — unter gänzlicher 
Baffivität der Monarchie — die dritte Lefung der Neformbill von 1867 im Unterhaus jo- 
gar ohne Abftimmung vor ſich, mit folgendem Endrefultat: 
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1. Bezüglih der Wahlbezirfe verführt auch die zweite Neform noch fchonend. 
Sie entzieht feinem Wahlfleden das Wahlrecht ganz; 38 boroughs (unter 10 000 Ein- 
mwohner) werden aber auf ein Mitglied beſchränkt. Liverpool, Mandefter, Birmingham, 
Leeds erhalten ein weiteres Mitglied; 10 boroughs werden neu kreiert. In Mahlbezirken, 
welche drei Mitglieder zu wählen haben, follen nur je zwei Stimmen abgegeben werden, um 
bier das Erperiment der Minoritätswahlen zu verwirklichen !. 

2. Bezüglih der Wahlberehtigungen behalten das Wahlrecht in den Graf- 
fchaften die 40 sh.-freeholders, das freehold auf Lebenszeit aber nur im Fall des aftuellen 
Bejites; die 5 L-freeholders erhalten e3 auch ohne diefe Vorausſetzung. Ebenſo die copy- 
holders und Erbpädter zu 5 £, alle übrigen ale 12 -oceupiers. In den Städten er- 
hält das Stimmredt jeder householder (Eigentümer oder Mieter) eines Wohnhauſes oder 
einer felbjtändigen Wohnung; auch Untermieter, wenn die Wohnung unmöbliert 10 M Wert 
repräfentiert ?. 

3. Das Wahlverfahren bleibt vorläufig unverändert, jedoch iſt die Einführung 
der geheimen Abftimmung bereits in Sicht. Gleichzeitig verzichtet das Unterhaus auf feine 
Entfcheidung über beftrittene Wahlen und überläßt diefelbe den Reichörichtern. 

Als Refultat wurde jchon bei Erlaß des Gefees eine Vermehrung der Wähler um 
beinahe 2 000 000 vorhergefehen, und aus den Erfolgen der eriten Reformbill ließ ſich eine 
Verbreifahung durch die zweite einigermaßen vorherjagen. 


IX. Beriode. 


Die Parlamente des XIX. Iahrhunderts bis zur dritten 
Reformbill (1884/85). 


Die zweite Neformbill hat nad ihrer vollen Entwidlung (1885) die Mählerfhaft zum 
Unterhaufe für England und Wales in folgender Weife geftaltet: 
1. In den Graficaften: 
Eigentümer (freeholders, copyholders x.) . . . » 2... 514226 
Pächter (oceupiers and tenants) . . 2 2 2 2 232498 


I Diefe Minoritätswahlen nad dem Reformgefes von 1867 find als verunglüdte Berfuche ſpäter 
in der dritten Reformbill ftilfhweigend befeitigt. Über die Modifitationen des Neformgefeges für 
Schottland und Irland jowie für die technischen Einzelheiten darf ih auf Lely and Foulkes, Par- 
liamentary Eleetion Acts 1885 verweifen. 

? Die wichtigften Unterfchiede zwifchen der erften und zweiten Reformbill bezüglich der Wahl— 
bereditigungen find folgende: 

1. In den wahlberedhtigten Städten giebt die erfte Neformbill das Wahlrecht jedem oc- 
eupier (Eigentümer oder Mieter) von Häufern, Läden, Warenlagern oder anderen Gebäuden von einem 
Nahreswert von 10 £. Die zweite Reformbill läßt den Cenſus von 10 £ fallen und nimmt damit 
die handarbeitenden Klaffen in Maſſe auf, fomweit fie im Befig einer eigenen Wohnung find. Der 
Grundgedante, dab jede „Haushaltung“ repräfentiert fein joll, paßte nicht recht zu ber Stellung ber 
Aftermieter, die man aber doch nicht ganz ausschließen wollte. Es wurde ihnen daher ein verklau— 
fuliertes Stimmrecht beigelegt, wenn ſie ſeit längerer Zeit Untermieter (lodgers) eines Wohnungs- 
raums find, welcher bei einer Abſchätzung als unmöbliertes Zimmer einen jährlichen Mietöwert von 
N . repräfentiert, jowie unter der Bedingung, daf fie fih perſönlich zu den Wählerliften an- 
melden. 

2. In den Graffchaften behält bie zweite wie die erfte Neformbill das Wahlrecht der 40 sh.- 
freeholders unverändert bei. Dagegen wirb der Genjus der freeholders auf Lebenszeit, der copy- 
holders und der Erbpädter (leaseholders auf 60 Jahre) von 10 £ auf 5 £ herabgeiegt. “Der 
Genfus von 50 £ für die Pächter auf 20 Jahre und mehr und nad der Chandos-Klaufel für Pächter 
jeder Art, welhe 50 £ Pacht zahlen, ift in der zweiten Reformbill erfegt durch ein Wahlrecht für 
jeden occupier eines rujftifalen Grundftüds von 12 E Ertragäwert. 

3. Sleihmäßig in beiden Neformbilld ift der Grundfag annähernd durchgeführt, dab die Be- 
figweifen, welde ben Charakter des Eigentums an fi tragen (freehold, copyhold, Erbpadt) das 
Stimmrecht von Befit wegen nad dem ftändifchen Prinzip gewähren, die zeitweilen Inhaber eines 
Realbefites dagegen (Mieter, Pächter und andere oceupiers) das Stimmreht nur unter Borausfegung 
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2. In den Städten: 


householders und Mieter . > 2 2 2 2 2 2 20. ..1592 225 
TINTEN 0 rt 21 918 
Eigentümer x. . . 37 589. 


3. Zufammen: Graffchaftswähler 966 719, ſtadtiſche Wahler 1 651 732; Dazu 
310 441 Wahlberechtigte für Schottland, 224 018 Wahlberechtigte 
für Irland, und nod 30 642 Wahlberechtigte für die Univerfitäten. 
Gefamtfumme 83 183 552. 

Auf diefer neuen Grundlage tritt nunmehr folgende Reformbewegung ein. 

Die Gruppe der Socialreformen, melde zwei Jahrzehnte früher den Wählbarfeits- 
cenfus der Unterhausmitglieder befeitigt hatte, richtet fich jet gegen die übrigen Befeitigungs- 
werfe der altregierenden Klaſſe. Bei Gelegenheit der Armeereformen wird der Cenſus für 
die Offiziere und Kommifjarien der Miliz fomie das Ernennungsrecht des Lorblieutenant 
aufgehoben, in der jtehenden Armee das ganze Syſtem des Stellenfaufs befeitigt. Im 
Dberhaus werden Anträge auf Entkleidung der Biſchöfe von ihren legislativen Funktionen 
noch abgelehnt, jedoch ein Anfang gemacht durch Befeitigung der irifchen Bifchöfe. Ebenſo 
ift ein Anlauf zur Ergänzung des Oberhaufes durch lebenslänglih ernannte Pairs (1869) 
zwar abgelehnt, aber bei Gelegenheit der Neform der Reihsgerichte find ftillfchweigend einige 
lebenslänglihe Pairs dem Haufe hinzugefügt, welche. zahlreihe Nachfolger finden werben. 
Bedenklicher ift die Haltung der öffentlihen Meinung bei jedem Verfuh eines Widerjtands 
im Oberhaufe, wobei die tonangebende Preſſe fi in Betrachtungen über die Zweckmäßigkeit 
eines „anderen Haufes” ergeht, welche faum noch eine Erinnerung an die ftaatsrechtliche 
Bedeutung des Zweilammerfyftems verraten. 

Gegen die wirtfhaftliden Vorrechte der grundbefißenden Klaſſen richtet fih ein 
ftarfer Vorftoß in den unfeligen irifchen Verhältniſſen, in welchen die ſchon recht radikalen 
land bills ein jchweres altes Unrecht durch Eingriffe in das Eigentum der lebenden Gene 
rationen gut zu machen verfuchen. Die weiteren Angriffe gegen die Familienftiftungen (en- 
tails) und die Erjchwerungen der Grundbefigübertragung haben vorläufig nur einige Be: 
ſchränkungen der erjteren, einige Vereinfahungen der leßteren herbeigeführt. Die Agitation 
gegen die unmäßige Ausdehnung der Zatifundien und für Verwandlung der Badhtverhältnifje 
in bäuerliches Eigentum mit dem Schlagwort free land erſcheint aber im ftetigen Wachen 
und wird wohl ſchon in den nächſten Jahren eine drohende Geftalt erhalten. 

Die Forderung der Gleichberehtigung der Kirhen nimmt ihren Vorſtoß wiederum 
gegen die anglifanifche Kirhe in Irland, deren Stellung als allein berechtigte Staatskirche 
für wenig mehr als ein Zehntel der Bevölkerung nad) der Emancipationsafte immer un- 
haltbarer wurde. Unter verhältnismäßig geringem Widerſtand erfolgt die „Entjtaatlihung“ 
diefer Kirche und die teilmeife Entfleivung von ihrem Befit (1869) — als eine Etappe 
für einen weiteren Entjtaatlihungsprozeß, die in England (1868) mit Aufhebung der Kirchen: 
jteuer (church rate) begonnen hat. 

Anerfennenswert jedenfalls ift die ftetige Fortführung der Socialreformen zu Gunften 
der arbeitenden Klaffen: die immer umfafjendere Ausdehnung der Fabrilgeſetze; die 
durchgreifende Verbeſſerung der Sanitätsverhältniſſe mit ſehr ſchweren Opfern für die Kom— 
munen; die energiſche Durchführung des Schulzwangs mit Herabſetzung bezw. —— 
der Schulgelder und raſch fortſchreitender Bildung gemeinſchaftlicher Schulen (school bo 
schools) für Kinder aller Bekenntniſſe; die fortſchreitende Feſtſtellung eines ins aequum und 
einer Haftpflicht für Arbeitgeber und Arbeitnehmer in umfaſſenden neuen Geſetzen; die Für— 
ſorge für angemeſſenere Arbeiterwohnungen und konnexe Maßregeln, die zwar das Wieder: 
erwachen jocialiftiicher Bewegungen nicht hindern, aber ſolche doc wohl einigermaßen in ge 
jeglichen Bahnen erhalten werden. 

Die zweite Gruppe der VBerwaltungsreformen nimmt in gleicher Weiſe einen 
entfgloffeneren Charakter an. 


eines längeren Belites und einer Einfhätung und Zahlung von öffentlihen Abgaben erhalten follen. 
Man hat aber die Befitzeit in den fpäteren Geſetzen verkürzt und das Erfordernis der Steuerzahlung 
durch das compounding rates umaangen. 
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Die jtehende Armee wird zu einer normalen nftitution des Landes dur den Erlaf 
eines Armeeverwaltungsgejeges mit feſtſtehendem Tert (unter Vorbehalt einer jährlichen Be— 
ftätigung bezw. Amendierung), dur die Befeitigung des Kaufiyitems der Offizierspatente 
(mit einem Geldopfer von 8000000 £); durd die Einreihung der oſtindiſchen Armee in 
die bewaffnete Macht des Staats, dur die fefte Organifation der Glieder der Armee, 
durch die Formation von Neferven, durd die Einreihung der Miligen und Volontärcorps 
in das Syſtem der „Armeerejerven“, durch die ftreng einheitliche Verwaltung des Ganzen 
in dem neu organifierten Kriegäminifterium. ‚ . i 

Die Juftizreform giebt (nad) langem Widerftand) jet auch den Obergerichten eine 
völlig moderrüfierte Geftalt durch die Vereinigung des Yorbfanzlers, der Vicefanzler und 
fämtlicher Lordoberrichter zu einem großen Neichögericht in fünf Senaten und einem Appel- 
lationsjenat, unter Verſchmelzung der Gerichtshöfe des gemeinen Rechts, der Billigfeit, der 
geiftlihen und fonftigen Specialgerihte zu einer möglichit einheitlihen Rechtſprechung mit 
einem völlig umgeftalteten Prozeßverfahren. 

Im Gebiet der Finanzverwaltung midtig ift die Zufammenfafjung der zer- 
ftüdelten Steuerverwaltung in zwei Generalfteuerämtern, die Erweiterung der Poſtverwaltung 
durch die VBerjtaatlihung des Telegraphenweiens, die Erweiterung der Staatsauffiht über 
die Privateifenbahnen. 

Im Gebiet des Innern fchreitet die Kommunalverwaltung durch die gewählten Ge- 
meinderäte (boards) unaufhaltfam weiter. Die Armenlaft geht von den Kirchipielen auf 
die fleinen Kreisarmenverbände (unions) über. Die Wege- und Gefundheitsverwaltung wird 
fortfchreitend in dasfelbe Syftem eingefügt. Die neuen fleinen Kreisverbände oder Samt- 
gemeinden follen in möglichjte KRorrefpondenz mit den Amtsbezirfen der friebensrichterlichen 
Polizei (hundreds, jet divisions genannt) treten. In den Städten arbeitet die Geſetz— 
gebung auf eine möglichjte Verfchmelzung des Gemeinderats mit den befonderen boards für 
die Armen-, Straßen- und Sanitätöverwaltung hin. Das bureaufratifierte Syſtem der in- 
neren Verwaltung wird (1871) zu einem neuen Minifterium des Innern (local government 
board) zufammengefaßt. Einem analogen Gang, wenn aud in fleineren Bezirken, folgt 
die Elementarfchulverwaltung. Freilich erlöfchen damit auch die letten Reſte eines Orts— 
gemeindelebend. Das Kirchfpiel finft zu einem bloßen Bezirk für die Steuererhebung und 
für die Wahl von boards herab. Als Gefamtrefultat diefer Formationen erſcheinen nun nad) 
dem Cenſus von 1881 für die wirtfchaftlihe Kommunalverwaltung: 242 mit der Städte- 
ordnung beliehene Städte, 649 Kreisarmenverbände, 424 Wegegefamtverbände, 1006 
jtädtifche sanitary distriets, 577 ländliche sanitary distriets, 2051 Schulverbände, 5064 
Kirchipiele für die Wegeverwaltung, 14946 Kirchfpiele für die Armenverwaltung, 13 000 
firhliche parishes und noch einige weniger zahlreiche Formationen, melde in dringender 
Nele jtehen, bei der nächſten Reform zu einem mechanifchgleichförmigen Syitem von 
boards unter Zeitung der Gentralbehörde zu gerinnen. Überall aber arbeiten die boards 
mit ihrem allgemeinen Stimmredt und ballot der weitergehenden Parlamentsreform vor. 

Zur Reform der Univerfitäten folgen jeßt die tiefer eingreifenden University Reform 
Acts (1880), für das Volksſchulweſen die umfafjenden National Education Acts 
(1870, 1873, 1876), welche das Elementarſchulweſen mit ernjter Durchführung des Schul- 
zwanges, gleihmäßiger Einführung von Schulverwaltungs- und Schulbefuhsfommiffionen, 
Gleichberechtigung aller Befenntniffe, unter Verwendung bedeutender Staatsmittel, folgerichtig 
weiterführen. Im Parlament ſelbſt fiel das Schlagwort, daß nad der gewaltigen Aus- 
dehnung des Stimmrechts „unjere zufünftigen Herren“ doch einigermaßen für ihren Beruf 
erzogen werben müſſen. 

Unter durdhgreifender Befeitigung der Mißbräuche der Parteipatronage ift jetzt die Ne- 
form des Civil Service wenn aud etwas fchematifch, jedoch im ganzen mit guten Er- 
folgen durchgeführt !. 


I Auch für den Außenftehenden danfenswert ift die verbeflerte Redaktion der Barlamentsftatuten, 
welche durch eine jährlich fortarbeitende Sadverftändigenfommilfion mittelft eines wahrhaften Maflen- 
mords die veralteten Parlamentsftatuten für antiauiert erflärt und für den praftifhen Gebrauch die 
Auffindung der geltenden Gelege ermöglicht. 
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Auch von diefer Seite aus fann ein unbefangenes Urteil der praftifhen Einfiht und 
Energie dieſer Parlamentsgefetgebung, ſoweit e8 fih um die Erreihung der nächſten 
Zwede handelt, die Anerkennung nicht verfagen. Im Gegenſatz gegen die republifanifchen 
Verwaltungen erhält fi) England nod die Rechtſchaffenheit in der Juſtiz und den höheren 
Ämtern der Verwaltung. 

Die dunkle Seite tritt aber hervor in dem dritten Gebiet: der organiſchen Ge- 
ſetzgebung, in welcher die Auflöfung der Kohärenzen feit 1867 in bejchleunigtem Tempo 
weiterfchreitet. 

Bei den Beratungen über die NReformbill von 1867 war von fonfervativer Seite noch 
ein erniter Anlauf genommen, die Steuerzahlung als Vorbedingung aller Wahlrechte 
durchzuführen. Durchgeſetzt wurde damals die Klaufel, daß der occupier, für melden der 
Eigentümer dur das compounding rates die Steuerzahlung übernommen hat, ein Stimm- 
recht nur haben foll, wenn er perfönlidh die Steuerzahlung übernimmt. Allein die 
Macht der Bequemlichkeit, die angeblihe Schwierigkeit der Ausführung, vor allem der fo- 
ciale Gleichheitsprang mußte das Hindernis zu befeitigen. Das Armenfteuereinfhägungs- 
gefeb 1869 kommt im rafchen Nüdfall auf die Marimen zurüd, daß der occupier das 
Stimmredt haben joll, mag er die Steuer felbjt oder durch feinen landlord zahlen, wenn 
nur irgend jemand die Steuer zahlt! Gewiß empfiehlt fich diefe Löfung durch Einfachheit 
und eine fcheinbar humane Rüdficht, welche die arbeitenden Klafjen von Mietiteuer und 
allen direften Kommunalabgaben befreit, ebenfo wie die höheren Klafjen ihrerfeits ſich aller 
perſönlichen Verpflichtungen entledigt haben. Aber erjt mit den Konſequenzen in großem 
Maßſtab wird es nun fichtbar, daß die Geſetzgebung ſelbſt durch die Entfleivung des Staats- 
bürgers von jeder bürgerlichen Pflicht die „allgemeinen Menſchenrechte“ als alleinige Grund- 
lage des Anſpruchs auf die höchiten politifhen Rechte übriggelaffen hat. Es giebt fortan 
feinen Grundfag mehr, welcher fi) jedem Anſpruch auf Stimmredt entgegenhalten ließe, 
auch nicht dem Stimmredt der Frauen und Minderjährigen. Es eröffnet ſich damit ein 
Wirrware von neuen Neformideen. Das fo gejtaltete angeborene Recht beanjprudt denn 
auch folgerichtig feine Ausübung als perfönlidhen Souveränitätsaft, unabhängig von 
jedem Zufammenhang mit einem Nacdbarverband und ohne jede Art der Verantwortlichkeit, 
durch geheime Abjtimmung (ballot), welche alsbald zu einer Sturm: und Drangforderung 
diefer Zeit wird und der zweiten Neformbill unmittelbar folgt (1872). Das Oberhaus 
verfuhte noch einen Widerftand, gab aber in der folgenden Sejfion feine Zuftimmung zum 
Geſetz als einer temporären Mafregel, mit welcher Mentalrejervation von Jahr zu Jahr 
das ballot fortbeiteht. 

Die Anträge auf Erweiterung des Stimmredts folgen bei diefer Sachlage 
fhon unmittelbar der Publikation der zweiten Neformalte. Der Gleichheitsprang richtet ſich 
fofort gegen die Ungleichheit der Vertretung in Stadt und Grafihaft: warum dort ein 
gleiches Stimmredht der Haushaltungen, hier noch einen Genfus? Das Schlagwort der 
„Ausgleihung“ erjcheint ſchon 1872 in neuen NReformanträgen. Noch weiter tragend iſt 
die Forderung auf Ausgleihung der Wahlbezirke, d. h. auf Herftellung einer gleichen 
Bevölkerungszahl in den Wahlbezirfen. Auch die alte Marime Pitts, daß die Wahlbezirke 
nad einer Durchſchnittszahl von Bevölkerung und Steuerleiftung zu bilden jeien, erfchien jett 
als überwundener Standpuntt. Gegen das bejchleunigte Tempo der Forderungen hat der 
Widerſtand der Parlamente nur noch ein halbes Menfchenalter jtandgehalten bis zu der 
dritten Neformbill, der Representation of People Act 1884 und dem Geſetz über die 
Verteilung der Wahlbezirfe von 1885, welches nun mit einigen fonneren Geſetzen eine 
Gruppe von neun neuen Verfafjungsgefegen bildet. 

1. Bezüglih der Wahlbezirke ift jetzt die „Ausgleichung“, d. h. eine radifale 
Umgeftaltung zu Wahltreifen mit ungefähr gleider Bevölferungszahl 
durchaefeßt. Zu dem Zweck wird 79 Städten (unter 15000 Einwohnern) das Recht der 
Wahl eines befonderen Abgeordneten überhaupt entzogen; 36 Städte (unter 50000 Ein- 
wohner) behalten nur einen Abgeordneten; 14 große Städte erhalten eine Vermehrung ihrer 
Abgeordnetenzahl nah Verhältnis der Bevölkerung; 35 Städte (von annähernd 50 000 
Einwohnern) gewinnen ein neues Wahlreht. Die Grafjchaften werden durchgängig zer- 
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ſchlagen in Wahlbezirfe von ungefähr gleicher Bevölkerung, zur Wahl je eines Abgeord- 
neten. Dies single seat system ijt gleichmäßig durchgeführt mit Ausnahme von 28 Städten, 
die man zur Wahl von zwei Abgeordneten noch ungetrennt gelafjen hat. Die Graffchaft York 
bildet danach beifpielsweife 26 Wahlbezirfe, die Stadt Liverpool 9. In Summa ift das 
Nefultat, daß die Graffhaften 253 Abgeordnete (bisher 187), die Städte 237 (bisher 297) 
wählen. Die Durdjcnittsbevölferung der Graffhaftswahlbezirfe ift jet 52800 (bisher 
70800), die Durchſchnittszahl der ftädtifhen Wahlbezirfe 52 700 (bisher 41 200), 

2. Bezüglih der Wahlberehtigung beruht die dritte Neformbill auf dem ein- 
fahen Prinzip, daß das Haushaltungsſtimmrecht der Städte jetzt auf die Graffhaften aus- 
gedehnt iſt. Das Innehaben eines Wohnhauſes oder einer jelbjtändigen Wohnung (oder 
auch eines LXogis von 10 £ Mietöwert, wenn unmöbliert) genügt auch in Grafjchaften zur 
Erteilung eines Stimmredts. Zur Gleichftellung mit den Städten ijt der Genjus des 
fonftigen oceupier in den Grafihaften von 12 auf 10 £ herabgejett. Alle früheren 
Wahlrehte find mie in den’ früheren Reformbills referviert; übrigens noch einige Wahl- 
berechtigungen für die Inhaber von Dienftwohnungen u. f. w. neu gejchaffen ®. 

3. Bezüglih des Wahlverfahrens find die Wahlftunden allgemein von 8 Uhr 
morgens bis 8 Uhr abends feitgeftellt, im welchen nun die MWahlzettel nad dem Syſtem 
der nomination papers nad) Bequemlichkeit des Wahlberechtigten abgegeben werden. Die 
Den Amendements zu der Wahlbeftehungsbil und den Wahlproceduren find von feiner 
Srheblichfeit. 


! Das dem Geſetz beigefügte Tableau der Wahlbezirfe ergiebt die Zufammenfegung jedes ein: 
zelnen. Die Wahlbezirke der Grafjchaften find in der Negel zufammengejekt aus einem oder meh- 
teren Polizeiverwaltungsbezirten (sessional divisions), welche meiitens mit den Kreisarmenverbänden 
zufammenfallen; ſodann aus einem oder mehreren munieipal boroughs oder ehemaligen parliamentary 
boroughs und meiftens einer größeren Zahl von Kirchfpielen, die zur Abrundung des Wahlbezirfs von 
anderen Verbänden abgelöft And, Die ftädtiihen Wahlbezirte find mwenigitens aus ungeteilten 
Stadtbezirfen (wards) zufammengefügt, zum Teil aber auch erheblich erweitert durch Zulegung länd- 
liher Bevölferungen. Die Verwirrung der politifhen Grundfäge durch Gefichtspunfte bes nächſten 
Vorteil ift 3. 3. To aroß, daß dies bedenklichſte Stüd der Gleihmaderei von der Fonjervativen 
Partei durchgefegt ift! Den wirklichen Beruf einer fonfervativen Partei hätte die englifche Ariſto— 
fratie vielleicht ficherer in den Grundfäten des deutfchen Freiherrn vom Stein gefunden als in den 
taktiſchen Künſten des Herrn Disraeli. 

Ei Mit Weglaffung der minder wichtigen Einzelheiten geftalten fih die Wahlberedhtigungen 
mie folgt: 

1. Bermöge der allgemeinen Vorbedingungen bleiben ausgeſchloſſen: Minderjährige, Frauen, zu 
mehr als zmwölfmonatlicher fchwerer Freiheitäftrafe Verurteilte, die befoldeten Polizeimannſchaften, die 
Almofenempfänger der öffentlichen Armenpflege. 

2. Gemeinfam den Graffchaften und Städten ift das „Wohnhaus-Wahlrecht“ für jeden 
Inhaber (inhabitant occupier) eines Wohnhauſes oder einer jelbftändigen Wohnung feit zwölf Mo- 
naten, eingefhäßt zu den Kommunaljteuern während diefer Zeit. Daran reiht ſich das Wahlrecht 
der „lodgers“ d. h. der Aftermieter in Befit eines Wohnraumes von 10 £ Wert (ald unmöblierter 
Raum berechnet), unter, der Vorausfegung, daß fie fi zu den Wahlliften anmelden. 

3. Bejonvdere MWahlrechte für die Grafichaften: 

a. Freeholders qualification: freeholders zu 40 sh. Ertragäwert, wenn feit ſechs Monaten 
im Bejit oder durch Vererbung zc. überfommen, — für freeholders auf Lebenszeit nur 
unter Vorausjegung des altuellen Befites oder der Vererbung zc., — ohne dad nur free- 
holders zu 5 £. 

b. Copyholders von 5 £ Wert im Befit ſeit ſechs Monaten. 

c. Leaseholders (Pachtungen auf mindeſtens jechzig Jahre) von 5 £ Wert, wenn im 
up jeit zwölf Monaten. j 

d. 10 £=-oceupiers: Zeitpächter oder fonftige Yandbefiger von 10 E Ertragdwert, wenn 
im Befig jeit zwölf Monaten, eingefchägt zu allen Kommunalfteuern in derfelben Zeit. 

4. Befondere Wahlrechte für die Städte: Die 10 Lsoccupation ift zur Ausgleihung aud) 
auf die Städte übertragen für jeden Inhaber von Ländereien von 10 E£ Ertragämwert ıc. 

Die Wahlliften werden jährlih im September und Dftober angelegt und die erforderlichen Be— 
figfriften vom legten 15. Juli an zurüdgerechnet. Das Erfordernis eined längeren Bejiges gilt als 
erfüllt, wenn der Beſitz auf Vererbung, Ehevertrag oder Amt beruht. Das Erfordernis der Ein- 
Thägung zu den Kommunalfteuern gilt al® erfüllt, mag der oceupier felbft oder „durd; feinen land- 
lord“ eingeihäst fein. Die eingefhägte Steuer muß aber für einen gewiſſen Zeitraum auch ge- 
zahlt fein. 
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Die Zahl der neu hinzukommenden Wähler wurde nad einer noch unficheren Bered- 
nung auf 2000000 angenommen: ſicher iſt nur, daß die neu hinzufommenden nod weniger 
geeignet fein werden, die hergebrachte Parlamentsregierung fortzufegen, als die vorlegten 
zwei Millionen. 


Die Begeifterung, unter welcher einft die erfte Neformbill durchging, war ſchon bei der 
zweiten verfhwunden. Die dritte paffiert mit einem Gefühl der Refignation in beiden 
Lagern, nachdem übrigens beide mit allen Mitteln der Agitation einander den Rang ab- 
zulaufen bemüht gemwefen find. 

Die Hoffnung der Konfervativen, daß die Vermehrung der Grafichaftsabgeorbneten und 
Trennung der Großftädte in eine Mehrheit von Wahlbezirfen ihrer Seite zu gute fommen 
werde, konnte fich nicht erfüllen. Denn jener Vorteil wird reichlich aufgerwogen dadurd), daß 
die friedensrichterlihe gentry ihren großen Verband in der Graffchaft verliert und fortan 
in den feinen Gruppen der Amtöbezirfe (divisions) mit den loder verbundenen Armen: 
verbänden, Kirchipielen und ehemaligen Wahlfleden zufammengefchoben wird. Dazu tritt 
der unheilvolle Mangel einer begüterten Bauernfchaft und einer feitanfäffigen Zandarbeiter- 
bevölferung. Beide Parteien find vielmehr fortan in verboppeltem Maß von den zeitigen 
Intereffen und Stimmungen abhängig geworden. In den fo loder gruppierten Wahlab- 
ſchnitten walten nicht die Lebensanfchauungen einer communitas, fondern die zeitigen Schlag- 
worte der Prefje und der Wahlvereine, 

Wie in der Kirchenreformation, jo nimmt auch bei dem Übergang in die neue Gejell- 
ſchaftsordnung England den umgefehrten Gang mie der Kontinent. Auf einer höheren 
Entwicklungsſtufe gelangt England mit dem Ende des 19. Jahrhunderts zu analogen Zu- 
ftänden wie der Kontinent im Anfang feiner Verfaffungsbildungen. Allerdings beiteht 
noch dem Namen nad) ein House of Commons: aber e3 beitehen feine communitates mehr, 
nicht mehr die jest veralteten Pflichtgenoſſenſchaften. Nachdem das Korreftiv weggefallen 
ift, welches in den alten communitates die Intereſſen dur die ftetige Rückſicht auf die 
Forderungen der Sitte und des Rechts ermäßigte und den Wahlförperfchaften jenes Maß 
von Selbjtbeherrihung, politifher Einfiht und Achtung vor dem Recht eingewöhnte, mit 
weldem die parlamentarifche Parteiregierung ehrenvoll bejtehen konnte, bleiben jegt lediglich 
die gejellfchaftlihen Lebensanfhauungen maßgebend, die fih nur in einem Streit um Rechte 
bewegen und mit der Negelmäßigfeit eines Uhrwerks bei den heutigen Kulturvölkern in ein 
und derfelben Richtung ſich wiederholen. 

Der Gleihheitsprang der Geſellſchaft ftellt jederzeit in den Vordergrund feiner An- 
fprüdhe die Grundredte: Freiheit und Gleichheit der Perfon, des Vermögens, des Ver— 
einsrechts, der Preſſe, der Kirchen und der religiöfen Befenntniffe u. f. w. — an ſich be- 
rechtigte Poftulate der heutigen Gefellfchaft, die aber als abjtrafte Schlagworte für ungleich- 
artige Verhältnifje zu widerfprechenden, ſtets unbefriedigten Anfprüchen führen. 

Der Gleichheitsprang der Gefellfchaft beanfprudht unter dem Namen Selbitver- 
waltung nit Pflichtgenoſſenſchaften zur verantwortlichen Ausführung der Geſetze und 
der Aufgaben des Staats, fondern freigewählte boards mit der autonomen Befugnis zur 
Faffung von Beichlüffen und zur Verleihung von Ämtern. Das Monftrum einer foge- 
nannten Stabtverfaffung für die Metropolis welches jegt ſchon durch eine Zufammen- 
ſchiebung der boards neuen Stils zu ftande gebracht ift, wird vielleicht die öffentliche Mei- 
nung überzeugen, daß die induftrielle Geſellſchaft ohne monarchiſche Leitung zum innern 
Ausbau der Verfafjung nicht zu gelangen vermag. 

Der Gleichheitsprang der Geſellſchaft erfchöpft feine Fdeen von einer Staatöver- 
faffung in der freien Wahl eines Volfshaufes, welches als Verwaltungsrat der Nation 
autonome Beihlüffe faßt und die ausführenden Minifter beitimmt. Ein neugeftaltetes Ober- 
haus mit zahlreihen auf Lebenszeit ernannten, zum Teil auch wohl gewählten Mitgliedern 
wird diefem neuen Staatsweſen vielleicht noch einige Stabilität bewahren und übereilte 
Beihlüffe einer demokratiſchen Majorität in der auswärtigen und Kolonialpolitif abwenden. 
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Der Gleichheitäbrang der Gejellihaft, wenn er dann aber aus den mittleren Schichten 
in die handarbeitenden Klafjen herabjteigt, beanſprucht ein Weiteres: eine Gleichheit des Be- 
figes und eine Gleihmwertigfeit der Arbeit, die fi mit dem politifchen Gleichheits- 
drang durchfreuzt, zu unlösbaren und gemwaltthätigen Widerfprühen mit dem Weſen der 
GSefellichaft, der Kirche und des Staats führt, der Demagogie auf allen Seiten aber freies 
Feld fchafft, bis eine diftatorifche oder monarchiſche Autorität die Ordnung wiederherſtellt. 

Ohne ernfte, gleihmäßige Durchführung der perſönlichen Bürgerpflichten im Staat 
ift gegen die elementare Gewalt diefer Strömungen fein Halt zu finden. War jener Gleich— 
heitsdrang nad der zweiten Reformbill mit verboppelter Stärke zur Geltung gefommen, fo 
wird er nad der dritten Reformbill mit noch erhöhter Stoßkraft den focialen, VBerwaltungs- 
und politiichen Reformen einen afuten Charakter geben, zur weiteren Demofratifierung der 
Verfaffung und Bureaufratifierung der Verwaltung, für melde nun die „Ara der radi- 
falen Barteien” gelommen ift und mit ihr die Seit der Caucus und der politifchen 
Drahtzieher, jo wenig Anlage aud die Nation für die Nachbildung der amerifanifchen Ein- 
richtungen von Haufe aus hat. Nicht mehr Straßentumulte wie in früheren Jahrzehnten 
bilden die Gefahr der lebenden Generation, nachdem die Volkserziehung eine befjere geworben 
ift, ſondern ein puritanifcher Gleichheitsbrang, der wohl mehr den Spuren Benthams ala 
der Franzoſen folgen, aber um fo tiefer einfchneiden wird. 

Man könnte dagegen immer wieder den Einwurf erheben, daß die heutige Geftaltung 
der Wahlkörper eine folche fei, wie fie in fontinentalen Staaten (unter ftarfer monarchiſcher 
Initiative und Leitung) ohne allzugroße Gefahren mehr als einmal verſucht ift, der zur 
Zeit erwachte Streit der Raffen- und nterefjengegenfäge fei für England faum gefährlicher 
als auf dem Kontinente. Eine andere Bedeutung hat aber die Verzehnfahung der Wähler 
in einem halben Jahrhundert für England, feitvem die Eriftenz der Minifterien und der 
Gang der Staatöregierung von dem House of Commons nahezu ausfchließlich abhängig ge- 
worden iſt. Nachdem alle Korreftive zur Ermäßigung der geſellſchaftlichen Interefienfämpfe 
aufgehört haben, fällt die bisherige Art der Parteiregierung in eine hülflofe Abhängigkeit 
von unberechenbaren Kombinationen gefellihaftliher Intereſſen, von den relativ jtärfften 
Vorurteilen, von politifcher Agitation und taftifchen Künften der Parteibewegung, denen 
* unter der zweiten Reformbill ebenſo Disraeli wie Gladſtone ihre Stellung verdankt 

aben. 

Die zur Parlamentsregierung nad älterem Stil notwendige Zweiteilung in eine fon- 
fervative und liberale Parlamentspartei beiteht, wie oben bemerkt, nicht mehr. Neben 
den beiden Barteien gehen längjt nebenher (wie in Deutjchland) radifale, konfeſſionelle, 
nationale, nterefjenfraftionen, unabhängige Mitglieder und andere, deren Zahl in einem 
langfamen aber jtetigen Wachstum begriffen ift. Die Haltung des engliſchen Parlaments ift 
unter dem Einfluß Ddiefer Elemente ſchon fo verändert, daß man ſich zu ftarfen Befchrän- 
fungen der Redeordnung, einmal (1881) fogar zur Ausfchliefung von 32 ungebärdigen 
Mitgliedern hat entjchließen müffen. Schon feit der Neformbill von 1867 hat die Zer- 
brödelung der Parlamentsparteien an die Stelle einer Parteiregierung eine quafisdiktatorifche 
Stellung eines einzelnen Staatsmanns gefeßt, ala des perfönlichen Trägers des zeitigen 
Durchſchnitts der öffentlihen Meinung. Bis zum Eintritt der radikalen Regierungen werden 
daher nur wohl noch Koalitionsminifterien möglich fein. Das Staatsfchiff wird aber über- 
haupt fteuerlog, wo unter dem Votum von Millionen neuer Wähler die Eriftenz eines 
Minifteriums von der veränderten Stimmung eines Dußend zufammengewürfelter Wahl: 
bezirfe abhängig bleibt. ; 

In diefer Lage drängt ſich noch einmal eine Vergleihung mit den älteren Erfahrungen 
des Kontinents auf Es ift die wunderbare Ahbnungslofigfeit der bejigenden Klaſſen 
von den bevorftehenden Krifen, welche daraus entjteht, daß in den engeren gefellichaftlichen 
Kreifen die Verfchiebung der großen BVerhältniffe nicht wahrgenommen wird. Der priva- 
tifierende Pair, der in früheren Generationen die Ausnahme bildete, wird zur gewöhnlichen 
Erjcheinung in einer Zeit, wo das Dberhaus bald vor die Eriftenzfrage gejtellt jein wird. 
Ein unwiderſtehlicher Wandertrieb bemächtigt fich der englifchen gentry in einer Zeit, wo 
die Anmwefenheit auf ihren Landſitzen notwendiger wäre als je, um den wanfenden Xofal- 
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einfluß nicht völlig zu verlieren. Tagesprefje und Litteratur bewegen ſich mit unermübdlichem 
Eifer auf allen Gebieten der Natur: und moralifhen Wiſſenſchaften, ald ob das große eng- 
liſche Staatsweſen fih in dem fihern Hafen der Ruhe befände. Die Tagespreſſe lebt in 
einem Zuftande der Selbittäufchung, als ob die heutige Frage über Sein oder Nichtjein der 
PVarlamentöverfaffung auch ferner von der „öffentlihen Meinung“ mit päpftliher Unfehl- 
barkeit entſchieden werden müßte. Alles jo, wie einft in Deutjchland und Frankreich un- 
mittelbar vor den Katajtrophen. 

Eine befondere Gefahr für die nächſte Entwidlung fcheint uns in dem allzugroßen 
Selbftvertrauen der Nation auf ihre Überlegenheit über andere Völker zu liegen, welches 
höchitens von der ftammverwandten amerikanischen Demofratie etwas anzunehmen geneigt 
ift. Allein fo unzulänglid die heutige öffentliche Meinung zu fein fcheint für die Einficht in 
die abjchüffige Bahn, in der fih der Staat bewegt, fo wunderbar und gewaltig ijt der Um— 
ſchlag, jobald die politifhen und gefellfchaftlihen Kataftrophen eingetreten find, mögen fie 
zuerft von außen oder von innen einbrechen oder, wie gemwöhnlid, von beiden Seiten zu- 
gleih. Unter den Scidfalsfhlägen und Prüfungen erjt zeigen edle und tüchtige Völker 
ihr wahres Weſen, erft dann erwacht in voller Kraft das Pflichtbewußtſein gegen den Staat, 
welches heute no ruht. In diefer Zeit der Prüfungen hat Frankreich wie Deutfchland 
die Fähigkeit gewonnen, fi ſelbſt das ſchwerſte Opfer aufzulegen, deſſen die Gefellichaft 
überhaupt fähig ift: die allgemeine perfönlihe Wehrpfliht. Schließlich giebt der Mut, die 
Charakterftärfe die praktiſche Einſicht diefer Nation, wie fie in einer taufendjährigen Ent- 
widlung heute vor uns fteht, die Gewißheit, daß auch hier das ftaatlihe Pflihtbewußtfein 
wiebererwadhen und zum Wiederaufbau der verloren gegangenen Grundlagen ihres freien 
Staatöwejens gelangen wird. Wie der menfchlihe Organismus die Fähigkeit beſitzt, be- 
fchädigte oder verjtümmelte Funktionen wieder herzuftellen oder zu erjeßen, fo beſitzt dieſe 
Fähigkeit auch der Organismus des Staats. Die nächte Aufgabe der organischen Gefet- 
gebung ijt die jet notwendige Umbildung der Graffchaftsverfaffung, in welcher die Wieder: 
heritellung der perfönliden Bürgerpflidten im selfgovernment für England un- 
aefähr dasfelbe bedeutet, was die allgemeine Wehrpflicht für die Staaten des Kontinents. 
Wenn es dem Leben der Völker wie des einzelnen nun einmal zu feinem Heil befchieden 
it, folde Prüfungen zu beftehen, fo berechtigt die ganze Vergangenheit diefes Staats zu 
dem Vertrauen, daß die englifche Nation die bevorftehenden Stürme beftehen und die Bau- 
fteine zum Wiederaufbau ihres freien Staatsweſens in der eigenen Vergangenheit finden 
wird, ebenfo wie die deutſche Nation, deren latente Kraft jederzeit in dem Zellenſyſtem der 
communae gelegen hat. 
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